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Fahrkartenſteuer. 


I. Geſchichtliches. — IL. Inhalt des G. — III. Finanz- 
wiſſenſchaftl. Würdigung der F. — 1V. Kritik des G. 


I. Geſchichtliches. Seit Ungarn 1875 ſeine 
Transportſteuer eingefiihrt hat, wurde auc) in Oſterr. 
die Schaffung einer dhnl. Ubgabe wiederholt (1879, 
1891, 1897) geplant; allein ſtets fcheiterte dieje Ab—⸗ 
ſicht an dem hejtigen u. einmütigen Widerjtand 
der Geſchäſts⸗ u. Sndujtriewelt. Erjt die am 20 V 
1901 im A. H. eingebrachte Borlage wurde ange- 
nomunen, da die Erſchöpfung der vorhandenen Steuer- 
quellen bei gleichjeitig ſteigendem Finanzbedarfe fiir 
Driingende fogialpolit. Swede dem A. H. feinen 
anderen Ausweg lich. Wherdings dauerte es mehr 
al8 1 Qabr, bis der Entwurf nach heftiger Bekämp— 
jung in u. auger dem Haufe die Sanftion erhalten 
und alg G. 19 VID 1902, R. 153, fundgemacht 
werden fonnte. Die im G. vorgejehene D. V. ijt 
als MinijterialerlaR 27 IX 1902, R. 195, erſchienen. 

Il. Jubalt ded G. a) Steuerfubjeft find 
alle Perjonen (Qn= u. Muslander), welche jich auf 
einer inländiſchen Eiſenbahn befördern laſſen (§§ 1 
u. 12), injofern nicht eine perſönliche oder ſachl. 
Steuerbejreiung Plab greift. 

b) Als Steucrobjeft ijt der Kapitalsumſatz 
u betradten, weldjer bei einer Reiſe gemacht wird. 

a dieſer verfdieden ijt je nach der Einfommens- 
höhe des Reifenden und in der Regel ziemlich ju 
treffend (allerdings in großem Durehjchnitte) in der 
Benugung verſchieden tarifierter Hiige u. Wagen— 
flajjen gum Ausdruck fommt, fo ijt der Fahrpreis 
die natitrl. Steuerqgrunbdlage (§ 1). Bei dem au 
„normalen“ Preiſen (d. h. folchen, die auf Grund 
feiter Einheitsjipe gebildet werden und regelmäßig 
aur Anwendung fommen) fie abwidelnden Ver⸗ 
fehre ijt eine Rrogrefjion der BVefteuerung an 
die zurückgelegte Entſernung und an die Bedeutung 
ded Berfehres gefniipjt, indem der Berfehr der 
Rleinbahnen, Lofalbahnen u. Hauptbahnen ver— 
idjieden hohen Steuerſätzen unterworjen und der 
Kleinbahnverkehr innerhalb einer Gemeinde und bis 
u 10 km im Umkreiſe derjelben gang jteuerfrei 
jt. Qndireft ijt übrigens aud cine Boren 
nach der Wagenflaffe dadurch geqeben, da die Fahr— 
preije felbjt progrefjiv gebildet find. Direft ange- 
wenbdet ijt die Progrejfion der F. nad) der Wagen- 
flafje nut bei jenem Berfehre, welder gebühren— 
frei ober au ermipigten Preiſen erjolgt. Da egen 
ijt auf dieſen Berfehr die Progreſſion be ct 
Art der benugten Eiſenbahn nicht angewendet. 

c) Der Steuerfap betrigt fiir Meinbah- 
nen 3%, fiit Lofalbahnen 6% und fiir Haupt- 
bahnen 12% des Fahrpreiſes ($ 1), wobei als Klein⸗ 

Ofterr. Staatswirterbuch, 2, Aunfl., 2. Br. 


oder Lokalbahnen nur jene —— zu behan⸗ 
deln ſind, welche auf Grund der ar Ny 
25 V 80, R. 56, 17 VI 87, R. 81, und 31 XII 94, 
R. 2 ex 1895 ausdrücklich als folche konzeſſioniert 
(oder auf Staatsfoften erbaut) wurden bezw. wer— 
den (§ 1). Eine Ermäßigung des Steuer- 
ſatzes tritt flix ſolche Berfehrsrelationen cin, die 
fid) awifchen Ojterr. cinerjeits und Ungarn, Bos- 
nien und der Herzegowina fowie iiber diefe Län— 
der hinaus anderjeits und in umgefehrter Richtung 
ergeben, da er in diefen Fallen nur 10% des auf 
den öſterr. Durchlauf entjallenden AUnteiles am Fabhr- 
preiſe betriigt (§ 2). Für diefe Relationen ijt aber 
der alte Fahrfartenjtempel (2% des Fahrpreiſes laut 
T. P. 47, lit. e, des Geb. G.) aufrecht erhalten, ſeine 
Begrengung auf höchſtens 50h fiir je cine Fahr— 
farte dagegen aufgehoben (§ 11), fo dak in praxi 
aud) diejer Verkehr mit 12% befteuert ijt. Ferner 
betriigt der Steuerfag fiir foldye Hauptbahnen, deren 
normaler Fahrpreis um mehr als 20% höher ijt 
al8 der gleiche Tarif der k. k. Staatsbahnen fiir 
die III. Rlajie nur 95% und fiir den Berfehr mit 
Ungarn ujiv. nut 75% bes Fabrpreifes bezw. des 
Biterr. Unteiles am Fahrpreije (§ 3; der fog. ,,Sitd- 
bahnparagrtaph’*). 

Bei den Fahrten, welche, ohne dak die Cijen- 
babnen hiezu geſetzlich verpflidtet find, gebührenfrei 
oder gu ermäßigten Preiſen erfolgen, wurde die F. 
infolge des Feblens oder der bef. Billigfeit des 
Fahrpreiſes an die zur begiinjtigten Fahrt berech⸗ 
tigenden Anweiſungen (Legitimationen) geknüpft, 
indem dieſe rationell als ſtempelpflichtig erklärt 
ſind. Die Stempelſätze betragen für Freiſahrtslegiti— 
mationen, gültig fiir einmalige Fahrt (aud) Hin— 
u. Rüchfahrt), fiir die III. Klaſſe 50 h; IL Klaſſe 
1K; 1. Klaſſe 2K; für wiederholte Fahrten IIL Satie 
5 K; IL. Rlajje 10 K; J. Mlaſſe 20 K; für Legiti— 
mationen zur Fahrt mit ermäßigten Preifen, giil- 
tig fiir einmalige Fahrt (aud) Hine u. Rüchſahrt), 
fiir die TL. Klaſſe 25 h; IL. Klaſſe 50 h; I. Klaſſe 
1K; fiir wiederholte Fahrten III. Klaſſe 2°50 K: 
Il. Klaſſe 5 K; L Klaſſe 10 K (§ 12). Die Steuer- 
progreifion ijt daher in allen Fällen 1:2:4. 

d) Die Bemeffung u. Einhebung der F. 
geſchieht durch die Cifenbahnen, erftere bei der 
Fahrpreisberechnung, letztere bei der Cinfajjierung 
des Fahrpreijes, au welchem Swede beide Beträge 
auf der Fabrfarte in einer Summe erſichtlich au 
madjen find. Mud) gur Abfuhr (ohne Vorſchrei— 
bung oder Yufforderung feitens der Steuerbehirde) 
find die Eiſenbahnen verpflidjtet und unterliegen 
bei Nichtbeobachtung der dariiber teils im G., teils 
in der D. V. enthaltenen Beſtimmungen Ordnungs- 
jtrafen bis gu 500 K (§ 4). Bei unrichtiger oder 
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verſpäteter Abfuhr find außerdem 5% racy 
ainjen und eine Gebührenſtrafe im zweifachen Be- 
trage der Verkürzung au gablen (§ 6). Zu Kon— 
trollgsweden hat die Finangverwaltung das Recht, 
in alle den Perfonenverfehr betreffenden Mufidrei- 
bungen der Eijenbahnen Cinjicht zu nehmen (§ 5). 
Die abjufiihrende Summe ergibt fic), indem vdn 
je 112 K fteuerpflichtiger Bruttoeinnahme 12 K als 
F. beredjnet werden. Die Abſuhr muh am 15. des 
dem Gebarungsmonate folgenden Monates u. zw. 
als Abſchlagszahlung in der Hohe der definitiven 
Steuerſumme des gleichen Monates des Vorjahres 
geleijtet werden. Die definitive Steuerermittlung 
muß am 15. ded dem Gebarungsmonate folgen— 
den vierten Monates der Behörde vorliegen Art. 7 
der D. B.). 

Die Steuer fiir Legitimationen zu wieder- 
holten Fahrten wird von der Eiſenbahn unmittel— 
bar entrichtet (die Art der Cinhebung vom Bez 
giinjtigten ijt ifnen iiberlafjen); auf Legitimationen 
au cinmaliger Fahrt ijt ber Stempel vom Inhaber 
aufjufleben und von der Eiſenbahn gu entwerten 
(Art. 15 der D. B.). 

e) Bon der Steuer befreit find die Mit— 
glieder des Allerhöchſten Hofes, ferner Perſonen, 
welche auf Dienjtreifen zum Militärtarife befördert 
werden, YUrbeiter und ar eitfucende Perfonen, falls 
dieſe fic) mit einer bef. Legitimation ausweiſen 
und fiit fie befondere, eine Ermäßigung von mins 
deftens 50% des Fahrpreiſes ergebende Fahrlarten 
bejtehen (§ 9), endlich alle Perjonen, welche gefegl. 
Anſpruch auf gebiihrenfreie Beförderung haben 
(arg. § 1). . B. Kinder unter 4 Jahren laut § 11 
Bete. Kgl, § oitbedienitete in Begleitung der Bahn⸗ 
pojt faut § 10 E. Rong. G. Organe der Cijenbahn- 
aufſichts⸗, der Polizei⸗ Finang- und polit. Behörden 
bei Dienjtreifen in Cijenbahnangelegenheiten oder 
aur Uberwachung de8 Cifenbahnverfehres faut § 88 
uſw. E. Betr. O. Daher find insbej. die dieſen Per— 
fonen ausgeftellten Legitimationen ftempelfrei ; ft em-= 
pelfrei find aud alle Anweiſungen, welde von den 
Eiſenbahnen den eigenen Bedienfteten u. Urbeitern 
fowie deren Familienangehirigen (fofern dieſe von 
ibnen volljtiindig erhalten werden beg. mit ifnen 
in gemeinfamem Gaushalte [eben) fowie den Be— 
dienjteten fremder Berfehrsanjtalten, ferner An— 
weijungen, welde aus öffentlichen oder eiſenbahn— 
dienſtl. Riicfichten, endlid) wegen Armut oder gu 

emeinniigigen Zwecken erteilt werden (§ 12). Als 
Pach, Befreiungen von der F. find angufehen: 
die Befreiung des Kleinbahnverfehres innerhalb 
einer Gemeinde und innerhalb cines Umkreiſes von 
10 km von der Gemeindegrenge aus, ferner, ded 
Verfehres der Wiener Stadtbahn und des Uber- 
angverfehres zwiſchen dex Wiener Stadtbahn und 

n innerhalb de8 Wiener Stadtgebietes geleqenen 
Strecken anbderer elie bie Eiſenbahnen dieſe 
beiden letzteren mindeſtens bis gum J. 1928) (§ 10). 

f) Inſtanzenzug geht von der Finanz— 
begirfSdireftion, in deren Amisbereich die — 
fende“ Eiſenbahn ihren Sitz hat, als 1. Inſtan 
an die Finanzlandesbehörde und das F. Mi, wel 
letzteres ſtets im Einvernehmen mit dem Eiſ. M. 
ſeine E. zu fällen hat. Die Berwaltungsgerichts— 


barkeit ſteht ſo wie in Steuerſachen überh. dem 
V. G. zu. Perzeptionsämter ſind die Kaſſen 
det Finanzbehörden 1. Inſtanz (Art. 9 u. 7 der 


D. B.). .. 

§ Uber die Verjibrung der F. gelten die 
allg. Bejtimmungen. Die Abgabenerhöhung im Falle 
der Verkürzung verjährt in 5 Jahren. 

h) Das G. tft am 111903 in Wirkſamkeit 

getreten, gleich a ijt der alte Fahrkartenſtempel 
(mit der im Pun tec erwibnten Ausnahme und 
unter ——— fiir ben Dampfſchiffverlehr), 
ferner bie [aut Art. V, lit. f, und Art. XX des 
ar eer 31 XIL94 geftattete Pauſchalierung 
des alten Fahrfartenftempels aujgehoben worden 
(§ 11). 
, Das von der Regierung erwartete Ergeb— 
nis der Fahrkartenſteuer von 11°4 Mil. K 
muß zufolge der Junftimflaujel ded § 13 bejtimmten 
Sweden (Aufbeſſerung von Gebalten u. Penfionen 
verſchiedener Kategorien von Staatsbedieniteten, 
Rompenjierung des Steuerausjalles durch Auf— 
hebung der Wauten und Grundſteuerabſchreibung) 
gugewendet werden. 

ILL. Finangwiffenidhaftl. Würdigung der F. 
Die F. ijt sufolge ibres Objeftes eine indirefte 
Steuer, und weil jie es im Umſaßtze erfaßt, eine 
Verkehrsſteuer. Ihre Vorzüge find fiir den Staat: 
Die vollitindige Koſtenloſigkeit der Bemeſſung u. Ein— 
hebung, die ſaſt abſolute Sicherheit gegen Hinter— 
ziehungen ſeitens der Steuerſubjekte (ſolche Hinter— 
ziehungen find nur möglich bei gleichzeitiger Hinter= 
ziehung des Fabhrpreifes, 3. B. durch fog. „blinde“ 
Pajjagiere, Benupung falicher Fabhrlegitimationen), 
die absolut fichere Kontrolle der richtigen u. red)t- 
geitigen Abfuhr und die Möglichkeit der progreffiven 

nlage; fiir den Steuertriiger: Die Bequemlichkeit 
der Leijtung und die an u. fiir fich geringe Be- 
laſtung im eingelnen alle. Bef. Cigentiimlicteiten 
weifen die Uberwälzungsverhältniſſe auf, da es 
vorkommen fann, baby die Eifenbahnen, welche nad 
ber Tendenz des G. blok die Steuereinnehmer fein 
follen, infolge der Nonfurreng von Waſſerſtraßen 
oder ausländiſchen Cijenbahnen gezwungen fein 
finnen, die vor der Einjiihrung der Steuer beſtan— 
denen Fabhrpreije unveriindert beigubehalten und 
daher die F. aus Cigenem ju jablen; da ferner 
die F., weil die meiften Reifen zirka 70%) Gee 
ſchäftsreiſen find, in ber Regel mit den wade Sp 
Geſchäftskoſten auf die Konſumenten überwälzt 
wird, ſo daß nur bei dem übrigen Teil der Reiſen 
der Reiſende ſelbſt die Steuer zu tragen haben 
wird. Da dieſer Teil der Reiſen aber zu den ver— 
ſchiedenſten Zwecken unternommen wird (aus gefell- 
ſchaftlichen, Familien-, religiöſen, ſanitären Rück— 
ſichten, zum Vergnügen, zur Belehrung), jo wird 
entweder durch die F. ein Kapitalsaufwand — 
fen, welcher rationell gans ſteuerfrei gu bleiben 
bitte, oder es tritt cine —— ein, da 
dieſer Konſum ohnehin ſchon anderen indirekten 
Steuern unterworjen ijt. Doppelbeſteuerung u. zw. 
des Geſchäftsmannes tritt auch ein, wenn die Reiſe— 
foften nicht auf den Konſumenten überwälzt werden 
finnen, u. zw. eine um fo unrationellere, als in 
diefem Falle die Belajtung mit den Koſten des 
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Geſchäftes wächſt. Zu verwerfen iſt die Stempe— 
lung der Legitimationen zu Fahrten mit ermäßigten 
Preiſen, weil der erzielte Ertrag in gar keinem Ver— 
hältniſſe ſteht zu der Beläſtigung der Steuerſub— 
jelte und namentlich der Eiſenbahnen, und ferner, 
weil aufolge des Umſtandes, dak die ermäßigten 
Fahrkarten felbjt der allg. Prozentualſteuer unter⸗ 
liegen, eine gan erorbitante Steuerbelajtung des 
wirflich gezahlten Fahrpreijes eintritt (bis 3u 112%). 

Was den Einfluß der F. auf die Höhe des 
Berfehres anbelangt, fo läßt fic) hierüber nur ſchwer 
cin ficheres Urteil fallen, da ein Vergleich zwiſchen 
den J. 1903 u. 1902 bet vielen Cijenbahnen injolge 
gleichseitiger Tarijerhdhungen und jonjtiger Um— 
jtinde (Wetter, Berfehrsftsrungen uſw.) teils gar 
nicht möglich, teils nur ſchwer durchführbar iit. 
Doch ſcheint die F. die Höhe des Perſonenverlehres 
ungleichmäßig, hie u. da aber empfindlich beein— 
trächtigt zu haben. So hat z. B. die a rl 
Gifenbahn 1903 um 447.844 Reifende weniger be- 
férdert als 1902. Am erjten Halbjahre 1904 ijt 
ihr Berfehr um weitere 57.700 Perjonen gejunfen. 
Die Kaiſer-Ferdinands-Nordbahn hatte cine Ab— 
nabme um 20% gu verzeichnen. Die Staatseijen- 
babngejellidajt und die Bufdtéhrader Cijenbahn 
fonjtatierten eine ftarfe Beeintradtiqung des Nah- 
verfehres. Die Südbahn dagegen hatte eine Zu— 
nabme aufzuweiſen. 

Der vpraltiſche Erfolg der F. (die Steuerjumme) 
hat die Erwartungen der Regierung bedeutend über— 
troffen. Er ae 1903 16,431.138 K. Den Eiſen⸗ 
bahnen bat ihre Ginjithrun grobe Mühe u. Kojten 
gemadjt und erfordert nattirlicd) aud) jortlaujende, 
wenn auc) nidjt beträchtl. Koſten. 

IV. Kritit des G. Trog (oder vielleicht we— 

en?) der [angen Dauer der parlamentarijdjen Be- 
ciation des Geſetzentwurfes weiſt das G. einige 
Mängel auf. So ijt der an uz fiir fic) richtige 
Gedanfe der Steucrabjtujung nach der Bedeutun 
det benupten Gifenbahnen, d. h. im Weſen 
det Entfernung nicht fonfequent durdgefiihrt, in- 
dem wohl der YWabverfehr der Kleinbahnen u. 
Lofalbahnen, nicht aber det der Hauptbahnen be- 
gunitigt ijt, obwohl der letztere ſowohl feinem 

eſen als aud) ſeinem Fahrpreife (der bkonomiſchen 
u. ſozialen Bedeutung) nad) ebenfalls darauf An— 
ſpruch hätte; ferner iſt nicht zum Ausdrucke ge— 
bracht, welcher Steuerſatz angewendet werden ſoll, 
wenn ſich auf —— ein direfter Berfehr mit 
Ungarn uf. ergibt (jo daß die Praxis fiir den 
öſtertr. Anteil an einem foldjen Lokalbahnfahr— 
preije 12% Steuer redynet gegeniiber dem fon- 
ftigen Sage von 6%, alfo cine Steuererhöhun 
um 100%!); ferner wurde iiberfehen, dak es au 
Lofalbahnen gibt, welche Staatsbahnen, daher nidt 
fonjejffioniert find, fo daß bei wörtl. Inter— 
pretation ſolche Lofalbahnen wie Hauptbahnen 
i2% F. einbeben müßten uſw. 


xiteratur. 


Uber die Verkehrsſteuern im allg. die Hand- u. 
Lehrbiicher der Finanzwiſſenſchaft, insbeſ. Stein, 
Bagner, Shajffle, Leory-Beaulieu. Spesial- 
werle: Bilingfi: „Vermögens- u. Verkehrsſteuern 


im Steuerfyftem” in Hirth’ Annalen, 1876. Haus— 
mann: Berfehrsjteuern, Berlin 1894; ferner die 
einfchligigen Urt.in Conrad: Handwirtb.; Schön— 
berg: Handbuch, III. Bd.; Sonnenfdein: Die 
Cijenbabntrangportiteuer und ibre Stellung im 
Staatshaushalte, Berlin 1897. Außerdem als Mate: 
tialien dic Brotofolle des A. H. und die Sipungs- 
berichte vieler Handeléfammern. Hilſcher. 


Februarpatent. 


Gleichzeitig mit dem Diplome 20 X 60, R. 226, 
aur Regelung der ſtaatsrechtl. Verhältniſſe der Mon— 
archie (vgl. Art. „Oktoberdiplom“) erging ein kaiſ. 

ndjdjreiben an den Miniſterpräſidenten Grafen 

echberg, welded die Bahl der von den L. T. zu 
entjendenden Reichsräte auf hundert fejtitellte und 
die Verteilung derfelben auf die eingelnen Lander 
im Verhiltnijje der Ausdehnung, Bevilferung u. 
Bejteuerung anordnete. Die hierauf begiigl. Be- 
jtimmungen jowie alle Beriinderungen u. Modifi— 
fationen, welche in den früheren den Reichsrat be— 
treffenden P. und Erl. durch die feither veröffentl. 
A. E. eingetreten waren, follten in einem orga- 
nijchen Reichsratsjtatute zuſammengefaßt werden. 
Das faij. P. 26 11 61, R. 20 (Februarpatent), bes 
zeichnet fic) als Ausführung des Oftoberdiplomes, 
deſſen Grundſaß iiber die Ausübung der gefepgeben- 
den Gewalt unter Mitwirfung der L. T. begw. des 
Reichsrates zu feiner Verwirflidung einer näheren 
Bejtimmung bedarf. ES wurde daher mit dem F. 
(Mrt. I) ein St. G. iiber die —————— und 
den Wirkungskreis des Reichsrates erlaſſen (Bei— 
lage J des i). Diefes St. G. verfiigt die Zu— 
fammenfegung des sur Reichsvertretung berufenen 
Reichsrates aus 2 Hiiufern: dem H. H. ($§ 2—5) 
und dem A. H., welches aus 343 Delegierten der 
L. T. der eingelnen Königreiche u. Linder beſtehen 
follte (darunter aus Ungarn 85, Kroatien 9, Gie- 
benb. 26). Das St. G. jcheidet den gejamten und 
den engeren Reichsrat. Der Wirtungstreis der er— 
jteren umfafte die nach Urt. II bes Oftoberdiplomes 
allen Königreichen u. Ländern gemeinfchaftl. Ange— 
legenheiten, wibrend Gegenjtiinde der Hefepgebung, 
weldje allen Königreichen u. Ländern mit Aus— 
nahme der Linder der ungar. Krone gemeinjam 
find, in den verfaſſungsmäßigen Wirkungskreis des 
engeren Reicdsrates (ohne Susiehung der Mit⸗ 
glieder aus den Ländern der ungar. Krone) ver- 
wiejen wurden. Der Urt. II des F. verweift in 
Betreff Ungarns, Kroatiens u. Giebenb. auf die 
innerhalb der Grengen des Oftoberdiplomes mittels 
des Allerhöchſten Handſchreibens 20 X 60 verfiigte 
Wiederherjtellung der alten Landesverfaffungen, 
während Art. III u. IV fiir die nicht ungar. Län— 
der, um die Rechte u. Freiheiten der getreuen Stände 
dieſer Königreiche u. Lander nad den Verhältniſſen 
u. Bedürfniſſen der Gegenwart zu entwickeln, um- 
zubilden und mit den Intereſſen der Geſamtmon— 
archie in —— gu bringen, L. O. und L. Ts 
Wahlordnungen kundmacht (Beilage II a—p des 
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YB.) und jeder derſelben fiir das betrefjende Land 
den Charatter eines St. G. verleift. 

Art. VI des F. erflart den qefamten In— 
beqriff: a) dev früher erlajjenen Grundgeſebe 
(als der pragmatiſchen Sanktion und des Oftober- 
diplomes), Dann b) der wieder neu ins Leben ge- 
rufenen Berfafjungen (von Ungarn, Kroatien, Sie- 
benb.) und c) der durch dieſes P. erlaſſenen neuen 
Grundgeſetze (iiber die Reichs: u. Landesvertretung), 
durch welchen Anbegrijf von G. das Fundament 
der ſtaatsrechtl. Verhältniſſe des Reiches feſtgeſtellt, 
insbeſ. die Vollsvertretung gegliedert und die Teil— 
nahme der Staatsbürger an der Geſetzgebung u. 
Verwaltung geordnet iſt, als 34067 ung des 
Reiches. 

Der Reichsrat des F. war als Volksvertretung 
etwas gang anderes als der mit dem P. 131V 51, 
R. 92, und S TIT 60, R. 56, eingefepte bezw. ver⸗ 
ſtärkte Reichsrat, der den Charatter eines Staats: 
rates hatte. Deshalb verjiigte cin zweites faij. P. 
2011 61, R. 22, die Auflöſung diejes friiheren 
Reidsrates, es fepte bas P. ISTV 51 und SII 
60 auger —E und führte an deſſen Stelle 
einen Staatsrat ein. 

Das F. bildet nit cine bloße Ausfiihrung 
ber Grundjige des Oftoberdiplomes, fondern es 
ijt cin Verfaſſungsgeſetz mit wejentlid) neuen Be- 
jtimmungen. Wabhrend nad) dem Oftoberdiplome 
und dem Handſchreiben 20 X 60 der Reichsrat aus 
einer mäßigen Anzahl von Deleqierten der L. T. 
au bejteben hatte und der unbeſtimmte Ausdruck 
„Mitwirkung bei der Geſetzgebung“ cs zweijfelhaft 
erſcheinen läßt, ob dieſe —* ung wirll. gue 
ftimmung oder bloßer at fei, tritt uns im F. 
eine in 2 Häuſer — Reichsverſammlung 
entgegen, deren Zuſtimmung zu allen in ihren 
Wirkungskreis fallenden Gegenſtänden der Geſetz— 
gebung ebenſo notwendig iſt wie zu allen Landes— 
geſetzen die Zuſtimmung der betrefſenden L. TF. 

Das kaiſ. Handſchreiben 26 1] 61 an den ungar. 
Hofkanzler Freiherrn v. Vay überläßt die Fejt- 
jtellung der Art u. Weije, wie die Wahl der Abge— 
ordneten jum Reichsrate im Königreiche Ungarn, 
im Königreiche Rroatien u. Slavonien und 
in dem Groffiirjtentume Siebenbiirgen gu ge 
ſchehen Habe, der verfafjungsmifigen Regelung 
durd) die Landedsgejepe. 

Mit P. 26 nat , R21, war der Reidsrat 
gum 291V 61 aie worden und dejjien Er- 
offnung erfolgte durd) die Thronrede des Raifers 
am 1 V 61, während in der Crifinungsfipung bei- 
ber Hiiufer des ungar. L. T. am 6 TV 61 cin fonigl. 
Rifpt. sur Berlejung gelangte, in welchem dic Ab— 
difationgurfunde Raifer Ferdinand I. yom 2 X11 48 
mitgeteilt und der Entſchluß des Monarchen fund: 
gegeben wurde, nad ejtitellun: des durch Uber= 
einfunft mit dem L. T. gu verjajjenden finigl. Di— 
plomes im Ginne der ererbten Monjtitution des 
Königreiches Ungarn zur feierl. Krönung zu ere 
ſcheinen. 

Die Adreſſe beider Häuſer der ungar. L. T. 
6 VIL 61 erklärte aber das Oktoberdiplom, dieſe 
Grunbdlage des F., al8 einen Augriff auf die ungar. 
Verfaſſung, kraft deren alle Fragen der öffentl. 
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Steuern und der Militäraushebung in ihrer ganzen 
Ausdehnung vor den eigenen L. T. qehiren, wahrend 
dicies Diplom der Nation das Recht aus den Händen 
nimmt, über die wichtigſten materiellen und ſtaats— 
rechtl. Intereſſen im Einverſtändniſſe mit ihrem 
Könige ſelbſt G. ſchaffen; denn Geld-, Militär-, 
Kreditangelegenhe ten, Zölle u. Handel, dieſe we— 
ſentlichſten Fragen dea polit. Lebens ciner Nation, 
werden dem gemeinjamen Reichsrate untergeordnet. 
Qn den nidt ungar. Ländern dagegen erfuhren 
die Bejtimmungen des F. über die Kompetenz 
des engeren Reichsrates jeitens der föderaliſtiſchen 
Partei Bekämpfung, weil durch das F. anſtatt einer 
fallweiſen Behandlung der allen nicht ungar. Län— 
dern gemeinſamen Angelegenheiten die Rompetens 
des engeren Reidsrates zu Ungunſten der L. T. 
erweitert worden ſei, da § 11 des Grundgeſetzes 
iiber die ReidSvertretung alle Giegenjtinde der 
Geſetzgebung, welche nicht in die Kompetenz des 
Geſam treichs rates gehrten und auch nicht aus⸗ 
drücklich durch die L. O. den einzelnen im engeren 
Reichsrate vertretenen L. T. vorbehalten find, in den 
Wirkungskreis des engeren Reichsrates verweiſt. 
Val. den Art. Verfaſſungsgeſchichte und 
die baietbi angegebene Literatur. Ulbrich. 


Feilbietungen. 


F. Ordnuna. — IL. Armenprozent. — III. Bere 
“ ‘Objette. — IV. Poligeiftrafremt, 


I. §-Ordmung. Die diesbezügl. Beſtimmungen 
ſind in der Lizitalionsordnung 15 VII 1786, J. 
G. S. Nr. 565 (reprodugiert mit Hfd. 14 IX 15, P. 
G. S. Bd. 43), enthalten. Hienach darf nichts ohne 
obrigkeitl. Bewilligung öffentlich verſteigert werden 
($1). Die Verſteigerung muß vorher in übl. Weiſe 
kundgemacht werden (§ 2). An der Regel bat der 
Verjteigerung ein obrigfeit!. Kommiſſär beizuwoh— 
nen ($6). Der Ausruf hat durd) einen befugten, 
in Gid u. Pflicht genommenen ——— zu ge⸗ 
ſchehen (§ 11). Jeder, welcher das feilgebotene Gut 
zu beſitzen fähig iſt, kann mitbieten. Die zu ver⸗ 
ſteigernden Sachen dürſen aber nicht getadelt, dic 
Mitwerber nicht abgeſchrect oder im Nachbieten ge— 
hindert werden (§ 18). Was bei der Verſteigerung 
erfaujt wird, mk gleich bar bezahlt werden (§ 20). 

Li. Yrmenprojent. Dit der A. E. 18 V 39 
wurde angeordnet, dah die Abnahme des Armen— 
progentes bei Verfteigerungen da, wo und in der 
Art, wie fie nad) Zulaß der bejtehenden Vorſchriften 
(Uilerhiichites Ritpt. 6 VI 1761, P. G. S. TV, 586, 
Hfd. 24 VI 17, J. G. S. 1239, Hfd. 19 111 48, 
8. 36568) dermalen bejtebt, nod jernet ſtatizufinden 
habe (Hfd. 8 VI 39, 8. 16532). Uber die Zuwei— 
jung de8 geſetzl. Armenprozentes bet jreitoilligen 
Lizitationen bejteht die VB. des ML. J. 20 VIIL 55, 
R. 146, welche im § 1 ausfpridt, +3 dasielbe dem 
ofalarmeninititute jener Gemeinde gebiihrt, wo 
die veriteigerte Liegenſchaft fid) befindet oder tvo 
die Verjteigerung der Fahrniſſe dot enommen wird. 
Die Vornahme freiwilliger F. bewegl. Sadjen 
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fällt in der Regel in den ſelbſtändigen Wirkungs— 
freig der Gemeinden, welche hiebei nad) den Vor— 
ſchriften der vorzitierten Lizitationsordnung zu ver— 
fahren haben. Die Vornahme freiwilliger F. un— 
bewegl. Sachen — ſtets zur Kompetenz der 
Gerichte (G. 9 VITL 54, R. 208). Die Verpflichtung 
zur Zahlung des Armenprozentes ijt eine allge— 


meine und beſteht insbeſ. auch gegenüber den ehe⸗ 


maligen Herrſchaften. Das dem entgegenſtehende 


Hid. 19 TIL 18, 3. 3268, ijt nicht rechtsverbindlich 


(Budwinsfi 2510). Die durd) das G. 20 VIII 55, 
R. 146, geſchaffene Konwetenz der polit. Behörden 
zur E. iiber die Pflicht yur Zahlung des Armen— 
progentes ijt itrittiq, anerfannt vom V. G. (Bud- 
winsfi 3291) dagegen zugunſten der Gemeinde 
(Budwinsti 6929; val. aud) Art. „Armenpflege“). 

IIL. Verbotene Objelte. Bon der Lizitation 
jind ausgeſchloſſen: Auger Handel geſetzte Waren 
Hftd. 6 V 06, 3. 9828, Reg. 8. 15026), ungimen- 
tierte Make u. Gewichte (PB. 10 XI 1784), Kreuz- 
partifel u. Reliquien (Hfitzd. 16 XI 26), Kammer 
herrnſchlüſſel u. Ordenszeichen (Reg. V. 1 VII 
1796, 3. 12739), verbotene Druchſchriſten (M. V. 
26 IV 53, R. 72, modifiziert durch Preßgeſetz 17 XI 
62, R. 6 ex 1863, § 26), anſtößige oder unſittl. Ge— 
mälde, Seidnungen und andere Kunſtgegenſtände 
oder mit ſolchen Malereien u. Zeichnungen ver⸗ 
zierte Sachen (Hftzd. 25 VII 33, 8. 17620), Schlüſſel, 
Dietriche, Aufſperrhaken (Hfd. 13 VIIL 12). 

Hier ijt aud) gu erwabnen das G. 10 VI87, 
R. 74, betrefiend die Abänderung bezw. Ergänzung 
einiger Bejtimmungen des Exefutionsverjahrens 
zur Hereinbringung von Geldforderungen. 

IV. Polijeijtrajredjt. Die Kompetenz zur 
Durchführung der Strajamtshandlungen in Fallen 
von unbefugt abgehaltenen freiwilligen öffentl. Ber- 
jteigerungen beweglidjer und unbewegl. Caden: 

Mit dem Erl. des M. J. 29 VIILS9, 8. 12636, 
intimiert dem Wiener Wagijtrate mit Erl. der k. k. 
n.-%. Statthalterei 261X 89, 8. 53043 (böhm. 
StatthaltereierlaR 25 11 90, 3. 89443), wurden die 
Bejftimmungen des Hif;d. 13 XII O8, P. G. S. 
Bd. XXXI, Mr. 63, in Erinnerung gebradjt und 
bemerft, dak die Bejtimmungen der genannten B. 
jowobl auj die ohne Vewilliqung erjolgte Vornahme 
von öffentl. Berjteiqerungen bewegl. Caden wie 
aud) unbeweal. Sachen Anwendung finden und dak 
die polit. Behirden zur Durchfiihrung der Straj- 
amtshandlung berujen jind. Triimmel. 


Feldſchutz. 


T, Begriff bes Feldqutes. — II. Feldfrevel. — III. EStraf⸗ 
beſtimmungen. — 1V. Schadenerjay. — V. Biebpidndung. 
— VI. Beborden u. Berfobcex. — VII. F.«Verſonal. — 
VIII. &. 301 60, R. 28, — 1X. Weinlejenormen. — X. Schutz 
gegen Raupen, Waitdier, Blutlaus. Schildlaus und andere 
ſchadt. Inſeſten. — XL. Schut gegen Schäden durch Siegen, 
Schafe u. Feldmäuſe. — XII. Bertilgung ſchädl. Pnanzen. 


Die Landesgeſetze für F. ſind: Böhmen 12X 
75, & 76; Bufow. 5VIII 75, &. 21; Dalm. 13 11 
2, 1.18; Wal. 17 VII 76, &. 28; Görz-Gradiska 


ss ee 


18 III 76, &. 11; Sjtrien 28V 76, LV. 18 und soVI 
86, 4.18; Kärnten 281III 75, &. 22; Krain 17175, 
2.8; Mähren 13175, L112 und Q2IV 94, L. 51; 
Schlefien 30 VI 75, &. 21; Tirol 29 XII 1902, 
L. 13 ex 1903; Tricit 20111 82, L. 13; Vorarlb. 
28 III 75, 4. 18. Jn N. O. und O. O., in Salzb. 
und Steierm. gilt die B.: M. J. und Juſtiz 301 6o, 
R. 28. — Die folqende Darjtellung bezieht fid) zu— 
nächſt auf jene Linder, in welchen ſpezielle G. be— 
ſtehen; die Normen der V. vom J. 1860 werden 
anſchließend vorgeführt. 

J. Begriff des Feldgutes. Die Vorſchriften 
der obzitierten Landesgeſetze finden Anwendung 
auf das „Feldgut“, d. h. auf die gum Betriebe der 
Landwirtſchaſt gehörigen Grundſtücke, Baulidfeiten, 
Vorrichtungen, Maſchinen, Gerätſchaften, Vieh und 
ſonſtige dieſem Zwecke dienl. Gegenſtände, ſolange 
die unbewegl. Gegenſtände dem landwirtſchafil. 
Betriebe zugewieſen ſind und die beweglichen der— 
artigen Gegenſtände ſich auf dem Felde befinden. 
Demnach gehören zum Feldgute und ſtehen daher 
unter dem Schutze der obzitierten G. die Neer, 
Wieſen, Garten, Weingärten, Obſtbäume, andere 
Anpflanzungen, Bienenſtöcke, Preßhäuſer, Objt= 
darren, Vorrichtungen zum Flachs- u. Hanſbrechen 
ſowie zur Fiſchzucht, Zäune u. Hecken, Waſſer— 
anlagen aller Art, ferner Früchte, Tiere, Gerät— 
ſchaften, Maſchinen, Dünger uſw., ſolange fic 
dieſe Gegenſtände noch auf dem Felde befinden. 
Eingeheimſte Früchte, Vieh im Stalle ſind nicht 
als Feldgut zu betrachten, ebenſowenig Waldgrund- 
ſtücke, welche unter das Forſtgeſetz, nicht aber unter 
die F.-Gejepgebung fallen. 

Il. Feldfrevel find Zuwiderhandlungen gegen 
die F.Geſetze, foweit dieielben nicht unter das Str. 
G. fallen. Eine u. diefelbe Handlung, 3. B. Whe 
ſchneiden von Äſten, Wbjtreifen von Kath, eigen⸗ 
miichtiges Verſchieben von Grenzzeichen, Verun— 
reinigung von Leinwand auf der Bleiche uſw. kann 
nad) dem F.Geſetz als Frevel oder nad) dem Str. 
G. beurteilt werden. Lepteres ijt der Fall, wenn 
die Handlung mit Abſicht gefebt wird, um frembdes 
Eigentum gu beſchädigen oder 5. B. durch Verſchie— 
bung der Grenzzeichen einen Gewinn gu erzielen, 
erjteres, wenn dieſelbe aus Unachtſamkeit, Mutwille 
u. dgl. gejcheben wire. Beim Frevel liegt eine 
Störung des landwirtſchaftl. Betriebes und Schiidi- 
qung der hiezu beſtimmten Gegenſtände vor, ohne 
daß aber eine ethiſch zu verurteilende Handlung 
geſetzt iſt, während bei einer ſtrafbaren Tat eine 
Verleßung der Moral, welche durch den ethiſchen 
Inhalt der Strafe geſühnt werden ſoll, vollzogen 
wurde. 

Auch die E. der Frage, ob eine Handlung als 
Feldfrevel oder als Beſißſtörung au qualifizieren 
iſt, hängt nicht ausſchließlich von der Handlung 
ab, ſondern auch von den Motiven derſelben. Un— 
befugtes Gehen u. Fahren über fremde Grund— 
ſtüclke, Einaclern von Nachbargrund, Ubermähen 
auf denſelben kann Feldfrevel oder Beſitzſtörun 
icin. Damit cine Beſitzſtörung vorhanden iſt, 3— 
die tatſächl. Beeinträchtigung der Herrſchaft des 
anderen über ſeine Sache durch den Störenden 
im Bewußtſein der Eigenmächtigkeit dieſes Ein— 
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griffes und in der Abſicht, ſich ein fremdes Vejig- 
recht angumagen, geſchehen jein. Wenn 4. B. ein 
Nachbar fiber die Grenze, die ſchwer erfennbar 
ijt, hinübermäht, fo liegt feine Beſitzſtörung vor, 
wenn er den Grenzzug wirflich nidjt genau erfannt 
hat oder erfennen mufte. 

Gin Feldfrevel fann nur an einer fremden 
Sache beqangen werden. Wenn ein Grundſtüch 
2 Perſonen gemeinjam gehirt und einer der Mit— 
eigentiimer beſchädigt dasjelbe in einer Weije, dab 
diele Handlung den FaGeſetzen unterliegen wiirde, 
jo fann in einem foldjen alle dad F.-Geſetz dod) 
nicht angewendet werden, weil eine im WMiteigen- 
tume ftebende Sache fiir feinen der Mitcigentiimer 
on „fremde Sache bildet (E. M. J. 29 VIII 69, 
8. 11027). 

IIL. Strajbeftimmungen. Feldfrevel werden 
mit Weldjtrafen von 2—SO0 K, im alle der Un— 
einbringlidfeit mit Arreſt von 6 Stunden bis ju 
8 Tagen geahndet. An den meijten Ländern fann 
bie Geldſtraſe anſtatt in cine Urreftitrafe auch ,,in 
YUrbeitstage gu — ————— Zwecken““ verwan⸗ 
delt werden; dabei ift der ortsiibl. Taglohn cinem 
Tage Arbeit gleichzuhalten. — Für unrechtmäßige 
Beweidung fremder Grundjtiide durch Vieh find 
verſchieden bemeſſene, aber fixe Geldheträge nor- 
miert, welche alo Strafgelder zu bezahlen find. So 
viele Stücke eingetrieben oder auf frembden Grund— 
jtiiden vorgefunden wurden, fovielmal ijt der nor: 
mierte Einheitsjag gu begablen, 3. B. per Stück 
Pferd 2K, per Stiid Rind 1 K ufw. Wurde Vieh 
abjichtlic) quy cine fremde Weide qetricben oder ge- 
ſchah die Ubertretung zur Nachtgeit oder auf an- 

ebauten Adern, Garten, Weingärten, najjen u. 
urchbrüchigen Wiejen oder auf Grundſtücken, welche 


in ortsübl. Weiſe als abgefperrt bezeichnet waren, | oder 
rüchſtellen. Letzteres bat iiber 


jo ift der Strajbetrag gu verdoppeln. 
Renn cin Feldfrevel durd Kinder, Dienjt- 
Teute oder Hirten infolge mangelhajten Auftrages 


oder injolge der Unfähigkeit, dieje Verrichtung ord= | 
p gen wird, fo ijt der paſſender Gewalt“ verjagte Bieh bei der Flucht 
, 0b die genannten) vom Wrundjtiide beſchädigt oder getitet, fo trifit 


nungsmäßig au vollziehen, —* 
Auftraggeber ohne Unterſchie 


—— auf die übrigen Mitſchuldigen ge— 
wahri. 

Zuerkennung eines Schadenerſatzes kann nur 
erfolgen, wenn ein Strajerfenntnis gefällt wurde, 
und ijt ein Schadenerjaperfenntnis fiir fic) allein 
unzuläſſig (f. Erfenntnis B. G. 25 1X 78, Bud- 
winsti 317). Hiebei verſchlägt es nidjts, wenn die 
——— Strafe wegen mildernder Umſtände noch 
o gering bemeſſen wurde (©. M. J. 10 X1 73, 
3. 4230). Wenn Federvieh auf nachbarl. Feldern 

aden anrichtet, ſo iſt dies in der Regel nicht 
als Feldfrevel gu behandeln, begründet aber den 
Anſpruch des Grundbeſitzers auf Erſatz des durch 
das Federvieh angerichteten Schadens. Eine Zuer— 
fennung dieſes Schadenerſatzes fann durch die zur 
Rechtſprechung bei Feldfreveln beruſene Behörde 
(j. unten VI.) nicht erfolgen, weil ein Feldfrevel nicht 
vorliegt, fondern nur durch die zur Rechtſprechung 
in Scadenerfapfragen iiberh. berufenen Gerichts 
behörden. 

Mad) § 17 des FeGeſetzes fiir Dalm. hat fiir 
den durch Feldfrevel verurfadten Schaden die Ge— 
meinde, eventuell cine Gemeindejraftion aufzukom— 
men; anerfannt durd) Erfenntnis des B. G. 19 VI 
97, 3. 3490. 

V. Viehpfändung. Nac § 1321 a. b. G. B. 
fann derjenige, welcher frembdes Bieh auf feinem 
Grund u. Boden antrifft, dasielbe im allg. nicht 
titen, wohl aber es in entipredjender Weife ver= 
jagen, und wenn er durch dasfelbe Schaden ge- 
litten hat, das Recht der Privatpfändung iiber jo 
viele Stiide ausüben, als zu feiner Entſchädigung 
wahrideinlicd) notwendig ijt. Binnen acht Tagen 
nad) der gefdehenen Pjindung muß fic) der Be- 
—— mit dem Eigentümer des Viehes abfinden 

eim Richter klagen, widrigens das Vieh zu— 
unſch des Vieh— 
—— auch dann zu geſchehen, wenn der— 
ſelbe für den angerichteten Schaden andere anges 
meſſene Sicherheit leiſtet. Hat ſich das „mit an— 


Perſonen ſelbſt einer Strafbehandlung unterzogen dieſer Zuſall den Eigentümer des Viehes und iit 
wurden oder nicht, wegen unterlaſſener pflichtge⸗ der beſchädigte Grundeigentümer hiefür nicht ver— 
mäßer Obſorge mit einer Geldſtrafe bis zu 20 K antwortlid. — Auch das F.-Perſonal kann der— 


au belegen. Dieſe Straſe darf aber jenen Betrag 
nicht überſteigen, welcher auf die von obbenannten 
Perſonen begangene Ubertretung ſelbſt geſetzt iſt. 

Die Geldſtrafen fließen zumeiſt in den Armen— 
ſonds jener Gemeinden, in deren Gebiete der Feld— 
frevel begangen wurde. 

IV. Schadenerſatz. Neben der auferlegten 
Strafe hat der Feldfrevler jedenfalls den angerichte— 
ten Schaden zu erſetzen. Haben mehrere einen Feld— 
frevel begangen, fo haftet jeder kopfweiſe fiir den 
von ihm angerichteten Schaden, wenn die Beſchä— 
digung nur in einem Verſehen (culpa) begründet 
ijt und die Unteile fich bejtimmen lafjen. Sit aber 
det Schaden vorſätzlich (dolus) jugefiigt worden 
oder laſſen fid) dic Anteile der einzelnen an der 
Beſchädigung nicht bejtimmen, fo hajten alle fiir 
einen und einer fiir alle (in solidum) nad § 891 
fi. a. b. G. B.; doch bleibt demjenigen, der in 
dieſem Falle den gangen Schaden erſetzt hat, das 


attige Biehpfiindungen vornehmen; in cinigen Län— 
dern nur dann, wenn det Mrundbefiger (auf dem 
beſchädigten Mrundjtiide) nicht anweſend ijt. 

Fremdes Vieh darf der Grundbeſitzer auf fei- 
nem Wrundjtiide nicht erſchießen, auch Federvieh 
nidt; in Böhmen, Dalm., Gal., Mähren u. Tirol 
diirfen Die Feldhüter folches Federvich mit der 
Schußwaffe erlegen, wenn Pfändung desjelben nicht 
miqlich ijt. In diejen Ländern diirjen die Feld— 
hiiter die Schußwaffe tragen, ohne hiezu cinen 
Waffenpaß zu benötigen. Getötetes Vieh hat unter 
allen Umſtänden an Ort u. Stelle, wo es getötet 
wurde, liegen zu bleiben, da es nicht dem Grund- 
— gehört, ſondern dem Viehbeſitzer ver— 

eibt. 

Wilde Tiere, wenn ſie der Jagd vorbehalten 
ſind, kann der Grundbeſitzer von ſeinem Grund— 
beſitze abhalten oder vertreiben, darf ſie aber, wenn 
er nicht jagdberechtigt iſt, nicht erlegen, wohl aber 
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eigentl. Raubtiere oder wildlebende Vögel, welche 
nicht der Jagd vorbehalten jind if. „Vogelſchutz“). 
Für hiegu verwendete Schiefwaffen bedarj der 
Grundbetiber eines Waffenpajies ; erleqte Raubtiere 
gehören dem Yagdberedtigten. 

Behufs Ausiibung det Viehpfiindung darj das 
Bieh auch auf frentde Grundſtücke verjolqt werden; 
deren eigenmächtiges Betreten fann der Cigentiimer 
deS Grundjtiides nicht verbindern und bildet das— 
jelbe Daher aud) feine Beſitzſtörung. 

Fremdes Geflügel braucht der Beſitzer auf fei- 
nem Teiche nicht zu dulden, ſondern kann dasſelbe 
ebenfalls verjagen; ein Teich iſt als ein mit Waſſer 
iiberdedtes Grundſtück ebenfalls „Feldgut“. 

Hätte der beſchädigte Grundeigentümer das 
Vieh nicht gepfändet, fo bleibt ihm fein Schaden— 
erſatzanſpruch dennoch gewahrt, ebenfo wenn er nach 
geſchehener Pfändung fic) mit dem Cigentiimer 
ded Viehes nicht binnen acht Tagen abgefunden 
hiitte. Der Cigentiimer des gepfiindeten Viehes darf 
weder während der Frijt von acht Tagen nod) nad 
Ablauf derjelben dem pfändenden —— 
dasſelbe eigenmächtig abnehmen, widrigens er ſich 
einer Beſitzſtörung —* macht. 

VL. Beborden u. Verfabren. Die Durchfüh— 
rung des Verjahrens anläßlich vorfommender Feld- 
frevel jteht dem Gemeindevoriteher jener Gemeinde 
ju, in deren Bezirk die Ubertretung begangen 
wurde; das Strafredjt übt der Gemeindevoriteber 
in Gemeinidajt mit zwei Beijigern (Gemeinde- 
titen} im iibertragenen Wirfungsfreiie aus, — in 
Städten mit eigenem Statut der Magiſtrat. Dit 
ein Feldfrevel auf cinem „Gutsgebiete“ begangen, 
jo fiibrt den Prozeß der Vorſteher jener Gemeinde, 
aus dejjen Gebiete das Gutsgebiet ausgefdieden 
wurde, weil der Vorſteher cines Gutsgebietes feine 
Strafgewalt beſitzt. 

An Mähren (G. 22 IV 94, LV. 51) ijt im allg. 
ebenfalls der Gemeindevorſteher fompetent. Sind 
jedod) die Organe ciner Gemeinde des Feldfrevels 
jum Nadhteil einer anderen Gemeinde beſchuldigt 
oder ijt der Gemeindevoritand begiiglid) eines 
Feldfrevels als befangen anjujehen, jo ſteht das 
Strafverfahren den polit. Bebirden pu Ebenfo ijt 
die polit. Bezirksbehörde berechtigt, hinſichtlich jener 
Ubertretungen ded FGeſetzes, welche unmittelbar 
bei ihr yur Angeige gebradjt werden, die Straf— 
amtshandlung und den Strajvollgug ausjuiiben. 

Die Einleitung bes BVerjahrens —* nur auf 
Verlangen des Beſchädigten oder Gefährdeten oder 
über unmittelbare Anzeige des beeideten Feldhüters 
(oder ſonſtiger mit der Beaufſichtigung von Wild— 
bachverbauungen oder Waſſerbauanlagen betrauten 
öffentl. Organen, mähr. G. 221V 94) ſtatt. Der 
Gemeindevorſteher hat von den ihm zur Kenntnis 
gelommenen Feldfreveln ſofort den Beſchädigten zu 
verſtändigen und wenn die Handlung unter das 
Str. G. fallt, aud) das Strajgericht. Jit der Cigen- 
tiimer det gefrevelten —— tiinde befannt, fo ſind 
dieſe dDemielben ausgufolgen. Nicht befannte Be- 
ſchädigte hat der Gemeindevorjteher auszuforſchen, 
die gefrevelten Gegenftinde au verwahren, dem 
Berderben ausgefepte gu verjteigern und den Erlbs 
zu verwahren. Meldet fid) der Beſchädigte binnen 


einer gewifjen Friſt nidjt, fo wird der 10 K 
nicht iiberjteigende Erlss an den Wemeindearmen- 
fonds abgeführt; höhere Betrage find der polit. Be— 
zirksbehörde zur weiteren Verfügung ecingujenden. 
Bei Viehpfändungen hat der Gemeindevorſieher 
binnen acht Tagen giitl Ubereinfommen zu ver- 
mitteln, qgelingt dies nicht, jenen Betrag ſeſtzu— 
ſetzen, gegen deſſen Erlag das gepfändete Vieh dem 
Eigentümer noch vor rechtskräftiger Beendiqung des 
Verfahrens iiber den Feldfrevel auszujolgen ijt. 

Uber jeden Feldfrevel hat der Gemeindevor— 
jteher ohne Verzug den Tatbejtand —— und 
jalls zwiſchen den Parteien cin Vergleich über den 
Schadenerſatz nicht zuſtande fommt, den Betrag 
des letzteren durch Schätzung feſtzuſtellen. Zur 
—— des durch einen Feldfrevel verurſachten 
Schadens, wenn derſelbe 10 K nicht überſteigt, iit 
der beeidete .sWMann berujen; überſteigt derjelbe 
nad) der Anſicht deo F.-Wannes dieſen Betrag, 
jo hat der Gemeindevorſteher einen becideten Schiip- 
mann beizuziehen; dies hat auc) immer dann au 
geſchehen, wenn der Beſchädigte oder der Erjap: 
pflichtige es begehrt. Mit dem Strajferfenntnis ijt 
zu tei der Schadenerfag, welcher dem Beſchädigten 
auf Grund des Vergleidjes oder der Schiigung ge— 
bührt, zuzuſprechen, wenn er den Betrag von 30 K 
nicht überſteigt oder die Richtiqkeit der Schätzung 
nicht bejtritten wird. Höhere bejtrittene Betriige 
find auj den Zivilrechtsweg gu verweiſen, dod) der 
Schadenerſatz bis zu 30 K durdy den Gemeinde 
vorſteher sugubilligen. Dem Frevler abgenommene 
Werkzeuge verjallen, wenn der Beſchädigte feinen 
Sdhaden erhalten hat, die Koſten dea Berjahrens 
ededt find und der Wert der Werkzeuge 10 K nicht 
berjteigt und zudem geringer ijt als der guer- 
fannte Schadenerjag, zugunſten des Armenſonds. 
Treten dieſe Vorausſetzungen nicht ein, fo find dic 
Wertzeuge, falls dem Beſchädigten fein Anſpruch 
darauf zuſteht, dem Cigentiimer zurückzuſtellen. 

Berufungen geben binnen 8 Tagen an die polit. 
Behörde 1. Inſtanz; gegen E. von Magiſtraten in 
Stiidten mit eigenem Shatut an die polit. Landes⸗ 
jtelle. — zwei gleichlautende Erkenntniſſe ijt 
weitere Berufung —— Letzte Inſtanz in 
Feldfrevelſtrafprozeſſen das M. J., in anderen F.⸗ 
Angelegenheiten das A. M. Gegen eine E. des Mini— 
fteriums in Feldſtrafſachen ijt Mufrufung des B. G. 
unguliiffig, weil foldje Ungelegenbeiten als Poligei- 
jtrvafiachen nad) § 48 des G. 22X 75, R. 36 ex 
1876, ber Konwetenz des B. G. entgogen find (i. 
Beſchluß des V. G. 1 IL Su, 8. 412, und 12 VIL 
84, 4. 15006). 

Die Unterſuchung u. Beftrafung von Feld- 
freveln vevjihrt, wenn der Frevler binnen 3 Wo- 
naten vom Tage des vy revels nicht in 
Unterjuchung gejogen wurde, Schadeneriaganipriiche 
aus einem —— Verjährung nicht in Unterſuchung 
gezogenen Feldfrevel können auf dem Zivilrechts— 
wege geltend gemacht werden. 

VIL. F.Perſonal. 1. Beſtellung und Be— 
eidigung. In der Regel iſt jede Gemeinde ver— 
pflichtet, ſür die in ihrem Gebiete — zum 
Feldgute gehörigen Grundſtücke beeidetes F.« Per— 
ſonal in entſprechender Anzahl zu beſtellen; die 
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gleidje Verpjlichtung haben die Befiper von ,,Guts- 
gebieten’. Die Nojten fiir das Schutzperſonal find 
von den Bejigern der überwachten Grundſtücke zu 
tragen, doch joll (nad) Erl. A. M. 11 LX 78, 4. 9330) 
von der Beftellung foldjen Perfonales abgejehen 
werden, wenn die Grundbeſitzer fic) gegen etwaige 
Schäden felbjt ſchützen können oder wenn Schäden 
überh. nicht vorkommen; die Koſten des FF. ſollen 
u dem zu erwartenden Vorteile in einem richtigen 
ethaltniiie ftehen. — Mehrere Semeinden können 
auch gemeinſchaftl. Feldhüter beſtellen. 
eſitzer von mindeſtens 50 ha zum Feldgute 
gehöriger Grundſtücke können fiir dieſelben ein 
eigenes beeidetes Schußzperſonal aufſtellen. Dieſe 
Grundſtücke können auch in verſchiedenen Gemein— 
den liegen, wenn nur ihrer Vereinigung zu einem 
Uberwachungskomplexe teine örtl. Hinderniſſe ent- 
—— Bur Beſtellung ſolchen %.-PVerjonales 
edarf es der Bewilligung von Seite der polit. 
Bezirksbehörde, doc) ſoll dieſelbe nur aus bef. trif— 
tigen Gründen verweigert werden. Wenn ein oder 
mehrere Beſitzer für ihren Grundbeſitz ſelbſtän— 
diges Flurperſonal aufſtellen, ſo müſſen ſie hievon 
der Gemeinde Anzeige erſtatten, widrigens die Ge— 
meinde ſie zur ———— —— jum Gemeinde— 
feldſchutzperſonal heranziehen kann (E. V. G. 3X 
79, Budwinski 575). In Dalm., N. O., O. O., 
Salzb. und Steierm. gilt dieſer Grundſatz nicht, 
weil in dieſen Ländern die Beſtellung von F.⸗Per— 
ſonal nur fafultativ ijt. 

Feldhüter müſſen durd) die polit. Bezirks— 
behirde bejtitigt u. beeidigt werden (65. 16 VI 72, 
HR. $4). Die Behörde hat das Recht, den F.-Mann 
wegen mangelnder phyſiſcher Tauglichfeit oder Ber- 
trauensiviirdigfeit oder aus anderen ibr triftig er: 
ſcheinenden Griinden nach freiem Ermejjen nicht 
au beſtätigen. Die geidjehene Beeidiqung wird be- 
ſcheinigt und dient dieſe Beſcheinigung dem Schutz— 
manne als amtl. Legitimation. Nur beeidete F.- 
Organe genießen die Vorrechte der öſſentl. Zivil— 
wache. 

2. Rechte und Pflichten. Das G. 16 VI 
72, R. 84, „über die amtl. Stellunq des jum 
Schutze cingelner Hweige der Landeslultur aufge— 
ftellten Wachperfonales” gilt nur in jenen Ländern, 
in welchen ſpezielle —— erlaſſen wurden, nicht 
alſo in jenen, in welchen die F-⸗Verordnung 30160, 
R. 2k, nod) in Wirkſamkeit ijt. 

Mach dem 1872er G. find ,,die Wachmänner, 
wenn fie in Ausübung ibres Dienjtes handeln und 
hiebei das ihnen vorgeſchriebene Dienjtfleid oder 
Dienſtzeichen tragen, als dffentl. Wachen anzuſehen 
und geniefen die in den G. geqriindeten Rechte, 
welche den obrigfeitl Berjonen u. Ziwilwachen gue 
fommen’. Zufolge diefer geſetzl. Beitimmung darj 
ein F.-Mann im Dienfte cin Seitengewebhr tragen 
und fic) desjelben im Falle geredter Notwehr be- 
dienen; Waffenpaß nicht notwendig. — Dic in einem 
F. Prozeſſe gemachte Musfage dea Schupmannes, 
wenn fie unter Berujung auf feinen Dienjteid ab- 
qegeben wird, macht fiir fic) allein vollen Beweis; | 
Ausſage eines zweiten Yeugen überflüſſig. Gegen— 
beweis gegen eine ſolche Ausſage zuläſſig. Dieſelbe 
muß ſich auf Umſtände u. Tatſachen beziehen, welche | 


der Schutzmann in Ausübung ſeines Dienſtes wahr— 
— hat, und darf demſelben keinen Nutzen 
ringen. 

Verhaſtungen darf der beeidete Schutzmann 
nur unter folgenden Vorausſetzungen vornehmen:; 
Wenn ein auf friſcher Tat ertappter Frevler dem 
Schutzmanne unbefannt ijt oder innerhalb ſeines 
Schupbesirfes feinen Wohnſitz hat oder fic) einer 
dienftl. Aufforderung wideriegt, den Schupmann 
wörtlich oder tätlich beleidiqt; wenn ein Unbefannter 
unter Umſtänden angetroffen wird, welche den drin— 

enden Verdacht erregen, dak er eine jtrafbare 
ere veriibt babe oder zu veriiben verſucht 
habe; wenn eine in Verwahrung genommene oder 
ju nehmende Berfon fliebt, fo fann der Schutz— 
mann dieſelbe iiber fein Aufſichtsgebiet hinaus ver- 
folgen und dort feſtnehmen. Auf friſcher Tat be— 
tretenen ‘Berjonen können die von der jtrajbaren 
Handlung herriifrenden fowie zur Veriibung der- 
jelben bejtimmten Sachen abgenommen werden. 
Dringend verdächtigen Perſonen finnen derartige 
Gegenſtände abgenommen werden, wenn deren Be— 
ſitz nicht gerechtfertigqt werden fann. Andere Gegen— 
jttinde als Tatwerkzeuge oder Produfte des Hrevels 
diirfen dem Frevler nicht abgenommen werden (EC. 
d. OW. 14 XII 85, 8. 10041). 

Wabhrgenommene Feldfrevel hat der F.-WMann 
jofort feinem Beſteller Gemeinde- oder Outsgebiet- 
vorjteher, Privaten) angujeigen, abgenommene Ge— 
genjtinde dem Memeindevoriteber zu tibergeben. 

Jede Beleidiqung eines im Dienfte befind!. 
Feldhüters ijt (nad) S$ 312 u. 313 Str. G.) 
cine Ubertretung und mit Arreſt von 3 Tagen 
bis zu 6 Monaten gu bejtrafen. Andere Einmen- 
qungen in den Dienjt, um dejjen Ausübung oder 
Vollzichung eines amtl. Auftrages zu verbindern, 
werden mit Arreſt von einem Tage bis gu einem 
Monat bejtraft. Zuſammenrottung mebhrerer Per- 
jonen, um einem becideten Feldhiiter im Dienjte 
„mit Gewalt Widerjtand ju leiſten“, ſei es „um 
etwas zu erzwingen, ſich einer aufliegenden Pflicht 
zu entſchlagen, eine Anſtalt oder die Vollziehung 
eines öffentl. Beſehles zu vereiteln oder auf was 
immer für eine Art die öffentl. Ruhe zu ſtören“ 
bildet das Verbrechen dee Aufſtandes (Ss GS bis 
72 Str. G.); ſchwerer Kerker von 6 Monaten bis 
zu 20 Jahren. „Wenn jemand für ſich allein oder 
aud) wenn mehrere, jedoch ohne Zuſammenrottung. 
ſich dem F-Verſonal in Vollziehung eines obrig— 
teitl. Auftrages oder in Ausübung ſeines Amtes 
oder Dienſtes, in der Abſicht, um dieſe Vollziehung 
zu verhindern, zu gefährl. Drohung oder wirklicher 
gewaltſamer Handanlegung, obgleich ohne Waffen 
u. Verwundung —8 oder cine dieſer Hand= 
lungen begeht, um cine Amtshandlung oder Dienſt⸗ 
verrichtung zu ergivingen’, madjt er fic) (nach 
§ R81 Str. W.) des Berbredhens der öffentl. Gewalt— 
tätigkeit ſchuldig. Straſe: fdpverer Kerker von 
6 Monaten bis zu 5 Jahren. 

3. Dienſtabzeichen. Den Genuß der hier 
aufgezählten Berechtigungen ſowie des ſtrafrechtl. 
Schutzes macht die Geſetzgebung für den F.-Mann 
davon abhängig, daß er ſich im Dienſte befindet 
und das vorgeſchriebene Dienjtfleid oder Dienjt= 
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abzeichen trägt. Trifft dieſe Vorausſetzung nicht au, 
ſo gilt eine Suwiderbandlung gegen einen Auftrag 
des Schupmannes nicht als ſtraſbar, felbft wenn 
der Titer den Schumann als ſolchen fennt. (An— 
erfannt durch E. d. OG. 5 V1 80, 8. 4605, Samm— 
lung Nr. 276, unter Hinweis auf die oben git. G. 
und 4 III 87, 3. 103.) Qn den Ländern, in welchen 
die B. 301 60, R. 28, in Wirkſamkeit ijt, gilt 
dieſe Beſchränkung nicht, fondern es genießt dort 
das beeidete F.Perſonal, wenn es im Dienſte ſteht 
und dem Frevler als ſolches bekannt iſt, dieſen 
geſetzl. Schutz, auch wenn es ein Dienſtabzeichen 
nicht trägt. Kennt der Frevler den Schußmann 
nicht, ſo genügt der Vorweis des Beeidigungs— 
zertifikates, um denſelben des beſ. Schutzes der 
(%, teilhaftig zu machen. Durch G. 1111I91, 8. 11, 
wurden fiir O. O. „die Erforderniſſe zur Be— 
ſtätigung u. Beeidigung für das zum Schutze der 
Landeskultur beſtellte Wachperſonal“ feſtgeſetzt; des— 
gleichen für Vorarlb. durch G. 1411 91, 8. i8, und 
Nir Gal. 41X 92, & 74. Obwohl in O. O. die 
V. 301 G8 gilt, ſteht in diejem Lande jeit dem 
G. 1111 91 das F.Perſonal unter dem G. 16 VI 
72 und muh daher im Dienjte die vorgeſchriebenen 
Ubseichen tragen, widrigens es nicht als bej. ge— 
ſchützt betracdjtet werden könnte. In Gal. und 
Vorarlb. gilt dieie Beftimmung ſchon feit Erl. der 
G. 17 VIL 76 u. 28 III 75 und bringen die neueren 
G. daber feine pringipielle Underung des Zuſtandes 
mit fic), fondern ftatuieren nur fpesielle Normen 
für Beſtätigung u. Beeidigung des Schutzperſonales. 

Jn den etngelnen Landern wurde durd) cigene 
Landesgeſetze die Form der Dienſtabzeichen und 
die Art, wie diefelben gu tragen find, vorgeſchrie— 
ben und zugleich die erpiliditung fiir die Wach— 
organe ftatuiert, dieſe Abzeichen gu tragen. Unter— 
layien fie died, fo verlieren fie nicht nur die atl. 
Eigenſchaft einer öffentl. Zivilwache, ihre Aufträge 
entbehren des amtl. Charafters, Mifadjtung der- 
jelben verliert den qualifisjierten ſträfl. Charatter, 
die Schuborgane genießen nicht mehr den bef. 
geſetzl. Schutz, fondern fie verwirfen aud) nod cine 
Straie (nach Minifterialverordnung 301X 57, R. 198, 
von 2--200 K oder Arreſt von 6 Stunden bis 
14 Tage). Der gleichen Straje verjillt derjenige, 
welcher fic) ein ſolches Dienſtzeichen unbefugt an- 
maßt, —— daß eine ſolche Handlungsweiſe 
nicht unter das Str. G. fällt. 

VIII. B. 301 60, R. 28. Die Hauptunter— 
ſchiede zwiſchen den Vorſchriften dieſer V. und den 
obzitierten FGeſetzen liegen in den Normen über 
das F.Perſonal und darin, dak cine Verpflichtung 
jum Fa, wie fie die Landesgejese den Gemeinden 
aujerlegen, nicht bejtebt. 

Ausgeſchloſſen von der Beeidigung find Per— 
jonen, welche wegen eines Verbrechens, cines aus 
Gewalttätigleit gegen andere begangenen Vergehens 
oder ciner foldjen Ubertretung fowie wegen ftraj- 
baren Handlungen aus Gewinnſucht oder überh. 
zu einer mindeſtens ſechsmonatl. Freiheitsſtrafe 
verurteilt wurden. Ebenſo können Perſonen zurück— 
gewieſen werden wegen Schwäche des Wahrneh— 
mungs· u Erinnerungsvermögens, wegen Hanges 
zur Trunkenheit, zum Spiele, 


Exzeſſen, wegen Verdachtes der Beſtechlichkeit oder 
des Schleichhandels, überh. wegen Gebrechen, welche 
die Perſonen nach Anſicht der Behörde zur Aus— 
übung des F.-Dienſtes ungeeignet machen. Daß 
dieſe Beſtimmungen ſehr vage ſind und dem be— 
hördl. Ermeſſen übergroßen Spielraum laſſen, liegt 
auf der Hand. 

Damit das F.-Verſonal als ſolches erkannt 
werde, hat es im Dienſte ein Abzeichen zu tragen, 
welches zu publizieren iſt. Welche Wirkung das 
Nichttragen des Abzeichens hat und ob die Licht: 
befolqung eines Auftrages, welden ein Feldhüter, 
der fein Abzeichen nicht triigt, erläßt, jtrafbar ijt 
oder nicht, läßt die BW. unenticieden. Wenn in 
einem ſolchen Falle der renitente Frevler den Schutz⸗ 
mann als joldjen gefannt hat oder füglich fennen 
mufte, fo diirjte jeine Handlungsweiſe fo yu bes 
jtrafen fein, alg wenn der Schutzmann das Abzeichen 
getragen hitte (jf. E. d. OW. 1 VI 83, 8. 4593). 

Auf friſcher Tat ertappte Frevler find feſt— 
junehmen, wenn fie dent Schußmanne unbefannt 
find ober feinen jeiten Wobhnjip haben; andere 
Perjonen nur dann, wenn fie fich der dienſtl. Auf— 
jorderung des Schugmannes widerſetzen, ihn be- 
ſchimpfen, fic) an ibm vergreifen oder bedeutende 
Beſchädigungen veriibt haben. Bezüglich der ent- 
flohenen Frevler, der Rückgabe der Werkzeuge und 
entwendeten Gegenſtände, des ſonſtigen Verfahrens 
aud) bei Viehpſfändungen find die Beſtimmungen 
den oben mitgeteilten ähnlich. 

Wenn ein juerfannter Schadeneriag wegen 
Armut des Schuldigen nicht eingetrieben werden 
fann, fo ijt der Betrag iiber Verlangen des Be- 
ſchädigten durch dic Behirde in Arbeitstage um— 
zuwandeln, wobei der gemeindeübl. Taglohn als 
Maßſtab zu dienen hat. Weigert der Frevler ſich, 
dem Beſchädigten den Schaden abzuarbeiten, fo 
wird über denſelben cin Aſtündiger Arreſt, ver— 
ſchürft mit Faſten, verhängt und fann diele Strafe 
in Zwiſchenräumen von drei Tagen ſolange fort- 
geſetzt werden, bis der Schadeneriag geleiſtet ijt. 
In den tibrigen Brovingen ijt die Ubarbeitung der 
Straje, nicht aber des dem Beſchädigten ju leiſten— 
den Erſatzes zuläſſig und kann daber nur eine 
Urbeit zu öffentl. Zwecken aujerleat werden. - 
Schipung des Schadens und Verjährung der Be- 
itrafung wie oben. 

LX. Weinlefenormen. In Bufow., Dalm., 
Görz Gradiska, Qitrien, Kärnten, Rrain, Mähren 
und Vorarlb. kann der Gemeindeausſchuß für jene 
Landesteile, in welchen Weinbau vorherricht, im 
Einvernehmen mit den Weingartenbeſitzern einen 
Tag feſtſetzen, vor welchem die Weinleſe nicht be— 

innen darf; in einzelnen Ländern kann die Feſt— 
ebung dieſes Tages nicht gegen den Willen der 
Weingartenbeliger geſchehen, m anderen ijt dies 
allerdings möglich. Ausnahmen fonnen gewährt 
werden, wenn die Weingartenbeſitzer, welche die 
Leſe vor dem feſtgeſetzten Tage beginnen wollen, 
die hiefür geſteigerten Uberwachungskoſten zu tragen 
fic) bereit erfliiren. — In Vorarlb. hat ein fünf— 
glicdriger Ausſchuß aus Weingartenbefigern die 
nitigen Borfebrungen in Betreff der Raucherung 
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des Beginnes dev Weinleje rechtzeitig zu treffen. Dic 
für dieſe Maßregeln auflaufenden Mojten werden 
nad) dem Flächenmaße auf dic Weingartenbejiper 
umgelegt. Suwiderhandlungen gegen die Anord— 
nungen des Ausſchuſſes werden als Feldfrevel ge- 
ahndet. — Qn Tirol hat der Gemeindevoriteher in 
Webieten mit tiberwiegendDem Wein- u. Objtbau 
oder anderen werwollen YUnlagen befondere Bee 
jtimmungen iiber Deren Bewachun Se trejien. 

X. Schutz gegen Raupen, Mailäfer, Blut: 
laus, Sdhildlans und andere ſchädl. Jufeften. 
Neder Cigentiimer, Nutznießer oder Pachter eines 
Wrundjtiides hat im Frühjahre Objt= u. Zierbäume, 
Geſträucher, Hecen, hölzerne Gartenzäune u. Haus- 
wiinde, in den Gärten u. Weinbergen, auf den 
Feldern u. Wieſen von den eingeiponnenen Raupen, 
Anictteneiern u. Puppen zu reinigen und die ein- 
aejammelten Raupennejter u. Eier gu vertilgen. 
In gleicher Weife find im Friibjabre die neu auj= 
tretenden Raupen gu vertilgen; von Raupen be- 
jallene Biiume, weiche gefillt werden, oder Wite, 
welche abgehadt werden, miiffen abgeraupt iverden. 

Uberh. find Raupen, Larven, Buppen u. Sn 
feften, wenn fie irgendwo in verheerender Menge 
auftreten, innerhalb det durd) den Gemeindevor— 
ſteher ſeſtzuſetzenden Frijt au vertilgen. Iſt es aur 
Beſeitigung augenblidl. Gefahr nötig, io fann der 
Wemeindevorjteber die Leijtung von allg. Notarbeit 
verlangen. 

aiffifer find während ihrer Flugzeit in 
den frithen Morgenftunden abzuſchütteln und gu 
vettilgen. Im Baujelde find beim YAufbruche des 
Bodens die Engerlinge Hinter dem Pjluge, der 
Haue oder Schaufel aujjuleien und ſogleich yu ver— 
tilgen. Die Friſt fiir die Vertilgung der Maikäfer 
bejtimmt der Gemeindevorſteher. — Bur Aufmun— 
terung des Ginjammelns von Maikäfern u. Enger- 
lingen wird fiir die an die Gemeinde cinguliejern- 
den Maikäfer u. Engerlinge eine Vergiitung ge- 
leiſtet, deren Ausmaß jährlich von dem Statthalter 
im Einvernehmen mit dem L. A. feſtgeſtellt wird; 
die Vergiitung wird aus der Gemeindekaſſe beſtritten 
und zur Hälfte des Gefamtbetrages aus Landed- 
mitteln eriept. 

Der Wemeindevorjteher hat dafiir zu forgen, 
dah dieje G. befolgt werden. Jn Ermanglung cines 
cigenen F.Perſonales find aus der Gemeindekaſſe 
Aufſeher au entlohnen und wird da8 Abraupen 
oder Bertilgen der Maifiifer auf Rojten der Säu— 
migen vorgenommen. Dieſe werden auperdem durch 
den Wemeindevoriteher mit 2 Gemeinderäten mit 
Geldſtrafen beleqt. Das G. ijt zweimal des Jahres 
durch den Gemeindevorſteher gu verlautbaren. Nach— 
lijfigen Memeindevoritehern werden durch die polit. 
Bezirksbehörden Geldſtrafen aujerleqt. 

Nach G. 26 VIII 90, L. 72 (Statthaltereiver- 
ordnung 18XIGHG, L. 73), find in N. O. an Apfel⸗ 
biumen in Obſtpflanzungen im April u. Septem— 
ber die zur Vertilgung der Blutlaus notwendi— 
gen Arbeiten vorzunehmen (Abkratzen mit Bürſten, 
Stammwunden ausſchneiden u. verſtreichen, ältere u. 
ertragloſe Apfelbäume verbrennen und Beſpritzung 
der Bäume). Der Gemeindevorſteher hat die Durch— 
führung des G. gu überwachen, 14 Tage nach Ver— 
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lautbarung auf Koſten des Säumigen durchzuführen: 
Strafen: 2—20 K eventuell Arreſt bis höchſtens 
48 Stunden; Kundmachung des G. anjangs Mpril 
u. September. Auf den von einer Gemeinde be- 
wittidjajteten Grundjtiiden, auf öffentl. Wegen und 
deren Rändern hat die Gemeinde die entſprechen— 
den Arbeiten durchzuführen. 

Durch V. LOLV O8, R. b4 (Inſtruktion 17V 
98), wurde zur Verhütung der Einſchleppung der 
Schildlaus (Aspidiotus perniciosus) Einfuhr 
von lebenden Pflanzen, Edelreiſern, Pflanzenſteck⸗ 
lingen und friſchen Pflanzenabfällen jeder Art aus 
Amerika verboten. Einfuhr von —— Obſt u. 
Obſtabfällen nur über beſtimmte Hauptzollämter 
zuläſſig und nur dann, wenn Sachverſtändige er— 
klärt haben, daß dieſelben mit der Schildlaus nicht 
behaftet find. 

XI. Schutz gegen Schäden durch Riegen, 
Schafe u. Feldmauje. Jn Dalm. fann durch die 
polit. Bezirksbehörde an bejtimmtcn Plätzen der 
Wemeindewiilder das Weiden der Biegen fiir eine 
gewiſſe Beit unterjagt werden (G. 19 II 73, &. 20, 
und YI 82, L. 11); ebenfo iſt das Erſchießen von 
Biegen, welche in fremden Mrundftiiden durch Be- 
weiden Schaden angerictet haben, aber nicht ge— 
pjiindet werden fonnen, dem Feldhüter geftattet. an 
Iſtrien ijt das Halten von Siegen iiberh. unterjagt 
(G. 11 XI 83, %. 11 ex 1884, und 30 VI 86, 
L. 11), ebenfo der Eintrieb aus anderen Provinzen 
und nur mit behördl. Bewilliqung auj Widerruf die 
Haltung einer Ziege fiir den Haushalt geftattet. Jn 
Görz⸗Gradiska (Kundmadung des Gubern. 13 VIT 
44, 8. 7507) ijt das Weiden von Biegen auf der 
Wemeindeweide nur an beſtimmt bezeichneten u. 
eingefriedeten Plätzen gejtattet, in der Regel nur 
auf eigenen Grund erlaubt und der Durchtrieb 
der Ziegen auf öffentl. Straken u. Gemeindewegen 
durchaus unterfagt. — Jn Tirol und Borarlb. 
finnen dürftige Gemeindemitglieder, welche eine 
Kuh nicht durchwintern finnen, gegen behördl. Be- 
willigung an fiir die Waldfultur unſchädl. Orten 
unter Aufſicht cines erwadjfenen und taugl. Hirten 
Biegen halten. Nach BW. der tirol. Statthalterei 
24 1155, Nr. 11/7, bleibt auch fiir Schaje der Weide— 

ang an brüchigen Bergabhängen lings der Stra- 

* dann an Wegen u. Zäunen ganz und in den 
Wäldern in der Regel verboten. Dienſtboten an— 
ſtatt der Lohnzahlung das Halten von Schafen oder 
Ziegen zu —— wird nicht mehr geduldet. 

Jn Böhmen Etatthaltereiverordnung 16 III 
96, 3. 42914, &. 20, und 111V96, 3. 39267, & 26, 
auf rund Minijterialerlajies 10 III 96, 3. 5380), 
Wal. (Statthaltereiverordnung 17 1V 96, 8. 28034, 
L. 20, auf Grund Minijtertalerlajjes 30 XI 91, 
3. 18781) und N. O. (G. 30 VI os, &. 44, und 
Statthaltereiverorbnung 25 VII 98, 8. 68338, 
L. 45) befteben Vorſchriften zur Vertilgung der 
weldmaufe. 

Wenn in Böhmen und Gal. die Feldmiuje 
verheerend aujtreten oder deten verheerendes Auf⸗ 
treten zu befiirchten jteht, fo haben die Gemeinde- 
vorjteher u. Sutsgebietsvoriteher einen Gemeinde— 
ausſchußbeſchluß ecingubolen und danach die Cigen- 
tiimer, Pächter u. Fruchtnießer von Grundſtücken 
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u beaujtragen, binnen 8 Tagen Maßregeln zur 

elämpfung der Feldmäuſe anzuwenden (bei Strafe 
von 20 K, Zahlungsunfähigkeit big 48 Stunden 
Arreſt), widrigens die Mapregeln auf Kojten der 
Siumigen vorgenommen werden. Der Gemeinde— 
ausſchuß fann aud) beſchließen, dak die Vertilgung 
der Feldmäuſe im ganzen Memeindegebiete durch 
(Memeindeorgane erjolge; Nojtenaujteilung nad) der 
Grunditeuer. Dic Vornahme der Vertilgungsmaß— 
regel mus auf den Grundſtücken gejtattet werden. | 
Auf Gemeindegrundjtiiden haben die sur Verwal— 
tung Derjelben berufenen Organe einzugreifen. Waren 
Gemeindeausſchüſſe oder Gemeindevorſteher fiumig, 
jo haben die polit. Behirden auf Koſten u. Gefahr 
der Gemeinden das CErjorderliche gu veranfajjen. 

Als geeignete Mittel sur Bekämpfung der Feld- 
mäuſe wird in erjter Linie empfohlen der Löffler— 
ice Mäuſetyphusbazillus, dann Saccharin⸗Strych— 
ninhajer und 3%ige ‘Bhosphorpillen; daneben ijt 
das Ginjangen der Feldmäuſe in Fallen, Fang- 
gtuben u. Bobrlichern zu betreiben. 

Das G. fiir N. O. hat eine etwas abweichende 
Konſtruktion. Gemeindevoriteher haben der Bezirks— 
hauptmannſchaft und dem &. A. von dem Wujtreten 
der Feldmäuſe gu berichten; erjtere hat fofort Er— 
hebungen ju pflegen und deren Refultat dem L. A. 
mitguteilen. Diefer jtellt das geeiqnete Vertilgungs- 
mittel in ausreidender Menge bei, Leitung der 
Urbeiten ijt durch den Gemeindevorſteher einer ge- 
cigneten Berjintichteit ju iibergeben, gegen Tag- 
geld, die —— haben die nötigen Arbeits— 
kräfte beizuſtellen (fiir je 10 Joch cine Ärbeitskraft); 
Koſten werden aus dem Landesfonds vorſchußweiſe 
beſtritten und von den Grundbeſitzern nach Ver— 
hältnis ihrer Teilnahme getragen. Dem Betreten 
der Grundſtücke darf fein Hindernis in den Weg 
gelegt werden. Gegen ſäumige Gemeindevorſteher 
Soe gros bis 20 K, fiumige Grundbeſitzer 
2—20 K oder Arreſt big 48 Stunden. 

XII. Vertilgung ſchädl. Pflanzen. Zunächſt 
handelt es ſich um die Kleeſeide, welche während 
ihres Blüteſtadiums zu vertilgen iſt. Der Gemein— 
devoriteher hat die Befolqung der G. zu überwachen 
und Säumigen gegeniiber die Vernidjtung der Klee— 
feide auj deten Rojten vornehmen zu laſſen; außer— 
dem ijt gegen Ddiefelben jeitens des Wemeindevor: | 
ſtandes eine Weldjtrafe gu verhiingen. Das G. ijt 
jiweimal des Jahres durd) die Wemeindevoritinde 
orts üblich zu verlautbaren; die polit. Behörden 
haben die Handhabung der G. ſeitens der Ge— 
meindevorſtände zu überwachen. — In einzelnen 
Län dern iſt die Geſetzgebung beſtrebt, auch andere 
ſchädl. Pflanzen, wie die Ackerdiſtel, den Sauerdorn 
und die Kreuzdornarten zu bekämpfen. Zumeiſt 
wird Ausjäten oder Ausgraben mit der Wurzel 
verlangt. Es handelt ſich immer um ſolche Unkräu— 
ter, Deren der einzelne Grundbeſitzer, auch wenn er 
fie auf feinen Grundſtücken vertilgt, nur dann Herr 
werden fann, wenn aud) die anderen Grundbeſitzer 
in gleicher Weije vorgehen. An dieſem Momente 
liegt auch die Redhtiertiqung des gegenüber dem 
eingelnen geiibten Swanges zur Bertilqung der 
Un äuter. Marchet. 
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Fertigkeiten 
ſ. Unterricht in fog. Fertigkeiten“. 


Feſttage, kirchliche. 


Dic F. werden eingeteilt in: ordentliche (regel- 
mäßig wiederfehrende) und außerordentliche; ein— 
fache u. doppelte letztere haben eine doppelte Veſper, 
nämlich am Abend vorher und am F. und es wer— 
den die Antiphonen doppelt genommen); niedere 
und hohe (3. B. das Oſterſeſt); allg. und bef. (3. B. 
Divsejan-) F. Das Kirchenjahr ijt ſehr reid) an 
Feſten und dieſe erſchienen früher, als die Indu— 
ſtrie noch ſehr wenig entwidelt war und das Bolf 
in Leibeiqenidjait oder dod) harter Fronde ſchmach— 
tete, ale cine wahre Wobhltat. Allmählich aber 
wurde der Arbeitsentgang als Beeinträchtigung 
volfsiwirticjajtl. Anterejjen empjunden und jo tras 
ten die Regicrungen mit dem Heil. Stubble wegen 
Verminderung der Feiertage in Verhandlung. Be- 
reits Benedift XLV. verminderte mit den Bullen 
ex 1751 (jd. 1 Vi 1751, S. abſchriftl. Hyd. Archiv 
b. LandeSjtelle S. 13) und ex 1753 (Hfd. 3 XI 
1793, S. abſchriftl. Hid. git. S. 64) die Feiertage 
in Ofterr. Cine bedeutendere Verminderung der F. 
erjolgte aber erſt durch die an die Bifchife geſende— 
ten Sireven des Papſtes Klemens XIV. Dieſe Bre- 
ven beinhalten die nod) heute übl. F.: „Es jollen 
beibehalten u. gejeiert werden die F. der Aufer— 
jtehung ſamt dem darauj folgenden Tage, Pfing= 
jten famt dem daraus folgenden Tage und alle Sonn— 
tage durch das gange Jahr; wie nicht minder das 
Feſt der Geburt und der Beſchneidung unjeres Herm 
Jeſu Chrijti, dann das Fejt der Heil. 3 Könige, 
der Himmeljahrt und des Fronleichnams, fodann 
die 5 der Heil. Jungfrau Maria gebheiligten Tage, 
desgleichen ſollen beibehalten werden das Feſt der 
heil. Apoſtel Petri u. Pauli, aller Heiligen, des 
heil. Erzmärtyrers Stephani und des vornehmſten 
Vandespatrones. Wenn aber irgendiwo mehrere und 
vorjiiglichere Patronen erwählt werden, fo foll der 
Biſchof unterfuchen, welder aus bejagten vorgiigl. 
Batronen in diefer oder jener Stadt, Wiarftjlec 
oder Dory am meijten geehrt oder gejeiert werde 
und deſſen Tag allein gu einem gebotenen Feier— 
tag ernennen. (B. des Prager Erzb. 19 XIL 1771 
Eatentenbiicher des böhm. Gub. Bd. XIL, Nr. 531, 
P. Brag 29 X1 1771, and in P. B. git. Bo. XL, 
Mr. 530, ſ. auch Jakſch, Feiertaqeverminderung.) 
Die Landespatrone find: Böhmen friiher (Hyd. 
SIX 1771, S. abſchriftl. Hfd. Archiv böhm. Lan— 
dest. S. 78) Heil. Wenzel u. Joſef, jest Job. von Nep. 
16 V, Wenzel 28 1X, Bulow. Joh. novus von Sue⸗ 
zawa 14 VI, Dalm. Hieronymus 30 IX, Gal. Mis 
chael 291X, Rrafau Großhz. Stanislaus & V, 
Küſtenl., Krain u. Kärnten Joſef Nahrv. 19 TH, 
Triejt j. Terr. Jujtus 2X1, Görzer Erzdiöz. Her- 
magorus u. Fortunatus 12 VU, Mähren Chyrill u. 
Methud dS VIL N. O. und O. O. Leopold 15 XL, let⸗ 
teres aud) Florian 4V, Salzbh. Rupertus 24 1X, 
Joſef Nährv. 19 III, Schlejien Hedwig 15 X, Steiernt., 


12 Feſttage, 
Tirol u. Vorarlb. Joſef Nährv. 19 III, Diöz. u. 
Stadt Trient Vigilius 26 VI. — Das Bolf fand 
ji nur ungern in die Verminderung der F. Es 
erſchienen nun zahlloſe B., um die Feier der auj- 
qehobenen F. zu verbindern. Geſchäftsleuten, welche 
an ſolchen Tagen nicht ihr Gewölbe offen hielten, 
wurde die Entziehung des Gewerbes angedroht, 
die Abhaltung von Muſik an aujgehobenen F. 
wurde verboten, den Pfarrern wurde bei Verluſt 
der Temporalien die Selehrung der Bevilferung 
bejoblen. (Publifation des f. f. Amtes in Schlejien 
27 1V 1773, Chroniſche Auszüge fiir Schlejien Nr. 45, 
— des mähr. Sub. 11 VI 1773, Chroniſcher 
Auszug fiir Mähren, Hftzd. 11 11782, Chronifcher 
Auszug Steierm.) Anderjeits eridjienen auch zahl— 
reiche B., in welchen die Feier der qebotenen F. 
anbefohlen wurde. Jn Betreff der Verbote der Feicr 
der abgeſchafften F. ift nunmehr maßgebend: Jede 
geſetzlich anerkannte Kirche u. Religionsgeſellſchaft 
hat das Recht der gemeinſamen öffentl. Religions— 
übung, ordnet u. verwaltet ihre inneren Ange— 
legenheiten ſelbſtändig“ (Art. 15 St. G. 21 XII 67, 
MR. 142). Hiezu: „Die Fejtitellung der kirchl. F. 
muß ju den inneren, der ftaatl. Cinwirfung ent- 
ritdten Angelegenheiten der Kirchen u. Religions- 
geſellſchaften gezählt werden’ (Erl. M. J. 20 VIII 
69, L. T. D1); eS ijt daber der Kirche überlaſſen, 
F. cingufiibren und müſſen alle Verbote der Feier 
der abgeſchafften F. als aujfgehoben angeſehen wer— 
den. In Betreff der Feier der geltenden F. find 
mafgebend: „Niemand fann gu ciner lirchl. Hand- 
— oder zur Teilnahme an einer lirchl. Feier— 
lichkfeit gezwungen werden, inſofern er nicht der 
nach dem G. hiezu berechtigten Gewalt eines anderen 
unterſteht“ (Art. 14 St. G. zit). „Niemand kann 
genötigt werden, ſich an den Feiertagen und F. 
einer ihm frembden Kirche oder Religionsgeſellſchaft 
der Urbeit gu enthalten. Yn dem x was immer 
fiir einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft muk 
während des Hauptaottesdienjtes in der Nähe des 
Wotteshaujes alles unterlajjen werden, was cinc 
Störung oder Beeinträchtigung der Feier yur Folge 
haben finnte” (Art. 13, G. 25 V Gs, R. 49). Hiegu: 
„Rückſichtlich der Heiliqung der Sonn- u. Feier— 
tage ſind lediglich die Beſtimmungen des Art. 13 
ait. maßgebend“ (Erl. L. M. 16 VIL 68, 3. 1161, 
L. T. 30). „Es liegt piinslich im Ermejien der 
einzelnen jelbitindigen Berionen, ob fie dic F. ihrer 
Kirche oder Religionsgeſellſchaft beqehen wollen oder 
nicht’ (Erl. M. J. 20 VIILGS git.). „Die swangs- 
weife Sperrung istraclitijder Berfaujsliden an 
chriſtl. F. widerſpricht dem Art. 13 zit.“ (Erl. M. 
J. IXGS, 3. 11322); „auch chriſtl. Kaufleuten 
kann das Offenhalten der Läden an F. nicht ver— 
wehrt werden“ (Erl. M. J. GX G8, 3. 14144); 
„das Offenhalten eines Ladens an F. fann nad 
den Beſtimmungen des Art. 13 git. nicht als öffentl. 
Arbeit angeſehen werden“ Erl. böhm. Statthalterei 
17 IX 68, 3. 36263). — Die ſtaatlich anerkannten 
kirchl. F. ſind aber noch inſofern relevant, als noch 
verſchiedene Vorſchriften betreffs der F. beſtehen, 
welche wohl nur in Betreff dieſer in Geltung ſte— 
ben, fo insbeſ.:; Im 8 71 a. b. G. B., daß die 
Ehe aud) an einem F. aufqeboten werden darf; 





kirchliche. 


weiter in der a. G. O. 88 376 u. 377, nach 
weldien an den Sonne und gebotenen Feiertagen 
bet Gericht Ferien ju alten find, mit den Nadh- 
tragsv. Hid. 171 18, J. G. S. 1405, und Hip. 
11138, J. G. S. 286, mit welchem die jüdi— 
ſchen Feiertage befanuntgegeben wurden, Erl. M. J. 
201 49, R. 98, Erl. F. We 1 IT 49, 3. 1199, F. Me. 
(MN. Vorſchriften der gal. Ram. Gef. Berw. 27), 
31X 49, 8. 11518, F. M. (NM. Vorſchriften zit. 
246), rl. J. M. 5 XI 50, 8. 8173, & G. S. 
34, mit weldjen die gr. fath. Feiertage den Tat. 
gleidjgejtellt wurden; § 380 in Betreff dex Nicht- 
einrechnung der Sonne u. Feiertage in die Refurs- 
jrijten mit der Nachtragsv. M. B. 28 VII 60, 
R. 205, § 2, val. hiegu den Beſchluß O. G. H. 
5 VIII 63, 8. 5240 (Wang VI nach § 267 a. G. 
©.), $$ 381, 382 u. 383 wegen der iibrigen gerichtl. 
Handlungen und insbeſ. Exefutionen. Freiwillige 
Feilbietungen jollen an Sonne u. Feiertagen auch 
nidjt vorgenommen werden (Mpp. B. 14 II] 1795 
Rrop. G. Frang IL, J. Hfd. 1 VIL 26, J. G. S. 
2197, Erl. Hſtzd. 16 XI_26, 8. 31583, Race. per 
la Dalm., &. Req. N. O. 10 VIII 27, Pr. G. S.). 

Gegenwärtig gilt fiir die Gerichte: Der 
Beginn u. Lauf von gejeblichen und richterl. Fri— 
jten witd durch Sonne u. Feiertage nicht gehin— 
bert. Fällt das Ende einer Frijt auf einen Gonn- 
tag oder Feicrtag, fo ijt der nächſte Werftag als 
letzter Tag der Friſt anzuſehen (§ 126 8. P. O.). 
Yn Sonne u. Feiertagen darf eine Zuſtellung, ſo— 
fern fie nicht durch die Poſt vollzogen wird, nur 
mit ridjterl. Erlaubnis erfolgen ($ 100 ebenda). An 
Sonntagen fowie am Weihnahtstage dürfen Tag— 
ſatzungen nicht abgebalten werden. Die Anberau— 
mung einer Tagſatzung auf einen anderen Feier— 
tag tt nur bei Geſahr tm Verzuge zuläſſig. Weldhe 
Tage als Feiertage zu gelten haben, wird durch 
V. bejtimmt 8 221 ebenda, val. biegu § 44, Abſ. 1 
bis 4 Geſchäftsordnung fiir die Werichte, woſelbſt 
aud) die Aufzählung der Feiertage, ferner § 2 der 
V. 17 VI98, R. 96). 

An Sonne u. Feiertagen . . . dürfen Exe— 
futionshandlungen nur in dringl. Fallen mit Er- 
laubnis des Borjtehers jenes Begzirfegerichtes vor— 
genommen twerden, in defjen Sprengel die Exeku— 
tionshandlung jtattfinden foll (§ 30 Exekutions— 
ordnung). 

Fällt (im Wodminitftrativverfahren) der letzte 
Tag ciner Refursfrijt auf einen Sonntag oder Feier— 
tag, fo endet die Friſt erſt mit dem nächſten Werf: 
tage ($1 G. 12 V O80, R. 101). 

Auch haben Verhandlungen bei den polit. Äm⸗ 
tern zu unterbleiben (V. vorderdjterr. R. 17 IT 1796 
Krop. G. Franz IL, Hffo. 9XIL19, 8. 38311, 
welches die bisherigen Vorſchriften refapituliert, 
Pr. G. S. O. O., die git. Erl. bezüglich der Ru— 
thenen, Erl. K. UL WM. 15 III 56, 8. 394). Die 
Beamten haben ſich an der Feier der Sonn- und 
gebotenen F. zu beteiligen und iſt der Kanzleibe— 
ſuch derſelben deshalb zu befchriinfen (V. 18 XII 
1766 Cod. austr. Bd. VI, S. 973, P. 10 XI 1773, 
Hſtzd. OVITOS, P. G. S. 7, Hftzd. 121V 09, 
outta G. Franz II. Bd. 1, S. 311, Hftzd. 9 XI 
19 zit., Hitzd. 21 11] 22, 3. 7538, P. G. S. 32 
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Feſttage, kirchliche. — Feſtungen u. Fejtungsrayon. 


auch in allen Pr. G. S. kundgemacht). Die bezügl. 
Stelle im Hftzd. 9 VIL OS, welche in den nachfol— 
genden Defreten eingeſchärft wird, lautet: ,,- Auch 
haben Se. ag a bejoblen, dak fogleid) den Ma— 
gijtraten und obrigfeitlichen, aud) herrſchaftl. Be- 
amten die gemeſſenſte Weijung erteilt werde, fiir 
die Zufunft an Sonne u. Feiertagen dem öffentl. 
Wottesdienjte in ber Hauptpjarre an cinem fiir jte 
eigens dazu beftimmten Plage mit Andacht u. Er— 
bauung unausbleiblid) beizuwohnen, wie aud, dak 
hierin felbjt die Rreishauptleute und ihr Perſonal 
mit gutem Beijpiele vorzugehen und das nämliche 
au beobadjten haben —““ — Die TodeSjtrafe ſoll 
nidt an einem Gonntage oder F. vollzogen wer- 
den (§ 403 Str. P. O.). Die Störung des Wottes- 
dienſtes an einem F. ijt, infojern fie nicht cin Ver— 
brechen (§ 122 St. G.) oder cin VBergehen (§ 303 
St. G.) begriindet, von den polit. Behirden ju 
abnden, wobei bezüglich des Strafausmaßes dic 
Minijterialverordnung 30 1X 57, R. 198, maß- 
qebend ijt. Weitere ſinguläre Bejtimmungen iiber 
Sonn= u. Feiertagsrube (aud) Scjulgottesdienst) 
j. in Mayrhojer, V. Aufl, I, 678, 1129, IL, 133, 
III, 742, 744, 902, IV, 50, 491, 653, 921, 1335, 
1372, V, 713, 1037, 1067, VI, 804, 814, 972, 1123, 
VIL, 726. Bal. hiezu Erfenntnis des VB. G. 8 VI 
94, 8. 2244, Budwinsti XVII, 7948, wonad) den 
Gottesdienſt nicht ſtörende Treibjagden an F. ge- 
ſtattet ſind. 
riteratur. 

S. Pachmann: Lehrbuch des Kirchenrechtes, 
Wien 1865, Bd. Il, $$ 308--311. Hinſchius: 
Rirchenrecht IV, 279. Brobjt: Art. „Feſte“ in 
Weper u. Welte Rirchenlerifon, 2. Mujl., 1V, 1391 Ff. 

vb. Mahl-Schedl. 


Feſtungen u. Fejtungsrayon, 


I. Allg. — 1]. Erbropriationsrecht un. Rayonsbeſchrän; 
fungen. — ILI. Der innere Feftungsdienft. — 1V. Dre ber. 
Berhaltniffe der Krieashafen. 


I. Ullg. Feſtungen find befejtigte Plage, 
welche sur Verteidigung der Monarchie gegen feindl. 
Angriffe und gum Stiippuntte der Operationen der 
cigenen Truppen dienen. Sie zerfallen in Land- 
jejtungen u. Seejejtungen. Die [egteren werden 
Kriegshäfen genannt. Die erjteren gerjallen jc 
nad) ibrer 8wedbejtimmung u. Ausſtattung in ver- 
— Kategorien (Lagerjejtungen, Depotſeſtungen 
uſw.). 

Sämtl. Feſtungen ſind Reichsfeſtungen in 
dem Sinne, daß ſie zum Schutze der Geſamtmon— 
archie beſtimmt ſind. Die Befugnis zur Anlegung 
von Feſtungen iſt ein Ausfluß der oberſten Kom— 
mandogewalt und kommt vorbehaltlich der ver— 
jaſſungsmäßigen Bewilligung der Geldmittel dem 
Kaiſer zu. Die baul. Anlage u. Ausſtattung hin— 
gegen it ein Akt der Reichsmilitärverwaltung und 
eS bebiirfen die betreffenden Anordnungen daber 
der Kontrajiqnatur des Reichskriegsminiſters. Durch 
diefen Charafter der Feftungen wird aber an der 


— — — — — — — — — — — —— — ————— — 
meee, 
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ej. Gebietshoheit der beiden Reichshälften über die 
auf ihrem Territorium liegenden fejten Pliipe nichts 
geiindert. Dod) dürfen die beiden Reidshalyten ihre 
Staatshohcitsrechte über die auj ihrem Gebiete ge— 
legenen Fejtungen nicht dazu benugen, um der An— 
lage, Erweiterung oder Aujlajjung der Fejtungen 
oder den damit im Zuſammenhange fiehenden Ope- 
rationen Hindernijie zu bereiten. Die in Bosnien 
und der Hergcgowina befindl. Feſtungsanlagen find 
der Reidjsgewalt unterworjen. 

Die Frage des öffentlich-rechtlichen bezw. pri- 
vatrechtl. Cigentumes an den Feftungsanlagen, ins⸗ 
beſ. an den immobilen Fejtungswerfen ijt nicht 
durd) ſpezielle Geſetzesbeſtimmungen geregelt. Im— 
mobile Feſtungswerke werden derzeit als im Eigen— 
tume det beiden Meichshiliten befindlich betrachtet 
und der Reichsmilitärverwaltung wird nur ein 
Nutzungsrecht daran zugeſtanden. Jn Bosnien und 
der Hergegowina ijt dieſe Eigentumsfrage nad) den 
gewöhnl. Rechtsgrundſätzen zu entidjeiden und es 
tehen danach die unbewegl. Feſtungswerke, je nach— 
dem ſie aus den Mitteln der Geſamtmonarchie oder 
des Landes errichtet worden ſind, bald im Eigen— 
tume der Reichsmilitärverwaltung, bald im Eigen— 
tume des Landes. Die in Feſtungswerken befindl. 
Mobilien bilden ein Eigentum der Reichsmilitär— 
verwaltung bezw. der Geſamtmonarchie; in Bosnien 
und der Herzegowina finnen fie auc) Cigentum 
des Landesiirars fein. 

IL. Grpropriationsredt u. Rayonsbeſchrän— 
fungen. Sum Swede der Anlage und geficherten 
Ausnugung der Fejtungen jieht der Heeresverwal- 
tung dag Recht der Expropriation und der 
Rayonsbeſchränkung au. 

1. Das Rect der Expropriation bafiert 
in Ojterr. auf dem § 365 a. b. G. B. bezw. auf 
den Hjtzd. 11 XI 21 und 19 VIL 27, in Ungarn 
auj dem G. A. XLI ex 1881 (§ 1, Bunft 10) 
und in Bosnien auf dem ottomaniſchen Expro— 
priationsgejepe vom J. 1855 bezw. auf der neuen 
V. 20V1 so. 

2. Das Recht der Rayonsbeſchränkung 
ijt derzeit im den beiden Reichshälften durd) die 
mit A. E. 21 V 56 genehmigten und unter dem 
21 XI 59 durch Erl. des M. J., des J. M. umd 
des Wrmeeoberfommmandos (R. 10 ex 1860) fund- 
gemachten Direftiven iiber den Mayon be- 
ejtiqter Blige geregelt, welde in der Praxis 
auch in Bosnien und der Herzegowina angeiwendet 
werden. Danad) mug das Terrain vor einem be- 
jejtiqten Blage im militäriſchen Intereſſe bis zur 
Grenze des wirkſamen Kanonenſchuſſes von allen 
Baulichkeiten freigehalten werden, welche die Wir— 
tung der Feſtungsgeſchütze beeinträchtigen können. 
Dieter Raum wird Fejtungsrayon, Rayon 
des Blakes u. dgl. qenannt. Engerer Rayon 
ijt das einem Plage, welder cinem belagerungs- 
miipigen Angriffe ausgeſetzt ijt, unmittelbar vor- 
lieqende Angriffsterrain. Annerhalb dieſes Rayons 
darf keinerlei Bauwerk geſtattet werden. Innerhalb 
des ſonſtigen weiteren) Rayons ſind Baulichkeiten 
unter gewiſſen Bedingungen zuläſſig. Bei Befeſti— 
gungen, gu deren Bezwingung cine reguliire Bee 
agerung nicht erforderlich ijt, fann da8 Bauverbot 
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auj den engeren Rayon, alfo auf das Angriffs— 
terrain befdjriinft werden. 

Die Ausmittlung u. Martierung des Rayons 
geſchieht durch die Militärbehörden, aber im Cine 
verſtändniſſe mit den polit. Behörden. Beſißſtörungs— 
flagen der Grundeigentiimer dagegen find unzu— 
lajjig, ebenfjo wie Beidwerden an den V. G. gegen 
dic in joldjen Angelegenheiten erfloffenen adminiſtra⸗ 
tiven Endentjdhetdungen. Im weiteren Rayon diirjen 
Baubewilliqgungen auch nicht erteilt werden, wenn der 
weitere Rayon gur Zeit der Erbauung des Plages 
oder der Beſeſtigungswerke von allen Baulichfeiten 
frei war. Yn anderen Fallen find Baubewilliqungen 
zuläſſig, wenn die Seliger fic) gegen Einlegung 
cines Reverſes verpflichten, feine Entſchädigung an- 
zuſprechen, falls injolge von Kriegsereigniſſen oder 
wegen militäriſcher Operationen und des Berteidi- 

ungszweckes Halber die Beſchädigung oder gänzl. 
Demolierung des Bauwerkes erjolgen follte. Cin 
jolder Demolierungsrevers muk vor Beginn der 
Baufiihrung ausgejtellt und grundbücherlich inta— 
bulicrt werden. Regelmäßig darf auc) feine Ver- 
rößerung der Bauarea eines Gebäudekomplexes 
tattfinden, wenn es ſich um die Errichtung eines 
Wohngebäudes oder ähnl. Bauten handelt, und 
ebenſo iſt die Höhe der aufzuführenden Bauten be— 
ſchränkt. Zur Erteilung der Baubewilligungen ſind 
die Militärbehörden fompetent. 

Die Beſchränkungen, welche aus der Bejtim- 
mung eines fortififatorifden Rayons und dem aus- 
geiprodjenen Bauverbote fiir die Brivaten ſich ere 

eben, begriinden fein Recht auf Entſchädigung. 
Sonjtige Entſchädigungsanſprüche, welche aus den 
»Direftiven” abgeleitet werden, insbeſ. wenn 
Gebäude im weiteren Rayon zur Heit feiner Aus— 
mittlung bereits, bejtanden haben und deren Bee 
feitigung oder Änderung ſich als notwendig er— 
weiſt oder militäriſche Etabliſſements im Innern 
befeſtigter Plätze angeordnet werden und das Bau— 
verbot im Gefolge dieſer Anlagen eintritt, ſind bei 
den polit. Behörden anzumelden, welche darüber 
im Einvernehmen mit den Militärbehörden ent— 
ſcheiden. Gegen dieſe E. ſteht die Betretung des 
Rechtsweges offen. 

ILL. Der innere Feſtungsdienſt. Die Rege— 
lung des inneren Feftungsdienjted ijt cin Ausfluß 
der KRommandogewalt und fommt daber in oberjter 
Inſtanz dem Kaiſer gu. Dieje Megelung ijt durch 
ein ausſührl. Reglement (,Reglement fiir den 
Dienjt in feſten Plaipen”’) erfolgt. Dasfelbe 
behandelt den Dienft im Frieden und den Dienjt 
wihrend der Kriegsausriijtung. 

Bur —* des agi ad ijt der 
Feſtungskommandant berujen. Scin Wirtungstreis 
umfapt auch den abgegrensten Rayon der unmittel- 
baren Umgebung. YAufgabe desſelben ijt es, ſchon 
im Frieden alle Maßregeln zu beantragen, welche 
geeignet ſind, die Verteidigungsfähigkeit der Feſtung 
bis an dic äußerſte Grenze ju ſieigern. Er hat 
3u dieſem Ende insbef. die nétigen Anordnungen 
zu treffen bezüglich des Wachdienjtes, der Wlarnt- 
dispofition, dex Feuerlöſchordnung, der Waſſergefahr, 
ber Tor u. Pajjageordnung, der Schießplähe und 
des Schiehverbotsrayons, der Militärgeſundheits— 
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poligei, Der Truppenaugsriidungen u. Feſtungs— 
maniver, de8 techniſchen Dienjtes ujw. Cr nimmt 
Einfluß auf die Anlage von privaten Schiehpligen, 
auf die Regelung der Jagdberedtiqungen, das Ab— 
brennen von, Fyeuerwerfstirpern und dic Kontrolle 
frembder Berjonen. 

Im Mriege ridhtet ſich der Feſtungsdienſt nach 
der Art der Kriegsausrüſtung der Fejtungen. Die- 
felbe ijt eine dreifache und bezweckt entiveder die 
Sicherung der Feſtung gegen einen Handſtreich oder 
gegen cinen gewaltiamen Angriff oder endlich gegen 
den belagerungsmipigen Angriff bezw. gegen den 
Ungriff sur See. Die Kriegsausrüſtung ijt fon 
im Frieden vorzubereiten. Sie geſchieht nad) der 
„Inſtruktton fiir die Kriegsausrüſtung der 
jejten Plage’. Der Befehl aur Kriegsausrüſtung 
wird über Unordnung des Kaiſers vom Reichs— 
kriegsminiſterium, eventuell vom Höchſtklommandie— 
renden im Kriege erteilt; bei dringender Geſfahr hat 
der Feſtungskommandant ſie aus eigener Initiative 
anzuordnen. Sie umſaßt erhöhte Sicherheitsmaß— 
nahmen gegenüber den Einwohnern der Feſtung 
und dann militäriſche Anordnungen. Im Zuſam— 
menhange damit ſteht die Beſtellung einer Appro— 
vijionicrungsfommijiion, des Verteidi— 
gungsrates und einer Kriegsſchadenermitt— 
lungsfommiffion zur Fejtitellung der Entſchä— 
digungsanjpriiche, weldje aus Anlaß der Offupie- 
tung nichtirarifder Grundjtiide und der Demolie- 
tung von Baulicfeiten erhoben werden. Außerdem 
jteht dem Feſtungskommandanten der Feſtungs— 
jtab zur Seite. 

Sobald die tatſächliche ſeindl. Bedrohung cs 
notwendig madt, wird ein fejter Platz in den 
Kriegszuſtand verſetzt. Dies gefchieht ebenfalls auf 
Bejehl des Kaiſers durch das Reichskriegsminiſte— 
rium oder durch dic Hiheren Nommanden, eventuell 
hat der Fejtungsfommandant felbjt dieje Verfügung 
treffen gegen nachträgl. Genehmigung des Kaſſers. 
In einem ſolchen Falle ſtehen ihm noch außer— 
ordentl. Gewalten über die im Plage befindl. Be— 
ſatzung und, ſoweit dies die bürgerl. Geſetzgebung 
(%. 20 V 69, R. 78, § 7) gulapt, aud) uber die 
Hivilbevilferung gu. Der Fejtungsfommandant 
hat die Verpflichtung, den Platz bis sur äußerſten 
Grenze der Möglichkeit gu verteidigen. Nötigen— 
jallg kann cr felbjt von dem ihm zunächſt ſtehenden 
Offizier verhaftet und de Kommandos entſetzt 
werden. Nach dem alle einer Feitung hat eine 
Enquetefommiffion gujammenjutreten, vor welder 
jic) der Mommandant famt den Mitgliedern ded 
Verteidigungsrates gu verantworten hat, wenn die 
Ubergabe der Feſtung nicht auf Befehl des Kaiſers 
oder der höheren Kommandanten erfolgt ijt. 

IV. Die bej. Verhältniſſe der Kriegshäfen. 
Für die Kriegshäſen gelten diejelben Normen, 
außerdem aber gewiſſe Beſonderheiten. 

1. Da die Kriegshäſen Seehäfen ſind, ſo er— 
gibt fic) die Notwendigkeit, auch den Hafenverfehr 
in denſelben durch Poltzeiverordnungen ju regeln, 
was natiirlic) mit Beriidfichtiqung der militäriſchen 
Bedürfniſſe geſchehen mug. Cine ſolche Regelung 
ift insbej. fiir Pola durch eine eigene Hafenpolizei- 
orbnung (V. des H. M. 1S TV 87, R. 42) erfolgt. 
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Danach wird der Hafen von Pola in den Militär— 
hafen und den Handelshafen eingeteilt. Im Mili— 
tärhafen ijt den Handelsſchiffen im allg. Fein freier 
Verkehr geſtattet. Die Hafenpolizei handhabt hier 
das Militirhajenfommando, dem auch gewiſſe Uber— 
wachungsbefugniſſe gegeniiber den Handelsſchiffen 
zuſtehen, in welchem Hafenteile dieje auch vor Anker 
lieqen, falls fie verdächtig erſcheinen. Dic biirgerl. 
Behörden handhaben die Bafenpoliaci nut im Han- 
delshajen, die ſanitätsamtl. Funftionen dagegen in 
beiden Hafenteilen. 

2. Frembe Krieqsfchifie diitjen nad) den be— 
ftehenden Vorſchriften (Normalverordnung 26 VI 
03, M. B. BL 36) im Frieden in die Kriegshafen 
det Monarchie nur nad) vorheriger Notifizierung 
der Regierung und unter Beriicjichtiqung der allg. 
Bejtimmungen iiber die Zulaſſung u. Behandlung 
det Kriegsſchiffe befreundeter Nationen an den öſterr. 
und ungar. Küſten einlaufen, haben aber im Schuß— 
bereiche die Flagge gu hiſſen und gewiſſe Hand- 
lungen, weldje gu militäriſchen Bedenfen Anlaß 

eben können (Gchiefiibungen, Beleuchtung von 

bjeften mit eleftrijdem Lichte, Anfertigen von 
Plaͤnen u. Zeichnungen) oder ale Souveriinitits- 
afte anzuſehen find (Exekution von Todesurteilen), 
zu unterlajien. Wud) darf die Zahl der Schiffe der— 
fetben Flagge regelmäßig eine gewiſſe Ziffer nicht 
überſteigen. Wit Ausnahme der Offigicre und 
hiberen Unteroffigiere darf die Beſaßung der frem- 
den Kriegsſchiffe nur unbewaffnet das Land be- 
treten. Sum Ausrücken einer bewaffneten Ubteilun 
(aus Anlaß einer Begriibnisfeierlidfeit u. dql.) ijt 
die Erlaubnis von den militäriſchen und polit. Be— 
hörden eingubolen. Das Abfeuern von Kanonen 
und anderen Feuerwaffen ijt der Mannfchajt der 
jrembden Kriegsſchiffe verboten. Ebenfo ijt es dieſen 
Shifien unterjagt, im Bereiche der Seebefeſtigungen 
der Bjterr.-ungar. Monarchie tätl. Feindfeligfeiten 
vorzunehmen, Schiffe angubalten u. gu durchſuchen, 
Prifen aufzubringen oder jonjtige Handlungen vor- 
zunehmen, welche als cine Berlepung der Hobheits- 
tedjte der Wonardie angefehen werden müßten. 

In Kriegszeiten * kein fremdes Schiff dem 
befeſtigten Hafen ſich nähern, ohne die Erlaubnis 
dazu zu beſitzen. Auf sang , welche ohne Erlaub- 
nis eingulaujen verſuchen, ijt zuerſt ein ——— 
ſchuß abzugeben und ſodann, wenn dieſer erfolglos 
geblieben, ſcharf zu ſchießen. 
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I. Begriff u. Quellen. — IW. Organe. — III. Gee 
meinwirtichafti. Beranſtaltungen. — IV. F. ime. S. — 
V. Volizeiſtrafrecht. — VI. Verfahren, — VII. Unterſtühung 
im Löſchdienſte Berunglidter. — VIII. Beiträge der Aſſe 
turanggeiellidaften. 


I. Begriff u. Ouellen. Die Landesgeies- 
gebung, welder die Regelung der F., ſoweit dicje 


rein ortspolizeil. Natur iit, anheimfällt, nimmt 
das Wort Polizei durchiwea in jenem weiten Sinne, 
in weldjem es das R. G. über Gemeindeweien 
und die auf Wrundlage desfelben erlafjenen Wem. 
D. der cingelnen Lander gebrauchen. Der Begriff 
Polizei umfaßt danach nicht lediglich die mit fon- 
fretem Befehl u. Berbot auf Grund und inners 
halb der Grengen der geſetzl. Beſugnis vorgehende 
obrigteitl Tätigkeit, fondern auch dic mittels 
gemeinwirtſchaſtl. Beranftaltungen fich betitiqende 
wiirjorge für folleftive Intereſſen (des Nachbare 
verbandes). Unter F. im Ginne der F.-Ord— 
nungen ijt Darum alle Tätigkeit der öffentl. Orqane 
inbegrifien, welche auf Verhütung u. Bekämpfung 
der Feuersgeſahr (durd) praventive u. reprefjive 
Mafregeln) und Befeitigung oder Winderung des 
durch Feuersbrunjt verurſachten Schadens gerichtet 
ijt. Der Mangel der Einheit des Cinteilungs- 
qrundes, an welchem die in den Gem. D. gee 
trofiene Scheidung der cingelnen Gebicte der 
Ortspolizei leidet, äußert fich auch hier darin, dak 
der begriffl. Umjang der F. mit dem anderer 
Mebiete, insbeſ. mit jenem der Baupolizei gum 
Teil zuſammenfällt Ss ae pg jiir Wee 
bäude werden, ungeachtet dabei auch jeucrpolizeil. 
Rückſichten gu beachten find, den Baus und nicht 
den F.-Angelegenheiten Dbeigesihlt, da die F< 
Drdnung nur mit jenen Borfehrungen ſich be— 
idhiftigt, welche unmittelbar auf die Verhütung 
von Feucrsbriinjten und auf die Belämpfung von 
Feuersgefahr ſich begiehen; Budwinsfi 4615). 

Die F. im Sinne der Gemeindes und der F.— 
Ordnungen faßt auc) Funktionen der fog. geridtl. 
Polizet in fic, indem der die F. handhabende 
Wemeindevorjteher die Befolgung der ſtrafgeſetzl. 
Vorſchriften yu iiberwadjen und das Vorfommen 
von durd das Str. G. ($8 434—459) verbotenen 
feuergeſährl. Handlungen u. Unterlajjungen zur 
Kenninis des fompetenten Geridtes zu bringen 
hat, Außer den unter das allg. Str. G. fallenden, 
jind aud) bejtimmte andere ſeuergeſfährl. Hand- 
lungen durch Polizeigeſetze und V. mit Straje be— 
drobt. Die neueren F.Ordnungen felbjt enthalten 
Vorſchriſten diejer Mrt nur ausnahmsweiſe (3. B. 
§ 11 F.-DOrdnung fiir Ditrien); fie reqeln died- 
jall8 zumeiſt nur die Kompetenz und das Ver— 
fahren und treffen cine ſubſidiäre Beftimmung 
iiber die Strajart und den Strajfag. Much die 
Ausübung dieſes Polizeiftrafredtes ſtellt fid 
als Handhabung der F. in dem oben umſchriebenen 
Sinne dar. 

Das Feuerlöſchweſen, mit welchem ſich die 
F.Ordnungen (Feuerlöſchordnungen) vornehmlich 
befaſſen, jand ſeine Regelung zuerſt durch die fiir 
N. O. erlaſſenen Feuerloſchordnungen fiir die Land— 
ſtädte u. Märkte und fiir das offene Land TIX 
1782, welche {pater auch fiir andere Kronländer 
Geltung erlangten. Neuerer Zeit wurde dasfelbe 
durd) Landesqejebe —— in Niederöſterr. 
(mit Ausſchluß von Wien) G. 1VI 70, L. 30, teil 
weije abgeändert durch G. 19 XIT 82, L. 10 vom 
J. 1883 und durd) &. 2771V 94, LV 23 ($$ 28 u. 
46), (¥.-Drdnung fiir Wien: G. 19 TTT 92, &. 18); 
Oberbjterr. G. 211 73, L. 18; die Bejtimmungen 
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iiber Feuerbefdhau ($$ 8 u. 10), abgeiindert durd 
G. 28 XII 80, &. 2 vom J. 1890; Mähren G. 
SIV 73, & 35; Schleſien G. 211 73, & 20, 
teilweiſe abgeiindert ($$ 6, 7, 28 u. 45) durch G. 
25111 98, e 21; Böhmen G. 25V76, L& 45; 
Salzburg G. 10XI 80, &. 12, teilweife abgeiin- 
dert (S$ 8 u. 9) durch G. 7183, L. 6, und G. 
6 VIII 92, &. 26; Iſtrien G. 131V 81, & 11; 
Steiermarf (mit Wusnahme von Graz) G. 
23 VI 86, &. 29 (abgedndert durch &. 29 VIII 95, 
L. 97, und G. 211V 98, L. 24, $$ 11 u. 47); 
Tirol, F. und Feucrwebhrordnung, G. 28 XI 81, 
L. 36, abgeändert durch G. 28 TIT 86, L. 18, und 
G. 20 VII 93, & 21; Vorarlberg G. 18 IL 88, 
L. 18, abgeiindert durch G. 2 II 90, L. 10; Gas 
lizien G. 1011 91, & 18; Kärnten (mit Aus— 
nabme von Klagenfurt) G. 10 III 91, %. 13. Zu 
erwähnen jind aud) die G. betreffs Borfehrungen 
aur Sicherheit der Perjonen in Theatern und an- 
deren öfſentl. Lokalitäten, insbeſ. Böhmen: TLL 87, 
L. 27, und Trieſt: 12 TIL 90, L. 10 (ſ. aud Wet. 
„Bauweſen“ u. ,, Theater’). Undere das Gebiet der 
F. berithrende G. ſ. unter LY. 

IL. Orgaue. Die F. gehört dem felbftindigen 
Wirkungstreife der Gemeinde an; die Kompetenz 
beftimimt fic) darum, foweit fie nicht durch die F— 
Ordnung ſpeziell geregelt ijt, nad) den fiir die Be: 
jorqung der eidhitte dieſes Wirkungskreiſes, ſpeziell 
jener der Ortspolizei geltenden allg. Grundſätzen 
der Wem. O. (bezw. der Städteſtatuten). Der Ge— 
meindeausfdup (Semeinderat in Gal.) ijt das 
beſchließende u. tiberwadjende Organ und als 
ſolchem fommt ifm au: 

1, für Den Umfang der Gemeinde gültige Vor— 
ſchriften gu exlaſſen Näheres ſ. unter 1V.); 

2. für die Anſtalten u. Einrichtungen, die zur 
Handhabung der F. erforderlich find, die nötigen 
Geldmittel zu bewilligen (fiir jede ihm in dieſer 
Beziehung zur Laſt fallende Unterlaſſung iſt der 
Gemeindeausſchuß verantwortlich); 

3. zur leichteren Beſorgung der F.-Geſchäſte 
beſondere Organe für einzelne Teile des Ge— 
meindegebietes zur Unterſtützung des Gemeinde— 
vorſtehers zu beſtellen und ihnen eine Inſtruktion 
zu geben; 

4. die mit der Handhabung der F. betrauten 
Crgane gu iiberwadjen und nötigenfalls zur Ver— 
antwortung gu ziehen. (Uber das Verhältnis gu 
der freiwilligen Feuerwehr f. unten.) 

Die unmittelbare Handhabung der F. obliegt 
dem Gemeindevoriteher. Diejer ijt verpflichtet, 
dic zu dieſem Behufe erſorderl. Maßregeln u. 
Verfügungen rechtzeitig zu treffen und für die Auf— 
bringung der hiezu nötigen Geldmittel zu ſorgen; 
er entſcheidet in allen Angelegenheiten der F. in 
1. Inſtanz, inſoſern es fic) nicht um eine dem 
Gemeindeausſchuſſe vorbehaltene Ungelegenheit han= 
delt; das CStrafrecht übt er in Gememichaft mit 
zwei Memeinderiten aus (Verfahren u. Inſtanzen— 
zug ſ. unter VI.; die bef. Bejtimmungen fiir Stadte 
mit eigenen Statuten ſ. Art. „Städie B.“). 

Bemerkenswert ijt die im Gebiete der F. bef. 
hervortretende Herangichung von Perſonen, welche 
auferhalb des aus den Wemeindewablen hervor— 
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gehenden Behördenorganismus ſtehen, au öffentl. 
Funktionen, und die darin liegende weitere Aus— 
geſtaltung des Prinzipes der Selbſtverwaltung 
innerhalb der, Gemeinde. Die eine Modalität 
einer derartigen Ubertraqung von öffentl. Geſchäften, 
u. sv. an Gemeindemitglieder als ſolche, ijt 
die fchon in den Gem. O. (mit Ausnahme der dali.) 
vorgejehene Bejtellung von Hilfsorganen des Ge— 
meindevorjtehers (Kommiſſären) in einzelnen Teilen 
des Gemeindegebietes; durch einige §.<Ordnungen 
wird die Bejtellung folder Organe, infoweit fic 
zur Belorgung der F. erforderlich ijt, vorgeſchrieben 
(3. B. N. O. wu. BHHmen § 3, Kärnten § 2; andere 
erfliiren fie nur fiir zuläſſig, z. 8. Gal. § 2). Auf 
die Bejtellung finden im allg. die vorerwähnten 
Bejtimmungen der Bem. O. Anwendung; einige F.⸗ 
Ordnungen treffen dementipredende nähere Be— 
ſtimmungen (3. B. Kärnten § 2: zu beſtellen iit 
ein in dem betrefjenden Teil des Gemeindegebietes 
wohnendes, zur Gemeindevertretung wählbares 
Wemeindemitglied; die Bejtellung erjolgt auf Vor— 
ſchlag des Wemeindevorjtehers durch cinen Wabl- 
aft des Gemeindeausſchuſſes; die Beſtimmungen der 
Wem. O. iiber die Pflicht zur Wnnahme der Wahl 
jum Ausſchuß- oder Exjagmann finden aud auf 
dDieje Beftellung Wmvendung).  . 

Die andere Modalität einer Ubertragung von 
Geſchäften der Gemeindeorgane ergibt fic) aus den 
geſetzl. Beitimmungen über das Verhältnis der 
Irciwilligen Feucrwehr zur Gemeinde. Qn 
jeder geſchloſſenen Ortichaft mit einer gewiſſen Uy 
zahl von Hausnummern (3. B. in Bohmen, MW. Lv. 
und Steierm. wenigitens 50) bat der Gemeinde— 
voriteher, infolange daſelbſt cine (bejoldete oder 
freiwillige) Feuerwehr nicht bejtebt, alljahrlich ein— 
mal einen Aufruf aur Bildung einer freiwilligen 
Feuerwehr ju erlajien. Sobald cine hinreichende 
Anzahl von Freiwilligen fic) findet, hat der Ge— 
meindevorjteher fie aufzufordern, ihre Satzungen 
(fiir mwelche mitunter cin beftimmter Inhalt vorge- 
ſchrieben ijt, val. Gal. § 21) nod) vor der nad 
Mahgabe des Vereinsgeſetzes erjolgenden Kon— 
jtituierung dem Gemeindeausiduije zur Genehmi— 
gung vorzulegen, und es fann in diejem Falle der 
Gemeindeausſchuß auf Untrag des Gemeindevor— 
ſtehers beſchließen, daß die Dienſtleiſtungen 
dieſer Feuerwehr auf dem Brandplage in 
Ausübung einer ihr von der Gemeinde 
übertragenen Befugnis ſtattfinden. Der 
Obmann einer ſolchen („offentlichen“, Steierm. 824) 
freiwilligen Feuerwehr vertritt ſodann auf 
dem Brandplage den Hemeindevorfteherin 
jeinen Ddienjtl YWnordnungen und ijt fiir 
dieſe dem Gemeindeausſchuſſe verantwortlich; er 
wird „Gemeindeehrenbeamter“ (Gal. § 22). So— 
lange dieſes Verhöltnis, weldjes vom Wemeinde- 
ausſchuſſe jederzeit gelöſt werden fann, fortbeſteht, 
übt der Gemeindeausſchuß das Auſſichtsrecht über 
die freiwillige Feuerwehr (vgl. auch V. Z. Jahrg. 
1886, S. 154); in dringenden Fällen fann der 
Gemeindevorſteher oder ſein Beſtellter die an die 
Feuerwehr übertragenen Befugniſſe ſofort zurück— 
ziehen, doch hat er darüber unverzüglich die Beſchluß— 
ſaſſung des Gemeindeausſchuſſes einzuholen. 
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Ausnahmsweiſe ijt aud) die Errichtung einer 
befoldeten, jum Dienftperfonal der Gemeinde ge- 
hirenden Feuerwehr vorgeſchrieben. (Nad) gal. G. 
§ 16 mug in jeder Stadt und in jedem Warfte 
cine Gemeindefeuerwehr organifiert werden, u. zw. 
in Städten mit iiber 10.000 Einwohnern felbjt dann, 
wenn eine freiwillige Feuerwehr befteht. Nach § 23 
des vom tirol. & a in det Seſſion des J. 1880 
bejdlofienen Entwurfes einer F.e u. Feuerwehrord⸗ 
nung ſollte in geſchloſſenen Ortſchaften von wenig— 
ſtens 50 Hausnummern, fofern eine freiwillige 
Feuerwehr nicht zuſtande kommt oder die Zahl der 
Mitglieder nicht ausreichen ſollte, zur Bildung einer 
Pflichtſeuerwehr geſchritten werden, wobei alle 
in der Gemeinde wohnenden männl. Mitglieder 
als wehrpflichtig bezeichnet und der Feuerwehr die 
Abhaltung von wenigſtens 2 Ubungen im Jahre 
zur Pflicht gemacht wurde. Dieſe Beſimmung war 
einer der Gründe der Verweigerung der Sanktion 
des G., indem geltend gemacht wurde, daß dieſelbe 
nicht nur über die in § 78 tirol. Gem. O. vorge— 
fehene Inanſpruchnahme perjinl. Dienftleijtungen 
hinausgeht, jondern aud) in der praftijchen An— 
wendung möglicherweiſe gu atgen Unzukömmlich— 
feiten u. Konflikten Anlaß geben fann.) 

Sn Bemeinden, in weldhen iiberh. feine Feuer— 
wehr befteht, hat der Gemeindevoriteber geeignete 
Perfonen jur Leitung der Löſchmaßregeln ju be— 
ftellen; er ijt auc) beredtigt, feine dienſtl. Funk— 
tionen auf dem Brandplage dem Leiter einer von 
auswirts eingetroffenen Feuerwehr ju tibertragen. 

Die polit. Behirde übt das Auſſichtsrecht über 
die Handhabung der F. nad) den Bejtimmungen 
ber Wem. O. Sie ijt jedoch aud) unmittelbar zur 
Handhabung der F. berujen, wenn es fid) um 
feuerpoligeil. Vorkehrungen innerhalb det in ihren 
Wirkungskreis jallenden allg. Landespolizei handelt; 
fo jind beijpielSweife die polit. und nicht die au- 
tonomen Behörden fompetent, Maßregeln in Ab— 
ficht auf die Benugung von Theatern aus jeuer- 
polijeil. Rückſichten gu treffen (Alter 2541); glei- 
ches gilt bezüglich der gewerbl. Betriebsanlagen 
(Budwinsi 3580). Ein gewiſſes Wujfichtsredt über 
die Handhabung der F. durd) die Gemeinde ijt 
aud) Dem L. A. (3. B. Böhmen § 66, Kärnten f 60) 
und dem Bezirksausſchuſſe bezw. Bezirksrate (Gal. 
§ 38) eingeraͤumt. 

ILL. Gemeinwirtſchaftl. Veranitaltungen. Die 
Gemeinde ijt verpflichtet, fiir cinen hinreichenden 
Waſſervorrat, geeignete Löſchgeräte u. Warmvor- 
richtungen (Glocen, Signale) vorguforgen. Iſt eine 
hinreidjende Menge Wajjer gum Lif nidjt in 
natürl. Barierlaugen oder künſtl. Leitungen vor- 
banden, fo miiffen in jeder (geſchloſſenen) Ortſchaft 
ausgiebige, leicht zugängl. Bemeindebrunnen, evens 
tuell Brunnjtuben oder Schwemmen angelegt wer- 
den. Qn jeder geſchloſſenen Ortſchaft mit einer be— 
ftimmten Häuſerzahl (3. B. in N. O. und Steierm. 
50, in Bshmen 100) muf eine brauchbare, voll- 
ſtändig ausgeriijtete Feuerſpritze vorhanden fein 
(nad gal. G. $11 mup jede Gemeinde nad Maß— 
gabe ihrer Fläche und de lokalen Bedaries cine 
entipredjende Anzahl von Feuerſpritzen befipen). 
Alle Ortidaften in der Gemeinde müſſen mit Trag- 

Diterr. Staatéwirterbuch. v. Anil., 2. Bd. 


17 


u. Handfprigen, Feuerleitern, Feuerhafen u. Feuer— 
eimern in geniigender Anzahl verfehen fein. 

Die Kojten der Mnidhaffung der Feuerſpritzen 
und anderer Löſchanſtalten, welche für die gange 
Wemeinde bejtimmt und innerhalb des ganzen Um— 
fanges derjelben verwendbar find, werden von der 
Gemeinde bejtritten; finnen bejtimmte Löſchanſtal— 
ten nur von eingelnen Ortidajten benugt werden, 
derart dak cine Benugung derjelben in dem librigen 
Wemeindegebicte nach der Natur der Verhältniſſe 
ausgeſchloſſen erſcheint, fo find auch die Roften von 
den betreffenden Orticjaften allein gu tragen. Die 
Ortichajten werden jedod) weder durch jelbjtindige 
Anſchaffung von Lofdj- u. Rettungsgeriiten noch 
durd) Organijierung einer eigenen Feuerwehr von 
der Veitragsleijtung yu den die Gemeinde treffen- 
den Soften dex Unidjaffung von Löſchgeräten uſw. 
befreit (Wolsti 526, 525, bezw. Budwinsfi 1904 
u. 1046). Der ade Feuerwehr, welcher die 
Ausübung von öffentl. Befugniſſen auf dem Brand- 
plage übertragen wurde (fj. unter II.) und deren 
Mittel ungureidhend find, hat die Gemeinde das 
unerlipl. Rüſtzeug fowie die notwendigen Löſch- u. 
Rettungsgeräte gu beſchaffen und in qutem Stande 
ju erbalten. 

Die Aufbringung der Rojten geſchieht nad 
Maßgabe der Vorichriften der Gem. O. WLS eine bef. 
Art der Naturalleijtung ijt die Verpflidtung der 
Pjerdebejiger in der Wemeinde zu erwiihnen, nad 
— des Gemeindevorſtehers die zur Be— 
ſpannung der Spritzen u. Waſſerwagen oder fiir 
reitende Feuerboten erforderl. Pferde in der Regel 
det Reihe nach beizuſtellen. Am Notfalle können 
auch zufällig im Orte anweſende Geſpanne ver— 
wendet werden. Den Beſitzern der Pferde iſt auf 
ihr Verlangen eine durch den Gemeindeausſchuß 
feſtzuſetzende angemeſſene Vergütung zu leiſten, 
auch iſt ihnen der ohne ihr Verſchulden erlittene 
Schaden zu erſetzen. 

Jede Gemeinde iſt verpflichtet, ihren Nachbar— 
gemeinden bet Feuersbrünſten unentgeltlich Hilfe 
leiſten; die dabei erwachſenden Auslagen ſowie 
ie Koſten der Neuanſchaffung u. Wiederherſtellung 
der dabei unbrauchbar oder ſchadhaft gewordenen 
Löſchgeräte trägt die hilſeleiſtende Gemeinde (bezw. 
Ortſchaft. 

IV. F. im e. S. ijt die obrigkeitliche, be— 
hufs Verhütung u. Bekämpfung der Feuersgefahr 
mit Befehl u. Verbot eventuell Zwang dem ein— 
zelnen gegenüber vorgehende Tätigkeit. Ihrem In— 
halte nach ijt dieſe obrigkeitl. Tätigkeit entweder 
darauf gerichtet, 

a) daß der einzelne nicht durch Handlungen 
oder — Feuersgeſahr hervorrufe, oder 
arauf, 

b) daß der einzelne Vorkehrungen treffe, um 
bei Ausbrechen eines Schadenfeuers die Gefahr be— 
kämpfen zu können, oder endlich darauf, 

c) daß die Arbeitskraft oder das Eigentum 

des cingelnen gur Bekämpfung des ausgebrodenen 

Feuers herangezogen werde. 

Gleich allen polizeil. Geboten oder Verboten 

muß auch jede feuerpolizeil. Verfügung auf einem 

Rechtsſatze beruhen; die — —— l. Normen find 
2* 
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jedoch nicht durchweg im G. felbit enthalten, letz— 
tere’ überweiſt vielmehr das Feitichen der Normen 
vielfad) der autonomen Satzung. Dabei Hilt aber 
die Geſetzgebung an dem Pringipe ſeſt, daß Normen, 
welche eine Beſchränkung der individuellen Hand- 
lungsfreiheit oder der privaten Dispofition iiber 
das Cigentum (refp. fonjtige Brivatrechte) oder 
endlid) einen direkten Eingriff der Verwaltung in 
Privatrechte jtatuieren, nur entweder durd) das G. 
felbjt oder durch cine auf Grund ciner ſpeziellen 
pelebt Ermächtigung ergehende V. feftgeiept wer— 
en können. Entipredend dieſem Grundſatze werden 
im Geſetze ſelbſt die Beſtimmungen getroffen in 
Bezug ro 

a) die Verpflichtung der Hausbefiper, in klei— 
neren oder nicht acidhtoftenen Ortſchaften, in wel⸗ 
chen kein Nachtwächter beſtellt iſt, zu beſtimmten 
Zeiten reihenweiſe u. unentgeltlich die Feuerwache 
zu beſorgen und gegen das Umſichgreifen eines 
ausgebrochenen Brandes Vorlehrungen durch Be— 
reithalten von Waſſer, Anlegung von Leitern, Be— 
ſetzung des Daches, Schließung der Böden, Fenſter 
u. Lücken ju treffen; die jedermann treffende Ver— 
pflichtung, auf Aufforderung des Gemeindevorſtehers 
oder ſeines Beſtellten innerhalb der Gemeinde un— 
entgeltlich perſönl. Dienſte zur Bewältigung des 
Brandes zu leiſten, ſoweit er dazu fähig ijt und 
ſein eigenes Beſitztum nicht in Gefahr iſt; die Ver— 
pflichtung eines jeden Tauglichen, ſich als Feuer— 
bote verwenden zu laſſen; 

b) die Verpflichtung dev Hauseigentiimer zur 
Reinhaltung der Schorniteine und Ubertragung 
dieſer Urbeit an befugte Rauchjanafehrer; die 
Verpflichtung eines jeden, die von ihm felbjt aus 
Anlaß eines Brandes nicht bendbtigten Geräte sum 
Herbeifchaffen des Waſſers und gum Löſchen bei- 
ujtellen; die Verpflichtung der Befiger größerer 
— auf den Hausböden Waſſer in Bottichen 
bereit zu halten, und insbeſ. dann, wenn in dem 
Hauſe große Feuerungen ſich befinden, eigene Karren— 
oder Tragſpritzen anzuſchaffen; 

c) die Zuläſſigkeit von Eingriffen in den Pri- 
vatbeſitz. Solche Eingriffe gum Bivede des Feuer— 
lichens, 3. B. durch Borbreden, Niederreißen 
u. dg, find nur im dugeriten Notfalle, wenn fein 
anbderes Wittel gum Erjtiden des Feuers oder zur 
Verhiitung des —* reifens desſelben zu Gebote 
ſteht, und, den Fall großer Dringlichkeit ausgenom— 
men, nur auf Anordnung des Memeindevoritehers 
oder feines Bejtellten, oder des Leiters ber Feuer— 
webr geftattet. Nach eingelnen F-Ordnungen ijt 
aud) das Cindringen in die Webiude u. Hofräume 
gegen den Willen der Bewohner oder Bejiger nur 
unter diefen Borausfepungen zuläſſig; eine Wus- 
nahme gilt mitunter fiir die Löſchmannſchaft (5. B. 
Kärnten § 42); augerdem wird fie ganz allg. be— 

tiindet durch die nad) dem G. jedermann trejfende 

erpflidjtung, das in feinem Beſitzſtande vorfindl. 
Wafer gum Lichen einer Feuersbrunjt verwenden 
gu laſſen und fomit den Zutritt gu demfelben zu 
geſtatten. 

Die aus fenerpolizeil. Rüchſichten eintretenden 
Beſchränkungen der privaten TDispojitionsreiheit 
bei Ausführung von Hodbauten find gleichfalls 
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im Wege der Geſetzgebung erlaſſen worden (ſ. Art. 
„Bauweſen“). 

Das Gebiet der F. berührt in manchem Be— 
trachte aud) das G. 27 V 85, R. 134, betreffend 
Anordnungen gegen den gemeingefährl. Gebrauch 
von Sprengſtofſen und die gemeingefiibrl. Gebarung 
mit denjelben, ſowie die in Durchführung diefes G. 
erlajiene Winijterialverordnung 4 VIII 85, R. 135, 
ferner die Miniſterialverordnung 2 VII 77, R. 68 
(teilweife abgeiindert durch V. 221X 83, R. 156), 
wodurch qewerbliche und ſicherheitspolizeil. Beſtim⸗ 
mungen für die Eryengung von Sprengmitteln und 
ben Verkehr mit denfelben erlafjen werden (insbe/. 
8§ 18, 19, 22, 23, 33, 53, 54, 79, 80, 83, 89, 
90 u. 96). Bal. aud V. H. M. 1VIII 93, R. 126, 
betrefjend die Regelung dee Transportes erplofiver 
Stofte auf Cifenbahnen (abgeiindert durch V. H. 
M. 1 VOT 94, R. 166, und 5 XII 97, R. 274), 
ferner B. H. M. und M. J. 141 95, R. 12, und 
12 X11 95, R. 190. 

Das Recht der ig — in Angeles 

enbeiten der F., foweit fie ortspolizeil. Natur 
—* übt nach Maßgabe der Beſtimmungen der 
F.Ordnungen bezw. der allg. Beſtimmungen der 
Wem. O. (Steierm. $31; O. O. § 32; Krain § 35; 
Böhmen $§ 35 u. 36; Mähren, Tirol, Kärnten, 
Salsb., Iſtrien, N. O., Schlefien, Vorarlb. § 34; 
Wal. und Dalm. § 37) die Gemeindevertretung (in 
Wal. und Dalm. der Gemeinderat), fofern nicht die 
Handhabung der re Sy 1. f. Organen im Wege 
des G. zugewieſen ijt. Kraft ſpezieller gefepl. 
Anordnungen, in welchen jedoch, ſoweit es ſich um 
Beſchränkungen u. Eingriffe der oben erwähnten Art 
handelt, zugleich die Grenge der Ermächtigung 
erblickt werden muß, hat die Gemeindevertretung: 

a) Vorſchriften behufs Verhinderung des Aus— 
bruches von Bränden gu erlaſſen (Kärnten 8 3); 

b) Handlungen u. Unterlaſſungen, welche nach 
den örtl. Verhältniſſen leicht cine Feuersbrunſt 
herbeiführen könnten und welche nicht ſchon durch 
das allg. Str. G. oder andere allg. Beſtimmungen 
(eventuell polit. V.) unterſagt ſind, im Verord— 
nungswege au verbieten. Kraft dieſer Beſtimmung 
det F.Ordnungen und nicht etwa ſchon auf Grund 
der allg. Beſtimmungen der Gem. O. über das Ver— 
ordnungsrecht der Gemeinde kann die Gemeinde— 
vertretung auch V. erlaſſen, durch welche die Aus— 
fibung des Eigentumsrechtes aus feuerpolizeil. 
Rückſichten in beſtimmter Weiſe eingeſchränkt wird 
(vgl. Budwinski 3915); 

c) fiir geſchloſſene Ortſchaften mit einer be— 
itimmten Anzahl Hausnummern (3. B. N. O. u. 
Böhmen: 20, Kärnten und Steierm.: 50) eine eigene 
Löſchordnung i erlajien (nach gal. F.⸗Ordnung 
§ 3 bedarf die Löſchordnung der Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes); auch bezüglich aller anderen 
Ortichajten hat der Gemeindeausſchuß mindeftens 
für die entſprechende Verteilung der Löſcharbeiten 
Borjorge zu trefien (Kärnten § 11). 

Die Wemeindevertretung hat ferner: 

d) allg. Unordnungen ju treffen, daß der Aus— 
brud) einer Feuersbrunſt fowohl in der Ortsge— 
meinde als auch in den Nachbargemeinden fchleu- 
nigit befannt werde; 
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e) fie iſt, fofern nicht ſchon das G. ſelbſt wie 
beiſpielsweiſe in Böhmen) den Beſitzern größerer 
Häuſer die Verpflichtung auferlegt, auf den Haus— 
biden Waſſer in Bottichen bereit zu halten, berech— 
tigt, anzuordnen, daß in geſchloſſenen Ortſchaften 
am Dachboden aller oder doch beſtimmter Häuſer 
mit Waſſer — Bottiche vorhanden ſeien Kärn— 
ten $14; in Böhmen hat der Gemeindeausſchuß nur 
die Bahl und die Größe der Vottiche feſtzuſteilen); 

f} in Dörſern ijt durd) B. dafiir gu forgen, 
daß aur Beit der Feldarbeiten oder in anderen 
Fällen, in welchen der größere Teil der Bevilfe- 
rung fid) vom Orte entjernt, immer wenigſtens 
einige Berjonen bei den Häuſern bleiben, um bei 
Heuersgefabr rechtzeitig das Lärmzeichen ju geben; 

g) die Memeindevertretung bat nach Einver⸗ 
nehmung der Feuerwehr die Art und die Zahl der 
Löſchgerate zu beſtimmen, mit welchen die einzelnen 
Häuſer verſehen ſein müſſen. 

Bei Ausübung dieſes Verordnungsrechtes hat 
ſich Die Gemeindevertretung innerhalb der beſtehen— 
den G. zu halten. Jn Bezug auf die Siſtierung 
dieſer V. und die Anfechtbarkeit derſelben im Wege 
der Beſchwerde gelten die allg. Grundſätze über 
Siſtierung u. Anfechtbarkeit von Beſchlüſſen der 
Gemeindevertretung (f. Art. „Gemeinden“). 

Im Rahmen der durch G. und V. umſchrie— 
benen Befugniſſe hat der Gemeindevorſteher im 
fonfreten Falle nach freiem Ermeſſen die aus fener- 
poligeil. Riidfichten notwendigen Anordnungen ju 
treffen; wie iiberall, begieht fic) aber das freie Er— 
meffen auc) bier nur auf die Beurteilung der An— 
forderungen des öffentl. Intereſſes und nicht auf 
Hragen des Tatbejtandes. Wenn der B. G. aus— 
geiprochen bat, „daß das Urteil über die Feuer: 
qefabrlidteit einer Handlung nad Maßgabe der 
tatjacdhl. Berhiltnijje dem Ermeſſen der Behirde 
anheimfällt“ (vgl. Alter II. 1405), fo mug der 
Ton vor allem auf die Worte „nach Mahgabe 
der tatſächl. Berhaltniffe’ gelegt werden. Diese 
werden unter Umſtanden durch Sachverſtändige fejt- 
juitellen fein. 

V. Volizeiſtrafrecht. Feuergefährl. Handlun- 
agen oder Unterlaſſungen, welche gegen allg. polizeil. 
G. oder B. oder gegen die mit Rücſicht auf die 
örtl. Verhältniſſe von der Memeindevertretung er- 
lajienen Borichriften verſtoßen, werden, infofern 
fie nicht unter die allg. Str. G. oder unter die 
—— der B. O. fallen und die Strafe 
nicht ſchon im G. oder in der V. ſelbſt feſtgeſetzt 
ijt, nach der Beſtimmung der meiſten F.Ordnun⸗ 
gen mit Geldſtrafen bis 100 fl, im Falle der Un— 
einbringlidfcit mit Arreſt bis gu 20 Tagen be- 
ſtraft ——— $59, Steierm. § 48, N. O. 861, 
Kärnten § 53). Aus dieſer Beſtimmung der F.- 
Ordnungen darf geſchloſſen werden, daß auch die 
Gemeindevertretung bei Fejtiepung des Strafſatzes 
in den von ihr ines --Verordnungen nicht an 


bie demſelben durd) die Mem. O. gezogene very — § 


(M. O. 25 FL, Gal. 15 fl., BiHmen, Steierm. 10 
ujw.) gebunden ijt, fondern bis zu dem in der 
F.Ordnung ſubſidiär beſtimmten Strajfage gehen 
fann. Die F.Ordnung fiir, Gal. beſtimmt in § 35 
nut cine Strafe für die Ubertretung einer Vor— 
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jehrijt der F.-Drdnung felbjt, u. gw. von 5—50 fl, 
eventuell bis 10 Tage Arreſt. 

Perjonen, welche eine Stirung am Brand- 
plage hervorrujen, verjallen, wenn nidt eine ſchwerer 
zu ahndende Handlung vorliegt, einer Geldſtrafe bis 
au 10 fl. (eventuell Arreſt big 48 Stunden). Die 
Geldſtrafen flichen entweder in die Armenkaſſe der 
Wemeinde oder in die Feuerwehrunterſtützungs— 
laſſe (Böhmen § 63) oder in den zur Erbhaltung 
der Feuerlifcrequijiten in der Gemeinde bejtimm- 
ten Fonds (al. § 36). Der Vollzug rechtstriiftiger 
Strajerfenntnifie erfolgt durch den Gemeindevor- 
jteber (MN. O. § 64). 

VI. Berfabren. Die gemeindeamtl. Wnord- 
nungen in F.⸗Angelegenheiten ergehen in der Regel 
in Form von ſchriftl. Verfiigungen; in dringenden 
Fällen (namentlicd) auf dem Srandplage) eniigt 
aud) cine mündl. Anordnung des Gemeindevor- 
ſtehers, feines Bejtellten oder des Feuerwehriciters. 
Uber Beſchwerden gegen Verfügungen des Ge— 
meindevorſtehers entſcheidet die Gemeindevertre—⸗ 
tung; gegen die E. der letzteren iſt die Beſchwerde 
(in Böhmen und Wal. an den Bezirksausſchuß, 
und im weiteren Inſtanzenzuge) an den L. A. gue 
läſſig. Dem Gemeindevorjteher fommt die Erefu- 
tion unter Anwendung der geſetzlich zuläfſigen 
Hwangsmittel (Steierm. § 15) au. Wenn es —* 
datum handelt, nach Maßgabe der F.Ordnungen 
Leiſtungen zu erzwingen, ſo können dieſelben unter 
Androhung von Geldſtraſen bis zu 10 fl. (im Falle | 
der Uncinbringlichfeit bis 48 Stunden Arreſt) ge- 
fordert werden (M. O. § 62). Muh der Auftrag 
wiederholt werden, fo ijt die zuletzt verhängte Strafe 
in jedem nächſten Falle gu verdoppeln Böhmen 
§ 60). Dieſes Erefutionsmittel wird in den F.- 
Ordnungen als Ausübung des Polizeiſtrafrechtes 
bebandelt, was fic) allenfalls dadurch rechtfertigen 
läßt, daß der Inſtanzenzug in dieſem Exefutions- 
verfahren derſelbe ijt wie im Polizeiſtrafverfahren. 
Nad) einzelnen F.Ordnungen können beſtimmte 
———— im Falle der Renitenz auf Koſten 
inl wai chteten in Vollzug gejebt werden (3. B. 
Wal. § 4). 

In Straffachen erjtredt fic) die Kompetenz des 
fog. Memeindeftraffenates (ſ. oben unter IL.) auf 
alle Fälle der Ubertretung der von der Gemeinde— 
vertretung erlaſſenen fowie aud) jener polit. B., 
durch welche feuergeſährl. Handlungen unterfagt 
werden, und, inforweit auf die Ubertretung von 
Vorſchriften der F.-Ordnung eine Strafe geſetzt iſt 
(j. unter V.), aud) auf Ubertretungen diejer Art. 
Das Erfenntnis wird mit Stimmenmehrheit F 
ſchöpft, iſt in ein Regiſter einzutragen und ſchrift⸗ 
lich auszufertigen. Die Berufung geht an die polit. 
Bezirksbehörde und im weiteren Inſtanzenzuge 
an die polit. Landesſtelle und das M. J. Gegen 
gleichlautende E. der 2. u. 3. Inſtanz findet eine 
weitere Berufung nicht ſtatt. (Die Beſtimmung des 
§ 42 des vom tirol. &. T. in der Seffion vom 
J. 1880 beſchloſſenen Entwurfes einer FOrdnung, 
daß gegen gleichlautende Erkenntniſſe der erſten 
und zweiten Inſtanz eine weitere Berufung nicht 
zuläſſig iſt, war einer der Gründe der Verweige— 
rung der Sanktion dieſes G., wobei auf das in 
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det Miniſterialverordnung 31160, R. 31, gum 
Ausdrud gebrachte Pringip hingewiejen wurde, dah 
in polit. Strafverjabren nur gegen a gleich: 
lautende Erfenntnijje der polit. Behirden der wei— 
tere Refurs ausgeſchloſſen ijt.) Der Vollzug rechts- 
kräftiger Strajerfenntnifje erfolgt durd) den Ge— 
meindevorjteber. 

Die F.Ordnungen treffen bejondere Beſtim— 
mungen fiir das BVorgehen bei gewiſſen den Gee 
meindeorganen oblieqenden Wefdajten in F.⸗Ange⸗ 
legenheiten. Ru erwahnen find insbeſ.: 

1. Die Feucrbejdau. Dielelbe hat den Swed, 
daß feſtgeſtellt werde, ob die durd) das Str. G., 
die polit. V. oder durch Vorſchriften der Gemeinde—⸗ 
vertretung gegebenen Ynordnungen in Bezug auf 
feuergefährl. Handlungen oder Unterlajjungen ſo— 
wie die Vorſchriften der F.-Ordnung beobachtet 
werden. Nad) der F.Ordnung fiir Kärnten ijt die 
Feuerbeſchau mindejtens einmal jährlich in ſämtl. 
Gebäuden (in feuergeführl. Fabriken in geſchloſſe— 
nen Orten vierteljabrlich) durch die Feuerbeſchau— 
kommiſſion vorzunehmen. Die Kommiſſion beſteht 
aus einem Abgeordneten der Gemeindevertretung 
als Leiter, einem Rauchfangkehrer, oder in Er— 
manglung eines ſolchen, einem Sachverſtändigen 
im Baufache und endlich aus einem Abgeordneten 
der allenfalls in der Gemeinde beſtehenden Feuer— 
wehr. Behujs Behebung der vorgejundenen Ge— 
brechen hat der Gemeindevorſteher die erforderl. Auf⸗ 
träge zu erlaſſen, und falls dieſe nicht zur rechten 
Zeit befolgt werden, gegen die Schuldtragenden das 
Strajverfahren einguleiten. Uber jede Feuerbeſchau 
ijt cin Protofoll aufzunehmen. Ähnlich find die Be— 
jtimmungen der meiften iibrigen 7.-Ordnungen. 

2. Borfehrungen beim Ausbrud eines 
Brandes. Jedermann ijt verpjlidjtet, wenn er 
ein Sdhadenfeuer oder aud) nur die Anzeichen 
eines entitebenden Brandes wahrnimmt, fofort die 
Bewohner des Brandobjeftes und die Nachbarn 
u alarmieren. Wud) ijt dafür gu forgen, dak der 

emeindevoriteher oder fein Beſtellter Kommiſſär), 
die Feuerwache oder die Feuerwehr fofort verſtän— 
diqt werden. Dieſe Pflichten treffen insbeſ. die 
Sicherheits- und die Nachtwade. Bei Anzeichen 
eines entitehenden Brandes find den Abgeordneten 
Der Hemeinde, der Feuerwehr und dem Nachtwächter 
alle brandverdächtigen Gebaude u. Riiume gu öffnen, 
damit der Sachverhalt fejtgeftellt werde. Der Ge— 
meindevorjteher (Nommifjar) hat die Alarmierung 
det Feuerwehr und aller zur Hiljeleijtung Ber- 
pflicjteten gu veranlajien und das Gendarmerie- 
pojtenfommando, den Vorjteher der polit. Behirde 
und den Militärkommandanten zu verſtändigen, 
wenn dieſe Organe im Orte oder in deſſen Nähe 
ſtationiert ſind; ſodann hat er ſich auf den Brand— 
platz zu begeben und hier bis zum Eintreffen des 
Feuerwehrhauptmannes die Rettungs= u. Löſch— 
arbeiten zu leiten. Der Gemeindevorſteher hat für 
bie Aufrechthaltung der Ordnung am Brandplage 
und fiir die Bergung des geretteten bewegl. Gutes, 
nad) Löſchung des Brandes aber fiir cine genügende 
Bewachung der Brandftitte zu forgen. 

3. UmtlL Erhebungen nach dem Brande 
und die Musftellung von Amtszeugniſſen. 


Nach jedem Brande, gleichviel ob derfelbe ordnungs- 
mäßig angezeigt oder unterdriidt, oder ob verſucht 
wurde, ifm gu verheimliden, hat der Gemeindevor- 
ſteher (Nommijjiir) gu erheben: a) die Entitehungs- 
urjache des Brandes; b) die Hohe des Schadens; 
c) ob jemanden ein Verſchulden trifft; d) ob jemand 
feine Pflicht verabſäumt hat; e) ob ein Umſtand 
vorgefommen ijt, Der Lob, Riige oder Abhilfe 
erhriſcht, namentlich ob die Löſch- u. Rettungs- 
arbeiten entſprochen haben; f) ob und wie bod 
die — Objekte verſichert waren. Zu 
dieſen Erhebungen ſind Sachverſtändige und wenn 
möglich aud) Vertreter der beteiligten Verſicherungs⸗ 
anſtalt beizuziehen. Uber das Ergebnis ijt cin von 
allen Beteiligten gu fertigendes Protofoll aufzu— 
nefmen. Auf Grundlage diejer Exrhebungen bat 
der Gemeindevorjteher au entideiden, ob dem Ver— 
ſicherten das Amtszeugnis ausgeftellt werden 
kann, daß ihm an der Entſtehung u. Weiter— 
verbreitung des Brandes kein Verſchulden zur Laſt 
falle. Dieſes Zeugnis darf nur dann ausgeſtellt 
werden, wenn die Erhebungen keine Anzeichen 
ergeben haben, daß dem Verſicherten eine nach dem 
Str. G. gu ahndende Handlung oder Unterlaſſung, 
oder cin fonjtiges Verſchulden nach den 88 1294 
u. 1304 a. b. G. B. gur Lajt fällt. Ergibt fic der 
Verdadt ciner jtrafbaren Handlung oder Unter- 
lajjung, jo ijt fofort der fompetenten Behörde die 
Ungeige ju eritatten (S$ 44—48 F. LV O. fiir 
Kärnten). 

VII. Unterſtützung im Löſchdienſte Verun— 
qliidter. Die Unterjtiigung der Mitglieder einer 
bejoldeten Gemeindefeuerwehr, welche infolge Be- 
ſchädigung während ihrer Dienjtverridtung bei 
einem Brande arbeitgunfiihig geworden find, ſowie 
der Witwen und minderjährigen Waijen ſolcher ver= 
ungliidter Feuerwehrorgane ijt zunächſt von der 
Gemeinde gemäß —F ſich aus dem Dienftver- 
hältnis ergebenden Verpflichtungen zu leiſten. Iſt 
auf dieſe Weiſe nicht oder nicht zureichend vorge— 
ſorgt oder handelt es ſich um Mitglieder frei— 
williger Feuerwehren, ſo tritt, inſoweit nicht die 
Unterſtützung aus beſ. Fonds (z. B. in Salzburg 
der Unterſtützungskaſſe der freiwilligen Feuer— 
wehren des Herzogtums Salzb., in anderen Län— 
dern aus den unter VIII. zu erwähnenden beſ. 
Fonds) Platz greift, im Falle der Armut in der 
Regel die Armenunterſtützung nach moore des 
Heimats- bezw. der Armengeſetze ein. Es ijt jedoch 
in einigen Ländern fiir eine beſſere Verſorgung 
folcher Perſonen durch die geſetzl. Beſtimmung vor- 
gejeben, dak, fofern die von der Heimatgemeinde 
geleijtete Unterjtiipung nach den perjinl Ver 
haltniffen de$ Verungliidten nicht zureichend 
erfdjeint, dieſem eine angemejjene Aushilſe von 
jener Gemeinde, deren Feuerwehr er zur Heit 
jeiner Beſchädigung angehirte (N. O. 8 52), bezw. 
ſowohl von diefer als auc) von jener Gemeinde 
au leijten ijt, in welder der Brand fic) ereignete 
Böhmen § 49). Kany von diefen Gemeinden cine 
joldje Wushilfe ohne Uberjpannung der Kräfte der 
Steuertriiger nicht aufgebracht werden, fo tritt dic 
ſubſidiariſche Unterjtiigung durch den Begirf, in 
zweiter Reihe durd) das Land gemäß dem Armen— 
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geſetze ein Böhmen § 49). Nac § 27 der gal. F.⸗ 
Ordnung obliegt die Unterjtiipung dürftiger, nidt 
auj Grund des Dienjtverhiltnijjes verjorgter Mit⸗ 
glieder der Feuerwehr ohne Rückſicht auf das 
Heimatrecht derjelben jener Gemeinde, deren Feuer— 
webr der Verungliicte oe 

VIII. Beitrage der Äſſekurauzgeſellſchaften. 
Faſt in allen Kronländern haben die inlindijdjen 
jowie die gum Gejdhiiftsbetriebe im Inlande ju- 
gelajjenen auslindifden Feuerverſicherungsunter— 
nehmungen, obne Unteridied ob fie auf Wechſel— 
feitigfeit beruben oder auf Gewinn absielen (auch 
die in eingelnen Ländern, wie in O. O. und 
Salzb. beitehenden Bauernaſſekuranzvereine, o.ö. 
G. 26 XII 83, L. 26, und ſalzb. G. 16 XII 82, 
L. 2 ex 1883, bezw. G. 161V 86, & 30), ob fie 
ibre Titigfeit auj das gange Land oder nur auf 
cinjelne File desſelben erjtrecen, und ob fie fich 
ausſchließlich mit Feuerverfiderung befajjen oder 
nicht, gu Feuerwehrzwecken einen jährl. Beitrag 
in der Höhe eines bejtimmten Prozentſatzes des 
Bruttopriimienertrages zu leijten u. zw. in Böhmen 
(nad) dem G. 24 XIT 84, L. 62, teilweije abgetindert 
durd G. 12111 86, &. 19), in N. O. (nach dem G. 
16 XII 82, L. 69, teilweije abgedndert durd) G. 
21 XII 84, 2.1 ai. 1885), in Steterm. (nad dem G. 
23 XII $4, & 18), in Salzb. (nad dem G. 16 XII 
82, L.2 ex 1883, teiltweife abgeiindert durch G. 16 TV 
86, & 30) 24%; in O. ©. nach dem G. 26 XII 83, 
L. 26: 1%, weldes durch —— auf 
2% erhöht werden kann. Als Grundlage der Be— 
meſſung des Beitrages dient die geſamte, nicht 
durch Abzug der Rückverſicherungsprämie verkürzte 
Bruttoeinnahme, welche die Verſicherungsanſtalt aus 
dem direlten Feuerverſicherungsgeſchäfte fiir die im 
Lande (in N. O. nur fiir die außerhalb Bien) 
gegen Feuer verſicherten unbeweglichen oder bewegl. 

bjelte, ohne Rüchſicht auf den Zeitpunkt und die 
Dauer des abgeſchloſſenen Verſicherungsbetrages, in 
dem betreffenden Sonnenjahre erzielt hat. 

Die eſſung, Einhebung u. Verwaltung 
dieſer Beiträge geſchieht durch den L. A. Der nach 
Beſtreitung der Verwaltungskoſten verbleibende Er— 
trag iſt zu verwenden: 

1. zur Förderung beſtehender und Errichtung 
neuer kommunaler u. freiwilliger Feuerwehren 
(Anſpruch auf Beteilung haben nur jene Gemeinde— 
bezw. Feuerwehrvereine, deren eigene Mittel nicht 
pee MN. O. § 7). Die Verteilung erfolgt durch 

on ‘ 


2. zur Unterjtiigung vor im Dienjte verun- 
liidten Feuerwehrmännern und ihrer Familien. 
Ba Diejem Swede wird ein bejtimmter Prozentſatz 
aller Beitriige (Bihmen 25%, dieſes Prozent fann 
jedoch durch Landtagsbeſchluß geändert werden; 
in N. ©. höchſtens 10%, in O. O. 10%, kann jedoch 
durch Landtagsbeſchluß auf 20% erhöht oder aud 
unter 10% herabgeſetzt werden; in Steierm. bis 
20%) zur Bildung eines Unterjtiigungsfonds ver- 
wenbdet, Ddefien Berwaltung u. Verwendung dem 
L. A. zukommt. Jn Salgb. tönnen vom L. T. der 
Unterſtützungskaſſe der freiwilligen Feuerwehren 
des Herzogtums Salzb. Beiträge aus dieſem Fonds 
gewährt werden. 
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Ähnlich ijt die Geſetzgebung in den anderen 
Kronlindern (Schleſien G. 6 XII $2, dazu Kund— 
madung des Landespriifidenten SIV 84, &. 10; 
Krain G. 20XIIS4, 17; Kärnten G. 29X83, 
L. 24; Mähren G. 16X11 82, L. 1 ex 1883, dazu 
V. 10 XII 83, &. 78; Tirol G. 3X 84, & 31; 
Vorarlberg G. 20OX 83, L. 34, dazu Rund- 
machung der Statthalteret 13V 85, 15; Buko— 
wina G. 2411 86, &. 13; Dalmatien G. 18 XI 
84, %. 32). Qn Trieft find nach dem G. 26 XII 
83, L. 2 ex 1884, bie Beitriige (2%) zur Erbal- 
tung ber Feuerwehr der Stadt Triejt beſtimmt. 
Oluth. 
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I. Geichichte. — IL. Heutiges Recht: 1. Begriff. 2 Er- 
ridjtung. 3. Wem gehört das F.-Vermigen? 4. Sonderrechte 
ber Intereſſenten. 5. F. Schulden. 6. Schut der F. 7. + 
Folge. 8. Arten der Eulgeffionsordnungen. 9. Folgetabiateit. 
10. Separation von F. u. Allod. 
IIT. Borteile u. Nachteile der F. 


I. Geſchichte. So dunfel nod immer die Ge— 
ſchichte dieſes Anjtitutes ijt, das wenigitens wird 
nidt beftritten, daR eine Wurzel dedfelben in 
Spanien gu fuchen ijt. Die italienifdjen F. waren 
von den fpanifdjen Majoraten tief verſchieden: fie 
ermangelten der Perpetuitiit, obwohl die Einſchrän—⸗ 
fung der Nov. 159 auf vier Generationen aujge- 
eben wurde; fie ermangelten einer fejten Sukzeſ— 
tongordnung und unterfdieden fic) pringipiell hin— 
fichtlich Der Errichtung. In Spanien galt der rund- 
ag: ,Ex regia facultate primogenium insti- 
tuitur”; in Stalien war die Wriindung von F. 
Sade des Privatbeliebens. Die italieniſchen F. 
haben ſehr großen Einfluß geiibt auf die gemein— 
rechtl. Theorie u. Praxis; aber unfer öſterr. In— 


11. Endigung der F. — 


ſtitut hätte ſich aus ihnen nicht entwickelt, obwohl 
ſie hie u. da auch in unſeren Ländern eingedrun— 
en waren. Im grofen u. ganzen hatten hier die 
* den ſpaniſchen Charafter, weldjen ja auch dad 
öſterr. Hofleben nocd unter Karl VI. hatte. Der 
befannte Staatsmann Wraj Rous Stella(Neapoli- 
taner) ftijtete ein F. unter Bezugnahme auf das 
Recht der Granden von MKajtilien. Graf Kheven— 
hiiller, faij. Botſchafter in Spanien, ftiftete (1605) 
nad jeiner Heimfehr Franfenburg in O. 0. ju 
einem Majorate ſpaniſcher Art; und von da an 
mebrten fic) ähnl. Stiftungen. 

IL. Hentiges Recht. 1. Begriff. F. iit eine 
Anordnung (fagt § 618), frajt welder ein Ver- 
mögen . . . . als cin unveräußerl. Gut der Familie 
erklärt wird. Gewöhnlich aber bezieht man das 
Wort auf das juriſtiſche Produkt jener Anordnung; 
oder man meint damit das vinkulierte Vermögen. 
, 2 Errichtung. Gerade hier zeigt ſich das 
Uberwiegen der ſpaniſchen Einflüſſe über die ita— 
lieniſchen. Früher galt diesſalls in den böhm. Län— 
dern der ſpaniſche, in den deutſchen der italieniſche 
Grundſatz (ſ. oben 1.). Dort, wo ja der Adel ſchon 
zum Teſtieren königl. Bewilligung bedurfte, wurde 
landesh. Konfirmation erfordert (böhm. L. O. 1627, 
O/XXII; mähr. L.O., Fol. 1736; Hfd. 151V 1638); 
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hier wurde dies Exfordernis erjt ſpät ungweideutig 
jejtgeiegt und nur fiir Immobilien. Nach unferem 
a. b. G. B. fann „ohne bei. Einwilligung der geſetz⸗ 
gebenden Gewalt fein F. errichtet werden“ (§ 627). 

Deshalb war es unnötig (und man vermied 
es klugerweiſe) anzudeuten, dak die F. Dem Adels— 
wcht angehören. Dod) führt Hflzd. 12 VI 48, J. G. 

. Nr. 279, unter den Vorrechten des inländiſchen 
Udels an (lit. i): „Die Errichtung von Familiene 
a. en pflegt nur dem Yodel bewilligt ju 
werden.” 

Sm G. 13 VI 68 wird gur Begriindung oder 
Vergriperung eines F. cin Reichsgeſetz erjordert, 
wodurd) der private Stiftungsaft erjt volle Kraft 
erhält. Dieſer kann enthalten ſein in einem letzten 
Willen oder in einem Vertrage. Die geſetzgebende 
Gewalt gibt dem Stiftungsakt erſt volle Kraſt, aber 
nicht den Inhalt. Sie kann die Exlaubnis zur F— 
Gründung verſagen, aber nicht direkt dem Stifter 
einen ihm mißliebigen Stijftbrief aufnötigen. Weder 
der Staatswille nod) der Privatwille genügt, ein 
F. gu ſchaffen; dagu gehirt das Zufammenwirken 
beider. Ein G. iſt auch dann erforderlich, wenn 
für ein beſtehendes F. Grundbeſitz erworben wer— 
den ſoll, u. zw. ſelbſt dann, wenn der Erlös von 
früher veräußerten F-Realitäten gu dieſem Zwecke 
verwendet wird (Glaſer-Unger 14278, 15772); nur 
zur taujdweijen Erwerbung geniigt gerichtl. Be⸗ 
willigung (§ 633). 

Die ftrenge Normierung der F.-Wriindung ent 
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Den Wegriyy des geter en Cigentumed und aerate 
binjicjtlid) der iy. gewik mit Recht — man dar} 
Die by. eben nidt Hledjtweq den Leben an ie 
Seite ftellen, eine 3utref ende Wnalogte bieten_viel= 
mehr nur bie a obtalijlerten eben (§ 2 G. 
1¢ ALL G7, KH. 103). Deshalb nimmet die herrjdende 
ebre an, dai dem Wy. aber 
unaeteilte Cigentum des Fy. guitebe. WUnders Hot- 
mann: das _,,rsideifommip” fet_als _unperjoul. 
Redjtsjubjelt, als jurijtijde Perjon ju_denfen, 
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die Ahnlichkeiten habe ſowohl mit der hereditas 
iacens, al mit der Stiftung (pia causa), als 
mit der Rorporation. 

4. Sonderredte der Intereſſenten. Mit 
dem Beſitze des F. fann die erbl. Herrenhausmit- 
glicdichajt verfniipft fein. An dieſem Falle ijt die 
F.Sulzeſſion aud) fiir den libergang diejer Wiirde 
mafgebend fi. Urt. »Reichsrat’). In Böhmen 
wahlen die F. Beſitzer in einem bef. (dem erſten) 
Wahlkörper (§ 2 G. 4 X 82, vgl. G. 2IV 73). In 
die Uusiibung dieſer (polit.) Rechte braucht ſich der 
Inhaber des F. feine Cinmengung gefallen gu 
laſſen; um ſo mehr iſt er in der Verfügung über 
das F.⸗«Vermögen bejdyriinft. Die Anwarter ténnen 
„eine üble Verwaltung der F er Güter gerichtlich an— 
zeigen, zur Vertretung des F iy. und der Nachtommen- 
ſchaft einen gemeinſchaftl. a Kurator in Vorſchlag 
bringen; überh. alle zur Sicherheit der Subſtanz 
nötigen Maßregeln treffen“ (§ 630 a. b. G. B., 
vgl. P. VIL 54, $$ 227 ff., 253 ff.). Der Inhaber 
bedarf zu Beriiugerungen der Wenehmigung der 
Gerichtsbehörde. Verpfanden fann er für Wllodial- 
jehulden nur denjenigen Teil der Friichte, welchen 
cr ———— berechtigt ijt, nicht aber das F.⸗ 
Gut oder den Teil der Früchte, welcher den Nach— 
folgern — ($ 632). 

in merfwiirdiges Verhiltnis find die im 

a. b. “ov. B. § 635 ff. und B. § 233 ff. normier- 
ten F⸗Schulden. Aus erhebl. Griinden Glaſer— 
Unger Sr. 15530) fann nämlich das Gericht die 
BVerpfindung eines F.«Gutes mit der Wirkung be- 
williqen, Dap das Brandredjt von Der Dauer der 
Beredtiqung des Beltellers unabbhingiq wird, alio 
aud) durch Ywangsverwaltung, § 97 Crefutions- 
ordnung) gegeniiber Dem Yiachfolger geltend qemacht 
werden fann. Die Belaitung dary ſich nur bis zu 
einem durd geridtl. Schibung feſtzu⸗ 
tellend sais Des 74.2 utes erjireden. (Ylus- 
8, ot. 61.) aa et= 

Se ‘h lichtuna 
Des SInhabers a ent er den Hiaubic qern, und die 
Innere Seite, jetne Werpylidjtung geqeniiber dem 
wy. Uber jene entidjetdet der betrepjfende Yertrac 
uber dieſe die gel AL. Boridjriften uber die Depura- 
tionen (a. b, OB. § GSS H., PB. § 240 H.). ,,2te 
ucAahiuNgen Pino }O ju bel frien, day janetit 

Rint ‘von Hundert ander Sdulh getilqt werden“ 
f 638), omit nidt_notwenbig eine Bol ung an 
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) veridafien fann. Unjere Sjurijten 
ch echuld’ uberall dort, wo 
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Die im § 618 erwähnte Unveräußerlichkeit 
ſchließt nicht nur freiwillige, ſondern auc) erefutive 
Veriugerungen aus; ſelbſt mit gerichtl. Bewilli— 
gung fontrabierte }.-Cchulden geben dazu den 
Gläubigern fein Recht; fic können ihre Bejriedi- 
gung nur aus den Ginfiinjten des F. verlangen 
($ 642). Dasjelbe gilt von der Haftung fiir die 
Nachlaßgebühren (Budwinsfi 7273, dagegen Glaſer— 
Inger 13674). 

6. Während bei Stiftungen die Auſſicht den 
polit. Behörden gujteht, wird fie hier von den Ge— 
richtshöfen ausgeübt Jur. Norm § 116; B. 9 VII 
54, § 256). ,,Die are rare des FVermö⸗ 
gens” geſchieht in Rückſicht ber Tabularobjette durch 
Eintragung der fideifommijjarijden Anordnung in 
die Sfjentl. Biicher. Kojtbarfeiten u. Fahrniſſe, mit 
Ausnahme der Rapitalien, finnen in der Verwah- 
tung des jF.-Bejigers bleiben, welder jedod) die 
Ubernahme derjelben im F.-Inventar oder ciner 
bej. Urkunde gu bejtitigen hat. We Urfunden über 
die Forderungen des F. müſſen in gerichtl. Ver— 
wahrung genommen werden P. § 230). Bei An— 
legung, Aufkündigung u. Zurückbezahlung der F.— 
Kapitalien ſind die Vorſchriften über bas Vermögen 
der Minderjährigen gu beobachten (§ 231 ebenda). 

Seit Einfiihrung des Dualismus verlangten 
die ungar. Behörden (vorab das ungar. J. M.), 
daß fich die öſterr. Gerichte in Betreff der auf trans— 
leithanijdem Gebiete gelegenen Bejtandteile öſterr. 
F. jeder fideifommifbehirdl. Qurisdiftion enthalten 
und dieſe den dortigen Gerichten iiberlajjen follen, 
daß foldje F. (Harrad), Schinborn .. .) in zwei 
F. geteilt werden ſollen, ja fie behaupteten, daß 
durd) die ſtaatsrechtl. Veriinderungen dieje Teilung 
ipso iure et facto geſchehen fei. Unfer O. G. H. 
hat dies teils gebilligt, teils wenigitens nicht be- 
ſtritten, weil legtere Frage nicht feiner Jurisdiftion 
unterliege (rl. 1911 73, 8. 1558). 

7. Wivettommiblatae Die alten Majorate 
hatten Lehennatur und aud) bei den italienifden 
F. wurde die Nachfolge als succ. ex pacto et pro- 
videntia maiorum gedadjt. YWuch heute verdanft 
det Inhaber ſeine Stellung nicht fowohl ſeinem 
Bormann als dem Stifter. Deshalb „kann der F.⸗ 
Beſitzer gwar fiir fic), jedoch leineswegs fiir die, 
wenngleich noch nicht vorhandene Nachkommenſchaft 
auf fein Recht Verzicht tun” (§ 632). Die Fe 
Folge ijt eine eigen geartete Univerfalfufgeffion, 
in gewijjem Sinne eine „Sondernachfolge“, da das 
F. ein ausgefondertes Vermigen ijt. Jn jubjelti- 
ver Hinſicht ijt fie eine Jndividualjufgeffion, damit 
bas F. jeinen 3wed (splendor familiae) erjiille; 
unerläßlich ijt dies jreilid) nicht (§ 624), aber cine 
vielfdpfige Herrſchaft erſcheint heutzutage als cine 
YUbnormitat, obwohl mance Schriftſteller im Fale 
pon § 624 von ,,gemeinen” oder ,,&rb-Fideifom- 
miſſen“ fpredjen; das Geſetzbuch ijt unſchuldig an 
dieſen unpaſſenden Namen. 

8. Arten der Sutkzeſſionsordnungen. 
Die Feudiſten haben verſchiedene Sukzeſſionsord— 
nungen —*— die auch bei unteilbaren Bauern: 

itern vorfommen: Primogenitur, Wlajorat (in 
iefem Sinne}, Seniorat, Ultimogenitur, Minorat, 


Juniorat. Unjer a. b. G. B. fpridjt von ,,Haupt- 


atten der F.“ (Marg. au § G19 ff.) Wm wichtigſten 
ijt bie Primogenitur. Danach am häufigſten fommt 
das Seniorat vor; eine (nicht die eingige) Schatten- 
jeite desſelben, der häufigere Beſitzwechſel, hat gu 
einer Begünſtigung hinjidjtlid) der Vermögensüber⸗ 
tragungsgebiibren (A. ©. 31 V 55) Anlaß gegeben. 
Die anderen Sufgeffiongarten fommen — nur in 
Büchern vor, nicht bei wirkl. F. Der Ausdrud 
„Majorat“ hat im Leben ſeine urſprüngl. Bedeu— 
tung (mayorazgo — Primogeniturfideikommiß) 
beibehalten; die in 8 619 angegebene hat ſich nir— 
gends eingelebt. Anderſeits hat auc) das Wort „Pri—⸗ 
mogeniturfideiklommiß“ zwei Bedeutungen. Wenn 
nämlich in einer ſehr begüterten Familie mehrere 
F. für verſchiedene Linien vorhanden find, die in 
einem beſtimmten rechtl. nag e jtehen 
($ 625), fo nennt man fie Brimo= refp. Sefundo- 
(Zertio-) Wenitur, womit iiber die Sukzeſſionsarten 
innerhalb des einjelnen F. gar nits ausqgejagt 
ijt. Beiſpiele bieten die Familien Sd wargenberg, 
Lobfowig, Stadion, Thun . . . Keineswegs aber 
ijt jenes Verhältnis ſchon durd) die Mehrheit von 
F. ciner Familie gegeben, wenn diefe F. einander 
nichts angeben. Nur wer ein F. im Hinblic¢ auf 
cin anderes fdjon beftehendes fiir diejelbe Familie 
jtijtet, qriindet eine Sefundogenitur. Dies F. kann 
zufällig mit dem Hauptfideifommif in cine Hand 
gelangen, aber darin nicht Langer bleiben, als bis 
wieder zwei Linien entjtehen. 

9. Uber die Folgefähigkeit enthalt unſer 
a. b. G. B. feine Boridrijten: um fo hiufiger find 
fie in den Stiftungsurfunden. Die wichtigſten Aus— 
ſchließungsgründe erklären fic) aus dem Zwecke des 
Inſtitutes und feiner Geſchichte: Hochverrat, Wb- 
fall vom fatholijden Glauben; anderfcits: Adels— 
verlujt (Glaſer⸗Unger 9856), geiftl. Stand, Impo— 
teng, weibl. Geſchlecht. Auch genauere Angaben über 
„ſtandesmäßige Ehen“ find nicht felten. 

Da nach unſerem Rechte der Familiennamen 
ſich nicht durch weibl. Perſonen vererbt, ſo hat 
die weibl. Nachkommenſchaft in der Regel keinen 
Anſpruch auf F. (§ 626). Damit find ebenſoſehr 
weibl. Deſzendenten von Männern, als männl. 
Deſzendenten von Töchtern (überh. weibl. Ver— 
wandten) ———— „Hat aber der Stifter aus— 
drücklich verordnet, dak nach Erlöſchung des Mannes= 
jtammes das F. auf die weibl. Linie übergehen 
joll, fo gefchieht dieſes nach dev fiir die männl. Ge— 
ſchlechtsfolge vorgejdriebenen Ordnung“, nur madt 
ſich jogleich wieder der Vorzug der männl. Erben 
geltend (§ 626). 

10. Scparation von Fidcifommif und 
Ullod. Leicht fann es geidehen, dak der Allo— 
dialerbe zur j.- Folge nicht befähigt ijt, Dann 
tritt eine — praktiſch durch fog. Separationsfom- 
miffionen durchzuſührende — YWuseinanderjepung 
der beiden Vermögen auj Grund des F.-Anventares 
cin, wobei die gegenfeitiqen Anſprüche (wegen Ver— 
bejjerungen, Verſchlechterungen, riidjtindiger Depu- 
rationgtaten) ausgetragen werden. „Die Friichte 
des letzten Jahres werden’ (nad) § 643) „zwiſchen 
dem Erben des Vorjahrers und dem Nachfolger 
im F. ebenfo wie gwijden dem Fruchtnießer u. 
Cigentiimer’ (§ 519) „geteilt“. 
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11. Endiqung der Fideifommijje. a) Die 
Auflöſung ijt nur zuläſſig, wenn feine gum F. 
berufene Nachkommenſchaft zu vermuten ijt; fie er— 
fordert Ubereinfommen aller Qnterefjenten und ge- 
richtl. Bewilliqung (§ 644). Wud) unbefannte Inter⸗ 
ejfenten werden durd) Edift vorgeladen. Uber die 
Wrage, ob nod eine gum F. berujene Nachkommen— 
fchait au vermuten fei, ijt ein Poſteritätskurator 
au vernehmen, der mit dem F.Kurator aud) cine 
u. diefelbe Berfon fein fann. b) Bon felbjt erliſcht 
das F. durch Untergang des Vermögens oder das 
Wusiterben der berufenen Linien (§ 645). Damit 
ijt nicht nur an Fille gedacht, wo aud) der letzte 
Anhaber ſchon gejtorben ijt, fondern Ng Unge 
nauigfeit des Ausdruckes) an folche, wo bei Leb— 
zeiten des Anhabers wegen defjen Alter oder Ge— 
fundheitésujtand die Hoffnung auf Nachkommen— 
jchaft ausgeſchloſſen ijt. Nad des lepten Beſitzers 
Tode wird das Vermögen nach — offi⸗ 
ziöſen Verfahren ($116 Yur. Norm) devinkuliert, 
namentlicd) im Grundbudje bas F.«Band gelöſcht. 
Häufig fällt das Vermögen zufolge „ſubſidiariſcher 
Anordnung“ an eine andere Familie (z. B. das 
Allerhöchſte Herrſcherhaus) oder an Stiftungen 
(Oe ee 7117). 

ILI. Borteile un. Nadteile der F. Dah dic 
F. ein polit. Inſtitut find, zeigt fid) ſchon darin, 
daß die öffentl. Meinung iiber ihre Nützlichkeit oder 
Schiidlichteit mit den allg. Strémungen wechſelt. 
Die franzöſiſche Revolution hat die F. abgeſchafft, 
und unter Kaiſer Jofef II. war die Stimmung 
ibnen nicht giinftig. Unter unferen Redattoren über— 
wogen gemapgigte Wnfidjten. Wan wollte die be- 
ftebenden F. nicht antajten, aber in Zukunft die 
F. „in feiner Art erweitern“ (ſ. 2011 O4 und die 
denfiwiirdige Debatte vom 4 XII 09). Heute jteht 
eS wieder wefentlid) anders, ſowohl in Oſterr. 
alg im Deutjdjen Reiche. Dak bei uns immer wie— 
der F. (u. atv. recht anfehnlidje) gegriindet werden, 
beweijt, dak die fonfervativen Tendengen erjtarft 
find. Das deutfde b. G. B. hat die landesgeſetzl. 
Vorjdriften iiber F. unberiihrt gelajjen (rt. 59 
inj. G.). Auch in Ungarn, wo die F. als ein bis 
dabin unbefanntes Snititut mit G. YW. 9: 1687 eins 

eführt wurden, werden jie erhalten bleiben. Doch 
—* tiefgreiſende Reformen in Ausſicht genommen 
(Einführung einer beſonderen wirtſchaftl. Auf— 
ſicht neben der ſtaatl. ,,Sicherheitsauffidt’, Ein— 
ſchränkung der Dispoſitionsbefugnis des Stifters, 
insbeſ. hinſichtlich der Sukzeſſionsordnung u. a.). 
Von einer herrſchenden wiſſenſchaftl. Lehre über 
die Nützlichkeit oder Schadlichfeit der F. fann kaum 
die Mede fein. Schon in nationaléfonomijdjen Fra- 
gen geben die Anſichten weit auseinander; wie viel 
mehr aber gilt dies von polit. Meinungen! Gegen 
die F. fprechen die Nachteile des gebundenen Wrund- 
beſitzes überh. und der Latifundien ingbef.; dann 
die Unbilligfeit qegen die ausgeſchloſſenen Familien- 

lieder. Fur die vy. Lift fid) anfiihren der Segen, 

en ein hiſtoriſcher Adel fiir die ftabile Entiwidlung 
eines Staates haben fann (England!), wenn er 
jelbjt ftabil ijt, aljfo nicht (was auc) vorfommt) — 
jeines Uriprunges uneingedenk — zu einer anderen 
Nationalitit iibergeht! Für die F. fpridit die Mög— 
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lichkeit eines großherzigen Mäcenatentumes und 
endlich auch der Erhaltung ausgedehnter Wald— 
fomplere. Von welcher Wichtigkeit dies nicht nur 
in phyſilaliſcher Hinſicht, ſondern auch für Ent— 
widlung kräftiger Volksindividualitäten ijt, darüber 
braucht man nach W. H. Riehls beredten Aus— 
führungen nichts weiter zu ſagen. 
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teucrdmter. 


L. Geſchichtliches. Bis gu der im Lauje des 
erjten Drittels diejes Jahrh. allmählich durchgeführ— 
ten Reform u. Konjolidierung des gefamten Finanz— 
wejenS des öſterr. Raijerjtaates herrſchte in den 
„Erbländern“ die vollſte Degentralijation der Fi— 
nanjverwaltung. Diefelbe war dezentralijiert nad) 
den cingelnen Mandern und jfpesialifiert nach) den 
einzelnen Einkommenszweigen. Selbjt die oberite 
Leitung war geteilt zwiſchen der ,,vereinigten Hoj- 
fanglei” und der ,,allg. Hoſfkammer“, indem erjterer 
die Verwaltung der direften Steuern und legterer 
jene der fog. „Gefälle“ (worunter hauptſächlich 
die indireften Steuern, Stempel u. Staatsmonopole 
verjtanden wurden) zukam, und neben diejen beiden 
Sentraljtellen nod) einige andere, unmittelbar dem 
Monarden unterjtehende Behörden u. Kommiſſionen 
vorübergehend für ſpezielle Verwaltungszwecke be— 
ſtellt waren, fo die Zentralfinanzhofkommiſſion. 

Die Hentralijation und damit eigentlich erit 
die Schaffung eines einheitl Organismus von Fi- 
nangveriwaltungsbehirden begann 1831 mit der 
Rreierung der ,,vereinten Kameral-Gefällen— 
verwaltungen”, weldher bald (1833) die Errich— 
os: der ,vereinten KRameral-Wefillenbe- 
jirfsverwaltungen” folgte. Der Wirfungsfreis 
der erfteren erjtrecte fich auf je cin polit. Berwal- 
tungsqebiet, während jener der ihnen unterftehen- 
den Bezirksverwaltungen einen oder mehrere Kreiſe 
umjagte. Jn die Kompetenz derſelben fielen die 
Agenden einer Unzahl aufgelöſter ſelbſtändiger Spe- 
zialbehörden u. Umter, fo dak mit Ausnahme der 
direften Steuern (welche nad) wie vor durch die 
Steuerbezirksobrigkeiten, d. i. die Dominien u. 
WMagijtrate, unter der Leitung der Kreisämter u. 
Wubernien verwaltet wurden) und ciniger weniger 
Gefällszweige (Lotto-, Pulvers u. Salnitergefiall, 
dann Wolds u. Silberpungierung und die aufge- 
hobene Erbjteuer, fiir welche bef. Organe erhalten 
blieben) alle ftaatsfinangiellen ag saber ein⸗ 
ſchließlich der Domänen-, Forſt- u. Bergwerksver— 
waltung unter der Oberleitung der Hofkammer, 
bei biefen fog. ,leitenden Finanzbehörden“ 
vereinigt waren. Ihnen unterjtanden die fiir die 
einzelnen Gefällszweige aujgeftellten ,,ausiibenden 
Gefällsämter“, die Rafien und die Grenz- ſowie 
die Geſfällenwache; fiir die Beforqung des Rech— 
nungsdienites waren die (jelbjtiindiqen) „Buchhal— 
tungen” beftellt. Cine Ergänzung erfuhr diejer 
Crganismus aus Unlak der Cinfiihrung des Str. 
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G. über Gejillsiibertretungen (1835) durch die Er— 
richtung der nod) heute beſtehenden „Geſfällsge— 
richte“ Oberſtes Gefällsgericht, Gefällsobergerichte 
u. Sejillsbegirfsgeridte), welche aus richterlichen 
und Finanz-Beamten zuſammengeſetzt ſind und 
denen die Rechtſprechung in den nicht den leitenden 
Finanzbehörden überlaſſenen Geſällsſtrafſachen zu— 
ſteht. Die Hofkammer, die Kameral-Gefällenver— 
waltungen und die Gefällsgerichte waren Kollegial— 
behörden, während die Kameral-Bezirlsverwal— 
tungen nach dem Bureauſyſtem eingerichtet waren. 

Im großen u. ganzen iſt der Rahmen dieſer 
Behirdenorganijation bis in die Gegenwart bei— 
behalten worden, wiewohl daran mannigfaltige 
u. cingreijende YWnderungen vorgenommen wur— 
den. BVerichiedene Neucrungen waren bloß vorüber— 

ehender Natur, wie die Steuerdireftionen, die 
Steuerfommijfionen ujw.; das Rechnungs- u. Kaſſe— 
wejen erfuhr einige Umgeftaltungen und in der 
inneren Organijation der Behörden wurde einige- 
mal zwiſchen dem Rollegialy und dem Bureau- 
injtem gewechſelt. Einige Verwaltungszweige wur- 
den aus dem Reſſort der — — gänz⸗ 
lich ausgeſchieden, insbeſ. die Staatsgüter u. Staats- 
bergwerke (mit Ausnahme der Salinen), wogegen 
neue Einkommenszweige hinzukamen, die aber den 
beſtehenden Verwaltungsorganen zugewieſen wur— 
den. Die Wreng- und die Gefällenwache wurden 
gu einem Wachtörper, der Finanzwache, ver- 
cinigt u. reorganifiert (1843). 

Die einſchneidendſte Anderung ergab fic) aus 
det infolge des —— zur konſtitutionellen 
Regierungsform notwendig gewordenen Beſtellung 
eines verantwortl. Finanzminiſters, mit dem 
Finanzminiſterium als der Zentralſtelle, durch 
welche der Inhaber der Regierungs- u. Vollzugs— 

ewalt, der Kaiſer, die Finanzverwaltung ausübt 
A. E. 17 V 48 und St. G. 21 XII 67, R. 145). 
Yn diefe Zentraljtelle iiberging nun auch die Ver- 
waltung der direften Steuern. Selbſtverſtändlich 
beſchränkt fich der Wirfungstreis des f. ft. F. M. 
feit dem Qnslebentreten der Ausgleichgeſetze vom 
J. 1867 auf ,,die im Reidjsrate vertretenen König— 
reiche u. Lander”, wiihrend fiir die Lander der 
ungar. Krone, als ein felbjtindiges Staatsgebict 
mit cigenem Finanzweſen, cin eigenes königl. ungar. 
F. WM. errichtet wurde und das ,,hinangwefen rück— 
jichtlich der gemeinſchaftlich gu bejtreitenden Aus— 
lagen” durch das gemeinjame f. und f Reichs— 
finanaminifterium verwaltet wird. 

Im Anſchluſſe an die Erridtung des F. M. 
und im Sufammenbhange mit der allg. Reorgani- 
fierung der Berwaltung wurde in den J. 1850 
bis 1854 nabeau der ss: Sle Finanzverwaltungs⸗ 
apparat einer Umgeſtaltung unterzogen; die Be— 
hörden erhielten neue Namen, eine geänderte Kom— 
petenz und teilweiſe auch eine veränderte innere 
Einrichtung; auch die ausübenden Ämter wurden 
vielfach reorganiſiert und mit neuen Dienſtinſtruk— 
tionen verſehen. Der Rechnungs- u. Kaſſedienſt 
wurde durchgehends neu geregelt. Weitere wichtige 

nderungen in der Zuſammenſetzung der Behörden 
u. Amter und in deren Wirtungstreis hatte die Re— 
jorm der polit. Verwaltungsbehörden im J. 1868, 


26 





bej. mit Rückſicht auf die Geſchäfte der direften 
Bejteucrung, dann dic Hegelung der Rangitellung 
und der Bezüge der Staatsbeamten durch das G. 
15 IV 73 aur Folge. Eine Ausnahmeſtellung be- 
hielt aber nod) immer die Berwaltung der diref- 
ten Steuern bei, denn wenn diefelbe auch dem 
fy. M. unterjtellt worden war, fo wurde fie in den 
unteren Inſtanzen dod) nicht gang den reinen Fi— 
nanzverwaltungsorganen — ——— ſondern es 
blieb ein gewiſſer ———— mit der polit. 
Verwaltung erhalten, indem die Chefs der polit. 
Vandesverivaltungen als Präſidenten der Finanz— 
landesbehiirden fungieren und die Steuerverival- 
tung unterjter Inſtanz gréftenteils den polit. Be— 
irksbehörden itbertragen ijt. Auch die zunehmende 

edeutung u. Ausgeſtaltung des Gebührenweſens 
brachte einige organiſatoriſche Anderungen in der 
Richtung der Spezialiſierung mit ſich. 

IL, Die gegenwärtige Organiſation der Fi- 
nanzverwaltungsbehörden. A. Ebenjoweniq wie 
bei den iibrigen Verwaltungszweigen ijt in der 
Finanzverwaltung Ojterr. die Verwaltungsredts- 
pilege von der Berwaltung im e. S. (Geſchäfts— 
führung) getrennt. Die Cinrictung des V. G. jteht 
dem nicht entgegen, denn jeine Judifatur jteht über 
den Inſtanzen; die Rechtsſache muß im ,,admini- 
ftrativen Inſtanzenzuge“ ausgetragen fein, ehe der 
V. G. angerujen werden fann. Die Verivaltungs- 
behörden a daher aud) bie Organe der Recht— 
fpredjung in allen finangredjtlidjen (alſo durch 
ſpezielles inn recht geregelten) Angelegenheiten, 
bei welchen cin Parteüntereſſe in ttage ſteht. 

Auch ijt eine ſtrenge Sonderung der Finanz⸗ 
behörden von, den übrigen Organen der Finanz— 
verwaltung (Amtern u. Unjtalten) nicht durchge— 
führt. Wenn auc) in neuerer Zeit als „Behör— 
den” im allg. jene Organe bezeichnet werden, 
denen die Erlaſſung von —** und E. auf 
Grund der G. oder in Angelegenheiten des „freien 
Ermeſſens“ zuſteht und die — auch ein 
„Anweiſungsrecht“ (d. h. bas Recht der Anweiſung 
zur Empfangnahme oder Ausgabe von Weld oder 
von fonjtigem Staatseigentum feitens der voll- 
— oder ausübenden Organe) beſitzen, ſo 
ommt es dod) vor, daß einzelne ſolche Befugniſſe 
in beſchränktem Umfang Organen zuſtehen, welche 
als „Amter“ bezeichnet werden, wie den Zollämtern, 
den Verzehrungsſteuerlinienämtern und den Steuer— 
dimtern bezüglich der Gebührenbemeſſung. Ein durd)- 
qreijendes Unterſcheidungsmerkmal ijt auch darin 
nicht gu finden, wie das Organ reprajentiert wird. 
Wenn auch in der Regel bei den als Behörden 

eltenden Organen die Amtsgewalt in der einen 

Bere des Vorſtandes fongentriert ijt und diefer 
jomit auch die Verantwortung fiir die Funttionen 
des Organes triigt, während bei den „Amtern“ die 
rechtl. Gültigkeit der funftionellen Handlungen von 
dem Zuſammenwirken zweier Perfonen (der, Ober- 
beamten“) abhängt, welche die Leitung gemeinfam 
bejorgen, aber auch ſolidariſch verantwortlich find, 
jo fommen dod aud) Abweichungen vor, wie bei 
Kollegialbeſchlüſſen der Finanglandesbehirden, bei 
den ee ee als Steuerbebiir- 
den uj. 
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Nicht als Behörden gelten auch die Kom— 
miſſionen“ (für die Veranlagung der allg. Er— 
werbſteuer und der Perſonaleinkommenſteuer), wie— 
wohl denſelben wichtige obrigkeitliche, ſelbſtändige 
Funktionen übertragen ſind, und eine beſ. Stellung 
nehmen nod) die Vorſitzenden dieſer Kommiſ— 
ſionen ein, welchen neben ihrer Funktion als 
Leiter der Kommiſſionsverhandlungen noch ein beſ. 
Aufgabenkreis zugewieſen iſt, innerhalb deſſen ſie 
als Einzelnorgane ſelbſtändig vorzugehen haben 
und amtl. Autorität genießen. Dieſe — als 
Verwaltungsorgane ijt aber eben nur eine voriiber- 
gebende, während die Behirden dauernd funktio— 
nieren. S. aud) H. — Bernatzik (Rechtſprechung 
und materielle Rechtskraft, S. 67) zählt aud) die 
Kommiſſionen, welche nicht eine ſtändige u. dauernde 
Amtstätigkeit zu entwideln haben, unter die Be— 
hörden. YWilerdings führt er nur foldje an, die 
wirflic) ein Entideidungs- u. Verfiigungsredt ha— 
ben bezw. batten. 

an pflegt in der amtl. Terminologie den 
Ausdruck Behörde auch nur fiir foldhe Orqane der 
Verwaltung anzuwenden, die aus einer Webrheit 
von Perſonen gebildet find, während neben diefen 
aud) ©ingelperfonen mit Funktionen der Staats- 
verwaltung betraut find und nidjt nur obrigkeitl. 
unttionen über ſpeziellen Auftrag vollziehen (wie 
die Steuerexekutoren und die Finanzwachangeſtell— 
ten), ſondern aud) eine Verfügungsgewalt bejigen, 
fomit behördl. Funktionen austiben. Dahin gehören 
die Finanzinſpektoren und die Bermeſſungs— 
beamten. Solche Einzelorgane werden in der 
Regel nicht gu den Behörden gezählt, doch reiht 
der Staatsvoranjdjlag die „Finanzinſpeltorate“ 
unter die leitenden Finanzbehörden cin. 

Amter ſind jene ſtaatl. Verwaltungsorgane, 
welchen vorwiegend bloß die techniſche Ausfüh— 
rung der entweder unmittelbar vom G. und der 
V. normierten oder von den Behörden beſ. auf- 
getragenen obrigkeitl. Handlungen obliegt. Dazu 

ehört allerdings auch oft die Feſtſtellung von Tat- 
achen, die rechnungsmäßige Ermittlung von Ab— 
gaben ober die Prüfung der einſchlägigen, von den 
atteien vorgenommenen Berechnungen. Haupt- 
ſächlich fallt in den Aufgabenfreis der gum Finanz— 
organismus gebirigen Amter die Webarung mit 
Weld (Empjangnahme u. Hablung) oder mit Mates 
tialien, welche ihrer Verwaltung iiberwiefen find, 
wie Tabaf, Salz, Wertzeichen uſw., dann die Er- 
— von Nachweiſungen an die Behörden. Zu 
dieſer Gruppe gehören auch die Kaſſen, welche 
nur die Gebarung mit Geld u. Werteffelten gu 
beforgen baben. 

Solde Organe, die es iiberh. nicht mit Ein— 
tidtungen ju tun haben, welche nach öffentl. Recht 
verwaltet werden, fondern wo der Staat wie ein 
Privatunternehmer wirtſchaftet, und die als An— 
jtalten au bezeichnen find, wie Fabrifen, Ber- 
febréanjtalten uſw., können nicht zu den „Amtern“ 

erechnet werden. Meiſt führen ſie die bezeichnen— 
en Namen Verwaltungen oder Direftionen. 
Ihre Funltionäre follten, gleich jenen der Staatseijen- 
bahnen, eigentlich nicht Den Charafter von ,,Staats- 
beamten” im techniſchen Ginne haben, weil fie 
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feine öffentlich-rechtl. Funktionen ausiiben; dod) 
zählen die Bedienjteten jener WAnjtalten, die gum 
Finanzorganismus gehören, unter die Staats— 
beamten. 

Was die Art des Zuſtandekommens der 
behördl. Entidlichungen betrifft, jo eriolgt 
Ddiejelbe, von den Kommiſſionen abgeichen, in der 
Regel nad) dem fog. Bureaufyitem. Nur bei 
der Veranlaqung der allg. Erwerbjteucr und der 
Perjonaleinfomimenfteucr, dann in Dissiplinar- 
jachen gehört die follegiale Beratung und 
Beſchlüßfaſſung gu den geſetzlich notwendigen 
Formen des ——— ſie iſt auch inſtruktions— 
— ſonſt bloß fafultativ bei dem F. Wt. und 

ei den Finanzlandesbehörden vorgejehen, ohne 
dag fic fiir beſtimmte Angelegenheiten angeordnet 
wire. Nach der Dienftinjtruftion fiir die letzteren 
Behörden hat die follegiale Beratung ,,in der Regel 
in widhtigeren Fällen“ ftattgufinden und fann * 
wohl vom Präſidenten wie vom Finanzdirektor 
angeordnet werden. Tatſächlich wird ſie aber nur 
ſelten in Anwendung gebracht. Auch iſt der be— 
treffende Vorſtand nicht an den Kollegialbeſchluß 
gebunden. Jener der Finanzlandesbehörde kann 
auch gegen den Beſchluß nach ſeiner Uberzeugung 
vorgehen (in welchem Falle er die ſonſt den Vo— 
tanten obliegende Verantwortung übernimmt) und 
iit „edenfalls“ berechtigt, die Vollziehung eines 
Kollegialbeſchluſſes aufzuſchieben und die E. der 
vorgeſetzten Behörde einzuholen. 

Die Entſchließungen der obengenannten Be— 
hörden erfolgen ſomit regelmäßig, jene der übrigen 
Finanzbehörden aber immer, durch die Willens— 
duperung des Vorſtandes oder eines anderen da— 
mit betrauten Beamten, welche in der „Approba— 
tion” ihren Ausdruck findet. Riichfichtlich der Ha j= 
tung fiir die amtl. Verfügungen bejtehen aber 
nicht die gleidjen Grundſätze. Bei den Finanjlandes- 
behörden haften neben dem —— auch die 
Referenten fiir die Richtigkeit der von ihnen be— 
antragten Verfügungen; desgleichen ſind auch die 
„Steuerreferenten“ der Bezirkshauptmannſchaften 
mit deren Vorſtehern fiir die Erledigungen in Steu- 
erjachen verantwortlid. Bei den übrigen Finanzbe—⸗ 
hirden ijt aur Leitung der Geſchäfte ausſchließlich 
der Vorſtand berujen, das iibrige Perjonal ijt ihm 
nur ju feiner Unterjtiigung beigegeben. Daher 
trägt Der Vorjtand aud) „die unimittelbare Bere 
antwortung fiir alles, was den Gang der Geſchäfte 
und das Gedeihen der ihm anvertrauten Verwal— 
tungS3rveige betrifjt’; die ihm beigegebenen Kon— 
jeptsbeamten haben bloß eine ,,telative Berant- 
wortlichfeit, welche fic) auf jenen Teil der Dienjt- 
leijtungen, der ihnen zur ſelbſtändigen Exrlediqung 
u. Beforgung iibertragen ijt, fowie auf die Rich— 
tigfeit u. Genauigfeit der ihren Untriigen gu Grunde 
gelegten Darjtellung von Tatſachen beſchränkt'“ 
(Dienjtinjtruttion fiir die Finanzlandesbehörde und 
jene fiir die FinangbegirfSdireftion pon 1874). 
Nod) priiqnanter ift der Grundjag ausgeſprochen in 
der Dienttinitruftion fiir die Gebührenbemeſſungs— 
fimter von 1891, nad) welder der Borjtand die 
punmittelbare’ Berantiwortlidfeit fiir alles, was 
den Gang der Geſchäfte und das Gedeihen der 


ibm anvertrauten Verivaltungssweige, und ins- 
bej., wenn er dic Bemeſſungen approbiert hat, die 
„alleinige“ Verantwortung fiir die ridtige Auf— 
jajiung des Falles und die Anwendbarkeit der Be— 
jtimmungen des G. trägt, während die Bearbeiter 
der Geſchäſtsſtücke nur „für die Richtigkeit u. Boll- 
ſtändigkeit der dargeitellten faftifchen Umitinde u. 
Ziffern haften“. Much bei dieſen Amtern fann aber 
cin Teil der Wpprobation an einen anderen Bez 
amten (felbjtindigen Leiter einer Ubteilung) über— 
tragen werden, welder dann die Berantwortung 
übernimmt. Auch nach diefer Inſtruktion find die 
iibrigen Beamten „dem Borjtande, welchem die 
Leitung ausſchließlich übertragen ijt, zur Unter— 
ſtützung in der Vollziehung ſeiner Obliegenheiten 
beigegeben“, und ſie haben den Anordnungen des 
Vorſtandes unbedingt Folge zu leiſten, wenn 
der Auftrag nicht eine offenbare Verletzung der 
Dienſtpflicht in ſich ſchließt. 

Danach iſt alſo bei den Finanzbehörden die 
volle Amtsgewalt in der Perſon des Vorſtandes 
gelegen, ſoweit nicht ſelbſtändig geleitete Abteilun— 
gen beſtehen, oder einzelnen zugeteilten Funktio— 
nären ein beſonderer, ſelbſtändiger Wirkungskreis 
zukommt, wie den le aren Sinfpeftoren und 
den Finanzwachoberinſpeltoren bei den Landes— 
bebirden, den Finangwachinipettoren bei den Fie 
nangbegirfsdireftionen. Bej. Beſtimmungen gelten 
fiir die Stellung u. Verantwortlicdfeit der Ret: 
nungsabteilungen. 

pela 
felbe gründet fic) teils auf die territoriale, teils auf 
die ſachl. Zuſtändigkeit, dann auf ihre injtang- 
miipigen Funftionen. Vom F. M. als Sentraljtelle 
abgeſehen, ijt aber die Cinteilung nad) feinem Gee 
jichtspuntt rein durchgeführt. 

Auf territorialer Grundlage find eingericdtet 

die mit ciner untjafjenden fachl. Zuſtändigkeit aus- 
geriijteten Finanaglandesbehirden, deren Wire 
fungskreis fic) im alla. auf je ein Rronland ere 
jtrectt (mit jiwet Ausnahmen), dann die in den 
größeren Kronländern bejtehenden Finanzbe— 
zirksdirektionen fiir je einen Finanzbezirk, 
welcher mehrere polit. Bezirle umfaßt und ſich 
roßenteils noch an die alte Kreiseinteilung an— 
ehnt. Dieſe beiden Kategorien werden als „lei— 
tende Finanzbehörden“ bezeichnet (urſprüng— 
lich: die die Gefällsangelegenheiten leitenden Be— 
hörden). 

Ein Teil der Agenden der Finanzverwaltung 
wurde aber aus dem Wirkungskreis dieſer leitenden 
Behörden ausgeſchieden (jene der direften Steuer— 
verwaltung nicht gang einbesogen) und beſonderen 
Behörden zugewieſen, die als Spezialbehörden 
bezeichnet werden können. Doch wurden die Ge— 
bührenbemeſſungsämter ausdrücklich unter die „lei— 
tenden Finanzbehörden“ eingereiht, während dies 
bei anderen Behörden mit analoger Stellung nicht 
der Fall ijt. Die territoriale Sujtindigfeit dieſer 
Spesialbehbrden erſtreckt fic) teilweije auf das 
ganze Reich, teilweije auf ein Kronland, einen 
polit. Bezirk oder auc) nur cine Stadt. 

Auch die offisielle Terminologie unterſcheidet: 
leitende Finanzbehörden, Steuerbehörden ujw. erfter 
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u. zweiter Inſtanz, je nachdem die wichtigſte heiten der Notenbank und der Börſen; die Staats— 
Funktion der betreffenden Behörden darin beſteht, monopole mit Ausnahme des Schießpulvermono— 
in der Verwaltungsrechtſprechung und in der Ver— “poles, mit den dazugehörigen Anſtalten (Salinen 
waltung ini e. S. in erſter Linie E. u. Verſügungen u. Fabriken); alle Bfientl. Abgaben; die Feinge— 
gu erlaſſen, oder darin, dieſe E. u. Verfügungen haltsbezeichnung der Edelmetalle (Punzierung); die 
von Amts wegen oder über Berufung einer Partei | Lotteries u. Promeſſenangelegenheiten; die Gefälls— 
der Uberpriifung gu unterziehen. Selbſtverſtändlich jtrafangelegenbeiten; die Organijation der zum 
hängt damit cae ein Verhaltnis der Uber- u. Unter= | effort gehörigen Behörden u. Amter, dic Anſtel— 
ordnung zuſammen, wonach die ,,untere Inſtanz“ lung u. Penfionierung des Beamtenperfonales, fo- 
den Weijungen der oberen Behirde Folge gu leijten | weit diejelbe nicjt dem Kaiſer vorbehalten oder 
hat und in ihrer ganzen Amtsgebarung von letz- unterjtehenden Behirden iiberlajjen ijt. Das F. We. 
terer überwacht wird. Aber dieſe Anftangitellung | ijt in diefen Wngelegenheiten teils berechtigt, ſelb— 
ijt nicht fonfequent durchgeführt, indem eine grofe | ſtändig vorzugehen, teils an das Cinvernehmen 
Bahl von Angelegenheiten der E. der Oberbehirde mit anderen Winijterien gebunden, wie in Soll-, 
in 1. Inſtanz vorbehalten ijt, wabrend wieder den Banks u. Börſenſachen an das H. M., in Ange— 
fog. Behirden 1. Inſtanz das Recht zuſteht, E. legenheiten des Geldweſens an diejes und das M. 
u. Berfiiqungen noch tiefer ftehender Organe (3. B. J. uſw. Anderſeits find ——— in anderen 
die Gebührenbemeſſungen der Steuerämter) im In- Reſſorts an dic Zuſtimmung des F. We. —— 
ſtanzenzuge aufzuheben oder abzuändern. Natür- wie in Ungelegendeiten der Poſtſparkaſſe. Natürlich 
lich find Zweckmäßigkeitsgründe fiir ſolche Abwei- übt es aud) einen entſcheidenden Einfluß auf die 
iat von det Regel — se Recht der Fragen der Behsrdenorganijation, der Rangver- 
Sabhlungsanweijung an die Kaſſen u. Amter ijt in hältniſſe u. Beglige der Staatsbeamten u. Diener 
der — ieaheutataede vorbehalten. ſowie auf die Ungelegenheiten der Selbſtverwal— 

C. Das Finangjminifterium,, (gefdichtl. | tungskörber, foweit finanjielle Fragen in Betracht 
Darjtellung ſ. Urt.: „Zentralſtellen in Ofterr.-Un- | fommen. Jn allen Angelegenheiten, die nad) dem 
garn“ in der I. Mufl.; die Ausgeſtaltung des Wir- Zoll- u. Handelsbiindnis mit Ungarn nach gleiden 
fungStreijes im Art.; ,,Winijterien B — VI. Fie Grundſätzen ju verwalten find, hat das F. M. bei 
nanzminiſterium“). Diefe unter der unmittelbaten | allen —— Verfügungen und E. das Einver— 
Leitung des ee re (j. Urt.: „Miniſter“) nehmen mit dem fonigl. ungar. F. M. gu pflegen. 
ftehende Zentralftelle wurde mit A. E. 17 1 48 | Wenn auc die lupjafjungen in bureau- 
errichtet. Die A. E. 121V 52 (F. M. Erl. 27 V | fratifcher Weiſe erfolgen, fo bedient fic) doch auch 
52) bejtimmte ihren feither weſentlich geänderten, dad F. M. in legislativen und widtigeren admini- 
insbeſ. durd) — ganjet groper Verwal⸗ ſtrativen UAngelegenheiten in techniſcher u. ökono— 
tungsaweige an andere Miniſterien eingeſchränkten mifder Beziehung dex Qnformation durd) das In— 
Wirkungstreis. Nac) dem jepigen Stande umfaßt ftitut der „Beiräte“ u. gw. beſtehen dauernde 
der Wirfungsfreis des F. M. von einem einjt bef. derartiqe Beiräte in finangiellen Angelegenheiten 
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widtigen Zweige, nämlich der BVerwaltung ded 
Staatsvermigens, nur mehr fleine Rejte, in- 
dem die Verwaltung der Staatsdominen, Staats- 
forjte u. Staatéberqwerfe (mit Ausnahme der Sas 
linen) an dag A. M., jene der Poſtanſtalt an das 

. M., jene der Staatseijenbabnen an das Eiſ. 

. libergegangen ijt und aud) die BVerwaltung 
der fiir die verjchiedenen Verwaltungszweige er- 
forderl. Ymtsgebiiude u. Unjtalten qriptenteils den 
betrejfenden Fachreſſorts —— worden iſt. 
Soweit es ſich alſo um privätrechtl. Beſitz u. Er— 
werb des Staates handelt, hat das F. M. nur 


mehr in ſehr beſchränktem Maße cine unmittel— 


bare Verwaltung, dagegen iſt ihm eine weitgehende 
Einflußnahme auf die Vervaltung durch die 
iibriqen Winijterien u. Behörden gejichert, indem 
dasſelbe nicht nur den Staatsvoran{dlag zuſammen— 


fiir das Rollwejen, dann fiir die Bier-, Brannt- 
| meine, Zucker- u. Mineralslbejteuerung (A. E. 
3195, F. M. V. BL Mr. 15). 

Qn Sachen der Verwaltung im engeren 
jeinse beforgt das F. IW. einen grogen Teil der 
in fein Rejjort fallenden Angelegenheiten unmittel= 
bar; cin anderer Teil ijt den ibm unterqeordneten 
Behörden iibertragen. Die Dienftinitruftionen der 
legteren normieren den ihnen eingeräumten Bir- 
tungSfrei8, wobei aber auc) wieder bejtimmte wich— 
tigere YUngelegenheiten der E. ded F. M. vorbe- 
halten find. 

Inwiefern das F. WM. berujen ijt, aud in der 
pete np er eater as y. gu fallen, aljo 
„Inſtanz“ ijt, bejtimmen die eingelnen Verwaltungs— 
| geſetze. Wenn (wie das in Gebührenſachen der Fall 


ve 


ijt) das G. drei Qnjtangen normiert, ijt in der 








aujtellen, jondern auc) zu jeder nidt etatmäßigen Kegel das F. W. nod) höchſte Inſtanz, ſonſt nur 
Uusgabe, dann gu jeder Crverbung u. Veräuße- in jenen Fiillen, wo die erſte E. den Landesbehör— 
tung unbewegl. Gutes feine Zuſtimmung ju ge⸗ den vorbehalten ijt. In den meijten Angelegen— 


ben fat. 

Der unmittelbaren Verwaltung bezw. Leitung 
des F. M. unterliegen dagegen: Die Vorbereitung 
u. Feititellung des Entiwurfes des Staatsvoran— 
ſchlages und der Machtragstredite fowie die Ver— 
handlungen bezüglich des Staatsrechnungsabſchluſ— 
ſes, dann das Kaſſeweſen, das gefamte Staats— 
kreditweſen, das Geldwefen fowie die Angelegen— 


heiten ſchließt aber der Inſtanzenzug mit der Lan- 
desbehörde ab. Das hindert jedoch nicht, daß das 
F. M. auf die verwaltungsrechtl. Judikatur durch 
interpretierende B., Belehrungen oder auch direkte 
Weifungen Einfluß übt. Rechtlich bindend finnen 
allerdings ſolche Inſtruktionen, foweit fie über dad 
Verordnungsredt hinausgehen, fiir die gejeplich 
zuſtändigen Bebhirden nicht fein; anderfetts aber 
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beſteht ſür ſie, weil ſie eben Verwaltungsorgane 
und nicht unabhängige Gerichte ſind, die Gehor— 
ſamspflicht. 

Unter jenen adminiſtrativen Angelegenheiten, 
die der E. des F. M. vorbehalten ſind, ſeien 
als einige der wichtigeren angeführt: die Erteilung 
allg. Weiſungen oder CErliuterungen; die Errich— 
tung u. Organifierung neuer und die Auſhebung 
bejtehender Amter fowie die Verlegung derfelben 
an einen anderen Ort; Underungen in den Gefälls— 
tarifen u. Berfaufspreifen ber WMonopolsgegen- 
ftinde; Ausnahmen von allg. Beitimmungen; die 
Erwerbung oder Veriuferung von Realitiiten, dau- 
ernden Renten oder Rechten, ebenfo von anderen 
Sacden, wenn der Preis im Ronfurrengiwege 
30.000 K, fonjt 4000 K iiberjteigt, ober die Aus— 
gabe etatmiigig nidjt vorgejehen ijt; der Abſchluß 
von Bergleichen über Rechtsitreitigteiten in wid: 
tigeren Fallen; die Nachficht von Verleihungstaren, 
größeren Kaſſen- u. Materialabdgingen und Rech— 
nungsmiingeln; die Abſchreibung größerer Miid= 
ſtände an öffentl. Abgaben; Steuerjujrijtungen, 
wenn fie ganjen Gruppen von Miidjtindnern oder 
für mehr al& 3 Jahre bewilligt werden follen oder 
wenn der Steucrbetrag 3000 K iiberjteigt, dann 
dic Sujrijtung anbderer Geldjorderungen des Staa- 
te3 für mehr al8 3 Qabre; die Riiditellung unge- 
bührlich bezahlter Betriige bei Uberfdjreitung der 
Riidjorderungéfrijt; die Aufflihrung neuer Ge— 
biude und die Vergrößerung beftehender, größere 
oder nicht priliminierte Wiederherjtellungen; Ynde- 
rungen im fyftemifierten Stande der Beamten u. 
Tiener; Befepungen bezw. Vorſchläge fiir Dienft- 
plipe von der VIII. Rangklaſſe auſwärts, dann 
der Hauptiteueramtsfontrollore und der Beamten 
der Mappenardhive und des — ——— 
die Zuweiſung der Beamten von der VII. Rang— 
flajie aufwärts; Bewilligung von Urlauben über 
3 Monate; aie are in den Ruheſtand von Be— 
amten von der VI. Rangflajje aufwärts, dann der 
iibrigen Beamten in be}. Fallen; die Bewilliqung 
pon qriperen als den normalmifigen Benfionen, 
Proviſionen u. Wbjertiqungen und von Gnaden— 
gaben ſowie jene, i Bey ujw. im Auslande 
genießen gu dürfen. 

Das F. M. gliedert ſich gegenwärtig in ein 
Präſidialbureau und fünf Seftionen, welchen je 
cin Sektionschef (IV. Rangklaſſe) mit großen— 
teils ſelbſtändigem Approbationsrecht vorſteht; jede 
Seftion beſteht aus mehreren Departements 
unter der Leitung von Miniſterialräten V.Rang— 
flajje) ober Seftionsraten( VL Rangklaſſe), außer⸗ 
dem umfaht dasſelbe fünf Fachrechnungs- und 
fünf adminijtrative Rednungsdepartements. 

Die dem F. Vt. unmittelbar untergeordneten 
Verwaltungsorgane teilen fic) in ti ategorien. 
Neben einer Gruppe ſpäter anzuſührender Spezial— 
amter u. Unjtalten fiir die techniſch-ökonomiſche 
(freie) Verwaltung einiger bej., gum Finanzweſen 
gehöriger Einridjtungen, unteriteben ihm als ,lei 
tende Finanzbehörden“ unmittelbar: 

D. Die Finanzlandesbehörden. Bei die- 
jen ,,jweiten Inſtanzen“, bei deren Organijation 
das ,,Brovingialfyftem” zur Anwendung kommt, 


iit dic Verwaltungsrechtipredung nod ungeteilt 
und fie bilden auc) noch die leitenden und iiber- 
wadjenden Organe fiir einen grofen Teil der ,,freien’’ 
Verwaltung. Sie teilen ‘id in Finanzlandes— 
diteftionen u. Finanadirettionen. Die erjte- 
ren wurden auf Grund A. E. 91 50 durd den 
F. M. Erl. 21 V 50, R. 193, aus den frither be- 
jtandenen Kameral-Gejiillenverwaltungen umgejtal- 
tet u. zw. mit den Siten in Wien, Graz, Inns— 
brud, Zara, Prag, Briinn u. Lemberg (die 
urfpriinglid) in Rrafau beftandene wurde bald auf- 
gelöſt), um „im Cinflang mit der geiinderten Eine 
tidhtung der polit. Behirden in allen Kronlän— 
dern eine einheitl. Verwaltung u. Leitung der ver= 
fchiedenen Finanzzweige ings eben treten ju laſſen 
und die Geſchäftsleitung fiir die direkte Beſteuerung 
mit jenet der übrigen Finanzzweige und des Kaſſe— 
wejens fo viel als möglich in einer Art zu ver- 
einigen”. Damit war die Provingialeinteilung aber 
nod) nicht dDurchgefiihrt, denn erjt im Laufe des 
J. 1864 wurden auf Grund A. E. 14.X 63 aud 
in den iibrigen Sronfandshauptitidten fiir den Be- 
reid) der betreffenden Linder (mit Yusnahme von 
Vorarlb.) Finanzlandesbehörden unter dem Namen 
Finanzdirektionen aus den dort beſtandenen 
Sinangbe irfadireftionen gebildet u. zw. in Czer— 
nowif (F. M. Erl. 18 11 64, R. 30), Klagen— 
furt u. Laibach (F. M. Erl. 19 V 64, R. 45), 
Trieſt für Trieſt, Görz u. Gradiska und Iſtrien 
(F. M. Erl. 16 VI G4, R. 52), Troppau (F. M. 
Erl. 21 VI 64, R. 55), Ling (F. M. Erl. 16 VIL 
MR. 59) und Salgburg (F. WM. Erl. 19 VIL 
64, R. 61). 

ine Neufyftemifierung und die Einführung 
det Rolleqialberatung erjolgte mit A. E. 20 X 70 
(F. M. V. BL 10). Eine neue Dienjtinftruftion 
nebjt Normierung des Wirkungskreiſes erfloh auf 
Grund A. E. 2174 mit F. M. Erl. 29 V 74, 

. 1181/%. M., und cine Abänderung dieſes 
irkungskreiſes mit F. M. Erl. 141X 1902, 
3. 3749/5. M. 

Um die „organiſche Verbindung zwiſchen dem 
finanziellen und dem polit. Dienſt ——— 
haben die Landeschefs (Statthalter u. Landesprä— 
ſidenten) die Oberleitung der Geſchäfte der Finanz— 
landesbehörden mit dem Titel „Präſident der 
Finanzlandesdirektion bezw. Finangdireftion” u. piv. 
bei den Finanglandesdireftionen feit deren Errich— 
a 4 bei den Finanzdirektionen aber erjt auf Grund 
A. E. 28 VIL 68 (3%. M. Erl. 10 X 68, R. 128) 
erhalten. Als zweite Borjtinde find höhere Finanz— 
beamte (Vizepräſidenten, Hofräte oder Oberfinanz— 
rite) mitdem Titel Finanzlandesdirektor bezw. 
Finanzdirektor bejtellt. Beide Vorſtände haben 
im engjten Einverſtändniſſe vorzugehen und ſich 
über die Geſchäftsverteilung ju vereinbaren. Dem 
Präſidenten obliegt die Geſchäſtsverteilung in die 
verichiedenen Ubteilungen (Departements) und die 
Perſonalzuweiſung an diefelben fowie der leiten- 
den Beamten bei den Hilfsdmtern, er fann fic 
wichtigere Geſchäftsangelegenheiten (3. B. Untriige 
u. Guͤtachten grundſatzl. Natur, Beſetzungsvor— 
ſchläge u. Ernennungen) zur Genehmigung vorbe— 
halten und bat die Führung der Geidatte zu über⸗ 
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wadjen. Der Finangdireftor unterjtiigt den Präſi— 
denten, er fiihrt die Leitung des Laujenden Dienſtes 
in dem vereinbarten Umfange ſelbſtändig und 
überwacht die Geſchäftsführung der untergeordne- 
ten Behörden, Ämter u. Organe, vertritt aud) den 
Prifidenten im Falle jeiner Ubwejenheit oder Ver- 
hinderung. Wenn fic) Verſchiedenheit der Anſichten 
in vorbebaltenen Angelegenheiten ergibt, fann der 
Finangdireftor veranlajjen, dah die E. des F. M. 
cingeholt werde. 

Die tollegiale Behandlung findet, wie 
erwähnt, nur ausnahmsweiſe bei widhtigeren An— 
gelegenheiten (bej. —— — u. Ernen⸗ 
nungen) ſtatt und kann von jedem der Vorſtände 
angeordnet werden. Dabei entſcheidet die Stimmen— 
be at und haften fiir den Beſchluß diejenigen, 
die dafür gejtimmt haben, folidarijd) mit ibnen 
aud) der Vorſtand, wenn er fic) Dem Beſchluß an- 
geſchloſſen oder ihn zur Ausfertiqung gebracht bat. 

Die Finanglandesbebhirden leiten und 
iiberwachen die Bemejjung u. Einhebung der direk— 
ten Steuern, dann aller indireften Ubgaben u. Ge— 
jille in ihrem Sebiete, mit Ausſchluß der Salz- u. 
Tabak-Erzeugung und des Lottogefiilles. Sie 
find in der Regel zur E. über Rechtsmittel geqen 
dic in 1. Inſtanz erflofienen Berfiigungen, auch 
gegen die von den Finangbehirden gefallten Er- 
fenntnijje in Gefällſtrafſachen, berujen, dod) ift 
ibnen mehrfach das Recht gur erjten E. vorbe- 
halten. So in direften Steuerjacen die Bewilli— 
gung der Steuernachläſſe wegen Elementarbeſchä— 
digungen, der Befreiungen u. Freilafjungen auj 
Wrund des Eviden —— — die Bemeſſung 
u. Abfallbringung der Hausklaſſenſteuer (und Füh— 
rung des Häuſerkataſters), die Bewilligung der 
permanenten und zeitl. Befreiung von der Webdude- 
jteuer, die Muftetlung der allg. Erwerbjteuer in 
verſchiedenen Veranlagungsbezirken und verſchie— 
dene andere Verfügungen betreffend die Veranla— 
gung der Perſonalſteuern. Auch bei der Verwal— 
tung der indirekten Abgaben find ihnen mehrfach 
E. u. Bewilligungen vorbehalten. Auf dem Ge— 
biete ber Verwaltung im e. S. obliegt den Finang- 
landesbehirden die Verwaltung des Staatsvermi- 
gens, joweit damit nicht andere Organe betraut 
jind; die Anweiſung ju Jahlungen feitens der Kal 
jen u. YUmter, die überwachung der legteren, die 
Vornahme der Kafjenffontrierungen, die genaue 
Uberwachung der Geſchäftsführung jeitens der ihnen 
unterjtellten Behirden u. Umter, die Ernennung 
u. Penfionierung der Beamten u. Diener, forweit 
diefelbe nicht vorbehalten ijt, die Oberleitung der 
Finanzwache uſw. 

Zur E. in Disziplinarangelegenheiten des 
ganzen dem Präſidium der Finanzlandesbehörde 
unterſtehenden Perſonales (in 1. Inſtanz) find bei 
den Finanzlandesbehörden eigene Disziplinar— 
fommiffionen beſtellt. Beſ. Organe der Finanz— 
landesbehörden mit erweiterten perſönl. Befugniſſen 
und einer höheren Verantwortung ſind: zur Beſor— 
gung der Geſchäfte der Evidenzhaltung des Grund⸗ 
ſteuerkataſters u. Uberwachung der Tätigkeit der 
Evidenzhaltungsbeamten die Evidenzhaltungs— 
injpeftoren bezw. Oberinſpektoren Il. u. 
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I, Klaſſe oder Direftoren (IX. bis VI. Rang- 
flajic); fiir die — der Finanzwache 
die Finanzwachoberinſpektoren (VIII. Rang— 
flajje). Seit 1902 wurden bei den Finanzlandes— 
behirden Steucrlandesinfpeftoren (Finanz— 
tite) gur beſ. Uberwachung des direften Steuer- 
dienjtes in den betreffenden Berwaltungsgebicten 
kreiert. Ihre vorwiegende Aufgabe beſteht darin, 
die geſamte Geſtion der Steuerbehörden 1. Inſtanz 
behufs Beſeitigung von Mängeln u. Unregelmäßig— 
keiten, beſ. bet der Steuerbemeſſung, an Ort u. 
Stelle gu priifen und die Funftionire der Steuer— 
behirden unmittelbar zu informieren und zu bez 
lehren, dann den Exekutionsdienſt gu überwachen 
und eventuell Disziplinarunterjudungen gegen die 
genannten Funktionäre oder Steueramtsbeamte 
urchzuführen. Sie finnen auch mit der Luſtrie— 
rung von Steueriimtern beauftragt werden. Außer— 
dem werden ſukzeſſive in den einzelnen Kronländern 
den Finanglandesbehirden Steuereinnehmer 
(Mauptiteucreinnehmer) jugeteilt, weldje die bef. 
Yejtimmung haben, Lujttierungen u. Sfontrie- 
tungen der Steuerdimter vorgunehmen, denfelben 
Aufklärungen u. Ynftruftionen gu erteilen, Schwie— 
tigfeiten qu beheben u. dal. 

Die Finanadireftionen haben, joweit der 
geſetzlich normierte Rechtsmittelzug es gejtattet, 
auch einen Teil jenes Wirkungskreiſes zu beſorgen, 
welcher ſonſt den Finanzbezirtsdireltionen zuſteht. 

Das Konzeptsperſonal der Finanzlandesbe— 
hörden beſteht aus Oberfinanzräten (eventuell Hoje 
rat), Finanzräten, Finanzſekretären, eventuell Ober— 
fommifidren u. Kommiſſären, Konzipiſten u. Kon— 
zeptspraktikanten. Jeder Finanzlandesbehörde iſt 
cin Rechnungsdepartement beigegeben. 

Rei der den Finanzlandesbehörden unterſtehen— 
den „Finanzbehörden erfter Inſtanz“ findet 
eine Spaltung nad Fadqruppen jtatt. Boll- 
ſtändig durchgeſührt ijt die Ubtrennung des direk— 
ten Steuerdienjtes, unvollftindig jene der Gebühren— 
angelegenheiten und der indireften Abgaben. 

E. Finangbesirfsdireftionen. Diefelben 
wurden allg. an Stelle der ehemaliqen Kameral— 
bezirlsverwaltungen mit A. E. 17X 54, F. M. 
rl. 12XII 55, R. 217, eingeführt. Ihre Zuſtän— 
digkeit erjtredt ſich auf je einen „Finanzbezirk“, 
der mehrere polit. Bezirke (meiſt den alten Sreifen 
entiprechend) umſaßt. Nachdem aber (1864) eine 
Reihe derfelben in Finanglandesbehirden umge— 
wandelt worden ijt, verblieben Finangbegirlsdiret- 
tionen nur in jenen Kronländern, fiir welche eine 
Finanzlandesdirektion beftellt ijt u. zw. in unmit- 
telbarer Unterordnung unter die leptere. Begen- 
—— beſtehen nachſtehende Finanzbezirksdirek— 
tionen: 

Qn RN. O.: Wien, Korneuburg, Stein u. Sankt 
Pölten; in Steierm.: Graz, Marburg u. Brud; 
in Tirol und Vorarlb.: Yunsbrud, Briren, Trient 
u. Feldfird; in Böhmen: Prag, Budweis, Caslau, 
Chrudim, Eger, Aicin, Leitmerig, Pilſen, Romotau 
u. Tabor; in Mähren: Brinn, Jglau, Olmiig u. 
Ungar.-Hradiid; in Wal: Brody, Brgezany, 
Czorttow, Jaroslau, Kolomea, Nrafau, Lemberg, 
Przemysl, Rzeszoͤw, Sambor, Neu-Sandec, Sanok, 
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Stanislau, Tarnopol, Tarndw, Wadowice u. Zdt- 
fiew; in Dalm.: Zara, Spalato u. Raguſa. 

Die innere Organifation und die fachl. Kom— 
peteng regelt die ,,Dienjtinftruttion u. Wirfungs- 
kreis“ der Finanzbezirksdirektion von 1874. Der 
Vorjtand (Finanzbezirksdirektor, in der Regel 
Oberfinangrat) hat die ausſchließl. Leitung u. Uber- 
wadung der Behirde und der ihr unterftehenden 
Amter. Der ſachl. Wirkungsfreis erſtreckt fich auf 
diejelben Gegenſtände wie jener der Finanglandes- 
behörden, joweit nicht bei. Fachbehörden  bejtellt 
find, es gehört dager hiezu insbeſ. die Berwaltung 
det indireften Ubgaben, jene des Tabaf- u. Stem= 
delvericleifes, die Leitung u. Überwachung der 
auSiibenden Gefällsämter, fpegiell der Zollämter, 
dann der Steuerämter und der Finanzwache, die 
Durchfiihrung der Gefillgunteriudungen und die 
&. iiber „mindere Strafjilligfeiten’, nad Mahe 
gabe der im Gef. Str. G. den leitenden pare 
behirden eingeriiumten Kompetenz. Cin beſchränk— 
ted Verfügungsrecht haben die — — 
tionen auch in Sachen der „freien“ Verwaltung; 
insbeſ. haben ſie auch das Recht der Beſetzung 
ſuſtemiſierter Stellen des Mannſchaftsſtandes der 
Finanzwache. 

Rückſichtlich der Stempelſachen und unmittel— 
baren Gebühren vollzieht ſich allmählich die Abglie— 
derung von der Zuſtändigkeit der Finanzbezirks— 
direftionen. Für das Gebiet einiger —— Städte 
ſind ſchon eigene Behörden (jf. unten G.) errichtet, im 
—— fällt die Gebührenbemeſſung zwar noch in 
den Wirkungskreis der Finanzbezirksdirektionen, aber 
es ſind hiefür ſeit 1892 bef. „Abteilungen fiir Stem— 
pel⸗ und unmittelbare Gebühren“ (Gebühren be— 
meſſungsabteilungen) mit weitgehender Selb— 
ſtändigkeit errichtet worden, ſo zwar, daß der Vor— 
ſtand der Finanzbezirlsdireltion nur die Oberauf— 
ſicht über dieſe Abteilung führt und ihm die Funk⸗ 
tiondire derſelben in disziplinärer Beziehung unter- 
geordnet find, während er im übrigen fein Beriii- 
gungsrecht über dag Perfonal diefer Abteilung hat 
und deren Leiter (Finangrat oder Oberfinanjrat) 
die BVerteilung der Seichate, die Upprobation der 
Erledigungen und die Unterjertiqung der Ausſerti— 
gungen anvertraut ijt. Damit ging auch die Ber- 
antwortung fiir den Sefhiijtsgang und fiir die 
Anwendung der G. auf ihn iiber. Der fachl. Wir— 
fungSfrei8 dieſer Abteilungen dect fic) mit jenem 
der Gebiihrendemeffungsimter, nur dah die ein— 
jachſten Bemeffungsfille auferhalb der Städte noch 
immer den Steuerämtern zur Bemejiung anges 
wiejen jind; dod wird auch der diesfillige Wire 
fungSfreis der Steuerämter ſtetig eingeſchränkt. 

Unalog der Einrichtung bei den Finanzlandes— 
behörden beforgt die Finangwadjangelegenheiten, 
bej. die unmittelbare Überwachung, ein Finanz— 
wadinfpeftor (IX. — — Im übrigen be— 
ſteht das Nongeptsperjonal aus Finanzräten, Fi— 
nanzoberkommiſſären, Kommiſſären, Konzipiſten u. 
Konzeptspraktikanten. Der Rechnungsdienſt wird 
durch je eine ,RMedhnungsdepartements-Ey- 
pofitur’ verjeben. 

F. Finanzinſpektoren. Tie Erhebung der 
Direftionen in den fleineren Kronländern gu Be- 
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hörden 2. Inſtanz brachte mit fic), dak dafelbjt 
aud) Organe für die Verwaltung in 1. Anitany 
notwendig wurden. Dem wurde entiprocen teils 
durch die Errichtung von Gebiihrenbemejjiungs- 
ämtern, teils durch die Mufitellung der Finanz— 
injfpeftoren( VIL Rangflajie) beyw.O Oberinſpet— 
toren( VII. Rangflajje), welche im Lauje des J. 1864 
alg „leitende Beamte” in allen betrefjenden Landern 
mit Uusnahme Krains erfolgte. Qn Kärnten wur— 
den die Stellen wieder aufgelaſſen. Gegenwärtig 
bejtehen: in Salzb. 2., in ©. O. 4, im Küſtenl. 4, 
in Schlefien 3, in der Bufow. 3 Anipeftoren bezw. 
DOberinjpeftoren. Die uripriinglid) auch in Siidtirol 
bejtellten Finanginipeftoren und die in Böhmen 
1858 auſgeſtellten „Grenzinſpeltoren“ wurden wie⸗ 
der aufgelaſſen. Eine Neuorganiſation erfolgte auf 
Grund A. E. 18X73, mit F. We Erl. 4174, 
R. 1, wodurch insbeſ. die organiſche Verbindung 
einiger dieſer Funktionäre mit Zollämtern (als 
„Oberamitsdirektoren“) aufgelöſt wurde. Sie wur— 
den als „leitende Finanzorgane“ erklärt und es 
wurden ihnen rüchkſichtlich der Unterordnung der 
Zollämter und rüchſichtlich des Zollweſens überh., 
der Sinangioadangelegendeiten, der Verzehrungs— 
fteuer, der Mauten, der Uberwachung des Stem— 
velverſchleißes ufw. die Befugnijie u. Pflichten der 
Pinang besirisdirettionen eingeräumt. Wahrend frii- 
her dieje Funktionäre als Cingelorgane mit behördl. 
Befugniſſen eridienen, werden fte jest als „Fi— 
nanjinjpettorate’ bezw. Oberinipeftorate ge— 
radezu unter die ,,leitenden Finanzbehörden“ ein— 
gereiht. 

Mit Rückſicht auf die durch die moderne Ge— 
fepqebung geſteigerten Schwierigkeiten der Kon— 
trolle der Budere u. Branntweinerzeugung und die 
wachſende Vedeutung der betreffenden Abgaben wur⸗ 
den in den J. 1890—93 in den meiſten Kronlän— 
dern eigene ſachmänniſch ausgebildete Drqane der 
techniſchen Finanzkontrolle freiert und den 
leitenden Finanzbehörden zugewieſen. Sie qliedern 
ſich in Zuckerſteuer⸗ bezw. Brennereioberinipeftoren 
(VI. Rangklaſſe), Inſpeltoren (VII.), Oberfontrol- 
lore (VIII.), Kontrollore (IX.), Adjunkten (X.) und 
Aſſiſtenten (XI. Rangklaſſe). 

G. Gebührenbemeſſungsämter. Wan 
muß zwei Gruppen dieſer Behörden unterſcheiden: 
ſolche mit einem bloß lokalen Amtsbereich, und 
ſolche, deren Zuſtändigkeitsbereich ſich über ein ganzes 
Kronland erſtredt. Die erſteren wurden errichtet 
wegen der Fülle der wichtigen Amtsgeſchäfte, welche 
in Gebührenſachen der Verkehr der einen Stadt 
verurſacht, die letzteren, um auch in den Verwal— 
tungsgebieten der Finanzdirektionen, wo die Ge— 
bührenbemeſſung urſprünglich den Steuerämtern 
der Landeshauptſtädte (die deshalb „Haupiſteuer— 
ämter“ genannt iwurden) anvertraut war, diesen 
Verwaltungszweig durch juriſtiſch geſchulte Funk— 
tioniire beſorgen zu fajien, | 

Die älteſte Bebirde der erjten Gruppe 
wurde mit A. &. 13 VIE 51, F. M. Ertl. 7 VIE 
St, R. 182, unter dem Namen ,,Sentraltaramt’ 
{an Stelle des Hojtaramtes) errichtet. Als Wir- 
kungskreis wurde ihr beitimmt: a) die Bemeſſung 
der Taren fiir Ute, welche vom Naijer, den 
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Minijterien und iiberh. allen Behirden, welche im 
Wiener Finanzbezirk aujgeitellt find, — 
dann aller Militärtaxen die Bemeſſung der übrigen 
Taxen obliegt den Rechnungsabteilungen der be— 
treffenden Behörden; b) die Bemeſſung der unmit- 
telbaren Webiihren von Vermögensübertragungen 
u. Mintshandlungen, foweit diejelbe in Wien gu er— 
folgen hat. Der Wirfungstreis dieſes Amtes wurde 
ſpüter dahin eriweitert, daß derſelbe alle Stempel: 
und unmittelbaren Gebührenangelegenheiten in 
Wien in 1. Inſtanz, einſchließlich der Eintreibung 
von Rückſtünden umfaßt, und es erhielt den Na— 
men: „Zentraltax— und Gebührenbemeſ— 
ſungsamt in Bien”. Auch wurde demſelben eine 
eigene Rajje unter dem Namen „Taxamtskaſſe“ 
unterjtellt. 

Es wurden ferner mit unmittelbarer Unter— 
ordnung unter die Finanzlandesbehirden Geb ii h- 
renbemeſſungsämter errictet: Für die Stadt 
und den Gerichtsbezirk Lemberg (eit 1 XI 52), 
für die Stadt Prag (jeit 1 VIL 54), für die Stadt 
und den Gerichtsbezirk Gray (feit 1 VIII 99), fiir 
den Geridtebegirf Britnn (1 1X 99), Stadt u. Ge— 
richtsbezirk Pilſen u. Krakau (1 X 99), 

Bon den Gebiibreniimtern der zweiten 
Gruppe wurden gleidseitiq auf Grind A. E. 
20X 70 mit F. M. Erl. 16 11 73, R. 21, errich— 
tet: je cined in Ling für DO. O.; Klagenfurt fiir 
Riirnten; Laibad fiir Krain; Troppau fiir 
Schleſien: Trieſt fiir das Gebict der Stadt, dann 
Mir; u. Gradiska u. Ajtrien; Czernowitz fiir die 
Bufow.; dann mit F. M. Erl. 41172, R. 10, 
eines in Galgburg jiir da8 Kronland Salzb. 

Für alle diefe Gebührenbemeſſungsämter gilt 
iebt die ,, Dienjtinjtruftion u. Wirkungskreis“ 19 1X 
O1, B. BL 35 (A. E. 2121091). Ihr Wirfungs- 
kreis umfaßt die Bemeſſung u. Verrechnung der 
unmittelbaren Gebühren von Rechtsgeſchäften, Ver— 
— ite ei u. Yaintshandlungen, der 
Webiibreniiquivalente, der Vorſchreibung einſacher 
u. erhibter Stempelgebiihren und der Taren, dann 
die Wmtshandlungen betrefiend die Effektenumſatz— 
ſteuer. Die Angelegenheiten des Stempelverichleipes 

ehiren aber nicht gu ihren Agenden. Dagegen jind 
jie berechtigt, Rekurſe gegen ibre eigenen Bemef- 
ſungen in nauk Fällen als Vorſtellungen dann ju 
erledigen, wenn fie dem Barteibegehren ganz Folge 
geben finnen. 

Bezüglich der ,,Webiihrenbemejjungsabteilune 

en” der Finanzbezirksdirektionen ſ. oben unter B. 
Ihr Wirkungskreis ſtimmt mit jenem der Gebiihren- 
bemejjungsdmter iiberein. Cine BVerjchicbung der 
Kompetenz tritt infofern cin, als iiber Refurje gegen 
die von den Steuerdimtern vorgenommenen Ge— 
biihrenbemefjungen dieſe Gebiihrenbemejfungsab- 
teilungen enticheiden. Qn foldjen Fällen bildet dic 
Finanzlandesbehörde die 3. Inſtanz. 

H. Steuerbehbrdeneriter sutesy Auch 
dieſe qliedern fic) in Lofalbehirden u. Begirfs- 
behörden. 

Für das Gebiet der betreffenden Stadt be— 
ſtehen Steueradminiſtrationen (reine Finanz— 
behirden) in: Wien, Prag, Brünn, Graz, 
Trieft, Lemberg, Ling, Salzburg, Klagen- 


Finanzbehörden u. Ämter. 


furt, Laibach, Troppau, Krakau, Czerno— 
wif u. Innsbruck. Dies —— wurden 
in den letzten Jahren neu gebildet u. zw. jene in 
Innsbrud vollſtändig neu, die übrigen aus den 
früher beſtandenen Steuerlokalkommiſſionen Fi— 
nanzbehörden unter der Leitung eines höheren polit. 
Beamten). Jn Wien beſtand urſprünglich nur eine 
Steueradminijtration fiir das ganze Stadtaebict, 
diefelbe wurde 1877 in 9 Adminijtrationen geteilt 
(entipredend den Gemeindebezirfen) und aus An— 
lag der Erweiterung des Stadtqebietes (1891) er- 
folgte dic Erridjtung einer 10. Adminijtration und 
eine neue Cinteilung der Verwaltungsfprengel. Die 
Organijation der Steueradminijtrationen ijt analog 
jener der leitenden Finanzbehörden 1. Inſtanz. 
Vorſtände find Oberfinangrate oder Finangrite (in 
Wien 1 ein Hojfrat), das Konzeptsperſonal bettebt aus 
Steueroberinipeftoren (VIL. Rangklaſſe, Steuer- 
infpeftoren (1X.), Songipijten (X.) und Konzepts— 
praftifanten; jede Steueradminijtration hat eine 
Rechnungsdepartements-Expojitur. 

Außerhalb der genannten Städte find die Be— 
airfshauptmannidajten als Steuerbehir- 
den erfter Inſtanz bejtellt und unterjtehen als 
ſolche unmittelbar den Finanglandesbehirden (pro- 
viſoriſch mit A. E. 28 VIL 68, F. M. Erl. 101X 
68, R. 129, definitiv mit A. E. 28 IV 69, F. M. 
rl. 12 X 69, R. 158). Damit find fie in die Funk— 
tionen der fritheren Bezirksämter, Begirfshaupt- 
mannſchaften u. Kreisbehörden eingetreten. Sur 
Beſorgung der — der direkten Beſteuerung 
Konzepts⸗ und Rechnungsgeſchäfte), einſchließlich 
der Uberwachung der Steuerämter, find den polit. 
ef oes ſchon durch A. E. TIV 51, F. M. 
Srl. 1IX 51, R. 208, eigene Finanzbeamte als 
Steuerreferenten zugewieſen, die Steuerin— 
fpeftoren begw. Oberinſpektoren (fiibrten vor- 
iibergehend den Titel Finangfommijjiire), denen 
nad) Bedarf auch Hilfsorgane beiqegeben find. Das 
dienſtl. Verhältnis diefer Funktionäre ijt zuletzt 
durch die V. der Miniſterien des Innern und der 
Finanzen 31 VIII 53, R. 172, geregelt. Sie unter— 
jtehen gwar in Disziplinarjachen der Finanzlandes— 
bebirbde, von welcher fie auch beftellt werden, bil- 
den aber einen unmittelbaren Bejtandteil der Be- 
zirlshauptmannſchaft, deren Borjtand fie unterges 
ordnet find. Der Steuerinfpeftor teilt in den Ge— 
genjtinden ſeines Referated die Verantwortung mit 
dem Besirfshauptmann und muß von lepterem 
um feine Anſicht vernommen werden. Bei Ver— 
ſchiedenheit der Unfichten ijt die Sache der Steuer— 
landesbehörde zur E. vorjzulegen, dod) fann bei Ge— 
fagr im BVerjug der Vorjtand Verfiiqungen trejjen. 
Berichte in Steucrfachen werden vom Steuerreferen- 
ten mitgefertiqt. 

Der ſachl. Wirkungskreis beider Rategos 
tien von Behörden ijt im allg. der gleiche: Vor— 
beveitung der Steuerbemeffungen, Bornahme der 
Bemeſſung dev direften Steuern (joweit die Veran— 
lagung nicht Kommiſſionen iibertragen ijt), Borlage 
u. Vegutadjtung der Geſuche u. Rekurſe, Eviden;- 
haltung der Ratajter, Uberwachung der Zwangs— 
maßregeln, Erjtattunq der Ausweiſe ujw. Cin 
Unterſchied bejteht darin, dak den Bezirkshaupt— 
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mannſchaften die Steuerämter unterſtellt ſind und 
fie deren Gebarung ju iiberwadjen haben. Die 
Turchfiihrung der Zwangsmaßregeln zur Cine 
bringung von Rückſtänden fallt nidt in die Kom— 
peteng der Steuerbehirden als ſolcher, ſondern in 
jene Der Begirfshauptmannidjajten als polit. Be— 
hirden bezw. der polit. Magijtrate; dod) fann letz— 
teren diejes Geſchäft bei nachläſſiger Führung auf 
Koſten der Gemeinde abgenommen werden. Für 
den unmittelbaren Exekutionsdienſt ſind eigene 
Organe, die Steuerexekutoren, beſtellt. In Wien 
beſteht noch die beſ. Einrichtung, daß die Erwerb— 
ſteuer der der öffentl. Rechnungslegung unterwor- 
jenen Unternehmungen (mit Ausnahme der Ge— 
nofjenichaften) fiir das ganze Stadtgebiet durch die 
Steueradminiſtration für den J. Bezirk bemeſſen 
wird. 

Rückſichtlich der „allg. Erwerbfteuer und der 
»¥erjonaleinfommenjieucr’ ijt ein widjtiger Teil 
der Verwaltung aus der Kompeteng der Steuerbe- 
horde in beiden Inſtanzen ausgeidieden und eigenen 
jtaatl, Organen, den Kommiſſionen jugewiejen 
worden (Kerjonaljteuergejep 25 X 96, R. 220). Für 
die individuelle Veranlagung der erfteren Steuer, 
joweit fie repartiert wird, bejtehen die Erwerb— 
jteuerfommijjionen (1. Inſtanz), die Erwerb- 
fteucrlandesfommijjionen (2. Inſtanz); dann 
für Die Underung der Gejellfdajtstontingente eine 
Rontingentfommijjion. Für die Crhebung der 
Ginfommenverhaltnijje und die Feftitellung der 
Einkommenſteuerſätze die Cinfommenfteuer= 
ſchätzungslommiſſionen (1. Anftang) und die 
Einfommenfteuerberujungsfommijjionen 
(2. Inſtanz). Wile dieſe Kommiſſionen find zum 
Teil durch Wahl, gum Teil durch Ernennung ge— 
bildet und ſind wohl nicht unter die Behörden zu 
rechnen, weil ihre ganz beſchränkte ſachl. Zuſtändig— 
feit die Erlajjung von Verfügungen nicht in ſich 
ſchließt; ihre Beſchlüſſe bilden vielmehr nur die 
Grundlage fiir die Berfiigungen der Steuerbehör— 
den (Bemejjung, Vorjdhreibung u. Abjdhreibung der 
Sieuern); allerdings „entſcheiden“ die Berujungs- 
fommiiffionen über Berujungen gegen die Feſt— 
jtellung der Steuerſähe (§ 178). Den Vorſitzen— 
den dieſer Kommiſſionen jind aud) einige behördl. 
Befugnifje, die unmittelbar nad) aufen wirlſam 
find, eingeviumt. Das G. jtellt fonjequent die 
Rommiffionen den Steuerbehdrden gegeniiber und 
erflairt nurim § 209: „Die Schapungsfommiffion 
hat in Bejug auj die Perjonaleinfommenjteuer 
alle Befugniſſe einer Steuerbehörde“ (nidjt: fie ijt 
eine Steuerbebirbde). 

Tedhnifdhe Hilfsorgane der direften Steuer- 
verwaltung find die auj Grund des G. 23 V 83, R. 84. 
neu ſyſtemiſierten „Veamten aur Evidenzhal— 
tung des Grundſteuerkataſters“ Vermeſß— 
ſungsbeamten) (F. WM. Erl. 11 VI S3, KR. 91, 
und G. 28 XII 94, R. 6 ex 1895), deren je einer 
für jeden „Vermeſſungsbezirk“ aujgeftellt ijt. Ihre 
obrigfeitl. Funktion beſchränkt ſich auf die Ermitt— 
lung u. Feſtſtellung von Tatſachen, während es 
den Finanzlandesbehörden vorbehalten iſt, die rechtl. 
Konſequenzen zu ziehen. Die Verfügungen der letz— 
teren werden Dann wieder teilweiſe pon den Ver— 
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meſſungsbeamten, teilweiſe von den Steuerämtern 
in den Kataſtraloperaten techniſch durchgeführt und 
kommen ſchließlich zum großen Teil in den Grund— 
ſteuerzahlungsaufträgen jum Ausdruck. Dieſe un— 
mittelbar den Finanzlandesbehörden untergeord— 
neten Funktionäre teilen ſich in Evidenzhal— 
tungsobergeometer I. und II. Klaſſe VII. 
u. IX. Hanagflajje), Geometer I. u. IL. Klaffe 
(X. u. XI. Rangflajje) und Eleven. Nach Maß— 
gabe der verfügbaren Seit diirjen die Vermeſſungs— 
mten aud) iiber Privatanjuden Vermejjungen 
vornehmen, aber nur auf ge a des Arars. 

Rein techniſcher Natur find die Funftionen 
der am Sipe der Finanzlandesbehörden aujgeftell- 
ten Katajtralmappenardive (unter der Leitung 
eines Obergeometers oder Geometers), welche neben 
der Aufbewahrung der Originalmappen aud) die 
Ausführung größerer graphiſcher und falfulatori- 
ſcher Kataſterärbeiten und die Ausfertigung von 
Mappenkopien zu beſorgen haben. 

J. Die dem Finanzminiſterium unmit— 
telbar untergeordneten Spezialbehörden 
und Anſtalten. 1. Die Lottogefällsdirektion 
in Wien iſt die Zentralbehörde für die Verwal— 
tung des Lottogefälles im ganzen Staate. Sie ijt 
eine eigentl. Behörde, ſteht unter der Leitung eines 
„Direktors“ Dorrates) und fungiert gleichzeitig als 
Lottoamt fiir N. O. Abr unterjtehen die Lott o- 
amter in i (fiir O. O. und Salab.), Inus— 
bruct (fiir Tivol und Vorarlb.), & rag (fiir Steierm. 
u. Kiirnten), T vie jt (fiir Küſtenl, Krain und Dalm.), 
¥ rag (fiir Bihmen), Briinn (fir Mähren u. Schle— 
jien) und Lemberg (fiir Gal. und die Bufow.), 
welche gleichzeitig die Kaſſen bilden. Die Unter= 
juchung u. Bestrayung der Lottogefillsiibertretungen 
obliegt den leitenden SinanabeltcSen. Die Lotto- 
foileftanten find feine ſtaatl. Organe, ſondern 
nur vom Staate vertragsmäßig mit der Ubernabme 
der Einlagen und der Muszablung fleiner Gewinſte 
betraute Brivatperjonen et oan lag Si 
2. Die Generaldireftion der Tabafregie 
in Wien leitet den techniſchen Teil der Verwal— 
tung des Tabafmonopoles und fann faum als eine 
Behörde angejehen werden, da ihr eine Ausübung 
obrigfeitl. Funttionen nicht gufommt, auger etiwa 
das Recht der Ernennung von Beamten u. Dies 
nern und die Disziplinargemalt iiber leptere. Sie 
wurde erridjtet 1834 und fiihrt den gegenwärtigen 
Titel feit der neuen Organijation durch A. E. 
10 VI 73, F. M. B. BL 24. Wn der Spige ſteht ein 
Weneraldireftor (LV. Rangtlajie), das Kongeptse 
perfonal befteht aus cinem Generalinſpektor 
(V. Ranatlofje), Cberinjpeftoren (VI), Inſpek—⸗ 
toren (VII.), Cefretiiren( VILL ), Finangfommijjdiren 
(IX.), Rongipijten (X.) und Rongeptépraftifanten. 
Sie umjaft cin Rechnungsdepartement und es ijt 
ihr eine cigene Generaldireftionsfajje beige 
geben. 

Die Generaldireftion bejorqt den Einkauf des 
auslindijden Materiales und die Einlöſung ded 
einheimijden Rohſtoffes (Tabatblitter), fie leitet u. 
iiberwadht die ihr unterjtebenden Fabriken u. Cine 
löſungsämter ſowohl in Bezug auf die WUusiibung 
des Dienjtes als auch in techniſcher Begiehung. 
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Rückſichtlich der Megelung des Tabafbaues und der 
Cinldjung im Qulande geht fie im Cinverjtind- 
nijje und unter Mitwirfung der Finanglandes- 
behirden vor. Die Uberwachung des Tabafbaues, 
bie Bejtellung der Verleger u. Verſchleißer (Trafi- 
fanten), dann die Erhebung u. Beſtrafung der 
Uberiretungen von Monopolsvorſchriften fallt nicht 
in ihren, jondern in den Wirkungskreis der leitenden 
Finanzbehörden und ihrer Organe bezw. der Ge— 
fällsgerichte. 

Der Generaldirektion unterſtehen die Fabri— 
ten, welche ſich in Tabakhauptfabriken erſter 
Kategorie (Hainburg, Sedletz, Laibach u. Win— 
nifi) und zweiter Kategorie (Wien Ottakring 
u. Renniveg], Ling, Fürſtenfeld, Klagenfurt, Sacco, 
—— Budweis, Landstron, Tabor, Göding, 
Iglau, Neutitidein, Monaſterzyska u. Rratar), 
dann Tabaffabrifen (dergeit 11) teilen, ferner 
7 Tabafeinlijungsdimter und 19 Tabatver- 
ſchleißmagazine, die meijt zugleich den Stempel- 
verſchleiß beſorgen. 

3. Die Salinenverwaltungen in den 
Alpenlündern, u. gw. gu Iſchl, Ebenice, Auſſee, 

allein, Hallſtatt u. Hall i. T. (mit Ober— 
ergräten VI.) und Bergräten VII. als Amts— 
porjiiinden), welche nur die techniſche Sunttion der 
Salggewinnung (ECrzeugung) ju bejorgen haben. 
Die Calinenverwaltungen in Galigien und der 
Bufowina (Wielicgta, Bodmia, Bolechöw, Dela- 
tyn, Dolina, Drohobycz, Kalusz, Rojjow, Lado, 
Lanezyn, Stebnif und Kaczyta) unterjtehen da- 
gegen der Finanglandesdireftion in Lemberg. Den 
Kbfay des gewonnenen bezw. in Dalm. und dem 
Küſtenl. eingelöſten) Sales bejorgen jum Teil 
eigene Salzverſchleißämter. Die Bewilligung 
gum Bezug und die Uberwadjung der Verwen- 
ung des au ermäßigten Preijen abgeqebenen Sal- 
38 Fabritſalz, Dungials, Viebsals, Salsiole) fällt 
in den Wirfungstreis der leitenden Finanzbehörden. 

4. Die Direftion der Staatsiduld in 
Bien, reorganifiert mit faij. P. 23 XII 59, R. 226, 
und A. E. 22 VILL 71 ijt berujen gu allen Ver— 
fligungen, die in Ungelegenheiten der sur Aus— 
gabe gelangten Staatstrediteffetten und ihrer Cou: 
pons notwendig werden. Abr unterfteht die Staat s— 
ſchulden kaſſe. 

5. Das Hauptmünzamt in Wien iſt die 
(eingige) Münzſtätie des Staates. Dasjelbe ſteht 
unter der Leitung eines Direktors VI. Rangklaſſe), 
iſt zugleich Kaſſe und beſorgt die Gold- u. Silber- 
einlöſung fiir Wien. (Gegenwärtig wird nur mehr 
Wold und göldiſches Silber eingeliijt.) Zu dem- 
felben gebirt aud) cine Graveurafademie un- 
ter cinem eigenen Direftor VII.). Muper ſeinen 
eigentlichen dienſtl. Mujgaben iibernimmt das Amt 
aud) die Herjtellung von Medaillen über Private 
aujtrag. 

Dem Hauptmiingamt unterjiehen die Golds 
und Silbereinlöſungskaſſen, welche mit den 
Pungierungsimtern in Prag, Graz, Triejt, Lem— 
berg u. Rrafau verbunden find. 

6. Das Generalprobieramt in Wien unter 
der Leitung eines Direftors (VI.) hat die Aufgabe, 
die aus der ftaatl, Münzſtätte hervorgehenden 
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Münzen auf Schrot u. Korn gu priifen. Nach dent 
Ubereinkommen zwiſchen dent öſterr. und dem un— 
gar. F. Dt. (F. Dt. Erl. 22 III 93, 3. 1636/%. M.) 
nehmen das k. k. Generalprobieramt in Wien und 
das königl. ungar. Hauptprobieramt in Kremnitz 
die genaue Prüfung der je in dem anderen Staats: 
qebiete geprigten Gold- u. Silbermiingen der Kro- 
nenwihrung von jeder einzelnen Münzung vor, 
dergejtalt, da} die Ausgabe gepragter Münzen 
iiberh. erjt jtattfinden fann, wenn durch die bet 
beiden Probierimtern vorgenommenen Ctod-= 
proben Feingehalt u. Gewicht innerhalb der aeleplidy 
jtatthajten Feblerqrengen befunden wurden. Das 
Weneralprobieramt nimmt auch chemiſch-analytiſche 
Unterſuchungen von allerlei Stoffen Brennſtoffen, 
Erzen, Wäſſern, Solen, Fabrifproduften ufw.) iiber 
Verlangen von Privatparteien gegen Entrichtung 
beſtimmter Gebühren vor und iiberpriift auf Be— 
qehren die von den Pungierungsimtern genom— 
menen amtl. Broben gegen joldjes Entgelt. Be— 
hiirden, welche diefe Leijtung de3 Generalprobier- 
antes in Unjprud) nehmen, haben in der Regel 
die Gebühren ebenfalls zu entrichten. 

Die Münzkontrolle ijt eine alte Einrichtung 
und wurde urjpriinglich durch cinen k. k. Haupt⸗ 
probierer gegeniiber allen bejtandenen Münzſtätten 
geiibt (Inſtruktion fiir diejen 5 X 1767). 

7. Das Hauptpunzierungsamt in Wien 
zur Leitung der Geſchäfte der Prüſung des Fein— 
—— von Gold⸗ u. Silberwaren u. ehalts⸗ 

ezeichnung Punzierung), zugleich zur Ausſührung 

dieſer Geſchäfte in Wien. Es überwacht aud die 
Gold⸗ u. Silberdrahtzüge. Dieſem unter der Leitung 
eines Direktors (Hofrates) ſtehenden Amte find 
untergeordnet: 2 Filialpunzierungsämter in 
Wien, das Punzierungsamt in Linz, die Pun— 
zierungsämter, zugleich Einlöſungskaſſen 
in Prag, Krafau, Lemberg, Graz u. Trieſt, und 
die Runjierungsamtserpofituren in Inns— 
brud u. Bregenz (leptere in Wnlehnung an die 
dortigen Hauptgollimter). Auch wird die Buns 
sierung durch etnige Hauptſteuerämter u. Haupt- 
zollämter beforgt. 

8. Die Difajterialgebdiudedireftion in 
Wien unter der Leitung eines Direftors (Ober- 
baurates), ervidjtet jufolge A. E. 16 III 35, ijt 
jeit der Regelung ihres Wirlungskreiſes mit F. M. 
rl. 7X 65, 3. 47258, gu einem lokalen Amt fiir 
Wien geworden, indem ihr die Aufgabe oblicgt, 
die dortiqen ärariſchen Gebäude inſofern im Stande 
zu erhalten, als dies nach dem biirgerl. Rechte dem 
Hauseigentiimer jufommt. Die innere Erhaltung 
ijt Sache der die Gebäude benugenden Stellen. 
Außerhalb Wiens gehirt die Erhaltung der Amts— 
und ſonſtigen ftaritchen Gebäude in den Wirkungs- 
frei8 der betrejfenden Rejjortverwaltungen. 

9. Die Hof- u. Staatsdruderet in Wien, 
welche im J. 1804 probeweije errichtet und mit 
A. E. 21X 14 definitiv beſtätigt wurde, wird von 
einem Direftor (Gofrat) geleitet und umfaßt eine 
Verwaltungs- und eine tedmifche Abteilung. Ihre 
Aufgabe bejteht in der Herjtellung aller Wert- 
effelten u. Wertzeichen des Staates (Staatsidjuld- 
verſchreibungen, Coupons, Bapiergeld, Briefe u. 
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Stempelmarken u. dgl. in der „Kreditabteilung“), 
und in dem Drude der Geſetz- u. Verordnungs— 
blitter, Kundmadungen, eines Teiles der Drud- 
jorten jiir den Amtsgebrauch (ein anderer Teil, 
bej. in der Proving, wird durch die Privatindujtrie 
beforgt), ingbef. der fog. —— verrechenbaren 
Druchſorten“, die unter eine beſ. Kontrolle geſtellt 
find. Sie ſoll aber auch als Muſteranſtalt wirken, 
wiſſenſchaftliche u. künſtleriſche Arbeiten in Be— 
ziehung auf die Vervielfältigung unterſtützen, beſ. 
wo die Mittel der Privatanſtalten nicht ausreichen, 
und die Vervollkommnung der graphiſchen Künſte 
anſtreben. So wurde unter anderem aud) die Hoch— 
prägung Blindenſchrift) in diefer Anſtalt ausge— 
bildet. Sie übernimmt ſomit auc) die teils entgelt— 
liche, teils unentgeltl. Herſtellung von Werken für 
Private, dann fiir wiſſenſchaftliche u. Munjt-Wnjtalten. 
Durch einige Heit hatte die Hoje u. Staatsdructerei 
eine Zeitſchrift „Fauſt“ herausgegeben, welcher die 
grapbijdhen Künſte qroge Fortidritte verdanften. 

10. Zur get Se tedniicher Kataſtral⸗ 
arbeiten verfiigt das F. M. über das Lithogra— 
phijdhe Anjtitut de3 Grundjteuerfatafters, 
in weldem Ropien der Mappen in Schwarzdruchk her- 
gejtellt werden, und iiber das Triangulierungs- 
u. KRalfulbureau zur Ausführung von Trian- 
Cen. eaua im ganzen Staate. Beide haben 

n Sip in Wien. ; 

ILL. Die den leitenden Finanzbehörden unter- 
ſtehenden ausübenden ÄAmter. Der Wangel einer 
durdigreijenden Unterſcheidung der Finangverwal- 
tungsorgane erſchwert die Einbaltung einer jyjte- 
mattjden Ordnung. Eine Reihe von Ymtern wurde 
(neben den „Anſtalten“) mit Rückſicht auf ihre 
Unterjtellung unter Spegialbehirden bereits be— 
jprochen, wiewohl fie teilweije aud) gu den „aus— 
iibenden Amtern“ im weiteren Sinne gezählt 
werden. Im e. S. begreift man unter den aus- 
libenden Gefällsämtern: 

1. Die Zollimter. Diefelben werden aus 
wei Geſichtspunkten eingeteilt. Nad) Maßgabe 
ihrer Wichtigkeit unterfcheidet die A. E. 71IV 70: 
a) Gefällsoberämter, b) Gefiillshauptimter, c) Ge- 
jillgunterimter. Nad) Mapgabe ihrer Befugniſſe 
nad) außen jerjallen fie in: a) Hauptsollimter 
I. u. IL. Maſſe und b) Nebengollaimter J. u. II. 
Klaſſe. Auf letztere Einteilung griindet fic) auch 
ihre offizielle Benennung. Nad) der Lage jind fie 
entwedet a) Grengjollimter (unmittelbar an 
der Bollinie, im Grenzbezirk oder ſchon auf fremdem 
Territorium) oder b) Innerlandsämter (im 
inneren Sollgebiete). Die lepteren find durchwegs 
Hauptzollämter. 

Wie bei allen verrecynenden Ymtern beforgen 
auch die Leitung der Zollämter zwei ,.Oberbeamte”, 
welde fiir alle Umtshandlungen folidarijd ver- 
antwortlicd) find. Mit ihnen haften auch jene „aus— 
iibenden Beamten” u. HilfSbeamten (inebel aifiere ) 
welde bei größerem Geſchäftsumfange mit der 
Regijter- bezw. Kaſſeführung oder ſonſtigen bel. 
Geſchäften betraut find, fiir dieſe Geſchäfte. Die 
Aleitenden Oberbeamten” (Vorſtände) find je nach 
der Kategorie des Amtes: Oberfinanzräte (VI), 
SZolloberamtsvigediveftoren (VIL), Solloberamts- 
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verwalter (VIIL), Sollamtsverwalter (IX.), Zoll- 
amtsleiter (X.) oder Solleinnehmer (XI.). Die 
,tontroflierenden Dberbeamten“ find: Zolloberamts⸗ 
fontrolfore (VIIL.), Solloberfontrollore (IX.), a 
amt8tontrollore( X.), Nontroflaffijtenten(X1.). Außer⸗ 
dent bejtehen nach Bedarj: — — 
IX.), Zollamtskaſſiere (IX.), Zolloberamtsoffiziale 
(IX.), Zollamtsoffiziale (X.), Zollamtsaſſiſtenten 
ore und Sollamtsprattifanten. Zur Hiljeleijtung 
ind den Holliimtern Finangiwachindividuen des 
WMannichajtsjtandes zugewieſen. 

Wenn ein Grenzzollamt nicht unmittelbar an 
ber Zollinie bejteht, fann an lepterer im Bedarfs- 
jall ein Unfages(Uvijo-) Poſten erridtet werden, 
welder, unter der Leitung eines fubalternen Be— 
antten ftehend, cinen integrierenden Bejtandteil des 
betreffenden Rollamtes bildet. 

Die Hauptzollimter in Wien, Brag, Boden— 
bad) u. Triejt, dann alle Zollämter in Kürnten u. 
Strain unterſtehen unmittelbar der betreffenden 
Finanzlandesbehörde, die übrigen dagegen den Fi- 
nanabesitfsdireftionen bezw. Finanzinſpektoren. 

Die Aufgabe der Zollämter beſteht vorwie— 
— in der Durchführung des Zollverfahrens bei 

et Wareneinfuhr, -ausfubr u. durchfuhr, dann 

der Bemeſſung, Einhebung u. Verrechnung der 
Zollgebühren. Doch haben nicht alle Kategorien 
von Amtern die volle „Verzollungsbefugnis“, d. h. 
die Durchführung des Zollverfahrens rüchſichtlich 
heſtimmter Arten u. Mengen von Waren iſt den 
Amtern höherer Kategorie vorbehalten. Eine Bei- 
lage zur Durchfiihrungsverordnung zum Zollgeſetz 
beſtimmt dieſe Befugniſſe. Die Zollämter haben 
aber vielfach aud) andere indirekte Steuern in Emp- 
jang au nehmen und Zablungen, die mit diejen 
Befallssweigen zuſammenhängen (i B. Beaniten- 
gehalte, Riicvergiitungen), au leiſten. Sie haben 
auch gewifie bejdriinfte Kompetenzen zur Ertei— 
lung von Einfuhrsbewilligungen und zur Entgegen- 
nahme des Unfuchens um Ablaſſung vom gejepl. 
Verfahren in Gefällsſtraffällen. 

2. Die GefallSimter in Trieft u. Brag 
mit Gefällsamtsdirektoren (VIIL), ontrolloren, 
Offigiaten u. Aſſiſtenten beforgen die Perzeption 
u. + se at dev indireften Ubgaben mit Aus— 
nahme der Zölle in den genannten Stidten. 

3. Die Vergehrungsfteuerliniendimter 
in Wien u. Trieft beforgen mit Zubilfenahme 
von Finanzwachmannſchaften die Einhebung der 
allg. ——— lings der Verzehrungs⸗ 
jteuerlinie und die Uberwachung der letzteren. In 
den iibrigen „geſchloſſenen Stiidten” ijt die Einhe- 
bung der Linienvergehrungsfteuer an die betreffen- 
den Gemeinden verpachtet, fo da dort feine ftaatl. 
Cinhebungsorgane mehr bejtehen. Dieje Amter find 
beſetzt mit Oberamts- bezw. Amtsverwaltern, Kon— 
trolloren, Einnehmern, Offizialen u. Aſſiſtenten. 
Jene in Wien ſind auch mit der Perzeption anderer 
indirekter Abgaben betraut. 

IV. Die Steuerämter. Die wichtigeren der— 
ſelben führen den Namen Hauptſteuerämter. 
Dieſe Amter fungieren als allg. Perzeptions— u. 
Zahlſtellen für alle Orte, in welchen keine Finanz— 
fajien bejteben, und fiir alle ftaatl. Ginnahmen u. 
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Ausgaben, welche nicht bef. Kaſſen oder Amtern 
zugewieſen find. Nad der faij. B. 14 1X 52 (Mie 
nijterialverordnung 19 153, R. 10) iiber die Orga— 
nijation der Begirfsimter bejorgen die Steuer- 
ämter die individuelle Vorſchreibung (nicht Bemeſ— 
jung!) der direften Steuern und der Zuſchläge ju 
—— dann ihre Einhebung, Verrechnung u. 
Abfuhr und die Nachweiſung der Rüchkſtände. 
Ebenſo haben ſie aber auch die unmittelbaren Ge— 
bühren, die Taxen, die Militärtaxe, die Evidenz— 
haltungsgebühren, die indireften Steuern u. Kon— 
kurrenzgelder, Domänen- u. Forſtrenten, dann 
— ——— und ſonſtige Staats— 
einnahmen in Empjang zu nehmen und ju ver— 
rechnen. Sie haben aud) die polit. Depoſiten 
und außerhalb der Sitze von Landesgerichten (wo 
eigene Gerichtsdepoſitenämter beftehen) auch die g e- 
tidtl Depofiten u. Waifenvermigen in 
Verwahrung au nehmen und kaſſemäßig gu ver- 
rechnen (iweshalb fie auc) die Benennung: Steuer= 
u.geridtl Depojitendmter fiihren). Dic Steucr- 
ämter haben ferner die Grundſteuerzahlungsauf— 
—* auszufertigen, fie haben in den einfacheren 
Fällen die unmittelbaren Gebühren zu bemeſſen 
me injofern einen behördl. Wirfungstreis), fie 
önnen zu einjacheren Lofalerhebungen delegiert 
werden, wie zur Erhebung von Elementaridjaden 
und zur Rlaffifigierung von Wohnhäuſern und 
haben aud) manderlei Sablungen fiir Rechnung 
des Staatsſchatzes au leiſten. Auch finnen fub- 
alterne Steueramtsbeamte nad) Zuläſſigkeit des 
Dienjtes aushilfsweife fiir den direften Steuer= 
dient bei den Bezirkshauptmannſchaften verwendet 
werden. 

Am Sige jedes Bezirksgerichtes befindet fic 
fiir den betreffenden Gerichts-, gugleid) Steuer: 
bezirk, cin Stencramt, dod) erſtreckt fic) fein Wir— 
tungSfreis hinſichtlich der direften Steuern in der 
Regel nit auf die Städte mit eigenem Statut, 
da in den legteren zumeiſt die polit. Magijtrate 
aud) die Steuereinhebung bejorgen. Mit der Cin- 
besiehung des größten Teiles einiger um Wien 
gelegener Geridhtsbegitte in das Semeindegebiet 
der Stadt Wien im J. 1892 ging die Steuer- 
einhebung fiir dieſes eriveiterte ſtädt. Gebiet an den 
Magijtrat der Reichshauptſtadt über. Mus dieſem 
Anlajje wurden die fieben dort gelegenen Steuer- 
dimter aufgelaſſen und an ihrer Stelle juerjt neun, 
1894 zehn Finanz- und geridtl Depofiten- 
fajfen - Favoriten, Simmering, Meidling, 
Hietzing, Rudolisheim, Fiinfhaus, Ottafring, Her— 
nals, Währing u. Döbling) errichtet. Dieſe Kaſſen 
haben die Obliegenheiten der Steuerämter mit Aus— 
ſchluß der Einhebung der direlten Steuern u. Mi— 
litärtaren. 

Die innere Einrichtung der Steuerämter wurde 
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Die Steuerämter ſtehen im Verhältnis unmit⸗ 
telbarer Unterordnung: gu den Bezirkshaupt— 
mannſchaften als Steuerbehörden rüchkſichtlich der 
direften Steueragenden und der Perſonalien, zu den 
Finanzbezirksdirektionen bezw. Finanzdirektionen 
riidjichtlid) der Gebühren, indirelten Abgaben und 
des Kaſſe- u. Rechnungsweſens, gu den Bezirks— 
gerichten hinſichtlich der gerichtlichen und zu den 

ezirkshauptmannſchaften als polit. Behörden hin— 
ſichtlich der polit. Depoſiten (Miniſterialverordnung 
20 XII 54, R. 4 ex 1855). Die Finanzkaſſen in 
Wien unterjtchen in Perſonalſachen der dortigen 
Finanzbezirksdirektion und bezüglich der Gebühren 
dem Zentraltax⸗ u. Gebührenbemeſſungsamt. 

Uber die Finanzprokuraturen und die 
Finanzwache ſ. die bezügl. Urt.; über die Ge— 
fällsgerichte den Art. „Gefällsſtrafverfahren“ 
und über die Kaſſen den Art. ,,Staatsrednungs- 
u. Kontrollweſen“. 

Literatur. 

Für die Geſchichte der Finangbehirden: d'El— 
vert: Zur öſterr. Verwaltungsgeſchichte, 1880, und 
desſelben Verfajiers: Sur öſterr. Finanzge— 
ſchichte, 1881;3 XXIV. u. XXV. Bd. der Schrifſen 
der hiſtoriſch-ſtatiſtiſchen Sektion der f. k. mähr. 
ſchleſiſchen Geſellſchaft. Für die gegenwärtige Orga— 
niſation einiges in Ronopafef u. Mor: Oſterr. 
Finanzgeſetzkunde, herausgegeben von Blonsti, 
1880; teilweiſe ausführlicher in Maynrhofer- 
Pace, V. Aufl., 1895, J. Bd. v. Myrbach. 


Finanzgeſchichte. 
(Bis yum Code Kaiſer Jofef II. [1790}.) 


Borbemerkung. Im folgenden foll, unter Beſchränkung 
auf Die alten öſterr und bébm. Erbländer und —— vor⸗ 
erft cin allg. biftorifcber liberblid@ fiber die Entwidlung ded 
Finanzweſens (1) gegeben werden, welchem fic cin fpeaieller, 
fnftematifd@er Teil (11) anſchließt. Inhalt des legteren: 
A. Direfte Gteuern: 1. Ofterr. Stammlander, 2. Tirol, 
3. Bobmen, 4. Wahren, 5. Schlefien, 6. Die Therefianifden 
Steuerreftififationen, 7. L. ſ. Berfonalfteuern, 8. Befteuerung 
bed Klerus, 9. Beſteuerung der Quden, 10, Direfte Beſteue- 
rung in Salzb. — B. Indirette Steuern: 1. Alle 
gemeines, 2. Trankſteuern, 3. Gonftige Aufwandfenern, 
4. Monopole. 5. Ride. — C. Gebühren u. Berfehrs- 
ſteuern. — D. Sſfaatésſchuld. 


L. Allg. Entwidinng. 1. Erjte Periode (bis 
1527). Wie anderwiirts, lag im Nittelalter auch 
in den öſterr. Erblanden jowie in den damals 
nod) unter eigenen Herridern jtehenden Ländern 
der böhm. Krone der finanzielle Schwerpuntt gang 
iibermiegend in den Domänen, hinſichtlich wel— 
cher zwiſchen Privatbeſitz des Landesfürſten und 
Staatsbeſitz nicht unterſchieden wurde, und in den 
Regalien. Unter letzteren verjtand man teils Eine 


eregelt durd die A. E. 91X53, R. 225, und fiinjte, die aus der Geridtshobheit oder aus der 


timmt im allg. mit jener der fonjtigen perzipie— 
tenden Amter iiberein. Als Leitende Oberbeamte 
fungieren Hauptiteuereinnebmer( VIIL.) und Steuer 
einnehmer(1X.), al8 fontrollierende Beamte: Haupt- 
ſteueramts⸗ (IX.) und SteueramtSfontrollore (X.), 
dann gibt es Steucramtsoffisiale (X.), Adjunkten 
(XI.) und Braftifanten. 


Filtion des 1. j. Obereigentumes entiprangen, wie 


die Geldbußen u. Heimfälligkeiten, teils gewiſſe aus- 
ſchließlich dem Landesherrn vorbehaltene Einnah— 
men privativirtidajtl. Art (Forjt-, Jagd- u. Fiſche— 
reiregal, überwiegend auc) das Bergregal), teils 
auch Einnahmen von gebühren- oder ſteuerartigem 
Charakter — wie das bekanntlich vielſach ſtark miß— 
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brauchte Münzregal, zum Teil auch das Bergregal 
— bezw. das Salzregal. 

Von ſonſtigen gebührenartigen Abgaben 
dieſer Periode wären nod zu erwähnen die Markt— 
gelder für die Verleihung von Marktgerechtigkeiten, 
die vielfach mit den Zöllen kombinierten Wege-— u. 
Briidenmauten und der Schutzzins der als Kam— 
mergut betradteten Juden. Wn cigentl. Steuern 
bejtanden Jahrh. hindurch jfajt nur die Zölle, 
neben welchen feit dem 12. Jahrh. allmablich einige 
andere indirefte Ubgaben aujfamen. Ordent- 
lide dircfte Steucrn finden fich vorerjt nur ver= 
cingelt, fo die Stadtitenern (Schatzungsſteuer in 
Ojterr. und Kammerzins in Böhmen), dann dic 
unter Dem Namen „Schoß“ in Schleſien 1202 eine 
geführte ordentliche allg. Grundſteuer. 

Alle diefe ordentl. Einnahmszweige berubten 
teil$ auf uraltem Herfommen, teils auf einfeitigen, 
nod) vor der Ausbildung der ſtändiſchen Verfaſ— 
jung erlajjenen Ynordnungen der LandeSfiiriten. 
Sdon früh erwies fic) aber die Unzulänglichkeit 
eines fo unentwidelten Steuerſyſtemes. Insbeſ. 
driingte der Ubergang von der Naturalwirtſchaft 
put Geldwirtſchaft, dann die durch die Erfindung 

er Feuerwaffen bedingte Notwendigfeit, Sildner- 
truppen zu balten, endlich die durch den fteigenden 
Bedarj verurſachte Verpfindung vieler alter Ein— 
nabméquellen ju einer Erweiterung des Kreiſes 
der letzteren. Anfänglich handelte es ſich hiebei aus- 
ſchließlich um die Veckung des jeweiligen Kriegs— 
erjordernijjes, welche man bald durch die Ausſchrei⸗ 
bung allg. Ropfiteuern, bald durch allg. Ver— 
mögensſteuern gu beſchaffen fuchte. Bei der ge- 
tingen Bedeutung de8 bewegl. Kapitales im Wit- 
telalter liegt es in der Natur der Sache, dah durch 
die Vermögensſteuern hauptſächlich das unbewegl. 
Kapital getroffen wurde, welches denn auch immer 
häufiger gum Gegenſtande partieller Vermö— 
ensſteuern wurde. Aus letzteren entwickelten 
Nich ſpäter allmählich die Erträgsſteuern. 

In Gemäßheit der inzwiſchen ausgebildeten 
Autonomie der Landſtände bedurfte jede ſolche 
außerordentl. Beſteuerung der 25 des 
betreffenden Landtages, welche bald für ein be— 
ſtimmtes, entſprechend gu repartierendes Steuer— 
fontingent, bald einfach unter direkter Feſtſetzung 
des Sieuerfußes erteilt wurde. Die Stewerveran- 
lagung erjolgte in den eingelnen Ländern in febr 
vetichiedener Weije, aber iiberall auf fehr unvoll- 
fommenen Grundlagen, in der Regel auf Grund 
eines auj Selbjteinjchigung beruhenden Ratajters. 
Buveilen wurde das Steuerbewilliqungsredt 
der Stiinde allerdings unter dem Drange der 
Umſtände durchbrochen (fo 1463 von Friedrich LV.). 
Uberh. machte fid) mit der fufgeffiven Erjtarfung 
der Staatsgewalt und der Ausgeſtaltung der Staats- 
behirden da8 &. der wachjenden Staatsausgaben 
aud) in Friedenszeiten immer mehr geltend, fo dah 
fdjon gegen Ende dieſer Beriode eine vom Landes— 
fürſten beqehrte Steuerbewilliqung faum mehr voll- 
ſtändig verjagt werden fonnte. 

Von einem Gleichgewichte zwiſchen Ein— 
nahmen u. Ausgaben konnte injolge der vielen 
Kriege und des wenig entwidelten Steuerſyſtemes 
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nicht die Rede fein. Co war denn die Finanglage 
namentlic) geqen Ende des 15. Jahrh. in dem gan— 
jen Webiete des heutigen Ojterr. cine troftlofe, was 
eine immer ftirfere Ananjpruchnahme des Kredites, 
namentlid) durch Verpfändung von Domänen u. 
Regalien bedingte. 

Erwähnenswert wären die Wftionen Maximi— 
lians J. zur lial et dt der oberjten Fi— 
nanjverwaltung (1498, ſ. Adler, Sentralver= 
waltung unter Maximilian 1.) und zur Schaffun 
einer ſtändiſchen Gefamtvertretung ban 
Ginberujung eines Generallandtages von ſtändi— 
ſchen Ausſchüſſen aller öſterr. Lander (1518). Beide 
— blieben vorläufig ohne nachhaltige Wir— 
ung. 

2. Aweite Periods. Bon der BVereinis 
gung der böhmiſchen Lander mit Oſter— 
reich (1527) big gum Dreifigiihrigen Rriege 
(1618). Der Erwerb der Kronen Böhmens u. Un— 
arns durch Ferdinand I. fallt mit immer hiufigeren 

orjtifen der türkiſchen Macht zuſammen, deren Ab— 
wehr trop des eriweiterten Landerbefiges nur bei 
diugeriter Unfpannung der militäriſchen u. finangiel- 
len Leiſtungsfähi keit gelingen konnte. Dies bedingte 
nicht nur eine ſukzeſſive Erhöhung u. Ausgeſtaltung 
der normalen Realſteuern, ſondern auch die häufige 
Ausſchreibung außerordentl. Türkenſteuern, welche 
die Elemente der Kopf- u. Vermögensſteuer mit 
jenen der verichiedenften Ertragsſteuern vereinig- 
ten, fowie dic Erweiterung der Ronfumfteuern und 
die Einführung von Verkaufsſteuern auf die ver- 
ſchiedenſten Produkte. So erklärt es jich, dak das 
Steueriyjtem gu Ende diejer Periode bei aller Un— 
vollfommenhbeit dod) bereits cine weitgehende Diffe- 
tenzierung in Bezug auf Steuerobjeft u. Steuer- 
fuß aufweiſt. 

Das ſtändiſche Bewilligungsrecht erreichte in 
dieſer Periode ſeine größte Bedeutung. Gegenſtand 
desſelben waren nunmehr alle Staatseinnabmen 
mit Ausnahme jener aus Domiinen, Regalien u. 
Zöllen. Die Bewilligung erfolgte, auch bei indi- 
teften YUbgaben, meijtens auf bejtimmte Beit. An— 
läßlich Det Türkengefahr fanden wiederholt gemein- 
fame Beratungen von ſtändiſchen Ausſchüſſen meh— 
rerer Minder jtatt (fo 1529 fiir die bibm., 1531 
jiir die öſterr. Linder), deren Swed die möglichſte 
Ausgleichung der jeweiligen Steuerlajt war. Cine 
definitive Einiqung iiber die Unteile der einzelnen 
Vander an der Gefamtbewilliqung fam jedod) erjt 
auj einer anſangs 1542 zu Brag abgebhaltenen Be— 
ratung von Ausſchüſſen ſämtl. Lander zuſtande. 
Hieber iibernahm auf Grund vorliufiger Schätzun— 
gen des Wertes der Giiter u. Realredhte Böhmen 
425.000 fl, Mähren 200.000 fl, Schlefien mit 
Schweidnitz 250.000 fl, Lauji 50.000 fl., die Gee 
jamtheit dev fiinf öſterr. Stammländer (ohne Tirol) 
400.000. fl. — vorbehaltlich des Ergebniſſes der 
endgiiltigen Schigung. Auf Grund der lepteren 
wurde dann der Unteil der böhm. Linder mit zwei 
Dritteilen, jener der öſterr. mit einem Drittel der 
Geſamtſteuer richtiggeſtellt. Bon der erjteren Quote 
jollten Bihmen 44, Mahren und Schleſien “fy, 
von der legteren N. O. U., O. O. 1), und die drei 
innerijterr. Linder die Hälfte iibernehmen. Der 
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Unteil dex böhm. Linder an der wirkl. Bewilliqung 
war jedod) hiufig cin geringerer. 

Ynalog der Hweiteilung der Staatscinnahmen 
in folche, welche auf der [. f. Gewalt beruften, und 
foldje, die an die ſtändiſche Bewilliqung gebunden 
waren, war aud) die Einhebung u. Veriwaltung ge 
teilt zwiſchen den landesfürſthichen (Nameral- 
ämtern) und den ſtändiſchen Kaſſen. Der Paral— 
lelismus war jedoch kein vollſtandiger. Die Kameral⸗ 
ämter waren nämlich vielfach mit der Einhebung 
ſolcher indirekter Steuern betraut, welchen eine ſtän— 
diſche Bewilligung zu Grunde lag. Dagegen war 
die Veranlagung u. Einhebung der direlten Steuern 
allerdings in der Regel — hinſichtlich der Realſteuern 
ausnahmélos — Sache der ſtändiſchen Einnehmer- 
dimter. Im großen u. gangen waren die Cinnab- 
men aus den Domiinen, Regalien u. Kameralge- 
fallen gur niet reap | der Auslagen fiir Hofjtaat 
u. Givilverwaltung, die iibrigen Einnabmen zur 
Dedung des Militärerforderniſſes beſtimmt, was 
in det nächſten Periode gu der formellen Scheidung 
zwiſchen Kameral- u. Militdretat fiihrte. 

UÜber die Höhe der Staatseinnahmen in 
dieſer Periode ſtehen uns nur unzuverläſſige und 
vielfach nicht vergleichbare Daten gu Gebote. Ym 
J. 1566 betrugen die ſtändiſchen Bewilliqungen 
jiir die Geſamtheit der Lander mindeftens 1 Veils 
lion, die ordentl. Bruttoeinnahmen aus |. f. Gee 
fallen u. Domiinen fiir die Hfterreidifden Linder 
einſchließlich Tirol) 872.394 fl., wozu nod) das 
Erträgnis des Quediilberbergwerfes in Idrig fam. 
Ver Ertraq der verpjindeten Domiinen u. Amter 
(260.331 fl) war biebei nicht eingeredinet. Die 
gleichgeitigen ordentl. Einnahmen aus den bihm. 
Ländern waren gang geringfiigig. 1607 wurden 
die ordentl. Cinnahmen lalſo = af die ſtändiſchen 
Bewilligungen) fiir die Gefamtbheit der Lander auf 
3 Millionen geſchätzt, welder Betrag nur fiir den 
Hofjtaat, die Rivilverwaltung u. Sdhuldenvergin= 
jung ausreichte. 

Infolge der vielen Rriege und inneren Un— 
ruben zeigt die Schuldenlaſt, obgleich wiederbolt 
Teile derjelben von den Ländern iibernommen 
wurden, eine jtetig jteigende Tendeng. Uberh. bietet 
die Finanaglage in diejer Periode ein fehr triibes 
Bild. War ja dod in manchen Lindern der größte 
Teil der Domiinen u. Gefiille verpfiindet. Dazu 
famen die unglaubl. Buntichedigfeit des Steuer: 
ſyſtemes, die vielfachen Steuerbefreiungen gerade der 
leijtungsfibigiten Mlajjen, die unjiwedmiipige Ver— 
anlagung u. Einhebung der meijten Abgaben, die 
ungeniigende Rontrolle und die Unehrlichkeit vieler 
Rameralbeamten, die geringe Entwidlung von 
Handel u. Gewerbe, die fojtipielige Hofhaltung 
fowie die große Freigebigkeit mander Wonarden 
— durchwegs Momente, die auf die Staatsfinanjen 
ungiinjtig einwirfen mußten. 

Die Hentralijierung der oberjten Finanz— 
perwaltung wurde ſchon von Ferdinand I. im 
Kampfe mit den Stinden der böhm. Lander durch— 
geſetzt, indem er det (nad) dem erfolgloſen Verſuche 
Naifer Maximilians von 1498) 1527 neu errichteten 
Hoffammer fimtl Länderkammern unterjtellte 
(Fellner, sur Geſchichte der diterr. Sivilverwaltung). 
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Bei der Teilung der öſterr. Lande 1565 wurden 
—— wieder ſelbſtändige Hofkammern in Inns⸗ 
brud (fur Tirol und Vorderöſterr. und in Graz 
(fiir Annerbfterr.) errichtet. 

3. Dritte Periode (1618—1740). Die rie 
jigen often des Dreifigiihrigen Rrieges nötigten 
ju einer bedeutenden Erhöhung der Steuerlajt, zu— 
mal die —— Güter der böhm. Rebellen 
(im Werte von über 40 Will. fl.), ſoweit jie nicht 
ohnehin gnadenweiſe verſchenkt oder als Leben ver= 
geben wurden, wegen der bierauf haftenden Hupo- 
thefen und der entiverteten Baluta nur unvorteil- 
hajt veräußert werden fonnten. 

Dies fiihrte zunächſt gu einer Steigerung der 
Linderfontributionen (der Name Kontribution 
fiir die landtägl. Hauptiteuerbewilliqung wird erjt 
feit 1621 offigiell) und zu teilweifen Reformen 
ihrer Veranlagung, insbeſ. aur Schaffung rich— 
tigerer Steuergrundlagen, sur Einſchräntung der 
Steuerbegiinjtiqungen des Adels und sur Schetdung 
in ordentlide u. auferordentl, Kontribu— 
tionen. Erſtere wurden unter allen Umſtänden 
pojtuliert und häufig durch Rezeſſe auf längere 
Zeit feſtgelegt. Der bezügl. Repartitionsſchluüͤſſel 
ii. oben 2. Beriode) wurde 1655 in der Weiſe 
neu vereinbart, dak die böhm. Lander 1%/,,, die 
öſterr. Ris der Geſamtkontribution tragen jollten. 
Wegen der weiteren ge aoa ergaben fic) viele 
Schwierigkeiten. Nad) einem gg ag pr 
von 1668 follte von dem Anteile der böhm. Linder 
Bbhmen '/y, Mähren und Schleſien ent⸗— 
richten, von jenem dex öſterr. Linder Inneröſterr. '/y, 
N. O. Ye und O. O. Yy. Seit 1682 follten von 
der öſterr. Ländergruppe 25/29, von der bihm. 47/72 
pojtuliert werden. Dieſes Verhiltnis wurde jedoch 
nidjt imumer cingehalten und drang namentlid) bei 
der landtägl. Bewwilligung oft nidjt durd. Bei 
dejien Beurteilung darf nicht itberjehen werden, 
daß au jener Beit die nod) geringe Entividlung 
des Städteweſens eine höhere Belajtung der siterr. 
Länder nicht geftattete, weshalb deren Leijtung 
zuſammen um rund I/;, mehr alé Bihmen u. 
Mähren) feineswegs als eine relativ gu geringe 
erſcheint. Die Höhe de8 Extraordinariums bing 
pon dem jeweiligen Erſorderniſſe ab. Wnjtatt der 
früher gewöhnl. Quotitätsſteuern werden feit der 
Witte des 17. Aabrh. immer beſtimmte Montri- 
bution$fontingente bewilliqt und dann vom L. T. 
tepartiert, jedod) nicht immer ausſchließlich als 
direfte Steuer, fondern vielfach aud) mit Zuhilſfe— 
nahme indirefter Ubgaben. Die Verſchiedenheiten 
zwiſchen den Rontributionsinitemen der cingelnen 
Minder beftehen auch in diejer Beriode noc) fort. 

Hand in Hand mit der Musbhildung der Kon— 
tributionen geht jene der landesfürſtlichen ine 
direften Bejteuerung, deren Bedeutung, abjolut 
u. relativ, mehr u. mehr hervortritt. Die inneren 
Verbraudsabgaben u. Zölle werden erweitert und 
neue Cinnabmequellen (Taren, Stempel, Tabaf- 
monopol) eröffnet. Wb uw. au finden ſich bereits 
erfolareiche Berjuche einheitl. Maßregeln fiir die 
Wefamtheit der Lander. Der Verſuch einer ein- 
heitl. Geftaltung aller indireften Abgaben durch 
Cinfiibrung einer Univerſalakziſe, durch welche man 
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ſogar die direkten Steuern erſetzen zu können 
hoffte, gelang aber nur in beſchränktem Umfange 
(1707 in Schleſien, 1709 in Böhmen). Uberh. war 
dic Bunticheciqtcit nod) immer cine ſehr bedeu- 
tende. Doch wurde das ganze Steuerjyjtem nach 
u. nad) rationeller. Begiinjtigt wurde dieſe Ent- 
widlung durch die immer mehr fühlbare Stiir- 
tung der landesfiirjtl Gewalt. So benugte 
ferdinand IL. die durch die Rebellion in Böhmen 
u. Mähren cingetretene Rechtsverwirfung zur 
Ottrovyierung neuer Konjumjteuern, vorübergehend, 
d. 6. bis gum Erlaſſe der neuen L. O. (1627 u. 
1628), auch zur einfeitigen Ausſchreibung von 
Rontributionen. Später wird die landtägl. Bewil- 
ligung wieder die Regel, die Ausnahmen werden 
aber gegen Ende des 17. Jahrh. immer haufiger, 
insbeſ. in Kriegszeiten. Ullerdings wird das ſtän— 
diſche Steuerbewilliqungsredt nod) in ſpäteren 
Steuerrezeſſen ausdriidlid) anerfannt. 

Die RKontributionen find, bis auf eingelne 
fleine Rameralquoten, auc) in diejer Periode aus— 
ſchließlich aur Declung des Heereserforderniſſes be- 
itimmt. Wit den anderen jeweilig ausgeſchriebenen 
augerordentlicjen direften Steuern bilden fie nun— 
mehr den Militdretat, welchem dic Gejamtheit 
der ſonſtigen Staat8einnabmen als Rameral- 
etat Serene 

ie Staatseinnahmen werden fiir 1624 
mit rund 5 Will. fl. angeqeben. 1670 trugen die 
Rontributionen 890.000 cin, die Rameralgefille 
5,221.524, 1708—1710 durchſchnittlich 8,000.000 
bezw. 8,421.368, 1720—1724 6,500.000 beat. 
8,061.776 fl. Hier find die der Wiener Stadt- 
bant (f. Urt. „Staatsſchuld“) jufseffive iibergebenen 
Kameralgefille(1708—1710 Durchidnitt 1,550.000, 
1720 —1724 Durchſchnitt 3,500.000 fl. nicht einge⸗ 
tednet, desgleichen die vielen an Brivate ver= 
pfändeten Domiinen u. Gefälle. Diefe Ziffern zeigen 
den wachſenden Anteil der indireften Abgaben an 
den Staatseinnahmen. 

Die Finanaglage war, angefichts des Miß— 
verhältniſſes zwiſchen Cinnahmen u. Wusgaben, 
jait immer cine ungiinjtige, geitweilig aber ge- 
radezu eine trojtlofe, jo namentlich gegen Ende des 
Dreißigjährigen Krieges, dann anläßlich der Türken— 
triege von 1682 u. ff., und während des jpanifden 
Exbjolgefrieges (1701—1714). Unter Sarl VI. 
trat iibrigens injolge der Steuerreformen und der 
erjpriepl. Wirkſamkeit der Wiener Stadtbank eine 
unverfennbare Erholung cin. Vorübergehend (1724) 
verſchwand fogar das feit langem chroniſch ge— 
weſene Defizit nahezu gänzlich. Immerhin war 
das Anwachſen der Schuldenlaſt ein Gegenſtand 
ſteter Sorge (f. Staatsſchuld). 

Die Finanzverwaltung ließ unter Leo— 
pold I. noc) ſehr viel zu wünſchen übrig. Nament— 
lic) fehlte es an einer ordentl. Kaſſenkontrolle und 
an einer genauen Überſicht über den Schuldenſtand 
der eingelnen Yinter. Auch die Beamten waren 
vielfad) untauglid) oder unzuverläſſig. Die ärgſte 
Rorruption herridte unter dem Hofkammerpräſi— 
denten Srafen Singendorf (1657—1680), welchem 
fpaiter der Berfauf von Amtern u. Gnadenver- 
leihungen, der Aufkauf zweifelhafter Staatsiduld- 
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forderungen und die Benachteiligung von Staats- 
qldubigern eigenen Borteile jowie fonjtiger 
Mißbrauch der Wmtsgewalt nachgewieien wurde, 
worauf man ijn gu einem Schadenerfage von 
1,970.000 fl. verurteilte. Unter dem tatkräftigen 
Hoffammerprajidenten Grajen Starhemberg 
(1703--1715) wurden viele Hebredjen der Finangver= 
waltung abgejtelit. Namentlich aber hob ſich diejelbe 
durch die Ubertragung jablreicher Rameralgejille an 
die Wiener Stadtbant (1706 u. ff.) und die Ein— 
führung ciner Sentralfajje u. Rechnungstontrolle 
(1715) — f. Urt. „Staatsſchuld“. Auch die Finanz— 
fonfereng (1716—1740), ein fpegieller Winijterrat 
in Finanzſachen, erwies fic) im ganzen als erſprieß— 
lich. Die mee Hofkammern fiir Inneröſterr. 
u. Tirol wurden noch unter Leopold J. aufgehoben, 
worauf die allg. Hofkammer wieder als Zentral— 
ſtelle für ſämtl. Erblande fungierte. 

4. Vierte Periode (1740 -1790). Die une 
lückl. Kriege in den letzten Regierungsjahren 
arls VI. und die im Gefolge derſelben einge— 

tretenen Gebictaverlujte (Neapel u. Sigilien, Ser- 
bien u. Walachei} Hatten die Monarchie, unge— 
acjtet dev vorteilhajten Wirfungen der inneten 
Reformen de8 genannten Monardjen, finangiell 
ſehr geſchwächt. Durd) die Kriege in den erjten 
Jahren der Regierung Maria Therefias mufte 
alfo die Finanzlage eine jehr kritiſche werden. 
Gleichwohl und ungeachtet des Verluſtes einer 
reichen Provinz gelang es, u. zw. ſelbſt während 
des ſpäteren, die Monarchie aufs äußerſte gefähr— 
denden Siebenjährigen Krieges, teils durch Mehr— 
anſpannung der Steuerkraft, teils durch Inanſpruch⸗ 
nahme des im ganzen unerſchüttert gebliebenen 
Staatskredites, die — * des Augenblickes 
ohne Verletzung erworbener Rechte zu überwinden, 
und zugleich eine gerechtere Verteilung der Steuer— 
lajt angubabnen. 

Nebteres erqab ſich geradezu als Konſequenz 
des geſtiegenen Erſorderniſſes. Die im J. 1748 be— 
ſchloſſene Erhdhung des Friedensjtandes der Armee 
auf 108.000 Wann bedingte nämlich eine ent— 
iprechende Erhöhung der ohnebin ſtets unzureichend 
— Länderkontributionen, welche ohne eine 

inſchränkung der bisherigen Steuerprivilegien 
des Adels nicht denkbar geweſen wäre. Dieſe letz— 
tere wurde nun durch die gleichzeitig eingeleiteten 
Steuerreftififationen im großen u. ganzen 
erjielt. Was die Kontributionsjummen betrifjt, fo 
wurden Ddiefelben in eigenen Rezeſſen, einſchließ— 
lic) entipredjender Nameralquoten, apy 10 Sabre 
mit 1.2,734.000 FL. vereinbart, wovon 9.0. 2,008,000, 
D. O. 1,004,000, Steierm. 1,248.000, Kärnten 
637.000, Rrain 430,000, Görz u. Gradista 36.000, 
Bbhmen 5,270.000, Mähren 1,856.000 und Ojterr.- 
Schleſien 245.000 fl. iibernahmen. Für Steierm., 
Kärnten u. Krain bedeutete died cine Entlajtung, 
fiir die iibrigen Lander eine Mehrbelajtung in Be- 
jug auf den relativen Anteil an der Geſamtkon— 
tribution. Alle bisherigen Naturalleijtungen der 
Länder fiir Militärzwecke, mit Ausnahme der Ein— 
quartierungslaſt, wurden aufgehoben und zugleich 
den Ständen als Aquivalent für die rezeſſierten 
Kameralkontributionen teils Kameralgefälle zur 
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Einhebung iiberlafjen, teils folche Gefiille auf Re— 
zeßdauer aujgeboben, in eingelnen Ländern aud) 
die Einhebung einer ſtändiſchen Vermögensſteuer 
gejtattet. 1758 wurden in abermaligen Degennal- 
regejien die Kontributionsſummen neuerdings er— 
höht und bald darauf verjdiedene den Standen 
überlaſſene Gefälle wieder infameriert. Weit ein— 
ichneidender u. fonjequenter als die Therefianijfche 
Steuerveftififation war die Grundjteuerreform 
Joſefs IL, welche die villige Gleichſtellung des 
Dominifal- u. Rujtitalbefiges begwedte und auc 
in techniſcher Hinſicht einen Fortidritt in der An— 
lage des Kataſters bedeutet. 

Hand in Hand mit der Reform der Realfteuern 
ging eine ſtetige Ausbildung der Perfonalfteuern, 
indent man von den iiberfommenen Formen der 
Vermögensſteuer und der flaffifisierten Kopfiteuer 
ju richtigeren Steuerarten, nämlich aur klaſſifizier— 
ten Ginfommenjteuer und felbjt gur reinen Ein— 
fommeniteuer fortidritt. 

Nicht minder tiefe Spuren hinterlies die ſegens— 
reiche Regierung Maria Therefias und ihres großen 
Sobhnes auf dem weiten Webiete der indireften 
Abgaben u. Verfeh rsjteuern. Vor allem zeigt 
fic das Beftreben, in das Chaos der alten Auf—⸗ 
wandjteuern möglichſte Ordnung ju bringen und 
hiezu die mannigfaltiqen, dasſelbe Steucrobjeft oft 
mehrfach belajtenden alten Abgaben durch je eine 
einfachere, techniſch und fteuerpolit. zweckmäßigere 
neue Steuer zu erſetzen, diefe letzteren aber, foie 
inSbef. bas gange Hollwejen fiir die Gefamtheit 
der Erbländer möglichſt einheitlich zu geftalten 
und überh. die wirtſchaftl. Verſchmelzung dieſer 
Länder durch die Steuergeſetzgebung in jeder Weiſe 
zu fördern. Die Erfenntnis, daß Pit die Bildung 
des Steucrfyjtemes nicht bloß fiskaliſche Erwägun— 
gen maßgebend feien, dak es vielmehr ein Gebot der 

erechtigfeit fei, bei der Verteilung der Steuerlajt 
auf die Veijtungsfibigfeit der verfchiedenen Bevit- 
ferungeflajien Bedacht gu nehmen, fiihrte nun nicht 
nur zur Erhöhung der Steuer- u. Sollfiige fiir 
Bedarisartifel der oberen Klaſſen, fondern aud) zu 
einer ftirferen Belajtung derjelben auf dem Ge- 
biete der Mebiihren= u. Verkehrsſteuern (wobei aud 
die Einfiihrung der Erbjteuer goin ig vers 
dient) fowie aur YWufhebung, der meijten Befrei— 
ungSprivilegien des Adels. Uberaus heilſam fiir 
die wirtſchaftl. Entwidlung der Monarchie erwies 
ſich auch die, allerdings idjon in der vorigen Periode 
begonnene, aber erft unter Maria Therejia fon- 
jequent, und namentlicd) von Joſef I. mit unnach— 
ſichtl. Strenge durchgejiihrte Schutzzollpolitik, welche 
einem raſchen Auſſchwunge der einheimiſchen In— 
duſtrie die Bahn brach. 

Parallel mit den zahlreichen Reformen der 
Steuerveranlagung läuft eine jtetige Vervollfomm- 
nung der tatficl, Steuereinhebung u. giv. ſowohl 
durch ftrengere Uberwachung des Vollzuges der 
Steuergeſetze als aud) durch die unter Maria 
Therejia jufjeijive erjielte Erhöhung des Ertriig- 
nijies verpachteter Gefälle und durch die von Joſef II. 
iy vbllige Aufhebung des Pachtſyſtemes. 

8 fann feinem Zweifel unterliegen, dah der 
große materielle Aufſchwung Oſterr. von 1740 bis 
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1790 ſowie die gleichzeitige Erweiterung der ſtaatl. 
Wohlfahrtspflege ohne cine rationelle Steuerpolitif 
nicht möglich gewefen wire. 

Die Gefamtnettoeinnahmen aus dem 
Staatseigentume und den öffentl. Abgaben werden 
fiir 1754 (einichlieBlich Ungarn) mit 29,808,000, 
1781 mit 57,660,000, 1792 mit 66,400,000 FL. 
ausgervicjen. An dieien Gummen partizipierten die 
drei Hauptgruppen der Staatseinnahmesquellen in 
jolgender Weife (die Bijfferndetails j. bei Wagner 














| Ginnabmen ; 
Jahr aus dem Direlte Indirette 
Staatseigen⸗ Steuern Abgaben 
tume 
1754 | 10% 49 % 41% 
| 1 

1781 ] BR % | 42°7 % 48°53 % 
96 % 34°2 % 56°2 % 


| 1792 || 
F. W., ILL, S. 96, 97), wobei die indireften Ab— 
gaben verhältnismäßig nun immer mehr bervor= 
treten. 

Ungeachtet des jtarfen Anwachſens der Staats- 
cinnabmen blieben diejelben hinter den Ausgaben 
aud) in Friedenszeiten fajt immer zurück. Am gün— 
ſtigſten war die Finanglage gegen Ende der Ree 
gierung Maria Therefias und in den erjten Re- 

ierungsjabren Joſefs II., während welcher Beit 
Re insbeſ. 1775 u. 1783) fogar zuweilen Geba- 
rungsüberſchüſſe ergaben. Die Kriege Qofefs IL 
brachten aber bald wieder cine bedeutende Stirung 
des Gleichgewichtes. 

Det Staatsvoranſchlag, welder ſchon ſeit 
Karl VI. mit zieml. Regelmäßigkeit u. Gewiſſen— 
haftigkeit alljährlich entworfen zu werden pflegte, 
blieb nach wie vor ein Nettobudget. 

In der Organiſation der oberſten Finanz— 
verwaltung traten wiederholte Anderungen ein. 
Schon 1740 hob Maria Therefia die Finanzkon— 
ferens auf. 1749 wurde die gefamte polit. u. finan- 
jielle BVerwaltung unter einem Direftorium 
in publicis et cameralibus jentralifiert, 
1762 aber die polit. Verwaltung wieder der Hoj- 
fanglei unterjtellt, fiir das Finangwejen die Hof— 
fammer reaftiviert und zugleich fiir die Oberlei— 
tung der Wiener Stadtbanf eine Rreditsdepu- 
tation (an Stelle der bis dahin beftandenen Mi- 
nijterialbanfodeputation), endlich als oberjte Rech— 
nungStontrolisbebirde cine Hofredenfammer 
— 1782 kam es neuerdings zur Vereinigung 
der Hofkanzlei, der Hofkammer und der 1765 
wieder hergejtellten Minijterialbantodeputation zu 
einer Hofitelle, welche erjt 1802 wieder getrennt 
wurde. 

Die Finanjverwaltung in den Ländern wurde 
weſentlich vereinfacdht u. vereinbheitlicht, die Rech— 
nungstontrolle verſchärft, das Pflichtgefühl der Be— 
amten geboben und überh. mit den meijten ein— 
qewurjelten Mißbräuchen aufgeräumt. 

Uber die Entwidlung der Staatsausgaben 
j. die am Schluſſe erwaͤhnten Werfe von Ober— 
leitner, Huber, d'Elvert, Beer, Wagner u. Meni. 
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II. Syſtematiſcher Teil. A. DirefteSteucrn. 
1. Oſterreichiſche Erbländer mit Ausnahme 
Tirols. Die älteſte direkte Steuer war bier die 
den Städten von den Landesfürſten auferlegte 
Schatzungsſteuer, welche die Stadtbehörden auf 
die einzelnen Bürger verteilten. Als Maßſtab hiezu 
diente das Vermögen ſowie das Einkommen 
aus Handel u. Gewerbe. Die Schätzung beruhte 
teils bloß auf Faſſionen, teils auch a behördl. Er- 
febungen. Cin Hauptobjeft der Vermögensſteuer 
war natiirlid) der Hausbef gf Steueriubjefte 
waren nur die Birger, da ſich dic oberen Stände 
jiir ihre ſtädt. Häuſer ſchon im 15. Jahrh. die 
Steuerfreibeit zu erringen wuften. Dieje „Frei— 
häuſer“ nahmen inSbef. in Wien derart iiberhand, 
dah fic) daraus cine ftarfe Uberlajtung der Biirger, 
deren Häuſer das Steuerfontingent allein auf— 
bringen follten, ergab. Der Steuerfuß war in Wien 
1556 Ung des Hauswertes. Maßgebend war an- 
—* der Verkehrs-, ſpäter zumeiſt der nach dem 
wirklichen oder mögl. Zinsertrage erhobene Er— 
tragswert. 

Auf dem Lande unterlagen einer ordent— 
lichen I. f. Steuer im Mittelalter nur die Hinter— 
iafien auf den l. f. und firchl. Giitern. Schon feit 
Wriedrich Dem Streitbaren war man aber wieder- 
holt zur —— allg. außerordentl. 
Steuern qenitiqt, welche auch die Landherren 
und deren Bauern, zeitweilig aud die Rirchen u. 
Klöſter trafen und (namentlic) in Steierm.) bereits 
an die Sujtimmung der Landjtinde gebunden waren. 

umeijt waren dies fontingentierte Vermögens⸗ 
ſteuern, die dann von den Ständen mit entipre- 
chendem Steuerprojente ausgeidjrieben wurden (in 
MN. O. 3. B. 1463 0, 1478 "yg u. Nog DEB BVer= 
migens) und deren individuelle Einhebung den 
Grundberren Hinjidjtlid) ihrer Untertanen, den 
Städten Hhinfichtlid) ihrer Biirger zuſtand. Much 
reine Grundjteuern finden fic) (mit firem Steuer- 
jabe von jeder Hube oder mit 1,9 des Ertrages 
der Weingiirten). Wb u. zu wurden auch Kopfſteuern 
ausgeſchrieben. 

Allmählich wurde die Gült, d. i. das Ein— 
fomimen aus Grund u. Boden und aus herrſchaftl. 
Nupgungsredten (Sing, Zehent u. Raturaldienften 
der Untertanen), gum Bejteuerungsmafitabe u. zw. 
auf Grund von Befenntnijien u. Selbjtichigungen 
der Grundherren. Die fontingentierte Steuerjumme 
wurde eben nach) Maßgabe des Gültenbeſitzes repar⸗ 
tiert. Vereinzelt * dies ſchon unter Friedrich III. 
(IV.), 3. B. auf Grund eines kaiſ. P. von 1490 aur 
Bejoldung eines Truppenaufgebotes durch 3 Jahre. 
Aber erjt unter Maximilian I. gelangte das Sy— 
item mehr zur Ausbildung u. zw. infolge des zu— 
nehmenden Erſatzes der perjinl. Heerjolge des Adels 
durd) geworbene Truppen. 

Schon 1495 wurde behufs Ablöſung des 
Judenregals u. Austreibung der Juden in Steierm. 
eine augerordentl. Steuer von 38.000 Pfund Bjen- 
nigen (ähnlich auch in Kärnten u. Krain) bewilligt, 
au deren Aufbringung jeder Grundherr (aud) der 
Nlerus) feine Giilten mit Musnahme der von ihm 
jelbit bebauten Grundjtiide unter Vorlage ſeiner 
Urbarregijter eidesſtättig cinbefennen jollte u. giv. 
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nach Pfunden Herrengiilt. Dak die in dicjer Weije 
ewonnenen Herrengiiltregifter von den Standen 
ür ſpätere YWusidreibungen aufbewahrt wurden, 
iit bet Dem außerordentl. Charafter der damaligen 
Maßregel unwahrſcheinlich. Immerhin bedeutet lep- 
tere bereits einen Borliiujer der ſpäteren Kataſtrie— 
rungen. 

Die Beſchlüſſe des 1502 gu Wiener-Neuſtadt 
abgehaltenen Ausſchußlandtages der 5 n.-i. Sttinde 
iM O. und O. O., Steierm., Kärnten u. Krain) 
cigen ſchon cine größere Spegialijierung. Hienach 
vout von je 100 fund Pfennig Gült ein beritte- 
ner Krieger augsgeriijtet und auf 3 Jahre erhalten 
werden. Jeder Wiiltenbefiger hatte fein Einfommen 
aus Weld: u. Naturalleijtungen der Untertanen, 
ſowie aus Fiſchwaſſern u. Weingirten, eventuell 
den Kaufwert der legteren in cinem ,,Regijter oder 
Urbar“ anzugeben. Steuerfrei waren die herrſchaftl. 
Meierhöfe und der Weingartenbejig unter 1 Joch, 
dann det Beſitz der Stadthevilferung und der 
unfreien Bauern an Ackern u. Weingarten und der 
Haussingertrag in Städten u. Märkten. Nach ere 
jolgter Steuerveranlagung jollten die Befenntnijje 
eingezogen werden. 

Die Durchführung diefer Selbſteinſchätzung 
lick aber, gum Teil infolge pafjiven Widerjtan- 
des, viel zu wünſchen übrig, weshalb fie nod) 1508 
u. 1510 durd) faif. Mandate betrieben wurde. Bald 
darauj fand in N. O. aud) cine Revijion der Gül— 
teneinlage jtatt. Die aus den Befenntnijjen jue 
jammengejtellten ſtändiſchen Steuerregijter, fiir die 
fic) bereits 1513 der Name „Gülibuch“ findet, 
lagen fortan den jeweiliqen Steucrausidreibungen 
ju Grunde. Die fiir N. O. behufs Evidenghaltung 
der Bejipveriinderungen fdon damals vom L. T. 
befdjlojiene Anzeigepflicht ſcheint allerdings vorerſt 
nur ganz unvollſtändig durchgeführt worden zu ſein. 

Die auf dem Innsbrucker Ausſchußlandtage 
1518 angeordnete neue Steuerveranlagung iſt an— 
ſcheinend nur in Kärnten zuſtande gefommen, 
wo fie 36.146 Pfund Herrengült ergab. Ubrigens 
ijt aus der Beit vor 1525 nur cin einziges Giilt- 
bud) erhalten, nämlich jenes Steierm.s fiir 1516. 
Die ganze Cinridjtung jtaf eben nod) in den 
Kinderſchuhen. 

Einen weſentl. Fortidritt brachte die Aus— 
ſchreibung der Türkenſteuern anläßlich der dro— 
henden Türkengeſahr, wenigſtens in Oſterr. unter 
u. ober der Enns, wo behuſs Veranlagung der 
auf dem Augsburger Ausſchußlandtage der 5 Sitere. 
Länder 1525 bewilligten Steuerfontingente cine 
allg. neue Miilteneinlage angeordnet wurde, deren 
Gegenſtand auch diesmal nur das herrichajtl. Ein— 
fommen aus nicht jelbjt bewirtichafteten Grund- 
jtiiden und aus Dominifalnugungen an Geld— u. 
Naturalleiftungen war. Diesmal unterblich die Rück— 
jtelung der Befenntnijje. Auch wurden dieſelben 
nun durch ſtändiſche Organe einaehend iiberpriift, 
in D. O. durd) Kommiſſionen aus Vertretern der 
vier Stiinde, welche durch Vermittlung der Pfarrer 
die Untertanen cinvernahmen. Der Swe diefer 
„Gültbereitung“, welde in O. O. 1528, in N. O. 
1530 gum Abſchluſſe gelangte, war namentlich die 
Erjajjung der zahlreichen „perſchwiegenen Gülten“. 
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Die ſchon ſeit 1502 in allen Stenerpatenten wieder⸗ Vertreter der gedachten 5 Länder und von Wir; 
fehrende Drohung der Cingiehung folder verheim-= | vereinbarten nämlich im Sinne des obgedachten 
lidjter Steucrobjette hatte offenbar nicht viel genugt. | Vorbehaltes auf cinem Ausſchußlandtage zu Wien 

Mud diesmal fam nur cin ſehr — tance am 3 XII 1542, daß jeder Landſteuerpflichtige auj 


Ratajter gujtande. Der ns. L. T. beſchloß daher 
ſchon 1539 eine neue Faſſion und Selbſtſchätzung der 
Gülten. Die gegen friiher weit detailliertere Aufzäh— 
ame der Steuerobjefte jollte wohl Verſchweigungen 
vorbeugen. Dieje Katajtralrevijion wurde allerdings 
al8bald wieder fallen gelaſſen. 

Das VBediirfnis einer gleichmäßigeren Ber- 
teilung der Steuerlaft fiihrte jedoch 1542 au ge— 
meinjamen Beratungen von Vertretern der Stände 
ſämtlicher (Gjterr. und böhm.) Erblande auf cinem 
Ausſchußlandtage in Brag, wobei man fic) auger 
über den Sdhliivel fiir die länderweiſe Verteilung 
der Steuerpojtulate auch iiber die Grundjiige einer 
allgemeinen Steuerreform einigte (Beſchluß 
111 1542). 

Hienad) hatte auf dem Lande jeder freie 
Grundbefiger den Wert feiner Gebäude (tarifiert 
von 2000 fl. bis 100 fl), Grundftiide u. Real- 
nupungsredte, cinfchlichlich der bis dahin nicht in 
die Gülteneinlage einbezogenen, gewiſſenhaft anzu— 
zeigen und unter Bedachtnahme auf die Kaufpreiſe 
der letzten * zu ſchätzen. Auch der Grundbeſitz 
u. Viehſtand der Untertanen war zu deklarieren 
u. zw. letzterer nur gu 4), des Wertes. Als Steuer— 
einheit (pro 1542 aud) als Steucrbetrag) wurde 
fiir die Herrſchaſten "joo, fiir Die Untertanen "go 
des Schiigwertes der Wiilten fejtgejest. Jn den 
Stidten u. Märkten hatte bei allen zinstragen— 
den Häuſern der wirflicje, bei den anderen ein ents 
fprechend angenommener Ertrag die Bewertungs- 

rundlage zu bilden. Der ſtädt. Grund- u. Gülten— 
eſitz a dem Lande war wie jener der ländl. Be— 
fiper gu behandeln. 

So unvollfommen auc cin den vorjtehenden 
Beſchlüſſen entiprechender Steuerfatafter nod) immer 
geweſen wäre, fo bitte derfelbe dod dem bis da— 
hin beftandenen Syfteme gegenüber ungiweifelhaft 
einen großen Fortſchritt bedeutet. Die Prager Be- 
ſchlüſſe enthielten aber eine Bejtimmung, die deren 
praftijdje Bedeutung von vornbherein in Frage jtellte. 
Es wurde nämlich den einzelnen Ländern freige- 
ſtellt, die künftige Beſteuerungsgrundlage nach dem 
Werte oder in anderer herkömml. Weiſe zu ermit— 
teln. Hierauf geſtützt blieb man in den böhm. 
Ländern, wie in Tirol, tatſächlich bei den bisheri— 
gen autonomen Satajtralfnitemen. 

In den 5 altijterr. Ländern brachten aller- 
dings dic meijten der im Sinne der Prager Be— 
ſchlüſſe Faffionspflidjtigen ihre Befenntnijje, u. jw. 
fiir fic) und ihre Untertanen, in der Tat im Früh— 
jahr 1542 ein, wobei fie (wenigſtens in Steierm.) 
den Ertrag ihrer herrſchaftl. Nutzungsrechte, der 
meiſt jummarifd mit den bis dabin im alten Gült— 
buche angefegten Betrage einbefannt wurde, durd) 
Multiplifation mit 25, zuweilen aud) mit 30 (alfo 
au 4—3",%) fapitalifierten (die bezügl. Steuer— 
einheit wiire alfo gewöhnlich 2,99, d. i. My des 
Ertrages geweſen). 

Dieſe „Gülteneinlagen“ find jedoch der Beſteue— 
rung tatfächlich nie zu Grunde gelegt worden. Die 


geänderter Grundlage cin neues Befenntnis iiber- 
reidjen folle, was dann aud) 1543 geſchah. 

Diefe Wiener Beſchlüſſe erwähnen vor allem 
nicht mebr den Beſitz der Untertanen, regeln viel- 
mebr lediglid) den Herrenanſchlag“. Jn der Tat 
enthalten die 1543iger Fajfionen nur die Daten 
liber die Herrichajtsgiilten, auc) jind die 1542iger 
Schipwertangaben fiir den Ruftifalbejig bei der 
Steuerbemefjung auger Betracht geblichen. Diese 
Ynderung entiprang keineswegs etiwa dex Abſicht, 
die Untertanen ju entlajten, eher vielleicht jener, 
das Maß der wirkl. Bejteucrung der Untertanen 
ju verichleiern. Tatſächlich wurde die Steuerlajt 
durd die Wiener Beſchlüſſe gu Ungunjten der 
Untertanen verjdhoben, da fie ja den größten Teil 
der vom Herrenanidlage entjallenden Landjteuer 
ju tragen batten (j. unten). 

Aber aud) beim Herrenanfchlage ſelbſt wurde 
von den Bringipien der Prager Beſchlüſſe wejent- 
lid) abgewiden, indem man Bie allerdings alther- 
gebrachte Steuerfreihbeit der herrſchaftl. Meierhöſe, 
Wieſen, Ader, Almen und nicht zinstragenden, alſo 
der von der Herrſchaft ſelbſt bewirtſchafteten Gründe 
und der Fiſchwaſſer fiir den Herrſchaftsbedarf aus— 
ſprach. Als Steuerobjeft verblieb alſo, nebjt den 
herrſchaftl. Weingärten, von deren Schätzwert 1% 
die Steuereinheit bilden follte, nur das Erträgnis 
aus Geldzinſen u. Naturalleijtungen der Unter- 
tanen, jowie aus Erbpachtzinſen. In formeller Be- 
jiehung war aljo das Gültbuch von 1543 fajt aus- 
ſchließlich ein unvolljtindiger Ertragsfatafter, wäh— 
rend bie Prager Beſchlüſſe cine Rombination von 
Wert- u. ECrtragsfatajter im Auge hatten. (Das 
tiltere Gültbuch war ein reiner Wiiltenertrags- 
fatajter gewefen.) Das Ertrignis aus Geldzinjen 
(jog. trocene Giilt) war nur ju 2/5 in die Bemej- 
ſungsgrundlage eingubesiehen. Der Naturalertrag 
det Sebenten und anderer ſchwankender Giebig- 
feiten wurde mit dem Durchſchnitte dreier Jahre 
(je eines guten, mittleren u. fchlechten) berechnet 
und der Weldivert der Naturalleijtungen nach cinem 
aud) fiir die damaligen Preisverbiltnijie äußerſt 
miipigen Tarije ermittelt. Die Steucreinheit fonnte 
eben nur mit einem Brudhteile des wirkl. Ertrages 
angenommen werden, um ein arges WMipverbhalt- 
nis zwiſchen dieſem und dem Steuerjage au ver— 
meiden, der ja bald auf ein Vielfaches der Steuer— 
einheit ſtieg, allerdings aber gum größeren Teile 
von den Untertanen getragen wurde. 

Die auf Grund des geidilderten „ermäßigten 
Anſchlages“ 1543 eingebracdten Befenntnifje erga- 
ben denn auch fajt durchwegs weit geringere Summen 
an Steuereinheiten als jene des Borjahres, die ja 
aud) den Wert der Ruſtikalgründe berückſichtigt 
batten. Dieje neuen Einlagsziffern, dice iibrigens 
von jtindijden Organen iiberpriijft und mebhrfad 
richtiggeitellt wurden, waren aber biiufiq aud 
fleiner als die Anſätze im früheren Wiiltbude. An 
foldjen Gillen wurde in Steierm. ohne Rückſicht 
auf die neue Cinlage der alte Anſatz im Giiltbuche 
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belajjen und nad) wie vor der Bejteucrung zu 
Grunde geleqt, offenbar um Steuerausjille gu vere 
meiden. Die Neulatajtrierung iit alfo eigentlich 
nut unvollſtändig durchgefiihrt worden, was cine 
große Ungleichmäßigleit der wirkl. Belajtung be- 
dingte. 

Auf Grund des Ergebnijjes der fragl. Rata: 
ſtrierung wurde 1544 zwiſchen den öſterr. Erh— 
landen vereinbart, daß die Gülteneinlage in N. O. 
69.045, in O. O. 37.508, in Steierm. 72.248, in 
Rirnten 34.924, in Strain 22.000, in Görz 5632 
Pfund Pfennige (— 240 Pjenniqe — 60 Kreuzer) 
betragen ſolle. — An diefem Verhältniſſe hielt man 
im grofen u. gangen bis in die Seit Maria 
Thereſias fet. 

Für Steierm., Kärnten, Krain u. Görz wurde 
allerdings von einem Ausſchußlandtage in Bruck 
a. M. 1578 eine Neukataſtrierung beſchloſſen, 
unter sl ae cingelner bis dDabin unbejteuert 

ebliebener Nategorien von Ertragsobjelten in die 

Steuerpflidt u. Auſſtellung cines neuen, teilweiſe 
ermäßigten Larifes fiir die Bewertung der Natural- 
leijtungen u. Zehente. Dieſer Beſchluß gelangte 
aber nicht que Ausführung. Doh wurde der Bructer 
Tarif in Steierm. anjcheinend bei der Entitehung 
neuer Naturalleijtungen fortan angewendet. 

Im allg. blieb aber die Kataſtralſchätzung von 
1543 bis zur Therefianifchen Reftififation (j. unten) 
in Kraft. Ob die fiir N. O. 1557 und fiir D. O. 
1652 beſchloſſenen KRatajtralrepifionen durchgeführt 
wurden, ift nidjt befannt. Übrigens beftand (P. 
1511 1552) die Verpflichtung aur Anzeige „gebeſ— 
jerter u. —— Gülten u. Güter“. 

Infolge der allmähl. Preisſteigerung der Bo— 
denprodufte wurde der Gültenanſchlag natürlich 
immer mehr von dem wirkl. Ertrage überflügelt. 
So erklärt es fic), daß 3. B. in Steierm. um 1650 
dag Pfund Herrengiilt durdidnittlich mit dem 100- 
fachen Nennwerte abgelöſt wurde. 

Steuerpflichtig waren ſämtl. Gültenbeſitzer 
einſchließlich des Klerus, deſſen Steuerfreiheitspri— 
vilegium ſchon 1527 endgültig beſeitigt wurde, fo- 
wie der Beſitzer l. j. Pfandſchaften (feit 1537). 

Dieſe Sieuerſubjekte waren im Gültbuche, 
nach Landesteilen u. Ständen gereiht, eingetragen 
u. zw. unter Angabe ihrer Gültpfunde und der 
Ab- u. Zuſchreibungen inſolge von Beſitzverände— 
tungen. Die bezügl. Anzeigepflicht wurde wieder— 
holt neugeregelt u. eingeſchärft (in Steierm. erſt 
ſeit 1627 mit dem —— einer näheren Spezi— 
be u. zw. unter Androhung empfindl. Stra— 
jen (3. B. Einziehung verſchwiegener Gülten). Jn 
NL. galt das Giiltbud) immer fiir cine längere Pe— 
tiode, während in Steierm. ein ſolches jtabiles Ope— 
tat anfdjeinend nicht bejtand, vielmehr durch die 
jabrl. Steueranſchlagsbücher erſetzt wurde, die nebjt 
det jabrlich iibertragenen Wiilteneinlage den Steucr- 
betrag enthielten. 

Das Pfund Herrengiilt bildete den Maßſtab 
sur Verteilung der Landjfteuer wie der auferordentl. 
Kriegshilfen. 

Der Steuerfuß der erſteren war in den ein— 
jelnen Ländern verſchieden. Seine Tendenz war 
im allg. eine fteigende. Qu N. O. betrug er 1529 
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u. 1530 die balbe Gült, in Steierm. 1516 ein 
Biertel, 1526 die halbe Gült. Anläßlich der Neu- 
fatajtrierung von 1543 erreichte er auf ermäßigter 
Wrundlage die gange Wiilt, um in den nächſten 
Jahren raſch bis zur doppelten (in Steierm, 1594 
* vierjadjen) Gült zu ſteigen, womit die ordentl. 

andſteuer ſtabil wurde. Schon die debt dieſes 
Steuerfußes zeigt, daß die zu Grunde liegende 
Gültenſchäßzung, abgeſehen von den fixen Geldlei— 
ſtungen der Untertanen, eine unverhältnismäßig 
niedrige war. Wie wäre fonjt eine Steuer im vier— 
fachen Betrage des eingeſchätzten Ertrages möglich 
getvefen ? 

Als auferordentl. Leijtung wurden im 
16. Jahrb. (in N. O. ſchon 1514) fiir den Fall cines 
Yandesaufgebotes meijt auf je 100 Pfund 
„Herrengült“ ein geriifteter Reiter oder einige Fuß—⸗ 
tnechte bewilligt u. aw. auf 2—3 Monate. Bon 
nicht durch 100 Pfund teilbaren Betriigen war ein 
entipredendes Relutum (,,Wart> u. Rüſtgeld“, ſpä— 
ter „Büchſenſchützengeld“) zu entrichten (in Steierm. 
3. B. 1545 iai uw. 12 fr, 1577 134, u. 18 fr.). 

BWahrend des Dreißigjährigen Krieges wurde 
dieſe „Gültrüſtung“ durch die Truppenwerbung er- 
fest, deren Koſten man durch außerordentl. Steuern 
aujbrachte u. zw. teils durch Berfonaljteuern (j. 
unten), teilé durd) Ergänzungsſteuern auf Grund 
des Gültbuches. Hieher gehört die außerordentl. 
Gültgebühr in N. O. (1—4 fl. pro Pfund) und 
der Hinsgulden, der in Steierm. feit 1633 jähr— 
lid) in weehjelnder Höhe (1—5 FL, durchſchnittlich 
4 fl.) mit doppelten Sigen fiir Neugeadelte aus— 
geichrieben wurde. Nach dem Weſtfäliſchen Frieden 
trat in Steierm. voriibergebend eine nad dem Gült— 
anſchlage repartierte (in Weld ablösbare) außer— 
ordent!. Cinquartierungs- u. Truppenerhaltungs- 
lajt fiir die Gültbeſitzer an die Stelle aller ordent- 
lichen und außerordentl. Steuern. 

Spiiter wurde aud) die Refrutenftellung ſowie 
dag Erjordernis fiir die Roften der Refrutierung 
und Remontierung direkt nach dem Gültenan— 
ſchlage repartiert, desgleichen die häufig zu Beie- 
ſtigungs- oder Straßenbauzwecken ausgeſchriebene 
Landrobot. 

Was die fubjeftive Steuerlaft betrifft, fo 
war jie urjpriinglic) pon den Grundherren felbjt 
Au tragen. Bereingelt wurde allerdings ſchon unter 
Friedrch IV. die Heranziehung der Untertanen ge- 
ftattet (1492 fiir Kärnten). Erſt der Annsbruder 
Ausſchußlandtag 1518 erwirfte aber die alla. 1. f. 
Ermiictigung, ,,die gemeinen Leute nad) jedes Lane 
des Gelegenheit in zieml. Witleiden zu ziehen“. — 
Seither wurde immer ein Teil der Landſteuer den 
Untertanen auferlegt. Von 1526 an war dies lange 
Beit hindurch die Hälfte. 

Die ſpätere Entwicklung war in den einzelnen 
Ländern verſchieden. In Steierm. war fiir die Teilung 
der ordentl. Steuerlajt zunächſt der Unterjchied zwi— 
ſchen dem Einkommen der Herrichajten aus fen 
Geldzinſen der Untertanen und jenem aus Naturals 
ehenten u. Erbpadhtweingiirten makgebend. Die 
Steuer von erjterem batten die Untertanen, jene 
von letteren grundſätzlich die Herren zu tragen. 
Beitweilig wurden dicfe aud) mit einem fleinen 
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Teile der Steuer von den Geldzinſen beleqt (jo 
3. B. 1545 24, 1577 Myo, von 1594-1604 4y). 
Seit 1607 rubte dieſe Steuer jedoch ganz auf den 
Untertanen. Sur Montrolle fiir die richtige Sub— 
repartition dienten die Urbare der einzelnen Herr- 
fchajten, aus weldjen die Leiftungen der Untertanen 
zu entnehmen waren. Da die Herrfchajten hinſicht⸗ 
lid) ihres felbjtbewirtichafteten Grundbeſitzes fait 
qanj jteuerfrei waren und die von ihnen zu ents 
richtende Steuer von den Naturalleijtungen der 
Untertanen nut gum Teil als Wrundjteuer gu be— 
trachten ijt, batten alfo die Untertanen fajt aus- 
ſchließlich die eigentl. Grundſteuer gu tragen. Daf 
den Maßſtab fiir dieſe Steuerlaſt nicht etwa dic 
Ertragsfähigkeit oder der Wert des Beſitzes der 
Untertanen, jondern deren auf privatrechtl. Titel 
beruhende Geldleijtungen an die Herrichajt biloeten 
und dag die Steuer ein Vieljaches diejer Leijtungen 
betrug, erſcheint unferer heutigen Anfdauung ait 
ebenjo monſtrös wie das vorerwibnte Steuerpri- 
vilegium der Herrſchaften, welches fic) allerdings 
qejchichtlich aus der noch lange nad) dem Ende des 
Mittelalters jortbejtandenen erpflichtung der Her- 
ren zum berjinl. Heeresdienfte erflart. 

Das Warts u. Rüſtgeld hatten die Herrichajten 
jelbit gu tragen. Dasfelbe war aber weit niedriger 
alg die Landjteucr. Das Büchſenſchützengeld und 
der auferordentl. Zinsgulden belajtete, gleid den 
ipiteren Rekruten⸗ u. Memontebeitriigen faft aus- 
iclieBlic) die Untertanen. Auch die Rojten der 
Landrobot trugen letztere allein. Auf ihren Schule 
tern allein tubte alſo der größte Teile der Geſamt— 
jteuerlajt. Uberdies mußte dem vielfad) gu Tage 
tretenden Bejtreben einer ungeſetzl. Uberlajtung der 
Untertanen iwiederholt durch ſtrenge Strajandro- 
hungen entgegengetreten werden. 

Jn WN. O. bildete die doppelte Gült Lange dic 
Obergrenge fiir die Steuer der Untertanen. Die 
— Gründe Hatten die Grundherren aus 
Eigenem ju verjteuern, ſpäter zahlten fie aud) die 
auperordentl, Gültgebühr. 

Die Untertanen der L. f. Domänen waren feit 
1542 jenen der Stindemitglieder ſteuerrechtlich 
gleichgeſtellt. 

Ständemitglieder ohne Realbeſitz zahlten in 
N. O. ſeit 1583 ein Landſteuerſurrogat (anfangs 
fiir mindeſtens 10 Pfund, feit 1595 fiir 100 Pfund 
Gült), in Steierm. den doppelten Zinsguldenſatz. 

Bei Elementarſchäden u. dgl. wurden ſchon im 
17. Jahrh. Stenernachläſſe gewährt (bei Brand- 
ſchäden in N. O. fiir 3 Jahre, bei Kriegsſchäden 
in Steierm. auch auf linger). 

Der Landjteucrbeitrag der Städte u. Märkte 
betrug in N. O. cin Viertel des Kontingentes der 
drei oberen Stände, aljo cin Fünftel der Geſamt— 
leijtung des Landes, in den iibrigen Ländern 1528 
cin Biertel, in Steierm. feit 1543 ein Sechjtel der 
Geſamtleiſtung. Nach dem gleichen Verhältniſſe 
wurden auch die außerordentl. Gültſteuern auf dieſe 
Gemeinden umgelegt. Die Subrepartition auf die 
Bürgerſchaft exfolgte vielfach nad dem Maßſtabe 
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Infolge der finanziellen Unzulänglichkeit der 
Beſteuerung nach Gültpfunden ſah man ſich viel— 
fach genötigt, hiemit noch einen anderen Beſteue— 
rungsmaßſtab zu verbinden, deſſen Einheit das 
bewohnte Haus oder — in feinerer Ausgeſtal— 
tung — die Feuerjtitte bildete. Qn Nieder- 
öſterr. finden fich fiir die bezügliche, daſelbſt jeit 
1583 jährlich neben der Landſteuer ausgeſchriebene 
Abgabe die verichiedenjten Benennungen, wie: 
Hausgulden, Hausanfdlag, Raudfang- 
gulden, Untertanengebühr aufs Haus u. dal. 
(Mit der alten ſtädt. Gebäudeſteuer hat diejelbe nichts 
ju tun.) Die erfte prs eda le, 1584, 
eine zweite, zur Ausgleichung der Unrichtigkeiten, 
1636. Hiebei wurde übrigens aud) der Umfang der 
Hausgriinde (im Gegenjage au den bloß durd) 
die Landſteuer getroffenen, auc) ohne das Haus 
veräußerl. Uberlindgriinden) mit beriidfichtigt. Die 
Urbariteuer war alfo feinesivegs bloß cine Gebäude— 
fteuer, fondern iiberiviegend cine Grundjteuer von 
ſehr unvollfommener Veranlagung. Der Steuerfuß 
richtete ſich nach dem Jahreserforderniſſe und war 
daher ein ſehr ungleicher, z. B.: 1583 1 fl, 1595 
2 fl, 1640 1 fl. pro Rauchfang, 1625 2—5 fl. 
auf das Haus. Seit 1688 wurde dem Haupthaus- 
anichlage der in der Regel weit größere, uripriing- 
lid) zur Beftreitung des Ertraordinariums be— 
jtimmte Interimsanſchlag gegeniibergeftellt, welchen 
man wegen feiner Fälligkeitstermine bald als 
Huartaljteuer bezeichnele. Seit 1700 ſchwankte 
der Hauptanſchlag zwiſchen 2 u. 4, die Cuartal- 
jteuer zwiſchen 8 u. 12 fl. Die Urbarjteuer wurde 
anfangs ausſchließlich, ſpäter größtenteils von den 
Untertanen getragen. Jn Steiermark fommt eine 
ähnl. Steuer ſchon 1461 u. 1462 vor, dann erſt 
wieder 1572 u. 1573 (fiir jede Feuerſtätte in den 


Jia 
Stiidten u. Miirften, dann in Schlöſſern u. dal. 
‘i, fl, fiir die bäuerl. Wohnhäuſer je tg — Me th 
nad) der rife des Girundbejiges). 1603 wurde 
der Hausqulden (1 fl. pro Haus) auf 6 Jahre be- 
willigt. 1640—1648 findet fic) jährlich der „Rauch⸗ 
—* anſchlag“ (5 Klaſſen, je nad) dem Stande des 
eſitzers, 1'y—'g fl. pro Feuerſtätte), 1708 u. 1709 
cine nad) Standesflajjien abgeſtufte „Herdſteuer“ 
(18 Sage von 30—")o fl). 

Zeitweilig findet fic) auch eine ausnahmsweiſe 
Extrabeſteuerung des Ertrages gewiſſer Grundſtücke, 
ſo das „Eimergeld“, das in Steierm. 1699 u. 1721 
auf die im Erbpadjtverhiiltnifie (, Bergrecht) itehen= 
den Weingärten ausgeſchrieben wurde (3 Klaſſen 
je nad) der Lage, Steuer pro Eimer 24—12 fr., 
aujgeteilt swijden die „Bergherren“ u. ,,Berghol- 
den’), und die nb. Weingartenjteuer von 1646 
(von einem Biertel Weingarten ju 10 Tagwerk 
je nach der Lage 1/4, 1'/y oder *y fl). Bon der 
alten Landjteuer wurde in N. O. 1693 u. 1742 je 
ifs den Stinden verkauft. 

2. Tirol. Hier war die Entwidlung des 
Steuerweſens weſentlich verſchieden von jener in 
den anderen öſterr. Erblanden. 

Bor allem findet fie) in Tirol ſchon im Mittel— 


der früheren Stadtiteuer, wodurd) dieſe mittelbar | alterein ziemlichausgebildetes Syſtem ciner ord ente- 


au cinem Bejtandteile der ſtändiſchen Landſteuer 
wurde, 


lichen Landesfiiritl Steuer, die ohne land- 
ſtändiſche Bewilligung regelmäßig cingeboben wurde. 
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An Deutſchtirol wurde die Steuerjumme! 
auf die einzelnen Gerichtsbezirke und von diejen 
auf die Gemeinden repartiert, nad) Makgabe der 
Steuerlijten, die auf einer Qndividualeinidiipung 
des ſteuerpflichtigen Beſitzes in der Gemeinde be— 
rubten und durd) Lf. Organe angelegt bezw. nad) 
Bedarf revidiert wurden. Die Bezirke u. Gemeinden 
hafteten fiir ibre Nontingente. Schon um 1300 war 
die Steuer zur Reallajt geworden. Steuerobjeft 
waren alle Liegenſchaften, aud) die Lehengiiter der 
Bauern. Die Steuerſätze blieben bis ing 15. Jahrh. 
unverindert. Da die Steuer cin Surrogat der per- 
jonl. Heerpflicht darjtellte, waren mit Ausnahme 
des Klerus alle ſteuerpflichtig, die feinen perſönl. 
Kriegsdienſt leijteten; der Adel war aljo fteuerfrei. 
Vie Geijtlichfeit lich fic) ausnahmsweiſe gu frei- 
williqen Beitrigen herbei. Qin Falle des Verfaufes 
an Wdeliqe oder Geiſtliche wurden fteuerpflichtige 
Grundjtiide bis 1500 gum Schaden der iibrigen 
Senjiten als fteuerfrei behandelt. Für die Beſitz— 
veriinderungen beſtand die Anzeigepflicht. Steuer- 
nachlijie wurden durd) den Landesfiirjten bewilliqt 
wegen Elementarjdiden, u. zw. auf Grund fom- 
miftioneller Erhebungen (eine relativ hocjentiwicdelte 
Steuertednif), ferner zur Unterjtiigung des Wie- 
deraujbaues zerſtörter Stadtteile oder von Befejti- 
gungSarbeiten, zur Belohnung treuer Dienjte, end- 
lic) gegen Ubernahme privatredtl. Verbindlichfeiten. 
An den griperen Städten entwicelte fich aus der 
Realjteuer bald cine allg., auj eidesſtättigen Be— 
fenntnijjen berubende Bermigensjteuer, der 
aud) das nicht gingtragende (in Bozen aud) das 
beweglidje) Vermigen — In Junsbrud be⸗ 
trug der Steuerſaß 1% des Vermögens, bis zur 
Einführung eines firen Kontingentes (1304), das die 
Etadt autonom repartierte. Steuerpilictig waren 
jeit 1254 alle Stadtbewohner und alle auswiirtigen 
Rejiper ſtädt. Grundſtücke. Im 14. Jahrh. wurde 
die Steuer in den meiſten Städten zu einer reinen 
Kommunalſteuer. 

Im Hochſtift Trient, deſſen Verbindung 
mit dem übrigen Tirol lange nur eine ſehr loſe 
war, beſtand ſchon am Anfange des 14. Jahrh. eine 
Beſteuerung nach Feuerſtellen u. zw. wurde der 
beſteuerte Feuerherd allmählich ohne Rückſicht auf 
die Anzahl der wirkl. Feuerſtellen ju einer fiftiven 
Steuereinheit. 

Außerordentliche landesfürſtl. Steu— 
ern bedurften auch in Tirol ſchon frühzeitig der 
Zuſtimmung der Stände (anjangs Adel u. Städte, 
biter aud) Bauern u. Klerus). Die Steuereinheit 
bildete ber Feuerherd (Steuer gewsbhnlid) 1 fl). 
Der Adel iibernahm erjt jeit 1466 einen Teil der 
augerordentl. Steuer (1468 10% des Gültenein— 
fommen 4). 

1487 ging das ganje Steuerivejen an die 
Stinde iiber, womit die alte Lf. Steuer aufhörte. 

1499 trat die Steuer in enge Berbindung mit 
der Wehrverfafjung, indem man die Erhaltung der 
3u ftellenden 5000 (im alle eines zweiten Auf— 
gebotes 10.000) Soldknechte auf die zwei Gruppen 
der Stände (Adel u. Klerus — Stiidte u. Verichte) 
verteilte. Cine definitive Regelung erfolgte jedoch 
erjt durd) das Landlibell von 1511. 
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Die 5000 „Steuerknechte“ wurden hienach mit 
ibrem Monatsfolde von 4 jl. in Geld veranichlagt, 
was das Steuerfimplum von 20,000 fl ergab. Bon 
den fo in Weld umgerechneten Nnedjten Steuer— 
cinheiten) batten die oberen Stände Tirole und 
die Hochſtifte Brixen u. Trient 1800, die Städte 
u. Gerichte des Unterinntales 300, jene der iibri- 

en alten LandeSteile 2400, ſämtl. Stände des erjt 
ur; vorher gu Tirol gelangten Bujtertales aber 
500 Knechte zu leijten. Innerhalb jeder Gruppe 
geſchah dic weitere Umlegung des Nontingentes 
nad) Maßgabe des Wrund= u. Gültenbeſitzes u. zw. 
bildete beim Prälaten- u. Adelsſtande die mittels 
Selbſteinſchätzung erhobene fapitalijierte grund- 
berrl. Rente die Bejtencrungsqrundlage, bei den 
unteren Stiinden der ſtädt. und ländl. Beſitz nad) 
Feuerſtätten. Unter diejer techniſchen Stener- 
einheit war aber nun nicht mehr cine wirfl. Herd— 
ſtätte 3u verjtehen, fondern eine Werteinheit dee 
Grundbefipes u. zw. der Wert von 150 jl. Befreit 
waren nur die Bergleute und die gur Verteidigung 
fejter Burgen verpflichteten Wemeinden. 

Auf diejer Grundlage fam 1512 eine Art 
Kataſter zuſtande. Für die Zuweiſung in eine 
der beiden Hauptgruppen „„Adels⸗“ u. gemeine“ 
Steuer) war der Beſitzſtand von 1500 mäßgebend 
u. av. blieb ein ſpäterer Bejipiibergang an Ange— 
hirige der anderen Gruppe fteuerrechtlich ohne Be: 
lang. Die 5000 Steuerfnedjte wurden iibrigens bei 
diefer Ratajtrierung nicht voll erreicht. Dazu famen 
nod) Ausfiille infolge vielfac verlangter Steuer- 
bejreiungen und uneinbringl. Riidjtinde, fo dak 
fdjon unter Maximilian I. nur 3900 Knechte „gang— 
bar“ waren. Die jeweilige Steuerjumme wurde ent- 
weder mit einer wechſelnden Anzahl von Steuer- 
fnedjten u. Monaten (auf rund des Normalwertes 
eines Knechtes) oder mit einer bejtimmten Geld— 
ſumme bewilligt, von deren Höhe die auf einen 
Knecht entfallende Steuerſchuldigkeit —“ 

Das ſtizzierte Steuerſyſtem unterſcheidet ſich 
bei all ſeinen Mängeln doch dadurch ſehr zu ſeinem 
Vorteile von jenem der anderen Länder, daß es 
alle Stände belaſtete und eine Uberwälzung der 
Steuer von den Herrſchaften auf die Bauern aus— 
gejdlojien war. Übrigens zeigte fic) ſchon bald das 

edürfnis einer Revifion der Einſchätzung. Cine 
ſolche fand bereits 1529 jtatt u. aw. durd) Ver— 
trauensmänner ded Adels, flir den Feuerſtätten— 
fatajter durch) cine Rommijfion von Vertretern der 
Regierung und des Landes, welche den Verkehrs— 
wert erheben und 300 fl. Wert als Feuerſtätte mit 
je 1 fl. Steuer belegen follte. Da das Ergebnis 
diefer Revifion nicht befriedigte, wurde alsbald durch 
einen aus Bertretern aller Stiinde (jeit 1563 nur 
mehr der oberen Stände gebildeten, 1544 gu einer 
jtindiqen Cinrichtung gewordenen Ausſchuß, das 
104, Steuerfompromif, cine Ausgleichung an- 
gebahnt und bis 1545 größtenteils durchgeführt. 

Bon 1537 an wurde die Landjteuer, die bis 
dahin nur den Charafter außerordentl. Hilfen 
qehabt hatte, häufig aud) fiir ordentl. Erforderniſſe 

ewilligt. 

Anläßlich der Ubernahme der l. f. Schuldenlaſt 
von 1,600.000 fl. durch die Stände zur Tilgung 
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in 20 Jahren (1573) wurde dieje ordentl. Land— 
jteuer mit jährlich 180.000 fl. ſtabil und dag 

ange Steuerwejen bis gur Tilgung der 
libernommenen Schulden den Standen 
iibergeben, die bis dabin gwar das volle Be— 
williqungsredht, dic Verwaltungs- u. Verwendungs- 
fontrolle aber nicht uneingeſchränkt gehabt batten. 

1573 u. 1574 fand nun aud) eine allg. Neue 
fatajtrierung jtatt u. gw. unter der Leitung der 
ſtändiſchen Steuerfompromijiare. Hiebei wurde die 
orbdentl. Landſteuer wieder auf 5000 Steuerfned)te 
umgelegt (was fiir einen Knecht 36 J ergab) und 
der Unterjdied zwiſchen den zwei Stewerqruppen 
beibehalten, die Beranlagung aber neu geregelt. 
Die Adelsſteuer follte entweder unmittelbar von 
der Herridjajtsrente, u. giv. mit yo der trodenen 
Gülten (Geldgingleijtungen der Untertanen) und 
1060 Der Naturalleijtungen, oder mit der verhält⸗ 
nismäßigen Quote des diefer Rente entiprechenden 
Kapitalswertes (1 fl. trodene Gült 25 fl, 1 fl. Na- 
turalzins 35 fl. Wert) bemeſſen werden. Der gee 
meinen Steuer unterlag auf dem Lande nur der 
Grundbejig, in den Städten auc das Gewerbe. 
Bei der Neuumlage der Kontingente hielt man ſich 
in der Regel nod) an die Feuerjtiitten als Steuer- 
einheit, in mandjen Orten aber unmittelbar an den 
Schätzwert. Die Schulden blieben unberückſichtigt. 
Die Schigung der Herrichajtseinfiinfte aus Natu— 
ralleijtungen erfolgte nad) einem fehr niedrigen, 
den Marklpreiſen ſchon urſprünglich nicht entipre- 
chenden Tarije, eine Begiinjtiqung des Adels, die 
jich, Da der 1574er Kataſter etwa zwei Jahrh. be— 
ſtand, naturgemäß in ihrer Wirkung immer mehr 
ſteigerte. Die Neukataſtrierung, in welche diesmal 
aud) der l. jf. Beſitz einbezogen wurde, ergab nur 
4670 Knechte. Dieſen Abgang, welcher ſich zum 
Teil durch auf ſpeziellen Privilegien beruhende oder 
auch bloß angemaßte Steuerbefreiungen ganzer 
Gemeinden oder Bezirke erklärt, wollte man durch 
Ermittlung verſchwiegener Gülten decken. 1621 be— 
ſchloß der L. T. abermals eine Landſteuerreviſion, 
welche hinſichtlich der Grundſtücke nach dem vor 
etwa 25 Jahren erhobenen gerichtl. Schätzwerte 
unter Berückſichtigung der normalen Ertragsfühig— 
keit, hinſichtlich des Gintommens aus Dominifal- 
rechten unter Kontrolle durd) Angaben der Ver— 
pilichteten ftattfinden follte. Die Wrbeit der hiezu 
eingeſetzten Nommiffionen geriet aber hauptſächlich 
infolge pajfiven Widerftandes der Herrſchaften als— 
bald ing Ctoden. Blok fiir die gemeine Steuer 
fam das Operat bis 1643 größtenteils zuſtande 
u. giv. in ſehr ungleichmäßiger Weife. 

Die von Railer Leopold I. 1675 angejtrebte 
neuerl. Revifion blieh unausgeführt. Ebenſo ſchei— 
terte die 1720 vom Landtagsausſchuſſe beſchloſſene 
und von Karl VI. 1722 genehmigte Reform, welche 
die Schaffung eines allg. Ertragswerttatajters und 
die Aufhebung aller Steuerprivilegien anjftrebte, 
an dem paffiven Widerjtande der an der Fortdauer 
der Ungleichmäßigkeit intereffierten Rreije. 

Einen weſentl. Fortidritt bedeutet das P. 
Narls VI. vom J. 1740, wonach alle Güter auf Grund 
von öffentlich zu verlefenden Befenntnijjen durch 
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bei Grundſtücken zu 58, bei Häuſern gu 7%) nach 
3 Bonitätsklaſſen unter Abzug der Reallaſten ein— 
geſchätzt werden ſollten. Der —* des Kaiſers be- 
reitete aber auch dieſem Meformverfuche cin frühes 
Ende. Wie notwendig eine Neufatajtrierung ſchon 
längſt gewejen wäre, erbellt auc) daraugs; dak 1720 
bereits 28% der Steuerfnedjte auger Evidenz ge- 
kommen oder uneinbringlic) geworden waren. 

Die 1573 jtabilifierte ordentl. Landſteuer er- 
wies fic) natiirlid) in Kriegszeiten bald wieder als 
unzulänglich. Seit 1592 finden fic) daher wiederholt 
„Türkenhilfen“ und andere auferordentl. Steuer- 
bewilligungen, welche meiftens dadurch aufgebracht 
wurden, daß man gu den zwei ordentl. Steuer— 
terminen nod) einen oder zwei „Extratermine“ aus—⸗ 
ſchrieb, wodurch ſich der Steuerknecht von 36 auf 54 
oder 72 fl. erhöhte und die Ungleichmäßigkeit nod 
driidender wurde. 1724 ſchrieb man überdies cine 
augerordentl. Rauchfang ftewer aus, deren Steuer— 
cinheit der Küchen- oder Stubenherd bezw. die ge- 
werbl. Feuerjtitte war (8 Klaſſen von '/g—2 ji.) 
Uber die augerordentl. Berjonalfteuern ſ. unten. 

Bevor die vom Lande 1573 iibernommenen 
Sehulden getilgt waren, fand 1590 eine neue Schuld- 
iibernahme jtatt u. zw. ohne Befriſtung der Tilgung. 
Hiedurch fam die fanditeuer endgiiltiq in die Ge— 
walt der Stiinde. Anderſeits mathe das Steuerbe- 
williqungsrecht des L. T. immer mehr illuſoriſch, 
da fic) die Regierung ſelbſt die außerordentl. Steu- 
ern feit 1592 in der Regel nur durd) den Land— 
tagsausſchuß bewilligen lies, den Bollandtag aber 
nur mehr felten einberiej. 1723 erklärte Marl VL, 
daß, wenn nicht ein beftimmter Betrag bewwilliat 
wiirde, der Ubgang als bewwilligt anzuſehen fei. Hie— 
mit war das jttindifde Bewilliqungsrecht jaftifdy be— 
feitigt. Much die ſtändiſche Uutonomie begiiglich der 
Steuerverwaltung war am Anfange des 18. Jahrb. 
gu einem bloßen Scheine geworden. 

In Vorarlberg wurde das Steuerfyjtem 
1511 ähnlich geregelt wie in Tirol, 1708 jedoch 
durd) cine auy eidesſtättigen (ciner gegenſeitigen 
RKontrolle der Stände unterlieqenden) Fafjionen 
berubende Vermigensjteuer erjept. 

Die Thereſianiſche Steuerreform ſ. unter 
„Grundſteuer“. 

3. Böhmen (nad Gindely, d'Elvert u. Miller}. 
Hier findet fic) ſchon im 13. Jahrh. eine allg., 
nad der Anzahl der angebauten Huben veranlagte 
Vermigensjteuer unter der Bezeichnung Bern. 
Eine Verpflichtung jur Leiftung derjelben beſtand 
nut bei der Krönung des Königs und der Ver— 
heiratung feiner Minder. Jn allen anderen Fällen 
hatten die Stände das Bewilliqungsredt. Der 
Faſſionspflicht unterlagen der gefamte Grundbeſitz, 
der Wert herrſchaftl. Nubungen u. Realredhte, 
dann die Häuſer u. Warenlager in den Städten. 
Der Steuerfuß war natiirlic) ein wechſelnder. 
Daneben geigen fic) ſchon früh Anſätze zu einer 
partiellen Ertrags= u. Einkommensbeſteue— 
rung. So wurde 1437 u. 1443 ausnahmsweiſe 
das ganze Vahreseinfommen aus Mrundginjen 
alg Steuer eingehoben. 1479 mute jedermann 
(mit Ausnahme der Zinsbauern 5 feines Cine 


beeidete Taratoren nad) dem Ertrage (fapitalifiert | fommens als Steuer abjiihren. Much Ropfiteuern 


wurden zuweilen beivilligt. Die divefte Haupt- 
iteuer blieb aber bis tie} in das 16. Jahrh. die 
alte Vermögensſteuer, nachdem der Verjuch des 
L. T., dieſelbe durch eine fombinierte Verkaufs— 
ſteuer auf Bier, Wein, landwirtſchaftliche und 
gewiſſe gewerbl. Produkte ('/,9 des Kauſpreiſes 
zu erſetzen, ſchon nach kurzer Dauer (1534—1537) 
aufgegeben werden mußte. Das Objekt der Ver— 
mögensſteuer bildete nunmehr das —* unbe⸗ 
wegliche und bewegl. Vermögen l(einſchließlich zins— 
tragender und ausſchließlich unproduktiver Kapi— 
talien) nach jährl. Schätzung. Steuerpflichtig waren 
anfangs nur die Mitglieder der oberen Stände, 
welche aber meiſtens thre Untertanen willkürlich 
zur Steuerleiftung heranzogen. Erjt 1542 wurden 
die Untertanen vom L. T. jelbjt als ſteuerpflichti 
erflirt. Der Steuerſuß, welden der L. Tn 
jährlich direft (ohne Rontingent) bewilligte, betrug 
für die Herricajten und die Biirger der Stiidte 
gewöhnlich “/,% des eingeſchätzten Vermögens, 
alſo 24% eines S%igen Einkommens, infolge 
der niedrigen Einſchätzung aber tatſächlich wohl 
taum halb ſo viel. Das Steuerprozent für die 
Untertanen war bis 1546 etwas höher als jenes 
der Herrſchaften. Bet drohender Türkengeſahr 
wurden außer der Vermögensſteuer auch außer— 
ordentl. Rüſtgelder nach dem Einkommen aus— 
geſchtieben, vorübergehend (1548 u. 1549) ſelbſt 
die Vermögensſteuer erſetzt durch die Bewilligung 
von YY, des Einkommens der Herrſchaften aus 
Grundzinſen fowie jenes der Freibauern u. Kapi— 
talijten. 

1567 ging man ju einem neuen Bejteucrungs- 
modus iiber, indem an die Stelle der Vermögens— 
jteuer cine Hausſteuer trat, in 4 Klaſſen mit 
firen Steuerjiigen von 75, 60, 20 u. 15 Wrojden 
wovon 24 den Wert cines Rhein. Guldens hatten) 
pom aufrechten Hauje. In die 1. Klaſſe gehörten 
die Häuſer in den Städten, in die letzte Jene der 
Untertanen, Ddagiwijden jene der Freiſaſſen u. 
Piarrer. Außer in den Stidten, wo die firen 
Sige dieſer Abgabe feit 1577 sum Teil durd 
Rontingente erjegt wurden, war diejelbe nicht eine 
witfl, Gebäudeſteuer, jondern eine Grundſteuer, 
deren Steuereinheit die Unfiijigteit bildete. Der 
Adel war nunmebhr fiir feinen ganzen Realbefis 
auf dem Lande ſteuerfrei. Bon der gleidyecitig 
eingefiifrten Rapitaljteuer (bi8 1573 jährlich 5, 
dann nad) längerer Unterbredjung 1586 —1603 
j¢ 600) war derjelbe allerdings nicht befreit. Erſt 
1593 wurde die Realjteuerfreiheit des Adels auf 
den in feiner eigenen Bewirtſchaftung jtehenden 
Grundbeſitz eingeſchränkt, indem man nun die 
perenne nad der Bahl der auf ihren 
Gütern befindl. Bauernanfajfigfeiten in die 
Befteucrung are Hand in Hand hiemit ging 
aber eine beträchtl. Erhihung der Hausſteuerſätze 
fiir die Städte. Der Steuerhuh fiir die Herrichajten 
belief fich 1593-1617 auf durchſchnittlich 34 Gro— 
iden von jeder —— Anſäſſigkeit, was (nad) 
Gindely) rund 15% des Reinertrages gleichkommt. 
Die anſäſſigen Untertanen Hatten von 1595 an, 
auger der ordentl Hausſteuer (durchichnittlich 
20 Grofden von der Anſäſſigkeit) nod) eine zweite 
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Realſteuer, die ſog. —— 
doppelter Höhe zu entrichten. 
waren alſo nod) immer ſehr ſtark bedi 





nicht anſäſſigen Untertanen (Taglöhnedut Danke 
werfer) waren nur ju kleinen Steuerbeitriqenan— -~ 


ihre Dienjtherren verpflichtet. 

1596 wurde das Steuerinitem durch eine pri- 
mitive Gebäudeſteuer, die Raminjteuer (10 Gro— 
iden von jedem benupten Kamin), ergänzt, wo— 
von nur die Hiujer in den Dörfern und ofjenen 
Landſtädten befreit waren. Zeitweilig fdjritt man 
aud) gu einer direften Bejteucrung der Getreide— 
ernte, bald in Weld (1601, 1607), bald als 
Naturalzehent (1664 Moy der Ernte). 

1654 fam auf Grund behördlich überprüfter 
Faſſionen der erjte cinheitl Natafter Böhmens 
guftande. Derfelbe umjagte 76.000 Anſäſſigkeiten, 
weldjen im flacjen Lande 80 Strid), im Mittel. 
gebirge 55 und im Hochgebirge 40 Strid) Aus- 
jaat entiprachen. Einer folchen Ackerfläche wurde 
aud) der Beſitz von 4 Zugtieren oder ein analoges 
Einfommen aus Handel u. Gewerbe gleidge- 
achtet. Auf jede Anſäſſigkeit entfiel anfangs eine 
Steuer von rund 3 jl. 

Wegen der vielen — ae ate des 
neuen Operates wurde vom L. T. 1682 eine allg. 
Ratajtralrevifion durchgefiibrt und der An— 
ſäſſigkeitsmaßſtab dahin abgetindert, dak von dem 
Befige der Untertanen im Flachlande 70, im 
Webirge 37, von jenem det Biirger u. Cinwohner 
in den Stiidten 35—40 Strid) als Anſäſſigkeit 
anzuſehen feien. Bei diejer Revifion wurden auch 
die bis dahin ſteuerfreien unbeaderten produftiven 
Gründe in den Katajter einbegogen und die jtiidt. 
Sewerbe nad) Ertragsflajjen neu eingeſchätzt. 

Seit 1705 war die ordentl. Rontribution von 
den LUlntertanen, die aukerordentlide von den 
Herrſchaften gu tragen, welch letztere auc) die ver— 
hältnismäßig geringe Rameralfontribution auf— 
brachten. int Decung des CExtraordinariums 
wurden aber aud) die unangeſeſſenen Rapitalijten 
u. Gewerbsleute herangesogen. Die Repartition 
der Dominifaljteuer erjolgte teils nad der Sahl 
der fiir die betreffende Herridajt ermittelten unter— 
tiinigen Anſäſſigkeiten, teils nad) dem von der 
Herridjajt felbjt einbefannten Reinertrage der (nicht 
in den Natajter einbegogenen) herrſchaftl. Grund- 
jtiicte, Der Viehzucht, Fiſcherei u. Brauerei. —— 
wurden bei der Subrepartition häufig Dominikal— 
quoten auf die Untertanen überwälzt. Die Zahl 
der Anſäſſigkeiten, die ſich nach der Reviſion von 
1682 noch mit 72.240 ergab, fant bis 1711 infolge 
der langen Kriege auf 54.539. 

Abgeſehen von dem Mangel einer Vermefjung 
frantte der beſprochene Matajter hauptſächlich an 
wei Webreden, indem bei der Ermittlung der 

njajjigteiten in det Regel bloß das Ackerland be- 
tiicfichtiqt worden und der direfte Dominikalbeſitz 
iiberh. gan, auger Betracht geblieben war. Die 
Behebung diefer beiden Gebrechen war der Haupt- 
awed ciner im J. 1713 angebabnten abermaligen 
Reform. Nach dem begiiglichen, unter Zuſtimmung 
des L. T. erlaſſenen kaiſ. P. follte nunmehr fiir 
den geſaniten ſtädt., Ruſtikal- u. Dominikal— 
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bejip der Bruttoertrag ſämtl. Kulturgat- 
tungen ſowie der Viehzucht und des Mühlen— 
betriebes auf Grund detaillierter Faſſionen fom- 
mijfionell erhoben werden. Für das Weferland 
war biebei cine Rombination von Klajien der Ere 
tragsſfähigkeit mit Metreidepreistlajjen maßgebend. 
Sede Verſchweigung war mit dem vierjaden Werte 
bes Verſchwiegenen ju bejtrajen. Die Erhebungen 
qelangten erjt 1725 sum Abſchluſſe, worauf etme 
YUnjafligteit einem Bruttoertrage von 10 fl. gleid)- 
gejtellt und die Ruſtikalſteuerſchuldigkeit mit 60 jl. 
pro Anſäſſigkeit (33 4/5 % ) jeſtgeſetzt wurde. Die in 
ibrer Hohe fdpwanfende Dominifaljteucr erreichte 
gewöhnlich faum , dieſes Betrages. 

Dieſes Syſtem blieb bis zur Thereſianiſchen 
Steuerrettififation in Kraft. 

4. Mähren (nad d’Elvert). Wie in Böhmen 
war aud) bier die älteſte direfte Steuer die Bern, 
weldje nad) Maßgabe der angebauten Huben (hier 
Lahne genannt) bemefjen wurde. Auch die ſpätere 
Cntwidlung war jener in Bohmen ähnlich, näm— 
lid) von der Vermögensſteuer gu einer ausge— 
bildeten Anſäſſigkeitsſteuer, und von diejer zu einer 
teinen Ertragsjteuer, weld) — Stuſe Mähren 
allerdings ert unter Waria Therefia erreidte. 

1531 entjtand die Bejteuerung nad) Gült— 
pferden, indem die Stiinde als Tiirfenhilje be- 
ſchloſſen, daß die Herrſchafts- u. Freihofbeſitzer 
von je 2000 fl. Beſitzwert ein Pferd ausrüſten 
und überdies von je 1000 fl. nod) 1 fl. Steuer 
jablen jfollten. Hiezu batten die Steuerpflichtigen 
ibre Giiter u. Rapitalien felbjt einzuſchätzen. Die 
Notwendigfeit der Wusbildung eines jtehenden 
Heeres veranlagte den 1542 in Prag abgebhaltenen 
Generalkongreß der ſtändiſchen Wbgeordneten, die 
bisherige Verpflichtung zur Stellung ausgeriijteter 
Mannſchaft durd) eine Geldfteuer zu erſetzen 
und demnad) vorliufiq auf 6 Jahre eine allg. 
Vermögensſteuer ju bewilligen, wozu ſämil. 
Grundſtücke eingeſchätzt wurden. Die Herrſchaften 
hatten 00 des Wertes als Steuer zu entrichten, 
die Untertanen go. 

Bon 1567 an fag, wie in Böhmen, das be— 
wobhute Haus der Steuerbemefjung gu Grunde. 
Der SteuerfupR betrug anfiinglid) auf dem Lande 
VV, fl., in den Städten 2 fl. von jedem Hauje, wurde 
aber ſpäter erhöht. 

1587 wurde auf Grund einer neuen Faſſion 
u. Abſchätzung der Güter wieder auf die Beſteue— 
rung nach Gültpferden zurückgegriffen, u. zw. 
entfiel bald nad) 1600 auf einen Gutswert von 
20.000 fl ein Gültpferd, wovon die Obrigkeiten aus 
Cigenem je 100 Fl. zu entridjten batten. Gleich— 
jeitiq waren die Hausbejiger in den Stidten mit 
je GL, die angefejjenen Untertanen mit je 2 und 
dic Freihoſbeſitzer mit je 5 fl. belaſtet. Natürlich 
wechſelte der Steuerfuß nach Maßgabe der jährl. 
— 

Nad) der Niederwerfung dev Wujftinde in 
Böhmen u. Mähren (1621) wurde, da der Kaiſer 
die Landtagskompetenz als verwirkt betrachtete, die 
Hauptiteuer, wie in Ssbmen, mehrere Sabre hin— 


Pinang gefchichte. 


wieder Das Recht der Bewilliqung der inzwiſchen 
(1622) als ordentl Nontribution jtabilijierten 
Steuer zuerkannt. 

Abgeſehen von einer kurzen Unterbrechung 
1625 — 1631), während welcher die Steuer nad 
der Anzahl der hausanſäſſigen Untertanen bezw. 
(in den Städten der Bürger eingehoben wurde, 
blieb bi8 1659 die alte Beſteuerung nad) Gültpferden 
in Kraft, obgleich fie wegen der Unzuverläſſigleit 
ibrer vevalteten Grundlagen ſehr ungleicmapig 
wirtte. Die vom L. T. ſchon 1635 eingeleitete 
Rejorm verlief wegen der Kriegswirren vorliufig 
im Sande. Exit mit Landtagsbeſchluß vom J. 1656 
wurde die Schaffung eines neuen Steuerfatajters 
angeordnet, welder 1664 zuſtande fam und 1669 
revidiert wurde. Derjelbe beruhte auf fommifjionell 
iiberpriijten Fafjionen der Herrſchaften. Steuer— 
objeft waren nur die Acker u. Weingiirten, welche 
je in 3 Bonitätsklaſſen eingeſchätzt wurden. Die 
Steuereinheit bildete in den Städien das bewohnte 
Haus, auf dem Lande der Lahn, d. b. cine 
fteucrbare Fläche, deren Größe nad) ciner fiir 
jede Nulturs u. Bonitätsklaſſe veridieden feſtge— 
jepten Ausſaatmenge zu bejtimmen war. Dei 
den Äcern entiprad einem Lahne in den 3 Boni- 
titsflajien cine Ausſaat von 100 bezw. 125 u. 
150 Megen. An den zwei erjten Klaſſen rechnete 
man auf 1 Metzen je GOO, in der 3. TOO Klafter. 
Die Fläche wurde durch cine Ofularaujnahme 
ermittelt, zur Nontrolle jedod) in jeder Gemeinde 
ein Teil der Lahne wirklich vermeſſen. Solder 
Lahne ergaben fic) fiir bas gange Land rund 16.000, 

Die Labnenbejteuerung begann nod) vor Ab— 
ſchluß der Ratajtrierung u. gw. bereis 1659. Die 
Repartition erfolgte nad) der Anzahl der herr— 
ſchaftlichen u. untertinigen Lahnen. Die Obrig- 
feiten follten allerdings mindejtens die Hälfte der 
Steuerquote tragen, tatſächlich wußten fie jedod) 
bei der Subrepartition faft die ganze Lajt auf die 
Untertanen gu überwälzen. Wud) der ſtädi. Grund. 
bejip auf dem Lande war jteuerfrei. Eine weitere 
Unbilligfeit laq in ber Steuerjreiheit der Wieſen, 
Warten, Hutweiden u. Walder. 

Erſt 1671 iibernahmen die oberen Stände 
iiber kaiſ. Qnitiative einen Teil der poftulierten 
Ronitribution, welcher nad) der Anzahl der Ramine 
der herrſchaftl. Häuſer umzulegen war, ſomit teils 
als Grund-, teils als Gebäudeſteuer wirkte. Auch 
der ſtädt. Beſitz in Stadt u. Land ſowie der Be— 
ſitz der Untertanen wurde nach den Kaminen be— 
ſteuert. Von nun an bejtanden alſo auf dem Lande 
zweierlei Steucreinheiten nebeneinander. Dod) be- 
lajtete dic Rontribution nach wie vor iiberwiegend 
die Untertanen. Die Herrichajten hatten außer der 
Raminjteucr in der Regel nur da8 Extraordinarium 
au tragen und partizipterten überh. an det Lahnen— 
bejtenerung immer in weit geringeren Betriigen 
alg die Untertanen. Das Verhilinis war überh. 
bis aur Therefianijchen Steuerreftififation ein ſehr 
wechſelndes. 

Die Freihöfewaren in der Lahnenbeſteuerun 
je nach der Verſchiedenheit ihrer rechtl. Natur, teils 


durch ohne landtägl. Bewilligung ausgeſchrieben, den Herrſchaften, teils den Untertanen gleichgeſtellt, 


in der neuen L. O. 


(1628) aber den Stiinden| teils nach Zwiſchenſätzen beſteuert. Tie Städte 
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zahlten bis 1619 auger der allg. Realſteuer noch 
den althergebrachten Kammerzins. 

5. Schleſien (nad Kries u. d'Elvert). Hier 
bejtand ſchon 202 eine ordentl.Srundjteuer(,, Scop”, 
ipater, wie in Böhmen, „Bern“ qenannt) im Gegen— 
jag au den auferordentl. Beden oder Hilfsgeldern. 
Bon 1474 an wurden, da die Bern ſchon längſt 
abgefommten war, von dem damaligen Landesherrn 
Matthias Corvinus wiederholt ordentlide alla. Steu- 
ern (jormell als freiwillige Hilfe des Landes) ver— 
langt, u. zw. von jeder Hufe “/,—1 fl, von jedem 
WMiiblrade 1 fl, von den Stiidten bejtimmte Kon— 
tingente. 1527 beſchloß der Fürſtentag eine allg. 
Neuſchätzung des Vermögens und des Einkommens 
aus unbeweglichen und bewegl. Vermögen, Handel 
u. Gewerbe, auf Grund welder anfangs aufer- 
ordentliche, ſpäter ordentl. Stenern in wechſelnden 
Betriigen eingehoben wurden. Das Steuerfapital 
eines Fürſten oder Landesſtandes hie Bartifular- 
fhapung, jenes des ganzen Landes Weneral- 
ſchatzung Eee Anjage oder Andiftion). Anfolge 
von Münzänderungen u. Nachläſſen verminderte 
ſich die atzungsſumme, welche urſprünglich 
11%, Will. fl. betrug, auf 74), Mill. im J. 1628, 
und auf 67, Dil. im J. 1671. Die Schagung 
von 1628 war die lepte, die vom Fiirjtentage an- 
etfannt wurde, weil alle ſpäteren Veränderungen 
auf einjeitigen kaiſ. Befehlen berubten. 

Die Schatzungsſteuer wurde bald auf cin be— 
ftimmtes Jahreskontingent repartiert, bald direlt 
als Quotitätsſteuer bewilligt. Der Steuerfuß ſti 
von 6—12 im 16. Jahrh. auf 50 —80, endli 
150%» und darüber im Dreißigjährigen Kriege, wozu 
aud) die Abnahme der Schatzungsfumme beitrug. 
Die Ungleichmäßigkeit der —— wurde hiedurch 
immer fühlbarer, zumal die Nutzungen aus Do— 
minifalredten tatſächlich unverſteuert waren. Nach 
mehreren vergebl. Verſuchen Leopold L und Joſef I. 
ordnete daher Karl VI. 1721 eine allg. Steuer— 
teftififation an. Hienach, bezw. nach den ergän— 
zenden Vorſchriften von 1727 u.1733 waren Steuer- 
objeft alle Grunditiide, — Realgewerbe und 
ſonſtigen Realrechte, der Ertrag der —E die 
grundh. Einkünfte aus Robot, Grund- u. Beſtand— 
inſen, dann das Einkommen aus Bergwerken, 

andel u. Gewerbe. Den Ertrag aus allen dieſen 
Objekten u. Nutzungen hatten die Obrigkeiten fiir 
ſich, die Ortsbehörden für die Untertanen und die 
Magiſtrate fiir die Städte zu fatieren. Zur Prü— 
fung u. Reviſion dieſer Faſſionen wurden 20 Kom— 
miſſionen eingeſetzt, welche dem Lande über 1 Mill. 
Taler koſteten, gleichwohl aber nad 20 Jahren — 
ur Zeit der preußiſchen Eroberung Schleſiens — 
hre Ärbeiten noc) nicht beendet hatten. Die Flächen—⸗ 
anfite berubten, abgejehen von eingelnen Kontrolls— 
permefjungen bei der Superrevijion, blof auf den 
Falfionsangaben. Die Schipung der ints 
erjolgte nach cigenen Tarifen u. zw. hinſichtlich 
der Brundjtiide teils nach Culturgattungen (Ader, 
Garten, Wiefen, Teiche, Walder) u. Bonititsflaffen, 
teilS nad) dem Ertrage der Viehzucht, — hinſicht— 
lid) der Häuſer nad) dem Mietgingertrage. Für die 
jeRhaften Gewerbe waren 4% des Rapitalawertes 
alg Steuerbafis anzuſehen. Die Naturalnugungen 
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wurden nad) bejtimmten Tarifſätzen in Geld ver- 
anjdlagt. Der Gejamtwert der jteuerpflidtigen 
Realititen u. Nugungen wurde auf diefe Weiſe 
mit 30 Mill. Talern ermittelt. Die erhobenen 
MNupungen verzeichnete man in 3 abgefonderten Ka— 
tajtern, je einem fiir die Herrjchaften, die Unter— 
tanen und die Stiidte. 

Erſt nach dem Berlujte des größten Teiles 
Schleſiens trat diejes Steuerſyſtem, das fich als eine 
Verbindung von Wrund-, Gehäude- u. Gewerbe- 
jteucr darjtellt, fiir den bei Ojterr. verbliecbenen 
Landesteil in raft u. zw. 1744. Die ſteuerpflich— 
tige Gefamtnugung belief fich in Oſterr.Schleſien 
auf 692.752 fl, wovon zur Dedung der Rontribu- 
tion, verichiedener Verbrauchsſteuer-Pauſchalien 
und der Landesauslagen zuſammen 176.866 fl. zu 
entridten waren. Fyormell wurde die Veranlaqung 
nad) dem Kapitalswerte allerdings erſt 1747 auf— 
gehoben. Die satpro trugen nur die augers 
ordentl. Rontribution, die Untertanen u. Städte 
die ordentliche u. gw. betrug der Steuerfuß fiir die 
Herrſchaften 27'/,%, fiir den Rujtifalbejip 35'/, % 
und fiir Die Stiidte 41"), % ded Ertrages. Die unan- 
qejefjenen Biirger in den Stiidten, dann die Han— 
dels⸗ u. Gewerbsleute auf dem Lande, die bisher 
fteuerfrei waren, partijipierten feit 1744 mit einer 
mäßigen Klaſſenſteuer an der Montribution. 

Cine Ergänzung des Steuerjyitemes durch 
anderwirtige direfte Steuern fam nur aus— 
nahmsweiſe vor. So wurde 1666 eine Rauchfang— 
jteuer, 1677 eine Beſoldungsſteuer ausgeſchrieben. 

6. Die Therefianifden Steuerreftifi- 
fationen (nad) Linden, Hauer, d'Elvert, Myrbach 
u. Miller). Die anläßlich der Regeffierung der 
anderfontributionen 1748 in ſämtl. Ländern, mit 
Ausnahme von Tirol u. Schlefien, — 
Steuerrektifikation verfolgte den Zwech, die bisheri— 
gen Ungleichmäßigkeiten in der diealfieuerveranla⸗ 
gung zu beheben und insbeſ. den vielfach nur un— 
genitgend und unregelmäßig beſteuerten Adel gu 
einer angemeſſenen teuerleiſtung heranzuziehen. 
Das begiiql. Verfahren war jedoch keineswegs fiir 
die Geſamtheit der Lander cin einbheitliches, da man 
die Montinuitit mit den friiheren Steuerſyſtemen 
nicht völlig abbrechen wollte. Gemeinſam war eigent- 
lid) nur die Musdehnung der Steuerpflidjt auf den 

eſamten herrſchaftl. Grundbeſitz, die umfaſſendere 
zerüchſichtigung der Ertragsfähigleit bei der Schät— 
puns. die Faſſionspflicht der Herrichaften und die 
ommiffionelle Uberprüfung der Faſſionen, ferner 
die Scheidung des neuen Steueroperates in einen 
Dominifals und einen Ruftifalfatafter. Die Faf- 
fionen waren mit Dofumenten zu belegen. Sie 
wurden durch ſtändiſche Oraane tiberpriift. Uber 
die Verhiltnifje des Rujtifalbejiges wurden die 
Untertanen felbjt einvernommen. Cine Vermeſſung 
jand nur in Mähren gum Teil ftatt, indem man 
die Flächenangaben der Untertanen durch Nach— 
meffungen fontroflierte, vom Herrſchaftsbeſitze aber 
nur die Wilder vermeffen wurden. Im itbrigen 
erfolgte die Veranlagung in den eingelnen Ländern 
in gum Teil verfdiedener Weiſe. 
n ©. O., Steierm., Kärnten u. Krain be- 
ſchränkte fic) die Reftifitation auf den Dominifal- 
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bejif an Grundjtiiden u. Nugungsredten (einidlies- 
lich) der Realgewerbe), wiihrend bezüglich des Rus 
jtifalbefiges bloß cine Verifizierung der alten Re- 
partitionsgqrundlagen ſtattſand. Qn den übrigen 
Ländern war die Reftijifation eine allg. Neufata- 
jtvierung. Das betreffende Operat jtellt fic) fiir N. 
©. teils ale Berfehrswert=, teils als Ertragswert- 
fatajter, fiir die iibrigen Vander als Ertragstatajter 
dar, weld) legterer in Steierm. allerdings bezüglich 
der Wilder auf dem Berfehrswerte berubte. 

a) Niederöſterr. (foij. B. 2 0X 1748, 8 VI 
1750, 3 VI u. 27 VIL 1754), Gegenjtand der Fae 
fionen waren ſämtl. Grundjtiide u. Gebäude, dann 
der Ertrag der Dominifalgejille und fonjtigen „ab— 
geleiteten Nupungen” fowie die Realgewerbe. Bei 
der Schiigung der Hfonomijden Kulturen 
(Meer, Wiejen, Gärten u. Weingarten) wurde der 
Rerfehrswert in 3 Bonititstlajjen nad den in 
der Wegend übl. Verfaujspreijen ähnl. Überländ— 
— erhoben. Eine Vermeſſung fand nicht ſtatt. 
Wenn die Fläche nicht annähernd bekannt war, 
rechnete man auf 3 Metzen Ausſaat ein n.<b. Joch. 
Für die Wälder bildete der Ertrag den Maß— 
ſtab der Wertermittlung, u. zw. wurde bei Ruſti— 
falwaldern der Forjtnugen durch Sachverſtändige 
erhoben, bei den Dominifalwiildern der zehnjährige 
Reinertragsdurchidnitt nad) Abzug des eigenen 
Bedarjes ermittelt, und in beiden Fällen gu 5% 
tapitalijiert. Wljo eine zweiſache Begünſtigung des 
bis dahin allerdings fajt gang frei geweſenen Do— 
minifalbejipes. Dic von den Grundjtiiden abge- 
leiteten aig ota: (dDarunter der Mühlener— 
traq), dann die Dominifalnupungsredte, 
wurden nad dem 10jährigen Durehfchnittsertrage 

eſchäßzt und der Naturalertrag teils nad) allg. 
xierten, teil’ nad) den örtl. Preijen berechnet. Bom 
Bruttoertrage wurde |), fiir Verwaltungsfojten ab- 
gezogen, der Rejt au 5 fapitalijiert. 

Der Steuerfuß betrug fiir den Ruſtikalka— 
tajter 2%, fiir den Dominifalfatafter 1% des Wertes 
der Grundjtiide und abgeleiteten Nugungen, welche 
Ungleichheit erſt 1790 (nach der Joſefiniſchen Grund— 
fteuerregelung) durch Ubernahme eines Teiles der 
Ruſtikalſteuern auf das Dominikale annähernd aus— 
geglichen wurde. Von den Häuſern war in Wien 
1. bezw. in den Vorſtädten und für ſtändiſche 
Freihäuſer 0) des Zinsertrages, in den übrigen 
Stiidten u. Marften je nad) dem Werte (Lester Kauf— 
preis) 6 — 50 fl, auf dem Lande je nad) den 
lofalen und perſönl. Verhältniſſen cin firer Klaſſen— 
fap (1's —- 20 fl.) zu entridjten. Alſo dreierlei 
Gebäudeſteuerſyſteme nebeneinander. Für die Ge— 
werbeſteuer bildete in den Städten der ermittelte 
Reinertrag den Maßſtab, auf dem Lande war ſie 
eine Klaſſenſteuer mit fixen Sätzen. 

Die Steuerquoten, die übrigens ſpäter bei 
Änderungen in der poſtulierten Gauptiumme nur 
mehr als Verhältniszahlen fungierten, wurden in 
das neue ſtändiſche Gültbuch behujs Wahrung der 
RKontinuitét mit dem jriiheren Ratajter nod in 
Pjunden, Sdhillingen u. Pjenniqen eingetragen, 
wobei man 4 fl. auf ein Herrenpiund, & ff. auf 
ein Ruſtikalpfund rechnete, — eine Verichiedenheit, 
die den tatiachl. Steuerfuß nicht berührte. Bon der 
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Gebäudeſteuer wurden je 24 fl. als „aufrechtes 
Haus’ beseichnet, weldje Rechnungseinheit oft meh= 
rere Häuſer zuſammen umſaßte. 

b) Oberöſterr., Steiermarf, Kärnten 
und Krain. Hier war fiir den geſamten Grund— 
bejip der Dominien uw. Freijafien (einidlieplid 
der von ihnen erworbenen Ruſtitalgründe) der Na— 
turalertragsdurchſchnitt (in O. O., u. Krain 
der Gjährige) gu fatieren. 

Qn Steierm. hatte die Schätzung, abgejehen 
von den Wäldern, bei weldhen 3% des Verkehrs— 
wertes als Ertrag angenommen wurde, durch— 
wegs die direfte Erfaſſung des Durchſchnitts er— 
trages zum Swede. Der Maßſtab fiir Er⸗ 
mittlung des Naturalertrages bildete bei Adern 
u. Gärten die Ausſaat, bei den Wieſen u. Alpen 
die Art u. Anzahl des Weideviehes, bei den Teichen 
die Unjahl der ausgeſetzten Fiſche nad) Schocken, bei 
den Weingirten die Fechſung mittlerer Sabre. 
Abzüge wurden nur bet Udern u. Garten 
(fiir Samen u. Hausbedarf), dann bei den Weiden 
u. Alpen (25%) 5* u. zw. deshalb, weil man 
der Berechnung des Geldertrages ohnehin nur 
ſehr mäßige Produftenpreije zu Grunde legte. Jn 
den übrigen Ländern dieſer Gruppe wurden, da 
die Geldtarifſätze daſelbſt höher waren, —— 
Abzüge für Beiriebsauslagen gemacht, in O. ©. im 
allg. , bet gewiſſen herrſchaftl. Geſällen 3), oder 
1, des Bruttoertrages, in Kärnten u. Krain bei 
den Grundſtücken 40%, bei den Nutzungsrechten 
20%. Bom ermittelten Zinsertrage dev Häuſer 
in den Städten u. Wartten wurden in Steierm. 
25%, in den drei iibrigen Ländern 20% abgesogen. 
Gebäude, die gu öffentl. Zwecken dienten, waren 
fteuerfrei, daher auc) die herrſchaftl. Schlöſſer we— 
gen der daſelbſt befindliden obrigfeitl. Kanzleien. 

ci Den Realgewerben bildete der Reinertrag die 
Bemeffungsgqrundlage. Derjelbe wurde bei Miihlen 
mit */, des Bruttoertrages angenommen. 

Tie Steuer betrug in Steierm. 25%, in den 
drei anderen Ländern 2O% des ermittelten Er— 
trages. In Kärnten wurde iiberdies in den Städ— 
ten u. Märlten ein Gewerbejteucrfontingent ohne 
fejten Steuerfuß umgelegt. Die Berheimlichung 
herrſchaftl. Gefälle in den Faſſionen hatte das Ere 
löſchen des betrefrenden Beguges zur Folge. 

Hinſichtlich des Ruſtikalbeſitzes blieb es, 
abgeſehen von einer Verifikation der Repartitions— 
objefte, im weſentlichen bei der alten, höchſt unvoll- 
fommenen Bejtenerungsgqrundlage. Blof der Steu- 
erfuß wurde aud) bier new feitqeiept, in Steierm. 
mit 103), fl. pro Rujtifalpfund (d. i. vom Zins- 
guiden), in ©. O. mit 6 fl. (frither 4 jl), in Kärn— 
ten mit 554 fl. und außerdem mit firen Ga 
(Miijtgeld) von jeder Anſäſſigleit (Hube, Zulehen 
oder Reufde), in Krain mut 12 fl. von jeder ganzen 
Hube. Jn O. O. fam hiezu nod) der jog. Pfen— 
nigertrabeittag, d.i eine Steuer von 1 Prennig 
fiir jeden Gulden (aljo '/ogy) Des mit dem Durch— 
ſchnitte der zwei lepten Raujpreiie erhobenen Ve re 
febrSwertes der Rujrifalgriinde. 

c) Böhmen u. Mähren. Qn Bibmen, wo 
bereits feit Karl VI. ein unvollfommener Ertrags- 
fatajier bejtand, und in Mähren, wo noc immer 
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die Ausdehnung der Rujtifalgriinde den Steuer- 
mafjtab bildete und überh. nur Äcker u. Wein— 
ärten befteuert waren, bezweckte dic Reftijifation die 
Schaffung eines neuen und allg. Ertragstatajters. 

Die Schätzung war Hier bereits eine ziemlich 
ipesialijierte. Beim Ru ftitalbefige wurde der 
Naturalertrag für die Uder u. Garten in 8, fiir 
die Walder in Böhmen in 6, in Mähren in 5, 
jiir Die Hutweiden in 3 Bonitätsklaſſen abgeſtuft 
nad) der Ausſaat als Flächenmaßſtab (in Bohmen 
nad Strichen, in Mähren nad) Mepen), fiir die 
Biejen nad Fudern Heu, fiir die Teidje nach 
Schocken der Fiſchbeſetzung ermittelt, und nad) ent- 
jprechenden Tarifſäßen (tir die Ader in Böhmen 
6, in Mähren 3 Klaſſen) in Geld umgeredynet. Für 
die Betriebstvjten wurde in Böhmen nidjts, in 
Mahren 3/5 des Geldbruttoertrages abgesogen. 

Beim Dominifalbejige follte in beiden 
Ländern der Reinertrag ermittelt werden. Demzu— 
jolge waren bier die Tarifſätze anders abgeſtuft 
und niedriger als fiir Den Ruſtikalbeſitz. Bei die— 
jem wurden überdies auger der normalen Ertrags- 
jabigteit nod) die beſ. Vorteile der örtl. Lage Vieh— 
sucht, leichterer — der Produlte, Hoͤpfenbau, 
Fuhrwerlsnutzen u. dal. durch entipredjende Zu— 
ſchläge gu den ermittelten Ertragsſummen [5 bis 
15 fi.) pro Anſäſſigkeit, j. unten) berückſichtigt. Der 
Ertrag der Dominifalgefille war nod) 3 Klaſ— 
jen nut dem 3 — bhjährigen Durchſchnitte gu ers 
mitteln und, ſoweit es fic) nicht ſchon um Geld— 
leiſtungen handelte, zu ſehr mäßigen Einheitsſätzen 
in Geld umzurechnen, hievon jedoch 3 — frei— 
zulaſſen. Die Ertragsfähigkeit der Mühlen wurde 
nach der Waſſerkraft und der Anzahl der Mühl— 
gänge klaſſiſiziert, jene der Brauereien u. Bren— 
nereien nach der Menge des Produltes, jene der 
jonjtigen Gewerbe nad 6 Orts- und 4 Gewerbe- 
flajjen. 

fiir den Ruftifalbejig wurde die alte Be- 
eidjnung der Stenuercinheiten beibehalten u. giv. 
jolite wieder ein ——— von 180 fl. in 
Bihmen cine Anſäſſigkeit, in Mähren einen 
Labhn bilden, worauj 60 fl. Steuer gu legen waren. 
In Böhmen mufte man aber wegen Unzulänglich— 
teit Der Schipungsergebnijje 1757 den Betrag der 
Anfaffigteit auf 142 fl. Herabjepen, wodurd) fic 
der Ruſtikalſteuerfuß von 33'/y auf 42'/, % erhöhte. 
In guten Qahren durfte aud) mehr cingehoben 
werden. Aus ſolchen Überſchüſſen und aus herr— 
ſchaftl. Getreidevorſchüſſen wurden eigene Fonds 
ebildet zur Sicherſtellung der Steuer in ſchlechten 
— und ju Notſtandsunterſtützungen. Der 
Dominifaljteuerfug ſtellte ſich, da auf die Herr— 
ſchaften, wie vorher, nur das Extraordinarium um— 
zulegen war, weit niedriger, u. zw. in Böhmen 
auf 29%, in Mähren auf 20223. Die Dominien 
waren aljo zweiſach begiinjtigt, bei der Ermittlung 
der Steuerqrundlage und bei der Fejtitellung des 
Steuerfußes, fo daß der adelige Grundherr von 
jeinem Grundertrage tatſächlich progentuell faum 
halb fo viel gu gablen hatte als der Bauer. 

Die Häuſer in Prag wurden mit 30 fl, jene 
in den übrigen Städten Bihmens u. Mährens 
nad) 5 Ortstlajjen mit 3—17 ji., in den königl. 


Stidten Mährens außerdem mit der Kamin— 
ftener von “J, fl., die Bauernhiiujer in den Dör— 
fern mit 11/, jl. beitewert. Bon den landtäfl. Häu— 
fern in den Städten war '/; des 5 igen Ertrages 
ihres nad) 7 Klaſſen eingeſchätßten Käpitalswertes 
zu entrichten, jene auf dem Lande waren ſteuerfrei. 

Qn Schleſien fand eine Rektifikation nicht ſtatt. 

d) Bedeutung der Steuerreftifitation. 
Die Durchführung des Reftififationswertes, das 
erjt 1760 beendet wurde, lich in manchen Landern 
viel gu wünſchen übrig (in Böhmen waren rund 
2,000,000 Joch unbejteuert geblieben). Eine Haupt- 
urjacje lag ſchon in Dem Mange! ciner Vermeſſung. 
Dazu tam die grohe Veridiedenheit der Schapungs- 
normen zwiſchen den eingelnen Ländern. Gleichwohl 
bedeutet das Cperat einen grofen Fortidjritt, vor 
allem durd die Aufhebung der bis dahin beſtan— 
denen Realfteuerjreibeiten, dann durd) die Herſtel— 
lung eines wenigſtens einigermahen rictigeren 
Verhälmmiſſes zwiſchen Ruſtikal- u. Dominifaljteuer- 
laſt, endlich durch die Beſeitigung des ganz ver— 
alteten Kataſtralſyſtemes in Mähren. 

Hinſichtlich der ſpäteren Entwicklung ſ. die 
Artitel „Grundſteuer“ u. ————— 

Was ſpeziell letztere betrifft, ſo wäre hier nod) 
ju erwähnen, daß ſich ſchon unter Maria Thereſia 
vereinzelt Beſtimmungen über zeitl. Steuerbe— 
jreiungen wegen Bauführung finden, fo für 
Wien 1749 (fiir Neubauten 3, ausnahmsweiſe auc 
mehr Freijahre) und 1767 (fiir Neue, Ume u. Zu— 
bauten 20 Sabre) fiir Therefienjtadt 15 Jahre. 

Der von 1762—1780 bejtandene fog. Zins— 
beitrag (aud) Sinsjteuer genannt), welder von 
jedem BWohnungsinhaber keinſchließlich ded 
Hauseigentiimers) mit 5% des Mietzinſes oder 
RinSwertes entrictet und durd den Hauseigen- 
tiimer jatiert u. eingehoben wurde, war nicht eine 
Steuer vom Zingertrage, jondern eine jolche vom 
Wohnungsaufwande, aljo nicht eine Gebäu— 
dejteuer. gin Vorläuſer diejer Abgabe war die 
„Schanzſteuer“ von 1704 und 1707 und der 
„Zinskreuzer“ von 1714 (von den Mietern zu 
entricten mit '/yq ded Mietzinſes ſtädt. Häuſer und 
Neg jenes vorſtiädt. Häuſer in Wien). 

Das Censimento Milanese. Als erjter 
Verſuch der Schaffung eines unferen bheutigen 
Anſchauungen entiprecdjenden, auf einer umfajjen- 
den Reinertragsermittlung beruhenden Ratajters 
verdient hier nod) — obgleich es fic) dabei um 
cin heute nicht mehr ju unferer Monarchie gehö— 
riges Gebiet handelt — das unter Karl VI. fiir die 
Lombardei eingefiibrte fog. Censimento Milanese 
(faij. B. TIX 1718 und 14 1V 1719) eine furge Ere 
wihnung. Cingeleitet wurde diefe Matajtrierung 
durch Faffionen der Grundbejiper über Ausdeh— 
nung, Begrenzung u. Kulturqattung der eingelnen 
Grundſtücke. Hieran ſchloß ſich eine allg. qeometri= 
ſche Bermeffung, deren Ergebniſſe in Katajtral- 
mappen (Mahitab 1: 2000) dargejtellt wurden. Bei 
Waldfompleren, Sebirgen und unfruchtbaren Grund— 
ftiicen wat nur die dufere Umgrenzung zu ver— 
meſſen. Nun folgte die Schätzung, bet welder jede 
RKulturgattung in 3—4 Bonititsflajjen ecingeteilt, 
der erhobene Naturalertrag teils nach beſtimmten 
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Tarifſäßen, teils nad den Lofalpreifen in Geld um— 
gerechnet und der nad Abzug der Betriebstoiten 
eriibrigende — — zu 4% kapitaliſiert wurde. 
Der Form nach war das Operat alſo ein Wert— 
fatajter, dem Weſen nach aber cin Reinertrags- 
fatajter. 

7. Berfonalftenern. Auch auf diejem We- 
biete zeigt fic) eine grofje Mannigfaltiqfeit und cine 
ebenjo große Syitemlofigfeit. Nebjt den einfachen 
u. Elajjifigierten Ropfiteuern und allg. Vermögens— 
jteuern finden fich ſchon Frith Gewerbz:, Befoldungs- 
u. Kapitaljinsiteuern. Dieje Steucrgattungen treten 
teilS vereinzelt, teils vereint und bald unter ſpe— 
jiellen Bezeichnungen (Kopf-, Leib-, Klaſſen- Inter— 
eſſen⸗ u. Vermögensſteuer), bald unter allg. Benen— 
nungen (Türkenſteuer, Kriegsbeiſteuer) auf. Insbeſ. 
die Türkenſteuern vereinigten ſchon im 16. Jahrh. 
rudimentär faſt alle ſpäter differenzierten u. ausge— | 
jtalteten Yirten der Ddireften Beſteuerung. Die lepte | 
Stuje der Entwidlung repriijentiert naturgemah die 
flaifijigierte, Dann die proportionelle und die Pros | 

reffive allg. Einfommeniteuer. Elemente derjelben | 
nden ſich aber geitweilig fchon früh mit Ber- 
mögens-⸗ u. Ropfiteuern fombiniert. 

Bis tiel ind 18. Jahrh. waren die Perjonal= 


Finanzgeſchichte. 


die Leibſteuer jener, die keinen Grundbeſitz hatten 
(ſeit 1500), — aus dem 17. Jahrh. die ned. 
Klaſſenſteuern von 1620 (Selbſteinſchätzung der 
Adeligen und höheren Beamten, fire Klajjensi pe 
jiir alle anderen Einwohner}, von 1633 (100 bis 
5 flj, 1056 (77 Standesflafien, 200 — 5 fi.), 
1661 für die nicht bejoldeten Perſonen (47 Glajien 
von 50 — fl., Stindemitglieder befreit), — in 
Steierm. die Klaſſenſteuer der unangeſeſſenen Bere 
ſonen von 1603 u. 1604 (Surtogat fiir den gleich— 
zeitig ausgeſchriebenen Hausgulden, ähnlich 1508), 
dann bie fog. Leibſteuer (leit 1632 alljährlich. 
Sie betrug fiir Giiltenbejiger 1, der Gült (Mtini- 
maliag 20 fl., aud) fiir unbegiiterte Stindemit= 
glieder), fiir afle anderen Berjonen 15 — 1), jl. 
118 StandeSflafjen). Diele fog. cinfache Leibjteuer, 
die feit 1651 als ordentl. Steucr erſcheint, wurde 
jeit 1640 häufig im doppelten oder dreifachen Be- 
trage ausgeſchrieben. Nicht landſtändiſche Gültbe— 
ſitzer zahlten das Doppelte der jeweiligen Jahres— 
ſteuer, für Handwerker u. Bauern war die Steuer 
im Kontingente nad) der Leijtungsfabigteit auszu— 
gleidjen. In Tirol finden jich leit 1632 Klaſſen— 
ſteuern mit reidjer Abſtufung, teils nad) dem Stande, 
teils nad) dem Bermigen, w. gw. 1632 (500 fl. 


jteuern iiberwiegend nur ein Mittel zur Deckung | bis 10 fr.), ähnlich 1634, 1645, 1647, 1664, 1668, 
außergewöhnl. Bedarfes. Anfänglich wurden fie gus | 1675, 1703 (20 fl. bis 6 fr.) und 1704. Auch in 
meijt von den L. T. befdlojjen, um die dem Lanz ; Böhmen famen flaififizierte Kopffteuern ausnahms- 
desfürſten bewilligten auferordentl Rontributionen | weiſe vor, fo 1657 (mit Sätzen pon 2—60 fl. und 
aufgubringen. Spater, inSbej. jeit den Titrfenfriegen | Bejreiung der unteren Rlaffen), desgleichen in 
im 17. Qabrh., bemächtigt ſich aber die Lf. Bee Mähren (1541 u. 1626). Seit Leopold I. fommen 


ſteuerungsgewalt immer mehr dieies Gebietes. Dic 
betretfente Ausſchreibung erfolgte dann ohne Be: | 
jragung der Stände u. zw. zumeiſt fiir alle Erb⸗ 
fande mit Ausnahme Tirols, 

a) Kopf⸗, Klaſſen- und Eintommens| 
jteuern. Die älteſte u. roheſte Form der Per= 
jonaljtenern ijt die cinfacke Kopfſteuer, der 
nod) jede Ubjtujung feblt, Hieber gehört der fog. 
Wochenpfennig, in N. O., von 1527 u. 1537 
(1 bezw. 2 Yyennige wiichentlid), von allen über 
10 Sabre alten Perjonen zu entridten), ähnlich in 
Steierm. 1528 — 1530, Dieje primitive Steuer wird 
aber bald durch flajjifigierte Ropfiteuern ver: 
driingt. Eine einfache Kopfſteuer findet ſich gleich— 
wohl nod) 1704 zur Ergänzung der damaligen 
Vermögensſteuer (7 fr. von jeder nicht vermiigens- 
jteuerpyliditigen Perfo), dann in der ,,Perjonal- 
ſteuer“ von 1803— 1829 (f. bieriiber unten). 

Bei der neueren Form der Kopfſteuer find die 
Sätze bald nad) Standesflaijen, bald nad) Ber- 
migenStlajien abgeſtuft. Die Anzahl der Klaſſen 
war anjangs eine geringe, nahm aber ſpäter be- 
trüchtlich gu. Natürlich ftiegen mit dem Sinten des 
Weldwertes und der gunehmenden Finanznot aud 
die Steuerſätze. 

Mus dem 16. Jahrh. wären gu erwahnen die 
Türkenſteuern in KW. O. von 1523 (Stanbdesflaffen= 
ſätze von widjentlid) 5 fl. abwärts, dazu 5 Bers 
migenstlajjen von 1 fl. abwärts, — in Steierm. 
jene bon 1568 (33 Standesftujen, Gage monatlich 
20 fl, bis 1 fx, mit höheren Sätzen fiir die Ber- 
hetrateten), — in rain der Worhenpjenniq von 
1576 wöchentlich 2 fl. bis 1 Pfennig), in Tirol 


nidit jelten allgemeine Ropfitenern fiir die 
Weiantheit ber Erblande vor, jo 1690 u. 1691 (ver- 
ſchiedene Standesgruppen mit sujammeen 62 Klajjen= 
jipen von 1000— fl. fiir bie Frauen 'y, fiir 
die Kinder des betreffenden Steuerjapes), 1746 
(9 StandeSgruppen mit sujammen 138 Klaſſenſätzen 
von 600 fl. bis 4 fv. balber Sag fiir Frauen u. Kins 
der) und ähnlich 1758 (mit viel höheren Giigen, 
Maximum 4000 fl.). Cinfacher war die Krieqgsbei- 
fteuer von 1759, die alle Berjonen iiber dem 
Bauernjtande in 4 Standes- u. BerufSflajjen mit 
magigen Siipen (1—-6 jl.) traf, dann die fog. Fa— 
milienjteuer von 1762 (5 Klaſſen von ',—6 FL 
pro Ropf, ähnlich wie 1759, mit pauſchalierten Mini— 
malidpen fiir ganze Familien der wohlbabenden 
Slaijer). 

Spiiter tritt bei den Klaſſenſteuern das Eine 
fommenjtenerpringip in den Bordergrund, ins 
dem uur bei ben unteriten Steuerflajjen noch teil= 
weife die Standeszugehörigkeit, fonjt aber das Ein- 
fommen ben Einreihungsmaßſtab bildet. Hieber 
gehören die allg. Schuldenjteuern (fiir Sdyuldens 
tilgungszwecke) von 1763 (12 Klaſſen mit deg rej- 
jiv wirfenden Steueritigen pon 1y~—100 fl, lege 
tered bei cinem Cinfommen von 18.000 fl., auf⸗ 
wärts) und 1764 (24 Rlaffen von 1,—960 7. 
jiir ein Ginfonunen von 80.000 FL.) Befreit waren 
nur die Offiziersgagen u. Mendifanten. 1763 zabl- 
ten die Frauen jo piel wie dic Wanner, die Nine 
der je ''5, 1764 war das Cinfommen der Frau 
dem des Mannes zuzurechnen, jenes der Kinder 
bejreit, was durd) die Erhihung der Steuerſätze 
(gegen 1763 ungefähr das Doppelte) wengemacht 
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wurde. Die Paſſiva waren vom Bruttoeinkommen 
abzuziehen. Bei unrichtiger Faſſion war die vier— 
Steuer au zahlen. Picie Schuldenſteuer wurde 
bis 1780 alljährlich ausgejdrieben, dann in einigen 
Ländern durch eine Tranffteuer erſetzt, in anderen 
big 1794 eingehoben. 

Gine reine Einfommenjteuer war ſchon 
1743 ausgeſchrieben worden (10% des Einfommens 
auf Grund des Gjaibrigen Durchſchnittes, Steuerab- 
ug durd) den Schuldner, Bejreiung der Bauern 
und der perjiinl. Bezüge unter 200 fl.). Die Krieqs- 
beijteuer von 1778 zerfiel in einen Kontributions- 
zuſchlag (20% fiir die Untertanen, 50% fiir die 
Herrjdajten) und cine 10%ige Steuer vom Ein— 
fommen aus Rapitalssinjen, Handel, Jndujtrie und 
liberalen Berujen. 1789 u. 1790 wurde dieje Steuer 
mit erhihten Sätzen (30 begw. 60% Zuſchlag, 12% 
deS fragl. Einfommens) neu ‘otefattes be und 
dann bid 1799 weiter erhoben, hinſichtlich des Ka— 
pitaleinfommens mit Haushaltsbefteuerung (fteuer= 
freieS Minimum 100 fl.). 

Für 1800 u. 1801 trat an die Stelle dieſer 
Steuer wieder eine ,Mlaijenfteuer’. Sie war 
eine primitiv veranlagte flajfifigierte Cinfommen- 
jteuer mit ſcharf progrejjivem Stenerjuge in 
23 Klaſſen von 2'/,% (fiir ein Einkommen von 
100—300 fl) bis 20% (bei 150.000 fL.), Fajfions- 
pflicht, Abzug der Steuern u. Pafjivginien. Befreit 
waren die Rujtifaljteuertriiger, deren Realſteuerzu— 
ſchlag von 30 auf 15% redugiert wurde, dann Per— 
jonen mit einem Cinfommen unter 100 fl. Die fiir 
dieſe als Surrogat gleichzeitig ausgeſchriebene jog. 
Kopfſteuer zerfiel in cine Gewerbeſteuer (3 Ge— 
werbe- und 3 Ortsklaſſen, Sätze von 30—1 jl.) 
und eine Dienftbotenjteuer (1"',—", ff.). 

1802 wurde das Realititeneinfommen wieder 
durch cinen ontributionssujdjlag (45 % fiir Domi- 
nifale, 15% Rujtifale) und durch fire Sipe (2 fl. 
bid 1), fl.) fiir die verſchiedenen Nategorien bes 
Ruftifalbefipes (Ganglehner uſw. — (Wiilten- 
u. Haujerjteuer). Bon den öffentl. Schuldverjdjrei- 
bungen waren 10% der Zinſen gu entridten, Alles 
jonjtige Rentens u. Arbeitseinkommen unterlag der 
Rlajjeniteuer nad dem Fuge von 1800. on 
1803 wurde diefes Syftem wieder verlajjen und 
durch eine Erhihung des Kontributionszufdlages 
(60 bezw. 30% ), Durd) die Ausdehnung der Klafien= 
ſteuer anf alles, nicht der ordentl. Sontribution 
unterliegende Einfommen iiber 100 fl. unter Bere 
mehrung der Klaſſen auj 36 (wieder 2",—20%), 
und Einführung ciner „Perſonalſteuer“ (Kopfſteuer 
pon fl. an Stelle der Kopfſteuer“ der Vorjahre 
erjest. Seit 1802 begnügte man fic) mit jumma- 
riſchen Fajfionen, deren Detaillierung allerdings, 
wenn die fommiffionelle ———— Bedenfen 
ergab, verlangt werden fonnte. Das Cinfommen 
der Frauen u. Kinder war feparat gu fatieren. 

Ubgefehen von geitweiligen Veränderungen im 
Realſteuerzuſchlage fowie von der 1805 eingeführ⸗ 
ten Befreiung der Beamten mit weniger als 4000 fl. 
Mehalt blieb dieſes Steuerjyitem im weſentlichen 
bis gu feiner Mufhebung (1830) unverändert. 

b) Vermögensſteuern. Allg. augerordentl. 
Vermigensteuern, die gréptenteils mit Ertrags— 
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jteuerelementen verbunden waren, wurden von den 
Ständen vereingelt ſchon im 15. u. 16. Jahrh. 
ausgejdrieben, fo in Niederdjterr. 1523 (/, % 
des Wertes der Waren, Giiter, Renten u. Bejoldun- 
gen), in Steiermarl 1578 ("/,9 Des Vermigens). 

Viel wichtiqer wird dieſe Steuergattung jeit dem 
17. Jahrh., da der Dreifigiibrige Krieg, dann dic 
Liirfenfriege und die ſpäteren Erbjolgefriege wieder= 
holt zur duerjten Anipannung der Steuerfrajt 
drängten. Bei den zur Aufbringung aujerordent!. 
Steuerfontingente eines Landes ausgeidriebenen 
Vermébgensfteuern fag fajt immer eine ſtändiſche 
Bewilligung gu Grunde, die ſpäteren Vermögens— 
iteuern fiir die Gejamtbheit der Erblande (feit 
Leopold I.) wurden vom RKaijer aus eigener Madht- 
vollfommrenbeit defretiert, wobei allerdings häufig 
nachträglich eine Paujchalabjindung mit den Stine 
den eingelner Linder jujtande fam. Wemeinjam 
war in allen Fällen die Faſſionspflicht und die 
zumeiſt ſcharfe Strafandrohung fiir den Fall der 
Steuerhintergziehung. 

Bon tandifden Vermigensjteuern vere 
dienen Erwähnung: aus Steierm. die allg. Ber- 
migenSfteuer pon 1635 (1% mit gewijjen jub= 
jeftiven Befreiungen, eventuell Strafe der Verdrei- 
Jadjung), die Vermögensſteuer der jonjt Unbeſteuer— 
ten von 1642 (2% eventuell Straje der Verdoppe- 
lung), 1645—1647 (19, * als Steuer und 2% 
als Swangsdarlehen), 1683 (1%, Sduldenabzug, 
Straje der Verdreijadung), 1697 (2% des nicht 
der Landfteuer unterlieqenden reinen Vermögens— 
u. Ginfommensiwertes, daneben balbe Sipe fiir 
die — Gültbeſitzer), 1706 (im Betrage der 
gleichzeitigen I. f. Bermbgensjteuer), ferner die 
1705, 1706, 1707, 1709 u. 1711 ausgeſchriebene 
mäßige Vermigensjteucr der Giiltbejiper, — aus 
Tirol die — ———— von 1678 (4.99% des 
icon anderwärtig bejteuerten, */, % des unbejteuer- 
ten Vermögens, mit höheren Sätzen fiir die Lan— 
desfrembden), Ghnlid) 1683, 1691 u. 1693 (init 
Schuldenabgug), dann 1703 (fiir das ſchon be— 
jteuerte Vermigen nur 10% des Ertrages). Wegen 
der ordentl Bermigensiteuer in Böhmen 
u. Mähren j. oben, — Beitweiliqg wurden in 
Böhmen aud) auferordentl. Vermögensſteuern be— 
willigt, — fo z. B. 1611 von 5000 fl. Wert 
18 Schock Groſchen. 

Von allgemeinen Vermögensſteuern, die in 
der Regel für die Geſamtheit der Erblande aus— 
ſchließlich Tirols ausgeſchrieben wurden und häufig 
das fundierte Einkommen höher trafen als das nicht 
fundierte, wären gu erwähnen: jene pon 1682112 
befreit Vermögen unter 1000 jf., Schuldenabzug, 
1696 (Ghnlich, Strafe der Verichiveigung '/, des ver— 
ſchwiegenen Betrages, wovon der Wngeiger "/y er- 
halt). — 1701 ähnlich, Faſſion nicht mehr ſum— 
marijd), jondern nad) Bermibgensbeftandteilen in 
4 Mruppen) — 1702 u. 1704 (1% ded Bermigens 
iiber 500 fl., bei Edelmetaligeidmeide ,%, 104, 
des nicht fundierten Ginfommens, Strate Verluſt 
des ganzen verſchwiegenen Betrages, Schätzung 
der Realitäten nad) dem leften Raujpreije oder 
gerichtl. Schätzwerte jeit 25 Jahren, jonit nad) dem 
fommijfionell erhobenen Ertragswert, Veriteuerung 
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der Paſſivkapitalien beim Schuldner mit dem Rechte 
des Steuerabguges geqeniiber dem Glaubiger), — 
ähnlich 1705, aber mit Verſteuerung der Schuld— 
jorderungen beim Gläubiger, — 1706 ahnlich, aber 
nur * des reinen Vermögens und fapitalijier= 
ten nicht fundierten Ginfommens, — 1709 (abn 
lich wie 1704), — 1712 (1% des Vermögens und 
10% des jonjtiqen Einkommens, bei Dinterziehung 
Berlujt des cates Vermögens, Veriteuerung der 
Schuldjorderungen beim Gliubiger oder beim 
Schuldner nad) abl des lepteren). Die fog. Ver— 
migensjteuer pon 1734 war eigentlich eine Kom— 
bination von Ertrags= u. Cinfommenjteuer (10% 
de8 Cinfommens über 500 fl. aus Vermögen u. 
Arbeit, dazu 1% des den Hausbedarf überſteigenden 
Bargeldes, ſonſt ähnlich 1712); — 1735 u. 1736 
betrug die Steuer 1% des unbewegl. Vermögens 
mit Swiger Kapitaliſierung des Gjahrigen Dürch— 
ſchnittsertrages, und 10% des Einkommens aus 
perſönl. Bezügen u. Erwerbstätigkeit (Steuerab- 
zugsrecht der Schuldner, Strafe dreifache Steuer); 
ebenſo war die „Türkenſteuer“ von 1737—1739 
veranlagt. 

Anläßlich der Schleſiſchen Kriege wurde 1745 
bis 1748 wieder eine Vermögensſteuer von 1% 
deS unbewegl. Vermögens ausgeidrieben (5 wige 
Rapitalifierung des Gjdiprigen Durdjdnittsertrages, 
Befreiung der Bauern u. dgl., Steuerabsug durch 
die Schuldner). 

Endlich nötigte auch die Finangnot während 
der Napoleoniſchen Kriege nod) zweimal zur Aus— 
ſchreibung einer Vermögensſteuer, u. zw. 1806 
(12* alles beweglichen und unbewegl. Vermögens 
pon mindeſtens 1000 fl., Befreiung der Stadt- 
Banfopapiere u. dql., fummarijche Fajjionen) und 
1810 (jog. Tilgungsſteuer von 10% des beweg= 
lichen und unbeweg!. Stammvermigens, Bewertung 
dev Grundjtitde nach) dem Ratafter, der hauptſtädi. 
Häuſer durd) 6 wige Kapitatifierung des drei- 
jabrigen Durdhidnittssingertrages, Steuerabzug 
durch den Hypothefarjduldner, Abzug der nicht 
hypothezierten Schulden, fommiifionell überprüfte 

ſſionen, Verdoppelung der auf das verſchwiegene 
ermögen entfallenden Steuer). 

c)Erwerb-u. Beſoldungsſteuern. Solche 
kommen häufig mit anderen ErtragSfteuern, wie 
mit Bermugensjteuern vereint vor, 

Mus Niederditerr., wo fic) die Befteucrung 
des perjinl. Erwerbes ſchon friih findet, gehiren 
hieher die Steuern pon 1529 (10% ded Erwerbes 
der frembden RKaujleute), 1530 (5% diejes Erwerbes, 
10% des fonjt unbejtenerten Einkommens der 
Prieſter und geiſtl. Korporationen, !/eq des Dienjt- 
botenlofnes), 1532 u. 1537 (NT60 Des Einfommens 
bejw. Lohnes der Geiſtlichen, Dienſt- u. Werk— 
leute, Handiverfer gahlten 1532 je nad dem Lohne 
1 oder 2 Pſennige wöchentlich, Kaufleute 1537 
Veg DES Ermerbes), 1542 (fiir Handwerfer teils 
fixe Sige, teil Wodjenlohn als Steuer), 1557 
ähnlich 1583 (als Gurrogat fiir den Hausqulden: 
Handwerfer 1); fl, lediges Geſinde 1, fl), 1633 
u. 1655 (10% der Beamtengehalte, 1633 aud) 
10% des Einfommens der Udvofaten u. Ugenten), 
1656, 1659 u. 1661 (desgleidjen, Dagu 5% des Eine 
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kommens der landwirtſchaftl. Dienſtboten), 1633 
überdies noch eine Beſteuerung der Hofhandels— 
leute u. Hauſierer (5% des Vermögens) und der 
ſonſt unbeſteuerten Freihöfe, Mühlen u. Glas— 
hütten (je 20 fl.), 1655 eine Steuer von 1 fl. fiir 
Handwerlsgebiljen u. Tagligner. 

Jn Steiermarf wurden 1594 die ſonſt unbe- 
fteuerten reijenden Kauf- u. Gewerbsleute mit 
5% ihres Vermögens, Maurer u. Zimmerleute 
nad) der Leiſtungsfähigleit bejteuert. 1633 findet 
fic) cine Steuer für Advofaten u. dgl., ähnlich wie 
in N. O. Seit dem 17. Jahrh. beitand in Steierm. 
aud) eine Miihlenjteuer (Mühllaufergeld). 

Aus Tirol verdienen Erwähnung die Klajjen- 
jteuer von 1529 (2—3% des Einkommens aus 
Sewerben und bewegl. Gut), dann die Erwerbs— 
jteuern von 1640 (4/,% ded im Gewerbe anges 
legten Kapitales), 1664 (3% DdiefeS Mapitales), 
1668 (reicer differengiert, Raufleute 3% des lept= 
jährigen Umſatzes u. Borrates mit Berückſich— 
tigung der Uftiv= u. Paſſivausſtände), 1678 ("!, % 
des BetriebSfapitales), 1717 (4—8 “og desjelben, 
bei Bergwerten 3% des Ertrages). Die Bejol- 
dungsſteuer betrug 1520 Ngo der Saige mit 
fixen Sätzen (6—20 fr.) für Die Tag- u. Wochen⸗ 
löhner, 1664 u. 1668 140— 60 der Dienitbesiige, 
1678 bei Beamten 3%, bei Handiwerfern u. Tag- 
lihnern 3—1/, fl, bei Dienjtleuten Ygqg—'/yq ded 
ohnes, 1717 1'/,—3% der Beamtenbegiige. 

Jn Böhmen unterftanden 1596—1611 mit 
Uusnahme der Fleiſchhauer alle Gewerbs⸗ u. Kauj- 
leute der nad) Billigfeit bemeſſenen „Ladenſteuer“. 
1601 wurde dajelbjt die Mühlſteuer (30 Grojchen 
vom Wiihlrade) eingefiihrt. 

Für die gefamten Erblande wurde 1690 
u. 1691 eine Bejoldungsjteuer (10% bei Dienjt- 
bezügen über 200 fl., 5% bei foldjen darunter) 
auSgeldjrieben, fiir 1760—1763 eine teilS fontin= 
gentierte, teilS in fixen Sätzen, teil mit 10% 
der Privatdienjtbesiige veranlagte Erwerbs- u. Be— 
jolbungSfteuer. Cine progrefjive Bejoldungs- 
jteuer wurde 1789— 1799 mit der damaligen 
Kriegsbeiſteuer fombiniert (bis 300 fl. fteuerjrei, 
dann 6 Stujfen von 5—- 15% beim Dienjtein= 
fommen von 4000 fl.). 

d) Kapitalzinsſteuern. Cine Bejteuerung 
der Zinſen von Darlehenstapitalien findet fic) ſchon 
im 16. Jahrh. bleibt aber bi8 tief ins 18. Jahrh. 
nur eine außergewöhnl. Maßregel. Der Steuer- 
fuß wird bald in Prozenten des Rapitales, bald in 
joldjen der Sinjen feitgeiept. 

Mus der erfteren Gruppe wären zu er- 
wihnen: in Niederöſterr. die Steuern von 1537 
U. 1632 ("Neg bezw. 2% des Kapitales), in Steier= 
marf jene von 1594 (14/y %, bei Hintergiehung Ver— 
wirfung des halben verſchwiegenen Rapitales}, in 
Tirol die Kapitalsjteuern von 1578, 1626—1628 u. 
1640 (1/,%), 1664 u. 1668 (4/,% des Rapitaled), 
in Mähren die Steuern von 1570 u. 1600 
(1 bezw. 3"%yo); aus der zweiten Bruppe: der in 
Steiermarf von 1635— 1648 jährlich ausge— 
ſchriebene Intereſſegulden (jteuerpfliditig bis 1638 
nur die mehr als S%igen, jeit 1639 aud) die 
5%igen Rapitalien, Steuerjag 4), begw. 1, der 
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Sinjen, doppelter Sap fiir den Stinden nicht An— 
gehörige, Faſſionspflicht, bet Berheimlidung jtraj- 
weije Steuerverdoppelung). Wer nidjt Stände— 
mitglied ijt, jablt bas Doppelte; die Rrainer 
Steuer von 1576 (5 % der Sinjen), jene in Böhmen 
pon 1611 (4/, des Cinfommens aus Wrund= u. 
RKapitalszinjen). — Rapitalien von Kirchen, Spi- 
tilern und frommen Ctijtungen waren häufig 
befreit. 

Anläßlich des Siebenjihrigen Krieges mußte 
unter anderem ju einer allg. Bejteuerung der Kapi- 
talgjinjen gegrifien werden, die nun bis 1786 nicht 
verſchwindet. Der Steuerfuß war bei der „Kapi— 
talienjteuer’ 1759 u. 1760 10% der Binjen, und 
v* unverzinsl. Rapitalien, bei der ſpäteren „Inter— 
eſſenſteuer“ 1762 u. 1763 20% der Zinſen, ſeit 
1764 abgeſtuft nad) dem Zinsfuße (bet 62 25 
bei 5% 15%, Dei 4% 5% der Zinſen, von 1765 
an mit Zwiſchenſätzen für 5'/, u. 4'), Sige Kapi— 
talien. Befreit waren die Cchuldfapitalien der 
Landſchaft, der Stadtbant u. andere ſpeziell befreite 
Obligationen, dann milde Stijtungen und mehr 
als 3 Jahre nicht sinStragende Nridajorderungen. 
Bei öffentl. Schuldverjdreibungen wurde die Steuer 
von den Rinjen abgegogen, ‘Privatforderungen 
waren ju jatieren. Die Verſchweigung wurde bis 
1762 mit der Konjistation eines Viertels, ſpäter 
des gangen verſchwiegenen Kapitales bejtrajt, wovon 
der Anjeiger die Haljte erbielt. 

8. Bejteucrung des Klerus. Bis tief in 
das 18. Jahrh. galt der Rlerus als fret von jeder 
perſönl. Steucrpjlicht, während jeine Realjteuer- 
pflicht ſchon längſt sur Geltung gelangt war. Cine 
Ferjonalbejteuerung der Geiitlichfcit jepte daher die 
Zuſtimmung des Papjtes voraus. Mit diejer Bus 
ſſimmung wurde jeit dem Mittelalter wiederbolt, 
namentlid) aus Anlaß von Tiirtentriegen, ſpäter 
aud) in fonjtigen Kriegsnöten, ein Subsidium 
ecclesiasticum, d. i. eine Cteuer auf das Cine 
fommen der geiitl. Pfründen ausgeſchrieben u. zw. 

ewöhnlich in mäßigen Pauſchalkontingenten, deren 
— — im Einvernehmen mit den Biſchöfen 
erfolgte. Seit 1736 wurde dieſe Steuer von 5 ju 
5 Jahren neu bewilligt, jeit 1769 jab man von 
der papitl. Zujtimmung ganz ab. — Hier wäre 
übrigens aud) die 1788S zur Dedung des Defigites 
des 1782 erridteten ReligionSfonds eingeführte 
Religionsfondsjteucr (74g % des jatierten 
Reinertrages des geijtl. Vermögens) ju erwähnen. 

9. Spesialbejteucrung der se Im 
Mittelalter hatten die Juden einen Rammerzins 
zu entrichten. Später unterlagen ſie, außer den 
allg. Steuern, vielſach ſpeziellen Abgaben. Die in 
Bien ankommenden Juden hatten cine Leibmaut 
zu jablen, an deren Stelle Joſef IT. eine Aufent⸗ 
haltStare einführte. Qu Böhmen wurde die frii- 
ber arbitrdre Qudenjteucr 1567 vom L. T. geregelt. 
Sie bejtand, abgejehen von einem höheren Haus— 
iteuerjupe, in einer relativ bedeutenden Kopf itewer. 
Ahnlich war die Entwidlung anjangs in Mähren. 
1629 wurde dajelbjt aber die Kopfſteuer durch ein 
Toleranggeld erjest, welches die Juden unter 
jid) repartierten. Jn Schleſien umterlagen die 
Juden jeit 1707 ciner Perſonalakziſe. Seit 1748 


hatte die Qudenjdajt in den drei böhm. Ländern 
zuſammen 300.000 fl. zu zahlen, wovon auf Böh— 
men 216.500 fl. entfielen. Die Kontingente wurden 
tells durd) Vermögensſteuern, teils durch Fas 
milienjreuern (uripriinglid) je 10 fl, feit 1787 
5 fl.), teil durch eigene Verzehrungsſteuern 
aujgebradt. 1798 trat biegu eine Toleranjtare 
fiir die in das Land eingewanderten Quden. 

10. Direfte Bejteuerung in Salzburg. 
Dieſes Land jtand befanntlic) bis 1803 unter den 
Erzbiſchöfen als felbjtindigen Landesherren. Dem— 
gemäß war dort aud) die Entwidlung des Steuer— 
wejens eine eigenartige. 

Der im 13. Jahrh. aus der grundb. Gewalt 
det Erzbiſchöfe entitandenen ordentlidjen l. fj. Steuer 
unterlagen, da Adel u. Klerus jteuerfrei waren, 
nur die Biirger in den Stidten nad Makgabe 
ihres Hausbelipes und des ſtädt. Steuerkontin— 
—* dann die Bauern, bei welchen der Huben— 

eſitz die Hauptbemeſſungsgrundlage bildete, jedoch 

aud) dic Vermögensverhältniſſe des jeweiligen Be— 
ſitzers berüchſichtigt wurden. Der Steuerfüß war 
alſo weder gleichmäßig noch ſtabil. Ubrigens wurde 
dieſe Steuer, deren Einhebung den Grundherren 
oblag, ſchon im 15. Jahrh. zu einer bloßen Do— 
minifalabgabe. Bis tief in das 16. Jahrh. hinein 
famen dann Steuerausjdjreibungen nur bei außer— 
gewöhnl. Bedarje vor, u. gw. auf Grund des je- 
weiliq eidesſtättig einbefannten Vermögens Eid— 
jteuer), wobei die Städte um geringer belaſtet 
waren als die Märkte u. Dörſer. Nur ausnahms— 
weiſe bewilligte der L. T. auch eine Beſteuerung des 
Adels und des Klerus. 

Die ſpätere Entwicklung zeigt eine Verbindung 
von Vermögens- und Ertragsſteuer. 1592 
wurde eine auperordentl. Türkenſteuer bewilligt 
u. jw. follten die Prälaten und der Wdel von je 
1000 7. Cinfommen cinen Kriegsknecht mit mo— 
natlich 10 fl. erhalten, waihrend die iibrige Bevöl— 
ferung 3% des Vermögens zu entricdten hatte. 
Vermögen unter 40 fl. waren jteuerfrei. Dann fam 
bis 1620 fein L. T. pr jujtande. Seit 1594 
ſchrieb der Erzbiſchof einjeitiq jährlich eine Ver— 
mögensſteuer von %/,% aus. Nach Wiederher— 
jtellung der ſtändiſchen Verfaſſung 1620 wurde die 
Erhihung diejer Steuer auf 11/,% bewilligt und 
gualeidy die fog. Degimation (10% des Ein— 
ommens aus Dominifalredten u. Darlehenszin— 
jen, nicht auch aus Realitiiten) eingefiihrt, welder 
die von der Bermigensfieuer bejreiten Stände 
(Prilatens u. Ritteritand), dann die fürſtl. Rate, 
die Kirchen und die Geijtlidfeit hinſichtlich des 
Pfriindencinfommmens unterworjen waren, eine Bee 
— die ſpäter noch auf andere Perſonen 
(3. B. die Bergwerksbeſitzer bezüglich des Werkser— 
trages) ausgedehnt wurde. Die landſchaftl. Schuldjor- 
derungen gewiſſer juriſtiſcher Perſonen waren ganz 
ſteuerfrei. Die Dezimation wurde durch wiederholte 
Prolongierung zu einer ordentl. Steuer. Dasſelbe 
gilt von der Vermögensſteuer. Dieſer unterlagen 
die Häuſer u. Grundſtücke, Bargeld, Schuldforde— 
rungen, der Viehſtand, Pferde u. Bienen, gewerbl. 
Betriebsmittel u. Warenvorräte, Realrechte und 
der Erwerb vermögensloſer Gewerbetreibender (bei 
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weldjen man ein Vermögen von 30—100 fl. je 
nad) dem BetriebsSumjange fupponierte), Bom be— 
wegl. Vermögen wurden die Schulden abgeszogen. 
Elementarjdhiden berückſichtigte man durch Steuer- 
nachläſſe. Die eidesſtättigen Vermögensbekenntniſſe 
mußten von Bett gu Beit erneuert werden. Seit 
1634 finden fic) zuweilen Vermögensſteuerzuſchläge 
von 50—100%. 1637 fam gu den beiden genann- 
ten Steuern —— noch eine nach dem 
Vermögen abgeſtufte Leibſteuer mit degreſſivem 
Steuerfuße (Vermögen unter 100 fl: 1 fl. Steuer, 
von 75.000 —80.000 fl.: 134 FL), mit Zuſchlägen 
für Dic Familienglieder ('/y fiir die Vattin, 1/, Fit 
jedeS Rind). Bejreit waren hievon die beiden oberen 
Stände, der Klerus, die Kirchen, Spitiler u. dal. 
Hiefiir Hatten fie der ordentl. Degimation zu 
entrichten. Die Leibjteuer wurde bis 1647 prolon- 
iett, feit 1643 mit teilweije ermäßigten Sätzen. 
Später behalf man fic) wieder mit Zuſchlägen ju 
den beiden anderen Steuern. 
B. Anbdirefte Steucrn. 1. Allgemeines. 
Auf feinem Webiete des Abgabenweſens war die Ent- 
widlung cine fo jprungbajte, die Syjtemlofigteit cine 
jo grofe, wie auf dieſem. Abgeſehen von der viel= 
jaden BVerquidung innerer Mufwandjteuern mit 
Gillen zeigt fid) dies vor allem in Bezug auf das 
Stenuerobjeft. Zuerſt wurden bloß die geijtigen 
Wetriinte bejteuert, ſpäter auc) Bich, Getreide und 
andere Verbraudsgegenjtiinde, teilweije nod) ſpäter 
ewerbl. Produlte. Bon einer ſukzeſſiven Ausge— 
erg | eines Syſtemes indirefter Steuern war 
jedoch bis tief in das 17. Jahrh. nicht die Rede. 
Die Steuerobjefte wechſelten vielſach miteinander 
ab, was ſich ſchon dadurch erflirt, daß die meiſten 
Aufwandſteuern lange Zeit hindurch nur vorüber— 
* bewilligt und erſt ſpäter zu einer dauern— 
en Einrichtung wurden. Doch war der Kreis der 
Steuerobjefte in ſteter Erweiterung begriffen. 
Was die Erhebungsform betrifft, fo finden 
ji Brodulftions- u. Zirfulationsfteuern, 
erjtere gewöhnlich als Fabrifat-, zuweilen aber 
(namentlic) in früherer Seit) auch als Rohſtoff— 
ſteuern, letztere als Verfaufsfteuern, Torjteuern u. 
lle. Jin ganzen iiberwiegen bis in das 18. Jahrh. 
die Hirfulationsjteuern, welche überh. die altere 
Entiwidlungsjtuje darjtellen. Neben diejen Erhe— 
bungSformen bilden ſich auch einige Monopole 
beraus. — Der Steuerfuß war jelbjt innerhalb 
jedes einzelnen Landes cin fehr wedhjelnder. Nicht 
jelten war iiberdieSs ein Verbrauchsgegenſtand mit 
zwei oder mehreren Abgaben belegt (3. B. mit 
einer Broduftjteuer und einer Zirkulationsſteuer 
oder mit einem Solle und einer Torjteuer), was 
die Cinhebung fomplizierte und den Verkehr hemmte. 
Seit dem 15. Qabrh. zeigt der. Steuerfuß eine jtei- 
gende Tendeng. 
Die Gltejten VerbraudSfieuern waren Regalien. 
Die jpiteren Tranfiteuern, Aufſchläge u. Akziſen 
wurden vor dem Dreipigiibrigen tie gewöhnlich 
pon den Ständen zur teilwelſen Aufbringung der 
Kontributionsſumme) bewilligt, ſpäter aber immer 
häufiger durch den Landesfürſten frajt eigener 
Machtvollfommenheit, vielfach im Kampfe mit den 
Stiinden, eingefithrt u. ausgeftaltet. Ubrigens ge— 
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noſſen die Mitglieder der oberen Stände in der 
Regel die Steuerfreiheit; im Mittelalter war viel— 
fac) aud) die einheimiſche Bevilferung in Bezug 
aut die Tarifſätze begünſtigt. 

Die Cinhebung wurde nicht jelten den Stän— 
den gegen eine Paujdaliumme iibertvagen, deren 
Repartition dann meijt ohne jede Rückſicht auf die 
betreffenden Steuerpatente, jei eS in Anlehnung 
an den Modus der Kontributionsveranlaqung, jet 
eS durch eine eigene direfte Steuer, jei eS in ganz 
willkürl. Weife erfolqte. Go wurde der Getreide- 
aufſchlag in M.D. 1662 durch eine Kaminſteuer 
aujgebradt, in Steierm. die Trankſteuer 1753 auf 
die Weingartenbejiper, in Böhmen der Viehauj- 
ſchlag au} die Viehbefiger umgeleat. Der Stadt 
Wien überließ man ſchon im 13. Jahrh. gewijie 
Verbrauchsſteuern unentgeltlic. 

(Die folgende Ginteilung des Stoffes — teils 
nad) dem Steuerobjefte, teil nad) der Einhebungs— 
form — wurde wegen der Undurchführbarkeit eines 
jtreng wiffenfdaftl. Einteilungspringipes gewählt.) 

2. Trantiteuern. Qu Niedersfterr. war 
die älteſte Form der Verzehcungsfteuer das Um— 
geld Ohmgeld), weldjes bereits 1359 von den 
Stiinden alS Gegenleijtung fiir den Verzicht des 
Landesherrn auf die jebr einträgliche jührl. Münz— 
erneucrung bewilligt wurde u. jw. als Wbgabe 
von Bein, Bier u. Met im Betrage von O'1 des 
BVerfaufspreijes. Im 16. Qahrh. betrug das Um— 
geld 3 Maß vom Eimer ausgeſchänkten Getränkes. 
(Der Cimer enthielt 35, feit 1556 38 Maß, erſt 
im 18. Qabrh. 40.) 1556 trat hiezu (injolge fail. 
§.) das , neue Zapfenmaß“, weldjes neben dem 
Umgelde im gleidjen Betrage u. zw. von allen 
gegen Geld ausgeidiintten Getriinfen eingehoben 
wurde. Die Stiinde bewilligten dieje Ubgabe erjt 
1568, u. zw. unter bem Namen „Taz“, und unter 
Verdoppelung des Steuerfußes auf 6 Mah vom 
Eimer (daher doppeltes Zapfenmaß. Seither blieb 
der Ausſchank von Bier, Wein u. Met ſowohl 
dem Umgelde wie dem Taz unterworjen, jener 
von Branntwein u. Moft nur dem Taz. Beide 
Geſälle wurden feit dem 17. Jahrh,. ſukzeſſive (teil- 
weije durch Vermittlung der Stände an Private 
verfauft und erjt 1829 aufgeboben, bis wobin der 
Steuerfuß unverändert blieb, —- Der Wein war feit 
dem 15. Jahrh. aud) nod) mit dem Rehentredte 
(yo der erzeugten Weinmenge) belaftet, welches 
jeweilig nach Maßgabe des Weinpreiſes reluiert 
wurde. — Außerdem beſtanden ſchon früher fog. 
Mar fi arene auf geiſtige Getrinfe, welche — 
mäßig und in wechſelnden Sätzen von der Wein— 
produftion (z. B. 1553 5 kr. vom Eimer), insbeſ. 
aber vom Verkaufe und der Ausfuhr der verſchie— 
denen Getränke (1553 5% des Werted) eingehoben 
wurden. Der 1624 eingeführte Aufſchlag auf Bein, 
Mot, Bier u. Branntwein war bei der Einfuhr 
in Die Städte u. Märkte au entridten, der Wein— 
aufſchlag von 1625 bei der Uusfubr aus dem Lande. 

Die Notwendigteit einer Steigerung des Er- 
trägniſſes führte 1640 zur Einführung der Extra- 
ordinaritrankſteuer in allen Erblanden (4 fr. 
von der Mak), welche ſich längere Zeit erbielt. 
Nady wie vor famen aber die verjchiedenjten Auf— 
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ſchläge vor, ſo vorübergehend 1646 ein Wein— 
gartenaufſchlag (Verbrauchsſteuer in der Form 
einer ſpeziellen Grundſteuer), in Wien ſeit 1691 
ein Bieraufſchlag (15 kr., ſpäter 30 fr. vom 
Eimer eingefiihrten Bieres) und ein (zur Deckung 
der Stadtbeleuchtungstojten beſtimmter Illum ie 
nationSauffdlag, welder anjiinglid) vom Be- 
leuchtungémateriale, feit 1705 aber auc) von aud: 
lindifden Weinen gu entrichten war. 

Cinbheitlichfeit fam in die Bejteucrung der 
geijtigen Getrinte erjt dDurd) das Trankſteuer— 
patent vom J. 1780, welded alle dlteven einſchlägi— 
gen Ubgaben, mit Ausnahme jener fiir die Cine 
jubr nad) Wien, aufhob. Die neue Trantiteuer war 
eine reine Broduftiteuer auf Weinse u. Objtmoft 
(nad) dem Ergebniſſe der Leſe 1 fl. vom Cimer 
für Schantiwein, 2/, jl. fiir den Haustonfum, mit 
Freilaſſung des im großen verfaujten Getrinfes), 
Bier u. Met (2, begw. 1 fl. vom Cimer, mit 
Freilaſſung jedes 6. Eimers) und Branntiwein 
Abſtufungen je nad) dem verwendeten Rohſtoffe). 
Schon 1783 wurde aber diefe neue ,,Simplififa- 
tionsſteuer“ aufgehoben und das alte fomplisierte 
Syitem, allerdings mit einigen Vereinfachungen, 
wieder bergeitellt. 

Uhnlic war die Entwidlung in Oberöſterr., 
Steiermart u. Rrain. Qn Kärnten u. Nord— 
tirol waren alle Verbrauchsſteuern an der Landes— 
qrenge (Binnengollinie) gu entridjten. 

In Böhmen war die älteſte Verbrauchsab— 
gave das Umgeld, welches ſchon feit 1336 von 

in und Bier, Vieh, Hetreide und anderen Nah— 
rungSmitteln bei ber Einfuhr in die Städte ent: 
ridjtet werden mußte, iibrigens aud) eine Steuer 
auj die in die Städte eingefiibrten inländiſchen 
jowie den Einfuhrzoll auf ausländiſche Waren ume 
jajte und unmittelbar in die königl. Rammer 
flop. Als ſtändiſche Verbrauchsſteuer tritt gus 
erit die Bierfteuer auf, welche ſchon 1481, dann 
wieder 1534—1536, und von 1546 an, jährlich be- 
willigt wurde. Anfänglich zerfiel dieſelbe in eine 
Rohſtoffſteuer von 1 Groſchen fiir das aus 1 Strid) 
Getreide ergengte Mal; und eine Abſatzſteuer vom 
verfauften oder ausgeſchänkten Biere. Seit 1552 
findet fic) nur dieſe leptere. Der Steuerſaß jtieg 
von 2 auf 6 Grojden (1583) vom Viereimerfaſſe 
und erbielt jid) in dieſer Höhe bis 1617. Neben 
dDicier am Erzeugungsorte eingehobenen Steuer 
bejtamd jeit 1547 der damals den Städten als 
Strafe eines Aufſtandes auferlegte A be den 
(1 Groſchen fiir jedes cingefiihrte Fab), dann jeit 
1586 eine vom L. T. beſchloſſene Spezialabgabe 
von der Biereinfuhr nach Prag, endlich anſchei— 
nend nod) das alte Umgeld. — Der Wein unter— 
lag nebſt dem Umgelde jett 1575 der Trantiteuer, 
der Branntwein jeit 1593. Diefelbe wurde nur 
pom Ausſchanke eingehoben, der eigene Konſum 
des Erodujenten war jteuerjrei. Schon vorher wa— 
ren alle Getriinte von einer allg. Berfaufs- 
jreuer betrofien worden, welche der L. T. zuerſt 
1534— 1536 (mit Mpg ded Erlöſes aller Waren), 
Dann wieder 1570—1574 (mit Moo Des Kaufpreiſes 
ausidrieb, Die Bewaltiqung des Aufſtandes von 
1618 brachte eine bedeutende Erhihung der Trant- 


ſteuerlaſt u. zw. ohne Befragung det Stände, deren 
Rechte ja verwirft waren. So wurde 1622 in den 
brauberedjtigten Stadten ein Biergeld (Produtt- 
jteuer} von GO Groſchen Meißniſch von jedem Faſſe 
ausgeſchrieben, und 1625 ein Biertaz von allem 
in eine Stadt eingefiihrten oder dajelbjt gebrauten 
Biere (1 Fl. per Fah). 1624 wurde der in Ojterr. 
beftehende Weintaz (von 6 Maß per Eimer Schant- 
wein) unter Wufbebung des Weinumgeldes ari 
Böhmen ausgedehbnt und daneben die Weineinjubr 
nad) Bihmen mit einem hohen Aufſchlage (eigent= 
lid) Boll, 3 Scho Groſchen vom Eimer) belegt. 
1640 bewilligte der &. T., wie in N. O., die Ex— 
traordinaritrantjteuer, und 1709 nad dem 
Mujter Schleſiens die Univerjalafgije ſ. unten), 
von welch letzterer fic) jedoch bald wieder eine 
ſelbſtändige Trantjteuer ablijte. Unter Maria The- 
reſia trat cine wejentl. Vereinfachung ein. Im De— 
zennalrezeſſe von 1748 wurde nämlich, unter Auf— 
hebung aller alten Getriinfejteuern mit Ausnahme 
des Branntiweintages, ein Weinaufidlag und 
eine Bierjteuer eingefiihrt und den Ständen sur 
teilweijen Dedung der iibernommenen Kontribu— 
tionSfummen iiberlafien. Der Weinaufſchlag be 
trug beim fremden Weine 1 fl., beim inländiſchen 
(vom Winger angumelden) fl. pro Eimer, mit 
Freilaſſung jedes 7. Cimers. Die Bierſteuer (Mal- 
geranlage) war mit 3 fr. von jedem Faſſe Wal; 
(ipdter in wechjelnder Hohe) zu entvichten. 

In Mähren unterlag der Verkauf geiitiger Ge— 
tréinfe und anderer Roniumtibilien feit 1540 dem 
Scheffelgelde. 1546 löſte ſich hievon der Bier— 
groſchen ab (jeit 1579 1%, Groſchen von jedem 
verfaujten Gimer) und 1579 die Weiniteuer (von 
der Weineinjubr). 1626 bezw. 1628 wurden der fury 
vorher in Böhmen eingeführte Wein- u. Biertaz. 
ferner das Biergeld von 1 fl. per Fah auf Mäh— 
ren ausgedehnt. Die beiden lepteren Steuern be— 
lajteten nur den ſtädt. Konſum. Daneben beitanden 
jeitiveilig allg. Weinaufſchläge, namentlic) der 
Grenzweinaufſchlag Einfuhrzoll) umd jeit 1640 
die Extraordinaritrantfteuer. Erwähnung 
verdient nod) die 1664 voriibergebend eingeführte 
Akziſe auf verſchiedene Verbrauchsgegenſtände, 
darunter Wein, Bier u. Branntwein. Durch den 
Dezennalrezeß von 1748 erhielten die Stände das 
Recht, sur Deckung des Landeserforderniſſes einen 
RKonjumtionsauffdlag eingubeben, welchem in 
den Stadten u. Märkten (nad 3 Klafjen) die 
Cinjubr u. Erzeugung geijtiqer Getranfe, dann 
die Einfuhr anderer Ronjumtibilien unterlag. Da- 
neben blieben Wein- u. Biertaz fortbejtehen. 1750 
trat hingu eine Tranfitewer für das flache Land, 
welche den Ständen als Kontributionsbeitrag über— 
laſſen wurde. Diejelbe betrug 50 fr. von jedem Faſſe 
erjeugten Bieres und 6 fl.” von jedem Faſſe in den 
Ktonjum tretenden oder aus anderen Landern eine 
gefiibrten Weines. Gleichzeitg wurde der ſtädt. Bier= 
fonjum nod) mit einem Zuſchlage von 25 fr. per 
wah beleqt. 1777 wurde unter Aufhebung aller 
diejer Abgaben eine eingeitl. Trantiteuer einge- 
führt, u. aw. fiir Bier 3, fiir Wein 12, fiir Brannt- 
wein 1531/5 fl. vom Viereimerſaſſe, unter Freilaſſung 
des 6. Faſſes beim Biere, und von 15), Eimer 


os 


beim Weine. Beim Bier u. Branntivein begrün— 
dete die Erzeugung die Steuerpjlict, beim Weine 
die Einfuhr in das Land und jene nad) Brinn. 

In Sdlefien findet fic) ſchon im 15. Jahrh. 
voriibergehend, feit 1546 Dauernd eine Bierjteuer. 
Unjanglid) war fie in den Stidten eine Malzſteuer, 
auf dem Lande eine Verkaufsſteuer, ſpäter eine 
reine Broduftjteuer. Ter Sieuerſfuß ftieq von 
1 Wrojden vom Fay bis 1624 auf 12 Groſchen. 
Bis 1650 geno} der Udel die Steuerjfreifeit fiir 
das gu jeinem Konjum gebraute Bier. Schon 1529 
war das Bier, nebjt anderen Verbrauchsgegen— 
jtiinden, vorübergehend einer allg. Verkaufsſteuer 
Scheffelgel d) unterworjen gewejen. Während des 
Dreißigjährigen Krieges bejtanden geitweilig Hobe 
außerordentl. Getränkeaufſchläge (3. B. 1620 
9 Groſchen bis 1 Taler vom Eimer Wein, ſpäter 
nod biber). 1640 wurde die Extraordinari— 
trantiteuer aud in Schlejien eingeführt und 
1705 nad) langen Verhandlungen die Univerfal- 
afgije anuj Getranfe, Nabrungsmittel und andere 
Waren bewilligt. Dieſe war jiir Bier u. Brannt= 
wein eine Robjtofijteuer, jiir die iibrigen Getriinfe 
eine Produttjteuer, welde vom Weine bet der Preſſe 
bezw. Cinfubr, von Met u. Eſſig bei der Anzapfung 
zu entridjten war. Die Akziſe bejtand bis zur 
preupijden Offupation des Landes fort. Im öſterr. 
Reſte Schlejiens traten unter Maria Therejia wie— 
der verſchiedene Getränkeſteuern an deren Stelle, 
jerner der Fleijdtreuger und der Viehaufſſchlag. 

% Sonjtige Aufwandſteuern. Gleid den 
Getränken bildeten aud) die Nahrungsmittel 
ſchon jrithe einen Gegenjtand der Bejteucrung u. giv. 
1eilS bei der Produftion, teilS beim Verkauſe oder 
bei der Einfuhr in geſchloſſene Orte. Vielfach in 
enger Verbindung hiemit wurden häufig aud) ane 
dere landwirtſchaftliche jowie gewerbl. Broz 
dukte ciner Verfaufsjteuer untergogen, welde 
teilS als Ertrags-, teilS als Aufwandſteuer wirkte, 
jo im N. O. 1557 u. 1584 50 des Kaufpreiſes ge- 
wiſſer Produkte, 1661 4/,, bes Preiſes aller Waren, 
die nicht durch eine Verbraudsiteuer nad) dem 
Gewicht getroffen waren (j. auch oben II. A 3). 

Qn Böhmen unterlagen die landwirtſchaftl. 
Produlte ſchon feit bem 14. Jahrh. dem Umgelde. 
Hiegu trat im 16. Jahrh. die bereits erwähnie allg. 
Verkaufsſteuer, welche anfangs alle wichtigeren agqra- 
riſchen u. indujtriellen Ergeugnijje traf, 1593 aber, 
da fie fic) als allju drückend erwieſen hatte, auj 
Vieh u. Fiiche eingeſchränkt wurde, in welchem Um— 
fange fie fid) nod) lange erbielt. 

Seit dem 16. Jahrh. finden ſich in ſämtl. 
Lanbdern immer häufiger die anfänglich nur vor- 
libergehend bewilligten, fpiter aber unter dem 
Zwange der Verhältniſſe gum Teil ftabil qewor- 
denen Aufſchläge auj die veridiedeniten Ber- u. 
Webrauchsgqegenitinde, welche oft aud) Ausfuhrzölle, 
ſpäter aud) Einfuhrzölle enthielten. ES handelt fich 
hier in der Regel um Verfaufsiteucrn, welche teils 
in firen Siigen (vom Stück oder von der Maß— 
oder Gewichtseinheit), teils in Duoten des Kauf— 
preiſes (oq oder Myo, bet Luruswaren felbjt 5 
big 20%) zu entridjten waren. Der Kreis der 
auiſchlagspflichtigen Objefte wie der Steuerfus 
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richteten ſich lange Zeit hindurch lediglich nach dem 
jeweiligen Finanzbedarfe. Namentlich ſeit dem Drei— 
igiährigen Kriege war daher die Tendenz einer 
Erhöhung der Steuerlaſt unverkennbar. Erſt im 
18. Jahrh. kam auch auf dieſem Gebiete das Be— 
ſtreben einer gerechteren Verteilung der öffentl. 
Laſten ſowie jenes des Schutzes der einheimiſchen 
Produftion allmählich einigermaßen zur Geltung. 
Bis tief in die Thereſianiſche Zeit war aber die 
Syſtemloſigkeit und die territoriale — 
des Verbrauchsſteuerweſens eine ſo große, daß ein 
näherer Einblick in die Entwidlung heute kaum 
gewinnen fein diirjte. Im folgenden foll daher 
lof das Wichtigite beriihrt werden. 

Der Viehaufſchlag, 1624 in den meijten 
Ländern obne ſtändiſche Mitwirfung eingeführt, 
war anfangs nur beim Verkaufe im Inlande und 
bei der Ausfuhr (in Böhmen fl. bezw. 1'/, fl. 
vom Stück), ſpäter auc) bei der Einfuhr (z. B. in 
MN. O. der „Dreißigſt“ von dem aus Ungarn ein— 
qefiihrten Bieh) gu entridten, beim Schlachtvieh 
nach der Stückzahl, beim Rugvieh vom Kaujpreije. 
Su diefem BVtehaufidlage, welder in eingelnen 
Ländern bis 1777 fortbeſtand, trat feit 1629 vor— 
iibergehend der erjt vor der Schlachtung gu zahlende 
Fleiſchaufſchlag (in N. O. anfänglich 2 Pfennig, 
1642 vom Pfund Rind-, Schöpſen- u. Schweine— 
fleiſch 1kr. und vom Kalbe fl.), und 1698 defi— 
nitiv in allen Ländern der Fleiſchkreuzer (1 fr. 
vom Pfunde). 

Als 1646 die Schweden immer weiter vor- 
drangen, defretierte der Kaiſer aus cigener Macht— 
vollfommenheit eine Reihe neuer Aufſchläge, unter 
anderem auf Getreide (4/59 des Verfaujspreifes), 
wifde, Wolle, Butter, Käſe u. Hols — 
weldje Brodufte durchwegs ſchon früher ab u. ju 
bejteucrt waren. Bon anderen, größtenteils im 
17. Jahrh. entitandenen Aufſchlägen waren gu er— 
wähnen jene auf Pferde (beim Verfauje nach dem 
Wert, bei der Ausfuhr nad dem Stüch, Felle, 
Leder, Wachs, Honig, Unidlitt, Federn 
ujw., auf Stiefel, Schuhe u. Tertilwaren. 
Alle dieje Aufſchläge waren teils Steuern auf den 
inländiſchen Konſum, teils Aus- oder Einfuhrzölle. 

Unter Leobold J. begannen die Verſuche einer 
einheitlichen u. ſyſtematiſchen Ausgeſtaltung der 
Verbrauchsabgaben durch Einführung einer allg. 
Akziſe. An Mähren wurde eine ſolche 1664 u. 1675 
voriibergebend auf Getränke, Bieb, Fiſche, Mehl 
u. Schuhe bewilligt, jedoch bald wieder modifiziert, 
ähnlich in Schleſien 1675. Die langiährigen Ver— 
handlungen wegen Einführung einer Univerial> 
akziſe führten bloß in Schleſien (1705) und 
Böoöhmen (1709) gum Ziele. Die ſchleſiſche Alziſe 
umfaßte, nebſt einſchneidenden Verbrauchs— 
ſteuern u. Zöllen, auch cin ganzes Syſtem von 
Ertragsſteuern (Grund, Gebäude- u. Erwerb— 
ſteuern), endlich reine Perſonalſteuern. Abge— 
ſehen von den Getränken (ſ. oben) waren derſelben 
unterworfen: Getreide beim Verkaufe und der 
Ausfuhr ſowie vor der Vermahlung; Schlacht— 
vieh (mit halbem Sage fiir Schlachtungen zum 
häusl. Konſum); Wildbret; in den Städten 
auch ſonſtige Viktualien, mit höheren Sätzen 
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für ausländiſche Eßwaren u. Genußmittel (Tee u. 
Rajiee); ferner Holz, Baumaterialien, Heu, 
Stroh, Eiſen; diverſe Kauf- u. Kramwaren, 
mit Ausnahme gewiſſer im Lande erzeugter Halb- 
jabrifate u. Handwerfsprodufte. Weiter unterlag 
der Akziſe der Bejig von Pjerden, Zugvich, 
Kühen, Schafen u. Ziegen, der Ertraq von 
Miiblen, Glashütten, Cifenwerfenu. Stein: 
brüchen, die Haltung fremden Biehes, der Miet— 
jing von Gebduden in Stadt u. Land. Endlich 
gebirte zu dieſer Univerjalafsife eine Handel s- 
u. Gewerbejtewer (nad) Klaſſen) und cine Que 
denjteucr (monatlic '/, fl). Bon der Akziſe war 
niemand befreit. Da fie ſich auf fajt alle Gegen— 
itinde des Verkehres erjtrectte, wurde fie als höchſt 
driidend empjunden, was ju zahlloſen Hinterzie— 
hungen führte. Gleichwohl beſtand dieſe Steuer in 
Schleſien nod) 1742. — Qn Böhmen, wo dic 
Univerſalakziſe nach ſchleſiſchem Muſter eingefiihrt, 
ihre Harte aber in der Praxis vielfach gemildert 
wurde, löſte ſie ſich allmählich in ihre Beſtandteile 
auf, indent dic auf dem Realvermögen ruhenden 
Teile in dic Kontribution einbegogen und die 
cigentl. Verzehrungsgegenſtände wieder ſeparat be- 
jteuert rvurden, die Alziſen auf Manujafte aber 
tells verſchwanden, teil in Zölle iibergingen. 

Die Tendenz, den Konſum der vermiglicheren 
Klaſſen allmählich ſtärker zu belajten, trat mit dem 
Erſtarken der abjoluten Fiirjtengewalt immer mehr 
hervor. Es finden fid) daber nun aud) reine 
Lurusfteuern. So wurde 1697 das Tragen gold- 
u. filberbejepter leider bejteuert (mit 10 fl), im 
18. Jahrh. auch der Beſitz von Lurugpferden u. 
Bagen, der Anfauj von Kleinodien, feinen Stofjen, 
Haarpuder u. dal. Hieber gehiren auch die von 
Maria Therefia voriibergehend eingeführten Auf— 
ſchläge auf bereits vergollte auswiirtiqe Konſum— 
artifel (Tee, Kaffee, Zucker und franzöſiſche Waren). 
Wewijje Aufwandjteuern fenngeidnet dic Stem— 
peljorm (jf. unter C.). So wurde der Spiel: 
fartenftempel, nachdem der 1692 eingefiiprte 
Spielfartenauffdlag (2 Klaſſen, 9 u. z fr.) vor- 
iibergehend durch ein ſtaatl. Spielfartenmono:- 
pol (1701 —1713 ärariſche Erzeugung, feit 1733 
BVerfaujsmonopol) erjept worden war, ſeit 1748 ju 
einer dauernden Cinridjtung (1762 Sipe von 2 
bis 10 fr.). Der 1711 eingeführte Kalenderſtem— 
pel wurde 1762 in 5 Klaſſen abgeituft. 

4. Monopole. Das aus dem Bergregal ab- 
geleitete Salgregal, das ijt die Regalitat der 
Salzerzeugung und des Salzverſchleißes, war gwar 
im allg. ſchon im WMittelalter anerfannt, dic praf- 
tiſche Geltendmachung derjelben fojtete aber nament⸗ 
lich in den böhm. Ländern einen langen Kampf, 
während defien die Salzeinfuhr aus dem Auslande 
oder aus anderen als den zugewieſenen infindi- 
iden Begugsquellen bald mit Aufſchlägen belegt, 
bald völlig verboten wurde. Der Salzverſchleiß 
war gewöhnlich den Ständen gegen cinen jfejten 
Ubernahmspreis überlaſſen. Der Ertrag des Salz— 
gefalles war ſchon friiber cin relativ ſehr bedeuten— 
der (1718: 2"), 1779: SO Will. jl). 

Der Tabatfonjum wurde ſchon feit 1657 
in cingelnen Ländern (zuerſt in Sdhlefien) mit Auf— 
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ſchlägen belegt, jedod) nur voriibergebend. Die An— 
jiinge des heutigen Tabafmonopoles reichen bis 
1670 zurück (Berleibung der ausſchließl. Verſchleiß⸗ 
befugnis an einzelne Perſonen, Verpachtung der— 
ſelben in einigen Ländern, nod) ohne Prinzip u. 
Zuſammenhang). Als allg. Einrichtung entſtand 
dag Monopol erſt 1701 u. aw. blieb der Tabak— 
anbau frei, Fabrikation u. Verſchleiß aber der Fi— 
nanzverwaltung vorbehalten. Dieſes neue, von An— 
beginn an verpachtete Monopol daher „Tabak— 
appalto“) wurde 1704 durch einen vom Käufer zu 
zahlenden Tabakaufſchlag und — 
taxe erſetzt, letztere aber ſchon 1714 aufgehoben. 
1723 wurde dann das Monopol wieder einge— 
führt und die YWblicferung alles inländiſchen Ta— 
bafes an dic Gefällsämter angeordnet. Wit Aus— 
nahme weniger Jahre war Erzeugung u. Verſchleiß 
teils verpadhtet, teils den Ständen geqen Baujdal- 
abjindung überlaſſen. Erſt feit 1783 jteht dag Ta- 
bafnionopol in ärariſcher Regie. Erträgnis 1724: 
300,000, 1759: 778.000, 1775: 1,600,000 FL. 

Tas Salpeter- u. Pulvermonopol, wel— 
ches nur den Veridleif, nicht aud) die Erzeugung 
zum Wegenjtande hatte, gelangte erjt jeit 1650 fufgel= 
jive sur Wusbildung. 

Das Lottoregal fam im 17. Qabrh. blog 
in der Finhebung von Gebühren fiir die Bewilli- 
qung von Privatlotterien zur Weltung. 1710 wurde 
cine 10%ige Gewinſtſteuer eingefiihrt. Erſt 
1751 entitand nad) italicnifdhem Mujter die heu— 
tige Zahlenlotterie (anfinglich verpachtet, ſeit 
1781 in ſtaatl. Regie). — Hinſichtlich der Lotterie— 
anleiben ſ. „Staatsſchuld“. 

5. Mauten u. Zölle. Bis in das 18. Jahr— 
hundert findet ſich die Bezeichnung „Maut“ für 
alle Abgaben, die an beſtimmten Orten bei der 
Ein=, Mus: oder Durchfuhr von Waren eingehoben 
wurden, aljo fowohl fiir Wegmautgebühren, 
welche fiir die Benugung von Strafen, Briicden 
u. Uberjubren von jedem Stiid Bieh eingehoben 
wurden, wie fiir die ungleid) widhtigeren Zölle, 
womit man feit undenfl. Seiten gewiſſe Waren be- 
legte, jowie fiir andere Verfehrs- u. Konſumſteuern, 
die von den gu Markt gebradten Waren beim Ein— 
tritt in ein Stadtgebiet, zuweilen aud) nod auf 
dem Warftplagpe ju entridten waren. Die innige 
Verbindung dieler verfdiedenen Arten von Abgä— 
ben erfliirt fic) dadurch, daß diefelben ſämtlich den 
Verfehr unmittelbar belajten. (Uber die widhtigeren 
inneren Ronfumjteuern ſ. die vorjtehenden Ab— 
ſchnitte. 

Was nun insbeſ. das Zollweſen betrifft, ſo 
war deſſen Entwicklung in den einzelnen Ländern, 
deren beinahe jedes ein eigenes Zollgebiet bildete, 
eine ſehr verſchiedene. Doch überwogen in der älte— 
ren Zeit überall die Aus- u. Durchfuhrzölle, wel— 
chen anfangs hauptſächlich landwirtſchaftliche, ſpäter 
auch gewerbl. Produkte unterlagen. Schon frühe 
famen aber aud) Einfuhrzölle auf Getränke und 
jrembe Luxuswaren auf. Nad) u. nad) treten die 
Einfuhrzölle immer mehr in den Bordergrund. 
Die Holle waren vielfad) mit den mannigfaltigiten 
inneren Verbraudjsabgaben aufs engſte verbunden 
(j. oben), wie denn iiberh. auf beiden Gebieten die 
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größte Syſtemloſigkeit herridjte. Die Ausfuhrzölle 
wurden gewöhnlich an der Landesgrenze eingeho— 
ben, die Einfuhrzölle nod im 16. Jahrh. jajt nur 
im Innern des Landes, teils beim Paſſieren ver— 
kehrsreicher Punlte, teils aud nur bei der Cin- 
fubr in die Städte. Lewteres beruht wohl auf der 
Holljreiheit der oberen Stinde. Die Zollbemeſſung 
erjolgte teils nach der Stückzahl, teils nad Map 
u. Gewicht, teils nad dem Werte der zollpflichtigen 
Waren. Spiter überwogen die Wertzölle mehr 
u. mebr. 

Das Hollgefille war feit jeher ein Regal. 
Doh wurden pewwifie Waren, namentlic) landwirt—⸗ 
ſchaftl. Brodufte, yang aug von den &. T. gur 
teilweiſen Deckung des pattibxtionserovberaities 
mit Muss oder Einfuhrzöllen belegt. Die l. f. Zölle 
waren ſchon feit bem Wittelalter vieliad in den 
Beſitz von Privaten iibergeqangen, was zu argen 
Mißbräuchen und ſchwerer Schidigung des Arars 
führte. Mn manden Orten bejtanden allerdings 
neben ſolchen „Privatmauten“ ſpäter errichtete 
I. f. Zollämter — eine drückende Doppelbelaſtun 
des Handelsverkehres. Im 17. Jahrh. wurden pe 
langen Kämpfen wenigitens die nicht auf nachweis— 
baren RechtStiteln beruhenden PBrivatmauten auf— 
ees und die iibrigen auf die Cinhebung wirkl. 
Mautgebiihren eingeidriinft. Hand in Hand hie- 
mit ging die jufjeffive —— des Kreiſes 
der zollpflichtigen Waren und die Erhöhung der 
Zolltarifſätze. 

Seit dem 17. Jahrh. treten in der bis dahin 
tein fistalijden Zollgeſetzgebung auch wirtſchafts— 
polit. Geſichtspunkte hervor. Zunächſt werden im 
Intereſſe des einheimiſchen Handels ausiwiirtige 
Raujleute höheren Ausfuhrzöllen unterworfen. Seit 
Leopold J. zeigt ſich aber auch das Beſtreben, die 
einheimiſche Produktion durch die Zollpolitik zu 
fördern, u. zw. vorerſt in vereinzelten Einfuhrver— 
boten, unter Karl VI. aber “icileriiche Sollordnung 
von 1718) einerſeits in der Erleichterung der Ein— 
jubr von Rohſtoffen u. Halbjabrifaten durch Zoll— 
freibeit, und in der Erſchwerung ihrer Ausfuhr 
burd) hohe Bille u. Verbote — anderſeits in hohen 
Einfuhrzöllen bezw. Einfubrverboten fiir gewiſſe 
fremde Fabrikate. Die Zölle fiir die Fabrifataus- 
fubr wurden jedoch aus finangiellen Griinden nod 
immer nicht aujgeboben. 

Unter Marl VI. wurde da8 Zollweien aud 
gum erjtenmal fiir die WMehrgahl der Erblinder 
nad) im wejentlichen gleichen Grundfigen ſukzeſſive 
neu — Die Zwiſchenzollinien wurden aller— 
dings beibehalten, jedoch bei der Einfuhr aus einem 
Binnenzollgebiete in ein anderes mäßigere Zoll— 
ſätze eingehoben als gegenüber dem Auslande. Es 
beftanden damals 6 Zollgebiete: N. O. und O. 0., 
Inneröſterr. Tirol, Böhmen, Mähren, Schleſien.) 
Die Durchfuhr, bei welcher früher der volle Ein— 
u. Ausfuhrzoll zu zahlen war, wurde durch Nor— 
mierung maͤßiger Tranſitozölle erleichtert. Eigentl. 
Einfuhrzölle ſollten überh. nur einmal (am Orte 
des Konſums) entrichtet werden. Die Zollinien 
wurden durchwegs an die Landesgrenzen verlegt. 

Maria Thereſia ſetzte die Schutzzollpolitik kräftig 
fort durch Ermäßigung der Zölle auf Rohſtoffe u. 
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Halbjabrifate und Erhöhung jener auf Ganzfabrikate 
bezw. durch Vermehrung der Einfubrverbote. 1775 
fam die erſte allgemeine Zollordnung fiir 
ſämtl. Erbländer (mit Ausnahme Tirols) zu— 
ſtande. Hienach waren alle Zölle nach dem Werte 
zu entrichten u. zw. die Einfuhrzölle in 5 Klaſſen 
von }\,o % (fiir die meiſten Rohprodufte) bis 20+, 
(Schußzoll fiir gewiſſe inländiſche Induſtrien), die 
Ausfuhrzölle in der Regel mit 4/,4%, bei gewiſſen 
Rohproduften u. Halbjabrifaten jedod) mith —20%, 
die Durchfuhrzölle mit durchidnittlid) 1%. Die 
Einjubrverbote verblieben mit gewiſſen Einſchrän— 
fungen in Kraft. Die Binnenzölle wurden, mit 
Ausnahme jener auf Getränke, aufgeboben. 

Die Joſefiniſche Zollreform von 1784 
bedeutet den Höhepunkt des Probhibitivinitemes. Sie 
brachte HandelSverbote fiir ausländiſche Nahrungs- 
mittel, Getränke, Metalle und die verfchiedenjten 
Fabrikate (insbeſ. Textil u. Luruswaren). Dieſe 
pauper Handel gefesten Waren” durjten nur gegen 
einen GO%igen Soll von Privaten gum eigenen 
Konſum oder Gebrauche bezogen werden. Die nod 
bejtehenden Binnengille auf Wetriinfe hörten 1748 
auf. Mud) wurde die Zolleiniqgung mit Ungarn 
durch Zollbegünſtigungen angebabnt. Die Privat- 
mauten wurden, foweit fie nicht wirklich sur Er- 
haltung von Straken oder Briiden dienten, ſchon 
1782 aujgehoben. 

C. Gebühren u. Verfehrsfteuern. Schon 
im 17. Qabhrh. hatten ſich Taxen fiir die Ver— 
leihung von Amtern u. Benefigien herausgebildet. 
So findet ſich 1677 cine Dientttare als einmali⸗ 
get bjug vom Webalte aller Hof-, Kriegs- u. 
fandesbeamtten (1), des Gehalted). 1681 wurde eine 
Tare von jährlich 5% des Gehaltes eingefiihrt, die 
aber bald abgefommen au fein ſcheint. Seit 1715 
unterlagen die Dienftbesiige der Dienjtarrha (ein- 
malige Rattan von 6% fiir die bereits Angeſtell⸗ 
ten, und von 2 Quartalsraten fiir fiinftige Ernen- 
nungen). An deren Stelle trat 1751 die Karen z— 
tare, weldje bei der Ernennung anjangs mit 1s, 
feit 1757 mit des neuen Gehaltes abzuziehen 
war. 1775 wurde diefelbe durch eine Arrha von 
jährlich 5% (bei hiheren Begiigen 10%), alfo durch 
cine Brogrefjivtare erſetzt, die bis 1840 bejtand. 

Noch) ältere find die jog. Sporteltaren, d. bh. 
Vergiitungen fiir die Koſten einer behördl. Amts— 
handling, die dem Qurisdiftionsherrn (in der 1. In— 
ſtanz, aljo den Dominien) bezw. wenn fich derjelbe 
vertreten lief, defien amt Sbandelnden Beamten gu 
entridjten war, was gu großen Mißbräuchen fiihrte. 
Die Sporteltarije waren in den eingelnen Ländern 
ſehr verjchieden, u. zw. zumeiſt nad) firen Sätzen, 
fiir gewiſſe Amtshandlungen aber abgeftuft nach 
der Größe ded betreffenden Vermigensobjeftes. Erſi 
unter Kaiſer Joſef Il. wurden die Sporteln defi- 
nitiy den Beamten entzogen und cigenen Taxfond3s 
(bes Staates, der Linder, Stiidte u. Dominien) 
zugewieſen. 

Eine in der Gebührengeſetzgebung ſeither zu 
großer Bedeutung gelangte Abgabe, der — nach 
der Einhebungsform genannte — Papierſtempel, 
welcher teils die Merkmale der Gebühr, teils jene 
der Steuer an ſich trägt, wurde 1686 an Stelle 


Finanzgeſchichte. 


des in einigen Ländern ſeit 1675 beſtandenen 
Vapieraufſchlages (von der Papiererzeugung 
u. Einfuhr 22'/, fr. bis 4'/, fl. pro Ries) einge— 
führt uw. zw. in 3 Klaſſen (1 fl, 15 fr. u. 3 fr.) 
Stempelpjlidtiq waren, abgefehen von gewiſſen Be- 
freiungen, amtl. Ausfertigungen, öffentliche u. 
Privat⸗Urkunden, dann Eingaben bei Staatsbehör— 
den. Für die Abſtufung des Stempels war teils 
die Gattung der Urkunde, teils der Betrag des 
Rechtsqefdhajtes maßgebend. Schon 1693 wurde 
der Papierſtempel wieder durch den Papieraufſchlag 
erſetzt, jedoch fiir Inneröſterr. 1716 (mit nur einer 
Stempelflajje), fiir die böhm. Lander erſt 1748 
lähnlich abgeftuft wie 1686) abermals eingeführt. 
Gin einbeitl Stempelgejes fiir die Gefamtbeit der 
Länder trat erſt 1762 ins Leben, u. giv. in 4 Rlaj- 
jen (2 fl, 1 fl, 15 kr. 3 fv.) abgeftuft, teil nach 
ben oben erwähnten Momenten, teil nad) Stand 
u. Beruf des Musitellers der Urkunde. Der wieder- 
holte Wechjel zwiſchen Urkundenſtempel u. Papier- 
jtempel zeigt, daß man den Stempel aus äußerl. 


Wriinden als eine Art Bapieriteuer betradhtete. | 


1802 wurden die Stempelflajjen auf 14 (von 3 fr. 
big 100 FL) vermehrt. 

Bon den in der heutigen Bebiihrengejepge- 
bung vorfommenden Verkehrsſteuern (jog. Uber— 
— ——— ſind die Immobiliargebühren 
entitanden aug den alten Laudemien, Zahlungen, 
die ber neue Erwerber einer untertiinigen Realitit 
an die Herrſchaft zu entrichten hatte, qleichviel ob 
der Befigveriinderung cin Rechtsgeſchäft unter Le- 
bender oder ein Erbfall gu Grunde fag. 

Die heutigen jog. Bereicherungsgebühren haben 
ihren Vorläufer in der mit P. 6 VI 1759 einge— 

führten, am 15 X 10 reformierten Erbjteuer von 

10% des Wertes des Nachlaſſes oder der Schen— 
fung, wovon Erbportionen unter 500 fl. (ipdter nur 
unter, 100 fl.), dann Legate unter 100 jl, ferner 
alle Ubertragungen zwiſchen Eltern u. Rindern und 
an piae causae gang. folche zwiſchen Ehegatten 
gu Ts fret waren. Geiſtliche Hatten bei Erlangung 
tiner Pfründe 3% des fapitalijierten Einfommens 
eins fiir allemal al8 Yquivalent zu entrichten. 

Von den mehrfach vorfommenden Lizenz— 
gebiibren ware der Tanzimpoſt ju erwahnen 
(jeit 1708, verfchieden fiir Tanjunterhaltungen bei 
Birten und in Privatiwohnungen). 

Wegen der zeitweilig ausgqeichriebenen Ber- 
faufsfteuern ſ. oben unter II. A. 3., dann 
B. 1. u. 3. 

Uber das Gebiihrenmoment im Münz-, 
Berge und Mautwefen f. oben unter J. 1. und 

B. 5. 
. Staatefduld, ſ. den feparaten Art. 
hierüber. 
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Finanzpatent vom 20. Februar 1811. 


I. Brivatredtl. Beftimmungen des F. — IL. Kritit 
biefer Beftimmungen. — III. Nachträge gum F. — 1V. Ein- 
flu§ des F. auf vor 1799 entftandene, noch beftehende Forbde- 
rungen. 


Die Urſachen dieſes F. ſowie deſſen ſtaats— 
finanzielle und finanzrechtl. Beſtimmungen ſ. unter 
Art. „Geld O.“. Jin ſolgenden ſoll nur der Ein— 
fluß des F. auf die Privatſchuldverhältniſſe 
erörtert werden. 

J. Privatrechtl. Beſtimmungen des F. 1. Vom 
Tage der Publikation des F., 15 111 11, an waren 
neue Verträge zwiſchen öſterr. Untertanen — 
mit Uusnahme der Darlehen aus dem Wuslande 
und der Waren-Ein- u. Musfubr, wobei man ſich 
die Zahlung auc) in einer bejtimmten Münzſorte 
oder in flingender Münze überh. ausbedingen fonnte 
— ausſchließlich in dem durd) das F. (8 8) als 
Wiener Währung und einzige Baluta fiir das In— 
land erfliirten neuen Papiergelde, das ijt in Cine 
löſungsſcheinen abzuſchließen. Blof bei Darlehen, 
die in ciner bejtimmten Münzſorte qeqeben waren, 
fonnte auc) die Rückzahlung in diejer Münzſorte 
wirlſam bedungen werden ($$ 9 u. 10). 

2. Hinfidtlid) der vor dem 1511I 11 ent- 
ftandenen Forderungen unterjdeidet das F. 
drei Urten, nämlich jene, bei deren Begriindung 
die Zahlung in ciner beftimmten Miingforte 
bedungen tar, jenc, deren Erfüllung in klingen— 
Der Münze iiberh. ftipuliert war, endlid) alle 
übrigen Forderungen. 

In den Fällen der erſten Art hatte dic Zah— 
lung nach wie vor in der bedungenen Münzſorte 
au geſchehen ($$ 12 u. 15). War die Zahlung in 
flingender Miinge ausbedungen, — welder Ver— 
cinbarung jpiter (Hfd. 27 113, J. G. S. 1033) 
jene der Solemn in Dufaten oder Talern ſchlechthin 
aleichgejtellt wurde, — fo mußte fie entweder in 
flingender Münze oder gum vollen Betrage in Ein— 
löſungsſcheinen (oder im Sfadjen Betrage in Banfo- 
zetteln) geleiftet werden ($$ 12 u. 15). 

In allen iibrigen Fallen war der Seitpunft 
det Vegriindung der Sdyuldforderung maß— 
gebend. 

Bei Forderungen, die vor dem 111799 (Feit 
weldher Beit das Ugio konſtant geworden war) ent— 
jtanden waren, hatte die Sahlung von Kapital u. 
Sinjen nad dem vollen Wetrage in Einlöſungs— 
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ideinen (oder im Sjaden Betrage in Banfozetteln) 
au geideben (§ 12). Für alle ſpäter entitande- 
nen yorderungen wurde die Umredinung in 
Konventionsmiinge nad dem Banfogettels 
furfe der Entitehungsacit bezw. die Begah- 
lung des in dieſer Weife redugierten Betrages im 
vollen Betrage in Einlöſungsſcheinen (oder im 
Sfachenin Bantogetteln) angeordnet. Für die Zeit von 
1799 bis Ende September 1810 war der, aus einer 
dem F. beigegebenen Sfala gu entnehmende Durch— 
idnitisturs des betrefjenden Monates gu Wrunde 
zu legen; fiir die Monate Oftober 1810 bis März 
1811 aber, in weldhen ſich die wirkl. Durchſchnitts— 
furje zwiſchen 552 u. 960 bemwegt batten (Beer, 
S. 397), der Kurs von 500, deſſen Stabilijierung 
ja die durch das F. erklärte ojfigzielle Devalvation 
det Banfozettel begwedte ($$ 13 u. 14). Jedoch 
follten Sablungen, die ſchon vor dem 15 TTI 11 
fällig waren und zur Yeit ihrer Fälligkeit in 
Bankozetteln nad deren Nennwerte su leijten ge— 
wejen wären, aud fiinjtig nur in Bankozetteln nad 
dem Nenniverte gu leijten fein (§ 17), was Tout 
Hd. 138X111 (3. G. S. 962) allerdings nur fiir 
den yall galt, wenn die Zahlung wegen eines auj 
Seite des Gläubigers cingetretenen Hindernijies 
nicht rechtzeitig erjolgt war. 

In jenen Ländern u. Landesteilen der öſterr. 
Monarchie, welche im J. 1811 unter fremder 
Herrſchaft ſtanden, ſind die vorſtehenden Beſtim— 
mungen für die vor der Rückehr unter öſterr. 
Herrſchaft entſtandenen Forderungen nicht in Wirk— 
ſamkeit getreten. Für die damals zum Königreich 
Polen und zu Rußland gehörigen Teile des heu— 
tigen Gal. wurden hinſichtlich ſolcher Forderungen 
dure) ſpätere P. die einſchlägigen G. der früheren 
Regierungen als maßgebend erklärt, ähnlich für das 
Königreich Illyrien und das o.-6. damals bayriſche) 
Annviertel. (Die betreffenden P. und Hftzd. ſ. bei 
Winiwarter, Handb. der G. und B., welche ſich 
auf das a. b. G. B. beziehen, J., 12 und ff.) Auch 
fiir das o.-8. Hausrudviertel, fiir welches ſolche 
Spevialgelebe nicht beftehen, ijt das F., welded 
dort nie publiziert wurde, zufolge oberſtgerichtl. E. 
21X 74 (Glajer=Unger 5510) niemal8 in raft 
getreten. Aus dem gleichen Grunde iſt dies auch 
fix Tirol anzunehmen. 

I. Kritik der vorftebenden Beitimmungen. 
Den privatredtl. Bejtimmungen des F. liegt vor 
allem die Legale Fiftion zu Grunde, dak die durch 
die Meduftion des Nennwertes der Bankozettel auf 
1, ent}tehenden Einlöſungsſcheine als der 
Ronventionsmiinge völlig gleichwert au 
aditen jeien. Da diefe Silberparitit befanntlich nie 
erreidjt wurde, bedeutet das F. hinſichtlich aller bis 
dahin in flingender Münze zahlbar gewejenen For— 
derungen cine tatfichl. Benachteiligung des Gläu— 
bigers, nach Maßgabe des ſpäter mit 250 ſtabili— 
fierten) Disagios des neuen Papiergeldes. 

In Verbindung mit der erwähnten Fiftion 
gelangt in jenen highend das Pringip jum 
Ausdrucke, dak fiir beitehende Schuldverhältniſſe, 
anjtatt wie vor dem 15 TI] 11 der Nennwert der 
Banfosettel, deren Rurswert geqeniiber der Silber- 
miinge zur Entitehungszeit der Forderung maß— 
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= fein jolle, allerdings mit gewiſſen Einſchrän— 
ungen, indem aus praftifden Gründen anjtatt 
des Tagesfurfes der Monatsdurchſchnitt su Grunde 
gcleat wurde, ſerner das allerdings geringfiigige 
gio der Zeit vor 1799, fowie die enorme Kurs— 
iteigerung jeit Oftober 1810 unberiictfidtigt blieb. 
Durdh die Umrechnung nad dem Kurswerte zur 
Entſtehungszeit glaubte man — in Berbindung 
mit ber Reduftion der Gejamtmenge des Papier: 
geldes auf 1 — den inneren Wert der Forde— 
Tungen ju erjajjen, im Sinne der damals herr— 
ſchenden Quantitadtstheoric, nad) welder das 
Ugio cines uneinlösl. Papiergeldes ausſchließ— 
lich durch die vorhandene Menge ſolchen Geldes 
beeinflußt wird und die Kaujfrajt des Papiergeldes 
im gleichen Verhältniſſe wie das Agio jteigt oder 
jallt. Die Unrichtigkeit diejer reinen Quantitäts- 
theorie, inSbej. Deren Wideriprud) mit der tatſächl. 
—— ng des öſterr. Papiergeldes vom Okto— 
ber 1810 bis April 1813, hat ſchon Wagner (Zeit⸗ 
idrijt jf. Staatsw. 1863) cingehend nachgewieſen. 
Det Gejamtfurswert des zirkulierenden Papier- 
geldes in Cilber, welder im Oftober 1810 noch 
180 Will. und unmittelbar vor der Publifation 
des F. zirka 127 Mill. betragen hatte, ſank ſchon 
nad) 4 Wonaten auf 74 Mill. und ſchwankte — 
bei unverdnbderter, den Bedarf an Zahlungsmittein 
keineswegs iiberjteiqender Menge des Papiergeldes 
und ohne entfprechende Preisfteigerung der Waren 
— bis Auguſt 1812 zwiſchen 80 u. 96 Will. JL 
Tas Bapiergeld verlor alfo feine Raujtrajt ge 
Münze weit mehr als jen e gegen Ware: Ein 
weis, daß der innere Wert — Forderung aut 
Zeit ihtert Entſtehung keineswegs mit dem gleich— 
zeitigen Kurswerte zuſammenfällt. Allerdings ſtand, 
nachdem man ſich einmal zur Devalvation des 
alten Papiergeldes enticjlojjen hatte, bei der gerin— 
gen Entwidlung der damaligen Preisitatijtif fiir 
die Umrednung ein anderer, verläßlicherer Maß— 
jtab, als der Rurswert der Entſtehungszeit, faum 
ju Gebote, Auch fiihrte diejer Maßſtab fiir die 
Beit von 1801 bi8 September 1810, während wel— 
ter das Agio im ganzen ziemlich parallel mit 
dem Bankozettelumlaufe ſtieg, immerhin gu einem 
dem inneren Werte ziemlich nahekommenden Er— 
gebniſſe. Abſolut —* war derſelbe aber auch für 
dieſe Beit nicht, zumal die Veränderungen der Rauj- 
kraft der Banlkozettel jenen des Agios nicht immer 
ſofort nachfolgten und in den einzelnen Teilen der 
Monarchie jeweilig ſehr ungleiche waren. 

Das Prinzip der Umrechnung nach dem inneren 
Werte zur ——— der Forderung war aber 
überh. nicht unanfechtbar. Bei einer ſeitherigen 
Veriinderung in der Berjon des Gläubigers oder 
Sdhuldners mupte dagjelbe nämlich yu jebr fühl⸗ 
baren Unbilligkeiten führen. Wenn z. B. die For— 
derung zu einer Zeit zediert worden war, in welcher 
ihr innerer Wert geringer war als zur Entſtehungs— 
zeit, bedeutet die erwähnte Umrechnungsmodalität 
ſür den Zeſſionar, welcher die Forderung ja mit 
der entwerteten Valuta erworben hatte, eine direkte 
Bereicherung. Anderſeits hatte dieſe Umrechnung, 
wenn eine mit einer Hypothek belaſtete Realität 
zur Zeit der entwerteten Valuta verkauft worden 
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war, fiir den Hypothekarſchuldner cine Mehrbe⸗ 
laſtung zur Folge. Aber ſelbſt hinſichtlich jener For— 
Piers Sap bei weldjen derartige YWnderungen im 
Subjefte nit eingetreten waren, mupte die Um— 
rechnung nad) dem inneren Werte zur Entſtehungs— 
cit cine gewaltſame Verſchiebung der wirtſchaſtl. 
Rerhiltnine verurſachen. Die Santen u. Rück— 
zahlungsraten aller nicht im Flingender Münze 
zahlbaren Schulden waren aber ſeit Jahren in der 
immer mehr entwerteten Bankozettelvaluta zum 
vollen Nennwerte geleiſtet worden, welcher Tatſache 
ſich die Verhältniſſe der Gläubiger und der Schuld— 
ner allmählich angepaßt Hatten. Run trat plötzlich 
der Zwang ein, auf Grund der Umrechnungs— 
beftimmung en cinen anderen, in der Regel erheb— 
lich, oft Delt i) höheren Betrag in Bankozetteln 
bezw. deſſen Aquivalent in Einlöſungsſcheinen ju 
bezahlen. Allerdings ſollte hiemit nur der durch die 
jtete Valutaverſchlechterung bedingten Benachteili— 
gung der Gläubiger cin Ende gemacht werden. Mui 
die große Maſſe der Schuldner mufte aber cine 
ſolche Erhihung ihrer bisherigen Echuldverbind- 
lichfeit wie eine Kataſtrophe witfen. 

IIT. Nadtraigqe sum F. Es liegt in der Natur 
der Sade, dah fich bei der Anwendung eines in 
alle wirtſchaftl. Begiehungen fo tief cingreifenden, 
dabei keineswegs lückenloſen G., wie das F. von 
1811, manche Biveifel ergaben. So erfloſſen denn 
1811-1813 jablreidje erliuternde u. ergänzende 
Hid. und Hitd. über dic Anwendung des P. in 
verjchiedenen privat- und verwaltungsrechtl. Fällen 
=| fowie im gerichtl. Verfahren. Cines der wichtigiten 
derjelben ijt das bereits erwähnte Hitd. 13XI 11 
(3. G. S. 962). Hienad) waren unter anderen bei 
fortlaujenden, periodiſch wiederkehrenden 
—— (Zinſen, Renten, Pachtſchillingen, 

enſionen, Dienſt-, Zehent-⸗ u. Robotablöſungen 
u. dal.) die nach dem 15 TIT 11 fällig merdenden 
Raten nach 88 12—15 des F. (alfo nach dem Werte 

r Entitehungsseit der Berpflichtung), die ſchon 
Priiher fiillig gewordenen nad) dem Werte zur 
reagan coil leijten. Bei Vermiadtniffen war 
Der Zeitpunkt der letztwilligen Anordnung map: 
qebend, wenn dieſer unbefannt war, der Sterbetag 
des Erblaſſers. — Cine niihere Aufzählung der 
iibrigen, gegenwärtig längſt nidjt mehr aktuellen 
Bejtimmungen würde zu weit fiihren. 

Uber die fpditere Bermehrung des Wiener 
Wiihrungspapicrgeldes und dejjen Einzie— 
hung nad) Erricdtung der Nationalbant jum 
Rurje pon 100 7. &. fiir 250 fl. W. W. ſo— 
wie iiber befien gänzl. Wuferfursfepung durch 
die kaiſ. V. 2TIV 58, KR. 63 uw. 64, nad) dem Ver— 
hältniſſe von 100 fl WW. zu 42 fl. 6. W., ſ. Art. 
„Geld O.“. 

Eine an dieſe ſpäteren Wahrungsgciepe an⸗ 
knübfende Kontroverſe muß jedoch, weil es ſich 
dabei eigentlich um die Interpretation des F. 
handelt, ſchon an dieſer Stelle beſprochen werden, 
nämlich jene über den 

LV. Einfluß des F. anf vor 1799 entſtan— 
dene, nod beitebende orderungen. Es handelt 
fic) hiebei um jene auf ſolchen Forderungen be- 
rubenden Zahlungen, welche nad dem XI 58 
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fällig wurden (namentlid) Stijtungsrenten u. dgl.). 


Bis 1875 wurden alle derartigen Zahlungen nad) | d 


dem Berhiiltnijje von 250: 100 in Nonventions- 
miinge, bezw. feit 1858 nad) dem Verhältniſſe von 
100:42 in öſterr. Währung geleiſtet. Erjt durch 
eine &. des O. G. H. 81 75 (Glaſer-Unger 5592) 
wurde der Grundfag aufgejtellt, dak die Eigen— 
ſchaft ciner vor 1799 entjtandenen Forde 
tung alg auf Ronventionsmiinge lautend, 
durd) das F. nicht geändert worden fei, da 
jtaatl, Finangmafregeln, welche jeweiliq durd die 
Verhiltnifje des PapiergeldDumlaujes und durd) die 
Bedürfniſſe de Geldverfehres hervorgerujen, zur 
Ordnung diefer Verhältniſſe beſtimmt find, die auj 
Privatrechtstiteln begriindeten Rechte nicht alterieren 
finnen. Dieje Rechtsanſchauung hielt der O. G. H. bis 
1890 in einer Reihe von E. fonjequent fejt; ſ. die 
Erkenntniſſe 13 1X 82, 8. 7002 (Qur. BL Mr. 43), 
9V 83 (GGlaſer-Unger 9430}, 1 VII 86, 8. 7069 
(G. 8. Mr. 41), 14 ID 88, 3. 945 (Jur. Bl. S. 287). 

In den beziiglichen, im großen u. ganzen über— 
cinjtimmenden Enticheidungsgriinden wird insbeſ. 
betont, das F. fei nur cin WMittel aur Vermin— 
derung des Papiergeldes qewejen ohne Umwand— 
{ung des Gegenjtandes und inneren Wertes der 
dilteren jForderungen. Dies ergebe fic) ſchon aus 
den $$ 12—16 des F., welchen das Pringip der 
Aufrechthaltung des inneren Wertes der Forde— 
tungen zu Grunde liege. Das F. habe alſo nicht 
eine neuc Währung eingefiihrt, fondern nur ein 
neues mit Zwangskurs ausgeſtattetes Bapiergeld- 
acidjen begw. den neuen Namen Wiener Wahrung 
jiir die nad) wie vor in Rrajt gebliebene Kon— 
ventionsmiinge. Die Uugerfursfepung des Wiener 
Wabhrungspapiergeldes durch das faij. P. 271V 58, 
RK. 63, habe daber hinfichtlid) der vor 1799 ent- 
jtandenen —— die Zwangsbeſtimmung 
des § 12 F. außer Kraft geſeßt und fei demnach 
vom 1XI 58 an jede Zahlung aus einer der— 
artigen Forderung nicht nach dem Verhältniſſe der 
Wiener Währung, ſondern nach jenem der Kon— 
ventionsmünze zur öſterr. Währung (100: 105) 
zu leiſten. 

Dieſe Judikatur, deren praktiſche Tragweite 
nicht zu verkennen war, rief in der Fachpubliziſtik 
eine längere Polemik wach, wobei überwiegend die 
entgegengeſetzte Anſchauung zum Wusdrude ge— 
langte, allerdings nicht mit übereinſtimmender Be— 
gründung. Erbffnet wurde die Diskuſſion durch 
einen Aufſatz Nagls (Jur. Bl. 1875, Nr. 19 u. 20). 
Hienach hatte das F. allerdings keine Währungs— 
änderung bewirkt. Dies erhelle ſchon daraus, daß 
jedes ee au cinem Münzſyſteme in einer 
beftimmten Beziehung ftehen miifie. Das Wiener 
Wihrungspapiergeld jei daher nur der mit Zwangs— 
furs ausgeſtattete Bertreter der Ronventionsmiinge. 
Die Einführung des Zwangskurſes habe aber fiir 
die vor 1799 entitandenen Fordcrungen den Wetall- 
miinjwert auf den jeweiligen Kurs des neuen 
Papiergeldes reduziert. Das P. 1 VI 16, durch 
welches der Zwangskurs aufgehoben und die frei— 
willige Einlbſung des Wiener Währungspapier— 
geldes gu dem damals jtabil gewordenen Kurſe 
(250: 100) in Angriff qenommen wurde, habe nicht 
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das Wiederauileben des früheren Metallmiingwertes 
et alten Forderungen bewirft, fondern nur deren 
Ubertritt in die neuen Verhältniſſe mit dem 
rechtl. Inhalte unmittelbar vor Aufhebung des 
Zwangskurſes, alfo nad) dem damaligen nun ftabil 
gewordenen Womentfurje. Die Entſtehungszeit 
der Forderung falle hiebei nicht ins Gewidt. Tas 
P. 27 IV 58 i dabher fiir die fragl. Forderungen 
zivilrechtlich ohne Bedeutung. 

Im J. 1890 trat endlich eine Wendung in 
der Judikatur cin. Mit E. des O. G. H. 151 90, 
8. 14696/89 (Qur. BL 1890, Nr. 10), wurde nämlich 
der Rechtsſatz ausgeiproden, dah die auf dem F. 
berubenden Wirfungen des dem Wiener Wäh— 
rungSpapiergelde eingeräumten Zwangs— 
kurſes durch die —— dieſes ———— 
und durch die Beſtimmungen des kaiſ. P. 27 1V 5s 
nicht aufgehoben worden ſeien (Spr. Rep. 
Nr. 148). Qn der mit den Ausführungen Nagls 
im weſentlichen übereinſtimmenden Begründung 
wurde nod) daran feſtgehalten, dak das F. nicht 
eine Wahrungsinderung, fondern nur den Zwangs— 
furs verjiigt habe und dak hiedurch nur die ſeit 
1799 entjtandenen Forderungen cine bleibende 
Herabjepung erfubren. Die 1816 ftabilijierte Ent- 
wertung des Wiener Wihrungspapiergeldes nach 
dem Berhaltnijje von 250:100 erjtrede fic) jedoch 
auf alle unter den 1811 eingefiibrten Zwangskurs 
jallenden Forderungen. Durch das faij. ‘ und 
die faif. B. 271V 58 (HR. 63 u. 64) fei aber nicht 
dieſer Zwangskurs aufgehoben, fondern lediglich 
das alte ohnehin ſchon längſt aus dem Verkehre 
verſchwundene Wiener Währungspapiergeld außer 
Kurs geſetzt worden. 

Durch dieſes neue Erkenntnis kam die fach— 
publiziſtiſche Erörterung der Frage neuerdings in 
Fluß. Gegen das Erkenntnis polemiſierten insbeſ. 
Daubek u. Schey (in den unten aufgeführten Sdhrij- 
ten). Yepterer betont, bei vor 1799 entitandenen 
Forderungen fei die heutige Yablungsjumme der 
heutige gefepl. Nennwert der urjpriingl. Schuld- 
jumme, alfo 105 fl. b. W. fiir 100 fl. E. M. Exit 
durch einen Pleniſſimarbeſchluß des 0. G. H. 10111 
91 (Qudifatenbud) Mr. 123) gelangte die Rontro- 
verfe gum Abſchluſſe. An der bezügl. Beqriindung 
wird aug den $$ 4,8, 9, 11—15 des F. gefolgert, 
daß dieſes nicht den Zwangskurs fiir das neue 
Papiergeld, fondern cine neue Währung eins 
geführt habe. DieS ergebe fic) inSbej. aus § &, 
wonad) die Einlöſungsſcheine als alleiniger Wert- 
mejjer ju fungieren batten, die Flingende Miinje 
alfo 3ur Ware wurde. Dah die Einibſungsſcheine 
auf Konventionsmünze lauteten, fei lediglich ein 
Ausdruck der Hoffnung einer ſeinerzeitigen al pari 
Einlöſung, rechtlich jedoch ohne Belang. Das F. 
habe alſo alle nicht auf eine beſtimmte Münzſorte 
lautenden Forderungen in Papiergeldforde— 
rungen umgewandelt, wovon auch die vor 
1799 entſtandenen nicht ausgenommen ſeien. Die 
durch das P. von 1816 —8* freiwillige Cine 
löſung des Wiener Währungspapiergeldes u. Bue 
rückführung des Geldumlaufes auf die Konventions— 
münze habe hieran nichts geändert. Vielmehr habe 
das Hftzd. 28 XII 20 (P. G. S. 48, S. 491) aus- 
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driidlid) betont, dab das YB. 1 VI 16 nicht guriid- 
witfe, fiir die dlteren Forderungen alfo noch ime 
mer dag F. von 1811 — fei. Die Auf—⸗ 
jajiung der friiberen Qudifatur, dak die Kon— 
vention&miingqualitat der erwähnten —— 
durch das F. nur vorübergehend berührt worden 
fei, entbehre daher der Begründung. Die ſpätere 
tatſächl. Stabiliſierung des Einlöſungskurſes von 
100 fl. ©. M. fiir 250 fl. W. W. jet durch die 
A. E. 23 VII 19 (Hfd. 18 VIII 20, 2. G. S. 
Nr. 1689), womit fiir die Umrechnung der feit 
1819 in Silber gablbaren Dominifalfteuer in Pa— 
piergeld diejer urs feſtgeſetzt wurde, Seleglich ane 
erfannt worden. Rach dem faij. B. 271V 58, R. 63, 
ergebe fic) aljo gegenwärtig fiir alle por dem F. 
pon 1811 entjtandenen Forderungen der Umrech— 
nungSmapjtab von 100 fl. W. W. — 42 fl. ö. BW. 

Bei unbefangener Wiirdigung läßt fic) nicht 
verfennen, dag die voritehende Urqumentation — 
die fic) im weſentlichen mit jener in einem Auf— 
jage von A. Weeber (Qur. vt 1885, Nr. 16 u. 
17) dedt — als die bejte Löſung der immerhin 
ſchwierigen Frage erjdeint. Mag man fic) aber 
nun fiir die Annahme entideiden, dak das F. 
eine neue Währung eingefiihrt habe, oder fiir jene, 
dap dasielbe bloß die Defretierung de8 Zwangs— 
furjeS des neuen Papiergeldes bedeute (vas Schey 
aug ben 88 1—4 wu. 12 des F. folgert), in jedem 
Falle wird das Schlußergebnis die Crfenntnis fein, 
dak nut die der neueften Sudifatur entiprechende 
Umrechnung richtig fei. Im erjteren Falle ijt es 
ſelbſtverſtändlich, daß durch das F. alle vor dem 
15 II 11 entijtandenen Forderungen inhaltlich um— 

ewandelt wurden, woraus fic) angefidjts det vom 
. &. H. jitierten ſpäteren G. die Unwendbarfeit 
deS erwähnten Maßſtabes ergibt. 

Su der gleichen Konſequenz führt aber auch 
die Annahme des bloßen Zwangskurſes — wenn- 
gietdh auf einem Umwege. Ob das F. nun eine 

leibende Herabjepung des Wertes der älteren For— 
derungen beabſichtigt hat oder nicht (welch letztere 
gel Rear tigbes f. die Aufſätze in den Jur. 
Bl. 1890, Wr. 21, 22, 25, 26, 32 u. 46), ijt irrele⸗ 
vant. Tatſächlich ijt diefe Reduftion ja doch) ein- 
etreten, weil die Möglichkeit einer al pari Ein— 
öſung nie beftand und die Wirfungen des Zwangs— 
furjes binjichtlich der älteren Forderungen durch 
ſpätere G. niemals aujgehoben wurden. Dak das 
P. von 1816 eine jolde Aufhebung nicht bezweckte, 
ijt nach den vom O. G. H. gitierten Hfkzd. arweifel= 
los. Nod) weniger aber beabjichtigte das faij. P. 
27 IV SS, R. 63, welches ja lediglich durch die Ein— 
führung det öſterr. Währung veranlaft wurde und 
feinegiwegs cine materielle Underung bejtehender 
Zahlungsverbindlichkeiten bezweckte, hinſichtlich der 
vor 11 1799 entſtandenen Forderungen den da— 
mals ſchon feit Jahrzehnten volljtindig eingelebten 
Status quo in fo einfeitiger Weiſe abjudndern. 
Dies wiite auch eine gang unmotivierte Unbillig- 
feit qewefen. Dak fiir jede nad) dem erwiihnten 
es entjtandene jyorderung der Gläubiger 
ich nad) wie vor mit der Umrednung des Wiener 
Währungsäquivalentes in öſterr. Währung nad 
dem Verhältniſſe von 100: 42 begnügen muß, wird 
Ofterr. StoatSwirterbuc. 2. Wull., 2. Bd. 
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von feiner Seite bejtritten. Warum foll nun die 
Wejepgebung im J. 1858 alle vor 1799 entitande- 
nen Forderungen nad) ihrem urfpriinglicjen vollen 
Münzwerte wieder aufleben gemadt haben? Wie 
wenig vereinbar ware eine jo verſchiedene Behand- 
{ung mit der Whficht des F., alle damaligen Forde— 
rungen unter möglichſt gleichmäßiger Erfaſſung des 
Wertes zur Entitehungs eit in Die newen Verhilt- 
nijje hintibergujiihren! Cine fo eingreifende Ande⸗ 
rung könnte alſo doch nur dann behauptet werden, 
wenn die Faſſung des G. diesbezüglich keinen Zwei— 
jel zuließe. Nach 55 des kaiſ. P. 27 1V 58, R. 63, 
ſind nun allerdings die auf Konventionsmünze ,,lau= 
tenden“ Forderungen nach dem Verhältniſſe von 
100: 105 und die auf Wiener Währung „lauten— 
den” nach dem Verhältniſſe von 100 :42 in öſterr. 
Währung umzurechnen. Hiemit war aber keines— 
wegs die Währung der urfpriingl. Sdhuldverbind- 
lichfeit, fondern jene der 1858 beftandenen Zah— 
lungéverbindlicfeit gemeint. Am entgegengelepten 
Falle würde jede vor 15 III 11, allo aud nad 
1799 entitandene, auf flingende Münze lautende 
Forderung nad) dem obigen Verhältniſſe der Kon— 
vention8miinge zur Bjterr. Währung umzurechnen 
fein, was dod) von keiner Seite behauptet wird. 
Im Sinne de § 5 war diefer Maßſtab eben bloß 
bei feit 1 VI 16 entjtandenen Konventionsmünzfor— 
detungen anzuwenden jowie bei älteren Schulden 
in jenen Ländern, wo die einſchlägigen Bejtim- 
mungen des F. Von 1811 nicht Geſetzeskraft erlangt 
hatten. Auch das WI. 2 des 8 5, wonad BVerbind- 
lichfeiten in jenen älteren Wahrungen, deren Ver— 
hiltnis sur Konventionsmünze gejeplich geregelt 
war, nad dem Makitabe der Konventionsmiinge 
umzurechnen find, begieht fic) blo auf die erwähn⸗ 
ten Teile der Monarchie. Die entgegengefepte An— 
ſchauung wiirde iiberdies, wie ſchon Nagl richtig 
betont, mit der gleichzeitig mit dem jitierten P. 
publizierten B. 27 [V 58, R. 64, im Widerjpruche 
jtehen, wonach, wer nad den beftehenden G. 
eine Zablung in Wiener Wihrungspapier- 
geld au leiſten verpflichtet ijt, diefelbe nach 
em Verhältniſſe pon 100 fl. BW. W. — 42 fl. 6. BW. 
leijten fann. Hier wird auf die Entſtehungszeit der 
in Wiener Währung zahlbaren Forderung feine 
Riicjidt qenomimen,, 

Der jeitheriqe Ubergang zur Kronenwihrung 
hat an der Rechtslage, abgeiehen von der felbjtver- 
ſtändl. Umrechnung der Gulden öſterr. Wahrung 
in Kronen, nichts geändert. 
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I. Einleitung. — II. Die neue Dienſtesinſtruktion 9 11) 
98, R. dl. — Ill. Die Gelchafrsaufgabe der F. überh. — 
IV. Die qerichtl. Rertretung: A. Die juriſtiſche Natur der ge- 
ridjtl. Bertretung. B. Das gu vertretende Rechtsfubjett: a) Das 
StaatSvermigen. b) Das öffentl. Zweckvermögen. c) Die 
dffentl. Intereſſen. C. Die öril. Buftandigteit. D. Die Brit: 
fung ber Kompetenz. E. Die Stellung der F. im gerichtl. 
Berfabren. — V. Die Bertretung im Adminiftrativverfahren. 
— VI. Die Rechtsberatung. — VII. Die Organifation der F. 
(Dienftesinftruttion = D. Mitteilungen fic den Finangproe 
turatursbdienft, Jahrg. I, Nr. 1 — ME RT 1) 

I. Ginleitung. Aus dem Bedürfniſſe nah einem 
Organ für die Vertretung der berg weg Inter⸗ 
eſſen von Kaiſer u. Reich erwuchs das Amt des 
Fistals. Die rechtshiſtoriſchen Forſchungen, die dies 
hervorheben, konſtatieren die Wirkſamkeit der Pro— 
furatoren in den öſterr. Ländern ſchon im Anfan 
des 15. Jahrh. Faſt allg. wird angenommen, bak 
das Vorbild nicht in dem Procurator Caesaris, 
fondern in dem Advocatus fisci ju ſuchen fei. 
Die Hauptaujgabe bejtand in der progeffualen 
Aktiv⸗ u. PaljiveVertretung des Landesherrn 
bezüglich aller finangiellen Unipriide ohne Rück— 
fidt auf den Rechtsgrund und den Redts- 
titel. Vollzog fic) ja zu einem grogen Leile die 
Verwaltung auf Grund von E. in Prozeſſen, in 
denen der Landesherr bald als Kluger, bald als 
Weflagter erjchien. Der Landesfiirjt, an deffen Per- 
jon die ſtaatl. Idee u. Gewalt geknüpft ijt, erſcheint 
in dieſen Sroyefien als Ridjter u. Partei zugleich; 
gum Swede eines geordneten Verfahrens überträgt 
er bejonderen Vertretern feiner Anſprüche, feinen 
Unwilten, Parteirollen. 

—— allg. wird angenommen, dak wegen 
des Sujammenhanges der Kammereinfiinfte aus 
Buen u. Konfistationen behujs Berfolgun 
aller jtrafbaren Ubertretungen die Amtsauf— 
gabe auf die Erhebung der sffentl. Unflage aus- 

edehnt wurde. Es war nur cin nabeliegender Ge- 

anfe, dasſelbe ftaatl Organ, das zur Vertretung 
ded Fiskus rückſſichtlich matericller Anſprüche beftellt 
war, zur Wahrnehmung öffentl. Antereffen 
aud) tiber die Strafflage hinaus ju betrauen. Die 
Pejtellung des Fistals jum öffentl. Ankläger beim 
— (1489) erjolgt ,,dem beiligen Reiche 
gugute, dem Redt u. Frieden gur Förde— 
tung u. Handhabung, den Untertanen zur 
Bewahrung vorunbilligen Schäden u. Bee 
ſchwerungen“. Der Profurator provosiert richterl. 
Spruch gegen die Obrigkeiten, die ihre öffentl. Pflich⸗ 
ten gegenitber den Untertanen nicht erfiillen oder 
deren Redjte verlegen; er ſucht Recht gegen unge- 
horjame Amtsleute. Der Landesfürſt ijt Schirmherr 
der Kirche und der piae causae und der Profurator 
ihr Bertreter. 

Die Dienftesbejtimmungen des Profurators, 
jeine Kämpfe gegen Stände u. Gerichte hat Tegner 
lebendig u. überzeugend dargeftellt; die Titigteit 
ijt geradezu cine untverfale; ſein Gewährsmann 
(Bedmann, [dea Juris uſw., Graz 1688) bezeich— 
net den Profurator, proprie loquendo, ben Fis— 
falid al8 denjenigen, ,,der Dore Kayſerliche Maje- 
ſtät Qntereffe, jussu excelsi Regiminis et Ca- 
merae Caesareae in causis fiscalibus et cri- 
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minalibus, quoad regalia, jura majestatis etc. 
accuratissime beobadjtet, ut auctoritas et inter- 
esse Caesareum et tranquillitas Rei publicae 
per omnia et in omnibus circumspecte ob- 
servetur”. 

Der Fisfal war der Kammer des Landes 
unterordnet. Nur mit ihrer Erlaubnis durjten Pro- 
agfie angejtrengt werden und ohne Vorwiſſen des 
landeSfiirften jollten weder Rammer nod) Fisfale 
ſich in gütl. Handlung mit den Parteien cinlajjen. 
Dariiber hinaus ordnen die Hofratsinjiruftionen 
feine Verwendung im Rollegium gleich anderen 
Riiten an; wo er, wie in Tirol, in dem Rat bei 
der Regierung nicht fipen foll, war e8 feine Pflicht, 
auf Berebl des Statthalters au erjcheinen und fic 
verwenden gu lafjen. Mus diejer Dienftesverfiigung 
diirfte fid) die Gutadhtentiitigtcit herausgebildet ha— 
ben, jene Rechtsfchupeinrichtung, die aud) außer— 
halb vermigensredtl. Staatsinterejjen die Prüfung 
durd) cin nicht unmittelbar mit ber Sache betrau— 
tes Organ, alfo cine objeftivere Beurteilung ver- 
mittelt. 

Eine lange Reihe von Inſtruktionen für dieſen 
Dienſt iſt uns erhalten geblieben. Im einzelnen 
weichen fie voneinander ab; in weſentl. Grund- 
jligen, in den hauptſächl. Richtungen ijt die Ent- 
widlung fdjon friih abgeſchloſſen, fo dak Rofenthal 
in feiner Behirdenorganijation Kaiſer Ferdinand I. 
1886) dag Kapitel Rammerprofurator mit dem 

ejultate abſchließt, es entipredje, abgefeben von 
der auf die Staatsanwaltidaften übergegangenen 
Dienjtesbejtimmung, die Stellung u. Wufgabe der 
Sfterr. F. im heutigen Recht in den wefentl. Grund- 
zügen der erdinandeijden Nammerprofuratur. 

Inſofern er fiir den Rechtszuſtand fich auf die 
provijorifde D. 1611 55, R. 34, berujt, ijt die 
Behauptung wohl nicht richtig. Gerade in dieſer 
war von der univerjalen Aufgabe der F. nichts als 
die blofe Rechtsanwaltſchaft des Staates und einiger 
publiziſtiſcher Rechtsſubjekte übrig geblieben. Ver— 
gleichen wit die proviſoriſche D. mit ihrer unmit— 
telbaren Vorgängerin, ſo finden ſich die weſentl. 
Grundſätze und die Dienſtesbeſtimmung der F. in 
det umfaſſenden — dieſes Dienſtes, welche 
mit dem Hfd. 10 II 1783, Nr. 124 J. G. S. 
{58 Paragraphen) fiir die Fislalämter der böhm. 
und deutich-djterr. Erblande und in der nod) um— 
fangreidjeren Qnjtruftion 15 III 81, Nr. 526 9. 
G. S. (212 Paragraphen) fiir das oftgal. Fisfal- 
amt erlajjen wurde. 

Uber eine Hauptaujgabe ijt in die provifori- 
che D. nicht übergegangen. Nad) der Fislalamts— 
injtruftion ijt ,cine der weſentlichſten Pflichten 
biejes Amtes die ftete genauefte Wachſamkeit auf 
die Befolgung der G. u. Anordnungen, weldje fo- 
wohl in politico, als Qujtitial- u. Rameralfachen 
erlajjen werden” (§ 8). Sur Ermöglichung dieſer 
Wufgabe und unt ,,gegen die Nachläſſigen, von was 
für einer Stelle fie immer jenn, fein Amt handeln 
au finnen”, ijt der Brofurator nach § 16 bered)- 
tigt, allen Seſſionen des Politici als der Qudizial- 
ftellen als Zuhörer nad Belieben beiguwohnen; 
et ijt berechtigt, „auch wo er nidjt gefragt wird, 
»proprio motu jeine Ungeige gu machen und die 
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Abhilfen und die Verbefjerungsmittel ungefragt’ 
au beantragen (§ 9). Das Fisfalamt vertritt die 
Untettanen in Stritten gegen die Obrigfeit (§ 7) 
und ijt Berteidiger des Ehebandes. Es ijt, um es 
furs zu jagen, nidjt bloß Rechtsanwaltſchaft des 
Staatevermigens, jondern Vertreter der ſtaatlichen 
und dijentl. Intereſſen. 

Bei der Neugeftaltung des Staates und der 
Behörden erjolgte nach einem kurzen Kampfe um 
den Bejtand der Fiskalämter aud) die Neuregelung 
ihres cae aie Die Organijation, die auf 
Grund ber A. &. 21 XI 50 jtattjand und in dem F. 
M. Erl. 13 VIL 51, R. 188, niedergelegt ijt, ordnet 
die Umgejtaltung der Fiskalämter oder Kammer— 
profuraturen in F. an und beruft diefe im Abſ. 2 
zur a) gerichtl. pei de Erjtattung von Rechts⸗ 
gutadjten und c) Mitw bei der Bujtandebrin- 
gung von Rechtsgeſchäften in ber, gp oi des 
Staatsvermigens und der demjelben —— 
nen Fonds. Dieſe Dienſtesbeſtimmung ijt in den § 1 
der D. 1611 55, R. 34, übergegangen. Während die 
B. des J. 1851 im Abſ. 3 den weiteren Auftra 
enthielt, daß die bis dahin von den Fiskal— 
amtern und Rammerprofuraturen beforg= 
ten Geſchäfte an die Finangproturaturen 
überzugehen haben und in dem Mage, als ef 
die Fortidritte der Gefeggebung und die Entwick⸗ 
lung der neuen Verwaltungseinridjtungen gulajjen, 
auf den im Abſ. 2 a—c vorgegeidneten Umfang 

urüchzuführen jein werden, geſchieht in der D. vom 

x 1855 der anderiveitigen, aus dem friiheren Wir- 
kungskreiſe der Fislalämter gu iibernehmenden Be- 
fchijte feine Erwähnung. Die Motive gu der pro- 
viſoriſchen D. find nicht publiziert worden und mir 
unbefannt. Es liegt aber auf der Hand, dak nach 
Organijierung der Staatsanwaltſchaft, an die nad 
§ 67 ded faij. B. 10 VIL 50, R. 266, auch die Pflicht, 
auf die Verbeſſerung und ridtige Anwendung der 
Suftigacte e hinguwitfen, iibergegangen war, und 
nach tganijation der ſtaatl. Verwaltungsbe- 
harden mit amtswegiger Fiirjorgetiitigteit die F. als 
reine ftaatl. Rechtsanwaltiſchaften fungieren follten. 
Die Jahrh. alte Funttionsleijtung der Profura- 
turen gu Sweden jtaatl. BVerwaltung, die neue, 
nicht einfadje Berwaltungsorganijation und der 
jg “2 an tiidtigen Verwaltungsbeamten forderten 
eine Uusfiillung der entitandenen Liiden im Or- 
ganigmus, jumal fdjon im P. 31 XII 51, R. 4 
ex 1852, der Wirfungsfreis der Staatsanwaltſchaf⸗ 
ten auf den Strafprozeß beſchränkt wurde. Diefe 
Lücken wurden erjt auf Grund der Allerhöchſten 
Bejeble 141V und 30X 55 mit dem F. Me. Erl. 
17 XII 55, 8. 19040, der ordnungsmäßig nicht 
publigiert wurde, auSgefiillt (abgedruct bei Haimerl 
a. u. a. ©.). Diefe BV. erweitert den Wirfungsfreis 
und triigt den F. auj, alle fonjtigen, der be 
jtandenen Rammerprofuratur frajt der fritheren 
Gejepgebung obgelegenen und in den $$ 1 und 
2 der D. nidt enthaltenen Amtsgeſchäfte fort- 
gubeforgen, infofern diefelben der J. nicht durch 
nadgefolgte G. u. Unordnungen ausdrücklich ab- 
enommen iwurden. Die V. hebt insbef. hervor, 

die F. bei Zuftandebringung von Rechtsgeichiij- 

ten, wenn diefe Mitwirkung von ciner Staats- 
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behbrde in Anſpruch genommen wird, aud außer 
den Fällen, wo foldje Rechtsgeſchäfte das Staatd- 
vermögen oder aber einen, demſelben gleichzuhal⸗ 
tenden fonds betreffen, iiberall dort mitguwirfen 
haben, wo eine ſolche Mittitigfeit nach den bejtan- 
denen Vorſchriften den Fistaliimtern gejeglich ob- 
lag. Die proviſoriſche D. 16 11 55 war alfo fiir die 
F nicht die ausſchließl. Rechtsquelle, welche ihre 
Wufgaben bejtimmt hat. 

Il. Die nene Dienftesinitruftion. Nicht viel 
fpdter als die Fislalamtsverfaſſung der allg. Ge— 
richtsordnung ijt die neue D. vom OIIT 98, R. 41, 
der 8. P. O. nadjgefolgt. Dieſe D. ijt feine Neu— 
regelung des Dienites und der anager Rechts⸗ 
verhältniſſe von Grund aus; ſie iſt lediglich eine 
weſentlich ——— u. verbeſſerte Auflage der provi- 
ſoriſchen D. An den „Grundzügen“ der — —— 
wurde nichts geändert; dieſe Behauptung wird nicht 
gut anfechtbar fein, wenn man nicht von der provi- 
jorifdjen D., fondern von der grundgefepl. Rege— 
m ausgeht, auf der fie berubt. Sch meine die 
A. E. 21 XID 50. Ich möchte mich nicht der Anſicht 
anſchließen, daß die F. nicht durch G. ſondern im 
Verordnungswege organiſiert ſind und ſehe in der 
proviſoriſchen und in der neuen D. lediglich Voll⸗ 
gar en gee Wud, wo es auf den erjten 

{ic jo jcheinen wiirde, in der gerichtl. Vertretung 
det öffentl. Anterefien (§ 2, wet III), in der In— 
tervention im Adminiſtrativverfahren (§ 1, Abſ. 2 
und § 15 B), begiiglic) der ae on 
(§ 2, Abſ. 3, und § 15 C) über den engen Kreis 
der provijorifden D. heraus „bei widhtigen Inter— 
efjen der Staatsverwaltung“, ſchafft die neue D. 
feinen neuen Rechtszuſtand und bleibt im Rah— 
men ber gitierten A. E. bezw. in den Grenzen der 
Pistalamtsverjajjung (§§ 1 u. 9). 

Die Frage nad) der — ** der D. iſt 
von der Theorie nicht unterſucht und in —— 
nicht angereagt worden. Sept kann an der Rechts- 
beftindigteit ihrer Normen, namentlich fiir die ge- 
richtl. BVertretung, gar nicht gegweifelt werden. Der 
Art. IV E. G. gur 8. P. ©. ratihabiert die erlaſ⸗ 
fenen Vorſchriften und gibt den V. Geſetzeskraft. 

Die neue D. ijt eine B. de8 Gejamtminijteri- 
ums; gibt fie ja dod) der gejamten Veriwaltung, 
nicht bloß den bem F. Dt. unterjtehenden Behörden 
Befehle, regelt fie doch bezüglich der gefamten jraatl. 
BVerwaltung in weitreidender Weiſe Kompetenzen. 

Die neue D. hat fiir die gerichtl. BVertretung 
öffentl. Qnterefjen, fiir die Vertretung im Admini⸗ 
jtrativverfahren, fiir die Rechtéqutachtentitigfeit 
Grenzen gefunden. Neu u. gut geregelt ijt die örtl. 
Zuſtändigkeit, ausreichend die ——— für die ge— 
richtl. Vertretungsbefugnis und für das Verhältnis 
zu den Adminiſtrativbehörden, die im Weſen mit 
unſerer Darſtellung in der 1. Aufl. übereinſtimmt. 

Yn der ſchlechten Syftematif der proviſoriſchen 
D. wurde [leider nicht viel geiindert. Dagegen be- 
deutet die Underung in der Stellung der J. in der 
Umterorganifation einen bedeutenden Fortſchritt. 
Die F. wurde aus der faftijden Unterordnung un- 
ter die Finanglandesbehirde losgelöſt und dem F. 
M. direft u. unmittelbar unteritellt. Gewif war 
die Unterordnung unter die Präſidien der Finanz— 
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landeSbehirden, alfo unter die Chefs der polit. 
LandeSverwaltung, ein fluger YUusweg, als man 
von der Schafjung von Landesprofuraturen als 
Mittelftellen, analog der Oberſtaatsanwaltſchaft, ab- 
fah. Die Cntiwidlung fiihrte gu der faktiſchen Unter— 
ordnung unter die Finanzlandesbehörden, die gu 
einer Oberieitung der F. weder den Beruf nod 
das Verſtändnis befeffen haben. Qn diefem Sub- 
ordinationsverhältniſſe liegt geint der hauptſäch⸗ 
lichite Grund, warum die F. im Redhtsftaate ihrer 
großen Aufgabe entiprediend ſich nicht gleichmäßig 
fortentwidelt haben. Ich glaube nicht, dab den Fis 
faliimtern nur Männer von dem Schlage aur Ver— 
fligung jtanden wie der Klagenfurter ‘Brofurator, 
ben Eduard Hanslif fo köſtlich gezeichnet hat; in 
meinen Lehrjahren habe id) in der Prager F. tiich- 
tige Männer aus dem alten Ofterr. fennen u. ſchät— 
zen gelernt. 

Die Technik des Stantsdienjtes ijt in der Rich— 
tung der Muswabhl der Kräfte fiir die eingelnen 
Dienjtzweige und der dem Beruſe entiprechenden 
Erziehung ganz unentwidelt. An Stelle zielbewuß— 
ter Cinridjtungen, wie fie die Militärverwaltung 
umfaſſend ausgebildet hat, waltet der blinde Zufall. 
Nach Beckmann wurde „unter den Praftifanten und 
juris Doctoribus das allerbefte u. eriquifiteite Sub- 
jeftum von Ihre fayferl. Majeſtät ausgeſucht — 
weil diefes Ambt an ihm felber ſchwer und ein bra- 
ves, Muges u. prompted Subjeftum notwendig er— 
fordert”. v. Qujti in feiner befannten ,,Staatéwirt- 
ſchaft“ (1758) forbdert ähnlich, „bloß rechtliche, un— 
eigennützige u. geſchickte Leute“ gu wählen, die „vor 
allen Dingen die G. felbjt halten“. Die Betonung der 
moraliſchen Eigenſchaften zeigt von großem Scharf⸗ 
blick des Kameraliſten; vom modernen Stand— 
punkte wird dieſen Anforderungen nur ein hohes 
Maß juriſtiſcher Bildung beizuſetzen ſein, die die 
beſte Gewähr gegen einſeitigen Fiskalismus bietet. 
Tatſächlich ſtellen die geſetzl. Erforderniſſe für dieſen 
Dienſt die höchſten Qualifikationsanforderungen im 
geſamten Staatsdienſte. 

„Ein verdrießlicher u. müheſamer Dienſt“, 
wie ihn Beckmann bezeichnet, iſt er geblieben; die 
guten Accidentia praeter suum salarium hat 
der Prokurator verloren. Unter den äußeren An— 
ziehungskräften, über die eine Behörde verfügt, ge 
hört heute die Möglichkeit, eine höhere Stelle in 
der hierarchiſchen Stufenleiter zu erlangen. Damit 
war es bei der F. im alla. ſchlecht beſtellt, trotz 
höchſter Anſorderungen ſchlechter als im übrigen 
Staatsdienſte. Dem hat wegen der bedeutenden Zu— 
nahme der Geſchäfte, wenigſtens in einer Richtung, 
in der Senn der Dienſtſtellen, das F. M. 
im J. 1897 in liberaler Weiſe abgeholfen. Die 
neue D. hat weitere Hilſsmittel sur Erzielung eines 
tiichtigen Nachwuchſes gewährt. Die interejjanten 
Verfuche (§ 5, Abf. IT und Schlußſatz des § 6) 
find bie jest — gewiß nicht ohne Mitſchuld der 
F. — nicht qegliidt. Die gleichmäßige Verteilung 
guter Krajte, die normale Vorriidungsmiglichfeit 
ijt nur in einem grofen, in fortwährender Be- 
wegung begrifjenen Körper, nicht innerhalb eines 
länderweiſe beqrengten möglich. Dies würde er- 
reicht, wenn die Reformbeftrebungen, die aus dem 
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Kreiſe der Kriminaliſten kommen und immer 
mehr Boden gewinnen, verwirklicht und die Staats— 
anwaltſchaften mit den F. vereinigt würden. Die 
Reform der Staatsanwaltſchaften ſetzt alſo jetzt bei 
der Kritik an, die bei der Aufteilung der Geſchäfte 
der (alten) univerſellen F. in Anwaltſchaften mit 
ivilen u. friminellen Aufgaben dieſe Trennung 
im Deutichen Reiche verurteilt hat. 

(Am J. 1897 wurde der von dem damaligen 
Seftionsrate Dr. Spipmiiller verſaßte Entwurf einer 
D. den F. sur Priifung mitgeteilt. Jn den am 6., 
7. u.9XIL97 im F. M. ftattgefundenen Beratungen, 
an denen Bertreter der Sentraljtellen und der F. — 
größtenteils die Brofuratoren — teilnahmen, fam 
ein zweiter, in mehteren Hauptpuntten verbejjerter, 
in ecingelnen wieder verſchlechterter Entwurf zu— 
jtande. Uber die Beratungen liegt fein jteno- 

raphiſches, fondern nur ein die Untriige u. Be 
chlüſſe enthaltendes Protofoll vor. Der 2. Entiwurf 
wurde mit einigen Abänderungen als B. des Ge— 
jamtminifteriums fundgemadt, die mit der nicht 
— V. des F. M6 I 98, Nr. 2045, 
cine Erläuterung erfubr.) 
ILL. Die Geſchäftsaufgabe der F. überh. Die 
Dienjtesbejtimmung der F. ijt nach der D. in erjter 
Linie auj die Beforgung rein anwaltſchaftl. Ge— 
{dhiifte gerichtet und wird durd eine Summe von 
Tätigkeiten ausgefiillt, die fic) ausſchließlich auf 
Vermigensredte des Staates und der diefem 
gleichgeſtellten Rechtsjubjette besiehen. Jn der gro- 
fen Staatswirtſchaft ericheint die F. als juriſtiſch— 
techniſche Hilfskraft; fie ijt nach dieſer Seite ihrer 
Tätigkeit den Wirtſchaftsbehörden des Staates an- 
zureihen. Inhalt u. Form diejer Aufgaben bejtimmt 
zunächſt § 1 der D.; fie gliedern ſich 

1. in die gerichtl. Vertretung iiberh. und insbef. 
in die Fiihrung der Rechtsſtritte; 2. in die Ver— 
tretung im MMdminiftrativverfahren; 3. in die Er— 
ftattung von Rechtsgutachten und 4. in die Mit- 
wirfung beim Abſchluſſe von Rechtsgeſchäften und 
bei der Verfaſſung von Rechtsurkunden. 

Dieſe vier injtruftionsmiipigen Aufgaben find 
trop des allg. Einganges des Abſ. J im § 2 nicht 
allen Sffentl. Rechtsjubjeften de8 § 2 gu leiſten. 
Wir werden fehen, dah die außergerichtl. Ver— 
tretung weſentlich eingeſchränkt ijt, die Redtsqut- 
achtentitigfeit iiber den Kreis des im § v Anges 
führten hinausreicht. 

Die neue D. beruft die F. aber nicht mehr 
bloß zur Mitwirkung an der Staatsverwaltung 
bei Vertretung von Bermögensrechten des 
Staates und der publiziſtiſchen Rechtsſubjekte, jon- 
dern zur Wahrung der öffentlichen von der Obrig— 
feit wahrzunehmenden Intereſſen. Dieſe Tätigkeit, 
die wir in der 1. Aufl. des Staatswörterbüches 
ſchon fiir die Weltungsdauer der proviforijden D. 
jejtgeftellt und aus der Fiskalamtsverfaſſung und 
aus der durd) die nadte Notwendigfeit veranlakten 
Weiterbildung erflirt haben, erideint nach der neuen 
D. im § 1 allerdings nur bei der Rechtsberatung im 
Ubj.3 hervorqehoben. Die Vertretung öffentl. Inter⸗ 
eſſen vor Gericht tritt erſt im § 2, Abſ. IT, bervor. 
Dieſe Dienjtaujqabe erjcheint im Vergleiche gu den 
jonjtigen rein advokatoriſchen Geſchäften als ein 
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iibertragener Wirfungstreis: die den Verwaltungs— 
behirden gewährte Mithilje im Regierungsorganis- 
mus. Hieher gehirt ferner die in eingelnen Ver— 
waltungssweigen ſpeziell normierte Tätigleit der F. 
Die F. Pn aljo nicht blo Anwaltſchaften des 
Staates und der ihm gleidgehaltenen Rechtsſub— 
jefte, jondern auch) Bertreter des öffentl. Intereſſes 
und Beiriite der ftaatl. Verwaltungsbehörden. Da— 
nad) gliedert fic) unter Feſthaltung der beiden 
Grundjormen der Tiitigfeit: —— u. 
Rechtsberatung die folgende Darſtellung. Für dieſe 
Geſchäftsauſgaben ſind allen gemeinſame Grund— 
ſätze, namentlich Pflichten feſtgeſetzt, die wir wegen 
des Zuſammenhanges im Abſchnitte VI, Abſ. 4 u. 6, 
jufammenfajjen. Die gemeinjamen Grundfragen 
der Vertretung, der örtl. Zuſtändigkeit ujw. werden 
bei der gerichtl. Vertretung mit behandelt. 

LV. Die geridt!. Vertretung. A. Die juri- 
ſtiſche Natur der geridtl Vertretung. Die 

-B.D., die D., gablreiche ältere u. neuere V. 
prechen von der gerictl. Vertretung des Staates 
und der öffentl. Redtsfubjefte durd die F. Dit 
dieſe Vertretung juriſtiſch wirflich cine Stellvertre- 
tung, cine ——— wie die der Privat⸗ 
partei durch den Anwalt? Mit der neueren jtaats- 
rechtl. Theorie müſſen wir die Frage verneinen, weil 
aur Stellvertretung zwei Perjonen gehören, der Ver— 
treter und der Bertretene. Dieser wäre der Staat in 
feiner Eigenſchaft als Prozeßſubjelt, als Berech- 
tigter u. Verpflichteter im Crefutionsverfahren uſw. 
Die F., die Vertretung ijt jtaatl. Organ, alfo feine 
Perjinlichfeit, daher fein zweiter. Die F. ijt, wie 
jedes ſtaatl. Organ, in der ihm jufommenden Kom⸗ 
petens der Staat felbjt, der Wille des fompeteng- 
mig berujenen Organtriigers jtaatl. Wille. 

Die F. wäre aljo jenes jtaatl Organ, das in- 
nerhalbſeiner Kompetenz den vor Geridft als 
Partei aujtretenden Staat darjtellt und die ent- 
ipredjende kompetenzmäßige, repriifentative Titig- 
feit det F. vor Gericht die gerichtl. Vertretung. Der 
Staat beſorgt feine rechtsanwaltſchaftl. Geſchaſte vor 
Gericht nicht durd) cinen Dritten, fondern jelbjt 
durch ein beſ. Organ, durch die F. Was vom Staate 
gilt, gilt wohl aud) von jener Litigteit der F., die 
fie fiir die anderen öffentl. Rechtsfubjette iibt. Die 
gerichtl. „Vertretung“ der Kirche, der Stiftung ijt 
wegen des eminenten jtaatl. Intereſſes zur jtaatl. 
Kombetenz erhoben. Von einem sivilen Vollmadts- 
verhiltnijje, von Crteilung, Widerruf u. Kün— 
digung der Vollmadt fann alfo feine Rede fein. 
Es ijt cin Pflichtverhältnis öffentl. Rechtes, das in 
Der hauptſächlichſten Quelle, in der D. fiir die F. 

eregelt wird. Die D. enthilt die objeftiven Rechts— 
—* welche die Kompetenz der F. feſtſtellen. Bon 
ifr muß man alſo ausgehen, wenn die Natur der 
gerichtl. Vertretung, der gefegl. Umfang, die Ver— 
tretungSmadjt der F. feftgcitellt werden foll. Die 

.P. verweiſt direkt auf dieſen Weg; fie ſank— 
tioniett — die bezügl. Normen. Ter Abſ.1 
des Art. VE. G. zur Z. P. O. läßt die Vorfdjrif- 
ten über die Vertretung des Staates und der an— 
deren öffentl. Rechtsſubjelte, der § 27, Abſ. 3, dic 
Bertretungsbefugnis auch im Anwaltsprozeſſe un- 
berührt. 
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ten alſo auch im Prozeſſe für den Richter und den 
Gegner. Welches ijt nun die Kompetenz der F.? 
1. Die Kompetenz, d. i. der Kreis der amtl. 
Geſchäfte, die gu beforgen Dienjtpflicht der F. ijt, 
bejteht in dieſer Ridjtung nad § 1 ,,in_der gerichtl. 
Vertretung tiberh. und insbeſ. in der Fiihrung der 
Rechtajtrette im jenen Wngelegenheiten, die das 
Staatsvermigen und die demjelben gleichgehaltenen 
Vermögenſchaften betrefjen’. Nur bei der Prozeß— 
führung denft man an eine bejtimmte Aufgabe; 
alles andere Handeln fiir dieſe Rechtsſubjekte vor 
Gericht müſſen wir in die Kategorie der ,,gerichtl. 
Vertretung” einbegiehen. Feſte Regeln, qenaue Wb- 
prengung u. Umſchreibung der Pflichten finden ſich 
n ber D. nur fiir den Proseh und jum Feil fiir 
das ExefutionSsverfahren; im Konkurſe, im Ver— 
fahren auger Streitiadjen uſw. reidjen die Beſtim— 
mungen der D. nicht aus; es miijjen Analogie 
und die älteren jpegiellen Vorſchriften aushelfen. 
Für Den Prozeß gibt der § 15A die richtige Rol- 
lenteilung. Nad aufen, fiir den Ridter und den 
Prozeßgegner und die Prozeßintereſſenten, gibt es 
nur ¢cinen Willen, nur cin progefjual hand— 
lungSberedjtigtes Organ. Die F. ijt kraft des G. 
3u allen im § 31, Abſ. 1—4, 8. P. O., aufgeptpls 
ten Redtshandlungen, ohne eine befondere 
Vollmadht ausweifen gu müſſen, ermidtigt, 
aljo nach Al. 1,zur Unbringung u. Empjangnahme 
der Rage und gu allen den Rechtsjtreit betreffen— 
den Prozeßhandlungen“, daher zur Klagedinderung, 
Erweiterung u. Beſchränkung des Mlagebegehrens, 
Buriidnahme der Klage, gur Benennung des Auk— 
tors, sum Tatſachengeſtändnis (§ 266), zur Stel- 
lungnahme gegeniiber Urfunden, Seugen u. md 
verjtindigen. Hieher zählt das G. jene Prozebe 
handlungen, die ,,durd eine Widerflage, eine Wieder- 
aujnahme des Verfahrens, durch) den Antrag auj 
cinjtiweilige Berjiigungen”, durd) die Hauptinter- 
vention vetanlagt werden; anzureihen find weiter 
die ProgeBhandlungen, die das Rechtsmittelverſah— 
ten betrejjen. Nach Abſ. 2 ijt die F. zur Vornahme 
von progejjualen Dispojitivbandlungen, durch 
die über ben Gegenjtand des Rechtsſtreites verfiigt 
wird, alfo gum Abſchluſſe von Vergleidjen, zu Aner— 
fenntnijjen der pegnertich behaupteten Anſprüche ſo⸗ 
wie zu Verzichtleiſtungen auf die geltend gemachten 
Anſprüche berufen, nach Abſ. 3 zur Einleitung der 
Exekution wider den Prozeßgegner, que Vornahme 
aller im Exefutionsverjahren auf Seite ded Exeku— 
tionsjithrers vorlommenden Handlungen einſchließ— 
lid) der Crefution zur Sicherſtellung, endlich nad) 
Abſ. 4 gur Empfangnahme der von dem Prozeß— 
qeqner ju erjtattenden Prozeßkoſten, alfo nicht sur 
Empjangnahme anderer Beträge oder des Streit- 
egenjtandes, was fic) nad dem jtaatl. Kaſſen- u. 
errechnungsweſen von jelbjt ergibt, und wovon 
im § 18 der D. Ausnahmen jtatuiert werden. 
Es dedt fic) alfo die Vertretungsbefugnis der 
F. mit dem geſetzlich firierten Umfange der priva- 
ten Prozeßvollmacht. Beide find Ermächti ungen 
kraft des G. zur Führung des Prozeſſes bis ju 
ſeiner endgültigen Austragung. Aber die Prog 
vollmacht läßt in beſchränkter Richtung und unter 


ie Kompetenzbeſtimmungen der D. gel- | beſtimmten Vorausſetzungen eine Einſchränkung ju; 
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von einer foldjen ijt bei der F. in der D. oder in 
adminijtrativen Vorſchriften feine Rede. Der pri- 
vate Prozeßbevollmächtigte muß eine Vollmadt be- 
fipen u. ausweijen, die F. dagegen nidt. Sie braucht 
daber natiirlich auch feine neue Vollmacht, wo der 
Privatbevollmichtigte eine folche haben mug, wenn 
die betreffende Prozeßhandlung nicht durch den Um— 
fang der alten Prozeßvollmacht gededt wird. 
Soviel läßt fic bereitS an diefer Stelle aus— 
ipredjen: die F. iit nad außen Herrin des Pro- 
geites; es ſcheidet pro foro die Dispofition über 
en Streitgegenjtand bis sur Streithbeendiqung aus 
der Kompetenz der adminijtrativen Behirde aus. 
2. Intern ijt die F. als nidtrichterl. Behirde 
volljtindig von der Verwaltung abbiingig; fie muß 
den Prozeß gegen ihre Uberzeugung u. Rechts- 
anjidjt führen, ihn cinjtellen oder auf die Rlage 
fubmittieren, wenn die fompetente Stelle es ver— 


langt. 

Dies driictt fich in den folgenden Befehlen aus: 
a) Ohne vorausgegangene Ermiidtigung u. Infor⸗ 
mation durd) die berufene Mdminiftrativbehirde 
darf die F. fid) in einen Mechtsftritt weder als 
Kläger nod als Geflagter einlafjen. Jn den Fäl— 
len, wo Gefahr auf dem Verzuge bejtiinde, find 
die aus cigener Macht unternommenen Schritte 
—— ich zur nachträgl. Genehmigung anzu— 
zeigen. Die F. bedarf b) zum Abſchluſſe von Ver— 
—— über den Gegenſtand des Rechtsſtreites, zu 

nerkennung der vom Gegner behaupteten An— 
ſprüche, zur Verzichtleiſtung auf geltend gemachte 
Anſprüche der Ermächti ia oder Hujtimmung der 
Verwaltungsbehirde. Ohne di 
handlungen „nur in den durd) die Cachlage gebote- 
nen Fällen und gegen nadjtriigl. —— in de⸗ 
finitiver Form vorgenommen werden“. Dieſe Be— 
ſchränkungen gelten für den „inneren Geſchäftsver— 
kehr“; die gu einem konkreten Rechtsakte notwen— 
dige Erma tigung der lompetenten Adminiſtrativ⸗ 
behörde iſt daher nicht nachzuweiſen. 

In der Art der Prozeßführung, in den An— 
griffs⸗ u. Verteidigungshandlungen hat die F. nur 
den Anordnungen der — Behörde Folge 
u leiſten. Dagegen iſt die Einwilligung der zu— 
—** Verwallungsbehörde notwendig zur Wuj- 
— von Sicherſtellungen — nicht wo hierauf 
fein Rechtsanſpruch beſteht, wie bei der Zahlun 
(F. M. Erl. 26 I 92, B. 7054). Dagegen fin 
ohne Erfordernis einer Zuſtimmung die riitl. 
Siderftellungen, —— Verfügungen u. Vor— 
ſichten und notwendigen Rechtsmittel zu a 
u. vorzunehmen. et rückſichtlich der Rechts⸗ 
mittel ijt gegenüber der proviſoriſchen D. (§ 13) 
weſentlich erweitert; die Ergreifung iſt lediglich in 
das Ermeſſen der iF. geſetzt. „wo es das Intereſſe 
des gu Vertretenden erfordert und der Schritt ſich 
nicht als ausſichtslos darjtellt’. Was von den 
Rechtsmitteln normiert ijt, gilt nad der D. auch 
von dem ,,Wiedereinfepungsantrag, der Wibder-, 
Nichtigkeits- u. Wiederaufnahmestlage u. dgl.“. 

3. Wir fehen, dak die Rompetengen im Pro- 
eſſe und über den Streitgegenftand geteilt find. 
ie Dispofition in merito u. intern fteht der Ver— 
waltungsbehirde zu; im Prozeſſe und nad) aufen 


efe dürſen dieſe Rechts- 8. P 
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handelt der Staat, ſoweit die bisher vorgeführten 
Beſtimmungen der D. und der Z. P. O. reichen, 
ausſchließlich durd) bas Medium der F. 

So ausgefiillt ift der Kreis der prozeſſualen 
Berechtigungen der F., daß die beiden Untergerichte 
in dem befannten Rechtsjalle (Glaſer-Unger, N. 
F. 375) den mit dem Abgeordneten der F. erfdie- 
nenen Beamten der Staatsbahndireftion als Re— 
prijentanten der Partei nidjt zulaſſen wollten. Der 
©. G. H. hob die Urteile als nichtig auf und ſtellte 
bie Geltung des § 26, Abf. 2, 8. P. O., das Recht 
der perjinl. Teilnahme an der Prozeßführung und 
dag der Wbgabe von Erflirungen, auch fiir dic 
Organe der juriftifden Perſonen feft; die Anter- 
vention der Verwaltunggorgane foll die fofortige 
Beantwortung eines nicht vorhergeiehenen An— 
griffes und die ſachverſtändige Qnformierung 
der F.eBeamten durd die berufene Stelle ermi ae 
lichen und die Abgabe unbedingter Erfla- 
rungen erleichtern. €8 ijt aber eine nod) wid 
tigere Funltionsleiſtung vorhanden, die wir in der 
1. Mufl. ſchon fiir den Joſefiniſchen Prozeß fonfta- 
tiert haben. Dort, wo es ſich um fiir den Stritt 
relevante Tatſachen handelt, die fic) im Bereiche 
des fonfreten Verwaltungsaweiges, alfo nicht bei 
der F. abgefpielt haben, da hat namentlich fiir den 
Haupteid das indirefte Wifjen der F. nicht ausge— 
reicht und langt im mobdernen Prozeſſe fiir die 
informative Einvernahme und zur Beweisführun 
durch Vernehmung als Partei nicht aus; es ste 
das fompetente Verwaltungsorgan in den Prozeß 
als geſetzl. Bertreter im Cinne der 88 5 u. 373 
. B.D. einriiden. 

Die Rollen find alfo, wenn wir die gefamten 
Verhältniſſe iiberbliden, ähnlich getetlt wie beim 
privaten Anwaltsprozeſſe; den Staat als Partei 
im Prozeſſe tepriijentiert die berujene Adminiſtra⸗ 
tivbehörde, den Anwalt des Staates die F. Das 
ijt nur eine bildl. Ausdrucksweiſe; es find in beiden 
Richtungen Kompetengen, jtaatsdienjtl. Tatigfeiten 
bis in die letzten Konſequenzen. 

4. Außerhalb der swingenden Prozeßgeleiſe 
werden die Verhältniſſe einſacher. ES bejteht u. 
bejtand auch bier feine Norm, dem Geridjte die 
bef. Aufträge u. Ermächtigungen auszuweiſen, die 
Griinde fiir den fpegiellen Schritt darzutun. Die 
F. Handelt aud) bier frei, auf eigene Berantiwor- 
tung Glaſer-⸗Unger 5071, 7194, 8612 u.a.). Sie 
fomint felten in die Lage, von Amts wegen vor- 
augehen. Das Erſuchſchreiben, cine Gebiihr im 
Wrundbudhe ſicherzuſtellen, öffentl. Abgaben, Straf- 
koſten im Exekutionswege oder aus dem Konkurs— 
ane hereingubringen, ein Mietverhältnis ge 
richtlich aufzulündigen uſw., gibt die Auſgabe und 
in ihrem Rahmen die Ermächtigung; Verzichte auf 
Rechte, Einſchränkungen, Ginftellin en von Gres 
futionen vor voller Befriedigung wird die F. felb- 
ſtändig nur dann vornehmen, wenn die nachträgl. 
— außer Zweifel ſteht. 

Die tsmittelanbringung u. Durchführung 
ijt auc) dort, wo die Exekutionsführung anderen Äm⸗ 
tern iibertragen, der F. vorbehalten; eka die Ber- 
tretung im Konkurſe (§ 107 K. O. und B. 301 72, 
3. 3895, Beil. des F. M. V. BL fiir Böhmen Nr. 2). 
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5. Bei der Abhandlung von Verlaſſenſchaften 
wird eine bedingte Erberklaärung, die Inanſpruch— 
nahme eines erbloſen Nachlaſſes ohne Konſens nur 
bei unzweifelhaft altiven Maſſen und klaren Ver— 
hältniſſen, Ausſchlagung, —— u. Vergleich 
nie ohne Konſens oder Vorbehalt nachträgl. Ge— 
nehmigung erjolgen. 

t leptwillig errichtete Stiftungen kommt nocd 
das Moment hinzu, daß die E. über die Annehm— 
barkeit von Stiftungen den polit. Behörden vor— 
behalten iſt, der die F. nicht präjudizieren kann. 

@liubigerfonvolation ijt aus Gründen der 
Vorſicht Regel. Der 8 15, Abj. 6, D. ermächtigt 
—— die F. zur Anerkennung von Paſſivpoſten 

is zur Höhe von 4000 K, ſofern bei fo he 
Prüfung des Sachverhaltes mit Wahrſcheinlichkeit 
vorauszuſehen ijt, dab das Gericht die betreffenden 
Pojten in einem eventuellen Rechtsjtritte als liquid 
anerfennen wird. Der J. M. Erl. 2 IX 68, 8.10557, 
ber die friiber beftandene, engere Generalermidti- 
gung des F. M. 26 VIII 68, Rr. 26339, den Ge- 
richten yr RKenntnis bradte, enthält die jetzt nod 
giiltige Weifung, dab die Geridte fich in vorfommen- 
den Fällen an die faftifde Submiſſion ju halten 
und nidjt erjt gu priifen haben werden, ob die Be- 
dingungen, unter weldjen dieſelbe im geqebenen 
Falle geredjtfertiqt war, vorhanden find oder nid, 
ba die Verantwortung der F. nur gegeniiber der 
fompetenten Behirde Platz zu greifen hat. 

6. Die Adminijtrativbehirde, die bei Prozeſſen, 
Verlaſſenſchaften uſw. den notwendigen Konſens 
erteilt, ijt nicht ausſchließlich die Finanzlandesbe⸗ 
hörde oder das F. M. Der Wirkungskreis für die 
Finanzlandesbehörden ($ 11) bezieht ſich nur auf 
die dieſen Behirden zuſtehende Kompetenz in - 
nangfadjen (im weiteren Ginne des Wortes). Jn 
Stritten u. Rechtsſachen der Staatsbahnen 3. B. 
find die Staatsbahndircftionen ohne Riidficht auf 
die Hobe des Streitgegenjtandes beredhtigt, den Kon— 
ſens zur Ginlajjung in den Stritt gu erteilen. 
(Organifationsftatut fiir die ftaatl. Eijenbahnver- 
waltung § 16 19196, R. 16; Erl. des Cif. M. 
31199, 8. 57124/98.) Wo eine ausdriidl. Kompe⸗ 
tenznorm nicht gegeben ijt, wird normal die Mittel- 
inſtanz als fompetent angefeben, die Statthalterei 
alg Aufſichtsbehörde beiſpielsweiſe in Kirchen- u. 
Stiftungsangelegenheiten, das Oberlandesgericht 
(eventuell Brajidium) in Sachen der Qujtigverwal- 
tung uf. 

7. Die Bertretung der öffentl. Rechtsfubjette 
vor Geridt in u. auger Streitiachen ijt eine Dienjt- 

ict der F.; das Mandat flieht aus dem öffentl. 

echt und aus diefem Titel hat das individuelle 
Subjeft ein Recht auf die Leijtung der —— 
Dieſe kraft des G. zu leiſtende Vertretung (J. 
Erl. 2 IV 56, 3. 8911) hat die F. ſelbſt auszu— 
üben und kann über ihre Kompetenz wie alle Trä— 
— Organſchaft nur disponieren, wenn auf 

Wege der vine ai 17 tellvertretung jus 
laffig ijt. Die Kompetenz ſchließt das Handeln eines 
andeten nidjt berufenen Organes aus; fie ijt cine 
ausfdlichlide, eine obligatorifde, allejtaatl. 
Organe bindende. Geradefo wie im Anwaltspro— 
zeſſe ein Parteienverzicht rückſichtlich ber Vertretung 
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unwirkſam ijt, die von einem Nichtanwalt vorge- 
nommene Prozeßhandlung nichtig und dies vom 
Richter amtswegig berudfichtigen ijt, bindet die 
gefegl, Kompetenz, die Vertretungsbefuqnis der F. 
en Richter und den Gegner, u. gw. nicht bloß im 
Anwaltsprozeſſe, fondern in jedem Stritte und in 
jedem gerichtl. Verfahren, fiir das die Vertretungs- 
beiugnis normiert ijt. Für die betreffenden Rechts— 
fubjefte bejteht allg. Prokuraturzwang, der der F. 
die Pflicht auferlegt, die ausſchließl. Vertretung fiir 
ſich in Anſpruch gu nehmen und dem dann die 
Pflicht der bHetrefienden Rechtsſubjelte entiprict, 
ſich Durch die F. vertreten laſſen gu miifien, fo dak 
aljfo nur dieſes Amt mit Rechtswirfung fiir die 
öffentl. RechtSfubjefte handeln fann. 
Nur rüchſichtlich der Kirche wurde diefer Ver— 
tretungszwang negiett; v. Scherer — mit ihm 
Vering — verneint die Frage auf Grundlage der 
Normen, dic vor Erlaſſung der D. 16 IT 55 begiig- 
lic) Der Bertretung der Kirche bejtanden haben und 
die bezüglich des ftrittigen Bunftes durch die D. 
nicht auger Kraft geſetzt jein follen. (Die abfolute 
Kraft der D. wurde auc) bei der Vertretung der 
Sdhulfonds in Frage gejtellt.) Ginger, wie es fcheint 
Groß, v. Huffaref, Ott (dagegen im der III. — 
nicht mehr v. Canſtein unter Berufung auf die E.; 
Glaſer-Unger, N. F. 1875) halten die F. im Rahmen 
der D. fiir fompetent. Die Spruchpraris in der 
weitaus größten Zahl der Fille enticheidet fich fiir 
den obligatorifdjen Charafter diefer rechtsfreundl. 
Vertretung und fommt gu der Folgerung, dah die 
mangelnde Kompetenz im gerichtl. Verfahren eine 
Nullität begriindet. Nad der Norm des Hfd. 22 VI 
1789, Nr. 1024 J. G. S., hat der O. G. H. in 
erichtl. Verhandlungen, die ohne Beigiehung der 
gepflogen wurden, eine Nullitat wegen Verſtoßes 
gegen die Vertretun —— der F. erblidt. (Bgl. 
unter anderem rildichttich es Arars: Glajer-Unger 
7733, 8723, 12282, gegen die letzte, wegen der 
Wirtung der unterbliebenen Verſtändigung: No- 
wal III, Nr. 147; rückſichtlich ber Schulfonds 6988, 
8017, 8298, 10987, 14661, felbjt bet Weigerun 
der F.; in Betreff der Stiftungen 5836, 8128, au 
10820; riicfichtlid) der Kirche 3733, 7193, 9037, 


9787 
Nad) Unficht des O. G. H. ijt das Recht auf 
bie Vertretung durch die F. fein verzichtbares Bene- 
fizium, nicht cine pekuniäre Erleidterung; der Ver— 
tretungszwang ijt geſetzt in Ronfequeng u. Wah— 
rung offentl. Sect (Glafer=Unger 6988, da⸗ 
egen Jur. BL 92, S. 553). Die F. ijt alfo ge- 
—55 — Vertretung. Die anderen Staatsbehir- 
den, inSbef. die Verwaltungsbehörde der bezüglichen 
statio fisci, bie Berwalter des Fonds⸗, Stiftungs- 


. | u. Rirdenvermigens befigen dort, wo dieje Ver— 


tretung durd) das G. normicrt ijt, feine Rompe- 
tenz, und bie F. ijt im gerichtl. Verfahren überh., 
nidt bloß im Progejje, das allein berufene u. be— 
fugte Organ. 8 durch die F. nicht repriifentierte 
öffentl. Rechtsfubjeft hat im Rechtsfinne in dem 
tonfreten Rechtsfalle nicht qehandelt, das Verfahren 
und das Urteil ijt nichtig ($8 6, 477, Abſ. 4 u. 5, 
529, Ubf. 2, 8. P. O.). Val. die E. des O. G. 3: 
G. H. Nr. 2K, Jahrg. 1904, M. f. F. V, 1;3 Gur. BL 
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Mr. 50, Jahrg. 1904, die erfteren die Vertretung 
der Staatseijenbahnen, leptere die Kirche betrejfend. 
Deshalb bringt der J. Wt. Erl, 29 XIL 57, 8. 22464, 
den Gerichten in —— daß alle gegen die 
Verwaltungsbehörden oder das Staatsvermögen 
erichteten Tingaben in Streitfadjen, dann alle fiir 
ieſelben bejtimmten Erledigungen in Grundbuchs— 
u. Landtafelangelegenheiten nad) den bejtehenden 
G. der F. guguitellen jind. Nad) § 3 J. M. V. 
31V 74, Nr. 87, ijt die Verjtindigung von den 
bei Errichtung ciner vorliufigen Cijenbahnbuchein- 
lage zugunſten des Staates jtattfindenden Cintra- 
gungen an die betreffende F. zu richten; ich erwähne 
ie Vorſchrift wegen des treffenden Zuſatzes: Die 
Verſtändigung anderer ſtaatl. Behirden erſcheint 
werguſis und nicht unbedenklich (J. MW. V. BL. 99, 
303 


Viele Weiſungen der Oberlandesgerichtspriifi- 
bien haben die Norm betreffs Verſtändigung der 
F. immer wieder in Erinnerung gebraddht ; fe fommt, 
wie die Erjahrung lehrt, in Vergeſſenheit aus man— 
chen Griinden, nicht gulett wegen der mangelhajten 
Technif der G. (vgl. z. B. $$ 99, 100, 123 u. 130 
Ex. O., Gebote dex Verjtiindiqung bei der belang- 
loſeren Swangsverwaltung, dagegen der Mangel 
eines ſolchen bei der — — e⸗ 
tung und der Meijtbotsverteifung, § 172 Ex. ©.). 

Von der Regel der obligatorifdjen Vertretung 
beftehen kraft pojitiver Norm Wusnahmen. Wir 
haben der praktiſch widhtigiten, der Rompetens der 
Steuerimter im ExefutionSverjahren bereits er— 
ve ; wit verweiſen weiter auf §$ 172 u. 295 


Hieher gehirt die alte Vorſchrift, die ſich im 
15 A, Abſ. 8, D. wiederfindet, dak die F. in 
tritten, wo jie beide Teile gu vertreten atte — 
Staat u. Fonds, Staat u. Kirche oder Stiftung, 
Kirche u. Schule — feinen gu vertreten befugt * 
und im Wege der fompetenten Udminiftrativbehirde 
qu sivantahes hat, dah fiir jeden ein anderer Ber- 
treter bejtimmt werde. Im augeritrittigen Verfahren 
wird dieje Norm nur dann analog angeiwendet, 
wenn fic) tatſächlich follidierende Qnterchen, 3. B. 
ber Erben und des Legatars, ergeben. 

Es ijt weiter 3u Demerfen, dak mit Musnahme 
der angefiihrten Halle nur die Vertretung des Staa— 
tes eine univerfale ijt. Bei den anderen öffentl. 
Rechtsſubjekten bezieht fich die obligatorifche Ver— 
tretung nur auf einen bejtimmten, engeren Kreis 
von Geſchäften, fo bei der Kirche, Stiftung, bei 
den frommen Zuwendungen von Todes wegen, bei 
den autonomen foie 

Die V. 7 VI 98, R. 99, fchafft fiir die Orts- 
fchulriite, die verjtaatlidjten Cijenbahnen und die 
Rommijjion fiir — — eine Ausnahme 
von der oberſten Regel, daß die Vertretung eine 
gelepmibige und feine willkürliche ijt, indem *e bie 

ettretung ,jiber Verlangen derfelben” ge 
ſtattet. Dieier Durchbruch des oberjten Pringipes, 
der ju mancher praktiſchen u. theoretiſchen Schwie— 
rigkeit führt, bat recht bald eine Einſchränkung er— 
aia. follidiert nämlich eine folche ,fatultative’ 
Vertretung mit einer obligatoriſchen des Arars — 
nur des Yrars? —, fo find die Vorausſetzungen 
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des § 15 A, Abſ. 8, nicht gegeben und es iit 
das Yrar qu vertreten (rl. F. M. 8 LI 1900, 
3. 14421; M. j. F. UL, 2). Mus der Ridtidnur 
jlir bie Angereng der F. bet Einbringung von Erb- 
ſchaften u. Vermächtniſſen ee atholijcher 
Rirden u. Pfründen (Erl. F. U. Mt. 5 XII 1903, 
§. 23155 ex 1899) fei nur hervorgehoben, dah das 
Gericht die gujtiindige F. von dem Erbanjalle gu 
verftiindigen hat, daß die Vertretung eine obligqa- 
torijche ijt, dak aber — die Erberfliirung durch 
bie lofale Kirchen- oder Pfriindenverwaltung abzu— 
geben ijt! 

B. Das ju vertretende Rechtsſubjekt 
bezw. Vermigen. Nad § 1, Al. 1, der D. hat 
bie F. fiir die gerichtl. Vertretung überh. und nicht 
blof fiir die Prozeßführung gu forgen; ihre Muf- 
* iſt es alſo, für die von ihr vertretenen in— 

ividuellen Rechtsſubjekte ohne Rückſicht auf 
die Urt des Verfahrens vor Gericht mit Rechts— 
wirfung zu handeln. Die D. bezeichnet nidjt immer 
die Subjefte, fondern die Bermbgensfomplere, 
denen die Bertretung gu leijten ijt, vielleidht des— 
wegen, weil die Rechtsjubjettivitit mancher Klaſſe 
fraglic) erjcheint. Die Rechtsſubjelte und die „Ver— 
migenicajten’, denen Rechtsvertretung zu leiſten 
ijt, find im § 2, u. gw. im Abſ. J, individuell u. 
taxativ angeführt. Yn dieſe ijt die weitere Ber- 
tretung öffentl. Intereſſen angureihen (Abſ. ILL). 
Die Ergänzung ijt im Wbj. II u. IV gegeben: 
1. wenn die Bertretung durd) ſpezielle gefepl. Bee 
jtimmungen vorbergejehen ift (3. B. die Ammobi- 
liarerefution der von den Zivil⸗ u. Strafgerichten 
verhiingten Geldſtrafen. J. M. B. 1111 55, R. 30, 
und § 111 Geſch. O. 5 V 97, R. 112; ebenda § 135 
die Verfolgung der Erſchleichung des Urmenredtes; 
47, Ubj.5, des Rranfenfajjengelepes 30V 88, R. 33; 
§ 43 des G. 11197, R. 30, betreffend die Ver— 
tretung in Patentſachen ufw.); 2. mit Genehmigung 
des F. M. die Vertretung jener Vermigenj{chajten, 
deren Vertretung bis sur Erlajiung der neuen D. 
iiblich war (5. B. gewiſſer Landes: yonds-Stijtungen, 
das Vermigen der Ortsſchulräte, der Kommiſſion 
fiir Verkehrsanlagen in Wien, und der verjtaatlichten 
Gijenbahnen, infofern das Vermigen derſelben fiir 
Rechnung des Staates verwaltet wird). Jn der 
jolgenden Darjtellung wird die ſyſtematiſche An— 
ordnung beibehalten, bei der auf den Rechtszuſtand 
nad) der provijorijden D. und auf die frithere 
Praxis dort, wo es gum Verſtändnis notwendig 
erjcheint, Rückſicht genommen wird. Zu diefen 
BVermigensmajien gehiren: 

a) Das Staatsvermigen. Als ſolches be 
zeichnet $2 D. das Arar im allg., ,,insbefondere” 
(im Uf. 1): ,alle jtaatl. Steuern u. Abgaben, die 
Monopole, Regalien, die ſtaatl. Unternehmungen 
aller Urt, die Staatslehensgerechtſamen und überh. 
alle zur Wejftreitung des Staatshaushaltes be- 
jtimmten Snititutionen u. Unftalten’; im WL 4: 
„Das Kaduzitätsrecht, die Territorialrechte u. Lan— 
desgrenzen.“ 

Die Aufzählung, fein Muſter fiir die Ein— 
teilung Der Staatseinnabmen, ijt eine demon- 
ftrative; es wird nicht begiveifelt, daß das gefamte 
Uftive u. Paffivvermigen des Staates, aleicigtiltig, 
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ob es Finanz⸗ oder Verwaltungsvermigen ijt, ob 
e8 unter das Privat- oder öffentl. Recht, ob es 
unter die aufgezählten Kategorien fällt oder aus 
ciner Titigfeit des Staates hervorgeht, die nad) 
Erlajjung der D. zur jftaatl. Erwerbsquelle er- 
boben wird, zu vertreten ijt, wenn nur die Rechts— 
face vor den Gerichten gu verhandeln ijt. Niemand 
zweifelt trop des Abſ. 5, daß aud) die von den 
Weridten verhingten, fiir das Arar hereingu- 
bringenden Geldjtrajen hieher fallen; ebenjo die 
Patronatsredhte der Staatsdomiinen (Abſ. 7). Nicht 
entideidend ijt es weiter, ob das Staatsvermigen 
in der BVerwaltung einer Behörde jtebt, deren 
Organe die jurijtijden Kenntniſſe zur Selbjtver- 
—— beſitzen. Die Ania a cio der Juſtiz⸗ 
verwaltung gehören ebenjo in diejen Wirfungs- 
freig, wie jene ded Militärs. Es macht feinen 
Unterfchied, welchem Minijterium oder Amte die 
Verwaltung ines —— zugewieſen iſt; es 
gibt auc) in Oſterr. feinen beſonderen, mit der Aus— 
iibung der Funktionen des Fistus als Rechts— 
jubjeft ausſchließlich betrauten Behirdenorganis- 
mus. Die F. hat alfo auch das fiir Hofhaltungs- 
wede bejtimmte, in der Berwaltung der Hofbe— 
drden jtehende Staatsvermigen (Hojiirar, § 2, 
Wbj. 2) (Glajer-lnger 5954, 15659), nicht aber das 
Privatvermigen des Monarden (§ 289 a. b. G. 
8.) ¥ vertreten. 

icht fo zweifellos jteht die Frage, weldem 
Staatsvermigen der Rechtsbeiftand gu leiſten ijt, 
wenn an die ſtaatsrechtl. Seite gedamt wird. 
Die F. find Behirden, die dem Organismus der 
im Reidsrate vertretenen Königreiche u. Linder 
zugehören. Die bfterreidifd-ungarifde Mon- 
archie befigt im Qnlande nur oberjte Berwal- 
tungSbehirden und feine niederen, zivilen Organe, 
inSbef. feine bejonderen, zur aecichtt Vertretung 
des Reichsfiskus berufenen Amter. Obzwar nur 
rüchſichtlich des Militärärars eine poſitive Norm 
beſteht (§ 9 G. 20V 69, R. 78, und F. M. V. 
131 68, B. BL 68, S. 25), nahm die Praxis der 
F. und der Geridte feinen Anſtand, die rechtd- 
freundl. Bertretung dem Reichsfiskus zu leijten 
bezw. zuzulaſſen (Glaſer-Unger 10891, 11709). 
Auffallend iſt das Fehlen dieſer Vertretung in der 
neuen D.; die beiden Entwürfe haben die Ver— 
tretungspflicht der Angelegenheiten des gemein— 
ſamen AÄrars enthalten; fie wurde mit der F. M. 
B. 16111 98, Nr. 2045, intern aufaetragen und ftebt 
in der Praxis in voller Ubung (3. B. Glaſer-Unger, 
N. F. 370, 808, 1138, ML. f. F. IL, 123). In einem 
Rechtsfalle (Glajer=Unger, RN. F. 1003) wird die 
BVertretungsbefugnis der F. riicfichtlid) des Militär— 
ärars angejodjten; der O. G. H. billigt fie, ver- 
weijt aber auf einen anderen Titel, auf Abſ. III 
des § 2 der D. 

In Ubung ftand die Bertretung des une 
gatiichen Fistus (Glajer-Unger 5927, 9678, 
9895, 13863). Die Vertretung der öffentlich-rechtl. 
Forderungen des ungar. Arars, als Gebühren, 
Stempel, Taren, die durd) die öſterr. Gerichte 
hereingubringen find, wurde mit der F. M. B. 
2X 68, R. 135, begriindet. Der F. M. Erl. 15 VII 
88, 3. 18928, bat mit Rückſicht auf die gugefi- 
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cherte Reziprozität den F. verordnet, dah den bee 
jligl. Erjucjen der ungar. Behirden um die Her- 
einbringung der Forderungen des königl. ungar. 
(froatifcen) Arars zu entiprechen ijt, und dak fie, 
wenn eingelne Geridjte die Legitimation zur Ver— 
tretung des ungar. Fiskus ex lege nicht gelten 
laſſen follten, eine fpegielle Vertretungsvollmacht 
der ungar. Behörde einzuholen haben. Cine jolde 
ijt nach Anſicht des O. G. H. nicht notwendig (Qur. 
BL. 84, Nr. 6). Der Abſ. 3 der neuen D. verall= 
qemeinert die Vertretung auf alle vor den k. k. Ges 
tichten gu wahrenden Forderungen, aber nur fiir 
infolange, als ſolchen Forderungen ded f. f. ÄArars 
in den Ländern der ungar. Krone Reziprozität ge— 
währleiſtet ijt (M. f. F. II, 123 und II, 26). 
Ausnahmsweiſe ijt die Bertretung des 
Arars durch andere Organe als die F. vor Ge— 
richt zugelaſſen: 

1. Si Sicheritellungs- u. Exefutionsverfahren 
durch die begiiqliche fompetente Berwaltungsbe- 
horde, namentlid) zur Sicherung oder Herein= 
bringung iffentlid)-rechtl. Forderungen, wie Steucrn, 
Webiihren, Strafgelder uſw. fraft gahlreider Ver— 
ordnungen, auf die im vorlegten Abſ. des § 2 
hingewiejen wird. Die V. des J. M. und F. M. 
181 98, R. 28, ermiichtiqt die Steueriimter außer— 
halb der Amtsfige einer F. in Vertretung 
derfelben alle nad) der Er. O. zuläſſigen Exe— 
futiongamtShanbdlungen zur Sidjerung oder Cin- 
bringung der direften Steuern, Webithren und 
jonjtigen beplighich ihrer Einbringung den direften 
Steuern gleidgehaltenen öffentl. Whgaben im ge 
richtl. Wege einguleiten u. durchzuführen fowie bet 
Eretutionen Dritter im Anterejie des Ärars oder 
der beteiligten Fonds ju intervenieren; es haben 
daber die im § 172 Ex. O. begeidmeten Organe 
die Abgaben sur Meijtbotsberednung anzumelden 
und bet der Tagfagung zu intervenieren (F. M. B. 
10 X 99, §. 6919, B. gt 201; val. Urt. ,,Steuer= 
erefution’” u. „Zwangsvollſtreckung“). 

2. Nach der B. des A. M., J. M. u. F. M. 
6 III 99, R. 57, in den daſelbſt beſtimmten Fällen 
durch dic bezeichneten Forſt- u. Domänendirek— 
tionen zur Einbringung der ausſtändigen Forde— 
rungen des „Forſtaͤrars“ und der in der Verwal— 
tung dieſer Amter ſtehenden Fonds. 

Die anderen im § 2, WL. 6—12, der D. ge 
nannten Bermigensmaijen haben das Wemein- 
jame, dab fie öffentl. Zwecken yu dienen haben, und 
das Verichiedene, daß fie nach der Urt des Zweckes 
gu dem Staate und der Verwaltung in verſchie— 
dener Relation jtehen. Dieje große Wruppe: 

: das Hffentl Smedvermigen gliedert 
fic) wieder in 

1. das von ben Staatsbehörden une 
mittelbar verwaltete Zweckvermögen, ins- 
bef. die Fonds. Dieſe Zweckvermögen, die fic faſt 
in allen Sweigen der Berwaltung finden, oft ge— 
radegu ftaatl YWufgaben erfiillen, tm Staatsbudget 
und in ber Rechnung figurieren und fic) von dem 
Staatévermigen nur durch die hiſtoriſche Bildung 
oder abgejonderte Verwaltung u. Verrechnung unter⸗ 
icheiden, bieten bezüglich der Frage nach dem Rechts— 
fubjefte diefer Marien große jurijtifde Schwierig⸗ 
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feiten 3 z. B. Glaſer-Unger, N. F. 481, 1997). 
Dieſe ſchwinden bei der Frage über die gerichtl. 
Vertretung dieſer Fonds. 

Das charakteriſtiſche, leicht erlennbare Moment 
F— dieſe Gruppe vom öffentl. Vermögen, das die 
F. zu vertreten hat, iſt, daß der Fonds in der 
unmittelbaren Verwaltung der ſtaatl. Behörden 
ſteht (§ 2, UL 6). Hieher gehören alſo: der Stu— 
dien⸗ u. Religionsfonds katholiſcher u. griechiſch— 
orientaliſcher in der Bukow.), der Reichsmelio— 
rationsfonds, ber Invaliden- u. Militärtaxfonds, 
der Gefällsſtraffonds und die provinziellen Kran— 
kenhaus⸗, Straſhaus⸗, Verſatzamts⸗, Stadteriwei- 
terungsfonds uſw. 

nm Erläuterung des § 2, UL. 3, der provifo- 

riſchen D. verordnete der Erl. de8 FF. M., J. Me. und 
K. U. M. 14 VIL 72, R. 119, daß der Rechtsbeiſtand 
den Vollsſchul⸗ u. Lehrerpenfionsfonds zu gewähren 
ijt, indem die V. die Verwalter dieſer Fonds, die 
Orts⸗, Bezirks⸗ u. Landesfchulriite, gu den ſtaatl. 
Behirden rechnet. Die neue D. (§ 2, Abſ. 12) 
ſcheidet mit vollem Rechte die Ortisſchulräte aus 
der Vorſchrift aus; man hat den Rechtsverhilt- 
niſſen Zwang angetan, wenn die Ortsſchulräte 
als ftaatl. Behirden hingejtellt wurden, und nir- 
— hat bei der ———— die Judi⸗ 
atur ſo geſchwankt. Die fakultative Vertretun 
iſt zugelaſſen. In die Kategorie gehören endli 
die von den l. f. Behörden unmittelbar verwalteten 
Stijtungen (§ 2, WL. 8), das in ſtaatl. Verwaltung 
ftebende Rirchenvermigen und das der aujgelijten 
geiſtl. Stifte, Klöſter u. Gemeinſchaften (WL. 9) und 
das l. fj. Patronat (UL. 7), das ijt jenes, welches 
dem Landesfiiriten raft derjenigen Rechtsqriinde 
zuſteht, auf denen dag Batronat iiberh. berubt 
und das von den l. f. Behirden ausgeiibt wird. 


Cine Ausnahme von der Regel bildet die Ver— 


tretung der neuen tumulativen Waiſenkaſſen, fiir 
weldje im eingelnen alle Kuratoren gu beftellen 
find (F. M. Erl. 121X 65, B. 28245, Beilage, 
B. Bl. fiir Böhmen S. 34, Glaſer-Unger 4790, 
10357, 16134); dann fraft befonderer Norm (§ 40 
G. 22TV 89, L. 30) die Vertretung de8 gal. Pro- 
pinationsjonds durd) das eigene Syndifat (Glaſer— 
Unger 15400). 

2. Die dotierten Fonds. Als folche find 
jene den Fondscharakter an fic tragenden Zweck⸗ 
vermögen anjufeben, deren Erträgnis zur Erhal— 
tung jewifier, die öffentl. Intereſſen beriihrender 
Anjtalten nicht ausreidjt und bis zur Dedung des 
jährl. Bedarjes durd) gewährleiſtete Beitragslei- 
thing aus dem Staatakhabe ergänzt wird. Der 

. Wt. Erl. 20 I 67, 8. 6577, Beilage, BV. BL. fiir 

öhmen S. 34, zählt diefe dotierten Fonds auf; 
die meijten fallen unter die BVertretung der F., 
weil fie von den Staatsbehörden verwaltet werden; 
dieſes Requijit ijt nidjt notwendig, wenn der Fonds 
gang oder teilweife aus dem Staatsſchatz fo dotiert 
wird, daß der Staat fiir einen Gebarungsabgan 
aufjufommen bat (§ 2, UL 6), nicht aber bei geitli 
beqrengter Subventionierung oder Beitragsleijtung 
an ein anderes Rechtsſubjelt als einen Fonds (Bud- 
winéfi 7397; anderer Anſchauung die E. Glaſer— 
Unger 5113 über den Weltausjtellungsfonds). 
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3. Das Vermögen der autonomen Ver— 
bände. a) Die Landes-, Bezirks- u. Gee 
meindeſteuern. 

Die neue D. hat im § 2, Abſ. I, 1, die ge— 
richtl. Bertretung öffentl. Abgaben im allg. den 
ftaatlichen fiir den Fall aleidigettellt, da ,, deren Eine 
hebung durch diefelben Organe u. Mittel erfolgt, 
wie die der ſtaatl. Abgaben“. Die gleidjen Mitiel 
bedeuten gleiche Zwangsmaßregeln; die ſtaatl. Ab—⸗ 

aben werden von den Abgabepflichtigen im Exe— 
tionswege und nicht mit Klage eingebracht. Das 
trifft im allg. bei den Steuerzuſchlägen und den 
felbjtindigen, nicht zuſchlagsartigen YUbgaben det 
fommunalen Berbiinde gu. Die Cinhebung ijt — 
der Terminologie des öſterr. Finangredjtes die au 
die Tilgung der Steuerſchuld, normal, durch Zah— 
lun —— Geſchäftstätigkeit der Organe. Die 
Cinbe ung ftaatlicjer u. fommunaler Ubgaben er- 
folat durd) das gleiche Organ, wenn beide von 
en ſtaatl. Steueriimtern (Finanzkaſſen) oder von 
den ſtädt. Steuerämtern oder Gemeindeämtern ein- 
ehoben werden. Da es an einer einheitlichen, ge— 
epl. Regelung feblt, faftijd die Einhebung jtaat- 
licher u. kommunaler Abgaben in allen migl. Ba- 
tiationen erjolgt, müßte in jedem eingelnen Falle 
der faftijcde Butand entſcheiden, ob die Vertretung 
der F. eingutreten hat. So müßte beiſpielsweiſe 
in Böhmen die —— des Schulbeitrages, 
der mit Ausnahme der Landeshauptſtadt von den 
Steuerämtern mit der Erbgebühr eingehoben wird, 
sags werden, in der Hauptitadt dagegen, wo 
ie Landesfafje ihn allein einhebt, die Vertretung 
unterbleiben. Die —— durch den L. A. fine 
den wir in der neueren Judikatur (Glaſer-Unger 
14078, 16122, N. F. 410, 451). Gewöhnlich dreht 
ſich die ſtrittige Frage des einzelnen Falles um 
einen Punkt, den nicht ſelten dreierlei Organe ver— 
jedjten miifjen! (Bgl. Glaſer-Unger 15135.) 

In cinem Rechtsjatle (Glaſer⸗ Unger, N. F. 1425) 
hat der O. G. H. das von einer Gemeinde in Böh— 
men überreichte Exekutionsgeſuch wegen Zuſchlägen 
zu den direlten Steuern zu Schulzwecken abge— 
wieſen, weil nad § 91 böhm. Gem. O. Gemeinde— 
zuſchläge burch) diejelben Organe wie dic Steuern 
aria eingubeben find und die Gemeindebehirden 

aber nicht berujen find, Steuerzuſchläge eingu- 
treiben. Dieje ziemlich vereingelt ftehende E. bat 
das F. M. veranlaft, mit B. 26 VIL 1901, 8. 39387, 
ausjujpredjen, dak Steuergufdlige, die am Sige 
einer F. cingehoben werden, von Ddiejer, außerhalb 
einer jolcjen von den Steueriimtern gu vertreten 
find. Noch zweifelhafter erjcheint die Frage der 
Vertretung der felbjtindigen Steuern der fommu- 
nalen Finanzwirtſchaft. Nach dem Referentenent= 
wurfe betraj die fragt. Bejtimmung die Steuer- 
zuſchläge und erſt in der Kommiſſionsberatung 
wurde det allgemeinere Musdrud „öffentl. Ab— 
gaben neath diy AEP: yenzoe —— die Vertre⸗ 
tung durch die F. ſpricht die ganze Entwicklung des 
Finanzrechtes der fommunalen Verbinde; der Zu— 
ſammenhang mit dem ftaatl. Steuerrechte felt gang- 
lich, der bei den Zuſchlägen fo gegeben ijt, daß ſie 
in allen diefen Richtungen fid) aur sua causa der 
Steuern herausbildeten, in der Exefution, im Kon— 
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furje, im Exgindierungs-, Oppofitioné- u. Kollo— 
ea 7 si e. Es ijt das formelle Finangrecht 
Selbjtverwaltungsfirper mindejtens ebenjo te- 
formbedürftig wie das materielle! (Sql. aus der 
jüngſten Qudifatur: Bertretung durd) die Gemeinde: 
Gemeinde: u. Schulumlagen, Glafer-Unger 15501, 
ing< u. Schulfreuger, 15716; Trottoirherjtellungs- 
often, Glafer-Unger, 2. F. 950, Waſſerzins, 1677, 
—— autaren, 98; die ältere, ebenfalls 
ſchwankende Judikatur in der 1. Aufl. S. 499.) 
p) Die in der autonomen Verwaltung 
jtehenden nicht dotierten Fonds u. Une 
jtalten. Die Frage beriihrt zunächſt die Gebiihren 
(im Ginne der inangwiiientdait) in der Finanz⸗ 
wirtſchaft der Selbjtverwaltungsfirper, namentlich 
die Hereinbringung der Verpflegskoſten, die aus 
der Unterbringung von Kranken u. Bediirjtigen 
in den Landes-Qrren-, Gebär⸗ u. Findelanjtalten 
erwachſen. Die meijten diefer Inſtitute ftanden in 
friiherer Beit in der ſtaatl. Berwaltung; der Aus— 
bau des autonomen Organismus hat ſeit Uber- 
nabme Ddiejer Sanititsanjtalten im allg., und 
ſpeziell in der Frage der Vertretung, feine Fort- 
ſchritte gemacht; e8 wurde die Bertretung diefer 
Gebiihren durch die F. auf Grund der nicht revo- 
ierten Erläſſe des Staatsminijteriums 3111161, 
. 1626, und des F. WM. 9 IX 62, 3. 48803, nach 
weldjen den &. A. der Rechtsbeiſtand von den F. 
u leiſten ijt, tatfaichlich —— Auf Grund des 
2, Abſ. IV, hat das F. M. mit Erl. 26 IX 99, 

. 47877, die gerichtl. Vertretung des böhm. 
andesfonds, der bezügl. Landesanſtalten und der 
in Verwaltung des böhm. L. A. ſtehenden Stijtungs- 
fonds durch die F. im bisherigen Umſange, ebenſo 
mit F. WM. V. 2211 1901, 3. $768, die Vertretung 
der n.-b, Landes⸗Gebär- u. Findelanjtalt bei Her— 
einbringung det BVerpflegsfojten bis auf weiteres 
gegen iderruf gejtattet. Ahnl. Ermächtigungen 
firjten in den anderen Kronländern ergangen fein 
(vgl. Glajer-Unger 4246, 8413, 11137, 12001, 
14478, IM. f. F. IIL, 45; 11008, MW. F. 597, M. f. F. 
IV, 37 mähr. und böhm. — — 
Aus Gründen der Opportunität und insbej., 
„weil es der Staatsverwaltung nicht verwehrt ijt, 
zu geſtatten, daß die F. die Vertretung der Inter— 
eſſen der Landesfonds fortſetzen“, lift der O. G. H. 
dieſelbe auch außer den gebührenartigen Fällen 
(ogl. die injtruftiven E.? Glaſer-Unger 12808; in 
dem cane 13531 al& eine Art Kolliſionskuratel 
des öffentl. Rechtes, gegen den Willen der F.). Die 
gegenwartige Tendenz geht mit Rect gegen die 
weitere Uusdehnung. So hat das F. M. mit Ertl. 
10 IV 1902, 8. 32582, die Hereinbringung riid- 
andiger Beitriige einer Feueraſſekuranzgeſellſchaft 
Sfjentl. Feuerwebhrgwede (böhm. G. A XII 84, 

2. 62) durd) die F. abgelehnt. Die Vertretung 
wird nidt gewährt den dffentlichen allg. Rranfen- 
häuſern, die in anderer alg der jtaatl. Berwaltung 
fteben (}. M. Erl. 31X 85, 8. 24890, N. S. 
ber böhm. Statthalterei Mr. 623). Ebenſo nicht 
den Urmenfonds, alfo auch nicht wegen des dieſen 
aus geiſtl. Verlaſſenſchaften gufallenden Drittels 
(Glafer-Unger 14299, 15460, N. F. 352, unridtig 
RN. F 1131). Wohl find fraft § 2, Abſ. 10, die 


öffentl.Armeninſtitute, wo jolche noc bejtehen, 
ju vertreten, 3. B. M. f. F. III, 85. 

1) Die öffentl. Zwangsverſicherungs— 
anſtalten. Ausdrücklich verſagt ijt die Vertre— 
tung durch die F. den Unfallverſicherungsanſtal— 
ten (§ 50, ML 2, G. 28 XII 87, R. 1 ex 1888). 
Sin G. über die Kranfenverficerung (§ 47, WL 5) 
ijt die Vertretung auf den Fall beſchränkt, dab 
Anſprüche gegen die Betriebsunternehmer aus der 
Rechnungs⸗ u. Kaſſenführung erwachſen, welde 
die F. namens der Kaſſe geltend zu machen bat. 
Die angeſuchte Erweiterung der Vertretungspflicht 
auf die gerichtl. Exekution der Krankenverſicherungs⸗ 
beiträge hat das F. M. mit Erl. 21X 93, 8. 25055, 
abgelehnt (2. S. der böhm. Statthalterei Nr. 524). 

Die Riidjtiinde an Aſſekuranzbeiträgen bei 
den ea ior a ire ogee werden wie 
die Landesumlagen behandelt; in der Praxis iſt die 
Regel die eigene Vertretung und die Ausnahme 
jene der F. (lepteres im Rechtsfall: VB. §. 83, S. 109, 
WM. f. F. II, 44; erſteres Glafer-Unger 4187, 8528, 
10553, 10787). 

4. Das unter ftaatl Tutel ftehende 
Bwedvermigen. «) Die Stiftungen, gleid- 
giiltig fiir weldjen Swed fie bejtimmt jind und in 
wejjen Berwaltung fie nad) der Konitituierung 
iibergehen (@lafer-Unger 10820, N. F. 5, 1159, 
2145 u.a.), wenn es fid) um ,,die erſte Ronfti- 
— der Stiftung“ und zu dieſem Behufe um 
die Einbringung des geſtifteten Vermögens han— 
delt (§ 2, Al. 8). Nad) erfolgter Konſtituierung, 
d. i. nach Übergabe des eingebrachten Stijtungs- 
vermögens an die nichtſtaatl. Stiftungsverwaltung 
— normal nach der Altivierung u. Verbriefung 
der Stiftung — endigt das Vertretungsverhältnis 
und lebt nur in dem Falle wieder auf, wenn es 
ſich um Rechtsgeſchäfte u. Rechtsſtritte zwiſchen 
der Stiftung und dem Stiftungsverwalter handelt 
(Ofd. 131 21, Nr. 1730 J. G. S.; vgl. 4. B. Glafer- 
Unger, N. F. 1800). Die Zuſtiftung au einer be— 
ftebenden, fonjtituierten Stiftung oder gejtifteten 
Anſtalt hat die F. nur dann ju vertreten, wenn 
die neue Widmung felbjtindige Stiftung ijt (Glafer- 
Unger, N. F. 1164); einfache Legate oder Zu— 
wendungen ohne beſ. sais agi hat die Ver⸗ 
waltung der bejtehenden Stiftung oder der ge— 
jtijteten Anſtalt eingubringen. 

Un diejer Stelle wire als Anhang des Abſ. 11 
des § 2 gu qedenfen. Nicht alles religiöſen —— 
gewidmete Vermögen ijt Kirchen- u. Pfründengut; 
nicht alle Gebiete der Wohlfahrtspflege fallen in 
die jtaatl. Berwaltung; e8 beſteht aber ein praf- 
tiſches Bedürfnis, dah fiir fromme und gemeine 
niipige Suwendungenvon Todes wegen cine 
öffentl. Vertretung vorhanden ijt, die in die Ver— 
laſſenſchaftsabhandlung eintritt. Dieſe fann ja nicht 
jo lange ruben, bid bie Frage der Durdhfiihrung 
und der Verwaltungsiibernahme geregelt ijt, 3. B. 
die Errichtung oder Erhaltung einer Heiligenitatue, 
ciner Brivattapelle, einer Vollsbücherei oder Sup- 
penanjtalt. Suwendungen fiir foldje Zwecke find 
von ber F. gu vertreten, fofern nur die Ber- 
tretung der betreffenden Rechtsſubjekte nad) der D. 
nicht allg. verfagt ijt wie bei den Humanitiits-~ 
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anjtalten, die in der Verwaltung von Selbjtver- 
— ſtehen uſw. 


B) Das Kirchenvermögen und das Ver— 
migen geijtl Benefizien, inſofern es fich um 
bie urjpriingl. Bejtiftung der Kirche oder des geiſtl. 


Benefigiums oder um die Integrität des Stamm— 
—— handelt, nicht aber, wenn bei ſchon be— 
ſtehenden Kirchen u. Benefizien die lauſenden Ver— 
mögensnu *— pu vertreten oder sr Pa 
find (§ 2, UL. 9). D — iſt in voller ra ab 
Glaſer Unger 13763, 15458, 15888, 15900; 

. 199, 926, 1154 u. a.) bei ‘Exbichaften u. Lega 
ten, die ja dem Stammvermigen der Mirche u. 
iw zufallen (Erl. F. M. 28 X 75, 3. 18876, 

M. B. BL S. 315, mit einer anderen Be- 
gründung, — WM. Erl. 11 VI 1902, V. Bl. S. 153, 
und K. U. V. 53XII 1903, 23155 ex 
1899, J. M. R Bi. 1904, S. 42). ichti ijt es, 
wenn im Prozeſſe * ſtrittiger Baukoſten, die 
das Stammvermögen belajten (Glaſer-Unger 7193, 
15268), wegen Wnerfennung des Cigentumes an 
Grundſtücken, a ae Weiderechte (Glafer= Unger 
9787; WM. f. F. I, 53, IV, 8), wegen Erſähtze, 
bie vom Benefiziaten oder beffen Nachlak 
werden (Glafer-Unger, N. F. 926; We. f. 
Ill, 29; ys die interejjante E. des 0.8, 2. Mr. 165 
in öſterr. Ricter-3. Nr. 1, 1905), wenn im Ridhtige 
ſtellungsverfahren und bei der erjten bücherl. Cinlage 
fiir den Grundbefig der Kirche u. Pjarre (lajer- 
Unger 9590 und st. U. M. Erl. 18 V 74, 3. 14162, 
N. S. böhm. Statthalterei Mr. 426; J. ML B. 
19 X 97, B. BL. S. 308) die F. als berujener Rechts- 
anwalt aujtritt, unrichtig dagegen, wenn im Expro- 
priationsverjahren die Vertreter der Pjarre vor Ge— 
richt handeln Glaſer⸗ Unger 4916). Es ijt wohl rich- 
tig, dab nicht die F., fondern der Rirchenfonfurrens- 
ausſchuß fiir die verpflicjtete Pjarrgemeinde (Glaſer⸗ R 
Unger 14609), die Kirchenvorſtehung und der Pfar⸗ 
rer auf Zahlung für laufende Reparaturen Glaſer— 
Unger, IN. iF. 1621, 1875) geflagt wird; zweifelhaft 
jind die Fille bei einer Megatorienflage Glaſer— 
Unger 15186) wegen einer Weafervitut (14975) und 
wegen Herausgabe eines Ornates M. j. F. UL, 5). 

Es erſcheint ridtiqg, wenn bei Stritten um 
laujende Vermigensnugungen, die Fruchtnießung 
oder Naturalleijtungen (Glajer- Unger 9319), die 
Jahresdotation (Glajer-Unger 9OS9) und die Prii- 
benden (Glafer-Unger 5592) dem Benefiziaten, bei 
Einbringung der Perj ete wana jiir Kurrent⸗ 
mejjen (Glaſer-⸗Unger 7257, We. 7. F. I, 82) oder die 
Stola (Glaſer-Unger 11497) — wenn dieſe gericht- 
lich geltend gemacht werden fann — dem berech— 
tigten Briejter die Barteirolle juerfannt wird; 
ebenfo in Stritten um die Benugung des Crato- 
riums (Glaſer-Unger 12797), des Kirchenſtuhles 
— laſer⸗ Unger 4982, 9926), deſſen Anderung oder 
ntfernung (Glaſer⸗Unger 5663, 5861, 5876), wegen 
Stirung de8 Beſitzes an einem joldyen Glaſer⸗ 
Unger 14566, 16059), wegen Entſetzung von der 
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ſein, wenn die E. des O. G. H. (Nowak IV, 263; 
Wlajer-Unger 9254, N. F. 637) den progefiualen 
Rechtsbeijtand der 5. nicht fiir notwendig erachten, 
weil bloß eine Provijorialentideidung ergebt. (Bal. 
Dagegen Wlajer-Unger 3733. Meiner Anfdauung 
jept v. Canjtein a. u. a. O. S. 472.) 

Es fommt wohl auf den Wert des Beſitzes, 
auf die Beziehung desfelben gu dem Stammover- 
mögen an. (Bgl. wegen Unterlajjung der Streit- 

iindigung der F. namens des Religionsjonds 
tefp. wegen —— der Vertretungsleiſtung von 
ber F.: RU. M. Grf. 26 II 88, 3. 868.) So wahrt 
denn aud) die F. in diejem Verfahren die kirchl. 
Bermigensredte in den Redtsfallen, Glaſer⸗ 
linger 8465, 9081, N. F. 637; WM. f. F. IL, 4 
IV, 111. 

Die geijtl. Stijte, Klöſter u. Gemeinſchaften 
werden dürch die Lokaloberen vertreten. Nur in 
Gal., in den anderen Provinzen nur dann, wenn 
dieſe kirchl. Genoſſenſchaften aujgeléjt wurden und 
das Vermigen in jtaatl. Verwaltung ftebt, werden 
dDiejelben durch die F. vertreten (vgl. die cingehende 
Motivierung des O. G. H., Wlarer- Unger 13601, 
die hertidjende Praxis: Glafer-lln et 8958, 11527, 
14443, 14525, in Wal. 13544; F. M. Erk. 29 V 92, 
8. 14090 ex 1891, und Budwinsti 7397). 

c) Die durch die Staatsverwaltung zu 
wahrenden öffentl. Intereſſen. Bei dieſer 
Vertretung handelt es ſich nicht um den coe 
eines ftaatl. Vermögensrechtes, fondern wm die G 
tendmachung des jtaatl. Aufſichts- u. Verfügungs— 
rechtes auf dem Gebiete der Verwaltung, welche 
aus duferen Gründen in dic richterl. Rechtsſphäre 
hineinfallt. Außerlich drückt ſich dieſe Vertretung 
darin aug, dak die F. namens der Staatsverwal= 
tun i und nicht des individuellen publiziſtiſchen 

t&jubjeftes, das jie, wie bet der fonjtituierten 

Stiftung, vermögensrechtlich nicht ju vettreten bat, 
einſchreitet. Die Fürſorge für das öffentl. Gut, für 
Kirchen⸗ u. Stiftungsvermögen gehört unbeſtritten 
dem öffentl. Rechte an. Wenn im konkreten Falle 
der Richter gegen die Normen über Veräußerung 
u. Belajtung eine ſolche ohne Beobadjtung der fpe- 
jicllen Vorſchriften bewwilligt, wenn et cin öffentl. 
Wut in cine Grundbudseintage, gejepwidrig die 
Realeigenſchaft eines Gewerbes im Brundbuche cine 
trägt (Glaſer⸗Unger 12700), fo verteidigt die F. 
mittele Beſchwerde die Norm und das jtaatl. Auf= 
ſichtsrecht. Das bloße Bedürfnis, gejegwidrige Ein— 
tragungen in das Handels⸗ u. Genoſſenſchaftsregiſter 
zu verhindern, führte im öffentl. Intereſſe zu einer 
jetzt von der Theorie (Randa, Steinbach, Ulbrich) 
und von der richterl. Praxis gebilligten Rechts⸗ 
ſchutztätigkeit. Solche Fille finden wir in der amtl. 
—— X, Rr. 680 u. 681; 465, N. F. L 
227, M. |. F. 1, 2 u. 18, IV, 121, von welchen 
Nr. 680 ay 227 die ‘Qeattimration der F. begründen. 


Randa hilt es „im bffentl. Intereſſe wünſchenswert, 


daß die F. geſetzlich ermächtigt würde, periodiſch 


Pfrunde (Gajer-Unger 3582), aljo, wenn Rechte, dahin au wirfen, daß Regijtereintriige, weldje mit 
in Frage ftehen, die von der Mirchenverwaltung | — Wirflichfeit im Widerſpruche ſtehen, berichtigt 


kraft gg aia Macht vollzogen werden. 
ehr ſchwankend ijt die Praxis bei Befip- 


w. gelöſcht werden”. Es erſcheint ihm “dringend 
sien cine periodiide Vergleichung des Inhaltes 


ſtörungsſtreitigkeiten. Nicht richtig ſcheint es gu * Handelsregiſter mit dem Inhalte der bei den 
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Gewerbebehörden geführten Gewerberegiſter durch 
die F. anzuordnen“. Dieſen Wirkungskreis wollen 
die $$ 41, 80 u. 105 des Regierungsentwurſes 
eines G. über die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung erweitern. (Beilage 236 zu den ſtenogra— 
phiſchen Protokollen H. H. XVII. Seſſion.) Unter 
der Herrſchaft der proviſoriſchen D. haben wir die 
in dieſer Gruppe zuſammengefaßte Tätigkeit als den 
lepten Reſt des den Fiskalämtern zugeſtandenen 
Rechtes zur Wahrung des G. hingeſtellt. Jetzt ijt 
die Dienſtesaufgabe allg. anerfannt; die erläutern— 
den Bemerfungen des eben gitierten Gefepentwurjes 
bezeichnen die F. als Behörde, „welche al8 die 
Hiiterin des öffentl. Antereffes in WAnge- 
leqenheiten nichtitrafredt!. Natur fdon heute 
fungierr“. 

Die zweite Kategorie dieſer Fälle ergibt ſich 
in jenem Rechtsgebiete, auf welchem die Staatd- 
verwaltung der richterl. Hilfe zur Wirkſamkeit u. 
Durchſetzbarkeit ihrer E. bendtigt. Hieher find 
obenan die Exefutionen der ,,Widmungsitrajen” 
(Ulbrid)) gu zählen. Materiell hat der Staat an 
der Hereinbringung fein Intereſſe, wohl aber ein 
eminent öffentliches. Die F. ijt Vollzugsorgan; fie 
hat die verhiingte Geldjtraje, tropdem fie nidt ad 
aerarium fließt, bereingubringen mgt 82 u. 3 
faif. B. 20 IV 54, RM. 96; J. M. V. 53XI 452, 
R. 22; Al. 5, § 2 der D.); ferner gehört hieher die 
gerichtl. Vertretung des Hffentl. Gutes „jur Wahrung 
Offentl. Intereſſen“ (Glajer- Unger 10023, 14825, 
15563, N. F. 823 u. 1640; MW. S. n.-b. Statthal- 
terei Nr. 4519). Hier ijt auch die —— der F. 
zum Bollzuge von Verfügungen der Adminiſtra— 
tivbehörden in Ausübung der Rirden-Stiftungs- 
tutel, ingbef. qeqen den Totren, den Benefisiaten, 
den Stiftungsverwalter ufiv. einzureihen. 

Die neue D. hat gu dem ſchwierigen Probleme 
der Vertretung des öffentl. Anterejjes vor Geridt 
im Abſ. III des § 2 — allerdings etwas referviert 
— Stellung genommen. Die Vorausſetzungen find, 
dag 1. gum Sdyuge diefer Antereffen das Einſchrei⸗ 
ten einer ftaatl. Behörde gulafj ig erſcheint, dak 
2. cin anderes gum Einſchreiten beſonders be— 
jtimmtes Organ nidt vorhanden ijt, und dak 
hiezu 3. die F. von der ge ſtaatl. Behörde 
in Anſpruch genommen wird. Dieſe Art der Tätig— 
leit der F. iſt alſo eng umgrenzt, gewiß mit Recht, 
wenn man an das große Gebiet und das ſtetige 
Wachſen der ftaatl. Fitrjorge fiir das gemeine Beſte 
denft. Dieje enge Umgrengung wird bet jedem neuen 
Anwendungsfalle dieſes letzten Auskunftsmittels 
wohl erwogen werden müſſen. Gewiß beſteht ein 
öffentl. Intereſſe, dak alle nicht mehr gu Recht be— 
itehenden Laften aus dem Grundbuche verſchwin— 
den; e& ijt aber verjehlt, wegen jeder öffentlich— 
rechtl. Forderung die F. auf — zu klagen 
(vgl. den Rechtsfall: M. f. F. IV, 3); der Kurator 
wird alſo auch fernerhin in Funktion treten. Ein 
Ubereiſer der F. iſt nicht zu befürchten, weil fre 
nicht von Amts wegen, fondern nur über Requiſi— 
tion vorgehen fann (richtig: Glaſer-Unger, N. F. 
1244). Wie weit trotz aller Einſchränkung dieſe Ver— 
tretungsbefugnis hineingreift, das zeigt der Rechts— 
jall (i f. F. IV, 1), in dem wegen des Intereſſes 
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an den Matrifen u. Standesreqijtern dic F. gum 
gerichtl. Cinjchreiten bei Zivilprozeſſen zwiſchen Brie 
vaten über Statusverhiltnifje als [egitimiert ange- 
jeben wurde (vgl. hiezu die Kritik Krasnopolskis 
au. a. .). 

C. Die örtl. Zuſtändigkeit. Der allg. Ge— 
richtsſtand des Staates und der öffentl. Bwedver- 
migen ($$ 74 u. 75, Abſ. 2, J. MW.) erfährt feine 
notivendige Ergänzung im §4 der D. Die Frage 
nad) dem örtl. Gerichtsſtand beantwortet fic) mit 
der &., welche F. zur Vertretung in dem fonfreten 
Fall berujen ijt. Lehrreich die Faille: amtl. Aus— 

abe XJ, Nr. 500, und Glafer-Unger 13859.) Bei 
Raffivprogefjen ijt jene F. fompetent: 1. in deren 
Sprengel die jtrittige Sache fic) befindet; 2. in Er— 
manglung einer foldjen Begiehung jene, in deren 
oe die Ereignung ftattqefunden hat, durch die 
ber geltend gemachte Anſpruch entitanden ift (3. B. 
mM. F. V, 4). Der Erſatzanſpruch nach der Fahr— 
pojtordnung fept voraus, daß die Sendung am Ab— 
qabeorte nicht oder im beſchädigten Suftande ab- 
qeliefert wurde; die Nichtablieferung, nicht der Ort 
des Verluſtes oder der Beſchädigung, ijt die ent: 
icheidende Tatſache (M. f. F. ILL, 1) und e& richtet 
fich die Zuſtändigkeit nad) der 3. Regel, nad der 
fombetenten Udminijtrativbehirde. Es ijt jene F. 
berujen, in deren Sprengel dex Amtsſitz der der 
fompetenten Sentraljtelle unmittelbar untergeord- 
neten Verwaltungs- bezw. Auſſichtsbehörde ſich be- 
findet, in der Regel der Sip der Mittelftellen, bei 
dem gewiblten Beijpiele der der gujtindigen Poſt— 
u. Teleqraphendireftion. Dagegen ijt bei einer Scha- 
den verurjadenden Ereignung der Ort, wo fie ſtatt⸗ 
—— hat, nicht der Amtsſitz der rüchſichtlich der 

treffenden Gijenbahnitrede fompetenten Staats— 
babndireftion mafgebend; es ijt alfo die böhm. F. 
ju flagen, wenn der Unjall im Rronlande Böhmen 
erjolgt ijt, tropdem die betreffende Linie in der Ver— 
waltung einer mähr. Direftion jteht. Dagu muß er: 
innert werden, daß die stationes der wirtſchaftl. Uns 
ternehmungen des Staates cinen eigenen Gerichts— 
jtand nach § 87 J. N. nicht befipen; der Geridts- 
jtand des § 74 J. N. ijt ein abjoluter (M. f. F. IIT, 
63, V, 70). Die Rompetengregein (1—3) ſtehen au- 
cinander und zu den folgenden, ,anderen Paſſiv— 
prozeſſen“ im Verhältniſſe der Ausſchließlichkeit. 

Dieſe Regeln haben bei der adminiſtrativen 
Vertretung und der Rechtsberatung analoge An— 
wendung au finden (§ 4 Abſ. III). 

Jn allen anderen Paſſivprozeſſen, 5. B. 
aus gewiſſen Bertrigen (vgl. WM. 7. F. V, 5), bet 
allen WUttivprogejjen und in jonjtigen gerichtl. 
Verhandlungen, namentlid) im Verfahren außer 
Streitſachen, ijt jene F. örtlich zuſtändig, in deren 
Sprengel das in 1. Inſtanz fompetente Gericht fic 
befindet. Während aljo nach § 4, Wj. 1, das kom— 
petente Gericht fic) nad) den Normen fiir die zur 
— berujene F. beſtimmt, richtet ſich die 
Zuſtändigkeit der F. nad) Abſ. TT nad den Regeln 
iiber die gerichtl. Kompetenz (Syndikatsprozeß). 
Die zuſtändige F. iſt vor allen Gerichten u. Be— 
hörden der Reichsratsländer amtszuhandeln berech 
— Es gilt alſo dasſelbe Prinzip wie bei den 
Abvolaten, aud) bet der F. 
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Im Intereſſe einer raideren u. erſprießlicheren 
Abwicklung der Vejchijte hat die berujene F. wegen 
Vornahme von Amtshandlungen aukerhalb ihres 
Sprengels die Vornahme von der F. ju fordern, 
in deren Sprengel diefe fällt. Dem Erſuchen ijt 
u entiprecjen, Rue night trijtiqe Griinde dagegen 
—— ($4, Ubi. IV). Uber Meinungsverjchieden- 
beiten in einem foldjen Falle ſowie gang allg. rück⸗ 
ſichtlich der Sujtindigfeitsfrage entideidet, felbjt- 
verſtändlich unbeſchadet der gerichtl. — 
das F. M. (8 4, Abſ. V). Die örtl. Zuſtändigkeit 
der F.Expoſituren beſtimmt § 13 der D. Da zur 
Beit nur eine Expojitur in Krakau bejteht, fiir die 
die bef. Bejtimmungen in Geltung geblieben find 
(vql. Horten, a. u. a. D.), muß aus Riidjichten auf 
den Raum die Eriirterung der Kompetenz- und der 
—— Organiſationsfragen der Expoſituren unter⸗ 

eiben. 

D. Die Prüfung der Kompetenz. Ob im 
fonfreten Falle die 8 zur Vertretung verpflichtet 
iſt, hat vorerſt dieſe Behörde ſelbſt zu prüſen. Die 
Frage tritt an ſie heran 1. durch Requiſition der 

erwaltung jenes öffentl. Siwedvermigens, fiir 
welches die Vertretung in einer Rechtsſache in Un- 
ſpruch genommen und eine Amtshandlung der F. 
verlangt wird. Dieſe hat jede in ihren Wirkungs— 
kreis nicht fallende Vertretung abzulehnen (§ 12 
D.); in zweifelhaften Fallen it die ©. des F. M. 
eingubolen (§ 2, Abſ. V, D.). Die E. des F. M. 
ijt fiir die F. als untergeordnete Behörde Befehl. 
Die nichtſtaatl. Verwaltung eines öffentl. Zweck— 
vermögens braucht ſich mit einer ungünſtigen E. 
des F. M. nicht zu beruhigen und —* hr die 
Beſchwerde an den V. G. offen. Die Frage, ob die 
F einem folden Vermigen den Rechtsbeijtand zu 
leijten bat, fallt nicht in das freie Ermefjen des 
F. M. (Budwinski 7397, dagegen Exel IL, 1163 
u. 1692). 

Die Frage tritt 2. an die F. heran, wenn fie 
im BWege der gerictl. * einen Klags- oder 
anderen Beſchluß fiir ein publigijtijdes Rechts— 
fubjeft erhält. Pat die F. dieſes tiberh. nicht oder 
in der betreffenden Rechtsjache nicht gu vertreten, 
fo fann gegen die Sudefretierung — je nad) dem 
Verfahren — Beſchwerde an die höhere Inſtanz 
geführt oder der Beſcheid mit Anzeige guriidgelegt 
werden, weil dag Gericht von Amts wegen zu wiſſen 
bat, wem die Bertretung cines öffentl. Vermögens 
ufommt (3. M. Erl. vO XI 57, B. 22464, und 
bs 8. 83, S. 102) und fiir die gehörige Suitel- 
lung felbjt ju forgen hat. Der Riiderlag ijt ledig- 
lid) Die Ungeige, dak der F. die Legitimation feblt 
(Glajer-lnger 9787). Die F. fann endlich bei einem 
Prozeſſe fich einlajjen und ihre mangelnde Prozeß— 
legitimation einwenden; fie witd es tun müſſen, 
wenn der Richter die Ungeige wegen des obwwal- 
tenden Bertretungsanjtandes nicht zur Kenntnis 
nimmt (§ 130/II MF 8. ©.). 

Erfährt ſchließlich die F. durch cine Anzeige 
oder anläßlich einer anderweitigen Amtshandlung, 
daß eine Rechtsſache ohne ihre Intervention ge— 
richtlich entſchieden wurde, fo hat fie (val. Hid. 
4VI 1789, J. G. S. 1015, lit. f) als geſeßmäßige 
Vertretung die Nullität — je nach dem Verfahren 
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— entſprechend geltend zu machen und, gleichgül— 
tig ob eine erjte oder höhere Inſtanz in der Sache 
etfannt hat, die Cinleitung eines neuen Ber- 
fabrens zu fordern. 

Rann die Sanierung der relativen Nichtigteit 
durd) nachträgl. Ratibabierung der progejjualen 
Yfte erfolgen oder fann dort, wo ohne Ronjens 
der ftaatl BVerwaltung fiir beide Streitteile private 
Vertreter eingetreten waren (Glajers Unger 8690, 
9037, 11480, 15508), nad Prüfung der Prozeß⸗ 
fdjriften die Genehmbaltung durch die fompetente 
Adminiſtrativbehörde erwirft werden, jo joll nad 
Hy 8. P. O. der Mangel der Prozeßfähigleit G 477, 

j. 5 und § 529, Abſ. 2) auf diele Weiſe befeitigt 
werden (Sut. BL. Rr. 50 ex 1904). 

E. Die Stellung der F. im — 
Verfahren. Im * enießt die F. feine priv. 
Stellung; foweit jie foke Parteienvertretung ijt, 
normiert der Zivilprozeß aud) für fie die progej= 
jualifchen Obliegenheiten u. Befugnijje und find 
die fiir das Berfahren —— Formen 
u. Friſten aud) von ihr zu beobachten (§ 12 D.). 
Unter dieſe Norm fällt aber nicht jene Tätigkeit, 
die von der F. bei Sammlung des notwendigen 
Materiales aujgeboten werden muß. Um dieſes aus 
den Gerichtsaften und dem Grundbuche ju erlane 
gen, führt die F. die —— mit den Ge⸗ 
tidjten in der Form von Dienjtidreiben ($ 12 D.) 
und find die Gerichte als jtaatl Behirden ver- 
pflichtet, der F. in Erfüllung ihres Berufes inner- 
halb der bejtehenden G. firderlid) an die Hand gu 
geben (§ 6 D.). 

Im neuen Progefie finden wir im Art. XXXII 
eine Regelung fiir die Stellung der F. die in der 
Gerichtsordnung nit geqeben war. Die Bejtim- 
mungen der §. P. O. tiber Advofaten und deren 
Stellvertreter find finngemif auch auf die F. an- 
uwenden; d. h. fie gelten nidjt wörtlich, fondern 
ihrem Sinne nad, fie find ausgefdlojjen, wo die 
Ynwendung finniwidrig wäre. E8 herrſcht Fein 
Sweifel, dak die 88 83, 112 u. 113, 212 Abſ. 3, 
265, 440 Ubf. 3 u. 5 aud) fiir die F. gelten. Ich 
bin in der 1. Mufl. des Staatswörterbuches aus 
meiner Behauptung, dab die F. nidt Wdvofaten 
jind, su der Folgerung gefommen, daß die Geltung 
deS Wdvofatentarifes fiir die Urbeit der F. ausge- 
ſchloſſen ijt; dies Lift ſich angeſichts des Urt. II 
nicht mehr aufrecht balten. 

Da eine Behirde als folche zu vermibgens- 
rechtl. — alſo auc) nicht gu einer Strafe 
verurteilt werden lann, wäre die Verhängung einer 
Ordnungs- oder Mutwillensſtrafe bei der F. ſinn— 
widrig, ,,ichon deshalb, weil die Exekution niemals 
die Behörde, ſondern nur den in ihr verkörperten 
Staat treffen kann“ Jellinek. Es wird nun mit 
Recht argumentiert, der Art. XXXII beziehe ſich 
nicht nur auf die Behörde, ſondern auf die }.-Beam- 
ten; es wäre ja wirflich eine weite Liide vorhanden, 
da fiir die bei Der Verhandlung intervenierenden Be- 
amten der F. eine Norm nicht beftiinde. Wher die 
finngemige Anwendung der S$ 49, 86 Abſ. 2, 179 
Abſ. 2, 200 wird nur mit groker Vorſicht und 
unter Beriidjictigung des übrigen einſchlägigen 
öffentl. Rechtes möglich fein: fie wäre geradezu 
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widerjinnig im Falle des § 86, weil der beleidi- 
ende Schriftſatz durdaus nidt, wie beim Advo— 
aten, von dem Schuldtragenden, aljo von dem 
Approbanten gefertigt fein muh, fondern von dem 
Stellvertreter, von dem zufällig gegenwärtigen 
tangiltejten Beamten unterjdjrieben jein fann, der 
eine Underung der Reinſchrift gar nicht vornehmen 
darf. Dieſer ijt gang ſchuldlos; der Schuldige bat 
aber den Schriftſatz nicht gejertigt, kann alfo nad 
— Abſ. 2, nicht geiteaf werden und der eigentl. 
chuldtragende, der Verfaſſer des Schriftfages, bleibt 
fiir alle Fille ſtraflos. 

Das grobe Verjdulden und den Mutwillen, 
wie foll das Geridjt den Tatbejtand ermitteln? 
Dari der —— bei der mündl. Verhandlung 
ſich auf den Auftrag, den ifm der Prokurator er— 
teilt hat und diefer fich auf den Befehl des Minijters 
berufen? Ich erinnere an einen fall unter der 
Geltung der Geridtsordnung; das F. We. hatte 
angeordnet, geqen Meijthotsberechnungserlediqun- 
gen, in denen die polit. Crefutionsfojten nidt in 
priv. Rangordnung zugewieſen wurden, außer— 
ordentl. Revijionen cingubringen. Jn der Regel han- 
delte es fid) um Betriige unter 1 fl.! Darf man da 
von einem Mutwillen reden? 

Da jtehen wir vor Intereſſenfragen, die nach 
dem geltenden Syſteme der Rechts: u. Dienjtord- 
nungen beurteilt werden wollen. Die F. und ihre 
Organe haben ihr Amt nur im Intereſſe des 
Staates, der Advofat aud) in dem der Bartei und 
im eigenen auszuüben. Ich meine nidt, dak der 
Profurator und feine Beamten nicht prozeſſuale 
Normen iibertreten finnten; das Suwiderhandeln 
ijt aber dann Dienjtpflidjtverlegung, die nach meiner 
Anſchauungsweiſe von der Disziplinargewalt ſchär⸗ 
fer geſtraft werden müßte, als es der Richter tun 
wiirde. Wher mit der Haft der $$ 199 u. 220 gegen 
den — *** F.Beamten, — wohin fime 
der Staat und die Ordnung der Dinge, wie ſie 
naturgemäß entwidelt u. fejtgelegt ijt? 

Die Bertretungsleijtung Stee t flix ſchriftl. 
Billenserflirungen u. Anträge das Amt unter Be— 
obadjtung der bejtebenden Vorſchriften. Außerhalb 
des Amtes fungiert der abgeordnete Beamte. Die 
Wahl der Beaujtragten ijt dem Profurator anheim⸗ 
geſtellt; maßgebend find ausſchließlich die Bedürf— 
niſſe des Dienſtes, nicht alſo die Qualifikation, 
die zur Subſtitutionsfähigkeit beim Advokaten not⸗ 
wendig wäre (§ 15 A und § 16 D.). Die gegen— 
teilige Bejtimmung der beiden Entwürfe hat mit 
Recht in der D. feinen Plag gefunden. Der Wb- 
—— der F. — wie jedes ſtaatl. Organ in 

usübung ſeiner Amtsgeſchäfte, als beauftragt und 
braucht ſich bei der mündl. Verhandlung mit einer 
Vollmacht fiir ſeine Perſon nicht auszuweiſen. Miß— 
bräuche verhütet der ſtarke Schutz des allg. und des 
Dis ziplinar⸗Strafrechtes. Außerhalb des Amtsſitzes 
der F. fann ſtatt der Ausſendung eines F. im 
Varteiprozeſſe cin anderes geeignetes ftaatl. Amt 
oder cin anderes geeignetes Organ“ 3. B. die Kir— 
chen⸗ oder StijtungSverwaltung, im Anwaltspro⸗ 
pefie ein Udvofat fiir das vorgunehmende Geſchäft 
iert werden, wenn es —9* Gefahr für die 
entſprechende Beſorgung des Geſchäftes und 
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mit — Koſten geſchehen fann (§ 15 .). 
Die E. erjolgt nach Ermeſſen der F.; doch fteht 
wohl dem Weridjte bei Ausmaß der (größeren) 
Kojten das Prüfungsrecht gu (M. 7. F. 1, 30; III. 
2u. 3, IV, 76). Der gs pay FBeamte hat in der 
Regel die Grundsiige feiner Prozeßführung vorher 
ſchriftlich aufzuzeichnen und fie approbieren ju Laj- 
jen; bei Stellvertretung durd) andere Organe und 
durch Udvofaten ijt Sniteuttion u. Jnformation gu 
etteilen; dem Richter ijt die Delegation (Erſuch— 
ſchreiben, De. 7. F. LV, 5) reſp. die Vollmacht aus— 


zuweiſen. 
Die F. fann nach ihrer Geſchäftsauſgabe zu 
anderen Bertretungen alg den gebotenen nicht 


herangegogen und daber nach pofitiver Norm (HFd. 
27 X 1798, 3. G. S. 438) aud nicht gum Gliu- 
bigerausſchuß im Konkurſe bejtellt werden (Glaſer— 
Unger 5751). Dagegen ijt mit Rüchſicht auf dic 
allg. gebaltene Pflicht, die Rechtsſubjekte vor Ge— 
rit ju vertreten, nicht daran gu giweifeln, daß die 
% das Arar und die gleicjgehaltenen Fonds im 
Strafprosefie als Brivatbeteiliqte oder Privatfliger 
vertreten fann Plenarentſcheidung des O. G. H. 
17IV 90, 8. 1125). 

V. Die Bertretung im Wominiftrativverfabren. 
Das Verjahren in Verwaltungsſtreitſachen berubt 
nicht auf einer fo auggebildeten Drdnung und 
erſcheint namentlid) die Frage rückſichtlich der Ver— 
tretung nicht fo jtrift normiert, wie im Zivilprozeſſe. 
Die neuere Entwidlung dringt dabin, dak auch im 
Adminiſtrativprozeſſe die F. fix die öffentl. Rechts— 
ſubjelte einzutreten haben und daß es als ein 
weſentl. Mangel des Verfahrens anzuſehen iſt, wenn 
in der Streitſache der berufene Rechtsbeiſtand nicht 

ehört wurde. Dieje Vertretung haben wir auf die 
BF efalamtinitruttion gründen miijjen, in welcher 
te nicht auf die gerichtl. Bertretung eingeſ⸗ ränkt 
war. Die Notwendigkeit einer ſolchen ergibt ſich in 
ahlreichen Fällen von ſelbſt, weil die betreffende 

erwaltung keine oder nicht ausreichende Rechts— 
fenntnifje beſitzt oder ein anderer Vertreter gar nicht 
vorhanden ijt, wie bei der nicht konſtituierten Stij- 
tung. Cin weiterer Grund gu der Ausgeſtaltung 
diejer Vertretung wurde in der Erfenntnis gefun— 
den, dak der amtswegig gu iibende Shug der 
Adminijtrativbehirden nicht ausreichend war. Dieſe 
Wertretung wurde daher in einigen ra ares 
geboten. So ordnet im Grunde des K. U. M. Erl. 
14 V 76, 3. 8040 (B. Bl. 20), der Erl. 20 II 88, 
3. 868, bet Mdminijtrativitritten betreffs Beitrags- 
cijtung von Gemeinden und anderen verpflidteten 
Perfonen sur Dotation cines Seelforgers die Bei- 
jiehung det zur Bertretung des Religionsjonds 
und de8 Stammvermigens der Pfründe berujenen 
F. an, welche die Qntereffen des Fonds und der 
Ririinde au wahren hat. 

Der Erl. des K. U. M. 16 VI 89, B. 2434, 
verfiigt, dak zur Wahrung der Intereſſen der Be— 
zirksſchulfonds in adminijtrativen Streitfällen iiber 
das Eigentum oder Nupungsredt an einem von 
der Schule u. Kirche in Anfpruch qenommenen Ver- 
migen vor Fällung des Erfenntnifjes die F. gu 
hören und bebufs akg ———— von 
der E. gu verſtändigen ijt. Der Erl. beruft fic 
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auj die F. M. V. 26 11 72, 8. 4963, fraft welcher 
die F. aur gerichtl. BVertretung des Schulfonds ver- 
pflichtet find, und enthilt die Sanktion, daß eine 
erjtinjtangl. Berhandlung, welche ohne Beisiehung 
der F. abgefiihrt wurde, mit einer unbeilbaren 
Nichtigkeit behajtet und daher gu kaſſieren ijt (V. 
Bl. für das Volksſchulweſen in Böhmen, S. 104). 
Diefer Rechtsiagy wurde unter dem Cinflujje der 
V. G. E. Budwinski 6855) durd) den Erl. 26 VII 
93, 8. 4310 (B. B. f. B. B. S. 163), behoben. Gee 
boten ijt die Vertretung in dem im Einvernehmen 
mit dem M. J. erlaffenen F. M. Erl. 27 X1 90, 
Mr. 41026 (Beilage gum BW. BL. fiir Böhmen, 
S. 94), gur Hintanhaltung von irrigen, den Staats— 
ſchatz benachteiligenden ©. der Gewerbebehörden be- 
treffs des Handels mit gebrannten geiftigen Ge⸗ 
triinfen, des Ausſchankes u. Kleinverſchleißes. Lehr— 
reich und von einem anderen Geſichtspunkte zu 
beurteilen ijt ber Erl. M. J. 19 VI 95, 3. 13151, 
der im Einvernehmen mit dem F. M. ergangen 
iſt. Der Vertretung des Staatsſchatzes ſoll Ge— 
legenheit geboten werden, ungünſtige Erkenntniſſe 
auf Leiſtung der nad) § 4G. 17 VILL 92, R. 142, 
fiir gefculte Rinder ausqemefjenen Entſchädigung 
zu iiberpriijen u. angufedjten. Uber die Ange— 
mejjenheit der Cinbringung eines Rechtsmittels 
hatte die F. im Sinne des § 13, Abſ. 2, der pro- 
viſoriſchen D. nach freiem Ermeſſen — 
(F. M. BV. 12 111 96, 3. 33861). Die Tendenz ijt 
flar; cin Qrrtum der entſcheidenden Behörde ijt 
nicht ausgefchlofien; cr foll, wenn er unterlaujen 
ijt, auch guguniten des Staatsſchatzes reparabel 
ſein. Der VB. G. hat aber mit dem nad S$ 2 u. 
21 ſeines Grundgeſetzes gefiillten Erfenntnijie 21 VI 
97, 8. 3040 ex 1896, eine joldhe, qeqen eine fontrete 
E. des M. J. erhobene Beſchwerde als unftatthaft 
zurückgewieſen, weil nach jeiner Anſchauung feine 
geſetzl. Beſtimmung erijtiert, durch die die Organe 
der Finangverivaltung ermächtigt werden, wider 
den Ausſpruch der polit. Behirde vor dem BW. G. 
Beidhwerde gu fiihren und weil dieje Behirde in 
Streitjacden dieſer Art das aur Durdhfiihrung des 
G. allein berufene ftaatl Organ ijt. Die Frage 
fann hier nicht unterfucht werden. Adler (a. u. a. D.) 
hat fie richtig präziſiert: Ait der Staatsſchatz, der 
Entſchädigung reiftet, Partei im Werfahren oder 
nicht? Adler hat fie bejaht, man jollte annehmen, 
mit Recht. BVerneint man aber die Frage, dann 
wiite geſetzl. Hilfe ernſtlich geboten. 

eder nad) bem G. noch in der Praxis ijt 
bie Vertretung der belangten Behörde vor dem 
R. G. und V. G. durd) die F. herausgebildet. Sie 
ſcheint zur Regel werden gu wollen, wenn der 
Staat beim R. G. auf Bahlung von Diäten ge- 
flagt wird (Hye Nr. O75 von einem Wusfultanten, 
878, 1000, 1128, 1129 von WMitgliedern de$ A. H.). 
Die Hille Hye 23, 466, 760 betreffen affirmative 
u. verneinende Rompetensfonjlifte in Angelegen— 
heiten, die dem F.-Dienite aus verfdiedenen Grün— 
den nabe ftehen (Armendrittel bei geiſtl. Verlaſſen— 
idaiten, dffentl Gut, Hajtung des Gemeindevor- 
ſtehers fiir nicht abgefiibrte Steuern). Beteiliqt find 
nur die F. in Wien u. Brag (lestere aud) wegen 
einer Cigentumsflage gegen den Normalfdulfonds, 
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Nr. 980). Dagegen tritt das Amt als Kläger auf 
u. zw. fiir das Arar als Partei gegen E. der 
Verwaltungsbehirden, insbeſ. der erfennenden auto- 
nomen Körperſchaften, ſo namens des Arars, 
insbeſ. der Militär- u. Marineverwaltung, des 
Religionsfonds gegen den L. A. in Bauſachen 
wegen einer Straßenerhaltungspflicht, wegen einer 
(aud) gegen das Militär wirlſamen) Strakenpoligei- 
verjiigung, wegen Herjtellung von Senfaruben und 
von Soupttandlen (Budwinsti 832, 4882, 7056, 
7214, 9571 u. 12310); fo namens der Staats— 
eifenbabnen wegen Landesumlagen, Militär— 
bequartierungs- u. Bauangelegendeiten, wegen 
Gilenbabngufabctitraben (Budwingfi 4988, 6308, 
7588, 8818, 9820, 9875); in Vertretung des Urars 
wegen der Haftung fiir eingehobene Steuern (Bud- 
winSfi 1069 A) namens der Kirche (in Dem Rechts- 
jalle Budwinsti 4161) und in Bertretung ded 
¥ropinationsjond$ (Budwinsti 6837) gegen E. 
des MW. J.; namens der Militirverwaltung 
gegen eine E. einer Landesregicrung und des M. J. 
(Budwinsti 460 A, 1210 A) wegen Baufiigrung im 
Rayon eines Pulvermagazing; in Vertretung einer 
Stiftung gegen die E. des FF. M. (Budwinsli 736 F); 
in Vertretung eines Ortsidulrates fe privat- 
rechtl. Leiftungen au Schulzweden (Budwinsti 7818) 
und namens de8 Religionsfonds wegen Beſtan— 
des eines Rirchenpatronates (Budwinsfi 1618 A) 
gegen E. des K. U. M. und wegen ftrittiger Ver— 
leibung von Grubenfeldern namens des Eiſen— 
bahnarars gegen eine ©. des A. M. (Budwinsti 
1361 A). Ronfequent vertritt dann die F. die im 
BVerjahren vor dem BV. G. „Mitbeteiligten“ (3. B. 
Budwinski 886 A, 915A, 1246 A). Einen weiteren 
me in dieſe Agenda der F. gewähren jept die 

Rejondere Normen fiir diefe Titigfeit fennt 
bie D. nicht; es werden in der Praxis die Vor— 
ſchriften iiber die gerichtl. Vertretung analog ange 
wendet oder befondere Bejtimmungen in den eine 
jelnen V. erlajien. So bejtimmte der zitierte Eri. 
26 II 88, Nr. 868, betreffend die Vertretung der 
Pfriinden und des Religionsfonds, dak die F. bei 
abweisl. Erkenntniſſen ftets den Refurs gu ergreifen 
haben oder den Antrag auf Unterlajjung des Rechts= 
mittelé von der Landesbehörde eventuell Zentral- 
jtelle genehmigt erbalten müſſen. Go fiibrt u. 
vertritt ein Advokat die Beſchwerde beim V. G. 
in der Frage der Eriwerbsjteuerdflicht des ſtaatl. 
Verfakamtsfonds in Wien (Budwinsfi 237 F) und 
der Beitragspflicht kaduker Nachläſſe zum ftaatl. 
Stranfenanjtaltsjonds (Budwinski 1063 F). 

Ohne nähere Begründung hat der V. G. er— 
kannt, daß die F. zur Beſchwerdeführung namens 
der Staatsverwaltung als oberſter Kirchentutel der 
Ermächtigung der kompetenten adminiſtrativen Be— 
hörde bedarf (Exel IT, Nr. 2312). Dies war der 
Stand nach der Praxis unter der Geltung der 
proviſoriſchen D.; die neue bat meritoriſch nicht 
viel geändert und ihn nicht verbeffert. 

Mad § 1, Abſ. 2, und $15 B ijt die Vertre— 
tung im YWodminijtrativverfahren qu leijten: dem 
Arar einſchließlich des von det Militirvenvaltung 
verwalteten Vermögens (F. M. Erl. 2045/98), den 
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von den Staatsbehörden verwalteten oder aus dem 
Staatsfchage dotierten Fonds, den Patronatsrechten 
des Landesjiirjten und der genannten Fonds u. zw. 
bei Der Verhandlung felbjt und im Redhtsmittel- 
verjahren, wenn 1. eine Antervention jtaatl. Be- 
hdrden in der angedeuteten Richtung nach den 
geſetzl. Beſtimmungen zuläſſig erſcheint und 2., wenn 
die F. mit der Intervention von der zur Verwal— 
tung refp. Aufſicht diefer Vermögenſchaften berufe- 
nen adminijtrativen Behirde betraut ijt. 

Nad) dem Schlußſatze des Abſ. B follen be- 
jondere Vorſchriften beitimmen, nach welchen Grund— 
jipen jeitens der Behörden eine Ubertraqung der 
Vertretung an die F. im Adminijtrativverfahren 
jtattsufinden hat. Cine folche generelle Regelung 
ijt biSher nicht erfolgt; bis gu dieſer foll in jedem 
einzelnen Falle die ©. des F. M. eingebholt werden 
F. WM. Erl. 2045/98). Dod) hat die F. We. V. 
WV 1900, Nr. 13076, ,,in analoger Univendung des 
$2, Ubj. IV“, D. gejtattet, bei jenen Verlaſſen— 
ſhaften, deren geridjtl. Vertretung der F. obliegt, 
RechtSmittel gegen unrichtige Vorſchreibung von 
Nadhlakgebiibren eingubringen. Damit ijt dieſe 
Vertretung ausgedehnt und fommt in den praf- 
tiſch häufigen Fallen dem Kirchen- u. Stiftungs- 
vermigen jugute. Mit dem F. M. Erl. 27 LT 1901, 
3.1450, wurde die Qntervention der F. namens 
des Religionsjonds bei gewijjen —— Fra⸗ 
gen des Kongruaggeſetzes angeordnet. Ohne Ein— 
holung einer ſpeziellen Ermächtigung hat die F. 
über Erſuchen der Finanzlandesbehörde Rekurſe bei 
ungünſtiger Qualifizierung des Branntweinaus— 
ſchankes au überreichen F. M. V. 4 V 98, 3. 23149). 
Es ijt an das M. J. — nicht mehr an den V. G. 
— Beſchwerde gu fiihren wegen unridtiger E. bei 
Vungenfeudenentidiidigungen (FF. M. Erl. 201V 
98, 8. 8706 ex 1897); geboten die Bertretung 
der Finangbehirden bei beleidigender Schreibweiſe 
der Barteien in den Fällen des § 12 der faij. B. 
201V 54, R. 06 (F. M. Erl. SIX 98, 3. 37916), 
dann die rechtsfreundl. Fertiqung der von den Vor— 
jipenden der Einfommenjteucrberujungs- und der 
Erwerbjteuerlandesfommiffion zu überreichenden 
Beſchwerden an den V. G. — ohne meritale Uber- 
priifung derfelben (%. Dt. Erl. 18 V 1901, 3. 12499). 
Nicht der Volljtindigfeit wegen, fondern um zu 
eigen, wie weit die neuere Entwidlung driingt, 
habe ich dic beiden Iepten Erl. angeführt. 

VI. Die Medtsberatung. Tritt die F. bei der 
gerichtlichen und außergerichtl. Bertretung, wie der 
Advokat, als ,,Barteienvertretung” in die Offentlich— 
feit und lift fic) daher dieſe ihre Tätigkeit immer- 
hin aud) im allg. beurteilen, fo entfällt beides bei 
der RedjtSberatung. Dielg gepoet dem inneren Ge⸗ 
ichajtsverfehre mit den Amtern aller Mategorien 
an und tritt nad) augen gat nidjt gu Tage. Jn 
der 11. Sipung des öſterr. verſtärkten Reichsrates 
ſchätzt der damalige Leiter des F. M. — gewif 
nicht gu hod) — dieje Tatigteit auf zwei Dritteile 
des ganzen Dienjtes. 

ic Rechtsberatung vollzieht fic) in zwei For— 

men, in der Erjtattung von Rechtsgutachten und 

in der Mitwirfung beim Abſchluſſe von Rechtsge— 

ſchäften und bet der Verfaſſung von Rechtsurkun—⸗ 
Ofterr. StaatSwirterbud. 2. Wufl., 2, Bd. 
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den ($1, Abſ. 3 u. 4, D.). Diefe Tätigkeit zerfällt 
in zwei große Gruppen: 

1. Die juriſtiſch-techniſche Hilfstätigkeit in der 
Wirtichaft der öffentl. Rechtsjubjefte, wie fie der 
Movofat fiir ſeinen Klienten übt. 

Gegenſtand dieſer Agenda find das Staatsver— 
mögen und die demſelben gleichgehaltenen Fonds. 

Dieſe Amtsarbeit bewegt ſich zumeiſt auf 
ivilem Rechtsboden; es iit bie Kautelarjurisprudenz 
die privatwirtſchaftl. Geſchäfte der öffentl. Rechts— 
ubjekte. Dieſe Tätigleit ergibt ſich bei den zahl— 
reichen Käufen u. Verläufen von beweglichen und 
unbewegl. Staats-, Kirchen-, Stiftungsgütern, bei 
den Mict-, Pacht-, Lieferungsverträgen, bei Beur— 
teilung der zivilrechtl. Fragen bei Kautionsleiſtun— 
gen, bei allen zweifelhaften privatrechtl. Anſprü— 
chen, die aus obligatoriſchen Rechtsverhältniſſen 
erwachſen, uſw. Eine Reihe von poſitiven Beſtim— 
mungen xegelt die Kautelen, die bei Verträgen, 
die das Ärar oder dic Fonds abſchließen, anzu— 
wenden find. Durch die rechtSverjtiindige Formu— 
lierung foll fowobl dem G. geniigt als aud) cin 
fiinftiger Rechtsſtritt vermieden und die Pofition 
des Staates, der Kirche u. Stiftung fo qut als 
miglich qefejtigt werden, Nad dem Erl. des M. J. 
11156, 3. 13060 (abgedrudt im V. BL. zur öſterr. 
3. fiir innere Berwaltung J, 56 Rr. 34), foll die 
Mittätigkeit der F. nicht in Anſpruch genommen 
werden, wenn ſchon umſtändliche u. genaue V. 
über den inneren Inhalt und die äußere Form be— 
ſtehen, wie die Verhandlung einzuleiten, zu in— 
ſtruieren und zum vollendeten urkundl. Rechtsge— 
fchafte durchzuführen ijt. 

Much auf dem Gebiete des öffentl. Rechtes hat 
dieſe Tatigfeit dort ein weites Feld, wo es fid 
um die fubjeftiven Vermögensrechte des Staates 
handelt. Der Sdhwerpuntt liegt dann in der Siche- 
tung diejer Rechte fiir den Rechtsweg. Ein weites 
Weld bietet die Beratung der öffentl. Rechtsſubjekte 
in Rechtsverhaltnifjen, fn denen fie als Barteien 
der Obrigfeit gegenüberſtehen, fo die Rechtsbera— 
tung in Bau-, ſſerſachen, in Fragen der Be- 
jteuerung ufiv. 

Jn die 2. Gruppe fällt die —— der F. 
als Rechtsbeirat der Verwaltungsbehörden in ihren 
obrigkeitl. Funktionen; die F. waltet ihres Am— 
tes nicht als Parteienvertretung der Rechtsſubjekte 
des § 2 D., ſondern im öffentl. Intereſſe. Es 
gelangen ftrittiqe Verwaltungsangelegenbeiten, wie 
dies Lemayer ausdriidt, teilweife auf Grund aus— 
driidl. Vorſchrift, teilweiſe infolge tatſächl. Ubung, 
fojern in ifnen der „Rechtsſtandpunkt“ hervortritt, 
vor E. dev adminijtrativen Inſtanz zur Begutad)- 
tung der F. 

Jn der erwähnten Sitzung des verjtirften 
Reichsrates ftellt v. Plener dieſe Titigfeit jo hod), 
daß ev erklärt, es wire ein jtarfer Stok fiir die 
Mdminijtrativbehirden und würde einen Riicichlag 
auf den furrenten Dienjt und die fidere Fiihrung 
der Geſchäfte bei dieſen Amtern zur Folge haben, 
wenn fie dieſe Hilfe und den Shug der F. ent— 
behren follten. 

Dieſe Titigteit hat fic) hiſtoriſch ausgebildet; 
als intereſſante Redtsfdupform läßt fie ſich gum 
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Teil aus der Stellung der Rammerprofuratur als 
Wabhrerin der G. erfliren. Dieſe hohe Aufgabe ver- 
langte die höchſte Anforderung an die wiſſenſchaft⸗ 
lide u. praftijde Ausbildung der Beamten, an wel— 
cher fejtgehalten wurde, als dic Stellung der F. 
fic) dinderte. Diefe Ausbildung, die richtige Ar— 
beitSteilung in den großen F., die übrige Dienjtes- 
bejtimmung, endlic) der Schatz der in Alten u. 
Regijtern 1 Ncbeuben Tradition ermibgliden dic 
Beherrſchung des privaten und öffentl. Rechtes; fo 
fommt es, daß dic F. fic) auf cinem Gebiete ſicher 
fühlen und dem Verwaltungsbeamten beratend zur 
Verfiigung ſtehen, das er voriibergehend vereingelt 
u. zufaͤllig betritt. Das verfennen jene, die noch in 
unjerer Zeit vom Richter verlangen, verivaltungs- 
rechtl. Fragen felbjtindig gu löſen, daß es ſich im 
eingelnen Falle nicht um eine Cingelnorm, um ein 
fonfretes G., fondern um den Geijt desjelben im 
Romplere des betreffenden Rechtsgebietes Handelt. 

Den wiederholten Weifungen der Rentraljtel- 


len, das Gutachten der J. nur in jenen Fallen eine} — 


uholen, wo dies im G. begriindet und durch dic 
fage der Verhältniſſe dringend geboten ijt, wurde 
wenig entiprodjen. Die Griinde lagen darin, daß 
bei der faftijdjen Unterordnung der F. unter die 
VandeSbehirden die Ngee folder Geſchäfte 
nicht üblich war und dak eine ausreidende 
Formulierung, wann ein Rechtsgutachten gefordert 
werden fann, nidjt aufgeſtellt wurde. 

Soll eine ſolche Abgrenzung gefunden werden, 
jo muß man von dem Grundfage ausgehen, dak 
jede Behirde die Rechtstenntniffe befigen foll, um 
ihres Umtes in den Normalfiillen felbyt gu walten. 
Wenn das Gebiihrenbemejjungsamt von Rechts— 
geſchäften die Verkehrsſteuer gu bemejfen bat, fo 
mug es imftande fein, gu beurteilen, was fiir ein 
——— in bem fonfreten Vertrage vorliegt; 
wenn die polit. Behirden in Ehematrifenfaden zu 
entſcheiden haben, fo müſſen fie die Beftimmungen 
des a. b. G. B. kennen und braudjen feine Rechts- 
belehrung der F. CErjcheint aber die ju lifende 
‘tage des öffentl. Rechtes quiditig mit einer Norm 
des bürgerl. Rechtes verquidt, ergibt fid) ein Zu— 
fammenbang mit dem Crb-Grundbuchs-Ronfurs- 
rechte ufiv., welche RechtSquelle gang abjeits von der 
Normaltitigteit des Verwaltungsbeamten liegt, fo 
wird bie Rechtsberatung begriindet fein. Der Ext. 
des M. J. 111 56, 3. 13060, verordnet daher mit 
vollem Rechte, dah ein „Vernehmen“ mit der F. in 
allen jenen Fällen u. Geſchäften au unterlaffen ijt, 
deren Behandlung, Exrlediqung und E. wefentlid 
in ber Unwendung polit. G. u. Vorſchriften auf dem 
woblerbobenen, genau u. ridjtig aufgefaßten Sach- 
verbalt berubt. 

€8 gibt alfo fiir die Verwaltungsbehirde nur 
dort einen berechtigten Grund gur Cinholung des 
Wutadtens, wo ihre E. von einer givilredtl. Bor- 
u. Zwiſchenfrage oder einem foldjen Angidengpuntte 
des Bffentl. Redjtes abhängig ijt, deſſen E. in den 
eigenen Wirkungskreis der betreffenden Wdminijtra- 
tivbehirde nicht fallt. 

Die angefiihrte Minifterialverordnung verlangt, 
dak die Requifition ben Redtspunft und die Rechts— 
vorſicht begeichne; fie bietet aber einen gu großen 
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Spielraum, wenn die Einholung des Gutadtens 
bei einer „die Sache wejentlich enticheidenden zwei— 
felGajten Rechtsfrage“ berechtigt erſcheint. 

Die neue D. hat meine Änſchauung, die die— 
ſer Tätigkeit eine engere, der Sache entſprechendere 
Grenze ſetzen will, nicht ganz alzeptiert. Man darf 
nicht außer acht laſſen, daß die Rechtsberatun 
fiir die ſtaatl. Wirtſchaft eine gute Kontrolle ſchaffi 
und für die obrigkeitl. E. eine Rechtsſchußfunktion 
beſonderer u. bewährter Art bedeutet. 

Der Abſ. C des 8 15 D. läßt die Rechtsbe— 
ratung ju, wenn die Verwaltungsjade die Erorte— 
Tung von Fragen des Privatredtes gang allg. oder 
joldjer des öffentl. Rechtes erheiſcht, die fouupligier- 
ter Natur find und nicht fpegiell dem Rejjort der 
requirierenden Behirde — Objekt dieſer Ta- 
tigkeit iſt das Vermögen des Staates und der ad— 
äaquaten Vermögensſchaften, dann „wichtige Inter— 
eſſen der Staatsverwaltung überh.“; ſie wird ver— 
ſagt im § 2, Abſ. 8, der konſtituierten Stiftung 
eine merkwürdige Entgleiſung, die bei der Kom— 
miſſionsberatung eingetreten iſt. Für die Rechts— 
vertretung hat die Ginidheantun einen guten Ginn; 
die fonjftituierte Stiftung bleibt aber unter ſtaatl. 
Tutel, die gerade in privatiwirtfdaftl. Geſchäften 
ber Stiftung auf die Rechtsberatung der F. ange- 
wiejen iſt. 

Die Tatigteit wird nidjt von Wmts wegen ge- 
iibt; jie tritt nur dann ein, wenn eine Staatsbehirde 
diefe in Anſpruch nimmt (§ 15, ULC, D.); fie fann 
aljo in der Regel von der nidhtitaatl. Fonds Rirchen 
Stijtungsverwaltung direft nicht begehrt werden 
(val. N. S. böhm. Statthalterei Mr. 55, 1902); der 
RechtSbeijtand wird in der Praxis ohne Wnjtand 

ewährt, wenn Gefahr im Verzuge liegt oder aus 
ückſichten der Geldytavereinta ung, wenn dads 
Rechtsqutadten oder die fonftige Mitwirkun 
folchen Fällen regelmäßig feitens der jtaatl. 
waltungsbehirde pon der F. verlangt wird. 

Fuͤr dieſes Arbeitsgebiet gibt es feinen Zwang 
nad) außen. Die Rechtsurkunde, das Rechtsgeſchäfi, 
die ohne Intervention der F. ausgeſtellt — 
ſtande gekommen ſind, erſcheinen rechtsgültig. Die 
Behörde, welche trotz der Norm ohne Beratung ſolche 
Geſchäfte abſchließt, handelt auf eigene Gejabr. 

Auch bei den ſtrittigen Verwaltungsangelegen⸗ 
heiten der zweiten Gruppe iſt die Einholung des 
Gutachtens von der F. ein interner Utt; wenn fie 
nicht durd) ein G. gefordert wird, übt bie Unter- 
ay Beratung nad) außen wenigitens feine 
rechtl. Wirkung. Das Gutadjten ijt ein Entwurf, 
nidt die Rechtſprechung felbjt. 

Die Rechtsfrage ijt von der erſuchenden Be— 
horde ausdrücklich u. bejtimmt gu bezeichnen; wo— 
möglich ift ein Entwurf der geplanten Erledigung, 
bei Bertriigen ein vom techniſch-adminiſtrativen 
Standpuntt verfaßter Entwurf beizuſchließen. 

Die F. ijt ermächtigt, ihr Gutachten aud) auf 
ſolche Rechtsfragen auszudehnen, die ihr von der 
——— nicht bezeichnet wurden, die 
ſich aber bei näherer Prüfung fiir die E. des Falles 
al erheblich darſtellen. 

Einen guten Schutz fiir die freie Meinungs- 
duberung der F. bictet das Berbot des § 15, 


in 
er⸗ 
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Abſ. C in fine, ſich in den an die Parteien hin— 
ausjugebenden Beſcheiden auf das Gutadjten der 
F. zu berujen; in diefer Norm liegt auch die Mah— 
nung, da8 Gutadten pu priijen; die Verantwortlid)- 
feit trifft nad) augen die erfennende Behörde allein. 

Als gang ſpezielle Aufgaben im Bereiche der 
Berwaltung find hervorzubeben: Nach Hffd. 2 XI 
27, P. G. S. 119, die ſtaatsanwaltſchaftl. Funktion 
bei Adelsanmaßungen; die Bemeſſung des l. ſ. Ab⸗ 
ſahrtsgeldes (§ 7 §. 14111 1785, Mr. 396 J. G. 
S.); nad) § 9 der Grundgiige fiir die Organija- 
tion des Poſtſparkaſſenamtes die Mitentſcheidung bei 
Bergleichen über Rechtsitreite oder andere Rechts— 
geſchäſte; nad) dem Erl. der böhm. Statthalterei 
8 IV 90, 3. 30500 (N. S. Rr. 732), behufs Ge- 
ſchäftsvereinſachung dic —— der E. über 
die Ausſtellung von Hypothelsablaſſungserklärun⸗— 

en, die Einſpruchunterlaſſung u. Zurückziehung im 

ufforderungsverfahren behufs laſtenfreier Abtren— 
nung rüclſichilich der Haftungen katholiſcher Kirchen, 
Piriinden, geiſtl. Inſtitute u. mit a Mit dem 
Erl. 241V 91, 8. 138170, wurde die gleiche Er— 
mãchtigung rüchſichtlich aller weltl. Stiftungen und 
mit jenem des böhm. Landesſchulrates 28 VII 90, 
3. 17906, begiiglich der Schulfonds u. Sehuljtij- 
tungen erteilt. 

VIL. Die Organifation der F. 1. All ge- 
meines. Die F. haben ihre Sige in den Landes- 
hauptitidten und find Landesbehirden; fie haben 
im Sronlande feine Dberbehirde und beforgen dic 
in ihren Wirkungskreis fallenden Geſchäfte des 
Rronlandes. Cine Ausnahme findet fic) bei der 
F. in Briinn, Innsbruck u. Triejt, welde neben 
den Geſchäften fiir dad eigene Webiet jene fiir 
Schleſien, Vorarlb. und Küſtenl. mitgubeforgen 
haben. Cine Expoſitur beſitzt nur die F. in Lem- 
berg mit dem Sige in Strafau. 

Die F. werden von Profuratoren geleitet, die 
bei den Amtern in Wien, Prag, Briinn u. Lem— 
berg in der V., bei den iibrigen in der VI. Rang- 
faite jteben. Der Status fiir die cingelnen F. ent- 


Halt die Benennung, die Anzahl, den Mang und J 


Die Bezüge der zur Beforgung der Geſchäfte der 
F. beſtimmten Beamten u. Diener; der Perjonal- 
jtand fept fich, je nad) dem Umfang der Geſchäfte, 
aus Oberfinangriiten, Finanzräten, Cefretiiren, 
Adjunkten, Kongipijten (VI.—-X. Rangflajje) jue 
jammen. Die Mongeptspraftitanten fiihren den 
Titel ——— .Bl. 73, S. 143). 

Die Erſorderniſſe zur Aufnahme als Kon— 
ipient find die gleichen wie im übrigen Zivil— 
taatédienjte; die definitive Aufnahme ſetzt eine 
einjaibrige, vollfommen befriedigende Probepraxis 
voraus ; insbeſ. foll die fiir den F.«Dienſt erforderliche 
befonbere noir ge vorbanden fein. Bur Qua⸗ 
lifi a die Stellen der X. u. IX. Rang- 
flake ift das juridifde Doftorat, eine mindejtens 
einjabrige Gerichtspraxis, gu der Urlaub gewährt 
wird, und die blegung der befonderen, fiir den 
Dienjt bei der F. angeordneten praftijden Priifung 
notwenbig. 

Die Fistalpriifung (Fj. M. B. 10 XII 98, R.220), 
die nad) einjabriger Praris abgelegt werden fann, 
umfagt dic G. u. Einridjtungen fiir die polit. u. 
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finang-Verwaltung mit Einſchluß des materieflen 
Gefällsſtrafrechtes, — die Kenntnis dieſer Rechts⸗ 
gebiete für den Beruf der F. erforderlich iſt; die 
Erprobung erjolgt mittels einer ſchriſtlichen und 
mündl. Prüfung. Bei Vorhandenſein einer ſolchen 
Qualifikation und der budgetmäßigen Mittel kann 
der Finanzminiſter über Antrag des Prokurators 
Beamte der F. mit 5jähriger, volllommen be— 
friedigender Dienſtleiſtun ve rsonam zu Kon⸗ 
zipiſten, und dieſe nach einer Geſamtdienſtzeit von 
8 Jahren zu Adjunkten aud) dann ernennen, wenn 
feine ſyſtemiſierten Stellen dieſer Kategorie erledigt 
find (§ 5, Abſ. IID). 

Bur CQualififation fiir höhere Dienjtpojten 
ijt weiter die Ablegung der Advofatenpriifung not- 
wendig, fiir die ohne jede Ausnahme die alla. 
Normen gelten ($$ 3 u. 5 D.). 

2. Die Umtsleitung. Die F. find mono- 
kratiſch organijiert. Die Amtsgeſchäfte leitet der Pro- 
furator, in dejjen Verhinderung jein Stellvertreter 
oder det rangnichjte Beamte; er hat von allen an 
das Amt ——— Geſchäftsſtüclen Kenntnis zu 
nehmen, die dem Amtsberuje fremden Aufgaben 
unter Anführung der Gründe abzulehnen, die 
inſtruktionsmäßig zu beſorgenden Geſchäfte unter 
die Beamten, die ihm untergeordnet ſind und der 
Aufſicht unterſtehen, mit Berückſichtigung des Ran— 

es und nad) Maßgabe ihrer Erfahrungen u. Fähig— 
eiten zu verteilen, denſelben für das zugewieſene 
Geſchäft rechtzeitig die nötige Information und die 
Richtung der Behandlung vorzuzeichnen. Der Pro—⸗ 
furator, eventuell fein Stellvertreter, approbiert alle 
amtl. Ausfertigungen, untergeidjnet die amtl. Eri. 
u. Schriſten und wirkt auf die Geſetzlichkeit, Re— 
—— u. Ordnung der Geſchäfte ein. Für 
ieſe Ordnung ſowie fiir jede von der F. aus— 
ehende Amtshandlung, auf die der Prokurator 
influß zu nehmen bat, ijt er nad) Maßgabe 
dieſes Einfluſſes verantwortlich u. hve 

Bezüglich der Perfonalangelegenbeiten ijt die 
eigene Amitsmadt des Profurators eine beſchränkte. 
m allg. fommt ihm derjelbe Wirkungskreis wie 
dem Prifidenten der Finanglandesbehirde gu; er 


hat das Recht der Aufnahme nidtadjutierter Konzi— 
pienten, der ees ig von Adjuten innerhalb der 
injtemifierten Anzahl, der Ernennung der Kanglei- 


beamten X. u. XI. Rangklaſſe. Bezüglich der weiteren 
Stellen und der Ernennung von Konjeptsbeamten 
hat der Profurator Beſetzungsvorſchläge zu erjtat- 
ten; die Ernennung 6%; durd) das F. M. und 
bei den Stellen det VI. u. V. Rangflafje über dejjen 
Vorſchlag durch A. E. Dem Profurator fteht in den 
Grengen des Staatsvoranfdlages das Unweifungs- 
tedjt in Berjonals u. Regieangelegenbeiten ju; er 
fann im cigenen shrine’ uneinbringl. Deſer⸗ 
viten, Stempel, Portogebiihren u. Barauslagen bis 
gut öhe von 100 K in einer Ungelegenheit ab- 
dreiben und in befonders rückſichtswürdigen Fäl— 
len mit Zuſtimmung der betreffenden Adminiſtrativ— 
behirde Prozeß- u. Exefutionsfojten bis gu 100 K 
nachſehen (vgl. hiezu die erlafiene F. M. B. 13 1V 
1900, 3. 17111). 

Die allg. Vorſchriften iiber die Dissiplinar- 
Behandlung gelten auc fiir die Beamten u. Diener 
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der F. Als Dissiplinarfommiffion fungiert die 
durd) F.-Beamte verjtirfte Kommiſſion jener 
Finanzlandesbehörden, an deren Amisſitz ſich eine 
F. befinbet ($$ 5, 7, 8, 16 D.). 

3 Die Oberleitung. Die F. reffortieren 
in das F. W., dem fie untergeordnet find und dag 
Die oberjte Leitung ausübt, namentlid) um die 
Tätigkeit der Landesprofuraturen in Cintlang u. 
Ubereinjtimunung au erhalten. Das F. M. wird 
durch alljährl. Geſtionsberichte über die ganze Ge— 
ſchäftsſührung der F. in laufender Kenntnis 
erhalten, die durch periodiſche Luſtrierungen er— 
gänzt werden kann. Das F. M. entſcheidet in 
zweifelhaften Fragen der Kompetenz, der örtl. Zu— 
ſtändigkeit über Perit oder iiber Beſchwerden der 
Parteien und der Verivaltungsorgane, ebenfo alle 
Perſonal⸗, Dissiplinar= u. Gebiihrenangeleqen- 
heiten, die nach dem beftehenden Wirkungskreiſe dem 
Profurator nicht vorbehalten find, und iiber Be- 
ſchwerden gegen defjen Berfiigungen (58 2, 4, 5, 
7-9, 12, 14, 16). 

4. Verpflidtungen u. Redhte der F. und 
ihrer Ungeftellten. Neben den allg. Verpflichtun— 
gen dev Behirden und ihrer Beamten hat die F. 
mit Gifer u. Sachtenntnis die Rechte des Staates 
und der zu vertretenden Vermögensmaſſen vor 
Nachteil u. Schaden gu ſchützen und zu bewahren, zur 
Erreichung dieſes Zweckes fic) fortwährend in 
genauer Kenntnis aller G. u. Anordnungen, 
welche in den verſchiedenen Verwaltungszweigen 
erlaſſen werden, zu erhalten; es entſpricht der 
Wichtigkeit des Srenites und den weitreichenden 
Folgen der von der F. zu beforgenden Geſchäfte, 
wenn der § 6 D. von den Beamten der F. fordert, 
fern von — oer a | u. Leidenichaft 
nur die tatfachl. Berhiltnijie, die G. und dag 
Recht im Auge au bebalten, mit Unbefangenheit 
die ihnen abgeforderten Rechtsgutachten zu er: 
ftatten, die aufgetragencn Bertretungen mit Cijer 
u. Befdleunigung sum Nugen des Staates und 
im Intereſſe jeiner Rechte durchzuführen und das 
Dienftqeheimnis gewiffenhaft zu bewalren. 

Die Beamten der F. haben ſich ausſchließlich 
den ihnen gugewiefenen Amtsgeſchäften gu widmen 
und es ijt denfelben jede unmittelbare oder mittel- 
bare Beforgung von tune te tet oder 
rechtsgeſchaſten bei Berlujt des Dienjtes unter- 
jagt, gejtattet in eigenen und in WUngelegenbeiten 
von verivandten u. verſchwägerten Berfonen, der 
Ehegattin, der Wabhlfinder u. Miindet, wenn dig In⸗ 
tervention unentgeltlic) erfolgt; erlaubt ijt die Uber- 
nahine einer Vormundſchaft oder Ruratel, voraus- 

ejept, da der betreffende Beamte in allen dieſen 
Fällen nicht in Rollifion mit feinen Amtspflichten 
— Die Frage, ob der qualifizierte Beamte 

F. im Anwaltsprozeſſe ſich ſelbſt vertreten 
fann (§ 28 3. P. O. und Art. XXXIT E. G.) iſt 
in der Literatur beſtritten; die Mehrheit, auch 
Ott I, S. 207 u. 212, bejaht fie. Die Verwendung 
von Beanten der F. im Lehrſache fowie die Ein— 
tragung in die Verteidigerlijte fann nur mit Bee 
willigung ded F. M. erfolgen. 

ie Beamten der F. find nidt nur der Auf⸗ 
ficht, fondern aud) der Leitung ihres Chefs unter- 
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worfen und haben den allg. und den in einer ſpe— 
ziellen Rechtsſache ergehenden Anordnungen nach— 
zukommen; fie haben zwar das Recht einer ſelb— 
jttindigen, unabbingigen Meinungsäußerung, nicht 
aber einer auf cigene Uberzeugung — 
E. Fiir die qenaue Beobachtung der Aufträge u. 
Snjormationen fowie fiir die gewiſſenhafte, zwech 
mäßige und piinftl. Beſorgung der tibertragenen 
Geſchäfte ijt der Beamte der F. verantwortlid) u. 
hajtend. Gegen ungiemliche oder offenbar ungeſetzl. 
Verfiiqungen des Amtsvorſtandes hat jeder Beamte 
das Recht und die Verpflichtung der Berufung an 
bas F. M. (S$ 7, 10, 16). 

5. Die Form der inneren Geſchäfts— 
behandlung. Die Beratung der Geſchäftsgegen— 
ſtände in follegialer Form ijt nur fiir widtigere 
BVerhandlungen, als: Rechtsgutachten von folgen- 
reicherer Bedeutung, erſte Prozeßſchritte oder Rer- 
träge von gréferem Umſfange und höherer Wich— 
tigkeit, die Auslegung von G. oder das Aufgeben 
zweifelhafter Rechte, Beſetzungsvorſchläge u. dgl., 
vorgeſchrieben. 

Die Referenten und deren Stellvertreter ſind 
verpflichtet, wenn ihnen ein Gegenſtand zur Kol— 
legialberatung geeignet erſcheint, dies auf dem Re— 
feratsbogen zu bemerfen. Die Beurteilung und E. 
der Frage ijt unter eigener Haftung dem Profu- 
trator anheimgeltellt. Dic Beratung, ju_ der alle 
nicht verhinderten Referenten beiguziehen find, leitet 
der Profurator. Nady dem Referate u. Antrage des 
Reſerenten beginnt die Erirterung des Gegenjtan- 
des, welche der Borjipende leitet u. ſchließt; dic 
Voten werden nad) dem Dienftrange der Votanten 
abgegeben; der Profurator ſpricht feine Anſicht gue 
legt aus und bildet das Kontluium nad) der Stim— 
menmehrheit, feine Stimme gibt bei qleidgeteilten 
Stimmen den Ausſchlag; es haften der Referent 
fiir die Wenauigfeit u. § — des im Referate 
dargeſtellten Sachverhaltes, für den Beratungsbe— 
ſchlüß alle Stimmführer, die demſelben zugeſtimmt 
haben. Der Prokurator iſt an den Beſchluß nicht 
gebunden und kann nach ſeiner perſönl. Uberzeu— 

ung vorgehen, jedoch unter ſeiner und derjenigen 
Stimmführer Verantwortung, die feiner Anſicht 
beigetreten find. 

Die Geſchäftsſprache der F. ricjtet fid) nad 
den beftehenden Vorſchriften (8 11). 

6. Das Verhiltnis der J. zu anderen 
Behörden. Im Geijte der bejtehenden Normen 
hat die F. den Auftriigen der —— und 
Requifitionen jeder Staatsbehörde und jedes an— 
deren ſtaatl. Verwaltungsorganes, dem ſie Rechts— 
hilfe zu gewähren vera ijt, au entipreden. 
Wenn die an die F. gejtellten MUnforderungen den 
Bejtimmungen der D. zuwiderlaufen, fo hat fie 
die Umtshandlung mit Griinden abgulehnen. Be- 
harrt das requierierende Umt auf der Vollfüh— 
rung des Geſchäftes durch die F., fo ijt in diejen 
und in allen widtigen Fallen an das F. M. zu 
berichten, da8 fiber ſolche Wmtsfonflifte entſchei— 
det. Wenn pry Gefahr im Verzuge wäre, fo 
ſind unverzüglich jene unerläßl. Schritte zu tun, 
um bis zur E. des F. M. jede Gefahr eines Nach— 
teiles für das Geſchäſt fern gu halten (§ 16). 
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Die F. ſind verpflichtet, die ihnen zukommende 
Anformation auf ihre Vollſtändigkeit zu prüfen; 
die requirierenden Behörden haben die „Vervoll— 
— nachzutragen (§ 15, Abſ. D). 

Mlle L. f. Behrben find verpflidjtet, der F. in 
Erfüllung ihres ſes innerhalb der beſtehenden 
G. förderlich an die Hand zu gehen, von allen 
wichtigen Anordnungen u. Normen, welche nach 
der Dienſtesbeſtimmung fiir die F. gu wiſſen not- 
wendig find, Abſchriften mitzuteilen und die bei 
den Verwaltungsbehirden hejtehenden Vibliothefen 
für die Berufsswede benugen ju laſſen (§ 6). 

Die J———— mit den Behörden führt 
die F. in der Form von Dienſtſchreiben; an die 
———— u. Hofſtäbe find Berichte au erſtatten. 
Im gerichtl. Verfahren find dic vorgeidriebenen 
Formen zu beobadten (§ 12). 

7. Die Hilfsaimter und der Kaſſedienſt. 
WIE Hilfsimter fungieren das Einreichungsproto— 
foll, das Expedit, die Solligitatur und die Regi- 
jtratur. Bon allg. Bedeutung ijt nur der Kaſſe— 
dienjt, von welchem hier als eigentl. Berujsge- 
ſchäft der F. die Expenslajie und die Vorſchüſſe 
sur Befireitung von Stempel> oder anderen Gee 
biihrenauslagen ju behandeln find. Leptere leiſten 
gegen Verredmung die gebührenpflichtigen Fonds, 
Kirchen, Schulen u. Stiftungen u. dgl. Die Expens- 
kaſſe dient gu allen Empfüngen fiir die der F. zu— 
geiprodjenen und fiir die Staatstafje zu verrech 
nenden Dejervite, die Gerichts— u. Bertretungsaus- 
lagen, die Porto u. Stempelgebiihren, weld) ay 
aud) dann iu liquidieren und juguerfennen find, 
wenn das betreffende vertretene Reditsjubjeft nicht 
jtempelpflichtiq ijt. Mus der Expenstajie find von 
der F. die Muslagen der Vertretung zu beftreiten. 
Diefe Norm führt § 18 D. entſprechend der BW. ded 
F. WM. TV 65, B. BL. S. 109, dabin aus, dak die 
Rojten einer verlorenen Rechtsſache oder folder 
Auslagen, die von der verpflichteten Partei nicht 
hereingebradjt werden finnen, als ein den Brofu- 
ratursdienjt treffender Aufivand gu bebandeln find, 
daber eine Bergiitung diefer Muslagen aus dem 
Stat jener Behörde, weldje die Rechtsvertretung 
in Anſpruch genommen hat, nidjt cintritt. Es ent- 
halt alfo der bezügl. Titel des Ausgabenbudgets 
den ganjen Aufwand an Vertretungsausgaben fiir 
die gejamte ſtaatl. Berwaltung influjive der aus 
dem Staatsſchatze volljtindig dotierten Fonds, ins 
bef. der katholiſchen Religionsſonds. Yn den B. des 
F. M. 20 V 99, 8. 6749 (Wr. 106 BW. BL), und 
26X 1903, 8. 50001 (Nr. 168 BW. BL), iſt das 
Bringip auf die von den Steueriimtern geführten 
Exefutionen ausgedehnt worden. Das ihnen zu— 
geiprodjene Dejervit ijt unter dem Titel F. gu ver: 
rednen und dic bejtrittenen Koſten gelten im Falle 
det Sadfalligfeit des Arars ufv. rechnungsmäßig 
alg Musgaben der F. Die anderen von der F. ver- 
tretenen öffentl. Rechtsfubjefte haben die Bertre- 
tungsauslagen aus eigenen Mitteln gu declen bean. 
der Expensfajje rüchzuerſetzen. 

erboten ijt es, die Kaſſe der F. als Ver— 
mittlung zwiſchen den Zahlungspflichtigen und den 
zuſtändigen Kaſſen zu benutzen. Der Verpflichtete 
iſt an die berufene Kaſſe zu weiſen und hat die 
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5. nad) dem Hfd. 241 43, J. G. S. 664, in ihren 
lagen u. Exefutionsgejuden den Zahlungsort ju 
bezeidnen, und der Hivilridjter das gu ſchöpfende 
Urteil entipredjend zu tertieren. Die Ausnahmen 
von der Regel enthdlt § 19 D. ($$ 17—19). 


Yiteratur. 


Weine Darjtellung in der I. Aufl. des Staats- 
wirterbuches war der erjte Verſuch, cine Uberjicht 
iiber diefen praktiſch wichtigen, theoretiſch jo inter: 
efjanten Staatsdienſt gu liefern. Die neuen Unter— 
juchungen, insbeſ. die regen u. intenfiven Forſchun— 
gen auf dem Gebiete der neuen 8. P. O., haben 
mir die Neubearbeitung erleictert und babe ich 
qerade in diefen Fragen cinen Weg eingeſchlagen, 
auf den Sfedl nur furs verwiefen und den ur 
vor mir betreten, aber nicht bis sum Ende verfolat 
hat. Die hijtorijche Stigge habe ich iiber Hautes 
Anrequng als Cinleitung vorausgeidhidt. Jn diejem 
und mandem anderen wichtigen Teile mußte ich auf 
den mir zu Mebote ftehenden Raum Rückſicht nehmen. 

Su J. Ortloff: Die öffentl. Anklage in 
Deutidland mit befonderer rsh a des 
pistalates Zeitſchrift fiir deutſches Recht, XVI. Bd., 
Tiibingen 1856); Rofenthal: Die Behirdenorga- 
nifation Kaiſer Ferdinand I. (Wien); Rachfahl: 
Die Organijation der Gefamtjtaatsverwaltung Schle— 
jiens vor dem Dreifigiibrigen Rriege (Leipgiq); 
Tegner: Die Lf. BVerwaltungsrechtspflege in 
Hjterr. vom Ausgange des XV. bis gum Wus- 

ange des XVIII. Jahrh., J. u. II. Heft (Wien); 
* k pisobnosti byvalyech kräülovskyeh pro- 
kuratorii v Cechach a nynejsi c. k. finanéni 
rokuratury (jur Kompetenz der beftandenen 
önigl. Brofuraturen in Böhmen und der jepigen 
F.) Pravnik 1902; Demel: déjiny fiskalniho 
tifadu v zemich Geskych (Geſchichle des Fiskal— 
amtes in den bohm. Lindern), eine rechtsgeſchichtl. 
Studie auf Grund ardivalifdjer Quellen, fonnte 
id) leider nicht mehr benugen; das Buch erichien 
anfangs des J. 1905 und enthält eine allg. Ein— 
führung, cine Uberficht der Entwidlung in anderen 
Ländern, dann der 1. Teil, 1. Abt., die Periode 
des ſtändiſchen Staates bis gum J. 1620 (Prag, 
LXIX u. 262 S.). Einen furgen Auszug bietet der 
Art. .~Prokurator” desfelben YAutors in Ottiv 
Slovnik Nauény, XX, S. 756, 

Zu III. Ulbrich: Berw. R. (Wien), S. 109 ff., 
S. 72, 274; Laft: Die F Cin Beitrag sur Re— 
form derfelben. Griinbut 3., XXV. Bod., S. 09 ff. 

Bu lV. A. Sellinet: Sytem der fubjettiven 
öffentl. Rechte (Freiburg i. Bj; Otto Maver: 
Deutiches Verwaltungsrecht Leipzig), val. dort dic 
weitere Yiteratur; Hatſchek: Die rechtl. Stellung 
des Fiskus im bürgerl. Gejegbuche (Berlin). 

Die Lehre u. Handbiicher des Zivilprozeßrech— 
tes: Ott: Soustavnys tivod ve studium nového 
tizeni soudniho, inébej. Bd. I (Praq); ULL 
mann: Grundriß des Zivilprozeßrechtes (Leipziq); 
Skedl: Das öſterr. Zivilprozeßrecht, Bd. 1 (Leipzig); 
R. Pollak: Syjtem des öſterr. Zivilprozeßrechtes 
(Wien); Frhr. v. Canſtein: Das Zivilprozeß 
recht, III. Aufl. (Berlin); die Kommentare von 
Neumann und v. Fiirftl (Wien); Haimert: 


86 


Darſtellung der gefepl. Beſtimmungen über Parteien 
und, deren Stellvertreter im zivilgerichtl. Verfahren 
in Ofterr. (Wien 1857); Fury: k otazce proces- 
sudlného postaveni eréru pfed soudem (jut 
iyrage der progefiualen Stellung des Ärars vor 
Weridt), Pravnik 1900; Birf: Der Staat als 
Prozeßpartei, Qur. Bl. 1903; Winter: Die ge- 
tidtl. Exekutionsführung zur ioe a von 
Steuern u. Gebiihren durd) die Steueriimter (Wien). 
Die weitere Literatur: Sperl: Syſtematiſche Über— 
ficht iiber Literatur u. Praxis des öſterr. Zivilprozeß⸗ 
u. Erefutionsredtes (Wien). 

Ru IV. B, b. Bezüglich der Brage der Ber- 
tretung der Rirche ijt die im Terte erwähnte Unter— 
fudung: „Von der Prozeßfähigkeit der kirchl. Inſti— 
tute. Mit einer Kritik der Rechtſprechung der öſterr. 
Gerichte“ von dem Kirchenrechtslehrer v. Scherer 
im Archiv für katholiſches Kirchenrecht, 47. Bd., 
1882, S. 3 u. ff., und daſelbſt 50. Bd., 1883, S. 266, 
und die Kritik Singers über dieſe Schrift in Griin- 
hut §. X, S. 151, und XI, S. 463, dann die Lebr- 
bücher des katholiſchen Rirdenredjtes von Bering, 
IIL. Mufl., S. 782, und Groh, S. 379, und v. es a 
faref: Staatstircenredt, hervorzuheben. 

u IV. B, c. Randa: Das öſterr. Handels- 
recht mit Einſchluß des Genoſſenſchaftsrechtes (Wien), 
Bo. 1, S. 104, Anm. 166, S. $4; Steinbad: 
Vertretung der Hffentl. Intereſſen auf dem Gebicte 
des Privatrechtes, G. 8. 1902, S. 1; Ulbrich: 
Verw. KR. (Wien), S. 110; KRrasnopolsfi: Bei- 
triige gum öſterr. Familienredte, Jur. Vierteljahrs- 
ſchrift, 1905, S. G1. 

Sulv.C. Horten: Die Qurisdiftionsnorm und 
iby Einführungsgeſetz (Wien); Lajt, a. a. O., S.120. 

Bu V. Adler: Die Vertretungsberedtiqung 
der F. im adminijtrativen Streitverfahren, B. 3. 
1897, S. 289, und Eine Replif, B. 8. 1898, S. 107; 
v. Spaun: Die Stellung des Staates im Mdmi- 
nijtrativprogejje, V. 8. 1898, S. 15, und Cine 
Duplif, V. 8., S. 111. Wile Sweifel ſchwinden bei 
der unbaltbaren E. Budwinsfi 2626 A, die mir 
erft bet der Korreltur diefes Art. zugekommen ijt. 
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1. Geſchichtliches u. Beſtinmung. — II. Organismus: 
1. Territoriale Gliederung. 2. Perfonal. — III. Errichtung 
u. Ergdngung, Dienſtesaustritt. — LV. Bezüge. — V. Ven⸗ 
fionierung u. Brovifionterung. — VI. Birgerl. Rechts: 
verhaltniffe. — VII. Uniformiernng u. Waffengebraudh. — 
VILL. Statiftit. 

I. Geſchichtliches u. Beitimmung. Bor dem 
J. 1830 wurde die Bewachung der Zollgrenze durch 
Militärgrenzkordons und durd) die givile Gren j- 
auffidt vollgogen, während bis zum J. 1835 im 
Innern des Landes fiir jeden Monopols— und 
indirelten Befteuerungsgweig (Salj, Tabal, Soll, 
Linienverjchrungsfteuer uf.) eigene Gefällen— 
aufſichten beftanden. Um die verschiedenen Män— 
gel der inneren Organifierung dieſer beiden Inſtitu— 
tionen zu befeitigen und um ingbef. die in den 
einzelnen Brovingen verſchieden eingeridteten Ge— 
fällenaufſichten einheitlich zu geſtalten, wurde mit 
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A. €. 24 X 29 (Hitd. 10 X 30, 3. 5882) die Grenz⸗ 
wade und mit A. E. 91V 35 (Hffd. 22 IV 35, 
8. 16113) die Gefällenwache crridtet. Dic Grens- 
wade, in Rompagnien eingeteilt, hatte die Be 
ftimmung: 1. Den Schleichhandel und die Ubertre- 
tungen der Giefillsvoridriften au verhindern; 2. ver- 
dächtige, mit den erforderl. Ausweiſen nicht ver- 
fehene Leute von dem Cintritte in das Inland 
abjubalten und den Wustritt der Militiirdeferteure, 
der Auswanderer oder anderer hiezu nicht befugter 
Perfonen in das Ausland zu hindern und 3. in 
bejtimmten Fallen fiber —— der hiezu 
berufenen Behörden zur ——— ex Vorleh⸗ 
rungen für die öffentl. Sicherheit Hilfe zu leiſten. 
Die in Sektionen eingeteilte Gefällenwache hin— 
gegen war außer zu dem unter 1. u. 3. Erwähnten 
nod) beſtimmt, verübte Gefällsübertretungen gu ent— 
decken und den ausübenden Gefällsämtern in der 
Voll ziehung ihrer Amtshandlungen Hilfe zu leiſten. 
Zur Verbeſſerung dieſer beiden inſtitute erfolgte 
mit A. E. 22 X11 42 ihre Vereinigung in die der— 
malen beſtehende ,,f. k. Finanzwache“ mit genau der- 
ſelben Beſtimmung, welche die Grenzwache und die 
Gefällenwache hatte. Die Grundſätze rüchſichtlich der 
Ausübung des Dienſtes, der Rechte u. Pflichten 
der iy ea und des zwiſchen denfelben be- 
ftehenden Dienjtverbandes fowie die aus den In— 
jtruftionen fiir die Grenz- u. Geſällenwache ent- 
nomimenen und entipredend mobdifizierten Beſtim— 
mungen enthält die ,,Berfafiungs- u. Dienftvor- 
ſchrift für die %. vom J. 1843” (Hffd. 21 1V 43, 
3. 14831). Für die längs der — aufge⸗ 
ſtellte F. wurde mit dem F. M. Erl. 30 X 58, 
3. 5503, R. 195, eine eigene Dienſtvorſchrift erlafien. 

IT. Orgauismus. 1. Territoriale Gliede— 
tung. Sum Vollzuge des Uberwadungsdienjtes 
ijt das Verwaltungsgebiet einer jeden Finanglandes- 
behörde in FeKontrollbezirke eingeteilt, in welchen 
F.Abteilungen aufgeſtellt find. Außerdem iſt das 
Grenzgebiet von Böhmen, Tirol und Vorarlb. 
ſowie von Gal. in F.-Seftionen eingeteilt, welchen 
mehrere F.⸗Kontrollbezirke jugewiejen find. An 
der Seeküſte Dalm. und des Küſtenl. wird der 
Rontrolldienjt mittels Stationsbooten, welche den 
lings der Seefiijte aufgeſtellten F-Abteilungen bei- 
geqeben find, ferner mittels der lings der Seetiite 

euzenden Finangdampfer volljogen, von weld 
letzteren jeder fiir fic), ebenfo wie mebrere Abtei— 
lungen einen „F. Kontrollbezirk sur See bilden. 

2. Rerfonal. Den UÜberwachungsdienſt voli- 
sieht die F., welche aus Beamten u. gr. aus F. 
Kommiſſären (X. Rangllafie), §.-Oberfommifiiren 
IL. Klaſſe (IX. Rangllajje) und F.⸗Obertommif— 
ſären I. Klaſſe (VIII. Rangklaſſe), ferner aus der 
Mannſchaft u. aw. mit den ee eines 
fe Muffehers, F. Oberaufſfehers, F.«Reſpizienten und 
eines F.Oberreſpizienten beſteht. 

Die F.-Oberkommiſſäre I. Klaſſe haben teils 
als F.Sektionsleiter, teils als Leiter wichtiger Kon— 
trollbezirle im Innern ju fungieren. Mit der Lei— 
tung der übrigen Kontrollbeziklke werden FeOber— 
kommiſſäre II. Klaſſe und FKommiſſäre betraut. 

Die Oberaufſeher, Reſpizienten u. Oberreſpi— 
zienten fungieren als Leiter von F.-Wbteilungen; 
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die letztgenannten werden auch Leitern von wich— 
tigen Kontrollbezirken zur Unterſtützung zuge— 
wieſen und im Dienſte zur See als erſte Maſchi— 
niſten verwendet. 

Zur Inſpizierung der F. ara bei den Fi⸗ 
nanglandesdireftionen F. Oberinſpektoren IT. Klaſſe 
(VILL. Rangklaſſe) oder F.Oberinſpektoren I. Klaſſe 
(VII. Rangklaſſe), ſerner bei den Finanzbezirks— 
direttionen u. Finanzdirektionen F.-Inſpeltoren, 
deren Funktionen höheren Konzeptsbeamten über— 
tragen find. Beigefiigt wird, daß dauernd aufge— 
nommenen F.⸗Männern, deren Betragen in u. 
auger Dienſt dauernd gufriedenftellend ijt, der Titel 
der nächſt höheren Mannſchaftscharge verliehen wer= 
den fann (F. M. Erl. 2V 69, 8. 14213, B. BI. 19; 
25173, 8. 34688, B. Bl. 3; 28 VII 95, — 5 
V. Bl. 140 und 19 IX 99, 3. 50172, B. BL. 190). 

ILL. Errichtung u. Ergänzung, Dieuſtesaue— 
tritt. Bur Aufnahme in die F. iſt erforderlich 
die öſterr. — ———— die volle phyſiſche 
Dienfttauglicfeit, ein Lebensalter von nicht unter 
19 und nicht über 30 Jahren; ferner der Nachweis 
des Iedigen Standes, der Abfolvierung der Bolfs- 
ſchule, der Renntnis der Landesfprade und eines 
befriedigenden Lebensivandels. Die Aufnahme er- 
jolqt in der Regel als Auffeher und auf die Dauer 
von drei Jahren, nach deren Ablauf erjt die dauernde 
Beibehaltung im Körper der F. erfolgen fann. Um 
die Stelle eines Oberauffehers und die cines Re— 
ſpizienten ju erlangen, ijt die Ablequng einer ſchrift⸗ 
lichen und mündl. Briifung erforderlid), während 
aur Erlangung einer F.-Kommiſſärsſtelle nebjt 
den fonftigen erforbderl. Gi or die Priifung 
aus dem Zollverfahren und der Warenfunde oder 
aus “ig erzehrungsſteuervorſchriften vorgeſchrie 
ben iſt. 

Der Dienſtesaustritt ijt entweder ein frei— 
williger oder ein von Amts wegen, ſei es aus Dienſtes⸗ 
riidfichten, fei es im Disziplinarwege verfügter. Im 
letzteren Falle erhält der F-Mann ein Entlaſſungs— 
defret, ſonſt cine Dienſtesenthebungsurkunde. 

LV. Die Bezüge der F.-Mannidhajt beſtehen: 
1. An der Löhnung; diefelbe bildet cine in Tages: 
portionen tcilbare Gebühr, welche in Jahresbetraͤgen 
bemefien und am 1. eines jeden Wonates vorbhinein 
in Monatsraten ausbegahlt wird. Das jährl. Aus— 
maß der Löhnung betrigt fiir F.Oberreſpizienten 
1400 K, §.-Rejpigienten 1200 K, %.-Oberauffeher 
1000 K und fiir %.-Wuffeher 800 K. 2. Qn der 
Dienſtzulage, welche einen inteqrierenden Beſtand— 
teil der Löhnung bildet und ohne Rückſicht auf die 
Charge nach det in der F. juriidgelegten, fiir die 
Bemejjung der Verſorgungsgebühr anrechenbaren 
Dienſtzeit in Jahresbeträgen ſeſtgeſetzt wird u. zw. 
mit 80, 160, 240, 320, 400 u. 500 K je nah 
vollendetem 3., 6., 9., 12., 16. bezw. 20. Dienſt⸗ 
jabre. 3. An dem Belleidungsbeitrage jährl. 120 K. 
4. Qn dem Bettrelutum, welches flix den Ledigen 
mit 16 K und fiir den Bereheliditen mit 24 K 
jeftgeiept ijt und 5. in einem Pauſchale jährl. 3K 
jur Beifchaffung der Munition und Inſtandhal— 
tung des Riemenzeuges. * den weiteren Bezügen 
der ———— erner die Lokal⸗, Schiffs⸗, 
Verdienſttreuzzulagen, die Zehrungskoſtenbeiträge 


ſowie die Reiſe⸗, Rehrungs-, UÜbernachtungs⸗, Sub- 
ſtitutions⸗ u. Uberjiedlungégebiihren. Ferner erhält 
die F.⸗«Mannſchaft ſeit der Auſhebung der Ergrei— 
fersanteile (G. 2 VII 96, R. 131) — ——— en 
aus dem Staatschage u. gw. nad) Maßgabe der 
Widhtigteit des Strajfalles und der Schwierigfeit 
der Entdedung, Anhaltung oder Ergreifung. Die 
F.Mannſchaft ift auf Koften des Staates in ärari— 
ſchen oder vom Arar gemieteten Unterfiinften unter- 
gebracht; wo dies nicht tunlich ijt, wird Ddiefelbe 
mit angemejjenen Quartierzinsbeiträgen beteilt, 
weldje mit 10-—15% der Löhnung und der Dienjt- 
ulage des betreffenden F.⸗ Mannes je nad der 

inwohneranzahl des Standorted dedsfelben fejt- 
peleet find. ließlich erhalten die %.-MUbteilungs- 
eiter cin Schreibpaufdale, die den F.-Rontroll- 
begirfSleitern zur Unterſtützung zugewieſenen Ober- 
reli ienten und die F.⸗Kontrollbezirls- u. J.- 
Seftionsleiter cin PBjerde-, Wagen= u. —— 
koſtenpauſchale oder ein Reiſe- u. Zehrungs— 
koſtenpauſchale, je nachdem fie zur Haltung einer 
dienftl. —— verpflichtet ſind oder nicht 
und dic F.Beamten ein Kanzleilokal- und ein 
Kanzleipauſchale, die F.-Seftionsleiter iiberdies eine 
greets (F. M. Erl. 2V 69, B. 14213, 
B. BL. 19; 17 IV 72, 8. 11269, B. BL. 13; 21 VII 
72, 3. 23710, B. Bl. 20; 30V 73, 8. 13777, B. 
Bi. 17; 19 VIT 88, 8. 23410, B. Bl. 31; 26 V 90, 
8. 19370, B. BL 24; 28 VII 95, 8. 28120, B. 

l. 141 und 19IX 99, 8. 50172, B. Bl. 190). 
Bu erwähnen wäre endlid) nod, dak die F.⸗An— 
—— aus dem Fonds der Gefüllsſtrafgelder— 

berſchüſſe für ihre Kinder teils mit Stipendien 
fiir öffentl. Schulen, teils mit Lehrgeldern zur Er— 
lernung eines Handwerkes beteilt werden. Auf 
Koſten dieſes Fonds werden die Kinder auch in 
Militärbildungs⸗ u. Erziehungsanſtalten ſowie er— 
forderlichenſalls in Taubſtummen⸗ u. Blindeninſti— 
tuten und anderen Anſtalten untergebracht (F. M. 
Erl. 30 VI 58, 3 28193, B. BL 31; 26 VII 74, 
8. 15946, B. Bl. 25; 14X 83, B. 30600, B. 
Wi. 33; 1V 96, 8. 204990, B. BL 68 und TIV 
99, 3. 17281, B. BI. 74). 

V. Penfionierung u. Provifionierung. Ym 
Falle eintretender Dienjtesuntauglichfeit werden die 
Beamten fowie ihre Witwen u. BWaijen nad den 
allg. fiir Riviljtaatsbeamte beftehenden Penſions— 
vorſchriften bebandelt. Bezüglich der Mannſchaft 

elten die Beſtimmungen des F. M. Erl. 10 1X 99, 
F 50172, V. BL. 190. Dieſen zuſolge hat nur die 
dauernd aufgenommene Mannſchaft, fojern jie aus 
dem — — nicht infolge freiwilliger Dienjtes- 
entſagung oder ſtrafweiſer Dienſtesentlaſſung, ſtraf— 
weiſer Enthebung oder Dienſtesverluſtes — 
einen Anſpruch auf Ruhegenüſſe (Jahresproviſio— 
nen), welche nad ohne Dienſtesunterbrechung voll— 
ſtredten 10 Dienſtjahren 40% und fiir jedes wei— 
tere Dienſtjahr 2% der letzten anrechnungsfähigen 
Aktivitätsbezüge (Löhnung ſamt Dienſteszulage) 
betragen. Rach einer Diente von 40 Jahren ge- 
biihrt fonad) der volle anrechenbare Aktivitätsbezug 
al8 Ruhegenuß. Es darf jedoch der normalmiipige 
Rubhegenuk eines F.-Mannes nicht geringer als 
mit dem Yabhresbetrage von 400 K bemejjen wer- 
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ben. Dauernd aufgenommene F.-DMiinner, welche 
infolge Krankheit oder infolge einer von ihnen nicht 
abfichtlid) herbeigeführten körperl. Beſchädigung 
dDienftunfihig geworden find, werden, wenn fie nod) 
nicht 10, jedod) mindeftens 5 Dienftjahre volljtrect 
haben, fo behandelt, als wenn fie 10 Dienjtjahre 
uriidgelegt batten. Erleidet cin F.-Mann ohne 
ein Heridhulben in unmittelbarer Folge einer 
Dienftesverridjtung cine Körperbeſchädigung, durch 
weldje ex direkt u. ausſchließlich binnen Jahres— 
jrift gum §.-Dienjte bleibend untauglich wird, fo 
fann ihm ohne Rüchſicht auf feine juriicdgelegte 
Dienſtzeit und unbeſchadet der noch nicht erlangten 
dauernden Aufnahme, wenn deſſen Erwerbsunfä— 
higkeit ausgeſchloſſen iſt und er einer beſonderen 
Pflege u. eg! eg bedarj, oder wenn er fid 
das jeine Jnvaliditit bedingende Leiden bei ciner 
befonders anerfennenswerten Dienftleijtung zuge— 
zogen Hat, ein Ruhegenuk bis zum vollen Betrage 
der letzten anrechenbaren Wftivitdtsbesiige bewilligt 
werden. Dauernd aufgenommene F.⸗«Männer, welche 
eine anrednungSfibige Dienjtgeit von 10 Jahren 
nod) nicht zurückgelegt baben, erhalten, fofern 
ibnen feiner der obencrivihnten Ausſchließungs— 
gründe entgegenſteht, eine cinmalige Abſertigung 
u. zw. fiir eine Dienſtzeit bis gu 5 Jahren im ein— 
jährigen und für eine Dienttscit von mehr als 
5b Jahren im zweijährigen Betrage der letzten an- 
rednungsfihigen Altivitätsbezüge. F.- Manner, 
weldje das GO. Lebensjahr und das 35. Dienſtjahr 
zurückgelegt haben, können iiber eigenes Anſuchen 
ohne Nachweis der Dienſtunfähigkeit in den dau— 
ernden Ruheſtand verſetzt werden. Der Proviſioniſt 
hat aud) den Anſpruch auf die in der Aktivität 
bezogene Verdienſtkreuzzulage. Die Witwen an- 
iprudSberedhtigter F.„Männer erhalten der zur 
— — des Ruhegenuſſes anrechenbaren letzten 
Aktivitätsbezüge des verſtorbenen Gatten als Wit— 
wenproviſion, welche als Jahresgebühr mindeſtens 
mit 400 K bemeffen wird. Für eheliche oder durch 
nachgefolgte Che legitimierte Kinder cines daucrnd 
aujgenommenen F. Vannes gebiibrt der auf cinen 
jortlaufenden Ruhegenuß Anſpruch habenden Witwe 
ohne Rückſicht auf die Kinderanzahl cin Erjiehungs- 
beitrag in der Höhe von 1/, der Witwenprovijion 
fiir jedes unverforgte, in ihrer Verpflequng jtehende 
Rind bis gur Bollendung des 24. Lebensjahres 
oder friiheren serio oes Es darf jedod dic 
Sumune aller Erziehungsbeiträge den Betrag der 
Witwenprovijion nicht überſteigen. Elternloſe oder 
Diefen gleichgeſtellte Waifen, welche unverforgt find 
und das 24. Lebensjahr nocd) nidjt vollendet haben, 
erhalten cine Waijenprovijion, gujammen im Bee 
trage der — jener Witwenproviſion, welche ihre 
Mutter oder Stiefmutter bezog bezw. derſelben 
gebührt bitte. Überſchreitet die Summe der Er— 
ziehungsbeiträge den Betrag der Waiſenproviſion, 
ſo iſt der Mehrbetrag als Zulage zur letzteren nach 
Köpfen anzuweiſen in der Art, daß beim jedes— 
maligen Austritt eines Kindes aus der Bezugs— 
—————— deſſen entfallender Erziehungsbeitrag 
in Abfall fommt und dies fo lange, bis nur nod) 
die Waijenprovijion im vollen Betrage eriibrigt. 
Die Waifenprovijion famt Sulage dary in feinem 
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Falle die Witwenproviſion überſteigen. Die Ver— 
ſorgungsgenüſſe der Witwe und der Kinder diitjen 
den Ruͤhegenuß des Verftorbenen nicht überſchrei— 
ten, feinesivegs aber geringer als mit 400 K be 
meſſen werden. Der Witwe oder den elternlofen 
Waiſen unter 24 Jahren nach cinem dauernd auj- 
qenomimenen, jedod) auf einen Ruhegenuß noc) 
nicht anſpruchsberechtigten %.-Manne gebiihrt eine 
cinmalige Abfertigung mit dem 4. Teile des [epten 
anrechnungsfähigen Äktivitätsbezuges des Verſtor— 
benen. Schließlich gebührt den Hinterbliebenen eines 
dauernd aufgenommenen F.-Wannes nebſt den Ver— 
ſorgungsgenüſſen cin Sterbequartal im dreifachen 
Betrage der vom Berftorbenen als Löhnung u. 
Dienftzulage oder als Ruhegenuß bejogenen Mo— 
natsgebiibr. Das Sterbequartal fann in Erman— 
gelung von Hinterbliebenen Perſonen ausgesablt 
werden, die den Verjtorbenen vor dem Tode ge— 
pflegt oder deffen Begräbniskoſten aus Cigenem ge— 
dedt baben. 

VI. Biirgerl. Rechtsverhältniſſe. Hinſichtlich 
der Gerichtszuſtändigkeit in Zivil- u. Strajange- 
leqenheiten gelten auc) fiir die F. die allg. Normen. 
MIS Wohnſitz derfelben ijt der ihr zugewieſene 
Standort anzuſehen. Die cab deg ift den 
Beamten unter den fiir Staatsbeamte iiberh. be— 
ftehenden Borfchriften geftattet. Die Mannſchaft 
hingegen darf bei ſonſtigem Dienftverlujte die Ehe 
nur mit Bewilliqung der Finanzlandesbehörde ein— 
geben. Dieje Vewilliqung darf im allg. nur den— 
jenigen erteilt werden, welche in die F. dauernd 
aufgenommen find, fic) im Dienjte sufriedenftellend 
verwenden und deren Braut unbejdoltenen Rufes 
ijt. Bei Vorhandenfein diejer Erforderniſſe ijt die 
angejudte Ehebewilliqung gu erteilen jedem Ober— 
refpizienten u. Refpigienten, ferner jenen Oberauf⸗ 
fehern u. Muffehern, welche das 30. Lebensjahr voll- 
itvecft, im Körper der F. wenigitens 10 Jahre qe: 
dient und die fiir die nächſt höhere Charge vor— 
geſchriebene Prüfung mit Erfolg beftanden haben. 
Die höchſte Sahl der Berehelichten ijt bei den Ober— 
auffebern mit 4)/;9 und bei den Muffehern mit 1/,5 
diefer Kategorie im Verivaltungsqebiete der Finanz— 
landesbehörde beſchränkt (F. M. Erl. 28 VIL 95, 
8. 20505, V. BL 140). 

Die nach der Verſaſſungs- u. Dienſworſchrift 
vom J. 1843 zugeſtandene perfinl. Befreiung vom 
Militärdienſte wurde bereits durch die mit G. 5 XI 
G8, R.151, eingefiihrte allg. Wehrpflicht aufgehoben. 

VIL. Uniformicrung u. Waffengebrand. Für 
die F. auf dem fejten Lande gilt die mit A. E. 
SVIL 58, B. BL 46, genehmigte Uniformie- 
rungsvorſchrift ſowie der J. M. Erl. 191X 99, 
3. 50172, B. Bl. 190, während fiir die F. zur 
See die mit A. E. 12 VII 82 (F. WM. Erl. 7 X 82, 
8. 21590), eingefiihrte Uniformierungsvorſchrift 
Geltung hat. (Leptere wurde im B. BL. nicht kund— 
gemacht; der bezügl. F. M. Erl. iſt nur an die Fi- 
nanzlandesbehörde in Trieſt u. Zara gerichtet.) Die 
mit der Bewachung der Zollgrenze betraute F.— 
Mannſchaft ijt mit dem Extrakorpsgewehr mit 
Werndlverſchluß M 1873/77 und mit dem Sabel- 
bajonett als Seitenwafje, die im Qnnerlande be: 
findliche Dagegen mit dem Wänzlextrakorpsgewehre 
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ausgerüſtet und trägt den Säbel als Seitenwaffe. 
Die dalm. F. iſt mit dem Mannlicher Extrakorps— 
gewehre M 90 und mit dem Säbelbajonett als 
Seitenwaffe armiert. Die F.-Beamten im Grenz— 
überwachungsdienſte jind berechtiqt, im Dienjte 
aud) den Revolver gu tragen (F. Wi. Erl. 6 X 85, 
4. 27163, B. BL. 28). Die Bewaffnung der Ober- 
reſpizienten befteht aus dem Säbel und im Grenz— 
überwachungsdienſte überdies aus dem Armeerevol⸗ 
ver. Der FF. al8 einem bewafineten Korps ſteht das 
BWaffengebraudsredt gefeslich gu u. jw. im 
Halle der Notwehr oder gur Bezwingung eines ge— 
waltfamen Widerftandes im Dienjte R. 1858, 195). 

VILL. Statijtif. Sm J. 1902 bejtanden 27 F.⸗ 
Seftionen, 245 Rontrollbegirfe und 1997 Wbtei- 
lungen, und beftand der fyjtemifierte Stand der F. 
aus 6 DOberinfpeftoren I. und 3 Oberinjpeftoren 
IT. Rlafie, ferner aus 49 Oberkommiſſären I. Klaſſe 
(dDatunter 27 Seftionsleiter), aug 235 Oberkom— 
miſſären II. Klaſſe, 255 Kommiſſären, 399 Ober— 
reſpizienten, 1090 Reſpizienten, 5736 Oberaufſehern 
und 3793 Aufſehern, ſohin aus 548 Beamten und 
11018 Mann, von welchen 6 Beamte und 219 Mann 
auf den F< Schiffen in Verwendung ftanden. Der 
jährl. Mefamtaufwand dieſes F. Standes bezifferte 
ſich auf 20°06 Will. K. 

Im J. 1901 wurden S76 Mann in die F. 
auigenommen, darunter 176 aus dem Militär— 
jtande; in Mbjall famen S87 Wann. Bon der F.- 
Mannſchaft, deren effeftiver Stand fic) am Schluſſe 
1901 auf 10.604 Wann belief und unter denen 
8302 dauernd Aufgenommene fic) befanden, waren 
vor dem Cintritte in die F. 14 Amtspraktikanten, 
41 Univerſitätshörer, 1443 Mittelſchüler, 4447 Mic 
litdvijten (darunter 2909 Chargen), 911 Brivat- 
beamte u. Tagjdreiber, 783 Handlungsfommis, 
1937 Gewerbeleute, 718 Landleute und die iibri 
gen Wutodidatten ohne friiheren Lebensberuj. Die 
zur Erlangung einet §.- Beamtenpriijung vorge- 
ſchriebene Fachprüfung Hatten 1935 Yndividuen 
mit qutem Erfolge beftanden und waren $432 Mann 
fiir die nächſt höhere Charge gepriift. Berehelicht 
waren 332 Oberrefpigienten, 943 Reſpizienten, 
2356 Oberaufjeher und 72 Aufſeher. 

Im J. 1901 wurden von der FF. 3,652.0098 Nach⸗ 
ſchauungen und 927.934 Durdjudungen vorgenom- 
men und 15.129 Schleichhandel fille, 4138 ſchwere und 
7338 einfache Ubertretungen der Holl- u. Monopols- 
vorſchriften und 30.645 Ubertretungen der Verzeh— 
rungSfteuervoridjrijten entdedt und 31.441 Stem- 
pelanjtinde erhoben (Statiſtik iiber den Zuſtand 
und die Amtstätigkeit der F.). 


Xiteratur. 

Franz Dofef Schaffer: „Die k. l. F-Mann— 
ſchaft in ihrer Stellung und ihren Anſprüchen der 
Staatsverwaltung gegenüber“, Wien 1881, Wan. 
Edmund Bernaply: „Verſaſſungs- u. Dienftvor- 
ſchriften fiir die f. f. F.“, Wien 1887, Many. Ar— 
nold Vetter: ,,Die öſterr. F.“, Wien 1892, Selbjt- 
verlag. Schödl. 


Finanzweſen. 

I. Einleitung. — IL. Reichſfinanzweſen. — III. Der 
Staatshaushalt der im Reichsrafe vertretenen Königreiche 
u. Länder. — 1V. Das F. der Selbſtverwaltungskörber in 
den im Reichsrate vertretenen Königreichen u. Lündern. 

I. Ginleitung. Verfaſſung u. Berwaltung 
jedes Gemeinwejens finden ihr getreues Spiegel- 
bild in den —— Die Verfaſſung driidt 
in erfter Linie der ſormalen und rechtl. Geftaltung 
ded F. ihren dharafterijtijdjen Stempel auf; auj 
die materiellen Ergebnifje der Finanzen iibt jie 
zwar oftmals einen nicht minder gewichtigen Ein— 
fluß, doch gehört dieſer in cine Gruppe viel ver— 
wickelterer Kauſalreihen des öffentl. Lebens. Die 
Verwaltung dagegen lommt gerade in den Zif— 
ſern der Finanzgebarung in erſter Linie zum Wus- 
drude und das Gleichgewicht der Finanzen kann 
al8 der Ausdruck Harmonijden Ebenmaßes der 
Verwaltungstitigfciten, wenigitens nach der wirt- 
ſchaftl. Seite hin, aufgefaßt werden. Die Tedynif 
der öffentl. Haushalte zeigt uns die Mittel u. 
Wege, dieſes wirtſchaftl. Ebenmaß gu erkennen und 
ju erhalten, und den Grad dev Genauigkeit, mit 
dem diejes Hiel erveidjt wird. Das F. der öſterr. 
Monardie gliedert ſich, der verſaſſungsmäßigen 
Gliederung des Reichsganzen entipredend, in 3 Ge— 
biete: die Reichsſinanzen (gemeinſ. F.), Staats. 
finangen u. Finanzen der Celbjrvervaltungsfirper, 
nämlich der Lander und der fleineren autonomen 
Körper, insbej. der Gemeinden. 

Il. Reichsfinanzweſen. Die Reichsſinanzen 
jind zwar in jtaatsredjtlicher u. budgetärer Be- 
jiehung von den Staatsfinangen der beiden Reichs— 
hälften völlig getrennt. Sie find Megenjtand eines 
jelbjtdindigen, vom gemeinjamen F. M. bearbeiteten 
Voranſchlages; die parlamentarijde Behandlung 
findet in den Delegationen ftatt und gelangt in 
den Allerhöchſt janttionierten Delegationsbeſchlüſ— 
fen zum Abſchluß. 

(Uber den ſtaatsrechtl. Charakter dieſer Bee 
ſchlüſſe, insbeſ. über die Frage, inwieſern ihnen 
der Charafter von gemeinſamen „Geſetzen“ zu— 
komme, ſ. Art. „Delegationen“.) 

Dem gemeinſamen Budget entſpricht ein vom 
gemeinſamen Oberſten Rechnungshoſe verſaßler 
Rechnungsabſchluß; die Finangverwaltung obliegt 
ausſchließlich dem gemeinjamen Ninifterium. 

Shrem inneren Wejen nad) bilden jedod) die 

emeinjamen Finanzen feinen ſelbſtändigen 
Vijentl Haushalt. Es liegt ſchon in der Natur 
der Staatenverbindung, dah der Kreis der Ver— 
waltungsaujgaben, die nad) der fajt gleidfirmigen 
Entwidlung dev europäiſchen Kulturvilfer als 
jtaatliche im weiteren Ginne aujgefagt u. be— 
zeichnet werden, zwiſchen der Staatenverbindung 
und den Gliedjtaaten geteilt ijt. Da aber die Ge— 
jamtheit diejer Aufgaben ein zuſammenhängendes 
Ganze bildet, dem auc) das gejamte F. als ein 
Ganges gegeniiberfteht, jo ergibt fic) ſchon daraus 
eine gewiſſe Unjelbjtindigfeit des F. der Staaten= 
verbindung und der Einzelſtaaten. Es hängt dann 
von der Verfaſſung der Staatenverbindung ab, 
vb die gemeinjamen oder die Staats-Finangen den 
organiſchen Eharafter des Gangen mehr gum Aus— 
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drud bringen. Die djterr.-ungar. Verjaffung drückt 
nun in gang befonders hohem Mahe den gemein- 
jamen Finanzen den Charafter der ſtaatswirtſchaftl. 
Unjelb —— auf, während die Staatsſingnzen 
der beiden Reichshälften einen faſt vollſtändigen Uber- 
blick über das geſamte F. der Monarchie gewähren. 

Die Unvollfommenheit des Reichshaushaltes 
ergibt ſich aus dem geringen Umfange der gemein— 
ſamen Verwaltungszwecke und dem jaft vollſtän— 
digen Mangel eigener gemeinſamer Einnahnis— 
zweige. Als gemeinſame Angelegenheiten find nim- 
üch im G. 21XII 67, R. 146, § 1 erklärt: 
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a) die auswärtigen Angelegenheiten mit Ein— 
ſchluß der diplomatijden u. fommergiellen Ver— 
tretung dem Auslande gegeniiber fowie die in 
Betreff der internationalen Bertriige etwa not: 
wendigen Berfiigungen, wobei jedod) die Genehmi- 
ung der internationalen Bertriige, infoweit eine 
—* verfaſſungsmäßig notwendig iſt, den Ver— 
tretungstirpern der beiden Reichshälften (dem 
oo und dem ungar. ReidStage) vorbehalten 

t; 

b) das Kriegsweſen mit Inbegriff der oo 
utavine, jedod) mit Ausſchluß der Rekrutenbe— 


Tabelle I. 
Nettoerfordernis für die gemeinfamen Angelegenheiten. 
(Nad) den Schlußrechnungen, fiir 1902— 1901 nach den Allerhöchſt fanftionierten Delegationsbeſchlüſſen.) 
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| in TaufendBen von RMronen 
Hi ' \i i] | 
1868 . R574 | 190.156 | 15.852 | 206.008 | 878 | 136 | 205.596 
1869 . 8.386 153,056 | 17.546 170.602 | 3274 132 || «182.466 
| 1870 | 7.684 | 185.936 | 20.940 | 206.876 3538 | 40 | 218.228 
| 1871 . || 7.514 |) 204.896 | 22.122 227.018 3092 | 170 238,294 
| 1872 : 6.632 | 181.228 | 22.226 203.454 3666 204 |) 213.956 
| 1873 .) 7.276 | 189.928 | 19.974 | 209.902 3628 236 221,042 
| 1874 7.350 | 191.622 | 21.510 | 213.132 | 3712 | 244 | 224.438 
1875 8.186 | 187.308 | 19.730 207.008 | 3682 | 250 | 219.216 
1876 . | 11.752 |) 208.762 | 19.686 228.448 3670 | 250 || 244.120 
1877 .) 18.006 | 204.258 | 18,022 922.280 3700 248} 230.330 | 
| 1878. .|| 14.272) 305.728 | 17.668 | 413.306 3782 224 || «431.674 | 
| 1879 | 7.892 | 244.9084 | 17.160 262.144 3704 238 «| «274.068 | 
| 1880, 7.102 || 203.604 16.594 220.288 | 3882 248 =|! 231.520 
1881. | 7.202 | 210.040 | 18.474 228.514 | 3884 216 «| 230.846 | 
1882 . 7.688 || 263.558 | 17.774 281.332 3860 O74 | 293.134 | 
1883 7.574 220.512 | 18.804 239.316 3904 24 || 251.048 
| 1884, 7.750 © 228.150 | 20.102 248.252 3920 254 260. 176 
1885. ... 7.802 | 214.976 | 21.928 236.904 | 4002 252 | 248.060 | 
| 1886, 8.044 | 214.236 | 22.468 236.704 | 4004 258 249.010 
1887. 8.166 | 276.146 | 26.424 302.570 4016 ong || 315.010 
| 1888... 8.764 | 295.604 | 24.684 320.378 4016 258 | 333.416 
; i880... 10.022 | 256.182 | 24,088 280,372 4038 256 | 294.688 
1890. 9.284 } 243.996 | 24.292 268.288 3996 242: RB 1.820 
| Is9t. 9.370 | 247.926 | 23.478 271.404 4032 252285. 58 
1892. ... 7.182 | 250.778 | 23.524 280.302 4034 244 |) 291.772 
| R03... G.UR6 | 262.612 | 24.960 ORT.5T2 | 4056 270 298.864 
| 1894... 7.168 || 270.478 | 25.170 205.648 4030 250 307.006 
| In9D. . . .) 77742 || 268.344 | 20.600 204.944 4078 254 307.018 
TXO6 7.416 | 270.536 | 29.238 299.774 4260 250 312.200 
| 1897. 8.222 300.210 | 29.636 | 329.846 | 4242 260 342.570 
1BOR. 8.624 322.672 82.028 354.700 || 4216 270 367.810 
09. 8.772 311.278 | 35.678 346.956 | 4172 274 || 300.174 
1900, , 10.396 | 280.205 | 44.070 | 383.284 | 4186 208 | 348.164 
901... 11.063 | 313.236 | 45.722 358.058 |) 4192 310 =| 374.523 
1902. .. 10.754 303.245 | 46.601 349.936 4174 || +318 365.182 
at 10.877 309.405 | 48.041 358.436 4232 | 321 373.806 
| 1904... 11—425 = 324.443 | 50.026 374.469 12753324 390.439 
| 
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willigung und der Geleggebung über die Art u. 
Weiſe der Erfüllung der Wehrpflicht, der Ver— 
fügungen hinſichtlich der Dislozierung u. Ver— 
pflegung des Heeres, ferner der Regelung der 
bürgerl. Verhältniſſe und der ſich nicht auf den 
Militardienft beziehenden Rechte u. Verpflichtungen 
der Mitglieder des ernie’ 

c) dad F. riidficjtlid) der gemeinſchaftlich gu 
beftreitenden Auslagen, insbej. die Feſiſetzung des 
dieSfiilligen Budgets und die Priifung der darauf 
bezügl. Redynungen. 

n ihrem gangen Umfange find demnad) nur 
die auswärtigen Angelegenbeiten gemeinjam. 

Die zweite und ihrer finanjielen Bedeutung 
nad) gang iiberiviegende, gemeinjame Ungelegenheit 
ift das KriegSwejen und die Marine. Bon dem 
Wejamtgebiete der Kriegs- u. Marineverwaltung 
ijt jedod), wie die eben angefiihrte Geſetzesſtelle 
gel t, ein fo erbebl. Teil wieder ausgeſchieden, 

zu deffen Verwaltung in jedem Staatsqebiete 
cin bejonderes Minijterium erforderlich ijt. Der 
Aufwand fiir die Landwehr betrug 1870 — 1886 
62—96 Mill. K, 1902 41 Mill. K, jener des 
ungar. Honvedminijteriums 1876--1887 12 bis 
16° Mill. K, 1900 38 Mil. K. Diele Summen 
müſſen daher dem Aujwande des K. M. zugezählt 
werden, um den gejamten Aufwand fiir militäriſche 
Bwede auszudrücken. 

Das gemeinjame F. ijt in Punt c de8 § 1 des 
G. 21 XI1 67, R. 146, jehr pajjend als „das F. 
rückſichtlich dev gemeinjchajtlic) zu bejtreitenden 
Auslagen“ be — 22 

Es * aber noch der —— daß die 
zur Zeit der Einführung des Dualismus bejtandene 
—— Staatsſchuld durch das im G.24 XIT 67, 

.3 ex 1868 (G. YW. XV, 27 XI 67), gum Wusdruce 
gefommene Ubereinfommen nur dem Namen nad) 
eine gemeinjame geblieben, dem Weſen nach jedod) 
eine Schuld der Reichsratsländer — iſt 
und daher im gemeinſamen Haushalte nicht vor— 
fommt (j. Art. „Staatsſchuld“). Intereſſante Er— 
örterungen aud) über die ſtaatsrechtl. Seite der 
rage boten die Verhandlungen zwiſchen den Re- 

ierungen, welde dem G. 1611 1903 betreffend 
ie Konvertierung von Obligationen der einheitl. 
Staatsſchuld vorausgingen (S. 1626, Beil. A. H., 
XVIL. Sejfion, und die darüber gefiihrten Ber- 
handiungen des Reichsrates, ferner neg er 
Die 4°2%ige einheitl. Rente in der 38. f. Volfsw., 
Soy. u. B. XIII, S. 121). Die iibrigen Aktiven 
u. Paſſiven wurden, jo weit al nur immer mög— 
lid) war, nad) dem Territorialpringip geteilt, jo 
insbeſ. Rautionen u. Depofiten, daun die Berbind- 
lichfeiten gegen die Eijenbahngeiellidajten und die 
Steuerviidjtande ($ 2, Abſ. 4; 88 7, 8 des git. G.). 

Mur das Staatspapiergeld war als gemeinjame 
ſchwebende Schuld geblieben. Auch dieſes gemein- 
jame Paſſivum ijt mit der Durchführung der 
Valutaregelung verſchwunden; die Mittel ‘ie die 
—— des Papiergeldes ſind durch Schuld— 
aufnahme der beiden Teilſtaaten aufgebracht worden. 

Die Staatsgebäude der gemeinſamen Ver— 
waltungszweige ſind Eigentum des Fiskus jenes 
Staatsgebietes, in dem ſie liegen; es erübrigen 
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daher nur mehr 4 militäriſche Fonds, nämlich 
der Militärſtellvertreterfonds, allg. Militarfpital- 
fonds, Tierarzneiinſtitutsfonds und allg. Militär— 
invalidenfonds. 

Dieſe äußerſt beſchränkte Gruppe gemeinjamer 
Verwaltungsaufgaben hat ſeither nur durch die 
bosniſch⸗herzegowiniſchen Angelegenheiten cine Er— 
weiterung erſahren. Das F. der Monarchie erfährt 
dadurch inſofern leine Veränderung, als der mili— 
täriſche Aufwand in jenem der Geſamtmonarchie 
mit enthalten iſt, in allen übrigen Beziehungen 
aber das bosniſche Landesbudget, welches ſeit 1883 
den Delegationen zur Kenninis gebracht wird, 
finanziell u. ſtaatsrechtlich cine völlig ſelbſtändige 
Exiſtenz führt. 

Die Ausgaben der gemeinſamen Verwaltung 
betrugen (j. Tabelle I auf S. 90): 

Die eigenen Cinnahmen, durd) deren Abzug 
von den Gejamtausqaben die voritehenden Neito— 
jiffern entjtanden find, find bei dem gemeinjamen 
F. M. u. Oberften Rechnungshof unbedeutend; bei 
dem Miniſterium des Außern bewegen ſie ſich in 
wechſelnder Höhe zwiſchen 230.000 K (1892) und 
2,182.000 K (1877). Sn der Heeres- (Marine=) Ver⸗ 
waltung bewegen fte ſich zwiſchen 13°2 (0°4) Mill. K 
1871 (1869) und 48 (0°18) Will. K 1887 (1875). 
Die nachfolgende Tabelle LI enthalt eine furge Uber- 
ficht Der Ausqaben der Kriegsverwaltung in der Zeit 
von 1848 — 1867. 


Tabelle L. 
Die Nettoausgaben der Kriegsverwaltung 




















betrugen: 

abr I Wiillionen abe Millionen 

| Gulden | Gulden 
1848 749 1858 1087 
1849 1435 1859 223°7 
1850 1182 1860 1786 
1851 120°3 1861 164°1 
1852 109°7 1862 13900 
1853 1117 1863 115°9 
1854 19374 1TR64 1303 
155 | 207°0 1865 ORS 
1856 1216 1866 230°7 
1857 111°2 1867 OR 





Hur Decung der Ausgaben dev gemeinjamen 
Angelegenheiten jtehen mit Ausnahme der gering- 
fiigigen eigenen Einnahmen der gemeinjamen BVer- 
walfungszweige (aufgezählt bei Ulbrich, Staats- 
recht der öſterr.zungar. Monarchie, 2. Aufl. § 17) 
keinerlei eigene Einnahmen zur Verfügung. wat 
iſt das Zollgefälle als gemeinſame Einnahme 
erklärt, allein die geſamte Zollverwaltung erſolgt 
innerhalb der Teiljiaaten, die Zolleinnahmen find 
Einnahmen derielben und nur das Reinertriignis 
wird von den Reichshälften an die gemeinjamen 
Finanzen abgefiihrt (j. Art. „Abgaben“ u. ,,Zoll- 
recht’’). Der nach O59 der Reinerträgniſſe des Yoll- 

efälles unbedeckt verbleibende Reft des gemeinjamen 
ufwandes ijt von den beiden Reichshälften nach 
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einem beftimmten Verhältniſſe gu deden, welches 
in der Praxis als das Ouotenverhaltnis bezeichnet 
wird (j. Urt. „Quoten“). Dasfelbe betrug urſpüng— 
lich fiiy die Reichsratsländer 70, für die Lander der 
ungar. Krone 30%, von 1878 an wurden ju Lajten 
der Lander der ungar, Krone 2% voriweg abgesogen 
und der Rejt im Verhältnis von 70:30 aufgeteilt. 

Seit 1900 ijt dieſe Quote durch die periodiſch 
wiederholten Allerhöchſten Handjdhreiben mit 664%)/,, 
und 334/49 % feftgelest, d. i. alfo unter Einrechnung 
des 2%igen ungar. Beitrages, fiir Ojterr. 65°6%, 
für Ungarn 344% des durch die Ouoten au 
dDedenden Aufwandes. 

Der gemeinfame Staatshaushaltsetat ijt daher 
im Weſen cin Nachweis des Bedarjeds der auswär— 
tigen Verwaltung und der gemeinjamen Kriegs— 


Finanzweſen. 


verwaltung, aus welchem durch Abzug der eigenen 
Einnahmen und der is oil des Zollgefälles 
ledighid) die Quoten der beiden Reichshälfien er- 
mittelt werden. 

Jn den Finanggefepen der beiden Reichshälſften 
fommen die Duotenerjordernijje in Mapitel VI bei 
den Reichsratsländern und Rapitel LV bei den Län— 
dern der ungar. Krone vor. Da nun, wie erwabhnt, 
aud) die Zolleinnahmen volljtindig in den beiden 
Staatsbudgets enthalten jind, jo umfajjen die bei- 
den Staatshaushalte zuſammen, dem ziffermäßigen 
Ausdrucke nad, das gejamte F. der Monardic 
mit Wusnahme der geringfiisigen gemeinjamen 
Verwaltungseinnahmen. Der Unterjdied von dem 
Budget eines Cinheitsftaates befteht nur darin, 
daß an Stelle deS Etats der auswiirtigen und der 


Tabelle IL. 
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telativ 
Prosent in 1000 K Projent 
| 
| 4- 06 4- 71.714 | +124 
— 23 + 53.9294 | + 1 
— 35 + 76.943 | +1271 
23 «Cl +- 44.786 +- 67 
— 4 4. 26.960 | 4- 38 
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+27 | + 33898 | + 4:4 
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11 || — 7.206 — OF 
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gemeinſamen Kriegsverwaltung das Nettoerforder— 
nis für die gemeinſamen Angelegenheiten in eine 
Summe zuſammengezogen und um den Anteil 
am Zollgefälle vermindert erſcheint. Das eigen— 
tümliche ſtaatsrechtl. Verhältnis, daß die Vertre— 
tungstörper der Reichshälften in der Weſenheit über 
die geſamten Einnahmsquellen der Monarchie zu 
beſchließen haben, während der bedeutungsvollſte 
Teil der Ausgaben, das Kriegsbudget, ihrer un— 
mittelbaren Kompetenz entzogen iſt, kommt in 
dieſer Geſtalt der Finanzgeſetze zum prägnanteſten 
Ausdruck. 

Aus dem rt dy ergibt fic) auch die mate- 
tielle Abhängigkeit der Reichshälften vom gemein- 
jamen Budget: auf diefelbe wird in den letzten 
Jahren in der Weiſe gebiihrend Rückſicht genom— 
men, dak die Deleqationen meijt im Gommer oder 
ju Beginn des Herbjtes den Voranſchlag des jolgen- 
den Jahres erledigen, während den beiderjcitigen 
BVertretungsfirpern das Budget gewöhnlich in den 
lepten 2 oder 3 Monaten des Jahres vorgelegt wird. 

Die geſchilderten Verbhiiltnifje laſſen erfennen, 
wie tiej das Berhiltnis der Beitragsleijtung gu 
den gemeinſamen Angelegenheiten in die Finangen 
beider Reichshälften eingreijt. Wir behandeln daher 
die Grundlagen diejes Berhaltnijies in einem be- 
jonderen Ariikel. 

Underjeits faun dieſer Organismus nicht ver= 
ieblen, die —— wachzuruſen, daß die Bue 
weijung der Beſchlußfaſſung über die Ausgaben 
des Kriegsbudgets und iiber die gur Bedecung 
erforderl. Einnahmen an veridiedene geſetzgebende 
Körperſchaften leicht die Quelle dauernder Zerrüt— 
tung des Geſamthaushaltes werden könnte. 

Die Geſchichte der öſterr.zungar. Finanzen ſeit 
1868 hat glücklicherweiſe dieſe Beſorgnis nicht 
gerechtfertigt. Wenn aud) nicht ohne Kämpfe u. 
Miicjille haben fic) dod) die Finangen der Mon— 
archie im dieſer Beriode, namentlich im vorlepten 
Jahrzehnt, in der erfreulidjten Weiſe gebeſſert und 
den erreichten giinftigen Bujtand, wenn aud) unter 
Aujfredterhaltung ſchwerer Steuerbelaftung der Bee 
vilferung, bis zur Gegenwart aufrecht erhalten. 

Ill. Der dtaats aushalt der im Reichsrate 
vertretenen Königreiche u. Lander. Cin wichtiges 
Merkmal fiir die Gewijjenhajtigfeit u. Ordnun 
der Finangverwaltung ijt das Verhiiltnis dev wirkl. 
Ergebniſſe der Finanggebarung gu den WAnfipen 
des Boranjdlages. e Zabelle II] auf S. 92 
gibt dariiber injofern cine ſehr berubigende Aus— 
kunft, als fie zeigt, dab in den ReidSratslindern 
mit der eingigen durd) die Bewegung der Zucker— 
jteuer bedingten Musnahme des J. 1888 die prii- 
liminierten Einnahmen ftets u. zw. meijtens ſehr 
etheblich iiberjdjritten wurden, während die Aus— 
gaben in 12 Jahren binter dem Voranſchlage zu— 
tiidblieben und in 19 Jahren nicht mehr als 2-7 % 
Überſchreitung zeigen. Nur in 3 Jahren finden ſich 
ſtärlere Uberjchreitungen u. giv. 1887 3°6%, 1884 
41%, 1878 infolge der bosniſchen Angelegenheit 
161 %. 

Allerdings find bei diejer auf den Rechnungs—⸗ 
abj@liiffen berubenden Berednung alle auf Nach— 
tragSfrediten berufenden Ausgaben al’ vorherge- 
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fehene eingejtellt. Qerner find die aus dem Bor- 
jahre iibertragenen Rreditrejte dem Boranjchlage 
zugezählt, dagegen die auf das fiinjtige Jahr über— 
traqenen von demſelben nod nicht abgerechnet; 
Dicje tibertragenen Nreditrejte betragen 1901 561, 
1902 71°3, 1903 84°4 Mill. K. Dagegen ijt die 
Bebarung auf Grund des Inveſtitionspraͤliminares 
(1897-1900) in der etatmäßigen Hebarung nicht 
inbeqriffer. 

Viel wichtiger aber find die Fortichritte in 
materieller Begiehung. Die Tabelle 1V auf S. 94 
enthalt cine Uberjicyt der geſamten etatmäßigen 
Ausgaben u. Cinnahmen jowie des Nettvergeb- 
nijies des Staatshaushaltes von I868—1903. Sn 
dev Lepten Kolonue find feit 1873 die Geſamter— 
gebnifje dev etalmäßigen u. i We- 
barungen beigejept, jo dah fic) aus dem Bergleic) 
diejer legten Kolonne mit der vorlesten der Betrag 
evgibt, dex durch außerordentl. Wittel, in erjier 
Linie natürlich Aufnahme von Schulden, bedeckt 
worden iſt. 

In den J. 1873—1875 find hier die Beträge 
cingeltellt, weldje aus den Kaſſebeſtänden zur Be- 
ſtreitung der Ausgaben verwendet wurden und 
in den Rechnungsabſchlüſſen den etatmäßigen Ein— 
nahmen zugezählt wurden. 

Dieſe Tabelle gibt ein äußerſt anſchaul. Bild 
der Gefchichte des öſterr. Staatshaushalted. Qu 


=} eriter Linie läßt fie die fiir dieſe verhaltnismapig 


furge Beriode ſehr bedeutende Entwicklung der 
Groͤße des Staatshaushaltes erlennen. Wber auch 
die Wechſelfälle der öſterr. — ſpie⸗ 
geln ſich in dieſen — wieder. Die Pe— 
viode des wirtſchaftl. Aufſchwunges 1868 — 1872 
findet in einer Reihe von Überſchüſſen der Finanz— 
— ihren Ausdruch, die noch ausreichen, die 

eſizite Der 3 folgenden Jahre aus den Kaſſebe— 
fttinden gu deden. Jn den auf 1875 folgenden 
Jahren werden die unbeilvollen Wirkungen der 
wirtſchaftl. Rrije aud) deutlid) erfennbar. Durch 
den Aufwand fiir die bosniſche Offupation ver- 
ſchärft, erreichen die Abgänge in den J. 1878 u. 
1879 mit 1858 u. 120°3 Mil. K ihren Höhe— 
puntt. Nod) weitere 6 Jahre find erforderlich, bis 
endlid) im J. 1885 eine entjdjeidende Beſſerun 
zu Tage tritt, der fofort cine nur mehr — 
2 Jahre des Deſizites unterbrochene Reihe aftiver 
——— jolgt. Dieſer voriibergehende 
Rückfall auf Rechnung des Kriegsbudgets zu 
jepen, welches durch Die 18387 — 1888 drohenden 
friegerijdjen Verwicklungen ju erhöhtem Aufwande 
gendtigt war. 

Das Jahr 1901 zeigt bereits den Beginn einer 
Periode gervingerer Elaſtizität des Staatshaushal- 
teS an. 

Jn den auferordentlidh ſchwankenden Ziffern 
der fepten Kolonne fpiegelt fic) unter anderem die 
Mebarung der Balutarejorm, ein Thema, auf das 
an dieſer Stelle nicht —— werden fant; 
ge umfaßt diejelbe die Gebarung auf Grund 

Inveſtitionsbudgets. 

Die Summe der Abgänge der ganzen Periode 
betrug 956°0 Mill. K, jene der Überſchüſſe 708-9 
Mill. K, die ungededte Difſerenz 247°1 Will. K. 
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Finanzweſen. 





Tabelle IV. 





Die geſamten 
etotmahgen Aué- 


QJabr gaben betrugen | 


| i in Taufenden 






Bilanz der etat+ 
mafiqen und augers 


| 





Die gefamten Bilan ttatmafiaen 
etatmaßigen Cine der etatmagigen | Gebarung, überein · 
nahmen betrugen Gebarung immend mit der 


Beweaung der 











1868........ 649.936 
1SOD yk) ks ode 600.959 
664.665 
WOTU = eer See 691.291 
Cy er 706.076 
Te atc Ae 797.703 

iS . 800,496 
INT es her ee 783.528 

i, eee 831.809 

2 eae 830.957 
LOB ise: — 1,007,024 | 
a ee 909.841 | 
PIO 62 5 Ga -45- oot 864.150 | 
1881. : 950.287 
(00S Pe 4 se , 1,014.577 
(OAS sek — / 1,029,734 

| 1884. ....0.0- 1,085.911 | 
1885. ....04. 1,058.917 | 
eS ee 1,043.861 — 

is67. aon we cd '  1,133.728 | 

| MO as! Se Cage aaa 1,134.604 

| 1889. 1,102.507 

LOWS. aha: paces L995 | 
LOGE oan este | 1,174.183 | 
it. rns | 1,221.332 
903... 2.05 1259.625 
1894 . 1,280.485 
1895. .... 1,329.526 
1896 . | 1,378.031 
1897 . 1,417.304 
wOB. Ll. ——-1,520.333 

J 1,538.099 

idoo. 1,605.195 

JJ 2 eae c 1,666.81 1 

1902. 1,715,317 
OUR ga A 1,759.686 





Die Staatsſchuld u. aw. die Summe der allg. 
Staatsſchulden und der Schulden der Reichsrats— 
lander betrug Unjang 1868 2712 Mill. fl. — 
5424 Mill. KR, Ende 1900 8820 Mill. K, Ende 
1902 9091 Mill. K. 

Die Zunahme betrigt daber von 1868 —1902 
3666 Mill, K, der allerdingS das Schwinden der 
Bantnotenfduld (1902 nod 5 Mill. K) gegen- 
liberfteht. 

Dieſe die Summe der Whgiinge weit überſchrei— 
tende Bunahme der Verſchuldung erklärt fic) durch 
den Bau und die Erwerbung jablreider Eiſenbah— 
nen, durd) anderiveitige Inveſtitionen und durd 
bie Rojten der Balutaregulierung (vgl. Art. 
„Staatsſchuld“ und die Jahresberichte der Staats— 
jdjuldenfontroflfommiffion des Reichsrates [fiir 

















Raflerefte 
von Rronen 

650.503 J 567 — 
646.385 | - 45.426 = 
711.141 || ++ 46.476 J | 
712.594 - 21,303 — | 
734.412 L- 98,336 ; 
797.703 ° 24.762 | 
800.496 — - 40.654 | 
783.528 I 14.078 | 
762.836 | - 68.973 4~ 7,628 | 
776.261 | — 54.696 - 20.444 
821.194 -- 185.830 + 12.507 | 
789.532 - 420,309 — 11.418 | 
844.394 -- 19.756 -+- 97.719 | 
884.666 ~ 74.621 -+ 25.358 | 
972.157 | - 42.420 + 50.900 
978.064 | — 51.670 — 19.310 
1,020.810 — 65.101 + g41a1 | 
1049152) — 9.765 — TOT | 
1049407 | + 5.546 + 21.637 
1,057.46 | — 76.182 ++ 28.085 
1,027.38) | — 107.219 — 62.937 | 
1,124.787 - 22.980 4+- 27.529 
1,163.629 | 44.434 | + 45.131 
1,201.417 - 27.234 | + 27.283 
1,235.395 + 14.063 | + 14.067 
1,318.325 4+- 58.700 + 58.700 
1,320.609 + 40.124 | 7.763 
1,396.706 -- 67.180 | — 31.748 
1.415.695 || + 37.664 | -++ 5.554 
1,482.203 '  -+-- 64.899 (  +- 91.824 
1,563.648 + 43.315 | — 18.978 
1,598. 126 + 60.027 | — 78.155 
1,654,232 +- 49.037 — 27.615 
1,686.785 | + 19.974 | +117.830 | 
1,727.585 - 12.968 | +- 10.135 
1,757.792 1.894 4.313 


1901, S. 1636 des jtenographijden Protofoles 
ded A. H., XVII. Sejfion)). 

Einem näheren Eingehen in die Details der 
angefiihrten Siffern find im Rahmen der vorlie- 
genden Urbeit duberit enge Grengen gezogen. So 
erjordert die Unterjdeidung, inwieweit die anges 
führten Bilangen die Rejultate der regelmäßigen 

inanjgebarung find oder nicht, ſehr eingebende 

tudien, die bei der Einridjtung der Voranſchläge 
u. Rechnungsabſchlüſſe der gemeinjamen Finanzen 
und ber Reichérate lander | arse dda ind, weil 
die Darin durchgeführte Unterſcheidung der ordent- 
lidjen und auperordentl. Ausgaben in erjter Ginie 
nur auf das finangtecdnijde Moment der Verwen— 
dungSdauer geftiigt ijt und feinem finangwirtichaftl. 
Grundjage vollfommen entipricdt. 


95 


Finanzweſen. 
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Die Tabelle V auj S. 95 zeigt nad den im 
Statiſtiſchen Handbuch veröffentlichten Daten die ge— 
jamten Staatsausgaben nach folgenden Hauptver— 
wendungszweden geqhedert: Hofitaat u. Kabinetts— 
fanglei, qemeinjame Ausgaben, öſterr. Verwaltung, 
Staatsjchuld. Jedem Ausgabszweig ijt der Prozent⸗ 


Finanzweſen. 


ſaß zu den Geſamtausgaben und der auf den Kopf 
der Bevöllerung entjallende Betrag beigefiigt. Die 
Labelle bildet cin Gegenſtück gu der im Wrt. „Ab— 
gaben” enthattenen ähnl. Tabelle über die Mbgaben. 
Beizufügen ijt, dah unter „gemeinſamen Ausgaben“ 
nicht nur die Quotenbeitriige, jondern aud) die Über— 


Tabelle VI. 












































I | | | Ginange | | 
vei vberwal⸗ 
| eee Staats | tungs= Staats Landese · Juſtiz⸗ 
‘sealtuna. e B— 
Jobe yr aad ban, randwehr Kultus ee iditieGtich und ' fdblichtig® | n> 
|| eit, Gen Waffer- Steuer | sermers Pferbes | Straf> | 
barmerie ban | dimter und) bung sucht | anftatten | 
| | inang« | | 
wache 
in Tautenden von Rrouwen 
' 
18S. IS.064 0 12.561 - | Yall D245 | — — | PHO 19.428 
1869... | 13.799 | 13.190 88 | 3.671 | 6.434 | — | 2611 | 25.796 
INTO. 1.665 | 14.700) G.TS dS Sd | 3.242 | 27.057 
187i. 17.484 14.764 5 8. 100 2.9790 10.38 2.900 | 27.640 
IS72 . 20.559 17.002 | 9.606 | 3.740 | 13. 285 3.724 | 30.661 
1873 . 23.035 | INd81] Gos | get | 12.702 | | 4.016 | 29.610 | 
1674. 26. 533 18. 84 9. 361 4.0565 | 1.090 - | 35.743 4.084 | 38.502 | 
1875. 24.022 18. 118 8532. 2A88 | 17.118 — | 44.715 4.5838 | SS.085 
ISTH. 24. 147 | 18,089 S220) 2.4608 | 17.460 | 1 O55 4.083 | 39.907 
1877 . 24.530! 16.120) S472] 1477 15872) — | 21.646 | 3,758 | 39.334 | 
ISTS . 24.109 9 15.132 7.501 2. 170 ASAD 8.757 3.352 | 30.432 | 
ISTH...) 24.224 1 14.923 7485 2476 13.377 TDi 3.357 | 38.527 
1880. .. 24.779 | 15.456 7.608 2.240 | 17.609 | 4.027 3.698 | 39.353 
ISS]. | 25.517 | 16.105 TODD 2810 | 133336 28.140 | 10. 131 4.440 | 39.644 
| JR8Y . 25.807 | 15,828 R254 776 | 21.062 27.774 | 19.384 4.240 | 38.072 
1883 25.693 | 17.160 7.027 2.008 | 22.502 ) WAST | 44.4172 T.589 | 38.072 | 
TARS 26.448 | 17.651 | 8.528 | 2.408 | 22.862 | 26.095 | 64.283 | 6.670 | 38.520 | 
ISSh . 26.104 | 17.254 | S820 | 2811 | 21.967 | 26.278 | 12.821 | 8.473 | 38.553 
1886. 26.420 | 18.039 QD 3410 | 22.301 | 26.208 | 19.080 9,221 | 38.920 | 
S87... . | 26.903 | 17.774 | 20.780 BROS | 22.687 | YHODT | 18.204 9.194 43.401 
SSK... | 27.152 | 17.051 12.560 a202 | 21.085 | 27.803 | 16.935 | 8.211 38.163 | 
| ISRO. 2.) 27.204 | 18.698 | 17.610 5.822 | 22,740 | 28.749 | 10.052 | 6.706 | 38.452 
1890 . 27.946 | 18.957 | 24.252 5.G85 | 23458 | 30.227 | 11.734 | 7.056 | 38.750 
| Isl. Oe 31 19.260 24 868 6.2821 24. 324 31.406 4.317 ! 7.202 | 39.193 
1xn2. SUG | SOAP! | 2.184 6. 17 25. 111 38.079 2.132 8.124 | 40.701 
| St . 4.405 | YESOO | 22.073 6.502 | 26. 104 | 34.347 6.591) 7456) 40454 
Ist . 33.426 | 10.55% | 22.008 6.455 | 27259 | 34.780 | 12.085 | s.011 | 41.025 
| 1895. 44. 223 20. 1471 20.708 FIV | 80.572 37.227 7.742 7.672 | 41.638 
| 18M...) 3453 | 20.623 | 28.804 | 7.600 | 31.671 | 38.062 | 8.088 | 8.591 | 42.636 
soy. . . | 36.503 | 21.976 | 33.049 { 7.286 | QR.285 | 41.655 3.398 9.388 | 44.665 
Invel⸗ 160 5.686 J — 2.002 4411 2.8965 — 740 
14398 4. 4425 23. 500) 31.205 TAGS | BL.707 | 44.920 84 9,990 | 22.488 
Inv.. 166 2.240 — = 2.005 280 3.90 — |} 462 
189 30.500 | 26.082 | 33.054 1 TSO0O | 44. 413 46.707 | 3] 12.159 | 53.764 | 
| Quw. . — 1.987 11 - 1.465 | 1 | 12.624 — 139 
| 4900. 45.074 | 27.430 | 36.9018 | 10.612 | 43.046 ¢ 54.401 | 1 | 11.557 | 62.351 
| Inv.. 12) 3.300 1.250 — 683 — 9. 140 — | 2904 
1901 . DL.601 | 28.087 | 3.350 5 11.468 | 44.608 | 56,162 | 3.334 | 11.909 | 66.180 
Inv.. 1845 302 | 523 73 | G.827 — — 
1902.. 20. 260 YASBU | 40. b12 10.091 ) 47.839 | 7.82 1 | 13.557 | 68.682 
| Inv... 492 13 — 992 199 ) 19.418 — | — 


) Die mit der Bezeichnung „Jab.“ angeſührten Ausgaben find jene, welche auf Grund der Inveſtitions ; 


praliminarien verrechnet werdeu. 
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ſchüſſe des Zollgefülles und die vom Ärar der Reichs— 
ratsländer eingehobene und als gemeinſame Ein— 
nahme verrechnete Einkommenſteuer des öſterr. Lloyd 
verſtanden werden. Eine Überſicht über die reinen 
Quotenbeitrage ſ. im Art. Quoten“. 

Die Tabelle VI auf S. 96 enthält ein grö— 
fered Detail hinſichtlich einiger wichtiger Ausgabs⸗ 
zweige, jedod) nur in abjoluten Zablen. Die Ziffern 
jind ebenfall8 aus den im Statijtijdjen Handbuch 
verbfjentlichten gebildet. Den Ausgaben fiir die po- 
lit. Berwaltung jind jene fiir die öffentl. Sicherheit 
u. Gendarmerie zugezählt, die Ausgaben fiir Staats= 
baudienjt, Strajenbau u. Waſſerbau jind in eine 
Rolonne zuſammengezogen; ebenſo werden die feit 
1881 ausgewiejenen Ausgaben fiir leitende Finanz— 
behirden, direlten Steuerdienjt, Evidenghaltung des 
Grundfteuerfatajters, Finanzwache u. Steuerämter 
in eine Summe als Finangverwaltungsfojten ver— 
einigt, endlid) wurden aud) die Ausgaben fiir Lan— 
deStultur u. StaatSgejtiite ufw., dann jene fiir die 
Qujtigverwaltung und für die Strafanjtalten in je 
eine Summe vereinigt. 

Die Ausgaben fiir die gemeinjamen Angelegen— 
Heiten find, die Sabre militarifder Unternehmungen 
oder Riijtungen (1878, 1879, 1882, 1887) ausge= 
nommen, in ihrer relativen Bedeutung bis 1888 
ziemlich jtabil, indem diefelben zwiſchen 23°42 % 
(1881) und 26°49% (1874) ſchwanten. Geit 1888 
zeigt fic) ein kaum unterbrodjener Riidgang der 
relativen Bedeutung diejes Aufwandzweiges, der 
1900 nur mebr 14°63 % ded Gejamtaufivandes be- 
anjprudt. Wbgejehen von der jeit 1900 günſtige— 
ren Quote ijt die Urſache hauptſächlich in dem un— 
verhältnismäßig raſcheren Aufſchwung der nicht 
gemeinſamen Ausgaben zu ſuchen. 

Der Aufwand fiir den Hofſtaat und die Ka— 
binetistanzlei iſt, ſofern das J. 1873 außer Be— 
tracht bleibt, nahezu ſtabil, jener für die Zivilver— 
waltung bat ſich abſolut in beſcheidenem Umfange 
vermehrt, iſt aber bis 1892 relativ etwas zurück— 
geblieben, um ſeither mit raſchen Schritten auf 
48°56% hinanzuſteigen. 

Der Aufwand für die Staatsſchuld hat im J. 
1892 mit 46°17 % ſein relatives Maximum erreicht 
und ijt jeither, wiewohl abjolut nocd gewachſen, 
in jeiner relativen Bedeutung auj 34°88 % guriid- 
geqangen. 

n der Tabelle VI erregt das gang iiberwie- 
gende WadStum der Wusgaben der Unterrichts— 
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verwaltung und der Landivehr in erjter Linie die 
Uujmertiamfeit des Beobadters. Ju entgegenge- 
feptem Ginne bemerfengivert ijt der beſcheidene 
Raum und die giemlid) ungleichmäßige Bewegung, 
welde die Uusgaben fiir LandeSfultur aufweiſen; 
dod) ijt bier nicht gu überſehen, daß gerade diejer 
Verwaltungsgweig fein Schwergewicht in der Lane 
desverwaltung hat. In der Juſtiz⸗ u. Finanzverwal⸗ 
tung madjen fid) die Folgen der Zivilprozeß- u. 
Steuerrejorm in —— unahme des Aufwandes 
bemerklich. Die übrigen Verwaltungszweige zeigen 
eine ziemlich gleichmaͤßige Erhöhung der Ausgaben, 
natürlich mit Ausnahme des Aufwandes fiir den 
Bau und die —— von Staatsbahnen, deſſen 
Entwidlung naturgemif von jener der übrigen 
gweige der Verivaltung verſchieden iſt. 
ie neueſten großen Staatsbahnbauten kom— 
men in der Tabelle noch nicht zum Ausdruck. 
Erwähnung verdient der Umſtand, daß ſich die 
2. Hälfte der Siebzigerjahre in allen Zweigen, mit 
Ausnahme der Juſtizverwaltung und des Staatd- 
eiſenbahnbaues, als eine Periode großer Sparjam= 
feit darſtellt. : 
Bur befjeren Wiirdigung der vorjtehenden Über— 
jichten fiber die Staatsausgaben fei nod) beigefiigt, 
daf die Tafeln sur Statijtit der Hfterr.-ungar. Mon- 
archie fiir 1847 an Wufwand der KriegSverwaltung 
(netto) 52°2 Mill. jl, 
der polit. Verwaltung in den jpii- 
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teren ReichSratslindern 79 — 
der a aa ebendDa . . 1°30 oy 
ber Juſtizverwaltung ebenda 207. sg 


ausweiſen. 

Die unten folgende Tabelle VII zeigt endlich 
den Aufwand für einige wichtige Verwaltungszweige 
in den J. 1851, 1858, 1865 fiir dieſelbe Länder— 
qruppe. Die fiir die Finangverwaltung ausgerie- 
ſenen Siffern find nicht gleidartig, weil erjt fiir 
1865 eine Trennung de8 Finangveriwaltungsauj- 
wandes im e. S. durchgeführt ijt, welche es — 
licht, für dieſes Jahr eine den in Tabelle 
ausgewieſenen Ausgaben gleichartige Ziffer zu ge— 
winnen. 

Unter den Staatseinnahmen fommt befannt- 
lid) eine iiberwiegende Bedeutung den Ubgaben ju; 
hinſichtlich derjelben jf. den Wrt. „Abgaben“. Die 
finangielle Bedeutung der iibrigen Einnahmszweige 
ijt verhaltnismapig gering; einen Uberblic der wi 
tigiten gibt bie Labelle VILL auf S. 98. 




















Tabelle VII. 
Bolitiiche fo | 
| Berwaltung in oe: Kultus Finang: Juſtiz 
| den Läudern, Stratenbax, und verwaltung in Landeskultur (ohne Strafs 
Qabr | —— — Unterricht den Laudern anftalten) 
in Taufenden von Gulden 
: 
1851 | 12.946 7.049 1.635 11.617 | 79 | 10.897 
| 
1858 15.117 7.977 2.873 13.811 171 | 6.325 
| | 
| 1865 14.317 6.860 3.808 9.511 220 3.774 


i 
Siterr. Staatéwirterbud. 2. Aufl., 2. Bd. 
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Tabelle VIII. 
Nettoeinnahmen aus: 
Staatsforſten Staats· Bok | 
Jabr | D 5 Montanwerken cijenbabndetricd | und Telegraph | Staatedruderei Müngzweſen 















































| 

1868 3261 | 3670 295 2.754 306 | 890 
1869 2600 | 4344 66 2.988 | 601 | 537 
1870 3281 2042 145 2.307 136 3 
1871 3219 9393 109 3.255 | 93 80 
1872 3332 | 1092 | — 1D 2.554 199 680 
1873 2002 2163. | + 228 98 | 140 244 

| 1874 1233 2383 | 141 5.480 + 108 419 

| 1875 | 1968 1441 | — 410 | — 2.916 156 — 1002 

| 1876 1706 1922 + 120 2.358 138 +- 368 
1877 864 — 20 — 595 | + #448 128 1356 
1878 346 + 1417 — 1.086 857 193 305 

| 1879 481 202 — 650 2.829 39 512 

| 1880 | 1109 | 823 — 105 4.264 L 195 | 120 | 

| 1881 634 1368 + 129 7.275 bs 77 «| 

| 1882 538 1208 384 7.200 225 | 190 
1883. |) 1089 1348 — 7.032 7.502 347 107 

| 1884 | 1076 1960 — 21.870 7.163 89 176 | 

| 1885 |) 1078 2359 — 24.313 7.369 263 130 | 

/ 1886 |) 901 2444 — 16.771 7.517 491 104 

| 1887 883 3222 — 7 6.838 435 230 
1sss | 1324 | 2613. | + 14.263 7.299 668 216 

| 1889 | 986 2397 25.598 8.686 | 141 366 
1890 | 610 2575 | 23.660 | 7.688 ay 97 
1801 — 4093 1726 | 14.241 | 6.652 — 1620 131 
1892 4+ 319 1667 7.664 2.485 — 913 | 42 | 
1893 | 574 1868 17.581 | 6.160 — 57 
1804 581 | 741 38.203 6.927 — 699 130 
1895 767 953 32.467 | 6.653 + 539 374 
1896 1618 2070 48.311 — 5.262 | 413 360 

| 1897 1520 982 62.922 — 7.890 287 283 
i998 | 1241 | — 651 61.032 | 12.172 | 214 8 

1899 1359 4+ 3341 | 56.044 13.634 978 29 

| 1900 | 1460 1494 48.675 9.306 1125 71 
1901 958 — 185 46.241 | 5.628. | 922 R2 

| 1902 | 74 — 1510 54.076 | 3.253 | 789 45 


IV. Das F. der Selbſtverwaltungslörper in 
den im Reichérate vertretenen Königreichen u. 
Ländern. Die Finangen der Selbjtverwaltungs- 
firper jind jormalredtlid) von den Staats- (und 
ReichS-) Finangen vollitindig unabhiingig. Die Vor- 
anſchläge und die Rechnungsabſchlüſſe Der Linder 
jowie der Selbjtverwaltungsforper jtehen mit den 
Staatsvoranjdligen in feinem formalen Sujammen- 
hange, die Finangverwaltung wird, von eingelnen 
unten ju erörternden Wusnahmen abgejehen, von 
den eigenen Organen der Selbjtverwaltungstirper 
bejorgt. Die Haushalte der Selbjtverwaltungstir- 
per niederer Ordnung unterjtehen dagegen einer 
gewiſſen Aufſicht des L. A. 

Jn der Finanzverwaltung findet ein Eintreten 
der Staatsorgane fiir die LandeSorgane injofern 
ſtatt, alS die ftaatl, VerwaltungSorgane die Lan- 
deszuſchläge gu den lauſenden Steuern vorſchrei— 
ben, einbeben u. eintreiben, unter Umſtänden aud 


gewifje LandeSausgaben, wie Landesidhulausgaben 
u. dgl., von den Staatskaſſen fiir Rechnung des 
Landesfonds bejtritten werden. 

Verwideltere Verhältniſſe ergeben ſich zwiſchen 
der ſtaatl. Finanzverwaltung und den Selbjtverwal- 
tungSfirpern niederer Crdnung, indem einerjeits 
nicht felten jtaatl. Finangorgane mit den Staats= 
fteuern zuſammen die Zuſchläge diejer Körper er— 
heben, während anderſeits wieder die polit. Gemein— 
den zuweilen die Einhebung der direkten Steuern 
für ben Staat bejorgen. 

Außerlich unterideiden fich die Landesfinanzen 
pon den Staatsfinangen dadurdh, dak das Fonds— 
wejen (j. dort) und die damit in Zuſammenhang 
jtehenden Swediteuern in denjelben nod) einen ſehr 
bedeutenden Platz einnehmen, während dieje alte 
Form Hffentl, Wirtſchaft aus dem Staatshaushalte 
mit wenigen Wusnahmen gang verſchwunden ijt und 
die nod) bejtehenden Fonds, wie Religionsfonds u. 
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Studienjonds, dem allg. Staatshaushalte eingeglie- 
dert find. (Bgl. Ferd. Schmid, Das Fondsprinzip 
in der Landesverwaltung.) Nicht felten wird der 
wejentlichjte Teil der Landesfinangen fogar jelbjr 
als Landesfonds begeichnet, dem dann andere Fonds 
wie Grundentlajtungsfonds und andere gegeniiber- 
jteben, ein deutl. Erinnerungszeichen an die ebr- 
wiirdige geſchichtl. Vergangenheit und das hohe WUlter 
der Landeshaushalte, die den L. O. nur ihre Neu— 
geſtaltung, nicht ihre Entſtehung verdanken. 

Bei den polit. Gemeinden kommen leicht erklär—⸗ 
lidherweije die verſchiedenſten Formen ded F. vor, je 
nachdem es fic) um große Städte oder Landgemein- 
den — oft genug mit analphabeten Borjtiinden u. 
Geſchäftsführern —, um uralte Gemeinweſen oder 
um neugebildete Körperſchaften handelt. Zwiſchen 
dem Lande und der polit. Gemeinde ſtehen dann nod 
die jablreichen Haushalte der Bezirfsvertretungen 
(in Böhmen j. Mifdler, Der öffentl. Haushalt in 
Böhmen, Leipzig, Wien 1887), der Verwaltungs- 
gemeindert, Rultusgemeinden, Schulgemeinden und 
joblreidhert gu eingelnen Zweclen gebildeten Gemein- 
jhajten, Sanitätsbezirle, Straßenbezirle, Armen— 
bezirle, Waſſergenoſſenſchaften, Flußregulierungs— 
lg Ronfurrengverbinde u. dgl. Solche 

thinde werden inSbej. Dann nicht felten neu er— 
Tiditet, wenn fiir eine eingelne Verwaltungsaufgabe 
jowohl gewiſſe polit. Gemeinden oder Besirte als 
bas Land und der Staat zuſammenwirken jfollen. 
Hervorragende Verbiinde diejer Art find unter an- 
deren Der Donauregulierungsjonds, die Rommij- 
jion für Wiener Verfehrsanlagen u. a. 

Zwiſchen den Finangen der Selbjtverwaltungs- 
firper und den Staatsfinanzen bejteht aber ein 
tiejer inneter Zuſammenhang, der fic) dataus er- 
gibt, daß es die öffentl. Bedürfniſſe derjelben Be- 
vilferung find, fiir welche die Staatéverwaltung 
und die Selbjtverwaltung au forgen baben, Cine in 
der Sache jelbjt geleqene Scheidung der Aufgaben 
beider gibt es nicht, denn der Say, dah die Selbjt- 
verwaltung die Srtl. Verwaltungsaufgaben ju ers 
füllen Habe, fann nicht zur erſchöpfenden Richt— 
jdmur dienen, weil jede Verwaltungsaufgabe in 
ihter Ausführung ſich auf beſtimmte Ortlichkeiten 
bezieht; inwieweit fie aber von den Intereſſen die— 
fer örtl. Gemeinſchaft oder des größeren Gemein— 
weſens beherrſcht werden ſoll, das ijt eben die Frage. 
Die Anlegung einer Feſtung iſt für die zu befeſti— 
ende Stadt eine Lokalfrage von entſcheidender Be— 

utung und doch keine bloße Gemeindeangelegen— 
beit. Es läßt ſich kaum leugnen, daß das letzte 
Ziel der Verwaltung, die Iniereſſen der kleineren 
u. größeren Bevölkerungsgruppen an jedem ein— 
zelnen Verwaltungsakte in einer ihrer Wichtigkeit 
verhältnismäßigen Weiſe zu berückſichtigen, oft auf 
verſchiedenen Wegen erreicht werden kann. Man 
tann die Angelegenheiten der Selbſtverwaltung des 
fleiniten Streifes zuweiſen und durch gewiſſe ein— 
chränlende Beſtimmungen, Aufſicht, Kontrolle uſw., 
den Intereſſen weiterer Kreiſe Beachtung ſichern; 
oder man fann von einem größeren Kreiſe oder 
dem Staatsganzen ausgehen, und durch mannig— 
jaltige Mittel, wie Spegialbejtimmungen in alla. 
&., fontradittorijdes — Beſchwerderecht 
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u. dgl., Vorſorge treffen, daß die Intereſſen klei— 
nerer Kreiſe nicht iiberjehen werden. Welches Ver— 
jabren das richtigere ijt, wird niemand, der nicht 
mit vbrgefaßten Meinungen eines der beiden Schlag⸗ 
worte Sentralijation oder Dezentralijation auf po 
Fahne gejdrieben hat, nad einer allg. Regel be— 
urteilen wollen. Gefchichtlich iiberfommene Verhalt= 
niffe, die Gewohnheiten u. Neigungen der Bevölke— 
rung, die Natur der eingelnen Verwaltungsauf— 
—— der Geiſt, der bei den Verwaltungsorganen 
eS einen oder des anderen öffentl. Körpers herridt, 
werden dieſe Frage nad) der Natur des eingelnen 
Falles verichieden beantworten fafjen. In der Lat ijt 
die Ubgrengung der Verwaltungsaufgaben zwiſchen 
dem Staate und den eingelnen Selbjtverwaltungs- 
fdrpern ein Gebict, welches in jedem eingelnen 
StaatSwejen ſchon nad) der geichicht!. Entwidlung, 
dann durch mannigiace Zweckmäßigleitserwägungen 
u. Machtverhaltnijje bedingt. innerhalb weiter Gren= 
jen verjdhieden geregelt tit. Da ergibt ſich dann 
die namentlid) fiir Die Finanzen widhtige Folge: 
je enger die Aufgaben der einen Gemeinſchaft 
grengt find, deſto größer find die Mufgaben der 
anderen. Inſofern die StaatSgefepgebung dieſe 
Grenzlinie beftimmt, hat fie es in der Hand, durd 
die Enweiterung der Kompetenz der Selbjtveriwal- 
tungSfirper ihre eigene finangielle Mujgabe gu ere 
leichtern, gewiſſe Lajten auf die Selbjtverwaltung 
gu überwälzen. 

Unteugbar fieqt darin fiir die Finangen der 
Selbjtverwaltungstirper eine gewiſſe Gefahr. Dieje 
Wefahr wird um jo größer, wenn, wie es in den 
ReichSratslindern jeit dem J. 1848 der Fall ijt, 
weite Kreije in der Bevilferung und in den parla— 
mentarijdjen Bertretungsfirpern die Ausdehnung 
des „autonomen“ Wirfungsfreijes an u. fiir fin 
jreudiq begriifen und dadurd) leicht geneigt were 
en, die damit verbundenen finangiellen Opfer au 
unterſchätzen oder allzu bereitwillig gu iibernehmen, 
ohne fiir eine ſelbſtändige Wusbildung des F. 
Gorge au tragen. 

_ Die Finangen der pi danger alo in 
Diterr. laſſen die Folgen einer joldhen Entwidlung 
deutlich erkennen. 

Bom Beginn der parlamentarijden Verfaſſun 
an ijt der Wirfungstreis der L. T., anfniipjen 
an die recht geidichtl Entwidlung, ziemlich weit 
gezogen und in der Verfaſſung des F 1867 bat 
diejer Wirkungskreis noc) cine Erweiterung erfahren. 
Mod) viel folgenreicher ijt aber die ttn decioune 
des Kreiſes der BVerwaltungSaufgaben der Ge— 
meinden, wie fie namentlich durch und auf Grund 
des Gemeindegeſetzes 5 TIT 62, R. 18, ftattgefune 
den a Gegeniiber den häufigen Klagen iiber die 
Belajtung der Gemeinden mit Wujgaben des iiber- 
tragenen Wirkungskreiſes ijt es von Widhtigteit, 
hervorgubeben, daß eS gerade jene Aufgaben find, 
welche das G. gu dem jelbjtindigen Wirkungskreis 
der Gemeinde rednet, aus denen der Gemeinde 
die größten Laſten erwachſen. Merkwürdigerweiſe 
enthält das G. in Art. V bei der begriffl. Erläu— 
terung des ſelbſtändigen Wirkungskreiſes das Merk— 
mal, was innerhalb ihrer (der Gemeinde) Grenzen 
durd) ibre eigenen Kräfte bejorgt u. ausgefiihrt 
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werden kann“. Sofort folgt aber eine lange Reihe 
von BVerwaltungsaujgaben, darunter Geſundheits— 
— Armenweſen und die Gorge fiir Crridjtun 
rhaltung u. Dotierung der — 
gaben, die wenigſtens in der Ausdehnung, die ſie 
im Laufe der Zeiten genommen haben, die Lei— 
ſtun mags vieler Gemeinder mweitaus über— 
ſchrelten. Es wird ſchwer gu enticheiden fein, ob 
das gerwaltige Anwachſen der Lajten gerade diejer 
Verwaltungssiweige, dann der LandeStultur bei der 
Landesverwaltung auf allg. fulturelle u. jogiale 
Verhiiltnifie guriidgufiihren ijt, oder ob gerade der 
Umſtand, dah dieje Gebiete der Selbjtverwaltung 
iiberwiejen find, ihre rajche Entwicklung forderte. 
Ich glaube, daß dem erjteren Faltor der weitaus 
iiberwiegende Unteil gufommt, zumal da gerade 
im Schulweſen, wo das Intereſſe der Selbjtver= 
waltung fic) hervorragend betiitigt bat, denn d 
aud) der größte Aufſchwung auf das Reidsvolts- 
Idulgetes zurückzuführen it 
enn nun aber auch die wejentlichite Grund— 
lage der ſchweren Lajten der Gemeinden in dem 
jelbjtindigen Wirtungstreije gu fuchen 8 ſo haben 
dieſelben durch die teils von altersher beſtehenden, 
teils durch eine lange Reihe neuer Reichs- u. Lan— 
desgeſetze den Gemeinden immer von neuem zuge— 
wieſenen Funktionen des übertragenen Wirkungs— 
kreiſes eine beſtändige Vergrößerung erfahren. So 
wird die Mitwirkung der Gemeinden in Anſpruch 
genommen in folgenden Reichsgeſetzen: Über die 
Voltszählung, Betriebszählung, den öffentl. Sa— 
nitätsdienſt, in der Reichsratswahlordnung, in dem 
G. iiber die Matrifenjiibrung für Konſeſſionsloſe, 
in der Gew. O., in den G. betreffend die obliga- 
toriſche Erprobung von Handfeuerwaffen, die Rege- 
{ung der Ausveriäuſe, den Berfehr mit Lebens- 
mitteln uſw., die Rranfenverjiderung, Unfallver— 
jicherung, Eiſenbahnenteignung, Schneeabriumung 
auf Reichsſtraßen, Wajjerredt, Tierjeuchen, Rinder= 
pejt, Wildbadwerbauung, im Webhrgejege, Land— 
ſturmgeſetze, Pferdeaſſentierungsgeſetze, Cinquartie= 
235* Militärtaxgeſetze, Forſtgeſetze, in den 
G. betreffend die Abwehr der Reblaus, die Evi— 
denzhaltung des Grundſteuerkataſters, endlich im 
Straſprozeßgeſeße und im dem Komplexe der G. 
betreffend die Zivilprozeßreform und in der Exe— 
futionsordnung. Dazu kommen nod die Pflichten 
zur Mitwirkung bei der Beſteuerung, u. zw. bei 
den Erhebungen wegen Grundſteuernachläſſen bei 
Glementarjdaiden, bei der Gebäude- (Klaſſen- u. 
Zins-) Steuer, endlich die mannigfachen im Perſo— 
nalfteuergejebe normierten ee die Mitwir- 
fung in Berlaffenidafts- u. KuratelSangelegenhei- 
ten, bei Sujtellungen und bei der auf der faij. B. 
20 IV 54, R. 96, berubenden 109. polit. Exekution. 
Durch Landesgeſetze find beijpielSweife in N. 0. 
den Gemeinden weitere Pflichten auferlegt in der 
Landtagswahlordnung, im Schubgeſetze 15 XII 71, 
L. 43, Fiſchereigeſetze 261V 90, & 1 ex 1891, G. 
betrejjend Jagd u. Wildſchaden 19 V 89, L 16, 
Wildſchonzeitgeſetz 1911 73, L. 31, —— e⸗ 
ſetz 29 XII 80, &. 19 ex 1881, Jagdgeſeß 22 XI 
1901, &. 42 ex 1902, @. gum Schube gegen 
Raupenfdiden u. Maikäfer 10 XI 68, L. 4 ex 
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1869, G. gegen die Kleeſeide 2183, L. 31, G. 
—— die Blutlaus des Apfelbaumes 26 VIII 
99, L. 72, die Vertilgung der Feldmäuſe 30 V1 98, 
L. 44, G. betveffend Vogelſchuß 28 VIII 89, L. 27, 
(DObige Bujammenjtellung nad) einer feither vom 
M. F ergänzten amtl. Arbeit der n.⸗ö. Statt⸗ 
halterei.) 

So hat die Gciepgebung die von Anfang an 
anſehnl. Aufgaben der GSelbjtverwaltung immer 
mehr u. mehr erweitert und gablreidjer gemadt, 
und jo den Grund zu dem jtets u. raſch wachjen- 
den finangiellen Bedarf derjelben geiegt. 

Nicht die gleiche Aujfmertiamfeit wurde aber 
den autonomen Ginnahmen jugewendet. Die L. O. 
ehen zwar das Redjt des L. T. und die Gem. O. 

8 Recht des Gemeindeausſchuſſes vor, Zuſchläge 
ju direften und gewijjen indiretten Stenern ſowie 


od) | andere Umlagen gu beſchließen, und die redtl. 


M —— einer vollſtändigen u. ausreichenden Ent⸗ 
widlung der Einnahmen der Selbſtwerwaltungs⸗ 
körper ijt damit allerdings gegeben, es bleibt aber 
den L. T. und Gemeindevertretungen iiberlajjen, 
Die ,anderen Umlagen“, die sur Dedung des ge 
fteigerten Aufwandes erforderlich wären, aufzu— 
finden. 

Dieſer Zuſtand führte aus naheliegenden Grün— 
den ſowohl bei den Landesfinanzen als bei den 
Kommunalfinanzen gu einem einjeitigen in vielen 
Beziehungen höchſt bedentl. Uberwiegen der gue 
ſchläge gu den Staatsſteuern, bejonderS gu den 
direlten Steuern. 

Die domanialen Einnahmen erfuhren aus den— 
ſelben Gründen wie bei den Staatsfinanzen einen 
abjoluten und in nod höherem Maße einen rela- 
tiven Riidgang ; die Dedung eines immer größeren 
Teiles des Erjordernijjeds fiel dem Gebiete der Ab— 
gaben anheim. Die Cinfiihrung jelbjtindiger Ab— 

aben, wozu — fiir Cand u. Gemeinde — ein be— 
jonderes Landesgeſet erforderlich ijt, begegnet er= 
heblichen formalredtliden und namentlich finanz— 
techniſchen Schwierigleiten, erfordert einen verbiilt- 
nismäßig hohen Grad von Qntelliqens u. Tat- 
fraft ſowohl bei den Verwaltungsorganen als bei 
der Bevilferung; fo blieb denn faſt nur der finang= 
tedynijc) jo bequeme Ausweg des Steuerzuſchlages. 
Dak im allg. die LandeSverwaltungen dieſer 
Schwierigleiten leichter Herr wurden als die Kom— 
munalverwaltungen und unter diefen die großen 
ſtädt. Gemeinwejen leichter als die ländl. Gemein- 
den, ijt febr begreiflich. Sowohl fiir die Linder 
al& fiir die Städte bejtanden gum Teil von alters= 
her ſelbſtändige Abgaben; Perjonen, die geeignet 
jind, die Einjiihrung folder Abgaben anzuregen 
u. burdgujepen, ebenjo wie die Eg seg we 
Vorausfepungen hiezu finden fich hier viel leichter. 
Endlich jteht diejen großen Körpern in größerem 
oder geringerem — die Möglichteit der Er— 
richtung von Landes⸗ bezw. Gemeindeanjtalten offer. 

So ſehen wir denn in der Tat in zahlreichen 
Ländern neben älteren Bebilden, wie in Borarlb. 
det RermigenSfteuer oder in Tirol dem Getreide- 
joll, eine Reihe felbjtiindiger Gebiibren u. Ubgaben, 
namentlid) Luxusſteuern entiteben (vgl. Salzb., N. 
.). andesbanten, Landeshypothefenanjtalten, Lan⸗ 
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deSverjicherungsunternehmu 


en vermehren die jelb= 
ſtändigen Einnahmequellen. 


n neueſter Zeit be- 
die Länder nad) dem Vorgange Sieierm.s 
Lotalbahnweſen zu berückſichtigen. 

Ebenſo finden ſich in den größeren Stadt- u. 
Landgemeinden zahlreiche ſelbſtändige Abgaben, 
beſonders Gebühren, z. B. fiir die Verleihung des 
Bürgerrechtes, Muſiklizenzgebühren, Mietſteuer, 
Abgaben von Feilbietungen, Hundeſteuern, Marft- 
ſtandgelder uſw., ferner ſtädt. Anſtalten u. Unter— 
nehmungen, Gasanſtalten, Waſſerwerle, Sdlacdt- 
häuſer, Pferdebahnen und ähnliches. 

Den kleinen Landgemeinden ſind aber alle 
dieſe Wege ſo gut wie verſchloſſen und nur die 
Sparkaſſen bieten einen ſchwachen Anſatz zu Unter— 
nehmungen, die allerdings auch den kleinſten Ge— 
meinden nicht zugänglich ſind. 

Ein neuer — iſt auf dieſem Gebiete 
eingeführt worden durch das Perſonalſteuergeſetz 
25 X 96, R. 220, welded den Ländern — unter 
der Vorausjepung der Bejreiung der Perjonalein- 
fommenjteuer von autonomen Zuſchlägen, über⸗ 
weiſungen aus Staatsmitteln, Uberſchüſſe der Per— 
ſonalſteuern im Verhältnis zu den Realjteuerertra- 
gen in Ausſicht ſtellt; dieſelben haben —— im 
J. 1901 mit S67 Mil. K (— 624% der Real⸗ 
jteuern) ifr Maximum erreicht. Auch die letzte Er- 
höhung der Branntiweinjteuer (G. 8 VII 1901, 
RM. 86) führte gu einer Uberweijung an die Lander. 

Auf dem Gebiete der Bierbefteuerung ijt da— 
gegen die ra cr einer LandeSbierauflage in 
allen Ländern mit Wusnahme von Borarlb. vor- 
—- lepte Schritt der Entwicklung. 

rit die Rulunft wird erfennen lajjen, ob auf 
dem cingeidlagenen Wege eine gründl. Reform des 
F. der Selbjtverwaltungstirper tatſächlich — wie 
viele hoffen — erreichbar ijt. 

Hinſichtlich ftatijtiider Daten ſowie eingehen- 
derer Mitteilungen val. die Urt. „Länder IV", 
/Semeinden E.”, „Steuerzuſchläge“. 

Seit dem Abſchluſſe diejes Aufſſatzes im Herbjte 
1903 ijt Die Frage der autonomen Finangen, ing- 
bej. der LandeSfinanjen in ganz aufiallender Weise 
in den Borderqrund der sffentl. Erirterung ge- 
treten und inSbei. auc) mit der Reform der Ver— 
waltung iiberh. in Berbindung gebracht worden. 
Auf wiſenſchaftl. Gebiete Hat ſich die Geſellſchaft 
öſterr. Volfswirte durch die Beranjtaltung einer 
Reihe von Vortriigen von Redlich, Schnitzler, Urban, 
Adides und die Abhaltung eines Disfuffions- 
abendé wejentl. Berdienite erworben (ſ. dariiber 
3. j. Boltaw., Soz. u. B. XII, S. 303 ff., 426 ff., 
516 ff., XIV, S. 137 ff.). Bon Seite der Re- 
gierung ijt die im Herbjte 1904 erfolgte Veröffent— 
idung der ,,Studien zur Reform der inneren Ver— 
waltung’ ein widjtiger Beitrag aud) zur Beleud- 
tung des 5 Im polit. Leben ijt die bejonders 
dDringende Finangnot ded böhm. Landeshaushalteds 
ein belangreideS Clement unjerer innerpolit. _ 
Bon hervorragender Bedeutung aud) in polit. Be- 
ziehung ijt die am 16 —18 II 1905 im n.-é. Land- 
hauſe abgebaltene Konferenz der L. A. der im Reichs— 
rate vertretenen Königreiche u. Länder betreffend 
die Regelung der Landesfinanzen ſtenographiſches 
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Protofoll darüber, Wien 1905, Hof- u. Staats— 
druckerei). Dieje api Pie einen Ausſchuß ge⸗ 
wählt, der zunächſt im Monate Mai ſeine gee 
ratungen jfortjepen ſoll. Die Einbeziehung dieſes 
außerordentlich umfangreichen Stoffes in den vor— 
jtebenden Aufſatz ijt nicht nur aus äußeren Griins 
den nicht mgr fondern pee aud) defjen ur- 
ipriing!. Bwed, eine furge Überſicht des gejamten 
F. au bieten, iiberidjreiten. Die Darjtellung diejer 
neuejten Geſtaltung wird daber einem Nadtrage 
purbehalten; au einer Abänderung der vorſtehen— 
den Ausführungen habe ic) feinen Anlaß gefunden. 


Viteratur, 


Beer: Die Finanjen Ofterr. Derfelbe: Der 
öſterr. Staatshaushalt. Mifdler: Der Hffentl. 
a in Böhmen. Bervid: Die Landesfinanzen 
der Markgrafſchaft Mähren. Ulbrich: Staatsredht 
der ———— Monarchie, öſterr. Statiſtiſches 

udbuch und Oſterr. Statiſtik, Statiſtiſches Jahr— 
ud) der autonomen Landesverwaltung, Ofterr. 
Städtebuch. R. Meyer. 


Findelanſtalten. 
(Vgl. „Gebäranſtalten“.) 


I. Geſchichtliches. — IT. Swed u. Einrichtung. — 
ILI, Findelhaus. — IV. Außenpflege. — V. Entlaffung ous 
bem AnflaltSverbande. — VI. Berpflegsfofteneridge. 
VII. Sefondere Beſtimmungen. 


L. Geſchichtliches. In Ofterr. wurden die F. 
von Joſef IT. als ein bejonderer Bweig des MUrmen- 
weſens gegründet. Jn feiner ‚Nachricht an das 
Publikum“ 20 VI 1784 wurde die Eröffnung der 
5. in Bien fundgemacdht, welche fiir die ſpäter ent- 
tebenden vorbildlid) war und deren Statuten mit 
A. E. 15 V 35 fiir alle Provingen Ofterr. als 
Norm erfltirt wurden. Aur Wien folgten Graz, 
Laibad, Prag (17989), Ling, Trieft, Briinn, Olmiig, 
Kratau, Lemberg, Innsbruch, Alle Laſte. Unter der 
Regierung Frang I. wurde die Verwaltung der F. 
weiter ausgebaut und durch zahlreiche Durchfüh— 
rungSbejtimmungen (j. Melzer) vervollitindigt, die 
jiit Die bislang nod) beftehenden gum großen Teil 
mafgebend find. Auf Grund diefer Einrichtungen 
entiwictelten fic) in Ofterv. F. mit einem eigenartigen 
Typus (,,Jojefiniiches Syſtem“), welche fic) ſchon 
bei ihrer Griindung von den in Ytalien, Spanien, 
—— uſw. befindlichen mittelalterl. Findel— 

uſern „romaniſchen Syſtemes“ ganz weſentlich 
unterſchieden. An dieſe letzteren fonnten ohne wei— 
tere Nachforſchung unbelannte Kinder in unbeſchrünk⸗ 
ter Art u. Menge aufgenommen werden, ſie erhielten 
ideale Namen, die Anſtalten betrachteten ſie als 
ihr Eigentum, verhinderten oder erſchwerten jede 
Auskunft oder die Reklamierung derſelben und 
unterbanden ſo alle ihre rechtl. Anſprüche auf die 
Erzeuger; die Kinder wurden in geſchloſſenen Häu— 
fern verpflegt oder in einem bejtimmten Ulter wie— 
der dahin verjept; ihr hauptſächl. Awe war die 
Vorbeugung des Kindesmordes, der Ausſetzung u. 
Pructabtreibung; die Erhaltung u. Erziehung der 
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Rinder fiir gejellidaftl Swede waren von unter- 
geordneter Sedeutung. ie Joſefiniſchen Anſtalten 
nahmen dagegen Kinder nur unter beſtimmten Be— 
dingungen auf, welche einen Mißbrauch der Wohl— 
tatigkeit möglichſt eindämmten und insbeſ. aud) die 
Beſeitigung ehel. Kinder ausſchloſſen. 

Dadurch, daß die F. in einen organiſchen Zu— 
ſammenhang und unter eine gemeinſame Verwal— 
tung mit den Gebäranſtalten vereint wurden und 
die Mutter, falls jie auf die Verjorgung ihres Kin— 
des Unipruch erhebt, verpflictet wurde, mit diejem 
in Die F. eingutreten, wurde es cinerjeits durch 
Feſtſtellung der Provenienz u. Urmut der Mutter 
miglich gemacht, die Wohltat nur auf die bedürf— 
tigjten, d. i, auf arme unebel. Minder zu beſchränken 
und wurde anderfeits aud) ein ununterbrodjener, 
alio wirfjamerer Schutz für da’ Kind und die 
Wöchnerin bezweckt. Die Verſorgung des Kindes 
war urſprünglich bis zum 15. Lebensjahre „Nor— 
malalter’’) feſtgeſetzt. Bon vornherein war fiir die 
Verwaltung die zwechmäßige Ergiehung des Kindes 
bei geeigneten Familien, welche die Elternitelle gu 
vertreten haben, mafgebend. „Das geborene Rind 
wird entiveder der Mutter oder einer Amme iiber- 
lajien, bis man gur zwechmäßigen Unterbringung 
desjelben Gelegenheit findet; ijt aber das Kind frant, 
jo bleibt es bis zur Wiedergenejung im Hauſe“ 
(Nachricht an da8 böhm. Gubernium 30 VII 1789). 
Tas Findelhaus hat jomit nur alg Durchgangs— 
jtation fiir die aus der Gebäranſtalt übernom— 
menen und hauptſächlich als Heilanjtalt fitr die 
aus ärztl. Griinden gum Tran8porte nod) nit 
geciqneten Kinder, fomit alg Säuglingsſpital 
zu dienen. 

Im J. 1861 (Wien 1868) übergingen die F. 
(wie auch die Gebär⸗ u. Qrrenanitalten), welche 
bis dahin Staatsanitalten waren, in die Berwal- 
tung der Linder (L. A.), wobei fic) die Staatsver- 
waltung dieOberaufficht vorbebielt (rl. des Staats- 
minifteriums 9X 61, 8. 5633, und 6, 29 11 68, 
8 8, R. 15). Seither wurde fiir den Beftand und 
die Weiterentwidlung der F. oft nur der budgetire 
Standpunlt und die Rückſicht auf ihre Erhaltungs- 
fojten enticheidend. Der Wufhebung der F. in Ling 
(1869) folgte jene der meiſten anderen und blieben 
nur die grofen F. in Wien u. Prag und einige 
tleinere in Talim. (Sara, Raguia, Sebenico, Spa— 
late) erhalten. Mus Eriparungsgriinden wurde das 
Normalalter in Wien auf 10, in Prag auf 6 Qabhre 
herabgejept. Die Folgen der Auſhebung machten 
fic) in jenen Sindern, wo die Frequeng der An- 
jtalten eine qeringe war, wenig bemerfbar, zumal 
den Landesangehirigen die noc) bejtehenden offen 
blieben. Tagegen traten verſchiedene Mißſtände in 
Steierm. u. Waihren anuj, jo dah Steierm. mit 
G. 26 VI 98, &. 58, die 1877 aufgehobene F. in 
Graz al8 einen Bejtandteil der mit G. 27 VILL 96, 
L. 63, nenorganiſierten öffentl. Armenpflege wie— 
der errichtete und Mähren mit der Einführung 
ähnl. Schutzeinrichtungen beſchäftigt iſt. Im allg. 
macht ſich derzeit in Oſterr. wie auch in ande— 
ten Staaten mit der Hebung ſozialer Wohlfahrts— 
einridtungen aud) eine giin}tigeve Stimmung fiir 
die F. und ibre zeitgemäße Reformierung bemerfbar. 


Findelanſtalten. 


Il. Zwedckh u. Einrichtung. Die F. in Bien, 
Frag u. Brag bezwecken die Aufnahme der in 
den dortigen Gebäranſtalten geborenen unebel. Kin— 
det, ausnahmsweiſe aud) anderer Kinder, und die 
Unterbringung derjelben bei geeigneten Fumilien, 
welche bichit aus dem Landesjonds einen monatl. 
Pflegelohn erhalten. Jede unverheiratete Perjon, 
deren Name, Ortszugehörigleit u. Armut amtlich 
nachgewieſen ijt und welde fic) gum Zwecke ded 
Unterrichtes auf eine Qlinif der Gebäranſtalt auf— 
nehmen läßt und nad) Mustritt aus derjelben gu 
einem 4monatl. Ummendienjte in der F. ſich ver— 
pflichtet, erwirbt den Anſpruch auf die Verjorqun 
ihres Stindes fiir 10 (Wien), 6 (Prag), 2 (Gray 
Sabre auf öffentl. Koſten. Die F. bejteht demnach 
aus zwei Teilen: 1. Dem Findelhauſe, welches 
bie Zentralſtelle des ärztlichen u. adminiſtrativen 
Betriebes bildet, und 2. der Außenpflege, welche 
die in auswärtiger Familienpflege (bei „Pflegepar— 
teien“) bejind!. Kinder umfaft. Jn Graz wird das 
Findelhaus teilweife durch die auf LandeSfoften er= 
haltene Findelabteilung des dortigen Kinderipitales 
erſetzt, welche die franfen Kinder aufnimmt, wo— 
gegen die iibrigen aus der Gebäranſtalt direft in 

ie Außenpflege abgehen. 

ILL. Findelhang. In das Findelbaus wer— 
den aufgenommen: a) in die normalmifige 
(bleibende u. unentgeltliche) Pflege die auf den 
Unterridtsabteilungen der Gebäranſtalt ge- 
borenen unebel. Rindet, jerner mit Genehmigung 
des L. A. unehel. Kinder, deren Mütter die Ab— 
ſicht hatten, eine Gebärklinik aufzuſuchen, aber von 
der Geburt überraſcht wurden („Gaſſengeburten“), 
ausnahmsweiſe und mit Bewilligung des L. A. 
aud) außerhalb der Gebäranſtalt geborene Kinder 
armer unverheirateter Mütter. Mit dem Kinde tritt 
gleichzeitig auch ſeine Mutter in das Findelhaus 
liber, um bier ihrer ſtatutariſchen Ammenverpflich-— 
tung nachzukommen. Bon der letzteren fann fie aus 
einem drgtl. Grunde (Krantheit, Untauglicteit sum 
Säugen) oder durd) Erlag der „Loskauftaxe“ (in 
Prag 65 K) enthoben werden; 

b) in die normalmapige Vflege die auf der 
Sablabteilung (Prag) oder auf det geheimen 
Wbteilung (Wien) der Gebäranſtalten geborenen 
Kinder gegen Einzahlung einer Tare (Prag 400 
oder 240 K; Wien 340 K); 

c) zur zeitweiligen Pflege und auf die 
Dauer der Notwendigteit iiber Anſuchen von Be- 
hörden eheliche oder unehel. Kinder, deren Eltern 
(Miitter) in ein Rranfenhaus aufgenommen oder 
in Unterjuchungs- oder Strafhaft eingezogen wur— 
den (3. M. 16 VISA, 3. 165, § 50), ſerner in 
Rrantenhaiujern, Arrenanjtalten, Ctrafanftalten ge- 
borene Kinder, von der Polizei wegen Todes, Krank— 
Heit oder Subſiſtenzloſigleit der ‘Citern zugewieſene 
Kinder, endlich die wahren „Findlinge“, d. i. auf— 
gefundene oder weggelegte Kinder. 

Das Findelhaus ſteht unter ärztl. Leitung. Die 
aus der Gebäranſtalt gewöhnlich am 10. Lebens— 
tage eingebradjten Kinder u. Mütter werden ärzt⸗ 
lich unterjucht und die erfreren, fallS ſie qejund u. 
triijtiq bejunden find, an einem der nächſten Tage 
in die „Außenpflege“ entlajien, d. h. einer geeige 
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neten Pflegemutter vom Lande in der Regel zum 
Stillen übergeben. Das franfe oder ſchwächl. Rind 
bleibt bis gu jeiner Genejung zurück und wird von 
der eigenen Mutter gepflegt. Nac) jeiner Entlaffung 
wird lestere alS Amme zurückbehalten (in Wien 
durchſchnittlich 8, in Prag 4 Woden), um fiir jene 
Kinder, welche aus der Gebäranſtalt oder von aus— 
wirts ohne Mutter aufgenommen wurden oder 
deren Miitter sum Stillen ungeeignet find, verwen- 
detgu werden. Diefe dem Joſeſiniſchen Syjteme eigen— 
tümliche obfigatorijde Verpflidtung jum Ammen— 
dienſte im Findelhaus ijt die eingige Entſchädigung 
an die Unfralt fiir die unentgelti. Verſorgung des 
Kindes bis gum Normalalter. Es befteht zugleich 
die Einrichtung (Ummeninititut), dak ärztlich 
geiund und qeeignet befundene Ammen, welche fic 
biegu freiwillig melden, gegen eine an die Anitalt 
ju entricjtende Tare an Private iiberlafjen werden 
tinnen. Cin weiterer Zweck der F. bejieht darin, 
dak das Kranfenmaterial gum mediziniſchen 
Unterrichte verivendet wird. An Brag ijt die F. 
in eine deutſche und eine böhm. WUbteilung einge- 
teilt, weldje auf Grund eines Ubereinfommens mit 
der Unterrichtsverwaltung zugleich als Rinderfli- 
nifen der entipredjenden beiden Univerſitäten fun: 
gieren. 

IV. Die „Außenpflege“ umfaßt die aufer- 
halb des Findelhauſes verprlegten Kinder und bildet 
jowohl was die Anzahl der im Pflegeftande jte- 
henden Kinder als den Umfang der Amtsgeſchäfte 
betrifit, Die Hauptaufgabe der Unjtalt. Die Direttion 
u. Berwaltung haben alle vormundſchaftl. Ange— 
leqenbeiten der Kinder zu verwalten, die Kinder 
in genauer Evidenz zu führen, alle diejelben be- 
treffendDen Daten u. Veränderungen im „Grund— 
bude’ vorgumerfen, die umfangreiche Rorrefpon- 
deny gu führen, Die Pflege der Kinder und die 
Tätigkeit der Ortsbehdrden zu fontroflieren und die 
Auszahlung der Rilegegelder zu bejorgen. Die in 
Außenpflege befindliden Kinder werden berpflegt: 
1. bet frembden Bflegeparteien oder 2. von ihren 
eigenen Müttern oder Grofeltern. 

1. Die AnftaltStinder werden verheirateten 
oder verivitweten Frauen anvertraut, welde ſich 
zur drgtl Unterjuchung u. Ubernabme des Rindes 
perſönlich einzufinden und ein von den Ortsbe= 
hörden (dem Gemeinde u. Pfarramte) unentgelt- 
lid) auSzujtellendes ftempelfreies Zeugnis beizu— 
bringen haben, in welchem das Nationale, die 
Wobhlverhaltenheit, die Eignung zur Pflege cines 
Findelfindes, die Vermögensverhältniſſe, die Zahl 
der eigenen Sinder und der Geburtstag des jüng— 
jten beſtätigt jind. Bei pringipieller Weigerung des 

farramtes, Zeugniſſe ausjuitellen, geniigt das 
Zeugnis der Gemeindebehörde. Die lepteren finnen 
durch Die polit. Behirde sur Fertiqung der Zeug— 
niſſe verhalten werden. Bevorgugt werden Frauen 
pom Lande. Bei Ubernahme des Kindes erhiilt 
die Pflegemutter den Findelvertragsbogen, in wel- 
chem ihre Pflichten u. Rechte geqenitber der An— 
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die Ubernahme des Kindes fofort bei den Orts— 
behirden, angumelden und denfelben auch jede 
etivaige Uberfiedlung oder Wohnungsinderung an- 
zuzeigen. Uber Aufforderung der Direftion ijt ſie 
verpflicitet, das Rind der Anſtalt zurüchzuſtellen. 
Obne Berwilliqung derielben darf das Kind nie- 
mandem ausgefolgt und auc) die Pflegeſtelle nicht 
gewechſelt werden. Cine Pflegepartei darf höchſtens 
zwei Kinder (darunter nur eines im Säuglings— 
alter) in Pflege haben. Pflegeparteien, denen ein 
Kind wegen ſchlechter Pflege abgenommen wurde, 
ſind von einer weiteren Findelpflege ausgeſchloſſen. 
Vernachläſſigung oder Mißhandlung des Kindes 
wird nad) 88 114 u. 130 Str. G. IL. beſtraft. Ver— 
diente ‘Eflegemiitter erhalten Belohnungen. Er— 
franfte Findeltinder haben Anſpruch auf unentgelt= 
liche ärztl. Behandlung u. WMedifamente. Arzten 
u. Upothefern werden die Behandlungs- u. Me— 
difamententoften vergiitet. Kranke Kinder können 
der Anſtalt suriidgeitellt werden; der Transport 
injeftionStranfer ijt jedoch) verboten. Schulpflichtige 
Findeltinder find vom Schulgelde bejreit (Schul— 
geſetz § 421) und haben auj die unentgeltl. Bers 
abjolqung der Schulbiicher Uniprud (V. der böhm. 
Statthalterei 121V 54, 8. — Die Beauj- 
fichtiqung u. Evidenghaltung der Findelfinder, welche 
den Ortsarmen gleichyubalten find, obliegt auf 
rund des Gemeindegeieges 3XII 63 den Gee 
meindebebirden fowie aud) den Pfarrämtern. Ties 
jelben haben von jedem dic Pflege des Kindes 
gefährdenden Vorkommniſſe die Anjeiqe zu er— 
ſtatten, eventuell gegen nachträgl. Genehmigung der 
Direltion die nötige Umtshandlung vorzunehmen. 
Die Pfarrämter geben den Pflegeparteien zum 
Zwecke des Bezuges der Verpflegsgelder Beſtätigun— 
gen über das Leben des Kindes und erſtatten an 
die Direftion und die polit. Behirde alljährl. Be— 
vidjte iiber den Stand der Findelfinder ihres 
Sprengels, iiber die Art ihrer phyſiſchen Pflege 
und moralifden Ergiehung fowie iiber die jtatt- 
qejundene Impfung. Hur janitiiren Beaufſichtigung 
der Rinder find nad) den Landesſanitätsgeſeten 
die den Ortsbehörden zur Verſügung ftehenden 
Dijtrifts- u. Gemeindedrgte verpflichtet. Für den- 
jelben Swed find iiberdies von der Wiener Unjtalt 
gindelfinderirgte gegen ein Jahrespauſchale und 
an der Prager Anſtalt fiir die Umgebung der 
Stadt zwei Arzte (Findelaujjeher) gegen Qabhres- 
gehalt angeitellt. Die Cheraujjicht iiber die Pflege 
obliegt nod) dem Reichsſanitätsgeſetze sO TV 70, 
§ 3, R. 68, den polit. Behirden und f. k. Bezirks— 
iiraten. Sn Steierm. ſtehen alle bei anderen Per— 
jonen als den Eltern bezw. Mutter oder Vormund 
entgeltlich untergebraditen Kinder unter öffentl. 
Schutze (G. 41X 96, L. 66). 

2. Seit dem J. 1873 befteht in Brag lähnlich 
auch in Wien) die dem franzöſiſchen Sécours des 
filles méres nadjgebildete Cinridtung, daß unver- 
heiratete Mütter, welche in der Gebäranſtalt ent— 
bunden und mit ihrem Rinde ing Findelhaus auf> 


jtalt und die entipredjenden Belehrungen enthalten | genommen wurden, dasielbe gegen monatl. Unters 


jind, und den Zabhlungscouponbogen, anuj Grund 
deſſen die een des Verpflegsgeldes er- 
jolgt. Nad) Ankunft in ihrer Wohngemeinde hat fie 


itiipung aus dem Landesfonds (2/, der normalen 
Verpflegsqebiihr), welche bis gum Ende des 4. Lee 
bensjahres gewabrt wird, iibernehmen lönnen (,,jub= 





104 


Findelanjtalten. 





ventionierte Mütter“). Dies geſchieht auf Grund 
eines von den Ortsbehirden der Wohngemcinde 
bejtitigten Reverſes, in welchem fic) die Mutter 
verpflichtet, das Sind jelbjt ju pflegen und der An⸗ 
ftalt nidjt mehr guriicdsujtellen, Die Unterjtiipung 
erlijht mit ihrer Bergeiratung. Sie unterjteht 
ebenfalls der Aufſicht der oben begeidneten Or- 
ne. Unter denjelben Bedingungen finnen aud 
= @rofeltern das Rind iibernehmen. Diefe Art 
er 


indelpjlege ijt in Böhmen in bemerfenswer- 
tem 


ufitiege begriffen. 
V. Die Entlaffung ans dem BVerbande der 
Anſtalt findet ftatt: 

a) dDurd) Erreidjung des Normalalters, 
mit welchem alle Beziehungen des Kindes zur Un- 
ſtalt aujhiren. Das Kind wird dann entweder von 
jeiner Mutter iibernommen oder der Heimatge- 
meinde, weldje gu ſeiner Abholung verpflichtet iſt, 
ur weiteren Obſorge übergeben, falls eS nicht bei 
* bisherigen Pflegeeltern in unentgeltlicher bezw. 
nad} privatem Ubereinfommen mit der Heimatge— 
meinde in bejahlter) Pflege verbleibt. Am lepten 
Jahre vor Erreidjung des Normalalters wird fiir 
das Kind der Heimatichein beſchafft, welder, falls 
es bei den Pflegeeltern verbleibt, der Wohngemeinde 
iibermittelt wird. Die aus der geheimen Abteilung 
in Bien jtammenden Minder das Heimat⸗ 
recht der Stadt Wien. Ausnahmsweiſe tinnen fieche 
Kinder jowie joldje, deren Heimatredt jtrittig ijt, 
iiber das Normalalter hinaus in der Anjtaltspylege 
belajjen werden. Qn Steierm. fibergehen die von 
der Grazer F. durch 2 Qahre verforgten Minder 
nad) diejer Zeit in die geſetzlich organifierte und 
pom Landesfonds unterjtiigte Kinderarmenpflege 
der Heimatgemcinde; 

b) durch Reflamierung des Kindes ſeitens 
der Mutter vor Erreidjung de3 Normalalters. Dieſe 
hat jederzeit und ohne weitere Erjagleijtung an die 
Anſtalt das Recht, das Kind „als eigen“ zu iiber- 
nehmen. Dies gefchieht auf Grund eines von den 
Ortsbehirden beſtätigten Revered, in welchem fie 
fic) verpflidtet, das Rind gewiſſenhaft gu pflegen 
und gu ergiehen und feinen weiteren Anſpruch an 
die Anjtalt gu ftellen. Den wahren Eltern oder 
Grofeltern ijt das Rind iiber ihr Verlangen ohne 
Entſchädigung an die Anſtalt auszufolgen (Hfd. 
25 VII 29, 8.3311); 

c) durd) Ubergabe des Mindes in die unent- 
Ole Pflege anderer Perjonen. Nad) den 

Itern bat die Pfleqepartei das crite Recht, dads 
Rind in unentgeltl. Wilege ju bebalten. Verwand— 
ten wird der Vorzug nur in dem Falle eingeräumt, 
wenn jie ſich vor — des 4. Lebensjahres 
melden. Iſt die Mutter eines Findelkindes verſtor— 
ben, jo fann dasjelbe mit ——— der Direl⸗ 
tion gegen behördlich beſtätigten Revers eventuell 
an Kindesſtatt angenommen werden; 

d) die sur geitiweiligen Pflege aujgenomme- 
nen Rinder (III. c) werden mit dem Aufhören 
der die Aufnahme veranlajjenden Urjade den Ver— 
pflichteten (Eltern, Verwandten) ausgefolgt bezw. 
der Heimatgemeinde iiberqeben, falls bietelbe die 
eigene Verjorgung des Kindes vorzieht und jein 
Geſundheitszuſtand die Ausfolgung zuläßt. 


VI. Berpfleqsfoitenerjake. Die normalmä— 
pige Pflege auf Kojten des Landesfonds wird nur 
Jenen Rindern juteil, deren Miitter die Heimat- 
zuſtändigkeit im betreffenden Lande bejigen. Für 
Kinder, welche in einem anderen Kronlande hei— 
matberedjtigt find, wird der Kojteneriag von dem 
betreffenden &. A. beanjprucht (R. 2911 68, Nr. 15). 
Legterer ijt innerhalb eines Monates gu verſtändi— 
gen und wird es ihm freigeftellt, das Kind in eigene 

erpflequng gu iibernehmen. —— Lander, wie 
Mähren, Tirol, haben jich durch bejondere Landes— 
5* der zitierten reichsgeſetzl. Verpflichtung des 
oſtenerſatzes entledigt, jo dak die dahin zuſtän— 
digen Kinder nicht mehr in die bleibende Verſor— 
ung der fremdländiſchen F. aufzunehmen find, 

t ein in Findelverjorgung ſtehendes Rind ein 
Vermigen, fo wird fiir dieje Zeit der Erſatz durch 
Cinheben der entjallenden Kapitalszinſen und im 
Ablebensfalle vor erreichter Großjährigkeit das 
Kapital bis gur Hohe deS unbededt gebliebenen 
RKoftenaujwandes eingezogen (Hfd. 21 XI 39, 
8. 35640). Kleine Stanmmfapitalien, welche Fin— 
deltindern gufallen, find zur Vergiitung der Ber- 
pjlegStojten nicht angugreijen (böhm. L. A. 27 X 64, 
3. 16957). Für gettweilig aujgenommene Kin— 
Der werden die Verpfleqstojten von den zahlungs— 
pflicjtigen Verwandten oder Heimatgemeinden er— 
hoben (Heimatgeies 3 XII 63, R. 105), weld) leg- 
tere bon ber Mufnahme des Kindes jojort verſtän— 
digt und zur Ubernahme desjelben aujgejordert wer— 
den. Die F. in Wien u. Brag halten bisher an der 
Joſefiniſchen Tradition fejt, ben Vater des unebel. 
Kindes ju einem Koſtenerſatz nicht heranzuziehen. 
Dagegen verficht die neuerrichtete F. in Graz nad 
dem Vorbilde der Leipjiger Ziehfinderanjtalt grund- 
fiiglic) die Rechtsanſprüche des Rindes, indem ein 
für dieſen Swed beim ſteierm. L. A. eingeridtetes 
Rechtsbureau die Vermögensverhältniſſe der Eltern 
bezw. des unehel. Vaters unterfucdt und eventuell 
den letzteren zur Erfüllung der geſetzl. Alimen— 
tationspflicht heranzieht. 

VIL. Beſondere Bejtimmungen. Der früher 
bejtandene fonjfeijionelle Qiang (Bedingung 
der fatholijchen Tauje fiir die Aufnahme des Kin— 
des, Ubgabe desjelben nur an fatholijehe Eltern) 
ijt durch die konfeſſionellen G. aujgehoben. Das 
Rind folgt der Konjeijion der Mutter und wird 
in die Geburtsmatrile der betrefjenden Religions: 
gemeinde eingetragen, weldje erforderlichenfalls den 
Tauf- oder Geburtsjdein ausfolqt. Gefundene oder 
weggelegte Kinder werden sub conditione getaujt. 
— Die bei der Griindung ftatuierte abjolute Ge- 
heimbaltung der Mutteridjaft ijt durch ſpätere 
V. iiber die Feſtſtellung der Heimat- u. Ver— 
migensverhiltnijje der Mutter gegenſtandslos ge- 
worden und erjtvect fic) derzeit nur in Wien (auc 
Behörden gegeniiber) auf die Mütter u. Kinder 
der geheimen Abteilung. Aber auch bezüglich aller 
anderen ijt den Bedienjteten der F. an Unberechtigte 
Auskünfte fi geben verboten und werden jolde im 
allg. nur Behirden erteilt. Die Mutter bezw. die 
Angehörigen erhalten cine Beſtätigung über die 
Aufnahme des Kindes, den ,,Empjangsichein’, auf 
weldem der Name, Geburtstag, Aufnahmsnummer 
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desſelben und der Name u. Wohnort der Pflege— 
eltern verzeichnet ſind und auf Grund deſſen dem 


—— WuStiinfte erteilt werden. Nach ihrer 
€n en aug dem Anſtaltsverbande erhalten 
eweſene 


ber die Mutter und haben ſich zur Erlangung 
eines Heimatſcheines, Dienſtbuches uſw. oder aus 
einem anderen Grunde an die polit. bezw. Geridts- 
Behirde au wenden. Die Vormundſchaft der 
Gindelfinder ijt durd) Hftd. 7 VII 22, 8. 25051, 
und J. Mt. Erk. 21 VILL 56, R. 150, geregelt. Wäh— 
tend der Verjorqung durd) die F. iit der Direttor 
BVormund des Kindes und hat da8 obervormund- 
ſchaftl. Bezirksgericht (in Wien Joſefſtadt, in Prag 
Obere Neujtadt) fiir dieje Beit in der Regel feinen 
anderen BVormund gu beftellen. Mleinere Ver— 
migenSbetrige werden von der Direftion aujbe- 
wahrt u. verwaltet. Beim Zufallen eines unbe- 
weglidjen oder größeren beweg!. Vermögens wird 
ur Berwaltung desjelben vom obervormundſchaftl. 
ridjte ein Vormund beftellt und find aur Siche- 
tung u. Berwahrung desſelben die allg. Bor- 
ſchriften geltend. Das Sujallen eines jolden Ver— 
mögens bedingt nidjt die Entlajjung des Kindes 
aus der Findelverjorgung, jondern fällt die Be- 
ftimmung fiber fein fernered Berbleiben in der 
Unitalt dem beftellten Bormunde und der Vor— 
mundjdaftsbehirde gu. Mit der Erreidjung des 
Normalalters Hirt die Vormundſchaft der Anjtalt 
und ihre weitere Cinflujnahme auf die Pflege, 
Ergiehung und dad Vermögen des Mindes auf. 
Die Vormundſchaftsbeſtimmung fteht dann dem 
Gerichtsſtande der Wutter und, wenn dieje unbe- 
fannt wire, dem Bezirksgerichte deS letzten Auf— 
enthaltes des Pfleglings ju. 
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J. Allgemeines u. Geſchichtliches. Ojterr. er- 
grofen Fiſchreichtumes, dod) ijt 

olfsvermigend noc nicht auj 
jene Höhe gebracht, au welcher die natürl. Voraus— 
jepungen denjelben befabigen wiirden, Die Haupt⸗ 
urjadje dieſes nidjt villig befriedigenden — 5 
iſt die Ungeklärtheit der Rechtsverhältniſſe in Be— 
zug auf F. und die hiedurch mehrfach begünſtigte 
unpflegl. Behandlung der Gewäſſer; daneben aller⸗ 
dings wirlen die geſteigerte Inanſpruchnahme der 
—— u. ſtehenden Gewäſſer zu Zwecken des 

erkehres ſowie der Induſtrie und die damit ver— 
bundene Beunruhigung u. Verunreinigung der 
Gewäſſer. Notwendig ijt demnach einerſeits Klä— 
rung der Rechtsverhältniſſe, anderſeits geſetzl. Ver— 
fügungen, durch welche die vielfachen an die Ge— 
wajjer geſtellten Anſprüche mit den F.Intereſſen 
in Einklang gebracht werden. Dazu genügen bloße 
Volizeigeſeße nicht, fo notwendig derartige Vor— 
ſchriften auch ſind und ſo nützlich ſie auch wirken. 
Die Geſetzgebung muß einen Schritt weiter gehen, 
indem aus und neben den Fe⸗Polizeigeſetzen eigentl. 
Kulturgeſetze entſtehen. Die dfterr. F.-Gefepgebung 
ijt auj dielem Wege, dod) ijt die Entwidlung eine 
jiemlid) langiame, ba bedeutende tatſtächl. Schwie— 
tigfeiten gu überwinden find. 

Nad den anläßlich der Grundjteuerrevifion 
vom J. 1884 neu erbobenen Daten bedecen die 
einen Ertrag (F., Rohrichlag uſw.) abwerjenden 
jtehenden Geiviijjer eine lade von 114.125 ha 
(054 * der fteuerbaren Fläche). Nach dem bis gur 
Grundjteuerregulierung des J. 1869 beftandenen 
jtabilen Ratajter umjaften die Geen u. Teiche ſo— 
wie die Sümpfe mit u. ohne Rohrwuchs eine Fläche 
von 390.359 Joch (224.633 ha), die Flüſſe u. Bäche 
476.244 Joch (274.060 ha). — Die jährl. Fiſch- 
auSbeute aus den Süßwäſſern von Ojterr.-Ungarn 
wird auf 140—180.000 q geſchätzt. 

Urjpriinglich lag die Geſetzgebung iiber F. zu— 
meijt in den Handen der unteren autonomen Or- 
gane, der Gemeinden, Genoſſenſchaften und der flei- 
neren egy iat Daber finden fic) in den 
Weistiimern (Taidingbiichern), in den Dorje u. 
Herrſchaftsrechten zahlreiche Beſtimmungen iiber 
bas F.«Recht und die Art der Ausübung der F. 
Der Cigentiimer eines Gewäſſers hatte aud) das 
Recht au filden, in den Gemeindegewäſſern der 
Gemeindegenojje. Allmählich, unter der entſtehen— 
den Herrſchaft des F-Regals — 14. Qabrh. — 
fonnte das Recht gu fiſchen nur durd) landesh. 
Bewilliqung erworben werden: in Privatgewäſſern 
bildete ſich dasſelbe — 15. Jahrh. — als ein Vor— 
redjt der Wrundobrigfeit aus. 

Un G. und BW. über die F. ijt fein Mangel. 
So fiir N. O. der 10, Teil des im 9. 1679 kund— 
gemachten und in den Codex Austriacus aujge 
nommenen Tractatus de juribus incorporalibus; 
die B. 9V 1799 und 30V 23 verbieten unbefugtes 
Fiſchen; fiir O. O. die F.Ordnungen Kaiſer Mas 
rimilian I. 7III 1499, Raijer Ferdinand I. 10 
1537 und Kaiſer Rudolf I. 3 VI 1583; fiir Salgb. 


diejer Teil des 
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cine Anzahl von B. fiir die Salzb. Seen und die 
V. 13 11 56; fiir Steierm. die P. aus den J. 1641, 
1673, 1676, 1699, 24 V 1747, 21 IIL 1771: fiir 
Kärnten die Landgerichtsordnung vom J. 1577, 
die Ständeverordnung 17 VI 1715 und die Jäger— 
und F.-Verordnung 1611732; in Tivol bejtanden 
F.⸗Geſetze ans den J. 1573, 1753 u. 1768, in 
vielen Gegenden Tirols ijt die F. „landesfrei“ ge: 
* in den übrigen Gewäſſern iſt ſie Eigentum 
et Privaten, Gemeinden, insbeſ. aber des Ärars; 
in Borarlb. beſteht troy der Kleinheit des Landed 
eine große Mannigjaltigteit der Nechtsverhialtnijje 
in Bezug auf F.; Ctaat, Dominien, Gemeinden, 
Wrundanrainer und andere Private iiben auf oft 
ſehr kurzen Strecen der Fiſchwäſſer die F. aus, 
jo dak eine pflegl. Behandlung der Fiſchwäſſer un- 
möglich ijt; in Gal. bezeichnet die V. 21 V 1771 
die wilde F. in den öffentl. Flüſſen als ein Recht 
dDerjeniqen Grundobrigfeit, im deren obrigfeitl. 
Bezirte dex Fluß fic) befindet (E. des O. G. H. 
1X 73, Glajer-Unger 5094), in anderen Gewäſ— 
jern wird die F. großenteils als jog. wilde F. 
betrieben, d. h. von jedermann ausgeiibt, ähnlich 
in der Bufow.; in Böhmen galt bis 1848 die er— 
neuerte L. O. Ferdinand I]. 19 V 1627. Fait allg. 
qejepl. Anerlennung erbielt das P. Waria There- 
fins 21 111 1771, weldes cinerjeits bejtimmt, dah 
nur den Gigentiimern der Fiſchwäſſer ſowie den 
Gelernten Pächtern das Recht der F. zuſteht, an— 
derjeits viele polizeil. Schutzbeſtimmungen enthilt. 
IL. Grundentlajtung. Der verworrene Zuſtand 
dev F.-VWerechtiqungen wurde durd) die Grundent- 
lajtung nidjt gedndert (Minijterialerlak 311 52, 
§. 460). Demnach ijt im Zweifel der status quo 
ded J. 1847 gu ſchützen, was fpegiell der Miniſte— 
rialerlaß 7 IV 52, 8. 7997, betont und zugleich dar- 
auf hinweiſt, daß das Betreten der User durch die 
F. Bereditigten jeitend der Ujerbefiper in derjelben 
Weiſe und in gleidem Umjange wie vor dem 
J. 1848 geduldet werden muß. - Cine eigentiiml. 
Stellung haben die F.-Rechte in Böhmen, Mahren 
u. Schlejien durch die Grundentlaſtungsvorſchriften 
erhalten. Qn Böhmen u. Mähren wurden durch 
Allerhöchſt genehmigte Durchführungsverordnun 
liber die Grundentlaſtung 27 VI 49, § 4, Al. 3, un 
in Schlejien durch V. 11 VIL 49 die F.-Mechte auf 
fremdem Grund u. Boden, d. h. im frembden Waj- 
ferbett aujgehoben. Die nicht in fremdem Wajjer- 
bett ausgeiibten F.-Rechte blieben demnach aufredyt, 
wie das M. J. mit E. 31152, 8. 460, den Grund- 
entlajtungstommijjionen dieſer drei Linder auch 
erflirte, Entſchädigungen fiir die aufqehobenen F.- 
Rechte finnen nur dann beanjprucht werden, wenn 
das aufgehobene F.-Recht erweislich auf einen mit 
dem Gigentiimer des belajteten Grundes Waſſer— 
bettes) abgejchlofienen Bertrag fic) gründet. Auch 
in den leßtgenannten drei Ländern bleiben die in 
eigenen Gewäſſern bejtandenen F-Rechte nach dem 
Stande des J. 1847 aufrecht. 
LLL. Rechtt. Charatter ded F.-Rechtes. Das 
f-- Recht befteht aus dem Hege- u. Fangbefug— 
nifie binfichtlid) Der Durd) das G. beftinumten Tier- 
—— und hat zu ſeinem nächſten Gegenſtande 
en Waſſerkörper, in welchem ſich die „anſprüchi— 
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en“ Waſſertiere befinden. Da die einzelnen mit 

er tatſächl. Ausübung der F. verbundenen Akte 
ſowie die Herrſchaft über den in Frage fommen- 
den Wajjertirper ſelbſt von der Leijtung eines 
Dritten unabhingig find, jo gehört das F.-Recht 
in die Kategorie der dinglichen u. abjoluten, d. b. 
gegen jeden Dritten verjolqbaren Rechte (C. des O. 
G. H. 10 XIL 61, Glaſer-Unger 1431: „Das Be- 
fipredt der F. . . . als joldjes ift ein dingliches, 
j gegen jeden Dritten wirfjames Recht’). An etwas 
abweichendem inne ſpricht fic) Anders, „Jagd— 
und F.-Recht“ (Qungbrud, Wagner 1885), aus, 
indem er dag F< (und Jagd⸗) Recht als ein abſo— 
flutes, dem dingl. Rechte ähnl. Recht bezeichnet. 
Das F.-Recht ijt ein Vermögensrecht, eine untirpert. 
Sade (§ 292 a. b. G. B.) und muß, da fiir die 
Erwerbung u. Erlöſchung desjelben (nad § 445 
a. b. G. B.) die fiir die dinglichen, auf eine unbe- 
wegl. Sache fic) begiehenden Rechte bejtehenden Be— 
ftimmungen gelten, alS eine unbewegl. Cade an- 
gejehen werden. 

Das Recht, im eigenen Gewäſſer zu fifchen, 
| bildet einen Bejtandteil des Cigentumsredtes am 
Gewäſſer und ijt daher fein jelbjtindiges Recht. 

Das F.-«Recht in öffentl. Gewäſſern und in 
jremden Privatgewäſſern ijt als Dienjtbarteit zu 
behandeln (Verpflichtung de8 Cigentiimers ,zum 
Vorteile eines anderen in Rückſicht jeiner Sache 
etwas gu dulden oder ju unterlaſſen“ § 472 a. b. 
G. B.). Diejer Meinung gab aud) das A. WM. im 
Erl. 1 X88, 8. 13945, Ausdrud. 

F.Rechte finnen bienach, wenn fie an einem 
jrembden Gewäſſer zuſtehen, bet dem dienenden 
Grundſtück (Gewäſſer) intabuliert werden (E. des O. 
G. H. 10 XIIé1, Glaſer-Unger 1431). Das dem 
Waſſereigentümer zuſtehende F.-Recht kann nicht 
intabuliert werden, auch wenn im alten Grund— 
buche hiefür beſondere Grundbuchseinlagen beſtan— 
den haben E. des O. G. H. 11 LT 85, Glaſer-⸗Unger 
2720). F. Rechte an öffentl. Gewäſſern lönnen nicht 
intabuliert werden, da das öffentl. Gut keinen Be— 
ftandteil des Grundbuches bildet (E. ded O. G. H. 
11V 84, Glaſer-Unger 3680). Hingegen kann das— 
ſelbe im Gutsbeſtandsblatt des herrſchenden Grund— 
ſtückes eingetragen werden nad E. des O. G. H. 
4 VIL 88, 3. 8028 (eingetragen im Spruchrepers 
toriumt). „In einem Gutsbeitandsblatte find auch 
dDiejenigen mit dem Beſitze des Grundbuchskörpers 
verbundenen dingl. Rechte angugeben, welche an 
einem bffentlichen, von der Aufnahme in das Grund=s 
bud) ausgeichlofjenen Gute ausgeübt werden.” 

F. in Teichen und anderen geſchloſſenen Pri— 
vatgewäſſern fteht dem Cigentiimer der Gewäſſer 
qu; F-Gerätſchaften gelten alg Zubehör (§ 294 
a. b. G. B.) und finnen dabher bet einem berufs— 
mäßigen Fiſcher nicht felbjtindig in Exekution ge- 
zogen werden. 

Streitigkeiten über F.-Rechte gehören vor die 
Gerichte, weil es ſich um Privatrechte handelt und 
das Waſſerrecht auf die F. direkt nicht anwendbar 
iſt, indem die „Benutzung der Gewäſſer“, zu deren 
Regelung die polit. Behörden fompeient ſind, die 
F. nicht in ſich ſchließt (anevfannt 3. B. durch Erl. 
des A. M. 30 XI77, 3. 13350, und 10 T1173, 
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3. 12087). Randa: Das öſterr. Waſſerrecht (Prag, 
Rivnac 1891, 3. Auil.) legt dem F.-Rechte die 
Natur eines Rechtes auf eine „Nebennutzung der 
Gewäſſer“ bei (j. pag. 14, 42, Anm. 32 ujw,). 
IV. —— — Gruudſütze des F. 
Redtes. Durch das am 25 IV85, R. 58, erlaſſene 
Reichsgeſetz über „die Regelung der F. im den 
Binnengewäſſern“ wurden fiir die zu erlaſſenden 
Vandesfichereigeiepe gewifje Grundſätze aufgeſtellt. 
Dieſes G. tritt in den einzelnen Königreichen u. 
Ländern erſt dann in Wirkſamkeit, wenn für die 
betreffende Provinz ein F.⸗Geſetz erlaſſen wird. 
Dieſe Grundſätze find folgende: Die freie F., 

der Krebsſchaden dev öſterr. F., ijt aufgehoben und 
ſteht das Recht der F. „in künſtl. Waſſeranſamm— 
lungen oder Gerinnen den Beſitzern dieſer An— 
lagen, in natürl. Gewäſſern denjenigen zu, denen 
fie durch die Landesgeſetzgebung zugewieſen wird” 
(§ 1). Sollte durch die Aufhebung der freien F. 
,der berufsmäßige Erwerb eines Fiſchers“ beein- 
trächtigt werden, fo fann der Fijcher von dem 
neuen or billige Entſchädigung bean- 
jpruchen (§ 2). Nachdem das G., —— Jagd⸗ 
geſetze, durch Zuſammenlegung von Waſſerſtrecken 
die Bildung (und — — von Schonrevieren 
bezweckt, jo enthält dasſelbe Normen fiir den Fall 
der (erjwungenen) Verpachtung jolder zuſammen— 
gelegter Schonreviere. Jn Bezug auf Verteilung 
eS Pachtſchillings ijt ein Vergleich unter den 
Beteiligten ju verſuchen, nötigenfalls durch die 
polit. zirksbehörde. Wiflingt derjelbe, fo bat 
der Pächter den Padhtichilling bei der polit. Be— 
horde gu erlegen; das Gericht bat iiber die von 
den Parteien geltend gemadten Anſprüche, ohne 
an geſetzl. Beweisregeln gebunden zu fein, au ent: 
ſcheiden (§ 3). Hat die Behörde injolge landesqe- 
jepl. Verfügung tiber Kojten, Entſchädigungen oder 
Beitragsleiſtungen zu entideiden, jo bat jie eben: 
falls zunächſt ein Ubereinfommen der Beteiligten 
qu verjudjen; gelingt dies nidt, eine Friſt von 
mindeſtens 30 Tagen fiir Betretung des Rechts— 
i ju normicren. Berufung ausgeſchloſſen. Auch 
in dieſem Rechtsſtreite gilt die freie Beweiswürdi— 
gung. — Den Fiſchern und deren Hilfsperſonal 
iit das Betreten fremder Uſergrundſtücke ſowie das 
Befeſtigen der Fanggeräte unter Einhaltung der 
nötigen Vorſichten gegen Entſchädigung gejtattet. 
Ausgeſchloſſen hievon ſind Grundſtücke, welche als 
Zubehör zu Gebäuden eingefriedet oder überh. ſtän— 
dig abgeſchloſſen find (5.5). An Waſſeranſamm— 
lungen nad Uberflutungen bleibt dent F. Berech— 
tiqten die Offupation der Fijdhe, gegen Schaden- 
erjag, vorbehalten; die Fiſche, welche auf dem Trock⸗ 
nen juriicbleiben, fann der Brundeigentiimer an 
ſich nehmen, nur darf er nidt durch Borfehrungen 
die Miidfehr der Fiſche in das Gewäſſer verbin- 
dern (§ 6). Berunreiniqung von Fiſchwäſſern ijt 
tunlichjt hintangubalten, Zrodenlegung von Waſſer⸗ 
läufen in einer die F. möglichſt wenig ſtören— 
den Weiſe vorzunehmen und die Anlegung von 
Fiſchrechen u. Fiſchſtegen nur dann ju unterjagen, 
wenn die fonjtige Wajjerbenugung dadurch erheb- 
lich erjchwert wiirde (§ 7). Cingaben, Brotofolle, 
Veilagen, Rechtsurkunden u. Erklärungen bei Vere 
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handlungen über Entſchädigung, Ublijung von F.- 
Rechten und Bildung von Revieren find ſtempel— 
jrei; aus etwaigen WUblijungen von F. Rechten ſich 
ergebende Criverbungen von ſolchen Rechten find 
gebührenfrei (§ 8). 

V. Landesgqejebaebung. Allg. Beſtimmun— 
gen über Fiſcherei und Filchereibetried. 
Vandesgejege liber F. find bigher (Ende 1904) er— 
lajien in Wal. G. 31 X 87, &. 37 ex 1800, mit 
den V. der Statthalterei 21 VIII 90, 3. 55133, 
L. 38 u. 39 ex 1890), Görz u. Gradista (GB, 
17TIX 94, & 16 ex 1897, mit den BW. der Statt- 
halterei 30 VI 97, L. 17 u. 18), Krain (G. 18 VIII 
88, 2.16 ex 1890, mit den B. de& Landespriifi- 
denten 9 VI90, 2. 17 u. 18 ex 1890), Mähren 
(GS. 6 VL95, & 63, mit den V. der Statthalterei 
30 VI 96, &. 63, 64 u. 65, 181V 99, &. 32, Statte 
haltereifundmacdung 7 III 1903, 2. 33), N. O. (G. 
26 IV 90, 2. 1 ex 1891, mit B. der Statthalteret 
9191, 8.731, L. 2 u.3 ex 1891, 23 1V 94, &. 22), 
£. 5. (@.2V 95, & 32 ex 1896, mit den B. der 
Statthalterei 19 X11 96, &. 33 u. 34, 6 VI 1903, 
L. 20, und 11 IX 1903, &. 26), Salzb. (G. 25 11 89, 
£10, und 30 TIT 1902, & 13 ex 1903, mit der 
V. der Landesregierung 1 V 90, 8. 3610, &. 18 ex 
1890, und STIL 1903, &. 14) und Borarlb. (G. 
2111 89, &. 27 ex 1891, mit den V. der Statt- 
haltevei fiir Tirol und Borarlb. 2 VIL G1, 3. 15427, 
L. 29 ex 1891, 30 XII 93, &. 2 ex 1894, 19 VI 
94, L.22, Statthaltereifundmachung 111 1903, 2.5). 

Das F.-Redht bejteht in der ausſchließl. Bee 
tedhtiqung, im Fiſchwaſſer Fiſche, Muſcheln u. 
Kruſtentiere zu hegen und zu fangen. Künſtl. Ge— 
rinne find ſolche, in welchen das durch ſtändige 
Vorrichtungen (Teilungswerf, Wehr u. dgl.) von 
ſeinem Laufe abgelentte Waſſer au einem beſon— 
deren Benutzungszwecke fortgeleitet wird; künſtl. 
Waſſeranſammlungen ſind ſolche Anlagen, bei wel- 
chen das Waſſer aus den Niederſchlägen oder Zu— 
flüſſen an einem hiezu eingerichteten Orte (Teich 
u. dal.) fic) anſammelt. 

Das F. Hecht in jenen Gewäſſern, in welchen 
bisher der freie Fiſchſang ausgeübt werden durfte, 
ſteht künftighin in künſtl. Waſſeranſammlungen 
oder Gerinnen dem Befiger dieſer Anlagen, in 
natürl. Gewäſſern dem Lande zu (in Gal. der 
Gemeinde bezw. dem Gutsgebiete innerhalb de 
Gebietes; lehnt die Gemeinde oder der Cigentiimer 
deS GutSqebietes die Ubernahme des, F.-Rechteds 
ab, fällt dasielbe Dem Lande au; in O. O. der Ge— 
meinde, in deren Webiet das Gewäſſer fic) befindet). 

VI. F.-Betrieb in flichenden Gewäſſern. 
1. Fiſchereireviere. Die polit. Landesbehörde 
hat die fliekenden Gewäſſer in F-Reviere gu zer— 
leqen. Jedes Revier ſoll cine folche ununterbro- 
chene Waſſerſtrecke ſamt den etwaigen Altwäſſern 
u. Ausſtänden umfajien, welche nachhaltige Hege 
eines entiprechenden Fiſchſtandes und ordentl. Be— 
wirtſchaftung des Revieres iiberh. zuläßt. — Cine 
Waſſerſtrecke, hinſichtlich deren nur ein F.-Recht 
beſteht, ijt, inſofern es den allg. Vorausſetzungen 
über ein Revier entſpricht, als Eigenrevier anzu— 
erkennen. Reviere, welche als Eigenreviere nicht 
beanſprucht oder anerkannt werden, find als Pacht— 
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reviere gujammengulegen, fo dab eine entipredende 
Bewirtſchaftung u. Hege in denjelben möglich ijt. 
Gemeinden u. Ortichaften find als jolde zur Pach— 
tung nicht gugulajjen; Umgehung dieſes Berbotes 
jieht die Nichtiqfeit der Padjtung nad) fic. After— 
verpachtung des ganzen Pachtrevieres ijt zuläſſig, 
Teilverpadjtung verboten. Aufteilung des Badht- 
ſchillings erjolgt nad) der Musdehnung der in das 
Revier einbezogenen Fiſchwäſſer; iiber E. von Strei— 
tigteiten ſiehe unter LY. 

2. Reviertaxe. Feder Beſitzer oder Pächter 
eines F.⸗Revieres hat eine Reviertare gu bezahlen, 
welche cine gewijje Quote (zumeiſt 15%) des Pacht⸗ 
ſchillings oder bei Cigenrevieren ded als Pacht— 
jdilling angunehmenden Betrages nicht überſteigen 
darj. Fruchtlos cingemahnte Reviertaren find im 
polit. ExefutionSiwege hereingubringen. 

3. Fiſchereirevierausſchuß. Zur Beſor— 
qung der aus dem Zujammenhange der F.-Reviere 
ſich ergebenden gemeinjamen Geſchäfte und wirt— 
ſchaftl. Maßnahmen ijt der F.⸗Ausſchuß berujen. 
Die Mitglieder dieſes Ausſchuſſes werden durch 
die reviertarpjlidtigen Perjonen gewählt; die Stel- 
fen find Ehrenämter. Die Wujgaben diejes Aus— 
ſchuſſes find: a) die Evidenghaltung der Reviere, 
deren Bejiper u. Pächter ſowie der Pachtichillinge 
und der bei Cigenrevieren an deren Stelle ange- 
nommenen Betriige; b) Empfangnahme oder Eine 
treibung der Reviertaren, Wusgabe der Fiſcher— 
biichel und Einbebung der dajiir entjallenden Ge— 
bühr fowie der Geldſtrafen; c) Beranjtaltung der 
i ee der fiſchereiſchädl. Tiere, Aufrufung der 
Behirde gegen unſtatthaſte Berunreiniqung der 
Fiſchwäſſer, Anzucht w. Ausſetzung von Fiſchbrut, 
Herſtellung von Schonſtätten u. Fiſchſtegen; d) Be— 
ſichtigung der Reviergewäſſer zur Ermittlung des 
Standes der F. der Hinderniſſe einer angemeſſenen 
Entwicklung der F-Nutzung ſowie Ergreifung der 
hiezu geeigneten Maßnahmen. Der Regieaufwand 
des Revierausſchuſſes ijt aus den ihm zuſließenden 
Betriigen ju bejtreiten; Aufnahme von Darlebhen 
ijt ifm unterjaqt. 

n Mähren können in die F.-Reviere gegen 
den Willen der Bejiger nicht einbezogen werden 
die bet Eintritt der Wirkjamfeit des F.-Geſetzes 
auf Grund eines beionderen Rechtes im Suge der 
Reviergewajjer gum Zwecke der Wusiibung der F. 
hergeſtellten Anlagen (Fiſchwehre, Fiſchzäune u. dgl.), 
ſondern bleibt die Ausiibung der F. den Berech— 
tiqten bei diejen Anlagen vorbehalten. — Die Be- 
rechtigten cines F.⸗Revieres finnen fic) gu einer 
Genoſſenſchaft behujs ungeteilter Bewirtſchaftung 
gewiſſer Wajjeritreden auf gemeinſchaftl. Rechnung 
vereinigen; bat die Behörde das Genoſſenſchafts— 
ftatut genehmigt, jo bat fic) eine widerſtrebende 
Minderheit zu fiigen. Durch freie Ubereinfunft 
finnen auch mehrere aneinanderqrengende Reviere 
au einer Genoſſenſchaft behufs einheitl. Hege ver- 
einigt werden. Sind an einem Reviere nur wenige 
Fiſchereiberechtigte beteiligt, ſo kann mit Genehmi— 
ung der polit. Landesbehörde eine gemeinſchaftl. 
Beroirtichaitung des Revieres auch ohne Bildung 
einer eigenen Genoſſenſchaft durd) einen Bertrag 
fichergejtellt werden. — Wenn während der Pacht— 


=. 


Fiſcherei. 


zeit eine Underung in den Fiſchereirechten entſtünde, 
durd) welde ein Cigenrevier beqriindet würde, fo 
lann dieſer Anſpruch erjt nach Ablauf der Pacht— 
zeit geltend gemacht werden. 

Bn Salzb. bleibt der H.-Betrieb (Cigenbetried, 
Verpachtung oder jonftige Betriebsform) den Berech⸗ 
tigten unter Beobachtung der fiſchereipolizeil. Bor- 
idiciften iiberlajjen. — es nötig u. zweckmäßig 
iſt, ſo hat die polit. Landesbehörde für ein ſtehen— 
des Gewäſſer eine F.-Ordnung ju erlaſſen und 
finnen die F.-Beredtigten auch gu einer Genoſſen— 
ſchaft wren werden. 

VIL. §.-Betried in ftebenden Gewajfern. Der- 
jelbe bleibt unter Beobachtung der fiſchereipolizeil. 
Vorjdriften den F.-Berechtigten iiberlajjen. Wenn 
nitiq oder swedmifig, fo Bat die polit. Landes= 
behirde fiir das betreffende Gewäſſer eine F.Ord— 
nung gu erlaſſen. Durd) diefelbe tinnen die F.-Be- 
tedtigten auch au einer Genoſſenſchaft vereinigt wer⸗ 
den, wobei das Statut alle widtigen Mapregeln, 
inSbej. aud) die Höhe der Genoſſenſchaftsbeiträge, gu 
regeln Hat. Das Statut ijt nad) Einvernehmung der 
Beteiliqten von der polit. Bezirksbehörde gu ent- 
werjen und von der polit. Landesbehirde zu geneh— 
migen. YUnderungen des Statutes bediirjen gleid- 
ſalls der — 7m durd die Landesbehirde. 

VIII. Wb rime | von F.⸗Rechten. Der F. 
Revierausiduh (in Mähren der F.-Qnipeftor) fann 
die Aujhebung bejtehender F.«Rechte gegen ange- 
mefiene Entidadiqung im Intereſſe der F. eines 
größeren Gebietes beanjprucjen: a) aur Beſeitigung 
von jtindigen Unlagen gum Fiſchſang (Fiſchwehre, 
Fiſchzäune ujw.), welche etiwa im Zuge der Revier= 
wäſſer bereits bejtehen; b) zur Schaffung von Fiſch⸗ 
ſchonſtätten, innerhalb welder der Fiſchſang überh. 
ju unterbleiben bat; c) zur Sicherung des Swedes 
angelegter oder angulegender Fijchitege oder Fiſch— 
löcher. Die polit. Bezirksbehörde hat Vereinbarung 
liber den Entſchädigungsbetrag eu verjuchen, im 
alle des Nictgelingens denjelben ſeſtzuſtellen. 
Diebei ijt im allg. das Zwanzigfache des durch— 
ſchnittl. Reinertrages der abgulijenden F. während 
der lepten 10 Sabre als Wrundlage fiir die Ent- 
ſchädigungsberechnung anzunehmen, Beachtung der 
fiſchereipolizeil. Vorſchriften vorausgeſetzt. 

In Salzb. exiſtieren derartige Beſtimmungen 


icht. 

IX. Laichſchonſtätten. Für Fiſchwäſſer ine u. 
außerhalb der Reviere lönnen von Perſonen, welche 
durch den Beſitz eines F.-Redtes an der Geftal- 
tung Diejer F. beteiligt find, bei Revierwäſſern 
aud) über Untrag des Revierausidufies, Waſſer— 
itreden, welde gum Laichen der Fiſche und zur 
Entwidlung der jungen Brut geeignet find, von 
der polit. BegirfSbehirde als Laichſchonſtätten er— 
tlért werden, wenn nicht iiberwiegende, tatfichliche 
oder rechtl. Hindernijfje dem entgegenftehen. Die 
Laidichonititten find durch Zeiden u. Auſſchriften 
fenntlid) gu machen. 

X. Bteziehnngen der F. yu anderen Nedten. 
1. Rum benadbarten Grundbeſitz. Uber das 
Betreten frembder Grundjtiide fowie das Recht auf 
Wafjertiere nad) Uberflutungen j. oben sub IV., 


SS 5u 6 R. G 


Fiſcherei. 


109 





2. Bu anderen Waſſerrechten. Im allg. 
haben die polit. Behörden, aud) nach den Waſſer— 
rechtsgeſetzen, von der F jede unnötige Erſchwe— 
tung abzuhalten. Bei Waſſeranlagen, welche einer 
behördl. Bewwilligung bediirjen, 
treffenden BVerhandlungen aud) die 
jujugieben und ibre begriindeten Cimwendungen 
zu beriidjidjtiqen. Uberh. tinnen die —— 
ten verlangen, daß Verunreinigungen der Gewäſſer 
unterbleiben, Fiſchſtege u. Fiſchrechen angelegt, die 
Trockenlegung von Waſſerläufen in einer der F. 
tunlichjt unſchädl. Weije vorgenommen werden, vor- 
auSgejept daß hiedurch der anderweitigen Waſſer— 
benugung nidjt eine erhebl. Erſchwernis verurjadt 
wird. Berunreinigungen der Gewäſſer find ju un— 
terlafjen, wenn die Ubleitung der Stoffe aud) auf 
andere Weije erjolgen fann oder es ijt mindejtens 
eine entipredende Läuterung der verunreinigten 
Gewäſſer vorzunehmen. Die Anbringung von Fiſch— 
lichern u. Fiſchſtegen bei Wafferanlagen fann vers 
langt werden, wenn biedurcd der zweck der An— 
fagen nicht su ſehr geſährdet wird. Sur Herjtellung 
eines Fiſchſteges nétiger frembder Grund muß gegen 
volle Entſchädigung dem F.Berechtigten überlaſſen 
werden. Sollte hiedurch cin Grundſtück jeine zweck⸗ 
mapige Benutzbarkeit verlieren, fo fann der Eigen— 
tiimer die Enteiqnung des ganzen Grundſtückes 
begehren. Wo cine Hebung der F. nicht au ere 
warten ſteht, jind dieje Beidrintungen den Eigen— 
tiimern der Anlagen u. Grundſtücke nicht aufzu— 
etlegen. — Bei Ableitung von BWajjeradern aus 
einem Fiſchwaſſer find dieje Ubleitungen, wenn in 
denjelben Fiſchzucht nicht betrieben werden fann, 
mit Fiſchrechen gu verjehen. Die Kojten von Vor— 
fehrungen zur Beeinträchtigung der F. hat dere 
jenige au tragen, dejjen Anlagen mit diejen Vor— 
fehrungen verjehen werden; bejteht aber eine be- 
ſtimmte, die F. ſchädigende Einridtung bereits und 
wird deren Ubjiellung begehrt, jo tragt die Koſten 
derjenige, welder fie beanjprudjt. Trockenlegung 
pon Muͤhlgräben, Werfstanilen und derartigen Ab— 
leitungen ijt ben F.Berechtigten, aufer dem Fale 
dringender Notwendigleit, in angemefjener Friſt 
por derſelben kundzumachen. Bei Requlierung von 
Gewäſſern ijt auf die J. tunlichjt RNiidficht au 
nehmen, inSbej. dafür gu forgen, dah Blige be- 
lajjen oder hergejtellt werden, in denen die Fort— 
pilangung der Fiſche erjolgen fann oder in weldjen 
die Fiſche bei Hochwäſſern Zuflucht finden können. 

3. Bur Jagd. Der F.Berechtigte und das 
¥.-S hupperjonal fann jene Tiere, welche dem Fiſch— 
ſtande erheblich fchiidlid) find, ohne Anwendung 
pon Schußwaffen oder Gijtitoffen, fangen oder 
töten; die gefangenen oder erlegten Tiere gehören 
dem Sagdberedhtiqten. Welche Tiere als dem Fiſch— 
ſtande bejonders ſchädlich anzuſehen find, beſtimmt 
die polit. Landesbehörde; dieſe lann nach Einver— 
nahme des betreffenden Jagdberechtigten vertrau— 
enswürdigen Perſonen für eine entſprechende Friſt 
auch die Erlequng diejer Tiere mit Schußwaffen 
gejtatten. u 

XL. Polizeil. Vorſchriften. 1. Uber Fiſch— 
jang und Feilbaltung. Die polit. Landesbe- 
horde bat fiir die wertvolleren Fiſcharten mit Rück⸗ 


ind au den be— 
— 
i 


ſicht auf deren Laichperioden Schonzeiten feſtzu— 
ſtellen. Während der Schonzeit in die Gewalt des 
Fiſchers gelangte lebende Fiſche ſind mit entſpre— 
chender Vorſicht in das Waſſer zurüctzuverſehen. 
Für gewiſſe Gewäſſer kann der Fiſchfang zeitweiſe 
verboten werden; während dieſer Zeit iſt auch 
das Einlaſſen von Haustieren, insbeſ. auch von 
Enten, in das Gewäſſer verboten, ausgenommen in 
Schwemmplätze, welche unmittelbar bei Ortſchaften 
oder Gehöſten liegen. Ausnahmen au Zwechken der 
künſtl. Fiſchzucht oder wiſſenſchaftl. Unterjuchungen 
geſtattet, gegen Erlaubnisſchein. — Explodierende 
oder betäubende Mittel dürfen beim Fijchjange nur 
ausnahmsweiſe, gegen behördl. Erlaubnis, verwen- 
det werden, Jn Wehrdurchläſſen u. Schleujen dür— 
jen Vorfehrungen sum Selbjtjange der Fiſche feined- 
falls eingehiingt werden; jtintige Fangvorrichtun— 
gen iim Zuge fliehender Gewäſſer diirjen nicht iiber 
Die halbe Breite des Gewäſſers geben. Weitere 
Verbote in Bezug auf Fangarten u. Fangmittel 
fann die polit. Landesbehörde fiir bejtimmte Ge— 
wäſſer erlafjen. Auf Teiche oder Waſſerbehälter gum 
—— der Fiſchzucht finden die Vorſchriften über 
Schonzeit u. Fangverbot feine Anwendung. Die 
Landesbehörde hat ferner zu beſtimmen, welche Fiſch— 
arten und unter welchem Maße fie weder feilgehalten 
nod) in Gaſthäuſern verabjolgt werden dürfen. 

2. Kennzeichnung der Bilderaenge und 

Legitimation ber Fiſcher. Die polit. Bezirks— 
bebirde fann die Kennzeichnung von aufſichtslos 
ausliegenden Fiſcherzeugen anordnen. — Wer außer⸗ 
halb eingefriedeter Ortlichleiten den Fiſchfang aus— 
übt, muß mit einer „Fiſcherkarte“ verſehen jein. 
Dem Beſitzer oder Pächter eines Fiſchwaſſers ſtellt 
die polit. BeairfSbehirde die Fiſcherkarte aus, fiir 
das Hiljsperjonal der Bejiper oder Pachter des 
Fiſchwaſſers. Dritte Perſonen müſſen ein „Fiſcher— 
büchel“ haben, worin der Beſitzer oder Pächter des 
Fiſchwaſſers die Zulaſſung jum Fiſchfange und 
deren Dauer beſcheinigt. Letzteres jrellt der F.-Re- 
vierausſchuß aus. 
3. Fiſchereiſchutz wird durch beeidete Wach— 
organe ausgeiibt, weldje entweder ſpeziell fiir den 
F.Schutz beitellt werden oder gum Schutze anderer 
land- und forſtwirtſchaftl. Kulturzweige, insbeſ. 
der Jagd, bereits beſtellt ſind. Uber thre rechtl. 
— ſ. Art. „Feldſchutz“. 

XI. Behörden u. Verfahreu. Die Handha— 
bung der F-Geſetzgebung obliegt den polit. Behör— 
den; fiir eingelne minder widt ae Verhandlungen 
finnen die Gemeindevorſtände abgeordnet werden. 
Die Koſten des Verfahrens hat im allg. jene Bartei 
au tragen, weldje die Einleitung des Berjahrens 
angejucht oder durch ihr Verſchulden veranlaßt hat. 
Ausnahmsweiſe fann durch die Behörde die Koſten— 
aujteilung nad) Maßgabe des Intereſſes der Par— 
teien ftattfinden. Berufungen haben auficdiebende 
Wirkung, wenn nicht Riidjichten auf die öffentl. 
Sicherheit die fofortige Ausführung einer auf— 
getragenen Mahregel erheijden. 

XIIL. iivertretungen u. Strafen. Soweit 
Ubertretungen der F.-Geſetze nicht unter dad Str. 
G. fallen, werden jie als „Frevel“ durch die polit. 
Bezirksbehörde mit Geldſtrafen qeahndet, bei Zah— 
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lungsunfähigkeit mit Urrejt. Bei Zuwiderhandlung 
gegen die Vorſchriften in Betreff des anges und 
der Feilhaltung von Fijdjen aud) Verfall der Fiſche, 
bei verbotenen Gerätſchaften auf deren Berjall. 
Meldftrafen fließen dem Revierausſchuſſe aur Ver— 
wendung ju. Neben der Straje ijt auf Schaden— 
erſatz zu erkennen; gegen ſolche Erfenntnijie ſteht 
der Rechtsweg offen. Verjährung 3—6 Monate. 

XIV. F.Polizeigeſetze. Jn den folgenden 
bezeichneten Ländern beftehen gwar nod) feine 
F. (Kultur-) Gejege, dafiir aber F.- Polizeigeiege: 
Bihmen (9 X 83, &. 22 ex 1885, 7 V 91, & 30, 
mit Kundmachung der Statthalterei 241V85, L. 23, 
18 IV 86, & 33, 1411 87, & 10, 1 TT 94, & 12, 
14 V 97, 2.25); Bufow. (7 XL 80, & 11 ex 1881, 
mit B. de LandeSprajidenten 21 VIIL 81, &. 12); 
Dalm. (G. 2 VIII 98, L. 26); Kärnten (2 TM 82, 
2. 17, 27 XII 83, &. 5 ex 1885, B. der Landes- 
reqierung 22 XI 82, L. 18, 3 II 85, 2.6); Schleſien 
(9 XII 82, & 28 ex 1883, mit B. des Qandes- 
prijidenten 3 VII 83, 2. 29, und 8 VII 83, &. 30, 
fiir mähr. Entlaven); Steierm. (2IX 82, @ 11 
ex 1883, V. der Statthalterei 9 VI 83, & 12, 
14 X1 84, &. 11, 20 XII 96, &. 2 ex 1897); Tirol 
( IV 86, L. 28 ex 1887, Kundmadjung der Statt- 

alterei 19 VI 87, &. 29, 9XI 89, & 24). Dieſe 

Vorſchriften haben in der Hauptiade den sub XL, 
XII. u. XIII. ffiggierten Anhalt der .-Landesge- 
ſetze. Für Dalm. ijt gu bemerfen, dak auch in 
jenen Gewäſſern, in welchen die F. fret ijt, durd 
die polit. Bezirlsbehörde Laichſchonſtätten nad An— 
hirung der beteiligten Gemeinden angeordnet wer- 
den fonnen,, 

XV. Übereinkommen mit fremden Staa- 
ten. Ein ſolches wurde zwiſchen Oſterr. u. Atalien 
9 VII 83, R. 37, abgeſchloſſen jum Zwecke der 
Regelung der F. im Gardajee (mit V. des UW. M., 
M. J. und F. M. TIV 85, R. 38). Durd) diejes 
Ubereinfommen follen die am Gardajee bejtehenden 
F.Rechte in feiner Richtung berührt, jondern der 
Ertrag der F. im Gardajee gehoben werden. Ein— 
verſtändlich werden unterjagt Fangmethoden, durch 
welche die Fiſchbrut bejchadigt wird, 3. B. Sack— 
ſchleppnetze, welche das Wajjerbett aufwühlen, die 
»ditlindana” benannte Angelſchnur, erplodierende, 
betiiubende, dgende u. giftiqe Mittel: in den See- 

uflüſſen dürſen feine Borvichtungen in Anwendung 
lee weldje den Zug der Fife in mehr als 
der halben Breite des Wajjerlaujes verhindern; 
die F. bei Fiſchſtegen, Wehren uſw. darf höchſtens 
in einer Entfernung von 20 m ausgeübt werden; 
beſtimmte Fiſche duͤrfen weder gefangen nod im 
friſchen Zuſtande verfaujt werden, andere wieder 
nur, wenn fie eine gewijie Größe erreicdjt haben; 
Fang u. Verlauf von Fijdlaid ijt jederzeit, ver- 
boten; in die Gewäſſer, auf welche ſich das Über— 
einfommen bezieht, diirjen neue Fiſcharten ohne 
audsdriidlide und einverſtändl. Geſtattung der ver— 
tragidliefenden Staaten nicht eingeſetzt werden. 
Die Strajen fiir Zuwiderhandlungen gegen die 
Beftimmungen des Ubereinfommens jest jeder der 
beiden Staaten jelbjtindig jejt, doc) werden die- 
jelben trachten, dicie Strafe möglichſt gleichmäßig 
zu normieren. — Durd) Statthaltereikundmachung 
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für Tirol 18 V 85, 3. 9463, L. 20, wurden jene 
Gewäſſer bezeichnet, auf welde die Vorſchriften ded 
Ubereinfommens Anwendung finden. 

Die F. im Bodenfee wurde geordnet durch 
G. 21 VI 83, &. 20, fiir Borartb., die Ubereintunjt 
vom 5 VII 93 betrefjend die Anwendung gleich— 
attiqer Bejtimmungen fiir die F, im Bodenjee 
xviſchen den Regierungen von Diterr., Baden, 
Bayern, Liechtenstein, weiz u. Wiirttemberg, 
Statthaltereiverordnung 30 XII 93, L. 2 ex 1694 
und 30 V 98, L. 15, weiter Erl. des A. M. 71V 
94, 3. 7164, und Kundmachung der Statthalterei 
19 VI 94, &. 22, betreffend die jtaatl. F⸗Aufſeher 
in Borarlb., endlich Statthaltereiverordnung 31 LT 
95, 2. 10, betrefjend die Kontrollzeichen fiir die 
ausnahmsweiſe während der Schonzeit gejangenen 
u. verfauften Fiſche. — Bred aller dieſer Vor— 
ſchriften iſt die Hebung der F. im Bodenſee durch 
Regelung der Fangmethoden, Größe der jangbaren 
Fiſche, Feſtſetzung von Schonzeiten und Beſtellung 
eines Aufſichtsperſonales. 

Durch die königl. preußiſche Miniſterialer— 
flirung 21111 42, das öſterr. Hftzd. 14 V 44, 
3. 13909, die Minijterialerflirung 2 X 55, R. 176, 
wurde von der preußiſchen, bayriſchen u. jächſiſchen 
Regierung einer- und der öſterr Regierung ander— 
ſeits Reziprozität für Beſtrafung von Forjt-, Jagd=, 
Fiſch⸗ u. Feldfreveln Zugeſichert in der Weiſe, daß 
jeder der genannten Staaten ſich verpflichtet, der— 
attige von einem jeiner Untertanen in einem der 
anderen Staaten begangene revel in gleicher 
Weife zu ahnden, als wenn fie der betrefiende 
Staatsangehirige im Inlande ——— hätte. 

XVI. See= (Miiften=) F. Für dieſelbe ijt haupt⸗ 
ſächlich cole die Rinifterialverorduung 5 XII 84, 
R. 188. Als Grenze der Meeres- und der Seefijcherei 
gegen die Binnengewäſſer und die Binnenfijcderei 
ijt jene Linie anzuſehen, an welder das ſtändige 
Brackwaſſer aujhirt. Die Verpgdhtung der See— 
jiicheret, welche den Riiftenbewohnern nad § 1 der 
Seefijcherciordnung 6 V 35 innerhalb einer Seemeile 
von der Riijte ausſchließend aufieht, ijt den Gemein— 
den nicht gejtattet. Auch Fildher, welche den Uſer— 
qemeinden nidjt angehören, finnen unter gewiſſen 
Vorausjepungen zur F. ermächtigt werden, 3. B 
wenn im den Miijtengemeinden nicht genug Fiſcher 
vorhanden ſind oder Ddieje nicht die notwendigen 
Fangarten ausüben oder wenn die Verjorgung der 
Märkte dies erheiſcht. Innerhalb diejer Seemeile 
lönnen mit Bewilligung der Seebehörde von ein— 
elnen Perſonen Anlagen zur Zucht von Fijchen, 

eichtieren, Schwämmen oder Schaltieren errichtet 
werden und ſind dieſe Anlagen behördlich zu ſchüt— 
sen. Fiſchen u. Feilbieten von Laich u. Fiſchbrut 
iſt ohne behördl. Bewilligung verboten; die See— 
behörde beſtimmt die Schönzeiten fiir die einzelnen 
Seetiere ſowie das Ausmaß, unter welchem ſolche 
nicht gefangen werden dürfen. — Eine Seemeile 
um ein Telegraphenlabel darf mit Netzen, welche 
den Grund jtreijen, nicht gefiidt werden, ebenjo 
200 m von joldjen Plagen u. Gewäſſern, in welchen 
Fiſchzucht betrichen wird. Erplodierende u. betäu— 
bende Wittel diirfen beim Fiſchſang nicht ange— 
wendet werden, derartiq getötete Tiere diitjen nicht 
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aufgeſammelt werden. Die Ausübung des Fiſch— 
janges mit gewiſſen beſonders bedentl. Fangmitteln 
insbeſ. gewiſſen Schleppnetzen) ijt auf 5 Seemeilen 
von der Küſte entweder überh. verboten oder fann 
behördlich verboten werden. 

Die zur Ausübung der F. beſtimmten Fahr— 

uge ſind mit genauer Angabe des Baues des 

erties, deſſen Wigentiimer uſw. in ein behördl. 
Regijter einjutragen. Ubertretungen diejer V. wer— 
den mit Geld bis 100 fl. oder Arreſt bis 14 Tagen 
bejtrajt. ; 

Wis beratende Körperſchaft in Wngelegenheiten 
der Seefifcherei überh. ijt bei ber Seebehörde eine 

entralfommiiiion eingefept, weldje unter dem Bor- 

jipe des Präſidenten der Seebehirde aus einem 
dicier Behirde angehirigen Referenten, aus min- 
dejtenS einem ſtändig ju berujenden, 5 
lic) gebildeten Fachmanne und aus zwei praktiſch 
erfahrenen Fachleuten beſteht. 

Die Ausbeute der Seefiſcherei im J. 1900/01 
hatte einen Geſamtwert von 3 Mill. K. 

Marchet. 
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I. Beariff des F. — IT. Der Staat als Gläubiger oder 
Schuldner fiberh. — IT]. Brivatredhtl. Dienftverband. — 
1V. Organiſatoriſche Schuldverhaltniffe. — V. Forderungen 
aué verwaltungérecht!. Etſatzvornahmen. — VI. Forderungen 
aus ergwungener Aufopferung von Rechtsgiiters — VII. Ber= 
—— Anipriiche des F. aus Rechtsverletzungen. — 
VIII. HSafipilicht des F. — IX. Der Staat als Eigentümer. 
— X. Einzelnſtaats- u. Geſamtſtaatsfistus. 


J. Begriff des F. Für den Begriff des F. 
hat das römiſche Recht die Grundlage gebildet. Die 
Führung des Haushaltes der römiſchen Gemeinde 
ſcheidet ſich in zwei ſcharfgetrennte Tätigkeiten, in 
die Verwaltung des liegenden und des bewegl. 
Gutes der Gemeinde und in die Verwaltung der 
Kaſſe derſelben mit Einſchluß der Geldforderungen 
u. Weldjchulden (aerarium popnli Romani). Un- 
ter bem Bringipate hat das Finanzweſen des römi— 
jen Staates dadurd) eine wejentl. Umgejtaltung 
erfahren, daß die faij. Brivattajje, nach der ſpäteren 
Bezeichnung der fiscus Caesaris, sur Staatskaſſe 
wird und immer mehr u. mehr die Staatseinnabmen, 
aber aud) die Staatsausgaben, an jid) gezogen bat. 
Der F. wird als Triiger der dem Staatszwecke 
dienenden Vermögensrechte zu einer jurijtijchen 
Perjon, welde mit befonderen Vorzügen im Sivil- 
rechte u. Prozeſſe ausgejtattet wird. Dieien Begriff 
hat das deutſche Staatsrecht iibernommen u. aus— 

ejtaltet. An den Territorien hat fic) im Gegen— 
abe zum Reichsfislus der Landesfistus entwidelt, 
obwohl dajelbjt auch bet dem Dualismus des ſtän— 
diſchen Staates die Unterſcheidung der landesh. 


Rammer und des Landfchaftsvermigens hervortritt | 


und demgemäß auch awei getrennte Rechtsjubjette, 
meijt unter den Namen fiscus und aerarium, von 


den Juriften angenommen wurden. Das mecklenbur⸗ 
giſche Finanzweſen beruht nocd) heute auf dem ſtän— 


diſchen Grundpringip, dak das LandeSregiment cin 
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ebenjo aber auch alle durch das Landesregiment 
verurjadjten Rojten den Landeshermm ausidhieRlid) 
u. perſönlich belaften. Es entſtand der Begriff der 
landesh. Renterci, als des Anbeqrifjes der landesh. 
Einnahmen, aus welchen die Koften des landesh. 
Regimentes mit Einſchluß der fürſtl. Haushaltung 
bejtritten wurden, und des ſtändiſchen Landkaſtens, 
in welchen die ritterfchaftl. Rontribution und dic 
ordentlicen und außerordentl. Neceſſarien cinflofjen. 
Meben dic Renterei und den Landfajten trat dann 
die durch cine landesh.ſtändiſche Kommiſſion ver- 
waltete Schuldentilgungskaſſe, welche diellnter- 
lage eines mit felbjtindiger Perſönlichkeit ausgeriijte- 
ten Staatsfistus bildete. 

Aus dieſem Beijpiele eines in die Gegenwart 
hineinragenden Ständeſtaates läßt fic) die Schei- 
dung des landesh. F. und de8 ſtändiſchen Arariums 
flar entnehmen. 

Die F.Lehre im Deutiden Staatsrechte wird 
in dem Rapitel iiber Finanghoheit behandelt. Wan 
nannte die Behiirde, welche die Rechte des Staates 
als Subjeft von Vermögensrechten ausiibt, Fis- 
fus (Zöpfl, Grundſätze des gemeinen deutſchen 
Staatéredjtes) und man verjtand unter F.- Recht 
inSbej. das Recht der Staatsgewalt auf gewiſſe 
pear ae Einkünfte und die Vorrechte (privi- 
egia fisci), weldje Dem F. in zivil⸗ und prozeß— 
rechtl. Begiehung jufommen. 

Pitter führt in dev Literatur des Deutſchen 
Staatsrechtes, Teil II], S.343, Nr. 1123—1127, die 
Literatur iiber den F. an. Hachariae (Deutfdjes 
Staats- u. Bundesredht) fagt (11, 392): Der dem 
römiſchen Staats: u. Privatrecht entlehnte Ausdruck 
gy: bezeichnet nad) heutigem Sprachgebrauch im allg. 


teils den ganzen Snbegrif des Staatévermigens, 
teils als Subjeft von Rechten gedadjt, dic mora- 


liſche Berfon des Staates felbjt oder die Staats- 
— in allen ihren vermögensrechtl. Beziehungen. 

ic Rechte des F. find mithin die Rechte des 
Staates in vermögensrechtl. Beziehung, welche 
der Staat durd) die dagu bejtimmten Behirden u. 
Beamten in verfdiedencn Abteilungen (stationes 
fisci) audiibt, mögen fie nun auf ftaatsredtl. Ti— 
teln beruben oder rein privatredjtlicher oder gee 
miſchter Natur fein. Herber (Grundgiige des Deut⸗ 
ſchen Staatsrechtes, S. 21) fagt: Dem Staate ijt 
bas Gebiet des privatredtl. Witten nidt ver- 
jcffofjen und es fann dies gar nicht fein, weil er 
ju feiner materiellen Wusjtattung des Cintrittes 
in den privatrechtl, Verkehr bedarf. Uber es darf 
nie vergeſſen werden, dah der Staat in diefer Bee 
ziehung, nämlich als F., nicht in feiner charaf- 
teriſtiſchen Wejenheit aujtritt, jondern nur in einer 
Nebeneigenſchaft, weldje er sur Unterſtützung feiner 
pringipalen Lebengaujgabe bedarf. Pözl (Bayri- 
ides Staatsrecht, S. 232) fagt: Der Anbegriff des 
Staatsvermigens als cin Ganges mit juriſtiſcher 
Perfinlichfeit ausgejtattet, heikt Fiskus. Derjelbe 
fann Vermögen erwerben u. befipen, beides auf 
Grund des bejtehenden Zivilrechtes, und unterlieat 
iiberh. in i — Hinficht den Normen 
de8 fonit im Lande geltenden Zivilrechtes. Die er- 


perſönl. Recht des Landesherrn ijt, daber demfelben | worbenen Privatrechte macht er in derjelben Weife 
alle mit demfelben verbundenen Einnahmen jujallen, | geltend wie der Private, d. i. durch Anrufung des 
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Richters. Mar v. Seyndel (Mas Staatsredit des 
Konigreiches Bayern, Ul. Aufl., S. 148) ſpricht 
vermöge der ifm eigentümlichen, angeblich realiſti— 
ſchen Auffaſſung des Staates, welche den Staat mit 
dem Herrſcher identifiziert (Jellinek, Allg. Staats— 
lehre, S. 131), daher von dem König als Inhaber 
des Staatsvermögens und ſagt: „Der König tritt 
als ſolcher auc) in vermögensrechtl. Beziehungen. 
Es ijt hergebracht, wenn aud) nicht notwendig, hie— 
fiir cine beſondere juriſtiſche Perſönlichteit, den F. 
oder das Arar anzunehmen. Der F. unterliegt in 
ſeinem vermögensrechtl. Verkehre dem bürgerl. 
Rechte; er iſt nach dem bürgerl. Geſetzbuche eine 
juriſtiſche Perſon des öffentl. Rechtes.“ 

Alle dieſe Erörterungen find wenig befriedi— 
gend. Der Begriff des F. iſt ſchwankend. Es iſt 
nicht klar au entnehmen, was F. fei, ob der Staat 
nur alg Inhaber von Privatvermigensrecdten oder 
det Staat als Subjeft des Staatsvermigens überh., 
fo dak auc) öffentlich-rechtl. Handlungen u. An— 
ſprüche, 3. B. Ronfisfationen, Heimfallsrechte, Steuer- 
forderungen, dem Staate ald F. zugeſchrieben werden. 

Otto Mayr (Deutſches Verwaltungsrecht 1,47, 
142) behandelt in geijtvoller Weije die F.-Lehre des 
Polizeiſtaates, die den Staat in zwei voneinander 
verſchiedene Rechtsſubjekte zerlegt: in die Staats- 
geſellſchaft zur Verwirklichung der Staatszwecke mit 
Majeſtäts⸗ u. Hoheitsrechten und in den F. d. i. 
den Staat als Erwerbsgeſellſchaft oder juriſtiſche 
Perfon des Zivilredjtes, welche bei Verwaltung ihres 
Vermögens den Regeln des Bivilrechtes unterliegt 
und der Zivilrechtspflege unterjteht. Der F. ijt 
Untertan des Staates als Herrſchaftsſubjett. Er 
befiehlt dem F. nidt nur privatrechtl. Berbindlich= 
feiten nad) Mapgabe des Privatrechtes zu erfiillen, 
fondern es wird aud) angenommen, dak der Staat 
dem F. befiehlt, iiberall dort, wo der Staat mit 
feiner hobeitl. Gewalt in die Vermögensſphäre des 
eingelnen cingreift, angemejiene Vergütung au leis 
jten, auf welche er bei dem Zivilgerichte geflagt 
werden fann. Auf diefe Weife wird die F.- Lehre 
cin Sicherungsmittel der Rechtsiphiire der Unter- 
tanen gegeniiber dem allmächtigen Polijeijtaate. 
Diefe Auffaſſung ijt iiberwunden; jest ijt der F. 
der Staat felbjt in gewiſſen Arten feiner wirtſchafil. 
Bejziehungen. 

Wir müſſen den Begriff F. als Begiehungs- 
begrif aufjajien. F. ijt der Staat als Wirtſchafts— 
jubjeft in jeinen vermögensrechtl. Begiehungen zu 
anderen Wirtichaftsfubjetten auf Grund der inner= 
ftaatl. Rechtsordnung. Wo der Staat dajelbjt nicht 
als Wirtſchaſtsſubjekt aujtritt, dort fann vom F. 
nicht die Rede fein. Wirtſchaftl. Besgiehungen zu 
anderen Staaten auf Grund der Bolferredtsord- 
nung, 4. B. die tibernommene Beitragspflicht in 
internationalen Verwaltungsgemeinſchaften, find 
feine fiskaliſchen Rechtsverhältniſſe. Zu eng ijt der 
Begrif ded F. als Staat im vermbqensrechtl. Brivat- 
verfehr oder als Inhaber oder Pflichtſubjekt privat- 
rechtl. Vermögensrechte. Allerdings jpredjen wir 
vom F. zunächſt dort, wo der Staat gleich anderen 
Privatperſonen nach den Erwerbsarten des bürgerl. 
Rechtes Vermögensrechte erwirbt oder mit anderen 
Privatrechtsſubjelten privatrechtl. Rechtsgeſchäfte ab⸗ 
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ſchließt. Der Staat kann Eigentum durch die allg. 
bürgerl. Erwerbsarten ſich beichafien und er itebt 
al8 Cigentiimer innerhalb der allg. Privatrecdhts- 
ordnung. Sn derjelben Weiſe erwirbt ex auch andere 
dingl. Rechte, wie Dienjtbarfeiten u. Pfandrechte. 
Er wird nad) den Bejtimmungen der Privatredts= 
ordnung Gläubiger u. Schuldner. Er fann Erbe 
oder Vermidtnisnehmer vermige tejtamentarijcher 
— — werden. Aber auch hier ragt der Staat 
als öffentlich-rechtl. Organismus in die Privat- 
rechtsordnung hinein. Das Staatsvermögen bildet 
nur ein Dtittel fiir Erfüllung der Staatszwecke 
und die öffentl. Rechtsordnung bejtimmt feine Ver— 
wendung, Verivaltung u. Vertretung. Jn den pri- 
vatwirtſchaftl. Unternehmungen oder jog. fisfali- 
ſchen Betrieben, 3. B. in der Bewirtſchaſtung der 
Domänen u. Forte, in Betrieben der Staatsberg- 
werfe u. Staatsjabrifen begnügt fic) der Staat mit 
der privatredtl. Stellung. Für die eingelnen ver— 
mögensrechtl. Beziehungen, die fic aus diefen Ge— 
ſchaftsbetrieben ergeben, ijt die Unwendbarfeit des 
Privatrechtes jelbjtverjtindlid. Der Staat vers 
waltet Vermögensintereſſen wie ein PBrivater; er 
jorgt bier fiir jeine privatwirtſchaftl. Intereſſen und 
zunächſt nicht fiir öffentl. Anterejjen, fondern fiir 
diefe nur mittelbar, inſofern Ertragsſteigerung 
diejer Unternehmungen auf die Erreichung josialer 
Staatsaujgaben rückwirkt. 

Allein als privatwirtſchaftl. Subjeft ift der F. 
nicht nur der innerftaatlidjen privaten, ſondern auc 
der iffentl. ——— untergeordnet und inſo⸗ 
fern hat es feine Ridhtigt eit, wenn man dem anges 
nommenen Rechtsſubjekt F. Untertanſchaft zuſchreibt. 

Die Unterordnung des F. unter die öſſentl. 
Rechtsordnung äußert ſich: 

a) Die privatwirtſchaftl. Gewerbebetriebe, welche 
mit den allg. StaatSaufgaben nur in einem gujiil- 
ligen leer are jteben, find nad) der allg. 
Gew. ©. au beurteilen. Die Beamten diejer Be- 
triebe jind Wirtichajtsbeamte, die YUrbeiter gewerbl. 
HilfSarbeiter, 

b) Die Staatsdomiinen unterliegen der Grund- 
jteuer; die dem Staate gehirigen Gebäude, welche 
nicht jum Gebrauche der öffentl. Verwaltung be- 
jtimmt find, jondern jure privatorum beſeſſen 
u. verwertet werden, unterliegen der Gebäudeſteuer. 

c) Für den gewöhnlichen jtaatl. Bergwerfs- 
betrieb gilt bas Berggejep 23 V 54, R. 146. 

d) Unternehmungen, welche der Staat nicht 
auj Grund jtaatl. Hoheitsrechte oder nicht fiir die 
Swede der öfſentl. Verwaltung betreibt, unterliegen 
dev Erwerbſteuerpflicht. 

e) Die Staatseijenbahnen werden, trop ihrer 
Stellung als öffentl. Verkehrsanſtalten, gleichfalls 
privatwirtſchaftlich behandelt, was dadurch erklärlich 
iſt, daß der Staat urſprünglich Bau u. Betrieb 
der Eiſenbahnen Altiengeſellſchaften überlaſſen und 
denſelben erſt ſpäter nach dem Vorbilde der letzteren 
übernommen hat. Der Eiſenbahndienſt ijt nicht oͤffent⸗ 
lich⸗ rechtlicher, ſondern privatredjtl. Staatsdienft; 
der Eiſenbahnfiskus ſchließt Perſonentransport⸗ 
u. Frachtverträge ab; die Staatseiſenbahnen unter— 
liegen der Erwerbſteuer der zur öffentl. Rechnungs— 
legung verpflichteten Unternehmungen. 
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Der Staat erſcheint aber als F. auch dort, wo 
et: 1. auf Grund von Hoheitsrechten oder fiir die 
Awede der öffentl. Verwaltung als Wirtſchaftsſub— 
jeft u. Unternehmer aujftritt. Dieje Unternehmungen 
unterliegen zwar nicht der Gew. O. und auch nicht 
der Erwerbſteuer; damit ijt aber nicht ausgeſchloſſen, 
dap Tabafjabrifen, Salzbergwerle, die Hof- u. 
Staatsdrucerei, die Poſt- u. Teleqraphenanjtalt, 
Impfitofigewinnungésanjtalten privatwirtſchaftlich 
behandelt werden. 2. Ebenjo jprechen wir von Fis— 
fafrechten dort, wo der Staat auf Grund von Ho— 
heitsrechten zufälligen Etwerb von Vermigen madt, 
i B. beim erbl. Nachlak und anderen Heimfällig— 
eiten (Kaduzitätsrecht des F.) und bei den Gee 
jallen der Strafjujtis in Gejtalt von Konfisfationen 
u. Geldjtrajen. 3. Endlich) erjcheint der F. im Be— 
reiche der eigentl. Finangverwaltung als Subjett 
pon Steuerforderungen und als Schuldner der 
eigentl. Finanzſchulden. 

Privatrechtsgeſchäfte der Verwaltung eridjeinen 
nicht bloß in den gewöhnl. Betriebsgeſchäften der 
fistaliſchen Unternehmungen und jener öffentl. An— 
ſtalten, welche ihr Nußungen u. Leiſtungen im 
Wege des privatrechtl. Berfehres gewähren, ſon— 
dern aud) in den organiſatoriſchen und wiriſchaftl. 
Geſchäften der — durch welche ſich der 
Staat Arbeiten u. Dienſtleiſtungen verſchafft und 
ſeinen Güterbedarf dedt oder Güter, die er nicht 
mehr benötigt oder die ihre Zwecke nicht mehr er— 
füllen, ausſcheidet. Die —— und wirt⸗ 
ſchaftl. Geſchäfte betreffen den Abſchluß von privat- 
rechtl. Dienjtvertriigen und von ſonſtigen vermögens⸗ 
rechtl. Geſchaften. 

Wir ſehen daraus: 

Der Staat als Bermögensſubjekt zunächſt 
in ſeinen privatrechtl. Beziehungen heißt Fiskus. 
Es kommt hier die Geſamtheit der dem Privatrecht 
unterworfenen vermögensrechtl. Beziehungen des 
Staates in Betracht. Dies iſt der Fall: 1. Inſo— 
weit der Staat nach den Rechtsſätzen des Privat— 
redjtes als juriſtiſche Perſon Privatredjte erwirbt 
und mit anderen Recht3fubjeften auf dem Boden 
der Brivatredjtsordnung verfehrt. Der Staat fann 
fich me durch die allg. privatredhtl. Erwerbs⸗ 
arten beichaffen und er jteht als Cigentiimer inner— 
halb der allg. Privatrechtsordnung. Jn derfelben 
Weiſe erwirbt er aud) andere dingl. Rechte, Dienjt- 
barfeiten u. Brandredjte; er wird nad) den Grund— 
ſätzen des Privatredjtes Gläubiger u. Sdyuldner, 
er fann jum Erben eingejegt und es fonnen ihm 
Vermächtniſſe sugewendet werden. 2. Wher auch 
dort, wo der Staat wirtſchaftl. Hoheitsredte gegen 
die Untertanen ausübt, wie 3. B. Enteignung, 
Heimfallsrecht u. Ubgabeforderungen, beginnt die 

olle des F. dort, wo: a) vermige dieſer Hobheits- 
rechte Cigentum entiteht; denn diefes durch hobeitl. 
Erwerbsarten begriindete Eigentum hat denjelben 
Anhalt wie dad durch privatred)tl. Titel begrün— 
dete Eigentum und unterliegt weiterbin den Regeln 
des Privatrechtes; und b) dort, wo der Staat in 
Beitreibung öffentl. Abgaben, durch Swangsvoll- 
jtredung oder im Konkurſe des Abgabenſchuldners, 
notwendigeriveije in eine —— 
vatvermigen oder zu Privatrechten 
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in Konkurrenz tritt. Die Abgaben legt der Staat 
dem einzelnen als Herrſchaſtsſubjekt auf, die Zah— 
lung nimmt er als F. in Empfang. Aus dem Er— 
life einer feilgebotenen Liegenſchaft find alle durch 
rechtsträftige E. der Verwaltungsbehirden liquid 
gejtellten Abgabenforderungen juguiveijen, welche 
auf den veräußerten Lieqenidaften Pfandrecht ge- 
nieBen; ob ihnen diefes Pfandrecht aufommt, dar- 
liber entſcheidet der zuſtändige Ridter (O. G. H. 
12 VI 78, S. 7027). Zum RKonfurje des Gemein— 
ſchuldners find deſſen ſämtl. Abgabenſchuldigkeiten 
anzumelden. Uber die Liquidität derſelben entſcheidet 
die Verwaltungsbehörde, über die Einreihung in 
eine beſtimmte Klaſſe der Gläubiger der Richter. 
Die während der Konkursverhandlung entſtandenen 
ee ee find nicht Gemeinſchulden, 
fondern Maſſeſchulden (val. § 29, lit. c, der K. D.). 
Ob der eine oder andere Fall vorliegt, dariiber 
entſcheidet gleichjalls der Richter (Prazal, Zu— 
ſtändigkeitsſtreite, I, 241). 

Sn — von Steuerſchuldigkeiten und 
in Erlaß derſelben liegen zugleich fiskaliſche Willens- 
erllärungen. Die Verjährung von Steuerſchuldig— 
leiten richtet ſich gegen den F. Derſelbe iſt Pro a 
fubjeft, foweit die gerictl. Geltendmachung jeiner 
Vermigensredte in Betradt fommt, aber aud 
möglicherweiſe Bartei im RNonfursverjahren oder 
im Berjabren aufer Streitfaden. Der F. fann Gee 
ſellſchafts- oder Körperſchaftsmitglied jein, 3. B. 
durch Beteiligung an einer Jagdgenoſſenſchaft, an 
einer Aktiengeſellſchaft oder an einer Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaft. Auch im — — dae yr ne fann der F. 
alg Partei auftreten, 3. B. als Steuertriger von 
Erwerbsunternehmungen, bei der Genehmigung ge- 
werbl. Betriebsanlagen, bei Verteilung der Rone 
furrenglajten. 

Das Staatsvermigen wird durd) veridiedene 
Behörden verwaltet. Der F. wird daher nad) den 
cingelnen Verwaltungszweigen, in dic fich die ſtaatl. 
—— gliedert, mit verſchiedenen Sonder— 
namen bezeichnet, z. B. Steuer-, Gebiihren-, Boll-, 
Domiinens, Montan-, Poſt-, Cijenbahnfistus. Jn 
Oſterr. gebraudt man, anjtatt des Wortes F. 
aud) die Begeichnung Arar. Die Verſchiedenheit 
der Benennungen des F. oder des Wrars hebt aber 
die Einheit bicker jurijtifdjen Berjon nicht auf. Den 
eingelnen fiskaliſchen Stationen fommt befondere 
juriſtiſche Perſönlichkeit nicht gu und daber find 
Rechtsgeſchäfte u. Zivilprozeſſe unter den verſchie— 
denen, den cinheitl. F. vertretenden Behirden nicht 
möglich. Wlerdings hat die Scheidung des F. in 
einzelne fiskaliſche Stationen dritten Perſonen gegen= 
liber injofern rechtl. Wirkung, als Kompenjationen 
von fyorderungen u. Schulden, die bei verſchiede— 
nen Kaſſen eingugahlen oder auszuzaählen jind, 
ausgeſchloſſen werden. 

Il. Der Staat als Gläubiger oder Schuldner 
iiberh. Jn Ausiibung feiner Finanghobheit erwirbt 
der Staat auf Grund der Mbgabengete ¢ durch Ein⸗ 
tritt der darin vorausgeſetzten rechtsbegründenden 
Tatſachen Forderungsrechte gegen die einzelnen 
Staatsangehörigen, welche einen Beſtandteil des 


ju deſſen Bris | Staatsvermögens bilden, deſſen Hfonomijde Be— 
ritter Perſonen wertung von ihrer Cinbringlicfeit abhängt. Unein— 
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bringl. Ubgabenforderungen werden als wertlos 
durch Ubfdreibung aus dem Staatsvermigen 
ausgeichieden. Die Ubgabenjorderung erliſcht, abge- 
fehen von den ausnahmaiweijen Fällen des Steuer— 
crlajjes und der Verjibrung, durch Zahlung, d. b. 
durch Leiftung der Abgabenſchuldigkeit, durch die 
der Staat an der gezahlten Geldjumme Cigentum 
erwirbt. Seigt ſchon jede Abgabenforderung cine 
Beziehung wu dem Privatvermögen der einzelnen, 
jo ijt dies in erhihtem Mae der Fall: 

1. Bei der Zwangsvollitredung wegen 
Abgabenrückſtände, welche entweder: a) durch Er— 
werbung u. Geltendmadung des Pfandredtes an 
Vermigensbejtandteilen des Schuldners erfolgt, die 
von der pignoris capio bi8 zur pignoris distractio 
führt, den Staat in Berührung mit anderen Bjand- 
gliubigern bringt und die Fragen nad) dem Alter 
oder dem gejepl. Vorzug der Bjandredite entitehen 
läßt, ſowie endlich fiir den Fall der Pfändung von 
Sachen, welche gwar im Beſitze oder in der Inne— 
habung des Steuerſchuldners waren, deren Eigen— 
tum aber ein Dritter behauptet, den Staat aur Ver— 
teidiqung gegen die fog. Exſzindierungsklage 
des vermeintl. Eigentiimers zwingt. b) Ter Staat 
fann auch durch die Sequeftration der Nugungen 

ewiſſer Vermigensbejtandteile des Schuldners Be- 
frebgung fucjen und der beftellte Verwalter hebt 
ann in Ausübung der Rechte des Schuldners die 
Nupungen im Wuftrage bes Staates ein. c) End- 
lid) fann aud) die Beitreibung sffentl. Abgaben 
durch erefutive Einantwortung von Forderungen 
des Schuldners an den Staat T atthinten. In dies 
fem alle tritt Der Staat als Seffionar in dejjen 
Recht und macht dieſe privatrechtl. Forderungen 
gegen den Zeſſus im gewöhnl. Rechtswege geltend. 

2. Im Falle der Konkurseröffnung über 
das Vermögen des Steuerfchuldners fommt der 
Staat, da der Konfurs nichts anderes ijt als cine 
Mejamterefution aller Glaiubiger, in das Geſamt— 
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(regelmäßig mit bloßem Zinſenverſprechen), wenn 
et es nicht vorzieht, durch öſſentl. Subſkription mit 
einer größeren Menge einzelner Darlehensgeber zu 
fontrabieren. Der Eintritt des Staates in Schuld— 
verbiltnijie fann aber, ausgedriidt durch den For- 
malaft des abjtratten Zahlungsverſprechens in den 
Teilſchuldverſchreibungen, auch einen anderen Rechts⸗ 
5 haben als das Darlehen, ſo bei den Eiſen— 

ahnſchuldverſchreibungen die —— 
des Kaufpreiſes für erworbene Eiſenbahnen, be 
den Grundentlaſtungsobligationen dic Über— 
nahme der Entſchädigungsleiſtung für aufgehobene 
Reallaſten. 

Gehört das Abgaben- u. Staatsſchuldenweſen 
als Komplex von Geldſorderungen u. Geldſchulden 
des Staates dem Finanzweſen als je eines ſeiner 
Hauptgebiete an, ſo treten uns auch ſonſt An— 
ſprüche oder Leiſtungen des Staates entgegen, deren 
Inhalt in Geld- oder in Vermögenswerten beſteht. 
Die Hauptfälle find folgende: 1. Als Eigentümer 
zinstragender Wertpapiere ijt ber Staat Gläubiger, 
al Qnbhaber von Aktien Geſellſchafter mit defen 
Rechten u. Verpflichtungen; 2. der Staat wird bei 
ötonomiſcher Verwertung gewiſſer Baer oe 
jtandteile aus Rechtsgeſchäflen, 4. B. durch Ver— 
mietung von Gebduden, Verpachtung von Grund— 
ſtücken, forderungéberedtigt; 3. ebenfo entitebt bei 
Ubfindung u. Verpachtung indirefter Ubgaben (val. 
dieſen Art.) cin Forderungsrecht aus diejem Rechts- 
geſchäfte; 4. der Staat wird beredhtigt u. verpflid- 
tet aus dem Abſchluſſe von Kauf-, Lieferungs-, 
WMiietvertriigen behujs Beſchaffung von Sachgiitern ; 
5. er gewährt feinen Organen, ingbej. den Staats— 
dienern, vermbgenSrecht!. Anſprüche und erfennt 
6. bei der Enteiqnung und hoheitl. Requijition 
individualijierter Sachgiiter, 3. B. bei Geltend= 
madung der Quartierlajt, des Vorſpannes, eine 
Entſchädigungspflicht an; 7. er iibernimmt in ge- 
wiſſen Fallen die Haftung fiir das Berjdulden 


vermögen des Gemeinjduldners, ebenjo in Rechts- ſeiner Beamten und den durch diefes Privaten zu— 


bejiehungen au den Konkursgläubigern, wie ifn 


die Geltendmacdhung des Pjandrechtes hinjichtlich | 


eines cingelnen Pfandobjektes zu den foufurrieren- 
den Pian —— in Rechtsverhältniſſe ſetzt. Wie 
der Staat im letzteren Falle ſeine Befriedigung aus 
der Verteilung des Meiſtbotes erwartet und da— 
her bei der Meiſtbotverteilung ſeine Forderungen 
durch Anmeldung geltend macht, ebenſo zwingt 
die Konkurseröffnung den Staat zur Anmeldung 
rüchſtändiger Abgabenforderungen. Bei Beſtreitung 
der Liquidität derſelben ijt die rechtskräftige E. der 
—— Finanzbehörde abzuwarten ($$ 127 u. 
128 der Konkursordnung); die E. darüber, in welche 
Klaſſe der Konkursgläubiger die Abgabenforderung 
einzureihen ijt, gebührt dem Gerichte (vgl. Glafer- 
Unger 4831, 5520, 6470). 

Im Bereiche der Staatsſchulden tritt uns 
der Staat als verpflichtetes Subjekt entgegen. Die 
Grundlage des Verhältniſſes zu den Staatsgläu— 
bigern ijt zunächſt das gewöhnl. Darlehen. Für 
die entweder von einer Bank oder einem Syndikate 
(abzüglich einer vereinbarten Proviſion) zugezählte 
Darlehensſumme übergibt der Staat bei dieſer Art 
der Anlehensbegebung Teilſchuldverſchreibungen 


n Schaden; 8. er gewährt aud) ohne die— 
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ſchädigungen, z. B. an unſchuldig Verurteilte, bei 
Kriegsſchäden; 9. er macht aber aud) Erſatz- u. 
Regreßanſprüche an ſeine Beamten geltend. 

In allen dieſen Fällen erblicken wir eine Be— 
ziehung des Staates zum Privatvermögen und um— 
gekehrt eine Beziehung von Rechtsſubjekten zum 
Staatsvermögen u. 31. insbeſ. eine Beziehung zu 
der zur Befriedigung derartiger Gelbanipriice be⸗ 
ſtimmten Staatstaſſe. Das Recht und die Pflicht 
deS Staates fann im Sffentliden oder im Brivat- 
Recht begriindet fein; ja vielfac) verwebt fic) öffent⸗ 
liches und Privat-Recht miteinander, 3. B.: bet der 
Verpadtung indiretter Abgaben; bei der Steucr- 
borgung gegen Wechſel oder Bürgſchaft; bei der 
Soltdarhajtung mehrerer Perſonen fiir iffentl, Ab⸗ 
gaben. Wir betrachten im folgenden einzelne dieſer 
fistalifchen Rechtsverhältniſſe. 

III. Der privatrechtl. Dienſtverband, der uns 
ſowohl in der Staats- wie in der Selbſtverwal— 
tung entgegentritt, begreijt regelmäßig ein vere 
tragsmäßig beſtimmtes Dienjtverhiltnis von unbe- 
ftimunter oder beftimmter Dauer in fich, fraft defen 
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der Bedienſtete Dienſtleiſtungen beſtimmter Gattung 
nod) Anordnung des Dienſtherrn fortlaufend gu ver- 
richten verpjflicjtet ijt. Der Staat und die Subjefte 
der Selbjtverwaltung bilden gegeniiber diejen Be- 
dienjteten die Dienfthercen fie verfügen fiber deren 
Dienjtleiftungen durch privatredtl. Anordnungen 
ihrer zuſtänd gen Organe. 

Im unm 
fontraftlid bejtel[te Beamte u. Vollzugs— 
gehilfen dort entgegen, wo e fic) bloß um tech— 
nifche Dienjtleijtungen oder um rein fisfalifde Ver- 
tretung banbdelt. Insbeſ. die Beamten u. Diener 
dex Staatseijenbahnen ericheinen als privatredtl. 
Beamte u. Diener; ferner: die Poftmeijter der nicht: 
ärariſchen Pojtitationen, die Cichmeijter, die Lehrer 
an gewerbl. Fachſchulen, die Tagſchreiber u. Kanglei- 

ebilfen. Dagegen würde die privatredtl. ete 
ae eines — mit ausſchließend obrigkeitl. 
Funktionen dem Weſen des modernen Staates 
widerſprechen. Wohl gu unterſcheiden von der pri- 
vatredtl. Bejtellung eines Beamten ijt aber die 
vertragsmäßige Fejtitellung ber Dienſtbezüge eines 
Sfientl. Beamten. Hier ijt die Stellung des Bee 
amten ſelbſt cine öfſentlich-rechtliche; mur die ver= 
migensredtl. Unipriidje bes Beamten find privat: 
techtlich geitaltet, wihrend bei privatrechtlich beftell- 
ten Beamten dag ganze Rechteverhialtnis in feiner 
aftiven u. pajjiven Seite privatrechtlich ijt. Rechts— 
itreitiqfeiten aus dieſem Dienjtverhiiltnifje gehören 
daber vor die ordentl. Gerichte. Der Staat iibt aller- 
dings über diefe privatredhtlic) Bedienjteten auch eine 
vertragsmagige Dissiplinargewalt aus, welche ſich 
auf Beauffichtiqung der Geſchäfte und auf das Ver— 
halten des Bedienjteten begteht und in ähnl. Form 
ausgeübt wird wie die öffentlich-rechtl. Disziplinar⸗ 
ewalt. Die vorgefepten —— erkennen 

rüber, ob der Beamte ſeine Pflichten erfüllt oder 
ob er pflichtwidrig gehandelt bat und können im 
lepteren Falle aud) die vertragsmäßig vorbehaltene 
Entlajjung ausfpreden, worin eine einſeitige Auf⸗ 
löſung des Dienjtverhiltniffes liegt. Dieſe diszipli— 
nariſche Verfügung iſt aber nicht präjudiziell fiir 
die im Rechtswege geltend gemachten Anſprüche des 
Beamten auf Zahlung des bedungenen Gehaltes 
oder der zugeſicherten Penſion. Der Staat fann 
feinen privatrechtlic) bejtellten Beamten auch öffentl. 
Rechte gewähren, 3. B. das Ehrenrecht der Füh— 
tung eines bejonderen Amtstitels oder cines be- 
fonderen Dienjtfleides. Jn diefem Falle treten ju 
den privatrechtl. Anſprüchen der Beamten auch 
öffentl. Individualrechte. 

IV. Organijatorijhe Schuldverhältniſſe. Cin 
organifatorifdes Schuldverhältnis ijt: a) das Rechts- 
—— aus der Werkverdingung, d. h. der 

bertragung der Ausführung eines öffentl. Werkes 
an einen Privatunternehmer nad den feſtgeſtellten 
Planen gegen eine im —* ausbedungene feſte 
Summe ſaversum oder Bau chalbetrag). Der Unter- 
nehmer fungiert bier als Hilfsorqan der Staats— 
u. Berbandsverwaltung. Er unterwirjt fic) regel- 
miigig einer Beaufſichtigung während der Heit der 
Ferfheritelli 


ng, durd) welche die rechtgeitige Her— 
ftellung dieſes Werkes in der bedungenen Belcha en⸗ 
heit fidergeitellt werden foll. Seine Rechte u. Pflich⸗ 
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ten ergeben ſich aus dem abgeſchloſſenen Vertrage. 
Die vertragsmifige Herſtellung des Werkes fann 
durd) Konventionalftrajen gejicert werden; nah 
feiner Vollendung findet die Ubernahme des Werfes 
nad) zuvor erfolgter Priifung durch Sachverftiindige 
(Rollaudierung) ftatt. Die Hajtung des Unterneh— 
mers fiir Mängel beſtimmt fic) nad) dem bürgerl. 
Recht. 


ttelbaren Staatsdienſte treten uns | Rech 


b) Das Verhiltnis aus der Verpadjtung von 
Verwaltungsanftaltenu. Finangunterneh- 
mungen. Die Verpadtung von Verwaltungsan— 
jtalten wird fich auf jene Unftalten beſchränken, die 
rein privatredtl. Betriebe find nach) Analogie der 
in ber autonomen Landesverwaltung ftattfindenden 
Verpadtung der Landestheater. Der Unternehmer 
iibernimmt den Betrieh nad) den vertragsmäßigen 
Vereinbarungen und gu erteilenden Snjtruftionen 
und unterlieqt damit einer privatredtlich begrün— 
deten Dberaulficht, die mangels gehöriger Vertrags— 
erfüllung auf Betriebsentziehung hinausgehen kann. 
Das ganze Rechtsverhältnis iſt aber ein rein pri— 
vatrechtliches. Cine Verpachtung von Finanzunter⸗ 
nehmungen würde dort eintreten, wo der Staat 
um Betriebe feiner Wewerbe durch Vertrag einen 

tellvertreter als Pächter beſtellt. Privatrechtlid 
find aud) die Verträge, durch welche der Staat 
Verfauje feiner Monopolgegenſtände bejtimmte 
Internehmer ermächtigt. 

c) Das Rechtsverhiiltnis aus der Verpachtung 
Sfjentlicher indirekter Abgaben, i B. der Verzeh— 
tungSfteuern, insbeſ. der Tor-⸗Akziſe. Der Pächter 
zahlt dem Staate eine vereinbarte Summe und es 
wird ibm die Befugnis der Steuereinhebung von 
den Verpflidteten nad) den dariiber geltenden Nor— 
men eingerdumt. Der Pächter und die von dem— 
jelben bejtellten Beamten find den Steuerpflichtigen 
gegeniiber obrigfeitl. Beamte, welche die Abgaben— 
—— unter Auſſicht der Finanzbehörden fiir 
eigene Rechnung bejorgen. 

V. — aus verwaltungsrechtl. Er⸗ 
ſatzvornahmen entſtehen im Bereiche der Verwal- 
tungsexekution, inſofern die Verwaltung die Hand— 
rag zu der cin Pflichtſubjekt verhalten ijt, wenn 
jie durch einen Dritten ausgefiihrt werden fann, 
auf Kojten des Säumigen ausjiihren läßt und mit 
dieſem Sojtenbetrage gegen den Verpflichteten Re- 
greß nimmt. Der Roftenbetvag wird im Berwal- 
—— beſtimmt und Anfechtung desſelben im 
— echtswege ijt ausgeſchloſſen (kaiſ. V. 201V 
54, RR. 96). 

VI. Forderungen ans erzwungener Aufopfe— 
rung von Rechtsgütern. Als Cingriffshandlungen 
des Staates in das Vermögen fommen in Be- 
tracht: 

a) Die fogialreformatorifden Akte der 
Geſetzgebung im Bereiche der Grundentlajtung, 
Lehenaufhebung u. Propinationsabléfung, bei denen 
Erſatzanſprüche der ehemals Berechtigten ausdrück— 
lich anerfannt werden. Allein die Erſatzanſprüche 
derjelben jind ausnahmslos auf den Verwaltungs- 
weg veriviefen; allerdings unter Zuweiſung jur 
Rompetens bejonderer follegialer, aus Verwal— 
tungSbeamten u. Richtern — * Kom⸗ 
miſſionen. 
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b) In der Mehrzahl von Enteignungs- 
fällen ijt allerdings die rein privatrechtl. Auffaſ— 
jung des Entſchädigungsanſpruches vorbherridjend. 
Sie tritt dort hervor, wo die Feſtſtellung des Ent- 
ſchãdigungsanſpruches entiveder von vornberein den 
Geridten tiberlajjen ijt, wie nach dem G. 18 II 78, 
MR. 30, bei Enteignungen fiir Cifenbahnen, oder 
wo der Verivaltung nur die a gi cine’ Pro⸗ 
vijoriums gufommt, die definitive E. dDagegen der 
tichterl. Gewalt vorbehalten ijt. Dagegen wird bei 
Enteignung von Pjerden die ai tga ledig⸗ 
lich im — feſtgeſetzt. Und dieſer 
Gundſatz gilt fiir Militärlaſten überh. Individuelle 
Opfer an Vermögen muß der einzelne auch brin— 

en, wenn er die Anwendung der Notgewalt des 
taates erdulden muß. Auch hier ſchwankt die Ge— 
ſetzgebung, indem beiſpielsweiſe bei Tierſeuchen 
die Entſchädigung lediglich im Verwaltungswege 
bemeſſen wird, während die Entſchädigung wegen 
erzwungener Rodung von Weingärten behujs Be— 
fimpjung der Reblaus nach G. 27 VIBSG, R. 3 ex 
1886, im Rechtswege verfolgt werden kann. 

c) Unſchuldig Verurteilte, deren Unſchuld nach— 
her feſtgeſtellt wurde, wurden durch das rechtskräf⸗ 
tige Strafurteil gezwungen, das Rechtsgut der 
perſönl. Freiheit bet Verbüßung der Freiheits— 
ſtrafe zu opfern. Das G. 16IV 92, R. 64, gewährt 
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dieſer Forderungsrechte, von ihrem genoſſenſchaftl. 
Urſprunge abgeſehen, in das Bereich des Privat— 
rechtes verſetzt hat. Alle dieſe Entſchädigungsan— 
ſprüche an den Staat fiir individuelle Aufopferun— 
en von Vermigen und ſonſtigen Redjtsgiitern im 
Seſamtintereſſe laſſen fic) aber nist durch eine 
—— Haftung des Staates für rechtswidrige 
eſchädigung begründen, da dieſe Entſchädigungs- 
anſprüche ein Delikt der im Namen des Staated 
handelnden Perſonen nicht zur Vorausſetzung haben, 
vielmehr dieſe Organe in unanfechtbarer Recht— 
mäßigkeit gehandelt haben. Dieſe Entſchädigungs— 
anſprüche beruhen vielmehr auf dem Prinzipe 
materiellen Gerechtigkeit, daß derjenige, der durch 
Ausübung der Staatsgewalt gezwungen wird, ein 
beſonderes Opfer zu bringen, das ihn allein, nicht 
aber gleichmäßig alle trifft, Entſchädigung aus dem 
Geſamtvermögen erhalten foll, um die Ungleichheit 
der Belajtung aufgubeben. Dies gilt aud) bei den 
Erſatzanſprüchen wegen unjdjuldiger Verurteifung. 
Dielelbe findet nidt ſtatt wegen Verſchulden des 
Richters, das gar nicht nacdweisbar ju jein braudt, 
jondern wegen eines im normalen Gange der 
Strafrechtspflege aus entidjuldbarem Irrtum der 
richterl. Organe gugefiigten Ubels. 
VIL. Bermoigensredtl. Anſprüche des F. ans 
Redtsverlebungen. Der Staat erlangt vermögens— 


denfelben jest einen Erſatzanſpruch. Diefer AUnipruch | rechtl. Anſprüche aus Redtsverlepungen gegen die- 


wird begriindet durd) eine im Wege des Wieder- 
aufnahmeverſahrens als ungerechtfertigt erfannte 
Verurteilung wegen eines gur Rompeteng der Straj- 
erichte tT: Deliftes. Der Anſpruch bezieht 
—* auf Gras er dutch dieſe ungerechtfertiqte Ber- 
urteilung eines Unſchuldigen demſelben zugefügten 
vermögensrechtl. Nachteile. Der Anſpruch fann nach 
dem Tode des Verurteilten von dem Ehegatten, 
den Eltern u. Rindern injoweit erhoben werden, 
alg ihnen durch die ungeredchtjertiqte Verurteilung 
ein von dem Verurteilten ihnen gejchuldeter Unter- 
halt entzogen worden ijt. Der Anſpruch ijt binnen 
drei Monaten nach giinftigem Ablauj des Wieder- 
anjfnahmeverjahrens beim J. M. zu erheben, wel— 
ches auf Grund der durch Gericht feſtgeſtellten Tat— 
ſachen den Entſchädigungsanſpruch mittels E. feſt— 
ſtellt. Stellt ſich der Anſpruchsberechtigte mit dieſer 
E. des J. M. nicht zufrieden, fo kann er inner— 
halb dev unerſtrecbbaren Fallfriſt von 60 Tagen 
die Klage beim R. G. einbringen. Die Gewäh— 
rung dieſes Anſpruches beruht auf der Erwägung, 
dak der eingelne als Witglicd des Staatsverban- 
des gezwungen wurde, die Durchſetzung eines hoheitl. 
Rechtsaniprudes mittelS Verluſtes beſtimmter 
Rechtsgüter gu erdulden und dah er durch diese 
individuclle Aufopferung, die ſich nachträglich als 
unbegriindet herausſtellt, einen materiellen Ver— 
mögensnachteil erlitten hat. 

d) Alle dieſe Andividualforderungen find Be— 
ftandteile de8 Privatvermigens des Bered)tigten 
und unterliegen wie reine Privatredite privatrectl. 
Verfügungen des Berechtigten. Sie iibergehen auch, 
joweit fie bereits fällig u. liquid find, auj die 
Rechtsnachfolger von Todes wegen. Sie zeigen da- 
her cine Doppeljtellung, welche dahin geführt hat, 
daß man im pofitiven Rechtsſyſteme eingelne Arten 


jenigen Perjonen, welche eine Rechtsverletzung be- 
gangen baben, nach den allg. Regeln des Privat- 
rechtes. Aus dem Nichteinhalten einer fontraftl. 
Verpflichtung entiteht der Anſpruch des Staates 
auf Erjag des daraus entitandenen Schadens, Aus 
der Nichteinhaltung eines Pachtvertrages erwächſt 
dem Staate miglidenveife nad) Anhalt dieſes Ver— 
trages dag Rent, den Pachtvertrag als aufgelöſt 
au erklären. An u. fiir fic) haben dieſe Rechts— 
anjpriiche des F. nichts Befonderes und fie wiir- 
den rein dem Privatredjte angehiren. Sie haben 
jedoch auch injofern eine verwaltungsrechtl. Seite, 
al die WeltendDmadung von derartigen Rechts: 
anjpriichen, die aus Rechtsverlegungen entipringen, 
zunächſt durch die Berwaltungsorgane geſchieht. 
Eine Beſonderheit ſind die vermögensrechtl. An— 
ſprüche, welche der Staat gegen ſeine Beamten aus 
pflichtwidrigem Verhalten derſelben erlangt. Hier 
gilt der allg. Grundſatz, daß der Staat dieſe Er— 
ſatzanſprüche niemals im Rechtswege, ſondern ſtets 
im Verwaltungswege geltend macht und daß das 
Disziplinarerkenntnis, welches der Staat gegen den 
Beamten erläßt und welches die Pflicht zum Schaden⸗ 
erſatz ausſpricht, einen giiltigen Rechtstitel fiir das 
Eretutionsverfahren bildet. Wo das Verſchulden des 
Beamten entiweder ju einer ſtrafgerichtl. Verurtei- 
lung geführt hat, 3. B. anläßlich einer Amtsver- 
untreuung oder anläßlich der Minifteranflage gu 
einer Berurteilung durd) den Staatégerictshof, 
faun im Wege des ſtrafprozeſſualen Adhäſionsver— 
fahrens zugleich der Erſatzanſpruch des Staates im 
Strafurteile feſtgeſtellt werden. 

VILL. Hafipflicht des F. Paſſive Schuldver- 
hiltnijje des Staates entitehen aus Rechtsverlepun- 
gen, welde jeine eigenen Beamten begangen haben, 
infofern ber Staat fiir da& Verſchulden diefer Be- 
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amten haftet. Hier reg ſich dann die allerdings | weder Durch die allg. privatred)tl. Erwerbsarten 
umiftrittene Frage, wie weit eine folde Haftung | oder durd) die bejonderen des öffentl. Rechtes: Ent- 
des Staates gegeben ijt. ES wurde behauptet, bak eiqnung, Ronjfisfation, Heimjall. Das durch dieſe 
die Haftpflicht nad) den allg, Regeln des Private öffentl. Erwerbsarten beqriindete Cigentum hat aber 
rechtes von jelbjt geqeben tit, infojern juriftijde | denjelben Anhalt wie das durd) privatredt!. Er- 
Perfonen, ju denen aud) der Staat gehire, fiir dag | werbsarten entjtandene Staatseigentum. Unter den 
Verſchulden ihrer Bejtellten und ihrer eigenen | Staatsjadjen ergibt fic) aus der ihnen durd) den 
Organe hajten. Das pofitive öſterr. Recht hat jedoch | Staataiwillen geqebenen Zwecksbeſtimmung ein wee 
die allg. Haftpflicht ausgeſchloſſen, indem es den | fentlicher rechtl. Unterſchied. Diejenigen Sachen, 
Sag aujitellt, dak der Staat aus Handlungen | welche durch ibren Ertrag die Mittel zur Bejtrei- 
jeiner Beamten an u. fiir fic) nicht geflagt wer- | tung der Staatsausgaben liefern ſollen, bilden das 
den könne; es find daber befondere Hajtungsver: | Finangvermigen und find (domaine privé 
hältniſſe des Staates nur dort angunehmen, wo de l'Etat im fraänzöſiſchen Recht; res, quae in 
fie von der öffentl. Rechtsordnung ausdriidlich al8 | patrimonio populi vel fisci sunt im romifden 
Wusnahmen von jener allg. Regel anerfannt find. Recht} mit den öffentl. Intereſſen nur als Eine 
Man wird hier die Ausiibung hobeitl. Funftionen | fommensquellen verbunden. Eine zweite Gruppe 
des Staates und rein vermigensredtl. Beziehungen | von Sachen dagegen jteht als Verwaltungsve r- 
deSfelben gu anderen PrivatredtSjubjetten unter- | migen mit den Staatsaufgaben in unmittelbarer 
ſcheiden miijjen. Qn dem legteren Falle erſcheint Beziehung u. zw.: a) Die Sachen find ein Hilfs- 
der Staat als gewöhnl. Privatredstsfubjett. Seine | mittel ftaatl. Tatigteiten, wie die Gebäude der Be- 
Beamten, durch welche er gewiſſe Geſchäfte betreibt, | hérden, die Schulen, Gefiingniffe, Kaſernen, Exer— 
ericheinen als feine Geſchaͤftsfüührer, al feine Be- | zierplätze, oder b) die Sachen find jelbjt öffentl. 
fteliten und er haftet daher im Betriche dieſer ge- Unjtalten, durch welche der Staat feine Wohlfahrts— 
wöhnl. Privatrechtsgeſchäfte, 3. B. der Poftanjtalt, | swede zu erreichen fucht. An diefen Sachen fann 
des — — gleich einer Privatperſon, durch beſondere Verfügungen ſtaatl. Organe Ge— 
ſoweit nicht dieſe Haftung durch Spezialgeſetze brauch gewährt werden oder es kann vom Staate 
—— dem allg. bürgerl. Rechte beſchränkt iſt. ein von beſonderer Zulaſſung unabhängiger Ge— 
o haftet der Staat als ——— aus dem Ver⸗ meingebrauch einer ungezählten Vielheit von Per— 
ſchulden der Poſtbeamten, wenn Poſtſendungen ver- | ſonen gewollt fein. Dieſe letztere Art von Sachen 
loren gehen oder beſchädigt anlangen, ſoweit nicht | find das öffentl. Gut im Sinne des § 287 a. b. 
der Staat bei eingelnen Kategorien von Pojtien- | G. B. im Unterjchiede von dem fonjtigen yur Be⸗ 
eo ig 3. B. den einjachen Briejen, von vorn⸗ dedung der Staatebediirjnifje beſtimmten Staats- 
herein jede Hajtung ausdrücklich abgelehnt hat. vermbgen, worunter aber nicht bloß das Finanz— 
Anders tit es aber in der Musiibung hoheitl. Hunt: | vermbgen, fondern auch die übrigen Teile des Ver— 
tionen des Staates. Hier bejteht eine folche allg. waltungsvermögens, die nicht öfſentl. Gut find, 
Haftipflicht nicht; fie tritt daber nur in jenen Fällen zu an i find. Das öffentl. Gut ijt von der 
ein, die als bejondere Einzelfälle ausdriidlich ge- | Eintraqung in die Grundbiidjer ausgenommen; iit 
ordnet find. Sie tritt ein als Haftung des Staates | fein Gegenſtand des Befipes oder der Erfipung 
fiir Das Verſchulden von richterl. Beamten nach dem | durd) eingelne, fteht aber unzweifelhaft im Cigen= 
Syndifatsgeiey 12 VII 72, R. 112. Die Voraus- tume des Staates, da § 290 a. b. G. B. das 
fepung bieter jtung des Staates ijt aber, dah ein | öffentl. Gut ausdrücklich als Staatsgut bezeichnet 
Verjdulden eines richterl. Beamten fejtgeftellt ijt) und der Unterfchied zwiſchen öffentl. Wut und fon- 
und dak durch die Cinbringung der gewöhnl. Rechts | ftigem Staatsvermigen lediglich in Verſchiedenheit 
mittel im geridtl Verfahren eine Beſeitigung dieſes der Swedbeftimmung bejteht. Der Staat fann diefe 
der Partei jugefiigten Schadens unmöglich geweſen Zweckbeſtimmung dndern und insbeſ., wie die Fran— 
ijt. Es bildet ſomit in diejem Syndikatsverfahren zoſen fagen, ein ——— eine Ausſcheidung 
auch die Frage, ob den richterl. Beamten ein Ber: | er Sachen vornehmen, 3. 8. durch Auflaſſun 
ſchulden trifft, eigentlich eine Vorfrage und dieſe einer öffentl. Straße; dann wird die Sache gewöhnl. 
Vorfrage wird durch ein Disziplinarerkenntnis | Staatsvermigen. Die Rompeteng der jtaatl. Organe 
feſtgeſtellt; bei feitgeitelitem Verſchulden übernimmt zu derartigen Verfügungen bejtimmt das Staats- 
dann allerdings der Staat fiir die im Prozeſſe feit- recht. Regelmäßig tritt Rompetens der Verwaltungs- 
ujtellende Hobe des Schadens die Haftung als behirden ein; ausnahmsweiſe fann aber die Wid- 
ürge u. Zahler. Dagegen bejteht fiir das Ver- mung einer Sache fiir beftimmte Swede auf einem 
idulden der Berwaltungsbeamten feine Hajtung |G. berugen, fo dak eine YWnderung dieſer Zweck 
des Staates. Das G., welches in dem St. G. bejtimmung gleichfalls nur im Wege eines G. 
„über die Regierungs- u. Vollzugsgewalt“ in Be- | möglich ijt. So hat 5. B. das G. 28 11 82, R. 24, 
treff der Regreßanſprüche der verlepten Partei an iiber die Teilung der Univerjitit in Brag in zwei 
den Staat Fetbit oder an die fdjuldtragenden Bee ſelbſtändige Unjtalten cine beftimmte Widmung von 
amten in Ausſicht geftellt wurde, ijt bis jetzt nicht Objeften des Staatsvermigens verfügt. 
erlaſſen. Mit dem Eigentum ſieht der Staat innerhalb 
IX. Der Staat al Cigentiimer. Der Staat | der von ihm jelbjt geichaffenen Rechtsordnung; 
ift Eigentiimer beweglider und unbewegl. Sachen, | feine Organe iiben gegeniiber anderen Rechtsiubjet- 
fiber welche er in Bollziehung feiner Yuigaben po die im Cigentume enthaltenen Befugniſſe aus, 
verfügt. Der Staat erwirft diejes Eigentum ent: | felbjtverftindlid): in Bertretung des Staates und 
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im öffentl. Qnterefje fowie mit Beadjtung der 
Grenzen ihrer Zuſtändigkeit. Am Bereiche der öffentl. 
Unjtalten ſorgt die bejondere — —— (ee 
ftungs-, Hafen-, Straßenpolizei) fiir die Ahwehr 
von bejonderen tatſächl. Eingrifien in die öffentl. 
Sachen oder Beſchädigungen derjelben. Trog feiner 
Zweckbeſtimmung fiir den Gemeingebrauch entbehrt 
das öffentl. Gut nicht sang ay bfonomifcden Be- 
deutung fiir den Staat, 4. B. der Grasnutzen der 
Strafengriben, die Nebennupungen des Waſſer— 
laujes (Fiſchfang⸗/ Sand⸗, Cisgewinnung). Diefe 
mit der eigentl. gl cacy, der Sache nicht 
zuſammenhängenden Nugungen, die aber den Ge— 
—— nicht ſtören dürfen, werden in der 
Regel durch fiskaliſche Verträge an Private iiber- 
lajjen. Abgeſehen von diejen — lann 
aber einem einzelnen auch ein über den Gemein— 
gebrauch hinausgehendes geſteigertes Nu — 
verliehen werden, fo 4. a. an Flüſſen die Unlage 
pon Stau- u. Triebwerfen. Das ältere Rect be- 
tradjtet ſolche durch Konzeſſion erworbene Rechte 
alé Brivatrechte, die man als Ausflüſſe der Rega— 
lität anfah. Sn der Gegenwart ſehen wir bei fol- 
den Nutzungsgewährungen den Staat mit feinen 
Wobhljahrtsinterefien sore 8 derlei Konzeſſionen 
ind daher nicht fisfalijche Rechtsgeſchäfte, fondern 
fte der polit. Berwaltung. Hinſichtlich öffentl. 
Straßen u. Plätze kann bejondere — ———— 
rung ſtattfinden, z. B. durch Geſtattung des Auf— 
ſtellens von Buden u. Baugerüſten, der Legung 
von Wag u. Waſſerleitungsröhren, von G eiſen 
für Straßenbahnen. In dieſen Fällen iſt oft die 
Grenze zwiſchen verwaltungsrechtl. Konzeſſion und 
fiskaliſchem Vertrage ſchwierig. Rechtsverhältniſſe 
ergeben ſich ferner durch das Angrenzen des öffentl. 
Gutes an die im Privateigentume ſtehenden Nach— 
bargrundjtiide. Intereſſant find in diejer Hinſicht 
die Bejtimmungen des franzöſiſchen Rechtes, wel— 
dyed die Abgrenzungsakte (arrétés ou décrets de 
délimitation) den Beriwaltungsbehirden mit der 
Rechtswirkung zuweiſt, dah dieje E. an u. fiir 
jid) nur deflarative Bedeutung haben, daß aber 
jiir den Fall, als die Verwaltungsbehirden in ihrer 
E. ſich irren und die Geridjte den Irrtum feft- 
jtellen finnen, die von der Berwaltungsbehirde 
feſtgeſtellte Eigentumsgrenze bleibt und nur ein 
Entidhidigungsanjprud gewährt wird (Otto Mayer, 
Franzöſiſches Verwaltungsrecht, S. 255; Darejte, 
Justice Administrative, S. 258). Dem öſterr. 
Recht ijt diefe Machthefugnis der Verwaltungsbe- 
hirden nicht befannt; es find in Betreff petitori- 
jcher u. poſſeſſoriſcher Klagen, welche fic) auf dic 
Grenjen des öffentl. Gutes besiehen, die Gerichte 
juftindig. Man muß daher in Betreff des öffentl. 
utes eine dreijade Berwaltungstitigfeit unter- 
ſcheiden: Die wirtſchaftliche, welche die betrefjende 
Sache in ſtand fegt und in ftand Hilt (Strafen- 
bauu. Strafenerhaltung); die polizeiliche, welde 
den Bemeingebraud und das Gut felbjt ſchützt; 
die fiskaliſche, welche die im Cigentume gegen: 
iiber anderen RechtSfubjeften lieqende Macht gel- 
tend macht. Dieſe verjdiedenartigen Verwaltungs- 
bejugnijje können an veridiedene Organe verteilt 
jein und es wire Machtüberſchreitung, wenn die 
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Befugniſſe der einen Art fiir einen fremden Swed 
verwendet iviirden, 3. B. wenn auf Grund rein 
wirtſchaftl. —E in fremdes Privateigentum 
— würde. 

ls Grundeigentümer übt der Staat die mit 
dem Grundeigentum ſonſt durch einen beſonderen 
Rechtstitel in Verbindung geſetzten Rechte aus. 
Als Eigentümer von Staatsdomänen war der Staat 
in Bezug auf die Gutsuntertanen Gutsherr mit 
patrimonialer Gerichtsbarkeit u. Polizei; er iſt noch 
heute im Falle eines dingl. Patronates Patron. 
Mit dem Grundeigentum nimmt der Staat teil 
an den Kommunal- und beſonderen Konkurrenz— 
verbiinden. Die mit der Verwaltung u. Vertretung 
des Grundeigentumes beaujtragten Organe find in 
den von der Gemeinde rüchſichtlich des Grundeigen- 
tumes auSgeiibten Funftionen der Polizei und Be— 
fteuerung der Mutoritit der Gemeindeorgane, info- 
weit Exemtion nidjt ausdriidlid) vorbehalten ijt, 
ebenfo —— wie den mit obrigkeitl. Macht 
in dieſen Richtungen ausgerüſteten ſtaatl. Orga— 
nen; aber fie find aud) wieder zur Beſchwerdefuͤh— 
tung ebenjo [egitimiert wie die Mandatare eines 
Privaten. Daher fann ohne Zweifel die Finange 
profuratur in Vertretung der Staatsdomiinen wegen 
Rirdenbaulajt gegen die E. des K. U. M. Bee 
ſchwerde bei dem V. G. fiihren. 

X. Ginjeluftaats- u. Gefamtftaatsfistus. Jn 
cinem Einheitsſtaate gibt es nur einen %., trop 
det nad) den verſchiedenen Verwaltungszweigen her⸗ 
—— Bezeichnungen des F. als Steuer⸗, Ge— 

üren⸗, Soll-, Domänen⸗, Montan-, Poſt-, Cifen- 
bahn⸗, sag iar (rar) uſw., und trop der Mehr⸗ 
beit von Cinnahmes u. Wusgabefajjen (stationes 
fisci), als der gum Empfang und gur Veijtung von 
Bablungen beauftragten Organe. Rechtsgeſchäfte 
unter den eingelnen, den F. vertretenden Behör— 
den find nicht juriſtiſch denlbar und wenn etwa in 
der Praxis etwas derartiges vorkommt, 4. B. die 
Zahlung eines Mietzinſes feitens der Poſtverwal— 
tung an die Juſtizverwaltung fiir Witbenugung 
der Räume in einem Juſtizgebäude durd) die Bore 
anjtalt, jo haben derartige Verfügungen dod) nidt 
den Charafter von Rechtsgeſchäften, jondern fie find 
rein budgetmäßige Verrechnungen, weldje durd) das 
Pringip der Spegialifierung des Budgets, vermige 
defien der Auſwand der eingelnen Verwaltungs- 
weige genau gum Wusdrud gelangen foll, und 
adurch veranlapt find, dak Staatsgebäude und be— 
wegl. Caden Ynventare bejtimmter Verwaltungs- 
zweige find. In einem zuſammengeſetzten 
Staate (Bundesſtaat oder Staatenbund) wird 
man den F. des Geſamtſtaates von jenem der 
Ginjelnftaaten unterſcheiden müſſen. * einem 
Bundesſtaate iſt der Beſtand eines Bundes- oder 
Reichsfiskus mit Rückſicht auf die ſelbſtändige juri— 
ſtiſche Perſönlichkeit des Bundes zweifellos. Im 
Norddeutſchen Bunde und Deutſchen Reiche iſt der 
Bundes- oder Reichsfiskus ausdrücklich erwähnt 
im G. 1VI70 über die Flößereiabgaben, in dem 
Militärpenſionsgeſetz 27 VI 71 und insbeſ. in dem 
G. 23 V 73 über die Rechtsverhältniſſe der gum 
dienſtl. Gebrauch einer Reichsverwaltung beſtimm— 
ten Gegenſtände. Dagegen iſt der — eines 


Fiskus. — Flaſchenbierhandel. — Fleiſchſteuer. 


Bundesfiskus in einem Staatenbunde, der cin 
bloßes Sozietätsverhältnis ijt, zweifelhaft u. be— 
ſtritten. Allein die — ———— Staatenbund 
u. Bundesſtaat betrifft nur die Art der Ausübung 
der Hoheitsrechte im Innern und ebenſo wie der 
Staatenbund gleich dem Bundesſtaate als ſelbſtän— 
diges Subjeft des Vilterrechtes anerfannt ijt, ebenſo 
fann eine ſelbſtändige vermögensrechtl. Stellung 
des Bundes in der Bundesverjajjung und in dem 
Rechte der Einzelnſtaaten anerfannt fein. Wenn- 
ei das Bundesvermigen aus den Matrifular- 
eiträgen der einzelnen Bundesaliedjtaaten entjteht, 
jo finnen doch die auf dieſe Weiſe gefchaffenen 
Kajiebejtiinde und die daraus angefdajiten Ge— 
—— des Gebrauchsvermögens als Eigentum 
es Bundes — werden, der gegenüber den 
Gliedſtaaten in Bezug auf die Veitrage als ſorde— 
rungsberechtigt erſcheint. Wenden wir dieſe Sätze 
auj die Sjterr.-ungar. Monarchie an, jo müſſen wir 
mit Rückſicht auf die Sonderexiſtenz der beiden 
Gliedjtaaten einen öſterr. und einen ungat. F. al8 
—— Rechtsſubjekte annehmen, welche mit— 
einander Rechtsgeſchäfte abſchließen können, wie dies 
auch tatſächlich wiederholt geſchehen ijt. Der öſterr. 
F. iſt zu unterſcheiden von den ſog. Landesfonds 
der im Reichsrate vertretenen Königreiche u. Län— 
der, in denen die ſelbſtändige juriſtiſche Perſön— 
lidjfeit der Länder ihren Ausdruck findet, ver— 
möge welcher dieſelben zum Staatsfiskus und un— 
tereinander in vermögensrechtl. Beziehungen treten 
können. Wir müſſen uns endlich aud) (insbeſ. mit 
Riidjicht auf die Musfihrungen in der Abhandlung 
von Dr. Tegner: Der öſterr. Reichsfiskus, Hentral- 
blatt fiir Berwaltungsprayis, I. Jahrg., 1884) fiir 
den Bejtand eines ſowohl in der Praxis anerfann- 
ten als auch in verjdiedenen G. vorausgeſetzten 
(G. 10 V 69, R. 78; 27 XII 75, R. 158; 22 80, 
WR. 18) Hjterr.-ungar. Reichsfiskus enticheiden. 
Wud Prazaf (Oſterr. Verfaſſungsrecht III, 
309 und IV, 86) ſpricht fic) fiir ben Beltand eines 
Reichsfiskus aus. Der Reichsfiskus ijt eine felb- 
ſtändige juriſtiſche Perſon; die Reichszentrallaſſe ijt 
leineswegs ein Konglomerat der öſſerr. und der 
ungar. Kaſſe. Wiirde man fic) fiir letztere Annahme 
entſcheiden, dann müßte der öſterr. F. für die Ge— 
ſellſchaftsſchulden des Geſamtſtaates verhältnis— 
mäßig nach dem Quotenverhältniſſe als haftbar 
angeſehen und mit dieſer Quote die Haftung bei 
dem R. G. geltend gemacht werden können. Ent— 
ſcheidet man ſich aber für den Beſtand eines Ge— 
ſamtſtaatsfiskus, dann iſt allerdings eine Klage 
gegen denſelben bei dem R. G. ausgeſchloſſen, da 
nur der F. der Geſamtheit der in dem Reichs— 
tate vertretenen Königreiche u. Linder bei dem 
R. G. geflagt werden fann. Es können daher 
Rechtsanſprüche der Beamten und der Hjfiziere 
des Wejamtitaates bei dem R. G., infojern fie 
gegen den Reichsfistus gerichtet find, nicht gel- 
tend gemadt werden. Ohne Wnnahme eines 
Reichsfiskus bhejtiinde fein Rechtsſubjelt der Zen— 
tralaftiven, der militäriſchen und Geſandtſchafts— 
Mebdiude. WUllerdings ijt bei Veräußerung von Ge— 
bäuden des Milifärfiskus die Witwirfung des 
Reidhsrates nicht ausgeſchloſſen. Die Praxis holt 
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zur Veräußerung von Militärgebäuden, welche im 
Gebiete der Reichsratsländer liegen, die Zuſtim— 
mung des Reichsrates ein und der Finanzminiſter 
wird in dem bezügl. G. beaujtragt, den Erlös der 
verkauften Liegenſchaften dex Militdrverwaltung zur 
Erſatzbeſchaffung aur Verfügung gu jtellen. Cin Ge— 
famtjtaatsfisfus beftand bereits vor dem J. 1867 
und es beſteht fein Grund fiir die Annahme, dak 
derjelbe durd) Neuordnung de8 ſtaatsrechtl. Ver— 
hältniſſes Ungarns hinweggejallen fei; die Unnabme 
eines blogen Geſellſchaftsverhältniſſes geniigt mit 
Rückſicht auf die hiſtoriſche Entwidlun nit zur 
Konſtruktion der aftiven u. paſſiven Vermögens— 
rechtsverhältniſſe der Geſamtmonarchie. Verpflich— 
tungen des Geſamtärars beſtanden ſchon früher; 
die Geſamtmonarchie hat infolge des Ausgleiches 
im J. 1867 zu exiſtieren nicht aufgehört, was ſich 
aus bem XII. G. YW. 1867 und dem G. 21 XII 67, 
R. 146, iiber die allen Ländern der öſterr. Mon— 
archie gemeinjamen Yngelegenbeiten und in den 
auf die Beforgung derjelben abzielenden Inſtitu— 
tionen ergebe. Ebenjowenig findet fic) in den Aus— 
—— eine Beſtimmung darüber, daß die 
ftiven der —— und die bis zum 
J. 1867 eingegangenen Verpflichtungen der Ge— 
ſamtmonarchie auf die beiden Reichshälften über— 
gegangen ſeien (R. G. 25 1V 73, Hye 44). 
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D. Mayer: Deutſches Berwaltungsredt, I., 
S. 142. Hatſchek: Die rechtl. Stellung des F., 
Verwaltungsardhiv Bd. 7, S. 424. Hainel: Deut- 
ſches Staatsredt, J., 364. Ulbrich. 
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L. Allg. Charatier u. Borgeſchichte ber Beſteuerung. — 
Il, Geltende Beſtimmungen: 1. Subjett, Objett u. Ausinaß. 
2. Kontrolle. 3. Sicherſtellung u. Einhebung. 4. Strafen. — 
III. Statiſtil. 


J. Allg. Charafter u. Vorgeſchichte der Be— 
ſteuerung. Das Objekt der F. ijt Schlacht- u. Stech— 
vieh, ferner das Fleiſch von ſolchen Tieren und in 
den für die Verzehrungsjteuereinhebung als ge— 
ſchloſſen erllärten Städten Oſterr. außerdem nod 
Wildbret, Geflügel, Federwild u. Fiſche. Die Ein— 
hebung der F. erſolgt entweder anläßlich der Schlach— 
tung von Schlacht⸗ u. Stechvieh, oder in einem ſpäte⸗ 
ren ‘ eltpuntie bei der Veräußerung bezw. beim Be— 
zuge des Fleiſches, oder beim Cinbringen von Vieh 
oder Fleiſch in die griperen Städte (Ortsfteuer, 
Torjteuer) und endlich beim Berfauje von Bieh 
(andelsbefteucrung). Qn HOjterr. bejteht in den 
für die Vergehrungsiteuereinhebung als geſchloſſen 
erflitten Städten: Briinn, Graz, Krafau, Laibach, 
Lemberg, Ling, Brag, Triejt u. Wien, ferner in 
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Dali. in den geſchloſſen erflirten Orten die Tor- 
fteuer, auf dem jog. ofjenen oder fladen Lande 
dagegen die Schlachtiteucr in Verbindung mit der 
Bejteucrung des Fleiſchbezuges und der Bere 
außerung. 

Bis zum J. 1829 wurde in den einzelnen 
Kronlindern mit Wusnahme von Dalm. die F. 
unter verjdiedenen Formen u. Benennungen (Kon- 
jumoaufidlag von Bieh u. Fleiſch, Stelfhtreuget, 

leiſchtaxe ujiw.) als grundh. Ortsjteuer eingehoben. 

ine einheitl. Regelung dieſer verfdicdenen Ab— 
qaben erfolgte mit der auf Grund A. E. 25 V 29 
mit 1 XI 29 —— allg. Verzehrungsſteuer, 
u. * in allen Kronländern mit Ausnahme von 
Dalm., den quarnerifden Inſeln und dem Aſcher 
Gebiete. Den Privaten, welche ſich im Beſitze der- 
attiger analoger Ginfiinjte bejanden, wurde cine 
Ent ——— eingeräumt und den Gemeinden, 
deren Lofalauffdlige dadurch außer Wirkſamkeit 
traten, die Bewilligung zur Einhebung von Zu— 
—*— zur Fleiſchverzehrungsſteuer in Ausſicht 
geſtellt. Das G. vom J. 1829 unterſchied in Bezug 
auf die Einhebung der Verzehrungsſteuer zwiſchen 
dem flachen Lande und den für die Verzehrungs— 
ſteuereinhebung als geſchloſſen erklärten Städten. 
Wm flachen Lande unterlagen nad) den Beſtim— 
—— dieſes G. und des mit A. E. 4 TX 30 nach- 
träglich genefmigten Hftd. 22 VII 30, 8. 26609, 
det F.: 1. die Schlachtung der im Tarife genann— 
ten Tiere, wenn fie von den das Fleiſchgewerbe 
betreibenden Perſonen oder gum Biwede der Ver— 
dugerung de8 ganzen geſchlachteten Tieres oder 
eines Teiles von anderen Perſonen vorgenommen 
wurde; 2. der Fleiſchbezug von unverfteuertem 
Fleiſche durch die erwähnten gewerbetreibenden 
Perjonen. Dieſe Bejtimmungen wurden, nachdem 
mit der faif. B. 12 V 59, R. 77, und der Miniſte— 
tialverordnung 15 V 59, R. 78, fiir die Orte des 
fladjen Landes nad) der Größe ihrer Bevölkerung 
3 FTarifklaſſen eingefiihrt und gleidgeitiq die 
Veräußerung von unverjteucrtem Fleiſche als ſteu— 
erbare Handlung erflairt worden war, mit dem G. 
17 VIII 62, R. 55, unter Beibehaltung der 3 Klaſſen 
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des F.Tarifes wieder in Kraft geſetzt, bis endlich 
mit dem G. 16 VI 77, R. GO, die Beſtimmungen 
über die Fleiſchbeſteuerung neu geregelt wurden. 
In den geſchloſſenen Städten außer Wien u. Trieſt, 
wo die G. 10 V 90, R. 78, bezw. 23 VI 91, R. 79, 
in Rrajt jteben, gilt nod) das G. vom J. 1829. 
Jn Dalm. beruht die Cinhebung der F. auf dem 

lamento daziario 51V 30. 

IL. Geltende Beſtimmungen. Die wichtigiten 
Bejtimmungen des fiir das flache Land geltenden 
G. vom 9. 1877 find folgende: 

1. Subjeft, Objeft und Ausmaß. Bur 
Entridjtung der Steuergebiihr find verpflichtet: 
a) Fleiſcher, Fleiſchſelcher, Speijewirte, Traiteurs 
und iiberh. alle die Veräußerung von rohem oder 
jubereitetem Fleiſche gewerbsmäßig betreiben⸗ 
den Perſonen, wenn ſie Schlachtungen der im 
Tarife genannten Tiere vornehmen, oder Fleiſch, 
welches entweder nod) nicht oder nad) einem min—⸗ 
deren als dem für den Beſtimmungsort geltenden 
Tarife zu verſteuern war, oder Fleiſch von einem 
abgefundenen Steuerpflichtigen beziehen; ferner 
wenn ſie Fleiſch, welches noch nicht oder nach einem 
minderen als dem fiir den UÜbergabsort gelten— 
den Tarifſatze verſteuert wurde, veräußern und 
endlich, wenn ſie abgefunden ſind und Fleiſch 
veräußern, ihre Abfindung aber nicht fiir den 
Ubergabgort gilt. b) Nicht gewerbetreibende 
Perh onen, wenn auf Rechnung zweier oder meh— 
rerer Perjonen Schlacdhtungen jteuerbarer Tiere 
vorgenommen werden oder wenn bas friſche Fleiſch 
des gefdjlachteten Tieres ganz oder teilweife ver- 
äußert wird; jerner wenn fte Fleiſch veräußern, 
das entweder nod) nicht oder nad) einem minderen 
als dem fiir den Ubergabsort geltenden Tarifſatze 
verjteuert wurde. c) tjonen, welche einen mit 
einem Grokveridleije verbundenen Kleinver— 
ſchleiß von geriiuchertem, cingefaljenem, cinge- 
pifeltem Fleiſche, von Spec, Konſervefleiſch, Sa— 
lami oder anderen Fleiſchwürſten betreiben und 
ſolche Urtifel in das Kleinverſchleißlokal übertragen 
oder gum Kleinverſchleiße oder Hausverbrauche ver- 
wenden. Das G. jtatuiert jedod) mehrfache Aus— 














= I. I. ll 
= Steuetbare Gegenſtände Einheit Klaſſe 
3 Ki hb! K/h | K/h 
= 
1 Ochſen, Stiere, Kühe, Kälber über 1 Qahr. . . . |vom Stiid} 10/08 | 7) 56!) 5) 04 
2 Silber DIS 1 Nahr. . 2... “ee ce Se és * — 168 126 — 84 
3 Schafe, Widder, Ziegen, Hammel, Schöpſe. . . . — 64 1301 —34 
4 Lämmer bis 14 kg, Rige, Spanferfel . . 2... . , s | 42 34 — | 22 
fiir Rige in Tirol, Vorarlberg, Galizien, Bufowina | ,, — ,, —18 — 14 — 08 
5 Friſchlinge (Schweine) von 5—19ghkg . . . we. 5 1 | 26); — 8a4 — 6a 
6 Schweine über 1910. eee —W 252 1/90) 1/26 
7 Friſches Fleiſch, cingelne gum menjchlichen Genuſſe 
geeignete Teile des geſchlachteten Viehes, eingeſal— 
zenes, gerduchertes, eingepifeltes Fleiſch, Salami 
und andere Würſte.. ee jiri00kg] 3 94) 3 — 1/98 
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nahmen von der Steuerbarkeit der Schlachtung, 
des Fleiſchbezuges und der Veräußerung. 

Den Gegenſtand und das Ausmaß der Steuer— 
gebühr enthalt der auf S. 120 befindliche Tarif. 

In die J. Tarijflajje gehören alle Orte mit 
einer bei der jeweiligen lepten Volkszählung als an- 
weſend ermittelten Bevilferung von über 20.000, 
in die II. Tarifflajje von 10.000 —20.000 Seelen, 
in die IIT. Tarijflajje alle iibriqen Orte. Die Steuer 
wird nad der Tarijflajie des Ortes, wo die ftener- 
bare Handlung vorgenommen wird, nad) der Stiid- 
zahl bezw. nach dem Gewichte bemejjen. 

Jn den geſchloſſenen Städten und in den dem 
dazio consumo unterliegenden Orten Dalm.s ijt 
zur Entricdjtung der Vergzehrungsiteuer jedermann 
verpflicdjtet, der Feuerpili tige Yrtifel in dieſe Städte 
u. Orte gum Verbrauche einfiihrt. Die Gegenjtinde 
* * Ausmaß der Steuer enthalten die bezügl. 

arife. 

2. Kontrolle. Jedes oe eee ijt un⸗ 
ter finanjamtl. Rontrolle gejtellt. Wer ein foldes 
antreten oder an einen anderen Ort —— 
will, hat hievon vorläufig der Finanzbehörde die 
Anzeige zu erſtatten. Die Gefällsorgane find be- 
rechtigt, bei Tag, oder im Falle der Vornahme eines 
nächtlichen kontrollpflichtigen Verfahrens auch bei 
Nacht, ſonſt unter gemeindeamtl. Aſſiſtenz in der 
Gewerbeſtätte zu erſcheinen. Der Unternehmer hat 
ihnen die nötige Hilfsarbeit gu leiſten. Bur Ge— 
werbejtitte gehören die Verſchleißſtätte, die Schlacht- 
räume, die nicht iiber 24m von der erjteren ent- 
fernten Aufbewahrungsräume fiir Fleiſch und leben- 
ded, ſteuerpflichtiges Bieh und endlich alle mit vor— 
ftebenden Lokalen in unmittelbarer Verbindung ſte— 
benden Räume. 


Siderftellung u. Einhebung er- 


folgt entweder a) im Wege der Abfindung mittels | 


eines freiwilligen Ubereinfommens mit der Gefamt- 
heit oder mit der an Kopfzahl u. Gewerbeumjang 
tiberwiegenden Mehrheit der Gewerbeunternehmer 


eines Ortes oder eines mehrere Orte umfasjenden | 


Besirfes, oder b) im BWege der Verpadtung 
oder c) im Wege der tarifmafigen Bejteuc- 
tung in drarifder Regie mittels der durch die 
Vejtellten der Finangverwaltung erjolgenden Be— 
jteuerung der eingelnen ſteuerbaren Handlungen. 

Die widhtigiten Bejtimmungen über die Wb- 
findung —* ſind folgende: Das 
Abfindungs⸗ bezw. 
eine Kaution ſicherzuſtellen ijt, iſt in monatl. Raten 
im nachhinein zu entrichten. Das Abfindungs— 


pauſchale gilt fiir alle fleiſchſteuerpflichtigen Hand⸗ 


lungen, welche innerhalb des Abfindungsbezirkes 
und der Abfindungsdauer vorgenommen werden. 
Auf die wechſelſeitige Repartierung der vom Ab— 
findungspauſchale auf die einzelnen Steuerpflichtigen 
entjallenden Beträge nimmt die Finanzverwaltung 
feinen Einfluß. Der Abfindungsgeſellſchaft bleibt 
e& überlaſſen, den Ort oder die Orte zu bejtimmen, 
fiir welche die jteuerbaren Handlungen eines jeden 
Gefellihajtsmitgliedes durch den Beitrag von der 


tarifmäßigen Befteuerung befreit find. Die Mefell- 


ſchaft ijt ferner befugt, von den ſchon bejtehenden, 
an der Abfindung nicht teilnehmenden Gewerbs— 


adtpaujdale, welches durch 
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genojjen, ebenſo von neuentitebenden Unternebmune- 
gen, ſerner von den jteuerbaren Handlungen ein— 
zelner nicht gewerbetreibender Berjonen, fowie 
pon den fteucrbaren Handlungen, welche abge- 
fundene Unternehmer auger den Orten vornehmen, 
fiir weldje ihr Beitrag gum Abfindungspauſchale 
geleijtet wird, und endlic) von Geſellſchaftsmit— 
liedern, mit weldjen ein segenfeltiges UÜberein⸗ 
ommen hinſichtlich der zu leiſtenden Beitrags— 
quote gum Abfindungspauſchale nicht zuſtande 
kommt, die F. abfindungsweiſe oder tarifmäßig 
| cingubeben. Die ig ed der Ubfindungsgefell- 
ſchaft hajten fiir die Erfiillung des Bertrages zur 
ungeteilten Hand. Aud) der Pachter ijt beredtigt, 
im Pachtbezirke die F. entweder tarifmäßig ein— 
uheben oder Abfindungen mit den einzelnen 

Steuerpflichtigen einzugehen. Die Abfindungsver— 
eine ſowie die Pächter treten gegenüber den Steuer- 
pflichtigen in die Rechte u. Verpflichtungen der Finanz⸗ 
verwaltung; ausgenommen hievon ſind jedoch 
insbeſ. die caging Yer Bewilligung zur Steuer- 
| viidvergiitung, bie E. über die — der 
Riidvergiitung, ferner die Unterſuchung und das 
Erkenntnis über Ubertretungen der F.-Beſtim— 
mungen. Der Pächter und die ——— 
ſchaft ſind verpflichtet, fic) genau an die Beſtim⸗ 
mungen über die F. ju halten und fiir die Ge— 
meinden im Pacht- bezw. Abfindungsbezirke die 
Gemeindezuſchläge zur F. einzuheben. Zufällig 
‘eintretendDe Lmitinde, welche eine Vermehrung 
|oder Verminderung der Konſumtion der ſieuer— 
pflichtigen Artikel zur Folge haben, ändern nichts 
an der Pachtung oder Abfindung. Bei Anderungen 
des Larifes oder wefentl. Beftimmungen der Bor- 
jdriften hat dagegen, fojern der Bertrag nicht 
gefiindigt wird, eine Berminderung oder Erhöhung 
des bedungenen Pauſchales im Verhältnis der 
Anderungen eingutreten. 

In Dalm. und in den — Städten 
Bien u. Trieſt wird die Verzehrungsſteuer in 
ärariſcher Regic, in den iibrigen geidjlofienen Stidten 
im Wege der Verpadjtung eingehoben. 

Bezüglich der ferifmantacn Beſteuerung 
gilt: 2) Jeder Unternehmer eines Fleiſchgewerbes, 
welches hinſichtlich der Viehſchlachtung und des 
Fleiſchbezuges der Steuer unterliegt, hat die Ge— 
werbeſtätte ſowie die das Gewerbe leitende Perſon 
anzuzeigen, worüber er einen Ynmeldungs: u. 
Reviſionsbogen erhält, in welchen das Ergebnis 
der jedesmaligen Befundsaufnahme einzutragen 
iſt. Auf Grund dieſer Anzeige wird ein Befundsakt 
aufgenommen. 

2) Ein aus der Abfindung in die tarifmäßige 
Bejteuerung iibergehender Unternchmer hat am 
legten Tage der Äbfindung den Biehjtand jowwie 
den Borrat an jteuerbarem Fleiſch angumelden 
und legteres gu veriteuern. Ferner ijt jeder Unter- 
nehmer verbunden, die Schladjtung oder Hinweg- 
bringung von Bich jowie den Bezug von ſteuer— 
barem Fleiſch oder [ebendem Vieh unter Vorweiſung 
des Anmeldungsbogens angumelden und die ſteuer— 
bare —— und den ſteuerbaren Fleiſchbezug 
zu verſteuern. Keine dieſer Handlungen darf vor— 
genommen werden, bevor die Beſtätigung über die 
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Anmeldung oder die Steuerbollette in der Gewerbe— 
ſtätte fic) befindet und der angemeldete Zeitpuntt 
eingetreten ijt. 

1) Bieh, das durch Kranfheit oder zufälli 
uinjtebt, entweidjt oder geftoblen wird, wird oan 
rechtzeitiger Anzeige ſteuerfrei abgeſchrieben. 

6) Wenn ich wegen Gefahr des Umſtehens 
fofort geidjlachtet werden mu, fann die jteuerbare 
Handlung gegen Anzeige beim Memeindevoritande 
und nachtraͤgl. Anmeldung u. Verjteuerung beim 
Uberwadhungsorgane vorgenommen werden. 

t) Unternehmer, die feine Schlachtungen vor— 
nehmen, unterliegen nicht den Beftimmungen iiber 
die Unmeldung de8 Biehjtandes. 

2) Bei einem mit dem Großverſchleiße ver- 
bundenen Kleinverſchleiße von Spec uſw. ijt die 
Verwendung folder Urtifel gum Kleinverſchleiße oder 
um Berbrauche, oder die Ubertragung derfelben 
né Kleinverſchleißlokal, ferner die Cinbringung 
in8 Großverſchleißlolal und endlich der Abſaß im 
grofen, d. i. von wenigſtens 25 kg, bei jedem Artikel 
vorher angumelden bezw. gu verjteuern. 

) Auch Private haben — Schlachtungen 
oder ſteuerbare Fleiſchveräußerungen vorher anzu— 
melden und zu verſteuern. Ein gleiches gilt von 
Gewerbsunternehmern, welche ſteuerbare Fleiſch— 
veräußerungen vornehmen wollen. 

Gegen Bewilligung der Finanzbehörde können 
tarifmäßig beſchriebene Gewerbsunternehmer ſowie 
andere Perſonen, welche ſich der finanzamtl. Kon— 
trolle unterwerſen, fiir ihren in einen geſchloſſenen 
Ort cerfolgenden Fleiſchabſatz die Steuerriid- 
vergiitung unter folgenden Bedingungen erhalten: 
Die Steuer muh anläßlich einer Schlachtung mit 
obigem Vorbehalte entrictet worden fein; bei 
Stechvieh (I. P. 2—6) muh da8 ganje geſchlachtete 
Tier, bei Schladjtvieh miijjen mindejtens 25 kg 
in den geſchloſſenen Ort gebracht werden; das Tier 
oder Fleiſch muß längſtens am dritten Tage nach 
der Schlachtung aus der Gewerbejtitte weggebracht 
werden; an den Tieren und am Fleiſche finnen Be- 
——— angebracht und kann verlangt werden, 

aß die Gegenſtände innerhalb einer beſtimmten 
Friſt im geſchloſſenen Orte geſtellt werden müſſen; 
der Rückvergütungsanſpruch muß binnen 14 Tagen 
nad) Ausſtellung der Bollette erhoben werden. 

4. Strafen. In den im Reichsrate ver— 
tretenen Königreichen u. Ländern, mit Ausnahme 
Dalm.s, gilt das Gef. Str. G. vom J. 1835. Nad 
diefem G. werden Ubertretungen im jteuerbaren 
Verfahren durd) BVornahme desfelben ohne An— 
meldung oder durd) Abweichung von der Anmel— 
dung begangen. Sojern mit ſolchen Ubertretungen 
cine Berfiirzung der Abgabe verbunden ijt oder 
verbunden fein fonnte, qualifigieren fich diefelben 
als fchwere, mit dem 4—Sfachen der verfiirgten 
oder der Verfiirgung ausgeſetzten Abgabe au be- 
ftrajende Gefillsiibertretungen bezw. bei der Ein— 
fubr in die geſchloſſenen Stidte als Schleichhandel, 
welder mit dem 5—10fachen der Abgabe zu 
jtrafen ijt; ſonſt aber als einjache, mit einer firen 
Straje belegte Ubertretungen. 

Außerdem werden frajt des G. vom J. 1877 
jolgende Lbertretungen der F.Vorſchriften geftrajt: 





Fleiſchſteuer. — Fleiſch- u. Viehbeſchau. 


a) Wenn zur Nachweiſung der bereits erfolgten 
Verjteucrung von falfdjen oder gefälſchten Bolletten 
Gebrauch gemacht wird. 

b) Wenn in den Fällen der Steuerriicver- 
gittung die Beſtätigung über die erfolgte Stellun 
oder neuerl. Verjteucrung erwirkt wird, ohne da’ 
das Fleiſch gejtellt oder verjteuert wurde. 

c) Wenn in dev Gewerbejtiitte eines Stech— 
viehhändlers Viehſtücke serjtiidt ohne Nachweis der 
Verjteuerung vorgefunden werden; wenn in einer 
folchen Gewerbejtitte der Fleiſchabſatz in nidt 
ganzen Stiiden ftattfindet; wenn in cinem Groß— 
fet wich, von Spec uſw. aud) friſches Fleiſch ab- 

etzt wird. 

d) Sede ohne Erfüllung der vorgefdriebenen 
Bedingungen vorgenommene obzwar nidt ſteuer— 
bare aber angumeldende Handlung wird mit einer 
Drdnungsitrafe geahndet. 

Ill. Statiftif. Der Ertrag der F. auf dem 
—* Lande bezifferte ſich durchſchnittlich in den 

ahren: 


1875/77 mit. . . 2,604.800 fl. 6. 


1878/82 ,, . . 2,802.500 , » 
1883/87 ,, . . . 3,158,500 ,, »» 9» 
1888/92 ,, . 8,465.800 ,, » » 
und betrug in den Jahren: 
1893. - . . . 3,359,732 fl. 6. W. 
3403. 5758, wo 
1805. 6 2 we 3,430.668 ,, » , 
3,549.093 , » » 
i) oe 3,654.587 ,, » » 
1898 . 3,697.315 , » » 
1899. ..... 3,736.167 » » » 
1900 7,627.298 K 
1901 ote eo 7,795.499 ,, 
1002 2k ee 8,111,955 _,, 
Literatur. 


Val. Art. „Bierſteuer“; dazu Vetter: Prak— 
tiſches Handbuch fiir den Finanzverwaltungsdienſt, 
Ungar.Hradiſch, Rracelif, 1885. Blonski: Finanz— 
— des öſterr. Kaiſerſtaates, bearbeitet nach 

onopaſek und v. Mor, Wien 1880. 
Wolf. 


Fleiſch- u. Viehbeſchau. 
S. auch Art. „Schlachthäuſer“.) 


I. Aufgaben der Fleiſch · u. Viebbeſchau. — LI. Durd- 
ſführung der Fleiſch- u. Biehbeidan. 

I. Die Notwendigfeit einer Fleiſchbeſchau ijt 
idon von den älteſten Kulturvölkern anerfannt 
worden. — Hu den Mufgaben der Fleijd> u. 
Viehbeſchau gehirt in erjter Linie der Shug 
des Menichen vor Mefahren, weldje durd) den Ge— 
nuß von Fleiſch entitehen können. Diefe finnen 
dadurch hervorgerujen werden, daß daé Tier, von 
welchem das Fleiſch ſtammt, franf war und dak 
die Krankheitserreger, tierijdhe oder ayo Para: 
jiten oder deren Stoffwedhjelprodufte (Wijfte), auf 
den Menſchen iibertragen werden. 


Fleiſch- u. Viehbeſchau. 


Als tieriſche Paraſiten fommen hauptſächlich 
in Betracht die Trichinen und die Finnen oder 
Blaſenwürmer, aus denen ſich im Menſchen die 
Bandwürmer entwickeln können. Zu den hier zu 
erwähnenden pflanzl. Paraſiten gehören vor allem 
die Erreger der Tuberkuloſe, welche unter dem 
Schlachtvieh, beſonders den Rindern, ſehr häufig 
vorfommt, und der Milzbrand- u. Ropbazillus. 
Von pflangl. Mifroorganiémen werden aud) die 
jog. Fleiſch- u. Wurjtvergiftungen (Botulismus) 
hervorgetujen, die jogar in form von Epidemien 
nad) dem Genuß von Fleiſch franfer Tiere beob- 
adjtet werden. 

Die gweite Aufgabe der Fleiſchbeſchau beſteht 
in der Berbhiitung einer finangiellen Schädigung 
det Fleiſchlonſumenten, indem 3. B. das gwar dem 
Rindfleiſche gleich) nahrhafte, aber dod) erheblich 
billigere Pferdefleiſch als Rindfleiſch verkauft wird. 

Drittens dient die Fleiſch-— u. Viehbeſchau der 
Landwirtichajt, indem durch deren zweckmäßige 
Durchführung ſowohl eine unſchädl. Verwertung 
det kranken Tiere, ſoweit dies möglich ijt, angejtrebt 
wird und indem eine Verbreitung der auch in den 
Viehbejtinden häufig ftarf wiitenden Epidemien 
verhiitet bezw. nacht: wird. 

IL. Die Oberaufjicht iiber dic Durchführung 
der Fleiſch- u. Viehbeſchau obliegt nad § 1 
des Reichsjanititagefepes 30 IV 70, 68, der 
Staatsverwaltung. Nad) § 3a des git. G. gehört 
jum felbftandigen Wirkungskreis der Gemeinden 
die ——— der ſanitätspolizeil. Vorſchriften in 
—— Fleiſch- u. Viehbeſchau. Nach § 4 ob— 
liegt emeinde im iibertragenen Wirfungs- 
freife die Mitwirkung bei den Vorkehrungen zur 
Verhiitung der Einſchleppung und zur Tilgung 
von Fleiſchſeuchen. Im * fommt dann das G. 
161 96, R. 89 ex 1897, betreffend den Berfehr 
mit Lebensmitteln und einigen Gebrauchsgegen— 
ſtänden in Betradt, nach welchem der Verfauj von 
Lebensmitteln, weldje verdorben oder geeiqnet find, 
die menſchl. Geſundheit gu ſchädigen, zu bejtrafen 
ijt, ferner § 399 des Str. G. 27 V 52, R. 117, 
welches Den Verkauf von rohem oder auf irgend 
eine Art ;ubereitetem oder verkochtem Fleiſche unter 
Strafe jtellt, wenn dasſelbe von cinem nicht nad 
Vorſchrift bejdjauten Bieh ſtammt. 

Die Fleiſch- u. Viehbeſchau ijt nad) § 12 des 
G. 2911 80, R. 35, betreffend die Abwehr u. Tilgung 
anftedendet Lierfrantheiten (fog. allg. Tierſeuchen⸗ 
gelep) rüdſichtlich des Schlachtviehes allg. durchzu⸗ 
fibren. Sn — Schlachtlokalitäten iſt dieſelbe 
aud) auf das Stechvieh auszudehnen; in Gemeinde— 
ſchlachthäuſern fowie in größeren Schlachthaufern 
überh. muß die Fleiſch- u. Viehbeſchau approbierten 
Tierärzten überlaſſen werden. Auch bei Notſchlach— 
tungen hat ſtets eine Beſchau ſtattzufinden. Das 
genannte G. enthält dann auch beſondere Vorſchriften 
liber die Verwendung des Fleiſches der Tiere, die 
wegen Infektionskrankheiten getötet wurden. 

Ullg., fiir das ganze Reich giiltige B. find 
nod) folgende: Erl. WM. J. 7 VI 82, 3. 4788 ex 
1880, durch weldjen die polit. Landesbehörden auf— 
gefordert werden, dahin zu wirfen, dak in die Markt— 
ordnungen der Gemeinden, in welchen Jungs u. 
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Stechviehmärkte jtattfinden, Beftimmungen betrej- 
fend die Ausſchließung unreifer Kälber aufgenom- 
men werden; Erl. M. 9. 19 XIL 95, 8. 25460, 
durd) welchen die —— des fog. Leder- 
fleiſches, d. i. das an den ezogenen Häuten 
der Schlachttiere noch haftende Fleiſch, als Nah— 
rungsmittel verhütet werden foll; Erl. M. J. VU 
84, 3. 8050, welcher die Beibringung von Be— 
ſchauzertifikaten füür Sendungen von Fleiſch und 
eſchlachteten Tieren regelt und vorſchreibt, dak 
Pit den Handels- oder Marftverfehr beſtimmte 
Sendungen von Fleiſch oder geſchlachteten Haus- 
tieren zur Beförderung auf Cijenbahnen oder 
Schiffien nur dann übernommen werden diirfen, 
wenn fie mit Sertififaten iiber die am Schlachtorte 
ordnungsmäßig vorgenommene Beſchau gedect find. 

Im fpegiellen find fiir die Durchfiihrung der 
Vieh- u. Fleiſchbeſchau in den eingelnen Berwal- 
ee bejondere V. erlajjien u. gw. in: 

iedDerijterr.: B. der f, £ Statthalterei 

26 1X 86, L. 49 (giiltig fiir N. 5. mit Ausſchluß 
von Wien). 

Oberöſterr.: V. der k. k. Statthalterei 231 
56, L. II 7. 
Salgburg: Erl. der ta — 5 VIL 
56, 2. IL 18, und Erl. 21 VIII 84, &. 12, fiir die 
Stadt Salgburg der Erl. der f. k. Landesregierung 
51 94, &. 2. 

Steiermart: Kundmachung der k. k. Statte 
halterei 30 1X 58, L. II 23. 

Kärnten u. Krain: Gubernialverordnung 
17 VIII 39, Pr. G. S.74, und Gubernialverordnung 
111 40, Br. G. S. 12. 

Wirz, Gradisfa u. Aftrien: B. der k. k. 
tatthalterei 4 VII 93, 8. 11955. 

Tirol u. Vorarlberg: Nundmadjung der 
k. Statthalterei 181] 86, & 11, und &B. der 
tf. Statthalterei 23 VII 86, L. 36. 

Böhmen: Gubernialverordnung 27 XII 10, 
Pr. G. S. 285, und Gubernialverordnung 21 V 30, 
Pr. &. S. 123. 

Q Mähren: B. der k. k. Statthalterei 10 VI 75, 
. 2 

Schleſien: B. der Qandesregierung 16111 75, 

a | 


1. 

Galizien: Wubernialdefret 25 V1 02 und B. 
deS L. A. 19 IT 83, L. 40. 

Dalmatien: Gubernialdefret 13 LI 27, Br. 
G. S. 32. 

An diefen B. wird gewöhnlich in eingelnen 
Abſchnitten getrennt behandelt: 1. Aufſtellun ge- 
cigneter Fleiſchbeſchauer; 2. Pflichten der leith e⸗ 
ſchauer; 3. Beſtrafung der Ubertretung der erlaſſenen 
Vorſchriften; 4. Bejtreitung der mit, der Fleiſch— 
beſchau verbundenen Auslagen; 5. Uberwadung 
der erlafjenen Borjdjrijten. 

Sehr erwünſcht wire es, wenn recht bald die 
äußerſt gablreichen, gum Teil veralteten und dem 
heutigen Stande der Veterinärwiſſenſchaft nicht 
mehr entſprechenden G. und B. durch ein den 
modernen Anſprüchen geniigendes Reichsgeſetz er- 
jest wwiirden, wie ein ſolches vor furget Beit in 
Deutſchland in Kraft getreten ijt Reichsgeſetz 
3 VI 1900). 


S 
t. 
f. 
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Fleiſch- u. Viehbeſchau. — Flößerei. — Flüſſe. — Fluß- u. Binnenſchiffahrt. 





III. Aufl., Stuttgart 1899. Poitolfa A.: Lehr— 
buch der oe Fleiſchhygiene, Wien 1903, enthilt 
eine Sammlung aller in Ofterr. giiltigen G., V. 
u. Normalien in überſichti. Zuſammenſtellung. 
Paimer J.: — der öſterr. Sanitäts- 
geſetze und V., Wien 1898. Prausnitz. 


Flößerei. 


Man muß unterſcheiden: 1. Die eigentl. 
Flößerei, d. h. das Flößen gebundenen Holzes. 
Dieſelbe ijt eine Art der Schiſffahrt. Das Reichs— 
waſſergeſetz 30 V 69, R. 93, erklärt die zur F. mit 
pares tg Flößen benugten Flüſſe als öffentl. 

ewäfſer. Hinſichtlich derſelben find die beſonderen 
Fluß⸗ u. Strompolizeiordnungen maßgebend. Wir 
erwähnen beiſpielsweiſe: Polizeiordnung fiir die 
Schifiahrt und F. auf der Elbe (angefangen vom 
Zuſammenfluſſe der Heinen Elbe mit der Moldau 
bis Hamburg) 3 III 94, R. 39. Diefelbe ordnet an 
($ 8), dak die cin Flop bildenden Stimme, Bal- 
fen und fonjtigen Hölzer unter fich feſt u. dauer— 
hajt verbunden und die Flöße ſelbſt an jedem Ende 
mit auéreidender Steuervorrichtung verjehen fein 
miijien. Warximallinge der Flipe 130m, Marie 
malbreite ſeinſchließlich der Streichbiume) 10 m. 
Qedes Floß musk in der Mitte feiner Lange und 
in einer Hohe von mindejtens 1°5 m über feiner 
Oberfläche zwei parallel mit der Längenachſe über— 
einander jejt angebrachte, in feiner Weiſe gu ver— 
deckende weiße Taſeln führen, welche auf beiden 
Seiten mit lateiniſchen Schriftzügen von minde— 
ſtens 15¢m Höhe der kleinſten Buchſtaben, deren 
Grundſtrichbreite jedoch nicht unter einem Fünftel 
der Höhe betragen ſoll, die obere in Rot die An— 
fangsbuchſtaben der Vornamen und der Zunamen 
ſowie den Geſchäftsſitz des Eigentümers, die untere 
in Schwarz die gleichen Angaben in Betreff des 
Floßführers nachzuweiſen haben. 

Die Beſatzung eines Floßes muß ausſchließ— 
lid) des Führers mindeſtens betragen bet einem 
Bejtande des Flopes bis gu 150 Feftmetern zwei 
flopfabrfundige Männer, bei einem größeren Be- 
ftande drei flojabrfundige Wanner. 

Rein Floß darf ftirfer fein als e& die befannte 
Beſchafſenheit des Fahrwaſſers und der herrſchende 
Waſſerſtand erlauben und mit nichts anderem als 
mit Hols, Brettern und anderen ſchwimmfähigen 
Gegenſtänden beladen werden. Flöße dürſen nicht 
nebenz, jondern hintereinander und nur in Abſtän— 
den von 400 m treiben. Ait das Floß gejtellt und 
hat ein folgendes fich ibm auf 400 m Abſtand ge- 
nähert, fo muß es nocd folange liegen bleiben, bis 
das andere vorbeigetrieben ijt und mindeftens 400m 
Voriprung erlangt hat. Bei Nacht, dichtem Nebel, 
ftarfem Schneegeſtöber oder Sturm ijt das Treiber | 
der Flöße nicht — 2. Das Flößen mit un: | 
verbundenen Hölzern (Holztrift), bei welchem die 
Stämme, Scheite u. Blide dem Waſſerlauf zur 


Literatur. 
Ojtertag R.: Handbuch der Fleiſchbeſch 
| 


Befsrderung — werden, um dieſelben an 
einer tiefer liegenden Stelle wieder aufzufangen. 
Dasſelbe findet in nicht ſchiffbaren Gervditiern ſtatt 
und unterliegt der polizeil. Regelung, welche im 
Forſtgeſetze enthalten ijt. Val. dariiber rt. ,,.Holg- 
trift”. Ulbrid. 


Flüſſe 
ſ. „Waſſerrecht“. 


Fluß- u. Binneuſchiffahrt. 


Neben den zur Schiffahrt benutzten Strömen 
u. Flüſſen kommen für dieſelbe noch die Binnen— 
ſeen und die künſtl. Waſſerſtraßen in Betracht. Schiff⸗ 
fahrt ijt der Perſonen⸗ u. Giitertransport auf dieſen 
Gewäſſern mittels befonderer dazu gebauter Fahr— 
jeuge Die Binnenſchiffahrt bildet den Gegenfag zur 
eejchifjabrt und aur Flößerei als Benugung der 
Flüſſe gum Holgtransporte ohne Verwendung von 
Sabryeugen. Innerhalb der Binnenſchiffahrt muß 
man wieder die Ruder= u. Segelſchiffahrt von der 
Dampjfſchiffahrt untericheiden. Man unterſcheidet 
privates und öffentl. Schifiahrtrecht. Jenes umfaßt 
insbeſ. die Haftung des Schiffers fiir Verluſt oder 
—— es —— und für Schiffahrt⸗ 
unfälle; dieſes die polizeitechtl. Beſtimmungen über 
die Schiffahrt. Die zur Schiffahrt benutzten Ströme 
u. Flüſſe find öffentl. Gut (W. G. 30 V 69, R. 93). 
Das franzbſiſche Recht nennt fie domaine public 
Huvial. Die mehreren Staaten gemeinjamen Flüſſe, 
jiir welche internationale Verträge bejtehen, heißen 
fonventionelle Flüſſe im Gegeniage gu den das 
Sebiet anderer Staaten nicht berührenden territo— 
tialen Flüſſen. Zu den erſteren gehören: Donau, 
Elbe, Pruth, Rhein, Weichſel. Das Reichswaſſer— 
geſetz verweiſt in Bezug auf die Benutzung der ein— 
zelnen Flüſſe auf die beſonderen S iiabrtatte u. 
RNonventionen und die bejonderen Strompolizeiord— 
nungen. Die Regelung der Binnenſchiffahrt gehört 
in die Kompetenz der Reichsgeſetzgebung ($ 11, lit. d, 
des St. G. fiber die Reidsvertretung). Es unter- 
liegt wobl feinem Zweifel, dak polizeil. B. zur 
Regelung der Schiffahrt im Intereſſe ciner unge— 
hinderten u. gefahrlofen Bewegung derjelben ſowie 
jum Uferſchutz und gum Supe der Anlagen an 
Flüſſen erlajien werden können. Die Erlajjung jol- 
der Schifjahrtorbnungen erjolqt durd das H. M. 
im Ginvernehmen mit dem M. J. Derartige B. 
werden im R. fundgemacdt. Nur B. fiber die 
Schifiahrt auf fleineren Gewäſſern und örtl. Bore 
idhrijten werden auf Grund erteilter Ermächtigungen 
durch die polit. Landesſtellen erlaſſen und in den 
L. fundgemadit. Bezüglich der das Liindergebiet 
beider Reichshälften berithrenden Flüſſe fommen 
vereinbarte Bejtimmungen iiber dic Musiibung der 
Schiffabrt, über Flußpolizei, über Morreftions- u. 
Erhaltungsarbeiten zur Anwendung. 
Im Intereſſe der Schiffahrt find durch 888 
u. 9 des Reichswaſſergeſetzes den Flußanrainern 
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beſondere Verpflichtungen auferlegt. Flußanrainer 
ſind aber pater die Cigentiimer der unmittelbar 
an den Fluß angrengenden Grundftiide, aber es 
mug diejer Begriff auc) auf entjernter liegende 
Grundjtiide ausgedehnt werden, wenn die unmittel- 
bar anlieqgenden Grundſtücke fo ſchmal und derart 
gelegen find, daß die Ausdehnung dieſer Lajten 
auch auf die dahinter liegenden Grundſtücke ſich als 
notwendig herausſtellt. 

Die erwähnten Laſten umfaſſen: 

1. Die Behörde beſtimmt die Landungsplätze. 
Soweit zur Zeit der Wirkſamkeit des Reichswaſſer— 
geſetzes ſolche Landungsplätze bereits beſtanden 
haben, die die Uferbeſitzer —— dulden muß⸗ 
ten, hat dieſe Duldung fortzudauern. Für Anle— 
gung neuer Landungsplätze gebührt den Grund— 
eigentiimern Entſchädigung. 

2. Det Leinpjad Huſſchlag, Treppelweg) ijt 
ein Weg lings des Ujers, den Menſchen u. Tiere 
begeben, um die im Waſſer befindl. Fahrzeuge 
ſtromaufwärts zu ziehen. Bejtehende Leinpjade hae 
ben die Ujerbefiger weiter gu dulden; die Neuan- 
lequng von Leinpfaden oder die Erbreiterung be- 
—— Leinpfade erfolgt, falls kein Vertrag mit 
den Uferbeſitzern zuſtande kommt, im Wege des 
Enteignungsverfahrens. 

3. Der § 9 des Reichswaſſer age enthält 
Beſtimmungen über das Bergerecht. Dasſelbe iſt 
ein Notrecht des Schiffers, das demſelben gejtattet, 
in Notfällen an jedem geeigqneten Punkte des Ufers 
pu landen und dafelbjt nötigenfalls Fahrzeuge u. La- 
ung auszuſetzen. Erſatzanſprüche der Grundeigen- 
tiimer aus dieſem Anlaſſe find im Rechtswege gel- 
tend au machen. Materiellrechtlich wird diejer Ent— 
ſchädigungsanſpruch aber nur dann begriindet fein, 
wenn: a) durd) Musiibung des Bergerecdhtes eine 
ar ae ge der Grundſtücke eine oder b) da- 
durch die Benugung der Grundjtiide durd) den 
Cigentiimer geftért u. gehindert wird. 

Das Schiffahrtpolizeirecht enthalt Beſtim— 
mungen: 1. iiber das Recht zur Schiffahrt; 2. über 
den Flußverkehr; 3. über Sicherheitévorfehrungen 
zur Verhütung von Unfiillen; 4. iiber den Schug 
der Ufer u. Anlagen; 5. über Geltendmachung von 
Entſchãdigungen. 

Im allg. ijt die Benutzung der öffentl. Ge— 
wäſſer zum Perſonen- u. Gütertransporte eine Art 
des Gemeingebrauches derſelben. Es kommt hier 
nicht beſonders in Betracht das Fahren mit eigenen 
oder gemieteten Kähnen für den eigenen Bedarf, 
ſondern der Betrieb von Schiffahrtunternehmungen. 
Hier find wieder die Segel- und die Dampſſchiff— 
fart gu ynteridjeiden und die befonders zu beur- 
teilenden Uberfubren (vgl. diefen Art.) auger Be- 
tracht gu lajjen. Die gewerbsmäßige Ruder-— u. 
Segelidhiiiabrt auf Binnengewäſſern bildet das nach 
§ 15, Abſ. 5, konzeſſionspflichtige Schifferqewerbe, 
au deſſen Exlangung auger den jum felbjtiindigen 
Betricbe eines Gewerbes vorgeidriebenen allg. Be- 
dingungen (§§ 2—10 Wew. ©.) Verläßlichkeit in 
Bezug auf das Schiffergewerbe und der Nachweis 
ber befonderen Weldbigqung fiir dasfelbe gefordert 
werden. Die Bewerber miiff 
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Kenntniſſe u. Eigenſchaften ausweiſen und über— 
dies ſind die ſür einzelne Gewäſſer beſtehenden be— 
ſonderen Vorſchriften zu beachten. 

Das Schiffergewerbe umfaft aber: 1. die Rhe— 
dDerei (Reederei), d. i. der Betrieh der Schijfahrt 
durch Eingelnunternebmer oder Geſellſchaften in der 
Weife, dak die Unternehmer ihre Schiffe gewerbs- 
mäßig jur Musiibung der Schifferei benugen und 
ibre ——— durch beſtellte Schiſſsführer lenken 
laſſen. Die —— der Konzeſſion zur Rhederei, 
alſo die Erteilung eines Rhedereibefugniſſes nennt 
man auch das Schiffahrtpatent. 

2. Das Schiffsführergewerbe, d. i. die 
Befugnis, Schiffe ſelbſtändig auj Binnengewäſſern 
qu führen, welches durch das Schifferpatent auj 
Grund einer praktiſchen Prüfung verläßl. Bewer— 
bern erteilt wird. 

Schiffspatente find Rertijitate über die Trag— 
fabigteit u. Tüchtigkeit von Schiffen. 

Dampficiffabrtunternebmungen unterliegen 
nicht der allg. Gew. ©., fondern den bejonderen Be— 
jtimmungen der auf Grund der A. E. ergangenen 
B. des H. M. 4155, R. 9, und der B. 12 VIL 58, 
R. 108, betreffend die Kompetenz aur Verleihung 
von Konzeſſionen fiir den Dampfſchiffahrtbetrieb. 
Die Sehifabettongetiion Hat jedoch) nicht die Bee 
deutung eines Brivilegs, fondern nur die einer 
polizeil. Konzeſſion. Diefelbe erfolgt ohne Rüchſicht 
darauf, ob fic) diefe Unternebmung auf cin Ber- 
waltungSgebiet beſchränkt oder mm mebhrere aus⸗ 
dehnt, von der polit. Landesjtelle des Standortes 
der Unternehmung, mit BVorbehalt des Anitanjen- 
zuges an das H. M. gu erteilende Konzeſſion. 

Die erjterwahnte B. 4155, R. 9, verlangt: 
1. Unterjuchung des gu verwendenden Dampfſchiffes 
und Beurfundung des Befundes durd ein Zertifi— 
fat; 2. Führung der Dampjfchijfe durch approbierte 
Schifistiihrer (Kapitäne). 

Fine allg. Verpflichtung zur Flaggenführung, 
wie jolche fiir Seejchijfe durch das G. 7 V 79, R. 5, 
vorgefchrieben wurde, bejteht fiir die Binnenſchiff⸗ 
fahrt im allg. nicht; es haben jedoch Flußſchiffe, 
welche iiber die Grengen der Hjterr.-ungar. Mon— 
archie hinaus die Schiffahrt betreiben, im Wuslande, 
falls fie in die Lage fommen, eine Flagge au hiſſen, 
die fiir Seeſchiffe vorgeſchriebene Silage ju fiibren. 

Jn die Unfallverjicherung ijt die Binnenſchiff— 
jahrt durd) das G. 20 VIT 94, R. 168, über die 
YAusdehnung der Unjallverfidjerung einbegogen wor— 
den, während die Cinbesiehung der Binnenichifiabet 
jur Stranfenverjidjerung bereits in dem G. 30 II 
88, R. 33, angeordnet wurde. 

Die befonderen poligeil. Beftimmungen find 
den eingelnen Strome u. Flubpolizeioronungen 
und den Hajfenordnungen gu entnehmen. Hieriiber 
enthilt das Detail Mayrhofer V., 716-—872. Wir 
unterjceiden: 1. Die Elbeſchiffahrt (vgl. Art. 
„Elbe“), d. i. das Gebiet der Elbe mit ihren 
MNebenjliijien. Für dic Elbe fommt insbej. in Be- 
tradjt die Polizeiordnung fiir die Schifjabrt u. 
Flößerei auf der Elbe 3 IIL 94, R. 39 (Mayr 
hojer V., 777 ff.); ferner find gu erwabnen: a) Die 


en fic) zufolge der V. Dajenordnungen, fo die Hajenordnung fiir 


171X 83, R. 151, über die nötigen praftifcen | Auſſig (V. 21 VIL 72, L. 48) und fiir Rofawig 
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(28 III 77, &. 22); b) die Uferordnungen. Für 
die Moldau ijt maßgebend die Strompolizeiord- 
nung 10 11 54, &. 6, die durch eingelne ſpätere B. er- 
gänzt wurde (vgl. auch Elbefchijfahrtatte 23 VI 21 
und die revidierte Elbeſchiffahrtakte 3 TV 63, R. 46). 

2. Es fommt hier dann in Betradt: Das 


ton etder Donan. Für dasfelbe find ins— 
bef. von Bedeutung die Beitimmungen des Pariſer 


BVertrages 30 III 56, R. 62, Art. 15, welder nun- 
mehr die Normen der Wiener Kongreßakte, durch 
welche die Grundſätze fiir die Regelung der Schiff⸗ 
fahrt auf denjenigen Flüſſen, welche mebrere Staa- 
ten durchlaufen oder trennen, —— worden find, 
auch auf die Donau und ihre Mündungen zur An— 
wendung gebracht hat. Die Schiffahrt auf der Donau 
darf künſtig weder einem Hemmnis oder einer 
Abgabe unterworfen werden, namentlich keinem 
Boll, der ſich bloß auf dic Tatſache der Benutzung 
des Fluſſes qriinden wiirde, nod) einer Ubgabe 
von Waren, die fic) an Bord der Schiffe befinden. 
Die fiir die Sicherheit der Schiffahrt auf diejem 
Fluſſe gu erlajjenden poligcilicjen und Quarantine: 
Vorſchriften jollen in der Weife — ſein, daß 
dadurch die freie — ory der Schiffahrt mig- 
lihjt begiinftigt wird. Auf Grund diefer Pariſer 
Ufte — dann die Vereinbarung einer Donau⸗ 
fchiffabrtafte zwiſchen Ojterr., Bayern, der Tiirfei 
u. Wiirttemberg 7 XI 57, R. 13 ex 1858, ferner 
der jog. Galager Vertrag 2X1 65, R. 109 ex 1866, 
enthaltend cine Schiffabrtafte fiir die Donaumün— 
dungen, dann der fog. Londoner Bertrag 13 II 
71, R. 54, wodurch eine Reihe von Beſtinimungen 
betreffend die Schiffahrt auf der Donau abgeiindert 
wurde, die Berliner Rongrefafte 13 VII 78, R. 43 
ex 1879, und endlich cine Reihe von Zuſatzakten 
betrefjend die Schiffahrt auf den Donaumiindungen. 

3. Der Bodenfee, fiir welchen die internatio- 
nale Sdhiffahrt- u. Hafenordbnung 22 [X 67, R. 19 
ex 1868, mabgebend ijt. 

4. Der Gardajec, fiir weldjen die Bejtim- 
mungen des Züricher Friedens 10 XI 59, R. 213, 
214, und eine B. der Statthalterei von Tirol 14 II 
61, durch welche cine proviforijdhe Ordnung fiir die 
Schiffahrt kundgemacht wird, mafgebend find. Uber- 
dies bejtehen Spegialbeftimmungen fiir die Oder, 
die Flüſſe in, Gal. und der Bufow. und die Binnen— 
feen in O. O., Salzb. u. Kärnten. 

Das Deutſche Reichsgeſetz 14 VI 98 
(R. 868—903) ordnet die privatredhtl. Verhältniſſe 
dev Binnenjchiffahrt u. zw.: 

1. Uber die dingl. Haftung des Schiffseiqners 
mit Schiff u. Fracht, namentlich bei Unfpriichen, 
welche auf das Verſchulden einer Perſon der Schiffs— 
beſatzung gegründet werden; 

2. über die Haftung des Schiffers, d. i. des 
Führers des Schiffes, fiir die Vernachläſſigung der 
Sorgfalt eines ordentl. Schiffers und den durch 
Vernachläſſigung diefer Sorgfalt dem Schiffseiqen- 
timer und den Ladungsbeteiligten (Abſender u. 
Empfiinger), den beförderten — und der 
Shifisbefapung zugefügten Schaden; 

3. über die der Gew. O. unterſtehenden zum 
Schiffahrtdienſte auf dem Schiffe angeſtellten Per— 
ſonen der Schiffsbeſatzung, insbeſ. Steuerleute, 


Bootsleute, Matroſen, Schiffsknechte, Schiffsjungen, 
Maſchiniſten, Heizer; 

4. über das Frachtgeſchäft zur Beförderung von 
Gütern auf Flüſſen und ſonſtigen Binnengewäſſern; 

5. über die Havarie. Große Havarie find alle 
Schäden, welche einem Schiffe oder der Ladung 
desſelben oder beiden zum Zwecke der Errettung 
beider aus gemeinſamer Gefahr von dem Schiffer 
oder auf deſſen Geheiß vorſätzlich zugefügt werden. 
Alle nicht ou großen Havarie — durch 
einen Unfall verurſachten Koſten u. Schüden werden 
von dem Eigentümer des Schiffes und der Ladung, 
von jedem für ſich allein, getragen; 

6. über den Zuſammenſtoß von Schiffen, Ber— 
gung u. Hilfeleiſtung; 

7. über die — der Schiffsgläubiger, welche 
an dem Schiffe nebſt Zugehör ein gegen jeden 
dritten Beſitzer des Schiffes verfolgbares Pfand— 
recht haben. Die Rechte eines Schiffsgläubigers 
geben die in § 102 des G. aufgezählten Forde— 
tungen. Zu denſelhen gehören aud) die öffentl. 
Schiffs- u. Schiffabrtabgaben, inSbej. die Briiden-, 
Schleujen-, Kanal- u. Hafengelder; 

&. fiir Dampficiffe und andere Schiffe mit 
eigener Triebfraft, deren Tragfähigkeit mehr als 
15.000 kg —— ſowie fiir ſonſtige Schiffe mit 
einer Tragſähigkeit von 20.000 kg find bei den 
zur Führung der Handelsregijter zuſtändigen Ge- 
richten Schiffsregiſter gu fiihren. 

Derartiqe privatredjtl. Sonderbeftimmungen 
mangeln in Ofterr. Ulb rid. 


Fonds (Hffentlide). 
I. Begriff und juriſtiſche Bedeutung. — II. Cinteilung. 


— IIT, Entftehung der F. — IV. Allg. Überſicht. — V. Kritiſche 
Semerfunaen. 


L. Begriff und juriftijge Bedeutung. Der 
Begriff der (öffentlichen) F. ijt in der öſterr. Gee 
ſetzgebung u. Berwaltung fein fejtftehender. Im 
allg. wird darunter jeded felbjtindige, Zweclen der 
öffentl. Verwaltung gewidmete Vermögen verjtan- 
den. Ofters wird aber der Begriff ſoweit gefapt, 
daß darunter aud) die in Der Verwaltung des Staa- 
teS oder der autonomen Organe befindl. Stiftungen, 
die latholiſchen u. griechiſch-orientaliſchen Kirchen u. 
Pjriinden und felbjt die Gebarung verichiedener 

Fachſchulen u. Landesinititute begriffen werden. 
Dieſe weite Faſſung des Begriffes war befonders in 
| der fritheren Seit uüͤblich und bing gum guten Teil 
mit dem Beftreben zuſammen, cine Kongentrierung 
aller fiir einen Verwaltungszweig oder fiir ein ein— 
zelnes Inſtitut verfiigbaren Einnabmen gu fidern, 
weldjem dann aud alle bei der Gebarung ergielten 
Erjparnifje wieder zugeführt werden follten. Demge- 
miif wurden hiufig auc) innerhalb des Staatsvermö⸗ 
gens bejonders benannte F. (Waſſerbaufonds, Wege— 
oder Strakenfonds uf.) unteridieden und Rejte 
dicier Einrichtung reichten in der Geſchäftsſprache 
der Behirde nod bis in die Gegenwart herein. 

Michtiqer aber ijt ¢8, die F. von den eigentl. 

Stiftungen ju trennen. Nur die legteren, nicht aber 
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die erjteren, erſcheinen vermige der ihnen anhaften- 
den Eigenſchaft der Berfinlicfeit ale Trägerinnen 
eines rechtlich-relepvanten Willens. Auch darin tritt 
ein Untericied hervor, daß nur bei den Stiftungen 
begriffsmäßig ein Vermigen fiir immerwährende 
— beſtimmten Sweden dienſtbhar gemacht er— 
cheint, während bei den gewöhnl. F. eine ſolche 
Vermögenswidmung für immerwährende Dauer 
durchaus nicht notwendig vorhanden zu ſein braucht. 
Praktiſch tritt der Unterſchied daher zunächſt ſchon 
dann hervor, wenn es ſich um eine Neugründung 
handelt. Für den Rechtsbeſtand einer Sti ung be⸗ 
darf es regelmäßig der Ausfertigung eines Stijt- 
briefes und einer ſtaatl. Konfirmation. Bei der 
Neubegründung von F. iſt keiner dieſer beiden Akte 
erforderlich. Ferner ſtehen die Stiſtungen unbe— 
dingt unter ſtaatl. Aufſicht u. Kontrolle, während 
die F. auch der Aufſichtsgewalt der autonomen 
Organe untergeordnet ſein können und vielfach 
nur dieſen Organen unterſtehen. Dieſe Tatſache 
iſt namentlich dann von juriſtiſcher Bedeutung, 
wenn es ſich um Vermögensmaſſen handelt, welche 
——— gewidmet ſind. Je nachdem eine 
ſolche Vermögensmaſſe als Stiftung oder als F. 
anerkannt wird, wird die Tutel der ſtaatl. Stij- 
tungsbehörden oder in erſter Linie die Aufſichts— 
ewalt der autonomen Organe Platz greiſen: Er- 
enntnis des R. G. 12 VII 97, Hve-Hugelmann X 
(1898), Nr. 830, und 18X 1900, ib. XI a 
Nr. 1029 (vgl. aud) den Art. „Armenſtiftungen“ 

Sn vielen folchen Fällen freilich, in denen das be- 
widmete RechtSiubjeft eine juriſtiſche Perſon ijt, 
deren Tätigkeit unter öffentl. Aufſicht ſteht, wird 
die Abgrenzung zwiſchen dieſen beiden Formen von 
Verm ——— vielfach mit Schwierigkeiten ver⸗ 
tnüpft ſein. Da endlich die Praxis nur die Stif— 
tungen, nidjt aber die gewöhnl. F. als juriſtiſche 
Perſonen anerfennt, jo AnD Klagen gegen die F. 
nicht unmittelbar gegen diefe, fondern gegen dads 
Bfjentl. Organ ju ridjten, welches mit ihrer Ad— 
minijtration betraut oder gu iter Dotierung ver- 
pflicitet ijt: Erfenntnis dee R. G. 261V 76, Hye 
TIL, Rr. 104 (Benliglich der Religionsjonds). 

Von — cher Relevanz wird der Begriff 
der (dffentlichen) F. außerdem dadurch, dak die Be— 
amten ber unter jtaatl. Berwaltung jtehenden F. 
als fog. ,,dffentl. Fondsbeamte” den Staatsbeam- 
ten in vielen Begiehungen gleichgeſtellt jind. Dieſe 
Gleichſtellung betrifft insbeſ. ihre Penfionsfibhigfeit, 
dag beneficium competentiae bezüglich der Al— 
tivitats- u. Penſionsbezüge (G. 21 IV 82, R. 123), 
die Dienjtesheimat (Heimatgeſetz 5 IT 62, R. 18, 
§ 10), das Gemeindewablrecht (Gemeindewabhlord- 
nungen), die Belajjung in der Anſtellung im Kriegs- 
falle Wehrgeſetz § 56), endlic) die jetzt wenig praf- 
tiſche Befretung von den Zuſchlägen gu den diref- 
ten Perfonaljteuetn (Gemeindebefoldungsjteuerge- 
feBe). Dieje Gleichſtellung geht joweit, dak ein- 
3 ne Rategorien dieſer ti Section, wie 3. B. 

ie Beamten der ftaatl. Kranfenanjtalten und der 
Medifamentenei —* in Wien, ſelbſt die Bezeich⸗ 
nung: „k. k.“ führen dürfen (A. E. 1 VI 1901). 

Endlich iſt zu bemerken, daß allen F., welche 

unmittelbar von Staatsbehörden verwaltet oder, 
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infofern dies nicht der Fall ijt, aus dem Staats— 
ſchatze ganz oder teiliweije, jedocd) mit der Maßgabe 
dotiert werden, da dex Staat fiir einen Gebarungs- 
abgang aujfommen muf, die Rechtsvertretung durch 
die f. £. Finangprofuraturen ju gewähren ijt (Dien= 
iteSinjtruttion fiir die f. f. Finangprofuraturen 9 IIT 
98, R. 41, § He 

IL. Ginteilung. Wenn nad) dem Gejagten eine 

jejte Ubgrengung des F. Begriffes überh. nicht durch— 
eführt werden fann, fo laſſen fic) doc) verichiedene 
‘ategorien von F. in der Praxis deutlich unter: 
ſcheiden. 

1. Von grundlegender Bedeutung iſt die Unter— 
ſcheidung awiiden Berwaltungsfonds und 
Stiftungsfonds. Als Verwaltungsjonds finnen 
im allg. alle jene F. bezeichnet werden, welche durch 
die Geſetzgebung oder durd) die Verordnungsgewalt 
ins Leben gerujen, ihre Exiſtenz auc) wieder durch 
einen Alt der Befeggebung oder Verordnungs- 

ewalt verlieren können, ohne daß die herrſchenden 

echtsanſchauungen über die Aufrechthaltung der 
Zweckvermögen und ihrer Widmungen verletzt were 
den. Sie bilden den Gegenſatz gu den Stiftungs— 
fonds, welche ihre Entſtehung entweder privaten 
Widmungen mit fundationsmäßigem Charafter ver— 
danken und nur durch die Verfügung der Stifter 
unter die Verwaltung —— eſtellt worden 
ſind oder welche aus öffentl. Mitteln durch dieſe 
Organe ſelbſt begründet wurden und demgemäß 
i von den lefteren adminijtriert werden. Die 
fiir Stiftungen geltenden Rechtsnormen find daher 
wohl auf die Stiftungsfonds, nicht aber auch auf 
die Verwaltungsfonds anwendbar und es machen 
ſich ſohin alle jene Unterſchiede bemerkbar, welche 
oben hervorgehoben worden ſind. Natürlich üben 
die autonomen Vertretungen auch nur bezüglich 
der Verwaltungsfonds ein wirkl. Budgetrecht aus; 
an dem Beſtande und an der Widmung der von 
ihnen verwalteten Stiſtungsfonds können fie durch 
ihre Beſchlußfaſſung nichts ändern. 

2. Eine weitere —— der F. iſt die in 
dotierte u. nichtdotierte. Unter den erſteren 
werden ſolche F. verſtanden, welche peg | aus 
allg. öffentl. Mitteln, fei es vom Staate, vom Lande 
oder von Begirfen u. Gemeinden, Zuſchüſſe empjan- 

en. Dieje Zuſchüſſe können wiederum entweder in 
orm von Subventionen u. Dotationen geleiftet 
werbden oder in felbjtdndigen Umlagen bejteben. Letz— 
tered ijt feltener und fommt nur bei den Landes: 
fonds im e. S., den Grundentlaftungsfonds, jowweit 
joldje nod) bejtehen, cingelnen Landesſchulfonds u. 
Bezirlsſchulfonds, endlich bei gewiſſen Hlubregulie- 
tungsjonds dor. 

3. Eine dritte Cinteilung ijt die in Einzel— 
fonds u. Sammelfonds. Unter den lepteren 
werden joldje F. verjtanden, welche durch die Ver— 
cinigung urjpriinglich getrennter, den gleichen oder 
ähnl. Sweden gewidmeter Vermögensmaſſen ent- 
jtanden jind. Derartige Sammelfonds find nament- 
lid) die grofen Humanitätsfonds. Sie verdanfen 
meiſt Brivatwidmungen unter Lebenden oder von 
Todes wegen ihren Urjprung und haben demnach 
anfangs regelmipig den Charakter von Stijtungs- 
fonds beſeſſen. Allein ihre große Bedeutung Fit 
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die Durchfiihrung widtiger Berwaltungsaiweige, | im J. 1771 oder bald darauf in verfchiedenen Pro— 
ferner aud) wobl die Wleichartigteit in der Swed- | vingen aur Erridjtung von Normalfdulfonds. 
bejtimmung bezw. der Mangel jpesieller Zwech- Jn benfelben wurden alle fiir die Elementaridulen 
vorbehalte hat dazu gefiihrt, dak das Vermögen | eines Landes verfügbaren Cinnahmen fongentriert 
der cingelnen Humanitiren Stijtungen au Vege und fie bildeten demgemäß die finangielle Stiige 
Sammeljonds fongentriert worden ijt. Dies hat, der provingiellen Volfsfchulverwaltung. a 
fodann zur Folge gehabt, dak dieſe Vermögens- | der cingelnen Elementarjdulen hingegen follte dieje 
majien im Laufe der Beit mehr nad allg. Ver- Funftion von den Lokalſchulfonds erfiillt werden. 
waltungsgrundfigen als nad) den ſtifteriſchen Nor: | Wenige Jahre ſpäter wurde durd) das Ka— 
men adminiftriert wurden, den Charafter eigentl. binettichreiben 17 IX 1773 das Vermögen des aujf- 
Stiftungsfonds gum Teil abgeftreijt und fid) den gebobenen Xefuitenordens cum onere et commodo 
Verwaltungsfonds — genähert haben. auf den Staat übernommen und dieſer Exjeſuiten— 
Dieſe humanitären Sammelfonds ſtehen gegen- fonds durch das Kabinettſchreiben 25 VI 1774 als 





wärtig in der Mitte zwiſchen den reinen Verwal— 
tungsfonds und den CStiftungsfonds. Auch ver— 
ſchiedene Studentenſtiftungsſonds, Waiſen- und 
andere F. ſind zu Sammelfonds vereinigt worden. 
4. Vorwiegend budgettechniſche Bedeutung hat 
die Unterſcheidung in Fonds höherer Ordnung 
und Subfonds. In verſchiedenen Ländern ijt 
nämlich aus budgettechniſchen Gründen eine bald 
rößere, bald kleinere Anzahl von F. zu einem 
Béberen Ganzen vercinigt worden. Innerhalb diefer 
rößeren F. haben aber gewiſſe Vermögensmaſſen 
ihre Selbſtändigkeit behauptet. Das Verhältnis 
dieſer Subjonds gu den höheren F. ijt entweder 
derart geregelt, daß die geſamte Gebarung u. Ver— 
mögensverwaltung getrennt geführt wird, oder es 
ijt gwar die Gebarung beider F.-Yrten verſchmolzen, 
wogegen ihr Vermögen getrennt in Evideng ge— 
halten wird. Berwandt, aber nicht gleichbedeutend 
ijt die Cinteilung in Hauptfonds u. Neben- 
fonds, zwiſchen welchen aber feine weitere budget: 
techniſche Begiehung exijtiert. 
5. Sehr wichtig ijt die Unterſcheidung zwiſchen 


| put Verbeſſerung des Studienwejens bejtimmt er- 
drt, weshalb fiir denfelben bald die Bezeichnung 
Studienfonds gebräuchlich wurde. 

Unter Joſef II. entſtanden auch die großen 
öſterr. Religionsjonds. Die erjten Wnfiige der 
fatholifden Religionsjond3 finnen ſchon auf die 
Ronvention Ferdinand II. mit Urban VIII. 22 11 
1630 betreffend die Erhebung ciner Salajteuer fiir 
die Prager erzbiſchöfl. Kaſſe zurückgeführt werden. 
Nachdem fodann im J. 1772 das Projeft ciner 
in jedem Lande gu erridjtenden allg. Kirchenkaſſe 
voriibergehend aufgetaucht war, ſchuf Joſef II. 
durd) die Kabinettſchreiben 27 IT und 11 LIT 1782 
die fatholifden Religionsjonds. 

In diefelbe Beit fallt die Erridjtung des 
griedifd - orientalifden Religionstonds 
In der Bufow., welder aus den abgetretenen 
| Wiitern des Radautzer Biſchofs und den einge- 
zogenen Wiitern verſchiedener Klöſter qebildet wurde. 

Unter Joſef II. wurden endlic) aud) durch 
Vercinigung fleinerer Stijtungsfonds und anderer 
Vermigensmajjen die großen OHumanitits- 





ſolchen F., welche im Haushalte des Staates fonds gejfchafien. Der rund gu dieſen verſchie— 
oder im Etat der Selbjtverwaltungsfirper ihren | denen Kranken-, Gebär-, Findel= u. Irrenhaus— 
Platz finden, und foldjen, weldhe „außer Etat” | fonds, wozu mehrjad) noc cigene F. fiir Zwangs— 
geführt werden und deren Verrechnung fich deme | arbeitsanjtalten famen, war indes meiſt ſchon friiber 


zuſolge meijt der Publizität entzieht. 

6. Je nachdem die F. endlich geſamtſtaatlichen 
oder Sweden der Selbjtverwaltung dienen, fann 
man jtaatl Fonds, Landesfonds, kirchliche 
u. f fie Fonds unterſcheiden. 

III. Entſtehung der F. Der Urſprung der 
F. führt auf verſchiedene Wurzeln zurück. Die eine 
Wurzel bilden die ſtändiſchen Domejtifal- 
fonds, welche als juriſtiſche Perſönlichkeiten mit 
cigenem Stammvermigen und bejonderen Ein— 
nahmen aufgefakt wurden und ſchon frühzeitig 
durch Zuſchlaͤge au der ftaatl Grundfteuer oder 
foegielle ftaatl. Beiträge u. Dotationen Verjtirfun 
erhielten. Mittels der Domeftifaljonds vollzog ji 
entiveder Die gejamte ſtändiſche Gebarung oder es 
bejtanden neben ihnen noc) verjchicdbene Neben- 
fonds, die bald von ftaatl. Organen, bald von den 
Ständen felbjt verwaltet wurden, befonderen Sweden 
dienten und auch wohl die Abhängigkeit der Stiinde 

eqeniiber der abjoluten Staatsgewalt erleichtern 
Jollten. 

Sine zweite Veranlaſſung zur Griindung von 
F. waren die grofen Reſormen der Kaiſerin 
Maria Therefia u. Jofefs I. auf dem Webiete 


dutch Schenfungen oder jonjtige Widmungen, dann 
aud) durch Beitriige aus öffentl. WMitteln oder 
befondere Zweckabgaben gelegt worden. 

Nod vor der Neubegriindung der Mutonomie 
erhielten die öſterr. F. einen fehr bedeutjamen Zu— 
wads durd) die — dcelpladedey be und die 
Yandesfonds. Die erjteren waren beſtimmt, die 
finangielle WUbwidlung des großen Werkes der 
Grundentlaſtung ju erleichtern. Ihre Verwaltung 
blieb zunächſt in den Händen ftaatl. Organe (be- 
jonderer Direftionen) fongentriert. Das gleiche 
war der Fall lee der LandeSfonds, deren 


Errichtung durch die A. E. TITL 52 verfiigt wurde. 
| Diefe A. E. bezeichnet eine ganze Reibe von Ver— 


waltungsangelegenbeiten, welche mittels örtlich ge— 
ſonderter, aber ſtaatl. Charakter tragender Ad— 
miniſtration beſorgt werden ſollten. Die Mittel 
für dieſen Komplex von Verwaltungsaufgaben 
waren durch Steuerzuſchläge aufzubringen. Ällein 
die Vorſtellung eines mit juriſtiſcher Perſönlichkeit 
ausgeſtatteten F., welche dem Domeſtikalfonds zu 
Grunde lag, wurde alsbald auch auf dieſe neue 
| ®ebarung libertragen. 

Am meijten gewachſen ijt aber die Bahl der 


des Schulwefens. Dieſe Reformen fiihrten bereits i F. feit der Neubegriindung der Autonomie. Die 
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finanzielle Löſung der zahlreichen neuen YAujgaben, 
welche der autonomen Verwaltung nunmehr ge— 
ſtellt waren, wurde regelmäßig durch Konſtituierung 
beſonderer F. angeſtrebt. Die meiſten dieſer neuen 
F. wurden von den Landesverwaltungen gegründet 
und auch unter ihre Adminiſtration geſtellt. In 
einzelnen Fallen wurde jedoch die Verwaltung 
dieſer F. den ſtaatl. i cea ausſchließlich vor⸗ 
behalten oder es blieb dieſen Organen doch eine 
überwiegende Einflußnahme hierauf gewahrt. Zu 
dieſen letzteren F. gehören namentlich die Landes— 
ſchulfonds und die Lehrerpenſionsfonds. 
Außerdem übertrug die Staatsverwaltung den 
neuen Organen der nares ae eva insbeſ. den 
Yandesvertretungen und L. A., die Wominijtration 
—— F. welche autonomen Verwaltungszwek⸗ 
en dienten, bisher aber, wie bereits angedeutet, 
unter ſtaatl. Verwaltung ſtanden. So gingen zu 
Beginn der Sechzigerjahre des verfloſſenen Jahrh. 
jajt in allen Ländern die Landesfonds, die Grund— 
entlaſtungsfonds und die mit den Landesfonds ver— 
bundenen Humanitäts- und ſonſtigen F. an dic 
Landesverwaltungen über. Zufolge der A. E. 3 I 
68 wurde ſodann den Landesverwaltungen auch 
die Adminijtration der Landesftulturfonds, 
welche fie von Anfang an in Anſpruch genommen 
batten, iibertragen und das gleiche pat auf 
Grund des Reichsvolksſchulgeſetzes 14 V 69, R. 62 
(§ 66, AL 2), bezüglich Der Normalfdulfonds. 

Qn ähnl. BWeije wie die großen Humanitits- 
fonds find in den Gemeinden verſchiedene hu— 
manitdre F. (Biirgeripitalfonds u. a.) entitanden, 
welche zeitlich oft febr weit guriidreidjen. Beſon— 
dere gemeindl. F. jiingeren Datums find auger 
den bereits erwähnten Lokalſchulfonds nament- 
lid) Die Gemeindearmenfonds und die Lo- 
falpolizecifonds. 

IV. Allg. Uberfidt. Die im vorjtehenden 
ſtizzierte Entwidlung der öſterr. F. hat fich aber 
feineSivegé in allen Ländern in der gleiden Weiſe 
vollzogen. Weder die Bahl nod die Art der F. 
ijt in den verjdiedenen Ländern die gleiche. Auch 
wo die F. dDenfelben Namen fiihren, differiert doh 
nicht felten die gejepl. Feſtſtellung ihrer Cinnahmen 
u. Ausgaben, ihre budgettedpnifde Behandlung 
und ibre Verwaltungsjorm. Jn lepterer Begiehung 
ijt namentlid) Hervorjubeben, dah in cingelnen 
Ländern mandje F. aud) jest von ftaatl. Organen 
verwaltet werden, die fic) ſonſt durchwegs in auto- 
nomer Wdminijtration befinden. Bei diejem Reich- 
tum der Entwidlung fann die folgende Darjtellun 
nur eine kurze allg. Uberjidt iiber den Beftan 
und die Swedbejtimmung der widhtigeren öffentl. 
F. bieten. 

1. Staatl. Fonds. Hierunter können zunächſt 
einmal die gefamtftaatl. Sweden dienenden F. und 
jodann im weiteren Ginne ded Wortes alle jene 
F. verjtanden werden, welche fic) in der Verwal— 
tung ſtaatl. Organe befinden. Die Zahl dieſer 
lepteren F. hat fett der Neubeqriindung der inder= 
autonomic, wie bereits erwahnt wurde, ſehr abge- 
nommen, indem eine betridtl Menge diejer F 
in die Verwaltung der Länder übergegangen ijt. 
Die wichtigiten weltl. Sweden dienenden F. welche 
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ſich nod) von älterer Seit Her in ftaatl. Ber- 
waltung bejanden, die Studienfonds, find feit 
bem J. 1898 aujaelajjen worden. Diejelben bildeten 
einen Bejtandteil des Staatsbudgets und gehirten 
ju den Ddotierten F. Aus ihren Cinfiinften wurde 
cin Teil des Wufwandes der Univerfitiiten, der 
techniſchen Hochſchulen, ferner der Gymnaſien und 
feit der U. E. 2III 50 auch cin Teil des Aujwandes 
der Realfchulen bejtritten. Ta fie längſt unzureichend 
geworden, fo hatte ihre fernere Mufrechthaltung kei— 
nen Swed. Nachdem dabher bereits die G. 23 1V 93, 
R. 75, und 10 VII 94, R. 73, angeordnet, daß der 
Erlös von verfaujten Teilen des unbewegl. Ver— 
migens der Studienfonds als laufende Einnahme 
des Staates zu verrechnen fei, erfolgte bald darauf 
ihre villige Auflaſſung. 

Dagegen befindet ſich von früher her noch 
eine Anzahl von Militärfonds in der Verwal- 
tung der gemeinjamen Behörden (allg. Invali— 
denfonds, allg. Militärſpitalfonds, Vtilitiirtierars- 
neijonds, ein Uberrejt des ehemaligen Militär— 
ftellvertreterfonds und verichicdene fleinere F.). 

Neueftens ift der Grundjag der fondsmäßigen 

Gebarung in der jtaatl. Finanjverwaltung wiederum 
aur Weltung gelangt durd) die Erridtung des Mi— 
litirtarfonods und des Reichsmeliorations— 
deh Die —— erſteren F., welcher 
urd) das G. 13VI 80, R. 70, begründet worden 
iſt, wird vom F. M. geführt; die Verfügung über 
ſeine Einnahme ſteht aber dem L. M. im Einver— 
nehmen mit dem Reichskriegsminiſter zu. Der durch 
das G. 30 VI 84, R. 116, geſchaffene Meliorations— 
fonds hingegen wird vom Ackerbauminiſter im Ein— 
vernehmen mit dem Finanzminiſter verwaltet. Für 
die Publizität der Gebarung beider F. ijt durd) die 
Beſtimmung gclorat. dah der Rechnungsabſchluß 
derjelben bem Reichsrate vorgelegt werden muk. Jn 
das Staatsbudget felbjt wird der Militärtaxfonds 
nur in fummarijder, der Meliorationsfonds nur 
rückſichtlich der demſelben zuzuführenden Staats— 
dotation aufgenommen. 

Außerhalb des Staatsbudgets ſtehen der auf 
der A. E. 14V 59 beruhende Wiener Stadter— 
weiterungsfonds, der Gefällsſtrafgelder— 
fonds, der durch das G. 28X11 87, R. 1 ex 1888 
(§ 15), errichtete qemeinjame Rejfervefonds 
der Unfallverfiderungsanjftalten und der 
gemäß dem G. 28 VII 89, 127 (8$ 37, 38), ae 
idafiene Sentralrejervefonds der Bruderla- 
den. Der Stadterwveiterungsfonds wird von einer 
bejonderen, dem W. J. unterjtellten Kommiſſion, 
der auf Grund des Nef. Str. G. ($ 55) aus den 
ecingehobenen Vermögensſtrafen gebildete und fiir 
Bwede der Erziehung von Rindern der Finanz— 
wachangejtellten beſtimmte Gefällsſtrafgelderfonds 
vom F. W., der gemeinſame Reſervefonds der Un— 
fallverſicherungsanſtalten vom M. J. unmittelbar, 
der Zentralreſervefonds der Bruderladen aber wie— 
derum von einer dem A. M. beigeordneten Kom— 
miſſion verwaltet. Die letztere Kommiſſion beſteht 
jum Teil aus Vertretern der Regierung, zum Teil 
aus ſolchen der Quterefienten. Uber die Gebarung 
der beiden Refervefonds ijt dem Reichsrate alle 
jährlich Bericht gu erftatten. Außerhalb des Staats— 
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budgets ſteht aud) der von den Hofbehörden ver— 
waltete Hojtiteltarfonds. 

Außerdem befinden fic) in der Verwaltung der 
Länderſtellen und anderer Staatsorgane zablreiche 
fleinere F., welche vorwiegend den Charafter von 
Stijtungsfond3 an fich tragen und ſehr veridiede- 
nen Siveden dienen. Hieher gehören auc) die von 
der Seebehörde in Trieft verwalteten 2 Marine- 
unterjtiipungsfonds und die in Gal. und 
in der Bufow. beftehenden, durch Verfällung der 
jüdiſchen Matrifenjiihrer in Dissiplinarjtrajen ge- 
bildeten baie er a Durd die nod) immer 
jortdauernde Ausſcheidung u. Ubergabe eingelner F. 
an autonome Organe hat ihre abl in den letzten 
Dezennien bedeutend abgenommen. Die von den 
Länderſtellen an die ſtanſtiſche Sentralfommiffion 
au erjtattenden Quinquennalberidte gewähren iiber 
ifren Stand und ihre Gebarung nähere Uustunft. 

2. Landesfonds. Unter diejer Bezeichnung 
finnen cinmal alle jene F. verjtanden werden, welche 
ji) in der unmittefbaren Mdminijtration der Lan— 
desverivaltungen befinden. Im iweiteren Sinne des 
Wortes laſſen fid) aber darunter auch jene F. be— 

reijen, welche zwar von anderen, namentlich ſtaatl. 

‘rganen verwaltet werden, jedod) Sweden der aus 
tonomen u. giv. jpegiell Sweden der Landesverwal⸗ 
tung dienen. Sie finnen wiederum in folgende 
(@ruppen — werden: 

a) Die Landesfonds im engeren Sinne. 
Dieſelben beſtehen in allen öſterr. Ländern und 
in ihnen ſind die früheren Domeſtikalfonds meiſt 
vollſtändig —— Nur in wenigen Ländern 
Tirol, Gal.) haben die letzteren ihre Selbſtändig— 
teit bebauptet. Ebenfo jind in den meijten Lündern 
die verjchiedenen Nebenfonds der Domejtifalfonds 
mit den Landesfonds verichmolzen worden. 

b) Die Grundentlajtungsfonds und dic 
denjelben durch ihren temporiren Charafter ver- 
wandten Propinationsfonds. Die Grundent- 
lajtungSfonds find, wie jdjon angedeutet wurde, 
bei der Neubegriindung der Lainderautonomie den 
Landesverwaltungen aur Udminijtration iibergeben 
und in den meijten Ländern bereits aufgelöſt wore 
den. Nur in eingelnen Ländern hat diefe Ubergabe 
erſt ſpäter jtattgejunden und insbeſ. find die drei 
gal. Mrundentlajtungsfondés erſt auf Grund des G. 
5VI 90, R. 110, vom 11V 91 angejangen in die 
Verwaltung des Landes übergegangen. An Dalm. 
hat cin Grundentlajtungsjonds tiberh. nicht beſtan— 
den. In einigen Ländern, insbeſ. in O.0., Steierm., 
Krain u. Mabren, haben die Wrundentlajtungsjonds 
nod) vor der gänzl. Abwicklung des Grundentla- 
ſtungsgeſchäftes als foldje au beitehen aufgehört, 
indem die Grundentlajtungsiduld fonvertiert und 
fodann entweder mit dem übrigen Landeshaushalt 
verjchmolgen oder in einen belonderen Landed: 
anlehbensfonds wmgewandelt worden ijt. 

Propinationsfonds bejtehen in Böhmen, 
Mähren, Wal. und in der Bulow. Nur die beiden 
erjteren jy. unterliegen der Adminiſtration der Lan— 
desverivaltungen, während dieje Funktion in Wal. 
und der Bufow. von befonderen jtaatl. Direftionen 
veriehen wird. Qn Wal. befteht iibrigens neben dem 
allg. Propinationsfonds nod ein ſtädt. Bropinations- 
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fonds, weldjer 37 beſondere Ablöſungsfonds der grö— 
feren gal. Städte in fich ſchließt. Der mähr. Propi— 
nationsjonds ijt jtreng qenommen fein jelbjtindiger 
F. da ex gar feine eigenen Einnahmen befigt. 

ec) Schulfonds. Behujs Bejtreitung der dem 
Lande oblieqenden Vollsſchulausgaben hejteben be- 
fondere Landesſchulfonds in O. ©., Salsb., 
Steierm., Kärnten, Aftrien, Tirol, Schlefien, Bal., 
in der Bulow. und in Dalm. Wit diefen Landes— 
ſchulfonds find die fritheren Normalfdhulfonds 
zumeiſt vereinigt worden. Dieje Vereiniqung war 

ald eine —— (wie in Salzb., Iſtrien, Schle⸗ 

fien, Wal. und in der Bukow.), bald ijt der Nor— 
malſchulfonds gu einem Subfonds des Landesjdhul- 
fonds erfliirt worden (wie in O. O.), fo dag zwar 
jeine Gebarung nidt mehr getrennt erfolgt, wobl 
aber jein Vermögen befonders in Evidenz gehalten 
wird. Nur in wenigen Ländern (Steierm. u. Kärn— 
ten) haben die Normalidjulfonds neben den Lan- 
desfchulfonds ihre Selbjtiindigfeit behauptet. Wber 
aud) in Diejen Ländern haben fie ihre Gebarungs— 
liberjchiifje an den Landesſchulfonds abgugeben. Rn 
Krain verjieht der Normalfdulfonds zugleich die 
Funktionen eines Landesſchulfonds. Sowohl dic 
Landesſchulfonds als die Normalſchulfonds gehören 
u den F. „ſtaatlich-autonomer“ Verwaltung, d. h. 
ie materielle Bewahrung u. Verwaltung des F.- 
Vermögens fteht regelmäßig den L. A., das Recht 
ur Uniweifung der Wusgaben den jtaatl. Landes— 
Paulbebdrden zu. 

Eine — wichtige Kategorie von Schulfonds 
bilden die Lehrerpenſionsfonds. Dieſelben ſind 
beſtimmt, die Verſorgungsgenüſſe der emeritierten 
öffentl. Vollsſchullehrer und ihrer Hinterbliebenen 
zu beſtreiten. Sie beſtehen in allen Kronländern, 
mit Ausnahme von O. O. u. Kärnten, in welchen 
Ländern dic Landesſchulfſonds zugleich fiir die er— 
wãhnten Ruhegenüſſe aufzukommen haben. In Trieſt 
u. Czernowitz werden die Lehrerpenſionen aus ſtädt. 
Mitten bezahlt. Die Verwaltung der Landeslehrer— 
penſionsfonds wird, obwohl dieſelben Zwecken der 
Selbſtverwaltung dienen, auf Grund des Reichs— 
volksſchulgeſetzes (§ 57) von den Landesſchulbehör⸗ 
den geführt. 

d) Humanitdtsfonds, Die gropen Humani- 
tätsſonds (Rranfenhaus-, Gebär-, Findelhaus-, 
Irrenhaus⸗ u. Waijenfonds) haben in der Mehr— 
zahl der Lander ibre Selbjtandigfeit behauptet und 
ind nur in einigen Kronländern (in O.0., Steierm., 
nevejtens auc) in Böhmen) mit dem Landesfonds 
ju F. höherer Ordnung verſchmolzen worden. Wus- 
nahmsweiſe ijt die Verwaltung einzelner Humani- 
titsfonds bis iept in den Handen jtaatl. Organe 
verblieben. Su dieſen Humanitiitsfonds gehbren 
inSbej. die Wiener Mranfenhausfonds. Am Bue 
jammenbange mit der Regelung des Anteiles der 
Vander an den Gebarungsiiberichiifien dev kumu— 
lativen Waijenfajfen (G. 3V1 1901, R. 62) ijt die 
Neubegriindung von BWaijenfonds in cinigen Län— 
Dern zu gewärtigen. 

Neben den genannten großen Humanitätsfonds 
beſtehen in manchen Ländern noc) kleinere Humani— 
taätsfonds (Siedjen-, Taubſtummen⸗, Blindenfonds 
uſw.), in einzelnen Ländern (insbeſ. Salzb.) find 


Fonds (Hffentliche). 


fie durch andere F. von eigentiiml. Gepräge (La- 
jarett-, Leprofen=, Anfurabilienjonds) erjept. 

e) Fonds gur Förderung der Landes: 
fultur. Su diefer Gruppe gehören zunächſt die 
allg. andesfulturfonds, die Strafenfonds und die 
Flubrequlierungsfonds. Die allg. Landeskultur⸗ 
ſonds 8 in manchen Ländern (O. O., Böhmen) 
ebenfalls mit dem Landesfonds vereinigt, in an— 
deren (Steierm.) wiederum gänzlich aufgelöſt wor— 
den. Verſchieden von dieſen älteren Landeskultur— 
fonds ſind die neueren Landesmeliorationsfonds. 
Solche beſtehen in Krain und Dalm. 

Straßenfonds find neueſtens in Tirol, Fluß— 
regulierungsfonds namentlich in Steierm., Kärn— 
ten. Tirol, Böhmen, Mähren, Schleſien und in Gal. 
errichtet worden. 

Zwecken der Landeskultur dienen ferner die 
Tierſeuchenfonds (in N. O, früher auch in Tirol, 
Vorarlb. u. Mähren), die Fiſchereifonds (in Görz— 
Gradista [hier vereinigt mit dem Forſtfonds Bao. 
men und Gal.), die Rarjtaufforjtungsfonds (in Trieſt, 
Görz⸗Gradiska u. Ditrien), die F. sur Erhaltung 
landjdaftl. Lagerhäuſer (in Innsbruck, Lemberg u. 
Rrafau), die F. für die Förderung der Viehzucht 
(Borarlb. und die Bufow.), endlich aud) die Feuer— 
webrjonds. Die letzteren werden vg hyo doz 
tiert durch eine Swecdabgabe, welche die Feuerver— 
ficherungSgefellidajten in der Höhe von 2% der 
jabrl. Bruttoprimieneinnahme gu entridten haben. 
Sbre Einnahmen werden verwendet teils yur För— 
derung des Feuerlöſchweſens Feuerwehrfonds im 
e. S.), teils zur Unterjtiigung verungliidter Feuer: 
webhrmiinner (Feuerwehrunterſtützungsfonds). Ver— 
möge diejer letzteren Zwechbbeſtimmung bilden jie 
bereits den Ubergang zu der folgenden Gruphe. 

f) Fonds fiir Unterjtiipungswefen u. 
Armenpflege. Bu diejen F. gehiren namentlich 
der Landesverjidjerungsfonds fiir die Wtersver- 
jicherung der unbemittelten Klaſſen (in Böhmen), 
die —— Invalidenfonds, die Notſtands— 
jonds (Steierm. u. Kärnten), der ſchleſiſche und 
dalm. Unterſtützungsfonds (Fondo Carestia), die 
mehr lokalen Sweden dienenden Leibjonds in 
Klagenfurt u. Briiny, ferner die neuen Landes: 
atmenfonds (in 2. O. und Steierm.) fowie ver- 
ſchiedene RKaijerjubilaumsjonds. 

g) fonds fiir polizeil. Aufgaben. In 
diefe Gruppe gehdren die älteren Swangsarbeits- 
fonds, weldje in einigen Kronländern (©. O., 
Steierm , Böhmen) ebenfalls mit dem Landesfonds 
vereinigt worden find, der gal. Landespoliscifonds 
und die erft im Entftehen beqriffenen Rettungs- 
haus fonds (Mähren). 

h) Fonds zur Förderung der Kunſt find 
die FF. der böhm. UAfademie der Wiſſenſchaften, 
der Literatur u. Kunſt in Prag, die Mufealfonds 
(Rrain) und die Theaterfonds (Riirnten u. Krain). 

i) Landſchaftl. Penfionsfonds zur Be 
jtreitung der Berjorgungsgeniijie der Landesbe- 
amten und * Hinterbliebenen beſtehen in Salzb., 
Steierm., Iſtrien und Dalm. In dem zuletzt ge— 
nannten Lande iſt ein ſolcher Verſorgungsfonds 
auch zugunſten der Gemeindebeamten und ihrer An—⸗ 
gehörigen gegründet worden. Neueſtens wird auch 
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die Errichtung von Penſionsfonds für die Ge— 
meindeärzte ventiliert. 

k) Außerdem finden ſich in allen Kronländern 
verſchiedene kleinere Stiftungsfonds, welche 
namentlich Unterrichts- und humanitären Zwecken 
dienen, und 

1) in manchen Ländern endlich aud) F. von 
eigentüml. Charafter, die in anderen Kronlindern 
fein Unalogon haben. Bu diefen lepteren F. ge 
hören ingbel, abgefehen von den bereits erwähnten 
jalgb. Humanitätsfonds, die beiden böhm. Jubi— 
läumsfonds aur Unteritiigung von Kleingewerbe- 
treibenden und von fleinen landwirtſchaftl. Produ⸗ 
enten, der o.-b. Landesſchuldentilgungsfonds, der 

auptarmenfonds u. Provingialgemeindefonds in 

örz u. Gradista, der iftrianifcye Bruderſchafts— 
fonds, dann der Getreideauffdlagsfonds (WUpprovi- 
fionierung8fonds) in Tirol. Erwähnung verdienen 
bier auch) die fiir Südtirol bejtebenden F. zur 
Förderung der Seidenraupengudt und zur Be- 

mpfung der Pellagra, ſowie der dalm. F. zur 
Erteilung von Vorſchüſſen an Gemeinden fiir Waj- 
ada bye 5 yee 

3. Kirchl. Fonds. Bon diefen F. wurden 
bereits die wichtigſten, nimlid) die katholiſchen 
Religionsjfonds und der griedhifd-orien- 
talifhe ReliqionSfonds in der Bufow. ge— 
nannt. Die erfteren gehiren gu den dotierten 
ſind zu einem integrierenden Beſtandteile des 
Staatsbudgets geworden und werden von den 
Lünderſtellen unter Mitwirkung der Forſt- u. Do— 
mänendirektionen verwaltet. Die Bemühungen der 
biſchöfl. Konferenzen (1849 u. 1850) betreffs Uber— 

abe ber F. in die kirchl. Verwaltung find erfolg- 
08 geblieben. Die Verwaltung des griechiſch-orien⸗ 
talijchen Religionsfonds wird „außer Etat’ gefiihrt 
und ijt —— in der oberſten Inſtanz zwiſchen 
dem K. U. M., welches die Mobilien verwaltet, und 
dem A. M., dem die Adminiſtration der unbewegl. 
Güter obliegt, geteilt. 

Andere, den Zwecken der katholiſchen Kirche 
dienende F. werden nur ausnahmsweiſe von den 
Länderſtellen, sfters aber von den Ordinariaten 
verwaltet. In der Berwaltung oder unter der 
oberjten Wufficht der lepteren jtehen namentlich die 
veridiedenen kirchl. Unteritiipungsjonds, welche in 
den eingelnen Diözeſen durch Beitriige der Biſchöfe 
und des RKuratflerus a worden find. 

Für die evangelifche Kirche befteht ein all- 
qemeiner Rirdenfonds, deſſen Zweckbeſtim— 
mung aber nach det revidierten Kirchenverfaſſung 
15 XII 91, R. 4 ex 1892 (§ 159), eine beſchränkte 
tit. Undere größere F. diefer Mirche find die Ver— 
jorgungsinftitute fiir bie Geijtlichen und ihre Hinter- 
bliebenen, die im 18. u. 19. Jahrh. in faſt allen 
Superintendengen zur Exrichtung gelangten. 

Qn der israelitiſchen Religionsqenoffen- 
jchaft fehlt eS an größeren Kultusfonds, da dieſe 
Religionsgenoſſenſchaft eine über die Gemeinden 
hinausgehende Organiſation nicht beſitzt. Doch be— 
ſtehen von früher her in Böhmen u. Mähren größere 
jüdiſche Landesmaſſafonds. 

Bei allen anerkannten Konfeſſionen finden ſich 
außerdem noch mehr oder weniger zahlreiche kleinere 
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F. dic vorwiegend den Charafter von Stiftungen 
an fid) tragen. Nicht reine Stiftungsionds find 
zumeiſt die bejonderen Bau u. Miijtereifonds. 

4. Fonds der übrigen Selbjtverwal- 
tungsfirper. Wie der Haushalt der meijten 
Lander, fo volljieht fich aud) der Haushalt der 
Bezirke (in Steierm., Böhmen und oe" egen= 
wärtig nod) in fondsmiigiger Form. Dasjelbe gilt 
von, den Bezirksſchulfonds. Solche find in 
RN. O., eo u. Gradisfa, Böhmen und Wal. ein- 
gerichtet. Die mähr. Schulbezirkskaſſen werden zwar 
von der dortigen Landesverivaltung nidt als F. 
aufgefaßt, da ite feine befonderen Umlagen erbheben, 
con erjolgt auch ihre Gebarung gang in fonds- 
migiger Form. Hingegen tragen die veridiedenen 
Strafenfonds mehr den Charafter von Kon— 
turrengen an ſich. Bon den Gemeinden werden 
regelmäßig nur die Lofalarmenfonds, Lofal- 
polizeifonds und verjciedene Humanitits: 
fonds felbjt verwaltet, wiibrend die Lokalſchul— 
fonds aumeijt den Ortsſchulräten iiberwiejen wor— 
den find. Su den lofalen Sdhulfonds gehiren auch 
die Realſchulfonds und die F. zur Erbaltung 
eingelner gewerblider und landwirtſchaftü 
Sehrantattes. ine allg. Bedeutung befipen 
die niederijterr. Gewerbeſchulfonds, aus 
welchen die Koſten ſämtlicher gewerbl. Fortbildungs- 
jdjulen eines gewerbl. Schulbesittes bejtritten wer— 
den. Die in eingelnen Rurorten bejtehenden Kur— 
fonds werden regelmäßig von den Rurfommifjionen 
verwaltet. Fondsmäßig organifiert waren urfpriing= 
lich aud) dic Rontributionsfonds, welche ſich 
nur in cinigen Ländern vorfinden, dod) hat ein Teil 
der F. dieſen Charafter in neuerer Beit verloren. 

V. Kritiſche Bemerfungen. Dic Vorteile 
der fondsmiifigen Gebarung liegen, wie bereits 
erwähnt worden ijt, vor allem darin, dak dadurch 
eine Ronjentrierun 
waltungssweig verfügbaren Cinnabmen  erreicht 
werden fann. Allein dieſer Vorteil entbehrt häufig 
aller Realitiit, weil die Spezialeinnahmen vieler 
F. aur Dedung der diefelben belaftenden Musqaben 
feineswegs ausreichen und daber aus öffentl. Mit— 
teln Suichiifje geleijtet werden miijjien, deren Ge— 
ſamtſumme die eigentl. F.Einnahmen in der Re 
gel bei weitem iiberfteigt. Außerdem haften aber 
der fondsmäßigen Mebarung nod) jablreiche poſi— 
tive Mängel an, welche die Einſchränkung oder 
tunlichſte Beſeitigung dieſer Gebarungsform als 
ſehr wünſchenswert erſcheinen laſſen. Durch das 
Feſthalten an bem F.Prinzip werden die mancher- 
let Unflarheiten, welche bezüglich der Stellung u. 
Aufgaben der Selbjtverwaltung in der öſterr. Ge— 
jepgebung gegenwärtig nod) herrſchen, perpetuiert. 
Sine folche Unflarheit bejteht zunächſt darin, daß 
mande F., namentlid) die großen Humanitits- 
fonds, von der Staatsregierung den autonomten 
Rirperjchajten blog yur Verwaltung iibergeben wor— 
den find, ohne dak das Cigentum an dem F.⸗Ver— 
migen auf dieje Körperſchaften iiberqeqangen ijt. 


Gin anderer auf die Daucr faum bhaltbarer Zwitter-⸗ 


zuſtand liegt bei jenen F. vor, welche fich einer 


der fiir einen gewiſſen Ber-| F 


Fonds (dffentlide). — Forjtredht: A. Ag. Grundlagen. 


bie mit den Grundſätzen der verfaſſungsmäßigen 
Kontrolle unvereinbare Gebarung „außer Etat’ 
gefirdert, eine fcharie Scheidung zwiſchen dem ge- 
jtifteten u. freien Vermögen der Selbjtvenvaltungs- 
körber erjdwert, die autonome Gebarung überh. 
aber in unnitiger Weiſe fompliziert. Jn budget: 
techniſcher Beziehung hat die fondsmäßige Geba- 
rung den Nachteil, dak der Haushalt jener Selbfi- 
verwaltungsfirper, welche febr zahlreiche F. admini⸗ 
jtrieren, gänzlich uniiberfichtlic) wird, fo daß ein 
flares Bild von den Ergebniſſen der gejamten Fi: 
nanagebarung nur ſehr ſchwer gewonnen werden 
fann. Alle dieje Nachteile finnen am beſten nur 
durch tunlichite Bejeitiqung der fondsmäßigen Ge— 
barung behoben werden. Die Liang sey Bet 
Bieles wird in febr zweckmäßiger Weiſe urd 
vorbercitet, daß die von den einzelnen Selbjtver- 
waltungstirpern adminijtrierten F. zunächſt zu 
einem F. höherer Ordnung zuſammengefaßt wer- 
den. In der Tat iſt in jüngſter Zeit bei den öſterr. 
Landesverwaltungen eine auf Vereinfachung der oft 
ſehr komplizierten FeGebarung hinzielende Bewe— 
gung im Gange. 
Literatur. 

Der Gegenſtand iſt literariſch bisher noch 
wenig behandelt. Mehrſfach berührt ijt derſelbe in 
der Schrift von Miſchler, Der öffentl. Haus— 
halt in Böhmen, Beitrag zur Kenntnis u. Be— 
urteilung des Finanzweſens der Selbſtverwaltung 
in Oſterr.; Leipzig u. Wien 1887, inbeſ. S. 16—21. 
Eine Uberjicht der von den öſterr. Landesvertre— 
tungen verwalteten oder dotierten F. gewährt die 
Schrift des Unterzeichneten: Das F.-Prinzip 
in ber öſterr. Landesverwaltung und feine Bedeu- 
tung fiir die Statiftif der Landesfinangen; Bien 
1892 (Separatabdrud aus der B. 3.). Für Tirol 
gibt Aufſchluß die Schrift von v. Zimmeter 
reuhers: „Die F., Unftalten u. Geſchäfte der 
Tiroler Landichaft, geichidtlich u. ſachgemäß dar- 
geitellt.” Annsbrud 1894, Cingelne Landesverwal⸗ 
tungen (N. O. Salzb. u. a.) haben über die in ihrer 
Udminijtration befindl. F. kompilatoriſche Zuſam— 
menſtellungen veranlaßt oder (Böhmen) den Gegen= 
ſtand gelegentlich der techniſchen Neuordnung des 
Landesbudgets in ihren Berichten erörtert. 


F. Schmid. 


Forſttecht. 
A. Allg. Grundlagen. 


I. Allgemeines. — II. Grundfate, 


I. Allgemeines. Cs gibt cine Reihe von 
Momenten, welche den Forſtwirtſchaftsbetrieb pom 
Landwirtſchaftsbetriebe unterſcheiden und es mit 
ſich bringen, daß der erſtere durch die Verwaltung 
anders behandelt wird als der letztere. Der lang- 
jame Wuchs der Holspflangen verlangt von dem 
Beſitzer eines Waldes Jahre hindurd fortgejeptes 
Yufitapeln der Zinſen des invejtierten Rapitales, 


gemiſchten ,,jtaatlid)-autonomen” Berwaltung er⸗ io daß vorgeitiges Cingreijen in den nod) nicht 
Ireuen. Durch das Fejthalten am FPrinzip wird! gang erntereijfen, aber tmmerhin {don werwollen 


Forjtredht: A. Wig. Grundlagen. B. Bannwiilder. 
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Holzvorrat möglich u. verlodend ijt. Weiter jind 
die Holgpflanzen im allg. geniigjamer als die 
anderen Sulturpflangen und e8 gibt Bodenarten, 
welde ihre höchſte privatiwirtidaftl Rente nur 
dann abwerjen, wenn fie mit Forſtkulturgewächſen 
bepflan3t jind. Dap diefer ,,abjolute Waldboden” 
bejtodt und in dieſer Bejtodtheit erhalten bleibe, 
vetlangen demnad) ſowohl privatwirtſchaftliche als 
bffent!. Envigungen. Ferner haben Waldungen 
einen Einfluß auf die kümatiſchen, oro⸗ u. hydro⸗ 
graphiſchen Verhältniſſe eines Landes, bilden häufig 
die Schutzwehr gegen Überſchwemmungen, Ver— 
murung, Verſandung oder gegen Austrocknen von 
Waſſerlaufen, Stürme und derartige ſchädl. Auße⸗ 
rungen der Naturkräfte. 

Dieſe und nod) andere Momente haben daher 
jeit jeber die Frage, in welcher Weije die private 
Forſtwirtſchaft durch die ſtaatl. Geſetzgebung beein- 
flugt u. beſchränkt werden foll, zu einer viel erör— 
tetten u. umiftrittenen gemacht. Bollfommene Frei- 
lajjung derjelben war in den modernen Staaten 
wohl ebenjowenig praftiziert, als die gänzl. Ber- 
drängung der privaten Wirtſchaftstätigkeit von 
diefem Gebiete ernjtlid) oder auf die Dauer ver- 
jucht u. durdgefiibrt worden wire. Man muß 
wohl auch bier den allg. — gelten laſſen, 
daß die Freilaſſung der privaten Wirtſchaftsweiſe 
ſolange poſtuliert werden muß, als der einzelne 
durch mißbräuchl. Benutzung ſeiner Freiheit einem 
Dritten nicht einen Schaden zufügen kann, vor 
welchem dieſer ſich nicht allein oder gemeinſam 
mit anderen zu ſchützen vermag; die Einſchränkung 
der privaten Waldbewirtſchaftung wird daher be— 
rechtigt u. notwendig fein, wenn durch die Frei— 
laſſung der Selbſttätigkeit gewiſſe von der Geſell— 
ſchaft als Vorausſetzung für ihr Gedeihen und 
ibre Entwidlung anerkannte Bedingungen beein— 
trächtigt werden, was man gewöhnlich als „öf⸗ 
jentl. Xnterejie zu bezeichnen pjlegt. Die Geſetz— 
qebung mug daher Schutzwaldungen (j. dort) unter 
ihre unmittelbare Wujjicht durch Beſchränkung der 
freien Bewirtſchaftung folder Waldungen nehmen. 
Beiter ijt notwendig, dak mande Waldungen 
der freien privaten Bewirtſchaftung gang entgogen, 
d. b., dak fiir dieſelben cin behördl. Wirtichaftsplan 
aujgeftellt und deſſen —— fichecgettent werbe 
(Bannwiilder, ſ. dort). Offentl. Rorporationen, wie 
3- B. Gemeinden, fann u. joll die Bewirtſchaftung 
nidt völlig uneingeſchränkt überlaſſen bleiben; fiir 
Fideikommißwälder u. Wilder, welde im Befige 
pon zur öffentl. Rechnungslegung verpjlidteten 
Altien⸗) Geſellſchaften ſtehen, deren Bewirtſchaf— 
tung der einzelne Teilnehmer tatſächlich zu über— 

en außer ſtande iſt, hat der Staat, am beſten 
durch das Verlangen nach Aufſtellung u. Geneh— 
migung von Wiriſchaftsplänen, gu ſorgen. Im 
übrigen ſollte der Staat jene Waldungen, welche 
ausſchließlich zut Erzeugung von Forſtprodukten 
beſtimmt find, ohne ſolchen öffentl. Charafter zu 
beſitzen, von bevormundender Beeinfluſſung frei 
laſſen; bei dieſem Standpunkte wird er jene Wal— 
dungen, deren Beauffidtigung wirklich notwendig 
iſt, auch ernſtlich kontrollieren können, während die 
Kontrolle, wenn fie ſich eigentlich auf alle Wal— 


dungen beziehen ſoll und erſtrecken will, immer nur 
eine ſcheinbare bleiben kann. 

IL. Grundfage. Das öſterr. Forſtgeſetz ſteht 
nicht auf dem hier vertretenen Standpunkte, wäh— 
tend das ungar. Forſtgeſetz denſelben tm ganzen u. 
großen einnimmt. Unſer Forſtgeſetz ſtatuiert den 
Grundſatz der Se ane d. h. es ftrebt dabin, 
daß dort, wo dermalen Wald ijt oder wo er vor 

citen geweſen (alte Blößen), Wald au bleiben hat. 
Demzufolge gejtattet das G. Waldrodung, d. h. 
Verwendung von Waldboden gu anderen Kultur— 
jiveden, in allen Waldungen nur mit behördl. Be— 
willigung, verlangt die Wiederaufforjtung von ab- 
getriebenen Waldteilen regelmäßig langitens binnen 
5 Sahren und verbietet Waldverwiiftung, d. h. eine 
Bewirtſchaftung, durch weldje die fernere Holzzucht 
gefabrdet oder unmöglich gemacht würde. her det= 
bandlungen gegen dieſe Vorſchriften werden mit 
Weldjtrafen von 2—10 K, bei befonders bedentfl. 
Verwüſtungen von 10-— 20 K, per 60 a belegt, was 
jelbjtverftindlic) im allg. ganz wirkungslos bleibt. 
Bodenflächen, welche mit Id nod) nicht beſtockt 
waren, finnen nach unjerem Forjtgejepe zur Wuj- 
forjtung nicht gebracht werden, aud) wenn auf den— 
jelben die Holzzucht privat u. öffentlich-wirtſchaft- 
lich rationell wire. Der Entwurf jum neuen Forſt⸗ 
geſetz fiillt dieſe Lücke, welche im ungar. Forſtgeſetz 
nicht beſteht, aus. — Qn den J. 1891 bis inkluſive 
1895 wurde nach der amtl. Statiſtik die Rodungs— 
bewilligung für 17.477 ha erteilt u. gw. faſt aus— 
ſchließlich in Privatwaldungen. In der gleichen Pe— 
riode wurde Aufforſtung angeordnet auf 62.909 ha 
und Borfehrungen gegen Waldveriwiijtungen ge- 
trofien auf 539.526 ha. Die meijten Wuftriige zur 
Aufforſtun —— in Gal., Steierm., Boöhmen, 
Tirol und Vorarlb., Bukow. und N. O.; bezüglich 
Waldverwüſtung in Böhmen, Bukow. und Gal. 


B. Bannwaãlder. 


I. Swed u. Qnhalt der Bannlegung. — IT. Entfte 
Hung der Bannlegung. — IIT. Brovingielle Vorſchriften. — 
1V. Statiſtit. 


J. 3wed u. Qubalt der Bannlegung. Wenn 
bie Sidjerung von Perjonen oder von Beſitztum 
egen Schädigung durch Lawinen, Felsſtürze, Stein= 
ib dige, Gebirgsſchutt, Erdabrutſchungen, Wildbache 
u. dal. es dringend erjordert, jo fann nad) § 19 
Forſigeſetz die Bannlegung eines Waldes oder Wald- 
teiles verjiigt werden. 

Anhalt u. Umiang der Bannlegung, welche 
immer eine Beſchränkung der freien Dispojition 
des Waldbejipers bedeutet, find im W. von vorn= 
herein nicht ig slg ſondern richten fic) nad 
Art u. Umſang der durd) die Bannlegung bintan- 
—— Mejahr. Durch die Bannlegung kann 
ie teilweiſe oder giingl. Einſtellung der Ausübung 
pon Dienjtbarfeiten, wie insbej. des Weideganges 
und det Streunugung verfiigt werden, es fann 
die Aufführung von Sdugmauern, Requlierung 
von Gewäſſern, Durchführung von Wufjorjtungen, 
Einſchränkung oder giingl. Sijtierung der Wald- 
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benugung iiberh. angeordnet werden. Wie weit in 
dieſer Richtung gegangen werden foll, beurteilt die 
Behirde nach freiem ejjen, fo dak 9 en ein 
derartiges Erfenntnis der Adminiſtrativbehörde zwar 
der normale Rekursweg offen jteht, die Wufrufung 
des B. G. jedod) ausgeſchloſſen ift. 

Pannlegungen fommen am häufigſten vor gum 
Schutze der Trajje von Webirgsbabnen (Erl. M. 
3. 30 XII 74, 8. 14005), von Heilquellen und im 
„Arbeitsfelde“ von Wildbächen (§ 2 G. 30 VI 84, 
R. 117), ferner bei Waldungen auf jteilen —* 
lehnen zum Schutze der im Tale befindl. Gebäude 
u. Grundſtücke. 

Nach § 19 Forſt ele find Anſprüche auf 
pad el ba —— er Waldbeſitzer wegen 
einer Bannlegung erhebt, „nach den beſtehenden G. 
u behandeln“. Durch Erkenntnis V. G. 30 X1 78 
Bunnn 374) wurde dieſe geſetzl. Beſtimmun 
dahin interpretiert, daß die Bannlegung an fig 
nod) feinen Anſpruch auf Entſchädigung gewähre, 
fondern dah dies erjt Dann der Fall fei, wenn ein 
folder YUnfprucd nad) den bejtehenden G. iiberh. 
erworben wird; die’ finne aber nicht nur im Falle 
der gänzl. Unterjagung der Waldnugung, fondern 
auch bei Auferlegung von teilweiſen Beſchränkungen, 
inSbej. alfo bet ganglicer oder teilweifer Siſtie— 
tung von Dienjftbarteiten, ecintreten. — Wenn die an- 
läßlich der Bannlequng vorgeſchriebene Waldbehand- 
lung in Mahregeln befteht, welche ein geſetzlich ent- 
iprechender oder egy ig Fyorjtbetrieb ohnehin 
erheiſcht und weldje fiir den Waldeigentiimer jelbjt 
von Vorteil find, wie 3. B. Bo —— Oat 9 
wirkſamen YWufforjtungen, Beſeitigung von Wald- 
verwiiftungen, Berbot ſchädlicher, ohne Rückſicht 
auf die herrſchende ——— —— Hieb⸗ 
führung oder nachteiliger Kahlhiebe, ſo kann eine 
Entſchadigung nicht verlangt werden, ſondern haben 
die Waldeigentümer die Koſten ſelbſt zu tragen. 

Die Frage, ob eine Partei einen pg rg Sy 
au ftellen das Recht hat, gehirt nicht in die Kom— 
petens der polit., fondern tn jene der Gerichts⸗Be— 
harden, Wenn und inſoweit durd die Bannlegung 
eines Waldes bejtimmten Perſonen Vorteile zuge— 
wendet oder von ihnen Nadhteile abgewendet wer— 
den, haben dieſe dem BWaldeigentiimer Erjag fiir 
den ihm zugegangenen Schaden gu gewiihren. Die 
Verpflichtung der Cifenbahnen zur Zablung von 
Entſchädigungen für die gu ihren Gunſten verfiig- 
ten Bannlequngen wird nad) dem Cijenbabn-Erpro- 
— etz 18 II 78, R. 30, beurteilt. 

I. Entſtehung der Bannlegung. Eine Bann— 
legung kann nur auf Grund des Ausſpruches der 
ſtaatl. Verwaltungsbehörde erfolgen. Demnach kann 
ein Waldbeſitzer ſeinen Forſt nicht eigenmächtig 
in Bann legen, wenn er dies etwa zum Schutze 
gegen ſchädl. Servitutsausübungen wünſchen follte. 

Die Aufſorderung, einen Wald in Bann zu 
legen, kann ausgehen von demjenigen, der einen 
Vorteil von der Bannlegung erhofft, oder von 
einem öffentlichen behördl. Organe, welches mit der 
Beaufſichtigung der Waldungen betraut ijt, oder 
von einem Organe, dem dic Wahrung der öffentl. 
Sicherheit im allg. anvertraut ijt, von ciner Ge— 
meinde oder von einer Privatperfon. Uber einen 
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jolchen an die polit. Staatsbehirde geridjteten An— 
trag hat dieſe genaue fommiifionelle ig 
einguleiten, unter Zuziehung der Borjtinde der 
beteiligten Ort8gemeinden, aller intereffierten Par— 
teien u. Sachverjtiindiger; je nad) dem Ergebniſſe 
dieſer Erhebungen hat die Behirde ihren Spruch 
u fillen. Die Organe, welche mit Bewirt⸗ 
—9 der B. oder mit der Kontrolle der be— 
züglich derſelben erlaſſenen Vorſchriften betraut 
werden, ſind für dieſe ihre Aufgabe beſonders in 
Eid u. Pflicht gu nehmen. Jn der gleichen Weiſe, 
wie Walder in Bann gelegt werden, tinnen die 
bereits in Bann befindl. Wilder von diejer Be- 
ſchrünkung bejreit werden. 

IIL. Provingielle Vorſchriften. Die Statthal- 
terei in Trieft hat im J. 1871 gur Zabl 2921 
eine Inſtruktion iiber die Bannlegung von Wal— 
bungen erlafjen. Jn derjelben wurden jtrenge Maß— 
nahmen gegen das unberedhtigte Betreten der als 
B. kenntlich gemadten Waldungen vorgejdrieben, 
die Nebennugungen und Ausübung der Dienjt- 
barfeiten, insbeſ. der Weidefervitut, genau ge- 
regelt, die in den B. ausgefiihtten Nulturen den 
Schuporganen bejonders empfohlen und überh. 
jtrenge Rontrollierung der fiir die B. erlajjenen 
Vorſchriften vom Forjtperjonale verlangt. 

Die fiijtenl. Statthalterei hat ferner mit Rund- 
ſchreiben 26 III 71, 8. 8095, über Auftrag des A. M. 
angeordnet, daß die Bannlegungen im Küuſtenl. ener⸗ 
giſch fortzuſeßzen ſeien, insbeſ. aud) im Inter⸗ 
eſſe der Karſtaufforſtung (ſ. dort), fiir Kulturen 
in Bannwaldungen materielle Beibilje und die 
Ubernahme von Strafen an fteilen Lehnen ing 
Gigentum der Strakenverwaltung in Ausſicht gC 
ftellt. Durd) den Erl. der dalm. Statthaltereit 29 XI 
58, 3. 22910, wurde bejtimmt, dak die Gaj, 
db. h. ene bewaldeten Strecen, welche fpesiell fiir 
die beim Pfluge verwendeten Rinder als Weide- 
plätze dienen, nad) den Bannvorſchriften gu behan- 
deln find. — Durch die B. der tirol. Statthal- 
teret 14 IV 80, 2. 15, wurde darauf bingewiejen, 
daß das Gutadjten der ſachverſtändigen Forſtorgane 
der behördl. E. gu Grunde gelegt werden muß, 
daß bie Forftorgane, aber nicht in Vertretung der 
polit. Behirde, als Leiter der Bannlegungsfom- 
miffion fungieren finnen und daher alle Bann- 
[equngen, welche ohne vorausgegangenc kommiſſio⸗ 
nelle Verhandlung durch die Forjtorgane felbjt ver— 
fügt worden wären, ungiiltiq ſeien. Durd V. des 
Siatthalters für Tirol 1V 85, L. 14, wurde anuj 
Wrund § 23 Forſtgeſetz beſtimmt, dak die Wald- 
bejiger, injofern ed fic) um den Bezug von Forjt- 
produften aus B. handelt, sur vorlautigen Ynmel= 
dung u. Einhebung der forjtl. Auszeigung durd 
die eat Forſtorgane verpflidjtet find. 

IV. Statijtif. Nach den iiber B. vorliegen- 
den amtl. Daten bejtanden Ende 1895 65.875 ha 
Banniwaldungen — O'68% der Waldfitiche. Nach 
der im Forſtgeſetze vorgejehenen Unterſcheidung der 
Waldungen in Reichsforſte, Gemeinde⸗ u. Privat⸗ 
wilder verteilen fic) die B. folgendermafen: 5300 ha 
Ztaatsforjte (052% aller StaatSforjte), 36.579 ha 
Gemeindewälder (26%) und 23.996 ha Privat- 
wilder (33%). Weitaus am ſtärkſten tritt die 


Forſtrecht: B. Bannwilder. C. Schupwaldungen. 


Sannlequng in Tirol und Borarlb. auf, indem in 
diejen beiden Brovingen 44.276 ha, d. i. etwa 4% 
des Waldjtandes diejer Linder in Bann gelegt 
find; darunter 32.854 ha Gemeindewälder, d. 1. 
582% aller Gemeindewälder in diejen Provingen. 
Yn Tirol und Vorarlb. reihen fich Kärnten, Salzb. 
u. Krain. In Kärnten 199% des Walditandes, in 
Salzb. 1°39%, Siiftenl. 0°68, Strain 0°63%, in 
Dalm., N. O., in O. O., Steierm., Böhmen, Mäh— 
ren u. Schleſien verſchwindende Prozentſätze, in Gal. 
und der Bufow. iiberh. feine Waldungen. Im allg. 
fann man fagen, dah die ftaatl. Behirden von der 
ibnen durch das Forſtgeſetz eingeräumten Möglich— 
feit, Waldungen in Bann zulegen, geringen, ja zu ge— 
ringen Gebrauch machen (j. auch , Gemeindewälder). 


C. Schußwaldungen. 


. — I. el nu. Be tung ber 
Sa. = The Weovingiete —E ——— 

I. Begriff. $$ 6 u. 7 Forſtgeſetz bezeichnen 
jene Waldungen, welde als Sd). anzuſ find. 
Es jind dies die Waldungen, welche „auf Boden, 
der bei ginal. Bloßlegung in breiten Flächen leicht 
re wird” oder ,,in ſchroffer, ſehr hoher Lage” 
ich befinden; ſerner jene Waldungen, welche „an 
den Ufern größerer Gewäſſer, wenn jene nicht etwa 
durch Felſen gebildet werden, dann an Gebirgs— 
hängen, wo Abrutſchungen zu befürchten ſind“, 
liegen, endlich „die Hochwälder des oberen Randes 
der Waldvegetation“. Es ergibt fic) hieraus, dab 
der Begriff der Sch. ein durch das G. feſt um— 
grenzter iſt, indem nur jene Waldungen, welche 
die hier erwähnten Merkmale an ſich haben, als 
Sch. au betrachten ſind. Die Sch. unterſcheiden ſich 
daher von den Bannwäldern (ſ. dort), mit welchen 
ſie häufig identifiziert u. verwechſelt werden. Für 
die Bannwälder exiſtieren feſte gefepl. Kriterien 
nicht, während dies bei den Sch. der Fall ijt. Wenn 
die Sicherung von Berjonen oder Gütern eine be- 
fondere Behandlung von Waldungen nötig madyt, 
fo finnen bdiefelben in Bann gelegt werden, wäh— 
rend nur die im G. bejtimmt begeidneten Wal— 
dungen als Sd). behandelt werden diitjen. 

IL. Feſtſtellung u. Bewirtſchaftung der Sch. 
Nah § 6 B. des A. M. 3 VIL 73 haben die mit 
der Durchführung des Forſtgeſetzes betrauten Be- 
hörden ,,bejonderes Augenmerk darauf ju richten“, 
da jene Waldungen, welde als Sd. anzuſehen 
find, ermittelt werden. Sollten eigene Berfonen 
mit Der Uberwadung der Sd}. betraut werden, fo 
lönnen dieſelben hiefür eiqens in Cid u. Pflicht 
enommen werden. Die alS Sch. erfliirten Wal— 

ngen find in einem bei der polit. Behirde au 
fiihrenden Verzeichniſſe in Evidens gu Halten. Wenn 
det Eigentiimer einer Sch. wünſcht, dak fein Wald 
aus der Mategorie der Sch. ausgeſchieden werde, 
fo hat die Behörde hieriiber cine fommiffionelle 
Berhandlung einguleiten, zu welcher die Vorjtinde 
det interejfierten Ortaqemeinden, ſämtliche betei- 
ligten Brivatperfonen und die erforderl. Sachver- 
jtandigen zuzuziehen find. 
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Bur Cinreihung eines Waldes in die Kate— 
gorie der Sch. geniigt es (E. B. G. 11 X1 97, Bud- 
wingfi 11142), wenn die in den 886 u. 7 Forſt— 
gies aufgeſtellten Vorausſetzungen hinſichtlich der 

odenbeſchaffenheit u. Lage des Waldes im allg. 
in einer die Gefahren, welchen vorgebeugt werden 
ſoll, bedingenden Ausdehnung vorhanden find. 

Sch. auf Boden, welcher leicht fliegend wird, 
und in ſchroffer, ſehr hoher Lage, ,follen lediglich 
in ſchmalen Streifen oder mittels allmähl. Durch 
hauung abgeholzt und ſogleich wieder mit jungem 
— geborig in Bejtand gebracht werden’; bei 
Sd. an den Ujern größerer Gewäſſer und an Ge— 
birgsabhingen, wo Abrutſchungen au befiirdten 
find, „darf die Holzzucht nur mit Riidjicht auf 
Hintanhaltung der Bodengefiihrdung betrieben und 
das Stodroden u. Wurzelausgraben nur injofern 
gejtattet werden, als der hiedurch verurjachte Auf— 
rip gegen jede weitere Ausdehnung fogleid) ver- 
ficert wird’. Hodpwiilder an der Vegetationsgrenge 
dürfen nur im Plenterhiebe bewirtſchaftet werden. 
Ubertretungen dieſer Anordnungen werden mit 40 
bis 400 K bejtrajt. Wenn durch voridhriftswidrige 
Bewirtſchaftung einer Sd). Dritte geididigt werden, 
jo hat der Schuldtragende Erjap gu leijten. Wenn 
die Behörden von einer gefepwidrigen Behandlung 
einer Sch. Kenntnis erhalten, fo ijt „ſchleunigſt die 
vorgeseichnete Amtshandlung durchzuführen“ und 
bie entipredjende Bewirtſchaftung vorzuſchreiben. 
Trifft den Befiper cin Verſchulden, fo hat er die 
Komuniffionstojten zu bezahlen; wenn jemand cine 
unberedjtigte Ungeige erjtattet hat, fo mug er die 
RKommiffionsfoften bejtreiten. 

Auch in diejer Richtung ergibt ſich ein Unter- 
ſchied zwiſchen Sch. u. Bannwildern. Während 
bei den Bannwaldungen die Art der Bewirtſchaf— 
tung von Fall zu Fall vorgeſchrieben wird und es 
bis zur Siſtierung jeder Nugung des Bannwaldes 
kommen kann, iſt letzteres bei den Sch. ausge— 
ſchloſſen und iſt die Bewirtſchaftungsweiſe für die 
einzelnen Arten der Sch. durch das G. von vorn- 
herein fejt bejtimmt, dod) fann 3. B. fiir die Wuj- 
jorjtung von Sd. aud) eine kürzere Friſt als die 
im § 3 Forſtgeſetz beftimmte vorgefdrieben werden 
(E, BW. G. 24 1X 97, Budwinsti 10971). Durch dic 
Bejtimmungen der $$ 6 u. 7 Forſtgeſetz wird dem 
Forſtbeſißer cine bejtimmte Art u. Weife des Vor— 
gehens bei feinem Wirtſchaftsbetriebe vorgeſchrieben, 
Die Forſtbehörde jedoch nicht ermächtigt, die cingelnen 
Wirtichaftsatte des Forſtbeſitzes im Detail vorzu— 
ſchreiben (E. V. G. 11 XI 97, Budwinsfi 11142). 

IL. Brovingielle Vorſchriften. Zufolge G— 
1III 85, L. 13, und 411 86, &. 7, nebſt Kundl 
machung &. R. 11 X11 99, &. 1 ex 1900, und 6 I. 
1903, &. 8, wurde fiir Rirnten, mit 6). 28 VII 98, 
L. 14 ex 1899, fiir Steierm. vorgefdrieben, daß 
in jenen LandeSteilen, in welchen leicht veriwitter- 
bares Weftein oder Ralf vorherridend die Unter- 
lage der Waldungen bildet, Kahlſchläge, welche fic) 
auf eine Fläche von mehr al8 25 a erjtrecten jollen, 
nur mit Sujtimmung der polit. Behirde cingelegt 
werden dürfen. Nablgelegte Flächen müſſen binnen 
einer behördlich fejtqeiebten Friſt geräumt und wie— 
der aufgeforſtet werden. Dieſe Vorſchriften finden 
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auf den Ubtrieb von Krummholz ſinngemäße An— 
wendung; Wbbrennen des Krummholzes ijt überh. 
verboten. Jn jenen Wildbachgebieten, in denen be- 
fondere Vorjicht bei der Fallung, Bringung u. Lage- 
tung det Holzer erforderlich fk. ftehen auch dieſe 
Vorgänge unter behördl. Cinfluknahme u. UÜber— 
wadung. Zuwiderhandlungen gegen die bebirdl. 
Vorſchriften werden mit Heldjtrajen von 10—400 K 
oder Arreſt von 1--40 Tagen geahndet. 

Für Tirol wurde zur Hintanbhaltung gemein- 
gefährlicher jorjtl. Ubertretungen das G. 29 HII 
86, L. 22, erlajjen. Die Ubertretungen der geſetzl. 
Vorſchriften iiber Waldbehandlung, Idbenugung, 
Bringung u. Lagerung der Foritprodufte finnen 
nad) diejem G. nicht nur mit Geld- oder Arreſt— 
ftrafen belegt werden, fondern es fann auch auf 
teilweiſen oder gänzl. Berjall der ordnungswidrig 
gewonnenen, gelagerten oder ausgebradhten Forſt— 
produfte und jelbjt auf den Berluft der Bringungs- 
befugnis erfannt werden. (Die Vorſchriften über 
die Waldbehandlung, Bringung ufw. enthält die 
fiir Tirol und Borarlb. giiltiqge Waldordnung 
24 XII 39.) Die gleichen Strafen fonnen verbiingt 
werden, wenn behördl. Anordnungen gegen die 
Gefahr von Felsſtürzen, Wbrutidungen oder Ab— 
ſchwemmungen, Lawinen, Waſſerſchäden durch Ab— 
ſchwemmen von Holz übertreten und dadurch die 
Gefahren herbeigeführt oder vergrößert werden. 

In Salzb. wird durch G. 7 VIII 95, L. 28, 
das Abbrennen des Krummholzes überh. und der 
Kahlabtrieb desſelben in ſteilen Lagen und an der 
Vegetationsgrenze verboten; im übrigen ähnl. Vor— 
ſchriften wie die obigen G. 

Zuſolge G. 2V 86, L. 25, iſt in Schleſien 
für gewiſſe Wildbachgebiete die Holzbringung unter 
beſondere behördl. Aufſicht geſtellt und können 
Strafen von 10—1000 K oder Arreſt von einem 
Tage bis su 3 Monaten verhiingt werden. 

IV. Statijtif. Bon der gefamten Waldfläche 
find 1895 711.900 ha, d. i. 733% Sd), von den 
Reichsſorſten 71.166 ha (7%), von den Gemeinde: 
wildern 153.690 ha (11%), von den Privatiwal- 
dungen 487.044 ha (67%). Die hichiten Progent- 
ſätze weiſen auf Kéirnten (218%), Tirol und Vor— 
arlb. (13°3%), Küſtenl. (iiber 13°6%). 


D. ®emeindewalder. 


1. Allgemeines. — II. Provingielle Vorfchriften: 1. Tirol 
und Borarlb, ; 2. Rititent. und Dalm.; 3. Iſtrien; 4. Böhmen 
und Bulow. — III. Statiftit. 


I. MUllqemeines. Die G. W. find entiweder 
Gemeindegut oder Hemeindevermbgen, je nachdem 
die Wememdemitglieder oder bejtimmte Gruppen 
derielben, 3. B. die behaujien Semeindemitglicder, 
das Recht haben, ibren Bedarf an Forjtproduften 
ganz oder teiliweije aus dem G. W. unmittelbar 
in natura ju befriedigen odet ob der Ertrag der 
G. BW. in dic Gemeindekaſſe fließt. Wenn aus einem 
G. W. teilweiſe Die Nutzungen Semeindeangehbrigen 
in natura zufließen, der übrigbleibende Ertrag aber 
in die Gemeindekaſſe fließt, jo it cin folcher Os. W. 
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teil als Wemeindegut, teils als ee 
pu betradten. Das Nutzungsrecht an einem G. W. 
edarf nicht des Nachweiſes eines Privatredhtstitels, 
jondern flieft aus der Gemeindeangehörigkeit des 
Berechtigten, beruht daher auj dem öffentl. Rechte, 
der Bem. O. Der Umſang der Berechtigung ijt ent: 
weder unmittelbar zu erweiſen oder, wenn dies 
nicht tunlich, ijt der Nachweis zu liefern, dag, und 
in welder Weiſe zur Zeit, als das Gemeindegeſetz 
erichien, die betreffende Nugung als unangefodtene 
Ubung bejtanden babe. Dieje Auffaſſung bat der 
V. G. durd) cine Reihe von E. als richtig aner— 
fannt, 3. B. 18X 77, Budwinsfi 137, 1X s6, 
Budwinski 3188, 131 88, Budwinsfi 3876. Ob 
in dem Fale, als cin Aniprucsberechtigter mehrere 
Häuſer beſitzt, ex cine beftimmte —— für 
jedes Haus oder nur einmal beanſpruchen kann, 
wird ebenfalls durch den Nachweis einer unange— 
jochtenen Ubung entſchieden (E. V. G. 3X 89, Bud— 
winsti 4829, 4860). Um an einem G. W. nutzungs— 
berechtigt zu fein, bedarf es nicht einmal immer 
der Gemeindeangehörigkeit, ſondern können auch 
Auswärtige, Nichtheimatberechtigte aus einem G. W. 
Nutzungen ziehen, wenn dies als unangefochtene 
Ubung nachweisbar ijt (3. B. E. V. G. 2211 89, 
Budwinski 4589). Die Behörden haben von Wints 
wegen die unangefſochtene Ubung ju erheben. Falls 
iiber den Umfang der beanſpruchten Nutzungsrechte 
ein Zweifel obiwaltet und ſich derſelbe nicht voll- 
fommen beheben läßt, fo wird der Umiang des 
Anſpruches bemeffen nach) dem Haus- oder buts: 
bedarje des Beredjtigten, dod) find derartige Ane 
ſprüche immer einſchränkend ju interpretieren und 
uniibertragbar. Werden von einem nutzungsbe— 
Lge Grundſtücke Teile abgetrennt, * haben 
die Beſitzer dieſer Trennjtiide nur dann einen 
Nubungsanjprud) an einen G. W., wenn eine 
—— unangejodtene Ubung ſchon vor Erlaß der 
Wem. O. beſtanden hat; erſolgt eine derartige Ab— 
trennung nach dieſem Zeitpunkte, ſo hat der Be— 
ſitzer eines Trennijtiides keinen Anſpruch auf 
sll ag | ded G. W. und fann einen ſolchen auch 
durd) Beſchluß der Gemeindeveriretung nicht ere 
fangen (ſ. 3. B. E. V. G. G91 85, Budwinsfi 2358). 

Nad) der Gem. O. STIL 62, R. 18, fteht die 
Cheraujficht über die wirtichajtl Gebarung der 
Gemeinden dem L. A. au und hat derjelbe insbej. 
dariiber ju wachen, dag das Stammvermigen der 
Gemeinde ungeſchmälert erhalten bleibt. Dem L. A. 
iteht aud) die ©. dariiber gu, ob beanjpruchte 
Mupungen ju Recht bejtehen oder nicht (E. V. G. 
11 XII 76, Budwinsfi 13, und 11 X1 81, Bud- 
winski 1206). Die E. iiber Nugungen an G. W., 
welche auf Vertrag beruben, ſteht den Gerichten ‘a 

Bezüglich der Bewirtſchaftung der G. W. be- 
ſtehen keine kodifizierten Normen, mit Ausnahme 
der bei I. vorgeführten. Das oberwähnte Auf— 
fichtSrecht ded L. A. in Bezug auf die Erbhaltung 
der Subſtanz des Hemeindevermigens qeniigt zwar, 
um den vorjeitigen Verkauf von G. W. hintanzu— 
halten, hat aber zu einer eigentl. Uberwachung der 
Bewirtſchaftung der G. W. nicht geführt und auc 
nicht fiihren, finnen, weil den L. A. die fachlich 
qebildcten Uberwachungsorgane feblen; ebenſo— 
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wenig geniigt die YUnerfennung des Sages, dah 
Nupungen der G. W. nicht gegen das Forſtgeſetz 
verjtogen diirjen (f. 3. B. E. V. G. 1611 82, Bud- 
winski 1304, und 301X 85, Budwinsfi 2697). 
Die Bewirtidhaitung der G. W. ſteht im allg. unter 
feiner anderen ſchärſeren Rontrolle als die private 
Forſtwirtſchaft überh. 

Das Forſtgeſetz beſaßt fic) ſpeziell mit den 
G. BW. bloß im § 21, nach welchem „G. BW. in der 
Regel nicht verteilt werden diirfen. Sollte in be- 
fonderen Fällen deren Aufteilung dringendes Be— 


dürfnis jein oder Borteile darbieten, die mit der | Wal 


allg. Borjorge fiir die Walderhaltung nicht im 
Bideripruce jtehen, jo fann in jedem derlei Falle 
die Bewilligung hiezu durch die Landesitelle erteilt 
werden”. Es ijt aber ſchon von vornherein zuzu— 
geben, daß fiir Waldungen, welche in der Hand 
pon Perjonen fich befinden, denen das Cigeninterejje 
feblt, jtrengere Borfdjriften in Bezug auf deren 
Erhaltung u. Wirtſchaftsführung notwendig find, 
als die’ gegeniiber dem privaten Forſtbeſitze nötig 
ijt, allerdings nur infoweit derjelbe nicht im Bejipe 
von Schutz⸗ oder Bannwaldungen ſ. dort) fic) be 
findet. Wir redynen ju dieſen Waldungen die in 
der Hand von Gemeinden, Aktiengeſellſchaften ujiv. 
befindlidjen. Die Richtiqfeit dieſer Anſicht wird 
anerfannt durch das ungat. Forſtgeſetz vom J. 1878, 
doch ift diefelbe in unjerem 1852er soritgeies nod) 
nicht gum Durchbrude gelangt. Bei einer Reform 
der öſterr. Forſtgeſetzgebung wird die Beadjtung 
dieies Punktes nicht auker Betracht bleiben finnen. 

Die hier folgenden provingiellen Normen be— 
giweden, in mehr oder minder umjafjender Beije 
die yn ash | der G. W. zu beeinfluſſen. 

IL. Provinzielle Vorſchriften. 1. Tirol und 
Vorarlberg. Durch den aud) heute nod) giiltigen 
Il. Teil der proviſoriſchen Waldordnung fiir Tirol 
und Borarlb. 24X 39 wurde die Leitung des 
Wirtſchaftsbetriebes in den G. W. den polit. Be— 
hörden übertragen; die unmittelbar techniſche Wirt- 
ſchaftsführung dem polit. Forſtperſonale. Bewil— 
ligung zu — Teilungen von G. W. hat die 
polit. Landesſtelle gu erteilen. Nach § 12 der 
1839er Waldordnung „muß der leitende Grundſatz 
in der Bewirtſchaftung diefer Waldungen darin 
bejtehen, diefelben durch zweckmäßige Kultivierung 
auf den höchſtmöglich nachhaltigen Ertrag gu bringen 
und damit das erhobene jährl. Bedürfnis der 
Gemeinde und ihrer lieder an Forjtproduften 
verhältnismäßig ju befriedigen’. Für die Gee 
meinde⸗ u. Stiftungswilder find „regelmäßige Be— 
wirtidjaftungspliine zu entwerfen“ und von der 
polit. Behörde ju genehmigen. Vejteht ein folder 
Wirtihajtsplan nit, fo ijt in derartigen Wal- 
dungen eine Holzfällung nur mit fpesieller Bee 
williqung der polit. Behörde zuläſſig. Abweichun— 

en von dem Wirtſchaftsplane jind nur mit Zu— 
timmung der polit. Landesſtelle gejtattet. 

Um das Bediirfnis der Gemeinden an Forſt— 
produften fennen ju lernen und überh. für die 
zweckmäßige Benugung der G. W. gu jorgen, find 
die fog. Forſttagſatzungen bejtimmt. 

Die Wemeindevorjtiinde müſſen bei denfelben 
erſcheinen, jedes Familienhaupt hat das Recht, dene 
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jelben anguwohnen. Nad) den bei den Forittag- 
jagungen vorgebradjten, von der Behörde gepriiiten 
Ynmeldungen wird der jährl. Nugungsanfdlag 
bemejjen. 

2, Riijtenland und Dalmatien. Die fiir 
das Miijtenl. bejtellten Forſtkommiſſäre haben die 
in ihrem Wirtſchaftsbezirle lieqenden Gemeinde— 
u. Gemeinjdajtswaldungen „wo möglich wenigitens 
einmal in jedem Jahre zu befichtigen’, bet diejer 
Durchforſchung der G. W. auf jtrenge Beachtung 
des Forſtgeſeßes gu dringen und insbeſ. jene 
dungen, fiir welche cine befondere Behandlung 
nötig ijt, auszuſcheiden, aljo insbeſ. die Schug- 
waldungen und die Bannwälder (j. dort). 

In den G.W. von Dalm. wurde durch G. 191173, 
L. 20, das Ausgraben oder Ausreißen von Wurzeln 
u. Wurzelſtöcken der Forſtgewächſe fowie das Aus— 
graben u. Ausreißen ſtehender Bäume, mit Aus— 
nahme der Nadelhölzer ohne Rodungsbewilligung, 
ſowie die Entrindung von Föhrenbäumen, ohne 
von der polit. Bezirksbehörde vidierte Bewilligung 
des Gemeindevorſtandes verboten. 

3. Iſtrien. Durch G. 24 V 93, L. 34, und 
21 VIII 94, L. 21, wurde fiir die im Bereiche des 
RKarjtes in Iſtrien und den quarneriſchen Inſeln 
gelegenen Walder der Gemeinden u. Wemeinde= 
genofienfchajten die Lcitung der techniſch- ökono— 
mijden Bewirtſchaftung den den polit. Behörden 

ugeteilten f. f. jorjttedmifern iibertragen. Die 
ojien fiir das Wirtfchafts- u. Aufſichtsperſonal 
werden innerhalb jedes Waldfompleres durd) Bei- 
triige der bezügl. Gemeinden u. Genoſſenſchaften 
ſowie durch Subventionen von Staat u. Land ge— 
dedt; die Hobe der den cingclnen Cigentiimern 
aufzuerlegenden Beitriige wird von der Statthaltcrei 
im Ginvernehmen mit dem L. A. nad) Anhörung 
der GCigentiimer im Verhältniſſe gu den fiir die 
- iiberwadhende Fläche vorgeſchriebenen L. j. Steuern 
eſtimmt. 

4. Böhmen und Bukowina. Umfaſſende 
G. betreffend die Aufſicht über die Bewirtſchaftung 
der G. W. wurden am 14193, L. 11, fiir Böhmen 
und am 2VII 97, L. 15, fiir die Butow. erlaſſen. 
Hienach haben die Gemeinden ſür die in ihrem Be— 
jipe befind!l, Waldungen, mögen diefelben als Ge— 
meindevermigen oder als Gemeindequt bebandelt 
werden, cinen durch die autonome und ftaatl. Be- 
zirksbehörde zu priifenden Wirtidhafteplan gu ver— 
jafjen; in der Bufow. geniigt fiir Waldungen von 
geringet Ausdehnung u. Ertragfähigkeit em fume 
mariſches techniſches Brogramm. Der Wirtſchafts— 
plan bezwedt die „Erzielung tunlich höchſter, nach— 
haltiger Nutzungen“. Wenn G. W. 50 ha nicht 
erreichen und ſich in geordnetem Zuſtande befinden, 
fann an Stelle des Wirtſchaftsplanes cine In— 
ventur u. Aufſtellung eines Wirtichajtsprogrammes 
fiir die nachiten 5—10 Jahre treten. Holzſällungen 
in G. W. find vier Wochen vor ihrer Vornahme 
dem Bezirksausſchuſſe anzuzeigen und ijt von 
dicfem der polit. Vesirtebeniede in dem Falle An—⸗ 
acige zu erjtatten, wenn derſelbe durd) die beab- 
fichtigte Holzfällung eine Verletzung der forit- 
polizcil. Borichriften befiirchtet. Fiir G. W. von 
mindejiens 700 ha Ausmaß ijt in Böhmen ein 
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eigener qur epee Wirtſchaftsführung be- 
fähigter Forſtwirt zu bejtellen, fiir fleinere G. BW. 
fann entweder ein jonjtiger bejibigter Forſtwirt 
herangezogen werden oder finnen fic) mehrere We- 
meinden zur gemeinfamen Bejtellung eines ſolchen 
Wirtidaftsorganes vereinigen. 

Außerachtlaſſung der geſetzl. Vorſchriften bei 
Bewirtſchaftung der G. W. wird an dem ſchuldigen 
Gemeindevorſteher durch Ordnungsſtrafen geahndet. 
Dringend notwendige Maßnahmen können durch 
den Be irlsausſchuß nad Einvernehmen mit den 
polit. Bezirlsbehörden auf Koſten der Gemeinde 
veranlaft werden und fann in gleicher Weife, wenn 
trop amtl. Mufforderung die Bewirtſchaftung cines 
G. BW. dauernd vernadaifiat wurde und daraus 
bie Geſahr einer Waldverwiijtung entitehen könnte, 
auf Koſten der Gemeinde ein Waldjequefter be- 
jtellt werden. 

Durd G. 2VIL 97, L. 16, wurde fiir die 
Bulow. bejtimmt, dah falls fiir Balbungen, die nach 
P. 5 VIL 53, R. 130, aneine Mehrheit von Mitberech⸗ 
tigten abgetreten wurden, behufs Bewirtſchaftung 
derielben feine entſprechenden BVerwaltungseinrich= 
tungen bejteben, die Mitberedtigten fic) behufs 
geordneter Bewirtidhajtung diejer Waldungen hy 
einer Genoſſenſchaft gu vereinigen und der polit. 
Bezirlsbehörde cin Statut vorjzulegen haben. Die 
Wirtidhaftsorgane werden im Notjalle durch die 
polit. Behörde bejtellt; Wirtſchaftoplan oder wenig- 
ftens ſummariſches technifches Programm find vor- 

ulegen. Ausnahmsweiſe fonnen als Wirtſchafts— 
a oer aud) ungepriifte Berfonen bejtellt werden, von 
deren Befghigung die Behirde fic) in geeiqneter 
Weiſe die Uberzeugung verſchafft hat. Ubertretungen 
des Wirtſchaftsplanes werden mit 10—40 K, bei 
———— mit Arreſt beftraft. 

. Statijtif. Jn Ojterr. bejtanden Ende 1895 
1,398.884 ha G. W. (144% der ganzen Waldfliiche). 
Die verhiltnismigig größte Bedeutung haben die 
G. BW. in Dalm., wo fie 504% der Waldfliiche 
bededen, in Tirol und Borarlb. fajt 51%, im 
Küſtenl. über 35%. Bon 1891—1895 wurde fiir 
15.815°79 ha G. W. die Bewilligung sur Verteilung 
und aum Verkaufe erteilt. 


E. Forſtberechtigungen. 


I, Bivilredhtl. Normen. — IL. Forſtgeſetzl. Borſchriften. 
— ITT. B. 5 VII 53, R. 180. — IV. Einzelne — 1. Aſt · 
ſtreu. 2. Bodenſtreu. B. Weiderecht. — V. Statiſtiſches. 


I. Zivilrechtl. Normen. Alle Dienſtbarkeiten, 
daher auch die F., bringen es mit ſich, daß der 
Verpflichtete etwas zu dulden oder au unterlaſſen 
hat, was er ohne die Dienjtbarfeit nidt zu dulden 
oder nicht au unterlajien braudjte. Wiirde der In— 
halt eines Rechtsverhiltnijies auf ein Tun, ein 
Leiſten des Verpflicteten Hinausgehen, jo wäre 
cin obliqatorifdes Verhältnis vorhanden, welded, 
wenn es einem Grundjtiide eine derartiqe Ver— 
pflichtung aujerlegt, als Reallajt anzuſprechen wire. 
— Dienitharfeiten, daber auch F., find uniibertrag- 
bar. Perſönliche derartige Berechtiqungen finnen 








iiberh. vom Beredhtigten nicht auf einen anderen 
iibergeben, Grundbdienftbarfeiten nur jugleich mit 
dem berechtigten Grundjtiide, fiir ſich allein A 
derartige Berechtiqungen aud) nicht pfändbar. Nute 
ungen, welche der Forſtberechtigte innerhalb der 
rengen feiner Beredhtigung bezogen hat, aljo 3. B. 
Servitutshols, Streu u. dgl., fann der Eingeforjtete 
an Dritte entgeltlid) oder unentgeltlich abgeben, 
vorausgeſetzt, dak nicht cine dies Derbhindernde Be— 
zugsbeſchränkung vorliegt. Cine ſolche ijt z. B. dann 
vorhanden, wenn die F. auf den Haus oder Guts— 
bedarf eingeſchränkt ijt, in weldem Falle dag iiber 
diejen Bedarj Bezogene nicht dem Forſtberechtigten 
gehört und von demfelben auch nidt gu feinem Bor- 
teile veräußert werden darf, fondern an den Ver— 
pflichteten zurückgeſtellt werden mug. Zuwiderhand⸗ 
lung gegen dieſe Vorſchrift kann nach kaiſ. B. 20 IV 
54, R. 96, mit Geldſtrafen von 2—200 K oder Ar⸗ 
rejt bon 6 Stunden bis 14 Tagen belegt werden. 
Ein Anſpruch auf Schadenerfagk ſeitens des Ver— 
pflichteten bejteht awar nicht, wohl aber das Recht, 
bei fiinjtigen Leiftungen das durd) den —— 
ten zu viel Bezogene in Abzug zu bringen (E. M. 
J. 16 XII 70, 3. 12758). Durch die $$ 9 u. 35 des 
nod giiltigen II. Teiles der 1839er Waldordnung 
flix Tirol wurde dex Berfauf der aus Staaté-, 
Wemeinde- oder Stiftungswaldungen fiir Haus- 
oder Gutsbedarj bezogenen Forſtprodukte durch die 
Eingeforſteten unteriagt; V. der Statthalterei 
17 VIL 55, &. IL, 21, ſchärfte diefes Verbot neuerlid 
ein und bedrohte Ubertretungen desielben nach faif. 
V. 201V 54 mit den oben begeidneten Strafen. 
Diejes Verbot bezieht fic) nur auj die nicht firierten 
Dienitbarfeiten; wenn der —— bei regulier⸗ 
ten Dienſtbarkeiten mehr als er benötigt zu be— 
ziehen bat, jo fann er den verbleibenden UÜberſchuß 
verdugern (rl. A. M. 22 X 78, 8. 10328). 
Dienitbarfeiten find nad § 485 a. b. G. B. 
unteilbar, Durch gufiillige Verfleinerung des pflich- 
tigen Grundſtückes fann eine Bertiirjung in der 
Ausiibung der Servitut eintreten; tritt der alte 
Zuſtand wieder cin, jo lebt dag alte Recht wieder 
auj, wie 3. B. bei temporirer Berfleinerung einer 
Weidefliiche. Cigenmichtige derartige Veränderun— 
gen dure) den Verpflichteten wiirden ugunjten des 
eredjtigten Schadenerſatzanſprüche teatien. Auf 
Grundzuwachs dehnt fic) die Servitut nidt aus, 
ſchon deshalb, weil dieſe Beredtigungen (nad § 484 
a. b. G. B.) einſchränkend interpretiert werden 
müſſen. — Wenn eine Verpflidtung auf mehrfache 
Urt erfiillt werden fann, jo hat der Berpflichtete 
(nad) § 906 a. b. G. B.) die Wahl unter diefen 
Erfiillunggarten, fann aber von der getroffenen 
Wahl ohne Hujtimmung des Beredhtigten nicht 
mehr abgeben. Darum fann aud) bei F. der Vers 
pjlichtete von dieſem Wahlrechte Gebrauch madden; 
im Zweifel ijt die für den Verpflichteten weniger 
driidende Modalitdt der Ausübung gu wablen. 
Der Anhalt eines jeden Rechtsverhältniſſes, 
alfo auc) jener einer F., muß phyſiſch möglich und 
geſetzlich guldijiq fein. Wn einem Walde können 
dabher nur folche Dienjtbarfeiten eingeräumt werden, 
welche mit ben Vorſchriften des Forſtgeſetzes nicht 
im Wideripruche ſtehen; teilweife zuläſſige Dienjt- 


barfeiten beſtehen aufrecht, injoweit fie rechtlich 
jtatthaft find. 
I. Foritgetesl. Vorſchriften. Waldungen, auj 
welchen Einforjtungen laſten, müſſen erhalten und 
in angemejjener Detriebswelfe nachhaltig bewirt- 
jchajtet werden. Der Servitutsberechtigte jowie der 
Verpflidtete können gum Schupe ihrer Rechte und 
behufs Borbeugung von CStreitigfeiten die Auf— 
ſtellung eines Wirtſchaftsplanes verlangen, welder 
von der unterjten polit. Behirde nad) Anhörung 
beider eile und auf Grund eines von unpartei- 
iichen Sadhverjtiindigen verfaßten u. iiberpriiften 
Entwurjes fejtgejept wird (§ 9 Forſtgeſetz, ſ. aud 
Minijterialverordnungen 17 X 56, 3 21053, 171X 
58, 8. 9870, und B. W. WM. 3 VIL 73, B. 6953). 
Dieſe Wirtſchaftspläne haben fic) darauy zu be— 
ſchränken, den Nachweis gu lieſern, daß durch den 
feſtgeſetzten Wirtſchaftsgang die Servitutsanſprüche 
der Berechtigten nicht geſchädigt werden und kann 
wegen verhaͤltnismäßig unbedeutender derartiger 
Anſprüche nicht etwa die Aufſtellung von Syſtemi—⸗ 
ſierungs⸗ oder Wirtſchaftsplänen großer Reviere 
begehrt werden. J 
Nad) § 18 Forſtgeſetz find ,,Ubertretungen der 
ingeforjteten als Forſtfrevel angufehen und gu 
bejtrajen”. Die Fajiung dieſer Beſtimmung läßt 
die Auslequng zu, als ob alle von den Cingejor- 
jteten begangenen ,,llbertretungen” nur als Forſt— 
frevel an behandeln, daher eventuell nur mit einem 
Berweife gu abnden wiiren, aljo auch 4. B. die 
„UÜberttetung“, dag der Eingeforſtete mehr Ser- 
— entnimmt als ifm zukommt u. dgl. Die 
—— eit dieſer Geſetzesauslegung liegt auf der 
Hand; dennoch haben manche Behörden dieſelbe 
vorgenommen (f. „Forſtrecht G.“). Eine widerrechtl. 
Aneignung von Holz iſt nicht eine Ubertretung des 
Forſigeſetzes, ſondern cine ſolche des Str. G. fann 
daher nicht als Forſtfrevel durch die polit. Behör— 
den, ſondern muß als Übertretung des Str. G. 
durch die Gerichtsbehörden geahndet werden, d. h. 
als Diebſtahl (anerkannt durch Erl. M. J. TIX 
70, 3. 12861). § 18 Forſtgeſetz hat jene Über— 
tretungen der Eingeforjteten im Auge, welche gegen 
die Vorſchriften des Beret felbjt gerichtet 
find, alſo 3. B. die pflegl. Vorſchriften des Forjt- 
geiepes in Bezug auf Wusiibung der Weidegered)- 
tigteit, der Streunugung (j. IV, 2). § 18 jorit- 
geiep will die Eingeforjteten nicht giinjtiger jtellen 
alé andere Frevler; jtrengere Behandlung der ein- 
geforjteten Frevler wäre mit Rückſicht auj die 
häufig ſchwierigere Eruierung u. Hintanbaltung 
des —88* entſchieden angezeigt. Der Entwurf 
des neuen Forſtgeſetzes normiert (in § 73) dieſe 
tage deutlicher als § 18 Forſtgeſetz, ſtraft aber 
die eingeforiteten Frevler nicht ftrenger als andere. 
Vit eine Einforjtung als ſolche bezüglich ihres 
Bejtandes, Umfanges u. dal. jtreitig, fo gehört eine 
ſolche Streitigfeit por die Gerichte: handelt es ſich 
um cine an fic) unbejtrittene Einforſtung, bei 
welder aber die Art u. Weife dev Musiibung zwi— 
ſchen Berechtigtem u. Verpflichtetem jtreitig iit, fo 
ebiihrt die E. der polit. Behörde 8 9 Forjtgefes). 
Streitigfeiten, welche fich iiber die Univendung des 
Forſtgeſeßes (Ausübung der Waldweide, Schon- 
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flächen, Uusiibung der Streufervi ute Fallung 

Bringung des Holzes, Anweiſung desſelben ujiv.) 
in eingeforſteten Waldungen ergebeit, entſcheiden 
ebenfalls die polit. Behörden. «> 

Die Unweifung des Servitutaholges - hat bei 
jtirferen Stiimmen mit dem Waldhammer, fonft 
dutd Anweiſung an Ort u. Stelle oder Bezeich— 
nung der Gewinnungsorte rechtzeitig gu geſchehen. 
Schonungsflächen find entipredend gu bezeichnen. 
Die angewiefenen ———— miifien auf den 
bleibenden oder fonjt angemejjenen, vom Waldbe- 
jiper gu begeidmenden Wegen ausgebracht werden. 
Der Waldbejiger fann verlangen, dab das Servi- 
tutsholz vor dejjen Musbringung marfiert werde 
und dak fein Berfonal Anweiſezettel ausſtelle. 
Läßt der Beredhtigte die pain ab Forſtpro⸗ 
dufte, ungeachtet einer Mahnung, nad Ablauf der 
jeſtgeſetzten mindeſtens 14tägigen Friſt im Walde, 
jo fann der Waldbeſitzer über dieſelben verfügen. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften wer— 
den mit Strafen von 40—400 K_ bejtrajt. 

Gine geſetzl. Servitut zugunſten der Wusbrin- 
gung von Waldproduften fratuiert § 24 Forſtgeſetz. 
Wenn BWaldprodufte aus einem Walde gar nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigen Koſten aus- 
gebracht werden finnen, fo mug jeder Grund- 
eigentiimer diefelben iiber ſeine Grundftiide gegen 
Erjap des angerichteten Schadens ausbringen laſſen. 
Ob die Bringung notwendig ijt, haben die polit. 
Behirden nad) Vernchmung der Parteien und 
Sachverſtändigen ju enticheiden. Bei der Brin- 
gung können fremde Wege und aud —— Holz⸗ 

ngungsanſtalten Dritter benugt werden. 

I. Das P. 5 VU 53, R. 130, enthalt ,,die 
Beſtimmungen iiber die Regulierung u. Ablöſung 
det Holz-, Weide- u. Forſtproduktenbezugsrechte, 
dann einiger Servituts⸗ und gemeinſchaftli. Beſitz— 
u. — — Dem P. unterliegen „alle 
wie immer benannten Holzungs- u. Bezugsrechte 
von Holz und ſonſtigen Forſſprodulten in oder 
aus einem fremden Walde, die Weiderechte auf 
fremdem rund u. Boden jowie alle anderen Feld— 
jervituten, bei denen entweder das dienſtbare Gut 
Bald oder zur Waldfultur gewidmeter Boden ijt. . ; 
auj eine bejtimmte Seit geſchloſſene Holsabjtodungs- 
oder Holslieferungsvertrige fowie freie Holzabgaben 
an Sirchen, Barren, Schulen u. Stiftungen werden 
durch dieſes P. nicht berührt“. Die Bejeitiqung 
bezw. Regulierung der zwiſchen Gemeinden oder 
zwiſchen früheren Obrigleiten einer= und Untertanen 
oder Gemeinden anderſeits beſtandenen gemeinſamen 
Beſitz⸗ u. Benußzungsrechte fallen dermalen unter 
das G. 7 VI 83, RR. 94, bezw. unter jene Landes— 
geiebe, welde sur Durchfiihrung dieſes Reichsgeſetzes 
erlajjen wurden (j. Art. „Agrärverfaſſung B.“). 

Das P. 5 VIL 53 jtellt den Grundſaß auj, daz 
die unter dasſelbe fallenden Dienſtbarkeiten entgelt= 
lid) aufzuheben (abzulöſen), wenn died nicht mög— 
lich ijt, wenigitens zu firieren (requlieren) find. Die 
Ablöſung findet nur jtatt, ,,wenn u. inwieweit durch 
die Ablöſung und die Art derjelben der übl. Haupt- 
wirtſchaftsbetrieb des berechtigten oder verpjlichte- 
ten Wutes nicht auf eine unerſetzl. Weiſe gefährdet 
wird’. Dieſe Bejtimmung wird vielfad) als die- 
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jenige begeichnet, wegen welder das fragl. P. ins— 
bei. für die Forjtwirtichait nicht alle erhofften Vor— 
teile qebracht hat. Die Durchführungsorgane haben 
in zu prober Riidjichtnahme auj die behauptete 
unerjepl. Gefährdung des Hauptwirtſchaftsbetriebes 
der Beredtigten die Ablöſung der Forjtiervituten 
nicht durchgeführt, wobei jie durch dad inappellable 
Botum der hãufig aus den Kreiſen der Anterejjen- 
ten jtammenden Sachverſtändigen unterſtützt wur— 
den. — Die Ablöſung findet ferner nicht ſtatt, „wenn 
u. inwieweit iiberwiegende Nadteile der Landes: 
fultur herbeigeführt werden” und wenn die Betei= 
liqten fich ſtatt Ablbſung auf die Requlierung ver- 
einbaren. Die Ablöſung geſchieht im allg. nach den 
Grundſätzen der Grundentlajtung (j. Art. „Agrar— 
verjajjung C.“); maßgebend ijt die Zeit von 1436 
bis 1845. Das Ablöſungskapital wird bar oder in 
Wrundentlajtungsobligationen ausbezahlt oder in 
rund u. Boden. Lepteres fann gegen den Willen 
ded Verpflidteten nur erjolgen, wenn das Erträgnis 
des belajteten Gutes sur Deckung aller Laſten unzu— 
reichend ijt, das Bezugsrecht nicht blog eine Neben- 
nupung des belafteten Grundes, 3. B. Waldweide, 
betrijjt, jecner wenn der Verpflichtete mit den über— 
nommenen Zabhlungen ſäumig ijt, vorausgelept, dab 
durch Die Grundabtretung der übl. Hauptwirtſchafts⸗ 
betrieh deS Gutes nicht unerſetzlich gefährdet wird. 
— ,Die Ubtretung von Wald hat in der Regel 
nut ortſchafts⸗ oder gemeindeweije oder an die Ge— 
jamtheit der Beredtigten jtattzujinden.” Solche 
Waldungen werden wie die Gemeindewalder be— 
handelt (§ 21 Forjtgefes), d. h. fie diitjen ohne Be- 
willigung der polit. Behirden nicht geteilt werden. 
Leider wurde dieſe Beftimmung der fumulativen 
Ubtretung von Servitutsiwildern nicht gehirig ge 
handbabt, Wald vielfach individualiter abgetreten 
und dadurch dejjen ſchlechte Bewirtſchaftung, ja Zer— 
at angebabnt. 

IV. Einzelne F.: 1. Ujtitreu. Dieſelbe ijt 
unächſt in den Fällungsorten (Wbtriebs- u. Durch: 
focitungeidildigen, Plenterungen) zu gewinnen. Von 
gefällten Stämmen fann die ganze Veräſtelung, 
pon zur Fällung bejtimmten Stimmen diitjen nur 
die unteren zwei Dritteile der Aſte entnomumen 
werden. Die anderen Stämme in den Fällungs— 
orten diitjen gar nicht gefdimeitelt werden; von 
Stimnten augerhalb der Fällungsorte foll nur 
ein Dritteil der fidirferen YWite qenommen werden, 
die zwiſchen den jftarfen Aſten befindlicjen ſchwä— 
cheren Aſte Lebens zweige) müſſen ſtehen bleiben. 
Tannengipfel ſind keine Aſte EE. M. J. 19 XI 69, 
3. 16526). Das Schneiteln an Bäumen, welche 
nicht alsbald zur Fällung beſtimmt ſind, darf nur 
vom Monat Auguſt bis Ende März, mit Ausſchluß 
der ſtrengſten Winterszeit, und ohne Benutzung 
von Steigeiſen ſtattfinden. Wit A. E. 7VIII 55 
wurde das M. J. ermächtigt, in Fällen, in welchen 
tlimatiſche und landwirtſchaftl. Verhältniſſe dies be— 
gründet erſcheinen laſſen, die Bewilligung zur Ge— 
winnung von Aſtſtreu auch zu anderen Zeiten zu 
geſtatten. Gegen die Normen des Forſtgeſetzes 
verſtoßendes Taxſchnaiten ijt Forſtfrevel (j. dort). 
Schadenerſatzanſbrüche für unrechtmäßig geſammelte 
Aſtſtreu nach Beil. D sum Forſtgeſetze. 


Forſtrecht: E. Forſiberechtigungen. 


2. Bodenftreu darf nur mit hölzernen Re— 
djen gejammelt werden, ohne dak der Boden ver- 
wundet wird. Jn Durchforitungsfdligen hat dic 
Gewinnung der Bodenjtreu gang gu unterbleiben, 
ebenjo in Verjüngungsſchlägen, wenn dadurch dic 
Wiederangudt des Holzes gefährdet würde. Die 
Streugewinnung darf höchſtens jedes dritte Jabr 
auf derjelben Stelle wiederbolt und niemals gleich: 
gcitig auj Ujteu. Bodenjtreu ausgedehnt werden. Die 

upung junger Holgpflangen als Streumaterial 
ijt nach Ermeſſen des Beſitzers geitattet; Heide, Hei- 
delbeeren, Beſenpfriemen, Ginjter und andere derlei 
Gewächſe diirjen nur mit Schonung der dazwiſchen 
wachſenden —— * abgeſchnitten werden, 

3. Weiderecht. Durch dieſe Dienſtbarkeit wird 
dem Berechtigten die Befugnis eingeräumt, ſein 
Vieh auf dem dienenden Grundſtücke weiden, d. h. 
das Futter ſuchen zu laſſen. Sind Zweifel über 
Gattung u. Zahl des Treibviehes, die zur Weide 
beſtimmten Grundſtücke, Triftzeit u. Art des Gee 
nuſſes nicht gu löſen, fo ijt (nad 88 498—502 
a. b. G. B.) „der rubige 30jährige Beſitz ju fchiit= 
jen; ſollte jo lange Beſitzdauer nidt vorhanden 
jein, fo ijt aud) cin kürzerer rubiger Bejip au 
ſchützen. Verſagt dieſes Mittel, fo gelten folgende 
Grundſätze: Das Weiderecht erſtredt ſich auf jede 
Gattung von Zug-, Rind- u. Schaſpieh, nicht aber 
auf Schweine, Federvieh u. Ziegen. Unreines, un— 
geſundes u. fremdes Vieh iſt von der Weide aus— 
geſchloſſen. — Jit die Zahl des Treibviehes zwei— 
ſelhaft, ſo muß aus dem Auftriebe der erſten drei 
Jahre der Durchſchnitt genommen werden. Ver— 
ſagt auch dieſes Mittel, ſo muß zu einer billigen 
Schäßzung geſchritten werden und darf der Berech— 
tigte nicht mehr Vieh auftreiben, als er mit dem 
auf ſeinem Grundbeſitz erzeugten Futter durch— 
wintern kann. Säugevieh wird in die beſtimmte 
Anzahl nicht eingerechnet. 

In die zur Verjiingung beſtimmten Waldteile 
ESchonflächen, Hegeorte) darf Weidevieh nicht ein— 
getrieben werden, in die übrigen Waldesteile nur 
ſo viel Vieh, als daſelbſt die erſorderl. Nahrung 
findet. Bei Hochwaldbetrieb ſollen die Schonungsflä— 
chen mindeſtens 4/,, bei Mittel- u. Niederwaldbetrieb 
mindejtens 3/, der Fläche umfaijen (§ 9 Forſtge— 
ich). Nachdem dieje Norm durch das öffentl. Recht, 
das Forſtgeſetz, imperativ aujgeftellt ijt, fann der 
Weideberechtiqte ſich gegen Einlegung joldher Schon- 
flächen in das Weidegebict nicht auflehnen, fondern 
mug fic) cine durch Beadtung des Forſtgeſetzes 
entitehende Schmälerung jeines Weideredjtes gefal— 
fen laſſen (E. B. G11 11 81, Budwinsfi 1012). 

Die beſchränkenden Beftimmungen des Forijt- 
geſetzes bezüglich der Weidefervitut werden nidt 
nur auf die mit Servituten belajteten Waldungen 
angewendet, fondern aud) auf ſolche Waldungen, 
in welchen allen oder beitimmten Mitgliedern emer 
Wemeinde, Ortichajt oder Gemeinſchaſt Nutzungen 
der Holzung, Weide oder des Streubeguges zu— 
jtehen (B. A. M. 3 VII 73, 8. 6953; E. t G. 27 1L 
85, Budwinsti 2428), ja foqar auf fervitutsfreie 
Erivatwaldungen, in weldjen die Weide nur vom 
Waldbejiper ſelbſt ausgeübt wird (Kundmadung 
tüſtenl. Statth. 201X 74, 3. 11269). 


Forſtrecht: EH. Forjtberedjtigungen. F. Forſtſchutz. 


Unberechtigterweiſe eingetriebenes Vieh iſt „mit 
anpajjender Gewalt“ ju berjagen, hat dagjelbe Scha⸗ 
den angerichtet, jo fann der Waldbeſitzer oder deſſen 
Perjonal foviel Vieh pfänden, als zur Decung des 
etlittenen Schadens hinreicht. Rann die Pfändung 
von Siegen, Schajen, Schweinen u. Federvieh nidt 
erfolgen, fo fann dasſelbe erſchoſſen werden, dod 
ijt es an Ort u. Stelle zurückzulaſſen fiir ben Cigen- 
tümer desjelben. Der Waldbefiper hat fic) mit dem 
Viehbefiper binnen 8 Tagen entweder über den 
Schadeneriag gu einigen oder die Erſaßzklage bei 
Gericht angubringen. vt weder das eine noch das 
andere geſchehen, jo ijt das gepfinbdete Bieh zurück— 
zugeben, doch bleibt der Schadenerſatzanſpruch auj- 
recht; Riidgabe ijt aud) dann gu verlangen, wenn 
der Biehbejiper fiir den angeridteten Schaden an- 
dere Sicherjtellung leijtet. Rann Vieh nur durd 
Gintrieb in einen Wald vor drohender Gefahr ge— 
ſchützt werden, fo ijt ext der angerichtete Schade 
zu vergiiten, dod) der Cintrieb nicht jtrafbar, ſonſt 
bildet er einen jForjtirevel (f. dort) (§§ 63—66 
Forſtgeſetz“. Für die Bemeſſung des Schaden- 
etiages gilt die Beil. D gum Forſtgeſetze — der 
Waldſchadentarif, welcher fiir jedes Stück unbered- 
tigterweiſe eingetriebenen Biehes den Einheitsſatz 
von Holzmaſſe normiert, welder gu vergiiten ift. 

V.Statiſtiſches. Sm J.1895 waren 2,141.u05tha 
Wald mit Servituten und jervitutsihnl. Gemein- 
ſchaftsrechten belajtet (iiber 22% der Waldfläche); 
von den Staatswaldungen waren belajtet 500.807 ha 
(48°5%), Gemeindewaldungen 702.011 ha (iiber 
50%), endlid) von Brivatiwalbungen 946.161 ha 
(13%). Die Belajtung in den Provingen ijt ſehr 
veridhieden. Die hichiten iffern der Fläche nach 
weijen auf die Staatsforjte in Steierm. (iiber 62 % ), 
£. O. (iiber 71°6% ), Kärnten (iiber 73%), Salgb. 
(93°3%), Tirol und Borarlb. (iiber 90%); Wee 
meindewilder in Tirol und Borarlb. (faft 53%), 
Küſtenl. (über 63%), Kärnten (iiber 78%), Salgb. 
(897%) und Dalm. (jajt 100%). — Am J. 1882 
wurde die Belajtung der Staats: u. Fondsforſte fol- 
gendermagen geſchätzt: Belajtung mit Holzbezügen 
393.817 fL, mit Streubegiigen 29.222 fl. mit Weide- 
tedjten 405.859 fl., mit fonjtigen Bodenbenugungs- 
rechten 11.226 fl. Sieht man den Wert der Gegen— 
leijtung per 6284 fil. ab, fo verbleibt eine Netto- 
belajtung per 833.840 jl, i. e. per Aa Staatsforſt 
eine — mit 1°292 fl. per ha Fondsforſte 
O°052 FL 


F. Jorſtſchuß. 

I. Adgemeines. — II. Waldbrände. — IIL. Inſelten · 
ſchäden. — 1V. Wilddachverbauung. — V. Organe: 1, Polit. 
Forſtperſonal. 2. F.-Organe. 

I. Allgemeines. Unter Polizei im modernen 
Sinne fann man die Wejamtheit jener Beranjtal- 
tungen verjtehen, durch weldje verhindert werden 
joll, daß bejtehende Gefahren au wirfl. Schädigun— 
gen augatten. Demnad) rechnen wir zur Forſt— 
poligei alle jene gefepl. Vorſchriften und tatſächl. 
Cinridtungen, durch welche vom Walde Gefahren 
u. Schäden ferngehalten werden follen. Jn diefem 
weitejten Sinne gehören aud) jene Beftimmungen 
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des Forſtgeſetzes, weldje die Rodung von behördl. 
Bewilligung abhängig machen, die Aufforſtung von 
Kahlſchlägen erzwingen, Waldverwiijtung bintanhal- 
ten wollen, ferner die Bejtimmungen iiber die Schug- 
u. Banniwaldungen zur Forſtpolizei (ſ. hieriiber 
die Art. ,,Forjtredt A., B. u. G.“). Alle pflegl. Be— 
jtimmungen de8 Forſtgeſetzes haben indireft aud 
den Swed, Gefabren u. Schiidigungen, die dem 
Walde drohen, ju befeitigen. Es gibt aber aud 
cine Reihe von Normen, welche diefen Bwed in une 
mittelbarer, ja ausſchließl. Weiſe verjolgen; dieſe 
nennen wir forftpoliseilich im e. S. und beſchränken 
uns im folgenden auf dieſe. 

II. Waldbrinde. Cin Waldbrand fann als 


»Brandlequng” unter das Str. G. fallen ($$ 166 
big 170 Str, G.) und fallt dann nicht unter die 


Normen des Forſtgeſetzes. Wenn aber das Str. G. 
nicht anwendbar ijt, aber durch Außerachtlaſſung 
der nötigen Vorſicht bei Anmachung von Feuer 
im Walde ein Brand entſteht, ſo iſt der Täter 
zum Erſatz des angerichteten Schadens verpflichtet 
und verwirkt cine Geldſtrafe von 10—80 K, even⸗ 
tuell Arreſt von 1—8 Tagen. 

Bu den priiventiven Maßregeln in diefer Rich- 
tung gebiren auch die aus älterer Beit datierenz 
den Normen iiber das Verbot von Sonnwend- 
u. dgl. Feuern 3. B. durch B. 27 VII 1752, 23 1 
1754, 17 VI 1757, 25 VII 1785, 25 VII 1787 und 
für Salgb. 3 VITI 1782 ynd 2 VIII 1793. Ferner 
wurden in Mähren, O. O., Steierm. und Salgb. 
liber dag fog. WUbbrennen der Sehliige Normen ere 
lajien (Mähren, Statthaltereierlah 4 V 56, 8. 3849; 
7 VIL 57 sub 8. 5388 ſaſt gleichlautend allen polit. 
Behörden intimiert, fiir O. ©. und Salgb. die 
Statth. B. 8 VI 60, L. 12; Rirtulare der Statt- 
halterei in Steierm. 25 IV 54, 8. 3780). Qn Kärn— 
ten ijt durch G. 1 111 85, L. 13, in Steierm. durch 
G. 28 VII 98, L. 14 ex 1899, da8 Abbrennen des 
Krummholzes verboten. — Entgegen der mehriad 
verbreiteten Unjicht, dak das fog. Abbrennen der 
Schläge unterſagt ijt, muß betont werden, dah die- 
felbe nad) den hier jitierten behördl. Borichrijten 
nicht richtiq ijt, da dieſes Abbrennen vielmehr 
erſt dann jtrafbar wird, wenn es Anlaß gu ciner 
Waldbeſchädigung gegeben hat. Strafen wie oben. 
Sn Salab. ift durch) die Salgburger Waldordnung 
23 XII 1755 ($$ 14, 15 u. 36) „das Reutens u. 
Nachbrennen ohne joritamtlice und: obrigfeitl. Er— 
faubni8, dann das Feueranmachen durd) Hirten 
in den Waldungen jtreng unterjagt’; dieje Be— 
jtimmung ijt auc) heute nod) giiltig. Wit Aus— 
nahme von Salgb. iſt das Wbbrennen der Schläge 
weder verboten nod) einer behördl. Bewwilliqung 
bediiritig, doc) bildet Das gefabrbringende, unvor- 
jichtige Ubbrennen, durch weiches Waldbriinde vers 
urjacht werden finnen, in allen Ländern Gegen- 
jtand der behirdl. Qntervention; in Mähren, O. 0. 
und Steierm., neben Salzb., finnen die polit. Be- 
hörden das WUbbrennen unterjagen, obwohl fie nicht 
vetlangen finnen, dak jedes Abbrennen ihnen zur 
Bewilliqung angeseigt werde. (Naheres mein Wet. 
»Ubbrennen der Schlaͤge“, Dombrowskis Allg. Engy- 
flopidie der gejamten Forſt- u. Jagdwiſſenſchaft, 
Wien, M. Perles, 1886, Bd. 1, pag. 9.) 
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Forſtrecht: F. Forſtſchutz. 





Die übrigen Normen des Forſtgeſetzes über 
Waldbrände bezwecken die Unterdrückung des aus— 
gebrochenen Brandes und die tunlichſte Verhinde— 
rung der Weiterverbreitung desſelben. Hieher ge— 
hören folgende Vorſchriften: Wer ein verlaſſenes 
Feuer im Walde findet, iſt zur tunlichſten Lö— 
ſchung desſelben verpflichtet. Wer einen Waldbrand 
bemerkt, iſt verpflichtet, davon den Bewohnern der 
nächſten Behauſung in der Richtung, wohin ihn 
ſein Weg führt, Kenntnis zu geben; dieſe haben 
dem nächſten Gemeindevorſtande und dem Wald— 
beſitzer oder deſſen Perſonal entſprechende Mit— 
teilung zu machen. Unterlaſſung der Anzeige wird 
—* mit 10—-30 K ober Arreſt von 1—3 Taz 
gen. Sur Löſchung eines Waldbrandes finnen die 
umliegenden Ortſchaften aujgeboten werden, und 
miifjen die Wujfgebotenen, mit den nötigen Gerät— 
fchaften ausgeriijtet, am Brandorte erideinen. Säu—⸗ 
mige Ortsvorjtiinde werden mit 10—100 K bee 
ftraft, widerjpenjtige Ortsbewobhner mit 10—30 K 
bezw. Urrejt von 1—3 Tagen. Beſchädigungen 
fremden Grundeigentumes durd) dic Löſchanſtalten 
find von demjenigen zu erſetzen, pu deſſen Gunjten 
die Löſchung unternommen wurde, ausgenommen 
ein Beſchädigter ſelbſt würde durch die Löſchanſtalten 
vor größerem Schaden bewahrt. 

Eine ſpezifiſche Art von Waldbrand iſt die 
durch Funkenflug der Eiſenbahnen verurſachte. 
Nad) § 1305 a. b. G. B. hat derjenige, welcher 
von ſeinem Rechte innerhalb der rechtl. Schranken 
Gebrauch macht, den für einen anderen daraus 
entſpringenden Schaden nicht zu verantworten. Hie- 
nach hätte die Eiſenbahngeſellſchaft einen durch 
Funkenſprühen verurſachten Brandſchaden nur dann 
u verantworten, wenn ihr ein Verſchulden z. B. 

adurch nachgewieſen werden könnte, daß die Loko— 
motiven feine entſprechenden Funkenfänger trugen. 
Dieſe Meinung vertritt z. B. Randa, »Sigentums- 
tedt” pag. 112 ff. und die &. D. G. H. 30 XIL 59, 
Glafer-Unger 948; letztere erflirt, day „das Aus— 
fpritgen der Funfen aus dem Schorniteine der 
Lofomotive mit dem Eijenbahnbetriebe untrennbar 
verbunden ijt’ und demnach bei cinem dadurch 
hervorgerujenen Waldbrande cin zu vertretendes 
Verſchulden der Bahngeſellſchaft nicht vorliege. Die 
neuere Literatur hieriiber, insbeſ. Pfaff, Unger 
und Mages, vertritt den entgeqengelepten Stand- 
punft, anerfennt in gewijien Fallen aud) dann 
Schadenerjagpflict, wenn der Berechtigte innerhalb 
der geſetzl. Schranken von feinem Rechte Gebrauch 
gemacht hat, und rechnet insbeſ. Waldbrand, ver: 
urjacht durch Funkenflug aus Lofomotiven, hieher. 
Das Cijenbahnfonjeffionsqefep (MW. E€. SIX 54, B. 
H. MW. 14 1X 54, R. 238) verpflichtet die Cifen- 
bahngeſellſchaften, ſolche Vorfehrungen zu treffen, 
daß die angrenzenden Grundſtücke u. Gebäude we— 
der durch den Bau der Bahn noch in der Folge 
Schaden leiden und verpflichtet die Geſellſchaften, 
für derlei Beſchädigungen zu haften. Durch E. 
30 XLSI (Glaſer-Unger 8568) hat ſich auch der O. G. 
H. auf dieſen Standpunkt geſtellt und die Erſatz— 
pflicht der Eiſenbahngeſellſchaft anerkannt, ſoweit 
nicht den Waldbeſitzer ſelbſt ein Verſchulden trifft. 
(Näheres mein Art. „Eiſenbahnen“ in Dombrows— 


fig Allg. Enzyklopäädie der geſamten Forſt- u. 
Seabee , Wien, M. Perles, 1888, Bd. III, 
ag. 212 ff.) 
v Jn den J. 1891—1895 famen 3007 Wald- 
briinde gur amtl. Kenntnis. Bei etwa der Hiilfte 
derjelben ijt die Urſache unbefannt, bei 1210 der— 
felben Unvorſichtigkeit, bet 181 Biswilligfeit, bet 
118 Funkenſprühen der Lofomotive und bei 26 
Blitzſchlag die Urjade. Von den Brinden exgriffen 
waren 7814-4 ha und verbrannte Hol; im beiläufi— 
gen Werte von 809.404 K. Die meiſten Brande 
waren in Tirol und Vorarlb. (702), Böhmen (7-42), 
Kärnten (263), Steierm. (245), N. O. (225), Krain 
(162), Küſtenl. {153} Wal.(128), Mahren (113) uſw. 

ILL. Inſektenſchäden. Wenn cin Waldeigen- 

tiimer oder deffen ‘Berfonal das Auftreten von 
Inſekten in feinem Walde bemerft und gu befürch— 
ten fteht, dak aud) nadjbarl. Waldungen von die- 
fem Ubel ergriffen werden, fo ijt fofort Anzeige 
an die polit. Behörde gu erſtatten; Verſäumnis 
wird mit 10-100 K bejtraft. Hier ijt deutlich der 
aud) von ung fefjtgebaltene Grundſatz, wie wir ifn 
3. B. auch unter ,,Forjtredht A.” entwickeln, ange- 
nomimen, daß die Verwaltung unbedingt einzu— 
teijen bat, wenn der — durch cine Hand- 
ung oder Unterlaſſung nicht nur ſich, fondern 
Dritte ſchädigt und dieſe Beſchädigten fic) ſelbſt 
nicht ſchützen können oder zur Abwehr dieſes von 
außen fommenden Schadens unnötige Unjtrengun- 
gen machen müſſen. 

Die polit. Behörde hat ſoſort die nötigen 
Schutzmaßregeln mit dem Waldbefiger oder dejjen 
Perjonal eventucll mit Sachverftiindigen zu beraten 
und unverzüglich anguordnen. ene deigen⸗ 
tümer, deren Walder durch die Inſekten in Geſahr 
kommen können, ſind zur Beihilfe verpflichtet und 
haben die Koſten nach Maßgabe der geſchützten 
Waldflächen zu tragen; die Anordnungen der polit. 
Behörde, welche gu Zwangsmaßregeln befugt ijt, 
ſind unbedingt zu befolgen. — Das A. M. hat 
mit der ———— —— Forſtgeſ 
3 VII 73, 3. 6953, insbeſ. darauf hingewieſen, da 
„kränkl. Baume, Windfille, Bruch- u. Lagerhölzer 


ing my aufgearbeitet, foldje Stämme, in denen 
ſich Der Borkenkäfer befindet, ſchleunigſt abgerindet 


und die Rinden unter gehöriger Vorſicht verbrannt 
werden, daf im Safte geichlagene Nadelholzſtämme 
qang oder jtreijeniweije entrindet und alsbald auf- 
gearbeitet, das Reifig aufgehadt, die Zimmerſpäne, 
mit der Rinde nad unten gefehrt, jufammenges 
ſchlichtet und ſchleunigſt aus dem Walde geſchafft 
werden, daß ferner der Fang und die Vertilgung 
der von Inſekten ſich nährenden Vogelgattungen 
hintangehalten und die zum —— erſelben er⸗ 
laſſenen G. ſtreng gehandhabt werden”. 

IV. Wildbachverbauung. Das G. 30 VI 84, 
MR. 117, ,,betrefiend Vorkehrungen zur unſchädl. 
Wbleitung von Gebirgswäſſern“ bezeichnet als 
“aebeit eld (Perimeter, Verbauungsgebiet)“ das 
Wildbachgerinne ſelbſt und jene —“ des 
Sammelbeckens, deren Bodenzuſtand eine Vorſorge 
in Abſicht anf die Anſammlung oder den Abfluß 
des Waſſers erheiſcht. Dic Behörde ijt durd) das 
(4. mit den weiteſtgehenden Befugniſſen ausgeſtattet 
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und kann in dem Arbeitsfelde alle jene Vorkeh— 
rungen durchführen, Einſchränkungen in der Be— 
——— desſelben, ja gänzliche oder teilweiſe 
Siſtierung derſelben anordnen, welche ihr zur Bän— 
digung des Wildwaſſers nötig erſcheinen. Eigen— 
tümer ſowie ſonſtige Berechtigte haben, wenn eine 
ſolche ——— endgültig erlaſſen wurde, nicht 
das Recht des Widerſpruches, ſondern nur den An— 
ſpruch auf entſprechende Entſchädigung. Die zu 
etwaigen Bauten im Arbeitsſelde oder in deſſen 
Nachbarſchaft vorhandenen Materialien müſſen der 
Unternehmung gegen Erſatz der hiemit „etwa ver— 
bundenen Nachteile“ überlaſſen und ebenſo die Be— 
nutzung von Grundſtücken zur Zufuhr, Lagerung, 
Auſarbeitung der Materialien geſtattet werden. 
Nachdem derartige Materialien ſehr baufig einen 
Berfehrawert u. Kaufpreis nicht haben, fo iſt auch 
nicht ein folder gugebilligt, fondern der Erjap des 
Schadens, der weet die Entnahme folden Mate— 
tiales dem Beſitzer gugeht und der febr oft ein 
minimaler fein wird trop des hohen Wertes, den 
das an Ort u. Stelle befindl. Material fiir die 
Unternehmung bat. — Grundparjellen können ent- 
eignet werden, wenn ,,beqriindete Zweifel“ beitehen, 
dak ihr Befiger dieſelben auf die Dauner nidt in 
dem fiir die Unternehmung notivendigen Sujtande 
erhalten werde, — cine Bejtimmung, welche weit 
tiber die ſonſt bei —— geſorderten Vor⸗ 
ausſetzungen hinausgeht. Wud) Nutzungsrechte 
britter Perſonen, insbeſ. alſo Dienſtbarkeiten, können 
ng oder teilweiſe enteignet werden, wenn durch 
eten Belajjung der für die Bändigung des Wild- 
wafiers nötige Sujtand eines Grundſtückes „nicht 
oder nur unter befonderen, ſchwer zu überwachenden 
Vorſichten vereinbar erſcheint“. Wenn miglich, fo 
foll der Nutzungsberechtigte anderswo cine dem 
bisher ausgeitbten Rechte analoge Beredtigung 
in natura eingeriumt erhalten. Bei Enteignungen 
ijt auf den Wert des enteiqneten Grundſtückes oder 
Rechtes fowie auf die Wertverminderung Rüchſicht 
u nehmen, weldjen das guriidbleibende Grundſtück 
2. die vordem nutzungsberechtigte Realität er- 
leidet. —- Jeder Grundbejiger innerhalb des Ar— 
beitsjelde3 muß die Vornahme aller entſprechend 
erſcheinenden Borfehrungen auf ſeinem Grundſtücke 
geſtatten gegen Entſchädigung des dadurch etwa ent 
ſtehenden dauernden Entganges am Reinertrage oder 
einer fiir den Berechtigten weſentl. Rutzung. Bei 
Einſchränkung von Waldnutzung wird fiir dic Ent- 
ſchädigungsfrage erwogen werden müſſen, ob die bis- 
berigen Nutzungen auy die Dauer ohne Schädigung 
der Erhaltung der Waldſubſtanz möglich waren. 
Wenn ein Grundjtiid, welded der Cigentiimer nad 
dem G. aufzuforſten verpflichtet ijt, durch die Unter- 
nehmung aujgeforitet wird, fo müſſen bei der Ent- 
— dieſe Koſten in Abzug gebracht werden. 
Als Unternehmer kann der Staat, ein Land, 
Bezirk, eine Gemeinde, eine oder mehrere Einzel— 
perſonen auftreten. Auf Grund des vorzulegenden 
Generalprojektes entſcheidet der Ackerbauminiſter, 
ob das Unternehmen öffentlich nützlich iſt und ob 
der Generalplan entſprechend ijt. Wenn dieſe Prü— 
fung zugunſten des Unternehmens ausgefallen ijt, 
jo wird das etiva ergänzte Projekt in den meiſt— 
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beteiligten Gemeinden mindeftens 30 Tage bindurd 
aufgelegt, von Fachmännern erldutert und in einer 
fommijjionellen Berhandlung allen Intereſſenten 
erirtert; bei diefer Beſprechung find auc) die Ent- 
ſchädigungsfragen, wenn möglich einverſtändlich, zu 
löſen. Die E. fällt dann die polit. Landesbehörde, 
Refurs an das A. M. Wer mit der zugebilligten 
Entſchädigung nicht gufrieden ijt, fann binnen 
30 Tagen gerichtl. Spruch über diejelbe verlangen. 
Beſchädigungen von Anlagen im Arbeitsfelde fowie 
Nichtbeachtung der —— behördl. Anordnun⸗ 
en werden mit Geldſtrafen von 10—400 K ober 
rreſt bis 40 Tagen bejtraft; die Geldſtrafen und 
etwa verfallene Brodufte werden zur Erbhaltung der 
Wildbachverbauungsanlagen verwendet. An Stelle 
der polit. Candesbehirde finnen Landes- u. Lofal- 
fommifjionen treten, denen die &. (mit Ausnahme 
von Strajerfenntnijien) jowie die Borbereitung von 
Wildbachverbauungsunternehmungen zuſtehen. — 
Pas vorlieqende G. ijt priventiv im eminenten 
Sinne des Wortes von großer praftijcher Bedeu- 
tung, gebt aber zugleich an die duperite als que 
lajfiq gu bezeichnende Grenge bezüglich des Ein— 
qreifens in die Eigentumsſphäre Ne eingelnen. 

Wildbachverbauungen finnen auc aus dem 
ftaatl. Meliorationsjonds (G. 30 VI 84, R. 116) 
unterftiigpt werden, wenn die Unternefmung aus 
Landesmitteln gefiihrt und die Wdjagenten höchſtens 
30% des veranſchlagten Erfordernijies gu dem— 
felben beijutragen haben oder wenn cin Bezirk, 
eine Gemeinde oder eine Waſſergenoſſenſchaft das 
Unternehmen führt und das Land eine Unter— 
ftiipung gewährt, welche bei Waſſerſchutz mindeſtens 
30% des Erjordernifies, bei Hebung der Ertrags- 
fiibigfeit der Grundjtiide mindejtens 20% betragt 
oder in einem höchſtens mit 4% verzinsl. Landes— 
darlehen von mindeftens 30% des veranjchlagten 
Erjorderniffes bejteht. — Wenn eine Unternehmung 
aus dem ſtaatl. Meliorationsfonds unterſtützt wird, 
jo ijt der Unternehmer (nad) &. 31 V 89, R. 96) 
i über Berlangen der Regierung bei der 
Ausſührung des Unternehmens auch Strajlinge gu 
verivenden. 

Nach Ertl. des A. M. 28 VII 88, 8. 10395, 
find bei Wildbachverbauungen beſchäftigte Beamte, 
wenn ibnen ein die nad) dem U. B. G. auftehende 
Rente erreichender oder überſteigender Penſions— 
anſpruch zuſteht, gegen Unfälle nicht zu verſichern, 
ebenjo die verwendeten Sträflinge; Beamte, welche 
einen ſolchen Penſionsanſpruch nicht beſitzen, ſowie 
die verwendeten Arbeiter u. Praktilanten müſſen 
verſichert werden. 

V. Organe. 1. Polit. Forjtperfonal. Die 
Motwendigkeit, die Beftimmungen des Forſtgeſetzes, 
welches den ftaatl. Organen weitgehende, u. E. zu 
weitgehende Einflußnahme auf die private Forſtwirt⸗ 
ſchaft iibertrug (f. „Forſtrecht A.”), tatſächlich durch- 
zuführen, veranlaßte die Schajfung von Organen, 
denen diefe Mufgabe iibertragen wurde. Wan be- 
gann in den Sieh igerjahren mit der Syftemifierung 
von — xipetiores, deren jetzt 14 be— 
ftehen. Zugleich erließ das A. W., dem die Hand— 
habung des Forſtgeſetzes und ſelbſtverſtändlich in 
letztet Inſtanz auch die Landesforſtinſpektoren 
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unterjtehen, am 3 VII 73, 8. 6953, eine B., in 
welder detaillierte Borjchrijten iiber die Hand- 
habung des Forſtgeſetzes, Bornahme der ſorſtl. 
Durchforidung des Landes und Anlegung des 
Waldfatajters als Richtſchnur fiir die Forjtinjpef- 
toren und die Behirden tiberh. niedergelegt wurden. 

Die Forjtinfpeftoren find bei den polit. Lan— 
desftellen erponiert und haben die Durchfiibrung 
des Forjtgelepes, Wabhrnehmung der forjtl. Suz 
jtiinde im Lande, Untriige u. Gutachten ſorſtl. Natur 
fu ibter Aufgabe und als forſttechniſcher Beirat 
et polit. Landesbehörde gu fungieren. Ferner hat 
der Forſtinſpeltor die Schubiwaldungen (fj. dort) 
und die Bannwälder (j. dort) gu eruieren und gu 
überwachen, endlich nad) Tunlichfeit die sort: 
bejiper, insbeſ. auch die Gemeinden gu fulturfreundl. 
Behandlung der Waldungen anzuregen. Yu dieſem 
Behufe finnen die FKorjtinipeftoren mit allen Be— 
hirden, Bereinen u. Brivatperjonen unmittelbar 
verfehren, haben aber eine Exefutive nicht, indem 
Aufträge an Waldbefiger nicht von den Forſtinſpek— 
toren direft erfolgen finnen, fondern an die vor— 
geſetzte polit. Landesbehörde der entipredjende An— 
trag zu jtellen ijt und von dieſer Behörde, wenn 
fie Den Yntrag fiir zweckentſprechend Halt, der Auf— 
trag erteilt wird. Bei Geſahr im Verzuge ijt der 
Forſtinſpektor gu fofortigen Verfügungen gegen 
Pingeige an die Behirde und Nachweis der Dring- 
lichfeit ermächtigt. 

Bald jtellte fich aber heraus, daß die Landes— 
jorjtinipeftoren den großen, ihnen zugewieſenen 
Aufgaben wegen Mangel an Hilfskräften nicht ge- 
wachſen feien und man entſchloß jich, forittedmiidqes 
Perjonal auch den polit. Behörden erfter Inſtanz 
zuzuweiſen. Durch BW. des A. M. im Einvernehmen 
mit M. J. 27 VII 83, R. 137, wurde „orſttech— 
niſches Perſonal der polit. Verwaltung“ geſchaffen 
mit der YUuigabe, die polit. Behörden in den ihnen 
durd) das Forſtgeſetz übertragenen Wujqaben zu 
unterſtützen butch fachl. Beirat, durch Beobachtung 
der forſtl. ares und Anzeige der wahrgenom— 
menen Melepwidrigfeiten, Belehrung der Wald- 
bejiger und deren Anxegung gu fulturireund!, Maß— 
nahmen, Wirtidajtsfiihrung in Waldungen, wenn 
deren Ubertragung von den Waldbefipern auf andere 
Ferfonen geſetzlich beqriindet ijt. Diefes Perjonal 
beſteht aus Forſttechnikern u. Schugorganen, weiter 
aué jtaatl. Forſttechnikern, welche zugleich der polit. 
Verwaltung zur Dienjtleijtung zugewieſen find, 
endlich aus Brivatforittecnifern, welche dieſes Amt 
alg Ehrenamt gegen eidesſtättiges Gelöbnis über— 
nehmen. Aus finangiellen Rückſichten ijt diejes 
polit. Forſtperſonal, dejjen Bejtand fiir die Durch— 
fiibrung u. Handhabung des Forjtgejebes in Ojterr. 
ſehr notwendig ijt, bei weitem nidt zahlreich genug. 
Neben den 14 Forjtinfpeftoren beftehen 131 Forſt— 
tecjnifer (bei einemt Beftande von 328 Bezirks— 
hauptmannſchaften, davon in Tirol und Borarlb. 
allein 49) und 81 Forjtwarte. — Jn Dalm., dem 
Küſtenl., in Tirol und Borarlb. bejtehen Forſt— 
lommiſſäre, ferner in den leptgenannten Ländern 
Forſtadjunkten fiir die Bewirtſchaftung der unauf- 
getetiten Wemeindewiilder. Näheres hieriiber mein 
Art. „Behörden“ in Dombrowsfis Enzyklopädie 
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der geſamten Forſt- u. Jagdwiſſenſchaft, Bd. J, 
pag. 502 ff.) 

Sur jelbjtindigen Wirtſchaftsführung größerer 
Waldungen find (E. BV. G. 5 X 78, Budwinsfi 326) 
nur ſolche Forſtwirte befiihigt, welde die vorge- 
ſchriebene Staatepriifung beftanden haben. — Durd 
E. 16 III 72, 3. 6266, hat das A. M. feſtgeſtellt, 
daß die Beftellung bejonderer F.-Organe nur dort 
verlangt werden fann, wo der Ertrag der Wal— 
dungen den Aufwand fiir die Organe ** 

Für Kärnten wurde (firnt. R. 30 XI 85, 
L. 28) bejtimmt, dah zur Aufſtellung eines jelb- 
jtiindigen Wirtſchaftsführers Bejiger von Waldun— 

en im Ausmaße von 1500 ha verpjlicjtet jind, 

r Krain bei 1200 ha Fläche, dagu fiir je 500 ha 
ein Aufſichtsorgan (B. L. R. 9X 74, L. 30), fiir 
Mähren fiir mindejtens 1000 Qoch; ob fiir Wal- 
dungen von 500—1000 Sod) ein Wirtſchaftsführer 
au bejtellen ijt, hat die Bezirkshauptmannſchaft 
nad) den örtl. Verhältniſſen gu beurteilen, fiir je 
200—-600 Joch ein Schuporgan (Erl. Statthalterei 
28X 73, L. 69). 

2. Forftid@uporgane. Nad) § 52 Forſtgeſetz 
ijt „dem Forjtverwaltungsperjonale ein angemejje- 
nes Schutz⸗ u. Muffichtsperional nad) Makgabe des 
landesiibl. Sebrauches beizugeben“. Am Zweifel 
hat die polit. Landesſtelle gu entideiden, ob und 
wie viele Schutzorgane aufzuftellen find. Das vom 
Staate oder einer Wemeinde aufzuſtellende Ber- 
jonal ijt jedenfalls gu beeiden, das private Schup- 
berjonal dann, wenn es den Charafter ciner öffentl. 
Zivilwache erhalten joll. Ein beeideter Schumann 
hat das Recht, im Dienjte die übl. Waffen Schieß— 
u. Seitengewehr) ohne Wafjenpak au tragen und 
fann fic) derfelben im alle gerechter Notwehr be- 
dienen. Einmengungen Dritter in Dienfteshand- 
lungen, Belcidiqungen des Schugmannes, Wider- 
feplichfeit qegen defien Unordnungen werden quali- 
fiziert bejtrajt (S$ 68—72, 81, 312 u. 313 Str. G.). 
Die unter — —— auf den Dienſteid abgegebene 
—— des F.Mannes macht vollen — 
Gegenbeweis 5 Das beeidete Schutzperſonal 
hat jeden außerhalb der öffentl. Wege im Forſte 
Betretenen, wenn deſſen Aufenthalt im Walde zu 
Bedenken Anlaß gibt, aus dem Forſte hinauszu— 
weiſen. Wird jemand in einem Forſte außerhalb 
det öffentl. Wege mit Werkzeugen oder Gerätſchaf⸗ 
ten betreten, welche gewöhnlich zur Gewinnung 
oder Bringung von Forjtproduften verwendet wer- 
den, fo find ihm dieje Werkzeuge u. Gerätſchaften, 
wenn er deren Beſitz nicht rechtfertigen fann, ab- 
junehmen und dem Ortsarmenfonds zuzuweiſen. 
twa vorgefundene, Verdacht erwedende ———— 
dukte können mit Beſchlag belegt werden. Pidndung 
anderer Gegenſtände ijt nicht geſtattet (E. O. G. H. 
14 XII 85, 3. 10041, Sammlung Nr. 862). Beim 
revel auf der Tat betretene oder des Frevels ver- 
dächtige unbefannte Berfonen find ſeſtzunehmen, 
auf dem Frevel betretene befannte Perſonen aber 
nut dann, wenn fie fich Dem Foritperjonale widers 
ſetzten, es beſchimpften oder fich an ibm vergrifjen, 
jerner wenn fie feinen jeſten Wohnſitz haben oder 
ſehr bedeutende Frevel veriibten. Die feſtgenomme— 
nen Berjonen find ohne Verzug der fompetenten 
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Behörde zu übergeben. Entflieht der auf friſcher 
Tat Ertappte, ſo kann er auch außer den Forſten 
verfolgt und kann das von ihm entwendete Forjt- 
produft mit Beſchlag belegt werden. 

Damit das Schutzperſonal als ſolches erkannt 
werden fann, hat es im Dienſte das vorgeſchriebene 
Dienjtfleid gu tragen oder wenigſtens durch bffent- 
lic) befanntgemadte Ropibededung oder Armbinde 
ſich fenntlid) gu machen. Wenn ein F.« Mann im 
Dienjte die Dienftfleidung oder die Ubgeichen nicht 
triigt, jo ijt er tropdem als Wade zu betrachten 
und miijien feine ——— beſolgt werden, 
weil durch das G. 16 VI 72, R. 84, die 88 52—54 
Forſtgeſetz nicht auigehoben ſind, fiir die Eigen— 
ſchaft des Schutzmannes nur die erfolgte Beſtellung 
u. —— maßgebend ſind und das Tragen 
der Dienſtesa — nur das Erkennen vermitteln 
ſoll. Solange daher der Schutz der Forſtwirtſchaft 
(und der Jagd) durch ſpezielle Landesgeſetze nicht 
geregelt ijt, bleiben die Beſtimmungen des Forſt— 
geſeßes aufrecht und gelten fonad Pit die F. Or⸗ 
gane die Beſtimmungen des G. 16 VI 72, R. 84, 
nicht (anerfannt durch E. O. G. H. 5X 89, 3. 7032, 
Sammlung Nr. 1269, und 1 VI 83, 3. 4593, 
Sammlung 556) im Wegenjage gum Feldſchutz (f. 
dort). 

Streitiq ijt die Frage, ob ein F.- Mann fiir 
fic) allein eine Hausdurchjuchung vornehmen fann. 
Nach dem G. 27 X 62, R. 88, ijt Hausdurchſuchung 
in vier Fallen gejtattet: a) über richterl. Befehl; 
b) obne ſolchen Bejehl aber gum Hwee der Straj- 
rechtspflege, wenn Gefahr im Verzuge, durch Sicher- 
heitsbehörden angeordnet; c) durch Sicherheitsbe- 
hörden aus eigener Machtvollfommenheit angcord- 
net, beim Eintritte der erwähnten ſtrengeren Vor— 
ausſetzungen, endlich d) gum Siwede der polizei— 
lichen u. ————— Auſſicht in den geſetzlich nor— 
mierten Fällen. Fall a ijt fiir uns unwichtig, 
Fall b ecinfah. Wenn cin F.-Mann WUnjeichen 
einer ftrajbaren Handlung entdedt hat und er be- 
fiirdjtet, dak ein richterl. Befehl zur Vornahme der 
—— —— zu ſpät käme, ſo wird er eine 
Anordnung des Gemeindevorſtehers einholen. Hie— 
bei braucht (nach Erk. R. G. 17 VII 78, 3. 140) 
dieſe Gefahr nur wahrſcheinlich gemacht zu werden. 
Schwieriger iſt der Fall sub c, nämlich Haus— 
durchſuchung durch einen Gendarmen oder F.— 
Mann ohne Auftrag des Gemeindevorſtehers. Da 
fann dieſelbe nur dann vollzogen werden, wenn 
ein richterl. Vorjiibrungs- oder Haftbefehl erlajjen 
iit, ber Frevler auf friſcher Tat ertappt oder im 
Bejige von Gegenſtänden betreten wurde, welche 
auf Beriibung einer ftrafbaren Handlung hinweijen, 
oder wenn eine Perſon verjolgt wird (dyrentl. Nach— 
eile) oder bet der Verfolqung einer Perſon dicielbe 
einer ſtrafbaren Handlung laut geziehen wird öf— 
fentl. Ruf: „Haltet den Dieb!“). Schwierig ſteht 
die Frage, wenn es ſich nicht um eine ſtraſbare 
Handlung, fondern um eine nad) dem Forſigeſetz 
zu abndende Unregelmapigteit (Forſtfrevel, ſ. dort) 
handelt, weil eben der Frevel im Gegenſatze zur 
itrafbaren Handlung jteht und daher die Normen 
des HausredtSgejepes direfte Anwendung nicht 
finden. Diefes G. fpridht immer von Strafgerichts— 

Ofterr. Stactowsrterbuch 2. Anfl., 2. Bd. 


pfleqge und wenn aud) die Bejtrajung der Forſt— 
frevel jur Handhabung des Strafrechtes gehört, fo 
wird diefelbe nicht Durch die Gerichte, jondern durch 
die polit. Behirden durchgeführt und ijt daher nicht 
eigentl. Strajgerichtspflege. Trogdem qlauben wit, 
unter Berujung auf den Ertl. des F. Wi. 511 63, 
8. 4760 (F. M. B. BL 7), und das G. 16 VI 72, 
R. S4, daß cin Frevler, welcher jlieht, in ſeinem 
Hauſe fejtgenommien und dort aud) vom F.-Vianne 
eine Hausdurchſuchung vorgenontmen werden fann, 
ebenfo wenn jemand eines Frevels dringend ver: 
dächtig ijt, Der Beweis aber nur durch Hausdurch— 
ſuchung — werden fonnte, — immer vor— 
ausgeſetzt, daß ein richterlicher oder wenigſtens 
ſicherheitspolizeil. Auftrag zu ſpät käme ſ. über 
die sub 2 erdrterten Fragen meine Art. „Forſt⸗ 
ſchutz“ u. „Hausrecht“ in Dombrowskis Enzyklo⸗ 
pädie Bd. IV, S. 105 ff. und 591 ff.. 

Ende 1895 fungierten 1785 Forſtwirte mit 
abgelegter Staatspriijung (felbjtindige Wirtſchafts— 
fithver), 5673 fiir den unterqeordneten Verwaltungs- 
dienjt gepriifte Forjtorqane und 23.431 fiir den — 
Dienſt beeidete, nicht geprüfte Organe. Die Normen 
über die Prüfung „für das F< und techniſche Hilfs— 
perjonal” enthält die V. A. M. ST 1903, MR. 30. 


G. Jorſtfrevel. 
I. Begriff. — II. Behörden u. Verfahren. — ILL. Statiſtit. 


I. Begrif. » Diejenigen Verlegungen der Sicher- 
heit des Waldeigentumes, auf welche das Str. G. 
feine Uniwendung findet, find, falls fie ohne Bue 
jtimmung des Waldeigentiimers oder deſſen Stell- 
vertreters oder den feſtgeſetzten Bedingungen ent- 
gegen ausgeiibt werden, als F. anzuſehen und zu 
beſtrafen“ ($$ 59 u. 60 Forſtgeſetz). Da unfer Sorte 
geſetz die F. ſpeziell aufzähli, jo bat fic), insbeſ. 
furze Zeit nad) dem Erſcheinen desſelben, das Miß— 
verſtändnis verbreitet, es ſeien die im 8 GO Forſt⸗ 
geſeß aufgezählten Handlungen immer als F. zu 
zehandeln ſowie durch die mangelhafte Textierung 
des § 18 Forſtgeſeß die Weinung hervorgeruſen 
wurde, dak Ubertretungen der Eingeſorſteten eben- 
jalls immer al8 F. zu betrachten feien (7. über 
diefen letzten Bunlt den Art. „Forſtrecht E.“). Die 
Unrichtigkeit diejer Anſicht ergibt fic) aus der ge— 
nauen Seadytung des Gefepestertes, indem hienach 
nur jene Unregelmäßigleiten als F. anzuſehen find, 
„auf welche das Str. G. feine Anwendung findet”. 
Alle jene Unregelmäßigkeiten aljo, auf welche das 
Str. G. past, find ftrafbare Handlungen und wer- 
den durch dic Strafgerichte behandelt. Die F. hin— 
gegen find die Leichtejten Unregelmapigteiten, auf 
welche das Str. G. feine Anwendung mehr findet, 
weldje aber aus Wriinden einer rationellen Wald: 
pflege nicht ungeahndet bleiben finnen; dieſelben 
umjafien daber zumeiſt Handlungen mit einem ful 
turfeindl. Charafter. 

Da mit Mitefficht auf Al. 6 8 GO Forſtgeſetz, 
welcher „die unberechtiqte Gewinnung von Pro— 
dutten jeder Art ...“ als F, bezeichnet, unberech— 
tigte Entnahme von Streu, UÜberſchreitung des zu— 
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gebilligten Streubeguges ufw. als F. behandelt ! 
wurde, bat da J. Wi. durch cine unterm 6 XI 54, 
8. 20350, an die Weneralprofuratur in Brag er— 
lajjene Belehrung auf dag Irrtümliche dieſer Un- 
ficht und insbeſ. darauf bingewiejen, dak ein F. 
nur dann vorliegt, wenn das Str. G. keine An— 
wendung findet. Ju den oberwihnten Fallen liegt 
ſchlechthin Diebjtabl an Streu vor, nicht aber F. 
So ijt 5. B. das Anhaden u. Anbohren von 
Bäumen nur dann F., wenn es nicht alS boshajte 
Beſchädigung fremden Cigentuntes zu bejtrajen ijt 
uſw. (7. bieriiber aud) den Art. „Feldſchutz“). 

IL. Beborden u. Verfahren. Die polit. Be- 
hörden find zur Amtshandlung über die F. kom— 
petent. Ereignen ſich in einem Gebiete F. in tie 
ßerer Babl, fo haben die Behirden nad) den Ure 
jadjen 3u jorjden und entfpredjende Vorfehrungen | 
ju _treffen. Inſtanzenzug wie bei anderen Erfennts | 
niſſen der polit. Behirde; oberjte Inſtanz in Straf— 
angelegenbeiten W. J. im Einvernehmen mit dem 
YW. WM. Aufrufung des V. G. in F.-Sachen ijt 
ausgefdlojien, weil nad) § 48 G. 22X75, R. 36 
ex 1576, Polizeiſtrafſachen der Mognition des V. G. 
entzogen jind. Diefer Werichtshof hat auc in meh— 
reren Fällen beſchloſſen, F-Sachen (intlujive Scha- 
denerjagertenntnis) als Polizcijtrajjace a limine 
abzuweiſen (Beſchluß 5 VIL 80, 8. 1304, 20 IX 80, 
3. 1810, ufw.); dasfelbe gilt felbjtverjtindlid) aud 
bezüglich der Feldfrevel. 

Strafe ijt je nad) Milderungs- u. Erſchwe— 
tungsgriinden entiveder cin bloßer Verweis oder 
Arreſt von 1—40 Tagen bezw. Geld von 10—100 K. 
Nur phyſiſche Perfonen finnen F. ſchuldig erfannt 
werden; mehreren Frevlern fann die Geldſtrafe 
nicht ſolidariſch aujerleqt werden. Verjährung ijt 
pon Amts wegen gu beritdjictiqgen, wenn der Tater 
binnen ſechs Wonaten vom Tage des begangenen 
revels nicht in Unterfuchung gesogen wurde (E. 
M. 3. 3V 55, R. 84). 

LO. Statijtif. Nad amtl. Mitteilungen famen 
in den J. 1891 bi8 einſchließlich 1895 an Ubertre- 
tungen des Forſtgeſetzes aur polit. Verhandlung: 
68.154, 65.608, 83.641, 93.669, 84,155; bievon 
wurden an die Strajgeridte abgetreten: 3577, 3661, 
4023, 3455, 3573. An Geldftrafen wurden aufer= 
legt: 97.500, 100,018, 76.598, 94.122, 86.688 K; 
an Arreſt 30.413, 31.260, 35.029, 38.909, 32.707 
Tage und an Schadenerſatzbeträgen zuerkannt (im 
polit. Verfahren) 130.586, 129,220, 134.910, 142.138, 
121.344 K. . Marchet. 


Forſtwirtſchaftl. Nebengewerbe 
ſ. Land- und forſtwirtſchaftl. Nebengewerbe“. 


Forſtwirtſchaftl. Unterrichtsweſen 
ſ. Land- und forſtwirtſchaftl. Unterrichtsweſen“. 


Forſtrecht: G. Forſtfrevel. — Fw. Nebengewerbe. 


Fw. Unterrichtsweſen. — Frauenjtudiun. 


Frauenſtudium. 


[. Gochſchulſtudium. — IT. Maturitétspriifungen, — 
TIL. Madhengumnafien. — IV. Mädchenlhyzeen. 


Für das F. in Ojterr. fommen in erjter 
Linie die geſetzl. Bejtimmungen über da8 Hoch— 
idulftudium von Frauen in Betracht; als cine 
gang weſentl. Ergänzung biegu muß aber auch 
die Regelung u. Cinridjtung von Maturitats- 
priffungen zum Befuch der Univerjitit) fiir Frauen 
herangesogen werden, ferner die Mädchengymnaſien 
und jeit der Neuorganijation vom J. 1900 die 
Mädchenlyzeen, da dicjelben hiedurd) diveft dem 
F. dienjtbar gemacht wurden. 

I. Hochſchulſtudium. Den erjten Schritt auf 
dem Wege jum Hochſchulſtudium oder Frauen 
bildet die V. des K. U. M. 6V 78, B. 5385, durch 
welche die Bulajfung von Frauen zu Univerſitäts— 
vorlejungen „nur gang ausnahmsweiſe“ und nur 
bei ,bejonderen, im eingelnen Falle gu wiirdigenden 
Umſtänden“, aber immerhin geitattet wurde. Man 
dachte einerfeits an die Abhaltung eigener, aus- 
ſchließlich für Frauen bejtimmter Vorlejungen, wozu 
aber jedesmal die Genehmiqung des KR. U. M. 
eingubolen wire; anderfeits war die Zulaſſung 
von Frauen ju den regelmifigen Vorlefungen 
an die Zuſtimmung der betreffenden Fakultät und 
des Dojenten gebunden. Der Senat erbielt das 
Recht, jedergzeit Frauen vom Bejuche der Vor— 
lejungen auszuſchließen. 

ocd) galten die Frauen weder als ordentliche 
nod) als außerordentl. Hbrerinnen, fondern durjten 
nur al8 „Hoſpitantinnen“ betrachtet werden, die 
eben nur zu eingelnen Vorleſungen zugelaſſen jind. 
Much durjte fein amtl. Dofument tiber die Zulaſſung 
gu den Borlejungen und aud feine amtl. Beſiäti— 
gung des Beſuches derjelben ausgefolgt werden. 

Dies der höchſt beſcheidene Unjang. An engſtem 
Bujammenhange damit jteht der Erk. des M. U. M. 
211X 78, 8. 15551, betreffend die Zulaſſung ju 
einer Art von WMaturititspriifung, woriiber unter 
Il. berichtet wird. 

in nächſter Schritt erjolate erjt durch die B. 
des K. U. M. 19 TIT 96, R. 45, worin die Noſtrifi— 
fation der von Frauen im Wuslande erworbenen 
mediziniſchen Doftordiplome, allerdings unter 
iemlich jtrengen Bedingungen, geftattet wurde. 
* nicht zu derkennendem Parallelismus erfolgt 
in demſelben Jahre die prinzipielle Regelung der 
Maturitätsprüfungen fiir Frauen (f. IL). 

Das J. 1897 brachte durd) die B. des K. U. M. 
23111 97, R84, die Zulaſſung von Frauen als 
ordentlide oder augferordentl Hörerinnen 
an den philofophifden Fakultäten der k. k. 
Univerjititen unter analogen Bedingungen wie 
fiir Hirer. Hiebei fonnte fich diefe B. (§ 2c) bereits 
auf die im Borjahre (f. oben) geregelte Abhaltung 
von Reifeprüfungen berufen. 

Im § 6 diefer BW. wurden die ordentl. Hörerin— 
nen unter denielben Bedingungen wie Hörer ju 
den philoiophijden bat! Sd be zugelaſſen. 
Endlich wurde ſchon in diefer B.($ 9) eine Prüfungs⸗ 
vorſchrift für das Lehramt an höheren Töchter— 
ſchulen in Ausſicht geſtellt. 


Frauenſtudium. 
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Sm J. 1900 endlich wurden Frauen jum | fiir italieniſche Kandidatinnen, das deutſche Staats— 
Studium der Medizin und der Pharmazie gymnaſium in Prag-Kleinſeite fiir deutſche, das 
zugelaſſen. Die B. des S. U. M. SIX 1900, R. 149, | akademiſche Gymnaſium in Prag für tſchechiſche 
regelt das mediziniſche Studium der Frauen Kandidatinnen, das I. deutſche Staatsgymnaſium 
analog dem der Hörer; dod) finnen fie nur als in Briinn fiir deutſche, das tſchechiſche Staats— 
ordentlidje, nicht als auperordentl. Hirerinnen ine | gymnaſium in Briinn fiir tſchechiſche Randidatinnen, 


jtribiert jein; fie haben das Recht, fic) das Doktor— 


das Staatéqumnajium in Troppau, das IL. Staats- 


dDiplom zu evwerben. Ferner wird durd) die V. gunnaſium in Lemberg fiir deutide, das Staats— 


deS M. J. und des K. U. M. SIX 1900, R. 150, 
die Zulaſſung dex Frauen jum pharmazeutiſchen 
Beruje ausgeiproden u. geregelt. 

Erſt cine B. des K. U. M. IST 1902, 
3. 12683, gejtattet die Inſtription von Frauen als 
auferordentl. Hörerinnen der Medizin, wenn fie 
1. das Quinquennium bereits abjolviert oder bereits 
den inliindijden Doftorqrad erworben haben, oder 
2. wenn fie im Auslande ein nicht nojtrifigiertes 
Doftordiplom etlangt haben. 

Mie anderen können nur al Hojpitantinnen 
im Sinne der oben angeführten B. vom J. 1878 
jugelajjen werden. 

IL. Maturitatspriifungen. Wie ſchon oben 
angedeutet, erjolgte die Sulafiung von Frauen 
u den Maturitatspriifungen in annähernd den— 
—* Etappen wie die zum Hochſchulſtudium. Wud) 
hier brachte das J. 1878 in der V. des K. U. M. 
2LIX, 3. 15551, die Zulaſſung zu dieſer Prüfung, 
jedoch nicht zur Erreichung ihres normalen Zweckes 
— die — fiir das akademiſche Studium zu 
erproben — ſondern nur, um „den Beſitz der bei 
einer Maturitätsprüfung auszuweiſenden Kennt— 
nifie —A Infolgedeſſen mußte aber auch 


auj den Zeugniſſen die Schlußklauſel, „daß Exami— 
nand ſeine Reije... dargetan habe“, weggelaſſen 


und lediglich angemerkt werden, „daß Examinandin 
jenen Anjorderungen genügt habe, welche bei der 
Maturititspriifung an die männl. Jugend gejtellt 
werden”. Auch war das Zeugnis nit als „Ma— 
turitãätsprüfungszeugnis“, fondern lediglich als 
Beue zu bezeichnen. 
ieſes recht vorſichtig u. unvorgreiflich ſtiliſierte 
Zugeſtändnis wurde erſt im J. 1896 erweitert, 
alg die Abhaltung von Maturititspriijungen fiir 
Frauen in aller Form jugeftanden u. geregelt 
wurde. Die betreffende V. des K. U. M. 9 LI 96, 
§. 1966, organijierte die Maturitätsprüfung fiir 
anbdidatinnen möglichſt analog wie die der Kandi— 
daten. Nur find Dispenjen von der miindl. Prü— 
fung verboten. Den Vorſitz hat jedergeit ein Landes— 
ſchulinſpektor fiir Mittelſchulen zu fiihren. 

Auf dem Zeugniſſe hat die Bemerkung über 
die Reife zum Beſuche einer Univerſität wegzu— 
bleiben, doch heißen die Zeugniſſe bereits Maturi— 
tãts zeugniſſe und find nach dem fiir Gymnaſien 
vorgeſchriebenen Formulare abzuſaſſen. Sur Vor— 
nahme der Maturitätsprüfungen fiir Frauen werden 
bejtimmt: Das k.k. alademiſche Gymnaſium in Wien, 
das Staatsquinnajium in Ling, das Staatsqnm- 
najium in Salsburg, das Staatsqymnafium in 
Innsbruck fiir deutiche, das in Trient fiir ita- 
lieniſche Randidatinnen, das I. Staatsqyimnafium 
in Gray, die Staatsqumnafien in Rlagenfurt u. 
Laibad), das Staatsgymnajium in Trieft fiir 
deutide, das Staatsqumnafium in Capo d'Iſtria 


quinnajium St. Anna in Krakau und das Franz— 
Sofef-Bymnafium in Lemberg fiir polnijdhe, das 
afademijde Gymnaſium in Lemberg fiir rutheniſche 
RKandidatinnen, das Staatsgymnaſium in Czerno— 
wif fiir deutſche und endlich in Dalm. das Staats— 
gumnaſium in Zara fiir italienifde, das Staats- 
gymnaſium in Spalato fiir jerbo-froatijdhe Kan— 
didatinnen. 
Im J. 1901 endlid) wurde durch die V. des 
K. U. M. 28 IV, B. 9834, ausgefprocien, daß auf 
den Zeugniſſen auch die früher verbotene Klauſel 
„reif gum Beſuche der Univerſität“ — beizu— 
ſetzen ſei, doch mit dem Zuſatze „ſoweit dieſer nach 
den beſtehenden Vorſchriften den Frauen geſtattet 
ijt”. Bei Kandidatinnen, welche dic öſterr. Staats- 
bürgerſchaft nicht nachweiſen finnen, bleibt die 
frühere Bejtimmung in Kraft, nad welcher die Bee 
metrfung iiber die Reife gum Bejuche einer Uni— 
verfitit megulafjen ijt. 

LIL. Mädcheugymnaſien. Mädchengymnaſien 
ſind bis jetzt in Oſterr. nur von Privaten errichtet 
worden; auch ijt feiner der beſtehenden Anſtalten 
bisher das Offentlichteitsrecht bezw. das Recht, Maz 
turitatspriijungen abzuhalten, verlieben worden. Es 
bejtehen dermalen folgende Schulen dieſer Art: 

1. Die private gumnajiale Mädchenſchule in 
Wien, geqriindet 1802 vom Verein fiir erweiterte 
Frauenbildung. Die Unjtalt umfakt 7 Klaſſen, von 
denen 3 das Unter-, 4 das Obergymnaſium bilden. 
Vorbedingung zur Aufnahme ijt das zuriidgelegte 
— und die abjolvierte 2. Bürgerſchul⸗ 

aſſe. 

2. Die älteſte derartige Anſtalt, das Privat⸗ 
mädchengymnaſium mit ſſchechiſcher Unterrichts— 
iprache in Brag, gegründet 1890, erhalten vom 
Verein Minerva’. Seit 1902/03 ijt die Wnitalt 
ein normales Sflajfiges Gymnaſium, von welchem 
dermalen die 1., 3., 6. u. 8. Klaſſe aftiviert find. 
Es genießt cine Landesjubvention von 2000 K 
jährlich. 

3. Eine Privatmädchenmittelſchule in Krakau 
mit polniſcher Unterrichtsſprache, gegründet 1890, 
erhalten von einem Verein für höhere Frauenbil— 
dung. Die Anſtalt beſteht aus einer Vorbereitungs— 
klaſſe und aus 4 höheren Klaſſen, die der 5. bis 
8. Klaſſe eines Gymnaſiums entiprecen. 

4. u. 5. Zwei Privatmädchenmittelſchulen mit 
polniſcher Unterridtsfprache in Lemberg mit je 
2 Borbereitungsflajien und 4 dem Oberqunnajium 
entiprechenden Klaſſen, beide gegriindet 1898, In— 
haberinnen Sophie Strjalfowsfa und Qofefine 
Woldblatt-Rammerling. 

6. Ein Privatmaddengumnajfium mit polni- 
icher Unterrichtsiprade in Lemberg mit 8 Klaſſen; 
1902 von einem $rivatvereine errichtet; 1902/03 
beſteht die 1. Klaſſe. 
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IV. Mädchenlyzeen. Die Mädchenlyzeen, aus 
privater Snitiative entitanden, haben erjt durch die 
gciepl Regelung ihrer Organifation, die im J. 1900 
erjolgte, eine ganz weſentl. Bedeutung fiir das F. 
erlangt, da fie nunmehr nicht bloß freier alla. Aus— 
bildung, jondern aud) beruflich-prattiſcher Rorbit- 
dung dienſtbar gemadt find und anderſeits dad Lehr- 
amt an den Lygeen den Frauen als eine ihnen gang 
bejonders adiiquate Berujsitellung erifinet wurde. 

Wie bereits erwähnt, hat die BV. des K. UL M. 
23 111 97, R. 84, eine Prüfungsvorſchrift für das 
Lehramt an höheren Töchterſchulen in Ausſicht qe 
ftellt. Sn demfelben Jahre wurde mit Erl. K. U. 
WM. 2V1V, 8. 16206, die Lehramtspriifung fiir 
Freihandzeichnen an Mittelſchulen den Frauen jue 
giinglid) gemacht. Die V. gewährt einige Erleidte- 
Tungen betreffend die Projeftionslehre, jdyraintt aber 
naturgemäß die Lehrbefiihigung auf höhere Tichter- 
ſchulen u. Mädchenmittelſchulen ein. 

Das J. 1900 brachte dann die volle ſtaatl. 
Regelung der Mädchenlyzeen: Proviſoriſches Sta- 
tut, Lebrplan u. — ——— fiir das Lehr⸗ 
amt an Mädchenlyzeen (V. BL. des K. U. M. 1900, 
S. 543 ff., Erl. 11 XI, 8. 34551). 

Als wejentlich feien folgende Bejtimmungen 
herausgegrijien: ($ 1.) Swed dev Mädchenlyzeen 
ijt: 1. mit beionderer Berückſichtigung der moder- 
nen Spraden und ihrer Literatur eine hihere, der 
weibl. Cigenart entiprechende allg. Bildung au ge- 
währen, als die Bolfs- u. Bürgerſchule zu bielen 
vermag; 2. hiedurch zugleich fiir berufl. Ausbil— 
dung vorzubereiten. 

(S 2.) Die vollſtändigen Mädchenlyzeen be— 
ſtehen in der Regel aus 6 Klaſſen. — (8 10.) Zur 
Aufnahme in dic erſte Klaſſe ijt das vollendete 
oder nod) in demielben Ralenderjahre yur Bolle 
endung gelangende 10, Lebensjahr erforderlich, außer⸗ 
dem das Bejtehen einer Aufnahmsprüfung analog 
wie bet Symnafien u. Realfchulen. 


(S 15.) Bum Swede der Crreichung bejtimm: | Brag u. Czernowitz. 


ter Berechtigungen werden Reifepriijungen einge- 
führt, mit deren Vornahme befondere Kommiſſionen 
betraut werden, Deren Zuſammenſetzung tit ähn— 
lich Der fiir Gymnaſien u. Realichulen verlangten. 
Die nähere Regelung der Reijepriiiung erfolqte im 
J. 1901 durd V. K. U. M. SX, B. 27915. 
Sur Abhaltung diefer Brijjung jind jene Mädchen— 
Ingeen berechtigt, die Das Offentlichkeitsrecht beſitzen 
und denen das Recht gur Abhaltung ausdrüclich 
vom Winijter verliehen worden ijt. Die Prüfung 
foll ermitteln, „ob die Ubiturientin jene fachliche 
und zugleich alla. Ausbildung erlangt bat, welche 
dem Lehrziel der 6klaſſigen Mädchenlyzeen ent- 
ipricdt’. Die Durchjiihrung der Prüfung entipricht 


in ihren Cingelnbeiten den Beſtimmungen fiir Gym: | 


najien u. Realſchulen. 


Frauenſtudium. — Freiheit. — Freilager. 


Der Lehrplan umfaßt als obligate Lehrgegen— 
ſtände: Religion, deutſche Sprache (Unterridts- 
ſprache), Franzöſiſch, Englijch, Geographic, Ge— 
ſchichte, Arithmetik, Naturgeſchichte, Naturlehre, 
Freihandzeichnen und geometriſche Anſchauungs— 
lehre, Schönſchreiben. Freie Gegenſtände ſind zu— 
nächſt: Geſang, Turnen, weibl. Handarbeiten u. 
Stenographie. 

Die Prüſungsvorſchrift für das Lehramt an 
Mädchenlyzeen eßt feſt Art. I, daß die Examina— 
toren für das Lehramt an Mädchenlyzeen eine 
ſelbſtändige Abteilung der Prüfungskommiſſion fiir 
bas Lehramt an Gymnaſien u. Realſchulen bilden 
mit dem Vorſitzenden der letzteren. Um zur Prü— 
fung zugelaſſen zu werden, ijt erforderlich (Art. IT) 
a) der Nachweis des vollendeten 22. Lebensjahres, 
b) bas Zeugnis der Reije von ciner Wittelidule, 
einer Lehrerinnenbilbungsanjtalt oder einem Mäd— 
chenlyzeum, c) der Nachweis, dak die Kandidatin 
6 Semejter an einer Univerfitit und bievon wenig— 
jten8 5 Semejter in der philofophifchen Fakultät ale 
ordentliche oder außerordentl. Hörerin jrudiert habe. 

Auch hat diefelbe Vorlefungen fiber Padagogif 
und iiber ihre Unterrichtsſprache auszuweiſen 

Gruppen der Priifungsgegenitinde find fol- 
gende: a) Eine der modernen Spraden in BVerbine 
dung mit Deutſch, b) Geographie u. Geſchichte, 
c) Mathematif, Naturgeichichte u. Naturlehre,d | Fret- 
handzeichnen und geometriſches Seinen. 

Die Form der Priifung ijt analog der Lehr- 
amtspriifung fiir Gymnaſien u. Realſchulen, ebenſo 
die Bejtimmungen über das Probejahr. 

Von den bejtehenden Mädchenlyzeen haben bes 
teits 17 den Normallehrplan von 1900 eingeführt, 
5 Unjtalten haben das Recht der Reijepriifung er— 
langt, u. 3m. wie daS Handbuch des hiberen 
Unterrichtsweſens in Ojterr. vom J. 1903 anfiihrt, 
das Mädchenlyzeum des ,, Wiener Frauen-Erwerb— 
Vereines“ und die Mädchenlyzeen von Graz, Triejt, 


Martina. 


Freiheit 
ſJ. „Perſönl. Freiheit“. 


Freilager. 


I. Beariff, Swed u. Entwiclung. — MW. Die F. nach 
den öſterr. Joll- ü. Steuervorſchriften. 


J. Begriff, Zwech u. Entwidlung. F. (in 


auslaundiſchen G. aud) [Freie] Niederlagen, öffentl. 
(§ 17.) Die Befähigung zum ſpeziellen Lehr: | 


Miederlagen oder Entrephts genannt) find (unter 


amt an Mädchenlyzeen wird durch cine Prüfung amtl. Aufſicht ftehende) Raume, welche aur Auf— 
ermittelt, mit deren Whhaltung ecigene vom Mi- bewabhrung zoll- oder verbrauchsſteuerpflichtiger 
nijter fiir Kultus u. Unterricht beſtellte Prüfungs- Waren unter dem Bande der auf ihnen lajtenden 
fommiffionen betraut werden (i. unten). Abgabe bis gu dem Yeitpuntte dienen, in weldem 
28.) Die Mädchenlyzeen gehören in die über ihre weitere Bejtimmung — d. i. Verjollung 
Kategorie der WMittelichulen und unterjtehen den | bezw. Verjteuerung fiir den Konſum in dem be— 
Inſpeltoren fiir Mittelſchulen. treffenden Zoll⸗ oder Verbrauchsſteuergebiete, even⸗ 


Freilager. 


tuell Weiterverſendung innerhalb dieſes Gebietes 
behufs Hinterlegung in einem anderen F. endlich 
Ausfuhr aus diefem Gebiete — jeitens des hiezu 
Beredhtigten Verfügungen getroffen werden. 

Im allg. haben die F. den Zwech, den Handel 
mit den betrefienden Waren zu erleictern, im be- 
jonderen die Aufgabe, die Wbgabeentridjtung dem 
Reitpunfte des tatſächl. Verbrauches mibglichit nabe 
zu rücken. Diefer Funftion entipredend find die 
F., U. zw. in den verſchiedenſten Formen, feit jeher 
ein unentbebri. Requijit ciner den Bedürfniſſen ded 
Berfehres Rechnung tragenden Sollverwaltung. Jn 
Ojterr. war es fdjon nad) den im vorigen Jahrh. 
qeltenden Zollvorſchriften gejtattet, unvergollte 
Waren in den Amtsräumen bis zur weiteren 
Verfügung iiber diefelben gegen Zahlung eines 
Niederlagsgeldes (Lagerjinfes) zu Hinterlegen. Dieſe 
Seftattung hat ſich bis heute erhalten, indem nad 
§ 228 der Sollordnung vom J. 1835 die einem 
jollverjahren unterliegenden Gegenſtände in amtl. 
Niederlagen (Wmtsraiumen) aujbewahrt und nad 
$ 235 dieſes G. dajelbjt zur Cinfubrverjollung, 
zur Verjendung in eine andere Niederlage oder 
zur Ausfuhr in das Ausland erklärt werden finnen. 
Jn dieſem Sinne haben die zollamtl. Niederlagen 
int früherer Zeit die Funktion der F. erfüllt; im 
iibrigen mug, mindejtens ſoweit die inländiſche 
Geſeßgebung in Betradjt fommt, daran feſtgehalten 
werden, daß fid) dic F. von den zollamtl. Nieder— 
lagen begrifflich dadurch unterſcheiden, dab fie zwar 
unter amtl. Aufſicht ſtehende Räume, nicht aber 
Amtsraume find. 

Für die Verwaltung der Verbrauchsſteuern 
erlangen die F. erſt Dann Bedeutung, wenn u. ine 
joweit ſich dieſe Steuern gu reinen Monjume Fabri— 
fat-) Steuern mit hohen Steuerfiifen herausbilden. 

IL. Die F. nad den ojterr. Zoll- u. Stener- 
vorſchriften. Die F. können zunachſt in private 
und in öffentliche eingeteilt werden. Dieſe Unter— 
ſcheidung ijt eine Konſequenz des G.9 V 89, R. 64, 
nad) weldem von den öffentl. Lagerhiujern und 
alé Bejtandteile derfelben öffentl. F. erridtet werden 
fonnen (j. Art. „Lagerhäuſer“. Qn fteuerrecht!. Bee 
ziehung beftehen zwiſchen den Brivat- und den 
bffentl. F. feine weſentl. Unteridiede. 

Ein weiterer, finangredtlich ungleich wichtigerer 
Cinteilungsqrund ergibt fic) aus der Verſchiedenheit 
det Abgaben, welche auf den in den Freilagern einge— 
fagerten Waren haiten. Hienach find zu unterideiden: 

1. F. (private u. öffentliche fiir die Hinter= 
lequng ausländiſcher unverzollter Waren. Die 
geſetzl. Grundlage fiir diefe Art von F. bildet im 
allg. der § 253 der Zollordnung vom J. 1835. Re- 
fondete Vorſchriften (Minijterialverordnung 23 VI 
1, R. 78) gelten fiir die Errichtung von ¥rivate 
magaginen in Trieſt. Dieſe find entweder 
a) Verſchlußmagazine, in welchen unverzollte, aus- 
ländiſche Waren aller Art unter amtl. Mitſperre 
gehalten werden, oder b) Rontierungsmagajine, in 
welden nur gewiſſe Gattungen folder Waren, je- 
dod) ohne dak eine amtl. Miiſperre gefordert würde, 
Hinterlegt werden können. 

2. (Private u. bffentliche) F. fiir die Aufbe— 
wahrung a) von der Konſumſteuer (G. 20 VI 88, 
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R. 95) unterliegendem Branntwein, b) von der 
Verbrauchsſteuer (G. 10 V1 88, R. 97) unter- 
liegendem Zucker. 

3. (Offentliche) F. in den fiir bie Verzehrungs— 
jteuereinhebung geſchloſſenen Städten, beitimmt, 
der(Linien-) Verzehrungsiteuer unterlieqende Waren 
bis zur Verfteuerung oder bis zur Wiederausjuhr 
aus det Stadt aufzunehmen. Beſondere Vorſchriften 
bejtehen iiberdies auf Grund der G. 10 V 90, R. 78, 
und 23 VI 91, R. 79, fiir die Ervichtung von 
Weinfreilagern in Wien u. Trieſt. 

4. Privatmagagine F.) fiir die Cinlagerung 
von dem dazio consumo unterlieqenden Waren 
in Dalm. 

Cin Gegenjtiid zu den bisher erwähnten Urten 
von F. bilden die im Freiqebiete beim neuen Hajen 
in Trieft bejtehenden Hollgebietsniederlagen 
(öffentl. F. im Sinne des obenerwähnten G. 9 V 
80). Dieſelben haben den Zweck, aus dem Zoll— 
ee ausgefiihrte Waren unter Wahrung ihrer 

ationalitit folange aufzubewahren, bis fie in den 
freien Berfehr gejest oder ins Zollgebiet zurück— 
geführt werden. 

Bestia der fiir die cingelnen Arten von F. 

geltenden Borjdriften muß hier auf die betreffenden 
Spejialartitel insbeſ. „Branntweinſteuer“, „Ver— 
ehrungsſteuer“, „Zuckerſteuer““) verwieſen werden. 
Folgende Grundſätze finden jedoch regelmäßig 
auf alle F. Anwendung: 1. Die Bewilligung zur 
Errichtung von F. wird nur vertrauenswürdigen 
Perſonen und nur dann erteilt, wenn ein beſtimmter 
jährl. Umſatz in den einzulagernden Waren zu er— 
warten ſteht. 2. Der Transport von Waren aus 
demfelben unterliegt, infofern im letzteren Falle 
nicht unmittelbar die Verzollung (BVeriteuerung) 
Plag greijt, den Beſtimmungen iiber ben Transport 
unverjollter, audslindijcher Waren (ſog. Anweis— 
verjabren). 3. Die in den F. vb fiihrenden Auf— 
ſchreibungen haben über den jeweiligen buchmäßigen 
Lagerbejtand Auſſchluß gu geben. (Ane begw. Wb- 
idjreibung der eins u. austretenden Waren.) 4. Dij— 
jerengen zwiſchen Iſt- u. Sollbejtand werden durch 
amtl. Borratserhebungen fonjtatiert. 

Bejondere, fiir die cingelnen Arten von F. 
verſchiedene Vorſchriften regeln ferner die Kom— 
petenz zur Exteilung der Bewilligung, die Moda— 
litäten der Uberwachung durch Amtsorgane und 
die im Intereſſe der Gefällsſicherheit zu treffenden 
fonjtigen Borfehrungen (namentlich die fiir eingelne 
Arten von F. vorgeſchriebene amtl. Mitfperre an 
den Lagerräumen), den Erſatz der Uberwachungs- 
fojten, dic Veijtung ciner Sicheritellung fiir die auf 
den Borriiten hajtende Abgabe, die Behandlung 
pon Uberfchiifien u. Abgängen, welche, fic) bei Vor— 
ratgerhebungen ergeben haben uf. Uberbdies find 
nod) die Bejtimmungen der im einzelnen Falle 
erteilten Bewilligung mafgebend. 


xiteratur. 


Art. „ollverwaltung und Verwaltung der 
indirekten Steuern“ bei Stengel. Carmine. 





Freiwillige 
ſ. Heerweſen“. 


Friedensrichteramt (polizeiliches). 


L. Bei den k. k. Volizeibehörden. — II. Bei den Ges 
meinden (Gemeindevermittlungsdmtern). 


I. Bei den k. k. Polizeibehörden. Schon das 
Hifad. 161 01, 9. G. S. 516, verordnete, dah 
ein von der Bolizeidirettion, in fo weit felbe ver- 
mig ihrer Berjajjung ein au Erzielung der Ver— 
gleiche bemachtigtes u. qeeiqnetes obrigfeitl. Amt ijt, 
Stande gefommener, und von derielben beur— 
undeter Vergleich allerdings als ein gerichtl. Ver— 
Teich gu achten, mithin bierauj die gerichtl. Exe— 
ution nicht zu verjagen fei (Rropatichef, Franz I, 
1801, XV, 27). Ahnlich das H7d. 8 VI 16, J. G. 
S. 1255, und 8 VI 32, 3. G. S. 2567. Nach dem 
§ 26 der Allerhöchſt qenehmigten Grundgiige fiir den 
Wirfungstreis der Polizeibehörden kommt diejen 
awar fein Richteramt in Streitigfeiten zwiſchen 
Yarteien zu, doch) haben dicielben, wenn Rartcien 
gut Schlichtung ihrer Streitiqfeiten an jie ſich wen— 


en, die friedensrichterl. Funktion au iiben und dem | 


Vertrauen der Barteien durch einen ſchiedsrichterl. 
Spruch mit der durch die Gerichtsordnung bezeich— 
neten Wirfung entgegen zu fommen (VB. des M. J. 
10 XII 50, fundgemacht fiir N. O. durch V. der 
n.zb. Statthalterei 911 51, §. 424 Pr. L. 39). Dah 
den bei der Polizeibehörde abgeſchloſſenen Verglei- 
chen die gerichtl. Exekution zu erteilen ijt, wurde 
mit der 
welcher auch die Berufung geſchieht auf das kaiſ. 
P. 28 VI 50, R. 254, womit beſtimmt worden iſt, 
daß die Exekution über ein richterl. Erkenntnis 
oder einen gerichtl. Vergleich in Zukunft nur dann 
erteilt werden finne, wenn demielben vorher die 
Vollſtreckungsklauſel beigeſetzt worden ijt. Auch die 
neue Erefutionsordnung 27 V 96, R. 79, § lad 15 
anerfennt die Exequierbarfeit jolcher Vergleiche. 
Bei den Gemeinden (Wemeindevermitt- 
lungsämtern). Uber die Erjordernifje der Erefu- 
tionsfibigfeit der von Vertrauensmiinnern aus der 
Gemeinde abgeſchloſſenen BVergleidje und über die 
von deniclben zu entricdtenden Gebithren wurde 
das G. 21 1X 69, R. 150, erlaſſen, welches unter 
Bezugnahme auf den Art. V, Siffer 11, des G. 
STI 62, R. 18, diesbezügl. Anordnungen trifft. 
Dienad werden aus Vertrauensmännern der 
Wemeinde Vermittlungsimter qebildet, von denen 
zwiſchen ftreitenden Yarteien iiber dem Betrage 
nad) bejtinunte Geldforderungen von höchſtens 300 F 
oder über bewegl. Sachen, bezüglich welcher die Par— 
teien erklären, fiir dieſelben einen die Summe von 
300 fl. nicht überſteigenden beſtimmten Geldbetrag 
annehmen oder leiſten zu wollen, im Sinne dieſes 
G. wirkſame Vergleiche abgeſchloſſen werden können. 
Die Androhung oder Anwendung von Zwangs⸗ 
mitteln rückſichtlich des Erſcheinens vorzuiadender 
bezw. vorgeladener Parteien ſowie die Abnahme 
eines Eides beim Vermittlungsamte oder die Schlie— 


Freiwillige. — Friedensrichteramt (polizeiliches). — Friedhöfe konfeſſionelle). 


J. M. B. 18 VI 53, R. 114, erklärt, in} 








[hung eines Vergleiches vor demſelben auf einen 
abgulegenden Cid ijt nad dieiem G. unguliffig. 

enn cin Vergleich nicht zuſtande konmt, jo 
fann von den abgegebenen Erflarungen einer Partei 
gegen diejelbe in cinem ſpäteren Rechtsitreite fein 
Gebrauch gemacht werden. 

Der abzuſchließende Vergleich ijt in das bei 
dem Vermittlungsamte zu führende Anitsbuch ein— 
zutragen. 

Das obige G. enthält ferner Beſtimmungen 
liber dag, was dieſe Eintragung zu enthalten bat, 
jerner iiber das gedachte Amtsbuch und deſſen 
Führung. Den beteiliqten Barteien ijt auf mündli— 
ches oder ſchriftl. Anſuchen über den abgeſchloſſenen 
Vergleich cine Amtsurkunde auszufertigen, welche 
unter Beziehung der Zahl des Bandes des Amts— 
buches eine wortgetreue Abſchriſt des in dasſelbe 
Eingetragenen zu enthalten hat und von dem Ge— 
meindevorſteher und einem Mitgliede des Vermitt- 
lungsamtes zu unterſchreiben und mit dem Ge— 
meindeſiegel zu verſehen iſt. 

Die vor dem Vermittlungsamte abgeſchloſſenen 
Vergleiche haben die Kraft gerichtl. Vergleiche und 
ſind die obigen Amtsurkunden über ſolche Vergleiche 
den amtl. Ausfertigungen gerichtl. Vergleiche qleidy= 
zuachten. 

In dem in Rede ſtehenden G. geſchieht auch 


bey näheren der Stempel- bezw. Gebührenpflicht 


rückſichtlich der gedachten Vergleiche u. Amtsur— 
kunden Erwähnung. Die Beſtimmung, ob und in 
welchen Gemeinden Vermittlungsämter zu beſtellen, 
die Vorſchriſten über die Kombetenz derſelben ſo— 
wohl in Anſehung der Parteien, als auch bis zu 
welcher die Maximalgrenze von 300 Fl. nicht über— 
jteigenden Summe die Vergleiche in den einzelnen 
Gemeinden zuläſſig find, und die weiteren Vor— 
ſchriften, wie die Wahl der Bertrauensminner 
vorgunebmen, und iiber das von denjelben zu be— 
obachtende Verfahren wurde der Landesgeſetzgebung 
vorbehalten. 

Es jind diesbezüglich landesgeſetzl. Beſtim— 
mungen erlaſſen worden u. zw. für Böhmen un— 
term 10 II 73, &. 12, fiir Bukow. 11III 73, &. 21, 
fiir Dalm. 1011 73, & 16, Gal. 6III 75, & 13, 
Kärnten 1011 73, &. 19, Krain 11 V 73, &. 24, 
N. O. 141V 74, &. 23, ©. 0. 6189, L. 6, Schle— 
fien 1011 73, &. 21, Borarlb. 18 X 70, L. 66. 

Triimmel. 





Friedhöfe (fonfejfionelle). 
(S. aud) Urt. „Beſtattungsweſen“.) 


I, Errichtung der F — IL. Grüfte u. Rapellen. — 
III, Grobftatten. — 1V. Berhalten auf dem F. — V. often. 
— VI. Muftaffung der F. 


I. Grridtung der F. Die F. werden entiweder 
als fonjejfionelle oder gemäß lit. d, § 3, G. 301V 
, 70, HW. 68, als Gemeindeanftalten erridtet. Cine 
geſetzl. Verpflichtung gur Errichtung von F. beſteht 
nur fiir die Gemeinden Budwinski 268, 720, 1324, 

2375), dod ijt nicht feſtgeſetzt, daß die Begräbnis— 
plipe tiberall aus Gemeindemitteln herzuſtellen ſeien 


Friedhöfe (fonjeffionelle). 


und noch weniger find damit jene Boridrijten auj- 
— worden, welche die konfeſſionellen F. als 
eſtandteil der gottesdienſtl. Gebäude erklären und 
unter das für die letzteren geltende Konkurrenzrecht 
ſtellen EErl. ML. J. 22V 74, 3. 14903, N. S. böhm. 
Statthalterei; V. G. 20 X 1902, 3. 9086). Ratho- 
liſche F. ſind durch Gebete u. Segnungen geweihte 
und ye Beerdigung der Leichen von in kirchl. Ge— 
meinſchaft verjtorbenen Gläubigen bejtimmte Stit- 
ten und werden darum ju den heiligen Sachen 
gezählt (Erl. Prager fürſterzbiſchöfl. Konſiſtorium 
6 XII 65, 8. 10740, Ordinariatsblatt). Dieſelben 
jteben in der Veriwaltung der kirchl. Organe (Bud- 
winsti 361, 3518, 5192, 8137, 9876, 12231,13188); 
die E. über die — ion von F. fallt in den 
Wirkungskreis der ftaatl. Kultusbehirden. Früher 
wurden die Gläubigen in den Kirchen oder auf den 
F. bet den Kirchen begraben. Bereits mit Sirfular 
det f. k. Regierung u. Rammer an alle [, jf. Stiidte 
OVI 1751 (Chronologiſche Auszüge O. O.) wurde 
das Begraben in folden F. und in qrujtlojen Kir— 
den verboten und bejoblen, dak hiezu ein Ort außer 
der Stadt aufgeſucht werden foll. Mit Hfd. 24 VIII 
1772 (G. Mt. TH. Bd. VI, S. 518) und Hityd. 12 XI 
1774 (Chronologijche Auszüge fiir Steierm.) wurde 
dag Begraben in den Kirchen eingeſchränkt und mit 
—— — 1XII 1783 (G. Joſef IL, Bo. VI, 
auch Tirol, Subernialverordnung s0V 34, 3.10947, 
Er. &. S. Tirols) gang unterfagt. Wit A. E. 9X 
1772 (Chronologijdye Auszüge fiir Schlefien 1777, 
Nr. 5) wurde verboten, einen F. obne Erlaubnis 
der polit. Landesſtelle angulegen. Mit Hflzd. 9 X 
1783 (G. Joſef IL, Bd. VI) wurden Direttivregein 
sur Errichtung von F. aufer den Linien in Wien 
u. Graz erlajjen, fiir Wal. ſ. das Sirfular d. L. G. 
151 1784 (Chronologijde Auszüge fiir Gal.). Cin 
allg. u. zw. nicht nur auf die Neuanlage, jondern 
aud) auf die Enveiterunq von F. il ea 
findendes Budwinski 202, 2537, 12769) Nor— 
male wurde mit Hfd. 24 VIIT 1784 1G. Joſef IL.) 
erlaſſen, weldjes lautet: „daß 1. von nun an alle 
Wrujten, Kirchhöfe oder jog. Gottesacker, die jich 
immet im Umjange der Ortichaften befinden, ge- 
ſchloſſen und ſtatt ſolcher dieſe auger den Ortſchaften 
in einer angemeſſenen Entfernung ausgewählt wer— 
den ſollen. 2. Sollen alle u. jede Leiden wie bis— 
her ſo auch künftighin, von ihrem Sterbehauſe aus, 
nach der letztwilligen Anordnung der Verſtorbenen, 
oder nach Veranſtaltung ihrer Angehörigen, nach 
Vorſchrift der Stol- u. Konduktordnung bei Tage 
oder auf den Abend, in die Kirche getragen oder 
geführt, fodann nad) abgejungenen gewöhnl. Kir— 
chengebeten cingejeqnet u. beigeiept, von dannen 
aus aber hernad) von dem Pfarrer in den außer 
den Ortſchaften gewählten F. sur Cingrabung ohne 
Gepriinge iiberbracht werden. 3. Zu diejen F. iit 
ein der Volfsmenge angemeſſener, hinlängl. Bla 
u wählen, welder feinem Waſſer ausgeſetzt, ss 
al von einer joldjen Erdgattung ijt, dah jelber 
die Faulung verhindere. Iſt nun dieſer Grund aus— 
geſucht, fo iſt ſolcher mit einer Mauer zu umfangen 
und mit einem Kreuze zu verſehen. 5. Solle in 
dieſen Kirchhöfen jederzeit eine Grube von Schuhen 
tief und 4 Schuhen breit gemacht werden. Sollten 
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gleicher Zeit mehrere Leichen anfommen, fo 
önnen mehrere in die näml. Grube gelegt werden, 
jedoch ijt unfehlbar die Veranſtaltung zu treffen, 
daß jede Grube, in welche tote Körper gelegt ſind, 
allſogleich, inſoweit Körper liegen, in der näml. 
Nacht wieder gang mit Erde angefüllt u. zugedeckt 
werde, auf welche Art dergeftalt fortaufahren ijt, 
dah jederseit swifdhen den Gräbern cin Raum von 
4 Schuhen gu laſſen ijt. 7. Solle den YUnverwandten 
oder Freunden, welde der Nachwelt ein beſonderes 
Denfmal der Liebe, dex Hochacdhtung oder der Dank— 
barfeit fiir Den Verjtorbenen darjtellen wollen, aller— 
dings geftattet fein, dieſen ihren Trieben ju folgen. 
Dieſe find aber ledighichan dem Umjange der Mauern 
ju errichten, nicht aber auf den Kirchhof gu jegen, 
um allda feinen Blab ju benehmen. 8. Endlich 
da alle Gruften u. Begräbniſſe in den ſämtl. Klö— 
jtern, dann die fog. Kalkgruben u. Schachte bei den 
Spitilern, barmbergigen Briidern u. Clijabethine- 
tinen nun aufhören und alle allda Beritorbenen 
ebenfalls auf den F. derjeniqen Bjarren, wobin fie 
ehiren, beqraben werden müſſen: fo follen dieſe 
löſter u. Spitiler, wegen Entſchädigung der To- 
tenqriiber fiir ihre Wiihe, mit felben ein bifliges 
Ubfomunen treffen, und jene Pfarrkirchhöſe, in deren 
Umfang diefe Klöſter liegen, nad) dex Erjordernis 
größer gemacht werden.” Punkt 4 u. 6 diejes H7d. 
betraf die Anordnung, daß die Leiden in leinene 
Side einzunähen jeien und die Pfarrer Toten- 
truben ju halten haben, in weldjen dieje Leichen 
auf den F. getragen und jodann aus der True 
in die Erde qeleqt und mit Ralf verichiittet wer- 
den jollten. Die erjtere Anordnung wurde mit HPP. 
die Toten in Truhen_ zu beqraben; die zweite Anz 
ordnung fam auger bung. Begiiglich der „ange— 
mejjenen” Entiernung des F. von den Wohngebiius 
den ſ. Budwinski 2537, 4264, 9554 u. 12484, Mit 
Hofbeicheid 6 XIT 1784 (Beinhauer, Sammlung 
nzb. G. VILL, 615) wurde die Enteiqnung von 
Wriinden gu F.Zwecken auf Grund unpartetijder 
conn oh gejtattet (jo aud) dex Erl. M. J. 17 XI 
60, 8. 34863, womit im Rekurswege cine Enteig- 
nung bejtitiqt wurde) und die Umringung der F. 
mit Wauern, Zäunen lähnlich auch die Hofent— 
ſchließung 11 1X 1785 (6G. Joſef II.) oder Lehme 
Mauern zur Sicherung gegen das Cindringen des 
Viehes angeordnet. S. aud) den Hofbeſcheid fiir 
Annerbfterr. 25 VIL 1785 (6G. Joie? IL), ferner die 
Kundmachung weſtgal. Hoffommisfion 5 1X 1797, 
P. G. S.; ſ. auc) Hid. 9IX 1784, 2411785; Hoje 
bejcheid fiir Inneröſterr. 25 VIL 1785 (G. Joſef II.); 
Rg. Dalin.s 16 11 07, 8. 5763 Güldener, Samm— 
lung ne 6. Sanitätsgeſetze IT}; Hyd. 6 IX 1787; 
Kundmachung der weſtgal. Hoftommiſſion 51x 
1797 P. G. S.; böhm. Gubernialverordnung 18V 
32, 3. 19497 Br. G. S.; gal. Gubernialverordnung 
22 XII 37, §. 76521 Pr. G. S.; V. Landespriifidi- 
ums Bufow, 24 X 56, L. 61; 1611 57, &. 9; Erl. 
gal. Statthalterei 22 160, 8. 803; B. Tiroler Statt- 
balterei 3 X 70, L. 75; B. nb. Statthalterei 19 IX 
72, 8. 27541 (Marajan, ——— und V.), be 
treffs der Errichtung israelitiſcher F.; V. mähr. 
Statthalterei 4 111 75, L. 16. — Die Errichtung der 
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F. tit ohne Unterjdjeidung zwiſchen fonfejjionellen u. 
Gemeinde⸗-Friedhöfen Gegenjtand der dem ſelbſtän— 
digen Wirtungefreife der Gemeinden zugewieſenen 
Geſundheitspolizei; den polit. Behörden ſteht nur 
die Uberwachung der Handhabung der G. iiber das 
Begriibniswejen, nidt aber die unmittelbare Hand— 
habung dicjer G. felbjt au (Budwinsti 1321). — 
Eine geiegl. Pflicht zur Errichtung von F. (als 
Sanitatsanjtalten) oblieqt fonach nur den Gemein— 
den (Erl. M. J. 14179, 8. 16585 ex 1878, Bud⸗ 
winsfi 10406; j. aud) oben), die fich gu dieſem 
Swede mit anderen Gemeinden verbinden finnen 
Budwinski 10406); den fonjeffionellen Verbindun- 
gen jteht aber auch dergeit nocd dag Recht sur 
Errichtung fonfeifioneller F. zu (obiger Minijterial- 
erlaß u. Budwinski 2696, 3011, 6754). — Ob ein 
jiit cinen neu angulegenden F. in Ausſicht genom— 
menes Grundſtück aus Rückſichten der öffentl. Ge— 
ſundheitsbflege hiezu geeignet erſcheint, haben die 
Behbrden nach ihrem fachverſtündigen Ermeſſen zu 
entſcheiden und erſcheint die Zuſtändigkeit des V. 
G. zur Uberpriijung des adminiſtrativen Judikates 
in einer ſolchen Sache ausgeſchloſſen Budwinski 
1410). — Sind in der Nähe eines Bauplatzes Grund— 
ſtücke gelegen, welche zu einer erſt projeltierten Er— 
weiterung eines beſtehenden F. in Ausſicht genom— 
men werden, jo können dem Anſuchen um Bewil— 
ligung zur Crbauung eines Wirtſchaftsgebäudes 
auf einent ſolchen Bauplatze nicht ſoſort die riic= 
ſichtlich der FF. beſtehenden Vorſchriſten entgegen= 
geftelt werden (Budwinsti 2377). — Der ein Cigen- 
tum der Rirdengemeinde bildende F., deſſen Er— 
weiterung durch die eingepfarrten Wemeinden und 
nicht durch die Ortsgemeinden bewerkſtelligt wird, 
bleibt auc) in dem erweiterten Teile cine Unjtalt 
der Rultusgemeinde, d. i. ein fonfeffioneller F. 
(Budwinsfi 2832). Die Kirche fann das Eigen— 
tum an einem F. erſitzen (Glaſer-Unger 10722). 
Die Frage, wie lange ohne Gefährdung der öffentl. 
Riichichten ein F. weiter beleqt werden könne, und 
welder Seitraum fiir die Erwerbung u. Wdaptie- 
Tung eines neuen F. angemeſſen erjcheint, tit eine 
Frage des freien Ermejjens der Adminiſtrativbehör— 
den Budwinski 3237). Wenn bei Errichtung einer 
neuen Piarre die becfelben jugewiejenen Parochia⸗ 
nen den F. ihrer fritheren Parte jorthenugen, weil 
bei der neuen Pjarre fein cigener F. beſteht, fo 
beruht dieſes Benutzungsrecht anf dem Pjarrver= 
bande und bleibt daher von demt Rechte der Mirche, 
welder der F. gehört, abhängig Budwinsti 3518). 
Die Erweiterung eines konſeſſionellen F F. aus ſani⸗ 
tären Gründen ſtellt ſich nicht als eine ſolche aus 
dem Grunde des vermehrten Kultusbedürfniſſes 
dar (Budwinski 5482). Bei Rechtsſtreiten bezüglich 
konfeſſioneller F. ijt die Kirche durch die Finanzpro— 
turatur zu vertreten (Glaſer-Unger 3733). 

Die Enteignung eines konſeſſionellen F. zu 
Eiſenbahnzwecken ijt juliifig (WBudwinsfi 2545). 
Uber Bejtellung von Totengriibern bei fonjeffio- 
nellen F. val. Budwinski 1899, 7116, 11367, 13282. 
Uber Feſtſtellung des konfeſſionellen Charafters cines 
F. val. Budwinsfi 361, 1411, 1899, 2696, 2832, 
8437, 8464, 9926, 10406, 12231, 12622, 12770, 
13090, 13188. 
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IL. Griifte u. Kapelleu. Mit Hyd. 23 VIII 
u. 13 IX 1784 (G. Joſef II. wurde dic Schließung 
aller Gritite befoblen; ebenfo Hid. 151X 1788 
6G. Soiej IL.), HFt5d. Gri. 28X 1791, 8.3150 (Rrop. 
G. Leopold IL); f. aud) nod gal. Gubernialver— 
ordnung 251 33, 8. 2593, Br. G. S. 11. Mit 
A. E. 14111 43, Hff;d. 8707, wurde die Hofkanzlei 
ermichtiqt, die Errichtung von Familiengrüften 
und das Begräbnis in denſelben zu geſtatten. 
Mit Hitzd. 23V 86 (Pr. G. S. RO. XXVIII Bo. 
Nr, OS) wurde eröffnet, daß die Bewilligung sum 
Baue von Kapellen erteilt werden darj, wenn pies 
durch nicht eine Berengerung des Leichenhojes 
jtattfindet. — Manchen Sines (fo den Bernar— 
dinernonnen in Veglia Exl. ML. J. 51V 59, 8.3841, 
Calefianerinnen in sivafau Erl M. J. 2111 G1, 
3. 3710, Salefianerinnen in Wien Erl. n.-5. Statt- 
haltereit 24 VI 70, 8. 17923, Karajan Sanititsgeies 
u. B. 12) und aud Viſhöfen (jo den Biſchöfen 
in Dalm. Hftzd. 19 V 38, 8. 12269) wurde das 
Begräbnis in der Kloſtergrufl bezw. in der Kathe— 
drale geſtattet. — Grüfie bilden keinen Begen- 
jtand des Berfehres (Glaſer-⸗Unger XXXII, 15525) 
o finnen nicht in Erefution gezogen werden 

.G. H. 28XI 77, 3. 14257, Bl. 1878, 

32). Die Einräumung eines Srujtplages ſtellt 
A nidt als Veräußerung von F.-Grund Kirchen⸗ 
qut) dar (Budwinsfi 3659). 

III. Grabitatten. Mit A. E. 20 V 1782 
(Chron. Ausz. Böhmen XVI) wurde die gemein— 
ſchaftl. Beerdigung der Ufatholifen u. Ratholifen 
auf dem F. angeordnet; val. aud) Hfd. 31 XIL 1783 
(G. Joſef IL). Wit Hfd. 17 XI 1783 (G. Joſef IL.) 
wurde „den Akatholiken die Errichtung eigener F. 
in allen jenen Ortſchaften, wo fie Bethäuſer haben” 
geſtattet. Endlich erjfloh die A. E. 26 V 1788 
(Beinbauer, Bo. X), welche anordnete, daß durch⸗ 
ginais gemeinſchaftl. F. au errichten feien. Durch 
Art. LY, lit. d, des faij. B. 5 X155, R. 95, war 
jedoch den Biſchöſen dic Freiheit eingeräumt, die 
Leichenbegängniſſe gang nad) Vorſchrift Der Kirchen— 
geſetze zu ordnen. Infolge dieſes Zugeſtänd— 
niſſes find ſeitens der Biſchöſe zahlreiche Vor— 
ſchriften erfloſſen, welche die Art und den Modus 
der Beſtatiung von Leichnamen jener Perſonen 
betreffen, welche der katholiſchen Kirche nicht ange— 
hörten oder von derſelben ausgeſchloſſen waren. 
In der Regel betrachtete man die F. als konfeſ— 
ſionelle Anſtalten, weshalb die katholiſchen Kirchen— 
vorſtände auf Grund des Kirchengeſetzes bean— 
iprudten, daß fiir die Beſtattung der Leiche der 
nicht in Dem Berbande dev katholiſchen Kirche ave 
jtandenen Perſonen entiveder eigene F. errichtet 
oder gum wenigſten auf den bejtehenden F. cine 
zelne Plätze ausgefondert werden. — sag ae 
ijt dieſer Anſpruch wobl in den wenigſten Fired) 
Sprengeln sur Ausführung gelangt, obgleich durch 
den &. UL. M. Erl. 21V 56, 3. 774, anbefohlen 
war, daß in jenen Orten, wo ein atatholiider F. 
ſür Akatholiken nicht beſteht, die Beerdigung 
akatholiſcher Leichen auf dem katholiſchen F. zwar 
au geſchehen habe, jedoch über Begehren der Pfarr— 
geiſtlichkeit und im Einvernehmen mit derſelben 
ein dem Bedürfniſſe angemeſſener Teil desſelben 
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alg rabnigplag fiir Ufatholiten abzuſondern 
ſei. — Durch Art. 12 des G. 25 V 68, M. 49, 
liber die interfonjejjionellen Rechte der Staats— 
bürger ijt feitgeiept worden, dak feine Religions— 
gemeinde der Leiche eines ihr nicht Angehdrigen 
die anjtiindige Beerdiqung auf ibrem F. verweigern 
finne, 1. wenn es ſich um die Bejtattung in einem 
Familiengrab bandelt oder wenn 2. da, wo der 
Todesjall ecintrat oder die Leiche gefunden ward, 
im Umtreije der Ortsgemeinde ein fiir Genojjen 
der Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft des Ver— 
ftorbenen bejtimmter F. ſich nicht befindet. Nach 
Kundinachung diejes G. wurde von Seite einer fae 
tholiiden Kirchenbehörde die Frage aufgeworſfen, 
ob durch den bezogenen Art. 12 desfelben der Be— 
jtand der feit dem kaiſ. B. 5 XT 55, R. 95, fiber 
die Leichenbeſtattung erflojjenen Vorſchriften alteriert 
ſei oder ob es noch derzeit dem G. entſpreche, 
wenn auf katholiſchen F. nicht nur für die Be— 
ſtattung von nichtkatholiſchen Chriſten, ſondern 
auch von ſolchen Ratholifen, die zuſolge des Kirchen— 
geſetzes des chriſtl. Begräbniſſes nicht teilhaft wer— 
den ſollen, eigene Pequibnispla e abgelondert 
werden. Dieſe Frage hat das K. U. M. im Ein— 
vernebmen mit Dem M. J. unter dem 1 VIIL 70, 
3. 7522, dabin beantwortet, dag der Annahme, 
als feien die erwähnten Borfdjrijten durch Me 
St. G. nicht beriihrt worden, insbeſ. in der Rich— 
tung nicht jtattgegeben werden könne, dap dic 
Regierung noch jept gu der Ausführung der in Rede 
jtehenden Vorſchriften mitzuwirken hatte, indem 
es ohne Aweijel im Sinne des Art. 14 des St. G. 
iiber die allg. Rechte der Staatsbiirger 21 XII 67, 
R. 147, liegt, daß die Regicrung die jtaatl. Zwangs— 
gewalt sur Vollziehung von tonjfeffionellen Bor- 
ſchriften iraend einer im Staate bejtehenden Rirche 
oder Religionsgeſellſchaft nur in der durd) das 
G. fiir zuläſſig erfannten Weife in Anwendung 
bringen lönne; cine biirgerl. Boridrift aber, durch 
weldje die Organe der Staatsqewalt berechtigt 
iwiirden, zwangsweiſe vorzugehen, damit der Leich— 
nam eines Ratholifen aus dem Wrunde, weil ihm 
die kirchl. Obern das kirchl. Begriibnis verjagen, 
nicht in der Reihe jeiner Religionegenofjen, jon- 
dern auf einem abgefonderten Playe beftattet werde, 
gegenwärtig nidjt beſteht. — Dieſen Grundſätzen 
gemäß wurde auch nicht eingeräumt, daß der 
Miniſterialerlaß 21V 56, 3. 774, betreffend die 
Beerdigung der Leichname nichtkatholiſcher Prieſter 
auf latholiſchen F. durch das G. 25 V 68, R. 49, 
unberührt geblieben ſei, weil es dermalen im 
Sinne der St. G. der Regierung nicht geſtattet 
iſt, auf die Ausſührung von Verſügungen Einfluß 
zu nehmen, welche, wie der bezogene Miniſterial— 
erlaß, auf einer konfeſſionellen Baſis beruben. 
Hienach kann die Regierung in imperativer Weiſe 
nicht dahin wirfen, dak nichtkatholiſche Perſonen in 
ben Fallen des Art. 12 des G. 25 V 6S, R. 49, auf 
fatholijden F. nicht in der fie trefienden Reihe, 
jondern auf cinem abgefonderten Platze des F. 
beerdiqt werden, um jo weniger wire cine ſolche 
Einflugnahme der Regierung bezüglich jener fatho- 
liſchen Perſonen zuläſſig, da, wo ihre kirchl. Obern 
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Regierung die Befolgung kirchl. Vorſchriften nicht 
erjwingen darj, fo bindert fie es dod) nicht, daß 
die Organe der katholiſchen Kirche durch Anwen— 
bung der ihnen eigentüml. Mittel dic Vollziehung 
ſolcher Vorſchrifſten anſtreben, wenn nur dabei 
hinſichtlich der Beerdigung die Grenzen einer an— 
ſtändigen Leichenbeſtattung eingehalten werden, 
indem eine ſolche nichtkatholiſchen Perſonen auf 
fatholijchen F. geſetzlich verbürgt ijt, ſonach den 
Katholiken nicht verlümmert werden darf. — Der 
konfeſſionelle Charakter eines F. wird dadurch nicht 
aufgehoben, daß auf demſelben Andersgläubige 
beerdigt worden ſind Budwinski $437 und V. G. 
16 II 1903, 3. 2414). 

Bezüglich der Grabjtitten fiir Selbjtmirder, 
jriihere Vorſchriften: Hftzd. 1G61V 30, 8. 7874, 
P. G. S. 45 (fundgemadt in allen Pr. G. S.). 
Hftzd. 12 XII 42, Br. G. S. N. O. 234, Hffsd: 
171 45, 3. 1886, P. G. S. 7, Hflyd. 21 V 45, 
3: 16817, P. G. S. 76 (beide kundgemacht in der 
P. G. S. und in allen Pr. G. S.). Mit Art. XVI 
des P. 171 50, R. 24, wurde angeordnet, daß 
Selbſtmörder nur in aller Stille innerhalb des F. 
au beerdigen feien. Mit Erl. K. U. M. 30 X 57, 
3. 1420/8. U. M. (L. T. 1857, IL Abt. S. 131), 
wurden gemifdte Kommiſſionen cingefiibrt, um 
iiber die Zurechnung des Selbjtmordes au urteilen 
und hienach gu entſcheiden, ob der Selbjtmirder 
in geweibter Erde gu begraben ijt oder nicht. Dieſe 
Rommifjionen wurden jedod) abgeſchafft und es 
ilt gegenwärtig laut Erl. M. J. 24 VIII 73, 
11627 (B. 3. S. 188), wieder Art. XVI zit., 
aud) Erk. M. J. 25189, 3. 1048 (BW. 3. S. 169). 
Bezüglich der Konfeſſionsloſen iit es ohne Zweifel 
im Sinne Art. IX, 12, G. 25 V GR, R. 49, gee 
legen, dah, wenn am Sterbeorte des Konfeſſions— 
lojen cin eingiger F. beſteht, der Leichnam des— 
felben auf diefem bejtattet werde und bei dem Vor— 
handenſein mehrerer fonfeffioneller 7. auf dem F. 
jener Konfeſſion, zu welcher der Verjtorbene früher 
zuſtändig war. Auch dic Aſche eines in Gotha 
verbrannten Leichnams fann in geweihter Stätte 
beigejept werden (V. 3. 1881, S. 83). Zum Bee 
riffe Grabjtitte im Cinne § 306 St. G. ſ. O. G. 
. 231 85, 3. 12951 (B. 3. S. 167). 

Für den Umijang des Benugungsredhtes an 
einem eigenen Grabe iit in Ermanglung anderer 
Normen die ortsübl. Gepflogenheit maßgebend 
Glaſer⸗Unger 15157). 

Die Ausicimiidung der Griber durch Pers 
fonen ihrer Wahl fann ciner Partei nicht verwebhrt 
werden (Budwinski 5486). Die Wufitellung cines 
Denfmales ijt aud „Freunden“ qejtattet (Bud— 
winsfi 4919). Uber Wufitellung von Wrabjteinen, 
Wahl der Sprache fiir deren Inſchrift val. Buds 
winsfi 4919, 8221, 14623. 

Die Pfändung von Grabjteinen ijt unzuläſſig 
(Glafer-Unger 15582). 

IV. Verhalten auf dem F. Much die fon- 
feffionellen F. find öffentl. Anſtalten. Deren Be— 
ſuch kann nicht von der Entrichtung der Kultus— 
ſteuer abhängig gemacht werden Erl. K. U. M. 
18 II 78, 3. 3071, V. 3. 1879, S. 78). Die Ab— 


das kirchl. Begribnis verſagen. Obgleich aber die haltung einer Leichenrede auf einem F. begründet 


154 





feine polizeil. Ubertretung (Erl. M. J. 26 V 70, 
B. 5749, B. B. S. 103). 

V. Rojten. Die Kojten der konfeſſionellen F. 
jind wie die anderer kirchl. Nonfurrenjobjefte, die 
det Gemeindefriedhöfe wie dic anderer Gemeinde— 
janitiétganjtalten au bejtreiten (7d. 1 VIL 1785, 
Beinhauer IX, 195, Kundmachung der o.-b. Lane 
desregierung 18 X 29, Pr. G. S., Hffyd. 23 V 34, 
3. 11237, Br. G. S. Steierm., Budwinski 361, 720, 
2155, 2375, 2695, 2696, 2832, 3911, 4784, 8145, 
8726, 10136, 14309, Erl. M. J. 14.179, 8. 16585, 
B. 3. S. 33, Erl. K. U. M. 261 80, B. 3320, V. 
3: S. 37. Jn Betreff der Frage der Konkurrenz 
eitens ciner Filialgemeinde zur Erhaltung des F. 
der Muttergemeinde jf. Erl. K. U. M. 24 VI 69, 

.5415, BB. S. 135. Cine Gemeinde ijt in F.⸗ 
Sachen, auch wenn es ſich um einen fonjeffionellen 
F. handelt, ſtets Intereſſent Budwinski 3518). 
Eine generelle Verpflichtung des Kultusetats zu 
Beitragsleiſtungen zu den Koſten katholiſcher F. 
beſteht nicht (Erl. K. U. M. 30 V 88, 3. 3559, 
N. S. böhm. Statthalterei S. 433). Bezüglich der 
Beerdigungsgebühren in MN. O. ſ. G. 241V 87, 
2. 25, ? ferner Budwinski 4642 u. 4700. 

VI. Auflaffung der F. Die E. iiber die Auf— 
lajjung von F. gehirt unbejdhadet des MWuffichts- 
rechtes der Staatsverwaltung in allen Sanitäts— 
angelegenheiten sur Kompetenz der autonomen Be- 
hirden (Oye 62, Budwinsti, E. nad $6, Bo. 1V, 
218), welche bieriiber nad) Yofalerhebung und Ein— 
vernahme der Anterejjenten abjujprechen haben 
(ebenda Bd. V, 304). Die polit. Behörden find 
berechtigt, die Schließung eines F. zu verjiigen 
(Budwinsfi 2197, 6961, 12769, 13944). Bal. auch 
nod) in dieſem legteren Sinne E. W. 9. 12 XII 
74, 3. 18371, und STIL 83, 3. 9960 (beide B. 3. 
1875, S. 19, 1883, S. 55). Die Behörde fann 
den Seitpuntt der Befeitigung eines bisher gedul- 
deten fanititswidriqen F. nach freiem Ermeſſen be- 
ftimmen (Budwinsti 12769). 

Die Ausgrabung der Leichname und die Be- 


bauung des Bodens des aujgelafjenen F. mit | 9 


Häuſern darf erjt nad) 10 Jahren geſchehen, hin— 
gegen können dieſe Plätze allſogleich zu Gärten, 
Wieſen u. Ackern benutzt werden (Hofentſchließung 
241 1785, G. Joſef IL, Bd. 10). 


Burllen u. Liferatur. 

Uber F.-Weien vgl. aud) Hawelfa: Studien 
jum öſterr. F. Rechte, 1904, Mayrhofer I, 
S. 499 ff, IV, S. 53 ff, S. 310 ff., und Fritſch— 
Hartig: Dudifate in Kulturjachen, Wien 1901, 
Nr. 1464—1632. v. Mahl-Schedl. 


Fundſachen. 


J. Allgemeines. — TI. Obliegenheiten der Bebörde in 
F. — 111. Die Rechte des Finders. — 1V. Die ſtrafgerichtl. 
Ahndung. — V. Gediibrentretheit der Anzeigen iiber den Ver⸗ 
Tut von Caden. — VI. Berfabren mit F. 


I, Allgemeines. F. find Sachen, die der Eigen- 
tiimer verloren hat oder die er ohne Objorge 
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gelaſſen und vergeſſen bat, endlich auch Sachen, 
die Vergraben, cingemauert oder jonjt verborgen 
jind, jo da} der Eigentiimer von dem Vorhanden— 
fein diejer Sachen feine Renntnis hat. Die Vor— 
idriften iiber das Finden find in den 88 388 bis 
397 a. b. G. B. enthalten. Was die Oblieqen- 
heiten des Finders betrifit, jo ijt derjelbe ver— 
pjlichtet, dem vorigen Befiger, wenn et aus den 
Merkmalen der Sachen oder aus anderen Um: 
jttinden deutlich erfannt wird, die Sachen zurück— 
ugeben. Dit ihm der vorige Befiger nicht befannt, 
i muß er, wenn das Gefundene cinen Gulden an 
Wert überſteigt, den Fund innerhalb 8 Tagen auf 
dic an jedem Orte gewöhnl. Art befanntmachen 
lajien, bei cinem Werte von mehr als 12 fl. der 
Ortsobrigfeit (d. i. der Poligeibehbrde) anzeigen. 
Pie in einem an der Endjtation angefommenen 
Eiſenbahnwagen bei der vorſchriftsmäßigen Nach— 
ſchau durch den Bahnbedienſteten wahrgenommene 
Sache kann ebenſowenig als gefunden betrachtet 
werden, wie die in einem Hauſe in der Gewahr— 
jam des Hausherrn juriictgelajiene und von dem 
Dienjthoten des lepteren erblicte Sache Glaſer— 
Inger 5274). 

Bufolge des § 38 der B. des Handelsmini- 
jters im Einvernehmen mit dem Juſtizminiſter 
10 XII 92, SR. 207, find: 

wl. Ue im örtl. Bezirk der Eijenbahn oder 
in Den Wagen zurückgelaſſenen, an die Verwaltung 
abgelieferten Gegenſtände mindejtens 3 Monate 
aufzubewahren; 

2. Gegenſtände, welche dem Verderben aus— 
geſetzt ſind, beſtmöglichſt gu verkauſen, ſobald deren 
Verderben zu befürchten iſt; 

3. nach Ablauf der dreimonatl. Friſt wird mit 
den Gegenſtänden und dem Erlije nad) Maßgabe 
der qejeGlichen oder ſonſtigen Vorſchriften verfabren.” 

Durd H. M. Erl. 14 V 87, 3. 12366, werden 
dic Bahnverwaltungen cingeladen, in den Waggons, 
Warteſälen uſw. aujgefundene und zweifellos als 
Militärefſekten erfennbare Hegenjtinde binnen 8 Ta— 
en bem Platzkommando cingujenden (Sentralblatt 
fiir Gijenbahnen S. 1119). 

IL. Oblieqenbheiten der Behörde in F. Die 
Polizeibehsrde hat die qemachte Anzeige ohne Be- 
rührung der bejonderen Werfmale auf die an jedem 
Orte gewöhnl. Art, wenn fic) der Cigentiimer 
binnen angemefjener Friſt nicht entdedt und der 
Wert 25 jl. iiberjteigt, dreimal durch die öffentl. 
Seitungsblitter betanntzumachen. Die gefundene 
Sache, eventuell der durch öffentl. Feilbietung er— 
jielte Erlös ijt gerichtlich zu deponieren oder in 

erwabrung eines Dritten ju geben, wenn fie 
nicht obne Gejahr in den Händen des Finders 
gelaſſen werden kann. Meldet fic) der vorige In— 
haber oder Cigentiimer binnen Qabhresfrijt nad 
der legten Kundmachung, wird ihm die Sache oder 
deren Erlös verabfolgt; er hat aber die Auslagen 
zu vergiiten und auf BVerlangen dem Finder 10 
bezw. S von 100 des gemeinen Wertes zu ent— 
ridjten. Die Entdecung eines Schages ijt von der 
Polizeibehörde der Landesjtelle angugeigen. 

Bei widerjtreitenden Rechtsanſprüchen auf eine 
gefundene Sache ijt die Polizeibehirde gur E. über 
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deren Ausfolqung nicht tompetent (Erfenntnis des 
B. &. 28 TI 89, R. 1185). 

Wichtigere numismatijche und andere antiqua- 
riſche Gunde find von den polit. Behirden behufs 
Verſtandigung der betreffenden Anſtalten u. Ver— 
eine der Landesſtelle anzuzeigen Hfkzd. 16 VI 46, 
Nr. 970, J. G. S.). 

Archãologiſche Funde find möglichſt zu über— 
wachen und über die wichtigeren die Anzeige an 
das k. k. Münz- u. Antikenkabinett zu leiſten und 
den Finder zwanglos zur Einſendung intereſſanter 
Stiide zu veranlajjen (Hftzd. 14 VIIIIG, P. G. S. 
LXXIV, 174). 

Der Erl. des K. U. M. 30 187, 3. 10421, 
iſt gegen die ſog. Raubgräberei nach archäologi— 
ſchen Gegenſtänden gerichtet (Verwaltungsgeſetze 
von Rarl v. Rueber, J. Supplement, 7. u. 8. Liefe— 
rung, S. crags 

ILL. Die Rechte des Finders. Außer dem An— 
fpruche auf Erjag der Auslagen und auf den Fine 
derlohn erhalt der Finder das Recht, die Sache 
oder den daraus gelöſten Wert yu benutzen und 
erlanat nad) der Verſährungszeit (d. i. nach Ab— 
fauf von 3 bezw. 6 Jahren) da8 Cigentumsredht. 

Per Schag ijt zwiſchen dem Finder und dem 
@rundeigentitmer eh gleichen Teilen zu teilen 
(Hid. 16 VI 46, Nr. 970, J. G. S.). 

Offentl. Obligqationen, die auf einen beſtimm— 
ten, wenn aud) erdicteten Namen lauten, jind 
dem Eigentümer zurüchzuſtellen oder fiir ibn bei 
Gericht gu deponieren. Es haben auj fie die Vor— 
ſchriften bezüglich des Finderlohnes, Intereſſen— 
enuſſes und der Verjährung keine Anwendung 
(Hid. 24118, Nr. 1410, J. G. S.). 

IV. Die ſtrafgerichtl. Ahndnug. Wenn der 
Finder Die in Den S$ 388 —392 a. b. G. B. bee 
züglich des Findens verlorener Sachen angefiihrten 

orſchriften auger acht lift, fo baftet er nicht 
nur fiir alle ſchädl. Folgen, fondern er verwirkt 
aud) den Finderlohn und macht fich gufolge des 
—— nod überdies nad) Umſtänden 
des Betruges ſchuldig (vgl. §§ 200, 201 c und 
205 R. G.). 
V. Gebiibrenfreibeit der Auzeigen iiber den 
Berluſt von Saden. Die bei den polit. und Volizei⸗ 
Behörden eingebradten derlei Anzeigen jowie die 
diesfälligen Protofolle find gebiihrenfrei (F. We. 
€rl. 6165, 8. 59326, F. M. V. BL 2). 

VI. Berfabren mit 4 Im Mrunde der WUfler- 
höchſt qenehmigten Grundzüge fiir die Organijation 
und den Wirfungstreis der Polizeibehörden 10 VIL 
50 (§ 15) gebührt das BVerjahren bezüglich der F. 
den L. f. Polizeibehbrden, und wo fich folche nicht 
befinden, den Lofalpoligeibehirden (Gemeindevor- 
jtdinden). Bei Abgang bejonderer Vorſchriften be- 
jteht auch feine Gleichmäßigkeit u. Einheitlichkeit 
des Berjahrens, fo insbej. bei der Löſung der 
Stage, wie die von niemand reflamierten F. und 
ber aug Funden erjiclte Gelderlös zu behandeln 
ijt. An Wien werden die F. bejw. der daraus er— 
ielte Gelderlss dem Magijtrate zur einſtweiligen 

erwahrung iibergeben und in gewiſſen Berioden 
(nad) 20—30 Jahren) dem Fistus iiberqeben. Hier 
ridtet man fic) nad) dem Hifd. 18 V 25, 3. G. 
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pf. 7 11137, J. G. S MN. F 170, 
d. 1 V 37, 3. G. S. M. F 199, Hfkd. 61 42, 
G. S. F. 587, und A. E. OXI 41, J. M. 
tl, 20 XII 48, 3. 4358 u. 4590, 

Diele (gu § 760 a. b. G. B. „über erbloje Ver— 
laſſenſchaft“ erlajjenen Boridjriften haben lediglich 
Weltung fiir Gerichtsbehörden in Betreff der gerichtl. 
Depojiten, welche herrenloſes Gut geworden find. 
Sie hatten aud) Geltung fiir die Stadtmagi- 
jtvate, folange diejelben mit zivilgerichtl. Funk— 
tionen betraut waren; allein feit dem J. 1849 find 
die Stadtbehirden dicier Funftionen enthoben und 
deShalb auch nicht verpflichtet, fiir den Staatsſchatz 
F. in Verwahrung ju nehmen. Aus diefem Grunde 
hat auch dic Prager Stadtqemeinde neuefter Zeit 
die Verwahrung der F. guguniten des Staatsirars 
(als kadukes Wut) abgelehnt. 

Die Ubernahme der Hunde und deren weitere 
Behandlung bejorat gegenwärtig ausſchließlich die 
Polizeidirektion. Anders ijt dag Verfahren in den 
Vorſtädten Prags und am Lande, Dort werden 
die F., reſp. der aus denſelben ergielte Gelderlös, 
wenn fic) niemand in der gejesl. Verjährungszeit 
meldet, einfach dem Lofalarmenfonds überwieſen. 
Hier ijt eine offenbare Lücke der dermal geltenden 
Geſetzesbeſtimmungen und wäre im Geſetzgebungs— 
wege durch Schaffung einer allg. Beſtimmung, wonach 
ſolche herrenloſe F. dem Lofalarmenfonds au widmen 
ſind, Abhilfe zu ſchaffen. Trümmel. 
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Einleitung. — Beariff. — Die fiir ben Rechtsſchuß in 
Betracht tommenden techniſchen Fragen. — Geltendes Recht 
der Reichſsratsländer. — Borſchläge sur modernen Mnsge- 
ftaltung des G.⸗Mechtes. 


Die durch die Fortſchritte der Technik bedingte 
Mannigfaltigfeit dec Berwertung der uns von der 
Natur unmittelbar oder mittelbar gebotenen Be— 
triebskräſte ſchafft in ihrer fonfreten Gejtaltung 
immer mehr Berührungspunkte mit dem Wirt- 
ſchaftsleben eines Bolles, bringt in ihrer durd 
den jeweiligen Kulturgrad hervorragend beinflupten 
Entwicklung Verhältniſſe hervor, mit welden man 
fic) innerhalb des durch dic Schranfen des gelten— 
den Rechtes gezogenen Wirtſchaftskreiſes nur ſchwer 
mehr abjujinden vermag: Es bildet ſich fo ein 
Komplex von Fragen heraus, denen wir heute nur— 
mehr auf dem unſicheren Wege der Analogie und 
einer fdjon an der Grenge des Zuläſſigen ange- 
langten ertenfiven Duterpretation vorbandener 
Rechtsnormen nahe zu treten vermigen; fiir die 
fonfrete u. erſchöpfende Austragung folder Fragen 
macht ſich der Wangel einheitlich regelnder Be— 
ſtimmungen ganz empfindlich fühlbar, ja ſie ſind 
geradezu unentbehrlich, wenn eine techniſche Be— 
friebskraft nach ihrer ganzen Vielſeitigkeit, nach 
ihrer Vollwertigfeit fiir das Gemeinwohl ausge— 
nupt werden ſoll. Wir ftehen folchen Fragen man— 
gels ſtaatl. Erfaſſung ihrer weittragenden Bedeu— 
tung fiir das Wirtichaftsleben durd) die Geſetz— 
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gebung mit ciner gewijjen Zaghaftigkeit u. Unter: | origindre G-Flamme, die uns im alten Sdnitt- 
nehmungsſcheu und einer dadurch genährten Plan- brenner fo lange gedient, durch die entleudtete G.— 
loſigkeit gegeniiber. Flamme ſchon gang in Schatten geſtellt ijt. Nicht 

Es tt daher Aufgabe des modernen Staates, | nur die bedeutende Gaserſparnis und gleich— 
an die Schaffung qrundleqender, die weiteſtgehende jeitig Die Hobe Lidjtentwidlung im Vergleich gum 
Uusnugung technifcher Betriebstriifte regelnder | bisherigen Schnitt- u. Argandbrenner hat dem 
Normen gu ſchreiten. Je cher u. umfaifender ein | Auer-Glühlicht in kurzer Zeit als Beleuchtungs- 
Staat in feinem Rechtsgefüge dem Fortichritte der) mittel eine geradezu dominierende Bedeutung ver- 
Technik, jobald diejer fich in feiner vollen Entjal- | ſchafft, fondern aud) die geringe Wärmeausſtrah— 
tung durch das bejtehende Recht oder durch den Wane | lung, welche nur etwa 4/5 derjenigen der gewöhnl. 
gel von Rechtsnormen beeintridtigt findet, Rech— G. Brenner betriigt. 
nung trägt, deſto mehr erfüllt er ſeine ihm im Miſcht man 1 ms Leuchtgas mit 6 m4 Luft, 
Wirtichaftsleben der Völker zukommende Beſtim- | fo findet eine volljtindige Verbrennung unter Ex— 
plofion jtatt. Dieſe Erideinung wird in den (.< 
Motoren nugbar zur Krafterzeugung verwen— 
det. Wirklich praftifdjen Wert erlangte der .< 
Motor erjt durch die Erfindung des Frangojen 
Richard Venoir (1860); diefer jolgte 1867 der von 
Otto & Langen in Deug erfundene atmoſphäriſche 
G. Motor, endlid) Ende der Achtzigerjahre Ottos 
neueſter .- Motor aus der Fabrik Deutz in Köln— 
Deus. Durd) ibren leidten, gleidmapigen Gang 
erweiſen ſich dieſe Maſchinen vorteilhajt yum Be— 
triebe von Dynamomaſchinen fiir Beleuchtungsan— 
lagen. Was den Nußtzeffekt des G.Motors gegen— 
itber dem Elektromotor betrifft, jo lieſern nach 
H. Lur, „Die wirtichajtl Bedeutung der G.- uz 
Elektrizitätswerte in Deutſchland“, Leipzig 1898, 
im GeMotor verbrannt etwa */,—4/, m* Steins 
fohlengas pro Stunde den mechaniſchen Effett von 
1 PS, allerdings nur in den bejten größeren G.— 
Motoren. Am Durchidnitt braudt man aur Er— 
zeugung von 1 PS etwa 0°9 m5, jo daß man alſo 
die bei der ftiindl. Verbrennung von 1 m* erzielte 
Arbeit mit der eleltriſchen Arbeit von 1 Watt pro 
Stunde äquivalent fegen fann. Als Arbeitscinheit 
wird gewöhnlich dic Rilowattitunde — 1000 Watt- 
jtunden angenommen; 1 m* Steinfoblengas wire 
aljo ciner Nilowattitunde äquivalent. Qn Bezug 
auf die Lichtentividlung fann man 1 m* Stein- 
fohlengas ebenfallS nod) annähernd mit 1 Kilowatt 
äquivalent fepen. Dagegen ijt in Bezug auf die 
Warmeentwiclung 1 m* Steinfoblengas 1 Kilo— 
wattitunde weit iiberlegen. 1m* quten Steinfoblen- 
gaſes beſitzt ungeſähr 5400 Miloqrammfalorien, 
1 Rilowattitunde iſt aber nur 864 Kilogrammkalo— 
rien dquivalent. 

Ein wefentl. Vorſprung in ökonomiſcher Bee 
ziehung ergibt ſich fiir die O.-Werfe geqeniiber den 
Elektrizitätswerken dadurch, daß die bedeutenden 
Betriebskoſten der erſteren für Kohlen durch Ge— 
winnung von Nebenprodukten aus dem Vergaſungs⸗ 
prozeß — Ammoniak, Koks u. Teer — wieder 
erheblich vermindert werden, was bei den Elektrizi— 
tatswerken nicht der Fall iſt. 

Die G.-Maſchine arbeitet ſelbſtverſtändlich 
um jo ökonomiſcher, je billiger Das G. ijt, wes— 
halb jich bet großen Betrieben die Anlage einer 
befonderen GeAnſtalt empfiehlt, deren Erzeugnis 
die bedeutenden Koſten eines ſtädt. Rohrnetzes nicht 
ju tragen hat. 

Gin willkommener Erſatz fiir Steinkohlengas 
als Betriebskraft bietet ſich im Waſſergas u. 
Dowſongas ſowie im Azetylen, welche w= 


mung. 

Gine joldje Quantité négligeable ijt fiir die 
meijten ————— der heutigen Staaten noch 
das Steinkohlengas als techniſche Betriebstrajt; 
ihre wirtſchaftl. Bedeutung ijt verhältnismäßig 
ſpät erfannt worden, ihre volle Wiirdiqung fann 
heute nod) nicht als abgeſchloſſen angejehen werden. 

Die Verwendung des Steinfohlenqaies, als 
eines durch trodene Dejtillation von Steinfohlen 
in Fabrifen im großen Maßſtabe hergeftcliten Pro— 
duftes, gu Beleuchtungs-, Heiz- und moto- 
vifden Sweden ijt jüngſten Tatums, wenn von 
den Verſuchen Bechers (1680) und Claytors (1739), 
die bereits aus Steinfohlen brennbares G. (p hi- 
loſophiſches Lit) darftellten, abgefehen wird. 
Es blieb bei fofalen Berjuchen, bis dev Deutſch— 
Biterreidher Winger aus Znaim in England eine 
Aktiengeſellſchaft für M.-Beleudtung qriindete und 
1814 die Strapenbeleudjtung in London, 1815 in 
Paris mit G. eröffnete. Tann folgten Beleuch: 
tungSverjuche in Freiberg (Sachien}, in Eſſen und 
1818 in Wien, die jedoch feinen dauernden Erfolg 
hatten, big 1825 die Kontinental-Gas-Aſſoziation 
auj den Blan trat und die G.< Beleuchtunq in 
Hannover, 1826 in Berlin cinfiihrte; 1828 jolg- 
ten Dresden u. Frankfurt a. W., 1853 Wien, 1838 
Leipzig. 1868 zählte man 31 deutichijterreichijche 
mit deutſchem Rapital qeqriindete W.-YUnijtalten, die 
zuſammen mit den 530 reichsdeutſchen G.Anſtal— 
ten ungejabr 16 Mill. g Steinfohlen verarbeiteten 
und 7400 Will. Kubikfüß G. ergeugten. 1900 pro- 
duzierte London allein etwas iiber 500 Will, ms 
G. Obwohl die eleftriiden Sentralen den G.-YUn- 
jtalten jtarfe Konkurrenz machen, jo weijen doc) 
die letzteren cine beſtändig fortidireitende Entwid- 
lung auj, u. gw. einmal weil das Lichtbedürfnis 
mit junebmendem Nomfort jtetiq u. raſch wächſt, 
dann aber aud, weil die G.<Ynjtalten auch zur 
zentralen Berforgung der Städte mit Wärme u. 
Kraft ganz Hervorragend geeiqnet jind, da fie den 
hiezu erjorderl. Stoff in cinjacher, bequemer u. 
billiger Weiſe liejern finnen. Die Benugung des 
Steinfoblengajes zur Wiirmeentiwidlung | Heizen u. 
Roden) wurde ermöglicht durch Heritellung einer 
durch Luftbeimiſchung entleuchteten O.- Hamme, 
wie fie zuerſt im Bunſenbrenner Anwendung fand; 
dieſe Idee liegt auch dem vom Wiener Chemiker 
Tr. Auer v. Welsbach erfundenen Glühlichte zu 
Grunde, bei welchem das Leuchten durch einen 
mittels der entleuchteten G.⸗Flamme erhitzten Glüh— 
firper hervorgerufen wird, fo daß heutzutage die 


— — — —— — — — — — — ——— — — — — — —— — — — 


Bas. 


Arten cinen wefentlic) billigeren und bequemen 
lofalen Betrieb ermiglichen. Das Beſtreben, dem 
Bedürfnis nach einer G.-Majchine auch da gerecht 
ju werden, wo feine @.-Wnijtalt bejteht, hat dann 
sur Einführung der Bengine u. Petroleummaſchi— 
nen gefiihrt. Von örtl. Bedeutung find die Natur— 
a&motoren fiir folde Bezirke, in denen Muse 
——— von Gaſen, beſonders von Kohlen— 
waſſerſtoſfen, aus der Erde ſtattfinden. Dieſe letz— 
tere G.⸗Art (Naturgas), die naturgemäß einen be— 
jonders billigen Wotorenbetrieb ermöglicht, findet 
ſich vorwiegend in vulfanijchen Gebieten, Kohlen— 
wajierjtoffausjtrimungen aud) da, wo in der Ticfe 
die Umivandlungsprodufte pflanzl. Stojje vorliegen 
(Batu, Apennin, in den Vereinigten Staaten von 
Amerika — Bennjylvanien) —, in neuefter eit 
jind die G.<Quellen von Wels (O. 0.) in 115 m 
Zieje im fog. Schlier Tertiärformation) erbobrt 
worden; aud) aus Steinjalslagern find G.-Ouellen 
der nämlichen chemifden Berbindungen befannt, 
3. B. bei Szlatina in Ungarn wird Kohlenwaſſer— 
jtofigas zur Grubenbeleuchtung verwendet, in China 
witd Naturgas gum Cinfieden der Salsfole ver- 
wendet. Eine nambafte Entwidlung hat die Verwer— 
tung von Naturgas in Bennfylvanien genommen. 
Im Juni 1898 wurden 94 Eiſen- u. Stahhverfe 
in der Union mit Hilfe von Naturgas betrieben 
und 2 derartige Anlagen waren im Bau begriffen. 
Am November 1901 dagegen fand Naturgas ſchon 
in 110 bejtehenden Betricben der Eiſen- u. Stabl- 
brandje Verwendung und follte ferner in 7 nod) 
in Ausführung begrifienen Werfen das Betriebs- 
mittel abgeben. Die Bahl der Naturgas verwen- 
denden Eijens u. Stabhliverfe war 1901 größer als 
in allen Borjahten (American Iron and Steel 
Association). Nur der Vollſtändigkeit wegen fei 
hier nod) der Hochofen-, Kolsofen- u. Braun— 
toblenfchwefelqaje, als in der Cifenindujtrie immer 
mehr zur Geltung fommender Betriebstrijte er- 
wähnt, durch welche vielfach felbjt große Dampf- 
anlagen verdriingt worden find. Die Unterſuchungen 
Meyers (Gottingen) haben erwieſen, welch ** 
Gewinn aus der Ausnutzung der Hochofengaſe er— 
wächſt, da eben ein G.-Motor auf Grund des be— 
deutend beſſeren thermifden Wirfungsqrades unge- 
jibe dreimal mehr Energie des Brennſtoſſes in 
nubbare Arbeit umſetzt, wie ſelbſt eine worgigli® 
ausgerüſtete Dampjanfage. Es darf deshalb auch 
nit wundernehmen, dak fait alle größeren Hüt— 
tenwerfe Deutichlands und Ojterr. darangegangen 
jind, Stationen mit Hochoſengasbetrieb zut Aus— 
führung au bringen, fo dak heute der 1000pfer— 
dige G Motor ſchon eine Normaltype für derartige 
Anlagen geworbden ijt. 

a endlid) den ökonomiſchen Effelt des Stein- 
foblengajes gegenüber det Dampffrajt betrijjt, fo 
werden nach Wart dort, wo fiir den eventuell er- 
zeugten Abdampf feine Verwendung ijt, bet mie- 
drigen G.Preiſen und geringer tägl. Arbeitszeit 
fogar Rondenjationsdamprmajchinen ſchwer mit dem 
%-Motor zu fonfurrieren haben, wogegen der 
Dampfbetrieb bei längerer tägl. Berwendung gün— 
ſtiger ausfällt, ſo daß in allen Fällen, wo es ſich 
um bloß ſtundenweiſe Benutzung ſelbſt großer 
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Kräfte handelt, immer die Erzeugung durch G.— 
Motoren zu erwägen iſt, wobei ſich vielfach ergeben 
wird, daß man damit beſſer fährt als beint Dampf- 
betrich, zumal bei der Dampffrajt die Kraftaus— 
nupung auch in giinjtigeren Fällen meift nur 10 
bi 13% betriigt, während jich dicielbe Dei W.- 
Motoren bis zu 20% jteigert; allerdings werden 
dDerart billige G.-Preife, wie fie dem eben darge— 
jtellten giinjtigen ökonomiſchen Berhiiltnijje zu 
Grunde gelegt find, bei auf Rentabilität arbeiten- 
den ſtädt. G.-Werfen eine Seltenheit fein, die fich 
nur bei beter Berwertung der Nebenerzeugniſſe 
aus der G. Bereitung und bei günſtigen Stein- 
fohlenbegugsbedingungen cinjtellen wird. Anders 
ſteht es natürlich bei der Erzeugung privater Be- 
triebe, bei weldjen das G. alg Rebenproduft oder 
fonjt weſentlich billiger bergeftellt wird als das 
Leuchtgas. 

Meben der hiemit in der Hauptſache erörter— 
ten indujtriellen Derwerteng des Steinfohlengaies 
verdient auch die bei deffen Erjeugung u. Verwen— 
dung in Frage kommende geſundheitsſchädl. Riid- 
wirfung auf den menſchl. Organismus eine furze 
Betrachtung. 

Dic bei der G.eErzeugung auftretenden Ge— 
fahren ſind mannigfach: Die —— u. großen 
Temperatursunterſchiede, die Kohlenſtaub⸗ und an— 
derweitige Staubentwicklung, die Kohlenoxyddünſte 
und der ſich beim Ablöſchen der Koks und bei der 
Regenerierung der thay ay Smajie entividelnde 
Schwefelwaſſerſtoff bilden die Betriebsgeſahren fiir 
den W.<Urbeiter, Undichtigkeit der G-Rohre be- 
dingen Gefährdung des Ronfumenten, endlich er- 
wächſt der Nachbarſchaft von G.-Ynijtalten eine Bes 
lajtiqung durch Rauch und iible Gerüche. ES mug 
johin in erjter Linie auf die jtrengite Beobach— 
tung der fiir den G.«Werksbetrieb getroffenen Vor— 
ſichtsmaßregeln feitens der betricbSleitenden Organe 
u. Urbeiter gefehen werden. 

ine bejondere Beachtung verdient auch dic 
Anfiltration des Bodens und der Waſſerläufe durch 
die Abwäſſer u. Abjalle der G.-Wnjtalten, nicht 
weniger aber infolge von Undidtigfeiten der Gaſo— 
meterfohle und der zur Aufnahme der Wbfiille 
aus den Reinigungsapparaten dienenden Behilter. 
Das ſich im Boden verbreitende Steinfohlengas 
wirkt oft nocd) in einer Entfernung von 2—400 m 
jeritérend auf das Wurzelwerk, namentlich bei ge- 
frorener Erddece. Um einer Verunreinigung des 
Bodens durch die im Erdboden liegenden Teer— 
u. Ammoniakwäſſer zu begegnen, werden jetzt ge— 
wöhnlich für die Aufnahme des geſamten Konden— 
ſators eiſerne Hochbehälter angeordnet und das 
Verlegen dieſer Behälter in den Erdboden unter— 
ſagt. Was die Verunreinigung der Flußläufe durch 
ablaufende G⸗Wäſſer betrifft, jo ijt nach dem Ur— 
teile von G.Technikern die Einſührung ſolcher 
Wäſſer in bffentl. Waſſerläufe bei genügender Bor 
flutmenge und unter der Vorausſetzung, daß das 
G.Waſſer lontinuierlich und nicht ſioßweiſe in 
größeren Mengen abgelaſſen wird, nichts Bedenk— 
liches; bei jenen @.<Werfen jedoch, welche das 
.<Wafier auf Ammoniak verarbeiten, entſtehen 
Abfallwäſſer, welche Schwefelkalzium und andere 
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Sehwejelverbindungen jowie Ferrocyankalzium und 
foblenjaueren u. ſchwefelſaueren Ralf enthalten; 
derartige Wäſſer follen allerdings nicht ohnewei— 
ters in öffentl. Waſſerläufe eingeleitet werden. 

Beim Ausſchaufeln des Cijenorydhydrates aus 
den Reinigerfajten bilden fic) fiir Arbeiter und die 
Nachbarſchaft höchſt läſtige Geriiche; dic Regenera— 
tion der Reinigungsmaſſen ſoll daher in bedachten, 
ſeitlich allſeits geſchloſſenen Räumen, die mit guten 
hochgeführten Entlüftungsſchläuchen verſehen ſind, 
vorgenommen werden. 

Jehle (Zeitſchrift für Gewerbehygiene uſw. 
1901, Nr. 14) erwähnt als wyiſches Leiden der 
G. Arbeiter Rheumatismus, hervorgerujen durch 
beſtändigen Temperaturwechſel, bezeichnet die ſtete 
Einatmung der mit verſchiedenen G.Arten erfüll— 
ten Luft als äußerſt ſchädl. Moment, indent fie 
zunächſt verderblid) auf die Berdauungsorgane 
wirft und hiedurch eine Herabjepung der Ernah- 
rung u. — —— der Widerſtandskraft des 
Organismus bewirtt. Es machen ſich bereits Be— 
ſtrebungen nad Herabſetzung der 12ſtündigen auf 
eine 10ſtündige Arbeitszeit geltend. 

Viele Steinkohlengasanſtalten erweitern ihren 
Betrieb durch Aufſtellung von Apparaten zur Er— 
zeugung von Waſſergas, in der Abſicht, hie— 
durch eine notwendige Erweiterung der G.-Anſtalt 
möglichſt lange hinauszuſchieben. Die Waſſergas— 
erzeugung kann in gewiſſen Grenzen der tagsüber 
fer ſchwankenden G.-Abgabe angepaßt werden, bei 
dex gewöhnl. Leuchtqasherjicllung ijt dagegen die 
Froduttion eine fehr gleichmäßige, jo dag dabei 
wegen der ſchwankenden .-YAbgabe cin Wusgleich 
durch große G.⸗Behälter herbeigetiihrt werden mug; 
in den gewöhnl. .-Ynitalten, die auch) nebenbei 
Wajjerqas erzeugen, wird l[egteres dem Stein— 
tohlengaſe beigemiſcht, diejes Gemiſch fodann mit 
Benzol farburiert, um es auf den erforderl, Warme- 
wert au bringen. Bon gewöhnl. Steinfoblengas- 
anjtalten nat biiciat Waſſergasanſtalten, die einer 
gjentralen Verſorgung mit Leucht- u. Heizgas die= 
nen, gibt es heute in Oſterr. u. Deutichland nod 
jebr wenige, dagegen ijt in Nordamerifa die Waſſer— 
gasverwendung ſeit Jahrzehnten vorherridend, weil 
dort große Wengen von billigen Petroleumrück— 
ſtänden zu Karburationszwecken vorrätig ſind und 
die vorhandene Anthrazitkohle die Waſſergaserzeu— 


gung begiinftigt. Qn Deuticland ijt bet Bor- 
handenfein guter .-Robhle die gewöhnl. Stein- 


foblengaserjeugung fajt ebenfo billig wie die von 
Waſſergas. 

Bei Anlagen zur Waſſergasbereitung muß im 
Intereſſe der beſchäftigten Arbeiter verlangt wer— 
den, daß alle Räume beſonders geräumig u. luftig 
find; died ijt nötig, da die Ausſtrömungen von 
Waſſergas wegen des höheren Gehaltes von Kohlen— 
oxyd leichter zu Vergiftungen führen können als 
bei gewöhnl. Steinkohlengas. Die Nachbarſchaft 
einer Waſſergasanlage wird durch Rauch u. Dünſte 
nur in ganz geringem Maße, mehr aber durch das 
ſtarke Geräuſch der Gebläſe beläſtigt. Bei ganz 
ſelbſtändigen Waſſergasleitungen iſt zur Verhütung 
von Vergiftungen u. Exploſionen an den Ver— 
brauchſtätten dafür gu ſorgen, dah das faſt geruch— 


loſe Waſſergas ſchon innerhalb der Erzeugungs— 
ſtätte mit ſtart riechenden Subſtanzen verſeßt 
werde, z. B. durch Thioalkohole. 

Soviel über die techniſche Seite unſerer Ma— 
terie, die uns als unerläßl. Grundlage fiir die 
Unterjuchung zu dienen hat, inwieweit das geltende 
Recht diefe Materie erſaßt hat, und welche Regelung 
für die möglichſt voliitindige Ausnugung der 2 
Technif fiir wünſchenswert begeichnet werden muß. 

Das erjtemal begegnen wir in der öſterr. We 
jebgebung, wir finnen fagen — in der Geſetzge— 
bung der Staaten iiberh. — dem Musdrude,,Leu ch te 
gas“ im faij. P. 20 XIT59, R. 227, womit eine 
neue ew. O. erlajjen und vom 1 V 60 ange— 
jangen in Wirkſamkeit geſetzt wurde. Mit biciem B 
werden im § 23, Bunft 30, „Leuchtgasanſtalten 
zur Bereitung u. Aufbewahrung“ als Betriebs— 
anlagen ertlirt, fiir welche die enehmigung auf 
Grund vorausgegangenen Ediktal⸗ u. Rommifjions- 
verfahrens erteilt wird. Dem Geſetzgeber war ſo— 
hin damals nur die Verwendung des Steinkohlen— 
gaſes zu Beleuchtungszwecken belannt und 
einer Regelung durch gewerbepolizeil. Vorſchriften 
bedürftig. Aber ſelbſt bezüglich dieſer einſeitigen Ver— 
wendung als „Leuchtgas“ fonnte trop Ediltalver— 
fahrens und kommiſſioneller Verhandlung bei der 
damals noch höchſt unvollkommenen Entiwidhing 
der G.Technik die ſtaatl. Einflußnahme auf An— 
lage u. Führung ſolch gewerbl. Betriebsſtätten nur 
auf ganz oberflächl. Prämiſſen aufgebaut werden. 

Man hatte mangels praktiſcher Crjabrung z. B. 
noch keine Kenntnis von der großen Schädlichkeit 
det Infiltration des Bodens und der Waſſerläufe 
durch Abwäſſer u. Abfälle der G.-Anſtalten, von 
den Nachteilen, die inſolge von Undichtigkeit der 
Gaſometerſohle und der zur Aufnahme der WUbiiille 
aus den Reinigungsapparaten dienenden Bebhalter 
entjteben können. (Die ſich im Boden verbreitenden 
Steinfohlengasdaimpje wirfen oft nod in einer 
Entjernung von 3—400 m zerſtörend auj Wurzeln, 
namentlic) bei gefrorener Erddede, die cin Ent— 
weiden des G. und ein Hingutreten der atmo— 
ſphäriſchen Luft unmöglich macht; es ijt feſtgeſtellt, 
daß ein Ausſtrömen von nur 0°772 m* pro Tag 
auf 17°8 m® Boden verteilt, die Wurzelſpitzen der 
Bäume befonders in der Wachstumsperiode in 
kurzer Zeit vernichtet; um eine folche bereits wie- 
derholt beobadhtete direfte Schädigung der Vegeta: 
tion hintanzuhalten, empfiehlt fi der in Umerifa 
bereits als bewährt anerfannte Borgang, die G.— 
Robhrieitung nicht unmittelbar in den Boden, 
jondern in weite, qutventilierbare Randle zu ver: 
legen.) 

Von der Verwendung des G. fiir motori- 
ſche Swede Hatten die Hedattoren der 1859iger 
Gew. O. nod) feine Voritellung, fonnten auc) feine 
haben, nachdem es befanntlic) erſt im J. 1860 dem 
Franzoſen Lenoir gelungen ijt, cine mit Stein— 
fohlengas betriebene Maſchine zu fonftruieren, 
welche praktiſch verwertbar war. Dieſer in ſeiner 
Verwendung nod) mangelhajte Motor mute, wie 
wir wijjen, icon im J. 1869 der von Otto & Lan- 
gen in Baris vorgefiihrten atmoſphäriſchen Kraft— 
maſchine weichen, die zwar weniger G. verbraudite, 


as. 


aber dafür andere redjt unangenehme Eigenſchaften 
(itofender u. lärmender Gang) aufwies; ein weites 
Webiet praftijder Verwendung fonnte jich erjt die 
im J. 1876 durd) M. A. Otto erjundene Viertakt— 
maſchine Durch) ihren rubigen regelmapigen Bang und 
verhiltnismiapiq geringen G.Verbrauch erringen. 
Rei dicier Sachlage muß es einigermagken be- 
jremden, dag das mit B. der Minifterien des Han- 
delS und des Annern 9 V 75, R. 76, betreffend die 
Einreihung der gewerbsmäßig betricbenen Beſchäf— 
tiqung Der Ausführung von G.Rohrleitungen u. 
Beleuchtungsanlagen unter die fongejjionierten Ge— 
werbe, gleichzeitig erlaſſene „Regulativ fiir die Aus— 
führung von G.Rohrleitungen und Anlagen aller 
Art zum Behufe des Leuchtgasverbrauches in 
den Straßen, öffentl. Plätzen, Gärten u. Höfen ſo— 
wie in geſchloſſenen u. überbauten Räumen, dann 
bei Illuminationen uſw.“ wohl Schutzmaßregeln 
gegen die gefährl. Wirkungen des Steinkohlengaſes 
für die Allgemeinheit trifft, aber dabei nur die 
Verwendung dieſes G. für Beleuchtungszwecke im 
Ziele hat, dies allerdings mit ciner ebenſo qus— 
führlichen wie nichtsſagenden Benennung der Ort— 
lichteiten, für welche G.-Beleuchtung in Verwen— 
dung kommen kann. Ein ſo recht bezeichnendes 
Bild für die damalige Art u. Weiſe der Geſetz— 
machung. Es bietet ſich uns hier wie in vielen 
anderen ſelbſt ſpäteren Geſetzen die Erſcheinung, 
wie Wichtiges gegen Nebenſächliches hintangeſeßzt 
wurde, wie unvollſtändig u. lückenhaft oft Geſetze 
ausfallen müſſen, wenn man es bei deren Redal— 
tion unterläßt, auch die Stimme des Technikers 
zu hören. Es gelang ſpeziell in den letzten 3 Jahr— 
— des abgelaufenen Jahrh., die Naturgeſetze 
urd) Erfindungen u. Entdeckungen praftijd) aus— 
zunutzen und hiedurch die einſt ſo mythiſchen chemi— 
iden u. eleltriſchen Energien in den Dienſt der 
Menſchheit zu ſtellen. Dieſe Vorgänge haben in 
fajt revolutionärer Weiſe auf die geſamte wirt— 
ſchaftl. Entwicklung eingewirkt. Doch dieſer Ent— 
widlung hat die Geſetzgebungsmaſchine weder bei 
uns nod) anderiviirts entipredende Gefolgſchaft ge- 
leiftet. Dak die wirtſchaftl. Entwidlung den Fort- 
ſchritten der Technif nicht in der Weife und in 
dem Tempo zu folgen vermochte, wie es wünſchens— 
wert geweſen wäre, [aq im eingefleijdten Bureau— 
frati8mus der gefamten Staatsverwaltung, der mit 
dem realen, mit dem praftijden Leben gar feine 
oder nur cine höchſt lofe Fühlung unterbielt und 
daher auch den Technifer bei den meijten Verwal- 
tungsangelegenbeiten nur als ein Acceſſorium be- 
handelte, waͤhrend zumeiſt ibm das Hauptgewicht 
hatte beigemeſſen werden jollen. Die Technik ſchafft 
un das Subjtrat, die Prämiſſe, von welder die 
qejamte heutige Geſetzgebung auszugehen bat, wenn 
fie ihrem Zwecke, den CErjorderniijen des Bolfs- 
leben$ Rednung ju tragen, entſprechen ſoll. 
Diejem Requlativ find auf dem Gebiete unferer 
Materie gefolgt das Geſetz 15 IIT 83, R. 39 (§ 15, 
Bunt 7), dic — — 171X 83, 
R. 151 (Bunt 8), womit die Cualififation fiir 
Bewerber um cine Konjeffion fiir Ausführung von 
W.-Rohrieitungen, Beleucdtungsanlagen u. Waſſer— 
einleitungen bejtimmt wurde, die Winijterialver- 
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ordnung OIL 93, R. 184, womit das Kupfer— 
ſchmiedgewerbe dem Wedanifer-, Schloſſer- oder 
Spenglergewerbe als jenen Gewerben gleichgeſtellt 
wird, deren Erlernung nebjt 4jähriger Verwendung 
im Gewerbe der Wusfihrung von G. Rohrleitungen 
uſw. die Befühigung yur Erlangung der Konzeſſion 
für letzteres Gewerbe verleiht, ferner die Kund— 
machung des H. M. im Einvernehmen mit dem 
WM. J. und dem K. UL M. 5 AIT 97, R. 281, bee 
treffend jene Unterrichtsanſtalten, durch deren Ab— 
gangszeugniſſe der Nachweis der Beſähigung fiir 
das Gewerbe der Ausſführung von G.Mohrleitun 
gen, von G.Beleuchtungsanlagen uſw. in Verbin— 
dung mit einer 2jährigen praktiſchen Verwendung 
erbracht erſcheint, endlich die Miniſterialverordnung 
ISX 99, R. 203, wonach durch Erlernung des 
G.-Leitungs- u. Waſſereinleitungs-Inſtallations— 
gewerbes nebſt 4jähriger VBerwendung in dieſem 
Gewerbe ebenjalls die Qualifikation zur Erlangung 
der Konzeſſion für Ausführung von G.-Rohrlei— 
tungen, Beleuchtungsanlagen uſw. erworben wird. 
Doch alle die vorerwähnten Normen ſind auch wieder 
nur als Formalismen zu bezeichnen, die nicht 
in die Materie als ſolche eindringen. 

Hiemit ſind die in Oſterr. heutzutage zu Recht 
beſtehenden gasrechtl. Beſtimmungen erſchöpft. 

Es kann nicht in Abrede geſtellt werden, daß 
das Regulativ vom J. 1875 in ſeinen weſentl. Be— 
ſtimmungen nicht nur für die Steinkohlengas— 
beleudtung, ſondern auch in Fällen der Bers 
wendung diejes G. fiir motoriſche und Heiz— 
Zwecke, injoweit eS die geſundheitsunſchädl. An— 
lage von .-Robrieitungen, deren Anſchlüſſe uſw. 
betrifft, ſich als anwendbar erweiſt, ja die darin 
enthaltenen materiellrechtl. Normen ſind derart allg. 
gehalten, daß ſie mit geringen ae eae aud 
flir die neveren .-Beleudtungsarten, alg Wafer: 
gaseu. Olgasbeleudtung, in Anwendung ge- 
bradjt werden finnen. Nur die ungleich gefährlichere 
— oe hat ſchärfere Normen 
erheiſcht. Dieſelben wurden auch erlaſſen mit V. 
des M. J., des H. M. und des Gif. M. 14 XT 1901, 
R. 184; auf flüſſiges Azetylen haben die Beſtim— 
mungen des Geſeßes 27 V 85, R. 134, gegen den 
gemeingefährl. Gebrauch von Sprengmitteln An— 
wendung zu finden. 

Bet dem Umſtande aber, dah, wie bereits er— 
wibhnt, das Steinfohlengas dant der fortidjreitenden 
Vereinjacdung in der Erzeugungsmethode desfelben 
in fo mannigfacher Weije den Bediirinijjen des 
Haushaltes und der Wrbeitsftitte dienjthar gemacht 
worden ijt und dabei wohl auch andere widtige 
Momente als cingiq u. allein die durch das Ree 
gulativ vorgeſchriebene Unlage von W,-Robhrieitun- 
qen einer geſetzl. Erjajiung bediirjen, hat aud) das 
M. J. in dem an ſämtl. Landesitellen gerichteten 
Erl. 141] 1903, 8. 38321 ex 1902, fic) dahin 
ausgeſprochen, da dieſes Regulativ den heutigen 
Unjorderungen in der Tat nicht mehr zu ent— 
iprechen vermag und Mängel aufiveijt, deren bales 
dDige Bejcitiqung geboten erſcheint, daher es ein— 
vernehmlich mit dem H. W. an cine Reviſion des 
Requlatives zu ſchreiten beabfidtige und aus diefem 
Anlaſſe im Intereſſe einer möglichſt erſchöpfenden 
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Behandlung des gejamten Komplexes dev hier in 
Betracht kommenden Fragen die Erſahrungen fennen 
zu lernen wünſche, welche mit dem bisherigen ag be 
lativ gemacht worden find, bezw. entipredjende Ab— 
dinderungsvoridlige intereffierter Kreiſe gewärtige. 

Ohne fich in die cingelnen, dem Stande der 
heutigen Technik entiprecdenden, nicht gerade bedeu- 
tenden Richtigitellungen u. Verbefjerungen mancher 
VBejtimmungen des Regulatives eingulajjen, ware 
al8 Hauptforderung geltend gu madden, dak das- 
felbe texilich dahin verbeſſert werde, dah deſſen Be— 
ſtimmungen auch fiir die Anlage von Ol u. Waſſer— 
qaSleitungen und fiir die Verwendung diejer G. 
fiir Belcudtungs-, Heigungs- u. motoriſche 
Zwecke in Unwendung genommen iverden finnen. 
Yuj dieſe Weiſe würde — den bei Anlage 
von G.Mohrleitungen aus Rüclſichten der öffentl. 
Sicherheit u. Geſundheit notwendigen Maßnahmen 
Rechnung getragen werden können. 

Was die Errichtung von Erzeugungsſtätten 
für Steinkohlengas betrifft, ſo ſind hiefür in Er— 
manglung von Spezialbeſtimmungen die Vorſchriften 
des mit der Gewerbegeſetznovelle 15 I 83, R. 39, 
in die 1859er Sew, O. neu eingereihten III. Haupt- 
jtiides mafgebend, wonad in § 27, Punkt 28, derlei 
Vnitalten jenen Betriebsantagen zugezählt find, die 
nicht nur die gewöhnl. Genehmigung des § 25 der 
Gew. O., fondern eine qualifizierte auf Grund des 
in den 88 2ZS—31 vorgezeichneten Verjahrens er- 
fordern. Ridtunggebend für derlei Genehmigungen 


derlei Bauten aud) der allg. baubehirdlichen, in der 
Regel von den Gemcinden ju erteilenden Bewilli- 
gung. Faſt in allen durd) die Landesgeſetzgebung 
geſchaffenen B. O. erſcheint der Grundſatz ausge- 
Iprodjen, dah der Baulonfens rüchſſichtlich folcher 
Objefte, welche gugleid) gewerbl. Betriebsanlagen 
find, nicht früher erteilt werden dary, bevor nidt 
liber die Zuläſſigkeit der Betriebsanlage von der 
Gewerbebehörde entidieden worden ijt. Derjelbe 
Grundſatz findet fich auc) im Erfenntnis des V. G. 
25 1X 7H, 3. 1564 (Budwinsfi 564). Die meijten 
B. O. bejtimmen, dak dic fommiffionelle Bauver— 
handlung womöglich mit den nad) den Beſtimmun— 
gen des Gewerbegeſetzes erjorderl. Erhebungen ver— 
einigt werde. Die Baubewilliqung ertcilt in diefen 
Fällen nad) den B. O. fiir Rarnten ($ 12), Krain 
($ 90), Steierm. (§ 11 dee Gefebes 12 LI 66, &. 6), 
Mähren (§ 147), Salgb. (§ 96), Brinn (§ 130) die 
polit. Behirde; andere B. O., jo Dalm. (§ 66), 
Iſtrien (§ 55), Schlejien ($ 101), heben ausdrück⸗ 
lid) bervor, dak auch bei qewerbl. Bauten die Bau- 
bewilligung durch die Gemeindebehirde zu erjolgen 
habe. Der § 34 der Prager, § 36 der Briinner 
und § 41 der mähr. B. O. enthalten die swede 
mäßige nadabmenswerte Beſtimmung, bah bei 
Bauten von gewerbl, Betriebsanlagen das Bauge- 
judy aud) eine vollfommene Yngabe dariiber yu 
enthalten babe, wie dic Schmutzwäſſer unſchädlich 
gemacht oder abgeleitet, die Entwidlung u. Aus— 
breitung geſundheitsſchädl. G. verhindert, und dic 


jind die Erl. des Wi. J. und des H. M. IGT 90, etwa entſtehende übermäßige Rauchentwidlung be- 


3. 1840, 27 IX G8, 8. 31254, B. BL 1901, Nr. 2, 
W. S. 1882, die dag Vorgehen der Mewerbebehirden 
bei derlei Verhandlungen normieren, weiter Ext. 
des M. J. 5 VII 99, 3. 24565, B. BL. 1901, Nr. 2, 
MN. S. 1883, wonach der Vorbehalt einer allfälligen 
Einjtellung des Berriebes fiir den Fall, als die 
Nachbarſchaft durch die Anlage gefährdet oder be— 
läſtigt würde, als mit dem Sinne des Gewerbe— 
geiepes nicht tm Einklang ſtehend bezeichnet wird. 

Weiter hat der Oberſte Sanitätsrat in einem 
in der Frage der Zuläſſigkeit einer Betriebsanlage 
erſtatteten Gutachten ſeiner Anſchauung dahin Aus— 
druck gegeben, daß das ſanitäre Wohl gu aller— 
erſt an die Frage der Exiſtenzmöglichkeit der an— 
wadjenden Bevdlferung gefniipit ijt, daß es daher 
nicht Aufgabe vom ſanitären Standpunfte aus jein 
fann, die Quellen der materiellen Daſeinsfriſtung 
zu unterbinden, fondern dak ſich Fortſchritt in In— 
duſtrie u. Gewerbe mit dent Fortidjritte auf hygie— 
niſchem Webiete vereinigen müſſen, um nach bei— 
den Richtungen ausgleichend und in erträgl. Weiſe 
einem höheren Ziele zuzuſtreben. 

Der Erl. des M. J. im Einvernehmen mit dem 
H. M. MXSA, 3. 5157, macht den Gewerbebehör— 
den die Verſtändigung des Gewerbeinſpektors in 
jenen Fällen zur Pflicht, wo behufs Genehmigung 
einer gewerbl. Betriebsanlage, dic fiir die Zwecke 
des Mefepes vom J. 1883 von größerer Vedeu⸗ 
tung iſt, oder bei Anderung einer ſolchen Betriebs— 
anlage eine kommiſſionelle Verhandlung ſtattfin— 
den ſoll. 

Außer der durch die polit. Verwaltungsbehörde 
zu erteilenden gewerberechtl. Genehmigung bedürfen 


hoben werden ſollen, endlich wie ſich vorausſichtlich 
der Betrieb in Rückſicht auf die vorhandenen Ver— 
tehrsivege geſtalten werde. 

Dieſe allg. Beſtimmungen über Errichtung 
gewerbl. Betriebsanlagen müſſen bis jest in Oſterr. 
aud) bei Errichtung von G.-Anſtalten in —— 
Anwendung kommen, wobei noch nicht ſelten die 
Frage der Zuläſſigkeit der Enteignung von fiir derlei 
Anlagen benötigten Grundſtücken Komplikationen 
verurſacht. J 

Beſondere Beſtimmungen beſtehen in Oſterr. 
noc) für die G.Beleuchtung in Theatern, fo für 
N. O. Geſetz 15 XII 82, &. 68, fiir Böhmen 
27 HI 87, &. 27, fiir Trieſt Geſetz 12 III 89, L. 10 
ex 1800 (ſämtliche erlajjen iiber Anregung des 
M. J. 6VSi, 8. 2885, und 12 XIT81, 3. 6749 
Theaterbrände in Wien u. Nizza)), weiter Spezial- 
bejtimmungen fiir Cinfiibrung der &.-Beleuchtung 
in Najernen: Winifterialverordnung 27 VI 95, 
R. 119, als Durchfiihbrungsverordnung yum Geſetz 
27 VI 95, R. 100. 

Auch in Deutſchland bildet die Frage der Kodi— 
fizierung von — fuͤr die Ver— 
wendung des Steinkohlengaſes für Beleuchtungs-, 
Heiz- und motoriſche Zwecke ſchon ſeit längerem den 
Gegenſtand von Verhandlungen intereſſierter Kreiſe. 

Für den Urbeiterfdug in G-⸗Erzeugungs— 
ſtätten gelten: in Ofterr. Gewerbegeiesnovelle 
8 III 85, R. 22, § 74 (1—5), in Ungarn Gewerbe— 
geſetz 1884, § 114, in Deutichland Gew. O. 1 VI 
M1, $$ 120 (a—e), 139a Punft 1, in der Schweiz 
Bundesgeſetz 23 111 77, Züricher Geſetz 18 VI 94, 
in Frankreich Geſetz 12 VI 93 (loi concernant I’hy- 
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éne et la securité des travailleurs dans les 
établissements industriels), in England die 
Factory and Workshop Act 1895, in Belgien 
Geſetze 13 XII 89 u. 21 1X M4, in Schweden Geſetz 
10 V 89, in Norwegen B. 16 V 60, in Dänemark das 
Fabriksgeſetz von 1873, in Finnland Geſetz 15 1V 
89, in ben Bereinigten Staaten bejteht in 9 Staas 
ten fiir die Fabrifsinfpeftoren die Pflicht, Vor— 
idriften fiir den Betriebsſchutz der ihver Kontrolle 
unterjtellten Induſtrialien zu erlaſſen. 

Wenn auch in einer großen Reihe von Staaten 
die Anforderungen an den Betriebsſchutz, die teils 
im Geſetzes⸗, teil im Verordnungswege feſtgeſtellt 
worden find, als weitgehend bezeichnet werden 
finnen, fo zeigt fic) dod) auf der anderen Seite, 
daß in manden Lindern ein geſetzl. Eingriff zu— 

uniten des Betriebsſchutzes noch gan} feblt. Aber 
Felbit da, wo der Staat bejtimmte Normen auj- 
— hat, iſt, wie die Erfahrung lehrt, häufig von 

rfolgen leine Rede. In erſter Linie iſt das darauf 
zurückzuführen, dak der großen Menge von Fabri— 
en u. Werfftitten gegenitber die Zahl der Fabrif- 
aujfichtsbeamten viel gu gering ijt, um bei der 
Fülle ihrer Obliegenheiten alle Betriebe gehörig 
iiberwaden ju können. Bon der eigenen Rito: 
tive ijt aber bei der Mehrzahl der Unternehmer 
wenig gu erwarten, weil die Einrichtungen des 
Betriebsſchutzes meijt eine erhebliche — elle Be⸗ 
laſtung bedingen, und die Arbeiter anderſeits zeigen 
für Die zu ihrem Beſten getrofienen Vorkehrungen 
oft ganz wider alles Erwarten ſehr wenig Ver— 
ſtändnis. Zu alledem iſt nicht zu vergeſſen, daß 
die Anſchauungen über das Mindeſtmaß des Be— 
triebsſchußzes fiir den einzelnen Arbeiter aud) bei 
den Fachleuten derart auseinander geben, dah ſchon 
hiedurch eine gefepl. Regelung ſehr erſchwert wird. 
ws — muß die Beſtimmung der deut⸗ 
ſchen Geſetzgebung bezeichnet werden, wonach vor 
Erlaß von Vorſchriſten des Betriebsſchutzes den Be— 
rufsgenoſſenſchaften Gelegenheit sur gutachtl. Auße⸗ 
rung zu geben iſt. Schon die djicht auf die 
außerordentl. Berjchiedenheit der Gewerbezweige 
innerhalb mancher Berufsgenoſſenſchaft follte das 
als bedenklich erjdeinen laſſen. Im iibrigen jtebt 
auch der Umſtand, daß bei dem Erlaſſe gewerbe-hy⸗ 
gieniſcher und anderer Vorſchriften verſchiedene Or— 
gane mits u. nebeneinander und oft gegeneinander 
vorgehen, einer erſprießl. Wirkſamkeit im Wege. 

Die G.Technik muß ſohin ſowohl in materiell⸗ 
rechtl. Beziehung wie rückſichtlich der hiebei in Frage 
fommenden hygieniſchen Seite, ſei es fiir den G.- 
Ubnebmer, fei es fiir den G.-WUrbeiter, als cin fiir 
die Geſetzgebung jedes Staates, der fic) den Fort: 
ſchritt su nutze machen will, widtiges Objet be- 
zeichnet werden. 

Titeratur. 
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Gebäranſtalten. 
(Bgl. „Findelanſtalten“.) 


I, Geſchichtliches. — II. Bowed. — III. Berwaltung. 
— IV. Organiſation. — V. Berpflegskoſten 


I. Geſchichtliches. Schon im 15. Jahrh. unter 
Raijer Sigismund bejand fic) am Biirgeripitale 
gum beiligen Geijte in Wien eine Gebdirabteilung 
für ledige WeibSperjonen mit einem Belegraum 
von 60 Betren. Im iibrigen Reiche fanden ſich 
nuran wenigen Orten, jo 3. B. in Prag (Wälſches 
Spital), Laibad) ZufluchtSftatten für die Gefallenen 
in den ans Stiftungen erhaltenen Verſorgungs— 
häuſern. Von Raijerin Maria Therejia bis in die 
Regierungszeit Stang I. wurden gablreiche B. ere 
lafjen, welde dem Rindermorde vorgubeugen und 
die öffentl. Strafen u. Berjolgungen, denen die 
außerehelich Geſchwängerten — waren, abzu⸗ 
ſtellen batten. Die wirkſamſte Maßregel in dieſer 
—— war jedoch die von Qofef II. ange— 
ordnete Cinridtung u. Erbaltung von G. aus 
öffentl. Mitteln. Die meijten der beftehenden datieren 
aus Ddiefer Beit. Der im J. 1784 in Wien ere 
öffneten G. ſchloſſen jicd) jene in den Landeshaupt- 
jtddten der meijten iibrigen Brovingen an. Um 
den Schutz de8 geborenen Kindes wirkſamer gu 
gejtalten, wurden die G. mit Findelanjtalten ver- 
bunden, Bon lepteren wurden die meijten zwiſchen 
1869 —1881 aujgehoben. Derjeit bejtehen in Oſterr. 
18 öffentl. G. u. gw. in Wien, Prag, Gray, Inns— 
brud, Strafau, Lemberg, Ling, Sain Klagen⸗ 
jurt, Laibach, Trieſt, Brünn, Olmütz, Czernowitz, 
Zara, Raguſa, Spalato u. Sebenico. Die erſten 
3 und die letzten 4 find mit Findelanſtalten ver— 
bunden, Die Zahl der im J. 1896 an ſämtl. An— 
jtalten jtattgejundenen Geburten betrug 19.029. 

IL. Zwed der G. ijt, ledigen u. verbeirateten 
Schwangeren u. Gebiirenden Unterfunft zu ge- 
währen, bei ibrer Entbindung ſachverſtändigen 
Beijtand gu leijten und ihnen fowie aud den Neu— 

eborenen fiir die erjte Beit die entipredende Ob⸗ 
orge angedeihen gu lajjen. Cin weiterer Zwech ijt 
die praftifde Musbildung von Arzten u. Hebam— 
men in der Geburtshilfe. Unter den obengenannten 
G. bejtehen an den 6 erjtqenannten LUniverfitits- 
fliniten fiir Arzte und Hebammenſchulen: die lepteren 
entweder jelbjtindiq (Wien, Brag) oder mit den 
betreffenden ärztl. Klinilen vereint. Wn den 9 fol- 
genden bejtehen nur Hebammenjchulen. Die Uber= 
wachung der wiſſenſchaftlichen und unterridtl. 
Leijtungen unterjteht den Unterrichtsbehörden. Für 
die Benugung der G. gu Unterrichtszwecken wird 
ie Teil des Kojtenaufwandes vom Studienfonds 
erjetst. 

IL]. Berwaltung. Sin J. 1861 übergingen 
die G. unter den im Erl. de Staatsminijteriums 
9IX 61, 8. 5633, feftgeiteliten Modalititen aus 
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ber Verwaltung des Staates in die autonome 
Verwaltung der Lander (L. A.). Die Ober- 
aufjicht iiber die öffentl. G. obliegt nad § 2 
des Reichsſanitätsgeſeßes 30 IV 70, R. 68, der 
Staatsverwaltung, wogegen nad g 4 ded Gee 
ſeßes die ſanitätsbolizeil. Uberwadjung der pris 
paten G. wozu aud) Die Behaujungen der — 
men qebiiren, weldje Schwangere oder Gebärende 
bei ſich zur Entbindung aujnehmen, den Gemein— 
den im libertragenen irfungStreije obliegt. 

IV. Die Organijation der G. ijt in den eine 
zelnen Landesanſtalten nach beſonderen Normen 
eregelt, die fiir Die mb. Gebär- u. Findelanſtalt 
n Wien in ihrem Statute (LQ. 36, 1870; 2, 1878; 
71, 1883) niedergelegt find. 

Die Aufnahme u. Verpflegung findet nad 
Klaſſen ftatt. In die Zahlabteilung finnen 
gegen bejondere Verpflegsgebühren Sdnwangere in 
jedem Monate der Graviditit aufgenommen werden 
und fich bid 6 Woden nad) der Enthindung daz 
jelbjt aufhalten. Sie dürſen gum Unterricht nicht 
verwendet werden und finnen gegen Entrictung 
einer Tare das Kind an die Findelanjtalt abgeben, 
ohne dajelbjt gum Ammendienſte verpflichtet ju 
fein. Die in Wien auf die Zahlabteilung (Geheime 
Abteilung) Aufgenommenen haben Anſpruch anuj 
vollſte Geheimbaltung; fie haben, falls jie nach 
der Entbindung das Kind mit ſich nehmen wollen, 
das Redjt, jede Angabe ihres Namens und der 
Herfunft gu vertweigern, In die Unterridts- 
abteilungen Gliniten) werden j jene aufgenommen, 

welche wegen Armut die Verpflegsgebühren nicht 
entridjten finnen. Schwangere follen nicht vor Ende 
deS 7. Monates aufgenommen werden. Gebärende 
jind unter allen Umitinden unabweisbar, Beim 
Eintritt haben fic die * unehmenden mit einem 
Dokumente über ihre Zuſtändigleit auszuweiſen, 
eventuell ſind von der zerwaltung alle Momente 
ur Feſtſtellung des Heimatrechtes genau zu ere 

ben. Die verpflegten Schwangeren find ver— 
pflichtet, dem Unterrichte zu dienen und entſprechende 
hiusl. Arbeiten zu verrichten. In Wien, Brag u. 
Graz werden ſie am 10. Tage nach der Entbin— 
dung entlaſſen und das unehel. Kind in Findel⸗ 
verjorgung iibernommen, falls die Mutter auf 
dieſe Den Anſpruch erhebt und ſich zum Ammen— 
dienſte im Findelbauje verpflichtet. In Innsbruck 
ténnen arme Wöchnerinnen aus Tirol nad) ihrer 
Entbindung zwei Monate fang mit dem Sinde in 
der Unjtalt verbleiben und erhalten cine Geld— 
unteritiigung zur Bejtreitung der Wuslagen für 
ihre Miidfehr in die Heimat. Für unebel. Kinder 
armer Wittter, weldje in der Gebärklinik entbun— 
den wurden, finnen durch zwei Jahre zu Handen 
der Vormundjchaft Heldunteritiigungen aus dem 
Landesfonds ausbezahlt werden. 

V. Die Berpflegsfoiten fiir die in die G. 
aufgenommenen zahlungsunfähigen Perfonen find 
nad) $1 Geſetz 17 1 64, R. 22, von den Landes: 
fonds derjenigen Linder ju eriepen, in welchen 
fic) die Heimatgemeinden der Verpflegten befinden. 
Cine übertragung der Koſten an die Heimat— 
gemeinden findet nad) § 4 nicht ftatt. 
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qemeinde gum Erjage dieſer Rojten nicht Heran- 
gesogen werden (M. J. 211 75, 8. 1778; B. G. 
VI u. 22X 91, , 3. 1108 u. 3321, Bubdwinsti 
3006 u. GIST). Die Srantentajien find vers 
pilidjtet, den öffentl. G. fiir die einer verficherten 
Wöchnerin gewährte Hiljeleijtung den Erſatz der 
Verpflegsfojten wie jeder anderen öffentl. Kranken— 
anjtalt gu leijten (G. G. 28 XII 95, 8. 6254, Bud- 
winski 9164). — Cine G. ijt in Betreff de3 Erjage 
anſpruches einer anderen Strantenanjtalt gleid) au 
behandeln; der Erſatzanſpruch ijt aber nicht geqeben, 
wenn die Aufnahme der Barteien in die G. nur 
im Hinblicke auf die dieſer Anſtalt eigentüml. 
und fiir die Zwecke dieſer Anſtalt, nicht aber über Dis— 
pojitionen der Krankenkaſſe erfolgt (B. G. 3 V 93, 
3. 1308, Budwinsfi 7239). A. Epftein. 


Gebäudeſtener. 


I. Geſchichti. Borbemertkung. — IT. —— un. 
—— — HL. Die Sauszinsſteuer. — IV. Die 

old Steuer. — V. Die Haustlaffentener, — VI. Strals 
he bertretuugen. — VII. Statiſtiſches. — VIII. Reform. 
beftrebungen. 


L Geſchichtl. Vorbemerfung. Die Bejteue- 
tung der Gebäude reicht in Oftert., wie anderwärts, 
bis weit ing Wittelalter zurück. Die diltejten an 
Häuſer gefniipjten Steuern Diirjen aber noc nicht 
als „Gebäudeſteuern“ in dem Sinne aufgefaßt wert 
den, daß das Gebäude das cigentl. ,,Steuerobjeft~ 
bildet; dasſelbe ſcheint vielmehr als der Repriijen- 
tant des ganzen Anweſens, des J Wirtſchaftslörpers 
betrachtet worden zu ſein, wenn man eine Steuer 
nad) Häuſern, Kaminen oder Rauchſtätten Feuer— 
ſtatien umlegte. Als ſelbſtändiges Objett einer 
Steuer treffen wir das Haus erſt in einer Reihe 
von Stiidten feit Beginn des 14. Jahrh. Unter 
dem Cinflujje der Exemtionsbejtrebungen des Wdels 
und der Geiſtlichkeit rückſichtlich ihrer in den Stad- 
ten gelegenen Häuſer wurde der die einzelnen Bür— 
get nad) Mafgabe ihres unbewegl. Bejipes treffende 

nteil an der „Stadtſteuer“ in eine auf den Häu— 
fern felbjt ruhende Vajt u mgewanbelt. Der ,, Une 
ſchlag“ erfolgte nad) dem Schätzwert der Häuſer. 
Ju den Beſchlüſſen der allg. Siändeverſammlung 
be Prag von 1542, die nicht gur Ausführung ge- 
angten, wurde gum erjtenmal der Grundfag auf— 
geitellt, dak die Bürgerſchaft ihre Häuſer nad) dem 
wirtl. Zins fchiigen u. verjteuern jolle. Zum Brine 
sip der Bejteuerung nad dem wirfl. Ertrag 
wurde, uw. zw. wie es ſcheint, nur in Bien, im 
J. 1688 iibergegangen. Jn den von der Kaiſerin 
Maria Therefia erlajjenen, die Gebäudebeſteuerung 
fiir MN. O. regelnden ,,Reltififationspatenten” von 
1750—L1754 finden fich hinſichtlich der Gebäude in 
Wien in der Hauptjade ſchon dieſelben Grundſätze 
niedergelegt, welche für dieſen Teil der G. in 1538* 
noch heute in Geltung ſtehen. Auch der Steuctſaß war 
damals ſchon ein ſehr hoher, da er in der Stadt ein 
Siebentel, in den Vorſtädten ein Zehntel des gu ver- 
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arme verheiratete WPerjonen faun die Heimat⸗nächſt in Wien ju einer reinen Ertragſteuer geworbden. 


Sebiiudejteuer. 





Auperhalb der Hauptitadt Wien herridte auch 
nad) der Therejianifden Reform fo wie bei den 
anderen Steuern, aud) bezüglich der Befteuerun 
der Häuſer, nod) die größte Verſchiedenheit au 
den Kronländern. Diefe, der ſtändiſchen Verfaſſung 
entſtammenden Hausjteucrn haben aber wenig oder 
gar feinen Sujammenbang mit den ſpäteren Ein- 
richtungen. 

Ent Kaiſer Joſef IL. faßte den Blan einer 
einheitl. Regelung der direften Steuern fiir feine 
gejamten Erblinder und führte denjelben in feiner 
Wejeggebung von 1788 u. 1780 begiiglid) der Bee 
jteuerung der Liegenfchajten (Grund u. Gebsiude) 
aud) durch. Bezüglich der Beiteuerung der Häuſer 
follten die in Wien geltenden u. bewährten Grund- 
ſätze allg. in Anwendung fommen. Nach dem Haus— 
jteuerpatent 11X 1788 ſollten der Häuſerſteuer 
alle wo immer gelegenen Wohnhäuſer unterliegen. 
Als Bajis der Steuerveranlagung jollte der ergielte, 
reſp. — wenn ed fid) um ein vom Cigentiimer 
jelbjt bewohntes Haus handelte — der „durch die 
eigene Bewohnung zugute fommende” Sins, der 
jog. Mietwert dienen. Dod) gab es von dieſem 
Wrundjage viele Ausnahmen. Die in ihrer Wir— 
fung einſchneidendſten derjelben, welche die Befrei- 
ung der Häuſer der Bauern und landwirtſchaftl. 
Urbeiter Häusler, Keuſchler u. dgl.) bezweckten, 
entiprangen der aus den phyjiofratijden Maximen, 
pon weldjen das Joſefiniſche Regierungsſyſtem 
burd)drungen war, hervorgegangenen WUnichauung, 
dah der Landwirtſchaft aufer der Grundjteucr feine 
anbdete Steuer aujerlegt werden dürfe. Widhtig war 
aud, daß die gu gewerbl. Sweden dienenden Teile 
der von Wewerbetreibenden und deren Hilfsarbei- 
tern bewohnten Häuſer von der Steuer frei bleiben 
jollten; die jonjtigen Ausnahmen bezogen fic) auf 
Hoi- und öffentl. Gebäude — ju weld) lepteren 
aud die berridjajtl. Schlijjer gerednet wurden — 
aller Art, Pfarrhäuſer u. Rlojter, nur voriiber- 
gebend bewohnte Hiiujer u. dgl. 

Tas Ausmaß dicjer Steuer, welde alljährlich 
nad dem Zinserträgnis im vorausgegangenen Jahre 
au bemejjen war, wurde auf ein Sechſtel des ſteuer— 
baten Ertrages — als iwelcher der ermittelte Be— 
trag des von einem Hauje erjielten Zinſes nach 
Abzug von 10% desfelben fiir die Koſten der Er— 
haltung ju dienen hatte — feſtgeſtellt. 

Dieſes Steuerſyſtem ijt niemalé in Wirkſam— 
feit getreten, da das Joſefiniſche Hausiteuerpatent 
mit zu den von Kaiſer Leopold IT. unmittelbar nach 
dem Tode jeines Bruders aujgehobenen Reform: 
geſetzen desſelben gehörte. 

Das Bedürfnis nach einer einheitl. Geſtaltung 
des Abgabenweſens in der ganzen Monarchie, unter 
Berückſichtigung der von der jungen ökonomiſchen 
Wiſſenſchaft gewonnenen Erkenntniſſe, bewirkte je 
doch, daß die Reformbeſtrebungen alsbald wieder 
aufgenommen wurden. Die einſchlägigen Arbeiten 
verzögerten ſich aber und wurden insbeſ. durch 
die Napoleoniſchen Kriege gehemmt. 

Im lkaiſ. P. 23 XIIIT, mit welchem die Neu— 
regelung der Grundſteuer angeordnet worden iſt, 
wurde aud) die Beſteuerung der Gebäude, welche 
bier als Bejtandteil der Grundjteuct aufgefaßt ere 
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idheint, in Ausſicht genommen. Dieie Regelung 
der G. erfolgte zunaͤchſt — verbunden mit der 
gleichgcitig angeordneten provijorijden Regelung der 
Wrundjteuer — in ebenfalls proviforijcher Weije 
durd) das kaiſ. P. 1V19 (P. G. S., 47. Bo., 
Nr. G4), welches in feinen $$ 4 u. 5 anordnete: 
» Die Gebiude, wenn ſie nicht in Ortichajten liegen, 
in welchen jie durchgehends für Sing ertragsiahig 
erflart werden, fommen im Wege einer Maiiife 
fation in die Verjteuerung, bei weldjer die Verſchie— 
denheit des Bau-Materials, de3 Umfanges des Ge— 
bäudes und der —— Nebengebäude, ſeine 
Beſtimmung, und der größeren oder geringeren Be— 
völkerung des Ortes, in dem ſie ſich befinden, be— 
rückſichtigt werden. Sind aber die Gebäude in Ort— 
ſchaften gelegen, in welchen fie al8 Sins ertrags- 
jabig voraus gejept werden; fo unterliegen jie der 
Beſteuerung nach dem wirfliden oder migl. Zins— 
erträgniſſe, jedod) mit billiger Riidjidt auf die 
Rojten der Unterhaltung.” 

Dieſes Provijorium blieb nicht lange in Gel— 

tung, denn ſchon mit dem faij. B. 2311 20 P. 
G. S., 47. Bd., Unhang 7, und 48. Bd., Nr. 28} 
erjolgte eine neue Regelung der G. fiir den ganzen 
Umfang des heutigen cisleithaniſchen Staatsgqebietes 
mit Ausnahme des Laibader Souvernementsge- 
bietes und des Küſtenl, Dalm., Salzb. Rrafaus 
(das damalé nod) unabbhingig war), Tirols und 
Vorarlb. Auch die in diejem Geſetze enthaltene 
Regelung der G. hatte urſprünglich den Charafter 
eines Brovijoriums und wurde erjt im Zuſammen— 
hang mit der Einführung des ,,ftabilen Kataſters“ 
mit Dem auf der A. E. 2611 33 berubenden Hffyd. 
26111 33, 3. 741, P. G. S., 61. Bd., Mr. 404 
gu einer definitiven erklärt. Allmählich erfolgte die 
Einführung des angejithrten Geiepes auc) in den 
von der Wirkiamfeit desfelben urſprünglich aus— 
enommenen Teilen des Staatsgebietes u. zw.: im 
aibacher Gouvernementsgebiet und dent Küſtenl. 
(mit Ausnahme Triejts) im J. 1824, in Dalm. 
im J. 1840, in Salgb. im J. 1845, in Krakau mit 
faij. B. 7X 51, R. 218, in Trieft, in Tirol und 
in Vorarlb. mit dem Geſetze 911 82, R. 17, fo 
dag dadsfelbe gegenwirtig im ganzen Staate in 
Weltung ſteht. 

Das P. 23 11 20 vereinte die Beſteuerung nah 
dem Zingertrage des Joſefiniſchen Hausfteuerpa- 
tented Hauszinsſteuer) mit der bis dahin ſchon in 
N. O. u. Mähren bejtandenen Beſteuerung nach 
Klaſſen in der Weiſe, daß alle in den Landeshaupt— 
ſtädten (damals ohne Czernowitz), dann in den Vor— 
orten Wiens, in Baden und den wichtigſten böhm. 
Badeorten, ferner in Olmiig, Troppau, Brody, 
Spalato, Raguſa u. Cattaro geleqenen Gebäude 
nach dem wirfliden oder mögl. Zinsertrag bejteuert 
wurden, während in allen übrigen Crten die 
Wohngebäude mit einer Rlajjenfteuer belegt, die 
unbewohnbaren aber frei gelafien wurden. Die 
Klaſſifizierung erjolgte nad der Bahl der Wohn— 
räume unter Beriidjichtiqung des Umitandes, ob 
die Häuſer Stociwerte beſaßen. Der Steuerjag der 
Hauszinsſteuer, urjpriinglic) länderweiſe verſchie— 
den, wurde anläßlich der Einführung des ſtabilen 
Kataſters in den einzelnen Kronländern gleich— 
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mäßig mit 18% bejtimmt. Die Bemejjungsqrund- | 30 Jahre (Wiener Stadterweiterung) ausgedebnt. 


lage wurde gebildet durch Abzug von 15% als Er— 
haltungSfojten von der Bruttozinseinnahme. 

Bum zitierten P. erflojjen eine ,AQnftruftion 
zur Erhebung der Hauszinserträgniſſe, deren Kon— 
trolle u. —— (Hftzd. 26 VI 20, 
§. 918, P. G. S., Bd. 47, Beilage 6), nebſt einer 
PBelehrung fiir die Hauseigentiimer zur Ber- 
fajjung u. Uberreichung der insertragsbefennt- 
nijje’, und cine „Inſtruktion zur Klaſſifikation 
der Wohngebäude“ (Hftzd. 2911 20, 8. 351, Pr. 
G. S.), welde neben Berjafrensvoricyeiiten aud 
materiellredjtl. Normen enthalten. 

Die widhtigiten Änderungen brachte das P. 
10X49, R. 412. Im Zufammenhang mit der 
Cinfommenjteuergejepgebung wurde der normale 
Steuerjap der Hauszinsſteuer (Ordinarium) dort, 
wo fie bis dahin bejtanden hatte, auf 16% bherab- 
geſetzt, gleichseitiq wurde aber ein Zuſchlag von 
einem Drittel der ermäßigten Steuer eingefiihrt, 
der, al8 auferordentl. Makregel qedadt, gu einer 
dauernden Erhöhung wurde. Weitere auferordentl. 
Zuſchläge erhihten die Steuer ſchließlich auf 26%), %. 

ugleid) wurden aud) die Tarifilige der Haus- 

si erhöht. Dagegen räumte dies P. den 
Hauseigentiimern das praftijd gang belangloje 
Recht cin, ihren Gliubigern bei der + oblung der 
Darlehensjinjen 5% derjelben in Abzug zu bringen, 
um auf diefe Art die Beliper von Hnpothefarfor- 
derungen indireft au treffen. Wichtiger noch) war 
die gleichzeiti —— Ausdehnung der Haus— 
zinsſteuer auf alle Gebäude, welche: a) in Orten 
gelegen ſind, wo mindeſtens die Hälfte der Gebäude 
einen Zinsertrag durch Vermietung abwerfen, oder 
b) außerhalb dieſer Ortſchaften gelegen, durch Ver— 
mietung benutzt werden. Rückſichtlich der nach dieſer 
Beſtimmung unter die Hauszinsſteuerpflicht fallen— 
den Gebäude wurde ein Abzug von 30% (in Dalm. 
von 331/,%) vom roben Zinsertrag zugeſtanden 
und der Steuerfag mit 12% im Ordinarium fejt- 
geſetzt, wozu aber aud) fofort der Drittelzuſchlag 
und in den 3. 1859 u. 1862 weitere Zuſchläge 
tamen, fo dag der eat ſchließlich 20 bee 
trug. Von da an unterſchied man zwiſchen der 
„urſprünglichen“ und der „ausgedehnten“ 
Hauszinsſteuer. 

Neben der ſchon —— normierten Be⸗ 
freiung gewiſſer Arten von Gebäuden „aus dem 
Titel der Widmung“, wozu allmählich auf Grund 
kaiſ. V. noch mehrere ähnliche kamen, waren ſchon 
nach dem Joſefiniſchen Hausſteuerpatent neuerbaute 
Häuſer durch eine kurze Zeit von der Steuer frei 
zu laſſen. Auch nach der Wiedereinfuhrung der G. 
wurden aus wirtſchaftspolit. Gründen, hauptſächlich 
um da u. dort die ſtagnierende Bautätigleit an- 
juregen oder die Durchführung von Stadtrequtlie- 
rungen ju erleichtern, fog. ,jeitl Steuerbe- 
freiungen“ fiir cine verſchiedene Periode gewährt. 

Eine definitive und allg. Regelung erfuhr 
dieſe Befreiung durch die A. * 1011 35, indem 
jiit Neus, Sus u. Umbauten allg. eine acht- 
jabrige, für Wien eine zehnjährige Befreiungs- 
periode zugeſtanden wurde. Mus ſpeziellen Anläſſen 
wurden dieje „Baufreijahre“ auf 18, 25, ja felbjt 


Mit dem jebt nod) in Kraft ftebenden Geſeß 25 I 
80, R. 39, wurde die zeitl. Steuerbefreiung neuer: 
dings allg. reformiert (j. unten II). 

Vis jum J. 1866 war die zeitl. Steuerbe- 
freiung wenigſtens jeitens des Staates eine voll- 
ſtändige (fie erjtredte fic) auf die fog. Fonds— 
guiciitge nur ausnahmsweiſe auf Grund befonderer 
fandesgefepe). Seit dem J. 1867 wurden aber 
die Cigentiimer folder Gebäude, die zeitlich von 
der Hausginsjteucr befreit waren, durch das je 
weilige Finanzgeſetz mit einer 5%igen ,,Cinfom- 
menjteuer’ vom Reinertrag dieſer Hauler belaftet. 
Die Bemeſſungsgrundlage war diejelbe wie bei 
der — doch durften die „im Laufe 
des Steuerjahres erweislich fällig werdenden Zin— 
fen” von den auf gang ſteuerfreien Häuſern ſicher— 
gejtellten Schuldfapitalien in Abzug gebracht were 
den. Much diefe Cinridjtung verlor den Charafter 
einer Ausnahmsmapregel und die Praxis gejtal- 
tete die urjpriinglic) perſönl. Steuer immer mehr 
in eine Realjtewuer um. 

Einige widtige, wenn aud nidt grundſätzl. 
Ynderungen brachte die G.-Novelle 9 II 82, R. 17. 
Der Unterfchied gwifden der urjpriinglidjen und 
der — Hauszinsſteuer fiel, nur die Ver— 
ſchiedenheit der Steuerſätze wurde beibehalten, wo- 
bei die bisherigen Zuſchläge mit dem ,,.Ordinarium” 
ju einem einbeitl. Steuerfage ——— 
wurden; die S%ige Steuer wurde zu einer blei— 
benden Eintichtung gemadt; außerhalb der gang 
zinsſteuerpflichtigen Orte wurde die den Vermietun- 
gen (Landiwohnungen!) duperit hinderl. Beſtim— 
mung beboben, dak bei teilweiſer Vermietung aud) 
die vom Cigentiimer jelbjt benugten Räume nad) 
dem migl. Zinsertrag gu bejteuern feien; die Be- 
ftimmung, dak Hiujer mit Stochwerfen höher qu 
flajfifigieren feien, wurde behoben, dagegen wur 
der Klaſſenſteuertarif nambaft erhibt. 

Ferner wurde durch Gefep 1 VI 90, R. 97, 
die Abſchreibung aud) der HauSsflafienjteuer bei 
linger leerſtehenden Gebäuden und durch Geſetz 
12VIl 96, R. 120, fiir die Mehrzahl der zins— 
jteuerpflidtigen Häuſer die zweijährige Fatierung 
u. Steuerbemeſſung vig ag und es wurden 
jenen Orten, die durd) die Erweiterung des Ge- 
meindegebietes der Stadt Wien aus der Haus: 
flafjens in die hohe Hauszinsſteuerpflicht famen, 
durch Geſetz 9 VIL 91 erleichternde UbergangSbejtim- 
mungen gewibrt. Endlich) wurden durch das Per- 
fonaljteuergeiep 25 X 96, R. 220, Urt. II u. OI, 
das Steuerabzugsrecht des P. von 1849 und die 
Bejtimmung, dah jum Swed der Bemeſſung der 
5%igen Steuer von gang fteuerfreien Gebaͤuden 
die Paſſivzinſen vom Gebaͤudeerträgnis abgezogen 
werden dürfen, F ehoben. 

IL Steuerpflicht u. Steuerbefreiungen. Dic 
ea Normen find die eingigen, welche 
beiden Yirten der G. gemeinfam find, fie müſſen 
daher vor allem befprodjen werden. 

Die perfinl Steuerpflict trifft den Eigen- 
tiimer oder den permanenten Nutznießer cines Ge- 
biudes. Die letztere —— dürfte ſich nur 
auf ſolche Gebäude beziehen, rückſichtlich welcher 
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nad der Natur der bejtehenden Rechtsverhältniſſe 
immer nur cin Nupgenus jtattfindet, wie bei einem 
Fideilommiß, cinemt Benefizium, einer Präbende 
9 .; das Permanente“ ijt das Rechtsverhältnis 

utzgenuſſes, nidt die Perſon des Nutznießers. 
Bei geteiltem Eigentum haften die Eigenttimer zur 
ungeteilten Hand. 

Dieſe Beftimmungen jind aber im Geſetze 
jelbjt nicht enthalten, denn dasſelbe erwähnt aus— 
Pay i nur die perſönl. Pflicht zur „Fatierung“ 

der Zinſe. Nac dem Wortlaut des Geſetzes ruht 
die S Steuerpjlicht nur auf dem Objefte und auch 
ſpätere Normalien bezeichnen die G. als eine „auf 
der Realität haftende Lajt’ und ordnen die Gel- 
tendmachung de8 Anſpruches gegeniiber dem jeweili⸗ 
gen Cigentiimer oder permanenten Nutznießer an, 
wobei aber aud) eine perſönl. Haftpflicht der Vor— 
bejiger fiir die aus ihrer Bejipperiode herriihren- 
den Riidjtinde aujrecht erhalten wird. 

Meben dem den dreijihrigen Rückſtänden an 
3 — den Grundfteuerriidjtanden zukommenden 

TpUgspfandredt vor allen Gläubigern, ge— 

a en auch die älteren derartigen Riidjtinde ein 
gefebl. Pfandrecht auf die betreffenden unbe- 
wegl. Giiter, bas nur den Hnpothefarjorderungen 

iteht (A. E. 30 XI 39, Hftzd. 1411 40, 3. 4645, 
P. G. S., 68. Bd., Mr. 21). 

Die Befreiungen von der G. ſcheiden ſich 
in dauernde oder permanente und in zeit— 
liche. Die Dauer der erſteren hängt von der 
dieſelben begründenden Widmung des Gebäudes 
ab und endet, wenn das Gebäude eine Verwendung 
findet, die den Befreiungsanſpruch nidt begriindet. 
Sie find teilS in dem "f. 23 XII 17, teils in den 
„Inſtruktionen“ von 1820 und in ſpäteren A. ©. 
u. Geſetzen ausgejprodjen. Die zeitl. Bejreiungen 
werden begriindet durch getoite Bauführungen 
und enden mit Ablauf einer im voraus beſtimmten 
Zeit („Baufreijahrsperiode“); die Grundbeſtim— 
mung bildet das oben erwähnte Geſetz 25 III 80 
nebjt der B. B. 1 XII 80, R. 140, daneben wurden 
u. werden aber mit Riidjicht auf bejondere lofale Be— 
dürfniſſe durch Spezialgeſetze Befreiungen von aus- 
nahmsweiſe längerer Dauer gewährt. 

Rückſichtlich der beſonderen Begünſtigungen für 
Arbeiterwohnungen ſ. Art. „Arbeitsrecht H“. 

A. Dauernde — — von der Ge— 
bäudeſteuer genießen nad dem Grundſatze der 
Exterritorialitét die Gebaude der jrembden Botſchaf⸗ 
ten u. Gejandtidajten in Wien. Sonjt wird die- 
jelbe nur mit Rückſicht auf die Bejtimmung (,,aus 
dem Titel der Widmung“) nachjtehenden Gebäude— 
— zuerkannt: 

Kirchen, öffentl. Kapellen u. Bethäuſern 
der — Religionsgenoſſenſchaften; 

2. Staatsgebäuden, welche zu einem ſtaatlich— 
Sfientl. Swede, ſpeziell sur Unterbringung ſtaatl. 
Behörden u. Amter in Fearn ſtehen; 

3. Gebäuden, die zur Unterbringung land— 
ſchaftl. Amter, Jnititute u. Mufeen verwendet wer— 
den, dann ſtädt. Rathäuſern und fonjtigen öffent— 
lihen, magijtratijden Zwecken gewidmeten ſtädt. 
Häuſern und jenen Wohnungen, die landſchaftliche 
und ſtädt. Beamte ,in partem salarii” innehaben; 
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4. Militärkaſernen nebjt ben Warfetendereien, 
aud) wenn fie von Gemeinden, —— Be⸗ 
irken oder Privaten unentgeltlich oder bloß gegen 
der im Geſetze 11 VI 79, R. 93, betreffend 
ilitirbequartierung (i. den rt. „Militärein— 
quartierung“, Quartierlaſt) feſtgeſtellten Quartier— 
gebühren beigeſtellt werden; 
5. allen von ihren Eigentümern ju Spitälern, 
Armenhäuſern, Kinderbewabranjtalten oder anderen 
„wohltätigen Anſtalten“ gewidmeten Webiuden, 
wan" fie feinen Zinsertrag abiwerjen; 

6. Pjarrgebiuden nebjt den Wohnungen der 
Meßner! Kirchendiener uſw., biſchöfl. — 
und —* Kloſtergebäuden der Mendikantenorden; 
den zu öffentl. Lehranſtalten gewidmeten, 
wenn auch nicht dem Staate gehörigen Gebäuden 
mit Einſchluß der darin befindl Naturalwohnungen 
des Lehrperſonales und der Schuldiener; 

8. den auf fremdem Grunde erridhteten DHiitten, 
Buden, Kramläden u. dal. ( insbeſ. auch den Brater- 
buden in Wien), welde auj Verlangen des Grund- 
eigentiimers abgetragen werden müſſen; 

9. Alpenhütten u. Weingartenbiujern, welche 
nur zur voriibergehenden ewohnung durch die 
von den betreffenden Grundbejipern bei der Bewirt- 
ſchaftung ihrer Grundjtiide beſchäftigten Perfonen 
beſtimmt find. 

B. Seitl Bejreiungen von der Wee 
biubdeitener. Much in jenen Fallen, wo durch be— 
jondere Geſetze ausnahmsweiſe lingere Befreiungs— 
perioden zugeſtanden jind (jest zumeiſt fiir 18 Jahre, 
zur Erleichterung von Umbauten au Ajjanierungs- 
ii und aus Berfehrsriicfichten in einigen 
Stidten), finden rüchſichtlich der Vorausſetzungen 
und des Verjahrens die Bejtimmmungen des allg. 
wirffamen Geſetzes 25 II] 80, R. 39, Anwendung, 
Dieſes Gejes bejtimmt im § 1: 

Sine zeitl. vale von der Hauszins- u. 
DHaustlajien teuer . ndet jtatt, wenn 

a) ein Gebiiude auf * unverbautem Grunde 
neu hergeſtellt wird Neubau): 

b) ein beſtehendes Gebäude bis an die Erd— 
oberjliidje niedergerijien und von da an neu auj- 
gebaut wird (Umbau); 

e) cin — — Gebäude durch einen Bau 
auf einer früher unverbauten Fläche oder durch 


ezu 
die 


Aufbau eines früher nicht beſtandenen Stockwerkes 
in der Art vergrößert wird, daß ein neues ſteuer— 
bares Objeft entſteht (Sus oder Aufbau); 

d) ganze aur felbjtandigen —— geeignete 
Teile eines Gebäudes bis an die Erdoberfläche 
niedergeriſſen oder einzelne Stociwerfe in ihrem 
ale Umſange abgetragen und neu erbaut werden 
teilweiſer Umbau).“ 

Umgeſtaltungen im Innern der Gebäude ſowie 
Erweiterungen von Gebäudebeſtandteilen begrün— 
den keinen Anſpruch auf Steuerbefreiung (V. V. 
1 XII 80, R. 140). 

Nach den $$ 2 u. 3 wird in allen diefen Fillen 
die Dauer der Steuerbefreitung auf 12 Jahre 
pom Seitpuntte der behördli bewilligten oder 
jritheren tatſächl. Benugung an feſtgeſetzt. Jedoch 
hat fic) diefe Befreiung in den unter c und d an- 
geführten Fällen nur auf jenen Teil der Steuer 
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u eritreden, welcher auf die neu hergeſtellten Ob— 

jefte entfällt. — Die Befreiung von der Staaté- 
fteuer begriindet feinen Uniprud auf cine Be- 
freiung von anderen öffentl. Lajten, welche die 
Hausbejiper rückſichtlich ihres Hausbeſitzes gu tra- 
gen haben. 

Um die Gewährung diejer Befreiungen muß 
der Hauseigentiimer binnen 45 Tagen nad) Boll- 
endung des Baues und vor Benugung der gu be- 
freienden Objekte unter Anſchluß bejtimmter Dofu- 
mente bei der Steuerbehirde 1. Inſtanz einichreiten. 
Uber ſpäter eingelangte Geſuche wird die Steuer— 
freiheit nur fiir jenen Zeitraum gewährt, welder 
„von dem dem Tage der Einbringung des Ge- 
ſuches nächſtfolgenden Steuerfilligfettstermine bis 
gum Schluſſe der mit Rückſicht auf den Seitpuntt 
der Vollendung des Baues gu berechnenden Dauer 
der zwölfjährigen Steuerfreiheit nod) nicht abge- 
laufen ijt’. 

Das Anſuchen ijt an die Steuerbehirde 1. In— 
ftang ju richten, welche aud) die Priifung desfelben 
und die Feftitellung der tatſächl. Vorausfepungen 
an Ort u. Stelle vornimmt; die E. ijt aber der 
Finanzlandesbehörde vorbehalten. Der Rechtsmittel- 
jug gebt an das F. M. 

Die Cinridtung einer zeitl. Freilajiung neu— 
erbauter Haujer von der Steuer bejteht auch in 
anderen Staaten, doc) währt fie da bloß 1 bis 
2 Jahre und ijt in diefer Dauer gang berechtigt, 
weil Neubauten gar häufig nicht fofort ein regel- 
mipiges Erträgnis abwerjen. Jn dem Lmjange, 
wie ſie in Ojterr. beſteht, erklärt fic) die Einrich— 
tung aber nur aus der enormen Hobe der Steuer. 
Sie bedeutet prattiidh eine Ermäßigung der auj 
dem Hausbeſitz ruhenden Steuerlajt, wofür aber 
feine qliidl. Form gewählt wurde, denn die vor- 
iibergehende Begiinjtiqung bringt nur Verwirrung 
in den Wohnungsmarkt und ijt aud) geeignet, min— 
der vorfichtige Erbauer u. Erwerber von Häuſern 
irre ju führen. Die — — der Neubauten 
iſt auch deshalb irrationell, weil die neuen Häuſer 

ewöhnlich den jeweils modernen Anſprüchen ent— 
prechen und deshalb höhere Zinſe einbringen als 
die älteren, die von der vollen Wucht der Steuer 
getroffen werden. Nur ſofern eine exzentriſche Lage 
die ——— anfänglich erſchwert, erſcheint eine 
— mildere Behandlung angezeigt. 

ie Termine, qu weldjen die G. zur Zah— 
lung fällig wird, ſind gleich den Grundſteuer— 
fälligkeitsterminen nach Kronländern verſchieden 
beſtimmt u. zw. wird die G. fällig: In Wien u. 
Prag ſowie in Smidov, Karolinenthal und den 
iibrigen jum Prager Polizeirayon gehörenden 
Ortſchaften, dann in Tirol und Vorarlb. in Quar— 
talsraten, die am 1, 1 V, 1 VIII u. 1 XI fallig 
ſind; im übrigen Böhmen alljährlich am 11,11V, 
1VII u. 1X; die letzteren Termine gelten and 
für die Zinsſteuer auf dem flachen Lande in Krain, 
während diefelbe in Laibach) am 11, 1 V, 1 VII 
u. 1X fällig ijt und die Klaſſenſteuer in dieſem 
RKronlande, wie aud) in Steierm. die G. iiberh. all- 
monatlid) nachhinein zu begablen ijt; fiir Mähren, 
Schleſien und das Küſtenl. außerhalb Trieſts find 
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in Trieſt der 2411 u. 24 VIII als Fälligkeitstage 
gelten; in Wal. und der Bufow. bejtehen viertel- 
jabrige Defurjivraten, welche fiir die neun erjten 
Monate de8 Rahres aud) in Dalm. eingubalten 
find; die letzte Quartalsrate dagegen ift hier ſchon 
am 31 X fiillig; in Kärnten, a) ©. und Salzb. 
endlich bejtehen Quartalgraten, weldje im erfteren 
Sande am 151, 151V, 15 VII u. 15 X, in den 
beiden letzteren aber am 15101, 13 VI, 15 1X u. 
15 XII fällig find. 

Auch die zwangsweiſe Eintreibung von 
Riidjtinden erfolgt in gleicher Weife wie dic 
Grundſteuer, d. i. nad) Wahl der Crefutivbehirde 
entweder im Wege der jog. polit. (Steuer-) Exeku⸗ 
tion oder unter BeltendDmadung de8 gefepl. Pfand— 
rechtes im Wege der Swangsvollftredung nad) den 
Normen des Zivilprozeßrechtes auf Grund ſteuer— 
amtl. Rückſtandsausweiſe. 

Da dem Cigentiimer eines zinsſteuerpflichtigen 
Haujes die Befenntnispflict, jenem eines klaſſen— 
fteuerpflidjtigen Hauſes die Anzeigepflicht oblicgt, 
wird bet dem Vorkommen nicht bejteuerter, aber 
fteuerpflichtiger Gebäude ein Pflichtverſäumnis des 
Steuerpflidtigen angenommen, fo dak in Gemif- 
heit des Gefepes 18 ITI 78, R. 31, das Recht des 
Staates sur nachträgl. Bemeffung u. Voridreibung 
unter Unwendung der 30jiihrigen Verjährungs— 
frijt in Anſpruch genommen wird. Bei klaſſen— 
ſteuerpflichtigen Gebduden ereiqnete fic) der Fall 
ciner weit zurückreichenden Nachtragsbemeffung ſehr 
häufig. Für jene Lander, wo der ftabile Katafter nic 

ur Cinfiihrung gelangt ijt, dürfte aud) die Be— 
aides der faif. B. 2411 46 noch von praf- 
tijhem Belang fein, wonach die Nachtragiteuer bei 
alten Gebäuden nur bis zur Einführung des jta- 
bilen Kataſters zurück vorzuſchreiben fei, wohl mit 
der Modifikation, daß hiefür der Zeitpunkt der 
Einführung der reſormierten Grundſteuer maß— 
gebend ſein ſoll, weil die Kataſteraufnahme den 
ſtaatl. Organen die Gelegenheit bot, alle beſtehen— 
den Gebäude kennen ju lernen. 

Nur die bisher beſprochenen Einrichtungen ſind 
allen Arten der öſterr. G. gemeinjam. Ym übrigen 

erfällt jie in zwei (bezw. drei) Steuergattungen, 
ie ſowohl ihrem Weſen als auch dem bei der 
Veranlagung anzuwendenden Verjahren nach ging 
lic) verſchieden ſind. Die cine ijt eine Quoti— 
tätsſteuer, welde nad dem Zinsertraignis 
bemejien wird (Hauszinsſteuer begw. 5 %ige 
Steuer), die andere eine KRlaffenjteuer, wobei 
die Cinreihung in die Klaſſen nad der Bahl der 
Wohnraiume erfolgt (Haustlaffenfteuer). Die 
erjtere trifft alle (nicht ausdriidlich befreiten) Ge— 
bäude, ohne Unterichied der Verwendung, die 
festere nur Wohngebäude. Die weitere Darjtel- 
lung des Stofies fann daber nur gefondert fiir 
jede dieſer Steuern erfolgen. 

IL]. Die Hansjingftener, A. Materiell 
rechtl Beftimmungen. Der Beſteuerung nach 
dem Sinsertrage unterwirft das Geſetz alle Ge— 
biiude, weldye gan; oder jum Teil durch Ver— 
mietung einen Crtrag wirflic) abwerjen, und 
auferdent alle jene, die in Orten gelegen find, wo 


monatl. Untisipativraten vorgeſchrieben, während Mietobjefte einen Warft haben, imdem dajelbjt 
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Wohnungen, Geſchäftslokalitäten uſw. in großer 
Zahl gemietet werden, ſo daß ſich daſelbſt auch 
ein Preis bildet, nach welchem eine einigermaßen 
ſichere Schätzung der nicht vermieteten Lofalitiiten 
erfolgen fann. 

s Geſetz 911 82, R. 17, führt im $1 dieſen 
Grundſatz in At ender Weiſe aus: 

„Die Hausainsjteuer, wie ſolche nach) den mit 
dem faij. P. 23 II 20 feſtgeſtellten Grundſätzen .... 
umjulegen ijt, wird in allen im Reichsrate ver- 
tretenen Königreichen u. Ländern auf alle Ge— 
bäude ausgedehnt: 

a) welche in Orten gelegen find, in denen 
jamtl. Gebäude oder wenigitens die Hälfte derfelben 
und augerdem die Hälfte der Wohnbejtandteile einen 
Zinsertrag durd) Vermietung abwerfen, oder 

b) weldje, auger dieſen Ortichajten gelegen, 
gang oder teilweije durch —— benubt wer⸗ 
den; von dieſen letzteren haben jedoch die nicht mehr 
als 3 Wohnbeſtandteile enthaltenden und in eine 
der 3 unterſten Klaſſen des Hausklaſſenſteuertarifes 
eingereihten Gebiude, welche von dem Eigentümer 
bewohnt und nur zum Teil vermietet ſind, in der 
Hausklaſſenſteuer zu verbleiben.“ 

Die unter a fallenden Orte werden als „ganz 
hauszinsſteuerpflichtige“ bezeichnet. Der Ausſpruch, 
daß ein Ort gan} aur Hauszinsſteuer heranzuziehen 
iſt, wird von der Steuerbehörde 1. Inſtanz ge— 
jällt. Uber den Rekurs gegen eine ſolche E., der 
jowohl der Gemeindevertretung als auch jedem ein- 
zelnen Hauseigentiimer offenttett, enticheidet die 
Finanzlandesbehörde endgiiltig. Rückſichtlich folder 
Orte wird fein Hausflajjenjteuerfatajter mehr ge— 
führt; wenn bei einem von ihnen die obigen Bor- 
ausfepungen nicht mehr autreffen, ijt eine neue 
Rlajfifitation aller Häuſer des Ortes vorzunehmen. 

Bis gum gitierten Geſetze von 1882 war es in- 
jolge widerſprechender Tertierung der älteren Nor— 
mien unficjer, ob der Hauszins}teuer nur Wohn— 
oder auc andere Gebäude unterliegen; die Praxis 
hielt fid) an die letztere Auffaſſung. Nun ijt durd 
die gitierte Geſetzesſielle dieſer Zweifel in dem Sinne 
behoben, daß unter der erwähnten Vorausjepung 
alle (nicht ausdriidlich befreiten) Gebiude Ob— 
jefte der Hauszinsſteuer find. 

Das entideidende Merkmal ſowohl fiir die 
Unterwerfung eines ganzen Ortes als eines ein- 
elnen ſes unter die Zinsſteuerpflicht iſt nur 
die wirkl. Vermietung, nicht aud) die unentgeltl. 
UÜberlaſſung. 

Die Bemeſſungsgrundlage der Hauszins— 
ſteuer bildet im Falle der wirfl. Vermietung der 
vereinbarte (wenn aud) nicht ganz hereingebradhte), 
im alle der Selbjtbeniigung, der unentgeltl. Uber- 
lajiung oder der Leerjtehung, der mögl. Ringertrag 
des Hauſes (Mietwert), d. i. jener, um welchen der 
Gigentiimer das Objekt fonjt vermieten würde. 
Dieser mögl. Hing wird ermittelt durch Vergleichung 
mit den fiir vermietete ähnl. Objette ergielten Zinſen 
(Parififation). Wher aud) wenn ein Objeft aus— 
nabméiweije um einen niedrigeren als den vom 
Cigentiimer gewöhnlich gejorderten Zins vermictet 
wire, ijt Der Steuerbemejiung der „mögliche“ Zing 
ju Grunde gu legen. 
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Cine Abweichung normicrt das Geſetz 1 VI 
90, R. 97, bezüglich der nad) § 1, lit. b, zins— 
jteuerpflictigen, nut teilweiſe vermieteten Ge— 
bäude, indem da die Hauszinsſteuer nur von den 
vermieteten Bejtandteilen nach dem Mietzinſe in 
dem allg. Ausmaße, von den nicht vermieteten da- 

egen in jenem Ausmaße, welches fiir dieſe Be- 
tandteile nach dem Klaſſenſteuertarife entfallen 
würde, gu bemejjen ijt. 

Rückſichtlich des Begriffes des teuerbaren 
Mietzinſes“, fiir welchen die &.-Normen keine 
Definition enthalten, muß offenbar auf die Be— 
jtimmung de8 biirgerl. Rechtes juriidgegangen, ſo— 
mit darunter verjtanden werden der Preis fiir den 
iiberlajjenen Gebraud) der Wohnung bezw. der 
Lofalititen mit ihrem Zugehör, d. i. jenen Neben= 
jadjen, ohne weldje die Hauptiache nidt ihrer Be— 
jtimmung gemäß gebraucht werden fann. 

Die Sieuervorſchriften enthalten nun cine Reihe 
von Beftimmungen, welche fpegiell mit Riidficdt 
auf die G. den Begriff des Zinsertrages teils prä— 
jifieren, teils modifizieren. Nur das Wichtigite fei 
hier erwähnt. Als Zing ijt nicht nur yu betradten 
„die bare Weldleijtung, die unter diefem Titel wirf- 
lich ftipuliert ijt, fondern es miijjen auch alle wegen 
der Miete bedungenen Leijtungen (des Mieters) im 
Welde, Urbeit u. dgl. in Unfchlag — werden“ 
($15 ber —— ). Der V. G. erfannte, daß 
jelbjt Geichente aus Anlaß der Miete gum Zins— 
erträgniſſe gu rechnen feien, ebenfo Entſchädigungen 
der Wieter fiir vom Cigentiimer vorgenommene 
UAdapticrungen am Mietobjelte. Auch Beitriige der 
Mieter sur Hauszinsſteuer gehiren jum „ſteuer— 
baren Zinſe“. 

Dagegen find Entſchädigungen, welche die 
Mieter fiir foldye Leijtungen des Cigentiimers oder 
die Beijtellung folcher Gegenftiinde, die nicht als 
Zugehör gu den Beitandobjeften angujehen find, 
entridten, in dic Bejteucrungsgrundlage nicht eins 
zubeziehen. Dahin gehiren unter anderem: Waſſer— 
inje, Beitriige fiir die Beleuchtung, die Stragen- 
eipripung, das Entgelt fiir dic Benützung cines 
@artens, von bewegl. Cinrichtungsitiiden, für dic 
Uberlajjung einer Wewerbebcjugnis, für perſönl. 
ee ee Nähere Musfihrungen ſ. Myr— 
bad), Die Ubertretung der Zinsverheimlichung, 
2. Mujl., Braz 1891.) 

Von dem fo ermittelten rohen Jingertrage wird 
dem Hauseigentiimer cin Abzug sur Decung der 
Erhaltungs- und AWmorttjationsfojten ge- 
währt. Derielbe ijt mit einer fejten Quote dee Binds 
ertrages fejtgestellt und betriigt: a) fiir die unter 
den höheren Steueriag fallenden, in einem beſon— 
deren, dem Geſetze 9II 82 beigefiigten Verzeich— 
nijfie (A) aufgezählten Orte (j. unten) mit Aus— 
nahme von Sara u. Czernowitz 15%; b) für alle 
iibrigen Orte u. Gebäude 30%. Es liegt auf der 
Hand, daß diefe Abzugsquote mit den den Haus- 
eigentiimern wirklich erwachſenden Rojten wohl 
nur in den allerſeltenſten Fallen übereinſtimmt, 
aumal ja dieſe RNojten in jedem cingelnen Falle 
andere find und ingbef. fein plaufibler Grund dafiir 
au finden ijt, dak die Häuſer in den qropen Städten 
geringere Lajten verurjaden als jene auj dem flachen 
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Mande oder fic) weniger raid) abniigen als letztere. 
Der reelle Erfolg diejer Cinvichtung bejteht alfo 
in einer Berminderung der Steuerfige, fo dak die 
geminderte Steucr tatſächlich nad) dem Bruttoerträg⸗ 
nijie bemejjen wird. 

Was das zeitl. Verhältnis zwiſchen der 
Steuer und dem Zinserträgniſſe betrijft, fo wurde 
bis influjive 1896 die Hauszinsſteuer für jedes 
Jahr nach dem Sinsertrage des unmittelbar vor- 
angegangenen Jahres Steuerjahr u. Zinsjabr) be- 
mejjen. Das Geſetz 12 VII 96, R. 120, verfiigte aber 
eine Underung durch nachitehende Beſtimmung: 

a) In den ganz hauszinsſteuerpflichtigen Orten 
erjolgt dic Bemejiung von 2 au 2 Jahren fiir je 
cine zweijährige Periode (beginnend mit 1897) 
nach dem —G6 aus den bedungenen Miet⸗ 
zinſen bezw. den Mietzinswerten der der Steuer— 
periode vorangegangenen zwei Jahre. Ver— 
änderungen im —38 welche ſich im Laufe der 
weijährigen Steuerperiode ergeben, üben auf dic 

orſchreibung für dieſe Periode keinen Einfluß aus, 
ſondern werden erſt für die nächſte Steuerperiode 
beriidjichtigt. 

b) Hinſichtlich der zinsſteuerpflichtigen Gebsiude 
in den iibrigen Orten bleibt es, wenn die Ber: 
mictung nur eine voriiberqebende ijt, bei der ein— 
jibrigen Bemejiung auf Grund des einjährigen 
Ertraͤgniſſes; wenn aber ein ſolches Gebäude dau- 
ernd durch Vermietung benützt wird, dann jindet 
liber bejonderes Begelhren die unter a angefiihrte 
Veranlagungsart Uniwendung. 

Die nach Uberreidjung des Zinsertragsbelennt⸗ 
niſſes bis gum Jahresſchluſſe vorjallenden Ande— 
tungen im Singertrage find anzuzeigen und bei 
der Bemejiung fiir die nächſte Periode gu beriid- 
ſichtigen. Soldje Beriinderungen dagegen, die ſich 
im Lauje der zweijährigen Steuerperiode ergeben, 
üben auf die Vorſchreibung fiir dieſe Periode feinen 
Einfluß aus, fondern werden erjt für die nächſte 
Steuerperiode berüchſichtigt (§ 5 Geſetz 12 VII 96). 

Die Steuerpjlicht eritrect fich nicht auf folde 
(der Regel nad) zinsſteuerpflichtige, Mietobjekte, 
welche wegen gänzl. Leerjtehung feinen Zins— 
ertrag abwerfen. heat wird die Sai insſteuer 
fiir Die ganze Steuerperiode ohne Riidjicht auf die 
tatſächl. Benützung bemeſſen u. vorgeſchrieben, wenn 
aber in dieſer Periode eine Leerſtehung eintritt 
und der Behörde angezeigt wird, erfolgt die Ab— 
ſchreibung nach Verhältnis der Dauer dieſer Leer— 
ſtehung und des Zinsentganges für Rechnung jenes 
Jahres, in welchem die Leerſtehung ſtattjand. Bei 
der Vorſchreibung für die nächſte Steuerperiode wird 
jedoch die Leerſtehung nicht berückſichtigt. Der An— 
ſpruch auf die Abſchreibung muß durch Überreichung 
der „Leerſtehungs-Anzeige“ innerhalb 14 Tagen 
nad) Eintritt der Leerjtchung erhoben werden; ijt 
dieſe Friſt überſchritten, dann wird die Abſchreibung 
erſt vom Tage dex Uberreicjung der Anzeige an 
berechnet. Diejem Anſpruche gegeniiber fteht die 
Pflicht des Hauseigntiimers, die erfolqte Wieder- 
beniipung der Wohnung ebenfalls binnen 14 Tae 
gen angumelden „Wiedervermietungs-Anzeige“). 

Die Abſchreibung der Hauszinsſteuer fund 
Seigen Steuer) wegen erwiefencr Unein— 
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bringlichkeit des ganzen Mietzinſes oder eines 
Teiles desſelben wurde mit Geſetz 24 X 96, R. 223, 
angeordnet. Auch in dieſem Falle wird die auf den 
uneinbringlich gewordenen Mietzinsbetrag nach 
Maßgabe der Vorſchreibung entjallende Quote der 
— —— (alſo jener des Steuerjahres) ab— 
geſchrieben. Als uneinbringlich gilt jener Zinsbe— 
trag, der nach Ablauf der Mietperiode nod un— 
berichtigt aushaftet und durch die gerichtl. Exe— 
kution nicht hereingebracht werden konnte. Dies iſt 
in der Regel dadurch zu beweiſen, dak die Exe— 
kution tatfaͤchlich erfolglos oder mit unzulängl. Er— 
folge geführt wurde. Die Finanzlandesbehörde kann 
die Steuerabſchreibung auch bewilligen, wenn auf 
andere Weiſe bewieſen wird, daß die Exekution hätte 
erfolglos bleiben müſſen. Ausgenommen von der 
Abſchreibung iſt die Steuer von den Mietzinſen 
ſolcher Perſonen, die mit dem Hausbeſitzer bis zum 
4. Grade verwandt oder verſchwägert i, oder in 
einem Dienjtverhiltnis zu ihm jtehen. Der An— 
jprud) auf Abſchreibung mug in einem bejonderen 
(ftempelfreien) Geſuche unter Beibringung der Be- 
weismittel binnen 6 Wonaten nad Ablauf der be- 
treffenden Sinsperiode geltend gemadjt werden. 
Rablungen auf den riidjtindigen Mietzins, die 
dem Hausbeſitzer nachträglich zufließen, find binnen 
14 Tagen der Steuerbehirde anjujeigen, worauf 
die Steuer davon gu bemeſſen ijt. 

Die Hinsteuerpfliht beqinnt in den ganz 
zinsſteuerpflichtigen Orten mit der beniigbaren 
Vollendung (feitqeitellt durch den baubehördl. Be 
niipungsfonjens), in den iibrigen Orten mit dem 
Beginn des Mietverhältniſſes. Sie endet im erjten 
valle mit der Demolierung des Gebäudes bezw. 
deſſen durch Unbeniipbarfeit verurjadten dDauernden 
Leerjtehung, im giveiten Falle mit dem Ende der 
Vermietung. 

Hinfiehtlich der VerjAhrung des Rechtes der 
Staatsverwaltung zur Voridpreibung u. Richtig- 
jtellung der Steuer jowie gur Einforderung fällig 
gewordener Steuerbetriige gelten die allg. Beſtim— 
mungen des Geſetzes 18III 78, R. 31. 

ie bet der Hauszinsſteuer in Anwendung 
fomimenden Steuerſäſtze zeichnen fid) durch enorme 
Höhe aus. Sie haben ein dreifaches Ausmaß: 

a) In einer Reihe größerer Stiidte u. Bade- 
orte, die größtenteils ſchon der urſprüngl. Haus- 
zinsſteuer (feit 1820) unterivorjen waren, und in 
einer Beilage des Gejeges 9 II S2 angefiihrt find, 
betriigt der Steuerſatz 262/,%. Dieſe Orte jind: 
Wien, Ling (jamt Vorſtädten), Salgburq (jamt 
Vorjtidten u. Vororten), Jnnsbrud, Graz, Klagen— 
jurt u. Laibach (alle drei legtgenannten ſamt Bor- 
ſtädten), Iriejt (ohne Gebict), Görz jamt Stadt- 
bezirk, Sara, Brag, Teplip-Schinau, Karlsbad, 
Marienbad, Franzensbad, Briinn (jamt Vorſtäd— 
ten), Olmiigp, Troppau (innere Stadt), Lemberg, 
Krakau u. Czernowif (innere Stadt). Für jene 
Stidte, in welchen 1882 die höhere Hauszinsjtener 
zur Einführung gelangte, war ein Ubergang zu— 
—— der fiir Trieſt verlüngert worden tit. 

ud) fiir die in das Gemeindegebiet von Wien u. 
Junsbrud new einbegogenen Orte wurden Erleich— 
terungen gewährt. 
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b) Qn allen übrigen Orten mit Ausnahme 
fees * Tirol und Vorarlb. beträgt der Steuer— 
ab 20%. 

. ¢) Für jene in Tirol und Vorarlb. mit Aus— 
nabme von Innsbruck 15%. Much da erjolgte die 
Einführung juljefjive wahrend einer 10jährigen 
Uberganasperiode. 

Dieje Cuoten find von dem ſteuerbaren Rein— 
ertrag ju bemejjen. Auf die Bruttoeinnahme 
bezogen betragen dieſe Steuerſätze 22%/3, 14 u. 
104, %. Auf Grund ded Art. IX Geſetz 25 X 96, 
R. 220, findet nun von dieſer Steuer cin Nach— 
laß von 12% % (= einem Achtel) Anwendung; 
dod) wird der nachgelaſſene —— bloß „nicht ein⸗ 
gehoben“, während zum Zwecke der Zuſchlagsbe— 
rechnung der volle Betrag „vorgeſchrieben“ wird. 

B. Das Verfahren. Die vorbereitenden 
Amtshandlungen und die Bemeſſung u. Vorſchrei— 
bung der Steuer fällt in den Wirkungskreis der 
Steuerbehörden 1. Inſtanz; über Rekurſe entſcheidet 
die Steuerlandesbehörde endgültig. 

Das Verfahren beruht auf dem Grundſatze 
der Selbſtdeklaration mit diskretionärer Ge— 
walt der Steuerbehörde zur Feſtſtellung der Be— 
ſteuerungsgrundlage, ſoweit der „Mietwert“ als 
ſolche anzunehmen iſt. 

Die „Zinsertragsbekenntniſſe“ (oder 
»Bingjaffionen’) jind vom Cigentiimer oder perma: 
nenten Nutznießer (wenn ihrer mehrere find, von 
allen, oder durch cinen aus ihrer Witte ausdriiclic 
Bevollmächtigten) ſchriftlich au überreichen u. zw. 
bei neuentitandenen Objekten das erſtemal binnen 
14 Tagen nad Eintritt der Selbjtbeniipung oder 
Vermietung, weiterhin fiir jede zweijährige Steuer- 
periode bis au dem von der Steuerlandesbehirde 
befanntgegebenen Termin. Nur den Cigentiimern 
von Häuſern mit nidt mehr als 3 Wohnräumen 
auferhalb der gang ginsjteuerpflidtigen Orte iit 
es gejtattet, das Zinsertragsbekenntnis mündlich 
bei dem Gemeindevorſteher abzugeben, der dasſelbe 
in ein „tabellariſches Brotofoll” aufnimmt. 

ut Verfaſſung der Befenntnifje find bejon- 
dete jyormularien gu verwenden, weldje vollſtändig 
ausgejiilit werden müſſen. Eine Beilage bildet die 
,-topographifdje Beſchreibung des Hauſes“, in wel⸗ 

alle Riumlicfeiten nad ibrer Reihenfolge 
numeriert und unter Angabe ihrer Beſtimmung 
eingeln anzuführen find. Im Befenntnis felbjt find 
alle Wohnungen eingeln und numeriert anzuführen. 
Bei jeder Wohnung find anjgugeben: Die Räum— 
lichfeiten, aus welchen jie bejteht (nad) den Nummern 
der topographiiden Beichreibung), die Namen der 
Mietparteien und die Höhe der bedungenen Miet- 
zinſe unter Einrechnung aller jener Betriige, welche 
dem Cigentiimer aus dag der Vermietung zu— 
fließen. an einer Unmerfungsrubrif jind jene darin 
enthaltenen Beträge fiir Nebenleijtungen, deren 
Abzug der Cigentiimer beanjpruden zu können 
glaubt, anjugeben. Dieje Angaben find fiir jedes 
der beiden Zinsjahre gu machen. Wenn aber feine 
Anderung eingetreten ijt, geniigt die Beifiiqung 
ciner dieSbegiiglichen, bejonders unterfertigten Klau⸗ 
fel. Dic Richtigkeit des cinbefannten Zinjes ijt fiir 
jede einzelne Wohnung jeitens der betreffenden 


Mietpartei durd) Beifügung ihrer Unterſchrift au 
bejtitigen. Für Wohnungen, die von den Haus— 
eigentimern jelbjt beniigt werden, fowie fiir jolde, 
die auj kürzere Zeiträume als Quartale vermietet 
ju werden pflegen, find angemejjene Jahreszins— 
betriige eingujtellen. Sum Schluſſe find die einge- 
jtellten Sine des ganzen Haujes gu ſummieren. 
Die auf dieje rt fertiggejtellten Faſſionen find 
jeitenS der Hauseigentiimer unter Beifügung einer 
ausdrückl. Beſtätigung der Richtigfeit derjelben zu 
unterjertigen. 

Die in den Belenntniſſen enthaltenen Angaben 
find jeitens der Steuerbemejjungsbehirden auf ihre 
Richtigteit u priijen. inden fie dieſelben bedenk— 
lid), jo Sabet fie wenn nidjt der Berdacht einer 
jtrajbaren ,,Sinsverbeimlidung’ bejtebt) zunächſt 
eine gütl. Einiqung mit dem Hauseigentiimer zu 
verſuchen. Mißlingt fie, fo ijt das fog. Varifika— 
tiondverjahren cinguleiten, welches in der Beſichti— 
gung des Haujes und der Abſchätzung des Miet- 
wertes Der in Frage jtehenden Wohnung durch 
einen Delegierten der Steuerbemeſſungsbehörde und 
zwei Hauseigentiimer des betreffenden Ortes be— 
jtebt; biebei haben zuerſt die Legteren ihr Gut— 
adjten abjugeben, weldjem der Erhebungskommiſſär 
das jeinige beizufügen hat. We dieſe Gutachten 
haben aber nur foniultative Bedeutung, da dic 
Steuerbemejjungsbehirde die Hohe des jtrittigen 
Mietwertes auf Grund des gejdhilderten Verjahrens 
nad) ibrem freien Ermejjen zu beſtimmen hat. 

in weiteres Mittel, um weitgehende Ver— 
kürzungen des Staatsſchatzes zu verbindern, beſteht 
darin, daß die Zinsertragsbekenntniſſe bei der Be— 
hörde ju jedermanns Einſicht aufliegen. Jn Ver— 
bindung mit der Anzeigerbelohnung iſt dieſes Mittel 
zur Aufdeckung von Verheimlichungen ſehr wirkſam. 

Uber die von der Behörde völlzogene Bemeſ— 
jung der Steuer wird der Zahlungspflichtige mittels 
des ,, Yablungsaujtrages u. Anlageſcheines“ verſtän— 
digt. Miidfichtlid) des Redhtsmittelverfahrens 
finden die Beſtimmungen des allg. Geſetzes 19 IIL 
76, R. 28, Anwendung. 

Wird die (permanente oder zeitliche Steuer- 
bejreiung in Aniprud) genommen, dann muß 
unter urfundl. Nachweiſung der diejelbe begriin- 
denden Tatſachen darum eigens bei der Steucr= 
behörde 1. Inſtanz eingeidritten werden. Dieſe Be- 
horde jtellt bet einer Beſichtigung an Ort u. Stelle 
alle maggebenden Womente feſt und legt den Wht 
mit ihrem Wntrage der Steuerlandesbepicre vor, 
welche hierüber die erjte E. fallt. Der Rechtsmittel— 
aug gent in diejem Falle an das F. M. 

V. Die SX ige Steuer. Die Zinserträgniſſe 
bezw. Mietwerte der von der Hauszinsſteuer zeitlich 
befreiten Gebäude u. Gebäudeteile unterliegen einer 
Steuer im Ausmaß von 5%. Dieſe Steuer, welche, 
wie erwähnt, durch Geſetz OIL 82 (§ 7) zu einer 
definitiven Einrichtung gemacht worden ijt, war 
bei ganz ſteuerfreien Häuſern vom Reinertrag ju 
bemejjen, der ſich ergab, wenn vom jteuerbaren 
Sinsertrag nod) die im Steuerjahre fällig werden: 
den Zinſen von den auf dem Objefte verjicherten 
Rapitalien abgezogen wurden. Dieje Bejtimmung 
wurde durch Art. 111 Geſeß 25 X 96 Perſonal⸗ 
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fhenerpelep) auger Wirfiamfeit geſetzt. Da durch 
§ 7, letzies Al., Geſetz OIL 82 dieje Steuer ,,in 
allen iibrigen Begiehungen der Hauszinsſteuer gleich= 
geſtellt“ wurde, ijt jie in Wahrheit nichts anderes, 
al8 dic Hauszinsfteuer mit einem ermiipigten 
Steuerſatz u. gw. einem ſolchen, den man an u. für 
fich nicht als niedrig bezeichnen würde und der auf 
den Bruttoertrag bezogen 41/, bezw. 3*/, % beträgt. 
Es finden fomit alle oben erwähnten materiellredtl. 
Veitimmungen fowie die Normen des Verfahrens 
aud) auj die 5%ige Steuer Anwendung, und es 
genießen Rückſtände an derjelben aud) die gleichen 
Piandrechte wie die Hauszinsſteuer. 

Ubrigens find die „zeitlich jteuerfreien” Ge— 
bäude auc) jonit ftarf belajtet, indem fic) die fog. 
Befreiung (foweit nidjt die Landesgeſetzgebung cine 
Ausnahme jtatuiert) nicht auf die Fondszuſchläge 
critredt. Sum Zwecke der Bemejjung der letzteren 
wird deshalb die fog. „Idealſteuer“ fo bemeſſen, als 
ob das Haus fteucrpjlichtig wire. Sie wird aber 
nicht Uk Zahlung vorgeſchrieben, fondern dient nur 
al rundlage fit die Bemeffung der Zuſchläge. 

V. Die Hausflaffenftener. A. Matericll 
rechtl. Beſtimmungen. Während die Hauszins— 
peer und die 5 %ige Steuer wahre Ertragiteuern 
ind, fann die Hausklaſſenſteuer eigentlich nicht in 
Dieje Kategorie eingereiht werden, da fie nur von 
folchen Objeften eingefordert wird, welche als un— 
mittelbare Genufgiiter in Verwendung ftehen. Sie 
ift Daher eher unter die Aufwandſteuern Konſum— 
ftenern) zu zählen, fann aber auch als eine primi: 
tive Vermögenſteuer angejehen werden. 

Objekt diefer Steuer find jene Woh ngebiiude, 
weldie nicht der Hauszinsjtener unterliegen, fomit 
die auferhalb der ganz zinsſteuerpflichtigen Orte 
gelegenen, die einen Singertrag durch BVermietung 
nicht abwerfen. Gine Ausnahme bejteht nur hin— 
jichtlich der oben (unter TIL. A.) erwähnten Wohn— 
häuſer mit nicht mebr als 3 Wohnbeſtandteilen, 
welche nur teilweiſe vermietet find. 

Hinſichtlich der Qualijifation der Häuſer als 
Wohngebäude jtehen die Geſetzesſtellen nicht im 
Ginflange. In der Anftruftion 29 I] 20 heißt es 
im 8 6: „Als Wohngebsiude werden alle jene 
erfliirt, welche foldje Beſtandteile in fic) faffen, 
die alg Wohnung wirklich beniigt werden oder 
zu dieſer Beniigung beftimmet find’, während 
§ 7 jene Gebiiude als nicht klaſſifizierbar bezeichnet, 
die ,,jur Wohnung weder beniigt nod) beniig bar 
find”. Nach der einen Stelle joll alfo die Beſtim— 
mung, nad der anderen die Eignung aur Be— 
wohnung entideidend fein. Die Praxis und die 
Sudifatur haben fic) feit jeher mehr an das letz— 
tere, weitergehende Merfmal gehalten und nicht ein— 
mal immer die einſchränkende Bejtimmung ſpäterer 
V. refpeftiert, wonad) nur die zur ,ordentl. 
Vewohnung” bejtimmten oder geeiqneten Gebäude 
der Klaſſifikation unterliegen. Deshalb war es not- 
wendig, in das Geſetz 1 VI 90, R. 97, die Bee 
ſtimmung ausdrücklich aufzunehmen (Art. IL), dak 
„für Ulpenhiitten u. Weingartenhäuſer, in- 
ſoweit ſie nur zeitweiſe als Wohnſtätten für das 
Wirtſchaftsperſonal des Grundbeſitzers dienen, cine 
Hausklaſſenſteuer nicht gu entrichten iſt“. 


Jene außerhalb der gang zinsſteuerpflichtigen 
Orte gelegenen Gebäude, die nicht als Wohnge— 
bãäude gelten, bleiben ſomit von der G. und da die 
Bauarea und dic Hofräume von der Grundfteuer 
bejreit find, iiberh. von jeder Bejteucrung frei. 

Das Geſetz reiht nun die Wohngebiude nur 
nad) der Bahl der darin enthaltenen Wohn— 
räume in Klaſſen und bejtimmt fiir jede Klaſſe 
einen fejten Steuerjag. Der lege giiltige, Durd) das 
acies 9 11 82, R. 17 (Beilage B), normierte Haus- 


flajjentarif lautet: 

Obabehentteien im bie Sabredflener 
10 36 I, Klaſſe K 440—- 
35—30 IU. ” a 360°— 
29—28 ) » 300°— 
27—25 IV. ” w 250°— 
24—22 Wi- » 200°— 
21— 19 VI. ” * 150°— 
184 15 VH. ” ” 100°- 
14-10 VE. , — 

9—8 IX. » 40°— 
7 x 4 » 30" 
6 > » 20 
5 XII. ’ ” 11 ⸗ 
4 XIII. ,, » ~~ ORO 
3 XIV., » 4°20 
2 XV. 1s » B40 
1 XVI. 3 


ermigigt ,, 1°50 
Bei jenen Gebduden, welche iiber 40 Beitand- 


Klaſſe fiir je 1 mehr vorhandenen Bejtandteil zu— 
zurechnen ee . K 1I0 

Der Ausnahmsſatz von K 1°50 findet An— 
wendung auf Robrhiitten, Erdhiitten ohne Mauer- 
werf oder aus bloßem Rutenflechtwerf oder iy 78 
rammten Pfléden errichtete Hiitten, dann fiir die 
Morlafenhiitten in Dalm. Er fann auc) fiir jene 
Gebäude in Gal. und der Bulow. angewendet 
werden, welche eingeln und ohne Zuſammenhang 
mit einer Ortichaft liegen und nicht mehr als einen 
Wohnbejtandteil enthalten. 

Gewiſſe, mit Wpenbiitten vereinte und nur 
zeitweiſe beniipte Wohngebäude in den vorarlb. 
Alpen find mit dem halben Sage der betrefienden 
Tarifklaſſe zu bejteuern. 

Mit Rückſicht auf das Klaſſifikationsmerkmal 
ergibt fic) nochmals die Frage, weldhe einzelne 
Raiume der Häuſer alg Wohnbejtandteile gu 
bebandeln find. 

Das YF. 2311 20, § 22, und die Anjtruftion, 
§ 9, erfliren gleichlautend: „Als Wohnbeſtand— 
teile zum Bebhufe der Klajfififation werden bloß 
Bimmer u. Kammern, die wirklich bewohnt werden 
oder zur Bewohnung beſtimmt find, ohne Rück— 
fidht auf die Beit, durch welche oder in welder und 
ohne Riidjicht auf die Urt, nach weldher jie beniigt 
werden, begrifjen. Es werden aljo Zimmer u. 
Kammern cines Gebäudes, welches gang oder jum 
Teil unbewohnt ijt, jelbjt dann als Wohnbeſtand— 
teile aufgenommen, wenn es unbejtimmt ijt, ob 
und wann dasſelbe bewohnt werden wird. Ebenjo 
jind Vorzimmer, Siile, Geſellſchaftszimmer, Sdjreib- 
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jtuben, Stabinette u. dgl. fiir Wobhnbejtandteile zu 
rechnen. Dagegen werden als joldje bei der afiih- 
tation nicht angefehen: Küchen, Keller, Biden, mit 
Ausnahme der Wohnzimmer, welche fid) unter 
dem Dad) befinden, Stallungen, Sdheuern u. dal. 
Aud) werden als BWohnbeftandteile nicht in An— 
ſchlag gebracht: Schulzimmer, Werfftitten, amtl. 
Ubifationen (c8 fei denn, daß diefe Bejtandteile 
von dem Cigentiimer des Gebiiudes gemictet wer— 
den).” Legterer Sag ijt feit ber Ausdehnung der 
Hauszinsſteuer gegenftandslos, war iibrigens in- 
foniequent. 

Die gitierte Geſetzesſtelle ſowie aud) ſpätere 
&., welche ſich auf die Qualififation —— Arten 
von Gebiiudeteilen als Wohnräume beziehen, leiden 
an dem WMangel, dak fie nicht fonfequent an cinem 
beitimmten Begriff des Bewohnens fefthalten und 
dak auch fie die Eignung sur Bewohnung mit der 
Beitimmung hiezu durcheinander werfen (jo find 
doch ficher Schuljimmer u. Rangleien aur Be- 
wohnung gecignet). 

Die Hausflajjenjteuer ijt eine eigentl. Ka— 
tajterjteucr, d. h. die fiir das Ausmaß der 
Steuer magebenden Daten (hier die Zahl der 
Wobnbejtandteile) und die Klaſſe werden beim 
Gintritte ded Objeftes in die Steuerpjlicht feſtge— 
itelt und in einen Ratajter (das Häuſerverzeich— 
nig) —— dieſe Eintragung bildet dann 
dauernd die Grundlage der Steuervor— 
ſchreibung, ſoweit nicht ſolche Veränderungen 
eintreten, für welche das Geſetz ausdrücklich eine 
Anderung der Klaſſifikation im Evidenz— 
haltungswege anordnet. 

Eine Anderung im Kataſter kann nur 
erfolgen auf Grund einer neuen Klaſſifizierung 
(infolge , Objeftsinderung”), d. i. einer neuen Auf⸗ 
nahme deS Bejtandes und einer neuen E. fiber 
die Klaſſeneinreihung oder eines Löſchungsauftrages 
(Ubfallbringung). 

Cine neue Klaffifigierung, weldhe einen 
Zuwachs zur Folge bat, tritt ein: 

1. wenn ein — oP neu erbaut wird; 

2. wenn ein ganzes, bisher nicht ſteuerpflichtiges 
Gebäude in ein Wohnhaus umgeftaltet wird; 

3. wenn cin bejtehendes Gebäude derart ge- 
trennt wird, dag daraus zwei gang gefonderte 
Wohngebäude entitehen; 

4. wenn der dupere ere. eines Wohn⸗ 
hauſes derart erweitert wird, daß dadurch zugleich 
die Bahl der Wohnbeſtandteile vermehrt wird. 
Anderungen in der Einteilung, der Zahl und der 
Beſtimmung der Räumlichkeiten, welche innerhalb 
der alten Umfaſſungsmauern vor fic) gehen, haben 
dagegen felbjt dann feinen Einfluß auf die Klaſſifi— 
jierung, wenn bisherige Wirtſchaftsräume in Wohn- 
tiume umgewandelt werden. 

Gine neue Klajjifitation, welche gu einer 
———— der Steuer führt, tritt dann 
cin, wenn der aͤußere Umfang und zugleich die 
Zahl der Wohnräume vermindert werden; auch da 
beſchränkt ſich aber die Anderung auf jene Wohn— 
räume, die durch die Verminderung des äußeren 
Umfanges — während innere Umgeſtaltun— 
gen nicht zu berückſichtigen find. 





Die Löſchung flaffifigierter Objekte im Na- 
tafter erfolgt: 

1. wenn Gebäude durch Elementarereigniſſe 
zerſtört und nicht wieder iy eer werden; 

2. wenn Gebäude gang demoliert werden; 

3. wenn Wobhngebiude durch veriinderte Wid— 
mung in die Kategorie der befreiten Gebäude treten. 

Die Verminderung und die Whfallbringung find 
aber an die Bedingung geknüpft, daß das maß— 
ebende Ereignis vom Cigentiimer miindlid) oder 
Pciitlich bei * Steuerbehörde angezeigt werde. 

Die Hausklaſſenſteuer wird nur für ganze 
Jahre vorgeſchrieben, derart, daß ſowohl jeder 
Zuwachs als auch jeder Abfall immer erſt vom 
1. Januar des auf das maßgebende Ereignis fol— 
genden Jahres an durchgeführt wird. 

Eine teilweiſe Berückſichtigung länger dauern⸗ 
der Leerſtehungen wurde durch Geſetz 1 VI 90, 
R. 97, in folgender Weife eingefiibrt: Wenn ein 
hausklaſſenſteuerpflichtiges Gebaͤude, welches nidt 
mehr als 9 Wohnbeſtandteile enthält, durch ein 
Jahr ununterbrodjen volljtindig unbenützt geblie- 
ben ijt, erfolgt über eine befondere Anzeige des 
Cigentiimers nad) Ablauf eines Jahres der Nicht— 
beniigung die WUbjchreibung der Steuer. Der Ein— 
tritt Der Wiederbeniigung ijt binnen 30 Tagen 
ebenfalls anzuzeigen. 

Wegen Beſchädigungen durd Elemen— 
tarercigniffe wird gufolge A. E. 13V 43 die 
Haustlajjenfteuer vom gangen Hauje fiir jenes 
ganze Jahr nachgejehen, in welchem das Elementar- 
ereignis eingetreten ijt. Der Umfang der Zer— 
ſtörung übt feinen Einfluß auf dieſes Ausmaß 
der Nachſicht, die auc) dann erfolgt, wenn das 
— im ſelben Jahre wieder bewohnbar herge— 
tellt wird, jedoch von der Erſtattung einer Anzeige 
(bet Feuer binnen 8 Tagen, bei UÜberſchwemmung 
binnen 14 Tagen) bedingt ift. 

B. Dag Verfahren. —— zur Klaſſi⸗ 
fizierung der Wohngebäude ſind die Steuerbehörden 
1. Inſtanz, die Vorſchreibung der Jahresſchuldigkeit 
erfolgt aber durch Eintragung in die „Steuerbüchel“ 
ſeitens der Steuerämter. Der Inſtanzenzug geht 
bis an das F. M. Die Einreihung in die dic jen 
erjolgt aber nur formell durch die Besirfshaupt- 
mannſchaften, indem die Alten über jede eingelne 
Objeftsinderung vor der Ausfertigung der E. der 
Finanzlandesbehörde vorgelegt werden müſſen, diefe 
bereits die Eintraqung des Objeftes in das Häuſer— 
verzeichnis anordnet und fodann erjt den Akt ,,,ur 
inſtanzmäßigen Enticheidung”, die aber ſchon jejt- 
ſteht, an die Steuerbezirksbehörde leitet. 

Das „Häuſerverzeichnis“ (Klaſſenſteuer— 
fatajter), welches aus Anlaß der Einführung der 
Hausklaſſenſteuer zuerſt angelegt wurde und ſeither 
nur evident gehalten wird, wird nach Steuerge— 
meinden in doppelter Ausfertigung geführt. Das 
eine Exemplar erliegt beim Rechnungsdepartement 
der betreffenden Finanzlandesbehörde, das andere 
beim Steueramt. Nur in dem letzteren werden aud 
die Namen der Cigentiimer bezw. Nugniefer in 
Evidens gehalten. Ym übrigen enthalten die Ver— 
seichnijie die Hausnummern, die Nummer der 
Bauparzellen, die Gattung der Gebäude, die Zabl 
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der Wohnbejtandteile (nad Bimmern u. Lammern), 
die Rlajjen und die Steuerbetriige. Dic Summen, 
welche die einzelnen Gemeindeverzeichniſſe ergeben, 
jind in ,,Sunumatien” nad) Steuerbezirken zuſam— 
menjuitellen. Bei den Steueriimtern werden auc) al- 
phabetifche Verzeichniſſe der Hauseigentiimer geführt. 

Den Hauseigentiimern obliegt jujolge A. E. 
20 V 35 die Pflicht, von dem Entſtehen neuer 
Wobhngebiude und von der Erweiterung be- 
jtehender innerhalb 4 Woden nad Bollendung 
bes Baues und Erlangung der Bewohnungsbewwil= 
ligung der Steuerbehbrde mündlich oder jchrijtlich 
die Anzeige gu erjtatten. Uber dieje ſowie über 
die Angeigen, welche das Entjallen oder die Vers 
Eleinerung eines ſteuerpflichtigen Hauſes zum Ge— 
genſtande haben, wird vom Steuerreſerenten oder 
einem delegierten Steueramtsbeamten unter Zu— 
iehung des Gemeindevorſtandes und zweier Aus— 
— * das Objekt behufs Feſtſtellung der 
maßgebenden Tatſachen — und das Ergeb- 
nis protofollarijd fejtgeitellt. Wit diejer Erhebung 
tann aber auch der Wemeindevoriteher betraut wer— 
den. Das Ergebnis der Bejidhtiqung wird mit 
dem Klaſſifizierungsantrag in einen „Objekwer— 
änderungsausweis“ aujgenommen, welder, wie 
erwähnt, der Steuerlandesbehirde behujs Durch— 
führung der YUnderung im Häuſerverzeichnis vor- 
elegt und fodann von Ddiefer zur „inſtanzmäßigen 

ntſcheidung“ juriidgeleitet wird. Die Steuer- 
behirde verfiigt ſodann die Durchfiihrung der An— 
derung im fteueramtl. Natajter und die Verſtän— 
digung der Partei. Wenn die Underung bei einem 
bereits bejtandenen Gebäude durchzuführen ijt, ge— 
fchieht dies in der Weiſe, dah die alte Poſt gelöſcht 
und das Gebäude unter YUngabe der geänderten 
Paten unter einer neuen Pojt in das Verzeichnis 
aujgenommen wird. 

Auch die Anzeigen wegen Beſchädigung von 
Häuſern durch Elementareretqnifje finnen erit auf 
Wrund einer Lofalbejichtiqung, die aber zumeiſt 
dem Gemeindevoriteber aufgetragen wird, der Er- 
ledigung jugefiihrt werden. 

VE Strajbare Übertretungen. A. Bei der 
Hauszinsſteuer und 5%igen Steuer. Tas 
pflichtwidrige Berhalten des zur Uberreidjung eines 
Hinsertragsbefenntnijies Verpflicteten, welches zu 
einer Verkürzung der Hauszinsſteuer fiihrt oder 
(fall es nicht rechtzeitig entdedt wiirde) führen 
finnte, wird als „Zinsverheimlichung“ dann 
für jtrafbar erflirt, wenn die Abſicht der Partei, 
fic) der Steuerleijtung gang oder teilweije gu ent- 
ziehen, erfennbar ijt. Der objeftive Tatbejtand 
einer ſolchen Ubertretung liegt vor; a) wenn im 
Vefenntnis ein —— oder vereinbarter Zins 
gaits verſchwiegen oder b) unrichtig zu niedrig ange⸗ 
tk wird; c) wenn cin ganzes Haus oder d) Teile 
esfelben gan; veridjwiegen werden; e) wenn nad 
angezeigter Leeritehung die Wiederbenupungsan- 
zeige oder f) die Ungeige iiber eine nach Uberreichung 
des Befenntnijjes erfolate Zinserhöhung unterlajien 
wurde, endlid) g) wenn nad) Geltendmachung des 
Anſpruches auf Steuerabjchreibung wegen Unein— 
bringlichfeit des Mietzinſes dem Hausbefiper cine 
Zahlung auf diefen Sins zugefloſſen ijt und die 


Gebãäudeſteuer. 


Anzeige des Empfanges dieſer Zahlung binnen 
14 Tagen unterblieb. 

Mad 8 11 des YB. 2OIL 20 (begw. § 7 * 
9 IL 82) hat in dieſen Fällen der Eigentümer (un 
wohl aud der permanente Nutznießer) des Hauſes 
nebjt der nachträglich vorguidreibenden verkürzten 
Steuer eine doppelte Strafe zu entriditen: 1. dic 
jog. Sinsjtrafe, bejtebend im Betrage des ganzen 
verheimlichten Binies, und 2, die jog. Steuer- 
jtrafe, welche der zu bemefienden Nächtragſteuer 

leich ijt. Die erjtere Straje fällt dem Angeber der 

Berheimlidung (injoweit jich der feſtgeſtellte Tat- 
bejtand mit dem Inhalte jeiner Angeige det), die 
legtere dem Staatsſchatze ju. Die Strafbarfeit vere 
jährt gujolge A. E. 281V 32 in 5 Jahren, 
uriicgerednet vom Tage der erjten Borladung 
eS Beſchuldigten jur amtl. BVernehmung. Zur 
asung des Straferfenntnijies —— iſt die 
Steuerbehörde 1. Inſtanz, der Rechtsmittelzug geht 
nur an die Steuerlandesbehörde. 

Wenn ohne die auf eine Steuexverkürzung 
gerichtete Abſicht die termingemäße Uberreidung 
eines Sinsertragsbefenntnijies unterlaſſen wird und 
aud) eine ausdrückl. Mahnung der Steuerbehirde 
erfolglos bleibt, fann dieje nicht nur das Befennt- 
nis durd) einen Delegierten von Amts wegen auf 
Rojten des Säumigen aujnehmen lajjen, jondern 
zugleich aud eine Crdnung sjtraje iiber den letz— 
teren verhängen. 

Auch jene Mietparteien, welche in den Befennt- 
niſſen untichtige Zinsangaben bejtitigen, jind mit 
„verhälmmismäßigen“ Strafen bedroht. 

B. Bei der Hausklaſſenſteuer. Die Un— 
terlaſſung einer dem Eigentümer eines klaſſenſteuer— 
pflichtigen Hauſes obliegenden Anzeige ijt zufolge 
A. E. 2OV 35 von der Steuerbehörde dadurch zu 
beſtrafen, daß die dadurch verlürzte Steuer im 
doppelten Betrage vorgeſchrieben wird (alſo einmal 
alg Weldjtrafe). Dieſe Strafſanktion wurde mit 
Geſetz 1 VI 90, R. 97, aud) auf jene Fille aus— 
gedehnt, wo die Anzeige der Wiederbenugung 
eines als unbenugt angemeldeten Haujes unter- 
laſſen wurde. Much fiir dieſe Strafe gilt die djährige 
Verjährungsfriſt. 

VIL. Statiſtiſches. A. Inbal Marg cbt 
Am J. 1902 (dem legten, fiir welches genaue 
Ausweiſe vorliegen} betrug die Vorſchreibung 

80,260,630 K 
die realijierten Nachläſſe nach Ut. VIII 
G. 25 X 96, R. 223, beliefen 
jid) auj 10,350.975 ,, 
daber blieb zahlbare Boridhreibung 69,909,655 K 
Die Abſchreibungen wegen Leerſte— 
hung, Demolierung uſw. betrugen 


es waren daher an Haussinsjteuer 
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1,489.913 ,, 








PU SODIEN os a aces x ar 68,419.742 K 
Die Voridreibung an 5 % iger Steuer 

eae ee ee 6,309,630 K 
die Abſchreibungen. . |. 199,626 ,, 
jomit waren gu jablen 2... . 6,110.004 K 


und im qanjen von den nad) dem 
Singertrag zu beiteuernden We- 
Dauber 2. 2 tt te ww « 24,590,746 K 
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Dies beträgt, auf den ganzen der Beſteue— 
rung zu Grunde gelegten Bruttomietzins per 
735,592.428 K begogen, 10138. 

Jn weldem Wake dieie Steuer im Ertrage 
jteigt, ijt daraus gu erieben, daß im J. 1853, 
wo die Hauszinsſteuer nahegu im gleichen Um— 
fange eingehoben wurde, wiibrend der Steuerſatz 
um 2% niedriger war (21%/5%, wogegen der 
12°5%ige Nachlaß nicht beitand), ohne Berüchkſich— 
tiqung der Abſchreibungen gur Vorſchreibung ge- 
langten: 9,517.922 K. 

Jn 50 Jahren ijt der Steuerertrag fomit auf 
das Ta fache geitiegen (ohne Rüchkſicht auf die 
5 %ige Steuer). 

* noch viel rapiderem Verhältnis nehmen 
die fog. autonomen Zuſchläge zur Hauszins— 
ſteuer gu, die im J. 1900 ſchon nahezu 75 Mill. K, 
alfo nambaft mehr als die Staatajteuer felbjt (da- 
malé 68°5 Mill. K) betragen haben. 

B. Hausflaffenjteuer. Die Voridreibung 
an Ddiejer Steuer pro 1902 ohne eps a 
det Nachläſſe u. Abſchreibungen betrug 12,002.800 K, 
der Reinertrag 10,482,520 K (von 2,799.046 gang 
fteuerpflictigen Hiujern). Un Zuſchlägen der ver- 
fchiedenen Arten wurden im J. 1900 15,616.591 K 
vorgeſchrieben. Auf die Umlagsbafis von 12!/, Mill. K 
(einichlieplich der geitlid) befreiten Gebäude bezogen, 
macht died 126°3%. 

C. Wirkung der Hauszinsſteuer auf die 
Mietzinfe. Nac) einer vom gefertigten Referenten 
aujgejtellten Berechnung werden im Durchidnitt 
des ganzen Staates durd die Hauszinsſteuer famt 
Suidligen die Mietginie um etwa ein Fünftel er- 

Sht. Jn Orten mit dem höheren Steuerfag bei 
gleichzeitigen höheren Zuſchlägen läßt fic) aber cine 
rdoppelung der Mietzinſe, ja eine noch darüber 
an Cs Erhöhung nachweiſen. 

VILL. Reformbeſtrebungen. Wenn aud) die 
Biterr. HausginSfteuer in ihrer grundſätzl. An— 
lage alS das Mujter einer richtigen Ertragsſteuer 
bezeichnet werden fann, jo hat fie dod) einige Feh— 
ler, die von der Bevölkerung bis in die leptere 
Heit verhältnismäßig rubig hingenommen wurden 
und erjt in den lepten Jahren zu einer energiſche— 
ten, von Hausbefipertreifen ausgehenden Bewegung 

efiibrt haben, fo gwar, daf fic) in einer Reihe von 
— und anderen Orten die Hauseigentümer 
zum Swede der Erſtrebung einer Reform in eige— 
nen Vereinen organifiert haben. Die wicdhtigiten 
dieſer Vereine beſtehen in Wien, wo fie fic) au 
einem Sentralverband zuſammengeſchloſſen haben, 
ferner im iibrigen 2. O. und in Psbmen, 

Die wichtigſten u. berechtigiten Klagen bezie— 
ben fic) auf die enorme Höhe der Steuerjiipe 
und darauf, dab in den gang haussinsftenerpjlich- 
tigen Orten die induftriellen und fonjtigen Er— 
werbssweden dienenden Gebäude die gleiche 
Steuerlajt zu tragen haben wie die rententragenden 
Zinshäuſer. Ws ein weniger erg Gover angel 
fann die ungultingl. Art, wie die scat u. 
Amortiſationskoſten berückſichtigt werden (mit glei⸗ 
chen, jeſten Sätzen, ohne Bedachtnahme auf die ſo 
verſchiedene Bauart und den Bauzuſtand), ange— 
führt werden. 
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Die aktuelle Reformbewegung bezieht ſich vor— 
wiegend auf den erſten Punkt, da der „Nachlaß“ 
nicht entfernt zu befriedigen vermochte. Es iſt nur 
auffallend, bab blog die an der Hohe der Steuer 
eigentlic) weniger intereffierten Hausbejiger und 
nicht auch die dadurch am meijten belajteten Mieter 
fic) daran beteiligen. Nur Unkenntnis u. Unver— 
jtindnis der Tatiachen in den breiten Schichten der 
Bevölkerung vermögen dies gu erfliiren, denn es 
ſteht auger allem —— daß die Hauszinsſteuer 
zu einem großen Teil auf die Mieter überwälzt 
wird, ſomit die Wohnungen und gemieteten Ge— 
ſchäftsräume ganz bedeutend verteuert. Man hat 
daher wohl den größten Teil der Hauszinsſteuer 
als eine, die ganze in Miete wohnende und ge— 
mietete Vofalititen benutzende Bevölkerung treffende 
Mietſteuer anzuſehen und erſt aus dieſem Geſichts— 
puntte gewinnt man cine flare Einſicht über die 
verderbl. Folgen des hohen Steuerjages. 

Die Hausbefigerorganifationen, welche ur- 
ipriinglich verſchiedene Reformprojekte propagierten 
(unter anderem die Erſetzung des jepigen Beſteue— 
rungsmodus durch eine Bemeffung nad) dem Ver— 
fehrawert des Hauſes), haben fic) jest dahin ge- 
einigt, fiir eine Herabjepung der Steuerſätze auf 
die gleichmäßige Höhe von 5% cingutreten. Da 
aber ein unntittelbarer Ubergang jum niedrigen 
Steuerſatze wegen des daraus rejultierenden großen 
Cinnahmenausjalles auf den unbejieqbaren Wider: 
jtand der Regierung ftofen wiirde, haben dieſe Ver— 
eine den zuerſt bon Ingenieur R. Harfup u. Reichs- 
rat8abgeordneten Glidner gemachten Vorſchlag auf⸗ 

egriffen, es möge das Erträgnis der Hauszins— 
* in ſeiner jetzigen Höhe bis zur Erreichung 
des allg. Steuerfapes von 5% fontingentiert und 
jenet Zuwachs, der fid) aus dem Anwachſen der 
Häuſer und der Mietzinſe ergeben würde, zur all- 
mil. Herabjepung der Steuer verwendet werden. 
Jn einer von den meijten Hausbefipervereinen un- 
terfertiqten ,,Denfidrijt’ von 1903 wurde diejer 
Vorſchlag zuletzt formuliert, doch ijt (vielleidt auj 
Grund cines Kompromiſſes) in diefer Dentichrift 
aud) wieder der Uberqang ju ciner — 
nach dem Werte der Gebäude empfohlen. Yn ferne— 
ten Vorſchlägen ijt gu erwähnen jener einer Diffe- 
renzierung der Steucr nad der Hohe der Mietzinfe 
und der vom gefertiqten Rejerenten gemachte, dak 
die jebige Hauszinsſteuer entiprechend ihrer tat- 
ſächl. Wirfung auch legal geteilt werden möge in 
eine — ————— und eine auf den Mietern 
ruhende Mietſteuer, weld) leptere ſodann abzuſtufen 
und ſchließlich den Gemeinden als deren vorzüg— 
lichſte Finanzquelle zu überweiſen wäre. Auf die 
die — — belaſtenden Zuſchläge der Selbſt⸗ 
verwaltungskörper, deren Summe den Ertrag der 
Hauszinsſteuer bereits überſchreitet und deren Wir— 
kungen doch ſicher nicht weniger nachteilig ſind, 
nimmt nur das letzterwähnte Reformprojeft Riid- 
ficht. Bisher hat die Bewegung zugunſten einer 
Reform den Erfolg gehabt, daß das A. H. durch 
Refolutionen ſich derfelben angeſchloſſen hat und dah 
im F. M. ernfte Vorjtudien in der Frage gemacht 
werden und in den WMonaten November u. Dezem— 
ber 1903 eine große Enquete abgehalten wurde, 
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in welder die divergierendſten Meinungen vorge— 
bracht wurden. 

Hinſichtlich der Hausklaſſenſteuer treten 
die Klagen weniger zahlreich und weniger lebhaft 
auf. Dod) gilt auch fie als driidend (befonders 
unter Hinzurechnung der Zuſchläge und wenig ge- 
ret, da die Sahl der Wohnräume fiir fic allein 
gewiß feinen befriedigenden Maßſtab zur Verglei- 
dung der Wohngebäude abgibt (das zweite, früher 
angewendete Merkmal, ob mit oder ohne Stod- 
werfe, wart nod weniger zutreffend). Mehrfach wird 
qejordert, dak die Wohnhäuſer der bäuerl. Bevil- 
ferung günzlich frei gu laſſen feien. Gewiß iit auch 
rückſichtlich der unbenupten Gebäude die Beſtim— 
mung des Geſetzes 1VI YO unzureichend und ſeit 
der Erhöhung des Tariſes im J. 1882 wurde man— 
des Schloß dem Berfalle preigqeqeben. Referent 
hat feinerjeit den Vorſchlag gemacht, auch dieſe 
ſyſtematiſch gana unflare Steuer in cine Wohnungs- 
aufwandjteuer umzuwandeln, wobei auf das Er— 
jordernis der Bewohner Rückſicht gu nehmen und 
der Notbedarf freizulaſſen wäre. Auch dieſe Steuer 
wäre in eine Rommunalabgabe umzuwandeln. Wenn 
die unausweichl. &.- Reform zuſtande kommt, wird 
jie fic) gewif aud) auf dieje Steucrart erjtrecen. 
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Gebietseinteilung 
i. „Staatsgebiet“. 


Gebraunte geijtige Getranfe (Ausſchank, 
Kleinverſchleiß und gewöhnl. Handel) 


ji. ,,@ewerbe Dr. 


Gebiihren. 


A. Gebihren (geſchichtlich). — B. Gebdbrengeiey. — 
C. Gebahren (tatiftifd). 


A. Gebühren (geſchichklich). 


I. Begriffsbeſtimmung. — 11. Die Sporteltaxen. — 
UL. Der Papierſtempel. — LV. Die Laudemien. . Die 
Erbfteuer. — VI. Die Unifigierungsattion. — VIL Augere 
Rechtsgeſchichte feit 1850. 


L. Begriffsbeſtimmung. G. im Sinne der Wif- 
jenfchaft und G. im öſterr. Sinne find zwei ver= 
ichiedene Dinge. Beide Begriffe deden ſich nur 
zu cinem geringen eile. G. im wifjenfdjajtl. 
Sinne ijt das Entgelt, welches der cingelne für 
bejondere von ibm in Anjprud) genommene Lei- 
ſtungen des Gemeinweſens ju entridjten bat; man 
finnte nod) bingujiigen: fiir ſolche Leiſtungen, 
durch deren Priijtierung das Gemeinwejen cine 
feiner öfſfentl. Aufgaben erfüllt. G. im Cinne 
des poſitiven öſterr. Rechtes ijt dagegen bloß cine 
Sammelbezeichnung für eine Reihe weſentlich ver— 
ſchiedener Abgaben, welche durch das Gebühren— 

eſetz OIL 50, R. 5O, unter dieſen gemeinſchaftl. 
damen vereinigt wurden. Das einzige verbindende 
Moment war hiebei, daß alle dieſe Abgaben zum 
Rechtsleben in Bezug ſtanden. Es wird aber die 
Abgabenbelaſtung des Rechtslebens durch die G. 
leineswegs erſchoͤpft. Mande Abgaben dieſer Art 
aus früherer u. neuerer Zeit ſtehen außerhalb des 
GeGeſetzes und tragen deshalb andere Bezeichnun—⸗ 
en. — Hieraus erklärt ſich das Verhältnis unſerer 
%, jum wiſſenſchaftl. G.-Begriffe: mur ſehr wenige 
öſterr. G. find zugleich G. im Sinne der Wiſſen— 
ſchaft. Ebendaher kommt es aber auch, daß wir 
im Finanzweſen auswärtiger Staaten nirgends 
eine Abgabe ſinden, die mit den öſterr. G. identiſch 
wäre: ſtets ijt es eine ganze Reihe verſchieden— 
artiger Abgaben, welche alle zuſammen unſeren 
G. entſprechen. 

So war es auch im vormärzl. Oſterr. Man 
braucht nur bis zum J. 1840 zurückzugehen, um 
alle Die Abgaben, welche ſpäter die Baujteine des 
G. Weſens gebildet haben, nebeneinander bejtehend 
au finden. 

ES waren dies: Die Sporteltaren, der 
Bapierftempel, die Erbjteuer und die Lau— 
demien. 

Il. Die Sporteltaxen. Unter Taxen verſteht 
man in Oſterr. im allg. behördlich requlierte Preiſe 
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Das Tarwejen hatte im älteren Ojterr., nament— 
lid) zur Zeit, als der aufgeklärte Abſolutismus ſich 
= Eingreifen in die Hetnlichiten Wngelegenbeiten 
es tägl. Lebens verpflidtet qlaubte, einen außer— 
ordentl. Umfang. Fruhe ſchon fand ein ſolches Ein— 
reiſen in Bezug auf die im Bereiche des Rechts— 
ebens beſtehenden Zahlungen ſtatt und werden 
ſeitdem vorzugsweiſe dieſe unter dem Namen 
Taxen verſtanden. Zu dieſen Rechtstaxen gehören 
die Sporteltaren. Sie ſind gewohnheitsrechtlich 
aus Anfängen entjtanden, die bis in die qermani- 
ſchen BolfSrechte zurückreichen. Die altejte Sportel 
war die Zahlung an den Richter, damit er den 
Frieden wirfe. 

Die mittelalterl. Einrichtung der Rechtspflege 
begünſtigte die Entwidlung der Sporteln. Der Le— 
hensſtaat war eine unvolllommene Gemeinweſens— 
form und beſaß insbeſ. keine ſtaatl. Organe für 
die Rechtspflege. Dieſe war deshalb auf die Grund— 
herrſchaften Städte u. Dominien) gewälzt worden, 
indem man das Recht — oder genauer beſehen die 
Lajt — der Geridtshobeit als mit der Territorial- 
hobeit vertniipft anſah. Da die Gerichtsinnehabun— 
gen, anders als die heutigen Gericte, feine Dotation 
aus ſtaatl. Steuergeldern erbielten, jo ſtanden fie 
den rechtjudjenden Barteien vermögensrechtlich fremd 
— und fanden die letzteren es ganz begreij- 
ich, daß jie Der Obrigfeit die Koſten erſetzen muß— 
ten, die thr aus der Bejorqung der Rechtspflege 
erwudjien. Die GeridtSherren lichen jich in der 
Regel durch rechtskundige Ungejtellte (Juſtiziäre, 
Mandatare, Pfleger, Amtmänner, Dynaften, Re- 

enter uf.) vertreten, welche die Rechtspflege gu 
ihrem YebenSberufe machten, daraus aber auch 
ihren Lebensunterhalt ziehen wollten, wozu eben 
die Sporteln dienen ſollten. Go entjtand das Be— 
amtentum und Hand in Hand damit ein immer 
reichlicher wucherndes Sportelwejen. Auswüchſe 
des leßteren veranlaßten die erwachende Staats— 
ewalt zu regelndem Eingreifen. Eine ältere Phaſe 
ieſer ſtaatl. Regelung fenngeichnet ſich durch die 
Erlaſſung von zahlloſen Spezialvorſchriften, deren 
Geltung meiſt auf die betreffende einzelne Be— 
hörde beſchränkt war. Insbeſ. wurde auch bei 
jeder Erlaſſung von L. O., Gerichtsordnungen 
u. ä. fallweiſe eine Normierung der einſchlägigen 
Taxen vorgenommen. Hiebei wurde exſichtlich die 
Tendenz verjolgt, die Untertanen vor Uberhaltung 
au bewahren: der Gerichtsherr jollte feine Einbuße 
erleiden, dic Beamten aber auch im Taxbezug nicht 
mehr als ihren gebührl. Unterbalt finden. Cine 
jpdtere, von Kaiſer Joſef II. angebahnte Taxrege— 
lung will vor allem auf dieſem Gebiete formell 
emeines Recht für das ganze Staatsgebiet ſchaffen. 
— aber wird Der direkte Bezug der Taxen 
durch Die Beamten abgeftellt. Die Taxen follten in 
bejondere Taxfonds einfliefen und den Beamten 
fire, vom jujalligen Ertrage der Taxen unabbiin- 
gige Bezüge ausgefept werden. Dabhinter jtand woh! 
eber die Wbiicht die Parteien gegen unniipe Weis 
terungen dadurch ju —— daß jedes Intereſſe 
des Richters an einer Vervielfältigung der tax— 
vflichtigen Akte beſeitigt wurde, als das ethiſche 
Moment, daß es unwürdig erſcheine, wenn die Ver— 
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walter der Gerechtigkeit von den Parteien direkt 
entlohnt würden. Dieſe Vorſtellung iſt ſelbſt heute 
nod nicht vollſtändig panama Sel jeben wir 
dod) int unmittelbaren Bezug der Notariatsgebiih- 
ten durch den Notar und ce Ronjulargebiihren 
durd) den Honorarfonjul nichts Ungehöriges. 

Die Sporteltaren waren nad) ihrem Gegen— 
jtande teils obrigfeitl Taxen Läudertaxordnung 
31V 1786), teils Gerichtstaxen u. giv. in Streit— 
ſachen (Taxordnung 1XI 1781), im außerſtreitigen 
Verfahren Taxordnung 13 1X 1787), insbeſ. Mor— 
tuarien Hfd. 5X 1787 und 25 VIL 1788), endlich 
in Grundbuchsſachen (Landtajeltarordnuung 1 TV 12). 

Die Taxen waren regelmapig in fixen Betviie 
qen bejtimmt; nur drei derjelben batten prozen— 
tuelle Gejtalt: die Depoſitentaxe fiir die ge 
richtl. Verwahrung (von jedem Gulden Yo fr. bei 
Geld u. Bretiofen, 'Yg fr. bet Wertpapieren), die 
Raittare für die Prüfung von Verwaltungsred- 
nungen (3% vom Yahresertrage des veriwalteten 
Vermigens) und das Mortuar fiir die Pflege 
von Verlaßabhandlungen ſregelmäßig 1% bei Im— 
mobilien, 12/5 % bet WMobilien vom reinen Werte). 

Die Taren hatte der erpedierende Beamte jiir 
jede einzelne Amtshandlung au bemejjen und von 
der Partei mittels emer Taxnote eingujordern. Bei 
größeren Behörden bejorgte died ein beſonderer 
Beamter (Tarator) oder jelbjt ein förml. Taramt. 
Die in den Hauptitidten aufgeſtellten l. 7. Behirden 
Hatten ein gemeinſchaftl. Generaltaramt. Dieſes jer= 
tigte die Tarnoten aus; die Zuſtellung u. Einbrin— 
gung war Sache der cingelnen Behörden. 

Soweit die zweite Phaie der Tarregelungen 
und damit die Sdaffung von Taxfonds nicht Platz 

riff, blieben die Glteren Normen und damit der 
Taxbezug durd) die Beamten bejtehen. 

Meben den Sporteltaren bejtand eine zweite 
Kategorie von Rechtstaxen: die Verleihungstaren, 
welche alS eine bejondere Wattung von Einnahmen 
des an der Spige des Lehensjtaates ftehenden Lan- 
desfürſten aufzufaſſen find. Abgelöſt vom Lehens- 
verhältniſſe jind fie weder zu verjtehen nod) zu 
rechtfertigen. 

Die Sporteltaren jind als G. im Sinne der 
Wiſſenſchaft au qualifizieren. Dad fiir den G.<Be- 

riff öfter pojtulierte Moment, dab ein gewinn— 
ojes Entgelt vorliegen miijje, tinnte ihrer Ge— 
jtalt nach vielleicht bei firen, nicht aber aud) bei 
den progentuellen Sporteln gutrejfen. Da es aber 
in Wirklichfeit G. mit einem abjoluten Gleichgewidt 
von Rojten u. Entgelt nicht gibt und gar nicht 
geben fann, und da die Tendeng, die G. jo niedrig 
als möglich gu balten, nicht aus der Natur des 
W.-Begrijjes flieht, fondern eine Konſequenz der 
Forderung ijt, daß das Gemeinweſen jeine Wuj- 
aben mit jo wenig Koſten alS möglich erfiille, 
P muß das Merfmal der „Gewinnloſigkeit“ aus 
dem G.Begriffe eliminiert werden und finnen 
dann aud) die progentuellen Cporteltaren den G. 
im wiſſenſchaftl. Sinne beigezählt werden. 

. Der WPapierſtempel. Die unaufhörl. 
Kriege, welche Citerr. im 17. Jahrh. zu fiihren 
genitiqt war, bradjten bas Reid) in große Finanz— 
not. Sur Wbhilje wurden die mannigfaltigiten 
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Auflagen eingefiihrt. Darunter war aud) der 167 

— Papieraufſchlag, welcher allen Verbrauch 
von Papier traf und je nad) Format u. Qualität 
des lepteren abgeſtuft war. Dicer Aufſchlag hatte 
ein weſentl. Gebrechen. Während er, ohne beſonde— 
ren Ertrag zu bringen, die Verwendung des Pa— 
pieres zu gewerbl. Zweclen (Druckerei, Buchbinderei, 
Kartonnage uſw.) und fiir den Qndividualfonfum 
(Korrejpondenz, Vormerfe, Manujfript u. dgl.) emp⸗ 
findlid) belajtete, wurde dadurch die Beſteuerungs— 
fibigfeit einer befonderen Art des Papierverbrau- 
ches, nämlich jeiner Verwendung jur Aufnahme 
rechtlid) bedeutjamer Aufzeichnungen, auc nidjt im 
entjerntejten ausgenutzt. In einem anderen Lande, 
in Holland, war dagegen fdjon ein halbes Jahrh. 
friiher eine Steuerform entitanden, welche fich ge- 
rade auf die Erjafjung dieſer befonderen Art des 
Papierfonjumes beſchränkte. 

Einer der allegeit jo riihrigen Steuerprojef- 
tanten, Johannes van den Brouc bot 1623 den 
niederlindijden Generaljtaaten das Projekt einer 
neuen Abgabe an, die nicht läſtig und tropdem 
ergiebig jet. Nachdem ihm fiir den Fall der Ge- 
nehmigung feines Voridlages ein Jahresqehalt von 
3000 fl. zugeſichert worden war, legte er jeine Idee 
dar, die im wefentlicen darauf hinauslief, dah 
alle rechtlich relevanten Schriften gegen eine mäßige 
Reins mit einem Siegel bezeichnet werden jollten. 

‘ie Generalftaaten erhoben allerlei Bedenfen und 
fonnten fic) zur Unnahme des Projeltes nidjt ent- 
ſchließen. Die Stiinde der Proving Holland dagegen 
adoptierten fury refolviert bie neue Steuer und 
jepten jie mit Blaffat 13 VIII 1624 ins Werf. 
Die Abgabe bejtand dieje Probe jo gut, daß fie in 
den nächſten 9 Qabren in 5 tweiteren niederländi— 
ſchen Provinzen eingefiihrt wurde. Much die Ge— 
neraljtaaten fanden es billiger, dem Beiſpiele der 
eingelnen Provingen nachgujolgen (18 V 1639), als 
auj dag uripriingl. Brojeft zurückzugreifen, bei 
dejien Annahme ſie die verſprochene Mente hätten 
auszahlen müſſen. 

So war die Stempelabgabe in den Nieder— 
landen entitanden und von hier aus trat fie einen 
beijpiellos rajden Siegeszug durd alle Kultur— 
länder an. 

Zunẽãchſt gelangte jie nach Spanien, was beim 
Verhaltnifje dieſes Reiches gu den Niederlanden 
begreiflich erjcheint. Dtit der Braqmatifa 15 XII 
1636 eingeführt, wurde das Stempeliwejen am 
28 XII 1638 auf die Kolonien ausgedebnt. In 
Frankreich wollte Ludwig XIV. mit dem Godift 
20 111 1655 die Stempelabgabe jeinen Untertanen 
aujerlegen. Diejer Veriuch ſcheiterte am Widerjtand 
der Stande. Erſt das Edikt 19 I11 1673, welches 
fit) an den gleichfalls miflungenen Verſuch, ge- 
drudte Formulare fiir alle Schriften des Rechts 
leben obligatorijd) gu maden, anlehnte, fiibrte 
zur wirkl. Etablierung der neuen Steuer, aber 
auch erjt, nachdem zwei Revolten gegen dieſe mit 
blutiger Hand unterdriidt worden waren. Das 
dritte Land, in welches dieje gelangte, war Däne— 
matt; unternt 21 VIL 1657 wurde jie bier, unterm 
26 VIIL 1667 in Schleswig-Holſtein eingeführt. 
Der Verſuch König Karls 1. (1671), dieſe Abgabe 
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in England einzubürgern, fand die Billiqgung des 
Parlamentes nicht, fo dah fie nad) 2 Jahren wieder 
ju bejteben aufhörte; erjt von 1694 an ijt jie gu 
einer Dauernden Einrichtung geworden. 

Weitere Cinfiihrungsdaten jind: Churjadjen 
22111 1682, Brandenburg 15 VII 1682, Kiln 
23 V1 1683 und Maing 6 XII 1684. Nad) Ojterr. 
gelangte die neue Abgabe bald nad) dem leptge- 
nannten Datum. Der faij. Rat Gabriel v. Bale 
fern reidte 1685 einen auf Grund der jpaniicen, 
brandenburgijden, Kilner u. Mainzer Stempel- 
vorichrijten ausgearbeiteten Voridlag ein, welder 
nad) fommiffionelley Durchberatung zur Grundlage 
der 1686 (in N. O. 28 IV 1686) fundgemadten 
Siegelpapierordnung wurde. 

zälkern richtete als Oberjiegelamtmann in 
Bien das gange Gefälle ein. Jn den größeren 
Landeshauptitidten bejtanden Siegeliimter, in den 
fleineren Stempelpapierverjilberer. Cie Hatten jo- 
wohl Vorratstempelpapier au veridleifen, als aud 
liber Barteienverlangen Papier u. Bergament gegen 
Erlag der Ubgabe abgujtempeln Erfüllungsſtem— 
pel). ES wurden 3 Gattungen gejtempelten Bapieres 
eingeführt zu 3 fr, 15 fr. und 60 fr). Jeder 
ſtempelpflichtige Gegenitand war einer diejer Stem- 
pelflajien zugewieſen, jo daß die Schrift gur Gänze 
auf Stempelpapier diejer Klaſſe gejdrieben fein 
mußte. Reichte ein Bogen nicht aus, jo mute eben 
ein zweiter, dritter u. ſ. f. Bogen derjelben Klaſſe 
genommen iwerden. Das Format der Papierbogen 
war ohne Ausſchlag fiir die Hihe der Abgabe. Die 
ftempelpjlichtigen ciriften zerfielen in 2 YUrten: 
cinerjeitS Urfunden, anderjeits der Schriftwechſel 
zwiſ⸗ Parteien u. Obrigkeiten. Ungeſtempelte 
Schriften unterlagen ſtrengen Straffanttionen: Ur— 
funden waren nichtig; über ſtempelgebrechl. Ein— 
ie durjte nicht geamtShandelt werden. Dieje 
trenge bildete einen wirfiamen Hebel fiir die Agi- 
tation gegen die neue Steuer. Wielerorts ver- 
zögerten die Behirden die Kundmachung des P. 
und die Kontribuenten unterliejen auj ein Geriidt 
von dem bevorjtehenden Widerruje der Vorſchrift 
deren Anwendung. Sie wurde deShalb im jelben 
Sabre nod einmal publiziert. Die fortdbauernde 
Agitation und das unbejriedigende Ergebnis der 
ae ge fiifrten au einer Reform —E 
1692), welche eine Milderung der Strafſanktionen 
brachte, und ebenſo zur erſten Verpachtung dieſes 
Gefälles. Der „Appalto“ hatte jedoch faum cin 
halbes Jahr beftanden, als die Finanjnot die Re— 
qierung jivang, den remonjtrierenden Ständen 
nadhjugeben und den Stempel gegen Wiederein- 
führung des 1686 zeſſierten Papieraufſchlages auf 
aubeben (13 V 1693). 

Die Reattivierung des Stempeliwejens erjolgte 
dann nur länderweiſe. Zunächſt in Inneröſterr. 
Cine Rejolution 26 VIII 1716 (am 2 1X und 19 XI 
1716 fundgemadt) fiihrte die Stempelabgabe in 
Steierm., Kärnten, Krain, Görz, Gradista, Trieft, 
Fiume, Flitſch u. Mitterburg wieder ein, aber in 
einer weſentlich redujierten Gejtalt. Es gab nur 
mehr eine Stempelflafje gu 3 fr. und war diejer 
Stempel aud) nur auf Eingaben und deren Bei- 
fagen anzuwenden, jo dak alle Urkunden ungeſtem— 
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pelt auggejertigt werden fonnten und ire Stem- 
pelung erjt bei einem etivaigen jpiteren amtl. Ge— 
anes (al8 Beilage) ftattzuiinben hatte. Der Stem: 
pel wurde bis gum J. 1742 in ſtaatl. Regie ver= 
waltet. Bon da an janden Verpadtungen oder auch 
Uberlafjungen der Steuereinhebung an Unternehmer 
„auf Berechnung“, d. h. gegen eine Entlohnung u. 
Rechnungslage, jtatt und ſchlug die Verwaltung in 
jedem der Erblande eigene Bahnen ein. Bei jeder 
Vergebung erjolgte eine Neufundmadjung dev all- 
mählich immer detaillierter werdenden Vorſchriften. 
Jn den Landern der böhm. Krone (au. zw. in 
Bihmen 5 XII 1748, Schleſien 14 XII 1748 und 
WMahren 131 1749) wurde der ‘Bapierjtempel zu— 
jolge der Therefianijden Dezennalrezeſſe als ſtän— 
diſche Abgabe eingeführt. Die Vorſchriften waren 
der Leopoldinijden Si — Mes ee 
det und daher die —— Abſtufung der Abgabe 
‘in Schleſien 1kr. 1 Groſchen und 4 Groſchen; in 
Mähren u. Böhmen zunächſt 2, 15 u. 45 fr., ſpäter 
in Böhmen erhiht auf 3, 15 u. 60 fr.) —* die 
Abgabepflicht von Urkunden bei deren Ausfertigung 
beibehalten worden. Die Einhebung erfolgie ſeitens 
der Stände teils in Regie, teils im Wege von Ver— 
pachtungen. 
Die Finanzmaßregeln, welche der Siebenjährige 
Krieg im Geſolge hatte, ſchloſſen auch eine Reſform 
des Stempelweſens fiir das ganze Reich in ſich. 
Mit dem P. SIL 1762 wurde die Abgabe in allen 
Erblanden eingefiihrt und bejah fie nunmehr, da 
eine neue Stempelflajje gu 2 fl. hingutam, 4 Abſtu— 
jungen. Seit 1764 war das Gefiille wieder verpad)- 
tet und von 1770 an anf Berechnung vergeben. 
Die Hojejinijde Gejewgebung auf diejem Wee 
biete P. 5 VE 1784 und 301 1758) ftellt cine zu— 
jammenjajjende Kodifizierung des durch zahlreiche 
Nachtragsverfügungen eriveiterten Rechtsſtoſſes vor. 
Bezüglich Borderdjterr. u. Trieſts witd eine Er— 
—— der Abgabe ſtatuiert. Am wichtigſten 
aber war, daß mit dem Verpachtungsſyſtem deſfi— 
nitiv gebrodjen und dic Bejorqung des Stempel: 
geſälles dem zur Verwaltung des Tabatmonopoles 
geſchaffenen Amtsapparate itbertragen wurde. 
Das P. 5 X O2 brachte dann einen ſehr erhebl. 
Ausbau des Stempelwejens in Hinjicht auf die Ab— 
gabenſätze. Tie Zahl derſelben wurde von 4 auf 14 
vermehrt und ſnegen fic jeßt bis au 100 fl. an. 
Die Kriegswirren der Napoleoniſchen Zeit 
zogen aud) das Stempelweſen in Mitleidenſchaft. 
Einige Provinzen gingen verloren und beſaßen 
bei ihrer Wiedererwerbung ein fremdes, inzwiſchen 
eingeſührtes Stempelrecht; desgleichen die neuer— 
worbenen Provinzen. Da dieſe Beſonderheiten nur 
ſchrittweiſe beſeitigt wurden und auch dann noch 
Vorkehrungen bejtehen blieben, um dieſe Gebiete 
vor der Bankozettelmiſere der alten Erbländer zu 
ſchützen, fo rejultierte cin ziemlich buntes Stempel: 
regime, Mit dem 
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Diejelbe theoretijd) au fonftruieren, hat cin ſtich— 
hältiges, einwandjreies Ergebnis geliejert und bat 
fie nicht cinmal einen fejtitehenden und dabei charaf- 
teriftijdjen Namen erhalten. 

Die Anſicht, welde in den Papierjiempeln 
G. im Ginne der Wiſſenſchaft erblicen will, paßt 
weder anf die Stripturen des Schriftwechſels zwi— 
ſchen Barteien u. Obrigteiten, weil der Stempel 
immer jtaatlich war, während cS ſtaatl. Behörden 
bejonders früher nur in verſchwindender Minder- 
Heit qab — nod) aud) auf die Urfunden, weil bei 
diejen keine Amtshandlung und demnad) fein Ent- 
geltsobjett in Betracht fommt. Eine zweite Anſicht, 
welche nicht cine Fronfrete Cinjelleijtung, fondern 
die Tatjache, daß der Staat die Rechtsordnung im 
allg. aufrecht erhält u. gewährleiſtet, als Objeft des 
Entgeltes betrachtet, ſchießt übers Biel hinaus: 
Denn dann wären ja alle Steuern G. in ſolchem 
Sinne. 

Nod) unbefriedigender find die Erklärungs— 
verjuche, weldje in den Papierftempeln zwei ver- 
jchiedene Abgabenarten fehen wollen. Sie alle hal- 
ten bezüglich der Stempel vom Schriftwechſel am 
G. Prinzipe fejt, indem fie die Fille, wo nicht— 
jtaatl Behsrden in Betracht fommen, ſchlechtweg 
al Anomalien bezeichnen. Bezüglich der Urkunden— 
ſtempel dagegen gehen ſie auseinander. Der älte— 
ren Denkungsweiſe, welche alle Erſcheinungen des 
öffentl. Rechtes auf privatrechtl. Grundſätze zurüch 
führen wollte, entſpricht die Anſicht, die Urkunden— 
ſtempel ſeien eine Art Aſſekuranzgebühr, ein Ent— 
gelt fiir die eventuelle künftige Rechtshilje. Da die 
Rechtshilfe jedoch auc) bei unterbliebener Entrich— 
tung der vermeintl. Aſſekuranzgebühr nicht ver— 
ſagt wird und da fiir die Nechtohilfe immer nod 
bejondere G. gezahlt werden müſſen, deren Hohe 
dieſelbe bleibt, ob ein Urfundenjtempel vorber ent: 
richtet wurde oder nicht, fo ijt das Ungutrejjende 
dDiejer Anſicht auflieqend. Cine andere Meinung 
Halt den Urfundenjtempel fiir cine Berfehrsfteuer, 
wogegen ſpricht, daß die Stempelpflicht von der 
Realiſierung des Verfehrsattes unabhängig ijt, jo- 
wie, daß die Wbgabe fic) mit jedem Exemplare und 
jedem Bogen der Schrift wiederholt, während nur 
cin Bertehrsatt hinter dev Urkunde jteht. 

Angeſichts diejes ery einer bejriedigenden 
Erllärung des Weſens des Eingaben- u. Urkünden— 
ſtempels hat Berjafjer es verſucht, eine neue An— 
ſicht hierüber aufzuſtellen. Ausgegangen wird da— 
bei von der aufſälligſten Erſcheinung des Papier— 
ſtempelweſens, näümlich von der Wiederholung 
der Abgabe mit jedem Exemplare und fogar mit 
jedem Bogen der rechtlich relevanten Schrift — 
einem Grundſatze, welder, ehedem ausnahmslos 
qeltend, feit dem Gtempelpatente vom J. 1s02 
wiederholt Abſchwächungen erjahren hat, aber nod) 
im heutigen Rechte siveifellos nachgewieſen werden 


.1818 wurde in allen Teilen kann. Dieſe Wiederholung der Abgabe ergibt eine 


der Monarchie, außer den ungar. Ländern, welche Handhabe, um zu ermittelu, was das eigentl. 


dieſe Abgabe gar nicht kaunten, und Lombardo— 


Steucrobjeft fei, da aus naheliegenden Gründen 


Benetien, wo die franzöſiſche Geſezgebung in Gel- angenommen werden muß, dah die Whgabe nur 


tung blieb, die Rechtseinheit hergeſtellt. 
Die Fapierjtempelabgabe ijt das Schmerzens— 
find der Theorie. Reiner dev bisherigen Verſuche, 
Ofterr. Staatswörterbuch. 2. Mufl., 2. Bo. 





dort zwei-, dreie u. ſ. femal eingehoben wird, wo 
zwei, drei u. ſ. f. Stenerobjefte vorliegen. Aus der 
Frage nad) dem Steuerobjekte wird ſonach die Frage. 
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was fid) Denn wiederholt, wenn mehrere Exemplare | fonbdern fogar von Objelt ju Objeft die mannig- 


einer Schrift angefertigt werden, oder wenn gu einer 
Schrift mehr als ein Bogen verwendet wird. Diejer 
Frageſtellung gegeniiber muh zunächſt als seid 
los angefehen werden, dah der Hinter dem Schrift— 
ſtücke jtehende, rechtlich velevante Vorgang (der 
Rauf, das Darlehen, die Klage u. ſ. f.) nidt das 
Steuerobjett fein fann; denn diejer Vorgang ijt 
und bleibt ſtets nur ciner, auf wie viel Bogen 
immer feine Beurfundung gejdjrieben wird und 
wie viel Urfundeneremplare immer angefertigt were 
den migen. Aud) der Vorgang der Beurfundung 
an ſich, als Rechtsgeſchäft sui generis aufgefaft, 
faun nicht das Stenerobjeft fein; cine ſolche An— 
ficht könnte nur die Wiederholung der Abgabe mit 
jedem Exemplare, nidjt aber aud) die Wiederholung 
mit jedem Bogen der Schrift erfliven. 

Was ijt es dann aljo, das fic) nicht nur mit 
jedem Exemplare, fondern aud) mit jedem Bogen 
wiederholt, und da8, als Steucrobjeft gedacht, gu 
einer der in der Wiſſenſchaft befannten Steuergat- 
tungen binfiifrt? Als diejes Etwas erſcheint der 
re@tlid relevante Verbrauch von Sdreib- 
material. Der Konſum von Papier und anderen 
Befchreibjtojjen wiederholt ſich nidt nur von Aus— 
jertiqung gu Musfertiqung, jondern aud) von Bogen 
au Bogen als etwas begrifflich Selbſtändiges. Cieht 
man in diefem, durch feine rechtl. Erheblidfeit qua- 
lifigierten Papierkonſum den Gegenſtand der Stem— 
pelpapierabgabe, fo gelangt man sur Ronjtruftion 
derjelben alS Konſumſteuer anf den Verbraud) von 
Vejchreibjtofien zu rechtlich bedeutjamen Sweden. 

Von ciner Ronjumftener in diejem Zujammen- 
hange gu fpredjen, hat allerdings auf den erjten 
Blic¢ etwas Befremdendes. Erwägt man aber, dah 
in den Verbraucdsftempeln feit lingerem eine ganze 
Serievon Konſumſteuern bejtand, welche vom körperl. 
Verbrauche bei Schminke, Stärke u. Haarpuder an— 
geſangen, über den ſchon anders gearteten Konſum 
bei Spielkarten u. Ankündigungen gum rein geiſti— 

en Konſum bei Kalendern u. Zeitungen hinführte, 
o erkennt man, daß der Papierſtempel mit ſeinem 
Verbrauch von Beſchreibſtoffen zu Urkunden u. Cine 
gaben nicht einmal eine extreme Stellung in dieſer 
Reihe einnimmt. Wher aud die rechtl. Relevanz als 
Begriffsmerkmal iſt fein Novum, da ſowohl auf 
dem Gebiete der G. im wiſſenſchaftl. Sinne, als 
aud) auf dem der BVerfehrsfieuern die Abgaben— 
qruppen, welche das Rechtsleben betreffen, ſich pon 
denen, die das wirtſchaftl. Leben treffen wollen, 
ſehr wohl abbeben. 

Da der ſchriftl. Gedanfenausdrud ein weſentl. 
Requiſit unjerer Steuer iſt und da die Entrichtung 
mittelé des StempelS wegen jeiner Anwendung 
auf mebrere andere Abgaben fiir unjere Steuer 
feineSivegs charalteriſtiſch ijt, jo glaubte Berjafjer 
als eine das Wejen Hse sath Bezeichnung den Nae 
men: Schriftſteuer vorſchlagen gu follen. 

IV. Die Laudemien. Ju Anlehnung an die 
lehensrechtl. Vorfiellungen, welche ehedem das ganze 
öffentl. Leben durdhdrangen, entjtand aud) dic 
Untertinigteit deS bäuerl. Beſitzes. Ahr gewohn— 
heitsrechtl. Urſprung bedingt e&, dak diesbezüglich 
nicht nur von Land zu Land, von Gau zu Wau, 


faltigiten Berfdiedenheiten wahrgunehmen find: es 
bejtand geradezu fiir jedes Bauerngut ein be- 
jtimmtes Herfommen, unter welden Bedingungen 
feine Verleihung ftattzufinden hatte. Im allg. aber 
find die Grundgiige dieſer Einrichtung ziemlich 
gleichjirmig. Die Bauerngiiter wurden entweder 
heimfällig oder erbeigentümlich verliehen. Erjteren- 
falls hatte das Gut nach Erſchöpfung der vorber 
bejtimmten Reihe von Devolutionen an die Guts- 
herrjdjaft zurückzufallen; dieje durjte es nidt in 
Selbſtbewirtſchaftung nehmen, fondern mufte es 
gleid) weiterverleifen. Erbeigentiiml. Giiter konnte 
der Untertan dagegen nicht nur unbeſchränlt ver- 
erben, fondern aud) beliebig veräußern und fielen 
fie nur aus erblojen Verlaſſenſchaften der Guts— 
herrjdjaft wieder au. Seder neue Erwerber wurde 
Untertan des Gutsherrn. Das Untertansverhaltnis 
hatte cine zivilrechtl. Seite, welde im a. b. G. B. 
befanntlid) als Ober⸗ u. Untereigentum fonjtruiert 
wurde. Auf diefe privatredtl. Natur ténnte eines 
dev Reichniffe, zu welchen die Untertanen verpflichtet 
waren, Der jährl. Kanon, zurückgeführt werden, 
ba zwiſchen jeiner periodiſchen Wiederfehr und der 
jährl. Wirtſchaftsperiode eine offentundige Begie- 
hung bejteht. Nicht fo aber die zweite, den Unter— 
tanen oblicgende Art von Reidnijjen, nämlich die 
im Galle pon Veränderungen im Haupte des 
Untertanen gu entridjtenden Veränderungsge— 
bithren (Laudemien), weil das Vorfommen einer 
Ubertragung von Todes wegen oder aud) unter 
Vebenden etwas gang Unvorherjehbares ijt. Die 
VYaudemien find vielmehr öffentlich-rechtl. Natur 
und es gibt uns Auſſchluß über ibr Wejen die 
Betrachtung, welche auffällige Analogic zwiſchen 
der damaligen Stellung der Gutsherrſchaften und 
der heutigen Stellung u. Aufgabe der Gemeinden 
herrſcht. Die Gutsherrſchaften waren im Patri— 
monialſtaate in gleicher Weiſe die unterſten Glie— 
der der öffentl. Verwaltung, wie die heute die 
autonomen Gemeinden find. Beiden mußte zur 
Beſtreitung der mit der Erfiillung ihrer Auſgaben 
verbundenen Koſten das Recht zur Cinbebung von 
Steuern cingeriumt werden, Das Laudemialbe- 
zugsrecht und das heutige Befteuerungsredt der 
Wemeinden entipringen fonad) der gleidjen Wurzel. 

Unter den Steuern werden die Laudemien 
ihrer Natur nad den Verfehrsfteuern zuzu— 
weifen fein. Alle Stenern hnüpfen an einen Vor— 
gang, an cine Veränderung des bisherigen Zu— 
jlandeS an, da das Auge des Steuergeſehes wie 
das vieler niederer Tiere ijt: es nimmt nur ſich 
beivegende Gegenſtände wahr. Während mun bei 
den iibrigen Steuern dic kritiſchen Vorgänge blof 
Indizien fiir die vorhandene Bejteucrungsfaibhigfeit 
jind, die oft aud) triigen finnen, ift bei den Ver— 
tehrsjteuern der ſteuerbare Wt — das Inverkehr— 
treten von Bermigensobjetter — von der Art, 
daß er das Vorhandenjein des Bermögens und 
damit der Steuerfraft unmittelbar und darum 
jicher erſehen läßt. Es ijt als ob — um ein Bild 
zu gebrauchen — aus der qlatten Waſſerfläche, 
weldje die aftuelle Wertverteilung vorjtellt und 
unter weldjer die vorhandenen Werte ſich rubig 
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verhalten und darum fiir das Auge ded Steuer- 
geſeßes unſichtbar find, diejenigen Werte, welche 
im Berfehre von Hand au Hand übergehen, empor— 
tauchen miijjen, fo daß das Gemeinweſen fie wahr- 
nehmen, zugreifen und fic) feinen Teil fichern 
fann. Da eS fic) hier immer nur um eine Teil- 
fonfisfation, um cine bie seas aus einem une 
zweifelhaſt vorhandenen Wertobjette handelt, fo 
iit ein Fehlgriff gusgeſchloſſen. Man ijt darum 
wohl berechtigt, die Verlehrsſteuern Hi den voll- 
fommenjten Steuern gu rechnen. Die Redtfertiqung 
aller Steuern, welche darin liegt, daß das Gemein— 
wejen das, was es braudjt, dort nimmt, wo etwas 
au holen ijt, trifft bier mehr gu als anderswo, 
weil hier am ficherften offenfundig wird, daß und 
weldes Maß an Steuerkraft vorhanden ijt. Nur 
jo ijt es au erfliren, daß Die Qaudemien eine fiir 
unjere Vorjtellungen erorbitante Hohe haben konn— 
ten. Zumeiſt betrugen fie 10%, mitunter aber bis 
ju einem Drittel des Cachwertes. Die Laudemien 
waren immer vom Bruttowerte des Gutes zu be- 
mejjen und fonnte fo bei raſcherer Auſeinanderfolge 
mebrerer Befipverinderungen ein gang erhebl. Teil 
ded Sachwertes durch die Abgaben aujgesehrt wer— 
den. Bei Veriinderungen unter Lebenden fonnte das 
Yaudemium fofort, bei folden von Todes wegen 
nicht vor einem Bierteljahr eingefordert werden. 
Bis zur Beridtiqgung durfte dem neuen Unter— 
eigentiimer der aur bücherl. Anſchreibung erjordert. 
Gewährbrief verweigert werden. 

Innerhalb der Verlehrsſteuern find die Laude— 
mien den Steuern vom Berfehre auf dem Boden 
deS RedtSlebens (Cubjeftsverdinderung) 
zuzuweiſen, im Wegenfage ju den Verfehrsfteucrn 
des wirtjdjaftl Lebens, weldje einen durd) jeine 
Ortsverinderung gum Vorſchein fommenden 
Bert ohne Riidjicht darauf, ob er den Gegenjtand 
eines rechtl. Bertehres qebildet hat oder nicht, ers 
greijen (Abſahrtsgeld, Zölle, Transportitenern). 

V. Die Erbjtener. Unter den Finanzmaß— 
regeln, gu denen ſich Maria Therejia gezwun— 
gen jab, war eine der widjtigiten die Einführung 
der Erbfteuer, Yor 611757 langte bei der Re— 
gierung unter der Überſchrift „Unmaßgebige Ge— 
danten die Cinjiihrung einer Erbſchaftsſteuer be- 
trejiend” cin Brojeft ein, deſſen Autor nidjt mehr 
feftqejtellt werden fann. Darin wurde der von 
Joannes Sturmius (De bello adversus 
Turcas perpetuo administrando com- 
mentarii, Qena 1597) angeregte Gedante der 
Wiedereinfiihrung der römiſchen vicesima here- 
ditatum als Nbbitie gegen die Rinangnot der 
damaligen Zeit empfohlen. Dieje Unrequng fiel 
auf fruchtbaren Boden, da dic hierüber eingeleiteten 
Verhandlungen zur Erlaſſung des Erbſteuerpa— 
tentes 6 VI 1759 führten. 

. Diejes P. galt fiir die beiden Erzherzogtümer 
Ojterr., fiir die Länder der bohm. Krone und fiir 
—52* (auger dem Küſtenl.) und fiir kurze 
Jeit aud) in Tirol und Borarlb.; in gednderter 
Form wurde es ſpäter u. gw. 1 NIT 1785 in Tirol, 
31 VIII 1786 in Wal. und 13 XII 1790 in Borders 
Siterr. eingeführt. Mit Hfd. 16 XII 1791 wurde die 
Weltung dev Erbjteuer in Tirol fijtiert. Eine neuer. 
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Rodififation —— durch P. 15 X 10. In den Ge— 
bieten, die während der Napoleoniſchen Kriege ab— 
gängig waren, wurde die Erbjtener in der Folge 
wieder eingeführt; nur in Tirol nicht. Ebenſo unter- 
blieb die Einführung in Dalm. 

Ee den Laudemien haben wir cinen Typus 
der Verfehrsfteuern auf dem Boden deS Rechts— 
leben kennen gelernt, welder dDurd) die Beſchrän— 
tung auf Ammobilien und die Erfaſſung ihres 
Bruttowertes ſowie durch fein Cintreten bet allen 
Arten von Ubertraqgungen charafterifiert ijt. 

Die Erbſteuer ftellt cinen anderen Typus 
dDiejer Steuergattung vor. Der Grundgedante, auf 
weldjem fie berubt, wurde bei ihrer Cinfiihrung 
(1759) im treffl. Weife gum Ausdruck qebradht, ine 
dem im —— des betont wurde, es ſollten 
die Vermöglicheren zu einer Abgabe verhalten 
werden, „wenn ihnen ſozuſagen ein unvermutetes 
Glück zuſtößt . . . da es ihnen nicht ſchwer fallen fann, 
aus dieſem neuen Zuwachſe ihres Vermögens eine 
mäßige Abgabe ... absureidjen und dem gemeinen 
Bejen aufzuopfern“. Die Beteiligung des Gemein- 
wejenS am Zufallsgewinne des einzelnen ift aljo 
der Rechtsgrund diejer Ubgaben. Die Beſteuerbar— 
feit folder Bereicherungen entſpricht einer gan 
allg. Unjdauung. Wenn ſchon Steuern gezahlt 
werden miifjen, fo findet die Allgemeinheit ein 
Zugreifen in ſolchen Fallen nod am geredht- 
jertigjten und gibt ſich auch der eingefne am leich— 
teſten damit — 

Die Grundidee dieſer Steuer bedingt es, daß 
ſie nicht nur in dem Falle, von welchem ſie den 
Namen hatte, alſo bet der Erbfolge, ſondern aud) 
bei allen unentgeltl. Vermögenserwerbungen unter 
Lebenden und von Todes wegen eintrat, dann dak 
jie blo} die reine Zuwendung nad Abſchlag aller 
Lajten traj, ferner den aus entgeltl. Rechtsgeſchäften 
etiva refultierenden Gewinn unbejteuert ließ und 
endlid) zwiſchen Evwerbungen vor Immobilien u. 
Fahrniſſen feinen Unterfchied machte. Die Stener 
betrug regelmäßig 10%, beim Hujammentreffen mit 
erbebl. Wbqaben an Mortuarien, Abhandlungs 
taren und an Wbfahriggeld aber nur 5%. UÜber— 
tragungen givijden Aſzendenten u. Deſzendenten 
waren ganz, foldje zwiſchen Ehegatten urſprüng— 
lid) hinſichtlich eines Drittels des Vermögens, ſpa— 
ter hinſichtlich beſtimmter Objelte des ehel. Güter— 
rechtes befreit. Vom Vermögen der Toten Hand 
war ein Crbjteneriquivalent zu entridten. Die 
Steuer wurde anjangs den Ständen iiberlafjen und 
in — Lande durch eine Ständekommiſſion ver— 
waltet. Dieſe Kommiſſionen wurden aber ſchon nach 
furger Beit in gemiſchte Erbſteuerhofkommiſſionen 
umgewandelt, Ubertragungen unter Lebenden wa- 
ren falliveije anjumelden. In Nachlaßſällen hatte 
der Erbe neben dem Mortuarausiweis auch einen 
Erbjteucrausweis eingureichen, auf deffen rund: 
lage die Steuerbemeſſung erfolgte. 

VI. Die Unifizierungsaltion. Qu den erſten 
Jahrzehnten des 19. Jahrh. beftanden die erwähnten 
vier Mbgaben nicht nur nebeneinander, fondern 
jie fonfurrierten auch oft miteinander, woraus 
mande Härten erwuchſen. Es wurde daher der 
Stuf nach) einer vereinfadenden u. uniformierenden 
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Rejorm der Befteuerung ded RechtSlebens allg. 
laut, Auch dic Staatverwaltung felbjt ſah fic 
veranlagt, dieſem Gegenjtand näher gu treten. Die 
foftipielige und mit endlofen Weitwendigleiten ver— 
tniipjte Cinhebunggart der Sporteltaren liek eine 
gründl. Umgeſtaltung — — erſcheinen. Nicht 
minder — aber war die Herſtellung der 
Rechtseinheit im ganzen Reich. Dalm. u. Tirol 
fonnten füglich nicht auf die Dauer von der Erb— 
jteuer befreit bleiben. Ebenjo fonnte man es ſchwer 
nod) weiterhin bei den Rechtsbeſonderheiten des lom= 
barbdijd)-venetianijden Königreiches bewenden laſſen, 
wo das Napoleonijde Stempelwejen mit einigen 
durd) die Einführung der weſtgaliziſchen Gerichts— 
ordnung bedingten Anderungen in Geltung geblie- 
ben war, während die Enregijtrementgebiihren im 
Maildndijden gang abgeſchafft und im Benetias 
nijdjen auf 1s exrmapigt worden waren. Die died- 
jalligen bei der Organijierung der neuerworbenen 
Provingen auftauchenden Sragen bildeten die Haupt- 
veranlajjung für Die Reformaftion, weldje ſchon we— 
nige Jahre nad) dem Ende der “igs begann. 
Wie aller Fortſchritt fic) im Zickzack bewegt 
und man ftetS geneigt ijt, von cinem Extrem ins 
entgegengefepte gu iibergehen, fo verfiel man aud 
jept auf einen radifalen Gedanfen: die amtl. Ab— 
qabenbemefjung jollte gan; beſeitigt und zu 
dDiejem Zwecke an die Stelle aller der bisherigen 
Abgaben die Schriſtſteuer allein treten und dic 
ausſchließl. Cclbjibemefjung durch die Parteien 
jtatuiert werden. Danach erſchien eS mur erjor- 
dDerlich, fiir Den Stempelverſchleiß und fiir die Re- 
prejjion gegen Gefällsverkürzungen ju forgen. Gin 
in fonjequenter Durchführung diejer Gedanken ver- 
ſaßter Entwurf wurde am 1IX 30 fanftioniert, 
jeine Kundmachung aber in lepter Stunde fijtiert. 
Neuerl. Beratungen, welche namentlich die au 
weit gehenden Ronjequengen der neuadvptierten 
Srundanfichten gu mildern und die Einträglichkeit 
der Ubgabe su heben ſuchten, und bei weldjen Alois 
Silverius Edler von Kremer (von Auen— 
rode) als Referent fic) hervortat, fiihrten sur Ere 
lajjung des Stempel- u. Targefepes 27140. Die: 
jeS galt in allen Reichsteilen auper den Ländern 
der ungar. Krone. Auch ſachlich fuchte die Geſetz— 
gebung, joiweit eS in ihrer Macht fag, den Be— 
jtrebungen nad) einer Vereinheitlichung der Be- 
jteuerung entgeqenaufommen, Ym erjten Teile des 
Mejepes wurden (fein zweiter Teil betrijjt wie 
der zweite Teil des Entwurſes 1 1X 30 die Ver— 
leihungstayen) alle oben genannten Abgaben vom 
RechtSleben, ſoweit fic in den Staatsſäckel einzu— 
fliefen batten, au ciner cingigen einheitl. Stempel- 
abgabe verſchmolzen, die nur im Falle der Anwen— 
dung der Schriſftlichkeit zu entridten war. Neben 
ihr blieben nur die in die Privattayjonds cine 
flichenden und die von eingelnen Beamten in 
partem salarii bejogenen Sporteltaren bejtehen. 
Da die Parteien fonad vor nidt l. ſ. Behörden 
aud) jegt nod) Stempel u. Taxen nebencinander 
entridten mußten, wurden fiir dieſe alle beſon— 
dere mildere Stempelſätze ftatuiert. Ebenſo blicben 
bie Laudemien von der Reform unberiihrt. Wegen 
dieſes durch die Berhaltnijje bedingten beſchränkten 
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Umſanges war die Nejorm nur ein Halber Schritt, 
wihrend fie zugleich ifrem Inhalte nad allzu 
radifal war, Die Sehriftiteuer mar der ihr zuge— 
muteten Aufgabe, alle die friiberen Wbgabenarten 
zu vertreten, um fo iweniger gewachjen, als gleich— 
zeitig aud) ihre traditionelle techniſche Seite, dad 

temtpelwefen, eine erhebl. Reduftion erfuhr, in- 
dem alle höheren Stempelflafien von mehr als 
20 fl. abgeſchafft wurden. 

So fam 8, dah ſelbſt von Millionenerbichaften 
feine höhere Abgabe gu entridten war als der 
Stempel von 20 fl. gum CinantwortungSsdefrete, 
wie er aud) fdjon zu cinem Nachlaſſe von 5000 fl. 
notwendig war. Ebenſo wurde es als ungeredt 
empjunden, dah der Weehjeljtempel nicht iiber 1 jl. 
anwachſen fonnte, Weitere wejentl. Mängel waren, 
daz dem Wertitempel dadurch ausgewichen werden 
fonnte, dak man vermied, in der Urkunde irgend 
cine Wertgiffer au nennen und daß man der 
Abgabepflicht überh. entging, wenn die Urtunde 
von einem (ine oder auslandijden) Orte außerhalb 
des Meltungsgebietes des Geſetzes datiert wurde. 
Eo ftellte es fic) bald Heraus, da das Geſetz 
27140 mit einem Rardinaljehler behajtet fei: Die 
Steuertrajt vieler der abgabepflichtigen Verhält— 
nifje wurde and) nidjt im entfernteſten ausgenupt 
und der Ertrag war daher unbejriedigend. Dies 
und das Bewubticin, ein Experiment unternommen 
au haben, lichen die Legislation gar nidjt gum 
Stilljiand fommen und wurde gleid) nad der 
Erlaſſung des Gejepes jeine neuerl. Umarbeitung 
ins Auge geſaßt. Die bezügl. Verhandlungen zogen 
ſich ohne bemerkenswerte Ergebniſſe jahrelang bin. 
Unter den damaligen Verhältniſſen vermochte man 
aud) faum eine gedeihlichere Geſtaltung ju finden. 
Der einzige neu aufgetauchte Gedanke, bloß den 
Stempel auf den ſchriſtl. Verlehr von Amt u. 
Parteien (Parteienſtempel oder Amtsſtempel ge— 
nannt, beſſer jedoch als Schriftwechſelſtempel gu be— 
zeichnen) beizubehalten und im übrigen cine Kon— 
ſumſteuer von allem Papierverbrauche einzuführen, 
wurde wohl nie ernſt genommen. 

Da traten Zeitereigniſſe ein, welche den ſchleu— 
nigſten Abſchluß des Reſformwerkes erforderlich er— 
ſcheinen ließen, gleichzeitig aber es auch ermöglich— 
ten, demſelben einen vorher ganz ungeahnten Um— 
jang zu geben. ES waren Des die Ereigniſſe dev 
J. 184849 und zwei fic) daranſchließende Allionen, 
welche als Grenzſteine zwiſchen dem in Auflöſung 
hegrifſenen Patrimonialſtaate und dem neuzeitl. 
Oſterr. anzuſehen find: nämlich die Verſtaatlichung 
der geſamten Gerichtsbarkleit und die Aufhebung 
des Untertansvyerbandes. 

Mit der Ubernahme der Koften der geſamten 
Gerichtsbarkeit auj den Staat wurde er (abgejehen 
von den vereinjelten Fallen des unmittelbaren 
Sportelbesuges durd) Beamte) sum alleinigen Tar— 
bezugsberechtigten und vermodte er jest unbebin- 
dert cine allg. Reform der Sporteltaren eintreten 
au laſſen. 

Nod) widjtiger aber war dic mit der Aufhe— 
bung des Untertangverbandes verbundene Grund— 
entlajtung. Alle Urbariallajten, einſchließlich der 
Laudemien, Hatten gegen Entſchädigung der bis- 


herigen Gutsherrſchaften ſofort aufzuhören und wur- 
den Die bisherigen Untertanen ju freien Cigen- 
tiimern. Hiedurch wurde eine geradezu immenſe 
Beſteuerungsfähigkeit frei. Was Wunder, wenn 
die Regierung auf den Gedanken fam, ſich diejelbe 
zu nube zu machen und wenn die Reform be- 
ſchleunigt wurde, da man beforgte, die neuen Im— 
mobiliargebithren wiirden um fo größeren Schwie— 
vigfeiten begeqnen, je langere Beit feit der Auf— 
hebung der Urbarialleijtungen verjlojjen wire, mit 
anderen Worten, je mehr ſich die Leute bereits dad 
Steuerzahlen abgewöhnt hätten. 

So fam eS zur Reſorm durch das G.-Hejeg 
91150, R. 50. Die Elemente diejer Reform waren 
auger der Qnfamerierung der Laudemien und der 
Umgeſtaltung der nunmehr ausſchließlich ftaatl. 
Sporteitaren nod): die allg. poſtulierte Reaftivie- 
rung der Erbjteuer und die Erweiterung der Schrift⸗ 
jteuer zu den unbeſchränkt anvadjenden Skala— 
gebiibren. Es mag eine Nachwirfung der die ein— 
ſchlägige Geſetzgebung ſchon jeit mehreren Jahr— 
zehnten beherrſchenden Deviſe: Herſtellung möglich— 
jter Rechtseinheit, geweſen ſein, daß man all dies 
durch ein einziges Geſeßz gu erreichen ſuchte. In ähnl. 
Weiſe gelangte man auch nach manchen mißglückten 
Berfucen, eine geeignete Terminologie au ſchaffen, 
zur Bahl der Bezeichnung „Gebühren“ fiir alle 
im neuen Gejepe geregelten Abgaben. Dieje Hue 
jammenjajjung mote nicht unzuläſſig erſcheinen, 
da ſchon das Geſetz 271 40 ſich fo ausgedriidt 
hatte, alS ob die (um fo viel weiter ausetnander 
licqenden) Stempel: u. Verleihungstaxen mur durch 
die Art der Einhebung unterjdiedene Formen einer 
u. Derjelben Mbgabe wären. 

Die Redattionsge|dichte des G.-Geſetzes fest mit 
dem Momente cin, als der Finanzminiſter Philipp 
Freiherr vy. Krauß am 4 XII 48 in Kremſier bei 
der Borlage des Staatsvoranſchlages fiir 1849 
einen Finanzplan zur Aufbringung des voraus- 
ſichtlichen rieſigen Erjordernifjes fir die Neuge— 
ftaltung aller Staatseinridjtungen entwidelte. Gur 
Augsarbeitung diefes Planes, insbeſ. ſoweit darin 
die A ing gg | deS Stempel: u. Taxgeſetzes“ mits 
enthalten war, lie} er im F. M. unter dem Bor- 
jibe ded Seltionsheis Andreas Baumgartner 
durch ein „Finanzlkomitee“, welded ſpäter durch zwei 
vom J. IW. delegierte Juſtizräte veritirtt wurde 
(, Sujammentretung”), cinen vom Winifterialrate 
Franz Leodegar Wildſchgo ausgearbeiteten 
Entwurf zweimal durdjberaten (16 XII 48 bis 29 IIL 
49). Wber weder der nad) den Kommiſſionsbe— 
ſchlüſſen umigearbeitete Entwurf Wildſchgos, be— 
ſtehend aus einem ſyſtematiſchen Tarife und „Ge— 
ſetzl. Beſtimmungen“ zu demſelben, noch eine von 
Baumgartner angejertigte Paraphraſe davon mit 
einheitl. Terte fanden die Billiqung des Finanz— 
minijters. Dieje Entiviirfe bewegten fid) in dem 
altgewohnten Gedanfentreije, wihrend die neue 
Crdnung aller Verhältniſſe die Schaffung neuer 
Abgabenjormen ermiglidte u. forderte. Der Mire, 
niſter entwarf ſelbſt ein flüchtiges, an dad Geſeß 
27140 ſich anlehnendes Projelt und berief den 
ſameraltat JIgnaz Schwarz Edlen ve Schwarz— 
wald aus Brünn, welcher ſich bereits durch ein 
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Handbud) iiber die Stempelabgabe hervorgetan 
hatte, zur Hilfeleijtung bei den Reformarbeiten 
ein. Schwarzwald fompilierte aus der Para— 
phraje Baumgartners und dem Projefte des Mi- 
niſters bezw. dem Gejepe 271 40 einen aus Geje 

und alphabetiſchem Tarije bejtehenden Entwurf. 
Wildſchgo unterjog denfelben einer abjilligen 
Rritif; Baumgartner arbeitete das Gejes um und 
entwarf in Anlehnung an Wildſchgos Entwurf 
cinen ſyſtematiſchen Tarif. Dieje Urbeiten wurden 
vom Miniſter wiederholt umredigiert. Die fo ergielten 
Faſſungen des Gejepes und des ſyſtematiſchen Ta- 
vijes wurden lithographiert (1. Lithograpbie). Dept 
wurden Gutachten aubenjtehender Berjonen (dar- 
unter des Banfgouverneurs Pipi p) cingetelt und 
dann vom Winijter Beratungen im Schoße des 
F. Wt. abgehalten, bei denen Schwarzwald wie- 
der in den Vordergrund trat, indem er den ſyſte— 
matiſchen und den alphabetifdjen Teil des Tarifes 
(wiederholt) umarbeitete. Jn diefem Stadium wurde 
die parititiide Bedeutung beider Tariſteile ig 
lajien und dem fyjtematijden Tarije bloß die Be- 
deutung einer, lediglich der Inſtruktivität halber bei- 
gegebenen Hilfsiiberjidt, deren Sitierung ausdrück— 
lic) ausgefdjlojien wurde, beigelegt. Nunmehr ere 
jolgte die 2. Lithoqraphierung. Dann trat eine aus 
Glledern des F. W., des J. M. und des M. J. 
bejtehende ,,Nommiffion” zur Beratung des Ent- 
wurjes zuſammen. Auf Grund der Vorſchläge der- 
jelben und mit Benugung ſchriftlich eingereichter 
Erinnerungen des Konzeptsadjunkten Dr. Undreas 
Rerfovanni wurde die Sdlubredattion ded Ge— 
ſetzes und des alphabetijden Tarifes vorgenommen; 
dann dic der Geſetzesökonomie widerjtreitende Bei- 
gebung der ſyſtematiſchen Überſicht fallen getafjen: 
ſerner Vom Winifter, weldjer die ganze Arbeit mit 
jtetS fteigender Intenſität geleitet hatte, und aus 
defien Feder ein fehr erhebl. Teil der Terte (na- 
mentlid) des Geſetzes) ftammt, der a. u. Bortrag 
26150 ausgearbeitet; und endlich nad der Be- 
ſchlußfaſſung im M. R. dev Entwurf (Lithogra- 
phie 2g) am 51150 zur kaiſ. Santtion unter- 
breitet, welde am OIL 50 erfolgte. Der Wirkſam— 
feitsbeginn wurde nadjtriglid) vom 1. auf den 
15 V 50 verfdoben. Gleichzeitig mit dem Geſetze 
wurde cine Sperrverordnung fundgemadt, welche 
als Ubergang cinige widtige Anordnungen, die aber 
mit den Anordnungen des G.Geſetzes nicht durch— 
wegs übereinſtimmten, ſofort in Geltung fepte. 

Das G.Geſetz hat anders, alg man nach der 
Wahl der allg. —— „Gebühren“ glauben 
möchte, keine neue einheitl. Abgabe geſchaffen; viel— 
mehr exiſtieren die vier obengenannten älteren Ab— 
gaben nocd bis zur Gegenwart im G.-Welen neben= 
cinanbder fort. 

So finden wir die Schriftſteuer in den ffala- 
mäßigen und den (heutigen) fejten G. wieder, Auch 
diefe werden (in der Kegel) mittels des Stempels 
entrichtet; auch hier tritt die Wiederholung der Ab— 
gabe mit jedent Exemplar und jedem Bogen der 
Schrift ein; aud) bier fommt e8 nur auf den Kon— 
jumtiongatt, d. i. die Unterfertigung der Urtunde 
oder die Einreichung ded Cinidreitens, an. Der 
augenjalligite Beweis für die Rontinuitiit der Stem— 
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pelabgabe aber ijt der Umſtand, dah die Stempel- 
papieremiffion 1836, weldje ſchon die Reform des 
J. 1840 iiberdauert hatte, auch jept nod) beſtehen 
blieb. Die fo fortbeſtehende Schriſtſteuer erfuhr 
aber eine ſehr erbebliche und theoretiſch ſehr wich— 
tige Erweiterung. ES wurde bejtimmt, dah die aus 
dem Wertitempel (ad valorem-GStempel) entitan- 
denen Sfalagebiihren mit dem makgebl. Werte ganz 
unbeſchränkt wadjen können. Da Stempelbogen 
aber nur bis au 20 fl. vorhanden waren, jo wurde 
jiir höhere Abgabenbetriige (analog dem franzöſi— 
ſchen visa pour timbre) die Barentricdtung an— 
geordnet. So löſte fic) die Schrijtiteuer vom Stem- 
pel los und vermodjte man ju erfennen, dab bei- 
des unabhingig voneinander bejtehen könne. 

Die Erbſteuer erfennen wit in den Bereiche- 
rungSgebiihren wieder, bei denen alle charakteriſti— 
ſchen die Beſchränkung der Beſteuerung auf 
die unenigeltl. Ubertragungen, die Bemeſſung nad 
dem reinen Werte, die ——— eines Aquiva— 
lentes vom Vermögen der Toten Hand, die unter— 
ſchiedsloſe Heranziehung des beweglichen und un— 
bewegl. Vermögens, ja ſogar die ganze, für die Erb— 
— ausgebildete Technik des Verſahrens wieder— 
ebren. 

In den Immobiliargebühren finden wir 
die Laudemien wieder, wie die Beſchränkung auf 
Immobiliarübertragungen und die Bemeffung nad 
dem Bruttowerte erjehen lajjen. Qn Hinſicht auf 
die Objette hat dieſe Steuer aber cine große Er— 
weiterung erjabren, da nunmehr alle Immobilien 
und nidt bloß die ehemals laudemialpflichtigen 
Bauerngiiter die Steuer gu tragen haben. Die von 
anderer Seite verſuchte Zurüdführung dieſer . 
auf die franzöſiſche Regifterabgabe ( sag La 
ment) ijt nicht gutveffend, weil died eine Abgabe 
ganz verjdjiedener Natur ijt und nur eine äußer— 
liye zufällige Ähnlichkeit (das Borfommen halber 
Prozente in den Steuerſähzen fowie cine Analogie 
hinfichtlid) der Wternierung von Veränderungs— 
u. Cintragungégebiihr) ins Spiel fommt. 

Wis Sporteltaren find endlid) die Urteils— 
u. Eintraqungsgebiihren ju bezeichnen. Sie find an 
Umtshandlungen gelnüpft, durch deren Giiltigfeit be- 
dingt und von der Realijierung des ihnen gu Grunde 
liegenden Vermigenseriverbes unabbhiingig. Dies 
find diejenigen öſterr. G. die jugleid) als G. im 
wiſſenſchaftl. Sinne begcidmet werden können. 

Solange die Generation nod exijtierte, welche 
unter der Serricaft ber älteren Normen groß ge- 
worden war und in deren Bewuftiein alle die 
friiheren Ubgaben nod) fortlebten, hatte die von 
den Redaftoren des G.-Gefehes vorgenommene Bu- 
ſammenſchweißung nichts auf fic). Als aber neue 
Wenerationen heranwuchſen, weldje ohne Kenntnis 
vom Gemwefenen dem G.-Gejepe vorausiepungslos 
gegeniiberjtanden, da machte es fic) doch nachteilig 
geltend, daß der Schein einer einbeitl. Ubgabe ge- 
ſchaffen worden war. Man nahm ep allg. den 
Schein fiir das Wefen und mühte fich eateiflider: 
weife vergeblid) ab, die Natur der öſterr. G.-Wb- 
gabe gu ergriinden. ES wurde aber aud) — was 
nod) wichtiger war — die Praxis und fogar die 
Geſetzgebung der Folgeseit durd) den Glauben, dab 
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es fic) um eine einbeitl. &.-Wbgabe handle, manch⸗ 


mal auf Ixxpfade geleitet. 
VII. Außere Rechtsgeſchichte feit 1X50. Das 
Anwendun 


—— des G.⸗Weſens iſt von ſolchem 
Umfange, hiedurd) von vornberein die Not- 
—— zahlreicher Novellierungen begründet 
war, Das G.-Wejen muß fich_mit dem jeweiligen 
Stand der Gefeggebung in Ubereinjtimmung ju 
erhalten fudjen. Das RechtSleben ändert ſich webl 
jtetiq, aber nicht in allen feinen Teilen gleichmäßig; 
der Flug der Umgeſtaltung aller feiner Gintid 
tungen ijt bei einigen rafdier, bei anderen triiger. 
Da die Notwendigfeit einer Anderung der G.-Bor- 
ſchriften ſich derart jeweils nur bei einzelnen Par— 
tien ergab, modjte man deswegen mit Fug nicht 
gleid) an eine Umarbeitung des ganzen Geſetzes— 
werfes gehen und beſchränkte man fid) auf die 
Erlajjung fleinerer oder griperer Nachtragsvor- 
ſchrijten. 

Wenn auch dieſe geſetzgeberiſche Tätigkeit nie 
ganz ſtillſtand, jo kann man dod) erfennen, daß fie 
zwei Phaſen intenfiverer —— durchgemacht 
hat. Die erſte begann gleich nach dem Insleben— 
treten des Geſetzes und war vornehmlich auf die 
Behebung der Mängel gerichtet, welche ſich bei der 
praftijden Univendung des Geſetzes herausſtellten. 
Wurde dod) mit vielen neuen Beftimmungen des 
G.-Mefepes ſozuſagen cin Sdhritt ins Ungewiſſe ge 
tan, fo daß dann manches verbejjert, ergänzt u. ge- 
mildert werden mußte. Dieſe Phaſe reicht bis zur 
Mitte der Sechzigerjahre. Cine zweite, das lepte 
Jahrzehnt des 19. Jahrh. umfafjende Phaſe hat 
unverfennbar einen ſozialpolit. Einſchlag. Das W.- 
Geſetz war auf einer dlteren Geftaltung des wirt— 
ſchafil. Lebens aufgebaut gewejen, in welder das 
— Vermögen die Hauptrolle geſpielt hatte. 
Dieſe Baſis erlitt feither eine weſentl. Berichie 
bung und machte fic) bald die Tendenz geltend, 
einerfeits die Belajtung des Ammobiliarvermigens 
au ermiipigen, anderſeits aber neue Formen fiir 
die Herangiehung des bewegl. Bermigens zur Be- 
jteuerung gu finden. 

Wegen ihres erheblideren Umjanges wären 
unter den Nov. folgende hervorzuheben: Kaiſ. V. 
1911153, R. 53, betreffend Schenfungen u. Ver— 
lajfenjchajten; F. Dt. B. 28 III 54, R. 70, betreffend 
die Einführung der Stempelmarfen; Geſetz 13 XII 
62, R. 89, womit sahlreiche — Sperm ded 
G.Geſetzes zwecks Hebung de8 Gefällsertrages ab- 
a wurden; Geſetz 29 I] 64, R. 20, enthaltend 
jauptficdlid) Milderungen der Wbgabenpflicdt des 
Kaufmannsſtandes; Gejeg 24 V 73, R. 97, über 
die G. im Bagatell- u. Mahnverjahren; Gefeg 8 IIT 
76, R. 26, betreffend den Werhjelitempel; Geſetz 
I8IX 92, R. 172, und OTM 97, R. 195, ⸗ 
fend die Effeltenumſatzſteuer; kaiſ. V. 26 XII 97, 
R. 305, betveffend Gerichtsgebühren; faij. B. 16 VII 
99, R. 158, und — 18 VI 1901, R. 74, betreſ⸗ 
fend die Amumobiliargebiihren; endlich Geſetz 19 VII 
1902, R. 153, tiber die Einführung der Fabr- 
fartenjteuer. 

Vom theoretijhen Standpunfte aus wiiren 
unter all den in einem balben Jahrh. geichaffenen 
Neuerungen drei al die wichtigſten gu bezeichnen: 


Sebithren: A. Gebühren geſchichtlich). 


Die Cinfiihrung der Stempelmarfen (1854), die 
Schaffung einer neuen G.-Wrt vom entgeltl. Ver— 
febr bewegl. Sachen (1862) und die Einjiibrung 
des Progrejjionspringipes (1899). 

Die gegeniiber dem Stempelpapier beweglidere 
Stempelmarfe führte bald zur Erfenntnis, dah der 
Stempel blof eine Entridjtungsart fei, die mit dem 
Weſen der Sdrijtjteuer nits gu tun habe. Wie 
ſchon ſeit 1850 die Schrijtiteuer unter Umſtänden 
aud) bar entridjtet werden follte und wie diefelbe 
die Anwendung des Stempels jeit jeher mit den 
jog. Verbrauchsſtempeln geteilt hatte, fo gelangte 
man jetzt dazu, auch hinſichtlich der Sporteltaren 
u. Berfehrdjteuern neben der Barentricjtung dic 
Verwendung de StempelS au ftatuieren. Die 
Marke, welche übrigens zunächſt auf dem Boden 
des Pojtgefiilles entitanden war, griff in der Folge 
aud) iiber den Bereich) ded &.-Wefens hinaus und 
— bei anderen Abgaben zur Anwendung. 

on weitreichenden Folgen war die Anord— 
nung des Geſetzes 13 XIL 62, dah gewiſſe Unter— 
nefmungen fire u. ffalamiipige G. auc) dann ju 
entrichten bitten, wenn die betreffenden Urfunden 
gar nidt zur Ausfertigung gelangten. Hiedurch 
verlor die Ubgabe in diejen A ten bie Natur einer 
Schrijtiteuer, da e8 ja ohne Konſum feine Konſum— 
abgqabe geben fann, und wurde, lediglich durch 
das Vorſichgehen des Verkehrsaktes bedingt, ju 
ciner Berfehrsjteuer. Berjajjer hat fiir dieſe Neu— 
bildung den Namen ,,denaturierte Stempel” vor- 
geſchlagen, weldjer jedoch nur inſoweit bezeichnend 
ift, al& dieſe G. die fire u. ſtalamäßige Geſtalt der 
Schriftiteucr beibehalten haben. Wher fdjon das 
Geſetz 13 XII 62 felbjt ſchuf in der Lotteriegebiihr 
eine Prozentualgebühr gleidjer Natur, fo dak auj 
dieje neue Klaſſe der G. von entgeltl. Mobiliariiber- 
traqungen pajjender der Ausdruck Handinderungs- 
ebithren” anzuwenden wire. Die Geſetzgebung der 
Folgezeit hat fic) dann bis yu den Geſetzen iiber 
die Effeftenumfapiteuer und über den Fahrkarten— 
jtempel herab mit Borlicbe auf dem Gebiete diejer 
Gebühren betitigt und eine ganze Reihe von neuen, 
das bewegl. Vermögen —2 Verlehrsſteuern 
geſchaffen. 

Die Nov. 16 VIL 99 endlich hat, wenn auch 
vorläufig nur in ziemlich bejdheidenem Umfange, 
dem Progreſſionsprinzipe, d. h. dem Wachſen des 
Steuerfußes mit der Höhe des betroffenen Wertes, 
in das öſterr. G.-Recht Ein om Usd yr Was 
bier verwirklicht wurde, follte + greſſion heißen. 
Von einem beſtimmten, nicht beſonders hoch gegrif⸗ 
ſenen Werte an bleibt der Steuerſatz für alle höheren 
Werte ſtationär, fo daß er als das normale Abgaben- 
maf erſcheint, welchem gegeniiber fleinere Werte durch 
mindere Wb pean begünſtigt erfdjeinen. Bon 
Wichtigkeit if aud, dak diefe i Anwendung des 
Progreffionspringipes nicht bei den Bereicherungs- 
qebiibren, denen es foyufagen oa den Leib guge- 
idnitten ijt, fondern bei den Beligveriinderungs- 
ebiihren ftattgefunden hat, riidfichtlid) deren feine 

redjtigung nidjt in gleidem Mage apriorijtijd 
einleuchtet. 

Neben der eben gefdilderten, die natürl. Ent- 
widlung des G.⸗Weſens beinhaltenden, allen weſentl. 
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Ynderungen der abgabepflidjtigen Verhältniſſe 
ſchrittweis nachfolgenden und daher immer nur eine 
ey Partien des G.Rechtes novellierenden Tiitig- 
eit der Geſetzgebung läuft noch eine zweite, mit 
dem Fortidreiten der Zeit immer mehr anfdwellende 
und dem &.-Wejen entichieden —— Strömung 
her: die Statuierung der ſchon geradezu —— 
Spezialbefreiungen von den G. Dieſe Befreiung 
wird allem zugeſtanden, was nur irgendwie auf den 
Charakter von Gemeinnützigkeit Anſpruch erheben 
zu können glaubt. Man könnte faſt ſchon ſagen, 
daß die Regelmäßigkeit dieſer Eximierungen dem 
G.-Begriffe cin neues Merkmal aujgedriidt habe 
und bat dieje Abgaben nur bei Abweſenheit gemein— 


nütziger Swede Platz qreifen. 
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B. Gebührengeſeh. 


T. Suv Überſicht. — II, Geſchichte. — IT. Syſtem. 
A, Gebüiren im finangwiffenichaftl, Sinne. F. core 
fteuern. 1. Gewinftftewer. 2. Steuer onf unentgeltl. Anfall. 
3. Steuern auf den Neale u, Tabularverfebr. 4. Steuer 
auf den Berkehr mit Anlagepapieren. 5. Steuern anf Une 
tritt u. Betrieb von kaufmänniſchen und gewerbl. Unterney- 
mungen. 6. Steuern auf den Verficherungs- u. Bantver= 
teh. 7. Steuern auf den Transportverfehr. 8. Steuern auf 
den Antritt von Dienften. 9. Steuer auf den allg. beurfun- 
deten Bertehr. 10. Gebibrendquivalent. — 1V. Die widhtig= 
Ren — Beſtimmungen des Gebührenrechtes. — V. Zur 
ritit. 

I. Zur überſicht. In dieſem Art. werden 
behandelt die durch dag kaiſ. P. OTT 50, R. 50, 
und deſſen Nachträge geregelten „Gebühren von 
Rechtsgeſchäften, Urkunden, Schriften u. Amts— 
handlungen“, d. i. die Hauptmaſſe der Stempel- 
abgaben u. Verlehrsſteuern. Ausgeſchloſſen find die 
durd) befondere Geſetze geregelten, ſachlich indes 
jum Teil ſehr nahe verwandten Materien der 
Effeltenumſatzſteuer, der Taren, des Verbrauchs— 
jtempels von Spielfarten, Ralendern u. Seitungen, 
fowie der befonderen Verwaltungsgebühren, aui 
welche alle nur fo weit eingegangen ijt, als der 


Sujammenhang erforderte, ferner die Darjtellung | die friihere öſterr. Geſetzgebung in nicht 
der Organijation der Vebiihrenbehirden. S. hieriiber | Grade vorbereitet, und wie ein rubiger 
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i — — — —— — — — — — —— — — —— ——— — — 





ſtempel“, „Spielkartenſtempel“, „Zeitungsſtempel 
geſchichtlich⸗ — * die Art. über die betrejfenden 
einjelnen Berivaltungsmaterien, endlid) den rt. 
„Finanzbehörden u. Amter“. 

IL. Geſchichte. Das Geb. G. 91150 bedeutet 
in der öſterr. Abgabengeſchichte einen wichtigen Ab— 
ſchnitt. Gleich den franzöſiſchen Geſetzen über Stem— 
pel⸗ u. Einregiſtrierungsabgaben ijt es im Gefolge 
der revolutionären Bewegung entſtanden, welche 
an Stelle der ſtändiſchen die ſtaatsbürgerl. Ordnung 
ſehte. Es ſucht den Gedanken, daß die Bürger der 
Steuerpflicht allg. u. gleichmäßig unterworfen und 
daß ihre Steuerleijtungen nur nad) Wak der wirt- 
ſchaftl. Steuerfrajt abjujtujen feien, auf demjenigen 
Webicte gu verivirflicjen, dem diejer Bedanfe bis 
dahin am frembdejten geblieben war und auf dem 
er techniſch amt ſchwerſten ju verivirflichen ijt. Nur 
unter Dem Druce einer revolutionären Umwälzung 
fonnte ed geſchehen, dak die patrimonialen u. fom 
munalen Grund: u. Gerichtsherren, welche bis da- 
hin jelber Gerichtsſtaxen u. Veränderungsgebühren 
bezogen hatten, mit ihrer Jurisdiktion und dem 
Obereigentum auch ihrer Abgaberechte verluſtig 
gingen und ſelber weit über alles bis dahin ver— 
ſuchte Maß für ihren Vermögensverlehr abgabe— 
pflichtig wurden. Auch im übrigen, namentlich dem 
ſtädt., aber aud) dem geſamten ſonſtigen Realbe— 
ſitze gegenüber bedeutele das Geb. G. eine jähe, 
ſprunghafte Ausdehnung der Sphäre ſtaatl. Steuer— 
hoheit. Der „alleruntertänigſte Vortrag des treu— 
gehorſamſten Miniſterrates über die Verbeſſerung 
des Stempel u. Taxrgeſetzes“ 26 1 50 (Beilageheit 2 
jum R. 1850) rechtfertigt die erhöhte Beſteuerung 
des Vermögens „nicht bloß vom Geſichtspunkte der 
Gerechtigkeit““, ſondern vor allem aud) „in ſtaats 
wirtſchaftl. Beziehung“, indem cr dieſelbe „mit 
einer Verſicherungs⸗ Aſſekuranz⸗) Gebühr ver— 
gleicht“. Wie iiberh. ijt auch in dieſem Falle fiir 
Den Geſchichtſchreiber nicht fo febr die Begriindung, 
Deren man fid) bedient, um cine hiſtoriſche Wen— 
dung zu rechtfertigen, als die neue Stimmung von 
Sutereije, die fiir neue Wriinde empfänglich madt. 

Gleich dem franzöſiſchen Geſetze über das En- 
regiſtrement iſt auch das öſterr. Geb. G. der juri— 
ititdbe Stol, des Finangbeamten, der fid) darin, 
wie das jebr leſenswerte Borwort zur amtl. Aus— 
gabe des Geb, G. von 1863 nad) Troplong jagt, 
pau den höchſten Regionen der Abjtraftionen des 
Bivilredtes” erhebt. Dem franzöſiſchen Geſetze 
gleicht es aud) darin, dah fein finangieller Erfolg 
groß und immer fteigend, ſeine Wirfung dauernd 
geblieben ijt. Es iſt durd) die folgende Geſetzgebung 
jwar mannigiad ausgebildet, aber im wefentliden 
nidjt veriindert worden; cin Beweis fiir die gefep- 
geberifche Fähigkeit feiner BVerfajier, der um jo 
höher anzuſchlagen ijt, als fie fid) die Aufgabe 
geftellt haben, die im franzöſiſchen Syſteme ge- 
trennten Stempel= u. Cinregijtrierungsabgaben 
jamt cinigen fonftigen kleineren Abgaben in einem 
eingigen Geſetze zuſammenzufaſſen. 

Bei alledem ijt das Geb. G. OIL 50 durch 
eringem 
eurteiler 


die Art. „Effeltenumſatzſteuer“, „Taxen“, „Kalender⸗ dieſes vielgeſchmähte Geſetz als eine hervorragende 
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Yeijtung der Steuerpolitif u. Geſetzestechnik be 
zeichnen mug, fo gelangt man aud) bei dem Stu- 
dium der älieren ig ju der Erfenntnis, 
daß die Megicrungen fic) ihrer Aufgabe früh be- 
wugt waren und dak fie fie zu einem nicht ge- 
tingen Teile im Sinne der bejten Ideen der seit 
zu löſen vermodjt haben. 

Die Vorgeididte des Web. G. hat einen dop- 
pelten Inhalt: die allmähl. Beſchränkung des Ab— 
gaberechtes der lokalen Grund- u. Gerichtsherren 
und die allmähl. Entwicklung des ſtaatl. Gebühren— 
weſens. Ihre Darſtellung gehört nicht bloß der 
Finanz-, ſondern auch der Verwaltungsgeſchichte 
an. So ſteht die Abſchaffung der grundh. Verän— 
derungsgebühren am Schluſſe des Werkes der 
Bauernbefreiung, deren Betreibung durch die Re— 
gierungen Maria Thereſias u. Joſeſs cine der 
rühmlichſten Leiſtungen der öſterr. Verwaltung iſt. 
Ebenſo hängt der —— der Regelung u. Ab— 
ſchaffung der Gerichtstaxen mit dem Werdeprozeſſe 
einer geordneten ſtaatl. Gerichtspflege auf das 
innigſte zuſammen, und aud) bier gebührt den 
öſterr. sat der Ruhm frühzeiligen u. tat- 
fraftigen Eingreijens. Der erſte im — einer 
billigen u. unparteiiſchen Rechtspflege unternom— 
mene Schritt war die Tarifierung der Taxen, die 
uerjt von Ferdinand III. 1640 durchgeführt wurde. 
Der niichite Sdhritt war die Unuvandlung derfelben 
aus Bezügen der Richter u. Beamten in folche der 
Gerichtsherren, ecingeleitet durch Maria Therejia im 
J. 1749. Beide Aufgaben haben aber aud) nod 
die jolgenden Regierungen, insbej. dic Kaiſer 
Joſefs IL. cingehend beſchäftigt. Aud) die Einbrin- 
gung der Taxen wurde in entipredjender Weije ge: 
ordnet, derart, daß wegen unterlaſſener Berichti— 
gung der Tare mit feiner richterl. Verfügung zu— 
tlidgehalten werden durjte. Bei den ſtaatl. Gerich— 
ten wurden endlid) durch das Stempel- u. Tar- 
gefets 271 40 die Taxen gänzlich aufgehoben, die 
Zaren bei den Patrimonial- u. Kommunalgerichten 
wurden dagegen bis ju deren durch die 1848er 
—— ewirkten Abſchaffung aufrecht erhalten. 
Erſt mit der Verſtaatlichung der Gerichte war ſo— 
mit das Ziel, die Gerichtspflege von der Rückſicht 
auf die Gerichtseinnahmen unabbiingig zu machen, 
vollends erreicht. 

Neben den von altersher iiberlieferten Gerichts— 
taren u. Veriinderungsgebiihren der Grund- u. Ge— 
ridjtSherren, an denen der Staat nur fo weit An— 
teil hatte, alg er felber Grund- u. Gerichtsherr war, 
hat fid) nur gang allmählich dag ſelbſtändige ftaatl. 
Abgabeſyſtem entwicdelt, das feit dem Geſetze 9 1150 
unter dem Namen der Gebiihren zuſammengefaßt 
ijt. Die große ne der Entwicklung erklärt 
ſich zum Teil gewiß daraus, daß die betreffenden 
Abgabegelegenheiten bereits durch jene Taxen u. 

ühren ſtark in Anſpruch genommen waren, zu 
einem anderen Teile daraus, daß eine allg. den 
Staat umfaſſende Verkehrsbeſteuerung cine viel leb— 
haftere Entwicklung des Vermögensverkehres u. Ver— 
kehrswertes aur Vorausſetzung hatte als die Er— 
febung von bloß lofalen Abgaben; endlic) und 
hauptfüchlich aus dem Grunde, daß der Staat ſeinen 
Anſpruch aus einem neuartiqen Titel jtellte. Der 


Titel fiir die grundh. Gerichtstare war der eines 
Entgeltes fiir die Gerictsleijtung, fiir die grundb. 
Verunderungsgebühr der des privaten Obereigen- 
tutes; der Staat dagegen jorderte ſeine Zahlung 
aus dem Titel der Steuerhobeit. Es hat lange 
gedauert, bis er felber fiir feinen Anſpruch volle 
—8 erlangt und bei der öffentl. Meinung 
volle Unerfennung gefunden hat. Dies gilt nidjt 
bloß von den eigentl. Berfehrsjteucrn, jondern auch 
von der in Stempelform erhobenen ſtaatl. Gerichts— 
u. Amtsgebühr. Wud) fie war in ihrem Urſprung 
cine Steuer, gerade jo wie die in Stempeljorm er- 
hobene Urfundenjteuer, und es iſt nicht zufällig, 
daß fie mit dieſer zuſammen entitanden ijt und fic 
mit ihe zugleich entwidelt hat. Die Gecichtsgebühr 
war durd) die bei ftaatlicjen und anderen Gerichten 
bejtehenden Taxen bezahlt; was der Staat bei die- 
jen Gericjten augerdem als Stempelabgabe jorderte, 
forderte cr aus einem anderen Titel als dem der 
Gerichtsleiſtung. Es wird dies am flarjten, wenn 
man erwägt, dak der Staat feinen Stempel eben 
aud) bei den patrimonialen u. fommunalen Ge— 
ridjten forderte, wo feine Beamten nicht tätig waren. 
Der Gerichtsſtempel war wefentlich ein Steuerjtem=- 
pel wie der auf jeder anderen Barteienurfunde und 
Daher erklärt es fid) auc), dak ſein Objeft weſent— 
lid) die Parteijchrijt, nicht die Wmtshandlung war. 
Erſt ſpäter, feit der Abſchaffung der Taxen bei den 
jtaatl. Merichten im J. 1840 und alla. feit der Ber- 
jtaatlidjung aller Gerichte, ijt der Gerichtsſtempel 
an Stelle der alten Gerichtstaxe getreten, derart, 
daß nun cr ale Bergeltung fiir die Kojten der 
Amtshandlung und jomit als Gebühr im finanz— 
wiſſenſchaftl. Sinne des Wortes aufzuſaſſen ijt. Die 
Tatſache, daß der Gerichts- u. Amtsſtempel vom 
Urſprung aus Steuer war und daher weſentlich die 
Parteiſchrift (bezw. die für die Partei beſtimmte 
Ausfertiqung) getroffen hat, ijt fiir ſein finanzielles 
Pringip entiderdend geworden. Aud) nachdem er 
aus einer Steuer eine eigentl. Gebühr qeworden 
wat, ijt die Parteiſchrift jein weſentl. Objett ge- 
blieben und fo verdanft die heutige Gerichts— u. 
Amtsgebühr gerade ihrem Uriprunge als Steuer 
das rationelle Prinzip ihrer Bemeſſung. Während 
die alte Geridjtstare, eben weil fie die Leiſtung des 
Beaten bezahlen follte, einen verwidelten, außer 
der Nontrofle der Partei ftehenden Tarif ſchuf, der 
iiberdies das Amt um des Entgeltes willen ju 
weitliufiger Amtsführung verleiten fonnte, hat der 
neue Amtsſtempel von dent Unuvege iiber jeinen 
Steuerurjprung das rationelle Gebührenprinzip 
mitgebracht. 

Alle die Geſetze, welche das Geb. G. vorbe— 
reitet haben, ſowie dieſes ſelbſt und die wichtigſten 
von den Nov., die es ſpäterhin verſchärft haben, 
ſind in Zeiten größter finanzieller Bedrängnis, 
namentlich um — u. Kriegsanlehen zu 
decken, gegeben worden. Unſere Stempelabgaben 
und — Verkehrsſteuern find als Kriegs— 
ſteuern entſtanden, es bedurfte des Druckes ſtärkſter 
inanzieller Not, um die Regierung auf fie zu 
rängen und das Bolf an jie gu gewöhnen. Die 
Stelle, die die moderne Finanzwiſſenſchaft ibnen 
im logiſchen Syſteme der Abgaben anweiſt, ijt 
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ihnen bei und tatſächlich nur nach ſchweren Ent- 
ſchlüſſen und widerwilliq eingeräumt worden. Das 
erjte Stempelgeſetz fällt in die Beit der Türken— 
u. Franzoſenlriege unter Leopold J. (P. 291V und 
3 XI 1686 u. 20 X 1692). Maria Therefia hat in 
der Not des Siebenjiihrigen Krieges durch cin P. 311 
1762 alg cine ,extraordinari Beihilf“, ,,die den 
armen Mann u. Untertan am wenigiten berührt“, 
die Stempelabgabe, die inzwiſchen Vie cine Reihe 
von Kronlindern wieder aufgehoben worden war, 
wieder allg. eingeführt und zugleich erhöht. Bereits 
1759 (P. 6 VI) hatte fie cine Steuer auf Erbſchaf— 
ten u. Sdhenfungen unter Lebenden cingefiihrt, 
gleidjjallé mit Berujung auf die Kriegskoſten und 
mit der Bejtimmung zur Rüchzahlung der neuen 
Kriegsidulden, jv dah fie nad) deren Tilgung auf— 
hiren follte. Von Intereſſe ijt die Beqriindung diejer 
Steuer mit dem Hinweiſe darauj, dak durch die- 
jelbe ,,dDie Armen niemals, die Vermöglicheren aber 
nur damals ju einer Abgabe verhalten werden, wo 
ihnen ſozuſagen ein unvermuteted Glüch zuſtößt“. 
Nachdem Naijer Joſef (OB. 5 XT 1784 u. 3011788) 
das Stempelwejen neu geordnet und das Wortuar 
P. 5 X 1787) allg. eingeführt hatte, wurden in den 
Napoleonijden Kriegen(Stempelpatent 5 X 02, Erb- 
fteuerpatent 15 X 10) beide Steuern verjchiirjt. Es 
ijt überaus begcidnend, daß die folqende Friedens— 
epodje (Stempel u. Targeles 27140) einen Nach- 
laf am Wertjtempel bezüglich der höheren Wert: 
ſummen von SOOO FL an und die gänzl. Auſhebung 
von Wortuar u. Erbjteuer brachte. Nach dem Sturme 
det Revolutionsjabre folate fodann das Web. &., 
weldyes nicht nur auf den ausgedehnten Wertitempel 
und die Erbjteuer zurückgriff, ſondern zugleich hohe 
Staatsjteuern auf den Realverfehr einführte und 
dadurd), wie eben gejagt, dag feither unter dem 
Namen der Gebiihren jujammengejafte Wbgabe- 
ſyſtem bleibend beqriindete. Der Krieg des J. 1859 
führte (kaiſ. B. 17 V 59, R. 89) gu einer ausgiebi- 
qen Erhöhung des Tarijes durch den außerordentl. 
Zuſchlag „Kriegszuſchlag“). Diejer Zuſchlag wurde 
durch die wichtigſte aller Gebührennovellen, das Ge— 
ſetz 13 XII 62, R. 80, auf 25% des Ordinariums 
erhöht. Seither iſt der Zuſchlag nicht mehr durchaus 
feſtgehalten worden; in der ſolgenden Darſtellung 
iſt bei allen angegebenen Gebührenprozenten 
nod dieſer Zuſchlag von 25% hinzuzurech— 
nen, ſoweit nicht ausdrücklich etwas anderes be— 
merkt iſt. Zugleich wurde durch dieſes Geſetz, wel— 
ches in die ſchͤmmſte Ara des öſterr. Budgets fällt, 
das Gebührenſyſtem durd) cine Reihe von ande- 
ven Tarijerhibungen, fo durd) Einführung der 
„Skala III“, und von fonjtigen Beſtimmungen aus- 
gejtaltet. Seither bat fid) dag Geb. G., obwohl es 
immerwährend als hart u. reformbediirjtiq anges 
fodten und vielfad) umgangen wird, dod) in jeinen 
Grundbejtimmungen vollfommen eingelebt, und der 
Gedanke, daß Erwerb u. Beſitz nicht blog diveft, 
jondern aud) indireft bei den Alten des Umſatzes, 
des Anfalles und dev Unlage gu fteuern haben, ijt 
dem öſterr. Steuerſyſteme dauernd einverleibt, in- 
dem zugleich reiche Erfabrungen iiber die zuläſſigen 
Formen der Anwendung desjelben erworben jind. 
Bie in der Geſchichte der Steucr fo ojt, ijt das, 
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was zuerſt notgedrungene Auskunſt in ſtriegs- u. 
Finanzbedrängnis geweſen iſt, bleibendes Syſtem 
geworden. Der Gedanke, die einzelnen nach Mah 
ihrer Leiſtungsfähigleit zu beſteuern, bat cin neues 
Anwendungsgebiet erobert. 

Die ſpäteren Nov., nad) der vom 13 XII 62, 
jeigen cine andere ok Der erjte notgedrun- 
gene u. ſtürmiſche Anlauf ijt beendet, und man be- 
chränkt fic) darauf auszubilden, man beginnt aus: 
zugleichen. Die Geſetze 29 II 64, R. 20, und 31 IIT 
90, KH. 53 (in feinem erjten Teile) bringen Er— 
mipigungen, jenes im faufmiinnifden Jntereſſe, 
diejes im Intereſſe der bäuerl. Bevilferung min— 
deren Beliges, das Gejep 18 III 78, R. 31, gee 
jteht die BVerjaibrbarteit der Gebührenforderung ju. 
Die Geſetze 8 IIL 76, R. 26 (iiber Wechſelſtempel 
und ähnliches), 31 IIL 90 (in feinem giveiten Teil, 
fiber Wewinjtiteuer), 18 1X 92, R. 171 (Stempel 
von auslindifden Wftien u. ſ. j.), 18 1X 92, R. 172 
Effeltenumſatzſteuer) verſchärſen gwar die Gebüh— 
renpflicht, aber doch nur, um das ſchon bisher Ge— 
forderte geſicherter einzubringen oder um das Ge— 
bührenſyſtem folgerichtig sat bisher ohne Grund 
geſchonte Steuerfrajte auszudehnen. Die Regierung 
hatte Anfang der Achtzigerjahre einen umfafjenderen 
Entwurj zur Ausgeſtaltung des Geb. G. vorgelegt, 
welder nur teilweije durch dic eben genannten Nov. 
31 HI 90 u. 18 1X 92 Geſetz wurde. Unter den Re- 
ierungsvorſchlägen, die nicht durchdrangen, bejand 
a unter anderem cin folder auf Aufhebung des 
jog. Gebührennachlaſſes bei der 31/, igen Real- 
ebühr (j. IIL. B3), dann auf Ausbildung der Ge: 
ühr auf Dienjtantritt u. Vorriidung im Dienjte 
(IH. BS), ferner auf Uusbildung der Gebühr auj 
das Bank: u. Verſicherungsgeſchäft (III. BG). Seit- 
her hat die neue 3. B.D es notivendig gemacht, 
die Bejtimmungen iiber die Gerichtsqebiihren ab- 
zuändern kaiſ. V. 26 XIL 97, R. 305), wobei je- 
doch die bisherigen Grundlagen beibehalten wurden. 
ingreijendere ae eg oe hat dagegen die fail. 
V. 16 VIN 99, R. 158, begw. das Geſetz 18 V1 
1901, R. 74, ,,betreffend Gebühren von Vermigens- 
iibertraqungen” gebracht; einerſeits wurden eine 
jdyneidende Warege(n zur Sicerung der Nach— 
laßgebüren getroffen und wurde die Immobiliar— 
—— durch Einſchränkung des „Gebührennach— 
aſſes“ weſentlich verſchärft, anderſeits wurde die 
Tendenz, die ſchon in dem eben erwähnten Ge— 
ſeße 31 111 90 Erleichterungen der Immobiliarge— 
biibr fiir die bäuerl. Bevölkerung geſchaffen hatte, 
weitergefiifrt und wurden fiir eine Reibe von 
Willen, die nad) den Wertsiffern und den perſönl. 
Verhältniſſen geringere Steuerfrajt annehmen laj- 
jen, degrefjive Steuerſätze zugeſtanden, ein bemer— 
fenSwerter Verjuch, fid) genauer an die Leijtungs- 
fiibigfcit anjupaijen, als died bisher gerade bei den 
Verkehrsſteuern geidehen war. 

Die Reform des Geb. G. im großen Stile ift 
cine Aufgabe, die nod) au löſen ijt. 

Jur eingelnen fet aus der Vorgeſchichte des 
Web. W. noch folgendes hervorgehoben. Die Leo— 
poldinijde „neu eingeridt-qeitempelte Bapierord- 
nung” von 1692, weldje die ſchlechte Befolgung der 
vorangegangenen Sigiflordnung von 1668 erwabut, 
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untericjeidet drei Stempelflajjen (gu 60, 15 u. 3 fr. 
je nad Rang u. Stand des Ausjtellers, nach Art 
der Urkunde u. Wert des Gegenſtandes. Das 
Stempelpapier ijt ,,pro forma substantiali eines 
jeden glaubwiirdigen Inſtrumentes oder Schrift, fo 
eine genugjame Prob erfordert”. Die Strafen find 
jtreng, 20% vom Werte; bei —— Rech⸗ 
nungen hat der Schuldner das Recht des Abzuges 
von 20% der Forderung, wovon er die Hälfte dem 
Stempelamte einzuſenden hat, widrigens er in die— 
felbe Strafe verfällt. Wenn ein ungejiegeltes In— 
jtrument bei Geridt eingereicht wird, foll es „als 
ein defettuofe u. ungiiltige Sfartef alfo lange in der 
Nullitat verbleiben und der Schuldner von aller 
Schuld befreit fein”, bis die Strafe von 20% be- 
ablt ijt. Ahnlich ift die Stempeljteuer durch Maria 
Therejia geordnet, nur dak vor allem Sprache u. 
Faſſung des Geſetzes bereits flarer u. zutreffender 
find, während allerdings die volle Höhe des Aus— 
drudes erjt in der Qojefinijden Gelegacbung er⸗ 
reicht wird. Statt der urſprünglichen drei Kla 
unterjcheidet das Thereſianiſche Geſetz deren vier (zu 
27L, 1 fl, 15 fr. u. 3 kr., augerdem nod) Karten— 
u. Ralenderftentpel). Das P. 1788 enthalt die wich— 
tige Neuerung, dak Gerichte aud) über ungeſtem— 
pelte Eingaben die °Umtshandlung vorzunchmen ha- 
ben, unbeſchadet der Stempeljtraje; andere Amter 
haben jolde Eingaben bei der Überreichung fogleid 
juriidsujtellen, oder wenn fie ſchriftlich einlangen, 
„ohne Wirkung“ liegen gu laſſen. Das Geſetz von 
1802 orbdnet cinen Werttarif mit 14 Stempelflajjen 
an, durchſchnittlich zu a % des Wertes, deren höchſte 
(;u 100 fl.) fiir alle Summen fiber 80.000 fl. gilt. 
Bon diefer kühnen Neuerung fommt man im}. 1840 
größtenteils wieder * ic 12 Klaſſen ded Wert⸗ 
jtempels, durchidpnittlid) auf 4); % fcc t und fo- 
mit verdoppelt, breden mit dem Maximum von 
20 fl. fiir Betriige iiber 8000 fl. ab. Im iibrigen 
ijt dieſes Geſetz, jo verjehlt es mit diejer Maßregel 
und der Mufhebung von Mortuar u. Erbjteuer 
finangiell u. jteuerpolit. aud) ijt, auf das forgfil- 
tigjte gearbeitet und durd) die Abſchaffung der Ge- 
richtstaxen bei den ſtaatl. Gerichten jowie die Ver— 
einjadjung de3 Stempelſyſtemes von bleibender Be- 
deutung, wie denn viele feiner Bejtimmungen in 
das Heb. G. übergegangen find, welded allerdings 
in feiner finangiellen Spannung und feinen jteuer- 
polit. Abſichten weit iiber dasſelbe fowie über das 
Geſetz von 1802 hinaus geht. Während das Geſetz 
von 1840 das formell tadellofe Werk des geſchulten 
Beamten der ausgelebten ſtändiſch-abſolüten Beit 
ijt, ijt das Gejep von 1850 das in feinen Neue— 
tungen oft etwas ſummariſche Steuergefep eines 
mobdernen Staated. 

Das Therefianijdhe Erbſchaftsſteuerpatent ver- 
ordnet eine 10% ige Steuer vom Reinwwerte aller 
Erbſchaften iiber 500 fl., aller Schenkungen unter 
Lebenden über 1000 fl. mit Sdonung des Haus— 
haltungsvermigens und mit Freilaſſung der Uber: 
tragungen in auf⸗ u. abjteigender Linie, fiir piae 


causae und bid gu einem gewiſſen Make auch | P 


wijden Ehegatten. Die Steuer von untertinigem 
Bermigen ift dort, wo die anderweitigen Ubgaben 
mindejtens 5% ausmadjen, auf 5% angefept, ebenfo 


fjen | - 


187 


in den Fallen, wo Abjahrtgeld gezahlt wird. Die 
Weijtlichfeit zahlt ein Erbſchafisſteueräquivalent. 
Ahnliche etwas verſchärfte Beftimmungen enthilt 
oad P. von 1810 (f. Art. „Erbſteuer““), das im ein- 
zelnen vielfach cinem Joſefiniſchen B. (1 XIL 1785) 
nachgebildet ijt, weldjes die Erbjteuer auf Tirol 
ausdehnte und um vieles eingehender gearbeitet 
ijt alg das in jeinen Anordnungen iiber die Erb— 
jteuer äußerſt ſummariſche Geb. G. 91150. Wäh— 
rend urſprünglich die Einbringung der Erbſteuer 
den Ständen überlaſſen war, wurde ſie ſpäter einer 
zentraliſierten ſtaatl. »Erbſteuerhofſkommiſſion“ iiber- 
tragen. Die Strafen waren außerordentlich ſtrenge, 
das verſchwiegene Vermögen fiel dem Fiskus heim. 
Das von Kaiſer Joſef allg. eingeführte Mortuar, 
das bis dahin nur in einzelnen Ländern beſtan— 
den hatte, betrug 1% vom Realvermögen, 124* 
(1 fr. vom Gulden) beim bewegl. Vermögen. Es 
wurde alg Tare, ale Gerichteqebiihr fiir die Ab— 
handlung aufgefaßt — wie es aud) Sterbtaye hieß 
war dem Taxjonds zugewieſen und wurde von 
der gefamten Erbmafje ohne Rüclſſicht auj die bei 
der Groiteuer geltenden Befreiungen bemefjen. Jn 
Wahrheit bedeutete es die Ausdehnung der Erb- 
fteuer aud) auj den nächſten von diejer verjchonten 
Familienkreis. Nimmt man hinzu, dak die Joſefi— 
niſche Exbjteucrordnung fiir Tirol den Sag fiir 
Neffen u. Nichten (allerdings auc) fiir Witwer, 
Witwen, während Geichwijter gebührenfrei erbten) 
auf 5% anordnete, fo hat man ziemlich den Tarif 
vorgebildet, der Heute wiederum gilt. 

Der Vollſtändigkeit halber ijt ſchließlich nod 
auf jene Taxen gu verweifen, weldje das Stempel: 
u. Taxgele 27140 in feinem zweiten, durch das 
Web. G. nicht aufgehobenen und zumeiſt auc) heute 
noch giiltigen Teile regelt (j. Art. „Taxen“). Dies 
jelben find teils befondere Verwaltungsgebühren, 
teilS ſolche Berfehrsfteuern wie auf Dienftantritt 
u..Gehaltserhihung bei Staatsbeamten, die fid) 
—— Syſtematik des Geb. G. nicht gut einreihen 
ließen. 

ILI. Syſtem. Das P. VIL 50 kündigt ſich im 
Titel als „Geſetz über die Gebühren von Rechts— 
geſchäften, Urkunden, Schriſten u. Amtshandlun— 
gen” an. Etwas erweitert bezeichnet § 1 nebſtdem 
als Gegenſtände der Abgabe noch Vermögensüber— 
tragungen von Todes wegen und gewiſſe Behelſe 
(Geugntfie, Geſchäftsbücher). § 2 verweiſt dann im 
eingelnen auf den dem Gefepe angeſchloſſenen Tarif, 
der die gebührenpflichtigen Alte ſehr praktiſch in 
alphabetiſcher Reihenfolge ordnet, während der We: 
fepestert jelbjt im folgenden auf eine andere Ein— 
tetlung des Stoffes iibergeht, die im weiteren Ver— 
laufe als grundlegende Cinteilung feſtgehalten wird. 
Es ijt eine Cinteilung nach der Art der Entridjtung, 
je nachdem die Abgabe mittels des Stempels oder 
unmittelbar eingehoben wird; mit derfelben hängt 
die andere Cinteilung zuſammen in feſte Gebiihren 
und foldje, die mit dem Werte des Gegenftandes 
wadjen (j. 1V.). Diefe fiir die Beranlagung u. 
Praxis in der Tat widhtigite Einteilung tritt fiir 
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die finanzwiſſenſchaftl. Betrachtung zunächſt zurüch, 
welche, um zu einem Urteile über die innere Be— 
rechtigung der Abgaben zu gelangen, dieſe vor 
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allem nach den Gegenjtinden derfelben und deren 
finangpolit. Bedeutung cinteilen muß. Da die vor- 
liegende Darjtellung im weijentlidjen die Mujgabe 
hat, als finanzwiſſenſchaftl. Cinleitung in dag öſlerr. 
Gebührenrecht gu dienen, fo muß fie den Stoff im 
Sinne eines finanzwiſſenſchaftl. Syjtemes ordnen. 
Su diejem swede muß fie ſelbſwerſtändlich auc 
die finanzwiſſenſchaftl. Nomenflatur anwenden, ob- 
wohl Dieke dem öſterr. Web. G. nicht bloß fremd, 
ſondern geradezu widerſprechend iſt. 

In dieſer Abſicht teilen wir den Stoff des 
öſterr. Web. G. in Gebühren im finanzwiſſen— 
ſchaftl. Sinne und in Verkehrsſteuern. Und 
zwar ſind es die letzteren, von denen das Geb. G. 
hauptſächlich handelt, und fic find aud) im Geb. G., 
wenn man dejjen Nachträge hinzunimmt, erſchöpfend 
behandelt, während die cigentl. Gebühren cinerfeits 
im Geb, G. felbjt juriidtreten und andericits da- 
felbjt nicht erſchöpft werden. 


A. Gebifren im finanjwiffenfGaftl. Sinne. 

Das Gch. G. regelt von dieſen die Gerichts— 
gebühren und dic allg. Verwaltungsgebiihren, d. h. 
Diejenigen, welche den Verkehr der PBarteien mit 
dev öffentl. Verwaltung im alla. betrefjen, wiihrend 
mit gevingen Ausnahmen die Spesialgebiihren fiir 
cingelne befondere Verivaltungsfunttionen in den be- 
trejjenden Verwaltungsnormen bejonders geordnet 
find. Was die Gerichtsgebühren anlangt, jo find 
Diefelben im Heb. G. jajt volljtindig geordnet. Aus— 
genommen find nur die nad) befonderen Grund— 
fiipen gu regelnden Gebühren des Strafverfahrens 
und die zu den bejonderen BVerwaltungsgebiihren 
gehörigen Gebiihren des Strajvollguges (j. Art. 
»Strajanjtalten’), ferner die Webiihren fiir die Ver— 
wahrung gericjtlid) hinterlegter Güter (j. YUrt. „De— 
pofiten’’), endlid) nod) die Tagegelder (Dititen) der 
Beantten fiir Amtsreiſen und die Gebühren fiir he 
jtellungen außerhalb des Amtsſitzes (jf. Urt. „Reiſe— 
fojten der Staatsdiener” u. „Verwaltungsverfah— 
yen“), Es ift befonders hervorzuheben, dak es in 
Oſterr. leinerlei Amtsſchreibereigebühr bejonderer 
Art, außer den im Web. G. geregelten Gebühren, 
gibt. Die Hauptgrundjipe der Veranlagung find 
fiir Gerichtsgebühren und allg. BVerwaltungsqebiil- 
ren Ddiejelben oder fajt Ddiefelben. Sie waren im 
Sefepe 9 1L 50 ſehr einfach u. flar gedacht u. durch— 
efiihrt, ſpätere Geſetze haben, zum Teil durch die 


Gebiihren: B. Gebiihrengejes. 


Diplome, Lizenzen, Patente, Meijter- u. Biirger- 
rechlsurlunden, „Befähigungsdekrete“, auc) Dupli— 
fate amtl. Ausfertigungen, ſowie überh. Abſchriften. 
Dagegen iſt die traf der Amtsgewalt gefällte eigentl. 
Verſügung oder E. immer jtempelfrei; nur im 
Zivilprozeſſe find die Urteile 1. Inſtanz bezw. 
auch andere, nicht in Urteilsform gejakte Beſchlüſſe, 
die das Verjahren in 1. Inſtanz beendigen) ſowie 
Zahlungsaufträge gebührenpflichtig. Das Stempel: 
geſetz von 1840, welches das groke Verdienſt bat, 
die Gerichts- und allg. Verwaltungsgebiihren in 
der eben dargejtellten Weije auf wenige und fiir die 
Partei bemepbare Objette eingeſchränkt ju haben, 
hatte aud) nod) die Finalerlediqungen im gerichtl. 
BVerjahren auker Streitiaden der Abgabe unter: 
worfen, davon ift es jedoch im Geſetze 1850 ab- 
qefommen. Die ftrengere Behandlung des Zivil— 
prozeſſes, welche ſchon hiſtoriſch überkommen ijt, 
extlärt ſich daraus, daß hier, wo Partei gegen 
Partei auftritt, das Amt weitaus am ſtärkſten 
den einzelnen Privatintereſſen dienſtbar wird, wäh— 
rend in Vormundſchafts- u. Verlaſſenſchaftsſachen, 
in Konkurſen der offiziöſe Charafter der Amts— 
handlung mehr bervortritt, wie 3. B. ſchon dic 
Joſefiniſche Taxordnung ,in den Geſchäften des 
adeligen richterl. Amtes“ Hier den Geſichtspunkt 
der Amtspflicht zur Geltung bringt. Bollends über— 
wiegt der offizidfe Charafter in den meijten Amts— 
handlungen der iibrigen Behörden, außer den Ge— 
richten. 

b) Gebiet der Abgabepflicht. Der allg. 
Grundſatz ijt, daß jede Parieieingabe ſtempelpflichtig 
ijt u. giv. ſelbſt ſolche, die nicht bei Staatsorganen, 
jondern bei den „Landes-, Kreis-, Gau-, Bezirks— 
oder Gemeindevertretungen“ und deren Organen 
überreicht werden. In den letzteren Fällen ergibt 
ſich der ſonderbare Widerſpruch, daß die für die 
Amtshandlung gezahlte Gebühr nicht dem Gemein— 
weſen zukommt, das die Amtshandlung vornimmt; 
etwas ähnliches iſt es, wenn der Staat für die vom 
Notar vorgenommenen Beurkundungen oder für 
Urteile von Schiedsgerichten Gebühren verlangt. 
Hier überall iit die Einziehung fiir den Staat nicht 
ans dent Geſichtspunkte dex Gebühren (im f.-iw. S.), 
jondern ctiva aus dem der Berfehrsiteuer zu er— 
tlären, während die Einzahlung jeitens der —* 
ſich aud dev in ihrer Sache vorgenommenen Amts— 
handlung, mithin aus dem Geſichtspunkte der Ge— 


Rotwendigfeiten der Ubgabeerhihung gedriingt, die- biihren redtjertigt. Bon dem Grundfage allg. Stem— 


jelben mebrjad) veriwirrt. 

a) Gegenſtand der Abgabe. Grundſätzlich 
ijt als abgabepflichtig die Parteiſchriſt gedacht (Ein— 
gabe, Beilage, Rubrik, das mit der Partei aufge- 
nommene —E dagegen iſt abgabefrei nicht 
bloß die interne Aftion des in Frage ſtehenden 
Amtes, fondern aud) die ganze Korreſpondenz des— 
jelben, fogar die hinausgehenden amtl. Wusjerti- 








pelpflicht der Barteicingabe beitehen aber zahlreiche 
Musnabmen, wozu zu bemerten ift, daß die Be— 
jreiung der Eingabe immer aud) der Beilage zu— 
fommt und daß Protofolle, welde Cingaben ver- 
treten, wie Cingaben behandelt werden. Im gerichtl. 
Verfahren in Streitfacen und feit der Nov. 26 XII 
OT auc) auger Streitiacdhen fommt der dag Armen— 
recht geniefenden Partei die Befreiung ju, die ſich 


gungen, abgejehen vom Sivilprogeije; mur ſolche aud) auf die Gebühren von den Erkenntniſſen er— 
amtl. Ausjertiqungen find ſtempelpflichtig, welche ſtreckt; wird der Gegner in die Koſten verurteilt, fo 
dev Partei cine Beurfundung, ein Zeugnis, ,,cine fat ex fiir die betrejjenden Gebühren aufzukommen. 
Beſtätigung tatſächl. Umſtände oder perſönl. Eigen- Im übrigen find die zugeſtandenen Befreiungen 
ſchaſten“ geben ſollen, als Vidimierungen, Legali- ſehr mannigfaltig, zerſtreut und verwirrend unüber— 
ſierungen, Proteſte, Grundbuchsauszüge, Depoſiten- ſichtlich. Ste find teils perfinlich, in welchem Falle 
amtsauszüge, Reiſeurlunden, Matrikenauszüge, fie häufig über das Gebiet der Gerichts— u. Ver— 
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waltungsgebühren mehr oder weniger weit hinaus- 
gehen, teils fachlid), teils bedingt (bloß jiir einen 
bejtimmten Verwendungszweck —— teils 
unbedingt. Außer den im Geb. G. grundſätzlich 
zugeſtandenen Befreiungen find zahlreiche Einzel— 
bejreiungen durch Spezialgeſetze bewilligt, wie auch 
zu den betreffenden Beſtimmungen des Geb. G. 
zahlreiche Erläuterungen notwendig geworden ſind. 
Hier kann nur gang im allg. auf die im einzelnen 
verſchieden — Bejreiung der Staatsorgane 
und anderer offentl. Organe, der Gejandten, der 
aftiven Wilitérperjonen, der Konkursmaſſeverwal— 
tung, in Armenſachen, im Strafverfahren und fiir 
Cingaben „in öffentl. Angelegenheiten’ verwiejen 
werden. Die legtgenannte Bejreiung ijt im Geb. 
G. ſelbſt fehr liberal durchgeführt und in vielen 
Miniſterialerläſſen fehr liberal interpretiert, derart, 
daß 3. B. nicht bloß diejenigqen Eingaben jtempel- 
fret find, welde zur Vorſchreibung dev öfſentl. Ab— 
qaben erfordert werden, fondern auch diejenigen, 
welche gemacht werden, unt die qefeplich geitatteten 
Ermäßigungen, Riidvergiitungen u. Zufriſtungen 
zu erivirfen; ſogar die (erften) Eingaben find es, 
welche gegen die Richtigleit oder Rechtmäßigleit der 
vorgeſchriebenen Stempel= und unmittelbaren Ge— 
bühren gerichtet ſind, ebenſo Reklamationen bei 
Poft, Teiegraph, Staatseiſenbahn. Dieſen Geſichts— 
punkt verwirklichen auc) die zahlreichen Spezial— 
geſetze, welche in Angelegenheiten wie die Grund— 
entlaſtung, Lehenallodialiſierung, Hypothekaranmel⸗ 
dung, Anlegung von Grundbüchern, von Eiſen— 
bahnbüchern, Aufteilung von Gemeindegründen, 
Zuſammenlegung von Wrundjtiiden u. ſ. f. dic 
Stempeljreiheit dex Eingaben (fowie nod) andere 
hietiiber hinausgehende Bejfreiungen) zugeſtehen. 
Yes in allem fann man die in der öſterr. Ge— 
bührengeſetzgebung feſtgehaltene Abgrenzung der 
Abgabepflicht fiir Gerichts- u. Berwaltungsgebühren 
aus der verwirrenden Kaſuiſtik dieſer ſchon vor dem 
Geſetze von 1850 überreichen und nun faſt durch 
cin weiteres halbes Jahrh. angehäuften Normalien 
auf den folgenden Grundſatz zurückführen: daß der 
einzelne fret iſt, wenn er als Bürger, als Unters 
tan, alS lied des Ganzen auftritt, fei es, dak 
et jeine öfſentl. Pflicht erfüllt, fei es, dah ev fein 
Recht, 3. B. das Wahlredit, ausübt, oder fei’ es, 
dah er Gubjeft der öffentl. Fiirjorge wird; dak 
der eingelne dagegen gebührenpflichtig ijt, wenn er 
alg Subjeft privater Vermigensrechte oder bejon- 
derer perſönl. Anſprüche ſelbſtändig aujtritt; der 
Vollſtändigleit halber ware hiezu nod) der (auper- 
halb des Rahmens des Web. G. geregelte) Fall bine 
zuzuſügen, dak der einzelne, durch cin Delift die 
Rechtsordnung veriepend, fic) wider dieſelbe 
ſtellt, wo ibn die volle Schwere der Erſatzpflicht 
fiir die Koſten des Strafverjahrens trifft. Wer da- 
gegen die fonfrete Umtshandlung cinlcitet oder pro- 
voziert, ob der Staat, ob der einzelne, ijt im Sinne 
der öſterr. Geb. G. fiir die Frage der Gebiihren- 
pflicht gleidgiiltig. Geſunder praktiſcher Blick hat 
hier eine Löſung — allerdings ohne ſie in 
eine deutl. Formel gebracht zu haben, die der theo— 
retiſchen Beachtung ſeitens der Finanzwiſſenſchaft 
im höchſten Grade wert iſt. 
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Daß dev ſachſällige Teil dem Wegner mit den 
iibrigen Koſten aud) die Gerichtsgebühren gu ere 
ſetzen habe, ijt dann ein ergingender Gedanke des 
Prozeßrechtes. 

c) Tarij. Ex war im Geſetze 9 II 50 ſehr ein- 
joc) und ijt feither etwas fomplizierter geworden. 
Immerhin ijt die Grundanlage nod) beibehalten, 
verhältnismäßig wenig fefte Stipe mit Erleichte— 
rungen fiir Caden minderen Belanges und mit 
cingelnen Erhöhungen fiir gewiſſe befonders quali- 
fisierte Fille; daneben nod) fiir gerichtl. Crfennt- 
niſſe eine Brogentualgebiihr vom Werte des Streit- 
qegenfiandes. Am gangen eine weitgehende Durd)- 
jdnittsbchandlung. Der Normaltarif ijt (mit einigen 
wenigen hier nicht zu erérternden Anfongrucngen): 
fiir Gingaben, Protofolle, cinfache amtl. Abſchriſten 
bet Gericht ſowie bei anderen Amtern 1 K, fiir 
Beilagen 30 h; fiir amtl. „Beurkundungen“ (i. 
Aa) 2 K. Fiir Redhtsitreitiqfeiten iiber Gegen— 
jttinde bis zum Werte von 100 K befteht cin billi- 
eter Tarij. Höher gehalten jind Cingaben um 
tteilung gewiſſer Lizenzen, Edifte und ausnahmsd- 
weijer Bewilliqungen, von Gnaden, BWiirden, Cin- 
gaben im Beſchwerdewege an die höheren Inſtanzen, 

ingaben beim Grundbuchsamte u. Handel sregijter, 
endlid) Geiverbeanmeldungen bezw. Konzeſſions— 
gefude. Das Maximum ijt 20 K flix den 1. Bogen, 
wiihrend die folgenden Bogen (und ebenfo Dupli- 
fate) nie mehr als 1 K zahlen. Gewerbeanmeldun— 
gen bezw. Konzeſſionsgeſuche zahlen jedoch cigen- 
tümlicherweiſe eine unmittelbar zu entrichtende Ge— 
bühr, beſtehend in 10% des Jahresbetrages der von 
dem bezügl. Gewerbebetriebe entjallenden direften 
Steuern ohne Zuſchläge, wo dicje 10% ige Quote 
den Betrag des jeften Stempels iiberfteigt. Hier 
qeht die Gebühr in cine Berfehrsjteuer iiber, dic 
aur Ergänzung der direften Steuer dient (ſ. B 5). 
Dazu fommt nun nod) der Tarif fiir gerichtl. Er— 
fenntnijje 1. Inſtanz im ftreitiqen Berjahren. Er 
richtet ſich nach dem Wert des Streitgegenftandes; 
bei einem Werte unter 1600 K find abgeſtuſte jeite 
Sipe vorgeſchrieben, dic in Stempelmarfen ju ent: 
tichten find; bei einem Wert über 1600 K ijt die 
Gebühr mit “y% (famt Sujdlag von 25%) be- 
meſſen und unmittelbar zu entridjten; jalls das 
Urteil Rechtstitel fiir die Ubertraqung des Ciqen- 
tumes ciner unbewegl. Sache im Werte von mehr 
als 100 K wird, gilt ber Sak der Gebühren fiir 
entgeltl, Realiibertragungen (ſ. B 3). Die Erfennt- 
nisgebühren bezeichnen ſomit nad) Bemeſſung u. 
Entrichtung den Ubergang von der Gerichtsgebühr 
zur Verlehrsſteuer. Die Gebühren fiir die Cintra: 
gung im Grundbuche find dagegen volle Verkehrs— 
ſteuern (f. B 3). 

d) Art der Entridtung, Mit Ausnahme 
der erwähnten verkehrsſteuerartigen Gebühren fiir 
Urteile, Gewerbeanmeldungen u. ſ. f. ijt durchaus 
die einſachſte Art der Entrichtung, nämlich durch 
den Stempel, vorgeſchrieben und damit auch in 
dieſem Punlte die Abſicht tunlichſter Vereinfachung 
erfüllt, in welcher die ganze Materie der Gerichts— 
und allg, Verwaltungsgebühren geregelt iſt. Der 
beſſeren UÜberſicht halber ſoll gleich hier hinzugeſetzt 
werden, daß auch die Folgen verſäumter oder zu 
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eringer Stempelentrichtung tunlidjt jdonend be- 
timmt find. Qn geridtl. WUngelegenheiten ijt zwar, 
wie bei jonjtigen Stempelgebredjen, die erhihte Ge— 
bühr (bis qu Dreifadjen) eingujordern, aber das 
Verfahren ijt nicht aufguhalten. An anderen Ange— 
legenheiten, von der Praxis leider fehr ifliberal 
interpretiert, find die nadhteiligen Folgen, nach Um— 
ſtänden verfdieden, nod) in etwas gemindert, und 
joll der Partei namentlich bet UÜberreichung der 
Eingabe Helegenheit gegeben werden, das Stempel- 
gebrechen gutzumachen. Dieſe Art der Regelung 
iſt ſeit der Joſefiniſchen Geſetzgebung feſtgehalten. 
Während Kaiſer Joſef in der „Taxordnung in Streit⸗ 
ſachen“ anordnet, daß „wegen unterlaſſener Berich⸗ 
tigung der Taxen mit feiner richterl. Verfügung 
zurückzuhalten“ fei, verfügt er im Stempelpatent 
VI 1784 nod) im Sinne des Leopoldiniſchen Sic- 
gelpatentes, daß die überreichte Schrift ohne allen 

eſcheid in der Hauptſache ſogleich zu verwerfen 
ſei, ſobald derſelben oder einer ihrer Beilagen der 
nötige Stempel abgeht. Das Stempelpatent 301 
1788 trifft dagegen gemilderte Anordnungen, welche 
die Grundlage der Regelung im Geb. G. OTL 50 
geworden jind. 


B. Berkehrsfleuern. 

1. Sewinjtiteucr. Rüchſichten des Lottoge- 
filles hatten fdion vor dem Web. G. dazu ge- 
jiibrt, Brivatlotterien von einer beſonderen Bewilli- 
qung abbiingig yu madden und ciner Steuer ju 
unterwerjen, die mit 10% vom Wefamtpreiie aller 
Loſe bemeſſen und vor Erteilung der Bewilligung 
einzuzahlen war und auf die Loskäufer nicht über— 
wälzt werden ſollte. Der Tarif des Web. G. OTT 50 
enthielt unter dem Schlagworte „Glücksverträge“ 
die Beſtimmung, dak Wetten eine Gebühr nach 
Stala IL (f. LV.) vom Wettpreiie und Yotterien und 
andere Ausſpielungen cine foldje von der Spiel- 
einlage ju zahlen batten. Hieraus hat fic nach u. 
nach eine förmliche u. bobe Gewinſtſteuer ent: 
widelt, zuerſt in der bedrängten Beit der großen 
Finanznot als eine der Exigenzen zur Wiederher— 
ſtellung des Budgets, ſpäterhin bei ruhigerer Er— 
wägung nicht nur feſtgehalten, ſondern als ſteuer— 
polit. wohlberechtigt nod) weiter ausgebildet. Den 
Anfang machte das Geſetz 15 XII 62, welches jeden 
die Spieleinlage nicht überſteigenden Gewinſt von 
Loſen der Staats- u. Privatlotterien mit Aus— 
nahme von Eſſektenlotterien nach Skala II, jeden 
die Spieleinlage überſteigenden Gewinſt beim Zah— 
lenlotto nach Skala IIL und ſonſt mit 4% beſteuerte. 
Das Geſetz 20 VI 68, R. 67, das im Zuſammen— 
hange mit der Einſührung der 16%igen Steuer 
auf den Coupon der Staatsrente ſtand, erhihte dieſe 
4%iqe Steuer auf 20% bei Staatslotterien und 
15% bei Brivatlotterien. Hierauf jolgte ein aus— 
fiibrlicheres Geſetz 31 111 90, welches das Syſtem 
der Gewinſtſteuer ausgeſtaltete. Die Gebühr von 
Wetten wird auf Sfala III erhiht und „von den 
bei Wettrennen, Regatten u. dgl. durch befondere 
Unternehmungen (Totalijateur) vermittelten Wet- 
ten” cine Ubqabe von 4% vom efamtbetrage der 
Wetteinſätze erhoben. Die Abgabe von Losgewinijten, 
mit Ausnahme der begiinitiqten Ejffeftentotterien, 
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wird durchaus auf 20% und von Gewinſten im 
Bablenlotto auf 15% erhöht. Diefes felbe Geſetz 
31 LIT 90 enthalt in feinem erjten Teile cine Reihe 
von Ermäßigungen fiir die Realgebiihren und die 
Erhihung der Gewinſtſteuer, die tn feinem zweiten 
Teile verfügt war, war mit dagu bejtimmt, den 
durd) den erjten Teil herbeigeführten Ausfall zu 
deden. Es liegt hier cin bemerfenawerter Berfuch 
vor, das Berfehrsiteuerinitem in fic) ausgubilden 
u. auszugleichen; das wirkſame Motiv der Geſetz— 
ebung iſt nicht mehr die Finanznot, ſondern die 
Steuergerechtigkeit. 

Gegenüber den urſprüngl. Beſtimmungen des 
Geſetzes ijt durch dieſe Nov. nicht bloß der Sap 
der Abgabe außerordentlich geſteigert, ſondern auch 
das Sieuerobjekt weſentlich verändert worden. Ur— 
ſprünglich war die Steuer ein Fall der allg. Ur— 
kundenſteuer, auf der allg. Vorausſetzung beruhend, 
daß eine Urtunde ausgeſertigt wurde. Später wird 
die bloße Tatſache, bay beim Zotalijateur Wetten 
vermittelt, bezw. bei Ziehungen Gewinjte gemacht 
werden, fiir dic Gebührenpflicht entſcheidend, Steucr- 
objeft ijt alfo nicht mebr die Urtunde, fondern der 
Zahlungsakt, der Vermigensiiberqang als folder. 
Die den Totalifateur haltenden Unternehmungen 
jind verpflichtet, cin mit den fiir ibve eigenen Zwecke 
bewirften Uufichreibungen genau iibereinjtimmendes 
Journal, das der Finanzbehörde gu iibergeben ijt, 
gu führen und die 5% ige Gebühr binnen 8 Tagen 
einzuzahlen. Die Steuer von Gewinſten in Staats- 
lotterien wird von den Staatsfajjen bei Auszah— 
lung der Wewinjte zurückbehalten, bei Brivatlotte- 
tien find dic Unternehmer verpflicdtet, die Steucr 
ur Zeit dev Fälligkeit der Gewinſte eingugablen. 
Finangaeichihtlic ijt es von Anterejje, daß das 
Joſefiniſche Erbjteuerpatent fiir Tirol und ihm fol- 
gend das allg. Erbjteuerpatent von 1810 die Ge— 
winjte aus Yeibrenten der Erbſteuer unterivarf. 

2, Steuer auf unentgeltl Anfall (Erb: 
jteucr, Schenfungsjteuer, Steuer auf Errichtung 
von Stijtungen). An wenigen Seilen ordnete dag 
Geſetz vom J. 1850 den Tarif diejer Steuer und 
in wenigen kurzen Baragraphen ibre ſonſtige Ein— 
richtung; aud) die heute geltenden Bejtimmungen, 
obwobl mannigfach eriveitert, find immer nod knapp. 
Die Gebühr zerfällt in cine ,, Bereicherungsgebiihr’ 
wie die amtl. Statiftif die vom Reinwert des ange— 
jallenen Vermögens gu entrichtende Gebiihr nennt, 
und in cine ,,befondere Realgebiihr’ vom Brutto- 
wert det unbewegl. Cachen. Uber leptere ſ. unten 
3. c, du. e; was die erftere betrifit, fo zahlen bei 
Ubergdingen von Todes wegen Ajzendenten, 
Deſzendenten (und deren Chegatten), Wabltinder, 
Ehegatten 1%, andere Verwandte ,,bis einſchließig 
Geſchwiſterkinder“ 4%, alle iibrigen Perfonen 8% 
vom reinen Werte des angejallenen Vermögens, 
bezw. mit dem Zuſchlag 11),, 5 uw. 10%; Fidei— 
fommifje werden wie anderes Vermögen behandelt, 
Verlaſſenſchaften, deren Altiven 100 K nicht über 
fdjreiten und dic an die erjigenannten Berjonen 
liberqehen, find frei; leptwillige Ruwendungen an 
Yerjonen, die im Dienjte des Erblaſſers ftanden, 
bis gu 100 K Rente oder 1000 K Kapital find dem 
niedrigiten Sage von 1% zugewieſen. Was die 
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Friſten der Einzahlung betrifft, jo fei hervorgehoben, 
dak ähnlich wie died in den früheren Erbjteucr- 
patenten geſchehen war, bei der Nachfolge in Senio- 
rate die Einzahlung der 1 %igen, 4 %igen u. 8 %igen 
Gebühren in 10 Jahresraten augejtanden ijt, welche 
erjt mit dem Antritte jedes Qahres fällig werden, 
und dah ebenfo die Zufriſtung bei bedingtem An— 
fatle ſowie bei Belaſtung durch Fruchtnießung an- 
derer Perſonen und zeitl. Vorbehalte gewährt wird. 

Die Errichtung von Stiftungen unterliegt 
immer dem 10 %igen Sage, ob fie nun durch leß— 
ten Willen oder auj andere Weiſe erfolgt. Während 
das Geſetz feinerlei Befreiungsgrund fir Stiftun- 
gen anerfennt, wurde durch Spezialgeſetze jabl- 
reichen Stijtungen die freie Errichtung zugeſtanden. 

Schenkungen unter Lebenden über bewegl. 
Sachen ſind nur dann gebührenpflichtig, wenn ſie 
beurfundet find oder, aber wenn jie in der Abſicht 
gemacht werden, der Ubertragung im — vor⸗ 
zugreiſen, und bis Poe Tode des Geſchenkgebers 
rit mehr alg 2 Monate veritreichen; auc) find 
alle Schenkungen, deren in einer leptwilligen Er- 
flirung Erwähnung getan wird, gebührenpflichtig, 
wenn nicht glaubbaft gemadt wird, dak fie ſchon 
bei Lebgciten des Erblaſſers vollzogen wurden. Jn 
ibrer Hohe ijt die Schenfungsfteuer den Sätzen der 
Erbjteuer gleidgehalten. Den gleichen Sagen wur— 
den durch einen bejonderen Erl. aud) die in Ehe- 
paften vorfommenden Widmungen an Heirats- 
gut unterworjen, die von einer zur Bejtellung ge- 
ſetzlich verpflichteten ‘Berjon vorgenommen werden, 
indem man von der — — des a. b. G. B. 
ausging, welche die Abrechnung dieſer Gaben vom 
pPflichtteil geſtattet. 

Gutsübertragungen durch Ausgedingver— 
träge, welche das Web. G. je nach Beſchaffenhei des 
einzelnen Falles als entgeltlich oder als unentgelt— 
lich beſteuert, ſind von der Praxis, entſprechend der 
allg. Rechtsanſchauung der Parteien, vorwiegend 
als unentgeltl. Ubertragungen behandelt und damit 
in aller Regel dem niedrigeren Sage unterworjen 
worden. Das Geſetz 31 III 90 bat für Realitäten, 
welde von den Cigentiimern ſelbſt bewirtſchaftet 
oder benugpt werden, bis zum Werte von 16.000 K 
die Behandlung aller entgelt!. Ubertraqungen nad 
den Sätzen dex Schenfungs= bezw. Erbjteucr ange- 
ordnet, ſoſern das Geſchäft zwiſchen nächſten Fa— 
milienangehörigen geſchloſſen wird. Hiemit ſind vor— 
zugsweiſe die Ubertragungen durch Ausgedingver— 
traͤge getroſſen, die nun gang ſachgemäß den Uber— 
tragungen von Todes wegen gleichgehalten ſind, deren 
Inhalt ſie nach dem Willen der Parteien voraus— 
nehmen. Seither iſt das Geſetz 31 LIL 90 durch V. 
16 VIII 99 und Geſetz 18 VI 1901 weiter ausgebil— 
det worden, worüber unter 3. e. 

Nachläſſe werden in Ojterr. nicht blog durch 
die fog. „Staatsgebühren“, jondern auferdem auf 
Grund von Landesgeſetzen noch durch die jog. ,,fromt- 
men Gebühren“ —— welche als Schulbeiträge, 
sur Dotierung von Krankenhausfonds u. dgl. er— 
hoben werden. Sie ſind viel niedriger als die Staats— 
qebiihren, find in den eingelnen Nronlandern jehr 
veridiedenartiq cingericditet und haben, was beſon— 
dere Hervorhebung verdient, neben Abſtufungen 
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nad) der Verwandtidaft und für bewegliches und 
unbewegl. Vermögen aud) nod Abſtufungen nach 
der Größe des Nachlaſſes, mit progreſſiven a pies 

3. Steuern auf den Real- u. Tabular- 
verfebr. a) Entgeltl Ubertragungen von 
Cigentum an unbewegl Sadhen. Dieje Ge- 
bühr ift die zweite qrofe ,,Ubertraqungsgebiihr’ 
neben der eben behandelten Gebühr fiir die unent- 
eltl. Ubertragungen, indem beide zuſammen einen 
ehr ausqiebigen Teil des Ergebniſſes aller un- 
mittelbaren Gebühren lieſern. Sie war im Terte 
von 1850 in derſelben Tarifpoft wie jene und nod) 
jummarifder geregelt. „Vom Werte 34), % lautete 
die furge Beſtimmung des Geſetzes, die nur von 
einer Veriveijung auf die weiteren Tarijpojten be- 
qleitet war, weldje von den eingelnen Bertrigen 
alg Rauf, Taujd) und fonjtigen Rechtstiteln dev 
Ubertragung handeln und bei denen man aud 
faum mebr als die Wiederholung diejer Grund- 
beftimmung findct. Die einſchneidenden Verände— 
rungen, welche durch die Cinfiihrung des ,,Geb ii h- 
rennadlajfes” und neuerdings durch defien Um— 
eftaltung injolge der V. 16 VIII 99 eingetreten 
nb, jollen weiter unten beſprochen werden (j, unter 
3.c,d ue). Als ,, Wert’ gilt beim Mauje — in 
der Regel — der Preis famt allen Nebenleijtungen 
(j. fiber die Wertbejtimmung unter LV. 2). Her- 
vorjubeben ijt die Behandlung des Tauſches. Die 
Gebühr ijt nicht vom ganjen, jondern nur je vom 
halben Werte der beiden gegeneinander getauſchten 
Realitiiten zu bemefjen gleichen Wert derfelben 
vorausgeſetzt, bei ungleichem Werte ijt die Vor— 
ſchrift etwas fompligierter). Diefe bei der fonft fo 
fonjequenten Strenge des Gejeges von 1850, welches 
die Sie der Ubertragungsgebühr ohne irgend welche 
Individualiſierung ganz allg.-gültig —28 ſehr 
auffallende — ————— zeugt für das richtige 
ſteuerpolit. Verſtändnis der Verfaſſer des Geſetzes, 
die die geringere „Steuerkraft des Tauſches“ wohl 
erkannt haben. Dem Tauſche fehlt das finanzielle 
Lebenselement der Verkehrsſteuer (und jeder in— 
direlten Steuer), weil bei ihm nicht Geld flüſſig 
wird, während gerade die Bewegung des Geldes bet 
den Akten des „entgeltl.“ Vermögensverkehres dic 
„Steuerkraft“ derfelben ausmacht. Das Steucrobjett 
ijt in affen hieher gehörigen Fällen das Rechts— 
geſchäft als folches, nicht die Urkunde und nidt die 
grundbücherl. Cigentumsiibertraqung (i. TV. 2 a). 

b) Cintragungen in dic öffentl. Bücher. 
Das Geſetz unterideidet das Cigentum von allen 
anderen dingl. Rechten. Für dic Cintragung sur 
Erwerbung der legsteren gahlt man */, % vom Werte, 
wenn dieſer ſchätzbar iſt und 200 K iiberjteigt, dic 
Eintragungen zuͤr Erwerbung des erjteren find 
jrei, fobald die Vermigensiibertragung als ſolche 
dev Ubertraqungsgebiihr unter Lebenden oder von 
Todes wegen unterliegt, andernfalls zahlt man fiir 
fie 14% vom Werte (ohne Zuſchlag). Für die 
‘I, Sige Gebühr, deren wichtigſter Fall die Hypo- 
thet ijt, ift von Belang, daß die Hypothefarurfunde 
nad Stala IL (4/, %) gebiibrenpflichtiq ijt, was mit 
Hingurechnung des auferordentl. Zuſchlages eine 
Wejamtbelajtung von etwa 1% ausmadt, wozu 
dann nod) die Sfalagebiihr von der Quittung bezw. 
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Löſchungserklärung gevedmet werden muh, unt die 
volle Belajtung des Hypothefarverfehres zu erhalten. 
Die Cintragung der Löſchung im Wrundbuche er- 
jolgt frei. Nimmt man alle dieje Sage zuſammen, 
fo muß man gu dem Sdhlujie kommen, dak man es 
hier nicht mit ciner Gebühr im finangiwifjenidaftl. 
Sinne, die gur Decung der Kojten der Amtshand— 
lung bejtimmt ijt, fondern mit einer ausgeprägten 
Verlehrsſteuer yu tun hat, wie dies ja aud) aus 
dem Vergleiche dieſer Sige mit den anderen zweifel— 
los verfehrajteucrartigen des Geb. G. hervorgeht. 

c) Die,,,bejondere Realgebiihr’ bet une 
entgeltl Ubertragungen (f. unter B 2) ijt im 
Sujammenhange mit diejer Eintragungsgebühr ge- 
dacht und war wie dieje uripriinglicd) auf 17/, % 
ſeſtgeſetzt, erſt ſpäter wurde fiir gewijje Fille ein 
3", %iger Sah bejtimmt. Während die alteren 
öſterr. Erbjteuerpatente cine ſolche Extrabelajtung 
des Grundbeſitzes nicht fannten, find die Verfaſſer 
des Web. G. hier dem Beifpiele des franzöſiſchen 
Enregijtrement gqejolgt, namentlid) aud) in der 
Bejtimmung der Bemejjiungsgrundlage; übrigens 
fonnte ibnen aud) die Veränderungsgebühr vom 
bäuerl. Grundbejip cin Vorbild geben. Das Geb. 
G. ijt zwar nicht foweit qeqangen wie das fran- 
zöſiſche Geſetz, welches die Erbſteuer überh. vom 
vollen (Bruttio⸗) Werte der Wetiven berechnet, aber 
es hat dieje Bemeſſungsgrundlage fiir die „beſon— 
dere Realgebühr“ angenommen, im Widerſpruche 
zur Grundidee der Erbe u. Schenkungsſteuer, welche 
von der Bereiderung, d. i. vom Reinwerte, aug: 
qebt. Am Sinne des Heb. G. liegt daher für dic 
„beſondere Realgebiihr’ bei unentgelt!. Ubertra— 
qungen dic Rechtiertiqung nicht in der Bereiche- 
rung, fondern im Rechtsiiberqange als ſolchem. Be— 
jonders deutlid) war dies Bei dem (durch die BW. 
16 VIII 99 aufqebobenen) 3'/, Sigen Sage dieſer 
Gebühr, welchen die Erben bezw. Befchenften der 
de u. R%igen Stuje fiir den belafteten Realwert 
au entridjten hatten und weldjer mit dem Sage der 
Gebühr fiir entgeltl. Ubertraqgungen jujammenjiel. 

(Hiertiber enthielt die erſte Auflage folgende 
Ausſührung: Wenn der Käufer, der den Kauf— 
ſchilling durch Ubernahme der Oypothefen begablt, 
34% zu entridjten hat, warum foll nicht auch der 
Erbe, welcher eine vollbelajtete Realität übernimmt, 
3_% entridjten? Qn der Tat, wire cine folche 
Belaſtung cines derartigen Käuſers ganz fadige- 
mäß, fo wiire es aud) die eines derartigen Erben 
— folgerichtigenveije müßte man freilich denſelben 
—8 wie es das ganz konſequente franzöſiſche 
Geſetz tut, aud) auf das bewegl. Vermögen aus— 
dehnen. Jn Wahrheit aber beruht die „Steuerkraft 
des Kaufes“ auf der Tatjache, daß der Käufer Geld 
flüſſig bat und dem Verkäufer zubringt, und fic 
reicht Daher nur fo weit, als dieſe Tatjache zutrifft, 
ebenjo wie die ,,Steuerfrajt des Erbanjalies” aul 
der Tatſache der Bereicherung des Erben berubt 
und von ihr das Wah empfängt; beides durch die 
Erſahrung der Steuereinzahlung hinlänglich be- 
wieſen, mit den Rückſtänden bet Ankauf überlaſteter 
Realitäten durch ſchwache Käufer oder bei über— 
laſteten Erbſchaſten, welche Realitäten enthalten. 
Es mag aus anderen Gründen notwendig ſein, 
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nämlich um Umgehungen des Geſetzes zu vermeiden, 
dak der durch Ubernahme von Hypotheken bezaählte 
Kauſſchilling jo wie ein bar bezahlter beftenert wer- 
den mu, aber man darf nicht iiberjehen, dak cine 
foldje Bejtimmung dod) von der Steuerquelle ab- 
leitet. Es war daher falfdye Konſequenz, die „beſon— 
dere Realgebühr“ auf dieſe Beſtimmung aujgubauen. | 

Gegenwärtig, jeit der genannten B. von 1890, 
beträgt dic befondere Mealgebiihr 2% (ohne Zu— 
idjlag!) mit einer weitqehenden Degreſſion fiir be- 
giinjtigte Palle. 

d) Zunächſt muh nod) die Rechtslage darge— 
ftellt werden, welche vor der B. von 1899 beſtand. 
Es galt damals die fteuerpolit. höchſt bemerfens- 
werte, aber auc) viel angejocitene Cinridtung des 
jog. Sebiihrennadlafjes mit Rückſicht auf 
den „Vorbeſitz“ — wie dev furge Musdrud der 
Praxis fautete — bei der 3", Vigen Ubertragungs- 
gebühr, der Ue igen Cintragungsgebiihr und der 
befonderen Realgebiihr durd eine 2. 3V 50, 98.181, 
mit riichwirfender Kraft fiir die feit Der Wirkſamleit 
ded Seb. G. bemejfenen u. entrichteten Gebühren ein- 
geſührt. Der Nachlaß war nad) Mah des Zeitraumes 
abgejtujt, der ,,von dem Tage, an welchem der die 
zuletzt vorhergegangene Ubertragung beqriindende 
Rechtstitel zugunſten des legten Bejipers zu Recht 
zu beſtehen angefangen hat’, bis gum Tage der 
der Vorſchrift dee Geb. G. geniigenden WAngeige der 
in Frage ftehenden Ubertragung verjtrichen iſt. Cr 
war bet der 3'/, igen Gebühr nad) fünf Abſähen 
von je 2 Jahren bezw. *', % und bei der 1'/, igen 
Gebühr nad zwei Abſähen von je 4 Jahren und 
4% abgejtuft. Die 34, ige Mebiihr wurde hie— 
durch, wenn der „Vorbeſitz“ auf weniger als 2 Jahre 
zurückging, big any t%, die 19, S ige Gebühr, 
wenn cr auf weniger als 4 Jahre zurückging, bis 
auf * herabgedrückt; die erſtere wurde alſo erſt 
dann voll bemeſſen, wenn der Vorbeſitz auf mehr 
als 10, die letztere, wenn er auf mehr als 8 Jahre 
juriidging. Man ging bei diejer Cinrichtung des 
Webiihrennachlajies von dev Auffaſſung aus, dak die 
UÜbertragungsgebühr dazu bejtimmt ſei, den Wert: 
zuwachs zu trejien, den dic Realitäten im Laue 
dev Beit erhielten, und indem man annabm, dah 
cine Realität durchſchnittlich alle 10 Jahre den Bee 
jiper werhile, gelangte man zu dem Schluſſe, daß 
der volle Gebührenſatz mur fiir folche Veräußerungen 
gerechtfertigt fei, die nach 10jähriger Vorbeſitzdauer 
erſolgen; fiir Veräußerungen nad kürzerer Beſitz— 
dauer dürſe nur cin verhältnismäßig geringerer 
Gebührenſatz geſfordert werden, da der Eigentümer 
nur einen verhältnismäßig geringeren Wertzuwachs 
ins Verdienen gebracht hatte. — ———— ſind 
die Motive zur V. von 1899 bezw. Geſetz von 
LOH (fF. unter e} von der Auffaſſung ausgegangen, 
dic Ubertragungsgebiiby fei dazu bejtimmt, den 
Nutzen gu trefien, den die Rontrahenten aus dem 
Tauſche gewönnen — cin folder Nutzen müſſe ja 
hier wie bei jedem Tauſche vorausgeſetzt werden — 
und da die Hohe dieſes Nutzens ſich in jedem cin- 
jelnen alle für ſich, d. 6. unabbangig von dem 
vorausgegangenen Ubertraqungsatte berechne, fo fei 
gar fein Grund vorhanden, aut die Tauer des Vor 
beſitzes Rückſicht zu nehmen. 
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Meines Erachtens ift bei feiner diejer beiden 
Auffajjungen die Beſtimmung der Verfehrsjteuer 
geniigend fdjarj erfaßt, außerdem ijt bei feiner von 
beiden die widtige und zugleich aud) ſchwierige 
Vorfrage gelöſt, in welchem Verhältniſſe die Reale 
gebiihr von den Kontrahenten getragen wird, oder 
anders ausgedriidt, wie jid) die Uberwälzung dieſer 
Gebiihr voligiehe (i. hiegu die Ausführungen tiber 
die Steuer auf den YUnlageverfehr unter V. 4 und 
in Riidjicht auf die Uberwälzung die im Literatur 
veracichnijie angefiifrte anregende, wenn auch nicht 

nj befriedigende Arbeit von Petritid). Auch 
—* mir von keiner die andere theoretiſche Vor⸗ 
jrage gelöſt gu fein, worin der „Nutzen“ bei einem 
Realitdtentaujche bejtehe — das Tauſchgeſetz, wie 
e@ fiir den Naturaltaujd) entwidelt wird, ijt ja 
auf die Berhiltnijje des Geldvertehres keineswegs 
jo glatt su iibernehmen; vom Wertzuwachs im Laufe 
der Zeit lann man gewiß nicht ohneweiters ſprechen, 
ſollte aber anderſeits der „Nutzen“ fiir den Ver— 
käufer in zahlreichen Fällen nicht doch mit in der 
Realiſierung des Wertzuwachſes liegen? 

In zwei Verhältniſſen laſſen ſich beſondere 
Gründe für den Gebührennachlaß anführen. Das 
cine ijt das, dak in einer Familie fic) Erbfälle be— 
fonders haiujen. Dit bier ſchon die Haujung der 
Bereicherungsgebühr anfechtbar (weil ja auch dieſe 

hr im Grunde auf die Vorausſetzung längerer 
durchſchnittl. Bejipdauer aufgebaut ijt), fo ijt die 
Häufung der vom Bruttowerte bemejjenen ,,bejon- 
deren Realgebiihr’ um fo anfechtbarer. Die öſterr. 
Webiihrengejepgebung vor der Nov. von 1899 bat 
dieſem Verhältniſſe nicht nur durch den Gebiibren- 
nachlaß Rechnun J getragen, ſondern außerdem lkaiſ. 
V. 19 II 53, R. 53) aud) nod) angeordnet, daß 
die beſondere Realgebühr überh. wegzufallen habe, 
wenn eine Reale mit abbandlungsbehird!. Geneh— 
migung vor der Einantwortung veräußert wiirde; 
allerdings ſollte fodann fiir biete Veriiuferung die 
Borbejigdauer vom Zeitpunkte der Erwerbung durch 
den Erblajjer berechnet werden. 

Das andere Verhiiltnis betrifft die Bauſpeku— 
lation. Die Ubertragungsgebiibr ijt grundſäßtzlich 
auf jene Bejipdauer aufgebaut, wie fie fic) durch— 
idnittlich für den Anlagebeſitz Herausitellt (ſ. unter 
V. 4); der Spefulant bat — mit einer 
viel geringeren Beſitzdauer zu rechnen, er hätte da— 
her die Gebührenlaſt in einem viel fiirgeren Zeit— 
Traum zu amortifieren. Sie voll aus jeinem Unters 
nebmungsgewinne zu tragen, wire er gat nicht in 
der Lage; ſofern er fie nidjt auf andere Perjonen 
abjumaljen vermöchte, müßte die Baujpefulation 
durch hohe Gebührenſätze auf die Dauer ausgiebig 
eingeſchränkt werden, fojern er fie abzuwãlzen ver⸗ 
möchte, werden entweder die Grundbeſißzer durch 
Herabdrückung des Grundwertes oder die Mieter 
durch Erhöhung der Wietzinſe getrofſen werden 
müſſen. Welche dieſer Folgen im einzelnen Falle 
wirklich eintreten wird, iſt ſehr ſchwer zu entſchei— 
den und auch die voltawirticaitl. Beurteilung der 
Wirfungen ijt nicht jo leicht wie diejenigen fich den— 
fen, Die jo gern nach dem „unverdienten Spefu- 
lationsgewinn“ zielen und dabei dice wichtigſten 
allg. Qnterejien der Volkswirtſchaft verletzen. 


Ofterr. Staatswörterbuch. 2, Aufl., 2. Bd. 
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e) Die Regelung der Realgebiihren 
durd) die Nov. Don 1899 u. 1901. Die Begün— 
figung fiir die Veräußerung von Realitiiten aus 
einer Verlaſſenſchaft ijt aufredjt erhalten worden, 
nur ift fie etwas modifiziert; fie wird allen Reali- 
tiiten gu teil, dic zwei % abre nad) dem Erbanfall 
weiter iibertragen werden, fei e& von Todes wegen 
ober unter Lebenden, fei es vor oder nad) der Ein— 
antivortung, und bejteht nunmehr darin, daß die 
anläßlich des Erbanfalles vorgeidriebene befondere 
Realgebiihr in die fiir die folgende Ubertragung 
entfallende Gebühr eingerechnet wird. 

Die wichtigiten Neuerungen begiehen fic) auf 
den Gebührennächlaß. Die Nov. von 1899 hat den 
„Gebührennachlaß mit Rüchſicht auf den Vorbeſitz“ 
iiberh. abgejdafft und die Hohe der Webiihren Bi 
entgeltl. u agungenauf4 % (ohne Zuſchlag!) und 
bei unentgeltliden auf 2% (ebenfo) angejept, ſo— 
mit im erjten Falle etwas —— , im zweiten 
etwas höher als die volle Höhe der alten Sige, 
welche mit dem Zuſchlag 4°375 % bezw. 1875 * er⸗ 
reichten. Das Geſetz von 1901 hat die Strenge dieſer 
Neuerung inſoweit gemildert, daß es wiederum einen 
Nachlaß bewilligte, der in der Hauptſache der Bau— 
ſpekulgtion zugute kommt; die Gebühr für ent— 
geltl. Ubertragungen von Neubauten und vollftidn- 
digen Umbauten wurde nämlich auf 2'/, bezw. 3% 
herabgejept, wenn feit der Erwerbung et auarea 
ein Zeitraum von nicht mehr als 4 bezw. 6 Jahren 
verſtrichen iſt. 

Yn Stelle des Gebührennachlaſſes mit Riid- 
ſicht auf den Vorbejip wurde ein weitläufiges Sy- 
jtem von anderweitigen Degreffionen ein— 
gerichtet, indem eine Tendeng weiter ausgebildet 
wurde, die im Geſetze 31 IIT 90 ihren erjten Aus— 
drud erhalten hatte. Es find erjtens begiinjtigt Ob- 
jefte geringeren Wertes, ferner find begiinitigt Uber— 
tragungen im engjten familienfreije (an Defzen- 
denten und deren Ehegatten, ſowie zwiſchen Che- 

atten oder Brautleuten) und endlich find begiin- 
tigt bäuerl. Liegenfchajten u. Gebäude, die in der 
Sigenbenugung des Cigentiimers jtehen; dabei wird 
fiir bie Höhe der Begünſtigungen zwiſchen entgelt- 
liden und unentgeftl. Ubertragungen unteridieden 

Bei entgeltl. Ubertragungen jahlen den vollen 
Sag von 4% nur diejenigen Objefte, die über 
40,000 K wert find; Objefte bis gu 10.000 K herab 
— nur 3'/,, ſolche unter 10,000 K nur 3%. 

äuerl. Liegenichaiten und eigenbenutzte Gebäude 
im Werte von 5—10.000 K zahlen 5, iim Werte 
unter 5000 K die Hälſte biefer Sipe. 

Vei unentgeltl. Ubertragungen zahlen den vollen 
Sag von 2% nur diejenigen Objefte, die über 
20.000 K wert find, die anderen gablen nur 1?/, % ; 
biuerl. Liegenſchaften und cigenbenugte Gebäude 
jablen bei den eben genannten Wertzifſern wie— 
derum nur 5/y begw. die Hiiljte diejer Sige. 

In dem Triiher umſchriebenen engſten Fami— 
lienkreiſe wird, eine weitere Begünſtigung gegeben. 
Die entgeltl. Übertragungen werden von den un— 
entgeltlichen in Riidficht auj die Realgebiihren nicht 
weiter unterichieden, während die letzteren aller- 
dings nod) die Bereicherungsqebiibren ju tragen 
haben. Der Saf det Realgebiihren wird dabei bis 
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auf 1, % ermitbigt (der alte Sag der befonderen 
Realgediihr), fiir Realwerte unter 30.000 K wird 


fogat nur 1% gejordert; die immer ſchon in der 
Praxis wirtiame Tendenz, die Uusgedingyertriige 
mit dem milderen Gage der unentgeltl. Ubertra- 
pungen ju treffen, bat bier alfo allg. zu einer mil- 
eren Behandlung der Familienvertriige gefiihrt. 
—— es ſich um bäuerl. Liegenſchaften oder 
genbenutzte Gebäude im Werte von 5—10.000 K, 
jo betriigt die Gebühr nur 2%, und wenn der 
Wert unter 5000 K bleibt, jo wird iiberh. feine 
Realgebiihr gefordert. 
ei allen diefen Gebührenſätzen entfillt der 
auferordentl. Zuſchlag. n 
f) —— von der eg gar oy 
Erleichterungen derfelben auger dem „Gebühren— 
nachlaſſe“, der übrigens auch erſt durch eine ſpä— 
tere V. gugeftanden wurde, find im urjpriingl. 
Terte des Geb. G. faum augeftanden. Die eingige 
flare Ausnahme von der ‘oft unverbrüchl. Regel 
13'lg% vom Werte’ war bei Urteilen gemacht, fiir 
die dieſer Sag erjt in Wirtung treten —* wenn 
der Realwert, den fie zuſprechen, — über 50 fi. 
ging. Inwieweit Gemeinſchaftsteilungen als „Uber— 
fragungen“ angeſehen werden ſollen, ijt unklar (j. 
die Schlagworte des Tarifes „Abſonderungsurkun— 
den”, , Hrundgerjtiidlung”, , Leil-Libelle”, ,,Cintra- 
gungen” — Anm. 5 pur T. P. 45 des Geſetzes 
9 IL 50 — ferner den befonderen Fall der Erbtei= 
lung in § 4 der kaiſ. B. 19111 53) und ſchließ⸗ 
lich durch die Qudifatur des V. G. im ſtrengſten 
Sinne entfdieden worden; dic Nov. von 1899 u. 
1901 haben hierin betriichtl. Erleichterungen ver- 
ordnet. Uber die ganz ungeniigende Behandlung 
der Expropriation ? T. P. 102 f. Aud) die Rück 
wirfung der ohnedies fparjam ausgemeſſenen pers 
inl. Befreiungen, die das Web. G. zugeſteht, auf 
ealiibertragungen ijt möglichſt eingeſchränkt. Benn 
der gebiihrenfrete Staat ein Reale veräußert oder 
erwirbt, jo hat der gebiihrenpflictige Gegenkontra— 
hent die halbe Gebiibr au zahlen. Die der Verwal— 
tung der faif. Familiengiiter fowie den Gejandten, 
falls fie Ausländer find, zukommende Befreiung 
erjtredt fic) nicht auf Realiibertragungen. Bejonders 
einſchränkend find die Beitimmungen iiber die Ge— 
bührenpflicht für Realiibertragungen, die dic Ge— 
meinden und andere Selbjtverwaltungstirper in 
ihrem öffentl. Wirkungskreiſe vornehmen. Hier wie 
in Unfehung der Expropriation hat fich der eigen- 
tiiml. Fall gugetragen, daß Erleicterungen, die das 
F. M. über den Wortlaut des Gejeges hinaus an- 
geordnet und lange Beit geiibt hatte, vom B. G. 
nidjtanerfannt wurden, Spdtere Spezialgeſetze haben 
fiir qewijje Cingelfille (Ctidrequlierung, Wuftei- 
lung von Wemeindegriinden in Dalm., Ankauf ga— 
tantierter Eiſenbahnen, Eiſenbahnkonzeſſionen u. a.) 
Gebiihrenbefreiung bewilligt. Bejonders hervorzu- 
heben ijt ein Geſeß 3 IT 68, R. 17, und ein folded 
vom 7 VI 83, R. 93, welche zeitweilige Befreiungen 
bet der Urrondierung, Bereiniqung des Waldlandes 
und Gemeinſchaftsteilung ausſprechen. 
Was die ————— insbeſ. fiir Hypo- 
thefen, anfangt, fo find im eingelnen eine ganje 
Reihe von YAusfiihrungsbeftimmungen u. Befret- 
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ungen gegeben, vielfach durch die Grundbuchsord— 
nung bedingt und durdaus ſachgemäß u. liberal 
abgefaßt. Hier kann nut kurz aut die betreffenden 

unfte verwieſen werden: Gebiibrenfreiheit fiir 
Löſchungen (und Anmerfungen), fiir Hypothefarer- 
neuetungen, fiir wiederholte Cintragungen, die 
durd) die Gerichts- u. Exefutionsordnung not- 
wendig gemacht werden, fiir wiederholte Eintra— 
qungen bei Simultanhypothefen, ferner die Ge- 
biihrenfreiheit für bie pom Cigentiimer bei der Ver— 
dugerung vorbehaltenen Kauffchillingsreſte, Renten 
und ähnliches, befondere Erleichterungen bei geſetz— 
lid) unteilbaren Befigungen, befondere bunt die 
dalm. Grundbudsordnung erforderte Beſtimmun— 
gen. Für die Eintragungen aus Anlaß der Grund- 
entlajtung wurde fdjon im Geſetz OIL 50 die Bee 
freiung zugeſichert, die dann durch allerlei Spezial⸗ 
gefege bei anderen Gelegenheiten wiederholt wurde, 
wo Verwaltungsrejormen und jonjtige Sffentl. Riid- 
ſichten es nabelegten. 

4. Steuer auf den Verkehr mit Anlage— 
papicren (Effektenumſatzſteuer, Emifjionsitempel, 
Couponjtempel, Stempel auf ausländiſche Anlage— 
papiere u. Lofe). 

Uber die durch Geſetz 18IX 92, R. 172, ein- 
getlipete, jetzt durch Geſetz 9 IIT 97, R. 195, geregelte 

fieftenumjagfteuer f. dieſen Urt. Hier ijt blok das 
ju jagen, was notwendig ijt, um die Begiehun 
dDiefer Steuer gum Geb. G. zu bejtimmen. Rad 
der gejepl. Terminologie ſteht fie auperbalb der Ge— 
bührengeſetzgebung, indem fie durchaus alg Steuer, 
niemals alg Gebiifr benannt wird, während umge- 
fehrt das Geb. G. und feine Rov. den Ausdrud 
Steuer durdjaus vermeiden. Es ijt das bezeichnend 
für ihren Urfprung, von der Theorie her, die fie 
alg Verfehrsjteuer gefordert hat, und vom Deutſchen 
Reiche her, das feine fo ausgeprägte Gebiihrenge- 
ſetzgebung beſitzt. Der Gegeniag der Terminologie 
dar} vom Standpunfte der Qudifatur nicht über— 
ſehen werden, er bat die Folge, daß die allg. Grund— 
fiige der Gebührengeſetzgebung fiir die Effeltenum— 
ſatzſteuer nur ſoweit gelten, als jie durch das Geſetz 
über die Effektenumſatzſteuer ausdriidlid) bezogen 
ſind. Steuerpolit. ſtellt ſich nichtsdeſtoweniger dieſe 
Steuer als Fortbildung des Geb. G. dar. Die 
weſentl. Neuerung beſteht darin, daß der Umſatz von 
Anlagepapieren bisher nur dann gebührenpflichtig 
war, wenn eine Urkunde außerhalb der kaufmän— 
nijdjen Korreſpondenz, der Schlußzettel eines Sen- 
ſales oder cine Rechnung ausgejtellt wurde, während 
pon nun an dag eidatt alé ſolches abgabepflichtig 
ijt, wodurch der Effektenverkehr dem Realverkehr 
ee gleid)gejtellt wird. Zugleich wird durch 
ie unter fehr hohe Strafen gejtellte Verpflichtung 
ur Wusfertiqung von Rechnungen, Fiibrung von 
Regijtern u. dal. die Cingahlung der Abgabe ge- 
fichert. Ihrer Höhe nach bleibt die Effektenumſatz— 
jteuet hinter den Realiibertraqungsgebiihren weit 
zurück, fie bat bierin, wie aud in anderen Be- 
jiehungen, an die —— bal von den Schluß⸗ 
noten der Genfale und von faufminnijden Rech- 
nungen angefdloffen, deren Sag das Geſetz 18 1X 
92 in der Regel verdoppelt bezw. (bei ausländi— 
ſchen Papieren) vervierjacht hat; das geltende Geſetz 
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hat die Steuer allerdings auf das Doppelte und 
dariiber erhöht. Wo die Effektenumſatzſteuer gu 


zahlen ift, fällt ber Schlugnotens u. Rechnungsitem: | fo 


pel weg; eigentl. Berfaufsurfunden, die über An— 
lagepapiere ausgejertigt werden follten, bleiben nach 
wie vor gebiihrenpflidtiq und haben den Sfala- 
ftempel gu tragen, der die Effektenumſatzſteuer ane 
febnlich überſteigt. 

Das Gefeg 911 50 unterwirjt Darlehensver- 
triige u. Geſe ſchaftsverträge von Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften der Gebühr nach Skala II. Das bg 
13 XII 62 bat diefen Sag teilweije auf Stala 
erhöht, wogegen einige ſpätere Geſetze übrigens 
wieder teilweiſe Erméigigungen (fiir Erwerbs- u. 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften bis auf Stala 1) zuge— 
jtanden haben. Bon bejonderer Bedeutung ijt die 
Bejtimmung des Gefepes 13 XII 62, dak von Dar- 
leben, welche mittel Ausgabe von Teiljduldver- 
ſchteibungen abgefdlojien werden, und von Ber- 
triigen iiber die Erridtung von Wftiengefellichaften 
und von Kommanditgeſellſchaften auf Attien die 
Gebiihr vor Ausgabe der Effekten „unmittelbar“ 
(j. unter IV.) au entricten ijt. u fommt die 
weitere Bejtimmung, dak die Ouittungsgebiihr 
fiir die betrefienden sinien u. Dividendencoupons 
(fowie aud) fiir Sinjengablungen von Schuldſchei— 
nen auf Uberbringer, die ohne Coupons ausgege- 
ben wurden) zur jedeSmaligen Verjallszeit unmittel- 
bar gu entrichten ijt. Die hiemit angeordnete ,,un- 
mittelbare Entrichtung“ hat die Bedeutung, dah 
die Gebiihrenpflidt aud) dann eintritt, wenn die 
Rechtsurfunde nicht ausgeitellt werden follte. Da 
augerdem gleichzeitig dieſe ,,unmittelbare Entrich— 
tung” organiſiert und unter ausreichende Kon— 
troſſen geſtellt wurde, ijt hiemit eine von der allg. 
Urkundenſteuer rechtlich geſonderte und in ihrem 
Ertrage geſicherte Emiſſionsſteuer u. Couponſtem⸗ 
pelſteuer geichafien worden. Abgeſehen von Jahren 
befonders jtarfer Emijfionstitigheit hat fic) auf die 
Dauer der Couponjiempel ergiebiger gezeigt als 
der Emiſſionsſtempel. Jn diejem Sujammenhange 
mag nod) erwähnt werden, dap vermöge cines im 
Geb. G. aufrecht erbaltenen dlteren Privileges das 
Einlagegeſchäft der Sparfajjen ſtempelfrei iit, wo⸗ 
mit em febr beträchtl. Teil der Unlagen und des 
Umjageé im Mobiliarverfehre von der Gebühr aus- 
genommen ijt. Enwverbé- u. Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaften und andere gleichbegiinitigte Bereine haben 
an Stelle de3 Emiffions: u. Couponjtempels halb- 
jährig die Gebühren nach Stala I von den durch 
die Genoſſenſchaften geleifteten ſtatutenmäßigen Ein- 
lagen und den ausgezahlten Gewinnanteilen u. Ka— 
pitalsriidjahlungen unmittelbar zu entricten. 

Zufoige Gejeges 28 LIT 8, R. 32 (Sperrgefes 
fiir ausländiſche Lofe), find ausländiſche Schuldver- 
idbreibungen mit Briimien nur dann Gegenjtand 
des rechtl. Berfehres im Inlande, wenn fie ftaatlich 
oder unter jtaatl. Marantic und vor dem 1 IIL 59 
auégegeben und nod im April 1889 zur Abſtem— 
pelung (nad) Skala 111) überreicht wurden; ungar. 
Loſe Bab hiebei beqiinjtigt. Zufolge Gefeges 18 IX 
92 find ausländiſche Unlagepapiere — mit Aus— 
nabme von Lojen, von ungar. Emiffionen und von 
jenen Stiiden bisheriger Emijfionen, die rechtzeitig 
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iiberjtempelt wurden — nach) Sfala III jtempel- 
pflichtig, wenn fie im Inlande in rechtl. Verkehr 
minen. Ausländiſche Aktiengeſellſchaften u. Kom— 
eed, ibid auj Aktien, welche zum inlän— 
diſchen Geſchäftsbetriebe zugelaſſen ſind oder werden, 
haben von dem hiezu gewidmeten Kapitalbetrage 
die Gebühr uach Sfala II jofort bezw. vor Be— 
ginn des Betriebes unmittelbar zu entrichten. Für 
die Notierung ausländiſcher Aktien u. Teilſchuld— 
verſchreibungen an einer inländiſchen Börſe ijt vor- 
her für den im Inlande in Verkehr gebrachten 
Rapitalsbetrag die Gebühr nad) Skala I unmiitel⸗ 
bar ju entrichten, wovon dic gum Geſchäftsbetriebe 
zugelaſſenen auslindifden Geſellſchaften befreit find. 
5. Steuern auf Untritt wu Betrieb von 
faujminnifden und gewerbl. Unterneh- 
mungen. Gie find gum Teil ſchon im Geſeß 
OIL 50, gum Teil erjt ſpäter ausgebildet worden 
(bejonders durd) Geſetze 13 XII 62, 20 LI 64, 8 IIT 
76, letzteres über Wechſel und ähnl. Urfunden u. 
Rechnungen). Der Kürze halber wird hier nur der 
gegenwiirtige Stand der Geſetzgebung, ohne Ein— 
geen auf die Entwidlung derjelben, dargeftellt. 
on der bejonderen Bejteucrung der Gewerbean— 
meldungen u. Konzeſſionsgeſuche war ſchon (j. bei 
A,c) die Rede. Im Geb. G. findet fich nod) eine 
weitere Bejtimmung, die den Untritt gewiſſer Unter- 
nehmungen bejonders bejteuett. Wie bereits er- 
wähnt, jind Wttiengefellidhaften u. Kommanditge— 
jelljchajten auf Uftien bei Erridjtung derielben jo- 
wie bet allen Akten, die Ey Neuausgabe von Aktien 
fiibren, einer befonderen Gebühr untervorjen, welche 
unter ftrengere Bedingungen geftellt ift als die allg. 
Gebühr vom ſchrift ——. — Aber 
aud) die gewöhnl. „Handelsgeſellſchaft“ ijt unter 
etwas ftrengere Bedingungen dadurch gejtellt, daß 
dann, wenn über jie ein ſchriftl. Bertrag nicht er— 
richtet wird, die beim Handelsregijter gemachte An— 
meldung als Rechtsurtunde iiber den Geſellſchafts— 
vertrag zu verjteuern ijt. Während die früher be- 
jprodjene Gebühr auf Sewerbeanmeldungen u. Kon— 
zeſſionsgeſuche ihren Sag von dem Sage der diref- 
ten Steuern entnimmt und daber von einer Ver— 
fehrsjteuer nur foviel an fich bat, daß fie die eigen— 
tüml. Gelegenbeit des Geſchäftsantrittes, bei welder 
Weld flüſſig wird, wahrnimmt, hat diefe Gebühr 
auc) ihren befonderen verlehrsſteuerartigen Maß— 
jtab, indem fie von den bedungenen BVermigens- 

einlagen erhoben witd. 
am Betriebe find Handels- u. Gewerbetreibende 
infoweit bevorjugt, daß die Korreſpondenzen der- 
felben über Gegenſtände ibres Geſchäftsbetriebes, 
ſolange von denſelben kein gebührenpflichtiger ge— 
richtlicher oder amtl. Gebrauch gemacht wird, ge— 
bührenfrei find, während die Briefform ſonſt die 
Gebührenpflichtigleit einer Rechtsurkunde nicht auf⸗ 
hebt. Bon der Befreiung der genannten geſchäftl. 
Rorrefpondengen find gewijje Ausnahmen — 
deren wichtigſte die ſpezifiſchen geſchäftl. Ausferti— 
gungen (vie Wechſel, Rechnungen u. ſ. f.) betreffen, 
auf welche, wie ſoſort zu erwähnen, beſondere Ver— 
kehrsſteuern gelegt ſind. Dieſe Behandlung der 
kaufmänniſchen und gewerbl. Korreſpondenzen ijt 
ſteuerpolit. richtig. Der briefl. Bertehr entzieht ſich 
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der Bejteucrung nod) viel leidjter alg der förml. 
Urfundenverfehr; ſchon aus dieſem Grunde ijt es 
ratſam, jene gochaſn Abidliijfe, die üͤblicherweiſe 
in Briefform gemacht werden, wenn möglich ſteuer— 
frei zu laſſen. Entſcheidend iſt die zweite Erwägun 
daß der ſchriftl. Abſchluß im Geſchäftsverkehre 4 
üblich und fiir die Steuerfraft fo wenig bezeichnend 
iit, dak, um driidende Belajtung in zahlreichen 
Fällen gu vermeiden, nur ein gang geringer Steuer- 
jag zuläſſig wäre, auf den man bejjer gang verzichtet. 
Anders im außergeſchäftl. Vertehre, wo der ſchriftl. 
Abſchluß verhältnismäßig ſelten iſt, und nur bei 
befonderen Gelegenheiten, vorzugswejſe in Fällen 
rößerer Steuerkraft gewählt wird. Uberb. ijt die 
Steuertraft im ,,Betriebsverfehre’ geringer als im 
„Anlageverkehre“ und bei fonjtigen auf längere 
Dauer angelegten Verkehrsalten (}. hierüber unter 
V. 4). Gin viel —— Objekt der Steuer 
auf den geſchäftl. Verkehr als die Korreſpondenz 
im allg. find die kaufmänniſchen Kreditpapiere und 
die Rechnung, teils wegen ihrer ausgqebildeten u. 
ſaßbaren Form, teild weil jie jich den Geſchäftsum— 
ae und damit der Steuerfrajt beſſer anſchließen. 
niet Web. G. bejtenert in dieſem Sinne einerſeits 
Wechſel und andere ,den Wechſeln gleichgeſtellte 
kaufmänniſche Urkunden“ (kaufmänniſche Anwei— 
ſungen u. Verpflichtungsſcheine über Geldleiſtungen 
ſowie Schuldurkunden der Kaufleute über Vor— 
ſchußgeſchäfte auf Wertpapiere oder Waren), ander= 
jeits Redmungen und bilangierte Konti der Han— 
dels⸗ u. Gewerbetreibenden iiber Forderungen aus 
ihrem Gefchdftsbetriebe ſowie Schlufnoten der 
Senfale. Die Gebühr für die erjte Gruppe (Wech— 
fel u. j. f.) ift nach) dem Werte u. Sfalal abgejtuft, 
die übl. Umlaufszeit vorausgeſetzt; andernjalls tritt 
die höhere Sfala II wie fiir gewöhnl. Schuldſcheine 
in Geltung, wie aud nod) nad anderen Beziehun— 
gen unterſcheidende Merkmale aufgeſtellt ſind, um 
gu verhindern, daß die Tariſbegünſtigung des Wech— 
ſels fiir Schuldverbindlichfeiten des —S 
Verkehres ausgenutzt werde. Anweiſungen von 
Kaufleuten oder auf Kaufleute zahlen bei höchſtens 
Stiigiger Laufzeit nur die niedrige feſte Gebühr von 
10 h, Schecis unter Umſtänden ſogar nur 4 h per 
Stück. Für die zweite Gruppe der Rechnungen u. ſ. f. 
gelten niedrige fejte Sätze (bis zu 10 h per Stiid), 
während Rechnungen, die von anderen Perſonen 
als Handels⸗ u. Gewerbetreibenden ausgeſtellt wer— 
den, in der Regel frei find. Der beſondere Cha- 
rafter der Bejteuerung diefer geſchäftl. Ausferti— 
gungen. im Gegenjage zur allg. Urfundenjteuer, 
jt auger durch die eigentiiml. Sige nod) durch 
eine Reihe einzelner Bejtimmungen gegeben, wie 
jtrengere Formen der Stempelverwendung, höhere 
Strajen mit ftrengerer Rechtswirfung, giinitigere 
Behandlung der Akzepte, Hiri, Bürgſchaſtöerklärun— 
gen u. a. Das Detail der Gejesgebung ijt bierin, 
namentlich feit dem Geſetze SILI 76, ſehr kompliziert. 
Als beſondere Steuer aut den geſchäftl. Betrieb 
iit nod) die auf Handels- u. Gewerbebücher zu er— 
wiibnen, die als jejte Abgabe per Bogen nach nied- 
tigen Sätzen erhoben oder aud) pauschaliert wird. 


Uber dic bejtehenden Brivilegientayen jf. Urt. ,,Ba- | dem Titel der „Taxen fiir vericiedenc 
gungen“ nod Gebühren (big au 200 K) fiir die 


tentrecht“. 


Gebühren: B. Gebührengeſetz. 


6. Steuern auf den Verſicherungs- u. 
Bankverkehr. Auf den Beitritt gu geſeliſchaftl. 
Verſorgungsanſtalten, auf die Verſicherung bei 
— bg om (iene orgy auf die Empfänge, welche 
joldje Unjtalten von Teilnehmern oder Verfiderten, 
und welche dieje von ihnen erhalten; ferner auj 
die Vorſchüſſe auf Wertpapiere u. Waren jeitens der 
ſtatutenmäßig hiezu berechtigten Anſtalten bezw. 
deren Prolongationen, auf die Vorſchüſſe auf Pfän— 
der ſeitens der konzeſſionierten Pfanddarleiher bezw. 
deren Prolongationen, endlich auf die Ubernahme 
von Geldern in laufende Rechnung durch die hiezu 
berechtigten Anſtalten find Verkehrsſteuern gelegt. 
die ſich dadurch, daß ſie „unmittelbar zu entrichten“ 
und folglich unabhängig von ſchriftl. Beurkundung 
und unter beſonderer Kontrolle zu erheben ſind 
(i. IV. 1. b), von der allg. Urkundenſteuer abſon— 
dern und in ihrem Ertrage gut gejichert find. Der 
Gebührenſaßz ijt teils der regelmäßige der Urfunden= 
ſteuer (Sfala IT}, teils ein begiinttigter (Stala 1) 
mit einigen weiteren getingfiigigen Erleichterungen 
u. Bejretungen. Für die Ubernahme von Geldern in 
laujende Rechnung betriigt er 2% von den Zinfen: 
die prozentuelle Bemeſſung ijt bier gewählt, um die 
Einrechnung in die Binjen gu erleichtern. Da die ge— 
nannten Gebühren von den zahlenden Unitalten gus 
meiſt auf das Publikum überwälzt werden diirjten, 
wirken ſie wohl nicht als Ergänzung der Erwerb— 
ſteuer, ſondern als Erhöhung der Verkehrsſteuer 
auf den Anlageverkehr in Geldfapitalien (III. B 4). 

7. Steuern auf den Transportverfehr. 
Eine analoge „unmittelbar gu entridtende” Steuer 
ijt auf die Ubernahme von Perjonen u. Waren 
jum Transport feitené der Eiſenbahn- u. Dampj- 
ichiffunternebmungen gelegt (Fahrkarten- u. Fracht⸗ 
farten{tempel). Der leptere beträgt 10 h per Stiid, 
der erjtere ijt nach dem Fahrpreiſe abgeftult; ſoweit 
die neue Fahrkartenſteuer (Geſetz 19 VII 1902, R. 153) 

ilt, ijt der Fahrlartenſtempel aufgehoben worden. 
lußerdem find nod) ſtempelpflichtig, jedoch obne 
Verpflichtung zur „unmittelbaren Entrichtung“ nach 
niedrigen feſten Siigen und mit gewiſſen Erleich— 
terungen u. parson, a die „Frachtkarten“ anderer 
als det genannten Unternehmungen (die Staats- 
pojt ausgenommen), Frachtbrieje, Monnojjemente, 
Ladefcheine, Warrants, Lagericheine u. 7. j. Es find 
dies Ubgaben eines geficherten u. wachſenden Er— 
trages, von der allg. Urfundenfteuer (auch abgefeben 
von der ,unmittelbaren Entrichtung“), durch die 
einfachen niedrigen Sige, durch die Maſſenhaftig— 
feit der Fälle und die guverliffige Einhebung unter- 
ſchieden. Sie werden von den Unternehmungen 
wohl durchaus auf das Publikum überwälzt. Sie 
ſind nicht mehr reine Verkehrsſteuern, ſondern 
reichen auf das Gebiet der Auſwandſteuern hinüber. 

8. Steuer auf den Antritt von Dienſten. 
Die öſterr. Gebührengeſetzgebung nutzt die Erhö— 
hung von Einkommen u. Zahlungsſähigkeit, welche 
durch Dienjtantritt u. Vorriidung im Dienite ge- 
wonnen wird, zunächſt bet den Staatsbeamten 
durd) die jehr ausgiebige Dienſttaxe aus (ſ. den 
Art. ,, Laren’); ferner ordnet das —A unter 

erechti⸗ 
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Erwerbung der Udvofatur (feither qeiindert), des 
Notariates, fiir die Aufnahme zum öffentl. Agenten 
und zum Senjalen an. Endlich enthäſt das Geb. 
G. eine allg. Bejtimmung, daß die Ubertragung 
aller nicht ſchon durch die Dienjttare getroffenen 
geiſtlichen und weltl. Amter u. Dienjtesitellen, die 
uber die von Taglöhnern, Dienjtboten, Wejellen 
u. ſ. 7. hinausgehen, gebührenpflichtig fein foll, auch 
dann, wenn nicht ein ſörml. Dienftvertrag errichtet, 
fondern nur cine vom Dienitgeber ausgeltellte Ure 
funde ausgejertigt oder ein Wahlakt hinterlegt wird. 
Die Gebühr wird von einem, nach den allg. Bor- 
ſchriften des Geb. G. beftimmten Vieljachen ded 
Jahresgenuſſes bezw. der cingetretenen Erhdhung 
desfelben mit Sfala III bemejien und ijt, menn 
fie 40 K iiberjteigt, in 12 Monatsraten eingugablen. 
Sie ijt biemit in manchen Bunften von der allg. 
Urfundenjteuer abweichend geregelt. Sie ijt in Hine 
ſicht aller öffentlich organijierten Dienſtesſtellen 
gut fontroflierbar. 

9. Steuer auf den allg. beurfundeten 
Berfehr. Der Grundjag ijt, dak abgeſehen von 
den bisher beiprodjenen Spesialjiillen jede Urkunde 
gebührenpflichtig wird, die in der Abſicht, um gegen 
den Ausiteller oder deſſen Vollmachtgeber jum Be— 
weiſe gu dienen, iiber ein Rechtsgeſchäft errichtet 
wird, oder welche als „Zeugnis“ tatſächl. Um— 
ſtände gu dem Zwecke bejtitigt, um ein Beweis- 
mittel, cinen Musiweis ju gewaͤhren. Der Urkunden— 
jteuer unterliegen auch, allerdings nur mit gerin— 
gen fejten —* per Bogen, diejenigen Urkunden, 
welche über die unmittelbar gebührenpflichtigen 
Realübertragungen u. Schenkungen errichtet wer— 
den, ſowie letztwillige — Die „allg. 
Urkundenſteuer“ wird dann, wenn die Ubertragung, 
Veriinderung, Bejejtigung, Uujbebung von Rechten 
u. Verbindlichkeiten ſchäßzbaren Anhaltes beurkun— 
det wird, in der Regel „nach dem Werte“ und 
Sfala II, in einzelnen Fällen nad Skala III, ionit 
aber als fejte Abgabe per Bogen, mit dem Cage 
von I K alé Regel erhoben. Die Einzelbeſtimmun— 
gen, die Mer nicht wiedergegeben werden fonnen, find 
on der vereinfachenden Tendenz des urſprüngl. 

etzes verwirrend unüberſichtlich, manchmal un— 
flar, manchmal (3. B. in der UWuswahl der der 
Stala III zugewieſenen Fille) willkürlich. Die Fille 
der (niedrigiten) Sfala I gehiren durdjaus den 
oben betrachteten Spesialjteuern an (ſ. unter 4, 5 
u. 6). S. im einjelnen nod [V., 1 u. 2. 

10. Gebührenäquivalent. Das Therefiani- 
ide ExbjchaftSiteuerpatent ordnete ,,unter dem Titel 
eines Erbjdhajtsjteueriquivalentes” cine prozentuelle 
Abgabe vom Antritte geijtl. Wiirden u. Amter an, 
das Joſefiniſche Erbjteuerpatent eine ſolche von den 
jährl. Eintünften der Ordensgeijtlicfeit. Die letz— 
tere wurde im Erbjteuerpatente von 1816 als „Erb—⸗ 
iteuerdquivalent’ aud auf die Cinfiinjte der iibri- 
gen Geiftlidteit ausgqedehnt und zum Teil erhöht. 

8 Taxgeſetz von 1840 hielt nur cine Tare auf 
die Befegung geijtl. Benefigien aufrecht. Dieje Tare 
ijt gegenwärtig, feit der Gebiihrennovelle 13 XII 
62, aufgehoben und teilé mit der allg. Gebühr anf 
den Untritt von Dienjten (f. unter 8verſchmolzen, 
teils durch eine eigentiiml. Gebühr erſetzt worden, 
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die mit dem Gebührenäquivalente in Zuſammen— 
hang gebracht wurde. Das Gebührenäquivalent 
wurde durch dad Geb, G. OTT 50 eingeführt bezw. 
wiedereingeführt alg eine nad je 10 Jahren ju 
entriditende Ubgabe von 2% vom Werte des rente- 
tragenden Realvermigens der Wemeinden, Kirchen, 
Stijtungen und geijtl. Benefizien. Die ſpätere Ge— 
lepgebung (bejonders die Nov. 13 XII 62) hat das 
Gebührenäquivalent ſehr ausgedehnt u. ausgebildet, 
viele eigentiiml. Beitimmungen wurden im Ver— 
ordnungsiwege geſchaffen. Das Gebiihrentquivalent 
ijt nunmehr als „ein Uquivalent der Prozentual⸗ 
gebühren“ (e8 find die oben unter 2 u. 3 behan— 
delten Gebühren gemeint) je fiir Berioden von 
10 Jahren von allen Rorporationen u. Gefellichaf- 
ten ju entridjten. Solde, „deren Mitgliedern ein 
Unteil an dem Vermigensjtanume der Gemeinſchaft 
nicht zuſteht“, gablen das Webiibrendquivalent vom 
gelamten Vermögen u. zw. mit 3% vom Brutto- 
werte des unbeweglichen, mit 14/.% vom Reine 
werte des bewegl. Vermigens; | Mttienunterneh- 
mungen und andere Erwerbsgeſellſchaften, deren 
Teilhabern an dem Hauptitamme des gemeinichaitl. 
Vermigens cin Anteil gujteht  (auber fie wären 
„nur auf die Lebensdauer der Feilhaber oder fiir 
ihre Erben oder auf feine längere bejtimmte Dauer 
alg 15 Jahre erricjtet’), gablen 11/.% vom Werte 
des unbewegl. Vermögens. Die ratio legis bei 
diejer Unterideidung ijt die, dak bei letzteren Ge— 
jelljchaften die Unteile der Teilnehmer in Erbgang 
fommen, veräußert werden fonnen und daber der 
Prozentualgebühr nicht durchaus entzogen find. 
Nicht nur rentetragendes, fondern jedes Vermögen 
ijt nunmehr dquivalentpflichtig, doc) find jene un= 
bewegl. Sachen befreit, die weder Grund= nod Ge— 
biiudejteuer zahlen, und gewiife bewegl. Sachen, 
die gum Wottesdienjte, zu Unterrichtszwecken u. ſ. f. 
gewidmet find; dazu kommt nod eine Anzahl per- 
önl. Befreiungen u. Erleichterungen. Entſcheidend 
ijt der Wertſtand (bis gu einem gewiſſen Grade 
ſogar der Bejipjtand) an dem Tage, mit dem das 
Degennium beginnt, indem diejer Taq gleichſam 
als der Unjallstag gedadt ijt. Bei neu erworbenen 
Sachen beginnt die Yquivalentpflidtigteit 10 Jahre 
nach dem Erwerbe. An jedem Jahre des Dezenni— 
um8 wird 1/,) des Wquivalentes in 4 Quartals- 
taten fällig. 

Rommunitéten, in welchen fiir da8 Amt des 
Borjtehers und die anderen in der Kommunität 
beftehendDen Amter nicht abgefonderte Dienftesein- 
fiinjte bemefjen jind, zahlen jtatt der Gebühren auf 
den Dienftantritt ein jährl. Bauichale von '/,% des 
reinen Jahreseinfommens der Kommunität, das zu— 
gleid) mit dem Gebiihrendquivalent ju entrichten ijt. 

Uber den durch Gefep 7V 74, R. 51, einge— 
führten und mit dem Gebiihreniquivalent in Ber- 
bindung gebraciten Religionsfondsbeitrag j. den 
rt. ,,Heligionsfonds”. 

IV. Sie ernie yar jonftiqen Bejtimmungen 
des Gebiibrenredtes. Unter IL. find die — 
ſtände der Gebührenabgabe und das Ausmaß der— 
ſelben in Kürze dargeſtellt. Der anderweitige In— 
halt des Gebührenrechtes muß in nod) gedräng— 
terer Weiſe dargeſtellt werden. 
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1. Formelle Cinteilungen ber Gebüh— 
ren. a) Feſte Gebühren, Sfalaqebiihren, 
Prozentualgebiihren. Die fejten Gebühren find 
entiveder gang ohne Rückſicht auf den Wert des 
Gegenitandes mit Einheitsſätzen per Bogen beg. 
per Stiid angejegt oder haben dod) nur wenige 
und verhältnismäßig wenig differierende Sige fur 
große Wertjtufen. Sie find im gangen am nied— 
rigſten gebalten. Jor Gebiet find die Gerichts- und 
allg. ace eg go aig (III. A), fodann die 
Urfundenjteuer und deren Spezialfälle, ſoweit es 
fich nicht um Begriindung, Befejtiqung, Uufhebung 
ſchätzbarer Rechte Handelt und auferdem nod) dort, 
wo Urkunden des Maljenverfehres mit geringer 
Steuerfrajft in Frage kommen (f. oben ILL. B 9, jer= 
ner Effeltenumſatzſteuer, Redmungsjtempel, Stem- 
pel auj kaufmänniſche Biicher, Stempel auf Trans= 
porturtunden). Sfalagebiihren u. Brogzentualgebiih- 
ten find beide dem Werte ded Gegenſtandes ver- 
haltnismifig angeſetzt, die erjteren jedoch mit nied— 
rigerem Stenerhupe und zugleich mit ſtärkeren Wert= 
jpriingen al8 die legteren. Die Hegel ift, dak Stalal 
j¢ 3000 K mit 2 K, Stala II u. Il je 800 K 
bezw. 400 K mit 2 K 50 h bejteuern. Cfala II 
gilt für die meijten Halle der allg. Urfundenjteuer, 
Injoweit die Begriindung, Befeſtigung, Aufhebun 
ſchätzbarer Rechte beurfundet wird, Sfala III tri 
die als jteuertriftiger erachteten Fille der allg. 
lirfundenfteuer und der Spezialurtundenjteuern ; 
Sfala I die begiinjtigten Spesialurfunden vorzüg— 
lich des geſchäftl. Verkehres ſ. unter III.). Die Pro- 
zentualgebühren wachſen in der Regel nach Wert— 
ſprüngen von je 40 K, ihr Hauptanwendungsgebiet 
ſind die Gewinſtſteuer, Erbſteuer, Steuern auf 
Real- u. Tabularverkehr und das Gebührenäqui— 
valent mit den oben angeführten, im Maximum bis 
auf 20% ſteigenden Säßen. Die Sfalagebiihren find 
im gangen die mittleren, die Brozentualgebiihren 
die Hohen Gebühren unferes aries. 

b) Stempelgebiihren u. unmittelbare 
Gebühren. Die erjteren werden mittels Stempel= 
marten entridtet, die letzteren bei den Staatsfaijen 
bar eingezahlt. Richt in allen, aber in den meiſten 
Wallen find die erfteren von der Bartei fofort und 
unter eigener Verantwortung, die lepteren dagegen 
erſt ſpäter über amtl. Bemeſſung zu entridten. In— 
fojern entſpricht die Scheidung des öſterr. Geb. G. 
in Stempelgebühren u. unmittelbare Gebühren der 
des franjijtichen Rechtes in Stempelgebiihren u. 
Cinregijtrierungsgebiihren. Andes hat unfer Web. 
G. das Unwendungsgebiet beider Formen weſent⸗ 
lid) anders bejtimmt als das franzöſiſche Recht. 
In Frankreich Hat man, um der Partei die Ver— 
antwortung ju erleichtern, den Stempel, abgeſehen 
vom Wechſelſtempel u. dagl., niemals nad) dem 
Werte, jondern nur nad) der Dimenfion des Ur— 
fundenpapieres abgejtuft, weshalb fic) in Frank— 
reich, jtatt der Marke, der Stempelbogen noch fo 
jtart behauptet. Der übrigens ziemlich hohe Di- 
menfionaljtempel in Franfreic ijt cine Art Grund— 
gebühr, Die allg. u. jofort au entricten ijt. Dazu 
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auszunutzen. Auch im öſterr. Geb. G. konkur— 
riert in dieſem Sinne manchmal wie bei Schen— 
kungen oder Realübertragungen der Stempel als 
eine per Bogen entfallende niedrige Urkundenge— 
bühr mit der unmittelbaren Gebühr, welche den 
Wert mit einem hohen Steuerprozente trifft. In der 
Regel aber zahlt die Partei nicht beide Gebühren 
nebeneinander, ſondern nur die eine derſelben allein. 
Der Stempel ſoll nicht in allen Fallen eine ,,Grund- 
gebiibr’ bereinbringen, fondern er ijt die Entrid- 
tungsjorm fiir die niedrigeren Gebiihren iiberb., 
U. zw. zunächſt fiir die Hauptmafje der feſten Ge— 
biihren, dann aber auch fiir Sfalas und felbjt fiir 
Prozentualgebühren. Damit ijt die Verantwortung 
der Partei gwar geiteigert, aber man ijt auch ent: 
fprediend von der viele Reitiwendigfeiten u. Aus— 
gaben mit fich bringenden Pflicht entlajtet, den Wet 
ur amtl, Bemefjung anjujeigen. Um dieſes Ver- 
Pittnia des öſterr. gum franzöſiſchen Gebiihrenredte 
richtig zu würdigen, hat man zu bedenken, daß der 
öſterrt. Gebührentarif eben nicht fo bod) und jo fom- 
pligiert als der —— iſt, ſo daß man nicht 
vor die unbedingte Notwendigkeit geſtellt war, der 
—*— Bemeſſung die gleiche große Ausdehnung zu 
geben. 

Jim einzelnen find der Stempelentrichtung, ab— 
geſehen von der Hauptmaſſe der feſten Gebühren, 
noch obligatoriſch, d. h. ſo, daß die Partei ohne 
Strafe das Amt gar nicht bemühen darf, zuge— 
wieſen: Sfala —8 bis zu 50 K (aufer wenn die 
—— nod) beſondere Erhebungen er— 
jordert), ferner auch Prozentualgebühren fiir bücherl. 
Eintragungen, Schenkungen, Verlaſſenſchaften bis ju 
einer geringeren Höhe, bezw. in Fällen einfacherer 
Art. Für die Stempelgebühr von Verlaſſenſchaften 
gilt das Eigentümliche, daß ſie nicht von der Partei 
auj ihre Verantwortung beſtimmt, ſondern vom Ab— 
handlungsgerichte bemeſſen wird. In einer Reihe 
weiterer Fille, vor allem fiir alle Skalagebühren 
iiber 50 K, bat die Partei die Wahl zwiſchen Stem- 
pelung und unmittelbarer Entrictung. Für die 
qroke Maſſe der Fille der Prozentualgebühren ijt 
die unmittelbare Entriditung obligatorijd. Cine 
eigentüml. Gruppe der der unmittelbaren Entrich— 
tung vorbebaltenen Fälle wird durd eine Reibe 
von Sfalagebiibren, nebjt ecinigen fejten und Pro— 
entual-Gebiihren, gebildet, gu denen unter anderem 

exc Stempel auf BPerjonenbillette u. Frachtkarten 
der Eiſenbahnen u. Dampfſchiffe, der Emiffions- 
ftempel, der Couponftempel, die Verkehrsſteuern der 
Verficherungsgefellichajten und die Gewinſtſteuer 
gehören und fiir welche die große Sahl gleidarti- 
get, infolge cines bejtimmten Geſchäftsbetriebes bei 
demjelben Steuerjubjefte gujammentreffender Fille 
fteuerpolit. entidjeidend wird. Da dieje Form der 
unmittelbaren Entrichtung hauptſächlich geſellſchaftl. 
Unternehmungen trifft, kann man jie fur; die une 
mittelbare Gebiihrenentridtung ,der Ge 
ſellſchaäften u. Anſtalten“ nennen. Die Finang- 
verwaltung ijt ermächtigt, fie auc) auger den ge- 
ſetzlich beſtimmten Fallen befonders zu berwilligen, 


tritt Dann die nad) dem Werte fich richende und amt: | eventuell auch cin Ubfommen über Paujchalierung 
lic zu bemeffende Cinregijtrierungsgebiihr, welde | zu treffen. Die unmittelbare Gebiihrenentridtung 
beitimmt ijt, die fteuerfrijtigeren Falle befonders | „der Geſellſchaften u. Unftalten” erfolgt unter Ver— 
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antwortung der Partei ohne amtl. Bemeſſung; die 
betrefjende Unternehmung bat die Pflicht. entweder 
bei Eintritt des gebührenpflichtigen Falles (z. B. 
Gewinjtgiehung) oder fortlaujend in beſtimmten 
Terminen die von ify beredjneten Gebühren an die 
Staatskaſſe abzuführen unter entſprechender Auf— 

ichnung u. Ausweiſung der gebührenpflichtigen 
Mitte. S Statt in allen Einzelfällen Stempel zu ver— 
wenden oder die amtl. Bemeffung abzuwarten, hat 
fie ſummariſch u. unaujgefordert einzuzahlen. Diefe 
unmittelbare Entridjtung ohne amtl. Bemeſſung 
bildet das Gegenftiic gu den oben ertviihnten Stem=- 
pelgebiibren von Nachläſſen, die auf gerichtsamtl. 
Bemejjung zu entridjten find. 

Für alle Fälle der —— Gebühr be⸗ 
ſteht eine Anzeigepflicht der Partei, eventuell eine 
ſolche von Behörden, beſonders von Gerichten, No— 
taren u. jf. j. Die Anzeigepflicht der Partei ſchließt 
die Verpflichtung in ‘ ein, die betreffenden Ur— 
— in beſtimmter Friſt dem Gebührenamte vor- 

ulegen, die erforderten Auskünfte zu geben und 
ückſicht auf die Erbſteuer und das Gebühren— 
i erſchöpfende Ausweiſungen des Ver— 
mögensſtandes einzureichen. Bei der „unmittel⸗ 
baren Gebühr der Geſellſchaften u. Anſtalten“ iſt 
die Anzeigepflicht je nach der Lage der einzelnen 
Fälle verſchieden ausgebildet. Beſonders hervor— 
uheben itt bier die Verpflichtung, iiber die ge 
biigrenpfliditigen Akte ein Journal gu führen, das 
der Gebiihrenbehirde vorzulegen en ijt und von ihr 
durch Vergleich mit den betreffenden Originalaften 
gepriijt werden darf. 

Wo die Erbjteuer durch Stempelmarfen ju 
entridjten ijt, ijt die Partei gleichfalls sur Vorlage 
eines Nachlaßausweiſes oder dod) zur protofolla- 
riſchen Cinbefennung des Nachlaßſtandes verpflichtet. 

2. Hinfidtlich der —— Beſtimmungen des 
Gebuhrenrechies fann hier nicht mehr als eine bloß 
uüberſichtl. Zuſammenſtellung der widtigiten Sage 
oder aud) nur der geregelten Gegenjtinde gegeben 
werden. 

a) Gebiibrenobjeft. Wie aus der Darjtel- 
lung unter III. bervorgeht, ijt dasfelbe entweder 
1. eine Bermigensiibertragung von Todes wegen 
oder durd) ein Rechtsgeſchaͤft oder 2. eine Urfunde 
oder jonjtige Schrift, eine Eingabe mit deren Zu⸗ 
—* ein kaufmänniſches Buch oder 3. eine amtl. 

usfertigung, eine amtl. Eintragung oder 4. (beim 
Gebührenaquivalent) ein Vermögensbeſitz. Wo die 
Ubertragung gebühxrenpflichtig ijt, zahlt man die 
Gebühr jo oft, als peat jtattfinden, ohne 
Riicficht auf die erricdteten Urfunden oder die 
bücherl. Eintragungen; wo die Urtunde gebiihren- 
pflichtig ijt, zahlt man die Gebühr fo ojt, als Ur— 
funden errichtet werden, dock ijt ein Verfahren vor 
geſehen, um der Bartei, falls mehr als zwei Exem— 
plare erridjtet wurden, die Wertgebiihr fiir das 
dritte und die folgenden Exemplare (Wechſel aus- 
genommen) gu eriparen. Gin eigentiiml. Mittelfall 
ijt durch Die ,,unmittelbare Gebührenentrichtung der 
Wefellichajten u. Anſtalten“ geſchaffen worden, wo 
es fich einerſeits meijtend um Gebühren handelt, 
die ihrer — nach für Urkunden gedacht ſind, 
und anderſeits doc) der Sag gilt, daß die Webiihren- 
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pflicht eintritt, auc) wenn die Urfunde nidt er- 
vichtet wird. Hier ijt nicht fchlechthin die Urfunde, 
aber auch nicht ſchlechthin das Rechtsgeſchäft das 
Mebiihrenobjett. Das Recht des Staaterchages ent⸗ 
ſteht auch bei Urkunden über bedingte Leiſtungen 
und bei bedingten Vermögensübertragungen, doch 
geht es bei allen Prozentualgebühren nicht auf fo- 
ortige Zahlung, ſondern zunächſt nur auf Anzeige 
u. Sicherſtellung. Eine Reihe von Vorſchriften be— 
ſtehen darüber, wann im Sinne des Geb. G. eine 
Urkunde als errichtet, ein Rechtsgeſchäft als ge— 
ſchloſſen gu gelten babe, ferner darüber, was als 
eine Urkunde und darüber, was als ein Rechts— 
—5 oder aber als ſelbſtändige und daher neuer⸗ 
ings gebührenpflichtige Abma ung anzuſehen iſt. 

b) Befreiungen. Sie find teils gegenjtind- 
lich, teils perſönlich. Unter den lepteren gibt es 
auger der (übrigens aud) etwas eingeſchränkten) Be= 
—— des Staatsſchatzes und der aus demſelben 

otierten Fonds keine, die ſich auf das ganze Ge— 

biet des Gebührenrechtes erſtrecken würde. Am zahl⸗ 
reichſten ſind die Befreiungen für Eingaben und 
korreſpondierende amtl. Ausfertigungen, * für 
Urkunden. Befreiungen von den hohen Übertra— 
gungsgebühren find ſehr ſelten. S. hierüber LL 
. B 2, 3. u. 5. Die Befreiung ijt ent— 
weber unbedingt oder bedingt, insbej. bis gum 
amtlidjen oder geridjtl. Gebraud). Bejondere Be- 
ftimmungen find fiir die Fille der Konkurrenz be- 
jreiter und nidjt befreiter Berfonen getroffen. 

c) Beitpuntt der Entitehung der Ge- 
biibrenpflict. Je nach der Beſchaffenheit des 
DObjettes entiteht das Gebiihrenredt des Staates 
bei der Gruppe a, 1. mit dem Beitpunft der Uber= 
tragung, d. . mit dem Abſchluſſe des Geſchäftes 
oder mit dem Anfalle, vorausgefept, daß diefer au 
einer Ubertragung führt, bei a, 2. mit der Aus— 
fertigung der Urkunde (nach Umſtänden auch erft 
ſpäter mit deren amtlichem oder gerichtl. Sebraude, 
oder mit deren Ginbringung ins Inland), mit der 
Uberreidjung der Age e, mit dem Gebrauche des 
Buches, bei a, 3. mit der Vollziehung der Aus— 
jertigung oder Gintragung bezw. nach Umſtänden 
mit dem Anſuchen um Vollziehung oder aber mit 
der Rechtskraft, bei a, 4. mit einer beſtimmten 
Dauer des Beſitzes. Dah Urfunden erjt durch antl. 
Gebrauch gebührenpflichtig werden, ijt cine Aus— 
nabme (der widtigite Fall ijt der der klaufmänni— 

— B 5.), in der Regel find 
Urfunden jofort bei der Ausfertigung voll ge- 
bührenp ichtig. 

d) Zeitl. Anwendbarkeit des Geb. G. und 
ſeiner einzelnen Nov, Die Regeln ergeben ſich einer— 
ſeits mit Rückſicht auf den Zeitpunkt der Wirkſam— 
feit des betrefſenden Geſetzes, anderſeits durch folge— 
richti 
der 


ſchen Korreſponden 


— Anwendung der Regeln über den Zeitpunkt 
ntjtehung der Gebührenpfljcht. 

e)Ortl. Unwendbarleit. Ojterr. beanfprudt, 
um nur das Widhtigite hervorgubeben, die Gebüh— 
ren fiir alle Ubertragungen inlandifcher Realitäten, 
ferner die Erbjteuer aud) vom gejamten im Aus— 
lande befindlicjen bewegl. Nachlaſſ e eines Djter 
reichers, fichert dDagegen im Falle der Reziprozität 


die Freilajjung des Hier befindlicjen bewegl. Nach— 
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laſſes eines Ausländers ju. Für die Aufteilung 
der Paſſiven auf inländiſches u. ausländiſches Ver— 
mögen bei Nachläſſen und beim Gebührenäquiva— 
lente find beſondere Vorſchriften gegeben. Die im 
Inlande errichteten Urfunden unterliegen dann nicht 
det Wertgebiihr, wenn fie zwiſchen Ausländern er- 
ticdtet find und im Inlande feinerlei Weltung er- 
halten follen. Urfunden, dic im Auslande errichtet 
wurden, werden gebührenpflichtig, wenn jie ins 
Inland eingebracht werden und Dateibit rechtl. Wirk= 
jamfeit erhalten ſollen. Eingehende Beftimmungen 
find mit Ungarn iiber dieje ganze Materie behujs 
Vermeidung jeder Doppelbejteuerung und Wahrung 
ber Unipriiche beider Reichshälften vereinbart. 

tf) Ungeigepflicht. Hierüber ijt das Wichtigite 
bei IV. 1. b gejagt. Die gewöhnl. Friſt ijt 8 Tage. 

g) Beweisregeln, Beweisvorjdrijften. 
Pei undeutl. Faffung einer Urkunde gilt die rechtl, 
Vermutung fiir diejenige Faljung, welche die Ge- 
Hy hang t bezw. das höhere Ausmaß der Ge— 
bühren begründet. Einzelne Anwendungen dieſer 
Regel ſind für den Beweis der Bevollmächtigung 
und namentlich von Ort u. Zeit der Ausſtellung 
ausgeſprochen, am wichtigſten und am driidendjten 
beim Wechſel, um fo driidender, weil fein Ber- 
fabren georbdnet ijt, um der Partei den Gegenbe- 
weis durd) Zeugen oder Cid gu ermöglichen. Ge— 
naue Vorſchriften find ingbef. behufs Nachweifung 
von Nachlaßpaſſiven gegeben. 

h) Feftitellung der Wertgrundlage. Hier 
ift gu veriveifen auf die Regeln, welche den An— 
ſchlag von wiederfehrenden Leijtungen, von Leiftuns 
gen mit einem Höchſtausmaße, von Fruchtnießungen 
u. dgl. betreffen. Bei Sfalagebiihren entſcheidet, im 
Intereſſe der Rajchheit der Gebührenberechnung, 
der Nominalwert, bei Progentualgebiihren der Nurs: 
wert. Für den Wertanſchlag von Realititen, fiir 
welden zunächſt der bedungene Preis maßgebend 
und nebytbem aud) die gerichtl. Schätzung zuläſſig 
iſt, gilt die Vorſchrift, daß nicht unter den ſog. 
Steuerwert herabgegangen werden darf, der mit 
dem 7Ofachen der Grundjteuer und mit dem 6Ofachen 
der Hauszinsſteuer feſtgeſetzt ijt, wovon dag erjtere 
Vieljache nicht unbetrachtlid) unter dem Verkehrs— 
wert bleibt, während das leptere denſelben gewöhn⸗ 
lich etwas überſteigt. Das Ergebnis ijt eine nicht 
unerhebl. Sdonung des ländl. Bejipes bei der 
Erbjteuer. Ullerdings madjt die Finangverwaltung 
pon der —— den Verkehrswert durch Schiit- 
ang oder Ubereinfommen feſtzuſtellen, Gebrauch. 

anz allg. geſchieht dies in Rückſicht auf das Ge- 
bührenäquivalent, indem die Bemeſſungsbehörden 
hier angewieſen ſind, den Wert nicht unter dem 
108fachen der Grund⸗, dem 100fachen bezw. 150jachen 
der Hausklaſſen- und dem 60fachen bezw. 80fachen 
der Zinsſteuer anzurechnen. 

Zahlungspflicht, Haftung. Neben der 
unmittelbaren ——— gewiſſer Perſonen 
beſteht eine verſchieden abgejtufte Haftung ande— 
rer, namentlich auch von Sachwaltern u. Richtern. 
Gebühren von Vermögensübertragungen genießen 
ein geſetzl. Pfandrecht an dem betreffenden Objefte. 
Vor Berictigung oder Sicherjtellung der Erbjteuer 
diirjen Verlaſſenſchaften nicht cingeantwortet werden. 
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Sonſt greift das Geb. G. nirgends in die privat— 
rechtl. Beziehungen der Parteien über, um fie durch 
anderweitige nachteilige Folgen zur Gebührenent⸗ 
richtung Bie alvingen. 

k) Bejondere Beltimmungen wurden zur Si- 
cherung der Gebühren von Nadliffen dura 
die Nov. 16 VIII 99 u. 18 VI 1901 getroffen. Die 
Erben haben Verzugszinſen gu entridten, falls die 
Nachlaßnachweiſung nicht längſtens cin Jahr nach 
dem Erbanjall iiberreidjt ijt. Die Finangbehirde 
fann die Erben durch das Abhandlungsgeridjt zur 
Ablegung des Offenbarungseides verbhalten, falls 
der VBerdacht begründet ijt, dak Vermögen verichwie- 
gen wurde. GS. ferner die bereits bei III. B2 er- 
wihnten Pigg liber Schenfungen, die der 
Ubertragung im Erbwege vorgreijfen jollen, und 
legtiwillige Erfliirungen, die fic) auf Sdentungen 
berujen. Ebenſo find fiir die Gebiihrendemefjun 
jolche erblaſſeriſche Erklärungen unwirffam, dur 
weldje Nachlaßobjelte als fremdes Cigentum be- 
zeichnet werden. 

1) Entridtung. S. das BWichtigite bei IV. 
1. b. Die Stempelgebiihr wird jest ftatt des ur- 
ſprünglich eingefiihrten Stempelpapieres mit Stem— 
pelmarten entrictet. Auf das Detail fann hier nicht 
eingegangen werden. 

m) Strafen. Das Web. G. ordnet in den 
cinfadjeren Fällen der Geſe —— nur Ge⸗ 
bührenerhöhungen auf das jade u. Zfache an, 
ſpätere Geſetze (namentlich über Wechſelſtempel u. 
Effektenumſaßzſteuer) auf das 10fache, 50fache u. 
150fadje, mit der ſtrengeren Rechtswirtung, daß die 
Erhöhung nicht nachgejehen werden darf. Bei ſchwe— 
reren —— —* ijt das Verfahren nach 
dem Gef. Str. G. einzuleiten und tritt eigentl. 
Strafe ein. Bei Eingaben und amtl. Ausſerti— 
gungen fann der Rechtsnachteil eintreten, dah die 
—— Erledigung nicht vollzogen wird. Ander— 
weitige privatrechtlich nachteilige —— nicht ge⸗ 
att — Gebührenpflicht find nicht ange- 

roht {j. i}. 

n) Verjährung. Die Gebiihrenjorderung 
des Staates war nad dem Web, G. unverjährbar. 
Nad dem Gejege 18 III 78 verjährt das Bemeſ— 
ſungsrecht regelmäßig in 5 Jahren, das Recht, die 
Bemeſſung gu erhöhen, in 3 Jahren (je um 1 Jahr 
mehr, alg fiir die ſonſtigen Abgaben bejtimmt ijt), 
das Recht, fällige Abgaben cingujordern, in 6 Qabhren. 
Nach dem Geſetze 13 XII 62 verjähren Strajen u. 
Gebiihrenerhihungen in 5 Jahren. Ungebührlich 
berichtigte Gebühren finnen innerhalb eines Zeit⸗ 
raumes von 3 Jahren nad) der erjolgten Zahlung 
— — werden. x 

. Zur Kritif. Das Geb. G. gilt in Ofterr. 
al8 eines der härteſten, unflarjten u. reformbediirj- 
tigiten Steuergejepe. Es ijt bezeichnend, daz die 
Regierung bet Erridjtung des V. G. vorichlug, 
demfelben die Kompetenz in Gebühren erjt nach 
Reform der Gefepgebung zu iibertragen. Seither 
hat fich vieles gerade durch dic Rechtiprechung des 
BW. G. gebefjert, deſſen Titigteit wohl auf feinem 
Mebiete fo — sony qeworden ijt, wie auj 
dieſem, wo er die Praxis wieder auf die Cuelle 
des Geſetzes zurückgeleitet und gu einer einheit— 
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licheren Auslegung arms hat. Wenn die BVor- 
wiitje gegen das Web. G. aud) heute noc) fortbe— 
ftehen, fo iit dies vor allem durch die Unüberſicht— 
lichfeit der Geiepgebung begriindet, Folge ihrer all- 
mahl. Entwidlung, die nun gum uripriingl. Terte 
cine iiberaus groge Anzahl von Nov. u. Aus— 
fiihrungénormen bingugebradt bat. Dem Gefege 
OIL 50 ijt man die Unerfennung ſchuldig, dah es 
den guten Überliejerungen der älteren öſtert. Geſetz— 
cent entipridjt und die überaus ſchwierige 

aterie ber Geb. G. in der Hauptſache nad) rid): 
tigen iteuerpolit. Grundſätzen geléjt hat. Auch find 
die Riarheit der Anlage, die Sorgfalt u. Biindig- 
feit der Tertierung ju rühmen, die allerdings mit- 
unter ju fnapp gefagt ift. Diefe Vorzüge laſſen 
die ſpäteren Nov. vermiſſen, wie denn überh. in 
unferer Seit die Technik der Gefeggebung mebr 
u. mehr verfillt. Sachlich ijt aber aud) die Geſetz— 
gebung feit 1850 ihrer Aufgabe geredjt geworden, 
indem fie unter anderem die Stempelmarfe, die 
„unmittelbare Gebühr der Geſellſchaften u. Unjtal- 
ten“, die Erhöhung der Gewinſtſteuer, die Börſen— 
ſteuer ausgebildet hat. Insbeſ. iſt die Tendenz der 
jüngſten Phaſe der Geſetzgebung anguerfennen, 
welche fic) nicht damit begniigt, die geidjonten ſtär— 
feren Steuerfrajte ausgiebiger gu treffen, fondern 
weldje die hieraus gewonnenen Erträgniſſe dazu 
benugt, um die iiberlajteten ſchwächeren Steuer- 
friijte au entlaften. 

Wis Ziele einer Reform des Geb. G. hätte 
man wohl die folgenden — bezeichnen. Im allg. 
tut not, die zerſplitterte Geſetzgebung tunlichſt in 
einen einheitlichen u. ausgeglichenen Text zuſam— 
menzufaſſen; hiebei könnte die Frage erwogen wer= 
den, ob nicht einzelne Materien, beſonders ſolche, 
die ſich an ganz beſondere Perſonenkreiſe wenden 
oder ganz beſondere Situationen vorausſetzen, beſſer 
durch Spezialgeſetze fiir fic) geordnet werden könn— 
ten, wodurch die Überſichtlichkeit der fiir die große 
Maſſe des gefchiijtstreibenden u. bejipenden Publi- 
fums bejtimmten Normen erhöht wiirde. Im ein— 
zelnen waren Dann mebrere Mruppen von Gebühren 
zu unterfdeiden, um dic wichtigiten au nennen: die 
Gerichts⸗ und allg. Verwaltungsgebiihren, die _ 
Urfundenjteuet, die Spesialiteuern auf den geſchäftl. 
Rerfehr, die Steuern auf Beſitzwechſel u. 
verfefr. 

1, Bezüglich der Gerichts- und allg. 
BVerwaltungsqebiihren braucht man nur die 
Uberlieferungen der älteren Ceiepgebung, bie aus 
bem Targefepe von 1840 in das Geſetz von 1850 
—— ſind, vollends durchzuführen und von 
dem üͤberwuchernden Detail, dag teils ſchon von frü— 
her haften geblieben wat, teils nachträglich hinzuge— 
lommen ijt, gu befreien. Gegenüber dem im Deut— 
ſchen Reiche mehr u. mehr ausgebildeten Syſteme 
von „Bauſchgebühren“ dürfte unſere Stembelgebühr 
von der einzelnen Parteiſchrift, wenn richtig aus— 
—— als das einjachere, billigere und dem „Ge— 

librenpringip’” entſprechendere Syſtem bezeichnet 
werden. Es iſt mindeſtens —— vorzuziehen, 
als das ſchriftl. Prozeßverfahren oder ein mündl. 
Verfahren mit ausgedehnter Protokollierung bei— 
behalten wird (j. ,Referentenentwurf zur Regelung 


nlage⸗ 
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des Stempel⸗ u. Gebührenweſens in Rückſicht auf 
die einzuführende neue Zivilprozeßordnung“, Wien, 
Many, 1867). 

2. Die allg. Urkundenſteuer bedarf der 
Reform ſowohl im Intereſſe des Bublifums als 
des Staates. Befanntlic) hat man fie oft aus der 
erhöhten Sicherheit au beqriinden verjucht, die die 
vom Staate befonders gefchiipte Urfunde im Rechts— 
verfehre bringt, Jn Wahrheit ijt fie, nach den Er— 
fahrungen in Djterr., eher eine Quelle der Rechts- 
unficherheit geworden, weil man, um die Steuer 
u vermeiden, oft von der ſchriftl. Faſſung oder 
od) von einer geniigend ausführl. Beurfundung 
abjtebt. Noch häufiger ijt es, Urkunden zu errichten, 
ohne jie au ftempeln, wodurd) ebenſoſehr das Fie 
nanginterejje des Staates, als dic StaatSmoral ver- 
(est wird. Wenn aud) die allg. Urtundenjteuer in 
Djterr. im ganjen gegeniiber der Steuerfraft der 
betrefjenden Wfte nicht gu hoch angejegt ijt, fo ijt 
fie es doch gegeniiber der Steuerehrlichkeit, die hier, 
wo die Bartei in der Regel auj ihre Verantwor— 
tung und ohne nabe ontrolle gu fteuern bat, be- 
fonders ftarfer Verſuchung ausgeſetzt ijt. Auch ift 
dieſe Steuer in manchen Einzelbeſtimmungen will 
tiirlid, unbequem und im ganjen fiir die Anwen— 
dung durch das Publikum dod) gu verwidelt anges 
legt. Unter allen Verkehrsſteuern, ja Steuern überh., 
ift fie diejenige, die am einjaciten u. durchſichtig— 
jten gebalten fein mug, was wieder nur geſchehen 
fann, wenn man fie zugleich ſehr niedrig halt. Nur 
wenn man fie aus einer Stempeliteuer in eine 
unmittelbar gu entridjtende Cinregijtrierungsjteuer 
wie in Frankreich verwandeln wollte, diirfte man 
die Steuerſätze mannigfaltiger abjtufen und teil- 
weije höher anjegen. Das Heb. G. von 1850 hat 
mit gutem Grunde eine fo fistalifde Löſung ver- 
mieden, die nur dann geboten wäre, wenn es not- 
wenbdig wire, die Erträgniſſe der Urtundenjteuer 
nambajt ju fteigern. Die Entwidlung der öſterr. 
Web. G. feit 1850 hat einen anderen Weg gewieſen, 
indem fic) von der allg. Urtundenfteuer mehr u. 
mehr Spesialjteuern auf den geſchäftlichen u. An—⸗ 
lage-Werfehr abgejondert haben. Es ſcheint am ange- 
mejjenjten, in dieſem Sinne alle durd) ihre Maſſen— 
hajtigfeit, Nontrollierbarfeit u. Steuerfrajt ausge— 
jeichneten Fille durch eigentümlich angepakte Spe- 
zialſteuern auszunutzen und im iibrigen, fiir die ſo— 
dann verbleibende a 8. Urfundenjteuer, ſich mit einer 
möglichſt einfach u. niedrig tarifierten Steuer zu be= 
niigen. Um dem Geſetze allg. Bejolqung au ſichern, 
énnten fodann ohne Bedenfen jtrengere als die gegen⸗ 
wärtigen Strafbejtimmungen verordnet werden. 

3. Die Spezialſteuern auf den geſchäftl. 
Verfehr (jf. II. B 5—7, aus 4 gehirt hieher die 
Börſeſteuer, ſoweit fie den gejchiftl. Verkehr trefien 
fol), unter denen die ,unmittelbaren Gebüh— 
ren der Gefellidaften u. Anſtalten“ (f. 1V. 
1, b) von befonderer Wichtigkeit find, wären ſonach 
im ganzen im Sinne der bisherigen Entwidlung 
aus zubilden. Manche Vereinjachung wäre auc bier 
von nöten, um jo mehr, je meht man an die unfon- 
trollierte Mitwirkung des Publifums gewieſen ijt. 
Dies gilt 4. B. fiir den Weehfelftempel, defjen Höhe 
das geltende Geſetz von Dijtinftionen u. Beweiſen 
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abhängig macht, die der geſchäftl. Ubung fremd, 
ja zuwider ſind. Die amtlich überwachten Steuern 
und diejenigen, die nur von beſonderen Unter— 
nehmungen oder die unter Mitwirkung beſonderer 
Organiſationen, wie z. B. der Börſe, zu entrichten 
ſind, laſſen eine weitergehende Detaillierung gu. 
4. Steuern auf Beſitzwechſel u. An— 
lageverkehr (III. B1—3, teilweiſe 4). Es find 
dies die Verfehrsfteuern hohen u. hidjten Hues, 
die unter Dem Namen der — — 
zuſammengefaßt werden können. Sie werden wegen 
ibres hohen Fußes, der fic) von dem der iibrigen 
Verfehrsiteuern aufjallend unterſcheidet, oft ange- 
fochten. Indes ijt derjelbe wegen ibrer bejonders 
hohen Steuerfrajt wohl geredtfertigt. Bon den 
mancherlei Momenten, die die Steuerfraft der Alte 
ded Erwerbs⸗ u. Vermögensverkehres bejtimmen, 
greift hier eines durch, das beſſer von der Praxis 
ausgenutzt, als von der Theorie erklärt wurde, und 
323 die Bewegung in Vermögensanlagen von 
der Geldbewegung im Geſchäftsbetriebe weſentlich 
unterſcheidet. Erwerb zur Vermögensanlage wird 
in aller Regel in Abſicht auf Dauer gemacht, 
raſcher Wechſel des Beſitzes wird meiſt nur durch 
unvorhergeſehene Zufälle bewirkt, während im Be— 
triebe die fortwährende Wiederholung des Umſatzes 
geſchäftlich — iſt. Je häufiger für dieſelbe 
Perſon die Akte des Umſatzes einander folgen, deſto 
geringer iſt im Durchſchnitt die Steuerkraft des 
einzelnen Aktes, weil eine deſto kürzere Zeit zur 
Amortiſierung der Steuerlaſt freiſteht. Darum iſt 
die Steuerfrat des kurzfälligen Wechſels um vieles 
eringer al die der auf Qabre fic) erjtredenden 
G pothetarveridhreibung, Die Steuer auf den Kauf 
eines Haujes, die Erbjteuer hat eine Gelegenheit 
auszubeuten, die fic) nur einmal in Qabren, in 
einer Generation creignet. Wenn es iiberh. die 
Aufgabe der Verfehrsfteuer ijt, dic Gelegenheit, dak 
Geldſummen u. Vermibgen flüſſig werden, und die 
hiemit verbundene gejteigerte Zahlungskraft u. Zah— 
lungswilligkeit wahrzunehmen, fo ijt es dic bejon- 
dere Aufgabe der Stenern auf den Bejigwediel und 
den ſonſtigen Unlagevertehr (3. B. in Hypothefen), 
dies in Rückſicht darauf zu tun, dak die feltene 
Welegenheit qeqeben ijt, die Steuer auf einmal mit 
einem größeren Griffe vom fliiffiq werdenden Ra- 
pitale gu erhalten, die der Steuerpflichtige ſonſt 
in zahlreichen, ihm viel ſchwerer fallenden Raten 
vom Ertrage oder Cinfommen zahlen miifte. Cine 
Steuer von 2% auf das Vermigen, die nur einmal 
und nidit wieder gefordert wird, fommt in ibrer 
Wirkung fiir den — einer fortlaufenden 
Steuer von 2% auf die Rente gleich und ijt qleid- 
wohl viel leidjter au tragen, wenn fiir die Einzah— 
lung die günſtige Gelegenheit des Erbanjalles, der 
Vermigensrealijierung u. j. f. abgewartet wird. 
Mit mehr Rect fann gegen die öſterr. Uber- 
tragungsaebiihren eingewendet werden, dak fie das 
bewegl. Bermigen im Veragleiche zum unbeweglichen 
nicht genügend treffen. Bei der Erbjteuer, die das 
unbeweql. Bermigen mit der ,,bejonderen Real- 
ga vom Bruttowerte (j. I. B 3) beſchwert, 
ft aufferdem nod) dic Tatiache feitzujtellen, dah 
gegen die Ubficht des Geſetzes ein iiberaus grofer 
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Teil des bewegl. Vermögens der Beſteuerung ent— 
zogen wird. Es mag hier miterinnert werden, daß 
beim Gebührenäquivalente das Reale gleichfalls 
ſchwerer belajtet ijt. Was den entgeltl. Berfehr an: 
langt, fo ijt der Unterſchied zwiſchen den Sützen 
auf bewegliches und unbewegl. Vermögen beſonders 
groß. Seit dem Geſetze 13 AL 62 zahlen Urkunden 
uber den Kauf bewegl. Sachen allerdings jtatt der 
bis dahin geltenden Sala II die höhere Stala DI. 
Andes während einerjeits damit der Steuerjag der 
Realkäufe nocd) lange nicht erreicht ijt, ijt anderjeits 
in gewiſſen Fallen der Sag wiederum gu hod. Es 
gebt nidt an, den Kauf in allen Fallen gleichmäßig 
ju befteuern, man bat vor allem Kauf zur Ver— 
migensanlage und Rauf im Wefchajtsbetriebe gu 
unterſcheiden. Aus diefem Gefichtspuntte ijt es aud 
jaljd), wenn das Geb. G. unter den Ubertragungen 
von Geldforderungen nur die eigentiimliden kauf— 
minnifden (durd) Giro u. j. f.) niedriger Hilt, im 
übrigen aber alle Zeſſionen untereinander gleid 
und gegeniiber dem Rauje bewegl. Sachen geringer 
(nad) Sfala IL) bejteuert, Die in Rückſicht auf Ver— 
mögensanlage gemadjte zeſſionsweiſe Enverbung 
einer Hnpothefarjorderung vertrigt cinen weitaus 
hiberen Sag als das Lieferungsgeſchäft, das cin 
Steinmeg mit cinem Bauherrn abſchließt. Derielbe 
Einwand ijt gegen die Effettenumiagiteucr zu er— 
heben, die den Umſatz des Geſchäftsmannes u. Spe— 
fulanten von den YAnlagefiiufen des Napitalijten 
nicht ju trennen juct (j. III. B 3). Am ausgie— 
bigiten ijt die Anlage in Hypothefen getroffen, 
welche neben der Eintragungsgebühr die hier genau 
fontrollierbare Urkundengebühr zu tragen bat (f. 
Ill. B 3b). Dagegen wird gerade bei der Hypo- 
thet eine andere üble Folge bemerfbar, die aus der 
ungleidjen Behandlung des WMobiliars u. Immo— 
biltarverfebres entiteht, nämlich die Uberwälzun 
der Steuerlajt von dem, der die Anlage macht, aut 
jeinen Rontrahenten, in dieſem Falle vom Gläu— 
biger auf den Schuldner. Da der RKapitalijt bei 
der Wajje der Anlagen jo gut wie fteuerfret ijt, 
vermag et die Bedingungen des Huypothefaranlehens 
derart au beherrſchen, um den Eahuldner aur Uber= 
nahme der Steuer gu zwingen. Whnlich wird, wenige 
ften8 in der großen Anzaähl der Fille, der Rea! 
jaufer dem Berfiiufer die Lajt der Ubertragungs- 
gebithren zuwälzen. 

Nach der Statiftif der Erbjteuer ijt der in 
Erbgang fommende und fontrollierte Mobilianwert 
etiva gleichhoch wie der Ammobiliarwert, das Ge— 
biihrendquivatent fiir bewegl. Bejig trägt trog 
jeiner, giinjtigeren Behandlung doch jaft die Hälfte 
des Uquivalentes fiir den Realbeſitz. Hieraus läßt 
jich cin annähernder Schluß darauy ziehen, welder 
Steigerung der Ertrag der Verkehrsſteuer durch 
angemefiene Bejteuerung des gegenwärtig noc) ge- 
jdonten Unlageverfehres fähig wire. J 

Die Ergingung unſeres Syſtemes von Über— 
tragungsgebühren durch entſprechend hohe Beſteue— 
rung des gegenwärtig nod) geſchonten Anlagever— 
kehres iſt gewiß nicht die einzige Reform, die in 
demſelben notwendig wäre. Manche Härten, wie 
namentlich in der Bemeſſung der Realgebühren, 
ſind unverkennbar; die Nov. von 1899 u. 1901 
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haben allerdings die driicendjten Härten gemildert 
oder bejeitigt. Auch die Musgeitaltung der Erbſteuer 
bejonders nad der Ridjtung, dah der Tarif nocd 
nad) anderen Umſtänden als dem Berwandtidafts- 
grade des Erben gum Erblafjer absujtujen wire, 
ware zu erwägen. Die Beſprechung folder Eingel- 
— geht jedoch über die Auſgabe dieſer Darſtellung 
inaus. 
Literatur, 

S. das Verzeichnis beim vorhergehenden 
Art. Uber die —— Geſetzgebung ſ. „das Geſetz 
91150 über die Gebühren von Rechtsgeſchäften, 
Urkunden, Schriften u. Amtshandlungen mit den 
ſeit Beginn ſeiner Wirkſamkeit erfloſſenen, dasſelbe 
abiindernden, ergänzenden oder erläuternden Wee 
fepen, B. und rl. Bom f. k. F. M. veranlafte 
Ausgabe, Bien 1903". Augerdem find nod gu 
nennen: Czörnig: Die Wbgaben von den Uber- 
tragungen unbewegl. Cigentumes, Triejt 1869. 
Mor: Randbemerfungen zum Geb. G. Wien 1870. 
Ender v. Mallenau: Der Hjterr. Weehfelftempel 
nad) dem Gefepe STI 76 u. ſ. f., Wien 1876. 
Gams: Handbuch der Gebiihren von Rechtsge— 
ſchäften, Urfunden, Schriften u. Amtshandlungen 
im gerichtl. Berfahren in u. auger Streitjaden, 
Wien 1891. Eiſſert: Das öſterr. Gebührenäqui— 
valent, Wien 1891. Widmer: Sytem der öſterr. 
Web. G. Wien 1889. Gerftmann u. Stern: 
Die qebiihrenredtl. Behandlung des Kaufvertrages 
und verwandter Rechtsgeſchäfte, Wien 1896. Pe- 
tritjd: Bur Lehre von der Uberwiilgung der 
Steuer, Graz 1903. Norn: Die öſterr. Gebühren— 
novelle, Finanzarchiv 1884 (dazu die Mitteilung 
von Bilingfi: Ebenda 1885). v. Zwiedinek— 
Sitdenhorit: Die öſterr. Gebiihrennovelle 18 VI 
1901, ebenda 1904. Gommaruga: Die Gefege 
IS 1X 92 betreffend die Entrichtung der Stempel- 
ebiibren von ausländiſchen Altien u. Schuldver— 
dreibungen, dann die Beſteuerung des Umſatzes 
von Gfjeften, 8. f. Bolfsw., Sox. u. B. 1892. 
Schiff: Die Gebiihrenerleichterung bei der Kon— 
vettierung von Hypothekarſchulden, ebenda 1894. 
Lemprud: Das Geſetz 19 111 97, betreffend die 
Bejteuerung des Umſatzes von Effeften, ebenda 
1898. Odtolek: Die djterr. Gebiihrennovelle 18 V1 
1901, cbenda 1901. Licht: Gebiihrentedt (in 
Friedmann, Sandig u. Wach: Das öſterr. Recht, 
Wien 1905). Wieſer. 


C. Gebiihren (ſtatiſtiſch). 


Das F. M. veröffentlicht über die Staatsein- 
nahmen aus den G. jeit 1867 ſiatiſtiſche Nachwei— 
jungen unter dem Titel „Ergebniſſe des Stempel- 
u. Taxgefälls, dann der G. von Rechtsgeſchäften“, 
feit 1895 in den Mitteilungen des F. M. unter 
dem Titel ,,Statijtif der bemejjenen Bereiderungs- 
u. Smmobiliargebiihren’, „Stempel-, Tar- und 
G. Gefälle“ fowie ,,Stempeliwertzeichenmaterial u. 
-Signaturgebarung”. Die detaillierten Nachweifun- 
gen zeigen für das J. 1902 jolgenden Kaſſenerfolg: 

tempelgefalle. Cinnahmen (in Mill. Kro— 


nen). A. Allg. Stempelmartenveridleif 36-126, 
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B. Blankettenverſchleiß u. Signatur 9271, wore 
unter fiir Wechſel 2-623, Frachtbrieje 5°243, C. Ejz 
feftenumjapitewer 1°284, D. Verbrauchsſtempel 0-622, 
E. Erſätze 0°221, Summe 47°524. Uusgaben 17417. 
Taren. Cinnahmen aus Dienjttaren 3°421, 
Depojitentaren 1°038, Privilegientaren 0°973, an— 
dere Laren (namentlic) Gnadenverleibungen) 0°020, 
Summe 5°452. Ausgaben (vornehmlich Gefällsrück⸗ 
gaben) 0000. 

nmittelbare Gebühren. Einnahmen (in 
Mill. Kronen). A. Stalagebiihren 52470, worunter 
Emijfionsftempel 0-453, Couponjtempel fiir Zinſen 
u. Dividenden 1°583, Verſicherungsanſtalten 2°258, 
B. Progentualgebiihren 71°537 u. a. von Lottoges 
winften u. Wetten 4°930, Vermigensiibertragungen 
unter Lebenden 38-469, von Todes wegen 24°582, 
Eintragungen in die öffentl. Bücher 4603, C. Nicht 
pauſchalierte G. 7°347 u. giv. von Fahrkarten 4°442, 
von Fracdhtfarten 2°905, D. Pauſchalgebühren 8225 
(®. = Uquivalent), E. G. verjchiedener Art, Exjiige 
uſw. 10°795, Gumme der G. 103°374. Geſällsrück⸗ 
gaben 2°953, Berwaltungsauslagen 0°242. 

_ Die Statijtif der G. weift wie anderwärts aud 
in Oſterr. die vorzugsweiſe Belaftung des Real- 
befipes durch G. nad. Der Anteil der Gmmobiliar- 
qebiihren ijt fiir 1902 nod) nicht ſpezifiziert, nad 
Schigungen auf Grund der Yngaben fiir die J. 
1896—1901 bilden die auf den Realbeſitz entfallen— 
den G. (entgeltlide und unentgeltl. Ubertragungen, 
G. Aquivalent, G. fiir ay aes in die öffentl. 
Biicher, Urfundenftempel) zwiſchen 57 u. 60% der 
&.-Einnahme; obgleic) aber das unbewegl. Cigen- 
tum nod immer mehr als die Hälfte des Gejamt- 
einfommens cinbringt, ijt doc) feine relative Be— 
deutung bejtindig im Riidgang, da das mobile Ka- 
pital in inumer jtiirferem Wake herangesogen wird, 
während die Erträge aus dem Immobiliarbeſitz fon- 
ftant bleiben. 

Der .-Ertrag, der vor Wirkfamfeit des Geſetzes 
91150, R. 50, fein Maximum 1847 mit 4-4 Mill, Fl 
erreicht hatte, ijt jeither ſtark gejtiegen. Er betrug 
(mit Verbrauchsſtempel u. Taxen) in Mill. Kronen: 





uUnmittel · 











Jahre | Stempet bare | Taren | Sumame 

{ Gebühren 

183351 96 9s | 38 23°2 

| 1860 | 17 26 | 1°2 44°2 
1866 | 22°4 32°6 14 56*4 
1871 26°6 50°6 2°2 7u4 
1872 |! 28-4 762 26 107°2 
1873 | 30 784 4°2 112°6 
1879 32'8 5o4 18 94 

1892 | 40°2 762 «| 32 196 | 
1895 | 45°905 | 84962) 3°553 1134-420! 
1896 | 46°307 | 86°366! 3°878 | 136551. 
1897 | 45.935 | 90°710! 4133 | 140°778 
1898 51514 94606 7184 1 153°304 

| 1899 | 52638 | 99177) 12-469 | 164°284 
1900 || 45°254 (110°809 7987 | 164°050 
1901 = 45°40 | 97-995; 5°089 | 148124 | 

| 1902 § 47°525 | 103°374) 5452 adel 





204 


Der Ertrag des Stempels ſteigt tonjtant an 
bis 1899, finft dann beträchtlich infolge Uufhebung 
des Zeitungs- u. Ralenderjtempels fowie durd) den 
bedeutenden Ausjall bei der Effektenumſatzſteuer. 
Bon allen in Stempeljorm entricdteten G. ijt die 
legtgenannte die eingige, die vom Wechſel ber Kon— 
junttur abbdngt: Der Ertrag jteigtvon 17160 Mill. K 
im 9. 1893 auf 1°652 im J. 1895, finft im näch— 
jten Jahre auf 0°666, erhebt fic) bis 1899 auf 
2°384 und finft dann wieder auf 1°399 im J. 1900, 
auf 1149 im 3. 1901. — Bon den Verbraucdhs- 
ftempeln ijt nur der Spielfartenjtempel geblieben, 
da der Zeitungs- u. Kalenderitempel feit 1899 be- 
jeitigt ijt; der erjtere hatte 1899; 4°994, der letz— 
tere 0°528 Mill. K getragen. Die Hauptpojten „Allg. 
Stempelmartenveridleig’” u. „Blankettoerſchleiß⸗ 
acigen eine langſame, nur felten (1897, 1900 u. 
1901) unterbrodjene Zunahme. 

Wihrend dex Stempel ,,mehr den Amtsver— 
kehr und die Maſſen der Verkehrsakte als die Wert— 
bewequngen jum Ausdruck bringt’ (v. Wieser), ijt 
der Ertrag der unmittelbaren G. in hobem Maße 
von den —J— der Konjunkturen abhän— 

ig; man muß ſich allerdings hüten, aus den Re— 
— eines Jahres einen Schluß auf die ökono— 
miſche Situation gu ziehen: Sufallamomente ſwie 
die Hirſchſche Erbſchaft von 1900) —— das 
Reſultat außerordentlich und nur eine Betrachtun 

einer Jahresreihe geſtattet einen verläßl. Schlu 


Gebühren: C. Gebühren (ſtatiſtiſchj. — Gefällsſtrafrecht. 


auf die Wellenbewegungen des Wirtſchaftslebens. 
Wiihrend die unmittelbaren &. 1866 erſt 32°6 Mill. K 
getragen Hatten, bradjten fie 1871 ſchon über 50, 
1873 über 78 Mill. — ein Ertrag, der erjt 1803 
wieder erreicht wurde. Die Nachwirfungen der Kriſe 
des J. 1873 machten ſich bis gum Beginn der Acht— 
gigeriabce bemerfbar; von da ab fteigen die G.— 

ridge ununterbrodjen — cin Beweis dafiir, dab 
wit anormalerweiſe zwei Jahrzehnte hindurch we— 
der eine Periode der Hochlonjunktur nod cine allg. 
Kriſe gehabt haben. Das Reſultat von 1900 ijt 
unverwendbar, das Ergebnis von 1901 ijt nur um 
1°2 Mil. K niedriger, das von 1902 ſchon wieder 
um 4°2 Will. K höher als das von 1899. Wm mei— 
ften find natiirlich die Poſten: G. von Altien, Teil- 
ſchuldverſchreibungen, Kotierung ausländiſcher Bert- 
papiere, von Zinſen u. Dividenden dem Wechſel 
der Konjunktur unterworfen, aber aud) die Haupt— 
pojt , Vermigensiibertragungen von Todes wegen” 
macht — von Sujallajtirungen abgeſehen — die 
Schwankungen mit, da ja die Schäßungspreiſe ſich 
nad) der Situation des Marktes ridten. 

Uber die Erbjteuct werden feit 1889 eingehen⸗ 
dere ſtatiſtiſche Nachweiſungen geliefert, in denen 
die gebührenfreien Berlajjenidaften ausgewieſen, 
dic — von den Mobiliarwerten geſchieden 
und die Abzugspoſten angegeben werden. Hienach 
— pon 1889 1902 vorgeſchrieben (in Will. Kro- 
nen) an 


1% (114) 4% (5) 8% (10) Summe Realgebühren 
84°908 73°673 52°821 211°392 74°292 
VBemefjungsgrundlage . 6792605 1473463 528209 8794277 ATAN746 


Der Ertrag der 1 wigen G. ijt weſentlich höher 
al% der der 4% igen und tiberjteiqt um etwa 60% 
ben der 8% igen. Für die Zeit von 1889—1901 
beaifjern fic) Die Realwerte der Verlaſſenſchaften auf 
4848°609, die Mobiliarwerte auf 4641°046, die Ab— 
zugspoſten auf 1637°623, das reine Vermögen fo- 
mit auf 8852°092 Dill. K. Merkwürdigerweiſe zeigt 
in Oſterr. das mobile Vermögen nicht jenen we— 
jentlichen raſcheren Zuwachs geqeniiber dem immo- 
bilen, der die Entwicklung in den Weſtſtaaten charak- 
teriſiert. 
Die Erbſchaftsſteuer wurde nach dem Vorgange 
ovilles in einer Reihe von Staaten (Frankreich, 
Italien, zum Teil England) zur Ermittlung des 
Volksvermögens verwendet, indem man den Wert 
des vererbl. Vermögens mit dem Mortalitätskoeffi— 
zienten multipliziert. So berechnete Inama 1893 
mit Zugrundelegung der Sterberate von 282060 
das öſtert. Volfsvermigen auf etwa 10'/, Milliar= 
den fl. Indeſſen leidet die Methode an organiſchen 
Fehlern und an der mangelhaiten Erjajjung des 
Vermögens bei der Erbſchaftsſteuer und wird in 
neuerer Beit durd) die Berednung auf Baſis der 
Einfommenjteuer immer mehr verdrängt. 
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— 1V. Geltungsdereich: 1. Raumliche, 2. Zeitliche, 3. Objet 
tive, 4. Subjeftive Grengen. — V. 1. Wiirdiaung und 2, Yei« 
tende Grundfage. — VI. 1. Begriff und 2. Emnteilung der 
Befilsibertretungen. — VII. Bedingungen der Surechnung: 
1. Geſetzesuntenntnis u. Irrtumz 2. Dolus; 3. Ausicdliefunps- 
atiinde. — VIII. Berſuch: 1. Begriff; 2. Strafbarteit. — 
IX. Umiang der Zurechnung Teilnahme): 1. Tater; 2. Ure 
beber; 3. Mirichuldige u. Leifmebmer; 4. Bedingung u. Um- 
fang der Gtrafbarfeit. — X. Gefallsftrafen: 1. Strafarten; 
2. Strafverſchärfungen; 3. Folaen der Straffalligteit. — 
XI. Straibemeffung: 1. Exidhwerende u. mildernde Umſtände; 
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tuna: 1, Berit. Haftung; 2. Sal. Haftung. — XIII. Ere 
lwichung der Straie:1. Ton des iibertreters; 2. Bollgiehung der 
Strafe; 3. Nachficht der Strafe; 4. Beridhrung. — XIV. Er- 
ldſchung der Haftung: 1, der verſönl. Haftung; 2. der ſächl. 
Hajtung. 

(@.<dlb. — Gefällbübertretungen.) 

I. Allgemeines. Das G. ijt das beſondere 
Strajrecht für Ubertretungen der Geſetze betreffend 
die indirefte Befteuerung und der damit zu— 
jammenbingenden Berbote des Warentransportes 
iiber die Zollinie. Dasfelbe bildet einen Teil des 
bejonderen Strafredjtes fiir Zuwiderhandlungen 

egen dic Abgabegeſetze. Diefe Geſetze jtellen die 
Hedin ungen und den Umſang der Steuerpjlicht 
jejt. Die Steuerpflicht ijt je nach der Einrichtung 
ciner öffentl. Abgabe (Steuer oder Gebiihr im 
finangwifjenjdajtl. Sinne) verſchieden. Wird die 
Grundlage der Steuerbemejiung amtlich erhoben, 
jo beſchränkt fic) die Berbindlicdfeit des Steuer- 
jubjeftes hauptfichlid) auf die rechtgeitige Zahlung 
des ihm von der Steuerbehirde vorgeſchriebenen 
Steuerbetrages (Zahlungspflicht) Der Steuer: 
tiidjtand sieht als giviles Steuerunredft feine 
Strafe nad) fid), jondern hat blo die Steuer: 
mabnung und nötigenfalls die zwangsweiſe Cine 
bebung der Steuerſchuld nebjt den gefepl. Verzugs— 
jinfen u. Exefutionsfojten zur Folge. Wird die 
Steuerbemejjungsgrundlage nicht amtlich erhoben, 
jo hat das Steuertubjett ic fiir die Abgabe maß— 
gebenden Umſtände der Steuerbehirde anzuzeigen 
(Anfagepflicht). Unterläßt das Steuerjubjeft die 
vorgeſchriebene Steueranfage oder gibt es in der— 
jelben die Steuerbemefiungsgrundlage derart un- 
richtig oder unvolljtindig an, dak bienach ein ge- 
ringerer als der dem Steucrobjefte gejeplic ent: 
ipredjende Steuerbetrag entjallen wiirde, fo wird 
durch dieje Verheimlichung dem Staatsfdage, wenn 
dejien Steuetorgane nicht dabinterfommen, gang 
oder teilweije die Möglichkeit der Steucrerhebung 
benommen (Steucrentsiehung). Bei den ine 
direften Abgaben find die Steuerjubjefte augerdem 
zur Beobachtung von allerlei Rontrollmagregeln 
jum Schutze der Gefälle vor Steuerentgiehungen 
vetbunden (Montrollpjlicdt), namentlid) zur Aus— 
weijung ded Bezuges, Uriprunges oder der Ver— 
jteucrung (Berjollung). Beobachtet das Steuerjub- 
jelt dieſe Kontrollmaßregeln nicht, fo macht es ſich 
eines Steuerkontrollvergehens ſchuldig. Bei 
den Stempelabgaben hat das Steuerſubjekt den ge— 
jepl. Ubgabebetraq mittelé Verwendung von ent- 
ipredjenden Stempelwertzeichen vor der Ausfer— 
tiqung oder Uberreicjung des ſiempelpflichtigen 
Schristitiides u. zw. genau nad) Vorſchrift au ent- 
richten und nad) Umbtanden den ſtempelpflichtigen 
Verfehrsaft zu beurfunden Stempelpflicht). Ver— 
wendet der Stempelpflichtige nicht den geſetzl. Stem⸗ 
pelbetragq oder dieſen nicht in der vorgeidriebenen 
Beife, jo gefährdet er den Ertrag des Stempel- 
enilles (Stempelgebreden). Bei den Wegen- 
tiinden eines Staatsmonopoles hat das Steuerjub- 
jeft alles gu unterlajjen, was behujs Wufrechterbal- 
tung des ausſchließenden Vorbehaltes verboten ijt 
(Monopolspflidt). Ubertritt das Steuerjubjett dic 
jum Schupge des Staatsmonopoles erlaijenen Ver— 
bote, jo begeht e3 eine Monopolsverfiirzung. 
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Neben den bisher aufgefiihrten Buwiderhand- 
fungen gegen die Abgabegeſetze fommen bei allen 
Steuerarten Verſtöße gegen die Vorſchriften zur 
äußeren Ordnung in Steuerſachen vor (Ord= 
nungswidrigkeiten). We Steuervergehen be— 


ſtehen in der Verletzung einer poſitiven — An⸗ 


ordnung und werden entweder wiſſentlich gewöhn— 
lid) in der Abſicht, fic) der Steuerpflicht zu ent— 


giehen) oder unwiſſentlich (aus Fahrlaffiqfert, Un— 
fenntnis des Wejepes oder Irrtum) veriibt. Beiden 
Urten von Steuervergehen wird durch Androhung 
und eventucll Verhiingung von Bermigens-, Frei 
heits⸗ und anderen Strajen entgegengewirft. Aller— 
dings jind viele G.-1Ub. bloke Formalbdelifte, welche 
als keineswegs moraliſch verwerjl. Handlungen nidt 
friminell, fondern polijeilid) geahndet zu werden 
verdienen. Außer Frage jteht die friminelle Bee 
handlung der das Steuervergehen begleitenden ge- 
meingefabrl. Handlungen, wie Gewalttitigteit. Be. 
jtedjung, Urfundenfiilidung u. dal. Hievon e⸗ 
ſehen bildet jedoch ſelbſt die wiſſentl. Steuerentzie— 
hung oder Steuerdefraudation ſowohl nach dem 
römiſchen Rechte und der gemeinrechtl. Doktrin, als 
nad) der neueren ins u. ausländiſchen Geſetzgebung 
ein delictum sui generis, obwohl die Schädigung 
des Staatsſchatzes durch arglijtiqe Täuſchung der 
Steuerbehirde ficherlid) dem Betruge nabefommt. 
Il. Sodififation. Naddem ſchon 1803 die 
erjten Schritte gur Einfiibrung cines verbefjerten 
Strafverjahrens in Konterbandſachen eingeleitet 
worden waren, erbielt die allg. Hoffammer mit 
A. E. 16 VIL 24 den Aujtrag, aud) die materieflen 
Gefällsſtrafbeſtimmungen einer —— Prüfung 
Me unterziehen und die nötigen Abänderungen im 
inverſtändniſſe mit der oberſten Juſtizſtelle und 
der Geſetzgebungshoftommiſſion Allerhöchſten Ortes 
in Vorſchlag zu bringen. Das zunächſt ausgear— 
beitete allg. Referat 11 1V 25 gipfelte in folgen— 
den Rechtsgrundſätzen: Je mehr Vorſicht gegen die 
W.<Ub. notwendig ijt oder je gemeinſchädlicher die= 
felben find oder je Biter jie wiederholt werden, dejto 
höher find die Gefällsſtraſen durch Vervielfachung 
der Schadloshaltungsbeträge zu bemeſſen. Die 
@.-Ub. wurden in 4 Klaſſen eingeteilt, je nach— 
dem deren Gegenjtiinde fret im Handel ftehen oder 
mit einem hohen Holl belegt oder auger Handel 
gcieet oder Regalien find. Außerdem wurde die 
eſchränkung der Konfistation des Gegenjtandes 
der M.cllb. auf ein geſetzl. Pfandrecht hieran und 
die Ausſcheidung der minder wichtigen G.<Ub. be- 
antragt. Gin jpateres Referat 27 II 30, welches die 
gedachten Grundſätze mit mehr Ausführlichkeit be— 
züglich Der Zollgefällsübertretungen behandeln follte, 
ging von dem Grundſatze aus, dak die Geſetzgebung 
in allen Teilen nach einem u. demjelben Geiſte eine 
zurichten fei, dah daber das allg. Str. G. 3 IX 03 
die richtige Bahn zur Verbeſſerung der Geſfällsſtraf⸗ 
beftimmungen vorzeichne, dagegen die Eigenart der 
GeUb. die eingubaltende bejondere Richtung be- 
jtimme. Hienach wurde ein Entwurf ausgearbeitet, 
1834 mit bejonderer Rückſicht auf die Reformen im 
Gefällsweſen umgearbeitet und nach kommiſſioneller 
Beratung mit UW. E. 6 VI 35 fanftioniert (j. B. 3. 
ISST—18092, die Modififation ded öſterr. G.). 
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ILL. Quellen. Die Hauptauelle des G. ijt 
nod) geqenwirtig das Str. G. über G.-1lb. Das= 
felbe bejteht aus dem Rundmachungspatent 11 VII 
35, P. G. S. LXIII. 112, den Borerinnerungen 
und 2 Teilen, wovon der erſte (XX Hauptitiice) 
die materiellen Gefällsſtrafbeſtimmungen entbhilt 
und der zweite (XII Hauptitiice) das Gefällsſtraf⸗ 
verjahren regelt. Bur Vollziehung des Gef. Str. G. 
erfloſſen nachbezeichnete Vorſchriften: 

a) Amtsunterricht fiir die zur Anwendung 
des Str. G. über G.Ub. bejtimmten Behörden u. 
Amter (X Hauptitiide). 

b) Vorſchrift über die Anwendung des Str. G. 
liber G.Ub., fundgemacht mit dem Hyfd. 3 IIL 36, 

. 6996 pr. (PB. G. S. LXIV, 48), welche nament- 
id} die Belohnungen der Angeiger betrifft. 

c) Vorſchrift iiber die Unvendung des Str. G. 
iiber W.-Ub. auf die Ubertretungen, die fich auf 
die Verzehrungsſteuer begiehen (gum XII. Haupt- 
ftiide des I. Teiles), fundgemadt mit dem Hffd. 
11V 36, — pr. (P. G. S. LXIV, 65). 

Das Weſen der GAb wird durc diejenigen 
—5 Vorſchriften näher beſtimmt, denen durch 

ie G.Ub. zuwidergehandelt wird ſ. IV, 3); dieſe 
Vorſchriften bilden daher gleichfalls Quellen des 
&., insbeſ. die gleichzeitig mit dem Gef. Str. G. 
fundgemadjte Zoll- u. Staatsmonopolordnung, 
weldje auc) einige ſtrafrechtl. Beftimmungen ent- 
hilt ($$ 74 u. 297— 304). Die Bejtimmungen fiber 
die Nachweiſung des Bezuges, Urſprunges oder der 


Verzollung find teils im Gef. Str. G. ($$ 727—754), |B. G 


teilS in der J. M. O. ($$ 99 u. 327 —334) enthalten. 

LV. Geltungébercid). 1. Riuml. Grengen. 
Laut des Kundmachungspatentes wurde dak Gef. 
Str. G. in allen damaligen Provinzen des öſterr. 
Kaiſerſtaates (fiir das lombardiſch-venetianiſche Kö— 
nigreich publiziert in italieniſcher, für die anderen 
Kronländer in deutſcher Sprache, welche als Urtert 

ilt) mit Ausnahme von Ungarn, Siebenb. und 

‘alm. eingefiibrt. Qn den Ländern der ungar. 
Krone unterblieb dies wegen verfaſſungsmäßiger 
Hindernifie; dod enthalt der Wmtsunterricht Fit 
die ungar. Dreifigitimter von 1842 im IV. Teile 
viele Beftimmungen aus dem Gef. Str. G. und 
dem Amtsunterrichte hiezu. 

Sn Dalmatien unterblieb dic Einführung 
des Gef. Str. G. bisher, weil die indireften Ab— 
gaben dajelbjt in mancher Beziehung anders als in 
den iibrigen Kronlindern eingeridtet find; auch bil- 
dete Dalm. bis 1880 ein eigenes Zollgebiet. Jedoch 
find dajelbjt einige Bejtimmungen des Gef. Str. G. 
auf Grund bejonderer Anordnungen in Kraft gee 
treten, wie die $$ 423—435 betreffend die UÜber— 
tretungen der Pojtvorjdrijten (H7fd.. 30 IV 3s, 
3. 18195, L. 53), die Beſtimmungen betreffend 
die Ablajjung vom Verfahren (J. M. Erl. 26 1 
51, R. 52) und die Verwendung der Gefällsſtraf— 

elderüberſchüſſe ( F. M. Erl. 30 VI 58, R. 101). 
Ferner haben die in den neueren Abgabegeſetzen 
enthaltenen Gefällsſtrafbeſtimmungen, ſofern die be— 
treffenden indirekten Abgaben in Dalm. eingeführt 
find, auch in dieſem Kronlande Geltung erlangt. 
Sodann wurden anläßlich der Einführung der Ver— 
zehrungsſteuer von der Etrzeugung von Bier, Brannt- 
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wein u. ae in Dalm. (Gejep 20 XII 79, R. 139) 
analoge Bejtimmungen über die Art und das Aus— 
maf der Strajen, dann iiber die Haftung fiir die- 
jelben, jowie fiber die Verjährung der fragl. G.-Ub. 
(F. M. B. 21 XIT 79, L. 73) und anläßlich der Ein— 
bepiehung von Dalm. in dag allg. djtere.-ungar. Zoll⸗ 
gebiet (ele 20 XII 79, R. 137), da die dajelbjt 

eltenden Strajbejtimmungen des Regolamento 

aziario 5IV 30, dalm. $r. G. S. 42, für einige 
Bollgefaillsitbertretungen keine Strafjanftion ent: 
balten, analoge Ergdnjungsbejtimmungen im Ver— 
ordnungswege erlaſſen (F. Mt. B. 21 XII 79, L. 75). 
Sehlichlic) wurden die &§ 1—17 bes Wmtsunter= 
tichteds gum Gef. Str. G. betreffend die Anzeigen 
der G.Ub. und die Bejtimmungen des Hffd. 3111 
36, 8. 6996 pr., betreffend die Belohnungen der 
Anzeiger auch fiir Dalm. kundgemacht (F. wn. Erl 
30 XII 64, 8. 54020, & 5 ex 1865). 

Sm tungSgebiete des Gef. Str. G. gilt 
regelmäßig das Territorialitétspringip. Dod 
unterliegen die Angehörigen dieſes GVeltungsgebietes 
gents §§ 33—35 und gufolge der faij. B. 21 X 55, 

. 215, dem 4 Str. G., aud wenn die G.<1b. 
augerbalb desſelben begangen wurde (jf. M. B. 
12 XII 55, R. 220). Nad dem Hffd. 24 V 41, 
8. 14227, P. G. S. LXIX, 65, dürfen die im Aus⸗ 
lande gefiillten Strajerfenntnijje feiten’ der öſterr. 
Behörden nicht vollgogen werden, was gemäß F. 
WM. Erl. 3 V 74, 3. 11517, auc) von Ungarn gilt. 
Ubrigens herrſcht laut Hifd. 15 X1 41, 8. 41063, 

. & S. LXIX, 138, in Gefällsſtrafſachen der 
Grundſaßz der Reziprozität. Inſoweit die Linder 
det ungar. Krone fowie die Offupationslinder in 

efällsſtrafrechtl. Hinficht als Ausland zu betrachten 

AnD, finden die 8§ 33—35 Gef. Str. G, gegen— 
wärtig nurmehr auf Dalm. Anwendung. Uber die 
vertragsmäßig jtipulierte Rechtshilfe im Gefälls— 
ftrajiachen f. § 44 bes mit faijf. B. 29 XII 99, 
R. 268, genehmigten Ubereinfommens mit Ungarn, 
Art. 10 H. wu. Z. B. 6 XID 91, R. 15 ex 1892, mit 
dem Deutjchen Reiche und Urt. 14 H. u. Schiff. V. 
6 XII 91, R. 17 ex 1892, mit Stalien nebjt dem 
zugehörigen Sollfartell. 

2. Heitl Grenzen. Laut de8 Kundmachungs— 
patented trat das Gef. Str. G. vom 1 TV 36 angefan- 
gen in Wirffamfeit. An demielben wird der Grund— 
jas jeftgehalten, daf das materielle Gef. Str. G., 
ſoweit deſſen Anwendung dem Beſchuldigten oder 
Haftenden — wire, nicht zurückwirke, dak 
aber, wofern nach dieſem Geſetze eine mildere Be— 
handlung ſtattfinde, letztere eintrete. Für die Beur— 
teilung, ob das Verfahren in einem Straffalle 
nach bem älteren oder neueren Geſetze gu pfleqen 
jet, ijt nicht der Beitpunft, in welchem die G. 
Ub. veriibt, fondern jener, in dem das Verfahren 
beqonnen wurde, entſcheidend, da durd) das Gef. 
Str. G. nur die Form, in welder die Wahrheit 
zu erforſchen und die Schuld auger Zweifel angus 
feben ift, nicht aber das Weſen der Strafbehand- 
lung geändert wird. Dieſe Uberqangsbejtimmungen 
finnen wieder praftijde Bedeutung erlangen, wenn 
irgend welche Gefiillsjtrafbeftimmungen geändert 
und fiir dieſen Fall feine tranfitorijdhen Verfügun— 
gen getrofjen werden, 
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3. Objektive Grenzen. Mit dem Beginn 
der Wirkſamkeit des Gef. Str. G. traten alle 
früheren Strajbeftimmungen, welche in den Geſetzen 
iiber die indireften Ubgaben enthalten waren, fowie 
das fiir die Uniwendung dieſer Strajbeftimmungen 
bejtehende Verfahren auger Kraft. Die Ubertre- 
tungen der yr a ie eae wurden injolge 
ded Geſetzes 19 VIII 65, R. 75 ex 1866, unter das 
Gef. Str. G. gejtellt. Wiihrend die Taren, deren 
Eingang durch andere Mittel als Strafen geſichert 
ijt, nicht unter bas ef. Str. G. fallen, wurde 
dieſes Geſetz auf die Verkürzungen der Schijfahrt- 
gebühren, welche aber mit Geſetz 26 XII 92, R. 231, 
bis auj die Hajtitod: u. Fahnenausitecgebiihren 
auf der Donau aujgehoben worden find, dann auj 
jene de& Tiroler jtindijden Getreideaufſchlages 
anwendbar erflirt (O7fd. 12 TIT 36, 8. 1373, o256. 
Pr. G. S. XVIII. 45, bezw. 26 III 36, 3. 2073, 
tirol. Br. G. S. XXIV, 205). 

Spiiterhin hat das Gef. Str. G. auf mehrere 
neue indirefte Ubgaben und damit zuſammenhän— 

ende Verbote Unwendung gefunden, u. gw. au 
ie Verbrauchsabgaben von Zucker, von Munjt- u. 
Halbwein fowie von Mineralöl, dann auf die Uber- 
tretungen der Unordnungen betreffend den Verkehr 
mit verjteuertem Branntwein, Zuder, Bier u. Mis 
neralöl zwiſchen Ofterr.-Ungarn und den Offupa- 
tiondliindern, auf die Ubertretungen des Geſetzes 7 XI 
62, R. 85, betreffend das Promeſſengeſchäft, des 
Geſetzes 30 VL 78, R. 90, betreffend das Raten- 
eſchäft und dee Gejepes 28 TIT 89, R. 32, betref- 
end die Schuldveridreibungen mit Prämien, ferner 
auf die wiederbholte Verwendung, die Verfälſchung 
und den unbefugten Verſchleiß von Stempel seichen 
ur Erjiillung der Effektenumſatzſteuer jowie der 
Patitifchen Webiihren, endlich aur die Ubertretun: 
gen des Verbotes des Aqiotierens mit Scheide— 
miinge (7. M. Erl. 28 X1 50, HW. 451). Bezüglich 
der im Haufieren veriibten G.=1b. ſ. $ 385 Gey. Str. 
G., Geſetz 41X 52, R. 252, u. 21 TIT 83, R. 37. 
Auperdem hat das ef, Str. G. in feiner Anwen— 
dung auf gewiſſe G.-llb. manche Uusdehnungen, 
Pinvicknfungen u. Modififationen erjahren u. zw. 
hauptſächlich Durch folqende Gefese und V.: Web. G. 
nebjt feinen Nov., faif. V. 18152, R. 21, betref- 
fend die Wertſtrafen von den mit einem hohen Poll 
beleqten Waren, die Geſetze betreffend die Bierjteuer, 
die Fleiſchſteuer, die Branntweinfteucr, den Spiel- 
fattenjtempel und das Viehſalz, dann die Mini— 
fterialverordnung 23 VI 91, R. 78, betrefjend die 
Schiffsmanifeſtordnung. Auf die Ubertretungen der 
Geſetze betreffend die bejonderen Abgaben vom 
Branntweinverſchleiße und Perjonentrangsporte auj 
Gifenbahnen (,,Schanfiteuer” u. „Fahrkartenſteuer“ 
findet das Gef. Str. G. feine Anwendung (f. auc) V1). 

4. Subjeftive Grengen. Den Beitimmun- 

en des Gef. Str. G. ijt jedermann ohne Unter- 
died der perſönl. Verhältniſſe unterworjen, auch 
Fremde (WMuslinder), denen eine im Geltungs— 
ebiete dieſes Geſetzes verübte G. Ub. zur Laſt fallt. 
it A. E. SIV 43 wurde die Anwendbarkeit des 
Gef. Str. G auf diplomatifde Berionen und 
die e ibrem Hausftande gehörigen Yndividuen 
anerfannt und verordnet, dah bet den Berhand- 
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{ungen gegen foldje Berjonen mit miglichiter Rück— 
ſicht —— werde (Hffd. 5 VI4B, 8. 14865). 
Sujolge A. C. 20 VIL 37 findet das Gey. Str. G. 
aud) auf die ber Militärgerichtsbarkeit unter- 
worjenen Perfonen Anwendung; jedoch wurden mit 
A. E. 14 VOL 49 gewiſſe Modififationen u. Eine 
ichriinfungen angeordnet (K. M. V. 18 VIIL 49, 
R. 368). Ubrigens find die Bedingungen zur Bus 
rechnung einer <b. nur bei phyſiſchen Perſonen 
vorhanden; juriftifde Berfonen finnen gwar 
abgabepflidtig jein, auc) zur Hajtung, aber nicht 
gut Straje gezogen werden. Die Frage, ob die in 
n Wejegen 3 X 61, R. 98, und 21 XIT 67, R. 141, 
ausgeſprochene Immunität der Mitglieder des 
Reichsrates und der Landtage fich auch auf G.Ub. 
erjtrede, Lift fic) wohl nur binfidtlid) der Ver— 
hajtung folder Perjonen wegen &.-Ub. mit Sicher- 
beit bejahen. 
V. Würdigung und leitende Grundſätze. 
1. Würdigung. Das Gef. Str. G. war fiir feine 
Beit cine jehr Deachtenswerte legislative Arbeit 
und bedeutete einen großen Fortſchritt zur Rechts- 
einheit in Djterr. Wit demfelben trat an die Stelle 
der früheren nad) Gefällszweigen und in mandjen 
Beziehungen aud) nach Provingen verfchiedenen 
Strafnormen ein einziges Geſetz fiir alle widhti- 
eren Staatégefiille, an die Stelle unzuſammen— 
ingender, barter u. — Strafbeſtim⸗ 
mungen ein gerechtes, mit den Grundſätzen des 
allg. Strafrechtes im Einklange ſtehendes Strafen— 
ſyſtem, welches wegen ſeiner Vorzüge gegenüber 
der ausländiſchen Geſetzgebung mit Beiſall begrüßt 
wurde und nod) immer einzig in ſeiner Art da— 
ſteht. Beſonders ſorgfältig iſt darin das wichtige 
Inſtitut der perſönlichen und ſächl. Haftung ge— 
regelt und durch die letztere die Konfiskationsſtrafe 
at das engſte eingeſchränkt worden. Die Verjäh— 
a erftredt fic) ungleid) dem allg. Str. G. 27 V 
52, R. 117, auch auf die im Urteile erfannten Strajen. 
Tropdem geniigt das Gef. Str. G. nicht mehr 
den Anforderungen der Gegenwart. Die größten 
Gebrechen weiſt das Gefällsſtrafverfahren ſ. daſelbſt) 
auf, doch iſt auch das materielle G. mangelhaft. 
Dasſelbe iſt ganz von der geſetzl. Beweistheorie 
beherrſcht. Anjolgedejjen find die verſchiedenen Be— 
griffe der Teilnahme (fj. IX) weder untereinander 
nod) gegeniiber der perjinl. Haftung geniigend 
ſcharf abgegrengt, die Zurechnung ſ. VIL u. VIII) 
vielfac) an rechtl. Vermutungen geknüpft, die be— 
ſonderen Strafbeſtimmungen aber allzu kaſuiſtiſch. 
Das Geſetz läßt weder bezüglich der Schuld Prä— 
ſumtionen noch bezüglich der Haftung den Gegen— 
beweis zu. Während häufig wiederkehrende Straj- 
bemeſſungsregeln das richterl. Ermeſſen zu ſehr 
— wird dem Dolus die ihm gebührende 
Bedeutung vorenthalten. Darunter hat die mora— 
liſche Berurteilung der ſalſchen Steueranſagen und 
anderer doloſer G.llb. als unredlicher betrügeriſcher 
Handlungen ebenſo gelitten wie die Beurteilung 
der fie begleitenden gemeingefährl. Handlungen. 
übrigens enthält das Gef. Str. G. einzelne Wine 
gel, Lücken, Widerſprüche, Unklarheiten u. Lehrſütze, 
ie nur Verwirrung verurſachen. Viele Beſtimmun— 
gen des XIII.XVI. Hauptſtückes des erſten Teiles 
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und der Vorſchriften über dic Anwendung des Gef. 
Str. G. auj die Ubertretungen, die fic) auf die 
Verzehrungsſteuer begiehen, find gegenwärtig nidt 
mehr amvendbar; andere finden auf neuere Gefälls— 
einrichtungen Anwendung, obwohl fie biejiir nicht 
berechnet waren und daber nidjt gang darauf pajien. 
Auf dem Wege der Whgabegefeggebung find gwar 
mande Harten in das milde Si aloo Be des Sef. 
Str. G. eingedrungen, aber auch einige nützl. Rechts— 
injtitute, allerdings nur für eingelne Gefiille, ein- 
geführt worden, wie die unbedingte Hajtung ded 
Unternebmers jteucrbarer Handlungen, die Eins 
—— der übermäßigen Strafmilderung, die 
Strafwahl im Falle des g 81, UL. 2, des Brannt= 
weine und § 52, YUL 2, des Zuckerſteuergeſetzes u. a. 
Hienach fteht es auger Frage, dab das Gef. Str. 
G. auch hinſichtlich ſeines materiellen Teiles einer 
durchgreifenden Reform bedarf, in welche auc) Dalm. 
pana an wire. Hiefür erſcheint noc) immer die 
vom Wejepgeber laut Kundmachungspatent ange- 
jtrebte Ubereinjtimmung mit dem allg. Strafredte 
als wünſchenwertes Siel, fofern nicht das eigen— 
tüml. Weſen der G.- Ub. eine Abweichung hievon 
erheiſcht. 

2. Leitende Grundſätze. Der Entwurf des 
Gef. Str. G. ging von dem Grundſatze aus, daß 
die Notwendigkeit der Strafe ſowohl die Hand- 
lungen oder Unterlaſſungen und die Berjonen, 
welche gu bejtrajen find, als die Art u. Gripe der 
au verhingenden Straje bedinge. Die Notwendig- 
feit ber Straje griinde fic) aber auf die Gefahr, 
welcher die Geſamtheit aller Staatsbewobhner (der 
Staatsſchatz und öffentl. Zwecke oder die Klaſſe der 
Staatsbiirger, deren Shug die Abgabegeſetzgebung 
begwedt, durd) dic G.-Ub. ausgefept wird. Zur Durch— 
fiibrung dieſes Grundjages wurden als Grund- 
bedingungen eines gerechten Strafinjtems auj- 
qejtellt, daß a) die Handlung oder Unterlaſſung, 
welche gejtrajt wird, ftrafbar fei (Ubertretung); 
b) die Berjon, welche mit einer Straje belegt wird, 
einer jtrafbaren Handlung oder Unterlafjung ſchul⸗ 
dig fei (Zurechnung); c) die Strafe an fic, ihrer 
Beſchaffenheit u. Größe nach, den Forderungen der 
Gerechtigkeit entipredje (Strafart); d) die Strafe in 
bem gehörigen Verhältniſſe zur Beſchaffenheit der 
Ubertretung, zur Gripe der Schuld und gu den 
tibrigen Umſtänden ftebe (Strajausmaf). Dem ent- 
fpticht der im Kundmachungspatente jum Gef. Str. 
G. ausgeiprodjene Wille des Geſetzgebers, daß im 
Ginflange mit den allg. Str. &. wegen G.-UÜb. 
niemand, der nidjt einer ftrafbaren Handlung oder 
Unterlajjung ſchuldig ijt, zur Strafe gezogen werde 
{abjolutes Bringip der Geredhtigfeit); dag der 
Ubertreter feine härtere Strafe, als zur Hintan- 
haltung der G.-Üb. notwendig ijt, erleide, aber 
aud) zugleich der Staatsſchatz, der redl. Steuer- 
pjlichtige und die Erwerbstitigfeit der Untertanen 
gegen die Bevorteilung durch die W&.-Ub. in den 
dieſe trefienden Strajen kräftigen Schutz finden (re- 
latives Bringip des Rechtsfduges); dak ſchließ⸗ 
lid) bei der YAmwendung der Straie der Schuldige 
und deſſen Angehörige jede mit dem Zwechke der 
Beſtrafung verträgl. Schonung genießen (augsglei- 
chendes Bringip der Billigkeith. Hiemit ſtimmt 
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800 Gef. Str. G. überein, in welchem unter 
iederholung der obigen Grundſätze den erkennen— 
den Behörden die Pflicht auferlegt wird, fic) eben— 
ſoſehr von dem einſeitigen Streben, die Gefälls— 
wecke auf andere als die geſetzmäßige Art zu be— 
——— und von übermäßiger Strenge, als von 
übelverſtandener Nachſicht u. Milde jerngubalten. 
V1. Begriff u. Cinteilung der Gefaͤllsüber— 
tretungen. 1. Begriff. Das Gef. Str. G. enthält 
cine nicht gang jutrefjende Erflirung des Be- 
griffes der G.«Ub. Die Nominaldefinition im § 1 
hat feine praftifdje Bedeutung, weil der darin ge- 
qebene Begriff im § 2 auf die Ubertretungen der 
Den Transport über die Zollinie betreffenden Ver— 
bote ausgedehnt, in den §§ 3—5 durch die Aus— 
nahme gewijjer Verlepungen der Gefällsvorſchriften 
feitenS der Gefällsorgane und anderer aur Bei- 
ftandleijtung verbundenen Organe eingeſchränkt 
wird und das Gef. Str. G. nicht alle indireften Ab— 
aben umfaßt. Mus dem § 5 ergibt fic) vielmebr 
—— Realdefinition: W.-Ub. find diejenigen 
Handlungen oder Unterlajjungen, welche das Ge— 
jets ausdriidlich fiir foldhe oder als Mitſchuld oder 
Teilnehmung an einer G.-Ub. erklärt, oder rid 
tiger ciner Strafe untenvirjt, was der Rechts- 
parömie qleichfommt: Nullum crimen. nulla 
—— sine lege. Beim Mangel einer geſetzl. Er- 
dirung des Begriffes „Gefälle“ werden nachjol- 
gende nod) gegenwartig beftehende indirefte Ab— 
gaben, weldje den Schutz des Gef. Str. G. ge 
niefen, aufgezählt: Die Cine u. Ausfuhrzölle (jamt 
Zuſchlägen u. Lisenggebiihren), die Staatsmono- 
pole (Salz, Tabaf u. Schiefpulver), die Verzeh— 
tungsiteuern nebjt Gemeindezuſchlägen, die Bun- 
aierung8abgabe und der Verbrauchsſtempel von 
Spielfarten, dic Stempel- und unmittelbaren Ge 
bühren, das Poſt- u. Lottoregal. Auf welche ine 
direlten Abgaben das Gef. Str. G. nachträglich 
Anwendung gefunden hat, wurde unter IV, 3 an— 
gegeben. Auger den gejesl. Vorſchriften über die 
ezeichneten indiretten Abgaben betreffen dic G.=Lb, 
nod) Buwiderhandlungen gegen die mit dem Zoll— 
gefälle im Zuſammenhange le ll Gin-, Durch⸗ 
u. Ausfuhrverbote, geqen die Makregeln zur Uber- 
wadjung des inneren BVerfehres und des Gewerbe— 
betriebes, und gegen die zur Cicherjtellung der Gee 
fille bejtehenden Einrichtungen. 

Wegenjtandslos wurden cinige Beſtimmungen 
de® Gef. Str. G. infolge der Auphebung dee Sal— 
petermonopoles, des Nommergialwarenjtempels, der 
Durchfuhrzölle, der Gebiihren fiir Ankündigungen 
und für Einſchaltungen in periodiſche Schriften, 
des Zeitungs- u. Kalenderſtempels, der ärariſchen 
Straßen-, Brücken- u. Überfahrtsmauten ſowie der 
Waſſermauten und injolge der Erleichterungen in 
der Warenfontrolle ſowohl im inneren Zollgebiete 
alg im Wrengbegirfe. . 

2. Cinteilung. Die G-Ub, werden int Bef. 
—— nad) einem zweiſachen Geſichtspunkte cin: 
geteilt: 

a) Hinſichtlich ihrer unmittelbaren BWirfung 
auf das Gefälle in Gefällsverkürzungen und 
andere Lbertretungen von Wefillavoridrijten. Hie— 
bei werden den Wbgabeverfiirzungen die Monopols- 
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vertürzungen gleichgeſtellt, obwohl der Staatsſchatz 
durch letztere nicht immer einen nachweisbaren 
Schaden (damnum eme ), fondern unter ge- 
wiſſen Umſtänden nur einen Gewinjtentgang (lu- 
crum cessans) erlcidet; ebenjo die Lbertretungen 
der fiir den Transport iiber die Sollinie beſtehen— 
den Berbote, obſchon dieje jeit der Aufhebung der 
Prohibitivzslle nicht mehr unmittelbar das Jnter- 
eſſe des Staatsſcha berühren, endlich in der 
Regel Schleichhandel und ſchwere G.«Ub. Der Tat- 
beſtand einer Gefällsverkürzung hängt daher nicht 
von dem rechtl. Beſtande einer Abgabeforderung 
ab, ſondern ijt von den Gefällsſtrafbehörden ſelb— 
ſtändig ju beurteilen, Die Strafbejtimmung nad 
einem Abgabebetrage findet nicht allein bei Gefälls— 
verfiirgungen ftatt; nur die Haftung tritt bei diejen 
@.-1lb. in cinem ausgedehnteren Maße cin. Dieſer 
Cinteilung fann daher feine cinjdneidende Bedeu- 
tung auerfannt werden. 

b) Hinjichtlich ihrer Wirkung auf die Gefamt- 
heit der Staatsbürger und der Gefährlichteit ihrer 
WMittel in die drei Gattungen: Schleichhandel, 
ſchwere u. einfade G.⸗«Ub. Zu den beiden erjteren 
Gattungen werden nur sicrenigen sesiylt, welche 
das Geſetz ausdrücklich als ſolche 

en find einfache G.⸗«Ub. Im allg. zieht der Schleidh- 
Randel jtrengere Strafen als die ſchweren, G.-Ub. 
und dieje —— als die einfachen &.< 1b. nach 
ſich; aber ein Vergleich der einſchlägigen Beſtim— 
mungen ergibt eine analoge Behandlung des 
Schleichhandels und der ſchweren G.⸗Ub. und acugt 
davon, daß anjiinglid eine Zweiteilung der .-Lb. 
in ſchwere u. einfache beabfichtigt war. Der Schleich⸗ 
handel, d. i. die Berheimlidqung von Waren auj 
dem TranSporte iiber die Rollinie oder eine Ver— 

hrungsjteuctlinie (bezw. bei ber Vollziehung des 
got bezw. Linienjteuerverjahrens) erjubr im Gef. 
Str. G. eine befonders forgfiltige Behandlung, 
weil gur Zeit der —— — Geſetzes die 
Zölle u. Staatsmonopole, welche nebſt der Linien— 
verzehrungsſteuer in erſter Reihe dem Schleich— 
handel ausgeſetzt ſind, die ertragreichſten Staats— 
geſälle waren, wogegen dic Gebühren und die Ver— 
zehrungsſteuern von Bier, Branntivein, Zucker, 

ineralél u. a. erft {pater einen fo großen Auf— 
ſchwung genommen baben, dah fie den erjteren 
Staatéabgaben an Bedeutung gleidfamen. Damit 
ijt aber der Grund zu ciner verjchiedenartigen Be— 
handlung der BVerfiirzungen der einen u. anderen 
Staatsgejiille entjallen. 

Die ſchweren G-Ub. betreffen gwar auger 
den Gebühren u. Verzehrungsſteuern auc) die dem 
Schleichhandel —— Staatsgefälle, aber be— 
— der Zölle u. Linienverzehrungsſteuer nicht 

ie Verkürzungen ſelbſt, ſondern die dem Gefälle 

gefährlichſten teuerfontrollvergehen betreffend die 
Stellung gum Amte, die Ausweiſung des Beguges, 
Uriprunges oder der Verzollung (Verjteuerung), die 
Uberwadung des Verfehres und der Gewerbe, die 
Führung der Wewerbebiider und den Mißbrauch 
jugeitandener Begtin{tigungen. 

Cinjade Gelb, fommen als Verkürzungen 
beim Stempel, Poft- u. Lottogefiille und bei den 
jum Schutze aller Staatsgefiille bejtehenden Ein— 

Ofterr. Staatswörterbuch. 2 Aufl., 2. Bd. 
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richtungen vor. Sie werden entweder überh. nicht 
näher oder als einfache G.⸗«Ub. benannt. Beſondere 
Arten derſelben find die Ungenauigfeiten in den 
Warenerflirungen, dann die Unregelmäßigkeiten 
im fteuctbaren Verfahren, im Transporte und in 
der Buchfiihrung. Jn neueren Abgabengeſetzen 
fommt aud) die Bezeichnung „Ordnungswidrigkeit“ 
für einfache G.⸗Ub. vor, obwobl dieje Bezeichnung 
ſich mehr für ſolche Zuwiderhandlungen empfehlen 
würde, auf welche das Gef. Str. G. keine Anwen— 
dung findet (wie z. B. 8 13, AL 3, des Spiel- 
— 151V 81, R. 43). 

Der gweite Teil des Gef. Str. G, enthalt nocd 
eine progejjuale Cinteilung der G.=Ub. in min— 
dere Strafjailligfeiten und andere, welder aber 
ebenjowenig praktiſche Bedeutung als den beiden 
erſteren innewohnt. 

VIZ, Bedingungen der Zuredunng. Die Strafe 
jegt ein ſtrafbares, d. h. ein folded geſetzwidriges 
Berhalten einer Perjon voraus, weldjes die An— 
wendung eines Strafübels notwendig macht. Dies 
ijt zunächſt nicht der Fall, wenn der Lbertreter 
entiveder die Folgen feiner Handlungsweiſe nicht 
eingufeben ober — Willen nicht zu be⸗ 
timmen vermag. 

1. Gejepesunfenntnis u. Irrtum. Die 
Unfenntni8 der iibertretenen Vorſchrift hebt die 
Zurechnung der G.sUb. nicht auf. Daher ſchließt 
aud) der Rechtsirrtum oder die unrichtige Wuj- 
jajjung bes Geſetzes diefelbe nidt aus. Bezüglich 
des Tatirrtums oder der unridtigen Vorjtellung 
tatſächl. Verhältniſſe ijt hingegen zu unterſcheiden, 
ob die Kenntnis von der d — begrün⸗ 
denden Beſchaffenheit der Handlung oder Unter— 
laſſung als eine Bedingung der Zurechnung er— 
klärt wurde oder nicht. Eriteres jt der Fall bei 
der Urheberſchaft, Mitſchuld u. Teilnehmung, aber 
vorausgelept, daß die gehirige Aufmerfiamteit an⸗ 

ewendet wurde. Ausnahmsweiſe wird im § 343, 
é 1, Gef. Str. G. die gedachte Kenntnis vermutet. 
n eingelnen Fallen bildet die Renntnis eines ges 
wifjen Tatumftandes die Vorausfepung der Straf⸗ 
barfeit. Stet bildet aber der Jrrtum oder Mangel 
an Wufmertfamfeit cinen mildernden Umſtand. 

2. Dolus. Im allg. bildet gwar bei G.Ub. 

die hierauf geridjtete Abſicht feine Bedingung der 
Surednung, fondern die AÄbſichtlichteit der G-üb. 
einen erjdjwerenden, Hingegen der Ubgang ciner 
efällsſchädl. Abſicht einen mildernden Umſtand. 
Doch bewirkt letzterer Mangel, daß Handlungen, 
bie ſonſt Schleichhandel oder ſchwere G.Ub. invol⸗ 
vieren, ausnahmsweiſe als einfache G.Ub. bezw. 
im Falle des § 280 und § 375 milder beſtraft 
werden, während der obwaltende Dolus im Falle 
des § 286 und § 464 Sef. Str. G. eine jtrengere 
Straje nad) fich sieht. In eingelnen Fällen aber 
erjordert das —— jum Tatbeſtande einer G.aAb. 
oder zu einer gewiſſen Art ihrer Zurechnung den 
böſen Vorſatz. Wird in ſolchen Fällen die auf die 
Galb. gerichtete Abſicht vom Beſchuldigten in Ab— 
rede geſtellt, ſo iſt dieſer Umſtand nach freier Be— 
weiswürdigung ju beurteilen. 

3. Uusidliehungsqriinde. Ws Gründe 
jur Ausſchließung der Zurechnung werden erklärt: 
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gänzl. Mange! des Vernunftgebrauches, unverſchul— 
dete volle Berauſchung oder andere Sinnesver— 
wirrung, unwiderſtehl. Zwang und Alter unter 
10 Jahren. Falls ein Kind in dieſem Alter eine G.⸗ 
Ub. begeht, fol dies dem Vormundſchaftsgerichte 
behufs Cinleitung der häusl. Züchtigung oder einer 
anderen angemejjenen Borfehtung mitgeteilt wer— 
den. Dbige Ausſchließungsgründe fommen al8 per- 
finliche nur demjenigen zugute, bei weldem fie 
eintreffen. Sie ſchließen daher im Sinne ded § 16 
Gef. Str. G. den Berjall nidjt aus; ebenfo find 
die Mitichulbigen u. Teilnehmer jeder G.-Ub. dann 
jtrafbar, wenn dieſe dem Tater aus einem der ge— 
nannten Griinde nicht zugerechnet werden fann, 
vorausgeſetzt, daß nicht bet ihnen felbjt ein ſolcher 
vorliegt. Auch der unzurechnungsfähige Übertreter, 
der nach Wegfall des Ausſchließungsgrundes den mit 
der GeUb. verbundenen Borteil veriwirflicht, fichert 
oder den Gegenftand derjelben verbirgt, wird jtets 
nad) Maßgabe feiner —— beſtraft. Der 
*bgang der Zurechnungsfähigkeit des Ubertreters 
hebt iibriqenS weder die perfinliche noch die ſächl. 
Haftung fiir die Strafe auf. Jn einem ſolchen 
Falle wird die Geldjtraje nach Analogie des § 164 
des Amtsunterrichtes jum § 62s Ger Str. G. ar- 
bitrér u. giv. mittels Urteiles feftgusegen und dem 
Haftenden aufzuerlegen oder im Wege der ſächl. 
Hajtung geltend gu madjen fein. Die obgenannten 
Ausſchließungsgründe werden nicht vermutet, ſon— 
dern miifjen, tenn fie aus den erhobenen Um— 
ſtänden nicht offenbar hervorgeben, erwieſen werden, 

VILL. Berfud. 1. Begriff. Als Verfuch einer 
Geallb. wird nicht nur der Wnfang ihrer Musfiih= 
rung, fondern aud) diejenige Vorbereitung erflirt, 
die erforderlich ijt, um die Gallb., wenn nicht ein 
äußeres Hindernis cintritt, gu vollbringen. Im 
allg. erſcheint cine G.⸗«Ub. dann als vollbradt, wenn 
jich in dem geſetzwidrigen Verbalten des Ubertreters 
alle jene Werfmale vorfinden, deren Summe nad 
der geſetzl. Beqriffsbeftimmung das Wefen der G.— 
Ub. bildet. Das Gef. Str. G. jtellt aber im ein— 
zelnen ſowohl für vollbtachte als fiir veriudte 
GaUb. Präſumtionen auf. Nac) legteren können 
nicht allein Handlungen, ſondern aud) Unterlaſ— 
ſungen den Verſuch begründen, obgleich Omiſſiv— 
delifte ſchon in dem Zeitpunlte vollbracht find, in 
welchent die vorgeſchriebene Handlung vorzunehmen 
war bezw. die Friſt hiezu abgelaujen ijt. 

Much ein fulpofer Deciud ijt nad) dem Gel. 
Str. W. ftrafbar, obfehon der Dolus im Berjuchs- 
rel liegt und umgekehrt ein ſtrafbarer Verſuch 
bet fulpofen Deliften im allg. für ausgeſchloſſen ilt. 

Im Sinne der obigen Definition ſind Vor— 
bereitungshandlungen, welche zur Gallb. nicht in 
kauſalem Zuſammenhange ſtehen, noch nicht als 
ſtrafbarer Verfuch anzuſehen, ſondern dieſer wird 
erſt dann anzunehmen ſein, wenn ſich in der Hand— 
lung bereits der Tatbeſtand der beabſichtigten .- 
Ub. in erkennbarer Weiſe (dolus ex re) darſtellt, 
zumal da fic) erjt in diejem Momente der Umfang 
des —— Intereſſes und damit die Straf— 
qrundlage ermeſſen lift. 

2. Strajbarfeit. a), Der Verfuch ijt nur 
riictjichtlid) derjenigen G.eUb. jtrafbar, fiir welche 


das Geſetz dies ausdrücklich anordnet. Dies ijt der 
pall gemäß § 184 beim Schleichhandel und bei den 
ſchweren G.- Ub. gegen die Staatsmonopole u. Ver— 
zehrungsſteuer, dann bei einigen einfachen &.-Ub. 
Endlich bejtimmt das Gef. Str. G. bei einzelnen 
@.-Ub. die ftrafbaren Verſuchshandlungen aus— 
drücklich. . 

b) Much rückſichtlich der begeichneten G.-Ub. 
iit der Verſuch nur injofern jtrafbar, als die Voll— 
bringung derjelben nicht aus dem Willen des UÜber— 
treter$ oder durch Zufall, jondern durch die Auf— 
merfjamfeit der Gefällsorgane oder durch die Ver— 
hinderung feitens anderer Perjonen unterblicb. Bon 
diefer Regel enthilt aber § 441 Gej. Str. G. eine 
Ausnahme. Ubrigens bildet die tätige Neue des 
Ubertreters nidjt bloß einen mifldernden Umſtand, 
fondern gibt unter gewiſſen BVorausfepungen aud) 
Anjprud auf Milderung oder Nachſicht der Straje. 

Im allg. bedroht das Wef. Str. G. die volls 
bradjte u. verjudjte G.»Ub. mit der gleichen Strafe; 
die Strafbarfeit des Verſuches ijt jedoch deito ge- 
ringer, je entjernter derjelbe von der Vollbringung 
gewefen oder je weniger gefährlich, tauglid) oder 
wirkſam die pings: oder das angewendete Wittel 
war. Hieraus folgt die Straflojigfeit des Verſuches 
einer G.Ub. nicht nur mit untaugliden, fondern 
aud) mit unjulfingl. Mitteln; iibrigens ijt der Ver— 
judy ciner G.aUb. nidjt ftrafbar, wenn deren Voll— 
bringung der G.-11b. „wegen Unvermögen der die 
Ubertretung verfudjenden Perſon“ unterblied. 

Umfang der Zyrechnung (Teilnahme). 
Cin Verſchulden an G.=Ulb., das geeignet ijt, die 
Beſtrafung ju beqriinden, fann nad) der älteren 
Doftrin des Gef. Str. G. auf vierjache Art ent: 
jtehen: Durch Urheberichaft, Täterſchaft, Mitſchuld 
u. Teilnehmung. Das Gef. Str. G. bezeichnet die 
Urheber, Täter u. Mitſchuldigen, welche auf vor— 
läufiges Einverſtändnis handeln, — gegenüber 
den Teilnehmern, dic, ſich ohne cin ſolches Ein— 
verſtändnis an der G.⸗Ub. nachträglich beteiligen, als 
„Schuldige“, behandelt aber die Teilnehmung nicht 
gleich dem allg. Str. G. als ein beſonderes Delift 
Begünſtigung. 

1. Unmittelbarer Tater ijt im allg. derjenige, 
welder eine G.⸗Ub. „durch feine Handlung oder 
Unterlafjung beging”, d. h. dic verbotene Handlung 
vornimmt oder die ihm geſetzlich oblieqende Ver— 
bindlidjfeit gu erfüllen unterläßi. Hiebei fommt 
nicht in Betradt, ob die Perfon in eigenem oder 
fremdemt Namen bezw. Intereſſe handelt, ob fie 
eigenberechtigt ijt oder nicht. Dem Titer wird 
grundjaiglich jede G.-11b. u. zw. ofme weitere Bee 
dingung zugerechnet. Mitunter wird die Täterſchaft 
im Wej. Str. & und in folgenden gefegl. Anord— 
nungen präſumiert: § 31, YL 1, des Mineralil- 
ſteuergeſetzes, § 29 (Schlußſatz) fowie § 83, Al. 1 
u. 2, des Branntweinfteuergefepes, § 55, Wl. 1, 
des Hucterjteuergefepes und § 25, UL 1, des Bier- 
ſteuergeſetzes. 

Die Vereinigung zweier oder mehrerer im Ein— 
verſtändniſſe (alfo wiſſentlich zuſammen⸗ wirfender 

erſonen zur Vorbereitung, Ausführung oder 
Sicherung einer GeUb. bildet einen erſchwerenden 
Umſtand. Gehen drei oder mehrere Perſonen bei 
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der Vollbringung oder dem Vexrſuche von Schleich— 
handel oder einer ſchweren Gellb. in Übereinſtim— 
mung vor, fo madden fie fid) einer Juſammen— 
rottung ſchuldig. Geht der BVereinigung behufs 
emeinſchaftl. Verübung, —— oder Bere 
Petgung von Sdjleidjhandel oder von ſchweren G.⸗ 
lib., welche als Hilfsmittel des Schleichhandels 
dienen, cine Berabredung voraus und handelt es 
jid) um eingelne G.-11b., jo liegt eine Schwärzer— 
banbe, wenn die Vereinigung aber gejdlofien 
wurde, um ſolche GeaUb. als etn wiederfehrendes 
Gejdajt zu betreiben (bier geniigen 2 Perjonen), 
cine Schleichhandelgeſellſchaft vor. Zum Une 
terichiede von jenen Bereinigungen von Fall gu 
Fall bildet die Teilnahme an ciner Schleichhandel— 
geiellichajt ein eigenes Delift, das ohne Rückſicht auj 
Die von deren Witgliedern begangenen G.Ub. auger 


dem Falle des § 256 Gef. Str. G. mit ftrengem | §§ 


Arrejte und nebſtdem am Urheber u. Titer mit 
cinet befonderen Geldjtraje geahndet wird. 

2. Der Begriff der Urheberfdaft wurde 
für Schleichhandel_ und ſchwere G.Ub. weiter als 
ſür einjache G.⸗Ub. ausgedehnt u. giv. auf die 
entjernteren Mittel der Willensbeftimmung (Rat, 
Uberredung, Unterridt u. dgl.) fowie, auf die Vers 
jiherung, weldje bei einjacen G.-Ub. bloß als 
Mitſchuld gugeredynet werden. Uber die Urbeber- 
ſchaft bei der Schwärzerbande u. Sdhleichhandel- 
geſellſchaft ſ. $8 179—182 bezw. § 252 Bef. Str. 
G. Die Verleitung oder Bejtellung yu Gelb. bildet 
einen erjdpwerenden Umſtand. Außer dem Tater 
wird jede G.-llb. aud) dem Urheber zugerechnet; 
dod) fann bet minder wichtigen W.=1lb. unter ge— 
wijien Vorausfepungen die Strafverfolgung nicht 
allein gegen Mitfduldige u. Teilnehmer, fondern 
aud) gegen den Urheber unterbleiben. 

Dem Urheber werden zugerechnet: die Hand- 
lungen oder Unterlaſſungen, ju denen et einen 
anderen bejtimmte, die notwendigen Mittel und die 
unvermeidl. Folgen derjelben. Fiir einen excessus 
mandati ijt 3* nicht verantwortlich. Die er⸗ 
folglos verſuchte Anſtiftung zur G.- Ub. ijt nicht 
ſtrafbar. 

3. Unter der Mitſchuld wird im allg. eine 
Hilfeleiſtung oder raat vor, bei oder nad) 
der Tat über vorläufiges Einverſtändnis mit einem 
anderen Schuldigen verjtanden; dieſer natürl. Be- 
griff wird aber bei cinfadjen G.-1lb. um die vor: 
erwähnten entfernteren Einwirkungen aujden Willen 
des Ubertreters eriweitert, hingegen bei Schleichhandel 
und ſchweren G.-Ub. nod) bejonders foesifiaiert 
Herbeiſchaffung der Hiljemittel und Bejeitiqung 
von Hindernifjen). 

Als Teilnehmer werden im allg. diejeni- 
gen Perfonen bezeichnet, weldje erſt nad) veriibter 
W.-L1b. obne fritheres Einverjtiindnis mit einem 
Schuldigen Vorteil aus derjelben zogen bezw. die— 
jen Borteil zu verwirklichen, gu ſichern oder zu er— 
höhen juchten, oder auf cine der im § 176 Wej. Str. 
G. bezeichnete Art Vorſchub feijteten. Auch der 
Begriff der Teilnehmung wird fiir Schleichhandel 
und ſchwere G.Ub. noc) beſonders ſpezifiziert. In 
Betreff der Mitſchuld u. Teilnehmung an einer 
Schleichhandelgeſellſchaft ſ. $$ 254 u. 255 Gef. Str. 
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G. Eigentümlicherweiſe werden die Glieder einer 
Schwärzerbande teils als Urheber, teils als Mit— 
ſchuldige rüchſichtlich der von der Bande veriibten 
.-Ub. erklärt, woraus aber wohl faym folgt, daß 
fie niemals als Titer eingelner G.-Ub. angejehen 
werden finnen. Ubrigens wird dic Vorjdhubleijtung 
fiir die bis im dritten Grade Berwandten oder Ver— 
ſchwägerten, dann fiir den Ehegatten, die Schwie— 
qereltern u. Stieffinder ftrajlos erflart, wenn dieſen 
Perſonen nidjt eine der im § 176, 8.3, Wef. Str. 
G. begeidneten Handlungen oder eine andere Art 
von Leilnehmung oder etwa Mitſchuld gur Laſt fällt. 

Die G.-11b., riidjictlic) welder die Mitſchul— 
digen oder Teilnehmer jtrajbar find, werden vom 
Geſetze ausdrücklich bezeichnet. Außer den unter VIL, 
3, erwähnten Fällen ſind dies Schleichhandel und 
ſchwere G.Ub., dann folgende einfache G.Ub.: 
399, 407, 409, 410, 424, 452 Gej. Str. G. 
Zweifelhaft erſcheint, ob die im § 7 Geſetz 7 XI 
62, R. 85, fowie im § 5 Geſetz 30 V1 78, R. 90, 
als Mitſchuld am unbefugten Lottofpiele erklärten 
Suwiderhandlungen die Strafbarteit oder nur die 
Haftung nad ſich ziehen. Jn den Fallen der $$ 217 
u. 461 Gef. Str. G wird eine Handlungsiweije, 
welche fonjt Mitiduld oder Teilnehmung begrün— 
det, als cigene G.-Ub. geahndet. Jn allen iibrigen 
Fällen haften die Mitſchuldigen u. Teilnehmer nad 
Maßgahe ihrer Mitſchuld oder Teilnehmung fiir 
die GeUb. 

4. Bedingung und Umfang der Straf- 
barfeit. Wie erwahnt, ijt die Zurechnung der 
Urheberſchaft, Mitſchuld u. Teilnehmung an die 
Bedingung geknüpft, daß der Schuldige oder Teil— 
nehmer den, Zuſammenhang feiner Handlungsweije 
mit der G.⸗Ub. entweder wupte oder dod) aus den 
obwaltenden Umitiinden bei Anwendung der gehö— 
tigen Aufmerkſamkeit offenbar hätte wahrnehmen 
ſollen. Das Vorhandenſein der böſen Abſicht oder 
groben Fahrläſſigkeit iſt nach freier Beweiswürdi— 
gung zu beurteilen. Nad) dem Gef, Str. G. iſt auc 
die — Teilnahme an Gallb. ſtrafbar, ob— 
wohl der Dolus im Begriffe der ſtrafbaren Teil— 
nahme liegt und umgekehrt eine ſtrafbare Teilnahme 
an kulpoſen Delikten allg. fiir ausgeſchloſſen gilt. 
In der Regel findet der auf eine G.= Ub, ange— 
drobte Stroffap auf alle Schuldigen u. Teilnehmer 
Anwendung; ausnahmeweije find in den §§ 227 bis 
229, 234, 235, 257—259, 263 u. 413—416 Gef. 
Str. G. verſchiedene Straffdpe für diefelben vorge- 
jeben. Doch find, ſoweit nicht mildernde oder er— 
ſchwerende Umſtände cine Abweichung beqriinden, 
der Urheber u. Täter ſchärfer als die Mitſchuldigen 
und dieſe ſchärfer als die Teilnehmer au ſtrafen. 
Ubrigens richtet ſich die Strafbarteit jedes einzelnen 
Schuldigen u. Teilnehmers nach dem Gegenſtande 
der G.⸗Ub., der Tauglichkeit der angewendeten 
Mittel und der Wichtigkeit des Erfolges. Bei Ver— 
mögensſtraſen, welche ſich nad dem Gegenſtande 
Der G.⸗Ub. richten, ijt nad den etwas dunklen 
Bejtimmungen der $$ 99—101 Gef. Str. G. gu 
unterſcheiden, ob jeder einzelne nur hinſichtlich cines 
Teiles des Gegenjtandes der Gelb. als Sdhuldiger 
oder Teilnehmer angufehen ijt, oder ob die Hand— 
lungen derjelben in derartiger Verbindung ſiehen, 
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dag jie fic) binjichtlid) des Erfolges nicht trennen 
laſſen. Im erſteren Fale ijt nur der gedadte Teil 
der Strafbemefiung zu Grunde gu legen, im lep- 
teren Falle umfaßt die Mitwirfung jedes eingelnen 
Schuldigen u. Teilnehmers den ganzen Gegenjtand 
der G.= Ub. Sollte fic) die Gripe des je eins 
zelnen treffenden Anteiles nicht bejtimmt ermitteln 
aſſen, jedoch erwiejen fein, dak die Mitwirfung 
eingelner Schuldigen u. Teilnehmer nidt den gan= 
aen Gegenftand der .-Ub., jondern nur einen 
Teil derielben umfaßte, jo ijt der Gegenjtand zum 
Behuje der Strafbemejjung (nad) Ausicheidung der 
bejtimmbaren YUnteile) zu gleichen Teilen unter die 
Betreffenden aufzuteilen. Auger dem foeben gedach- 
ten Teile ijt jedem Titer, dem auc) Urheberſchaft, 
Mitſchuld oder — zur Laſt fällt, der 
hierauf bezügliche weitere Teil des Gegenſtandes der 
GeUb. anzurechnen. Jedoch ſoll nad) Analogie des 
§ 107, lit. b, Gef. Str. G. fein Teil doppelt oder 
mehrjad in Anſchlag gebracht werden. Die Frage 
nad) dem gegenſtändl. Umfange der Teilnahme an 
einer G.⸗ i. fann wohl nur bei Berüchſichtigung 
de8 Dolus befriedigend gelöſt werden, wonach jedem 
Teilnehmer die gemeinfam veriibte G.-11b. injoweit 
zuzurechnen ijt, als fein ftrafbarer Einfluß auf die- 
felbe reichte. 

X. Gefallsftrafen. 1. Strafarten. Die aur 
Ahndung der G.-Ub. zuläſſigen Strafarten find 
a) Geldjtrafen, b) Verfall von Waren und anderen 
Gegenjtinden, c) Arreſt. Die beiden erjteren Straf- 
atten werden im § 37 unter der Benennung ,,Ber- 
migensitrafen” begriffen und diejen im 5, 152 Gef. 


Str. G. die Unte yy Re qleichgejtellt. Der 
Arreſt wird im $302 8. M. O. als ,,perjinl. Strafe“ 
begeichnet. 


a) Die Geldſtrafen bilden die Hauptitrajart 
im Snjtem des Gef. Str. G. Sie find gewöhnlich 
relativ bejtimmt u. giv. entiveder unmittelbar mit 
beftimmten Geldbetragen, wie 3. B. bei den Unge- 
nauigfeiten u. Unregelmäßigleiten oder mit einem 
Mehrjaden, bezw. Teile der vom — — der 
G. Lb. entfallenden Abgabe, wie bei Schleichhandel, 
ſchweren G.Ub. und vielen einfachen G.Ub., nas 
mentlich jenen, welche Geſällsverkürzungen bilden, 
bezw. mit einem aliquoten Teile odex Vielfachen 
des Wertes des Gegenſtandes der G.«Ub., des er— 
folgten oder beabſichtigten Lottoeinſatzes, des ange- 
botenen, verabreiditen oder verſprochenen Geſchenkes. 
Ausnahmsweiſe wird in den $$ 285, 286, 294, 296 
u. 428 Gef. Str. G. die Geldjtraje unveränderlich 
bejtimmt. Bei den erjteren Gefiillsverfiirzungen 
ift der Geldjtraje dic durch die GaUb. verfiirste 
oder der Verfiirzung —— Abgabe u. zw. je 
nach den Umſtänden des Falles das allg. oder das 
Begünſtigungs-⸗Ausmaß der Abgabe Vertragszoll), 
ſamt Zuſchlägen, nicht aber auch die Nebengebühren 
aus Anlaß der Vornahme einer Amtshandlung zu 
Grunde zu legen. Mus dem RKumulationspringip 
(i. XI, 3) folgt, daß bei Verkürzung oder Gefähr— 
bung zweier oder mehrerer Ubgaben deren Summe 
der Weldftrafe zu Grunde gelegt wird. ; 

Sowohl die Ubgabe als der Wert richtet ſich 
nad) dem Gegenitande der G.-Ub. Diefer mug da- 
her als weſentl. Teil des Tatbejtandes der W.-Lb. 
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mit aller Umſicht u. Eindringlichkeit erhoben wer- 
den. Dit gwar die G.-Ub. an fic) erwieſen, fann 
aber ibr Gegenjtand nicht mit voller Beſtimmtheit 
erhoben werden, fo foll derielbe auger dem Falle 
des § 458, Al. 2, Bef. Str. G. wenigſtens approri- 
mativ ermittelt werden; ijt auc) dies nicht möglich, 
jo joll die Straje mit Riidjicht auj den erbobenen 
Teil und die —— Umſtände der Zeit, die Zahl 
der Fälle u. dgl. arbiträr zwiſchen dem Fect in: 
deſtmaße und dem Höchſtinaße der Geldjtrafen be- 
jtimmt werden. 

Sujolge kaiſ. B. 18152, R. 21, wurde anjtatt 
der YUbgabenftraje die Wertitrafe eingeführt fiir 
Schleidbhandel und ſchwere W.-Ub., welche mit den 
dergeit in der F. M. V. 31 V 88, R. 89, begeich- 
neten Waren veriibt werden. Weitere Wertſtrafen 
find im $76 ded amg ercunebericgee und im § 6 
des Losiperrgefepes (Nominalwwert) —— Als 
Wert der Ware ſoll hiebei der Preis derſelben im 
Großhandel gelten und dieſer Preis, wenn der Ein— 
fuhrzoll oder ein Einfuhrverbot verlegt wurde, bei 
der Strafbemeſſung mit derſelben Sorgfalt aus— 
— werden, wie es § 91 3. M. O. vorſchreibt; 

agegen ijt bei der Ubertretung eines Ausfuhrver— 
botes der Wert der Ware jtets nad dem in der be- 
treffenden Geqend dejtehenden reife gu bejtimmen. 

b) Der Verfall wird vom Wef. Str. G. nur 
in zwei Fallen (S8 209 u. 444) unmittelbar ange- 
droht, ferner in den S$ 74, 77, 78, 81 des Pun- 
zierungsgeſetzes, im § 15 des Spielfartenjtempel- 
gelepes, im Den §§ 10 u. 11 des Geſetzes 18 VI 94, 

- 121, im § 6 des Losiperrgefepes und im Art. 10 
bes VIII. Teiles der kaiſ. 2. 17 VII 99, R. 120. 
Außerdem fann der Verjall an die Stelle der Strafe 
des einfachen Wertes treten, ohne jedoch die dingl. 
Rechte an ihrem Gegenſtande au beriihren. Umge— 
fehrt tritt anjtatt des Verſalles die Wertſtrafe cin, 
wenn der Wegenftand der G.- 1b. nicht in Strai- 
anjprud) genommen werden fann. Der durd) ein 
rechtsträftiges Urteil verhingte Berjall bewirtt, dak 
das Cigentum der verjallenden Sache vom Zeit— 
puntte threr Anhaltung auf die Berjon oder An— 
jtalt, welcher die Vermögensſtrafen gewidmet find, 
libergebt. J 

Die wegen G.-Ub. — Strafgelder 
werden nach — der Unterſuchungskoſten und 
der Belohnungen der Ungeiger, dann des durch 
Geſetz 2 VIL 96, R. 131, dem Staatsichape zuge— 
wiejenen 74% igen Unteiles, infofern diejelben nicht 
durch das Geſeß oder cinen Bertrag anderen Per: 
jonen (Verzehrungsſteuerpächtern u. Ubfindungs- 
geſellſchaften zugewendet wurden, einer wobltitigen 
öffentl. YAnitalt gewidmet, u. zw. gufolge A. E. 
21 V 58, R. 101, gum Zwecke der Erziehung von 
Rindern der bei der Finanzwache und bet den 
ausiibenden Gefällsämtern Angeſtellten. Näheres 
hierüber ſ. im F. MW. Erl. ZIV 97, Z. 18888, 
V. Bl. 83. 

Das Maximum der Vermögensſtrafen wegen 
G.Ub. beträgt ſelbſt im Falle der Konkurrenz, 
ungerechnet ben Wert der ergriffenen Sache, 10.000 fl. 
Statt des dieſes Maximum iiberiteiqenden Teiles 
der nad) dem geſetzl. Bieljachen entfallenden Geld— 
jtrafe fann ein angemeſſener Subſidiararreſt ver: 
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hängt werden. Nad $81, AL 2, des Branntiwein- 
jteuers und § 52, Al. 2, des Zuclerſteuergeſetzes 
hat das illsgericht entweder Subjidiararrejt 
oder die jenes Maximum iiberiteigende Vermigens- 
jtraje, ober teils dieje, teils jene Straje zu ver— 
hingen. Das Minimum der Vermigensjtrajen, 
welche mittels Urteil über einen Beſchuldigten vere 
hiingt werden, betriigt bei einjadjen (.> Ub. 2 fl, 
bei Schleichhandel und, ſchweren G.- Ub. 5 fl, es 
wire Denn, daß der Ubertreter vor dem orbdentl. 
Verhöre den nad) § 541, 3. 1, Gef. Str. G. ent- 
jallenden Strafbetrag erlegt oder volljtindig ſicher— 
jtellt und feinerjeits die Bedingungen der Wblaj- 
jung vom Berjahren erfiillt, wenn ihm diefe aud 
etwa aus dent Grunde des § 545, 3. 4, lit. ¢, 
Bef. Str. G. nicht bewilligt wird. 

c) Die jtets relativ bejtimmte Arreſtſtrafe 
tritt nicht nur im Wege der Uminderung von 
Geldſtrafen ein (j. XI, 5), fondern wird unter be- 
jonders erjdpwerenden Umſtänden ded Halles ſ. XL, 
1) vom Gefepe aud) unmittelbar auj die G.⸗UÜb. 
angedroht u. zw. [aut des Regiſters um Gef. 
Str. G. teils als ſelbſtändige Strafe beim fog. 
frevelhaften Schleichhandel, teils als Strafverſchär⸗ 
jung bei ſchweren GeUb., ausnahmsweiſe aud) bei 
einjachen G.Ub. ($$ 199 u. 456 Gef. Str. G.) Der 
Arreſt hat 2 Grade (einiader u. ftrenger Arreſt 
und ijt gleicwie bei Vergehen u. Ubettretungen 
($$ 244, 245 allg. Str. G. gu volljtreden; aud 
fann derſelbe auf die Arten verſchärft werden, 
weldje das allg. Str. G. (§ 253) fiir Arreſt zu— 
—— Bezüglich der Militärperſonen ſ. § 8, 
&. M. V. 18 VIL 49, R. 368. Die ganze Arreſt— 
jtraje ijt im der Regel ununterbrodjyen zu voll- 
jiehen; nur wenn hiedurch der rechtl. Erwerb des 
Verurteilten oder feiner Familie in Verfall geriete, 
fann bet einfachem Arreſte der Vollzug in cinigen 
Abteilungen mit Zwiſchenräumen von höchſtens 
14 Tagen jtattfinden. Die kürzeſte Daucr des 
Urrejtes beträgt 24 Stunden, die ye 4 Jahre. 
Da die ſchwerſten Fille von G.-1Ub. felbjt bei ihrem 
Zuſammentreffen nicht mit mehr als 1 Jahr Arreſt 
bedroht find und ftatt einer Geldjtraje aud) von 
mehr alg 10.000 fl. höchſtens 3 Jahre Arreſt ver- 
Hangt werden diirjen, fo fann eine jährige Urrejt- 
jtraye nur dann Platz greifen, wenn die höchſte 
Dauer des unmittelbar und ded ftatt einer Geld— 
ſtrafe eintretenden Arreſtes zuſammentreffen. Uber 
die längſte Dauer bei Minderjährigen ſ. XI, 2.) 
Die Strafzeit beginnt bei Verurteilten auf freiem 
Fuße mit ihrer Berhajtung, bei anderen mit Ein— 
tritt ber RechtStraft des UÜrteiles. 

2. Die Strafverſchärfungen dürfen nicht 
wegen erſchwerender Umſtände, fondern nur wegen 
jener G.Ub. verhiingt werden, bei denen das Gales 
jie ausdriidlid) anorbdnet oder gejtattet und auch 
da nur unter den geſetzl. Wobdalitiiten. Im allg. 
enthalt die Vereiniqung zweier oder mehrerer Straf⸗ 
atten eine Verſchärfung. Ubrigens fiihrt das Hef. 
Str. G. folgende bejondere Arten der Strafver= 
ſchärfungen auf: 

a) Verluſt von Redten u. Befugniſſen. 
Dieſer darf nur in den Fallen verhingt werden, 
für welde da8 Gejeg ihn als Verſchärfung der 


Straje oder als Folge derjelben ausdrüclich feſt— 
jest. S. aud) X, 3. 

Der gedachte Verluſt fann auf einen beſtimm— 
ten Seitraum oder fiir immer verhiingt werden 
und hat sur Folge, dak der Verurteilte ein freies 
Gewerbe nicht mehr ausiiben darj, ein verkäufliches 
veräußern, cin radijiertes verpadjten oder durch 
einen nicht zu feiner Famille gehbrigen Werkführer 
betreiben lajjen muh. S. aud) $$ 5 u. 10 Gewerbe- 
novelle 15 111 83, R. 39. Außer dem Berlujt cines 
Gewerbes ordnet das Gef. Str. G. an oder ges 
jtattet e8 die Beſchränkung der Handelsbefuqnis, 
die Unfähigkeit zur Erlangung einer Handels- oder 
Gewerbeberugnis (ſ. aud) § 18 des Spielfarten- 
—— dann den Verluſt der Bejugnis 
zur — oder Bereitung oder zum Verkaufe 
von Monopolsgegenſtänden, der Befugnis zum 
Hauſierhandel (j. aud) § 19 des Haufierpatentes) 
oder gut Ubernabme der Einſätze in die Zahlen— 
lotterie, endlich des weiteren Genuſſes einer Ab⸗ 
gabefreiheit oder <begiinftigung bezw. Ausnahme 
vom Einfuhrverbote oder Staatsmonopole. 

b) Abſchaffung aus einem Orte oder Be— 
jitfe, aus einem Lande oder aug ſämtl. Lindern, 
tie weldje das Gef. Str. G. —— hat. Dieſe 
indet entweder auf eine beſtimmte Dauer oder auf 
unbeſtimmte Zeit ſtatt. Aus ſämtl. Ländern können 
nur Fremde (Ausländer) abgeſchafft werden. Die 
Abſchaffung aus einem Orte (Polizeirayon) oder 
Lande ijt im Gef. Str. G. nicht vorgefeben, wird 
nad) § 63 Gef. Str. G. alfo auc) nicht jtattfinden 
finnen. Unter „Bezirk“ ijt der Grenzbezirk“ ju 
verjtehen. Ubrigens fann niemand aus * Zu⸗ 
ſtändigkeitsorte abgeſchafft werden (Miniſterialver— 
ordnung 19 V 58, R. 79). Unterliegt die Abſchaf— 
jung aus dem Grenzbezirke poligeil. Hindernijien, 
fo erjolgt jtatt derjelben die Stellung unter Polizei 
aufſicht. Aktive Militärperſonen dürfen iiberh. nicht 
abgejchafit werden (§ 8 &. M. V 18 VIII 49, R. 368). 
Die Riidfehr eines wegen G.llb. Abgeſchafften foll 
gleich der cines nidjt wegen eines Berbredens Ab⸗ 
geſchafften ($$ 323 u. 324 allg. Str. G.) geahndet 
werden. 

, ¢) Befanntmadhung des Namens ded 
Ubertreters. Diefe Strafſverſchärfung wurde anijtatt 
der wegen G.Ub. unguldffig erfldrten öffentl. Aus— 
jtellung fiir Den Fall angeordnet, wenn auf den 
Verlujt ciner Gewerbebefugnis oder auf die Ab— 
ſchaffung erfannt wird. Dieſelbe beſteht in der drei— 
maligen Einſchaltung des den Verurteilten betreffen⸗ 
den Urteiles in die Amtszeitungen des Landes, in 
welchem das Urteil 1. Inſtanz geſchöpft wurde. S. 
aud) Hftd. 1211 41, 3. 4424, B. G. S. LXIX, 17. 

3. Folgen der Straffailligfeit. Hiemit 
werden die Stellung des Verurteilten unter Po— 
ligciaufficht, dann der Borbehalt der gebiihrenden 
Abgabe und des Redhtes auf Entſchädigung bezeichnet. 

a) Die Stellung unter Polizeiaufſicht 
fann nur in den gefeplic — Willen u. zw. 
mittels Urteiles — werden. Deren Verhängung 
auf Grund der F. Wi. V. 12 1X 53, R. 179, bee 
treffend die Paßlkontrolle zur Hintanhaltung des 
Schleichhandels iit zuſolge der Geſetze 10 V 73, 
R. 108, und 24 V 85, R. 89, nicht mehr zuläſſig. 
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Dielelbe wird von der polit. Behörde vollitredt 
u. zw. nad den hierüber beftehenden bejonderen 
Vorſchriften, welche fich nicht gur allg. Kundmachung 
eignen, Bei aftiven Militärperſonen findet die Stel- 
lung unter Polizeiaufſicht nicht jtatt ($9 K. M. B. 
18 VII 49, R. 368). 

b) Die Abgabeforderung ijt cine Folge 
der Der G.-Ub. gu Grunde lieqenden jteuerbaren 
Handlung und an die zu ihrem Beſtande erforder- 
lichen gejebl. Bedingungen geknüpft. Wenn diejelbe 
nicht gleichzeitig von der Gefällsbehörde geltend 
gemacht werden fann, joll diejelbe im Urteile vor- 
bebalten werden. Die Bemeſſung oder Einjorde- 
rung der Ubgabe bildet weder einen Gegenjtand 
des Urteiles nod) des Rechtsmittelverjabrens. Die— 
jelbe erjolgt daher feitens der fompetenten Wefiills- 
behirde im einem bejonderen Erkenntniſſe (Hffd. 
11 1X 39, 3. 36103, und 6 VIII 45, 3. 26039, P. 
&. S. LXVII 101, bezw. LXXIL 103). 

c) Wurde durch eine G.⸗Ub. auger der Ent- 
ziehung der Ubgabe dem Staatsſchatze oder einem 
Dritten ein Schaden jugefiigt, jo bleibt dem Be— 
ſchädigten der AUniprud auf Entſchädigung 
nach dem bürgerl. Rechte vorbehalten. Abgeſehen 
von den erwähnten Fällen einer widerrechtl. Beſchä— 
digung können Privatrechte durch GeaUb., nament- 
lich infolge des Verfalles oder der Haftung einer 
Verſon oder Sache verletzt werden. Auch dieſe Folge 
der Strafe ijt im Urteile vorzubehalten. 

XI. Strafbemeſſung. 1. Erſchwerende u. 
mildernde Umftinde. Nach dem Syſtem des 
Gef. Str. G. ſoll das Strafausmaß im gehörigen 
Verhältniſſe sur Wichtigkeit der G.-Ub., zur Größe 
der Schuld und zu den übrigen Umſtänden ſtehen. 
Deshalb zeichnet das Gef. Str. G. fiir die Gallb. 
in der Regel ein höchſtes u. geringſtes Strajaus- 
maß vor und überläßt es die Beſtimmung der 
Strafe im fonfreten Falle innerhalb dieſer beiden 
Grenzen mit ſorgfältiger Beachtung der erſchweren⸗ 
den ſowie der mildernden Umſtände dem Ermeſſen 
des Richters, ſoſern das Geſetz hierüber nicht eine 
beſondere Anordnung enthält. Mitunter nimmt 
dasſelbe hierauf nämlich ſchon entweder bei der 
Feſtſetzung der Strafe oder bei der Begriffsbeſtim— 
mung Rückſicht. Unter den bejonders erſchwerenden 
Umſtänden der Wiederholung, Bewaffnung, Zu— 
fammenrottung, Gewalttätigkeit, Bejtedung, Ver— 
ficherung, Verwendung faljcher oder unterjchobener 
Urfunden, Berlepung des amtl. Verſchluſſes und 
des fremden Cigentumes werden nämlich Schleich— 
handel und fchwere, ausnahmsweiſe aud cinfache 
W.-Ub., unabbiingig von der Geldjtrafe fiir die Ge— 
fällsverlürzung, mit Urrejt und anderen Straj- 
verſchärfungen geahndet, fofern nidt dag allg. Str. 
G. YUnwendung findet. Cine Strafmilderung unter 
das geſetzl. Mindeſtmaß fann nur in den Fällen 
det $$ 473—479 Gel. Str. G. oder im Wege der 
Gnade cintreten. Abgeſehen hievon ijt die Strafe 
in dem Wake, als die erichwerenden oder mildern= 
den Umſtände iiberwiegen, zu erhihen oder gu ver- 
mindern. 

Die erſchwerenden u. mildernden Umſtände 
folgen teils aus der Befchafienheit der Tat (objef- 
tive), teil8 aus ber des Libertreter8 (jubjeftive). 


— 
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Die erſchwerenden Umſtände hat das Gef. Str. G. 
nicht nur —* bezeichnet, ſondern auch teils im 
allg., teils im beſonderen Teile aufgezählt. Dagegen 
führt es die mildernden nur einzeln u. zw. gleich 
den erſchwerenden demonſtrativ auf. Uber die Be— 
riidjichtigung der ausgeſtandenen Unterſuchungs— 
hajt insbeſ. — § 814 Gef. Str. G. und F. M. rl. 
14.V 93, 8. 18594, B. BL 24. Bei der Strajbe- 
mefjung follen ſchließlich die perjinl. Verhältniſſe 
des Ubertreters beriidjichtiqt werden. 

2. Beſtrafung der Minderjihrigen. Bie 
erwähnt, findet gegen Rinder bis gu 10 Jahren 
wegen G.üUb. fein Strajverjahren ftatt. Verwirkt 
ein Minderjahriger über 10 Jahre eine Vermigens- 
jtraje, die meder aus der haftenden Cache nod 
aus dem ihm nad dem a. b. G. B. ($$ 151, 246, 
247) frei verjiigbaren Vermögen eingebradt wer— 
den fann, fo hängt es vom vormundſchaftl. Gerichte 
ab, ob die Strafe aus feinem ſonſtigen Vermigen 
eingubringen oder ftatt derielben Arreſt anzuwen— 
den fei; im [epteren Halle wird mit Rüchkſicht auf 
die im § 83 Bef. Str. G. aufgefiihrten Umſtände 
einfadjer oder jtrenger Arreſt mit oder ohne Ver— 
ſchärfung verhingt. Dieje Umanderung der Strafe 
hat obne vorläufiges Cinvernehmen mit dem We- 
richte jtattzufinden, wenn der Ubertreter ein Frem— 
der ijt und fein Bermigen oder Cinfommen fic 
im Auslande befindet. Da cine lange Arreſtdauer 
fiir Minderjährige ſehr nachteilig wire, wurde die— 
felbe felbjt fiir den Fall des Zuſammentreffens des 
unmittelbar und des ſtatt ciner Geldftrafe eintre- 
tenden Arreſtes bei Unmiindigen (§ 21 a. b. G. B.) 
auf 6 Monate, bei Minderjährigen unter 20 Jahren 
auf 1 Jahr beſchränkt. Ubrigens bildet das jugendl. 
Alter des Ubertreters einen mildernden Umſtand, 
auf welchen ee Rückſicht zu nehmen ijt 
(vgl. die J. M. BW. 25 XI 1902, J. M. V. BL 51). 

3. Konkurrenz. Das Gef. Str. G. ſtellt fiir 
die cintitigqe (ideale) Konkurrenz einer G.-11b. mit 
einem nad dem allg. Str. G. ſtrafbaren Delifte 
das Rumulationspringip alg Regel auf. Gewiſſe 
die G.-llb. begleitende — Handlungen 
bedroht dasſelbe fiir den Fall, als hierauf nicht 
das allg. Str. G. Anwendung finden ſollte, mit 
einer beſonderen Arreſt- u. Geldſtrafe. Findet der 
Strafrichter den Erſchwerungsumſtand zur An— 
wendung des allg. Str. G. geeignet, wie im Falle 
det §$ 377 u. 400 Gef. Str. G., fo hat die Ge— 
fallsitrajbebirde zu erwägen, ob die Beſchaffenheit 
der Tat bei Bemeffung der Gefällsſtrafe als cin 
erſchwerender oder die rechtskräftig auferlegte Be— 
jtrafung nad) dem allg. Str. G. als ein mildernder 
Umſtand anjuredjnen fei. » 

Für die Ronfurrens von G.-Ub. untereinander 
gilt in der Regel ebenfalls das Kumulationspringip, 
ohne Unterſchied, ob dicjelbe ein⸗ oder mehrtitig iit, 
jedoch hinjichtlic) der Vermögensſtrafen mit der Bee 
ſchränkung der $$ 39—41 Gej. Str. G. Ansbef. find 
zwei oder mehrere durd) cine G.-Ub. verkürzte oder 
gefährdete Abgaben vereint der Strajfbemejiung zu 
Grunde gu legen. Ridtet fich die Strate aber nidt 
nach dem Gegenjtande der Llbertretung, fo fept 
jenes Eringip den Beftand zweier oder mebrerer 
verjcbiedener G.-11b. (nicht Teilhandlungen) voraus. 


Gefällsſtrafrecht. 


Ausnahmsweiſe wird die Straje fiir geringe Kon— 
trollvergehen durd) die Schleichhandels- oder eine 
andere Straje abforbiert. Beim Zuſammentreffen 
weier oder mehrerer .-11b., deren jede mit ſelb— 
frandigem Arreſt bedroht ijt oder weldje mit dem- 
jelben Wegenjtande begangen wurden und woſür 
die Strafe auf Grund einer u. derjelben Abgabe 
oder desielben Wertes dieſes Gegenjtandes gu be- 
meſſen ijt, ſoll im erjteren Falle die längere geſetzl. 
Dauer des Arrejtes bezw. der ſtrengere Grad oder 
Verſchärfung desfelben, im zweiten walle das grö⸗ 
Bere geijepl. Strajausmak höhere Vielfache) be- 
jtimmt, die mindere GaUb. aber als erjchwerender 
Umſtand angeredynet werden. Um jo weniger fann 
jemand wegen einer mit demfclben Gegenſtande 
veriibten (.<Ub. alé Titer und auferdem nod eins 
mal als Urheber oder ———— beſtraft werden. 

4. Wiederholung u. Ruͤcfall. Das Gef. 
Str. G. erklärt nicht allein die Wiederholung der— 
ſelben G.=Llb.,, fondern aud) die Verübung ver— 
wandter G.<Ub. als bejonders erſchwerenden Um— 
jtand. Als foldje werden erklürt Schleichhandel unter 
fid), ſchwere G.< 1b. untereinander (obſchon gegen 
verſchiedene Wejiille), dann G.eUb., die geqen das- 
ſelbe Gefälle (einzelnen Monopolsgegenjtand) ge— 
richtet ſind (obſchon verſchiedener Gattung), oder 
zwiſchen —* hinſichtlich der Tat, deren Mittel 
oder Folgen Ahnlichkeit oder ein ſolcher Zuſammen⸗ 
bang beſteht, daß hiedurch der Übextreter als $° 
fährlicher erideint. Berwandte G.Ub. find biebei 
dejto mehr gu beadhten, je enger ihr Zuſammen⸗ 
bang oder die Ahnlichkeit ijt, u. aw. aud) dann, 
wenn Ddiejelben vor längerer Beit jtattjanden, be- 
reits gejtrajt wurden, verjährt jind oder nachgeſehen 
wurden. Jedoch ijt awijden den Fällen, in denen 
das Geſetz auf die Wiederholung derjelben oder 
perwandter G.⸗Ub. cin höheres Strajausmap, felb- 
ſtändigen Arreſt oder eine bejondere Strafverſchär⸗ 
fung fejtieft oder died fiir eine befondere G.Ub. 
erflart, und anderen gu unterfdjeiden. Sn den er— 
ſteren Fallen find blog diejenigen G.-Ub. au be- 
achten, die zur gleichen Gattung gehören, nicht ver- 
jahrt und nicht vor Ublauf ihrer dreifachen Ber- 
jabrungsiriit rechtskräftig enticieden wurden. An 
anderen Fällen finden die allg. Bejtimmungen über 
die Beachtung der eridwerenden Umſtände An— 
wendung. 

Der in der Wiederholung derjelben oder ver= 
wandter G.Ub. gelegene erſchwerende Umſtand 
wird dadurch noch beſonders geſteigert, wenn der 
Ubertreter bereits eins oder mehreremal geſtraſt, 
d. b. nicht bloß rechtskräftig verurteilt, jondern die 
Strate an ibm aud) vollgogen wurde. An diefem 
Falle ijt der Riidfillige mit dem Doppelten des 
bei der eriten Beſtrafung verhingten Strafmakes 
ohne Rüchkſicht auf die — Milderung pn 
abnden; bei weiteren Wiederholungen ijt das im 
eriten Strafjalle angewendete Ma nad) der Zahl 
der Bejtrafungen gu vervieljiltigen, 3. B., wenn 
im 1. alle mit dem 3jaden, fo im 2. mit dem 
Giachen, im 3. mit dem Yfadjen uſw. bis gum höch— 
jten fiir die GeUb. feſtgeſetzten Strafausmafe. 

5. Umanderung der Strafen. Cine ſolche 
findet im allg. nicht ftatt. Die Gelditrafe ijt aber 
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auger bem Falle des 8 41 Gef. Str. G. (ſ. X, 1b) 
in Wrrejt umzuändern: 

a) Wenn dicjelbe im Wege der ſächl. Haftung 
aus dem Vermögen oder Einfommen des Ubertreters 
und eventuell des Hajtenden mit Beobachtung der 
hiefiir bejtehenden Bejtimmungen ganz oder jum 
Teil nicht ecingebradjt werden fann u. giv. tiid- 
ſichtlich des uneinbringl. Betrages der Strafe. Die- 
jer fog. fuppletorifche Arreſt ijt im alle des §$ 812 
Gef. Str. G. zugleich mit der Geldjtrafe im Urteile 
auszuſprechen; andernfalls wird derjelbe mittels 
Verordnung bejtimmt. Hiebei find der Stand, Er- 
werb und die perfinl. Beſchaffenheit des Berur- 
teilten, dann die Folgen des Arreſtvollzuges auch 
fiir feine Familie zu beriidjictigen. 

b) Wenn da8 vormundjchajtl. Gericht ſich gegen 
dic ECinbringung der Geldjtrafe aus dem Vermögen 
u. Einfommen eines Minderjährigen erklärt. 

c) Wenn cin Teil der Geldſtraſe, fiir welche 
ein anderer haftet, dem Haftenden erlajien wird. 

Jn den beiden legteren Fallen ijt ſowohl das 
Mak der Geldjtrafe als des fuppletorifden Arreſtes 
im Urteile zu bejtimmen. Bei der Umiinderung 
der Geldjtraje in Urrejt ijt im allg. jolgender Maß— 
jtab anjuwenden: 














Geidſtrafe | Suppl. Arreſt | Anmertung 
bis 200 ff. bis 1 Monat | ga2ts 
|| Sas 
| 200-600 jl. | 1—3 Monate Ee PE= 
600—1500 fl. 3—6 Monate | €-£% 6 . 
| | gerage 
1500—3000 fl. 6M.bi81Qahe, BSee-= 
| Mes s8s | 
 3000—6000 fl.| 1—2 Sabre | ** —— 
| epson 
| fiber 6000 ff. | 2-3 Qahre | gSksE 
| 


Die erfennenden Behörden diirfen diefen Maß— 
ftab nad dem Schlußſatze des § 119 Gef. Str. G. 
in feinem alle überſchreiten, allerdings aber im 
Sinne des § 118 Gej. Str. G. darunter bleiben. 

Dagegen ijt das Ausmaß der Arreſtdauer im 
walle des § 41 Gef. Str. G. und bei Minder- 
jabrigen dem Ermejien des Richters tiberlajjen; 
jedoch darf weder im erjteren Falle die zuläſſige 
lingjte Dauer des Arreſtes von 4 Jahren, nod 
im legteren Falle die von 6 Wonaten begw. 1 Jahr 
überſchritten werden. Der Vollzug des fuppletori- 
ſchen Urrejtes fann iibrigens durch Crlag der Geld— 
jtraje, foweit dieje nicht durch die erlittene Arreſt— 
jtrafe getilgt ijt, u. aw. auch von einem Dritten 
abgewendet werden. In diefem und im Falle des 
§ 412 Wef. Str. G. wird die Arreſtdauer nach 
Makgabe des erlegten bezw. eingebrachten Straf- 
betrages verhältnismäßig bejtimmt. Jn der Regel 
iit die Geldjtraje in einjaden Arreſt umzuändern. 
Strenger Arreſt oder cine Verſchärfung beider Grade 
hat hiebet nur Platz gu greifen, wenn die Bedin- 
gungen zur Ablürzung des YUrrejtes vorhanden find. 
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Gefällsſtrafrecht. 


Dieſe iſt ſowohl bei dem unmittelbar als bei! 3. 147). Im allg. obliegt die Haftung folgenden 


dem ſtait einer Geldſtrafe eintretenden Arreſte zu⸗ Perſ 


läſſig, wenn durch deſſen lange Dauer der rechtl. 
Erwerb des UÜbertreters oder ſeiner ilie in Ver- 
fall geraten würde. Jn letzterem Falle fqnn der 
Arrejt auch unter das mindejte fiir Die G« Ub. un— 
mittelbar oder im § 119 Gef. Str. G. beftimmte 
Ausmaß, aber nie unter 24 Stunden abgekürzt 
werden. 

Unter der gleichen Borausfepung fann der 
Arrejt als ſelbſſändige Strafe wegen frevelhaften 
Schleichhandels fowie als Strafverſchärfung wegen 
ſchwerer G.<Ub. in eine angemejjene Geldſtrafe um- 

eändert werden, jedod) nut bei den im § 241 

ef. Str. G. aujgefiihtten vier Arten der jog. Frevel 
und aud) da nur, wenn der UÜbertreter nicht riid- 
fällig ijt, die G.-Ub. nur mit einem unbedeuten- 
den Wegenftande ftattfjand und wenigftens ein mil- 
dernder Umſtand des § 92, 8. 1—9, Bef. Str. G. 
cintritt (ſ. aud X, 1). 

XU. Haftung. Die Haftung begwedt zunächſt 
bie Sicherjtellung des Vollguges der Vermigens- 
jtrafen und die Vermeidbung des fuppletorijden Wr- 
rejtes, der in der Regel dem —— Koſten 
verurſacht. Die Haſtung fiir dic den Gefällsüber— 
treter treffenden Heldjtrajen u. Unterſuchungsloſten 
ijt cine Erweiterung der —— für die Abgabe 
und al ſolche Dem Gefällsweſen eigentümlich. Die— 
ſelbe iſt entweder önlich oder ſächlich, verfolgt 
im Grunde einen ſtrafpolit. Zwech, die Hintanhal— 
tung von GelUb., und ſucht die wahren Schuldi— 

en, welche fic) bei der geringen Unterſtützung det 

Wieiallebebirde feitens des Bubtitums hiiufig der 
unmittelbaren Beftrafung gu entgiehen wiffen, auf 
cinem Unuvege zu erreichen. 

1. Perſönl. Dal oa Diefe ift der aivil- 
rechtl. Haftung fiir de Schuld nachgebildct und 
gründet fid) auf die Präſumtion ciner culpa in 
eligendo ober in custodiendo bderjenigen Werion, 
welche fiit die geſetzmäßige Entridtung der Abgabe 
und gebirige Erfüllung der Anſage- u. Rontroll- 
pflicht verantwortlich ijt. Die Gefällsſtrafen beſtehen 
hauptſächlich in Vermögensnachteilen, an denen 
eine —— Ae oi zuläſſig ijt. Ihrem 
Swede und ihrer Wirkung nach ijt die perſönl. 
Daitung jubfjidiarifd, d. b. fie tritt nur dann 
und in dem Wake ein, als die Strafe nicht durch dic 
Verduferung der haftenden Sache oder vom UÜber— 
treter cingebracht wird, Nur der dem Haftenden nach 
ben S§ 820 u. 928 Gef. Str, G. unmittelbar oblie— 
gende Roftenerfag ift vom Ubertreter unaboiinglg, 
indemt er vom Hajftenden felbjt verurſacht wird. 
perjinl. Haftung ijt entweder cine freiwillige (ver- 
tragsmäßige, welche ausſchließlich nach zivilrechtl. 
Grundſätzen gu beurteilen ijt) oder eine geſetzliche. 
Letztere berubt teils auf den allgemeinen, teils auf 
bejonderen Bejtimmungen des Gef. Str. G. oder 
der Abgabegefepe, insbeſ. bezüglich des Unterneh- 
mers eines fteuerbaren Verfahrens. Hingegen be- 

tiindet der vielfach mißverſtandene Grundſatz ded 
S124 Gef. Str. G. nicht etwa immer die Hajtung 
ded Urhebers fiir dic Strafe desjeniqen, den er 
au ciner G.-Ub. beſtimmte, fondern nur dann, 


onen: 

a) Dem Bewaltgeber ($$ 1027—1033 a. b. 
G. B.) fiir die vom Gewalthaber in den ibm über— 
tragenen Geſchäften veriibten G.-Ub., wenn er den 
hieraus gewonnenen Gegenjtand oder, Borteil mit 
der KRenntnis, dah er von einer G.-1b. herriihre, 
bebielt, ohne die hiedurch verlegte Verbindlichfeit 
nachträglich gu erfiillen. Aft der Gewaltgeber cin 
das Gewerbe felbjt leitender Geiwerbetreibender, fo 
wird die gedachte Renntnis vermutet rüchſichtlich 
aller Gegenſtände, die fic) in dex Gewerbeſtätte 
(§ 74 der Vollzugsvorſchrift zur 8. M. O.) vor— 
finden, begiiglich aller Gegenjtinde u. Geldpojten, 
weldje in den Gewerbebiichern cingetragen find, 
dann der Gewerbeartifel, die fic) in den Wohnungs— 
räumen vorfinden, ohne aber den Gegenbeweis aus: 
zuſchließen. Ein folder Gewaltgeber haftet, wenn 
et aus den obwaltenden Verhältniſſen bei gehöriger 
Aufmerkſamkeit die Umitinde, deren Kenntnis 
vorausgeſetzt wird, hatte entnehmen follen. Jeder 
ewaltgeber aber hajtet fiir Schleichhandel oder 
ſchwere W.-L1b. feines Gewalthabers, wenn er dem 
“epi die Vollmacht zu Geſchäften, die Gelegen— 
heit 3u einer diejer beiden Gattungen von G.-11b. 
ewähren, obwobl er wubte, dak der Gewalthaber 
oldje bereits veriibt habe, belief oder vor Ablauf 
der dreifachen Verjährungsfriſt erteilte. 

b) Dem Betriebsleiter eines Gewerbes 
auger ben voreriviifnten Fallen fiir die von den 
Gewerbegehilfen u. Beftellten in den ihnen (aus— 
drücklich oder ftilljdhweigend) iibertragenen Geſchäf⸗ 
ten veriibten Gefällsverkürzungen, wenn er 
in der Wahl dieſer Perjonen oder in der Über— 
waduna ihrer Gewerbeverrichtungen die gehörige 
Aufmerlſamkeit vernachläſſigte. 

c) Dem Familienhaupte (§ 91 a. b. G. B.) 
fiir bie Gefällsverlürzungen, welche von ſeiner weder 
geſchiedenen nod) getrennten) Ebegattin oder den 
unter jeiner väterl. Gewalt jtehenden, bei ifm in 
Wohnung u. Erziehung befindl. Familiengliedern 
(ebelichen und Wabhl-Rindern) in den ihnen über— 
tragenen Geſchäften begangen werden. 

d) Den Eltern, Vormiindern und deraglei- 
chen Berjonen, denen die Obſorge oder Uberwachung 
eines Unmündigen obliegt, für deſſen Gefällsver— 
fiirzungen, an denen fie wegen vernachläſſigter Auf⸗ 
merfjamfeit u. Vorſicht ſchuld tragen. 

e) Den Mitidhuldigen u. Teilnehmern 
fiir jene G.-1b., wegen deren fie nidt zur Straje 
gejogen werden, nad) Maßgabe ihrer Mitſchuld 


¢} oder Teilnehmung, d., h. nach dem Umfange ded 


Wegenjtandes der GeUb., hinſichtlich deſſen ibnen 
Mitſchuld bezw. Teilnehmung zugerechnet werden 
fann, alſo nicht fiir die Strafe eines anderen Schul— 
digen oder Teilnehmers als des Titers. 
Die perjinl. Haftung umfaßt die dem Uber- 
treter, für welchen fie eintritt, wegen der betreffen— 
den GW. Ub. obliegenden baren Leiftungen, d. h. 
auger der Geldjtraje die verkürzte Mbgabe und dic 
Unterjuchungsfoften (ſ. Art. — u. „Ver⸗ 
waltungsverſahren O.“). Ihr Umſang richtet ſich 
nad) dem Gegenſtande der G.aUb., bezüglich welcher 


wenn jener nicht ſtrafbar ijt (D. G. G. 3X 95, die Haftung eintritt, eventuell nad einem Teile des 


Gefällsſtrafrecht. 


Gegenſtandes. Trifft die Saftung fiir cine G.Ub. 
(und denſelben Ubertreter) zwei oder mehrere Per— 
fonen, fo haften fie im gedachten Umfange folida- 
riſch. Die Haftung wird in der Regel tm vollen 
Betrage, der nicht eingebracht werden fann, geltend 
qemadjt. Hat der Ubertreter jedoch dolos gehandelt 
und fann an ihm der ſuppletoriſche Arreſt voll 
jtredt werden, trifft Dagegen den Hajtenden fein oder 
nur ſehr geringes Verſchulden und erwächſt ifm aus 
der GeaUb. fein Vorteil, fodann im Falle des § $2 
Gef. Str. G. fteht es im Ermeſſen des Richters, 
bem Haftenden einen angemefjenen Teil zu erlajjen 
und gegen den Ubertreter in Arreſt umzuändern. 

ie vom Haftenden au leijtenden Beträge wer- 
den nitigenfalls mittels der durch die Gerichtsord⸗ 
nung in Streitjacjen vorgefdriebenen Crefutionss 
mittel eingebracht. Nac § 144 Gef. Str. G. ſchließen 
fic) die Strafe u. Haftung gegenfeitig nidt aus, was 
mitunter gegen den @rundiay des § 107, lit. b, Bef. 
Str. G. verſtoßen fann. 

2. Sächl. Haftung. Dieſe erſetzt die ehemals 
jowie in allen auswärtigen Zollgefepen in größerer 
Ausdehnung — onfistationsſtrafe und 
entſpricht, da ſie die Privatrechte ſo viel als möglich 
ju ſchonen ſucht, mehr dem humanen Geiſte der 
modernen Geſeßgebung. Die ſächl. Haftung ijt eine 
Art geſetzl. Bjandrecht des Gegenſtandes oder der 
Hiljsmittel einer G⸗Ub. gur Dedung der Abgabe, 
Weldjtrafe u. Unterfuchungsfoften. Die Haftung be- 
redjtigt die Gefällsorgane ſchon vor der Entſcheidung 
iiber diefelbe, die hajtende Sadje au ergreifen, zu 
vetwahren und auf Grund des die ſächl. Haftung 
juitifigierenden Urteiles, wenn jene öffentl. Forde— 
tungen nicht a werden, ohne gerichtl. Inter⸗ 
vention sum gedadjten Swede gu veräußern, oder, 
falls es ie um einen Monopolsgegenftand handelt, 
u verwerten, in den Füllen der $$ 164 u. 165 Gef. 

tr. G. aber unbraudjbar gu machen und nötigen⸗ 
fallg su zerſtören. Letzteres ſowohl als die Ablö— 
jung von Monopolsgeqenftiinden um eine geringe 
Gebühr fommt der Ronfisfation ziemlich nabe. 
Überh. ift die fächl. Haftung eine durch die Nicht- 
jahlung der obgedadten Leijtungen bedingte und 
auj deren Betrag ſowie durch gewiſſe Rückſichten auf 
den redl. Beſitz unbeteiligter Berjonen beſchränkte 
Konfistationsjtrafe. Die Privatrechtsanſprüche auj 
die haftende Sache fonnten, damit fie nicht sur Ver— 
eitelung der Haftung und Abwendung jeder Gefahr 
eines Iuftes von dem wahren Schuldigen mif- 
braucht werden, nur unter vielen Vorſichten u. Be- 
dingungen jugeftanden werden. Insbeſ. find es 
zwei Fille, bezüglich deren der Gefebgeber die 
Haftun —— wollte: a) wenn der Gegen⸗ 
jtand einer GeUb. fic) zur Beit ihrer Entdedung 
nidt mehr in den Händen des Ubertreters, fondern 
im redl. Bejige eines Dritten befindet, der weder 
bei der Erwerbung den Gefällsvorſchriften entgegen- 
handelte, nod) dic Verbindlidfeit der Bezugsaus— 
—— pu erfüllen unterließ; b) wenn der Gegen⸗ 
ftand em Gigentiimer rechtswidrig entzogen 
wurde und dieſem feine Berantiwortlichfeit fiir die 
G.eUb. obliegt. 

Bei Gefallsvertiirj;ungen und deren jtrafbarem 
Verſuch Haften nicht allein ihr Gegenitand, fondern 
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aud) der Gufere Umſchlag und die Erjordernijje jeiner 
Aufbewahrung, dann die mit demfelben vermengten 
oder vetbundenen Caden. Bei anderen (3.2 11b. 
hajten deren Gegenftand u. Hiljsmittel überh. nur 
injojern, als der Gigentiimer diefer Sachen ſtraf⸗ 
bar ijt oder perſönlich fiir die G.Ub. haftet oder 
al8 das Geſetz oder ein Vertrag die Hajtung der Sache 
beſonders feſtſetzt. Die Xransportmittel (Wagen, 
Fahrzeuge, Rug u. Laſttiere), als Hilfsmittel der 
W.-l1b,, bajten nur fic diejenigen G.sll6., wegen 
weldjer der Warenfiihrer ftrajbar ijt oder fiir welche 
er perfinlich haftet. 7 

Der haftende Gegenjtand einer G.-llb. fann 
nicht nur unmittelbar bei deren Entdecung, ſon— 
dern aud) nad) derfelben in Anſpruch genommen 
werden, bis die ſächl. Haftung erliſcht; ebenjo defjen 
Behältnis oder Umſchlag und die mit dem Gegen= 
ftande verbundenen Sachen, folange fie fich bei dem— 
felben befinden. Andere Hilfsmittel finnen nur im 
Falle ihrer —* während der Verübung der 
G.Ub., außerdem aber nur inſofern in Anſpruch 
genommen werden, als deren Beſtimmung sur Ver— 
übung oder Verbergung von GeUb. aus ihrer une 
gewöhnl. Geſtalt oder Einrichtung (geheime Vor— 
ridjtungen) leicht erlannt werden fann. 

Zur Geltendmadung der Haftung wird die 
Sache in gefällsamtl. —— oder Aufſicht 
u. Bewachung geſtellt; nur wenn die Bedingungen 
des § 161 Gef. Str. G. vereint zutreffen, alſo jeder 
Verdacht einer Beteiligung an der Gelb. ſeitens 
des Beſitzers der Sache ausgeſchloſſen iſt, kann 
dieſer fordern, dak dieſelbe an das Zivilgericht iiber- 
lieſert und die Haftung im ordentl. regio aus: 
— werbde. In dieſem Falle tritt die Gefälls— 

ehirde, andernfalls der a ag oder Pfand⸗ 
liubiger als Kläger auf. Cigentiimer oder 
Bandgliubiger einer haftenden Gade fann unter 
den Bedingungen der $8 153—155 Gef. Str. G. 
fein dingl. Recht der gefillZamtl. Geltendmadung 
der hierauf rubenden Hajtung entgegenſetzen, ſo— 
lange jein Rect nod) nicht verjibrt ijt und die 
Sache oder der fiir fie gelöſte Preis fid) ganz oder 
jum Teil noch in amtlicer oder gerichtl. Verwah— 
tung oder Bewachung befindet. Gegen denjenigen, 
welcher die Sache bet der gefällsamtlichen exeku— 
tiven Veräußerung an fic) gebradjt bat, oder gegen 
deſſen Zeſſionär, fann fein Anſpruch gemacht wers 
den. Ein Anſpruch auf den durch die Veräußerung 
der Sache gelijten Preis findet nur in dem Mage 
ftatt, als derfelbe nod) nicht zur Belohnung der 
Ungeiger verivendet wurde. Entſchädigungsanſprüche 
aus anderen Titeln finnen immer erhoben wer- 
ben. ig muß der Cigentiimer oder Pfand— 
gliubiger, dem die Sache oder deren Preis zurück— 
—— wird, dem Staatsſchatze als redl. Beſitzer 
en notwendigen und nützl. Aufwand vergüten. Die 
haftenden Caden werden zunächſt fiir die ihren 
Cigentiimer (er mag Schuldiger oder Teilnehmer 
fein oder nur haften) treffende Geldſtrafe und wenn 
das Eigentum ſtrittig ijt, zuerſt für die Geldſtrafe 
ihres Inhabers, dann aber, ſowie in allen anderen 
Fällen, für die Geldſtrafen ſämtl. Verurteilten nach 
oe a ibter Strafbetriige in Anrechnung ge- 
racht. 
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In Betreff der Riidjtellung einer haftenden 
Sache vor Schluß des Gefällsſtrafverfahrens ſ. Hffd. 
1 III 37, 3. 55670, P. G. S. LXV, 33,, 

XIII. Erlöſchung der Strafe. DieG.-Ub. haben 
verichiedene Wirfungen, teils jtrafrechtlice (alle 
Strafarten u. Strajveridirfungen, Haftung, Ver— 
jabrensfojten), teils givilredtlidje (Criaganipriiche), 
teils gefällsrechtliche (Abgabe- u. Ausweispflicht). 
Da das Hef. Str. G. nur von der Erlöſchung der ſtraf⸗ 
rechtl. Wirfungen handeln fann, fpricht es aus, daß 
deren Erlöſchung weder von der gebiihrenden Ab— 
gabe nod) von der Erfiillung der in den Gejiills- 
vorſchriften auferlegten Berbindlidfeiten, insbef. 
von der Ausweiſung des Bezuges, rag oder 
der Vergollung, noc) von einer zivilrechtl. Entſchä— 
diqung enthebt. Wird einer gefillsredtl. Verbind- 
lichfeit nicht Geniige qeleijtet, fo greift die auf diefe 
Unterlajiung angedrobte Strafe Platz, welche felbit- 
verjtindlic) wieder erlöſchen fann. Ubrigens fann ſich 
jedermann von derjelben dadurch befreien, daß er 
den Gegenſtand fiir die Cinfuhr vom Auslande 
verzollt. 

Unter gewiſſen Umſtänden oder für beſtimmte 
G.Ub. wird auf Grund beſonderer Beſtimmungen 
die geſetzl. Strafe gegen einen Schuldigen oder Teil— 
nehmer nicht angewendet. Hieher gehört auch dic 
Teilnehmung durch die Erwerbung, Aufbewahrung 
oder Verbreitung von Gegenſtänden einer .-1b., 
wenn der ———— die Gegenſtände erſt nach Er— 
— — der Strafe für den Vormann übernahm, 
nicht aber auch, falls der Vormann nicht ſtrafbar 
war. Außer dieſen beſonderen Fällen ſetzt das Gef. 
Str. G. 4 allg. Erlöſchungsarten der Strafe feſt: 
den Tod des UÜbertreters, die Vollziehung, die Nach— 
ſicht und die Verjährung der Straje. Das Urteil, 
womit der Beſchuldigte der ihm angelaſteten G.-Ub. 
nicht ſchuldig erfannt oder womit die Unterſuchung 
gegen ibn aus Abgang rechtl. Beweiſe aufgehoben 
wurde, ja felbjt ein Strajurteil ſchützt im Hinblide 
auf die mögl. Wiederaujnehmung des Verjahrens 
nicht unbedingt vor, einer (iweiteren) Beſtrafung 
wegen derſelben Gellb. 

1. Tod des Übertreters. Hiedurch erlöſchen 
ſelbſtverſtändlich die Arreſtſtraſe und alle nicht in 
einer Vermögensſtrafe bejtehenden Strafpverſchär— 
ſfungen als perſönl. Strafen. Bezüglich der Ver— 
mögensſtrafen — gleichviel ob Haupt= oder Neben—⸗ 
jtraie — ijt mit Rüdſicht auf § 548 a. b. G. B. 
zu untericheiden, ob der Ubertreter zur eit feines 
Todes bereits rechtskräftig verurteilt war oder nicht. 
Im bejahenden Falie werden alle zuerlannten Ver— 
mögensſtrafen volljtrect, im verneinenden Falle er- 
Idichen Ddiejelben, ſoweit fie nicht durch die ſächl. 
Haftung gededt find. Jn legterem Falle wird die 
Haftung oder der BVerfall der Sade vor ihrer Bolle 
jichung nad) Yinalogie des § 164 des Amtsunter— 
richtes jum Gef. Str. G. mittels Urteiles fejtzu- 
jesen fein, iwogegen den Erben im Hinblide auj 
die $$ 836, 4. 1, 839 u. S40 Gef. Str. G. die 
Rechts⸗ u. Gnadenmittel gujtehen dürften. 

2. Volljiehung der Strafe. Dieje wurde 
irrtümlich unter dic Straſerlöſchungsarten gereiht, 
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weder die Wiederaufnehmung des Verfahrens noc) 
die Folgen der Abſtrafung. Hiebei ſei bemerkt, daß 
im Falle der Ablaſſung vom Verſahren die Frage, 
wer an der G.= Ub. ſchuldig fei, offen bleibt, das 
Strajverfahren alſo weder eingeleitet nod) geſchloſſen 
wird. Doch ſchützt auc) die Ablaſſungsbewilligung 
nicht vor nachträgl. Einleitung des Verfahrens. 

3. Nachſicht der Strafe. Hierunter verſteht 
das Gef. Str. G. nicht bloß die gänzl. Nachſicht, 
ſondern auch die Milderung der Straſe unter das 
für eine GeUb. geſetzlich beſtimmte mindeſte Aus— 
maß. Dieſelbe wird entweder von den Strafbehörden 
innerhalb ihres Wirlungskreiſes wegen beſonderer 
mildernder Umſtände oder anderer beſonders riid- 
ſichtswürdiger Verhältniſſe aus Gnade) gewährt 
oder durch eine geſetzl. Beſtimmung (rechtmäßig) 
zugeſichert. Die gnadenweiſe Nachſicht hat nach 
Maßgabe derſelben, ſoweit nicht das Geſetz eine 
Abweichung feſtſetzt, dieſelbe Wirkung wie die Boll- 
ziehung der Strafe. Hieraus folgt, daß der Be— 
gnadigte in rechtl. Beziehung als beſtraft anzuſehen 
tit, ferner daß gegen denſelben im Falle der Wieder- 
aufnehmung ein weiteres Verfahren ftattfindet. Da- 
gegen erlijchen mit der great augeficherten Straj- 
nachſicht alle jtrafrechtl. Wirfungen der G.⸗«Ub. Die 
—5——— Strafnachſicht gründet ſich teils auf das 
Gef. Str. G., teils auf beſondere Beſtimmungen der 
Abgabegeſetze. An den $$ 476—478 Gef. Str. G. 
ijt die Nachficht an mebhrere wichtige Bedingungen 
getniipyt, namentlich an die Betitigung aufridtiger 

cue. 

4. Verjahrung. Der Cintritt der Verjährung 
bewirft nicht allein, dak wegen der GeaUb. weder 
Unteriuchung nod) Straje ftattfindet, fondern ſchützt 
aud) vor der Wiederaufnahme und nachträgl. Ein— 
leitung des Strafverfabrens. Erſteres gilt fogar 
hinſichtlich des Verjalles, wenn fein Gegenjtand vor 
Ublauf der Verjährungsfriſt nidt in Beſchlag ge— 
nommen wurde, fowie bezüglich der ſächl. Sefnens 
unter gewiſſen Vorausſetzungen. Bei Eintritt der 
Verjährung ijt das begonnene Verfahren aufzu— 
laſſen; nad) Einleitung der Unterjuchung ijt gemäß 
§ 791 bezw. § 809, lit. b, Bef. Str. G. vorgugehen. 
Nachdem die Strafe rechtskräftig guerfannt worden 
ijt, bewirft die Verjährung, dak die Strafe nicht 
mehr volljtredt werden fann. Die Verjährung tit 
als geſetzl. Strajausjdliefungsgrund von Amts 
—* zu berüchſichtigen. Sie tritt ein, wenn die 
Bedingungen derjelben vorhanden und die hiefür 
vorgezeichneten Zeiträume verjtridjen find. Dieje 
Vedingungen u. Zeiträume find verjdieden, je nach⸗ 
dem die Strafe durch ein Straferfenntnié ausge— 
ſprochen ijt oder nicht. 

a) Gind die Strafen nod) nicht durch ein 
Straferfenntnis ausgefprocen, jo betriigt die Ber- 
jährungsfriſt fiir die Schuldigen: 

5 Sabre bei den Stempel= u. Hebiibrenverfiir- 
zungen (§ 85, UL. 2, Geb. G., § 14, Al. 1, Bee 
biihrennovelle 1862, § 6 des Losfperrgejepes und 
§ 33 des Effektenumſatzſteuergeſetzes). 

3 Jahre bei Schleichhandel an fic, frevelhajtem 
Schleichhandel und Schleichhandelgefellfchaften, dann 


da Ieftere gerade den Nichwollzug der Straje be- | bei den ſchweren G.Ub. mit Gegenjtiinden der 
witfen follen, Ubrigens bindert der Strajvollzug | Staatsmonopole. S. auch § 21, WI. 1, des Spiel- 


Gefällsſtrafrecht. 219 


lartenſtempelgeſetzes, § 50 des Zuckerſteuer⸗ und 
884 des — — § 3 Geſetz 29 VI 
96, R. 104, betreffend Mineralöl, endlid) § 12 
Gejes 26 VI 90, R. 142, und § 15 des L. Teiles der 
faij. B. 21 1X 99, R. 176, betrejfend die ſtatiſtiſchen 
Gebiihren. 7 

2 Jahre bei den G.⸗Ub. der 88 361, 362, 
374—378, 387—389 u. 461 ef. Str. &. 

6 Monate bet den G.-116. im fteuerbaren Ver— 
fahren und im Warentrangporte, bei den Lotto— 
geiallsiibertretungen, den Pojtgefallsiibertretungen 
det $$ 427, 428, 433 u. 434 und den G.-1ID. der 
§§ 403—465 Gej. Str. G. 

1 Jahr in allen iibrigen Fallen (j. auch § 86 
des Punzierungs⸗- und § 7 des Losfperrgefepes). 

Beim Zujammentrefien mehrerer, verjdiedenen 
Verjahrungsfriſten unterliegender G üb. diirjte jede 
detjelben nad) der für fie geltenden Friſt verjähren. 

Bezüglich der Teilneh mer tritt die Verjäh— 
rung _jdjon nad) Wblauf der Héiljte des fiir die 
®. = Ub. vorgegeidmeten Zeitraumes ein. Die Ver— 
jährungsfriſten beginnen für die Sdhuldigen nit 
vor dem Jeitpuntte, in weldem der Later die G.eUb. 
begangen hat, fiir die Teilnehmer aber mit jenem, 
in dem ihre die Teilnehmung —— Hand⸗ 
lung oder Unterlaſſung ſtattgefunden hat. Insbeſ. 
bei verbotwidriger Uufbewahrung beginnt die Ver— 
jährung mit dem Zeitpunkte, in welchem der Gegen— 
ſtand vorſchriftswidrig in Verwahrung genommen 
wurde. Mit Rüclſicht — wurde die regelmifige 
Verjahrungsfrijt im Falle des § 486 Ge Str. 8. 


alg dag Urteil geſchöpft wurde, ſortgeſetzt wird, 
ſowie, wenn das Gefällsſtraſverfahren nicht fort: 
ejept wird u. gw. von dem Seitpuntte der letzten 
andlung des geſetzmäßigen Verfahrens wegen der 
jragl. G.⸗Ub. Sonach bemmen alle amtl. Schritte 
des geſetzmäßigen Verfahrens den Fortgang der 
unterbrodjenen Berjiihrung, in8bej. die Verneh— 
mung eines Zeugen (Hffd. 12 VI 41, 3. 21932, 
gal. Br. G. S. XXII, 144), jerner amtl, Rorreipon- 
denzen, welche unmittelbar auf die betreffende Ge— 
fällsſtrafunterſuchung Bezug haben und wegen deren 
—— oder Vervollſtändigung oder behufs der 
ntjdeidung vorgenommen werden (A. E. 18 VIL 
43). Dagegen hemmen die im internen Geſchäfts— 
ange ohne Wirkung nad) außen geridteten amtl. 
ortefpondengen die Verjährung nidt (O. G. G. 
241X 72, 3. 81). 

b) Die Verjährungsfriſt fiir die durch cin 
Strajerfenntnis ausgeiprodenen Strajen be- 
trägt, fallé der unberidtigte Betrag der Geld- 
ftraje 5000 fl. erreicht oder iiberjteigt, 10 Sabre, 
andernfalls (aljo auc) wenn Arreſt allein verhängt 
wurde) 5 Jahre. Die neben der GWeldjtraje ver- 
hängten Strajen u. Straſverſchärfungen fowie der 
ftatt einer Geldjtraje cintretende Arreſt verjabren 
wobl gleid)seitiq mit der Geldſtrafe. Die erwähnten 
Verjährungsfriſten beginnen, wenn das Strafer- 
fennini8 gang unvollaogen blieb, von dem Zeitpuntte, 
in welchem dag in Rechtstraft erwachſene Erfennt- 
nis „geſchöpft“ wurde, alſo vom Datum des lept- 
injtangl. Urteiles, wenn die Bolljtredung nur zum 
um die Halfte verliingert u. zw. erliſcht die Straje | Teil ftattgejunden hat, hingegen von dem Heitpuntte, 
in dieſem Falle, wenn die verbotwidrige Aufbe- | in weldjem die Vollziehung unterbrodjen wurde. 
wahrung des dg —— eine G.- Ub. fiir fic Die Bedingungen des Cintrittes der Ver- 
bildet, nach 1"/,, age en bezüglich eines Teilneh⸗ jährung bejtehen darin, daß vor Ablauf der Ver— 
mers an dieſer G⸗U aioe wenn die Mufbewah= jährungsfriſt weder cin Sdhritt aur Bollitredung 
tung alg Teilnehmung an einer G.llb. unterjagt | der Straje vorgenommen werde, nod) der Verur— 
ijt, nad) 3, der ordentl. Verjährungsfriſt. teilte fic) neuerlich einer G.-Ub. ſchuldig mache. Sm 

Die Bedingungen des ECintrittes der Ver- | lepteren Falle findet § 489 Gef. Str, G. Anwen—⸗ 
jährung beſtehen fiir die noch nicht mittels Urteiles dung. Nach einem (wenngleich erfolgloſen) Schritte 
ausgeſprochenen Strajen darin, dak innerhalb der zur Volljtredung der Straje dürfte die Verjährung 
Verpdhrungsfrijt weder das geſälls- oder ftraf- | nad) Analogie des § 488, 8. 3, Gef. Str. W. fort⸗ 
gerichtl. Verfahren gegen den Ubertreter ejngeleitet | laujen. Als jolde Schritte find angujehen: die Cin- 
werde, nod) diejer ſich neuerlich ciner G.-L1b. ſchul⸗ leitung zur Veriiuperung der haftenden Sache, zur 
dig mache. Hiedurch wird die Verjährung auf ver= | Ginbringung der Weldjtrafe, au deren Lminderung, 
ichiedene Art unterbroden. Annulliert wird jene | sur Vollziehung der Arreſtſtraſfe oder das Eriuchen 
Wirkung in der Regel durch eine ſpätere .-Lb., ins | der polit. Behorden um Entgiehung von Rechten 
dem dic Verjährung in dieſem Falle yon dem Beit-  u. Befugniffen, um Abſchaffung oder um Stellung 
punfte, in weldjem die letzte G.Ub. begangen | unter Polizeiaufſicht. Im Buge des Rechtsmittel- 
wurde, Don neuem gu lauſen beginnt. Wenn jedod) | verjahrens verjähren die G.Ub. wohl faum, da die 
die ſpätere G.«Ub. eine einfache G.-Ub., minder | Strafe gwar bereits durch cin Erfenntnis ausge— 
ftrafbar und mit der friiberen nicht verwandt iſt ſprochen wurde, aber nocd nicht vollitredbar ijt 
und erit nach Ublauf der Hiilfte der fiir die a (D. G. G. 1 XII 88, 8. 91). 
erjorderl. Verjährungsfriſt ſtattgefunden bat, fo XIV. Erlöſchung der Haftung. Die Haftung 
wird dicje rift nur auf das Doppelte verliingert. | alg Mafregel sur Sicherung des Vollguges der Ver— 
Blof fuspendiert wird jene Wirfung durch den Bee | migensjtrafen jollte an fich nicht linger bejtehen als 

inn des Gefällsſtrafverſahrens, wenn das Ber | die Strafe, deren Sicherftellung fie bezweckt. Aber 
abren fiir nichtig oder der einer GeUb. Befchul- | das Bef. Str. G. macht die Erlöſchung der Haftung 
digte nicht ſchuldig erflirt wurde, indem die Ver-⸗ | nicht allein von der Erlöſchung der Straje abhingig, 
jährung in dieſem Falle als nidt unterbroden an- | jondern läßt fie unter gewijjen Bedingungen ohne 
juiehen ijt. Gehemmt wird der Ublauf der Ver- | Miidjicht hierauf bejtehen. Die Haftung, welche ſich 
jährungsfriſt, wenn die eingeleitete Unterſuchung auf ein freiwilliges Ubereinfommen — er⸗ 
aug YW gang rechtl. Beweiſe aufgehoben wurde, | lift nur nach Wakgabe der Stipulationen des 
indem bier die Verjährung von dem Seitpuntte an, | begiigh BVertrages. 
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1. Erlöſchung dev perfinl Haftung. 
Dieſe erliſcht (abgejehen von dem ſelbſtändigen Ko— 
ſtenerſatze der 8 820 u. 928 Gef. Str. G.) mit 
der Einbringung der baren Leiſtungen, welche ihren 
Gegenſtand bilden, durch die dem Übertreter recht— 
mébig oder gnadenweiſe zugeſtandene Nachſicht, 
durch die zugunſten des UÜbertreters eingetretene 
Verjährung der Strafe und durch den vor feiner 
rechtstrdjtigen Verurteilung erfolgten Tod des Uber= 
tyeters. Dagegen bleibt diejelbe aufrecht, wenn der 
Ubertreter nach feiner rechtSfrajtigen Verurteilung 
geitorben ijt, weil in dieſem Galle die Vermögens⸗ 
ſtrafen nicht erlöſchen. Die Entſcheidung über die 
Haftung — gleichviel ob ſie in einem Freiſpruche 
oder in einer Verurteilung beſteht — jchiipt nicht 
vor der Wiederaufnehmung des Verſahrens gegen 
den Haftenden. ‘a 

nabbingig von der Strafe des Ubertreters 
erlijdht die GHaftung ſowie der dem Hajftenden un— 
mittelbar obliegende Koſtenerſatz im allg. durd die 
Erlajjung der Saitung gemäß § 142 Bef. Str. G., 
dod) nicht gnadeniveije, durch den Tod des Haj- 
tenden aber nur, wenn die Hajtung nod) nidt 
rechtsträftig aujerlegt war. Im entgegengeſetzten 
Falle geht die Haftung auf die Erben des Haftenden 
über. Die vertragsmäßig übernommene Haftung 
wird gemäß §§ 918 u. 1448 a. b. G. B. durch den 
Tod des Haftenden nicht aujgehoben. 

Die Dajtung, welche einem jtrajjreien Mit— 

ſchuldigen oder Teilnehmer einer G.-Ub. gufolge 

137 Gef. Str. G. oblieqt, wird durd) diejelben 

tlijdjungsarten aufgehoben, wie die Strafe fiir 
die jtrajbaren Mitſchuldigen u. Teilnehmer, d. h. 
durch ey vg) det Bedingungen der 88 476 bis 
478 ef. Str. G., durch Nachficht, ferner vor Ein— 
tritt ber Rechtskraft des Hajtungsurteiles durch den 
Tod oder durch Verjährung u. aw. nad Ablauf 
der gleidjen Berjdijrungefritte. 

Die perſönl. Hajtung, die jemandem fiir cine 
unzurechnungsfähige Rerfor obliegt, erliſcht, fobald 
ber zur Verjaͤhrung der dem Haftenden unmittelbar 
auferlegten BVermigensftrafen vorgezeichnete Zeit— 
raum veritrichen ijt. Die Verjährung wird in diejem 
walle, gleichwie gegeniiber dem Übertreter, ferner 
durd) jeden vorſchriftsmäßigen dem Haftenden be- 
kanntgemachten amtl. Schriſft gur Geltendmachung 
der Haftung unterbrochen. Ubrigens fann ſich jeder 
Haftende, welder weder als Schuldiqer nod als 
Teilnehmer der G.eÜb. gu betrachten ijt, unter den 
Bedingungen des § 495 Gef. Str. G. durch frei- 
willige Erfiillung der durd) die G.-1Ib. verlepten 
Rerbindlichfeit von der Haftuna befreien. Qit der 
Hajtende zugleich Cigentiimer der haftenden Sache, 
jo erliſcht dann gleichzeitig mit feiner perſönlichen 
aud) die ſächl. Haftung. Die Erlöſchung der perſönl. 
Hajtung fiir die gebiihrende Ubgabe richtet ſich nach 
ben hiefür bejtebenden Vorſchriften (V. G. 13 I 
83, 3. 523, und 311191, 3. 88, Budwinsti 1694 
bezw. 5794). 

2. Erlbidung der ſächl. Haftung. Jn 
det Regel erlijcht eine Vermögensſtrafe nidt, injo- 
weit fie durch eine hajtende Sache gededt ijt. Gleich 
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eingebracht wird oder nach dem Geſetze nicht zu 
vollziehen ijt. Da der Gegenſtand und die Hilſs— 
mittel ciner @.-Ub. fiir faimtl. — u. Teil⸗ 
nehmer an derſelben haften, fo bleibt die fil. 
Hajtung aujfredt, injolange die Strafe aud) nur 
einer joldjen Perjon nicht ganglich erlojdjen ijt. In— 
jofern aber die Erlöſchung der ſächl. Haftung von 
der Verjährung der Straje abhängt, miiffen über— 
dies nachſtehende Bedingungen vereint eintreten: 
dah vor Ablauf der Verjährungsfriſt die Ubergabe 
der haftenden Sache in amtliche oder gerichtl. Ver— 
wabrung oder Bewachung nidjt gefordert werde 
und daß ſich die Sache nicht unter amtl. Verſchluſſe 
befinde. Die weitere Bedingung, dah jugleid dic 
allfällige perſönl. Haftung des betrefjenden Qnter- 
efjenten erloſchen ijt, trifjt bei der geſetzl. Haftung 
wohl immer ju. 
Unabhängig von der Strafe erliſcht die ſächl. 
ajtung, wenn der Cigentiimer der hajtenden Sade 
ich gemäß § 495 Gej. Str. G. von feiner perſönl. 
Haftung bejreit hat, ferner, wenn derjelbe auj die 
im $478 Gej. Str. G. zugeſtandene Urt fiir jeine 
Perjon die vollitindige Strafnachſicht erhalten hat. 
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lindijdjen Gejepgebung. Wien 1838. Jialieniſche 
Uberjepung. Mailand 1838.) CottasMorandint: 
mmentario alla legge penale sulle contrav- 
venzioni di finanza coll’aggiunta delle istru- 
zioni, notificazioni e circolari posteriormente 
—— e poste nel loro ordine naturale. 

ilano 1840. Derfelbe: Manuale di proce- 
dura della legge penale sulle contravvenzioni 
di finanza. Milano 1840. R. v. Baumagartten: 
Ertlirung des Gef. Str. G. Cin Verſuch. Wren, Bd. 1. 
u. If. 1839, III. 1841, (reicht nur bis § 366 Gef. 
Str. G.). (Atalienifche Uberfepung. Maitland 1839.) 
Edlauer: Erklärung des Gef. Str. G. Wien, Vd. J., 
1843, Bd. IL, Abt. 1: 1843 und Wht. 2: 1847. (Une 
itreitig der bejte Rommentar, reidt aber leider nur 
bis § 322 ef. Str. G. Italieniſche Uberjepung. 


der perſönlichen erliſcht die jachl. Haftung in dem | Maitland 1847.) Blonsfi: Gef. Str. G. vom 
Mage, als die Vermögensſtrafe auf andere Weiſe 11 VIL35 famt Amtsunterricht und den Vorſchriften 


Gefällsſtrafrecht. — Gefällsſtrafverfahren. 


über die Anwendung dieſes Geſetzes, erläutert und 
durch Aufnahme ſämtlicher einſchlägiger Nachtrags— 
beſtimmungen ergänzt (Manz, XV. Bd.). Wien, 
1. Aufl. 1881, 2. Aufl. 1885, 3. Aufl. 1893, 4. Aufl. 
1899. Better: Das Gef. Str. G. vom 11VII 35 
jamt Amtsunterricht und den Borfdjriften iiber die 
Anwendung diejed Gejeges, den Nachtragsbeſtim— 
mungen, erliuternden Hoffammerdefreten, Finanz⸗ 
miniftecialerlajien, Enticheidungen oberſter Gerichts⸗ 
höfe uſw. Ungar.Hradiſch 1885. Eglauer: Gef. 
Str. G. nebſt Vollzugsvorſchriften u. Nachtrags⸗ 
beſtimmungen. Erläutert aus den Geſetzesmate— 
rialien ſowie aus der Rechtſprechung u. Literatur. 
Bien, 1. Aufl. 1889, 2. Aufl. 1895. 

3. Judifatur. Seit dem J. 1899 werden 
eingelne Erfenntnijje des Oberften Gefällsgerichtes, 
welde von pringipieller Bedeutung fiir das Gefälls⸗ 
jtrafiwejen find, behufs Erzielung einer gleichmäßi⸗ 
gen Spruchpraxis in den V. Bl. des F. ML und J. M. 
veröffentlicht. E g lauer. 
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I, Ginleitung. — II. Die Grundprinzipien der Gefälls ⸗ 
ſtraſprozeßordnung. — III. Die Syftematif bes Gelddsftraf- 
vroyelied. — IV. Gegenfiand u. Cinteilung ded Progefies. 
— V. Die Behirden des Strafverfabrens. — VI. Die 


wangémittel Des Strafverfahrens. 1. Die x 2. die 


ethaftung; 3. bie S tSbeftellung; 4. die lage 
ek ber — — — yvii Die Wb- 
laffung von Dem Berfahren. — VIII. Der Gang des Strof- 
verfabren8 in 1. Qnftang im offg. — IX. Die Borerhe- 
bungen. — X. Borunterfudung. — XI. Die ordentl. 
XII, Die SteLung des Haftenden im Bro- 
¢. — XIII. Der Beweis. — XIV. Der Schluß der Bere 
andlung und bie €. — XV. Die Enticheidungsformen. — 
VI. Die RechtSmittel. 1. ANg.; 2. die Beichwerde; 3. der 
Relurs; 4. die Berufung; 5. das Gnadengeiud; 6. die 
Wiedereinfesung in den vorigen Stand; 7. die Diederauf. 
nabme des Verfahren’. — XVII. Die Vollftredung der E. — 
ite Die Statiftit des Gefällsſtraſprozeſſes. — XIX. Die 
eform. 


I. Ginleitung. Das Str. G. iiber Gefälls— 
iibertretungen enthält in jeinem zweiten Teile 
($$ 499—934) einen vollftindigen Prozeß fiir alle 
Gefällsſtrafſachen. Der Gefällsſtraſprozeß ijt in 
Oſterr. Feine bejondere Verjahrensart etiwa in dem 
inne, wie der 3. Abſchnitt des VI. Buches der 
Str. P. O. für das Deutide Reich betreffend das 
Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die Vor— 
ſchriften über die Erhebung öffentl. Abgaben u. 
Gefälle; dieſer zweite Teil ijt ein befonderes 
Geſetz iiber das rechtl. Verfahren fiir jenes ftraj- 
bare Finanzunrecht der indireften Abgaben, dad 
unter das Gef. Str. G. fällt. Das öſterr. Geſetz 
11 VI 35 ijt nicht nur deshalb eine hervorragende 
Rodififation, weil der Gefeggeber felbjtindig, ohne 
Anlehnung an ein braudbares Vorbild, die Natur 
des ftrafbaren Finanzunrechtes gliidlich erfaßt und 
die allg. u. befonderen materiellen Normen ſcharf— 
jinnig ju einem Syſteme vereint hat, jondern haupt- 
faichlich deshalb, weil feine zweite Geſetzgebung fiir 
ein großes Gebiet des Finanajtr tes eine fo 
einbeitlid) u. fonfe ny ausgebildete Ord⸗ 
Tung aufzuweiſen bat. an jterr. jpesialifiert ſich 
das F raffore Finanzunrecht der indireften Abgaben 
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nicht, wie in den anderen Rulturjtaaten, in den 
Spezialgeſetzen über die eingelnen Steuern u. Ge— 
biihren, und lehnen fich die allg. Geſetze nidt an 
den allg. Teil des allg. Str. G. an, fondern es 
enthält das Geſetz einen allg. u. befonderen Teil 
liber das geſamte materielle Gefällsſtrafrecht, dann 
ein bejonderes, fiir dieſes Gebiet geltendes formel- 
les Recht, welches mwiederum eine bejondere Spe: 
ialgerichtsbarleit fiir dieſes Strafrecht geſchaffen 
at. Dem Geſetzgeber war die Gefällsübertretung 
war eine Strafſache, für die „ein auf die Grund- 
—* der Gerechtigkeit geſtütztes, mit dem allg. Str. 
G. übereinſtimmendes Strafrecht“ gelten foll; aber 
dieſes ſtrafbare Unrecht war ihm ein Delictum 
sui generis, für das nicht das allg., ſondern ein 
beſonderes Str. G. die Normen ju tegeln hat. 

Diefer Erfenntnis entſprechend zeigt fic) der 
Fortſchritt im progejiualen Teile gegeniiber dem 
Rechts zuſtande vor Erlajjung des Geſetzes darin, 
daß über das Finanzunrecht, welches Strafe zur 
Folge hat, nicht mebr in einem givilprogefjualen 
Aufforderungsftritte gegen das finanzbehördl. Straj- 
erfenntnié verhanbdelt u. aberfannt werden ſoll, fon- 
dern dap dieſes ſtrafbare Unrecht nad jenen Brine 
jipien gu unterſuchen und ju bejtrajen ijt, die Dem 
allg. Strafprozeffe gu Grunde liegen. 

Der Gejepgeber hatte aljo — nach der Auf— 
gabe, die er in dem Kundmachungspatent darlegt, 
— den damals geltenden Kriminalprozeß 3 1X 03 
gu tegipieren, und hat dies aud) äußerlich, nach 
em ſter dieſes Geſetzes getan, das in dem 
erſten Teile das materielle und in dem zweiten 
das formelle Strafrecht enthält; er hatte aber auch 
der Sondernatur des Finanzunrechtes Rechnung zu 
tragen und das materielle u. formelle Strafrecht 
im organiſchen Zuſammenhange zu entwickeln. Die 
Vergleichung des Gefällsſtrafprozeſſes mit der Bro- 
gehordnung von 1803 geigt, dag bei der Abjajiung 
des erjteren die Sonderheiten des Finanzſtrafrechtes 
das Geſetz beeinflußt haben und zahlreiche geiftreiche 
Sonderbejtimmungen, namentlid) das Wb * 
verfahren, der Prozeß gegen den Haftenden, Wb- 
dinderungen im Beweisverfahren ufw. geſchaffen 
wurden. Dieje Vergleichung zeigt ferner die Weiter- 
bildung de8 allg. Prozeſſes, indem Rautelen fiir 
eine objeftive Unterjudjung normiert werden, und 
die Verteidiqung, die der § 337 ausdrücklich unter- 
fagte, „auf jede mit dem Swede des Berjahrens 
vertriigl Weiſe erleichtert” wurde. 

Jn feinen Hauptpringipien ijt der immer nod 
unveriindert geltende Gefällsſtrafprozeß der Krimi- 
nalprogeR von 1803. Damit allein ijt der Prozeß 
— 

I. Die Grundprinzipien der Gefalléftrafpro- 
zeßordnung. Auch diejes Verfahren ſucht nur den 
wirtlid Schuldigen nad Mak u. Art der Verjdhul- 
dung; aber der Gefällsſtraſprozeß fucht die mate- 
rielle Wahrheit mittels des Inquiſitionsverfahrens. 
Der Prozeß fennt feinen Ankläger, feine Partei; 
det Richter hat die Wahrheit gu erforſchen und das 
erforderl. Material zuſammenzutragen; er vereinigt 
in feiner Berjon neben der jtreng richterl. Titigtert 
aud) die des Anklägers u. Verteidigers. Der Be— 
ſchuldigte ijt sur Wahrheit verpflidtetes Objet der 
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Unterſuchung; der Inquiſit iſt ebenſowenig Redhts- 
jubjeft, als ein ſolches für die Geſamtintereſſen an 
der Straſverfolgung vorhanden ijt. 

Die Unteriuchung beginnt von mts wegen, 
nicht über Untrag; fie wird fortgeiebt u. beendet 
nad) Ermeſſen des Inquirenten, der eben unab- 
hingig unterjudt, d. h. das sur Wabhrheitser- 
foridjung dienende Material ſammelt. Der Unters 
juchungstidjter bejtimmt obne jeden Antrag den 
Umjang, iveldjen die Unterſuchung verlangt, die 
Art u. Sahl der Beweismittel, wie er dieje gu be- 
nugen fiir gut findet. Dit der Strafjall genügend 
erforſcht, fo wird nidjt die Anklage erhoben, jondern 
der Ut sur E. vorgeleat. 

Das Verfahren sit (bitch u. mittelbar, u. zw. 
nidjt nur vor dem erfernenden Richter, dem das— 
jenige, worauf er jein Urteil gründen joll, durch 
Den Anhalt des Prozeßaktes vermittelt wird, fon- 
dern aud) — wegen der Größe der Gerichtsſprengel 
— fiir den Unterjuchungsridter, det die Ausjagen, 
Deduftionen des Bejfdhuldigten, der Reugen u. 
Sachverftiindigen nidt durch unmittelbare Kenntnis, 
ſondern durch das requirierte Verhirsprotofoll er- 
jährt. Die Vorfiihrung der Umſtände, welche fiir 
das Urteil enticheidend jind, erfolgt nidjt vor dem 
erfennenden Ridter, da der Geſällsſtrafprozeß nicht 
cinmal das Surrogat, die mündl. Schlußverhand— 
Iung, fennt; fie geidjieht gerade bei den ſchweren 
Fällen nicht durch die Alten, fondern durch den 
Yftenaussug des Referenten. Mit der Schriftlichteit 
gebt in allen Inquiſitionsprozeſſen die Heimlichteit 
Hand in Hand; dieje beherrſcht den Gefällsſtraf— 
prozeß, fiir den es charakteriſtiſch ijt, daß die Be- 
fanntmachung der Strafienteng eine befondere Straf⸗ 
verſchärfung bedeutet. 

Die Gerichtsbarfeit ruht in den Händen ftaatl. 
Organe. Die Richter find bei der Beurteilung der 
Tat- u. Schuldjrage an gejepl. Vorſchriften gebun— 
den und fennt der Prozeß nur in den Fällen der 
&§ 694 u. T74, d. i. bet Erweifung der böſen Ab— 
jicht oder ciner Fahrläſſigkeit und der Richtigfeit 
der Handſchrift durch Vergleichung die freirichterl. 
Uberzeugung. 

Die Vergleichung des Gefällsſtraſprozeſſes mit 
der geltenden Str. P. O. icigt weiter, daß das 
vorgeichriebene Verfahren nicht ein jtreng norm: 
gemäßes fein mu, um rechtsgiiltiq gu fein. Der 
moderne Prozeß fest auf die Nichtbeadjtung der 
mehr oder weniger wefentl. Normen des Verjahrens 
die Rechtsfolge der Nullitat. Der Gefällsſtraſprozeß 
fennt fein Recht der Larteien, er ijt cine Gumme 
pon Regeln, von ,,injtruftionellen” Bejtimmungen, 
die fic) an die unterfuchenden u. ridjtenden Organe 
wenden; die ——— der Normen gibt Anlaß 
zur Rüge, Ahndung, ja Anſpruch auf Schadenerſa 
und nur ganz ausnahmsweiſe den Rechtsgrun 
für eine Nullität. Vgl. unten Abſ. XVI, 4. 

Der Gefällsſtraſprozeß wird alſo von jenen 
Pringipien beherrfdt, die dem gemeinen deutſchen 
und dem friiheren öſterr. Rechte eigen find. Das 
haben die bedeutenden Forſchungen der modernen 
Strafprozeßtheorie feitgeitellt, dak die Erjoridung 
der matericllen Wahrheit mittels inquiſitoriſchen 
Berjahrens und der dasſelbe beqleitenden Pringipien 


in verläßlicher, objeftiver Weiſe faſt nicht möglich 
ijt. Bezüglich der Kritik der Prinzipien des Gefälls— 
ſtrafprozeſſes wäre lediglich auf das zutreffende Ur— 
teil Wiirths über den Prozeß 31X 03 zu verweijen. 
Wir haben an der Hand der jtatijtiiden Nachwei— 
fungen den Bewweis gu erbringen verfucht, dah die 
Pringipien des Geſetzes die Strafrechtspflege und 
die Steuermoral ungiinjtig —— haben. Die 
—— des Broce’ und die Entwidlung dieſes 
Rechtsgebietes haben bewirft, dah das formelle Fi- 
nanzſtrafrecht fic) gu einer Sffentl. Angelegenheit 
nidjt herausbilden fonnte, dak es bureaukratiſche 
Aktenarbeit qeblieben ijt und fid) zur allcinigen 
Domiine der Finanzpraxis augsgejtaltet hat. 

Diefer hat man gerade in der neucren Zeit 
alles entgogen, was gu einer gedeihl. Wirkſamkeit 
—— iſt. In der Blütenperiode des Geſetzes, 
die etwa bis 1858 reicht, wurde die Rechtsdisziplin 
an der Univerſität intenſiv gepflegt; eine Reihe von 
Männern der Wiſſenſchaft und der Praxis wirken 
in den Bodjeitidrifien fiir bas Berjtindnis und 
die Erfenntnis des Gefeges. Es ijt ein interejjantes 
Beijpiel fiir die Bedeutung der afademifden Ar— 
beit! Im J. 1855, bet der Neuorganijation der 
Studienordnung, ſcheidet das Finanzrecht u. Fi— 
nanzſtrafrecht aus den Obligatfollegien aus, die 

ange Ausbildung wird auf die ökonomiſche Seite 
eidcdintt — und die Theorie des Finanzrechtes 
jtirbt fajt mit einem Male ab. 

Ähnlich geftaltet fic die Entwidlung der Rechts- 
pflege, beeinflußt durd) die fiihrende oberite Ver— 
waltung. Wm Anfange der gejegl. Wirkſamkeit be- 
gleiten zahlreiche ſorgſam gearbeitete Nov. und au- 
thentiſche Geſetzesauslegungen die Praxis auj dem 
nicht leichten Wege; in der weiteren — 
kann man ganse Reihen von Bänden des R. 
und ded V. BL ded F. M. in die Hand neh— 
men, ohne eine halbivegs bedeutfame V. zu finden. 
Und je fremder uns der ganze Inquiſitionsprozeß 
wird, dejto ſchlimmer wird es natürlich um dic 
Geſetzesanwendung und die Strafredtspflege. Wir 
weijen bier nur nod) auf die qroke Zahl der jährl. 
„Reſte“ hin und fiigen bei, dak das F. Wi. im 
J. 1899 mit der BVerdffentlidung der Erkenntniſſe 
deS oberiten Gefällsgerichtes begonnen hat, von 
denen das J. 1904 eine eingige, u. zw. die 15., gee 
bracht hat! Wer einen Cinblic in die bureautratijce 
Praxis hat, fiir den ijt das Urteil über den gegen— 
— Stand gegeben! 

r gene Fortſchritt der modernen Entwick⸗ 
lung driidt fic) in einer Bahl von Arbeiten iiber 
bie Reform des Rechtsgebietes, die mehr oder weni- 
ger ju den Grundproblemen Stellung nehmen, 
dann in den, durch die erflojjenen Nachtrags- u. 
Erlduterungsverordnungen, durch Beiſätze aus den 
WMaterialien ergänzten Geſetzesausgaben aus. 

Die folgende Darjtellung fann nur die Auf— 
gabe haben, eine Sfigge des Verfahrens zu liefern, 
neben welder nur die ſpezifiſchen Anititutionen, fo- 
weit jie fiir cine Reform in Betracht fommen, be— 
jonders hervorgubeben find. 

ILL. Die Syitematif dee Gefälleſtrafprozeſſes. 
Das Geſetz teilt den Stoff in zwölf Hauptitiide. 
Die allg. Lehren find mangelhait ausgebildet und 
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entjallt auf dieſe das I. Hauptſtück von dem Ver— 
fahren bei Gefällsübertretungen und deſſen Aus— 
übung überh., das VI. von den äußeren Erforder- 
niſſen der Erhebungen u. Unterſuchungen, das III. 
von den Maßregeln der Sicherſtellung und das 
XIL. von den Koſten des Verfahrens. 

Nad den Pringipien des Prozeſſes wendet ſich 
das Geſetz an die zur YWusiibung berujenen Or- 
gane und zeichnet ihnen die Pflichten u. Befugniſſe 
vor; es fennt feine Rarteien, daher auch feine Rechte 
derjelben. Der Prozeß zerfällt daher lediglich in 
„Amtshandlungen“ 8 506), 

Dieſe und das rechtl. Verfahren beziehen ſich 
auf: 1. Die Entdeckung der Gefällsübertretung und 
den Beginn des Verfahrens II. Hauptitiid), 2. die 
Erhebung des Tatbeſtandes und der Vorunterſu— 
chung (1V. Hauptſtüch, 3. die ordentl. Unterſuchung 
(V. Dauptitiid), 4. das Beweisverjahren (VIL u. 
VILL. Hauptitiid), 5. die Enticheidung (IX. Haupt: 
jtiid), 6. das Rechtsmittelverſahren (X. Hauptitiic), 
7. die Vollitredung der E. (XI. Haupiſtüch. 

Damit charafterijiert fid) auc) die Wliederung 
und der Gang des Verfahrens. Dieies ijt a) das 
Unterfuchungsverfabren im weitejten Sinne, b) dag 
Erfenntnisverjahren, c) das Vollſtreckungsverfahren. 

IV. Gegenſtand u. Ginteilung des Prozeſſes. 
Gegenftand des Prozeſſes find die Gefiillsiibertre- 
tungen. Auf jenes ftrafbare Finanzunrecht, das im 
erjten Teile ded Gef. Str. G. und in den nadge- 
folgten Gejegen als Gefällsübertretung nicht be- 
jtimmt wird, aljo namentlid) auf die Ubertretungen 
der direften Stenern, findet der Gefällsſtraſprozeß 
feine Anwendung. Die Einteilung des § 499 ijt, 
weil felbjtverjtindlid), gang iiberfliijjiq; dariiber 
fann cin Zweifel nicht entſtehen, daß nad) den Fi— 
nanzgeſetzen und dem materiellen Gef. Str. G. die 
Nichterfüllung formeller Verpflichtungen, alſo der 
Abgang gewiſſer Nachweiſungen, oder deren unvoll⸗ 
ſtandige Erfüllung, Gefällsübertretungen (Kontroll— 
vergehen) ſind und als ſolche den Gegenſtand des 
Verfahrens bilden. 

Dagegen normiert der Gefällsſtrafprozeß das 
Verfahren nicht nur gegen den Schuldigen, Saher 
aud) gegen den Haftenden, der fiir frembde finanz— 
itrafredjtl. Schuld, fiir die Strafe famt Nebenge- 
biibren, perſönlich oder fachlic) auſzukommen hat; 
es ijt Der intereffante Fall einer aftiven Wdbhijton, 
indem an der Strafſache ein Dritter materiel! paſſiv 
interejfiert ijt und durch das Urteil materiefl ver- 
pilichtet werden fann. Der Prozeß fennt felbjtver- 
ſtändlich feine Brivatflage und aud) feinen Bri- 
vatbeteiligten, obwohl Intereſſen, die der Anklage— 
prozeß mut den genannten Rechtsinititutionen wahrt, 
im jFinangitrafprogeiie bei Rommunalabgaben, 
Steuerpichtern vorhanden find. 

Der Gejällsſtrafprozeß fennt 1. nad der 
Schwere der gu behandelnden Fille zwei Arten des 
Prozeſſes, als Regel das ordentlice und fiir „min— 
dere Strajfilligfeiten’ das abgekürzte Verfahren, 
2. nach der Art der Gefällsübertretung und der 
Stellung des Befdhuldigten gu der Anſchuldigung: 
die Durdhfiihrung des geſetzmäßigen BVerjahrens 
oder die „Ablaſſung“ von demielben, d. i. dic Ver— 
hiingung der Strafe ohne geſetzmäßig durchgeführ— 
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ten Prozeß auf Untrag dee jubmittierenden Be— 
ſchuldigten. 

Das abgekürzte Verfahren unterſcheidet ſich 
nicht dem Weſen nach von dem ordentlichen, es 
enthält nur einige „Abweichungen“ von dem leßz— 
teren (§$ 501—505, 514-516, 526, 576, 621, 
637, 656 u. reall 

Wichtiger als bei dieſer Cinteilung erſcheint 
der Begriff der minderen Straffiilligteit bei der 
Abgrenzung der ſachl. Kompetenz. Nad) § 501 und 
den Nadhtragsbeftimmungen erfdeint als mindere 
Straffilligfeit jene mit Arreſtſtraſe nicht bedrobte 
Gefiillsiibertretung, bei welcher 1. der Gegenſtand 
der Ubertretung rejp. der Wert desielben fiir die 
Strafe maßgebend ijt, alfo: a) beim Verfalle des 
Wegenjtandes oder b) bei jener Geldſtrafe, die fich 
nad) dem Wert des Objettes richtet, wenn die— 
fer Wert den Betrag von 100 K nicht tiberjteigt: 
c) bei den Monopolgartifeln nad) dem Gewichte, 
wenn der Gegenftand der Gefällsübertretung bei 
Tabaf &, bei Kochſalz 225, bei Pulver 14 kg nicht 
liberjteiqt; d) bei Einſätzen in ausländiſchen Lot— 
terien bis gu 10K; 2 die Strafe fic) nad der 
Ubgabe (Gebühr richtet u. zw.: a) bei den in den 
$$ 280, 285, 286, 204 u. 296 angefiibrten „Un— 
qenauigfeiten” in den Warenerklärungen und in 
Den Wnjagen fiir die Einhebung einer Verbrauchs— 
fteuer ($ 290), wenn auf dieſe Gefallsiibertretung 
feine höhere Strafe als das Zweifache der Gebühr 

eiept ijt und in anderen Fällen: b) wenn dic 
bai der Gebühr nidjt 30 K iiberjteiqt; 3. das 

jes die Straje mit firen Geldbeträgen oder mit 
cinem mindejten oder höchſten Strafausmaße, das 
ſich weder nad) dem Werte des Objeftes nod) ciner 
Gebühr richtet, verhingt, wenn das feſtgeſetzte Hichit- 
ausmaß 200 K nidjt iiberjteigt. Ob cine Gefälls— 
iibertretung als mindere Strafjilligfeit anzuſehen 
ijt, wenn wegen desjelben Strajjalles mehrere Per— 
fonen beſchuldigt find oder gegen cine Perſon zwei 
oder mehrere abgefondert veriibte mindere Straf— 
filligfeiten, und Potdhe mit anderen Ubertretungen 
zuſammentreffen, hejtimmen die $$ 502—505, aus 
denen hervorzuheben ijt, dak die ohne Renntnis 
des Zuſammenhanges nad) den Grundſätzen des 
abgeitcgten Berjagrens vorgenommenen Lnter= 
fuchungshandlungen in der Regel nicht nad) den 
Vejtimmungen des ordentl. Berjahrens erneucrt 
ju werden braudyen. 

V. Die Bebsrden des Strafverfahrens. Tic 
Gerichtsbarleit als „das Recht zur — 
Feſtſtellung der Tatbeſtände und ihrer Rechtsfol— 
gen” liegt nicht in der Hand der ordentl. Gerichte; 
die Träger derjelben find nicht einheitlich beſtimmt: 
es richtet fic) vielmehr die Berujung u. Befugnis 
des betreffenden Organes, in einem fontreten Straj- 
falle wirffam gu werden, nad) den Abſchnitten des 
Berjahrens. Es beſtimmt fic die fadl. Kompe— 
tens nad) den drei Stadien des Berfabrens, je 
nad) dev progejiualen Aufſgabe: 1. der Entdedung 
der Gefällsübertretung; 2. der Borerhebung u. 
Unterſuchung; 3. der Entideidung. 

ad 1. Die Entdedung obliegt hauptſächlich 
den mit den Pflichten der Finangpolizei betrauten 
Organen, den ausiibenden Finanzbehörden, der ted 
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niſchen Finanzkontrolle und der Finanzwache. Nach 
§ 509 haben ferner alle öffentl. Behörden, aud) die 
Gerichte, fo oft fie amtlic) zur Kenntnis einer Ge- 
jallsiibertretung gelangen, ohne Verzug die Ungeige 
an das fompetente Organ ju machen und die an— 
gemejjene, für die Unterjudjung erforderl. Vorkeh— 
rung zu trejjen. 

ad 2. Die Vorerhebung und die Unter. 
ſuchung jallen der Regel nad) in den Wirfungs- 
kreis der Finanzbezirksbehörde, gleichgültig, ob über 
die Strafſache die Finanzbehörde oder das Gefälls— 

cricht dag Urteil zu fillen bat. Die big seer 
ungen werden von juriſtiſch gebildeten Konzepts— 
beamten der Finanzbezirlsbehörde vorgenommen. 
Der Finanzbezirk ijt räumlich ein fehr weites Ge— 
biet und können dieſe Geſchäfte auferhalb des Amts— 
fipes bejorgt werden: a) durch eigens ausgejendete, 
b) durch ftabil aufgeftellte Finangbeamte; c) durch 
die untergeordneten —— und die polit. 
Obrigkeiten mittels ſpeziellen Auftrages; d) durch 
die ausübenden Gefällsaämter ohne beſonderen Auf⸗ 
trag bei minderen Straffälligkeiten, in anderen 
Straffällen nur bei den ausdrücklich zugewieſenen 
— ($$ 571 u. 572). 

Ausgeſchloſſen reſp. eingeſchränkt erſcheint die 
Verwendung der ausübenden? —— wenn 
den Oberbeamten für den Fall der Verurteilung ein 
Strafanteil zuſteht (§ 515). Dieſe Norm ijt durch 
die Aufhebung der Ergreifersanteile Geſetz 2 VIL 
96, R. 131) nicht gang gegenjtandslos geworden. 

Die Aufficht iiber die —— An ba 
die höheren Boras ae an weldje der Rechts⸗ 
jug gegen —— der Bezirksbehörde mit- 
tele Rekurſes gulajjig iit. Cin zweites Rechtsmittel 
normiert § 834, die Beſchwerde an die Gefällsge— 
tidjte iiber —— der unterſuchenden Ad⸗ 
miniſtrationsbehörden. 

ad 3. Die Entſcheidung über Gefällsüber— 
tretung fällt A. in den Wirkungskreis der Finanz— 
behörden und es entſcheiden die Finanzbezirksbe— 
hörde in 1. Inſtanz und im weiteren tszuge 
die oberen Finanzbehörden: 

a) über alle minderen Straffälligkeiten, wenn 
die Strafe gegen einen Ubertreter den Betrag von 
200 K nicht iiberichreitet, wobei die gegen zwei oder 
mehrere Sdyuldige oder Teilnehmer ausgeſproche— 
nen Strajen nicht gufammengurednen find; 

b) über alle Verhandlungen, die, ohne zu dent 
geieplich angeordneten Verfahren überzugehen, ge- 
pflogen werden, oder in denen bon der Beendigung 
des rechtl. Verfahrens abgelafjen wird, die alfo mit- 
telS Einſtellungsbeſchluſſes oder im Wege der Ab— 
laijung erledigt werden (§ 516). 

Jn Dalm., wo dad Gej. Str. G. nidt einge- 
fiihrt wurde, beftehen befondere Vorſchriften über 
die Gerichtsbarkeit; Gefällsgerichte wurden nicht er- 
richtet. Als 1. Anjtangen fungieren die Besirts- 
hauptmannjchaften, denen Kräfte aus dem —“ 
dienſte für dieſe Auſgabe gugetgilt ſind, dann die 

inanzbezirksdirektionen; in Übertretungen des 
Lottogefälles die Statthalterei. Von dieſer geht die 
Berujung an das F. M.; von den erſteren an die 
Finanglandesdireftion und weiter an das F. WM. 
(Val. Mayrbhoffer, V. Mufl., J. Bd., S. 574.) 


B. Die E. in allen übrigen Strajfiillen kommt 
den Gefällsgerichten gu. Dieſe Sondergeridte find 
Rollegien, die gu der einen Hälfte aus dem Stande 
der Finanz, zur anderen aus jenem der Juſtiz jue 
fammengejept find, u. gw. in 1. u. 2. Inſtanz aus 
je zwei Beamten der Finangbegirfsdireftion refp. 

et Finanglandesbehirde und je zwei Beijipern des 

Gerichtes 1. Inſtanz refp. des Oberlandesgeridtes ; 
in der 3. Inſtanz aus je 3 Riiten des F. M. und 
des O. G. H. Die 5. rejp. 7. Stimme gehört dem 
Vorfipenden, einem rechtstundigen Staatsbeamten, 
der in Der Regel in der 1. Inſtanz der Finang- 
bezirksdirektor, in der 2. u. 3. Inſtanz der Präſi— 
dent des Oberlandesgeridjtes refp. des O. G. H. 
oder defien Stellvertreter ijt. 

Es erſcheint berujen: 

a) Das Gefällsbezirlsgericht am Sitze der Fi- 
ag oc ur &.; 

a) iiber die minderen Strajfiilligfeiten, über 
welde das Strajerfenntnis nidt der Finangbesirls- 
behirde gufteht; 

6) iiber alle Ubertretungen, fiir weldje dad 
Geſetß die Strafe mit, bejtimmten Geldbetrigen ver- 
hängt, foweit diefe Ubertretungen nicht unter den 
minderen Straffilligfeiten begriffen find; 

+) fiber jene Gefallsiibertretungen, fiir welde 
die mit dem höchſten Strafausmaße nad) dem Ge- 
genftande der LUbertretungen, iiber die gleichzeitig 
entichieden wird, entjallende Straje für feinen Schul- 
digen oder Teilnehmer den Betrag von 6000 K 
überſchreitet; 

2) über die Gefällsübertretung, auf welche das 
Geſetz unabhängig von den Vermigensjtrajen ein- 
fadjen oder jtrengen Arreſt als Straje oder als 
Strafverſchärfung verhängt. 

Mad dem Hild. 7 XII 43, 8. 42474/4417, find 
der Qudifatur der Gefillgobergeridte in 1. Inſtanz 
die Fille de8 qualifizierten Schleichhandels (§$ 227, 
228, 230—232, 233— 235, 251—264) und die 
unter gleide Strajbejtimmungen mit diefen Arten 
des Schleichhandels fallenden —— Gefällsüber⸗ 
tretungen ($8 272 u. 273, 3. 1—3), dann jene 
Straffille zugewieſen, fiir weldje das Geſetz Straj- 
verſchärfungen deg 8 65 anordnet, mit Ausſchluß 
der Abſchaffung aus dem Grenabesirfe, ded Verlu- 
ſtes des Verſchleißbefugniſſes von Monopolsgeqen- 
ſtänden oder der Hauſierbefugnis, die zu verhängen 
den Gefällsbezirlsgerichten Pog 

b) Das Geſällsobergericht am Sige der Fie 
nanglandesbehirde fiir den Umfang des diejer Be- 
horde zugewieſenen Gebietes: 1. als 1. Anftang in 
allen der Bezirksbehörde und dem Bezirksgerichte 
nicht zugewieſenen Straffiillen; 2.in allen imRechts- 
zuge gegen das Verjahren oder Erfenntnis der Be— 

irfsgerichte an das Obergericht gelangenden Ver— 
* ungen. 

c) Das oberjte Gefüällsgericht fiir alle Linder 
deS Geltungsgebietes mit dem Sige in Wien zur 
E. iiber die im weiteren Inſtanzenzuge gegen die 
&. des Obergeridtes an dasſelbe gelangenden An⸗ 
gelegenbeiten, : 

Bezüglich der örtl. Kompetenz gilt dicjenige 
Bebhirde zur Exrhebung des Tatbeftandes fiir be- 
rufen, in deren Bezirk ſich die gu erhebenden ,,.Orts- 


Gefällsſtraſverſahren. 2 


verhiltnijje’ ober die zu vernehmenden Perjonen 
befinden, 3ur Unterjucjung jene, in deren Spren- 
gel der Beſchuldigte „gegenwärtig“ ijt, aljo normal 
bei dem Gexichtsſtande der Ergreifung oder der be- 
gangenen Ubertretung; wünſcht der Beſchuldigte, 
deſſen Domizil augerhalb dieſes Bezirkes gelegen ijt, 
ſich an ſeinen ordentl. Wohnort zu begeben und wird 
hiedurch die Unterſuchung nicht weſentlich erſchwert, 
vereitelt oder der Straſvollzug nicht gejiihrdct, fo 
tritt der Gerichtsſtand des Domiziles gur Unters 
judjung ein (§§ 522, 532). Wurde cine Gefälls— 
iibertretung an der Grenze zweier Begirfe veriibt, 
jo enticheidet das Zuvorfommen (§ 523). Die Un- 
terjudjung gegen den Urheber, die Mitſchuldigen 
und Teilnehmer wird fonner mit der des Titers 
qepjlogen. Objeftive Konnexität greift Platz und 
leitet jene Behirde die Unterjuchung über ſämtl. an- 
hingige und nod) nicht entſchiedene Straffille, in 
deren Sprengel fic) der Beſchuldigte befindet (§ 525). 

Endlich fann die Kompetenz durch Zuweiſung 
der Oberbehirden ,,aus widtiqen Gründen“ u. giv. 
für das ganze Verfahren oder einen Teil an cine 
andere, unjuftiindige Behirde begriindet werden 


($ 526). 

Nad) der Kompetenz der Unterſuchungsbehörde 
oe fid) die örtl. Jurindigteit der erfennenden 
Inſtanz. — 

Die Folgen der Überſchreitung der Kombetenz 
normieren im Geiſte des Geſetzes — verſchieden bei 
den Erhebungen u. Unterſuchungen, dann bei den 
Entſcheidungen — die $$ 527—530, 804, 862, 


. 3, 863. 

VI. Die Zwangsmittel des Strafverfabrens. 
1. Die Ladung. Dieje ift nad § 531 im allg. 
Erjcheinungsbejebl fiir den Beſchuldigten. Die Vor— 
ladung des Beſchuldigten ijt a) eine unbedingte 
durch Zujtellung eines Borladejcheines ohne nähere 
Angabe der Beichuldiqung. Erſcheint der Vorgela— 
dene nidt, jo wird er mit Hilfe der Obrigfeit Ge— 
meindeamt, Begirfshauptmannjdajt) gum Verhöre 
geſtellt ($$ 616 u. 620). Die Vorladung sum ſum— 
mariſchen Verhöre ijt in der Regel eine unbedingte 
(§ 587). b) Die Vorladung ijt eine ite LE 
fie muß ſchriftlich erfolgen und die Umſtände, tiber 
welche der Befchuldigte jich au dufern hat, beſtimmt 
u. deutlid), Dann die Rechtsfolge enthalten, dab, 
wenn der Beſchuldigte gu der Verhandlung nicht 
erſcheint ober in der gegebenen Friſt die ihm frei- 
geſtellte ſchriftl. Außerung nicht überreicht, die in 
der bedingten Vorladung vorgebrachten Umſtünde 
als —— — Geſtändnis betrachtet werden 
(§ 616, Abſ. b). Ausgeichlojien ijt bedingte Bor- 
fadung bei den mit felbjtindigem Arreſt oder den 
Strafverſchärfungen des § 65 bedrohten ſchweren 
Gefällsübertretungen (§ 618). Bei pflegebefohlenen 
Beſchuldigten ijt der gejesl. Vertreter ebenfalls ju 
verjtindigen und unter gewiſſen Borausjesungen 
ein Bertreter von Wmts en au bejtellen ($$ 614 
u. 615). c) Jit der Befchuldigte oder fein Aufent⸗ 
halt unbefannt und ein —— ergriffen wor⸗ 
den, fo ſoll, je nach dem Werte des corpus de- 
licti, Ediftalsitation mittel Befanntmadung 
durch die Obrigfeit auf ortsiibl. Art oder dreimalige 
Einſchaltung in der Amtszeitung erfolgen. Die Auf⸗ 

Ofterr, Staatsworterbuch. 2. Wufl., 2. Bd. 
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jorderung ergeht an Ddiejenigen, die auf die ange- 
haltene Sache einen Anſpruch ju bejigen glauben, 
im erjten Falle binnen 30, im letzieren binnen 
90 Tagen bei der Unterſuchungsbehörde gu erſchei— 
nen, widrigens iiber die Sade dem Geſetze gemäß 
verfahren wird (§§ 621—623). Die Ausnahme ent- 
halt § 624 und eS verfällt die Sache ohne Rund- 
— Straferlenntnis. 

2. Die Verhaftung. Wie der gemeinrechtl. 
Inquiſitionsprozeß fennt der Gefällsſtrafprozeß zwei 
Veranlaſſungen zur Verhaftung, wenn nach Lage 
der Sache und mit Riicjicht auf perſönl. Berbhilt- 
nijje bes Verdächtigten gu beforgen fteht, da er die 
Unterſuchung u. Beſtrafung durch Flucht oder Ver— 
heimlichung ſeines Aufenthaltes (§ 558) oder durch 
die Freiheit die Unterſuchung vereiteln würde $559). 
Die Verhaftung wegen Kolluſionsgefahr ijt nach 
dem Geſetze auf die lieder einer —— 
und auf die Geſällsübertretung, wegen welcher un— 
abbiingig von Bermigensjtrajen Arrejt zu verhän— 

en ijt, beſchränkt. Die Verhajtung erfolgt infolge 
Keil. Hajtbefehles oder bei der vorliufigen Er- 
qreijung, zwar obne einen foldjen, aber mit nad) 
trägl. Sujtellung des richterl. Befebles innerhalb 
der niichften 24 Stunden (F. Vt. Erl. SIL 63, 8.476, 
V. Bl. S. 81). Der Befehl ergeht von jener Be— 
horde, welche nad) § 562 sur —— Ver⸗ 
haftun —— iſt. Dem Verhafteten iſt das Recht 
der Beſchwerdeführung an die Gefällsgerichte ein— 
— ($$ 834, 3 1, 841, 857, 858). Bet der 

erhajtung wegen Fluchtgefahr ijt Kautionsbeſtel⸗ 
lung zuläſſig (§ 558, 8.3). Die Dauer der Haft 
foll keine längere jein, als es fiir den Zweck des 
Berfahrens notwendig ijt. Die Rechte des Verhaj- 
teten normieren die $$ 563—565. 

Der Gejfällsſtrafprozeß fennt ferner cine Hait 
als Ungehorſamsſtrafe gegen jenen Befchuldigten, 
der bei dem ordentl. erbire Antwort gu geben 
jich weigert; derjelbe fann jo lange in Verhaft 
angebalten werden, bi8 er felbjt um ein Berhir 
anſucht. Zu einer joldjen Haft itber einen Monat 
hinaus muß die Bewilligung der Finanzlandes— 
bireftion erteilt werden (§ 636). 

3. Die Sichherheitsbeftelfung. Neben der 
erwähnten Kautionsleiſtung bei Fluchtgeſahr iit cine 
vollitindige Sicherjtellung der Vermögensſtrafen an- 
— ($ 567). Wird die der Beſchaffenheit des 

trafjalled entipredjende Geldſtrafe nicht durch die 
mit Beſchlag genommene Sache, die fiir die Strafe 
ſachl. Haftung gewährt, gededt, dann hat der Be- 
ſchädigte Sicheritellung (§ 1374 a. b. G. B.) gu lei— 
jten. Wird dieſe nidt vollftiindig oder gar nicht 
eleijtet, fo hat ohne Zeitverluſt die Unterſuchungs— 

Hirde, der erponierte oder beaujtragte Beamte 
(Glajer-Unger 8632: die Unterfuchungsfommiffion) 
felbjt oder die requirierte Finanjprofuratur Exe— 
tution zur Sicherſtellung (ficherjtellungsiveife Pfän— 
dung des bewegl. Vermögens oder die einer Recht— 
ſertigung im Prozeßwege nicht bedürſende Präno— 
tation des Pfandrechtes auf den unbewegl. Beſitz 
des Beſchuldigten reſp. des Haftenden) bei den Zivil⸗ 
gerichten ju erwirken (Glaſer-Unger 6409). Cine 
obwaltende Gefahr (§ 370 Ex. O.) iſt, nicht auszu⸗ 
weiſen; das Sicherſtellungsrecht des YWrars (§ 567 
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(Sef, Str. G) ijt durch Art. IT Er. O. in Wirkſam— 
feit qeblieben (M. jf. Fin. Prof, V. Jahrg., Nr. 46). 
Die Hohe des fichergujtellenden Betrages normiert 
§ 568, jie liegt innerhalb der gejepl. Grenze im 
ireien Ermejjen der Finanzbehörde (Crel, II. 1689). 

4. Die Beſchlagnehmung. Cie hat einen 
doppelten Zweck. Einmal joll der Wegenjtand und 
die Hilſsmittel der Ubertretung zur Geltendmachung 
der ſachl. Haftung angebhalten u. verwahrt werden. 
Rweitens begwedt die Beſchlagnahme (j. den Art.), 

egenftinde, welche Spuren einer Gefüllsübertretung 
an ſich tragen, dann Schriften, Biicher, Rechnungen, 
—* u. dgl. zur Herbeiſchaffung von Beweis— 
mitteln in amtl. Verwahrung ju nehmen (§ 552). 

Die in Beſchlag genommene Sache ſoll mit dem 
Siegel des Finanzorganes, des gerichtlichen oder 
obrigkeitl. Beiſtandes und der angehaltenen Perſon 
oder an Stelle der letzteren mit dem Siegel der 
beizuziehenden Zeugen, wenn dies nach der Be— 
ſchaffenheit der Sache tunlich wäre, ſonſt mit einer 
Bezeichnung verfeben oder genau beſchrieben wer— 
den (5 553). Uber den in Beſchlag genommenen 
Gegenjtand ijt eine amtl. Befdeinigung gu erteilen. 
Sachen, die dem Berderben unterliegen oder deren 
Aufbewahrung beträchtl. Koſten verurſacht, ſollen in 
der Regel verſteigert werden (§ 557). Die Verfügung 
iiber die mit Berdhlag belegten Gegenſtände als Ge- 
werbSbiicher, Urfunden u. Schriften normieren die 
$$ 555 u.556. Die gu Zwecken der Beſchlagnehmung 
notwendigen Hausdurdjuchungen find bei nicht 
fontrollpjlidtigen Gewerben nur nad) Sulak des 
8 584 vorgunehmen und wurden die Rormen des 
Wrundgefepes gum Sdhuge des Hausredtes in dem 
F. M. Erl. 5 11 63, 8.476 (VB. BL S.82), ausgeführt. 

5. Der Zwang jum Zeugniſſe. Wer als 
Reuge oder Sachverſtändiger vorgeladen wird, hat 
nach $ 531 diejer Verpflichtung nachzufommen. Der 
erſchienene Zeuge ijt verpjlidtet, Zeugnis — 
und dasſelbe zu beeidigen. Verweigert dies der 
Zeuge, fo ijt er hiezu von der Obrigkeit nad) dem 
itd. 20 1X 45, 3. 37405, durch angemefjene Weld- 
oder Freiheitsſtrafen angubalten. Cine Yeugenaus- 
fage, weldje in der wegen einer Gefillsiibertre- 
tung vorgenommenen Unterjudjung vor einer nad 
8 656 Ge. Str. G. gujammengefepten Behörde ab- 
gelest u. beſchworen wurde, iit nach dem Hftzd. 
1411 40, J. G. S. 410, al& ein vor Geridt ab- 
gelegtes Zeugnis gu behandeln (E. O. G. als Kaſſa— 
tionshofes 16 XI 85, 3. 8373 —X Sammlun 
Mr. 848); 18 XI 92, 3. 11583 Beilage F. V. BL 
fiir Böhmen S. 140); 30 V 1902, 8. 13870 [amtl. 
Sammlung Nr. 2743)). 

VIL. Die Ablaffung von dem Verfahren. 
Gleich dem Finangrechte der anderen Multurjtaaten 
normiert der IT. Teil des zweiten Hauptſtückes eine 
befondere Berfahrensart, um das nicht qualifizierte 
Finanzunrecht raſch u. koſtenlos gu ahnden. Auf 
dem Wege der Ablaſſung von dem Verfahren werden 
in Oſterr. mehr als 70% aller zur Anzeige u. Un— 
terſuchung — ——— Straffälle erledigt. 

Man fehlt bei Beurteilung dieſer Inſtitution, 
wenn die Ablaſſung, wie dieſelbe im Gef. Str. G. 

eregelt ijt, mit fremdländiſchen Qnjtitutionen, wie 
Strajabfindungen, Kompromiſſen, Compound u. 
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Transaktion in eine Reihe geſtellt wird. Das Prin— 
zip des öſterr. G.findet vielmehr in gang modernen, 
allg. Str. G. Anerkennung, indem das niederlän— 
diſche Str. G. 311181 im Art. 74, und die ita— 
lieniſche Kodifikation 30 VI 89 im Art. 101 dieſelbe 
Erlöſchungsart der Strafe alzeptiert haben. 

Die Ablaſſung ſetzt voraus: auf Seite des Be— 
ſchuldigten den Antrag auf die Beſchuldigung ju 
jubmittieren, auf dic Verteidiqung zu verzichten 
und den auf die Gefällsübertretung geſetzlich an- 
gedrobten mindejten Strajbetrag bar zu erlegen oder 
volljtandig ſicherzuſtellen 8 541); rückſichtlich des 
ftrafbaren Unrechtes: bas Vorhandenjein einer ſtraf⸗ 
rechtlich nicht bejonders —— Pandfung 
oder agree 8 darf nämlich auf die Uber— 
tretung feine ſelbſtändige Urrejtitraje geſetzt fein, 
fein erhebl. Erſchwerungsumſtand obiwalten, der 
Ablaffungswerber nod) nicht wegen einer gleiden 
oder verwandten Gefüllsübertretung vorbejtrajt fein 
und mug mit, Wahrſcheinlichleit angenommen wer⸗ 
den, daß die übertretung volftändig entdedt wor— 
den ijt (3 545). 

Das Anjuchen fann vor, bei oder nad) der Auf⸗ 
nahme der Tatbejdreibung miindlich oder ſchrift— 
lic) angebradjt werden. Die Ablaſſung finnen vor 
dem Anjange des ordent!. Verhöres: in den Fallen 
des § 543, Wj. 1, bei den kleinſten Strafen die Zoll⸗ 
oder Gefällsämter; wenn die Strafe 50 K nidt 
iiberjteigt, die fiir einen Bezirk aujgefteliten Unter- 
juchungsbeamten; bei einem Strafbetrage bis 200 K 
die Finanzbezirksbehörde, und bei Uberjteigung dic 
jes Betrages die Finanglandesbehirde; nad Beginn 
des ordentl. Verhires nur die legtgenannten Be- 
hörden bewilligen, welche in diejem Falle an das 
WMindeftmak der Straje nidjt mehr gebunden find 
($$ 543, 544). 

Gegen die Abweifung des Anſuchens ijt Refurs 
zuläſſig, der aber gegen die ausgefprodjene oder be— 
ſtätigte Abweiſung der Landesbehörde ausgeſchloſſen 
erſcheint; ausgeſchloſſen iſt ferner die Beſchwerde 
(§ 838, AIbſ. 2) und die Anſechiung der Abweijung 
vor dem B. G. Der Refurs hemmt nicht die Unter— 
judjung, wohl aber die Urteilsſchöpfung. 

Der E. iiber das Anſuchen können Erhebun— 
gen vorbergeben, um zu fonjtatieren, ob der Ges 
wihrung ein Hindernis entgegenfteht. Nad) Ver— 
lauf von 60 — von der Stellung des Anſu— 
dens fann der Ablaſſungswerber zurücktreten, wenn 
bis dabin die Exledigung nicht erfolgt ift. Yn die- 
fem alle und bei der Ubweifung des Begehrens 
ijt die Sicheritellung aufzulaſſen oder der erlegte 
Betrag zurückzuſtellen, wenn diefer Verfiigung die 
Veftimmungen des § 548 nicht im Wege ftehen. 
Die in dem Anjuchen enthaltenen Ungaben finnen 
dem Ablaſſungswerber bei der Unterſuchung u. Ur— 
teilsſchöpfung nicht sum Nadhteile gereichen und nie- 
malé alé Wejtindnis betradtet werden. 

Bei nachträgl. Entdedung des Whganges der 

eſetzl. Bejtimmungen fann nur aus wwidtigen 
Wriinden und in Fallen von erbebl. Belange das 
geſetzmäßige Verfahren eingeleitet werden. 

Die nad Erlaſſung des Gef. Str. G. erflof- 
fenen Normen haben weitere Milderungen zuge— 
laſſen. Hervorzubeben wiire die Zuläſſigkeit der Ab— 
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laſſung aud) bei Zahlungsunfähigen gegen Arreſt; 
die Finanzbezirksbehörde fann bei einer Strafe von 
400 K auf den vierten Teil des gejepl. Minimums 
und bei einer pon 50 K aud) unter diefes Wah bei 
erhebl. Milderungsumitiinden herabgehen, die Lan= 
desbehörde bei einem Strafbetrage bis 1000 K und 
bei widjtigen , Milderungsqriinden, die nicht durd 
entgegenjtehende eridjwerende Umſtände geſchwächt 
werden”, die — auf einen — Betrag 
als den vierten Teil mäßigen, von welcher Ermäch— 
tigung die Praxis mehr als reichl. Gebrauch ge— 
macht hat; es wurde mit Hffd. 21 1X 36, 3. 40731, 
geitattet, daß unter rüchſichtswürdigen Umſtänden 
wiederholt vom Verſahren gegen dieſelbe Perſon ab⸗ 
gelaſſen werde. 

Gegen dieſe das Prinzip alterierenden nach— 
trägl. B. macht ſich mit allem Rechte in den neueren 
Steuergefepen die Reaftion geltend, von welchen 
3. B. die Nov. gum Geb. G. 8 IIII 76, R. 26, das 
Geſetz über den Spielfartenjtempel und die Cfjetten- 
umſatzſteuer, das Zucker⸗ u. Branntweinſteuergeſetz 
in der Faſſung des J. 1888 die Milderung unter 
das geſetzl. Minimum unterſagen. Dieſe Beſtimmung 
des $57 des —— — und des § 82 des 
— —— —— af die verhiingten Geld⸗ 
ftrafen nie — aud) nicht bei der Ablaſſung — ge- 
mildert werden dürfen, wurde in den Fajiungen 
der faif. B. 17 VIL 99, R. 120, wieder aufgehoben. 

VILL. Der Gang des Strafverfabreng in 1. Ju⸗ 
ftany im allg. Der Gefillgitrafproses gliedert fic, 
wie der Inquiſitionsprozeß, in die General- und 
die Spesialunterjuchung oder nach der gefepl. Be- 
— in die Erhebung des Tatbeſtandes 88 569 

is 584), die Vorunterſuchung (S8 585-—-593) und 
die ordentl. Unterfuchung (§§ 594—655), deren 
ſpezieller + ate u. Aufgabe in dem Folgenden ju 
behandeln find. Der Vorunterſuchung geht polizeil. 
Ermittlungsverfahren voran, das mit der Vor— 
unteriudjung die Frage erledigen foll; ob überh. 
eine jtrajbare Handlung vorliege und wer der Tater 
jei, während die Spezialunterſuchung auf die Ab— 
urteilung eines beſtimmten Titers gerichtet ijt. 
Die Unterſuchung hat eine gang andere Aufgabe, 
al8 die des modernen Prozeſſes: fie hat nicht den 
Stoff ju einer mutmaflich wirffamen Anklage her- 
beizuſchaffen, fondern das Waterial fiir die Aburtei⸗ 
{ung des Strafjalles vollſtändig gu ſammeln, alles 
ing flare ju fepen und unter Beweis ju ſtellen, 
was fiir die Beurteilung der Schuld u. Strafbar- 
teit notwendig ijt. Es ijt die Unterſuchung erjt dann 
fpruchreif, wenn alles erhoben u. aufgeklärt ift, 
was auf die Feititellung des ftrafrechtl. Tatbeftan- 
des und der Rechtsfolgen Begug hat, wenn aljo auj 
Wrundlage der volljtindig aujgenommenen Wften 
det Richter in die Lage verjest erſcheint, das Urteil 
zu fpredjen. 

IX. Die Borerhebungen. Dieſe find cin Teil 
des Ynformativverfahrens und miijjen in einem 
ſchrifil. Prozeſſe sur Inſtruierung des Inquirenten 
ſchriftlich fixiert werden. Die Finanzpolizei hat in 
Memapheit des II. Hauptitiides die Mujgabe, wenn 
eine Perſon oder Sache unter dem Verdadte einer 
Sefillsiibertretung angehalten wurde, die Umſtände 
in ciner ,,Zatidrijt’ gu bejdreiben. Die „Tat— 
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beſchreibung“, die Grundlage fiir die Unterfucjung, 
muß daher den Ort und die Zeit der Anhaltung 
u. Entdedung, die Umſtände, welde dieſe beagleitet 
oder veranlaßt haben, die Sade, den Namen, Stand 
u. Wohnort der Perjon, die angehalten wurde, und 
jener Perſönlichkeiten, die die Unhaltung vorgenom⸗ 
men und bei ihr mitgewirtt haben, enthalten; diefer 
ſchriftl. Aufſatz ijt der verdächtigten Berfon vorzu— 
leſen, jeder Beiſatz derſelben wörtlich aufzunehmen 
und von dieſer und allen Gegenwärtigen zu unter— 
ſchreiben. 

Der dieſe Amtshandlung vollziehende Beamte 
hat innerhalb ſeiner Amtswirkſamkeit die geſetzl. 
Maßregeln sur „Sicherſtellung“ der Unterſuchung 
ju ergreifen oder die zur Mitwirkung berufene Be- 
horde diesſalls anzugehen und die vorläufigen Er— 
hebungen: Vornahme des Augenſcheines, Abhörung 
der an Ort u. Stelle befindl. Zeugen, das ſum— 
mariſche Verhör des Verdächtigten unter den Vor— 
ausſetzungen des § 539 ju pflegen. Würde die Tat⸗ 
—— nicht von einem zur Vorunterſuchung 
berujenen Organe aufgenommen, fo ijt fie an die 
hiezu bejtimmte Berjon oder Behirde vorjzulegen. 

Die Tatbeſchreibung ijt der vorgeſchriebene Ber: 
waltunggaft iiber die jtrafbare Handlung; die E. 
ſetzt bicfen Ut voraus; die Tatbeſchreibung ijt aber 
nicht E. im Sinne der S$ 104 u. 105a Str. G. 
Wer durd Geſchenke das Amtsorgan zu verleiten 
ſucht, die Aufnahme der Tatbeſchreibung gu unter- 
lajjen, ijt daber bloß nad § 3114 Str. G. jtrafbar 
(G. d. O. G. H. 4 IV 1903, 3. 9706, amtl. Gamm- 
lung Wr. 2223). 

X. Die Vorunterſuchung. Die Borunterfu- 
dung bat die Mufgabe, zu ermitteln, ob wirflicd 
eine Gefillsitbertretung und welche veriibt wurde, 
und ob geniigender Grund gur Einleitung der Une 
terfudhung im e. S. gegen eine bejtimmte Berjon 
vorhanden ijt. Wie die Generalunterſuchung des ge- 
meinen Rechtes, hat die Vorunterjudung den Swed, 
den Beſchluß au ermigliden, ob eine bejtimmte 
Verſon dex Gefiillsiibertretung rechtlid) beſchuldigt 
ericheint. 

Als Richtichnur fiir dieje Unteriuchung ded 
Tatbeſtandes jtellt ber § 574 den Grunbdjag any, dah 
alle Umſtände aufzunehmen find, welche die Sache 
aufzuklären qeeiqnet eridjeinen, um jum Leitjaden 
bei dem weiteren Verfahren ju dienen und die 
Wirklichfeit der verübten Ubertretung auger Zwei— 
fel au ſetzen. Das Verfahren bei der Erhebung des 
Tatbeſtandes regeln die $$ 575 584, die fic) mit 
der Erjoridhung der Schuldigen u. Teilnehmer, mit 
der Exhebung der Ortsumitinde, Vernehmung der 
Zeugen u. Sachverftindigen, mit der notwendig ere 
jheinenden Durchſuchung, Verwahrung der Gegen⸗ 
ſtände der Gefillsiibertretung beſchäftigen. 

Die Erhebung des Tatbejtandes und die Vor— 
unterſuchung verlangen zu ihrem Abſchluſſe das 
ſummariſche Verhör des Beſchuldigten. Der 
Zweck desſelben iſt, den Beſchuldigten von der Be— 
ſchuldigung in Kenntnis zu ſetzen und ihm Gelegen— 
heit zu geben, entweder durch das Geſtändnis das 
Verfahren abzukürzen oder Beweiſe beizubringen, 
daß ihm die zugemutete Ubertretung nicht zur Laſt 
falle (§ 588), Eine nähere Bezeichnung der vor— 
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liegenden Beweiſe darf nicht ſtattfinden. Das fum- 
mariſche Verhör hat ſich in eine Erörterung, ob die 
Antworten mit dem vorhandenen Material über— 
einſtimmen, nicht einzulaſſen. Auch im Falle des 
Wejtindnifjes, das in Form der eigenen, gufammen- 
hängenden Erzählung in das Protofoll aufzuneh— 
men iſt, ſind lediglich jene ſich aus dem Geſtändniſſe 
ergebenden Tatumſtände zu erörtern, die für die 
weitere Erhebung von Belang ſind, namentlich die 
Frage nad anderen Schuldigen oder Teilnehmern. 

Verweigert der Inquiſit die Antwort oder 
leugnet er, fo ijt ihm „ernſtlich“ ie bedeuten, dak 
ihm dieſes Betragen nur zum Nachteil gereichen 
finne (§ 592). Mit diejer Mahnung bezw. mit 
dem abgelegten Gejtindnijje endigt die Vorunter- 
ſuchung, die Dann, wenn die Unterſuchung nicht 
pon der Finanzbezirlsbehörde geführt wurde, diefer 
vorzulegen ijt. 

XI. Die ordentl. Unterjudung. Die geichlojiene 
Seneralinquifition fann nach Priifung durd die Un— 
terſuchungsbehörde dreierlei Erledigung finden. 

1, Die Unterjucdung wird eingejtellt, a) weil 
rechtl. Grund gur Unterſuchung nidt vorhanden ijt, 
jei es, dak die Handlung oder Unterlajjung an ſich 
al8 Gejillgiibertretung nicht angefehen werden fann, 
jet es, dak die rechtl. Angeiqungen, die Merfmale, 
gleid) urſprünglich nicht vorhanden waren oder nad) 
den Erhebungen behoben find; weil aus anderen 
gelebl. Griinden von dem Verfahren abzulaſſen ift. 

Jn dieſen Fällen * die Unterſuchungs⸗ 
behörde den Straffall, wenn dieſer in ihren eigenen 
Wirkungskreis fallt; in allen anderen Fällen legt fie 
den Wft der Finanzlandesbehörde zur E. vor ($595). 

2. Die Vorunterjudung hat ein förmliches — 
nicht blog ein einſaches — Geſtändnis zu Tage 
gefirdert und die Ungelegenheit ijt fo volljtindig 
erſchöpft, daß zur Fällung des Erfenntnijies feine 
weitere Unterſuchung erforderlich iſt; dann hat die 
Unterſuchungsbehörde nach § 790 vorzugehen. 

3. Die viifung ergibt, dag ein rechtl. Grund 
put Einleitung der Unterſuchung vorhanden ijt. Jn 

iefem Falle hat die Bezirksbehörde mittels firme 

lichen, ſchriftlich abgeſaßten Beſchluſſes au erfen- 
nen, daß der Inquiſit in Unterſuchung ju ziehen 
jet. Das Vorgehen regelt des näheren der Amts— 
unterricht ($8 60—62). Gegen den mit Griinden 
verfehenen Beſchluß ijt Beſchwerde zuläſſig. 

Dieſe Spezialunterſuchung richtet ſich gegen 
cine bejtimmte, einer konkreten Geſällsübertretün 
rechtlich beſchuldigte Perſon. Als ſolche wird na 
dem Geſetze jene angeſehen, gegen die Umſtände vor— 
liegen, aus welchen rechtl. Verdacht entſteht. Dieſer 
ergibt ſich gegenüber jener Perſon, ,,jwifdjen welcher 
und einer beſtimmten Gefällsübertretung die er— 
hobenen Umſtände einen ſolchen —— 
wahrnehmen laſſen, der bei einer unbefangenen Be— 
urteilung es als wahrſcheinlich darſtellt, daß der 
gedachten Perſon eine nach dem Geſetze zuzurech— 
nende und einer Strafe unterliegende Schuld oder 
ys an an der Ubertretung zur Lajt fale” 
($ 598). Das Geſetz zählt nun nad dem Muſter 
der Str. P. O. von 1803 eine erſchöpfende Reihe 
von Verdachtsgründen auf, deren Meiſterſchaft in 
der Theorie anerfannt iſt. 


Der nad) diefen Regeln befchuldigte Inquiſit 
befindet fid) nad dem gefakten Beſchluſſe im Stande 
der Anfduldigung, ijt in Unterſuchung ju ziehen 
und gum ordentl Verhöre vorguladen. 

Das Spesialverhir hat dem Beſchuldigten die 
cingelnen wider ifn jprechenden Berdachtagriinde 
durch — aneinandergereihte Fragen in der 
Abſicht vorzuhalten, um ihn entweder zu einem 
Geſtändniſſe gu bewegen oder jene Aufflirungen 
zu erhalten, welche er in Bezug auf die einzelnen 
wider ihn ſprechenden Verdachtsgründe zu geben 
vermag. Es wird durch die Kunſt des Unterfuchen- 
ben auf den Verjtand des Befdhuldigten eingewirtt, 
es werden die Fragen fo geftellt, dak der Beidhl: 
digte die gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe, 
Ausfagen von Zeugen u. Sadyverjtiindigen nach u. 
nad) erfährt. Bei beharrl. Leugnen find ihm die 
Perjonen gu fonfronticren, wahrqenommene Wider- 
ipriide vorgubalten, kurz, durch ununterbrodjene 
Inquiſition ijt gu ergielen, daß der Beſchuldigte 
ut Uberzeugung gelangt, es fei das Leugnen im 
: “yr der vorlieqenden Beweiſe fruchtlos ($$635 

is 641). 

Unter „ſchwerer Berantwortung” ijt es dem 
Unterjuchenden jedod) unterjagt, von gewaltſamen 
Mitteln, Vorſpiegelungen erdidjteter Tatumſtände 
oder Beweismittel, von dunflen oder doppelfinnigen, 
verjingl. Fragen Gebraud) gu madden (§ 632). 

Den Schluß de3 ordentl. Verhöres bildet dic 
jormelle Schlußvorhaltung und die Schluß— 
verteidigung. Erſtere bejteht in einem klar u. fury 
— Refumés der erhobenen weſent— 
ichen, die Schuld begründenden Umſtände u. Be— 
weiſe und der aus dieſen abgeleiteten Folgerungen. 
Det Verhörte fann dieſe protofollarijd) nieder- 
geſchriebene Vorhaltung ſogleich oder nach einer zu 
gewährenden Bedenkzeit mündlich beantworten oder 
die Schlußverteidigung ſchriftlich einbringen. 
Während die Intervention eines eters im 
Zuge der ee eee unterjagt werden fann 
(§ 653), fann die Sdjlugverteidigung von einem 
Rechtsbeijtande verfaßt und gu diefem Behufe eine 
Abſchrift der Schlugvorhaltung verlangt werden 
(8 648), Jn der Schlupverteidigung ijt alles aus- 
cinandergzujepen, was gum Beweije der Schuld- 
lojigfeit oder a. Verminderung der Schuld beie 
tragen fann. Es finnen jene Milderungsumftinde 
geltend gemacht werden, die fiir eine Milderung 
der Strate im Wege der Gnade jpredjen. Die 
Ausführung folder Milderungsgqriinde fann dem 
Beſchuldigten nad) § 646 bei der E. „nach ſtrengem 
Recht” nicht nadteilig werden. Erbringt die Schluß⸗ 
verteidigung neue, Fit die E. widjtige Umſtände, 
jo ijt die Unterjudjung fortzuſetzen und beſchränkt 
ſich die neuerl. Borhaltung u. Verteidigung auf die 
neuen Umſtände (§ 648). 

AI. Die Stellung des Haftenden im Pro- 
zeſſe. Diefe Stellung ijt nur dann eine befondere, 
wenn fic) die Haftung nidjt auf eine Mitſchuld oder 
Teilnehmung griindet (§ 137). Jn allen anderen 
Fallen foll der Hajtende 

1. wenn fein Aufenthaltsort im Inlande fich 
befindet und dem Unterſuchungsrichter befannt ijt, 
von der anbiingigen Unterſuchung verftindigt 
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werden, jobald die Haſtungspflicht hervorfommt. 
Die Unterlajiung der Verjtindiqung hemmt weder 
die Urteilsſchöpfung gegen den Beſchuldigten, nod 
gewahrt fie dem Hajtenden das Recht, die Recht 
mapigteit des Verfahrens anjzufedjten (§ 781); 

2. ber Haftende muk mündlich oder ſchriftlich 
cinvernommen werden; die Vorladung fann be— 
dingt oder unbedingt geſchehen. Er fann zur Tag— 
5 allein oder in Daten eines Beiftandes 

deinen oder einen Bertreter bevollmächtigen 
(§ 


FOO. 
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2 
3. bei der Einvernahme find dem Haftenden die 
Beweife, worauf fic) feine Uberwei ung ge a 
mitjuteilen; er fann die Rechtmäßigkeit des 
Verfahrens gegen den Beſchuldigten, die Beweis- 
mittel, die zur Uberweijung desſelben und zur Er- 
weijung der Haftung vorliegen, anjedjten (§ 785). 
Dit aber das Urteil gegen den Beſchuldigten bereits 
geidibplt, jo können die Einwendungen nur joweit 
eriidfichtigt werden, als aus Ddenjelben die Be- 
dingungen sur Wiederaujnahme fic) ergeben (§ 786); 
4. der Hajtende fann ſchon vor jeiner Gin- 
vernahme alle Umſtände fiir die eigene und des Be- 
ſchuldigten Verteidigung, welche fiir die Schöpfung 
des Urieiles wichtig find, ſchriftlich einbringen, der 
Aufnahme der Saderjtindigen beiwohnen, ange 
mejjene Erinnerungen machen und Frageſtücke gu 
der Einvernahme der Zeugen einlegen (§ 787). 


Weſentl. Beſchränkungen diejer dem Weſen der | Wi 


Hajtung entipredjenden Verteidigung normiert der 
788. 


‘ . 

XIII. Der Beweis. 1. Die Fragen, welche 
Beweismittel benugt werden diirfen, in welder 
orm dieſelben benugt werden müſſen und weldje 
Wirfung die in ridjtiger Form benugten, zuläſſigen 
Beweismittel auf das Ergebnis des Beweiſes aus- 
iiben, find durch das — genau beantwortet. Der 
Beweis ijt alſo im Gefällsſtraſprozeſſe durch ge— 
ſetzl. Beweistheorie geregelt. Der Richter darf, 
obſchon er von der Schuld uͤberzeugt ijt, nicht vere 
utteilen, wenn nicht Beweife von der im Gejege 
bezeichneten Befchafjenheit u. Art vorhanden find. 

2. Bezüglich des Gegenjtandes des Beweiſes 
untericheidet das Geſetz a) den Beweis der Tat- 
untjtinde und jenen gur Uberweifung des Be- 
fchuldigten u. Hajtenden. Das Gef. Str. G. geht 
bei dieſer jeiner Haupteinteilung von dem Stand- 
punfte aus, daß zur Enveifung der Schuld oder 
Teilnehmung andere Erforderniſſe als gum Beweiſe 


der Tatumjtinde vorhanden fein miijjen, und dak | 686 


nicht alle Beweismittel, welche gur Erhärtung ein- 
—— Umſtände zureichen, auch für den Beweis 
er Schuld —— 

Für beide Arten des Beweiſes ſind als Be— 
weismittel zuläſſig: das Geſtändnis, Urkunden u. 
Zeugenausſagen. * den Beweis der Tatumſtände 
jind weiter sugelal en: Gutachten der Sachverſtändi⸗ 
gen und der Erfüllungseid; fiir jenen gur Über— 
weijung des Befduldigten u. Hajtenden das Zu— 
fammentrejjen der Anzeigungen, alſo bejonderer 
Verdachtsgründe. 

Bei der Wichtigleit, die das Geſetz den Um— 
laufskontrollen bei zoll⸗ u. torſteuerpflichtigen⸗ u. 
Monopols⸗Gütern beigelegt, ijt b) die ſpezielle Nor— 
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mierung der Beweiſe der Tatumſtände zur Aus— 
weiſungdes Bezuges, Urſprunges oder der 
Verzollkung erklaͤrlich. Die Beweismittel find die 
ſelben wie beim objektiven Beweisverfahren; nur 
treten aus dem Urkundenbeweiſe die Normen über 
den Beweis durch Gewerbsbücher und aus dem 
Sachverſtändigenbeweis die ſog. Werkprobe beſon— 
ders hervor. 

c) Das Geſetz lennt Entlaſtungsbeweiſe, 
welche zur Verteidigung des Beſchuldigten zuge— 
laſſen ſind — 727); au dieſen muß aud) der nad) 
dem Gefällsſtraſprozeß zuläſſige (S$ 129 u. 748) 
—— gerechnet werden, der durch unter Be— 
weis geſtellte, „berichtigende oder widerlegende Auf⸗ 
flirungen u. Einwendungen“ geltend gemacht wird 
($§ 692 u. 693; 687; 785 u. 786). Die Bela- 
jtungsbeweife find jene, die gut Uberweiſung des 
Beſchuldigten u. Haftenden dienen ($ 756). Bon 
ciner Beweislajt fann in dieſem Anquifitionspro- 
zeſſe wohl troy § 773 nicht die Rede fein; der Rich— 
ter hat nad) § 645 ,von Amts wegen” die be- 
lajtenden u. entlaſtenden Umſtände zu erforidien. 

3. Die Beweistraft ift im allg. abhängig: 
von der Bekanntmachung des Beweismittels an den 
Bejdhuldigten (§ 676) und von der Wiirdigung des 
Beweiſes in Verdindung mit dem übrigen Berweis- 
u. ng 0 iy Da 677). Das Gejes will 
den Befduldigten in die Lage verjepen, die aur 

derlequng u. Entfriftung dienlichen gejepl. tit 
tel geltend gu machen; es fennt feine abfolute Kraft 
der einzelnen Beweismittel, ſondern die Wiirdi- 
gang vee gejamten Materiales und infofern fann 
die Beweistheorie des Gef. Str. G. gleich jencr 
des Str. G. von 1803 als eine negative geſetzl. 
Beweiswürdigung bezeichnet werden. 

Allerdings kann dort, wo das Geſetz eine be— 
ſtimmte Beweisart verlangt, z. B.: die Bollette 
als Beweis der Verzollung, ein anderes Beweis— 
mittel nicht qu elajjen werden ($ 675). Die Be- 
weigregeln, die ſich an jene de Str. G. von 1803 
anjdlieBen und die nad) dem Urteile von Herbſt, 
Hye, Mittermaier im allg. als trefflich u. gureichend 
bewährt find, dürften in Kürze am bejten fo her— 
vortreten, dak die Beweiſe nach ihrer Kraftwirkung 
zuſammengeſtellt werden. Es bilden nämlich einen 
volljtindigen Beweis: 

a) da8 Geſtändnis u. aw. «) da8 förmliche, 
ſowohl das ausbdriidlide als das ſtillſchweigende, 
2) das einjadje unter den Bedingungen der $$ 679, 


, 758; 

b) Urfunden u. gw. «) Bffentliche, 2) Brivat- 
urfunden, insbeſ. Gewerbsbiider, jedod) nur gegen 
den Ausſteller und gewijje dritte Perſonen (§§ 692, 
693, 738, 760); 

c) Zeugen u. jw. a) cin eingiger, beeideter 
Beamte (§ 704), 2) ein Zeuge mit der Qualifita- 
tion der 88 730, 731, +) ein unbedenfl. Senge oder 
ein Sdhuldiger, Teilnehmer im Zuſammentreffen 
von bejonderen Verdachtsgründen (33 762—764), 
@) zwei unbedenfl. Zeugen oder zwei bedenll. Reu- 
gen an Stelle eines unbedenflidjen, c) zwei bedenk⸗ 
liche im Zuſammentreffen mit rechtl. Anzeigungen, 
5) zwei Schuldige oder Teilnehmer derſelben Uber— 
tretung (§708), M drei oder mehrere bedenll. Zeugen 
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($$ 706, 707), +) ein Schuldiger oder Teilnehmer 
in Berbindung mit einem unbedenflicen oder mit 
zweien oder mehreren bedenfl. Beugen (§ 709); 

d) Sachverjtiindige, durch tibereinjtimmende 
—— — Sachverſtändigen (§ 724) im allg., 
dann em Beweije sur Ausweifung des Be- 
juges u. Urſprunges (ge 742, 746, 747); 

e) bei der Vergleidjung der Handſchriften die 
Priifung der erfennenden Behörde allein oder eines 
oder zweier Sachverſtändiger (§ 694); 

f) das Zujammentrejjen von bejonderen Ver— 
dachtsgründen (§ 766). 

Einen halben Beweis geben: a) die Gee 
werbSbiicher u. zw. gum Borteil des Geiwerbetrei- 
benden bei dem von ifm ju leiſtenden Ausweiſe 
deS Beguges oder Uriprunges, dagegen zum Nach— 
teil eines Dritten als Bormann de8 Gewwerbetrei- 
benden (§§ 739 u. 740); 

b) der Erfüllungseid zur Ergänzung eines 
halben Beweiſes 8 726); 

c) das einfache Geſtändnis unter der Boraus- 
ſebunß des § 710; 

) bie Musfage eines unbedenfl. Seugen, eines 
Schuldigen oder Teilnehmers, nach Umjtiinden zweier 
oder mehrerer bedenfl. Seugen, ja felbjt eines be- 
denfl. Zeugen beim Zuſammentreffen mit dem mans 
gelhaften Geſtändniſſe (§ 710); 

e) die Vergleidung von Handjdpriften, info- 
jern denfelben feine höhere Beweiskraft beigemeſſen 


wird (§ “a> 

XIV. Der Schluß der Berhandlung und dic 
©. Nach dem formellen Abſchluſſe der Unterjuchung 
hat die ee re noch einmal zu prii- 
fen, ob die geyepl. Bedingungen zur Verhängung 
einer Strafe oder aur Mufbebung der ——— 
aus Abgang rechtl. Beweiſe vorhanden ſind. Für 
dieſen Fall iſt zur Schöpfung des Erkenntniſſes zu 
ſchreiten, wenn es in den eigenen Wirkungskreis 
fällt, oder die geſchloſſene Unterſuchung dem be— 
rufenen Gefällsgerichte vorzulegen. Sind aber die 
Bedingungen nicht vorhanden, ſo erfolgt die Er— 
ledigung ohne Urteil (§ 595/1) unmittelbar oder 
durch die Finanzlandesbehörde. 

Die E. mittels Urteil erfolgt durch die Finanz— 
behörde nach der bei dieſen Behörden geltenden 
Geſchäftsordnung, daher in der Regel in nicht kolle— 
ialet orm; fiir die Gefällsgerichte normiert dag 
Bei. Str. &. ($$ 821—824) und der Amtsunterricht 
($$ 144—160) die Form der Beratung. Befangen 
und ausgeſchloſſen von dex Beratung und E. ijt der 
Richter, der fiir oder gegen die Bejdhuldigten oder 
Hajtenden als bedenfl. Zeuge im Prozeſſe angefehen 
würde; gleiches gilt pon dem Unterjuchungsorgane 
riidjidtlic) der Bornahme det Unterjuchungshand- 
lungen. Bei der oberen Behörde darf derjenige sur 
&. nicht herangezogen werden, der die Unterſuchung 
qefiibrt oder bet einer unteren Behirde an der 
Schöpfung des Erfenntnijjes teilgenommen hat. 

Bei der Beratung ijt vor allem in jormeller 
Beziehung zu erwägen, ob das jtattgefundene Ver— 
jabren den Geſetzen u. Vorſchriften angemeſſen ijt; 
bei weſentl. Mängeln iſt das Verfahren zu kaſſieren, 
bei unweſentlichen gwar zur E. in der Hauptſache zu 
ſchreiten, die Zurechtweiſung des Schuldtragenden 
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aber nicht zu unterlaſſen 88 806 u. 807). Erſcheint 
die Erhebung des Tatbeſtandes und die Unterſuchung 
nicht erſchöpfend oder vollſtändig, jo ijt die Ergän— 
jung oder Verbefierung des Verjahrens aujzutragen. 

Gegenſtand der meritalen Erwägung ijt: ob 
der rechtl. Beweis einer Gejiillsiibertretung vor- 
handen, ob mildernde oder erſchwerende Umſtände 
eintreten, welche Strafe nad dem Geſetze auszu— 
fprechen ijt, ob die perſönliche oder dingl. Haftung 
Platz sor uſw. 

V. Die Entideidungsformen. Das Schluß— 
erfenntni8 iiber die Strafverhandlung erfolgt durch 
Urteil. Die Entideidungsformen find 1. die Los— 
ſprechung des Refdhuldigten, welder a) der ihm 
zur Lajt gelegten Ubertretung nicht ſchuldig erfannt 
wird, weil gegen ihn gleich urſprünglich oder in- 
jolge det gepflogenen Unterjudhung ein rechtl. Bere 
dacht nicht vorhanden ijt, oder der b) wegen det 
ihm zur Lajt gelegten Gefällsübertretung nicht ſtraf⸗ 
fällig erklärt wird, weil die Strafe durch Verjäh— 
rung erlofden ijt. 2. Die Mufhebung der Unter— 
judjung aus Ubgang rechtl. Beweiſe, weil die 
Unterjuchung zwar feinen ausreichenden Beweis er- 
bracht hat, jedod) gegen den Beſchuldigten rechtl. Ver— 
dacht — geblieben iſt. 3. Die Verurteilung. 
Das Urteil, mit welchem der Beſchuldigte einer Ge— 
fällsübertretung „überwieſen erlannt“ wurde, muß 
enthalten: die genaue Bezeichnung des Beſchuldig— 
ten, die Zeitangaben über die relevanten Momente 
der Unterjudhung und iiber die Urteilsſchöpfung, 
die Benennung der Gefällsübertretung mit dem 
gelebl. Uusdructe; das Erfenntnis, ob die Gefälls— 
iibertretung vollbracht oder veriucht wurde, ob fie 
dem Sdhuldigen als Urheber, Tater oder Mitſchul— 
digen zugerechnet wird; die Strafe u. zw. die Strafe 
art, dic Gripe der Strafe, die Art u. Gripe der 
—— bei —— der Strafe unter 
das geſetzl. Ausmaß im re er Gnade die nach 
der Strenge des Geſetzes ecintretende Strafe und 
den Teil, welder nachgeſehen wird; die Berüchſich— 
tigung der Unterſuchungshaft (Erl. des O. Hef. G. 
28 IV 93, 3. 57, F M. V. BL S. 192), eventuell 
die Umiinderung der Geld- in Arreſtſtrafe: die Be— 
rufung der Mejepesitelle, im Grunde defen die 
Strafe beſtimmt wird; den Wusipruch iiber den Er— 
fap der UnterjudjungSfojten, der aud) nachträglich 
mit B. auferlegt werden fann; die Haftung fiir die 
ausgeiprodene eg ei und die Unter: 
fuchungSfojten mit der Bezeichnung der Sache, auf 
der die Hajtung rubt, bei der perſönl. Haftung die 
Perjonen, denen fie obliegt, ben Umiang, in wel- 
chemt fie ftattfindet, und bei jtrittigen Rechtsanſprü— 
chen die Verweijung auf den givilen Rechtsweg, 
endlich den Ausſpruch über den Erſatz der von dem 
Haftenden ſpeziell verurjachten Rojten. Jn den 
Fällen des § S28 muß iiber die Haftung ein be- 
jonderes Urteil geichipjt werden. Die gegen meh— 
tere Perjonen durchgeführte Unterſuchung ijt mit 
einem Urteile zu erlediqen; es ijt jedem, aud dem 
Haftenden, dasjenige, was ihn betrifft, bekauntzu— 
machen. Das Erfenntnis über dic Abgabe iit fein 
Beſtandteil des Urteiles; es ift alfo ber die Gee 
bühr ſelbſt von den fompetenten Finanzbehörden ſelb⸗ 
ſtändig abzuſprechen Budwinski 428 u. 2133). 
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Auch das iſt ein weſentl. Mangel des Gef. 
Str. G. Dem gröbſten Übelſtande hat die Praxis 
des V. G. abgeholfen. Der durch ein rechtskräf— 
tiges Urteil des Gefällsgerichtes feſtgeſtellte 
Tatbeſtand ijt für die Finanzbehörde bei Vorſchrei— 
bung der verkürzten Gebühr maßgebend; der V. G. 
hat dieſen Tatbeſtand ſeiner E. in Gemäßheit des 
$6 ſeines Grundgeſetzes zu Grunde zu legen (val. 
Budwinski 14811, 6841, 12808, 13505, 603 F u.a.). 

XVI. Die Redtsmittel. 1. Allgemeines. 

uläſſige RechtSmittel find a) die Beſchwerde, 

) der Mefurs, c) die Berufung. Su diefen ordentl. 
Rechtsmitteln zählt das Gef. Str. G. auch das Wna- 
dengejud), das Anſuchen um Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand und die Wiederaufnahme der 
Unterſuchung. Su den eigentl. Rechtsmitteln und 
dem Gnadengeſuche ijt nicht nur jeder berechtigt, 
der fid) durch cine Berfiiqung oder, E. bejchwert 
eradjtet und die Aufhebung oder Anderung an- 
ipreden zu finnen glaubt, J aud) die Ver—⸗ 
wandten in aufe u. abjteigender Linie, der Chege- 
nojie und der Bormund; dann der Hajtende nicht 
nur in Bezug auf die ihm aujerlegte Hajtung, 
jonbdern aud) rückſichtlich der Schuld u. Strate des 
Beſchuldigten, jelbjt wenn die Haftung durch das 
Urteil noch nicht ausgeſprochen wurde ($$ 834 bis 
836). Am allg. ijt das Rechtsmittel bei der beru- 
fenen 1. Qnitang in offener Friſt angubringen. 
Das am unridtiqen Orte iiberreichte Rechtsmittel 
gilt als rechtgeitig iiberreicht, wenn es nur in der 
ofienen Friſt eingebracht ijt und muß an die kom— 
petente Behörde geleitet werden (§ 172 Amtsunter- 
vicht). Jn die Friſt wird der Tag der —— 
nicht eingerechnet. Das durch die Poſt eingelangte 
Rechtsmittel gilt als an jenem Tage überreicht, an 
welchem es bei der Behörde einlangt. Das Frijten- 
geſetz 19 IIL 76, It. 28, findet keine Anwendung. 

2. Die Beſchwerde. Die —— feit 
dieſes Rechtsmittels befteht darin, dah es gegen 
die projepleitende satel einer Finanzbehörde 
felbjt nad) Bejtitiqung: durch die höhere admini- 
jtrative — das Geſällsgericht 1. Inſtanz 
gerichtet wird. Es beſteht gegenüber dem Gefälls— 
obergerichte und dem oberſten Gefällsgerichte eine 
Unterordnung der erhebenden u. unterjudjenden 
Crgane; den Anordnungen ijt Folge zu leiſten. 
Cine Friſt ijt fiir dieſes Rechtsmittel nicht geſetzt 
und kann dasſelbe bid zur Schöpfung des Urieiles 
ergriffen werden ($$ 834, 3. 1, und 841). Die Be— 
ſchwerdeführung ijt ausgefdlofjen gegen Verfügun— 
gen zur Ergänzung des yee Ps und gegen 
jene, welche der E. der Finanzbehörde vorbehalten 
jind (88 837 u. 838). Die Belchwerde fann fdprijt- 
lich bei den Gefällsbezirksgerichten oder mündlich 
bei der Obrigfeit de$ Wohnortes oder bei dem 
Unterſuchungsrichter angebradjt werden (§ 841). 

3. Der Refurs. Diejes Rechtsmittel fann 
gegen alle Verfügungen und E. der Wdminijtrativ- 
oder Gerichtsbehorden, welche nicht Urtetle find, vor 
oder nad) Schbpfung des Urteiles binnen der un- 
erjtredbaren Friſt von 14 Tagen an die höhere 
Inſtanz in der Regel bei jener Behirde, gegen 
deren Verfügung refurriert wird, überreicht werden. 
Der Refurs eridjeint ſowohl gegen E., bezüglich 
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weldjer eine Beſchwerde nicht zuläſſig ijt, dann an 
Stelle derjelben —— (§ 834, 3. 1u. 2, und 
§ 849). Der Rekurs ijt betlagt gegen die bloße 
Ergänzung des Verfahren oder gegen die ver— 
fiigte flung der vorgeſchriebenen Förmlichkei— 
ten; nur wenn dure) die Verfügung die Haft ohne 
Grund verlingert würde, erſcheint Refurs zuläſſig 
($$ 837 u. 845). Der rechtzeitig eingebrachte Refurs 
hat nur dann Suspenjivefjeft, wenn durd) die Voll- 
jtredung der günſtige Exjolg des Rekurſes gegen- 
ſtandslos wiirde und durch ben Aufſchub fein weſentl. 
Nachteil zu bejorgen ijt (§ 869). Gegen E. der 
Finanglandesbehbrde oder des Gefiillsobergericdhtes, 
mit weldjen die E. der 1. Inſtanz beſtätigt oder ge— 
mildert wird, findet fein weiterer Rechtszug jftatt. 
4. Die Berujung. Die Berufung it das 
einzige ordentl. RechtSmittel gegen das Urteil. 
Zwed derjelben ijt Unjechtung des Urteiles wegen 
des Ausſpruches iiber die Tatjachen, die dem ür— 
teile gu Grunde fliegen, dann wegen Nidjtanwen- 
dung oder fehlechafter Anwendung eines Redts- 
fabes, fei es, dah der erjte Richter au einer un- 
ogg Beantwortung: der Sdhuldfrage gelangt 
ijt, oder, daß er die fiir dic Bejtimmung der Stray- 
größe entſcheidenden Tatſachen nicht richti eh 
digt hat. Da das Bef. Str. G. cine Richt gkeits⸗ 
beſchwerde nicht kennt, offenbare Formwidrigkeit 
des 1. Verfahrens von Amts wegen zu berüchſich— 
tigen ijt, fo fann inſfolge Berufung das erſte Ur— 
teil abgeändert oder wegen rechtl. Mängel aufge— 
hoben werden ($$ 834, 3. 3, 862, 3. 3, und 863). 
Die Berufung fann innerhalb der aus erhebl. 
Gründen erjtredbaren rift von 30 Tagen, vom 
Tage der Zuſtellung des Urteiles gerechnet, an die 
höhere Inſtanz gerichtet werden und ijt bei der 
1. Inſtanz, alfo bei der Finanzbezirksbehörde oder 
dem Gefüllsbezirksgerichte, zu überreichen. Die Ent- 
ſcheidungsgründe ſind über Begehren ,,jtets ſogleich 
u. unentgeltlich“ auszufolgen; Alteneinſicht u. Er— 
hebung von Abſchriften ijt zur Ausführung der 
Berufuͤng geſtattet. Dic Berufung findet nicht ſtatt 
gegen die bejtitigenden oder mildernden Urteile 
er 2. Inſtanz (vgl. Erfenntnis Nr. 8, F. M. V. 
Bl. 1900, S. 458). Die rechtzeitig überreichte Be- 
rufung hemmt die Bollziehung der Straje. Die 
Berujfung des Beſchuldigten gesen ein Urteil, durch 
das die Unterſuchung aus Abgang rechtl. Beweiſe 
aufgehoben worden iſt, hindert die Freilaſſung des 
Verhafteten nicht (§ 867). Eine reformatio in 
jus ift nidjt zuläſſig, wohl aber die Kaſſation 
bea Urteiles behufs Berbejjerung des Verfahrens. 
Die Nullitdtsqriinde jind im § 527 u. § 528 nidt 
erichipjend angefiihrt: jede weſentl. Norm, die 
bei der Erhebung des Tatbejtandes in der Vor— 
unterjudjung, in der ordentl. Unterſuchung oder in 
der E. auger acht qelajjen wurde, hat die Ungül— 
tigfeit des Verſahrens zur Folge. Dieje ijt von 
Amts wegen ju berückſichtigen und mit Recht hat das 
oberjte Gefällsgericht ihre Geltendmadung verlangt, 
wenn fie anläßlich der Prüfung eines Gnadengeſu— 
ches (ohne Berujung) hervorfommt, felbjt in dem 
alle, wenn der Ginadenwerber die Rechtmäßigkeit 
des Urteiles ausdriidlid) anerfennt (B. 311 95, 
3. 131, böhm. Beilage gum F. M. B. BL Nr. 15). 
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Die weitere Redtsfontrolle der admini- 
ftrativen — nicht der gefällsgerichtl. — Urteile, 
aud) der bejtitigenden Urteile der 2. Inſtanz, durch 
den V. G. ijt ftatthaft (Exel I, 72 und 639, 640). 
Die Praxis ijt jept ftabil und aud) richtig; nicht 
jo einjad) erjdjeint die Begriindung bei den E. der 
Finanzbehörden. Darauf fommt es nidt an, dak 
jte das Urteil als BVerwaltungsbehirden und nicht 
al8 Strajgericte ſprechen. Die von der Finanjver- 
waltung verhiingten Steuer- u. Gebiihrenjtrajen 
find nach der öſterr. Terminologie nidt ,,Poligei- 
ſtrafſachen“ und da8 G. untericeidet nicht weiter, 
ob der Ausſpruch der Behirde, gegen den Be— 
ſchwerde erhoben wird, cine Steuer oder cine Straje 
bemift. Die E. der Gefiillsgeridte unterlieqen die- 
fer Rontrolle nicht, weil die Geridjte aus Verwal— 
tungsbeamten u. Richtern gufammengefept find. 

5. Das Gnadengesuch. Die Hnadenwerbung 
ijt nad) geltender Theorie fein ordent!. Rechtsmit- 
tel; fie richtet fic) nicht gegen die Unrichtigkeit des 
Urteiles, fondern begwedt eine Milderung oder 
Nachjicht der ausgeiprodenen Strafe, nicht aus 
Rechtsgründen, fondern im Wege der Gnade. 
Das bei der 1. Inſtanz eingubringende Geſuch 
mup die auf den fonfreten Fall bezügnehmenden 
Milderungsumitiinde (§ 92) anfiibren, und wenn 
fie aus der Unterfuchung fic) nicht von felbjt er- 
— glaubwürdig dartun. Das Gnadengeſuch 
ſt in Bezug auf die dazu berechtigten Perſonen, 
die Friſten und den Ort der Überreichung den 
Berufungen geſetzlich gleichgeſtellt. Es fann mit 
der Berufung in einer Eingabe vereinigt, oder 
jeparat, oder endlich felbjtiindig ohne die Berufung 
iiberreidjt werden: es muh aber überreicht werden, 
foll dex höhere Richter die Straje im Wege der 
Gnade mildern oder nachſehen (§ 852). Die Gna- 
denbewilligung liegt im freien Ermeſſen der be— 
tujenen Inſtanz und ijt die Beſchwerde an den 
V. G. ausgeſchloſſen (Exel I, 393, und II, 1690). 
Das Gnadengejud) ijt ein ordentliches, wenn es in 
der geſetzlichen oder erweiterten Friſt überreicht 
wird; diefes hemmt fiir fich allein, alfo auch ohne 
Berufung die Vollftredung de8 Urteiles und muß 
liber dasſelbe von dem höheren Richter entichieden 
werden (§ 867). Das auferordentl. Gnadengeſuch 
hemmt die Vollziehung des Urteiles nicht und 
jteht die E. ausſchließlich den höheren Finangbe- 
hörden zu; es iſt in der Regel als verſpätet über— 
reicht, von der 1. Inſtanz zurüchzuweiſen, wenn 
nicht wichtige Umſtände zut Gewährung einer Mil- 
derung oder Nachſicht im auferordentl. Wege vor— 
handen ſind, in welchem Falle die Verhandlung mit 
dent Gutachten der Finanzbezirlsbehörde an die vor- 
gejepte Behirde vorzulegen ijt ($$ 175—178 Amts⸗ 
unterridht). 

6. Die Wiedereinſetzung in denvorigen 
Stand. Die Wiedereinjegung fegt voraus, daß 
jemand ohne fein Verſchulden verhindert war, eine 
geſetzliche oder eine ihm erteilte Frijt einzuhalten, 
—— ob es ſich um eine Friſt im Unter— 
uchungs- oder Rechtsmittelverjahren, alſo um die 
Friſten der $$ 616, 728; 621, 622, 783 oder der 
§§ 848, 849, 860, 8. 2, 874a handelt. Das Hin- 
dernis, das der Einhaltung der Friſt entgegenjtand, 
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muß in dem Geſuche — dargetan werden. 
Das Geſuch um Reſtitution rüchkſichtlich einer ver— 
ſäumten Friſt des Unterjudjungsverfabrens ijt bei 
der Finanzbezirlsbebörde jenes rückſichtlich der ver- 
ſtrichenen Friſt im Rechtsmittelverfahren bei jenem 
Gefällsbezirksgerichte oder jener Finanzbezirksdirek⸗ 
tion einzubringen, bei welcher die Berufung, das 
Gnadengeſuch oder der Rekurs hätte überreicht 
werden ſollen. Gegen die —— ſteht der Re— 
kurs, eventuell die Beſchwerde, an die höhere In— 
ſtanz binnen 14 Tagen vom Zeitpunkte der Zu— 
ſtellung des abweisl. Beſcheides offen (§ 874). 

Die Reftitution muß binnen 14 Tagen, nad 
bem dic Friſt veritridjen ijt und das Hindernis, 
das der Einhaltung der Friſt entgegenitand, be— 
hoben erſcheint, eingebradjt werden u. zw. wenn 
es ſich um eine Friſt bei det bedingten Vorladung 
oder Gdiftalgitation iu einem vor der Schöpfung 
deS Urteiles au ergreifenden Refurje handelt, ftets 
vor der Urteilsfällung, in anderen Fällen vor der 
Volljtredung der E., gegen welche das Rechtsmittel 
innerhalb der verjallenen Friſt nicht überreicht wor- 
den ijt. Auf ein ſpäter überreichtes Anſuchen iit 
fein Bedacht gu nehmen. Wird das Urteil in dem 
erjten Falle gefällt, ehe die zur Anbringung des 
Anjuchens vorgeſchriebene Frijt verjtriden ijt, fo 
finnen in der aga ree | gegen das Urteil die 
Gründe, welche fiir die Rejtitution ſprechen, gel- 
tend gemacht werden oder wenn die ſonſtigen Be— 
jtimmungen der Wiederaujnahme des Bertabyrens 
vorliegen, um Ddiejelbe angejudt werden (§ 875). 
Das Gejud) um Wiedereinj ung, welches vor 
Saopfung des erjtrichterl. Urteiles eingebracht wird, 
hemmt nidjt die Fortſetzung des Verſahrens, wohl 
aber die Schipfung des Urteiles bis gur rechts— 
friiftigen E. über das Rejtitutionsgejudh. Das An— 
jucjen um Wiedereinfepung in die Friſt aur Uber- 
reichung der Berujung oder des Gnadengefuches 
hemmt die Bollitredung ded Urteiles. 

Wird die Frijt gur Ergreifung des Refurjes 
gegen cine E. verſäumt, fo hemmt das Rejtitutions- 
geſuch den Vollzug nur dann, wenn wegen des ein— 
gebradjten Refurjes mit dem Vollzuge hatte inne- 
gehalten werden müſſen ($$ 869 u. 876). 

Die Bewilligung der Rejtitution bewirtt, dab die 
verfiiumte Handlung borgenommen werden fann oder 
daß dem Reftitutionsiwerber die volle Friſt gur An— 
bringung des Rechtsmittels eingeriiumt wird(§ 877). 

7. Die Wiederaufnahme des Verfah- 
reng. Die Wiederaujnahme des Verjahrens fept 
das iiber eine geſchloſſene Unterfuchung geſchöpfte 
rechtskräftige Urteil voraus; fie gebt aus a) von 
der Finanzbezirlsbehörde oder dem Gefällsbezirls- 
gerichte und richtet fid) gegen eine Berjon, gegen 
welde die Unterſuchung aus Abgang rechtl. Bee 
weije aufgehoben oder die wegen einer Gefillsiiber- 
tretung losgeſprochen wurde; endlich gegen den Ver- 
urteilten und einen Haftenden. Oder die Wieder- 
aujnabme wird b) iiber Anſuchen des Verurteilten 
gu deſſen Gunjten geltend gemacht. Gemeinjame 
Borausjepung der Wiederaujnahme in beiden Fäl— 
len find neu bervorgefommene, in der früheren Un- 
terſuchung nicht aufgenommene Beweiſe, die — im 
allg. — 3u einer Verurteilung bezw. verſchärften 
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Straje im erſten Falle oder Losſprechung der in der 
erjten Unterfudjung BVerurteilten oder sur Haftung 
Herangeszogenen im zweiten Falle fiihren miiften. 

Im eingelnen darf in dem Berjabren gegen 
den Gefällsübertreter die Strafe wegen Verjährun 
nod) nicht erloſchen, es müſſen die neuen Beweiſe 
derart beſchaffen jein, da mit Grund gu erwarten 
ijt, es werbde der in der reafjumierten Strafſache 
aus Abgang rechtl. Beweiſe oder gingtich ae 
fprodjene der Gefällsübertretung überwieſen, alſo 
verurteilt werden. 

Bei den bereits Verurteilten — die Wie⸗ 
deraufnahme das weitere Erfordernis, dak wegen 
der neuen Umſtände nicht bloß auf cine Sermi- 
gengjtraje, jondern auf die Straſverſchärfungen ded 
§ 880, UL 3a, oder unabhängig von der Geld— 
jtraje auf Arreſt als Strafe oder Strajveridirjung 
erfannt werden wird. 

Ahnl. Vorausjepungen find jene, die der § 881 
normiert, wenn die Verhandlung gegen einen Haj- 
tenden reajjumiert werden ſoll. 

Derjenige, der die Wiederaujnahme zu ſeinen 
Gunſten anjtrebt, muß diefelbe bei der 1. Inſtanz 
anbringen. Uber die Wiederaufnahme entideidet 
in diefem jowie in dem —— alle das 
Gefällsobergericht, gegen deſſen E. der innerhalb 
14 Tage zuläſſige Rekurs zugelaſſen iſt. Die Wir— 
fungen des Geſuches um Wiederaufnahme des Ver— 
fahrens und der infolge derjelben bewilligten Los⸗ 
ſprechung normieren die $§ 883 u. 884. 

XVII. Die Vollitredung der E. a) Riid- 
jihtlid) der Vermigensjtrafen. Die Urteile 
und B. der Finangbehirden und der Gefällsgerichte 
genießen rückſichtlich ihrer Wirkſamkeit gleiche Kraft 
wie die Urteile der Zivilgerichte, d. h. es fann auf 
Grundlage der rechtskräftigen Erkenntniſſe die un— 
bedingte, vor eingetretener Rechtskraft bedingte 
Exetution erwirft werden. Auf die Hereinbringung 
der Vermigensitrajen nehmen die HefiillSgericte 
aud) in den von ihnen entfdiedenen Strajffillen 
nur bei der Umiinderung der Vermigensitraje in 
Arreſt Einfluß. Wie anderen Schritte werden von 
den Finangbehirden, wo es erjorderlic) ijt, mit 
Hilfe der Finanjprofuratur vorgenommen. Die 
€xefution fann entweder auf jene Art vollzogen 
werden, auf welder rückſtändige, indirefte Ube * 
einzubringen ſind (polit. Exekution) oder im Wege 
Der gerichtl. Exekution, bet welcher die Normen der 
rx. O. Platz greifen. 

Zeigt fic) bei der Exekution, dak die Geld— 
ſtrafe gar nidt oder nidt ohne die im § 116, 
3. 1, bezeichnete Folge eingebracht werden fann, 
jo ſoll die Geldjtrafe in Arrejt umgeändert werden; 
liegen dic Vermögensverhältniſſe nicht fo flar, da 
die Vorfrage der Einbringlichfeit beurteilt werden 
fann, jo ijt eidl. Vermögensmanifeſtation zuläſſig 
(Unger 12874). Die Kompetens der Behirden sum 
Ausiprude fiber den fuppletorijdjen Arreſt regeln 
die $$ 896 u. 897. 

Die im Utteile ausgeiprochene ſachl. Haftung 
wird durch Exefution der haftenden Sache geltend 
gemacht. Der Erlös wird nad) Abzug der Koſten 
und der gebiihrenden Ubgabe zur Berichtigung der 
Geldſtrafe verwendet ($$ 162 u. 893). Die perſönl. 


* 
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Haftung wird ebenfalls durch Exefution gegen den 
Hajtenden vollitredt und wird die nicht eingebradhte 
Weldjtrafe in heir umgetvandelt. 

b) Rückſichtlich der Arrejtjtrafen. Die 
im Urteile verhängte felbjrindige Urrejtitraje wird 
pon den Stoliperteuen in den Wrrejtlofalen der 
ordentl. Bezirksgerichte abgebüßt. Nach) dem J. M. 
rl. 22 I 71, 8. 1758, baben über Erjuchen der 
—— die Bezirlsgerichte den Verurteilten 
zum Antritte der Strafe vorzuladen und nötigen— 
falls geſtellig zu machen. Der ſuppletoriſche Arreſt 
erliſcht, wenn durch eigene oder fremde Mittel der 
Teil der Geldſtrafe, der durch Arreſt noch nicht 
abgebüßt ijt, erlegt wird (§ 120). 

c) Ridfidtlid der Strafverſchärfun— 
gen. Jenen Teil des Urteiles, der auf den Verluſt 
von Hedjten u. Befugniffen, die Abſchaffung und 
Stellung unter — ae erfennt, vollitrect 
die begitgliche polit. Behirde über Anſuchen des 
— —— (§ 898). 

XVIII. Die Statiitif des Gefillsftrafpro- 
zeſſes. Wie forgiam der Geſetzgeber die ganze Maz 
terie behandelt bat, ergibt fid) dDaraus, daß ſchon 
int Umtsunterrichte die ,,Fiihrung der notwendigen 
Regiſter“ angeordDnet wurde, um die Ergebniſſe 
des Strafveriahrens in Evidenz ju halten. Die 
„Tafeln zur Statijtit der öſterr. Monarchie“ haben 
vom 3. 1845 angejangen, nad) Auflaſſung der- 
jelben bat da8 ,,Statijtifde Jahrbuch“ und feit 
dent J. 1882 die „Oſterr. Statijtif’ die Rejultate 
diefer Strafredjtspflege regelmäßig veröffentlicht. 
Für die Ergebniffe vom Beginne der Wirkſamkeit 
deS Gejepes bis gum J. 1843 bietet die Brivat- 
arbeit A. Defjarys, eines tiichtigen Menners des 
Hiterr. Finangredtes, in bem XVIII. Bd. der öſterr. 
Zeitſchrift „Juriſt“ Aufſchluß, fo dak wir fiir den 
ganzen Seitraum der Geltung des Geſetzes das 
tatijtifdje Material befigen. Obzwar die O. St. 
bas Material rüchſichtlich der prozeſſualen Seite 
erbreitert bat, leiden die publizierten Ergebniſſe 
an dem Fehler, dak nur in dem Ausweiſe iiber 
den Stand u. Fortgang der Unterjuchungen über 
Gefällsübertretungen die gefährdeten „Gefälle“ ver- 
eichnet werden, bei den anderen Tabellen dieſe 
Trennung nad den einzelnen indirelten Abgaben 
verſchwindet. Wir wiſſen alſo nur, daß im J. 1845 
232.820 Straffälle zur Unterſuchung gelangten, von 
denen 32.756 die Verzehrungsſteuer, 56.841 den 
Holl, 58.803 das Tabafmonopol, 66.694 den Stem= 
pel uſw. betrajen; wie diefe Prozeſſe bezüglich der 
eingelnen Steuergattungen geendet haben, erſehen 
wit aus dem jtatittiichen Materiale nicht. Wir kön— 
nen nur anführen, daß im 9. 1845 bei 166.155 
Beſchuldigten gegen Erlag eines Betrages von 
265.006 fl. vom Verfahren abgelajjen wurde, 10.815 
Ferjonen von den Finangbehirden zu Vermögens— 
jtrafen von 135.324 fl. und 4941 Berjonen von 
den Gefällsgerichten 1. Inſtanz ju Meldjtrajen in 
det Hihe von 1,506.790 fl. verurteilt wurden. Bei 
1699 Berurteilten wurde einjade, bei 380 jtrenge 
Arreſtſtrafe verhiingt; von den Gefällsgerichten 
wurde bei 609 Bejduldigten die Unterjudhung aus 
Abgang rechtl. Beweiſe aufgehoben, 312 nicht ſchul— 
dig, SS nicht ſtraffällig erklärt. Es liegt auf der 
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Hand, dak diefe Zahlen nur dann den richtigen 
Wert hiitten, wenn wir aus denjelben herauslejen 
finnten, weldje Bweige der Finan; nad der urteils- 
mäßigen Fejtitellung mehr oder weniger hejtig an- 
eqrifien u. gefiifrdet wurden, Werden die einzelnen 
Steuern sum Cinteilungsqrunde erhoben, dann muß 
die Verzehrungsſteuer, bei der jetzt das fleinjte u. 
größte Unrecht in einer Rubrik verwieſen wird, 
nach den unter dieſen Begriff fallenden Steuer— 
gattungen und den Erhebungsformen getrennt dar— 
gejtellt werden. 

Die Aufgabe diefes Abſchnittes fann es nur 
jein, in dem Gebiete eine Meine Orientierung ju 
geben. Zwei Momente find den folgenden Zabhlen 
jur Charafterifierung vorauszuſchicken. Es ijt un— 
leugbar, dag es namentlic) rückſichtlich des Maſſen— 
unrechtes beſſer geworden iſt; aber man darf nicht 
vergeſſen, daß ſeit dem J. 1867 die italieniſchen 
und ungar. Provinzen aus der Rechnung kommen 
und hiemit Steuerträger ausgeſchieden werden, die 
insbeſ. den öſterr. Steuergeſehen die ſchärfſte Oppo— 
jition entgegengeſetzt haben; dak das Schmuggler— 
gewerbe durch die Yinderung der Zollgejepgebung 
und durd) die Rongentration des Traneportes auf 
Dampjfahrmittel, durch die Soliditit der Groß— 
induſtrie und des Großhandels weſentlich eingeengt 
wurde; daß endlich durch das Geb. G. vom J. 1850 
die nad) Zehntauſenden zählenden Stempelſtraffälle 
aus der Zifferreihe der Straffälle entfallen und heute 
in der Rubrik des Budgets: Gebührenerhöhungen, 
erſcheinen. Würde man aus der Statiſtik der Ge— 
fällsübertretungen ſich ein Urteil bilden wollen, 
dann würde die Steuermoral als eine recht gute 
bezeichnet werden müſſen. Namentlich in den letzten 
20 Jahren bedeuten die ziffermäßigen Ergebniſſe 
ein Beſſerwerden. Die bedrohten indirekten Steuern 
ſind nad) Forchheimer von 569 Mill. K des J. 
1880 auf 963 Will. des J. 1899 geftiegen, die Zahl 
der Ubertretungen zeigt dagegen fein Anwaächſen, 
im Gegenteile vom J. 1896 an ein ftarfes Sinken. 
Auf der anderen Seite muß aus den Motiven gu 
Steuergeſetzentwürfen verjdhiedenjter Art, dann aus 
den neueren Unterſuchungen iiber das, Berhiltnis 
der Steuertriiger gu der Finanz in Ojterr., aus 
den Arbeiten von v. Myrbach, Lefiqang, Mar Men- 
ger, Robert Mever, v. Wieser, aus den von Schmid 
und ung dargelegten Ergebnijjen der Finanzſtraf— 
juſtiz fonjtatiert werden, dak die Steuermoral 
al8 feine hochſtehende bezeichnet werden fann 
und daß insbej. aus den Ergebniffen der Ge— 
jallsftrafredtspflege allein auf den Wrad 





durd) Ablaſſung vom gejeplidjen Berjabren . 
durch Urteil der Finangbehirden in 1. Inſtanz 
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ber Steuerehre nicht geſchloſſen werden 
kann. Ich brauche nur an den * Kampf gegen 
die alte und an die nicht minder bedenfl. Gegen— 
wehr gegen die neue Einfommenjteuer und an dic 
klägl. Refultate der öſterr. Erbjteuer zu erinnern. 
Welche Schuld den Steuergelegen, dem Einfluſſe 
des Steuerdrudes, der hiſtoriſchen Entwidlung 
diefes Verhältniſſes zufällt, muß an diejer Stelle 
unetirtert bleiben. Gang fraglos ijt es nad) den 
jtatijtijchen Unterjuchungen, daß der der neueren 
Praxis mangelnde Ernjt und die ,,beinahe ſträfl. 
Milde“, wie Holtzendorff eine ſolche Rechtspflege 
beseidnet, an dem gegenwärtigen Zuſtande mit 
Schuld trigt, Da fommen die ordentliden und 
auferorbdentl. Gnadengeſuche, das Hervortreten der 
Geldjtraje geqeniiber dem Arreſte, hauptiidlid) das 
Ublajjungsverjahren in Betradjt, welch letzteres 
durch —— und durch die Pra— 
xis zu der Regel und zu einem billigen Abfin— 
dungsmittel für begangenes Unrecht geworden iſt. 

Es wurden von 1000 Unterſuchungen in den J. 

1836—1847. . . . in 781 Fällen 


1848—1856...., 761 ,, 
1857 —1867. . » 13 
1868—1879. ...,, 742 ,, 
1880-1884. ...,, 744 ,, 
1885—1889...., 732 ,, 
1890—1894. . 0 (Tow 
1895 —1899 . 677 


vom redjtl. Verfahren abgelaſſen u. zw. entfiilit auj 
einen Beldhulbigten im Durdjchnitte ein Betrag 
in Gulden: 











“bei den bei Den bei Den 
einbeben- Binanj- Finanz · 
den dezirks⸗ londes⸗ 
Umtern  bebdrden bebörden 
in der 1. Periode 1°22 3380 7571 
2.181 258 44°02 
ono” 3. ” 2°27 | 3°31 H 20°84 
oo” 4. ” 247 | 3722 . 16°91 
nae Oe ve 280 , 284 39°04 
are ” 3°00 354 31°78 
” ”~ ‘ae ” 25H 2°92 10°s6 | 
a ter 2°22 2°80 Sb 


In neuejter Zeit ſcheint fic) der Zuſtand durch 
die Realtion der neueren Geſetzgebung gebeſſert zu 
haben. Bon der Zahl der eingelangten Geſchäfts— 
ſtücke über geſchloſſene Unterſuchungen wurden näm— 
lich erledigt: 

isss 1889 1890 1897 | 1898 1899 
tm Beonemtem 


durch Uberiweijung an die Gefällsgerichte 1. Inſtanz 
durch) Rückſtellung dec Unterſuchung yur Ergdngung | 
durd) Borlage an die Landesbehorde behufs Ab— 
lajjung vom geſetmäßigen Berjabren und Ab— 
tretung an andere BejirfSbehirden 
unerledigt blieben 


rr 


. .!| 625 | 596 600 | SOR | 543 SHR 
(183 | 134 10°8 81 4 wh 
43 , 5b 52 | 13°2 TO wo 

45 £62 49 3°7 55 62 

2°7 S4 115 87 132 13°8 

77 ag 76 65 10°6 3 
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Aus dieſer Tabelle tritt die intereſſante Tatſache 
hervor, daß die Gefällsgerichte, die allerdings nach 
eltendem Rechte fajt nur als Erkenntnisbehörden 
ungieren, an der Rechtſprechung cinen kleinen An— 
teil haben und daß die Bahl der unerledigt ge- 
bliebenen und der gur Ergingung guriidgejtellten 
Unterjudjungen eine fehr große ijt, wenn die im 
Ablajjungsiwege erledigten Straffiille auger Betracht 
fominen. Wie fid) die Angriffe prozentuell auf die 
eingcInen indireften Steuern verteilen, dariiber gibt 
jolgende Zabelle Aufſchluß: 


Stand 





| 
höchſter niedrigſter | 











| | gate | Ber |) gone | Bee: 
| Rergehrungefiencr || 1888 | 36.2) 1898 267 
| — — 1893 27°6 | 1890 228 
| tabof 2... 1897 19°2) 1899 | 13°6 
PM n4e. Sot 1895 145 | 1887 | 65 
tempel u. Ge⸗ | 
bühren 1886 11°0 1893 | 5°0 
—— 1898 nH ron 2-0 
| otto. . 2... | 1899 | 3°3/ 1894 | 18, 





Leicht erllärlich ijt der Hohe Anteil der Ver— 
one teuern an den Straffällen. Hohe Steuer- 
ätze cinerjeits — eine mächtige Reaftion gegen die- 
f anbderjeit8, das find u. waren immer die 
Griinde, die den Kampf ums Finangrecht hervor- 
tujen. Julius Wolf fonjtatiert in der Revue über 
„die Branntweinfteuer in den europiiijden Län— 
bern und der mongering 2 Union” (Finanz⸗ 
ardiv, VII. pare 1. Bd.) fiir Ofterr. „den Cingug 
ber Steuerdefraudation in grofem Maßſtabe“ un 
hebt insbeſ. den Wnteil der gröhßeren Brennercien 
in Gal. hervor. Qnterefjant ijt der Vergleid mit 
der Vergangenheit. Die Ubertretungen der Zoll- 
u. Tabafnormen, die bis 1857 die erjte Stelle eine 
nahmen, treten immer mehr guriid und es tritt 
an ihren Blap die Verzehrungeſteuer, die in der 
erſten Periode bloß 16°7%, in der zweiten 22% der 
Geſamtſtraffälle betragen hat. Erfreulich ijt insbef. 
der —— der a ee gegen das Tabafmonopol. 

Sebr auffallend ijt der Hohe Prozentſatz bei 
den Pojtitraffillen, der wohl nur auf die ,,crten- 
fivite’ Berfehrsentwidlung und auf die Riidjtin- 
digfeit der betreffenden Strafnormen zurückzuführen 
fein wird. Es hanbdelt fic) um minimale Betriige 
und redjt harmlofe Fragen der Portopjlictigteit 
(vg. Budwinsfi 6531, 7028). 

Lehrreid) ift auch Forchheimers Berechnung 
der auf 1 Will. Steuergulden entfallenden Unter— 
jucdhungen; ic) fiihre bier nur einige Broben aus 
den J. 1895—1899 an. Am beften jtiinde es bei 
Stempel u. Gebiihren (27), Tabaf (32) und Sal; 
(47); die Unterfuchungen jteigern fic) beim Lotto 
(71), ausnahmsweiſe giinjtig bei der Verzehrungs— 
jtewer (73), Poſt (97), Roll (125). 

Den Anteil der Linder an der Zahl der Ge- 
jällsübertretungen iflujtriert die nachfolgende Ta- 
belle. ES betrug die Zahl der Perfonen, gegen welche 
eine Unterjudjung eingeleitet wurde: 
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Der Wert dieſer Ziffern wäre auch dann noch 
ein geringer, wenn wir die Tabelle mit den Pro— 
—— berechnet nach den Köpfen der Bevöl— 
erung oder nad) der Gejamtgahl der beſchuldigten 
Perjonen, ergiingen wiirden. 

Einen objeftiven Uberblic über den Tiefftand 
der Steuermoral finnte man nur dann ergielen, 
wenn das Material, getrennt nad) Steuergattungen, 
aud) in diejen Nachweiſungen vorliegen wiirde, weil 
nur dann eine Erfaſſung aller konkreten Umſtände 
möglich wire, Den Effeft des Strafverfahrens zeigt 
untenjtehende Tabelle. 

Schließlich muß bemerft werden, daß der ein- 
leitendDe Text der O. St. gu den giffermiifigen Er- 
penile der Strafrechtspflege manche in die Augen 
Ladi ort) Tolar bar Rablen aujflirt; die Not= 
wend folder Erliuterungen rechtfertigt den 
alten Wunjd nad) einer Reform der Finangftraj- 


ſtatiſtik. Weldjen Schwierigfeiten Bearbeiter dieſes 
Stofies begeqnen, zeigt von neuem Forchheimers 
Unterjudjung, die ebenfalls die Notwendigteit der 
Reform darlegt. Wn wem die Schuld liegt? Gewiß 
nicht an dem Bureau der k.k. ftatijtifdjen Rentral- 
fommiffion! Dem neuerl. Vorwurfe der Vernach— 
(affigung dieſes Zweiges der Statijtif hitte das 
F. Wt. durch PBublifationen in den Mt. d. F. M. 
begeqnen finnen, wie es begiiglid) vieler u. wid 
tiger Materien in den bisher erichienenen 10 Bän— 
den geſchehen ijt. In dieſer ** für die 
Fragen der öſterr. Finanzen haben wir bisher ver⸗ 
geblich nach Daten aus dem Bereiche unſeres 
Stoffes geſucht! Wir wollen gu unſerem Troſte 
die Behauptung eines Berufsſtatiſtilers (v. Mayr) 
anführen, daß außerhalb Oſterr. ſtatiſtiſche Unter— 
ſuchungen auf dieſem Gebiete überh. nicht angeſtellt 
wurden. 









bei welchen — —der eingehobenen 
Jahr vom oe von den Gee | von den Gefällsgerichten sc né- 
| yy Strale fansbehsrden gu - af ee Gutden 4. W. 
abgelaſſen wurde | se a | zu — | au Arreſtſtrafen 







Ca ae 52.912 352 

1887 52.949 | 7364 

Te aan 58.649 | 6194 

a ee 54.386 | 8092 
— 056 eee a 57.387 7 





el oh rn 46.350 | 6297 
J eee 34.557 6003 
1898... . HCL x 34.531 763 

1899. ee 38.630 7591 


Es entfielen auf cinen in 1. Inſtanz gu Ver— 
mögensſtraſen Berurteilten in den J. 1895—1899 
bei den Gefällsgerichten 196-74 FL, bei den Finanz⸗— 
behbrden 36°18 fl. Die durchichnittl Dauer der 
verhiingten Freiheitsſtrafe betrug beim ftrengen 
Arreſte 17, beim einfadjen mehr als 20 Tage. 

XIX. Die Reform. Die Reformen des Kriz 
minalprosejjes von 1803, die Str. B. O. 17 150, 
R. 24, und 29 VII 53, R. 151, und die partielle 
Reform der lepteren, die kaiſ. V. 3 V 58, R. 6s, 
haben auf den Gefällsſtraſprozeß feinen Einfluß 
geübt; mehr al8 30 Sabre frijtet er neben einem 
anz modernen Straſprozeßgeſetze, deſſen Grund— 
age den geraden Gegenſatz zu ſeinen Prinzipien 
bilden, ein kümmerl. Daſein, von dem man nur 
ſpricht, wenn man die Reform ventiliert. Dieſe 
Neugeſtaltung, die ſeit dem Inslebentreten des 
Strafprozeſſes 23 V 73, It. 119, von fajt allen maß—⸗ 
gebenden u. intereffterten Körperſchaften, vom Reichs— 
rate, den Handeléfammern, dem Wdvofaten= u. 
Brauertage uſw. oft u. oft angeregt, deren Not— 
wendigkeit von den verſchiedenſten Regierungen und 
in einer — der Zahl nad) — gang ftattl. Literatur 
anetfannt wurde, diefe Reform ijt aud) heute noch 
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nicht einmal iiber das erjte Stadium der Borarbeiten 
jiir die Borlage eines Entwurjes an die geſetz— 
gebenden Rirper hinausgefommen. Fragt man nach 
dem Grunde diefer fiir den Staat und die Steuer— 
pflichtigen bedauerl. Tatſache, fo möchten wir ihn 
vor allem in der —— Ausbildung dieſes 
Rechtsgebietes in der Wiſſenſchaft ſuchen. In Oſterr. 
u. Deutſchland gehört das Finanzrecht und mit ihm 
das Strafrecht der Finanz zu den vernachläſſigteſten 
Zweigen der Rechts- u. Staatswiſſenſchaften; ſeit 
der Organiſation des rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftl. 
Studiums vom J. 1855, die in dieſem Puntte durch 
die Iegte YUnderung nicht beriihrt wurde, ijt das 
Biterr. Finangiwejen in dem Syiteme der Finang- 
wijienichaft als ges u. entartete Spezies ju be- 
handeln, und es wird der gewifjenhaftefte Lehrer, 
ſelbſt wenn er alles beriidfidjtiqt, was da8 ausführ— 
lichſte Handbud) der Finanzwiſſenſchaft erdrtert, das 

ange Finanzſtrafrecht in einer Stunde erledigen. 
Rut bei einer foldjen Ausbildung ift es erklärlich, 
dak in Deutidland und bei uns der — 
hang des materiellen Finanzrechtes mit der Rechts— 
ſchußordnung vollſtändig überſehen wurde u. wird. 
Auf einem Tredjtegediete, das jo wenig in der 
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Rechtsüberzeugung, auf einer naturalis ratio wur⸗ 
zelt, kann das Geſetz, was es will, nur durch einen 
ausgiebigen Rechtsſchutz zur Geltung bringen; „da⸗ 
mit —* nicht nur jet, ſondern gelie“, mug guter 
Prozeß fein. Wenn diejer Gedante fiir das Finang- 
itrajrecht eines befonderen Beweiſes bedürfen wiirde, 
fo möchten wir dieſen aus den ſtatiſtiſchen Unter— 
judungen iiber die inangitrafuitiy führen, die 
wir fiir dba’ Gebict der indireften Wbgaben und 
ſpäter Ferdinand Schmid fiir die direften Steuern 
in Djterr. angejtellt haben. 

Wer die Entwidlung des Gef. Str. G. und des 
bisher geltenden Strajredjtes der direften Steuern 
in Ofjterr. fennt, der mug daran zweifeln — fo 
ſchtieben wir an diefer Stelle gu Ende des J. 1894 
—, da e& bei Dem Stande der Steuermoral, welche 
die Motive des Geſetzentwurfes betreffend die direl⸗ 
ten Perfonaljteuern jo gutreffend childern, möglich 
ijt, mit Den Bejtimmungen diefes Entwurfes $$ 288 
bis 291 (Mr. 380 der Beilage gu den ftenographi- 
ſchen Protofollen des A. H., XI. Seffion) weſent⸗ 
lic) andere Refultate gu erzielen als die bisherigen. 
Die Entwidlung hat ung, wie wir ſpäter zeigen 
werden, recht qegeben, mehr als es notwendig war! 

Der Mangel an wiſſenſchaftl. Forſchung u. Er- 
fenntnis auf diefem Gebiet hat weiter gur Folge 
gebabt, daß der Geiſt des Gef. Str. G. der gegen— 
wartig wirfenden Qurijtengeneration gan; abban- 
den gefommen ijt. Die neueren ————— lon⸗ 
ftatieren, ohne nad) inneren Gründen gu ſuchen, 
eine jtaatl. Reaftion gegen das Finanjuntedt, die 
ſich als unjureichend, nfonfequent, unpolit. u. un- 
juriſtiſch erweijt. Es wird bie Saralfele mit dem allg. 
Strafrecht gezogen, das ja jo nabe liegt und äußer⸗ 
lich fo verwandt erjdjeint. Der Bujtand auf dem 
Gebiete de8 allg. Strafrechtes eridjeint dann dem 
tritiſchen Finanzmanne viel befriedigender, die 
Materie wiſſenſchaftlich durdgearbeitet, der Boden 
und die Gejege ficher u. verläßlich; wen nimmt es 
wunder, daß fic) cine durch den Liberali#mus be- 
einflugte Strimung bildet, die erflirt, alles Heil 
fiege in der Ausgejtaltung auf allg.-jtrafredtl. Prin⸗ 
jipien, alle Befjerung ijt vom ordentl. Strafrichter 
zu erwarten! 

Dieſe Richtung gipfelt in dem Sage: es gibt 
feine Steuerdefraudation, ſondern nur Betrug u. 
Diebjtahl an dem Staate, die vor das Forum des 
Kriminalridters gehbren; alles andere Unrecht auj 
diciem RechtSqebiete ijt einfache Ordnungswidrig- 
feit, die der ———— Verwaltung anheim 
fallen mag. Die Reform des Gef. Str. G. ijt ſo— 
hin cine her einjache, ein Strich über das Sef. 
Str. G. (Jaques). Man verfennt bei folden Vor— 
ſchlägen nichts alg das Weſen des ftrafbaren Fie 
nanjuntedtes. In unjerer Unterjuchung „Unrecht 
u. Zwang im Finanzweſen“ haben wit den Nach—⸗ 
weis gefiihrt, dak das Finangredt nicht im Volfsbe= 
wuftiein, fein Unrecht nidt in allg. Rechts-— u. 
td ele Pr, jonbern {ah als Rone 
ſequenz der ſpeziel en Gebote u. Verbote 
des einzelnen Steuergeſetzes ergibt. In 
dem bei jedem ———— verſchiedenen 
Machtverhältniſſe der beiden Faftoren, des Be— 
rechtigten u. Verpflichteten und der hieraus reful- 
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tierenden größeren oder fleineren Gefahr fiir 
die Steuer, liegt un die Bejonderh eit dieſes Un- 
rechtes. Was heute bei der Paujdhalierung erlaubt 
ijt, erjdheint morgen bei der reinen Fabrifatsbejteue- 
rung verboten; gefiihrdet erjcheint nur jenes Steuer- 
verhältnis, das ſchwer oder gat nidt fontrolliert 
werden fann. 

Die Gefihrlidfeit des Angriffes gegen 
die Finanggiiterordnung Hat diejes Unrecht mit 
jenem des Kriminalredjtes gemein; aber das, was 
fiir die Finanz Gefahr bedeutet, das liegt aus— 
idlieBlid in den finangredtl Verhält— 
niffen und in dem Komplexe der Normen. 
Und wenn wir fodann iibereinjtimmend mit der 
mobdernen Lehre von dem Biwedgedanfen in der 
pie mit den Worten Lissts — „der Rechts⸗ 

rund der Strafe liegt in der Notwendigkeit, die 

echtsordnung aufrecht zu halten, die Strafe iſt 
Mittel zum Zwecke, das Maßprinzip der Strafe be— 
ſtimmt ſich nach dem Zwecke“, und nach der Theorie 
des Gef. Str. G. fragen, dann antworten die Ma— 
terialien dieſes Geſetzes, „daß die Größe des Übels, 
das dem Übertreter als Strafe auferlegt wird, mit 
der Gefahr, welche die UÜbertretung mit fic) führt, 
im angemeſſenen Verhältniſſe ſtehen ſoll, daß dieſe 
Gefahr den einzigen Rechtsgrund enthält, durch den 
ſich die — rechtferligen läßt, und dak das 
Strafredht mit der Gefahr fiir das Gemeinwohl 
beginnt und iiber diejelbe nicht hinausreicht“. Weil 
nun die Gefährlichkeit nicht aus allg., jondern aus 
ſpezifiſch finanzrechtl. Einridjtungen u. Anſchau— 
ungen fließt, uns das Finanzunrecht des Gef. 
Str. G. ein delictum sui generis und das Gef. 
Str. G. die tonjequentefte lpg Sete Rechts- 
gebietes, weil es die Lehren des Rriminalrechtes 
nur dort gang afgeptiert, wo es das ſpezielle Un- 
recht nad) dem Zwecke dieſes Spegialjtrafredted ge- 
ftattet. Das mag ung in dem Gegenfape gegen die 
Finanzwiſſenſchaft, die — es ift dies bezeichnend — 
die öſterr. Kodififation gar nicht fennt, und gegen 
die öſterr. Vertreter der Anſchauung von der allg. 
RKriminalitit der Finangjtrajnormen und der Heil- 
fraft des Strafrichters it Wenugtuung dienen, 
daß die rein ſtrafrechtl. Unterſuchung Honemanns 
und des viel gitierten Schwaiger, weldje das ganze 
Material der deutſchen Strafrechtswiſſenſchaft heran- 
gicbt, auf gang anderem Wege die Natur des jtraj- 
aren Finanzunrechtes als die cines delictum sui 
generis darjtellt. 

Sit alſo das oberjte Pringip und die Anſchau— 
ung des Gef. Str. G. richt ¥ fo ergibt fich bezüglich 
der Reform des Prozeſſes das oberjte Erjordernis, 
daß die Grundſätze des —— Rechtes nur den 
Fortſchritten der Geſetzgebung anzupaſſen ſind. Wir 
haben nicht nach dem Muſter der Nachbarſtaaten 
vorzugehen, die eine einheitl. Regelung dieſes Ge— 
bietes nicht beſitzen; wir haben in unſerer zu guter 
Geſetzgebung ſchlecht veranlagten Zeit feinen eigenen 
Verwaltungsſtrafprozeß zu ſchaffen, ſondern der 
Weiſung des Gef. Str. G. gu folgen. Daraus er- 

ibt ſich 1. die Forderung: die Regeln, nach welchen 
trafbares Finanzunrecht zu ſuchen und zu ſtrafen 
iſt, ſind in Gemäßheit der alla. Str. B. O. 
23 V 73, R. 119, feſtzuſtellen. Siemlich gleichgiiltig 
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erſcheint e8, ob man aus dem geltenden Strajpro- 

eſſe alle jene Bejtimmungen ausſcheiden will, die 
iG auf befondere Materien des allg. Strafrechtes 
(RKrida § 85, Tötung u. Körperverletzung $$ 127 
bis 133 Str. P. O. uſw.) begiehen und den aud 
fiir den Gefällsſtrafprozeß notwendigen Normen 
die fiir den lepteren erjorderl. AR lag en 
einverleiben oder dieſen lediglich die eingige Beſtim⸗ 
mung vorausftellen will: in Gefällsſtrafſachen gilt 
die allg. Str. P. O. 

Bon den Wirkungen, die fich durd) die An— 
wendung dieſes Gefeges auf das Finanzſtrafrecht 
ergeben miiften, wollen wit nidjt jene ausfiibren, 
die man einem raſchen, objeftiven, verläßlich funk— 
tionierenden Verfahren sujdreibt, und möchten nur 
daran erinnern, welche Folgen es Hitte, dak iiber 
die Frage nach Recht oder Unrecht Hffentlic) ver- 
handelt würde. 

Jenes Organ, das im zukünftigen Progefje die 
Wejamtinterefjen bei der Anklage au wahren haben 
witd, mu mit der Ofjentlicdjfeit und dem End— 
erfolge des Prozeſſes rechnen; dadurch, dah zwiſchen 
Finanzpolizei u. Finanzverwaltung, dann das Ge— 
richt eine unter eigener Verantwortung handelnde 
Staatsanwaltſchaft tritt, wird der reformierte Pro— 
jeb nidt mehr iiber eine Anzeige von jelbjt ju 
aujen beginnen, fondern nad) reifl. Erwägung iiber 
Yntrag u. Klage diejer Staatsanwaltidajt; es wer- 
den Prozeſſe vermieden werden, die geradezu als 
typiſche alle in den Reichsratsverhandlungen 
immer wiederkehren, die mit einer Sicherſtellung 
der Straje im Höchſtausmaße von 10.000 fl. be— 
ginnen und mit einer Ordnungsftraje von 5 fl. 
oder ciner Strafe von 100 fl. enden. 

Ginen nod) viel gréferen Effekt verſprechen 
wir ung von dem Prinzipe der Offentlichfeit in der 
Wirkung auf die Steuerfubjefte. Das Finangunrecht 
ijt gegeniiber dem Kriminalunrecht von weitaus 
einheitliderer Struftur; es handelt fid) immer nur 
um Vermögensrechte und in der Regel um cine 
treibende Leidenfchaft, den Egoismus. Nun wird 
gerade jenes Unrecht, das die heutige Finanz am 
meijten zu fürchten bat, von Elementen begangen, 
fiir die Das Erjcheinen auf der Anklagebank und 
die öffentl. Verhandlung ausreichende Drohung be- 
deuten wird. 

2. Der rejormierte Prozeß fann nicht mehr bloß 
die indireften Wbgaben jum Gegenjtande haben. 
Jn das Geltungsgebiet muß das Unredt gegen 
die direften Steuern einbegogen werden, weil 
der nur hiſtoriſch erflirbare Grund, der in Franf- 
reid) und Ofterr. zu den fo weitgehenden Verſchie— 
denheiten in der Bemejiungsbehirde und im Steuer= 
ſtrafrechte bei diveften u. indireften Steuern gefiihrt 
hat, vom rechtl. Standpunfte nicht baltbar tit. 

Es ijt ferner ein Poſtulat der Gerechtigkeit, 
dag der Prozeß aud) auf die freucrartigen We 
bühren fic) eritrede, weil der Rückſſchritt bes Web. 
G. vom J. 1850 gegeniiber dem Geſetze vom J. 1840 
im Bunfte des Strafverfahrens nur injolange ge- 
techtiertigt werden fonnte, als e8 ſich um minimale 
Gebühren u. Straffiipe der zwei- oder dreifachen 
„verlürzten“ Gebühr handelte. Die neuere Geſetz— 
gebung, die mit Strafen im Rahmen des Fünfzig— 
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u. — — der verkürzten Gebühr arbei⸗ 
tet, muß dem Beſchuldigten die Möglichkeit offen 
halten, den Beweis der Unſchuld nach denſelben 
Prozeßregeln gu liefern, wie in dem Gebiete des 
iibrigen Finanzſtrafrechtes. Das weiteſte Zugeſtänd⸗ 
nis, das dem dermaligen Rechtszuſtande gemacht 
werden könnte, wäre, den Zahlungsauftrag zwar 
aufrecht zu erhalten, gegen denſelben, als ein Straf- 
mandat, den Einſpruch freizulaſſen, welches Rechts- 
mittel die Einleitung des ordentl. Verfahrens zur 
Folge hätte. Bei der echten Gebühr, im Sinne der 
Finanzwiſſenſchaft, die ja nicht hoch ſein kann, und 
bei der dag äußere Richteriiillen ohne Rückicht auf 
jubjeftive Verſchuldung mit geringen Strafen be— 
drobt ijt, liebe fich, wie beim Stcaftorto, das Prin⸗ 
zip des Geb. G. aufredt halten. 

Sehr ſchutzbedürftig ijt die Erbjteuer. Das 
freie eleite, das der Ae Gejep 18 VI 1901, R. 58, 
den in der ergiingten —— nadhtriig- 
lid) einbekannten Objeften gewährt, wird in einem 
mobdernen Gejebe ebenfo verjdjwinden wie der Ma— 
nifejtationseid des zit. Geſetzes. 

3. Aus dem Geſällsſtraſprozeſſe müßte in das 
reformierte Verfahren regipiert werden: 

adie AblaſſungvomgeſetzmäßigenVer— 
fahren; wir meinen die Normen des Gef. Str. G., 
nidt die nachträglich erlajjenen, das Weſen alte- 
tierenden B. Nach den Ausführungen des VIL. Ab⸗ 
ſchnittes fann im Rahmen der urjpriingl. Bejtim- 
mungen von einem Wbfauje der Straje, von einem 
Feilſchen um diefelbe nicht geſprochen werden; die 
Bedenfen Wagners finden auj die öſterr. Inſtitu— 
tion feine Unwendung. Das Minimalausmak der 
Stroje lift fid) dem Maximum des niederländiſchen 
u. italienifdjen Str. G. gegeniiber red) ertigen ; 
denn jeder Erſchwerungsumſtand ijt ausgeſchloſſen, 
eS handelt fic) um die erjte Miffetat gegen die Fi— 
nang, det ein volles Geftiindnis folgt. Dak die 
Strafe nicht vom ordentl. Ridjter und ohne An— 
flage u. Prozeß ausgeſprochen wird, läßt fid) in 
der geit der grofen Reformbewegung, die durd) 
die Strafrechtswiſſenſchaft geht, ——— Die 
Gründe, welche für Einrichtungen, wie die bedingte 
Verurteilung, die —————— Widerruf ſpre⸗ 
then, werden auc) flix die Ablaſſung entſcheidend 
ſein. Und endlich fallt, wie iiberall, fo auch im Bro-= 
zeſſe, die Ofonomie in die Wagſchale. Die oben er- 
wiahnten Novellen find ja leidjt getadelt; wie hätte 
die Berwaltung aber auf anderem Wege mit den 
nad) Hunderttaujenden zählenden Straffillen fertig 
werden follen? 

Ein zweites Beifpiel aus der jiingjten Beit 
haben wir oben am Schluſſe de8 Abſ. VIL erwähnt. 
Das Verbot der Milderung unter das geringjte 
Mak der Straje mufte in der neuen Fajiung 
Suder= u. Branntweinſteuergeſetzes auſgehoben wer⸗ 
den, weil nach den Motiven zwingende, praktiſche 
Gründe dafür ſprechen. 

b) Die Beſtimmungen über die Stel— 
lung des Haftungspflichtigen im Verfah— 
ten. Man mag über die juriſtiſche Natur der Haf= 
tung jtreiten, wie dies in Der deutſchen Strafrechts⸗ 
wifienfchaft der Fall ijt. Fiir die Broduftions-, Um— 
laujs- u. Berfehrsbejteuerung, fiir gewiſſe divefte 
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Steuern läßt ſich das Inſtitut der ſubſidiären Haf— 
tung als einer beſonderen, aus öffentlich-rechtl. 
Gründen ee Ausgeſtaltung der givilen Hafe 
tung fiir fremde Schuld nicht entbehren. Bei den 
empfindl. Rechtsfolgen, welche an die Haftung * 
knübpft find, muß der Haftende das Recht der vollen 
Verteidigung, des Vorbringens felbftindiger Ein— 
reden finanzrechtlicher und finanzſtrafrechti. Natur, 
der felbjtiindigen Rechtsmittel bejipen, wie es das 
Wef. Str. G. vollauf gewährt. 

c) Jene materiellredtl Beftimmungen, 
die der —— enthalt, wie die Gewerbs⸗ 
biicher in der Brauerei ujiw. gu führen find, weldje 
Erjordernijje an eine normmifige Nadweifung ded 
Warenbezuges ju ftellen find ulw., miifjen, foweit 
das Spezialſteuergeſetz dies nidt ausreidjend nor- 
miett, in das Einführungsgeſetz aufgenommen 
werden. 

1. Aus dem Gefällsſtraſprozeß können aber 
night rezipiert werden: 

a) Die Normen fiber den Beweis trop 
der zahlreichen scape ea des materiellen 
ef. Str. G. Bon der gefesl. Beweistheorie wer- 
den ſich die Beiſitzer der Gefillsgeridte aus dem 
Stande der suits leicht trennen. In diejer Frage 
hat fic) der Strafprozeß während mehr als dreißig— 
jabriger Geltung fiir das oberjte ——— zum 
Schutze des Staates und der privaten edjtfub- 
jefte, bei grogem und fleinem Unrecht bewährt und 
wird feine Schuldigteit fiir Verlepungen des finans 
jiellen Rechtsinterefjes vollauf erfüllen. 

b) Die Gnadenwerbung. Im Rechtsſtaate 
und im modernen Prozeſſe gibt es nur eine urteils- 
mipige E. Die ashy partes die Berückſichti⸗ 
qung prafmindernder Umſtände ijt Gegenjtand ſtraf⸗ 
richterl. Erwigung. Hiſtoriſch läßt fich die Auffaſ⸗ 
ſung, es ſei das Gnadengeſuch ein Rechtsmittel, das 
Strafurteil abzuändern, wohl erklären; im moder- 
nen Prozeſſe hat die Gnadenwerbung keinen Platz. 

Der nach dem Gef. Str. G. zuläſſige und in 
der Entwicllung des Geſetzes noch weiter gebahnte 
Weg der Gnadenwerbung ijt der hauptſächlichſte 
Grund, warum die Praxis des Finangitrafredtes 
jtrengerer UÜberprüfung nicht ſtandhält. Anders 
ſteht es mit der Frage, ſoweit fie auf den Straj- 
volljug Bezug nimmt. Der urteilsmäßig ausge- 
iprodjenen Kriminalſtrafe gegeniiber gibt es nut 
einen Weg der Nachſicht; nur der Monard fann 
Gnade ftatt Recht walten laſſen. Das war u. ijt 
wegen der Natur des Strajaniprudes anders im 
Finanzſtrafrechte. Die Finangitraje, fobald fie aus- 
geiproden ift, ftebt der Finansverwaltung que Ver⸗ 
fügung. Die Gegner dieſer Lehre, die, zumeiſt Prak— 
tifer, Sas an dem Dogma det Schule hingen, 
überſehen weiter, dag es ſich in der Regel um Bee 
———— von Tatſachen handelt, die dem Ur— 
teile nachgeſolgt find und dah wir es zumeiſt mit 
Geldjtrafen 3u tun haben. Sie iiberiehen die prafti- 
iden Schwierigleiten und die Abſchwächung der 
Bedeutung des kaiſ. Gnadenredhtes durd) haufige 
Anwendung in minder widtigen Dingen. 

Die Finangveriwaltung muß iiber die ihr aur 
Verfiigung jtehende Straje, wie mit jeder ftaatl. 
Fordetung, mit dem Ernjte disponieren, mit dem 
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an anderen Orten des Rechtsinjtemes dem Unrechte 
entgegengetreten wird. Bor „übelverſtandener Nach= 
ficht u. Milde” (§ 800) hat der luge Gefepgeber 
die Praxis gewarnt. 

c) Der § 7 der Str. P. O. normiert die Ve r- 
wendung der Gelditrajen. Die im Gefällsſtraf— 
prozeſſe verhingten Gelditrajen fommen fe 





einem Fonds ju, aus welchem Stipendien u. Zu— 
ſchüſſe gum Swede der Erziehung der Kinder 
Finanzwachmannſchaft und der Beamten der aus- 
iibenden Amter verliehen werden. (Die ane 
ftellung der beftehenden Grundſätze u. Beſtimmun— 
gen iiber die Verwendung von Sefiillsftrajgeldern 
erfolgte in Nr. 83 F. M. V. Bl. ex 1897; val. 
ferner Nr. 74 ex 1899.) Der neue Prozeß wird 
unvermeidlich größere Koſten verurſachen. Die 
Strafe auf das Finanzunrecht hat immer einen 
ſchadenerſatzartigen Charakter gehabt. Es find alſo, 
zumal der bezügl. Fonds eine zieml. Höhe beſitzt, 
enügende Gründe vorhanden, die Strafgelder (in 
et Hohe von mehr als einer Million jährlich 
ad aerarium einfließen ju laſſen. 

5. Die Berufung u. Organifation der 
Behirden im Prozeſſe. Herridt bezüglich der 
bisher behandelten Materien unter den vorliegen- 
den Reformvorſchlägen im allg. eine Ubereinftim- 
mung, fo gehen bejiiglich der Berufung der Behir- 
den die Meinungen ſehr auseinander. bie Finanz⸗ 
wiſſenſchaft und die landläufige Anſchauung pojtue 
liert richterl. Tätigleit. Die Frage iſt aber von den 
Vertretern dieſer Anſchauung niemals eingehend 
unterſucht worden; es ijt eben einer der überliefer— 
ten Sätze, an die man glaubt, weil ſie die Schwer— 
kraft der Vernunft in ſich gu tragen ſcheinen. Man 
beruft ſich gewöhnlich auf fremde ey dear ey 
ohne aber au unterjuchen, mit welden Einrichtun— 
gen, mit weldjer juriſtiſcher Vor- u. Ausbildung 
die Durchfiihrbarfeit möglich wird; man verſchweigt 
die beer ae | aor « des Pringipes 
der ſtrafrichterl. Berufung, welde die Durchführung 
ermiglidt; man vergift endlid) an die Dualitat 
der materiellen Steuergefese und der Finangver> 
waltung der frembden Lander und an die hiſtoriſch 
verſchieden ausgebildete Steuermoral u. Steuerehre, 
aljo an Faltoren, aus denen erjt cin Endurteil ge— 
bildet werden fann. 

Auch wir —— eine objeftive, unab— 
hängige, ſelbſtändige Redtsfudung u. fine 
dung und ſchließen daher die Berufung der fub- 
jeftiv beriifrten Finanzverwaltung aus. Nur das 
fo5. Polizeiunrecht, in der Finanz, wie Roſin es 
allg. definiert, die Ubertretung der Gebote u. Ver— 
bote ſchlechthin, alſo ohne Rechtsgüter- (Steuer-) 
Beeinträchtigung, dag cinfade Ubertreten der finanz— 
rechtl. Schranken fällt der Finanzverwaltung zu, die 
ſolche Ordnungswidriglkeiten, bie den Steuerprozeß 
hl jtéren, ihrer Natur nach aber nicht gefihrden 
Snnen, in WUusiibung ibres Verwaltungsrechtes 
jelbjt aus dem Wege räumen muß. 

Dort, wo nicht die formelle Ordnung, jondern 
das Rechtsgut, die Steuer felbjt, das materiefle 
Recht — oder verletzt wird, verlangen wir 
Verwaltungsſtrafgerichte, alſo reformierte Gefälls— 
ſtrafgerichte. Denn es handelt ſich um die Frage 


er 


240 


Gefällsſtrafverfahren. 





nad) Recht u. Unrecht bezüglich eines Finanzrechts— 
verhältniſſes, alſo um cine verwaltungsrechtl. Streit⸗ 
ſache, die ſich von einer anderen des gleichen Rechts— 
— nur dadurch unterſcheidet, daß das Unrecht 

traffolgen nach ſich zieht. Das iſt — um es kurz 
auszudrücken — die Inkonſequenz der herrſchenden 
Lehre, dak jene Gründe, die fiir die anderen Ver— 
waltungsrechtsſachen gu der Verwaltungsgerichts⸗ 
barfeit geführt haben, bei Verwaltungsitrajjachen 
nicht Anwendung finden follen und dak trop des 
gleichen Rechtsgebietes u. Zweckes bei letzteren die 
ordentl. Strafgerichtsbarkeit Blag greifen ſoll. Wir 
finnen mit Ulbrich (die Verwaltungsgeridtsbar- 
feit der ordentl. Gerichte) nur darauf hinweiſen, 
haf die Trennung von Juſtiz u. Verwaltung in 
Oſterr. nicht ſtreng durchgeſührt ijt, und nidt ab- 
folut durchgeführt werden fann, und dab bei der 
Regelung det Rejjortverteilung unter die Staats: 
behörden in lepter Reihe Fragen der Technik, Er— 
wigungen der Zweckmäßigkeit und geſchichtl. Tra- 
ditionen in Betract fommen. 

Die a ee erſcheinen als ein ſol⸗ 
ches, im Sinne zwedmäßiger Arbeitsteilung hiſto— 
riſch überlommenes Verwaltungsſtrafgericht, das 
der Idee nad) auf das judicium delegatum in 
causis commissorum Kaiſer Narls VI. zurück— 
reicht. Dieſer Organifation fehlt im Pringipe nichts 
anderes al8 die vollſtändige Selbjtindigfeit u. Un— 
peng feit, die man in der Theorie als Uttribut 
deS Richters fordert und die den Beijipern aus 
bem Status der Finang gewährt werden fann, 
wiihrend es nidt abzuſehen ijt, wie den ordentl. 
Gerichten jenes Requijit, das man vom Richter in 
erjter Linie fordern mug, die Rechtskenntnis fiir 
cin fo großes Rechtsgebiet, vermittelt werden finnte. 
Die Frage liegt ja anders, wenn wir fiir cine be— 
ſchränkte Zahl von Berufsrichtern dieje Forderung 
ing Werf gu ſetzen haben; bier ijt es miglich, 
durch eine —ãA Ausbildung bei einer Finanz⸗ 
behörde und durch Ablegung einer praktiſchen Prü— 
fung für das Finanzſträfrichteramt die Auſgabe zu 
löſen, ebenſo wie es —— und leicht reali⸗ 
ſierbar iſt, die Finanzbeamten durch eine Praxis 
bei den Strafgerichten in den Strafprozeß praltiſch 
einzuführen. Auf die Weiſe erzieht das Schoptind 
der modernen Verivaltung, das Militär, jene gu 
bejonderen Aufgaben berufenen Glicder nad) den 
verichiedenften Ridtungen, eine Methode des Ler- 
neng, auf die in Ofterr. Lemayer auerjt aufmerkſam 
gemadjt hat: fie bat fid) in der dfterr. Praxis bei 
den Finanzprokuraturen bewährt, deren Beamten 
ein Lehrjahr bei den Gerichten abjolvieren miijjen, 
und erjdeint bei der Wusbildung der richterl. 
Beamten akzeptiert. Wählt man au dem Berufe 
die Beften aus der Finanz und der Juſtiz, fo wird 
ſehr bald die ſchlechte Meinung, die die Literarifchen 
Erjcheinungen iiber die Gefällsgerichte ausſprechen, 
ſchwinden. Die Griinde, die gegen die „gemiſchten“ 
Weridjte geltend gemadt werden, berithren nicht 
das Pringip; fie legen in der geringen Beachtung, 
die von den mafgebenden Stellen der ganzen An— 
gelegenbeit guteil wurde, und namentlid) datin, 
dak bei der Berufung der Kriifte, insbeſ. fiir die 
Beriode feit der Neugeitaltung Oſterr., an feine 


Remedur fiir die Gejepesfenntnis gedacht wurde. 
Das Prinzip der gemijdten Gerichte hat fic) bei 
dem V. G. bewährt und ijt in Deutſchland bei 
den Veriwaltungsgeridten cingebiirgert. 

Namentlic) in den Kollegien wird der Finan; 
beamte erflirend u. belehrend über pofitives Fie 
nanzrecht, iiber die Details der Rechts- u. Tat: 
fragen auf die Berufsricter einwirfen finnen; 
an der anderen Seite werden leptere die richterl. 
Objeftivitit sur Geltung bringen und, indent jie 
den Vorſitz in der miindl. Verhandlung fiihren, die 
Gewähr fiir die forrefte Durdhfiihrung ded Pro— 
zeſſes bieten. 

Dieſe gemiſchten Geridjte des Gef. Str. G., 
die wit nicht gerade als ein Ideal hinjtellen, find, 
wie die Sachen bei ung u. anderwärts liegen, eine 
Notwendigfeit. Jn der Weiſe ausgebildet, wie wir 
es proponteren, werden fie swedentipredjender funk⸗ 
tionieren al8 reine Strafgeridte, felbjt alé Bere 
waltungsgerichte, einicitiq aug dem Status der 
Finanz zuüſammengeſtellt. Bringt die Zukunft allg. 

etwaltungsitrafgerichte, die die ,,Studien iiber 
bie Reform der inneren Verwaltung“ anregen, 
dann werden die Organijationsfdpwierigheiten fiir 
die Finangjtrafgerichte natürlich geringer werden. 

Diefelben Griinde, die in der hiſtoriſchen Ent- 
widlung und infolge der Unjorderungen der ganzen 
Technik sur * eines beſonderen Organes 
mit der Aufgabe der Strafverfolgung geführt ha— 
ben, verlangen im Finanzſtrafprozeſſe cin eigenes 
jtaatl. Organ. Wir finnen die Staatsanwaltidaften, 
die fic) aus der Juſtiz refrutieren, nicht heran— 
ziehen, weil aud) ihnen die Geſetzkenntnis, dic Er— 
jahrung, wie das Geſetz in der Praxis lebt u. an— 
gewendet wird, mangelt. Mehr als im Kriminal— 
prozeſſe wird der Ankläger im Finanzſtrafverfahren 
juriſtiſch zu beweiſen haben, daß Unrecht geideben 
iſt und das Ginansgeiep verlept wurde. Die Fi- 
nansprofuraturen bejigen geniigende und durch 
praktiſche Prüfung erprobte Renntnis des Finanz— 
rechtes; fie ftehen im Verbande det Finan; und 
dürſen auf dag Vertrauen der Finangverwaltung 
rechnen. Auch die Steucrfubjefte dürften fich mit 
diejer Berufung jufriedenjtellen, wenn fie erwägen, 
daß eine Behörde, die den Ynterefjen des Staats- 

angen und nidt der Finanz allein dient und von 
eren Beamten die höchſte juriſtiſche Bildung ver- 
langt wird, nicht einjeitiq fiSfaliid fein fann. Der 
Schwerpunkt des gangen Prozeſſes ruht in den 
Gerichtshöſen. Die Funftionen als Ratsfammern, 
Ertenntnis- u. Berujungsaerichte, bleiben diefelben 
wie in der Str. P. O. Das fleinjte Unredt, die 
Ordnungswidrigtcit, dann die unbeftrittenen, zur 
Ablaſſung geeiqneten Ubertretungen erledigt die 
Finanzverwaltung. Die Titigfeit des Eingelrichters 
wird aljo nicht umfangreich jein. 

Die voritehenden Reformvorſchläge habe ich 
mit Eleinen Zuſätzen u. Underungen aus der 1. Aufl. 
des Staatsivirterbuches heriiberqenommen. Die jeit 
der Drudlequng der 1. Aufl. (Ende 1894) hervorge- 
tretenen theoretifden Unterfudungen name 
hafter Qurijten haben meine Anſchauung iiber dic 
Natur des ftrafbaren Finanzunrechtes befttiat. Die 
Erjahrungen, die wit aus dem Strafredte der 
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nt alsa ANE lahat baht eſchöpft haben, be= 
weijen die Richtigfcit meiner Borkdhlage; fie geſlatten 
cine gute Brobe in praktiſcher Rictung iiber die 
Geijtungsfibigheit der Rechtsſchutzeinrichtungen. 

Die Momente jollen in aller Kürze ausgefiihrt 
werden. 

An jeinem Lehrbudje des deutſchen Verwal- 
tungSredjtes (1895) hat jum eriten Wale Otto 
Maher das Finangjtrafrecht im Syſteme des Ver- 
waltungSredjtes zur Darjtellung gebradjt. Wis 
Ganges und im eingelnen ijt e8 ein Meifteritiid 
juriſtiſcher Arbeit, ſtreng dogmatifd mit Vermei- 
dung der auf dieſem Gebiete fo beliebten Seiten: 
ipriinge in die Fragen der Steuergeredhtigfeit u. 
Steuermoral. Der weſentl. Fortidjritt, den diefe 
Wiſſenſchaft diejem Lehrbude verdantt, ijt der Nach— 
weis, dag dad Polizei⸗ u. Finangunrecht demſelben 
Rechtsgebiete angehiren und den gleichen Gefegen 
unterliegen. Cine ganze Reihe von Lehrſätzen — 
von dem oberſten angefangen: auf die innere Ge— 
ſinnung kommt es nicht an, bis herab zu der Frage 
des Strajvollzuges: die Finanzſtrafe ſteht der Ver— 
waltung zur Verfügung — zeigt uns, daß aus 
dem Weſen und dem Bedürfniſſe der Verwaltung 
ſich gegenüber den Geſetzen über das kriminelle Un— 
recht prinzipielle Verſchiedenheiten in den Anfor— 
derungen an den ſtrafbaren Tatbeſtand und die 
Strafe ergeben. 

Eine andere literariſche Erſcheinung von Be— 
deutung ijt das Verwaltungsſtrafrecht (1902) des 
Berliner Dozenten Goldſchmidt, eine umfangreiche 
Unterſuchung der Grenzgebiete —— Straf⸗ u. 
Verwaltungsrecht auf a chtlicher u. rechts⸗ 
vergleichender Grundlage, bei der das Finanzrecht 
wobl beriidfidtigt wird, gegenüber der übrigen Dat- 
jtellung, namentlid in dem —— u. ver⸗ 
leichenden Teile, zurücktritt. Das Ziel, das ſich das 

uch geſetzt hat, war der Nachweis der Unrichtigkeit 
der im 19. Jahrh. herrſchenden Rechtstheorien über 
die Natur des ſog. Polizeiunrechtes, die Gegenüber— 
ſtellung von Verwaltungs- u. Rechtswidrigkeit und 
ganz fonfequent die Lostrennung des Verwaltungs— 
ſtrafrechtes vom eigentl. Strafrechte. Natürlich iſt 
es ihm dann „offenbare Inkonſequenz“, die Recht— 
prechung in Finanzſtrafſachen, trotzdem dieſes Recht 
Verwalturigsſtrafrecht ijt, den ordentl. Gerichten, 
alſo die Reaktion durch Richterſpruch nur den Or— 
ganen des allg. Willens zu übertragen. Ich muß 
es mir verſagen, auf die weitere ſcharfe Kritik des 
deutichen Strafverfabrens eingugeben, deſſen über— 
jeugter u. entſchiedener Wegner id) vom Anfange 
meiner Tätigkeit auf dieſem Felde gewejen bin. 

Unter den öſterr. Schriftitellern feblen leider 
die afademifchen Kreiſe. Bon den theoretijierenden 
Praftifern ſteht v. Bauer in einer Reihe von um- 
ſangreichen u. cingehenden Urbeiten meiner An— 
ſchauung in den grundlegenden Fragen am näch— 
ſten. nn et in ſeiner Reformſtudie, von mir 
abweichend, die Herangiehung des Laienelementes 
jum Richteramte verlangt, fo ijt er in jenen Febler 
verjallen, dem ich, belehrt durch die unridtige Me— 
thode Eglauers, aus dem Wege ju — beſtrebt 
war. Was Schuld u. Strafe, was Steuer u. Ge— 
bühr, was guter Prozeß iſt, wer als Richter be— 

Ofterr. Staatswörterbuch. 2. Aufl, 2. Bd. 
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rufen erſcheint, das hat nicht der Finangrechtler 
zu unterjudjen. Dieje Elemente müſſen wir aus 
der Berufswiſſenſchaft Hheriibernehmen und deren 
Forſchungsergebniſſe reipeftieren, foweit dic innere 
Natur unferes Rechtsbodens dem nicht im Wege 
jteht. Wir haben feſtgeſtellt, und v. Bauer ſtimmt 
uns bei, dah es fic) im Finanzſtrafrechte nicht 
um ein einfaches, natürl. Rechtsqebiet, fondern 
um ftrenges Quriftenredt handelt. Die Tatſachen 
des eingelnen Falles find in der Regel einfach, 
aber die Rechtsfragen verlangen die Beurteilung 
eines juriſtiſch gebildeten Richters Das Steuerfub- 
jeft hat nicht fatiert, das ijt bald ſeſtgeſtellt; aber 
dic Eimwendung der im bejonderen nicht bejtehenden 
Faſſionspflicht, jubjettiv u. objeftiv, ijt eine Rechts— 
jrage, die mit gejundem Menſchenverſtande allein 
nicht beantwortet werden fann. 
Wie ſteht es, namentlich bei ung, mit der Ob- 
jettivitat, die der Ridjter haben mus, wie fteht es 
mit dem Verſtändniſſe fiir die Bedürfniſſe des 
Staates und der —— mit dem Rechts- 
efiible, mit der Steuermoral der Laien, aus deren 
eije wir die Ridjter berufen follen? Was fagt 
denn die Strafrechtswiſſenſchaft mit ihren reichen 
Erjahbrungen iiber dieje Frage? 

Kurz u. biindig erfliirt Beling in feinem 
Straſprozeßrechte: die Heranziehung des Laieneles 
mentes war cin fdjwerer Mißgriff Enzyklopädie 
der Rechtswiſſenſchaften, begriindet von Holtzen⸗ 
dorff, VI. Mujl., I. Bdo., S. 333). Die Forderung 
von Laienridjtern ijt v. Lilienthal lediglich „Ge— 
fühlsäußerung“; dieſe „durch juriſtiſch- techniſche 
Erwägungen bekämpfen gu wollen”, erſcheint ihm 
„als ausſichtsloſes Unternehmen. Darum iſt es 
überflüſſig, die Gründe fiir u. gegen, die ſeit langem 
erſchöpfend in der Literatur behandelt find, nod 
cinmal anzuführen“ (Enzyklobädie der Rechtswiſ— 
ſenſchaften von Birkmeyer, S. 1105). 

Uberaus lehrreich erſcheint das Schickſal ded 
Strafrechtes des öſterr. iil peor, row Die 
Prognoſe, die von Kaizl und mix der Wirtjamfeit 
der Strafnormen geftellt wurde, hat fic) beſtätigt; 
pleld) den deutichen Mujtern, denen es nachgebildet 
jt, erfüllt es ſeinen Swed nicht. Nac) den jtatijti- 
ſchen Bebelfen finnte man gu dem Refultate fome 
men, dah der Rechtsſchutz verjagt. Ich werde dies 
in dem Art. „Perſonalſteuern, Strafrecht” beweifen. 
Hier möchte id) gur Orientierung auf die Straj- 
fälle der preufijden Einfommen= u. Ergänzungs— 
jteuer hinweiſen. Wegen der Straftaten gegen diefe 
unter faſt gleichen ſtrafrechtl. Schutz jtehenden Steuer⸗ 
geſetze wurden im Steuerjahre 
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Fälle beurteilt. Bas bedeuten wy} Sahlen im Ber- 
gleide zu der tweitaus größeren Zahl von Senfiten, 
al fie Oſterr. befigt, im ——— u der offen⸗ 
kundigen Kriminalilät rückſichtlich der Toahiges Be- 
reicherungsdelikte? Trop der weſentlich beſſeren Be— 
dingungen fiir das geſetzmäßige Verhalten, nament— 
lich der weit höheren Steuermoral der preußiſchen 
Steuerträger ſtehen dieſe paar Fälle in einem kraſſen 
Gegenſatze gu den Klagen der neueren Literatur über 
16 
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die Steuerdefraudationen der deutidjen Cinfommen- 
jteuern! 

Die Griinde liegen fiir den Kenner auf der 
Hand! Jn erjter Linie find jie in ben Tatbeſtands— 
metfmalen gu fudjen. Jn meiner doqmatijden Ar— 
beit ,,iiber das Strafrecht der bjterr. Einfommen- 
ſteuer“ fonnte ich feftitellen, dag dem Steuerjubjefte 
in der gut geiciiigten Verteidigungspofition, aus 
der eS mit Latjadens u. Geſetzesunkenntnis leicht 
opetieren fann, mit einem Strajredjte nicht beigu- 
fommien ijt, das zur Strajtat bas Borhandenjein 
eines dolus erfordert. Das Nichtwiffen, das Ver— 
gejien, der Irrtum nad) allen Richtungen, das find 
unfontrollierbare u. unbeweisbare, innere Vorgiinge, 
denen der bejte u. geübte Strafridjter nicht auf den 
Grund kommen fann. Die jtrafbare Handlung ere 
gibt fic) da natiirlid) nocd) viel weniger aus der 
Sache, al& bei den indireften Steuern. Die Ein- 
fommenjteuergefege fennen nur in geringem Maße 
Steuerfontrolien und dem Erhebungs- u. Eindrin—⸗ 
gungsverfahren find enge Schranken gejept. Steuer- 
ehre u. Steuerwohlverhaltenheit finnen von Haus 
aus nicht präſumiert werden. Und da follte der 
Finangbeamte des direften Steuerdienjtes, der keine 
praktiſche Musbildung fiir diefe Spesialarbeit genießt, 
mit den dürftigen ſtrafprozeſſualen Kenntniſſen von 
der Schule her mit dem Unrecht fertig werden? 

Bei einem ſolchen Tiefſtande der Moral ijt 
die Schutzbedürftigkeit des Staates eine ſehr große, 
da ijt cin geredjtes, aber auch cin ſcharfes u. praf- 
tifable3 Strafredjt notwendig, joll die Rechtsord- 
nung aufredjt erhalten werden! 

In dem Steuerentlajtungsfampje haben die 
öſterr. Steuerjubjefte ihre gute und die fdjlechte 
Pofition des Staates fehr bald erfannt und ihre 
Faſſionen danach eingeridtet. Das ijt nicht beſſer 
geworden, jeitdem Robert Meer, v. Wiefer u. a. 
die erjten Maſſenangriffe der Steuerdefraudanten 
fonjtatiert haben. Und, wie im iibrigen Finang- 
ſtrafrechte, find die Mängel der Rechtsſchutzordnung 
nicht deShalb au beflagen, weil dem Staate viele 
Millionen Steuergelder entgehen. Cin guter Teil 
der Frage der Landesfinanjen wäre gelöſt, wenn 
die Erb- u. Cinfommenjteuern geſetzmäßig einfließen 
wiirden. Biel hier als die geidvibigten jubjettiven 
Rechte jteht uns das Hffentl. Intereſſe, das in 
diejem Kampfe am meijten Leidet. Beſteuert bleiben 
nur die „Dummen und die Ehrlichen“; iiber Ge- 
biihr belajten Ertrags- und indivefte Steuern die 
Webrlojen. Das fiihrt natiirlich gu den alten Magen 
von Steuerdrud u. Ungleichmäßigleit der Steuer- 
lajt. Das Perſonalſteuergeſetz, diefes ſteuerpolit. 
jajt ideale Werf, hat fiir den Staat wenig bean— 
ſprucht, um nut das gejegte Biel zu erreichen, ein 
gerechtes Steuerſyſtem, cine gleichmäßigere Beſteue— 
tung! An dem Verhalten der Steuerträger find 
dieſe Bejtrebungen geicheitert, nach meiner Anſchau— 
ung obenan wegen des unausreidjenden Redhts- 
ſchutzes. Zu dieſem gehört aud) ein gutes Ber- 
fahren, das ſich in feſten Geleiſen bewegt. Mit den 
wenigen primitiven Prozeßregeln des Geſetzes 
kommt die Praxis aus den Schwierigkeiten nicht 
hinaus und über aller Mühe u. Not droht die 
Nullität wegen mangelhaften Verfahrens! 
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Und viel beſſer als die wenigen Prozeßnor— 
men des sac alain ijt der Referenten- 
entwurf eines Stenerjtrafgelepes aus dem J. 1888 
333* nicht; auch die recht glimpfl. Behandlung 
‘ipperts (a. u. a. ©.) fommt gu einer UWblehnung. 
Den Wert eines guten Prozeßweges fennt nur 
der, der zeitweiſe aud) auf ſchlechtem vorwärts 
fommen muß. 

Aus diejen eee u. Erſcheinungen hat 
Eglauer nichts gelernt. Seine fur, vor Abſchluß 
dieſes Art. erjchienene Urbeit (a. u. a. O.) ftebt 
auf dem ausſichtsloſen Bunfte, auf den er fic) vor 
mehr al8 20 Qabren gejtellt hat. Auf die wobl 
faum objeftive Kritik meiner Vorſchläge e id 
nichts gu erwidern; die pringipiellen un ¢ habe 
id) im vorjtehenden nad Bula de3 Raumes und 
der Kräfte erörtert u. begriindet. 

Mit diejen Vorſchlägen find wir der altéjterr. 
dee von der Sondernatur des Finangunredtes treu 
geblieben und haben an der Prozeßform nur dag 
geiindert, was unſere Zeit u. Wiſſenſchaft fordert. 


Tiferatur. 


Meben der im Art. „Gejällsſtrafrecht“ ange- 
führten, den Prozeß betrefjenden Literatur wire 
an dieſer Stelle eine ganze Reihe von Wbhand- 
lungen anzuführen, die ſich in ben älteren öſterr. 
jurittiiden eitſchriften vorjinden. Die große An— 
zahl. dann die in der vormärzl. Theorie übl. Titel 
in Form flanger Fragen werden e8 rechtfertigen, 
wenn wir pon go Sujammenftellung diejer Unter— 
juchungen bei Eglauer: Das öſterr. Steuerjtraj- 
tet, Grundlagen u. Reformvoridlige (Jnnsbrud 
1886) verweiſen. Die dajelbjt gegebene LUberficht 
wire gu ergänzen durd) die Ubhandlungen aus 
der Zeitſchrift , Der Qurijt’: Deffary: Kann cin 
Zeuge sur Beſchwörung feiner Ausſage durd Zwang 
verhalten werden? (XVIII. Jahrg. S. 81); Ka— 
lefja: Erläuterung des 10. Hptit. des Gey. Str. 
M., die Lehre von den Rechtsmitteln enthaltend 
(X. Jahrg., S. 263); aus neuerer Zeit, Ott: Die 
—— des V. G. in Gefällsſtrafſachen (in 
Samitſch Zeitſchr., J. Jahrg. S. 367). Ausgewãhlte 
Partien des Prozeßrechtes gibt Blonsfis Finanz— 
eſetzlunde (Wien, Manz, 1880) im Il. T. S. 310 fi. 
Eine wertvolle Bearbeitung des Brojefies ijt die 
aus dem Nachlaije von Chlupp von Randa her- 
—— Monographie: „Syſtematiſche Darſtel⸗ 
lung der die Verzehrungsſteuer vom Biere in 
Oſterr.«Ungarn betreffenden Geſetze u. Vorſchriften“ 
(Prag, Kolar, 1878), deren 2. Teil „von dem rechtl. 
Verfahren wegen Gefällsübertretungen“ (S. 97 bis 
148) handelt. Blonsti: Einige Bemerfungen iiber 
die Pringipien und das Syjtem des Gefallsjtraj- 
rechtes (G. 8. 1883, Nr. 75—77); Sladecef: 
Das öſterr. Gefällsſtrafgeſetz, Leitſaden fiir die 
Praxis mit befonderer Beriidiichtigung der Bier, 
Branntweins u. Sucerinduftrie, Brag 1903; das 
BVorwort I—CXVIII enthalt Reformvorſchläge, der 
Il. Teil das Gefiillsftrafverfahren (S. 84 — 228). 
Kraus: Der Beweis im Gefällsſtraſprozeſſe, Wien, 
1904. 

Mehr oder weniger beriicjictigen das geltende 
Recht neben der vorerwähnten die Rejormitudien: 
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ror. v. Buſchmann: Zur Reform der öſterr. 
stralgelepgebung im Gefaͤllsweſen (G. 8. 1872, 
Nr. 74—7S); Blodig: Uber die Reform des Ge- 
fällsſtrafprozeſſes (Wien, Many, 1874, S. A. aus 
der G. 8.); v. Sgéfelyn: Das Gefällsſtrafverfahren 
in beiden Hélften der djterr.sungar. WMonardie 
(Budapejt, Gebriider Revai, 1882) und: Das Ge— 
jallsſtrafverſahren — ein förml. Geſetzentwurf — 
(Budapejt, Ferdinand Pjeijer, 1883, S. W. aus 
dem ,, Beiter Lloyd"); Jaques: Die Reform des 
Biterr. Gef. Str. G. (Wien, Selbjtverlag de „öſterr. 
Brauerbundes” 1885); Meifel: Zur Reform des 
Bitert. Finangitrafprogefies (Wien, Manz, 1892, 
S. A. aus Juriſtiſche Blatter); Kral: Der öſterr. 
Steuer u. Gefällsſtrafprozeß, Studie pro futuro 
Juriſtiſche Blatter, 1903, Rr. 7 ff; Rv. Bauer: 
Das Hjterr. ig ‘gar a und feine Rejorm 
Finanzarchiv, XX. Jabrg., 2. Bd.); Lippert: 
Sur Rejorm des öſterr. Geſällsſtrafweſens (Griin- 
but 8. XXXI. Bd.); Eglauer: Die bisherigen 
Verjuche einer Reform des öſterr. Finangjtraj- 
prozeſſes Oſterr. Verwaltungsarchiv, II. Jahrg., 
5. u. 6. Heft. Ferner wire auf die ſtenogt. Brot. 
des III. öſterr. Advokatentages, abgehalten ju 
Graz 1877, und des A. H., namentlich die 88. u. 
151. Sipung der IX. Seſſion, die 187. Sißung der 
X. Seijion und die 285. Sipung der XI. Sejjion 
zu verweiſen. 

Statiſtik. Neben der im Text erwähnten 
Unterſuchung Defiarys, Brataſſevié: Gefälls— 
übertretungen in den im Reichsrate vertretenen 
Königreichen u. Ländern in den J. 1870— 1875 
(St. M., IL. Jahrg., S. 293); Weijel: Die Ergeb- 
niſſe der Finanzſtrafjuſtiz in Oiterr. feit der Ein— 
fdiprung des Get Str. G. 11 VII 35 [1836—1879} 
(St. M., IX. Jabrg., S. 105); Schmid: Die 
Finanajtrajjyiti,; auy dem Webiete der direften 
Steuern in Ofterr. und ihre Ergebniſſe während der 
J. 1873—1885 (Wien, Wlfred alder, 1887, S. A. 
aus der St. M.); Forchheimer: Zur Statijtit 
det Gefilisiibertretungen in den J. 1880—1899 
(St. M., N. F., X. Ighrg., S. 423 ff.); endlich der 
erlãuternde Tert der 0. St. 

Finanzwiſſenſchaft. Cine jelbjtiindige Be: 
handlung diejer Lehre findet fic) in den alteren 
Berfen nicht; Anfänge bietet erjt Rau, 5. Aufl, 
§ 2841 und 88 414, 4539/1, einen Fortſchritt 
Dod: Offentl. Abgaben, S. 54 fi. Wagner (IL, 
§ 591 fi.) behandelt die Lehre ſyſtematiſch, nidt fo 
eingebend wie den iibrigen Stoff, aber immer 
unter Hervorhebung der prinjipiellen Wichtigkeit 
ded Gegenftandes und des bedauerl. Zuſtandes in 
der Bihenicatt, Gejepgebung u. Praxis; in der 
bisher erichienenen ſpeziellen Steuerlehre verſchwin— 
det wiederum die fuftematifdye Behandlung der 
wage, ebenfo wie bei Hod u. Naufmann in 
den Biichern iiber die Finanjen Franfreids. We— 
niq bietet v. Stein, 5. Aufl, I, S. 473 Ff. und 
bas befannte Schinbergiche Handbud). Einzelne 
neue Gejichtspuntte bei Schäffle in den „Grund— 
jätzen der Steuerpolitif’ und „die Steuern“, allg. 
Teil, S. 306, 381 ff.; bei Roſcher, 4. Aufl., 
S. 300 ff. und Bode: Die Abgaben, Auflagen 
und die Steuern vom CStandpunfte der Geſchichte 
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und der Sittlidfeit (Stuttgart, Cotta, S. 313 fF.), 
dann in feinen Grundsiigen der Finanzwiſſenſchaft, 
S. 171. Ans der finangwwifjenfchajtl. Fundgrube, 
dem „Finanzarchiv“, herausgegeben von Schanz, 
auger den Bejprechungen von Kaizl, Myrbad, 
Vode ujw. die song) ry Unredt u. Zwang 
im Finangwejen von Meifel (V. Jahrg. 1. Bd.); 
v. — Uber Steuervergehen (XIX. Jahrg., 
1. Bd.). 

Strafrecht. Die Lehre vom ſtrafbaren Finanz— 
unrechte macht in dieſer Wiſſenſchaft erfreul. Fort= 
ſchritte. Einen ſchönen Anſang machte Lis zts Lehr⸗ 
bud) des deutſchen Strafrechles, 11. Aufl; Wold- 
ſchmidt, Das Verwaltungsſtrafrecht; die ſonſtige 
Literatur bei: Hoönemann: Das Verhältnis zwi— 
ſchen der Defraudation der Zölle u. Verbrauchs— 
ſteuern und dem Betruge nach deutſchem Reichs— 
recht (in v. Liszts Abhandlungen des kriminaliſti⸗ 
ſchen Seminars, III. Bd., 4. Heft, 1894); Schwai— 
ger: Uber die ſtrafrechtl. Stellung der Steuer- 

ejraudationen (WeridtSfaal, Bd. 59); Raulla: 
Die rechtl. Natur öffentl. Abgaben (Stuttgart 
1897); Weber: Darjtellung der Defraude nad) 
Reichsrecht, insbeſ. in ibrem Verhältniſſe sum Be— 
truge Gerichtsſaal, Bd. 68. S. 25 u. ff.; Frhr. 
v. Kallina: Das Finanzdelikt (Juriſtiſche Viertel- 
jahrsſchrift, 32. Bd., 1. Heft). Bezüglich des Prozeß⸗ 
rechtes: Bonnenberg: Das Strajverjahren in 
Holle u. Steuerjacen, Il. Aufl., Berlin 1899; 
% tndt: Das adminijtrative Strajverjahren bei Zu— 
widerhandlungen gegen die Reichszoll⸗ u. Steuer- 
eſetze Zeitſchr. fiir die geſ. Strafrechtswiſſenſchaft, 
, S. 280) und Meifel: Das Gefällsſtraſper— 
fabren nad) der Str. P. O. fiir bas Deutſche Reich 
Juriſtiſche Blatter 1881, Nr. 26), 

Verwaltungsredt. Neben der bei Stengel 
in dem Art. „Polizeiſtrafrecht“ von Rojin, und 
in dem Art. ,,Steuerverwaltung’ von v. Mayr 
jitierten Literatur, Maner, Deutiches Berwal- 
tungsrecht; Brazal, die pringipielle Ubgrengung 
der Kompetenz der Gerichte u. Verwaltungsbehörden 
(Freiburg, Mohr, 1889, S. 71). Meisel. 


Geheimmittel. 


I. Beqriff. — 1. Delouders Berbote. — IIT. Etraf- 
beftimmungen, — TV, Einfuhrbeſchränlungen. — V. Ber- 
ſchleiß austindifdber Urgneiwaren. — VI. 

I. Begriff. G. im Sinne der V. 17 1X 83, 
MR. 152, find Argneizubereitungen, fiir welche die 
Bereitungsvorſchrift yur Cinjicht der Arzte in den 
Apotheken nicht vorliegt oder fiir welche aus der 
vorgelegten Bereitungsvorſchrift die Subſtanz des 
Argneimittels nicht mit Beſtimmtheit in qualitativer 
u. quantitativer Hinficht erfenntlich iit. Durch dieſes 
Verbot joll den Gejahren vorgebeugt werden, die 
aus dem Berfauje jolcher Braparate, deren Une 
ichiidlichfeit oder deren Heilwirfungen fic) mangels 
der Bereitungsvoridrift oder wegen Ungenauiafeit 
der lepteren nicht jeftitellen lajjen, entiteben fonnen. 
Dazu fommt, dap bei der Hujammenjepung von 

16° 


flame. 
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derartigen G. nicht mediziniſche Grundſätze, ſondern 
nur gewinnſüchtige Abſichten maßgebend find, wo- 
durch die Bevilferung auc) materiell geſchädigt 
wird. Das Verbot der Feilhaltung und des Ver— 
fauieS von G. ijt cin allg. und erſtreckt ſich daher 
auch auf die Apotheken. 

Il. Beſondere Berbote. Auf Grund dieſer V. 
find dann eine große Reibe von E. des M. J. und 
der Landesbehörden erqangen, welche wegen Mangel 
einer prajifen Bereitungsvoridrijt gewiſſe Präpa— 
tate ala verboten erllären. Hieher gebirt bas Ver— 
bot der Jägerſchen Anthropinpillen (Eri. des 
M. J. 2 VI 85, 3.8599); das Alkaloid Hopein 
mit Einſchluß des ,.Hopein=Beer’ (Minijterial- 
perordnung 17 VII 86, R. 126); die fog. rae" 
littiten ded Apothefers Joie; Fiirit in Brag: ,,Ga- 
ijtropban, Cijenicifencerat, Rarolinentha- 
ler Davidsthee, medizinifher flüſſiger 
Cijenguder u. Halspulver des Apothefers 
Praskowitz“ (Er. M. J. 2X 86, 8. 14741); 
die Homertana (Erl. M. J. 13. X 88, 3. 12965); 
der Haar-Regenerator von H. L. Harnifd in 
Berlin (Erl. M. J. 8 VILL 89, 8.12709); das Heil- 
mittel fiir Brujtfranfe, namens „Sanjana“ 
Erl. M. J. 31 XIL89, 8. 24277, Ojterr. Sanitits- 
wejen 1890, S. 60); die Warnerſchen Safe 
Gure-Spesialititen (Er. M. J. SIV 0, 
3. 5312, Sect. Sanitätsweſen, S. 252); das 
Oleum Baunscheidti Erl. M 9. 21 VI 90, 
3. 11405, LCiterr. Sanitiitewefen, S. 423); das 
jog. amerifanifde Haarwajfier von Pro— 
jelior White (Er. M. J. 30 VI 90, B. 4955, 
Ojterr. Sanitiitsweien, S. 454); die Machener 
Thermenfalbe (rl. M. J. 29 VIL 90, 8. 14582, 
Oſtert. Sanititswejen, S. 550); die eleltro- 
metalliſchen Apparate des os H. Borfodi 
(Erl. M. J. 30 VII 90, 8. 8522, Ojterr. Sanitats- 
wejen, S. 550); die Biscuits dépuratifs” 
von Ollivier in Paris (Erl. M. J. 23 VIIT 90, 
3. 11511); der Handverfauf der Paraifden 

rancizubereitungen Erl. M. J. 15 X 90, 
3. 11511, Oſterr. Sanitätsweſen, S. 693); die 
Daarjirbemittel: Aqua amarella”, das 
amerikaniſche Haarwajjer von Proj. White, 
Seegers verbefferte Haarfarbe jowie Hair 
restorer” von Rofjeter in Newyorl, wegen Blei- 
gebaltes durd) die B. Mt. J. und H. WM. 17 VIL 91, 
R. 103; das Haarfarbemittel _Musbrat” 
aus gleihem Grunde mit Erl. M. J. 27192, 
3B. 622; das Mentholinfdnupfpulver (weil 
durd) cine Bereitungsvorſchrift nicht qedectt) mit 
Erl. WM. J. 101V 91, 8. 2066: die Marienba- 
der Entfettungspillen (Erl. M. J. 16 VII, 
4. 16460); der bleibaltige Haarfirbungsbal- 
am der Firma Th. Dahmen-Krölys in Köln 
(Erl. M. J. 10X91, 8. 21015); der von der 
Firma Hanger und Lober in Berlin in den 
Verkehr gebradte bleihältige Haarbalſam 
Erl. M. J. 27 192, 3. 662); das bleihältige Haar- 
färbemittel Musbrat“ von W. D. Penkowski 
in Kiew (Erl. M. J. 27192, 3. 662); alle zu⸗ 
ſammengeſetzten Arzneifabrikate der Firma F. A. 
Richter und Romp. in Rudolſtadt (da die den— 
jelben beigegebenen Bereitungsvoridrijten die Sub- 


ſtanz der betreffenden Arzneizubereitungen nicht 
durchwegs in qualitativer u. quantitativer Bezie— 
hung mit binreidender Beſtimmtheit u. Berlip- 
lichfeit erfennen laſſen mit Erl. M. J. 411 92, 
3. 9876 ex 1891; die UW Brandtiden Schwei— 
jerpillen (wegen unprisiier Bereitungsvorſchrift) 
mit Erl. M. J. 6 VI 92, 8. 11604, und 15 IT 93, 
. 1666, und mit B. M. J. und H. W. 17 VI 94, 
. 135: das —— ~Hair Lotion” 
der Firma Ro und Comp. in Baris u. Lon- 
don (Erl. M. J. 211193, 8. 18694 ex 1892); 
das Haarfiirbemittel .S. A. Allens Worlds Hair 
Restorer” (€rl. W. J. 15 111 93, 8. 1666); das 
Haarfairbemittel Eau Trémoliéres” und 
das KRosmetifum .Mixture venetienne” 
(wegen Blei- bezw. Chromgebalt) mit Erl. M. J. 
27111 93, 3. 27091 ex 1892; da’ ,Nimrod 
— und der Vin de Vasseur” mit Erl. 
. 3. 27 VIT93, 8. 1787 (weil falpeteriaures 
falibiltiqes Pulver der Blatter Datura Stram- 
monium bezw. wegen YAriengehalt); das Weiß— 
mannfde Shlagwafjer, das Oleum Baun- 
scheidti, das unter dem Nomen „Lebens— 
wecker“ in den Verkehr gebrachte Sfarififations- 
injtrument mit der Minijterialverordnung 29 1X 
92, R. 179; Thierrns Wunderbalfam und 
engliide Bundjalbe (weil quantitative Zuſam— 
meniepune, aus det Bereitungsvoridriit nicht zu 
erjehen) (rl. M. J. 24 XID 93, 3. 30469, und 
20 1X 94, 3. 20067); Dr. Spuddus Lebens— 
balfam (Erl. WM. J. 9V 94, 3. 9003); die eng- 
liſche Wunderjalbe von A. Thierry in Pres 
rada, Kroatien Erl. M. J. 201X 94, 3.20067); 
illiams poröſes Pflaſter Erl. M. J. 12 XI 
MH, 8. 28011); das Ringelhard-Glidnerfde 
Wund- u. Heilpflajter Erl. M. J. 23 II 95, 
8. 6577, Kundm. der L. R. in Salgb. 4 IV 95, 
L. 10); die vom Droquijten Gralid in Briinn 
in Vertrieb gejesten fosmetifden Artifel | Mundm. 
der L. R. f. Salzb. 11 1V 95, &. 11); da8 Haare 
firbemittel Krinochrom“ (Erl. WM. J. 2V 95, 
3. 12989); die Rosmetifa .Flora Hair Mil- 
ken” und .Eaude Lys” (Erl. M. J. 11 VI95, 
§. 15515); das Haarjiirbemittel von J. Barthol 
in Berlin (NQundm. der L. R. j. Salgb. 26 VI95, 
L. 21); das Haarfirbemittel ,Reqenerator’ von 
H. Rielhaufer in oo der L. R. f. Salzb. 
ITT 9, & 10); die Steriliſierſtifte (Eri. 
der Hi Hm. Statth. 31 XIL95, 8. 195712, Ofterr. 
Sanititswejen Nr. 6 ex 1896); das Mosmetifum 
Glyzerin-Schönheitsmilch mit Erl. M. J. 
26 VI96, 3. 18497 (Diterr. Sanitiitaweien, S. 277). 
Vom WM. J. wurde die Wnpreifung von Handver- 
faufsartifeln als ,&neippice Heilmittel“ verbo- 
ten (Erk. der böhm. Statth. 20 XI 95, 8. 180376, 
Oſterr. Sanititswefen Nr. 1 ex 1896), ebenfo der 
Anſchluß marftidhreierifcher Anpreijungen an den 
Verkauf von Hommels Haematogen (rl. der 
bohm. Statth. 30IN 95, Oſterr. Sanitdtswefen 
Mr. 1 ex 1896). Val. Manz; XXX. S. 311. 
III. Strafbeftimmungen. Nach $$ 354 u. 355 
St. G. ijt auger den Beredtigten wie aud) den 
Hausapothefen der beglaubigten Heil= u. Wund- 
ärzte auf dem Lande, der Verkauf von innerlichen 
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und äußerl. Heilmitteln, in Beziehung auf deren 
Verabfolgung beſondere beſchränlende Anordnungen 
beſtehen, ohne von der Behörde darüber erteilte 
beſondere Bewilligung verboten. Ubertretungen die— 
jes Verbotes werden mit Arreſt von 1 bis gu 3 Mo— 
naten, bei Fortſetzung des Verfaujes durd) mebhrere 
Monate mit chärfung des Arreſtes und, wenn 
jid) in der Unterjudung ſchädl. Folgen von dem 
Verfauje jolder Arjneien zeigen, mit firengem Ure 
rejte von 1 bis gu 6 WMonaten bejtraft. Auch ijt 
der Berfiujer bei verſchärfter Strafe verbunden, 
allen Borrat der juberciteten Arzneien, Materialien 
u. Geriitidhajten der Cbrigfcit einzuliefern. Aus— 
lander, welche diefe Ubertretung begeben, find aus 
den ſänitl. Kronländern des Kaiſerſtaates abju- 
ſchaffen. 

IV. Einfuhrbeſchränkungen. Nachs 16 Buntt 2 
der Durchführungsvorſchrift zum allg. Zolltarif des 
oſtetr.ungar. Zollgebietes ſind zubereitete Arznei⸗— 
waren und kosmetiſche Mittel, wenn ſie nicht für 
Apotheken, ſondern fiir Privatperſonen eingeführt 
werden, im Verkehre beſchränkt und iſt eine Be— 
willigung zum Bezuge dieſer Waren bei der Lan— 
desſtelle des Wohnortes anzuſuchen. Der Bezug 
dieſer Waren iſt an die —— der beſtehenden 
anitätspolizeil. Bedingungen gelnüpft. yur Er— 
läuterung dieſer Vorſchrift wurde durch die V. ded 
F. M. 27 VIL 84, R. 129, im Einvernehmen mit 
dem WM. J. und H. WM. bejtimmt, dak unter den 
tosmetiſchen Mitten, deren Verlehr beſchränkt ijt, 
nur jene Mittel gu veritehen find, welche fic) durch 
ibre Inſchriften, Etifetten, aga , Unnoncie- 
tungen u. Dal. als wirffam zur Behebung von 
Schinbeitsfeblern (unreine Haut, Sommerjprojjen, 
Veberflede, Kahlköpfigkeit uſp. anfiindigen und 
demnad) als Heilmittel qualifisieren. Drogiften- 

roßhändler finnen feitens der polit. Landed- 
felle eine generelle Bewilligung zum Bezuge von 
Arzneiwaren und kosmetiſchen Mitteln erlangen 
M. J. 1 VIL 96, 3. 15116). 

V. Berſchleiß ansländiſcher Arzueiwaren. Wit 
rl. des M. J. 16 I] 70, 3. 16785 ex 1869, wurde 
in Grinnerung gebradt, dah ein Apotheker cine 
aus dem YAuslande eingefiihrte Arzneiware nur 
dann in Verſchleiß fepen dar, wenn deren Zuſam— 
ij betannt ijt, und daß ausländiſche Arz— 
neien, welche einen oder mehrere der in der neuen 
diterr. Argneitare mit einem Kreuze bezeichneten 
Artikel enthalten, nut iiber ärztl. Verſchreibung 
hintangegeben werden diirjen. 

VL. Reflame. Das J. WM. hat mit dem Erl. 
27 IM] 92 die Mufmertiamfeit der Staatsanwaltſchaf⸗ 
ten auf die Berbreitung folder Dructidrijten ge- 
lenft, welche eine reflambafte Unpreijung von Arz— 
neijabrifaten enthalten, und die Staatsanwaltidal- 
ten angewieſen, gegen dieſe Drucſſchriften, fei es 
wegen des jtrafbaren Inhaltes, fei eS wegen ver: 
botener Rolportage, mit Repreifivmahregein vorzu- 
geben. Bal. Urt. ,,.Heilmittelverfehr’. 

Ulbrich. 
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Geiſtl. Verlaſſenſchaften. 


I. Allgemeines. — I]. Beſonderes bei Verlaſſenſchaften 
tatholiſcher Briefter. 


I. Allgemeines. Nach kanoniſchem Rechte fiel 
urjpriinglid) das, was ein Benefiziat aus dem 
Benefizium erjpart hatte, nad) jeinem Tode an 
die Kirche oder nach dem ius spolii an den Bers 
leiher des Benefiziums; Teſtierfreiheit galt nur in 
Betreff des Patrimoniums; bei der Schwierigkeit 
aber, Patrimonium und das aus dem Benefizium 
Erſparte gu ſondern, entwiclelte ſich allg. Teſtierfrei— 
heit, die Na aud) auj die Erklärung Alexander III. 
(Cap. Relatum X, III, 23) jtiigte, daß eine Ge— 
wohnheit nicht zu mipbilligen jei, kraft welder 
von den bewegl. Sachen Armen, Verwandten oder 
Dienern etwas vermacht werde. Gegenwärtig ijt 
es für die dem kanoniſchen Rechte unterworfenen 
Geiſtlichen nur noch Gewiſſenspflicht, der Kirche 
etwas zu vermachen. Für Oſterr. gilt bezüglich der 
eiſtl. Verlaſſenſchaften nur das a. b. G. 8. Die 
rhfolge nad) geiſtl. Perſonen auf Grund letzter 
Willenserfliicungen oder Crbvertrages hat nichts 
Bejonderes. Das Hjd. 30 V 1794, J. G. S. 176, 
nach weldjem von der Verlaſſenſchaft der aus dem 
Weltpriefterftande von Mähren u. Schlefien Bers 
jtorbenen, jedod) nur von ihrem aus der genojje- 
nen Pfründe erworbenen Vermigen, u. zw. aud) 
wenn dieſelben teſtiert hatten, in der Breslauer 
Diözeſe das Sechſtel, in den übrigen Diözeſen das 
Drittel der Kirche zufiel, diirfte als durch dad a. 
b. G. B. aujgeboben angujehen fein. Qn Betreff 
der gejepl. Erbjolge fagt § 761 a. b. G. B.: ,,Die 
Abweidungen von der in dicjem faa eo be= 
ſtimmten geſetzl. Erbjolge in Riidjicht auj die Ver— 
lajjenjdajt geiſtl. Berjonen find in den polit. Ge— 
ſeßen enthalten” und anerfennt mithin in diejer 
Beziehung ein Sonderredt. 

Abweichungen von der geſetzl. Erbjolge exi- 
jtieren jedoch mur fiir die Verlaſſenſchaften nach 
Priejtern der fatholijden Kirche (vgl. Hfd. 21 1X 
1797, 3. G. S. B97), und felbjt unter diejen nach 
dem Hid. 30 XIT 1784 (Piller, Sammlung |. 7. Ge- 
jege und V. fiir @al., III. Bd., Nr. 108, Chron. 
Auszüge fiir Gal., Nr. 72) und Hffyd. 17 X 1799 
(Rrop. &., Frang IL, XII, 504, J. G. S. 484) 
nicht betrefis der Verlaſſenſchaften nad) verheirate- 
ten griechiſchen Seeljorgern in Rückſicht ihrer Kin— 
der u. Chegattinnen. 

Il. Beſonderes bei Verlaſſenſchaften katho— 
liſcher Prieſier. Aliere Vorſchriften: Hofverordnung 
30 TV 1733 (Sammlung dev l. 7. Geſeße und V. in 
publico eccl. I, Bd, Nr. 87 Cod. Austr. IV, 806), 
231V 1739 (Cod. Austr. IV, 1060), Zirk. der 
Reg. u. Kammer in Steyer 2TX 1749 (Chron. 
Auszüge fiir Steierm.), Allerhöchſtes Rifpt. 20 VI 
1750 (ebenda), Hojverordnung 27 V 1752 (Samm- 
tung der l. f. Geſee und V. in publ. eccl. 1. Bd., 
II. Abt. Nr. 21), Birk. der Reg. u. Kammer in 
Mähren 31 V 1754 (Chron. Auszüge fiir Mähren 
Nr. 22), Qurisd. E. der n.zö. Reg. 25 V 1761 
(Chron. Auszüge fiir N. O., Nr. 30), B. 10 V 1766 
(Cod. Austr. VI. 798). Die nod) heute vgl. § 58 
Geſetz 7 V 74, R. 50) geltende, mafgebende Bors 
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ichrift iſt das Hyd. 18 VIL 1772 (G. Maria There- 
jiag VI, 505, fiir Tirol beſtätigt durch Hfd. 21 IT 
16, 3. G. G. 1212), welches lautet: „Se. Maje- 
ſtät haben iiber a. u. Bortrag 4 VIL 1772 mit A. 
&. allergniidigit zu verordnen gerubt, dag dem 
Clero saeculari die Freiheit, mit jeinem Vermigen 
fowohl bei Lebzeiten, als auch durch Tejtament 
frei Digponieren ju finnen, fo wie er ohnehin ſchon 
größtenteils bisher in dem unbeſchränkten Genujje 
ſteht, allg. eingejtanden; in casibus intestati hin- 
gegen die in den meijten Diözeſen ſchon übl. Be- 
obachtung durchgüngig eingeführt, daß nämlich von 
derlei Inteſtat-Verläſſenſchaften ein Drittel der 
Kirche, ein Drittel den Armen und ein Drittel 
den nächſten Befreunden zugeteilt, allenfalls denen 
Befreunden, wenn ſie arm ſind, auch das zweite 
Drittel zugewendet werden ſolle. Die Verwandten 
haben ſich in letzterer Richtung an die polit. Be— 
hörde au wenden — Hfd. 23 VIII 1799, J. G. S. 
745; fompetent ijt jene polit. Behörde 1. Inſtanz, in 
deren Bezirk fich dec aur Crbjolge berujene Armen- 
jonds befindet — Erl. M. J. 30 V 71, B. 664k; 
jedem Verwandten gebiihrt aus dem Armendrittel 
nur joviel, als ifm davon nad) der gemeinen ge— 
jepl. Exbjolge zugefallen wäre — Hftzd. 16 1X 24, 
J. G. S. 2040.) Dieje Ausmeſſung wollen jedoch 
Allerhichft Diefelben zugleich dahin erklärt haben, 
1. daß jene Kirche verjtanden wäre, welder der 
Verjtorbene leplich vorgejtanden ijt; wenn aber die 
Kirche ein gutes Vermögen ſchon befipt, diejer An— 
teil — nach vereinigtem Befunde de8 Ordinarii 
und der Landesſtelle — einer andern armen Kirche 
in Diejer Diözeſe zugeteilt oder ſonſt pro bono 
religionis angewenbdet werden ſolle, werllber jedoch 
— wenn der Anteil 500 fl. überſteigt, oder die 
Meinungen ungleich ausfallen — die A. E. ein— 
zuholen fein werde. 2. Daß der Anteil fiir die 
Armen dahin abgugeben fei, wie diesfalls in jedem 
Lande, wenn die Armen iiberh. benennt werden, 
die Borichrift ſchon bejteht; und 3. daß unter den 
Befreunden diejenigen verjtanden werden, welche 
nad) det in jedem Lande vorgeſchriebenen Sukzeſ— 
fiongordnung zur Erbfolge ab intestato berufen 
find; in den feltenen Fallen hingegen, wo feine 
Verwandten bis in dem ausgemefjenen Grade vor- 
hanbden wären, joll der erblofe Unteil dem Fisco 
jujallen, wo itbrigenS es fic) von jelbjt veriteht, 
dak immer zuerſt alle Schulden und rechtmäßigen 
Gebiihren der Ordnung nad vor der Verteifung 
abgezogen, nicht minder aud) darauf gejehen wer— 
den miifje, Damit dagjeniqe, was au dem Benefi- 
cium in mobilibus et immobilibus gehirt, aus 
dem Vermögen vorzüglich hergeftellt werde. Da 
übrigens zugleich hervorgefommen ijt, daß in eini- 
en at die Ordinarii einige Abgaben von 
en Verlaſſenſchaften der Pfarrer u. Benefigiaten 
ohne rechtmäßigen Titulo ebenfalls beziehen und 
dDortlandes, inSbej. das Salzburger Ordinariat in 
einigen Teilen jeiner Diözeſe dem Clero die Fa- 
cultatem testandi gegen Weld gu erteilen fic) an— 
maßen, jo haben Se. Majeſtät anbefohlen, daß von 
mun an alle derlei unbefugte Abzüge gänzlich auf— 
qehoben und allein jene Gebührniſſe bei den Ver— 
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die auc) bei den weltl. Verlaſſenſchaften üblich u. 
zugelaſſen find.” 

Mit Generale des o.<3, Hub, 22 V 1773 (Chron. 
Auszüge fiir Tivol, 1. Bd., Nr. 16) wurde bejtimmt, 
dag es bei Dem Geſetze 18 VII 1772 gwar fein un- 
abänderl. Berbleiben habe, es aber gleichwohlen 
Dem betrefienden Ordinario freijtinbde, bei einem 
fic) ergebenden Casu particulari die Umſtände 
zur Erhaltung der Allerhöchſten Dispenjation ge- 
hirig anguzeigen, damit iw jenem alle, wo die 
Rirche bereits hinlänglich bemittelt wäre, den der— 
felben zugedachten Anteil ebenfalls dem Beneficio 
jut befjerem Unterhalt des Benefisiaten oder ſolchen 
gu einem anderweiten migl. Endzwecke zu beſtim— 
men allergnädigſt geitattet werden mige. Demgemäß 
wurde fiber die gur Sprache gebrachte Frage, ob 
bei Inteſtatſterbefällen der Biſchöfe ein und welder 
Teil des Nachlajjes zur Dotierung des Diözeſan— 
feminariums ju widmen fei, mit Hfkzd. 19 VI 
35, 8. 14846 (g. Pr. G. S., S. 594), verfiigt, dab 
das Rirchendrittel iiberh. fiir firchl. Diözeſanzwecke 
ene jet u. aw. in der Art, daß da’ Dom- 
apitel sede vacante hiezu den Vorſchlag zu er- 
ftatten hat, wobei es auj die Bediirfnijje des Diö— 
jefanieminariums vor allem Bedacht haben wird, 
und woriiber alsdann der l. f. Konſens zur Ber- 
wendung felbit eingubolen ijt. Die Anwendung 
diefet Beſtimmungen wurde aber aud hinſichtlich 
des Rirdhendrittels bei Inteſtatverlaſſenſchaften der 
eingelnen Domfapitularen bet gang analogen Ver— 
haltniffen angeordnet. Mit Hff;d. 11 XI 1773 
(Chron. UAussiige fiir Tirol, 1, ca wurde fiir Tirol 
normiert, daß aus der Verlajjenjdaft der dortigen 
Weltpriciter, jedoch) nur aus dem Patrimonium, 
die Hälfte den Berwandten zufalle; dieſe Sonder— 
beſtimmung wurde jedoch mit Hfd. 1XII 1788, 
J. G. S. 927, aufgehoben; ſ. diesbezüglich aud) das 
Hfd. 12X 1789, J. G. S. 1056. Mit Hfd. 1011 
1783 (Chron. Ansslige fiir Rirnten, 1783) wurden 
Weijungen betreffs der Verlaſſenſchaftsinventuren 
u. Abhandlungspjlege l. 7. Pjarrer u. Benefigiaten 
erlajjen; ſ. DicSbegiiglich aud) das Zirk. des gal, 
(ub. 23 VIIL 1784 (Piller, Sammlung der l. 7. B. 
für Gal., ILL, 63). Mit dem Hid. 24 1X 1783 (G. 
Joſef II. Bd. V, 137) und 26 X1 1783, J. G. S. 
215, wurde die Erhebung der portio canonica 
verboten. Mit Hfd. §X 1784 (G. Joſef II. Bd. VIL, 
J. G. S. 348) wurde den Juſtizbehörden die Siche- 
rung deS der Kirche angederigen Anteiles aufge⸗ 
tragen. Mit Hfd. 30 1784 (Piller, Bd. III. 
1785, Nr. 8 Chron. Ausgiige fiir Gal. 72, Liwen- 
wolde, Handbuch der geijtl. Geſetze IL, 32) wurde 
die gejegl. Vorſchrift betreffs der Teilung der Ver— 
laſſenſchaften der Weltprieiter auc) auf Gal. aus— 

edehnt, wobei jedod) die Verlaſſenſchaften der ver— 
eirateten qriechijd)-tatholijden Prieſter ausgenom⸗ 
men wurden; hinterlaſſen dieſelben weder Battin 
nod Kinder. jo find deren Verlaſſenſchaften gemäß 
des Hif;d. 14 VI 43, J. G. S. LXXI, 167, und 
des HPd. 27 VI 43, J. G. S. 712, nad) den fiir die 
Inteſtaterbfolge des itbrigen fatholijden Kuratklerus 
geqebenen Vorſchriften ju behandeln, Die Suste- 


bung eines geiſtl Kommiſſärs, jedoch nist auf 


laſſenſchaften der Weltprieſter geſtattet ſein ſollen, Koſten der Verlaſſenſchaft, zur Inventur eines ver— 
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jtorbenen Suratgeijtliden wegen Abjonderung u. 
Ubernahme der in die Seeljorge einſchlagenden 
Schriften ijt gejtattet: Hofverordnung 21 I 1785 
(%. Sojef II. Bd. VIII, 680, 1X, 771, Chron. Auszüge 
fiir Inneröſterr. Beinhauer, Cammlung der öſterr. 
Geſetze, 1X, 46), Hid. 7 1 1765, J. G. S. 394, 
te Lemberg 181V 1785 (Ldwenwolde, I, 82), 

jd. 2V 1785, J. G. S. 418, bezüglich der prote- 
ſtantiſchen Geijtlicien Hofverordnung 6 XII 1785, 
3. G. S. 501; mit dem Rg. Rifpt. 9IV 1796 (Bein⸗ 
hauer, XII, 185), B. der Reg o. d. E. 71 1797 
(Krop. G. Frang II. Bd. IX, 52), Hfd. 28 V 1797, 
J. G. S. 347, wurde die Rugiehung eines biſchöfl. 
Kommiſſärs befohlen, j. aud) die $$ 56 u. 57 des laiſ. 
P. OVIII 54, R. 208; gu lepterem Paragraphen ijt 
au bemerfen: mit Erl. iy U. M. 16 X 78, B. 16438 
N. GS. der böhm. Statthalterei, Nr. 211), wurde 
angeorbnet, dak fic) in Hinfunjt bei Vornahme der 
BVerlajjenichajtsinventur u. Vermigensabjonderun- 
gen nad) höheren geijrl. Würdenträgern lediglich auj 
Die Entjendung eines Vertreters des Qnterfalars ju 
beſchränken ijt, wenn nidht jpegielle Vorſchriften aud) 
die Yntervention cines polit. Ubgeordneten erbei- 
iden. Eine geiit. Mitiperre ijt jedod) nicht zuläſſig! 
Hfd. 25 VIL 1785, J. G. S. 458, ebenjowenig die 
Wegnahme deS Hutes, Stodes oder Breviered: 
Hid. 16 1X 1785 (G. Qojef IL, Bd. VIL, 584, 
Beinhauer, IX, 370, Chron. Auszüge fiir Mähren 
u. Sdhlefien). Nac) dem Hfd. 31 III 1786 Bein— 
hauer, IX, 619, 3. G. S. 537), 1 V 1786 (Chron. 
Ausjiige, Bd. XXXV), Hojentidliejung 13 V 1786 
G. Joſef IL, Bd. X, GSO), iit die Beigiehung der 
ehenSherren der geiitl. Pfründe zwar nicht nötig, 
dod) fteht dem Patron, der jreiwillig u. unent- 
—— ſelbſt oder durch einen Bevollmiichtigten 
er Abjonderung des zur Pjriinde gehirigen Ver— 
migens von der eigentl. Verlaſſenſchaft des Ver— 
jtorbenen beiwohnen will, dieje Einſchreitung gegen 
dem allerdings bevor, dah biefiir an Tayen oder 
Reijefojten nicht das Geringjte gefordert werden 
finne. Wit Hyd. 1 XIL 1788, J. G. S. 927 (Piller, 
Mr. 118 Chron. Auszüge fiir Mahren u. Schlefien), 
wurde betont, daß da8 Normale vom J. 1772 auj 
den —— Säkularklerus zu beziehen ſei und 
daß der Teilung das ganze reine Verlaſſenſchafts— 
vermögen und nicht bloß das aus der Pfründe 
genommene Gut — Die diesfälligen Be— 
ſtimmungen gelten nad der Gen. V. 18 VIl 1780 
und dem Ofd. 27 XI 27, J. G. S. 828, für die 
Antejtatverlajjenidaften aller Weltpriejter, aller 
Vrieſter der aufgelaſſenen Klöſter und aller in der 
Seeljorge durch ihre im J. 1802 gegen den Bu- 
riidtritt in ihre nod) bejtehenden Klöſter abgege= 
bene Erflirung als bleibend in der Seelſorge oder 
bei einem öffentl. ehramte mit der Fiibic ig 
tejtieren, lebenSlang angejtellten Ordensprieſter. Mit 
Hid. 20 IV 1789 (G. Jojef I., Bd. XVII, 662, 
Beinhauer X, 768, Chron. Auszüge fiir Mähren 
u. Schlejien, fiir Kärnten, fiir Gal.), Hid. 7 V 1789, 
J. G. S. 1008, wurde angeordnet: „daß die In— 
teſtatverlaſſenſchaft eines Geiſtlichen, der nie eigent— 
lich bei einer Kirche angeſtellt war, nichts einer Kirche 
oder dem Religionsfonds, ſondern davon ein Teil 
den Armen, die anderen zwei Teile aber den näch— 


jten Erbjolgern oder Befreunden ohne Unterſchied 
aujallen ſolle.“ Der Patron darf nad) dem Hd. 
2 VII 1789 (G. Joſef II. Bd. XVII, 662) auf die 
Inteſtawerlaſſenſchaft eines Briefters mur dann 
Unjpruc) madjen, wenn er ertweijen fann, er jet 
der Stijter des Benefiziums und habe fic) im 
Stiftungsbrieje ausdrücklich das Erbrecht pattiert. 
Mit Hftzd. 15 X 1789, 8. 1535 (nicht publiziert), 
wurde der naö. Neg. eröffnet, dak die Inteſtatver— 
lajjenidjaft der rejignierten Bfarrer und der bei 
den Pfarrern dienenden Kvooperatoren, nachdem die 
lepteren vermige ihrer Beſchäftigung gu einer be- 
jtimmten Kirche gehiren und bei folder wenigitens 
zeitlich angejtellt find, nad) dem Normale 1 XII 
1788 gu teilen jei, wobei das Drittel derjenigen 
Kirche zuzufallen habe, bei welder fie am letzten 
angejtellt waren. Dagegen finne ein jog. Schloß— 
faplan nur als Meſſeleſer angejehen werden, wes— 
halb das Normale 20 IV 1789 Plag zu greifen habe. 
Das Armendrittel fällt dem Armeninſtitut jener 
Wemeinde su, wo der Priejter zuletzt bepfründet 
war: Hjf;d. 61 1792, 8. 720 (Beinhauer IT, 579), 
Hid. GIL 1792, J. G. S. 259, Hfd. 16 11 1792 
(Rrop. G. Leopold IL, Bd. V, 14), Hd. 27 XI 07, 
J. G. S. 828, bezw. wo fein Rirchendrittel ſtatt— 
findet, den Armen jenes Ortes, wo der Erblaſſer 
gejtorben ijt. Das Wort „Ort“ ijt hiebei jedoch 
nidjt mit dem Pjarrjprengel gu identifisieren: Er— 
fenntni8 O. G. H. 16 Il 87, B. 645 (Glajer- Une 
ev 11457). Auch ijt unter Ort nicht der zufällige 

terbeort, ſondern der ordentl. Wohnſitz zu ver— 
ſtehen (Glaſer-Unger 15460). Unter „Armeninſti— 
tut’ ijt jene Anjtitution zu verſtehen, welder nach 
den beſtehenden Geſetzen die öffentl. Armenpflege 
obliegt (Glafer=Unger 13582), alſo in N-O. der 
Bezitksarmenfonds Geſetz 13. X 93, L.53), jonjt der 
Urmenfonds der Ortsgemeinde. Wird das Armen— 
drittel nicht afzeptiert, jo tritt diesbezüglich Akkres— 
zenz ein: Erfenntnis OD. G. H. 141 80 (Glajer- 
Unger 7805). Gin allfälliger Streit über die Zu— 
ſtändigleit ded Urmendrittels zwiſchen verſchiedenen 
Gemeinden gehört zur Kompetenz der Gerichte: 
Hye 23. Das Armendrittel, welches auch bei jenen 
Verlaſſenſchaften, bei welchen kein Kirchendrittel 
vorkommt, den armen Verwandten zukommt (j. 
Budwinski 3017), fann jedoch von den Verwandten 
des Erblajjers nur beanjprucht werden, wenn fie 
wahrhaft arm find: Budwinsti § 6, Nr. 114, Bud- 
winSfi 1341, 1791, 3017, 3338, 3655; fiber die 
i ig ded Armenanteiles an fie haben die polit. 

ehirden, jedod) nicht nach freiem Ermejien: Exel 
I, 299, Budwinsfi 1791, gu enfdeiden, wobei jos 
wohl ihnen alS den Bertretern des Wrmenfonds 
Selegenheit gu bieten ijt, ihre Intereſſen entſpre— 
chend gu wahren: Budwinsfi § 6, Wr. 114. — 
Das RKirchendrittel ijt nach den bereits zitierten 
Normen, Hffyd. 15. X 1789, 8B. 1535, 61 1795, 
8. 720, Hfd. 6 I und 16 IL 1792, 17 X 1799 jener 
Kirche zuzuwenden, bei welder der Verjtorbene zu— 
lest bepjriindet war. — Das Regierungsdefret 
15 XII 1792 (Beinhauer II, 812) jagt, dak das 
Drittel aus der Verlaſſenſchaft von Rooperatoren 
jener Kirche zuzufallen habe, bei weldjer der Ver— 
jtorbene am längſten angeftellt war. Bezüglich der 
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Teilung eines Rirchendrittels erfloß unter dem 
24 V 1798 (MNormalienbiicjer der böhm. Landes- 
ftelle 1798, Nr. 100, 1) nachjtehender Erl.: „Es wird 
fiir richtig anerfannt, daß das Drittel des ab in- 
testato verjtorbenen Dechants in Tetſchen und ane 
gleich Propſtes bei Allerheiligen in Brag zur Haljte 
der Tetidner Kirche und zur Hälfte der Landfapelle 
Ullerheiligen juguteilen ſei.“ Ahnlich Hjd.2 7 X1 
07, 9. G GS. 829: Iſt der Erblajjer julegt bei 
einer Kirche angejtellt geweſen, die Filialen Hat, 
und jtehen die Sauptticde und die Filialen unter 
verjciedenen Batronaten oder Bogteien, fo ijt das 
Rirchendrittel nad) dem Verhältniſſe der Seelen— 
menge, die im Hauptorte oder in den Filialen ijt, 
unter diefe Kirchen ju teilen. — Die Drittelung 
findet aud) dann jtatt, wenn der Erblajjer aus 
einer friiberen Ehe Kinder hinterlafjen hat: fo Gla— 
jer-lnger, Erbrecht § 88, Stubenraud, a. M. Wi— 
niwarter, Füger. — Bgl. nod) im Gegenjtande 
Slajer-Unger, II, 665, XXXV, 199, Zentralblatt 
XVUL, &. 542, Budwinsfi 328, Exel 1, 38, Zen— 
tralblatt XIX, S. 58. — Alle Bejtimmungen iiber 
bie —— nad) fatholijden Geiſtlichen gel⸗ 
ten nicht für ausländiſche Geiſtliche (Glaſer-Unger 
14299) ſowie auch nicht fiir Militärkapläne Hoftr. 
Zirk. 2011 1779, F. 132). 

In Betreff der Verlaſſenſchaft der Ordensper- 
ſonen jdpwantte die oN We Wahrend 3. B. 
mit Hid. 211V 1786, J. G. S. 542 (G. Joſef IL, 
Bod. X, 684, Beinhauer [X, 638) bejtimmt wurde, 
dag die als Pfarrer oder Lotalfapliine angeftellten 
Mönche jener Crden, die feine stabilitatem loci 
haben, teſtierfähig jeien und dak im Antejtatjalle 
ihr Vermögen gu dritteln jei, beitimmte das Hid. 
25 X 1783 (G. Sojef IL, Bd. XV, 898), dak die 
Verlaſſenſchaft eines Ordensprojefien der Ordens- 


gemeinde zuzufallen habe; in Betreff der Mince | 


u. Nonnen aus den aufachobenen Klöſtern aber 
wurde mit Refolution 9 VIL 1774, P. 30X11 1782 
(G. Joſef II. Bd. II, 136, J. G. S. 72, Beinhauer 
VII, 293, Chron. Auszüge jiir Gal., fiir Mähren 
u. Schlejien, Tirol) bejtimmt, daß diejelben gwar 
erwerben, jedod) nur den Fruchtgenuß ded Er— 
worbenen beziehen dürfen; bieriiber gu tejtieren, 
fei ihnen actiattet, aber nie au Handen cines 
Fremden. Hiemit fonform wurde mit dem Ff. 
6 XI 1786, 3. G. S. 593 (G. Qojef IL, Bd. XII, 
682), Hfd. 27 XIL 1786 (Chron. Mussiige fiir Mah- 
ren u. Schlefien 1786), P. 111 1787 . Joſef IL., 
Bd. XIII, 584) bejtimmt: „Wenn Ordensgeiſtliche, 
die in den Weltpriejterftand iibergetreten, und Non— 
nen feine leptwillige Unordnung oder diefe zugun— 
jten Auswärtiger errichten, foll die gefepl. Erbſolge 
‘Elap qreijen. Übrigens erftredt ſich das P. 30 VIII 
1782 und gegeniwartige Anordnung and auf die 
aus den anjgebobenen Orden getretenen Laien— 
britder.” Bal. aud) Hfd. 1X 1784, J. G. GS. 346, 
2TV 02, E. Glaſer⸗Unger 5444, 11527, Lints 5044, 
liber die ungar, Erreligiojen, die aus dem ungar. 
Studien: oder Religionsfonds penjioniert find, val. 
Normalien 4 111 1778, 14 X 1779, Hfd. 10 V1 01, 
3. G. S. 539 und Hfd. 611 10, 3. G. S. 898. 
Stirbt das Oberhaupt oder cin Mitglied des 
Deutiden Ordens, jo fällt aud) nad) § 13 der 


Statuten 28 VI 40, 9. G. S. 451, umd A. E. 
25 VI 53, R. 123, dejjen jreieigenes Vermögen dent 
Orden ju; nur muß den Noterben desjelben der 
ibnen allenfalls gebiihrende Pflichtteil verabjolgt 
werden. Stirbt ein OrdenSpriejter, ohne die licen- 
tiam testandi nachgeſucht oder ohne von derjelben 
Gebrauch gemacht gu haben, fo fällt nad) zuvor 
erjolgtem ‘Bflidjtteil an feine etwa noch lebenden 
Eltern fein freieigenes Vermögen auf den hoch— 
und deutſchmeiſteriſchen Befipungen ganz feiner 
Rirche, bei den Balleien aber zur Hälfte diejer und 
zur anderen Hälfte der Balleifajje gu (Hifsd. 161 
41, B. G. S. LXIX, 10). Bal. aud) Kundmachung 
des M. J. 21X 94, R. 186; ferner Glajer-linger 
14525. 
Literatur, 

Helfert: Von dem Kirchenvermögen, Prag 
1834, Teil 11, Hauptitiid 2 u. 3. Füger: Erb- 
recht, II, 85. Glajer< Unger: Erbredt § 8s. 
Singer: Hiftorijde Studien über die Erbjolge 
nad fatholijchen Weltgeiſtlichen in Cfterr.-Ungarn 
(Erlangen 1883). v. Mahl-Schedl. 
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A. Geſchichte des Münzweſens bis zum 


J. Abſchnitt. 1. Das Münzrecht und deſſen Ausübung 
in Ofierr. 2. Die Wiener HauSgenofien. 3. Die Zahiweſſe in 
fterr. 4, Das Geprane der Wiener Bfennige. 5. Der Miing- 
fuß ber Wiener PBiennige. 6. Der GBoldgulden. 7. Ungar. und 
bébm. Brafteaten. 8. Die bdbm. oder Prager Grojdjen. 9. Das 
Munzweſen Tirols. Die erften Guldengrofden u. Taler. 

II. Abſchnitt. 1. Die Miinginftruttion Exaheriog 
Ferdinands 15 11 1524. 2. Die Eflinger — — 161 
1524. 3. Die zweite ReihSmiingordnung VII 1551. 4. Die 
dritte Leg penser ag 19 VIII 1569. 5. Die Wiedereine 
führung der Toler. 6. Die Wiedereinfiibrang der Mingine 
ftruttion von 1524 in Dfterr. 7. Dre Rippergeit. 8, Wieder= 
a geordneter Münzverhältniſſe. Erhihung des Talers auf 
2 fl. 9. Münzreformen. 

1IT. Abſchnitt. 1, Die Miingreformen der Raiferin 
Maria Therefia. 2. Der BW fl.- oder Konventionsfſuß. 3. Ges 
vrage u. — 4 Die Moria Therefiae ober Levan- 
tinertaler. 6, Die Serriittung des Konventions{yftemeds zut 
Seit ber Kriege mit Frautreich 6. Die Wiederberitelung 
aeordneter Geldverbaltniffe 1816 und deren abermalige Zer⸗ 
vilttung IS48, 7. Das Mingweien in den ecften Regierungs · 
en ſtaiſer Frang Joſef J. 8. Die Einſührung der dfterr. 

brung. 


l. Abſchnitt. 1. Das Miingredt und dejs 
jen Ausübung in Ofterr. Das Münzrecht bil- 
dete von jeher ein Hoheitsrecht der deutiden Kinige, 
das nur durd) unmittelbare oder dod) mittelbare 
Verleihung von ihnen erlangt werden fonnte. , Wir 


sprechen daz alle zoelle vnde allemyntze die in 
Roemeschen Riche sint. die sint eines Roeme- 
schen kyniges vnd swer si wil han. er si 
phaffe oder leige. der mvz si han von einem 
Roemeschen kvnige. vnde yon dem Roeme- 
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schen Riche. wnde swer dez nvt entv¥t der 
vrevelt an den Riche” (Cchwabenip., Landrecht, 
Laßberg § 364). —— war die Ausübung 
dieſes Hoheitsrechtes auf die faij. Höſe u. Pfalzen 
befchriinft; das Bediirjnis nach geprägtem Geld, wel= 
chem infolge der Erweiterung des Rertehres dieſe 
wenigen Münzſtätten nicht genügen fonnten, be— 
günſtigte das Streben geiſtlicher und weltl. Grund— 
herren nad) Erlangung der moneta, durch deren 
Zuerlennung die deutſchen Könige den Marltherren 
die Beſorgung des für das Bedürfnis des Marktes 
erforderl. Oantums an königl. Münze übertrugen, 
indem ſie ihnen gleichzeitig den Gewinn, der ſich 
beim Münzwechſel ergab, ſchenkten. Der nächſte 
Schritt war, daß dem alſo Begnadeten erlaubt 
wurde, jenen Bedarf an finigh Münze an Ort 
u. Stelle herjtellen gu laſſen, und erjt geraume 

eit danach, alS die finigl. Macht ſchon jehr ge— 
ſchwunden war, famen die Beredtigten dazu, die 
Münzen nad) eigenem Ermejien auszubringen, wo— 
durch fie, itreng — erſt zu Münzherren 
wurden. Solcher Münzherren gab es eine ganze 
Reihe unter den Beherrſchern der Lünder der heu— 
tigen öſterr. Monarchie, denn es iſt feſtgeſtellt, daß 
innerhalb ihrer jetzigen Grenzen allenthalben Münz⸗ 
haujer in Tätigkeit waren, wobei die Frage offer 
bleiben fann, ob nicht eingelne diejer Münzherren, 
beiipielSiveije bie BFemySliden in Bihmen u. Mäh— 
ren, da Münzrecht jeit Anbeginn gu eigenem Rechte, 
d. b. ohne königl. Berleihung oder Bejtiitiqung, 
ausgeiibt haben, Als Münzſtätten jind beijpiels- 
weiſe zu nennen jene der Herzoge von Böhmen in 
Prag, Melnik u. Iglau, der —S von Steyer 
in Euns, ded Grabihhoies von Salzb. in Calaburg 
u. Frieſach, des Bijdojes von Bamberg in Villa 
u. Grifjen, der Grajen von Gir; in Vieng und der 
Grajen von Görz-Tirol in Dteran, der Spon- 


heimer Herzoge in St. Beit u. Vilfermarft, der 
Grafen von Pütten in Neunlirchen, des Patri— 


arden von Aquileja, dex Biſchöſe von Brixen, von 
Triejt u. a. Für die Verleihung des Miingrechtes 
an die Babenberger fehlen zwar urkundl. Belege, 
denn jelbjt der Freiheitsbrief vom J. 1156 führt 
unter Den Rechten, die dem Hergoge Heinrich Jaſo— 
mirgott verliehen wurden, dad Münzrecht nicht aus⸗ 
drücklich an; gleichwohl ijt es erwiejen, daß diejer 
bald nach ſeiner Erhebung, wahricdeintic) in Aus— 
iibung de8 erlangten Herzogsamtes, gu miingen 
angejangen hat. Co werden in einer Mdmonter Ur— 
tunde vom 9.1157 207 Kremſer Miinge erwähnt. 
Spiter, in den J. 1180 u. 1196, werden auch 
Münzmeiſter namentlid) angeführt, welche in diejer 
Münze tätig waren. Urfundlid) ijt auch der Be- 
trieb eines Münzhauſes in Wiener-Nenjftadt erwie— 
jen, wohin die Babenberger jenes von Neunfirden 
bezw. von Fiſcha iibertrugen. Im J. 1192 unter- 
ſagt Herzog Leopold den Anlauf von Silber fiir 
die Regensburger in jeinem Lande, womit offen- 
bar das von ihm ausgeübte Münzrecht geſchützt 
werden ſollte. Bu diejer Zeit muh er auc) in Wien 
gemiingt haben, denn es beftitigt Rudolf von Habs- 
burg in einer im J. 1277 ausgefertiqten Hand- 
jejte ben Wiener Münzgenoſſen jene Rechte u. Bee 
qnadigungen, die fie von Hergog Lewpolten erhalten 
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hatten, woraus hervorgeht, daß ſchon unter Leopold 
dem Tugendhaften, alſo zwiſchen 1177 u. 1194, eine 
völlig organiſierte Münze in Wien tätig war. 

2. Die Wiener Hausgenoſſen. In dieſer 
Urtunde wird von den Wiener Hausgenoſſen als 
einer eigenen Rorporation, welder der Miingbetrieb 
iibertragen war, geiprodjen; zugleich ijt aus Der Ur- 
funde unzweifelhaft gu erfennen, daß dieſe Körper— 
ſchaft, welcher der Münzmeiſter und der Münzan— 
walt vorſtand, einen Beſtandteil der Kammer bil— 
dete und dem oberſten Kammergrafen untergeordnet 
war. Alle Funktionäre der herzogl. Münze genoſſen 
beſondere Privilegien; die Hausgenoſſen konnten 
nur in den ſchwerſten Straffällen vom Stadtrichter 
belangt werden, in allen übrigen ſtand dem Münz— 
meiſter der Urteilsſpruch zu. Ein Berjolgter, wel— 
cher die Titre des Münzhofes und namentlich dev 
Prägeſtube erjaht hatte, durjte nicht erqriffen wer- 
dent, jondern verjiel ber Gewalt des So pa 
Nur die Hausgenofjen waren befugt, Gold u. Sil- 
ber gu faufen oder alte Münzen gegen neue aus- 
zuwechſeln. Die Wiirde der Hausgenojjen war erb- 
lid) und fonnte nach) Gutdiinfen verfauft oder ver⸗ 
jebt werden. Für alle dieje Rechte hatten die Haus- 
Qenojjen die Pflicht, die Miinge mit dem notigen 
parting verjorgen und unter der fteten Kon— 
trolle deS Münzmeiſters und des Münzanwaltes, 
gegen Ablieferung des Schlagidapes, die Münz— 
güſſe auf eigene Gefahr u. Gewinn gg 
Die Zaine au gießen und auszuhämmern, die Miinj= 
plittden zuzuſchneiden und gu jepen (priigen), war 
dann Gace deS untergeordneten Münzperſonales. 

3. Die Zählweiſe in Ofterr. Jn allen 
deutiden Gebieten beftand in den älteſten Zeiten 
die Rechnung nad Pjunden (7), Schillingen (61) 
u. Pfennigen (4), u. gw. in, der Weiſe, das 20 BL 
au 12 2) (in Bayern und Ojterr., wie wir jeben 
werden, 8 Bl zu 30 <4), im gangen aljo 240 2) 
auj 17 gerechnet wurden. Dieje Zählweiſe, welche 
ſich aud) in dem älteren Münzſyſtem von Frant- 
reid) u. Stalien findet und die in England nod 
heutzutage bejteht, geht auf die Karolingiſche Münz— 
reform zurück, nach welcher aus dem Pfunde Silber 
20 Solidi ju 12 denarii geprägt wurden. Dic 
Hauptmiinge des Verfehres wurde der Pjennig, 
welder (nebjt jeiner Hilfte, dem Hälbling, und 
jeltener ſeinem Biertel, dem Ort) lange Zeit im 
Mittelalter aud) die eingige aur Ausprägung ge- 
langende Münze war. Ynjolange der Pjennig aus 
jeinem Gilber beftand, entipracden 240 Stiid, dem 
Gewichte nad, einem Karolingijden Pjunde Silber 
(iiber deſſen Gewicht die Angaben ſehr weit aus— 
einandergehen; Soetbeer berechnet es mit 367 g, 
Guérard [j. Soetbeers Forſchungen zur deutiden 
Geſchichte mit 408 g und Qnama-Sternegg, ebenjo 
wie Fofiati deutſche BWirtidhaftSqeidichte] gar mit 
433 g). Bei diefem Feinhalte bewirkte entweder eine 
allmabl. Berteuerung des Silbers oder nad) ande— 
ren die Verringerung des Gewichtes durch das 
Beſchneiden der aus Feinjilber bejtehenden Pfen— 
nige, daß im Laufe der Zeiten immer mehr Stiide 
und endlid) 1 # Silber (<= 12 Unger) etwa 360 2 
entſprachen. Um die Ubereinitimmung des Münz— 
gewichtes mit dem Pfund Pfennigen herzuſtellen, 
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wurden >, 7 oder & Ungen — 16 Lot unter dem 
Namen Warf alS Münzgewicht etngefiibrt, aus 
welcher nunmebr genau *), von 360 — 240 Fein- 
jilberpjennige bervorgingen, jo dag die Mart — 
17 5 qleichgeitellt wurde. Qn der Folge beqann 
man jedod) dem Silber Kupfer zuzuſetzen, und jo 
waren bald immer mehr Pjennigitiide erforderlich, 
um eine Mart Feinjilber vorzuſtellen. Gleichwohl 
erbielt jich die Nechnung nad) dem Pfund Pfennige. 
worunter man aber nunmebhr da8 Zählpfund von 
240 5 verjiand. Durch dieje Beftimmung verlor 
das „Pfund“ die Bedeutung ciner Gewichiseinheit 
im WMiingwejen, wogegen die Mark in diejer Cigen- 
ſchaft yur ausſchließl. Herrſchaft gelangte. 

* der Zählweiſe war ſchon früher in Oſterr. 
eine Abweichung von der urſprünglich fränkiſchen 
eingetreten. Das Münzzahlpfund wurde allerdings 
gleichfalls durch 240 5 dargeſtellt, es zerfiel aber 
nicht, wie das Karolingiſche, in 20 Bl gu 12 4, 
jondern in & Bl gu 30 2. Dieſe Zählweiſe nad 
jog. langen Schillingen hatte Ojterr. von Bayern 
iiberfommen. wo fie dadurd) entitand, daß man 
Dajelbjt langer alg anderSwo an der Goldwihrung 
jejthielt; da nun bei der Wertrelation der Edel- 
metalle von 1:10, 30 Rarolingiide Denare ziem— 
lid) genau einem der umlaujenden byzantiniſchen 
Woldjtiide (solidus) entipracden und man mit & 
joldjen bequem das Karolingiiche Zählpfund von 
240 ©) erlegen tonnte, io fejtigte ſich in Banern 
ein abweichendes Münzſyſtem, welches mit dem 
frintijden den Denar und die Libra gemeinjam 
hatte, dagegen den frintiichen Rechnungsſchilling 
pon 12 2) durd) eine Goldmiinge im Werte vor 
30 oder 2"), fräntiſchen Zählſolidi eriegte. Wud) 
als die Goldzirkulation in Bayern aujhirte und der 
Schilling su 30 S ebenfalls zur bloßen Rechnungs- 
miinge qeworbden war, verblieh dajelbit die Eintei— 
lung des Zählpfundes in 8 Bl (Luidin, Wiener 
Pienniqe). Herzog Heinrich übertrug dieje in Bayern 
bl. Einteilung in jem gum Herzogtum erhobenes 
neues Webiet, wo fie fic, ſpäterhin mit Dem Gul- 
den = 60 fr. = 240 in Berbindung gebradt, 
bis in Das vorige Jahrh. erhalten bat. 

4. Das Geprige der Wiener Pfennige. 
Die fltejten Wiener Pjennige waren beiderieits 
geprägt, doc) ijt wegen der mangelfajten Technit 
in der Regel nur die ſtärker erhaben gearbeitete 
Hauptieite su etfennen. Die älteſten öſterr. Pfen— 
nige find nad) dem Typus der Regensburger und 
bis aur Beit der Habsburger in der Regel ohne 
jede Legende gepriigt, wodurd) die Bejtimmung der- 
jenigen aus der Babenberger Beit bisher jebr 
ſchwierig u. unſicher geblicben tit. Erſt unter Kaiſer 
Friedrich IL. und unter Ottofar ericheinen verein— 
jelte Rjennige mit dem Namen des Herrjchers. Das 
Gepräge der Pfennige weijt die mannigfaltigiten 
Darjtellungen aus dem Tiere u. Eplangenreiche, 
Tiirme, Sterne, allerhand Phantafieqeitalten, Wap= 
pen, Köpfe u. Brujtbilder auf. Wile Wiener Pfen— 
nige laſſen auf der einen Seite ein Biered erfennen, 
das von 4 Hammeridlagen herrührt, weldie jum 
Niederdriiden der Ränder und Ebnen des Schröt— 
lings gejithrt wurden. Dieſes Vierech, der jog. Vier- 
ſchlag, fann als ein, den bayeriſchen und den Wiener 


Pfennigen charafterijtijdhes DMerfmal bingejtellt 
werden. Wud) alS unter Rudolf IV. die Braqun 
cinjeitiger Pfennige eingeführt wurde, erbielt iid 
diefer Vierſchlag auf der einen Seite der Miinje, 
der in nod) ipdterer Seit als rautenjirmige Ein— 
rahmung gum duperl. Renngeichen der Pfennige 
wurde und als ſolches in Bayern bis ing 19 Jahrh. 
jortdauerte. Die große Mannigialtigfeit, welde das 
Gepräge der alteren Wiener Pyennige darbietet, ijt 
durd die _hiujigen Miingverrufungen gu erfliren, 
welche in Ojterr., wie anderwärts, gebräuchlich wa- 
ren. Anſangs nur ju dem Zwecke angeordnet, um 
beim Regierungswechſel Miingen mit dem Bilde 
oder Namen des neuen Münzherrn in Umlauf ju 
fepen oder um die durd) Den Verkehr abgenugten 
Stiide gegen neugepragte umjutaujden, wurde es 
bald zur Ubung, dicien Austauſch in immer kür— 
zeren Zwiſchenräumen eintreten zu laſſen. Dabei 
war es ſelbſtverſtändlich auf den Gewinn, welchen 
der Münzherr aus dem Schlagſchatze und dem Sil— 
berfauje ſowie aus der, mit der Neuprägung oft 
genug einbergehbenden BVeridlechterung der Miingen 
ergielte, abgeieben. Die öſterr. Hergoge iibten dieſes 
Münzerneuerungsrecht alljährlich am 24 VI aus, 
an weldjem Tage die neuen Pfennige mit dem auj 
der einen Seite oder auf beiden Seiten geänderten 
Gepräge eingewechjelt werden mupten (Maud, Ss. 
rer. austr. IT., p. 3). Wer nach Ablauf einer be- 
jtimmten Frijt im Beſiße des auger Kurs geſetzten 
Geldes betreten wurde, verjiel barter Straje. Aller— 
dings fdeint die Verpflichtung des Münzwechſels 
ſich mur auf die älteren Jahrgänge bezogen zu 
haben, während die Gepräge der letzteren 3—4 Qabre 
in Umlauf bleiben durften. Erſt Rudolf IV. ver— 
zichtete mit Dem jog. Ungeldpatent pom J. 1359 
auj das Recht der alljährlich wiederfehrenden Münz— 
erneuerung. 

5. Der Münzfuß der Wiener Pfennige. 
Die Wiener Pfennige wurden unter den erjten Hers 
zogen aus feinem Silber, joweit ein ſolches damals 
hergejtelit werden fonnte, gepriigt, und da 240 Stiid 
aus der Wiener Mart Silber von 280.006 g aus= 
gebracht wurden, jo wogen die älteſten Babenber- 
get Pfennige 1164 und enthielten ungefähr aud) 
ebenjoviel Feinſilber. Die Ubung, das Silber mit 
Kupfer zu verjegen, wurde aud in Oſterr. bald 
auigenommen, fo dag um 1200 der Wiener Bjen- 
nig bet dem gleichen Gewichte nur mehr 1g, um 
1250 nur O'778 g Feinjilber enthielt. Much im Gee 
widte wurde allmablich den Pjennigen abgebrochen, 
dein gu König Ottofars Feit qingen geſetzlich be- 
reitS 300 5 auj eine raube Wiener Mark, es wog 
das Stück daber O99 und hielt O'79 Feinſilber. 
Dieſer leichtere Münzfuß blieb bis gegen 1360, doch 
wurde er keineswegs ſtreng eingebalten, vielmebr 
ſchwankte innerhalb dieſes Zeitraumes wiederbolt 
das Musbringen der Stüchzahl aus der feinen Mart 
und ebenio der Feinhalt der Pjennige. Mit dem 
Regierunggantritte Rudolf TV. trifft ein entſchei— 
dender Wendepuntt im öſterr. Münzweſen zuſam— 
men, indem diefer 1359 auf das Recht der jährl. 
Münzerneuerung verzichtete und 1362 den Haus- 
genojien, auf ibr wiederboltes Drängen, erlaubte, 
nad der Teuerung des Silbers ju miinjen. So 
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gerechtfertigt die erſte Maßregel war, da ſie den 
Verlehr der weit über den Grenzen des Reiches 
furſierenden Wiener —— unterſtützte, fo ver- 
ſehlt erwies fic) die giveite, Denn da die Ausmün— 
jung nad dem jeweiligen Breife des Silbers in 
Woldmiinge geregelt werden jollte (eine Unordnung, 
die Albrecht IL]. 1368 neuerdings traf), war den 
Hausgenofjen der Vorwand gegeben, unter Hinweis 
auf den teueren Einkauf des Silbers, immer mebr 
Pfennige aus der Marf Silber ausjubringen. Die 
Belge Davon war eine von Qabr au Jahr zuneh— 
ende Beridlechterung des Münzfußes und ein 
berhandnehmen von anderivirts, namentlich in 
Bayern ebenjo ſchlecht oder nocd) jchlechter qepriigter 
Pjennige. Der Münzfuß, der um 1380 bereits auj 
816 S aus der feinen Marf Silber geſunken war, 
erfuhr ſchließlich eine fo weitgehende Verſchlechte⸗ 
tung, ba pt Ende de8 14. Jahrh. 10662/, 5 auf 
die feine Mark gingen und der Pjenniq nur mehr 
0°262 g Silber enthielt. Diefem Sujtande machte 
die Miingreform Hergog Albrecht IV. vom J. 1399 
ein Ende, durd) welche eine neue Münzſorte mit 
dem Rennwerte von 11/9 fritheren Pfennigen ein- 
qefiihrt wurde. Die neuen Pfennige, nad) dem 
darauf angebradten Bilde „Steinböcke“ genannt, 
neben welchen die alten Bjennige durch 3 Sabre 
un Umlauj bleiben follten, waren von 9litiqem 
Silber, au 400 Stück auf die rauhe, T1144 auf 
bie feine Maré, hielten aber, bei einem Gewichte von 
O7g, dod) nur 03939 Feinſilber. Schon 1405 
wurde aber die Uuspragung von nur 7 lötigen Pfen— 
nigen angeordnet, die im J. 1416 durch die von 
Herz {bredjt IV. wieder eingeführten 9lötigen 
Pfennige erſetzt wurden. Die kleine Kloſterneubur— 
ger Chronik führt an, daß Herzog Albrecht dieſe 
neuen Pjennige ,.schneeweiss u. nit schwarz. 
als sein vortordern hatten schlagen lassen”, 
(aljo als Weißpfennige) oe lie}. Eine aber- 
malige BVeridledterung des Münzfußes trat 1437 
ein, al8 6litige Pfennige, 1280 Stiic aus der Mart 
—— eingeführt wurden; eine weitere unter 
islaus Poſthumus im J. 1453. Albrecht VI. 
ordnete am 20 V 1459 die Ausprägung 2''y lötiger 
Pienniaqe, 4200 Stück auf die feine Mark und am 
7X 1459 gar nur wlötiger Pjennige an, von wel— 
chen 9728 aus det feinen Mart hervorgingen. Das 
ijt die Beit der ſüddeutſchen Münzkriſe, die man 
die Beit der Schinderlinge nennt, im der Kaiſer 
Friedrich LIT. angeblich jeinen Gliubigern Miingen 
au priigen gejtattete, und Pfennige, die fajt gar 
fein Silber, jondern nur Kupfer enthielten, in Um— 
lauf famen. Die Ungufriedenheit, welche darob im 
Lande ausbrach, bewog den Raijer, im J. 1460 
cine neue Miinge aus Slitiqem Silber, 1536 4 
aud der feinen Mark, herjtellen zu lajien. Der Wie— 
ner Pfennig hatte au dieier Heit feine Ullcinherr- 
ſchaft längſt cingebiift, da fic) Der Verkehr ſchon 
ein Jahrh. zuvor dem einen jtabileren Wert dar- 
jtellenden Goldgulden zugewendet hatte und nun— 
mehr neben dem Ljennige andere Miingqattungen, 
als Groſchen, Kreuzer und bald darauj die Silber= 
gulden u. Taler in Umlauf gejegt wurden. 
6. Die Goldqulden, zuerſt 1252 in Floreng 
geprigt, verbreiteten fid) im 14. Jahrh. in Deutſch— 
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land, wo jie unter Beibehaltung des Florentiner 
Typus (den HL. Johannes GB. auf der einen und 
eine Lilie auf der anderen Geite) vielfach nach— 
gemünzt wurden. Bon König Marl I. Robert in 
Ungatn und bald darauf von König Johann von 
Bihmen fowie von den Nachfolgern beider eben- 
jallS ausgeprägt, gewannen die Goldgulden aud 
in Ojterr. fo rajde Verbreitung und Beliebtheit, 
daß fie 4. B. 1342 in Steierm. ſchon gls .gemaine 
lantwerung” bezeichnet wurden. In Ojterr. begann 
die Ausprägung von Goldgulden unter Albrecht IT., 
dod) blieb ſowohl unter ihm als auch unter jeinem 
Nachfolger Rudolf LV. die Goldpriigung jehr be- 
ſchränkt und hörte bald ganz auf, weil e& dem 
Lande an Goldbergwerten fehlte und das Bold nur 
durch Rauf erworben werden fonnte. Jn Ungarn 
dagegen, wo die damals jchon blithenden Bergwerke 
von Kremnip reiche Goldausbeute liejerten, wurde 
die Prägung der Goldquiden, welche wegen ihres 
gleichmäßigen Feinbaltes und ibrer Vollgewichtig— 
feit bald ju einer hochangefehenen Handel8miinge 
wurden, ununterbrodjen jortgeiept. Dem Einfluſſe 
des ungar. Boldguldens als eines gegeniiber dem 
—— bejtiindigeren Wertmeſſers konnte 
ſich Oſterr. nicht entziehen und ſo tritt der Gold— 
gulden in zahlreichen Urkunden des 14. u. 15. Jahrh. 
bei Feſtſtellung von Verträgen, kirchl. Abgaben, 
Kauf- u. Schuldbriefen immer häufiger auf, bald 
wird er aud) im Handelsverkehr und bei den Münz— 
prigungen zur Grundlage — bei den leßteren 
in der Weife, daß jeit der Miinzgordnung Rudolf TV. 
vom 9. 1359 der Silbereinkaufspreis in Goldgul- 
den fiir die Ausmünzung der Pfennige mapgebend 
wurde, Die in Deutidland vornehmlid) von den 
Kurfürſten am Rhein nachgeprägten Florene, welche 
unter dem Namen „rheiniſche —— in Um— 
lauf kamen, behielten keineswegs den Vorzug der 
Gleichmäßigkeit von Schrot u. Korn, indem jie vor 
1399 aus 23, 1409 aus 22, 1417 aus 20 und 1425 
aus 19faritigem Golde ausgebradt wurden. Qn 
alten Urfunden wurden dager bei — häufiq 
Goldgulden, welche ſowohl ‚guet am Gold” als 
aud) ,swiir genueg am gewicht” ſeien oder ge— 
radezu „ungariſche“ oder „bemiſche“ Gulden, die 
dieſer Anforderung entipradjen, bedungen. Wenn 
gleichwohl der im Münzfuße Wlorecht TV. vom J. 
1399 mit 21), Lot Silber angejepte Wert des Gold: 
guldens, wie aus Geldaniagen in Urfunden da— 
maliger Zeit berechnet werden fann, durch das ganze 
15. 838 unverändert blieb, ſo iſt dies nur da— 
durch gu erklären, daß bier ungar. Goldgulden gu 
verſtehen ſind, welche, im Gegenſatze zu den rhei— 
niſchen Goldgulden, in Schrot u. Korn gleich ge— 
blieben find und um jene Zeit die leitende Münze 
de3 Grofverfehres in Ojterr, wurden. An der Tat 
haben die ungar. Goldgulden da8 urſprüngl. Ge— 
wicht von durchidnittlid) 3°53 g und den Feinhalt 
von ungefähr 235/, Karat immer beibehalten und 
letzteren auf jene Woldmiinge iibertragen, welche, 
unter dem jpéter angenommenen Namen Dufaten, 
bis auf den heutigen Taq qué dem Wiener Haupt- 
miingamte hervorgebt. An Literr. wurde die Aus— 
prigung von Goldgulden erjt nad) fanger Unters 
bredjung um die Witte des 15. Jahrh. u. gw. nach 
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dem Muſter der rheiniſchen Goldgulden wieder auf- 14. Jahrh. wurde ihnen durch die Einführung der 


genommen, wie aus den Goldgulden, welche Kaiſer 
Friedrich UI. gu Wiener-Neuſtadt u. Graz, deſſen 
Bruder Erzherzog Albrecht VI. gu Qing u. Enns 
und deren Better Erzherzog Sigismund feit 1479 
3u Hall in Tirol ſchlagen ließen, hervorgeht. Die 
leßteren, von weldjen 84 auf die beichidte Wiener 

art gingen, ſcheinen 19fardtiges Gold enthalten 
au haben. Nad) der Münzordnung Maximilians I. 
1 VIII 1513 und der —— Miiingordnung 10 X 
1524 wurde der Halt der Goldgulden auf 184/, Karat 
und die Stiidlung gu 8514 auf die raube Mark 
feſtgeſetzt. Sn der Folge wurde in Deutidland und 
aud) in Oſterr. der Feinhalt der Goldgulden mit 
18 Karat geſetzlich angeordnet. 

7. Die merhwiirdigite Münze des Mittelalters, 
weldjer jpiiter Der Name Brafteat (bractea, das 
dünne Metallbled) beigglegt wurde, bat aud) in 
Ländern des Heutigen Ojterr. Cingang gefunden 
u. jv. in Böhmen u. Ungarn ſowie in Vorarlb., 
wo von Bregens bis Bludeng herab Bratteaten 
nach ſchwäbiſchem Mujter gepriigt wurden. Bu ihrer 
Herjtelung hämmerte man die Silberzaine fajt fo 
diinn wie Papier aus, ergielte dadurch cine leidte 
Stücklung des Schrötlings und begniigte fic), nach 
mifflungenen Verſuchen auf beiden Seiten des allzu 
dünnen Metallplittchens ein Münzbild au erhalten, 
mit dem einjeitigen Gepriige, weldjes auf det einen 
Seite erhaben, auf der anderen vertieft erjdeint. 
Dieſe Geldjtiide traten an Stelle der ihnen an We- 
widt u. Halt gleichen Pfennige und bebielten auch 
den alten Namen Denarii, Pfennige, bei, obgleich 
jie infolge des diinnen Schrötlings einen gréperen 
Umfang befagen. Die Brafteaten weijen trog der 
verhältnismäßig kurzen Dauer ihrer Prägung ſehr 
mannigjaltige Darjtelungen auf, weil fie ebenſo wie 
die Didpjennige der jährl. Verrufung unterworjen 
waren. Ju Ungarn treten die Brafteaten nur fiir 
furge Beit und nur in wenigen, aber zahlreich aus- 
geprägten Stempeln auf; fie beidjriinfen fid) ver— 
mutlich auf die Regierung Bela III. (1173—1196), 
jind durchwegs ſehr flein (zirla 13 mm) und zart 
und führen die Inſchriſten Bela Rex oder B. R. 
Die ungar. Bratteaten fommen den polnijden am 
nichiten, weldje ifnen auch als Borbilder gedient 
gu haben fcheinen. Die bihm. Brafteaten wurden 
unter Wengel J., feinem Sohne Ottofar II. und 
unter Wenzel Il. gepriigt, fie ftehen in engem Zu— 
jammenbange mit jenen von Schleſien u. Meißen; 
daher find fie, gleid) diejen, durch die ftarf wul- 
jtige Umrahmung des Miingbildes leicht kenntlich. 
Per Durchmeſſer variiert zwiſchen zirka 45 mm 
und 14 mm. Uber den Munzfuß der böhm. Brat: 
teaten ijt nur aus geſchichtl. Uberlieferungen gu 
entnebmen, daß unter König Wengel J. 316 Sti 
aus der Prager Mark (253°24 g) hervorgingen. 
Shr Gewidt von O8 g ſtimmt dabher tatſächlich 
mit jenem der dDamaligen Didpjennige iiberein, Im 
12. Jabrh. anjfgefommen, finnen viele Brafteaten, 
poran in Mitteldeutſchland, vermöge der vortreffl. 
Ausführung des Münzbildes gu den sierlichjten 
Urbeiten mittelalterl. Kleintunit beigezählt werden; 


Grojden ein Ende bereitet. 

8 Die böhm. oder Prager Grofden 
wurden juerjt unter König Wenzel IL. um das 
3. 1300 von eigens aus Floreng berujenen Miin- 
ern in dem nachmals lider Hof benannten 

finghauje gu Ruttenberg geprigt. Sie waren, 
was Größe u. Gewicht betrifft, der franzöſiſchen 
Tournofe, nad) anderen dem Benetianer Grosso 
oder Matapane, weldjen der Doge Dandolo im 
— 1205 eingeführt hatte, nachgebildet, unterſchieden 
id) aber von dieſen Vorbildern weſentlich durch das 
Gepräge, welches auf der einen Seite den doppelt- 
geſchwänzten Lowen und auf der anderen, innerhalb 
einer zweimal umlaujenden Umidrift, die böhm. 
Krone aufwies. Die erjten Prager Groſchen, im 
Wewidte von 1 Quentden, aljo gu 64 Stiid aus 
der — Mart (253°24 g) ausgebradt, Hatten 
nach vielfacen Unterſuchungen einen Feinhalt von 
15 Lot (0°937), daher genau 60 Stiic auf die jeine 
Mark gingen. Jn der Tat nannte man ein Schock 
derjelben cine böhm. Warf. Im Werte wurden 
die Prager Grojden 12 parvis, ſpäter Heller ge- 
nannt, gleichgejtellt. Ahr Umlaufsgebiet beſchränkte 
fic) bald nicht auf Böhmen allein, jondern erjtredte 
fic) über dejjen Grengen weit in das Deutſche Reich 
binein. Für die rajde Ausbreitung des Prager 
Groſchens aud) in Offerr. liefert unter anderem 
die kleine Kloſterneuburger Chronif einen Beleg, 
in welder der Prager Groſchen fdon im J. 1326 
mit 7 Wiener Plennigen berechnet wird. Feinbalt 
u. Gewicht der Prager Grojden wurden ſchon unter 
König Johann I. und jeinem Nadjolger König 
Karl IV. herabgemindert; letzterer verlautbarte im 
Cinverjtiindnifje mit den böhm. Ständen am 2 XI 
1378 eine neue Miingordnung, twelder zufolge 
70 Stück Groſchen aus der bejchicten Mark ge- 
priigt werden follten, wobei auf 100 Mark Silber 
nicht mehr als 12 Mark Kupfer zuzuſetzen gejtattet 
wurde; died ergibt einen Halt von 0°900 oder et⸗ 
was unter 14 Lot. Unter Wengel TV. fant der Ge- 
halt der Brager Groſchen bis auf 10 Lot (0-625) 
berab und det Huſſitenkrieg bradjte das böhm. 
Miingwejen ganz in Verjall, ungeadtet die Stände 
alle Unjtrengungen machten, die qute Miinge wie— 
Der aufzurichten und laut Befdlufjes 1 XI 1423 
verordneten, Groſchen u. Heller feinhältig u. ges 
probt und nur mit gejepl. Bujage fernerhin aus: 
zumünzen. Erjt König Georg von Podiebrad fiihrte 
mit der Münzordnung vom J. 1470 wieder ge- 
regelte Münzzuſtände ein, indem er die Prägung 
pon Grojden, wie unter König Wenzel III. alive 
aus bejjerem Silber anordnete, von welchen 24 
einen ungar. Goldgulden (Dufaten) wert fein ſoll— 
ten. Die Pjennige u. Heller ſollten im gleichen 
Verhiltnifje gu dem Goldgulden und ebenfalls aus 
utem Silber geprägt werden. Die gleichen Ver— 
tliqungen traf Riniq Wladistav II., der aud) die 
Weißpfennige (fieben auf den Grojden) einjiihrte, 
weldje in 2 Heller gerfielen. Dieje Verfiiqungen 
finnen aber nidjt gur Ausführung gelangt fein, 
denn jonjt wire im Landtagsbefdlufie vom 13 X 


aber jdjon in der erjten Hälfte des 13. Jahrh. hatten | 1485 nicht bejtimmt worden, dah die ihm. und 
jie ihre Bliiteseit überſchritten und zu Anfang des ungar. Dufaten ein halbes Schod böhm. Grojden, 
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weniger einen, alſo 29, um 5 Grojden mehr als 
unter Rinig Georg, — ſollten. Der rheiniſche 
Goldgulden wurde, er nur 181karätig war, 
mur 22 Grojden — Analyſen haben denn 
aud) gezeigt, daß die Groſchen Wladislaus keines— 
wegs 3 ſondern ſchon anfangs Slitig waren, 
wibrend der in Kuttenberg im J. 1485 abgehal— 
tene L. T. ihren Halt fogar auf 7 Lot herabjegte 
und 88 Grojden aus der Maré auszuprägen bejahl. 
Su dieſer Beit hatten denn auch die — Groſchen 
bereits viel von ihrem Anſehen eingebüßt, während 
fie früher pon einer großen Anzahl Deutſcher Reichs— 
ſtände, durch aufgedruckte Kontermarken, neben den 
eigenen, als — Münzen im Umlauf zuge— 
laſſen wurden. Die Prägung der Prager Groſchen 
nahm wohl noch faſt ein Jahrh. lang ihren Fort⸗ 
ang, fie waren aber = Scheidemiinze herabge- 
unfen, feithem unter Riniq Ludwig I. die Taler 
eingeführt und auf diefe bald dDarauf in den Münz— 
ordnungen ſeines Nachfolgers Ferdinand I. ein 
neues Münzſyſtem aufgebaut wurde, 

9. Das Münzweſen Tirols. Die erften 
®uldengrojden und Taler. Die Taler nah- 
men von Tirol ihren Ausgang, deſſen Münzweſen 
cine abweichende u. felbjtindige Entiwidlung in 
den vier Hauptgebieten genommen hatte, in weldje 
das Land vordem zerfiel, den zwei geiſtl. Fürſten— 
tümern Trient u. Brizen und den zwei Graf— 
ſchaften von Gir; zu Liens und von Görz-Tirol 
gu Mexan. Der rege Verkehr des Landes mit Vee 
tona, Benedig und anderen italieniiden Handels— 
plagen fowie mit den auj der Heimreije aus Italien 
durchziehenden Kaufleuten bradjte es mit fic, dak 
die im Mittelalter in allen vier tirol. Gebieten herr- 
ſchende Miingeinheit (Pjennig) dem Münzſyſteme 
der nächſtgelegenen HandelSjtadt, Verona, entnom- 
men war und den Namen Berner (Bern fiir Bee 
rona) trug. Die Mehrjaden des Berners waren 
der Bierer (Quadrans) und der Swaingiger (Vi- 
gintinarius), aud) Streujer (cruzer, denarius 
frossus, aud) ssus charenthanus), ſpäter 
Etſchkreuzer, fr. — 5 Vierern — 20 Bernern. 
WIS Ausqangspuntt ijt offenbar die Abficht auj- 
zufaſſen, mit dem 2Ojachen Berner, dem Zwainziger, 
eine neuc, größere Münzeinheit gu ſchafſen. Der 
Mame Kreuzer, von dem auf der einen Seite an- 
gebradjten einfachen oder doppelten Kreuze herge— 
nommen, war wohl nur im BolfSmunde dazu— 
gefommen. Aus 12 fr. wurde die Rechnungs— 
einbeit, das Pfund Berner, libra denariorum 
veronesium parvulorum = 240 Sernern oder 
60 Bierern, gebildet. 10 #7 Berner gaben die hihere 
Bertgripe, die Marl Berner — 120 fr. (oder 2 fl.) 
w= 2400 Berner. Wahrſcheinlich lichen ſchon die 
urjpriingl. Grajen pon Tirol, die mit Albrecht III. 
(1253) augjtarben, Münzen ſchlagen. Sider ijt es 
jedoch, daß die Grajen von Görz, als Beſitzer eines 
Teiles des Pujtertales, in frithetter Beit das Münz⸗ 
rect ausiibten. So erijtieren Lienzer Münzen etwa 
vom J. 1200 herwärts, ferner Miingen von Enz 
gelbert ILL. (+ 1220) und Meinhard II. (+ 1232), 
welche wahrſcheinlich in Görz geprägt wurden, wiih: 
tend Meinhard III. von Görz, alS ihm nach dem 
Tode Albrecht IIT. (+ 1253) ein groper Teil des 
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jepigen Siidtirols als Erbe gufiel, alg Meinhard I. 
von Görz-Tirol ſeinen Sif auf dem Schloſſe Tirol 
aufidlug und in Meran ju on hes begann. Das 
Münzrecht wurde feinem Nachfolger Meinhard II. 
durch Urfunde Kaiſer Rudolfs von Habsburg ddo. 
Rottenburg 1274 bejtitigt. Wie anderwärts iiblich, 
ſchritt Otto (F 1310) zur Verpadtung der Münze 
zu Meran, was alSbald aud) in Tirol zur Ber- 
tiittung deS Münzſyſtemes fiihrte. Jn dieſem Ver— 
hältniſſe jum Landesfiirjten blieb die Meraner 
Miinge bis zur Hälfte des 15. Jahrh., zu welder 
Zeit Erzherzog Sigismund zunächſt mit der Ge— 
pflogenheit der Münzverpachtung brach, einen eigenen 
Münzmeiſter in Meran ernannte und laut Erl. 
10 IL 1450 ein verbeſſertes Münzſyſtem einführte, 
nad) welchem 5 neue Biever ſoviel als 7 alte, 37 fr. 
1 rheinijchen Gulden und 49 1 Dufaten gelten 
jollten. Cine weitere Verbeſſerung der Münzen ers 
höhte deren Wert fo weit, daß der rheinijche Gold- 
— welcher 1470 58—60 fr. wert war, ſeit 1475 
ange eit Hindurd den feſten Nurs von 60 fr. 
beibebielt und von da an als rechnungsmäßige 
Teilung des Guldens fich fejtiewte. Der reiche 
Bergiegen vor Schwaz hatte Herzog Sigismund 
1450 veranlagt, eine zweite Münzſtätte im naben 
Hall zu erridjten, um dem gunehmenden Geld- 
bedürfniſſe des fich immer mehr u. mehr entwideln- 
den HandelSverfehres rajder gu entipreden. Cin 
groper Teil deS erbeuteten Bergfilbers nahm aber 
nad) wie vor feinen Weg im ungemiingten Zu— 
jtande ing Ausland, namentlid) nad Venedig. Dort 
erfannte man die Unmiglidfeit, jo große Maſſen 
de aus Tirol und anderen Teilen Deutſchlands 
jujtrimenden Silbers mit der nötigen Schnelligkeit 
in das damals bejtehende Kleingeld gu vermünzen, 
und fo begann man dajelbjt 1472 eine größere 
Silbermiinge, die nad) dem Herridenden Dogen 
Lira Tron benannt wurde, ju prigen. Sie wog 
6°52 g. big ae doppelt ſoviel als Die größten da— 
mals in Europa vorkommenden Silbermünzen. 
Einen Schritt weiter tat Gal. M. Sforza in Mai— 
land, indem er Silbermünzen im Gewichte von 
984, wig Yor gu 20 Soldi priigen liek, welche 
nad) dem Kopfbildniſſe Tejtont benannt wurden. 
Dieſen Beijpielen folgte nun aud Exphergo Sigis- 
mund; et ging aber nod) weiter und then im J. 
1484 in Hall eine Silbermiinge, gu 8 Stück aus 
der Tiroler Marf (252g), aljo im Gewidte von 
1 Unge (31°5 g) ſchlagen, welche dem rheiniſchen 
Woldgulden im Werte qleicgejtellt und daher Gul- 
Diner oder Guldengrofden benannt wurde. Außer 
dem Guldiner, welcher in 60 fr. zerfiel, führte Erz— 
herjoq Sigismund den halben Guldiner ju 30 fr., 
den Pjundener gu 12 fr. (240 Berner, daher der 
Name Pfundener) und den Sechjer gu 6 fr. ein, 
und bald begannen auch in den Rechnungen rhei— 
nije Gulden u. Krenzer vorzukommen und die 
alten Rechnungsmünzen Mark, Pfund, Berner uſw. 
gu verdriingen. Die von Erzherzog Sigismund 
1484 zuerſt gepriigten Guldiner führten zur Um— 
ejtaltung der Munzverhältniſſe ganz Oſterr. u. 
Deutſchlands. Bon Hall, wo fie aud) unter Kaiſer 
Maximilian I. unausgefept fortgepriigt wurden, 
verpflangten fie fid) zunächſt auf Salsburg (Rüben⸗ 
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taler), Dann auf Böhmen, wo um 1516 im Tale 
ſpäter Joachimstal) ein febr —— Silber⸗ 
bergwerk entdedt worden war. Die Grafen Sdjlict 
nabmen daſelbſt im J. 1517 die Ausprägung von 
Wuldengrojden auj, welde alsbald BVerbreitung im 
Mande erhielten und nad) ihrem Gewidhte von 2 Lot 
Ungiales oder nad ihrem Urjprunggorte Taler 
benannt wurden. Schon einige Sabre ſpäter wur- 
den die Taler zur Hauptmünze aud) in den öſterr. 
Ländern. 

WH. Abſchnitt. 1. Die Münzinſtruktion 
Erzherzog Ferdinands 1511 1524. Das durch 
Erzherzog Sigismund von Tirol eingeführte neue 
Münzſyſſem, durch welches an Stelle des bis dahin 
als Wertmeſſer geltenden Goldguldens eine dem— 
ſelben im Werte gleichgewürdigte Silbermünze trat, 
befeſtigte ſich unter Kaiſer Maximilian J. immer 
mehr, als injolge der aud) in Sachſen, Böhmen 
und anderwärts eintretenden reiden Silberaus- 
beuten die ſchwereren Cilbermiingen nacgeahmt 
wurden. Auch in Oſterr. ſchritt Erzherzog Fer— 
dinand, gleich nachdem er der aufſtändigen Bewe— 
gung Herr geworden, welche nad dem Tode Maxi— 
milian’ I. ausgebroden war, an die Ynderung 
des Münzweſens auf Grundlage der neuen Cilber= 
utiinge. Mit Mandat 4X 1522 wurde das vers 
altete Anjtitut der Hausgenojjen aujgehoben und 
am SIV 1524 die Errichtung einer Münzſtätte in 
Bien unter Leitung eines l. 7. Miingmeijters an- 
geordnet, Dieje jollte den Weldbedarj fiir die naö. 
Vande (Diterr. ob und unter der Enns, Steierm., 
Kärnten, Rrain und die Küſtenl.) beſchaffen, wäh— 
vend für die v.28. Lande (Tirol, Vorarlb. und die 
ſpäter Borderdjterveid) benannten Gebiete) der 
Münzſtätte Hall die gleiche Aufgabe zufiel. Die 
Miinginjtruftion 15 1 1524, welde Erzherzog Fer- 
dinand dem neuen Wiener Wiingmeijter erteilte, 
verordnete, daß die Wiener Mart jeinen Silbers 
gu 10 fl. 42 fr. 4 Bierern ausgemünzt, .vud fir 
den slag vnd vncosten auf yede Markh 11 kr. 
gestellt vnd gegeben werde, also das ain yede 
Markh mit sambt allen Vncosten 10 fl. 53 kr. 
4 Vierer gelten soll”. Es jeien zu prigen: 
-phenuing, die man Silberin Guldiner nennt, 
da ainer ainen Rainischen Gulden gelte vnd 
sollen aut ain Wienerisch markh geschrotten 
werden Nein stuckh vnd drei Viertl eines 
Stuckhs;” ferner halbe Guldiner (2 auf 1 7l.), 
Kiundtner (5 Stück auf 1 jl), Sechjer (10 Stiic 
auf 1 fl.) und Kreuzer (00 auf fl.), ſämtlich im 
weinbalt pon 14 Lot 1 Quintl 1 QS (orso4,): 
dann öſterr. Dufaten su 80 Stiid aug der Mart von 
23', Karat und djterr, Goldgulden gu 85"), Stiide 
aus der Warf von 18, Karat. Eine gleiclautende 
Snitruftion erbielt Der Miingmeijter in Hall. Nur 
bezüglich der Meinjten, fiir den tigl Berfehr be- 
jtimmten Münzen, welche außer den gemeinidajt- 
lichen 5 Kurantmünzen ju prigen gejtattet wurde, 
zeigt ſich ein Untericied; in Wien waren dies 
Pfennige u. Halbpjennige, in Hall Bierer u. Bers 
ner. Es tritt in Ddiefen Verfügungen Erzherzog 
Ferdinands unzweifelhaft die Abſicht hervor, in den 
geſamten Erblanden einen gleichmäßigen Münzfuß 
einzuführen. 


Geld: A. Geſchichte des Münzweſens bis zum J. 1857. 


2. Dre Eßlinger Münzordnung 161X 
1524. Sei e8 nun, dak die Serftellung geordneter 
Münzzuſtände in den öſterr. Ländern mandje miing= 
beredjtigten Giirjten u. Herren beunrubigte, weil 
fie befürchten mußten, den öſterr. Markt fiir ibre 
geringbaltigen Miingen einzubüßen, oder ſei es, 
daß man die Mujjtellung eines felbjtdndigen Miing- 
ſyſtemes in einem Teile Deutjdlands nicht zulaſſen 
wollte, —_ das Bedürfnis nad einer allg. Re— 
gelung Münzverhältniſſe des Reiches überall 
—** wurde, jedenfalls jah ſich tury darauf der 
n Nürnberg verjammelte ReidStag veranlaft, 
einen Münzlongreß nach Eßlingen einguberujen, 
um eine Reichsmünzordnung aufzuſtellen. Da dieſe 
nun, wie es ſich zeigte, andere Beſtimmungen ent⸗ 
hielt als die Münzinſtruktion Erzherzog Ferdinands, 
jo ijt anzunehmen, daß damit die Münzreform— 
pliine des legteren paralyjiert werden jollten. Die 
Beſchlüſſe des Münztages wurden unter dem Namen 
Eßlinger Münzordnung 16 XI 1524 verlautbart. 
Die Hauptbejtimmung derjelben lautete: „Es find 
8 Stud oder Pjennige, deren eines einen rheini- 
ſchen Goldgulden thut“, aus der gu 15 Lot (0-937, ) 
bejdhidten Kilner Marf gu priigen, fo dak, „aus 
der jeinen Mark Silber fommen u. gemiingt wer— 
den $ fl, 10 Bl, 8 S in Gold; dieſe Stiide follen 
durd) das Reid) Giildener genannt werden; ferner 
16 Halbgiildener, 32 Orterer oder Viertelgiildener, 
80 Zehner, dann Grojden, Halbgroſchen, Klein= 
gröſchlein uſw. Auf Wiener Gewicht berechnet jollten 
alſo nach der —— Münzordnung 10°24 fl. aus 
der jeinen Marf Silber hervorgehen, während die 
MNiinginjtruftion Erzherzog Ferdinands 10°89 fl. 
d. i. 394, fr. mehr, aus der gleiden Menge Fein- 
jilber zu priigen angeordnet hatte. ES ſcheint eben 
das Bejtreben des Eflinger Miingtages darauj 
gerichtet geweſen gu fein, jene Reichsſtände, welche 
Silberbergwerle bejahen, und darunter vornehmlich 
Erzherzog Ferdinand, gum Berfauje des Silbers 
gu tunlichſt niedrigem Preiſe zu drängen, died 
wohl hauptſächlich deshalb, weil die Uberzahl dev 
Miinaberechtigten auj den Einkauf des Silbers an— 
gewiejen war und ihnen ein um fo größerer Bor- 
teil erwuchs, wenn die groben Silbermiingen, die 
fie gern gur Umprigung auj geringhaltige Scheide— 
münze verwendeten, mehr Silber enthielten. Erg- 
hergoq Ferdinand, dejjen Münzinſtruktion durch 
die Chlinger Reichsmünzordnung ſelbſtverſtändlich 
auigehoben werden follte, erhob bei Kaiſer Karl V. 
Beſchwerde dagegen und wußie eS aud) durchau- 
ſeßen, daß diejer mit P. ddo. Wadrid 10 III 1525 die 
Eßlinger Miingordnung bezüglich der öſtert. Lander 
jiir fic) und feinen Bruder auger Kraft jepte. Gegen 
die Eplinger Miingordnung legte iibrigenS aus der 
gleichen Urjache aud) der Kürfürſt pon Sachſen Ein— 
ſprache ein und da fic) thin bald andere Reichs— 
ſtände anſchloſſen, wie der Erzbiſchof von Salzburg, 
der Braj von Mansfeld und die Stadt Goslar, 
denen allen daran gelegen war, das jelbjt erbaute 
Silber bei der Vermiingung befier zu verwerten 
als es nad) der Eflinger Münzordnung möglich 
geweſen wire, fo kann von ihrer Wirfiamfeit nicht 
die Rede fein. Auch in der Folge gelang es keines— 
wegs, iby Geltung ju verichajien, ungeachtet immer 
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wieder auj den ReichStagen in Niirnberg, Regens- 
burg u. Augsburg dariiber verhandelt wurde. Eben⸗ 
joweniq iiigete der 1533 zur Regelung der Miing- 
jrage nach) Speyer einberujene Münztag gu einer | 
Verjtindigung, vielmehr fam am 11I 1535 ein) 
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durch die ReicSmiingordnung 28 VIL 1551 ges 
ſchaffen werden, welche nach zehnjährigen Reichs— 
tagsverhandlungen und ſchließlich nad) einem Ent- 
wurje der Wardeine u. Räte ſämtl. Münzkreiſe 
vom Saijer beſtätigt und als fiir das ganze Reich 


BVertrag zwiſchen den Pjalsgrajen Wilhelm, Ludwig, | bindend erfldrt wurde. Auch in diejer zweiten 


Otto u. Heinrich jowie den Städten Wugsburg u. 
Ulm gujtande, weldem zufolge dieje Reichsſtände 
bezüglich der groben Miinge den in den Hfterr. 
Erbländern  bejtehenden hig annahmen. 
Der inzwiſchen zum römiſchen Könige und gum 
Könige von Böhmen u. Ungarn erwählte Erzherzog 
Ferdinand hatte, ungbhläſſig bemüht, ſein Münz— 
reformwert in gang Ojterr. fejten Fup faſſen zu 
laſſen, in Grog, Klagenfurt u. Ling they 
qegriindet, die zu Ruttenberg u. Joachimstal 
jtebenden nach Ubernahme des Landes organifiert, 
in Prag ein neues Miingamt errichtet und ſchließ— 
lid) aud) die ungar. Muͤnzämter in Kremnitz u. 
Preßburg in königl. Verwaltung genommen. Die 
Prägung der Taler und halben Taler in größerem 
Umjange ſcheint jedoch erjt ſpät aufgenommen wor- 
den gu fein, Denn es jind bisher nur folde befannt 
geworden, auf welchen Ferdinand den Titel eines 
romijchen Königs fiihrt, die aljo erjt vom J. 1531 
an aur MuSgabe gelangt fein finnen. Bis dabin 
diirfte man, auger Dulaten, in der Wiener Münze 
nur Pfundner, Sechſer, Kreuzer u. Pfennige ge— 
prägt haben. Erſt mit kaiſ. Reſolution 241 1534 
wurde die Ausprägung von Orterern oder }/, Tas 
lern an Stelle der Pfundner oder +/, Taler ange— 
ordnet. Aus den anderen Miingjtitten qingen eben- 
falls gumeijt Scheidemiingen bervor, wodurd eine 
Vielfachheit der umlaufenden fleinen Miingen ver= 
anlagt wurde, die den auf die Einheit des Miing- 
initremes hingielenden Bejtrebungen Ferdinands fehr 
erheblich entgeqenwirfte. Der Umlauf geringbaltiger 
Miingen vermehrte fic) überdies injolge der durch 
die Rriege Herbeigefiihrten häufigen Truppendurd)- 
züge, und da die ſchlechter ausgepriigten Münzen 
im Wettbewerbe mit den hodbaltigen, nad) alter 
Erjabrung, den Sieg davontragen, jo jteiqerte fic 
das Scheidemiingenunwejen zur Kalamitit, welcher 
gegeniiber fic) alle königl. Mandate erfolglos er— 
wieſen. Das wirtiamite Gegenmittel ware die Fins 
führung von fiir alle öſterr. Linder gleicen fleinen 
Wiingiorten gewejen. Dieies fonnte aber nidt zur 
Anwendung gebracht werden, weil die verfdiedenen 
L. T. melche ſich, unter dem Hinweiſe auf die Be- 
dürfniſſe des Rleinverfehres und auf die Vorurteile 
der Bevilferung, die Erhaltung der altgewohnten 
Scheidemiingen ausbedungen batten, ihre Zuſtim— 
mung ay verweigerten. 

3. ie zweite Reichsmünzordnung 
28 VII 1551. Wenn unter dieſen Umſtänden von 
geordneten Münzverhältniſſen in Oſterr. nicht ge— 
Iproden werden fonnte, jo war dies in den anderen 
Landern des Römiſchen Reiches deutſcher Nation 
noch weniger der Fall, da die Eßlinger Münzord— 
nung nirgends voll zur Einführung gelangt und 
überall das gleiche Unweſen der übermäßig umlau— 
ſenden ſchlechten Scheidemünzen eingeriſſen war. 
Die Notwendigkeit einer neuerl. Münzreform trat 
daher immer dringender hervor und dieſe follte 


Reichsmünzordnung wurde eine ausdrücklich mit 
dem Goldgulden im Werte übereinſtimmende Sil— 
bermünze zur Hauptmünze gewählt. Von dieſer 
ſollten 71 Stiid auf die kölniſche Mark von 14 Lot 
2 Wriin qehen, und wurde „die feine Mark aus- 
gebradt um neunthalb Goldgulden und 1, thut 
au 60 fr., 10 Floren 12 fr. und ein Biertheil 
eines Kreuzers und 34/197 eines Pfennigs. Sold 
Stück ſoll durd das Reich ein Guldiner qenannt 
werden”. Die Legislatoren waren offenbar beftrebt, 
den feit Jahren vorfommenden Abweichungen Rech— 
nung gu tragen, indem jie den neuen Muldiner 
nicht wie in der Eflinger Miingordnung gu 15 Lot 
(0°937;), fondern gu 14 Qot 2 Grin (O'R81,) an= 
ſetzten. Dieſer Gulden enthielt 27°50 g Feinjilber, 
jomit etwas mehr als jener der Eßlinger Münz— 
ordnung (27°4 g), was darauf bindeutet, daß in- 
zwiſchen das Gold im Werte gejtieqen war, dem 
Wuldiner daber ein höherer Silberinhalt gegeben 
werden mupte, um ihn dem Goldgulden gleichzu— 
jtellen. Die weiteren Kurantgeldforten des neuen 
Münzſyſtemes waren Stiide gu 3ti, 20, 12, 10, 6, 
3 u.l fr, Bon den letztgenannten follten 72 einen 
Goldgulden gelten. Jn der Bewertung der Münz— 
ſorten dieſer ae oe nad) Rreuzern (und 
nicht mehr wie in der Eflinger nad) Schilling u. 
Yjennigen) ijt eine Anlehnung an die von Fer— 
dinand I. eingefiihrte Rechnungsweiſe nach Gulden 
u. Kreuzern gu finden. Es wird aber ein Unters 
ichied zwiſchen Dem, einem Goldqulden entiprechen- 
den Guldiner A 72 fr. und dem Gulden aA 60 fr. 
gemadt, unter weld) legterem bier eine Rechnungs— 
miinge, ein Zählgulden gu veritehen ijt. Im Ver— 
haltnifje gum Gulbiner von 72 fr. (1 fl. 12 fr.) 
wurde der Guldiner der öſterr. Wiinginjtruftion 
Ferdinands I. vom J. 1524, welcher von deutſchen 
Münzſtänden vielfach nachgepriigt worden war 
und nur 25°75 g Feinjilber enthielt, mit 68 fr. 
(1 fl. 8 fe.) tavifiert. 

Die neue Reichsmiingordnung wurde durch ein 
pon ferdinand I. unteriertiqtes Mandat 1 IV 1552 
fiir feine öſterr. Lande regipiert, welches aber da- 
mals nicht zur Veröffentlichung gelangte. Es tag 
eben fein Grund vor, fic) mit der Einführung des 
neuen Münzſyſtemes gu beeilen, das ebenfo wie die 
Epflinger ReichSmiingordnung ein geringeres Aus— 
bringen aus der jeinen Warf in Ausſicht ſtellte 
und den filberberqbautreibenden Ländern daber 
Nachteil brachte. Als aber auf dem Reichstage zu 
Augsburg im J. 1555 die allg. Durchführung der 
Miingordinung sur Sprache fam, fonnte Kaiſer Fer— 
Dinand nidt anders, als mit gutem Beijpiele vor- 
angeben und das jeit 1552 guriidgehaltene Man— 
dat verlautbaren lajjen. Er erließ daber am 14 XII 
1555 ein Y., mittels defjen kundgemacht wurde, daß 
die ſchon im J. 1552 ausqegangene neue Münz— 
ordnung injolge ,RriegSliujen und anderer ſchwe— 
ten Bedringnijien’ bisher nicht eingefiihrt werden 
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fonnte, daß aber bereits Befehle gur Ausmiingung 
nad) der neuen Ordnung erflojien jeien. Wirklich 
waren einige Tage guvor den LandeSregierungen 
faij. Refolutionen mit der Weifung zugeſtellt wor- 
den, die Ausmünzung nad) der alten Ordnung 
(von 1524) einguftellen und mit Anfang des J. 
1556 mit den Neupriigungen ju beginnen, wobei 
al8 neue Einfiihrung anbefohlen wurde, in dem 
Heraichilde deS auf der Brujt des Doppeladlers 
befindl. Wappens das Wappen de3 Landes angu- 
bringen, aus defjen Münzſtätte die Miinge hervor- 
geben jollte. Dab es Kaiſer — einige Uberwin⸗ 
dung gekoſtet habe, die Einführung der neuen Münz— 
ordnung zu verfügen, geht aus der an die Regie— 
tung u. Kammer der neö. Lande gerichteten Refolu- 
tion 19 X111555 hervor, in welchered unter anderem 
heißt: , wie wir dann mit ynserem Privat merk- 
lichen schaden ynnd abgang vnseres Kammer- 
guets erleiden, vnd allein vnsern Landes vnd 
unterthanen vnd gemainen Nutz zu Furde- 
rung vnnd gueten, in soliche Newe ordnung 
vnns aingelassen haben.” Die neue Münzord— 
nung war nun in den öſterr. Landen eingefiibrt; 
es zeigten fic) aber alsbald Llbeljtiinde. Schon nach 
einem Monate mupte mit kaiſ. P. 30 V 1556 die 
V. guriicigenommen werden, welche, der neuen 
Münzordnung gemäß, die fritheren Guldiner, nunz 
mehr Taler genannt, auf 68 fr. bherabgejept hatte, 
weil dieje von Fremden maſſenhaft aujgefaujt u. 
ausgeführt wurden. Um diejem Ubeljtande zu be- 
geqnen, wurde der Wert des Talers auf 70 fr. (1 fl. 
10 fr.) erhöht, den er auch fortan bebielt. Als ſehr 
ſchädlich erwies fic) aud) die in die Miingordnung 
aufgenommene Bejtimmung, dak es den einzelnen 
Reichsſtänden gejtattet werde, die ,zu teglichem 
Geprauch und Nothdurft” Ddienenden fleinjten 
Münzſorten nad) wie vor, wenn auch nach fejtge- 
jtellten Ausmünzungsnormen, fortzuprägen. Die 
darunter angefiihrten „Oſterreichiſchen —*8 
aus A4lötigem, und „Tiroliſchen Pfennig, jo man 
Etſchvierer nennt,“ aus 2'),litigem Silber, wur— 
den wohl geſetzmäßig ausgepriigt, nicht aber die 
vielen fleinen Scheidemünzen, die aus den Münz— 
ſtätten in anderen GMebieten des Reiches hervor- 
ingen. Dagu fam noch, da eine Anzahl deutſcher 
unzſtände nocd) immer nad) der Ferdinandeiſchen 
—— leichtere Taler ausprägte; bot ſich 
nun dieſen ſchon ein Vorteil, die nach der neuen 
Münzordnung ausgebrachten vollgewichtigen Gul— 
diner auf ſolche leichte Taler umzuprägen, ſo war 
der Nutzen noch viel größer bei der von ihnen 
emſig betriebenen Erzeugung geringhaltiger Scheide⸗ 
münzen. Es häuften ſich daher die Klagen u. Be— 
ſchwerden der öſterr. Landſchaften über die neue 
Münzordnung; in einer Eingabe der kärnt. Stände 
an den Kaiſer wurde ausdrücllich erklärt, fie müſſe, 
da ſie von den Reichsſtänden nicht befolgt werde, 
.Er Khn. Mt vnd den gehorsamsten Landen 
mer schedlich denn nuz sein, aus vrsachen, 
dass solch Er Khn. Mt guete Munz von stund 
aufgewechselt, zerbrochen vnd verpagamen- 
tirt wird.” 
4.DiedritteReidsmiingordnung 19 VII 
1559. Immer wieder wurden auf den Reichstagen 
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Beratungen gepflogen, wie dem Unweſen ju begeg— 
nen wäre, welches daraus entjtand, dap, wie Kaiſer 
Herdinand in einem Miingmandate flagt, je linger 
je mehr die neuen Miinzen geringschatzig und 
iirgerlich geschlagen werden”. Wuf dem Reichs- 
tage gu Augsburg vom J. 1559, auf weldjem die 
leidige Miingfrage abermals zur Verhandlung fam, 
jollte jie endlid) ihre endgiiltige Löſung in einem 
Miingedifte finden, welches Mailer Ferdinand I. 
pon dort aus erließ und das als die Dritte Deut: 
ſche Reichsmünzordnung 19 VIII 1559 allen Reichs⸗ 
ſtänden als neue Norm für ihre künftigen Aus— 
münzungen nachdrücklichſt intimiert wurde. In die— 
jem Edikte wurde die Hauptmünze der Münzord— 
nung vom J. 1551 verworjen und ein neuer Gulden 
mit der Unterabteilung in 60 fr. gefdjaffen, von 
weldem 95), Stück aus der gu 14 Lot 16 Grin 
bejchictten fHlnijden Marf (aljo im Gewichte von 
24°61g g und im Feinhalte von 0°930,;) hervor- 
geben jollten, jo daß die feine Mark gu 10 fl. 124/, fr. 
*/154 eines Kreuzers ausgebracht wurde. Zum Unters 
jchiede von den Say i, ga zwei Miingordnun- 
gen wird bier der Gulden obne Besziehung auf den 
Woldgulden, fomit als felbjtiindige Wertgröße ge— 
nannt und damit der Ubergang ju der ohnehin 
längſt bejtehenden Silberwährung förmlich ausge— 
ſprochen. Im Münzfuße führte er keine Verſchlechte— 
rung ein, da die kölniſche Mart feinen Silbers nur 
um etwa 1 2) geringer, aljo nahezu ebenjo ver— 
münzt wurde wie nad) der zweiten yt area 
pom J. 1551. Wohl aber erfuhr das Muünzſyſtem 
eine große Veriinderung, weil es auf einer neuen 
Einheit, dem Gulden gu 6O fr., der bald den Na— 
men Guldentaler annahm, aufgebaut war und 
aud) jeine iibrigen Münzſorten, der halbe Reichs— 
gulden gu 30 fr. und die Stücke gu 10, 5, 2", 
2 u. 1 fr. gang neue, gegen die im J. 1551 ein= 
qefiibrten, fleinere Werigrößen waren. Cine wich— 
tige Bejtimmung der neuen Münzordnung bezog 
ſich auf die djterr. Dufaten, welche fortan ju 67 Stiid 
aus der Kilner Marf und im Feinhalte ven 23 Ka— 
rate 8 Grän ausgepriigt werden jollten, eine Bee 
jtimmung, die, trop aller Wandlungen des öſterr. 
Münzweſens, bis zum heutigen Tage aufredt ge— 
blieben ijt. Bezüglich der nach der Münzinſtruktion 
Ferdinand J vom J. 1524 und der Münzordnung 
pom J. 1551 gepragten Taler gu 68 begw. 72 fr. 
beftimmte die neue ReidjSmiingordnung, dak fic 
nur infjolange, als foldje vorhanden, anzunehmen 
jeien, ibre naprigung aber für alle Zukunft zu 
unterbleiben habe. 

Dieſe neue Münzordnung wurde mit den P. 
ddo. Wien 1 VII 1560 für Ojterr. u. Tirol, und 
ddo. Prag 1 VITL 1561 fiir Böhmen befanntgemadt, 
wobei die Anzahl und da8 Gewidt der zu priigen- 
den Münzſtücke nad) der Kilner und nad der 
Wiener Mart (im Verhältniſſe von 5:6) angege- 
ben wurde. Auch in Ungarn gelangte der neue 
Münzfuß zur Sprade, indem im Sinne des 20. De- 
kretes, 71. Urt., vom J. 1563 aus allen Komitaten 
unterridjtete Manner entjendet wurden, welche mit 
dent kaiſ. Räten wegen der ————— ungar. 
Münzen mit jenen der anderen Länder beraten 
jollten. — Uber ebenfo wie die vorhergehende Miing- 
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ordnung, ſtieß auc) die Wftivierung der neuen 
Reichsmiingordnung vom J. 1559 aujerhebl. Schwie⸗ 
rigteiten, weil trog aller Verbote die meijten Reichs— 
ſtände die Talerprigungen fortjesten und neben- 
bei übermäßig viel getinghaltige Scheidemiingen in 
Umlauf bradten, = rzeugung grofen Gewinn 
abwarf. Wud in Äſterr. verzögerte ſich die Aus— 
miingung der neuen Münzen bis gum J. 1563 
und ‘dent ſich — aul die Teilſtücke bezogen 
gu haben, da dieſe in Münzſammlungen woh! an- 
gutreffen find, Gulden dagegen gu den größten Sel- 
tenbeiten gehören. 

5. Die Wiedereinfiihrung der Taler. 
Ebenſo widerwillig und daher nur jebr läſſig wurde 
die Prägung der Gulden aud von anderen deut- 
ſchen Münzſtänden betrieben, weil der Verkehr feit 
langem an die Taler gewöhnt war und den neuen 
Gulden zurückwies. WIS daher auf dem Reichstage 
gu Augsburg im J. 1566 die Talerfrage dringender 
als zuvor aufgeworfen und aur Begründung der 
Forderung nach ihrer Zulaſſung auch vorgebracht 
wurde, .das an vielen orthen und landschafften 
die Contrackt und Verschreibungen auf Thaler- 
Miinzen regulirt und gericht” jind, wurde pon 
Maximilian Il. im ReidStagsabjchiede die Wie— 
dereinfiibrung der Taler gu 8 Stück aus der 
filnijden Mart von 14 Lot 4 Grän (O-888y) oder 
9 Stiid aus der feinen Marf und damit im Zu— 
jammenbange die Prägung von */, Taler gu 34 fr. 
und von "/, Taler ju 17 fr. angeordnet. Dieje 
neuen Taler wurden im Werte 6S fr. oder 1 fl. 8 fr. 
aleidjgeftellt, die ſeine Mart Silber beredjnete fich 
daher mit 10 fl. 12 fr. oder um einen Kreuzer— 
brudhteil geringer ald bei den Gulden vom J. 1559. 
Es wurde jomit durch die Wiedereinfiihrung der 
Taler nur die Form der Münzſorten, nicht aber 
das Ausbringen geiindert, jo dak die Lage jener 
Miingherren, welche —— betrieben, nach 
wie vor gleich mißlich blieb. Nicht befremden fann 
es daher, daß mehrere der bedeutendſten unter 
ihnen, zunächſt der Kurfürſt von Sachſen und der 
Erzbiſchof von Salzb., die Annahme der Münz— 
ordnung aud) fernerhin verweigerten. 

6. Die Wiedereinführung der Münz— 
injtruftion von 1524 in Ofterr. Bald trat 
aud) Ferdinand von Tirol, dem ſich fein Bruder, 
Eraherjon Karl von Steierm., anſchloß, in die 
Reibe der Widerjacher, indem er in einer jehr ume 
fa chen Beſchwerdeſchrift 15 VIII 1570 Mari- 
milian I]. ein Bild von den unerträgl. Zujtinden 
deS Miingwefens im Reiche und der Rückwirkung 
deSjelben auf Tirol im allg. und ſeinen Bergbau- 
betrieb im bejonderen entrollte und ſchließlich um 
Aufhebung der dem Lande Tirol ebenjo wie allen 
anderen Zeilen der Monardie ſchädl. Münzord— 
nung bat. Dieje Ragen fiibrten gu weitwendigen 
Beratungen auf dem nichitfolgenden ReichStage 
und auf einem nach Frantfurt a. M. cinberujenen 
Deputationstage über die Mittel, der Reichsmünz— 
ordnung allg. Geltung au veridajjen und insbeſ. 
dariiber, wie dem Scheidemünzunweſen geiteuert 
werden finnte, welded wie ehedem den Umlauf 
deS guten Welded zur Unmiglidfeit madte. Am 
Ginne ber erjtatteten Gutachten richtete der Kaiſer 

Ofterr. Gtaatéworterbuch. 2. Hufl., 2. Bd. 
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mit Refolution 13X 1571 eine Mahnung zur 
Nadhgiebigteit an Erzherzog Ferdinand, dic diejer 
aber mit einer um jo dDringenderen Denkſchrift ddo. 
Innsbruck 23 XI 1571 beantivortete, in welcher 
er ſchließlich erflarte, fic) von der ReichSmiingord- 
nung loszuſagen. Da gegen diefe mun auch die 
böhm. Stünde Einſprache erhoben, entſchloß fic 
Maximilian II. zu einem entſcheidenden Schritte, 
indent er mit Reſolution 17 IIL 1573 dieſe Münz— 
ordnung fiir alle öſterr. Linder außer Kraft fepte 
und anordnete, daß ,, wieder die Thaler weyland 
Kaisers Ferdinandi dem Schrot und Korn 
nach geschlagen und altem Gebrauch nach 
zu 70 kr. oder 30 Weisskroschen genomben 
werden”. Es waren darunter die Taler verjtanden, 
welde Ferdinand als Erzherzog mit feiner Münz— 
injtruftion 1511 1524 angatbrt hatte. — Shr 
bree ne auf Kölner Gewicht umgerechnet, ergab 
8'/, Stück aus der Mark von 14 Lot 1 Grän 1 4, 
jomit rund 92/,5 Stiic aud der feinen Mart Silbers, 
während die durch den Reichsabſchied vom J. 1566 
wieder eingefiihrten Taler zu 8 Stück aus der Mart 
von 14 Lot 4 Griin oder genau 9 Stück aus der 
feinen Mart hervorgingen. Der Ferdinandeijce 
Taler hielt 25°768 g, der nad) dem Reichstags— 
abjchiede 1556 gepriigte 25°98 g Feinfilber. Dieje 
Abweichung erwies ſich ju gering, um dem Berg: 
baue den erjtrebten Schutz gu bieten, daber ſchritt 
Frabersog Ferdinand von Tirol zu einer fleinen 
Underung des Münzfußes, indem er, bei gleichem 
Ausbringen aus der rauhen Warf, den Halt auf 
14 Lot Herabfegte und dementiprechend aud) die 
halben u. BierteleTaler auszuprägen anorbdnete. 
Diejer Taler wurde aber nicht au 70 fr., fondern 
nur zu 68 tr. angeſetzt. Nun erjt ergab fid) eine 
Verwertung des Bergſilbers, bei welder dejjen Ge— 
winnung wieder lohnend wurde und fo entiwidelte 
ſich aud) bald, zunächſt in der Münzſtätte Hall, 
und al8 man aud in Ungarn u. Böhmen den 
Halt der Taler auf 14 Lot herabjepte, in den Münz— 
häuſern gu Kremnip, Joachimstal u. Ruttenberg, 
welchen aus den nahen Bergiwerfen geniigendes 
Silber sur Verfügung jtand, cine regere Tatigteit, 
welche zu veridjiedenen techniſchen Verbeſſerungen 
führte. Da in Oſterr. ſonach aus der Mark 8", Stück 
Taler ausgebracht wurden, jo wogen 8 Stiid um 
1 Quentchen weniger als 8 der durch das Münz— 
edift vom J. 1566 wiedereingeführten Reichstaler. 
Diejes Quentdhen nahmen die öſterr. Miinaberren 
fortan als Borredt bei ihrer ——— in An⸗ 
ſpruch und machten auch das „Privilegium des 
Quentchens“ immer geltend, wenn, wie es wieder⸗ 
holt gejdah, auj den Probationstaqen der Wars 
deine der deutſchen Münzkreiſe der Unterjdied im 
Gewidte u. Halte der aus öſterr. Münzſtätten 
hervorgebenden Taler bemiingelt wurde. Die Wus- 
münzung erfolgte nad) dieſem Privilegium bis zur 
Mitte des 18. Jahrh. 

7. Die Ripperjzeit. Die polit. Wirrniſſe in 
den erjten Jahrzehnten des 17, Jahrh. und der 
Ausbruch des Drgipigidbrigen Krieges bradjten dem 
Miingwejen in Oſterr. bis dahin ungefannte Be- 
drängniſſe und führten, teilS aud Not, teil aus Ge— 
winnjudt, gu Maßnahmen, welche eine Zerriittung 
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ur Folge Hatten, wie fie nie zuvor u. nachher er- 
vet wurde. Der Beginn diejer unjeligen Pe- 
riode, welche als „Kipperzeit“ denkwürdig geworden, 
ijt darauf gy a daß viele Miingitiinde 
im Reiche ihre Münzhäuſer Geſchäftsleuten sum 
Petriebe überließen, welche, um ihren Pachtverbind⸗ 
lidjfeiten entiprecen gu finnen und einen möglichſt 
tofen Gewinn gu ziehen, fic) darauf verlegten, 

ünzen aus immer ſchlechterem Silber gu pragen. 
Durd die Heeressiige, den Handel und eine ſiſte— 
matiſch betriebene Ugiotage drangen dieſe ſchlechten 
Miingen in immer wachſenden Mengen in dic 
öſterr. Vinder, während die guten Münzen aus 
dem Verkehre verſchwanden. Das bije Beijpiel jand 
aud in Oſterr. nur gu bald Nachahmung. Als 
erjter jdjritt Gray Baul Sirt. Trautſon aur Ver— 
pachtung feiner Münze in Nifolsburg, ihm folate 
der Biſchof von Olmütz. Wher auch in Regierungs- 
kreiſen erwachte der Gedanke, den erſchöpften Staats- 
fajjen auf dieſem Wege Geldmittel zuzuführen, in— 
dem im März 1621 Verhandlungen eingeleitet 
wurden, um die Wiener Münze gegen 70.000 fi. 
Pachtzins fiir 1 Jahr „in Bejtand’ au geben. Der 
bereits ausgefertigte Vertrag erbielt aber nicht die 
Beſtätigung. Dagegen fam zwiſchen dem Statt- 
alter bee, Ts Fürſten Marl su Liechtenftein, 
und Qafob Pajjevi, Wltejten der Judenſchaft in 
Prag, ein Vertrag zuſtande, vermige dejjen das 
Prager Miingamt am 2 IIT 1621 angewiejen wurde, 
dent lepteren die Marf Silber mit 25 fl. au be— 
ablen und fie ju 37 fl. 38 fr. auszumünzen. Mit 
en rl. 161X u. 2X11 1621 wurde der Ver— 
glitungSbetrag zugunſten Bajjevis auf 27 fl. bezw. 
auf 29 fl. und ſpäter auf 36 fl. erhöht. Um bei 
dicjen Bezahlungsſätzen aufkommen zu können, 
mußten die Münzen aus immer ſchlechterem, an— 
fangs aus S'/,<, ſpäter aus 7lötigem und ſchließ— 
lich aus Slitigem Silber hergeſtellt werden. Su 
dieſem unerhörten Gebaren mußte der Statthalter 
von Böhmen jedenfalls ermächtigt worden fein, 
denn die auftauchenden, bisher unbefannten Münz— 
ſorten aus niedrigem Silber, Doppelgulden zu 
120 fr., Gulden gu 60 und Stücke gu 24 u. 12 kr., 
fanden unter dem Namen „Kippermünzen“ in allen 
Webieten des Reiches unbehinderten Umlauf und 
gingen bald auch aus anderen Münzſtätten in Oſterr. 
hervor. Der fiftive Wert diejer Münzen erhielt 
nicht nur die faij. Ganftion, jondern wurde nod) 
erhöht, alS Staijer Ferdinand II. mit Rejolution 
23 IX 1621 anordnete, daß aus der Olitigen Mari 
Silber 175%), Stück Taler gu 150 fr. zu priigen 
und demnach die Wiener Mart Feinjilber mit 79 fl. 
auszubringen jei. Die Verwirrung jteigerte ſich 
nod, al8 am 1811622 Hans de Witte vertrags- 
mäßig das Münzweſen in Ojterr., Böhmen u. 
Mähren gegen einen —— von 6,000. 000 fl. 
für 1 Jahr in Beſtand gegeben wurde. Cine Flut 
des denkbar ſchlechteſten Geldes ergoß ſich über dieſe 
Länder und bewirkte cin fortgeſeßtes Steigen der 
Preiſe aller Wertgegenſtände u. Lebensmittel. Gleich— 
zeitig erfuhr der geſetzmäßig ausgeprägte Taler 
einen immer höheren und ſchließlich einen ganz 
unerhörten Zahlwert. Qin J. 1620, durch das ers 
wähnte Eindringen unterwertiger Münzen aus 


Deutſchland, von urjpriinglid) 1 jl. 8 fr. bereits 
auf 2 fl. 4 fr. geftiegen, wurde der Taler Mitte 
1621 mit 2 jl. 24 fr., Ende 1621 3 ff. 15 fr, 
im Qanuar 1622 7 ff. 30 fr., im Februar 9 ji. 
30 fr. und anfang$ 1623 jogar mit 11 fl. 15 fr. 
in jolcher ſchlechter Münze bezablt, die feine Mart 
wurde daher ftatt gu 10 fl. 12 fr. nad u. nad) gu 
90 fl. und dariiber ausgebradt. Hiemit hatte der 
chaotiſche Zuſtand, der uͤbrigens in anderen Teilen 
des Deutiden Reiches, wenn möglich, nod) verbee- 
render war, den höchſten rad feiner Entwidlung 
erreidjt und es bedurfte eines gewaltjamen Cin: 
griffes, wenn nicht mit dem Umfturze des Begrifjes 
von Wert u. Preis alles Beftehende einem rapiden 
Verjalle iiberliejert werden jollte. Eine große Münz— 
deputation von allen Rreijen wurde daher 1623 
abgehalten, welche einen neuen Reichsfuß einführte, 
den im alten Schrot u. Korn ausgepriigten Taler 
auf 1 fl. 30 fr. feſtſetzte, den Annahmswert aller 
umlaujenden Münzgattungen bejtimmte und die 
ſchlechten Sorten und geringen Scheidemünzen 
gänzlich verrief. In Ojterr. wurde die Prägung 
der leichten Münzen mit kaiſ. P. 3 VIL 1623 ein- 
gejtellt und mit Erl. 19 X 1623 eine Kommiſſion 
eingeſetzt, welche die Modalitäten sur Cingiehung 
der ungeheneren Menge der im fmlaufe bejind= 
lichen jchledjten Münzen jejtguftellen hatte. Auf 
rund ihrer Untriige beſtimmte das fai}. P. 14 XI 
1623 die „Münz-Calada“, nach welder die Kipper= 
münzen eingewedhjelt werden follten. Nac) der Ca- 
lada wurde der Einlöſungsſatz fiir die mit 120 u. 
150 fr. bezeichneten Stücke mit 20 fr., für die mit 
60 u. 75 fr. bezeichneten Gulden mit 10 fr. ujw. 
feſtgeſetzt. ES ergab fic ſonach, da nur 13°3% des 
Nominalwertes vergiitet wurden, bei der Einlöſung 
fiir das Publifum ein Verluft von 867%. Dieſe 
in die Intereſſen der Bevöllerung tief eingreifende 
Regelung des Geldwejens hatte Verlujte von einem 
Umjange aur Folge, —— welchen jene, die 
2 Jahrh. ſpäter durch die Herabſetzung der Wiener 
Bankozettel der Allgemeinheit zugefügt wurden, 
klein gu nennen ſind. Die unjelige Kippermünze“ 
oder „die lange Münze“, wie ſie auch genannt 
wurde, weil man lange zählen mußte, bis man 
den Wert eines gerechten Talers herausbrachte, 
wird fiir alle Zeiten als cin dunkles Blatt der 
Münzgeſchichte Deutſchlands und Ojterr. in der 
Erinnerung fortleben. 

8. Wiederfehr geordneter Miingver- 
hältniſſe. Erhihung des TalerS auf 2 ji. 
Nachdem durch die Einfiihrung geregelter Münz— 
verhältniſſe allmablid) eine Klärung der Anſchau— 
ungen iiber Wertbesiehungen und damit cin ge- 
ficherter Rechtszuſtand cingetreten war, wurde mit 
aller Gewiſſenhaftigkeit getractet, die neue Ordnun 
gu erhalten. Dies hatte die giinjtige Wirkung, da 
einige Jahrzehnte hindurch die Ausmünzung ziem— 
lich regelrecht vor ſich ging, ſo daß der Taler in 
jeinem 1623 fixierten ZJahlwerte von 1 fl. 30 fr. 
gegeben U. genommen wurde. Yn dem letzten Drittel 
es 17. Qabrh. trat aber das alte Scheidemünz— 
ungemach wieder auf und von da ab jtand die Münz— 
frage abermals als fonjtanter Beratungsgegenſtand 
auf der Tagesordnung der ReidSveriammlungen. 
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Die Erjahrung hatte aber gelehrt, daß durch Be- 
ſchlüſſe und kaiſ. Mandate den um ſich greifenden 
Münzübeln nicht geſteuert werden könne und da— 
her vereinigten ſich Kurbrandenburg u. Kurſachſen 
1667 zu einem abweichenden Münzfuße, welder 
nach dem aus dem ſäkulariſierten magdeburgiſchen 
Kloſter Zinna diesfalls ergangenen Rezeſſe der 
Zinnaſche Münzfuß benannt wurde. Dieſem gemäß 
wurden aus der kölniſchen Mark feinen Silbers 
(jtatt wie bisher 9) 101/, Stück Taler, welchen eben⸗ 
jalls der Wert von 1 fl. 30 fr. beigelegt wurde, 
aljo 155), fl. gemiingt. Saifer Leopold J. erfannte 
unter Diejen Umſtänden die Unhaltbarkeit des alten 
Münzfußes, weil der Taler ohne Schaden nicht aus- 
gepriigt werden fonnte und erhöhte den Wert der— 
ſelben zuerſt auf 1 fl. 36 fr. und im 9. 1690 auf 
1 fl. 45 fv., fo daß man, da in Oſterr. 97/, Taler 
aus der jeinen Kilner Mart hervorgingen, bier bei 
einem den Zinnaſchen etwas iiberjteigenden Münz— 
jue von 16 fl. 15 fr. angelangt war. Allein aud 
dieſe Tarifierung des Talers erwies fic) bald als 
ungeniigend, weil mittlerweile die beiden zu Gon- 
———— vereinigten Landesherren von Kure 
brandenburg u. Kurſachſen einen neuen Partifular= 
WMiingverein geſchloſſen hatten, nad) weldjem die feine 
Kölner Mart zu 12 Talern (A 114 jl.) oder 18 fl. 
ausgebracdt wurde. Diefer fog. Leipziger sup jand 
gwar anjangs grofen Widerjprud) von Seite der 
librigen Reichsſtände, allein nad langwierigen Un— 
tergandlungen wurde er von den meijten von ihnen 
eingeführt, von Kaiſer Leopold 1. aber wieder unter— 
boten, indem er mit P. 28 IX 1692 den Wert des 
Talers auf 2 fl. erhihte und daher die Kilner Mark 
Feinſilber (da immer 92/, Stiid aus derjelben her— 
vorgingen) zu 18 fl. 34%, fr. (oder nad öſterr. 
Rechnung die Wiener Mark gu 22 fl. 174, fr.) 
permiingt wurde. 

9 Münzreformen. Durch dieje Mafregel 
wurde zwar eine annähernde Ubereinjtimmung ded 
diterr. und des Leipziger Münzfußes hergeſtellt, 
teineswegs aber die tief eingewurjelte Unordnung 
im Wiingvertehre behoben. Nad) wie vor jflofjen 
die guten Spesiesgelder iiber die Grenge, um in 
den auslindifchen Münzſtätten auf geringbiltige 
Scheidemünze ausgepraigt ju werden, während die 
öſterr. Lande mit tremden, geringhaltigen Münz— 
jorten iiberjdywemmt wurden. Zudem mufter bei 
dem damaligen Stande der Induſtrie in Oſterr. 
viele Erzeugnijje von ausivarts bezogen werden und 
ba der Wert der ausgefiihrten Rohprodufte geringer 
war, fo ergab ſich hieraus eine weitere Urſache des 
Geldabjluijes. Unabläſſig wurde beraten, wie diejer 
Kalamität entgeqengewirtt werden finne, und aud) 
die Meinung der Münzmeiſter — welche im 
J. 1685 zu dieſem Zwecke nach Wien berufen wor— 
den waren. ES beſtanden damals kaiſ. Münzämter 
in Wien, Prag, Kuttenberg, Kremnitz, Preßburg, 
Nagybanya, Kaſchau, Hermannjtadt, Karlsburg, 
Graz, Hall, St. Beit, Breslau, Brieg, Oppeln 
(nebjtdem die von den Biſchöfen von Olmütz u. 
Breau betriebenen Miingen in Kremſier u. Neiße 
jowie die Münze der ſchleſiſch. Hergoge im Ols). 
Das von den Münzmeiſiern aller kaiſ. Münzämter 
abgegebene umjangreiche Gutachten brachte feine Ab⸗ 
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hilje; daher berief Raijer Leopold I. im J. 1702 
einen neuerl. Generalmiingfonvent ein, zu welchem 
jedeS Münzamt abermals einen Beamten ju ents 
jenden hatte. Der Münzkonvent erjtattete wohl man- 
cherlei Vorſchläge, Darunter auc) den, die Ausprä— 
gung von ſchweren Silbermiingen einzuſtellen oder 
möglichſt gu bejdriinfer und nur fleine Miinge gu 
erjeugen, im gangen batten aber ſeine langwierigen 
Veratungen nur den einen greifbaren —* daß 
einige die Herſtellung der Münzen betreffende Refor⸗ 
men beantragt wurden. Die vorgeſchlagenen Münz⸗ 
—— fonnten alsbald begonnen werden, 
weil gerade damals tüchtige Graveure wie D. Warou 
und F M. Hofmann in den Münzen gu Wien wu. 
RKremnig tätig waren, Bald darauj wurde von dem 
tunjtjinnigen Saijer Karl VI. aus Neapel der bes 
rühmte Graveur YUntonio Waria Gennaro berufen, 
dem fic) bald Beder u. Richter beigefellten. Durch 
das Zuſammenwirken diefer hervorragenden Riinjt- 
ler und des kaiſ. Antiquarius C. G. Heraeus ge- 
lang es denn auch, dad angejtrebte Riel zu — 
und Münzen von bisher nicht gekannter Zierlich— 
leit u. — herzuſtellen. Im J. 1717 ers 
ließ Kaiſer Karl VI. eine aus 124 Art. beſtehende 
Miingordnung, welde in der Cinleitung erflirt, 
bag .von gueter herstellung des Miinzwesens 
der Wohlstand eines Landes hauptsiichlichen 
depentieret”, Gewicht, Gripe, Halt u. Gepriige 
der eingelnen Münzſorten voridjrieb und die Ob— 
lieqenbeiten eines jeden Wiingamted ſehr detailliert 
aufzählte. Ulle fpiteren und auc) die von der Rais 
jerin Maria Therefia erqangenen Münzinſtruktio— 
nen begiehen ſich in ihren weſentl. Teilen auf dieje 
Jnjtruftion Kaiſer Karl VI. und felbjt die Münz— 
injtruftion pom J. 1750, mit welder der 20 fle 
Fuß eingeführt wurde, Halt eine Reihe der im 
3 1717 erlaſſenen Beſtimmungen aufrecht. 

Wl. Abſchnitt. 1. Die Münzreformen der 
Raijerin Maria Therejia. Raiferin Maria 
Therejia, deren Regierung auj allen Gebieten des 
Staatslebens umjajjende Reformen einführte, hatte 
aud) die Notivendiqfeit der Umgejtaltung des Münz⸗ 
wefens erfannt und traf alSbald die vorbereitenden 
Schritte hiegu. Bei ihrem Regierungsantritte wurde 
nad) dem alten Münzfuße, jedoch, wie früher er— 
wähnt, mit Benugung des „öſterr. Privilegiums 
des Quentchens“ gepriigt, jo dah nicht 9, fondern 
92, Stiid Taler, aljo 18 fl. 342), fr. aus der feinen 
Kilner Mark oder, auf dfterr. Gewicht umgerech— 
net, 111/, Toler, d. i. 22 fl. 174, fr., aus der feinen 
Wiener Mart Silber hervorgingen. Die Beobad)- 
tung dieſes Münzfußes wurde in der kaiſ. Rejolu- 
tion 27 V 1742 und bald darauj in der Inſtruk— 
tion 17 VIL 1742 den Münzämtern fiir die gangen, 
halben u. Biertel-Taler neuerlich eingeſchärft, wäh— 
tend die feineren WMiingen, nämlich die Loer, Ger, 
Ser, 1 tv., yy fv. und 1S Stiide, wie friiher, nach 
einem etwas leidjteren Münzſuße ausgebracht were 
den ſollten. Bor den lepteren hatten der 15er und der 
Ger, infolge der Tarifierung des Taler$ auf 2 fl., 
eine Erhihung ihres dugeren Wertes auf 17 Fr. bezw. 
auf 7 fr. erfabren. Die Dufaten qingen nad wie 
vor zu 80%, Stück aus der Wiener Warf Gold 
pon 23 Rarat 8 Mriin (67 aus der Kilner Mart) 
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oder gu 8115%5,, Stiic aus der feinen Wiener 
Mart im Werte von 4 jl. 10 fr. per Stiic hervor. 
Dieje Tarifierung der Dufaten entſprach jedod) nicht 
mehr dem mittleriveile geänderten Wertverhältniſſe 
wijden dem Golde u. Silber, fo dah fich eine 
unmet fühlbarer hervortretende Ugiotage entiwicelte, 
durch weldje die Taler aus dem Verkehr gedrängt 
wurden. Diejer Ubeljtand jteigerte fic) gur Stala- 
mitit infolge des immer zunehmenden Einſtrömens 
der frangéjiiden Louis blancs, weldje trop ibres 
—— Wertes von nur 1 fl. 57 fr. gleich den 
jterr. Talern i 2 jl. geqeben u. genommen wur- 
ben. Um Wbbilfe gu ſchaffen, ordnete die Raijerin 
in einer „Proviſional-Inſtruktion“ 51V 1747 an, 
die Uuspraqung der Spegiesgelder, d. i. ganzen, 
halben u. Biertel-Taler möglichſt einzuſchränken, 
wibrend fie zugleich den Silberhalt der 15er, Ger 
u. Ser foweit herabzuſetzen anbefabl, daß die Wie- 
ner Warf Feinjilber darin mit 22 fl. 45 fr. (ent⸗ 
ſprechend 18 fi. 57'/, fr. aus der Kilner Mart) 
ausgebracht werde. Als dieje Verfügung wirtungs- 
log blieb, wurde mit der Snjtruftion 30 VII 1748 
ein nod) leichterer Miingfup und dieSmal auch fiir 
die Spesiesgelder cingefiihrt, nad welchem nun 
mebr die gangen, halben u. ViertelsTaler ju 22 fi. 
52 fr. aus der feinen Wiener Mark (19 fl. 34/, fr. 
aus der Kilmer Mark), die 15er, Ger u. Ser ju 
23 jl. 14 fr. und die Rreuger, ‘/, fr. und Pfen— 
nige ju 30 fl. aus der Mart hervorgingen. Aber 
aud) dieſe Wafregel erwies fic) nicht ausreichend, 
um der Ausfuhr der öſterr. und der Einſchleppung 
minderwertiger fremder Münzen fowie der Ver— 
wechſlung des Silbers acer Dufaten gu begegnen. 
Es wurde daher die Unafrage abermals in €r- 
wägung gezogen und dabei hauptſächlich das Ge— 
wicht darauf gelegt, zwiſchen Gold u. Silber „eine 
feinem von beiden das Übergewicht laſſende Pro— 
portion und untereinſtens einen ſolchen Münzfuß 
u ſtabilieren“, daß auch den Ländern, welche keine 

ergwerle haben, ermöglicht werde, ohne Schaden 
danach ju prägen, fo dah er „zur einſtmaligen 
aie gg eines in dem Riimifden Reid) tun- 
lichen allg. gleichen Münzfuß einen fruchtbaren An— 
laf gu feinergeit geben fonnte’. Da nun ermittelt 
wurde, da weder die Proportion des Goldes gum 
Silber deS Leipziger Fußes von 1:15!/9, nod) 
jene des früheren Ojterr. pon 1:152*5/95 und eben⸗ 
jowenig die nach dem Münzfuße des J. 1748 rejul- 
tierende von 1:149%5/,., wohl aber eine jolde 
von 1:14! 9 entipredjen würde, jo fonnte nidts 
anbderes eriibrigen, alS entiweder den Wert des 
Dufatens herabgujepen oder das Wusbringen des 
SilberS ju erhihen, um dieſes Wertverhiltnis 
herjujtellen. Man entſchloß fic) fiir das letztere, 
bd. h. den Silbermünzfuß nod) weiter herabzuſetzen, 
und die feine Wiener Marf Silber nunmehr mit 
24 fl. (entipredend 20 fl. pro Kilner Marl) aus- 
ubringen. Um dem Unweſen der unterwertigen 
Scheidemiingen fiir immer ju fteuern, wurde der 
nene Münzfuß fiir alle Münzſorten vom Taler bis 
um @rojdjen herab eingubalten befoblen und nur 
tit die ganz fleinen Scheidemiingen gu 1 fr. und 
1 S) die leidjtere —— zu 30 fl. pro feine 
Mark geſtattet. Dieſer Münzfuß wurde mit der 


} 


Miinginjrruftion 7 XL 1750 eingeführt und zu— 
leich anbefohlen, die Cilbermiingen mit einem 
Binter der Jahreszahl anjubringenden liegenden 
Andreaskreuz gu verjehen, um fie von den bis da— 
hin gepriigten zu unteridjeiden. 

2. Der 20 fle oder Konventionsfuß. Die 
Kaiſerin, bejtrebt, diejem neuen, in ihren Ländern 
eingefiihrien Ausmünzungsſyſtem allg. ———— 
Deutſchland gu verſchaffen, trat zunächſt mit dem 
Kurfürſten von Bayern in Unterhandlungen, welche 
am 21 1X 1753 gum Abſchluſſe eines „nachbarl. Ein⸗ 
verjtindnifjes in Münzſachen“ führten. Diejer Miing= 
fonvention wurde die Kilner Mart gu Grunde ge 
legt, aus welder 20 ‘y (entiprechend 24 fl. aus 
feinen Wiener Mark, nad dem herfimml. Ver— 
hältniſſe von 6:5) geprigt werbden jollten und jo 
erhielt det 20 fl.⸗Fuß die Bezeichnung „Konven⸗ 
tionsfuß“, den er durch ein volles Jahrh. beibe- 
hielt. Vermöge dieſes —— ſollten die 
Miingen beider Länder in Oſterr. u. Bayern unbe— 
hinderten Umlauf haben. Es wurde die Prägung 
folgender Münzſorten vereinbart: aus der feinen 
Kölner Mark Gold 67%7/,, Stück Dukaten a 4 fl. 
10 fr. (67 Stück aus der rauhen Kilner Mart von 
23 Karat 8 Grin), ferner aus der feinen Kilner 
Mart Silber: 10 Taler, 20 halbe Taler oder Gul- 
den, 40 halbe Gulden oder Bierteltaler, ſämtlich 
in Halte von 13 Lot 16 Grin (0°8333), 60 Zwan⸗ 
ziger oder Stopjitiide ju 9 Lot 6 Grin (0583), 
707/;9 Siebengehner gu 8 Lot 12 Grän (0°542), 
120 halbe Gopitiide oder Zehner zu 8 Lot (0500), 
1715, Giebener gu 6 Qot 13 Grin (0°420) und 
400 Groſchen gu 5 Lot 9 Griin (0°343). Durch den 
Beitritt der meiſten Reichsſtände, welcher teils bald 
darauf, teils in den nächſten Jahren erjolgte, wurde 
der Konventionsfuß gum allg. Münzfuße in Deutſch⸗ 
land erhoben, hatte aber, je nachdem die Rechnung 
in Kreuzern oder Grojden üblich war, in den ein- 
elnen Gebieten die mannigfaltigiten Abweidungen 
in der LUnterabteilung ſeiner Hauptmiinge, 
Talers, aufzuweijen. Der Kurfürſt von Bayern 
jah fic) gwar ſchon am 30 VIL 1754 veranlaft, die 
por einem Jahre getrofiene Vereinbarung zu fiin- 
digen, indem er erflirte, dak die Herabminderung 
der vielen Geldſorten, welde bieGinfibrung des ſton⸗ 
ventionsmünzfußes erheiſchen würde, den Staatd- 
fajjen und dem allg. Handel u. Wandel in feinem 
Lande höchſt nadjteiliq wiire und den Verkehr 
Bayerns mit den Nachbarlindern jtiren müßte; 
es fam aber ein Vergleich dabin juftande, dak 
Bayern die Miingen im Gewidte u. Feinhalte des 
20 fl.⸗Fußes auch fernerbin gu priigen babe, der 
dufere Wert der Stiide jedoch um 1), erhiht werde, 
jo daß der Taler 2 jl. 20 tr., der Zwanziger 24 fr. 
uj. gelten jollien. Es wurde alfo in Bayern 
nur eine geinderte Rechnungsweiſe geichaffen, denn 
nad) wie vor gingen 20 fl. Guldenjtiice aus der 
jeinen Kölner Warf Silber hervor; da aber dem 
Gulden der Wert von 1 fl. 12 fr. beigelegt wurde, 
jo wurde die Kilner Warf Feinfilber mit 24 fi. 
ausgebradt. Diejer 24 fl.⸗Münzfuß wurde aud 
in allen ſüddeutſchen Reichsländern eingeführt und 
bald darauf als ,,rheiniider Fuß“ oder „Reichs— 
fuß“, aud) als Reichswährung bezeichnet, weil ſein 
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Geltungsgebiet gemeinhin „das Reich” genannt 
wurde. 

3. Gepräge u. Münzzeichen. Die nad) dem 
Konventionsfuge in Oſterr. gepragten Münzen er- 
fubren durch volle hundert Nabre im Gewichte u. 
Feinhalte gar teine Verinderung; was ihre dubere 
Ausftattung anbelangt, wären aufer den bei den 
jedeSmaligen Regierungswechſeln eintretenden Ynde- 
rungen des Bildes und der Umſchrift einige inter- 
ejjante Eingelheiten ju erwähnen. 

Schon beim WAntritte der Regierung hatte Maria 
Therefia in ihrer erjten an die Münzämter ergan— 
— Inſtruktion vom J. 1742 angeordnet, daß 

ie Hälfte aller auszuprägenden Münzen mit ihrem, 
die andere Hälfte mit dem Bilde i Gemahls 
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dufaten verdriingten. ES bildete fic) bald ein eigener 
Erporthandel in Talern heraus, indem die Bank— 
häuſer fremdes Silber in Barren oder Miingen 
den öſterr. sep 279° zur Umprägung auf Maria 
Therefia-Taler einlieferten, wobei mit der Junahme 
der RKonfurreng den Münzämtern ein hohes Auf— 
geld bewilligt wurde. Diejes fiir die Finangverwat- 
tung lufrative Geſchäft führte gu einer auffallenden 
Anderung de8 Gepriiges der Taler der zwei Münz⸗ 
ſtätten Giingburg u. Kremnig. Jn Günzburg, im 
Burgau, war im J. 1764 ein f. k. Miingamt er- 
öffnet worden, um die öſterr. Vorlande mit Miingen 
des Konventionsfußes zu verjorgen und dadurch 
die vielen dort umlaujenden Gepräge anderer Lan— 
deSherren fortzubringen. Das Münzamt, nahe dem 


verjeben ſei. Der Urjprung der Münzen der | grogen deutfdjen Handelsplage Uugeburg gelegen, 


u 
Raijerin war durd das im Herzſchilde angebradhte 
Wappen des Landes kenntlich, in weldem ihre Er- 
eugungSjtitte lag, eine Beftimmung, die feit dem 
ngpatente Mailer Ferdinands I. vom J. 1555 
aujredt geblieben war. Da es Franz I. nidt gue 
fam, fic) diejer Wappen gu bedienen, jo erließ die 
Raijerin am 11 [1 1746 eine B., in welcher befohler 
wurde, die —— des Kaiſers mit den zwei An— 
fangSbuchjtaben de Wiingortes, W-I (Wien), P-R 
($rag), G-R (Gray), H-A (Hall), C-A (Carls. 
urg) zu — Nur fiir die ungar. Münz— 
jtatten wurden die Buchitaben K-B (Köôrmöcz— 
Banya, Kremnig) und N-B (Nagy-Banya) aud auf 
ben Miingen der Kaijerin beibehalten. Abweichende 
Bezeichnungen erbielten die im J. 1748 zur Eine 
jiibrung projeftierten und auc) probeweiſe gepräg— 
ten, aber erjt mit foij. P. 27 X 1760 in —— 
geiepten Kupfermünzen, welche an Stelle der bis 
dabin aus ſehr niedrig leqiertem Silber hergejtellten 
Kreuzer u. Pfennige traten. Sie trugen bloß den 
Anfangsbuchſtaben des Wiingamtes W, P, G, H 
ujw., ob fie mit dem Bilde der Kaijerin oder des 
Kaiſers verjehen waren. Nac) dem Tode Mailer 
Prana J. befahl die Kaiferin, dah fortan ein Drittel 
aller Miingen mit dem Bilde desfelben und dem 
Todesjabre 1765 und ein Drittel mit jenem ihres 
neuen Witregenten Kaiſer Joſef Il. —— 
ſeien. Kurz darauf bejahl die Kaiſerin mit der Re— 
jolution 25 VIIL 1766, anläßlich einer Klage, welche 
der furbanyerifde Miingmeijter in München über 
die angebl. Unrichtigfeit der öſterr. Münzen erhob, 
daß jede Miinge mit dem Wnfangsbuchftaben der 
Namen des Diiingmeijters und des Münzwardeins 
u verjehen fei, damit erfannt werden finne, wer 
hie eine etwa feblerhafte Ausmiingung die Verant- 
— zu tragen habe. 
4.DieMariaTherefiasoderQevantiner- 
taler. Mit den meijten der erwähnten Beizeichen 
jollte eine möglichſt wirlſame Rontrolle der Münz— 
priigungen bejwedt werden, da es der ernite Wille 
der Ratjerin war, die nach langem Ringen endlich 
erjielte Ordnung der Geldverhiltniffe dem Lande 
au erhalten. Die djterr. Münzen eroberten ſich auch 
bald ein weites Umlaujsgebiet und insbeſ. dic mit 
Dem Bilde der Kaijerin geſchmückten Taler wurden 


war von den Bankhäuſern diejer Stadt jofort mit 
Aufträgen auf Maria Therejia-Taler betraut wor— 
den, mit weldjen dicielben einen jehr ſchwunghaften 
Handel iiber Marjeille, Genua, Venedig, Florenz 
ujw. nad) der Levante trieben. Das von ihnen ju 
diejen Talerpriigungen der Münze —— Sil⸗ 
ber wurde nur mit 22 fl. 36 fr. pro Wiener feine 
Mark berednet, jo dak die Miinge, weldje 12 Taler 
oder 24 jl. daraus 7* den anſehnl. Gewinn 
von 1 fi. 24 fv. per Wiener Mark dabei hatte. Für 
Silber, das nicht mit Talern, fondern Zwanzigern 
u. Behnern vergiitet wurde, war der hihere Be— 
zahlungsſatz von 23 fl. 36 tr. feſtgeſtellt. Als nun 
—— von polit. Verwicklungen im Orient eine 
Stockung im Talerhandel eintrat, beantragten die 
Augsburger Bankhäuſer die Prägung von Talern 
von anderem Ausſehen, die nicht zum Export ge— 
eignet wären, ſondern zum Umlauſe in den Bors 
landen beſtimmt ſein ſollten, wobei fie aber bean— 
ſpruchten, daß ihnen das Silber ebenfalls gu 23 fl. 
36 fr. vergütet werde. Nach eingehendem Studium 
der Frage entſchied die Kaiſerin am 2 XII 1765, 
dah dem gejtellten Anſinnen ftattgegeben werde und 
Taler ju — ſeien, welche auf der einen Seite 
ſſtatt ihres Bildes) das Burgauiſche Wappen und 
auf der anderen (ſtatt des Doppeladlers) die Werts- 
bezeichnung gu tragen Hatten. Dieje fog. Burgauer 
Konventionstaler wurden in den J. 1766 u. 1767 
(und nad 25 Jahren noch zweimal, um raſch Sub— 
fidien fiir die Armeen herbeizuſchaffen, mangels 
anderer Prigejtempel) geprägt. Wndere Urſachen 
lagen der Anderung zu Grunde, weldje die Taler 
des Münzamtes Kremnitz erfubren. 3" den Haupt 
erporteuren von Maria TherefiasTalern in den 
Erbländern gebirte der f. f. Hof⸗ u. Kommerzien⸗ 
rat Baron Gohann v. Fries, welcher fic) der bee 
fonderen Gunſt der Kaijerin erjreute. Als zwiſchen 
ihm und der Hoffammer am 8 VI 1766 cin Bers 
trag auf 10 Jahre gee des ausſchließl. Han⸗ 
dels mit Talern in die Levante geſchloſſen werden 
jollte, wobei er ſich anbot, den Toler mit 5 fr. au 
iiberzahlen, verlangte er, da den ungar. Gewerfen 
Das in das Kremniger Miingamt qelieferte Berg— 
filber nicht in Talern mit dem Bilde der Kaijerin 
vergiitet werde, weil fie dieje ebenfalls in die Tür— 


au den beliebteften Zahlungsmitteln auf den orienta: | fei verfaujten, was jein Geſchäft beeinträchtige. Es 
liichen Handelspligen, von weldjen jie den ſpani- wurde daber im Sinne der Genehmigung der Kai— 
ſchen Saulentaler und den venetianijdjen Silber- ferin 6 V 1766 in den Bertrag eine Bejtimmung 
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aufgenommen, daß den Gewerfen nur Taler aus— 
gefolgt werden, welche flatt des Bildes der Kaijerin 
bas von 2 Engeln gebhaltene ungar. Wappen tra- 
gen jollten. Auch als Raijer Joſef D. nachdem er 
im Dezember 1780 die Alleinherrſchaft übernommen, 
die Gleichförmigkeit des Gepräges der Münzen im 
ganzen Reide anordnete, bejabl er, dieje jog. gewert- 
ſchaftl. Taler fortzuprägen. Im mwobhlverjtandenen 
Intereſſe der Handelsbeziehungen Oſterr. mit dem 
Oriente ordnete der Kaiſer zugleich an, dah neben 
dieſen gewerkſchaftlichen und neben den mit ſeinem 
Bilde verjehenen Talern auch ſolche mit dem Bild- 
nifje feiner toij. Mutter nad) wie vor auszumiingen 
feien. Dieje Wnordnung wurde aud) von ſeinen 
Nachſolgern erneuert und ſowohl im J. 1857 bei 
Ginfiihrung der öſterr. Wihrung, als aud) im 
J. 1892 in dem Geſetze iiber die neue Kronen— 
wibrung getrofien, jo daß jeit dem Tode der großen 
Raijerin jährlich Millionen Maria Therefias oder 
Levantinertaler mit der Jahres zahl 1780 aus der 
öſterr. Münzſtätten hervorgegangen find und nod 
heute aus dem Wiener Hauptmiingamte hervor— 
ehen, um nad) mehr als hundertjähriger Gewohn— 
Beit ibren —— den Orient und in das Innere 
des dunklen ltteiles zu nehmen. 

5. Die Zerrüttung des Konventions— 
ſyſtemes zur Zeit der Kriege mit Frank— 
reich. x um die Wende des Jahrh. bradten 
die Drangjale des Krieges das öſterr. Münzweſen 
aus den geregelten Bahnen, in denen eS fic) durch 
40 Jahre bewegt hatte. Die HeereSerfordernijje ver- 
ſchlangen alle Einnahmen des Staates und um 
Gieldmittel gu ſchaffen, mußte gu auberordentl. 
Miafregeln die Zuflucht genommen werden, Mit 
der Motivierung, daß die KonventionSmiinge un— 
gendtnlld ſtark ausgeführt werde und es dem 

leinhandel an den jum leidteren Berfehre und 
aur Berwedflung bequemen fleinen u. mittleren 
Silbermiingen mangle, wurden mit Hfd. 20 IV 
1795 12 u. 6 fr. Stiide und {pater aud) 24 frs 
Stiide aus nur 4litigem Silber in Umlauf ge- 
bradjt, welche gu 48 fl. aus der feinen Wiener Mart 
epragt worden waren, und daber die bis dahin 
—— eingehaltenen Beſtimmungen des Konven— 
tionSmiinginitemes durchbrachen. YS aber aud) fiir 
dieje unterwertigen Scheidemünzen das Silber nicht 
mehr beidjafjt werden fonnte, wurden mit Hid. 
10 VIL 1799 3 fr.<Stiide aus Stupjer gu 164 fl. 
aus dem Wiener Zentner und mit Hyd. 1 VII 
1800 nod) leichtere Kupfermünzen eingejiihrt, in 
welden der Zentner Kupfer bei Den 1 u. Yo fr. gu 
213 fl. 20 fr., bei den Grofdjen ju 320 fl. und bei 
den Doppelgroſchen jogar ju 426 jl. ausgemiingt 
war, Dagegen wurden jene jeit 1795 ausgegebenen 
unterivertigen Cilbericheidemiingen (im Belauf von 
121,350,287 fl. 54 fr.) mit Allerhöchſter Rejolution 
15 VII 01 einberujen, größtenleils um in der 
f. f. Hütte zu Unnaberg bei Lilienfeld verſchmolzen 
u. geſeint zu werden, wodurch Silber für die ſo 
nötigen Zwanziger und Kupfer fiir die eifrigſt bee 
triebene Rupjerausmiingung gewonnen wurde. Die— 
jelbe B., welche die Eingiehung der gu 48 fl. aus 
der feinen Wiener Warf ausgebradten Scheide— 
miingen verfiigte, führte gleichjeitiq newe Münz— 
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gattungen ebenfalls aus 4litigem Silber, nämlich 
Tet, a 17er und 11/, Live ein, bei welchen aber 
die feine Wiener Mark Silber um etwa 58% beijer, 
nämlich gu 28 jl. ausgebracht wurde. In diejer An— 
ordnung ift der Verſuch, einen befjeren Münzfuß 
der Silberjdjeidemiinge wiederherjuftellen, gu er— 
bliden. Die jonderbaren neuen Wertgrößen wurden 
mit gutem Borbedadte gewählt; zunächſt die Ter, 
um an WMiingfojten zu erjparen, weil nach dem 
Verhiltnijje des friiheren gum neuen Münzfuße 
(von *5/;5) 12 frühere Kreuzer genau 7 neuen 
Kreugern entipraden und daber die Zwölfer nur 
einjad) eco werben fonnten ; die halben Cieben- 
zehner, weldje dic dDoppelte Wertbezeichnung 81 fr. 
und 15 Golbdi trugen, um eine aud) im Küſienl. 
und in Giidtirol geltende Miingjorte zu ſchaffen, 
und die 11/y Qire-Stiide fiir Benedig. Bejtimmend 
mag aud) fiir die Wahl der erjtgenannten 2 Münz⸗ 
attungen geweſen jein, dah die Ter u. 17er von 
rüher her beliebt waren, weil im gewöhnl. Verfehre 
17 Siebener und 7 Siebenzehner (— 1 fi. 59 fr.) 
fiir volle 2 fl. genommen wurden. Wllein die Ber- 
juche, Den Münzfuß allmählich wieder gu verbeffern, 
jcheiterten bald an den neuen pig omg He in 
welche die StaatSfinangen durch den Wiederaus- 
bruch des Krieges gerieten. Bald war alles Silber- 
geld aus dem Berfehre verſchwunden, während ſich 
eine Gintflut entwerteter Banfozettel iiber das Land 
ergoh. Zuletzt feblte es auch an Kupferſcheidemünze, 
weil auc) mit diejer eine gewinnbringende Ugiotage 
betrieben wurde. Es wurde daber am 5 XI 05 ein 
ftvenges Berbot gegen das Zuriidhalten und den 
gejepwidrigen Handel mit Kupferfdeidemiingen er- 
lajjen, und da dieſes nichts frudjtete und infolge 
der Not an Kleingeld eine Stodung des Vertehres 
eintrat, mit Bewilligung des Kaiſers der Wiener 
Stadtmagijtrat am 8 XI 05 ermächtigt, Münzzettel 
gu 24 u. 12 fr. bis gum Betrage von 1,000,000 fl. 
an Gewwerbsleute gegen Bankozettel ger. gees 
Da dieje Miinggettel nach einem Jahre wieder ein- 
gezogen wurden, trat neuerdings ein empfindl. 
Mangel an Kleingeld ein. Um diefen au beheben, 
wurden laut kaiſ. Defret 20 III 07 Banfozettel< 
teilungsmünzen aus Kupfer zu 30 u. 15 fr. aus— 
gegeben. Alle dieje Kupſermünzen erfubren durch 
das faij. P. 2011 11 die gleiche Abwürdigung wie 
die Banfosettel, an deren Stelle die il i 
ſcheine traten. Das 30 fr.-Stiic wurde auf 6 fr., 
das 15 fr.=Ctiid auf 3 fr., das 3 kraStück auf 
5), fv, der Kreuzer auf 1), tr. herabgeſetzt. Mit 
faij. B. 30 II 12 wurden neue Kupfermünzen zu 
3,1, Nou. My fr. Wiener Wahrung, 213 fl. 20 fr. 
aus dem Wiener aes eingefithrt. 

6. Die Wiederherjtellung geordneter 
Weldverhiltnifje 1816 und deren aber— 
malige Zerriittung 1848. Der arg ie Bu 
ſtand der wirtſchaftl. Verhältniſſe fand erjt nach 
Wiederherjtellung des Friedens jeinen endgiiltigen 
Abſchluß, als Kaijer Franj I. mit P. 1 VI 16 ,,die 
Geldzirkulation wieder auy die Grundlage der fon- 
ventionsmafig ausgeprigten Metallmünze“ zurück⸗ 
führen zu wollen erklärte. Die in der Zwiſchenzeit 
nur läſſig betriebene und zeitweilig gang eingejtellte 
Cilbers u. Goldmiinjausprigung wurde yon nun 
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an wieder aujgenommen und iiber 30 Qabre un- 
ejtirt fortgelept, bis ihr eine neue Srije in dem 
Sabre der allg. Verwirrung (1848) abermals cin 
iel jepte. Eine ungeheuere Menge unfundierten 
iergeldes gelangte zur Uusgabe und verdriingte 

alle Wiingen, felbjt die minderwertigen Mupjer- 
miingen aus dem Umlaufe. Dieje Geldnot gebar 
die merhwiirdigiten Crideinungen auf dem Gebicte 
des BerlehrSwejens; die Banknote gu 1 fl. wurde 
in zwei Hiljten oder vier Viertel zerlegt, von denen 
jeder Teil für fic) alS Note gu 30 fr. oder 15 fr. 
umlief; Raufleute, Fabrifanten, Wirte u. Gewerbe- 
treibende griffen gur Selbjthilje und ſetzten teils 
Sdeine gu 20, 10, 6, 5, 3,2 u. 1 fr., tells Wert⸗ 
eichen aus allerhand Metallen, wie Mejjing, Blei, 
gin Kupfer und ſelbſt aus Glas, Leder, Hol; u. 
pe in Zirkulation. Eine Zerviittung der Geld— 
verhältniſſe trat ein, wie fie in ſolchem Umfange 
in det Geldgeſchichte nod) unbefannt war, es gab 
teine Währung, fein Geld, teinen Wertmefjer mehr. 
7. Das Miingwejen in den erjren Rez 
ierungSjahren Raijer Franz; Yojefs J. 
ige Tage nad) der Thronbeſteigung Kaiſer 
Franz Soi, am 2 XII 48, unternahm das F. 
M. den erjten Schritt, dem bald weitere folgten, 
eine Ordnung gu ſchaffen. Um zunächſt den ere 
wähnten Eingrifjen in das Miingregale gu_begeg- 
nen, verbot es die weitere Emifjion von Privat= 
wertzeichen, indem es eichzeitig durch die Pro⸗ 
vingialfajjen ausreichen * von Scheide⸗ 
münze in Umlauf ſetzen ließ. Dieſe beſtand zu— 
erſt aus Sechſern, wie ſie mit kaiſ. Entſchließung 
19 VIII 48 gu 125 Stiid aus der Tlitigen Wiener 
Mart (288 aus der feinen Wiener Mark) cingefiihrt 
worden waren. Als jedod) das Gilberagio iiber 
20% jtieq und auch dieje aus dem Berfehre ver- 
ſchwanden, entſchloß man fid) gur Uusgabe von um 
1, leichteren Sechſern, weldje laut Eri. des F. M. 
3VI 49, R. 266, ebenfalls aus Tlitigem Silber, 
aber 147 Stiid aus der legierten (336 Stiid aus 
der feinen) Wiener Mart gepriigt wurden. Aber 
auch diefe —— Sechſer wurden mit dem 
weiteren Steigen des Silberagios aufgekauft u. er- 
portiert und mußten ſchließlich durch Münzſcheine 
eriept werden. Die Unmöglichkeit, die klingende 
Miinge in den Verfehr eingufiihven und wohl auch 
bie polit. Wirren, Hatten das Intereſſe fiir das 
Miingwejen jo jebr in den Hintergrund gedriingt, 
daß in den erjten Drei Jahren gar feine Münzen 
unter dem Namen u. Bilde des Kaijers Frang 
Joſef I. sur Ausprägung gelangten; das von den 
Bergwerten — oder im Wege der Ein— 
löſung von Privaten von den Münzämtern erwor- 
bene Gold u. Silber wurde mit den Stempeln 
Kaiſer Ferdinands J. zu a mit der Jahres⸗ 
eo 1848 verpriigt. Erjt im J. 1851 nehmen die 
ejormen auj dem Gebiete des öſterr. Münzweſens 
ibren Anjang. Wn Stelle der vielen veridieden- 
attigen Supjermiingen, welche teilweiſe noc aus 
der Zeit Maria Therejias u. Joſefs IL. herrührten, 
wurden mit faij. B. 7 IV 51, R. 125, newe Mupjer= 
miingen 3u 2, 1, No wu. 'y fr, gu 170 fl. 40 fr. aus 
dem Wiener Zentner eingefiihrt. 1852 gingen aus 
den Münzämtern die erjten Wolds u. Cilbermiingen 
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mit dem Bilde des Kaiſers Frang Joſef J. hervor, 
dod) fonnten Ddiefe bei dem damals bejtehenden 
hoben Silberagio ebenjowenig in den allg. Verfehr 
elangen, wie die bid dabin gepriigten Münzen 
iſer Ferdinands I. Da erging, „um der be- 
jtehenden Entwertung der Landeswährung ju fteu- 
ern und fie wieder aut die Metallwahrung juriid- 
sine gl mit dem faij. P. 26 VI 54, R. 158, der 
ujruy zu einem freiwilligen Unlehen von 300 bis 
500 Will. jl. Uber ungeadhtet binnen weniger Mo— 
nate iiber 506 Millionen geseichnet worden waren, 
fonnte der beabjichtigte Rivet nicht erreicjt werden, 
weil die orientalijden Wirren die Rückzahlung der 
Schuld de3 Staates an die Nationalbant, infolge 
welder Ddieje die Barzahlungen bitte wieder auy- 
nebmen jollen, nicht nur unmöglich machten, ſon— 
detn die Staatsverwaltung gwangen, neue Vor— 
ſchüſſe von der Nationalbant aufzunehmen. 
8. Die Einführung der öſterr. Währung. 
WIS fic) die polit. Verhältniſſe gellärt hatten, glaubte 
man die Riidfehr gu geordDneten Währungsverhält⸗ 
nifjen durch die Underung des Münzſyſſemes here 
beiführen gu finnen. Gerade damals hatte die Auf— 
findung ausgedehnter Goldjelder in Ralijornien u. 
Uujtralien das Zujtrimen groper Mengen Bold sur 
Folge, während gleidseitig die Ausſuhr von Sil— 
ber nad) Djtafien ſolche Dimenjionen annahm, dap 
allen europiijden Ländern ein grojer Teil der 
— entzogen wurde, Es lag daher, da die 
Unbaltbarteit des biSherigen Währungsſyſtemes in 
Djterr. erfannt worden war, nabe, den ang 
jur Goldwährung in Erwägung ju ziehen. Da aber 
damals die Geldfrage aud) in gang Deutſchland auf 
das lebhafteſte bejprodjen u. verhandelt wurde und 
viele Stimmen aud) dort die Einfiihrung der Gold⸗ 
währung empjablen, jo jdien es zweckmäßig, ſich 
vor der Entſcheidung über die Wahl des neuen 
Währungsſyſtemes in Oſterr. wegen eines gleid- 
artigen Vorgehens mit den deutſchen Staaten ju 
einigen. Es erging daber an diejelben der Vorſchlag, 
Delegierte su entienden, mit welchen iiber die An— 
ordbnung der Geldverhältniſſe beraten werden jollte. 
Der —— allg. Billigung und fo trat 1856 
der Wiener Münzlongreß zuſammen, um ein Ge— 
— für Oſterr. u. Deutſchland zu ſchaffen. 
Im Laufe der Verhandlungen gewannen aber die 
der Goldwährung abgeneigten Stimmen das Über— 
ewicht und dieſelbe wurde nicht nur nicht beſchloſſen, 
ondern den Goldmünzen eine ſo untergeordnete 
Rolle zugewieſen, daß ſie fiir fo gut wie ganz abge- 
ſchafft gelten fonnten. Das Endergebnis der weits 
wendigen Verhandlungen war der Münzvertrag 241 
57, WR. 101, in weldem das Fejthalten an der reinen 
SilberwAihrung als gemeinſchaftl. Beſchluß den Art.2 
bildet. Hjterr. war, um ſein Münzweſen mit jenem 
der ſchon ſeit 1838 miinggeeinigten deutſchen Soll- 
vereinsitaaten in Ubereinjtimmung gu fepen, vom 
202 gum 21-Guldenjug iibergegangen (jo daß nun⸗ 
mehr 1 fl. C. M. 1 fl. 5 tr. der neuen Währung 
lei) war), mur mit dem Unterjchiede, daß der 
usmünzung nicht mehr die Marf, jondern in ent- 
ſprechender Umrechnung da8 neugeſchaffene Münz— 
pfund von 500 g zu Grunde gelegt wurde, aus 
weldem 45 jl. gepragt werden jollten. Es wurden 
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Landesmünzen gu 2 fl., 1 fl. uly fl, Silberideide- 
miingen 3u 10 u. 5 fr. und Rupfjermiingen gu 1 
u. Jy Er., ferner gum Umlaufe im ganzen deutſch— 
öſterr. BereinSgebiete doppelte u. einfache Bereins- 
taler au 3 fl. u. 14/y fl., und Kronen und !/, Kronen, 
50 bes. 100 aus einem Münzpfunde Feingold ein- 
geführt. Nebjtdem behielt ſich Ojterr. das Recht 
vor, Maria TherefiasTaler und Dufaten nach dem 
früheren Ronventionsfupe audjupclgen. Die neue 
Währung wurde mit dem faij. P. 19 IX 57, R. 169, 
alé „öſterr. Wahrung” in Wirkſamkeit gejest. 


Tiferatur. 


Karajan: Beitr. 3. Gejd. der l. j. Miinge 
Wiens, 1838, Luſchin: Wiener Pfennige, 1877. 
Derjelbe, in einer Artifelreihe über da öſterr. 
Miingwejen im Mittelalter, in der Numism. Zeits 
ſchrift, TI—XV. Raimann: Beiträge, fritijche 
undberichte u. Aufſätze ber das öſterr. Münz— 
weſen im XII.-XV. Jahrh., ebenda VII—XXI. 
Schalt: Wiener Miingverfehr im Mittelalter, und 
andere Art. iiber djterr. Miingfunde, ebenda X bis 
XXV. Voigt: Beſchreibung der bohm. — 
1772. Rappe: Die Miingitatte Ruttenberg, Nu— 
mism. Seitidr. XX. Ladurner: Uber die Münze 
und das Münzweſen in Tirol vom XIII. Jahrb. 
bis gum Ableben Maxim. L, Archiv f. Geſch. und 
VWltertumsfunde Tivols 1869. Fiala: Das Münz— 
wejen der Grajen Schlid, Numism. Zeitſchr. XXI. 
Hirſch: Reichsmünzarchiv 1754—1772. Newald: 
Die öſterr. Münzen unter Ferdinand J. 1883. De r- 
jelbe: Das öſterr. Münzweſen unter Maxim. IL, 
Rudolph I. u. Mathias, Numism. Zeitichr. XVI. 
Ernjt: Die Silberwihrung in Deutjdland im 
XVI. u. XVII. Qabrh., ebenda LV. Newald: Die 
lange Münze in Ojterr., ebenda XIII. Butte: 
gue Rippers u. Wippergeit in Rurjachjen. N. Ar— 

iv fiir ſächſiſche Geſch. 1894. S. Becher: Das 
öſterr. Münzweſen vom J. 1524—1838, Wien 
1838. Ernſt: Der Levantinerthaler. Numism. 
Zeitſchr. IV. Derjelbe: Münzzeichen u. Münz— 
meiſterbuchſtaben auf öſterr. Münzen, ebenda XXV. 
Derſelbe: Das Münzweſen unter der Regierung 
Sr. Majeſtät Kaiſer Franz Joſeph I. 1848—188s, 
Wien 1888. v. Ernit. 


B. Geld- u. Münzweſen leit 1857. 


I. Die geſetzl. Regelung des Geldwefens in den J. 1857 
u. 1858, 1. Der dent{h-dfterr. Mitngvertrag 24157. 2. Das 
tail. B. 18 IX 57. 3, Die Regelung des Mungvertehres und 
der Rechtsverhaltuiffe. — II. Die Aufhebung des Münz; 
vertrages von 1857. 1. Ausicheiden Ofterr. aus dem deut 
{chen Muünzvertrage. 2. Der PBrdliminarvertrag mit Frau 
reich 31 VIT 67 und bas Geieg 9ITI 70 fiber die Auspraqung 
von 8 u. 4 fl.e Stiiden, 3. Dre Einführung neuer Scheide ⸗ 
mitngen im J. 1968, — IIT. Der Übergang Ofterr.-Ungarns 
Aur Goldwährung. — IV. Die Hefiftellung der Kronene 
wahrung. — V. Die Scheidemiingen der Kronenwährung. 
— VI. Die Handelsmünzen Ofterr.«Ungarns, — VII. über 
gangsbeſtimmungen. — VIII. Eingiehung der Beldforten der 
Biterr. Wabrung. — IX. Auspradqung u. Qoverfehriesung 
ber Munzſorten der Kronenwabrung. 


I. Die geſetzl. Regelung des Geldwefens in 
Den 3. 1857 u. 1858. 1. Durch den deutſch— 


Geld: A. Geſchichte des Münzweſens bis gum J. 1857. B. Geld- u. Münzweſen feit 1857. 


bjierr. Miingvertrag 24157, R. 101, abe 
ejchlojien awiichen dem Kaiſertum Dfterr. und dent 
Fürſtentum Liechtenſtein cinerfeits und den durch 
die allg. Miingfonvention 30 VII 38 unter ſich ver= 
bunbenen deutſchen Zollvereinsſtaaten anderſeits, 
erhielt das Münzweſen Oſterr. jene Geſtalt, welche 
es im weſentlichen bis zur Geſetzgebung des J. 1892, 
bezw. bis zur Durchführung der Neuordnung un— 
ſeres Münzweſens, aufwies. 

Durch den obigen Vertrag wurde von den 
vertragſchließenden Staaten für ihre Gebiete die 
reine Silberwährung vereinbart. J 

Sm Handels- u. Zollvertrage zwiſchen Oſterr. 
u. Preußen 1911 53, R. 207, hatten die kontra— 
hierenden Staaten bereits vereinbart, noch im Laufe 
des J. 1853 über eine allg. Münzkonvention in 
Unterhandlung zu treten. Der Miingvertrag 24 157 
entiprang dem Bejtreben Ojterr. und der deutſchen 
Staaten nach wirtſchaftspolit. Annäherung der beiden 
großen Wirtſchaftsgebiete. 

Als Münzgrundgewicht wurde das Zoll— 
pfund — 500 4 (jeinen Silbers), als Münzfuß 
für Oſterr. u. — der 45 fl.⸗«Fuß (die Sherr. 
Währung), fiir die deutſchen Staaten der 30 Taler= 
fuß (die Talerwährung), bezw. der 521 fl.- Fuh (die 
jiiddeutiche Wahrung) vereinbart. 6 fl. b. W. wur- 
den fomit 4 Talern der Talerwährung und 7 jl. 
der ſüddeutſchen Währung agleichgeitellt. Da der 
Wulden öſterr. Währung in 100 fr. 6. W., der Taz 
fer in 30 Silbergroſchen, der Gulden ſüddeutſcher 
Währung in 60 fr. ſüddeutſcher Währung zerfiel, 
jo ftellten fid) 10 fr. 6. W.— 2 Gilberareigen = 
7 tr. ſüddeutſcher Währung. 

Bur Vermittlung u. Erleichterung des gegen= 
feitigen Verfehres unter den Vertragsſtaaten wurde 
ferner die Ausprägung von Bereinstalern u. 

wei-Vereinstalern (1 Taler == Usq @ feinen Sils 
ers), zur weiteren Erleichterung der gegenjeitigen 
Verfehrsbesiehungen und zur Forderung des Han— 
dels mit dem Muslande, die Ausprägung von Ve r- 
einshandelsmünzen aus Gold unter der Bee 
nennung „Krone“ u. „Halbe Krone” (1 Srone — 
10g feinen Goldes) vereinbart. 

Ausnahmsweiſe wurde Ofterr. die Ausprägung 
von Dukaten bis gum Schluſſe des J. 1865 (injolge 
einer neuerl. Vereinbarung bis gum Schluſſe des J. 
1870), ferner die —— von J Levan⸗ 
tinertalern“ mit dem Bildniſſe der Kalſerin Maria 
Therefia und mit der Jahreszahl 1780 im damaligen 
Sdhrot u. Korn als Handelsmiingen vorbehalten. 

2. Auf Grund diejes Miingvertrages wurde 
bag faij. Patent 191X 57, R. 169, fiir das ganze 
RKaifertum crlajjen; die Rontinuitit der Münzgeſeß— 
gebung in Bezug auf Ungarn wurde in der Folge 
durd) den G. A. VIL: 68 aufrecht erbalten. 

Nac) diefem Gefege wurde der 45 fl. - Fug 
(45 jl. 6. BW. — 500 g Feinfilber) gum gefepl. 
Landesfuße und der Gulden öſterr. Wabrung 
als in 100 Teile gu ftiidelnde Miingeinheit erflart. 
Durch die BV. des F. M. 28 IV 58, R. 65, wurde 
angeordnet, daß die Hundertteile, in welche der 
Gulden öſterr. Währung au ſtückeln fei, die Benen 
nung „Neukreuzer“ und in italieniſcher Sprache die 
| Benennung ,soldi austriaci” 3u erhalten baben. 


Weld: B. Geld- u. Münzweſen feit 1857. 


Bon Münzen öſterr. Währung wurde die Aus— 
prägung angeordnet: von 2 fl.<, 1 fl.« und fl. 
Stücken alg Landes miing en; von 2-Vereinstaler- 
u. 1-Bereinstaleritiiden alg Vereinsmünzen. 
(Samtl. Landes- u. Bereinsmiingen 9), ‘in, 
mit Ausnahme der fl.«Stücke, die vollwertig, 
indes nur 52%/; 499 fein auszuprägen waren.) Bei den 
obigen Tate wurde (Art. 6) mit Abſtufungen 
eine „Abwe guns im Mehr oder Weniger” von 
3—5 Taujendftel in der Feinheit und von 3—10 Tau⸗ 
jendjtel im Gewichte zugelaſſen; doc follte bei Aus— 
prãgung det betreffenden Miingen die abjolute Ge= 
nauigfett der eingelnen Münzſtücke angejtrebt und 
unter dem Titel des Remediums an ihrem Ge- 
halte und an ihrem Gewichte nichts gekürzt werden. 

Bejondere Bejtimmungen iiber den Abnut— 
zungSverluft der Münzen im Verfehre wurden 
tiidjichtlich) Der Landes- u. Vereinsmünzen weder 
im Miingvertrage von 1857 nod im faij. P. 19 1X 
57 getrofien. 

Bon Scheidemiingen waren nach dem obigen 
faij. P. auszuprägen: Stiide von 10u.5 Neufreugern 
in Silber und Stiide von 3, 1 wu. 1/g Neufreugern in 
Kupfer, wozu (nad) der faij. B. 21 X 60, R. 230) 
nod) Kupferjcdheidemiingen von 4 fr. 6. W. kamen. 

Da die nad) dem obigen PB. ausgeprägten 
Silberſcheidemünzen * des Silberagios 
raſch aus dem Verkehre verſchwanden (ſchon durch 
den F. M. Erl. 1 X 60, V. BL. 49, mußte das mit 
Erl. des FF. Mi. 28 X1 50, R. 451, angeordnete Ver- 
bot des YAgiotierens mit Sdeidemiingen erneuert 
werden) und die feit bem J. 1860 ausgegebenen 
Münzſcheine gu 10 fr. in der Folge durd) neue 
(nach Dem Geiepe 1 VII 68, R. 84, ausgeprigte) 
pel ——————— erjept wurden, fo laſſe id) die 
auf die Silberfcheidemiingen bezügl. Bejtimmungen 
deS P. 19 1X 57 hier auger Betracht. Bezüglich der 
Rupferjideidemiing en wurde durch das ‘. 191X 
57 und die kaiſ. V. 21 X 60 verjiigt, da 150 fr. ö. W. 
aus dem Pjund Kupfer aussupriigen ſeien. 

Riidjichtlich der Hisherigen nad dem Rone 
ventionsmiingjuge ausgeprigten Silber- 
münzen bejtimmt das faij. J 27 IV 58, R. 63 
($ 12), daß vom 1 XI 58 an nadjbenannte Miing- 
forten (bid zu dem Seitpunfte, in weldjem eine jede 
derielben auger Umlauf gefepst werden wiirde) im 
nachſtehenden gejepl. Werte der öſterr. Währung au 
gelten Hatten und nad) diejem Werte von jeder- 
mann angenommen werden muften: 

1. Das 2 fl.eStiie oder Sfudo: 2 fl. 10 fr. 6. W. 

2. Dad 1 fl.-Stiid oder 1), Studo: 1 FL 5 fr. 6. W. 

3. Das 15 fl-Stiid oder der Zwanziger 
neueren Geprages ("',9 fein) und die Lira austri- 
aca: 35 fr. 6. W. 

4. Das |), fl.<Stiid oder der Smangiger älte⸗ 
ten Gebräges (91 Lot fein) 34 fr. 6. BW. 

5. Dag fl.«Stück (10 fr. C. M.): 17 fr. B. BW. 

6. Das Vie fl.-Stiid (5 tr. ©, De): 81), fr. 6. W. 

7. Das M9 flL-Stite (3 tr. C. M.): 5 fe. ö. W. 

& Der Krontaler: 2 jl. 30 fr. b. BW. 

9. Der YoeKrontaler: 1 fl. 12 fr. ö. BW. 

10. Det '\4-Krontaler: 55 fr. 6. W. 


Die obigen Münzſorten wurden durch B. des | 
WM. § VIIT 92, R. 124, gu den beigeiesten Werten | 
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mit dem 31 XII 92 als letztem Termine endgiiltig 
einberujen, indem bejtimmt wurde, daz diejelben 
nach Ablauf diejes Termines bei den Ff. f. Majjen u. 
intern weder im Nennwerte nod) gegen Vergiitun 

des Materialwertes anzunehmen jeien, aud) na 

diejem Seitpuntte bei den k. f. Golds u. Silberein= 
löſungsämtern feinerlei Einlöſung derfelben mehr 
jtattfinden werde. Die leßtere Bejtimmung gilt 
aud) von den durch die kaiſ. B. 29 VIIL 70, R. 108, 
einberujenen, aber, gegen Vergiitung des Material- 
wertes in Silber, bis dabin nod) angenommenen 
Stiicden ju 6 fr. C. M. welche nad Ablauf des 
Monates Dezember 1892 gleidjjalls von der Ein— 
löſung ausgeſchloſſen wurden. Sugleic) wurde in Er— 
innerung gebracht, daß die fog. Levantinertaler 
(deren gefepl. Wert nach dem faij. B. 271V 58 auige- 
hört hatte) wie bisher von den fF. f. Kaſſen u. Amtern 
nidt in Zahlung genommen werden dürſen und 
aud) von der Gintdqung ausgeſchloſſen ſeien. 

3. In weiterer Durchführung der Münzreform 
von 1857 wurde dag kaiſ. B.271V 58, R. 63, erlaſſen, 
durch welches der Münzverkehr und die An— 
wendung der neuen öſterr. Währung auf 
die Rechtsverhältniſſe fiir den ganzen Umfang 
des Reiches geregelt wurden. 

Danach wurde (§ 1) die öſterr. —— 
vom 1 XI 58 angejangen als „der alleinige geſeßl. 
seg, 8 u. —S und als „die Grund- 
lage der ausſchließenden geſetzl. Landeswährung 
(Valuta) des geſamten Kaiſertums“ erflirt. Bon 
dieſem Zeitpunkte ab hatten alle anderen Währun— 
gen außer Kraft zu treten. 

Das obige P. enthält ferner folgende weſentl. 
Beſtimmungen: In Anſehung der Rechtsge— 
ſchäfte, welche vom 1XISs an geſchloſſen wer— 
den, bat, wenn keine beſtimmte Währung benannt 
ijt, die geſetzl Vermutung fiir die öſterr. Währung 
einjutreten, fojern nicht durd) rechtstrijtige Be— 
weije die Ubjicht, fich einer anderen Währung zu 
bebdienen, — wird (§ 4). 

Ulle Berbindlichfeiten, welche auf einem vor 
dem 1 XI 58 begriindeten Privatredtstitel beruben 
und auj eine der nadjbenannten Wahrungen (Va— 
luten) lauten, aber erit nad) dieſem Seitpuntte zur 
Erfiillung gelangen, find (§ 5) in der neuen öſterr. 
Währung nach folgendem Maßſtabe zu leijten: 

100 fl. C. Me (20 fl. Fuß) mit 105 fl. ö. W. 

100 7. BW. W. mit 42 fl. ö. W. 

100 fl. Reichswährung (24 fl.«Fuß) mit 87 fl. 
50 fr. 6. W. 

100 Lire austriache mit 35 fl. 6. W. 

100 fl. polniſcher Währung des Krakauer Ge— 
bietes mit 25 jl. ö. W. 

Zur Erleichterung der Umrechnung dieſer Wäh— 
rungen in die neue Währung ſind durch F. M. 
Erl. 21 V 58, R. 81, Reduktionstabellen ver— 
öffentlicht worden, die in allen Fällen, in denen 
eine der obigen Umrechnungen vorzunehmen iſt, 
zur Richtſchnur zu dienen haben. 

In gleicher Weiſe ſind alle dem Staate, den 
bffentl. Fonds, Gemeinden uſw. gebührenden oder 
von ihnen ju leiſtenden Zahlungen zu behandeln, 
bei welchen der nach dem 31 X SS zur Anwendung 
gelangende Verpflichtungsgrund auf einem Geſetze 
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oder einer B. berubt (§ 6). Zablungen, welche aus 
einem vor dem 1 XI 58 entjtandenen Rechtstitel 
in einer beftimmten Sahl ausdrücklich bedungener 
Wold jtiide gebiihren, find in Gemäßheit der bis 
dahin giiltigen gefepl. Bejtimmungen (a. b. G. 
B. $$ 987—989) gu leijten; ebenfo Sabtun en, die 
aug cinem vor dem 1 VII 58 entitandenen Rechts— 
titel ,,in Gold“ oder „in ciner bejtimmten Corte 
Woldmiingen” gebiibren (§ 8). Zahlungen, welche 
in einer bejtimmten Corte ausländiſcher Silber- 
miingen gebiibren, miijjen auch nad) dem 1 XI 58 
in derjelben geleijtet werden. Zahlungen, welche auj 
Darlehen beruhen, die infolge der faij. B. 7 11 56, 
R. 21, in einer bejtimmten inländiſchen Silber= 
miingforte oder im allg. in flingender Münze gu 
verginjen u. guriidgugablen find, miifjen nad dem 
ejepl. Werte der bedungenen Münze beim Ab— 
chlufje de BVertrages und nad) dem im § 5 des 
P. bejtimmten Maßſtabe in der neuen öſterr. Wäh— 
tung beredjnet und vom 1 XI 58 an entwebder in 
Silbermiingen der neuen öſterr. Währung oder in 
Münzen älteren Gepriiges nad) dem in diejem P. 
fejtgejtellten Werte derjelben geleijtet werden (§ 9). 
LL. Die Aufhebung des Miingvertrages von 
1857. Durch) die Ereignifje des J. 1866 waren die 
Cinigungebejtrebungen auf wirtſchaftl. Gebiete zwi— 
den Ojterr. und den deutſchen Staaten in den 
Hintergrund gedriingt worden, während gleichzeitig 
der Gedanfe einer allg. WMiingeinigung und der 
Schaffung einer Weltmiinge in den Vordergrund 
det miinjpolit. Bejtrebungen getreten war. , 
1. Jn dem Friedensvertrage zwiſchen Oſterr. 
u. Preußen 23 VIII 66, R. 103, erfliirte die preu- 
fiiche Regierung ihre Bereitwilligfcit, in Verhand- 
lungen wegen Aufhebung des am 24 157 abgeſchloſ— 
fenen Miingvertrages mit Ojterr. und den tibrigen 
Teilnehmern an demielben cingutreten. Der Ver— 
trag betreffend das Ausſcheiden des Kaiſer— 
tumes Ojterr. und des Fiirjtentumes Liedhten- 
ftein aus dem deutſchen Miingvertrage 241 
57 wurde am 13 VI 67 mit der Rechtsgültigkeit 11 
68 tatſächlich abgeſchloſſen (R. 122 ex 1867). Die 
vertragenden Regierungen verpflidjten fic) in dem— 
jelben jedodj), den bis gum Schluſſe des J. 1867 
nad den Bejtimmungen des WMiingvertrages 24 1 
57 geprägten Vereingstalern u. Vereinsdop- 
peltalern die dicjen Münzforten im Bertrage 
beigelegte Eigenſchaft eines geſetzl. Zahlungsmittels 
vor dem Ablaufe des J. 1870 nicht zu entziehen, 
fojern jie in der Srotidenselt 3u einem anderen 
Münzſyſteme als dem im Momente des Vertrags- 
abjchlujjes bejtehenden, nicht iibergeben. Am alle 
der Cinfiihbrung eines neuen Münzſyſtemes ver- 
pflichten fic) die betreffenden Regierungen zur Cin- 
lijung der Vereinstaler ihres Gepräges wenige 
jrens nod) bis gum 1 TV 71 und follen in Bejug 
auf die Einlöſung für die Angehörigen der übri— 
gen Miingvereingjtaaten nicht ungiinftigere Bedin⸗ 
gungen geſtellt werden, als für die Leahy 
des Staates, in dem die Münzänderung erjolgt. 
2. Der Priliminarvertrag mit Franke 
teid) 31 VIL 67 und das Wejeg 9 IIL 70, R. 22, 
iiber Die Ausprägung von 8 u. 4-Gold— 
quidenjftiiden. Nachdem das Vertragsverhiltnis, 
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in weldem Oſterr. fid) feit dem J. 1857 bezüglich 
feines Miingwejens ju den deutſchen Staaten be- 
funden hatte, aujgeldjt worden war, jtand der Mon- 
archie fein Hindernis entgegen, jich den feit den Sech⸗ 
zigerjahren bervortretenden Bejtrebungen nach einer 
allg. Miingeinigung und der Schaffung einer 
Weltmiinge anzuſchließen. Zwar wurde der Priili- 
minarvertrag —5 Oſterr. u. Frankreich 31 VII 
67, durch welchen Oſterr. unter beſtimmten Mo— 
dalitäten ſeinen Beitritt zu der Münzkonvention 
23 XII 65 (3wiſchen Frankreich, Belgien, Italien 
und der Schweiz) erklärt hatte, nicht ratifigiert; 
dod) wurde im J. 1870 den obigen Priiliminarien 
durch Aufnahme der hauptſächl. Goldmiingen des 
lateinijchen Miingbundes in das Hiterr. Münzſyſtem 
(wenngleich vorldufiq nur in der Cigenidajt von 
HandelSmiingen!) einigermaken Rechnung getragen. 
Durd) das Geſetz 9 LI 70 wurde ftatt der mit faij. P. 
19 1X. 57 und faij. P. 27 TV 58 eingejiihrten G ol d- 
miingen (den Kronen und halben Kronen) die Aus— 
priigung von Moldmiingen gu 8 fl. (<= 20 Franfen) 
und zu 4 fl. (= 10 Franken) angeordnet. Dieſe 
Münzen jollten bis pu Einführung der im Art. XII 
des Geſetzes 24 XII 67, R. 4 ex 1868, in Ausſicht 
genommenen Goldwährung riidfidtlid) de8 An— 
nahmewertes dem freien Ubereinfommen iiberlajjen 
bleiben. Da dieſelben, die S=Goldguldenjtiice 
645161 9, die 4-Goldguldenjtiide 3°2258 g ſchwer 
und No fein waren (den 202 u. 10-Franken⸗Stücken 
der Staaten des lateinijden Wiingbundes fomit 
genau entipradjen): fo war die Parität des 8-Gold⸗ 
ulbenftiicdes nach der Relation 151/y : 1) von vorn= 
ercin 8 fl. 10 fr., jene der 4-soldquldenjtiide 4 fl. 
5 fv. 6. W. Die Cinfiihrung der neuen, zunächſt als 
Handelsmiingen gedadten Goldmünzen wurde aud 
in Ungarn durd G. A. XII: 69 verfiigt. Durd) das 
Biterr. Gejep 26 11 81, R. 6, bezw. durch den G. A. 
VIIL:81 wurde die nad) den obigen Geſetzen zu— 
lajfige Abweichung im Feingebalte bei Ausprägung 
der obigen Münzen von 2 Taufendteilen auf 1 Tau— 
jendteil redugiert, während die zuläſſige Abweichung 
im Gewidhte von 2 Taujendjtel bejtehen blieb. 

Die Auspriigung der obigen Goldgquldenjtii ce ijt 
infolge der Miingreform des *. 1892, nach Art. IX des 
Geſetzes 2 VIII 92, R. 128, wieder cingeftellt worden. 
8 m iibrigen bielten Citerr. bezw. in der Folge 
Ojterr. u. Ungarn bis zur Neuordnung der Münz— 
verhiltnijie im J. 1892, aud) nad Auflöſung des 
BVertragsverhiltnifies gu Deutſchland, im weſent⸗ 
lidjen an den durch) den Miingvertrag vom J. 1857 
geidaffenen Grundlagen ihres Münzweſens feſt. 
dur rückſichtlich der Scheidemünzen fand eine 
Neuordnung ſtatt. 

3. Die Einführung neuer Scheidemün— 
jen im Jahre 1868. Auf Grund des Yoll- u. 
HandelSshiindnijjes zwiſchen beiden Teilen der Mone 
grchie wurde durch Geſetz 1 VIL 68, R. 84, fiir 
Ojtert., und durch G. A. VIL: 68 fiir Ungarn die 
Cingiehung der noch jirfulierenden 6 fr. C. Mee 
Stiide aus den J. 1848 u. 1849 und der im Be- 
trage von 12 Mill. fl. girfulierenden Münzſcheine, 
ferner die Erſetzung derſelben durch eine neue Sil- 
bericheidemtiinge angeordnet. Die Ausprägung der 
legteren erjolgte in Stücken gu 20 und zu 10 fr. 
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ö. BW. (u. gw. 75 fl. 6. W. aus einem Zollpfund feinen 
Silbers). Die 20 fr.-Stiide wurden 5}, 999, die 10 fr. 
Stiide 4/999 fein gepragt. Hinſichtlich de Privat- 
verfehres wurde fejtgelept, dah in Silberjcheide- 
miinge mehr als 2 jl., in Kupferjdeidemiinge mehr 
alg 50 fr. 5. W. angunehmen niemand verpflichtet 
jei, während die öffentl. Kaſſen fie bis gum Bez 
trage von 5 fl. in Zahlung, die Landeshauptlaſſen 
im e der ——— unbeſchränkt anzuneh⸗ 
men verpflichtet wurden. Dieſe Verbindlichkeit zur 
Annahme erſtreckte ſich jedoch nicht auf durchlöcherte 
oder ſonſt anders als durch den gewöhnl. Umlauf 
am Gewichte verringerte, auch nicht auf falſche oder 
verfälſchte Münzſtücke. Durch kaiſ. V. 29 VIII 70, 
R. 108, wurde die Einlöſungsverbindlichkeit hin— 
ſichtlich der Münzſcheine vom 1 X 70 an aufgehoben 
und rückſichtlich der Silberſcheidemünze aus den 
J. 1848 u. 1849 gleichfalls im Verordnungswege 
feſtgeſetzt, daß dieſelben nur mehr gegen ae ae 
des Materialwertes von bejtimmten in der V. bee 
** Amtern eingelöſt werden würden. Durch 

undmachung des Geſamtminiſteriums 16 1V 71, 
R. 27, wurde die nachtriiglidhe verfaſſungsmäßige 
Sujtimmung des Reichsrates gu diejer V. publigiert. 

IIL. Der Übergang Ofterr.-Ungarné sur Gold- 
waibrung. Sn den ct — —— egen Ende 
derſelben, machte ſich die Einſicht in die Unhaltbar— 
keit der beſtehenden — eet Oſterr.⸗ 
Ungarns in immer höherem Maße geltend. Zwar 
das Silberagio, das Aufgeld, welches bis zum 
Schluſſe des J. 1878 beim Ankaufe von Silber— 
furant gegen die mit Zwangskurs verſehenen Bank⸗ 
oder Staaténoten gezahlt werden mupte, war in 
dem obigen Seitpuntte infolge von Urſachen, auf 
die hier nicht näher eingegangen werden fann, von 
felbjt verſchwunden und damit cin Ubelftand befei- 
tigt, welder mit kurzen Unterbredjungen jeit dem 
J. 1848 auf der öſterr. Volkswirtſchaft ſchwer ge- 
lajtet hatte. (Bgl. meine Abhandlung: ,,Beitrage 
zur Wihrungsfrage in Oſterr. Ungarn“ in Con— 
rads Jahrbüchern fiir National-Ofonomie u. Sta— 
tijtif, III. Folge, III. Bd., 1892, S. 496—502 ff.) 

Neue aus der allg. Lage des Edelmetallmarftes 
und der Miinapolitif der hauptſächlichen euxopäiſchen 
Staaten u. Nordamerifas fic) erqebende Übelſtände 
unſeres Geldweſens waren jedod an die Stelle des 
Silberagios getreten, Ubeljtinbde, die von der öſterr. 
ungar. Bolfswirtichajt fait nod) hitter, als jeiner- 
zeit jenes, empfunden wurden. 

Der rapide Sturz der GSilberpreife auf den 
Edelmetallmartten ſeit dem Beginne der Siebsiger- 
jahre (1 # Gold fonnte in den J. 1871—1873 im 
Durchfdnitte gegen 15°7 F Silber eingetauſcht wer= 
den; in den J. 1881—1885 jtieg die Relation auf 
18°63:1, im 3. 1889 auf 22°5:1, im J. 1892 
auf 24:1, im Quli u. Oftober des J. 1893 fogar 
auf 29:1 u. 30: 1) batte in allen Silberwahrungs- 
lindern die ernſteſten Beſorgniſſe rückſichtlich der 
Stabilitét der Baluta hervorgerujen. Dagu fam 
die wedhjelnde Disparität der Baluta der Silber- 
währungsländer mit jener der Goldwährungsge— 
biete, ein Ubeljtand, welcher den Verkehr der Sil— 
berwihrungSliinder mit dem Wuslande auferor- 
dentlich erſchwerte. Zwar waren injolge der Cine 
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jtellung der Silberaugprigung fiir Privatrechnung 
(eine Mahregel, die in Ojterr. u. Ungarn im Früh— 
fing des 3. 1879 ergriffen worden war) die obigen 
Ubelftinde bei uns nicht in ihrer gangen Schärfe 
ju Tage getreten, zumal der Gejabr einer Silber- 
inflation tnjolge fpetulativer Ausbeutung der Sil- 
berfonjunttur durch Private vorgebeugt worden war. 
Die atterr. Baluta (die Landesmiingen, die Bank— 
noten und die StaatSnoten!) behauptete infolge der 
obigen Maßregel einen Wert, welder den Edel- 
metallwert des Silberguldens öſterr. Währung be- 
trächtlich überſtieg, ein Umitand, welder den Sturz 
unſerer Valuta und unferer Wedhfelfurje hemmte. 
(Bgl. die genannte Ubhandlung, S. 502 ff.) 
Immerhin waren die Zujtinde de3 Geldweſens 
unjerer Monarchie infolge der Gefahr einer weiteren 
Entwertung des Silbers (bis 1892 der ausſchließ⸗ 
lichen acct. Wrundlage unferer Baluta), der hej- 
—— — der Deviſenkurſe, endlich in- 
folge der durch die Einſtellung der Silberausprä— 
gungen geſchaffenen künſtl. Kaufkraft unſerer Va— 
luta ſchlechterdings unhaltbar geworden. Sowohl 
die Intereſſen der Landwirtſchaft, als die der In— 
dujtrie, ebenfo die Intereſſen der Finanzkreiſe, 
th en die Stabilijierung der Wahrungsverhaltnijic 
jterr.-Ungarns, die nur durd) den Übergang 
zur —— erfolgen fonnte, als cine drin— 
gende Notwendigkeit erſcheinen. 
IV. Die Feſtſtelung der Kronenwährung er— 
folgte fiir Ofterr. durch das Geſetz 2VIII 92, R. 126. 
Danach tritt an die Stelle der bisherigen öſterr. 
Wiihrung, die geſetzlich eine reine Silberwihrung 
wat, die Goldwährung mit der Krone als Rech— 
nungseinheit. Die Krone zerfällt in 100 h. Das 
Münzgrundgewicht diefer Währung ijt das Milo- 
ramm mit jeiner degimalen Cinteilung. Die Lane 
abd ntg es werden im Miſchungsverhält— 
niſſe von 900 Taujendteilen Gold und 100 Tau- 
jendteilen Kupfer, u. zw. aus Lkg 2%, 599 feinen 
Miinggoldes 2952 K ausqgepriigt, fo zwar, daf 
auf 1 Ag reinen Goldes 3280 K entfallen. 

Aus diefer Beſtimmung ergeben ſich die folgen- 
den Paritdten der neuen djterr.-ungar. Goldfrone: 
1 K = 0°85060975 deutſche Mark, 

1, =~ 1°050135 Franken, 
1 , = 0°0416364 Pfund Sterling; 
und umgekehrt: 
1 Mart 1°17562724 K 
1 Franken 0°952258 , 
1 Pfund Sterling 24°0174 = 
Von Landesqoldmiingen werden ausgepriigt: 
20 K-Stiide mit einem Robhgewidte von 
6 T75067 und einem Feingewidte von 61007564 
und das 
10 K-Stück mit cinem Robgewidte von 
3°3875338 und einem Feingewidte von 3°04878 g. 
Bei Auspriigung diejer Miingen foll durd 
das hiebei beobachtete Verfahren die volljtindige 
Wenauigfeit der Münzen nad) Gehalt und nad 
Gewicht fidergejtellt werden. Soweit eine abjolute 
Senauigfeit bei dem ecingelnen Stiicde nicht cinge- 
halten werden fann, ijt cin nidjt gu überſchreitendes 
Remedium von 2 Taujendteilen im Rohgewichte 
und von Urooo im Feingebhalte zuläſſig. 
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Das Pajfiergewidt ded 2OK-Stiices wurde 
mit 6°74, dDasjenige des 10 K-Stiicdes mit AR 
jejtgejtellt. Goldmiingen, dic durch den gewöhn 
Umlauf nicht unter dies Gewicht verringert wur— 
den, jind bei den öffentl. Kaſſen und im Privat— 
verfehre als vollwidtig bei allen semueeas an- 
zunehmen. Soldje Miingen, deren Gewicht injolge 
liingerer Sirfulation u. Abnutzung unter das Paj- 
jiergewidt gefunten ijt, find fiir Rechnung des 
Staates eingugiehen u. einzuſchmelzen. Sie find 
u dieſem Zwecke bei allen Staats: und öffentl. 

ajjen ftets gu ihrem Nennwerte angunehmen und 
im Wege der Staatszentralkaſſe an das Haupt- 
münzamt in Wien abzuſühren. Miingen, deren Ge- 
wicht in anderer Urt, als durd) den gewöhnl. Um— 
lauf, verringert wurde, find vorfommendenfalls 
von den öffentl. Kaſſen gegen Erſatz des Waterial- 
wertes ig Be ae und der Umpriigung zuzuführen. 

Die Ausprägung von 20 K: Stiicten erjolgt, 
joweit bas f. f. Diingamt nit fiir den Staat 
beſchäftigt ijt, auc) fiir Privatperjonen u. atv. foe 
cine Priigegebiihr, die bei 20 K-Stiiden das Mayi- 
mum von 0°3% des Wertes nicht iiberjteigen darf. 

Die Prägegebühr fiir die Ausprägung 
von 20 K-Stiiden fiir Rechnung von Pri— 
vaten wurde im Cinvernehmen mit dem ungar. 
F. M. mittels B. des F. M. 11 VII 92, R. 133, 
auf 6 K (fiir Die Ausprägung auf Rechnung der 
DOjterr.-ungar. Bant mit 4 K) fiir das Kilogramm 
Feingold feſtgeſetzt. Demzufolge ijt die Ofterr.-un- 
gar. Banf vom 11 VIII 92 ab verpflictet, Gold- 
barren jum Gage von 3276 K fiir das Rilogramm 
Feingold gegen Banfnoten eingulbjen. Die Durd)- 
führungsmaßregeln betrefiend die Ausprägung 
von 20 K-Stiden fiir Brivatrednung wur- 
den mit V. des F. M. 13 XIN 92, R. 216, pug 
bligiert. ; : 

V. Die Scheidemünzen der Kronenwährung. 
Auger den Landesgoldmiingen jind nad) dem Ge— 
jepe 2 VIII 92 noch folgende (ihrem Charafter nach 
al Sdheidemiingen fic) darjtellende) Miingen 
der Kronenwährung aus;upriigen: 

1.1 K-Stiide aus Silber (5%/j999 fein, 
200 Stiide aus 1kg Münzſilber, demnach das 
cingelne Rronenjtiid von 5 g Rohgewidt, Reme— 
dium in dem Feingebalte 3/, 499 im Gewidte ooo). 

2. Nidelmiingen in Stiiden von 20 u. 10h 
(aus reinem Nickel, 250 bezw. 333 Stücke aus 1 kg). 
Ihre Ausprigung erfolgt unter Einziehung der 
Silbericheidemiingen ju 20, 10 u. 5 fr. 6. W. 

3. Bronzemünzen in Stiiden von 2 u. 1h 
(aus einer Legierung von 95 Teilen Kupfer, 4 Tei— 
len Sinn und 1 Teil Sint; 300 Stiide gu 2 h, 
bezw. 600 Stiide gu 1 h aus 1 kg des obigen 
Miingmetalles). 

4. Bu diefen Teilmiingen find (durd kaiſ. B. 
21 1X 99, R. 176, und G. A. XXXII: 99) nod 
die 5 K-Stiide aus Silber bingugefommen. 
Sie haben ein Rauhgewidt von 24 g und find 
90 sooo fein. Bei der Uuspriigung mug das Nor— 
malgewicht und der Normalgebalt eingehalten wer— 
den. Das Remedium in der Feinheit darf 4; ooo, 
das im Gewichte >), 999 nicht tiberiteigen. Ihr Durch— 
mefier beträgt 36 mm. 
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Die Muspriigung fimtl. Teilmiingen erjolat 
nur fiir Rednung des Staates. Die 1 K-Stücke 
(ebenjo die 5 K=Stiicfe) fowie die Nidel= u. Bronze— 
miingen der Kronenwährung find bei allen öffentl. 
Kaſſen nach ihrem Nennwerte in Babtung angus 
nehmen u. gw. die 1 K-Stücke (ebenfo die 5 
Stiide) unbeſchränkt, die Nidel= u. Brongemiingen 
bis sum Betrage von 10 K. Bei den als Ber- 
wechſſungskaſſen fungierenden Kaſſen find dieſe 
Münzen im Wege der Verwechſlung gegen geſetzl. 
Landesmünzen unter den im Verordnungswege 
feſtzuſetzenden Bedingungen anzunehmen. 

Im Privatverfehre ijt niemand verpflichtet, 
1K-⸗Stücke im Betrage von mehr als 50, Nicel- 
münzen im Betrage von mehr als 10K und Bronje- 
miingen im Betrage von mehr als 1 K in Sablung 
gu nehmen. Die Annahmepflicht der 5 K-Stücke 
m Brivatverfehre wurde auf 250 K eingeſchränkt. 

Silber-, Nicel= u. Brongemiingen, die infolge 
lingerer Zirkulation an Gewidt oder Erfennbarfeit 
erheblich eingebüßt haben, werden von den öffentl. 
Kaſſen in Zahlung u. Verwechſlſung angenommen, 
indes auj echnung des Staates zur Umprägung 
eingezogen. Durchlocherte oder andere Weiſe 
als durch den gewöhnl. Verkehr im Gewichte ver— 
ringerte ſowie verfälſchte Münzſtücke werden von 
den öffentl. Kaſſen vorkommendenfalls ohne jeden 
Erſatz eingezogen und an das Hauptmünzamt in 
Wien eingeſendet. 

ie Handelsmünzen Oiterr. u. Ungarns. 
Auger den obigen Landesgoldmiingen u. Scheide- 
miingen werden folgende Handelsmiingen weiter 
ausgepriigt: 

1. Dufaten, wie bisher 81'*",,, Stiide aus 
einer Wiener Marf (— 280668 g) fermen Goldes. 
Die Ausprägung erjolat nad) dem Miſchungsver— 
hältniſſe 98%" »/,999 (23 Karat, 8 Gran). Jor Roh— 

ewidht beträgt 34909, ihr Feingewidt 3°4424 g. 

ierjacke Dufaten nad) Verhiltnis; ebenfo die ehe— 
mals ausgeprigten Doppeldufaten. — Die une 
gar. oder Kremnitzer Dufaten waren nad der 
früheren Ausprägung geſetzlich %7553/,499 fein 
(235), fariitig), ihr Rohgewicht betrug 3°4909, ihr 
Feingewicht 3°4545 9. 

2. Die Levantiner- oder Maria There— 
ſia-Taler. Diefelben werden in bisheriger Weiſe 
(ſtets nod) mit der Jahreszahl 1780 und dem Bild- 
nijie der Raijerin Maria Therefia) als Handels- 
münze ausgeprigt. Sie find dem vor 1852 (jeit 
1780 und mit friiherer Jahreszahl, ſchon feit 1765) 
gepriigten Nonventionstaler (= 2 fl. C. Wt.) gleich. 

| Nor Rauhgewidt betraigt 28°0663, ihr Feingewicht 
/23°389 g, ihre Feinheit 55535/,,5,. Die weitere 
| Ausprigung dicier widhtigen, im Wuslande viel 
| beqebrten Handelsmiinge wurde im Art. XXII des 
Miinggeiebes 2 VIII 92 ausdriiclich vorgejehen. 

VIL. Ubergangsbeftimmungen. Die Silber- 
und Kupferſcheidemünzen öſterr. Babrung, 
| qleichwie dic auf djterr. Wihrung lautenden $B apie re 
geldzeichen, jind bis zu ihrer Cingiehung bei allen 

Gablungen, die geieplich in Kronenwährung ju 
leijten find, von allen öffentl. Kaſſen und von Bri- 
patperjonen u. zw. nad) dem Verhältniſſe von 1 fl. 
ö. W. — 2K und von 1 fr. 6. W. = 2h (unter 
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den bisherigen geſetzl. Beldjriinfungen) in Zablung 
anzunehmen. 

Es können jedoch alle Zahlungen, die geſetzlich 
in öſterr. Währung — ſei es in klingender Münze 
oder nicht — zu leiſten find, ſchon von dem Zeit⸗ 
punkte an, wo das Geſetz 2 VIII 92 in Kraft tritt 
(d. i. vom 11 VIII 92), nad) Wahl des Schuldners 
aud) in Landesgoldmiingen, bezw. innerhalb der ge⸗ 
fepl. Grengen der Zahlkraft in 1 K-Stiiden, Nicel- 
u. greg gp der Kronenwihrung (jeit 1899 
aud in 5 K-Stiiden) nad) dem Berbhiltnifje von 
2K = 1fL ö. W. geleijtet werden. (Durch diefe 
Bejtimmung wurde der in Gold ausgedriidte Wert 
des Guldens öſterr. Währung, welder — infolge 
der Cinjtellung der Silberauspriiqung fiir Privat: 
rednung im 3. 1879 und der Kontingentierung der 
Staatsnoten bei gleichzeitigem Steigen des Bedar- 
fed der Bevilferung an Umlaufsmitteln — unab- 
läſſig eine jteigende Tendenz verfolgt hatte, nad) 
der Obergrenze von 2 K der neuen Währung — 
1°7012 deutiche Mark — 2°10027 Franfen einge- 
ſchränkt, wiihrend die Untergrenge des Goldwer— 
tes des Guldens öſterr. Währung, da der leptere 
durd den — Kurswert beſtimmt wird, un- 
eingeſchränkt blieb. 

Im Anſchluſſe hieran wird im Geſetze 2 VIII 
92 verfügt, daß Zahlungsverbindlichkeiten, 
die in öſterr oder ungar. Goldgulden effek— 
tiv zu leiſten find, vom 11 VIII 92 ab nach 
der Wahl des Sdhuldners, u. jw. nach dem Wert- 
verhältniſſe: 42 Goldgulben — 100 K, auch in 
Landesgoldmiingen der Kronenwährung beiderlei 
Gepräges erfiillt werden finnen. 

Durch Geſetz 2 VII 92, R. 127 (wirkſam vom 
11 VIII 92), wurde dag Minijterium der im Reichs— 
rate vertretenen Königreiche u. Länder gum Ab— 
ſchluſſe eines Münz⸗ u. Währungsvertrages 
mit bem Miniſterium der Länder der un- 
gat. Krone ermidtigqt, wodurd auf Grund 
des Gejepes 21 XII 67, R. 146, betreffend die allen 
Ländern det öſterr. Monarchie gemeinjamen An— 

elegenheiten die Einheit des Münzweſens fiir beide 

—————— im Sinne der vorſtehenden Beſtim— 
mungen zunächſt bis einſchließlich Ende Dezember 
1910 geſichert wurde. 

Jn dieſem Vertrage wird (Art. X) der Ver— 
icht beider Reichshälften auf die fernere 
usprägung von Silberlandesmünzen der 

öſterr. Währung ausgeſprochen. (Durd dieſe Be— 
ſtimmung wurde der Gefahr vorgebeugt, daß durch 
einſeitig von einer Reichshälfte, bezw. durch ge— 
meinſam von beiden Reichshälften vorgenommene 
beträchtl. Ausprägungen von Landesſilbermünze 
öſtertr. Währung, die Kaufkraft der öſterr. Valuta 
herabgeſetzt werde bezw. der Kurs der Goldvaluten 
u. Goldwechſel durch dieſes Mittel geſteigert werde. 
Es wurde hiedurch nunmehr auch die Untergrenze 
des Goldwertes des Guldens öſterr. Währung den 
—— des Valutenmarktes zwar nicht voll⸗ 
ſtändig entrückt, indes durch die obige Maßregel — 
in Verbindung mit der fortſchreitenden Einziehung 
der Staatsnoten und der vorſichtigen, opferwilligen 
Gebarung der Oſterr.zungar. Bank — die Gefahr 
der Entwertung der bſtert. Valuta, während der 


Periode des Uberganges zur faltiſchen Goldwährung 
und jut Aufnahme der Barzahlungen durch die 
Bant, dod) weſentlich gemindert.) 

Ferner wurde die Ojterr.c-ungar. Bant 
durch Gejep 2 VIII 92, R. 129, verpflichtet, geſetzl. 
Woldmiingen sum Nennwerte und Goldbarren ge- 
mäß dem gefesl. Miingfuge der Kronenwährung 
gegen Banfnoten bei ihren Hauptanftalten in Wien 
u. Budapejt jedergeit einzulöſen. Am Fale der Eine 
löſung von Woldbarren wurde ihr das Recht erteilt, 
die geſetzl. Prägegebühren in Abzug zu bringen. 
(Hiedurch ſollte das Cinjtrimen von Gold in 
die — Bank auf dem Wege privatwirt—⸗ 
ſchaftl. Tätigleit gefördert werden. 

Durch die Kundmachung des F. M. 24 VIII 
92 (F. Dt B. BL 43) wurde die Einlöſung 
von Silber jeder Art bei dem Hauptmiinganite 
und den al8 Einldjungsimtern fungierenden — 
Rerungsämtern (vom 31 VIII 92 ab) eingeſtellt. 
Silbermaterial darf bei diefen Amtern feither (im 
allg.) nur gegen Hinausgqabe der entiprechenden 
Quantität von Feinjilber in natura oder bedin- 
gungéiveije zur Ausprägung von Levantinertalern 
angenommen werden. Erſt hiedurch wurde die 
Auspriigung von Silber gu Kurantmünzen öſterr. 
Währung — aud die aus inländiſchem WMontanfil- 
ber und aus älteren bezw. beſchädigten öſterr. Sil- 
bermiingen — für Privatrednung volljtindig be- 
jeitigt und der letzte wenngleich praftijd wenig be— 
hy. ee Reſt des chemaligen Zuſammenhanges 
unjeret Valuta mit der Silberqrundlage bejeitigt.) 

VILL. Einziehung der Geldforten der ofterr. 
Währuug. Durch Geſetz 24 III 93, R. 42, wurden 
die nur von der diesjeitigen Regierung gepriigten 
Landesfilbermiinzen zu 2und il. ö. W. 
mit 1VI 93 außer geſetzl. Umlauf geſetzt. Bon 
den Staatskaſſen u. ÄAmtern wurden diefelben nod 
bi8 31 VII 93 bei allen Zablungen (nad) der F. 
WM. BV. 14 V 93, R. 82, auch bet Zollzahlungen) 
und in Verwechſſung nach dem Nennwerte anges 
nommen. Seit Ublaut dieies Termines ijt jede Ver— 
pflichtung des Staates sur Einlöſung dieſer Münzen 
exloſchen. Doc werden (Mt. V. 2811901, V. BL. 6) 
die in der Sirfulation nod) vorhandenen Silber- 
miingen zu 2 u. fl. ö. W. auch nach dem 31 VII 
93 von den Einlöſungskaſſen zum Einheitspreife 
von 120 K pro Stilogramm 2 fl.-Stiide und von 
70 K pro Rilogramm fl.«Stücke angenommen. 

Die auf Grund des deutſchabſterr. Miingver- 
trages 241 57 bis gum J. 1868 in Oſterr. gepriige 
ten Bereinstaler u. Bereinsdoppeltaler 
(welche gleid) den Landesmiingen mit dem Zabl- 
werte von 1 jl. 50 fr. begw. 3 fl. 6. W. zirku— 
lierten) wurden unter — Modalitäten, wie 
die 2 u. U fl.-Stiide b. W., außer Kurs geſetzt. — 
Dieſer Maßregel waren, inſolge des Umſtandes, 
daß der größte Teil der obigen Münzen im Deut- 
ichen Reiche sirfulierte, Vertragsverhandlungen mit 
dem Deutichen Reiche vorausgegangen. Die Regie- 
tungen Ofterr. u. Ungarns verpflichteten fid) ver— 
tragsmäßig, von der deutſchen Regierung 8°’, Will. 
Taler in Beceindtalern oder Bereinsdoppeltalern 
Bjterr. Gepriiges in drei gleichen Raten anjangs 
Upril 1892, 1893 u. 1894 gegen die Erftattung 


270 


von 1'/, fl. 6. W. in öſterr. Noten fiir jeden Taler 
ju übernehmen und diejelben in Wien einzuſchmel— 
jen; wogegen die deutſche Regierung ſich verpflich— 
tete, nad) erfolgter Ubernahme der obigen Summe 
von Bereinstalern durd) die öſterr. Regierung die 
Vereinstaler öſterr. Gepriiges aufzuxufen und auger 
Kurs ju fepen. Die Regierungen Ojterr.-Ungarns 
bebielten fic) vor, die Vereinstaler öſterr. Gepräges 
ju einem beliebigen, ihnen genehmen Seitpuntte 
auger Kurs gu ſetzen. Demgujolge wurde durch 
Geſetz 24 111 93, R. 51, die Regierung ermächtigt, 
die Außerkursſetzung der Vereinstaler u. Vere 
cinsdoppeltaler öſterr. Gepräges im Verord— 
ets aussuipreden. Dies erjolqte durch F. 
M. B. 121V 43, R. 53, mit 1 VI 93. Diefe Miingen 
waren daber im Brivatverfehre nur nod) bis 31 V 
93 gu ihrem gejepl. Zahlwerte (1 fl. 50 fr. bezw. 
3 fl. b. WW.) in Zahlung gu nehmen; von den fF. f. 
Kaſſen u. Amtern bei allen Sablungen (nad) der 
F. M. B. 14V 93, R. 82, insbej. aud) bei Zoll- 
zahlungen) und in Verwedjlung bis gum 30 VI 93. 
Seit Ablauf diefes Termines ijt jede Verpflichtung 
des Stantes zur Cinlijung diejer Münzen erlofchen. 

Durch die beiden obigen Maßregeln waren alle 
in Ojterr.<Ungarn vorhandenen Kurantmünzen 
der öſterr. Wahrung bis auf die Hauptmiin;forte 
dieſer Kategorie: die Silbergulden, aus dem 
Verkehre gezogen. Erſt durd) die Außerverkehr— 
ſetzung guch dieſer Münzſorte, welche im Münz— 
ſyſteme Oſterr.-Ungarns ungefähr die Stellung der 
deutſchen Silbertaler im Münzſyſteme des Deutichen 
Reiches einnimmt, würden wir (die vollſtändige 
Ordnung unjeres Staatsnotenzu. Banknotenweſens 
vorausgeſetzt) von unſerer gegenwärtigen hinkenden 
Goldwaͤhrung ju einer reinen Goldwährung über— 
gehen. Die großen finanziellen Opfer, welche die 
porns Einziehung diejer in einem hohen Betrage 
jirfulierenden Muͤnzen erjordern würde; die bis— 
herigen, zumal im Deutichen Reiche und den Län— 
dern der lateiniſchen Münzunion gemadten Erfah- 
rungen, welche die Wufrechterbaltung eines geord— 
neten, auf der Girundlage der Goldrechnung aufge— 
bauten Miinginitemes auch bei Zirkulation einer 
beträchtl. Wenge von Silberfurant als durchführ— 
bar ericheinen laijen; endlich wohl auch wibrungs- 
polit. Bedenfen hier nicht näher auszuführender Yirt 
lajien vorausjeben, dak auch Cjterr.<Ungarn an dem 
Syſteme einer im obigen Sinne hinkenden Gold— 
wibrung fiit abjebbare Seit nod) fejthalten werbde. 
Immerhin haben die beiderjeitigen Reqierungen (ab- 
geſehen von der völligen Einjtellung der Ausprä— 


gung von 1 jl: Stiiden, von der ſchon die Rede 
ae durd) die faif. B. 21 IX 90, R. 176, bezw. 


durd) den G. A. XXXIII ex 1899, bereits mit der 
Einziehung eines Teiles der jirfulierenden 1 fl- 
Stiide den Anfang gemacht. Durch dieje Geſetze 
wurden 32 Will. fl, der obigen Wiingforte aus dem 
Metallihage der Cjtere.-ungar. Bank geqen Erlag 
des entipredjenden Betrages in Landesgoldmünzen 
ivon 20 K-Stiiden) entnommen und in Scheide— 
miingen 35 K (44°8 Mill. K für Rechnung Cjterr., 
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Die Kupferfdeidemiingen gu 4 fr. 6. W. 
wurden (B. 23 VI 94, R. 125) außer Verkehr ge- 
jept. WS Endtermin fiir die Annahmepflicht tm 
Privatverfehre wurde der 31 XII 94, als — 
Einlöſungstermin fiir die Staatsfajjen der 31 XII 
95 feſtgeſetzt. 

Die entſprechende Verfügung betrefiend die 
Kupferſcheidemünzen jul wu. Yo fr. ö. W. 
erjolqte dDurd) die B. 9 VI 97, R. 135; lepter Cin- 
léjungstermin 31 XII 99. Dod) werden die Münzen 
der beiden letztgenannten Kategorien aud) nach die= 
fem Termine, bis auf weiteres, gum halben Nenn— 
werte eingelift. 

Die vollſtändige eg ott fae: der Silber- 
ſcheidemünzen bjterr. Währung gu 20, 10 u. 
5 fr. erfolgte durch die M. V. 23 VI 94, R. 125, 
und 18 XII 95, R. 192. Die Verpflichtung zur An— 
nahme der 20 tr.-Stiide im Privatvertehre erloſch 
mit Schluß des J. 1894, die Verpflichtung des 
Staates zur Einldjung derjelben Ende 1895, bez 
gitgtich der ee Silberjdheidemiingen öſterr. 

aͤhrung am 31 XII 98. Es werden die Silber- 
fcheidemiingen Sjterr. Währung indes auch nach 
diejen Terminen, bis auf weiteres, gum halben 
Nennwerte eingelöſt. 

IX. Ausprägung u. Juverkehrſetzung der 
Münzſorten der Kronenwährnug. Hand in Hand 
mit der Eingiehung der Miingen der öſterr. Wäh— 
rung (und der Staaténoten, die an anderer Stelle 
diejes Werles ihre Darjtellung finden) ging die Aus— 
priigung u. Qnverfebriepung der Minjforten det 
neuen Währung. Vom J. 1892 bis Ende 1902 wur- 
den von beiden Reichshälften zuſammengenommen 
992°5 Mill. K in 20 K-Stiiden und 55°26 Mill. K 
in 10 K-Stitden ausgeprägt (davon 639°87, 
bezw. 20°14 Mill. K auf Rechnung der diesieitiqen 
RKinigreiche u. Linder, und 3526 Mill., bezw. 
35°12 Mill. K auf Rechnung Ungarns). Der gripte 
Teil diejer Goldmiingen erlieqt im Goldſchatze der 
Citerr.<ungar. Bank, welder Ende 1902 (ohne 
nähere Spejialijierung!) mit 1107°35 Will. K (an 
Woldmiingen der Kronemvibrung, an Barren und 
augliindijden u. Handels-Münzen, das Milo fein 
zu 3276 K gerecynet) auggewiefen wird. Dod 
macht fic) der Goldumlauf aud) im Brivatverfehre 
Literr.<Ungarns bereits jtarf bemerflic. 

Auf Grund der F. M. V. 11V 93, R. 4s, 
wurde am 11V 93 mit der Hinausgabe der 
Bronzemiingen der Kronenwihrung qu 2 
und jul h bei den öſterr. und den ungar. Staats- 
kaſſen begonnen. Bis Ende Dezember 1902 find 
in Oſterr. u. Ungarn im gangen 15°55 Will. K 
Bronzemünzen der neuen Währung ausgeprägt 
und von den Staatskaſſen gréftenteils in Verkehr 
gelept worden. Davon 12°71 Mull. K in 2 und 
284 Will K in 1 heStiiden. Die Ausprägung 
etfolgte im Betrage von 9°45 Will. K auf Rechnung 
Oſtert und von G1 Mill. K auf Rechnung Ungarns. 

Yaut F. M. B.1V 93, R. 72, wurde am 
1V 93 aud) mit der Hinausgabe von Nidel- 
miingen der Rronenwibtung ju 20 und ju 


102 Mill. K fiir Rechnung Ungarns) umgeprigt. | 10h bei den öſterr. und den ungar. Staatsfajien 
Die Einjiehung der Scheidemünzen | beqonnen, Ausgeprägt wurden bis Ende Dezember 


öſterr. Währung ijt bereits vollendet. 


/1902 in Djterr. u. Ungarn jujammen 36 Will. K 
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Nidelmiingen yu 20 und 24 Mill. K Nidelmiingen 
3u 10h, zuſammen 60 Mill. K (davon 42 Will. 
fiir Rechnung Oſterr. und 18 Will. fiir Rechnung 
Ungarn$)}. 

Laut B. des F. M. 14 V 93, R. 80, wurde 
mit der Hinausgabe der 1 K=Stiide bei den bei- 
derjeitigen StaatSfajjen am 16 V 93 der Unfang 
gemadt. Es wurden bis Ende 1902 in Oſterr. 
Ungarn im gangen 193°45 Will. K in 1 K-Stiiden 
quégeprigt, davon 133°44 Will. K fiir Rechnung 
Ojterr. und rund 60 Mill. K fiir Rechnung Ungarns. 

Die Ausprägung der Scheidemünzen zu 
5 K erjolgte auf Grund der kaiſ. V. 21 1X 99, 
R. 176, in Ojterr., auf Grund des G. A. XXXII 
ex 1899 in Ungarn. Dieje Münzſtücke wurden im 
Wejamtbetrage von 64 Will. K (davon 44°8 Mill. 
fiir Rechnung Ojterr., 19°2 Mill. fiir Rechnung 
Ungarns) ausgeprägt. Bu diejem Swede wurde 
ein gleid) groger Betrag (32 Mill. jl. ö. Be in 
Silbergulden aus dem — der Oſterr. 
ungar. Bant (gegen Erlag des entſprechenden Be- 
trageS von Landesgoldmiingen zu 20 K durd) die 
beiden Regierungen) entnommen. ©. Menger. 


C. Papiergeld 
(bie tum Beginne der Dalutaregulierung). 

L Dads StaatSpapiergeld bis zur Errichtung der RNatio- 
nalbant. L.Anfange des Bapiergeldes in Ofterr. 2. Die Banto- 
pe bis zur Entitebung des Disagios. 3. Die Banklogettel 

if zum StoatSbanterott von 1811. 4, Das Finangpatent 
von 1811. 5. Spätere Schidiale ded Wiener Währungspapier · 
geldes. — Il. Bantnoten u. StaatSpapiergeld von der Er 
ridtung der Nationalbanft bis zur Gegenwart. 1. Die Bant- 
noten 1S16—15348, 2. Das StaatSpapieraeld 1849 — 1854. 
3. Eingiehung desſelben und Beziehungen zur Bant. 4. Bar- 
eintdfung der Bantnoten 1868, 5. Das Papiergeld von 1859 
bis 1866. 6. StaotSnotenemiifion 1866. 7. Das Bapierarid 
pom Ausgleiche mit Ungarn bis aur Balutarequlierung (1567 
bis 1892). 8, Das Sitberagio jeit 1848. 9. Die Cinldjung 
ber Staaténoten. 10. Gebarung u. Rontrofle der Staats- 
ake ps TIL. Refumé der geſchichtl. Entwidiung. — 
. Stariftit. 


I. Das Staatspapiergeld bis yur Errichtung 

der Nationalbanf 1816. 1. Unfinge des Papier: 
eldes in Ojterr. Die erjten Projefte der Cin- 

lihrung papicrener, mit Zahlkraft ausgeitatteter 
Wertzeichen reichen in Ojterr. bis in den Anfang 
des 18. Jahrh. zurück. S. hieriiber mein Werf 
„Die Finanzen Ojterr. 1701—1740% (Wien 1890) 
GS. 180, 187, 433, 441, 445, 589. Die wirtl. Ents 
jtehung de8 Papiergeldes in unjerer Monarchie 
fällt jedoch erſt in die Heit des Siebenjährigen Krie— 
ges. Um bei der Unzulänglichkeit der tibrigen Hilfs— 
quellen die Mittel zur Fortſetzung des Krieges zu 
bejchafjen, wurde nämlich mit P. 30 VI 1761 unter 
Garantie der Stiinde ſämtl. Erblande ein An— 
leben von 18 Will. fl. ausgeidjrieben, wovon fiir 
11 Mill. Darlehensobliqationen (zu 250, 500 u. 
1000 FL), flix 7 Mill. aber fog. Sahlungsobli- 
gationen in Appoints von 25 u. 100 fl. aus- 
gegeben werden ſollten. Den Gejamtbetrag der letz— 
teren erhöhte das P. 8 V 1762 auf 10 Will. unter 
entipredender Serminderung des NKapitales der 
PDarlehensobligationen. Die Heblangtebligationen 
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waren 36% verzinslich, genoſſen die Vorredte der 
Stadtbanffapitalien (Steuer: u. Verbotsfreiheit) und 
follten bei allen StaatSfajjen zu Zablungen ver- 
wendet und an Zahlungsſtatt angenommen werden 
u. jw. mit Zuſchlag der jeweilig aufgelaufenen 
Binten, welche aus einer den Obligationen beige- 
fiigten Tabelle zu bevedynen waren. Die nicht bin- 
nen 5 Jahren bei den Staatskaſſen ——— 
Obligationen ſollten bar eingelöſt werden. Alſo eine 
Art verzinsliches und einlösl. Staatspapiergeld, 
mit Steuerfundation (Steueranlehen) und vollem 
Kaſſenkurſe, jedoch ohne Zwangskurs. Der Haupt- 
zweck war eben die Heranziehung des kleinen Kapi— 
tales zur leichteren Beqebung einer Staatsanleihe. 
Ende 1763 warden 114 Will. halbjährig zur Ein— 
löſung gefiindigt, cin Jahr dDarauf 3 Will, in den 
nächſten Jahren der Reſt. 

Die Mittel zur Einlöſung ſowie jene zur Be— 
deckung des weiteren Militäraufwandes beſchaffte 
man 1763 durch Emiſſion neuer, abermals von 
den Ständen garantierter Zahlungsobligationen u. 
Appoints zu 15, 30, 60 u. 120 jl, welche teils mit 
5%, teils (die nach dem Friedensſchluſſe ausgege— 
benen Obligationen) mit 4% verginjt wurden. Bon 
erjterer Rategorie wurden 10,950.000 fl., von letz⸗ 
terer 5,940.000 fl. emittiert. Dieje neuen Obliqa- 
tionen waren bei den Staaté-, Länder⸗ u. Banfo- 
fajjen nur bis zur Hälfte der Schuldigfeit in Zah— 
lung anzunehmen. Die Berechnung det laujenden 
Rinjen wurde fiir die —— an öffentl. Kaſſen 
und aus ſolchen zweckmäßigkeitshalber abgeſtellt. 
Die 5 igen Zahlungsobligationen wurden im Sep- 
tember 1766, ſoweit fie nicht ſchon eingelöſt wa- 
ren, ſämtlich zur —— eventuell gum UUme 
taujd) in 4%ige Obligationen gleidjer Kategorie 
se all eventuell vierteljihrig gekündigt. Dic 
4%igen Obligationen beftanden nod einige Beit 
hindurch fort, bis fie teils durch neue Formen ded 
Papiergeldes erſetzt, teils fonjolidiert wurden. 

2. Die nitty fat bios bis zur Entitehung 
des Disagios. Bald nach der erjten Emiſſion der 
eben erwähnten verjingl. Kaſſenſcheine ſchritt man 
unter dem Swange der Umſtände auj Grund des 
foij. B. 15 VI 1762 zur Ausgabe eines unverzins— 
lichen, alfo der heutigen Borjtellung mehr entſpre— 
chenden Staatspapiergeldes, der Bankozettel“ 
u. zw. vorläufig im Wefamtbetrage von 12 Will. jl. 
(in Titres zu 5, 10, 25, 50 u. 100 fl.). Als aus 
qebendes Organ fungierte die Wiener Stadtbant, 
was, da dieſe ſchon längſt gu einer Staatskaſſe 
qeworden war, feinesivegs cine Garantie der Stadt 
Wien bedeutete. Jn den Umlauf gelangten dieſe 
Bankozettel durch ihre Verwendung gu ſämtl. Zah— 
lungen. Die Bededung war cine Kombination von 
Tilgungsfonds u. Steuerfundation, indem der Stadt- 
banf fiir die Banfogettel wie bei anderen Kredit: 
operationen gewiſſe Staatéeinnabmen zugewieſen 
wurden und überdies die Banfoxettel bei allen 
Staatsfajjen bis zur Hälfte der Schuldigkeit fiir 
Bargeld angenommen werden follten. Die an dic 
Stadtbank abzuführenden Gefälle (die meiſten in- 
direlten Abgaben mußten ſogar zu einem Drittel 
in Bankozetieln gezahlt werden. Dieſe Vorſchrijt hee 
zweckte die Erhöhung der Umlaufsfähigkeit der neuen 
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Geldzeichen. Cin Awangsturs fiir den PBrivatver- 
kehr bejtand nicht. Die Banlozettel, welche gleich— 
falls die Privilegien der Stadthanfpapiere genofien, 
fonnten in Betrigen von 200 jl. aufwäris jeder- 
geit gegen 5%ige Stadtbanfoobligationen umge- 
wechſelt werden und waren dann fofort zu ver- 
nichten. Jn den erjten zwei Jahren wurden zirka 
7 Mill. jl. in dieſer Weiſe fonjolidiert. Cine Ver— 
pflichtung gur Bareinlojung bejtand nicht. Doc 
fand eine ſolche anſcheinend oft jtatt. Im Vergleiche 
u den SablungSobligationen von 1761 war aljo 
ei dem neuen ——— die Steuerfundation 
eingeſchränkt, dagegen die Einlöſung bezw. Kon— 
ſolidierung in das Belieben des Inhabers geſtellt. 
Die Bankozettel konnten ſich, da fie nur einen ſehr 
eringen Teil der damaligen Beldgirtulation bil- 
en und ihre Cinlisbarfeit auger Zweifel ftand, 
leicht einbiirgern und wurden daber bald fo be- 
liebt, daß fie voriibergehend gegen Silbermiinge 
ein Wufgeld pon 1—2'/y% erpielten. 

Die nächſte Stuje der Entiwidlung bedeutet das 
P. 1 VIIL 1771, womit abermals 12 Mill. Banto- 
jettel emittiert wurden. Die Banfogettel, deren Wp= 
points um einen, gu 200 fl, vermebrt wurden, foll- 
ten nunmehr im ganzen Betrage bei den Staats- 
fajjen an Zablungsitatt angenommen werden, Die 
Konvertierung in Stadtbanfoobligationen wurde 
ausgeſchloſſen, dagegen dic Bareinlisbarfeit aus- 
driidlid) zugeſagt. Zugleich wurden in Bien und 
in den Provingialhauptitidten cigene Einlöſungs— 
fajjen errichtet. pa sar mp iiber 10 fi. 
mupten zur Haljte in Bankozetteln geleijtet werden. 
Von nur an erbhielten fic) die Bankozettel infolge 
der —— ihrer Konvertierbarleit neben der 
Silbermünze dauernd im Umlaufe. Die Umlaufs— 
menge ſtieg zunächſt nur langſam und ohne Ge— 
fährdung der Einlösbarkeit. 

Die erſte größere gens ry fand auj Grund 
des P. 1 V1. 1785 jtatt, weldjes die Ausgabe von 
20 Mill. neuer Bankozettel unter gleichzeitiger Cin- 
ziehung der alten abgenugten (zirka 13 Mill.) an- 
ordnete. Die Vermehrung wurde mit der ſteigenden 
Nachfrage und mit der — ——— des Umlauf⸗ 
gebietes durch Einbeziehung Gal. u. Ungarns) be— 
gründet. Die Stückelung war nunmehr 5, 10, 25, 
50, 100, 500 u. 1000 fl. Die Umlaufsmenge der ein⸗ 
zelnen YUppoints war firiert u. giv. derart, daß der 
Silberumlauf bei den fleineren Zahlungen unge- 
ſtürt blieb. Die weitere Steigerung des Bankozet⸗ 
telumlaujes erfolgte ohne bejondere Ankündigung. 
Schon 1788 wurden in diejer Weije 10,942.000 fl. 
emittiert. Allerdings gelangten fortwährend bedeu- 
tende Summen zur Einlöſung. Gleichwohl ſtieg der 
Geſamtumlauf nahezu ununterbrodjen (ſ. die Ta— 
belle 1). Das Projekt der Errichtung einer ſtaatl. 
Leih⸗ u. Hypothekenbank behufs Bildung eines eige- 
nen — ———— (anonymer Finanz⸗ 
ne J. 1780) fam nicht gur Ausführung. 

3. Die Banfojzettel von der Entitebung 
des Disagios bis zum Staatsbanferottvon 
1811. Cin P 19 VIII 1796 verfügte abermals die 
allmähl. Erſetzung der alten Bankozettel durch neue, 
ohne aber die Summe der letzteren angugeben. Über— 
dies wurde die ausdriicl. Beſtimmung der friiheren 
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P., daß die Annahme der Banfozettel unter Pri— 
vaten dem freien Ermeſſen anbetmgeftellt bleibe, 
nunmehr binweggelajien. 

Der Ywangsturs wurde aber auch jetzt noc 
nicht eingefiihrt. Blof bei Bablungen aus Staats- 
fafien durfte die Unnahme nun nicht mehr ver= 
weigert werden. Lepteres ſcheint iibrigens praftifd 
ſchon früher der Fall gewejen gu fein. 

Die Cinlésbarfeit der Bankozettel wurde nicht 
aujgehoben. Tatſächlich bot die Einlöſung aber 
namentlid) — der finanziellen Anforderungen 
der Revolutionskriege immer größere Schwierigkei— 
ten. Schon 1791 famen in den Provinzen diesbe- 
jliglich Klagen vor. 1796 war der —— bei den 
Einlöſungskaſſen ein fo ſtarker, dak die Einlöſung, 
namentlic) in den Brovingen, immer häufiger ins 
Stocen gerict. Jim nächſten Jahre hörte fie bereits 
gang auf. Vereingelte Einlbſungen fanden allerdings 
noc) 1800 jtatt. Schon 1796 entitand ein Disagto 
der Banfozettel, um bald darauj, wenngleid zu— 
nicht in bejdeidenen Grengen, ftabil zu werden. 

Die Annahme der Banfoszettel an Sahlungs- 
ftatt wird dem Bublifum von den Behörden an— 
jangs anempfoblen, ſpäter angeſichts des ſteigenden 
Disagios direft geboten. So entwicelte fic, da das 
ee der Banfozettel die Silbermiinge raſch aus 
dem Verlehre —* was im J. 1800 (P. 15 ITT) 
gut Ausgabe von Banfozetteln gu 1 u. 2 fl. fiihrte, 

er Swangsfurs nad u. nach von felbjt, obne 
ausdriidlidje geſetzl. Defretierung. Erjt mit P. 15 V 
u. 15 VIL 1800 wurde die Verpflichtung zur unbe- 
dingten Unnahme der Bankozettel ausgeiproden, 
aber gewiſſermaßen als eine ion beftehende. 
ak die Cinfiibrung de3 Zwangskurſes —* 
ſichts der durch die Verhaͤltniſſe der dugeren Politik 
bedingten Notwendigleit einer weiteren Vermeh— 
rung der Bankozettel unvermeidlich war, kann nicht 
beſtritten werden. Auch hatte dieſe Maßregel, wie 
i or richtig hervorhebt, den Borteil, daß die 
Pre Sfteigerung nicht gleichen Schritt bielt mit bem 
Steigen des Disagios. Ammerhin mufte eine all- 
mählich — — — eintreten, welche 
ihrerſeits wieder größere Neuemiffionen von Banko⸗ 
zetteln verurſachen mußte, was das Disagio immer 
mehr in die Höhe trieb. Jn der gleichen Richtung 
wirkten die wiederholten feindl. Invaſionen und der 
Verluſt wichtiger Gebietsteile, aus welchen die Banfo- 
jettel nad) Ojterr. guriidjtrémten. 

Natürlich fehlte es nidt an Verſuchen aur Bee 
fiimpfung ded gt ie Bald nad Cinfiihrung 
de8 Zwangskurſes häufen fic) die Erl. gegen das 
Wuffaufen u. Ugiotieren der Kurant- u. Silber= 
ſcheidemünzen, die Einſchränkungen u. Verbote der 
Münzausfuhr fowie die V. gegen die gunehmende 
——— Ubrigens beſchränkte man ſich nicht 
darauf, die Symptome des Übels zu belämpfen, 
ſondern verſuchte der weiteren Vermehrung der 
Bankozettel möglichſt Einhalt gu tun, was auch in 
den ———— 1802 u. 1804 fo ziemlich gelang. 
Gin P. 27 VIII 03 ſuchte fogar eine Verminderung 
der Banfogettel gu ergielen, indem es die Errich— 
tung cines Banfozetteltilgungsfonds anordnete 
und gu deſſen Dotierung einen Extrazoll von 50 fl. 
auf den Bentner Kaffee, Kalao u. Zucer einführte. 
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Nad einem Erl. TIL OS follten gewiſſe Ab— 
aben, darunter die Hiiljte des eben erwähnten 
xtrazolles, in Gold oder Silber entridjtet werden. 

Da das Militiirbudget alle irgendwie verfiigbaren 
Mittel veridlang, blieben alle dieje Maßregeln er— 
folglos. Insbeſ. der Krieg vom J. 1805 fubrte gu 
einer abermaligen bedeutenden Bermehrung des 
Banfozettelumlaujes. Im J. 1806 hatte das Dis- 
agio und der Umlauf der Banfogettel bereits eine 
ſolche Höhe erreicht, dak in den Beratungen wegen 
Verbeſſerung der Valutaverhältniſſe eingelne Mi— 
niſter ſich entidieden fiir die übrigens ſchon 1802 an- 
eregte Devalvierung, der Banfozettel ausſprachen. 
Rie hieriiber in die Offentlichfeit gedrungenen Ge— 
rüchte trieben Das Agio natiirlid) nod) mehr hin— 
auf. Für diesmal entidied man fic) jedod) nod 
gegen einen fo gewaltiamen Eingriff in alle Rechts— 
verbaltnifie. Dic P. 22 VII u. 29 VIII 06 enthalten 
in dieſer Hinficht die berubigendjten Zuſicherungen. 
Wit legterem P. wurde, unter Betonung der Not— 
wendigfeit, das Papiergeld mittels neuer Ubgaben 
miglichft gu vermindern, zunächſt ein 31/s wiges, 
in 35 Wnnuititen rückzahlbares Anlehen von 
75 Mill. fl. Banfozettel gegen Berpfindung des 
mehrerwähnten Zollzuſchlages ausgeidrieben. Die 
Rapitalsbeitriige waren aur Hälfte in flingender 
Münze gu erlegen. Wer tiber 10.000 fl. Vermögen 
beſaß, hatte mindeftens 1% beigutragen. Sur Do— 
tierung der gleichgeitig errichteten Bankozettel— 
tilgungst aie wurdein den Erblanden aufs Jahre 
ein ig Zuſchuß 


gut Kontribution u. Klaſſen— 
fteuer als Banfojettelti 


gungébeitrag eingeführt und 
überdies eine Erhihung der mee u. Portojiige, 
det Salz⸗ u. Tabafpreije in Ausſicht genommen. 
Wile im Umtaufde gegen Kupfermiingen eingehen- 
den Banfozettel follten öffentlich vernichtet werden. 
Die erwahnten Maßregeln wurden aber teils iiberh. 
nicht ausgeführt, teils anderen Zwecken dienſtbar 
gemacht. So wurde ſtatt des Anlehens, deſſen Be— 
gebung begreiflicherweiſe ſich als unmöglich erwies, 
cine 1. Hige Vermögensſteuer ausgeſchrieben, das 
Erträgnis der nur teilweije iné Leben getretencn 
Steuererhihungen aber dem Heeresetat iiberwiejen. 

Nach einer zweijährigen Pauſe, nachdem der 
Bankozettelumlauf 500 Mill. fl. und das Disagio 
200 iiberjtiegen hatte, erneuerte dag P. 14 LX 08 
den Verſuch einer Hebung des Wertes der Banto- 
aettel u. gw. mittels Ausſchreibung eines 5 igen, 
feitenS der Gläubiger halbjibrig, feitens des Staa- 
tes nach) 10 Jahren fiindbaren Anlehens gegen Spee 
jialverpfindung der damals auf rund 100 Mill. 
—— Staatsgüter, deren Ertrag ausſchließlich 

Bankozetteltilgungslaſſe überwieſen werden ſollte. 
Der Krieg von 1809 machte nicht nur allen Plänen 
einer Verminderung der Bankozettel vorläufig ein 
Ende, ſondern nötigte auch zu einer abermaligen 
enormen gang say? derjelben. 

Hiezu fam die Einſchränkung ihres Umlauj- 
gebietes durch den Verluſt ausgedehnter Bebiets- 
teile. Das Disagio iiberjtieg ſchon im Quli 1809 
den Kurs von 300. 

Die zunehmende Entwertung des Papiergeldes 
driingte allmablid) aud) die Scheidemünzen aus 
dem BVerfehre, wags in Verbindung mit der finangiellen 

Ofterr. StaotSwirterbuch 4. Aufl, 2. Bo. 
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Motlage zur Ausprägung immer geringhiltigerer 
Scheidemiingen fithrte. Seit 1807 wurden ſelbſt fup- 
jerne Bankozettelteilungsmünzen ju 30 u. 
15 fr. gepriigt. Wahrend der franzöſiſchen Offupa- 
tion Wiens 1805 fam es auch aur Emijfion eines 
fommunalen Notpapiergeldes, der Münzzettel ju 
12 u. 24 fr. 

Nad) dem Wiener Frieden von 1809 wurde die 
Regelung des Geldumlaufes wieder in Angriff ge- 
nommen, Entgegen den Anhängern der Devalvation 
vertrat bet Hoflammerpräſident Graf O'Donnell 
die Notiwendigfeit, das entwertete Papiergeld auf 
die Münzparität zurückzuführen u. zw.: durch ful- 
zeſſive Einziehung eines Teiles der Banko— 
zettel. ——— entſprach das P. 261110. 

Hienach ſollte die Einziehung der Banfojettel 
gegen Ausgabe von Einlöſungsſcheinen erjol- 
gen u. jv. zu einem, jeweiliq gu bejtimmenden 

rie, welcher jedoch 100 fl. Ginl. Sd. fiir 300 fl. 
Bankozettel nicht iiberiteigen jollte. Dieſe Cingiehung 
gedachte man fo lange fortzuſetzen, ald fic) hieraus 
nicht empfindl. Störungen im Geldverfehre erge- 
ben würden. 

Der Zwangskurs der Banfozettel wurde bei— 
bebalten, deren weitere Vermehrung jedod) verboten. 
Die Einlöſungsſcheine jollten dic Ronventionsmiinge 
voritellen. Jaͤhrlich follte cin Teil derjelben durch 
einen ju erridjtenden Tilgungsfonds, cin nod 
größerer durch Benugung freier Staatshypothefen 
u. zw. der Staatsgiiter und der unbewegl. Güter 
des Klerus gu cinem Anlehen in klingender Münze, 
„ohne Erſchütterung des öffentlichen und Privat— 
Vermögens“ in Silber eingelöſt und vertilgt wer— 
den. Zur Dotierung des Tilgungsfonds wurde fiir 
bie Erblande eine 10%ige Vermigensjteuer, fiir 
Ungarn ein Aufruf zu freiwilligen Beiträgen in 
Ausficht geſtellt. Die Erzeugung, Ausgabe und ſei— 
nerzeitige Einldjung der Einlöſungsſcheine wurde 
einer ganz unabbiingigen, die Rechte einer Privat- 
geſellſchaft genießenden Behirde iibertragen, der 
vereinigten Einlöſungs- u. Tilgungsdepu- 
tation, welche öffentlich amticren follte. Dieſe be— 
jtand nad) dem bezügl. Ausfiihrungspatent 18 V 10 
aus 15, größtenteils von den Landſtänden entſen⸗ 
deten WMitgliedern, welche ſchwören mupten, die 
Einlöſungsſcheine oder Banfozettel aud) der Staats- 
verivaltung nur 3u aclepl- Seder sie vio 

Das 4 26 11 10, deſſen Publikation übrigens 
das Steigen des Agios nur ganz vorübergehend 
unterbrach, wurde teils verſpätet u. unvollfommen, 
teils überh. nicht ausgeführt. Die fiir den Tilgungs- 
jonds gewidmete Vermigensfteuer (Tilgungsjteuer) 
wurde erjt am SIX 10 auggeidjrieben und mit wee 
niq Nachdrud, daher mit ganz ungeniiqendem Er- 
folge durchgefiihrt. Die Beitrage aus Ungarn floſſen 
diuperit ſpärlich cin. Das geplante ausländiſche Til- 
gungsanlehen auf die getitl. Giiter, deren Wert 
damals gegen 80 Mill. betragen haben foll (ſ. Beer}, 
fam nicht gujtande, da fic) die Banfiers mit einer 
unbejtimmten nicht realijierbaren Generalbypothet 
nicht beqniigten, die Cingiehung der geijtl. Güter 
für ben Staat jowie die Einriumung einer Spe- 
zial- u. Realhypothef auf diejelben aber durd) den 
Einfluß des Klerus hintertrieben wurde. Die Til— 
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gungsdeputation wurde, wie erwabnt, erft im Mai 
1810 aftiviert. Zur Ausgabe von Einlöſungsſcheinen 
fam es iiberh. nicht. Ym meijten geſchah nod) zur 
Durchführung der im P. in Ausſicht geftellten Maß— 
regeln behufs Einſchränkung der Münzausfuhr bezw. 
der Wareneinfuhr u. gw. durch Verbot des Han- 
dels mit Kaffee, deſſen Einfuhr nur zum eigenen 
Gebrauche gegen einen Zoll von 60 in Silber 
* Zentner geſtattet blieb ( P. 2 V 10), durch Aus— 
ehnung der ſeit 1784 beſtandenen Uuperhandels- 
fepung anderer auélindijder Waren (P. 2 IX 10) 
u. dg 


Das F. 2611 10 war der letzte Verſuch, die 
ape | des Geldweſens ohne gewaltſame Ein— 
riffe gu beſeitigen. Dieſer Verſuch mußte miß— 
ingen. So richtig das Pringip des P.: Freiwillige 
Umwandlung der Bankozettel in ein in Silber— 
miinge einlösbares Bapiergeld durch Rückkauf nad 
dem Kurswerte, auch an ich war, jo mangelhajt 
elangte dasjelbe im PB. gum Wusdrude. Der Saupte 
* bejtand darin, daß man mit der Umwand⸗ 
lung der Bankozettel in Cinldfungsfdeine beginnen 
wollte, bevor ein Fonds zur Bareinlöſung der l[ep- 
teren wirklich gebildet, deren fojortige Einlösbarkeit 
alfo fichergejtellt war. Dazu fam die Unbeftimmt- 
heit eines Bivangs- u. Kaſſenkurſes der Einldjungs- 
fcheine, welche bienach (wie Wagner richtig bemerft) 
mehr Wertpapiere als Bapiergeld geiwejen wären, 
Momente, weldje cine Bewertung der Cinldjungs- 
{deine ungemein erſchweren —— Ebenſo ver⸗ 
fehlt war die Beſtimmung, dak die Bankozettel 
höchſtens mit ihres Nennwertes in Einlöſungs— 
ſcheine umgewandelt werden ſollten, was ſo ziem— 
lid) einer verhüllten Devalvation gleictam. 

Das Richtige wiire gewejen, die Bankozettel 
jeweilig nad dem Börſenkurſe einzuziehen u. zw. 
bis gur Erreichung des Parijtandes mit den Cin- 
löſungsſcheinen. Wber freilich ware aud) dies nicht 
ausführbar gewejen, weil der Staat nod) iiberaus 
ſchwer an den Folgen eines eben beendeten ungliicl. 
Krieges litt und daher nicht nur fiir Einlöſungs— 
egg nichts verfiigbar war, fondern nad) wie vor 

et Bankozettelumlauf enorm vermehrt werden 
mute. Sm Februar 1810 hatte er rund 900 Mill. 
betragen, im Oftober hatte er bereits nahezu 
1000 Wall. erreicht. Noch weit rafcher ftieq nun, 
nachdem alles BVertrauen auf eine Beſſerung ge- 
ſchwunden, das Disagio der Bankozettel. Im Sep- 
tember 1810 war der Durchſchnitiskurs 490, im 
November bereits 960. Am Dexember wurde vor- 
iibergehend der Kurs von 1200 überſchritten, dabei 
waren Staatsanleihen fajt völlig unanbringlid. So 
entſchloß man fid) denn über Untrag des neuen 
pe — Grafen Wallis, sur gefepl. 

evalvation, welder der Erl. eines Moratoriums 
fiir alle in re mae Münze gu leijtenden Zah— 
lungen (B. 11 XIZ 10) voranging. 

4. Tas Finanjpatent vom 20. Februar 
1811. Dieſes P. die Konſequenz der unbheilvollen 
Zerrüttung des damaligen Geldweſens, wurde am 
15 TM 11 wu. zw. gleichzeitig in allen Hauptorten 
verlautbart. 

In der Einleitung, welche, wie damals iiblich, 
eine ausführl. Begriindung enthielt, wurde unter 
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—— auf die Erfolgloſigkeit des vorigen P. 
onſtatiert, daß der Bankozettelumlauf bereits 
1.060,798.753 fl. erreicht habe. Um weiteren Kurds: 
ſchwankungen Einhalt zu tun, den Untertanen einen 
im Vergleiche gum tief gefunfenen Kurſe der Banto- 
ettel höheren Wert gu ſichern und dadurd) den 
oblitand gu erhalten, fei fdjleunige Hilje not- 

wendig. Es folle daber der Papiergelduntlauf auf 
das fiir den Berfehr nötige Quantum beſchränkt 
und dieſe Summe gehörig jundiert werden. Aller— 
dings finne auch dieſes verminderte Bapiergeld 
nicht fofort eingelöſt werden, dod) werde die er: 
minderung an ic, dann die Fundierung und alle 
mähl. Tilgung zur Berubiqung dienen. 

ür die neue Ordnung des Geldweſens ſtellt 
das P. — Grundſütze auf: 

ie Bankozettel werden unter Redul- 
tion ihres Nennwertes auf cin Fünftel in 
Einlöſungsſcheine ig ant he und mit 
Ende Januar 1812 auger Zwangskurs gejept. Bis 
dabin find fie gu‘, des Nennwertes angunehmen. 
Bom 15 TI 11 bilden die Einldſungsſcheine (da- 
neben bis Ende Januar 1812 die auf ein 4); deval- 
vierten Banfosettel) „als Wiener Währung die 
eingige Valuta fiir das Inland“. Es werden nicht 
mehr Einlöſungsſcheine ausgegeben, als yur Um— 
wedjlung der Banfogettel erjorderlid) find, alfo 
212,159,750 fl. Die Einlöſungsſcheine werden unter 
®arantie der Erbjtaaten cteg und joll wegen deren 
undierung und alma. ilgung nad Zuſtim⸗ 
mung dec &. T. in Ungarn und GSiebenb. das 
Nähere erlafjen werden. Su dieſer Tilgung bleibt 
vor allem der Erlös aus dem Verfaufe der geiftl. 
Güter beftimmt, andere Mittel follen ausfindig ge— 
macht werden, Die Erzeugung u. Auswechſlung 
der Einlöſungsſcheine wird der vereinigten Ein— 
löſungs- u. Tilqungébebutation iibertragen und 
dDiejer bei ihrem Eide verboten, Einlöſungsſcheine 
liber das zur Cingiehung der Banfogettel erjorderl. 
Quantum Hinaus ju emittieren. Die fiir die Eine 
löſung der Cinlifungsideine beſtimmten Zuflüſſe 
ſollen der Deputation übergeben werden. Auch die 
Kupferſcheidemünze wird auf ihres Nennwertes 
— * 

ie Beſtimmungen des P. über die Privat- 
ſchuldverhältniſſe ſ. im Wrt. FFinanzpatent vom 
2011 11%. Was die Rechte u. Verbindlichleiten des 
Staates betrifft, fo waren vom 15 TIL 11 an alle 
nicht ſchon falligen Steuern und ſonſtigen Abgaben 
in Einlöſungsſcheinen oder im fiinffachen Betrage 
in Banfogetteln zu entricdten, anderfeits aber aud 
alle nod) nicht be Befoldungen, Penſionen und 
ſonſtigen Verwaltungsauslagen nad diejem 
Maßſiabe ju beftreiten. Wile Beſoldungszuſchüſſe 
u. Teuerungszulagen hiren auf. 

Die 10%ige Tilgungsſteuer wird aufgehoben 
und jeder hierauf eingezahlte Betrag juriicerjtattet. 
Die Zinſen der Staatsſchuld werden mit Mus: 
nahme ciniger Gffeftenfategorien auf die Hälfte 
herabgejept, jedoch) in Einlbſungsſcheinen gesablt, 
ebenjo die Zinſen der ſtändiſchen und Wiener Ober- 
fammeramts-Obligationen. 

Die Publifation des Finangpatentes rief eine 
jurchtbare Mufrequng hervor. Es war eben ein aus- 
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—— Staatsbankerott. Allerdings bezweckte Die Koſten des Krieges von 1813 wären jedoch 


as Finanzpatent überwiegend nur die geſetzl. An— 

ertennung eines ſchon beſtandenen tatjicdl. Zu— 
ſtandes. Die privatrechtl. Beſtimmungen mußten 
aber eine tiefe Erſchütterung aller wirtſchaftl. Ver— 
hältniſſe bewirfen (ſ. hierüber Art. „Finanzpatent 
pom 20 II 11“). Durch die Verpflichtung, die öffentl. 
Ubgaben im fünffachen Nennwerte der Bankozettel 
gu entridjten, follte die durch die sunehmende Ent- 
wertung der Banfojettel entitandene unbeabſichtigte 
€Entlajtung der —— beſeitigt werden. Das 
Einkommen der lepteren in Bankozetteln hatte ſich 
aber feit dem Entitehen des Disagios feinesiwegs 
iiberall verfünffacht. Die neue Verpflidtung wirfte 
daber nicht nur gegeniiber der gegenwärtigen, ſon— 
detn hinſichtlich der älteren Steuern, vielfach auch 
gegeniiber der urſprüngl. Steuerlaſt als Erhöhung, 
jedenfallg aber ſehr ungleichmäßig. Die momen: 
tane Erhihung mupte natiirlic) überall ſehr ſchwer 
empjunden werden. Dagegen bedeutete die Zinfen- 
reduftion der Staatsſchüld in Berbindung mit der 
Babiung in ee oe bei den fchon frither 
in Banfogetteln verzinsl. Sdhulden eine Erhihung 
auf das 2!/sfache. 

Die Devalvation der Bankozettel auf Ug be— 
ruhte auf den Anſchauungen der Regierung über 
den damaligen Bedarf an Umlaufmitteln bezw. auf 
der Annahme, daß eine ſolche Wertherabſetzung für 
das Papiergeld die Parität mit der Silbermünze 
herſtellen werde. Dieſe legtere Hoffnung fonnte fia, 
abgefehen von dem durch die Gewaltfamfeit der 
gangen Maßregel und den Zwangskurs der Ein— 

ſungsſcheine erhöhten Miftrauen, ſchon deshalb 
nicht erfüllen, weil das wirkl. Agio der Bankozettel 
bei der Publikation des P. nicht 500, ſondern über 
800 betragen hatte, was fiir die Einlöſungsſcheine 
einem Kurſe von rund 160 entſprach. 

Das Finangpatent galt zunächſt nur in den 
deutſch⸗ laviſchen Exblanden. In Ungarn wurde das- 
felbe nad) erjolglofen Landtagsverhandlungen am 
1 VIII 12 al8 provijorijches Geſetz kundgemacht, wo- 
bei e8 dann verblieb. Sn den damals unter fremder 
Herridajt ftehenden Provingen wurde das Finanz— 
patent nad) deren Heimfalle an Ojfterr. größtenteils 
publiziert. Doc) unterblieb dics in Tirol und im 
0.5, Hausructviertel, weshalb das Finangpatent 
dajelbjt nie in Kraft trat (E. d. O. G. H. 21 X 74, 
Glajer-Unger 5510). 

Die Ausgabe der Einlöſungsſcheine begann im 
Quli 1811 u. aw. in Stiiden gu 500, 100, 20, 10, 
5, 2 u. 1 fl. Obgleid) 110,000.000 fl. Bankosettel 
nicht zur €intdtung prifentiert worden waren, 
wurde an Cinlijungsideinen nahezu das volle ge— 
ſetzl. Maximum in Umlauf gefegt, nämlich ein Be- 
trag von 208,715.995 jl. (j. Beer). 

5. Spätere Schidfale des Wiener Wäh— 
tungspapierge!des. Der Umlauf der Einlö— 
ſungsſcheine blieb tatſächlich unveriindert. Snfolge 
dieſer Gewiſſenhaftigleit und durch die ſparſame 
Finanzpolitik des Grajen Wallis hob fic) das Ver— 


trauen. Der Kurs der Einlöſungsſcheine, weldher | 


ohne abermalige BVermehrung des Papiergqeldum- 
laufes nicht zu erſchwingen geweſen. Das P. 16 1V 
13 verfügte daher eine folche Vermehrung, aller- 
dings, unt die feierl. Zuſage des Finanapatentes 
nicht direft au brechen, durch Emiffion eines neuen, 
al8 Teil der jundierten Schuld erflirten Papier— 
eldes, der Untizipationsjdeine, zunächſt im 

etrage von 45,000,000 fl. Bur Einlöſung der— 
felben follten von 1814 an durch 12 Jahre je 
33/, Mill. aus dem Extrage der Grundjteuer direft 
an die Tilqungsdeputation abgefiihrt werden, An 
foldjen Wntigipationsfdjeinen, neben welchen die 
Einlöſungsſcheine weiter girfulierten, wurden bis 
anfangs 1816 zuſammen 470,000,000 fl. ausge- 
geben, der Papiergeldumlauf alfo binnen 3 Jahren 
mehr als verdreifacht. Natürlich verurfachte dies 
ein neuerliches bedeutendes Steigen des Agios, 
weldjeS mit Ende 1815 351 erreidjte (jf. Labelle 2). 

Nad) dem Friedensfdlufje fonnte man endlich 
zur Herjtellung der Ordnung im Geldweſen ſchreiten, 
als deren Ziel die allmähl. Wiederanbahnung eines 
Metallgeloumlaujes vorſchwebte. 

Jn diefer Abſicht wurde mit P. 1 VI 16 die 
priv, bjterr. Nationalbane erridtet und zugleich 
die freiwillige Cinléjung de$ Wiener Wahrungs- 
papiergeldes nach zwei verſchiedenen Wodalitiiten 
eingeleitet. Hiedurch ſank das Agio binnen wenigen 
Jahren auf 250, welder Einlöſungskurs 1820 ſtabi⸗ 
lifiert wurde (f. bieriiber den Art. ,,. Bank, Hfterr.- 
ungar.“). 

IL. Banknoten u. be er gin yy vou der 
Erridtung der Nationalbanf bis aur Gegenwart. 
1. Die Banknoten von 1816—1848. Seit der 
Erridtung der Nationalbanf (1816) ijt die Geſchichte 
dieſes Noteninjtitutes Jahrzehnte hindurd) zugleich 
jene des Papiergeldes der Monarchie, indem die 
Bank die jufgeijive Cingiehung des alten Wiener 
Wiihrungspapiergeldes beſorgte und hiefür — ſo— 
wie aud) im eigentl. Bankgeſchäfte — in Ronven- 
tionSmiinge einlösl. Banfnoten ausgab (jf. Art. 
, Bank, witerr.ungar.”). Mit Ende 1847 war der 
Umlauf de8 alten Staat8papiergeldes bereits auf 
7,519.000 fl. W. W. geſunken, alſo praktiſch bedeu⸗ 
tungslos geworden. Die gänzl. Außerkursſetzung 
desſelben erfolgte allerdings erſt anläßlich der Ein— 
führung der öſterr. Währung u. zw. mit 1 VIL 58 
taiſ. B. 271V 58, R. 64). 

Sm gangen löſte die Bank 443,899.052 jl. 
W. W. gegen 177,559.621 fl. C. M. ein. Die durch 
dieſe Einldjung entitandene Schuld des Staates an 
die Banf mupte, da erjterer jich, abgejehen von zwei 

rößeren Wbjtattungen von zuſammen 70,000.000 fl. 
1820 u. 1822) auf die Abfuhr einer mit 1-4 Will. fl. 
ftipulierten jährl. Tilgungsrate beſchränkte, raſch 
ſehr bedeutend anwachſen, jo daß fie Ende 1830 
ſchon über 88, Ende 1837 9845 Dill. erreichte. 

Ru diefer Wiener Währungsſchuld geſellten 
fic) aber ſeit 1822 die durd) die Bankozettel es— 
fontierten dreimonatlichen, jedoch regelmäßig pro- 
longierten StantSjentralfajjenaniveifungen, die fic 


im März 1811 167 betragen hatte und bis Juli | Ende 1847 bereits auf 45,000.000 beliefen. 


auf 286 gejtiegen war, fanf allmählich, bis er im 
Degember 1812 den Tiefitand von 137 erreichte. 


Mit diefem bedeutenden Yruvachien der Ge- 


ſamtſchuld des Staates an die Bant und der bie= 


18° 


276 


durch bedingten YWusdehnung des Notenumlaujes 
bielt dic Entwiclung der fonitigen Aktiva der Bank 
keineswegs gleiden Schritt. Der Metallſchatz ftand 
in ber Regel gang auker Verhiltnis gu dem Noten- 
umlaufe, deffen metalliicd) nicht bedectte Quote über— 
dies nut jum kleinſten Teil bankmäßig bededt 
wat, gum größten Teil alfo nur in der nicht reali 
fierbaren Forderung an den Staat ihre Bedectung 
fand (f. bieriiber Wagner, a. u. a. O.). Es war ein 
Wliic fiir die Bank, dah diefe innere Schwäche ihrer 
Pofition geheim blieb, da vor 1848 Ausweiſe nicht 
veriffentlicht wurden. Ubrigens wire in Strijen= 
zeiten (1830 u. 1840) die Inſolvenz nicht au ver- 
meiden gewefen, wenn der Bank nicht wiederholt 
ausnahmsweiſe giinjtige Umſtände gu ftatten ge- 
fommen wären. 

Bon 1840 —1846 fonfolidierte fic) das Noten- 
injtitut allerdings nidjt unerbeblic) durd) Vermin— 
derung der Schuld des Staates und ſtärkeres Un- 
wachſen des Wetallvorrates. Dann trat aber wie- 
der ein Rüchſhlag ein, fo daß anfangs 1848 43°3 % 
der Banfnoten nur durch Forderungen an den Staat 
gededt, fomit cigentl. Staatspapiergeld waren. Un— 
geachtet ded relativ nicht ungiinjtigen Verhältniſſes 
zwiſchen Metallſchatz u. Notenumlauf mubte daber 
der Revolutionsfturm des J. 1848 und der hie— 
durch verurſachte lebhafte Andrang jur Noten- 
einlöſung die Bank, deren nichtmeialliſche Altiva 
größtenteils feſtgelegt waren, alsbald in eine ſehr 
ſchwierige Lage bringen. Dies führte zunächſt zur 
Anordnung des Zwangskurſes der Banknoten 
(12 V 48), dann jut Einſchränkung und bald dar— 
auf zur villigen Cinftellung * Notenein— 
löſung (22. * 31 V 48), welche Maßregeln 
das tay P. 2 VI 48 beſtätigte. 

2. Das Staatspapiergeld 1849—1854. 
Ungefichts der fteigenden Finangnot (Krieg in Un- 

arn u. Stalien) erwies fic) auch die dDurd den 
Rroangehirs der Banfnoten ermiglichte ftirfere In— 
aniprudmahme des Bankkredites fiir Staatszwede 
nicht als ausreichend. Die Regierung mupte fic) 
daher nad 33 jähriger Unterbredjung wieder Zur 
Ausgabe von Staatspapiergeld entſchließen. 

Zunächſt ſchritt man zur Emiffion 5 wiger 
Kaffenanweifungen ohne Swangsturs per 
20 Mill. fl. in Stiiden gu 900, 400, 300, 90, 60 
u. 30 fl. (Erl. 1s TX 48). Die Bank, welche die 
sfontierung dieſer Scheine übernommen hatte, 
vermochte fie aber nidt in Berfehr gu bringen. 
Auf Grund der kaiſ. V. S149, R. 75, und der 
F. M. Erl. 611 49, R. 118, und 9 VIL 49, R. 319, 
wurde Daher im Februar die Ausgabe von 3% igen 
Koajfenanweifungen bis sum Höchſtbetrage von 
25 Mill. (gu 1000, 500, 100, 50, 25, 10 und 5 FL) 
eingeleitet, welche Kaſſenkurs haben und bar ein— 
geldjt werden ſollten. Aber auch diefe erwieſen ſich 
anjang$ al unanbringlic. Dit F. M. Erl. 28 VI 
49, KR. 298, wurde ihnen daher, unter gleichzeitiger 
Erhöhung ihres Maximums auf 50 Will, der 
Zwangskurs fiir die gange Monarchie mit Aus— 
name Lombardo-Venetiens erteilt und ihre Cine 
lösbarkeit ſowie ihre Umwechſlung in Bantnoten 
eingeſchränkt. Der Verſuch, neben mit yn eh 
ausgejtatteten Banfnoten, Staatsnoten ohne ſolchen 
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in Umlauf ju bringen, war alfo gejdeitert. Auch 
nun wurden iibrigens die Kaſſenanweiſungen nur 
ory or aujgenommen. €nde 1849 waren erft 
34 Mill. im Verkehre. Durch das fteigende Agio 
war der grifte Teil der Cilberjcheidemiinge aus 
dem Berfehre gedriingt worden, was 1848 vieljad 
ur Ausgabe papierener Privatgeldzeichen ge— 
* hatte, deren Umlauf ungeachtet wiederholter 
Verbote (F. M. Erl. 7 XII 48, R. 12 ex 1849, 
und diverſe V. im J. 1849) ſich auf das Verkehrs— 
bedürfnis ſtützte. Als Erſatz für die Scheidemünze 
wurden daher Witte 1849 (F. Mt. Erl. 24 VI, R. 287) 
Münzſcheine gu 6 u. 10 fr. C M. ausgegeben, 
u. gv. urfpriinglid) im Maximum von 5 Will. FL, 
welches jedod) bald jtarf iiberidjritten wurde. Dieje 
Scheine hatten keinen Swangsfurs, fondern bloß 
Kaſſenkurs und follten nad) u. nad) in Scheidemiinge 
eingelijt, die Reihenfolge dieſer Cinlijung aber durd) 
Serienverlojung bejtimmt werden. Die BVerlofung 
begann im Geptember 1849 und wurde in den 
nächſten 2 Jahren ſortgeſetzt. Gleichwohl belief fic 
der Umlauf infolge ſtarker Neuemiſſionen Ende 1851 
nod auf jirfa 18 Wil. fl. Die verloſten gr 
jdeine wurden binnen 2 Monaten eingelBjt, die 
nicht ig sng ee bebhielten aber den Kaſſenkurs. 
Un die bisher erwähnten Papiergeldemijfionen 
ſchloſſen ſich noch zwei andere, urſprünglich nur 
fiir einzelne Teile des Reiches beſtimmte Arten 
von Staatspapiergeld, nämlich die ſeit anfangs 
Mai 1849 ausgegebenen Anweiſungen auf die 
ungar. Landeseinfiinfte zunächſt in Stiiden 
zu 1000, 100, 10 u. 5 fl, fpiiter aud) 2 u. 1 fl.), 
deren Swangsturs mit F. M. Erl. 7VIII 49, 
R. 350, auc) auf die angrengenden Linder aus— 
edehnt wurde, dann die sur Bededung der Kriegs- 
often in Lombardo-Venetien als Antisipation 
cines Kriegsſteuerzuſchlages mit F. M. Erl. 6 LV 49, 
R. 210, emittierten Treforfdeine von 70 Mill. 
Vire (in Stücken bis 5 Lire), welche außerhalb der 
genannten Proving feinen Swangsfurs batten. 
Teils zur Cinléfung der 3%igen Kaſſenan— 
weifungen und der Uniweijungen auf die ungar. 
Landegeintiinfte, teils zur Dedung des Defisites 
wurde auf Grund A. E. 13 TX 49 im J. 1850 (F. M. 
Srl. 16 VI 50, R. 241) ein neues cinheitl. Staate- 
papiergeld freiert mit Zwangskurs jiir die ganze 
WMonarchie ausſchließlich Lombarbdo-Venetiens. Es 
waren dies auf die Staatseiſenbahnen —— 
Reichsſchatzſcheine im vorläufigen Höchſtbetrage 
von 50 Mill. fl. u. zw. — Sige in Stiicen 
zu 1000, 500 u. 100 FL, feit Dezember 1850 aud 
unverzinsliche in Stiiden zu 50, 10, 5,2 u. 1 fl 
Die Umwechſlung der 3%igen Kaſſenanwei— 
jungen in Reichsidjagicheine beqann am 1 VII 50. 
Nah einigen WMonaten wurden die nod cinlaufen- 
den Anweiſungen einberufjen (F. M. Erl. 22 1X 50, 
R. 364) u. zw. je nad) dem YWusjtellungsdatum, 
teils mit Ende Dezember 1850, teils mit Ende März 
1851, der Einlbjungstermin, jedoch jpater bis Ende 
Degember 1852 verlingert. Ubrigens wurden nok 
im 3. 1853 (Gri. 3 VIL, R. 157) 3% ige Rajjen- 
anweifungen mit den Berfallstagen 30. Juni und 
31. Degember auggejtellt, deren Zinſen ſchon bei 
der Uusgabe im vorbhinein auszubezahlen waren, 
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— ein Berjuch, diejes Papiergeld leicdter in Um— 
lauf zu bringen. Da nur ein Teil der neuen Reichs- 
ſcha 2* zur Einziehung des anderen Staats— 
sank eldes verwendet wurde, ftieg der Geſamt— 
umlaut des Staatspapiergeldes (ohne Münzſcheine) 
big Ende 1851 auf mehr al8 180 Mill. fl., d. i. 
auf 45°5% Der damaligen geſamten ‘Bapiergeld- 
zitfulation von 396 Will. (ſ. die Tabellen 4 u. 6). 

Dieſe Vermehrung des Papiergeldes trieb in 
Verbindung mit der ungiinjtigen Finanglage und 
der ftarfen Erjchiitterung des Staatsfredites daz 
1848 entitandene Silberagio begreiflicherweiſe 
immet mehr in die Hibe, eine Bewegung, die aller- 
dings unter dem Cinflufje der Börſeſpekulation 
durch häufige —— unterbrochen wurde. 
Der Monatsdurchidnitt des Agios erreichte im 
April 1851 bereits 32'/2%. Die Regierung ent- 
ſchloß ſich dDaber, einer weiteren Vermehrung un— 
einlösl. Papiergeldes vorzubeugen. Mit kaiſ. P. 
15 V 51, R. 118, wurde demnach erklärt, daß der 
Staatspapiergelbumlauf während der Dauer des 
Bwangsfurjes 200 Mill. fl. nicht tiberiteigen jolle, 
dak ferner auch die Nationalbanf nicht mehr zur 
Erweiterung des Banfnotenumlaujes fiir Staaté- 
ery au verhalten und endlich) die Einziehung 

e8 Staatspapiergeldes ſchleunigſt cinguleiten 
fei. Bald darauf wurde der Erlbs des 5 Vigen An— 
lehen8 von 1851 ju 7, zur Berminderung des 
Staatspapiergeldes bejtimmt. Legtere begann mit 
der Eingiehung der Reichsſchatzſcheine au 10 fl. 
(Termin Ende Dezember 1852, FF. M. Eri. 22 III 
52, R. 75). Hieran ſchloß fic die Einberufung der 
verzinsl. Reichsſchatzſcheine aus den J. 1850 
uw. 1851 behujs deren Umwechſlung in unverzing- 
liche (Termin Ende Degember 1852, rea cen 
des F. M. 21V52, R. 81). Auf Grund A. E. 19 
52 wurde dann mit Erl. 3 VILL 52, R. 165, der 
Bwangsturs fiir alle verzinsl. Reichsſchaßzſcheine 
mit dem gedadten Termine aujgehoben und zugleich 
den Befipern verzinsl. Reidsichapideine vom 11 52 
freigeftellt, fie entweder vor Ende 1852 in unver- 
he Reichsſchatzſcheine mit Zwangskurs oder nad 
iejem Termine in neue 3% ige rl let 
ſcheine ohne Zwangskurs umzutauſchen, ein 
unter den damaligen Verhältniſſen wenig Erſolg ver— 
ſprechender Verſuch der Umwandlung eines Staats⸗ 
pabiergeldes mit Zwangskurs in ein ſolches ohne 
denfelben. 1853 sirfulierten tatſächlich nod) verging. 
Shagicheine von den J. 1852 u. 1853 und unver- 
ginsliche aller Emiffionen (mit Ausnahme der ein— 
gts enen gu 10 fl). Die erfteren wurden mit F. 
. Erl. 11 X 53, R. 217, aur Umwechſlung in un- 
verzinsl. Scheine cinberufen (Termin 31 LI 54, 
Einſtellung der Verzinſung 31 XII 53). 

Mit Beginn des J. 1854 war aljo das ge- 
jamte verzinsl. Staatspapiergeld in cin unverzing- 
liches umgemandelt, cine Maßregel, welche der ei— 
gentl. Reduftion des Umlaufes füglich vorangeben 
mufte. Seit jener Zeit hat cine Musqabe verzinsl. 
Papiergeldes — der irrationelljten Form desſelben 
— in Djterr. nicht mehr ſtattgefunden. 

Un die Unifizierung der Bapiergeldicdhuld reibte 
fich die teilweiſe Beſeitigung des papierenen Scheide- 
miingjurrogates, indem die deutſchen Münz— 


ideine au 6 u.10 fr. mit Ende Dezember 1853 
beg. 1 VIL 54 einberufen wurden (F. M. Erl. 
6VI 53, R. 106, und 11 54, R. 3). Die ungar. 
Miingideine blieben vorläufig nod im Umlaufe. 

Seit 1851 verminderte fic) auch die Schuld des 
Staates an die Bank durch effettive Whjtattungen 
nidt unerheblich (ſ. Art. , Bank, öſterr.ungar.“). 
Da ſich auch die polit. Lage gefliirt hatte, nahm die 
Ygiobewegung eine im grogen u. gangen fallende 
ne ein. 

3. Eingiehung des Staatspapiergeldcs 
und Beziehungen gur Ban 1854—1858. Den 
erjten entideidenden Schritt zur Ronjolidierung 
ded = Papiergeldumlaufes bildet das Uberein= 
fommen des Staates mit der Bank 23 II 54, 
R. 45. Hierin wird auf die weitere Wusaqabe 
von StaatspapiergeldD mit Swangsturs 

anz vergjidtet und da8 gejamte bejtehende 
Staatspapiergeld auf die Bank übertra— 
968. welche dasielbe nad) Maßgabe des Berfehres 
ufgeffive gegen Banfnoten umzuwechſeln hat. Der 
Staat iibernimmt die Hajtung be die eingewechſel⸗ 
ten Beträge und die Verpflichtung, bis zur völligen 
— —— der hieraus reſultierenden Schuld jabr- 
lich 10 Mill. aus den hiefür verpfändeten Zollein— 
nahmen an die Bank zu zahlen. 

Auf Grund dieſes Ubereinfommens, welches 
die Umivandlung des Staatspapiergeldes in cin 
Bantpapiergeld bezweckte, verminderte fid) det da- 
mal 149°88 Will. betragende Staatspapiergeldum- 
lauf bis Ende Auguſt 1854 um 118°2 Mill, wo- 
durch fic) die Schuld des Staates an die Bank auf 
268 Will. erhöhte. Der Gejamtumlauf blieh hievon 
zunächſt ſelbſtwerſtändlich unberiihrt. 

Die plötzliche große Vermehrung der Bank— 
noten, welcher bloß die Erhöhung der Forderun 
an den Staat gegenüber ſtand, bewirkte natürli 
eine beträchtl. chlimmerung der Lage der Bank. 
Mit kaiſ. P. 26 VI 54, R. 158, wurde daher die 
Aufnahme eines freiwilligen Nationalanlehens von 
350—500 Mill. fl. verjiigt, deſſen Erlös unter ande- 
rem aud) dagu benugt werden follte, die Schuld des 
Staates an die Bank bis 24 VIIL 55 anf 80 Mill. 
herabzumindern und biedurd) die Bank zur Wieder⸗ 
aufnahme der Barzahlungen zu beſähigen. Alſo 
eine Konſolidierung der ſchwebenden Schuld behufs 

erſtellung der Valuta. Bis 2X 55 hatte die 

nf bereits 146-67 Mill. Staatspapiergeld einge- 
löſt und hiefiir vom Arar, teils aus dem Erlöſe 
des Nationalanlehens, teils aus Zolleingängen, 
102°42 Mill. erhalten. Wnoderjeits mute dic Bant 
aber anläßlich des Krimkrieges, dev mittelbar be— 
fanntlid) auch unſere Monarchie in Mitleidenſchaft 
jog, bem Staate 1854 u. 1855 wieder 100 Mill. vor⸗ 
jtrecten, was die eben erwähnte Reduftion der Noten= 
einlöſungsſchuld faſt ganz aufwog. Das Verhiltnis 
wiſchen Notenumlauf u. Metallſchatz verſchlechterte 
ie hiedurch in bedenfl. Mage, allerdings nur vor- 
tibergehend. Die auf Grund des Uberetnfommens 
IS X55 verjiigte Vermehrung des Uftienfapitales 
um 50.000 Stück gu 700 fl. ermöglichte nämlich 
bald cine ausgiebige Stirfung des Wetallvoryates. 

Bur Heit des Abſchluſſes des gedachten UÜber— 
einfommens bejtand die Schuld des Staated an 
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die Banf aus den Reften der Forderungen aus 
der Cinlifung ded Wiener Wahrungspapiergeldes 
(60°98 Will.) u. der Reichsſchatzſcheine (44°25 Mill), 
Dann aus dem Reſte verjchiedener dlterer, 1849 u. 
1852 in cine unifigiette 2%ige Schuld umgewan- 
delter Poſten (55 Will.), endlich aus den neuen 
4% igen Vorſchüſſen von zuſammen 100 Mill. fl. 
Für die beiden erjteren Kategorien verblieb es bei 
den bisherigen Tiigungeplinen. Bur Abjtattung 
der beiden anderen Poſten von zuſammen 155 Mill. 
wurden der Ban gegen Verzicht auf jede Ver— 
jinjung Staatégiiter im Schätzungswerte von 
156°48 Will. übergeben, mit dem Rechte der Ver— 
oi Nugniefung u. Veräußerung. Die Hoff- 
nung, dah die Staatsgiiterveriiugerung raid) von 
jtatten gehen werde, erwies fic) aber als trügeriſch. 
In mehr als 3 Jahren wurden aus den Staats— 
—* nur 82 Mill. getilgt. Allerdings ſank die 
Schuld des Staates an die Bank infolge ander- 
wartiger Tilgungen auj 212°78 Mill. Dies und das 
Anwachſen des Metallſchatzes veranlaßten die Re- 
gierung, fic) im sg Pee 8 24157, R. 101, 
i — den Zwangskurs der Banknoten 
is 1159 aufzuheben. 

Schon mit der kaiſ. V. TIL 56, RM. 21, war 
der Zwangskurs, welder feit 1848 fiir alle Zah— 
lungen mit Ausnahme der Verpflichtungen in Gold 
oder ausländiſcher Cilbermiinge bejtanden hatte, 
infojfern eingeſchränkt worden, alg von nun an 
bei jenen nad Rundmadung der B. in klingen— 
der Miinge gegebencn Darlehen, deren Verzin— 
jung u. Rüchzählung in einer beftimmten Münz— 
jorte oder in flingender Miinge bedungen wurde, 
diefe Bereinbarung mafgebend fein follte. 

Mit F. M. Erl. 26 TI] 56, R. 39, wurde — 
mit Ausnahme der ungar. Miingfcheine gu 10 fr., 
deren Cingiehung erjt mit 30 IV 58 erjolqte — das 

efamte StaatSpapiergeld, joweit es nidt ſchon 
üher auger Kurs geſetzt worden war, mit 31 VIII 
56 ecinberufen. Dies betraf alfo die unverzinsl. 
Reichsidjagiceine, die ungar. Landesanweifungen 
und die 5 SigenRaffenaniweifungen, dann die ungar, 
Münzſcheine a 6 fr. Nach Ende Oftober 1856 follte 
aud) das F. M. nicht mehr ermächtigt jein, die Eine 
— zu bewilligen. 
urd) die auf Grund des Münzvertrages er— 
flofjene faij. V. 27 IV 58, R. 64, wurde dann an- 
läßlich des Währungswechſels auc) der Rejt des 
Wiener Wahrungspapiergeldes mit 1 VII 
58 definitiv auger Nurs geſetzt bezw. nach dem 
Verhiltnifie von 100 fl. W. W. — 42 fl. ö. W. 
cinberufen. Der qleidje Heitpunft wurde nun auch 
als diugerjter Endtermin fiir die qnadeniveije Cin- 
löſung des ſpäteren Staatspapiergeldes ſeſtgeſtellt. 

4. Bareinlöſung der Banknoten im 
J. 1858. Das uneinlbsl. Staatspapiergeld, diefes 
Haupthindernis der Wiederaufnahme der Barzah— 
lungen, war alſo aug der Welt geichafit. Die Schuld 
des Stantes an die Bank war freilid) am 24 VII 
58 nod) [ange nicht auf 80 Dill. gefunfen, wie 
im 3. 1854 vereinbart worben war, fondern nut 
auf 199 Mill, Immerhin hatte ſich aber die Lage 
der Bank weſentlich gebeffert. So wurde denn une 
qeadjtet der noc) immer febr ungünſtigen Zahlungs— 


Weld: O. Papiergeld. 





bilanz der Monarchie mit faif. BW. 30 VIIISS, R.131, 
die Bant verpflicdtet, vom 1. November an nur 
auf öſterr. Währung lautende Noten qu 1000, 100 
u. 10 fl. ausgugeben und dieſe auf Berlangen jeder- 
jeit gegen Silbermiinge cinguléfen. 

Rac) Maßgabe der Emiffion diefer neuen No— 
ten war mit der Eingiehung der alten, auf Ron- 
ventionSmiinge lautenden vorzugehen, von welchen 
jene gu 1000, 100 u. 10 fl. bis 31 X 59 ſämt⸗ 
lid) auber Kurs au fegen waren, während der 
Umlauf der fleineren YUppoints (5, 2 u. 1 fl.) vor= 
bebaltlic) ihrer ſpäteren Cinberujung baldmöglichſt 
auf 100 Mill. herabgemindert werden follte. Für 
die neuen Bantnoten wurde zugleich cine Metall 
dedung (Silber, mit Bewilliqung des F. M. aud) 
Wold) von einem Drittel vorgeichrieben, der Reſt 
follte durch eSfontierte oder belichene Effekten be— 
dedt fein. Der Hwangsfurs wurde ungeadhtet der 
defretierten Aufnahme der Barzablungen nit auf- 

ehoben, jondern aud) auf die Banfnoten öſterr. 
Ghrung ausgedebnt. Dieſer B., durch welche der 
Bank gum erjtenmal eine fejte Norm der Noten- 
dedung auferlegt wurde, folate die faij. B. 26 XII 
58, R. v44, welde die fleineren Nonventions- 
miingenoten mit 31 XII159 auger Kurs fegte und 
die Bank ermächtigte, an deren Stelle Noten gu 
1 fl. in öſterr. Wahrung bis gum Betrage von 
100 Mill. auszugeben, gu deren Deckung aus— 
ſchließlich Erträgnis u. Erlös der in der Verwal— 
tung der Bank befindl. Staatsgiiter dienen joll- 
ten. Es bejtanden nun alſo zwei Kategorien von 
Banfnoten, deren eine bankmäßig, die andere 
durch cine ſchwer realifierbare Hypothek gededt war. 
Die Bank begann die Notencinldjung am 6 1X 
58. Bis 31. Dezember waren 19 Will. in Silber 
eingelijt. Der Effelt auj den Metallidjay wurde 
durd) Silberfiuje großenteils ausgegliden, was 
die —— ber metalliſchen Dritteldedun 
ermiglicte. Der Reſt der Noten war aber — 
nicht vollſtändig — gededt. Mit Uberein— 
fommen 26 XII 58 wurden der Bank daher 30 Mill. 
5. W. aus den Kauffchillingsraten der Südbahn 
und 23°07 Will. an von den Staatsgiitern herriih- 
renden Grundentlaftungsobligationen überwieſen. 
5. Das Papiergeld von 1859—1866. Der 
Krieg des J. 1859 bereitete der mit fo großen 
Opfern ergielten Konjolidierung cin raſches Ende. 
Schon mit A. E. 11 1V 59 (F. M. Erl. 29 TV 59, 
R. 69) wurde die Bank ibrer Verpflichtung zur 
Bareinlijung der Banknoten zeitweilig 
enthoben. Zugleich wurde fie, um das damals 
ausgefdriebene 200 Will.-Unlehen (1860er Lofe) 
rajd) mit 133 Dill. belehnen zu finnen, ermächtigt, 
neuc Bantnoten gu fl. ö. a auszugeben, welche 
durch Obligationen des erwähnten Anlehens bedeckt 
werden ſollten. Zu dem gedachten, mit 24% verzinsl. 
Vorſchuſſe fam alsbald cin anderer, unverzinslicher 
ju 20 Mill. Silber. Alſo cine ganz exorbitante Ver- 
ſchlechterung der Bankbilanz nach beiden Richtun— 
gen! Das Silberagio ſtieg vorübergehend bis 53%. 
Per Erjolg der Losanleihe erwies fic) vorerſt als 
unzulänglich. Die Lofe verblieben fomit größten— 
teilé bei der Bank als Decung fiir den obigen 
Vorſchuß. Wit Ubereinfommen 11V 60 wurden 
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daber verjchiedene Obligationen des furs vorher auf⸗ 
gelaſſenen Tilqungsfonds (zuſammen 34°5 Mill; 
teil Nominal=, teil Kurswert) der Bank iiber- 
geben, wodurd) fic) die neue Schuld von 133 auf 
99 Mill. verminderte. Weder dies nod) die gleich: 
zeitig langſam fortgeſetzte Tilgung der alten ſun— 
dierten und der neuen durch Staatsgiiter gedeckten 
Schuld fonnten dariiber täuſchen, dak der weitaus 
größte Teil der Banfnoten nicht bankmäßig gedect 
war. Diejer Umſtand und die durd) den Krieg her— 
vorgerufene Verſchlechterung der Staatsfinangen 
verhinderten ein nachhaltiges Sinfen des Cilber= 
agios, welded, wie 12 Jahre vorber, jelbjt die 

demiinge vieljacd) aus dem BVerfehre trieb. So 
jab man fic) denn abermals zur Ausgabe von 
Münzſcheinen gu 10 fr. 6. W. genbtigt (faif. 
B. 17 XI 60, R. 256), welche feinen Zwangskurs, 
fondern nur Rajienfurs (bis 1 fl.) baben und 
12 Mill. nicht überſteigen follten, deren wirkl. 
Umlauf jedod) in den erjten Qabren dieſe Grenge 
überſchritt. 

Bald nach der Einführung verfaſſungsmäßiger 
Zuſtände kam die Frage der Herſtellung der Va— 
luta wieder auf die Tagesordnung. Dieſelbe ſetzte 
vor allem eine ae te eat der Schuld 
ded Staates an die Banf, die Ende 181 nod 
immer faft 250 Mill. betrug, und fomit eine Re— 
duftion des durch dieſe Schuld entitandenen Noten= 
umlaujes voraus, fowie den Verzicht der Staats- 
verivaltung auf eine weitere derartige Inanſpruch⸗ 
nahme bes Banffredites. Dieſe Erwägungen fiihr- 
ten gu dem neuen Bankſtatut 27 X11 62 und 
dem gleichzeitig abgeichlojienen Ubereinfommen 
mit der Want (R. 2 ex 1863). 

Erſteres dnbderte die Bejtimmungen iiber dic 
Notendedung unter Aufrechthaltung der Verpflich— 
tung der Banf zur Erhaltung des richtigen Ber- 
hältniſſes zwiſchen Metallſchatz u. Notenumlauj da- 
hin ab, daß der 200 Mill. überſteigende Teil des 
Notenumlaufes in Silber (eventuell gu '/, in Gold), 
der ganze metallifd) nicht bededte Notenbetrag aber 
durch esfonticrte oder Lombarbdierte Efjeften, durd) 
eingeldjte Coupons von Girundentlajtungsobliga- 
tionen oder durd) Banfpfandbriefe von höchſtens 
20 Mill. gedectt fein miifje. Der Miinimalbetrag der 
Bantnoten wurde auf 10 fl. feſtgeſetzt. 

Pas Ubereinfommen begifjert die Schuld des 
Staates auf 221°769 Mill., wovon 36°915 auf die 
jundierte Wiener Währungsſchuld, 87-054 auj die 
durd) Staatsgüter bededte Schuld, T7-8 Will. auf 
ben Reſt der Notenvorſchüſſe fon 1859 und 20 Mill. 
auf das Silberanleben entfielen. Die Wiener Wäh— 
rungStejtiduld foll mit 2% verzinſt und in 4 glei- 
chen Jabresraten bis Ende Degember 1866 zurüch⸗ 
gegablt werden, der Silbervorſchuß bis zum glei— 
then Seitpuntte (u. gw. 1865 u. 1866) in Silber 
oder Devijen u. zw. gegen Rückgabe der hiefür ver= 
pfändeten Obligationen. Bon der fonjtigen Schuld 
des Staates an die Bank wird ein Betrag von 
80 Millionen ausgeichieden und dem Staate von 
der Banf als Darlehen iiberlafien, wofiir der Staat 
jährlich ein Pauſchale von 1 Will. fo lange ent= 
tidtet, alé dies gur Ergänzung der Dividende auf 
7% ndbtig ijt. Jn dieje SO Will. wird zunächſt der 
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Reſt der 1859er Vorſchüſſe eingerednet. Der durch 
die Staatsgiiter jichergejtellte Teil der Geſamtſchuld 
ijt teils aus dem Erlöſe der (der Bank iibergebenen) 
1860er Loje, teilS aus dem Erträgniſſe und dem 
Erlöſe der StaatSgiiter bis Ende Dezember 1865 
zurückzuzahlen u. zw. bis Ende Degember 1863 
Ol, im * 1864 weitere 0°3, im J. 1865 die reſt⸗ 
lichen O66 der Schuld. Die etwa fehlenden Teil- 
beträge hat das Arar im nächſten Februar bar ab— 
auftatten. Jede Verzinſung dieſer Schuld entfällt. 
Die durch die Rückzahlungen des Staates und durch 
die der Bank gleichjeitig aujerlegte jufjefjive Ver- 
außerung ibrer eigenen Efjeftenbejtinde eingehen- 
den Betriige find derart sur Berringerung des Noe 
tenumlaufes gu verwenden, dah bis Ende Dezember 
1866 die ftatutenmapige Notendedung ergielt wird. 
Im J. 1867 hat die Wiederaufnahme der 
Barjahlungen nad Makgabe des hieriiber ju 
erlajjenden Geſetzes gu erfolgen. 

Die hiemit zuſtande gefommene Reqelung des 
Verhältniſſes zwiſchen Staat u. Bank bewirfte in 
Verbindung mit der gleichzeitigen Beſſerung der 
—— cine Hebung des allg. Vertrauens, 
welche fic) insbeſ. in der bedeutenden Abnahme 
des Agios zeigte. 1863 u. 1864 machte ſich aller— 
dings unter der Einwirkung einer Mißernte, dann 
der Handelskriſe des J. 1864 und des däniſchen 
Krieges ein Rückſchlag bemerlbar. Dod) wurde das 
Tilgungsübereinlommen genau beobadjtet, fo dak 
die Ronjolidierung der Bank ftete Fortidjritte machte 
und das Agio fdjon 1865 wieder bedeutend fant. 

Um $ VI 65 bejtand die rückzahlbare Sduld 
des Staates an die Bant nod in 83°269 Mill, 
wovon 18°274 Will. auf die alte Wiener Wäh— 
rungsſchuld, 20 Will, auf die Silberfduld und 
44°995 Mill. auf die durch die Staatsgiiter jicher- 

eftellte Schuld entfielen. Qnjolge des fangjamen 
B ortidireitens des Domiinenverfaufes hatte man zu 
den vertragsmäßigen Tilgungen bereits 11°15 Mill. 
aus anderen Witteln verwenden müſſen. Die zur 
Ubjtattung der reſtl. Domänenſchuld von der Re- 
gierung im 3. 1865 geplante fpegiell auj die Staats- 
gate: ju begriindende Mreditoperation fam vor- 
diufig nicht zuſtande. Immerhin befferte fic) aber 
die Lage der Bank injolge der planmäßigen Ver— 
minderung der Staatsſchuld mehr u. mehr. Um301V 
66 war der Notenumlauf bereits auf 337°9 Mill 
geſunken, der Metallſchatz einſchließlich ber Deviſen 
auf 138°2 Mill. geſtiegen. Die metalliſch ungedeckten 
Noten waren bereits zum größeren Teil bankmäßi 

bedectt, dae Silberagio anjangs 1866 fdon au 


1°75 % — . Um die Schuld des Staates an 
die Bank dem Ubereinfommen gemäß auf 80 Mill. 


ju redugieren, bitte die Finangverwaltung aber 
nod) 64 Will. aufgubringen gehabt, was bei der 
durd) die raſche Rejtriftion der Umlaujsmittel be- 
dDingten heftigen Kriſe der Vollswirtſchaft, welde 
aud) die —— 70 duerit ungiinjtig beein⸗ 
flußte, unter allen Umſtänden eine ſchwierige Auf— 
gabe war, zumal bald cine verheerende Handelskriſe 
(in London) bingutrat. 

6. Staaténotenemiffion 1866, Angeſichts 
der eben dargejtellten Verhältniſſe und der ungiin= 
jtigen Sablungsbilang jener Beit erſcheint es febr 
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fraglich, ob es iiberh. möglich geweſen wäre, im 
J. 1867 die Barzahlungen dauernd wieder aufzu— 
nehmen. Immerhin war aber dieſes Ziel im J. 1866 
nicht mehr in weiter Ferne. Da machte der Ausbruch 
des Krieges mit Preußen u. Italien alle derartigen 
Pläne auf lange hinaus zu nichte. 

Schon vor der Kriegserllärung mußte man, 
um die Rüſtungskoſten zu beſtreiten, bei der Un— 
möglichkeit ausreichender Kreditoperationen zur 
Vermehrung des Papiergeldes ſchreiten. Zunächſt 
wurden durch das Geſetz 5 V 66, R. 51, die um— 
faufenden Banfnoten ju 1u. 5 fl. au Staate- 
noten mit Zwangskurs erklärt, die Bank demge- 
maf hinſichtlich diejer Noten von jeder Cinlifungs- 
verpfliditung enthoben und beauftragt, das NAqui- 
valent fiir diejelben in Banfnoten —* Appoints 
dem Üürar auszufolgen. Das Umlaufsmaximum 
der Noten zu 1 u. 5 fl. wurde mit 150 Mill. fl. 
fejtgefept und diefer Betrag aud) fofort voll in An— 
fprud) genommen. 

Bald darauf wurde der Umlauf der Münz— 
ſcheine, welden das Geſetz 17 XI 63, R. 98, auf 
4 Mill. eingeſchränkt hatte, auf den Marximalbetrag 
pon 12 Mill erhbht (Geſetz 25 V 66, R. 64). 

Die Kriegsereigniſſe drängten bald zur Inan- 
ſpruchnahme des Bankkredites. Mit Geſeß 7 VII 66, 
R. 133, wurde daher der Finangvenvaltung cin 
Kredit von 200 Mill. eröffnet, auf welchen die Bank 
einen auf das Salzbergwerk Wielicsta ſichergeſtellten 
Vorſchuß von 60 Mill., rückzahlbar binnen Jahres- 
frift nad) Friedensſchluß, geben mute. Zugleich 
wurden die Beftimmungen des Bankſtatutes iiber 
die Notendedung bis zur Rüchzahlung dieſes Vor— 
ſchuſſes fuspendiert. 

Nach dem Friedensjdluije wurde, um das 
durch die Kriegskoſten und die Schmälerung der 
Staatseinnahmen rieſig angeſchwollene Defizit zu 
bedecken und um der enorm angewachſenen —— 
benden Staatsſchuld „eine fejte Norm u. Abgren— 
zung zu geben”, durch das Geſetz 25 VIII 66, 
R. 101, die Erfegung der als Staatsnoten erflirten 
Banfnoten gu 1 u. 5 fl, per zuſammen 150 Dill, 
burch wirfl. Staatsnoten vom 1167 angejangen 
und die Außerkursſetzung der erjteren mit 31 XII 
72 verfiigt. Weitere 60 Will. Staatsnoten zu u. 
5 fl. ſollten behufs Rückzahlung des ebenerwähnten 
Bankvorſchuſſes ausgegeben werden. Von dem Reſte 
des 200 Will.-Rredites waren 90 Mill. durch Aus— 
gabe von Staatsnoten zu 5 und allenfalls 50 fl., 
50 Mill. durch Begebung von Staatsobligationen 
zu bedecen. 

Hienad waren im ganjen 300 Mill. in Staatd- 
noten auszugeben. Diefe Summe wurde zugleich 
mit den durd das Geſetz 17 XI 63, R. 98, anf 
einen Höchſtumlauf von 100 Mill. begrengten Par— 
tialbypothefaranweijungen, den fog. Sali- 
nenideinen (f. hieriiber den betreffenden Yrt.), 
derart in Verbindung gebracht, daß die Summe 
der StaatSnoten und jene der erwähnten Anwei— 
jungen den Höchſtbetrag von 400 Mill. nidt über— 
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gu erjepen bezw. Tepteren bei fteigender — 
nad Partialhypothekaranweiſungen durch Ausgabe 
ſolcher wieder entſprechend zu reduzieren. Dieſe Be— 
ſtimmung ermöglichte es, den Staatsnotenumlauf 
in einem gewiſſen Grade dem jeweiligen Bedarfe 
an Zirkulationsmitteln anzupaſſen. 

Hinſichtlich der Fundierung bezw. Til— 
gung der Staatsnoten ſtellte das Geſetz 25 VIII 
66 ein „beſonderes ehetunlichſt zu erlaſſendes Wee 
ſetz“ in Ausſicht, — eine legislative Aktion, welche 
bekanntlich erſt in — eit, u. giv. in Verbin⸗ 
bung mit einem Währungswechſel, durchgeführt 
werden fonnte. 

Die Emijfion der Staat&noten bedeutet eine 
einſchneidende BVerlegung des Banfprivilegiums. 
Abgeſehen von diejer, unter dem Drange der Um— 
ſtände unvermeidlichen, alfo durd die Staatsnot- 
wendigkeit —— Maßregel wurden aber 
nad) dem Friedensidluffe wieder alle dem Staate 
— der Bank aus dem Ubereinfommen vom 
3163 obliegenden Verbindlidfeiten pünktlich er- 
füllt, fo dak die gejamte frühere Schuld des 
Staates an die Bank mit Ende Dezember 1866 
tatjaichlid) auf den vereinbarten Reſt von SO Will. 
redujiert war, der Staat daber augerdem nur nod 
mit dem neuen Vorſchuſſe von 60 Mill. aushaftete, 
dejien Tilgung mittels der Staatsnotenemijfion im 
J. 1867 erfolgte. Das Verhiltnis zwiſchen Bant- 
notenumlauf u. Metallichag war dabher Ende 1866 
qitnftiger als je feit 1848. Bon einer Wiederauj- 
nahme der Bargahlungen fonnte aber bei dem Be— 
jtande uneinlösl. Staatsnoten jelbjtverjtindlic) feine 
Rede fein. 

7. Das Papiergeld vom Ausgleiche mit 
Ungarn bis aur Valutaregulierung (1867 
bis 1892). Anläßlich des Ausgleiches mit den Län— 
bern det ungar. Krone (j. Wit. ,,Gemeinfame Ange— 
legenheiten“) wurde mit Geſetz 21 XII 67, R. 146, 
unter jenen Ungelegenbeiten, weld in beiden Reichs⸗ 
hälften gwar nicht gemeinſam verwaltet, jedoch nach 
gleichen, von Zeit zu Zeit zu vereinbarenden Grund—⸗ 
ſätzen behandeit werden ſollen, auch die „Feſtſtellung 
des Münzweſens und des Geldweſens“ angeführt, 
und ſpeziell für die weſtl. Reichshälfte die Regelung 
des Geld⸗, Münz- u. Zettelbankweſens mit Gejeg 
21XII 67, R. 141, dem Reichsrate vorbehalten. 
In dem Ubereinfommen über die Beitragsleiſtung 
Ungarns au den Laſten der allg. Staatsſchuld (Gefeg 
24 XII ti7, R. 3 ex 1868) wurde die in Staats— 
noten u. Miingfdecinen beitehende ſchwebende 
Schuld von 312 Will, Anter die ſolidariſche Garantie 
beider Reichshälften gejtellt und dieſe auch auf die 
aus dem Verhiiltnijje der Staatsnoten gu den Par— 
tialhypothefaramweifungen hervorgebende allfiillige 
Vermehrung der erjteren ausgedehnt. Jede ander- 
wiirtige Vermehrung der bezeichneten ſchwebenden 
Sehuld fowie deren Fundierung könne nur im Ein— 
vetnehmen der beiden Regierungen u. Legtslativen 
jtattfinden. Bezüglich der Salinenfcheine und der 
Schuld an die Bank fam es gu feiner Berein- 


jteigen darf, die Finangverwwaltung aber ermächtigt barung. Die Gebarung u. Kontrolle der als ge- 
wird, falls der Umlauf der BRartialhypothefaran- | meiniam anertannten ſchwebenden Echuld, d. i. des 


weifungen unter 100 Will. finft, den YWbgang durch 
entipredjende Erhöhung des Staatsnotenumlaufes 


Staatapapiergeldes, wurde mit Geſetz 10 VI 68, 
R. 53, geregelt (f. unten Punft 10). 
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Infolge des giinjtigeren Agiojtandes fonnte 
man nun aud) jur rip bade 8 der Münz— 
fcheine per 12 Wall. fl. ſchreiten. Diefelbe erfolgte 
auf Grund des Geſeßes 1 VII 68, R. 84, bis 30 IX 
70, indem die eingejogenen Münzſcheine nad) dem 
Quotenverhiltnijje (dDamals 70:30) zwiſchen den 
beiden Reichshaljten aufgeteilt und an das Reichs: 
finangminijterium abgeliefert wurden, welches den 
Erſatz in Staatsnoten leijtete. Hiedurd) erhihte fic 
dag gejamte Maximum des Staatsnotenumlaufes 
auf 312 bezw. einſchließlich der Salinenſcheine auf 
412 Mill. fl, welches Verhiltnis bis zur BValuta- 
regulierung jortbejtand. 

Als paseo fiir die in Der Staat8noten- 
emiſſion gelegene Verlegung des ee 4g ge 
wurden der Bant mit Gejep 30 VI ‘und F. M. Ext. 
30 X 68, R. 83 u. 146, gewiſſe Gejchijtserleicdte- 
rungen gewährt (fj. hierüber Art. „Bank, öſterr. 
ungar.“), wovon hier die Geſtattung der Einrech— 


Papiergeld. 
*** bat nunmehr der Notenumlauf ju 40% 
durch Silber oder Gold, hinſichtlich des Reſtes aber 
bankmäßig gededt zu fein — der 200 Mill. üher— 
ſteigende Teil des nur bankmäßig bedeckten Um— 
laufes unterliegt jedoch einerd igen Notenfteucr, 
wovon auf Oſterr. 70, auf — 30% entfallen. 
Bur Tilgung der gleichzeitig bis Ende 1897 pro— 
longierten 80 Mill-Schuld wird die Notenjteuer 
ſowie die Hilite des 7% iiberjteigenden Reinge- 
winnes verwendet. Bis sur Wufhebung des Zwangs⸗ 
furjed der Staaténoten bleibt dic Bareinldjung der 
| Banfnoten fuspendiert und darf die Bank ihren Be— 
jip an Staaténoten vom Banfnotenumlaufe in Ab— 
gus bringen, den Devijenbefip aber bis 30 Mill. in 

Metallidhagy einredmen. 

Uber die Ynderungen des Bantitatutes anlife 
lich Ded Währungswechſels im J. 1892 f. die Art. 
„vBant, biterr.-ungar.”, dann „Geld B. und Dr. 


8. Das Silberagio ſeit 1848. Die Ent— 





nung der Deviſen in die bankmäßige Noten- wicklung des Agios ſeit der Einſtellung der Noten— 
deckung zu erwähnen wire. Anläßlich der Geldkriſe einlöſung beweiſt die bereits an anderer Stelle ſ. 
des J. ISTO mußte vorübergehend (kaiſ. V. 28 VIL Art. „Finanzpatent vom 20 II 11”) betonte Unrid- 
70, R. 93) auch die Einrechnung der Devijen in | tigkeit der reinen Ouantitiitstheorie. Wenngleich 
den Metallidjag gejtattet werden. | das —* unverfennbar durch die Menge des une 

Die Bejtimmung de8 Bantitatutes, daß der | einlési. Papiergeldes in gewijiem Grade mit be- 
Metallſchatz höchſtens zu 1), in Gold beftehen finne, ; dingt war, fo lehrt dod) cin Blic auf die tatſächl. 
wurde mit Gejeg 18 III 72, R. 31, aufgeboben, um | Bewegung der Silberfurje, dak diefer Faktor fei- 
die Banf in den Stand ju ſetzen, im Hinblid auf | neswegs allein zur Geltung fam. Zuweilen geigte 
die bereits im Wejepe 9 11] 70, R. 20, in Ausſicht | fic) nämlich auch bei einer Rejtriftion des Pa— 
genommene Einführung der Goldwährung die da⸗ piergeldbumlaufes ein Steigen und umgefehrt bei 


malige giinjtige Ronjunftur zu weiteren Goldan- 
idaffungen aus vo] a 
®oldvorrat der Banf Ende 1874 bereits 72°7 Veil. fil. 
(ju 2'/, Franken). 

Die Börſe- u. Wirtichaftstrije des J. 1873 
nötigte ju einer voriibergehenden Guspenfion 
der Voririften des Bankſtatutes über die Noten- 
dedung (faij. B. 13 V 73, R. 65, aufgehoben mit 
faij. B. 11 X 74, R. 128), wovon bie Bant iibri- 


3 
Rie Uberidjreitung der ſtatutenmäßig zuläſſigen 
Notenmenge betruq am 11 XI 73 285 Mill. 

Uber die Umwandlung der Nationalbanf in 
eine ,, Oiterr.-ungar. Bant” (1878) und die Organi- 
jation der legteren j. den Art. ,,Bant, bfterr.-ungar.”. 
Qn Bezug auf die Notendectung enthielt das neue 
Banfitatut 27 VI78 feine weſentl. Anderungen 
der bis dahin geltenden Vorſchriften. Hinſichtlich 
der 80 Mill.«Schuld des Staates fam es gleich: 
zeitig gu einer Vereinbarung mit Ungarn, wonach 
zur Tilgung diejer Schuld während der Dauer des 
— die Hälfte des 7% überſteigenden 
Jahresreingewinnes der Bank zu verwenden war 
und die Schuld felbjt gwar formell die diesieitige 


Reichshälfte allein belajtete, nad Ablauf des Brie | 


vilegiums daher von dieſer beglichen werden, Un— 
garn aber in dieſem alle der anderen Reichshälfte 
einen 30%igen Tilgungsbeitrag in 50 gleiden 
Jahresraten leiſten jollte. 

Bei der Erneuerung des Banfprivilegiums 
vom 3. 1887 (Geſetz 21 V, R. 49—51) wurde, 
um den Banfnotenumlauj elaſtiſcher zu gejtalten, 
das Pringip der progentuellen Metalldecdung 
(indireften Nontingenticrung) der Noten eingefiihrt. 


In der Tat erreidte der | 


nut im bejdeidenen Make Gebraud machte. 


einer Bermehrung des PBapiergeldes ein Sinfen 
des Ugios (lepteres 3. B. 1867). An mindejtens 
| dem gleichen Grade wie durd die Notenmenge 
| war eben der Sturswert des Papiergeldes bedingt 
durch den jeweiligen Rredit der Bank und des 
Staates, von weldem man erjtere abbiingig wußte. 
| Dod) fiillt der höchſte Stand des Agios während 
| einer Rrije nicht immer mit dem Höhepunkte der 
letzteren bezw. mit der größten Erjchiitterung des 
| Staatsfredites zuſammen. Vielmehr jtieg das Agio 
meijtens aud) nod) dann, wenn die Kriſe die 
| Rulmination bereits überſchritten hatte. Much die 
Theorie, dak das Agio mit der Abnahme des Ve r- 
‘fehres und dea Geldbedarfes der Vollswirtſchaſt 
| fteige, mit dejjen Bunahme jalle, wurde durch dic 
wirfl. Agiobewegung in Oſterr. nicht durchwegs 
beſtätigt. Vielmehr war die tatſächl. Geſtaltung des 
Agios, wie dies in der Natur der Sache lag, durch 
die Geſamtheit der erwähnten teils parallel mit— 
einander, teils einander entgegenwirkenden Fak— 
toren bedingt, wobei ſich überdies noch der Ein— 
fluß der jeweiligen Handelsbilanz und der zum 
Teil durch dieſe bedingten Nachfrage nach Edel⸗ 
metall, namentlich aber jener der Spekulation 
fühlbar machte. Letztere bildet insbeſ. eine Haupt- 
urſache der vielen ſtarken und plötzl. Schwankungen 
des Agios, welches fie in kritiſchen Zeiten oft un— 
verhältnismäßig in die Höhe trieb bezw. unbe— 
gründet lange hoch erhielt. Da aber die Spekula— 
| tion ſelbſt wieder bis au cinem gewifjen Grade durch 
bie fonftigen gedachten Faltoren beeinflupt u. eine 
geſchränkt wird, geht es entſchieden gu iveit, wenn 
man, wie dies fettens eines Autors einer einſchlä— 
gigen Arbeit geſchah, aus den durch die Spefulation 
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unmittelbar beeinflugten Agioſchwankungen den 
* zieht, die Börſeſpekulation beſtimme das 

iv. 

¥ Für eine nähere Beleuchtung dex Entwidlung 
des Ugios in HOjterr. fehlt hier der Raum. (Die 
wejentlicjten Daten enthilt die Tabelle 7.) Den 
höchſten Stand erreidjte das Ugio im J. 1859. Seit 
1871 war die Tendeng eine ausgeſprochen jallende, 
ingbej. jeit 1873, gefördert Durch) das beinabe un- 
unterbrochene Sinfen des Silberpreijes auf dem 
Weltmarfte. Ende Juni 1878 erreichte diefer leß⸗ 
tere bereits einen ſo tiefen Stand, daß das in 
einem Silbergulden enthaltene Silberquantum in 
London einen niedrigeren Preis hatte als 1 fl. 
ö. W. Da ſich ſolche Wertdifferenzen von nun an 
immer häufiger wiederholten, wurde es lohnend, 
Barrenſilber zu kaufen und in öſterr. Silber— 
furantmiingen ausprägen ju laſſen. Würde bier 
nicht Einhalt getan worden ſein, ſo würde eine durch 
die Verkehrsbedürfniſſe nicht gerechtfertigte Vermeh— 
rung der Umlaufsmittel eingetreten und die öſterr. 
Währung in den weiteren Sturz des Silberpreiſes 
mit bineingerifien worden fein. Durch die Einſtel— 
lung der freien Silberpriiqgung (1879) wurde die 
Währung der Monarchie vor einer folden Entwer- 
tung bewabrt, indem fie dieie Maßregel, wenngleich 
nicht formell, fo doch tatſächlich vom Cilber loslöſte. 
— ijt die oſterr. Währung hinſichtlich jener 

uote, um welche ihr Wert jenen des entſprechen— 
den Quantums Barrenjilber jeweilig überſtieg, ge- 
wifjermagen iu einer Kreditwaͤhrung geworden. Der 
von dem Cilberpreije nunmehr andauernd unab— 
hiingige, jedod) durch alle vorerwähnten Falktoren 
beeinflupte Wert des Papiergeldes öſterr. Wahrung 
lich fic) daher feit bem Schwinden des Silberagios 
nur mehr an dem internationalen Sahlungsmittel, 
dem Golde, meffen. Für die Veurteilung der Wert- 
ſchwankungen unjerer Valuta find fonut feither in 
erjter Linie deren jeweilige Goldkurſe makgebend 
eworden. Von einem Goldagio fonnte felbjtver- 
tindlid) vor dem Währungswechſel des J. 1892 
nicht die Rede jein. 

9 Uber die —— der Staats— 
noten anläßlich der Valutaregulierung ſ. den Art. 
„Geld O.“. 

10. Gebarungu Kontrolle det Staats— 
notenfduld. Gemäß Geſetz 10 VI 68, R. 53, war 
die Sebarung der ſchwebenden Papiergeldfduld 
dem Reichsfinanjminijterium iibertragen. Die Ko— 
ften der Erzeugung u. Uberwachung der Staaté- 
noten wurden zwiſchen den beiden Reichshälften 
nad) dem BVerhiltnijie von 70:30 geteilt. Der Gee 
winn, welder bei der periodijden Umgeſtaltung der 
Staatsnoten dadurd) entitand, dak nicht alle auger 
Umlauj gefepten Noten zur Einlöſung gelangten, 
Diente als Fonds zur Verminderung der Erzeugungs⸗ 
fojten, der etwaige Uberſchuß war nad dem obigen 
Verhältniſſe aufzuteilen. Zur Kontrolle über die 

emeinſame ſchwebende Schuld wählte die Legis— 
ative jeder Reichshälfte eine eigene Kontrollskom— 
miſſion von_6 Mitgliedern und 3 Erjagminnern, 
wovon in Ofterr. 4, vom YW. H. und Ys vom 
H. H. entiendet wurden. Dicien Kommiſſionen ob— 
lag die Uberwachung, dak der Staaténotenumlauj 
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das geſetzl. Maximum nicht überſchreite und dak 
das geſetzl. Berhiltnis gu den Partialhypothefar- 
anweijungen eingehalten werde, ferner die Kon— 
trolle bes Vorrates und der Erzeugung der Staats- 
noten ſowie jene der ——— der außer Um— 
lauf gezogenen Noten, endlich die Kontrolle der Aus— 
abe von Partialhypothelaranweiſungen und die Pu⸗ 
lifation monatl. Ausweiſe. Die Vorſchriften über 
die Behandlung beſchädigter Staatsnoten 
ſowie jener von aweifelbafter Echtheit find 
enthalten in den F. M. Erl. 12 XI 69, B. BL 43, 
25 VI 74, B. BL 22, und 301 82, B. Bl. 4. Diee 
felben find nunmebr gegenjtandslos. 

ILL. Reſums der geſchichtl. Eutwicklung. Faßt 
man nun die Hauptmomente der Entwicklung des 
Papiergeldweſens in Ofterr.<Ungarn in Kürze jue 
ſammen, fo ergibt fic —— Bild: 

Lange bevor der Verkehr eine ſtarle Vermeh— 
rung der Umlaufsmittel erfordert, ſchreitet man aus 
finangiellen Griinden gur Ausgabe von Staatd- 
papiergeld, melded anjangs feinen Zwangslurs 
hat und vollfommen einlisbar ijt. Jn einer Periode 
langer, den Kredit der Monarchie aufs tiefſte er— 
fchiitternder Kriege wird die Umlaufsſumme une 
verhiltnismipig vergrößert, was die Einlöſun 
immer mehr erfdjwert und bald ganz unmögl 
macht, cin raſch fteigendes Cilberagio hervorruft 
und fomit gum BwangSfurie führt. Es folgen 
vetgebl. Berjuche einer Reduftion der enormen 
Umlaufsmenge behufs Berbhiitung weiterer Ent- 
wertung. Cin abermaliger ungliidl. Krieg nötigt 
iclieblid) gu einer Devalvation des Papiergel- 
deS auf 4/5 jeines Nennwertes unter Umwechſlung 
in ein neues Staatspapiergeld, dejjen — wie friiher 
durd) Kriegserforderniſſe unvermeidlid) gewordene 
gewaltige Vermehrung wieder cine bedeutende 
Entwertung verurfacht, bis die Wiederfehr des Frie— 
dens die KRonfolidierung des Geldwejens durch Er- 
tidjtung einer Settelbanf ermöglicht, welche dad 
Staatspapiergeld, anniibernd gum Kurswerte, ge 
gen einlösbate Banfnoten umtauidt. 

Jn der nun folgenden langen Friedensperiode 
bleibt die Parität der Bantnoten mit dem Silber- 
furant dDauernd erhalten, doch wird die innere Sol+ 
vena der Bank durch ftarfe Inanſpruchnahme fiir 
Staatszwecke ungiinjtig beeinflupt. Bei der erjten 
großen Erſchütterung erſcheint die Einftellung 
der Barzahlungen und die alge big 
deS Hwangsturjes unvermeidlicd, an welche fi 

abermal8 die Ausgabe von Staatspapiergeld 
ſchließt, deſſen wenige Jahre ſpäter bewirtte Ein— 
löſung in Banknoten die Lage der Bank weſentlich 
verſchlimmert. Gleichwohl wird nicht lange nachher 
allerdings vorzeitig — zur Wiederaufnahme 
der Barzahlungen geſchritten. Ein ungliidl. 
Krieg, welder die Schuld des Staates an die Bant 
riefiq vermehrt, bringt cine neue Erſchütterung des 
Geldweſens. Die in den nächſten Jahren ange- 
babnte Ronjolidierung wird in einem Stadium, 
welches eine baldige rationelle Wiederaufnahme der 
Barjahlungen nicht mehr als unmöglich erfcheinen 
ließ, neuerdings durch eine friegerijche Komplika— 
tion unterbrochen, deren Koſten aur Ausgabe un= 
einlésl StaatSpapiergeldes gwingen. Die nun 
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eintretende langſame Beſſerung der Staatsfinanjen | Labelle 3. Umlauf u. Bededung der Banks 
führt allmählich sur Herjtellung des Gleichgewichtes noten. 
im GStaatshaushalte, welches anläßlich des den 
perdnderten Verhältniſſen entipredjend volljogenen 
Waährungswechſels endlich die Fundierung u. Ein— 
léfung der Staatsnoten ermöglicht hat und in Ver— 
—— mit —— rsh daa —— der Sab Babhres | | 
ungSbilang zugleich einen Aus auy eine bal⸗ | i; ia 
er u. ree Mac Wiederfehr dex Einlbsbarkeit der —— — 
Banknoten geſtattet. | 
Die traurigen Exjahrungen, welche unfere} | 1820 51°91) 242) — | 3423 177 
Monarchie mit dem Papiergelde gemacht hat, waren | | 1830 | 111°99 1756) — | 10803) 6°37 
alfo, von eingelnen Fehlern abgefehen, im grofen| | 1831 1233) 12°78) — | 11202 970 
u. ganzen ein Opfer, welches der Machtſtellung des | 1840 (16708) 1531 — 126°30 |) 10°77 






Noten 
Ende 
es umlauf 



















Reiches gebracht werden mußte. Die Wiederfehr| | 1844 19778 88°91 108 582 2°22 
ruhiger Seiten wurde ſtets gu nachdrückl. Verſuchen 1847 21897 7024 — 12679 3°12 
einer Konſolidierung benugt, die nun endlich ein- | 1849 | 25048) 30°06) O73 18068 833 
getreten ijt. 1851 | 215°64|) 42°83) 0°73 | 121°70)| 5°03 
IV. Statiitit 1854 38349 45°21) O°73 | 294°23) 8°48 

: + 1857 ||383°48) 98°04 | 13°60 | 203 78 3°91 

Tabelle 1. Umlauf u. Kurs der Bantogzettel) | 1858 | 37002) 9858 | 1645 | 145°73) 3°75 
(nadj Hauer). 1859 466°76 | 80°19} 13°62 | 300717, 5°82 

1862 | 426°88|105°07| O35 21729, 4°06 


| | | | 1865 |/351°10| 12152} 822 | 144-29) 2°89 
— — | 1866 | 283°99 | 104-01 | 43°54 | 140°00 2783 
| gebe . ee Aunmertung 1870 | 296°89 | 114°33 | 33°06 | 80°00| 2°60 






















































































| ——— | | | 1873 | 358°94 | 143°84) 4°36 | 80°00) 2°49 
| | frye | | | 1878 |) 288°80 | 153°86 | 11°55 | 79°75) 1°88 
oes! Wi — — 1883 | 380°46/199°38) 156 79°45) 191 
1762 20 || — 1888 | 425°67 | 213°00 | 20.00 | 79°24)) 2°00 
| v771 graten- | | | 1893 |, 486-62 | 263°81 | 14°42 | 76°09) 1°84 
| = ; ieils getilat. 
| Ende onl one — 5 FE: Tabelle 4. Umlauf des Staatspapiergeldes 
” 3788 20.97 | — | cs 1849—1853 (mit Ausſchluß der Münzſcheine) in 
” i705| asdo | — || ESE 3g Millionen Gulden. 
» 1796) 46°83 | 1001, ||] "2B" 
wm 1799) 141-02 | 107 Po 
, 1802) 33717 | 120 || “#828 | 
Rov. 1806) 44979 | 175 || SEB MG | 
Quli 1809) 650.92 | 315 ||2282 EF |. Raiie ; 
Suni 1810/} 94217 | 305 || 22 = || | 3%!ge Malienanmers 
‘ < ae | jungen . . || 38°20 1°15]] *) 
März 1811 1060°80 | 833 | eo 8 | b . 
| | Anweiſungen auf da 
ungar. Landesein= 
tommen .. |) 2441 |) 40°10) 1°95 
Tabelle 2. Umlauf u. Kurs de3 Wiener Bah: | Reichsſchatzſcheine gu 
rungSpapiergelded u, aw, der Einlöſungsſcheine 3% .....-.i] — || 7693 3°50 
u. Untigipationsideine (nad) Hauer u. Wagner). | Reichsichapicdjeine une | 
verginslid) 2 2) — | 6220) 134-76 
r 
| Batent | | Summe . | 6261 | 180°38/ 14021 
Mater — | Kurs Anmertung i 
Gulden | — 
+) Ausgewiefen bei den S%igen Reichs ſchatz ſcheinen. 
Ende — —5 — | = Tabelle 5. Staatsnotenumlaus. 
* 1815} 610-07 | 351 | _Seitere 5 ee ees 
1. Guni 1816) 678°75 | unbefannt Detaita i. | | Ende 1866 — 215°79 @nde 1878... 364°00 
ote isie) 625-72 OB ei Beer — 1867 ++ 80114, 1888... 350°95 
, 1817) 52871 | 333 S. 996. | 4 1870 —X 352°11 » 1888... 336°84 
1818 \unbefannt|| 256 » 1873... 34403 » 1893... 372°09 
el f e Die Darftellung der Verteiluna auf die verſchiedenen 
; | Notenavpoints muh aus Raumriidfidten unterbleiben. 
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Tabelle 6. Gejfamtumlauf an Staatspapier-|u. Geldjahlungen, Wien 1886. Hanfiewic;: 


geld (ohne Münzſcheine) und Banfnoten. 


i] 
| Gefomt= | Bant- 





— —- — 




















umianf noten | Staatspapiergeld 
Bbroʒem 

mittionen Gulden | gre 
umfaufes 

313°08 | 250°48 | 62°60 | 20°00 
306°01 | 215°63 18038 | 45°55 
32852 || 18831 || 140°21 | 42°68 

, 409°78 | 28399 | 215°79 | 43°18 
| 649°00 | 20689 | 35211 | 54°25 
70297 | 35894 || 344°03 | 48°04 
652°80 28880 || 364°00 | 55°76 
| 73141 | 38046 | 350°05 | 47°98 | 
| 76251 45°67 | 33684 | 44°18 
85871 | 486°62 | 372°09 | 43°10 











Tabelle 7. Agio des Silbergeldes 1848—1878. 
Ju Prozeuten. 





























Minimum | Durchichnite 

| | | 

1848 . | 1700 || 1°00 9°36 
1849 . 2700 5700 13°85 
1850 5000 11700 19°82 
1851. | 3400 || 1675 || 26°05 
1852 . | 25°00 || 10°00 19°45 
1853 | 16°75 || 7°75 10°57 
1854 . 46°50 || 14°75 | 275 
1856 . 1350 | 125 | 464 
1858 . 675 | O25 411 
1859 . 53°20 || 0-25 22°16 
1861 50°03 35°62 41°25 
1863 . | 18°84 | 10°16 13°79 
1866 . | 29°75 | 1°75 19°76 
1867 . 30°00 1875 || 23°95 

| 1873. 10°81 6°24 S14 | 

| 1878. 12°50 | oon | 315 | 

| 
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S. die Literaturangaben im Art. „Bant öſterr.⸗ 
ungar.”, jerner fiir die Beit por 1848: Hauer: 
Beiträge sur Gejchichte der öſterr. Finangen, Wien 
18.48. oh daa Sur Gejchichte u. Kritif der öſterr. 


Vanfosettelperiode (Zeitſchr. fiir Staatswiſſenſchaft, 
Tiibingen 1861 u. 1863), Derfelbe: Bur Here 
ftellung der Nationalbanf, Wien 1862. Beer: Die 


Finanzen Ojterr. im 19. Sahrh., Brag 1877, ferner 
Tebeldi: Die Geldangelegenheiten Ojterr., Leipgig 
1847, dann Pfaff u. Hofmann: Kommentar zum 
a. b. G. B. J. S. 8 -110. Fiir die neuere Zeit: 
Denljdrift tiber das Papiergeldwejen der 
dfterr.-ungar. Monarchie, verjaht im f. k. F. We, 





Vejtimmungen iibey Münzweſen, Staatspapiergeld 
u. Staatsiduld in Ofterr., Wien 1887. Lejigang: 
Die, Urſachen des Agios und jeiner Schwankungen 
in Djterr. Jahrbuch fiir Nationaléfonomie u. Sta- 
tiftif, 27. Bd., 1876). Beer: Der Staatshaushalt 
Djterr.-Ungarns feit 1868, Brag 1881. Neuwirth: 
Banknote u. Banfitreit in Diterr. «in am 1862 
bis 1873, Leipsig 1873. Odhardt: ut Frage 
des neueren öſterr. Papiergeldes, Leipzig 1890; 
endlid) gum Teil aud die Literatur uber die 
Valutarequlierung, insbeſ. Menger: Beitrige zur 
Wiihrungsfrage in Hfterr.-Ungarn, Jena 1892. 
v. Menfi. 


D. Valutareform u. Wahrungsgeleh- 
gebung. 


T. Einleitung. — Il, Die Wahrnungsreformgeletze des 
J. 1892, — II. Die Wahrungetreformaciese der J. 1893 
u 1894 und idre Durdiihrung — IV. Die Webrings. 
reformaeiege des J. 1899 und die Durchführung derielben. 
— V. Die Geldpoluit der Renierunoen und der Ofterr.« 
ungar. Bant in der Beriode 1892 - 1904. — VI. Die Bae 
lutagtſezentwürfe bes J. 1908 und die Frage Der Aufnahme 
ber Barzahlungen. 


I. Ginleitung. Unter der Balutareform in 
Ofterr.<Ungarn begreijen wir jene Attion auf dem 
Gebiete des Währungsweſens, welche im J. 1892 
in beiden Staatagebieten ber Monardie durch iiber- 
einjtimmende Gejepe beqonnen wurde und durch 
die im März de3 J. 1903 den beiderfeitigen Parla— 
menten vorgelegten (bigher aber nod) nicht durch— 
beratenen) Gejepentiviirfe betreffend die Aufnahme 
der Barjahlungen dem Abſchluſſe der legislativen 
Behandlung nabhegeriict ijt. Der miingtecniiche und 
wiihrungspolit. Inhalt dieſer Rejormattion läßt fic 
dahin charafterijieren, daß durch diefelbe an die 
Stelle der öſterr. Währung, welche ihrer miing- 
gejepl. Grundlage nad) cine Silberwährung war, 
ſeit der im J. 1879 erjolgten Cinftellung der 
Silbermiingenpriigung fiir private Redmung aber 
jaftijd den Charafter ciner Papierwährung ange- 
nommen hatte, die Goldwährung mit der Bezeich 
nung Kronenwährung getreten ijt. Die feit 1 XI 
58 in Geltung gewejene öſterr. Währung jtellte 
(nad) der Bejtimmung des Art. XII des Zoll— 
u. HandelSbiindnifies) die (beiden Reichshälften) 
„gemeinſame Landeswihrung” dar und war auf 
dem Münzfuße von 45 fl. pro Rollpfund feinen 
Silbers (90 fl. pro RKilogramm) bajiert. — Die 
Herridaft der öſterr. bh hehe erfällt in 
zwei voneinander ziemlich deut id geſchie— 
dene Perioden, die erſte von 1858 — 1878, in 
welcher das Silber gegenüber dem Papiergelde ein 
Agio hatte, und die zweite von 1879—1892, in 
welder umgekehrt das djterr. Papiergeid einen hihe- 
ren Wert bezw. eine höhere Kaufkraft repräſen— 
tierte als dad korreſpondierende Silberquantum. 
In dieſer letzteren Periode bildete fic fiir den 
öſterr. Papiergulden und demzufolge auch fiir den 
öſterr. Silbergulden ein jelbjtindiger Verkehrs— 


Wien 1892 (Hauptwerk fiir dieſe Reriode). Gruber: wert aus, der von dem Marktwerte des in einem 
Die Hjterr. Geſetzgebung über Münze, Papiergeld| Cilberqulden enthaltenen Silbers gänzlich verſchie— 
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den und daber aud) von der Geftaltung des Silber= 
preijeS am Weltmarfte nahezu unabbhingig war. 
Eo hatte das in 100 Silberqulden enthaltene Fein— 
jilber unter Zugrundelegung des Londoner Silber= 
preijes und des Kurſes der Devije London in Wien 
im J. 1891 einen durchſchnittl. Wert pon mur 84 fl. 
70 tr. ö. W. Hienad Hitte der Wert von 100 fl. 
6. W. in dem bezeichneten Jahre in Gulden Gold 
durchſchnittlich 73 fl. 15 fr. betragen miijjen, wäh— 
rend fic) derielbe nach Dem Durchſchnittskurſe tat- 
ſächlich mit 86 fl. 33 fr. in Gold bezifferte. Er— 
möglicht wurde diejer eigentiiml. Prozeß dadurch, 
daß die Bfterr. und ungar. Regierung im J. 1879, 
als infolge des fortgejepten Sturges des Silber⸗ 
preiſes die Einlieferung von Silberbarren in der 
Münze behufs Ausprägung von Silbermünzen 
lohnend geworden war, die Ausprägung dieſer 
Münzen fiir Privatrechnung ſiſtierten und über— 
dies Dic Verpflichtung der Ojterv.-ungar. Bank zur 
Einlöſung von Silberbarren nach dem ai arb i 
jue iuSpendierten (Näheres hierüber bei Spitz— 
miiller, Die —— Währungsreform, S. 1 
bis 3). Faktiſch hatte das Silber durd) dieſe Ver— 
fiigung jeine Rolle als Wihrungsmetall in der 
ijterr.-ungar. Monarchie eingebüßt, da fiir die 
Oualifizierung eines Metalles gum Währungsme— 
talle die ſtete Miqlicfett der Ummandlung des— 
jelben in Währungsgeld die unerläßl. Vorausjet- 
ung bildet. Als daber die beiden Regierungen im 
birt XII, Abſ. 2, des Bolle u. Handelsbündniſſes 
in ber Durd) das Geſetz 21 V 87, R. 48, feſtgeſtellten 
Faſſung die Verpflidtung iibernabmen, „unmit— 
telbar nad) Abſchluß des Zoll- u. HandelSbiind- 
niſſes eine Rommiifion eingujegen jum Zwecke 
Der Beratung jener vorbereitenden WMapregeln, 


einer günſtigen finangiellen Lage die Herjtellung 
der Barjahlungen in der Monarchie gu ermög— 
lichen“, erjchien das Terrain fiir die anf diele 
Weiſe angefiindigte Valutareform in einer gewiſſen 
Ridjtung ſchon vorbereitet; eS fonnte nämlich im 
Hinblice darauj, daß das Cilber bereits von allen 
europdijden Rulturjtaaten als Währungsmetall 
preiggegeben worden war, faum einem Zweifel 
unterliegen, daß der im J. 1879 eingeleiteten jaf- 
tifdyen Loslöſung unferer Währung vom Silber 
die gejepl. Loslöſung von diejem Metalle folgen 
miifje, zumal ohne cine jolche Maknahme die gänz— 
liche u. Dauernde Fernhaltung der aus der Silber= 
entivertung trejultierenden ſchädl. Cinfliijje von 
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Währungsverhältniſſe und eine Bejeitigung der 
Agioſchwankungen und ſomit der Schwankungen 
des Wertes des Währungsgeldes gu eriwarten. 
Gerade dieje Schwankungen waren eS aber, welde 
der Periode der Silberwährung und der Kredit- 
währung das Gepriige gaben und die ökonomiſchen 
Bezichungen der Monarchie mit dem Wuslande 
ftirend beeinflußten, ja iiberh. cin organijdes 
Gedeihen der beim Giiteraustanjde mit dem Aus— 
lande tiitigen, wirtidjajtenden Faftoren (Produzen— 
ten, Handler) unmöglich machten. Vielfach ijt gwar 
heute nod) die Meinung verbreitet, dah das Agio 
einen die Entwicklung der Exportindujtrie fonftant 
günſtig beeinflujienden Fattor gebildet hatte — 
dod) ſicherlich mit Unrecht. Abgejehen davon, dah 
die Gewinndhancen angeſichts der oft während kür— 
zerer Beitperioden gu verzeichnenden, erbebl. Agio⸗ 
ſchwankungen ziemlich labile waren oder nur durch 
Valutaſpelulationen ſichergeſtellt werden fonnten, 
ſtellte der Export von Waren wie aud) von Efſekten 
das Mittel dar, durch welches die inländiſche Volls— 
wirtſchaft in die Lage geſetzt wurde, ihre —— 
verbindlichleiten gegenüber dem Auslande zu 
gleichen. Bei unguͤnſtigem Stande dieſer Zahlungs— 
verbindlichkeiten konnte dies zur Zeit der Papier⸗ 
wibrung größtenteils nur durch forcierten Export von 
Waren oder Effelten, d. h. durch Export zu herab— 
geſetzten Preiſen, mithin nicht ohne Verluſte für 
die inländiſche Arbeit und das inländiſche Kapital 
5 während in einem Lande mit geordneter 
ährung in dem bezeichneten Falle andere Ventile 
au Gebote ſtehen und in fegter Linie der Aus— 
gleid) durch Abfluß von Gold nad) dem Wuslande 
ohne bfonomijden Schaden bewertitelligt wird. Min— 


| der fiiblbar waren die Agiojdpvantungen wenig- 
weldje notiwendig jind, um beim Borhandenjein | 


ſtens jeit 1879 im inlindijden Verkehre, da fiir die 
Preisbildung in demjelben, zumal im Detailver- 
tehre, andere Faltoren in intenfiverer Weiſe tätig 
jind. Hingegen darf angenommen werden, dap die 
Hfonomijden Rrijen, namentlic) die des J. 1873, 
in der Pabierwährungsperiode infolge der Unter- 
bindung des regelmäßigen Rapitalsaustaujdes mit 
dem Auslande eine Verſchärfung erjahren haben. 
(Uber den Einfluß des Agios val. im iibrigen 
Citerfeper, „Währungswechſel u. Aufnahme der 
Barjahlungen”, J. Teil, S. 12 u. ff. Neuwirth, 
/ Bank u. Valuta in Oſterr. AUngarn“, Leipzig 1873, 
I. Bd. S. 211, Il. Bd. S. 372 u. ff. Helterid, 
„Außenhandel u. Valutaſchwankungen“ in Schmol⸗ 
lers Jahrbuch, Jahrg. XXI, Heft 2.) Bon bedeuten⸗ 


unſerer Währung nicht abjolut geſichert war. Ander- dem Gewichte fiir den Entſchluß der Regierungen 


ſeits lonnte über die Notwendigkeit, die neue Wäh⸗ 


beider Staaten, der Gejepgebung die Einführung 


tung metallifd) gu fundieren, fein Zweifel beſtehen; der Goldwährung vorzuſchlagen, waren endlid) nod) 


eine ſolche metallijde 
durch die obengitierte Bereinbariun 
HandelSbiindnijje vorgezeichnet. So Fibrte eine im 
Grunde einfache Gedanfenreibe mit logiidjer Kon— 


— war überdies zwei wirtſchaftl. Tatſachen: Die Herſtellun 
im Zoll- u. Gleichgewichtes im Staatshaushalte beider 


des 
eichs⸗ 
hälften gu Ende der Achtzigerjahre und der Ab— 
ſchluß von Solltarifvertragen mit den Nachbar— 


ſequenz zur Wahl des Goldes als metallijderGrund- | jtaaten im J. 1891. Die erſtere machte die Wäh⸗ 


lage fiir eine neue Währung. 

Wber auch aftuelle ökonomiſche Geſichtspunkte 
lieBen den LUbergang der Monarchie sur Gold— 
wibrung als geredtfertigt erjcheinen. Nur von der 
Goldwährung war — nad) den Erfabrungen in 
anderen Staaten — cine jtabile Gejtaltung der 


rungsreform iiberh. erſt möglich, da dieſes Wert 
aud) bedeutende finanzielle Opfer erforderte, deren 
Leiſtung nur bet geordneter Staatswirtſchaft ins 
Auge geſaßt werden founte. Anderſeits ließ es dic 
im J. 1891 eingeſchlagene Bahn der Handels— 
politik wenigſtens wünſchenswert erſcheinen, die 
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Währungsfrage fiir das Hjterr.-ungar. Sollgebiet im 
Unidlujje an das von den widtigiten Staaten 
Europas gegebene Beifpiel, d. h. durch die Wahl 
deS Woldes als Wihrungégrundlage ju regeln, um 
hiedurch der Syterr.-ungar. Volkswirtſchaft das unter 
den gegebenen monetiren Verhältniſſen geeiqnetite 
Inſtrument für den Güter- u. Kapitalsaustauſch 
mit dem Auslande zur Verfügung zu ſtellen. 

Die Studien der beiden Regierungen hinſicht— 
lid) der Reform der Währung wurden denn aud 
mit Beginn des lepten Jahrzehntes des vorigen 
Jahrh. mit Energie in Ungriff genommen und ge- 
diehen raſch fo weit, daß bereits in der Zeit vom 
8 bis 17 TIL 92 die im Boll- u. Handelsbiindniffe 
in Ausſicht qenommenen jadmiinnifden Enqueten 
fiber Die Wahrungsreform in Bien u. Budapelt 
abgebalten werden fonnten. Diejelben ſprachen fic 
jajt mit Stimmeneinbelligfeit fiir die Einführung 
der Goldwihrung aus. Um 14 V 92 wurden fohin 
den beiden Barlamenten fiinf Gefepentwiirje vor- 
elegt, welde die Grundlage der Währungsreform 
in Djterr.-Ungarn darjtellen. Die parlamentarijde 
Beratung derjelben war bis 27 VII beendet, die 
Allerhichite Santtion erjolgte am 2 VIII, die Bubli- 
fation am 11 VIII 92. 

Il. Die Währungsreformgeſetze des J. 1892. 
Die am 2 VIII 92 janttionierten fünf Geſetze, mit 
welchen die Wahrungsreform in Angriff genommen 
wurde, iwaren folgende: 

1, Das Geſetz, womit die Kronenwährung 
feitgeitellt wird (R. 126, G. A. XVI). 

2. Das Gejes, wodurch das Minifterium der 
im Reichsrate vertretenen Königreiche u. Lander 
jum Wbjchluffe eines Miing- u. Währungsvertrages 
mit dem Miniſterium der Ranber der ungar, Rrone 
ermiidjtiqt wird (R. 127, G. A. XVIII). 

3. Das Geſetz betreffend die Erfüllung von 
auf Goldgulden lautenden Verpflichtungen in Lan- 
ay Thi der Kronenwährung (i. 128, G. 
A. XIX). 


4. Das Geſetz betreffend einen Zuſatz zu Art. 87 
der Statuten der Ojterr.-ungar. Bank (R. 129, 
@. A. XX). 

5. Das Geſetz, durch welches der Finanzminiſter 
ermächtigt wird, ein Untehen zur Beidaffung von 
effeltivem Gold behufs der Auspragung pon Landes: 

oldmiingen der Kronenwährung für Rechnung des 

Staates aufjunehmen, und womit Beſtimmungen 
iiber Die Gebarung u. Rontrolle hinſichtlich dieſer 
new geprigten Landesgoldmiingen erlajjen werden 
(RH. 130). Das forvejpondierende ungar. Geſetz ijt 
der G. A. XXI vom J. 1892, in welchem iiber die 
RKonvertierung einiger Staatsſchulden und iiber die 
Beſchaffung des zur Einführung der Kronenwäh— 
rung notwendigen Goldes verfügt wurde. 

In Oſterr. wurde gleichſalls eine Vorlage 
betrefjend die Konverſion von Staatstitres u. giv. 
der Swigen fteuerfreien Notenrente, der 4%/, % igen 
Staatsſchuldverſchreibungen der Kronpring-Rudolj= 
Bahn und der 5 igen Staatsſchuldverſchreibungen 
der Vorarlberger Bahn in den Rompler der Waͤh— 
rungégefepe einbezogen und gleichzeitig mit diejen 
jur Sanftion gebradt. 


Weld: D. Balutareform u. Währungsgeſetzgebung. 


Indes jteht das bezügl. Geſetz 2 VIII 92, 
R. 131, mit der Währungsreform nur injojern im 
Bujammenbhange, als es in der Abſicht der Regie- 
rung las. die aus der Begebung von Goldrente 
ju Sweden der Goldbeſchaffung rejultierende finan- 
jielle Belajtung durch die Ronverjion der obbezeich— 
neten Litres in 4%ige teiliveije gu fompenfieren. 

Der Inhalt der — fünf Geſetze 
und die Durchführung derſelben, ſoweit ſie dem 
Verordnungswege überlaſſen war, läßt ſich folgen— 
dermaßen g eren: a) Die Feſtſtellung der Gold- 
währung, die Goldmiingen der neuen Währung 
und die Relation; b) die Goldbejdaffung; c) dic 
Silbers u. Scheidemiingen; d) das BVerhaltnis zwi— 
ſchen Ofterr. und Ungarn in Bezug auy das Wah- 
gyre und die Beftimmungen de3 Münz— 
u. hrungsvertrages. 

a) Die Feſtſtellung der Goldwährung, 
die Goldmiingen der neuen Währung und 
die Relation. Die pringipielle Beſtimmung iiber 
den Währungswechſel enthalt Urt. J des Gejeges, 
womit die Kronenwährung feftgeitellt wird; nad 
dieſer Geſetzesſtelle hat nämlich mit 11 VIII 92 
(dem Tage der Publifation der Wahrungsgejege) 
an Stelle der bisherigen öſterr. Währung in bei- 
den Staatsgebieten der Monardie und (mit Rück— 
ficht auf die Beftimmung des § 6 des Gejeges 20 XII 
79, R. 136, betreffend die Heritellung eines ge- 
meinjamen Bollverbandes mit Bosnien und der 
Herzegowina aud) in den offupierten Ländern die 
Goldwährung mit der Krone als Rechnungseinheit 
au treten. Der unmittelbare praftijde Effeft diefer 
Vejtimmung war bei dem Umſtande, als die obli- 

atoriſche Einfiihrung der Kronenwährung erjt viel 

Prater — mit 111900 — erfolgte, gunddjt nur 
der, da dem Silber jeine Holle als Währungs— 
metall nunmehr auch rechtlich entgogen wurde. 

Nach Urt. IIL u. IV 1. c. werden Landesgold- 
miingen gu 20 und gu 10 K und in einem Mi— 
ſchungsverhältniſſe von 900 Taujendteilen Wold 
und 100 Taujendteilen Kupfer in der BWeije aus- 
gepriigt, da auf ein Rilogramm Münzgold 2952 K, 
auj ein Rilogramm Feingold daher 3280 K ent- 
fallen. Das gejepl. Rohgewicht des 20 K-Stiides 
betriigt 6775067, das Feingewidt 6100756 g, das 
Rohgewicht des 10 K-Stiides 3°3875338, dad Fein⸗ 
gewicht 3°04878 g. Die Abweichungen bei der Aus— 
pragung diirjen im Mehr oder Weniger 2), oo9 beim 
Rohgewidte und '/;oo9 beim Feingehalte nicht über— 
jteigen (Art. VI). Das Pajjiergewidt, d. h. jene 
untere Gewichtsgrenze, bei welcher die Goldmiingen 
pon Staats: und öffentl. Kajjen fowie im Privat: 
verfehre nod als vollwichtig angujeben find, ijt fiir 
das 20 K-Stiid mit 674g, fiir das 10 K-Stiid 
mit 3°37 g feſtgeſetzt. Goldmiingen, deren Gewicht 
injolge langerer Hirfulation u. Abnutzung dieſe 
Grenze unterjdhreitet, find von den Staats⸗ und 
öffentl. Kaſſen gum vollen Nennwerte angunehmen, 
werden aber eingezogen und auj Koſten des Staates 
in der Münze umgeſchmolzen. Münzen, welche 
durd) andere Art als den gewöhnl. Umlauf am 
Gewichte verloren haben, find im Falle ihres Vor— 
fommens gleichjallS eingugiehen, dod) wird fiir die 
jelben nur der Metallwert vergiitet (Art. VII). 


Geld: D. Balutareform u. Währungsgeſetzgebung. 


Die eingesogenen Miingen, welche das Ge- 
priige des anderen StaatSgebietes tragen, werden 
an die Finangverwaltung des letzteren gegen Er- 
fap in gleicjen umtaufahibi en Stiiden zur Um— 
pragung iibergeben (Art. deS Münz⸗ u. Wah: 
rungSvertrages}. 

Die Relation. Aus den hier reprodugierten 
Beſtimmungen iiber das Gewidt der neuen Lane 
deSgoldmiingen und jenen des Art. XXIII des Ge- 
ſetzes betreffend die Feſtſtellung der Kronenwährung, 
wonad) 1 fl. ö. BW. — 2 K der neuen Währung 
ju rechnen ijt, exgibt fich dic Relation, auf Grund 
weldher fic) Der Ubergang von der öſterr. Währung 
qe Goldwährung vollgogen hat, oder mit anderen 


orten der Wert, welder dem Gulden öſterr. Wih- | Wah 


rung in Gold durch das Währungsreformgeſetz zuge— 
mefjen wurde. Zunächſt reprajentiert nämlich nad 
dieſen Beitimmungen der Gulden öſterr. Währung 
einen Goldgehalt, welder gleich ijt dem 10. Teile 
des Goldfeingewidtes des 20 K-Stiidesd, d. i. einen 
Woldgebalt von ih = 06097569. Betrach⸗ 
tet man bingegen den Gulden öſterr. Wäh— 
one alg gleidchwertiq mit dem öſterr. 
Goldgulden, d. i. mit Dem 8. Teile des auf 
Grund des Geſeßes VIII 70, R. 22, gepriigten 
Achtguldengoldſtücles (—- 20 Franfen), jo ergäbe 
ſich fiir denjelben ein rechnungsmäßiger Goldjein- 
gebalt von 0°725806 g. Dieje beiden Goldjeingebalte 
von 0°725806 g fiir den öſterr. Goldgulden und 
von 0°609756g fiir den öſterr. Gulden nad) der 
Kronenwährung entiprechen einem Verhältniſſe von 
100 Woldgulden — 119°032 jl. 6. W. oder, was das- 
jelbe bedeutet, der Ubergang von der öſterr. Bahrung 
ur Goldwihrung bat fic) unter Annahme eines 

ehrwertes des diterr. Goldguldens gegeniiber dem 
Gulden öſterr. Währung im Ausmafe von 19°032 % 
volljogen. (Nach dem Geſetze 2 VIII 92, R. 128, be= 
trefjend die Erfüllung von auj Goldgulden lauten- 
den Verpflichtungen in Landesqoldmiingen der Kro- 
nenwährung find 42 Goldgulden — 100 K = 50 jl. 
5. BW. gleichzuhalten, woraus fic) die geſetzl. Rela- 
tion mit.100:119°047 ergibt; die Abweichung ge- 
geniiber der nad) dem Goldjeingehalte berechneten 
Relation ijt eine Folge der Ubrundung.) Die fo 
ermittelte Relation entjprad) dem mittleren Kurs— 
werte der diterr. Währung in den J. 1879—1891, 
wobei behufs Ermittlung dieſes Kurswertes der 
Preis von 100 fl. Gold (== 250 Franfen) in Gul⸗ 
den Sftert. Wahrung unter Zugrundelegung dev 
Monatsgelddurchicnittsturje der 20 Franten-Stiide 
an det Wiener Börſe in der bezeichneten Periode 
berechnet wurde. (Näheres ſ. in der Statijtifchen 
Labelle sur Wahrungsfrage S. 238 u. 239.) Qn 
Frantenwahrung beziffert jh der Wert des Guldens 
auf Grund diejer Relation mit 2 Franfen 10 Cen- 
times (in Marfwahrung 1 Marf 70 Pfennig). (Die 
Wertrelation zwiſchen Mold u. Silber, welche der 
RKronenwihrung ju Grunde liegt, läßt fic durch Ge— 
eniiberitellung de3 Münzfußes der öſterr. Währun 
90 fl. Silber aus einem Rilogramm seinlilber| 
und jeneS der Kronenwährung [3280 K = 1640 jl. 
aus einem Rilogramm Feingold] leidjt ermitteln; 
jie beträgt 18°22:1.) Wenn im Verlaufe diejer 
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Darjftellung eine Wertgleichheit des Guldens öſterr. 
Währung mit dem Goldgulden jupponiert wird, 
jo bedeutet died zunächſt nur ein Hilfsmittel fiir 
eine Unterſuchung, aus welder fic) dad Verhältnis 
—— dem Gulden öſterr. Währung und einer 
reitS bejtandenen Goldmünzeinheit ergeben joll, 
feineSivegs aber, dah eine ſolche Wertgleidheit oder 
ein anderes fires Verhältnis zwiſchen öſterr. Gul— 
den u. Goldgulden kraft einer währungsgeſeßl. 
Norm beſtanden habe. Ein ſolches Verhältnis hat 
vielmehr nie beſtanden und es ijt daher aud) giing= 
lich verfehrt, in der YWbhiweicjung der den 1892er 
Gejepen su Grunde fiegenden Relation von jenem 
Gleichheitsverhältniſſe cine Devalvation der öſterr. 
rung ju erblicen, —— eine ſolche Be⸗ 
urteilung ſelbſt in wiſſenſchaftl. Darſtellungen nicht 
ſelten anzutreffen ijt. Wn dieſem Sachverhalte darf 
man ſich dadurch nicht irremachen laſſen, daß die Auf⸗ 
zahlung, welche das Achtguldengoldſtück gegenüber 
8 fl. ö. W. ſeit jeher erforderte, gemeiniglich „Agio“ 
genannt wird. Dieſer Ausdruchkcharakteriſiert näm— 
lich die Natur der in Frage kommenden Aufzah— 
lung in einer der Sprachgewohnheit angepaßten 
und dabei geniigend verſtändl. Urt und findet aud 
darin ſeine Begriindung, dah eine amtl. Feſtſtel— 
lung deS Agios (Aufgeldes) fiir die Verwendung 
von Gilberqulden bei Zahlung der Zölle, welche 
jeit 1878 auf Goldgulden fauten, noch heute ers 
folgt und iiberdies in einer Bejtimmung nidt 
wibrungsgefepl. Inhaltes, nämlich im § 1 des Ge- 
jeges 20 VI 68, R. 66, fiber die Umwandlung der 
verſchiedenen Schuldtitel der bisherigen allg. Staats- 
ſchuld, das 20 Franten-Stiid 8 fl. 6. W. gleichgehal⸗ 
ten wird, erjteres aber wieder mit dem —Jv. 
oldſtücke gleichwertig ijt. Es beſteht ſomit fein 
weijel, daß die öſſerr.zungar. Geſetzgebung bei 
Löſung der Frage, welches Goldquantum in 
der neuen Währung den Gulden der alten 
Währung abzulöſen habe, ſich ausſchließlich 
auf wirtſchaftl. Erwägungen ſtützen konnte, ſoſern 
nur eine niedrigere Bewertung des Guldens öſterr. 
Währung als ſeinem Silber chalte entſprach — wie 
ſelbſtwerſtändlich — außer — blieb. Daß 
dieſe Erwägungen fattiſch dahin führten, ein ,,Agio~ 
in einer gewiſſen Höhe gu ſtabiliſieren, lag ange— 
ſichts des jahrzehntelangen Beſtehens dieſes Agio 
in der Natur der Sache: eine Ignoriernng dieſer 
Entwidlung bezw. cine Gleichſtellung des Gul— 
dens öſterr. Währung mit dem Goldgulden oder 
mit 2 Franken 50 Centimes wäre ein ſchwerer ölo— 
nomiſcher Mißgriff, im beſonderen aber ein nicht 
ju rechtfertigender Eingriff in das Verhältnis zwi— 
ſchen Gläubiger u. Schuldner geweſen. 

Was die Ausprägung der Landesgold— 
miingen anbelangt, fo erfolgt die Ausprägung der 
20 K-Stitde jowobh! fiir Rechnung des Staated 
als auch für Privatrechnung, jojern das Münzamt 
nicht fiir den Staat beſchäftigt ijt; 10 K-Stücke 
finnen bingegen in Ojterr. mur fiir Staatsrechnung 

eprägt werden, in Ungarn auc fiir Brivatrednung 
Mrt. VIII des Geſetzes betreffiend die Feſtſtellung 
der Kronenwährung, G. A. XVID). (Uber die bisher 
auégepriiqten Goldmünzen ſ. Labelle J. Die Präge— 
gebühr, welche bei Ausprägungen fiir Privat: 
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rechnung zu entridjten ijt und die beim 20 K— 
Stück ee Art. VIII des gitierten Gejeges) 03% 
des Wertes nicht überſteigen darj, beträgt im Sinne 
der B. des F. WL. 11 VII 92, R. 143, fiir Private 
perjonen 6 K fiir das Kilogramm Feingold; fiir 
die Ojterr.-ungar. Bank betrug fie nad derjelben 
B. zunächſt 4 K fiir das Rilogramm Feingold, 
wurde jedod) mit der B. des F. Wl. 18 VIL 1903, 
R. 148, auf 2 K hevabgeiept. 

Die Ojterv.-ungar. Bant, der nad) Art. 87 
ibrer Statuten nur die (jeit 1879 iibrigens ſus— 
pendierte) Verpflidtung — war, acjepl. Sil⸗ 
bermiingen oder Gilberbarren mit 45 fl. in Bank— 
noten fiir das Miingpjund feinen Gilbers einzu— 
lifen, wurde durch das Geſetz 2 VIII 92, R. 129 
(M. A. XX), in Form einer Yujagbejtimmung gu 
obigem Art. verpflidjtet, geſeßl. Goldmünzen gum 
Nennwerte u. Goldbarren gemäß dem gejepl. Münz— 
jue der Kronenwährung gegen Bantnoten bei ihren 
Hauptanjtalten in Wien u. Budapeit auf Verlan— 
gen jederzeit eingulijen. Hiebei ijt die Bant be- 
rechtigt, die Goldbarren auf Koſten des WAbgebers 
durd die von ihr bezeichneten Tedynifer priiten u. 
icheiden ju laſſen, jerner die von der Regierung 
feſtgeſetzten Prägegebühren in Abzug gu bringen; 
demgemäß bezifferte fich der Sag, gu welchem die 
Ojfterr.-ungar. Bank Goldbarren einzulöſen 
verpflichtet ijt, big 18 VII 1903 mit (3280 — 4 
==) 3276 K, jeither betragt derjelbe 3278 K. An— 
langend die Gupere Veldhaffenheit und Aus— 
ftattung der Landesgoldmünzen, jo beträgt 
zunächſt der Durdymejjer 21 mm fiir die 20 K- 
Etiide und 19 mm fiir die 10 K-Gtiide. Die 
Inſchrift der Münzen hat die deutl. Angabe des 
Wertes und die Jahreszahl der Ausmiingung ju 
enthalten (Art. V des Gejepes betreffend die —* 
ſtellung der Kronenwährung), die ſonſtige Ausſtat— 
tung der Goldmünzen Hat in beiden Staaten eine 
miiglichjt iibereinjtimmende au fein (rt. IV dee 
Ming: u. Waihrungsvertrages). Die Zeichnung der 
öſterr. und der ungar. Goldmiingen jowie iiberb. 
aller Miingen der Kronenwiihrung (mit Ausnahme 
der ſpäter gu bejprechenden 5 K-Stücke wurde mit 
der Rundmadung des F. W. 26 XIT 92, R. 228, 
veröffentlicht. 

Zufolge Art. J des Geſetes 2VIII 92, R. 128 
(. A.XIX ex 1892), fonnen Zahlungsverbind- 
licjfeiten, welche in bjterr. oder ungar. Gold— 
gulden effeftiv of lcijten find (3. B. Goldrente- 
coupons), nad) Hi des Schuldners in Landes— 
goldmiingen u. gw. nad) dem Werwerhälmiſſe von 
42 (djterr. oder ungar.) Boldgulden — 100 K er- 
jiillt werden. Dieje Bejtimmung gilt nach Art. III 
1. c. insbeſ. auch fiir die Zahlung der Bille (Vier— 
u. Achtguldengoldſtücke dürfen feit Inkrafttreten der 
Währungsgeſetze nicht mehr geprägt werden). 
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goldmiingen der Kronenwährung auszuprägen und 
aur gefonderten Verwahrung unter Gegenſperre der 
Staatsiduldenfontrollfommifjion des Reichsrates 
au erleqen. Verfügungen iiber die jo verwahrten 

oldmiingen fonnten nur durd) die Gejepqebung 
getroffen werden. Im Sinne des Währungsreform⸗ 
planes (vgl. subd) war das auf Grund des eben 
erwähnten Geſetzes beſchaffte Gold sur Fundierung 
der 70 S igen, Oſterr. belajtenden Quote der ge— 
meinſamen unter die ſolidariſche Garantie beider 
Reichshälften geſtellten ſchwebenden Schuld in 
Staatsnoten per 312,000.000 jl. ö. W. beſtimmt. 
70% hievon machen 218,400,000 jl. ö. W. oder 
nach bem Verhältniſſe 84 jl. Gold — 100 fl. ö. BW. 
183,456,000 Goldquiden aus, welder Betrag fic 
mit der obigen, im Goldanlehensgeſetze firterten 
Ziffer genau dectt. 

Auf Grund der ihr erteilten Ermächtigung bat 
die öſterr. Regierung im gangen 150 Will. fl. der 
durd) das Gejep IS II] 76, R. 35, geſchaffenen, 
mit 4% in Gold verzinsl. Rentenobligationen an 
ein Konſortium (bejtehend aus dem Banthanje 
Rothſchild, der öſterr. Kreditanjtalt fiir Handel u. 
Sewerbe und der öſterr. Bodentreditanjtalt, jaimt- 
lid) in Wien) in 3 Raten begeben. Yn dem erjten 
Ubereinfommen 111 93 wurde iiber 60 Will. fl. 
Woldrente gum Kure vor 95°5% Berliner Ujance, 
in dem zweiten 29 III 93 über 40 Will. gum Rurie 
pon 97% Berliner Ujance, in dem dritten 11 II 
95 iiber 50 Mill. gum Rurje von 101°25% Bere 
liner Uſance disponiert. Die emittierten Titres wurs 
den vom Konjortium faſt ausſchließlich im Auslande 
u. zw. zum größeren Teil in Frankreich, zum kleine— 
ren hauptſächlich in der Schweiz, Belgien u. Hol- 
land placiert. Der Erlbs per 143,773.058 jl. 87'/ fr. 
in djterr. Goldgulden — 171,159.474 fl. RON, fr. 
ö. W. — 342,318.949 K 71 h wurde vom Ronjor- 
tium in der Zeit vom 231 93 bis 20 IV 96 einge- 
liefert und bejtand hauptſächlich aus amevifanifcen 
agle8(125,971.570K), Goldbarren (108,555.363K ), 
Deutſchen Reichegoldmünzen (81,461.831 K), Sos 
vereigns (21,786.649 K) und Goldmiingen der 
Frantenwährung (8.458.805 K). Aus dem einges 
liejerten Golde wurden in der Münze Landesgold- 
miingen au 20 K gepriigt und diejelben gemäß der 

ejepl. Vorſchrift unter Sperre gebalten. (Uber dic 
— dieſes Goldes ſ. Abſchnitte IL u. TV.) 

Wie aus der vorſtehenden Darſtellung erſicht— 
lich, hat die öſterr. Finanzverwaltung bintichtlich 
eines Betrages von 39,682,041 fl. 12%, fr. 
(183,456.000— 143,773.958 fl. 87", fr.) in Gold 
von der Ermächtigung, diejelben durd) Begebun 
von Woldrente au bejdafien, feinen Gebrau 
gemacht. 

In Ungarn, welches an der Einlöſung der 
Staatsnotenſchuld mit 93,600.000 fl. partizipierte, 


b) Die Goldbeſchaffung. Durch das Ge- | wurde durch den G. A. XXI vom J. 1892 iiber die 
je 2 VIII 92, R. 130, wurde der Finangminijter er- | Cinldfung (Konvertierung) einiger Staatsſchulden 
mächtigt, cin Anlehen mittels Begebung von 4 igen | undiiber die Beſchaffung des sur Cinfiihrung der Kro— 
Woldrenteobligationen in jenem Geſamtausmaße nenwihrung notwendigen Goldes verjiigt, dak Gold- 
anfzunehmen, welches erforderlich ijt, um in effet | renteobligationen — abgeiehen von dem gu Kon— 
tivem Golde einen Betrag von 183,456.000 öſterr. vertierungszwecken erjorderl. Betrage — nod in 
Goldgulden gu erlijen. Ter erlöſte Goldbetrag war jener Höhe emittiert werden finnen, daß da8 fiir 
im Sinne des zitierten Geſetzes ſofort in Landes | diejelbe rejultievende Zinſenerfordernis in der Diffe- 
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reng giviiden dem Sinjen= u. Tilgungserfordernifje 
der gu fonvertierenden Schuldtitres und dem Er— 
jordernijje fiir die aur Einlöſung dienenden neuen 
Schuldtitres Dedung findet (§ 7 des gitierten G. 
A.). Nad) § 9 des G. A. XXI war der hienach 
u beſchaffende Goldvorrat jamt den aus den Rafienz 

ſtänden gu Valutaregulierungssweden aussujdei- 
denden 45,000.000 Goldgulden ausidlieblich dieſen 
Sweden ju widmen. Auf Grund des gitierten G. 
YU. hatte der ungar. Finanzminiſter 90,000.000 fi. 
Nominale Goldrente begeben finnen; tatſächlich 
wurden jedod) nut 42,000 000 jl. Nominale beqeben. 

c) Die Gilber= und Sdheidemiingen. 
Qn erjtcr Linie fommen bier die LandeSfilbermiin=- 
gen der öſterr. Währung in Betracht. Der Art. X 
des Geſetzes, womit die — ————— feſtgeſtellt 
wird, hat die bisherige unbeſchränkte Zahlkraft der 
Landedsfilbermiingen gu 2, 1 u. fl. bis auf wei- 
tered aufrecht erhalten, gleichgeitig aber angeordnet, 
daß LandeSfilbermiingen der öſterr. Währung nidt 
mehr auszuprägen jeien, auger aus jenen Cilber- 
mengen, welche ſich bereits im Bejipe der Finang- 
perivaltung bejanden oder von derjelben gu Miing- 
weden erworben wurden. Demgemäß hat da8 F. 
i mittelé Kundmachung 24 VIII 92 (F. WM. x 
Bl. 43) die Einlöſung von Silber jeder Art bei 
dem Hauptmiingamte und den als Cinlojungsimtern 
jungierenden Punzierungsämtern mit 31 VIL 92 
—— Silbermaterial fann jeit 1 1X 92 bei dieſen 

miter nur gegen Dinausgabe der entipredenden 
Cuantitét von Feinjilber in natura oder unter ge- 
wijjen Bedingungen aur Ausprägung von Levantiner 
Zalern (einer HandelSmiinge) angenommen werden. 

Die Währungsreformgeſetzgebung hat jomit 
den Silbermiingen öſterr. —8 den Charafter 
eines Kurantgeldes bis auf iweiteres — d. i. 
bid gum Zeitpuntte ihrer Wuperverfehrsjegung — 
bation: zugleich aber dem Silber die Qualität des 
Baihrungsgeldes entgogen. 

Durch die Geſetze des J. 1892 wurden jol- 
gende Rategorien von Scheidemünzen (nad 
der Terminologie der Währungsgeſetze Teil mii ne 
gen) neu gejdaffen: 1. Silbermiingen ju 1 K 
(= 100 h), 2. Ricelmiingen gu 10 und ju 20 h, 
3. Brongemiingen ju 1 u.2 h. Wlle dieje Mün— 
en haben im ‘Brivatverfehre und teilweiie aud) 

i Den Staatskaſſen nur beſchränkte Babltraft, ihre 
Ausprägung ijt fontingenticrt und findet nur fiir 
Staatsrechnung ftatt. Bei den als Verwechſlungs— 
fajien fungierenden Stajjen werden die Scheide— 
miingen nad) Urt. XIX des Gejeses betrejfend die 
Feſtſiellung der Kronenwährung int Wege der Um— 
wechſlung gegen geſezl. Landesmünze, aber auch 
gegen jonitige gejepl. Zahlungsmittel (Banfnoten) 
angenommen, Unter den gefepl. Landesmünzen find 
die Landesgoldmiingen und die Landesjilbermiingen 
der öſterr. Währung ju verſtehen. Es ſcheint hie— 
nad) die Möglichleit der Erlangung von Sturant- 
miingen für Scheidemiingen garantiert; dod) hat 
dieje Garantie, injoweit die Landesgoldmünzen in 
Betradt fommen, bis zur Aufnahme der Barzah— 
lungen nur theoretijdje Bedeutung. 

Die Eintronenjtiide werden im Miſchungs— 
verhaltnijje von 835 Taujendteilen Silber und 

Ofterr, Gtaat8wérterbud. 2. Aufl., 2. Bd. 
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165 Taufendteilen Kupfer ausgeprägt und haben 
ein Gewidt von 5 g. Das Maximum der juz 
lajjigen Ubweidung im Wehr oder Weniger bee 
tragt im Feingehalte 3/499 und iim Gewidte '/; go. 
Der Durchmejjer der 1 K=Stiicde beträgt 23 mm. 
= Wusprigungsquantum wurde zunächſt fiir 
ſterr. mit 140,000,000 K und fiir Ungarn mit 
60,000.000 K limitiert (Art. XII—XIV des Ge- 
jepes betrefjend die Feititclung der Kronenwijrung 
und Art. IX deS Münz- u. Wihrungsvertrages). 
Im Privatverfehre ijt niemand verpflidtet, 1 K— 
Stiide im Betrage von mehr als 50 K in Sabiung 
ju nehmen, wogegen fie bei allen Staats- un 
den übrigen öffentl. Kaſſen unbeſchräult in Zahlung 
genommen werden (Art. XIX des Geſehes be— 
treffend die Feſtſtellung der Kronenwährung). Gur 
Crscugung der 1 K-Stücke wurden bezw. wer 
in Djterr. hauptfidlic die eingeſchmolzenen Ber- 
einStaler (j. Ubjdynitt ILL), ärariſches Montanſilber, 
das Cilber aus den priitludierten Landesfilber- 
miingen gu 2 fl. u.4/, fl. (ſ. Abſchnitt ID, die Silber- 
miingen der —— Währung, endlich die alten 
Konventionsſilbermünzen verwendet. 

Mit der Ausgabe der 1 K-Stücke wurde auf 
Grund Ubereinfommens der beiden F. M. am 16V 
93 bei den beiderieitigen Staatstajjen begonnen 
(V. des F. M. 14 V 93, R. 80). 

Die Nidelmiingen gu 10 und gu 20h 
werden aus reinem Nickel (d. i. aus —— 
zugerichteten Münzplätichen aus Reinnickel von 
mindeſtens 97% Nidelgehalt) geprägt. Aus dem 
Kilogramm reinen Nickels werden 250 Zwanzig⸗ 
heller⸗ oder 333 Zehnhellerſtücke ausgebracht. Durch⸗ 
meſſer bei den 20 h-CStiiden 21. mm, bei den 10 h- 
Stiicden 19 mm. Rontingent fiir Ofterr.42,000.000 K, 
jiir Ungarn 18,000,000 K (Urt. XV u. XVI des 
Gejepes betrefiend die Fejtitellung der Kronen— 
währung und Art. IX des — * u. Währungs⸗ 
vertrages). Die Zahlkraft der Nickelmünzen reicht im 
Privatverfehre und bei den Staats- ſowie öffentl. 
Rajien bis gum Betrage von einſchließlich 10 K, 
die Ausgabe derjelben hatte unter Cingiehung der 
Silberjdeidemiingen gu 20, 10 u. 5 fr. ö. BW. au 
erjolgen (Art. XIX u. XVI des Geſetzes betrefjend 
die Feltitelung der Kronenwährung). 

Die Ausgabe der Nidelmiingen begann gleich— 
jalls auf Grund Ubereinfommens beider Finanz— 
verwaltungen 1 V 93 unter gleidygeitiger Eingiehung 
* 20 trStücken öð. W. &. de8 F. M. 1 V 93, 

- 12). 

Die ginal. ae der Silberjdeidemiingen 
au 20, 10 u. 5 fr. b. W. erjolgte durch die von 
beiden Minijterien einvernehmlid) erlajjenen V. des 
fy. M. 23 VI O4, R. 125, und 18 XID 95, R. 192. 
Die Verpjlichtung des Staates jur Einlöſung folder 
Münzen erloſch bezüglich der 20 tr.xStude am 
31 XIL 95, bezüglich dev übrigen Cilberjdeide- 
miingen am 31 XII 98. Indes werden Silberideide- 
miingen öſterr. Währung aud) nad) diejen Präklu— 
jivterminen bid auf weitere? gum halben Nenn— 
werte eingelöſt. 

Die Bronzemünzen werden aus einer Lez 
gierung von 95 Teilen Kupfer, 4 Teilen —* und 
1 Teil Zink geprägt. Mus 1 Ag dieſer Legierung 

19 
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jollen 300 Stück gu 2 h oder 600 Stiid gu 1 h 
ausgebradt werden, Durchmeſſer 19 bezw. 17 mm, 
Kontingent fiir Ofterr. 18,200.000 K, fiir Ungarn 
7,800,000 K (Art. XVI u. XVILL des Geſetzes be— 
treffend die Feſtſtellung der Kronenwährung und 
Urt. IX des Münz- u. Wihrungsvertrages). Ihre 
Zahltraft reicht im Privatverfehre bis jum Be— 
trage von 1 K, bei den Staats- und öffentl. Kaſſen 
bis sum Betrage von einſchließlich 10 K (Art. XTX 
deS Geſetzes betreffend die Kronenwährung). 

Das Material für die Bronzemünzen wurde 
teils den eingelöſten ferſcheidemünzen öſterr. 
Währung entnommen, teils durch Ankauf beſchafft. 
Die Ausgabe der Bronzemünzen, welche (nach 
Art. XVIIII. c.) nur gegen Einziehung der Kupjer- 
idheidemiingen gu 4, 1 wu. Yi 9 fr. ö. W. erfolgen 
burjte, wurde gujolge der von den beiderjeitigen 
F. M. erlajjenen B. 1 IV 93, R. 48, unter Cine 
jiehung von 4 fr.eStiiden begonnen. Die lepteren 
wurden mit B. de8 F. Mt. 23 VI 94, R. 125, auper 
geſetzl. Umlauf gejegt und der letzte Cinlifungs- 
termin fiir die Staatstaiien mit 31 XII 95 jeit- 

eſetzt. 

Die analoge Verfügung bezüglich 
ſcheidemünzen gui u. kr. ö. erfolgte mit 
Vdes F. WM. 9 VI 97, R. 135, wobei der lepie 
Einlöſungstermin mit 31 XIL 99 feſtgeſetzt wurde. 

Judes werden pile der leptgedadjten Ra- 
teqorie aud) nad) diejem Termine bis auf weiteres 
gum halben Nennwerte eingelöſt. 

Uber die bisherige Ausprägung der Teil— 
münzenkontingente ſ. Tabelle J. 

1 K-Stücke, Nickel- u. Bronzemünzen, welche 
infolge längerer Zirkulation und Abnutzung 
an Gewicht oder Erkennbarkeit erheblich eingebüßt 
haben, werden gwar von den beiderſeitigen Staats— 
und öffentl. Kaſſen in Zahlung bezw. zur Um— 
wechſlung genommen; dieſelben find jedoch nicht 
wieder auszugeben, ſondern an die Staatszentral⸗ 
kaſſe des Staatsgebietes, in welchem fie eingezogen 
wurden, abzuführen. Die Münzen des eigenen 
Gepräges werden zur Umprägung an das Münz— 
amt abgegeben; die eingezogenen Münzen, welche 
das Geprige des anderen StaatSgebietes tragen, 
werden von dem letzteren gegen Erſatz des Nenn— 
werteS zur Umprigung tibernommen (Art. XI 
deS Münz- u. Wahrungsvertrages). 

Durch Zufall (befonders Brand) beſchädigte 
Teilmiingen der Kronenwahrung werden mit Bee 
willigung ded F. M. gegen andere Münzſtücke 
diejer Kategorie —— Miniſterialverord⸗ 
nung 15011 95, V. Bl. 60). Im übrigen find 
Miingen, welche durchlidjert oder jonjt auf andere 
Weiſe als durd den gewöhnl. Umlauf am 
Gewichte verringert wurden, von der Annahme in 
Zahlung ausgeſchloſſen und im Falle ibres Vor— 
fommens bei den Rajjen mit einem Merfinale ju 
verjehen, welches fie aus dem Scie. Umlauje aus- 
ſchließt (Art. XI des Münz- u. Wahrungsvertrages 
und § 53 der Minijterialverordnung 16 XI 99, 
F. M. BV. BL 220). (Dieje Beſtimmung wurde im 
S atereffe der Reinhaltung des Miingverfehres mit 
der Minijterialverordnung 11 VII 96, F. WM. B. 
Bl. 107, aud) auf beſchaͤdigte 1 fl.-Stiide aus— 


der Kupfer⸗ 
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gedehnt. Soldje 1 fl.-Stiicte werden übrigens bis 
auf weiteres über Verlangen von Barteien zur Ein— 
löſung nad) dem Bruttogewichte gum Preiſe von 
120 K pro —— angenommen.) 

Miingfalfifitate (aller Art) find bei ihrem 
Vorfommen bei den Staats- und öffentl. Kaſſen 
ohne Erſatz eingusiehen (rt. XX des Geſetzes be- 
trefiend die Feititellung der Kronenwährung und 
Art. XT des Münz- u. Wahrungsvertrages). 

Da der gelepl. Nominalwert der ausgepriigten 
Teilmiingen bedeutend höher ijt als die aufgewen- 
deten Produftionsfojten (Metallbejchaffungs- u. 
Ausmünzungskoſten), fo rejultiert fiir die Staats- 
verwaltung aus der Uuspriiqung diejer Münzen 
ein bedeutender Miinggewinn, welder in dem 
Mae alS realifiert gu betradten ijt, als dieje 
Miingen aur Ausgabe gelangen. Der gejamte nad 
Inverkehrſetzung der 1 K-Stücke, der Nickel- u. 
Brongemiingen fiir die öſterr. Staatsverwaltun 
fic) ergebende Miinggewinn ijt auf etwa 55 Mill. ne 
PS beziffern. (Näheres bei Spipmiiller a. a. O. 


40 u. 41.) 

Bis Ende Juni 1905 waren von dem öſterr. 
Rontingente in Verfehr geſetzt: 118,647.000 K 1 K- 
Stücke, 41,159.000 K Nidelmiingen, 10,290.500 K 
Bronjzemiingen. 7 

d) Das Berhältnis zwiſchen Ofterr, u. 
Ungarn auf dem Gebiete des Währungs— 
wejens und die Bejtimmungen des Münz— 
u. Waihrungsvertrages. Nad) § 2, B. 3, des 
Geſetzes 21 XII 67, R. 146 (§ 66 des G. A. XI 
ex 1867), betreffend die allen Ländern der öſterr. 
Monarchie gemeinjamen WAngelegenbeiten und die 
Urt ihrer Behandlung zählt die Fejtitellung des 
Miingwefens und des Geldfußes gu jenen Ange— 
legenheiten, welche in der im Reichsrate vertretenen 
Konigreiden u. Ländern und in den Ländern der 
ungar. Krone nach gleichen von eit au Zeit gu ver- 
einbarenden Grundſätzen gu behandein find. 

Es jftellt ſich augenſcheinlich als Konſequenz 
dieſer Beſtimmungen dar, wenn anläßlich des 
UÜberganges zu neuen Währungsverhältniſſen der 
Beſtand derſelben und die grundſätzl. Beſtimmun— 
gen der neuen Währung gum Gegenitande einer 
vertragsmäßigen Bereinbarung zwiſchen beiden 
Reichshälften gemacht wurden. 

Dies geſchah durch den im öſterr. Geſetze 2 VIII 
92, R. 127, und im G. MW. XVII ex 1892 ing 
artifulierten, am 11 VIII 92 abgefdlofienen Miing- 
u. Währungsvertrag, durd) welden eine innige 
Münz- u. Währungsgemeinſchaft zwiſchen 
beiden Staaten in der Weije begründet wurde, daß 
nicht nur fiir alle grundſätzlichen, fondern überh. 
is alle weſentl. Bejtimmungen auf dem in Frage 
tehenden Gebiete cine gleidjartige Regelung ver- 
tragsmäßig ſichergeſtellt wurde. Diejer Vorgang, 
welder — wie wir jehen werden — aud) bei der 
legiSlativen Fortführung der Währungsreform in 
den J. 1894 u. 1899 eingehalten worden ijt, Lie} 
eS aber weiter als naturgemäß erjcheinen, daß auch 
alle wichtigeren adminijtrativen Verfügungen münz⸗ 
u. währungstechniſchen Charatters zwiſchen den 
beiden Regierungen vereinbart und gleichzeitig ver— 
lautbart werden. 
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Im nachſtehenden werden nur jene Punkte 
herausqeboben, welche ihre Negelung ſpeziell nur 
im Miing- u. Wahrungsvertrage gefunden haben 
und bisher nod) nicht erwähnt wurden oder bei 
welden die vertragsmäßige Reqelung von befon- 
dever Wichtigfeit ijt. Der ſonſtige Anhalt des Ver- 
trages ftellt fich eben nur als vertragsmäßige Bine 
bung der in den Währungsgeſetzen beider Staaten 
enthaltenen Bejtimmungen dar. 

Nach Urt. X des Miing> u. Wahrungsvertrages 
werden die Rojten der Eingiehung der (Cilber= u. 
ſtupfer⸗) Münzen der öſterr. Wahrung jeder Art 
u. Prägung im Verhältniſſe von 70:30 ſd. i. dem 
fiir die Aufteilung der neuen Teilmiingentontingente 
geltenden Berhiltnijje) auf die Reichsratslünder 
und die Lander der ungar. Krone aufgeteilt. 

Nad Art. XII find beide Regierungen ver- 
pflichtet Landesſilbermünzen der öſterr. Wäh— 
rung nicht mehr auszuprägen, außer aus jenen 
Silbermengen, welche fic) (gur Zeit des Jntrajt: 
tretenS der Währungsgeſetze) im Beſitze der beider- 
jeitiqen lp he befinden oder von den⸗ 
jelben ju Münzzwecken bereits ermworben wurden 
und deren Höhe einverſtändlich feſtzuſtellen ijt. 
Auch wird iiberh. über die Beſchaffung von Silber 
für Miinggwede ftetS ein Einverſtändnis zwiſchen 
den beiden F. M. zu erfolqen haben. 

Am Antereffe der Reinheit des Münzverkehres 
und der Rorreftheit der Prägungen werden die 
eprint mee beider Reichshaͤlften von den beider- 
jeitigen Probierämtern (ijterr. Generalprobieramt 
in Wien, königl. ungar. Hauptprobieramt in ſtrem— 
nib) auf Grund eines ju diejem Zwecke ſpeziell 
abgejchlojjenen Ubereinfommens gegenieitig gepriijt 
(Art. XV). 

Gewichte, welche das Normalgeividt, und ſolche, 
welde das Pajfiergewidt der LandeSgoldmiinjen 
haben, werden unter öffentl. Kontrolle jujtiert, ge— 
jtempelt und gu einem einverſtändlich feſtgeſtellien 
Geſtehungspreiſe verfauft (Art. XV deS Münz- u. 
Währungsvertrages; mit dem Verkaufe dieſer Ge— 
wichte wurde zufolge Kundmachung des F. M. und 
H. M. 9V 1902, R. 99, am 1VII 1902 begonnen). 

Die Regierungen haben fic) monatlic) detail- 
lierte Ausweiſe fiber die in jeder Münze vorge- 
nommenen Ausmiingungen mitzuteifen (Wert. XVI). 

Nach Urt. XIX haben die beiden Regierungen 
im geeigneten Seitpuntte Geſetzentwürſe über die 
Einlöſung der Staatsnoten eingubringen; in erjter 
Linie ijt die Eingiehung der StaatSnoten zu 1 fl. 
zu bewirlken. 

Die Koſten der Einlöſung der eine gemein— 
ſame ſchwebende Schuld bildenden Staatsnoten 
werden bis gum Betrage von 312,000.000 fl. von 
den beiden Reichshälften im Verhältniſſe von 70 : 30 
getragen (Art. XIX). Nach Wrt. XIX u. XXI find 
dezüglich der Ordnung der Papiergeldzirku— 
lation und der Aufnahme der Bargahlun- 
gen im angemejjenen Zeitpunfte die gu erlajjenden 
gejepl. Verfügungen ju vereinbaren. 

Die VBejtimmungen des Münz- u. Währungs— 
— haben bis einſchließlich Ende 1910zu gelten. 

ird der Vertrag 1 Jahr vor ſeinem Ablaufe 
ſeitens eines der beiden vertragſchließenden Teile 
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gekündigt, ſo ſind die beiderſeits vertragsmäßig 
geprägten Münzen nod) wenigſtens durch 2 Sabre, 
entſprechend den Beſtimmungen des Vertrages, in 
beiden Staategebieten augulaffen. Zugleich ver- 
pflichten fic) Die beiden Regierungen, innerhalb 
Diejer Heit die Kronenwährung nad dem vertrags- 
— Münzfuße u. Münzſyſteme beizubehalten. 

dach Ablauf der bezeichneten Friſt iſt jeder 
Teil verpflichtet, die innerhalb des anderen Staats— 
gebietes befindl. 1 K=Stiide, Nidels u. Bronge- 
miingen der Kronenwährung jeines Sepriiges gegen 
geſetzl. LandeSmiingen zurückzulöſen. 

Der Anſpruch auf dieſe Zurücklöſung erliſcht 
nad) Ablauf eines weiteren Jahres. 

Falls der Bertrag 1 Jahr vor ſeinem Ab— 
faufe von feinem der beiden ———— 
Teile getündigt wird, jo hat derſelbe in ſeiner 
Gänze auf weitere 10 Jahre in Geltung zu ver— 
bleiben. 

In dieſem Falle treten die obigen Beſtim— 
mungen fiir den Ablauf der verlängerten Vertrags— 
periode in Kraft (Art. XX des Miing: u. Waͤh— 
rungSvertrages). 

LIT. Die Wahrungsreformgefese der J. 1893 
n. 1894 und ibre Durchführung. Jm J. 1893 find 
wei Maßnahmen gu verzeichnen, welche aur Fort- 

hrung der durd) die 1892er Gejepe initiierten 
Reform bejtimmt waren. Zunächſt wurden frajt 
der mit Dem Geſetze 24 III 93, R. 39, erteilten Er— 
mächtigung die auf Grund des Münzvertrages mit 
den Staaten des Deutſchen Sollvercines 241 57, 
R. 101, in Oſterr. bis gum J. 1868 geprägten und 
mit voller Zahlkraft ausgejtatteten Vereinstaler 
(== 1 fl. 50 fr. 6. BW.) und Vereinsdoppeltaler (—= 3 fl. 
6. BW.) durd) die BV. des F. M. 121V 93, R. 53, 
auger Rurs gejept. 

gerner ubernahm die djterr. Regierung von 
der deutſchen Regierung Vereinstaler öſterr. Ge- 
priiges (im Betrage von 8*/, Will. Talern) unter 
Vergiitung des Gegenwertes in öſterr. Noten auf 
Grund desjelben Hejepes und überwies diejelben der 
Biener Miinge als Silbervorrat zur Einſchmelzung. 

Cin sweites Geſetz 24111 93, R. 42, ftelit 
jit) als teilweije Ausführung jener Bejtimmung 
des Art. XVIII des Münz- u. Wiihrungsvertrages 
dar, wonad) die Verfügungen über die nad) den 
1892er Gejesen bis auf weiteres im Umlaufe 
bleibenden Landesfilbermiingen zu 1, 2 u. U fl. 
6. W. bejonderen Gejegen vorbehalten blieben. 
Durch das zitierte Geſetz wurden nämlich die 
Landesſilbermünzen gu 2 u. 1), fl. (welche nur 
von Oſterr. gepragt worden waren) mit 1 VI 93 
demonetifiert. Von den f. k. (königl. ungar.) Kaſſen 
u. WUmtern wurden fowohl dieje demonetifierten 
LandeSfilbermiingen als aud) die aufer Kurs ges 
ſetzten Vereinstaler nod) bis einſchließlich 31 VII 93 
bet allen Zahlungen und im Umwechſlungswege 
angenommten. 

Hinjichtlichy der Landesfilbermiingen zu 2 u. 
Vy fl. erfloß im J. 1901 im Qnterefje der Rein— 
haltung des Miingverfehres nod cine Spegialver= 
fügung; dieſelben werden nämlich auf Grund der 
Minijterialverordnung 281 1901, F. M. V. BL 
Nr. 6, von den Kaſſen nad dem Bruttogewidte 
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und gum Cinheitspreije von 120 K pro Rilogramm 
Münzgewicht der 2 fl.-Stücke (9°), 595 fein) und 
pon 70 K pro Rilogramm Münzgewicht der fl. 
Stücke (5%), o99 fein) zur Einlöſung angenommen. 

Die erjten entjdeidenden Schritte in 
der Ridjtung der Durchfiihrung des im Art. XIX 
de8 Miings und Währungsvertrages vorge- 
zeichneten Wahrungsreformplanes erfolgten 
Durch die Geiepe des J. 1804 u. gw. OVIL R. 154 
(G. A. XXIV), betrejfend die Einlöſung von 
200,000.000 fl. Staaténoten, 9 VII, R. 155, durd) 
weldes dem Finangminijter ein Betvag der nach 
Urt. ILL des Wejepes 2 VIII 92, R. 130, in Ver— 
wahrung erlegten Landesgoldmünzen angewiejen 
wurde, und 9VII, R. 156, durch welches der k.k. 
ptr gral ermiidjtigt wurde, die ſchwebende 
Schuld in Partialhypothefaranweijungen bis auf 
70,000,000 fl. 6. W. herabsumindern. 

Es gereichte dem Wahrungsreformuverfe jum 
größten en, daß an allen maßgebenden Stellen 
volle Cinjtimmigfeit darüber herrſchte, die voll— 
ſtändige Einlöſung der ſchwebenden Schuld in 
Staatsnoten ſei die unbedingte Vorausſetzung der 
Durchführung der Währungsreform. An der Tat 
bildeten die StaatSnoten ein unüberſteigl. Hinder- 
nig fiir jede efjeftive Metallwährung. Sie waren 
ohne metallifde Fundierung und mit Zwangskurs 
ausgeſtattet und fiir bie Dauer des lepteren war 
die im Art. 83 der Bantitatuten jtatuicrte Ber- 
pflichtung der Notenbant zur Cinlijung ihrer Noten 
gegen Metallgeld juspendiert. Jn engiter Verbin— 
dung mit der Staatsnotenſchuld jtand die Schuld 
in (vetginSliden) Partialhypothefaranmweijungen 
(Calinenjceinen, vgl. diefen Art.), deren Maximal—⸗ 
umlauj durch das Gejep 17 XI 63, R. 98, mit 
100,000.000 fl. fixiert worden war. Es fonnte näm⸗ 
lich fiir Den Betrag, um welden der Umlauf dieier 
Scheine hinter dem bezeichneten Maximum zurück— 
blieb, die gleiche Summe in Staatsnoten iiber die 
mit 312,000,000 fi. fontingentierte Umlaufshöhe der 
letzteren hinaus ausgegeben werden. Mit anderen 

otten, die StoatSnotensirfulation fonnte ſich im 
Maximum auf 412,000.000 fl. 6. W. belaujen (Ges 
fep 25 VIII 66, R. 101, Art. VI). 

Es ijt daher tlar, dak die Altion der Staats 
notentilgung fic) ſowohl auf die eigentl. 
Staaténoten alS aud auf die Partial: 
hypothefaranweijungen erjtreden mufte. 
Doc) bejtand der wichtige Unterſchied, dah die 
Tilgung der Staatsnoten bis gum Betrage von 
312,000,000 fl. beiden Reichshälften gemeinſam 
oblag, wogegen die Tilgung der Lartialhypothefar- 
amweijungen bezw. der fie im Umlaufe vertreten- 
den Staatsnoten eine ſpezifiſche Verpflidtung 
der diesſeitigen Reichshälfte bildete. 

Das Geſetz 9 VIL 94, RM. 154, gab die Er- 
midtiqung gum Abſchluſſe eines Ubereinfommens 
zwiſchen beiden Regierungen iiber die Einlöſung 
pon Staatsnoten per 200,000.000 jl. 6. W. 

Nad) Art. I des im Gefepe inartifulierten 
und am 24 VII 94 abgejdlofjenen Ubereinfommens 
hatte dieſe Einlöſung dure Cinberufung u. Cine 
lijung der StaatSnoten aud fl. und durd Eine 
lijung eines entipredjenden Betrages von Staats- 
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noten der anderen Kategorien gu erjolgen. 
Die Ausgabe der 1 fl,-Staatsnoten war am Tage 
des Abſchluſſes des Ubereinfommens, d. i. 24 VII 
94, einzuſtellen. 

Die Ciulijung der Staatsnoten hat gegen 
andere Rahlungsmittel, unter Ausſchluß von Staats- 
noten, jtattgufinden. Wn Zahlungsmitteln find 
unddjt 80,000.000 K aus dem mit 200,000.000 K 

eſtimmten 1 K-Stiid-Kontingente und ſodann Sil- 
bergulden u. Banfnoten, welche bei der Ofterr.- 
ungar. Banf gu bejdjafien find, gu verwenden 
(Urt. 1V). Zur Beſchaffung diejer legteren Zahlungs- 
mittel ſind 160,000.000 fl. in 20 K-Stücken bei 
der Oiterr.«ungar. Bant gu erlegen, von welchen 
112,000.000 jl. (70%) auf die Reichsratsländer 
und 48,000.000 fl. (30 % ) auf die Linder der ungar. 
Krone entjallen. Uber den, Golderlag hat jede der 
— — ein Übereinkommen mit der 

nt abjulciticben, in weldjem die Bank fic) ver= 
pflictet, dem erlegenden FF. M. den Gegenwert der 
— Goldmünzen nad) dem Maßſtabe von 1 fl. 
ö. W. — 2 K nach Verlangen in Silberfurant oder 
Banfnoten aur Verfügung gu jtellen. Die erlegten 
20 K-Stiide werden in den Metallſchaß der Bant 
mit der Maßgabe eingeredmet, dak, infjofern der 
Wegenivert in Banknoten geleiſtet wird, die er— 
leglen 20 K⸗Stücke nur aur Deckung dieſer Bank— 
noten verwendet werden können, ohne daß die Bank 
berechtigt wäre, durch die Einrechnung dieſer Er— 
läge in den Barvorrat den Geſamtbetrag des Bant= 
notenumlaujes nad) Art. 84 der Statuten, d. i. nach 
dem Pringip der —— zu erhöhen (Art. V). 
Uber die eventuelle Rüchſtelung der 20 K-Stücke 
vgl. Abſchnitt [Va. 

Tie eingelöſten Staatsnoten find vom Reichs— 
finanzminiſterium der Vernichtung zuzuführen und 
ſodann von dem auf gemeinſame Gojten einzu⸗ 
löſenden Betrage der Staatsnotenſchuld als getilgt 
abzuſchreiben (Art. VI u. VIII). Die Kontrolle der 
ganzen Operation obliegt den beiden Staatsſchuld⸗ 
kontrolltommiſſionen. 

Behufs Effektuierung des in dieſem Ubereins 
lommen vorgeſehenen Goldmünzenerlages wurden 
dem Finanzminiſter von den nach Art. III des 
Geſetzes 2 VILL 92, R. 130, in Verwahrung erlegten 
Woldmiingen mit dem Geſetze 9 VII 94, R. 155, 
224,000,000 K (= 112,000,000 fl. 6. W. anges 
wiejen, die derjelbe sur Beſchaffung von Cilber- 

ulden u. Bantnoten bei der Bank gu verwenden 

tte. Uber die Verwendung ſchreibt Art. III des 
Geſetzes cine bejondere Beridjterjtattung an den 
Reichsrat vor, welche gegenwärtig in 6 dem A. H. 
unterbreiteten Beridjten abgejdlojjen vortiegt. 

Behufs Durchführung des Staatsnoten— 
einlöſungsgeſeßes erfloß die V. des F. M. 
24 VII 94, R. 158, mit welder die Einberufung 
u. Einlöſung der Einguldenſtaatsnoten verordnet 
wurde. Die Ausgabe derſelben wurde mit 24 VIL 
94 eingeftelit und als Endtermin, bis gu weldem 
der Zwangskurs nod) bejtand, im Cinflange mit 
Urt. IL des Geſetzes der 31 XII 95 firiert. Beiter 
wurde in diefer V. im Cintlange mit der zitierten 
Geſetzesſtelle beftimmt, daß die 1, fl.-Noten bis 
30 VI 96 von den StaatSlafjen u. Ämtern nod in 





Zahlung u. Verwedjlung zu nehmen jeien, von da 
ab bis 31 XII 99 aber nur mehr in Verwedilung 
gegen andere Zablungémittel von den mit der Ver- 
wedjlung betrauten Safjen. 

Nach dem leptgenannten Tage war jede Ver— 
pflichtung des Staates gur Einlöſung der 1 fl.-Noten 
erlofdjen. 

Wm 24 VII 94 waren in der Monardie im 

anzen 57,883.361 fl. Cinguldenjtaatsnoten 
m Umlauj. Die Einldjung diejer Noten ging 
raſch von jtatten, fo daß im Sanuar 1895 nur 
mehr 9.530.735 fl. und au Ende dieſes Jahres 
nod) 1,413.793 fl. im Umlauf waren. Mit Ende 
Dezember 1899, nach welchem Termine die Ver— 
pflichtung des Staates zur Einlöſung erloſch, waren 
nod) 671.978 fl. in 1 fl.-Noten ausſtändig; die— 
ſelben wurden als getilgt abgejdrieben und die 
hiedurd) erwachjende Erjparnis im Sinne des 
Art. VIL des Geſetzes 9 VIL 94, R. 154, der öſterr. 
Staatsverwaltung mit 70%, der ungar. Staats: 
verwaltung mit 30% gutgeidjrieben; demgemäß 
wurde die 70 S ige Quote diejes Betrages, d. i. 
ein —* von 470.384 jl. 60 fr. = 940.769 K 
20 h, welcher mit der fiir den Golderlag bei der 
Bank nidt benitiqten Summe identiſch war, mittels 
faii. B. 21 1X 99, R. 176, Il. Teil, 6. Kapitel, 
Urt. Il, den Kaſſenbeſtänden der Staats3zentral- 
fafje cinverleibt. Die hienad) im Sinne des Ge— 
ſetzes 9 VII 94 eingulijende Wenge von 5 fl. u. 
50 fl.⸗Noten besijferte fic) mit (200,000.000 — 
57,883,361 =) 142,116.639 fl. bezw. entipredjend 
der aus den Appoints refultierenden Abrundung mit 
142,116.640 fl.; die Einlijung diejer Staatsnoten- 
quantitat erjolgte im Wege der kaſſemäßigen Zuriid- 
haltung von Staatsnoten und Ablieferung derjelben 
zur Vernichtung und war bereits Ende Juni 
1896 beendet. Bon den eingelöſten Noten waren 
123,124.950 ff. 50 fl.-Moten und 18,991.690 ff. 
5 il.eMoten. Dem Verfehre wurden fiir die einge- 
löſten StaatSnoten per zuſammen 199,328,023 fi. 
nebſt 40,000,000 fl. in 1 K-Stücken die von 
der Bant als Gegenwert fiir die von den beiden 
Staatsverwaltungen erlegten 20 K-CStiide bezoge— 
nen Zablmittel, u. gw. 38,675,263 fl. in Silber⸗ 
ulden und 120,652.760 fl. in Noten zur Ver— 
ügung geſtellt. 

Durd) das Geſetz 9VII 94, R. 156, wurde 
der Finanzminiſter ermächtigt, in einem ihm ange— 
meſſen —— Zeitpunkte die ſchwebende 
Schuld in Partialhypothekaranweiſungen 
im HSöchſtbetrage von 100,000.000 fl. ö. BW. im 
Verordnungswege auf den Betrag von 70,000,000 fl. 
6. W. gu beſchränken (§ 1). Die Einlöſung der über 
die vom Finangminijter fejtqefepte Begrengung 
ausgegebenen Bartialhypothefaraniveijungen bes. 
ber fie vertretendDen Staatsnoten ijt durch andere 
Bahlungsmittel unter Ausſchluß von Staaténoten 
porgunehmen. Die eingeldjten Partialhypothefar- 
anweiſungen (StaatSnoten) find an das Reichs— 
finangminiftertum abzuführen, von dieſem gu ver— 
nichten und al getilgt auszuweiſen ($$ 2 u. 3). 
Die erforderl. Zahlungsmittel find durch Aufnahme 
einer mit höchſtens 4% verzinsl. Rente gu be— 
ſchaffen (§ 4). Die Kontrolle der Einlöſung ob— 
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liegt der Staatsſchuldenkontrollkommiſſion des 
ReichSrates (§ 5). Der Finanjminijter hat von 
der ihm durd) dieſes Geſeß erteilten Ermächtigun 
innerhalb dreier Jahre (von 1894—1896) Gebrau 
gemacht und in jedem diefer Jahre je 10,000.000 fi. 
Salinenſcheine aus den Kaſſenbeſtänden, in welchen 
fie Durd) Anfauj angejammelt worden waren, ge— 
tilgt (B. des F. M. 20 X1 94, R. 217, 12 XI 95, 
R. 196, und 14 XII 96, R. 239). Die Fatultét der 
Rentenemijjion wurde ungenupt gelajjen. 

IV. Die Währungsreformgeſetze des J. 1899 
und die Durchführung derjelben. Die Einlöſung 
von 200,000.000 fl. Staaténoten, welche durch das 
Geſetz 9 VIL 94, R. 154, angeordnet worden war, 
fonnte mit Ende Juni 1896 als beendet angejehen 
werden und es war jonad) bie Bahn fiir die 

ortiepung des Reformwerkes frei. Jn der 

t wurden von den beiden Regierungen bereits 
im J. 1896 im Zuſammenhang mit den Bere 
andlungen fiber den wirtſchaftl. Uusgleich zwiſchen 

iden Staaten auj die Fortfiihrung der —— 
reform bezughabende Vorlagen vereinbart, welche 
jedoch aus hier nicht näher zu erörternden Gründen 
erjt im März 1898 an die legislativen Körper— 
ſchaften gelangten. 

Es handelte fic) hiebei um folgende Geſetz— 
entwürfe: 1. betreffend die Ermächtigung gum Ab— 
ichlujje eines Ubereinfommens zwiſchen den Diniz 
fterien beider Staatsgebiete in Betreff der gänzl. 
Einlöſung der gemeiniamen ſchwebenden Schuld in 
Staatsnoten; 2. betreffend die Ermächtigung zum 
Ubichlujje eines Wdditionalvertrages gum Münz— 
u. Waihrungsvertrage in Betreff der Uuspriigung 
von 5 K-Gtiiden; 3. betrefjend die Ausprägung 
bon —— 4. betreffend die Ermächtigung 
zum Äbſchluſſe eines Übereinlommens zwiſchen den 
Miniſterien beider Staatsgebiete wegen Ausgabe 
von Banknoten au 10 K durch die Ojterr.- ungar. 
Bank; 5. betreffend die ——— Abſchluſſe 
eines Übereinlommens in Betreff der Erläge von 
Landesgoldmünzen bei der Ofterr.-ungar. Bant; 
6. den Geſetzentwurf, wodurch die Rechnung in 
der Kronenwährung allg. obligatoriſch eingefiihrt 
wird, die Verhältniſſe des allg. Miingvertehres ge— 
ordnet werden, ferner die Unwendung der Kronen— 
wiihrung auf die Rechtsverhältniſſe geregelt wird. 
Die öſterr. Regierung legte augerdem nod) vor 
7. einen Gefegentiwurf, durch welchen dem Finanz— 
minifter die nach Urt. III des Geſetzes 2 VIII 92, 
R. 130, in Verwabhrung erlegten Landesqoldmiin- 
zen der Kronenwährung angeriejen werden und 
8. einen a eau i betrefiend die Ordnung der 
ſchwebenden Schuld in Bartialhypothefaramweijun- 

en. Überdies enthielten aud) die Geſeßentwürfe in 

etreff der Schuld von urſprünglich 80,000.000 fl. 
an die Ofterr.-ungar. Bank und betrefiend die Ber- 
längerung des pes oe dDiejer Bank Beſtim— 
mungen, die mit der Währungsreform u. zw. gum 
Teil in einem fehr innigen Zujammenbhange ſtan— 
den. Die betreffenden Geiegentwiirfe wurden vom 
ungat. Reidstage angenommen und erbhielten als 
G. A. XXXI big influfive XXX VIII ex 1899 Gee 
fepestrajt. Qn Ojterr. jah fic) die Regierung, da 
die parlamentarijden Verhältniſſe eine seitgerechte 
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Verabidiedung der Gejesentiwiirje unmöglich mach— 
ten, veranlaft, cine Regelung der betreffenden 
Materien im Wege fai. B. auf Grund des § 14 
ded St. G. 21 XII 67, R. 141, über die Reichsver— 
tretung berbeigufiihren. 

Hiebei mute jedod) die Ordnung der ſchwe— 
benden Schuld in Partialbypothefaranweijungen in 
einer von dem bezügl. Geſehentwurfe injojern we- 
fentlic) abweidjenden Weiſe erfolgen, als die inten- 
dDierte Tilgung der Partialhypothefaranweifungen 
im Wege einer Kreditoperation — weil mit den 
Anordnungen des gitierten § 14 unvereinbar — 
entfiel. 

Die Regelung der uns hier interejfierenden 
Materien, welche tm IL, III. u. IV. Teil der faij. 
BW. 21 1X 99, R. 176, erjolgte, bat zunächſt nur 
proviſoriſche Sejepestrajt, da die im ois St. G. 
vorgeſehene Genehmigung dieſer faij. V. durch den 
Reidsrat bisher noch nicht vorliegt. Doch hat die 
Regierung eine definitive geiepl. Regelung der in 
der faij. 2. 21 IX 99 behandelten Materien dadurd 
herbeizuführen geſucht, daß fie diejelben — gele— 
gentlich der Einbringung der Vorlagen über den 
wirtſchaftl. Ausgleich — gum Gegenſtande neuerl. 
Geſetzesvorſchläge machte (Nr. 1624 Beil. A. H., 
XVII. Seſſion, Geſeßentwurf I—VI). 

Der Komplex der durch die kaiſ. B. 21 TX 99 
—— auf die Währungsreform bezughaben— 

n Maßnahmen und ihre Durchführung läßt ſich, 
wie folgt, gruppieren: a) Die gänzl. Einlöſung der 
Staatsnoten und die Neuordnung der ſchwebenden 
Schuld in Partialhypothefaranweijungen, b) die 
5 K-Stiide, c) die Cinjiihrung der Kronenwährung 
als LandeSwihrung, d) fonjtige das Währungs— 
wejen betrejfende erji ungen. 

a) Die gänzl. Einlijung der Staats 
noten und die Neuordnung der ſchweben— 
den Schuldin Bartialhypothctaranweijune 
gen. Der leitende Gedanke, welcher diejer nad) 
mander Richtung hin ſchwierigen Wition su Grunde 
lag, war die gänzl. Eliminierung u. Tilgung der 
qemeinjamen jdnvebenden Schuld in Staatsnoten 
und die Auflöſung der bisherigen Verbindung zwi— 
iden Staatsnoten u. Salinenjdheinen, um fonad) 
eine Ordnung der Papiergeldszirfulation 
nad) den ftrengen Grundjigen der Bank 
technik berbeifibren au finnen. 

Behujs Durchführung diejer Wftion wurden 
die beiderjeitigen Minijterien durch das 1. Kapitel des 
IL. Teiles der faij. B. 21 1X 99, R. 176, bezw. den 
G. A. XXXI ex 1899 zunächſt gum Abſchluſſe eines 
Ubeveinfommens ermiidjtigt, welded bezüglich der 
Cinlijung der gemeinjamen ſchwebenden 
Sduld in Staatsnoten — in Untniipjung an 
den Art. XIX des Münz- u. Wihrungsvertrages 
11 VIII 92 — nachitebende Beſtimmungen enthalt: 
Von der gemeinfamen ſchwebenden Schuld in Staats- 
Noten per urjpriinglic) 312,000,000 fl. 6. W. ift 
nunmebr auch der Reftbetrag von 112,000,000 fl. 
ö. BW. einzulöſen u. aw. durd) Cinberujung u. 
Ginlijung der Staatsnoten gu 5 fl. u. 50 fl. ö. W. 
(welche im 3. 1894, da nur eine teilweije Tilgung 
pon Noten diejer Kategorien aus Kajjemitteln jtatt- 
gefunden hatte, nod) nidjt einberufen worden waren 
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Art. I u. IIIP. Die Ausgabe dieſer Noten Hat mit 
m Tage des Abſchluſſes des Ubereinfommens, 
welder auf den 1 XI 99 fiel, aufzuhören, doch ijt 
die Umwechſlung von unbraudjbaren Staatsnoten 
au 5 u. 50 fl. gegen neue diejer Art fo lange forte 
gujepen, bid diejelbe von den beiden F. M. im Cine 
vernehmen mit dem Reidhsfinangminijterium unter- 
fagt wird (Art. IV). Die Cinberujung u. Einlöſung 
wird von den beiden J. M. im Verordnungswege 
nad) den im Art. IV des näheren bescichneten Moe 
dalitdten verfügt. Sn der V. ijt insbeſondere der 
Heitpuntt, in weldjem die bejtehende allg. Verpflich— 
tung zur Annahme der Staaténoten an Zahlungsjtatt 
(der Zwangskurs derjelben) erliſcht, auf 11), Sabre 
nad) Dem Tage der Kundmachung der B. feſtzuſetzen. 
Yn Stelle der Staatsnoten find 64,000.000 K = 
32,000,000 jl. in zu diejem Behuje new gu pragen- 
den 5 K-Stücken (Gilberjcheides oder Teilmiingen), 
jerner 160,000,000 K — 80,000,000 fl. in 10 Ke 
Noten auszugeben. Die Wahl der Appoints der 
neu gu emittierenden Zahlungsmittel war dadurd) 
bedingt, dah das nod) einzulöſende Staaténoten- 
quantum faſt ausſchließlich aus 5 fl.<Roten bejtand. 
Die Einlöſung u. Vernidjtung der Staatsnoten 
hat durch die Oſterrzungar. Bank unter Inter— 
vention des ReidjSfinangminijteriums gu geſchehen. 
Die KRontrolle der CinlbjungSoperation obliegt der 
Staatsjduldentontrollfommiifion. Die durd) Ab— 
ſchreibung von bis sum Ablauf des legten Cin- 
ldjungStermines (31 VIII 1907, ſ. unten) nicht zur 
Einlöſung gebradjten Staatsnoten erwachſende Er- 
ſparnis fällt mit 70% den Reichsratsländern und 
mit 30% den Ländern der ungar. Krone zu. 
Von großer Widtigteit ijt die Beſtim— 
mung des Urt. XI] deS im 1. Kapitel des 11. Teiles 
der faij. V. 21 1X 99, R. 176, inartitulierten und 
am 1X1 99 abgeſchloſſenen Ubereinfommen’. Hie— 
nach wurde nämlich vereinbart, daz, jobald im Ginne 
deS Art. IV des Ubereinfommens die bejtehende, 
allg. Verpflichtung aur Annahme der Staatsnoten 
zu 5 u. 50 fl. & W. an Zahlungsſtatt erloſchen 
ſein wird, von jedem der beiden Miniſterien eine 
beſondere Schlußfaſſung der beiderſeitigen Geſetz— 
py liber die Frage der Aufnahme der 
arzahlungen veranlapt werden wird. 
ehujs jfpegieller Dedung der neu 
ausgugebenden Banfnoten gu 10 K per 
160,000,000 K fowie al @eqenwert fiir die 
behuis YWusprigung der 5 R-Stücke aus dem 
Metallſchatße der Ojterr.eungar. Bank ju über— 
nehmenden Cilberquiden im Betrage von 
64,000,000 K batten beide Regierungen auj Brund 
der im 4. u. 5. Kapitel des IT. Teiles der kaiſ. B. 
211X 99, R. 176 (W. A. XXXIV u. XXXYV), in— 
artifulierten und zwiſchen ifnen am 1 XI 99 abs 
geidjlojjenen Ubereinfommen betrejjend die Wus- 
gabe von Banfnoten gu 10 K durdy die Oſterr. 
ungar. Banf und den Erlag von Landesgoldmün— 
jen bei derjelben, Landesgoldmiingen der Kronen— 
wabhrung im Betrage von 224,000.000 K_ bei der 
Djterr.ungar. Ban au erlegen u. zw. die ifterr. 
Regierung (70%, d. 1.) 156,800,000 K (darunter 
112,000.000 K in SandeSgoldmiingen fiir die 
10 K-Moten und 44,800.000 K in 20 K-Stiiden 
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jiir die Befchaffung der Silbergqulden) und die un— 
gar. Regierung (30%, d. 1.) 67,200.000 K (dar- 
unter 48,000,000 K in Landesgoldmiingen fiir die 
10 K-Noten und 19,200.000 Kk in 20 K-Stücken 
jür Die Bejchaffung der GSilbergulden). Behufs 
Effettuierung diejes Golderlages wurden dem öſterr. 
F. M. durch die mehrgitierte faij. B., ML Teil, 
6. Kapitel, die nach Art. IT des Geſetzes 2 VII 
92, R. 130, in Verwabhrung erlieqenden Landes- 
goldmiingen im Betrage von 118,318.940 K ange= 
wieſen und ihm die jeinerjeitige Berichterjtattung über 
die Verwendung des Goldes aufgetragen. (Die Aus⸗ 
prägung des aus der Begebung von 150,000.000 fil. 
Nominale Goldrenteobligationen erlijten Goldgul— 
denbetrages per 143,773.958 fl. S74, fr. hatte name 
lid) einen Betrag von 342,318,940 K in Landed< 
goldmiingen ergeben, wovon 224,000,000 K be= 
reitS im J. 1894 angeriejen worden waren ſ. 
Abſchnitt ñI)). 

Der Reſt des für den Golderlag erforderl. Goldes 
per 38,481.060 K (156,800,000 K — 118,318.940 K) 
war den RKaifebejtinden der Staatszentrallaſſe 
au entnebmen, 

Die Bank, welder die Einlöſung der 112,000,000 fl. 
Staatsnoten oblag, hatte auch die Musgabe der 10 K- 
Noten und der 5 K-Stücke u. gw. tunlichſt gleide- 
mapig mit der Eingiehung eines entipredenden Be— 
trages der iteaioun Staatsnoten gu bejorgen. 
Mit der Ausgabe der Banfnoten gu 10 K durjte 
erjt nad) Durdjiihrung der betrejfenden Regie- 
rungsgolderlige und nad) erjolgter Cinberujung der 
Staatsnoten im Verordnungsiwege begonnen wer— 
den. Die zur Decung der 10 K-Noten erlegten 
LandeSgoldmiingen diirfen von der Bank nur zur 
Bededung diejer Noten verwendet werden, ohne 
dak die Mant berechtigt ijt, durch Einrechnung 
dieſer Erläge in den Barvorrat den Geſamtbetrag 
—— Bantnotenumlaujes nad Art. 84 gu 
erhöhen. 

Uber von den beiden Regierungen mit Ge— 
nehmigung der ——— eſtelltes Verlangen 
muß die gänzliche oder teilweiſe Einziehung der 
Banknoten zu 10 K von der Bank jederzeit ver— 
fügt werden; jedoch haben die beiden Regierungen 
der Bank die hiefür erforderl. Mittel zur Verfügung 
zu ſtellen u. gw. durch definitive Überweiſung der 
aur Dedung der 10 K-Noten erlegten Landesgold— 
miingen an die Bank oder durd) Erlag anderer 
geſetzl. Zahlungsmittel bei der Bank, in weld) letz— 
terem Galle der gleiche Betvag an Landesgoldmiin- 
zen den MG eg zurüchzuſtellen ijt (faij. B. 
211X 99, RH. 176, IU. Teil, 4. Rapitel). 

Weber die auf Grund des Ubereinfommens 
24 VII 94 nod) die auf Grund der Ubereinfommen 
1 XI 99 jeitens der Staatsverwaltungen ejjettuiers 
ten Goldmünzenerläge bedeuteten cine Uberweijung 
der betreffenden Goldbejtinde in das definitive 
Cigentum der Bant. 

Uber das rechtl. Schidſal dieſer Gold— 
erläge geben die erwähnten Übereinkommen, deren 
Text in dem Geſetz VII 94, R. 154, und in der 
faij. B. 21 IX 99, R. 176, II. Teil, 4. u. 5, Kapitel, 
inartifuliert wurde, nähere Wujjdliijie, die fic) in 
Kürze, wie folgt, zuſammenfaſſen lajjen: 
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Mit dem Tage des Inkrafttretens der Bant- 
ſtatuten betreffend die Einlojung der Bantnoten 
egen gejepl. Metallgeld, d. h. mit Dem Tage der 
Aufnahme der Barjahlungen, gehen ſowohl die 
auj Grund des Ubereinfommens 24 VII 94 erleg: 
ten Landesgoldmiingen als aud) dic aur Fundie— 
rung ber 10 K-Noten fowie endlich die gur Er- 
—— von Silber fiir die 5K⸗Ausprägung er— 
legten LandeSgoldmiingen ins definitive Cigentum 
der Bane iiber u. gw. die gur Fundierung der 10 K— 
Moten erlegten in bem Ausmaße, weldes dem von 
den beiden Regierungen in dem betreffenden Zeit— 
punfte (mit Ruͤckſicht auf eine etwaige frühere teil- 
weije Eingiehung) gejtatteten Umlauje von 10 K- 
Noten entjpridjt. Erliſcht das verliingerte Bant- 
privilegium vor Qnfrajttreten ded Art. 83 der Banl- 
jtatuten oder tritt die Bank vor dicjem Zeitpunfte 
in Liquidation, jo find die Banfnoten gu 10 K 
von der Bank nad) Maßgabe der eben gitierten 
Beſtimmungen einguaiehen, die auf Grund des Über— 
cinfommens 24 VII 94 jowie die fiir die Inver— 
tchriegung der 5 K=Stiide erlegten Landesgold- 
miingen aber dem erlegenden F. WM. gegen Cilber- 
furantgeld oder Bantnoten wieder juriidguftellen. 
Lepteres gilt auch fiir den Fall, al8 die beiden 
Regierungen von dem ihnen im rt. 107 der Banks 
jtatuten vorbehaltenen Rechte, das Bankgeſchäft mit 
Ablauf der Privilegiumsdauer gu iibernehmen, vor 
Aufrajttreten des Art. 83 der Bankitatuten Ges 
braud) machen follten, begiiglid) aller zur Fundie— 
tung der Staaténoten bei der Bank erlegten Lan— 
— bezüglich der zur Fundierung der 
10 R- Noten beſtimmten aber nur inſoweit, als 
bezüglich derſelben ein Rückforderungsrecht noch be— 
ſteht. Abgeſehen von den hier erwähnten Fällen 
ionnen die gu Zweden der Staatsnoteneiniöſung 
erlegten Landesgoldmünzen von den beiden Regie— 
rungen nur auf Grund beſonderer geſetzl. Ermad)- 
tigung und auch da nur vor ——— des 
Art. $3 dev Bankſtatuten big pita werden. 
Die Durdfiihbrung der Beftimmungen 
der faif. Berordnung vom Qahre 1899 wurde, 
nachdem die vorgejdriebenen Golderläge von den 
Regierungen effettuiert worden waren und die F. 
M. BV. SUL 1900, WR. 42, über die Emiſſion der 
5 K-Stiide exjdjienen war, in der Beije cingelei- 
tet, daß die Oſterr.zungar. Bank vom 15 UWI 1900 
dieje Miingen unter kaſſemäßiger Suriidhaltung von 
Staatsnoten in den Verlehr gu ſetzen begann. Die 
neuen Münzen wurden vom Berfehre relativ raſch 
anujgenommen, gumal fie wenigfiens in indujtriel= 
len Bezirken fiir Zwecke der Lohnauszahlung einem 
dringenden Bedürfniſſe begeqneten. Ctwa um Mitte 
Cltober 1900 fonnte das ganze Rontingent von 
5 KeStiiden per 64,000.000 K al8 in den Bere 
fer geet betvachtet werden. 
tit der BW. des FH. M. 10 VII 1901, R. 123, 
erjolgte fodann die pierced tt | der Staats 
noten gu 5 uw. 50 ql. unter nachfolgenden Modali— 
täten: Wit 1 1X 1901 wurde jede Wusgabe u. Ver— 
wedflung von Staat&noten gu 5 u. 50 fl. feitens 
der jtaatl. Kaſſen u. Umter in beiden Reichshälften 
gänzlich eingeſtellt. Die bejtehende allg. Verpflid- 


itung zur Unnabme der Staatsnoten (der 
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Zwangskurs derfelben) erlifa@t am 28 IL 1903. 
Dicer cermin entiprac) der Beftimmung ded Art. IV 
deS Ubereinfommens 1 XI 99 betreffend die gänzl. 
Einlöſung der gemeinfamen ſchwebenden Schuld 
in Staatenoten, wonach der Zeitpunkt des Er— 
löſchens de3 Zwangskurſes der Staat8noten auj 
Ig Jahre nad) dem Erſcheinen der Einberufungs— 
fundmadung feſtzuſetzen war. Der Termin 2s TT 
1903 war zugleich jener, nad welchem im Sinne 
des friiber — Art. XII des Ubereinfommens 
betreffend die Einlöſung der Staatsnoten eine be— 
ſondere — ay er beiden Geſetzgebungen 
über die Frage der Aufnahme der Barzählungen 
zu veranlajjen war. ; 

Die StaatStajjen u. Ämter hatten die Staats- 
noten gu 5 u. 50 fl. nad) der B. ded F. M. 10 VIL 
1901 noch bis 31 VIII 1903 in Zablung zu neh— 
men. Bom 11X 1903 bi 31 VIL 1907 find 
dieſe Noten von der Oiterr.sungar. Bank (bei den 
armen gars Wien u. Budapeſt jowie bei ſämtl. 

iliaten), ferner vom Landeszahlamte in Bara, 
wo fic feine Banffiliale befindet, in Umwechſſung 
y nehinen. Nach dem 31 VIII 1907 ijt jede 

erpflichtung des Staated (bezw. der von ifm 
beaujtragten Banf) zur Cinlijung der fragl. Noten 
erlojden. Die zur Fundierung der 10 K-Noten 
bejtimmten Golderliige der Regierungen waren 
am 31 VIII 1901 finalifiert und die Bank fonnte 
dentnad) mit der Wusqabe der 10 K-Noten am 
21X 1901 beginnen. Die jeit der Jnverfehriepung 
ber 5 K-Stücke ins Stocen geratene Cingiehung 
der Staaténoten fam nun wieder in Flug. Ein— 
löſung u. Vernichtung der Staatsnoten machten 
raſche Fortſchrifte. Nach dem Ausweiſe der Staats— 
fchuldenfontrollfommijfjionen hafteten an Staats— 
Noten nod) ungetilgt aus: am 3! XII 1901 
35,873.740 K, am 301X 1903 3,170.210 K, am 
31 VIII 1905 2,672,350 K. Da mit einem gewiſſen 
Betrage an StaatSnoten, welder iiberh. nicht zur 
Einlöſung gelangt, gu rechnen ijt, fo darf die 
SraciSiovencinldinngdoperation als be- 
endet angejehen werden (j. Tabelle I iiber die 
StaatSnoteneinlsjung). 

Es erlibrigt nocd) der Drdnung der ſchwe— 
benden Sdhuld in Partialbypothefarans 
weijungen au gedenfen, welche in den Art. 
u. VIL des Ubereinfommens vom 1 XI 99 iiber 
die gänzl. Einldjung der gemeinjamen jdwebenden 
Echuld in StaatSnoten getrofjen wurde. 

Die Salinenſcheinſchuld, welche nach den be— 
reits erwähnten in den J. 1894—1896 auf Grund 
des Geſeßes 9 VIL 04, R. 156, durchgeführten Til— 
gungen. jerner durch eine im J. 1898 auf Grund 
eS die Regierung zur Sdhuldentilqung ermäch— 
tigenden Prt. VIII des Finanzgeſetzes vorgenom— 
mene Tilgung per 20,000.000 jl. bis auf den 
Betrag von 49,485.452 fl. 50 fr. 6. W. herabges 
mindert worden war, bildete befanntlich injofern 
ein Hindernis auf dem behufs gang Beſeitigung 
der Staatsnoten eingeſchlagenen Wege, als ſtatt 
der Salinenſcheine innerhalb der früher erörterten 
Grenzen Staatsnoten in den Verkehr gebracht 
werden fonnten. Da nun eine gänzl. Tilgung dieſer 
ſchwebenden Schuld aus Kaſſenbeſtänden mit Riid- 


II | wiejene Funktion bereits erértert wurde, fo e 
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jicht auf die Notwendigteit der Haltung von fiir 
den StaatSbetrieb geniiqenden Kaſſenvorrüten ohne 
Aufnahme einer Anteihe unmöglich, fiir die leptere 
aber cine geiepl. — ——— nicht zu erlangen 
war, jo blieb fein anderes Mitiel, als die in Frage 
jtehende Verbindung awifden Staatsnoten 
u. Partialhypothefaranweijungen aufzu— 
heben. 

Dies, geidhah denn auch durch Urt. I des ober= 
wähnten Ubereinfommens u. gw. mit dem Tage 
des Abſchluſſes deSjelben, bd. h. mit 1X1 99. Bon 
dDiejemt Tage an durjten daher die Partialhypo- 
thefaraniveijungen nicht mehr durd) Staatsnoten 
in der Birfulation erjept werden, ohne dah hie— 
durd) im iibrigen die von der djterr. Geletsgebung 
feſtgeſtellte Ordnung dieſer ſchwebenden Schuld 
ſinsbeſ. was die Höhe derſelben und ihre hypo— 
thefarijde Sicherſtellung auf den Salinen des Salz— 
kammergutes anbelangt) alteriert worden wäre. 
Jene Staatsnoten, die am 1X1 99 Partialhypo— 
thefaranweijungen in der Birtulation eriegten, 
hatte das öſterr. F. M. ausicdlieblid) zu Lajten 
des öſterr. Staatsſchatzes aus der Zirkuülation zu 
ziehen und einzulöſen. Die Einlöſung war inner— 
halb eines Jahres durchzuführen. Nach Einlöſung 
dieſer den Betrag von 112,000.000 fl. überſteigen— 
den Staatsnoten geht die Gebarung der ſchweben— 
den Schuld in Partialhypothekaranweiſungen vom 
Reichsfinanzminiſterium an das öſterr. F. M. über. 
An Durchführung dieſer Beſtimmungen wurden 
ſeitens der öſterr. Regierung in der Zeit vom De— 
ember des J. 1899 bis Oftober des J. 1900 jene 
Staat8noten, welche am 1XI99 ftatt Galinen: 
fcheinen im Berfehr waren und deren Umlaufshöhe 
fic) mit 26,623.800 K begifferte, aus den in den 
Staatsfafjen vorhandenen Staatsnotenbejtinden ge- 
tilgt und fiir dieſelben Bartialhypothefaranweijun- 
gen in den Verfehr qebracht. Hiemit ijt das weitere 
Schickſal diejer Schuld, deren Stand fich gegen— 
wirtig (Ende Auguſt 1905) auf 89,600.300 K 
(= 44,800,150 fl.) beltiujt, fiir das Bapiergeld- 
wejen und damit aud) fiir die Reform der 
Währung bedeutungslos geworden. 

b) Die Fiinffronenftiide. Da die den 
5 KeStiiden bei Einlijung der Staat8noten zuge— 
bri⸗ 
gen nur einige Bemerlungen über die Ausprägung 
und die Zahlkraft dieſer Münzen. Nac den Be— 
ſtimmungen, welche diesbezüglich in der kaiſ. V. 
21 1X 99, R. 176, IL. Teil, 2. Kapitel (G. A. XXXII), 
jerner in dem auf Grund derſelben kaiſ. V. IL. Teil, 
3. Kapitel G A. XXXIII), am 1X1 99 zwiſchen 
beiden Regierungen abgeſchloſſenen Additionalver— 
trage jum Miing- u. Währungsvertrage enthalten 
ſind, werden dic 5K-Stücke als Teilmünzen der 
Kronenwährung im Miſchungsverhältniſſe von 
WO g09 Silber und '"/,o99 Kupfer mur für Red) 
nung de8 Staates u. zw. in Ofterr. bis gum Be- 
trage von 44,800.000 K und in Ungarn bis gum 
Betrage von 19,200.000 K augsgepragt. Die 5 K- 
Stiide haben cin Gewicht von 24g und einen 
Durchmeſſer von 36 mm. Tie zuläſſige Abweichung 
im Mehr oder Weniger darf im Feingehalte 3), goy 
und im Gewichte >), 999 nicht überſteigen. Die genaue 
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Beſchreibung dev Giterr. und ungar. 5 K-Stücke 
wurde mit der Kundmachung des F. M. 8 III 1900, 
R. 43, publiziert. 

Bei allen Staats und öffentl. Kaſſen haben 
die 5 K-Ctiicte unbeſchränkte Zahlkraft; im Brivat- 
verfehre ijt niemand verpjlidtet, 5 K-Stücke im 
Betrage von mehr als 250K in Zablung gu nehmen. 
Die oben (Abſchnitt IL sub d) erérterten Beſtim— 
mungen der Art. XV wu. XX des Münz- u. Wäh— 
rungSvertrages pom J. 1892 haben auch bezüglich 
ber 5 K-Stiicte —— zu finden. 

Die von den beiden F. Me. bei der Ojterr.-ungar. 
Bant gegen Leijtung des Gegenwertes in 20 Kz 
Stiicen beſchafften Silberqulben per 64,000. 000 K 
waren den betreffenden Miingdimtern als Münzgut 
au iiberweiien. 

Der in der öſterr. Reichshälfte bei der Um— 
—— 44,800,000 K Silbergulden in 5 K- 
Stiide desielben Betrages ergielte Gewinn, oder, 
wags dasſelbe bedeutet, Der Wert des fiir die Aus— 
prigung der 5 K-Stücke nicht benitiqten Silber— 
quantum besiffert fic) mit girfa 5,000,000 K. 

c) Die Einführung derRronenwaibhrung 
al8 QandeSwibrung. Das Geſetz 2 VIII 92, 
R. 126, hatte den Währungswechſel zunächſt nur 
pringipiell jtatuiert. Die Anwendung dieſes Prine 
zibes auf bie Rechtsverhältniſſe ſowie auf den allg. 
eld= u. Miingverfehr wurde erjt durch den III. Teil 
der faij. V. 211X 98, R. 176 (G. W. XXXVI), 
geregelt und dadurch ein weiterer jehr wichtiger Teil 

in den Art. XIX u. XXI des Münz- u. Wäh— 
TungSvertrages vom J. —— beiden Staa⸗ 
ten vereinbarten Münz⸗ u. Währungsprogrammes 
ss yp He 

ic einſchlägigen Beftimmungen der kaiſ. B. 

21 1X 90 jerjallen in 3 Abſchnitte: 1. Die Ein- 
führung der obligatoriiden —— als 
Landeswährung; 2. die Ordnung des allg. Münz— 
verkehres; 3. Beſtimmungen über die Anwendung 
der Kronenwährung auf die Rechtsverhältniſſe. Die 
Kronenwahrung trat vom 11 1900 angefangen als 
ausſchließliche geſetzl QandeSwaihrung an 
die Stelle der öſterr. Währung (§ 1). Von diefem 
eitpunfte find der Staat8- jowie jeder andere 
Gfientl. Haushalt jowie dic Verrechnung der Staats. 
und öffentl. Kaſſen u. Ymter in der Kronenwäh— 
rung ju führen. Die fiir nid Bada po. u. 
Zollzahlung beſtehenden Borjdriften, wonach 
die Zölle in Gulden Gold zu bemeſſen und in 
Goldmünze zu entrichten ſind, bleiben unberührt; 
die Verrechnung im Sollgefiille ijt jedoch in der 
RKronenwihrung vorgunchmen (§ 2). (Qm Art. XVII 
der gu Ende Januar 1903 von den beiden Regie 
rungen eingebradten Borlage betreffend den Ents 
wurf des Zolltarifgefepes wird die Entrichtung der 
Zollſätze in Goldmünze beibehalten; doc) werden 
die Bille in Kronenwahrung bemefien. Wuch ijt die 
Megierung nad) diejem Art. erméchtigt, in dem 
ibr geeignet erfdeinenden Zeitpunkte, nach gefepl. 
ititellung der Aufnahme der Barzahlungen im 
invernehmen mit der ungar. Regierung an die 
Stelle der Entridtung der Zille in Goldmiinge 
jene in ZahlungSmitteln der Kronenwahrung treten 
ju lajjen.) Durch die Minifterialverordnung 16 XI 
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99, F. M. V. BL 220, wurde die Anwendung der 
Kronenwihrung in der geiamten Staatstajienge- 
barung geregelt. 

Bow 11 1900 find jerner alle Biicher u. Rech— 
nungen der unter bejonderer öffentl. Wufficht ſtehen— 
den oder zur öffentl. Rechnungslegung verpflicte- 
ter oder öffentl. Zwecken dienenden Körperſchaften 
u. WUnftalten (insbeſ. der Mreditinjtitute u. Ver— 
fehrsanjtalten) in Rronenwihrung ju führen (§ 3). 
Bur Durchführung diejer —— erfloß der 

.M. Erl. 2711 1900, R. 63. Derſelbe hat auch 

r die Oſterr.zunggr. Bank Giiltigteit, jedoch 
mit einigen fic) als Übergangsbeſtimmungen dar— 
ftellenden Einſchränkungen, unter welden die wich— 
tigite die ift, dak auföſterr. Währung lautende Bant- 
noten längſtens nod) bid 31 XII 1902 ausgegeben 
werden durften (faij. B. 21 1X 99. R. 176, IV. Teil, 
1. Rapitel, Art. IV; G. A. XXXVII). Jn der Tat 
werden jeit 11 1903 nur mebr auf Kronenwahrung 
lautende Bantnoten (in Appoints gu 1000, 100, 
50, 20 u. 10 K) ausgegeben. Bon den einberuje- 
nen Bantnoten öſterr. Wahrung find nad) dem 
Bantausweife 23 1X 1905 nur mehr 6,464.040 K 
im Berfehre. 

In Gejepen, V. gn öffentl. Bekanntmachungen 
von Behörden u. Amtern ſowie in Beſchlüſſen 
öffentl. Körperſchaften find Geldbeträge ab 11 1900 
in Kronenwährung feſtzuſetzen, wenn es ſich nicht 
um einen kraſt ge x 6 Vorſchrift in einer anderen 
Währung gu leijtenden Geldbetrag handelt. 

Andere Ausnahmen find nur aus bejonderen 
Wriinden u. zw. foiveit eS fic) nicht um Geſetze 
handelt, nur mit Genehmigung der Regierung zu— 
läſſig (§ 6 des ILI. Teiles der faij. B. 21 1X 99, 
MR. 176). Was fpegiell die Anwendung der Kronen- 
— bei Wertpapieremijfionen anbelangt, fo 
wurde diejelbe durd) den F. Mt. Erl. 25 XI 99, 
F. M. V. Bl. TO ex 1900, geregelt. 

Endlich gilt dic Regel von der ausſchließl. 
Anwendung der Kronenwahrung auch fiir gericht— 
lid) oder notariell aufgenommene Urtunden und 
gerichtl. Crlenntnifje, fofern es fic) nicht um kraft 
getepl. Vorſchrift in ciner anderen Wiihrung oder 

eftimmten Münzſorte gu leijtende Verbindlicfei- 
ten handelt (III. Teil der gitierten faij. B., § 7). 
Im Abjdnitte über die Drdnung ded alle 
abi bi Miingverfehres wird zunächſt der 
harafter der 1 fl.-Stiide als Rurantmiingen neuer— 
lich gejepfich anerfannt, indem diefelben nad § 9 
bei allen Zahlungen unbeſchränkt angunehmen find, 
folange fte nicht außer Verkehr geſetzt wurden. 
‘ad § 12 aft der Finanzminiſter ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem HandelS- u. Cijenbahn- 
mintiter allg. oder fiir beftimmte Gebietsteife ju 
unterfagen, dah ausländiſche Münzen oder fone 
ftige ausländiſche Zahlungsmittel in Zahlung oder 
an Zahlungsſtatt gegeben oder genommen werden, 
eine Beſtimmung, die nicht nur sur Ausſchlie— 
Bung mangelbaft gepriigter Miingen dienen, ſon— 
dern eS auch ermoöglichen foll, der Verdrängung 
der inländiſchen Münzen durd) ausländiſche vor— 
zubeugen. 

Nach $13 iſt der Finanzminiſter ermächtigt, 

an Stelle der Münzen der Kronenwährung auch 


298 


Weld: D. Valutareform u. Währungsgeſetzgebung. 


andere Zahlungsmittel, ferner auch ausländiſche ES können daher beiſpielsweiſe Zahlungsverbind— 


Münzen u. Zahlungsmittel zuzulaſſen u. zw. mit⸗ 
tels beſonderer im R. zu publizierender Kund— 
machung. 
Hinſichtlich der Noten der Ojtery.-ungar. Bank 
‘a died durch die Publifation des Bantjtatutes gee 
chehen. 

Was fonftige fowie namentlich aud) ausländi— 
ſche Zahlungsmittel anbelangt, jo find nad) der 
Minijterialverordbnung 30 XII 99, R. 1 ex 1900, 
bei den Rafjen der k.k. Staatsbahnen die Acht- u. 
Vierguldengoldjtiide, die Dufaten fterr. und ungar. 
Prigung, die Münz- u. Geldjorten der Franken-, 
der Deuiſchen Reichs-, der rujfijden und der eng— 
liſchen Währung angunehmen. 

Im Hinblick auf die hauptſächlich im Bolle u. 
Eijenbahnvertehr ſich ergebende Möglichkeit ded 
Vorkommens ausländiſcher Münzen im Verlehr 
der Staatskaſſen ijt fiir dieſe Münzen ein (der 
Relationsparitit mit geringfiigiger Abrundung 
entſprechender) Rajjenwert in der Kaſſenvorſchrift 
wie folgt feſtgeſtellt: 

Für das Zwanzigfrankenſtüch mit 19°04 K 


» 3Zwanzigmarkſtück. ,, 23°52 ,, 
» den Covereiqn. . ... » 24°02 ,, 
» 10 Rubel (Bold). . . . ,, 25°39 ,, 


Im dritten Abjdnitt ſpricht vor allem 
§ 14 den widtigen Rehtsiag aus, dak Rechts— 
geſchäfte, weldje vom 11 1900 an geſchloſſen wer— 
den, wenn feine beitimmte Wahrung benannt ijt, 
in der Kronenwährung gu verjtehen find, ſofern 
nicht die Abſicht, fich einer anderen Währung zu 
bedienen, nadjgewiejen wird. 

$15 bejtimmt zunächſt, daß alle vor dem 11 
1900 beqriindeten und in öſterr. Währung erfiill- 
baren erbindlichteiten von diejem Tage an in 
Kronenwihrung zahlbar find. Berugen jolche Ver— 
bindlicdfeiten auf einem vor 1 XI 58 (dem Tage 
des Inkrafttretens der öſterr. Wahrung) begriinde- 
ten Rechtstitel und begiehen fie fic) auy eine Wäh— 
tung, deren Berhiiltnis zur öſterr. geſetzlich feſt— 
eſtellt iſt, ſo iſt vorerſt der Wert derſelben in öſterr. 

hrung nach den einſchlägigen Beſtimmungen des 
kaiſ. P. 27 1V 58, R. 63, und der laiſ. V. 27 1V58, 
R. G4, gu ermitteln, worauf ſich dann die Um— 
rechnung auf den Wert in Kronenwährung nad 
dem Maßſtabe von 1 jl. ö. W. — 2K ergibt. 

Verbindlicfleiten, welche injolge gejepl. Be- 
jtimmung (wie die Zille) oder privatrechtl. Ber: 
pflichtung in flingender Miinge oder in ciner be— 
jtimmten Gorte det als gejepl. Zablungsmittel 
öſterr. Wahrung in Geltung — Silber⸗ 
münzen zu leiſten waren, pind nad § 15 jortan 
in klingender Münze der neuen Währung (d. i. in 
Landesgoldmiingen u. Silberqulden, bezw. in Teil- 
miingen nach Maßgabe ibrer geſeßl. Sabltrajt) zahl— 
bar. Nach $17 bleiben die vor 11 1900 begrün— 
deten, in ciner beſtimmten Münzſorte, welche jedoch 
nicht unter die oben bezeichneten fällt, oder in einer 
ausländiſchen Währung effeftiv gu leiſtenden Ver— 
bindlichkeiten unberührt. Verbindlichkeiten dieſer 
Art hingegen, die vom 11 1900 an begründet wer— 
den, find nad) 8 18 in der beftimmten Münzſorte 
bezw. ausländiſchen Währung effettiv gu erfiillen. 


| Bank, 


lichfeiten in Goldmiingen der Kroönenwährung nit 
der Verpflidhtung eingegangen werden, dak dieſe 
Verbindlicfeiten in Landesgoldmiingen ju erfiillen 
find (Zuläſſigleit der jog. Goldtlaujel). (Näheres 
iiber dieſe Materie bei Spipmiiller a. a. O. S. 45 
u. 46.) 

Bei der Umrechnung in die Kronenwährung 
und bei Berechnungen in derfelben find Bruchteile, 
welche ‘Jy h oder mehr betragen, als 1h zu rednen, 
Bruchteile unter ah aber zu vernachlajfigen (§ 20). 

d) Gonjtige das Wihrungswejen be- 
trejjende Berfiigungen. Hieher gebirt vor 
allem eine Reihe von Bejtimmungen der neuen, 
auf Grund der kaiſ. V. 211X 99, R. 176, mit 
111900 in Kraft getvetenen Statuten der Ojterr.= 
ungar. Bant. 

unächſt ijt zu erwähnen, daß die im Art. 87 

der Statuten bisher enthaltene, aber bereits im 
abininijtrativen baal juspendierte Verpflichtung 
der Bank gur Cinldjung von Silbermiinge oder 
Silberbarren in die neuen Statuten nicht mehr 
übernommen wurde. An ibre Stelle trat in dem 
jitierten Art. 87 die bereits (sub Ila) erörterte 
Beſtimmung de8 Geſetzes 2 VIL 92, R. 129, jedoch 
mit der Modififation, dak die Bank nur zur Cine 
lijung von Goldbarren (nicht aud) von gejepl. 
Woldmiingen) gegen Banfnoten verpflidjtet wurde. 
werner enthalten die neuen Bankſtatuten eine 
Reihe von Bejtimmungen iiber die Bantnoten, 
welde für die Geldivejensrejorm von einem dop— 
pelten Geſichtspunkte aus von gripter Widtigfeit 
jind, einerjeits weil die Noten der Ojterr.« ungar. 
Bank (nad) Urt. 86 der Statuten) ſeit jeher dad 
Privilegium geniefen, bei allen in der Landes- 
währung ju feijtenden Zahlungen, welche nidt 
frajt cine’ geſetzlich anerfannten Titels in klingen— 
der Miinge au leijten jind, in beiden Staatsgebieten 
der Monarchie (jowie in Bosnien und der Herze— 
— von jedermann ſowie von allen öffentl. 
afjen nad) ihrem vollen Nennwerte angenommen 
werden gu müſſen, dieje Noten ſomit als Geld im 
ftrengen Wortſinne gu betradten find, ander- 
jeitS weil nad) den in den 1892er Reformgeiepen 
inartifulierten und jeither fonjequent feſtgehaltenen 
Pringipien das Bedürfnis der Birfulation nach 
Papiergeldzeichen ausſchließlich auf banktech— 
niſcher Grundlage zur bit a gy gelangen 
joll. Nad Art. S2 der Banfitatuten diirjen die 
Banknoten auf feinen niedrigeren Betrag al 50 K 
lauten. Jedoch darj die Bank nad) Art. 111 bis 
zur Aufnahme der Bargahlungen auch auf 20 K 
lautende Banfnoten auggeben u. gw. bis zu einem 
von den beiden Regierungen einverſtändlich feſtzu— 
jegenden Betrage. (Cine weitere Wusnahme von 
der Beſtimmung des Urt. 82 ftellt die oben sub a 
erörterte Ausgabe von 10 K-Noten durch) die Bont 
behufs Einlöſung der Staatsnoten dar. Nad) der 
Vorlage iiber die Mujnahme der Barjzahlungen foll 
iiberdieS die Notenappointyrage in einer von den 
Bejtimmungen deS Banlſtatutes gänzlich verſchiede— 
nen Art gelöſt werden; val. hierüber Abſchnitt VI.) 
Die im rt. 83 ftatuierte Verpflichtung der 
die von ihr ansgegebenen Noten bei den 
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Hauptanitalten in Wien u. Budapeſt gegen gefepl. 
Metallgeld Hfterr. oder ungar. Prägung binnen 
längſtens 24 Stunden nach der Prajentation bei 
fonitigem Berlujte des — eingulijen 
(bei den Filialen bejteht die Verpflichtung sur Cine 
lijung nur nad) Maßgabe der Barbejtiinde der- 
jelben), war nad) Urt. 111 der Statuten zunächſt 
injolange fuSpendiert, als der Zwangskurs der 
Staatsnoten nicht aujgeboben war, d. i. aljo bis 
2811 1903. Bom Zeitpuntte des Erlöſchens des 
Zwangskurſes an fonnten bezw. tinnen die Bee 
jtimmungen des Art. 83 von den WHeiepe 
gebungen beider Staaten in Kraft geſeßt 
werden. (Diesbezügl. Borlagen find bereits ein- 
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quenz der Bejtimmungen des Geſetzes 27 VI 78, 
den 30 %igen Beitrag zu dem von der öſterr. Ries 
gierung jur Zablung iibernommenen Betrage von 
30,000,000 fl, d. i. Den Betrag von 18,000,000 K, 
in 50 gleichen, unverzinsl. Jahresraten an Oſterr. 
absujiihren. Die in der faij. V. 21 1X 99 vorgeſe⸗ 
hene Trangaftion wurde in der Weife durchgeführt, 
daß die öſterr. Regierung am 31 XID 99 aus den 
angejammelten Goldbeſtänden der Staatszentral⸗ 
fajje 60,000. 000 K in Landesgoldmünzen a fonto 
der Schuld, welde unterdefjen (im Ginne der Be— 
jtimmungen der friiberen Statuten) durch Berwen- 
dung des Anteiles beider Staatsverwaltungen am 
Reingewinne der Bank jowie der jog. Notenjtener 


ebradt, haben aber noch nicht Gejepestrajt erlangt; | sur Tilgung bis auj 74,145,555 fl. 6. W. redugiert 
}. Ubjdynitt VI.) Ubrigens bleibt das Recht der | worden war, erlegte, während die Bant 14,145.555 jl. 


Bank, aud) in der Zwiſchenzeit Zahlungen in ei ™ Laſten ded 


jepl. Metallgelde gu leijten oder nad ihrem Er— 
mejjen Banfnoten mit foldem Gelde eingulijen, 
unbeirtt. Hinſichtlich der Bededung bejtimmt 
Urt. 84, dah jedenjalls der Gejamtbetrag der ume 
laujenden Bantnoten mindeftens gu */, durch gee 
jepl. Metallgeld Hfterr. oder ungar. Bragung nad 
jeinem Nennwerte oder durch inländiſche Handeld- 
oldmiingen oder auslindijche Goldmiingen oder 
old in Barren, nad dem Gewichte gum geiepl. 
Münzfuße der Kronenwährung unter Abzug der 
Prägegebühr berecynet, der Reſt des Notenumlaujes 
zuzüglich aller jojort jalligen Verbindlidjteiten bank⸗ 
mapig bededt jein müſſe. Hinſichtlich der jonjtigen 
Bejtimmungen des Bankſtatutes iiber die Noten- 
ausgabe muß auf den Art. „Bank, dfterr.-ungar.” 
verwiejen werden. 
Schließlich find fiir uns von den in der faif. 
V. 21 1X 99 behandelten Materien nocd jene Be— 
ftimmungen von Intereſſe, welche jid) auf die 
Ordnung der fogenannten Achtzigmillionen— 
Schuld des Stantes an die Bank beziehen, 
da fiir die Urt diejer Ordnung Beuge des Woe 
tivenberidteds gu den im J. 1898 eingebradten 
Währungs- u. Banfvorlagen entideidende Gründe 
wahrungspolit. Natur in erjter Linie maßgebend 
waren. 
Durch die faij. B. 21 1X 99, R. 176, TV. Teil, 
2. Kapitel, wurde nämlich die öſterr. Regierung er— 
machtigt, die fog. Achtzigmillionen-Schuld (welche 
nad) dem Gejepe 27 VI 78, R. 64, als eine öſterr. 
au betracjten war) im Wege des Ubcreinfommens 
mit der Bank bis auf 30,000,000 fl. in der Weiſe 
au redugieren, dah jeitenS der öſterr. Regierung 
zur teilweijen Berichtigung der Schuld und behujs 
Stärkung des Goldſchatzes der Banf 30,000,000 fi. 
6. B. — 60,000.000 K in Landesgoldmiingen der 
Kronenwihrung an die Bank entrichtet werden, 
während der fiir die Durchführung der jragl. Redut⸗ 
tion noc) erforderl. Rejtbetrag von der Ojtert.-un= 
gar. Bank zu Lajten des Reſerveſonds abzuſchreiben 
war. Der Reſt des Darlehens per 60, 000.000 K 
wird von der Bank bis gum Ablaufe des verlän— 
etten Privilegiums, d, i. bis 1910 (fallS aber die 
Holleinheit zwiſchen beiden Reichshälften nicht über 
1907 hinaus verlingert werden follte, nur bis 1907), 
in unveränderl. Höhe und unverzinslich prolongiert. 
Die ungar. Regierung verpflichtete ſich in Konſe— 


ejervejonds abjdjrieb. 

Die leptere Abſchreibung bedeutete einerjeits ein 
Entgelt fiir die Privilegiumserneuerung, anderjeits 
trug fie dem Umſtande Rednung, dak die Staats: 
verivaltungen auf die Halfte des Kursgewinnes, 
den die Bank durd) die Neubewertung ibres Gold— 
u. Devijenvorrates am 11 VIII 92 (dem Tage ded 
Jnfrajttretens der Valutagejepe) ergielt hatte und 
dev ſich auf 13,525.166 fl. 55 fr. belief, aus dem 
Titel der Gewinnpartizipation Unjprud) erhoben 
atten. Währungspolit. wurde die Abjdreibung 
jener 14,145.555 i fiir die Bank infojern von Be— 
deutung, als ihr im Zuſammenhange mit derjelben 
im Art. 114 der neuen Statuten gejtattet wurde, 
Devijen im Betrage von 15,000.000 fl, worunter 
ſich auc die oberwähnten, den Rursgewinn von 
13,525.166 jl. repriijentierenden Devijen befanden, 
aus dem Rejervefonds in den Metallſchatz gu über— 
tragen. (Die Bank ijt nämlich nach Wert. 111 der 
Statuten —— Deviſen bis zum Betrage von 
60,000.000 K in ben Metallſchatz einzurechnen und 
ſomit als Unterlage fiir die Notendedung zu 
verwenden.) Näheres iiber diejen Gegenitand bei 
Spipmiiller aa. O., S.51—53. Bu erwähnen ijt 
idjlieBlid) nod, dah fiir den Fall, als das Priviles 
gium der Banf vor Aufnahme der Barzahlungen 
erlöſchen oder vor dieſem Seitpuntte die Bank in 
Liquidation treten oder die Staatsverwaltungen von 
ihrem Rechte, bei Ablauf bezw. Erlöſchen des Pris 
vileqgiums das Banlgeſchäft zu übernehmen, Ge⸗ 
brauch machen follten, dem öſterr. Finanzminiſter 
auf Verlangen und nad) Maßgabe des bilanz— 
——— Goldvorrates der Bank die a fonto der 
Achtzigmillionen⸗Schuld erleaten 60,000.000 K in 
Landesgoldmiingen gegen Gilberfurantgeld oder 
Banknoten zurückzuſtellen find. Kaiſ. V. 21 1X 
09, R. 176, IL. Teil, 5. Kapitel, Art. IL, 3. 5, und 
Art. ILL.) 

. V. Die Geldpolitit der a arg und der 
Citerr.-unqar. Bank in der Pertode 1k9V2—1904. 
Die fonjequente u. fichere Fortführung der Wäh— 
tungsreform und die Lisher auf dieſem Mebiete 
erreichten Rejultate waren grveijellos nicht möglich 
geiwejen, wenn nicht die öſterr. und die ungar. Re— 
gierung ſowie die Oiterr.<ungar. Bank in dem fiir 
die gureidjende Fundierung des neuen Wahrungs- 
organisms matygebenden Dezennium 1892—1902 
das ernite u. werltitige Beſtreben befundet batten, 
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ihre Geldpolitif in den Dienjt deS Reformiverfes 
au ftellen bezw. jie den Bediirinifjen desſelben mög— 
lichit genau angupafjen. Als Bedürfniſſe eriter 
Crdnung mubten betradtet werden: Die Er— 
haltung der Deviienfurfe auf einem der 
RelationSparitdt entipredenden, jtabilen 
Niveau und die Stirfung des Goldſchaßzes 
der Ban, der fic) aur Beit des Anfrajttretens 
der Währungsgeſetze des J. 1892 nur auf zirka 
140,000.000 K belief und defien geniigende Auf— 
fiillung von den im Zuge der Staatsnoteneinlifung 
zu effeftuierenden Golderlägen der beiden Regie- 
rungen allein ſelbſtverſtändlich nicht ermwartet were 
den fonnte. Cine Stärkung des Goldſchaßes der 
Bant in diejem Ginne war aber nur durd Gold— 
zuflüſſe aus dem Auslande miglid) und letztere 
waren wieder durd einen Stand der Devijen- 
furje bedingt, bei weldem die Begleichung von 
Forderungen des Inlandes an das Ausland in 
effettivem Golde gegeniiber dem Ankaufe von Wech— 
fein auf das Inland feitenS des Wuslandes als 
die qeringere Rojten erfordernde Zahlungsmoda— 
lität ſich darſtellte, bezw. bei welchem die Einlieſe— 
rung von aus dem Auslande — Golde 
bei der Bank zur Einlöſung in Noten für den 
Arbitrageur rentabel war. 

Bei günſtigem Stande der Deviſenkurſe kamen 
überdies die Erſtellung relativ hoher Antaufspreiſe 
Barrengold ſeitens der Bank bezw. die Auf— 
tellung eines entſprechenden Tarifſatzes für den 
Ankauf ausländiſcher Goldmünzen ſeitens derſelben 
als den Goldimport fördernde Mittel in Betracht. 
Pas erſtere war bei dem Umſtand, als die Yank 
aur Ginldjung von Goldbarren nach dem gefepl. 
Miingfupe nach Abzug der Prägegebühren ver= 
pflichtet ijt, nur bei möglichſt niedriger Ausmeſſung 
der Prägegebühren miglic, ein Moment, welches, 
wie wir aus Abſchnitt Il a wiſſen, in der Tat volle 
Beachtung fand. 

Was aber den Tarif der Bank für den An— 
kauf von ausländiſchen und Handels-Gold— 
münzen betrifft, ſo wies derſelbe urſprünglich 
folgende Ziffern auf: ver dy tanh K 
Woldmiingen der Franfenwihrung. . 2946-4673 


Deutſche Reichsgoldmünzen 2947450 
Sovereign ........... 300271538 
ROG hak nie, ae ae Ls 2948°1052 


Seitdem wurde der Anfoufspreis für die 
Frankenſtücke (im Oftober 1902) auf 2951 K ere 
höht, jener für die Eagles im Quni 1903 auf 
2946 K herabgefept, wobei das Bejtreben mafgebend 
war, den Import der fiir unjere internationalen 
Jablungsverbindlidfeiten widtigen 20 Franken— 
Stiice su fördern, dagegen dic amerifanijchen Eagles, 
fiir welche bier mur geringe Verwendung bejteht, 
jernzuhalten. 

Im ganzen haben ſich die obigen Ankaufs— 
preiſe als dem Goldimporte ſehr förderlich erwieſen 
und ſtellen fic) dieſelben münzparitätiſch in der 
Tat iiberwiegend giinjtiger ald die der Deutſchen 
Reichsbank. 

Die Bewegung der Deviſenkurſe, welche 
in Der gweiten Hiilite des J. 1892 eine giinjtige ’ 
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war und bedeutende Goldeinliejerungen an das 
Noteninftitut mit ſich bracte, nahm gu Beginn ded 
J. 1893 eine aujfteigende Richtung an; in der Zeit 
vom Wai 1893 bis März 1895 war dauernd ein 
erhebl. Agio der ausländiſchen Devijen geqeniiber 
der RelationSparitiit gu verzeichnen, welches ſich 
nad) dem Durchſchnittskurſe der Deviien Berlin, 
London u. Paris mit 2—4%, gegen Ende 1893 
fogar mit 5—6% begifferte. Die Uriachen diejer Er— 
ſcheinung lagen hauptſächlich — wenn auch nicht aus: 
ſchließlich — in einer namentlich durch jtarfen Ef— 
jeftenimport berbeiqefiihrien Störung der Zahlungs— 
bilang der Monardie. (Vgl. dariiber C. Menger, 
Das Goldagio und der heutige Stand der Valuta- 
rejorm, Prag 1893; Ralfmann, Die Entwertung 
der öſterr. Baluta im J. 1893 und ibre Urjachen, 
Freiburg 1899; F. Herp, Die Distont- u. Devijen- 
politit der Djterr.-ungar. Bant [1892 —1902] in 
der 8. f. Voltsw., Sos. u. V., XII. Bd., 5. Heit; 
Spipmiiller, aa. 0., S. 55 u. 56.) Cine wee 
jentl. Verſchärfung erfubr die Situation dadurch, 
dap am Warfte eine Organijation feblte, welche 
das Ungebot entipredend beeinflufjen und die Be- 
friedigung des legitimen Deviſenbedarfes nach Maß— 
gabe des vorhandenen Materiales unter Fernbaltung 
einer jpefulativen Ausnupung der Verhältniſſe hatte 
beſorgen finnen. 

Die damals fehlende Organifation wurde 
jeither von der Oiterr.cungar. Bant über Unrequn 
und unter Unterſtützung beider Regierungen in 
Leben gerujen und jo vollfommen ausgejtaltet, dak 
diejelbe heutzutage einen ſehr wichtigen Stiigpuntt 
fiir die Erhaltung der Relationsparität bildet. Die 
Banf Halt nunmebr fonftant ſolche Beftiinde an 
Woldvaluten, Devifen u. Uuslandsforderungen, dah 
jie den bei der Bahlungsausgleidhung mit dem Aus— 
lande fich — Bedarf ſtets kulant au be— 
friedigen in der Lage iſt, und hat ſich auf dieſe 
Weiſe ſeit zirka 4—5 Jahren gu einer geradezu 
sisutballiiehin Beberridung des Devijen- 
marttes aufgeſchwungen. Bon weſentl. Bedeutung 
fiir dicien Erjolq war die Tatjache, dah die beiden 
Regierungen von 1900 an den —— ſtaatl. 
Golddienſt leinſchließlich des Golddienſtes der ge— 
meinſamen Ctellen) ſukzeſſive an die Bank über— 
trugen. Gegenwärtig fließen daher die geſamten 
ſtaatl. Goldeingänge aus dem Zoll-, Poſt- u. Eiſen— 
babnverfehre den betreffenden Regierungskonten 
bei der Bank gu, welche daraus die ftaatl. Gold— 
verpflidjtungen geqeniiber Dem Muslande (Renten= 
coupons, Saldos aus der Poſt- u. Cijenbahnab- 
rechnung mit dem Wuslande) dedt. Ferner wurde 
mit dem F. M. Erl. 30 XI 1900, R. 198, die Ver— 
wendung von Sollgoldanmweifungen, welche 
von der oo atl Bank auf Goldmünzen aus— 
geſtellt und (zum Nettowarenkurſe) hintangegeben 
werden, bei Zollzahlungen geſtattet, um dem Pu— 
blifum hiedurch die Beſchaffung des fiir Zollzah— 
lungen erforderl. Goldes zu erleichtern. Endlich 
zeigen ſich heide Regierungen von dem Beſtreben 
beſeelt, der Ofterr.-ungar. Sant durch) Haltung ent- 
jprechender Girobeſtände in Noten bei derjelben 
und durch Auflöſung der friiheren Berbindungen 
dieſer Art mit privaten Banfinjtituten die Rontrolle 
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ded Geldmarites und dadurch zugleich eine ziel— 
bewußte u. fichere Führung der Distont- 
politif gu ermöglichen, ohne welche die Bont ihrer 
Aufgabe, Stérungen in der Gejtaltung der Devijen- 
furje jerngjubalten, nidjt geniigen könnte. Much 
iibertrugen die beiden Regierungen der Bank vom 
1 IX 1901 an die bisher von den Staatstajjen be- 
jorgte Geldumwechſlſung (Umwechſlung pon Kurant⸗ 
u iergeld gegen Scheidemünze und umgelehrt), 
wodurch die gant gleichfalls in die Lage veriept 
wurde, in die Geldzirkulation requlierend einzu— 
qreijen und insbeſ. auf dad Mah der Verwendung 
von Sdheidemiinge in derjelben einzuwirken. 

Ter i Effelt diejer hier in gedriingter 
Kürze jtiggierten Maßnahmen ijt der, dah die De- 
vijenfurje nunmehr jdjon feit 4 Jahren eine villig 
normale —— und die wünſchenswerte Sta— 
bilität zeigen. (Uber die Entwicklung der Devijen- 
kurſe j. Tabelle V.) 

Die Erl. der Regierungen und die unter dem 
Einfluſſe der günſtigen Bewegung der Deviſenkurſe 
namentlich in ben J. 1896, 1897, 1901 ſowie in 
jüngſter effeltuierten Goldeinlieferungen brach⸗ 
ten der Bant eine außerordentl. Stärkung ihres 
Goldſchatzes. Derſelbe bezifferte ſich mit Ende 
des Jahres 1900 mit 919,607.000 K, 1901 mit 
1.116,134.000 K, 1902 mit 1.107,354.000 K, 1903 
mit 1.109,589.000 K, 1904 mit 1.153,016.000 K 
(vgl. Labelle Ill). 

Dieje Fejtigung der monetiiren Pojition der 
Bank ermiglichte es derielben, von Ende Auguſt 
1001 an im Cinvernehmen mit den Regierungen 
Landesqoldmiingen der Kronenwährung 
in Verkehr gu fepen; der Swed dieſer Maß— 
name war, den Bedarj der Hirfulation an Gold 
(beim Bejtand von 20 Ke u. 10 K=Banfnoten) fernen 
gu lernen und diejelbe, wenn möglich, auc) an den 
Gebrauch von — zu gewöhnen. 

Bis Ende Auguſt 1905 find per Saldo (d. i. 
nad) Abzug der wieder zur Bank zurückgefloſſenen 
Woldmiingen) 259,181.180 K Landesgoldmünzen 
(davon 187,855.500 K au 20 K unb 71,325.630 K 
gu 10 K) in den —— geſetzt worden. 

VI. Die Balutageſetzeutwürfe des J. 1903 
und die Frage der Aufnahme der hig! hor ga 
Den beiden Regierungen oblaq auf Grund der 
legiSlativ genebmigten Bereinbarung vom J. 1899 
die Verpflichtung, nad) dem 28 I 1903, dem Tage 
deS Erlöſchens des Zwangskurſes der StaatSnoten, 
eine Schlubjajjung der beiden Gejesgebungen in 
det Frage der Aufnahme der Barjahlungen au 
veranlaſſen. Die Regierungen lijten dieje Ver— 
pflichtung in der Weije ein, daß fie den Parla— 
menten am 31 III 1903 einen Geſetzentwurf be- 
treffend die Aufnahme der Bargablungen 
einreichten. Gleichzeitig mit diejem Geſeßentwurfe 
wurden den Parlamenten zwei Geſetzentwürfe 
betreffend die weitere Ausprägung von 
5 K-Stiiden und betreffend den Abſchluß 
eines auf diefe Ausprägung bezughaben— 
den Additionalvertrages gum Münz- u. Wäh— 
rungévertrage vorgelegt. ES ſei gleid) an diejer 
Stelle bemerft, dak nach den letzten zwei Geſetz— 
entiiirjen eine Verdopplung des 5 K-Rontingentes, 
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d. h. die WAuspriigung von weiteren 64,000.000 K 
in 5 K-Gtiiden gu dem Zwecle ftattfinden ſoll, 
um das Bediirjnis des Berfehres nad) diejer Miinge 
au befriedigen. Die Ausprägung bat wieder unter 
Verwendung von 64,000,000 K in Silbergulden ju 
geichehen, welche bet der Ojterr.-ungar, Bant (u. zw. 
gegen Leijtung des Gegenwertes in gejegl. Zah— 
lungmitteln, da die Eingahlung des Wegenwertes 
in LandeSgoldmiingen unter den geänderten Ver— 
hiltnijjen entbehrlich war) gu bejdajien find. Die 
fragl. Geſetzentwürfe haben bisher (Ende Septem: 
ber 1905) — hauptſächlich infolge der polit. Kriſe, 
von welder die Monardie heimgeſucht wurde — 
nod) nidjt Gejepestrajt erlangt. Die Tatiade der 
—— des Geſetzentwurfes betreffend die 
Aufnahme der Barzahlungen ſowie der Inhalt 
dieſer Vorlage ſind aber für die Währungsreform 
von ſolcher — ——— daß wir uns des näheren 
mit derſelben beſaſſen müſſen. 

Nad) §$ 1 des fragl. Geſetzentwurſes werden 
die Dergeit juspendierten Beſtimmungen des 
Art. 83 der Statuten der Ojterr.-ungar. Bant bee 
trefjend die Verpjlidjtung derielben zur Einlöſung 
ibrer Noten gegen gejepl. Metallgeld öſterr. oder 
ungar. Prägung an dem Tage, an dem die Beſtim— 
mungen des Gejepes in Wirkſamkeit treten, in Kraft 

ejept. Der leptere Tag wird von dew beider- 
jeitigen Minijterien einverjtindlid) im Verord— 
nungSwege feitgeiept (§ 5). Nad § 2 ijt der 
Finangminijter ermadtigt, im Cinverjtandnijje mit 
dem ungar. Finangminijter gu gejtattenr, a) auf 
10 K lautende Banfnoten aud) iiber den bisher 
(j. WUbichnitt [Va) feſtgeſetzten Höchſtbetrag von 
160,000,000 K, jernert b) auf 20 K lautende Bante 
noten aud) nad) Qufrajttreten der bisher ſusbpen— 
dDierten Bejtimmungen des Art. 83 der Bankſtatuten 
unter den jtatutarijdjen Bejtimmungen aussugeben. 
Dod) müſſen die Banknoten gu 10 u. 20 bis 
pu Dem Betrage von 400,000.000 K metallijd voll 
ededt fein, während fiir die Bedecung des dieje 
Ziffer iiberjteigenden Umlaufbetrages die Vorſchrif— 
ten des Art. 84 der Statuten (2, Dedung) An— 
wendung finden, Bu den der Banl durd die Aus— 
gabe von 20 K-Noten erwadhjenden Rojten (fiir die 
Koſten der 10 K-Roten war die Bank bereits im 
Ubereinfommen 1 XI 99 durch —— der 
Vortobefreiung fiir die Verſendungen von Bank— 
noten, Papier und gemünztem Gelde zwiſchen ihren 
Bankanſtalten ſowie im Verkehre mit den sffentl. 
Kaſſen u. Amtern entſchädigt worden) ijt derjelben 
pom Seitpunfte des Antrafttretens des Art. kB ju 
Lajten deS den beiden Staatsverivaltungen im 
Sinne des Art. 102 der Statuten gujallenden An— 
teiles am WBanfgewinn ein Pauſchalbetrag von 
500.000 K fiir jedes volle Jahr gu gewähren, der, 
injojecn die Gewinnpartigipatiun gur Dedung des- 
jelben nicht ausreidjen follte, von beiden Staats= 
verwaltungen bar in jenem Verhältniſſe zu ent- 
tichten ijt, in weldjem diejelben nach Art. 102 der 
Statuten am Banfgewinne partizipieren. 

Durd) § 3 wird der Finangminijter ermächtigt, 
im Ginvernehmen mit dem ungar. Finangminijter 
der Banf au geijtatten, ihren Delip an Wechſelhn 
auf auSwirtiqe Plage und an ausländiſchen 
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Noten, joweit diejelben in Gold oder in mit Gold 
— ——— effeltiver Metallwährung zahlbar find, 
i zum Höchſtbetrage von 60,000. 000 K (jo wie 
biSher) auc) nach dem Qnfrafttreten des Urt. 83 
dev Statuten in den Barſchatz einzurechnen. Durch 
§ 4 wird die Regierung ermidtigt, die dem Gejege 
angeſchloſſene Vereinbarung in Betreff des Me— 
tallſchaätzes der Ojterr.cungar. Bank mit der 
Regierung der Linder der ungar. Krone abzuſchlie— 
pen. Dieje Vereinbarung trifft fiir den (im J. 1894 
und im J. 1899) nicht vorgefehenen Fall Vorjorge, 
dak anläßlich des Ablaujes des Privileqiums der 
Diterr.ungar. Bank (Ende 1907 oder Ende 1910) 
oder der friiheren Auflöſung der Bankgeſellſchaft, 
jedod) nach dem Anfrajttreten des Art. 83 der Sta— 
tuten, cine Aufteilung des beweglidjen und unbe- 
wegl. Banfvermigens zwiſchen den beiden Staats- 
vetivaltungen jtattfinden follte. Yn diejem Fale 
jollen nämlich von dem zur Aufteilung gelangenden 
Metallicdape der Bant jenc Betriige in Landesqold- 
miingen, welche den von den beiden Regierungen 
behuys Cinlojung der Staatsnoten bei der Banf efjef= 
tuierten Solderlagen pon zuſammen 542,656,000 K 
entſprechen, zwiſchen der djterr. und ungar. Staats- 
veriwaltung voriveg nad) dem Verhältniſſe von 70:30 
(dem Erlagsſchlüſſel) geteilt werden. Der Rejt des 
Metallſchatzes wird u. zw. getrennt nach Kategorien 
desjelben nad) demjenigen Schlüſſel aujgeteilt, wels 
cher feinergeit fiir die —* des geſamten beweg⸗ 
lichen und unbewegl. Vermögens der Bank (nut 
Ausſchluß der dem Hypothekargeſchäfte zugehörigen 
Vermögensteile) feſtgeſtellt werden wird. 

Da die Motive gum Geſetzentwurje betreffend 
die AMufnahme der Bargahlungen eine flare 
u. präziſe Stellungnah me der Regierung bin- 
ſichtlich diefer vielumitrittenen Frage enthalten, jo 

eben wir im nachſtehenden die widhtigiten Aus— 
——— derſelben wieder. 

Zunächſt wird nachgewieſen, daß durch die bis— 
herigen geſeßyl. Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Währungsreform und ihre Durchführung eine 
grundlegende Umgeſtaltung des Geldweſens der 
Monarchie im Sinne eines vollſtändigen Verzichtes 
auf die Benutzung uneinlöslicher papierener Um— 
laufmittel zu ſinanziellen wen ber StantSver- 
waltung geldafien wurde. Es wird jodann gezeigt, 
dah die gemeinjame ſchwebende Schuld in Staats: 
noten in Gold fundiert wurde und dak der der 
Birfulation fiir die Staatsnoten zur Verfügung 
geſtellte Erſatz ausſchließlich aus Hartgeld u. Bant- 
noten bejtand. 

Der Papiergeldumlauf der Monardie 
jei, da die nad Dem Bankausweiſe 28 II 1903 nod 
nicht zur Cinldjung gebrachten Ctaatsnoten per 
4,180.000 K (nad bon Mubreiie Ende Auguſt 1905 
2,672.000 K) zum quten Teil aus der Firkulation 
geſchwunden find, auf vollfommen banktech— 
niſche Grundlage gejtellt und es reprijentiere 
jomit der von der nf jeweilig ausgewieſene 
Banknotenumlauf den altuellen Päͤpiergeldumlauf 
der Monarchie. Bon dem am 28II 1903 mit 
1.518,123.200 K nachgewieſenen Umlauje entfielen 
nur mehr 133,041.180 K auf die Banknoten öſterr. 
Währung (am 23 1X 1905 waren von 1.673,050.670 K 
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Geſamtumlauf nur nod 6.464.040 K Banfnoten 
öſterr. Währung). Nad) Erörterung des jachlichen 
und durch die Geſetzgebung des J. 1899 neuerlich 
ausdrücklich anerlannten Zuſammenhanges zwiſchen 
dem Erlöſchen des Zwangskurſes der Staatsnoten 
und dem Inkrafttreten des Art. 83 der Bankſtatuten 
fommen die Motive ſodann au dem Schluſſe, daß 
„alle geſetzestechniſchen Vorausſetzungen gegeben ſind, 
welche es gerechtfertigt erſcheinen laſſen, eine Schluß⸗ 
jajjung der Geiepgebung über die Frage herbeigu- 
führen, ob die durch ein ſchrittweiſes u. behutfames 
Vorgehen der Gejepgebung während eines Zeitrau— 
mes von 10 Jahren dem Stadium ber Reijfe 
entgegengeführte Währungsreform nunmehr ju 
finaliſieren bezw. ob die neue Währung durch die 
Aufnahme der Barzahlungen zur volljtindigen 
Durchführung zu bringen ſei“. 

Die Regierung jet ſich aber vollauj bewußt, 
dak jelbjt die vollkommenſte, allen geſetzestechniſchen 
UAnforderungen Geniige leijtende Borbereitung fiir 
fic) allein eine Mafnahme wie die Wufnahme der 
Barzahlungen nidjt gu beqriinden vermidjte, daß 
vielmebr eine foldje fiir die BVolks- u. Staats 
wirtjdajft jo bedeutungsvolle Verfügung 
aud der aftuellen dfonomijden Situation 
entjpreden und in der Ddeutlid) erfennbaren 
Struftur unjerer Volls- u. Staatswirtſchaft an- 
dauernd eine verläßl. Stiipe finden müſſe. 

Behujs Beantwortung der Frage, ob unſere 
währungspolit., monetire und wirtſchaftl. 
Situation in näherer Sufunft fiir die Auf— 
nahme der Bargahlungen reif fei, find nad 
Anſicht der Regierung vier Momente gu erörtern 
u. zw. 1. die Situation des zur Durchführung der 
Barzahlungen berufenen Noteninſtitutes, 2. der 
Stand der Deviſenkurſe, 3. die Geſtaltung der Zins— 
jupverbiiltnijje, 4. der Einfluß der Sablungsbilang. 

Ad Punkt 1 wird —— daß mit Ende 
Februar 1903 der geſamte Notenumlauf mit 93 * 
bezw. bei —— der 60,000.000 K Deviſen 
in den Metallſchatz mit 97% metalliſch bedeckt war. 
Der gejamte Bantnotenumlauj zuzüglich der Giro— 
guthaben und der jonjtigen fofort —328 Verbind⸗ 
lidjfeiten erſcheine mit zirla 83% bezw. bei Ein— 
rechnung der 60, 000. 000 K Deviſen mit rund 87 % 
metalliſch bededt. Zieht man den Goldſchatz der 
Bank allein in Betracht, jo ergebe fic) nad) dem 
Status 28 II 1903 fiir den gejamten Notenumlauy 
nod) immer eine Bededung von 73 bezw. 77%. 

Dieje Bedecungsverbhiltnijfje erfahren felbjt in 
Seiten ftirferen Geldbedarfes feine erbebl. Ab— 
ſchwächung. So betrug der Geſamtmetallſchatz bei 
Einrechnung der Devijen am 31 XII 1900 815%, 
am 31 XII 1901 3irfa 91% und am 31 XII 1902 
zirka 89% des Notenumlaujes, der Goldſchatz allein 
{influjive der 60,000,000 K Devijen) zu denjelben 
Terminen 65°5 bezw. 74°2 bezw. 71°3%. Dieie 
jebr qiinitigen Bedecungssiffern laſſen die Bant 
nach Anſicht der Regierung nicht nur als bereits 
jeit fiingerer Seit vollfommen befähigt erjdeinen, 
die Bargahlungen aufrecht au erhalten, fondern 
jie gejtatten aud) den Schluß auf eine vollfommen 

eniigende Bereitſchaft der Banken in Seiten jtarfer 
praised ihrer Mittel (j. Tabelle IV). Es wird 
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jodann darauf hingewieſen, dah die Devijenturje 
ſchon jeit Oftober 1900 nur ſolche Abweichungen 
gegeniiber der Münzparität aupweijen, wie jie 
aud) in barzahlenden Qiindern gu den regulären 
Erideinungen gehiren, und daß danf der mujter- 
haften Organijation des Deviſengeſchäftes der Bant, 
ihrem jtarfen Goldſchatze und ihrem großen Bejige 
an Auslandsjorderungen in Gold (leptere bezifferten 
jit) mit Ende Februar 1903 mit 200,236.000 K, 
mit Ende 1904 [injolge bedeutender Devijen- 
abgaben} nur mit 164,785,000 K) die Erwar— 
tung beredhtigt jet, diefer Stand der Devifenturie 
werde felbjt Dann feine weſentl. YUnderung erfah⸗ 
ren, wenn das Verhältnis zwiſchen Forderungen 
u. Berbindlidfeiten unſerer Vollswirtſchaft gegen— 
über dem Auslande ſich vorübergehend minder 
günſtig geſtalten ſollte. Jn der Tat ſeien in der 
jiinigiten Zeit wiederholt Momente zu verzeichnen 
ewejen, in welden die Bant hauptſächlich durch 
ifeftenbewegungen Hervorgerujenen, inten- 
fiveren Unjpriiden nach auslindijden Zahlungs— 
mitteln entjpreden mute, ferner Momente, in 
welden der Marktzinsſuß auf widtigen austin: 
diſchen Plätzen — Berlin u. London — ein höherer 
war als im Inlande, ohne daß der giinjtige Stand 
der Devijenfurje eine erhebl. Alterierung erfahren 
hätte. (Die hier erwähnten Effektenbewegungen 
fanden namentlich im J. 1902 zur Beit der großen 
ungar. Ronverjion ftatt; aber aud) im J. 1903 waren 
im Sujammenbhange mit der öſterr. Sonverfion er- 
hebl. Effettenimporte ohne eine irgendwie ing Ge— 
wicht fallende Affizierung der Devijenturje zu kon— 
ſtatieren. Desgleichen trat in der Herbſtlampagne 
1903 wieder die Erſcheinung auf, daß der Markt— 
insfuß in Berlin u. London höher war als in 
ien, was den Abfluß öſterr. Kapitalien ins Aus— 
land begünſtigen mußte; ja dieſe Erſcheinung traj 
fogar mit Effeftenimporten zuſammen, während die 
Tevijenfurje gleichwohl die ſchon ſeit langerer Beit 
beobachtete normale Bewegung zeigten. Endlich ijt 
nod) zu erwähnen, daß auch dic Verſchlechterung der 
Handelsbilanz der Monarchie im Laufe des J. 1905 
den Stand der Devijenturje — dank den Deviſen— 
abgaben der Bank — nicht beeintridhtigte.) 

Die andauernd giinjtige Gejtaltung der De- 
vijenfurje berechtige aber zumal bei den gegen: 
wirtigen iiberaus giinjtigen Aſpekten der Weltgold- 
produftion gur Erwartung, daß die Bank in der 
Lage jein werde, ihren Goldſchatz nod) weiter au 
jtirfen und dadurch die gentrale Berteidi- 
qungspofition unjerer Wahrung ju einer nad 
menial. Vorausſicht unerfchiitterlichen zu gejtalten. 

Hinfidtlid) der Zinsfußverhältniſſe be- 
tonen die Motive, daß wir in die Beriode der Bar- 
ahlungen mit weit griferer Sicherheit und obne 
bie fiir die Erhaltung der Währungsbarität und 
deS Goldidhages in fritijdjen Zeiten gu bringenden 
Cpjer cintreten finnen, wenn dieie Periode mit 
einer abjteigenden Bewegungsturve des Leibpreijes 
des Geldes jujammenjalle. 

Die Ausiihrungen der Motive fiber den Zu— 
ſammenhang zwiſchen der Zahlungsbilanz und 
der Aufnahme der Barzahlungen ſind zumal bei 


dem Umſtande, als dieſer Zuſammenhang in der! 
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Diskuſſion über die Aufnahme der Barzahlungen 
im gegenwärtigen vorgeſchrittenen Stadium der 
Wihrungsrejorm den breiteſten Naum zu bean— 
ſpruchen pflegt, beſonders bedeutungsvoll und wir 
geben ſie daher nachſtehend im Wortlaute wieder: 

„Die Ermittlung der Zahlungsbilanz eines 
beitimmten Wirtidjajtsqebietes gegeniiber anderen 
Wirtichaftsgebieten bezw. gegenitber dem Auslande 
gehört zweiſellos gu den ſchwierigſten Problemen, 
die Dem Volkswirte gejtellt werden finnen. Ja die 
Ermittlung eines fontreten, giffermipigen und da- 
bei guverlijiigen Galdos der Zahlungsbilanz eines 
Wirtidajtsqebietes diirfte felbjt fiir einen genau 
beftimmten Seitpuntt iiberh. eine faum lösbare 
Auſgabe darjtellen, ganz abgeiehen davon, daß es 
wohl gewagt wire, das Rejultat einer ſolchen Er- 
mittlung, Die — wenn fie überh. gelänge — doch 
nur gleidjam ein Momentbild qeben wiirde, etwa 
als mafgebend fiir die finangielle und wirtidaftl. 
Widerſtandsfähigleit eines Staates geqeniiber dem 
Wuslande gu betradten. 

„Die k. k. Regierung hat gleichwohl im Ein— 
vernehmen mit der königl. ungar. Regierung ein— 
gehende Studien über die Zahlungsbilanz der Mon— 
archie gegenüber dem Auslande angeſtellt und be— 
abſichtigt, die diesbezügl. Arbeiten jo gu fördern. 
daß das Reſultat derſelben dem Reichsrate noch im 
Zuge der Beratung über den vorliegenden Geſeß— 
entwurf zur ———— geſtellt werden kann. 
Dieſe Studien liegen nunmehr als ,Tabellen zur 

ahrungsſtatiſtik, II. Ausgabe, Il. Teil, 3. Heft, 
XIII. Ubjchnitt, Daten zur Zahlungsbilanz, Wien, 
1904° vor und bieten cin überaus reichhaltiges 
Material, auf welches hier leider nicht näher ein— 
egangen werden fann. Es fei nur auf die Aus— 
—— der Erläuterungen zu dieſen Tabellen, 
insbeſ. S. 775 - 779 und S. 842-8547 hingewieſen. 

„Es ijt gu erwarten, daß an der Hand des Er— 
gebniſſes der in Frage ſtehenden Arbeiten wert— 
volle Aufſchlüſſe über das Währungsproblem und 
über den Zuſammenhang zwiſchen Währung u. Na— 
tionalwirtſchaft gewonnen werden können. Allein 
man würde fehlgehen, wenn man von derlei Unter— 
ſuchungen die Auffindung entſcheidender Argumente 
für die Beantwortung der Frage nach dem Zeit— 
puntte, in welchem die Barzahlungen aufzunehmen 
ſeien, erwarten wollte. 

„Man wird ſich vielmehr in der Frage des 
Einfluſſes Heit Mead led eines Lane 
des auf deſſen Wahrung zunächſt mit der aus 
der Erjahrung geſchöpften Erkenntnis begniigen 
miifjen, daß zwar fataftropbale Stirungen 
der Zahlungsbilanz eines Landes — 3. B. durch 
SBolltonflifte mit dem Wuslande oder durch friege- 
riſche Berwidlungen — fiir kürzere oder längere 
Zeit einen devalvierenden Einfluß auf die Wäh— 
rung dieſes Landes üben lönnen, daß aber ander— 
ſeits eine gut geleitete und organiſierte Notenbank 
ſelbſt mit Hilfe eines relativ nur beſcheidenen Me— 
tallſchaßzes imſtande ijt, jene nachteiligen Konſe— 
quenzen für die Währung hintanzuhalten, welche 
ſich im Gejolge einer zwar erheblichen, aber doc 
nicht den Charafter einer gang u. gar abnormen 
Erſcheinung an fid) tragenden Anderung in dem 
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großen Güteraustauſch- u. Zahlungsprozeſſe zwi— 
ſchen Inland u. Ausland ohne die vermittelnde u. 
ausgleichende Tätigleit der Bant ergeben finnten. 

„Daß die — dev Barzahlungen in 
einer Periode, in welder Angeiden von Störun— 
gen fataftrophaler Art vorliegen, nicht ju 
verfiigen jet, darüber herrſcht nun überh. fein 
Streit. Die Miglichteit des Cintrittes von Ver— 
ſchiebungen u. Ynderungen in der Zukunft fann 
aber nad) dem eben Wejagten um fo weniger ein 
Argument gegen die Tn Hotith der Bargahlungen 
bilden, alS die monetiire Pofition unjeres Noten— 
injtitutes cine bejonders gefeftigte ift und 
wir eine Ubgabe von Gold an das Wusland, welche 
fic) etwa minder giinjtiger Gejtaltung unjeres 
Saldos aus Forderungen u. Verpjlichtungen gegen— 
iiber Dem Auslande behufs Erhaltung der Paritit 
der Weehjelfurje als notwendig herausjtellen jollte, 
teineswegs zu fürchten braudjten. 

„Mit Riidfict darauf ſchiene es der Regierung 
keineswegs begründet, die Aufnahme der 
Barzahlungen von der Erreichung eines 
beſtimmten Status der Zahlungsbilanz ab— 
hängig, zu machen, wie es gleicherweiſe ſich 
nicht rechtrertigen ließe, hinſichtlich der Gejtaltung 
der Verhaltnijje in der Zukunft Garantien gu jor= 
dern, weldje nad) dem dem Wirtſchaftsleben eigenen 
Chavatter iiberh. nicht gefunden werden können.“ 

Die Regierung erklärt jodann, die bezüglich 
der Finalifierung der Währungsreform durd) Auf— 
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tung der MNotenbant, die von ibr ausgeſtellten Un- 
weijungen in gejepl. Metallgelde einzulöſen. 

Von dem in den Motiven entwidelten Stands 

unfte aus jei demnach eine weitere Hinaus— 
diebung der Aufnahme der Barzablungen 
nur dann gevedhtjertigt, wenn gänzlich unerwarteter- 
weije tiefgreijende wirtjdajtl Stirungen 
— wie das Auftauchen duperer Verwidlungen, die 
drohende Verwidlung der Monarchie in einen Zolls 
krieg ober eine frijenhajte Gejtaltung wichtiger Pro⸗ 
duktionszweige — eintreten jollten. Um auch ſolche 
in lester Stunde etiva nod) eintretende auferordentl. 
Hindernifje beriidjichtigen ju finnen, haben ſich 
bie beiden Regierungen im § 5 des Gejegentwurjes 
bie Ermadtiqung erbeten, den Tag, an welchem 
Die Gejepesbejtimmungen betreffend die Aufnahme 
der Barjablungen in Wirkſamkeit treten ſollen, im 
Verordnungswege bejtimmen gu diirjen. 

Die cigenartige u.neue Regelun §. welche 
der § 2 des Gejepentiwurjes hinſichtlich der Be- 
jriedigung des Bedarjes an fleinen RNoten- 
appoints vorfieht, wird in den Motiven im 
wejentlicben wie folgt begriindet: Die Ziffern über 
den Umlauf der fleinen Notenappoints und das 
Widerjtreben, mit weldem fic) der Berfehr der 
von der Bant jeit Ende Auguſt 1901 ausgegebenen 
Landesgoldmiingen bediente, beweijen, daß das Be— 
dürfnis der Zirkulation an fleineren Zahlungs— 
mitteln velativ u. abjolut ein ſehr bedentended ijt 
und dag das entſchiedene Streben vorwalte, dieſes 


nahme der Barjahlungen ju tragende Verants | Bediirfnis durch Ausgabe kleiner Noten befriedigt 
worttung erjtrede ſich ſowohl darauj, daß eine, gu ſehen. (Der Umlauf an 10 jl.-, 20 K- u. 10 Ke 


ungeitige Bejdleunigung als aud) eine unnitige 
Vergigerung vermieden werde. Dem Vorwurfe 
einer — Verzögerung würden wir uns aus— 
jepen, „wenn wir nad Erfüllung aller igen 
techniſchen Borausjepungen fiir den Wbjchlug der 
Währungsreform und bei unvermindertem Beftande 
ber diejen Abſchluß begiinjtigenden wahrungspolit. 
Momente vor der Mujnahme der Barjahlungen 
pg zurückſcheuen würden“. Die Erwägung, 
aß wir bereits im Bejipe des größten Teiles 
jener Vorteile ſind, die von der Währungs— 
reform erwartet werden durften, könne keinen 
Grund gegen den zeitgerechten bſchluß der Reform 
bilden. Vielmehr miifje uns daran gelegen ſein, 
ſobald als möglich in den ſicheren u. unange— 
fochtenen Beſitz jener Vorteile zu gelangen. Ruhe 
u. Dauer dieſes Beſitzes ſeien aber davon ab— 
hängig, daß wir das im J. 1892 gegebene Ver— 
ſprechen in dem durch die bisherige monetäre Ent— 
wicklung mit genügender Teutlichfeit beſtimmten 
a ape einlijen. Es wiirde nach Anjicht der 
dotive auch jeder inneren Berechtigung entbehren, 
wenn wir der Berivde des Swangsfurjes der 
Staaténvten trop geniigender Wahrungsmetallyors 
rite ohne zwingende Wriinde cine längere Periode 
der mindeſtens juriſtiſchen Uneinlöslichteit der Bant- 
noten jfolgen ließen. Dic pti edly in der 
Staatswirtſchaft erheifche aus dem Gebiete des 
Währungsweſens nidjt nur die Bejeitiqung des 
uneinlbsl Staatspapiergeldes und die Zurüſtung 
des Noteninjtitutes fiir die Barzahlungsjabigteit, 
fondern aud) die tatlaichl. Erfüllung dex Verpflich— 


vten betrug im J. 1902, in welchem der Staats- 
notenumlauy feine erhebl. Rolle mehr jpielte, im 
Maximum 828,497.950 K und im Minimum 
735,221.340 K und madjte gitfa 45—55% ded 
ejamten Notenumlaufes aus. Am 23 1X 1905 
elief fic) derfelbe nur auf 634,808.170 K, Dd. i. 
jitfa 38% des Gejamtumlaujes Wirkung der 
gejteigerten Inverkehrſezung von Woldmiingen).) 
ES wire nicht empjeblenswert, gegeniiber den klar 
gu Tage getretenen Neigungen des PBublifums 
eine grundſätzlich ablebnende Haltung einguneh- 
men und dem Verkehre die Landesgoldmiingen 
gleichiam aujjugwingen, denn einerjeits fei die 
Zirtulation von fleinen Notenappoints 
an u. fiir fic) mit dem Beftande der Gold— 
währung nidt unvereinbar, anderjeits ver- 
urjace der Umlauf an Goldmiingen dem CStaate 
gewifie durch Abnupung u. Gewichtverluſte ver: 
urjadte Roften, welde namentlich bei den 10 Ke 
Stiiden ſtark ing Wewidt fallen. Wenn nun die 
Wejepgebung des J. 1899 den Mindeſtbetrag der 
Banknotenappoints mit 50 K fejtiegte, 20 K-Noten 
nur fiir die Ubergangsseit bis sur Aufnahme der 
Barzahlungen sulief und nur die Wusgabevon 10 K- 
Noten in dem firen Rontingente von 160,000.000 K 
aud) nad) Aufnahme der Bargahlungen ins Auge 
faßte, fo lag biebei der Gedanfe au Grunde, daß 
das den Appoints von 20 K entipredende Gold— 
quantum vom Beitpuntie der Aufnahme der Bar— 
jablungen in der Volkswirtſchaft in natura vor- 
handen jein folle. Die hiemit verbundene Feſt— 
baltung größerer Goldmiingen in der Zire 
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tulation repriijentiere eine gewijje Reſerve, welde 
jreilid) nicht alS cine fiir alle Halle verläßliche an- 
zuſehen ijt. Diele Erfenntnis führe dagu, die der 
1899er Gefeggebung gu Grunde liegende Abſicht 
in der Weije gu verwirfliden, dak man den den 
tleinen MUppoints entſprechenden Goldvorrat tun: 
lichjt_unmittelbar beim Noteninftitute, d. i. bei 
der OCfterr.-ungar. Bant fongentriere. Wollte 
man nun nicht einſach gu dem Zertifikatſyſteme fiir 
die fleinen Noten iibergehen, wonad) dieje Noten 
ibrem vollen Umlaujbetrage nad) bar au bededen 
find, was wohl eine iibertriebene Vorſicht wire, jo 
eriibrigte nur die — ſpezieller Deckungs⸗ 
vorſchriften fiir die kleinen Noten. Auf dieſe Art 
gelangte man zu der im § 2 des Geſetzentwurfes 
proponierten Ldjung, wonad) nad) Aufnahme der 
Barzahlungen Noten gu 10 u. 20 K in dem 
pollen vom Berfehre gejorderten Umfange 
ausgegeben werden finnen, die ausgeqebenen Noten 
aber biS gu einem Betrage von 400,000.000 K 
metallij voll bededt fein miijjen, wahrend fiir das 
Mehr der Ausgabe die Bedeckungsvorſchriften des 
Art. 84 der Banfjtatuten Anwendung finden. Fiir 
die Beftimmung eines zunächſt firen Kontingentes 
von 400,000.000 K war unter anderem nament: 
lid) die Erwägung mafgebend, daß dieſe iffer 
unter Beriidjidtigung einer yu erwartenden Eine 
ſchräntung des Bedaries an Heinen Notenappoints 
infolge weiterer Ausgabe von 5 R-Stücken und 
der allmähl. Gewöhnung deS Berfehres an die 
neugeſchaffenen (jeit 26 V 1902 im Umlauf befind- 
lichen) 50 K-Noten das Minimum darjtellen diirjte, 
welches die Birfulation an ſolchen Notenappoints 
unter allen Umſtänden benitigt. Die Beſtimmung 
deS § 3 fiber Die Beibehaltung der Einrechnung 
pon 60,000.000 K Devijen und in Gold zahlbaren 
Noten in den Metallſchatz wird damit motiviert, 
dap fie fiir die Bank ein Kompelle bicte, ſtets einen 
entipredenden Bejtand an Devifen bezw. an aus: 
ländiſchen Zahlungsmitteln fiir die Bedürfniſſe des 
Marktes bereit zu halten —. 

Uberblickt man den Weg, der in der Währungs— 
reformaftion bisher juriidgelegt wurde, jo wird 
man einerſeits fagen dürſen, dak nur felten auf 
eine große ökonomiſche Altion Tatfraft u. Bors 
jicht in jo richtigem Berhaltnijje verwendet wurden, 
anderjeitS aber auc) anerfennen miijjen, daß das 
fonjequente zielbewußte Felthalten an dem in großen 
Biigen bereits im J. 1892 aujgeftellten Rejorm- 
plan während der mehr alé 10jährigen Dauer 
der ganzen Aftion eine polit. und wirtſchaftl. 
Geiftung erjten Ranges war, die von beiden 
Reichshälften in ſchöner Eintracht vollbracht wurde. 

Die Rejultate der Aktion find ſchon jest, 
nod) vor Aufnahme der Barzahlungen, fiir Staats- 
u. Vollswirtſchaft höchſt bedeutungsvolle: Die un- 
einlial, StaatSnoten find verſchwunden und ſowohl 
durd) die Währungsgeſetzgebung als aud) durch 
jtrenge, jede Vorſchußgewährung der Banf an den 
Staat ausſchließende Beftimmungen ijt cin Mife 
braud) der Notenemifjion fiir die Zukunſt ausge— 
ſchloſſen. Die sjterr.-ungar. Banfnoten dürſen 
heute angeſichts des febr anſehnl. Goldbejiges der 
Bant gu den bejtjundierten zählen, der Stand der 

Ofterr. Staateworterbuch. 2. Wufl., 2. Bd. 
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Tabelle J. 


Ausprägung von Münzen der Kroönenwährung vom Jahre 1892 bis Ende Juni 1905. 
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Zabelle II. Einlöſung der gemeiniamen ſchwebenden 





GingelsR 





in der Seit vom 





Staatsnoten und gwar 











Die Einlöſung ber Staatsnotenfduld | AVIIM bIBSLIXII99 Staëtsnoten A 1 fl. per. . . . 57,211,383 fl. 
wurde angeordnet hinſichtlich eines Bee | (ie. tester Dermin fitr | * BB: oe wee wt a ew 18,991,699 ,. 
traats pon www. 200,000,000 fl, en intProne bee * A030, » . 123.124.9560 ,, 
durch Sele 9 VIT 94. taaténoten Al fi.) uſam _ 199,828,023 fl. 

R164, @. &. XXIV | 3 ſammen fl 
ex 1894 i Hieau die bis gum Ablaufe des Bra. 
flufiotermines nicht prajentierten 

Cingulbenuoten per. . . . . - 1.8 ,, 

Im gangen') . 200,000 001 fl. 

112,000,000 ,, 15 III 1900 (i.e. Bee | StoatSnoten A 5 A — . 109,599.675 ,, 

bas tal. Py = —— i] qin 5—— * à 60. 1.124.150 ,, 

. 176 a ie ber nifronenftide f 

ex 1899 bis Ende Auauft 1905 Bwfammen . 110,068,825 f. 
| i 
| 

Sufammen?) . 312,000,000 fi. | 24 VII Sf bis Ende | Staatsnoten A 1 fl a: . . 87,211 583 ff. 
Auguſt 1905 ae & Boye ne . 128,631,366 ,, 
‘ AW on ~ 124.249.1090 ,, 
Can . 309 991.8148 FL. 

Hiezu die bit gum Ablaufe ded Prä— 

fluflotermines nicht petentintes 
Ginguldennoten per . . 671.978 ,, 
Im ganjen . 310,663,826 fl. 














) Die Mehreinlöſung von 1 fl. rébrt aus bem Umftande ber, dah über die im Umlaufe geweſenen 57,883.951 fl. 
—— einzulöſen waren. mit Hitdficht auf die Appointshöhe jedoch 142,116,640 ff. der ledtgenannten Staatsnoten= 


2) Die Einlöſung der mit 1X1 99 an SteHe von Bartialhypothefaranmeifungen im Umlaufe gewelenen StaatB- 


verivaltung. 
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Schuld in Staatsnoten bis Ende Auguſt 1905. 
——eeee—=eaeae=—me—a—xsxk—xe—S—V—_E ee EE — — 
| andeSgoldmiingen wurden bei der | Sur Beſchaffung der Geldmistel fur Stoatsnoten: 
HSfterr.-ungar. Bant aus Anlaß bie Fundierung der Staatsnoten umlauf 
— — "1 der Beſchaffung von —— -—- — — —— 


fiir Die Staatsnoteneinlöfung er · 
| burt in den Verkeht gebrachte leat und gwar . 





wurden | 


| on Ofterceia: | ZnO fterreia: 











war vorgefehen © wurden verwendet Ende | 1000 K 

| 1K Stile per : | 199 | 697.911 

000,000 fl.) | Durch Geis | Der Eris aus) 34 744.197 

1 fl.« Etiide | | 2 VILT92 R130, | der Begebung von | soo 616.612 

ber... 38,675.263 ,, | bie Beaebung von 150,000,000 fl. | IER? 387 O79 

Sanfnoten 4%igerBoldrente RNeminale Gold: | 1897 27 898 

| per... 190,652,760 ., |] Bon der f t Zinenavermetrene in * Geſam· rente im vetrage [oo eo 

— kr. an8mafe, um in bon : cole 

| Geremmten:. 308088. Oe r. Bon der konigl. “effettiven: Gotde | 143 778.958'875 || 1899 | 249.097 

uugar. it | 183,456,000 Gold- | Goldaulden, wer- | Toy? | 22-000 

| nangvertwal= duiden gu ertdjen. | au8171,159.4708. |) To, 35.874 

| tung. . . 81398.406,,60,, | 8. W. in 20 K: |) Toe 5.284 

ls Etilden gepraat | 2.988 

Re Ghee und mit den — | 1% 2.741 
pee. = SROOROE, | nat Abgug der Auguft 

10 K- Banf- acacia” toe 1905 2.672 

noten per . 78 663 826 ., | jolge Richtprafen- \\ 





Bufammen . 110,663 825 fl. tierung von Gin: 


guibenftaatsnoten 


andere Zahl · Bufammen . N28.020 fl. 60 fr. | —— — | 
mittel von 170,689.085 fl 


zuſammen. 309,991.48 f. 40 tr. Der Ofterr. + 


| 
ungar.Bant iber- 
wielen wurden. 
Sur Dedung ved 
Reftes per 
47,240,530 fl. | 





wurden 
. fl. ine 
tronenſtücke und 





19,240.580 fl. ans 
den Boldbeftinden 
ber f. f. Etaaté- | 
armtraltaffe ver» 





| 
| 





12,000,000 fl in | 


minale Goldrente. 
| Gintronenftiiden | 
und die Goldbe- 


F wendet. 
| Ju Ungarn: Jn Ungarn: | 
Durch BA XXI | Der Erlbs ans 
} | vom I. 1892, ber Begebung von 

| die Bearbung von 42,000,000 fl Ro» | 
| | 90,000,000 FL No⸗ minale Goldrente, | 


H ſtande der finial. 
, ungar. Staats 
| | aentralfaffe. | 

















! 


Einguldennoten hinaus zur Erreichung des Betrages von 200,000,000 ff, 142.116.6389 ff. in Fünfgulden - und Fünfzig- 
fategorien eingelſt werden mußten. 


moten per 26,623.00 K erfolgte in der Beit vom Degember 1899 bis Oftober 1900 anf Koſten der L t. Finange 
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Tabelle III. 


Woldbefig der Diterrelaifg: ———— Bank. 





















Goldwechſel 













Ende fremder Noten auferbalb des Goldguthaben — 1— 
des feit 11 1900) im Wuslande | 
Jahres im Netalljdjape | Metallſchatzes | 


verrednet 



















































































K 
1892 206,462,080 33,939.966 530.088 240,932,136 | 
1893 203,660.535 30] 28,844.174 | 54 366.833 | 36 232,871.543 | 20 | 
1804 310,641.971 | 94] 24,970.302 | 26 1,218.045 | 12 336,830.319 32 | 
1895 488,183.054 38] 13,654.495 | 62 4,511.578 | 91 506,349,128 91 
1806 604,279,183 | 30] 40,786.021 | 84 5,185.577 | 74 650,250,782 88 
1897 727,578.227 | —] 37,736.351 | 64 15,487,564 | 14 780,802.142 | 78 
1898 718,801.632 | 33] 13,487.014 | 50 8,627.783 | 80 740,916.430 63 
1809 786,009,272 | 34] 20,190.324 | 46 - — 3,672.100 | 62 809,871.697 | 42 
1900 919,606.550 | 84] 59,092.410 | 16 6,082.075 | 27] 15,368.115 871 1.001,049.152 | 14 
1961 | 1.116,133.854 | 797 59,996.832 | 27] 23,736.004 | 12] 34.151.110 | 30] 1.234,017.801 48 | 
1902 | 1.107,354.004 | 45] 59,994.902 | 80] 103,204.051 | 80] 20,833,597 | 13] 1.291,476.556 | 18 
1903 | 1.109,589.285 | 64] 60,000.000 | — | 121,893.013 | 04] 36,669.327 | 53] 1.328,151.626 21 
| 1904 } 1.153,015.782 | 82] 60,000.000 88,834.975 61] 15,950.456 | ¢ 1.317,801.214 74 


Tabelle 1V. Die metallifhhe Dedung der Notenausgabe der ſterreichiſch-ungariſchen Bant 


am Ende des Jahres. 











mes ae 
2 
Beſtand des Metallſchatzes By io 
Ende f Notenumlaufes 
des oe — — 
Jahres in Gold in Silber maa den durch 
Retall- Wold 
Betrag in — — —— —— ſchaß (Rol. 3) 
Rronen K | hf ‘Mol, 5) | 
| 
| 1892 205,462.080 337,008,889 50 || 544,370,970 5604 | 21°60 
1893 973.246 203,660,535 323,064,384 > — 527,624.919 | 54°21 20°93 
| 1804 1,015.616 S10,641.971 278, 398.484 = 589,040,455 58°00 30°59 
, 1895 | 1,239.708 488,183.054 253,205.142 i 741,388.196 59°80 39°38 
1896 1,319,452 604,279,183 251,488.676 855,767,859 Fr 64°86 45°80 
1897 | 1,399.814 727,578,227 246,682.776 | 974,261,003 69°60 51°98 | 
1808 | 1,474,950 T18,801.632 247,887.936 866,689,568 | 65°54 4873 | 
1899 | 1,457.962 786,000,272 212,157.748 | — | 998,167,020 68246 53091 
1900 1,494,023 919,606.550 | 1) 938,500.843. 17 1.158,107.394 | 7752 61°55 
190L | 1,584.934 1.116,133.854 | 1) 271,938.508 O07 1.588,073.355 87°58 70°42 
| y902 | 1,035.186 | 1.107,354.004 1) 207,810.972| 18 | 1.405,164.976 85°93 67°72 
| 1903 1 1,770.847 1.109,589.285 | 1) 292,821. 865, 58 1.402,411.151 7919 62°66 
1904 | 1,751.301 1.153,015.782 (82 | 1) 204,544, 510) 35 1. 447,3600. 293 82°66 65°84 
| *) Qatlufive Teitertingen. aller Met (wu. gro. ab 1900: 7.906.785 K 17h; M,S01481 K 7 by 84,287,162 K 18 by 
| 98 520.005 K 58 h; 28,802.79 K 3 
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Devijenturje, dieſes ficherjten Maßſtabes fiir 
die Soliditiit der Landesvaluta, zeigt {eit 
drei Jahren nur die durch den Kapital: u. 
Werenaustaujdh mit dem Wuslande beding- 
ten geringen Schwankungen gegeniiber der 
Miinaparitat. 

Dieſe Stabilitdt der Valuta kommt der 
Unlage ausländiſchen Kabitales im Inlande 
zu produktiven Zwecken zu ſtatten und ſie 
halt vom lommerziellen Berfehre mit dem 
WUuslande jene ſchweren Stirungen jern, 
denen wir in früheren Seitperioden jo ojt 
—— waren. Die durch die Wertbeſtän⸗ 
digkeit der Valuta ermöglichte Abwicklung 
des Kapitalaustauſches mit dem Auslande 
in normalen Formen und das zunehmende 
Vertrauen in unſere Währung enthebt die 

roßen wirtſchaftenden Körper — Staat, 
—2 Gemeinde — der Notwendigfeit, in 
bem Palle, als fie jid) wegen Befriediqung 
Der Rreditbediirjnijje an das Musland wen— 
den miifjen, bei Rontrabierung der Anlehen 
Woldjahlungsveripredjen abzugeben; ja die 
erwähnten Momente laſſen bereits, wie die 
von Ungarn im J. 1902 durchgeführte Kon— 
verjion zeigt, fogar die Umivandlung von 
aus friiheren Perioden jtammenden Schuld— 
titres mit Goldzahlungsverſprechen in auf 
Landeswährung lautende zu. 

UÜberdies hat der Kredit Der Monarchie 
cine bedeutende Kräſtigung erfahren und 
nicht minder iſt die weſentl. — ung 
des Zinsfußes au einem erhebl. Teile der 
vagy ata und dem durch fie ermög⸗ 
lichten Einfluſſe bedeutender Goldmengen 
aus dem Auslande zuzuſchreiben. Daß wir 
ungeachtet dieſer ökonomiſch wahrhaft be— 
deutenden Errungenſchaften die Finaliſierung 
der Währungsreform durch Aufnahme der 
Barzahlungen nicht ad kalendas 
vertagen duͤrfen, ijt bereits in den Rotiven 
der Regierung gum Barzahlungsgeſetze mit 
Nachdruck hervorgehoben. Unjere Wahrung 
hat heute, — es an einer geſetzl. Ga- 
rantie, fiir jedes Geldzeichen ee 
Metallgeld au erlangen, jeblt, unter 
Gunſt der Verhältniſſe — um einen geijt- 
reichen Uusdrud Simmels (Philoſophie des 
Geldes S. 164) gu gebrauchen — einen 
„Stabilitätswert“ erlangt, der auf einer 
ſcheinbar abjolut fidjeren Grundlage rubt; 
tatſächlich ijt es aber nicht ausgeſchloſſen, 
dak aus dem WMangel der oberwihnten 
Warantie unter Umjtinden Stirungen er— 
wachſen, die fid) wenigſtens zeitweilig in 
erhebl. Abweichungen der Werhielfurje von 
der Baritiit dupern. 

Von diejem Standpuntte aus wird als 
Vorausfepung fiir die Wufnahme 
der Barzahlungen nur aufzuſtellen jein: 
1. Die definitive Regelung des wirtſchaftl. 
Verhältniſſes zwiſchen beiden Reichshälften 
im Wege eines (den beiderſeitigen Ver— 
tretungskörpern bereits im Entwurfe vor— 
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liegenden) Bolle u. HandelSbiindnijjes, da ohne 
wirtſchaftl. Ordnung auf dieſem Gebiete an eine 


unter allen Umſtänden nur als gemeinjam denf- 
bare und dabei jo weittragende ölonomiſche Aktion, 
wie es die Aujnahme der Bargahlungen ift, nicht 
geichritten werden fann. 2. Das Feblen ſolcher 
wirtſchaftl. Stirungen, welde in den Motiven der 
Regierungen als Hindernifje fiir die Wujnahme 
der Barjahlungen aujfgefiihrt werden. 

Dieje Hinderniffe find im allg. durchaus folder 
Urt, dah fie einjejneidende oder fataftrophale 
Stirungen der Zabhlungsbilang — d. i. des 
Verhiltnijies pe Forderungen u. Verbindlich⸗ 
leiten gegenüber dem Auslande — herbeiführen 
würden. Die Bedeutung ſolcher Störungen für die 
Währung eines Landes ijt int weſentlichen in dem 
früher reprodugierten Paſſus aus den Regierungs- 
motiven präzis wiedergegeben (iiber den Einfluß 
der Simba. dan ährung u. Geldwert vgl. 
v. Philippovid), Grundriß der polit. Otonomie, 
1. Bd., 2. Aufl. S. 223 u. ff. Ofterjeper, Wahrungs- 
wechſel u. Aufnahme der Barjzahlungen, Wien 1892, 
Il. Teil, S. 119 u. jf. S. ferner Helferich, „Außen— 
handel u. Valutajdwanfungen’,in Schmollers Jahr- 
buch, XXI. Jahrg., 2. Heft; derielbe, ,, Das Geld” im 
— u. Lehrbuch der Staatswiſſenſchaften S.448 ff.). 

n demſelben wird cin richtiger mittlerer Stand— 
punft gwijden den zwei in dieſer Frage bemerk— 
baren theoretijden Extremen eingenommen: 
Dem einen, welches annimmt, dah cin Gand mit 
pafjiver Zahlungsbilanz die Barzahlungen überh. 
nidjt aufredt erhalten finne, da ibm das Gold 
aur Begleidung des Zahlungsbilanzpaſſivums im 
Wege eines Klonomijden saigner A blanc zur 
Gänze entgogen werde, und dem anderen, wonad) 
eine nod) jo einſchneidende Underung der Zahlungs— 
bilanz im ungiinjtigen Cinne feinen Einfluß auj 
den Stand der Valuta ausiibe, lestere vielmehr nur 
durch injflationiftijde Bermehrung der Umlaufs— 
mittel (bezw. durch Mikbraud) der Scheidemünze) 
devalviert werden finne. Was die erftere An— 
ſchauung betrifjt, fo ijt gu bemerfen, dak das Land 
mit dauernd pafjiver Zahlungsbilanz genauer be- 
jehen zunächſt mebr eine theoretijde Abſtraktion 
darjtellt. Gemeint fann damit nur ein Land fein, 
das ſeine Verbindlidteiten gegeniiber dem Aus— 
lande aus dem Ertrage feiner regelmäßigen 
Hfonomijdhen Tätigleit nicht zu decken imftande ift. 
In einem ſolchen Lande wird aber die Bilanz gegen- 
iiber Dem Auslande unter normalen Berbaltnijjen 
jeweils gu einem bedeutenden Teile durch Abſatz von 
Schuldveridjreibungen im Auslande oder durch Her— 
anjiehung audslindijder Gelder zur tempordren 
Veranlagung im Inlande faldiert werden und die 
ſodann nod) erforderl. Goldabgabe an das Aus— 
land braucht jich fiir die Wahrung noch leineswegs 
perniziös zu geſtalten. A priori ungeeignet fiir 
die Goldwährung wiirden daher nur jene fiir die 
vorliegende iyrage faum des näheren in Betracht 
fommenden Länder fein, welche bei ftarfer twirt- 
ſchaftl. Rückſtändigkeit dem Auslande erheblich ver- 
ſchuldet find. Hingegen ijt es nach den Erfahrungen 
der Münz- u. Wirtſchaftsgeſchichte allerdings feinem 
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der Zahlungsbilanz auch der Valuta eines Landes 
mit geſunder, ötonomiſcher Struttur gefährlich 
werden, ja dieſelbe, ſalls das Noteninſtitut nicht 
poll u. gang ſeine Aufgabe gu erfüllen in der Qage 
ijt, Dauernd ſchädigen finnen. Go wird 3. B. bei 
einer (durch Zollkrieg mit dem Auslande verur- 
jadjten) Unterbindung des Exported, deren Effelt 
durd) eine (vom Standpunfte der Vollkswirtſchaft 
dann jumeijt faum giinftiq gu beurteilende, aber 
im Vergleiche gu fataftrophalen Stirungen der 
Zablungsbilang dag fleinere Übel darjtellende) Er— 
höhung der Effektenverſchuldung gegeniiber dem 
Wuslande nicht zeitgerecht ausgeglichen wird, zu— 
nächſt eine Preisfteigerung der Devijen auj das Wus- 
land bis gum jog. Goldausjubrpuntte eintreten. Die 
Bank wird einen wejentl. Teil ihres Goldſchatzes 
an das Ausland abgeben miiffen. Nun jtellt freilich 
in Ländern mit völlig geordneter Währung die 
Goldabgabe an das Ausland bei Verſchiebung 
des Standes der Sablungsverbindlicfeiten gegen— 
iiber demjelben eine normale Form des Kapitals- 
austauſches dar, die an die Stelle der in Papier— 
wihrungslandern in jolden Fallen notwendig wer- 
denden unökonomiſchen Mittel tritt und — in ana— 
loger Weife wie in Perioden der Geldfnappheit der 
Zufluß ausländiſchen Kapitales — unter Umſtän— 
den kriſenhafte Gejtaltungen des Kapitalsmarktes 
zu verhüten imftande ijt ſvgl. Abſchnitt I). Davon 
u unterſcheiden find aber jene akuten Störungen 
er Zahlungsbilanz, bei welchen die Bank innerhalb 
relativ furjer Zeiträume ibten Goldſchatz ſchwinden 
fehen kann. Es wird dann von der Geſchichlichkeit, 
mit der die Banf die Distontopolitif handhabt, 
und von dem Mahe der finangiellen Dissiplin, 
das Bank- u. HandelStreife entwideln, aber aud 
von Dauer u. Intenſität der Bilanzſtörung ab- 
hängen, ob es ungt den Goldausgang (etiva 
durd) Höherhaltung des Diskontos behuys Ane 
lodung auslindijden Rapitales au voriibergehender 
BVeranlagung) nod) vor jenem Momente gum Still- 
jtande gu bringen, in weldem ein bedentl. Miß— 
verhaltnié zwiſchen Notenausgabe u. Metalldedung 
entiteht. Cin ſolches Mißverhältnis fann aber in 
weiterer Folge zweifellos Agio hervorrujen, falls 
fegteres nicht ſchon früher dadurch entitanden ijt, 
daß die Bank ans Rücſicht auf ibren Goldjdag 
den Bedarf des VBerfehres nad) ausländiſchen Bae 
luten nur zögernd bejriedigt. 

Natürlich wird eine gutgeleitete Notenbant, 
welche mit Rejerven fiir Krijengeiten tüchtig aus- 
gerüſtet ift, ben Schaden fiir die Währung erheblich 
abzuſchwächen bezw. die Strung nad) verhiltnis- 
mafig kurzer Daner zu befeitigen imſtande jein. 
Gleichwohl bezeugt die Tatfache allein, daß eine 
tie einſchneidende Strung der Zahlungsbilanz 
cin Mißverhältnis swijden Goldſchatz u. Noten- 
umlauf bherbeijiihren fann, aud) die Möglichkeit, dah 
jie der Landesvaluta gefährlich werde. 

Bu fordern ijt nur, daß die Aufnahme der 
Barzahlungen nicht in eine Zeit folder Störungen 
jalle; treten jie nach einer langeren Beriode dev 
ungeſtörten Wufrechterhaltung der Bargahlungen 
ein, fo find fie zweifellos weniger zu fiirdten, 


Zweifel unterworjen, daß heftige Berturbationen | da dann das — in ernften Zeiten — fo widtige 
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Bertrauen in die Widerſtandsfähigkeit der Bant 
ſchon gekräftigt ijt umd leptere bereits Gelegenbeit 
hat, die Geſchäftswelt an die gum Sduge 
et Währung nötige Disfontpolitif gu gewöhnen 
bezw. eine Anpaſſung des Berbhaltens der Ge— 
ſchäſtswelt an die durch eine gute Metallwährung 
bedingten Verhälmiſſe herbeizufiihren. 

Dah voriibergehende, wenn aud) erhebl. Ver— 
ſchiebungen in der Zahlungsbilanz unjerer Währung 
nicht zu ſchaden imſtande find, haben zur grofen 
Beruhigung aller am Währungsreformwerke inter- 
ejfierten Rreije die Erfahrungen der lepten Jahre 
bewiejen. Allerdings haben der ungemein ftarfe Ef- 
feftenerport det SJ. 1901 u. 1902 und wohl aud) die 
Rimejjen der Auswanderer in die Heimat unge- 
wöhnlich bedeutende Guthaben unferer Banfen im 
—— erſtehen laſſen. Speziell die Goldguthaben 
der Ofterr.cungar. Bank, welche fic) ſchon ſeit ge— 
raumer Zeit zwiſchen 150 u. 200 Mill. K bewegen, 
und der andauernd mit rund 1°71 Milliarden K 3u 
begiffernde Goldſchatz der Bank bieten in der Tat 
widerjtandsfiihige Rejerven fiir ernjte Zeiten. Hiegu 
fommen die Ausſichten der Weltgoldproduftion, 
welde fic) jo gejtaltet haben, dah die Befürchtung, 
die Golddecke werde fiir die Kulturjtaaten der Erde 

u fur; werden, als überwunden gelten darj. Die 

eltgoldproduttion bat fic) nämlich vom 3. 1891 
an bis gum J. 1899 jufgeijive von 196.586 kg 
fein bid anf 461.515 kg ein ehoben, ift dann 
in den J. 1900 u. 1901 (injolge des fiidafrifa- 
niſchen Krieges) auf eine Biffer unter 400.000 kg 
gejunten, um ſich im J. 1902 wieder bis 458.287 kg 
jährlich gu heben. Sie hat fich aljo ſeit Beginn 
der Balutarejorm mehr als verdoppelt. 

Alle dieje Momente berechtigen uns zur Hoff- 
nung, dah wir unter normalen Berhaltnijjen das 
Währungsreformwerk in naher Zufunjt durch die 
a il des Art. 83 der Bantjtatuten krönen 
önnen. 


Viteratur. , 
Bungl: Die Währungsfrage in Oſterr. 
Ungarn, Wien 1887. Candesberger: Währungs— 


yitem u. Relation, Wien i891. Denki drift über 
n Wang der Währungsfrage jeit bem J. 1867, 
Wien 1892 (verfaßt im f. k. F. M.). Denkſchrift 
über das Papiergeldweſen der djterr.-ungar, Mon— 
archie, Wien 1892 (verfaßt im f. k. F. M.). Men— 
ger: Der Ubergang zur Goldwährung, Wien u. 
Leipzig 1892. Derjelbe: Das Goldagio und der 
heutige Stand der Währungsreform, Prag 1893. 
Ofterjeser: Währungswechſel u. Aufnahme der 
Bargahlungen, Wien 1892. v. Wieſer: Die Wäh— 
rungSjrage und die Zukunft der Balutareform, 
Wien 1894; Artitel Papiergeld im Handwirtb., 
VI. Bd., 2. Aufl, ©. 31—33. Spitzmüller: Die 
Bjterr.-ungar. Währungsreform, Wien u. Leipzig 
1902 (Separatabdrud aus der 8. f. Bolfsiw., Soz. 
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der dfterr.-ungar. Monardhie (verjaft im f. k. F. M.), 
Wien 1892. Pabellen zur Währungsſtätiſtik 
(verfaßt im f. f. F. M.) Wien 1893; Tabellen 
gue Wihrungsjtatiftit, 2. Ausgabe, J. Teil, 
ien 1896—1809; II. Teil 1904 (darunter die 
oben S. 303 erwiihnten ,,Daten zur Zahlungs— 
bilang”), 3. Uusgabe 1903 u. 1904. bv. Inama— 
Sterneqg: Hur ,,-Wihrungsjtatiftit’, St. WM. 
1899, III. u. IV. Heft. Spigmiiller. 


Geleit, fideres. 


Weleit, ficheres, ijt im Strafprogefje ein 
Mittel, um einen ſchwer erreidbaren Beſchuldigten 
ur freiwilligen Stellung vor Gericht zu bejtimmen. 
8 ijt ſowohl dem öſterr. Zivil- wie Militärſtraf⸗ 
prozeſſe befannt, fommt aber allerdings nur felten 
ut Anwendung. — Nach § 419 Str. P. O. ijt das 
Rete G. die einem abwefenden oder flüchtigen Be- 
ſchuldigten erteilte Zuſage, ifn in ciner bejtimmten 
Sache mit der Unterjuchungshajt zu verſchonen. — 
Die Befugnis zur Erteilung des fideren G. ijt 
(unridjtigerweije) dem Juſtizminiſter gegeben. Der- 
jelbe hat das Gutachten bes Oberjtaatsanwaltes an 
dem Geridjtshofe 2. Inſtanz, in deſſen Sprengel 
das unterfucjende Gericht fid) befindet, cingubolen 
($419 Str. B. O.). Vorausfegung fiir die Erteilung 
des ficheren G. ijt, dah der Beſchuldigte im Sinne 
der §§ 413 ff. Str. P. O. abweſend oder flüchtig, 
alſo tatſächlich der Gerichtsgewalt augenblidlich ent- 
zogen ijt. Da dasfelbe Freiheit von der Haft ge- 
wahrt, fo fann es nur dann eintreten, wenn die 
Verhiingung der Haft nad) $$ 175 ff. Str. P. O. zu— 
läſſig ware. Das ſichere G. muß von dem, dem es 
erteilt werden ſoll, erjucht werden (arg. § 419 Str. 
P. O. erjter Sag). — Die Erteilung des ficheren 
G. fann an ‘ew ee getniipft werden (§ 420 
Schlußalinea), 3. B. ejtimmung einer Friſt, bis 
au welcher die Stellung vor Gericht erfolgen muh, 


Niederlajjung an einem bejtimmten Orte, Vermei- 
— jegl. Verkehres mit Mitbeſchuldigten uſw. — 
Zu den 


—— kann auch gehören der Erlag 
einer Sicherheitsleiſtung (§ 419 Str. P. O.). — Die 
Wirkung des ficheren G. iſt die Befreiung des Be— 
ſchuldigien von der Haft bis zur Urteilsjillung in 
1. Inſtanz. Diefe allg. Formutlierung des § 419 
Str. P. O. nötigt gur Annahme, dak fich die Be- 
freiung von det Haft auch auf die Fälle des § 180 
Str. P. O. erjtredt. Durch die Erteilung des ficheren 
G., aljo durch einen Wt der Qujtisverwaltung, ver- 
liert Daber auch ein etiva von der Ratskammer er— 
laſſener Stechbbrief feine Wirfung und ijt gu wider- 
tufen. Das Gericht ijt auch, wenn friiher nicht 
befannte, eine Verhaftung des Beſchuldigten recht- 
jertigende Griinde hervorfommen, zur Verhingung 
der Haft nicht berechtigt. — Tas F G. äußeri 
ſeine Wirkung nur in Beziehung auf das Ver— 
brechen oder bari in in Anſehung deſſen es ere 
teilt iſt. Hiebei kommt es nur * die Identität 
der Tat, nicht auf ihre rechtl. Qualifikation an. 
Das fichere G. erlijcht nidt, wenn eine Tat im 
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— der Unterſuchung cine ſtrengere rechtl. Quali- 
fation erfährt. Dagegen ijt die Verhängung der 
Sait zuläſſig, wenn fic) im Laufe des Verfahrens 
Anlaß ergibt, gegen den Beſchuldigten wegen einer 
neuen ftrafbaren Handlung ($$ 175, 452 Str. P. 
©.) vorgugeben. 8 ficjere G. verliert ſeine Wire 
fung, wenn der Befchuldigte auf eine an ibn er- 
gangene Borladung ohne geniigende Rechtfertiqung 
ausbleibt, wenn er YAnjtalten zur Flucht macht, 
wenn er fid) der § —— der Unterſuchung durch 
Flucht oder durch Verbergung ſeines Aufenthaltes 
entzieht, oder wenn er eine der Bedingungen nicht 
erfüllt, unter welchen ihm das ſichere G. erteilt 
worden ijt (§ 420 Str. P. O.). Die Frage der Zu— 
lajfigteit der BVerhingung der Haft nad) Erlöſchung 
ded ficheren G. enticheidet fic) nad allg. Rechts— 
grundſätzen. — Das fichere G. erliſcht bei Beftand 
der vorerwähnten Vorausjepungen ipso iure. Die 
©. dariiber jteht den Geridjten (Unterſuchungs— 
titer, Ratsfammer, Oberlandesqericht) gu. — Nady 
§ 360 Mil. Str. P. O. fann der Geridjtsherr einem 
abwejenden oder fliichtigen Beſchuldigten das ſichere 
G. mit der Befdriinfung erteilen, dah er während 
der Unterjudjung und bis gegen ibn rechtl. Be— 
weiſe der ihm angeſchuldeten Tat und der Unſtatt— 
hajtigteit feiner Rechtfertiqung vorfommen, auf 
jreiem Fuße verbleiben werde. Hat fic) mun ine 
folge des erteilten ſicheren G., welches feine Wir— 
fung auch nur auf das Verbrechen beſchränkt, riid- 
fichtlid) deſſen es erteilt wurde, der Beſchuldigte 
vor Gericht gejtellt, jo hat das Legtere vor allem 
ſolche Vorjichten gu treffen, welche die Entweichung 
des Beſchuldigten ohne Unwendung der Haft ju 
hindern geeiqnet find und daber darauf gu balten, 
daß er auf jedesmalige Vorjorderung perſönlich er— 
ſcheine und die Unterſuchung nicht durch gefliſſentl. 
Einſtreuungen in die Länge ziehe. Handelt der Be— 
ſchuldigte dieſen Verpflichtungen zuwider oder ver— 
ſucht er gu entfliehen, geſteht ex die ihm angeſchul— 
dete Tat ohne rechtsfriiftige Entiduldiqung ein, fo 
verliert das erteilte ſichere G. feine Wirkung. — 
Verſchieden von dem ficjeren G. ijt die nach § 360 
Mil. Str. P. O., WL. 2, einem Befchuldigten erteilte 
Zuſicherung der gänzlichen oder teilweijen Straf— 
lojigteit. Diefe fann erteilt werden, wenn aus be- 
fonders widtigen Urjadjen an der Habhaftwerdung 
eines Befculdigten dem gemeinen Weſen äußerſi 
gelegen ijt und dieſe nidt anders als durch jeine 
freiwillige Stellung bewirkt werden kann, er aber 
die Zuſicherung der Strafloſigkeit zur Bedingung 
ſeiner Stellung ſetzt. In einem ſolchen Falle müſſen 
dieſe Verhältniſſe durch das Militärobergericht und 
den Oberſten Militärgerichtshof dem K. WM. (Marine- 
zentralſtelle), von dieſem aber dem Kaiſer vorge— 
legt und von daher die E. gewärtigt werden, ob 
u. inwieweit eine Zuſicherung der Strafloſigkeit 
ſtattzufinden habe. Finger. 


Weleit, ſicheres. — Gemeinden: A. Staatéredtl. Stellung u. Organifation. 


Gemeinden. 


A. Staatsredjtl. Stellung u. Organijation. — B. Die Ge: 
meindeverwaltung. — C Gemeindewablen. — D. Das Ger 
meindegut. — E, Gemeindehaushalt (Dermeijung), 


A. Dtaatsredhtl. Stellung u. Braani- 
Jation. 


Gem. — Gemeinde. 


I. Ginleitung. — 11. Die Gem. O. 1. Etadt- u. Land- 
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ce) Beſchlußfahigteitz; d) Borfig. 3. Gitrigteit der einaeinen 
Beidliifie: a) Belanutgade des Gegenftandes; b) Etim< 
menmehrbeit; c) Befangenbeit; d) Moftimmungsredt. 4. Be+ 
fondere Atte u. Beſchlüfſe. 5. Protofoll 6. AmtSvertult, Sus 
pendierung. Beiepung erledigter Stellen. C, Der Gem.» Bors 
ftand, D. Gem.-Beamte. 


I. Ginleitung. Unter dem Einfluſſe der ſeit 
dem Ddritten Degennium des vorigen Jahrh. herr: 
ſchend gewordenen theoretijden Erfaſſung des Ver— 
hältniſſes zwiſchen Staat und Wem. unternahm die 
Biterr. Geſeßzgebung gleich in den erjten Stadien 
des Verfaſſungslebens den Verſuch, die pofitive Re- 
gelung der öfſentlich-rechtl. Verhältniſſe der Gem. 
den natiirlicen, im Wejen des Staates und der 
Gem. — Beziehungen dieſer beiden anzu— 
pajjen. Dieſe Beziehungen bieten zwei verſchiedene 
Seiten dar. Einerſeits erſcheinen ſie beſtimmt durch 
die Tatſache, daß die realen Geſellungselemente des 
Staates und der Gem, generell dieſelben find, näm— 
lid) cin begrenztes Gebiet und die darin zuſammen⸗ 
wohnende Bevölkerung, und daß darum auch beide 
Gem.-Weſen an u. fiir ſich befähigt find, Trager 
des aus dem Zuiammenleben det Menſchen ſich 
ichlechthin ergebenden, alfo des eigentlid) polit. Ge: 
meinſchaftszweckes gu fein. Anderſeits find jedod 
die natürl. Grundlagen der Gem. in beſtimmter, 
dem Ctaate als foldem frembder Weife determi- 
niert; das Webiet ijt bier engere Ortsgemeinſchaſt, 
bie Bevblferung find die Nadbarn; die Gem. 
ftellt fic) alfo alg das den Nachbarverband verfir- 
pernde Wemeinwefen dar, welchem eben bieraus 
cigentiimliche, aus den nachbarlich-örtl. Rolleftivbe= 
dürfniſſen fic) ergebende Aufgaben erwadjen, die 
nicht mebr ihr und dem Staate gemein find. 

Für den heutigen Staat, welcher pringipiell 
als ausſchließl. Traiger des polit. Gemeinſchafts— 
zweckes aujtritt, fonnte von vornberein die Wem. 
weſentlich nur in dieſer Iebteren Bedeutung in Be- 
tradjt fommen. Qn der öſterr. Gefepgebung ent- 
jpricht jener Divergeng in den Begiehungen zwi— 
ſchen Staat und Wem. eine ihr wenigitens nabesu 
parallel laujende Scheidung des Wirkungskreiſes 
in einen „natürlichen“ (jelbjtiindigen) und einen 
„übertragenen“. Die Geſetzgebung ging von det be- 
jtimmt ausgefprodjenen Abſicht aus, die Gem. auj 
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ibre natürl. Grundlagen ju jtellen; die Gem., injo- 
jern fie Organismus der engeren Ortsgemeinſchaft 
ijt, jollte die volle Freiheit gewinnen, ſich ihren natürl. 
VYebenSbedingungen gemäß ju entwickeln und zu be= 
titigen. Im Beiite der Reidsverjajjung vom J. 1849, 
welche der Gem. die felbjtiindige Berwaltung ihrer 
Angelegenheiten gewährleiſtete, wollte das provi- 
ſoriſche Gem. G. 17 IIL 49, R. 170, der Gem. ihren 
natürlichen“ Birfungstreis fichern, weldher alles 
umfajjen jollte, was das QutereffederGemeinde 
zunächſt berührt und innerhalb ihrer Grenjen voll- 
jtindig durchführbar ijt. Die Gem. wurde aljo als 
Subjekt der örtl. KRolleftivinterefjen und als felb- 
ſtändiges Organ fiir die Berwaltung derfelben an— 
erfannt. In dieſem Betrachte erjcheint fie zunächſt 
als wirtſchaftl. Körper, weldjem die Fürſorge fiir 
die aus dem Nachbarverbande entſpringenden follef- 
tiven Bediirjnijie obliegt; eben diejes Subjett der 
örtl. Rolleftivintereijen ijt jedoch gugleid) Trager 
von obrigfeitl. Befugnijien, indem das Geſetz die 
der Wem. überwieſene Ortspolizei als eine Ange— 
legenheit des „natürlichen“ Wirkungskreiſes erklärt, 
die Handhabung derſelben alſo unter den Geſichts— 
punft der Beſorgung einer das Intereſſe der Gem. 
— berührenden Angelegenheit ſtellt. In volles 

icht tritt die hier zu Grunde liegende Auffaſſung 
durch die Gegenüberſtellung des „übertragenen“ 
Birfungstreijes als der Beſorgung der der Gem. 
vom Staate im Delegationswege zugewieſenen 
„öffentlichen“ Geſchäfte. 

Dieſe Grundſätze entſprechen jener Idee der 
Selbjtverwaltung, welche das Gewicht auf die For— 
derung legt, dak die engeren Verbände innerhalb 
des Staates ihre Angelegenheiten ſelbſt ver- 
walten und von der Staatsqewalt möglichſt un- 
beeinflugt bleiben follen. Die Selbjtverwaltung als 
cin die Organijation der Staatsverwaltung be- 
herridiendes Bringip, welchem entſprechend die 
Staatsbiirger als folche (oder, um mit Gneijt gu 
fprechen, „das Laienelement“), fei es im Cingeln= 
ebrenamte, fei es durch Vermittlung von Berwal: 
tungéfirpern dem Organismus der ftaatl. Admi— 
nijtration cingefiigt werden, um bei der Beforgung 
det Stoategerddfre mittitiq au jein, jene Auffaſ— 
jung aljo, welche die Selbjrverwaltung in dem Sinne 
—— daß die Geſchäfte des Staates von 
den Staatsbürgern ſelbſt verwaltet werden, 
hatte jid) auf dem Nontinente iiberh. nod) nicht 
eingebiirgert, in Oſterr. fand fie aber aud) ſpäter— 
hin nicht Eingang und fpegiell auf dem Gebiete 
deS Gem. =BWejens blieb fie (wenn man von den 
Einrichtungen der fog. Stidte mit eigenen Sta- 
tuten abfieht) bis heute ohne allen Einfluß. 

Das Geſetz 5 III 62, R. 18, womit die grund— 
figl Beſtimmungen zur Regelung des Gem.-We- 
jen vorgesecichnet werden, änderte im Pringipe 
nits an der Rechtslage, welche das proviſoriſche 
Wem. &. vom J. 1849 fiir die Gem. hatte ſchaffen 
wollen. Die Gem. erſcheint danach als Selbjt- 
verwaltungsfirper in dem Sinne, daß fie als 
Subjeft einer gefeplich anerfannten Anterefieniphiire 
bejtimmte ae de au cigenem Rechte 
innehat, aljo dem Gefamtorganismus det Ber- 
waltung alg cin mit dem fubjeftiven Rechte auf 
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feine Verwaltungsbejugnijie ausgeftattetes Organ 
eingefügt ijt, Neben diefem Rechte der Selbjtver- 
waltung bat die Gem. auch das Recht der Auto— 
nomie in den Angelegenheiten des felbjtindigen 
Wirkungskreiſes Näheres ſ. Art. „Gemeinden B. I.“. 

Die Anerfennung des Prinzipes, daß die Auf— 
gaben der Gem. und ibr Verhältnis jum Staate 
naturgemäß aus ihrem Wejen fic) erqeben, ändert 
ſelbſwerſtändlich nichts an der Tatfache, dah das 
poſitivrechtl. Fundament der ſtaatsrechtl. Stellung 
der Gem, in den Gefepen des Staates gu fuchen 
ijt. Jn Ofterr. erfolgte die Regelung des Gem.— 
Weſens zunächſt im Wege der Reichsgeſetzgebung 
(durch das oben erwähnte proviſoriſche Gem. G. 
vom J. 1849). Nac) den mit dem kaiſ. P. 26 11 61, 
R. 20, tundgemachten Berjajjungsgefepen (§ 11 
Grundgeſetz uber die ReicSvertretung und § 18 
der L. DO.) wurden die grundſätzl. Bejtimmungen 
der Reidhsgefepgebung, dic nabheren Anordnungen 
inner den Grenjen der allg. Geſetze der Landes: 
geſetzgebung iiberwiejen. Auf diejer verjajjungs- 
mäßigen Grundlage ergingen das fdjon erwähnte 
Wefep 5 III 62, R. 18, und die Gem. ©. fiir die 
eingelnen Linder. Ym Sinne des § 12 Geſeß 21 XII 
67, R. 141, gehört das Gem.-Weſen heute im allg. 
zu den Gegenſtänden der Landed * ohne 
daß die letzitere nod) durchwegs an die in bem Reichs- 
geie e vom J. 1862 feſtgeſetzten Rechtsnormen ge- 

unden wire. Gleichwohl ijt die Reichsgeſetzgebung 

aud) nod) gegenwärtig in weſentl. Begiehungen fiir 

He Ordnung des Gents Weiens maßgebend; ins— 
. it: 

1, die Regelung des Heimatrechtes der Reichs— 
geſetzgebung vorbehalten (§ 11, lit. g, Geſetz 21 XII 
67, R. 141; ſ. auch Urt. „Heimairecht“); 

2. ijt die Landes —— gebunden an die 
ſtaatsgrundgeſetzlich feſtgeſtellten Grundſätze bezüg— 
lid) des altiven u. paffiven Wahlrechtes aur Gem.- 
Vertretung (rt. 4 St. G. 21 XII 67, R. 142; ſ. 
Art. ,,Gemeinden C.“) und bezüglich der freien 
Wahl des Aujenthalteds u. Bohnriges (rt. 6 l.c.; 
j. VI. Gem.-Mitglieder); 

3. fénnen aud) nach den geltenden Gem. O. der 
eingelnen Lander bejtimmte Ungelegenheiten durch 
dic Reichsgeſetzgebung geregelt werden u. zw.: 

a) wird dem Str. G., aljo der Reidsgefep- 

gebung vorbehalten, jejtgufepen, ob und auy wie 
lange mit einem Strajerfenntnijje aud) der Aus— 
ipruc) iiber den Berlujt des aftiven u. paffiven 
Wahlrechtes gu verbinden fei (Art. IX Gefeg 5 IIT 
62, R. 18, und § 3 der Gem.Wahlordnungen der 
einjelnen Lander; gegenwärtig gelten diesjalls dic 
Beſtimmungen der Str. G. Nov. 15 XI 67, R. 131); 

b) jind die Geſchäfte des iibertragenen Wir— 
fungStreijes durch die allg. (Reichs-) Geſetze und 
innerhalb derjelben durch die VandeSgejepe feſt— 
zuſetzen; 

4. iſt die Reichsgeſetzgebung aud) mitbeſtim— 
mend fiir den Inhalt des ſelbſtändigen Wirkungs— 
treijes der Wem. u. zw.: 

a) unmittelbar, indem fie bei Regelung folcher 
Segenjtinde der Geſetzgebung, welde ihr vorbe- 
halten find, aud) die Rompetengnormen feſtzuſtellen 
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hat, alſo in —— des in der Gem. O. feſt— 
hab Grundſatzes iiber den felbjtindigen Wir- 

ngStreis der Gem. bejtimmte YAngelegenheiten 
diejem Wirkungskreis zuweiſen fann; 

b) mittelbar, indem es ihre Sache ijt, die Auf⸗ 
gaben fejtzujtellen, deren Beforgung fic der Staat 
vorbehält, wobei fie allerdings injoweit beſchränkt 
ijt, als fie nicht Ungelegenheiten, welche dem felb- 
ſtändigen Wirfungs eije durd) die Gem. O. bee 
fonders überwieſen find, aus demſelben ausſcheiden 
fann (auger im Wege der Verſaſſungsänderung). 

IL. Die Gem. * 1. Die öſterr. Geſetzgebung 
lennt feine durchgreifende Scheidung von Stadt— 
u. Landgemeinden. Das mit kaiſ. P. 24 1V 59, 
R. 58, kundgemachte Gem. G. enthielt gwar neben 
einer Landgemeindeordnung cine befondere Städte— 
ordnung, weldje fiir die bis dabin mit [. f. Bee 
willigung als Stidte anerfannten Ortsgemeinden 
Geltung haben jfollte. Die Bejtimmungen dieſes 
Geſetzes gelangten jedod) nicht zur Ausführung 
und da8 Reichsgeſetz 5 111 62, R. 18, febrte wie— 
der auf den Standpunft des proviſoriſchen Gem. 
G. pom 9. 1849 — indem es jene Scheidung 
fallen ließ. Dabet blieb im allg. aud) dic Landes— 
geſetzgebung jtehen; fiir alle Gem. eines Kronlan- 
des, Jene Stiidte u. Kurorte ausgenonimen, welche 
mit einem cigenen Statut verieben find (j. Art. 
„Städte B.“), gilt cine und diefelbe Gem. O. Cine 
Ausnahme bildet Galizien, wo eine befondere 
Gem. ©. fiir cine Anzahl von Stidten (Gelep 131 
89, L. 24) fowie eine Gem. ©. fiir jene Stadte, auf 
welche ſich das eben erwähnte rig? nicht * 
und fiir Märkte (Geſetz 3 VIL 96, L. 51) erlaſſen 
wurde, | 

2. Uberfidt der Gemeindeordnungen 
der cingelnen Lander: ; 

a) Böhmen: Gem, O. 161V 64, L. 7, abge- 
ändert durch: Geſetz 18 TV 69, L. 45 (§ 10); Ge— 
ſetz 26 XI 74, &. 87 (§ 94); Geſetz 28 IX 80, L. 74 
(erlautert $$ 17, 80, 82, 84, 87); Geſetz 25 III 89, 
L. 28 (8 42, 87); Geſetz 19 VIII 93, L. 59 (§§ 3, 
4); Geſetz 19 VIII 93, &. 60 (§ 89); Geſetz 221V 
96, L. 43; Gefeg 2 VIL 97, &. 40 ($§ 2, 85 u. 97); 
Geſetz 24X99, L. 97 ($ 89); Gefeg 4 III 1901, 
L. 12 (§ 87), ferner: Wejeg 14193, &. 11, be 
treffend die Auſſicht fiber die Bewirtſchaftung der 
Gem.Wälder. 

b) Bukowina: Gem. O. 14 XI 63, L. 9, abe 
geändert durch: Geſetz 27 1X 68, L. 14 (8 6); Geſetz 
9 XII 69, &. 2 ex 1870 ($$ 38, 30, 40, 57, 61, 
72, 82, 89, 91, 92, 94); Gefep 28 IV 98, L. 21 
(§ 82); Geſetz 7 X 1902, L. 34 (§ 78); ferner Ge- 
jes betreffend die Gutsgebiete 14 X1 63, L. 10, 
abgeiindert durch: Geſetz 24 XII 68, L. 23 ($$ 8, 
15, 19, 20, 21, 22). 

ce) Dalmatien: Gem. O. 30 VIT 64, &. 1 ex 
1865, dazu Geſetz 19 III 66, L. 5, abgedndert durch: 
Wejeh 19 X 71, &. 31; Geſetz 21 1173, L. 18 ($$ 2, 
4, 17, 20, 21, 22, 24, 25, 28, 41, 42, 44, 48, 52, 
65, 67, 68, 73, 74, 104, 108); Bejep G X 83, L. 41 
($ 86); Geſetz 23 XII 1903, &. 1 ex 1904 (§ 110). 
werner: Geſetz 27 V 76, L. 43, betreffend die Ver— 
teilung von Gem.-Oriinden dazu: Wejes 27 V 76, 
RM. 115); Geſetz 24 II 84, L. 8, betreffend die Gem.- 
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Vermigensverwaltung und Geſetz 2811 99, L. 8 
(betrefjend einen Penſionsfonds fiir Gem.-Beamte). 

d) Galizien: Wem. ©. 12 VIL 66, &. 19, abs 
geändert durch: Geſetz 19 XI 68, L. 30 (S$ 90, 94), 
Wem. G. 17 VI 74, &. 48 (§ 51), 8. 49 (88 102, 
108), &. 50 (§ 99), L. 52 (§ 70); Gefeg 15 II 83, 
L. 59 (§ 98); Gefeg 2184, L.8 ($$ 21, 22); Gee 
jep 18 III 8, L. 36 ($$ 80, 81); Gejeg 21 III 88, 
&. 40 (§ 16). Ferner: Geſetz 12 VIII 66, L&. 50, 
betrefjend die Gutsgebiete (abgedndert durch: Ge- 
ſetz 21 111 88, &. 41); Geſetz 6 XII 83, &. 76, be- 
treffend die Dissiplinargewalt über Gem.-Vorjteher 
u. Beamte; Gefep 13 III 89, L. 24, mit weldem 
cine Gem. ©. fiir eine Anzahl von Städten erlaſſen 
witd; abgeiindert durch Geſetz 13 VII 98, &. 69 
($ 102). Ferner: Wejep 3 VII 96, L. 51, mit wel- 
dem eine Gem. ©. fiir jene Städte, auf welche ſich 
das Wefeg vom J. 1889 nicht begieht, und fiir 
Märkte erlajjen wird; V. des L. YW. 20 V 98, L. 88, 
betrefjend die Feſtſtellung der Befähigung der bei 
den Gem.-Amtern jener Städte und Gem., fiir 
welche das Geſetz 3 VII 96, &. 51, gilt, angujtel- 
lenden Beamten; dagu B. des L. A. 4 TI 99, L. 34, 
betreffend Oualififationspriifungen. 

e) Görz u. Gradisfa: Gem. O. T1V 64, 
L. 8, abgedindert durch: Geſetz 20 XIT 68, L. 25, 
betrefjend die Vereinigung von zwei oder mehreren 
Wem. in eine Ortsqemeinde (der 2. Abſ. des § 2 
und 5 84 u. 85 Wem. O. werden auger Wirkſam— 
feit geſetzt); Geſetz 11 XT 68, L. 13 (§ 7); Geſetz 
7182, &. 3 ($$ 59, 89); Bejeg ZI 87, &. 15 
($ 61); Gefeg 15 VI 88, 2. 17 (§ 78); Geſetz 15 VI 
88, L. 18 (§ 80). Ferner: Geſetz 20 V 82, L. 14, 
betreffend Swangsumlagen. : 

f) Ditrien: Gem. DO. 10 VII 63, &. 13, ab- 
geändert durch: Gejeg 14 X 68, L. 6 (§ 6); Gejep 
25 X 68, &. 8, betreffend die Vereinigung u. Tren- 
nung von Ortsgemeinden und die Verwaltung des 
Vermögens der Steuergemeinden ($$ 2 u. 3 Gem. 
©. werden abgeändert); Geſetz XII 69, L. 28 
(S$ 78, 82, 87, 92, 04, 95); Geieg 711 85, L. 5 
($840, 45, 47); Geſetz 27 IIT8&, &.11 ($78). Ferner: 
Geſetz 7 XI 82, L. 26, betrefjend Swangsumlagen. 

g) Rirnten: Gem. ©. 15 T1164, & 5, abe 
qeiindert durch: Wejeg 18 X 68, L. 26 (§ 6); Geſetz 
31 X 68, &. 28 ($ 2); Geſetz 7 XII G8, L. 33 (8 89); 
Geſetz 11 1V 87, &. 17 (8 78); Geſetz 7 V88, L. 16 
(§ 80); f. aud) Kundmachung der Landesregierung 
SIL 91, L. 6, betreffend die Briifung der Gem.- 
Sefretiire. 

h) Rrain: Bem. O. 1710 66, & 2, abge- 
ändert durch: Geflep 15 X 68, L. 13 (§ 6); Gees 
23 VILL 76, &. 15 (§ $2); Geſetz 101V 81, & 7 
(§ 66); Gefep 11 V 58, L. 14 (88 78, 79, 81); Bee 
jes 21 VIIIBS, & 23 ($$ 1—4). S. and Une 
hang Il sur Wem. O. betreffend die Verwaltung 
des Ortſchaftsvermögens. 

i) Mahren: Gem. O. 16 TIT 64, L. 4, abge- 
findert durch: Geſetz 15 X 68, & 19 (§ 6); Geieg 
14183, &. 23 (88 77, 80); Gefek 26 X 88, L. 104 
(8 78); Geſetz 21 11 90, L. 26 (§ 82); Geſetz 16191, 
L. 11 (§ 96); Geek 29 1V 95, L. 48 (§ 14); Gee 
jeg 2 VI'98, L. 45 ($ 80); Geſetz 24 VI 98, L. 54 
(§$ 72 u. 78). S. aud) Geſetz 29 IV 94, &. 53. 
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k) Niederbjterr.: Wem. O. 31 III 64, L. 5, 
abgeiindert Durch: Geſetz 15 X G8, L. 11 (§ 6); Gee 
ſetz 6 V 88, L. 33 ($$ 35, 53, 58, G1, 82, 90, 91, 
92, 93, 97, 98, 99); Geſetz 28 III 1900, 2. 18 
($ 75), und Gefep 23 VII 1904, &. 76 (88 2, 3, 
7, 8 13, 14, 15, 17, 20, 21, 24, 32, 44, 78, 80, 
86, 100 und das VI. Hauptſtück der Wem. D.). 
Ferner: Geſetz 21 XII 82, L. 12 ex 1883, betref: 
fend Zwangsumlagen. 

1) Oberbjterr.: Gem. O. 28 IV 64, & 6, 
abgetindert durch: Gejes 4 X 68, VL. 16 (§ 7); Bee 
ſetz 12X68, L. 19 (88 2 u. 83); Gefep SII 69 
(§ 75); Geſetz 23 V1 93, &. 19 (2, Abſ. des § 10); 
Gejep 14 VIL93, & 21 (§ 4); Geſetz 30 XI 97, 
L. 4, betreffend die zwangsweiſe Hereinbringung 
bon jyorderungen an Wem. ufw. S. aud Anhang 
zur Wem. O. betreffend die Verwaltung des Son- 
dervermigens. : 

m) Salzburg: Gem. O. 2 V 64, L. 7, ab- 
edindert durch: Geſetz 15 X 68, L. 26 (§ 6); Gee 
ep 9IV 88, &. 16 (S$ 79, 81); Geſeß 18 V 92, 
&. 13 ($$ 2, 3, 86); Geſetz 24 VI 98, &. 18 (§ 79). 

n) Sclefien: Wem, O. 15 XI 63, L. 17, ab- 
geändert durch: Geſetz 20 1X 68, &. 15 (§ 6); Geſetz 
15 III 8s, &. 20 ($ 77); Geſetz 18 XII 89, 2. 11 

ex 1890 (§ 74); Geſetz 24 VI 98, &. 35 ($$ 72, 74, 
77). Ferner: Geſetz 6191, L. 11, betreffend die Cine 
bringung von jForderungen an Gem. und öffentl. 
Ronfurrenjen. 

o) Steiermart: Gem. O. 2 V 64, L. 5, abe 
geändert durch: Geſetz 24 1X 68, L. 19 ($6); Geſetz 
11 XII 69, &. 3 ($92); Geſetz 1 1V 75, Y.24 ($8 31, 
35, 86, 91); Geſetz 4 1X 99, 2. 76 (Cinbringung 
von jyorderungen gegen Gem. u. Bezirke). 

p) Vorarlberg: Wem. G. 211X 1904, L. 87. 

q) Tirol: Wem. O. 9166, L. 1, abgeiindert 
durd): Geſetz 8 VI 92, L. 16 ($ 2). Ferner: Gefep 

8 V1 92, L. 17, betrefjend die Verwaltung des Gem.⸗ 
Gigentumes und der Gem.-Cintiinjte; Weieg 251 
86, &. 7, betreffend Gem.-Umlagen; Geſetz 1 VIL 
93, &.23, betreffend die Wahl der Hem.-Vertretung; 
Geſetz 14X93, L. 32, betrejfend die Bertretung 
der Fraktionen in den Wem. 

Ill. Die Ortsqemeinde (herkömmlich aud 
polit. Gemeinde genannt} ijt nad pofitivem 
Recht beqrifflich durch) folgende Elemente bedingt: 
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hervorgegangen find. Die Ortsgemeinde hirt jedoch 
nicht auf als ſolche fortgubcftehen, wenn beſtimmte 
Geſchäfte der Ortspolizei aus höheren Staatsriic- 
fichten bejonderen L. f. Organen im Wege des Ge— 
ſetzes zugewieſen werden Art. V, Gejep 5 IIT 62) 
oder wenn beſtimmte Angelegenheiten des felbjtin- 
digen Wirfungsfreijes nicht unmittelbar von den 
emäß der Sem.-Wahlordnung fiir diefe Gem. be- 
tellten Organen, fondern fet es von einem fiit 
mebhrere OrtSgemeinden beftellten, von den Vertre— 
tungen der eingelnen Gem. unmittelbar oder mittel- 
bar gewählten Organe, fei es durch ein fiir ein be— 
jtimmtes Webiet innerhalb der Wem. von der Gem.— 
Vertretung zu bejtellendes Organ beforgt, werden. 

Am Streitjalle haben die polit. Behirden iiber 
die Frage au entideiden, ob eine Gem. eine jelb- 
ſtändige Ortsgemeinde oder nur einen inteqrieren- 
den Beftandteil einer ſolchen bilde (Hye 149). 

Von der Ortsgemeinde unterſcheidet fic) die 
Ortidaft dadurdh, dak das Genoſſenſchaftsver— 
hältnis fiir das Recht des Aufenthaltes innerhalb 
deS Gebietes irrelevant ijt, jowie dadurch, dak fie 
ein auf die — — ihres Sondervermögens 
und auf beſtimmte gemeinwirtſchaftl. Auſgaben be— 
ſchränkter Körper iſt, ohne daß ihr ſonſtige Geſchäfte 
des ſelbſtändigen Wirkungskreiſes übertragen wären 
(Naberes ſ. Mert. —— — 

IV. Das Ortégemeindegebiet. 1. Jn Bezug 
auf die Frage der Abgrenzung des Gem.Ge— 
bietes macht ſich in der öſterr. Geſetzgebung, wie 
ja aud) andenviirts, cine Doppelſtrömung bemerf- 
bar, indem einerſeits in die Entwidlung der Gem. 
möglichſt wenig künſtlich Geſchaffenes bineingetra: 

en, das hiſtoriſch Gewordene ſoweit tunlich ge— 
chont werden will, anderſeits im Intereſſe der 
vollen u. zweckmäßigen Beſorgung der Aufgaben 
der Verwaltung vielfach cine Korrektur jener Ent: 
wicklung als unerläßlich erkannt wird. Die erſtere 
Strömung überwiegt weitaus in den Anfängen 
der neuen Ordnung des Gem.-Weſens, die andere 
bricht fic) allmahlich in dem Llmjange Bahn, als 
jid) in der BVerwaltung die Folgen unzulänglicher 
finansieller u. intelleftueller Kraft der Wem. von 
allzu fleinem Gebietsumiang fiiblbar machen. 

Bei Regelung der Gem.2 Verhiltnifie wurde 
an dem Pringip fejtqehalten, dak ,,die faktiſch be- 


a) durch cin phyſiſch abgegrenztes (in der Regel | jtehende Ortsgemeinde als unterjte Einheit in der 
ein territorial abgeſchloſſenes Ganze bildendes) Ge- | Gliederung der Bem.” ancrfannt werden jolle (aller- 


biet (vql. Budwinsfi 50, 244 u. 4024; Näheres 
j. unter IV.); 

b) durd) Die Gemeindegenoſſenſchaft, d. i. 
die Geſamtheit jener Perſonen, welche der Wem. 
gemäß der Gem. O. als Witglieder angehören (jf. 
unter VI.); ber Zuſammenhang zwiſchen dem Ge— 
biet einer bejtimmten Wem. und der Genoſſenſchaft 
wird durd das den Gem. Witgliedern oder doch 
den Angehörigen gewährleiſtete Recht des ungeſtör— 
ten Aufenthaltes innerhalb jenes Gebietes hergeitellt; 

¢) dadurch, daß innerhalb eben diejes Gebietes 
die Durch das Gefeg als Angelegenheiten des felb- 


untertiiniger Bortrag des M. J. betrefis Erl. des 
proviforijdjen Wem. G.). Sn dem Erl. des W. J. 
9 VIIL 49, R. 352, wird betont, dak die Ortsge— 
meinde weder als ein zufälliges Aggregat von In— 
dividuen nod) ald cine lofale gum Bebhuje der Ad— 
minijtration und des erleichterten Staatslebens ge- 
bildete Bereiniqung einer Summe von Menſchen, 
nod al& cin bloßes Stiid der Staatsmaſchine be- 
trachtct werden darf, da beliebig verſchoben, zer— 
teilt oder gusammengefittet werden könne. 

Unter Ortsgemeinde ijt nach § 1 des provi- 


ſoriſe Went. G. vom J. 1849 in der Regel die 


jtdndigen Wirkungskreiſes der Gem. erfliirten Vers als felbjtindiges Ganze vermeffene Rata: 


waltungsgeſchäfte vgl. Budwinski 34353) durch 
Organe beſorgt werden, welche aus der Wahl der 
nad dem Gefege wahlberechtigten Gem.Mitglieder 


ſtralgemeinde veritanden, inſofern nicht mehrere 


derſelden bereits faktiſch cine cimpige jelbjtindige 
Ortsgemeinde bilden. Die Ortsqemeinde im Sinne 
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de8 provijorifden Gem. G. wurde aud) durch die 
heute qeltenden Gem. O. der einzelnen Linder bei— 
behalten (vgl. aud) Budwinsfi 1855); e8 beftehen 
jene Ortsgemeinden, welche aur Beit des Beginnes 
der Wirkſamkeit der betreffenden Wem. O. als ſolche 
bejtanden (cine cigene Hem.-Verwaltung batten), d.i. 
nad) dem Gem. G. vom J. 1849 „als folche recht— 
lic) u. gejeplic) anjujeben waren’ (ib. 4024), fo= 
lange fort, als nicht im geſetzmäßigen Wege eine 
YUnderung eintritt. Es ijt ſonach der gur Zeit des 
Cintrittes der Gem. DO. beftandene tatſächl. Um— 
fang des Gem.-Gebietes fortan als rechtlich angu- 
jehen, und es bat als Gebiet einer Ortsgemeinde 
jenes Territorium ju gelten, welches beim Eintritt 
der Wirkſamkeit der Gem. O. cine Ortsgemeinde ge— 
bildet bat (j. auch unter 3). Qn Tivol, wo „als felb- 
jttindiges Ganze vermejiene Ratajtralgemeinden” 
nicht bejtanden, muß eventuell auf da8 Wem. G. 26 X 
19 (Pr. G. S., S. 755) guriidgegangen werden, wo- 
nad) die Cinteilung der Gem. fo wieder herzuſtellen 
war, wie fie bis gum 3. 1805 bejtanden hatte (ib.4024). 

2. Am Falle die Gebietsgrengen zwiſchen 
zwei oder mehreren Gem. jtrittig werden, ent- 
icheidet die polit. Behsrde (vgl. Budwinsfi 12469); 
fie hat von Amts wegen alle mafgebenden Momente 
x ermitteln, alfo inSbej. feſtzuſtellen, von welder 

m. in dem fragl. Gebiete Gem.- Verwaltungs- 
afte ausgeübt wurden. (Nach § 4 falgb. Gem. ©. 
hat iiber Stritte dieſer Urt der L. A. nach Cine 
vernehinen der Gem. und Anhörung der polit. Lan— 
desftelle zu enticheiden.) 

3. Als Regel gilt, dah jede Liegenfdajt 
jum Berbande einer Ortsgemeinde gehö— 
ten mug. Bird es jtrittig, gu welder Gem. eine 
Liegenfchajt gehört, fo ijt zunächſt der Akt der Kon— 
jtituierung der Gem. mapgebend bezw. die Regel 
des § 1 Gem. G. vom J. 1849 (über das eventuelle 
Zurückgreiſen auf die Daten der Joſefiniſchen Grenz— 
befdjreibung vom J. 1787, Budwinsti 1774, vgl. 
aud) 1855). Da jedod) auch nach § 1 git. nicht aus— 
geichlojjen war, dak die Grengen der Ortsgemeinde 
und jene det Kataſtralgemeinde nicht zuſammen— 
fallen, und da ſomit daraus, daß eine Liegenſchaft 
einer beſtimmten Kataſtralgemeinde angehört, noch 
nicht unwiderleglich folgt, daß dieſelbe auch der gleich— 
namigen Ortsgemeinde angehöre (ib. 3886, aud) 
4880, und nad § 6 Geſetz 22 X 75, Budwinski 62 
u. 188), fo muß im Zweifel beriicjichtigt werden, 
ju welder der in Frage fommenden Gem. die be- 
treffende Liegenſchaft und ihre Beſitzer feit Wirk- 
jamfeit des Gem. G. vom J. 1849 bezw. der jest 
geltenden Gem. O. in jenen Beziehungen jtanden, 
welche fic) aus den Vorſchriften der Gem. O. über 
die Der Gem. geqeniiber ihren Angehörigen, und 
den [epteren gegeniiber der Gem. eingeräumten 
Rechte und auferlegten Pflichten ergeben. 

4. Uusqgenommen find vom Gemeinde— 
vetbande die gur Wohnung oder jum voriiber- 
gehenden Wujenthalte des Naijers und des Wller= 
höchſten Hofes bejtimmten Reſidenzen, Schlöſſer und 
andere Gebäude nebjt den dazugehörigen Gärten 
u. Barfanlagen. Dic hier vorausgeſetzte Beſtim— 
mung eines Gebäudes ijt im Zweiſel durch die Er— 
klärung des Oberſthofmeiſteramtes feftzujtellen (Bud- 


winsfi 2370, 2870. Bgl. auc) Bernatzik, Urchiv fiir 
öffentl. Recht, V, S. 299). Cine weitere Ausnahme 
fann gemäß Art. I Geſetz STIL 62 bezüglich des 
Großgrundbeſitzes durch Landesgeſetz jtatuiert wer- 
den Axt. „Gutsgebiete“). 

5. Anderungen der Abgrenzung von 
zwei oder mehreren Gem., welche nidt sur Folge 
haben, dah cine diejer Gem. als folche gu bejtehen 
aujhirt (nad) $4 dalm. Gem. D. aud) die Berle: 
ung des Sipes de8 Gem.-Amtes von einem Orte 
n einen anderen), können vom &. A. (ber Bezirks— 
vertretung) bewilligt werden, wenn die polit. Lan- 
desitelle erflart, daß aus öffentl. Riidjichten fein 
Anſtand dagegen obwaltet (vgl. aud) Budwinsti 
11348). Qnjojern cine Cinigung zwiſchen den Gem. 
felbjt nicht ausdrücklich vorgeſchrieben ift (fo 4. B. 
Salzb. § 4}, fann die Underung auch auf einjeitiges 
Unjudjen einer der Gem. bewilliqt werden (Bud- 
winsfi 2414, vgl. dagegen Brodhaujen a. a. O. 
S. 30 f.), dod) entideidet, wenn nidjt alle beteilig- 
ten Gem. einverftanden find, in Böhmen nicht die 
Bezirlsvertretung, fondern der L. A. im Cinver- 
ſtändnis mit der Statthalterei, und wenn ein Ein— 
verjtindnis zwiſchen diefen nicht ergielt wird, der 
L. T., defien Beſchluß, fofern die Grenzänderung 
bewilligt wird, der kaiſ. Genehmigung bedarf (böhm. 
Geieb 19 VIII 93, &. 59). Die Bewilliqung der 

— liegt im freien Ermeſſen der Behörde. 

V. Vereinigung u. Treunung von Ortége— 
meinden. Ungeachtet des prinzipiellen Feſthaltens 
an dem gegebenen Zuſtande laͤßt dod) das Geſetz, 
adminiſtrativen Beduͤrfniſſen Rechnung tragend, die 
Möglichkeit offen, daß mehrere Gem. vereinigt oder 
eine Gem. in mehrere getrennt wird. Die Zwedc— 
mäßigkeit der BVereiniqung bezw. Trennung lift 
ſich nur nach den konkreten Verhältniſſen des ein— 
= Falles beurteilen. Die Eleinere Gem. wird 
n manchen Begiehungen beſſer adminiftriert werden 
können, vorausgeſetßzt, dab fie wirtſchaftlich hin— 
reichend kräftig iſt, anderſeits iſt aber freilich der 
größere Gebietsumfang dann vorzuziehen, wenn 
durch ihn die —— Eignung der Gem. zur 
Beſorgung ihrer Aufgaben bedingt iſt. Bei der 
Frage der Vereinigung der ſog. * mit der 
Großkommune fommen allerdings aud nod mance 
andere Womente in Betracdt. 

1, Die Vereiniqung von Ortsgemein— 
ben gejchicht entweder: 

a) in der Weife, dah die friiberen Ortsge— 
meinden infolge der Vereiniqung als ſolche au be- 
jteben aufhören (Vereiniqung in eine Orts— 
qemeinde) oder 

b) in der Weije, daß die vereinigten Gem. 
jede fiir fic) als Ortsgemeinde fortbejteben, ohne 
in ihrer Geſamtheit cine Ortsgemeinde gu bilden 
(Vereiniqgung sur gemeinſchaftl. Geſchäfts— 
führung). 

Daneben iſt noch als beſondere Modalität 

c) die Vereinigung von Wem. zu beſtimmten 
—— en Anſtalten fiir Swede ihres Wir— 

ugskreiſes zugelaſſen. 

ad a) Die Vereinigung in cine Orts— 
qemeinde ijt in den meijten Rronlindern an ſol— 
gende Vorausiepungen gefniipft: 
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a) Die zu vercinigenden Gem. müſſen im felben 
polit. Beairte lieqen (in Salgb. im felben Gerichts— 
bezirke, in Böhmen im ſelben Vertretungsbezirke, 
ſonſt ijt ein Landesgeſetz notwendig); als jelbjt- 
verjtindlid) muß —J gelten, daß es angren— 

—— ſein müſſen (ausdrücklich: § 2 dalm. 
em. ©.); 

b) die Vereinigung muß von den Bertretun- 
en aller einzelnen Gem. befdjlofjen werden; dieſer 
eſchluß a nad) der böhm. und nö. Gem. ©. 

tundgemacht werden; D 

c) awifden den Gem. mus cin Ubercinfom- 
men iiber den Befig u. Genuß ihres Cigentumes, 
ihrer Unjtalten u. fonds (in N. O. aud) iiber die 
Bertretung der gu vereinigenden Gem. im Gem.— 
Ausichuffe der neuen Gefamtgemeinde, Geſetz 23 VII 
1904, &. 76) age ie fein; 

d) die polit. Landesſtelle darf gegen die Ber- 
einiqung feine Einwendungen aus öffentl. Riid= 
ſichten erheben. 

Die endgiiltige Bewilliqung der BVereiniqung 
etteilt der &. UW. (in Böhmen und CSteierm. die 
Bezirksvertretung, in Gal. der Bezirksrat) nach 
freiem Ermefjen. 

Das Ubereinfommen iiber den Beſitz u. Genuß 
des Cigentumes (c) fann ebenſowohl dabin lauten, 
dab aud) das Eigentum, die Fonds u. Anjtalten 
vereinigt werden (ipso jure tritt cine ſolche Ber- 
einigung nicht cin; Budwinsfi 2057), als auch da- 
hin, daß jede oder dic cine oder andere der früheren 
Ortsgemeinden fortan als Ortſchaft im Bejig und 
in der Verwaltung ihres gejamten friiheren Ver— 
migens (WUnftalten, Fonds) oder bejtimmter Teile 
desſelben verbleibt. Geſchieht lepteres, fo find die 
Ginfiinfte des gejonderten Eigentumes nach dem 
bei der Vereinigung geſchloſſenen Ubereinfommen, 
fallS aber diejes hierüber cine Bejtimmung nicht 
trifft, —— Beſtreitung des Aufwandes, der auf jede 
der jritheren ſelbſtändigen Gem. entfällt, gu ver— 
wenden. Daf privatrechtl. Verbindlichkeiten, fofern 
es nicht gelingt, ihren Ubergang auf die neue Wem. 
unter Beobachtung der allg. privatrechtl. Bejtim- 
mungen ju bewirfen, den Fortbeſtand der eingelnen 
jriiberen Gem. als Ortſchaft notwendig zur Folge 
haben, führt aus Brodgaujen in B. 8. Jahrg. 89, 
S. 237 (dafelbjt auch Erirterungen der Frage des 
Uberganges der öffentlich⸗ rechtl Verhältniſſe, als 
Wahl-, Heimatrechte uſw.), ſ. aud) Literatur. 
Sn RN. O. haben nad) dem Geſetze 23 VII 1904, 
L. 76 (§ 88b ff.) in dem Falle, dak durch Uber- 
einfommen das Eigentum, der Bejig und der Ge— 
nup des den cingelnen Gem. vor ihrer BVereinigung 

ehirigen befonderen Vermigens fowie ihrer be- 
eee Fonds u. Unftalten den betreffenden Teilen 
der neuen Wejamtgemeinde vorbehalten und die 
Seforgane der Berwaltung des bejonderen Ber- 
migens nicht der Gem.Vertretung überwieſen wird, 
die nach der Sem.-Wabhlordnung Wabhlberechtigten 
des betreffenden Bem.-Teiles, welche nach dem We- 
febe aur Sablung einer Umlage auf die direften 
Steuern an die Wem. verbhalten werden finnen, 
ohne Bildung von Wahlkörpern zuſammen einen 
Verwaltungsausidug mit ſechsjähriger Mandate- 
dauer gu wablen. Die Mitglieder des Verwaltungs- 
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ausſchuſſes (8—9) wählen aus ibrer Witte den Ob— 
mann. Dem Verwaltungsausidufje und deſſen Ob- 
manne fommen bezüglich des Cigentumes des Wem.- 
Teiles die gleichen Rechte u. Verpflidjtungen zu wie 
dem Gem.Ausſchuſſe und dem Biirgermeijter be- 
züglich des Eigentumes der Gem. Der Verwal— 
tungsausſchuß fann (unter gewiſſen Beſchränkun— 
gen) fiir den betreffenden Ortsteil Zuſchläge au den 
direkten Steuern oder zur Verzehrungsſteuer ume 
legen. Der Biirgermeijter hat das Recht der Sijtie- 
— Beſchlüſſen des Verwaltungsausſchuſſes, 
welche er den beſtehenden Geſetzen widerſtreitend 
oder der Gem. nachteilig erachtet. 

Neben der freiwilligen Vereinigung taiige 
mehrere Gem. O. (Miirnten § 2, MO. § 2, O. 0. 
§ 83, Salzb. Geſeß 18 V 92, L. 13, Ajtrien Gefeg 
25 X 68, L. 8, Görz u. Gradista Geſetz 20 XII 6k, 
L. 25) eine Vereinigung von Gem. durd Landed 

ef gu u. zw. dann, wenn die eingelnen Gem. 
Pit id) die Mittel aur Beſorgung der Geſchäfte 
des felbjtindigen und tibertragenen Wirkungskreiſes 
nicht beſitzen. Bei einer ſolchen Vereinigung darf 
jedoch das Vermögen und öffentl. Gut der einzelnen 
Gem. wider ihren Willen nicht zuſammengezogen 
werden. Liegt eine Vereinbarung über die Ver— 
wendung der Einkünfte aus dem geſonderten Ver— 
mögen nicht vor, jo gilt dasſelbe, was fiir dieſen 
Fall bezüglich der freiwilligen Vereinigung nor— 
miert ijt (fo ausdrücklich Karnten § 2). Beſondere 
Beſtimmungen über die Verwaltungsrechte der gu 
einer reg epi verbundenen Steuergemeinden 
enthalten die oben gitierten Geſetze fiir Iſtrien, 
Görz u. Gradiéfa. Die n.d. Gem. O. (§ 89a in 
der ihm durd) Geſetz 23 VII 1904, &. 76, gegebenen 
Faſſung) regelt eingehend das Verjahren, welded 
det Beſchlußfaſſung des L. T. vorangugehen hat, 
wenn von einer Gem. oder von einem Drittel der 
in der Mem. wablberectigten Berjonen oder von 
det polit. Behirde oder vom L. W. die Vereiniqung 
der Gem. mit einer anderen Ortsgemeinde in An— 
regung gebradjt wird. 

ad b) Wud) die Bereinigung von Ge: 
meinden zur gemeinſchaftl. Geſchäftsfüh— 
tung erjolgt entweder freiwillig oder zwangs— 
weiſe. Im allg. iſt es Ortsgemeinden desſelben 
polit. Bezirkes freigeſtellt, ſich ſowohl in Betreff des 
ſelbſtändigen als auch bezüglich des übertragenen 
Wirkungskreiſes (oder einzelner Zweige derſelben) 
zu einer — Geſchäftsführung zu ver— 
einigen. Unerläßlich iſt, daß eine Vereinbarung 
über die Urt u. Weiſe dieſer Geſchäftsführung ge— 
troffen wird. Dieſe Vereinbarung bedarf der Ge— 
nehmigung der polit. Landesſtelle im Einvernehmen 
mit dem L. A. (in Böhmen Begirtsvertretung, in 
Wal. Bezirlsrat, in Schlefien u. Tirol ijt der L. A. 
bloß au vernehmen). Als eine Bereinigung von 
em. aur gemeinſchaftl. Geſchäftsführung in ge- 
wijien den Wem. durch polit. Gefepe zugewieſenen 
Angelegenheiten ijt auc) die in Tirol bejtehende 
jog. Weneralqemeinde (communita generale) 
anjujehen (Budwinsti 2634, 4306). Die Auflöſung 
einer joldjen communita generale ijt ber Staats- 
verwaltung anheimgeſtellt, jobald eingelne Gem. den 
Verband nicht weiter fortſetzen wollen (Alter 2120). 
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Die zwangsweiſe Vereinigung von Gem. 

(in der Regel Wem. desfelben polit. Begirfes), welche 
die Mittel zur Crjiillung der ibnen aus dem über— 
tragenen (in Bihmen auch dem felbjtindigen) Wir— 
fungSfreije erwachſenden Berpjflichtungen nicht be- 
fipen, u. zw. fiir fo lange, als dies der Fall ijt, 
fann durch Landesgeſetz erfolgen (in Bihmen durch 
Landtagsbeſchluß, welder der faij. Genehmigung 
bedarj), welches auch die Art u. Weiſe der gemein— 
ſchaftl. Geſchäftsführung (in Mähren, Schlefien, 
Tirol u. a. „nach Anhörung der beteiligten Gem.“) 
qu bejtimmen bat. Kommt über die Verteilung der 
ezügl. Soften ein Ubereinfommen zwiſchen den 
oo Wem. nidjt zuſtande, fo hat dariiber der 
L. A. (in Böhmen die Bezirksvertretung, in Gal. 
der BegirfSrat) au entſcheiden (wobei nad § 83 
Wem. O. fiir Steierm. in der Regel die von den 
einjelnen Gem. zu entrichtende direfte Steuer als 
Maßſtab der VerteiLung zu dienen hat). Jn eini- 
en Ländern (O. O., N. O., Salgb., Görz u. 
radista) ijt dieſe Art der Vereinigung nicht mehr 


gulag. 
c) Behufs leichterer Erfiilung ihrer Auf⸗ 
oo fonnen zwei oder mehrere Gem. auch zur 
infiifrung u. Errichtung bejtimmter gemein— 
famer Unftalten fic) vereinigen, die Organe fiir 
die Verwaltung dieſer Anſtalten einvernehmlich be- 
jtellen und den bp ag avi dieſer Organe re- 
geln. Nach einigen Gem. O. hat, wenn ſich die Gem. 
liber diesfällige Verfügungen nicht einigen können, 
der Landes- (Bezirks⸗) Ausſchuß die nötigen Be— 
ſtimmungen zu treffen. Beſondere Beſtimmungen 
über gemeinſame Organe gum Zwecke der Waldwirt- 
ſchaft enthält das böhm. Geſeß 14193, 8. 11, § 8. 

Erwähnt fei hier ſchließlich noch § 5 Geſetz 
30 IV 70, R. 68, wonach es der Landesgeſetzgebung 
vorbehalten iſt, zu beſtimmen, auf welche Weiſe 
jede Gem. für ii allein oder in Gemeinſchaft 
mit anderen Gemeinden jene Einrichtungen ju 
trefien hat, welche nach der Lage u. Musdetnung 
des Gebietes fowie nad) der Zahl u. Beſchäftigung 
der Cinwohner aur Handhabung der Geſund— 
heitspolizei notwendig find (j. Art. ,,Sanitits- 
weſen“). 

2. Die Zuläſſigkleit de Trennung von Orts— 
gemeinden ſollte gemäß Art. VII des R. G. über 
Gem.Weſen in der Weiſe beſchränkt fein, dah nur 
Wem., welde infolqe de8 proviforifden Gee 
meindegejepes Dom J. 1849 mit anderen 
in eine Semeinde vereinigt worden waren, 
durch Landesgeſetz wieder getrennt und abgejon- 
dert zu Ortsgemeinden fonjtituiert werden fonnten, 
wenn jede dieſer auseinanderzulegenden Wem. fiir 
fic die Mittel gur Erfüllung der ihnen aus dem 
iibertragenen Wirfungsfreije erwachſenden Ver— 
pflichtungen beſaß. Landesqefeplich wurde jene Cin- 
jchriinfung fallen gelajfen und es fann im alla. 
eine jede OrtSqemeinde in zwei oder mehrere Orts- 

emeinden, deren jede die Mittel sur Erfüllung 
ihrer Aufgaben bejigen muß, aufgelöſt werden u. 
zw. in den meijten Kronländern durch Landesge- 
jes. Jn Böhmen entſcheidet der L. A. im Einver- 
nefmen mit der Statthalterei, wenn aber ein Cine 
verſtändnis nicht erzielt mird, ber L. T.; ein Land— 
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tagsbeſchluß, durch welchen die — — 
wird, bedarf der kaiſ. Genehmigung (jedoch, mie 
Prazif aa. O. J. S. 75 richtig ausführt, wohl 
nur dann, wenn dieſe Bewilligung im Widerſpruch 
ſteht mit der von der Statthalteret ausgeſprochenen 
Anſchauung). Jn N. O. fann den ehemaligen Bem., 
welche infolge des R. Gem. G. von 1849 mit anderen 
in cine Ortegemeinde vereinigt wurden, und den 
fonjtigen Gem. Teilen, wenn ihre Einwohnerzahl 
6000 Seelen iiberjteigt, über Beſchluß des Gem.- 
Ausſchuſſes oder über Antrag der polit. Bezirks— 
behörde durch die Statthalterei im Einverſtändniſſe 
mit dem L. A. eine ſeparate Vertretung im Gem. 
Ausſchuſſe zuteil werden. 

In einzelnen Kronländern gelten gewiſſe Be— 
ſchränkungen; fo können in Wal. und Bufow. nur 
Ortidaften, welche gu einer Ortsqemeinde ver- 
einigt find, abgetrennt, und als felbjtindige Orta: 
gemeinden fonjtituiert werden. 

Der Trennung muß iiberall eine vollſtändige 
Uuseinanderfebung des gemeinſchaftl. Bermigens 
u. Gutes und det gemeinſchaftl. Laſten vorherge- 
hen. Nach § 3 böhm. Gem. O. hat jich diefe Ausein— 
anderſetzung auch auf die Zuſtändigkeitsverhältniſſe 
der Gem.⸗Angehörigen gu beziehen. Diefe Ausein— 
anderſetzung fann ſich indes jedenfallé nur _ jene 
Fälle —— in welchen auch durch den letzten 
Abſ. bes § 4 des Heimatgeſetzes vom J. 1863 dic 
Vereinbarung pete. den betreffenden Gent. ju- 
gelajfen wird. Bal. aud) Budwinski 1792 (j. aud 
ebenda 14208). 

VI. Gem.-Mitglieder. Für die Erfaſſung der 
rechtl. Bedeutung der Gem.-Mitgliedichaft fommt 
in Betracdt, daß das Tervitorium der Gem. einer= 
jeits in Rückſicht aller den Organen der letzteren 
iiberwiefenen Geſchäfte der Verwaltung, alſo nicht 
blog der Geſchäfte des tibertragenen, fondern auc) 
jener des felbjtindigen Wirkungskreiſes ein Ver— 
waltungsgebiet iſt, innerhalb deſſen jedermann 
der Amtsgewalt jener Organe unterſteht, daß aber 
anderſeits eben dieſes ——— die ter⸗ 
ritoriale Grundlage einer öffentlich-rechtl. Ge— 
noſſenſchaft, eines Verwaltungskörpers, bildet, 
welchem nach poſitivem Rechte nur beſtimmte Per—⸗ 
ſonen als Mitglieder angehören. Zum Unter— 
ſchied von dieſen letzteren werden die anderen im 
Gem.Gebiete ſich aufhaltenden Perſonen vom Ge— 
ſetze als Auswärtige bezeichnet. Die Gem.-Nit- 
glieder allein ſtehen der Gem. als Subjekte be— 
ſtimmter, fic) aus dem Genoſſenſchaftsverhältnis er⸗ 
— Rechte u. Pflichten gegenüber. Die Gem.- 

— hat jedoch auch eine Bedeutung über 
den Gem.Verband hinaus, indem durch fie mittel- 
bar auc) die Mitgliedſchaft in den der Gem, über— 
geordneten öffentl. Körperſchaften (Bezirls⸗ u. Lane 
dDeSangebirigteit) beqriindet werden fann. Die Trag⸗ 
weite der Ausſchließung der Auswärtigen von den 
an die Gemeinmitgliedſchaft ſich knüpfenden Rechten 
wird dadurch —— daß jeder öſterr. Staats— 
bürger Mitglied einer der Gem. im Staate ſein ſoll 
(§ 2 Heimatgeſetz, bezw. Art. II, Geſetz 5 LIT 62, 
R. 18, $6 0*6.8 8 tirol. und miihr., § 9 ſteierm., 
§ 7 der tibrigen Gem. DO. im Zuſammenhang mit 
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Die rechtl. Stellung der einzelnen Mitglieder 
innerhalb des genoſſenſchaftl. Berbandes ijt nicht 
durchwegs die gleiche; der Umfang der Rechte u. 
Pflichten ijt vielmehr verſchieden je nad) Verſchie— 
denheit der rechtl. Scundlage, auf welder die Gem.⸗ 
Mitgliedſchaft beruht. Das Reichsgeſetz über Gem. 
Weſen erwähnt einer ſolchen Scheidung nicht; es 
läßt in Art. IX die Frage offen, wer als Gem.- 
Witglied anzuſehen ijt, allerdings nadjdem es in 
Art. LIT den Auswärtigen die Heimatberechtig— 
ten qeqeniibergeitellt hat (fo daß es, wenn auch nicht 
dem Wortlaute nach, fo doch fachlich dem provijori- 
fen Gem. G. vom J. 1849 und nicht dent Gem. 
&. vom J. 1859 nabeiteht). Die Gem. O. der mei- 
jten Kronländer fcheiden die Gem.-Mitglieder in: 

1. Gemeindeangehbrige, d. h. jene Pers 
jonen, weldje in der Wem. heimatberechtiqt find 
(f. Art. „Heimatrecht“). Innerhalb diejer Gruppe 
nehmen wiederum die Biirger, d. i. jene Berjo- 
nen, welche das Bürgerrecht durd) Berleihung fei- 
tend der Gem., fei es nad) der friiberen Gem.— 
Rerjaijung, fei es feither, erworben haben, eine be- 
jondere Rechtsitellung ein. Cinige Wem. O. ent: 
halten die ausdriidl. Bejtimmung, dah das Biir- 

erredt nur an Gem.⸗Angehörige verlichen werden 
‘ann; dieſe Beſchränkung entfillt bet dem Ehren— 
biirgertredte, welded die Gem. öſterr. Staats— 
biirgern in Unerfennung öffentl. Verdienſte ver- 
feiben fann fin N. O. nur mit Suitimmung von 
drei Bierteilen ber Mitglieder des Gem.-Wusichul- 
jes). Die Befugnis, das Biirgerredjt gu verleihen, 
ijt in den meijten Kronländern auf die Städte oder 
Städte u. Märkte beſchränkt; desgleichen fténnen 
Landgemeinden in einigen Ländern nur Ehren— 
mitglieder (nicht Ehrenbürger) wählen. 

2. Gemeindegenoſſen, d. i. jene Gem.Mit—⸗ 
glieder, deren Mitgliedſchaft auf anderer Grundlage 
als bem Heimatrechte beruht. Die poſitiven Voraus— 
ſetzungen der Gem.⸗Mitgliedſchaft in dieſem Sinne 
ſind nicht in allen Kronländern dieſelben, dod) find 
(auger in Tirol) überall folgende Gruppen cinbe- 
zogen (aud) in Salgb., oe u. Iſtrien, obgleich 
hier die Bezeichnung als „Gem.Genoſſe“ fehlt: 
a) Diejenigen, welche in der Gem. einen Realbeſitz 
haben (in Mähren feit einem Jahre die nad) der 
@em.=Wabhlordnung das Wahlrecht begründende 
Steuer von einem Reale entridten, dazu Bud- 
wingfi 10534); b) diejenigen, welde von einem in 
der Gem. felbjtdndig betriebenen Gewerbe oder Ere 
werbe eine direfte Steuer entricten (in einigen Län— 
detn unter Vorausſetzung des Wohnſitzes in der 
Gem. ; in Mähren gilt auch hier die obige Beſchrän— 
fung); c) diejenigen, welche in der Gem. wo hnen 
und dafelbjt ein fonftiges Einformmen verjtenern (in 
Wal. Wohnſitz nicht erforderlich). Uber die Frage, 
ob aud) die die Steuervorſchreibung bedingenden 
ſachl. Grundlagen tatiichlich vorhanden fein müſſen, 
val. einerfeit? Budwinski 8886, anderfeits Hye- 
Hugelmann 707. Nach der böhm. und gal. Wem. 
©. gehören her auch Rorporationen, Gewerffdaften 
u. Altiengeſellſchaften (in Gal. Rorporationen, Ge— 
jellichaften, Anſtalten u. Stiftungen), wenn fie in 
der Wem. Realbefip haben oder daſelbſt eine Er- 
werbs⸗ oder Einlommenſteuer entridjten. Die von 
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jenen allg. Grundjipen abweichenden Beſtimmun— 
en des * 7 tirol. Gem. ©. erfahren cine Modis 
fation durch 8 10, cbenda. 

Ju Betreff der Rete der Gems Mitglie- 
der überh. ijt hervorzuheben: 

a) Nad Art. IX MR. Gem. G. ijt die Gem. 
Mitgliedſchaft Vorausſetzung des aftiven u. paſſiven 
Wahlredtes sur Gem.Vertretung. Auf dieſem 
Standpunkte ſtehen (wenigſtens bezüglich der phy— 
ſiſchen Perſonen) auch die Gem.Wahlordnungen. 
Rechnung tragend dem in Art. IV St. G. 21 XII 
67, Ut. 142, ausgeiprodenen Grundfage, daß allen 
StaatSbiirgern, welche in einer Gem. wohnen und 
daſelbſt von ihrem Realbefis, Erwerbe oder Ein— 
kommen Steuer entridjten (in den beiden letzter— 
wibnten Fallen eine der direften Perſonalſteuern 
nad dem Gejebe 25 X 96, R. 220), dae aftive u. 
paſſive Wabhlrecht unter denfelben Bedingungen ge— 
bithrt wie den Gem.⸗Angehörigen (vgl. dazu E. 
des R. G. 16X88, 3. 156), hat die Landesge— 
fesqebung den Begriff der Gem.Genoſſen (bezw. 
Gem.Mitglieder) dort, wo et bis dahin enger ge— 
weſen war, entipredjend erweitert. Die Gem.⸗Mit— 
gliedſchaft ijt aljo auch heute im allg. Vorausfepung 
des Wahlrechtes (Budwinsli 6205, gu vergleichen 
aber aug 3425, ſ. Gem.Wahlordnung). 

b} Uber die Teilnahme an der Benupung des 
Wem.cHuted f. Art. „Gemeinden D.“. 

c) Das Recht des ungeſtörten Aufenthaltes in 
der Gent. ijt (der Gem. gegeniiber) in den meiften 
Ländern allen Gem.-Mitgliedern eingerdiumt. Fir 
die Auswärtigen, welchen in diefer Begiehung die 
GemGenoſſen in Mähren (vgl. dazu Budwinski 
3014 und Hve-Hugelmann 714) und mit einigen 
Modififationen aud) in Böhmen und O. ©. gleich— 
gefteltt find, erleidet dad Recht der freien Wahl des 
Yujenthaltes, abgejehen von den auf dad Geſetz 
27 VII 71, R. 88, qeqriindeten, auch die Einſchrän⸗ 
fung, dag der Gem. nad) den durch das eben er— 
wähnte Geſetz unberührt gqeblicbenen Borfchriften 
der Mem. O. (vgl. Budwinski 4277) das Recht ein⸗ 
— iſt, dieſe Perſonen unter gewiſſen Voraus— 
etzungen auszuweiſen (betrefiend Steierm., val. 
Budwinsli 4488). Diefem Rechte iſt cine Grengze 
ezogen durch die Beftimmung, dah die Bem. auch 
Auswärtigen (besiiglid) der Genoſſen ſ. Böhmen 
$11, ©. ©. 8 9), welche ſich über ihre Heimat: 
berechtiqung ausweifen oder wenigſtens dartun, daß 
fie zur Erlangung eines jolden Nachweiſes dic 
erforderl. Schritte gemacht haben (vgl. jedoch Bud⸗ 
winski 9570), den Aufenthalt in ihrem Gebiete 
nicht verweigern dary, folange Ddiefelben und ire 
Ungehbrigen (während ihres Wujenthaltes in der 
betrefienden Gem., Hye 159) einen unbeicholtenen 
VLebensivandel fiihren (f. HOne-Hugelmann 705, 711, 
773) und der öffentl. Mildtitigteit nicht zur Laſt 
fallen. Das Ausweiſungsrecht wird von der Gem.⸗ 
Vertretung geübt (Budwinski 1695); der Refurs- 
zug geht an die polit. Behirde. 

d) Nebjtdem find den Wem.-Mitgliedern einige 
Rechte von geringerer Bedeutung vorbehalten; A 
können alljaillige Jahresüberſchüſſe des Gem.Ver— 
mögens nur unter die Wem.= Mitglieder verteilt 
werden (die näheren Bedingungen —* „Selbſt⸗ 
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perwaltung’), ferner haben in den meijten Kronlän— 


Ausnahmsweiſe fungiert die Gemeindever- 


bern nur die Gem.-Mitglieder das Recht der Ein- fammlung (d. i. die Gem.-Wableridajt, in Tirol 


ſichtnahme in die Protofolle über die Sipungen des 
Gem.Ausſchuſſes, nur fie finnen zu Hilfsorganen 
des Gem.Vorſtehers fiir eingelne Teile des Gem. 
Gebietes bejtellt werden. 

Mit der Gemeindeangehirigteit ijt durd- 
wegs der (aus dem Heimatrecht fließende) Anſpruch 
aut Urmenunterjtiipung feitens der Gem. verknüpft 
(j. Art. „Armenpflege“) Das Biirgerredt hat (abs 
geſehen von dem an dasſelbe ſich knüpfenden Wahl— 
rechte, ſ. Art. „Gemeinden O.“) inſofern rechtl. Be— 
deutung, als den Bürgern der Anſpruch auf die 
für fie beſonders beſtehenden Stiſtungen u. An— 
ſtalten vorbehalten bleibt. Die Ehrenbuͤrger haben 
nach der Beſtimmung einiger Gem. O. die Rechte 
der Wem.-Mitglieder bezw. Gem.-Genojjen), ohne 
die Verpflichtungen derfelben zu teilen. 

Die vornehmite an die Gem.Mitgliedſchaft 
ſich tniipfende Pflicht —— der Gem. iſt die 
Pflicht der Gem.Mitglieder zur Ubernahme der 
ihnen durch Gem.-Wabhl übertragenen Funttionen. 

VIL. Organismus. A. Allgemeines. Unter 
ben der Gent. durch das faij. P. 4 TI] 49, R. 150 
($ 33), gewibrleijteten Grundrechten ſteht an der 
Spige: die Wahl der Vertreter. Much in der Folge 
blieb dem ape in der öſterr. Selbjtver- 
waltung cine ſolche Bedeutung gewahrt, dak beide 
nidt felten nahezu identifigiert werden. Als das 
Willengsorgan fungiert regelmäßig deraus den Gem. 
Wahlen hervorgeqangene Gem.⸗Ausſchuß, welcher 
aus ſeiner Mitte das vollgichende Organ: den Gem. 
Vorſtand (Gem. Vorſteher u. Gem.- Rate) wählt. 
Dieſe Grundzüge der Gem.Organiſation hatte ſchon 
das proviſoriſche Gem. G. vom J. 1849 feſtgeſtellt. 
Mit B. des M. J. 2311 54, R. 46, wurde dann 
allerdings die periodijde Erneuerung der Gem. 
Vertretungen bis sur Wirkjamfeit der zu erlajjenden 
neuen Wem. ©. jijtiert und es hatten die damals 
bejtehenden Gem.-Bertretungen bis gu diefem Beit 
puntte ihre Tatigfeit fortzuſetzen (dem M. J. blieb 
vorbebalten, entitehende Liiden nad) Bedarf durd 
Ernennung neuer Witglieder auj Vorſchlag des 
Landeschefs gu ergänzen, dagegen blicb dem Wem.- 
Ausſchuſſe die Wahl des Gem.-Vorjtehers, welche 
der Beſtätigung bedurjte, fiir den Fall gewabhrt, daz 
der frühere Gem.-Borjteber fein Amt aus erbebl. 
Griinden niedergeleat hat). Mit BW. des Staats- 
minijteriums 26 X1 60, R. 261, wurde die Bor- 
nahme neuer Wahlen fiir die Gem. + Vertretungen 
auf @rundlage des Gem. G. vom J. 1849 an- 
geordnet. — Nach Art. VIII Geſetz 5 III 62, R. 18, 
wiblt die Gem. periodifd ihre Vertretung, d. i. den 
Gemeindeausſchuß und den Hemeindevor- 
ſtand. Die Dauer der Amtsführung der Gem.«Ver— 
tretung ijt landesgeſetzlich auf drei, in N. O. in der 
Regel auf 6 (die Ausnahmen regelt § 20 Bem. O. 
in Der ihm durch Geſetz 23 VIL1904, L. 76, geqebenen 
vafjung), Wal. u. Tirol auf 6 (die des Gem. Vor— 
jtebers in Tirol auf 3) Jahre feſtgeſetzt. Die Amter 
find durchwegs Ehrenimter, dod) fann dem Wem.- 
Borjteher und den Gem.Räten (in Böhmen nur dem 
erjteren) eine Entlohnung aus Gem.-Mitteln durd) 
Beſchluß des Gem.Ausſchuſſes guerfannt werden. 


D. die wahlberedjtigten Per: 
jonen, welche eine direfte Steuer entridten, die nad 
dem Gejepe von ciner Wem.-Umlage getroffen 
werden fann) unmittelbar alg Willensorgan der 
Gem. infofern bejtimmte Beſchlüſſe des Gem.-Wus- 
ſchuſſes der Zuſtimmung ſeitens einer ſolchen Ver— 
ſammlung bedürfen. Bielfad iſt dies Dann der Fall, 
wenn es ſich um die Ausſchreibung von Gem.Um— 
lagen jum Zwece neuer Erwerbungen oder Unter— 
nebmungen handelt, welche zunächſt auf die Ber- 
mehrung der Gem.Einkünfte abgielen. Jn R. O. 
fann der L. A. oder cin Biertel der im Sinne 
des oben gefagten jtimmberedhtigten Berjonen cine 
joldje Ubjtimmung verlangen, wenn gum Zwecke 
der Bededung der Uuslagen, welche der Gem. aus 
Anlaß einer, wenn aud) nur teilweife auf Erwerb 
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berechneten Unternehmung der Gem. erwachſen, dic 
Aufnahme eines Darlehens, die Einhebung einer 
neuen Umlage oder die Erhihung der bisher ein- 
qebobenen Umlagen eintreten ſoll (Näheres f. Art. 
, Selbjtverwaltung”). 
B.DerGemeindeausſchuß (in Gal., Dalm. 
u. Gor; Gem.-Rat). 1. Die Zuſammenſetzung 
des Gemeindeausjduffes. Die Sahl der a 
wählten Mitglieder des Gem.⸗Ausſchuſſes (in N. 
Gem.⸗Beiräte genannt) beſtimmt fic) nad der 
Sab der wablberedhtigten Gem. Mitglieder (in 
M. O. nach der Einwohnerzahl). Die geringjte An- 
zahl jind 9 (in Dalm. 12), begw. wenn fiir die 
Wem.-Wahlen nur zwei Wablfirper gebildet were 
den (jf. Urt. ,,Gemeinden C.), 8 Mitglieder (Aus— 
ſchußmänner). Dieſe Anzahl ijt gu wählen, wenn 
weniger als 100 (in Gal. nicht mehr als 50) wahl⸗ 
herechtigte Gem.Mitglieder vorbanden find, in N. 
©. aber dann, wenn die Einwohnerzahl weniger 
al8 500 betriigt, Bei fteigender Zahl der Wabl- 
beredjtiqten (9. O.: Einwohner) erhöht ſich jtufen- 
weife aud) die Sahl der gu wählenden Ausſchuß— 
manner (in den meiften Kronländern: bei 100 bis 
300 Wabhlberedhtigten auf 12, bei 301—600 auf 18, 
bei 601—1000 auf 24, bei mehr als 1000 auj 30; 
in Dalm. in forrejpondierender Weije auf 18, 24, 
30, 36; in Böhmen, Mähren und Gal. bei 100 bis 
200 bezw. 51—200 auf 12, bei 201—400 auf 18, 
bei 401 —600 auf 24, bei 601-1000 auf 30, welche 
Bahl in Mähren iiberh. das Maximum bildet, 
während in Böhmen und Gal. bei mehr als 1000 
Wabhlberechtigten 36 Ausſchußmänner ju wählen 
find; in N. O. werden von den drei erjten Wabhl- 
tirpern bei einer Einwohnerzahl von 50— 1000 
Seelen 12, bei jedem weiteren Zaujend bis zu 6000 
um 3 Witglieder mehr, bei 6000 — 10.000 Ein— 
wobnern 30, von 10.000 Einwohnern an 36 Mit⸗ 
lieder gewählt. Außerdem wählt der vierte Wabl- 
örper, wenn derſelbe überh. gebildet wird, eine 
Anzahl Mitglieder (ſ. Art. Gemeinden O.“). 
In einigen Kronländern iſt der Gem.-Aus— 
ſchuß nicht durchwegs aus gewählten Mitgliedern 
zuſammengeſetzt, es haben vielmehr gewiſſe Per— 
ſonen das Recht, auch ohne Wahl in den Gem.- 
Ausſchuß als Witglieder eingutreten (ohne daz 
jie jedoch in die oben angegebene Zahl eingerechnet 
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wiirden). Dieſes Recht beruht nicht überall auf der 
gleichen Grundlage. Uberwiegend ijt es wablbered= 
tigten und von der Wählbarkeit nicht ausgeſchloſſe— 
nen (und nidt auggenommenen, N. O. 8 17) Gem.- 
Mitgliedern eingeräumt, welde wegen der Hobe 
iter Steuerleijtung in der Gem. an einer zwechk⸗ 
dienlichen u. forreften Gem.-Wirtidjaft vor ande- 
ten intereffiert find. Die Steuerleijtung muß ent: 
weder einen bejtimmten aliquoten Teil (in Böhmen 
u. Schleſien 1g, in N. O. 4/5, im Kärnten 0) der 
ejamten in der Gem. vorgefdjriebenen direften 
Steuern (reip. Grund, Gebäude⸗ u. Erwerbſteuer) 
oder aber einen gewiſſen ziffermäßig feſtgeſetzten 
Betrag einer bejtimmten Steuerart erreichen (rain: 
von dem in der Gem. gelegenen Realbeſitz minde- 
jten$ 100 fl. oder von cinem dort betriebenen Ge- 
werbe oder Erwerbe mindejtens 200 fl.). Gn der 
Bufow. ijt dag Recht an den Bejip eines einer 
Markt- oder Dorfgemeinde cinverleibten, vor- 
mals herrſchaftl. Gutes oder einen befonderen 
Vandtajelfirper bildenden Gutsanteiles qefniipft; 
aud) bier fann jedoch in dem alle, dak in der 
Gem. mehr als cin Gut diejer Art gelegen ijt, 
nut derjenige Befjiger in den Gem.-Musjdhup ein- 
treten, welder von feinem dem Wem.-BVerbande eine 
verleibten Grundbejig wenigitens 100 fl. an Real- 
ſteuer entrictet. Sn Gal. jind beide Syſteme an— 
gewendet, indem fowobl jedes Gem.Mitglied, wel- 
ches wenigſtens 1/, des gejamten in der Gem. vor- 
geſchriebenen Steuerbetrages entridtet, al auch der 
Beſitzer eines der Wem. einverleibten, einen bejon- 
deren Grundbuchstirper bildenden landtäfl. Grund— 
beſitzes, von welchem iwenigitens 25 fl. an Haus- 
u. Grundjteuer entridtet werden, in den Wem.= 
Rat eintreten fann (jofern ev öſterr. Staatsbiirger 
und von der Wählbarkeit zur Gem.-Vertretung 
nicht ausgenommen oder ausgeſchloſſen ijt). 

Ein nicht gewähltes Ausſchußmitglied fann 
fi im Ausſchuſſe durch cinen Bevollmächtigten 
vertreten lajien; die von der perjinl. Wusiibung 
des Gem.⸗Wahlrechtes ausgenommenen bezw. in 
N. O. die in der Gem. nicht wählbaren) Perjonen 
fénnen ihr Recht nur durch =e (die 
nicht Eigenberechtigten in Bihmen und Gal. durch 
ibren ordentl. Bertreter oder dejjen Bevollmächtig— 
ten) ausiiben. Der Bevollmadtigte (Vertreter) mu 
Biterr. StaatSbiirger und eigenberedtiqt fein (in 
N. O. das 30. Lebensjahr volljtredt haben) und 
es darf ifm feiner der geſetzl. Ausnahms- oder 
Ausſchließungsgründe bezüglich der Wählbarkeit 
entgegenſtehen. Er kann nur ein Mitglied ver 
treten und darf nad) cinigen Gem. O. (Butow., 
Grain, N. O., Sdhlefien) nicht ſchon für ſeine Per- 
fon bem Gem.«Ausſchuſſe angehiren (in Böhmen 
und Wal. wird jeine Stimme, wenn er ſelbſt Mit— 
glied des Ausſchuſſes ijt, doppelt gezählt). Wird 
ein gum Gintritt in den Gem.-Ausſchuß Berech— 
tigter (Birilitimmberedtigter) aud) durd) Wahl in 
den Ausſchuß berufen, fo hat er entweder die Wahl 
angunehmen oder von feinem gefepl. Rechte Ge— 
braud) zu maden; niemals finnen ifm deshalb 
zwei Stimmen im Ausſchuſſe zukommen. 

Weſentlich abweichend ſind die Beſtimmungen 
der mähr. Gem. O. Jeder Höchſtbeſteuerte, welcher 
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—— Vs der — in der Gem. vorge⸗ 
ſchriebenen direften Steuern entrichtet, muß, fojern 
ihm kein Ausnahms⸗ a a ent: 
gegenfteht, ohne Riidjidt darauf, ob ex Gem.-Mit- 
are ijt oder nidt, gu jenen Sigungen des Gem.— 
usſchuſſes, in welchen iiber bejtimmte Fragen des 
Gem.Haushaltes entidicden werden foll, geladen 
werden. Er wird jedoch nicht Mitglied des Gem.- 
Ausſchuſſes und hat nur cine beratende Stimme; 
wobl aber ijt er berechtigt, zu verlangen, daß fiir Sue 
ſchläge gu den direften Steuern, welche 13% iiber- 
jteigen, die Bewwilliqung des L. A. eingeholt werde 
Geſetz 26 X 88, L. 104), und an der Abſtimmung 
der Wabhlberedjtigten iiber Gem.-Umlagen fiir neue 
Exwerbungen (§ 70 Gem. O.) teilzunehmen. 

Für Die gewählten Mitglieder des Gem. Wus- 
ſchuſſes find in den meiſten Kronländern Erfatz— 
männer zu wählen (der Zahl nach zumeiſt die 
Hälfte der Ausſchußmänner; dieſe Zahl muß jedoch 
entſprechend erhöht werden, wenn ſie durch die Zahl 
der Wahlkörper nicht teilbar iſt; in N. O. iſt in 
den Gem. auf welche ſich der dritte Abſchnitt des 
—— Teiles des erſten Hauptitiides der Gem.— 

ahlordnung bezieht, fiir je zwei einem Wahlkörber 
—— Ausſchußmitglieder ein Erſatzmann 
und für cin im Wahlkörper allfällig übrigbleiben— 
des Ausſchußmitglied ebenfalls ein Racca zur 
Vertretung ausgeſchiedener Ausſchußmitglieder zu 
beſtellen (Geſetz 23 VII 1904, L. 76). 

Mach der böhm. Gem. O. ijt aud) der Vor— 
jteber einer gu der Ortsgemeinde gehörenden Ort: 
ſchaft berechtigt, an den Ausſchußſitzungen mit be- 
tatendet Stimme teiljunehmen, wenn die Ortichaft 
nicht ſchon durch ein gewähltes Mitglied im Wus- 
ſchuſſe vertreten ijt. 

Bejondere Beftimmungen hat dic krainiſche 
Wem. O. über die Wahl der Ausſchuß- u. Erjag- 
männer durch die Wahlberechtigten der fog. Unter- 
gemeinden, ebenfo das tirol. Geſetz 14 X 93. 

2. Die Verfammlungen des Gemeinde 
ausſchuſſes. Der Gem-Ausſchuß iit nach Maß— 

abe des Bedürfniſſes, wenigitens aber in jedem 
ierteljahr einmal, augerdem aud dann zu be- 
rujen, wenn es wenigſtens von einem Dritteil der 
Mitglieder, oder von der polit. Behirde, oder 
endlid) in Angelegenheiten des felbjtiindigen Wir- 
fungSfreifes vom L. A. (von der Bezirksvertre— 
tung) verlangt wird. Das Geſetz jtelit cine Reihe 
von Bedingungen auf, unter welchen eine Ber- 
jammlung von Ausſchußmitgliedern als gefepl. Ver— 
ſammlung des Gem.Ausſchuſſes angujehen ijt, in 
weldher überh. gilltige, d. h. mit der Kraft u. Bere 
bindlicfeit von Willensiugerungen der Mem. aus— 
_ Beſchlüſſe gefaßt werden finnen. Neben 
en allg. Bedingungen der Legalität der Verſamm— 
lung bejtehen fodann fiir die Gültigkeit des ein- 
zelnen Beſchluſſes nod) befondere Boraus- 
jebungen. 

Die allg. Bedingungen find: 

a) Die —J————— muß durch den Gem.⸗ 
Vorſteher oder in Verhinderung desſelben durch 
deſſen Stellvertreter berufen jem. 

b) Es müſſen alle (Steierm., Böhmen, N. 
£.) oder doc alle in der Gem. anweſenden (fo 
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ausdriidlid: Bufow., Gal., Dalm.) Mitglieder des 
Gem.⸗Ausſchuſſes von der Verjammlung ſſchriftlich: 
Bihmen, Steierm., Iſtrien) verſtändigt worden 
jein. Die Verjtindigung ijt nach) der böhm. Gem. 
O. im Falle der Abweſenheit eines gewählten 
Mitgliedes einem erwachjenen Hausgenojjen des- 
felben zuzuſtellen. Der Biriljtimmberedtigte mug 
dem Gem.Vorſteher eine Perſon namhaft machen, 
welder in jeiner Abweſenheit die Verſtändigung 
zuzuſtellen ijt. Nad) der n.-ö. Gem. O. find im 
* der Abweſenheit des Ausſchußmitgliedes deſſen 
gg re gu verſtändigen. Jn jedem Falle der 
(bem Einberufer befannt gewordenen) BVerhinde- 
tung eines Mitgliedes ijt der Erſatzmann eingu- 
berujen (Budwinsfi 2785) u. aw. nach den meijten 
Wem. O. jener, welcher in dem Wabhlfsrper, in dem 
das verhinderte akan igloo gewählt wurde, 
die meijten Stimmen erhalten hat. Durch die 
Unterlajjung der Einberujung eines Erſatzmannes 
jiit ein ordnungsmäßig geladenes Mitglied, wel- 
ches ohne ——— er Sitzung ferngeblieben 
iſt, wird jedoch die Legalität der Verſammlung in 
der Regel (Ausnahme unter c) nicht beirrt (Bud⸗ 
winsfi 2733). Die Einladung der Ausſchußmitglie⸗ 
der muk nad einigen Gem. O., dringende Fille 
ausgenommen, mindejtens drei Tage (Bukow. und 
Steterm. 24 Stunden) vor Ubhaltung der Verſamm— 
lung geidjeben (bei ſonſtiger Nichtig eit, Budwinski 
1498, anderſeits aber 9209; dabei ijt aber freilich 
die Beurteilung der Dringlidfeit des BWerhand- 
lungsgegenſtandes dem freten Ermejjen der Auf— 
ſichtsbehörde über die Gem. iiberlafjen. S. auch 
Budwinski 8228). 

Vit die Ordnungsmäßigleit der Ladung in 
der Sigung des Gem.Ausſchuſſes ſelbſt ohne Wi- 
derſpruch fonjtatiert worden, fo find nachträgl. Ein— 
wendungen wegen mangelhafter Ladung nicht zu— 
läſſig Alter 121). Bur & über Befchwerden wegen 
unterbliebener Einladung von Erjagmiinnern ijt die 
polit. Behirde fompetent (Budwinsti 4127, 4511). 

c) Es muh die beſchlußfähige Anzahl, 
d. i. in der Regel wenigitens zwei Pritteile (in 
Böhmen, Gal. und Dalm. mehr als die Hiiljte) 
der Mitglieder (Crjagmiinner) gegenwwiirtig fein. 
Eine geringere Ungahl geniigt nach den meijten 
Wem. O. zur Beidlublabiateit dann, wenn die 
Mitglieder des Ausſchuſſes jum giveitenmal (in 
Bohmen jum drittenmal) sur Beratung iiber den- 
jelben Gegenjtand berufen, dennoch nicht in ge— 
niigender Anzahl erfchienen find, und diefe Bahl 
felbjt durch die bei der aiweiten (in Böhmen aud 
bei der dritten) Zuſammenberufung gleichzeitig cine 
—— Erſatzmänner (ſ. Budwinski, § 6, 
Nr, 278) nicht erzielt werden kann; dod) ijt nach eini- 
gen Gem. O. aud) in diejem Falle sur Beſchluß— 
fähigkeit erforderlich, daß mehr (in Görz: nicht 
weniger) als die Haljte der Mitglieder Erſatzmän— 
ner) jugegen ijt. Bei Einberufung der zweiten (und 
dritten in Böhmen) Sipung muß ausdrücklich auj 
die diesfällige Beſtimmung der Wem. O. hingewie— 
fen werden und es darf in dieſer Sitzung nur über 
joldje Gegenſtände Beſchluß gefaßt werden, welche 
fiir Dic guerjt anberaumte Sipung auf der Tages- 
ordnung waren. Nach den meijten Gem. O. fann 
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der Mem.-Borjteher über jene Mitglieder u. Erſatz— 
miinner, welche ohne Rechtfertiqgung von der zwei— 
ten Sigung ferngeblieben jind, cine in die Gem.- 
Rajje fließende Geldbuke verhängen (in Böhmen 
iit bei der gweiten u. dritten Ladung eine Geld— 
buge fiir ungered)tfertigtes Ausbleiben angudrohen). 
Eine foldje Geldbuße fann nach den meijten jener 
Wem. O., welde die ebenerwihnte Ausnahmsbe— 
jtimmung iiber die Beſchlußfähigkeit nicht fennen, 
jchon wegen ungeredtfertigten Wusbleibens von 
einer Sipung iiberh. verhingt werden Krain § 42 
jedod) nur dann, wenn die Verſammlung nicht be- 
ſchlußfähig war; nach der ſchleſiſch. Gem. O. § 41 
finnen ſolche Geldbußen durd) die Geſchäftsord— 
nung ftatuiert werden). 

d) Die Sigung muß unter dem Vorfipe des 
Gem.⸗Vorſtehers oder, wenn diejer verbindert iit, 
ſeines Stellvertreterd ftattfinden (die Berhinderung 
des Gem.-BVoritehers, den Vorſitz zu führen, ift im 
Sigungsprotofoll flargujtellen, Budwinsfi 3438. 

3. Die Giiltigfeit des einzelnen Be: 
ſchluſſes ijt tiberdies bedingt: 

a) nad einigen Gem. O. dadurd, daß der 
Verhandlungsgegenſtand, iiber welchen Beſchluß 
gefaßt wird, gleidgeitig mit der Einladung den 
Mitgliedern des Gem. Ausſchuſſes (Erjagminnern | 
befanntgegeben wurde (fo insbej. Iſtrien § 40; die 
Verhandlung über andere Gegenftinde ijt jedod 
im alle der Dringlidfeit, welche vorerjt vom Gem. 
Ausſchuſſe beſchloſſen werden muh, zuläſſig; aud 
in Dalm., Wal, M. O., Böhmen, Steierm. ijt die 
Mitteilung der Beratungsgegenjtiinde vorgeſchrie— 
ben und wäre im Sinne der vom B. G. in der E., 
Budwinsti 1498, ausgeiprodjenen Rechtsanſchau— 
ung, daß im allg. die Ungiiltigfeit cines mit Nicht- 
beachtung einer geſetzl. Vorſchrift zuſtande gefomme- 
nen Beſchluſſes als die Regel angefehen werden 
mup, alg Bedingung der Gultigkeit des betreffen- 
den Beſchluſſes angufehen; anderſeits hat jedoch der 
V. G. in der E., Budwinsfi 5608, ausgeſprochen, 
dab in MN. O. der Gem.-Ausſchuß durch die Be— 
ftimmung de8 § 41 Gem. O. nicht behindert ijt, 
aud) einen bei der Einberufung nicht ausdrücklich 
bezeichneten Gegenftand in Berhandlung au neb- 
men, weil unter den dort aufgezählten Fallen der 
Ungiiltigfeit von Beſchlüſſen der Fall der Beſchluß— 
faſſung liber einen vorber nicht angefiindigten Ge— 
genjtand nicht angefiihtt ijt), Aur ordnungsmäßi— 
gen Verjtindigung geniigt es, wenn der Gegen— 
jtand im Brogramme im allg., ohne Erwähnung 
der Einzelnheiten der beabjichtiqten Beſchlußſaſſung, 
mitgeteilt wird (Budwinski 4701). 

b) Bu einem gültigen Beſchluſſe ijt die abjolute 
Stimmenmebhrbeit der anwejenden Ausſchuß— 
mitglieder erforderlid) (in Dalm., Iſtrien und N. 
O. mit Einſchluß des Vorſitzenden, welcher eben- 
falls mitſtimmt; anderwärts jtimmt der Vorſitzende 
nur bei qleichgeteilten Stimmen, in einigen Ländern 
aud) bet Wahlen bezw. auc) bei Ernennungen u. 
Bejepungen). Bei Berechnung der Anweſenden wer- 
den jene nicht beriidfictigt, die wegen Befangen- 
heit (f. bei c) verpflichtet find, ſich der Abſtimmung 
yu enthalten. Die Stimimgebung ijt in der Regel 
öffentlich (miindlich oder durch Aufſtehen u. Sitzen— 


Wemeinden: A. Staatsrechtl. Stellung u. Organiiation. 


323 





bleiben); geheime Abſtimmung (durch Stimmyettel) 
fann durch Beſchluß des Gem.-Ausſchuſſes ent- 
weder in allen Fällen (Dalm., Gal., N. O., Steierm.) 
oder bei Wahlen u. Beſetzungen (Mähren, Iſtrien, 
Krain, Schleſien, Salzb., Butow.) beſtimmt wer— 
den (dazu Budwinsti 8679). Geſetzlich vorgeſchrie— 
ben iſt die Abſtimmung durch Stimmzeitel bei 
Wahlen, Ernennungen u. Beſetzungen in Böhmen, 
N. O., Dalm., Steierm. Jn O. O. hat die Abſtim— 
mung durch Stimmzettel immer — wenn 
es ein Dritteil der anweſenden Mitglieder verlangt. 
Die Stimmen derjenigen, welche ſich, ohne be— 
fangen au fein, der Abſtimmung enthalten, werden 
nad) § 45 ijtr. Gem, O. —— zugezählt, welche 
egen den Antrag ſtimmen. Nad) der dalm. und 
itr. Gem. O. gilt bei qleichgeteilten Stimmen der 
Antrag fiir abgelehnt, in N. O. gibt die Stimme 
des Vorjigenden den enya 
c) Un der Beratung u. Abſtimmung darj fein 
Mitglied des Gem.-Ausſchuſſes oder -Vorjtandes 
teilnehmen, welded bezüglich des in Verhandlung 
jtehenden Gegenftandes nach dem Geſetze als be- 
jangen anzuſehen ift. Als bejangen gilt ein Mit— 
glied, wenn der Verhandlungégegenjtand jeine pri 
vatrechtl. Intereſſen oder jene feiner Chegattin, 
oder feiner Berwandten oder Verſchwägerten bis 
einſchließlich zum zweiten (in Dalm. bis sum drit- 
ten) Grade (in Dalm. und Salzb. aud) die Inter— 
eſſen einer Perſon, deren BVertretung das betrej- 
fende Mitglied iibernommen hat; in Iſtrien u. 
Kärnten dte —— des Mündels oder Kuran- 
den des Mitgliedes) betrifft. Die im Spiele ſtehen— 
den Intereſſen müſſen privatrechtl. Natur ſein, 
daher find z. B. Mitglieder einer Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaft, Die zugleich Mitglieder des Gem.Ausſchuſſes 
ſind, von der Beidhludiaiiung liber Angelegenhei⸗ 
ten, welche beide Rorporationen betreffen, oder dic 
Teilnehmer an den Nubungen des Mem.-Gutes von 
der Beidhlupjaijung über die M odalitaten des Bezuges 
diejer Nugungen nicht — (Budwinsti 
4733, 5018, ferner 11687). Dagegen gelten bei Er- 
nennungen bon Beamten die mit den Kompetenten 
vetivandten oder verfdpwiigerten Mitglieder des Aus— 
ſchuſſes als bejangen (Alter 2054 u. 5622). Die 
Teilnahme cines bejangenen Ausſchußmitgliedes an 
der Beſchlußfaſſung macht den Beſchluß ungiiltig 
ohne Riidficht darauf, ob die eine Stimme fiir das 
Abjtimmungsrefultat enticheidend war oder nicht 
—— 2051 u. 5622). Nach 8 44 n-b. Gem. 
. ijt in dem Falle, dab fo viele Mitglieder des 
Ausſchufſes bejangen find, dah ein giiltiger Be- 
ſchluß nicht gefaßt werden fann, der Verhandlungs- 
egenjtand dem &. A. zur Beſchlußfaſſung vorzu— 
egen. Beſondere Beſtimmungen treffen die meiſten 
Wem. O. fiir den Fall der Befangenheit des Gem. 
Ausſchuſſes in einer Angelegenheit privatrechtl. Na— 
tur, welche zwiſchen der Gem. und einer ganzen 
Klaſſe pon Gem.-Mitgliedern oder einzelnen der— 
ſelben yp wird. Qn foldhen Fallen hat zunächſt 
der L. A. (Bezirksausſchuß) namens der Wem. den 
Verſuch einer gütl. Austragung yu machen (val. 
Budwinski 70, 1517 u. 13372) und wenn dieſe 
nicht guftande fommt, der Wem. einen Bertreter 
aur Uustragung der Sade auf dem Rechtswege 
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My bejtellen (nad) § 88 o0.<5. Gem. ©. hat der 
1%. die Rechte der Gem. zu wahren und gu ver— 
treten). 

d) Un der Beſchlußfaſſung darf feine dem 
Gem.-Ausfdujie nidt angehörige Perſon mit ent- 
ideidender Stimme mitwirfen (vgl. Wlter 128). 

4, Bezüglich beitimmter Arten von Be- 
ſchlüſſen gelten nod) befondere Vorſchriften: 

a) Wenn die Gebarung eines Mitgliedes des 
Vorjtandes oder des Ausſchuſſes den Gegenftand 
der Beratung u. Beſchlußfaſſung bildet, haben fic 
die Beteiligten der Abſtimmung gu enthalten, müſſen 
jedod), wenn es verlangt wird, der Sipung behufs 
Erteilung von Auskünften beiwohnen. 

b) Sigungen, in welchen die Gem. Rechnungen 
oder das Gem.-Priliminare verhandelt werden, 
miijien öffentlich fein (während bei anderen Sigun- 
en ausnahmsweiſe die Ausſchließung der Offent- 
ichleit auf — des Vorſitzenden oder von drei 
Mitgliedern beſchloſſen werden kann). 

c) Die Wahl des Gem.-Vorſtandes fann nur 
in Anweſenheit von wenigitens drei Vierteilen aller 
Ausſchußmitglieder vorgenommen werden. 

d) Jn Böhmen und Gal, ijt dann, wenn es 
ſich um Beſchlußfaſſungen handelt, gu welchen cine 
höhere Genehmigung erjorderlic) ijt, fowie bei Sits 
aungen, in welchen der Voranfdlag feitgejept werden 
foll, die Anweſenheit von zwei Dritteilen der Mit— 
gficher notiwendig (die Fille, in welden ein Gem.- 
Ausſchußbeſchluß der höheren Genchmigung oder 
der Sujtimmung der Wabhlberedtigten at f. — 
ſ. oben unter V. und Art. ,,Selbjtverwaltung”), 

5. Uber alle in einer Verſammlung des Wem.- 
Ausſchuſſes gciabten Beſchlüſſe ijt cin Protokoll 
zu fiihren. Das Protofoll ijt vom Vorſitzenden, 
2 Ausſchußmännern und dem Schriftführer gu fer- 
tigen und es fteht jedem Gem.«Mitgliede (nad 
$47 mähr. Gem. O. jedem, dem eine direfte Steuer 
in der Wem. vorgeſchrieben ijt) frei, in dasſelbe 
Einſicht zu nehmen, nach einigen Gem. O. auch, 
entiveder felbjt Abſchrift zu nehmen oder eine Ab— 
ſchrift auf feine Koſten zu verlangen. 

6. Umtsverluft, Guspendierung, Be- 
jehung erledigter Stellen. Gin Ausſchußmit— 
glied (rjagmann) wird feines Amtes —— 
wenn cin Umſtand eintritt oder bekannt wird, wel— 
cher urſprünglich ſeine Wählbarkeit bezw. den ohne 
Wahl erfolgten Eintritt in den Gem.Ausſchuß ge— 
hindert bitte (dazu Budwinski 14067). Verfällt 
cin Ausſchußmitglied Erſatzmann) in Unterſuchung 
wegen einer ſtrafbaren Handlung, wegen welcher 
es im Falle der Verurteilung von der Wahlberech— 
tigung oder Wählbarkeit ausgeſchloſſen würde (i. 
„Gemeinden C.“), oder wird tiber fein Vermögen 
der Konkurs eröffnet oder das Ausgleichsverfahren 
eingeleitet, fo fann es, folange dieſe Verhältniſſe 
jortdbauern, fein Amt nicht ausiiben. 

Mach § 25 gal. Wem. O. fann jedes Mitglied 
der Mem.eVertretung mit Bewilligung des Gem.< 
Rates fein Amt niederlegen. 

Wird die Stelle eines Ausſchußmannes vor 
Ablauf der Wablperiode erledigt (oder ijt der Aus— 
ſchußmann durch längere Zeit an der Ausübung 
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jeine3 Amtes verhindert, Steierm. § 19, ähnlich Wal. 
§ 22), fo hat der Gem.-Vorjteher jenen Erſatzmann 
u berujen, welder in dem betreffenden Wabhlfsrper 
ie meijten Stimmen erhalten hat (u. zw. aud) 
dann, wenn die Exledigung vor Nonjtituierung der 
Wem.-Vertretung eintritt). Ait die Sahl der Erſatz— 
miinner in dem betrejfenden Wabhlfirper gur Cr- 
änzung aller erledigten Stellen nidjt zureichend, 
o bat diefer Wahlfirper cine —— für 
die noch übrige Dauer der Wahlperiode vorzuneh— 
men. (Beſondere Beſtimmungen enthält § 21 des 
n.«ö. Geſetzes 23 VIT 1904, &. 76.) 

C. Der Gemeindevorjtand. Der Gem.— 
Vorjtand befteht aus dem Gent.-Borjteher (welcher 
nad) ecinigen Gem. O. in Städten u. Märkten Bür— 
germeijter Heit) und mindejtens 2 Beigeordneten 
zumeiſt Gem.-Rate, mitunter Beiſitzer, Ubgeordnete, 
in den Märkten u. Dörfern in Gal. und Bufow. 
Geſchworene genannt). Der Gem.-Ausſchuß fann 
nad) Erfordernis des Geſchäftsumfanges die Zahl 
der Gem.Räte erhiben, jedoch nur bis gu einem 
DPritteil der Bahl der Ausſchußmitglieder. Nad) der 
gal. Sem. ©. wählt der Gem.-Rat (Sem.-Ausjdup) 
aus der Witte der Beiſitzer (Gefchrvorenen) den 
Stellvertreter des Vem.-Vorjtehers. Sonſt werden 
die Mem.-Rite (Beiſißer u. ſ. ſ.) nach der Zahl der 
Stimmen gereiht, mit weldjen fie gewählt wurden 
(bet Stimmengleichheit enticheidet das Los), und 
haben in diefer Reihenjolge den Vorſteher in Ver— 
hinderungsfällen zu vertreten. Der Gem.-Vorſteher 
und die Gem.-Räte leiſten bei Antritt ihres Amtes 
die Angelobung in die Hände des Bezirkshaupt— 
mannes (die Gem.Räte in Mähren in die Hände 
des Gem.Vorſtehers). Verwandte u. Verſchwägerte 
im 1. u. 2. Grade können nicht gleichzeitig Mitglie— 
der des Gem.Vorſtandes fein. 

Det Gemeindevorſteher leitet u. beauſſich— 
tigt alle dem Gem. Vorſtande obliegenden Geſchäfte, 
ex führt die Verwaltung des Gem.“Vermögens und 
der Gem.Anſtalten, die Wujficht iiber die Benußung 
u. Verivaltung des Gem.-Gutes, trifft iiberh. Ver— 
jiiqungen in allen GemeAngelegenheiten, welche 
nicht Dent Gem.Ausſchuſſe vorbehalten find, und 
handhabt die Ortspolizei (Näheres ſ. „Gemein— 
den B. J.“); er bereitet die dem Gem.Ausſchuſſe 
vorbehaltenen Gegenſtände zur Beratung in dem— 
ſelben vor, beruft den Gem.Ausſchuß, leitet die 
Verhandlungen und führt die Beſchlüſſe desſelben 
aus. Er vertritt die Gem. nach außen (zur Ver— 
tretung einer Ortſchaft oder einer Fraktion in Dalm. 
iit jedoch der Gem.Vorſteher nicht berechtigt, Bud- 
winski 3027) und vermittelt den Geſchäftsverkehr 
derjelben (Urkunden, durch welche Verbindlichkeiten 
gegen Dritte begründet werden ſollen, in Dalm. 
uberh. alle Schriften des amtl. Geſchäftsverkehres, 
müſſen bom Gem.Vorſteher und einem Wem.-Hate 
gefertiqt werden; betrifft die Urfunde ein Geſchäft, 
welches der Zuſtimmung des Gem.Ausſchuſſes oder 
einer höheren Behörde bedarf, ſo muß in derſelben 
die Zuſtimmung reſp. Genehmigung erſichtlich ge— 
macht ſein uw. zw. Durch Mitfertigung von 2 Aus— 
ſchußmännern bezw. Fertigung durch die genehmi— 
gende Behörde einer Verpflichtungsurkunde, welche 
mit allen formellen geſetzl. Erforderniſſen verſehen 
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ijt, iſt in Beziehung auf dritte Perſonen volle Redhts- 
wirkung beizumeſſen, Budwinski 28546). Der Gem.⸗ 
Vorſteher beſorgt aud) die Geſchäfte des übertra— 
ig irtungstreifes (jf. ,Gemeinden B. J.“; über 

ie Disjiplinargewalt des Gem.-Vorjtehers geqen= 
iiber ben Wem.-Beamten f. unten D.). 

Der Gemeindevorjtand ijt fein follegialer 
Rirper (Musnahme Dalm. $$ 52 u. 53); die Mit- 
glieder des Gem.-Borjtandes find zunächſt nur bes 
tufen, den Wem.-Borjteher in Verhinderungsfillen 
au vertreten und die Geſchäfte, weldje er ihnen 
— nach ſeiner Anordnung und unter ſeiner 

erantwortlichleit zu vollziehen. Kollegial verhan⸗ 
delt u. entſcheidet der Gem.-Vorjtand (Gem.-Vor— 
ſteher in Gemeinſchaft mit zwei Gem.-Riiten, der 
ſog. Gem.Strafſenat) nur in Ausübung des der 
Gem. im übertragenen Wirkungskreiſe zugewieſenen 
Polizeiſtrafrechtes in Füllen von UÜbertretungen der 
eine Strafſanktion ausſprechenden Geſetze und V., 
welche über die zum Wirkungskreiſe der Gem. ge— 
hörige Ortspolizei beſtehen, ſowie in Fällen von 
Nichtbefolgung der unter Strajandrohung erlaſſenen 
B. des Gem.Ausſchuſſes bezw. Verfügungen des 
Wem.-Vorjtehers (j. unten). Jn Böhmen (nad § 130 
bezw. 124 B.D.) fungiert der Gem.-Vorſtand auc 
als follegiale Baubehörde 1. Inſtanz. 

Auger den Mitgliedern des Gem.-Vorjtandes 
fann der Gem.Ausſchuß, infoweit es zur leichteren 
Verfehung der ortspolizeilichen und anderer örtl. 
Sejchajte erjorderlich ijt, fiir einzelne Teile der 
Memeinde dort wohnende wählbare Gem.-Mit- 
—— zur Unterſtützung des Gem.Vorſtehers bei 
Beſorgung dieſer Geſchäfie beſtellen. Die Beſtellung 
erfolgt iiber Vorſchlag des Gem.-Vorjtebers (oder 
von 3 Gem.Räten, Wal. § 53) fiir die Dauer der 
Wabhlperiode. Dieſe Hilfsorgane (Delegierte, 
Kommiſſäre) haben fich bei — der Geſchäfte 
nad den Weiſungen des Gem.-Vorſtehers gu be— 
nehmen. Jn Krain müſſen ſolche HilfSorgane fiir 
die ſog. Untergemeinden beſtellt werden: über die 
Fraktionsvorſteher in Tirol ſ. § 2 Geſetz 14 X 93, 
L. 32. 

Der Mem.-Vorjteher ijt fiir feine Wmtshand- 
lungen der Gem. und bezüglich des iibertragenen 
Wirkungskreiſes auch der Regierung verantwort- 
lich; die iibrigen Witglieder des Vorjtandes fowie 
die eben erwahnten Hiljsorgane hajten nur fiir die 

ehörige Vollziehung der ihnen vom Gem. -Bor- 
teber übertragenen Gejchifte (ohne dag hiedurch 
die Verantiwortlicteit des Gem.-Vorjtehers aufge— 
hoben wird, N. O. § 60). 

Sind hienach der Gem. auch alljiillige Eriag- 
anſprüche gegeniiber den Mitgliedern des Gem. 
Vorjtandes gewahrt, fo ift ihr doch keineswegs auch 
die Dudifatur iiber Anſprüche diefer Art einge 
räumt. Cinige Gem. O. Böhmen § 66, Gal. § 64) 
verweiſen die Erſatzanſprüche aus jener Berant- 
wortlidfeit u. Hajtung ausdrücklich auf den Rechts- 
wea, allein aud) dort, wo die Gem. ©. eine folde 
Beitimmung nicht enthalt, gehirt die endgiiltige 
Sudifatur, infoweit nidjt durch bejondere Normen 
Yusnahmen begriindet werden, in die Kompetenz 
des ordentl. Richters (Budwinsti 741, Hye 173, 
420). Dadurch wird jreilid) cine Beſchlußfaſſung 
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des Gem.⸗Ausſchuſſes iiber die Frage, ob von dem 
Gem.⸗Vorſteher (Mitgliede des Gem. -Vorjtandes 
ufiv.) ein Erſatz in Unipruch zu nehmen fei, feined- 
wegs ausgeſchloſſen (Budwinski 865), eine jolde 
Beſchlußſaſſung wird vielmehr in den meiften Fäl— 
len unerläßlich fein, allein fie fann fich lediglich 
darauj begiehen, ob die Verwaltung des Gem.-Vor- 
ftehers als den Anordnungen des Geſetzes und den 
Bejchliifien des Gem.Ausſchuſſes entipredend, gu 
genehmigen oder aber als jenen zuwiderlaufend 
u beanjtiinden, und der Gem.Vorſteher fiir den 
er Gent. zugefügten Schaden verantwortlid) ju 
machen fei; desqleidjen finnen die iibergeordneten 
autonomen Behdrden die eingelnen dem Gem.Vor—⸗ 
jteher zur Lajt fallenden Pylichtwidrigfeiten, wegen 
welder Erſatz in Anſpruch zu nehmen ijt, im Cnt- 
ſcheidungswege feititellen, nremals finnen aber die 
autononten Organe cine E. iiber die Zablungs- 
pflicht fallen, welche eta im Wege der polit. Exe— 
fution durchführbar wäre Alter 134, Budwinsti 
1657, vgl. aud) ebenda 1536 u. 3047). 

Bezüglich des Amtsverluſtes und der Suspen- 
dierung gilt im allg. fiir die Mitglieder des Gem.- 
Vorſtandes dasfelbe, wie fiir die Mitglieder des 
Gem.⸗Ausſchuſſes (j. oben). Bei qrober Verlegung 
oder jortdauernder Vernadhlifjiqung ihrer Pflichten 
tönnen Mitglieder des Wem.-Borjtandes von der 
Statthalteret im Einverſtändniſſe mit dem L. A. 
ihres Amtes entjebt werden (§ 100 böhm. Gem. ©.). 
Wird die Stelle des Gem.-Vorſtehers oder eines 
Mitgliedes des Gem.-Vorſtandes vor Whlauf der 
Bablperiode erledigt, jo hat der Gem.-Ausſchuß 
binnen längſtens 14 Tagen eine neue Wabl fiir 
die nod) iibrige Seit vorzunehmen. 

D. Die Gemeindebeamten. Nicht jede 
Perſon, welde auf Grund Befchluffes des Gem.— 
Ausſchuſſes dem Gem.-BVorftande aur Beſorgung 
der ihm im ſelbſtändigen oder übertragenen Wir— 
—— obliegenden Geſchäfte beigegeben wird, 
gehört in die Kategorie ber Gem.-Beamten oder 
= Diener, ſelbſt dann nicht, wenn jie mit der dauern— 
den Beſorgung gewiſſer Gem.Geſchäfte beaujftragt 
iſt und dafür entlohnt wird. Nach der in einem Er 
fenntniffe des V. G. Budwinski 1231) zum Wusdrud 
gebrachten Rechtsanſchauung iſt nur derjenige als 
wirkl. Gem.-Bedienjteter oder -Beanite anzuſehen, 
der Gem.-Geſchäſte nad) den ſpeziellen oder allg. 
Anordnungen (Anjtruftionen) des Vorftandes aus— 
—— verpflichtet iſt, der Disziplinargewalt des 
etzteren unterſteht und, falls der Gem. = Ausidup 
die Beeidiqung beſchloſſen hat, den Dienjteid abge- 
legt hat. Im Sinne der Gem. O. muß tiberh. ein 
Beſchluß des Gem.-Ausſchuſſes vorausgeſetzt wer— 
den, durch welchen prinzipiell die Beſtellung einer 
beſtimmten Zahl von Beamten oder Dienern zur 
Bejorgung bejtimmter Geſchäfte verfiiqt, die Art 
der Ernennung (eventuecll auch) der Beeidiqung) 
feſtgeſetzt und die Rechtsverhältniſſe der zu ernen— 
nenden Beamten oder Diener namentlich betreffs 
ihrer Bezüge, ihrer Ruhe- u. Verjorqungsaeniijje) 
3 werden, und es iſt derjenige als Gem.- 

eamte oder Diener anzuſehen, dem cine auf dieſe 
Weiſe kreierte Stelle verliehen wird. Der Ausſchuß 
fann ſich die Ernennung der Beamten, zumeiſt auch 
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der Diener, vorbehalten oder fie dem Wem.-Bor- 
jteber fiberlajjen. Nach der n.d. Bem. O. ſteht das 
Recht der Ernennung u. Entlajjung der Diener 
dem Gem.-BVorjteher zu. 

Die rechtl. Natur des Dienſtverhältniſſes ſtimmt 
durchaus mit jener des Dienftverhiltnijies der Be- 
amten ded Bezirkes überein, weshalb diesfalls auf 
Art.„Bezirke A.” verwieſen werden fann. Die Dis- 
siplinargewalt iiber die Bedienjteten der Gem. und 
der Gem.<Anjtalten iibt der Sem.-Vorjteher, welcher 
ſelbſt ſolche Bedienjtete, deren Ernennung ſich der 
Gem.Ausſchuß vorbehalten hat, vom Dienjte ſus— 
pendieren kann, während sur Entlafjung folder Be 
dienfteten nur der Gem.Ausſchuß berechtigt ijt 
(baju Budwinsli 10003). 
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T. Wirfungsfreis der Gemeinde. 


I, Allgemeines. — II. Das Selbftverwaltungsrecht der 
Gem. — A. Ym allg. B. Die einzelnen Aufgaben. C. Die 
Ortspoligei im aflg. 1. Handhabung derfelben durch den Gem.= 
Borfteber, 2. Beſchwerdeinſtanzen. 3. Verantwortlicleit u. 
Haftung. — IIT. Die Gem. “Autonomie, — TV. Die Mitwir- 
tung bei Staatsgeſchäften (der fibertragene Wirtungstreis), 


II. Staatsauffidst, 


I. Allgemeines. — 11. Ym befonderen. 1. überſchreitun · 
gett des Wirlungstreifed und Gefegwidrigteiten u. zw. das Auf- 
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fichrsrecht geqeniiber a) dent Gem.-Husidub; b) gegen Ber- 
fiigungen de$ Gem, Borftandes. 2. Erfüllung der geſehl. Bers 
phlichtungen. — ILI. Begiighich des übertragenen Wirkungs- 
treifes. 1. Die Boridreibung der Ausführung. 2. Die Ente 
jiebung der Geſchäfte. 3. Abhilſe auf Noften der Bem. 4. E. 
von Beſchwerden. 56, Ordnungsſtrafen. 6. Rechtsmittel. — 
IV. Die Auflöſung der Gem.Bertretung. 


I. BWirkungshreis der Gemeinde. 

I. Allgemeines. Jene Aufſaſſung der Selbjt- 
verivaltung, welche der öſterr. Gefeggebung ju 
Girunde liegt, erblicdt die eigentl. Aufgabe eines 
Selbjtverwaltungstirpers in der Beſorgung von 
Angelegenheiten, welche die cigenen folleftiven G asters 
ejien dieſes engeren Verbandes felbjt beriihren, 
während die Bejorqung ftaatl. Geſchäfte, als etwas 
demt Wejen der Selbjtverwaltung an u. fiir fid 
Fremdes und nur durch die tatſächl. Bedürfniſſe der 
Verwaltung Gerechtjertigtes, in die zweite Reihe 
tritt. Dabei hängt eS freilich von dem pofitiven 
Rechte ab, wie weit der Kreis jener Ungelegenheiten 

egogen wird, welche der Staat als der Qnterefjen- 
Rate des Selbjtvernvaltungsfirpers anheimfallend 
anerfennt und wo jenes Gebiet beginnt, innerhalb 
deſſen die Tatigfeit der Selbjtverwaltungsfirper als 
WMitwirfung bet Staatsgeſchäften gilt. 

Jn den Worten des faif. P. 4 IIL 49, R. 150, 
($ 33), daß der Gem. die felbjtindige Verwal— 
tung ihrer Ungelegenheiten gewährleiſtet werde, 
ijt ebenfo wie in der von dem provijorijden Gem. 
G. 17111 49, R. 170, fiir diefe Wngelegenheiten 
gewählten Begeidnung „natürl. Wirfungstreis” 
jum Ausdruc gebradt, daß 8 fic) innerhalb die: 
jeS Gebietes um die eigenen, von jenen des 
Staates gefonderten Wufgaben der Gem. handelt, 
fiir deren Umfang die Gefegqebung des Staates 
felbjt die ureigene Natur der Wem. als bejtimmend 
anjieht. Sn Ubereinjtimmung damit jteht der von 
bem proviforijden Gent. G. aujgeitellte, von dem 
(Sem. G. 5111 62, R. 18, iibernommene Grund— 
jag, daß der natürl. Wirfungstreis — von dem 
legteren Gejege ,,jelbjtiindiger Wirkungskreis“ ge- 
nannt — alles umjaft, was das Intereſſe Der Gem. 
zunächſt berührt und innerhalb ihrer Grenzen durch 
ihre eigenen Kräfte beforgt u. ausgeführt werden 
fann. Auf dieſes Gebiet bezieht fic) das Recht der 
Selbjtverwaltung der Gem. und ihre Auto— 
nomtie. 

Bei Orgqanifierung der Staatsverwaltung 
wurde es für entbehrlid) gehalten, daß ſchon in u. 
neben der Ortsgemeinde eigene Organe der Regie— 
rung beſtellt werden E. M J.9 VIII 49, R. 352); 
es erſchien swedmipiger, jene Geſchäfte der öffentl. 
BVerwaltung, gu deren Beſorgung ein bejonderer 
Funktionär in der Gem. bejtellt werden miifte, 
dem vollziehenden Organe der Gem. felbjt gu iiber- 
tragen. Dieſe Verpflichtung der Gem. Organe zur 
Mitwirkung für die Zwecke der öffentl. Verwal— 
tung bildet den Inhalt des übertragenen Wir— 
tktungskreiſes, welche nach der herrſchenden und 
tatſächlich auch dem Geiſte der Geſetzgebung ent— 
ſprechenden Auffaſſung außerhalb des Rahmens der 
Selbſtverwaltung liegt. 

II. Das Selbitverwaltungsredt der Gem. 
A. Jim allg. Als Selbjtverwaltungstirper ijt die 
Gem. Subjeft der Verwaltungsbejugnifie, welche ihr 
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behufs Bejorgung der dem felbjtindigen Wirfungs- 
freije angebirenden UAngelegenbeiten durd das Ge— 
jeg eingerdiumt werden. Dieje Befugniſſe haben nicht 
den Charafter bloßer Kompetenz, fie gewinnen viel⸗ 
mehr cinen bejonders priiqnanten Inhalt durch die 
aus der gefegl. Definition des felbjtindigen Wir- 
kungskreiſes fließende Exmiichtigung der Gem., ine 
nerhalb dieſes WirfungSsfreijes nach freier Selb it- 
bejtimmung anjuordnen und ju verfiigen. Dieſe 
freie Selbſtbeſtimmung findet jedoch ihre Grenze 
nicht an dem Geſetze allein, es ijt ihr vielmehr aud) 
eine Schranfe gezogen einerſeits durch die Natur 
hejtimmter Funktionen, anderjeit? durch die Unter— 
ordnung der Gem. unter höhere Verwaltungskör— 
per; ingbef. 

a) fann in allen Fallen, in weldjen der Wem.- 
Ausſchuß iiber Beſchwerden gegen Verfiiqungen des 
Gem.Vorſtehers oder in jtrittigen Berwaltungs- 
ſachen anderer Art au entſcheiden bat, nicht von 
jreier Selbjtbejtimmung gefprodjen werden, es fann 
vielmebr, infoweit das Gejep Erwägungen der 
Swedmiapiateit u. ſ. f. Raum läßt, nur ,freies 
Ermeſſen“ Plas qreijen; 

b) jtebt in allen Fallen, in welchen die Organe 
der höheren Selbjtverwaltungstirper (des Lan— 
des bezw. des Begirfes) cine E. in Gem.-Ange— 
legenheiten ju treffen haben, diefen Organen das 
freie Ermejjen in eben dem Umjange gu, wie dent 
Gem.⸗Ausſchuſſe felbjt, fo dah die Beſchlüſſe (€.) 
des Gem.Ausſchuſſes aud) aus Zwecknäßigkeits— 
riidjichten abgetindert werden können. 

Die einzelnen dem felbftindigen 
BWirtungstreife dex Gemeinde überwieſe— 
nen Wurgaben find teils wirtfchaftlidjer, teils 
obrigfeitl, Natur; die letzteren gehören iiberwie- 
gend dem Gebiete der Polizei, jum geringeren Teil 
Jenem der Gerichtsbarleit an. 

Es muh jedoch beachtet werden, dah die Gem. 
O. jelbjt cinericits unter dem Ausdrud Polizei 
keineswegs bloß obrigfeitl. Funktionen, fondern 
auch gemeinwirtſchaftl. Maßregeln begreifen und 
anderſeits dort, wo fie bloß von der ,,Sorge” fiir 
beftimmte Verwaltungszwede fpreden, nicht allein 
wirtſchaſtl. Borfehrungen fondern auch die polizeil. 
Tiitigfeit im Auge haben. Die Angelegenheiten des 
jelbjtandigen Wirfungstreijes find im cingelnen: 

1. die Verwaltung des Gemeindevermi- 
qens jj. Urt. „Selbſtverwaltung“) und der auf den 
Wem.=Verband fic) beziehenden Angelegenheiten; 

2. die Sorge fiir die Sicherheit der Perſon 
und des Cigentumes (ſ. unten C.); 

3. die Sorge fiir die Erhaltung der Gem.— 
Strahen, -Wege, -Plätze, -—Briiden jowie fiir die 
Sicherheit u. Leichtigfeit des Berkehres auf Stra- 
fen u. Gewäſſern (j. Art. „Wegerecht“); 

4. die Flurpolizet (7. Wet. arch ak 

5. die Lebensmittelpolizgei und die Uberiwa- 
dung des Marftverfehres, insbef. die Aufſicht auj 
Mak u. Gewidt (f. Urt. „Marltweſen“); 

6. Die Geſundheitspolizei (ſ. Art. „Sanitäts⸗ 
weſen“ und aud) unten bei IV.); 

' J, die Gefindes u. Arbeiterpolizei und die 
Handhabung der Dienjthotenordnung (ſ. Art. 
„Dienſtbotenrecht“); 
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8. die Sittenpoligei (j. diefen Urt.); 

9. das Armenwwejen und die Sorge fiir dic 
Gem. = Wobhltitigfeitsanjtalten (j. Art. „Armen- 
pjlege’*); 

10. die Baus u. Feuerpolizei (j. die rt. 
„Bauweſen B.“ und „Feuerpolizei“); 

11. die Einflußnahme auf die von der Gem. 
erhaltenen Mittelfdulen nad) Maßgabe der died 
jallS bejtehenden bejonderen Geſetze; 

12. jene bag or gsr des Volksſchul— 
wefens (j. dieſen Art.), welche der Gem. durch be 
jondere Gejepe zugewieſen find; 

13. der Vergleichs verſuch zwiſchen jtreiten- 
den Parteien durch aus der Gem. gewählte Ver— 
trauengsminner (niber geregelt durch Geſetz 21 1X 
69, M. 150, über die Exjordernifje der Exekutions— 
jibigfeit der vor Vertrauensminnern aus der Gem. 
abgeſchloſſenen Bergleidje und fiber die von den— 
ſelben zu entridjtenden Webiihren, und durch Vans 
desgeſetze über Gem.-Vermittlungsamter in Böh— 
men, Bukow., Dalm., Wal, Kärnten, Krain, N. 
O., O. O., Schleſien, Vorarlb. Uber die geringen 
Erjolge dieſer Geſetze vgl. Schmid in B. 3. 91, 
S. 7 if.) Der böhm. L. T. beſchloß im J. 1902 
eine Reſolution, mit welcher die Regierung auf— 
gefordert wird, in einer wh agg die Grund⸗ 
jibe aufguftellen, durch welde der Wirkungskreis 
der Vermittlungsimter erweitert und eine erjolg: 
reichere re Derjelben gejichert wiirde; 

14. bie Bornahme freiwilliger Feilbietun- 
gen (jf. dort) bewegl. Sachen. Jn den meijten Lane 
dern (Ausnahme Kärnten) bewilligt der Gem.Vor— 
iteber felbjt die Feilbietung; iiberall obliegt ibm, 
für die genaue Erfüllung der bejtehenden Vorjdrij- 
ten gu forgen. Riicfichtlich der fiir die E. der Frage, 
ob die gu verſteigernde Gache beweglich oder un- 
beweglich ijt, mapgebenden Womente val. Bud- 
winski 10254, ferner E. M. J. 3 LSS, 4. 19341, 
in B. 3. 85. Die Kompetens der Gem.-Organe tritt 
aud) ein im alle des öffentl. Verlaufes der Ware 
nad) Art. 343 H. G. (Budwinsfi 7381, Hye-Hu- 
qelmann 755). Die Vornahme freiwilliger verjtei- 
gerungSweijer Verpachtung unbewegl. Sachen ſteht 
der Gem., foweit fie ihr nicht (wie in Rrain) aus— 
driidlich zugewieſen ijt, nidt gu (vgl. B. 8. 1889, 
S= ss) 
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Nad) der vorherrſchenden Meinung ijt diefe 
YUufzahlung der Gegenftiinde des ſelbſtändigen Wir- 
fung8freijes als eine tarative anzuſehen und dem 
wird aud), joweit es fid) wm obrigfeitl Funk— 
tionen handelt, zuzuſtimmen fein. Im iibrigen je- 
dod) ericheint es nicht ausgeſchloſſen, daß ſich dic 
Gem. aud) in Ungelegenheiten, welche nicht aus 
driidlic) ihrem Wirkungskreiſe zugewieſen find, be— 
titigt. Dieſe Tätigkeit fann, injolange fie den 
bejtehenden Geſetzen nicht zuwiderläuft, nicht bean- 
itiindet werden. Die Wem. hat insbeſ. auc) das 
Recht der freien Meinungsäußerung in öffentl. An— 
gelegenheiten in der geſetzlich ftatthaften Form 
Alter 82; f. auch die in B. 8. Jahrg. 87, S. 78 f., 
ntitgeteilten E. des R. G.; anderfeits vgl. Bud- 
wingfi 11707). 

C. Da die wirtſchaftl. Aufgaben der Gem. 
in dem Art. ,,Selbjtverwaltung” und die eingelnen 
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Rweige der Ortspolizei in befonderen Art. behan- 
delt werden, fo erübrigt bier, die Amtsbefugniſſe 
und die Verpflichtungen der Gem. und ibrer Or- 
gane im Webiete der Ortspolizei im allg. zur 
Sprache zu bringen. 

1. Die Handhabung der Ortspolizei obliegt 
dem Gemeindevorſteher (es können jedoch be— 
ſtimmte Geſchäfte der Ortspolizei in einzelnen Gem. 
aus Staatsrückſichten beſonderen l. f. Organen 
im Wege des i ob zugewieſen werden). Der 
Gem.Vorſteher ijt berechtigt u. verpjlichtet, die er— 
forderl. Verfügungen innerhalb der gefegl. Grengen 
nach freiem ——— von Amts wegen su treffen. 
Für den Fall der Nichtbefolgung einer Verfügung 
fann er, wenn es fic) um eine unaufſchiebbare Maß— 
regel handelt, eine Geldſtraſe (in der Regel bis 
au 10 fl; in Böhmen bis 5, in Dalm. bis 20, in 
N. O bis 2 fl.) oder eine Urrejtitraje (in den 
meijten Ländern nur fiir den Fall dev Uncinbring= 
lidjfeit der Geldjtrafe u. gw. einen Tag Arreſt fiir 
je 5 fl.) androben. Andere Zwangsmittel fann der 
Gem.Vorſteher nur infoweit anwenden, als jie in 
bejonderen Geſetzen fiit bejtimmte Fille vorgejehen 
find; ſonſt muß er fic) an die polit. Behörde um 
Bewilligung der Exefution wenden. (Kaif. B. 20 IV 
54, R. 96, Budwinsfi 13220.) Die wirkliche Ver— 
hiingung einer vom Gem.-Vorjteher angedrohten 
Weldjtrate (eventuell Urreftitrafe im Palle der Un— 
einbringlichteit; val. aud) B. 8. 1870, S. 155) ere 
folgt auy Grund eines Erfenntnijjes des fog. Wem.- 
Straffenates u. zw. im übertragenen Wirfungstreije 
(ſ. unten); nad der bihm. Gem. O. fann in drin— 
— Fallen aud) der Gem.Vorſteher ſelbſt die 

eldbuße verhingen. Ausgedehntere Befugnifie find 
dem Gem.«Vorſteher (insbef. durd) die böhm. und 
gal. Gem. ©.) fiir den Fall von Slementarereig- 
nifjen, 4. B. Feuersbriinjten oder Hochwäſſern, wie 
iiberh. von pliglichen Ungliidsfaillen eingeräumt; 
namentlich fomint ihm gu, in foldjen Fällen jedes 
dazu tauglicde Gem.-Mitglied und felbjt Frembde 
jur Leijtung von Notarbeiten gu verhalten. Qn 
allen Fallen, wo bloß ortspolizeil. Vorfehrungen 
nicht ausreidjen oder wo zur Abwendung von Ge— 
fahren die Kräfte der Gem. nicht auslangen, hat 
der Gem.-Vorjteher unverzüglich die AUngeige an 
die polit. Behörde zu erjtatten. 

2. Beidwerdeinftanzen. Der Gemeinde— 
ausſchuß ijt in Sachen der Handhabung der Orts- 
polizei Aufſichtsorgan und in den meijten Ländern 
aud) Beſchwerdeinſtanz. Eine Verfügung, d. i. eine 
im fonfreten Falle ergangene Anordnung des Gem. 
Vorjtehers, fann der Gem.Ausſchuß in der Regel 
nur aus Anlaß einer Beſchwerde (nach § 39 n.d. 
Wem. OD. aber aud) von Amts wegen) ablindern 
oder aufheben. Für die Einbringung einer folchen 
Beſchwerde fegen einige Gem. O. eine Falljrijt von 
14 Tagen, geredynet vom Tage det Berjtiindigung, 
fejt. In Steterm. enticheidet iiber Beſchwerden Re— 
furje) gegen ortspolizeil. Verfügungen des Gem.- 
Vorjtehers die polit. Bezirksbehörde. Auch 
in den anderen Kronländern ijt neben der Bee 
ſchwerde an den Gem.Ausſchuß die Beſchwerde 
an die polit. Bezirksbehörde zugelaſſen, jedoch nur 
inſoweit, als behauptet wird, daß durch die Ver— 
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fügung cin Geſetz verlept oder jeblerhajt angewendet 
wurde, während Fragen des freien Ermeſſens der 
Nudifatur der polit. Behirde entzogen find. Daf 
Die Beſchwerde an die letztere auperdem auch dann 
ausgeſchloſſen ijt, wenn die Berjiiqung des Gem.— 
Vorſtehers auf einen Beſchluß des Gem.⸗Ausſchuſſes 
geqriindet ijt, gegen weldjen nur die Berufung an 
den Landes⸗ (Bezirts⸗) Ausſchuß Blap greift, fommt 
hier nicht in Betradt, da die poligzeil. Verfiigungen 
des Gem.-Vorjtehers nicht in Ausführung von fon- 
frete Fille betrefjenden Beſchlüſſen des Gem.Aus— 
ſchuſſes ergehen (jf. aud) bei II. Staatsaufſicht). 

&. des Gem.Ausſchuſſes in Ortspolizeiſachen 
finnen mittels Refurs (dazu Budwinsfi 9186, 
12571, 13945) an den Bezirksausſchuß und 
im weiteren Anjtangenguge an den) Landesaus- 
ſchuß angefodjten werden; der Refurs muß binnen 
der vom Tage der Verſtändigung laujenden Fall- 
frijt von 14 Tagen (Budwinsfi 12652, 13576, 
13707) beim Gem.-Borjteher, eingebradt werden; 
ausnahmsweiſe (Bufow., N. O.) fann die Einbrin— 
gung aud) unmittelbar beim L. A. geſchehen. 

3. Neben den obrigkeitl. Funktionen fällt dem 
Gem.⸗Ausſchuſſe in Bezug auf die Ortspolizei auch 
eine wirtſchaftl. Aufgabe gu, beſtehend in der Ver— 
pjlichtung, fiir die Anjtalten u. Einrichtungen, welche 
jur Handhabung der Ortspolizei erforderlich find, 
die nétigen Geldmittel zu bewilligen. Diefe Ver— 
pflichtung fommt bier in Betracht wegen der ſich 
an fie knuͤpfenden Verantwortlichkert. Das Ge— 
ſetz erllärt im allg. den Gem.Ausſchuß fiir jede 
ihm in dieſer Beziehung gut Lajt fallende Unter- 
lajjung verantwortlich. Abgeſehen von dem Falle 
eines gefepiwidrigen, ſchuldbaren Vorgehens feitens 
eingelner oder aller Witglieder des Gem.Aus— 
ſchuſſes wird dieje Verantwortlichkeit feitens jener 
Behörden, welche die Aufſicht über die Wem. füh— 
ren, mittelé einer im Rahmen des Aufſichtsrechtes 
zuläſſigen Mafregel aur Geltung ju bringen jein, 
insbeſ. mittels Auflöſung der Gent.<Vertretung. 
Trifft die Verantwortung ein Mitglied des Vor— 
jtandes, fo fann dieſes vom Landes: | Besirfs-) Mus- 
ſchuſſe mit einer Ordnungsſtrafe (in der Regel hich: 
jtens 20 FL, in mehreren Kronländern bis 100 fl. 
belegt werden. Diefe Disgiplinarjtrafe fann gegen 
Mitglieder de3 Vorſtandes wegen Verlegung 
der ifnen in den Geſchäften des ſelbſtän— 
digen BWirfungsfreifes obliegendenpPflich— 
ten überhaupt angewendet werden; bei grober 
Verlepung oder fortdauernder Vernachläſſigung die- 
jer Pflichten tritt die Amtsentſetzung ein, welde 
von ber polit. Landesitelle im Einverſtändniſſe mit 
dem L. A. (Bezirksausſchuſſe) verfügt wird (in 
Wal. mug die Suspendierung vom Amte durch die 
polit. Bezirksbehörde auf Antrag des Bezirksaus— 
ſchuſſes vorangehen). Beſteht die dem Gemeinde— 
ausſchufſe zur Laſt fallende Unterlaſſung darin, 
daß er verabſäumt oder verweigert hat, eine der 
Wem. qej Oana obliegende Leijtung oder Verpflich⸗ 
tung 3u erfüllen, fo hat die polit. Bezirksbehörde 
(bea. Landesftelle) auf Koſten u. Gefahr der Gem, 
die erforderl. Abhilſe zu trefjen (nach einigen Wem. 
©. hat fie fich vorerjt mit dem L. A. bezw. Bezirks— 
ausſchuſſe ing Einvernehmen zu fegen; auc) dem 
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L. A. felbjt fteht in einigen Ländern das gleiche 
Recht der Abhilfe gu, ſelbſtverſtändlich nur in An— 
gelegenbeiten des jelbjtindigen Wirkungskreiſes, 
ſpeziell der Ortspolizei, von welder hier eben die 
Rede ijt. Vogl. aud) ,,Gemeinden A. IT.” die Ge— 
fepe iiber Swangsumlagen). Nac) dem bohm. Ge— 
jepe 14193, & 11 (§ 14, 3. Abſ.), ijt in dem 
Palle, dak die Bewirtidajtung der Gem. (Ort- 
ſchafts⸗ Walder dauernd vernadjliffigt wurde, fo 
daß daraus die Gefahr einer Waldverwiijtung ent- 
jteben finnte, der Begirfsausjdhup, wenn die Wem.- 
(Ortichajts-) Vertretung trop der an fie ergangenen 
Aufforderung nicht Abhilfe trifft, berechtiqt, nach 
—— Einvernehmen mit der polit. Bezirke— 
ehirde aur Berwaltung der Wem.= (Ortſchafts- 
Walder ein anderes Organ (den Waldjequeiter) 
auf Koſten der Gem. (Ortichaft) au bejtellen. 

Die böhm. und gal. Gem. O. jtatuieren eine 
befondere Gaftung der Gemeinde als folder 
in allen Fällen, wo durch Vernachläſſigung der ibr 
(dem Gem.-Ausſchuſſe) begiiqlid) dex Ortspolizei 
oblieqenden Verpflidjtungen jemand zu Schaden 
kommt. Hier wird aljo zunächſt die Gem. ſelbſt fiir 
ein Verſchulden ihrer Bertretung haftbar (erjag- 
pflichtig). Insbeſ. ijt fie fiir Den innerhalb ihrer 
Grenzen durch eine mit Zuſammenrottung veriibte 
öffentl. Gewalttitigteit entitandenen Schaden dent 
Beſchädigten Erſatz zu leijten verbunden, wenn cin 
Titer nicht jujtande gebracht wird und der Gem. 
(ihren Organen) eine Vernachläſſigung in Betreff 
der Berhinderung dicjer Gerwalttdigteit zur Lajt 
fällt. Das Erfenntnis iiber die Verpflidtung 
sum Erfage ijt von der polit. Begirfsbehirde nach 
vorliufiger Einvernahme des Bezirksausſchuſſes ju 
fällen. Wird cin Cinverjtindnis iiber das Maß 
der Entihadiqung nicht erzielt, fo entſcheiden 
dariiber die ordentl. Geridte. 

ILL. Die Gem.Autonomie, d. i. das Recht, 
abjtrafte Normen auf Grund und innerhalb der 
Geſetze des Staates feitzujepen, jteht der Gem. ſo— 
wohl in Richtung auf die wirtſchaftl. Angelegen— 
heiten ded felbjtindigen Wirkungskreiſes als auch 
im Gebiete der Ortspolizei gu. Wn diejer Stelle 
ijt nur von den ortSpolizeilidjen autonomen Sat- 
jungen gu handeln. Der Gem.Ausſchuß fann inners * 

alb der bejtehenden: Gefege ortspolizeiliche, fiir 
den Umiang der Gem. giiltiqe Vorſchriften er- 
lajien und gegen die Nichtbefolgung diejer Vor— 
ſchriften cine Geldjtraje oder eine Urrejtitrafe (fiir 
den Fall der Yahlungsunfihigteit) androhen. Das 
Maximum der zuläſſigen Geldftraje ijt zumeiſt mit 
10 fl. (in Gal. 8, Dalm. 20, N. O. 25, Iſtrien 
50 fl.) jeitqelept und dem entipricht aud) das Maxi— 
mum der Arreſtſtrafe (ein Taq fiir je 5 A ws 

Durch Normen dieſer Wrt finnen Beſchrän— 
fungen ſowohl in Riidficht der natürl. Handlungs— 
freiheit des einzelnen, alg in Rückſicht der Aus— 
übung von Privatrechten ſtatuiert werden. Es liegt 
jedoch im Weſen des Rechtsſtaates, daß Beſchrän⸗— 
tungen der letzteren Art nicht über das im Geſe 
vorgeſehene Maß hinausgehen dürſen und da 
darum aud) die autonome Sapung fic) dieSfalls nur 
innerhalb de8 Rahmens einer ſpeziellen gefesl. 
Ermächtigung bewegen darf. Auf folden Gebieten 
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der OrtSpolizei aber, welche geſetzl. Reqelung ge- 
junden haben, bildet iiberh. dad im Gefeg jtatuierte 
Mah der Beſchränkung des eingelnen cine Grenze, 
über welche auc) die autonome Sagung nicht bine 
ausgehen darj, ſofern nidt auch hier eine fpegielle 
Ermãchtigung hiezu im Gejege ſelbſt ausgeſprochen 
ijt (die Zuläſſigleit von adminiſtrativen Beſchrän— 
fungen der individuellen Rechtsſphäre auf Grund 
von V. des Gem.Ausſchuſſes ijt darum in Ange— 
legenheiten, welche im Wege der Geſetzgebung ge— 
regelt wurden, im allg. als ausgeſchloſſen anzu— 
feben, vgl. Budwinski 832, aud) 4398). Das Ver— 
ordnungsred)t des Gem.⸗Ausſchuſſes ijt ferner jtrift 
auf das ortspolizeil. Gebiet beſchränkt; durch 
dasſelbe finnen darum feine neuen Beſchränkun— 
en des eingelnen ftatuiert werden, welche in ihrem 

jolge auf ein Gebiet hiniiberfpielen wiirden, das 
pai ms alb des Bereiches der —— liegt. Daß 
es ſich bei einer bejtimmten V. um Wahrung örtl. 
Intereſſen handelt, deren Wahrnehmung der Gem. 
im ſelbſtändigen Wirkungskreiſe obliegt, genügt 
nicht, um dic Kompetenz des Gem.-Ausſchuſſes zu 
begründen; es darf auch der abſtrakte Bejehl (das 
Verbot) ſelbſt ſeinem Inhalte nach ſich nicht als 
cine außerhalb dieſes Wirkungskreiſes liegende Maß⸗ 
regel darſtellen (vgl. Budwinsfi 1042, 4511). End⸗ 
lid) darf der Gem.-Ausſchuß auch da, wo es ſich 
um die Ausführung beſtehender Vorſchrif— 
ten durch den Gem.Vorſteher handelt, nicht durch 
Erlaſſung allg. Verhaltungsnormen der injtang- 
mäßigen E. vorgreifen, welche er im Falle einer Be— 
ſchwerde gegen die a des Gem.-Vorjtehers 
zu treffen bat Me aud) Art. „Feuerpolizei“). 

IV. Die Mitwirkung bei Staatsgeſchäften, 
weldje der Gem. im iibertragenen Wirkungskreiſe 
durch Geſetz überwieſen ijt, obliegt dem Wem.-Bor- 
jteher, welder dieſe Geſchäfte in der durd) das 
Gejep oder die Behörde vorgezeichneten Weiſe gu 
vollziehen hat. Wird die Art dex Musfiihrung der 
Gem. iiberlajjen, fo ijt fie durch Beſchluß des Gem.- 
Ausſchuſſes feitgujegpen, an welche der Gem.Vor— 
jteber gebunden ijt; in dringenden Fallen fann 
jedod) lepterer aud) nad) eigenem Ermeſſen han- 
deln, muß aber allerdings unverzüglich die nachträgl. 
Genehmigung de3 Gem. Ausſchuſſes fic) erwirken. 

Dem iibertragenen Wirfungsfreife gehören 
insbeſ. ſolgende Geſchäfte an: 

1. Die Durchführung der Gem.Vertretungs— 
wahlen ſowie das Geſchäft der Vorbereitung even— 
tuell Vornahme der Wahlen zu anderen autonomen 
Vertretungslörpern (vgl. Budwinski 2132, 3378, 
3760, 569 und die Wahlordnungen; rüchkſichtlich der 
RKonjtituierung der Gem.⸗Vertretung vgl. aud) Bud- 
winsfi 9555) und die Berjajfung der Wählerver— 
jeichnijfe fiir die Reichsrats- u. Landtagswablen. 

2, Die Ausjertiqunug von Heimatjideinen 
{$$ 33 u. 34 Heimatgefeg). 

3. Die Vornahme des ſchriftl. Mufqebotes mit= 
tels Anſchlages bei Bivilehen nad) § 5 Gefeg 25 V 
68, R. 47. 

4. In den Orten, wo fich ftaatl. Polizeibehör— 
den nicht befinden, handhabt der Gem.- Vorjteher 
unter der Aufſicht u. Leitung der polit. Bezirks— 
behirde das Meldewefen (ſ. dort), infojern nicht 
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die unmittelbare Handhabung desielben durch die 
polit. Behörde in dem einen oder anderen Falle fiir 
notwendig befunden wird (§ 2 B. ded M. J. und 
det oberjten Polizeibehörde 15 11 57, R. 33). 

5. Den Gem.-Ymtern, welchen nidt ſchon nad) 
dem Gefepe ſelbſt die Beforgung der Volkszäh— 
lung obliegt, fowie aud) den Gutsgebicten * 
von der polit. Landesbehörde die vollſtändige Be— 
ſorgung dieſes Geſchäftes übertragen werden. In 
allen Fallen haben die Ortsgemeinden u. Gutsgebiete 
in der Weiſe mitzuwirken, dah fie die Zablung 
für jede gu ihrem Gebiete gehörige Ortſchaft, jedoch 
mit Ausſchluß der Orta= u. Gem.UÜberſicht, vor- 
junehmen baben (§ 12 Geſetz 29 111 69, R. 67). 

6. Die Numerierung eines nod nicht nu- 
merierten Haujes darf nur iiber Verfügung des 
Wem.sVorjtehers gegen Exjtattung der Anzeige an 
die polit. Bezirksbehörde vorgenommen werden. 
Dein Gem.-Vorjteher obliegt die Uberwachung der 
genauen Befolgung der Beſtimmungen der $$ 1-9 
des git. Geſetzes (Vorbereitungen zur Volkszahlung, 
ingbej. Numerierung der Wohngebäude u. Anbrin- 
gung von Ortſchaftstafeln, § 10 eod.). Bal. nebjt- 
dem Budwinsfi 9449. 

7. Schubweſen. a) Die Vem. find verpflich— 
tet, die ihnen in der Cigenidaft als Schubjtationen 
iibertragenen Geſchäfte zu beforgen ($$ 10 u. 11 
Geſetz 27 VIL71, R. 8s, ſ. Urt. „Schubweſen'“). 

) Durch die Landesgefepgebung fann aud) 
jolden Gem., welden nicht die Führung der 
polit. Amtsgeſchafte oblieqt, die Fällung von Schub⸗ 
erkenntniſſen im übertragenen Wirkungskreiſe zuge 
wieſen werden (§ 6 eod.; ſolche Landesgeſetze wur- 
den erlafjen in Mähren, N. 0. Geſetz 15 XII71, 
L. 43; O. O. Geſetz 28173, 2. 15; Steierm. Ge- 
jep 15 XII 71, 2. 1 ex 1872; Kärnten Geſetz 17 1X 
99, L. 22, — die Landesregierung in Kärnten fann 
im Ginvernehmen mit dem &. YW. die Fällung von 
Schuberfenntnifjen eingelnen Gem. einräumen; — 
Schleſien Geſetz S173, L. 3). 

8. Die Ausübung des Strafrechtes ſeitens 
der Gem.-Organe ſowohl im Gebiete der Orts- 
polizei als auch in allen anderen Gebicten der Gem. 
Verwaltung 8 im übertragenen Wirkungs— 
kreiſe (ogl. M. J. &V 68, 3. 5133, V. 3. Jahrg. 
1868, ©. 147). Uber die Organe ſ. „Gemein— 
den A. VIL” und Art. ,,Selbjtverwaltung’. Bee 
ſchwerden gegen Strajerfenntnifie gehen an die polit. 
Bezirksbehörde, welcher ſolche Erkenntniſſe zur vor— 
— Prüfung u. Beſtätigung dann vorzu— 

gen ſind, wenn ſie Geiſtliche oder Seelſorger an— 
erfannter Religionsbefenntnijje, öffentl. Lehrer, 
Staats- oder Landesbeamte in altiver Dienitlei- 
jtung, Mitglieder des Reichsrates oder L. T., oder 
die mit Viriljtimmen im Gem.Ausſchuſſe vertre- 
tenen Perjonen betreffen (Böhmen § 65, ähnlich: 
Wal. § 61). 

9. Der Gemeindevorſteher ijt verpflich— 
tet, Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes, 
weldje nach feinem Eradjten den Wirfungsfreis des 
Ausſchuſſes iiberidreiten oder gegen die bejteben- 
den Geſetze verſtoßen, he jiftteren und die E. 
der Frage, ob der Beſchluß volljogen werden fann 
oder nicht, von der polit. Bezirklsbehörde einzuholen. 
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Da zunächſt die polit. Behirden berufen jind, das 
ſtaatl. Auſſichtsrecht zu iiben, ftellt ſich dieſe vor- 
läufige Siſtierung als eine Unterſtützung der polit. 
Behörde dar, ſomit als ein Geſchäft des übertra— 
genen Wirkungskreiſes M. J. 7V 87, 3. 6218, 
V. 8. Jahrg. 1870, S. 127). 

10. Die Verteilung der geſundheitspo— 
lizeil. Agenden zwiſchen der Staats- und der 
Gem.-Verwaltung ijt nad dem Geſetz 301V 70, 
R. 6S, gu beurtetlen, welches in § 3 die in den 
jelbjtiindigen Wirfungstreis der Gem. fallenden 
Maßnahmen aufzählt (allerdings nur demonjtrativ 
und nidt tarativ, Budwinsfi 1485, 1798), wiih: 
tend in § 4 sub ag jene Ungelegenbeiten be- 
— ſind, welche die Gem. im iibertragenen Wir— 

ngsfreije gu beforgen hat (der Gejeggebung ijt 
vorbehalten, auc) noc) andere Gegenſtände des Sa- 
nitätsweſens diejem Wirfungsfreije zuzuweiſen; ſ. 
Art. ,,Sanititswefen”). 

Nac Geſetz 27 X 68, L. 38, gehören die Kur— 
angelegenheiten der Kurorte Karlsbad, Marienbad, 
Franzensbad u. Teplip-Schinau dem iibertragenen 
Wirkungskreiſe an. 

11. Uber die Verpflichtungen der Gem. in 
Caden der Militireinquartierung ſ. Wrt. 
Quartierlaſt“. 

12. Der Gem.Vorſteher hat das Verzeichnis 
der Stellungspilidtiqen gu fiibren, welche in 
der betrejjenden Gem. heimatberedtigt find oder, 
weil jie daſelbſt ibren ſtändigen Aufenthalt haben, 
jid) bet ibm melden. Er ijt für die Richtigkeit der 
von ihm abverlangten Bebelie zu den Stellungs- 
lijten verantiwortlic) und hat innerhalb feines Wir- 
fungsfreijes die polit. Behirde bei allen yur Durd)- 
führung der Stellung erjorderl. Umtshandlungen 
zu unteritiipen. Er haftet aud) fiir bie Identität der 
Borgefiihrien ($$ 35, 36 tig 11 1V 89, R. 41). 
Tie Wem. hat die Koſten der Reife des Gem.Vor— 
jtebers und des amtl. Bealeiters der Stellungspflich— 
tigen 3u bejtreiten (ibid. § 43, f. Art. „Heerweſen“). 

13. Die Sturmrollen, in welchen die land- 
jturmpflichtigen Berjonen vergeichnet werden, find 
von den Gem.Vorſtänden unter Mitwirfung der 
Matrikenführer angulegen und evident zu balten 
(§ 9 Geſetz 6 VI 86, R. 90, und B. des LV. M. 191 
87, R. 5, und Geſetz 10 V 94, R.83, „Landſturm“). 

14. Dem Gem.-Vorjteber obliegt die Mitwir- 
fung bei der Einreihung der Stellungspflictigen 
in dic Tarflaffen (§ 8 Geſetz 13 VI 80, KR. 70, 
j. Urt. ,, Militdrtare’), 

15. Die Gem. hat fiir die Deckung des Pferde— 
bedarfes in WMobilijierungsjillen gu jorgen Geſetz 
161V 73, R. 77). 

16. Der Gem.-Vorjteber fertigt Beſtätigun— 
qen aus fiber den Bejig der Cifenbahn- 
qrundjtiide und der damit verbundenen Rechte 
jum Swede der Anlequng der Cifenbahnbiicer, 
vorausgefept, daß der Erwerb nicht im Expropria- 
tionswege erfolgte (§ 19 Geſetz 19 V 74, R. 70). 
Tagegen fann ſonſt die Gem. nicht verhalten werden, 
amtl. Zeugniſſe über Beſitztümer auszujtellen (Ml. 
3. 28 I 73, 8. 18769 ex 1872, B. 8. VI, S. 151). 

17. Gemäß § 88 Geſetz 1VIII 95, R. 113, 
wird im Verordnungswege beſtimmt, inwieweit im 
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uſtellungen durch Vermittlung des Gem.-Bor- 
tehers oder der Geſchäftsführer ausgeſchiedener 
Wutégebiete bewirft werden finnen. Wird eine 
folde Mitwirkung in Anſpruch genommen, fo ijt, 
fofern es fic) nicht um Gem. mit eigenem Statut 
hanbdelt, die Außerung des L. A. eingubolen. S. 
aud) $$ 104—111 desſelben Geſetzes. Gleiches gilt 
bezüglich der Sujtellungen in Angelegenheiten * 
Gerichtsbarkeit außer Streitſachen Geſetz 2XIOG, 
R. 217). Val. jedoch auch Budwinsti 10412. 

Der Gem.-Vorjteher wirft mit bei der Anle— 
gung der Geſchworenenliſten nad §§ 5—8 u. 14 
u. 16 Geſetz 23 V 73, R. 121. Befondere Vorſchrif⸗ 
ten enthalten 88 79 u. 80 Str. P. O. 

18. Bur Schätzung u. Feilbietung be- 
wegl. Saden finnen feitens der Geridtsbebirden 
aud) die Gem.Vorſteher verwendet werden (§ 270 
faij. 8.9 VIII 54, #.208, und M. J. 24186, 8.818). 

19. Dem Gem.-Vorjteher obliegt die Befannt- 
machung der Ungjeigen iiber gefundene Sachen 
(8 390 a. b. G. B., ſ. Vert. „Fundſachen“). 

20. Zur Einziehung der behufs Prüfung der 
Erwerbſteuererklärungen erforderl. Nachrichten kann 
der Vorſitzende der Erwerbjteuerfommifjion die Mit⸗ 
wirkung des Gem.Vorſtehers in Anſpruch nehmen. 
Das gleiche Recht haben die Steuerbehörden bei 
der ihnen nad) §§ 199, 200 u. 206 obliegenden 
Amtshandlungen rückſichtlich der Perjonaleinfom- 
menjteucr (SS 43 u. 44 bezw. 207 Geſetz 25 X 96, 
R. 220), 

Mach § 128 Gem. G. 17 IIL 49, R. 170, gehörte 
aud) die Einhebung u. Abfuhr der direften 
Steucrn gu dem iibertragenen Wirfungstreije 
der Gem. Noch unter der Wirkfamfeit der neuen 
Wem. ©., weldje cine ſolche Bejtimmung nicht ent- 
halten, wurde dieſe Verpflichtung der Gem. lange 
Heit al8 fortbejtehend angefehen und tatſächlich he- 
ben bis jest zumeiſt die Gem. die Steuern ein. 
Dak jedoch nach dem dermaligen Stande der Ge- 
fegebung eine Berpflicjtung der Gem. zur Steuer- 
—— nicht beſteht, wurde ausgeſprochen mit 
E. des V. G.: Budwinski 1696, 1727, 4331, 5034, 
8268; es ijt Darum der Gem.-Borjteher, wenn er 
im Wuftrage einer [. f. Behörde bei der Einhebung 
der Steucr tatſächlich mitwirft, als ſtaatliches, nicht 
aber al8 Wem.-Drgan angufehen, und ed ijt die 
Wem. auf Grund der Gem. ©. für die durd eine 
mangelhafte Geſchäftsgebarung der Wem.-Organe 
veranlaften Schäden nicht haftungs-⸗ u. erſatzpflich⸗ 
tig. Ebenfowenig gehört die Cinhebung der Bezirks— 
umlagen in den tibertragenen Wirfungstreis der 
Sem. (Budwinski 435). Der Rechtsanidauung des 
V. G. tritt entgegen: Ojenheim, Staat und Gem. 
90; val. dagu Meyer in V. 8. 90, S. 201, Liebs 
ſcher ebenda, ferner Brazaf a. a. O. S. 441. 

In dem oben erwähnten Erfenntnifie Nr. 1696 
(vom 3. 1883) ijt der B. G. davon ausgegangen, 
daß die aus der tatfichl. Beforqung der Steuer- 
einbebung durd) den Gem.-BVorjteher entipringen- 
den Stritte auf den Zivilrechtsweg gehören. Dem 
entgegen hat der V. G. feither ausgeſprochen, daz 
aur ©. fiber die Haftung des Gem.-Borjtehers fiir 
die Ubfubr eingehobener Steuern an die Staaté- 


se BVerjahren in biirgerl. Rechtsftreitigteiten 
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fajje die ſtaatl. Berwaltungsbehirden fompetent 
jind Budwinski 5034). Neuerer Heit (1896) hat 
aud) das R. G. die Kompetenz der 1. f. polit. Be- 
hörden anerfannt (HMye=Hugelmann 769). 


Il. Die Staatsauffidt. 

J. Allgemeines. Die pringipielle Sonderung 
der den Sel —— überwieſenen Ge⸗ 
ſchäfte von den Aufgaben der Staatsverwaltung 
findet ihren letzten Wusdruct in der die geſetzl. Re— 
gelung des Aufſichtsrechtes der Staatsregierung 

eherrſchenden Tendenz, die Regierung von der 
unmittelbaren pofitiven und ſachl. Cinflufnabme 
auf die Beforgung der in den felbjtindigen Wir- 
fungfreis der Gem. gehirenden WUngeleqenheiten 
möglichſt fernjubalten. Das Recht der Regierung 
joll im alla. nicht weiter gehen als nötig tit, um 
Stirungen der Rechtsordnung leinſchließlich der 
geſetzl. Abgrenzung des Hem.-Wirfungstreties) fei- 
tens der Organe der Gem. abzuwehren. Die cigentl. 
Beriwaltungsfontrolle, weldje dahin gerichtet ijt, dak 
die Organe der Verwaltung ihre Aufgaben voll- 
ſtändig, ſachgemäß und obne ungerechtſertigte Ver— 
letzung der individuellen Intereſſen vollziehen, iſt 
der — HET im allg. entzogen. Eine Kon— 
trolle dieſer Art iſt allerdings auch gegenüber der 
Gem. unerläßlich, es gilt jedoch als Poſtulat der 
Selbſtverwaltung, daß dieſe Aufſicht auch nur 
durch Organe von Selbſtverwaltungskör— 
pern geführt werde. Dieſen Organen L. T. bezw. 
L. A. und Bezirksvertretung bezw. B. A.) iſt darum 
nicht nur die in beſtimmte geſetzl. Grenzen gewie— 
ſene Aufſicht über die Angelegenheiten des Wem.- 
Haushaltes (j. Art. ,,Selbjtverwaltung’’), ſondern 
in der Regel auch die inſtanzmäßige E. über Beru— 
fungen gegen Beſchlüſſe dee Gem.Ausſchuſſes in 
allen der Gem. „nicht vom CStaate iibertragenen 
Ungelegenheiten” ſowie auch ein gewiffer von YWmts 
wegen zu iibender Einfluß auf die Beforqung dieſer 
Angelegenheiten (vgl. insbeſ. n.-6. Geſetz 6V 88, 
L. 33; f. aud) Art. „Wegerecht“) zugewieſen. Wuch 
das Disziplinarrecht gegentiber den Mitgliedern des 
Gem.-Vorjtandes, welde ihre Pflichten in den Wee 
ſchäften des felbjtindigen Wirkungskreiſes verlepen, 
wird entweder unmittelbar von Organen der hiberen 
Selbjtverwaltungstirper oder dod unter Mitwirtung 
derjelben ausgeübt (f. oben „J. Wirfungstreis”). 

—— iſt das Prinzip, daß das Aufſichts— 
recht der Regierung bloß auf Hintanhaltung von 
Verletzungen der Rechtsordnung gerichtet ſein ſoll, 
nicht bis zur letzten Konſequenz durchgeführt, es 
iſt vielmehr den Regierungsorganen nebjtdem nicht 
nur eine beſtimmte, igh or abgegrengte Ingerenz 
auf die Erjiillung der Obliegenheiten der Gem., 
jondern aud), freilid) nur ausnahmsweiſe, die ine 
ſtanzmäßige E. in Beſchwerdeſachen eingeriiumt. 

II. Im beſonderen. Durchwegs übt die Staats— 
verwaltung u. zw. zunächſt die polit. Bezirksbe— 
hörde das Aufſichtsrecht über die Gem. dahin aus, 
daß dieſelben 

1. ihren Wirlungskreis nicht überſchreiten und 
nicht gegen die beſtehenden —* vorgehen. Dieſe 
Funktion der Oberauſſicht hat jedoch nach den mei— 
ſten Gem. O. (Ausnahme in der Bukow. ſ. unten) 


einen verſchiedenen Charafter, je nachdem es ſich 
um Ausübung derſelben gegenüber dem Gem.Aus— 
ſchuſſe oder gegenüber Dem Gem.-Vorſtande (Vor— 
ſteher) handelt. 

a) Dem Gemeindeausſchuſſe gegenüber 
beruht fie in dem Rechte und der Pflicht der polit. 
Behörde, Beichliijie des Ausſchuſſes, welche feinen 
Wirkungskreis überſchreiten oder gegen die bejtehen- 
den Wefege verſtoßen, au fijtieren, d. h. die Boll- 
— ſolcher Beſchlüſſe zu unterſagen. 

ine E. in der Sache ſelbſt hat die polit. Behörde 
nicht zu treffen. Dieſes Siſtierungsrecht wird nur 
im öffentl. Intereſſe ausgeübt und bezweckt nur 
die Wahrung der Normen des öffentl. Rechtes 
(Budwinski 2371, 4348, 2449). Die Siſtierung er- 
ſolgt wegen Berlegung de8 objeftiven Rechtes 
und nicht gum Schupe von fubjettiven Rechten; 
cin Recht der Partei darauj, daß die Behirde im 
fontreten Falle von ihrem GSijtierungSrechte Ge— 
braud) mace, bejteht nicht. Die Geltendmachung 
von fubjeftiven Rechten fann nur im ordentl. In— 
ſtanzenzuge, aljo mittela Beſchwerde an die höhe— 
ren Selbjtverwaltungsorgane erfolgen, weld) letz— 
tere allein zur meritorijden E. in * Sache ſelbſt 
berufen ſind. 

Die Siſtierung erfolgt entweder aus eigener 
Initiative der polit. Behörde (a) oder auf Ein— 
idjreiten des Gem.-Vorjtehers (3). 

«) Damit die polit. Behörde in die Lage fomme, 
erjorderlichenjalls cinen Bejdhluk vonAmts wegen 
ju fijtieren, ijt fie berechtiqt, die Mittetlung der 
Beſchlüſſe des Gem.-Ausſchuſſes („von Fall zu 
pall, fo ausdriidlic) Schleſien § 91) und die not- 
wendigen Aufklärungen au verlangen. Nach eini— 
qen Wem. ©. ijt der Bortteher der polit. Besirfs- 
behirde (oder ein Abgeordneter derjelben) auch be— 
rechtiqt, Den Sipungen des Gem.Ausſchuſſes bei— 
zuwohnen und ,,jedergeit’ oder vielmehr, wie ent— 
iprechend der präziſeren Faſſung eingelner Gem. D. 
als allg. giiltiq angufehen fein diitjte, dann das 
Wort gu ergreifen, wenn der Gem.eAusſchuß im 
Begriffe ijt, die Geſetze gu verlegen oder feinen Wire 
tungskreis au iiberichreiten. 

6) Wlaubt der Gemeindevorjteher, dah cin 
gejabter Beſchluß den Wirtungstreis des Ausſchuſſes 
liberjdjreite oder gegen die bejtehenden Geſetze ver— 
ftofe, fo ijt er verpjlichtet, mit dem Vollzuge des 
Beſchluſſes innegubalten und die E. der Frage, ob 
der Beſchluß vollzogen werden fann, von der polit. 
Behörde einzuholen (u. aw. nach der n.-b. Gem. O. 
binnen 8, nach der bufow. Gem. O. binnen 3 Tagen). 

Das Recht der Sijtierung übt die polit. Bezirks— 
behörde aus, welche nach der gal. Gem. O. von 
dem erlafjenen Verbote gleichzeitig den Bezirksaus— 
ſchuß au verſtändigen bat, wenn es fich um eine 
Yngelegenheit ded felbjtiindigen Wirlungskreiſes 
handelt. Nach einigen Gem. O. ijt jedoch dieſe Sie 
jlierung blok cine proviforifche und es hat dic 
polit. Bezirksbehörde jofort die Ungeige an die Statt- 
halterei au erjtatten, weld) 1* die endgültige 
E. zu treffen hat u. zw. nach Einvernehmung des 
L. A. (ſoſern es ſich um eine Angelegenheit des 
ſelbſtändigen Wirkungskreiſes handelt; lepterer Bei- 
ſatz kommt wohl nur in § 96 Gem. ©. fiir N. O. 
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und Bufow. § 91 vor, gilt jedoch zweifellos aud 
fiir Aitrien § 92 und Wirz; § 92). 

Die Ausübung des Siſtierungsrechtes ift im 
allg. an feine Friſt gebunden; fie ijt felbjt dann 
noch zuläſſig, wenn det Beſchluß bereits jum Teil 
vollzogen wurde (vgl. Budwinsli 432; in der Pra- 
xis fommt aud) die Sijtierung bereits vollzogener 
oder folder Beſchlüſſe vor, welche, weil fie bloke 
RKundgebungen find, einen Vollzug nicht erjordern). 
Nur in dem sub & erwihnten Fall ijt dem Si- 
{tierung8rechte in § 55 gal. Gem. ©. cine Frijt 
von 8 Tagen gejest, während nad) § 53 ni. Gem. 
D. lediglich die Verſtändigung des Gem.-Vorjtehers, 
ob die polit. Behörde die Sijtierung nicht fiir ge- 
gtiindet erachtet oder ob fie nach § 96 Wem. ©. weiter 
vorgeben wird, binnen 8 Tagen gu erfolgen bat. 

Jn jenen Ländern, in weldjen nicht ſchon die 
endgiiltige Siſtierung felbjt der Statthalterei vor- 
behalten ijt, jteht dem Gem.-Ausſchuſſe gegen die 
Gijtierung der Refurs an die polit. Landedjtelle 
offen (welch letztere nad) einigen Gem. O. dann, 
wenn es fic) um eine Angelegenheit des ſelbſtän— 
digen Wirkungskreiſes handelt, vor ihrer E. den 
2. A. gu vernehmen hat; Bufow. § 91). 

b) Weſentlich andere Beſtimmungen gelten fiir 
die Handhabung des Staatsaufſichtsrechtes gegen- 
liber den Verfiiqungen des Gemeindevor- 
jtandes. Einerjeits ijt bier das Auſſichtsrecht nidt 
von Amts wegen ju üben, anderjeits aber be- 
ſchränkt ſich dasſelbe nidt auf die bloke Si— 
fticrung der Berfiiqung, es hat vielmebhr die 
Staatsbehörde eine Entideidbung au treffen. 

Die Vorausſetzungen dieſes Entſcheidungsrech— 
tes und ſein Inhalt find infolge der nicht ſehr 
gliidl. Faſſung der betreffenden Beſtimmung in den 
meijten Gem. D. aud) in der Praxis keineswegs 
immer flar gum Ausdruck gebradjt worden. Das 
R. Gem. G. STMT 62, R. 18, und die meijten Gem. O. 
enthalten dic Beitimmung, daß die polit. Bezirks— 
behirde fiber Beſchwerden gegen Verjiiqungen des 
Sem.-Vorjtandes zu entſcheiden hat, durch welche 
beſtehende Geſetze verletzt oder fehlerhaft angewen— 
det werden, inſofern es ſich nicht um ſolche 
Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes han— 
delt, gegen welche die Berufung an den Lan— 
desausſchuß(beziehungsweifeBezirtsaus— 
ſchuß) zu richten iſt. Es handelt ſich da zunächſt um 
die richtige Deutung dieſer nicht eben klaren Ein 
ſchränkung (weldje in den Gründen der E. des R. G. 
25 X 78, 3. 218, Hye IV, S. 797, irrigerweiſe aud 
auj das Siſtierungsrecht gegenüber den Beſchlüſſen 
des Gem.Ausſchuſſes bezogen wird). In keinem Falle 
kann dieſe Einſchränkung dahin verſtanden werden, 
daß die Berufung an die polit. Behörde in ſolchen 
Angelegenheiten ausgeldilofien ijt, in weldjen die 
Beſchwerde an den L. A. gu richten wire, wenn 
bieriiber der Gemt.-Wusicuz einen Beſchluß geſaßt 
hätte; denn abgeſehen davon, daß dieſe Deutung 
von dem Wortlaute des Geſetzes ganz abſtrahieren 
würde, wäre damit nichts anderes geſagt, als daß 
die Beſchwerde an die polit. Behörde in Ange— 
legenheiten des ſelbſtändigen Wirkungs— 
freijes überhaupt ausgeſchloſſen ijt, was durch— 
aus nicht Abſicht des Geſetzes iſt. In anderer Weiſe 
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wird jener einſchränlende Zuſatz vom V. G. ge— 
deutet; ihm zufolge gehört es au den Borausjet- 
gungen der Beſchwerdeführung bei der polit. Behirde, 
aR ein Beſchluß des GemAusſchuſſes „nicht in 
Mitte liegt’ (vgl. Budwinski 4919, 2055). Da dic 
Beſchwerde an die polit. Behirde (wie der VB. G. 
anerfennt) cin neben den orbdentl. Rechtsmitteln 
gewahrtes Recht ijt, aljocindurdheineBefdhiverde 
gegen die Verfiigung des Gemeindevoritan- 
des provozierter Beidlup des Gem.Ausſchuſſes 
nicht al8 cin ,,in Mitten liegendes“ Hindernis der 
Berufung an die polit. Behirde anzuſehen iit, fo 
wiire jene Einſchränkung dabin gu veritehen, daz 
die &. der polit. Behirde ausgeſchloſſen ijt, wenn 
die Verfiiqung des Gem.-Vorjtandes auf cinem 
desGemeindeausjdhuijesberubt, 
gegen weldjen die —— an den L. A. zu rich— 
ten iſt. Für die Richtigkeit dieſer Anterpretation 
ſpricht gewiß der Umſtand, daß die einzige Gem. 
O., welche ſich in dieſem Punkte mit voller Klar— 
heit ausſpricht, nämlich die gatigit dhe, eben aud 
die —— trifft, daß die polit. Behörde zu 
entſcheiden hat, infofern die Verfügungen des Gem.- 
Vorjtandes nidt auf folche Beſchlüſſe des Gem.- 
Rates geqriindet find, riidfichtlich welcher die E. 
über Berufungen dem Bezirksausſchuſſe zuſteht. 
Die Vorausſetzungen der Kompetenz der polit. Be— 
hörde ſind alſo: 

a) daß gegen cine Verfügung de Gem.-Bor- 
jtandes wegen Berlesung oder feblerhafter Anwen— 
dung beftehender Geſetze Beſchwerde gefiihrt wirdund 

@) dag dieje Verfiiqung nidt in Ausführung 
eines vom Gem.⸗Ausſchuſſe in ciner Ungelegen- 
heit des felbjtindigen Wirkungskreiſes gefabten Be- 
ſchluſſes getroffen wurdt (ijt dies der Fall, fo fann 
eben die Siſtierung diejes Beichlujies von Amts 
wegen cintreten). 

Miegen Ddiefe Vorausfepun en vot, fo bat die 
polit. Behörde, wenn fich die Beſchwerde nicht als 
unbeqriindet darjtellt, nidt etwa bloß die Aus— 
fiihrung der Verfiiqung 3u fijtieren, fondern fie 
hat au entſcheiden, d. h. die fic) aus der rid 
tigen Anwendung des Geſetzes ergebende Abände⸗ 
tung 3u treffen, alfo nur epentuell dic Verfü— 
gung gang aufzubeben. Dabei ijt fie aber allerdings 
durdaus auf jtrifte Wniwendung des Gefeges be— 
ſchränkt, alle Fragen des freien Ermeſſens find 
ihrer Beurteilung gang u. gar entzogen. Qn der 
Beſchwerde ijt eben darum auch nur cin auferor- 
dentl. Rechtsmittel zu erbliden, welche von den 
Rechtsmitteln im ordentl, Inſtanzenzuge wejentlicd 
verſchieden ijt. 

Der Unterichied der beiden Urten der Aus— 
iibung des Staatsaufſichtsrechtes läßt ſich alfo im 
weſentlichen dahin kennzeichnen, dah gegenüber den 
Beſchlüſſen des Ausſchuſſes von Amts wegen 
die Siſtierung zur Wahrung des objektiven 
öffentl. Rechtes Platz greifſt, während da, wo 
es ſich um eine Verfügung des Gem.«Vorſtandes 
handelt, auf Beſchwerde der Partei eine Ent: 
ideidung gum Schutze der durch Verletzung 
oder fehlerbafte Unwendung des Geſetzes 
gefährdeten Barteienredte gejallt wird (j. 
Niteratur bei ,,Qemeinden A.“). 
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Abweichend find die Beftimmungen der Gent. 
©. fiir Bufow., indem hier das Recht der Siftic- 
tung in gleidjer Weife und unter denjelben Be— 
dingungen wie gegeniiber den Beſchlüſſen des Aus— 
idyuties. auch gegentiber den BVerfiiqungen des Gem.⸗ 
Vorſtandes jugelajjen, dagegen eine Beſchwerde an 
die polit. Behirde gegen die legteren ausgeſchloſſen 
ijt (vgl. aud) Gem. O. Reichenberg § 101). 

usnahmsweiſe ijt, wie bereits erwähnt, der 
polit. Behirbde auc) die et meritoriſche 
E. über Beſchwerden gegen Verfügungen des Gem.- 
Vorjtandes —— (in Orispolizeiſachen in 
Steierm. j. oben ,,I. Wirkungskreis“; andere Fille 
dieſer Art f. Art. „Bauweſen B.“). 

Anſchließend an die obige Darjtellung migen 
in Unbetradt der Widhtigheit des Gegenjtandes und 
der großen Divergens der Meinungen hier noc in 
Kürze die jtrittigen Fragen erörtert werden. Es 
wurde oben gefagt, dak das Auſſichtsrecht gegeniiber 
dem Wem.-Vorjtande andere Vorausjepungen und 
einen anderen Anhalt habe als jenes qeqeniiber dem 
Gem.Ausſchuſſe; das ijt im weſentlichen aud) dic 
Anſicht Brodhaujens (Der Anjtangengug in Wem.- 
Angelegenbeiten in B. 8. 88, Nr. 15—17), während 
Brazaf a. a. O. (j. Literatur) GS. 444 ff. einen 
ſolchen Unterſchied negiert. Die Meinungsverſchie— 
denheit berührt nicht ſo ſehr die Aufſicht über den 
Gem.Ausſchuß, als vielmehr jene über den Gem.= 
Vorſtand. Für die Klarſtellung der letzteren kommt 
vor allem in Betracht, daß der Gem.Vorſteher in 
Sachen der cigentl. Gem.-Verwaltung cine doppelte 
Funktion hat: a) Die Vollziehung der Beſchlüſſe des 
Gem.⸗Ausſchuſſes, b) die Handhabung der Orts- 
polizei. Der Wortlaut des Geſetzes und nidjt mine 
der die diesfälligen Verhandlungen der beiden Häu— 
jer des Reichsrates (ſ. Brodhaujen a. a. ©.) lajien 
erfennen, dah bei Normierung des Wuffichtsrechtes 
gegeniiber dem Gem.-Vorjteher an dieje Scheidung 
angefniipjt wurde. Inſofern die Berfiigung des 
Gem.-Vorjtehers in Bollziehung eines Wem,-Wus- 
ſchußbeſchluſſes ergeht, ijt nidjt fie, fondern dieſer 
Beſchluß Objekt des Aufſichtsrechtes vgl. auc Bud- 
winSfi 2278: ,,Die Staatsverwaltung Hat fic) nur 
an den Gemeinderalsbeſchluß jelbjt gu halten“; die— 
fer Sap darf, obgleich er fic fpeaiell auf dag 
Wiener Gem.-Statut jtiipt, als allgemeingiiltig an- 

ejeben werden). Ynders, wenn die Verſügung in 
Handhabung der Lokalpolizei ergeht. Hier Handelt 
der Gem.Vorſtand aus eigener Ynitiative und cs 
tritt nun die Regel des Urt. XVI, UL. 2, R. Gem. 
G. ein, d. h. die Staatsbehirde ijt fompetent, 
iiber eine Beſchwerde, mit welcher die Verſügung 
wegen BVerlepung oder fehlerhafter Anwendung des 
Geſetzes angefodten wird, gu enticheiden. Dem ftellt 
nun Brazaf die WUnficht entgegen, daß einerfeits dic 
Beſchwerde, wie gegen Verfiigungen des Wem.-Vor- 
ftandes fo auch gegen Beſchlüſſe des Wem.-Wus- 
ſchuſſes, zuläſſig fei, da nicht angenommen werden 
könne, der Geſetzgeber habe, nachdem er (in § 102 
böhm. Gem. O.) das Cinjdreiten von Amts wegen 
augelafjen, in dem niichjten Baragraphen die Par— 
teibeidhwerde gegen Beſchlüſſe des Gem.⸗Ausſchuſſes 
unterſagen wollen, daß aber anderſeits die Be— 
ſchwerde weder in dem einen noch in dem anderen 





Gemeindeverwaltung. 333 


Falle eine Beſchwerde im eigentl. Sinne, ſondern 
nur eine Anzeige ſei, welche die Aufſichtsbehörde 
in die Lage ſetzt, von Amts wegen vorzugehen, 
wenn fie es fiir geboten erachtet. Es wird nun ohne⸗ 
weiters zugegeben, daß eine Beſchwerde in diefem 
Sinne auch gegen Beſchlüſſe des Gem.⸗Ausſchuſſes 
zuläſſig iſt, denn für das von Amts wegen zu 
libende Auſſichtsrecht ijt es gleichgültig, auf welche 
Weiſe die Behörde zur Kenntnis des Beſchluſſes 
elangt. Dagegen iſt meines Erachtens in Art. XVI, 
Il. 2, eine Beſchwerde im eigentl. Sinne gemeint, das 
ijt cin (allerdings außerordentliches) Rechtsmittel, 
welches dem durd) die Verfiiqung des Gem.Vor— 
ftandes in feinen Rechten Verlegten zuſteht und es 
ijt darum auch die Behirde verpflidtet, über die 
Beichwerde gu entidheiden. Dafiir ſpricht der Wort= 
laut des Geſetzes und nicht minder die in dem 
Berichte der Kommiffion des H. H. gum Aus— 
druck gebrachte Qntention, „Abhilfe geqen Verfü— 
gungen ju ſuchen, welche von dem Wem.-Bor- 
ſteher in ſeinem eigenen amtlichen, insbeſ. lokal— 
polizeil. Wirkungskreiſe getroffen werden, durch 
welche aber, weil ſie den beſtehenden Geſetzen zu— 
widerlauſen, Parteien entweder allein oder an- 
deren Parteien gegenüber in ihrem Rechte ver— 
letzt ſein können“. Auch die Ablehnung des im 
böhm. L. T. geſtellten Antrages, daß die polit. 
Behörde im Falle des § 103 böhm. Gem. O. 
bloß ju fijtieren babe, fann als Argument dafür 
gelten, daß es fid) bier um die E. über Bejchwerden 
im eigentl. Sinne handelt. Die Rechtsanſchauung, 
dag ein Recht der Partet auf Handhabung des Wuy- 
ſichtsrechtes zum Schutze von Parteienrechten nicht 
beſtehe, an welcher der V. G. feſthält, iſt nur in— 
ſoweit zutreffend, als es ſich um Beſchlüſſe des 
Gemeindeausſchuſſes handelt. Die oben ver— 
tretene Auffaſſung kommt jum Ausdruck in den 
E. 4919, Budwinski ſinsbeſ. wird auch geſagt, daß 
die polit. Behörde kompetent war, „den — ſo⸗ 
ſern durch denſelben gegen beſtehende Rechte 
vorgegangen wurde, außer Kraft zu ſetzen“). Gewiß 
iſt die polit. Behörde auch da, wo eine Verfügung 
des Gem.Vorſtandes vorliegt, nicht beruſen, über 
privatrechtl. Fragen zu entſcheiden, ſie hat auch hier 
nur das öffentl. Recht zu handhaben, jedoch nicht 
von Amts wegen und aus öffentl. Rückſichten, ſon— 
dern auf Verlangen des in ſeinen Rechten Ver— 
letzten und zum Schutze dieſer Rechte. Hierin nun 
weicht die vorſtehende Darſtellung auch von der An— 
ſicht Brodhaujens ab, welche dahin geht, dak dad 
Auſſichtsrecht gegenüber Verfiigungen des Gem.- 
Vorjtandes auc) von Amts wegen ausgeiibt wer— 
den fann. Für dieſe Anſicht ſpricht zunächſt nicht 
der Wortlaut des Geſetzes; es kommt aber auch in 
Betracht, da} durch eine Verfügung des Gem.— 
Vorſtandes faum je genügender Anlaß zu einem 
Einſchreiten von Amts wegen gegeben werden kann. 
Eben darum iſt auch nicht anzunehmen, daß die 
Beſchwerde auch von unbeteiligten Perſonen (aljo 
als bloße Anzeige) eingebracht werden könne. Wenn 
. B. der Gem. Vorſtand dem A. aufträgt, auf 
—— Dachboden einen Waſſerbottich aufzuſtellen, 
ſo wird eine von B. dagegen erhobene Beſchwerde 
nicht Anlaß zur Ausübung des Staatsaufſichts- 
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rechtes geben dürfen. Bon Brodhaujens Mei- 
nung weidt die oben fejtgehaltene aud) darin ab, 
dak die Staatsbehirde meines Erachtens bei ihrer 
&. jtrift auf Anwendung des Gejepes beſchränkt ijt, 
während fie nad) Brockhauſen, ſowie fie cinmal fom- 
petent ijt, ihren Willen an Stelle des Willens des 
Wem.-BVorjtandes fest in lege et utili. Lepterer 
Meinung jteht entgegen, dah die Beſchwerde nur 
wegen GVerlepung oder feblerhajter Anwendung des 
Geſetzes erhoben werden fann, dak fie cin außer— 
ordentl. Redhtsmittel ijt und daß daneben nod) die 
Beſchwerde an die Organe der hiheren Selbjtver- 
waltungsfirper zugelaſſen ijt, mittels welcher die 
Verfiigung vom Standpunfte der Zweckmäßigkeit 
aus angeſochten werden fann. 

2. Kraft ihres Aufſichtsrechtes hat ferner die 
Regierung dariiber gu wadjen, dah die Gemein— 
den die ihnen geſetzlich obliegenden Lei- 
ftungen u. BVerpflidtungen auc in Angele— 
genbeiten de felbjtindigen Wirkungskreiſes erfiillen 
und es ijt ifr nach den meijten Wem. O. gu die= 
fem Behufe das Recht eingeriiumt, nötigenfalls auf 
Koſten u. Gefahr der Gem. (mit möglichſter Scho— 
nung der Gem.-Mittel, § 92 n.-b. Gem. O.) die 
erforderl. Ubbilje zu treffen. Vorausſetzung ijt, dak 
die eg eg | der Gem. unmittelbar auf dem 
Geſetze beruht. Nur in dieiem Falle ijt die polit. 
Behirde berujen, von Amts wegen in Musiibune 
des Aufſichtsrechtes cingujchreiten; dieje Abhilfe au 
RKojten der Gem. ijt wohl au unterſcheiden von der 
polit. Exekution rechtsträftiger E., durch welche die 
Wem. zu einer Leijtung für verpflichtet erfannt 
wurde, Sind die Vorausjepungen dieſes Aktes der 
Oberaufſicht gegeben, fo ijt die polit. Behirde be— 
techtigt, ehe fie felbjt Ubhilfe ſchafft, der Gem. die 
pon ift unterlajjene oder verweigerte Leijtung auj- 
— Kompetent ijt in der Regel die polit. 

ezirksbehörde. Einzelne Gem. O. —— daß 
ſich dieſelbe, wenn nicht Gefahr im Verzuge iſt, 
vorher mit dem L. A. (Bezirksausſchuſſe ins Ein— 
vernehmen ſetze. Sn N. O. Tirol, Iſtrien u. Krain 
iſt die polit. Behörde überh. nur dann ſelbſt einzu— 
ſchreiten berechtigt, wenn Gefahr im Verzuge ijt, ſonſt 
übt dieſe Funktion der Oberaufſicht in NO., Tirol 
u. Krain die volit. Landesſtelle im Einvernehmen 
mit dem L. A., in Iſtrien der L. A. Nach der dalm. 
Gem. O. hat die polit. Bezirlsbehörde oder der L. A. 
einſtweilen Abhilfe gu trefjen und e8 hat jodann die 
Statthalterei iiber Einvernehmen des L. A. oder 
aud) der L. A. allein ,,in merito 3u entſcheiden“. 

UL Das Aufſichtsrecht in Angelegenheiten 
des übertragenen Wirkungstreijes. Cin von diejer 
Ordnung der Oberaufſicht durchaus verſchiedenes 
Verhältnis beſteht zwiſchen der Gem. und der Re— 
gierung, ſoweit es ſich um die Angelegenheiten 
des übertragenen Wirkungskreifes handelt. 
In Angelegenheiten dieſer Art hat die Regierung 
bezw. ihre Organe (zunächſt die polit. Bezirks— 
behörde) das Recht: 

1. der Gem. die Art der Ausführung die- 
fer Geſchäfte innerhalb des geſetzl. Rahmens vor— 
zuſchreiben; wird die Art der Ausfilhrung gan; | 
oder teilweife der Gem. überlaſſen, jo beſchließt 
dariiber der Gem.-Ausſchuß; t 
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2. dieje Geſchäfte den Organen der Gem. zu 
entgiehen und durch ifre eigenen Organe be- 
forgen zu lajien; geidjieht dies aus dem Grunde, 
weil ſich der Gem.-Boriteher folder Pflichwerletzun⸗ 
gen ſchuldig gemadt hat, dah ihm dieſe Geſchäfte 
ohne Gefährdung des öffentl. Intereſſes nicht weiter- 
bin belajjen werden finnen, und der Gem.-Wus- 
ſchuß ungeadjtet ergangener Aufforderung feine Ab— 
bilfe getroffen bat (der Gem.Ausſchuß fann dic 
Entjegung des Gem.-Vorjtehers beqehren, Sdhle- 
jien § 95), jo fann die Beftellung diejes Organes 
auf Soften der Gem. geſchehen; 

3. auf Rojten u. Gefabr der Gemeinde 
Abhilfe gu treffen, wenn diefelbe unterläßt oder 
verweigert, die ihr in UAngelegenheit des iibertra- 

enen Wirkungskreiſes obliegenden Leijtungen u. 
Wexpilicitunger au erfiillen; 

4. iiber Befdiwerden gegen Verfügungen 

des Gemt.-Borjtehers (fowie gegen Strafverfügun— 
gen des fog. Gem.-Strajfenates) im ordentl. In— 
— zu entſcheiden; 
5. Gem.Vorſteher, welche ihre Pflichten in 
den Geſchäften des iibertragenen Wirkungskreiſes 
verlegen, mit Ordnungsſtrafen iil 20 ji. 
(N. O. 25 fl.) gu belegen und bei grober Verletzung 
oder fortdauernder Vernachläſſigung dieſer Pflichten 
im Einverſtändniſſe mit dem Landed: (Bezirks— 
Ausſchuſſe ihres Amtes gu entſetzen. 

6. Rechtsmittel. Qn den bei 2, 3 u. 5 ere 
wähnten Fallen (in dem Falle 2 dann, wenn die 
Gem. die Koſten tragen joll) fteht gegen die Ver— 
fügung der polit. Bezirksbehörde (begw. Landed- 
itelle) die Berufung (ohne aufſchiebende Wirfung) 
an die polit. Landesitelle (Mt. SF.) frei. 

IV. Die Anflojung der Gem.- Vertretung. 
Neben den bisher erirterten ordentl. Funftionen 
der Oberaufſicht ijt Der Regierung behujs Geltend- 
madung ihres Aufſichtsrechtes nod) ein auferor- 
dentl. Mittel eingeriiumt, dag Redt der Auf— 
Léfung der Gemeindevertretung. Bon diejem 
Redte, deſſen Ausübung formell an feine Bedin- 
gungen gefniipjt ift, ijt ſelbſtredend nur ausnahms⸗ 
weife Gebraud) zu machen u. gw. entweder aus 
hiberen StaatSriidjichten oder in jenen Fallen, in 
welchen die Gem.=Bertretung als ſolche fiir fort- 
geſetzte Pjlichtverlegungen oder Mißſtände in der 
Berwaltung der Ungelegenheiten des felbjtiindigen 
Wirkungskreiſes verantwortlich gu machen ijt (iiber 
die befonderen Verhältniſſe der Städte mit eigenem 
Statute f. dafelbjt). Die Auflöſung fällt in die Kom— 
petens der polit. Landesſtelle, fos deren Verfü— 
ung die Berufung an das WM. J., jedod) obne 
aufſchiebende Wirfung, zuläſſig ijt. Längſtens bin- 
nen 6 Wochen nad) der Auflöſung mug eine neue 
Gem.⸗Wahl ausgeichrieben werden. Bur einſtwei— 
ligen Beforgung der Gefdifte bis zur Cinjepung 
der neuen Gem.-Vertretung hat die polit. Begirfs= 


| behirde im Cinveritiindnis mit dem Landed-(Be- 


zirks⸗) Ausſchuſſe die erforderl. Maßregeln zu treffen. 
Literatur. 


S. bei ,,Gemeinden A.” Gluth. 
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C. Gemeindewahlen. 


I. Ginleitang. — IT. Wabhlreche: 1. Borausfesungen 
fiir Den Befip des Wabhlredtes: a) Das Steuerwabhlredt; 
b) das Qntelligengwablredt; c) das Wohnſitzwahlrecht, 
2. RechtSinhalt des Wohlredhtes. 3 Ausilbung, 4. Ruben, 
5. Berluſt ded Wahlrechtes. — III. Wählbarteit. — IV. Bor 
bereitungen aur Wahl der Gem.» Sertretung: 1. Anlequng 
ber Wablerliften. 2. Bildung oer Wabhlfirper. A. Mad den 
alg. Gem. +WWoabhlordnungen. B. Fir Stiote mit eigenen 
Statuten. 3. Auflegung der Wahlertiften. 4. Cinwendungen 
gegen die Hichtigtcit ber Wahlerliſten u. MeLlamationserle+ 
Digung. 5. RechteStraft der Wählerliſten. 6. Antindigung der 
Wahl. — V. Bornahme der Wahl. 1. Wabhlleitung. 2 Er- 
Gffnung der Wabhihandlung. 3. Abftimmung. 4. Strutinium. 
5. Schluß der Wahlhandlung. 6. Bringip der Offentlidteit 
bec Wahi. — VI. Einwendungen gegen das Wabhloerfabren. 
— VIL. Der Gewählte. — VIII. Vartielle —— der 
Gem. · Vertretung. — IX. Strafrechti. Schutz des Wabl- 
rechtes. — X. Wahl des Gem.«Vorſtandes. 1. Berufung 
zur Wahl. 2. Bornahme der Wahl. 3. Wählbarkeit. 4. Sou⸗ 
derbeftimmungen fiir Städte mit eigenem Statute. 


I. Ginleitung. Bei den heterogenen Elemen— 
ten, aus denen fic) dads Sey 3 Oſterr. geſchichtlich 
entwiclelt hat, iſt es begreiflich, dak der ältere Rechts— 
zuſtand des Gem.-Wejens in den einzelnen Gebiets— 
teilen zahlreiche Verſchiedenheiten aufweiſt. Die 
erſten Spuren einer Gem.-Organijation zeigen fic 
in den deutſchen Erblandern, u. gw. wie in 
Deutidland iiberh., ju Beginn des Wiittelalters. 
Swei Typen von Gem. find fiir dieſe get und 
nod) lange fpdter zu untericheiden: die feudale 
Land- und die freie Stadtgemeinde. Dene 
wurde durch ibren Grundherrn, diefe entiprecdend 
ihrem Stadtredjte durch den Stadtrat repriijentiert. 
Der Stadtrat fepte fic) sufammen aus dem Stadt- 
richter, aus dem kleinen Ausſchuß der „geſchworenen 
Bürger“ und dem großen Ausſchuß der ,,Genann- 
ten” (in Wien 100 an der Zahl). Wahrend der Stadt- 
richter regelmäßig aus der Mitte der „Geſchwore— 
nen” gerwablt wurde, erjolgte die Bejtellung der Aus— 
ſchüſſe teils durch Wahl feitens der ſtadtangeſeſſenen 
Bürger, teils durch Selbſtergänzung. In einigen 
Städten waren es urſprünglich nur einige bevor— 
zugte Geſchlechter, wie z. B. in Prag die älteſten 
u. reichſten Kaufherrengeſchlechter, in deren Händen 
das Amt der „Geſchworenen“ u. „Genannten“ faq. 
Erſt als ihnen um die Mitte des 16. Jahrh. die 
Hiinite mit suber Kraft entgegentraten, verlor in 
diejen Städten der Stadtrat ſeine ariſtokratiſche 
Grundlage. In diefer Rechtslage trat erjt mit dem 
jteiqenden Wachſen der Staatsgewalt in der gweiten 
Haufte de8 18. Jahrh. allmählich eine — 
tin. Als das Sturmjahr 1848 hereinbrach, fan 
es zwar nod) den Unterſchied von Land- u. Stadt- 
gemeinden vor, aber die Autonomie derjelben hatte 
aud) hinſichtlich der Vejtellung der Gem.Organe 
ſchon lange eine weſentl. Einſchränkung erfahren. 
Die Landgemeinden hatten ihre Vertretung in dem 
Gem.-Vorſteher (Richter, Dorfmeiiter, Bauern— 
meijter) und 2—5 Geſchworenen. Dieſe wurden 
zwar von den grund= oder hausbeſitzenden Gem.— 
Wliedern gewählt, dod unterlag ihre Wahl fajt re— 
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jtand zur Seite blok als beratendes Organ der 
Bürgerausſchuß (Munizipalrat, in Wien der äußere 
Rat). Un der Spige des Magijtrates jtand der 
Viirgermeijter. Diejer wurde bis 1808 vom Bür— 
erausiduije gewählt, jeit dieſer Beit in ben Haupt- 
tidten obne Hrafentation vom Staijer, in den übri— 
gen Stidten u. Märkten nach einer vom Magiſtrate 
unterbreiteten Brijentation von der polit. andes 
jtelle im Cinvernehmen mit dem Appellationsgerichte 
ernannt. 

In Galizien und in der Bufowina war 
zur Heit, als dieje Lander an Ojterr. famen, von 
ciner gemeindl. Entwidlung überh. nicht die Rede. 
Erſt unter der öſterr. Regierung wurde in diefen 
Ländern eine Gem.-Verfajiung nach erbländiſchem 
Muſter eingeführt, natürlich vorwiegend mit Land— 

emeinden. In Dalmatien endlich beſtand lange 

eit hindurch ſtatt jedes Gem.-Lebens nur eine 
zusammenfafiende Tatigteit eingelner Anterejienten- 

eije (3. B. corporazioni di carita), bid 1811 
unter der frangbhifchen Regierung polit. Bem. mit 
dem von der Staatsbehirde ernannten sindaco 
oder —— an der Spitze organiſiert wurden. 
An diejen Zuſtand fniipjte die Siterr. Regierung 
nach dem Rückerwerb Dalm. an. Gem. mit dem 
Sige eines Kreisamtes oder einer Prätur wurden 
durch den podestaA und einen 9—15gliedrigen con- 
siglio communale, andere Hem. durch den sindaco 
repriijentiert, der mit Bewilligung der Landesſtelle 
die Familienhiupter der Wem. gu einem consiclio 
consultativo berujen durfte. Podesta, sindaco 
und consiglio communale wurden von der Lane 
desregierung ernannt. 

n bieren aud) durd den Mangel jeder ein- 
heitl. Organifation unerträgl. Zuſtand des Gem.- 
Wejens fuchte erft das proviforijde Gem. G. 17 III 
49, R. 170, Ordnung zu bringen. Freilich hatte 
e3 feine Wirfiamfeit fiir die Lander der ungar. 
Rrone und fiir Lombardo-Venetien, was fich aber 
aus den bejonderen wirtſchaſtlichen und polit. Ver— 
hältniſſen erfldren läßt, die damals in dieſen Län— 
dern herrſchten. Ausgehend von dem Satze „die 
Grundfeſte des freien Staates iſt die freie Gem.“ 
Art. I), ordnet das proviſoriſche Gem. G. an, daß 
die Repräſentanz jeder Ortsgemeinde der Mem. 
Ausſchuß iſt, der von den Gem. Bürgern auf 6 Jahre 
frei gewählt wird und ſeinerſeits aus ſeiner Witte 
mit abſoluter Stimmenmehrheit den Gem.Vorſtand, 
beſtehend aus einem Bürgermeiſter und mindeſtens 
zwei Gem.-Räten in freier Wahl beſtellt. Das pro— 
viſoriſche Gem. G. vom J. 1849 machte zwar zwi— 
ſchen Stadt- u. Landgemeinden im Prinzipe keinen 
Unterſchied, aber durchbrach dieſes ſofort durch die 
Vorſchrift des 36, der zuſolge YandeShaupt- u. 
Kreisſtädte, eventuell auch andere bedeutendere 
Städte ihre eigenen Stadwerfaſſungen erhalten foll- 
ten, cine gefepl. — von der ſchon in den 
nächſten Jahren reichl. Gebrauch gemacht wurde 
(Wien, Prag, Reichenberg, Brünn, Olmütz, Trob— 


gelmabig (Ausnahme in rain) ebenfo der ſtaatl. pau, Ling, Steyr, Salzburg, Innsbruch, Bojen, 
eſtätigung wie die Wahl des aus der Mitte der! Trient, Klagenfurt, Laibach, Görz, Trieft u. Wray). 
Geſchworenen beftellten Gem.Vorſtehers. An den! Diefen Sonderjtatuten diente wohl das proviforiide 
Städten, ſpäter auch in den [. f. u. freien Märkten Gem. G. vom J. 1849 als Muiter, doc) wichen 
bildete der Magiftrat die Wem.-Vertretung, Ahm! fie von diefem in der Bildung der Wahllörper ſo— 
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wie darin ab, dak die Dom Gem.-Rate vorgenom— 
mene Wahl des Biirgermeijters der faif. Beſtäti— 
gung unterlag. 

Noch waren die freibeitl. Grundſätze des pro- 
vijorijden Gem. G. in Gal., Dalm. und in der 
Bukow. nicht sur Durchführung gelangt, al das 
Allerhöchſte Rabinettidreiben 31 Xt 51 (R. 4 ex 
1852) wieder die Riidfehr zum Syſtem der Ab— 
—— der Gem. von der ſtaatl. Regierung ver— 
ündete: Die Wahl des geſamten Gem.-Vorſtandes 
ſollte fortan, u. zw. in jeder Ortsgemeinde, der 
ſtaatl. Beſtätigung unterliegen. Mur diefer Bahn 
ging es weiter. Die erjte 6jibrige Wabhlperiode war 
im J. 1854 abgelaujen und es jollten die Neu- 
wablen nad) den Borjdriften des proviforifden 
Wem. G. vom J. 1849 und der befonderen Gem.- 
Statuten ausgejdhrieben werden. Da bejtimmete dic 
auf @rund der A. E. 19 II 54 erlajjene V. des 
M. J. 23 1154, R. 46, dak die bisher funttionie- 
renden Gem.Ausſchüſſe (-Rate) u. <Borjtinde bis 
jum Inkrafttreten cines new gu erlajjenden Wem. 
G. ihte Wirtiamfeit fortzufegpen batten; wo aber 
die Beſchlußfähigkeit bes Gemi-Ausſchuſſes (-Rates) 
durd) den Ausſall bisheriger Mitglieder felbjt bei 
Heranjiehung der Erſatzmänner in Frage jtand, 
jollte die fehlende Sahl dex Mitglieder vom Minijter 
des Innern, auf Coricileg des Landeschefs, ernannt 
werden. Lücken in der Reihe der Gem.-Vorſtände 
follten pom Gem.-Ausſchuſſe (Rate) unter Beob- 
adjtung der Wahlvorſchriften des proviſoriſchen 
Bem. G. bezw. der Gem.Statuten ausgefüllt wer— 
den; dod) ſollte die Ergänzungswahl der ſtaatl. Be— 
ſtätigung unterliegen. 

Mit kaiſ. P. 24 IVSO, R. 58, wurde ein neues 
Gem.G.kundgemacht. Dod) enthielt dieſes nur Grund—⸗ 
linien, die als Richtſchnur dienen ſollten für die 
zu erlaſſenden Landesgemeindegeſetze. Dieſe kamen 
aber nicht zuſtande. Ein fruchtbarer Boden für ein 
neues, den Bedürfniſſen der Zeit entſprechendes 
Gem.Recht wurde erſt durch die Februarverfaſſung 
vom J. 1861 geſchaffen. Nach ihr fiel bloß die 
Ordnung der Grundzüge des Gem. Rechtes in den 
Wirlkungskreis der Reichsgeſetzgebung, während die 
nahere Durchführung dieſer lediglich ieitenden all. 
Pringipien derLandes clepgcbung vorbehalten blieb. 
Dieſe ohnehin nur * ümmerl. Einheitlichkeit 
wenigſtens in den leitenden Grundgedanken ijt nun 
durd) die Degemberverfaffung vom J. 1867 injofern 
jormell isin worden, alg nunmebr die ganje 
Gem.Weſetzgebung Landesfache ijt. Freilich machte 
die Degemberverjajjung von diefer fideralijierenden 
Beſtimmung ſofort eine Ausnahme, indem ſie im 
Art. 4 des St. G. über die allg. Rechte der Staats— 
bürger folgende Beſtimmung traf; Allen Staats— 
bürgern, welche in einer Gem. wohnen und daſelbſt 
von ihrem Realbeſitze, Erwerbe oder Einkommen 
Steuer entrichten, gebührt das altive u. paſſive 
Wahlrecht zur Gem.-Vertretung unter denſelben 
Bedingungen wie den Gem.Angehörigen. Das ijt 
der cingige reichsrechtl. Grundſatz, der nach dem 
geltenden Rechtszuſtande bei Erlaſſung einer Gem.— 
Wahlordnung ſeitens der Landesgeſeßgebung heute 
noch zu beobachten iſt. Bei dieſer Rechtslage iſt es 
begreiflich, daß die einzelnen Gem.-«Wahlordnungen 
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fogar in grundſätzl. Beſtimmungen voneinander ab- 
weichen, daß eine geſchloſſene ſyſtematiſche Dar— 
ſtellung des Gem.⸗Wahlrechtes mit einigen Schwie—⸗ 
rigkeiten verbunden iſt. 

Nod unter der Herrſchaft der Februarverfaſ— 
jung wurde das Reichsgemeindegeſetz 511162, R. 18, 
exlaſſen; es enthielt in den Art. VIIIXI folgende 
Rechtsgrundſätze, an deren Beobachtung die Lan- 
rie big ate por Redjtstraft ber Degemberver- 
fajiung bei Saafrung der Gem.-Wabhlordnung ge- 
bunbden war: 

1. Die Gem.-Vertretung wird durch periodifde 
Wahl bejtellt; doch finnen ausnahmsweife auper- 
dem gefeplic) bejtimmt ju qualifizierende Berjonen 
—* jure Mitglieder der Gem.-Vertretung fein 
(Birilijten). 

2. Wählbar ijt, wer — iſt, das 
24. — zurückgelegt hat und im Genuſſe 
der my = Rechte ſteht. 

3. Durch die Wablordnung ſelbſt ijt Borjorge 
ju trefjen, dah bet der Bildung der Gem.-Vertretung 
die Anterejjen der höher Bejteuerten gebiihrend be- 
rückſichtigt werden. (Syitem des Steuerwahlrechtes. 
In dieſer Allgemeinheit bezog ſich der erwähnte 
Grundſatz ſowohl auf das Wahlrecht wie auch auf 
die Wählbarkeit; er enthielt aber keine nähere Be— 
ſtimmung darüber, ob die Bevorzugung der höher 
Beſteuerten hinſichtlich des Wahlrechtes durch Bil— 
dung von Wahlkörpern oder durch Gewährung eines 
Pluralitãtswahlrechtes verwirklicht werden jollte, 
ebenſowenig wie darüber, welche Art von Bevor— 
zugung dieſer Perſonenklaſſe rückſichtlich der Wähl— 
barkeit zu teil werden ſollte. 

4. Endlich enthielt das Reidjsqemeindegejes 
nod) Bejtimmungen über die wablrechtl. Folgen 
einer ſtrafgerichtl. Verurteilung. Durch die Straj- 

ejepnovelle 15 XI 67, R. 131, find dieje Bor- 
chrijten des Reichsgemeindegeſetzes aufgeboben wor- 
den, fo dak deren Aufzählung heute itberfliijjig ijt. 

Das war das Programm, welches fic) die 
Landesgefepqebungen bei Schaffung der Gem.⸗Wahl⸗ 
ordnungen unter der Herrſchaft der Februarverjai- 
jung vor Mugen balten mubten, das fic) aber auch 
in Den meijten jener Gem.-Wahlordnungen wider- 
fpiegelt, die nad) 1867, demnach gu einer Beit er- 
lajjen wurden, wo die Landesgejepgebung in Gem.- 
Angelegenheiten an feine andere al8 die obener- 
wibnte im St. G. über die allg. Rechte der Staats- 
biirger enthaltene Weifung feitens der Reichsgeſetz— 
gebung mehr gebunden war. 

ach dem gegenwärtigen Rechtszuſtande — 
die Gem.-Wahlordnung eines Landes grundſätzlich 
fiir ſämtl. Gem. des Landes, gleichgiiltig ob Stadte, 
Märkte oder Orte. Eine Musnahme gilt nur fiir 
jene Städte, die cin Sonderjtatut bejipen. Wie jede 
von diefen eine bejondere Gem. O. (ein eigenes 
Statut) hat, jo bat awd) jede derjelben eine befon- 
dere Hem.=Wabhlordnung, die wie da’ Gem.-Statut 
jelbjt Landesgeſetz ijt. 

II. Wabiredt. 1. Vorausfepungen fiir 
den Vejip des Gem.- Wabhlredtes. Regelmäßige 
Vorausfepung ijt zunächſt der Beſitz der öſterr. 
Staatsbürgerſchaft. Ausnahme § 34 der Trieſter 
Verfaſſung. Rückſichtlich der übrigen wahlrechtl. 
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Vorausfepungen find mit Wusnahme der Wiener, 
Dann der Triejter und teilweife aud der n.-5. Gem.⸗ 
Wahlordnung 2 Klajjen von Wabhlberechtigten ju 
unterſcheiden: folche, denen das Wahlrecht infolge 
ihrer Steuerleijtung und folde, denen e8 vermige 
igrer perjinl. Stellung jufommt. (Steuer u. In— 
telligengwablrecht.) Wahrend aber der Triejter Ver= 
jaffung das Steuerwablrecht überh. unbefannt ijt, 
fiigt die Wiener und fiir eine Reibe von Wem. auch 
die n.-d. Wem.-Wabhlordnung dem Steuet- und dem 
Intelligenzwahlrecht nod cine 3. Kategorie des 
Wahlredtes (das Wohnſißwahlrecht) hingu, das fich 
lediglich auf den Wohnſitz in der Gem. während 
einer gefeplich vorgeſchriebenen Mindejtdauer ſtützt. 

a) Das Steuerwahlredht. Nad § 1 der 
meijten Gem.-Wabhlordnungen (§ 18 der Reichen⸗ 
berger, $ 38 der Prager Wem.-Wahlordnung) in 
—— mit Art. LV St. G. über die allg. Rechte 
der Staaté ürger ijt wahlberechtigt jeder, der von 
jeinem Realbejige, Erwerb oder Einkommen in der 
Wem. (d.i. in der Wahlgemeinde; Budwinski 10162) 
eine Steuer entricjtet. Im eingelnen weijen die 
verſchiedenen Gem.-Wahlordnungen große Veridie- 
denheiten auf. Bald wird nur die direfte (d. i. jtaatl. 
Steuer) berüchſichtigt Böhmen, Bufow., Dalm., 
Mähren; Budwinskis2102), bald werden die Gem. 
Zuſchläge miteingerechnet (Wien), bald wird ein 
Steuerminimum geſetzlich vorgefdrieben (Aitrien, 
Mähren), bald wird auf ein ſolches verzichtet 
(Böhmen, Tirol); bald wird wieder das Wahlrecht 
an den Nachweis gefniipjt, daß die Steuer jeit 
mindejtens einent Sabre entridtet wird (Wien), 
bald wird endlid) von Ddiejem Erfordernis abge- 
fehen Böhmen, Dalm., Görz, Ajtrien, Steierm., 
Vorarlb., Reichenberg). Wo erſteres zutrifft, ijt die 
Dauer der Steucrleijtung nad) dem Seitraume gu 
berechnen, fiir den die Steuer efieftiv entrichtet wor⸗ 
den ijt (Budwinsti 2891). Schließlich gewähren 
mande Gemt.-Wahlordnungen das Wabhlredt nur 
jenen Steuerzahlern, die in der Gem. wohnen 
(Bien, Reichenberg), wiihrend die meijten Gem.- 
BWabhlordnungen dieje Beſchränkung nicht enthalten. 
Aber auch abgejehen von der Steuer weijen die 
Wem.-Wabhlordnungen untereinander weitere Vere 
idiedenheiten auf, indem ſelbſt bei rechtzeitiger Ent- 


richtung der vorgeſchriebenen Steuer nach) manchen 
Gem.=Wabhlordnungen (Wien, Brag) Frauen u. 


Minderjibrige vom Wahlrecht ausgeſchloſſen find, 
während ibnen dieſes wieder nach den meijten ande- 
ren Gem.-Wabhlordnungen zukommt. Ebenfo ver= 
ichieden ijt die wahlrechtl. Behandlung jurijtiicher 
Perjonen. Bald find fie iiberh. nicht wahlberedhtigt 
(Bien), bald nur im 1. Wahlkörper (Graz), bald 
den phyfiidjen Berfonen villiq gleichgeſtellt (die 
meijten iibrigen Gem.-Wahlordnungen). 

b) Das Intelligenzwahlrecht. Nad den 
meijten Wem.-BWabhlordnungen ijt wahlberechtigt, 
wer im Bejipe einer höheren, geſetzlich qualifizier— 
ten ———— oder ein öffentl. Amt belleidet, 
mag er in Gem. wohnen oder nicht; endlich 
auch die Ehrenbürger (mitglieder) u. Bürger. Nad 
den meiſten Gem.Wahlordnungen ijt weitere Vor— 
ausjepung die Gem.⸗Angehörigkeit. Eine Uusnahme 
macht die Wiener Gem.-Wahlordnung; denn einer= 


Ofterr. Staatswirterbuch. 2. Mufl., 2. Bo. 
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ſeits fieht fie vom Exjordernis der Gem.⸗Angehörig— 
feit ab, anderjeits gewährt fie das Wabhlrecht den 2 
Qualifigierten nur dann, wenn jie in Bien wohnen. 
Was das Erfordernis der höheren Bildung 
bezw. der Befleidung gewifier Ämter betrifft, fo 
jind nad) den Gem. Wahlordnungen übereinſtim— 
mend wablberedjtigt: die in ber Ortsfeelforge blei- 
bend verwendeten Geijtlichen der chrijtl. Könfeſſio— 
nen und die Rabbiner. „Bleibend in der Ortsſeel— 
forge verwendet” bildet den Gegenſatz gu ,,provijo- 
tijd)’, „vorübergehend“ (Budwinsti 9297). Weiter 
find bier zu erwähnen: die Hof-, Staats-, Candeds- 
(nicht auch Bezirks-⸗ und die öffentl. Fondsbeamten, 
DOffigiere u. Militärparteien mit Ojfigierstitel im 
Rubeftande, dienende u. penfionierte Wilitérbeamte, 
fofern dieſe nidt in den Stand eines Truppen- 
firpers gehiren, ferner Doftoren, die ihren Grad 
an einer inländiſchen Univerjitit erlangt haben, 
bleibend angejtellte Borjteber, Lehrer u. Unterlehrer 
der in der Gem. befindl. Bolfs- und hiheren Schu— 
len. Nach eingelnen Gem.-Wabhlordnungen auch die 
Patrone u. —— der Chirurgie u. Pharmazie, 
die Notare Gal., N. O., Steierm., Wien, Graz, 
Yemberq) und die Adpokaten ohne inländiſchen 
— —— (Gal., N. O., Steierm., Graz, Lem— 
berg). Nach der ſalzb. Gem.-Wabhlordnung ii weiter 
wablberedjtiqt, wer die Richteramts-, die praktiſch 
polit. oder die Fistal-Priijung abgelegt hat, in Dalm. 
jeder, der iiberh. Univerſitäts- oder höhere technifche 
Studien abjolviert hat fowie die Seefapitiing, Veut- 
nants der weiten Seejahrt und die Schiffsdireftoren 
der großen Küſtenfahrt, in Wien die Technifer, 
Landwirte, Foritwirte u. Tiertirgte, die an einer 
inländiſchen Hochidjule die Diploms- oder Staats- 
priifungen bejtanden haben. 
Yn die vermige der höheren Bildung Wabhl- 
beredjtigten ſchließen fich die Ehrenbiirger u. Bür— 
er an. Jenen ſteht das Wahlrecht meiſtens ohne 
ückſicht auf ihren Wohnſitz gu. Anders in Wien. 
Die Biirger wieder find bald den Ebhrenbiirgern 
gleichgejtellt (Bufow., Krain, N. O., Wien, Prag, 
Graz, Lemberg), bald den Gem.⸗Angehörigen Ritts 
ten, Borarlb.); nach eingelnen Gem.-Wabhlordnun- 
gen (Böhmen, Gal.) find fie wabhlberechtigt nur, 
wenn fie Gem.-AUngehirige find, während fie in 
anderen Gem.Wahlordnungen wieder tiberh. nicht 
beriicfichtigt werden. Dieſes Intelligenzwahlrecht 
tommt aud) den Frauen (3. B. als inländiſchen 
Doftorinnen) ju, wenn nit die Wablordnung das 
Wegenteil anordnet. So find fie 4. B. in Calg. 
wa — ——— in Bien nicht. Endlich iit die Voll⸗ 
jibrigfeit oder die Erreichung eines beſtimmten 
Alters nur dann Wabhlredtsvorausfepung, wenn 
dies, wie fiir Wien, ausdrücklich vorgefdrieben ijt. 
c) Das Bohnfipwahlredt. Wie bereits 
erwähnt wurde, gewähren die Wiener Gem.-Wabhl- 
ordnungen ($ 5) joie fiir einige gefeplid) ausdriid- 
lid) genannte Gem. aud) die n.-d. Gem.-Wabhlord- 
nung 88 14 u. 19) neben dem Steuers und dem 
Intelligenzwahlrechte noc) das Wohnſitzwahlrecht. 
Dieſes fommt jedem Wijährigen öſterr. Staats- 
biirger männl. Geſchlechtes gu, der in der Gem. 
ununterbrodjen wenigſtens jeit 3 Qahren feinen 
ordent!. Wohnſitz hat. 
22 
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2. Der Redhtsinhalt des Gem.-Wablredtes | ohne Mitwirtung des Mitvormundes durch die 
bejteht in der Befugnis, sur Wahl des Gem.-WAus- | Vormiinderin allein rechtsgiiltig erfolgen. Ym iibri- 
ſchuſſes (-Rates) sugelajjen gu werden. Da das gen fommen die Anordnungen des a. b. G. B. 
Wahlredht nicht jedermann, —— nur geſetzlich und des Verfahrens außer Streitſachen zur An— 
beſtimmt qualifizierten Perſonen zukommt, iſt es — 
ein ſubjektives Recht, deſſen Subjekt der Wahlbe— 4. Ruhen des Wahlrechtes. Das Wahlrecht 
rechtigte ijt, ſelbſt wenn er ſein Wahlrecht nicht ruht, wenn es infolge eines rechtl. Hinderniſſes 
perſönlich ausüben darf. Da das Gem.-Wahlrecht | nidjt ausgeiibt werden fann. Mit dem Wegfall des 
ferner mit der firperjchajtl Natur der Gem. im lepteren wird da8 Wabhlrecht wieder frei; es bejteht 
Zuſammenhange fteht, ijt es ein Bffentl. Recht. | auf Grund des alten ErwerbStitels, fann dabher 
3. Die Ausiibung des Wabhlredtes hat! als bereits vorhanden nicht erjt durch einen neuen 
grundſätzlich durch den Wahlberechtigten perfinlich | Rechtstitel wieder erworben werden. cag aig juri⸗ 
zu erfolgen. Dod) erleidet dieſer Grundſatz nach ſtiſche Tatſachen bewirken ein Ruhen des Wahl— 
den meiſten Gem.Wahlordnungen eine Ausnahme, rechtes: 
indem durch die Gem.“Wahlordnung ſelbſt beſtimmt a) Die ——— der Kuratel. 
wird, wann ausnahmsweiſe das Rahlrecht durch b) Erbffnung des Konkurſes. 
einen Bevollmächtigten ausgeübt werden muß oder c) Rerhtetrastige Verurteilung wegen cines 
fann. Verbredens iiberh., wegen der Vergehen des Wu— 
A. Das Bablrecht muß durch einen Bevolls | hers und der ig g net are 2 dann wegen 
müchtigten ausgeübt werden im Fale, dak 8 fic) | der Ubertretungen des Diebjtables, der Veruntreu— 
um das Wablredht einer Frau, eines Minderjihri- ung, der Teilnehmung hieran, des Betruges und 
gen oder einer jurijtijden Perſon handelt. Wher | der Erefutionsvereitelung. 
aud) Hier weifen die Gem.-Wablordnungen Ver— d) Der aftive Dienjt als Ojfizier oder als 
ichiedenbeiten auf. Bald ijt der Bevollmächtigte ge- Militärpartei mit Offizierstitel, ſoſern der Wahl— 
a begeidjnet, fo daß ein anderer von der Aus⸗ berechtigte nicht —* jure frajt ſeiner Steuerlei— 
übung des Wahlrechtes fiir den Wahlberechtigten ſtung zur Mitgliedſchaft in der Gem.-Vertretung 
ausgeſchloſſen ijt. (Mac) den Gem.-Wahlordnungen berechtigt ijt (5 17 Gem.-Wablordnung), der aftive 
der Bufow., von WM. O. u. Tivol ijt das Wahl- Dienſt tm Militärmannſchaftsſtande oder cin jolcher 
recht aus dem Titel einer jteucrpjlichtigen Realität, als Militärunterpartei. 
die fic) im Miteigentum der in ehel. Gemeinſchaft e) Riidjtand mit der Rechnungslegung iiber 
febenden Ehegatten befindet, durcd) den Ehemann die Gebarung mit Gem.Geldern. 
ausguiiben.) Bald liegt es wieder im freien Er— tf) Nach cinigen Gem.-Wabhlordnungen Böh— 
mefien des Wahlberectigten, den Bevollmächtigten men, Brag, Reichenberg, Gray) Rückſtand mit einer 
iu bejeichnen. (So fann die nicht in ehel. Gemein- Gem.Giebigkeit ſeit mindeſtens 1 Jahre. 
chaft lebende Gattin den Bevollmächtigten frei, gr) Na einigen Wem. -Wabhlordnungen aud 
d. i. durch Bertrag bejtellen.) der Genuß einer Offentl. Urmenverforgung u. zw.: 
B. Nad) manchen Wem.-Wahlordnungen Liegt | entweder nur im Augenblick der Wahlausſchreibung 
es im freien Ermeſſen des Wabhlberechtigten, das | Graz, Reichenberg) oder fogar dann, wenn dic 
Wahlrecht perſönlich oder durch einen Bevollmäch- Unterſtützung innerhalb der legten 2 Jahre vom 
tigten auszuüben. Diefe Wlternative ſteht ſolchen Wahltagq zurückgerechnet begogen wurde. 
Berjonen gu, die zur Bejorgung von öffentl. Ge— h) Nach manchen Gem.-Wabhlordnungen (Prag. 
ſchäſten von der Wablgemeinde abwejend find | Graz, Reidenberg, Lemberg) auc der Beruf eines 
(Böhmen, Bufow., Tirol), weiter auch ſolchen Dienftboten oder Taqlihners. 
Wigentiimern einer in der Gent. gelegenen Reali- 5. Der Verluft des Wabhlrechtes tritt durch 
tit oder einer daſelbſt betriebenen Gewerbsunterneh= | den Verlujt der allg. und bejonderen sub 1 erwiihn- 
mung, die in einer anderen Gem. ihren ordentl. | ten Vorausiepungen ein. 
Wohnſitz haben Böhmen), endlich nad) der Grazer ID. Wählbar jind nur Wahlberechtigte männl. 
Mem.-Wahlordnung auch franfen Wahlberechtigten. Geſchlechtes, deren Wahlrecht nicht ruht. Nad) den 
Mag fic) nun die Ausübung des Wahlrechtes meijten ſtädt. Wahlordnungen wird zur Wählbar— 
dutd einen Bevollmichtigten auf sweldjen Titel | feit das auriicgelegte 30. Lebensjabr, nach den 
immer ſtützen, jtets muß der Bevollmächtigte öſterr. iibrigen Gem.«Wahlordnungen das juriidgelegte 
Staatsbürger und frei von den sub II., 4, a—h ers 24. Lebensjahr verlangt. Die Wählbarkeit ruht 
wähnten Hindernijjen fein. Rein Exrjordernis ijt, | tiberall mit Ausnahme von Kärnten fiir jolche Per— 
daß der Bevollmiichtiqte in der Wahlgemeinde felbjr | jonen, die im öffentl. Gem. -Dienjte ſtehen. Re— 
wahlberechtiqt ijt (Budwinsfi 2848, 3058, 3871, | munerationsbesiige bingegen bewirfen fein Ruben 
4334), Ein vertragsmäßiger Bevollmadtigter darf | der Wählbarkeit. Nach den meijten Gem. = Wabhl- 
nur einen Wabhlberechtiqten vertreten. Jeder Be⸗ ordnungen tritt ein Ruhen der Wählbarkeit aud 
vollmächtigte muß mit einer Yegitimation Trau- | bei folden Perfonen ein, die wegen eines aus 
ſchein, Bollmacht ufw.) verjehen fein. Die Bolle | Gewinnſucht veriibten Disziplinarvergehens ibres 
macht muß ſtets ſchriftlich erteilt ſein Budwinski öffentl. Amtes entiept wurden, ebenio bei ſolchen, 
2198) und ausdrücklich auf die Ausübung des die eine Armenverſorgung genießen, in einem Ge— 
Wahlredtes lauten. Darum find Vollmachten in | jindeverbande ftehen oder wie Taglibner und ge- 
bianco ungiiltiq (Budwinsti 12997). Die Aus- | werbl. Hilfearbeiter feinen felbjtindigen Erwerb 
jtellung der Vollmacht für Minderjahrige fann auch | haben, fofern infolge dicier Tatjachen nicht bereits 
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ihr Wahlrecht ruht. Ein Ruhen der Wählbarkeit 
trifft nach * Gem.Wahlordnungen (Böhmen, 
Dalm., Gal., N. O., Lemberg) aud) die Beamten 
der der Gem. vorgeſetzten polit. Auſſichtsbehörden 
und der in der Wem. befindlichen ſtaatl. Polizei— 
bebirden, weiter nach cinigen Wahlordnungen (| Lem- 
berg, Triejt) aud) die Gem.-Schuldner fowie die 
Pachter von Gem.-Gefiillen. Nach § 25 der Wiener 
GBem.⸗Wahlordnung tritt cin Ruben der Wählbar— 
feit u. aw. fiir Die Dauer von 2 Jahren fiir jene 
Gem.-Räte ein, die bei der Wahl des Biirger- 
meiſters, der Bizebiirgermeijter und der Stadt— 
rat8mitglieder entweder überh. nicht erſcheinen oder 
ſich vor Beendigung der Wabhlhandlung entiernen, 
obne ihr Ausbleiben oder ihre Entfernung durch 
hinreidjende Gründe gu entidhuldigen. Endlich wird 
durch das Ruben des Wabhlrechtes ein Ruhen der 
Wählbarkeit ebenjo wie durch den Berlujt des Wahl 
rechtes der Berluit der Wählbarkeit hervorgerufen. 

LV. Borbereitungen jur Wahl der Gem.- Ver: 
tretung. 1. Dieſe beqinnen mit der Anlegung der 
Verzeichniſſe der Wahlberechtigten (der fog. General⸗ 
wählerverzeichniſſe) durch den Gem.-Voryteher. Bn 
dieſe find grundſätzlich zuoberſt die Intelligenzwahl— 
berechtigten unter Beifi ung der vorgeſchriebenen 
Jahresſchuldigleit an direkten Steuern aufzunehmen, 
hierauf folgen die bloß Steuerwahlberechtigten nach 
der Höhe der auf jeden entfallenden, in der Gem. 
vorgeſchriebenen und in das Verzeichnis aufzuneh⸗ 
menden Jahresſchuldigkeit an direften Steuern in 
abſteigender Ordnung gereiht. Für die Feſtſtellung 
der Jahresſchuldigkeit an direlten Steuern ſind die 
jteucramtl. Vorſchteibungen maßgebend (Budwinski 
3115, 3136, 3210, 3417, 3426). Die Richtigkeit 
der letzteren zu veranlajjen, ijt nicht Sade der Gem. 
Organe, fondern der eingelnen Wahlberechtigten 
(Budwinsfi 3116, 8016). 

2. Hierauf ijt gur Bildung der Wahl— 
firper ju ſchreiten. Das hiebei zu beobachtende 
Verfahren ijt verfchieden, je nachdem eine allg. Gem.⸗ 
Wahlordnung oder eine folde fiir eine Stadt mit 
eigenem Statute jur Anwendung gelangt. 

A. Nach den allg. Gem.-BWahlordnungen 
jind in der Regel 3 Wabhltirper gu bilden. i 
dieſem Zwede ijt die im Generalwählerverzeichniſſe 
ausgemiejene Gefamtiteuerjumme in dret gleiche 
Teile zu teilen. Diejenigen Wabhlberedhtigten, welche 
nad den fortlaufenden Zahlen des Verzeichniſſes 
das erſte Drittel der Geſamtſteuerſumme entrichten, 
— in den 1., jene, welche das zweite Drittel 

iejer Summe entricdten, in den 2., alle iibrigen 

Wablberedtigten in den 3. Wahlkbrper. Läßt ſich 
die Geſamtſteuerſumme nicht nad) Exjordernis teilen, 
ohne daß die Steuerichuldigfeit eines eingelnen 
Wahlberetigten getrennt werden muh, fo it letz⸗ 
terer demjenigen Wahlkörper —— welchem 
ſeine Steuerſchuldigleit dem größten Teile nach ge— 
zogen werden müßte. 

Nun erjolgt die Einreihung in die Wahl— 
firper. Jn den 1. Wahlfsrper werden nach meh— 
teren Gem.-Wahlordnungen vorerjt ſämtl. Hono- 
Tatioren eingereiht (Bufow., Dalm., Görz, Iſtrien, 
Narnten, Krain, Salzb., Borarlb., ebenfo Mähren, 
jojern auf diejelben nicht ebenfoviel oder mehr 
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Stimmen entjallen wiirden als auf die nach ihrer 
Steuerjduldigfeit in den 1. Wahlkörper cingureihen- 
den Wabhlberechtigten,, in welchem Falle fo viele in 
den 2. Wahlkörper cingureihen find, daß die Bahl 
der Ubrigbleibenden weniger als die Hiilfte der 
ſchon nad) ihrer — — in den 1. Wahl⸗ 
lkörper eingereihten Wahlberechtigten betrigt). Nad 
den anderen Gem.-Wahlordnungen gehören nur 
bejtimmte Gruppen von Honoratioren ohne Rück— 
jicht auf die Hobe ihrer Steuerſchuldigkeit in den 
1. Wablfirper, 3. B. nur die Ehrenbiirger, Orts— 
jeelforger, dann die Staate-, Vandes- und öffentl. 
Fondsbeamten fowie die Offigiere und Militärpar— 
teien mit OjfigierScharafter von einer beſtimmten 
Rangklaſſe ab (in Böhmen u. Reichenberg von der 
VIIL., in Gal. u. Tirol von der IX. Rangklaſſe 
ab), bigiweilen aud) die Wdvofaten u. Notare (Wal.), 
die Doftoren inlindifder Univerfititen (Gal., O. O., 
Tirol), die diplomierten Techniker, dann die Vor— 
fteher der in der Gem. befindl. Bolfsidulen und 
die an höheren Lehranjtalten in der Gem. ange 
jtellten Direftoren, Profeſſoren u. Lehrer (Tirol), 
in Wal. nur die Vorſteher von Lehranjialten und 
die Brofeijoren, aber ohne Rückſicht auf den Sig 
der UAnftalt. 

Die tibrigen Honoratioren werden meijtens in 
den 2. Wahlkörper eingereiht, fofern fie nicht bereits 
nad ihrer Steueridjuldigfeit in den 1. gehören. 
Singulire Beftimmungen gelten fiir Böhmen u. 
Reichenberg, wo Honoratioren, denen in der Wahl: 

emeinde iiberh. feine direfte Steuer vorgeſchrieben 
it, mit Ausnahme der Ehrenmitglieder u. Ehren- 
biirger in den 3, Wahlkörper eingureifen find. Cine 
Sonderbejtimmung gilt auch fiir Steierm., wo ſämtl. 
Honoratioren nur nad ibrer Steuerſchuldigkeit in 
den entipredenden Wahlkörper einzureihen ſind, 
ſo daß dortſelbſt Honoratioren ohne Steuerſchuldig— 
feit in der Gem. in den 3. Wahlkörper fommen. 
Unter allen Umſtänden ijt die Steuerichuldigteit der 
Honoratioren, felbjt wenn fie fiir die Einreihung 
derjelben in einen bejtinunten Wahlkörper belang- 
los ijt z. B. rüchſichtlich Der Ehrenbiirger u. Ehren: 
mitalieder in Böhmen), im Verzeichniſſe der Wahl- 
berechtigten angugeben, da fie in die Geſamtſteuer— 
ſumme einzurechnen ijt, fo dak der Betrag ihrer 
Steuerſchuldigkeit darauf von Einfluß ijt, wie viele 
von den anderen Wahlberechtigten nod in einen 
bejtimmten Wabhlfirper eingurethen find, um die in 
demſelben ausgewieſenen Steuerbetriige bis zu einem 
Dritteil der Geſamtſteuerſumme zu ergiingen Bud— 
winSfi 1783, 6070). Wenn der 1. Wahlfirper nicht 
aus wenigſtens zweimal joviel Wahlberechtiqten be— 
iteht, alg derjelbe Ausſchuß⸗ u. Erſatzmänner gu 
wählen hat, fo ift er aus den im Verzeichniſſe nächſt⸗ 
folgenden Beſteuerten bis auf dieſe Sahl ju ergingen. 
Tie Steuerquote aller nach dieſer Ergänzung den 
1. Wahlfirper bilbenden Steuerpjflidtigen wird von 
der gangen Steuerjumme abgejogen und der Reft 
in zwei gleiche Teile geteilt. Jene Wahlberechtigten, 
welche die erſte Halfte dieſes Reſtes entrichten, bilden 
den 2., die —— mit den zu keiner direkten 
Steuer vorgeſchriebenen den 3. Wahlkörper. Wenn 
infolge dieſes Verfahrens der 2. Wahlkörper nicht 
aus wenigſtens zweimal ſoviel Wahlberechtigten be⸗ 
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fteht, als derjelbe Ausſchuß- u. Erſatzmänner ju 
wählen Hat, fo ift in gleicher Weife die Ergünzung 
aus den nächſtſolgenden Befteuerten vorzunehmen. 
Eine Sonderbejtimmung enthilt die Gem.-Wahl- 
ordnung von Borarlb., indem nach ir diefe Er— 
dingung ſinngemäße Anwendung dann ju finden 
ce wenn der 1. Wabhlfirper in Wem. mit 300 
oder weniger Wabhlberedtigten nicht aus wenigitens 
dreimal, in Gem. mit 301—600 BWabhlberedtigten 
nidjt aus iwenigitens viermal, in Gem. mit 601 
bis 1000 BWabhlberechtigten nidjt aus ——— 
fünfmal, endlich in Gem. mit mehr als 1000 Wahl— 
beredhtigten nicht aus wenigitens ſechsmal fo viel 
Wahlberechtigten befteht, als derjelbe Ausſchuß- u. 
Erſatzmänner ju wählen hat. 
Sit die „Zahl dex Wahlberechtigten 5* 
(in Gal. 50, in Steierm. 300) und „der Abſtand 
wifchen den Steuerfdhuldigfeiten der einzelnen 
ähler nicht bedeutend’, fo ijt nach den meijten 
Went,-Wahlordnungen die polit. Bezirklsbehörde be- 
rechtigt (nicht verprlicdjtet), die Bildung von bloß 
2 Wahltirpern anguordnen. Anders in Bihmen, wo 
in bloß 2 Wahlkörpern nur dann, da aber immer 
u wählen ijt, wenn infolge de8 obenerwähnten 
Beriahtens bei Ergünzung des 1. und bes 2. Wahl- 
körpers fiir den 3. Wahlkörper nicht wenigitens 
weimal foviel Wahlberechtigte übrig bleiben, als 
perfelbe Ausſchuß⸗ u. Erjagmiinner ju wählen bat. 
Nach den Gem.-Wahlordnungen von Böhmen, 
Tirol und Vorarlb. ijt aud) die Bildung bloß eines 
Wahlkörpers vorgeiehen. Sie darf in Böhmen u. 
Tirol nur, muß aber aud) dann erjolgen, wenn 
bei der Cinteilung der Wabhlberechtigten in bloß 
2 Wabhlfirper der 2. nicht wenigitens doppelt ſo— 
viel Wahlberedtigte aufweiſen würde, als derjelbe 
Ausſchuß—⸗ u. Erſatzmänner ju wählen hat. Jn 
Vorarlb. ijt ein eingiger Wablfirper gu bilden, 
wenn bei der Bildung von bloß 2 Wabhlfirpern 
der 2. weniger Wahlberechtigte als der 1. aufweiſen 
wiirde. 7 
— — gelten für N. O. Hier 
ſind 2 Urten von Wahlgemeinden gu unterſcheiden. 
Jn den im § 14 Gem.-Wahlordnung genannten 
und im Sinne diefer Gejepesitelle neu bingufom- 
menden Gem. jind 4 Wahlfirper yu bilden. Dic 
Ginteilung der Wabhlberedtigten in die 3 eriten 
Wahltirper erjolgt hinſichtlich der Beſteuerung zu— 
nächſt bloß unter Berüchſichtigung der ſeit 1 Jahre 
in der Gem. vorgeſchriebenen Wrund-, der Ge— 
bäude und der Erwerbſteuer. Uber die Traiger 
dDiejer Steuern allein wird zunächſt ein Verzeich— 
nis in abjteigender Ordnung angelegt. Die Zahl 
der in das Vergeichnis aujgenommenen Wablbe- 
rechtigten wird hierauf durch 12 geteilt. Jn den 
1. Wahlfsrper find fodann aufzunehmen diejenigen 
Wabhlberedhtigten, die gu den erjten 3,9 gehören; 
dazu kommen gewiſſe Honoratioren fowie — 
minnl. Geſchlechtes, die ſeit mindeſtens 2 Jahren 
in der Gem. wohnen und an einer anderen direkten 
Steuer als an Grund-, Gebäude- u. Erwerbſteuer, 
j. B. an Perſonaleinkommen- oder Rentenſteuer 
jährlich mindejtens 200 K wenigftens jeit 1 Jahre 
au entridjten haben. Qn den 2. Wahlkörper fommen 
die nachjten 4); der Grund-, Gebäude- oder Er- 


werbjteuerpjlidjtigen, hierauf gewiſſe Honoratioren, 
endlid) jene männl. Steuerpflidtigen, die in der 
Gem. feit mindejtens 2 Jahren wohnen und an 
einer anderen als an einer der eben erwähnten 
diteften Steuern mindejtens 100 K jiibrlic) feit 
wenigjten 1 Jahre gu entridjten haben. Jn den 
3. Wahllörper fommen die lepten 5/,, der Grund-, 
Gebäude-⸗ oder Erwerbſteuerpflichtigen, hierauf be- 
ſtimmte Honoratioren, endlich jene männl. Wahl— 
berechtigten, die in der Gem. ſeit mindeſtens zwei 
Jahren wohnen und an einer anderen als an einer 
der eben erwähnten direlten Steuern mindeſtens 
20 K jährlich ſeit wenigſtens 1 Jahre gu entrichten 
haben. Sn den 4. Wahlkörber find endlich alle 
wablberechtiqten Männer aujgunehmen, die ſeit 
wenigitens 3 Jahren in der Wahlgemeinde wohnen, 
ohne Rückſicht darauf, ob und cine wie hobe direfte 
Steucr fie au entricjten haben und ohne Riidjicdt 
darauf, ob fie bereits dem 1., 2. oder 3. Wabhlfirper 
angehören. Gehören jie bereits einem foldjen an, 
dann haben fie ein Pluralitätswahlrecht, nämlich 
ein Wabhlrecht im 4. und außerdem ein ſolches in 
einem der früheren Wahlkörper. 

Teilweife abiweichend geartet find die wabl- 
rechtl. Beſtimmungen fiir jene n.-5. Gem., die nicht 
unter den § 14 Wem.-Wabhlordnung fallen. Much 
für fie jind grundſätzlich 4 Wahlfsrper gu bilden 
und auch fiir fie erfolgt die Einteilung der Wabl- 
beredhtigten in die 3 erjten Wahlkörper hinſichtlich 
der Bejteucrung zunächſt blo unter Berückſichtigung 
der feit einem Jahre in der Gent. vorgeſchriebenen 
Grund-, der Gebäude- und der Erwerbjteuer. Auch 
hier wird zunächſt nur ein Verzeichnis der Träger 
dieſer Steuergattungen in abjteiqender Ordnung 
angelegt. Uber die Cinteilung der Wabhlberechtigten 
in die 3 erjten Wahlkörper erfolgt hier genau nach 
bem Steuerdrittel. Jn den 1. Wabhlfirper find auj- 
junehmen Ddiejenigen Wabhlberedtigten, die jum 
1, Drittel der eriwahnten Steuertriger zählen, dazu 
fommt eine bejtinunte Gruppe Honoratioren, ihnen 
ſchließen fich jene Wahlberechtigten männl. Geſchlech— 
tes an, die ſeit wenigſtens 2 Jahren in der Wabl- 
gemeinde wohnen und an einer anderen als an 
der Brund-, der Gebäude- oder Eriverbjteuer jeit 
wenigiten$ 1 Jahre mindejtens 100 Kjährlich ju 
entridjten haben. Jn den 2. Wabhltirper fommen 
das 2. Drittel der Grund-, Gebiiude- oder Erwerb- 
fteuerpflidtigen, fodann eine weitere Gruppe von 
Honoratioren, endlich jene Wabhlberechtigten männl. 
Geſchlechtes, die in Der Gem. feit wenigitens 2 Jah⸗ 
ten wohnen und an einer anderen als an einer 
der früher erwähnten 3 direften Steuern mindejtens 
50 K jährlich feit wenigſtens 1 Jahre gu entridten 
haben. Qn den 3. Wahlkörper fommen das lepte 
Drittel der Grund-, Gebäude- u. Erwerbſteuer— 
pflichtigen, hierauf beſtimmte weitere Honoratioren, 
endlid) jene männl. Wabhlberechtigten, die in der 
Wem. feit mindeftens 2 Jahren wohnen und an 
einer anderen als an einer der eben erwähnten 
direften Steuern ſeit wenigitens 1 Jahre mindejtens 
20 K jährlich gu entrichten haben. Jn den 4, Babl- 
firper jind endlich alle wablberechtigten Dinner 
aujjunehmen, die jeit wenigitens 2 Jahren in der 
Gem. wobhnen, ohne Rückſicht darauj, ob und eine 
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wie Hobe direfte Steuer fie zu entrichten haben. 
Wie oben, iſt ſomit auch in dieſen Gem. ein Plu— 
ralitätswahlrecht möglich. Der 4. Wahllörper ijt 
jedoch in dieſen Gem. nur dann zu bilden, wenn 
in der Wahlgemeinde wenigſtens 20 wahlberechtigte 
Männer vorhanden find, die ſich nicht bereits im 
1., 2. oder 3. Wabhlfirper befinden. Sonſt hat die 
Bildung des 4. Wabhlfirpers yu unterbleiben und 
es jind dann jene Wablberedjtigten, die nicht ſchon 
aus einem anderen Titel einem der 3 erjten Wabl- 
firper angehören, dem 3. Wabhlfdrper cingureihen. 
Die in diejem Abfage erwähnten Vorſchriften finden 
auf die nad) § 14 der ne 5. Gents Wabhlordnung 
bejonders gu bebandelnden Wem. ausnahmsweiſe 
Anwendung, wenn ein Wahlkörper nicht aus ae F 
jten$ zweimal foviel Wabhlberedtigten bejteht, als 
er Ausſchußmänner gu entjenden hat. 

B. Für die Städte mit eigenem Statute 
gelten Sonderbejtimmungen. Gejeplich beftehen dort 
3 Wabhlfirper mit Ausnahme von Wien u. Trieft, 
wojelbjt 4 Wahltirper ju bilden jind und von Lem— 
berg, wo fiimtl. i a in cinem Wahlforper 
wiblen. Grundſätzlich erfolgt die Einreihung der 
Wahlberechtigten in dic cingelnen Wahlkörper überh. 
nicht mit Riidjicht darauf, ob ihre Steuervorjdjrei- 
bung in das 1., 2. oder 3. Drittel der Gefamt- 
ſteuerſumme zu liegen fommt, fondern es wird ohne 
Rückſicht auf die leptere fiir jeden Wabhlfirper cin 
Steuerzenſus feſtgeſetzt. Jene Oonoratioren, die 
nicht ſchon infolge ihres Steuerzenſus zum 1. Wahl⸗ 
körper gehören, werden dem 2. zugewieſen. Aus— 
nahmen gelten rüchſichtlich dieſer * für Wien 
u. Mraz, wo die Ehrenbürger ſtets im 1., dann fiir 
Frag, wo die Biirger, wenn fie nicht nad) ihrer 
Steuerſchuldigkeit einem anderen Wahllörper zu— 
zuweiſen find, in den 3. Wahlkörper einzureihen 
find. Cine weitere Ausnahme macht die Gem.- 
BWabhlordnung fiir Wien dadurd, dah fiir den 
4. Wahlfirper iiberh. fein Steuerzenſus vorgeſchrie— 
ben ijt und dap in dicjen alle jene öſterr. Staats- 
biirger männl. Geſchlechtes eingutragen find, die 
das 24. Lebensjahr vollitredt und im Gem.-Gebicte 
von Wien ununterbroden feit 3 Jahren ihren or— 
dentl. Wohnſitz haben, ohne Unterichied, ob diejelben 
aud) bereits tm 1., 2. oder 3. Wahlkörper wahl— 
berechtigt find. Dadurd) genießen jene, die bereits 
in einem anderen Wahlkörper wabhlberechtigt find, 
ein BluralitdtSwabhlredht. Sie wählen 3. B. im 
1. und 4. Wahlfirper. Endlich ijt gu erwähnen, 
dag größere Stiidte (Wien, Prag) in Wahlbezirke 
eingeteilt find. 

3. Der Ment. Vorjteher hat die Wählerliſten 
mindejtens 4 Wodjen (in den Städten mit eigenem 
Statute mit Ausnahme von Reichenberg 6 Worhen, 
in Krain 1, in Dalm. 2, in Borarlb. 5 Wochen) 
vor der Wahl, aber nicht während des ganzen Zeit— 
raumes (Budwinsti 1435) au jedermanns Vine 
ficht (alfo nicht bloß zur —8 der Wahlberech⸗ 
tigten, was Nullität begründen würde, Budwinski 


2247, 3921, 12112) im Gem.-Amte aufgulegen. | o 


Dies ijt durch öffentl. Anſchlag in der Wem. in 
ortsiibl. Weiſe (Budwinsfi 227/2 A), in Städten 
mit eigenem Statute durch ‘Bublifation im Amts— 
blatte unter Befanntgabe einer Fallfrijt von 8 
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(Wien, Graz, Lemberg, Trieſt, Brag 14) Tagen 
zur Unbringung von Cinwendungen gegen dic for- 
tefte Verfaſſung der Wählerliſten kündzumachen. 
Dieſe Friſt muß nicht mit dem Tage der Kund— 
machung von der Auflegung der Waͤhlerliſten be— 
ginnen, ſondern kann ſich auch an die obenerwähnte 
vierwöchentl. Friſt anſchließen, wenn nur die Rekla— 
mationsfriſt wenigſtens 8 Tage vor der Wahl en- 
digt (Budwinsfi 6772). Der Taq, an dem die 
Auflegung der Lijten verlautbart wurde, ijt in die 
Friſt zur Anbringung von Einwendungen einzu— 
rechnen, jojern die Äufle ung in folder Art er- 
jolgte, dak die Ginfichtnagme noc) am Tage der 
Publifation möglich war (Budwinski 5711, 5956. 
8940), Nur die Wählerliſten, nicht aber ihre Grund— 
lage, die fteucramtl. Ausweiſe, müſſen sur Einſicht 
aujgelegt werden (Budwinski 3821). Da feine der 
Wem.-Wahlordnungen eine Boridhriit liber die Sue 
laffigteit der Anfertigung von Abſchriften der Wäh— 
lerlijten enthalt, fo ijt in dem Berbote, eine Ab— 
ſchrift angujertigen, fcine Gejepwidrigfeit gelegen 
(Budwinsti 3821, 259 A). 

4. Uber die rechtzeitig cingebradjten Einwen— 
dungen enticheidet in 1. Snitan eine aus dem 
em.=Vorjteher und 4 von der Gem.- Vertretung 
aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern bejtehende 
Rellamationsfommifjion, anf deren Cinbe- 
rufung, Beſchlußfähigkeit u. Beſchlußfaſſung dic 
Vorſchriften der Gem. O. über die Rechtsgülugleit 
der Akte der Gem.-Vertretung finngemage Anwen— 
dung zu finden haben (Budwinsfi 227, 4085). Bei 
Beftellung der Reklamationskommiſſion ijt cine Be- 
rückſichtigung der eingelnen Wabhltirper nicht er— 
jorberlid) (Vudwinsfi 4580); Cinwendungen gegen 
die Bildung der Kommiſſion find noch im Retla- 
mationsverjahren ſelbſt geltend gu machen (Bud- 
winsfi 9415). Jn größeren Städten wird keine bes 
jondere Reflamationsfommijfion gebildet, ſondern 
es enticheidet iiber die Cinwendungen in 1. Inſtanz 
der Magijtrat (Wien, Triejt, Gray), in Brag der 
Stadtrat. Die E. hat binnen 3 Tagen gu erjolgen 
(in Dalm. und N. O. binnen 8, in Prag, Reichen— 
berg, Trieit binnen 6, in Wien binnen 10 Tagen, 
in Graz fogleich). Riicfichtlich des weiteren Reddhts- 
juges treffen die einzelnen Gem.«Wahlordnungen 
verſchiedene Bejtimmungen, Jn der Regel ijt die 
binnen 3 (Dalm. und N. O. binnen 8) Tagen bei 
der polit. Bezirfsbehirde, in Stidten mit eigenem 
Statute bei der Gem. Vertretung (Wien beim Stadt- 
rate) ecingureidjende Berufung nur im Falle der 
Verweigerung der begebrten Beridtigung zu— 
läſſig. (Anders in Dalm., Vitrien, N. O. u. Wien.) 
Die E. der polit. Bezirksbehörde bezw. der Gem.- 
Vertretung und des Stadtrates ijt nach den meiſten 
Gem⸗Wahlordnungen Cag ig Nur in Böhmen, 
N. O. und Borarlb. ijt nod) der Refurs an die 
polit. Landesbehörde zuläſſig, die hierauf endgiiltig 
entſcheidet. Gegen die endgiiltige E. jteht nur, aber 
ausnahmslos, nod) die Befchwerde an den B. G. 


fien. 
Berechtigt, Reflamation zu erheben und ju 
refurricren, Find nut Wabhlberechtiqte (Budwinski 
10045). Bum Qnbhalte hat das Reflamationsredt 
das Begehren um Richtigitellung der Wählerliſte. 
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Hiebei macht es feinen Untericied, ob die behaup- 
tete Unrichtigkeit datin beſteht, daß der Reflamant 
ſelbſt, oder datin, dak ein anderer Wabhlberechtigter 
in Die Wiihlerlijte nicht aufgenommen wurde, oder 
endlich) darin, dak Nichtwahlberechtigte aufgenom- 
men wurden. Es ijt die Abſicht des Gejepes, das 
Wahlrecht als fubjeftives Recht gu ſchützen; darum 
ijt gu einem MechtSmittel nur der Wahlberechtigte 
legitimicrt. Für diefen ift es aber ganz gleidwertig, 
ob er von der Wahlhandlung felbft widerred)tlich 
ausgeſchloſſen oder ob cr durch Nichtberechtigte an 
der Möglichkeit gehindert wird, ſeinen Willen als 
Wähler gu betiitigen. Gegenftand der Reflamation 
fann nur ein Wt fein, der nod) in das Stadium 
der Wahlvorbereitung fällt. Wurde die Fall 
frijt zur Reflamationserhebung verſäumt, fo fann 
dieje nicht mehr Paonia von Ciniwendungen 
gegen die Wahl felbft geltend gemacht werden (Bud- 
winsli 149, 837, 964, 1095, 1120). An ihrem Er— 
fenntnijje bat fic) dic Reflamationsbehirde auf dic 
Prüfung der Beſchwerdepunkte zu beſchränken und 
darf darum über das in der Berufung geſtellte Be— 
gehren nicht hinausgehen Budwinski 8209, 8629, 
11162). Von Amts wegen darf weder die Rekla— 
mationskommiſſion noch die Berufungsinſtanz eine 
Anderung in der Wählerliſte vornehmen Budwinski 
4773, 12583). 

5. Bei Nichtigfeit des Wabhlaftes dürſen 8 (in 
Prag u. Graz 14) Tage vor der Wahl in den Wibler- 
lijten feine Anderungen mehr vorgenommen 
werden, felbjt nicht foldje, die fid) alS Konſequenz 
ciner Refurserledigung ergeben Budwinski 2175, 
3541, 3822, 3909, 78682); eS ware denn, dab die 
Gem.⸗Wahlordnung fiir den Fall der Refurserle- 
digung ausdrücklich cine Ausnahme feſtſetzt. Das 
trifft aber nur jiir Böhmen, Vorarlb. u. Brag gu. 
Dit die Wählerliſte rechtskräftig, jo ijt jeder, aber 
aud) nur der in ihr Cingetragene formell zur Wahl 
ujulajjen, felbjt wenn die Eintragung auf einem 
Irrtume beruben jollte (Bubdwinsfi 1770, 6306, 
7227, 282A). Freilich ijt die Wahl eines materiel 
nicht Wahlberechtigten, der dennoch in der rechts- 
kräftigen Wählerliſte eingetragen ijt, jtets ungiiltig 
(Budwinsti 6706, 7131). 

6. Dic VBornahme der Wahl ijt wenigitens 
8 (Wien 14) Tage vor deren Beginn vom Gem. 
Vorſteher mit der Angabe öffentlich bekanntzumachen, 
an welchen Orten — in den einzelnen Wahl⸗ 
körpern zu wählen iſt. Ebenſo iſt bekanntzugeben 
die Stunde des Wahlbeginnes ſowie die Anzahl 
der ju wählenden Wem.- Bertreter. Der 3. Wahl— 
firper wählt vor bem 2. und dieſer vor dem 1. 
Wenn fiir wenigitens 2 Wabhlfirper die Wahlen an 
demfelben Tage und unmittelbar aufeinanderfolqend 
jtattgufinden haben, fo geniigt die Ungabe des Wahl— 
beginnes in dem zuerſt zur Ubjtimmung gelangen- 
den Wahlfirper Budwinski 1761). —* Rund- 
madung mu nur dort durch öffentl. Anſchlag 
erjolgen, wo dies durch die Gem. Wabhlordnung 
ausdrücklich vorgeſchrieben ijt FF B. Bihmen); wo 
das nicht der Fall ift (3. B. Gal.), fann fie auj 
jon{t ortsübl. Weife geſchehen (Budwinsti 658/2 A, 
13777). Qn die erwähnte Friſt ijt fowohl der Tag 








Wemcinden: O. Gemeindewabhlen. 


der Unichlag wieder bejcitigt wurde, eingurecinen 
(Budwinsfi 3001, 4415, 8751). Eine Kundmachung, 
in der die durch das Geſetz vorgefdriebenen An- 
gaben feblen, begründet Nichtigteit der Wahl (Bud- 
winsti 2994, 3082). Die zur Vornahme der Wahl 
fiir die eingelnen Wahlkörper feſtgeſetzten Termine 


dürfen bei jonftiger Nichtigfeit der Wahl nicht nach— 


triiglic) geändert werden Budwinski 8188). Cine 
individuelle Ladung der Wähler, die Sufendung 
von Wabhllegitimationen u. Stimmyetteln ijt nur 
dort erforderlich), wo das Geſetz ‘elit dies aus⸗ 
drücklich vorjdreibt (3. B. Wien) (Budwinsfi 1469, 
2848, 3844, 6209). Gleichzeitig mit der öffentl. 
Wabhlausidreibung hat der Gem.Vorſteher von 
diefer der unmittelbar vorgefepten polit. Behörde 
Anzeige u erſtatten. 

V. Bornabme der Wahl. 1. Die Leitung der 
Wahl liegt einer qu diefem Zwecke bejonders ge- 
bilbeten Nommifjion ob, Nach den meiſten Gemt.- 
Wabhlordnungen bejteht fie aus dem Wem.-Vorjteher 
oder cinem jeiner Stellvertreter als Borjigenden 
und aus 4 von erjterem als Vertrauensmiinner be- 
rujenen, mindeftens im Seitpuntte der Wahl (Bud⸗ 
winsfi 11691} wiblbaren (nach mandjen Wemt.- 
Wahlorduungen bloß notwendig wabhlberedtigten) 
Gem.-Witgliedern. Jn O. O. u. Mähren werden 
die legteren von der Gem.«Vertretung gewählt, 
während in Borarlb. von diefer 5 Wahlkommiſſäre 
bejtimmt werden, die ihren Vorfigenden aus ihrer 
Mitte erwahlen. Jn Dalm. werden die dem Wem.- 
Vorjteher beigugebenden 4 Kommiſſionsmitglieder 
von den ju Meainn der Wablhandlung anivejenden 
Wahlberechtigten de8 betreijenden Wahlkörpers ge— 
wählt. Nad) den meiſten Gem.-Wabhlordnungen der 
Städte mit ecigenem Statute wird cin Mitglied der 
Gem.-Vertretung als Vorjigender und die durch 
die Gem.Wahlordnung beitinunte weitere Anzahl 
von Kommiffionsmitgliedern vom Biirgermeifter 
ernannt. Nad) manden Wem.-Wabhlordnungen (3. B. 
Wien, Gray) gehört dex Kommiſſion augerdem ein 
techtstundiger Magijtratsbeamter als pe, an. 
In Wien ijt ihr ein Schriftführer durch den Biirger- 
meijter beizuſtellen. Die Berufung einer geieslich 
nicht qualifizierten Berfon in die Wahlkommiſſion 
beqriindet die Nichtigfeit des gangen Wablaftes 
(Wudwinsfi 3082, 3789). Cine bejondere Beriid: 
fichtiqung aller Wahlkörper ijt nur in der Bufow. 
vorgeſchrieben; diefem gefepl. Erjorderniffe ijt ent- 
ſprochen, jobald jeder Wahlfirper in der Wahl— 
fommiffion vertreten ijt (Budwinsfi 42/2 A). Der 
Umjtand, dak jemand des Leſens und des Schrei- 
bens nicht — iſt, begründet feinen geſetzl. Aus— 
ſchließungsgrund von der Berufung in die Wahl— 
fommijjion (Budwinsti 4690). Dak der Mangel 
einer diesbezügl. Geſetzesbeſtimmung mit den ge- 
fegl. Aufgaben der Wahlfommiffion faum vereinbar 
ijt, braudjt wohl nidjt erſt bewieſen gu werden. 
Die unmittelbar vorgejepte polit. Behidrde ijt be- 
rechtigt, einen Kommiſſär gu entfenden, deſſen Auf— 
gabe e8 ijt, die Mufrechterhaltung der Ruhe und 
die Befolgung des geſetzlich bejtimmten Wabhlvor- 
ganges wahrzunehmen. Es fteht ihm frei, gur Her- 
jtellung der Ordnung Organe der öffenil. Sicher- 


der Kundmachung als auc) derjenige, an welchem beit gu berufen. Jn der Anweſenheit folder iit 
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ein die Wabhlireiheit becinflujjendes Moment nicht 
gelegen (Budwinski 2315). Nad den meiften Gem.- 
Wabhlordnungen (nidt nad der Wiener) ijt der 
[. j. Kommiſſär aud) bejugt, die Wahlhandlung zu 
jijtieren. 

2. Die Eröffnung der Wabhlhandlung ge: 
ſchieht durch den Vorſißenden. Diefer hat nach den 
meijten Gem,.-Wahlordnungen vor Beginn der Ub- 
itimmung den verjammelten Wabhlberedtiqten die 
geſetzl. Borausjegungen aur Wählbarkeit befannt- 
jugeben, den Borgang bei der ——— u. 
Stimmenzählung zu erklären und ſie aufzufordern, 
ihre Stimmen nach freier Uberzeugung und un— 
abhängig von Nebenrückſichten fo abzugeben, wie 
ſie es nach ihrem beſten Wiſſen u. Gewiſſen für 
das Gem.Wohl am zuträglichſten halten. Nad) der 
Praxis des B. G. Budwinski $05, 2315, 3290, 
3619, 5949) liegt allerdings in der Unterlaſſung 
diefer Förmlichkeit fein Nichtigfeitsqrund, wohl aber 
in einer unrichtigen Anformation iiber die mangelnde 
Wählbarkeit eines Nandidaten Budwinski —* 

3. Die Abſtimmung beginnt damit, daß die 
in dem betreffenden Wahlkörper wahlberechtigten 
Mitglieder der Wahlkommiſſion ihre Stimmen ab— 
geben. Hierauf ſind nach den meiſten Wem.-Wabhl- 
ordnungen die Wahlberechtigten in der Reihenſolge, 
in der ihre Namen eingetragen find, durch ein Mit 
glied der Wahlfommiffion zur Stimmenabgabe auj- 
surufen. Wird der Name eines Wabhlberechtigten 
libergangen, fo begriindet died die Nichtigfeit des 
Wahlaktes, ſoſern nicht zweifellos fejtiteht, dak dic 
unterlajjene Berlefung auf das Wahlergebnis ab- 
jolut feinen Einfluß üben fonnte (Budwinsfi 14298). 
Wahlberechtigte, die nach gejdyehenem Aufrufe ihres 
Namens erſcheinen, haben ſich erſt nach beendigter 
Verlejung der Wihlerlijie su melden. Die Ver— 
lepung diejer Vorſchrift ijt ein Annullierungsgrund 
(Budiwinsti 6570), weil fie bas Wablergebnis ju 
beeinflufjen vermag. Dagegen hat die Abſtimmung 
der Rommiffionsmitglieder in der Reihenjolge der 
Wabhlerlijte nicht die Nullität des Wablaftes zur 
Folge (Budwinskli 3447, 5956). Cine Wiederholung 
det Verlefung der Wählerliſten ijt geſetzlich zuläſſig, 
wenn nur aud) nach der zweiten Verlefung Wahl— 
berechtiqte, die als jolche bisher noc) nicht wählten, 
auf ibre Meldung zur Ubjtimmung zugelaſſen wer- 
den (Budwinsfi 10252, 13937). Nad den Wahl— 
ordnungen der Stidte mit eigenem Statute (mit 
Ausnahme von Lemberg) hat eine Berlejung der 
Wählerliſten iiberh. nicht su erfolgen, fo dak fic) 
jeder Wabhlberechtigte sur Abſtimmung jelbjt gu 
melden hat. 

Pflicht der Wahlkommiſſion ijt es, darauf zu 
jeben, daß nur die in die Wiihlerlijte Cingetragenen 
jelbjt und nur die mit gilltiger Vollmadt Bers 
fehenen fiir andere wählen. Der vor der Nome 
mijjion zu liefernde Nachweis iiber die Bevoll- 
midtigung muh den Bevollmidtiqungsaft des in 
die Lijte Cingetragenen felbjt umjajien. Die blofe 
Borlage der Subjtitutionsvollmacht des zur Stim— 
menabgabe legitimierten Bevollmadtigten geniigt 
nicht (Budwinski 253/2 A). Die Priifung der Boll- 
macht hat fic) jedod) nur auf deren formale Gültig— 
feit su erjtreden; darum hat die Rommifjion auf 
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die in einer Vollmacht angefiihrten Motive u. Wei- 
jungen nicht näher eingugehen (Budwinski 10103). 
Bur Erleichterung der Kontrolle iiber die Ubjtim- 
mung ijt nach den Gem.-BWablordnungen von Wien, 
Prag u. Gray die Verteilung von Vegitimations- 
farten und amtl. Stimmzetteln — ſo 
dah nur die mit dieſen verſehenen Wablberechtiqten 
zur Ubjtimmung zuzulaſſen find, wenn fie nicht in 
anderer Weife ihre Identität nachweiſen. Wo Legis 
timationsfarten nidjt vorgefdirieben find, darf die 
Bulajjung sur Ubftimmung bei ſonſtiger Nichtigleit 
des Wahlaftes nicht von der Vorweiſung einer Leqiti- 
mation abbingig gemacht werden (Budwinsfi 3384). 

Die Vornahme der Ubjtimmung jelbjt ijt nad 
den eingelnen Gem.> Wahlordnungen verjdieden; 
bald miindlich und öffentlich (Bufow., Görz, 
RKrain, O. O., Mähren, Steierm.), bald ſchriftlich 
und gebeim Böhmen, Salzb., Tirol, Borarlb., 
MN. O., Bien, Prag, Gray, Reichenberg, Triejt mit 
Ausnahme der Wahlen im „Gebiete“), bald nach 
dem Belieben des Wabhlberechtiqten ſchriftlhich 
oder mündlich (Dalm., Gal., Ajtrien, Kärnten, 
Lemberg, „Gebiet“ von Trieſt). Bei der mündl. 
Abſtimmung muß der Wahler die von ihm ge- 
wiinidjten Randidaten nennen; dic Vorleſung 
cines vom Wähler mitgebradjten Stimmyettels durch 
Dritte (3. B. durd) cin Mitglied der Wabltom- 
ntijfion) beqriindet, felbjt wenn jie mit Zuſtimmung 
des Wählers erfolat, cine Nullitdt (Budwinskis151). 
Bei der ſchriftl. Wahl haben die Wähler diejenigen 
Perjonen, die nach ihrem Wunfche Ausſchuß- bezw. 
Erſatzmänner werden jfollen, jedoch nur in folcher 
Anzahl zu vergeidnen, als der betreffende Wahl: 
firper Ausſchuß⸗ u. Erſatzmänner gu wiblen bat. 
Vei Uberidreitung dieſer Sahl find die überzähligen, 
auf dem Stimmzettel gulept angejesten Namen une 
beriictfichtigt gu laſſen. Coll der Stimmzettel giiltig 
jein, Dann muß die Bezeichnung der vorgefdlagenen 
Perjonen fo deutlic) fein, daß nach verniinftigem 
Ermeſſen fein Zweiſel iiber die im Stimmzettel ge 
nannten ‘Serjonen aujfommen fann. Tanad ijt 
in jedem eingelnen alle auch gu beurteifen, ob 
die Angabe des Vornamens, des Wohnortes, der 
Beldtitigung erforderlic) ijt, Darum muß bei 
engeren Wahlen, wenn in dieje nicht mehrere Kane, 
didaten mit qleichem Zunamen gelangen, die allei- 
nige Bezeichnung des — als genügend an— 
geſehen werden. Als gültig kann ferner nur ein 
in einer landesübl. Sprache abgefaßter Stimmzettel 
angeſehen werden; denn nur landesübl. Sprachen 
find in einem öffentl. Amte gleichberechtigt (Art. XTX 
St. G. über die allg. Rechte der Staatsbürger 21XII 
67, R. 142). Die Wahlkommiſſion übt aber ein 
Amt aus. Das Analoge hat für die mündl. Wahl zu 
gelten. Die im Stimmzettel angewandten Schrift⸗ 
eichen müſſen mit der Sprache im Zuſammen— 
— ſtehen, fo daß jie von jedem verjtanden wer— 
den können, der der Sprache kundig ijt. Das trifft 
fiir die cyrilliſche Schrift als den ſchriftl. Ausdruchk 
der ruthenifden Sprache gu (Hye 257), hingegen 
nicht fiir die Stenographie. Irrelevant ijt es, ob 
die ———— des Stimmzettels durch Drud, 
Lithographie oder Handſchrift vom Wähler ſelbſt 
oder von einem anderen fiir ibn erfolgt (Qudwinsti 
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714, 3844, 4334, ope Leere Stimmyettel jind 
ſtets als ungiiltig au behandeln, weil fie ohne recht— 
lid relevanten Inhalt find. Wenn das Geſetz den 
Wählern freijtellt, miindlich oder ſchriftlich ju ſtim— 
men, fo darf diefe Befugnis von der Wahlfom- 
mifjion nicht befchrainft werden (Budwinski 3068, 
6576). Die Stimmenabgabe der eingelnen Wähler 
iit in Der Wiihlerlifte neben ihren Namen angus 
merfen. Bei der ſchriftl. Wbitimmung find die 
Stimmyettel bis zur Stimmenzählung in der Urne 
aujjubewahren, während bei der mündl. Abſtim— 
mung während der Wahlhandlung felbjt eine Stimm⸗ 
und eine Gegeniifte gejiibrt wird, die zur Kontrolle 
von den ſämtl. Kommiffionsmitglicdern zu fertigen 
jind. Bum Schluſſe der Stimmenabgabe ijt ju 
ſchreiten, wenn fic) fein Wabhlberechtigter nad) Ver— 
lejung der Lifte mehr zur Abſtimmung meldet, 
bezw. dort, wo cine Meldung nach sweimaliger 
Verleſung der Lijte ausgefchlofjen iſt Böhmen), 
nad) beendigter zweiter Verlefung. 

4. Nad geichlojjencr Abſtimmung folgt das 
Sfrutinium. Dieſes ijt das Verfahren zur Er- 
mittlung des WAhjtimmungsergebnifies. War die 
Abſtimmung ſchriftlich, fo Rind die Stimmzettel von 
einem Rommifjionsmitgliede aus der Utne zu neh: 
men, zunächſt die Gejamtgahl ſämtl. Stimmzettel 
feftguftellen und mit jener der Abſtimmenden zu 
vergleichen; hierauf find die Stimmzettel einzeln 
be entfalten und ijt Der Anhalt derjelben zu ver- 
efen. Die Kommiſſion enticheidet jofort iiber dic 
von einem ihrer Mitglieder erhobenen Zweifel über 
die Gültigkeit eines Stimmzettels. Ein Ausſpruch 
über die Wählbarkeit ſteht thr nicht zu Budwinski 
14530). Zur Kontrolle wird von den durch den 
Vorſitzenden dazu beſtimmten Kommiſſionsmitglie— 
dern eine Stimm- und eine Gegenliſte geführt, 
die hierauf von ſämtl. Kommiſſionsmitgliedern zu 
unterfertigen ſind. Für die endgültige Feſtſtellung 
des Wahlergebniſſes haben folgende Grundſätze zu 
gelten: In jedem Wahlkörper ſind diejenigen, welche 
unter den als Ausſchußmänner Genannten die 
meiſten Stimmen (relative Majoritäth erhalten 
haben, als gewählt anzuſehen. Das Anagloge gilt 
bezüglich der Erſatzmänner. Haben mehr Perſonen, 
als zur Vollzähligkeit der auf den Wahlkörper ent— 

fallenden Ausſchuß- oder Erſatzmänner erforderlich 
ſind, die gleiche Stimmenangabl erhalten, fo ent: 
ſcheidet zwiſchen ihnen das Los. Jn Stiidten mit 
eigenem Statute (mit Ausnahme von Tricjt) fowie 
nad) der Gem.-Wabhlordnung von N. 0. entſcheidet 
die abjolute Majorität. 

Wird eine ſolche durd) die erjte Ubjtimmung 
nicht ergielt, fo ijt die engere Wahl vorzunehmen. 
Sn biete gelangen jtet8 doppelt foviel Perſonen, 
als gu wählen find, uw. aw. nur diejenigen, welche 
die relativ meijten Stimmen erhalten haben. Die 
engere Wahl ijt feine neue, fondern die Fortſetzung 
der bisherigen ergebnisloien Wahl. Darum find 
feine neuen Wählerliſten aufzulegen, es gelten die 
alten BVollmachten, wenn fie nicht inzwiſchen rechts— 
träftig widerrufen oder zurückgelegt find, es bleibt 
die bisheriqe Wabhlfommiffion in Funftion uſw. 
Kommt es aud) bei der engeren Wahl gu feiner 
abjoluten WMajoritit, fo entſcheidet das durch den 
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Vorjipenden gu ziehende Los. Bezüglich der Aus— 
wabl der Perſonen, zwiſchen denen das Los ent- 
ſcheidet, — dieſelben Beſtimmungen wie für die 
engere bl. 

5. Abſchluß der Wahlhandlung. Der 
Borjipende der Wahlkommiſſion verfiindigt hierauj 
das Wabhlergebnis; dod ijt die Unterlajjung der 
Verkündigung für die Giiltigteit ber Wahlhandlung 
ohne Bedeutung, wohl aber von Einfluß fiir die 
Berednung der Frijt zur Unbringung von Cine 
wendungen (Budwinski 2175). Hierauf wird das 
Wabhlprotofoll geidlojien und von den Rommiffions- 
mitgliedern unterjertigt; es werden ferner ſämtl. 
Wablaften (einidlichlid) dex Stimmzettel u. Voll— 
machten) vom Borfipenden zur Aufbewahrung iiber- 
nommen bezw., wenn dies nicht der Gem.-Vorjteher 
war, diefem iibergeben. Vom Gem. Vorſteher ijt 
das Wabhlergebnis, ausgenommen in den Stiidten 
mit cigenem Statute, der vorgefesten polit. Behirde 
zur Kenntnis au bringen. 

6. Der gejamte Wahlakt (d. ſ. alle Wabl- 
handlungen von der Eröffnung der Wahlverhand— 
lung bis zur Befanntgabe des Wahlergebniſſes 
ijt Hffentlig. Die Ausſchließung der Offentlichfeit 
bei irgend einem dieſer oder eines dazwiſchenliegen— 
den Wablaftes (3. B. der Eröffnung u. Zählung 
der Stimmpyettel, der Losziehung) beqriindet die 
abſolute Nichtigfeit de3 ganjen Wahlaftes (Bud- 
winefi 41/2 A). Zutritt haben alle Wahlberech— 
tigten. Darum liegt feine Beſchränkung der Offent— 
lidbfeit der Wahlhandlung vor, wenn der Kom— 
miffionsvorfigende die Unordnung trifft, dak Per— 
fonen, die in dem zur Wabl gelangenden Wahl— 
firper nicht wablberechtigt find, der Cintritt in das 
Wahllofal verwehrt wird (Budwinsfi 134/2 A). 
Auch wird das Pringip der Offentlichfeit des Wahl— 
aktes durch die Vornahme der Wahl in cinem Pri— 
vatlofale dann nicht verlegt, fobald der Zutritt zu 
diefem allen Wählern freijteht (Budwinsfi 3914). 
Ebenjo ijt die Ausführung der geiegl. Vorſchriften 
iiber dic Wahrung der Offentlichfeit jelbjtveritiind- 
lic) durch die Wahrung der Riiclfichten auf den 
verfiigbaten Raum und die öffentl. Ordnung be- 
dingt (Budwinsfi 2848, 9059). Darum wird der 
Wrundjap der Ojfentlichfeit nicht verlegt, wenn im 
Wabhllotale felbft nur die Wahlkommiſſion Platz 
nimmt und die Wablberedjtigten blog einzeln zur 
Stimmenabgabe zugelaſſen werden, fofern nur die 
Unordnungen wenigitens jo getroffen find, dak die 
Wabhlberechtigten den Vorgang bei der Stimmen- 
abgabe beobachten finnen (Budwinsti 2198, 2784). 
Dingegen flingt es nicht ganz überzeugend, wenn 
der B. G. einmal (Budwinsk 2848) erfannte, daß 
cine —— der Vorſchrift über die Offentlichleit 
der Wahlhandlung nur dann vorliege, wenn die Ab— 
ſicht exwieſen ijt, die Offentlidjteit auszuſchließen. 

VI. Einwendungen gegen das Wahlverfahren 
ſind binnen einer Fallfriſt von 8 Tagen nach Ver— 
fiindigung des Sata Pog beim Gem.=Bor- 
jteher eingubringen, weldjer dicfelben im Wege der 
polit. Bezirfsbebirde der Landesbehirde (in Böh— 
men, in der Bufow. und Gal. binnen 3 Tagen) 
vorjulegen hat. Die E. der Landesbehirde ijt in 
der Regel endgiiltig. Jn Steierm. ijt fie im Cin- 
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verjtinbdnijje mit dem L. A. zu trefjen und wenn 
dieje ſich nicht einigen, vom WM. J. An Städten mit 
eigenem Statute hat die Gem.-Vertretung ſelbſt die 
—— der Wahlen zu prüfen und über dieſe end— 
gü tig gu enticheiden. 

Wegenjtand der Cinwendung jind alle die 
Wahl betreffenden Handlungen, die nicht ausdriid- 
lich Dem Reflamationsverjahren vorbehalten find. 
Darum gehört hieher die Einwendung, dah ein ge- 
ſetzl. Wahlvorbereitungsverjahren iiberh. nicht jtatt- 
gefunden hat (Budwinski 12944), ebenſo die Ein— 
wendung, dak Beſchlüſſe der Reflamation&fommij- 
fion nicht oder mangelbajt ——— wurden 
Budwinski 11369, 7/2 A), desgleichen eine Ein— 
wendung gegen die Wählbarkeit eines Gewählten 
Budwinski 522/2 A gegen Budwinsti 2848, 3760, 
4334). Legitimiert gur Erhebung von Cinwen- 
dungen find nur die im fragl. Wahlkörper Stimm— 
berechtigten und, jojern es ri um Zurückweiſung 
pon BWabhlberechtigten handelt, nur dieſe felbjt, da 
es nicht Sache der Wahlprüfungsorgane ijt, Inter— 
ejien von Wablparteien au vertreten, fondern der 
Swed des Inſtanzenzuges [ediglich auf die Priifung 
von angebl. Verlegungen des fubjeftiven Rechtes 
gerichtet ijt (Budwinsfi 10252, 11056, 332/2 A). 
Damit fteht allerdings die frühere Praxis des V. G. 
nicht ganz im Einklange, daß ſich die Prüfung des 
Wahlvorganges auch über die Einwendungen hinaus 
erſtreden könne (Budwinski 1671, 3384, 4085). Auf 
Nichtigteit des Wahlaktes muß dann erkannt wer— 
den, wenn die in der Einwendung bezeichnete Un— 
geſetzlichleit für den Ausfall des Wahlergebniſſes 
nachgewieſenermaßen von Ausſchlag war oder auch 
bloß fein konnte. Die Nichtigkeitserklärung erſtreckt 
ſich jedoch nach der Praxis des V. G. nie weiter, 
als dies der Nichtigkeitsgrund, d. i. der unterlau— 
jene Mangel, erfordert Budwinski 2120, 4112), 
jo dak Mängel, die auf das Wahlergebnis ohne 
Einfluß geblieben find, feine Nidtigfeit des Wahl- 
aftes begriinden Budwinski 11286) und die dem 
mangelbajten Verfahren vorangegangenen tadellojen 
Amtshandlungen rechtskräftig bleiben (Budwinski 
2198, 2220, 2315, 2597, 2654, 2887, 2940, 3217, 
3378, 3551, 3578, 3690, 4425). Das ijt, wie qe- 
jagt, die bisherige Praxis des V. G.; es liegt aber 
im freien Ermejien desjelben fowie ber anderen 
Uberpriijungsorgane, auf Nichtigfeit auch dann zu 
erfennen, wenn der angefodjtene Mangel des Ver- 
jahrens das Wablergebnis nicht beeinflußte. 

VIL. Der Gewahlte. Nach den meijten Gem.— 
BWabhlordnungen wird man Mitglied begw. Erſatz— 
mann der Gem.-Vertretung durch die Wahl jelbit, 
nicht erſt dDurd deren Unnahme, jo daß cine An— 
nahmeerflirung rechtlich irrelevant ijt. Der Gewählte 
hat nut unter gewijjen Voraugsiepungen das Recht, 
die Wahl absulehnen und dadurd) aus der Wem. 
Vertretung auszuſcheiden. Dieſes Recht jteht aber 
nach den meijten Gem.-Wahlordnungen nur folgen— 
den Berjonen gu: 1. Geiftlichen und öffentl. Leh— 
rern; 2. Hof⸗, Staats-, Landes- und öffentl. Fonds- 
beamten u. -dienern, folange fie in wirfl. Dienjt- 
leijtung fteben; 3. Militärperſonen, weldje nicht in 
aftiver Dienjtleijtung ftehen: 4. Berionen, die iiber 
60 Jahre alt jind; 5. denjenigen, welche cine Stelle 


im Gem.-Borjtande durd) eine volle Wabhlperiode 
befleidet haben, fiir die nächſte Wablperiode; 6. den= 
jenigen, die an einem der Ausiibung der Amts— 
pflichten hinderl. Körbergebrechen oder an einer an- 
haltenden Stirung ihrer Geſundheit leiden; 7. Per— 
jonen, welche vermige ihrer orbdentl. Beſchäftigung 
häufig und durd) lange Beit in jedem Jahre aus 
der Gem. abweſend find; 8. denjenigen, die nach 
der Gem. O. darum beredtigt find, ipso jure Mit- 
aliebder der eager tc agg Li fein, weil fie wenig- 
ſtens '/, der geſamten in der Gem. vorgeſchriebe— 
nen direkten Steuern entridten. Die Stichhaltigfeit 
des Ablehnungsgrundes iiberpriift die Gem.Ver— 
tretung; findet fie jene nicht gegeben, jo ijt fie be— 
rechtigt, den Ablehnenden, wenn dieſer auf ſeiner 
Ablehnung beharrt, mit einer Geldbuße bis zu 
200 K 3u belegen. Nach der Gem, O. von Böhmen 
hat der Beſchluß der Gem.-Vertretung, daß ein 
qejepl. Ublehnungsqrund nicht vorlicge, ftets zur 
Folge, dah fiir den WUblehnenden fiir die laufende 
und die nächſtfolgende Wabhlperiode das Wahlrecht 
rubt. Eine fingultre Beſtimmung enthilt die Wie— 
ner Gem.-Wabhlordnung, die im § 24 vorſchreibt, daß 
der Gewählte binnen & Tagen nad) erfolgter Ver— 
jtindigung von der auf ihn gejallenen Wahl aus— 
drücklich eine Annahmeerklärung zu iiberreidjen habe. 
In der Unterlaſſung der letzieren binnen obiger 
Friſt liegt ein ſtillſchweigender Verzicht. Nach der 
Wiener Gem.-Wahlordnung wird man demnach 
Mitglied der Gem.-Vertretung nicht bereits durch 
die Wahl, fondern erjt durd) deren Annahme. 
VIII. Bartielle Ergünzung der Gem. = Ver- 
tretung. Sit die Wahl aut jemand gefallen, der 
nicht wählbar ijt oder fie, fet es mit, fei es ohne 
eſetzl. Entſchuldigungsgrund, ablebnt, fo hat als 
Ausſchuß- bezw. als Erjakmann derjenige einzu— 
treten, der im dem betreffenden Wahlkörver nach 
den Ausſchuß- u. Erſatzmännern die meiſten Stim— 
men erhalten hat. Rach den meiſten Gem.-Wahl— 
ordnungen fiir die Stidte mit eiqenem Statute 
müſſen in diefem Falle unverzüglich Ergünzungs— 
wahlen ausgeſchrieben werden. Vit jemand von einem 
Wahlkörper als Ausſchußmitglied gewählt worden, 
fo werden ihm, mit Ausnahme der Gem.-Wahl⸗ 
ordnung fiit die Stiidte mit eigenem Statute, die 
etwa von einem ſpäteren Wabhlfirper jujallenden 
Stimmen nicht zugezählt. Wird aber ein gum Er- 
jagmann Gewählter von einem ſpäter wählenden 
Wahlkörper zum Ausſchußmann gewählt, jo bat 
an ſeine Stelle als Erſatzmann derjenige einzu— 
riiden, der nad) ihm in dem betreffenden Wahl— 
firper die meiſten Stimmen erhalten hat. Wird die 
Stelle cines Ausſchußmitgliedes im Laufe der Wahl 
periode erledigt, fo ijt — nad) den meiften Gem.- 
Wabhlordnungen — ein Erſatzmann nad) dem friiher 
beſprochenen Modus einguberufen. Nur fiir den Fall, 
dah der Ubgang an Ausſchußmännern aud nicht 
durch Einberufung von Erſatzmännern völlig ge— 
deckt wird, bat eine Ergänzungswahl aus dem be— 
trefienden Wahlkörper auf Grund der alten Wähler— 
lijte fiir den Reſt der Wabhlperiode jtattzufinden. 
Nad) den Gem.- Wahlordnungen von Dalm. und 
Borarlb. jowie nad jenen der Stiidte mit eiqenem 
Statute hat bei jeder Sedisvakanz im Laufe der 
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poe orga unbedingt eine Ergiingungsiwabl ftatt- 
zufinden. 

IX. Strafrechtl. Schutz des Wahlrechtes. 
Durch Art. VI des Geſetzes 17 XIIG2, R. 8 ex 
1863, macht ſich jeder, der bei Wahlen zur Aus— 
übung polit. Rechte Wahlſtimmen kauft oder 
verkauft oder auf liſtige Weiſe die Abſtimmung 
oder das Wahlergebnis fälſcht, ſoweit ſich darin 
nicht eine ſchwerer verpönte Handlung darſtellt, 
eines beſonderen Vergehens ſchuldig und iſt hiefür 
mit ſtrengem Arreſt von 1—6 Monaten zu be— 
itrafen. Hiebei ſind die Ausdrücke „Rauf“ u. „Ver— 
tauf“ nicht im zivilrechtl. Sinne au nehmen, viel- 
mehr iſt darunter jede ausdrücklich oder ſtillſchwei— 
gend getroffene Vereinbarung zu verſtehen, die dem 
Wahlberechtigten irgend einen, nicht notwendiger— 
weiſe vermögensrechtl. Vorteil dafür in —88 
ſtellt, daß er fein Wahlrecht in einer beſtimmten 
Richtung ausübe oder auch, daß er ſich der Aus— 
übung des Wahlrechtes enthalte. Mit dieſer Ver— 
einbarung allein iſt das Delikt vollendet; der Ein— 
tritt des Erfolges der Verabredung hat auf das 
Delikt ſelbſt keinen Einfluß. Darum bleibt der 
Stimmenkauf aud) dann ſtrafbar, wenn die gekaufte 
Stimme gegen die getrofiene Bereinbarung abge- 
geben oder gegen das Ubereintfommen nicht abge- 
geben wurde (Novaf, V. 482, IX. 1036, XIV. 
1664, XIV. 1728). Mus demfelben Grunde wird 
die Strajbarfeit des Wabhlitimmenfaujes dadurch 
nicht aufgehoben, da der Verfiiujer bereits vor dem 
Ubereinfommen mit dem Käufer entſchloſſen war, 
ſein Wabhlrecht im Sinne des Käufers auszuüben 
(Movaf XI. 1300). Auch ein Widerruj, ob einfeitig 
oder zweiſeitig, hebt die Strajbarfeit der bereits 
vollendeten Handlung (Rauf) nicht auf Novak VIII. 
770 u. 808). Die Falſchung der Abſtimmung 
witd bewirtt dadurch, dak Nichtwahlberechtigte an 
der Wahl teilnehmen oder dadurd), dah Wabhlbe- 
rechtigte bei derjelben Wahl im eigenen Namen 
mehrmals wählen oder dadurd, daß der Stimm— 
xettel cines Unalphabeten oder Blinden im Wider- 
iprud) mit defen Muftrag ausgefüllt wird. Fäl— 
ſchung des Wabhlergebniffes liegt vor, wenn 
ein anderes als das tatfiichlidje durch willkürl. 
Handlungen, wie z. B. durch Vertauſchung eines 
Stimmzettels, herbeigeführt wird. Vorausſetzung für 
jedes dieſer Delikte iſt böſer Vorſatz. — wie bereits 
erwähnt — nicht materieller Vorteil. Alle anderen 
Handlungen, welche zwar eine Wahlbeeinfluſſung 
bezweclen und aud) herbeiführen, aber nicht anderen 
ſtrafrechtl. Bejtimmungen widerſtreiten, gelten ju- 
rijtiid) als erlaubt, migen jie movalijd nod fo 
bedenklich jein. 

X. Wabl des Gem.- BVorftandes. 1. Beru— 
jung zur Wahl. Werden innerhalb der gejepl. 
wallfrijt feine Einwendungen gegen die Babl der 
Bem. Vertretung erhoben bezw. wurden die cinge- 
braditen rechtskräftigerweiſe als unjtatthaft zurüchk— 
gewieſen, fo ift zur Wahl des Gem.-Vorſtandes ju 
ſchreiten. Su diefer find bei ſonſtiger Nichtigfeit der 
Wahl (Budwinsi 5471) famtl. Mitglieder der news 
gewählten Gem.-Vertretung (nidt die Erſatzmänner, 
Budwinsfi 11786) durch den bisherigen Gem.Vor— 
jteher einzuladen. Unterläßt diejer die Cinberujung, 
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jo fann die vorgeiepte polit. Behörde die Berujung 
durch cin von ihr bejtelltes Organ veranlajjen (Bud⸗ 
winsfi 3957). Mitglieder, die nicht ericheinen, ſowie 
jolche, die fic) vor Beendigung der Wahl entjernen, 
ohne ihr Yusbleiben bezw. ihre vorzeitige Entfer— 
nung hinreichend gu rechtfertigen, verfallen einer 
vom Gem.Ausſchuſſe zu bejtimmenden Geldbuge. 
Der Vorjteher der polit. Bezirksbehörde ijt berech— 
tigt, bem Wahlakt perſönlich beizuwohnen oder einen 
Kommiſſär ju entienden zur Wahrnehmung der 
Gejeplicfeit des Borganges. Bu diefem Hwee ijt 
ihm über Taq u. Stunde der Wahl rechtacitiq zu 
berichten. 

2. Die Vornahme der Wahl erfolgt unter 
Leitung des an Jahren dltejten WMitgliedes des neu- 
gewählten Ausſchuſſes. Sur Wiiltigfeit der Wahl 
it die ununterbrodene Anweſenheit von wenig- 
jten8 drei Vierteilen ſämtl. Ausſchußmitglieder er- 
forderlich (Budwinsfi 13600). Die Wabl ijt jrets 
mittels Stimmyettel vorzunehmen. Dadurd, daz 
einjelne bei der Wahl anweſende Ausichupmitglie- 
der ihre Stimmyettel nicht eigenhändig in die Wahl- 
urne eingelegt haben, wird die Gültigkeit der Wahl 
nicht in Frage geftellt (Budwinsti 7773). Zuerit 
ijt Die Wahl des Gem.-Vorjtehers vorzunehmen, 
hierauf jene der Gem.Räte u. qe. fiir jeden ders 
felben einzeln. Gewählt ijt, wer die abjolute Mehr- 
eit der abgegebenen giiltigen Stimmen erbielt. 
Fehlt es an einer foldjen, jo ijt eine zweite Ab— 
jtimmung vorzunehmen und verldujt aud) dieſe 
tejultatlos, jo ijt zur engeren Wahl gu ſchreiten 
zwiſchen jenen beiden Perſonen, welche bei der zwei— 
ten Ubftimmung die meijten Stimmen erbielten. 
Bei Stimmengleicbeit enticheidet das Vos, wer in 
die engere Wahl eingubegiehen ijt; ergibt auch die 
letztere Stimmengleichheit, fo entſcheidet endgiiltig 
das Los. Uber den Wahlvorgang ijt cin Brotofoll 
zu führen; das Wahlergebnis ijt der polit. Begirte- 
behörde anzuzeigen. 

3. Wählbar zum Mitgliede des Gem.Vor— 
ſtandes ijt mur cin Ausſchuß-⸗, fein Erſatzmann. Aber 
nicht jeder Ausſchußmann ijt wählbar; ausgeſchloſſen 
von der Wiihlbarfeit find nad) fajt allen Wem.- 
Wabhlordnungen Perſonen, welche nicht in der Went. 
wobhnen, dann Hoj-, Staats, Landes- und öffentl. 
Fondsbeamte (d. ſ. Beamte, die einen öffentl. Fonds 
veriwalten, nicht aber diejenigen, die aus cinem 
folchen dotiert werden (Budwinsfi 3506) und Diener 
in aftiver Dienjtleijtung, weiter Geijtlicde aller Kon⸗ 
feifionen und öffentl. Serer, worunter aud) Bro- 
jefioren gu zählen find (Vudwinsti 9557). Begirts- 
beamte find nicht ausgeſchloſſen (Budwinski 10495). 
Wenn bereits cin Mitglied des Gem.-Vorſtandes 

ewählt worden ijt, dann jind bon der Wählbar— 
cit weiter ausgeſchloſſen alle Ausſchußmitglieder, 
die mit dem bereits Gewählten im 1. oder 2. Grade 
verwandt oder verſchwägert find. Uber die Wähl— 
barfeit haben nur die polit. Behörden gu entſcheiden 
(Budwinsfi 1288, 12584). Bezüglich des Rechtes, 
die Wahl absulehnen, gilt das unter VII. Geſagte. 

4. Sonderbejtimmungen gelten fiir die 
Wahl des Biirgermeijters, dann von defjen Stell- 
vertretern jowie fiir die Wahl des nad manchen 
Wem. O. eingefithrten Stadtrates fiir die Städte mit 
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cigenem Statute. So ijt sur Wiiltigfeit der Wabl 
des Biirgermeijters in Wien die Anweſenheit von 
wenigitens 100, nad) den übrigen Städteſtatuten 
von #/5 aller Gem.-Räte erforderlich. Nach dem 
Biener Statut gilt nur jener als Biirgermeijter 
gewählt, der wenigitens 80 Stimmen auf fic) ver- 
einigt hat. Jn den Stiidten mit cigenem Statute 
bedarf die Wahl des Biirgermeijters ſtets der Be- 
ſtätigung durch den Kaiſer. Erjt nach erjolgter Be— 
jtitigung u. Beeidiqung darj er fein Amt antreten, 
eine Bejtimmung, die ihre Erklärung darin findet, 
dag in den Stidten mit cigenem Statute der Biir- | 
germeijter ipso jure der Chef der polit. Behörde 
1. Inſtanz für das betrefjende Stadtacbiet ijt. | 

| 
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D. Das Gemeindegut. 


1. Begriff. — 1 Offentlicerechtl. Charatter der Be- 
techtiqung u. Kompetenz. — III. Eubjeft u. Odjett der Be- 
rechtigung. — 1V. Qnhalt der Berechtigung. 


J. Begriff. Die rechtl. Begiehungen des Gem.- 
Gutes find durch die Gem. O. geregelt. Wis Gem: | 
(hut ijt jenes Gem.= Cigentum anjufehen, welded 
in Benupung der Gem.Mitglieder jteht. Die Gem. 
O. geben fiir die Eigenſchaft des Gem.Eigentumes 
al „Gem.⸗Vermögen“ oder ,,Gem.-Gut” teine De- 
jinition, jtellen aud) die Frage nidjt etwa nach der 
inneren Bejdaffenheit der Vermigensjache zur E., 
jondern nad) der Beſtimmung, welche dieje vers 
möge der bejtehenden Cinridjtungen erhalten bat. 
So werden Gem.-Realitiiten als n@em.-Rermigen” 
zu behandeln fein, wenn fie dazu beſtimmt find, als 
cin ertragsfähiges Vermögen der Gem. dic tunlichſt 
größte nachhaltige Rente abzuwerfen, was dann 
die Nugungsanipriice der Gem.-Mitglieder überh. 
ausjdliefen würde oder dicje Realitäten find als 
„GemeGut“ gu behandeln, wenn fie die Beſtim— 
nung haben, in erjter Linie die wirtſchaftl. Bedürf⸗ 
nijje der Gem.-WMitglieder gu befriedigen (Bud- 
wingfi 5742, 11695). 

Das uripriingl. Verhältnis der gemeinſchaftl. 
Bewirtſchaftung der gu ciner Gem. gehiriqen Grund- 
ſtücle wurde durch Ubergang des größten Teiles 
derjelben in das individuelle Cigentum einjelner 
Realitatenbefiper aufgelöſt und die weitere Ent- 
widlung fiihrte gum Begriffe der Gem. als felb- 
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jttindiger juriſtiſcher Perſon. Das Gem.-Gut ers 
ideint daber als Überreſt des ehemals gemein- 
ſchaftlich bewirtidajteten — auc) weiterbin im Cigen- 
tum der Gem. als jurijtijder Perſon verbliebenen 
— Gem.-Cigentumes, wodurd) auch erklärt wird, 
daß an den Rugungen des Gem.sWutes nur jene 
Anſaſſen teilzunehmen Hatten, welche dic ehemalige 
Wem. =Genojjenichajt bildeten, d. i. in den nie 
gemeinden die Rujtifalijten (Befiter von Stamm— 
wirtſchaſten, in den Städten die Bürger. Als durch 
die neuere Geſetzgebung der Umktreis der Gema— 
Mitglieder eine weſentl. Erweiterung erfuhr, er— 
ſchien es namentlich bei dem Umſtände, als die 
neuen Gem.Mitglieder nur in geringem Mahe zur 
Beſtreitung der geſteigerten Wem.-Wusgaben bei— 
tragen konnten, notwendig, den bisherigen Teil— 
nehmern der Gem.-Gutnugungen ihr Vorrecht zu 
ſichern, weshalb von den Wem. O. der Grundſatz 
rezipiert wurde, das Recht und das Maß der Teil— 
nahme an den Nutßungen des Gem.-Gutes von der 
bisherigen, d. i. bet Erlaſſung der Wem. O. herr— 
ſchenden Ubung abhängig zu machen. Wenn auch 
hiedurch fein ausſchließl. Recht der fog. Altanſaſſen 
auf Die Nutzungen des Gem.Mutes ftatuiert wurde, 
fo famen ihre Anſprüche doch wenigſtens dort zur 
Weltung, wo fie bis gum Cintritte der Wirfiam- 
feit der gegenwärtigen Gem. O. fiir fic) cin Bor- 
recht gu wahren wupten, welches je nad) Umſtän— 
den entiveder als ausſchließl. Benutzungsrecht er— 
ſchien oder darin ſich Guperte, daß die ſpäter in 
die Mem. aufgenommenen Mitglieder fiir die Teil- 


nahme an den Gem.-Gutnupgungen ein Cinfaujs- 
geld leiſten mußten. Hiebei kann allerdings der Um— 


ſtand allein, daß nicht nur eine beſtimmte Klaſſe, 
ſondern alle Gem.-WMitqlieder ein Gem.-Grundjtiic 
benugen, demſelben die Eigenſchaft eines Gem.« 
uted an u. fiir fich, wenn jonjt dieſe Benutzungs— 
art der im Zeitpunkte de3 Anslebentretens der 
Wem. O. bejtandenen Ubung entipricht, nicht be— 
nehmen (Budwinsfi 9442, 11124). Der bezeichnete 
Charafter der Gem.-Gutnugungen bringt es mit 
fic), daß die fiir die Benußung des Gem.-Gutes 
geltenden Grundſätze auc) bezüglich des Cigentumes 
der Ortichajten ( Frattionen) anzuwenden find (Bud- 
winSfi 2358, 2294, $122, 11364). 

IL. ffentlich-rechtl. Charatter der Beredti- 
gung u. Kompetenz. Ju der Gem.Mitgliedſchaft 
geqriindete, beziiglid) des Gem.-Cigentumes bejte- 
hende Nubungsverhaltnijje eingelner Sem.-Genofien 
und ganger Rlajien derielben find öffentl. Natur 
(Budwinst 13, 137, 8184, 630 Ah, 2391 [A}). 
Die Anſprüche der Nutzungsberechtigten finnen 
nicht nad) den privatrechtl. Vorſchriften beurteilt 
werden und es finnen bier aud) die Vorſchriften 
liber die privatredtl. Erjipung oder Verjährung 
nicht zur Anwendung gebracht werden und finnen 
dieje Rechte feinen Gegenjtand der grundbücherl. 
Gintragungen bilden (Budwinsfi 4390, 11202). 
Ebenfoweniq fann die Gem.-Gutnugung als eine 
Dienjtbarteit im Sinne des § 474 a. b. G. B. auf— 
gejaht werden (Budwinsti 2255 [A)). 

Die Nutzungsanſprüche an das Gem.-Gut find 
von der Yrivatdispofition der Cigentiimer der 
nupungSsberedtigten Realititen ausgeſchloſſen und 
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es fann fomit das Recht gur Teilnahme an den 
Nupgungen des Gem.-Gutes durd) ein privatredt!. 
Ubereinfommen nicht iibertragen werden. Wber auch 
der Gem.⸗Ausſchuß iit nicht berechtigt, iiber die Be- 
ftimmung der Gem. O. hinaus Rechte auf dic Bee 
nupung de8 Gem.-Gutes einzuräumen und ingbej. 
die Ubertragung übungsgemäßer Nutzungsrechte 
auf andere Healititen gu gejtatten (Budwinsfi 4005, 
4446, 9877, 1584 [A}). Auch die in cingelnen Län— 
dern begiiglid) der Benutzung des Gem.-Gutes be- 
ftehenden „Erbfolgeordnüngen“ u. ,,Statuten” bile 
den lediglich eine Satcannenitticia der gur Beit der 
Ginfiihrung der Gem.O. beſtandenen und jeither gel- 
tenden Ubung in Betreff der Teilnahme an den 
Nutzungen des Gem.-Gutes (Budwinsti 10548, 
12063, 820[A], 1058 [A}). 

Die Gem.-Gutnupungen jtehen den Berech— 
tigten kraft ihrer Eigenfchayt al8 GMem.-Mitglieder 
au und da fiir die Beurteilung derartiger Verhält— 
niſſe ausidlieslich Die Bejtimmungen der Gem. ©. 
maßgebend find, fteht auch die E. diefer Angelegen— 
heiten nur jenen Organen gu, welche hiezu nach 
der Wem. O. berujen find Budwinski 13, 589, 
4390, 8519, 8539, 12252, 1482 [A)). 

Die Zuitindigfeit der autonomen Crgane zur 
E. der die Verwaltung u. Benutzung des Gem.- 
Gutes betreffenden Streitigteiten kann durch den 
Umſtand allein, da die Nugungsanjpriiche aus 
einem privatrechtl. Titel abgeleitet werden, nicht 
ausgeſchloſſen werden und haben die autonomen 
Organe ftets jeltauitellen, ob es fic) um Nupungs- 
redjte im Ginne der Gem. DO. handelt, während 
privatredtl. Unfpriiche auf den Rechtsweg au vers 
weijen find (Budwinsti 67 [§ 6), 365 [§ 6), 12046). 
Die Regelung der a a gi gil ijt, wenn 
eine unangejodtene Übung nicht beſteht, Sache des 
Gem.-Ausſchuſſes refp. des Suftangenjuge’ der 
Selbjtverwaltung (Budwinsti 337 [$ 6], 71124, 
11364, 540[A)}). Die Gem. ijt beredtigt, Requla- 
tive fiir die Benugung u. Verwaltung des Gems 
utes zu erlajjen (Sudwinsti 408, 3188, 2774, 
441(A}), die Benugung in einer dem Zwecke des 
Gem.-Gutes entipredenden Weije gu ändern (Bud— 
winsfi 2270, 2302, 2697, 12046), widergefepl. Be- 
nupungsformen abjuftellen (Budwinsft 70 8 6], 
80 [§ 6), 2697, 4973) und mangel einer bejtehenden 
Ubung die Teiinahme an den Mupungen des Gem.- 
utes von der Entrichtung einer jährl. Abgabe 
und anjtatt oder neben Dderielben von der Ent— 
ridjtung eines Einfoufsgeldes abbingig gu machen 
(Gem. ©). Die iibergeordneten autonomen Behör— 
den haben in Ausübung des ihnen eingeräumten 
Aufſichtsrechtes aud) von Amts wegen gegeniiber 
E. der Gem.-Wusichiiffe cingugreifen, welde dem 
Stammaute gum Nachteil gereiden wiirden Bud— 
wingfi 5926, 12046, 2331 [A]). Die Wem. als 
folche ijt nicht legitimiert, die Verfügungen der 
iibergeordneten Behirde gum Zwecke der Wahrung 
und geſetzl. Verwaltung de3 Gem.-Gutes anzu— 
fechten Budwinski 413 [§ 6)). 

Cine von den fibrigen Wem. O. abweidende 
Beſtimmung enthilt die ſchleſiſche Gem. O. vom 
J. 1863 ($$ 61—63), derzufolge nur jener An— 
iprud) auf die Benugung des im Gem.-Gebrauche 
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jtehenden Gem.-Gutes fich als öffentlich-rechtlich 
darſtellt, welcher jedem Gem.-⸗Mitgliede mit der 
Beſchränkung auf die Deckung des Bedarfes zuſteht, 
ſo daß die eiwa beſtehenden upungéredste ganger 
Klaſſen vder eingelner Glieder der Gem. nur unter 
die privatrechtl. Verhältniſſe jubjumiert werden kön— 
nen (‘Budwinsfi 14038). 

IIT. Subjeft u. Objeft der Berechtigung. Dic 
Berechtigung sum Bezuge der Gem.-utnugungen 
ijt nad) dem Wortlaute der bezügl. Bejtimmungen 
Der Gent. O. durch die Gem.-Mitgliedſchaft bedingt 
(Budwinsfi 222, 1306, 7452, 11378). Eine Aus⸗ 
nahme hievon befteht nad) der Gem. O. fiir Tivol, 
wo unter beftimmten BVorausjepungen auch Aus— 
wärtige an den Gem.-Gutnugungen teilnehmen 
tinnen (Budiwinsti 138 [§ 6], 940, 2016, 3648, 
i664, 10208), 

Jn Bezug auf das Recht und das Mak der 
Teilnahme an den Nugungen des Gem.-Gutes ijt 
ſich nach der bisherigen, „ünangefochtenen“ („gül— 
tigen” Tirol, Vorarlb.) Ubung zu benehmen (Bud 
winsti 3876, 4087, 4574, 4791), mit der Beſchrän— 
fung jedod), dak, injofern nicht jpesielle Rechtstitel 
Wusnahmen begriinden, fein gum Bezuge berecbtig- 
tes Gem.-Mitglied (,,Beredhtiqter’’ Tirol) aus dem 
Gem.⸗Gute einen größeren Nugen giehe, als zur 
Deckung feines Haus: u. Gutsbedarfes notwendig ijt. 

Cin bejfonderer Rechtstitel, durch welchen dic 
durd) das Gejes beftimmten Grundſätze betreffend 
die Benupung de3 Gent.-Gutes modifiziert werden 
finnen, findet durd) Bertriige u. Vergleiche oder 
aud) durch bebirdl. ©. feine Begriindung Bud— 
winsfi G48, 3811, 10164, 11995, 12258, 12636, 
1706 [A)). J 

Unter der bisherigen unangefochtenen Ubung er- 
ſcheint nicht bloß der zufolge dieſer Ubung in einem 
beſtimmten Zeitpunkt erwachſene Stand der Dinge, 
ſondern der Inbegriff der Rechtsanſchauungen u. 
Gewohnheiten, weiche dieſen Stand der Dinge her— 
beigeführt haben, begriffen Budwinski 1302, 8962, 
2543 [A]). Die bisherige unangefochtene Ubung 
ijt für die Berechtigung zur Teilnahme an den 
Nutzungen des Gem.-Gutes einzig u. allein maf: 
gebend und kann derſelhen weder durch Willensafte 
des zeitweiligen Nutznießers (Budwinski 1045, 9877, 
11480, 2406[A]) nod) durch einen Gem.-Beſchluß 
Budwinsti 4446, 6834, 1676 A) derogiert, wer⸗ 
den. Eine dem Geſetze zuwiderlaufende Ubung 
lann nicht als durch die Gem. O. aufrecht erhalten 
angeſehen werden (Budwinski 2697). Die Ubung ijt 
nicht auch) fiir die Frage der Verwaltung des Gem.- 
Cigentumes maßgebend (Budwinsfi 6762). Der 
Titel, aus welchem die giiltige Ubung entitanden 
ijt, ijt fiir den Bejtand diejes Rechtes irrelevant 
(Vudwinsfi 9877, 10112). Für die Benupung des 
Sem.- utes ijt der aur Zeit des Cintrittes der 
Wirkfamfeit der Gem. O. vorgefundene tatſächl. 
Bejtand der bezügl. Ubung maßgebend (Budwinski 
2206, 3302, 7923, 9441, 11202). Die Konjtatierung 
der giiltigen Ubung bat erforderlichenfalls durch 
Einvernahme von Gedenkmännern gu geſchehen, 
welde an der Cade fein Intereſſe haben (Bud— 
winsti 6494, 7923, 8519, 9030, 11687, 244 | Aj). 
Durch die Nichtausiibung des Bezugsrechtes und 
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die gleichzeitige pon den gy wing geduldete Ver⸗ 
wendung der Ertriignifje des Wutes fiir die 
Gem.⸗Renten fann die bejtandene unangejoditenc 
Ubung dauernd u. wirkſam unterbroden reip. voll- 
ſtändig aufgehoben werden (Budwinsti 2390 A 
bagegen fann in einem jreiwilligen, durch wirtſ 
Griinde motivierten Verzichte auf den zeitwei 
Gem.«Nutzungsbezug eine Unterbrechung der 
ſtehenden Theis nicht erblictt werden (Mubwinsti 
6211, 10112, 11865), 

Cine Nugung des Gem.-ECigentumes fann nur 
injolange u. injoweit jtattfinden, al der Haus- 
u. Gutsbedarf der zur Nugung Beredhtigten es er- 
heiſcht (Budwinsti 358 [§ 6), 522, 1801, 5357, S718, 
2647 [A}). Die Teilnahme an dieſen ————— ijt 
demnach durch den Beſit eines wirtſchaftl. Gangen, 
daher eines Wirtſchaftsgutes oder eines Hauſes, 
für welche die Nupungen erforderlich find, bedingt 
(Budwinski 506, sig Mit dem Erlöſchen des 
nupungsberedtigten Subjettes erlöſchen auch dieſe 
im öffentl. Rechte beqriindeten, uniibertragbaren 
Gerechtſame. Eine derartige Erlöſchung tritt nament⸗ 
lich im Falle der vollſtändigen Parzellierung der 
nutzungsberechtigten Realität ein. Die auf die zer— 
ſtückten Realitäten entjallenden Nutzungsanteile ſind 
zugunſten der Gem.-Renten einzuziehen und ijt 
die Inanſpruchnahme freigewordener Nutzungsan— 
teile einer einzelnen Realität fiir andere Nutzungs— 
berechtigte ſelbſt dann unzuläſſig, wenn die aus dem 
Gem.Gute bezogenen Nutzungen zur Deckung des 
Haus- u. Hutsbedarjes der letzteren nicht hinreichen 
jollten (Budwinsfi 2302, 3333, 5205, 5926, 9877). 
Lie Zuläſſigleit der Teilung der Gem.-Gutnut 
jungen bei Feilung der nupungsberedtigten Reali⸗ 
tdten ijt nad) Mafgabe der diesbezüglich in der 
Gem. bisher unan — gebliebenen Ubung zu 
beurteilen und es formen daher Beſitzer von Trenn— 
—— einer Wirtſchaft, deren Beſitz nur als ein 

nzes übungsgemäß gum Gem.-Nutzungsbezug 

tigte, zur Teilnahme an den Nutzungen nicht 
— werden (Budwinski 2188, 2279, 6416, 
10865, 11480, 14331). 

Es fann aber aus dem blofen MUbvertauje 
einjelner Barjellen von einer Realität nicht ab— 
geleitet werden, dak hiedurch ſchon das Rechtdjub- 
jeft erlöſchen würde, wenn ein wirtſchaftl. Ganzes 
fortbeſteht, bei welchem ein gleichartiger Haus⸗ u 
Gutsbedarf vorhanden iſt, wie bei jenem Belin, 
welcher vor dem Wbverfauje eingelner Grundjtiice 
bejtanden bat, ſobald nad) der herrichenden Ubung 
— wirtſchaftl. Ganze nupungsberedtigt 
erſch einen (Budwinski 4973, 9877). 

Für die Beurteilung der eben erwihnten übung 
iſt jedoch nach der neueſſen Spruchpraxis des V. G. 
nicht das Ausmaß der vor Erlaſſung der Gem. O. 
nutzungsberechtigt geweſenen kleinſten Realität allein 
maßgebend, ſondern eS könnte der Verluſt des Be— 
zugsrechtes nur dann eintreten, wenn der Nach— 

s erbracht wäre, daß zur Zeit des Insleben— 
tretens der Gem. O. übungsgemäß der Rupungs- 
anteil einer Mealitit an die Bedingung gefniipit 
qewefen fei, daß die ju dericlben zügeſtifteten 
Wrundjtiide nicht unter cin beſtimmies, feſtge— 
ſetztes Ausmaß jinfen (Budwinski 14561, 300 Al, 
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1332 [A], 2330 [A}). Die ciner Realität als wirt- 
fchajtl. Cingeit zuſtehenden Nußungsrechte werden 
durch die parzellenweiſe —— derſelben auf 
die Dauer des Pachwerhbältniſſes rechtsunwirkſam, 
weil während der Dauer dieſes Pachwerhältniſſes 
von einem Haus— u. Gutsbedarf feine Rede ſein 
fann (Budwinski 8703, 9053, 9122, 10759, 10913). 
Der Grund ju diejer jeitweiligen Ginjtellung ent- 
allt, wenn dic Realitat wieder in jelbjtindige Be⸗ 
wirtſchaftung genommen wird (Budwinski 2205, 
12023, 1237 [A]). 

Ein Objekt der Gem.-Gutnugungen finnen 
nur jolde Sem.-Realitaten bilden, weldje dauernde 
wirtſchaftl. Nußungen gewähren können, da die letz- 
teren zur Deckung des Hause u. Gutsbedarfes, d. i. 
zur Förderung der wirtſchaftl. Zwecke der nutzungs— 
berechtigten —— dienen ſoulen. Weder Kapi⸗ 
talien noch der Erlös aus dem Verfauje einer Gem.— 
Realitit finnen cin Sem.-Gut bilden (Budwinski 
5926, 8355). Qnjolge der Underung der Kulturart 
eines Gem.Gutes (3. B. infolge der Umivandlung 
einer Hutweide in Ader) erlöſchen die an demſelben 
gelibten Nutzungsrechte, da durch dieje WUnderung 
augenjcheinlid) dex Beweis geliefert ijt, daß die bis— 
herige übungsgemäße Benugung des Gem.-Gutes 
fiir Den Haus: u. Gutsbedarf der Berechtigten feines- 
wegs erjorderlic) war (Budwinsti 2359, 3752, 7285, 
9877, 10374, 10663, 631[A}). Hiebei erſcheinen 
jedoch jolche Yinderungen der ulturgattung eines 
ent.=Wutes, welde gu dem gleichen wirticajtl. 
Swede, denjelben — u. Gutsbedarf der berech— 
tigten Realitäten zu decken, geeignet ſind, welchem 
vordent die übungsgemäße dDiente (3. B. 
die Umwandlung einer Hutweide in eine Wieſen, 
im Qnterejje einer nachhaltigen ———— Be⸗ 
wirtidajtung zuläſſig (Budwinsti 4247, 11865). 
Durd eine von den Y upungSberedtigten ‘geduldete 
Verpachtung des Gem.-Gutes zugunſten der Giem.« 
Renten fann die Aufhebung der Teilnahmered)te 
bewirtt werden (Budwinsti 11780); dagegen fant 
eine Dderartige einjeitiqe Verfügung der Gem. dieje 
baa nicht herbeiſühren (Budwinski 11444). 

IV. Juhalt der Berechtigung. Die Nutzungen 
des Gem.Gutes haben nicht dazu zu dienen, um 
Anforderungen beſtimmter Perſonen in der Gem. 
zu entſprechen, d. h. um ein perſönl. Bedürfnis zu 
befriedigen, ſondern der Verwendungszwec muß 
ein wiriſchaftlicher ſein, der darauf gerichtet ijt, den 
Hause u. Gutsbedarf der Nutzungsberechtigten ju 
deden. Es hat daher z. B. das Nutzungsrecht der 
Viehweide den Beſitz von Vieh und von zur Vieh— 
haltung geeigneten Realitäten in der Gem. zur not⸗ 
wendigen Vorausſetzung (Budwinski 8077). Der 
wirtſchaftl. Bedarf der berechtigten Realität bildet 
das höchſte Maß der zu beziehenden Nutzungen. Die 
Nußzungsberechtigten können nur auf die ubungs- 
mipigen Naturalnutzungen des Gem.-Gutes nach 
Maßgabe ihres Haus- u. Gutsbedarjes Anſpruch 
erheben und ſieht z. B. während der Dauer einer 
anderweitigen Verwendung des Waldbodens den 
Berechtigten keineswegs auch der Anſpruch auf die 
Zwiſchennutzungen au Budwinsli 2904); auch kann 
fiir den aus welchem Grunde immer eintretenden 
Entgang der Nutzungen ein Erſatz aus den Gem.— 
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Renten nicht begehrt werden Budwinski 3925). 
Vine Verteilung des Gelderlöſes fiir Erzeugniſſe des 
Wem.-Cigentumes ijt nicht zuläſſig Budwinski 7385, 
11i8{Aj}} und die käufl. Uberlajjung von Wem.- 
Mutnupungen feitens des Cigentiimers dev mut- 
aungSberechtiqten Realitit an dritte Perſonen liefert 
Den Beweis der Entbehrlichkeit diejer Nupungen fiir 
den Hause u. Gutsbedarf Budwinski 7367, 10545). 

Da nad) dem Gejege nur jene Nutzungen aus 
dem Gem.⸗Eigentume begogen werden finnen, welde 
dem Haus- u. Gutshedarje dienen, aljo diejem un— 
mittelbar gugute fommen, welde Einſchränkung 
aud) weiter aus dem Geſetze deshalb qejolgert wer- 
den mug, weil die überſchüſſigen Cinnabmen in 
Die Gem.Kaſſe gu fließen haben und dieje Ver- 
jiigung bei Gejtattung auc) der mittelbaren Be— 
nupgung ohne Kraft u. Wirfung wäre, jo ijt es ge— 
wif, dah die übungsgemäße Benußung von Gem.— 
Eigentum durch Verpachtung und Einziehung des 
Pachtſchillings ſowie zur Entlohnung von Dienſten 
des Hegers, Hirten uſw. ein dem Geſetze entſprechen— 
des Sonderrecht nicht begründen kann (Budwinski 
4680, 4809, S099, 9053, 9122, 10374, 222, 537, 
2359, 2418, 5660, 11855, 464 [A), 1913 [A), 
2751 IAh. 

Dagegen ijt die Benugung eines Grundjtiices 
fiir die Stierhaltung jener durch die Gem. O. auf⸗ 
recht erhaltenen übungsmäßigen Benugung von 
Gem. Eigentum beizuzählen, welde dem Haus— u. 
Gutsbedarfe der Bezugsberechtigten entſpricht und 
von dieſen unmittelbar ausgeübt wird Budwinski 
9053, 9877). WS Gegenleiſtung der Teilnehmer 
an den Nutzungen des Gem. -Gutes erſcheint die 
denjelben durch die Gem. O. aujerlegte Verpflich— 
tung, die mit dem Bejige und der Benutzung des 
Sem.-Gutes verbundenen Wuslagen an Steuern 
und fonjtigen Ubgaben, dann an Äufſichts- u. Kul- 
turtojten, infoweit die pom Gem.-Gute in die Gem. 
Kaſſe einfliejenden Nupungen zur Dedung diejer 
Auslagen nicht hinreichen, nad dem Verhälmiſſe 
ihrer Teilnahme gu tragen. ES finnen jedoch den 
Teilnehmern an Gem.-Gutnupgungen aud) nod) be- 
jondere Leijtungen auferlegt werden und ijt died- 
bezüglich ebenjallS die gur Heit des Eintrittes der 
Wirhlamfeit der Gem. O. bejtandene Ubung allein 
makgebend (Budwinski 4973, 8900, 9469, 678 [A], 
1586 [A], 2750([A], 2440 [A}). Dieje Abgaben 
jind öffentlich-rechtl. Natur und find nach den Bor- 
icbriften der Gem. O. gu regeln u. eingubringen 
(Budwinsti $184, 2391 [A}\. Die übungsgemäß 
nit einem fejten Betrage beſtimmten Abgaben 
finnen vom Gem.-Ausſchuſſe nicht geändert werden 
Budwinski 5551); injoweit jedoch diejelben nicht 
übungsmäßig feftgeitellt jind, hat ihre Regelung 
nad) den Vorſchriften der Gem. O. zu erjolgen 
Budwinski 1436, 8184, S95, 10544). Da die 
Megenteijtungen nur als ein Yquivalent fiir die 
vollftindige Nutznießung betrachtet werden können, 
ſind dieſelben im Falle einer Einſchränkung der 
Nutzungsbefugnis ebenfalls zu reſtringieren (Bud- 
winsti 9122). 

Die gu vielen Kontroverjen Anlaß bietenden 
Berhiltnijje des Gem.= utes fanden in den ſehr 
fury gejaßten diesbezügl. Beſtimmungen der Gem. 
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©. feine erſchöpfende Regelung. Diejer Umſtand 
jowie die widerjrreitenden Jnterefien der nußungs— 
berechtigten Ruftifalijten einerjeits und der Gem. 
als juriſtiſchen Berjon rejp. der pon dem Nuttzungs⸗ 
bezuge ausgeſchloſſenen Gem.-Mitglieder anderſeits 
haben eine umfangreiche Judikatur des V. G. her— 
vorgerufen, durch welche bereits in allen maßgeben— 
den Richtungen jejte Grundſätze für die Praxis auf— 
geſtellt wurden, und es wäre eine Kodifitkation dieſer 
Grundſätze ſowohl im Intereſſe der ungeſchmälerten 
Erhaltung des Gem.Eigentumes als zur Wahrung 
der in der hiſtoriſchen Entwicllung dieſes Rechts 
inſtitutes begründeten Rechte wünſchenswert. Der 
vom böhm. L. A. im J. 1888 diesbezüglich unter⸗ 
nommene Verſuch blieb erfolglos, da die betreffende 
Geſetzvorlage vom L. T. unerledigt geblieben ifr. 


riteratur. 
Fiedler: .o obecnim statku.“ Der— 
jelbe: ,samospravny obzor“, Jahrg. XIX. 


Prazat: Oſterr. Verjajjungsredt (I) und die da- 
jelbit (FS. 365) gitierte Literatur. Dokupil. 


E. Gemeindehaushalt 
ſ. „Selbſwerwaltung“. 


Gemeingebrauch. 


I. Begriff. — IL Das Rechtsverhältnis. — IT. Ent- 
ftebung u. Ende. — LV. G. u. Brivatredt. 


J. —— Das öffentl. Intereſſe erfordert die 
dauernde Möglichkeit des allg. Verkehres im Staats— 
gebiet und führt daher zu einer beſonderen rechtl. 
Behandlung jener Teile der Erdoberfläche, die dem 
Berfehr zu dienen fähig u. beſtimmt find, als 
Stragen, Wege, Plätze, Gewäſſer, Meeresufer. Dic 
beſondere ere der Verkehrsgrundlagen 
fann pajjend als cin eigenes Rechtsverhältnis an 
Denjelben aufgefaßt und als „Gemeingebrauch“ be- 
zeichnet werden. Der G. ijt ſonach ein verwaltungs- 
rechtl. RechtSverhiltnis an cinem Grundſtück, wel- 
ches das Grundſtück in ähnl. Weiſe belajtet, wie cine 
privatredtl. Servitut. 

In der öſterr. Praxis begnügt man fic) mit 
der herlömml. Auffaſſung, die das bejondere Recht 
der Berfehrsqrundlagen als eine Eigenjchaft der- 
jelben, ald „Offentlichkeit“ des Weges uſw. bezeich⸗ 


‘net. Dieje Auffaſſung u. Bezeichnung erjdpwert die 


juriſtiſche Klarſtellung und macht Unterſcheidungen 
notwendig. Denn als „öffentlich“ werden aud 


Sachen bezeichnet, die nicht im G. ſtehen (3. B. 


Feſtungswerke, Amtsgebäude) oder doch nicht in 
aleihem Sinne wie die Verlehrsgrundlagen (3. B. 
Kirchen, Kirchhöfe, Cijenbahnen). Der G. erjtredt 
jih aber auch auf Sachen, weldje nicht unter dic 
Definition des „öffentl. Gutes“ im § 287 a. b. 
G. B. fallen. Der G. an Wegen ijt unabbingig 
von dem Cigentum des Weggrunded; er beſteht 


®emeingebraud. 


aud) an Grundſtücken, die Brivatperjonen gehören, 
und die Fille dieſer Art find namentlich in den 
Wegenden von wenig intenjiver Kultur ſehr zahl— 
rei) und von großer praftijder Bedeutung und 
bediirfen im, allg. Intereſſe forgfiltiger Erhaltung. 

Die „Offentlichkeit“ eines Weges ijt unab- 
hängig von jeiner techniſchen Beſchaffenheit; es gibt 
aud) oͤffentl. Saum⸗ u. Fußwege, die nicht fiinjt- 
lich angelegt find (Budwinsti N. F. [A| 1278), Auch 
die Erhaliungspflicht ijt gleichgültig. Jn Oſterr. 
haben die Gemeinden die motwendigen“ Verfehrs- 
wege in ihrem Webicte in gutem Stande zu hal— 
ten; aber „öfſentlich“ können aud) andere als note 
wendige Wege jein, jelbit folche, deren Erhaltung 
den Anliegern obliegt (landesgejeplic) als Feldwege, 
Sonfortial:, Plat eibeatene bezeichnet). 

Dak der G. dem Berwaltungsrecht angehört, 
iit in Oſterr. pringipiell anerfannt; iiber die „Of⸗ 
fentlichkeit“ von Wegen u. Gewäſſern entidjeiden die 
Verwaltungsbehirden und in legter Linie der V. G. 
(j. z. B. Budwinsti [A] N. F. 1277). Im Bereiche 
des Verwaltungsredtes bietet der G. in Oſterr. 
wenig Sdpvierigfciten. Wein die BVerfehrsgrund- 
lagen jtehen in unvermeidl. Beriihrung mit Nach— 
bargrundjtiiden und fremden Privatredjten und die 
daraus entitehenden Konflifte find in Oſterr. nidt 
(wie 4. B. in ing dem Verwaltungsrecht 
durd) bejondere Normen zugewieſen, jondern fallen 
unter das Privatrecht und die E. der Zwilgerichte. 
Tie Konflikte zwiſchen G. u. Privatredjten geben ju 
manden Zweifeln Anlaß und lajjen eine geſeßl. 
Regelung wünſchen, die am natürlichſten in das 
biirgerl. Recht aufzunehmen wäre. 

LI. Das Rechtsverhältnis. Das Wejen des G. 

bejteht in der Benutzung durd) jeden, der ein Inter— 
ejje Daran bat, ohne rechtl. Einſchränkung. So ge- 
währt das öſterr. Waſſerrecht (Ganbesiesticracie 
$15) den G. an ,,jedermann’, Allerdings fprict 
daS a. b. G. B. (§ 287) beim „öffentl. Gut’ nur von 
der Benupgung durch die —— und beim 
„Gemeindegut“ (§ 288) gar nur von der Benugung 
durch die Gemeindemitglieder; allein eine prattijde 
Bedeutung fommt diejer Beſchränkung nidt gu 
wegen der allg, Gleichſtellung der Frembden und 
wegen § 10 der Landesgemeindeordnung, wonach 
ajedermann in der Gemeinde den Anſpruch hat auf 
die Benugung der Gemeindeanjtalten nach Mak der 
bejtehenden Cinridtungen”. Die Benugung eines 
öffentl. Weges fann aud) nidjt durd) die Behirden 
der Strafenverwaltung oder Verkehrspolizei auf 
gewiſſe Perjonenfreije eingeſchränkt oder cingelnen 
unterjagt werden (O. Mayer, D. Verw. R. IL, 
S. 125). ; 
Der eingelne, der in Ausiibung des G. von 
det Behirde oder von Privaten gebhindert wird, 
tann Abhilfe nur bei den zuſtündigen Verwaltungs— 
bebirden, eventuell im Inſtanzenzuge fuchen; einen 
privatredtl, Unipruch hat er nidjt (vgl. aber aud 
unten IV.). 2 

Der Anhalt des G. ijt in Oiterr. durch neuere 
Geſetze genau bejtimmt und in Betrei der Straßen 
auf den Verkehrszweck beſchränkt. Tie Strakenord- 
nungen regeln die Benußung ſowohl mit Rückſicht 
auf die Strakenerhaltung, als mit Rückſicht auf 
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Die Sicherheit des Verlehres (Budwinsfi N. F. [A] 
1176). Berboten wird allg. das Stehenlaſſen von 
Wagen u. Geſpannen auf der Straße, beſonders 
vor Wirtshäuſern; das Füttern der Sugtiere auf 
der Straße; das Viehweiden am Mand u. Graben 
der Straßen uſw. (Genaueres f. Art. „Wegerecht“.) 

An öffentl. Gewäſſern erjtredt ſich der G. nach 
$15 Landeswaſſergeſetz auc) auf die jog. kleinen 
Waſſernutzungen (ausgenommen die Fijderei), aut 
Nugung des Wajjers und des Flupbettes ohne 
jtindige Anlagen. In Böhmen (§ 16 Landeswafjer- 
geſetz) ift jelbjt an fließenden Privatgewäſſern cin 
bejcpriinfter G. an der Waſſerwelle anerfannt. 

Nicht gum G. gehört die Nugung von Gras— 
wuds u. Obſtbäumen auf dem Stragenfirper, dic 
Anbringung von Anlagen in dem Strahenfirper 
(Randle, Waſſer- u. Gasleitungen) oder auf dem— 
jelben (Schienen, Rabel) oder in dem Luftraume 
Dariiber (Driihte, Kabel, Beleuchtungstirper). Die 
Befuqnis gu foldhen Anlagen oder zur Berwilliqung 
derfelben an andere gebiihrt anerfannteriveije dem 
Strapenciqentiimer. 

Die Dejugnis der Anlieger ſtädt. Straßen 
zu gewiſſen weiteren Benugungen der Straßen und 
ihres Luftraumes beruht in Ojterr. nicht auf dem 
G. jondern auf einem befonderen Rechtsverhältnis 
(i. Urt. ,,Wnlieqerredte’’). 

Die behirdl. Regelung des G. fann gu der 
Auflage von Gebühren fiir die Benupung führen. 
Die Befugnis sur Auflage folder Gebiihren ijt nad) 
allg. Grundſätzen ju beurteilen (ſ. Art. „Waſſer— 
recht”, ,,Selbjtverwaltung’, „Mauten““). 

ILI. Entitebung u. Ende. Der G. beſteht trajt 
Geſetzes (a. b. GB. § 287, Reichswaſſergeſeß $$ 2 
u. 3) an Meeresujern u. Küſtengewäſſern, an Strö— 
men u. Flüſſen, foweit fie bet Eri. ded Reichs— 
waſſergeſetzes (30 V 69, R. 93) mit Scijjen oder 
Flößen befahren wurden, endlid) an allen fließen— 
den Gewäſſern, foweit nicht eine ausſchließende pri- 
vate Berechtigung an denjelben bet Erl. des W. G. 
nadhweisbar war oder in unbeftrittener Ausübung 
jtand. Wn jolden ausgqenommenen (,,privaten’) 
Gewäſſern finnte der G. nur durch Rechtsaft Ver— 
trag oder Enteiqnung) entftehen. Wn den Ufergrund- 
ſtücken bejteht der G. zu Sweden der Sdnffabrt, 
befonders als „Leinpfad“, kraft Geſetzes (Reichs- 
waſſergeſetz § 8). 

Der G. an Grundjtiiden entiteht durch Ver— 
jiigung der mit dem Wegeweſen befagten Behör— 
den, indent jie eine Grundfläche, über welche ihnen 
die privatredtl. Verfügung zuſteht, zu Straßen oder 
Plätzen widmen. Die Verfügung über Grund zu 
Straßenzwecken kann vielfach zwangsweiſe erlangt 
werden Enteignung, Abtretungspflicht bei ſtädt. 
Bauſtellen). Dod) auc) ohne den Willen des Eigen— 
timers fann der G. an Privatgrundſtücken ent- 
jtehen durd) dauernde Ausiibung, wie die ſtändige 
Praxis des V. G. feftgeftellt hat. Dem Privateigen- 
tume des Weggrundes gegeniiber ijt hier der G. 
zu ftiipen auf die augerordent!. Erſitzung (erwer— 
bende Verjährung) nad) § 1477 a. b. G. B., fiir 
welche nur die Ausiibung des Mechtes durch 30 Qabre, 
aber nicht der Nachweis eines Enverbungsattes 
nötig ijt. Trop der Berufung auf das Zivilrecht 
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bleibt der G. aud) in diefen Fallen ein öffentlich— 
rechtl. Verhältnis und darf nidjt verwechſelt wer- 
den mit einer privatrechtl. Servitut zugunſten jener 
Gemeinde oder Korporation, welcher der erſeſſene 
öffentl. Weg behördlich unterſteht. Dieſe Verwechſ— 
lung veranlaßt in der Praxis der —— teils 
ſchieſe Argumentationen, teils unrichtige E. (E. O. 
G. H. Sammlung 10837, 10244, N. F. 1165, 1232: 
richtig —— - 861), indem z. B. neben der 
unvordenklichen öffentl. Benutzung eines Weges 
nod) der animus possidendi der Gemeinde in Er— 
wigung gesogen wird. 

Der öffentl. Gebraud) von BWegen wird auj- 
gehoben durd) Verfügungen der fompetenten Be— 
hörden; welche Behörden fompetent find, ijt je nach 
der Art der Straße und der Erhaltungspjlidt ver- 
ſchieden bejtimmt (j. Urt. „Wegerecht“). Dabei ijt 
ein bejonderes Verfahren cingubalten (j. 3. B. fiir 
Bihmen Landesgefesy 12 VILL 66, L. 46). 

Nadh der Praxis der Zivilgerichte wird der G. 
aud aufgehoben durch Erſißzung des freien Eigen— 
tumes an dem Weggrundſtück jeitens eines Privaten 
(Sammlung 15977, N. F. 1605); daher wohl auch 
durch ia a wie Servituten nad) § 1485 
a. b. G. B. Vs 

IV. G. u. Privatredt. Uber das Verwaltungs- 
recht hinaus ergeben ſich nod) folgende Fragen: 
a) Was die grundbücherl. Behandlung betrifft, fo 
verfiigen die provingiellen Grundbuchsgejege (S$ 2 
u. 33) fait alle, daß dad ,,dffentl Gut’ nicht als 
Cinlage im Grundbuch eingutragen, jondern in 
einem bejonderen Verzeichnis dentielben beizulegen 
ijt. Dieje Beſtimmung wird angewendet auf alle 
Wege u. Plage, deren Cigentum dem Staat oder 
anderen Gebietstirperjdajten zuſteht Burkhard 
in Grünhuts Stir. Bo. 15, S. 639 f.). Die 
neueren Grundbuchsgeſetze für Tirol (§ 9, Al. 4) 
und Borarlb. haben dieje unpraftijde Bejtimmung 
bejeitigt und laſſen den Eintrag derart erfolgen, 
dah das Cigentumsblatt die Qualitit ,,dffentl. Gut’ 
angibt. Gewif joll der Eintrag die rechtl. Stellung 
des „öffentl. Gutes“ nicht verſchlechtern und die 
verwaltungsrechtl. Natur des G. nicht beſeitigen. 

b) Uber den G. an Grundſtücken im Privat⸗ 
eigentum fehlt eine pojitive Beſtimmung; er iit eine 
dingl. Lajt ded Grundjtiides, der nur feine in- 
Dividuelle Beredjtiqung entipridt und fann wie 
andere öffentliche dingl. Lajten unter § 9 Grund- 
buchsgeſeß jubjumiert, daher auch) im Grundbuche 
eingetragen werden. Auch hier fann der Cintrag 
das Rechtsverhältnis nur flarjtellen u. ſichern, nicht 
aber in jeiner Natur dndern; der G. bleibt in jeiner 
Exiſtenʒ —— von dem Eintrag, § 1500 a. b. 
G. B. findet nicht Anwendung, erefutiver Verkauf 
des Grundes hebt ibn nicht auf. Geſetzl. Feſtſtel⸗ 
lung dieſer theoretiſch zweifelloſen Sage ware ſehr 
angezeigt. 

c) Qn der Theorie wird vielſach behauptet, 
daß an Sachen im G. Privatrechte nicht entitehen 
finnen, die den G. beeinträchtigen (jf. Nanda, 
igentum J, § 3); die Braxis dagegen anerfennt 
joldje Rechte, 4. B. den Erwerb des freien Eigen— 
tumes eines Wegqrundjtiides durch Erſitzung. Ge— 
ſetzl. Klarſtellung ijt notwendig. 


Memeingebraud. — Gemeinjame Angelegenheiten. 


d) Der G. ijt von den Verkehrsbehörden auf⸗ 
recht gu halten, Stirungen desjelben find durd) be— 
hördl. ane zu bejeitigen. Kann gegen ſolche 
behördl. Verfügungen eine Bejiptlage angeſtellt 
werden? Die Praxis des O. G. H. ligt bie Beſitz⸗ 
flage bald i (3. B. 13045, 15177), lehnt fie bald 
ab (Sammlung 10355, 11908, 12360). Dieje Un- 
jicherheit ijt dem öffentl. Intereſſe nachteilig; dic 
Beſitzklage jollte ausgeidlojjen, der Private auj die 
ſachenrechtl. Magen (Cigentumsflage, Negatoria) 
befchriinft werden, da cin „ruhiger Beſitzſtand“ des 
Privaten hier ſelten feſtzuſtellen und der behördl. 
Eingriff eine berechtiqte Selbjthilfe ijt. 

e) Der Behirde jteht eS frei, Eingrifie in den 
G. aud) privatredtlic) durch Befigtlage uſw. ju 
verjolgen; aud) diefe anicheinend ſelbſtverſtändl. Re- 
qel ijt in der Praxis des O. G. H. nicht immer 
anerfannt (3. 8. Sammlung 15072). 

f) Wird der eingelne, der den G. ausübt, 
mit der Befigtlage belangt, jo fann er jich einrede— 
weife auf den G. berujen; wird er faktiſch gehin— 
dert, fo fann er Selbjthilje üben, aber nicht jelbit 
auf Anerfennung de8 G. flagen. Nur fofern die 
fattiicde Hinderung im G. einen Schaden ſchuldhaft 
verurjadt, hat der Wehinderte einen privaten Er— 
ſatzanſpruch nad) § 1295 a. b. G. B. 
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Gemeinjame WAngelegenheiten. 


L. Weriafiungsmagige Grundlage. — Il. Eigentliche 
aemeinfame Angelegenheiten. — ILL. Sore Berwaltung wu. 
Geievgedung. — 1V. Rofien derfetben. — V. Ouafi gemein- 
fame Yingelegenheiten. 


I. Berfaſſungsmäßige Grundlage. Die jtaats- 
rechtl. Grundlage des zwiſchen Ojterr. u. Ungarn 
bejtehenden Verbandes bilden die Pragmatijde 
Santtion Kaiſer Karls VI. 191V 1713 und die 
diesbezügl. G. A. I u. IL: 1722/23. Diejer ~ 
dDamentalvertrag, welder der dfterr.-ungar. Ver— 
bindung den Charafter einer Realunion aujprigt, 
berubt auf der Anerkennung der jubjididren weibl. 
Thronfolge aud) in Ungarn und der dadurch er— 
möglichten immerwahrenden Gemeinjamfeit des 
Herrſchers in den beiden Staaten; in dem nod) 
weitergebenden Pringipe, dah „auch die Krone Une 
—_ demfelben Fürſten zukommt, welder in 

en iibrigen Ländern regiert” (§ 7 G. A. XII:67), 
wodurd) die Gemeinjamfeit der Herrjderperjon 
rechtlich notwendig geworbden ijt; und in der ge- 
meinjamen u. wechſelſeitigen Verpflidtung gur Ver⸗ 
teidiqung u. Aufrechthaltung der gemeinjamen Si- 
chergeit mit gemeinjamen Sriiten, da die Herſtel⸗ 
lung einer fiir alle Fille, inSbej. aud gegen fremde 
Wewalt .et fatales quosvis internos mo- 
tus” ausreichenden —— mit den benach⸗ 
barten Königreichen u. Ländern den Beweggrund 
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der Unnahme der Pragmatijden Canftion in Un— 

arn bildete. WIS Mittel der aus der Pragmati— 
chen Canftion fliehenden gemeinjamen u. fimul- 
tanen Verteidigung find die zweckhmäßige Leitung 
det auswärtigen Ungelegenheiten und das Kriegs— 
wejen deflariert worden. Infolgedeſſen fließt aus 
der Pragmatijden Sanftion die Memeinjamfeit be- 
züglich jener auswartigen Ungelegenheiten, welche 
die unter der Herridajt Sr. Majejtit jtehenden 
qejamten Lander fimultan betrefien” (§ 8 G. A. 
XII: 67), wie auc) bezüglich des gangen Heeres, 
welded als eine Gejamtarmee, als cine gemeinjame, 
unter einbeitl. Leitung u. Führung ſtehende, eine 
heitlich organifierte Wehrlrajt aufzufaſſen u. eingu- 
richten ijt, Das Finangwejen joll nur inſoweit 
qemeinjam jein, als die Rojten der gemeinjamen 
UAngelegenheiten gemeinjam jein miijjen. 

Wir wollen hier nidjt unterjuchen, inwiefern 

aud) jdjon vor der Pragmatiſchen Sanktion eine 
ewiſſe Gemeinjamfeit in Betreff der hier angege- 

nen Angelegenheiten bejtanden hat; aud) wollen 
wir unerdrtert lajjen, ob dieſe Gemeinſamkeit in 
dem Seitraume 1723—1867 die ihr in der Brag: 
matijden Sanftion gezogenen Grenzen immer eine 
qehalten hat oder nicht; das Qojefinijde Syſtem 
1780 —1790, Die RejtaurationSepoche Kaiſer Leo— 
polds II., dann die lange Regierung Maijer 
Franz I. (als deutſcher Kaiſer des II.), die An— 
nahme des öſterr. Kaiſertitels 1804, das Regime 
Metternich, die J. 1848 u. 1849, dann die Reaftion, 
die Clmiiger Verfaſſung 4 III 49, R. 150, die Nieder- 
werjung der ungar. Revolution, das Regime Bach, 
dann das Oftoberdiplom und wiederum die Yra 
Schmerling und die Verwirfungstheorie, die Siſtie— 
rungsepoche Beleredi$ 1865; alles das find ver: 
ſchiedene Phaſen oder Markſteine in der fluftuie- 
renden Bewegung zwiſchen gentralijiertem Cinheits- 
ſtaat und der ſtaatsrechtl. Selbjtiindigfcit Ungarns, 
mit der blof in den Grengen der Bragmatijden 
Santtion gefdlofienen Gemeinſamkeit der beiden 
Staaten. 

Als endlich die Adee der Celbjtindigfeit Un— 
garns den endgiiltigen Sieg davongetragen bat, 
nad) der Bildung des feit 1848/49 nicht mehr be- 
jiandenen ſelbſtändigen ungar. Minijteriums und 
nad) dev Königskrönung in Peſt, ijt der ſtaats— 
rechtl. Ausgleich zwiſchen Ungarn und Ofterr. in 
der Form materiel! übereinſtimmender beiderjeitiqer 
Gejepe 1867, unter folenner Wahrung der voll- 
fommenen Parität beider Staaten und der Unan— 
tajtbarfeit ber Berjajjung Ungarns, zuſtande ge— 
tommen. Der Ausgleich nimmt die Pragmatiſche 
Santtion gum Ausgangspuntt und jtellt ſich als 
bilateraler Rertrag Dar; der G. A. NIT des ungar. 
ReichStages von 1865—1867, publiziert im Reichs- 
tage am 12 VI 67, ijt einigermajen als Unerbieten, 
alé Offerte, das öſterr. St. G. 21 NIT 67, R. 146, 
al8 Untraggannahme, als Akzept angujehen. Beide 
Geſetze halten einerfeits die in der Pragmatiſchen 
Sanftion geftedten Grenzen genau ein, anderfeits 
aber entiwideln fie das Rechtsprinzip der Gemein- 
jamfeit und ſtatten eS mit den durch moderne Ber- 
faſſungsgrundſätze bedingten Einzelbeſtimmungen 
u. ceinridjtungen aus. 

Ofterr. Staatsworterbuch. 2. Aufl., 2. Bp. 
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LL. Gigentlide gemeinfame Angelegenbeiten. 
Das heutige Verfajjungsrecht unterjcheidet zwiſchen 
eigentlichen, aus der Bragmatijden Sanktion flie- 
ßenden gemeinjamen Ungelegenbheiten und zwiſchen 
Angelegenheiten, welche zwar nicht qemeinjam find, 
aber aud) nicht in jedem Staate anders behandelt 
werden jollen. Die erjteren werden gemeinjam vers 
waltet, die jweiten bloß nad) gleichen, von Zeit 
ju Beit ju vereinbarenden Grundſätzen behandelt. 
Zu den erjteren gehören: a) Die auswirtigen 
Ungelegenheiten mit Einſchluß der diplo— 
matijden und fommerjiellen Vertretung 
dem Muslande gegeniiber fowie die in Be: 
treff der internationalen Verträge etwa 
notwendigen Verfiiqungen. Das öſterr. Ge— 
jes ipridjt bier von ausivirtigen Ungelegenheiten 
im allg., das ungar. zählt hieher bloß ,,jene aus— 
wärtigen Angelegenheiten, welche die unter der 
Herrſchaſt Sr. Majeſtät ſtehenden geſamten Län— 
der jimultan betreffen“, woraus ſich erſtens eine, 
ſelbſtverſtändlich auch fiir Oſterr. geltende Unter— 
ſcheidung der auswärtigen Angelegenheiten in zwei 
Rategorien ergibt, zweitens aber die Konſequenz 
fließt, daß jene 2. Kategorie der auswärtigen An— 
gelegenheiten zu den gemeinſamen Angelegen— 
heiten nicht gehört. Zu dieſer 2. Kategorie gehö— 
ren jene Angelegenheiten, welche ihrer Natur nach 
innerſtaatl. Angelegenheiten ſind, bei welchen es 
ſich aber behufs erſprießlicherer Förderung derſel— 
ben um die Gewinnung eines fremden Staates 
für — eigener Verwaltung handelt. Während 
alſo die erſteren die Machtſtellung der Monarchie 
nad) außen und den Schußtz derſelben gegenüber 
fremden Staaten gum Gegenſtande haben, find 
die legteren fulturelle Ungeleqenheiten, welche die 
innerjtaatl. Entividlung mittels Ausnutzung fremd⸗ 
ländiſcher Einrichtungen oder Mitwirfung fremder 
Staatgorgane, wie 5. B. gegenſeitiger Schutz des 
geijtigen Cigentumes, janitire Ronventionen uſw. 
bezweclen. Cine folche Verbindung läuft aber ſchon 
iiber das in der Pragmatiſchen Canftion dem 
öſterr.z ungar. Fundamentalvertrage gejepte Biel 
hinaus, fie fann aud) bloß einem Staate (ier 
oder Ungarn) au Nutzen fommen und ijt demzu— 
folge feine gemeinjame Angelegenheit. Solche An— 
gelegenbeiten werden bloß darum „auswärtige An— 
gelegenheiten“ genannt, weil ſie im Wege einer 
innerſtaatlichen einſeitigen Berjiigung ihrer end— 
gültigen Erledigung nicht zugeführt werden kön— 
nen, vielmehr bloß im Vertragswege ausgetragen 
werden, alſo einigermaßen über die Grenzen des 
Staates hinaus ansgefiihrt werden müſſen. Auf 
dieſem Gebiete iſt ſowohl Oſterr. als Ungarn prin— 
zipiell berechtigt, für ſich allein Verträge zu ſchlie— 
fen, inſoſern das unten zu beſprechende Syſtem der 
fog. einigermaßen oder quaſi gemeinſamen 
Angelegenheiten und das Holle u. Handelsbündnis 
dieſe Möglichkeit nicht illuſoriſch machen. Letzteres 
enthält aud) Normen in Betreff des Konſulats— 
weſens; dasſelbe wird vom gemeinſamen Minijtes 
rium des Außern geleitet, bet Errichtung u. Auf⸗ 
hebung der Konſularämter ſowie bei Feſtſtellung 
der Inſtruktionen für dieſelben iſt mit den beiden 
Handelsminiſtern das Einvernehmen zu pflegen, 
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die Konjulate find verpflidjtet, den ermahnten Mi- 
nijtern unmittelbar die etwa gewünſchten Auskünfte 
u erteilen: die periodiſchen Handelsberichte der 
onjuln werden aud) beiden Miniſtern mitgeteilt, 
ber gemeinjame Minijter des Äußern enſcheldet in 
fegter Inſtanz in allen Ungelegenheiten der Kon— 
fulargebiihren; bei Erridjtung fremder RKonjular: 
ämter und bei Zulaſſung fremder Stonjuln befragt 
ber gemeinjame Miniſter des Außern die Handels- 
minijter (Art. IX Geſetz 27 V1 78, WM. 62). 

Auf Grund der Gemeinjamfeit der in Betreff 
der internationalen Verträge etwa notwendigen 
Verfügungen wurde die Ottupation Bosniens und 
der Herzegowina gemeinſam durchgeführt und were 
den dicje Lander gemeinjam verwaltet, was gur 
Genüge beweijt, daß weder der Bejigp und die 
Verwaltung BoSniens und der Herzegowina eine 
neue gemeinjame Angelegenheit, nod auch dieje 
Länder irgend ein ſelbſtändiges Reichsland find, 
jondern daß diefe gange Aktion ſtaatsrechtlich als 
eine infolge des Berliner Vertrages 13 VIL 78 not- 
wendig gewordene Verfügung aufzufaſſen ijt. 

ndlid) wird in den Ausgleichsgeſetzen aus— 
driidlich hervorgehoben, dak die Genehmigung der 
internationalen Verträge, injoweit eine ſolche ver— 
faſſungsmäßig notwendig ijt, den Vertretungs— 
firpern der beiden Reichshälften vorbehalten bleibt. 
Jedenfalls follen die internationalen Verträge der 
Legislatur jedes der beiden Staaten durch jein 
Minijterium mitgeteilt werden. 

b) Das Kriegsweſen mit Snbeqriff der Kriegs- 
marine, wobei jedod) bloß das Heer (die Linie mit 
ihrer Erſatzreſerve und die Reſerve und die Kriegs— 
marine als gemeinjames Inſtitut aujgujajjen find, 
wibrend die Landiwebhren beider Staaten mit ihren 
Exjaprejerven und der beiderjeitiqe Qandjturm jon- 
derjtaatl. Angelegenheiten find. Auch befteht keine 
Gemeinſamkeit in Betreff der Refrutenbewwilligung, 
der Gejepgebung fiber die Art u. Weiſe der Ere 
rape der Wehrpflicht, der Verfiigungen bhinjicht- 
id) der Einquartierung u. Verpflequng des Heeres, 
jerner der Regelung der bürgerl. Verhältniſſe und 
der ſich nicht auf den Militärdienſt beziehenden 
Rechte u. Verpflichtungen der Mitglieder des Heeres. 
Die jährl. Ligne des im Pebrgeiege feſtge⸗ 
ſtellten jährl. Refrutentontingentes erjolgt im Wege 
der beiderſeitigen ſonderſtaatl. Geſeßgebung; die 
Art u. Weiſe der Erfüllung der Wehrpflicht fällt 
in den Bereich der „Feſtſtellung des Wehrſyſtemes“, 
gehört jomit gu den unten gu beſprechenden quaſi“ 
malar re Ungelegenheiten; die Verpflequng u. 

inquartierung Heeres wird im allg. durch 
beiderfeitige Staatsgejege, im beſonderen durch V. 
und (in Oſterr.) durch Landesgeſetze geregelt. 

c) Das Finanzweſen rückſichtlich der gemein— 
ſchaftlich zu beſtreitenden Ausgaben, insbeſ. die 
Feſtſetzung des gemeinſamen Budgets und die Prii- 
jung der darauf bezügl. Rechnungen. Hier ijt gu bee 
metfen, daß Oiterr. u. Ungarn ſowohl gemeinjame 
Uftiva als auch qemeinjame Paſſiva bejipen, die 
jedod) als Witeigentum refp. als Mitverpflidjtun- 

en und nicht alS ReidSsfistus reip. Reid s- 
chulden gu fonjtruieren find, da es fein drittes 
Reid) alS felbjtiindiges drittes Rechtsſubjelt dieſer 


Rechte reſp. Verbindlichfeiten gibt. Bu den erjteren 
gebiren die Überreſte der geweſenen Sentralattiva 
wie aud die eigenen Einnahmen aus den gemein- 
jamen Cinridjtungen, gu den zweiten die im Ber- 
ſchwinden beqriffene gemeinjame ſchwebende Schuld 
in Staaténoten und die Schuld in Partialhypo— 
thefaraniweijungen wie auc) ein etwa aufzunehmen⸗ 
des gemeinjames Unlehen. Su der allg. fonjoli- 
dDierten Staatsſchuld trägt Ungarn mit einem grö— 
feren fixen QabreSbeitrage bei, ohne jedod) die 
Schuld jelbjt als gemeinjam anjuerfennen. 

ILL. Gefesbaebung u. Verwaltung der gemein- 
famen Ungelegenbeiten. Es fei vor allem voraus- 
geididt, dak die Geſetzgebung betrefjend die Form 
der Behandlung der gemeinjamen WUngelegenheiten 
jur Kompetenz der legislativen Faktoren beider 
Staaten, d. h. des Reichsrates und des ungar. 
Reichstages, gehört (§ 11, lit. o, Wefeg 21 XII 67, 
R. 141, und 88 23—25 G. W. XII: 67). Zweitens 
iit hervorgubeben, dak Ungarn fic) nur unter der 
Bedingung ju dem im J. 1867 fejtgejtellten Be— 
handlungsmodus der gemeinjamen Angelegenheiten 
verjtanden bat, „daß auch in den iibrigen Ländern 
u. Brovingen Sr. Majejtit die volle — * 
mäßigkeit faltiſch ins Leben trete, weil Ungarn nur 
mit den konſtitutionellen Vertretungen dieſer Län— 
der bezüglich welch immer gemeinſamer Verhältniſſe 
in Berührung treten kann“ (§ 25 G. A. XII: 67). 
Der Hiterr.<ungar. Ausgleich bildet alſo eine ver— 
faſſungsrechtl. Garantie der fonjtitutionellen Re— 
gierungsform in Ofterr. 

Was die Geſeßgebung in gemeinjamen Ange- 
legenbeiten und jpegiell die Feftitellung des gemein- 
jamen Budgets anbelangt, verweiſen wir auf unjeren 
Art. ,,Delegationen” wie aud) auf den Punft V. 
dieſes Art. 

Das gemeinſame Budget umſaßt die Verwal— 
tungsauslagen für gemeinſame Angelegenheiten u. 
Organe, wie auch ſowohl eigene als abgeleitete Ein— 
—— der gemeinſamen Verwaltung. Die Ver— 
waltung der gemeinſamen Angelegenheiten iſt, ab— 
geſehen von den Prärogativen der Krone, einem 
bejonderen gemeinjamen verantwort!., Minijterium 
anvettraut, welchem jedod) nicht gejtattet ijt, nebjt 
ben gemeinjamen MUngelegenbeiten aud die beſon— 
deren Regierungsgeſchäfte eines der beiden Reichs— 
teile zu führen, noch auj diefelben Einfluß gu iiben. 
Dicie Klaujel ijt dahin gu verjtehen, das fein ge- 
meinjamer Minifter gleichgeitiq Leiter eines öſterr. 
oder ungar. Reſſorts jein fann und vice versa; es 
fann u. muß aber der gemeinjame Minijter des 
Außern alS Bermittler dienen, wenn Hjterr. oder 
Ungarn oder beide Staaten zugleich cinen Bertrag 
mit dem Wuslande in Betreff einer der oben be— 
jprodenen uneigentlidjen auswärtigen Ange— 
legenbeiten ſchließen wollen. Es fann 3. B. fein 
öſterr. ober ungar. Juſtizminiſter direft mit dem 
Auslande einen Wuslieferungsvertrag ſchließen, da 
ex überh. direft mit dem Auslande in feinen Rechts— 
verfehr treten fann; vielmehr muß ev ſich biebei 
der —— des —— Miniſters be⸗ 
dienen, welcher dieſen Vertrag fiir einen oder beide 
Staaten der Erledigung zuführt. Das gemeinſame 
Miniſterium beſteht aus dem Miniſter der aus— 
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wirtigen Angelegenheiten (des Wupern} und de8| 1905 erlojdjen ijt, eine diesbezügliche geſetzl. Eini⸗ 


taij. und königl. Hauſes, aus dem Kriegsminiſter 
und dem gemeinſamen Finanzminiſter. Den beider- 
jeitigen Cingeljtaat8regierungen ijt eine Einfluß— 
nahme auf die gemeinjamen Angelegenheiten injo- 
fern gejichert, als die hinſichtlich der internationalen 
Bertrage etwa notwendigen Verfügungen, wie auch 
die diplomatifde u. fommergielle Bertretung beider 
Staaten im Cinverjtindnijje mit den Miniſterien 
beider Teile und unter deren Zuſtimmung durch 
den Minijter des Äußern erlajjen reip. geleitet 
werden follen. Der gemeinjame Finangminijter 
leitet neben jeinem Reſſort aud) nod) die Berwal- 
tung Bosniens und der Hergeqowina. Die Leitung, 
Führung und innere Organijation dev Wrmee ftebt 
ausſchließlich dem phate se Monarchen in jeiner 
Eigenſchaft als oberjtem Kriegsherrn gu, weshalb 
feine diesbezügl. Anordnungen der minifteriellen 
— nicht bedürſen. Auch gehört zum 
faij. und königl. oberſten Militärbefehl das unbe— 
ſchränkte Dislofationsredht der Armee. Die Kon— 
trofle der gemeinjamen Finanzgebarung wird mit- 
telS eines gemeinjamen Oberjten Rechnungshofes 
(A. €. OTV 68) ausgeiibt. Die gemeinjame ſchwe— 
bende, unter die ſolidariſche Garantie beider Staaten 
—— Schuld ſteht in Verwaltung des gemein— 
amen Finanzminiſters (Geſetz 10 VI 68, R. 53); 
die betreffenden StaatSnoten werden aber ſchon 
cinberujen u. eingezogen; e& erijtiert aud) feine 
gemeinjame Staatsidjuldenfontrollfommiijion, viel- 
mehr wird die Kontrolle der gemeinjamen Schuld 
durch die öſterr. Staatsiduldenfontrollfommijjion 
und durd) die ungar. Kommiſſion sur Sontrolle der 
ſchwebenden Sahuld (G. A. XLVI: 68) ausgeiibt. 

IV. Roften der qemeinfamen Angelegenbeiten. 
Staatsgrundgeſetzlich find Ddiejelben von beiden 
Reichshälften nad) einem Verhiltnijie zu tragen, 
weldjes durch ein vom Kaiſer gu fanftionierendes 
Ubereinfommen des Reichsrates und des unqar. 
Reichstages von Heit gu Pash fejtgefent werden wird; 
jollte zwiſchen beiden Bertretungen fein Überein— 
fommen erzielt werden, dann bejtimmt der Kaiſer 
dieſes Verhältnis, jedod) nur auf die Dauer eines 
Jahres. Der finangielle Ausgleich mit Ungarn hat 
jedod) eine cigene Cinnahmequelle fiir qemeinjame 
Angelegenbeiten geſchaffen, nämlich da Reinerträg⸗ 
nis des Zollgeſälles, jo dak erſt die aus dieſer Ein— 
nahmequelle nicht gedeckten ange Auslagen 
mittels Beitragsleiſtungen der beiden Staaten be— 
ſtritten werden müſſen. Dieſes Beitragsverhältnis 
iſt heute ſo normiert, daß von der ganzen erforderl. 
Beitragsquote vor allem der ungar. Staat 2% gu 
bejtreiten bat (vide Geſetz 8 VI71, R. 49); der Reft 
wird im Verhältniſſe 664%/,, (Ojterr.) gu 3344/,, 
(Ungarn) repartiert. Die Aufbringung diefer auf 
jeden Staat entjallenden Leijtungen (Quoten) ijt 
ausſchließlich Sache jedes Staates und werden die 
betreffenden Quoten wie aud) das Reinertriignis 
des Zollgefälles in jedem Staate gum gemeinſamen 
F. We. abgejiibrt. Das Quotenverhiltnis wird ge: 
wöhnlich von zehn au zehn Jahren normiert, gegen 
wirtig gilt eS in obiger Art nur via facti, da die 
verbindl. Kraft der legten kaiſ. Entſchließung, welche 
von Jahr au Jahr erneuert wurde, am 30 VI 


gung zwiſchen Oſterr. u. Ungarn aber ſeit dem J. 
1887 nicht mehr zuſtande gelommen iſt. In dem— 
ſelben Verhältniſſe werden die Verwaltungskoſten 
der gemeinſamen ſchwebenden Schuld von beiden 
Staaten beſtritten, in demſelben Verhältniſſe wird 
auch die Einlöſung dieſer Schuld, d. h. der Staats— 
noten ſaber nur bis gum Betrage von 312,000.000 fl.), 
von den beiden Staaten getragen; in demfelben 
Verhaltniffe follen bie RKontingente der Gilber-, 
Nidel= u. Brongemiingen (Scheidemiingen) auf die 
beiden Staaten aujgeteilt werden (Gefes 2 VIII 92, 
R. 127, G. W. XVII: 92). Qn dem jeweiligen 
Quotenverhältniſſe endlich wiiren aud) die Zinſen 
u. RKapitalriidjahlungen eines eventuellen gemein- 
jamen Anlehens gu tragen (Geſetz 24 XII 67, R. 3 
ex 1868, G. YW. XV: 67). 

V. Ouafi qemeinjame Angelegenbeiten. Die 
jog. ,,einigermagen” oder „quaſi gemeinjamen An— 
qelegenheiten werden gwar nicht gemeinjam ver— 
waltet, jedod) nad) — von Beit u Beit gu 
vereinbarenden Grundſätzen behandelt. Es gehiren 
hieher a) die fommergiellen Ungelegenbeiten, [bes 
jiell die Zollgeieggebung; b) die Geſetzgebung iiber 
Die mit Der mbdujtriellen Produftion in enger Ver— 
bindung ftehenden indireften Wbgaben; c) die 8 
ſtellung des Münzweſens und des Geldfußes 
d) Verfügungen bezüglich jener Eiſenbahnlinien, 
welche das Intereſſe beider Reichshälften berühren; 
e) die Feſtſtellung des Webhrjyjtemes. Die Behand— 
{ung Dderjelben nad) gleichen Grundſätzen findet 
ihren WUusdrud darin, daß die betreffenden Ver— 
waltungSgebiete nur durch materiell iibereinjtim= 
mende Geſetze in beiden Staaten normiert werden, 
was beſonders bei der Feftitellung des Wehrſyſtemes 
mit Rückſicht auj die Gemeinjamfeit der Armee 
unentbehrlic) ijt. Sowohl die diesbezügl. Geſetz— 
gebung als aud) die Berwaltung diejer Angelegen⸗ 
heiten ſind Sonderangelegenheit jedes der beiden 
Staaten. Die betreffende Geſetzgebung wird unter 
— des Reichsrates (§ 11, lit. b, c, d, 
Geſetz 21 X11 67, R. 141) und des ungar. Reichs— 
tages ausgeiibt. Auf dem Gebiete der Zolleinrich— 
tungen, der indireften Ubgaben und des Münz— 
wejens beſchließen beide Staaten materiel ibentiide 
Geſetze auch fiir das in das djterr.-ungar. Boll- 
qebiet einbezogene Bosnien und die Herzegowina. 
Außerdem ijt den beiden Staaten das Recht vor- 
behalten worden, auf demfelben Wege iiber blei- 
bende Qnvejtitionen in Bosnien und der Herze— 
gowina und fiber die dazu erforderl. Mittel au be- 
ſchließen, wodurch ein Teil der gemeinjamen An— 
gelegenbeit der Verwaltung der offupierten Lander 
in die unmittelbare Wirfungsiphiire der beiden 
Staaten rückverwieſen worden ijt (Geſetz 22 II 80, 
R. 18, G. W. VI: 80). 

Endlich fann nur im Wege iibereinftimmender 
Geſetzgebung beider Staaten beſchloſſen werden, dak 
ein gemeinjames UWnlehen fiir gemeinjame Wnge- 
leqenbeiten aujgenommen werden ſoll und dak eine 
Vermehrung der gemeinfamen ſchwebenden Sdjuld 
zu erfolgen bat. 

Aus der Quotenfeſtſtellung für gemeinſame 
Angelegenheiten, aus dem zur erſprießlicheren Ver— 
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waltung der quafi gemeinjamen Yngelegenheiten 
jreiwillig cingefiihrten Inſtitut des Bolle u. Hane 
delSbiindnijjes (j. unſeren diesbezügl. Wufiap) und 
aus der Ungelegenheit der mit dem Münzweſen u. 
Geldfuße enge verfniipjten Ofterr.-ungar. Bank be- 
fteht der jog. finangielle ijterr.-ungar. Ausgleich, 
welder jede 10 Jahre erneuert wird und gegen: 
wiirtiq nod) bis Ende Dezember 1907 dauert (vide 
faij. &. 21 1X 99, R. 176). Es verſieht fic) aber 
von felbjt, daß Die ungar. und öſterr. materiell iden— 
tijden Geſetze über eingelne quaji gemeinjame An— 
elegenheiten in ihrer GeltungSdauer an dieſe Bri- 
Hujpiritt nicht gebunden find, fondern dak 3. B. 
das Branntiweiniteuergejes, das Wehrgeſetz u. dal. 
ohne Rückſicht anf den Endtermin des finangiellen 
Ausgleiches fo lange danern, bis jie nicht im Gee 
jepesiwege abgeiindert oder aujgehoben werden bezw. 
bid nicht der fiir ihr Erlöſchen in ihnen jelbjt feft- 
gefeste Tag einbricht. 
Schließlich fei noch bemerft, dak die Auffajiung 
der gemeinjamen Ungelegenbeiten aufs innigite mit 
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I. Geſchichtliches. — II. Bwedbeitimmung u. Dienſt⸗ 
obliegenheiten. — 111, Hufere Oraanifation. — IV. Ber- 


baltnis gum Geere. — V. Berhältnis » den ————— 
— VI. Sere Cinridjtunaen. — VIL Die G, in Ungarn 
und in BoSnien famt der Herzegowinga. 


L. Geſchichtliches. Gendarmes (gens armata) 
hieß in Frankreich anfänglich die Maſſe des be— 
waffneten Bolfes, ſpäter eine aus Edelleuten be— 
ſtehende Elitetruppe. Während der großen Revo— 
lution wurde dieſes Korps aufgehoben und mit 
„Gendarmerie“ cin Korps bezeichnet, welches an 
Stelle der ehemaligen Maröchauſſée die Sicherheit 
der Straßen zu bewachen hatte. Ein ſolches Korps 
beſtand auch in der Lombardei aus der Zeit des 
früheren (napoleonifden) Königreiches Italien ber 
und wurde nach dem J. 1814 beibehalten. Es war 
im Frieden zur Aufrechthaltung der öffentl. Ord— 
nung u. Sicherheit in der Lombardei und in Süd— 
tirol, im Kriege aber zur Handhabung der Armee— 
polizei beſtimmt. Am J. 1849 und in den folgen— 


der Auffaſſung der rechtl. Natur der öſterrzungar. den Jahren wurde in der Monarchie eine größere 
Monardie verknüpft ijt und demgujolge, je nad) | Anzahl von G.-Regimentern errictet, weldje im 
dem wiſſenſchaftl. Ctandpuntte in defer Hauptirage, | Mobilijierungsjalle qleichfalls mobile Feldabteilun- 


entiprecjenden Modifikationen untertiegt. 
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en aufzuſtellen batten. Nac dem Ausgleiche des 
¥ 1867 wurde die G. in den öſterr. Ländern dem 
diesſeitigen L. M. unterjtellt, im eigentl. Ungarn 
aber wurden die G.-Regimenter aufgelöſt und nur 
in Siebenb. und in Rroatien-Slavonien beibebalten. 
Einen Bejtandteil der G. bildete auch das den Ver— 
waltungsbebirden der Militärgrenze zugewieſene 
und erjt im J. 1881 aujgehobene SereZaner Korps. 
Jn den Heiden Reichshälften bat feither eine Re— 
organijierung der G. auf geſetzl. Wege ſtattgefun— 
den. Den Anfang hiezu machte Ofterr. mit dem 
Geſetze 26 I] 76, R. 19, an deſſen Stelle inzwiſchen 
das Geſetz 25 X11 94, R. 1 ex 1895, getreten ijt. 

IL. Zweckbeſtimmung u. Dienftobliegenbeiten. 
Nad) dem erwähnten Geſetze ijt die G. ein mili— 
täriſch orqanifierter, gur Mufeechthaltung der öffentl. 
Ruhe, Ordnung u. Sicherheit bejtimmter cinheitl. 
Wachkörper, der im Kriegsfalle ausnahmsweiſe auc 
mit bejonderen militäriſchen Aufgaben betraut wer- 
den fann. Sie bildet feinen Bejtandteil des Heered, 
jteht aber mit demfelben in einem gewiſſen rechtl. 
Ronnere. 

Mus der Vejtimmung der G. zur Wufrect- 
haltung der bffentl. Ruhe, Ordnung u. Sicherheit 
ergeben fic die Dienjtobliegenheiten derfelben. Su 
den gewöhnl. Dienjtobliegenheiten de8 Gendarmen, 
welche derſelbe obne befonderen Auftrag ju voll- 
fiihren hat, gehören: 

1. Verhinderung jtrafbarer Handlungen, Aus— 
mitthing u. Anzeige von Geſetzesverletzungen u. 
Ubeltiitern; Hausdurchiuchungen u. WUrretierungen 
‘fann der Gendarm nad Zuläſſigkeit der Geſetze 
vornehimen, Str. P. O. $$ 24, 88; 2. Verhinde- 
rung von Wufliufen u. Sufammenrottungen, wo— 
durch die öffentl. Rube u. Sicherheit bedroht werden 
finnte; 3. —— von Vorſchriften, welche 
zur Verhinderung von Unglücksfällen erlaſſen ſind; 
. UÜberwachung von unter Polizeiaufſicht geſtellten 
Perſonen; 5. Hilſeleiſtung u. Unterſtützung bei Ele- 
mentarereignijjen und anderen Ungluͤcksſällen. 








Wendarmerie. 


Auf lofalpoligeil. Angelegenheiten hat der Gen- 
darm in der Regel nur cinen iiberwadjenden, die 
Gemeinde unteritiipenden Einfluß gu nehmen. 

Im Falle des Einſchreitens gegen eine Perſon 
hat ſich der Gendarm der Formel: „Im Namen 
des Geſetzes“ in der Landesſprache zu bedienen. 
Der Gendarm ſoll nur einſchreiten, wenn er voll— 


ſtändig adjuftiert iſt, bei Gejahr im Verzuge fann | 


er jedod) cinjdjreiten, wenn er aud) nur mit dem 
Seitengewehre verjehen ijt. Das Recht des admi- 
nijtrativen Wajfengebraudjes jreht dem Gendarmen 
auper dem Falle der Notwehr zur Whwendung 
cines gegen feine Berjon gerichteten oder eines das 
“eben anderer Perfonen geſährdenden Angriffes zu: 
1. zur Begwingung eines auj die Vereitlung ſei— 
ner Dienjtobliegenheiten gerichteten Widerjtandes ; 
2. zur Vereitlung von Fluchtverfuchen geſährl. Ver— 
brecher, wenn fein anderes Wittel zur Anhaltung 
vorhanden ijt. Dagegen hat der Gendarm wegen 
bloßer Beleidiqungen, wenn ſich diefelben nicht gu 
jeine Berjon bedrobenden Exzeſſen jteigern, im 
Unterichiede gu den militäriſchen Wachen nicht das 
Recht der Waffenanwendung, jondern nur das Recht 
der Anzeige, nach Umſtänden aud) das Recht der 
Verjolqung oder Verhaftung (i. den rt. „Waffen— 
gebrauch“). 

Die Grenze des Staates in Ausübung ſeiner 
Dienſtobliegenheiten zu überſchreiten, iſt dem Gen— 
darmen im allg. verboten. Ausnahmen ſind nur 
auf Grund beſonderer Abmachungen mit den be— 
trefienden Staaten zuläſſig. Solche Abmachungen 
beſtehen insbeſ. mit Ungarn und verſchiedenen 
Staaten des Deutſchen Reiches zum Zwecke der 
Verfolgung von Verbrechern, der unterſtützenden 
Mitwirkung bei Elementarereigniſſen uſw. 

III. * Organiſation. Die G. unterſteht 
hinſichtlich des öffentl. Sicherheitsdienſtes den Be— 
zirls- u. Landesbehörden, bezüglich der militäri— 
iden, ölonomiſchen u. adminiſtrativen Angelegen— 
heiten ihren militäriſchen Vorgeſetzten, in beiden 
Richtungen aber in letzter Inſtanz dem k. k. Mi— 
nijter fiir Landesverteidigung. 

Hilfsorgan dieſes Dtinijteriums ijt der Gene 
dDarmericinfpeftor, welcher den militarifchen 
Befehl iiber dad G.-Rorps fiihrt und fiir die Auf— 
rechthaltung der Zucht u. Ordnung verantwortlic 
ijt. Dem G.-Anfoeltor jtehen die qerichtsherrl. Rechte 
(Straj- u. — seg und das Disgipli- 
narſtrafrecht eines Truppenfommandanten (d. h. 
das Dissiplinarjtrajredht im höchſten Ausmaße) 
su. Am Sige einer jeden polit. Landesbehörde ijt 
einQandesgendarmeriecfommando aujgeftellt. 
Der Landesgendarmericfommandant ijt der Be- 
ſehlshaber der im Bereiche der polit. Landesbe- 
hörde aufacitellten G. und hat deren ökonomiſche 
u. adminijtrative Angelegenbeiten zu leiten. Jom 
fteht Das Dissiplinaritrayrecht eines Truppenkom— 
mandanten und im itbertragenen Wirfungsfreije 
aud) das Straf- u. Begnadigungsrecht iiber die 
Mannſchaft gu. Jn allen den Sicherheitsdienjt be- 
trefienden Yngelegenbeiten ijt ex an den Landes— 
chef gewieſen. Am Sige einer jeden Bezirlshaupt⸗ 
mannſchaft befindet jid) cin Bezirksgendarme— 
riefommando, dejjen Führung einem Wad)t- 
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meiſter anvertraut ijt. Er befebliqt den im Orte 
befindlichen und beaujjichtigt die im Bezirke befindl. 
Poſten. WMebrere Begirfsfommanden find einem 
Abteilungskommando unterjtellt, welches von 
einem Offizier bejebligt wird. Demfelben ſteht das 
Dissiplinarjtrajredt eines Unterabteilungsfomman- 
danten zu. 

LV. Berhältnis gum Heere. Der rechtl. Kon— 
nex der G. mit dem Heere zeigt fich in folgenden 
‘Bunften: 

1. Den Offizieren und der Mannfdajt wird 
die in der G. zugebrachte Dienftzeit in die regel— 
mäßige Dienjtzeit beim Heere und bei der Land— 
webr eingerechnet und diefelben find während der 
G.Dienſtleiſtung von jeder Dienjtleijtung tm Heere 
und in der Landwehr befreit. Bu diejer Dienſtzeit 
zählt auch die proviſoriſche Dienjtgeit, die 1 Jahr 
zu dauern bat; 

2. regelmäßig ſoll eine Aufnahme in die G. 
nur nach Vollendung der Präſenzdienſtpflicht beim 
Heere oder bei der Landwehr ſtattfinden. Land— 
| jharmpjlichti ¢ finnen nad Mafgabe und für die 
| Seit Des Bedarjes aud) zur G. eingeteilt werden; 

3. im Mobilijfierungsjalle wird aus den An— 
gehörigen der G. ein gur Armee im Felde zählen— 
des Korps von Feldgendarmen gebildet und die 
ae des GKorps wets einer beſon⸗ 





ders normicrten Landfturmpjlicht (}. die Art. „Heer⸗ 
weſen“ u. „Landſturm“). 

V. Berhältnis zu den Zivilbehörden. Die 
polit. Bezirksbehörde iſt die Dienſtbehörde 
fiir die in ihrem Bezirke aufgeſtellten &.-Pojten. 
Der Wendarm hat die den Sicherheitsdienjt betref⸗ 
jenden Anzeigen an die genannte Behörde gu lei— 
ten. Der Verkehr iſt in der Regel ein mündlicher. 
Die Dienſtbehörde hat jedoch weder ein Beloh— 
nungs- nod cin Strafrecht, wie anderſeits der 
Mendarm Beſchwerden gegen cine Zivilbehirde nur 
bei feinen militäriſchen Vorgeſetzten vorzubringen 
hat. Die Gerichte u. Staatsanwaltſchaften 
ſind berechtigt, die Dienſtleiſtung des Gendarmen 
direft in Anſpruch gu nehmen. An die genannten 
Behirden haben die Gendarmen alle jtrafbaren 
Handlungen von Hivilperfonen anzuzeigen. Wndere 
Sivil- und die Militärbehörden haben ihre Requi- 
jitionen an die Dienſtbehörde gu ricten. 

VI. Innere Cinridtungen. Die Ergänzung 
der G.Mannſchaft gefchieht durd) Mufnahme aus- 
qedienter Unteroffiziere, durch Eintritt von Frei— 
willigen, welche der Stellungs- Dienſt-⸗ Pflicht Ge⸗ 
nüge geleiſtet haben oder welche der nichtaktiven 
Landwehr oder Reſerve angehören. Der in die G. 
Eintretende muß Staatsbürger in den im Reichs— 
rate vertretenen Königreichen u. Ländern ſein; er 
hat ſich zu einer vierjährigen Dienſtzeit zu ver— 
pflichten und den G.Eid abzulegen. Der Stand 
det Offiziere ergänzt ſich durch Befdrderung im 
Korps oder durch Einteilung von Offizieren des 
Heeres oder der Landwehr. 

Offiziere u. Mannſchaft bedürfen der Heirats— 
bewilligung, welche durch die militäriſchen Vor— 
geſetzten u. Dienſtbehörden bezw., ſofern es ſich um 
höhere Offiziere Oberſte) handelt, durch den Kaiſer 
erteilt wird. Der Erlag einer Heiratskaution 
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wart nad) dem Gefepe 2611 76 nicht notwendig. 
Da das geltende Gefep 25 XII 94 dieje Beſtimmung 
nicht mehr enthalt, ijt die Einführung von Heirats- 
fautionen im Werordnungsiwege zuläſſig und es 
find durd) Erl. L. M., 8. 2921, priis. III. ex 
1895, die (dbamals) fiir die f. f. Landwehr gelten- 
den Kautionsvorſchriften auch fiir die G. in Kraft 
gejept worden. 

Die VBelleidung der G.-Mannichajt ijt nach 
dem Maſſaſyſtem geregelt. Diejelbe beſitzt Anſpruch 
auf Bequartierung, wihrend bezüglich der im 
Gagebezuge ftehenden G.-Perfonen diefelben Be— 
jtimmungen wie fiir das Heer gelten. Die Kojten 
der Bequartierung haben die Landesfonds zu tra- 

en, dod) leiſtet der Staatsſchatz einen Beitrag zur 
rleichterung dieſer Laft. 

Die G. ift den militäriſchen Strafge- 
jepen (mit Einſchluß der Normen über dee mili- 
täriſchen Delifte) unterworfen, jedoch finden auf die— 
jelbe jene Vejtimmungen feine Anwendung, welche 
eine Schmiilerung der Rechts- u. Handlungsfiihig- 
feit oder cine Verlängerung der Dienſtzeit (wegen 
Defertion) gum Gegenjtande haben. Der im Dienjte 
befindl. Gendarm ift als Wade anjujehen und 
tann fich wie jeder andere Soldat, der auf Warde 
ijt, eines BVerbrechens oder Vergehens der Pjlicht- 
verlepung im Wachdienſte ſchuldig machen (§ 230 
M. Str. G.). Delifte, welche gegen den dienjttuen- 
den Giendarm beqangen werden, find als Delifte 
gegen eine Militaͤrwache anzuſehen. Die Gerichts- 

arfeit wird durch die Gerichte der ka k. Landwehr 

bezw. der Landesfchiipen verjehen. Sind diefe Wee 
tidjte gu weit entiernt oder treten befondere Um— 
ſtände cin, ſo ſind ausnahmsweiſe auch die näch— 
ſten Garniſonsgerichte des Heeres zur Unterſuchung 
u. Aburteilung berufen. Dieſe Gerichte haben dann 
als Landwehr-⸗ (Landesſchützen⸗) Gerichte zu fun— 
gieren und als Beiſitzer ſind nur im Verbande der 
G., der Landwehr oder Landesſchützen ſtehende Per— 
ſonen beizuziehen. Die gegen .-Perfonen verbhiing- 
ten Freiheitsſtrafen jind in den Militärſtrafanſtal— 
ten gu vollitreden. 

Auf die G. haben die Disziplinarſtraf— 
voridriften des f. und £. Heeres Anwendung, 
jedod) findet eine außergerichtl. Deqradierung auj 
Wrund de3 Warnungsfonftitutes nicht ftatt. Eine 
ſtrafweiſe Entfernung tritt nur ein wegen Verur- 
teilung ob eines Verbrechens oder Vergehens, wel- 
ches bei Unterojfizieren die Deqradierung zur Folge 
hat, namentlich alfo wegen eines Bergehens aus 
Wewinnjucht. 

Die Ojfigiere der G. unterliegen aud) dem 
ehrenrätl. Berfahren, wwelches nach den fiir 
bie Landwehr geltenden Normen gu handhaben ijt. 

Die G.Perſonen unterjtehen im Frieden wie 
im Rriege der Zivilfeelforgeu. Sivilmatrifel- 
— tel Hur BVeriehung diefer Funttionen ijt 
die Hivilgeijtlichfeit berujen. Dagegen unterjtebt 
die f. und k. Feldgendarmerie im Rriegsfalle der 
militärgeiſtl. Jurisdiktion. 


Gendarmerie. 


G. Dienſtverpflichtung und bei ohne eigenes Ver— 
ſchulden eingetretener vollſtändiger Erwerbsunfä— 
higkeit oder Dienſtuntauglichkeit durch körperl. Be— 
— im Dienſte auch ſchon vorher die für 
penſionsſaͤhige Zivilſtaatsdiener beſtehenden Vor— 
ſchriften Anwendung mit der Maßgabe, daß jedes 
im G.Dienſte zugebrachte volle Jahr bei der Pen— 
ſionierung als eine Dienſtzeit von 16 Monaten 
berechnet wird und daß die Penſion nach Analogie 
des — ag tony von Jahr au Jahr 
iteigt. Die Bemejjung der Penſion erfolgt nach 
der Gage (Lihnung) und der W.<Bulage. Auch 
fiir bie Verſorgung der Witwen u. Waijen gelten 
die fiir den Zivilſtaatsdienſt beftehenden Vor— 
ſchriften. 

VII. Die G. in Ungarn und in Bosnien ſamt 
der —— Im eigentl. Ungarn entſchloß 
ſich die Regierung erſt zur Neuorganifierung der 
G., als ſich die Mängel der autonomen Ronutats- 
polizei zu Ende der Ciebpigeriabre des verflojjenen 
Jahrhunderts empfindlic) bemerfbar machien. Der 
au diejem Swede dem Reidstage vorgelegte Geſetz⸗ 
entwurf über die Organiſation des Sicherheits— 
dienſtes trat als G. A. III im J. 1881 in Kraft. 
Seine Vervollſtändigung erhielt dieſes Geſetz durch 
den G. A. IL ex 1881, welcher die Ergänzung des 
Mannſchaftsſtandes der G. regelt. Danach unter- 
iteht die ungar. G. in Berfonal- u. Disziplinar— 
ſachen dem L. M., in adminijtrativen und polizeil. 
Ungeleqenheiten aber dem M. J. Aim iibrigen ijt 
die Verfaſſung des G.-Korps im allg. nad) dem 
Mufter der friiheren ſiebenb. G. durd) eine „Or— 
ganiſche Inſtruktion“ normiert. 

Das bos niſch-herzegowiniſche Gendar— 
meriekorps wurde zuerſt im J. 1879 errichtet 
und im J. 1884 reorganiſiert. Es iſt in militäri— 
ſchen Angelegenheiten an das Korpskommando in 
Sarajevo und durch dieſes an das K. M. gewie— 
jen; in Gachen de8 öffentl. Wachdienſtes unterjtebt 
es den polit. Behirden, in Hfonomifd-adminiftra- 
tiven Angelegenheiten aber zugleich den militdrijden 
Vorgefepten und in höherer Inſtanz in beiden Be— 
ziehungen dem Chef der Landesregierung bezw. dem 
Ziviladlatus. Die in den Stand des Korps über— 
ſetzten Offiziere wurden bisher bei den Standes— 
körpern des Heeres und der Landwehren als über— 
komplett geführt, verblieben alſo bis auf weiteres 
in dieſem Verbande. Die Handhabung der Strat 
gerichtsbarfeit geſchieht durch dic Gerichte des Heeres. 

ie innere Verfaſſung de8 Korps ijt durch ein be— 
fonderes ,,Statut” geregelt und die Rojten des- 
jelben belajten das Landesbudget. 
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Bezüglich der Verſorgung der Offziere 
gelten die für das Heer bezw. die Landwehr vor | 
geſchriebenen Normen. Auf die dienjtuntauglic 
gewordene G.Mannſchaft finden nad) Ablauf ders 


Genfer Ronvention. 


Genfer Konvention. 


1, Abſchluß u. Inhalt der G. K. — UW. Rufavartiter 
bom J. 1868. Ausdehnung der G. K. auf den Seekrien durch 
die (III.) Gaager Ronvention vom J. 1899. Mevifion der 
G. K. — IT. Das HilfSvereinSwefen im Dienfte der G. K. 


I. Abſchluß u. Anhalt der G. K. Die ver- 
heerenden Wirfungen der Feuerwaffen des 19. Jahrh. 
und da8 ſchreckl. Los der Verwundetenmaſſen auf 
ben Schlachtfeldern bei Unguliinglidfeit des mili- 
täriſchen Canititsdienjtes base nad dem Krim— 
friege, beſonders aber nach der Schladjt bei Sol— 
ferino (40.000 Tote u. Verwundete, 40.000 rante), 
in der öffentl. Meinung eine auf Humaniſierung 
des Krieges in diefer Richtung abgiclende Bewegung 
hervorgerujen, weldje namentlic) durch die beriihmt 
qewordene Schrift des Schweizers H. Dunant, 
.Un Souvenir de Solferino” (1862), wie dure) 
die Bejtrebungen der Genjer Société d'utilité 
gs bal und ihres verdienjtvollen Präſidenten 

. Moynier —— gefördert wurde. Eine von 
det genannten Geſellſchaft in Genf (23 X 63) ver- 
anjtaltete halbamtl. Berjammiung von Bertretern 
und einflubreichen Perjinlicdfeiten aus faſt allen 
europdijden Staaten formulierte nad) eingehender 
Beratung die Vorſchläge Dunants betretfend die 
in allen Landern durchzuführende Organifation der 

rivathilfstitiafeit unter dem Seiden des roten 

reuzes und beſchloß augerdem mehrere an alle 
Regicrungen ju richtende Wünſche fiber die Not— 
wendigfeit der völkerrechtl. Neutralijierung der Sani- 
titganjtalten im Felde, ihres Perjonales wie aud 
der Verwundeten jelbjt. Der Erfolg der Verſamm— 
lung und weitere Unregungen ihrer Urheber haben 
die ſchweizeriſche Bundesregierung veranlaft, cine 
diplomatijdhe internationale Ronjereng zur Rege— 
lung der lepteren Frage einguberujen. Die Kon— 
ſerenz (bejdhidt von 16 Staaten) tagte in Genf 
18— 22 VIII 64. Ihr Ergebnis ijt die aus 10 Art. 
bejtebende G. &. 22 VIII 64 (Convention pour 
l'amélioration du sort des militaires blessés 
dans les armées en campagne), welche zunächſt 

war nur von 8 Staaten (Schweiz, Frankreich, 

aden, Belgien, Dänemark, Stalten, Spanien, 
Holland) untergeidmet, ſpäter jedoch) beitrittsweiſe 
von ſämtlichen jivilijierten Staaten der Welt (der— 
malen 33) angenommen wurde. Der Beitritt Ojterr.< 
Ungarns erjolgte am Tage des Nifolsburger Prii- 
liminarjriedens 21 VII 66 (Minijterialerflirung 
21 VII 66, R. 97). Andirett find an die G. K. nun— 
mehr aud) jene Staaten gebunden, welche die (IT.) 
— Lamdkriegsrechtlonvention 1899 (worin im 

rt. 21 die G. K. ausdriidlic) bezogen wird) unter- 
zeichnet haben (Mexifo, China, Siam). So iſt die 
G. K. gu einem völkerrechtl. Weltvertrage qeworden, 
welcher fortan als Ausdruck des Humanitäts- u. 
Rechtsbewußtſeins der geſamten ziviliſierten Staa— 
tengemeinſchaft und als Vorbild für die Poſitivie— 
rung ſowie partielle Kodifikation des allg. Völker— 
rechtes gelten fann. 

Gemäß der Konvention find die Militärſpitäler 
u. Ambulanzen von den Kriegführenden als „neu— 
tral’ (neutresꝰ, juriſtiſch ungenauer Ausdruck 
— unverletzlich gu behandeln, ſolange ſich Kranke 
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u. Verwundete darin befinden (Art. 1). Dieſelbe 
Unverletzlichleit genießt (2) das geſamte, den Dienſt 
bei ſolchen Sanitätsanſtalten tatſächlich verrichtende 
Perſonal (Arzte, Feldgeiſtliche, Apotheker, Beamte, 
Krankenwärter, Bleijiertentriiger uſw.). Auch nach 
feindl. Beſetzung ſind dieſe Perſonen berechtigt ſnicht 
verpflicjtet), ihrem Dienſte weiter zu obliegen oder 
ſich gu ihren Truppenkörpern zurückzuziehen (3). 
Dem Beuterechte des Gegners unterliegt (mit Aus— 
nahme des Privateigentumes des Perſonales) ledig⸗ 
lich dag Sanitätsmäterial der Militärſpitäler, nicht 
auch jenes der Ambulanzen (4). Die Hilfe leijtenden 
Landesbewohner follen geſchont (seront respectés), 
frei gehalten und bei der Truppenbequartierung wie 
bei den Kontributionen beriicjichtigt, ihre Haufer 
jollen gejdiipt (sauvegarde) werden (5}. Sn den 
Feldſanitätsanſtalten ſind Kranke u. Berwundete 
beider Kriegführenden ohne Unterſchied der Natio— 
nalität aufzunehmen und zu pflegen; die nach ihrer 
Heilung Sienitunfabigen jollen unbedingt, die 
Dienſtfähigen finnen unter der Bedingung, wäh— 
rend des Krieges nicht mehr die Waffen gu ers 
qreifen, in ihre Heimat befirdert werden. Die 
Evakuationszüge und ihr Perſonal find unbedingt 
neutral (6), Als Neutralititszeicen fiir bie Sani- 
titganjtalten, Berbandplipe u. Cvafuationssiige 
dienen (neben der Nationalflagge) befondere Fah— 
nen, fiir das Perfonal bejondere von der Militär— 
behbrde verabjolgte Armbinden, welche das Genfer 
rote Kreuz im weißen Felde geigen (7). Die for— 
melle Sulajjung anderer, von nichtchriſtl. Staaten 
(julegt aud) in Haag 1899) beanſpruchter Seiden 
eines roten Halbmondes fiir die Tiirfei, roter 
Sonne fiir Perjien, roter Flamme fiir Siam) bleibt 
der bevorjtehenden Revijion der G. K. vorbehalten. 
Die Durchfiihrung der G. K. im Detail ijt Sache 
der Regierungen und ihrer Heeresleitungen (8, 
vgl. Dienjtreqlement fiir dag k. und f. Heer, 2. Teil, 
4. Aufl., 1896, $59). Der Beitritt ijt allen Staaten 
freigelaſſen worden (9). 

Il. Zuſatzartikel vom J. 1868. Ausdehnung 
der G. St. anf den Secfrieg durd die (IIL) Saager 
Konvention vom J. 1899. Reviſion der G. K. 
Die bald nach 1864 fowohl in der Kriegspraxis 
wie in der Theorie wahrgenommenen Mängel, 
Lücken u. Unflarbeiten der G. K. haben gu viel— 
jachen Reformvoridligen Anlak gegeben. Befon= 
ders fühlbar machte * die Beſchraͤnkung der G. 
®. auf den Landkrieg, während im Seekriege die 
Hiljeleijtung nach wie vor vilferrechtlich als Feind- 
jeligfeit oder Neutralititsverlesung galt. Deshalb 
trat über wiederholte Unregung des ſchweizeriſchen 
Bundesrates 1868 in Genf eine neuerliche diplo— 
matiſche Konferenz zuſammen, welche ſich an einem 
Projekte von (15) Sufapartifeln (Projet d’ar- 
ticles additionnels) aur G. St. einigte und in 
diefeS unter anderem aud) die Ausdehnung der- 
ſelben auf den Seefrieg (rt. G—14) aujnahm. 
Wenn aud) die Hatififation des Brojeftes (beſon— 
ders wegen der Einwände der Seemächte, Frank: 
reichs, Englands, Spaniens, Ruplands, gegen die 
rt. 9, 10) nicht gu erlangen war, war es dod 
in allen feitheriqen Kriegen von autoritativer u. 
praftijdjer Bedeutung. 
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Nach weiteren gründl. Vorarbeiten und unter 
giinitigeren Verhältniſſen hat (iiber ruſſiſchen An— 
traq) die Haager Friedenskonferenz 1899 
(j. d.) eine neuerl. Revijion der * el vom 
J. 1868 vorgenommen und durch die vereinbarte 
(III.) Konvention betreffend die Ausdeh— 
nung der Genfer Konvention auf den See— 
frieg 29 VIL 99 (Convention pour l’adaption 
& la guerre maritime des principes de la Con- 
vention de Genéve) eine bedeutiame pofitive Fort- 
bilbung der G. K. erzielt. 

Die Haager Konvention regelt (in 14 Wrt.) die 
Stellung der Hojpitalfchiffe (1 —6), ihres Perfonales 
(7) und dev Verwundeten, Kranken u. Schiffbriichi- 
gen (S—9). Militäriſche Hofpitalichiffe der Kriegs— 
parteien ſowie amtlich (durd) eine commission 
officielle) befcheinigte Privathoſpitalſchiffe aus den 
kriegführenden oder neutralen Staaten, welche ſämt— 
lich vor deren Verwendung dem Wegner, beg. beiden 
RKrieqsparteien, nambaft zu madjen und äußerlich 
(neben det nationalen Flagge) durd die Flagge 
der G. K. fowie durch einen weißen Anſtrich mit 
einem horizontalen bei Militärſchiffen) grünen oder 
(bet Prwatſchiffen) roten Streifen zu bezeichnen find, 
ſollen geachtet werden (seront respectés) und 
unterliegen nicht der Wegnahme (ne peuvent étre 
captures). Kriegsſchiffe dieſer Art haben aud) freien 
Sutritt in neutrale Hajen (Art. 1—3, 5). Die Hojpi- 
taljchifje find verpflicjtet, allen Kranken, Berwun- 
deten u. Schiffbriidigen ohne Unterſchied der Natio- 
nalitdt Hilje gu leijten, dürſen jedod) weder dic 
Bewegungen der Kriegsſchiffe behindern nod fon- 
jtige militdvijche Swede verjolgen. Die Kriegfüh— 
tenden haben das Recht ihrer Durchſuchung, Be- 
aufſichtigung bezw. der Beſtimmung ihres Stand- 
ortes oder ihrer Fahrtrichtung (4). Privatſchiffe 
(der Neutralen), welche, ohne Hoſpitalſchiffe zu fein, 
Kranke, Verwundete oder Schiſſbrüchige an Bord 
nehmen (jammeln oder trangportieren), dürfen aus 
diejem Grunde, folange fie die Neutralität nicht 
verlegen, nicht gefapert werden (6), während dic 
Handelsjchiffe der Kriegsparteien nad) wie vor der 
Wegnahme unterworjen find. Das geiitliche, arate 
liche u. Sanitits-Perjonal weggenommener Schiffe 
iit unverleplid) und fann nicht frieqSgefangen ge— 
nommen werden; es verrichtet feinen Dienjt, fo- 
lange es nötig ijt, bat Anſpruch auj den Fortbezug 
feiner Gebiihren und darf beim Verlaſſen des 
Shifies feine Anftrumente u. Privatgegenitinde 
mitnehmen (7); Rranfe u. Verwundete auf ſolchen 
Schiffen follen ohne Unterſchied der Nationalitiit 
aud) weiter geſchützt u. gepflegt werden (8). Kranke, 
Verwundete u. Schiffbriichige einer Kriegsbartei, 
die in die Hinde der anderen fallen, find Kriegs— 
gejangene; der Wegner fann fie nach feinem Er— 
mejien jejthalten oder in eigene bezw. in neutrale | 
oder auch in feindl. Häfen bejirdern laſſen, in letz— 
terem Falle unter der Bedingung, dah fie während 
deS Krieges nidjt mehr dienen diirjen (9). Der, 
Art. 10, wonach die neutralen Staaten berechtigt 
werden follten, in ihren Häfen Schiffe mit Ber- 
wundeten, Kranfen u. Schifibriichigen gegen Koſten— 
erſatz aufzunehmen u. fejtgubalten, ijt infolge des 
Einſpruches der Seemächte vorliufig weggefallen. | 





Wenjer NKonvention. 


Wie dic G. K. ſteht aud) diefe Ronvention allen 
Staaten offen. Beide gelten stricto jure nur fiir 
Rriege der Signatarmächte untereinander; ihre wenn 
aud) wünſchenswerte Anwendung fiir Rriege einer 
Siqnatarmadt mit einem dritten Staate (oder fiir 
Biirgerfriege) ijt dem Ermejjen der Kriegsparteien 
anheimgeſtellt. 

Dem fühlbaren Mangel entſprechender Sank— 
tionen für Verletzungen der G. K. (vgl. den Ent— 
wurf des Inſtitutes fiir das Völlerrecht, Seſſion 
Cambridge 1895) abzuhelfen, bleibt der Reviſion 
der G. K. vorbehalten. In dieſer Richtung ſind 
für die Reklamationen der kriegführenden Staaten 
volkerrechtl. Schiedsgerichte, fiir Verletzungen ſeitens 
einzelner Perſonen eine völlerrechtlich vereinbarte 
Verpflichtung der Signatarmächte zur Erlaſſung 
von grundſäßtzlich einheitlichen innerſtaatl. Normen 
in ihren Militär- (und Zivil⸗) Strafgejepen, Regle— 
ments, Inſtrultionen u. dgl. vorgeſchlagen worden. 
Dem Mißbrauche des Unverletzlichkeitszeichens des 
roten Kreuzes zu unlauteren Zwecken ſind mehrere 
Staaten durch beſondere Geſetze bereits entgegen— 
getreten (vgl. III. Abſchnitt unten). 

Wiewohl bereits auf der Haager Friedens— 
tonferenz 1899 aud) eine allg. Reviſion der 
Wenfer Ronvention (im Sinne de8 im Oyforder 
-Manuel” des Landfriegsrechtes des Völkerrechts— 
injtitutes enthaltenen Berbejjerungsprojeftes) an— 
geregt wurde, begnügte fich die (II.) Haager Land- 
kriegsrechtslonvention (wie feinerjeit der Brüſſeler 
Deflarationsentwurj 1874, Urt. 35) damit, auf die 
G. K. lediglich gu verweiſen (Art. 21). Die Kon— 
ferenz hat jedoch einſtimmig den Wunſch geäußert, 
daß ſich baldigſt mit der Revijion der G. K. cine be— 
fondere Ronferens befaſſe. Diefem Wunidje und der 
Tradition entiprediend beſchloß wiederholt (1903, 
1904) der ſchweizeriſche Bundesrat, welcher bereits 
1896 ein provlforifdjee Reotfionsprogramm (Enoned 
de quelques idées à examiner pour la revision 
de la C. de G.) entwerjen liek, die Signatarmächte 
ju einer Monjereng nach Benj cinguladen; diejelbe 
trat jedoch bisher (September 1905) —— 

ILL, Das Hilfsverciusweſen im Dienſte der 
G. &. Uber Unrequng der Genfer Konferenz 1863 
jind in allen Staaten zumeiſt unter der ‘Batronany 
u. Rontrofle der Regierungen bedeutende Organi- 
jationen entitanden, weldje das Zeichen und den 
Namen des roten Rreuges fiihren und den Awe 
haben, im Kriege durd) freiwillige Sanitätspflege 
die militäriſche Fürſorge jiir Verwundete u. Kranke 
zu ergänzen und zu unterſtützen. Das vermittelnde 
Zentralorgan dieſer zahlreichen „patriotiſchen Hilfs— 
vereine”, „Geſellſchaften vom Roten Kreuze“, ,socie- 
tés de secours aux militaires blessés”, .socié- 
tés de la Croix Rouge” u. dal. ijt dads (nidt 
pffizielle) internationale Romitee in Genf (Comité 
international de la Croix Rouge), welded ein 
Bulletin de la Société de la Croix Rouge ver= 
Offentlidt und zur Löſung der gemeinfamen An— 
gelegenbeiten internationale Kongreſſe veranftaltet 


(Baris 1867, Berlin 1869, Genf 1884, Rarlsrube 


1892, Wien 1897, Petersburg 1902). Seit 1866 


haben fic) diefe Geſellſchaften in allen Kriegen mit 


Erjolg bewährt. 


Wenfer Nonvention. 


Qn Oſterr. wirten in diejer Richtung aus frii- 
herer Seit der Deutſche Ritterorden (Feld- 
janitétsfolonnen u. Berwundetenipitiler), der ſou— 
periine Maltejer-Ritterorden Großpriorat von 
Böhmen und Citerr., freiwilliger Sanitätsdienſt 
auf Gijenbabnen) und ſchließlich die nad) 1866 in 
den eingelnen Kronländern gebildeten Landes- u. 
Frauenhilfsvereine vom Roten Kreuze (Friiher nach 
1864 die fog. patriotiſchen Hiljsvereine), welche ge— 
mag Beſchluß einer Delegiertenverjamumlung 1880 
auf Grund der vom M. J. bejtitigten Statuten 
(1880, dann mit Anderungen neuerlich 1890 u. 
1897, vgl. aud) die „Organiſation der freiwilligen 
Sanititspflege’ als Anhang zum „Reglement fiir 
den Sanitätsdienſt des f. k. Heexes“ von 1879) 
einen gemeinjamen Verband, die ,,L iterr. Geſell— 
ſchaft vom Roten Kreuze“ fonjtituicrt haben. 
Der Zwech aller der Geſellſchaſt angeqliederten Ver— 
cine derzeit S Landes= u. Frauenbiljsvereine. 
8 Landes-, 7 Frauenhiljsvereine mit zuſammen 
442 Sweigveteinen, 52.580 Mitgliedern und einent 
Vermögen von etwa 10,000,000 K) ijt, die Sani- 
titSeinricjtungen (Material u. Hilfsperfonal) fiir 
den Fall einer Mobilijierung ſchon im Frieden vor- 
jubereiten, im Kriege die dhitittitfanitateanitatten 
zu unterſtützen, eventuell auc) ihre Aufgaben gu 
übernehmen (Verwundetentransbort, Feldſpitäler, 
Hilfsplätze, mobile Vereinsdepots, Secambulany- 
ichifie, Vereins⸗ u. Reſerveſpitäler im Hinterlande), 
außerdem aber im Frieden hilfsbedürftige Militär— 
witwen u. ⸗waiſen, Familien der Mobiliſierten au 
unterſtützen und ſchließlich die zivile Sanitätspflege 
zu fördern. Die Leitung der freiwilligen Sanitäts— 
pjlege im Kriege erſolgt durch den Generalinſpektor 
derſelben für beide Reichshälften), Dann durch den 
f. f. und k. ungar. Kommiſſär fiir das Hilfsver- 
cingwejen joie durd) die vom Meneralinipeftor 
beqlaubigten Delegierten des Roten Kreuges. Qn 
Ungarn bejtebt u. wirft in analoger Weije der 
„Verein vom Roten Kreuze in den Ländern der 
ungar. Krone“. 

Die Rechtsverhaltnijie diejer Organiſationen 
richten ſich nach den betreffenden Staatsgeſetzen. 
Die vilferredtl. Stellung derjelben im Landfriege 
(im Seekriege durch die Haager {ILL} Ronvention 
ausdrücklich normiert) ijt beitritten, da die G. K. 
dariiber ſchweigt. Richtiger diirfte jedoch jene exten— 
five Auslegung der G. K. beſonders Art. 5, 7, 8) 
ſein, wonach auch die freiwillige Sanitätspflege die 
völkerrechtl. Unverletzlichkeit im Kriege genießt, in— 
ſofern als fie ſich der Organiſation der militäriſchen 
Sanitätspflege anſchließt, der Heeresleitung unter— 
ordnet (ohne Inkorporation in die YWrmee) und 
von der Staatsgewalt zum Gebrauche bes Unver— 
letzlichkeits zeichens autorijiert ijt, Dies ijt auch der 
in der Kriegspraxis der letzten Seit vorherridende 
Standpuntt. Eine flare pojitive vilferrechtl. Rege— 
lung diefer Frage wäre anläßlich der Revijion der 
G. 4 immerhin erwünſcht. 

Um den Organiſationen dieſer Art den geſetzl. 
Schutz und den bevorrechteten Gebrauch des völker— 
rechtl. Neutralitäts zeichens u. Namens des roten 
Kreuzes zu ſichern, ihre Tätigkeit dadurch zu för— 
dern und vieljachen Mißbräuchen gu ſteuern, haben 
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bereits einige Staaten beſondere Geſetze (oder V.) 
erlaſſen Belgien 1891, Dänemark 1894, Rumänien 
1895, Serbien 1896, Bortugal 1896, Vereinigte 
Staaten 1900, Deutſches Reid) 1902, Ungarn F 
1 VIL 99, 6 VI 98), in denen der Gebrauch des 
roten Kreuges entweder ausſchließlich an beſtimmte 
Organijationen beſchränkt oder aber dariiber hinaus 
an eine bejondere Beiilligung der Staatsbehirde 
qebunden wird. In Ojterr. gilt nunmehr (an Stelle 
Der unzulänglichen internen B. 1883 u. 1800) das 
Geſetz 14 1V 1903, R. 85, „betreffend den Schutz 
des Reichens u. Namens des roten Kreuzes“. Da— 
nad) ijt der Gebraud) des Namens u. Zeichens 
des roten Kreuzes der öſterr. Hejellichaft vom Roten 
Kreuze (deren Zweig⸗ u. Hiljsvereinen und jtatutens 
mäßig berechtigten Berfonen), des Zeichens über— 
dies Dem Deutſchen Ritterorden, dem ſouveränen 
Malteſer-Ritterorden (und deren Perſonal) vorbe— 
halten, die weitere Ausdehnung desſelben auf andere 
Vereine von der Bewilligung des M. J. im Ein— 
vernehmen mit dem L. M. abhängig ($$ 1, 2). 
Der ſonſtige Gebhrauch des Zeichens bezw. Namens 
zu geſchäftl. Verkehrszwecken ijt an eine beſondere 
Bewilligung der polit. Landesbehörde (zugleich Be— 
dingung für das Eintragen der Firma in das Han— 
delsregiſter) gebunden ($$ 3, 8 und hiezu V. des 
WS. H. ML, J. M., LM. 21III 1904, R. 24). 
Bur Bejtrajung des unbefugten Gebrauches oder 
de Mißbrauches des roten Kreuzes mit (6 Stunden 
bis 14 Tage) Arreſt- bezw. Geldſtrafen (2—200 K) 
find polit. Behörden fompetent. Das Geſetz begieht 
ſich nicht auf den Gebrauch des roten Kreuzes durch 
das Militär oder im Kriege und beriihrt nicht die 
vilferredtl. Seite des Hilſsvereinsweſens. 
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Genoſſenſchaftsregiſter. 


I. Die Regiſter u. Regiſtergerichte. — I], Die Regi- 
ftrierung..— III. Die RechtSfolgen der Megifirierung. — 
IV. Die Offentlidhteit der Regifter. — V. Das Regifter der 
Genoffenichafter. 


I. Die —— u. — ia tas Für dic 
nad dem Geſetze 9 TV R. 70, fonjtituierten 
Erwerbs⸗ u. WretihattBacnofientchaiten werden bei 
den Handelsgerichten öffentl. Verzeichniſſe geführt, 
in welche die, die einzelnen Genoſſenſchaften be— 
trefjenden, fiit den Berfehr erhebl. Rechtsverhält— 
nifie u. Tatſachen gum Swede der Verlautbarung 
eingetragen werden. Die von dem Gegenjtande des 
Unternehmens zu entlehnende Firma der in das 
Regijter ecingutragenden Genoſſenſchaften hat die 
Bezeichnung ,regiftrierteBenojfenfdaft’ und 
je nad) der Art der Hajtung der Genoſſenſchafter 
den Beijab: „mit unbejdhrantter Haftung“ oder 
emit beſchränkter Haftung“ gu enthalten. 

Geführt werden G. von jenen zur Ausübung 
der Handelsgerichtsbarkeit berufenen Gerichtshöfen 
1 Snjtang, i in deren Sprengel Henofien{dajten ihren 
Sif haben. Die G. find den Handelsregiitern gleich 
geftaltet, daher auf den Art.: Handelsregiſter“ 
verwieſen werden muß. Eine Teilung des Regijters 
nad) det unbeſchränkten u. beſchränkten Haftung der | 
Mitalieder hat nicht ftatt. 

II. Die Regiftricrung. Su regiſtrieren iſt bei 
dem Handelsgeridte, in deffen Sprengel 
die Genoſſenſchaft ibren Sig bat: der We: 
noſſenſchaftsvertrag, jede Ynderung desjelben, die 
Wejtellung u. YUnderung der Witglieder des Bors 
jtandes, die Erteilung und das Erlöſchen der Pro— 


fura, die Muflifung der Genoſſenſchaft, die Beftel- | jene, 
lung der Liquidatoren, der Yustritt und das Er- | wiefen wird. 


u. | Seno 
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löſchen der Vollmacht derjelben. — Hat die Ge- 
noſſenſchaft außerhalb des Sprengels ihres Siges 
cine Bweigniederlajjung, fo iit bei dem Han- 
delSgeridjte ber Lage der weigniederlajiung die 
Erridtung ber Genofienichaft und jede Underung des 
Genoſſenſchaftsvertrages nach der Regijtrierung bei 
dem Gerichte bes Sipes der Genoſſenſchaft gleid- 
falls — 

Die Auf jung der Genoſſenſchaft durch Er- 
offnung des Konkurſes oder durch Verfügung der 
Verwaltungsbehirde ijt von Amts wegen eingu- 
tragen. Andere ECintragungen erfolgen über Un- 
melding des Vorjtandes. Die Unmeldung mus bei 
Gericht perſönlich gu Protofoll gegeben oder in ge- 
vichtlich oder notariell laubigter Form einge- 
reicht werden. Bevollmiadtigte haben fic) durch eine 
in gleicher Urt beglaubigte Vollmacht ju legitimie— 
ten. Der Beqlau igung bedarf auch die fiir das 
Beilagebud) bejtimmte Abſchrift (der Abdruch) des 

— enſchaftsvertrages und der denſelben abän—⸗ 
dernden Beſchlüſſe. Der Genoſſenſchaftsvertrag u. 
Abänderungsbeſchlüſſe bedürfen keiner öffentl. Be— 
pene und vorgingigen ſtaatl. Genebmigung, 
jie find aber vom Gericte zur Regiftrierung nur 
zuzulaſſen, wenn die Beſtimmungen derjelben ge- 
ſetzlich zuläſſig erjcheinen (Ronjenspringip). Rück⸗ 
ſichtlich der Form der Eintragung gewährte aber die 
V. 23 V95, R. 74, eine wefentl. Erleichterung, indem 
jie die gerichtliche oder notarielle ei a fiir 
entbehrlich erfliirt, wenn die Anmeldung oder dic 
Vollmadht mit der firmamäßigen Zeichnung der 
Genoſſenſchaft verjehen ijt und die Unterſchriften 
der Zeichnenden bei den Regijteratten des Handels- 
gerichtes bereits in beqlaubigter Form er iegen. 

Der Cintragung folgt von Amts wegen eine 
einmaliqe Rundmadung in den dafür Durd) amtl. 
Berlautbarung bezeichneten Blattern; gu drei ver= 
ſchiedenen Malen ijt die Auflöſung der Genoſſen— 
ſchaft kundzumachen. Die Kundmachung entfällt bei 
Auflöſung der Genoſſenſchaft durch Erifinung ded 
Konkurſes und bei der Regijtrierung folcher Anderuns 
gen des Genoſſenſchaftsvertrages, durch welche dic 
in den fritheren Befanntmadungen enthaltenen Be— 
ſtimmungen feine Modififation erleiden. 

ILL. Die Rechtsfolgen der Regiftrierung. Die 
Regijirierung des Genojienidhaftavertrages ijt Be⸗ 
dingung der rechtl. Exiſtenz der Genoſſenſchaft, die 
Regijtrierung der Abänderungsbeſchlüſſe Voraus— 
jepung der rechtl. Wirkſamkeit derſelben. — Die 
Anmeldung der weiter —— — Tatſachen 
iit von Amts wegen zu überwachen. Wie Gerichte, 
die Gewerbsbehörden, die Handels⸗ u. Gewerbe— 
fammern und die Notare haben, wenn jie in der 
Ausübung ihres Umtes von Ubertretungen der An— 
meldungsvoridrijten Renntnis erlangen, hievon dem 
Handelsgerichte unverzüglich Anzeige ju machen: 
dieſes hat die Anmeldung nach vorausgegangener 
Aufforderung durch) Geldſtrafen zu erzwingen. — 
Die eingetragenen Verhältniſſe u. Tatſachen gelten 
Dritten gegenüber alg befannt, fofern fie nicht 
ſchuldloſe Unwiſſenheit beweijen; nicht cingetragene 
Tatiachen befreien die Genoſſenſchaft nur gegen 
welchen Kenntnis diefer Tatiachen nachge— 
Geſetzwidrig erfolgte Regijtrierungen 
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find von Amts wegen gu löſchen (vgl. Wdler-Cle- 
men$ 1312, 1329, 1479, 1773). Die €.2131 (Adler⸗ 
Clemens) lift Refurs der Finangprofuratur egen 
geſetzwidrige Cintragungen auch nad) Ablaut er 
Relursfriſt pu ; 
LV. Die Offentlisteit der Regiiter. Das w., 
das Beilagenbuch und die Regifteraften find in 
alas so Umjange und gleider Weije öffentlich wie 
ei ary iſtern. 
7. Das Regiſter der Genoſſenſchafter. Am 
e der Genoſſenſchafſt und einer jeden Zweig— 
erlaſſung derſelben iſt ein Regiſter zu führen, in 
welches der Name u. Stand eines jeden Genojjen- 
ſchafters, ber Tag des Cintrittes u. Ausſcheidens 
deSfelben und die Anzahl der einem jeden gehirigen 
Geſchäftsanteile jowie die Kiindiqung ſolcher Anteile 
eingutragen ijt. Die Einſicht dieſes Regijters muß 
jedermann gejtattet werden. Jn der Bekanntmachung 
es Jahresabſchluſſes ijt die Sahl der Mitglieder, 
welche zur Zeit des Bilanzabſchluſſes der Genoſſen— 
ſchaft angehört haben, der im Laufe des Bilanzjahres 
eingetretenen und ausgeſchiedenen Mitglieder ſowie 
die Zahl der beim Bilanzabſchluſſe bejtandenen und 
der im Lauje des Bilangjahres zugewachſenen, ge— 
fiindigten oder rückgezahlten Geſchäftsanteile angus 
geben. 


Si 
ni 


Rurllen. 
Das Geſetz VIV 73, R. 70, über Erwerbs— 
u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Die B. 14 V 73, 
R. 71, über Anlegung u. Fiihrung des Genoſſen— 
ſchaftsregiſters, ferner BW. 23 V 95, R. 74, 8 55 
Gerichtsorganijationsgeiep 27 XI 96, R. 217, und 
§ 321 der Geſchäftsordnung fiir die Geridte 5 V 
97, HR. 112. 
Literatur, 
S. den Art.: „Handelsregiſter“. Vgl. Randa: 
Handelsredt 1, 110, II, 80 ff. Canjtein I, 343. 


Ullmann * (redaftionell ergänzt). 


Gerichtl. Auktionshallen 


ſ. „Verſatzämter und gerichtl. Auktionshallen“. 


Gerichtsverfaſſung. 

L — — Il. Einteilung der Gerichte und Yue 
flangengug. — Il]. Innere Einrichtung der Gerichte. — 
IV. Buftandigteit der Zivilgerichte. 

I. Ginleitung. Den cag age in der 
jelbjtindigen Ausgeſtaltung der öſterr. 6. bildete 
die Griindung einer gemeiniamen ,,oberjten Juſtiz— 


ftelle’ fiir ſämtl. Gerichte Ojterr. durch Kaiſerin 


Maria Thereſia (1749). Die Reformen Kaiſer 
Joſefs II. waren auf eine möglichſt vollſtändige 
Trennung der Juſtiz von der Verwaltung gerich 
tet, ferner auf die Verſtaatlichung des Gerichts— 
wejens und die Bejepung der Gerichte durch rechts— 
— Richter. Ausfluß dieſer Tendenz ſind die 
Sinfiihrung von den Regierungen unabhängiger 
MAppellationsgericite, Landrechte u. Stadtgerichte. 
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Die yg er rg ge wurden teilweiſe verſtaat⸗ 
licht, bestiatig et iibrigen die Ernennung von 
Surijten als Richter veranlaft. Gänzlich aufgeho— 
ben wurde die Patrimonialgeridtsbarfeit mit P. 
4 III 49, R. 150. 1850 wurde cin einheitlider, mur 
aur Rechtiprechung bejtimmter Dberfter Gerichts— 
bof geſchaffen (faij. P.7 VIII50, R. 325) und mit 
Ullerhichitem Kabinettſchreiben 31 XII 51, R. 4 ex 
1852, eine neue Gerichtsorganiſation eingeführt, 
welde bis 1898 in Wirfiamfeit blieb (Bezirksge— 
richte: Geſetz 11 VI68, R. 59). Als ſpeziell ver— 
faſſungsrechtl. Geſetz fommmt nocd das St. G. 21 XIT 
67, 144, in Betracht. — Die GVerictsbarfeit 
wird von unabhingigen Rictern, die — abgeſehen 
von den „Laienrichtern“ — eine bejtimmte juriſti— 
iche Vorbildung nachweiſen miijien, im Namen des 
Kaiſers ausgeübt und ijt qrundfiglich in allen Que 
jtangen von der Verwaltung qetrennt. 

IL. Ginteilung der Geridte und Inſtanzenzug. 
Als neucre Redjtsquellen fommen hier fiir dic 
Sivilgeriditsbarteit in Betracht: die Qurisdittions- 
norm 1 VIII95, RM. 111, das Einf. G. dazu 
1 VIII 95, R. 110, und das Gerichtsorganijations- 
geſetz 27 XI 96, R. 217; ferner die $§ 4—6, 18—20, 
35—37, 82, 88, 368, 387, 388 der Ey. ©. PTV 
96, R. 79, und die Urt. IT, XXII, XXVII, XXXI 
bid XXXVI des Cinj. G. dagu (27 V 96, R. 78). 
— Qn erjter Inſtanz entſcheiden Bezirksgerichte 
als Cingelgerichte u. Gerichtshöfe regelmäßig als 
Kollegialgeridte. Jn Wien, Brag u. Trieſt beſtehen 
bejondere Handelsgerichte (als Nollegialgerichte) u. 
Handelsbezirksgerichte, weld letztere an Stelle der 
jriiher_bejtandenen Handelsbagatellgerichte getreten 
jind. In dicjen Orten find aljo die Landesgerichte 
nicht mit der Handelsgerichtsbarkeit befaßt; bei den 
anderen Gerichtshöfen find befondere Abteilungen 
mit der Ausübung der HandelSgeridtsbarfeit be- 
traut. Die Berg geridtsbarfeit wird nur in bejon- 
deren Ubteilungen cingelner auch als Berggerichte 
jungierender Gerichtshöfe ausqeiibt. 

Qn zweiter Inſtanz entſcheiden die Oberlan— 
desgerichte u. Kreis= oder Landesgerichte; an dieſe 
geht der Rechtszug von den in ihrem Sprengel 
liegenden Bezirksgerichten, an jene der Rechtszug 
von den in 1. Inſtanz enticheidenden Gerichtshöſen 
(nad) der bis 1898 geltenden G. ging der Rechts— 
aug in beiden Fallen in 2. Inſtanz an die Ober— 
landesgeridjte). Der Verfdhiedenartigfeit der Ge— 
richtsbarfeit wird jedoch infoweit Rechnung getra— 

en, alg die Berujung gegen Urteile, welche in 
Ausübung der befonderen Gerichtsbarkeit gefällt 
werden, nicht nur bei den ſelbſtändigen Handels— 
bezirksgerichten an die Handelsgerichtshöfe, ſondern 
auch bei den ſonſt zur Ausübung der allg. Gerichts- 
barfeit berujenen Bezirksgerichten an die zur Aus— 
iibung der bejonderen Handels-, See⸗ oder Berg- 
qeridtsbarfeit berufenen Senate geht. § 3 J. N. 

gl. auch § 207 Geſch. O. (J. M. B. 5 V97, R. 112). 

An dritter Inſtanz enticheidet (wie nach der 
vor 1898 geltenden G.) in allen Fällen der O. G. H., 
gleichgültig, ob als 2. Inſtanz ein Kreis- oder Lan 
desgericht oder cin Oberlandesgericht fungiert bat. 
Es entipricht dies Dem Beſtreben nach Herbeifiihrung 
miglichit einheitl. Rechtsanwendung. Yn Syndifate- 
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prozeſſen fungieren in erſter Inſtanz die Oberlan— 
desgerichte und der O. G. H. in zweiter Inſtanz. 
In Straffachen find in erſter Inſtanz fiir 
Ubertretungsfälle die Bezirksgerichte zuſſändig, ſonſt 
die Kreis⸗ oder Landesgerichte; in zweiter In— 
ſtanz entſcheiden im Rechtszug gegen Erkenntniſſe 
der Bezirksgerichte die Kreis: oder Landesgerichte, 
im Rechtszug gegen Ertenntnijie der Gerichtshöfe 
1. Inſtanz teils die Oberlandesgeridte, teils der 
O. W. H. Michtigkeitsbeſchwerde u. Berujung in 
Verbindung mit einer Nichtigheitsbefdnverde). Die 
Geſchworenengerichte treten regelmäßig perio- 
dDiid) bet den Gerteptshdjen 1. Anjtang zuſammen 
yur E. über die nad dem Untrage der Anklage 
mit ciner fiinf Jahre überſteigenden Straje bedroh- 
ten Delifte, ferner fiir polit. und durd) den Anhalt 
einer Drucidrijt veriibte Verbreden u. Bergeben 
(Art. XI St. G. 21 NIT 67, R. 144, und Art. VI 
inj. G. zur St. B.D. 23V73, R. 119). 

Ws Sondergericte erſcheinen das Oberſt— 
hbofmarjdhallamt, die Elbezollgerichte, dic 
Börſenſchiedsgerichte, die Gewerbegeridte, 
die Schiedsqerichte der Unfallverſicherungsanſtal— 
ten, Krankenkaſſen u. Bruderladen und der Bate nt= 
gerichtshoſ. Das Reichsgericht ſchließlich kommt 
hier inſoſern in Betracht, als es zur Löſung von 
Rompetensfonfliften zwiſchen Gerichten u. Verwal— 
tungsbehörden berufen iſt. 

Die Konſulargerichte, dic bekanntlich ihren 
Sip im Ausland haben, ſind dem Konſularober— 
getidite in Nonjtantinopel unterjtellt. 

ILI. Junere Einrichtung der Geridte. 1. Dic 
Bezirksgerichte (die allg. u. Handels-Meridte) find 
Einzelgerichte. Die größeren mit mebhreren Einzel— 
ridjtern bejepten Bezirksgerichte zerfallen in mehrere 
von je einem ſelbſtändigen Gingelridhter —— 
tete Abteilungen mit beſonderen Gerichtskanzleien. 
(Prozeßabteilungen: Exekutionsabteilungen; Abtei— 
lung fiir Verfahren auger Streitſachen, fiir Straj- 
fadjen uſw.) Innerhalb jeiner Abteilung erfennt der 
Richter — im Gegenjag gum friiheren Recht — 
ſelbſtändig und unteriertiqt auc) die in feiner Ge— 
tichtsfanglei erlediqten Schriſtſtücke felbjt. Wahrend 
fonjt die Ernennung der Cingelrichter regelmäßig 
jlir das betrefiende Bezirksgericht erjolgt, werden 
die Einzelrichter für die am Gipe cines Gerichts— 
hojes 1. Inſtanz gelegenen Bezirksgerichte aus dem 
Beamtenfirper desfelben entnommen. Bei diejen 
Begirfsgericten fungieren nur Gerichtsräte oder 
Gerichtsſekretäre als Einzelrichter (jonjt aud) Ge- 
ridhtsadjunften). Dod) heifen dieſe Bezirksgerichte 
nicht mehr wie friiher ſtädt.-delegierte. 2. Die Kreis— 
oder Landesgerichte jungieren in Biviljachen 
regelmäßig als Rollegialgericte in Genaten von 
drei fiir den Gerichtshof ernannten „timmführen— 
Den“ Richtern. Qn Straffachen entideiden regel— 
mäßig Senate, bejtehend aus vier Richtern. Auch 
die Kreis oder Landesgerichte zerfallen in mehrere 
jelbjtdndige WUbteilungen. Eine Hotche Ubteilung übt 
(foweit nicht befondere HandelSqerichte bejtehen) die 
Handels- (eventuell See-) Gerichtsbarfeit aus; bei 
den auch als Berggericte erfennenden Gerichts— 
höfen bejtehen wieder bejondere Bergſenate. Wäh— 
rend dic aur Ausübung der allg. Gerichtsbarkeit 


berujenen Senate nur aus rechtsgelehrten Ridtern 
beſtehen, fungiert bei dieſen Handels- u. Berg= 
jenaten je ein Laienridjter. Die Vornahme eingelner 
im Geſetze genau bezeichneter Wfte erfolgt nicht durch 
einen Senat, fondern durd) einen Einzelrichter 
(§ 34 J. RN), entweder den Gerichtsvorſteher, den 
Vorfigenden des Senates oder fonjt cin Mitglied 
des Gerichtshofes (3. B. die Erlajjung von Wechſel⸗ 
zahlungsaufträgen, Exefutionsbewilligungen) oder 
des Senates als beaustragten Ridter (§ 34 J. N.). 
Die Beſchlüſſe u. Verjiigungen des vom Senat be- 
auftragten Richters (eventuell des Vorjigenden oder 
Gerichtsvorſtehers) finnen regelmäßig vom Senat 
felbjt abgeiindert werden (§ 35 J. N., $$ 255, 342, 
516 3. P. O.). Bie bei den Bezirksgerichten erfolat 
auch bei den Gerichtshöfen die Geſchäftsverteilung 
unter die eingelnen Wbteilungen alljährlich; ebenio 
die Zuſammenſetzung der Senate. Für Strafjachen 
beſtehen ſpezielle Gerichtsabteilungen fiir Vorerhe— 
bungen u. Vorunterſuchungen, ferner für Hauptver— 
handlungen. Eine beſondere Stellung nimmt wieder 
die „Ratskammer“ des Gerichtshoſes cin. 3. Tie 
Oberlandesgeridte fungieren als Gerichtshöfe 
2. Inſtanz in Senaten von regelmapig fünf Rich— 
tern und jerjallen wie die Gerichtshöfe 1. Inſtanz 
in mehrere Ubteilungen. 4. Der Oberſte Gerichts— 
hof enticheidet regelmäßig in Senaten von fieben 
Richtern, in denen die Rechtsſachen durd im ein- 
jelnen Fall bejtimmte Referenten vorgetragen wer- 
den. Für die Geſchäftsbehandlung des O. G. H. iit 
nad) Art. XI Einf. G. sur J. N. nod) das Statut 
7 VIII 50, R. 325, in Kraft (S. f. § 43 G. O. G.). - 
IV. Zuſtändigleit der Zivilgeridte. Die Ab— 
genzung nad) Inſtanzen und die Zuſtändigkeit der 
Strargerichte wurde ſchon unter II. beriibrt. Unter 
die Sivilgerichte find die Rechtsſachen nach ver- 
idhiedenen Gejichtspuntten verteilt: 1. Die Urt des 
im eingelnen Falle angurufenden Gerichtes wird 
entiveder bejtimmt a) durch die befondere Beſchaf— 
jenbeit der Rechtsſache Kauſalgerichtsbarkeit oder 
b) ſubſidiär durch den Wert des Streitgegenftandes. 
2. Welches von den fachlich zuſtändigen Gerichten 
einzuſchreiten bat, bejtimmen dann die Normen 
liber die örtl. Zuſtändigkeit. — Grundſäßzlich find 
Rechtsſachen, bei denen der Wert des Streitqegen- 
jtandes den Betrag von 500 fl. (1000 K) nicht über— 
jteiqt, in 1. Inſtanz den Bezirksgerichten zuge— 
wiefen ($ 49, 8. 1, 3. N.), alle anderen den Kreis— 
oder Landesgerichten. Gewiſſe Mechtsjachen gehören 
jedoch ohne auf den Wert des Streitgegen⸗ 
jtandes vor die Bezirksgerichte (§ 49, B. 2—8), 
hauptſächlich joldhe, welche einer dringl. Crlediqung 
bedürfen, 3. B. Beſitzprozeſſe, Beſtandſtreitigleiten. 
Andere Rechtsſachen (§ 50, 3. 1—5, J. R.) wich— 
tigerer Natur, wie z. B. Eheprozeſſe, ſind aus— 
—S den Gerichtshöfen 1. Inſtanz zugewieſen. 
— Die Handelsgerichtsbarkeit (§ 51 J. N.) 
ijt gegen das frühere Jurisdiktionsrecht ſehr cin- 
acenat. Nicht die Cigenfdajt des dem Prozeß gu 
tunde Liegenden Rechtsgeſchäftes als Handelsqe- 
ſchäft genügt, um die Zuftindigfeit der * 8- 
gerichte u. Senate ju beqriinden, es bedarf in vie— 
len Fällen (§ 51, 8. 1) noch einer befonderen 
Eigenſchaft des Beklagten. Die beflagte Partei muh 







dann die Eigenidajt eines Vollfauimannes ſreſp. werden fann, bis zu welcher 


einer Handelegejellichaft oder Erwerbs⸗ u. Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaft) haben. Die mit der Handels— 
gerichtsbarkeit verbundenen Zuſtändigkeitsſtreitig— 
leiten ſind auch noch durch eine andere neue Be— 
ſtimmung unſerer J. N. weniger fühlbar gemacht: 
die $$ G1 —64 J. N. ermöglichen es in ſolchen 
Fällen durch die Beiziehung eines Ergänzungs— 
richters zur Verhandlung dafür Sorge zu tragen, 
daß ſowohl drei Rechtsgelehrte wie ein fachmänni— 
ſcher Richter der Verhandlung beigewohnt haben 
und dann je nad der E. der Zuſtändigkeitsfrage 
am Schlujje der Verhandlung aud) der enti det: 
dende Senat entipredjend zuſammengeſetzt werden 
fann. (Das infolge des Ausſpruches tiber die Bu- 
ſtändigkeit ausideidende Mitglied des Senates leat 
ſein Votum ſchriftlich cin und fann diefes Botum 
dann bei ciner anderen Auffaſſung des Zuſtändig— 
teitsjtreited Durch das Berufungsgericht in Betracht 
fommen. § 64 9. 8.) Wird über die Anfompe- 
tenjeinwendung nicht erjt am Schluß der Vervand- 
lung zur Hauptiache, fondern vorab entichicden, fo 
fann ſich der Senat eventuell ſofort dem Zuſtän— 
digfeitsbefdlujie entiprechend verändern: erklärt ſich 
z. B. der Handelsſenat für unzuſtändig, ſo ſcheidet 
der Laienrichter aus und tritt an ſeine Stelle ein 
rechtsgelehrter Richter, ſonſt umgekehrt. 

In örtl. —— kommt in erſter Linie 
der „allg. Gerichtsſtand“ des Beklagten in Betracht, 
—* ſein Wohnſitz (§ 65 Ff. J. N.). Doch 
beſtehen daneben noch eine Reihe beſonderer Ge— 
richtsſtände u. zw. entweder ausſchließliche oder 
wahlweiſe. Erſtere muß, letztere fann der Kläger 
anruſen. Ortl. Zuſtändigkeit fann im Weltungs- 
gebiet der 8. B. O. unbeſchränkt, ſachliche nur 
innerhalb der Grenzen des $ 104 J. N. auch durch 
Vereinbarung der Parteien begriindet werden. 
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yes” : * 
Jy eine berhjee |) 
mäßige Diplomatic nod) nicht Priffierte. Qn dems 
Epoche der Staatenbildung, welche gegen das Ende 
des erjten Jahrtaujends der dyriftl~ Seitrecdnung 
in den veridiedenen Teilen des öſterrungar. Ltin= 
dergebietes fic) vollzog, führten die ie 
tige Verhandlungen in perjinl. Zuſammenkümften. 
Bald aber wurde die Aufzeichnung ibrer Verein— 
barungen Ddurd) Rechtsfundige üblich und ebenjo 
die Beſchickung durch augerordentl. Geſandte We: 
pjlogenbeit, wozu vorzugsweiſe höhere Geiſtliche ge— 
wählt oder ſolche adeligen Herren beigegeben wur— 
den. Die Grundſätze über Beglaubigung, Empfang, 
Unverletzlichkeit, Ehrung der Geſandten, in ihren 
Anſätzen vom klaſſiſchen Altertume übernommen, 
bildete das römiſch-kanoniſche Recht weiter fort, 
namentlid) im Seitalter des Humanismus, dem 
man das Wiederaufleben des Studiums des römi— 
ichen Rechtes gu verdanfen hat. Um die Mitte des 
15. Jahrh. war in Stalien der diplomatiide Ver— 
fehr zwiſchen den cingelnen Staaten durd) hiezu 
beftellte Vollmachtträger cine entiwidlungsfibige 
Cinrichtung geworden. Bereits im J. 1455 unter- 
hielt der geg von Mailand bei der Republik 
Genuag cine G. Die Freiſtaaten Venedig u. Florenz 
haben ſodann dieſe „neue Praxis“ weit über die 
Grenzen Italiens hinaus nad) dem Oſten getragen. 
Ein weiterer Anſtoß zur Ausbildung des G.— 
Weſens war durch die Maxime des polst. Gleich— 
gewichtes gegeben, welche zuerſt unter den italics 
niſchen Kleinjtaaten geiibt und vom Papittume im 
Intereſſe der Sicherheit ſeines weltl. Bejiges be- 
günſtigt, in den größeren Staaten Weſt- u. Wittel= 
europas au einem Syſteme ausgebildet wurde, aller= 
dings in Berbindung mit der Lehre Nifolo Mac- 
chiavelli8, daß dad wohlverſtandene Cigeninterefie 
die Triebjeder fiir eine zielführende ‘Bolitif fei. 









Im Berjahren auger Streitjacden wie zum Exe- Dieſe „wälſche Praktik“ richtete ſich zunächſt acgen 
tutionsvollzug find regelmäßig die Bezirksgerichte die Weltmonarchie des Hauſes Habsburg Weſt— 


zuſtändig. 
Literatur, 

Schrutka v. Redhtenjtamm: Die Umge— 
jtaltung der G., Zeitſchr. fiir Notariat und frei- 
— Werichtsbarfeit 1893, 1894 und Sonderab— 
drud; Lufdin: Oſterr. Reichsgeſchichte, Lehrbuch 
1896, GS. 547. Die Kommentare aur J. MN. von 
BViniwarter u. Horten, ferner die bezügl. Ab— 
ſchnitie in den Kommentaren gur 9. P. ©. von 
Fürſtl, Demelius, Neumann, Badtel und 
den Syitemen von Schuſter-Bonnot, Trutter, 
Canftein, Ullmann u. Pollak. 


Rintelen. 


Geſandtſchaften. 


I. Hiftoriiche Nachweiſe. — Il. G.«Dienft. — IT, G. 
Recht. — LV. Rechtsſtellung der Geſandten. 

I. Hiſtoriſche Nachweiſt. Wie allerwiirts, voll- 
30g fic) auch in den öſterr.ungar. Ländern dic 
Entwidlung des G.⸗Weſens fo mannigfach u. ftufen- 
weije, dah es nicht möglich ift, pofitiv feſtzuſtellen, 
wann dieſe Inſtitution eine ſtändige wurde, viele 
mehr der hiſtoriſche Nachweis nur dabin erbradt 


fäliſcher Friede 1648) und gab zu einer Fiille von 
ſich kreuzenden Unterhandlungen u. Biindnijjen 
Anlaß, welche cin zablreiches Berjonal rechts- u. 
jtaatsfundiger WMittelsperfonen erforderten. Dene 
Männer, welche in Atalien u. Frankreich ſtudiert 
hatten, ftellte man um cine Stufe biber als die 
lediglich in Deutſchland gebildeten Qurijten und 
verwendete fie mit Borliebe aud am Wiener Hoje 
ju auswartigen Miſſionen. Die zufolge der Kreuz— 
züge qeqriindete chrijtl. Orientfolonie im heiligen 
Vande, die ſchismatiſchen Zwiſtigkeiten zwiſchen 
Griechen u. Lateinern im byzantiniſchen Reiche 
machten die Ausſendung u. Einſetzung von Lega— 
ten aus dem Kardinalkollegium des römiſchen Kir— 
chenoberhauptes notwendig, welche den Titel legati 
a latere führten. Vorteil gezogen bat aus dieſer 
durch die Krenzzüge veranlaßten Orientlage haupt— 
ſächlich die Handelswelt. Vor allem ijt diesfalls die 
Organiſation der oberwähnten auswärtigen Ver— 
tretung Venedigs bemerlenswert, die geiandtichajt- 
liche nicht minder wie die fonfulare (ſiehe Art. 
Konſularrecht A.“. 

Wn der Spitze der venetianiſchen Handelsnie— 
derlaſſungen in der Levante ſtanden die Bajuli, 
Bailos. Sie hatten das Aufſichts- u. Richteramt 
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über ihre Handelsgenoſſen, durften weder fiir eigene 
nod) für jrembe Rechnung Handelsgeſchäfte betrei= 
ben, keinem Schiffe die Waffenzufuhr für die Sara— 
enen geſtatten, ſie hatten die Handelsintereſſen 

enedigs mit allem Nachdruck zu vertreten und an 
den Genat der Republif periodijde Berichte ein— 
zuſenden. Der Bailo in Byzanz beſaß die Ober- 
aujjicht iiber die Bailos der iibrigen Handelsita- 
tionen. Nac) der Eroberung Konitantinopels durch 
die Osmanen, 1453, erhielt der dort rejidierende 
Bailo gejandtichajtl. Charafter. Die chriftl. Mächte 
des Wejtens hatten zu ſpät erfannt, weld) gefährl. 
Gegner ihnen in den Zerſtörern des byzantiniſchen 
Ratjertumes erjtanden war und beeilten fic) nun— 
mehr, ire alten Handelsemporien gu ſichern und 
neue gu gewinnen. Nad) dem Borbilde der Vene— 
tianer, Genuejen, Piſaner, Florentiner wurden Ver— 
juche gemacht, den G. (ambaxariae, verſehen durch 
ambasiatores) cinen ſtändigen Charafter gu geben, 
wiihrend man in die Tiirfei und nad) dem Mosko— 
witerreiche von Fall gu Fall augerordentl. Bot- 
jchajter mit großer Gefolgſchaft abjendete. Solche 
Unternefmiungen waren damals nicht gefahrlos. 

Im Frieden von — 1699 mußte ſich die 
Pforte verpflichten, den Geſandten, vorab den faii., 
Unverletzlichkeit und ehrenvolle Behandlung ju ge⸗ 
währen und im Frieden von Kutſchuk-Kainardſchi 
1774 Rupland gegeniiber die Zuſage machen, eine 
ſtändige ruſſiſche G. gugulajjen, ein Zugeſtändnis, 
welches alsbald auch von den übrigen Mächten ver— 
langt wurde. 

Die Reformation war aud) auf das G.Weſen 
nicht ohne umgejtaltenden Einfluß geblieben. Cine 
Folge des Rechtes der Reichsſtände, Bündniſſe mit 
dem Auslande abzuſchließen, welches ihnen der 
Weſtfäliſche Friede zuſprach, war die Errichtung 
ſtändiger G. ſelbſt an kleineren Höfen. Man würde 
jedoch ſehlgehen, wenn man annehmen wollte, dic 
Vertreter fremder Mächte ſeien damals durchwegs 
in hohem Anſehen oder auch nur in gutem Ruf 
geſtanden. Die Regierungen und die öffentl. Mei— 
nung begegneten vielmehr den Geſandten mit dem 
größten Mißtrauen, namentlich den franzöſiſchen 
unter Ludwig XIV. Die Bezeichnung Diplomatie 
ijt verbiltnismiipig jungen Datums. In die Litera— 
tur eingefiihrt, bat fie tm 17. Jahrh. der gelehrte 
Benediktinermönch Mabillon in feinem Werke , De 
re diplomatica”. Geit diejer Beit wurden jum 
Unterjchiede von den Urfunden mit hängendem Sie- 
get (Bullae) und jenen der Berfonen geringeren 

ange’ (Literae) jene der Staatstangleien Di- 
plome genannt. Die Geheimſchreiber, welche zur 
Abjajjung folder Urfunden berujen waren, hießen 
Diplomaten und ihr Geſchäft diplomatijde Kunſt. 
Im 18. Jahrh. wurde es alla. üblich, die Anfer— 
tigung u. Entzifferung von Urkunden Diplomatik, 
die Wiſſenſchaft u. Kunſt der Vertretung der Staa— 
ten und ihrer Politik ſowie dieſen Beruf ſelbſt Di— 
plomatie zu nennen. 

Mit der Entwicklung einer berufsmäßigen Di— 
plomatie, zu welcher anfänglich meiſt nur vornehme 
Perſonen den Zutritt fanden, wurden die Privile— 
gien der Geſandten immer zahlreicher und erreich— 
ten im 17. Jahrh. einen Umjang, welcher die freie 
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Selbſtbeſtimmung der Staaten, bei denen fie be- 
glaubigt waren, empfindlich beſchränkte. Nament- 
lich trug die Aufſtellung der Theje, dak die Geſand— 
ten erjten Ranges die Perjon ihres Souveräns ver= 
treten, wie auc) das überſpannte Privileg der Exterri— 
torialitdt der Gejandten und ihres Gejolges dazu 
bei, daß nicht wenige derjelben ungebiihrl. Anſprüche 
ethoben. Nirgends und gu feiner Zeit modte das 
Diplomatenheer größer gewejen fein alg am Wie— 
ner Hoje unter der Regterung Kaiſer Leopolds I. 
Um dag J. 1686 befanden fic) in Wien 195 alkre— 
ditierte Diplomaten mit einem Gefolge von 1200 
Perjonen. Die Cinhaltung der Rangordnung, die 
Vewirtung diefes Perjonales bei Hoffeiten, die Bei— 
legung von zahlreichen, mitunter recht kleinl. Streit- 
fällen verurjacjten dem faii, Hoje nicht geringe Un— 
gelegenbeiten u. Unfojten. Uberdics wurde der Hof 
mit vielerlei Klagen über Ausſchreitungen u. Uber= 
griffe der Gefandten behelligt. Nod) ſchwieriger war 
damal8 die Lage der Dinge auf den ReidStagen 
u Regensburg u. Franfjurt a. Main, wo abwech— 
Pind die Reichsverſammlung jtindig beijammen 
war, um iiber den Vollzug des Nymweger Frie- 
dens ſeitens ded Reiches, über die Revifion der 
secon 7 laa: Peseta der Reichskriegsver⸗ 
jajjung, über Rangordnung u. Titulaturen der 
Reichsſtände, über die Vorrechte der veridhiedenen 
Wefandten, den Gebraud) der franzöſiſchen Sprache 
jtatt der bisher üblichen lateiniſchen u. dal. zu bee 
ratichlagen. * kam noch der Ronjelfionaitreit 
der beiden ſich bejfehdenden Religionsparteien, Zu— 
ſtände u. Wirrjale, einladend genug fiir das diplo- 
matiſche Ränkeſpiel der franzöſiſchen Envoyés. Exit 
nachdem der Friede von Karlowitz das Werk voll— 
endet, welches durch die Niederlage der Türken vor 
Wien 1683 eingeleitet worden war, und der Ver— 
wüſtungskrieg der Franzoſen in der Pfalz wenig— 
ſtens das eine Gute gehabt, Deutſchland weſentlich 
auf ſeinem Wege sur Einigung gefördert zu haben, 
konnten die Habsburger der Biederan üpfung 
dauernder Handelsbeziehungen mit dem Oriente 
ihre Aufmerkſamkeit zuwenden. Die dem Reiche der 
alten Tradition und geographiſchen Lage zufolge zu— 
kommende Domine des Kommerzes fuchte Karl VI. 
durd) die Griindung der faij. priv. orientaliſchen 
RKompagnie 1719 wirtſchaftlich gu kräftigen und zu 
erweitern. Mußten aud) dieſe Erfolge aus inner- 
polit. Giriinden wieder preisgegeben werden, fo ge— 
lang e8 dod) der Kaijerin Maria Therejia, fiir die 
BVelebung u. Ausbreitung der gewonnenen Verbin- 
dungen, namentlid) durch die kaiſ. Jnternuntiatur 
in Ronftantinopel, welde bis dahin mehr mit diplo- 
matijden Geſchäften bejakt war, auc) fiir die Kom— 
— Erſprießliches gu ſchaffen. 

Der Ruhm der Thereſianiſchen Wirtſchaftis— 
politif drang bis nach China. Der Kaiſer Kien-Long 
(1746—1773) war ein eifriger Bewunderer der 
qrogen Habsburgerin; er ließ fic) von den fatholi- 
jchen Miſſionären in Pefing genaue Berichte tiber 
ihre Regierungstätigkeit erftatten und diefelben den 
geitigen Biichern der Staatsweisheit einverleiben. 

i8 in die Mitte bes 17. Jahrh. gab es Botſchaf— 
ter mit vollem SReprajentativdaratter (ambaxa- 
tores, ambasiatores, ambassadeurs), herguleiten 
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von Ambacht, Amt, Auftrag, und daneben jog. | jog. Arnimparagraphen 353a des D. St. G. B. über 
Refjidenten (résidents). Als gur Zeit Leopold I. das | die Straibarteit diplomatifder Jndistretionen, ver— 


G.Perſonal fehr zahlreich wurde, führte man nad) 
franzöſiſchem Borbilde eine neue Klaſſe von Ge— 
jandten cin, die gwar nidt den vollen Reprijenta- 
tivcharakter der Botfchafter beſaß, wobl aber ein 
höheres gh ai al8 die Refidenten. Dieſe 
Gejandtenflajje bildeten die fog. gentilhommes 
envoyés, die den Borrang vor dem Refidenten 
beanfprudjten. Daneben gab es eine Menge von 
Agenten (agentes), bejonders gewigigte Leute von 
meiſt geringet Herfunjt, gewandt im Kundſchafter— 
dDienjte, welche jedoch ojffigiell nicjt beglaubigt waren 
und feinerlei Ehrenvorzüge genojien. Zu Wnjang 
des 18. Jahrh. wurden die diplomatiicen BVertreter 
(Les employés diplomatiques) in drei Klaſſen 
eingeteilt; nut Venedig, Dinemarf, Bolen und dic 
Türkei bebielten das zweiklaſſige Syitem bei. Im 
18. Jahrb. beqann man neue Titulaturen einzu— 
fiifren. Sowohl den Botſchaftern wie den jtindi- 
gen Gejandten wurde ehrenhalber das Prädikat 
ministres plénipotentiaires beigelegt und die 
Refidenten durjten fic) des Titel Minijterrefidenten 
privalieren. Hienach unterſchied man 1. Botichajter 
einſchließlich der päpſtl. Legaten u. Nuntien; 2. die 
außerordentl. Geſandten und bevollmächtigten Mi— 
niſter, mit Einſchluß der päpſtl. Internuntien; 3. die 
Geſchäftsträger. Dieſe Rangordnung, in dem auf 
dem Wiener Kongreſſe von den acht Kongreßmächten 
vereinbarten Reglement 19 III 15, Art. 1, in der 
Hauptiache beibehalten, jand ſpäter auj dem Kongreſſe 
u Machen cine Ergingung durd das von Hjterr., 
Frankreich, Gropbritannien, Preußen u. Rufland 
unterzeichnete Protofoll 21 X1 18, wodurd) feſtgeſetzt 
wurde, dak die Winijterrejidenten cine Mitteljture 
zwiſchen der zweiten u. dritten Klaſſe bilden follen, jo 
dak nunmehr vier Klaſſen von Geſandten bejtehen. 
IL. G.-Dienft. Die Gefandten der erjten drei 
Klaſſen werden durch förml. Beglaubigungsidirei- 
ben bei dem auswärtigen Staatshaupte, jene der 
vierten Klaſſe nur von und bei dem Miniſter des 
Außern affreditiert. Am Sinne des heutigen Völker— 
rechtes und mit Rüdſicht auf das ihnen zuſtehende 
Zeremoniell genießen die Geſandten erſter Klaſſe 
vorzugsweiſe den Repräſentativcharakter. Sie find 
ndchit den Staatshiuptern mit den höchſten Ehren 
ju bebandeln, fie erſcheinen als die Vollmachtträger 
eine? im Bewußtſein feiner moraliſchen Berant- 
wortlicfeit vor Gott, der Mite u. Nachwelt per— 
ſönlich regierenden Herrichers. 
Dieſe Tradition iſt jo tief begründet, dak ſelbſt 
gros Republiten Botſchafter entienden früher 
enedig, gegenwirtig Frankreich und die Nord: 
amerifanijde Union) und dak aud) Staaten zwei— 
ten Ranges bei dynaſtiſchen Feſtlichkeiten ihre Ge— 
fandten für bie Dauer derfelben mit Botichajter- 
tang befleiden. Was jedoch die polit. Geſchäfts— 
fiibrung betrifft, jo ijt aus dem Reprafentativ- 
charafter des Botſchafters keinesfalls ein Recht fiir 
denjelben berguleiten, polit. Geſchäfte ohne Vor— 
wiſſen des Minijters des Außern mit dem fremden 
Staatsoberhaupte zu verhandeln und in Angelegen— 


anlaßt durch das Strafverjahren gegen den ehe⸗ 
i ar Botſchafter in Paris Grajen Arnim 1875). 
Da Art. 4 des Wiener Rangreglements hinfidtlich 
der Vertreter des heiligen Stubles nichts abiindern 
wollte, jo ijt der Grundjag der Responsio super 
Nuntiaturis des Papſtes Pius VI. aufrecht ge- 
blieben, dap die apojtolijden Nuntien u. Stellver- 
treter nicht cine bloß diplomatijce Miſſion, fondern 
aud) einen jpirituellen Wirkungskreis in Begug auf 
die Gläubigen und die religiöſen ge ag vee ape 
beſitzen. (Bgl. das Sendfdjreiben des Kardinal— 
jtaatsiefretirs Jacobini an den Nuntius von Ma— 
drid 15 1V 85.) An ihrer Stellung ijt auch durch 
den Berlujt der weltl. Herrſchaft des Papſtes nichts 
geändert; es gebiihrt ibnen nad) altem Herfommen 
an fatholijden Höfen der Vorrang vor allen weltl. 
Geſandten. Nuntien, denen die Kardinalsiwiirde 
verlichen wird, treten von ihren Boften zurüch 
und führen bis gur Ernennung ihres Nachfolgers 
den Titel Pronuntien. Die Geſandten zweiter Klaſſe 
mit der übl. Titulatur „Außerordentl. Geſandter 
und bevollmächtigter Miniſter“ (Envoyé extra- 
ordinaire et Ministre plénipotentiaire), obwobl 
jie in ordentl. Sendung fic) befinden und feines- 
wegs unbedingte Vollmacht haben, werden eben- 
jalls beim Staatsoberhaupte beglaubigt. Die päpſtl. 
Geſandten diejer Klaſſe heifen ——— dieſen 
Titel führte ehemals auch der öſterr. Geſandte — 
nunmehr Botſchafter bei der Pforte), haben aber 
nicht den Vorrang vor ihren Amtsgenoſſen wie 
die Nuntien, weil das dieſen gewährte Ausnahms— 
recht feine extenſive Qnterpretation zuläßt. Grund— 
ſätzlich gehören alle Geſandten, die nicht Botſchafter 
ſind, aber doch von Souverän zu Souverän be— 
glaubigt werden, in die zweite Klaſſe; doch hat, wie 
oben bemerft, der Aachener Kongreß hier die Unter— 
abteilung der Minijterrejidenten alg dritte Rang: 
flajje geichafien. Die fohin in die vierte Rangflajje 
gereihten Geſchäftsträger (ministres charges d’af- 
faires) find vom Miniſter des Außern und beim 
Minijter des Äußern beglaubigt. Wenn cin Miſ— 
ſionschef beurlaubt ijt oder abberujen wird, ijt zur 
Führung der Ygenden der rangiilteite &.-Beamte 
als acitweiliger Geſchäftsträger berujen. Solche 
Funktionäre rangieren jedoch hinter den ſtändigen, 
vom Winijter des Außern beglaubigten Gejchijts- 
triigern. Die Geſamtheit der bei einem Staate be- 
glaubigten Bertreter bildet das diplomatiſche Korps 
(corps diplomatique’. Es beſitzt nicht den rechtl. 
Charafter einer Körperſchaft, einer juriſtiſchen Per— 
jonlichfeit mit bejtimmten Rechten u. Pflichten, 
fondern bildet cine tatſächl. Gemeinſchaft, welche 
durch die Solidaritit von Gerechtiamen u. Inter— 
ejjen zuſammengehalten, sur Wahrnehmung derfel- 
ben wie auc) bei feierl. Anläſſen zur Kundgebung 
emeinjamer Uberjeugungen u. Gefühle aujtritt. 
och geht die neuere Entwidlung dabin, das Korps 
au einer Verbandsperjon behufs folidarijder Ver— 
tretung geiandtichaitl. Intereſſen gu erbeben. Yn 
der Spite des diplomatijchen Korps ſteht der Doyen 
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heiten eingugreijen, fiir welche vermöge der Bere | (decanus). Dieſer ijt der Nuntius, wenn feiner 
fajjung erjterer die Berantwortung trägt (ſ. den | beqlaubigt ijt, der nad) dem Dienjtrange, d. i. nach 
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dem Datum der offiziclien Notififation der Ent— 
jendung rangiiltejte Botidajter bezw. Geſandte. 
Das W.-Gefolge teilt jich in das ojfigielle und nidt- 
offigielle Berional. Zu erjterem gehören die Bot- 
ſchaftsräte, Leqationsrite, Militärbevollmächtigten. 
Sekretäre, Attächés einſchließlich der Militärattachés, 
die Kanzleibeamten, Dolmetſcher, Überſetzer ufw., 
—— umfaßt die Familienmitglieder u. Privat- 
bedienſteten des Geſandten. Von beiden Kategorien 
wird ein Verzeichnis dem Miniſterium des Außern 
mitgeteilt. Sonſtige Bevollmächtigte außer den Ge— 
ſandten ſind diplomatiſche Agenten u. Kommiſſäre, 
öffentlich ermächtigte Perſonen, welche in aus— 
wärtigen Staatsangelegenheiten, aber ohne vollen 
diplomatiſchen Charakter, an einen fremden Staat 
abgeſchickt werden. Diplomatiſche Agenten kommen 
an Stelle von Geſandten beſonders bei noch nicht 
förmlich anerfannten Regierungen vor, ſowie bei 
Staaten ohne volle Repräſentativgewalt, weshalb 
z. B. Bulgarien nur Agenten ſchickt. Die Kom— 
mijjiive unterſcheiden fic) von den Agenten dadurch, 
dag fie nur gu eingelnen Geſchäften und nur ſolchen 
beauftragt find, welche nicht mit dem Staatsober- 
haupte jelbjt verhandelt werden, 3. B. ale Bericht: 
erftatter bei Kongreſſen, als Teilnehmer einer mili 
tirifchen Grenzregulierungskommiſſion u. dgl. Dic 
cinen wie die anderen genießen das Vorrecht der 
Unverlegbarfeit, zumeiſt auch (wenigſtens die di- 
plomatijden Agenten) Exemtion von der austin: 


(ejandtidaiten. 


‘Marines u. Militérattade), Ronftantinopel, Bel- 
qrad, Bufarejt. An der Hjterr.-ungar. Monarchie 
ſind vertreten der Batifan durch den Nuntius, 
8 Muchte durch Botſchafter | Deutides Reich, Frant- 
reich, Großbritannien, Italien, Rupland, Spanien, 
die Tiirtei, die Nordamerifanijche Union), 16 Staa— 
ten und der jouveriine Johanniterorden durch aufer= 
ordentl. Geſandte und bevollmächtigte WMinijter, 
4 Staaten durch Sejhiajtstriger und einer (Bul⸗ 
gatien) durd) einen diplomatifden Ygenten. Mi— 
littirattaches find bei den Miffionen vom Deutiden 
Reiche, Frankreich, Srofbritannien, Rupland, Ita— 
lien, Serbien, Spanien, Schweden-Norwegen und 
der Vereinigten Staaten von Amerika. 

UL. Das G.-Redt, fowohl das aftive wie 
paifive, d. b. das Recht, Geſandte und andere Be- 
vollmächtigte zu ernennen und zu empfangen, ijt 
ein Recht der Repriijentativgewalt. Cine Pflicht, 
Bevollmächtigte fremder Staaten zu empjangen, 
fann in Bertragen (Friedens-, Freundidjajts= u. 
HandelSvertrigen) mit dicien Staaten beqriindet 
jein. Gine wechfelfeitige rechtl. Verbindlichten dieser 
Art ijt fiiv die im völlerrechtl. Verbande mitein- 
ander ftehenden Staaten wenigſtens infoweit an- 
aunehmen, alg in ciner willkürl. Empfangsverwei— 
gerung eine Mißachtung de8 Völkerrechtes gelegen 
ware. Eine ihr mipliebige Berjon oder cinen ciqenen 
| Untertan au empfangen, fann dic fremde Regie 
vung u. 310. ohne Ungabe von Gründen ablehnen. 








diſchen Gerichtebarfeit. Keinen Anſpruch hierauf * Vermeidung einer Zurüchweiſung wird das 
haben die nicht öffentlich ermadtigten fog. gebcimen | Borhaben der Wbjendung einer bejtimmten Per- 
Agenten. Wenn ſich Offizianten injolge dienjtl. Uber | fon der fremden Regierung im voraus notifiziert 
cinfontmens in das Ausland begeben (wie im April und ihre Genehmigung begw. die Qujendung der 
1887 der franzöſiſche Polizeioffiziant Schnäbele ine | erbetenen Päſſe abgewartet. Anſpruch auf das G.⸗— 
folge Berabredung mit dem deutſchen Sicherheits: | Recht haben: Wile vollfouveriinen Staaten; nicht 
fommiijar Wautic), joll einer derartigen dienſtl. vollſouveräne Staaten (Vaſallenſtaaten, Rrotettions- 
Verabredung die Wirfung der Sujage des freien ſtaaten) nur in den Grengen ibrer völkerrechtl. Er— 
Geleites beiguleqen fein. Wiihrend die G. den Staat | miidjtiqung; in der Realunion nur der Geſamt— 
in der Gejamtheit feiner Beziehungen vertreten, | jtaat (Reidy); im Staatenbunde grundſätzlich die 
fommt den Konſuln der reprijentative Charafter | cingelnen der Bereingjtaaten; im Bundesitaate 
nur ausnahmsweiſe au (7. Art. Konſularrecht A.“. grundſähzlich nur die Bentralgewalt. Im Deutſchen 
Die Geſandten in Spezialmiſſion (employés Reiche beſteht cine Aufteilung des G.Rechtes in— 
diplomatiques en mission extraordinaire) wie ſofern (Art. 11 der Reichsverfaſſung), als der Kaiſer 
jene, die bei feierl. Anläſſen, wie Thronbejteiqungen, | fiir alle Reichsangelegenheiten, die Gliedſtaaten fiir 
Krönungen, Vermählungen, Uberreidjung von Or- | ibre bejonderen Landesangeleqenheiten das G.-Recht 
denSinfignien, mit der Vertretung ihres Souveräns ausiiben. Das G.Recht des Apojtolifchen Stubles 
beaujtragt find (Seremonialgejandte im Unterichiede | ift ungeachtet der Cinverleibung des Kirchenſtaates 
von Geſchäftsgeſandten), befiben die diplomatiſchen in das Königreich Atalien aufrecht geblieben, nicht 
Priirogative ihrer Rangklaſſe, jedod) ihrer ſpeziellen etwa zufolge des italieniſchen Garantiegejepes 13 V 
Sendung wegen feinerlei fonftigen Vorrang vor | 71, das einen rein ſtaatsrechtl. Charatter u. Inhalt 
den anderen Geſandten. Ebenſo begriinden ver- beſitzt, fondern vermöge einer in Kraft qebliebenen 
wandtichaftl. Beziehungen ſowie dynajtiide oder völkerrechtl. Obfervany. 
polit. Bündniſſe zwiſchen den Höfen fiir deren Ver— Nad dem St. G. 21 XII 67, R. 146, betreffend 
treter feinen Vorzug (Art. 3 u. 6 Wr. R. Megl.). | die allen Ländern der bjterr.-ungar. Monarchie ge 
Die Hfterr.-ungar. Monarchie iit dermalen ver- | meinjamen Angelegenheiten und die Art ihrer ae. 
treten durch 9 k. und f. auferordentliche u. bevolly | handlung werden unter den gemeinjamen Ange— 
mächtige Botidafter in Berlin, St. Petersburg, | legqenheiten an erjter Stelle die auswärtigen An— 
Paris, London, Rom (Vatifan), Rom (Quirinal), | gelegenheiten mit Einſchluß der diplomatijden u. 
Ronjtantinopel, Wadrid u. Washington, 16 f. und | fommersiellen Vertretung Sem Auslande qeqeniiber 
f. außerordentl. Geſandte und bevollmächtigte Mi- | angefiihrt. Ebenſo jagt § 8 des ungar. G. A. XII:67: 
nijter, einen Winijterrefidenten (in Cettinje) und „Eines der Wittel des aus der Pragmatiſchen 
4 diplomatijche YAgenten. Militirbevollmiichtigtc | Santtion abgeleiteten gemeinjamen und gemein- 
bezw. Attachoͤs find bei den Miſſionen in Berlin, ſchaftl. Schupes bildet die Leitung der auswärtigen 
St. Petersburg, Karis, Rom (Quirinal), London | Mngelegenheiten. Diefe zwechmäßige Leitung er— 
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fordert die Gemeinſamkeit hinſichtlich jener auswär— 
tigen Angelegenheiten, welche die geſamten Länder, 
die ſich unter der Regierung Sr. Majeſtät befinden, 
zuſammen betreffen. —— gehören die diplo⸗ 
matiſche u. kommerzielle Vertretung des Reiches 
dem Auslande gegenüber ſowie alle hinſichtlich der 
internationalen Verträge auftauchenden Fragen im 
Einverſtändniſſe und unter Zuſtimmung der beider— 
ſeitigen Regierungen zu den Agenden des gemein— 
ſamen Miniſters des Äußern . . .” 

Mitunter vertritt ein Geſandter mehrere Staa- 
ten bei einer Regierung und ebenjo fann ein Ge— 
jandter an mebreren Höfen beglaubigt fein. Der 
Wefandte tritt in die Rechte u. Pylichten ſeiner 
Stellunq mit dem Seitpuntte cin, in welchem feine 
amtl. Unerfennung durd) die Entgegennahme jeines 
Beglaubiqungsidreibens erjolgt. Dieſes RKreditiv 
(lettres de créance) enthiilt die Begeichnung des 
Namens, Ranges und allg. Mujtrages der zu be- 
—— erſon. (Die Nuntien werden durch 

tnennungsbullen beglaubigt; die bei der Pforte 
beglaubigten Miſſionscheſs erhalten nod ein be— 
ſonderes Schreiben des Minijters des Außern an 
den Großvezier.) Die Päſſe (passeports) werden 
vom WMinijter des Abjendejtaates dem Geſandten 
ausgejtellt, fiir ifn ſelbſt, feine Familie und fein 
Gefolge beim Wuswirtigen Amte des Empjangs- 
itaates abgegeben und bleiben dort in Verwabhrung. 
Meiſt erhalt der neu ernannte Gejandte eine In— 
ftruftion, weldje durch die an ihn — De⸗ 
peſchen uſw. vervollſtändigt wird, und eine Geheim— 
ſchrift (Chiffre) ſamt Schlüſſel gu derſelben. Das 
Amt des ſtändigen Geſandten umſaßt im weſent— 
lichen folgende Obliegenheiten: Vertretung der Ehre 
u. Würde ſeines Heimatſtaates, der Rechte u. Inter— 
eſſen des Staates ſelbſt wie auch der pe: en 
desfelben; Bermittlung ded Verfehres zwiſchen den 
beiden Regierungen, Unterhandlung von Vertriigen, 
Uberwadung ihrer Ausführung; Förderung u. Er- 
haltung der guten Bejiehungen zwiſchen den be- 
treffenden Staaten durch Rlarjtellung der heimatl. 
Regierungspolitif, Befeitigung von Mißverſtänd— 
nifien u. Zwiſchenfällen, welde das gute Cinver- 
nehmen triiben; Beobadhtung der öffentl. Zuſtände 
des fremden Staates, feiner inneren wie auswär— 
tigen Politit, Beridterjtattung bhieriiber, wohl aud) 
in Verbindung mit gutadtl. Außerungen über die 
eingubaltende Politik; Schutz u. Unterjtiipung der 
im fremden Staate verweilenden Staatsangehirigen, 
inSbej. der dort anlangenden Auswanderer. Die 
Militdrattades find informative Hilfsorgane, denen 
das Studium der Einrichtungen u. Forticdhritte im 
Heer u. Kriegsweſen des belendeten Staates und 
die militärfachl. Berichterjtattung oblieat. 

Die G. endet im allg. nad) Art eines ametl. 
Uujtrages, die ſtändige ordentlicherweiſe durch Uber- 
reichung des Abberufungsſchreibens (lettre de 
rappel) und Aushändigung des Refreditives (lettre 
de récréance), außerordentlicherweiſe durd) Zu— 
tiidjorderung bezw. Buriidjendung der Päſſe und 
gictsacitigen Wbbruch des diplomatijchen Verkehres. 

ejtitigung oder Erneuerung des Kreditivs ijt 
üblich beim Ableben oder Regierungsriidtritt des 
abjendenden oder des fremden Staatsoberhauptes. 


Ofterr. Staatswörterbuch. 2. Aufl., 2 Bo. 
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Ebenjo pfleqt bet Beförderung des bisherigen Ge— 
fandten in cine höhere Rangftlajje eine neue Akkre— 
ditierung jtattzufinden. 

IV. Rechtsſtellung der Gejandten. Rechte, 
welche dem Gejandten im Berbhiltnifje gu dem 
Staate, bei dem er beglaubigt ijt, gujtehen, find 
die perjinl. Unverleplicfeit, d. i. der Uniprud auf 


exhöhten ftrajgefepl. —— insbeſ. gegen 
Beleidigung in ihrer Amtseigenſchaft franzöſiſches 
Geſetz 17 V 19, belgiſches Geſeß 12 11158, D. R., 


Str. G. B. § 104, oͤſterr. St. G. Entwurj § 102), 
jerner die Exterritorialitat, die Eigengerichtsbarkeit 
u. Rultusfreiheit (fog. materielle Geſandtſchafts— 
tedjte). Exterritorialitatscedte u. jw. prin- 
jipale jind: Die perfinl. Unabhingigteit von der 
— u. zw. in Strafſachen, in bürgerl. An— 
gelegenheiten, in Rechtsgeſchäften außer Streitſachen, 
ſowie in den Fallen der poligeil. Rechtspflege; fer— 
ner die Befreiung, vor den Gerichten des Landes 
als Zeugen gu erſcheinen, fodann die fog. Lofal- 
immunität der Wohnungs- u. WUmtsriiume, der 
Utenjilien für den Amtsgebrauch und die Haus- 
führung, der Urchive u. Korrejpondengen. Atzeſſo— 
riſche Exterritorialitätsrechte jind die Befreiung von 
perſönl. Lajten, fo ber Cinquartierung, von Staats- 
fteuern u. Zuſchlägen gu denjelben und allg. zuge— 
ftanden, von den Eingangszöllen fiir das Mobiliar. 
Cin Unfprud auf Befreiung von allen Steuern u. 
UAbgaben ijt aus dem Privileq der Exterritorialitit 
nicht herzuleiten, ſpeziell nicht von allen Gemeinde- 
abgaben (der Miet- u. Wohnungsſteuer, Zinskreu— 
et, Waijerfreuger u. dgl.). Ebenfo ijt die —— 

eiheit für den Bedarf der G. zwar üblich, kann 
aber als Recht nicht beanſprucht werden. 

Das Privileg der Eigengerichtsbarkeit hat in 
den europiifden u. amerikaniſchen Staaten nur 
mehr eine ſehr beſchränkte Geltung und iſt nur 
noch von Belang bei korrektionellen Ahndungen 
von Polizeiwidrigkeiten, im Vorerhebungsverjahren 
bei Verbrechen u. Vergehen, dann im Verfahren 
aufer Streitfaden. Jn den nichtchriſtl. Staaten des 
Drientes dagegen jteht den Gefandten noch Heutyus 
* auf Grund von Verträgen oder kraft alter 
Obſervanz eine weitgehende Eigengerichtsbarkeit 
zu. Das Privileg der Kultusfreiheit gibt dem Ge— 
ſandten die Beſugnis der freien Religionsübung 
in einem eigens hiefür beſtimmten Raume (Kapelle, 
daher „Kapellenrecht“), aud) wenn der betrefjende 
RKultus gu den im Staate gefeplich cpuldiffigen Reli⸗ 
gionsbefenntnifjen nicht geniten follte, Als Schutz⸗ 
recht über kirchl. Gebäude u. Klöſter der eigenen 
Nation im fremden Lande ſowie dort, wo der 
Wrundjap der freien Religionsiibung nicht gilt 
odet Einſchränkung erſährt, ijt dieſes Privile 
allerdings nod) von Bedeutung. Jn älterer Beit 
jtanden den Bejandten nod ein ausgedehntes Aſyl⸗ 
recht gu, das Rect, eine eigene Dructerei au halten 
und Drudidriften ohne Zenſur gu verdjjentlicjen, 
jerner das Recht auf Defrayierung (Anſpruch auf 
Verköſtigung durch den Empjangsitaat). Bemerkt 
mag noc) fein, dak im Paſſarowitzer Friedenstraktate 
jeitens der Pforte ausdriidlich zugeſtanden wurde, 
daß die diplomatijde Vertretung des öſterr. Kaiſer— 
ſtaates in Konſtantinopel berechtigt fei, einen eigenen 
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Dienſt fiir ihren Verfehr mit der Heimat und dent 
iibrigen Europa zu organifieren. Solchergejtalt ent= 
widelte fic) der Hjterr.-ungar. Pojtdienjt in der Tür— 


willigung ijt von den beteiligten Regierungen durch 
diplomatiiche Vermitthing gu erwirken und in den 
Geleitideinen die Befreiung von jeder Zollentrich— 


fei, nach deſſen Vorbild aud) Frankreich, Deutſchland, ner ausdriidlid) gu bemerfen, da einedsteils die 
Stalien ihre eigenen Pojtanjtalten erlangt haben. | Rollfreiheit ein fonventionelles Zugeſtändnis an 

Das internationale Zeremonialrecht der | die diplomatijden Wertreter ijt und andernteils 
Geſandten betrifft den Anſpruch auf die gebühren⸗ der Gefandte nur in der Ausübung feines Amtes 
den Titulaturen u. Ehrenbezeigungen, ferner dic | eine bevorzugte Stellung genoß, erjtere aber mit 
Rangordnung insbef. aud) bei gemeinjchajtl. Fer- | dem UAbleben des Gejandten ihr natiirl. Ende er— 
tiqung von Urfunden. Seit dem Wiener Kongreſſe  reicht hat. Sofort nach dem Tode erjolgt die Ver— 
1815 ijt ben in friiheren Seiten fic) endlos fort: fiegelung der Bapiere und die Aujnahme eines 
fpinnenden Rangijtreitigfeiten dadurd) vorgebeugt, | Jnventares durd) cinen &.-Beamten des Whjende- 
dag die Staaten nach der Reihenfolge ihrer franzö— | ftaates, allenfalls durch einen gejandticajtl. Funk— 
ſiſchen Namen aujgefiihrt werden. Verſchieden vont | tiondir cine’ befreundeten Staates und nur auf 
internationalen Seremoniell ift das bejondere Hof | ausdrückl. Erſuchen durch die Behörde des Emp- 
jeremonicll, vom Seremonialredt die blofe Cour- | fangSitaates. Die Verlaſſenſchaft ijt gebiihrenfrei 


toijie, Etifette (herjuleiten von est 
Staatenverfehre, d. h. die Erweifung der herkömm— 
lichen, aber nicht notwendigen Höflichkeiten u. Auf⸗ 
merfjamfeiten. Bur Courtoijie gehört das nad) der 
Rangklaſſe verſchiedene Seremoniell bei der Antritts— 
u. A —— Das hierauf und auf die ſon— 
ſtigen perſönl. Beziehungen der Geſandten zu dem 
beſchickten Hofe bezügl. Zeremoniell beſtimmt fic 
im einzelnen nad) der Landes- u. Hoſſitte und 
iſt daher in den verſchiedenen Staaten verſchieden. 
Zum Zwecke der Antrittsaudienz beim Staatsober— 
haupte notifiziert der bei demſelben zu beglaubi— 
— Geſandte dem Miniſterium des Außern ſeine 
Ankunft unter gleichzeitiger Mitteilung einer be— 
laubigten Abſchrift ſeines Kreditives. Die Audienz 
Pot hat die Uberreichung u. Annahme des Orie 
inaled jum Gegenſtande. Cine entipredende Ab— 
Poiebsaubiens findet ftatt, wenn die G. unter friedl. 
Verhiltnijjen durch Abberujung des Gefandten 
endet. Jn dieſer Audienz iiberreicht der Geſandte 
fein Ubberujungsidreiben und erhält dagegen ein 
Rekreditivſchreiben (lettres de récréance) an das 
Oberhaupt feines Staates. Bur übl. Courtoifie ge— 
hören auch dic an dic Antritts-⸗ u. Abſchiedsaudienz 
fic) anſchließenden Beremonialbejuche. Befondere 
Ebhrenrechte ftehen den Geſandten erjter Klaſſe zu, 
welche mit dem ihnen beigeleqten perjonellen Rebrä— 
jentativdaratter gujammenbangen: Der Titel „Er— 
zellenz“ (bet Kardinälen „Eminenz“), welcher je- 
doch auch den Geſandten der zweiten Klaſſe bei— 
getcat wird, ferner befonders feierl. Aufnahme u. 

erabichiedung, das fog. Hecht der erjten Bijite u. 
a.m, Die Wemahlin des Gejandten hat dieſelbe 
Stellung wie der Gefandte, die Gemahlin des Bot- 


{chajters (Ambassadrice) genießt mehrjacje von | 


der Hojjitte abhängige Ehrenauszeichnungen. (Uber 
die diplomatiſchen Sertehesiormen ſ. insbej. nod 
Art. „Völlerrechtl. Verfehrsformen”.) 

Bei Wbleben des Gefandten im Gebiete des 
bejendeten Staates nimmt die eigene Kanzlei oder 
in Ermanglung einer geeiqneten Perſon eine be- 
freundete G. die Berlaienidaft unter Siegel; nur 
wo aud) legtere nicht gu finden ijt, legt die ein— 
heimiſche Behörde die Siegel an, ſelbſtverſtändlich 
unter Vermeidung jegl. Zurchſuchung. Im Hine 
blice auf die bisherige Exterritorialitat pflegt man 
die eventuelle Abführung der Leiche frei von allen 


— im auszuſolgen, doc) können Forderungen an dieſelbe 


geltend gemacht u. realiſiert werden. Streng ge— 
nommen hat auch die bevorzugte Stellung der Fa— 
milienangehörigen des Geſandten mit deſſen Tode 
aufgehört, doch beläßt man ihnen dieſelbe bis zu 
ihrer Abreiſe oder, wenn fie im Empfangsſtaate 
bleiben, während einer beſtimmten Friſt. 
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zuſtand. 1. Allgemeines. 2. Unterſcheſdung der Sprache des 
inneren Dienſtes (Amteſprache im e. S. und Korreſpondeuz 
ſprache) von der Sprache des dußeren Dienſtes. 3. Geſchäftä— 
ſorache der l. ſ. Behörden. 4. Geſchäftsſprache der antonomer: 
Behörden. 5. Geſchäftsſprache der Handels- u. Gewerbe: 
tammern. — IL]. Anläuſe zur legislativen Regelung der 
Geſchaftsſprache. 


I. Hiſtoriſche Einleitung. Die Reformbeſtre— 
bungen Waria Thereſias u. Joſef II. auf nahezu 
allen Gebieten des ſtaatl. Lebens waren vornehm— 
lich darauf gerichtet, durch Schaffung einer gemein- 
ſamen Juſtiz⸗, Vervaltungs- u. Finanzgeſetzgebung 
und eines einheitl. Behördenorganismus für die 
deutſch⸗böhm. Erbländer dieſe Liindergruppe allmäh—⸗ 
lich, unter Beſeitigung der hiſtoriſchen Verſchieden— 
heiten u. Sonderrechte der einzelnen Länder und 
unter Ausgleichung der ſtändiſchen Klaſſenunter— 
ſchiede, in einen Einheitsſtaat mit zentraliſtiſchem 
Gepräge umzugeſtalten. 

Die Errichtung einer „oberſten Juſtizſtelle“ 
(1749), welche als ©. G. H. und als J. M. fiir 
die deutidj-bdhm. Lander zu fungieren hatte, ferner 
der vereinigten ,,bdhm.-djterr. Hojfanglei” (1762) 
fiir die geſamte innere BVerwaltung, endlich) der 
„Hoftammer“ fiir das Finanzweſen (1762) fenn- 
eichnet die zentraliſtiſche Reform der höchſten Be- 
gen mit welcher auch die nachfolgende Neu— 
organiſation der Linderjtellen (Gubernien) und der 
Kreisimter in Zufammenhang jtand. Die WUnglie- 
derung neuer Gebietsteile an das Staatsganze hatte 
aud) Die Unusdehnung des territorialen 
freijes der Sentralftellen aur Folge. So wurde 
nad) Erwerbun 
oa dohomertihe Hojfanglei’ alsbald 
der böhm.öſterr. vereiniat. 

Einer jolchen einheitl. Organijation der Be- 
hirden entſprach folgerichtig die Einführung 











776) mit zu 


P. 1 XIL 1785 (Kajerer I, 333) den Gebrauch der- 
jelben bei Behandlung aller gerichtl. Wngelegen- 
heiten ausdriidlid) vor und beſtimmte den Gerichts— 
beamten nur eine Frijt von 3 Qahren zur voll- 
ſtändigen Aneignung der deutfden Sprache. Der 
Wrundgedante, welder Joſef IL. bei Erlaſſung diefer 
und ähnl. Vorſchriften leitete, kommt in dem gitier- 
ten P. 1 XIL 1785 flar gum Ausdrucke. Es wer- 
den bier die Vorteile hervorgehoben: „welche ſich 
auf den ganzen Staat verbreiten, wenn die ver— 
ſchiedenen Provinzen ciner u. derjelben Regie— 
tung durch das Band einer gemeinſchaftl. Sprache 
unter fic) näher vereinigt find” und wenn zwiſchen 
der polit. Verwaltung (für die Behandlung der 
adminijtrativen Geſchäfte bet dem Landesqubernium 
und den Rreisiimtern in Gal. war der Gebrauch 
der deutſchen Sprache fdjon friiher,angeordnet wor: 
den) und der öffentl. Rechtspflege Ubereinjtimmung 
u. Gleichförmigkeit dadurch erszielt werde. — Wenn 
aud) die auf die einheitl Regelung der Geſchäfts— 


ſprache der Behörden absielenden Maßregeln Joſef Il. 


teils noch während ſeiner eigenen Regierung, teils 
unter ſeinen Nachfolgern einige Einſchräntungen 
erlitten, ſo wurde doch in der ganzen abſolutiſti— 
ſchen Periode an der Geltung der deutſchen Sprache 
als Amtsſprache der Behörden, abgeſehen von dem 
lombardo⸗venetianiſchen Gebiete und von Dalm. 
mit von altersher beſtehender italieniſcher Geſchäfts— 
ſprache, grundſätzlich feſtgehalten. 

— trat aud) während der kurzen Dauer 
der Verſaſſung 4 111 49, während der nachfolgen— 
den Reaktionsberiode und unter der Herrſchaft der 
Februgrverfaſſung fowie in der Sijtierungsepodye 
feine YUnderung ein. 

Erjt ſeit Beginn der Wirkſamkeit der gegen- 
wärtigen Verjajjung wurde diefer Grundjag durch 
cinige nod näher gu bejpredjende B. der Regie- 
rung durchbrochen. 

Die Entwidlung der ſprachl. Verhältniſſe in 
Bihmen und den Nadbarlandern Mähren 
u. Schlefien nahm injofern einen befonderen Ver— 
lauf, al8 in diefen Ländern urſprünglich die bohm. 
(tichecho-[lavifche) Sprache als ausſchließl. Gefchiajts- 
ſprache der Behirden in Gebrauch ſtand und die 
Sulajjung der deutſchen Sprache im amtl. Ver— 
lehre erjt pater erfolgte. Jn der Joſefiniſchen Periode 
erlangte dann aber die deutſche Sprache in den er- 
wähnten Landern die Geltung der allg. Geſchäfts— 
iprache fiir den internen Amtsgebrauch gleid) wie 
in Den anderen Ländern. 

Bum vollen Verſtändniſſe diejer cigenartigen 


irfungs- | Entwidlung der ſprachl. Verbiltnifie in Böhmen 

tc | 

Wal. (1774) acon errichtete | 
1 


und den Nachbarliindern erſcheint es erforderlich, 
einen — Rücklick auf ältere Geſchichtsperioden 
werfen. 

Beiläufig von Beginn des 15. Jahrh. an bis 
zum J. 1627 bezw. 1628 war in den gedachten 
Ländern ſowohl bei den Berwaltungsbehirden als 

24° 
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aud) bei den Gerichten — mit Ausnahme einiger 
durch jpegielle Privilegien zur Aufnahme des deut- 
fchen Stadtrechtes beredtigten Städte — der Ge— 
braud) der böhm. Spradje bei den amtl. Berhand- 
lungen gefeplic) vorgeidjrieben und blieb die An— 
wendung jeder anderen Sprache ausgeſchloſſen. 
Gin Anliegen an die Behirden durite nur in böhm. 
Sprache vorgebradjt werden und bedurften die 
etiva in deuticher, Lateinifdjer ober in einer anderen 
Sprache verfaßten Urfunden u. Belege einer böhm. 
—— 

Die Niederwerfung des böhm. Aufſtandes im 
J. 1620 hatte, wie in polit. Beziehung, ſo auch in 
ſprachl. Hinſicht einen bedeutenden Umſchwung zur 
Folge. Mit der von Ferdinand II. im J. 1627 tit 
das Königreich Böhmen und im J. 1628 fiir die 
Markgrafſchaft Mähren mit Schleſien erlajjenen 
„verneuerten L. O.“ wurde die deutſche Sprache 
ausdrücklich zur gleichberechtigten Landes-⸗ u. Amts— 
ſprache neben det böhm. erhoben. 

Durch die 26 XI 1644 von Ferdinand III. er- 
laſſene „Inſtruktion u. Ordnung” fiir das Wppel- 
lationsgericht in Prag (fiir die königl. Stidte) 
wurde aber die deutide Sprache aur ausſchließl. 
Sprache des inneren Dienjtes erklärt, da nicht blok 
die Verfaſſung des Akltenauszuges, ſondern aud 
des Rejerates und ded Urteiles in deutſcher Sprache 
vorgeidrieben wurde. Nur die Wusfertiqung 
des deutfd) abgefaßten Urtciles an böhm. Parteien 
hatte in béhm. Sprache gu erfolgen. 

Als Joſef IL. im J. 1783 das Prager Uppel- 
lationsgericht gu einem allg. faif. königl. Appel— 
lationsgerichte alle Stände erhob, wurden neue 
Anordnungen über die Verhandlungsſprache nicht 
mehr erlaſſen, weil die in Kraft ſtehenden Beſtim— 
mungen der Inſtruktion vom J. 1644 den Inten— 
tionen des Monarchen vollkommen entſprachen. 

Mit der Zeit kamen die böhm. UÜberſetzungen 
der Urteile des Appellationsgerichtes faſt ganz außer 
Gebrauch, ſo daß bei der Verwandlung des Appel— 
lationsgerichtes in ein Oberlandesgericht (1850) dic 
deutſche Sprache = die alleinige und aus: 
ſchließl. Gerichtsfprade des Obergeridjtes bildete. 

In analoger Weije, d. i. teils durd) jpegielle 
Vorſchriften, teils injolge ftetiger Ubung erlangte 
die deutſche Sprache die Geltung einer ausſchließl. 
Gerichtsſprache beim Uppellationsgerichte bezw. Ober⸗ 
landesgerichte in Briinn (für Mähren u. Schleſien). 

it den Erl. des J. M. 30 VI 52, 3. $103, 
und 4 III 56, 3. 4749, an das Oberlandesgericht 
Prag (Maferer II, 327 ff.) wurde den Gerichten dic 
Anwendung der deutiden Sprade im inneren 
Dienjte neverdings zur Pflicht gemacht und insbeſ. 
angeordnet, dak: „bei Verfaſſung der Altenaus— 
üge, Entwerfung der Referate und bei der Berat— 
‘i agung (im 3ivilredjtsverfahren), dann im Schrif⸗ 
tenwedjel mit anderen Behörden fic) ausſchließlich 
der deutſchen Sprache au bedienen ſei“ und des— 


leichen die Brotofolle iiber die miind!l. Berhand: | 


ungen in Strafſachen — da dieſe Brotofolle als 


Alte des inneren Dienjtes aufzufaſſen find — nur, 
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um Parteien handelte, die nur der böhmiſchen 
Sprache mächtig waren. 

Was die Verwaltungsbehörden anbelangt, ſo 
galt für dieſelben gleichfalls als Richtſchnur, daß 
im ganzen Bereiche des inneren Dienſtes aus— 
ſchließlich die deutſche Sprache zur Anwendung zu 
fommen habe und im äußeren Dienjtverfehre der 
Webraud) der böhm. Sprade nur infoweit Plag 
greifen folle, al8 es der tatſächl. Gebrauch diejer 
Sprache feitens der Bevslferung refp. der Vangel 
der Kenntnis der deutſchen Spradje bei den betrej- 
fenden Parteien erforderte. 

IL. Gegenwirtiger Rechtszuſtand. 1. Allge— 
meines. Dic Erdrterung des gegenwärtigen Rechts- 
zuſtandes in Bezug aut die ſprachl. Verhältniſſe, 
namentlich in Bezug auf die Geſchäftsſprache der Be— 
hörden in den Reichsratsländern, hat von zwei 
Geſichtspunkten auszugehen. Einerſeits ijt die ſtaats— 
rechtl. Bedeutung des Art. XIX des St. G. über 
die allg. Rechte der StaatSbiirger näher ins Auge 
au faſſen und anderfeits der pringipielle Unterſchied 
zwiſchen der ,, Hefchajtsiprade’ des inneren Dien: 
ſtes und der Geſchäftsſprache im äußeren 
Amtsverfehre darzulegen. 

Der Art. XIX des St. G. 21 XII 67, M. 142, 
gewährleiſtet den eingelnen Volksſtämmen ein „un— 
verlesl. Recht auf Wahrung u. Pflege ihrer Na- 
tionalitiit u. Sprache“ (ML. 1) und ſpricht die jtaatl. 
Unerfennung der „Gleichberechtigung aller Lande s- 
übl. Sprachen in Schule, Amt und öffentl. Leben“ 
aus (UI. 2). Durch diefe Bejtimmungen des St. 
G. werden feine fubjeftiven Rechte der eingelnen 
Nationalititen begriindet, vielmehr lediglich die 
—— zwiſchen der Staatsgewalt und dem 
individuellen Leben in — auf die Nationali- 
tit feſtgeſtellt. Es fann hienach die WAnwendung 
objeftiver Rechtsnormen nicht durch das bejondere 
Verhältnis der Nationalitiit bedingt fein und es 
hat fic) die Staatsgewalt eines Eingriffes in die 
Wahrung u. Pflege der nationalen Sitte u. Sprache 
im Familienleben, Privatverfehr, in der Geſellig— 
feit und auf dem Gebiete des Vereinslebens und 
deS Privatunterrictes zu enthalten. 

Die Landesiiblidfeit einer Sprache inner: 
halb eines bejtimmten Gebietes ſowie die Konkurrenz 
mehrerer landesiibl. Spradjen innerhalb eine’ be- 
ftimmten Gebietes ijt im Gefege nicht näher be- 
jtimmt, hängt vielmebr von tatſächl. Borausjepun- 
gen ab, deren Eintritt von Fall gu Fall gu beur- 
teilen ijt. Wo innerhalb eines bejtimmten Gebictes 
cine Konkurrenz landesiibl. Sprachen ftattfindet, ijt 
den Behirden durch das St. G. die gleichmiipige 
— ig | der landesiibl. Sprachen bei Er— 
lajjung amtl. Berfiigungen und €. und die An— 
nabme aller in einer landesübl. Sprache wr vy 
Geſuche, Beichwerden oder jonitigen Eingaben vor- 
geſchrieben Ulbrich &. B. J, 110 ‘ vgl. aud) G. 8. 
Sabrg. 1868, Nr. 16 ff.) 

ex Begriff „landesüblich“ ijt keineswegs 
gleidbedeuten mit dem Begriffe „Landesſprache“. 
Dies ergibt fich in unzweideutiger Weije nicht allein 


in dieſer Sprache auszufertigen jeien. Der amtl. aus der Gegeniiberjtellung des Al. 2 mit dem 


Gebraud) der böhm. Sprache bei den Gerichten 
wurde auf jene Fille beſchränkt, in welchen es ſich 


ML 3 des Art. XIX und aus den befannten Ju— 
difaten des R.G. 251V 77, 3. 91 (He Il, 129), 
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und 12 VII 80, 3. 121 (Hye 219), fondern auch nicht herbeigefiihrt worden. Dies geht insbeſ. aus 


aus einem Wergleiche mit der Terminologie in 
alteren geſetzl. Vorſchriſten. Dem § 13 der a. G. 
D., wonad) ,,beide Teile fowohl, als ihre Rechts— 
freunde fic) in ihren Reden der landesiibl. Sprache 
zu bedienen” haben, entiprict der § 14 der weſt— 
gal. Gericdtsordnung, in welchem aber ftatt ded 
Ausdruckes der „landesübl. Sprache“ die Bezeich— 
nung „der im Lande beim Gerichte übl. Sprache” 
gebraucht ijt. 
Desgleiden ordnet der § 4 des PB. 9 VIII 54, 
R. 208, iiber das Verjahren auger Streitſachen an, 
daß ſchriftl. Geſuche in einer der bei Gericht 
übl. Sprachen geidrieben fein miijjen. Das 
Hfd. 30 XI 1787, J. G. GS. 750, riigte es, dak au 
den Magijtraten (in Böhmen) Vorjteher u. Rate 
ee wurden, die ,der in ihren Weridts- 
ezirken übl. Landesſprache“ nicht fundig 
ſeien. Ferner beſtimmte das Hd. 22 XII35, J. 
G. S. 109, daß die Parteien allen nicht „in der 


dem Berichte des Permanenzausſchuſſes des A. H. 
über den Entwurf des Einf. G. zur neuen 8. P. O. 
(Ht. 112 ex 1895) hervor. Jn dem auf Art. 1 des 
jitierten Einf. G. 5 nehmenden Paſſus des Aus⸗ 
ſchußberichtes (Beil. Mr. 1133 ex 1895 gu den 
jtenograpbijchen Brotofollen des YW. H., S. 2) heißt 
es ausdriidlich, daß gu den durd) die neue 8. P. O. 
unberührt gebliebenen Waterien auch der ſich auf 
die Spradjenfrage bet Gericht begiehende § 13 der 
a. G. D. gehire. 

„Durch die Faffung des in Rede jtehenden 
2. Abſ. des Art. J bleiben Gejepe und B. bezüglich 
sad Webraudjes der Sprachen vor Weridt unbe- 
rührt. 

„Im übrigen wurde gleichfalls hervorgehoben, 
daß — wenn dies als notwendig erkannt werden 
ſollte — die weitere Stellungnahme zur Sprachen— 
frage in jenem Geſetze zu erfolgen habe, welches 
dic Gerichtsinſtrultion abzuändern beſtimmt fein 


Gerichtsſprache oder in einer der Landes: | wird.” 


ipraden” ausgeſtellten Urkunden, wovon in oder 
außer Streitiaden bei Gericht Gebrauch gemacht 
werden foll, beqlaubigte Uberfepungen ,,in die Ge— 
richtsſprache oder eine der Landesſprachen“ beiju- 
legen haben; Urfunden, die „weder in det Gerichts— 
ipradje nod) in einer der Landesſprachen“ abgefaft 
jind, feien in die öffentl. Biicher in der Uberjepung 
und, wo tunlich, gugleid) in der Sprache des Ori— 
ginales cinjutragen. 

Von Bedeutung erideint hier aud) dag Er- 
fenntnid dea ©. G. H. 11 VI 56 (Glajer-Unger I, 
202), womit der von der 2. Inſtanz aujgehobene 
Beſcheid des Bezirksgerichtes Kaaden, welches cine 
in böhm. Sprache verfaßte Klage unter Berufung 
auf den § 13 der a. G. O. quene ejtellt und den 
Kläger auj die Cinbringung der Mlage in deutſcher 
Sprache veriwiefen hatte, in 3. Inſtanz beftitigt 
wurde: „weil es notoriſch ijt, bab dic deutſche Sprache 
im Gerichtsbezirke Kaaden die allein Landes: 
übliche ijt’. 

Dieſe Rechtsanſchauung, wonach unter der 
„landesübl. Sprache“ im Sinne der a. G. O. nicht 
etwa jede der im Lande überh. beſtehenden und 
daher als „Landesſprachen“ geltenden Sprachen, 
ſondern die im Amtsbereiche des betreffen— 
den Gerichtes gebräuchliche oder „landesübl.“ 
Sprache zu verſtehen iſt, wurde auch in ſpäteren 
Erkenntniſſen des O. G. H. feſtgehalten. (Vgl. Er— 
fenntnijje 9 IX 80, 3. 9444, 11181, 8. 2, 29 XI 
87, 8.13481, 511 91, 3.548, und 3X1 97, 8.9682.) 
Auf dem Gebiete der Berwaltung liegen qleichfalls 
&. der Minijterien fowie Erfenntnifje des V. G. 
und des R. G. vor, welche den Begriff der „lan— 
desübl.“ Sprache fiir den Bereich der betrefienden 
Verwaltungsbesitfe in ganz analoger Weise feit- 
jtellen. (Val. VB. G. Erfenntnifie 1 V 90, Budwinsti 
5987, 29 XII 93, Budwinsfi 7622 und 31 ITT 94, 
Budwinsfi 7806, ferner R. G. Erfenntnifje 181 8s, 
Hye 423 u. 424, 3 VIL 88, Hye 440, 24 X 96, 
Hye 778.) . 

Eine Änderung der Beſtimmungen der a. &. 
©. über ben Gebrauch der landesübl. Spradjen bei 
Gericht ijt durch die nene Zivilrechtsgeſetzgebung 


Bekanntlich ijt dieje SteHungnahme weder im 
neuen G. O. G. nod in der 3. N. nod) in dem 
inf. G. gu letzterer erjolat. 

Als mafgebende Bebelfe fiir die Beurteilung 
der territorialen Berbreitung eines Vollsſtammes 
und ber Landesüblichkeit feiner Sprache in dem be— 
treffenden Verwaltungsgebiete find im allg. die 
Daten der Volkszählung iiber die ,,Umgangsipra- 
chen“ der anweſenden einheimiſchen Bevilferung 
anzuſehen. 

Betrachtet man die ethnographiſchen Verhilt- 
niſſe in den eingelnen Ländern, fo gelangt man, 
unter Beachtung des Unterfchiedes zwiſchen landes- 
iibl. Sprachen” u. „Landesſprachen“ gu nachſtehen— 
der ſchematiſcher UÜberſicht: 

Qu Niederöſterr. gilt die deutſche Sprache 
al8 alleinige „Landesſprache“; daneben beſteht in 
eingefnen Wemeinden die böhm. (tichecho =flavijdhe) 
Sprache als ,fandesiibl.“ Sprache. (Erfenntnis des 
R. G. 25 1V 77, Hye II, 129.) 

An Oberöſterr. u. Salzburg gilt die deut- 
ſche Sprache als alleinige „Landesſprache“ und ift 
zugleich die ausſchließlich „landesübliche“. 

Qn Steiermark, Kärnten u. Krain gel- 
ten die deutſche und die ſloveniſche Sprache als 
Landesſprachen“; die ſloveniſche Sprache ijt jedoch 
in Steierm. u. Kärnten nur in einigen Bezirken 
„andesüblich“, in Krain dagegen durchwegs. 

Sn Tirol gelten die deuſſche und die italic 
nije Sprache als „Landesſprachen“, in Nordtirol 
J aN italienifdje Spradje jedoch nidjt ,,landed- 

ich“. 

In Vorarlberg beſteht die deutſche Sprache 
als ausſchließl. „Landesſprache“ und zugleich ,lan- 
desübl.“ Sprache. 

Im Küſtenlande gelten die italieniſche, ſlo— 
veniſche u. ferbo-froatijde Sprache als „Landes— 
ſprachen“. 

Dieſe 3 Sprachen ſind jedoch durchaus nicht 
in allen Bezirken der betreffenden Linder zugleich 
landesüblich“. 

In Galizien find die polniſche u. rutheni— 
ſche Sprache „Landesſprachen“; die erſtere iſt zu— 
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gleich durchwegs , landesiiblicd)”, die ruthenifde hin— 
gegen nur in gewiſſen Bezirken. 

Daneben ijt in eingelnen Gemeinden die deut- 
jhe Sprache „landesüblich“. 

Jn der Bufowina find die deutjde, rumä— 
nifdje u. ruthenifde Sprache „Landesſprachen“. 

Die , Landesiiblichfeit” diejer Sprachen erſtreckt 
fi aber keineswegs auf dag ganze Land, gejtaltet 
id) vielmehr ſehr verſchiedenartig in den eingelnen 
Bezirken. 

In Böhmen u. Mähren ſind die deutſche 
ro böhm. (tichecho-{lavijde) Sprache ,Landesipra- 

en”. 

Wegen der verſchiedenartigen territorialen Ver- 
breitung der beiden Volfsjtimme läßt fich jedoch 
die Unnahme einer durchgreifenden ,Landesiiblidy- 
keit“ beider Sprachen wenigitens fiir Böhmen nidt 
begriinden, es muh vielmehr eine Unterjdeidung 
pe Gerichtsſprengeln u. Verwaltungsbegirten Plas 

reifen. 

Für die Annahme der Landesüblichkeit der 
böhm. Sprache in ganz Böhmen läßt ſich allerdings 
das mit der bisherigen Judikatur in Widerſpruch 
ſtehende Erkenntnis des DO. G. H. 13 XII 98, 
B. 14934, anführen. Allein die Begriindung dieses 
Erfenntnijjes aus dem Inhalte des Kabinettidrei- 
bens Kaiſer —— SIV 48 begegnet manchen 


tig Zweifeln. Sn Fiſchel, Quellenfamme- 
lung, Ginleitung, S. L, Yum.) 


In Schlefien beftehen auger der deutſchen 
nod) die böhm. u. polnifche Sprache als ,Landes- 
iprachen’’. 

Als „landesüblich“ find dic böhm. u. polniſche 
Sprache jedoch nur in einzelnen Bezirken anzuſehen. 

In Dalmatien ſind die italieniſche und die 
ſerbo⸗kroatiſche Sprache „Landesſprachen“ und zu— 
gleich „andesübl.“ Sprachen. 

Aus den amtl. Daten der letzten Volks— 

ählung 31XII 1900 ergibt fic) folgende Uber- 
Fat liber die Verbreitung der veridiedenen Um— 
gangsſprachen unter der anweſenden einbei- 
mifden Bevölkerung in den cingelnen Ländern: 

1. Niederbjterr. Deutſch: 2,713.923; böhm.: 
132.968; Befenner einer der anderen bei der Volks— 
zählung angjugebenden Umgangsipraden: 9810; 
aujammen: 2,856.701. 

2. Oberöſterr. Deutſch: 795.355; 
4898; zuſammen: 800.253. 

3. Salgburg. Deutſch: 185.951; andere: 
897; zuſammen: 186.848. 

4. Steiermarf. Deutſch: 902.343; ſloveniſch: 
409.531; andere: 1451; gujammen: 1,313,325. 

5. Kärnten: Deuticdh: 269.960; jlovenifd: 
90.495; andere: 345; zuſammen: 360.800. 

6. Krain. Deutſch: 28.177 ; flovenijd): 475.302; 
andere: 853; zuſammen: 504.332. 

7. Küſtenland. a) Triejt u. Gebiet: 
Deutſch: S800; italienijd: 116.825; flovenifch: 
24.679; andere: 626; zuſammen: 151.010. b) Görz 
u. Gradiska. Deutſch: 3498; ſloveniſch: 140.582; 
italieniſch: 81.136; andere: 186; zuſammen: 
225.402. c) Iſtrien. Deutſch: 7076; ferbo-froa- 
tiſch: 143.057: italieniſch: 136.191; andere: 1930; 
zuſammen: 335.965. 


andere: 
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8 Tirol. Deutſch: 460.440; italieniſch: 
368.021; andere: 2127; zuſammen: 830.988. 

9. Vorarlberg. Deutid: 112.316; andere: 
6336 (Ddarunter italienijd): 5884); zuſammen: 
118.652. 

10. Böhmen: Deutſch: 2,337.013; böhm.: 
3,930.093; andere: 3906; zuſammen: 6,271.012. 

11. Mähren. Deutſch: 675.492; böhm.: 
1,727.270; andere: 17.885; zuſammen: 2,420,747. 

12. Schleſien. Deutſch: 296.571; böhm.: 
146.265; polniſch: 220.472; andere: 432; zu— 
jammen: 663.740. 

13. Galizien. Deutſch: 211.752; polniſch: 
4,088.702; rutheniſch: 3,074.449; andere: 9800; 
zuſammen: 7,284.703. 

14. Bufowina. Deutſch: 159.486; ruthenifd: 
207.789; rumäniſch: 229.018; andere: 37.211 
polniſch: 26.857; magyariſch: 10.354); gujammen: 
723.504. 

15. Dalmatien. Deutih: 2306; jerbo-froa- 
tijd): 565.276; italieniſch: 15.279; andere: 1962; 
zuſammen: 584.823. 

Die obigen Daten find aus der von der jtatijti- 
iden Sentralfommijjion herausgegebenen ,,Ojterr. 
Statijtif’ (LXIII. Bd. Jahrg. 1902, Heft 1, Ta- 
belle XX VIIJ) entnommen und es migen hier nocd 
die von der ftatijtijden Sentralfommijfion beige 
fiigten ſehr bemerkenswerten allg. Erliuterungen 
Platz finden, welche die ſeit der vorlegten Bolts: 
zählung 31 XII 90 binjichtlic) der Verbreitung der 
Unigangsfpraden in den eingelnen Ländern wäh— 
rend des gehnjibrigen Seitraumes bis Ende 1900 
cingetretenen Yinderungen beriihren: 

„In M. O. haben demnach alle Umgangs- 
ſprachen gegeniiker der deutſchen an Terrain ge- 
wonnen; in O. ©. und Salzb. ijt feine nennens- 
werte Verjchiebung ecingetreten; in Steierm. wurde 
das Mebiet der ſloveniſchen Umgangsſprache gegen— 
liber dem deutſchen um geringes juriidgedringt, 
deSqleidjen in Kürnten; in Krain bat nur eine un- 
bedeutende Verſchiebung zugunſten der ſloveniſchen 
Umgangsſprache ſtattgefunden; einen erhebl. Fort— 
ſchritt hat das italieniſche Sprachgebiet in Trieſt 
u. Iſtrien aufzuweiſen, u. zw. in Trieſt gegenüber 
der ſloveniſchen, in Iſtrien gegenüber der ſerbo— 
kroatiſchen Umgangsſprache, in Görz u. Gradista 
blieben die Sprachverhältniſſe ziemlich unverändert; 
in Tirol hat das italieniſche Sprachelement an 
Zahl verloren, umgefehrt aber in Vorarlb. gewon— 
nen; in Böhmen Rnb feine nennenSwerten Ber- 
ſchiebungen eingetreten, um ſo intenſiver hat ſich 
jedoch die Bewegung in Mähren u. Schleſien ge— 
ſtaltet, woſelbſt in beiden Ländern das deutſche 
Sprachgebiet zurückgedrängt wurde, während das 
böhm.-⸗ mähr.-ſlowatiſche u. polniſche (letzteres be— 
ſonders in Schleſien) weitere Fortſchritte machte; 
in Gal. hat das polniſche Idiom gegenüber dem 
rutheniſchen u. deutſchen an Ausdehnung gewon— 
nen, in der Bufow. das deutſche gegenuͤber dem 
ruthenijden u. rumäniſchen; in Dalm. hat das ita: 
lienijche Sprachelement neuerdings Einbugen er— 
litten, welche der ſerbo-kroatiſchen Umgangsſprache 
zufielen.“ 
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Von hervorragendem Intereſſe fiir die Beur- 
teilung der fpradl. Verhältniſſe, namentlich der 
Landesiiblidfeit der Sprachen in den eingelnen 
Verwaltungsgebieten, find auch die im gitierten Hefte 
der Oſterr. Statiſtik“ enthaltenen fehr anſchaulichen 
grapbhifchen Darjtellungen über die Verbreitung der 

mgangsipracden in den Gebieten det auto- 
nomen Stadtgemeinden und in den Ge— 
richtsbezirken ſämtl.Reichsratsländer, mit 
Unterſcheidung ſprachl. Minoritäten von 2—10%, 
dann von 10--25% und von über 25—50%. 

2. Wie ſchon oben bemerlt wurde, ijt fiir die 
Wefchajtsiprade der Behirden die Unterſchei— 
dung der ,Sprache des inneren Dienjtes” 
von der ,Sprade des äußeren Dienjtes” 
pon prinjipieller Wichtigkeit. 

a) Hinjictlid der Sprache des inneren 
Dienjftes fann wieder unterjcdhieden werden einer- 
ſeits 

a) die interne Amtsſprache im eigentl. 
Sinne des Wortes, anderſeits 

&) die Sprache im Verkehre mit anderen Be— 
hirden u. Amtern, d. i. die amtl. Korreſpon— 
den zſprache. 

Was «) die interne Amtsſprache anbelangt, | 
jo fällt in deren Bereich alles, was ausſchließlich 
fiir den inneren Gebraud) im Amte bejtimmt ijt. 

Hieher gehiren aljo die Cintragungen der 
einlangenden Geſchäftsſtücke in das fog. Exhibiten- 
protofoll, deren Bezeichnung unter Schlagwörtern 
in Nachidlagebiichern „Indizes“), die Regiſtra— 
tursbezeichnungen fowie die Bormerfungen des 
Exrpedites, fury alles, was die interne manipulative 
Behandlung der Atten betrijft, ferner von Seite 
der ,Mongeptsbeamten” die Bezeichnung des Ge— 
{haftsitiices auf dem Referate, die Altenauszüge 
und internen Umtsbemerfungen gu dem Gegen— 
ftande des Geſchäftsſtückes, dann — bei follegialen 
Verhandlungen — der Vortrag des Referenten 
und die Beratung u. Ubitimmung wie auc) die 
SipungSprotofolle und — bei den höheren In— 
ftangen — der Entwurf der betrefjfenden E. bezw. 
des Urteiles, Exfenntnijjes oder Befcheides. 

&) Die amtl Korreſpondenzſprache der 
Behörden beherridt den geſamten Verfehr mit ande- 
ten iiber- oder untergeordneten ſowie gleidgeftell- 
ten Behirden u. Amtern desjelben oder eines ande- 
ten Dienſtzweiges und bezieht fich daher auf Be- 
tichte u. Anträge an die Oberbehirden, Anordnun— 
qen, Aufträge u. Verhaltungsmaßregeln in Form 
von Erl. an die Unterbehörden, Mitteilungen u. 
Erjuchichreiben in Form von Noten uſw. an foor- 
dinierte Behörden. 

Inſoſern Erkenntniſſe, €. u. Beſcheide der über— 
geordneten Behörden u. Inſtanzen den Parteien 
nicht unmittelbar, ſondern im Wege der Unter— 
behörden mitgeteilt werden, geſchieht auch die Aus— 
fertigung der Erledigungen 2. u. 3. Inſtanz 
— wenigitens im Geſchäftsverlehre der Verwal— 
tungsbehörden — in der Regel nur in der 
amitl. Korreſpondenzſprache und es erfolgt 
erſt von Seite der Unterbehörden die Mitteilung 
der oberinſtanzl. Erledigungen an die Parteien in 
der Sprache des äußeren Dienjtes. 
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In foldjen Fiillen hat die Behirde 1. Inſtanz 
unter Umſtänden eine ee da der betrefjenden 
Erledigung aus der amtl. Korreſpondenzſprache in 
die Sprache des äußeren Dienftes gu beforgen. 

Es hat fic) übrigens in lepterer Beit bet ein— 
zelnen polit. Landesbehörden die Ubung herausge— 
bildet, derartige Erledigungen in Parteiſachen den 
Unterbehörden gleich in der Sprache des äußeren 
Dienſtes bekanntzugeben, ſo daß die Notwendig— 
feit einer UÜberſeßung entfällt. 

b) In den Bereich der „Sprache des äuße— 


ren Dienſtes“ fällt die den Parteien des Amis— 


bezirkes unmittelbar zugehende Ausfertigung ſämt— 
lider behördl. E. u. Verfiigungen, die Aufnahme 
von Brotofollen, die Erlajjung von Kundmachun— 
gen, Sdiften, die Uusftellung von Borladungen 
ujw., kurz alle diejenigen mündlichen oder ſchriftl. 
Amtshandlungen, welche Det unmittel bare Ber- 
fehr der Behoͤrde in ihrem Wirtungstreije mit den 
Farteien oder mit ſolchen öffentl. Organen erfor— 
dert, Die den Brivatparteien in ſprachl. Beziehung 
gleichzuhalten find. 

Auf dem gefamten Gebiete des äußeren Ge— 
ſchäftsverlehres der Behirden mit der Bevölkerung 
haben die Beſtimmungen des St. G. fiber die 
Gleichberechtigung der landes übl. Spradjen An— 
wendung ju finden. 

Es fann daher insbej. die Annahme einer in 
ciner landesübl. Sprade verjaRten Eingabe und 
die Erlediqung derjelben nicht verweigert werden. 

3. Geſchaͤftsſprache der landesfürſtl. Be 
hörden. a) Die Sprache des inneren Dienſtes 
der l. ſ. Behirden wird von dem Wrundjage der 
Sleichberechtigung der landesiibl. Spradjen nicht 
berührt und es jiillt deren Regelung in den Be— 
reich der Exefutive. Dieſen Standpunft hat die Re= 
gierung früher bei verſchiedenen Anläſſen ſowohl 
der Reichsvertretung, als einzelnen L. T. gegen— 
über vertreten und bat aud) dort, wo es ifr awed: 
mäßig erſchien, eine Regelung der inneren Dienjt= 
ipradje tatſächlich im Berordnungsiwege unter— 
nommen. 

Hier ſind zunächſt die Erklärungen der Regie— 
rung bei Verhandlung des Wurmbrandſchen und 
des Schaarſchmidtſchen ig tg: Bers im Reichs⸗ 
rate au vergleidjen. In der Ausſchußberatung iiber 
den erjteren Antrag erklärte dic Regierung: ,,Die 
Feſtſetzung der Amtsſprache der Behörden ijt Gegen— 
ſtand der Exekutive, gehört ſomit in das Gebiet 
der V. Die Regierung hat die Dienſtſprache zu 
regeln nad) den Grundſätzen der Vereinjadung der 
Geſchäfte, der Wohljeilbeit ujw. fowie nad dem 
Bediirfnijie der Lander und der Bevilferung. Es 
bejtehen denn auch vericiedene V. fiir die ver- 
ſchiedenen Länder. Es war jtets die Intention der 
Regierung, dieien mannigfachen Bedürfniſſen Rech— 
nung ju tragen und fo haben ſich in einzelnen 
Vandern veridiedene Dienjtiprachen entiwicelt, 3. B. 
in Tirol, Jitrien und Gal.” (jtenographijde Bro- 
tofolle des A. H., IX. Sejjion, Beil. Nr. 697, S. 1 
u. 2). Jn diejer Erflirung wird allerdings auch 
auf das Gebiet der Sprache ded äußeren Dienjtes 
Riidjicht genommen. Bei der erjten Leſung des 
Schaarjdmidtichen Antrages erklärte die Regierung 
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ebenfalls mit yay | auf die Dienſtſprache der 
I. f. Behörden, dak in dem bezügl. Geſetzentwurfe 
Bejtimmungen enthalten feien: „welche in die Rechte 
der Exefutive eingreifen, welche Rechte die Regie- 
tung ju wabhren entſchloſſen ijt” (itenographiiche 
¥rotofolle des A. H., X. Seffion, S. 924). 

Yn dem Verordnungsrechte in Bezug auf die 
Geſchäftsſprache der Behörden wurde auch in der 
Regierungserflirung 6 V 97 feftgebalten (jteno- 
graphiſche Yrotofolle de3 YW. H., XII. Sefjion, 
S. 512 ff.). 

Gegenwärtig fteht die Regierung allerdings 
auf dem Standpunfte, dah die Sprachenfrage im 
BWege der Geſetzgebung gu löſen fei (val. unten 
Abſchnitt III.). 

Auf cine Reſolution des dalm. L. T., welche 
unter anderem die Einführung der ſerbo⸗kroatiſchen 
Sprache als ausſchließlichen internen Amtsſprache 
bei allen 1. jf. Behirden im Lande bezweckte, wurde 
pon dem Regierungsvertreter im L. T. die Er- 
fliirung abgegeben, dab die Regierung nidt in der 
Lage fei, auf ein foldjes Begehren einzugehen, „weil 
durch die Regelung der Verfehrsfprache der Be— 
hirden dem Bedürfniſſe der Bevölkerung entipre- 
chend Rechnung getragen fei und durch die 
Sprache des tnneren Dienjtes der Behör— 
den feine in den Staatsqrundgefepen ge 
wiihrleijteten Rechte der Bevblferung be 
tiihrt werden” ſſtenographiſche Brotofolle des 
balm. &. T., XXII. Sefjion 1886, S. 385). 

Dah die innere Dienſtſprache der Staats— 
behirden nicht unter die Beftimmungen ded Art. XIX 
falle, entwicelt aud) Sturm a.a. O. aug der Ge— 
neſis des Art. XIX mit iiberzeugenden Wriinden. 
Seinen Ausfiihrungen fommt um fo qripere Be- 
deutung 3u, als er befanntlic) feinerscit als Mit— 
alied des vom Verfaſſungsausſchuſſe im J. 1867 
eingeſetzten Subfomitees und als Berichteritatter 
dieſes Ausſchuſſes über den Entwurf de3 St. G., bee 
treffend die allg. Rechte der Staatsbiirger, fungierte. 

Wir haben ſchon bei Betrachtung der hijtorifchen 
Entwidlung geiehen, dak teils durd) ausdrückl. 
Vorſchriften, teils infolge Gewohnheitsrechtes dic 
deutiche Sprache die Geltung der inneren Dienjt- 
ſprache fiir die qefamte öſterr. Verwaltung erlangt 
hatte und dah hievon nur geringe, in befonderen 
Verhältniſſen einzelner Linder begriindete Aus— 
nahmen zugelaſſen wurden. Ein bedeutender Ein⸗ 
griff in die Geltung der deutſchen Amtsſprache, 
wodurch cin ausgedehntes Verwaltungsgebiet dem 
GeltungSbereiche derjelben größtenteils entzogen 
wurde, geſchah durd) die Winijterialverordbnung 
5 VIL 69, 3. 2354 (&. fiir Gal. Nr. 24), betreffend 
die AintSsfprade der f. k. Behsrden, Wmter 
u. Geridte im Königreiche Galizien ufw., 
im inneren Dienjte und im BVerfehre mit anderen 
Behbrden. Nach Anhalt diefer V. haben die den 
Minifterien des Annern, der Finanzen, des Handels 
und des Acerbaues (dann „für Landesverteidiqung 
und öffentl. Sicherheit’) unterftehenden ff. Behör— 
den u. Amter fowie der f. f. Landesſchulrat und die 
f. f. Gerichte, fowohliminneren Dienſte, alg 
aud im Berfehre mit den landesfürſtlichen 
nidt militäriſchen Behörden, Amtern und 
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Gerichten im Lande ſich der polniſchen Sprache 
zu bedienen. 

Auch die ſtaatsanwaltſchaftl. Behörden ſind im 
dienſtl. Verkehre mit obigen Behörden, unbeſchadet 
det über den Gebrauch der Sprache bei den Schluß— 
verhandlungen bejtehenden Borjchriften, gum Gee 
brauche der polnijden Amtsſprache verpflichtet ($ 1, 
Abſ. 1, und § 2 der B.). 

Yn Stelle der bisherigen deutſchen Geſchäfts— 
ſprache wurde hiedurch nabegu fiir den gefamten 
Bereich der internen Umts- u. Korreſpondenzſprache 
rs erwähnten Behirden die polnifche Sprache 
geſeßt. 

Nur für die —— mit den militäri⸗ 
iden Behörden, Amtern u. Gerichten, dann mit 
Bebirden, Umtern u. Gericten auger dem Lande 
und mit den Zentralſtellen ſowie in Betreff aller 
bei dem Oberlandesgeridte und der Oberſtaatsan— 
waltſchaft in Lemberg vorfommenden WAngelegen- 
heiten, weldhe fic * die Bulow. beziehen, wurde 
Dic deutſche Amtsſprache aufrecht erhalten (§ 1, 
Abſ. 2, und § 3, Abſ. 2, der B.). 

Endlich wurde noc) angeordnet, daß bei den 
Gerichten in jenen Fallen, in welchen die Wusfer- 
tiqung nad den beftehenden Vorſchriften in einer 
anderen als der polnijden Sprache hinauszugeben 
ijt, foweit als tunlid), aud) der Bortrag und die 
Beratung nicht in der internen (polniichen) Amts— 
iprache, jondern in jener Sprache au geichehen habe, 
pF eo die Uusjertiqung ju erfolgen hat ($ 3, 
Abſ. 1). 

Die iibrigen Beftimmungen der B., welche 
den Fortbejtand der deutſchen Umtsiprade bei den 
Kaſſeämtern fowie bei den Poſt- u. Telegraphen— 
ämtern normieren, kommen für den Zweck dieſer 
Darſtellung nicht in Betracht. 

Es wurde ſchon bei Erörterung des Bereiches 
der internen Amtsſprache im eigentl. Sinne des 
Wortes hervorgehoben, daß bei den höheren In— 
ſtanzen der Entwurf der betreffenden E. oder 
des Urteiles, Erlenntniſſes oder Beſcheides wie 
aud) (bei kollegialen Beratungen) der Vortrag des 
Referenten, die eventuellen Gegenantriige uſw. in 
der internen Amtsſprache ftattfinden. Hat die Wu s- 
j —— der E. oder des Urteiles uſw. in einer 
anderen al8 in der Sprache des inneren Dienjtes 

u geidjehen und findet etwa aus Rückſichten der 
Swedmipigteit u. neve ei da ge aud) die 
Feſtſtellung des Entwurfes der E. und der Vor— 
trag des Referenten gleich in der Spradje der Aus— 
fertigung ftatt, fo ijt hievin zweiſelsohne cine 
WAusnahme von dem regelmäßigen Gebrauche der 
internen Amtsſprache gu erbliden. Cine ſolche Aus— 
nahme haben wir binjichtlid) der pol nif chen Amts— 
ſprache in der foeben angefiihrten Beftimmung ded 
8 3, Ubf. 1, der Minijterialverordnung 5 VI 69, 
L. 24, fennen gelernt. Ein Gegenſtück hiezu bildet 
in Bezug auf den Geltungsbereid) der deutſchen 
Amtsiprache die lediqlidy im BV. BL des J. M. 
(Stiid XX ex 1886) publigierte B. diefes Mini— 
jteriums 23 IX 86, 3. 17520, an das Prager Ober= 
landeSgericht, womit: ,um die beim, Oberlandes- 
gerichte vorfommenden ſehr zahlreichen eee 
obergerichtl. Erlediqungen auj das unvermeidl. Dah 
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au beſchränken“ beſtimmt wurde, daß vom 11871 Umſtänden nebſtbei auc) in einer anderen Sprache 
angefangen beim Oberlandesgeridjte „in allen Fäl- erfolgen fann. Um nun dic vollſtändige Durchfüh— 
len, in weldjen die Erlediqgung nur in einer der ray, ag jit. § 27 des Organijationsjtatutes 7 VIII 
beiden Landesipraden hinauszugeben ijt, {don in| 50, R. 325, gu fidjern und eine durch die Praxis 
den Untrigen der Meferenten die Entwiirfe! herausgebildete Ungleidjirmigteit absujtellen, jand 
der Erledigungen und deren an die Parteien fid) das Priifidium des O. G. H. veranlaft, durch 
hinauszugebende BegriindunginjenerSpradye| cine » $riijidialerinnerung” 2 XII 92, 8. 435, an 
abgefaBt und ebenfo die etwa gegen den guordnen: „daß künſtighin aud iiber joldje italic: 
Untrag des Referenten beſchloſſenen Er— niſche Gejchajtsitiide, bei denen die Verhandlung 
fedigungen in jener Sprache feſtgeſtellt in 1. Inſtanz in italienijcher Sprache geführt wurde, 
werden, in welder diefelben nad den be-| alle Vorträge in deutſcher Sprache gu hal- 
itehenden Borjfdriften den Parteien zuzu— ten und die Erlediqung famt Griinden zu— 
fommen haben. nächſt in, deutider Sprache ju entwerjen fei”. 

„Hat die Erlediqung nad) den bejtehenden Bor: | Die Uberfegung in das Italieniſche zum Swede 
idriften in beiden Landesfprachen ju ergehen, ſo der Ausfertigung bat in folden Fallen wie in 
bleibt es vorläufig bei der bejtehenden Ubung der andersfprachigen Fallen iiberh. durch das Sefre- 
Uberfegung, welche aber immer unter Berantwor- | tariat unter Revijion des Referenten au geſchehen, 
tung des Vorſitzenden und des Senates ju erjol=| wenn letzterer nicht befonderen Wert darauf leat, 
gen hat.” die Uberjepung jelbjt au bejorgen. Die Erlajjung 

Mit dem Erl. des J. M. gleidjen Datums | einer ſolchen Anordnung jpegiell hinſichtlich der 
und gleicher Bahl wurde derielbe Vorgang auch |italienifchen Geſchäſtsſtücke erfliirt fic) daraus, 
beim Oberlandesgericte in Briinn eingefiihrt. (Val. daß bei ciner verhiltnismapig grofen Anzahl von 
Fiſchel, Quellenjammlung Nr. 441.) Gerichten die italieniſche Gerichtsiprace in Ubung 

Durd) diefe V. wurde bezüglich jener beim | jteht und eben deshalb fic) auc) beim O. G. H. 
Oberlandesgeridte in Prag begw. in Briinn aur | bei Verhandlung von durchwegs italienijdh (in den 
pages | gelangenden Geſchäſte, welde nad) | unteren Inſtanzen) durchgeführten Prozeſſen jener 
den Brundfaigen des Guferen Dienjtver- Verſtoß gegen den Grundjag der internen deutiden 
Amtsſprache leidjter herausftellen fonnte und tat- 
ſächlich berausgejtellt hatte, indem man auf dieje 
Weiſe cine „Geſchäftsvereinfachung“ zu ergielen 
vermeinte. 

Außer den durch die beſprochenen ſpeziellen V. 
für Gal. u. Böhmen geſchaffenen Ausnahmen von 
das Prager Oberlandesgericht 30 VI 52, 3. 8103; | dem Geltungsbereiche der deutſchen Amtsſprache be— 
4111 56, 8.4749, und 10 1 64, 8. 617 ex 1863, bei | fteben derartige Ausnahmen in anderen Ländern 
Raferer Il, 327 f.) auf Grund eines teils ausdrücklich, teils ſtillſchwei— 








fehres cine Musfertigung der Erlediqung in 
böhm. Sprache erfordern, der bisher ausſchließl. 
Gebrauch der deutſchen Geſchäftsſprache im inter: 
nen Umtsverfehre weſentlich eingeſchränkt 
und die böhm. Sprache als jiweite interne Amts— 
iprache eingefiibrt. (Bal. hiezu die J. M. Erl. an 


Die durch die B. des J. M. 23 1X 86 bewirfte | gend anerfannten Gewohnheitsrechtes u. - jo= 
Einjdriinfung des Geltungsbereiches der internen | wohl bei den Gericten als bei den Verwa 
deutichen Amtsſprache tritt nod) deutlicher au Tage, 
wenn man die Boridhrijten iiber die Geſchäftsſprache 
des DO. G. H. und die in denjelben klar ausge- 
ſprochene Unterſcheidung der internen Amtsſprache 
von der Sprache der für die Parteien beſtimmten 
Ausfertigungen ing Auge ſaßt. 

Nach § 27 des kaiſ. P. 7 VIII 50, R. 325, 
hat als Geſchäftsſprache des oberſten Gerichts— u. 
Kaſſationshoſes in der Regel die deutſche Sprache 
u gelten. ,,€8 jind daber alle Vorträge in deut- 
cher Sprade gu halten und die Ausfertigungen 
dieſes Gerichtshofes in der Regel nur in deut- 
ſcher Sprache au erlajien. Insbeſ. find die Rats- 
protofolle ſtets in deuticher Sprache abzufaſſen. 

» Wenn jedod) die Verhandlung in einer ande— 
ten al der deutſchen Sprache gefiihrt worden ijt, 
fat der O. G. H. feine E. dariiber famt den Griin- 
den in der Sprache, in welder die Verhandlung 
in 1. Inſtanz geführt wurde und in der deutſchen 
Sprache hinauszugeben.” Hieraus ergibt fich, 
dag die Vortriige der Referenten nebjt den Ent— 
wiitjen der E., die Beratung und die Beratungs- 
protofolle beim O. G. H., weil fie eben in den 
Bereich der internen Amtsſprache fallen, ausnahms— 
{08 in deutſcher Sprache ſtattzufinden haben, wäh— 
tend die Ausfertigung der Erledigungen unter 


tung$- 
behörden. 

In Dalmatien galt ſchon zur Zeit der Ein— 
verleibung desſelben in den öſterr. Staat die italie— 
niſche Sprache als Amtsſprache der Gerichte und 
wurde als ſolche mit dem Hfd. 18 TIL 15, 3. 1138, 
und bem Régolamento provisorio per i notaj” 
15 V 27, Raccolta delle leggi etc. per la 
Dalmazia Nr. 87 (§ 17) ausdrücklich anerfannt. 

Auch gegenwärtig ijt die italieniiche Sprache 
dic Sprache deS inneren Dienjtes bei den dalm. 
Gerichten; injolge des derzeit tiberwiegenden Ge— 
brauches der ferbo-froatifden Sprache im äußeren 
Dienjte, wird aber letztere tatſächlich auch im inne— 
ren Dienfte teilweije angewendet. 

Bei den polit. Verwaltungsbehsrden in Dalm. 
befteht grundſätzlich dic deutſche Amtsſprache fiir 
ben inneren Dienjt, der Gebrauch derfelben iit 
jedoch keineswegs ausſchließlich, ſondern es wird 
daneben ſowohl in der Korreſpondenz mit anderen 
l. f. Behörden als auc) im internen Amtsverkehre 
die italieniſche ſowie die ſerbo-kroatiſche Sprache 
angewendet. 

So werden bei der Statthalterei auch die Ent— 
wiirfe der E. oder Erfenntnijie 2. Inſtanz häufig 
in einer der beiden landesiibl. Spraden verfaßt 
und Erl. in dieien Spraden an die Unterbehirden 
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gerichtet. DeSgleichen gefchieht ſowohl bei der Statt- 
halterei als bet den Bezirksbehörden die jog. Mani- 
pulation zumeiſt in den landesübl. Sprachen. 

Bei den Finangbehirden und den Seeverwal— 
tungSorganen gilt die italienifche Sprache als Sprache 
des inneren Dienjtes. 

Jin Küſtenlande beſteht bei der Mehrzahl 
der Berichte auf Grund alterer Hid. fowie fteter 
Wepflogenheit dic italieniſche Sprache als Sprache 
des inneren Dienftes; nur bei einigen Bezirksge— 
ridjten wird die deutiche Sprache als Sprache des 
inneren Dienjtes angewendet. Bei den polit. Ver- 
waltungsbehirden jowie bei den Finanzbehörden 
wird an dem Grundſatze des Gebrauches der deut- 
chen Amtsſprache im inneren Dienjte feitqehalten, 
wogegen die Seeverwaltungsbehirbden ſich auch der 
italienijden Sprache im internen Amtsverkehre 
bedienen. 

In Südtirol, d. h. in den Kreisgerichts— 
jprengeln Trient u. Rovereto, ijt die italienifche 
Sprache auf Grund althergebrachter Ubung bei den 
beiden Gerichtshöſen und den Bezirksgerichten die 
ausſchließl. Geſchäftsſprache im inneren Dienſte. 

Infolgedeſſen hat fic) auch bei dem Ober— 
landesgerichte in Innsbruck, fiir welches als Sprache 
des inneren Dienftes mit dem J. M. Erl. 14 1X 
53, 3. 15514, die deutiche Sprache feſtgeſtellt wurde, 
die Ubung herausgebildet, dah bei italieniſch ver- 
handelten Redhtsjachen die Anträge iiber die an 
die Parteien hinauszugebenden Erledigungen und 
deren Begriindung fojort in italieniſcher Sprache 
entiworjen, die Beratung in derjelben gepflogen und 
die hinauszugebenden Erledigungen in dieſer Sprache 
formuliert werden. 

Es bejteht alfo bei dem genannten Cherlandes- 
qerichte de facto neben der deutichen auch die ita- 
lientiche Sprache alS Sprache des inneren Dienjtes. 

Was die polit. Verwaltungsbehirden anbelangt, 
jo wird bei den Begirfshauptmannidaiten Trient, 
Rovereto, Borgo, Cavaleje, Cles, Primiero, Riva 
u. Tione die Korreſpondenz zumeiſt in italieniſcher 
Sprache beforgt, desgleichen zum großen Teile dic 
jog. ,, Manipulation”. 

Auch bei der Statthalterei in Innsbruck wer- 
den die Entwiirfe jener E. oder Verfügungen, 
welche fiir den italieniſchen LandcSteil bejtimmt 
jind, zumeiſt in italienijcher Sprache verfaRt und 
in dieſer Sprache den Unterbehirden eröffnet. 

Su den l. fj. Behirden im weiteren Sinne ge- 
hören auch die in den cingelnen Ländern auf Grund 
det betreffenden Geſetze iiber die Schulaufſicht be- 
jtehenden „k. k. Landesſchulräte“, deren Geſchäfts— 
ordnungen in der Regel Beſtimmungen über die Ver— 
handlungsſprache bet den Sitzungen und die Korre— 
ipondengiprache nicht enthalten. WIS allg. Grundſatz 


kann Hingeitellt werden, daß die Mitglieder ſich bei | 


Det mündl. Beratung oder bei Musarbeitung von 


Rejeraten uſw. nach eigener Wahl der Sprache des | 


inneren Dienjtes oder ciner anderen landesübl. 
Sprache bedienen finnen. Die Korreſpondenzſprache 
ijt jumeijt mit jener der l. 7. Behörden überh. 
identiſch. 

Shegiell fiir Böhmen ijt ſeit der Teilung des L. 
Sd). R. in eine deutiche und eine böhm. Seftion die 
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Gejchijts- u. Verhandlungsiprace grundſätzlich in 
der Weije bejtimmt, daß in der einen Seftion die 
deutſche, in der anderen die böhm. Sprache bei der 
mündl. Beratung, der Erjtattung der Rejerate und 
bei der Führung der Beratungsprotofolle anzu— 
wenden ijt, wihrend bei den Plenarfipungen jedes 
Mitglied nach eigenem Ermeſſen fich einer oder der 
anderen von beiden Sprachen bedienen fann. (Ge— 
jep 24 VI 90, L. 46.) 

Der Kreis der in eingelnen Ländergebieten 
{Gal., Böhmen, Dalm., Küſtenl. u. Sitdtirol) be- 
jtebenden Ausnahmen von dem Geltungsbereice 
Der deutſchen Geſchäftsſprache im inneren Dienjte 
der l. j. Behörden erſcheint hiemit abgeſchloſſen. 

Die Sprache des inneren Dienſtes bei den 
Zentralſtellen (Miniſterien, R. G., V. G. 
O. G. H., Oberſter Rechnungshof) ijt ausſchließ— 
lich die deutſche. 

Grundſätzl. Beſtimmungen über die Dienſt— 
ſprache der Staatseiſenbahnverwaltung ent— 
hält die Miniſterialkundmachung 19196, R. 16. 

b) Die Geſchäftsſprache der landes- 
flirjtlL Behbrden im äußeren Diente. Der 
unmittelbare Berfebr der Staatsbehirden mit den 
StaatSbiirgern, d. i. mit den Barteien oder mit 
Rorporationen, welche den Barteien gleichzuhalten 
jind, wird in fpradl. Beziehung von dem Pringipe 
dev verfaſſungsmäßigen Gleichberechtigung der lan— 
desübl. Sprachen beherrſcht. 

Schon vor Erlaſſung des St. G. über die 
allg. Rechte der Staatsbürger hatte die öſterr. Bere 
waltung da8 bereits in der Verfaſſung vom J. 1849 
jum Ausdrucke gelangte Pringip der jprachl. Gileid- 
beredjtigung im allg. anerfannt und wenigitens dag 
tatſächl. Bedürfnis einer gleichmäßigen Beriid- 
ſichtigung der landesübl. Sprachen im unmittel- 
baren Verkehre der Behörden mit den Staatsbiir- 
gern jederzeit refpeftiert. Durch eine Reihe von An— 
ordnungen fiir einzelne Berwaltungsgebicte wurde 
aus Anlaß fonfreter Beſchwerden dafür Sorge ge- 
tragen, daß die Behörden fic) bei Musfertigung ihrer 
&., Erfenntnijie ujw., kurz im duperen Geſchäfts— 
vertehre iiberh., der landesüblichen, den betreffen— 
den Parteien verſtändl. Sprachen bedienten. 

An der Regel wurden hiebei gleichmäßige 
Vorſchriften fiir die Geridte und die Que 
jtigbeborden ciner= und fiir die Verwal— 
tungsbehörden anderfeits erlajjen, welche ſich 
in folgende Beſtimmungen zuſammenfaſſen laſſen: 

1, Eingaben der Parteien in einer der in dem 
Amtsſprengel Landesiibl. Sprachen find von den 
Behirden angunehmen und es finnen jich die Par— 
teien oder deren Vertreter bei den Verhandlungen 
vor Gericht oder vor einer Verwaltungsbebirde 
ciner Diejer Sprachen, je nachdem fie die ,, Wutter= 
jprache’ der betrefjenden Bartei iit, bedienen. 

2. ¥rotofolle iiber ein mündl. Anſuchen dev 
Parteien fowie über Vernehmungen derjelben, dann 
der Zeugen u. Sachveritindigen jind in der Mutter: 
ſprache Der Betreffenden aufzunehmen. 

3. Jn den Ausſfertigungen an die Parteien 
haben die Behirden fic) jener landesiibl. Sprache 
au bedienen, in welder die ſchriftl. Cingabe über— 
reidjt wurde oder das mündl. Unbringen oder die 
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prototollariſche Vernehmung ſtattſand. Wenn feine! Sprachen im äußeren Dienſte der polit. Verwal— 
Eingabe, fein mündl. Anbringen oder feine proto⸗ tungsbehörden. der Gerichte und der Staatsanwalt⸗ 
kollariſche Vernehmung vorliegt, ijt darauf zu ſehen, ſchaften. Nach dieſer V. haben die dem M. J. unter— 
daß die Ausfertigung in jener Sprache erjolge, | ſtehenden Verwaltungsbehörden, dann die Gerichte 
welche als Mutterſprache der betreffenden Partei u. Staatsanwaltſchaften: 
—— iſt. Dieſe Anordnung gilt für alle G., | a} die an Barteien oder Gemeinden ergehenden 
Erfenntnijje, Vorladungen, Aufträge ujw. | Erledigungen von jchrijtl, Eingaben oder mündl. 
4. Die Gemeinden find in Begug auj den, Anbringen in jener der beiden „Landesſprachen?““ 
dienjtl. Berfehr mit den Behörden hinfidtlich der Ge- | ausgujertiqen, in welder die Eingabe abgefakt ijt 
fchjtsiprache gleid) Den Barteien gu behandeln. | oder das mündl. YUnbringen vorgebracht wurde. 
Ein typiſches Beifpiel derartiger ſchon vor der) Die in einer der beiden Vandesſprachen verjajten 


Geltung des St. G. über die allg. Rechte der Staats: 

biirger im Berordnungéwege fiir eingelne Krone | 
liinder erlajjenen Vorſchriften find die mit dem Ertl. | 
des Minifterprafidenten 4 VIL 60, 8. 545 M. C., 
für alle Dienſtzweige herausgegebenen internen Be- 
jtimmungen zur Regelung der Geſchäftsſprache der 
Behirden in Galigzien, welche fiir den äußeren 
Dienſtbereich nod) gegenwärtig in Geltung ſtehen 
und jpegiell fiir die Gerichte u. Juſtizbehörden in 
dem J. M. Erl. 9 VIL GO, B. 10340 (Kaferer IL, 
335), enthalten find. 

YWnaloge Unordnungen wurden fiir Steier- 
mart, Kärnten, Rrain und das Küſtenland 
mit den J. M. Erk. 20 X 50, 8. 14553, 15 TI 62, 

. 865/¥Ers., 20 X 66, 3. 1861/Pxrs., und 5 IX 67, 
3. 8636 (Raferer I, 342 ff.), binfichtlich ded Ge— 
braudjes der flovenijdyen bezw. der ſerbo-kroati— 
ſchen Sprache im äußeren Dienjtvertehre bei den 
Weridjten und jtaatsanwaltidaftl Behirden ge- 
trofien. Sn gleider Weiſe — dag M. J. mit} 
dem Erl. 6 VID 67, 3. 3968 M. J., daß bei den | 
polit. Behirden, in deren Amtsgebiete die jloveni= | 
idle Sprache landesüblich ijt, Cingaben in diefer | 
Sprache nicht nur anjtandslos angenommen, jon- 
dern aud) in derſelben beantwortet werden, dah 
jerner Borladungen, amtl. Wusjertiqungen, Auf— 
träge, Schreiben an Perjonen, welche nur der flo- 
venifdjen Sprache fundig jind, aud) nur in diejer 
Sprache erlajien werden und da mit folcyen Per— 
jonen oder anderen, wenn fie es verlangen, 
Protofolle in dieſer Spradje aufzunehmen feien. 
„Es find iiberh. berechtigte Rlagen hintanzuhalten.“ 

Wie man fieht, beruhen dieſe u. andere ähnl. 
V., deren nähere Beiprechung gu weit fiihren wiirde, 
vorwiegend auf dem Standpunfte des praftifden 
Pediirinijies, indem dic Anwendung der betreffen— 
den landesübl. Sprache im äußeren Dienſtverkehre 
zumeiſt nur fiir jene Halle vorgefdjrieben wird, in 
welchen die Barteien der Sprache des inneren Dien= 
ſtes nicht mächtig find oder den Gebrauch ihrer 
eigenen Spracje jeitens der Behirde ausdrücklich 
verlangen. Scit der Seltung des St. G. über die 
allg. Rechte der Staatsbiirger jind nun mebrere 
Spradenverordnungen von det Regierung erlajjen 
worden, welche die aͤußere Dienjtiprache der Behör— 
den nicht lediglic) vom Standpunfte des praktiſchen 
Bedürfniſſes, ſondern pringipiell auf Grundlage 
der im Art. XIX anerfannten verfaſſungsmäßigen 
Gleichberechtigung regeln. 

1. Verordnungen fiir Dalmatien. Hieher 
gehört zunächſt die B. der Miniſterien des Innern 
und der Juſtiz 20 IV 72, &. 17, für Dalm., betref— 
fend den Mebraud der in Dalmatien landesiibl. 


Beilagen bedürfen feiner Uberjepung (8 1). 

b) Die mit Parteien oder Gemeindeorganen 
aufzunehmenden Protokolle find in jener der bei- 
den Landesipradjen abzufaſſen, in welcher die 
mündl. Erklärung abgegeben wurde (§ 2). 

c) Die nidjt über Einſchreiten der Parteien 
erjolgenden behördlichen oder gerichtl. Wusferti- 
qungen find in jener der beiden Landesſprachen 
auszufertigen, die von der Perſon, an welche die 
Yusfertigung gerichtet werden foll, gefprocjen wird. 

Solche Ausjertigungen an Gemeinden find in 
der Berhandlungsfprache der betrefjenden Gemeinde— 
vertretung shguionen. 

Iſt die Sprache, deren ſich dic Bartei bedient, 
nicht befannt oder ijt jie feine der beiden Landes— 
iprachen, fo ijt die Sprache Des inneren Dienſtes 
anzuwenden (§ 3). Die $$ 4—8 enthalten nähere 
Vejtimmungen hinfichtlic) des Gebrauches der Lan— 
desſprachen im ftraj- und zivilgerichtl. Verfahren. 
Im 39 werden die früheren einſchlägigen B. des 
M. 3. 2011 69, L. 7, und des J. WM. 26 11 69, 
L. 9, auger Kraft geſetzt. 

§ 10 bejtimmt ausdrücklich, daß der innere 
Dienft der f. f. Behirden u. Gerichte fowie der 
Verkehr derſelben untereinander durch die gegen— 
wärtige V. nicht beriihrt wird. 

Anterne Weijungen bezüglich des Gebrauches 
det beiden Landesſprachen jpegiell im äußeren 
Dienjte der Finangbehirden in Dalm. find ferner 
in den Erl. des F. M. 4 V 66, 8. 23695, und 
2611 70, 3. 2941, enthalten, weldje im weſent— 
lichen mit der Winifterialverordnung 201V 72, 
v.17, tibereinftimmen. 

Für Dalm. bejtehen iiberdies im Zuſammen— 
hange mit der Regelung der äußeren Dienjtiprache 
der Behörden ausdrückl. Vorſchriften, welche eine 
definitive Unjtellung im Staatsdienjte bei den Juſtiz— 
u. BVerwaltungsbehirden von dem Nachweiſe der 
Kenntnis beider Landesipraden vor einer bejon- 
deren Kommiſſion abhängig machen ;Statthalterei- 
tundmadjungen 21XIIG8, Y. 23, und 5 V 70, L. 114). 

Die praftijche Durchjiihrung der Winiiterial- 
perordnung 201V 72 ſtieß bei den dDalmatini- 
ſchen Gerichten auf Schwierigkeiten, weil die Ge— 
richte die Rechtsgültigleit derſelben im Hinblicde auf 
den Wortlaut des 8 14 der in Dalm. u. Iſtrien 
mit dem kaiſ. P. 241V 15 cingefiibrten a. G. O. 
in Sweijel zogen. 

Der in Dalm. (u. Iſtrien) publizierte italie- 
niſche Tert des § 14 der a. G. O. lautete nämlich 
dabin, dah die Streitteile und ihre Rechtsfreunde 
fich in ihren Reden vor Gericht der italieniichen . 
Sprache ju bedienen haben, wibhrend § 13 der a. 
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G. D. den Gebrauch der „landesübl. Sprache’ und 
§ 14 der wejtgal. Gerichtsordnung den Gebrauch 
der „im Lande beim Gerichte übl. Sprache“ vor- 
ſchreibt, wie bereits bei Erörterung der Begrifie 
„landesübl. Sprache“ u. „Landesſprache“ erwähnt 
wurde. 

Xn einer in das Sudifatenbuch (Nr. 112) ein— 
—— Plenarentſcheidung des O. G. H. vom 
J. 1883 wurde nun aus Anlaß vorhergegangener 
fonfreter &. der dalm. Gerichie nachitehender Rechts— 
jag ausgeſprochen: „Die im § 14 der als Geſetz 
für Dalm. geltenden 8. P. O. enthaltene Vorſchrift, 
dak die Barteien fowohl als ihre Rechtsfreunde fich 
in ibren Uften der italienijden Sprache zu bedie— 
nen haben, ijt weder durch Art. XIX des St. G. 
21 XIL G7, R. 142, nod) durd) die B. der Mini- 
fterien Des Annern und der Juſtiz 20 IV 72, L. 17, 
fiir Dalim. als abgeändert ju betrachten.” 

Ungefichtsdiejes Rechtsſatzes fonnte dem Grund⸗ 
jage der ſprachl. Gleichberechtigung bei den dalm. 
Gerichten nur durd) cine Anderung des § 14 der 
in Dalm. (u. Ditrien) publijierten a. G. O., d. i. 
im Geſetzgebungswege, Geltung verſchafft werden, 
was durch die Erlaſſung des Geſetzes 25 V 83, R. 76, 
geſchehen ijt. (Val. ſtenographiſche Protokolle des 
Y. H., IX. Seffion, S. 9156 ff. und S. 10855 fi. 
jerner Beil, Nr. 654 u. 754.) 

Turd) das jit. Gejes ijt an Stelle des Wus- 
drudes „italieniſche Sprache” im $ 14 der Gerichts- 
ordnung fiir Dalm. u. Ditrien die Bezeichnung 
„eine der landesübl. Sprachen” getreten und cs 
fann demnach an der Giiltigfeit der Minijterial- 
perordnung 20 IV 72 ein Zweiſel wohl nicht mebr 
bejtehen, da die beiden „Landesſprachen“ in Dalm. 
aud) durchwegs als „landesüblich“ —— ſind. 

In Ergänzung der Miniſterialverordnung 
20 IV 72 wurde mit der V. der Miniſterien des 
Innern und der Juſtiz 21 XLST, L. 37, fiir den 
Verkehr der polit. Behirden, der Gerichte und der 
Staatganwaltidajten in Dalm. mit den auto- 
nomen Organen im Lande die Geſchäftsſprache, 
deren ſich Die letzteren befanntermagen be: 
dDicnen, als maßgebend erflirt. Die genannten 
Behörden haben jonach in der Korreſpondenz nicht 
nur mit den Gemeinden, jondern aud) mit dem L. 
A., Dem Landesfulturrate und fonjtiqen autonomen 
Organen in Dalm. nur jene Sprache anguwenden, 
welche als die Geſchäftsſprache der betrefjenden 
autonomen Rorporationen u. Organe befannt ijt. 

2, Verordnungen fiir Bihmen u. Mäh— 
ren. Mit der V. der Minijter des Annern und der 
Juſtiz 19 IV 80 (L. fiir Böhmen Nr. 14, LV. fiir 
Mähren Nr. 17) betreffend den Webrauch der Lan- 
desſprachen im Verkehre der polit., Weridts- und 
jtaatganwaltjchaftl. Behbrden in BiH men u. Ma he 
ren mit den Parteien und autonomen Organen 
(jog. Taaffe-Stremanr ice Sprachenverordnun- 
en) enthilt im allg. diefelben Vorſchriften wie die 

fprodjenen V. fiir Dalm., mit nachfolgenden Ver— 
ichiedenheiten rejp. Ergänzungen: 

a} Ue amil. Befanntmadungen, welche zur 
allg. Kenntnis im Lande bejtimmt find, haben in 
beiden Landesfprachen zu ergehen. Lediglich fiir 
einzelne Bezirke oder Gemeinden bejtimmte aml. 
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Befanntmadungen haben in den Landesfpraden 
ju erjolgen, weldje in den betreffenden Be— 
zirken üblich find. 

b) Die Eintragungen in die öffentl. Bücher 
Landtafel, Bergbuch, Grundbuch, Waſſerbuch uſw.), 
dann in die Handelsfirmen-, Genoſſenſchafts⸗ und 
andere Sfjentl. Regijter find in der Sprache des 
mündlichen oder fchriftlichen Anſuchens, bezw. des 
Beicheides, auf dejjen Grund fie erjolgen, gu voll- 
ziehen. 

In derſelben Sprache ſind die Intabulations— 
flaujefn den Urkunden beizuſetzen. 

Bei Auszügen aus dieſen Büchern u. Regi— 
jtern ijt die Spradje der Eintragung beizubehalten. 
Die Rechtsgültigkeit der Minijterialverordnung 
19 IV 80 wurde befanntlid) in Anſehung des ge- 
ſchloſſenen deutichen Sprachgebietes in Böhmen, d. h. 
jener Gerichtsbezirke, in weldjen die bébin. Sprache 
nidt als „Jandesüblich““ oder „gerichtsüblich“ zu 
betradjten ijt, vielfach bejtritten, wobei der ſchon 
früher erörterte pringipielle Unterjdied zwiſchen 
dieſer Bezeichnung und dem in der V. durchwegs 
angewendeten Ausdrucke „Landesſprache“ hervor— 
aren wurde. (Val. ſtenographiſche Brotofolle des 

. ©., IX. Seffion, S. 2978 f., 3210 u. 3419 Fi; 
Beil. Nr. 207 u. 325. Ferner ſtenographiſches Pro— 
tofoll des H. H., IX. Sefjion, S. 232 ff.) 

Was die Verwaltungsbehirden anbe- 
fangt, fo fann die Bejtimmung der B., nach welder 
alle Gingaben in beiden Landesſprachen in gang 
Böhmen von den Behörden angunehmen und zu 
erledigen jind, nicht als geſetzwidrig angejochten 
werden, teil fiir Den Bereid) der Verwaltung feine 
dem $13 der a. G. O. analoge ausdriidl. Bor- 
ichrijt bejteht, welche die Barteien auf den Gebrauch 
der in dem betrefjenden Amtsbezirke „landesübl. 
Sprache’ beſchränken würde. 

Die Beſtimmungen der Minijterialverordnun- 
gen für Böhmen u. Mähren 191V 80 jteben nod 
gegenwärtig in Kraft, weil die an deren Stelle ge— 
tretenen Winijterialverordnungen SIV 97 (LQ. 12 
fiir Böhmen) und 221V 97 (LX. 20 fiir Mähren) 
— fog. Badeniide Spradenverordnungen 
— durd die WMinijterialverordnungen 24 II 98 
(. 16 fiir Böhmen, L. 19 fiir Mähren) — fog. 
Gautſchſche Spradhenverordnungen — und 
leptere wieder durd) die ee ee 
14X99 (&. 29 fiir Böhmen, &. 77 fiir Mähren) 
— fog. Claryſche Sprachenverordnungen — 
ausdrücklich aujgehoben worden find. 

Nach § 2 der MinijterialverordDnungen 14 X 99 
haben nämlich in Anjehung des Gebrauches der 
Landesſprachen jene Beftimmungen u. Grundſätze 
in Anwendung au fommen, welche hiefür bis gum 
Reitpunfte des Beginnes der Wirkſamkeit der mit 
15111 98 außer Kraft getretenen Minijterialver- 
ordnungen STV 97 fiir Böhmen und 22 1V 97 fiir 
Mähren maßgebend waren. 

Es ſind demnach insbeſ. alle jene Vorſchriften 
der Badeniſchen u. Gautſchſchen V. außer Kraft 
geſetzt, welche die Anwendung der böhm. Sprache 
im inneren Dienſte (als interne Amtsſprache und 
als Korreſpondenzſprache) betreffen. (Vgl. den Erl. 
ded J. ML. 16X99, 3. 28/Prs., an die Ober⸗ 
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landesgerichtspräſidien in Brag u. Brünn, abge— 
drudt in Fiſchels Quellenſammlung unter Nr. 436 
— fog. Kindingerſcher Spradenerl[ag.) 

Hinſichtlich der näheren Details wird auf den 
Art. „Böhmen“ verwiejen. 

3. Berordnungen fiir andere Länder— 
gebiete. Die Erl. des J. M. 12 X 82, 3. 15847 
Kaſerer I, 332 f.), zur Regelung der Geſchäfts⸗ 
iprache im äußeren Diente der Gerichte in Schle— 
jien, dann 1S TV 82, 8. 20513 ex 1891 (Raferer II, 
345 ff), aur Regelung der Geſchäſtsſprache im 
äußeren Dienjte der Geridte und ftaatsanwalt: 
ſchaftl. Behörden in Steiermarf, Kärnten 
u. Krain unterſcheiden ſich von der Sprachenver— 
ordnung 19 TV 80 fiir Böhmen u. Mähren weſent— 
lid) dadurch, daß nur von landes- bezw. gerichts— 
übl. Sprachen, nicht aber von Landesiprachen die 
Rede ijt, und daß ferner die gleichmäßige Beriic- 
ſichtigung der landesübl. Sprachen nur fiir be- 
jtimmte Gerichtshofiprengel, in welchen eben die 
betrefienden Sprachen tatſächlich vorwiegend oder 
ausſchließlich im Gebrauche ſtehen, vorgeidrieben 
wird. Dieſe Erl. befinden ſich daher auch in vollem 
Einklange mit dem § 13 der a. G. O. und dem 
8 14 des B. 9 VIII 54, R. 208. Ym iibrigen ent- 
halten diefelben ähnliche, jedoch nicht jo weitgehende 
Normen wie die B. 19 1V 80. 

Abgejehen von den Minijterialverordnungen 
fiir Dalm., Bihmen u. Mahren find feit der Gel- 
tung des Urt. XIX des St. G. einheitliche, zuſammen⸗ 
fajjende Vorſchriften über den Gebraud) der lan— 
deSiibl. Spraden im äußeren Geſchäftsverkehre 
ipegiell Der Verwaltungsbehirden in ande- 
ten Ländern mit mebhripradiger Bevilterung 
nicht erlajjen worden. 

In eingelnen Fällen wurden den Unterbehirden 
Verhaltungsmafregeln gegeben oder iiber fontrete 
Befdwerden im Inſtanzenzuge entidieden, allein 
aufer den erwähnten neueren V. feblt es, wie ges 
jagt, in den iibrigen Verwaltungsgebieten an einer 
einbeitlichen, auf dem Grundjage des Urt. XIX be- 
rubenden Regelung der äußeren Dienſtſprache der 
L. f. Verwaltungsbehirden. Zum Teil gebricht es 
aud) an internen Vorſchriften und an E. der oberen 
Inſtanzen gänzlich und ift fiir die Bejtimmung 
der Gefchiijtsiprade im Berfehre mit den Parteien 
und den autonomen Organen lediglich die Gepflogen— 
heit, wie fie fid) ſchon in älterer Zeit herausgebildet 
hatte, maßgebend. 

4. Geidaitaiprade der autonomen Bee 
hörden. Dem Pringipe der Mutonomie entipricht 
e8, dah die Organe der autonomen Verwaltung 
binjichtlid) der hl ihrer internen Wefchifts- u. 
Verhandlungsiprade iiberh. nicht, hinfichtlic) der 
Wejchijtsiprade im äußeren Berfehre aber nur in- 
foweit beſchränkt find, als in dieſem Bereiche einer— 
feits der Art. XIX des St. G. in Betracht fommt 
(E. d. R. G. 18188, Hye 423 u. 424, und 3 VII 
88, Hye 440) und andericits die unterſten auto— 


nomen Körperſchaften reſp. Behörden, d. i. die Ge— 


381 





Die Beſtimmung der Geſchäftsſprache des Lan— 
desausſchufſſes ijt in einzelnen mehrſprachigen 
Ländern durch Landtagsbeſchluß erfolgt. Die Re— 
gierung hat bet folchen Anläſſen erflirt, dah der 
L. A. hiedurch nicht qehindert werden dürfe, Er— 
ledigungen in einer anderen landesübl. Sprache 
hinauszugeben, ſoweit dies den ſtaatsgrundgeſetzl. 
Beſtimmungen gemäß wäre. (Vgl. z. B. ſtenogra— 
phiſches Prototoll des dalm. LY. T. 1884, S. 5.) 

Bei der Erlediqung von Parteieingaben, dann 
im Berfehre mit den Gemeinden bedienen ſich die 
L. A. in der Regel der Sprache der Partei oder 
der Geſchäftsſprache der betreffenden Bemeinde. Das- 
jelbe geſchieht auch gumeift jeitens der Bezirksver— 
tretungen in jenen Ländern, in welchen ſolche be- 
ſtehen. Im allg. wird die fprachl. Gleichberechti— 
gung im äußeren Berfehre der autonomen Ver— 
waltungsbehirden in gemiſchtſprachigen Ländern 
pringipiell anerfannt und auch, mit geringen Aus— 
nabmen, vraktiſch betätigt. 

Beſchwerden gegen Verletzungen der ſprachl. 
Gleichberechtigung durch die autonomen Organe in 
ihrem ſelbſtändigen ‚Wirkungskreiſe können nur 
dann den Gegenſtand einer E. der polit. Verwal— 
tungsbehörden bilden, wenn dag jtaatl. Aufſichts— 
recht angerujen, alfo die feblerhajte YUniwendung 
oder eine direfte Verlepung des Geſetzes in dem 
Vorgehen der autonomen Behörde erblict wird. 
Abgeſehen von dem allg. ſtaatl. Aufſichtsrechte über 
die Gemeinden (nad) den Beſtimmungen der Gem. 
©.) könnte jedod) anderen autonomen Organén 
qegeniiber eine Ingerenz dev jtaatl. Behörden nur 
auf Grund einer bezüglichen fontreten Geſetzesbe— 
ſtimmung Blag greifen. Im iibrigen ftebt geqenitber 
den unteren autonomen Organen in foldjen Fallen 
natürlich aud) der autonome Inſtanzenzug offen 
und ijt nad defien Erſchöpfung das R. G., unter 
Umſtänden der V. G. jenes Forum, vor welches 
Beſchwerden wegen Verlesung der ſtaatsgrundgeſetzl. 
Gleichberechtigung durch die autonomen Organe ju 
bringen find. Handelt es fic) aber um Beſchwer— 
den wegen Verlegung der ſprachl. Gleichberechti— 
gung feitens der Gemeinden in WAngelegenheiten 
des iibertragenen Wirkungskreiſes, fo find 
die polit. Berwaltungsbehirden zur E. berujen, 
weil ſchon die Beurteilung der generellen Frage, 
wie weit die Berpflidjtungen der Gemeinden im 
iibertragenen Wirkungskreiſe in Betreff der An— 
nahme von Zuſchriften fowie der Ausfertigung u. 
Suitellung amtl. Erlediqungen reichen, in dic Kom— 
petenz der polit. Verwaltungsbehirden fällt. 

Der Beſchluß einer Gemeinde, jich einer be- 
ſtimmten landesübl. Sprache als „Amtsſprache“ 
au bedienen, enthebt dieſelbe nicht der Verpflich— 
tung, die in einer anderen landesübl. Sprache ab— 
gefaßten Zuſchriften und behördl. Erl. angunehmen 
und der Erledigung zuzuführen (E. des M. J. 
3. 10407 ex 1892, 3. 13868 ex 1885, 3. 8874 
ex 1887, 8. 21087 ex 1890), 

Inſofern die Gemeinden in den Angelegen— 


meinden im iibertragenen Wirkungskreiſe heiten des iibertragenen Wirtungsfreijes ale Ver— 
aud) Geſchäfte der Staatsverwaltung ju erfiillen be- waltungSorgane ju fungieren haben, als foldhe 
tujen und Daher an die Unordnungen der vorge= | aber den polit. Verwaltungsbehirden untergeordnet 
fepten ftaatl. Verwaltungsbehirden gebunden find. | find, erjdeinen fie aud) zur Beſchwerdeführung 
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egen Weijungen der Oberbehirden, 3. B. betrejis 
Innahme u. Erlediqung der in ciner von der Amts— 
fprache der Memeinde verjchiedenen landesübl. Sprache 
verjakten amtl. Sujdrijten in folchen Angelegen— 
heiten nicht legitimiert. (Erfenntnis des B. G. 
5 XII 92, 8. 3256.) 

Um fo weniger jteht ſelbſtverſtändlich den Stadt- 
emeinden mit eigenen Statuten, welde als polit. 
ezirksbehörden jungieren, cin Beſchwerderecht gu 

gegen die von den vorgejebten Behörden erlajjenen 
Anordnungen hinſichtlich der (fprachlichen) Behand- 
lung einer in den Wirkungskreis der Ge— 
meinde als polit. Bezirksbehörde fallenden 
Angelegenheit (WM. J. Nr. 17476 ex 1892). 

5. Geſchäftsſprache der Handelse u, Ge— 
werbefammern. Die Handels: u. Wewerbefam- 
mern find nad) dem Hl a 29 VI 68, KR 85, aur 
Vertretung der Anterefjen des Handels u. Gewerbes 
berujen und in dieſer ihrer Eigenſchaft als Ber- 
tretungSfirper einer beſtimmten Intereſſenſphäre 
mit dem Rechte der Selbſtverwaltung ausgejtattet. 
Zugleich haben aber die HandelS- u. Gewerbekam— 
mern gewiſſe ihnen vom Stgate tibertragene amil. 
punttionen auszuüben und find daber hinfichtlich 
dieſer Funttionen als „Amter“ anzufehen, woraus 
ſich die Konſequenz ergibt, dak die Mammern in 
der Ausübung ihrer amtl. Oblieqenheiten den 
oe der Foradil Wleichberechtiqung zu beachten 
haben. 

YS autonomen Körperſchaften jteht es den 
Kammern frei, ihre Geſchäftsordnung gu bejchlieBen 
(§ 19 des Handelsfammergeieges) und in die Ge— 
ſchäftsordnung VBejtimmungen tiber die Verhand- 
lungs⸗ u. Rorrefpondengiprade aufzunehmen. 

Die Geſchäfteordnungen der HandelSfammern, 
aud) in mehrſprachigen Ländern, enthalten aber zu⸗ 
meijt gar feine Bejtimmungen iiber die Geſchäfts— 
iprade, weil frither ber Webrauch der cinen oder 
der anderen landesiibl. Sprade nur vom Stand: 
punfte de8 praftifchen Bedürfniſſes beurteilt wurde 
und deshalb dex Anlaß gu bejonderen Vorſchriften 
liber die Geſchäſtsſührung in ſprachl. Beziehung 
nicht —— war. 

ie Beratungen der Kammern janden zumeiſt 
nur in jener landesübl. Sprache ſtatt, welche im 
Handelsverkehre des betreffenden Gebietes vorwie— 
gend gebraucht wird; desgleichen erfolgte die Publi— 
fation der Sitzungsprotokolle und der ſonſtigen 
fiir bie Mitglieder oder weitere Kreiſe bejtimmten 
Mitteilungen der Nammer in der Regel nur in 
dieſer Sprache. 

Erſt feit Den in neuerer Zeit hervortretenden 
prinjipiellen Forderungen nach voller Durchführung 
der ſprachl. Gleichberechtigung fam es in eingelnen 
Rammern ju fpradl. Konjlitten und fam injolge- 
deſſen aud) die Regierung in die Lage, zu dieſer 
rage Stellung au nehmen. 

Die in mehreren Erl, des H. M. im Cinver= 
nehinen mit dem M. J. ausgefprodene Anſchau— 
ung der Regierung gipfelt, den vorausgeſchickten 
Bemerfungen gemäß, darin, dah ungeadjtet des 
Selbjtbheitimmungrechtes der Nammern bei Aus— 
wahl ihrer Geſchaͤftsſprache, fiir die von den Kam— 
mern ju bejorgenden jtaatl. Verwaltungsgeſchäfte, 


Geſchäftsſprache der Behörden. 


in Bezug auf welche die Kammern in konkreten 
Fällen als „Amter“ erſcheinen, die Beſtimmungen 
ded Art. XIX des St. G. nicht außer Betracht bleiben 
diitjen. Demnach fann auch ungeadhtet eines Kammer⸗ 
beſchluſſes, welder die ausſchließl. Anwendung 
einer landesübl. Sprache als Geſchäftsſprache fejt- 
ſetzen würde, im Bereide der amtl. Funftionen 
der Kammern die Annahme u. Erlediqung von 
Eingaben in einer anderen im Mamumerbegirfe fan- 
deSiibl. Sprache nicht verweigert werden, wie auc 
dafiir vorzuſorgen ijt, dak bet den offiziellen Publi— 
fationen Der Kammer fowie bei der Cinleitung u. 
Durchfiihrung der Wahlen ujw. den Bedürfniſſen 
der eine andere landesiibl. Sprache gebraudjenden 
Mitglieder bezw. Wabhlberechtigten volle Rechnung 
getragen werde. 

LIT. Anläufe zur legislativen Regelung der 
Geſchäftsſprache der Beborden. Unter den jeit dem 
Bejtande der Verfajjung vom J. 1867 unternomme- 
nen Verſuchen zur Löſung der Sprachenjrage überh. 
und zur Regelun der Geſchäftsſprache der Behör— 
den insbej. im Wege der Gejepgebung nehmen die 
dahin gerichteten Anträge u. Berhandlungen des 
Reichsrates fehon aus dem Grunde die erjte Stelle 
ein, weil die Sprachenfrage im Schoße der Reichs- 
vertretung ju ciner prinzipiellen Erörterung aus 
allg. Geſichtspunkten gelangt und namentlich dic 
cinheitl, Regelung der Geſchäftsſprache der ſtaatl. 
Behirden im Hinblide auf die Intereſſen der ge— 
jamten Staatsverwaltung ing Auge gefakt worden 
ijt, wogegen die in eingelnen L. T. verhandelten 
Spradjenantriige fic) nur innerhalb des Kreiſes 
der Bediirinijie u. Qnterejjen des betrefſenden Lan- 
des und jeiner jtaatlidjen u. autonomen Verwal— 
tung bewegt haben. Es follen daher aud die ein— 
ichlagigen Rerhandlungen des Reichsrates hier an 
erjter Stelle beiprodjen werden. 

Der am 10, Mai 1880 im A. H. eingebrachte 
Antrag der AUbgeordneten Wraf Wurmbrand u. Ge— 
nojfjen enthielt Die Aufforderung an die Regierung : 
pin Wusfiihrung des Art. XIX des St. G. 21 XII 
67 über die allg. Rechte der Staatsbiirger einen 
Geſetzentwurf cingubringen, wodurch unter Feſt— 
haltung det deutſchen Sprache als Staats— 
ſprache der Gehrauch der landesübl. Sprachen in 
Amt, Schule und öffentl. Leben geregelt wird.” 
Erjt im J. 1884, in den Sipungen des A. H. 
vom 24., 25., 26., 28. u. 29. Januar fand die 
zweite Leſung dieſes Antrages ſtatt ſtenographiſches 
Protokoll IX. Seſſion, S. 11105—11285), welche 
befanntlid) mit der Ablehnung der Anträge des 
Sprachenausjdujies (auf einfachen arte rg aur 
Tagesordnung) und der Ausſchußminorität (auf 
Annahme des Wurmbrandfden WAntrages) forwie 
des Antrages Grocholsfi (auf motivierten Ubergang 
jur TageSordnung) und aller iibrigen in der De— 
batte geſtellten Anträge endete. 

Abgeſehen von den je nach dem Parteijtand- 
punfte verſchiedenen Ausführungen national⸗polit. 
Natur waren es hauptſächlich zwei Momente, welche 
in den Vordergrund der Diskuſſion traten: die 
Frage der Kompetenz des Reichsrates que Beſchlie⸗ 
ßung eines die Durchführung des Art. XTX regeln⸗ 
den Geſetzes und die Frage der Begriffsbeſtimmung 
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det Staatsſprache und des derſelben einzuräumen— 
den Geltungsbereiches. 

Was die erſtere Frage anbelangt, ſo wurde von 
den Gegnern des Wurmbrandſchen Antrages die 
Kompetenz des Reichsrates hauptſächlich aus dem 
Grunde beſtritten, weil nad) § 11, lit. m, des St. 
G. iiber die Reichsvertretung 21 XI 67, R. 141, 
nur die Beſchließung „der zur Durchfiihrung der 
St. G. über die allqemeinen Redte der 
StaatShiirger, iiber das KR. G. über die ridterliche, 
Regierungs- u. Vollzugs-Gewalt zu erlajjenden 
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Auf der anderen Seite iſt es aber nach § 11, 
lit. 1, des St. G. über die Reichsvertretung nicht 
jweifelbajt, dah der Reichsgeſetzgebung in einer der 
widtigiten vom Art. XIX beberridten Materien, 
nimlic) in Betreff der äußeren Geſchäftsſprache, 
ſämtl. Gerichts- und ſtaatl. Berwaltungsbehirden 
die Befugnis zur Erlaſſung von grundſätzl. Be— 
ſtimmungen zuerkannt werden muß, da derartige 
Beſtimmungen zu den „Grundzügen der Organi— 
ſierung“ der genannten Behörden gezählt werden 
müſſen, wie auch die Verhandlungsſprache des O. 


und dort berufenen Geſetze“ in den Wirfungs- |G. H. in dem Organijationsjtatute desſelben ge— 
kreis des Reichſsrates falle. Nun fei im Art. XIX | regelt ijt. Dak feit Geltung der Verfaſſung vom 
des St. G. iiber die allg. Rechte der Staatsbiirger J. 1867 die Beſtimmungen fiber die Gupere Ge— 
die Erlaſſung cines Ausführungsgeſetzes nicht vor- ſchäftsſprache der [. f. Behbrden nur im Berord- 
gejeben, d. h. nicht ,,berujen”, daber auch die Rompe: | nungsivege erlajjen worden jind, fann feinen prin— 
tens des Reichsrates sur Beſchließung eines ſolchen zipiellen Einwand gegen die Kombetenz der Reichs— 


gemäß § 11, lit. m, ded St. G. über die Reichs- vertretung in dieſem Gegenſtande beqriinden. 


vertretun 

Art. XIX jtelle einen Rechtsgrundſatz auj, gu 
defien Durchfiibrung es eines allg. Geſetzes nicht 
bedürfe, nach welchem aber die geſetzgebende und 
die vollziehende Gewalt ihre Aktionen einzurichten 
habe. 

Nur inſoweit alſo injolge dieſes Grundſatzes 
die Abänderung beſtehender Geſetze oder aber eine 
nach den allg. Beſtimmungen der Verfaſſung dem 
Geſetzgebungswege vorbehaltene Schaffung neuer 
Einrichtungen notwendig werde, ſei gum Zuſtande— 
fomimen derſelben ein Geſetz erforderlich), u. ai. 
ein Reichs- oder ein Landesgeſetz, je nachdem die 
Verſaſſung den Gegenſtand dem Wirkungskreiſe der 
einen oder der anderen Körperſchaft Reichsrat oder 
L. T.) zuweiſe; in allen anderen Fallen fet es dic 
Aufgabe der Exefutive, dajiir gu forgen, dah der 
Wrundjag des Art. XIX aud) iiberall sur vollen 
Geltung gelange. Hiebei wurde auj die Durchfüh— 
rung des Art. XIX hinſichtlich der Gerichtsſprache 
in Dalm. u. Iſtrien im Wege eines Reichsgeſetzes 
— weil es ſich um die Abänderung der Gerichts— 
ordnung, alſo um einen Gegenſtand der Jivil— 
rechtsgeſetzgebung handelte — jerner auf die Er— 
kenntniſſe des R. G. und des V. G. verwieſen, 
nach welchen der Art. XIX rechtswirtſam ſei, ohne 
dak es fonfreter Ausführungsbeſtimmungen be— 
diirfe. Endlich berief man ſich aud) auf den Paſſus 
deS Berichtes des VBerjajjungsausfduiies vom 
J. 1867, worin es heift: „Im Art. XIX murde 


nicht gegeben. | 
1 den oder wenn man will die „Staatsſprache“ im 





Die interne Wejchiiftsiprade der Staatsbehör— 


e. S., deren Regelung von dem Art. XIX iibrigens 
gar nicht beriibrt wird, fann aber gleichfalls als 
Wegenjtand der Organijationsqrundstige betradhtet 
werden und es iit auch in dieſem Belange die bis- 
herige Verordnungspraxis nicht geeignet, als pringi- 
pielles Argument gegen die Kompelenz der Reichs- 
vertretung zur Feſtſtellung grundſätzlicher alla. 
Normen über die interne Amts- u. Korreſpondenz— 
ſprache der Staatsbehörden zu dienen. Was hin— 
gegen die Erlaſſung allg. Beſtimmungen über die 
Geſchäftsſprache der Gemeinden (in ihrem ſelbſtän— 
digen Wirkungskreiſej) und der ſonſtigen autono- 
men Behörden anbelangt, ſo dürfte wohl nur — 
für cin beſtinmtes Land — die Landesgeſetzge— 
bung kompetent ſein und es erſcheint zweifelhaft, 
ob die Reichsvertretung auch nur zur Beſchließung 
gan, allg. pringipicller Normen auf diejem Webiete 
erujen ware, da hiefür die Kompetenzbeſtimmungen 
des 8 11 des St. G. über die Reidsvertretung 
feinen Anhaltspunkt bieten. 

Dervom Wbgeordneten Freiherrn v. Schaar— 
ich midt ecingebrachte und in der Sitzung des A. H. 
12 TIL 86 (jtenographijdes Brotofoll, X. Sejjion, 
S. 904 ff.) aur eriten Lejung gelangte Sprachen— 
antrag Hat dem im Wurmbrandſchen Antrage aus- 
geſprochenen Girundgedanfen erjt fonfrete Geftalt 
durch cinen pofitiven Geſetzesvorſchlag gegeben „Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes, womit unter Feſthaltung der 


der Grundſatz der Gleichberechtigung der Volls- deutſchen Sprache als Staatsſprache Durchführungs— 
ſtämme und landesübl. Sprachen in Schule, Amt beſtimmungen zum Art. XIX des St. G. 21 XI 
und öffentl. Leben ausgeſprochen, in eine Feſtſtel- 67, R. 142, über die allg. Rechte der Staatsbürger 


lung der Beſtimmungen wegen Ausführung dieſes 
Geſetzes jedoch nicht eingegangen.“ 

Es iſt allerdings richtig, daß aus dem Wort⸗ 
laute des § 11, lit. m, des St. G. über die Reichs- 
vertretung die Kompetenz des Reichsrates zur Be— 


erlajjen werden” Beil. 99 zu dem ſtenographiſchen 
Protofoll bes A. H., X. Sejfion)). 

Die Analyſe diejes im qangen 28 Paragraphen 
umjaffenden Geſetzentwurfes führt zur Unterſchei— 
dung folgender Abſchnitte: 

Der erſte Hauptabſchnitt, beſtehend aus den 


ſchließung eines Durchführungsgeſetzes zu Art. XIX | 
des St. G. über die allg. Rechte der Staatsbürger 88 1—fi, behandelt den Geltungsbereich der Staats— 
nicht gefolgert werden kann und dak aud) nicht) ſprache. Jn dem zweiten Abſchnitte (S8 7—18) 
der ganze Komplex von Ausführungsbeſtimmungen find die Beſtimmungen über den Geltungsbereich 
gu Ärt. XIX in einem folchen Geſetze zuſammen- der Landesiprachen begw. der in bejtimmten Bee 


gefaßt werden finnte, da nod) immer cingeines 
teil der Kompetenz der L. T., teils dem Verord— 
nungswege vorbehalten bliebe. 





zirken landesübl. Sprachen enthalten, woran fich 
dic Borichriften fiir den Gebrauch diefer Sprachen 
im Guferen Dienjte der Staatsbehörden anſchließen. 
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Ym dritten Abſchnitte ($$ 19—21) werden 
allg. Normen fiir die Gejchaftsiprade der Gemeinden 
und anderen autonomen Behörden aufgeſtellt. 

Per vierte Abſchnitt handelt von dem be- 
brauche der Landesfpradjen als Unterridtsiprade 
in den Bolfs- u. Mittelſchulen. 

Bum Schluſſe wird im § 27 der Gebrauch der 
internen polniiden Amtsſprache in Wal. jowie der 
italieniſchen Wmtsfprache bei den Weridjten und 
ftaatl. Verwaltungsbehörden in Südtirol, Dalm. 
und einigen Teilen des Küſtenl. ausdriidlich auf— 
recht erhalten. 

Für den Zweck unjerer Darjtellung fommen 
nur die erjten drei Abſchnitte in Betracht. Was 
den Geltungsbereich der deutichen Staatsſprache ans 
belangt, fo erjtrect ſich derſelbe auf den gejamten 
{chriftl. Geſchäftsverkehr der Sentraljtellen und höch— 
jten Gerichtshöfe, gang unabhängig von der Spradye 
det Parteieingabe. Bei den öffentl. Verhandlungen 
vor den höchſten Gerichtshöſen, welche ebenfalls in 
der Staatsſprache gu fiihren jind, jteht es Parteien, 
die fic) felbft vertreten finnen, aber der deutſchen 
Sprache nicht mächtig find, frei, fid) jener Landes— 
ſprache gu bedienen, welche ihre Mutteriprache ift. 

Es ijt jedoch fiir die Beijtellung cines beeideten 
Dolmetſch behufs Uberiegung der Parteiiuferungen 
ins Deutidje Sorge gu tragen. Ferner fommt dic 
deutſche Sprache als Staatsprade zur ausſchließl. 
Anwendung in dem geſamten internen Dienſtver— 
kehre aller Staatsbehörden, Staatsämter u. Ge— 
richte (§ 1). 

Mündl. Anbringen und ſchriftl. Cingaben in 
der Staatsiprache find bei allen Staatsbehörden, 
Staatsimtern u. Geridten anzunehmen und in 
derfelben Spradje gu erledigen (§ 2). 

Die 88 3 u. 4 behandeln die Stellung der 
Staatsſprache als Unterridtsiprache, dann als obli- 
gaten Lehrgeqenftandes an Bolfs- u. Mittelſchulen 
und an gewerbl. Fachſchulen fowie als Prüfungs— 
gegenſtandes bei gta he und jdreiben 
die Kenntnis der Staatsiprade als unbe- 
dingtes Erfordernis zur Crlangung jedes 
Staatsamtes vor. 

Der Geſchäftsverkehr des Reichsrates und feiner 
Delegation findet in dex Staatsfprache ſtatt, welche 
aud) die Sprache der Reichsgeſetze ijt ($$ 5 u. 6). 

Die Beſtimmungen des IL. Abſchnittes gehen 
von der Aufßzählung der Landesfprachen in den 
eingelnen Ländern aus (8 7) und jtellen hinſichtlich 
der „Landesüblichkeit“ einer Sprache cin pofitives 
Kriterium auf, indem hiefür der Gebrauch der be- 
treffenden Sprache als Umgangsſprache jei- 
ten8 des ſechſten Teiles der einheimiſchen 
Bevölkerung des Gericjtsbeszirfes — inſoſern in 
demijelben Gemeinden bejtehen, welche dieje Sprache 
al8 ibre Amtsſprache anwenden — oder des Wee 
bietes ciner Stadtgemeinde mit eigenem Statute 
erfordert wird. Trifft dieſe Vorausſetzung au, fo 
gilt die betrefiende Spradje auch fiir die cinen wei- 
teren Amtsſprengel umfajienden Behörden Gerichts— 
hof 1. Inſtanz, Besirfshauptmannidaft uſw.) als 
landesüblich (§ &). 

Den nachjolgenden Detailvorjchrijten, welche 


Dienjte regeln, ijt nun durchwegs der Begriff der 
„bezirlsübl. Landesſprache“ zu Grunde gelegt, wel- 
cher Begriff als qleichbedeutend mit der ,landesiibl. 
Sprache des Art. XIX des St. G. angenommen wird. 

Dadurch unterſcheiden ſich dieſe Vorſchriften 
($$9—15) weſentlich von der Miniſterialverordnung 
19 IV 80 fiir Böhmen u. Mähren, mit welder fie 
im iibrigen vielfad) iibereinjtimmen, ingbej. was 
die Wahrung der Gleichberechtigung im behördl. 
Verkehre bei fonfurrierenden bezirksübl. Landes— 
ſprachen anbelangt. 

Abweichend von der zitierten Miniſterialver— 
ordnung iſt übrigens die Beſtimmung, daß behördl. 
Ausfertigungen, die nicht über Einſchreiten einer 
VPartei erfolgen, in der Amtsſprache oder in der 
im Begirfe Ubl. Landesſprache hinauszugeben find, 
„je nachdem deren Kenntnis bet der Partei vor- 
ausgeſetzt werden kann“. 

Die Kenntnis der vom Amte unter Beachtung 
dieſer Beſtimmung gewählten Sprache ſoll zur Folge 
haben, daß eine — * det behördl. Aus— 
ſertigung von Seite der Partei nicht zuläſſig ijt. 

Hienach kommt es alſo lediglich auf die Kennt— 
nis der einen oder der anderen Sprache ſeitens der 
Partei und nicht in erſter Linie auf den Umſtand 
an, ob die betrefjende Sprade von der Partei ge— 
jprodjen wird, d. b. als deren Umgangsſprache an- 
zuſehen ijt. 

Es find nun aber gablreiche Fille denfbar, in 
welchen die Amtsſprache gwar der Partei verjtind- 
lid, aber nicht deren Umgangsiprade ijt, und in 
welchen die Amtsſprache in dem betrejjenden Be— 


zirke —— als landesübl. Sprache mit der eben— 
falls landesübl. Umgangsſprache der Partei fonfur- 


riert. Jn ſolchen Fällen erſcheint es mit dem Grund- 
ſatze der ſprachl. Gleichberechtigung wohl nicht ver— 
einbar, daß die Partei zur Annahme einer bloß 
in der Amtsſprache abgeſaßten behördl. Erledigung 
verhalten werde. 

In dieſem Punkte greift alſo der Geſetzentwurf 
auf den unhaltbaren Standpunkt einiger vor Gel⸗ 
tung der St. G. erlaſſenen Sprachenverordnungen 
zurück, nad) welchen den Parteien nur beim Man- 
gel der Kenntnis der Amtsſprache oder auf 
ausdrückl. Verlangen Erledigungen in ihrer eigenen 
Sprache auszufertigen waren. 

Hingegen iſt vom Geſichtspunkte der ſprachl. 
Gleichberechtigung nichts einzuwenden gegen eine 
andere neue Anordnung des Geſetzentwurfes 8 12), 
dak nämlich die Eintragungen in die öffentl. Bücher 
Landtafel, Bergbuch, Grundbuch, Eiſenbahnbuch, 
Waſſerbuch u. dgl.), dann in die Handelsfirmen-, 
Genoſſenſchafts- und ähnl. Regiſter grundſätzlich 
in der deutſchen) Staatsſprache und eventuell auper= 
dem in der Sprache der Cingabe gu geidehen haben 
und dDementipredjend aud der Intabulationsbeſcheid 
und die Intabulationsklauſel eventuell in zwei 
Spradjen ausjujertigen find. 

Bemerfensiwert erideint die Beftimmung, dak 
bei der Nonfurreng von mehr als zwei landesübl. 
Sprachen in einem gemiſchtſprachigen Begirfe oder 
bei geringerer Eignung ciner landesübl. Sprache 
für den amtl. Berfehr bejondere Verfiigungen im 


den ſprachl. Bertebr dex Staatsbehirden im äußeren adminiftrativen Wege zur Siderung einer geord- 


SS efchyiftsipracye ber Behirden. der Bebhirden. 





neten Beriwaltung erlajjen werden finnen (§ 16). 
In Betreff des ſprachl. Vertehres der Staatsbehir- 
den mit den autonomen Organen enthalt der Ent- 
wurf nur eine allg. Cynojur fiir jene Fille, in 
welchen Die autonomen Organe als Barteien auj- 
treten und jonad) die Bejtimmungen über den Pare 
teienverfehr Anwendung zu finden haben. Dagegen 
jeblt cine Vorſchrift über die Sprache, in welder 
die Korreſpondenz ſeitens der Staatebchirden im 
amtl. Geſchäftsverkehre mit den autonomen Orga: 
nen 8 ſühren iſt. 

as die in dem Geſetzentwurfe aufgeſtellten 
Grundſütze über die Geſchäftsſprache der autonomen 
Organe (Gemeinde, Bezirksvertretung uſw. anbe— 
langt, ſo wird den autonomen Vertretungskörpern 
die Auswahl der Geſchäftsſprache unter den Landes— 
fpradjen fowobl fiir den Umtsverfehr mit den Staats- 
bebirden als auch mit anderen autonomen Orga- 
nen freigeſtellt. Für den Parteienverfehr ijt das 
Pringip der ſprachl. Gleichberedtiqung makgebend 
und jind daher die einjchlagigen Normen über den 
Rarteienverfehr der Staatsbehirden analog anju- 
wenden (§§ 19—21). 

Spesiell fiir die Gemeinden mit cigenem Sta- 
tute jollen ,,im iibertragenen Wirfungstreije” be- 
züglich der Spradje die fiir die Staatshehirden 
1. Inſtanz erlajienen Geſetze und B. —— (§ 19, 
Abſ. 2). Dieſe Spesialbejtimmung i i ungenau, 
denn der „übertragene Wirtungstrets” einer Stadt: 
gemeinde mit eigenem Statute ijt nicht identijd 
mit dem ee me derjelben als polit. Be— 
zirksbehörde und letzterer ijt hier offenbar ins Auge 
gefaßt. Die pringipiellen Bedenken, welche gegen 
die Kompetenz der Reichsgeſetzgebung hinſichtlich 
der Regelung der Geſchäftsſprache der autonomen 
Behörden ſprechen, wurden ſchon oben berührt. 

Abgeſehen von jenen Bedenfen und einzelnen 
Lücken in den Detailsbeſtimmungen muß der be- 
ſprochene Gefegentwurf im allg. als cin danfens- 
werter Verſuch sur Löſung der Spracenfrage und 
ſpeziell zur cinbeitl. Reqelung der Geſchäſtsſprache 
der Behirden auf Grundlage der ſprachl. Gleichbe— 
rechtigung und mit Beadtung des bisherigen — 
zumeiſt nur auf adminijtrativen Vorſchriften von 
partifularer Bedeutung berubenden — Rechtszu— 
ftandes bezeichnet werden. 

Bekanntlich hat eine zweite Leſung des Schaar— 
ſchmidtſchen Antrages nicht flattgefun en. 

Jn den Unjdhauungen der Regierung in Bee 
treff des Borganges bei Regelung der Geſchäfts— 
ſprache der ftaatl. Behirden hat ſich in lester Beit 
allmählich ein Umſchwung zugunſten der Rompe- 
tenz der Reichsgeſetzgebung vollzogen. 

War ſchon in den Gautſchſchen u. Claryſchen 
Sprachenverordnungen ein ausdrückl. „Vorbehalt 
der geſetzl. Regelung“ enthalten, jo trat die Re— 
gs" aus eigener Jnitiative in der Cipung ded 

8 V 1900 mit Wefepentwiirfen bhervor, 
a bie Regelung der fprachl. Verhältniſſe bei 
den Gerichts⸗ und famtl. Berwaltungsbehirden in 
Böhmen u. Mähren gum Gegenjtande batten. 
Koerberſche Spradhengefegentwiirfe Nr.604 
u. 606 der Beil. gu den ftenographifden Proto— 
follen des A. H., XVI. Sejjion 1900.) 


Ofterr. StaatSmwirterbuc. 2. Mufl., 2. Bd. 
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In den erliiuternden Bemerfungen jum Ge— 
jegentwurje fiir Böhmen heift es: „Es ijt ein Bore 
teil fiir beide Vollsſtämme, wenn fie die Schwan— 
fungen zweifelhafter, bejtrittener und ſich durch— 
euzender Anſprüche mit einem fejten geficherten 
Rechtsboden vertaujden.” „In der Tat wird denn 
aud) die Erfenntnis immer allg., dah hier nur die 
fonjtante Rraft des Geſeßzes, nicht aber die 
variable ber V. den Partcien den rubigen, unan- 
—— Befib nationaler Rechte, dem Staate 
en Frieden gewähren kann.“ (Bgl. aud) die Reden 
des — — Dr. v. NKoerber in den 
Sipungen des A. H. 8V 1900 und 16 X 1902, 
ſtenographiſches Prototoll ded A. H. XVI. Seſſion, 
S. 3319 ff. und XVII. Seſſion, 6. 14624.) 
Der Geſetzentwurf fiir Böhmen geht von 
dem Grundſatze der fog. „einſprachigen Wleidbe- 
rechtigung“ aus, bezweckt die Schaffung möglichſt 
großer national⸗einheitl. Territorien durch Abgren⸗ 
jung der Amtsſprengel mit Rückſicht auf die Um— 
gangsſprache der einheimiſchen Bevölkerung, ſoweit 
dies nach den lokalen Verhiiltnifjen und den Zwel⸗ 
ken der Verwaltung Bete ijt, und räumt in den 
einipradigen bibm. Begirfen, in welchen die Be— 
wohner mit deutſcher J— nicht 20% 
der geſamten Bevölkerung ausmachen, ſowie in den 
gemiſchtſprachigen zweiſprachigen) Bezirklen, in 
welchen die Minderheit der andersſprachigen Be- 
wohner dieſen Projentiag erreicht oder überſteigt, 
der bohm. Soprache auch im internen Dienſtverkehre 
und in der amtl. Korreſpondenz mit den Zivilbehör⸗ 
den innerhalb des Landes einen Geltungsbereich ein, 
der ſich jedoch auj jene Angelegenheiten nicht erſtreckt, 
welche das ftaatl. Geſamtintereſſe beriihren und ſchon 
durd) die Natur des Gegenjtandes auj die cinbeitl. 
Anwendung der deutiden Spradje angewieſen find 
Poſt⸗ u. —— — Staatskaſſen-⸗ u. 
Rechnungsweſen, Staatspolizei, Qualifitations- 
tabellen der Staatsbeamten, Korreſpondenz mit den 
militäriſchen Behörden, Kommanden u. — 
mit den Gendarmerieorganen, alle Liſten, Ausweiſe 
u. Vormerke fiir militäriſche Zwecke, die zur Vorlage 
an die Zentralſtellen beſtimmten Berichte, Gutachten, 
Geſchaſt⸗ und ſtatiſtiſchen Ausweiſe ufiv.). 

Im Zuſammenhange mit dem obigen Geſetz— 
entwuͤrje teht die gleichzeitig eingebrachte Regie— 
rungsvorlage, betreffend die Errichtung von 
Kreisregierungen in Böhmen, und gwar fiir 
im gangen 10 Kreiſe: 3 einſprachig deutſche, 5 eine 
ſprachig böhm. und 2 gemiictiprachige (Nr. 605 
der Beil. gu den jtenographifchen Protofollen des 
YW. H., XVI. Seffion 1900). 

Der Geſetzentwurf fiir Mähren berubt 
auf der Annahme einer, mit Ausnahme einiger 
weniger Besirfe, nahezu durchgingigen Zweiſprachig⸗ 
feit des Landes, normiert dic gleicymapig ge Anwen⸗ 
dung der beiden Landesfpracen im duperen Dienſt⸗ 
verfehre und gejtattet aud) teilweiſe im internen 
Dienjtverfehre und in der amtl. Norrefponden — 
Gebrauch der böhm. Sprache, inſoweit es ſi 

die Erledigung von ſolchen Parteiangele * 
heiten handelt, bei welchen nach den Grundſ fen 
des Guperen Dienſwerkehres die böhm. Sprache an- 
zuwenden ijt. 

25 
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Im — hat es fiir den inneren Dienſt— 
verfehr einſchließlich der Beratung und für die 
amtl. Korreſpondenz ,,bei den bejtehenden Cinrich- 
tungen”, d. i. beim Gebrauche der deutſchen Spradje, 
ju verbleiben. ; 

Dies gilt insbef. von jenen Geſchäftszweigen, 
weldje auch nad) dem Gejfepentiwurje fiir Böhmen 
bie ecinheitl. Anwendung der deutidjen Sprache er— 
heiſchen. 

u einer meritoriſchen Verhandlung im Reichs— 
tate ſind die beſprochenen Regierungsvorlagen bis— 
her nicht gelangt; für die Stellungnahme der zu— 
nächſt beteiligten parlamentariſchen Parteien war 
bezeichnend: einerſeits das Promemoria der tſchechi⸗ 
ſchen Abgeordneten 7 VI 1900 und anderſeits die 
Denkſchrift der deutſch- mähr. Abgeordneten vom 
Mai 1900 (Fiſchel, Materialien, Nr. 59 u. 72). 

Als bemerfenswerte Vorſchläge au ciner etwai- 
gen reichsgeſetzl. Regelung der Sprachenfrage feien 
hier noc) erwähnt: Der von den Univerjitatspro- 
jefioren Pferſche und lll brich ausgearbeitete und 
im Suni 1897 veröffentlichte „Entwurf eines 
Geſetzes über die Geridtsfprache bei den Ge- 
riditSbehirden im Königreiche Böhmen“ foe 
wie die in dem fog. ,Bfingftprogramme” der 
deutichen Reichsratsabgeordneten 20 V 99 im Ab⸗ 
—— IL enthaltenen „Allg. Grundſätze fiir 

ie Regelung der —— (Fiſchel, 
Materialien, Nr. 52 u. 11). 

Rum Schluſſe ijt nod) eine kurze Beſprechung 
der in den Landtagen eingelner Lander verhan— 
delten Untriige u. Geſetzentwürfe gur Regelung der 
Geſchäftsſprache der Behirden am Plage. Im alla. 
fann gejagt werden, daß nahezu in allen &. T. 
jener Minder, weldje von verſchiedenen Nationali- 
tiiten bewohnt find, Reſolutionen und gum Teil 
auch Geſetzesvorſchläge zur Durchführung der fprachl. 
Gleichberechtigung, u. jw. insbeſ. mit Bezug auf 
den Amtsverkehr der Behörden, beraten u. beſchloſſen 
worden find. 

Hervorragendes Intereſſe finnen die Verhand- 
lungen ded böhmiſchen Landtages über dieſen 
Gegenſtand beanſpruchen, weil dieſelben für die 
Auffaſſung der ganzen Sprachenfrage von Wichtig— 
keit ſind und es gerade im böhm. L. T. zu kon— 
treten Gefehesvorſchlägen gefommen ijt. (Val. den 
Art. „Böhmen“. 

Jn dem in der Landtagesjeffion vom J. 1871 
als Regierungsvorlage cingebrachten Entwurfe eines 
Nationalitätengeſetzes ———— Protofoll 
1871, Beil. 6) waren grundſätzl. Beftimmungen 
liber die Geſchäftsſprache der autonomen und der 
l. f. Behirden enthalten. Was die autonomen Be- 
hörden anbelangt, fo follte zunächſt die Amtsſprache 
der Gemeinde durch die Gemeindevertretung, evens 
tuell, bei Einwendungen ſeitens mwabhlberedtigter 
Wemeindeglieder, durch eine Abſtimmung aller Ge— 
ecb ti «stl son feſtgeſtellt werden. 

Das Vorhandenſein einer nationalen Minorität 
von mindeſtens einem Fünftel der Wahlberechtigten 
in einer Gemeinde hatte die Zulaſſung der von der 
Minorität geſprochenen zweiten Landesſprache als 
ſubſidiäre Amtsſprache bei den Verhandlungen der 
Gemeindevertretung und im Verkehre der Gemeinde⸗ 
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der Behörden. 


organe mit den Parteien zur Folge. Für die Amts— 
ſprache der Bezirksvertretung ſollte die Amtsſprache 
der Mehrheit der Gemeinden des betreffenden Be— 
zirkes entſcheidend ſein. Das Vorhandenſein auch 
nur ciner Gemeinde der anderen Nationalität im 
Bezirke bewirfte die Zulaſſung der zweiten Lan- 
desjprache als „Subſidiaramtsſprache“ der Bezirks— 
vettretung (§§ 5 u. 6). 

Jn Bejug auf dic l. f. Behörden war jolgende 
Regelung der Geſchäftsſprache beabſichtigt: 

Die l. f. Bezirksbehörden und die Geridte 
haben fic) der Amtsſprache der betreffenden Bezirks— 
vertretung al ihrer eigenen Amtsſprache ju bedic- 
nen. Jin Parteienverfehre ijt die Subjidiaramts- 
ſprache augulafien und über Begehren der Parteien 
anzuwenden. Die Cintragungen in die öffentl. 
Bücher haben in der Sprache der Eingabe und die 
Musfertiqung von Auszügen in ebenderfelben 
Sprache au geichehen. 

Für den BVerfehr der foordinierten Behirden 
untereinander und den Verkehr der untergeordneten 
mit den vorgefegten Behörden ijt die eigene Amts— 
ſprache der foordinierten bes. untergeordneten Be— 
hörden majgebend. 

Vorgeſetzte Behörden bedienen fic im Ber- 
febre mit den untergeordneten der Amtsſprache der 
letzteren. 

Im amtl. Verkehre jener l. f. Behörden, deren 
Wirkungskreis fic) auf das ganze Land erſtreckt, 
find beide Landesſprachen gleichmäßig anzuwenden 
($$ 7 u. 8). 

Hieran ſchließen fic) Vorſchriſten über die Bu- 
ſammenſetzung der oberjten jtaatlichen u. autonomen 
BVerwaltungsbehirden ſowie der zur Rechtſprechung 
in höherer Inſtanz berufenen Gerichtshöfe des Lan— 
des, zum Zwecke der Ermöglichung von Verhand— 
lungen in beiden Landesſprachen, ferner über die 
ſprachl. Qualifikation der bei ſämtl. Staatsbehör— 
den des Landes anzuſtellenden Konzeptsbeamten 
u. Richter. 

Aus dem eben beſprochenen Geſetzentwurſe, 
welcher in der Landtagsſeſſion vom J. 1871 mit 
einigen Modifikationen angenommen wurde, aber 
* den bekannten Fundamentalartikeln niemals 

eſetzeskraft erlangt bat, wurden die Beſtimmun— 
gen über die Geſchäftsſprache der autonomen Be— 
hörden teilweiſe in einen von dem Abgeordneten 
A. Sole u. Genoſſen in der Landtagsſeſſion vom 
J. 1880 eingebrachten Geſetzesantrag herübergenom⸗ 
men (Beilage 31 gu dem ſtenographiſchen Proto— 
foll 1889). 

Uber diejen Antrag erhob der L. T. in der 
Sibung 21 XI 89 einen Kejegentwurf, ,,betreffend 
den Gebrauch beider Landesſprachen bei den autos 
nomen Behörden u. Organen des Königreiches 
Böhmen“, gum Beſchluſſe. 

Den Gemeinden u. Bezirksvertretungen wird 
die Wahl der Geſchäftsſprache fiir alle Ungelegen- 
heiten des felbjtdndigen und (bei den Gemeinden) 
des ee Wirtungsfreijes freigeftellt. 

Schriftl. Cingaben find jedoch aud) dann an- 
unebmen und zu verhanbdeln, wenn fie in jener 
andesſprache verjaft find, welche der betreffenden 
autonomen Behörde nicht als Geſchäftsſprache dient. 
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Im Bedarfsfalle ijt im Wege des Bezirks— 
ausſchuſſes bezw. L. A. cine Überſetzung der Ein— 
gabe zu beſchaffen. 

Die Erledigung der Eingabe kann in der Regel 
in der behördl. Geſchäftsſprache erfolgen, nur in 
den Städten mit eigenem Statute (Brag u. Reichen⸗ 
berg) find die Gemeindeorgane verpflichtet, ſchrift⸗ 
liche wie mündl. Barteicingaben in jener Landes- 
fprade gu erledigen, in welder die Cingabe 7 
jaft war. Dasſelbe gilt von Gemeinden, in welchen 
fic) nad) dem Ergebniffe der lepten Vollszählung 
mindejtens ein Biertel dex anweſenden Bevilferung 
ju det anderen Landesiprache befennt. 

Der Bezirksausſchuß hat mit den Gemeinden 
—— Bezirkes in ihrer Geſchäftsſprache zu ver— 
ehren. 

Die Erledigung von Eingaben, welche nicht 
in der Amtsſprache des Bezirksausſchuſſes abge— 
faßt find, bat dann in der Sprache der Eingabe, 
d. bh. in der anderen Landesſprache, jtattaufinden, 
wenn legtere die Gefchiftsiprade mindejtens eines 
Fiinftels der Gemeinden ijt. 

Der L. W. bedient fich beider Landesjprachen 
ale Amtsſprachen und verfehrt mit den Bezirks— 
vertretungen und den Gemeinden — abgefehen von 
zuläſſigen Ausnahmen bei Exrledigung von Privat- 
angelegenbeiten — in ihrer Geſchäftsſprache. 

Für den direften Verkehr des L. A. mit den 
Yarteien ijt die in der Parteieingabe gebraudhte 
Landesſprache mapgebend. 

Gejepestrajt hat diefer Entwurf ebenfowenig 
al8 die friiheren erlangt. Nad) der in der Druck 
beilage II der Gandtagafelfion 1890 wiedergegebenen 
Ditteilung der Regierung wäre die Verweigerung 
der Sanftion deshalb erfolgt: „weil fein Grund 
vorliege, die Stadtgemeinde Reichenberg und in 
Hinkunft andere Gemeinden in Böhmen, weldje 
etwa cigene Statuten erwerben, in dem Selbſtbe— 
ſtimmungsrechte bezüglich Der Geſchäftsſprache mehr 
zu beſchraͤnken als —Ißg Gemeinden, die kein eigenes 
Statut ih und ihnen die —— der an 
jie gelangenden, den natürl. Wirkungskreis betreffen— 
den Eingaben unter allen Umſtänden in der Sprache 
der Eingabe aufzuerlegen.“ 

Als weitere reſultatloſe Geſetzesvorſchläge dieſer 
Art find noch anzuführen: 

Der Anttag des Abgeordneten Dr. J. Sole u. 
Wenofjen 231X 92 mit dem Entiwurfe eines Ge— 
feped betrejfend den Gebrauch beider Landesſpra— 
chen bei den öffentl. Behirden in Böhmen (Mr. 129 
L. T., Drud XXXI), der Antrag des Wbgeord- 
neten Dr. Friedrid) Bacal u. Genojien 181 96 
mit dem Entiwurje cines „Nationalitätengeſetzes“ 
jum Schutze der —— der böhm. u. 
deutiden Nation in Böhmen (Nr. 419 L. T., 
Drud CXXXII) und der pain des Ubgeordneten 
Bacal u. Genoffen 26197 mit einem Geſetzent— 
wurfe betreffend die Reqelung des Gebrauches bei- 
der LandeSiprachen bei den autonomen Behörden 
in Böhmen (Drud XCV). 

Inſoweit die erfteren beiden Geſetzesvorſchläge 
and) die Regelung der Geſchäftsſprache der ſtaatl. 
Behörden in Böhmen intendieren, ergibt ſich vor 
allem dag pringipielle Bedenfen, dah die Landes— 
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gelebgcbung zu einer folden Regelung iiberh. nicht 
ompetent it. 

In neuefter Zeit wurden aud im mähri— 
iden say eg fonfrete Geſetzesvorſchläge zur 
Regelung der Geſchäftsſprache der autonomen 
Bebirden eingebradt (2. 225, Antrag Dr. Kondela 
u. Genoſſen betreffend Durchführung der Gleich— 
berechtigung beider Landesſprachen im inneren u. 
diugeren Dienſte beim L. A.; ferner L. 740, Bericht 
des L. A. punkto Regelung des Gebrauches beider 
Landesſprachen bei den autonomen Behörden). Die— 
jelben find auf Grund des Landesgeſetzes 4 XIT 
1903, &. 68, dem Io¢- permanenten Ausgleichs⸗ 
ausjdujje des mähr. L. T. gur Borberatung zu— 
gewieſen. 
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Geſchwornengericht. 


I. Beariff. — Il. Geſchichte — IT. Schwurgerichts⸗ 

bof. — IV. Fahiateit zum Geſchwornendienſt. — V. Berufung 

u demſelben. — VI. Bildung der Geſchwoörnenbank. — 

Il. Rechtl, Stellung der Geſchwornen. — VIII. Einſtel⸗ 
lung der G. 

I. G. ijt dasjenige Strafgericht, in welchem 

die Frage, ob ein Angeklagter der ihm zur Laſt 
elegten ſtrafbaren Handlung ſchuldig ijt Schuld— 
Fane) und bisiweilen aud) die Frage nach dem Vor— 
bandenfein bejonbderer, eine Underung de8 Strajf- 
fakes oder der Strafart begriindender Erſchwe⸗ 
rungs⸗ oder Milderungsumitinde von aus der Bee 
vilferung von Fall gu Fall berujenen Männern, 
welche juriſtiſche Bildung nicht befigen miifjen (Ge- 
ſchwornenbank), entichieden wird, wihrend die vom 
Staate dauernd beftellten rechtegelehrten Richter 
Schwurgerichtshoſ), die aus der Beantwortung 
der Schuldfrage ſich ergebenden geſetzl. Folgerungen 
(Freifpredung, Berurteilung mit ihren Folgen) 
durd) Beantwortung der Straffrage au ziehen haben. 
Verjchieden von dem G. ijt das Schiffengeridt, in 
welchem Laien nicht als Geſchworne im Sinne des 
engliſch⸗franzöſiſchen Rechtes, fondern als Schöffen 
im Sinne des deutſchen Rechtes an der Rechtspflege 
mitwirfen. Im Schöffengerichte üben rechtsgelehrte, 
vom Staate beſtellte Richter und aus der Bevölke— 
rung berufene Männer, welche keine juriſtiſche Bil- 
dung beſitzen müſſen, jn einem Kollegium vereint, 
bie Rechtspflege. An Oſterr. beſtehen nur G. feine 
Schöffengerichte; Bosnien und die Herzegowina 
fennt nur die letzteren (Str. P. O. fiir Bosnien 
und die Herzegowina 30191). Die G. find nicht 
jtiindige Gerichte, fie treten vielmehr nur periodiſch 
(in Wien alle Monate, in anderen Städten alle 2 
oder 3 Monate, im Notjalle auc) auferordentl. 
Sigungen) bei den Gerichtshöſen 1. Inſtanz oder 
aus beſonders widhtigen Griinden in einem anderen 
vom Geridtshofe 2. Inſtanz gu bejtimmenden Orte 
gujammen (§, 297 Str. B. D.). 

Il. Sn Oſterr. wurde das G. zuerſt durch die 
Geſetze 18 V 48 und 14 III 49, R. 164, u. gw. nur 
fiir die Durd) den Anhalt von Druchſchriften began- 
qenen ftrafbaren Handlungen (Prepdelifte) einge- 
führt. Eine Erweiterung des Wirtungstreijes brachte 
die fiir Die gum Deutiden Bunde gehörigen Linder 
erlajjene Str. P. O. 17 1.50, R. 25, da durch fie die 
Wirkſamkeit der G. auch auf alle ſchweren Bere 
bredjen und auf polit. Delifte ausgedehnt wurde. 
Allein fchon mit kaiſ. V. 11152, R. 5, wurde dieſe 
Str. B. O. und mit ihr das G. wieder beſeitigt und 
erſt nad Beginn der Wirfiamfeit der Verſaſſung 
2611 61 wurde dejjen Wiedereinführung neuerdings 
in das Auge gefakt. Schon der erjte am 28 X 67 
dem Reichsrate py ap Entwurf einer neuen Str. 
P. O. räumte dem G. einen ſachlich u. räumlich febr 
weiten Umfang ein. Die Beratung dieſes Entwurfes 
fiihrte gwar ju feinem Abſchluſſe, wohl aber wurde 
in den Art. 11 des St. G. 21 XII 67, R. 144, über 
die richterl. Gewalt die Bejtimmung aufgenommen: 
„Bei den mit ſchweren Strafen bedrohten Ver— 
brechen, weldie bas Geſetz zu bezeichnen hat, ſowie 
bei allen polit. oder durd) den Anhalt einer Druck— 
ſchrift verübten Verbrechen u. Vergehen entſcheiden 
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Geſchworne über die Schuld des Angeklagten.“ 
Dieſe Beſtimmung erfuhr nun, nachdem zunächſt 
durch zwei Geſetze 9 HII 69, R. 32 u. 33, das G. 
in Preßſachen wieder eingeſührt wurde, ihre voll— 
ſtändige Verwirklichung durch die gegenwärtig be— 
ſtehende Str. P. O. 23 V 73, R. 119, welche mit 
1174 in Wirkſamkeit trat. Das au derſelben er— 
ſchienene Einführungsgeſetz bezeichnet in Ausfüh— 
tung des objitierten Art. i1 des St. G. im Art. VI 
im einzelnen die Verbrechen u. Vergehen, rückſicht⸗ 
lich welcher die Hauptverhandlung vor die G. ge— 
hort. Erweitert wurde dieſe Beſtimmung durch § 13 
des Geſetzes 27 V 85, R. 134, betreffend Anordnun⸗ 
en gegen den gemeingefährl. Gebrauch von Spreng- 
jtofien, nad) weldjem die Hauptverhandlung iiber 
die Unflagen wegen der in den §$§ 4,5, 6 u. 8 ge⸗ 
nannten Berbreden an das G. gehirt. 

III. Sedes G. beſteht aus cinem Geridts- 
hoje und 12 Wefchwornen (Geſchwornenbank, § 300 
Str. P. O.). Der Gerichtshof des G. bejteht aus 
3 Richtern, von denen einer den Vorfig führt, und 
dem Schriftführer. Hum Vorſitzenden ernennt der 
Präſident des Gerichtshofes 2. Anjtang in der 
Regel den Präſidenten des Gerichtshofes 1. Inſtanz, 
bei weldjem das Schwurgericht gebalten werden 
joll; doch fann er gu dieſem Amte auc) ein Mit- 
Qlied dieſes Gerichtshofes oder des Gerichtshofes 
2. Inſtanz berufen. Jedenfalls hat ex aud) ein Mit⸗ 
qlied des Gerichtshoſes 1. Anitang als Stellver- 
treter des Vorſitzenden zu bezeichnen. Dieſe Ernen- 
nungen ſind in der Regel G Wochen vor dem Be— 
qinne der Schwurgerichtsſitzung, bei auerordentl. 
— aber wenigſtens 14 Tage vor dem Be— 
ginne derſelben vorzunehmen und ſamt dem Tage 
und der Stunde der Eröffnung der Sitzung durch 
die öffentl. Blätter und durch arty: Core Ge⸗ 
richtshauſe kundzumachen. Die übrigen Mitglieder 
des Schwurgerichtshofes und 2 Ergdngungsridter 
werden von dem Borjigenden des Gerichtshojeds 
1. Anjtang aus defjen Witgliedern oder aus der 
Zahl der Bezirksrichter vor Eröffnung der Schwur— 
gerichtsſitzung ernannt ($ 301 Str. % D.). 

IV. Bet Beantwortung der Frage des Bil— 
dungsprozeſſes der Gefdwornenbant ijt zunächſt 
die Befähigung gum Geſchwornenamte in das Auge 
au ſaſſen. Nad) dem Geſetze 23 V 73, R. 121, bee 
trefiend die Bildung der Geſchwornenliſten, welches 
ugleich mit der Str. P. O. fundgemadt wurde, 
5* zu dem Amte als Geſchworne nur Männer 
berujen werden, welche das 30. Lebensjahr voll— 
endet haben, des Leſens u. Schreibens kundig ſind, 
in einer Gemeinde der im Reichsrat vertretenen 
Königreiche u. Länder das Heimatrecht beſitzen, 
in der Gemeinde, in der fie ſich aufhalten, wenig— 
jtens ein Jahr den Wohnſitz haben und entiweder 
an bdireften Steuern obne Zuſchlag jährlich minde- 
jtens 10 FL, an Orten mit einer beoditerung von 
mehr alg 30.000 Einwohnern aber mindeſtens 20 jl. 
entrichten oder ohne Rückſicht auf diejen Steuerſatz 
dem Stande der Advokaten, Notare, der Profefjoren 
u. Lehrer an Hod u. Mittelſchulen angehiren 
oder an einer inländiſchen Univerfitiit den Doftor- 
grad erlangt baben (§ 1). Unfähig jum Amte eines 
Geſchwornen ijt aber, wer wegen körperlicher oder 
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geiſtiger Gebrechen außer ſtande iſt, den Pflichten 
eines Geſchwornen nachzukonmen oder wer nicht 
im Vollgenuſſe der bürgerl. Rechte iſt, insbeſ. auch 
der gerichtlich erfliirte Verſchwender und derjenige, 
über deſſen Vermögen das Konfursverjahren eröff⸗ 
net worden iſt, bis zur Beendigung desſelben, und 
wenn er ein Kaufmann iſt, bis zur ay der 
BWiederbefihiqung gu den im § 246 der Nonfurs- 
ordnung 25 XII G8, R. 1 ex 1869, benannten Rech— 

ten; ferner, wer fid) in ſtrafgerichtl. Unterjuchung, 

unter Unflage oder in Straje befindet, oder wer in= 

jolge einer ſtrafgerichtl. Berurteifung nad) den Ge— 

jepen bon der hlbarteit gu der Wemeindever- 

tretung ausgeſchloſſen ijt, folange dieje Ausſchlie— 

fung dauert (§ 2). Da die Ausübung des Ge— 

idwornenamtes geraume Beit in Anſpruch nimmt 

und dies zu einer Kollijion mit anderen Amts- oder 

Berufspflichten fiihren fann, da ferner der Verdacht 

einer ungehörigen Beeinflujiung der Geſchwornen 

möglichſt ferngehalten werden foll, fo ſchließt das 

Gejep cine Reihe von gum Gefdwornenamte be- 

jahigten Perjonen von dem Geſchwornenamte gang 

aus und räumt einer Reihe anderer Perjonen das 

Recht cin, das Amt eines Geichwornen fiir immer | 
ober acitiveilig abzulehnen. Sum Geſchwornenamte 

find nicht au berujen: die wirklich dienenden Staats- 

beamten mit Ausnahme der Profeſſoren u. Lehrer 

an Hoch- u. Mittelſchulen; die in aftiver Dienjt- 

leiftung ftehenden oder mit Wartegebiibr beurlaub- 

ten Perſonen des jtehenden Heeres, der Kriegs— 

marine oder det Landwehr und die im § 1, 8. 2, 

des Geſetzes 20 V 69, R. 78, bezeichneten Perfonen 

det Militärverwaltung; die Geiſtlichen der geſetz— 

lid) anerfannten Rirchen oder Religionsqefelliday- 

ten; die Volksſchullehrer und die bei dem Pojt-, 

Eiſenbahn⸗, Telegraphen= u. Dampjfidiffahrtbe- 

triebe beſchäftigten Berfonen (§ 3). Befreit find vom 

Geſchwornenamte und finnen daher dasfelbe inner- 

halb der gum Einſpruch gegen die Urlijte (j. unten) 

bejtimmten Frift ablebnen: Berjonen, welche das 

60. Lebensjahr bereits überſchritten haben, fiir 

immer; die Mitglieder der L. T., des Meichsrates 

und der Delegationen für bie Dauer der Sipungs- 

periode; die nicht im aftiven Dienjte ftehenden, 

jedoch wehrpflichtigen Berfonen während der Dauer 

ihrer Einberujung zur militäriſchen Dienftleijtung ; 

die im kaiſ. Hoſdienſte jtehenden Perſonen, die 

öffentl. Profeſſoren u. Lehrer, die Heil- u. Wund- 

ärzte wie aud) die Apothefer, inſofern die Unent— 

bebrlichfeit diefer Berjonen in ihrem Beruje von 

dem Wmtss oder Gemeindevorjteher beſtätigt wird, 

für das folgende Jahr, und endlich jeder, welcher 

der an ibn ergangenen Wufforderung in einer 

Schwurgerichtsperiode als Haupt- oder Ergän— 

zungsgeſchworner Genüge geleiſtet hat, bis zum 

Schluſſe des nächſtfolgenden Kalenderjahres. 

V. Die Auewahl gum Zwecle der Feſtſtellung 
der gum Dienſte im einzelnen Straffalle beſtimm— 
ten Geſchwornen geſchieht durch drei Rechtsakte, 
eine Wahl und zwei Loſungen. Im Wege der 
Wahl wird aus der Urliſte die Jahresliſte, im 
Wege der Loſung aus der Jahresliſte die Dienſt— 
liſte und aus dieſer die Geſchwornenliſte gebildet. 
Der Vorgang ijt nach dem obzitierten Geſetze fol- 
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gendermaßen: Alljährlich iſt anfangs September 
in jeder Gemeinde von einer Kommiſſion, beſtehend 
aus dem Gemeindevorſteher und zwei von ihm aus 
der Gemeindevertretung gewählten Mitgliedern, ein 
alphabetiſches Verzeichnis, die Urliſte, über alle 
in der Gemeinde zum Geſchwornenamte berufenen 
Perſonen mit der Angabe, welche von den Landes— 
ſprachen ſie verſtehen und welcher ſie ſich vorwiegend 
bedienen, anzulegen (53 5). Diefe Urliſte, in welche 
auch die zum Geſchwornenamt nicht zu berufenden 
($3) und die vom Geſchwornenamt befreiten Per— 
jonen (§ 4) aufzunehmen find, muß wenigſtens 
& Tage lang am Amtsſitze des Wemeindevoritehers 
au jedermanns Einſicht aufliegen und es fteht jedem 
Beteiligten (d. h. jedem, bei dem die Vorausjepun- 
gen nad § 1 des Geſetzes vorhanden find, aljo 
j- B. nicht Minderjährigen, Uuslindern) frei, wäh— 
rend dieſer Friſt —— Ubergehung geſetzlich zu— 
läſſiger oder wegen Eintragung geſetzlich unfähiger 
u. unzuläſſiger Perſonen in die Liſte Einjprud) 
ſchriftlich oder zu Protokoll bei dem Gemeindevor⸗ 
ſteher zu erheben oder ſeine Befreiungsgründe 
geltend zu machen. Uber dieſe Einſprüche u. —* 
ungsgründe entſcheidet die Gemeindekommiſſion, 
gegen deren E. die Beſchwerde binnen 3 Tagen 
eingebracht werden kann. Sind durch die von der 
Gemeindekommiſſion gefaßten E. Abänderungen an 
der Urliſte vorgenommen worden, ſo ſind dieſe durch 
Anſchlag am Amtsſitze belanntzumachen und die 
Beteiligten davon zu verſtändigen ($$ 6 u 7). Die 
richtiggeſtellte inline ijt längſtens bis Ende Sep- 
tember von dem Semeindevoriteber unter Anſchluß 
aller Schriftitiide, welche fic) auf die eingebradten 
Reflamationen u. Befreiungsaqejuche besiehen, an 
den Bezitfshauptmann, in Orten mit eigenen Ge— 
meindejtatuten an den ‘Priijidenten des Gerichts— 
hojes 1. Inſtanz (§ 10) eingufenden, welcher dies 
jelbe gu priifen und bei Wahrnehmung von Unge- 
jeplichfeiten oder erhebl. Ungenauigteiten Dem We- 
meindevorjteher zur Beridtiqung u. Wiedereinfenz 
dung längſtens bis Ende Oftober zurückzuſtellen 
hat. Sollte der Gemeindevorjteher die WUnlegung, 
Berichtigung oder Cinfendung der Urliſte betriicht- 
lid) verzögern, fo fann der Besirfshauptmann die 
riidjtindige Amtshandlung durch feine eigenen 
Organe auf Koſten der Gemeinde vollgiehen laſſen 
($8). Der BegirfShauptmann hat fodann die Ur— 
lijten feines Amtsiprengels dem Priifidenten des 
Gerichtshoſes 1. Inſtanz vorzulegen und dabei 
jene Perſonen gu bezeichnen, weldje ihm wegen 
ihrer Verſtändigkeit, Ehrenhaftigkeit, rechtl. Geſin— 
nung u. Charafterfejtigfeit ſowie in mehrſprachigen 
Ländern durch ihre ſprachl. Verwendbarkeit fiir das 
Amt eines Geſchwornen vorzüglich qeeiqnet erfcei= 
nen (§ 9). Der Präſident des Geriditshoies 1. In⸗ 
jtana at vor allem darauf au fehen, dah dic Ur— 
liſten zuſammen wenigitens 800 zum Geſchwornen— 
amt berujene Perſonen enthalten. Iſt dies nicht 
der Fall (in eingelnen Gerichtshofſprengeln Gal., 
Dalm. u. Tirols\, jo hat er die betrejfenden Be— 
zirkshauptmänner fowie die Vorſteher der im Spren— 
qel etwa befindl. Orte mit cigenen Gemeindejtatuten 
aufzufordern, von den Wemeindevorftebern Ergiin- 
jungSurlijten abguverlangen, in welche diejentaen 
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jum Gejchwornenamte fonjt berufenen Perſonen 
aufzunehmen find, die an direkten Steuern ohne 
Zuſchlag jährlich mindejtens 5 fl. entrichten (§ 14, 
Al. 4). Er hat fodann jum Zwecke der Sichtung 
der Urliften und der aus derielben gu bildenden 
Jahresliſte cine Kommiſſion cinguberujen, welche 
unter ſeinem bezw. feines Ctellvertreters Vorſitz 
aus 3 von ihm gu bejtimmenden Richtern, welche 
det Bahl der Maite des Gerichishojes oder der Be— 
zirlsrichter des Sprengels entnommen werden, dann 
aus 3 cbenfallg pon ibm gu bezeichnenden, nidt 
im Staatedienfte jtehenden, die Ciqnung jum Ge— 
ſchwornenamte in dieſem Geridhtshoffprengel be- 
fipenden Vertrauensmiinnern au bejtehen hat. Dieje 
RKommiffion, bei welcher die polit. Landesbehörde 
durd einen Abgeordneten, jedoch nur mit beraten- 
der Stimme, vertreten ijt, und welche endgiiltig 
nad) Stimmenmehrheit enticheidet, bildet, nachdem 
fie liber die wider die Urliſten eingebradten Be- 
ſchwerden entichieden hat, ſpäteſtens im Monate 
November aus den Urliſten die Qahreslifte, 
welche aus einer Haupt- u. Ergänzungsliſte be— 
ſteht (§§ 11—13). Die Verfaſſung berrelben ge 
ichieht in der Weife, dak die Rommijfion aus den 
Urlijten jene Verſonen, welche fie fiir die fähigſten 
u. wiirdigiten gum Gefdwornenamte halt, in eine 
Hauptlijte zuſammenſtellt, aus welder die Geſchwor— 
nen fiir das bevorjtehende Ralenderjahy genommen 
werden. In gleicer Weiſe ijt aus Perjonen, welche 
am Sipungsorte des Schwurgerichtshojes oder in 
deſſen Umgebung wobnen, eine Ergänzungsliſte 
juiammengujtellen, aus welder die Ergingungs- 
— (jf. unten) genommen werden. Der Um— 
ang beider Lijten ijt mit Riieficht auj die Anzahl 
der in dem RKalenderjahre vorausſichtlich cintretens 
den ordentliden und auferordentl. Cipungsperio- 
den in der Art gu bemefjen, dah in jede Lijte um 
die Hälfte mehr Perfonen aufgenommen werden, 
alg nach der Anzahl der gu gewattigenden Schwur— 
eridjtsjipungen benbtigt werden diirjten. Die 
Jahresliſte ijt in Druct gu legen und dem Präſi— 
denten des Gericdtshojes 2. Snftang, dem Cber- 
ftaatsanwalte, dem Borjteher der polit. Landes: 
ftelle, ferner den Staatsanwälten, Bezirfshaupt: 
minnetn, Begirfsrichtern u. Wemeindevorjtehern 
des Gericdtshofiprengels mitguteilen ($8 14, 15). 
— Aus der Jabhreslifte wird 14 Tage vor Be- 
ginn jeder Schwurgerichtsperiode bei dem Gerichts- 
oje 1. Inſtanz im Beiſein zweier Ridter und des 
Staatsanwaltes in öffentl. Sigung die Dien jt- 
liſte dDurd das Los gebildet. Auch die Wdvolaten- 
fammer ijt einguladen, au dieſem Akte ein Mit— 
glied zu entjenden. Behufs der Bildung diejer Liſte 
werden aus der Jahresliſte zunächſt die fiir dic 
Beit der Schwurgerichtsperiode zur militäriſchen 
Dienſtleiſtung einberufenen Wehrpflichtigen ausge⸗ 
ſchieden. Sodann werden die Namen der in den 
beiden Teilen der Jahresliſte eingetragenen übrigen 
Perſonen in je eine Urne gelegt und daraus durch 
den Priifidenten des Geridhtshojes zuerſt 36 Haupt: 
und ſodann 9 Ergänzungsgeſchworne gezogen. Tie 
gezogenen Haupt= u. Ergänzungsgeſchwornen find 
unter Befannigabe des Crtes, Tages und der 
Stunde des Beginnes der Schwurgerichtsſitzungen 
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und unter Hinweis auf die geſetzl. Folgen des Aus— 
bleibens durch den Präſidenten des Gerichtshofes 
1. Inſtanz ſchriftlich s Tage vor dem Beginne der 
at py oe vorguladen ($$ 17, 18, 20). 

V1. Die Geſchwornenbank wird in der Regel 
fiir jeden cingelnen Straffall unmittelbar vor Be- 
ginn der Hauptverhandlung in nicht öffentl. Sit— 
jung des Schwurgerichtshofes und in Gegenwart 
des Anklägers, des Privatbeteiligten, de& Ange— 
flagten und feines Berteidicers fowie der vorge- 
ladenen Geſchwornen gebildet (§ 304 Str. P. L.). 
Ausnahmsweiſe fann aber auc) mit Einverftindnis 
der zur Ablehnung von Geichwornen berechtigten 
Perjonen jiir mehrere Straffälle, welche an dem— 
jelben ao 9 —— gelangen ſollen, eine 
und dieſelbe Geſchwornenbank gebildet werden. Ver— 
zögert ſich jedoch wegen der längeren Dauer der 
vorhergehenden Verhandlungen oder aus anderen 
ufälligen Gründen der fejigejebte Anfang einer 
Perhardlung dergejtalt, daß fie erjt am vierten 
oder einem nod) ſpäteren Tage nach demjenigen be- 
ginnt, an dem die Geſchwornenbank gebildet wor- 
den war, fo muß gur Bildung einer neuen Ge— 
idwwornenbant geſchritten werden (§ 22 des obji- 
tierten Gejeges tiber die Bildung der Gefdwornen- 
banf). Die Bildung der Geſchwornenbank beginnt 
mit bem Wufruje der 36 Hauptgeſchwornen durch 
den Schriftführer. Seigt ſich bet diefem Bufrufe, 
dak weniger al 30 Hauptgeidworne erſchienen find, 
fo find die auf dicie Zahl feblenden aus den 9 Er- 
änzungsgeſchwornen in der durd) das Los gu be- 
timmenden Reihenfolge gu erjepen (§ 305 Str. 

. ©. und § 21 des objgitierten Geſetzes). Ait die 

abl von wenigftens 30 Geſchwornen volijtdndig, 
jo hat der Vorſitzende bei fonitiger Nichtigleit an 
die Barteien und an die Wefdwornen die Frage 
au tidjten, ob bei einem der [egteren einer der im 
§ 306 Str. P.O. aujfgesahlten Griinde vorhanden 
jei, der ihn von der Pinan an der vorliegen: 
den Verbandlung ausſchließe. Eriibrigen nad Wus- 
ſcheidung der ausgeidlofjenen Geſchwornen nicht 
wenigſtens 24 Geſchworne, ſo muß bei fonftiger 
Nichtigfeit, wenn nicht die zur Ablehnung dev Ge— 
ſchwornen Beredtigten fid) mit einer geringeren Zahl 
von Geſchwornen als 24 cinverjtanden erklären, 
zunächſt die feblende Sahl auf die oben —— 
Weiſe ergänzt werden (§ 307 Str. P. ©.). Die 
Außerachtlaſſung diejer Beftimmungen ($$ 306, 
307 Str. P. O.) bewirkt Nichtigfeit des vom G. 
gefällten Urteiles (§ 344, 8. 4). Dagegen fann auj 
Die Nichtbefolgung ciner der anderen fiit die Bil- 
dung der G. geltenden Vorſchriften cine Nichtig- 
keitsbeſchwerde wider das Urteil nicht geſtützt wer— 
den. Das Urteil ijt aud) dann nicht nichtig, wenn 
in der Bahl der Geſchwornen, aus denen die Ge— 
ſchwornenbank gebildet wurde, fic) ausgeſchloſſene 
Geſchworne befunden haben. Die Nichtigfeit wird 
erjt durch Ausloſung eines folchen ausgeſchloſſenen 
Geſchwornen bezw. jeiner Veteiligung an der Ver- 
bandlung und &. begriindet ($ 344, 3.1, Str. P. O.). 
Die Bildung der Geſchwornenbant erjolgt nun in 
der Art, bab der Vorfigende des Schwurgeridte- 
hofes aus der Urne, in welche die Namen der Ge— 
ſchwornen gelegt werden, die Namen eingeln zieht 
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und verlieſt. Nach Verleſung jedes einzelnen Na— 
mens haben nun der Ankläger und der Angeklagte 
ihr Ablehnungsrecht geltend zu machen. Ankläger 
u. Angeklagter haben nämlich das Recht, von der 
Zahl der Geſchwornen, inſoweit ſie 12 überſteigt, 
ſeder die Hälfte, ohne daß ein Grund angegeben 
werden darf, abzulehnen. Mehrere Ankläger u An— 
gellagte üben das Ablehnungsrecht gemeinſchaäftlich 
aus. Die Ablehnung eines Berechtigten gilt fiir 
alle. Gobald 12 nicht abgelebnte Geſchworne ge— 
zogen oder nur noch ſo viele Namen in der Urne 
iibrig find, als zur Ergänzung der Zahl der Ge— 
ſchwornen bis auf 12 erfordert werden, ijt die Ge— 
ſchwornenbank gebildct ($$ 308, 300 Str. B. O.). 
Bei vorausſichtlich längere Heit in Anſpruch nehmen⸗ 
den Hauptverhandlungen kann der Vorſitzende des 
Schwurgerichtshofes verſügen, daß ſtatt der 12 Ge— 
ſchwornen deren 13 oder 14 ausgeloſt werden, von 
denen die erſten 12 Haupt-, die anderen Erſatzge— 
ſchworne find (§ 310 Str. P. O.). Sobald nun die 
Geſchwornenbank auf die bezeichnete Weiſe gebildet 
iit, kehrt der Gerichtshof in den Sitzungsſaal zu— 
tid und nachdem die Geſchwornen ihre Sipe in 
der Reihenjolge, in weldjer fie aus der Urne ge- 
ogen wurden, eingenommen haben, werden die- 
Re , nach jtattgefundenem Aufrufe der Sadje und 
Vernehmung des Angeflagten über jeine perjint. 
Verhiltnifje, beeidet. Su dieſem Behufe Hilt der 
Vorfipende an die gu Beeidigenden cine gefeplid 
jeitgejtellte Unrede, in welcher denjelben ihre Pflich— 
ten vorgehalten werden, jo die Pflicht zu alljeitiger 
u. gewijjenbafter Briifung der Beweije; die Pylicht, 
das Geſetz, dem fie Geltung verſchaffen jollen, treu 
au beobadjten, endlich dic Witicht, vor ibrem Aus— 
ipruche fiber den Wegenjtand der hata Yt 
niemand, auper mit den Mitgeſchwornen, wiid-= 
jpradje gu nehmen. Die Geſchwornen leiſten den 
Eid, indem jeder eingelne antwortet: Ich ſchwöre, 
jo wabr mir Gott beljfe ($$ 312, 313 Str. B. O.). 
VIL. Der Gefchworne gehört su jenen Perfonen, 
welche nad § 101 St. G. vermige öffentl. Auf— 
trages Geſchäfte der Regierung zu bejorgen haben, 
ex ijt vom Seitpunfte der Annahme feiner Wus- 
lofung feitens der Barteien (§ 309, Al. 2, Str. 
P. DO.) bezw. vom Seitpuntte der Bildung der Ge⸗ 
icwornenbant (§ 309, YUL. 3, Str. B.D.) im Sinne 
ded Str. G. Beamter. Als folder fann er das 
Verbrechen des Mißbrauches der AUmtsgeiwalt (§ 101 
St. &.) ſowie der Gefdenfannahme in Amtsſachen 
(§ 104 St. G und K. H. 3111902, Sammlung 
Nr. 2775) begehen fowie auch) an ihm das Ver— 
bredjen der Verleitung gum Mißbrauche der Amts— 
ewalt beqangen werden fann (§ 105 St. G. und 
.H. 2411 77, Sammlung Nr. 142, und 9 V 79, 
—— Nr. 208). Wird einer in die Dienſt— 
liſte der Geſchwornen Eingetragener vor ſeiner 
Ausloſung durch ein Geſchent zu ciner Parteilichkeit 
für den Fall ſeiner Ausloſung zu verleiten geſucht, 
ſo liegt ein bedingtes Verbrechen vor, welches ſich 
erſt im Beitpuntte der Ausloſung vollendet. Un— 
richtig die E. des K. H. 15 VIVI, Sammlung 
Mr. 1458.) Bor der Ausloſung und Annahme ders 
ielben ijt nur Verſuch geqeben. Die aus der amtl. 
Eigenſchaft ſich ergebenden Pflichten des Geſchwornen 
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et 1. Er Hat der an ihn ergehenden Ladung 
Folge gu Teiften und darf ſich vor dem Ende der 
Schwurgeritsfipung ohne Erlaubnis des Bor- 
jipenden des Schwurgerichtshoſes nicht entfernen. 
Der Bruch diejer Pflicht ijt von dem Schwurge- 
vichtShofe mit einer Geldſtrafe bis 50 fl., im Wieder- 
holungsjalle aber bid gu 100 fl. gu ahnden. Da- 
gegen fann der Berurteilte, wenn er geniigend gu 
Betdeinigen vermag, dah ihm die Borladung nit 
gehörig zugeſtellt worden, oder dah ihn cin unvor- 
hergejehenes u. unabwendbares Hindernis vom Er— 
ſcheinen abgebalten babe, oder wenn er darzutun 
vermag, dah die ——— Strafe nicht im 
Verhältniſſe zu ſeinem Verſäumniſſe ſtehe, bei dem 
Schwurgerichtshofe und, falls dieſer nicht mehr ver— 
jammelt ijt, bei dem Gerichtshofe 1. Inſtanz Ein— 
ſpruch erheben und um Aujhebung oder Milderung 
det ibm aujerlegten Straje bitten. Gegen die iiber 
dieſen Einſpruch erjolgte E. findet fein Rechtsmittel 
jtatt ($ 23 des objitierten Gefepes). 2. Der aur 
Bildung der Wejchwornenbant Berufene hat jeinen 
Plag auf derjelben eingunchmen, den Eid gu lei— 
jten, der Verhandlung mit Aufmerkſamkeit zu fol- 
gen, fic) nad) Schluß der Verhandlung mit den 
anderen Geſchwornen in das Beratungssimumer ju 
begeben und von diejem Mugenblide an bis zur 
Wbgabe des —— ſich jedes Verkehres mit 
anderen zu enthalten. Der Geſchworne, der das Be— 
ratungszimmer vor Fällung des Ausſpruches ver⸗ 
läßt oder während dieſer Zeit mit dritten Perſonen 
Verkehr pflegt, iſt von dem Schwurgerichtshof zu 
einer Geldſtraſe von 10— 100 fl. zu verurteilen 
8 327 Str. P. O.. — Der Geſchworne, der ſeine 
Obliegenheit erfüllt hat, kann 1. wenn ſein Wohn— 
ſitz mehr alg 755 km von dem Orte des Schwur— 
gerichtshoſes entfernt ijt, cine moßge Entichidi- 
gung fiir die Reijefojten u. gw. 1 fl 6. W. fiir 
jede Stunde des Hine u. Riichweges (J. M. V. 19 XI 
73, R. 152) verlangen ($ 25 des obzitierten Ge— 
ſetzes und V. 28V1 76, R. 97). 2. Bei der Haupt: 
verhandlung hat der Geſchworne das Recht, Fragen 
an die gu vernehmenden Perſonen au ſtellen und 
Beweisaujnahmen sur Aufklärung von erhebl. Tat- 
jachen gu beantragen (§ 315 Str. B. O.). 3. Der 
Geſchworne, welder dex an ibn ergangenen Auf— 
jorderung in einer Schwurgeridtspertode als Haupt- 
oder Erqangungsgefdpvorner Genüge geleijtet hat, 
hat das Recht, gu verlangen, dak er bis gum Schluſſe 
des niichitiolgenden Ralenderjahres von dem inte 
eines Geſchwornen befreit werde (§ 4, 4. 5, und 
8 24 des obsitierten Gejepes). 
VIII. Jugleich mit der Str. P. O. erſchien 
zur Ergänzung des Art. 11 des St. G. 21 XII 67, 
. 144, tiber die richterl. Wewalt das Geſetz 23 V 
73, R. 120, betreffend die zeitweiſe Cinjtellung 
der G. Nach § 1 desjelben fann die Wirkſamleit 
der G. Hinfichtlic) aller ihnen zugewieſenen ſtraf— 
baren Handlungen oder cingelner Arten derjelben 
xitweilig u. zw. längſtens auf die Dauer eines 
Jahres für ein beſtimmtes Gebiet eingeftellt werden, 
wenn daſelbſt Tatſachen hervorgetreten find, welche 
dies gut Sicherung einer unparteiiſchen u. unab— 
hängigen Rechtſprechung als notwendig erſcheinen 
laſſen. Die Einſtellung erfolgt in jedem einzelnen 
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Falle nad) Anbbrung des O. G. H. durch cine B. 
des Gejamtminijteriums unter deſſen Verantwort— 
lichfeit. Dieje V. muß unter Darlegung der Gründe 
beiden Häuſern des Reichsrates, wenn derjelbe ver— 
ſammelt ijt, fogleid), im entgegengefegten alle 
unmittelbar nad) deffen Sufammentritt von der 
Regierung vorgelegt und muß ſofort aujgehoben 
werden, fobald cines der beiden Haujer des Reichs— 
tates es verlangt. Die durch B. erjolgte Cinjtel- 
lung fann auf dem Berorbnungsiwege weder ver⸗ 
längert nocd) vor der nichiten Wiedereröffnung det 
Sipungen des Reichsrates erneucrt werden (§ | 
des zitierten Geſetzes. — Die erfolgte Cinjtellung 
hat die Wirfung, dah die Hauptverhandlung wegen 
der den Wegenjtand derjelben bildenden ſtrafbaren 
Handlungen und die Rechtsmittel geqen die wegen 
Derfelben gefiillten Urteile fic) nad) jenen Vor— 
ſchriften richten, welche bezüglich Der nicht vor die 
G. gehirigen Verbrechen gelten. Handelt es fic 
um ¢in mit der Todesjtraje oder mehr als fiinj 
jähriger Kerteritraje bedachtes Verbredjen, jo findet 
die Hauptverhandlung vor 6 Ricdtern, von denen 
einer den BVorjig fiihrt, ftatt, bei Stimmengleich— 
heit * die dem Angeklagten rag i nſicht 
den Ausſchlag Art. VII des Cini, . gur Str. 
P. O. und § 3 des objitierten Gefeges). 
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Geſetz. 
A. Geſetze dberk, 


I. G. in juriſtiſchem Sinne. — If. G. in formefiem u. 
moateriellem Ginne. (Mila. u. beiondere Qualifitationen.) — 
Ila. Haber qualifigierte G — II], Unteridhiede der G. im 
matetiellen Sinne. — IV. Ronkitutionele G. — V. Haupt. 
momente der Gelegacbung. — VI. Battierte G.; cinfache G. 
— VII. Territoriale Begrehung der G. (formell gemeinfame. 
univerfelle, partifulare @.); hiſtoriſch gemeines Recht. — 
VIII. Wirtamleit der G.; Beginn der Wirllamfrit; Ron- 
nere @.; .,.Qunftimvorlagen’. — IX. Dauner der Wirliams 
feit ber G. (fontinuierliche, terminierte, periodifde, tran- 
itoriiche W.1; unterbrochene, refervierte Wirtſamteit. — 

. Gigene u. delegierte Geievaecbung. 


B. Geſetze u. Gefeggebung in Ojtere.Ungarn. 


T, Recht w. Gliederung der Gefegacbung. — Il. Die 
Brogmatijthe Ganftion. — 111. Die pregmatiſch oder ſimul · 
tan gemeiniamen Angelegenheiten. — LV. Valktierte Grand 

eieve. Die juriftiide Natur der Ausoleidsarundacieve; 

tithtellung 1467; Reden bieriiber von Isis — lk. — V. Die 
paftierten G. über die gemeinjame Berwaltung von Bosnien 
und der Hergeqowina. — VI. Tie nach aleichen Grundſatzen 
gu regeluden Angelegenheiten. — VIL. Berhältnis der alla. 
Stoatsichuld. a) Die allg. tonfolidierte Staate ſchuld. 1. Hifto- 
riſche Begriindung der gemeinfamen fonfolidierten Staats- 
ſchuld. 2. Des litereinfommen in Betreff der VeitragSleiftung 
au den Yaften der alg. Staatsichuld: Horm des tibercinfom: 
mens. 3. Der Inhalt des tibereinfommens über die gemein- 
jame Staatsſchuld. «) Uniftfation it cine aemeinfame Ren 
tenſchuld. 6) Wrage etner weiteren Sonverfion. b) Die @on: 
trabierung rined nenen gemeiniamen Anlebens. c) Die gemein- 
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fame ſchwebende Schuld. a) Beftand derſelben. 2) Allmähl. 
Herabminderung derſelben bis zur gänzt. Eintöſung 
ber Staatsnoten. d) Die Berbindlichteiten fiir die qaran« 
tierten Gifenbabugefellicbaften. ©) Die gemeinſamen Aftiva. 
VIL. Einſach ae, terminweiſe paftierte G. Das 
Quotengeies und deffen Erneuerunaen. — 1X. Das Boll- u. 
HandelSbiindnisé, defien Kündbarkeit, Erneuerungen u. Bere 
—— — X. Stadien u. Formen der Geſetzaebung in 
fterr.Ungarn. Recht der Krone und der Vollsvertretung 
fiberh. 1. Cinberufung dev varlamentarifden Körverſchaften. 
2. Mecht der Qnitiative. 3. Beſchlußfaſſungen der Vereretungas: 
férver. A. WMeichSaeiege: Haher qualifigierte Reichsgeſebe. 
a) Die Pragmarifche Santtion; b) qgegenicitige Fundamental- 
geſebe ; c) durch höhere Wiajoritat qualifigierte Grundgeſetze 
im Gebiete des Reichsrates; d) cinfache Reichsgeſetze; e) Re- 
fervatgeleve. B. Beſchlußfaſſungen der Landesgeſetze a) Soher 
qualifigierte. b) einfache Landesgeſeze. — XI. Kompetenzen 
der Geſeßgebung im Gebiete des Reichſsrates. 1. Pringip der 
Teilung der Reiths- u. YandeSgefeggedungstompetena. 2 Ge- 
febaebungefompetengen nad dem faij. Tiplome 2X 60; 
8. nad ber Berfaffung Wl 61; 4. nach den St. G. 21X11 
67. a) Rompeteng des Reichſsrates im Berbhaltniffe au den 
Delegationen, die auswärtigen Angelegenbeiten, das Kriegs- 
wejen, das Finanzweſen rücſſichtiich Der gemeinfam zu bee 
ftreitenden Angelegenheiten; b) Rompeteng des ReichSrates in 
Betreff der nad gleichen Grundlagen gu regelnden Angelegen= 
beiten; c) in Begug anf die frei eigenen (rein Ofterr.) Reichs ⸗ 
angelegenheiter. 5. Berhältnis ber legislatoriſchen Romper 
tengen Der Landesgeſezgebung (der Landiage) zur Reichégeies~ 
gebung: a) nach bem Divlom 2 X WH), b) nam der Berfaffung 
211 61, c) nach den St. G. 27 XI 67. — XII. Geirk- 
pcbungsfompetensen im Gebiete der ungar. St. Etepbanstrone 
Ungarn u. Qroatien: Stavonien). Hauptecies Art. XXX: 68 
(1: 68 fiir Rroatien Glavonien). Brovingialifierung der Milt- 
tararenzbezute. B.S VI TL und OVI 72, G. A. XXVIL, 
XXVIII, XXIX, XXX:73. Wbanderungen des G. A. 
XXX :68 durch G A. XXXIV:73. LIV : 80. XLII :87, 
XL: 89, befonderé die G. U. XXXIV:73 und XV:81. 
Aufrecht erbaltene Beftimmungen des G. A. XXX: 68 ider 
bie Zentratregierung einerfeits und die Autonomie von Kro⸗ 
atiens Slavonien anderſeits. 


A. Gefehe ũberh. 


I. G. in juriſtiſchem Sinne. G. in juriſtiſchem 
Sinne ijt die von einer hiezu berechtigten Autorität 
in verjajjungsmiifiger Weije als verbind!. 
Wille deS Staates ausgeſprochene Anordnung, 
welche zum Zwecke dieſer allg. Geltung gehörig 
fundgemadt und in Wirfjamfeit geſetzt wird, — 
Staatsgeies. 

Aniojern mit Unerfennung des Staates anc 
andere öffentlich-⸗rechtl. Verbände einen ihre Wits 

lieder bindenden, allg. anordnenden Willen auf- 
tellen können, ipricht man aud von Selbjtiagun- 
gen oder autonomer Gejepqebung, 3. B. der Kir— 
chen, der Fürſtenhäuſer, der Rorporationen. Dieſe 
autonome Gejepaebung ijt nicht eigentlich ibrer 
materiellen Begriindung nad vom Staate abge- 
leitete, wobl aber in ihrer Verbindlichteit oder Birt: 
jamfeit durch die Anerkennung des Staates be- 
dingte u. bejdpriintte Geſetzgebung, die nur nad 
Mak der jtaatl Zulajjung Geltung u. Wirk— 
jamfeit im Staate haben fann. 

Da nur die frantl Geſetzgebung eine durch 
fi) jelbjt unmittelbar verbindliche, unab- 
hängige und unmittelbar durdjepbare Gewalt bat, 
jo ijt fie Die Wejeggebung wat Eloy yy, und werden 
unter G. in der Regel nur die jtaatl Gefepe 
verjtanden. 

Tas ſtaatl. Gejeg ijt allg. Wille des Staates, 
allg. in der abjtraften Form der AUnordnung, in 
Bezug auf die das G. jdjaffenden und durd das 
G. gebundenen Gubjefte, und iiber die Cbjefte —* 
verbindlich anordnend, ſo daß ſelbſt ein Spezia 
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u. Individualgeſetz von allen einzelnen und allen 
Crganen des Staates zu achten ijt; <6 Zovdsvonevov 
mept thy xotvdy (Ariſtoteles, Bolitif III. Bd., 
Rap. 6 j.), la volonté generale (Rouijeau, Contr. 
soc. II. 8bd., III. u. TV. Rap.); der fic) unmittelbar 
jelbjt bejtimmende Staatswille (Stein, Berwal- 
tungdl. I, 1, 1869, S. 9, 10, 88 f.; Sarwey, Allg. 
Verwaltungsrecht bei Marquardjen I, 2, S. 10), 
durch fich felbjt beqriindet, gerechtfertigt, darum der 
höchſte Wille im Staate (Carwey u.a.), Wnord- 
nung det höchſten Gewalt, unbedingt verbindl. An— 
ordnung (D. A. Arndt); Wille des ftaatl. Gemein- 
wejens, in ſeiner übergeordneten Einheit gedacht; 
Wille deS ganzen Staates, die Regierten inbe— 
griffen (Bjaff- Hofmann, Komment. 1 zum öſterr. 
a. b. G. B., S. 130 f.), durch fich felbjt rechtsver— 
bindlich Sarwen, Stein); Selbjtbindung des Staats⸗ 
willens (IUibrich, Diterr. Gtaatsredyt, S. 377); fich 
nur durch fid) felbjt verpjlicdjtend, wogegen jeder 
andere Wille von dem G. und jeiner Ubereinitim- 
mung mit ihm oder aud) der geſetzl. Zuläſſigkeit 
betreffs der Gültigleit abbingig it das volle Wort 
deS autoritativ verfiindeten Rechtes (Bluntidli, 
Allg. Staatsrecht, 5. Aufl, II. Bd., Kap. IL). 
Der G.-Wille ijt darum nicht verantwortlich, irre: 
prehenfibel (Rant, Rechtslehre), unverbrüchlich den 
Gerichten gegeniiber (Garwen), unverbrüchlich der 
Regierung als Vollzugsgewalt qegeniiber, unper= 
briichlich aud) der Krone gegeniiber (Marti, Uber 
den fonjt. Begriff des G., Tiibinger Beitidr., Bd. 36, 
S. 255 f.) das ficherite Organ des Bolfsrechted 
(Savigny), die klarſte Quelle des objeftiven Rechtes. 

Immer u. tiberall hat das Geſeß eine 
hibere, fonjtitutive Natur, weil es den Willen 
Derjenigen, die eS befchliejen u. erlaſſen, jeien es 
viele, wenige oder cin eingiger Beredtigter, als 
den Willen der Gejamtheit, als den Willen des 
qangen Staates erjcheinen lift. Nun ijt der Staat 
an ſich ſchon etwas anderes u. höheres ald die 
Summe der eingelnen, die jeweilig zu ibm gehiren, 
weil dieſe Summe ſich ändern fann und die ein— 
zelnen lebend u. ſterbend immerfort wechſeln, wäh— 
rend der Staat noch derſelbe bleibt und durch ſeine 
Aufgaben ein höheres, einheitliches, über den ein— 
zelnen ſtehendes, über ſie herrſchendes Geſamtweſen 
it, Daher gewinnt jedes G. und ſchon jede geſetz— 
mäßige Anordnung oder Verfügung des Staates 
und ſeiner Organe eine höhere als bloß individug— 
liſtiſche Natur. Auch bei dem allg. Wahlrecht, ja bei 
dem allg. Abſtimmungsrecht aller, wie es Rouſſeau 
gefordert hat und wie es im Schweizer Refe— 
rendum nahezu vorliegt, entſteht lein G. ohne 
jubjtituierte Annahme einer höheren konſtitutiven 
Natur, weil Kinder u. Frauen nicht wählen oder 
abſtimmen, und wenn ſelbſt alle ohne Unterſchied 
abſtimmen könnten, kann kein G. ohne juriſtiſche 


konſtitutive Erhöhung der wirkl. Willenspotenz ge | 


geben werden, weil die Majorität entſcheiden muh 
und weil jelbjt in dem Falle, als alle zuſtimmen 
wiirden, wabrend der Beit der Schaffung des G. 
mance jterben und andere geboren werden, die dem 
G. nicht 3ujtimmen fonnten, aber dod) von dem— 
ielben betrofjen werden. Immer ijt daber das G. 
höherer fonjtitutiver Natur und als eine Anord— 
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nung, weldje als Geſamtwille des Staates ergedt, 
vor den Willensatten aller einzelnen Organe ded 
Staates ausgezeichnet und von allen eingelnen Or— 
ganen, allen einzelnen Perſonen ju beobadhten. 

Dadurd), dag das G. ausdrücklich in feſtge— 
jtellten Worten durch cinen einmaligen Akt anords 
nender Wille des Staates ijt, unterſcheidet es fich 
vom Gewohnheitsrechte; 

dadurd), dak eS unmittelbar und allg. verbind- 
lid) anordnender Wille ijt, unterjdeidet es ſich von 
V. u. Erfenntnijien; 

dadurch, daß es unmittelbar verbindender Wille 
des Staates ijt, unterſcheidet es ſich von Selbjt- 
ſatzungen, Autonomie; 

dadurch, daß das G. einheitlicher, übergeord— 
neter, gebietender Wille des Staates als Einheit 
iſt, unterſcheidet es ſich vom Vertrag; 

dadurch, daß das G. der höchſte Wille des 
Staates ijt, iſt es fiir den Staat ſelbſt und fiir 
alle einzelnen Organe, in der Monarchie auch für 
die Krone ſelbſt, unmittelbar verbindlich und kann 
nur durch einen gleich hohen geſetzl. Geſamtwillen 
in ſeinem Beſtande getroffen werden. 

Die ſtaatl. Geſeßgebung, ihrer Idee nad 
einheithich, fann in der Ausübung verteilt fein. 
Es ijt das charatterijtiiche Zeichen zuſammengeſetzter 
Staaten, daß bei ibnen die Geieg ebung in ibrer 
Ausübung geteilt ijt, indem fiir die vereiniqte We- 
jamtheit eine cinbeitlidh vereinigte Geſetz— 

ebung, fiir die Teile eine partikulär abge- 
onderte Geſetzgebung beſteht, welche felbjtindig 
oder vom Ganzen abhängig gedacht fein fann. Dieſe 
abgeſonderte Geſetzgebung der verbundenen Teile 
iſt nicht in dem Sinne, wie das innere Recht der 
Kirchen, geſellſchaftlich autonom, ſondern eine ab— 
gegliederte, ſei es vom Ganzen abgeleitete oder dem 
Teile originär belajjene wirkliche ſtaatl. Geſetz— 
gebung, Partikulargeſegebung, welche Ab— 
gliederung der ſtaatl. Gejepgebung ſogar in meh— 
reren Stufen gedacht werden kann. 

Die abgeteilten oder abgegliederten ſtaatl. Ge— 
ſetzgebungen müſſen daher untereinander in einer 
ſolchen Relation ſtehen, daß ſie zuſammen das ganze 
Gebiet der ſtaatl. Geſetzgebung umfaſſen; ihre Teile 
ſind alſo derart relativ, daß das Gebiet der ein— 
heitl. Geſetzgebung deſto größer iſt, je kleiner das 
Gebiet der abgegliederten Geſeßgebung, und deſto 
fleiner, je mehr der abgegliederten Geſeßgebung 
zugewieſen iſt. 

Alle Geſeßgebung ijt poſitive Aufrichtung eines 
anordnenden allg. Willens, Ausrüſtung eines Ge— 
ſetzesinhaltes mit einem Geſetzes befehle (val. 
insbeſ. Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen 
Reiches, II. Bd., § 56 f.), insbeſ. auc) die Abglie— 
derungen der gelefgebenden Gewalt ſelbſt müſſen 
auf poſitiven Anordnungen beruhen; alles G. iſt 
poſitiv und die Abgliederung einer partifularen 


Geſetzgebung ijt nur dadurdh miglid, dah durch 


pofitive Unordnung oder Anerlennung der gejamten 
Geſetzgebung eingelnen Teilen eine relative Selb- 
sae Sar auerfannt ijt. 

LI. G. in formellem un. materiellem Siune. 
Da das W. der allg. verbindl. Wille des Staateds 
ijt, fo muß diejer anordnende Staatswille allg. u. 
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jicher ausgeſprochen und erfennbar jein, jo daß fein 
beliebiger snbividuatroill an die Stelle des Staats- 
willen8 fid) ſehen und jedermann den allg. Staats— 
willen ficher erfennen fann, und eS werden daber 
bejtimmte Rechte u. Formen vorgeidrieben, unter 
deren Beobadtung allein cin allg. anordnender 
Staatéwille entjteht, jo daß nur der durch dieje 
bejtimmten Beredtigten und in dieſer beſtimmten 
orm ausgeiprodene Anordnungswille wirkl. G. 
wird. 

Inſoſern man nur auf die beſtimmte Form 
ſieht, in welcher durch die Berechtigten cin G. ent- 
ſteht, jpridt man vom Geſetz in formellem 
Cinne, während man ein G. nach feinem In— 
halte, injofern es einen objeftiven Rechtsſatz ent- 
halt, ein Gejep in materiel[em Sinne nennt. 
Dieje Unterjcheidung, welche der Cache nach ichon 
pon Rob. v. Mohl und von Savigny anfgeftellt, 
inSbej. aber von P. Laband betont worden ijt, 
hat im fonjtitutionellen Ctaatsrechte cine Bedeu- 
tung für die Beantwortung dev verjafjungSspolit. 
Frage, weldje Anordnungen denn in der Form 
von @. erlajjen werden jollen; fiir das pofitive 
Recht eines Staates ijt die in den G. getrofjene E., 
welde Unordnungen an die Form des G. gebunden 
jein jollen, mafgebend, jo daß aljo fiir die Ber- 
fajjungépolitif und die Frage, was an die Form 
eines G. gebunden werden joll, der materielle Be- 
griff des G. bedeutungsvoll, fiir das pojitive Recht 
und bie Gewalten der gejepgebenden u. vollziehenden 
StaatSorgane jedeS eingelnen Staates aber der jor- 
mele Begriff des G. der mafgebende und pojitiv 
jtaatsrechtlidje ijt, was man aud) fo ausdriicden 
fann: die Aufſtellung de8 Unterſchiedes der G. in 
formellem und in mateviellem Girne bezeichnet 
einen Unterfchied in dem theoretijden Begriff, nicht 
aber in der praftijdjen Wirkſamkeit der G. 

Der Unterjdied des Beqrifies der G. in mate- 
riellem und in jormellem Ginne ijt der Cache nad 
ſchon von Nob. v. Mohl in feinem wiirttember: 

iſchen StaatSredt, 1. Aufl., 1829 (2. Mujl., 1840, 

d. 1.), S. 68, mit Besiehung auf die fonjt. Uber- 
einſtimmung von König u. Standen bemertt wor- 
den, wie Sarwey Allg. Verwaltungsrecht bei Mar— 
quardſen I, 27) erinnert. „Außerdem jteht es bei 
König u. Ständen, auch noch jedem anderen be— 
liebigen Gegenſtande, welder an u. fiir ſich ſchon 
durch die einſeitige Regierungsverfügung hätte gül— 
tig angeordnet werden können, durch ein G. um ſo 
feſter u. unverbrüchlicher zu beſtimmen. Zwar iſt es 
hier nur die Form, nicht auch der Inhalt, wel— 
cher die G.Kraft beſtimmt, allein auch dieſe reicht 
ſchon zu allen rechtl. Wirkungen bin.” Savigny 
(Syſtem des heutigen rim. Rechtes 1, § 13, S. 38 
bis 44) hat den Unteridied des G. in materiellem 
und in formellem Ginne etwas allgemeiner dabin 
martiert, daß es ſich bei erjterem um den Inhalt 
des G., Der eine Rechtsnorm ijt, bei dem letzteren 
um die Form des Suitandefommens durd) einen 
Fürſten oder einen Senat oder eine größere, etiwa 
durch Wahlen gebildete Verſammlung oder vielleicht 
die Einſtimmung mehrerer ſolcher Gewalten handle. 

Much andeve Qurijten haben den Unterſchied 
des G. in materieliem und in jormellem Cinne 
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ſeit dem Entſtehen konſtitutioneller Verjajjungen 
empfunden; L. v. Stein in ſeiner Verwaltungslehre 
hat den Gedanken ſtark betont; ebenſo Gneijt (‘Budget 
und G. nad) dem fonjtitutionellen Staatsrechte Eng- 
lands mit Rückſicht auf die Deutiche ReichSverfajjung. 
187; v. Stodmar (187) in den Studien iiber das 
preuß. Staatsrecht hat die Ausdrücke „materielle“ 
u. „formelle“ G. beſtimmt feſtgeſtellt und Laband 
die Unterſcheidung zur weit verbreiteten Anerken— 
nung gebracht. Vgl. Laband, Das Budgetrecht nach 
den Beſtimmungen der preuß. Verfaſſungsurkunde, 
Behrends Zeitſchr. fiir Gej. u. Rechtspflege in Preu- 
pen IV, 619 7., Laband, Staatsrecht des Deutſchen 
Reiches, I. Bd., VIL. Kap. § 56 f. S. auch 
H. Schulze, Deutſches Staatsrecht (1881) 1, 518 f.; 
Das preuß. Staatsrecht, I. Bd., 2. Abt., 1. Kap., 
GS. 205 f.; G. Meyer, Lehrb. des deutſchen Staats— 
rechtes (1878), 8 155, S. 401; der Begriff des G. 
und die redjtl Natur des Staatshaushaltes in 
Grünhuts 8. VII, 1881, S. 1—53; Sarwey bei 
Marquardjen, Allg. Berwaltungsredt, I. Bd., 
Il. Galbband, S. 25 f. (1884); Seligmann, Der 
Begriff des G. in materiellem u. formellem Sinne 
(1886); G. Sellinef, G. und B. (1887), S. 114 f. 
bejonders cingehend S. 226 f., 251 f. (welder, ob⸗ 
leich ex der Theorie Labands jonjt anhängt, die 
Ratur deS Budget oder Finanzgeſetzes als eines 
nicht blo formeien, jondern auc) matericilen G. 
doc) hervorhebt); Bric, Archiv fiir öffentl. Recht, 
IV. Bd. (1888); fiir das öſterr. Recht vgl. Bfafi- 
Hofmann, Komment. J. S. 129, 130 f.; Ulbrich, 
Vehrb. des öſterr. Staatsrechtes (1882), § 144, 
S. 373 f., welder (S. 380) eine ſchärfere Wreng- 
beſtimmung zwiſchen G. in materiellem u. formellem 
Sinne zu gewinnen ſucht, indem er erklärt, daß 
nicht alle in die Form des G. gekleideten Geſchäfte 
der Vollziehung ſchon an u. fiir ſich (nur) G. in 
jormellem Sinne ſeien. „Wenn durch dieje Ver— 
fügung in einem konkreten Falle ein ſonſt beſtehender 
allg. — aufgehoben oder ſuspendiert werden 
joll, jo ijt die fragl. Verfügung nicht bloß cin in 
die Form eines G. gefletdeter Verwaltungsakt, 
jondern zugleich ein G. in materiellem Sinne“, — 
wofiir er die G. über Ronfisfation des Vermögens 
einer beftimmten Familie, iiber die Verbannung 
eines Inländers (Franfreich), die engliſchen bills 
of attainder, d. i. Strafurteile auf Grund einer 
für einen fonfreten Fall erlajienen Sirafſatzung als 
Beijpiele anfiihrt, weil fie objettive Rechtsnormen 
für einen fonfreten Fall aufheben. 

Man ijt nämlich auf Grund der Labandfiden 
Theorie, wonach ein formelles G. jeder Wit des 
StaatSwillens jei, gu welchem die Zuſtimmung der 
Vollsvertretung erforderlic) iſt, fo weit gegangen, 
daß man den Aa oe G. iiberh. die rechtl. Wir- 
fung von G. abjpradj, und nad) Laband jelbjt liegt 
der Unterſchied in der Wirfung der formell als 
G. fic) darſtellenden Willensäußerung. G., welche 
Ermächtigungen erteilen, haben nach ihm die Wir— 
fung von Vollmachten, G., welche einen Rechts— 
ſtreit entſcheiden, die Wirkung von Urteilen, G., 
welche den Haushalt regeln, die Wirkung von Ver— 
waltungsvorſchriften. Es gibt nun in der Tat Akte 
der Staatsregierung und jelbjt des Monarchen, yu 
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denen die Zuſtimmung der Vollsvertretung not⸗ |G. ſowohl nach ihrem Inhalt als auch ihrer Form 


wendig iſt und die doch keine G. ſind, ſo z. B. die 
genehmigende Zuſtimmung zu völkerrechtl. Ver— 
trägen oder zur Veräußerung von Staatsgut inner- 
halb des Siaates oder zur Ernennung gewiſſer 
Richter beim Beſtande eines Präſentationsrechtes, 
wie beim öſterr. Reichsgerichte, oder Anträge auf 
die Beqnadigung eines verurtcilten Minijters. Solche 
Akte find feine G., fie bleiben, auc) wenn die on 
jtimmung der BolfSvertretung notwendig ijt, Ber- 
waltungsafte oder eventuell Prärogativakte der 
Krone. 

Wenn aber die Willenserklärung der geſetz— 
gebenden Faltoren, welche an ſich cin Berwaltungs- 
aft fein finnte, alS iibereinjtimmender Befehl der 
— Pattoren formuliert, in G.⸗Form 

eſchloſſen u. verkündet wird, verliert dieſelbe, wie 

Sarwey (Allg. Verwaltungsrecht bei Marquardſen, 
S. 27) richtig hervorhebt, ihre Natur als Verwal— 
tungsakt. Dieſe auf dem übereinſtimmenden Willen 
der geſetzgebenden Faktoren beruhenden und in G.- 
Form fundgemaditen Anordnungen, welche als 
G. in formellem Sinne bezeichnet werden, haben 
nicht bloß die Form, ſondern ſie gewinnen auch 
die Wirtung eines wirtlichen materiellen G., fie 
jind unmittelbar u. unbedingt anordnender G. 
Wille, eine allg. u. unmittelbar verbindliche, auc 
von allen Organen des Staates zu befolgende, arc) 
von der Krone zu beadjtende Norm, gegen welche 
teine lage, fein MechtSmittel, feine Einwendung, 
fein Bejtreitungs- oder Eingriffsrecht der eingelnen 
oder der Hegierungs-Organe bejteht, fie haben die 
Wirlung wirtl. G. 

Aus dieſem Grunde hat Hänel im II. Bande 
ſeiner ,,Studien gum deutſchen Staatsrechte“ (1888, 
insbeſ. S. 99—354) die Auſſtellung des Unter— 
ſchiedes zwiſchen G. in formellem u. materiellem 
Sinne iiberh. befiimpjt, woriiber Thon im Mrdiv 
fiir öffentl. Redt (V. Bd., 1890) fich eingehend 
äußert. 

Die Frage hat insbeſ. eine verfaſſungspolit. 
Bedeutung, wie ja jon Rob. v. Mohl in feiner 
Volizeiwiſſenſchaft (2. Wujl., 1844, S. 32 f.) qenauer 
au bejtimmen gejudjt hat, was im Gebiete des Po- 
lizei= und überh. ded Verwaltungsrechtes in der 
Form von &. geregelt werden joll. Die Unter- 
jcheidbung der Form und des Inhaltes der G. hat 
aber nicht blof fiir die Fejtiepung des Rechtes eine 
theoretijdje und polit., jondern aud) fiir die An— 
wendung der Normen eine pofitive juriſtiſch praf- 
tiie Bedeutung. 

Man fann in der Tat jedes G. einerjeits nah 
ſeinem Qnhalt, anderjeits nad jeiner Form be- 
tradjten und dabei G. deren Anhalt zweifellos an 
ſich ſchon eine abjtrafte allg. Rechtsnorm ijt, von 
jolden, welche eine an fid) fonfrete Unordnung 
unter den höheren Schutz der Form des G. jtellen, 
poneinander unterjdjeiden. 

Wenn man aber auch den Inhalt und die 
Form der G. cinerjeits unterſcheidet, anderieits 
aber jugibt, dak aud) ein fog. G. in formetlem 
Sinne dennoch wirfl. G.-Mrajft gewinne, und wenn 
aud) die allg. Natur der G.Kraft bei allen G. 
ihrem Wefen nad) gleich ijt, jo muß man dod) die 


nach eingehender unterjucjen, denn es können dic 
G. tro der allg. Gleichbeit ihrer G.-Kraft ſowohl 
nad) ibrem verjdjiedenen Inhalt als aud) nad 
ihren verichiedenen Formen auc) mancherlei ver- 
ſchiedeue Wirfungen haben. 

Schon Savigny hat die G. in materiellem 
Sinne näher unterſucht und diejelben nach dem ver- 
idiedenen rechtl. Snhalte der Normen unterjdjieden, 
indem er namentlic) die abjoluten und die ver- 
mittefnden G., die regelmäßigen u. anomaliiden 
Rechtsſätze, das univerjelle und das partifulare Recht 
unterjdieden Hat (vgl. Syſtem d. h. r. R., § 16 
und qweiterhin); und er hat hiebei ſchon wohl er— 
fannt u. betont, daß dics nidjt bloß Unterſchiede 
der G., ſondern der Rechtsnormen iiberh. feien, 
welde fid) auch im Gewohnheitsrechte darftellen 
finnen. 

Man hat dieſe Unteridiede der G. in mate- 
tiellem Ginne bezw. der objeftiven Rechtsnormen 
iiberh. befonders in der Zivilrechtswiſſenſchaft weiter 
unterjudit und namentlic) Bat Sof. Unger in ſeinem 
Syjtem des öſterr. vg a Lrivatrechtes dieſe per- 
idyiedenen Unterjdiede der Rechtsnormen in mates 
tiellem Sinne mit groper Präziſion u. Schärfe dar- 
geſtellt (Syftem Il. Rap., Von der Belchaffenheit 
dev Privatrechtsnormen). Wber die Unterichiede der 
G. nad den verjchiedenen formellen Momenten 
der G. hat man bisher trop ded ftarfen Kampfes 
iiber die Verichiedenheit des jormellen u. materiellen 
@.=Beqrifjes nicht geniigend unterjuct, ja bis— 
weilen fiir nutzlos gehalten. Es ijt allerdings eine 
rein ſtaatsrechtl. Frage, aber dieje ſtaatsrechtl. Unter= 
judung ijt wichtig u. notwendig, insbeſ. aud) des— 
halb, weil die höhere Form der G. mit dem ma— 
teriell wichtigen Anbalte derjelben in Wechjelwir- 
fung ftebt. 

Ila. Haber qualifijierte G. Die formelle 
Seite tritt ſtaatsredtlich fo jtart hervor, dah es 
nicht einmal auSreidt, nur von einer eingigen Form 
der G. gu fprechen oder den Begriff des G. in fore 
mellem inne allein aufzuſtellen, und man fann 
in den meiſten Staatsverfaſſungen mehrjache For— 
men der G. wahrnehmen, fo dak man die G. ihrer 
Form nad in höher aualifigierte und ge: 
tinger qualijfigierte G. unterjcheiden kann. Ma 
es find in einem u. demſelben State mehrfache 
DQualijifationen der G. ihrer Form nad) miglich, 
was erage in der Regel mit der größeren oder 
geringeren Widhtigfeit bes Anhaltes der G. gue 
ſammenhängt. 

Man hat von dieſem Geſichtspunkte aus ins— 
bef. die ,Staatsgrundgeje ge” als eigentl. Ber- 
jafjungsgefepe von den einfaden Geſetzen oder 
Ausführungsgeſetzen, welde man aud) Folgegeſetze 
nennen finnte, unteridieden. Echon Ariſtoteles 
hat unter den Gejesqebern ſolche unterjchieden, 
welche Staatsverfaſſungen aufgericdtet haben, und 
andere, die in den Schranken der einfachen Geſetz— 
gebung geblieben find (Politif, II. Bd., 12. Abſch.; 
die Romer nannten ihr Hwiiljtajelgefes das G. 
ber G. lex lerum; die beriihmten Quniusbrie fe 
quälen ſich gerade bezüglich dieſes Gedantens ab; 
und ſeit dem Entſtehen der nordamerikaniſchen Ver— 
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jajjung ijt diejer Unterjdied der G. ein ſtaatsrecht⸗ 
lid) ſehr maßgebender u. reichbaltiger 

Man darf aber aud) das objettive Rechtsſätze 
enthaltende, materielle Geſetz einerſeits nidt 
mit dem objeftiven Rechte überh. identifigieren, weil 
das G. nur eine, allerdings die Hauptquelle des 
objeftiven Rechtes ijt; die quten langwährenden 
Ubungen deS Gewohnheitsrechtes und die Formen 
der StaatSvertriige find aud) Quellen de8 objeftiven 
Rechtes — (ſchlechte Gewohnheiten aber follen nach 
einem Worte Maria Therejias feine Quelle des 
Rechtes fein); — anderjeits muß man aud) bei dem 
G. in materiellem Sinne die Berjchiedenartigteit 
jeines Inhaltes ins Auge fajfen. 

ILL, Unterſchiede der G. in materiellem Sinne. 
Seinem Wejen nad) joll dads G. als Gejamt- 
wille des Staates auf das allg. Beſte, jomit auf 
die har, Be StaatSaujgaben und der in 
die Form des Rechtes einfaßbaren Aufgaben des 
Menſchheitszweckes des Volkes und feiner Glieder 
gerichtet jein. 

Die phyſiſchen u. geiftiqen Beftrebungen der 
Rulturarbeit der eingelnen und der Völker werden 
nach Inhalt u. Biel tiber das Recht emporreichen; 
aber das Recht gibt die Grengen und die Form, 
in denen im äußeren Neben- u. Miteinanderleben 
der Menſchen alle ihre Lebensziele angeftrebt wer— 
den finnen u. jollen und bildet daher jelbjt eines 
der wichtigſten Gebiete aller Kulturaufgaben, weldes 
mit dem Kulturſtand jeder Epodje nach Gegenſtand 
und geiftiger —— innig zuſammenhängt. 

iner Natur nad) ijt das G. (abftraft) an— 
ordnend, befehlend, verbietend, erlaubend, ſtraſan— 
drohend; Anordnung u. Beſehl kann aber mit ver— 
ſchiedener Macht auftreten. 

Je nachdem das G. mit unbedingter Notwen— 
digleit anordnend auftritt oder nur eine Regel für 
das Handeln aufſtellt, unterſcheidet man Kanon 
u. Norm. Im. Kant in ſeiner Logik vergleicht 
ben Kanon mit der Logif als einer Wiſſenſchaft 
der notwendigen G. ded Denfens, ohne welche 
gar fein Gebrauch des Verſtandes und der Ver— 
nunjt jtattfindet, die jolglic) die Bedingungen jind, 
unter denen der Verjtand einzig mit ſich jelbft zu— 
jammenujtimmen fann u foll. Jeder Schluß gegen 
dieſe G. des Denfens ijt unlogiſch; jede Handlung 
gegen einen Kanon ijt gejepwidrig; und Schopen— 
hauer hat eine vierjade Wuurgel des Grundes ju 
erweijen gejudt. Dagegen jagt Kant von der 
Aſthetik: die Aſthetik als bloße Kritif des Geſchmackes 
habe feinen Kanon, jondern nur eine Norm (Muſter, 
Richtſchnur gur Beurteilung), weldje in der allg. 
Cinjtimmung befteht. Ler Kanon ijt daber ein 
apodiftijdes, unvermeidbares, abjolut angus 
wendendes G. und man fann den Kanon in der 
Jurisprudenz aud) lex cogens, fategorijdes 
Geſetz nennen, welches unbedingt u. ausnahms— 
los zur Anwendung kommen muß, während ein 
bloß normatives G. eine Regel aufſtellt, von 
der es auch Ausnahmen geben kann oder eine nur 
aushelfende Norm vorſchreiben fann (dispojitives G.), 
das nur unter der Vorausſetzung zur Anwendung 
fommen ſoll, wenn von den Betroffenen ſelbſt nichts 
Eigenes frei beſtimmt wird (hypothetijdes G.). 
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Binding (Die Normen und ihre libertretung, 


eworden. I. Bd., 1872, beſ. S. 31 7.; II. Bd., 1877) unter- 


ſcheidet in anderer Beziehung bei den Str. G. 
zwei Teile, den erſten Teil, der den Rechtsſaß 
ausſpricht, welcher nicht verletzt oder welcher er— 
füllt werden ſoll und welchen er die Norm nennt; 
und den zweiten Teil, welcher die Strafe feſt— 
ſtellt, welche auf den Bruch der Norm geſeßzt fein 
ſoll, und dieſen Teil nennt er das eigentliche Str. 
G. Man kann wohl den erſten Teil die geſchützte 
Norm, den zweiten die angedrohten Folgen der 
normwidrigen Handlungen nennen. So unterſchei— 
den auch Thon in ————— und jubjeftives 
Recht’ S. G. Mot. 26, und Roßin „Das Polizei— 
verordnungsrecht in Seni ber S. 16 f. — und es 
weijt ſchon der alte Begriff der su einem G. hingu- 
gefügten „Strafſanktion“ der leges 
perfectae auj diejen Unterjdjied bin. 

Aus diejen Crirterungen erjieht man, daf 
man ſowohl besiiqlid) des Qnbaltes als auch 
bezüglich des CharatterS der gejegl. Beſtimmun— 
gen mehrfache Unterſcheidungen maden fann und 
m 


plus quam 


uf. 

Nach der unbedingten Notwendigfett der 
ausjfdliefhl Anwendung der G. fann man 
apodiftifdje, fateqorijche oder abjolute G. von hypo⸗ 
thetijdhen juppletorijcen Normen unterideiden. 

Mad) der organifden Natur der Normen 
fann man regelmäßiges Recht, ausnahmsweiſes 
oder finguliires Recht und ausnahmsweiſe Befrei- 
ung vom @&., priv. Recht untericeiden. 

Nad dem inhaltl. Charafter der Rechts— 
vorſchrift, der inbaltl Macht des G. fann man 

ebietende, verbietende, erlaubende, jtrajandrohende 
Bejtimmungen unterfdeiden. 

Nad dem ſachl. Umfange, in weldem ein 
G. feinen Gegenjtand regelt u. umjpannt, fann 
man Generalgejepe u. Epesialgeiebe unterjdjeibden, 
neben denen nod) ein Indiidualgeſetz erſcheinen 
fann, welches aber auc) die Natur eines ausnahms— 
weijen jinguliren Rechtes haben fann, 

Wan fehe gu diejen Unterjdieden der G. in 
materiellem Sinne inSbej. Joſ. Unger, Syſtem des 
öſterr. allg. Privatrechtes (IL. Kap. S. 48—59), von 
der Bejchajienheit der Privatrechtsnormen, Piaff-⸗ 
Hofmann, Komm. J. S. 297 f., 124 f. 310, 412, 
42% f.; Ulbrich, Lehrb. des öſterr. Staatsrechtes, 
S. 378 f. Stets aber muß das G. al8 ein ii ber- 

eordneter, alle davon Betrofienen autoritativ 
indender, nad) Maß ſeines Inhaltes und feiner 
Form gebictender, von allen gu beobachtender Ge— 
jamtwille aujtreten, weshalb Rant ihn irreprehen— 
jibel nennt. 

Dazu bedarf eS der Erflirung als eines uns 
verlepl. Willens, der von allen heilig gu halten ijt, 
wovon der Wusdrud Ganftion des G., Sant- 
tionierung fommt. 

Da cine jolche abſchließende Erklärung nur der 
höchſten Macht im Staate gufommen fann, jo wird 
das G. ftets dem Souverän felbjt zugeſchrieben, 
jo daß das G. allezeit als der von der bered)tigten 
Wutoritit des Trägers der Souveränität in der be- 
jtimmt vorgejdriebenen verfaſſungsmäßigen Form 
zuſtande gefommene und ausgejprodjene, enunzierte, 
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at anordnende Wille des Souveräns er- 
ſcheint. 

Daher iſt in einer Monarchie der Monarch 
der eigentl. Geſetzgeber und es fommt auf ſeine 
anordnende Ertlärung an, daß die von ihm autori— 
tativ getroffene Anordnung als G. gelten ſoll. 

Die den G.-Qnbhalt herausgeſtaltenden und 
mit feftiependen Faktoren können auc) andere, mebr 
oder weniger beredjtigte und autoritativ mitwirkende 
pattoren jein. 

Allzeit aber ijt der autoritative Wille des 
Wejepes zugleich fonjtitutiv, indem der in der 
bejtimmiten Form jujtande gefommenc Wille der 
autorijierten Berjonen als der auch dieje autori- 
fierten Berjonen jelbjt bindende, ihnen in ihrer 
Vereingelung insgejamt iibergeordnete, allg. Wille 
deS Staates jelbjt angejehen wird. 

Ullseit tect daberin dem WillendesGefepes 
eine höhere Natur, alS die Kraft des Willens 
der das G. ſchaffenden Faltoren an fid) haben 
würde, wenn nidt ein fonjtitutives G. dem in be— 
jtimunter Form gujtande gekommenen Willen diejer 
autorijierten Perjonen die Macht eines iibergeord- 
neten, allg. verbind!. Willens zuſpräche, mit wel- 
cher Zuerternung einer hiberen Natur das ganze 
Volt wenigitens tacite iibereinjtimmend angenom- 
men wird. 

IV. Konititutionelle G. Das tonjtitutio- 
nelle Syſtem beruht bezüglich der Geſetzgebung 
auf dem Grundſatze, dah die geſeßzgebende Gewali 
des Staates nur unter Sujtimmung einer oder 
mehrerer das ganze Bolt reprijentierender, nach 
jreier Ubergeugung parlamentariſch verhandelnder 
Rirperidaften oder Kollegien (Rammern, Häuſer) 
ausgeübt wird, denen das legislatoriſche Beſchluß— 
recht unmittelbar aus der Verfaſſung gujteht und 
die man Parlament nennt. 

Gin Parlament ijt eine das Bolt repräſen— 
tierende, mit unmittelbarer legislatoriſcher Beſchluß⸗ 
gewalt audsgeftattete, follegial beſchließende Vertre— 
tungskörperſchaft, bezw, eine Mehrheit von zur gue 
jammenwirfung oder Ubereinjtimmung in der 
ſchlußfaſſung auf cinander angewiejenen Körper— 
ſchaften oder Rollegien. 

Wo einem Körper die unmittelbar da8 Volk 
rebräſentierende Eigenſchaft oder das freie legisla: 
torijche Mitbeſchließungsrecht mangelt, ift die Kör— 
perichaft fein Barlament. 

Der Grundſatz der Berujung u. Zuſammen— 
ſetzung det parlamentarijden Körperſchaften fann 
verjdjieden fein, der Grundjag der unmittelbar aus 
der Verfaſſung fließenden legislatoriſchen Beſchluß— 

ewalt muß überall der gleiche ſein, daß ohne bs 
timmung des Parlamentes ein G. nicht gegeben 
werden fann, dah aljo, was immer ohne erfolgte 
Bujtimmung des Parlamentes vorgeſchrieben wer— 
den mag, fein wahres G. iſt. Wenn ein Kollegium 
ein G. vorbereitet, aber fein definitives Beſchluß— 
rect Hat, fo fann dies cin Ausſchuß oder eine Ge— 
jepgebungstommifjion fein, aber fie ijt fein Barla- 
ment. Wenn eine Körperſchaft nidt das Volk reprä— 
jentiert, jondern nur ein Parlament vertritt, nicht 
unmittelbar, fondern von cinem Barlamente mittel- 
bar abgeleitete legislatoriſche Beſchlußgewalt hat, 
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fo lann jie eine parlamentariſch beſchließende Dele- 
gation fein, aber fie ijt auch fein wahres Barlament. 

Echte reprajentative Körperſchaften gibt es aber 
aud) in der Verwaltung, wie Gemeindevertretun- 
gen, gewählte Handels- u. Wewerbefammern, No— 
tariats⸗, Udvofaten-, Arztelammern ufw., und es 
fann aud) eine Behirde gewählt fein. Deshalb ijt 
aud) eine das Bolf oder einen Teil desſelben reprä— 
fentierende Körperſchaft, wenn fie nidt ein unmittel- 
bares legislatoriſches Beſchlußrecht hat, fein Parla— 
ment. 

G. ift daber in fonjftitutionellen Staaten nur 
ein mit Zujtimmung der das Boll vepriijentierenden 
Körperſchaften beſchloſſener und mit allg. verbindl. 
Charafter zur Danachachtung kundgemachter An— 
ordnungswille des Staates als übergeordnetem, 
einheitlich herrſchendem Ganzen. 

V. Hauptmomente der Geſetzgebung. Durch 
dieſe Erforderniſſe des fonjtitutionellen G. treten 
die verſchiedenen Momente oder Stadien der gejep- 
gebenden Tätigleit, der vorbereitenden Tatigfett, 
der Qnitiative, der Beratung u. Beſchlußfaſſung, 
der die Perfektion des G. abtdlichenden Sanftion 
und der Kundmadung des G. ſchärfer auseinander, 
welche inggejamt von der Bejtimmung der Beit 
der Wirkiamfeit, die bereits sum Jnbhalte ded G. 
gehört, jowie von der Dauer der Wirkſamkeit ver— 
ſchieden find. 

Man fann als die Hauptmomente der Geſetz— 
gebung die Schaffung des Gefeges (Qnitiative, 

cratung u. Beidlupiaiiung u. Ganttion), die 
Kundmadung des G. und die Wirkſamwer— 
dung des G. untericheiden. 

Bezüglich aller dieler Momente finnen gleice 
oder verſchiedene und namentlic) begiiglid) der 
Sdhaffung des Geſetzes, der —— u. 
Beſchlußfaſſung, niederer oder höher qualifi— 
zierte Formen vorgeſchrieben ſein, ſo daß durch 
die Forderung einer höheren Zahl der anweſenden 
Mitglieder (Beſchlußſähigkeitsziffer), einer höheren 
Anzahl der dem G. zuſtimmenden Mitglieder des Par⸗ 
lamented Beſchlußziffer, biheres qnorum concione 

itur, quorum consensu concluditur (wie in 

elqien, Oſterreich, hier verjdhieden bei Reichs— 
geſetzen u. Landesgejegen) oder durch die Forderung 
Gjter wiederholter Beſchlußfaſſungen in aujeinander 
folgenden Sejjionen (wie in Breufen uſw.), oder 
der Beſchlußfaſſung neugewählier oder gu gewifjen 
G. befonders zu berufender Parlament3firper (Nord- 
amerifa ujmw.), oder der Forderung der hingutreten- 
den Abſtimmung des Volfes jelbjt Schweiz, Re- 
ferendDum fiir &., befonders Verfaſſungsgeſetze obli— 
gatorijdes, fiir die Qnitiative fafultatives Referen— 
dum), oder durch die Forderung der Vereinigung 
mehrerer parlamentariſcher Körperſchaften gur Bee 
ſchlußfaſſung (der Deputiertenfammer und ded Sez 
nates zum vetjafjungsgebenden Kongreß, Frank— 
reich) uſw. verſchiedene höher qualifigierte G. 
entſtehen, welche infolge ihrer höheren formellen 
Qualifitation aud) eine höhere Beharrungskraft 
gewinnen. 

Die Formen dieſer höheren Qualifizie— 
rungen, welche, genau betrachtet, ſchon bezüglich 
Der G. (403) und der pientca der Athener, 
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bezüglich der leges, constitutiones, rescripta 
und mandata der rimijden G. unterichieden wer- 
dent fonnten, und welche jeit der Nonjtitution der 
Vereinigten Staaten von Nordamerifa von 1787 
durd die nähere Präziſierung der Abänderlichteit 
u. Ergänzung der UnionSverfajjung, insbeſ. aber 
jeit Der franzöſiſchen Verſaſſung von 1791 gabl- 
reid) hervorgetreten find, find in den verjchiedenen 
Verfaſſungen jo veridiedenartig aujgetreten, daß 
hier nur einige iwejentlidjere Beijpiele angedeutet 
werden. Die Darjtellung aller diejer Verſchieden— 
heiten würde dieſe Abhandlung übermäßig aus— 
dehnen; doch engt fic) neuerer Zeit die Vielfältig— 
feit Der Formen auf gewiſſe Hauptformen ein. 

Auch bezüglich der Kundmachung können 
ewiſſe G. an eine beſonders feierl. Form gebunden 
ſein, wie die ehemaligen großen Charten in Eng— 
land, Privilegien u. Handfeſten auf dem Feſtland, 
„gegeben durch unſere Hand“, oder die beſonders 
qualifizierten Bragmatijden Sanktionen oder die ge- 
jorderte Ausfertigung u. Hinterlegung in Diploms- 
jorm bei Glteren und jelbjt neueren G. beweiſen. 
Auch fiir neuere G. find die Kundmachungsformen 
genau vorgeſchrieben. Bal. die Lehrb. iiberh. (Spe- 
parse stay von Tegner: Uber die gehirige 

ndmadung von G. nad öſterr. Verfaſſungsrecht 
in den Qurijtijden Blättern 1887 Nr. 4—9). 

Und ſehr veridieden jind auch die Bejtimmungen 
deS Zeitpunttes Der Wirffamwerdung der ein— 
jelnen G. jowie der Dauer der Wirkſamleit und 
der Formen der Aufhebung oder Wbinderung der 
G. welde Frage mit den Formen der Schaffung 
der G. zuſammenfällt. 

VI. Paktierte G. Alle dieſe Verſchiedenheiten 
über dic Schaffung, Kundmachung u. Wirkſamkeit 
der G. hängen mit dem verſchiedenen Inhalte der 
G. weſentlich zuſammen, denn es iſt begreiflich, 
daß man einen höheren, wichtigeren Inhalt der G. 
aud) gern unter höhere, die Autorität ſtärler er— 
ſcheinen laſſende, den Beſtand der G. mehr ſichernde 
u. ſchüßende Formen ſtellt. 

Von juriſtiſcher Bedeutung ſind in modernem 
ſtaatl. Recht weſentlich nur die höheren Formen 
in Bezug auf die Schaffung u. Auſhebung oder 
Abaänderung der G. 

Beſonders gejtaltet, ja kompliziert lönnen dieſe 
Formen der Beſchlußfaſſungen werden, wenn zwei 
oder mehrere Geſetßzgebungen zur Feſtſtellung von 
G. zugleich in Aktion treten und in korrelativer 
Richtung gleichmäßig vorgehen, vielleicht ſogar zur 
Erreichung eines gleichen Zieles gleichmäßig vor— 
geben müſſen. 

Zwei Geſetzgebungen können gang zufällig 
den gleichen rechtl. Anhalt jede fiir ſich feſtſetzen, 
dann entſteht nur tatſächlich gleiches, materiell 
gleiches Recht, welches ſormell ganz getrennt bleibt. 

Zwei Geſeßgebungen können aber auch ab— 
ſichtlich miteinander gleiches Recht ſeſtſetzen wollen 
und ſich darüber freiwillig vereinigen oder eine 
Vereinbarung au treffen ſich ſogar verſaſſungsmäßig 
bereits verpflichtet haben. Dann entſtehen G. die 
man der Beſchlußſaſſung nach vereinbarte oder 
paktierte Geſeße nennen kann; und dieſe Pak— 
tierung von G. kann verſaſſungsrechtlich ſogar vor— 
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geſchrieben ſein. Beide Gejeggebungen geben for— 
mell ſelbſtändig vor; ja fie finnen ſogar mög— 
licherweiſe nach verſchiedenen formellen Qualifika— 
tionen vorgehen, weil jede nur nach ihrem Rechte 
vorgeht, aber jie geben inhaltlich nad den glei— 
den Grundſätzen oder der getroffenen Verein— 
— vor. 

an bat aud Berjajjungsurfunden, welche 
mit einer Volfsvertretung beraten wurden, pattierte 
Verjajjungen genannt, im Unterjdiede von jenen 
Verjajjungen, welde vom Monarchen aus eigener 
Machtvollfommenheit gegeben, ,,oftroniert wurden 
(vgl. Held, Verſaſſungsrecht 88 229, 236, 241, 242 
iiber paftierte u. oftroyierte Berjafjungen); ja man 
bat die mit Zujtimmung der Volfsvertretung überh. 
jujtande fommenden &. mit Verträgen verglichen. 

Inſoſern bei der Beratung u. Beſchlußfaſſung 
nit eine doppelte Dispojitions- oder Anordnungs⸗ 
gewalt wirft, wie es bei der freien Vereinigung 
zweier Staaten gu gqemeinjamem Verband aller= 
dings der Fall if, ondern nur ein einheitl @.- 
Wille, liegt feine Pattierung vor, migen auc) meh— 
rere Fyaftoren zur Erjeugung des Anordnungs— 
willens zuſammenwirken mifjen. Deshalb fann auc 
ein mit der Sujtimmung von Vertretungstirpern 
erlaſſenes einjadjes fonjtitutionelles G. nicht ald ein 
pattiertes G. bezeichnet werden. 

Uber G. u. Bertrag vgl. Puchta, Band. 
Bluntidli, Aig. Staatsrect, 5. Aufl., I. 
S. 11 f.; Luſtkandl, Ubhandlungen aus dem öſterr. 
Staatsredt, S. 231 f.; Uber den Unteridied von 
Vertrag u. Vereinbarung vel. Binding: Uber die 
Wriindung des Norddeutſchen Bundes, 1888. Kuntze: 
Der Gejamtalt als neuer Rechtsbeqriff, 1892; Jel— 
linef, Enitem der jubjeftiven öffentl. Rechte (1892), 
S. 193, dazu Tegner, Sep.«Abdr. (mit Grünhut 
XXI. Bd., S. Gi f.); Brodhaujen: Vereinigung 
u. Trennung von Gemeinden (1893, S. 52 7.). 

VIL. Territoriale Revichung; formetl gemein⸗ 
fame, univerfelle, partifulare G. Nad) der terri- 
torialen Beziehung der Geſetßgebung bat 
man gu unterjdeiden, auf welches territoriale Ge— 
bier die Geſetzgebung ſich erjtreden fann und 
auf ivelchen territorialen Umfang fich ein erlajjenes 
Geſet wirklich bezieht. Das erjtere Gebiet fann 
man das territortale Geſetzgebungsgebiet, 
das zweite das Heltungég ebiet cines bejtimme 
ten Geſetzes nennen; jie müſſen nicht miteinander 
iibereinjtimmen, indem cine einbeitl. Heiepgebungs- 
gewalt fiir die iby unterjtehenden Gebiete nicht 
iuberall gleiches, jondern fiir verſchiedene Teile des 
Webietes auc) verjchiedenes Recht ergeugen fann. 
Und da aud) die geſeßgebende Gewalt jelbjt in 
einem Staate fiir gewifje Objekte nad territorialen 
Sebieten qegliedert fein fann, in einem gujammens 
pefeyten Staate immer auch nach territorialen Ge— 

eten gegliedert ijt, jo ergibt ſich eine vierjache 
Möglichkeit der territorialen Beziehung der Gejep- 
qebungen. 

1. Fall. Cinheitl Geſetzgebung ſchafft glei- 
thes echt iiberall fiir das ungeteilte Gebiet, ded 
ganzen Staates, formell einbeitl Geſeßge— 
bung mit univeriell gleichem Recht, formell ge— 
meines und univerjell gleides Rect. 
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2. Fall. Einheitl. Geſetzgebung ſchafft ver— 
ſchiedenes Recht für verſchiedene Teile des Gebietes, 
formell cinbeitl Geſeßgebung, mit materiell ver— 
ſchiedenem Recht für verſchiedene Geltungsgebiete 
der G. 

3. Fall. Nach territorialen Teilen ge— 
trennte Geſetzgebung ſchafft überall aud) ver— 
ſchiedenes Recht, ſormell partikulariſtiſche Gee 
jepgebung und materiell verſchiedenes Recht, for— 
meller u. materieller Partikularismus. 

4. Fall. Nad territorialen Teilen ge 
trennte Gejepgebung ſchafft doc) iiberall inhalt- 
lic) gleiches Recht, formell partifularijtijde 
Gejenqebung, materiel! tatjadlid gleiches, 
jog. bijtorijd gemeines Recht. 

Uber materiell gemeines und formell gemeines 
Recht vgl. Laband, Staatsrecht des deutſchen Redes, 
Il. Bd., § 56, S. 6. 

Die Formen fiir dieje verſchiedenen territorialen 
Beziehungen der cinbeitlidjen, formell gemeinjamen 
oder der partifularijtijden Geſetzgebung können 
wieder vericieden fein, und namentlicd) ijt die Wb- 
gliederung der partifularijtijden von der 
jormel{ gemeinfamen Geſetzgebung in der 
Regel ielbit unter den Schutz hdberer legislatori⸗ 
icher Formen gejtellt. Dabei wird in den gut vrgani= 
fierten Staaten bejonders aud) dafiir gejorgt, dah 
die partifuldre Geſeßgebung die höhere, formell 

emeinjame Geſetzgebung nicht durchbrechen könne 
Nordamerika, Schweiz, Deutſches Reid: 
die Unionsgejepe, die G. der ganzen Eidgenoſſen— 
ſchaft, die G. des Reiches gehen den ‘PBartifular- 
ejepen der einzelnen Staaten, der Rantone, der 
‘Onigreiche u. Fürſtentümer vor). 

er jivilredtl Grundjag: „Willkür bridt 
Stadtrecht, Stadtrecht bricht Landrecht, Landredt 
bricht Gemeinrecht“ gilt alſo für das öffentl. Recht 
dieſer Staaten eher umgetehrt, obzwar man hiebei 
genau die legislatoriſchen Kompetenzen beachten 
muß, aus welchem Grunde in Nordamerika den 
Richtern auch das Prüfungsrecht der G. zuſteht. 

In Oſterr. iſt in dieſer Beziehung nicht vor— 
geſorgt; dod) fam in der Verfaſſung 26 [1 61, R20, 
die Yinordnung vor, dak im Falle des Kompetenz— 
fonflittes zwiſchen Reichsrat und L. T. über An— 
trag des Reichsrates der Kaiſer bezüglich der Geſetz— 
— — entſcheiden ſollte, welcher Sat in 

n abändernden St. G.vom 21XIIG7, R. 141, fehlt. 

Verſchieden von der Frage des territorialen 
Geſeßgebungsgebietes ijt dießrage ded Gel— 
tungsgebieteés oder der territorialen Anwendbar— 
keit eines erlajjenen G. und es können auch fiir das 
Geltungsgehiet der G. beſtimmte Regeln aufgeſtellt 
jein. on Ojterr. ijt durd) das G. 19 V 68, R. 45, 
vorgejehen, daß G., welche mit Sujtimmung des 
Reichs rates erlaſſen werden, fiir ſämtliche im Reichs— 
rate vertretenen Königreiche u. Länder wirkſam wer— 
den, wenn nicht tm G. ſelbſt cin lleinerer Gebiets— 
umjang angegeben ijt. 

Bei der Prüfung der territorialen Begiehung 
u. Uniwendbarfeit eines G. fommt inSbej. aud) die 
tage in Betradt, ob ein G. wenngleid) fic) das 
Geſetzgebungsgebiet der dasjelbe erlajjenden Geſetz⸗ | 
gebung grundſätzlich nur auf ein bejtimmtes Terris 
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torium erjtredt und bas G. daher grundjaplich 
nur fiir ein beſtimmtes Gebiet erlajjen ijt, doch 
aud) unter Umſtänden aus bejtimmten Grimbden 
außerhalb diejes Territoriums zur Anwendung ge- 
bradjt werden kann. 

Die Fragen des internationalen und des inter= 
provingiellen Rechtes ergeben fic) daraus, welche 
insbeſ. fiir das Privatredt u. Strafredt bereits 
eingehend unterjucht find. Man —— inSbej.: 
Glaſer⸗Unger, Syſtem des dfterr. allg. rivatredtes L., 
§ 22, von den örtl. Grengen dev Herrſchaft der 
Rechtsregeln iiber die Rechtsverhältniſſe und die 
dajelbjt begogene Literatur; Pfaff-Hofmann, Romm. 

um öſterr. a. b. G. B. J., S. 78 f.; H. Schulze: 

as preußiſche Staatsrecht II. Bo. 2. Wbt., $ 1j., 
örtl. Herrſchaft der G.; Heffter: Das europäiſche 
Völkerrecht; L. v. Bar: Theorie u. Praxis des inter- 
nationalen Privatrechtes, 2. Aufl., 1880; Lammajd: 
Das Recht der Ausliejerung wegen polit. Verbre= 
chen, 1884, Auslieferungspflicht u. Aſhlrecht, 1887; 
Otto Granidjtddten: Der internationale Strafver= 
tehr; ©. Settel: Handbuch des internationalen Pri- 
vat= u. Strafrechtes, 1893 uſw. 

VUL Wirliamteit der G. (Beginn der 
Wirkſamkeit der Gefebe mit der KRundma- 
dung; Bejrijtung des Beginnes der Wirtjam- 
feit; Gleichzeitiges Wirkſamwerden von G., 
fonnere &.) 

Die Zeit der beginnenden Wirkjam feit eines 
G. fann nad) den verjdiedenjten Formen der Ter— 
mine bejtimmt werden, mit dem Tage der Run d= 
—— mit einem beſtimmten Tage nad der 
Kundmachung, mit einem relativ beſtimmten, von 
ju fchaffenden Vorkehrungen abhängigen Tage, mit 
einem gänzlich unbejtimmten in das Ermeſſen der 
Regierung geftellten Tage, — jelbft nad) cinem line 

eren Beitraum, — wovon die G. iiber dic Wirk- 

jamfeit der abgedinderten Wahlordnungen in Ojtert., 
das G. fiber die Uftivierung des V. G. uſw. Bei- 
ſpiele find. Hiebei fann fich von Dem Tage der Kund— 
madung bis gum Tage der beginnenden Wirkſam— 
feit eines G. cine Zwiſchenzeit ergeben, in welder 
das G. bereits formell rectStrijtig iit, aber nod 
feine effektiv wirfjame materielle Rechtskraft hat, 
vacatio legis, welde fiir veridiedene G. gang 
verjchieden fein fann. 

Für Ojterreid) gilt die aus den deutſch— 
rechtl. Gerichtsterminen ſich herleitende Regel, dap, 
wenn im G. jelbjt nichts anderes beſtimmt ijt, die 
Reichsgeſetze mit dem 45. Tage, die LandeSgefepe 
(aud) die G. in Ungarn) mit dem 15. Tage nach 
dev Fundmachung ibre Wirkſamkeit beginnen. (Val. 
fiir Oſterr. G. 10 VI 69, R. 114, fiir Reichsgeſetze; 
ſfür Landesgeſetze faij. B. 171163, R. 19, begw. 
$84 u. 5 ded faij. P. 1160, R.3, § 9 ded fail. 

. 27 XIT 52, R. 260; fiir Ungarn G. A. III: 68.) 

Der fejtgeieste Heitpuntt der Wirkſamkeit eines 
G. fann unter Umſtänden auch weiter hinaus— 
geidjoben werden. So wurde fiir die Lex Julia 
et Papia Poppaea in Rom eine vacatio legis 
pon 3 Qabren bejtimmt, welde nocd um 2 Sabre 
und wetter noch um 1 Jahr verlingert worden 
ijt, jo dak fid) eine vacatio legis pon 6 Qabren 
ergab. 
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Die verichiedenen Be ftimmungen eines Ge— 
ſetzes finnen auc) mit veridiedenen Scitpuntten 


wirfjam werdend erflirt werden, fo dah cinige Bee | 


jtimmungen des G. früher, andere ſpäter wirtfam 
werden. Es können aud) mehrere Gefepe zu 
gleicher Beit wirtfam werden und es fann dies 
nur ein Zufall oder die Folge ciner ausdriidlidjen 
gejepl. Unordnung fein. 

Das Wirliamwmerden cines Geſetzes fann 
eben durd) ausdrückliche geſetzl. Beſtimmung an das 
gleichzeitige Wirkſamwerden eines anderen 
G. — werden. Man lann ſolche in ihrem 
Wirkſamwerden aneinander gebundene G. fonnere 
Geſetze nennen, wie es z. B. die öſterr. St. G. 
21 XII 67 unter fic) ſelbſt und einige Ausgleichs— 
gciete für Ojtere. gugleid) mit den entipredenden 

usgleidsgejesen für Ungarn find. 

ine Konnexität von G. fann alfo auc ein— 
treten, obgleid) die G. nidjt an einem u. demjelben 
Tage, ja nicht einmal von einer u. derjelben Ge- 
fepgebung erlajjien werden, denn es handelt fich 
nur um das Vern⸗ Feftgetjette gleichzeitige Wirt: 
jamiverden. So find in Ojterr. außer den St. 
G. 21 XII 67 3. B. aud) das G. fiber die Ab— 
iinderung des St. G. fiber die Reichsvertretung 
21V 73, R. 40 (Wahlreform u. Zuſammenſetzung 
des NeichSrates, welches G. cin St. G. ijt), dann 
das G. 2TV 73, R. 41, iiber die Reichsratswahl— 
ordnung und dag G. 12 V 73, R. 04, in Betreff 
der Geſchäftsordnung des Reichsrates (welche lep- 
tere zwei G. einfache Ausſührungsgeſetze find), be— 
—* ihres Wirkſamwerdens in Konner gebracht. 

us dieſen Beiſpielen erſieht man auch, daß auch 
G. verſchiedener Qualifikationen bezüglich des Zeit— 
punktes ihrer Wirkſamkeit in Konner gebracht wer— 
den können. 
Ebenſo find die meiſten Ausgleichsgeſetze zwiſchen 
Oſterr. u. Ungarn bezüglich des Wirkſamwerdens 
in Konnex gebradt, woraus zu erſehen ijt, dak auch 
G. mehrerer Geſeßgebungen in juriſtiſchen Konner 
gebracht werden können. 

Eines der merkwürdigſten Beiſpiele, daß ein 
G. in ſeiner Wirkſamkeit an die Wirtiamfeit eines 
anderen G. gebunden und deswegen ganz oder be— 
züglich cingelner Beſtimmungen in jeiner Wirtiam- 
feit hinausgeſchoben werden fann, ijt der G. A. XII 
pon 1867 liber die gqemeinjamen Angelegenheiten 
mit Oſterr., weldjer G. A. XII bereits am vs VII 
67 janftioniert, bezüglich der auf die Behandlungs- 
weife der qemeinfamen Ungelegenbeiten ſich beziehen⸗ 
den Verfügungen aber erjt dann in Wirtiamteit 
tretend ertlart worden ijt, wenn die übrigen, nicht 
zur ungar, Rrone gehirigen Linder Sr. Majeſtät 
dem Anhalte derjelben auch ibrerjeits auf fonjtitus 
tionellem Wege beigetreten jein werden, — was 
mit dem erjt am 21 XII 67 janftionierten G. iiber 
die gemeinjamen Angelegenheiten der Monardie 
und die Art ihrer Behandlung fiir die im Reichs— 
rate vertretenen Königreiche u. Lander gefchah. 

Die Konnexität der G. hat fiir Ojterr.-Ungarn 
eine doppelte grofe Bedeutung, indem fie ſowohl 
alg einfache Konnexität der G. jedes eingelnen Staa- 
tes, als aud) alS zweiſeitige gegenieitige Konnexität 
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lann, ſondern zur verfaſſungsmäßigen Inſtitution 
der beiden Staaten gemacht worden ijt. 

Außer den in Konner gebrachten G. iiber dic 
dauernd geregelten gemeinjamen Angele— 
genbeiten und die Form ihrer Behandlung find 
aud) die G. iiber die nad gleiden Grundſätzen 
au regelnden Ungelegenheiten der beiden 

taaten der Monardhie in ihrer Gültigkeit u. 
Wirfiamfeit in Konner gebradt und regelmäßig 
weiterhin in Konner gu bringen, und jie hängen 
aud materiell fo aujammen, dag fie obne gleich: 
zeitige Wirkſamkeit in dem einen wie in dem anderen 

taate gar nidjt gedacht werden können. 

Hieher gehören insbej. die sur Vollziehbarteit 
det G. fiber die gemeiniamen UAngelegenheiten not- 
wenbdigen zu paftierenden Geſetze iiber die Bei- 
tragSleijtung gu den Koſten der gemein— 
jamen AUngelegenheiten, dann die G. iiber dic 
Begründung u. Erneuerung oder Verlängerung dec 
hochwichtigen, wenn aud) auf Beit geidlojjenen, fo 
dod) wiederfehrend zu pafticrenden Boll: u. Hane 
delsbündniſſes, welches jowohl formell als aud 
matericll wegen der Bejtimmung, dak die Rein- 
erträgniſſe der Zolleinkünfte zur Decung der Koften 
der gemeinjamen Ungelegenheiten verwendet werden 
jollen, mit dem G. über die Beitragsleijtung in 
Ronnex gebracht ijt; die von ihrer wechſelſeitigen 
Gültigkeit u. Wirkſamkeit abhängigen Geſetze über 
die allgemeine, ſei es fundierte, ſei es gemein— 
ſame ſchwebende, alte oder künftig neu zu beſchlie— 

ende allgemeinegemeinſame Staatsiduld; 
ferner die mannigfachen G. über die von den bei— 
den Staaten nad qleiden Grundſätzen zu be- 
handelnden Ungeleqenheiten, von denen hier 
nur allg. die au vereinbarenden G. iiber die Re— 
gelung der mit ber indujtriellen Broduftion in enger 
Verbindung ftehenden indiretten Abgaben (d. i. der 
Biers, Zucker- u. Branntweinjtener), des Münz⸗ 
u. Geldjupes und demgemäß des Zettelbankweſens, 
daher der Privilegiengefepe fiir die Ofterr.-ungar. 
Bank, der Verfügungen iiber jene Cijenbahntinien, 
weldje das Intereſſe beider Reichshälften berühren; 
jerner die G. über die Fejtitellung des Wehrſyſtemes 
und aller auf die Abänderung folcher G. fich be- 
jiebenden weiteren G. im allg. angedeutet werden 
jollen. 

in Beijpiel aujfallender Konnexität hat ſich 
bei Cinfiibrung des „Bürgerl. G.-Buches fiir das 
Deutſche Reich“ erqeben, indem durd) das Einfüh— 
rungsgeſetß 18 VIIL 96 mit diejem und dem Bürgerl. 
(H.-Wuche jelbjt nod) fieben weitere, wichtige G. mit 
dem 111900 gleichzeitig in Kraft tretend 
erflairt worden find. 

Bur Bezeichnung einer nod engeren Ver— 
bindung der Geſeße, welche, ohne zwiſchen zwei 
Geſetzgebungen pattiert au fein, innerhalb einer 
Geſeßgebung beitimmte G. nicht bloß bezüglich 
ihrer Wirkſamwerdung, ſondern ſchon bezüglich ihres 
Zuſtandekommens aneinander bindet, iſt in Une 
garn in neuerer Zeit, aus Anlaß der kirchenpolit. 
G., der Ausdruch „Junktimvorlagen“ in Ge— 
brauch gekommen. 

Wenn G.-Vorlagen derart innerlich zuſammen⸗ 


beſtimmter G. beider Staaten nicht bloß auftreten hängen, daß fie gwar in den Gefeggebungstirper- 
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ſchaften aufeinander folgend behandelt werden finnen 

weil man ja zwei G. nicht auf einmal behandeln 
ann), aber ihres inneren Zuſammenhanges wegen 
nur gemeinſam und unter der Bedingung behan⸗ 
delt werden, dah fie zugleich gelten, zugleich fant- 
tioniert werden jollen i nennt man jolde Bor- 
lagen in Ungarn ,,Qunftimvorlagen”. 

Die Bezeichnung ijt gan; gut und fann allg. 
angenommen werden. Golde ,Qunftimvorla- 
gen” oder ,Qunttimgejepe” find aber mit fon- 
nexen Geſetzen dod nidt ganz identijd. Kon— 
nere G. find ſolche G., welche in ihrer Geltung u. 
Wirtſamleit aneinander gebunden find, wenn jie 
aud) gu verjdiedenen Seiten fanftioniert, ja von 
—— Geſetzgebungen in — ge⸗ 
bracht ſein mögen. Junktimgeſetze werden in der 
Regel immer gugleich fonnere G. fein; in Ronnert- 
tit qebradte Geſetze müſſen aber nidt not 
wendigerweije junttim bebandelt u. fanftioniert 
worden ſein. 

Anderſeits iſt es leine wahre oder wenigſtens 
keine volle Konnexität, wenn G. gwar ihrem Que 
halte nach zueinander gehören, aber in der Er— 
laſſung ſo auseinander gehalten werden, daß das 
eine G. ſchon früher in * Gänze oder wenig⸗ 
ſtens als Grundſatz ſeine Wirkſamkeit beginnt, ehe 
das andere damit zuſammenhängende G. ſeine Wirk— 
jamfeit re fann. 

Eo ijt es feine wahre Konnexität, wenn ein 
Reichsgeſetz bloß allg. Grundjipe aufitellt, die 
nabere Ausführung der Landesgeſetzgebung iiber= 
läßt und dadurd die allg. Grundſätze ded Reichs— 
geſetzes erjt mit den Ausführungen der Landed= 

ejepe zugleich für die Biirger vollfommen wirk— 
—* werden. Dies bildet nur einen Unterſchied von 
generellen Beſtimmungen und ſpeziellen Beſtim— 
mungen, von denen die generellen Beſtimmungen 

eichsſsgeſetzes nicht gang wirkungslos find, ſon— 
dern zunächſt als Richtſchnur fiir die Landesgefep- 
— elten, wenn ſie auch für die Bürger viel— 
eicht erſt mit der Spezialausführung der Landes— 
geſetze wirlſam werden können. 

Im Grunde iſt es ja auch mit denjenigen allg. 
grundſätzl. Beſtimmungen der St. G. ſo, welche zu 
ibrer wirtlichen praktiſchen Ausgeſtaltung nod wei⸗ 
terer Reichs⸗ oder Landesgeſeße bediitjen, und die, 
jo lange dieſe ——— G. nicht erlaſſen ſind, 
nicht vollſtändig in Anwendung kommen können. 
Solche grundgeſetzl. Beſtimmungen gelten aber doch 
als bereits getroffene u. verpflichtende Anordnungen 
für die Geſetzgebungskörperſchaften ſelbſt, weiche 
durch jie bereits verſaſſungsrechtlich gebunden find, 
wenn aud) die volle Wirkung des Grundſatzes ſich 
auf die einzelnen Bürger noch nicht ganz erſtrecken 
lann. Gewiſſe G., und das find eben beſonders 
ſtaatsrechtl. Grundgeſeße, können ihre beſondere 
weſentl. Natur darin haben, daß ſie zunächſt für 
die Staatsorgane gegeben ſind, welche fie erſt fiir 
die Bürger weiter ausprägen ſollen. Deshalb fann 
man wohl auc) von einer veridiedenen Trag- 
weite dDer Birtfamleit der &. nad) ibrem Cha- 
rafter und ihrem Inhalte jpredjen. 

Fite ein G., weldes nur allg. Bejtimmungen 
aufitellt, deren Inhalt durch) bejondere G. näher 

Ofterr. StaatSwirterbud. 2. Mufl., 2. Bo. 
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bejtimmt werden foll, wodurd ergingende G. ent- 
ſtehen, ijt in neuerer Zeit der Ausdruck „Rahmen— 
—— in Gebrauch gekommen. Verſchieden von 
olchen ys ed agp jind Ausführungs— 
geje ty der Eingelftaaten gu Reichsgeſetzen, welche 
von Reidsgejepen nicht geregelte Partien der Lau- 
desgeiepe derart umgeftalten, daß die Anwendung 
der Reichsgeſetze dadurd erleidjtert wird. Bal. H. 
Schulze, Deutſches Staatsredjt Il. 127. Für ein G., 
welches die Nichtbefolgung gewiſſer Vorſchriften als 
Ubertretung bezeichnet und mit Straje bedroht, die 
Feſtſtellung der Vorſchriften aber einer anderen 
Gejergebung, bejonders der Partifulargejesqebung 
oder jugar der Geſetzgebung eines anderen Staated, 
ja ſogar der Landes: oder Ortspoligcibehirde iiber- 
läßt, ijt durd) Binding (die Normen und igre 
Ubertretung I. 74, 96, 97 und Handbud) ded 
Strafrechtes I. S. 79, &3, bejonders 180, 228) der 
Ausdrud „Blankettſtrafgeſetz“ aufgefommen 
und hat Unerfennung gefunden. Bal. Jolly, Pos 
—— — fiir Baden, Kap. 4, S. 6, 7. Not- 
wendigfeit der Blantettitrafgeiepe, Lis zt, Deutſches 
Staatsredht, Heinge, Verhältnis der G. S. 56, der 
jie ,,blinde’ Strajandrohungen nennt, Spiegel, 
Urt. „Ausnahmgzuſtand“ tm Ojterr. Ctaatswirter- 
bud, Bolger, Literr. Verordnungsrecht, 5. Kap., 
S. 200 f., S. 407, u. a. 

Dabei fann das Verbot dem Erl. des Str. G. 
vorangehen oder nadhjolgen, die eine Vorſchrift 
etwas erlauben, was die andere verbietet, das 
—— auch bei stampa dev Vorſchrif⸗ 
ten dasfelbe bleiben. Allerdings wird dann ein folded 
G. “a ein „Miſchgeſetz“ (Binding, Normen I, 

Ox 


GS. 9x). 

IX. Dauner der Wirkfamleit der G. Kon— 

tinuierlice, terminierte, tranjitorifdheMe- 
jepe; fiindDbare u. periodiſche G.; relative En- 
digung.) 
Die Heit, bis zu welder ein G. wirkſam bleibt, 
die Dauer der Wirtiamfeit, ijt in der Regel unbe— 
jtimmt. Gin in der gehirigen Weiſe eingefiihrtes 
G. bleibt jo lange wirtiam, bid es durch einen be- 
jtimmten rechtl. Erlöſchungsgrund wieder aujge- 
hoben wird (Glajer-Unger, Syjtem I, V. Kap, von 
det Aufhebung der Brivatredjtsnormen). 

Man pflegt daher die Dauer der Wirkſamkeit 
der G. unter Dem Geſichtspunkte der Aufhebungs- 
griinde gu bebandeln, wobei man innere Er— 
löſchungsgründe, die aus dem G. ſelbſt fic) er- 

eben (Fejtitellung einer bejtimmten Zeit im ., 

eqfall des Gegenſtandes, —— einen 
** ubergangszuſtand u. Wegfall bloßen 
Folgeſatzes) Dann Gupere Aufhebungsgründe 
durch ein neues G. unterſcheidet, welches cin bis— 
heriges G. ausdrücklich gang oder teilweiſe auf⸗ 
hebt oder abändert, oder durch ſeinen Inhalt jtill- 
ſchweigend eine ſolche abrogierende oder derogie— 
rende Wirlkung erzeugt. (Bgl. insbeſ. Glajer-Unger, 
Sytem I, V. Kap., § 15, S. 101—108; Pfaff⸗Hof⸗ 
mann, Komm. 1. 159 7., beſ. S. 214—220. Excurse 
I, Bd., 2. Heft f. Zeitl. Grengen der Wirtiamfeit 
der Erivatredjtsnormen. H. ulze, Das preu—⸗ 
hiſche Staatsrecht, I. Bod., 2. Abt. S. 248; Jellinek, 
G. und &B., insbeſ. S. 334 Ff.) 
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Jedes G. foll nur durd) cine rechtlich qeniiqend 
wirfende Urſache aufgeboben iwerden finnen und 
wenn das G. nicht aus einem ſchon in ihm felbit 
liegenden Grunde zu wirten aufhört, jo fann cs 
nur durd) cin neues rechtsträftig berujenes G. ab- 

eündert oder aufgehoben werden. Dies fiihrt ju 
verfaſſungsrechtlich wichtigen Grundſatz der 
Rechtskontinuität, welcher mit dem Begriffe 
der formellen Verfaſſungsmäßigkeit der Ge— 
ſe ße zuſammentrifft. 
n man den Blick von dem Aufhebungs— 
rund auf die durch denſelben bejtimmte Dauer 
be G. felbjt ridjtet und das Geſeß felbjt nach 
jeiner Dauerbajtigteit zu begeichnen ſucht, jo fann 
man wohl die ihrem eigenen Anhalt nach zeitlich 
unbegrensten G. als fontinuierl Geſetze, die 
durch fich felbjt auf cine bejtimmte Beit begrenzten 
G. terminierte Geſetze, die fiir einen fiber- 
ang bejtimmten Normen tranjitorifde Ge— 
efe nennen. 

Auf eine bejtimmte Zeit terminierte G. tinnen 
durd ein neues G. weiter hinausgejchoben, weiter 
terminiert werden; ja es fann auch nur die höhere 
oder geringere Qualität eines G. zeitlich begrenzt 
ſein und dann durch geſetzl. Anordnung dieſe zeitl. 
Begrenzung der Qualiſikation eines G. weiter hin— 
ausgeſchoben, verlingert werden, wie die Underung 
der diterr. L. O. und Landeswabhlordnung fiir die 
erjte Periode in leichterer Form möglich war, welche 
Beit fiir die erleidjterte Ubanderung aud) einigemal 
verliingert worden ijt. 

Auf eine bejtimmte Zeit paftierte G. finnen 
wohl aud) fiindbar gejtellt undim alle der Nicht— 
fiindiqung ſtillſchweigend als weiter terminiert er- 
flirt jein, wie das öſierr.zungar. Zoll- u. Handels> 
biindnis zeigt. 

Die Ubweidungen von der unbegrengten Dauer 
verſtehen fic) niemalS von felbjt und wird jedes 
G. dejjen kürzere Dauer nicht befonders beqriindet 
erwiejen wird, fiir allegeit gegeben eradjtet: lex 
semper loqui praesumitur. 

Man köonnie die in der Dauer ihrer Wirkſam— 
feit begrengten G. auc) bejriftete G. nennen. Man 
wird aber vielleicht gut tun, den Wusdruct „be— 
friſtete“ G. auf den Beginn der Wirfiamfeit der 
G. gu begiehen, während man die in ihrer Wirt- 
ſamkeits dauer begrengten G. bejjer „eitlich ters 
minierte“ G. nennen kann. 

Ein G. kann aud) jo aufgehoben werden, dah 
war in der Regel für die meiſten Fälle ein neues 
an ſeine Stelle tritt, daß aber für einzelne 
Fälle die Beſtimmungen des alten G. dennoch An— 
wendung behalten können, wie z. B. durch die Be— 
amten⸗ u. pai a ra in der Regel bejtimmt 
ift, daß icon angejtellt qewejene Beamte oder Lehrer 
retlamieren finnen, dah fie nad) den Beſtimmungen 
deS alten G. behandelt werden. Dadurch entſteht 
eine gewijje relative Endiqung der G. und fomit 
eine Verſchiedenheit aud) in den tranfitorijden G. 
Im allg. find die fontinuierl. G. die Regel. Für 
Djterr.clingarn find auch die terminierten G. von 
bejonderer Wichtiqfelt. Die wirtſchaftl. Ausgleichs— 
geſetze zwiſchen Oſterr.-Ungarn find (mit Ausnahme 
des Ausgleichsgeſetzes 24 XII 67, R. 3 ex 1868, 
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über die Staatsſchuld) regelmäßig auf zehn Jahre 
terminiert. 

Die wichtigſten terminierten Geſetze in 
Oſterr. find die regelmäßig auf die Finanzperiode 
geitellten Finanagejepe; das jährl. G. iiber die Re— 
trutenbewilligung; das vereinbarte G. über dic 
VBeitragsleijtung gu den Koſten der gemeinjamen 
Vngelegenheiten oder die E. des Maijers beim Nidht- 
zuſtandekommen eines folden vereinbarten G. auf 
cin Qabr; das G. über das Boll« u. Handels- 
biindnis, iiber die Beſtimmung der Heeresftirte, 
iiber die Verleihung des ———— an die Oſterr.⸗ 
ungar. Banf, iiber die 80-Millionenſchuld an die 
Bank, u. a. 

Da dieje G. regelmäßig erneuert werden, cinige 
ermeucrt werden miijjen, jo werden fie zu wieder— 
febrenden periodijden Geſeßen und gewinnen 
eine ähnl. Natur wie das Edictum perpetuam 
der römiſchen Prätoren, das yon jedem Prätor 
übernommen wurde, oder cine Ahnlichkeit mit den 
wiederfehrenden Wahlfapitulationen der deutſchen 
Raijer oder den Srinungsdiplomen der ungar. 
Kinige, nur dak diefe Mapitulationen u. Diplome 
auf Lebenszeit des Gewahlten oder Getrinten an- 
genommen waren, während die terminierten G. auj 
bejtimmte Endtermine oder Kündigungsfriſten ge— 
ftellt find. 

Nach der verſchiedenen Natur dieſer periodijchen 
G. wird fic) auch die ehedem begiiglid) Der Wahl— 
fapitulation jtarf bejtrittene Frage des Jus adcapi- 
tulandi, das Redt, neue Punfte zuzuſetzen, ver- 
ichieden geftalten. Bei einer Wabhlfapitulation oder 
gar einem bloken Krönungsdiplom wird das Recht, 
durd) neue Huldge weitere Bedingungen gu fepen, 
nicht bejtehen; wohl aber finnen bei einem fiind- 
baren, wenn aud) neu gu vereinbarenden G. oder 
Bündnis Abänderungen u. Zuſätze angejtrebt u. 
beſchloſſen werden. 

Das ungar. Krénungsdiplom hat bezüglich ſei⸗ 
ner Biederteyr eine Ähnlichteit mit der Wablfapitu- 
lation, dod) unterjdeidet eS fid) von einer foldjen 
juridijd) dadurch, daß eS feine Bedingungen der 
Nachfolge, fondern nur Verpflicdtungen u. Gelöb— 
nijie des Thronfolgers, feine conditiones succe- 
dendi, jondern obligationes successoris darjtellt. 

Auger den paftierten und auf, Termine ge- 
jtellten wiederfehrenden G. gibt es in Ofterr.<Ungarn 
aud) vielfach paftierte B., die fic) auf die paftierten 
u. terminterten G. begiehen und daher ibre purijtifde 
Natur bezüglich der Dauer ihrer Wirkſamkeit teilen. 

Bon terminierten G. wird man interimiſtiſche 
G. oder UbergangSbejtimmungen, welche fiir den 
Zwiſchenzuſtand der Geltung einer alten und der 
unbedingten Geltung einer neuen Norm jumeijt 
aus Billiqteitsriidjicten neben die neue Rechtsregel 
qejtellt werden, fowie provijorijde G. und B. mit 
provijorijder G.⸗Kraft untericeiden müſſen. 

Bgl. gur Lehre tiberh. Savigny, Syſtem VIII, 
S. 398, 470, 474. Glaſer⸗Unger, Syſtem ded öſterr. 
allg. Sivilredtes I. 88 15, 16, Bfaff- Hofmann, 
Komm. I. § 9 (S. 214—220) jf. Excurse I. 8bd., 
2,3. u. 4. Heft. Krainz, Syjtem der iifterr. P. 8 19, 
S. 23 jf. Held, Syjtem des Verjajfungsrectes IT. 
$$ 249, 251. 
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— der Wirkſamkeit eines 
Geſetzes (ſuspendierbare Geſetze). Gin G 
oder gewiſſe Beſtimmungen desſelben können kraft 
eſetzl. Beſtimmung in ihrer Wirkſamkeit aud) unter⸗ 
rochen und dann wieder volllommen wirkſam wer— 
den. Dieſe Unterbrechung der Wirkſamleit fann auf 
kürzere oder längere eit geſchehen. Sie tann rechts⸗ 
träjtig nur durch ein genügend kräftiges G. oder 
auf Grund einer geſeßl. Ermächtigung geſchehen. 
Langer währende Außerwirkſamkeitſeßungen ge— 
ſchehen immer durch die Geſetzgebung ſelbſt, kürzer 
wibrende Außerwirkſamkeitſezungen können durch 
ein G. auch der vollziehenden Gewalt unter Vor— 
behalt der Gejeggebung überlaſſen jein. 

Beiipiel einer linger dauernden Außerwirk— 
jamfeitjepung ijt z. B. der G. W. VIL: 67 über dic 
Ubinderung jener VBerjiiqungen des ILL. G. AW. 
vom 3. 1847—1848, die fic) auf den Wirfungstreis 
des Palatins als königl. Statthalters begiehen, woe 
durd) die besiigl. timmungen der §§ 2, 3, 9, 
11, 17, 19, 24 uw. 38 des IIL. &. A. vom J. 1848 
auger Geltung gejept, die Palatinswürde aber nidt 
gan; abgeichafft, wohl aber die Wahl eines Pala- 
ting fiir fo lange aufgeidoben erflirt wird, bis 
der Wirkungskreis der ‘Balatingwiirde im Cin: 
Hange mit den Pringipien des verantrwortl. Re- 
gierungsſyſtemes durd ein G. geregelt fein wird. 

Beiſpiele der geitweiligen Einjtellung der Wirt: 
jamfeit von gejesl. Bejtimmungen find die durd) 
verſchiedene Berjafjungen, auc) durd) die öſterr. 
G. 5 V 69, R. 66, und 23 V 73, R. 120, ermög— 
lichten voriibergehendenSuspendierungen von ſtaats⸗ 
grundgeſetzlich gewährleiſteten Rechten der Staats- 
biirger nad) Art. 20 St. G. 21 X11 67, R. 142, 
ſowie der zeitweiſen riers, der durch das St. 
G. 21 XIL67, R. 144, fiber die richterl. Gewalt 
begriindeten Geſchwornengerichte durch die Regie- 
rung, Bgl. Pjafi- Hofmann, Komm. I. S. 130, 
131 f. Ulbrich, Oſterr. StaatSredt § 149, S. 392 f. 
Laband, d. Staatérecht II., S. 70 f. Sellinef, G. 
und &., ©. 376 f. uſw. und andere; die Darſtel— 
lung diejer Suspendierungsrechte der Regierungs- 
gewalt gehört in die Lehre von den (qualifigterten) B. 

Cin zeitlich auger Wirkiamteit geftelltes G. 
ijt in feiner Rechtskraft an fic nicht erſchüttert, es 
ijt virtuell rechtsträftig, eS fann mur voriibergehend 
nidjt angewendet werden, weshalb man formelle 
Redsfraft und materielle Wirfiamfeit eines G. 
unterideiden muß, wie es ja auc ſchon bezüglich 
des hinausgefdobenen Beginnes der Wirkjamfeit 
eines bereits kundgemachten G. der Fall ijt. Bon 
den voriibergehend auger Wirkſamkeit geftellten G. 
mu man aber auch jene G. u. Rechte unteridei- 
den, weldje aus dem Grunde gu Seiten nicht aus: 

eübt werden finnen, teil der Fall ihrer Ausüb— 

rfeit nidjt vorliegt. Dies ijt 4. B. der Fall bei 
dem vorbehaltenen Recht der Königswahl in Un— 
garn, welche, injofange alS die durch die Prag— 
matijde Canttion begriindeten Thronjolgeredhte 
vorhanden find, nicht jftattfinden fann, teil dad 
Recht der Königswahl in Ungarn durd) den G. A. 
11: 1723 § 11 nur fiir den Fall des ginal. Er- 
löſchens des zur Thronfolge berujenen Geſchlechtes 
Tejerviert worden ijt. 


X. Unmittelbar eigene u. mittelbare, delegierte 


-| Gefeggebung. Dem Monarchen jteht das ihm zu— 


fommenbde eleppebungdredit bis gum Sanltionie⸗ 
rungSredt, den Parlamenten dag legislatoriſche Be: 
ſchließungs⸗ oder Rujtimmungsredjt als aus der 
Verjajjung fliehendes, unmittelbares, eigenes Recht 
ju. Es fann nun fein, dah das Redt des Mon— 
arden durch G. oder eigene Berjiigung einer 
anderen Perſon (Vormund, Regenten, Alter ego 
al8 Stellvertreter) zur Ausübung iibertragen 
wird; in diejem Falle jpridjt man von einer Stells 
vertretung de8 Monarden, welche in manden Ver— 
jajjungen dahin beſchränkt ijt, daß zur Zeit einer 
joldjen Stellvertretung feine Beriaungsanderun- 
gen ftattfinden jollen, wie z. B. in Bayern. 

Ebenjo fann es jein, bef das legislatoriſche 
Beſchlußrecht cines Parlamentes durch allg. 
Verfaſſungsgeſetz oder bejonderes G., oder jelbjt 
nur durd) einmalige vergidtende Befchlupjajjung 
deS Parlamentes begiiglich der Wusiibung feines 
Rechtes auf eine andere Sertretungstsryers 
ſchaft oder aud) auf die Regierung tibertragen 
wird; in diejem alle Hat man von Delegie- 
—* der parlamentariſchen Befdlupgewalt gu 
prechen. 

Wenn die ganze Geſetzgebungsgewalt von ihren 
Faltoren auf andere Faltoren übertragen wird (3. 
B. Reidsgefepgebungsgewalt auf Landes. 
jaftoren oder Landesgeſetzgebung auf Reichsfak— 
toren), fo fpridjt man von delegierter Geſetz— 
gebung überh. Uber Ddelegiertes Geſetzgebungs— 
recht: Val. G. Meyer, Deutides Staatsrecht, S.408, 
4257. Herm. Schulze, Deutſches Staatsrecht, 11. Bd., 
S. 123 f. M. Seydel in Hirths Wnnalen 1874, 
S. 1145. G. Qellinet, G. und B., S. 347 f., 


381 f., ay i. 

Qu Oſterr.“«Ungarn fommen Delegierun: 
gen der Gejegqebung in mebhrjacher Weiſe vor: 

1. Die allg., verjajjungsrechtlich-obliqato- 
rifche Inſtitution, fraft welder das ben Vertre— 
tungSfirpern beider Reichshälften, dem Reichsrate 
und dem ungar. Reichstage zukommende Geſetz— 
gebungSrecht, infoweit e3 fic) um die (aus der 
Pragmatijden Sanftion fliehenden) gemeinjamen 
Angelegenheiten handelt, von denjelben mittels zu 
entjendender Delegationen ausgeiibt wird. (§ 6 
des G. liber die qemeinfamen Angelegenheiten 21 AIT 
67, R. 146, in Art. AIT für Ungarn § 6 Ff.) Nur das 
legislatoriſche Beſchlußrecht der Vertreiungslörper 
beider Reichshälften iſt delegiert; das monarchiſche 
Sanklionierungsrecht bleibt unmittelbar. 

2. Das fakultative Delegicrungsredt 
ber Qandtage, nad) welchem ein a. T. anuj Grund 
des Art. III des faij. Diplomes 20 X 60, R. 226, 
und des § 12 des St. G. über die ReidSvertretung 
21 XII 67, R. 141, beſchließen fann, daß cin oder 
der andere ihm iiberlajjene —— der Geſetz⸗ 
gebung im Reichsrale behandelt u. erledigt werde, 
wodurch ein ſolcher Gegenſtand für dieſen Fall und 
rückſichtlich des betreffenden L. T. in den Wirfungs- 
kreis des Reichsrates übergeht. 

3. Das fakultative Delegierungsrecht 
des Reichsrates an die L. T. in allg. oder in 
beſonderer Weiſe. 
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Gin —— lann ſchon verfaſſungsmäßig 
nur die —— ſäße über ein Verhältnis feſt⸗ 
zuſetzen während die nähere Ausführu 
den Landesgefepgebungen zuſtehen fann; died iit 
eine verjajjungsmiifige, partifularredt!. Spezial⸗ 
tompeteng, wie begiiglich der Volksſchulen, Gym⸗ 
najien, oͤfſentl. Biicher ufw., feine eigentl. Dele- 
gierung. (Bgl. die Reichs- u. Landeswajjerredts- 
geſetze; Fiſchereigeſetze; Rommajjationsgeiepe uſw.) 
Gin di ichsgeſetz kann aber, obgleich es das ganze 
Verhiltnis * zu regeln berechtigt wäre, nur 
Grundſätze tellen und die nähere Ausführung 
er Landesgeſetzgebung überweiſen; dies iſt eine 
Übertragung, Delegierung reichsgeſetzl. Kompetenz 
auf die T., die wir als an bie L. T. delegierte, 
iibertragene Wejepgebung von ber an die allg. 
ReidSdelegation iibertragenen Reichsgeſetzgebung 
wohl unterjdeiden miifjen. 

4. Ein Reichsgeſetz fann nur allg. Grundſätze 
fejtitellen und dic nähere Ausführung Dderjelben 
der etna! Serr der Regierung” iiberlajjen, 
jeien es nähere RechtSausjiihbrungen oder Straj- 
anbdrohungen, vgl. Gewerbenovelle 15 ILI 83, R. 39, 
iiber die handwertsmapigen Gewerbe, welde zu be- 
jtimmen der HandelSminijter ermächtigt worden ijt, 
oder dad G. iiber die Sonntagsruhe, iiber die Kranz 
fenverjicherung, die Unjallverjiderung uſw. 

Pier tritt ein Leil wirklicher materiellet Geſeß⸗ 
gebungsgewalt in Berordnungsjorm auf, es tt 
eine Ubertragung, Telegierung legislatoriſcher Ge— 
walt an die Berordnungsgewalt, wodurd) B. mit 
materiellem Rechtsinhalt entitehen, die man deshalb 
„Rechtsverordnungen“ nennt. 

5. Auch ein Landesgefep fann einen Teil der 
—— Feſtſtellung der Verordnungsgewalt 
überlaſſen und es tritt hier die Regierungsgewalt 
der Miniſterien mit ihrer Verordnungsgewalt als 
delegierter, ergingender Faltor der 
gebungSgewalt auf und es entiteben „Rechtover— 
orduungen” fiir dad betreffende Land. 

Die Rechtsverordnungen können aljo Reichs— 
verordnungen oder aud) LandeSverordnungen fein. 
Dabei ijt gu beachten, daß aud) die Landesverord- 
nungen (namentlich die — — für das 
Land) zunächſt von den Miniſterien erlaſſen wer— 
den. Die miniſteriellen V. können daher, inſofern 
jie jid) auj Reichsgegenſtände beziehen, miniſterielle 
Reichsverordnungen, inſofern fie ſich auf Landes— 
gegenſtände beziehen, miniſterielle LandeSverord- 
nungen genannt werden. 

6. Dagu fommt nod) die faij. Verordnungs- 
gewalt des § 14 ded St. G. über die Reichsver- 
tretung, der jufolge der Kaiſer in bejtimmten 
Wrengen und unter beitimmten Kautelen mit provi- 
jorijder G.-Rrajt wirlende Notverordnungen er- 
lajfen fann fowie die Verhängung des Ausnahms- 
jujtandes mit Guspendierung bejtimmter Grund— 
rechte der Biirger nad dem G. 5 V 69, R. 66, 
und die Suspendierung der Geſchwornengerichte 
durd Regierungsverorduung nad dem G. 23 V 73, 
R. 120, welche gwar feine volle ilbertragung der 
Geiepqebungsgewalt an die V. aber die Begrün⸗ 
dung eines Einwirkungsrechtes der V. auf die G. 
enthalten, wodurch ein allerdings beſchränktes Moz 
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ment abjoluter Gewalt, eine abjolutijtifde Enklave 
innerhalb des Gebietes ded fonjtitutionellen Sy- 
ſtemes aujtritt. 

7. Auf die gemeinjamen Angelegenbeiten fiir 
Oſterr.«“Ungarn haben dieſe exrzeptionellen Gewalten 
feine Anwendung und finnen Ddiefe gemeinſamen 
Ungelegenheiten durd B. nicht geiindert werden, 
— obgleid fiir die Musiibung der wegen der 
Wemeinjamfeit notwendigen Fürſorgen infolge der 
Verjagung der parlamentarijden Beſchlußſaſſungen, 
das Cingreifen der Verordnungsgewalt in Ofterr. 
bezüglich der nad gleiden Grundſätzen gu be- 
handelnden Ungelegenbeiten bereits mchrmals eins 
getreten ijt. 

Eine bejondere Stellung nimmt aber nod) das 
Recht des Kaiſers bezüglich des Verhältniſſes der 
Koſten der gemeinſamen Angelegenheiten ein, welche 
von beiden Reichsteilen nach einem von Zeit zu 
Zeit zu vereinbarenden Verhältniſſe zu tragen ſind, 
wonach der Roijer, im Falle zwiſchen beiden Ver— 
tretungen fein Üübereintommen ergielt werden ſollie, 
dieſes Verhältnis, jedoch nur für die Dauer eines 
Jahres, beſtimmt. Man kann dieſes dem gemein— 
ſamen Monarchen reſervierte Recht gu den Präro— 
gativrechten der Krone zählen; man kann es aber 
nad) der Natur des übertragenen Rechtes auch eine 
voll iibertragene legislatoriſche Beichlubgewalt nen- 
nen, welde mit der immer bejtehendDen Sanktio— 
nierungSgewalt in der Perſon des Monarchen ver- 
einigt wird: cine aus Griinden der Notwendigteit 
cintretende Ddelegierte Beidlufgewalt der beiden 
Reidsvertretungen und Vereinigung derjelben mit 
der janftionierenden Wewalt de gemeinjamen 
Monarden. 


B. Geſetze u. Geſetzgebung in Hfterr,-BRngarn. 
J. Recht u. Gliederung der Geſetzgebung. Durch 
die Ordnung der Geſetzgebung wird die Art 
der Verbindung der pragmatijd-vereinigten 
jwet Staaten der djterr.-ungar. Monardie 
| befonders charakteriſiert. 
Alle Geſeßgebung der pragmatiſch-ver— 
einigten zwei Staaten der djterr.-ungar. Mon— 
archie ſteht verjajjungsmipig, dem gemeinjamen 
Monarchen alS Kaiſer von Oſterr. und Apoſtoli— 
ſchen König von Ungarn ju. 

Sie wird vom gemeinſamen Monarchen für 
die beiden Staaten grundſätzlich geſondert, unter 
verjaſſungsrechtl. Zuſtimmung getrennter konſtitu⸗ 
tioneller — arg sal gp u. zw. fiir die 
Angelegenbheiten jedes Staates hauptſächlich mit 
— eines aus zwei Häuſern beſtehenden 

arlamentes, des aus einem A. H. und einem 
8. H. beſtehenden Reichsrates in ſterreich 
und des aus einem Repräſentantenhauſe und einem 
Magnatenhauſe beſtehenden Reidstages in Un— 
garn ausgeübt. 

Durch zwei von den Geſetzgebungen bei— 
der Staaten frei u. ſelbſtändig angenommene 
wundamentalgefepe (den G. A. XID: 67 fiir 
die Linder der ungar. Krone und das St. G. 
2) XII 67, R. 146, fiir die im Reichsrate vertrete- 
nen Königreiche u. Linder) wurde eine beftimmte, 
tarativ aujgegiblte Anzahl von Gegenſtänden als 
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aus der Pragmatiſchen Sanktionfließende, welche nicht als den Ländern gemeinſam erflirt, 
beiden Staaten gemeinſame Angelegenhei— ſondern den einzelnen im Reichsrate vertretenen 


ten erklärt, welche legislativ u. adminiſtrativ 
ſimultan gemeinſam behandelt werden ſollen 
und welche nad Anordnung der Fundamentalgeſetze 
von den Parlamenten der zwei Staaten (Reidsrat 
u. ReichStaq) mittels zweier von ihnen aus ihrer 
Mitte gu entiendender Delegationen legislatoriſch 
formell u. fimultan gemeinjam bebandelt werden, 

Neben den pragmatiſch u. formell oder fimultan 
gemeinfamen Angelegenheiten beftehen nach den bei- 
den Grundgefepen nod eine Anzahl von anderen, 
ebenfalls tarativ aufgezählten Gegenſtandsgebieten, 
—— welder die beiden Staaten bezw. die 
beiden Reichsparlamente (der Reidsrat und der 
Reichstag) verfaſſungsmäßig zwar ſelbſtberechtigt 
zu beſchließen haben, aber verfaſſungsmäßig ver— 
pflichtet find, dieſe yep died? Medel eng beiderſeits 
nach vereinbarten gleichen Grundſätzen gu reque 
lieren, wozu die vereinbarten Anträge entweder von 
den beiden Parlamenten durch entſendete Ausſchüſſe 
Deputationen) oder durch die Regierungen der 
beiden Staaten vorbereitet und ſohin von den Par— 
lamenten beſchloſſen werden, wodurch zwiſchen den 
beiden Staaten neben den gegenſeitig ſich bedingen— 
den dauernden ree Liter cine Reibe von weiter 
paktierten, gleicheßrundſätze enthaltenden 
Geſetzen entſtehen, die aber formell als geſonderte 
G. für jeden Staat erlaſſen werden. 

Neben dieſen den beiden Staaten der Monarchie 
eines Teiles formell u. ſimultan, anderſeits wenig- 
ſtens materiell gemeinſamen Angelegenheiten ſtehen 
dann die den beiden Staaten bezw. den Geſetz— 

ebungen derſelben vollkommen — u. 
frei zur legislatoriſchen Beſchlußfaſſung 
zukommenden Angelegenheiten, welche man nach 
einem alten ungar. G.⸗Ausdruck „rein u. prä— 
zis ungariſche“ bezw. rein u. präzis öſter— 
reichiſche“ Angelegenheiten nennen kann. 

Unter dieſen ,tein u. präzis öſterreichi— 
ſchen“ Angelegenheiten einerſeits und den „rein 
u. präzis ungariſchen“ Angelegenheiten 
anderſeits gibt es wieder eine Reihe von verfaſ— 
— durch die St. G. jedes Staates allein 
u. ſelbſtändig feſtgeſtellten Angelegenheiten, welche 
einerſeits allen im Reichs rate vertretenen König— 
reichen u. Ländern gemeinſam find (val. St. G. 
21Xx1167, R. 141) — oder welche anderſeits allen zur 
Krone von Ungarn gehörigen Ländern gemein— 
fam find (vgl. die als Fundamentalgejepe in— 
artifulierte Konvention zwiſchen Ungarn u. Kroa— 
tien u. Slavonien, in G. A. XXX: 68 bezw. G. 
A. 1: 68 fiir Kroatien) und welche man als eigene 
innerftaatlidgemeinjameUngelegenbeiten 
jedes der beiden Staaten oder ala „rein öfter— 
reichiſche“ oder ,rein ungariſche“ Reidsan- 
geleqenbeiten begeidmen fann. 

Neben den allen Ländern der ganzen Mon- 
archie gemeinſamen AUngelegenheiten (den alla. 
Reichsangelegenheiten) und den jedem der zwei 
Reichsteile oder Staaten fiir fich qemeinfamen rein 
öſterreichiſchen oder reinungariſchenReichs— 
angelegenheiten ſteht in dem Gebiete des öſterr. 
Reichsrates die weitere Reihe von Gegenſtänden, 





Königreichen u. Ländern gu einer ſelbſtändi— 
gen patlamentariſchen Beratung u. Beſchlußſaſſung 
uüberlaſſen find, gu deren gejepl. Regelung der ge— 
meinjame Wonard der Sujtimmung einer beſon⸗ 
deren Landesvertretung fiir jedeS Land, ded Land— 
tages, bedarf, welche Landtage im Unterſchiede 
vom Reid8rate nur aus einer (nad Kurien oder 
— zuſammengeſetzten) Kammer be- 
tehen. 
Ebenſo iſt im Gebiete der Stephanskrone die 
ganze Reihe von Gegenſtänden, welche nicht für 
Ungarn u. Kroatien-Slavonien gemeinſam erklärt 
ſind, dem zur Krone des heil. Stephan gehörigen 
Königreiche Rroatien-Slavonien zur jelbftin- 
digen parlamentariſchen Beſchlußgewalt überlaſſen, 
ſo daß der gemeinſame Monarch dieſe G. nur mit 
Zuſtimmung des Landtages von Kroatien-Sla— 


vonien erläßt. 

Die Geſetzgebung über die Gegenſtände, be— 
züglich welcher der Monarch verfaſſungsmäßig an 
die Zuſtimmung der L. T. der betreffenden Lander 

ebunden iſt, bilden die Landesgeſetzgebung, 
mt Unterſchiede von der Geſetzgebung bezüglich der⸗ 
jenigen Gegenſtände, welche der Monarch in dem 
einen Staate mit Zuſtimmung der Reichsvertre— 
tung der im Reichsrate vertretenen Königreiche u. 
Mander, in dem anderen Staate, d. i. fiir die Län— 
der der ungar. Krone, mit Sujtimmung der Reids- 
vertretung (des Reidstages des ungar. Staated) 
ausiibt, welche G. man beiderfeits Reichsgeſetze 
nennt, Sur —————— beider Staaten 
gehören aber auch die —— über jene Ge⸗ 
genſtände, bezüglich welcher die beiden Staaten in 
getrennter Weiſe G. mit gleichen Grundſätzen bee 
chließen ſowie die Geſeßgebung über jene Gegen— 
ſtände, bezüglich welder die beiden Staaten bezw. 
die beiden Reichsvertretungen verfaſſungsmäßig 
durch gewählte, mit parlamentariſcher Beſchlußge— 
walt ausgerüſtete Ausſchüſſe, Delegationen, gemein⸗ 
ſam vorgehen und formell identiſche Beſchlüſſe faſſen. 

Die Begriffe der Landesgeſeßgebung u. 
Reidsgefepgebung find alfo afferdings, wie 
Pfaff⸗Hofmann, Komm. J. Ulbrich, Ofterr. Staats- 
techt uf. hervorheben, von grofer praftijfcher Be- 
deutung, aber diefe Unterſcheidung allein reidt fiir 
Ojterr.=Ungarn nod) nicht aus, insbeſ. weil es 
cine mehrfade Urt der fonftitutionellen 
valet WLS Sheba. gibt und neben derfelben 
aud) nod) cine Refervatgejepgebung fuppletorifd in 
Frage fommt. 

Gliederung u. Urten der Geſetzgebung. 
&8 bejteht alfo in Ofterr.-Ungarn cine vielfach ge- 
aliederte Geſetzgebung: 

1. Jene Geſetzgebung der beiden Staaten, durch 
welde fie fiir Die Dauner giiltiqe gqemeinfame 


Angelegenheiten beiderſeits (und miteinander 


—— gegenſeitig verbindlich derart vereinbart 
aben, 

a) daß dieſe gemeinſamen Angelegenheiten 
fiir bie Zukunft ſowohl legislatoriſch als admini— 
ſtrativ formell u. ſimultan gemeinſam behandelt 
werden oder 
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b) daß bejtimmte Ungelegenheiten zwar nicht 
fimultan gemeinjam geregelt u. adminijtriert, aber 
nad gleiden Grundſätzen geregelt und admini- 
jtrativ werden follen, 

weldje grundlegenden G. man paftierte 
@®rundgefepe der beidben Staaten nennen fann, 
wogu die Pragmatiſche Santtion und das Grund- 

eſetz über die gemeinfamen Wngelegenheiten der 
Monarihle und die Art ihrer Behandlung gehören. 
(@. A. XII: 67 fiix Ungarn, G. 21 XII 67, R. 146, 
tibet die gemeinſamen Angelegenheiten, fiir Ojterr.) 

2. Jene Gejepgebung der beiden Staaten der 
Monarchie, wodurd) die zwei Staaten auf rund 
der vereinbarten Grundgefepe die formell u. 
fimultan gemeinfamen Angelegenheiten 
mittels gu entjendender Delegationen der bei- 
den Reidsvertretungen leqislatorijd) qemein- 
jam behanbdeln (formell gemeinjame beiderjeits dele- 
gierte Reichsgeſetzgebung). 

3. Dene Geſeßgebung der beiden Staaten der 
Monardie, wodurd) die zwei Staaten auf Grund 
der vereinbarten — * die zwar nicht ſimul⸗ 
tan gemeinſamen aber beiderſeits nach gleichen 
Grundſätzen zuregelnden Angelegenheiten 
durch —— vereinbarte, paktierte 
Geſetze, Doppelgeſetze, oder geſetzlich autoriſierte 
Vertraͤge, von Zeit zu Zeit gleichartig regeln. 

4. Die ſelbſtändige, freie, cigene, inner— 
ſtaatl. Geſetzgebung jedes der beiden Staa- 
ten der Monarchie fiir den ganzen Umſfang ſeines 
Staatsgebietes u. zw.: 

a) Dic Reichsgeſetzgebung (im e. S.) fiir 
dic im Reichs rate vertretenen Kinigreiche u. Län— 
der in ihrer Einheit, unter Vertretung und mit 
——— des Reichsrates (die rein öſterr. 

eichsgeſetzgebung für die im Reichsrate ver— 
tretenen Königreiche u. Länder); 

b) die Geſetzgebung für die Länder der 
ungar. Krone in ihrer Einheit, vertreten 
durch den ungar. Reichstag in ſeiner Ausdeh— 
nung auf Ungarn mit Siebenb., Kroatien u. Sla— 
vonien, dic ungar. Reichsgeſetzgebung; — und 
in ihrer Selbiindigteit für Ungarn und das 
inforporierte Siebenbiirgen (eigene ungat. 
Wejepqebung). 

5. Eine von der Geſetzgebung jedes Staates 
abgeqliederte Provinzialgeſetzgebung: 

a) fiir die einzelnen Rinigreide u. Län— 
dex im Gebiete des Reichsrates; 

b) fiir das adnexe Königreich Kroatien u. 
Slavonien in feiner Ubglicderung vom König— 
reid) Ungarn. 

6. Daneben gibt es nod) cin gang exzeptionelles 
Mefervatgefegpqebungsredht des gemeinfamen 
Monarden Zur t. iiber die Beitragsquoten der 
beiden Staaten ju den Koſten der pragmatiſch ge- 
meinjamen Angelegenheiten auf die Dauer eines 
Jahres fiir den Fall, als die parlamentarijden Ge— 
jeBgebungen der beiden Staaten ein Ubereinkommen 
hieriiber nicht ergielen. (%. A. XIL:67 § 21 fiir 
Ungarn; &. 21 XII 67, R. 146, § 3 fiir Ojterr.) 

IL. Die Pragmatiſche Sanftion. Der Aus— 
gangépunft und die hauptſächlichſte Grundlage fiir 
die geqenivirtige jtaatsredtl. Ordnung der djterr.- 
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ungar. Monarchie iſt die Pragmatiſche Sank— 
tion (G. 19 IV 1713, G. A. I, UL, IL: 1723), welche 
die Gemeinfamfeit der Dynaftie und ded 
jedesmaligen Monarden (nad) der Ordnung 
der Linearerbjolge u. Brimogenitur mit dem Vor— 
jug der Männer vor den Frauen der gangen Li- 
nien), die Untrennbarfeit u. Unteilbarteit 
deS Beſitzſtandes der Monardie, im ganzen 
und der gleid) unteilbar erflirten Lander der bei- 
den Teile, Daher deren gemeinfame Verteidi— 
ung in Krieg u. Frieden fiir die unbegrenzte 
Buta feſtſetzt, jolange eheleibliche, Legitime, jum 
atholiſchen Glauben ſich befennende Abfinumlinge 
männlichen oder weibl. Geſchlechtes des Haujed 
„Oſterreich“ (Habsburg, von welchem die Lothrin- 
iſche Wbjtammung nur einen Zweig bildet), vor- 
25 oder zu erwarten find. 

Die Pragmatijde Sanftion, zuerſt feierlich pus 
bligiert am 19IV 1713, von allen &. T. anges 
nomen, wurde auch in Ungarn fpegiell durch die 
G. A. Iu. ID: 1723 als Landesgeſetz angenomumen u. 
inartifuliert, wie es wörtlich beipt: .secandum 
normam in reliquis Suae Majestatis Sacra- 
tissimae Regnis et Provinciis Haereditariis 
jam per Eandem ordinatam, stabili- 
tam, publicatam et acceptatam”, und 
jtellt cin gleiches Thronjolgeredt für alle öſterr. und 
ungar. Lander, fiir das ganze männliche und weibl. 
Geſchlecht in feiner ganzen Musdehnung jeft, 
indem fie wörtlich: ,foemineum quoque Se- 
xum Augustissimae Domus Suae Au- 
striacae usque ad Ejusdem et ab Eodem 
Descendentium defectum” jur Nachfolge be- 
tuft, und erjt ,post omnimodo praedicti 
Sexus defectum avitam et veterem con- 
snetudinem in eligendis et coronandis 
Regibus” vorbebilt; und es ijt tein Unterichied 
bezüglich dieſes Erbrechtes weder im Umfang nod 
in der Reihenfolge u. Ordnung in den verſchiedenen 
Ländern, welche insgeſamt als Beſitzſtand unteilbar 
u. untrennbar erklärt worden ſind (vgl. meine 
Ausführungen gegen Deaf, insbeſ. in der Whhand- 
lung iiber die Unbedingtheit, Einheitlichkeit u. Rea— 
litt der Pragmatiſchen Sanftion, Wien 1866). 

Neben diefer Einigung der Liinder Hilt die 
Pragmatijche Sanftion die damit vereinbare Freiheit 
u. Selbjtiindigteit der Linder und namentlic die— 
jenige von Ungarn aufrecht G. A. III: 1723. 

Die Praqmatifde Santtion ijt ſowohl in den 
öſterr. al8 in den ungar. Berfajjungs- u. Wus- 
gieichegelepen auc ausdriidlid) alg der gemeinſame 
Ausgangspunkt erflirt. Sie wird ſowohl in dem 
faij. Diplom 20X 60, R. 226, fiir die ganze 
Monardhie als aud) in dem ungar. Krönungs— 
diplom (aud) jenem von 1867) und in dem ungar. 
Ausgleichsgeſetze Urt. XII: 67 fiir Ungarn als 
die fete Wrundlage und mabgebende Bejtimmung 
bezogen. 

Die Gemeinſamkeit des Monarchen, der Dynaſtie 
und ihrer Erbfolge, der Verteidigung des unteil— 
baren u. untrennbaren Beſitzſtandes aller durch dic 
i nae Canttion vereinigten Linder, find die 
anerfannte Grundlage, aus welcher eine Ungabl 
pragmatiſch gemeiniamer, fimultan gu behandelnder 
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Angelegenheiten ſich ergeben, welche bereits mit 
den G. von 1723 über die Pragmatiſche Sanktion 
beſtimmt angedeutet, durch die Ausgleichsgrund— 
gejepe von 1867 genau präziſiert und bezüglich ihrer 
Behandlung fiir die Gejeggebung u. Berwaltung in 
fonjtitutionelle Fyormen gebradjt worden find. 

Die Gemeinjamfeit diefer pragmatijden An— 
gelegenheiten einerjeits und dic Urt ihrer Behand- 
lung in l[egi8lativer u. adminiitrativer Hinſicht 
anderjeitS find zwei veridiedene Fragen und kön— 
nen das monardijde Moment des gemeinjamen 
Regenten und die weiteren realverbindenden Mo— 
mente det gemeinjamen Ungelegenheiten unverindert 
fein, während die Art der Behandlung der gemein— 
famen Yngelegenheiten modifiziert werden fann, 
wie fie tatſächlich früher mit gugeitandenen ſtändi— 
iden Gerechtiamen, dann abjolut behandelt worden 
jind und durch die Grundgefege Don 1867 in fon- 
jtitutionelle Fjormen gebradjt wurden. Dies hat 
nun zunächſt fiir die Ordnung der Geſetzgebung 
feine notwendige Wirfung. 

Uber die Ubiinderung der Thronfolgeredte 
beftehen in verſchiedenen Staaten mehrerlei Mei- 
nungen. Qn den Landern, wo die Thronjolge- 
bejtimmungen in die BVerjajjungSurfunden auf— 
genommen find, nimmt man an, daß die Thronfolge- 
ordnung in der gleidjen Weiſe wie die anderen Ver— 
jajiungsbejtimmungen abgeiindert werden finnen, 
und es ijt dies, wie Sellinet (Syitem der fubjef- 
tiven Rechte, S. 140 f.) ausfiibrt, bereits zur herr— 
ſchenden Anſicht geworden. Val. G. Meyer, Staats- 
recht, ©. 212. 

Ju den Liindern aber, wo die Thronjolgeord- 
nung nad) dlterem deutſchen Recht bejtebt, nad) 
welchem den aus der berufenen Familie legitim 
Abjtammenden ein ſicheres Wartredt zufam, muß 
man dod) wohl ein joldjes wohl erworbenes Wart: 
recht aud) jet noch annehmen, welded dem Bee 
rechtigten ohne feine Zuſtimmung nicht entzogen 
werden fann, wie es altere Autoren betonen, und 
weil ja eine YUnderung der Thronfolgeredjte nicht 
eingefiifrt worden ijt, dDaber das Wartrecht nocd 
wie früher befteht. Val. Zöpfl, Grundſätze der Gem. 
deutich. Staatsredtes, 5. Wufl, S. 589 f.; Stabl, 
Philofophie des Rechtes, II, S. 240; namentlich 
aud) von Gerber, Grundgiige des deutiden Staats- 
rechtes, $ 20 bej., S. 85 u. 86 famt Note 7 u. 8: 
„Welches auc) der Grund eines aus der Abſtam— 
mung vom erwerbenden Ahnherrn abgeleiteten An— 
rechtes auf die Thronfolge fei, immer ijt es in 
der Perfon des Beredtigten cin urjpriing: 
lid) eigenes und jeder willfiirl. Verfiiqung 
des Monardhen wie der Staatsqewalt ent- 
jogen. Bon dev Miglichteit einer Dispofition des 
Monardjen iiber die Thronfolge durch Tejtament, 
Vertrag usw. gum Nachteile eines durch die Suk— 
zeſſionsordnung Berujenen fann daber feine Rede 
jein. Ullerdings fann cin Berujener auf feine An— 
wartidjajt vergidjten und dies wirkt auf ſeine 
ſpäter ergeugten Dejzendenten; die ſchon Erzeugten 
miijjen dagegen felbjtindig einſtimmen.“ 

Sn Bere slingsra, wo nad) der Pragmatiſchen 
Sanktion dieſes jeite Recht bejteht, gehen die An— 
jichten gleichwohl nod) weit auseinander. 
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Vidermann in feiner Abhandlung: Entitehung 
u. Bedeutung der Pragmatiſchen Sanftion in Grün— 
huts Zeitſchr. fiir die Privat- und öffentl. Rechte 
(1875), ninunt an, daß die Bejtimmungen der 
— — ohne Zuſtimmung der L. T., 
welche bet der Einführung der Pragmatiſchen Sank— 
tion gefragt worden find, nicht abgeiindert werden 
finnen, obgleic) er felbjt darlegt, da die Zuſtim— 
mung Ddiejer L. T., mit Ausnahme des ungar. 
Reichstages, gur Einführung der Pragmatiſchen 
Sanktion nicht — war. 

Hauke (die geſchichtl. Grundlagen des Mon— 
archenrechtes, 1894), der vielfach den Fußſtapfen 
Bidermanns folgt, tritt ihm in dieſer Anſicht dod) 
entgegen und ſpricht aus S. 98), dak in der Thron— 
folgeordnung eine Frage vorliege, die die Rechte, 
Pflichten u. Intereſſen aller Königreiche u. Linder 
glelgmndibig erührt und daber in den Kreis der 

eidhSqeiepgebung gehört. 

Seidler (Studien zur Geſchichte u. Dogmatif 
des öſterr. Staatsredjtes, S. 57), weldher ganz der 
Theorie folgt, dag die Thronjolgeordnung einen 
einfachen Bejtandteil des Verfaſſungsrechtes bilde, 
wobei er aber die Verſchiedenartigkeit der Verſaſ— 
ſungsgeſetze felbjt nicht unterſucht, führt (S. 59) 
aus, dab, cine Underung der Pragmatijden Sant- 
tion in Dfterr., weil jie nicht formell in die Reihe 
der St. G. aufgenommen fei, wie bei jedem anderen 
G. durch einfache Majorität der Häuſer des Reichs- 
rates erfolgen könne. 

Es ijt aber gu bemerfen, dak unter den Ver— 
faſſungsgeſetzen felbjt eine verſchiedene Qualifika— 
tion beſtehen kann und nicht bloß in Unionsſtaaten 
überh., ſondern in Oſterr. insbeſ. wirklich beſteht. 
Es ijt qu heachten, daß der G. A. XII: 67, $1 u. 
§ 28, Die Pragmatiſche Sanktion ausdriid- 
lid) als die Grundlage des Verbandes, wel- 
cher atvifdjen den Liindern der ungar. Krone und den 
iibrigen Ländern Sr. Majeſtät befteht und als den 
Uusgangspuntt der Ausgleichsgeſetze erllärt und dah 
das faij. Diplom 20 X 60, R. 226, die Prag- 
matijde Sanftion ausdrücklich als eine endgiiltige 
und unabänderlich feſtgeſetzte Sukzeſſionsordnung 
bezeichnet. Wenn die Februarverfaſſung, in 
Ausfiihrung des Diplomes, die Formen der Teil- 
nahme der BVertretungstirper an der Geſetzgebung 
ausführt und das P. 26 11 61, R. 20, die voraus— 
gaingigen Brundgefege, die wieder ing Leben 
gerujenen und die mittels der neuen Grundgefepe 
—— Verſaſſungen als die Verfaſſung des 

eiches erfliirt, jo ijt die Natur der Pragmatiſchen 
Santtion dadurch nicht verindert, fondern viel— 
mehr als bas widtigfte, vorausgingige 
Wrundgef cb jichergejtellt. Wenn dabher die Prag⸗ 
matiſche Sanktion auch in den öſterr. St. G. unter 
den gemeinſamen Angelegenheiten nicht wieder mit 
aufgezählt erſcheint, ſo bleibt ſie doch die Grund— 
lage dieſer gemeinſamen Angelegenheiten ſelbſt, die 
neuen Verfaſſungsgeſetze traten zu der 
Pragmatiſchen Sanktion nur hiezu, ohne 
ſie und ihre Rechte abzuändern und die 
Nichtaufzühlung der Grundlage unter den darauf 
gebauten gemeinſamen Angelegenheiten hat vor— 
zugsweiſe die Bedeutung, daß zur eventuellen Be— 


408 


handlung der Thronfolgeordnung nidt die Dele- 
gationen berujen fein finnen, fondern nut dic 
beiden Reichsvertretungen, Reichsrat u. 
Reichstag, berujen find. 

Die Pragmatijde Sanftion fann daher gewiß 
von feinem der beiden Staaten allein, fondern nur 
durch iibereinjtimmende gleidje G. beider Staaten 
(vereinbarte paftierte &.) in ihrem Beſtande be- 
rührt, aufgeboben oder abgeiindert werden und da 
durch die neuen St. G. die Natur der durd) die 
Pragmatiſche Sanftion beqriindeten Thronjolgeredte 
nidjt verändert worden ijt, jo find die Nachfolge— 
rechte fiir die bereits aus ben berufenen Geſchlech— 
tern Geborenen oder auc) Empjangenen cin wobl- 
erworbenes Recht, welches den Nad jolgebered- 
tigten ohne ire — nicht ent: 
zogen werden fann. Darum miifte ſelbſt fiir 
einen posthumus cine vormundſchaftl. Regentſchaft 
vorgefehen werden. 

Wenn aber mit der Zujtimmung der Anwärter 
eine gejepl. Wbinderung der Thronfolgeordnung 
geplant werden jollte, dann finnte allerdings dic 
Streitirage entitehen, ob dieje geſetzl. Veränderung 
vom Reichsrate mit cinjader oder nur mit Zwei— 
brittel-Majoritat beſchloſſen werden fann. Der Effet 
ciner teilweijen YUnderung der Folgeordnung fann 
aber aud) ohne W.-Ynderung durd Verzichtlei— 
jtungen oder freitwillige Cinréumung von Bor- 
zugsrechten ergielt werden. 

Eine Sujtimmung der Nadiolgebered- 
tigten sur gejepl. Ubinderung der Thronfolgeord- 
nung iftunterallen Umjtanden notwendig; 
aber jie reicht, wenn man mehr ale Berichiebungen 
durd) volle oder relative Verzichtleiſtungen bewirfen 
und cine objeftiv veriinderte Nachſolgeordnun 
fiir bie Sprojien des Geſchlechtes fiir die Zulun 
bewirfen wollte, ohne Zuſtimmung der Reichsver— 
tretungen von Hjterr.-Ungarn nicht aus, weil die 
Thronjolgeordnung in der Tat eine allen Ländern 
gemeinfame verfaſſungsmäßige Angelegenheit ge- 
worden ijt, welche auch als Grundlage der gemein— 
ſamen Angeleqenheiten und als Grundlage dieſes 
Teiles der Verjajjung ausdriidlich erflirt worden 
ijt. E8 wire nun eigentiimlid), wenn man die 
Mrundlage ded St. G. über die gemeinjamen An— 
gelegenheiten leichter follte aufheben oder abändern 
tinnen als das darauf gebaute St. G. — Jn Un— 
qarn, wo man eine geſetzlich geforderte höhere Ab— 
ſtimmungsziffer nur bei der gemeinfamen Sitzun 
(Plenarverfammilung) der Delegationen fennt (val. 
G. A. XID: 67, $35, torrefp. G. 21 XII 67, R. 146, 
$ 33), fann die Forderung einer höheren Abſtim— 
mungs⸗ u. Bejdhlupaifier im Reidstage nicht vor- 
fommen. Auf die Hujtimmung des Reidstages zu 
jeder Abänderung des Thronfolgeredhtes legt aber 
Ungarn ein fo großes Gewicht, daß man nidt 
nur fiir eine Ynderung des Thronfolgegeiepes, fon- 
dern auc) fiir jede Thronentiagung die Zuſtim— 
mung des Reidstages fordert, indem G. A. IIT: 68, 
8 3, vorjdreibt: ,,2 ugleid) wird aber gur Siche— 
rung der Rechte des Landes fiir die Zukunft feft- 
geſtellt, daß hinfort jede etwa erfolgende Thronent= 
fagung mit der befonderen Verſtändigung Ungarns 
und mit dejjen verfaſſungsmäßiger Zuſtimmung su 
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geichehen habe.” Im Gebicte des Reichsrates ijt es 
aber allerdings fraglid), ob zur Ynderung ded 
Thronjolgeredtes und feiner Ordnung eine ein- 
facje Wajoritit der Häuſer des Reichsrates aus- 
teichen könnte oder die qualifizierte Majorität der 
Beſchlußfähigkeit und der Beſchiußfaſſung gefordert 
werden müßte. Man wird wohl fiir die qualifisierte 
Majoritét plaidieren können, weil die Brag- 
matiſche Sanftion die Grundlage des Staats- 

rundgejeges über die gemeinjamen Ungelegen- 
Piten und dieſes unter den Schutz der qualifi- 
ejtellt ijt und weil es fonit 
möglich wire, Durch Uufhebung oder Ubinderung 
der Grundlage der Ausgleidsgrundgefege mit 
einjadjer Majorität alle dieſe darauf gebauten 
Grundgefepe felbjt in ihrem Bejtande aufzuheben 
oder ju begrenzen und nicht bloß einen eingelnen, 
fei es auch vortreffl. Nachfolgeberechtigten, ſon— 
dern eine ganze Reibe der beredhtiqten Anwärter 
auch gegen ihren Willen mit Sujtimmung der ein⸗ 
fachen Wajoritit der Reidhsvertretungstirper von 
ber Nachfolge auszuſchließen oder die ganze Ord- 
nung des Thronfolgerechtes umzuſtürzen und da- 
durd) gerade die Gefahren von Thronfolgejtreitig- 
feiten herbeizuführen, ju deren Vermeidung in 
aevum die Bragmatijde Sanktion eingefiihrt wor- 
ben ijt und welche Gefahren daber auf jede Weiſe 
vermieden werden follen. 

Man darf nicht überſehen, daß der Unterjchied 
zwiſchen höher qualifizierten u. einfaden 
Wefegen in den Staatéverfajjungen gerade des— 
wegen eingeführt worden ijt, um hoöhere widhtigere 
Angelegenheiten unter cinen höheren Schutz der G. 
zu ſtellen. 

Deshalb können höher qualifizierte G. durch 
einfache G. nicht aufgehoben werden und im Kon— 
flilte gehen höher qualifizierte G. den geringer 
qualifizierten G. vor. 

Deshalb ijt in Nordamerifa, in der Schweiz 
und im Deutichen Reiche in den Verſaſſungsgeſetzen 
ausdrücklich erllärt, daß im Galle des Konfliktes 
die Unionsgeſetze den einzelnen Staatsgeſetzen, 
die Cidgenojfenfdaftsgejepe den Kantonal— 
gelepen, die Deutiden Reidsgejepe den Landes— 
geſeßen vorgehen. 

Und zwiſchen veridieden qualifizierten G. der- 
jelben Gejepqebung haben die höher qualifizierten 
G. vor den geringer qualifisierten G. den Vorzug 
und ein geringer qualifisiertes G. ijt nicht imftande, 
cin höher qualifigiertes G. aufzuheben. 

Der Grundſatz, dah die geringere Macht die 
Anordnung der hiheren Macht nicht aufheben fann, 
geht durd) das gange Staatsleben durd) und jo 
wie die niedrigere Inſtanz den Spruch der höheren 
Inſtanz nicht aufheben fann, wohl aber es möglich 
iit, Daf der Spruch der höheren Inſtanz denjenigen 
der niedrigeren Inſtanz aufhebt oder abtindert, jo 
fann auch ein nicdriger qualifigierteds G. das höher 
qualifizierte nicht aufheben oder abändern, wohl 
aber ijt es möglich, da nad Mas ber zuſtehen⸗ 
den Kompetenz das höher —— @. cin niedri⸗ 
ger qualifigiertes G. aufheben fann und dem ge— 
ringeren G. gegeniiber ju einem lategoriſch durch— 
greifenden G. wird. 
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Deshalb ijt der Unterſchied zwiſchen höher 
qualifijierten G. und geringer qualifigierten G. 
nicht ohne Bedeutung, denn er hängt mit der inne- 
ten Natur u. Bedeutung der G. aud) nad ihrem 
Inhalte gujammen und ein höher qualifiziertes G. 
gewinnt gegeniiber einem geringer qualifigierten G. 
eine höhere, fateqorijder du fende, abjolute 
Natur. Deshalb jtehen auch die Unterſchiede der 
G. nad) ihrem materiellen Inhalt und ibrer rechtl. 
Natur mit bem Unterſchiede der G. nach ihrer 
Form in Wechſelwirkung, was für die cinwirfende 
Kraft der G. von hoher Wichtigkeit ijt. 

Für Ojterr.-Ungarn gibt es aber fein widti- 
gered G. als die Pragmatiſche Santtion, auf welche 
die St. G. über die gemeinjamen —— 
ſelbſt geſtellt ſind und dieſes Grun 99 der 
Grundgeſetze ek die gemeinfamen Ange— 
fegenbeiten wird wobl nicht leichter als die G. 
tiber die —— Angelegenheiten ſelbſt auf⸗ 
gehoben oder zwangsweiſe abgeändert werden kön— 
nen. Etwas anderes wäre die Einſetzung eines neuen 
Thronfolgers, wenn die Pragmatiſche Sanktion zu 
Ende geht, fiir welchen Fall in Ungarn das Wabl- 
recht rejerviert ijt, in Oſterr. das einfache a 
— der Reichsvertretung beſtehen fann. 

IL. Die —— oder ſimultan gemein⸗ 
famen Yingelegenbeiten. Als aus der Pragma— 
tiſchen Sanktion fliefende, formell gemein— 
fame Angelegenheiten, welche legislatoriſch 
durch entſendete Delegationen des öſterr. Reichs— 
rates und des ungar. Reidstages ſimultan gemein— 
jam, adminiſtrativ durch gemeinjame Minijterien 
bebandelt und im G.-Yrtifel nad einem von 1723 
ftammenden Wort (insimul et invicem) aud 
jimultan gemeinjam eichnet werden, find im 
G. A. XII: 67 vorfidtig tajtend im öſterr. St. 
G. 21 XII 67, R. 146, fury gufammenfaffend 
erklärt: 

a) Die auswärtigen Angelegenheiten mit 
Einſchluß der diplomatijden u. fommergiellen Ver— 
tretung dem Auslande gegeniiber ſowie die in 
Betreft der internationalen Bertriige etwa notwen- 
digen Verfiigungen, wobei jedod) die Genehmigung 
der internationalen Bertriige, infoweit eine ſolche 
verſaſſungsmäßig notwendig ijt, den Vertretungs- 
fdrpern der beiden Reichshälften (da die gwei Staa- 
ten Reichshälften heißen, fo bilden ſie zuſammen 
das öſterr.zungar. Reich ldem Reichsrate und dem 
ungar. ReidStage]) vorbehalten bleibt; 

1b) das Kriegsweſen mit Inbegriff der Rriegs- 
marine, jedod) mit Ausſchluß der Refrutenbewil- 
ligung und der Geſetz eo liber die Urt u. Weiſe 
der Erfüllung der Wehrpflicht, der Berfiiqungen 
hinſichtlich der Dislozierung u. Verpflegung des 
Heeres, jerner die Regelung der biirgerl. Verhält⸗ 
nifie und der fic) nicht auf den Wilitirdienft be— 
jiehenden Rechte u. Verpflichtungen der Mitglieder 
des Heeres; 

»C) das Finanzweſen rückſichtlich der gemein- 
ſchaftlich gu bejtreitenden Auslagen, insbef. die Feſt⸗ 
fepung des ar a Budgets und die Prüfung 
der darauf bezügl. Rechnungen.“ 

Dieſe pragmatiſch oder fimultan ge— 
meinſamen Angelegenheiten ſind jedoch nur 
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auf die Praqgmatijde Sanftion der beftehen- 
ben Thronfolgeordnung geſtellt, daber auc) von 
der Dauer det Wirkfamfeit der Pragmatiſchen Cant: 


tion —— 

Es ijt bezüglich der Herrſcherrechte nur dic 
bejtehende Dynajtie und der —— Regent 
derſelben und die gleiche Thronfolge der Mitglieder 
dieſer Dynaſtie als gemeinſam erflirt, nicht aber der 
gleiche Beſtand einer Dynaſtie überh. (wie ehemals 
in No en, Echweden), fo dak beim Ausſterben 
der Dynajtie, das nad den Worten der Pragma— 
tijden Sanftion Gott gniidig verbiiten wolle, fiir 
eine gemeinfame Cinfepung einer nadfolgenden 
Dynaitie nicht gelorat, fondern fiir Ungarn das 
freie Recht der Königswahl vorbehalten tit. 

Es ijt alfo nicht die Dynaſtie überh., fondern 
nut bie bejtehende Dynaftie und der, jeded> 
malige Monard notwendig gemeinſam und Oſterr.⸗ 
Ungarn ſteht in dieſer Richtung binter Norwegen 
u. weden zurück, wo für den Fall des Aus— 
ſterbens der Dynaſtie die Gemeinſamleit der Ein— 
ren einer neuen Dynaftie fiir beibe Staaten vor— 
geidjtteben war. 

Wenn man auch hoffen darf, dah die habs- 
burg -lothringijde Dynajtie niemals ausjterben 
werde, fo ijt die gejchilderte Bejtimmung dod) ein 
juriſtiſcher Mangel der Hjterr.<ungar. Ctaatsver- 
bindung, weil fie fic) juriftifd) dod) lösbar ergeben 
fann und weil ſelbſt die pragmatijden, formell ge- 
meinfamen YWngelegenheiten immerhin von dem 
durch Gott gu ſchützenden Bejtand der Pragmatifden 
Sanftion bedingt erideinen. 

Dieſe bis zur Berujung der Dynajtie reidjende 
Spaltung der beiden Staaten der Monarchie hat 
auch ſchon im bejtchenden Redjte cinige Ronjequen 
jen, indem Ungarn die —— et Hofhal— 
tungskoſten und der Koſten der Rabinettsfanglei 
des gemeinjamen Monarden nidt als formell 
qemeinfam erklärt bat, demzufolge durd die G. 
letztes G. 20 XIT 89, R. 199, und G. A. XX XIX : 89) 
die Votierung dieſer Koſten den beiden getrennten 
Parlamenten zugewieſen ijt, wobei fiir den Aller— 
höchſten Hofſtaat von jeder Reichshälfte der glei 
aaa von 4,650.000 fl. fiir die Seit vom 11 bis 
31 XII 99 jfejtgeftellt und mit Einführung der 
Rronenwihrung in je 9,300,000 K umgerednet 
worden war. 

Im J. 1904 (Wbjtimmung im ungar. A. H. 
22 VIL 1904 wurde die Erhöhung der Zivil- 
lifte mit der Wirkung 111903 befchlojien und 
lautet ber G. A. XXXIIT: 1904 im § 1: 

»Die Koſten der Allerhöchſten Hofhaltung 
Sr. faif. und Apoſtoliſch königl. Majeſtät Franz 
Joſef I. werden vom 11 1903 angefangen bis 31 
XII 1912 jährlich mit 11,300.000, d. 1. elf Mil— 
lionen drethunderttaujend Kronen feſtgeſtellt.“ 

Im Staatsvoranfdlage pro 1904 fiir die im 
Reichsrate vertretenen Königreiche u. Linder ijt 
fiir Den Allerhöchſten Hofftaat derfelbe Betrag von 
11,300,000 K vorgejeben, welcher der nach § 14 St. 
G. erlajjenen kaiſ. V. 29 XII 1904, R. 163, aus⸗ 
drücklich gu Grunde gelegt ijt. 

Die im G. A. Ue uw. II: 67 fiir Ungarn gee 
gebene Zuſicherung, dak ein Thronentfaqungsalt in 
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DHinfunft mit befonderer ——— u. Benach⸗ 
richtigung Ungarns und mit ſeinem fonjtitutionel- 
len Beitritte zu geſchehen habe, kann aber dod) 
wohl keine Aufhebung der Gemeinſamleit jedes 
Monarchen, ſondern ſo wie das Krönungsdiplom 
eine Modalitit der Angelobung der Verſaſſung ijt, 
nur eine Modalitit des Entſagungsaktes bedeuten. 

Es ijt übrigens auffallend, daf in dem öſterr. G. 
über die gemeinſamen Angelegenheiten die Gemein— 
ſamkeit des Monarchen nicht mit derſelben Schärfe 
betont erſcheint wie im $7 des G. A. XID: 67. 

Die Delegationen. Die pragmatiſch oder 
formell gemeinſamen Ungelegenbeiten werden 
legislatöriſch mittels der von den Reichsver— 
tretungen der beiden Staaten (ReidSrat u. Reichs— 
tag) entiendeten Delegationen fimultan gemeinfam 
bebandel. Die Ungelegenheiten find fehr genau be- 
jtimmt und können durch die Delegationen jelbjt, 
objdjon dieje und ihre Mitglieder in der Beratung 
u. Beſchlußfaſſung iiber die gugewiejenen Angele— 
genbeiten fret und nidjt an A viteuttionen gebun- 
den find, nicht erweitert werden, jo daß die Dele- 
gationen, welche das Erfordernis fiir die Kojten 
dieſer gemeinfamen Angelegenheiten feftgujepen be- 
rujen nb, iiber die Art der Bededung diefer 
Koſten feine Beſchlüſſe jajjen finnen, welche Be— 
deckung gu beſchließen den beiden Parlamenten vor- 
bebalten ijt, welches Recht die beiden Parlamente 
durd) paftierte, iiber die Beitragsleijtung au den 
RKojten dex gemeinjamen Yngelegenheiten fiir be- 
jtimmte Seitriume (urjpriinglic) 10 Jahre) vers 
cinbarte Wefege und durch die jährl. Einjtel- 
[ung der auf fie entjallenden Bedechungskoſten in 
ihr Jahresbudget ausguiiben haben. Die Deleqa- 
tionen finnen zwar die Hohe Der Koſten der ge- 
meinjamen Ungeleqenheiten, nicht aber dic 
Bededung befdjlieken und ebenfo feine anderen ma- 
teriellen Finanzgeſetze, feine G. über direfte oder 
indirefte Steuern, Monopole oder Gebiihren oder 
Rontrahierung von genteinjamen Anlehen. Ebenjo 
fénnen fie über ihre etqene Grundlage, ihren eigenen 
Beſtand, ihre Zuſammenſetzung, iiber die Vermeh— 
rung oder Verminderung der ihnen zukommenden 
Gegenſtände feine verbindenden Beſchlüſſe faſſen, 
ſie haben keine konſtitutive, ſondern nur eine ab— 

eleitete, einfache, legislatoriſch beſchränkte Beſchlie 
Bungegewalt. 

Deshalb miifte jede Erweiterung oder Ergän— 
zung des Delegationengefeges, 4. 8. die Fertig— 
—— der G.Beſtimmungen über den Delega- 
tionengerichtshof fiir die verantivortlic) erflirten 
gemeinfamen Minijter, ja felbjt cine WUbinderung 
des G. Durch die beiden Parlamente der zwei ver- 
bundenen Staaten beſchloſſen und fiir beide Teile 
befonders janftioniert werden. 

Die gemeinſamen Minijterien. Die Ver— 
waltung der fimultan gemeinfamen Angelegen— 
heiten wird durch cin qemeinjames verantiwortl. 
Minijterium bejorgt, welchem jedod) nicht geftattet 
iit, nebjt den gemeinfamen Ungelegenheiten auch 
die befonderen Regierungsgeſchäfte eines der beiden 
Reidsteile gu fiihbren (§ 5 @. 21 XII 67, R. 146) 
oder auf diefelben Einflug gu iiben (§ 27 G. YW. 
XII: 67), fo daß eine ftrenge Inkompatibilität 
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ia den gemeinjamen Minijterftellen und den 
inifterien der beiden Reichsteile befteht, wodurch 
ſich die Siterr.cungar. Verbindung weſentlich von 
det Verfaſſung des Deutſchen Reiches, dem Reichs— 
fangleramte gu den eingelnen Stantéminifterien un- 
terfdjcidet. 

IV. Paltierte Grundgefebe. Wir haben ge- 
fagt, daß die zwiſchen Ofterr. u. Ungarn im J. 1867 
zuſtande gefommenen Grundgejepe über die ge 
meinfamen Angelegenbheiten G. A. AIL: 67 
und G. 21 XI 67, R. 146, über die gemein— 
jamen Angelegenheiten der djterr. Monardie 
die Natur von ,paftierten Geſetzen“ zwiſchen 
den beiden Teilen der Monardie ail und es 
ijt gu betonen, dak es ,,paftierte Geſetze 3 wifden 
den beiden Staaten der Monarchie und nicht 
bloß jeder Staatsvertretung mit dent Monardjen 
jeien. 

Da dic Bezeichnung ,,pattierte Geſetze“ fiir 
die zwiſchen OſterrUngarn vereinbarten Grund— 
geſetze über die gemeinſamen Angelegenheiten ſo— 
wohl bezüglich der Geltung als auch der Ausdeh— 
nung und der gemeinſamen Behandlungsweiſe der 

emeinſamen Angelegenheiten als auch weiterhin 
tir die —— * u. Feſtſetzung der Geltung der 
Abmachungen für die von Zeit zu Zeit nach glei— 
chen Grundſätzen zu regulierenden Angelegenheiten 
ihrer Natur gemäß anzuwenden ijt, wird durch den 
Wortlaut der ungar. G.⸗Beſtimmungen ausdrücklich 
anerfannt. 

So fagt gleich der § 1 ded G. A. NIL: 67: 
„Der Verband, welcher einerjeits zwiſchen den 
Ländern der ungar. Krone, anderfeits zwiſchen den 
übrigen Ländern u. Provingen Sr. Majeſtät recht 
lich beſteht, beruht auf der durch die G. A. I, IL u. 
I11:1723 angenommenen Pragmatiſchen Santtion.” 
Es wird alſo ausdrücklich von einem durch die 
Pragmatiſche Sanktion begründeten Verband der 
ungar. Linder und der übrigen Linder u. Pro— 
vingen Sr. Majejtit und nicht bloß von einem 
Verband gwifchen dem Monarden und dem Lande 
Ungarn gejproden. 

Und nad Aufzählung der als jimultan ge- 
meinfam erflirten Ungelegenheiten heißt es im $18 
des G. A. XID: 67 ausdrücklich: 

» Dies find dic Gegenjtinde, deren ob- 
etwibnte Gemeinjamfecit, alg aus der * 
matiſchen Sanktion fließend, angeſehen wird. 
Wird in Bezug auf dieſe mit Zuſtimmung 
beider Teile ein Ubereinkommenterzielt, 
jo muß durch einen wechſelſeitigen Batt im 
vorhinein die Proportion beſtimmt werden, nach 
welcher die Lander der ungar. Krone die Laſten u. 
Rojten der gemäß der Pragmatiſchen Canftion 
alg gemeinjam anerfannten Angelegenheiten tragen 
werden.” 

Im Schlußſatz des § 69 diefes G. A. XID: 67 
heißt e8 in Bezug auf alle Gegenſtände: 
»Dieje im obigen enthaltenen Beſtimmungen wer— 
den, nachdem jie durch die königl. Beſtätigung 
Sr. Majeitit fanftioniert wurden, als Gejeg 
inartifuliert. 

„Jene Verfiigungen diejes G.-Urtifels jes 
dod, welde fic) auf die Behandlungsweiſe 
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der gemeinſamen Angelegenheiten beziehen, werden 
tatſächlich erſt dann in Wirkſamkeit treten, 
wenn die übrigen nicht zur ungar. Krone gehöri— 
gen Länder Sr. Majeſtät dem Inhalte derſelben 
aud) ihrerſeits auj konſtitutionellem Wege beige— 
treten ſein werden.“ 

Sn den Debatten des ungar. Reichstages von 
1867 wurde Ddiefe Natur des „Ausgleiches“ aus- 
driidlid) anerfannt, val. insbeſ. die Reden des 
Baron Estvss, Fr. v. fufw., und feither nicht 
daran geriihrt. 

Auch in den Debatten des ungar. Reichstages, 
namentlid) von 1893, wurde der Charafter diejer 
&., als wenigſtens bezüglich ihrer Wirkfamfeit an- 
einandergelnuͤpfter G., wiederholt anerkannt und 
wenn man auch nicht ganz zuſtimmte, daß dieſe 
Grundgeſetze im Wege der Paltierung abgeſchloſſen 
worden ſeien, fo ftimmte man dod) gu, daß fie 
nur im Wege beiderſeitiger Gefegqebung und nicht 
von einem Teile (Ungarn oder Ojterr.) einſeitig 
wirffam abgednbdert werden finnen. Es mag dieſe 
Behandlung jurijtijd etwas eigentümlich fein, aber 
es ijt dod) anerfannt, dap diefe Grundgefepe mit 
Wirkſamkleit nicht cinjeitigabgeiindert werden fonnen. 

An diejer Richtung jind beſonders die Reden 
interefjant, weldje aus Anlaß der Debatte über die 
Enunziation Sr. Majeſtät bei Gelegenheit der 
Manbver in Giins (1893, September) im ungar. 
ReidStage qehalten worden find, wobei jelbjt Graf 
Albert Apponni in feiner Rede vom 5 X 93 das 
größte Gewicht auf die Erhaltung des 1867er Wus- 

leicheS legte, dem G. A. XIL: 67 gwar nidt den 
Gharatter eines internationalen Bertrages beilegte, 
aber den Ausgleich dod) als eine bilaterale Ab— 
machung bezeichnete, welche Maßregel nur im gegen⸗ 
ſeitigen Einvernehmen feſtgeſtellt oder geändert wer- 
den könne, und daß das G. welches die beſtehen— 
den gemeinſamen Angelegenheiten der beiden Staa— 
ten der Monarchie regelt, ſowie jene Abmachungen, 
welche die Feſtigkeit der Monarchie in ihren äuße— 
ten Formen ſicherſtellen, ein größeres Maß der 
Stabilität beſitzen als andere wie immer wichtige 
G., welche ausſchließlich die inneren WAngelegenbei- 
ten Ungarns beriibren, und wobei der damalige 
Minijterpriijident v. Weferle am felben 5 X 93 
die Sweileitigteit der Abmadung des Ausgleiches 
u. gw. als einer Ubmachung nidt blog zwiſchen 
dem Fiirjten und dem Bolf, denn jedes G. ijt 
cine folche zweiſeitige Abmachung, jondern als cine 
Abmachung auch zwiſchen der Nation und den 
iibtigen Landern der Monarchie nod) ſtärker be- 
tonte. Den größten Eindruck machte der damalige 
Juſtizminiſter Deſider v. Szilagyi, indem er bei 
Behandlung des von dem Wbgeordneten Ugron 
geftellten Beſchlußantrages in feiner Rede vom 
12X93 die jftaatéredtl Natur des Ausgleiches 
von 1867 in folgender Weiſe erörterte: „In Ver— 
bindung mit diejem Beſchlußantrage Ugrons jei 
die Beit gekommen, die rechtl. Ergebniſſe des G. 
A. XII: 67 gu beleuchten, da die Anklage erhoben 
wurde, dah die Regierung die Krone iiber diefen 
rechtl. Inhalt falich beaten und dah fie den Aus— 
gleich einen zwiſchen Oſterr.“Ungarn jujtande ge. 
ommenen bilateralen Bertrag genannt hat. Möge 
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man nun die Umſtände der Entitehung dieſes G. 
oder das Yujtandefommen desfelben ing Auge fajien, 
jo ijt es fein —— zwiſchen Ofſterreich 
u. Ungarn und deshalb ſtimme dieſe Rechtsan— 
ſchauung, welche auch in den Theſen des G. ſelbſt 
jum Ausdruck kommt, ſowohl mit der Aufſaſſung 
der Regierung zur Zeit der Schaffung des G. als 
auch zur Zeit, wo noch keine Regierung ernannt 
war, mit der Auffaſſung der damaligen Majorität 
u. Minoritat iibercin. Der Text des G. weiſt darauf 
hin, dag die Umſchreibung deffen, was ald 
cine aug der Pragmatifden Sanftion fig 
ergebende gemeinjame Ungelegenheit an- 
etfannt werden foll, deflarativer Natur 
ijt. Dies ijt der Ausdruc des Inhaltes der Prag: 
matijden Santtion und es gelangte in zahlreichen 
Dofumenten die Rechtsanſchauung jum Musdrude, 
wonad) dic E. dariiber, was der Pragmatifden 
Sanftion pufolge als cine qemeinjame An— 
gelegenheit betradjtet werden ſoll, nach dem 
ungar. Staatsredjte Ungarn ſelbſtändig, von 
jedem anderen Faktor unabbingig im Einverjtiind- 
nijje mit feinem König gufommt.” (Wenn alles 
von Sailagni hier Geſagte ridjtig wire, fo wäre 
die Feititellung von 1867 wenigitens cine authen- 
tiſche Anterpretation und die authentijde Inter— 
pretation einer von zwei gleidjberedjtiqten Teilen 
angenommenen und jie beide verpflichtenden Feſt— 
ftellung fann nicht von einem der zwei Teile allein 
verbindlich interpretiert werden.) 

„Hinſichtlich der Modalitdten des Vor— 
gehens war die Schöpfung — und darauf legt 
der Minijter Gewicht — cine felbjtiindiqe in der 
orm eines zwiſchen Ungarn und dem Könige zu— 
jtande gefommenen Weje pes.” (ES ijt auffallend, 
dah aud) Ssilaqni Ungarn dem König gegeniiber- 


ſtellt, während der Konig aud) zu Ungarn gehört, 
Ungarns höchſter Faltor ijt und der Reiché— 


tag obne den König fein G. sujtande ju bringen 
— 

„Das Inkrafttreten desſelben aber 
wurde entſprechend dem letzten Paragraphen flaran 
die Bedingung geknüpft, daß auch die übrigen 
Königreiche u. Linder Sr. Majeſtät dem Anbalte 
desielben auf verfaſſungsmäßigem Wege zuſtimmen 
miijjen. (Wideriprud auf der äußerſten Linfen.) 
Das ijt die Geneſis des G. Durd den Vorberei— 
tungsausſchuß fiir die Quote trat Ungarn in der gee 
jeplich feitgeftellten Weife mit der verjajjungsmapi- 
qen Vertretung de8 öſterr. Staates in Berhand- 
lung. Unter dem Cinverjtiindniffe und dem über— 
einjtimmen beider Teile aber wurde nach der Aus— 
legung ſowohl der Deal-Partei als auch des linfen 
Zentrums der ungar. König und der ungar. Reichs— 
tag, nicht aber der öſterr. und der ungar. Staat 
verjtanden. An dem damaligen Beridte Anton 
oe ijt dieſe Rechtsauffaſſung klar prii- 
ziſiert. 

„Wenn nun dieſe Rechtsgrundſätze außer Zwei— 
jel ſtehen, dann tritt die Frage in den Vordergrund, 
in welder rechtl. Weiſe cine Abänderung 
des 1867Ter Ausgleiches möglich fei. Auch 
darauf will der Miniſter offen u. entidjieden ant- 
worten. Nad) feiner Anſicht bieten fic) hiezu zwei 
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verfafſungsmäßige Mobdalititen. Wennwir dieſen 
Ausgleich ändern wollen — nichts hindert 
uns daran — müſſen wir den Vertragsweg 
einſchlagen. Wir können eine Kommiſſion ent- 
ſenden, welche mit der Kommiſſion der Geſetz— 
gebung des anderen Staates in Berührung treten 
und einen übereinſtimmenden Vorſchlag unter- 
breiten fann, fodann beſchließt die Gejegqebung 
eines jeden Staates in ciner fiir fie verpflichten⸗ 
den Weije. Die Abänderung fann aber aud 
in ber Weiſe geſchehen, wie das G. guftande ge: 
fommen ijt. Gleichwie nämlich die Schaffung des 
G. im Einverſtändniſſe des ore und der Geſetz⸗ 
gebung geſchah, fann aud) die Abändernng des G. 
n bderjelben Weife erfolgen und diefelben Riid- 
fidjten, welche im J. 1867 wirffam waren, werden 
aud) die Unnahme jener Klauſel empfehlen, dak 
bei der Feſtſtellung der Modalititen fiir die Kom— 
munifation awifden den beiden Staaten, fo wie 
es im J. 1867 geſchah, nidt das Bu ftande- 
fommen, fondern die Geltung jener Verfü— 
qungen von der Zuftimmung des Parla: 
mentes des anderen Staates abhingig ge 
madt wird. Diefe Klauſel wurde von der dama⸗ 
ligen Oppofition fogar fiir überflüſſig erachtet, da 
ja fiir dieſe Rommunifation gemeiniame Organe 
und die Delegationen gejdajjen wurden. Allein 
aud) im 3. 1867 gab man fic) nicht der Täuſchung 
hin, dak die gemeinjamen YUngelegenheiten fiir beide 
Staaten rechtskräftig geregelt jeien. Ungarn über— 
nahm die Jnitiative und regelte die Verhilt- 
niſſe felbjtindig mit feinem Könige in der Form 
cines Geſetzes, allein c8 wußte, dak diefe Re— 
elung nurfiitlingarneinen Rechtszuſtand 
idaffe und daß au dem Swede, damit dic 
Regelung fiir beide Staaten rechtskräftig 
fei, nod) erforderlich ift, daß der bfterr. 
Staat ebenſo felbftindig nad feiner Ver— 
jajfung übereinſtimmende Geſetze freiere. 
aoe rechtlich, aber polit. hat dieſe Sache zwei 
Seiten. 
, Wenn nun der cine Staat au einer 
Underung fdreitet, fo ijt das feine Rege- 
fung, denn diefe ijt nur dann vorhanden, 
wenn fie von beiden Staaten nad ifrer 
trejpeftiven Verfaſſung und ihren Rehts- 
ordnungen obligatoritd gemacht wird.” 
. Und weiter fagte Minijter v. S3ilagyi: „Das 
Ubereinjtimmen wurde polit. bilateral, aber nicht 
juriſtiſch als Bertrag aufgefaßt.“ 

Wenn nun hiemit auch erwieſen ſcheint, daß 
die G. bei ihrer Beſchließung nicht bilateral zwi— 
ſchen den zwei Geſetzgebungen paftiert worden find, 
ſo iſt doch zugeſtanden, daß die Ausgleichsgeſetze 
der beiden —— nur durch die beiderſeitige Wu: 
tidtung alg G. Geltung und dauernde Wirkſam— 
feit gewonnen haben, das Inkrafttreten der— 
ſelben, wie Szilaͤgyi ſagt, an die Bedingung ge— 
tniipjt wurde, bck aud) die iibrigen Königreiche 
u. Lander Sr. Majeſtät dem Anbalte desjelben auj 
verfaſſungsmäßigem Wege zuſtimmen miifjen. 

Wenn nun aud) ein Gewicht auf die geſetzh 
Natur dieſer Grundbeſtimmungen gelegt wird, daß 
dieſe G. nicht ſchon bei der Abſchließung zwiſchen 
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den beiden Staaten paftiert, ſondern von jedem 
Staate felbjtindig beſchloſſen wurden, fo wird dod 
ausdriidlid) anerfannt, daß die beiderjeitigen G. 
durch ausdriidliche gefepl. mmungen in ihrer 
Weltung aneinander geknüpft find und 
dah fie cinfeitig nidt auger wlan 
fept, aufgehoben oder in ihrem qemeinjamen We— 
jen abgeiindert werden finnen. Dies ſchließt nidt 
aus, daß in denjenigen Punften, welche in diefen 
G. über die —— Angelegenheiten entweder 
Ungarn allein oder die Reichsratsländer (Oſterr.) 
allein betreffen, wie z. B. die Art der Wahl u. 
Entſendung der Delegation jedes Teiles, für jeden 
Teil auch verſchieden geordnet ſein kann, wie die 
öſterr. Delegation in der Tat auf cine etwas andere 
Weiſe als die ungar. Delegation gewählt wird. 

Die auf Grund diejer G. gu ſchließenden 
Vereinbarungen über die Quotenbeitriige, über 
die Staatsjduld, iiber das Roll- u. HandelSbiindnis 
und dempufolge iiber die Währung uſw. werden 
aber durd) das ungar. G. felbjt ausdriidlid) als 
burd einen Pakt gu fchaffende G. und das Zoll- 
u. Handelsbiindnis des § 61 G. A. XII: 67 aus- 
drücklich fogat al8 cin Bertrag beseichnet, welder 
den beiden Geſetzgebungen zur Beſchlußfaſſung vor- 
— von dieſen zu beſchließen iſt, worauf die 

eſchlüſſe dann Sr. Majeſtät zur Sanktion ju 
unterbreiten find. 

Im Jahre 1903 fam die Natur dieſer 
Geſetze, ingbef. des G. A. XII: 67, für Ungartn, 
bezw. St. G. 21 XII 67, R. 146, betreffend die allen 
Landern der Hfterr. (djterr.-ungar.) Monarchie „ge— 
meinjamen Ungelegenheiten und die Art 
ihter Behandlung”, wie das vom Meichsrate 
beſchloſſene G. ausdruücklich fagt aué Anlaß der 
militäriſchen Bejtrebungen in Ungarn neuerlid 
in Diskuſſion, welde ſich bis in die Beratungen 
der öſterr. Delegation von 1904 fortipann. Dieje 
Erbrterungen haben feine derartiqen Beweisfüh— 
Tungen g racht, welde einen Grund bieten finn- 
ten, die Lehre von den paftierten und von den 
fonneren Wefepen fallen ju laſſen oder ju 
modifizieren. 

Ym lebhafteſten hat ſich der damalige Minijter- 
priijident Graf Stephan Tis za von feinem Stand- 
punfte aué fiber die juriſtiſche Qualififation diejer 
G. ausgeſprochen. 

Schon in ſeiner Programmrede pom 28 X 1903 
hat fic) Graf Stephan Tisza mit Beziehung auj 
die Yntriige des fog. ,,. Neunerfomitees” der libera- 
len Bartei iiber das den vorzüglichſten Anſtoß aur 
Disfuffion der Natur der Ausgleichsgeſetze gebende 
Verhiltnis der Kommandofprade fiir die Armee 
ausgelproden, indem et nad) eingebender tiin= 
dung den vom „Neunerkomitee“ beantragten Wort- 
laut des Punftes 8: ,,Der in Bezug auf die Rome 
mandoz u. Dienjtiprace der Yrmee bejtehende 
Zuſtand wird auf Grund der im J. 1867 anere 
fannten fonftitutionellen Herriderredte Sr. Maje- 
flat aufrecht erhalten” in die Formel umzuändern 
beantragte: „Die Rartei hilt jenen Standpuntt 
aufredt, daß dem König das Recht zuſteht, die 
Romimando- u. Dienftiprace der, cinen ergänzen— 
den Teil der ganzen Armee bildenden ungar. 
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Armee, auf Grund des § 11 des G. A. NIL: 67 
anerfannten fonjftitutionellen Herrſcherrechte zu be= 
itimmen”, — worauj nad längerer, noc) am fol- 
genden Tage (den 19. Oftober) fortgeſetzten Debatte 
laut der Enungiation des Parteiprajidenten Baron 
Podmanigty das vom „Neunerlomitee“ verein- 
barte militarijde Brogramm mit den vom defig- 
nierten Minijterprijidenten vorgeidlagenen Modi- 
fifationen angenommen worden ijt. 

Jn den öffentl. Berhandlungen des ungar. 
Reidstages ſich ber Minijterprijident Graj 
Stephan v. Tisza dann weiterhin wiederbholt 
namentlid) iiber die Oualififation bes Ausgleichs 
gejepes, G. A. XID: 67, ausgeſprochen. 

Go erbrterte er dieſe Frage bereits in der 
Sipung des ungar. A. H. 9 X1 1903 unter Beru- 
jung auf die Rede des Defider Szilagyi vom 
Ottober 1893, — und nach einem zwiſchen ihm 
und dem öſterr. Minijterprijidenten Dr. v. Koer— 
ber eingetretenen interparlamentatijden Rede— 
fampje ertlärte er in der Sigung des ungar. A. 

. 21X11903 in der Form von zwei Richtig— 
tellungen: Exrjtens, dah er fic) aut das öſterr. 
ungar. G. nidjt berujfen Habe (welden Ausdruck 
iibrigens Dr. v. Roerber nicht gebraucht hatte), „denn 
ein djterr.-ungar. Ausgleichsgeſetz exiſtiert nicht. 
Es gibt zwei voneinander volljtiindig unabhiingige 
G., ein öſterr. und ein ungar. G., die gu verſchie— 
denen Revert zuſtande gefommen find und die aud 
ihrem Inhalte nach in mehreren weſentl. Punkten 
voneinander abweichen, die aber ſolche Dispofi- 
tionen enthalten, nach welchen die Erledigung der 
gemeinjamen YUngelegenbeiten auf Grund der ¥ ari- 
tat ermöglicht wird’. 

Als zweite Richtigſtellung erklärte er: ,,.Die 
aweite Richtigſtellung ijt die, dak die Anſicht 
des Herrn öſterr. Minijterprifidenten dahin geht, 
wonach der Inhalt der bears cong’ Fat fiir beide 
Teile jo lange obligatoriſch bleibt, bis diejelben von 
beiden Teilen auf geſetzl. Wege abgedindert werden. 
Nun denn, diejer Gxticung gegeniiber fet es mir 
etlaubt, ben betrejfenden Batius meiner date: 
auf bejiigliden Erklärung, welde ic) im 
Klub der liberalen Partei abgegeben habe, ju ver= 
fefen. In diejer Erklärung heißt es: Ein auf die 

nderung des jefigen Rechtszuſtandes bezügliches 
ungar. &. wiirde durch die Sanftion der Srone 
volle Rechtsgültigkeit erreichen, ſeine auf die 
emeinjam gu erledigenden Angelegenheiten bezügl. 

timmungen könnten aber erjt Dann in Wirk- 
jamtcit treten, es fénnte die bezweckte Ordnung 
erjt dann bergejtellt werden, wenn ein entipredjen= 
des G. im anderen Staate der Monarcdhie aujtande | 
fommmt, fonft wiirde es feine neue Ordnung ſchaf⸗ 
jen, jondern die rundlagen der bejtehenden Ordé | 
nung zerſtören.“ 

Dies ijt genau der Standpunft von Deſider 
Ssilagni vom J. 1893. Graf Tisza jest nod 
jort: „Es giibe aljo ein geltendes G. und das— 
jelbe fonnte auch in Wirkſamkeit treten, aber es 
hatte nur die Wirfung nicht, dak die Neuordnung 
hergejtellt wird, wenn das analoge G. in Djterr. 
jeblen wiirde. Denn die neue Ordnung wiirde nur | 
dann bergejtellt fein, wenn diesbezüglich aud) in | 
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Ojterr. ein neues G. geidjajjen wiirde.” (Rufe 
links: „Das ijt nidjt richtig!“ Rufe redhts: In 
Servs auf die gemeinfamen — — iſt das 
volllommen richtig!“) Tis za: „Geehrtes Haus! 
Meine Abſicht war derzeit nur, zu konſtatieren, daß 
ein ſolches Geſetz rechtsgiltiq, aber nicht 
wirkſam iſt und die beſtehende Ordnung bleibt 
nicht in Geltung, wenn nur ein ſolches einſeitiges 
G. exiſtieren würde. Es ijt natürlich, daß wir das— 
ſelbe Recht, welches wir uns vindizieren, mit der 
größten Bereitwilligkeit auc) der djterr. Geſetzge— 
bung zugeſtehen. In Bezug auf die gemeinſamen 
Angelegenheiten ſteht Ungarn wie in der Vergangen⸗ 
heit fo auch gegenwärtig auf dem Grundſatze der 
Parität und es wäre eine volllommene Umſtül— 
pung der Wahrheit, die Stellungnahme der ungar. 
+ rar fo dargujtellen, alg ob dieſelbe der 
Raritit in —— einer Beziehung Abbruch tun 
wollte. Ich hielt es für notwendig, nur ſo viel zu 
bemerten.“ (Lebhafte Zuſtimmung rechts.) 

Jn der Sitzung des öſterr. Abgeordneten— 
hauſes 25 XI 1903, in welcher über die in der 
Sipung vom 17. November abgegebenen Erklärun— 

en des Minijterprijidenten Dr. v. Roerber de— 
attiert wurde, nahm aud Dr. v. Koerber in Be— 
jug auf die Ubinderlidfeit der Ausgleichsgeſete 
wieder das Wort und erfidrte: ,. Wenn id, gegen 
meine Abſicht, noch einmal auf die vielſach erörterte 
Militärfrage zurückkomme, jo beſtimmte mid hiezu 
die Kritik, welche der Herr Abgeordnete für Tabor 
an dem Vorgehen der Regierung üben zu ſollen 
glaubte.“ ....,Die Armee ijt eins und ein— 
heithich und keine öſterr. Regierung darf daran 
etwas ändern laſſen.“ (Abgeordneter Dr. Schalk: 
„Aber die ungar.!“) „Was die Behandlung der 
Armeefragen betrifft, fo enthalten das öſterr. 
und dag ungar. Geſetz — Sfterr.-ungar. Aus— 
gleidagelepe gibt es nicht — — Beſtimmun⸗ 
gen über die Befugniſſe der Krone und die Rechte 
der Barlamente.” „Was meines Erachtens der Herr 
Abgeordnete Rramar ganz tiberfieht, ijt der Um— 
jtand, daß im Falle einer YUnderung der bejtehen- 
den Grundlagen der Armee infolge der Kinführung 
verfajjungsmiapiger Einridjtungen in Oſterr. auc 
hierjulande die Regierung fic) die Prüfung der 
Ronjequengen foldjer Caberunigen vorbehalten muß. 
Das ijt in der VBerantwortlidfcit der Regie- 
rungen begriindet und die öſterr. Reqierung 
wiirde es nit beanftanbden dürfen, wenn 
im Falle einer einſeitig hel hei der died 
jeitigen Reichshälfte beabjidtigten Modi- 
fifation das unqar. Kabinett einen Cin- 
ſpruch erheben würde. Das liegt jo genau in 
der durch die Ausgleichsgeſetze geſchaffenen 
Struktur der Monarchie und der zu dieſem 
Behufe erlaſſenen geſetzl. Borjdrijten, dak im 
eine andere Deutung nicht begreife und 
nur wiederholen fann, daß cine einſeitige 
Abänderung dieſer Geſetze vraktiſch nicht 
wirkſam wird, wenn ſie nicht zu einem bisher 
nicht definierten Vakuum führen oder, was 
mir wichtiger ſcheint, bei der — des 
Dualismus, bei der Perſonalunion landen 
ſoll.“ (S. ſtenographiſches Brotofoll 25 XI 1903.) 
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Auf dieſe, durch eine Sritif des Whgeordneten 
Dr. Kramät hervorgerujene Erflirung des Mi— 
nijterprafidenten Dr. v. Roerber rejleftierte in der 
am folgenden Tage, amt 26. November, abgehaltencn 
Sipung des ungar. A. H. der ungar. Minijterprii- 
jident Graf Stephan Tisza mit groper Genug- 
tuung, Auf einen Srwifdenruf des Baron Naas; 
Was iſt's mit der geitrigen Rede Koerbers ?“, erflarte 
Graf Tis za: „Von der Rede Koerbers ſpreche ich 
mit jedem Abgeordneten ſehr gern. Die geſtrige Rede 
Dr. v. Koerbers bildet die größte Genugtuung 
für den ungar. Miniſterpräſidenten.“ (Lärm auf 
der äußerſten Linken.) Und nach einigen Zwiſchen— 
ruſen und einer Bemerkung Tiszas dazu, ſetzte er 
ſachlich fort: „Der wichtigſte Paſſus in der 
geſtrigen Rede des Miniſterpräſidenten Koerber 
war (lieſt): .... Dak eine einſeitige Anderung 
diejer G. praktiſch nidt wirkſam wird, wenn 
fie nicht gu einem bisher nicht definierten Valuum 
führen oder, was mir —— ſcheint, bei der Auf— 
hebung des Dualismus, bei der Perſonalunion 
landen ſoll.‘ Das heißt“, ſagt der Miniſterpräſident, 
„daß eine einſeitige Anderung des Ausgleichsgeſetzes 
nut auf Grundlage der Perſonalunion in Wirkſam— 
fcit treten fann. Dies ijt auch der präziſe Stand= 
puntt des ungar. Staatsrechtes. Ich ergreife mit 
größter Bereitwilligfeit die Gelegenheit, meine Freude 
darüber ausjudriiden, dak von Seite der öſterr. 
Regierung eine folche Erklärung abgegeben wurde. 
(Qebhajter Beifall rechts, Lärm linls. Ach erblicte 
darin feinen Sieq und feine Niederlage des öſterr. 
Minijterprajidenten, id) drücke nur einfach meine 
Freude aus. (Heiterfeit.) Ach muß meine Anerken— 
nung dem öſterr. Minifterpriifidenten ausdriiden, 
daß es ihm gelungen ijt, auf fold) forrefte Weife 
die entitandenen Differenzen auszugleichen. (Leb- 
hafter Beifall rechts.) Dieſe Erklärung des öſterr. 
Miniſterpräſidenten ijt mit jenen Erklärungen ganz 
fongruent, welche alle ungar. Staatsmänner in der 
Vergangenheit abgegeben haben, nämlich, daßſolche 
Mubernngen, weldedie gemeinſamenJInſti— 
tutionen betreffen, cine Vereinbarung der 
beidengefegqebenden Rirperfdaften erfor- 
dern. Dies liegt in der Natur der Sache, dies 
fließt aus den Girundfiigen der Parität, die nie- 
mals in Zweifel gezogen worden ijt.” 

Dieje auf Defider Szilägyis Darjtellung 
berubende Anſicht wird auch vom Wrajen Julius 
Andrafjy in feinem Werke: „Ungarns Ausgleich 
mit Djterr. vom J. 1867" (Leipzig 1897) ausführ⸗ 
lich vertreten (bejonders S. 364 7.). 

Um dieſe Frage der Abänderung der G., welche 
eine Vereinbarung der beiden gelegqebenden Körper— 
ſchaften erfordern, gang zu durchſchauen, muß man 
die formelle und die matericlle Seite der G., 
und bei der Betrachtung der jormellen Seite der 
G. die verſchiedenen Stadien unterfdjeiden, 
in denen die Entitehung eines G. fich bewegt. 

Wenn eines der gwei Parlamente, Reichsrat 
oder Reichstag, ————— beſchließt, 
ſo hat dies wohl formelle Beſchlußkraft, aber 
nicht die Kraft eines G.; die Beſchlußkraft hat die 
Wirfung, dak das Parlament nicht mehr gu be— 
ſchließen braucht, wenn die Sanftion und die Bue 
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ſtimmung des verbündeten Teiles Ly mening Bie 
lange eine ſolche Beſchlußkraft wirfen fann, hängt 
von der Geſchäftsordnung des betrefienden Parla: 
mentes ab. 

Die hHingutretende Sanftion gibt einem 
aujredtitehenden Beſchluſſe, wenn eine Vereinbarung 
beider Teile vorgeſchrieben ijt, die formelle, aber 
nod) nicht dic materielle Geſetzeskraft. Erſt mit 
der Zuſtimmung beider Teile und der sweifachen 
Santtion gewinnt cin foldes Doppelgejes mates 
tielle Wefepestraft. Xropdem aber das Be- 
ſchließungsrecht jedem Teile gu jeder Reit zuſteht, 
bleibt ein ſolches Doppelgefep fiir das Eine 
treten der materiellen Geſetzeskraft dock ein 
paftiertes G. 

Formell ijt alfo jeder Teil berechtigt, mit der 
Anitiative zur eventucllen Abänderung aud) ver- 
cinbarter G. vorgugehen; wie fteht es aber mit der 
matetiellen GKraft? 

Es entiteht die Frage: Kann nun jede der bei- 
den Geſetzgebungen der zwei in Bezug auf die ge 
meinjamen Ungelegenheiten in Verbindung getretes 
nen Staaten die Mufhebung ded von ihr beſchloſ— 
fenen Ausgleichsgeſetzes über die qemeinjamen An— 
—— oder die Abänderung der meri— 
torijden Beſtimmungen dieſes G. einſeitig 
mit G.-Kraft beſchließen? Iſt nicht eine Rechts- 
pflicht, fondern nur die Furcht vor dem Valuum 
der Grund, bei der geſchaffenen Berbindung zu 
bleiben ? 

Nicht wer im Falle der Aufhebung oder meri- 
torijdjen Wbinderung der Ausgleichsgeſetze zur Bee 
ſchlußſaſſung berufen ijt, fondern ob die aur legis— 
latorijdjen Behandlung der fimultan gemeinjamen 
Ungelegenheiten berujenen Parlamente, der ung ar. 
Reichstag und der Hfterr. Reichsrat, in der 
Verbindung gu bleiben; inwieweit und wie lange 
fie in Berbindung zu bleiben verpflictet find, ijt 
die Hauptirage. 

Uber diefe Frage des Gebundenſeins durch die 
Ausgleichsgeſetze hat fic) in der Sitzung der öſterr. 
Delegation 1811 1904 der Delegierte Dr. Fiedler 
in beachtenswerter Weije geäußert. 

„In bem ungar. Geſetze,“ jagt Fiedler, 
,tann man deutlich drei Teile unterſcheiden. Der 
erjte Teil reicdht bis gum 8 5 und befagt nichts 
anderes, al8 daß Ungarn die Pragmatiſche Sant: 
tion neu anerfennt und bereit ijt, die aus Ddiejer 
Pragmatifden Canftion fic) ergebenden ftaatsrechtl. 
qolgen der Gemeinſamkeit augugeftehen. Das ijt 
cine rein dDeflaratorifce He timmung und rüch⸗ 
fichtlich diefer Bejtimmung hat allerdings Szilaͤgyi 
redjt, wenn er fagt, dak der Inhalt des ungar. G. 
ein deklaratoriſcher ijt. Allerdings nur rüchſichtlich 
dieſes Teiles.“ 

Wenn Fiedler weiter ſagt: „Umrichtig ijt die 
oſterr. Auffaſſung, welche auch diejen Teil als einen 
Vertrag bezeichnen wollte, Es enthilt ja auch das 
Hjterr, Ausgleichsgeſetz gar feine Erwähnung von 
det Pragmatiſchen Canftion” — fo fann ich meiner= 
jeitS bemerten, daß ich nicht ede Stelle eines Doppel- 

eſetzes als paftiert, fondern nur die dispofitiven 
ejtimmungen beide Teile betrejfender, überein— 
jtimmender G. als paftierte G. bezeichnet babe. 
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Ubrigens wird über die Beziehung zur Pragma— 
tiſchen Sanktion noc) einiges gu ſagen fein. 

„Hierauf (ſetzt Fiedler fort) folgt im ungar. 
Geſetze der zweite Teil, den id den fonftitue 
tiven Teil nennen möchte. Diejer sweite Feil 
($$6—17) enthält gang pofitive Beftimmungen iiber 
die Gemeinſamkeit der beiden Reichshälften. Er hat 
feineSiweq8 einen deflaratorijden Charafter, wie 
Sziläghi behaupten wollte, denn er enthilt Be- 
jtimmungen, weldje fic) eigentlich aus der Natur 
der Pragmatiſchen Sanftion nicht fo ganz von felbjt 
ergeben. Die Bejtimmung 3. B., dab die Geneh— 
migung der internationalen Verträge den 
beiden Barlamenten sujtebe, fließt ja nidjt von felbjt 
aus der Pragmatijden Sanftion; oder die Beſtim— 
mung, dak bejtimmteHeeresangeleqenbeiten 
in jeder Reichshälfte ſelbſtändig gu beſchließen find, 
ijt aud) fein Ausfluß der —— Sanktion. 
Da werden gang poſitive Beſtimmungen über dic 
Gemeinjamfeit beſtimmter Ungelegenheiten getroffen. 
Es wird gefagt: Die auswiirtigen Ungelegenheiten, 
bejtimmte Urmeeangelegenheiten, find eine gemein- 
fame Gache u. f. f." 

» Dies,” ſagt Fiedler, „iſt alſo der fon ftitutive 
Teil und diefer wird geſchloſſen mit dem bereits 
— § 18, der beſagt, daß, ſobald rückſichtlich 

iefer gemeinſamen Angelegenheiten (hier fehlt bei 

Fiedler das Wort mit Zuſtimmung beider 
Teile, er fommt, jedoch weiter auf dieſe beiden 
Teile gu reden) ein Ubereinfomimen ergielt were 
den wird, man ein weiteres Ubereinfommen in 
finanjieller Beziehung abjdlieRen wird. Und dieser 
fonititutive Teil ijt de facto ein Vertrag 
zwiſchen beiden Reichsteilen. 

„Im ungar. Ausgleichsgeſetze wird ja dieſer 
Teil gusdrücklich als ein Ubereinkommen bezeich— 
net; Übereinkommen heißt jedoch nichts anderes als 
Vertrag.“ 

Und nach einer kurzen Erörterung über die 
Bedeutung der Worte „beider Teile“ ſagt Fied— 
ler weiter: 

„Nun fommt der dritte Teil des Aus— 

leichSgefepes, den ich al einen formalen 
bape finnte. Dieſer dritte Teil ſpricht von der 
DERORETRDE, der gemeinfamen Angelegenheiten 
und nur auf diefen dritten Teil des ungar. Aus— 
gleichsgeſetzes begieht ſich der viel erwihnte Schluß— 
pajius des § 69, der da bejagt, dah die Beftim- 
mungen des ungar. Ausgleichsgeſetzes über die Be— 
handlung der gemeinjamen Wngelegenheiten in Un- 
garn erjt dann in Kraft treten werden (der § 69 
des ungar. G. fagt: ,erjt dann in Wirkſamkeit'), 
big in Oſterr. die forrefpondierenden Bejtimmun: 
* werden erlaſſen werden”, — genauer zitiert 
auten die Worte: „wenn die übrigen nicht zur 
ungar. Krone gehörigen Lander Sr. Majeſtät dem 
Inhalte derſelben auch ihrerſeits auf konſtitutio— 
nellem Wege beigetreten ſein werden“. „Nur bezüg— 
lich dieſes dritten, formalen Teiles,“ ſagt Fiedler, 
„hat alſo bie Szilaͤgyiſche Auffaſſung recht und 
iſt die öſterr. Auffaſſung nicht haltbar. Dieſe in dem 
§ 19, eigentlich 23 bis a Schluſſe enthaltenen 
Bejtimmungen find fein Vertrag, fondern find felb- 
ſtändige adel Bejtimmungen, welche in jeder 


5 von den Parlamenten felbjtiindig erlafjen 
werden können, wobei das Inkrafttreten allerdings 
an die im Schluppafius des § 69 angefiihrte Be- 
dingung gefniipft ijt.” 

Dieje Bemerfungen Fiedlers find gewiß 
interejjant und bezüglich des aweiten, fonjtitue 
tiven Teiles, wie er ihn nennt, auch ridtiq; — 
es muß aber ſowohl gu diefem Teile als auch gu 
den anderen Auseinanderſetzungen nod) einige’ be- 
merft werden. 

Gewiß fann man bei cinem G., befonders bei 
einem fomplijierten G., die veridjiedenen Beſtim— 
mungen voneinander unterfdeiden und fie können 
einen mannigfaltigen Anhalt und fogar die geſetzlich 
wirklich verpflidjtenden Wnordnungen, verfchiedene 
Qualififationen haben. Das macht es aber na 
meiner Meinung nicht unmiglich, dah man ein G., 
deſſen Hauptbejtandteil auf ein Ubereinfommen 
geſtellt ijt, ein paftiertes Geſetz nennen fann, 
wenn man aud die Bezeichnung als einen reinen 
Vertrag nicht afseptiert. 

Sodann ijt begiiglic) der Ausgleichsgeſetze gu 
bemerfen, daß man bei dem öſterr. G. die drei 
eile, welche Fiedler bei dem ungar. G. ausein— 
anderhält, nicht fo fcharf unterſcheiden und ausein— 
anderhalten kann, weil das öſterr. G. leine Betrach— 
tungen und hiſtoriſche Motivierungen, ſondern nur 
Dispoſitionen enthält, die aber auch bezüglich des 
Inhaltes, aber nicht der legislatoriſchen Qualifika— 
tion einige Verſchiedenheit haben, ſo daß man den 
zweiten u. dritten Teil des * G. wohl auch 
hier unterſcheiden kann. Die leg slativ vorgeſchrie⸗ 
bene verfaſſungsmäßige Qualifikation iſt aber 
bei den ſachlich unterſchiedenen Teilen des einen 
G. ſowie des anderen G. fiir alle Teile jedes G. 
die gleiche. 

Um aber die Natur und die Bedeutung u. 
Tragiweite der Ausgleichsgeſetze gang ju erirtern, 
mug man nod) auf die rechtl. Grundlagen der 
Ausgleichsgeſetze ſehen. 

Die wichtigſte rechtl. Grundlage iſt, wie es 
das ungar. Ausgleichsgeſetz ausdrücklich anführt, 
die Pragmatiſche Sanktion. Aber nicht bloß 
für Ungarn, wie Fiedler meint, ſondern auch für 
die übhrigen Länder der Monarchie ijt die Pragmati— 
ide Sanktion, wenn es auc) das öſterr. G. nicht 
ausdriidlid) wiederholt, tatſächlich die wichtigſte 
ſtaatsrechtl. Grundlage; denn worauf beruht denn 
die Entiwidlung des gangen Reidjsverbandes der 
Monarchie, wenn nicht auf der Pragmatijden 
Santtion ? 

Mit der Cinfiihrung der Pragmatiſchen Sank— 
tion in Ungarn wurden cine Reihe von gejepl. Bee 
jtimmungen verbunden, welche neben der Anerken— 
nung des nad) dem Mannesſtamme zur Primoge- 
nitur=Erbfolge berufenen Frauengeſchlechtes eine 
Union der Lander der ungar. Krone mit 
den übrigen Erblindern der Monardic 
bezweckten. 

Sowohl im königl. Dekret als in der hul— 
digenden Erklärung der Stände bei der Vor— 
lage der einhellig beſchloſſenen G.⸗Artikel zur Sank— 
tionierung und in den Geſetzartikeln Iu. I 
bon 1723 fommen Stellen vor, in welchen von 
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einet in omnem casum, etiam contra vim exter- 
nam cuin vicinis Regnis nostris haere- 
ditariis Unione et conservanda domes- 
tica tranquillitate, — von einer ,cum reli- 
uis etiam Suae Majestatis Sacratissimae 
is et Provinciis mutua cointelli- 
gentia et unio” die Rede ijt und im G. A. 
11: 1723, $7, ijt von den unteilbar u. untrennbar 
mit Ungarn gu bejipenden Königreichen u. Ländern, 
den indivisibiliter ac inseparabiliter, 
invicem, et insimul, ac una cum Regno 
Hungariae et Partibus, Regnis et Provinciis 
eidem annexis, haereditarie possidendis Ddie 
Rede, welche Linder naturgemäß gemeinjam, in- 
vicem et insimul verteidigt werden miijjen. Im 
G. A. IIL: 1723 wird die bei der Union beftehen 
bleibende Selbjtindigteit von Ungarn betont. Das 
ungar. Ausgleichsgeſetz von 1867, Art. XII, 
hat in Unerfennung diejer G.-Stellen die daraus 
hervorgehenden gemeinjamen Ungelegenheiten aus— 
drücklich als aus ber Pragmatiſchen Sank— 
tion fließende gemeinſame Angelegen— 
heiten erflirt und dieſelben genau zu präziſieren 
unternommen. 

Wegen der Ableitung der gemeinſamen Ange— 
legenheiten aus der Pragmatiſchen Sanktion nennt 
Szilagyi dieſe gejepl. Beſtimmungen nur dekla— 
ratoriſch, während Fiedler gerade dieſen Teil 
der Feſtſtellung der gemeinſamen Angelegenheiten 
den fonjtitutiven Teil des G. und mit Hin— 
weijung auf den im ungar. Ausgleichsgeſetze vor- 
fommenden Ausdruck „Übereinkommen“ geradezu 
einen Vertrag nennt. 

Auch die Stände des (Generallandtages) 
Reichstages von 1723 ſprachen in ihrer danferfiill- 
ten Präfatio, womit fie die einhellig beſchloſſenen 
GeArtikel, articulos, unanimi Voto et Consensu 
conclusos, zur Ganftion vorlegten, davon, dak 
hiedurch dieſes erbl. Königreich haereditarium 
hoc regnum, fiir alle künftigen Seiten von aller 
Ronjufion u. Gefabren bewahrt und nicht minder 

en jede äußere Gewalt als was immer auc 

ale innere Bewegungen fiir alle Fille geſchützt 
u. gefichert fei, und dak hiedurch aud mit 
den iibrigen erbl. Königreichen u. Provin— 
jen cine wechſelſeitige Verſtändigung u. Cinigung 
unter der Regierung des glorreidjen Haujes in 
Ewigfeit dbauern, ac per id, cum reliquis 
etiam Suae Majestatis Sacratissimae 
Regniset Provinciis haereditariis mu- 
tua cointelligentia, et unio, adeoque pu- 
blica Reipublicae Christianae quies, pax con- 
stans, inperturbata tranquillitas, sub Pio, 
Justo, Forti, Felici Suae Majestatis, et Au- 
gustae Domus Austriacae Clementissimo Gu- 
bernio in aevum perdurare; und daß biedurd) 
die immerwährende, glücklich beſchloſſene Sukzeſſion 
des glorreichen Hauſes, beiderlei Geſchlechtes, deſto 
beſſer befeſtigt werden lönne, vc continua Augu- 
stae Domus in Regno, et Sacra Ejusdem Co- 
rona, utriusque Sexus, exoptata, et com- 
muni Regnicolarum voto proclamata, Suae- 
que Sacratissimae Majestati prompte et fide- 
liter oblata Successio, melius obtirmari 
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valuisset; und auc) im G. A. I kommt die Stelle 
vor: proque stabilienda in omnem Casum, 
etiam contra vim externam, cum vicinis 
Regnis et Provinciis haereditariis 
Unione et conservanda domestica 
tranquillitate”, und im ©. A. IL, $$ 1 u. 2, 
die Stelle: .. ut successivis quibusvis tempori- 
bus, ab omnibus externis, et etiam 
domesticis confusionibus, et perica- 
lis praeservari; imo in alma, et continua 
tranquillitate, ac sincera animorum unione, 
adversus omnem vim etiam externam feli- 
cissime perennare possit; quosvis praeterea 
etiam internos motus et facile oriri so- 
lita, ipsis Statibus et ordinibus Regni ab 
antiquo optime cognita, Interregni a sol- 
licite praecavere cupientes ufiv. 

it joldjen .<Stellen haben fie die Einfüh— 
tung der Pragmatiſchen Sanftion begleitet. 

Wenn man folde G.-Stellen liejt, jo fann 
man dod) nidjt sweijeln, daß neben dent Erbrecht 
und infolge des Erbrechtes des Regentenhaujes 
und zur Sicherung desjelben eine Union, eine Ver- 
jtiindigung u. Cinigung des Königreiches Ungarn 
mit den übrigen erbl. Ländern feiner Majejtit bes 
griindet war und dab die gemeinſame Bertretung 
u. Berteidigung des gejamten Befipitandes cine 
ſtaatsrechtl. Pflicht aller Lander geworden iſt. 

Die mit der Pragmatiſchen Sanftion verbun- 
denen G.Stellen waren allgemein gehalten und 
fonnten fehr vieles umfaſſen; fie follten fitr die 
VWffommodation des Syſtemes der polit. militérifden 
u. Bfonomijden Ungelegenbheiten durch befondere 
Rommijjionen näher pragifiert werden, mwas auch 
mehrinals urgiert wurde, aber nicht gujtande fam. 

Für jene Beit, m welder der Monarch 
al8 abjoluter Herrſcher der übrigen Län— 
der diefe Linder vertrat, fonnten die allg. Be— 
jtimmungen det vom Monarden mit den ungar. 
Ständen vereinbarten G. ausreiden. 

Als aber „Se. Majejtit das fonjtitutionelle 
Regierungsfyitem für die gange Monarchie yu bes 
qriinden und biedurd den Glang Seines Thrones 
und die Kraft u. Macht der Wonardie auf die Be- 
teiligung aller Seiner Völker an den öffentl. Ange- 
leqenheiten, al8 auf die naturqemiige, ſomit feitejte 
Wrundlage ju bafieren wünſchten“ (f. Cinleitung 
und § 5 ded ungar. Ausgleichsgeſees Art. XII: 67), 
wat es notwendia, „daß die awiiden Den Landern 
der ungar. Rrone und den tibrigen, unter der 
Regierung Sr. Majeſtät jitehenden Län— 
dern objchwebenden gemeinjamen Verhält— 
niffe flac u. bejtimmet begeidinet werden und 
dah der Berührungsmodus zwiſchen den zwei von- 
einander unabbingigen fonjtitutionellen Ber- 
tretungen bezüglich der Behandlung dieſer ge- 
meinjamen Berhiltnife genau feſtgeſetzt werde”, 
und eS hat der Reichstag in dieſer Beziehung das 
G. befchlojjen und der Monarch hat es janftioniert. 
Wan fieht aus dem Wortlaute dieier Cinleitung und 
dem § 5 des G. genau, dak es ſich nicht blo 
um die —— des Verhältniſſes zwiſchen dem 
ungar. Volk und dem König, ſondern um die 
fonjtitutionelle Regelung det zwiſchen Ungarn 
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und den übrigen Landern der Monarchie 
bejtehenden gemeiniamen Verhältniſſe gehandelt hat. 

Dics it widtig und es ijt aud) widtig, dak 
den Ländern der ungar. Krone gegeniiber alle 
iibrigen unter der Regierung Sr. Mäjeſtät ſtehen— 
den Lander als cine Einheit zuſammengefaßt 
ſind und dak nur von ine voneinander unabs 
hingigen fonftitutionellen Vertretungen be- 
züglich der Behandlung der gemeinfamen Berbilt- 
nijje bie Rede ijt. 

Aus dem allgemeineren Wortlaut der Prag— 
matijden Sanftionsgejepe von 1723 und den not: 
wenbdig geworbdenen näheren Pragifierungen der 
Ausgleichsgeſetze von 1867 erfliiren fic) noch wei- 
tere Bejtimmungen der G., insbeſ. in Bezug auf 
die qemeinjamen Yngelegenheiten felbjt, welche den 
Standpunft Szilagyis widerlegen, dah fie nur 
deflaratorijde —J— ſind. 

Fiedler hat in ſeiner Rede mit Recht dar— 
getan, dak es aud) im ungar. Ausgleichsgeſetze Be— 
ſtimmungen gibt, welche ſich eigentlich aus der 
Natur der Pragmatiſchen Sanktion nicht ſo ganz 
von ſelbſt ergeben, welche man daher nicht, wie 
Szilägyi, als bloß deflaratorijdhe Bejtimmungen 
bezeichnen kann, ſondern als fonjtitutive Beſtim— 
mungen erklären muß und er hat auf die Geneh— 
migung der internationalen Verträge durch die bei— 
den Parlamente und die Beſtimmung, daß beſtimmte 
Heeresangeleqenheiten in jeder Reichshälfte ſelbſtän⸗ 
dig au beſchließen find, verwiejen. 

Uber nicht bloß dieſe Bejtimmungen, fondern 
die ganze Zuweiſung der gemeinfamen Angelegen— 
heiten an die Beſchlußgewalt der beiden Parla— 
mente und an die Delegationen und der Boll 
zugsgewalt fiir dicje Ungelegenbheiten an Mini- 
iterien flichen nicht gang von ſelbſt unmittelbar 
aus der Pragmatiſchen Sanftion, joudern find zu— 
gleich Folgen der neueren fonftitutionellen Entwick— 
lung, jowie die in den St. G. vorgenommene ge- 
naue Präziſierung der gemeinjamen Angelegen— 
heiten und der Abgrenzung derjelben, gegeniiber 
den befonderen UAngelegenheiten der beiden Staaten 
nicht bloß Ergebniſſe der Pragmatiſchen Sanktion, 
ſondern zugleich der neueren fonjtitutionellen Er— 
wãgungen ſind. 

Das ungar. Ausgleichsgeſetz, Art. XII: 67, bat 
die mit der Einjiihrung des Thronjolgeredtes des 
weibl. Geſchlechtes des Hauſes Habsburg (nicht 
bloß einer Linie) — vetbundenen zwei 
Wrundideen: „Daß die Lander u. PBrovingen, 
weldje der fejtgefteliten Erbfolgeordnung gemäß 
unter einem gemeinfamen Herrſcher ftehen, einen 
unteilbaren u. ungertrennliden gemein- 
famen Befip bilden,“ — „welchem entſchieden 
ausgefprodenen Pringipe gufolge dic Verteidi— 
gung u. Aufredthaltung der gemeinfamen 
Sicherheit mit gemeinfamen Kräften eine 
gemcinfame u. wedfelfeitiqe Verpflichtung 
begriinbdet, weldje direft aus der Pragmatiſchen Sant: 
tion entipringt’” — (§ 2 ded Ausgleichsgeſetzes; 
— und bie zweite Grundidec: „Daß nebjt dicier fo 
feſtgeſetzten Verpflidtung die mit det Pragmatiſchen 
Eanftion aud) ausdriiclich feſtgeſetzte Bedingung, 
dag dic verfaſſungsmäßigeſſtaäatsrechtliche 

Ofterr. Staatswörterbuch. 2. Aufl., 2. Bo. 
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undinnere adminijtrative Selbſtändigkeit 
Ungarns unverjehtt aufrecht erhalten werde“ (§ 3 
ded Uusgleichsgefepes) — zur Richtſchnur genom— 
men und die beiden Grundideen und ihre Folgen 
genau gu priigifieren geſucht. 

Das ungar. G. hat einerfeits die gemeinjamen 
Angelegenheiten, anderfeits die Selbjtindigfeit Un— 
garns jo präziſiert, dak die Selbſtändigkeit Ungarns 
nicht bloß für ſeine inneren Angelegenheiten beſtehen 
bleibt, ſondern daß die verſaſſungsrechtliche, ftaats- 
rechtliche und innere adminiftrative Selbſtändigkeit 
Ungarns aud) ſehr mächtig in die gemein- 
jamen Wngelegenheiten eingreift und ſich 
insbeſ. —— der Gemeinjamfeit fo viel als 
nur irgend möglich fiir fic) felbjt frei u. felbjtin- 
dig zu bebaupten ſucht. 

Daraus gehen die Beſchränkungen bervor, 
welche bei allen gemeinjamen Angelegenheiten, fo- 
wobl bei den auswärtigen Angelegenheiten alg 
aud) bei Den Heeresangelegenbheiten und bei 
den gemeinjamen Finangangelegenheiten 
im G. vorgefehen find und welche bewirften, daß 
aud) das öſterr. G. dieſe ſcharf präziſierenden, 
um nicht gu ſagen einſchränkenden, Beſtimmungen 
—— gemeinſamen Angelegenheiten annehmen 
mußte. 

Wenn nun aud die im G. A. XII: 67 wirk— 
lich anetfannten gemeinjamen Yngelegenbeiten fiir 
Ungatn und die iibrigen Linder nur auf einem 
Ubereinfommen zwiſchen dem Reichstage und dem 
Könige und nidt auf cinem Ubereinfommen der 
Linder ſelbſt beruben wiirden, wie man in Ungarn 
vielfach erflart, fo hatte ja die Pragmatiſche Sank— 
tion mit ibten der Erbjolgeordnung angeidlojienen 
Unionsbejtimmungen fiir die Lander gar feine Wir- 
fung und die Bejtimmungen fiir die fonjtitutio- 
nellen Rechte der iibrigen Linder wären gänzlich 
jrujtriert. 

Bum Gliice fpridjt aber das ungar. Aus— 
gleichsgeſetz mit Entſchiedenheit gegen dieje Auf— 
taffung. denn es fagt im § 2: 

„Dem entidieden ausgelprodenen Prinzipe 
jujolge, daß die Linder u. Provingen, weldje der 
ſeſtgeſtellten Exrbjolge gemäß unter cinem gemein- 
ſamen Herrider ftehen, einen unteilbaren und un— 
aertrennl. Beſitz bilden, begriindet dic Verieidiqung 
u. Unfrechthaltung der gemeinſamen Sicherheit mit 

emeinjamen RKrijten eine qemeinjame u. wed 
eljcitige Verpflichtung, welche direkt aus der 
Pragmatijchen Sanftion entipringt.“ Das find ja 
genau die Worte invicem et insimul, welche 
in Dem G. A. IL: 1723 ftehen! 

Daß hierunter cine gemeinfame u. wechſel— 
feitige Bflicht der verbundenen Lander, der beiden 
Staaten, verjtanden ijt, fann keinem Zweifel 
unterliegen. 

Deshalb fann auch der Ausdruck „beider 
Teile“ im 8 18 des G. fic) nicht auf ein Uber= 
cinfommen blog zwiſchen König u. Reichstag, ſon— 
dern mup fich auj cin Ubereinfommen beider Staa- 
ten begiehen und ijt Daher die Feſtſtellung der 
gemeinfamen Angelegenheiten in der Tat 
und auésdriidlich als cin Ubereinfommen der 
beiden Staaten erklärt. 
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Es werden im Ausgleichsgeſetze in Bezug auj 

die gemeinjamen Angelegenheiten drei Uberein- 
fommen gefordert, bet welcjen unter den beiden 
Teilen, welche das Übereinkommen zu treffen 
haben, nur die beiden Staaten der Monardie bezw. 
ihre —— Reichsvertretungen verſtanden 
werden können; zunächſt ein Ubereinkommen be— 
treffend die Feſtſtellung der gemeinſamen 
Angelegenheiten ſelbſt, dann ein UÜbereinkom— 
men über die Beitragsleiſtungen für die ge— 
meinſamen Angelegenheiten und drittens ein UÜber— 
einkommen über die Fonjtitutionelle Behand— 
lung dieſer Angelegenheiten. 
Alle dieſe — beruhen auf einem 
Ubereinfomimen, find alſo paftiert und finnen nicht 
bloß als deklaratoriſche Erklärungen begeichnet 
werden. 

Der § 18 des ungar. Ausgleichsgeſetzes, mit 
welchem Fiedler den fonftitutiven Teil dea ungar. 
Ausgleichsgeſetzes fiir gejchlofien Halt, ſpricht nur 
von den zwei erjten diefer Ubereinfommen. Nach 
Präziſierung der gemeinjamen Angelegenheiten ſagt 
dieſer $18: „Dies find die Gegenſtände, deren 
oberwibnte Gemeinjamfeit als aus der Pragma- 
tiſchen Sanftion fließend angeſehen wird. Wird in 
Bezug auf dieſe mit Zujtimmung beider 
Teile cin Ubereinfommen ergielt (es muß aljo 
fdjon bezüglich der Gegenjtiinde ſelbſt cin Uberein- 
fommen erjielt werden), jo mug durch einen wech— 
felfeitiqen Balt im vorhinein die Proportion 
bejtimint werden, nach welcher die Linder der ungar. 
Krone die Lajten u. Kojten der gemäß der Prag— 
matijden Sanftion als gemeinjam anerfannten An— 
gelegenbeiten tragen werden.” 

Hier haben wir aljo den zweiten Balt und die 
Durchführung desfelben ijt in den nächſten 88 19, 
20 u. 21 dergeftalt geordnet, dah in allen 3 Para: 
graphen einerjeits von der Vertretung der Lander 
der ungar. Krone, anderſeits von der Vertretung 
der iibrigen Linder Sr. Majeftiit die Rede ijt und 
daß unter Der Bezeichnung ,,beider Teile“ die Län— 
der ſelbſt verjtanden, find. 


werden, weil fie nicht blof einjeitige formelle Vor— 
ſchriften enthalt, fondern aud) in ihren grundſätzl. 
Beftimmungen fiir den anderen Teil verpflichtende, 
von ihm ju erfiillende Forderungen als Bedingun- 
gen ſogar mit einer ſolchen Kraft aufſtellt, dak das 
ungar. G. im § 69 erflirt, daß , iene Verfügungen 
dieſes G.-WUrtifels, welde ſich auf die Behand- 
lungsweiſe der gemeinjamen Angeleqenbeiten 
begiehen, tatſächlich erjt dann in Wirkſamkeit treten 
werden, wenn die iibtigen, nidjt sur ungar. Krone 
gehörigen Linder Sr. Majeſtät dem Jnbalte 
derjelben auch ifrerjeit? auf fonftitutionel[em 
Wege beigetreten fein werden”. 

Hier if geradezu der vorbhergehende Bei- 
tritt der tibrigen Minder gu dem Anbhalte der 
Beſtimmungen iiber die Behandlungsweiſe gur Be- 
dingung der eintretenden Rechtswirkſamkeit gemacht. 
Wenn es auch formale Vorſchriften find, fo ijt dic 
Einführung derjelben dod) auf die beiderfeitige An- 
nahme qgejtellt. 

Und gerade bezüglich der Behandlungs- 
weife der gemeinſamen Wngelegenheiten wird die 
,vollfommene Parität“ der beiden Teile befonders 
betont und zur Bedingung gejtellt, nicht etwa be- 
züglich Der materiellen Barter der gleichen Leiſtun⸗ 
ae Es fommt aud) bei der Ausfiihrung dieſes 

ehandlungsmodué iiberall, wo es möglich ijt, der 
YAusdrud yon det Berechtigung u. Verpflidtung 
der beiden Teile vor, fo im § 23 felbft, wo der 
Reidjstag erklärt, unter Wahrung der Unabhängig— 
feit beider Teile mit den tibriqen Lindern Seiner 
Majeſtät als fonjtitutionellen Völkern in Verbin— 
dung treten gu wollen, fo im § 28, wo feltgetegt 
wird: daß cinerfeits die Linder der ungar. Krone 
jujammen, anderſeits die tibrigen Linder u. 
Brovingen Sr. Majeſtät zuſammen als zwei ge— 
ſonderte und gang gleichberechtigte Teile 
angejeben werden migen. Folglid) ijt die voll- 
fommene Parität der beiden Teile bei Be— 
handlung der gemeinjamen Angelegenheiten eine 
unerläßl. Bedingung, und fo aud im § 29 ded 
G., wo angeordnet wird: ,,Diejem Pringipe der 


Und das dritte Ubereinfommen betreffend die! Parität zufolge foll feitens Ungarns der ungar. 


Behandlung der 


gemeinjamen Angelegen- | Reihstag 


cine Delegation von bejtimmter 


heiten ijt ebenfo charalteriſiert. Die Fejtitellung | Mitgliedersahl wählen u. zw. aus den beiden Häu— 


diejer Behandlungsweiſe fann cinerjeits nicht als 
eine bloß deklaratoriſche Bejtimmung angejeben 
werden, weil fie nidjt aus der Pragmatijden Sant: 
tion fließt, fondern cine neue Feſtſetzung ijt. Das 
G. felbjt jagt in jeinem § 23: „Was die Behand- 
tung der oben befdjriebenen Gegenſtände betrifft, 
jo ijt die Abänderung des diesbezüglich bisher ge- 
ſetzlich beſtandenen Modus jtreng qenommen nicht 
in den in der Pragmatijden Sanftion be- 
ftimmten Berpflidhtungen beqriindet, allein 
eS erſcheint diefelbe injolae jener Veränderung der 
Lage zweckmäßig, die im Punkte 5 (§ 5) angeführt 
ijt. Der Reidstag erflirt, unter Wahrung der 
Unabbingigfeit beider eile, mit den übrigen 
Ländern Sr. Majeſtät als tonjtitutionellen Völ— 
fern in Beriihrung treten zu wollen. 

Und anderfeits kann die Feftitellung diefer Be- 
handlungSiweije nicht mit der Bezeichnung Fied- 
lers als einer blof formalen Beſtimmung abgetan 


fern des ReichStages und gleicherweiſe möchten auch 
die — Lander u. Provinzen Sr. Ma— 
jeſtät aul verfaſſungsmähigem Wege eine Dele: 
ation aus ebenfovielen Witgliedern von ibrer 
Seite wählen.“ An dem G. ift fogar fiir Die Zahl 
der ee der Deleqationen eine verpflich— 
tende Bejtimmung enthalten: ,Die Zahl der 
Mitglieder dieſer Delegationen wird im Einver- 
nehmen beider Teile fejtgeftellt werden. Dieſe 
Zahl darf auj jeder Seite 60 nicht überſchreiten.“ 
Diefe Bejtimmungen fowie die weiteren Bee 
jtimmungen fiber die Berufung der Delegationen 
durch Se. Majeftit (§ 32), ber die Sigungs- 
periode der Delegationen fiir 1 Qabr (§ 30), tiber 
die qejonderten Sigungen (§ 33), eventuell eine 
emcinjame Sipung mit bloker Ubjtimmung (§35), 
ber die Beſchränkung des Wirfungstreijes der 
Delegationen (§ 37), tiber dic Unzuläſſigkeit der 
Annahme von Anjtruttionen ($ 38), über die ver- 
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pflichtende Natur der von den Delegationen be— 
ſchloſſenen gemeinſamen Auslagen ($§ 40, 41), über 
das Recht der Initiative (§ 44), über die Immu— 
nitdt der Delegierten (§ 47) uſw. find alles Beſtim— 
mungen, welche beiden Teilen Verpflichtungen auf- 
etlegen und Berechtigungen einräumen, welde von 
beiden Teilen iibernommen worden, aljo im gegen: 
jeitigen Einverſtändniſſe zuſtande gefommen find, 

Wenn diefe Unerfennung beider Teile und 
die feſtgeſtellte volllommene Parität beider Teile 
nicht einen Vertragscharakter fignalifiert, fo weif 
man nidjt, wozu diefe Uusdriide gewählt find. Jn 
dem öſterr. Ausgleichsgeſetze werden die Ausdrücke: 
beide Teile, beide ReichSteile, beide Reichshälften 
abwechſelnd gebraucht. Bol. § 1, lit. a, § 2, Puntt 4, 
§$§ 3, 4, 5, 6 des Biterr. Ausgleichsgeſetzes. 

Das ijt aljo nicht der Unterfchied der verſchie— 
denen Teile der Ausgleichsgeſetze, ob fie paftiert 
oder nur G. find, fondern der Inhalt der Bee 
jtimmungen ijt verſchieden, woraus fic) verſchie— 
dene Rechtswirkungen ergeben, indem dice als ge: 
meinſam erflirten Gegenſtände als aus der 
Pragmatiſchen Sanftion fließend erflirt, daher mit 
derfelben verbunden find und fo lange dauern, als 
die Pragmatiſche Sanftion bejteht, wiihrend die 
Feſtſtellung der Proportion, nach welcher dic 
beiden Teile die Laften u. Koften der gemäß der 
Pragmatijden Sanftion alé gemeinjam anerfannten 
Ungelegenheiten zu tragen haben, von Zeit gu Beit 
ftattfindet und die Fejtitellung der Behandlung 
der gemeinſamen Angelegenheiten ohne begrengenden 
Termin fo geordnet worden ijt, dah fie durch) Uber- 
einfommen beider Teile geändert werden fann. 

Cinfeitig finnen aber auch dieje grundſäßlichen, 
vereinbarten Beitimmungen nicht mit rechtlich durch⸗ 

reifender Wirfung gelindert werden, indem nur 
a8, was einem Teile allein u. gefondert fiir fic 
zugehört, von ihm allein geregelt werden fann. 

Da den Ausgleichsgeſetzen die gegenſeitige YUn- 
etfennung ju Grunde liegt, fo fann man fie wohl 
paftierte G. nennen; fie tnd aber nicht bloke Ber- 
träge, fondern wwirfliche, wenn aud) auf Berein= 
barungen gejtellte Geſetze, weldjen die volle Kraft 
pon Staatsqrundgefepen verlichen ijt, fo dak 
dag öſterr. Ausgleichsgeſeß in was immer fiir einer 
Beſtimmung nur mit der qualifizierten Majorität 
geaindert oder aujgehoben werden fann. 

Aus Anlaß des Bejtrebens zur Abänderung 
der Geſchäftsordnung des Reprijentantenhaufes 
und des dadurch entitandenen Konfliftes, der Auf— 
löſung des Haufes und der Newwablen in Ungarn 
famen die Ausgleichsgeſetze neuerlich sur Distufjion, 
welche injolge der Forderungen der geſtärkten Un— 
abbhiingigfeitspartei aud) in Oiterr. zu Distusfionen 
führten, aus weldjen Erörterungen fiir Ungarn 
inSbej. die Brogrammrede Stephan Tiszas sl 
1905 und von den Erörterungen im öſterr. Reichs— 
tate inSbej. die Reden der Wbgeordneten v. Mink 
1411, v. Derfdatta 14111 und Fiedler 18 Il 
1905 hervorjubeben find. Die öſterr. Reden jtehen 
auf dem Standpuntte, dah fiir bie Reichsratsländer 
wirffame YWnderungen an den Ausgleichsgeſetzen 
ohne Sujtimmung des Reichsrates nicht G. werden 
finnen und es ijt au beadhten, dah Fiedler feine 


früheren Erörterungen dadurch erweitert, daß er 
nun ſelbſt ſagt, daß aud) eine Änderung der Be— 
handlungsweiſe der gemeinſamen Angelegenheiten 
ohne Zuſtimmung des Reichsrates wohl nicht G. 
werden kann. 

Uber die kritiſchen Beſtrebungen gegen dic Aus— 
gleidhbaciebe in Ungarn befonders Dantſcher von 
Nollesberg: Der ſtaatsrechtl. Charafter der Dele- 

ationen, Wien 1903, bei Manz; Cifenmann: 

ie Zerſetzung des ungar. bow cae pom 3. 1867, 
in der öſterr. Rundjdau, Il. Bd., Heft 23, 1905; 
Tegner: Die Wandlungen der öſterr.-ungar. 
Reichsidee, Wien 1905, bei Mang. 

Da die zwiſchen tonftitutionellen Staaten pat: 
tierten G. gu den wichtigſten G. gehören, fo mug 
bei det angeftrebten Wbinderung derjelben befon- 
ders ernft u. vorjichtig vorgeqangen werden. Wegen 
der Kompliziertheit der parlamentarijden Vorgänge 
dürfte es fic) empfehlen, dic Vorbereitung der An— 
triige durch vereinigt beratende Deputationen vor- 
bereiten ju laſſen und die von den beiden Reichs: 
vertretungen gefaßten Beſchlüſſe fiir die betroffenen 
Teile durch gleichzeitige Sanftion gu G. gu erheben. 

Dakauy die Geſetzesnatur der Ausgleichs— 
gefege von 1867 (im Unterfchicd von Bertriigen) 
cin fo beſtimmtes Gewicht gelegt wird, ijt ber Dauer- 
haftigfcit derſelben eher zuträglich als a 
weil damit anerfannt iff, daß dieſe Ausgleichs— 
geſetze wirkl. Gefepe, daher nidt einſeitig 
fiindbar find und namentlich durch die Regie— 
tungen der beiden Staaten ohne Zujtimmung der 
Geſetzgebungen nicht in Frage geitellt oder gelün— 
digt werden finnen; jede der zwei Gejepgebungen, 
ja auch ein jedes der beiden Häuſer des Reichsrates 
oder des Reichstages fann die Erjchiitterung dieſer 
zwei Ausgleichsgeſetze bezüglich ihrer Geltung ver— 
hüten 


Es wäre allerdings mit Oſterr.Ungarn polit. 
traurig beſtellt, wenn es dahin fime, daß der juri- 
diſche Schutz des Beſtandes des ſeit der Pragmati- 
iden Sanftion angejtrebten, aber erjt im 3. 1867 
in fonjtitutioneller Form erreichten Ausgleiches 
zwiſchen Oſterr. u. Ungarn auf den Shug eines 
cingigen Hauſes der beiden Gejepgebungen ange: 
wiejen wire, aber eS ift doch ein juridiſcher Shug. 

V. Die paftierten G. iiber die gemeinſanie 
Verwaltung von Bosnien und der Herzegowina. 
Zu den bezüglich Der Adminiſtration formell 
hag iy Angelegenheiten ijt durd den 

tt. XXV de8 Berliner Vertrages von 1878 und 
die Durchführung desfelben durch die Monvention 
mit der bhohen Pforte 21 1V 79 fowie durch die 
paftierten gleichen G. 22 11 80, R. 18, fiir Oſterr. 
und G. A. VI: x0 fiir Ungatn eine neue gemein— 
fame Angelegenheit hingugetreten, indem die Ver— 
waltung von Bosnien und der Herzego— 
wina an Ofjterr.sUngarn iibertragen und von den 
beiden Staaten der vereinigten Monarchie tiber- 
nommen worden ijt. 

Die iibernommene Verwaltung von Bosnien 
und der Herzegowina ijt insbef. darum eine ge 
meinjame Ungelegenheit, weil fie feine innere, 
jondern eine Gufere Angelegenbeit ijt; die Ver— 
waltungSiibernahme fonnte aber nidjt durch die 
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Delegationen, ſondern mußte durch von beiden Par— 
lamenten (Reichsrat u. Meichétag) angenommene 
und vom Wonarden fiir Ofterr. und fiir Ungarn 
janftionierte gleiche G. geregelt werden, weil die 
beiden Staaten in ihrer BVereinigung die 
verpflidteten Staatsperjonen, dic Delega- 
tionen jedod) nur infoweit befdlubberedjtigte Uus- 
ichiifie der beiden Barlamente find, als ihnen aus- 
driidlid) ein Beſchlußrecht delegiert ijt, die Geneh— 
migung von bejtimmten Staatsvertriigen aber nicht 
den Delegationen iibertragen, fondern den beiden 
Parlamenten vorbehalten jſt. 

Die Ordnung der von Ojterr.-Ungarn fiir Bos- 
nien und die Hergegowina iibernommenen Verwal— 
tung im weitejten vilferredtl Sinn, worin 
die ftaatl. Gefepgebung u. Verwaltung famt Juſtiz, 
aljo mit Ausnahme der dem Sultan vorbebaltenen 

hrenrechte, alle ſtaatl. Gewalt begriffen ijt, ijt von 

fterr.<Ungarn ebenfalls durch ein zwiſchen Oſterr. 
u. Ungarn paktiertes Doppelgeſetz geregelt worden; 
jie iit nicht febr einfach, fondern etwas fompligiert 
geregelt worden, indem die Geſetzgebung an die 
verjdjiedenen Formen der Hjterr.-ungar. Geſetz— 

ebung nad) den Gegenjtinden verſchieden ange- 
Rblofien und nur die ganze Vollszugsgewält 
det gemeinfamen fterr.-ungar. Regierung, aljo dem 
— Miniſterium, übertragen worden iſt. 

och iſt die Geltung der paltierten G. für die Ord— 
nung der Gewalt über Bosnien und die Herze— 
gowina zwiſchen Ofterr. u. Ungarn ſowohl begiig- 
lid) der Wirkſamwerdung als bezüglich jeder Unde- 
tung in Konnexität gebradt. 

Es ijt cin ſehr allg., elaſtiſches G., welches 
die ,proviforifhe Verwaltung Bosniens 
und der Herzegowina” reqgelt. 

Dicies G. der Hfterr.-ungar. Monardie beſteht 
eigentlich in grwei &., von denen das eine fiir dic 
im Reichsrate vertretenen Königreiche u. Lander 
gilt, weldjes, vom 2211 80 datiert, al8 Nr. 18 
imt R. 1880 publiziert ijt, wihrend das entſprechende 
fiir Ungarn giiltige G. im G. A. VI: 80 enthalten 
ijt. Die Verwaltung fiir Bosnien und die Herge- 
qowina ijt alſo geregelt durch zwei von Oſterr. u. 
Ungarn paftierte gleiche G. 

Jn ſehr allg., vorfichtiq beftimmter Weiſe wird 
hierin fiir dic im Reichsrate vertretenen Königreiche 
u. Lander mit Hujtimmung der beiden Sauier des 
Reichsrates angeordnet wie folgt: 

$1. Das Minijterium ijt im Geiſte der fiir 
die gemeinſamen Angeleqenheiten der Monarchie be- 
itehenden &. „ermächtigt“ begw. „angewieſen“, 
auf die durch das gemeinjame Minijterium au lei— 
tende proviforifde Berwaltung Bosniens und 
der Herzegowina unter verfaſſungsmäßiger BVer- 
antwortung „Einfluß gu nehmen“. 

§ 2. Insbeſ. hat die Feſtſtellung der, Riche 
tung u. Bringipien” dicfer ,proviforifden”’ 
Verwaltung und die Unlage von Eifenbab- 
nen im,€invernehmen” mit den Regierungen 
der beiden Ländergebiete det ditert.-ungar. Mon— 
archie zu erfolgen. 

(Das ungar. G. ſagt etwas ſchärfer: „Das 
Miniſterium nimmt an allen Beratungen teil, welche 
betreffs der Feſtſtellung der Richtung u. Prinzipien 
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dieſer proviſoriſchen Verwaltung und der Anlage 
von Eiſenbahnen im gemeinſamen Miniſterium ab- 
gehalten werden.“) 

§ 3. Die Verwaltung dieſer Länder ijt fo 
cinjuridten, dak die Koſten derjelben durch die 
eigenen Ginfiinfte gededt werden. 

Wenn und inwieweit dies nicht allſogleich in 
vollem Mae erreidjbar wire, jind die Borlagen 
hinſichtlich der zu bededenden Gummen fiir die 
ordentl Verwaltung im Sinne der bejtehenden 
G. fiir die gemeinfamen hogy ae bach bg 
im Cinvernehmen mit den Megierungen der 
beiden Teile der Monarchie feſtzuſtellen. 

Inſofern jedod) dic Verwaltung Bosniens und 
der Hergegowina für bleibende Inveſtitionen, 
die nicht in Den Bereich der laufenden Adminiſtra— 
tion gehören, wie für Eijenbahnen, öffentl. Bauten 
oder ähnliche augerordentl. Wusgabspojten, finan- 
jielle Leiftungen det Monarchie in Anſpruch nehmen 
follte, diirjen foldje Leijtungen nur auf Grund von 
in beiden Teilen der Monardhie zuſtande ge- 
fommenen Wefepen gewährt werden, d. h. es 
faun feiner der Teile der Monardie fiir Bosnien 
und die Heracgoiwina ohne feine Zuſtimmung (blei— 
bend) belajtet werden; 

für die ordentl. Verwaltung nicht ohne Zuſtim— 
mung det Delegationen; 

fiir die bleibenden Ynveftitionen nicht ohne Bue 
jtimmung von Reichsrat u. Reichstag. 

§ 4. Auf demfelben Wege find die Grundfiige 
ſeſtzuſtellen, nad) weldjen die nachjolgenden Ange— 
legenbeiten in Bosnien und der Herzegowina ge— 
tegelt werden follen: 

1. Die Zolleinrichtungen; 

2. Ddiejenigen indireften Abgaben, welche in 
beiden Teilen der Monarchie nad) vereinbarten 
gleichartigen G. gehandhabt werden; 

3. das Münzweſen. 

Das find niet alle Ungelegenheiten, welche fiir 
Ofterr.-Ungarn nad gleichen Grundfiipen gu regel:t 
find — 3. B. nod) nicht das Heereswefen, 
welches erſt nachträglich Durd den Monarchen als 
oberjten RriegSbherrn geregelt worden ijt.) 

§ 5. Sede Underung der bejtehenden Ver— 
hältniſſe diefer Linder gur Monarchie bedarf der 
iibereinjtimmenden Genehmigung der Legis- 
lativen der beiden Teile der Monarchic. 

86. Tas gegenwärtige G. tritt unter der 
Vorausfepung, dah die demielben entipreden- 
den Beftimmungen in den Landern der ungar. 
Krone Geſetzeskraft erhalten und gleidyeitig 
mit dieſem G. kund gemacht werden, mit dem 
Tage feiner Rundmadung in Wirkſamtkeit. 

Mugerdem find das G. 20 XIL 79, R. 136, 
G. U. LIL: 79, iiber die Herjtellung eines gemein- 
jamen Sollverbandes mit Bosnien und der 
Herzegowina, und die Beilage gum G. 21 V7, 
R. 51, G. A. XXVI: 87. betreffend die Musdehnung 
des Privilegiums der Ofterr.-ungar. Bank auf dieſe 
offupicrten Linder bemerkenswert. 

VL. Die nad gleichen Grundſätzen yu regeln⸗ 
den Ungelegenbeiten. IMit Ausnahme der genau 
bezeichneten gemeinjamen MAngelegenheiten, welche 
a Wrund der Pragmatiſchen Canttion alg jimultan 
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gemeinſam zu behandelnde betrachtet werden, gibt 
es (nad) der Erklärung des § 52 ded G. A. XIT: 67) 
noch andere hochwichtige gemeinſame An— 
gelegenheiten, deren Gemeinſamkeit zwar nicht 
aus der Pragmatiſchen Sanktion folgt, welche je— 
dod) teils zuſolge der Verhältniſſe aus polit. Rück⸗ 
ſichten, teils en Zuſammenfallens der Intereſſen 
der beiden Teile, zweckmäßiger mittels ge 
meinſamer Vereinbarung, als ſtreng ge— 
ſondert, erledigt werden können. Auch dieſe nicht 
ſormell u. fimultan gemeinſam geregelten u. ver— 
walteten, ſondern nur polit. gemeinſamen, nach 
gleichen Grundſätzen zu regulierenden und getrennt 
zu verwaltenden Angelegenheiten ſind in dem ungar. 
G. ſorgfältig unterſuchend u. begründend umſchrie— 
ben, wiihrend fie das öſterr. G. 8 2 ded G. 21XII 
67, R. 146) kurz dogmatiſch mit den Worten zu— 
jammenjapt : 

„Außerdem jollen nacdhjolgende Angelegenbhei- 
ten gwar nicht gemeinfam verivaltet, jedod) nach 

leichen, von Beit gu Heit gu vereinbarenden Grund- 
agen behandelt werden: 

wl. Die kommerziellen WAngelegenbeiten, 
ſpeziell dic Zollgeſetzgebung. 

„2. Die Geſeßgebüng über die mit der indu- 
ftricllen Broduftion in Verbindung ftehenden 
indireften Ubgaben. 

3. Fejtitellung des Miingwefens und des 
Geldfupes. 

pA. Berfiiqungen bezüglich jener Eiſenbahn— 
linien, welde das Intereſſe beider Reichshälften 
beriipren. 

pd. Die Feftitellung des Wehrſyſtemes.“ 

Jn dem G. VW. NIT: 67 ijt begiiqlich des Boll- 
u. Handelsweſens ausdrücklich cin von Beit gu 
Beit abzuſchließendes Boll- u. Handelsbiindnis 
($ 59) in der Form eines gu erfolgen bhabenden 

egenſeitigen Vertrages vorgelehen (§ 61) und da in 
Sten &. A. XU, § 64, aud) bereits beſtimmt 
ijt, daß die Holleinnabmen zur Dedung 
der gemecinjamen Muslagen su verwenden 
und die Summe dieſer Einkünfte daber vor allem 
von der Summe der gemeinjamen Wusgaben ab- 
zuziehen ijt, fo wird gu diefer Beftimmung des 

rundlegenden ungar. G. auch zugleich das abzu— 
ſchließende G. über Das Quotenverhältnis der 
Beitragsleiſtung zu den gemeinſamen Auslagen 
in Relation gebracht (§ 62 G. A. XID) und ſo— 
mit die Konnexität diejer G. auch fiir Ungarn 
ebenjo entichieden wie dic Gleichartigkeit mit den 
anderen Ländern betont. 

Auch die Beftimmung iiber dic mit der indu- 
jtrielen Broduftion in enger Verbindung jteben- 
den indireften Steuern (§ 63), tiber die Eiſen— 
babnen al8 wichtigſtes Firderungsmittel des Hane 
dels (§ G4), über das Münzweſen und den 
Geldfuß (§ 66) find fiir Ungarn ſchon im qrund- 
legenden G. A. XIL: 67 näher priigifiert. 

Und im § 67 ded G. A. NIT: 67 wird aug. 
driidlic) gejagt: „Gleichzeitig mit der Beſtim— 
mung der Quote und dem Abſchluß des 4 oll- 
bundes wird aud) der auf die Staatsiduld 
besiigliche, von Ungarn au iibernehmende Jahres— 
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acichneten Weiſe durch ein freies Ubereinfommen 
jejtguftellen fein.” Es ijt dadurch auch die Ber: 
einbarung iiber die allg. Staatsſchuld, ob- 
gleich fie nicht auf gleidem Fuß mit den formell 
u. materiel —— sg ink eof —— 
worden ijt, dod) mit dieſer Regelung in Korre— 
lation u. Konnexität gebracht worden. 

Aus dieſen geſehl. Veſtimmungen geht hervor, 
dah die aus der Pragmatiſchen Santtion fließenden 
juriſtiſch, formell, jimultan gemeinjamen Ange— 
legenbeiten fiir die Dauner fimultan gemein— 
fam erklärt und die Bejtimmungen fiir ihre ſimul— 
tan gemeinjame legislatoriſche u. adminiftrative 
Behandlung fiir die Dauer gegeben find, während 
fiir Die nad gleiden Grundſätzen gu regeln— 
den WUngeleqenheiten die Barlamente jelbjt in 
getrennter Weiſe beidlichen, aber Vercinbarun 
gen au ergielen verpjlichtet find. Dieſe Pflicht aur 
Vereinbarung bejteht auch dauernd, die Weiepgebuing 
ſelbſt aber ijt qetrennt und dic vereinbarten G. wer- 
den auf Termine — Hier iſt alſo die eigentl. 
Heimat der nach gleichen Hrundjiipen zu vereinbaren⸗ 
den, paftierten Geſetze, welche in ihrem Beſtande 
terminiert werden; und wegen des Sufammen- 
hanges namentlid) mit den Hout eſetzen und der 
Verwendung der Zollerträgniſſe Bet das G. über 
dag Quotenverhältnis der Beiträge gu den Koſten 
der (formell) gemeinfamen Angelegenheiten diefelbe 
terminable Natur und ift mit dem Zoll⸗ u. Handels- 
bündnis ausdriiclic) in Ronneritit — Da 
es im § 68 ded G. YW. XID: 67 fiir Ungarn aus: 
drücklich heißt: „Es ijt felbftverjtindlid, dak, wenn 
u. inwiefern cine Bereindarung über die in obigen 
Puntten $$ 58-—67 aufgezählten Gegenftinde (die 
nad gleiden Grundſätzen ju requlieren find), nicht 
qelingen follte, das gejepl. — des 
Landes auch in dieſem Teile unantaſtbar bleibt’, 

da aber anderſeits das G. fiir die ſimultan ge— 

meinſamen Angelegenheiten unbedingt und für die 
Dauer gegeben ijt und ein G. über die Beitrags- 
fojten ae die fimultan gemeinfamen Yngelegen- 
heiten nicht entbehrt werden fann — in dem Holl: 
u. Handelsbiindnijje aber eine große Angabl der 
nach gleidjen Grundjiiten gu bebandelnden Wnge- 
Iegenbeiten geregelt ijt, — fo geht aus diefen Be— 
jtimmungen bervor, daß zwar bezüglich der nad 
gleichen Grundſätzen ju bebandelnden WAngelegen- 
beiten das Geſetzgebungsrecht der beiden Teile jelb- 
ſtändig aufrecht erhalten, die nach gleichen Grund- 
fiigen i regelnden Ungelegenheiten aber doch in 
cine relative Konnexität yu den fimultan gemein- 
ſamen Yngelegenheiten gebracht find. 

VII. Berhältnis der allg. Staatéſchuld. 
Zwiſchen den fimultan gemeinfam zu regelnden 
und zu verwaltenden Angelegenheiten und den nad 
gleichen Grundſätzen gu regelnden, aber getrennt ju 
verwaltenden Ungelegenheiten nimmt die Regelung 
des Verhältniſſes der beſtandenen allg. Staats— 
ſchulden eine beſondere Stellung ein, indem die— 
ſelben weder zu der Kategorie der ſimultan gemein— 
ſamen noch zu der anderen Kategorie der gemein— 
ſamen, nach gleichen Grundſätzen zu regelnden An— 
gelegenheiten gehörend erklärt, ſondern durch eine 
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zugleich mit ihnen getroffene Vereinbarung dauernd 
qetegelt worden find. Dieje durd) das G. 24 XII 
67, R. 3 ex 1868, getroffene BVereinbarung, wo- 
durd) das Winijterium der im Reichsrate vertre- 
tenen Königreiche u. Linder ermächtigt wurde, mit 
dem Minijterium der Linder der ungar. Krone ein 
Ubereinfommen in Betreff der Beitrag sleijtung 
ber legteren gu den Lajten der allg. Staats: 
ſchuld abzuſchließen, unterfcheidet fic) weſentlich 
dadurch von den beiden Gattungen der gemeinſamen 
Angelegenheiten, daß für dieſe Staatsſchulden nicht 
ſowohl eine Geſetzgebungsfrage geregelt als viel— 
mehr nur ein fixer Beitrag Ungarns zu den Laſten 
der allg. Staatsſchuld dauernd vereinbart worden iſt. 
Für Ungarn wird dieſe Staatsfduldenfrage, 
in bem G. UW. XIL: 67 gerade zwiſchen den prag- 
matiſch fimultan gemeinjamen und den nach gleichen 
Wrundfaigen, jedod qetrennt gu behandelnden An— 
geiegea cin in den $§ 53, 54, 55 fiir die beftan- 
ne Staatsſchuld grundſätzlich behandelt. Für dic 
Sutunjt wird die Möglichkeit der Kontrabierung 
einer gemeiniamen Schuld, aber nicht die Pflicht 
einer foldjen, jtatuiert $8 56, 57 des Wrt. NIT: 67. 
Die gemeinjame (allg.) Staatsjduld. a) Die 
allg. fonjolidierte Staatsſchuld; b) cine eventuell 
neu " fontrabierende gemeinjame Schuld; c) die 
gemeinjame ſchwebende Schuld; d) Staatseiſenbahn⸗ 
garantien; e) gemeinſame Altiva. 
Das Verhaͤltnis der alten Staatsſchuld iſt 
im Anſchluß an die Ausgleidsgefepe und auj Grund 
derjelben definitiv fiir immer geregelt worden; fiir 
die etwaige Aufnahme einer neuen gemeinfamen 
Staatsſchuld wurde nur cin Pringip vorgejehen, 
das bei jeder neu entitehenden Gemeinſamkeit diejer 
Art die Rechte beider Teile ſchützen foll. 
a) Die allg. fonjolidierte Staatsfduld. 
1. Hijtorifde Begriindung. Was nun die alte, 
1867 bereits bejtandene Staatsiduld anbelangt, fo 
war diefelbe, wenn auc) nidt allein, fo doch baupt- 
ſächlich fiir folche Angelegenheiten fontrabiert wor 
dent, welche nad) der Praqmatifden Sanktion gemein 
jam find und aud) in Hinfunjt gemeinſam jein follen 
(äußere Bolitif, Kriegs- u. Heereswefen); fie war 
alſo materiell fiir ſolche Verhältniſſe fontrabiert 
worden, fiir welche aud) Ungarn frajt der Prag— 
matijdyen Canftion u. Union mit aufzukommen 
verpflichtet ijt. Nebenbei mochte die Staatsſchuld 
jum Teil auch fiir ſolche Angelegenheiten * 
nommen worden ſein, für welche — allein oder 
die ungar. Länder allein verpflichtet geweſen ſein 
würden, wenn der konſtitutionelle Ausgleich bereits 
geiditofjen geweſen wäre oder das alte Rect noch 
ejtanden hatte. Es bejtand aber der Abſolutismus 
(fiir alle Verhältniſſe, welcher Staatsſchulden fiir 
alle Mander und für alle Arten von Verhältniſſen 
one Unterſcheidung in gleicher (abfoluter) Weiſe 
fontrabierte und nicht darauf Rückſicht nabm, dah 
fiir Ungarn eine beftimmte Selbjtindigfeit nach 
hiſtoriſchem Rechte bejtand und das fiir die iibrigen 
öſterr. Linder in den J. 1848 u. 1849 fonjtitutio- 
nelle Berjafjungsrechte begründet worden waren, 
die aber wieder aujgeboben worden find. 
Es fann daber nicht genau fonjtatiert werden, 
bis zu weldem Make alle Teile der Monarchie 
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unter allen Umſtänden materiell verpflichtet worden 
ſein würden, — formell aber waren die fonjtitutio- 
nellen Rechte außer Wirkſamkeit geſetzt und tritt 
daher ſtaatsrechtlich mindeſtens) der Zuſtand und 
die Rechtswirkung eines definitiv u. völkerrechtlich 
anerfannten Zwiſchenzuſtandes ein, der ſich von 
demt Interregnum eines illegitimen Herrſchers noch 
dadurch unterfcheidet, day der Souverän ſelbſt nicht 
illegitim war, ſondern nur die Herrſchaft nicht überall 
in gang gejepl. Weiſe führte. Wenn mun ſchon eine 
beftehende Zwiſchenherrſchaft nach Staats⸗ u. Völker⸗ 
recht einen Staat dauernd belaſten kann, ſo folgt 
mit RNotwendigfeit, dak dic alte, wenn auch in 
foluter Weife fontrabierte Staatsſchuld materiel 
die gange Monarchie belajtete, wenn auch formell 
feine vollfommene Gejeplichfeit cingebalten worden 
war. Wie wire es auch jurijtijd) begriindbar ge- 
wejen, die in abjoluter Weije fiir die ganze Mon- 
ardie fontrabierte Schulb dem einen oder dem 
anderen Teile allein zuzuwälzen. 

Ubrigens wird saibit bei vilferredtl. Abtren⸗ 
nungen ein der abgetrennten Proving entiprecender 
Unteil der Staatsjdulden mit iibernommen; wie 
hatte Ungarn in fonjtitutioneller Weiſe von der 
vollen Bereinigung mit Ojterr. losgelöft und be- 
liglich der nicht gemeinjamen Ungelegenbeiten felb- 
bindig geftellt werden finnen, ohne einen Teil der 
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auch nur einen Teil derjenigen Staatsſchuld mit 
zu übernehmen, der nach dem anerkannten Ge— 
meinſamkeitsverhältniſſe gemeinſam zu kontrahieren 
und zu tragen war. 

ine matericlle Verpflichtun ut Teilnahme 
an den Yajten der alten Staatsfchuld tonnte daher 
nidjt mit Grund in Abrede geſtellt werden, nut 
das Mak der verpflicteten Teilnahme an der Lajt 
und die Mängel der begriindenden Form der Ver— 
Ase fonnten geltend gemacht werden. Dieſe 
wurden denn nun aud) febr deutlid) geltend ge- 
macht. Mit ridjtiger Empfindung jtellt das ungar. 
Ausgleichsgeſetz das Verhältnis der Staatd- 
ſchuld fegislaroriic erade zwiſchen diejenigen Ber- 
haltnijje, welche at Der Pragmatiſchen Canftion 
materiell u. formell gemeinjam Jind, und diejenigen, 
welche nicht gemeinjam verwaltet, jondern nur nad 

leiden, von Beit zu Beit au vereinbarenden Grund⸗ 
ätzen bebanbdelt werden jollen. 

Der ungar. Ausgleichsartikel NIT: 67 leitet 
die Vejtimmungen iiber die nicht formell gemein= 
jam, fondern nur materiell nach gleidjen gu ver— 
cinbarenden Grundſätzen gu bebandelnden Ange— 
legenbeiten durd) den § 52 mit folgenden Wor- 
ten ein: 

» Mit Uusnahme der oben bescichneten ge— 
meinjamen WAngelegenbheiten, welche auf Grund 
der Braqmatifden Sanftion als gemecinjam ju be- 
handelnd betracjtet werden können, gibt es nod 
andere hochwichtige gemeinfame Ungelegenbeiten, 
deren Memeinjamfeit gwar nicht aus der Pragma— 
tiſchen Sanktion folgt, welche jedoch, teils —* 
der Verhältniſſe aus polit. Rückſichten, teils wegen 
Zuſammenfallens der Intereſſen der beiden Teile, 
zwechmäßiger mittels gemeinjamer Vereinbarung, 
als jtreng gefondert, erledigt werden fdnnen.” 
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Das öſterr. Geſetz über die gemeinſamen 
Angelegenheiten 21 XII 67, R. 146, hat hieraus in 
jeinem § 2 die Hormel gemadt: „Außerdem follen 
nachjolgende Yngelegenheiten zwar nidt gemein— 
jam verwaltet, jedod nad oictien von 
Beit au Beit gu vereinbarenden Grund- 
ſäthzen behandelt werden.” 

Das öſterr. G. leqt aljo den Hauptafzent auj 
die nicht gemeinjame Verwaltung und erörtert die 

u treffende Bereinbarung jujammenjajiend im 

36; — das ungar. G. betont eine Gemeinjamfeit 
dieſer WAngelegenheiten, die jedod) nicht aus der 
———— Sanlktion, ſondern nur aus der 
Gleidjheit der Antereffen und der Zweckmäßigkeit 
fließt, weldje Ungelegenbeiten daher nur yu einer 
materiellen Gleichheit geſührt werden follen, dic 
aber formell jowobl bezüglich der — als 
bezüglich der Verwaltung getrennt bleiben ſollen, 
indem eben fiir fie nur von oe au Beit gleiche 
Grundſätze vereinbart werden ſollen. 

Das ungar. G. beſpricht nun nach dieſer allg. 
Peitimmung zunächſt die beſtandenen Staatsſchulden, 
während das öſterr. G. die alte Staatsſchuld und 
die Koſten der gemeinſamen Angelegenheiten in be— 
ſondere —— ſtellt. 

In Wahrheit ſteht die alte Staatsſchuld in der 
Mitte zwiſchen den eigentlich gemeinſamen Ange— 
legenheiten und jenen, die nur nach gleichen, zu 
vereinbarenden Grundſätzen behandelt werden ſollen, 
weil ſie durch den Abſolutismus für die ganze 
Monarchie und wenigſtens materiell auc für wirk— 
lid) gemeinſame Angelegenheiten fontrabiert war, 
wenn die Kontrabierung auch jormetle Mängel nad) 
ungat. Recht an ſich tragen morte. 

Ungarn bat fic) daber jormell von der Staats- 
ſchuld gang loszuſprechen gejudt, materiel aber doch 
nidt mit gangem Rechte vollfommen losſprechen 
fonnen. 

„Die Staatsſchulden betreffend (jagt § 53 G. A. 
XII : 67), fOnnen Ungarn frajt feiner verjajjungs- 
mäßigen Stellung, ſtreng qenommen, foldje Schul— 
den, welche obne die gejepl. Einwilligung des Lan— 
des fontrabhiert wurden, rechtlich nicht belaſten.“ — 
Allein ($54) dieſer Reichstag hat bereits erllärt, daß, 
„wenn in unferem Baterlande fowie in den anderen 
Qindern Sr. Majeſtät ein wabhrhafter Konjtitutio- 
nalismus je friiher faftifd) in& Leben tritt, derfelbe 
bereit ijt, da8, was ihm zu tun erlaubt ijt und was 
et ohne Berlegung der Selbjtindigteit und fonjtitu: 
tionellen Rechte des Landes tun fann, auch iiber das 
Mak feiner geieplich vorgeſchriebenen Pflicht hinaus 
auf Grundlage der Villigteit und polit. Rüchſichten 
ju tun, damit unter jenen ſchweren Lajten, welche das 
Verfahren de8 abjoluten Syitemes angehiujt, nicht 
der Wohljtand der iibrigen Lander Sr. Majeſtät und 
mit dieſem auch jener Ungarns zuſammenbreche und 
die ſchädl. Folgen der abgelaujenen ſchweren Beit 
— werden”. (Val. aud die Adreſſe.) „Dieſen 
Riidfidhten gemäß (§ 55) und allein auf Grund der- 
jelben ijt das Land bereit, cinen Teil der Staats- 
ſchuldenlaſt zu übernehmen und gu diejem Swede im 
Wege —— Verhandlungen mit den anderen 
Ländern Gr. Majeſtät als freie Nation mit einer 
jveien Nation eine Bereinbarung ju treffen.“ 
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Die wejtl. Reichshälfte fonnte den Standpuntt 
Ungarns materiel! nicht anerfennen, formell aber 
nicht guriiciveijen, es wird daber im G. von der 
alten Staatsſchuld weder bei den fimultan —— 
ſamen nod) bei den nach gleichen Grundſaͤtzen zu 
behandelnden Angelegenheñen geſprochen, ſondern 
unter dem Geſichtspunkte der Koſten der gemein— 
ſamen Angelegenheiten die Frage der Bedeckung 
durch ein neu aufzunehmendes gemeinſames An— 
lehen behandelt und hierauf in einem beſonderen 
84 der alten Staatsſchuld einfach geſagt: 
„Die Beitragsleiſtung zu den Laſten der gegen— 
— Staatsſchuld wird durch ein zwiſchen 
beiden Reichshälften zu treffendes —————— 
geregelt. · 

2. Das Ubercinfommen in Betreff der 
ae Sleijtung gu den Lajten der allg. Staats— 

uld. 

Die Form des llbereinfommens iiber 
die Lajten der allg. Staatsſchuld bildet nidt einen 
internationalen Bertrag, ſondern es wurde, analo 
wie bei der Vereinbarung iiber die Quote, zunächſt 
durch von den beiden Reichstagen entiendete De— 
putationen eine Berhandlung gepflogen, welche 
unter Qntervention der beiden Minijterien auf 
Wrund cines erridteten Schlugprotofolles zu einer 
vorliufigen Bereinbarung der Miniſterien fithrte, 
welche der beidericitigen parlamentarijchen Behand⸗ 
lung u. Beſchlußſaſſung unterzogen und nad) er- 
jolgter parlamentarijder Zuſtimmung des Reids- 
tates und des ungar. Reidstages vom Monarchen 
fiir bie beiden Reichsteile als G. janftioniert und 
beiderfeits als Geſetz kundgemacht wurde. Es ijt 
aljo ein paftiertes ocier- 

Dieſer Charafter der Bereinbarung ijt in dem 
betreffenden G. A. XV :67 deutlicer als in dem 
mit Sujtimmung des Reichsrates beſchloſſenen G. 
24 XII 67, R. 3 ex 1868, erſichtlich gemacht, indem 
im GaArtikel der Charafter de8 G. ſcharf betont ijt, 
während nad) dem öſterr. G. ber Schein eintreten 
fann, al8 ob die beiden Minijterien gum Abſchluſſe 
eines Vertrages ermiidjtigt worden wären. 

Es tritt dieſer Schein eines Bertrages zwiſchen 
wei veridjiedenen Regierungen eines u. desielben 

Ronarden wiederholt auj, ijt aber in ben verfchie- 
denen Fallen näher gu unterjuchen, da diefer Vor— 
gang in verſchiedenen Fällen yur Erfiillung einer 
jdjon bejtehenden Pflicht, in anderen Fällen in 
freier Weije eingeſchlagen wird. An det Regel hat 
aber dieje befondere Form der Vereinbarung den 
Charatter, dak der gemeinjame Monarch, weil er 
dod) nicht gut einen Vertrag mit fich felbjt ab- 
ſchließen fann, jeine Regierungen ju Vereinbarungen 
ermiichtigt, die er dann nad) Genehmigung durch 
die beiden Barlamente durch feine Ganftion beider- 
jeits au G. erbebt! Iſt eine gemeinſame Pflicht 
bereits beqriindet, fo tritt ſchon bei den vorberei- 
tenden Handlungen der Vereinbarung, wie bei der 
Quoten⸗ u. Staalsſchuld, die Beratung durch ent- 
jendete Barlamentsdeputationen cin und die Zu— 
jtimmung der zwei Barlamente hingu. Dasſelbe 
fann aud) bei der Schaffung einer neuen Pflicht, 
welche die Lander trifft, geſchehen; während bei Ver- 
einbarungen, die fic) nur auf das Gebiet der Voll- 
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zugsgewalt besiehen, alfo dem Gebiete der beider- 
feitigen V. ——— ohne Intervention der Bar- 
lamente und ihrer Deputationen, durch die Miniſter 
allein, vorgegangen werden kann. 

Uber den vereinbarten und geſetzlich zur 
flicht erhobenen Beitrag der Länder der ungar. 
rone au den Staatsſchülden ſagt nun der G. A. 

XV: 67 im proémium; 

„Nachdeimn wegen Übernahme eines Qabhres- 
beitrages nad) den Staatsjdulden unter der Bee 
dDingung und in der Weiſe, weldje in den 88 53 
u. 54 des G. A. XII: 67 angegeben ijt, die in dem 
$55 des gitierten G.Artikels erwähnte Konferenz 
a den Deputationen der Linder der ungar. 

rone und den übrigen Ländern Sr. Majeftit ab- 
gehalten und das libereinfommen, welches laut §§ 61 
u. G7 desjelben G.-WArtifels in dieſer Ungelegenheit 
von dem ungar. verantwortl. Minijterium und 
bem Winijterium der iibrigen Linder Sr. Ma— 
jeſtät einverſtändlich ausqearbeitet wurde, der land- 
tägl. Beratung unterjogen und gum Landtags- 
beſchluſſe erhoben worden ijt: fo wird dieſes Uber- 
einfommen refp. dieſer Reichstagsbeſchluß 
unter vad rake der Ganftion Gr. faij. 
finig!. Apoſtoliſchen Majeſtät hiemit unter die Lane 
desgeſetze aujgenommen”; wie folgt. — Es find hier 
die Stadien der Geſetzgebung gang genau marfiert. 
Wan; dadsjelbe foll es aud) bedeuten, was das mit 
Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reid srates 
erlafiene G. 24 XII 67, R. 3 ex 1868, fiir dic weſtl. 
Reidshilfte, wenn aud) unter dem Sdheine einer 
anderen Rechtsanſchauung, fagt: 

„Mit Besug auf das G. 16 VII 67, R. 97, 
und dag iiber die Berhandlungen der entfendeten 
Deputationen erridtete Schlufprotofoll 25 1X 
67, dann infolge der ——— Vereinbarung 
—5*— ben verantivortl Miniſterien der im 

eichſsrate vertretencn Königreiche u. Lander und 
der Länder Der ungar. Krone 19 XI 67 wird das 
Minifterium ermächtigt, das nachfolgende 
Ubereinfommen in Betreff der Beitragsleiſtung der 
Minder der ungar. Krone gu den Lajten der allg. 
Staatsſchuld abzuſchließen.“ 

Es ijt ganz klar, bak die Vereinbarung u. Feſt⸗ 
ſtellung durch Deputationen, Miniſterien, Parla— 
mentsbeſchluß u. Sanktion keinen internationalen, 
ſondern einen ſtaatsrechtlichen, unioniſtiſchen Cha— 
ralter trägt, — daß aber anderſeits nicht ein ge— 
meinjamer Reichstag, ſondern die zwei getrennten 
Parlamente der zwei verbundenen Staaten Ojterr. 
u. Ungarn beſchloſſen haben, — und dak die Par— 
lamente als die Bertretungsfirper der beiden Teile 
bejdjlojien haben und beſchließen mußten, dak aber 
jedes nur fiir fein Ländergebiet beſchließen fonnte 
und beſchloſſen hat, aber auch beſchließen mußte, 
weil es fiir fein Ländergebiet ein ſtaatsrechtl. Aus— 
gleichsgeſetz alzeptierte, eine Pflicht auf ſich nahm 
oder einen früher beſtandenen Rechtsanſpruch aujqab. 

3. Der Anhalt des Ubereinfommens 
iiber die qemejnjame Statsjdhuld. Was nun 
den Inhalt des Ubereinfommens über die gemein— 
fame Staatsſchuld, insbef. das Mah der Beitrige 
anbelangt, jo hat es den Unichein, als ob Ungarn 
nur zur Bededung der Zinſen einen Beitrag zu 


Geſetz. 


leiſten übernommen habe, das Kapital aber nicht 
mit getroffen fei; es geht aber aus bem G., insbeſ. 
aus bem § 6 bervor, dak die Beitriige aud anuj 
das Kapital zurückwirken, fo da} man fagen fann: 
die Beitrageleijtung gu den Zinſen der Staaté- 
ſchuld iſt obligatorijd, die Ubernabme u. Tilgung 
des entiprechenden Rapitalbetrages ſelbſt ijt faful- 
tativ. Die Pflicht Ungarns beſteht aber unmittel- 
bar nur gegeniiber den Reichsratsländern ju dem 
Sinjenbeitrage, nicht gegeniiber den einzelnen Obli- 
gationenbefigern zur Spezialauszahlung det fälligen 
Coupons oder Obligationen. 

Das geſetzl. Ubereinkommen oder vereinbarte G. 
behandelt in Bezug auf die Staatsſchuld meh rere 
materielle Fragen wu. aw. zunächſt die Berhilt- 
niſſe der alten, Dauernden oder fonjolidierten Staats: 
ſchuld, — dann aber auch die Frage der Aufnahme 
einer neuen gemeinfamen Schuld, — die Frage der 
bejtehenden ſchwebenden Staatsſchuld, — die Frage 
der gemeinjamen Eijenbahngarantien, — die Frage 
ber gemeinjamen Sentralattiva, — jowie die Form 
der Gebarung über dic monatlicje begw. jährl. Be— 
dedung der Beiträge fiir die gemeinſame Schuld, 
und es entftehen dabei ingbe}. die hochwichtigen 
Fragen, ob bei der fonfolidierten gemcinfamen 
Schuld bloß die Rinfen oder auch das Kapital re- 
partiert jei, — und ob neben der gemeinfamen 
idwebenden Schuld nod) cine befondere ſchwebende 
Schuld jedes Teiles und neben den gemeinjamen 
Staatsnoten etwa auch noc bejondere Staatsnoten 
jedes Tiles entitehen können? 

%) Bezüglich dex gemeinjamen fonfolidierten 
Staatsſchuld ijt vereinbart, dak vom 11 68 an— 
gefangen die Linder der ungar. Krone zur Bee 
dDedung der Zinſen fiir die bisherige alla. 
Staatafduld einen dauernden, ciner weiteren 
YUnderung nidjt unterliegenden —— von 
29,188,000 fl., darunter in klingender Münze 
11,776.000 fll., leiſten (§ 1). 

Rualeid ijt vereinbart, dak bis gum 1 V 6s 
eine .-Borlage gur verfaſſungsmäßigen Behand— 
{ung eingebracht werbde, wodurch die dermal be— 
ftehenden verſchiedenen Schuldtitel in mög— 
lichſt umfaſſender Weife in cine einheitl. Ren- 
tenjduld ——— und die Belaſtung der 
Finanzen mit Kapitalrückzahlungen möglichſt ver— 
mieden werde (§ 2). 

Die Unifikation der Staatsſchuld war alſo als 
eine vorzunehmende Novation durch die Aus— 
gleichsgeſetze vorgejdrieben und wurden zur Durdy- 
führung dieſer Nonvertierung der alten kon— 
jolidierten Staatsſchuld in cine einheitl. Renten- 
ſchuld die im Reichsrate vertretenen Minigreiche u. 
Minder berujen und mit Zuftimmung des Reichs— 
rates das G. 20 VI 68, SR. 66, über die Umwand— 
lung der veridiedenen Schuldtitel der bisherigen 
allg. Staatsſchuld erlafien. 

/ Was die Kapitalritdyahlung von jenen Schuld— 
titeln betrifft, die ihrer Natur nad zur Umwand— 
lung in dieſe einheitl. Rentenſchuld nicht geeignet 
ſind,“ ſo war nach dem Übereinlommen im geſetzl. 
Wege feſtzuſtellen, dak die zu dieſen Riidzahlungen 
erforderl. Geldmittel jährlich durch die Ausgabe von 
Obligationen der künftigen einheitl. Rentenſchuld 


Geſetz. 


aufgebracht und daß die durch dieſe Geldbeſchaffung 


hervorgehende Mehrbelaſtung von den im Reichs— 
rate vertretenen Königreichen u. Ländern übernom— 
men und von den Ländern der ungar. Krone hiezu 
nut cin fixer jährl. Beitrag von 1 Will. ö. Währ. 
B. B. und 150.000 fl. in flingender Miinge ge- 
leijtct werde; dagegen baben aber auch alle durd) 
dieſe Tilgungen in BWegiall fommenden Intereſſen 
jowie die von den Coupons u. Lotteriegewiniten 
der Staatsſchuld gu entridjtenden Steuern den im 
Reichsrate vertretencn Ländern zugute gu fommen 


(8 2). + 

Das Ubereinfommmen bejog fic) aljo fowobhl 
auj die zu unifizierenden Staatsiduldobligationen 
alg aud) auf Ddiejenigen Schuldtitel, welche nidt 
unifigiert werden fonnten. 
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Biwar werden nod) zwei wichtige Punkte vor- 
ausgeſchickt, dann aber heißt es in Bezug auf die 
gange gemeinſame Staatsſchuld in § 6, Al. 1, 2: 

„Beiden ReichSteilen ijt es freigeitellt, ihren 
Beitrag gu den Zinſen der Staaisſchuld durd) 
UAmortijierung von Sdhuldverfareibungen 
oder Kapitalsrückzahlungen in barem gu ver- 
minbdern. 

„Der dem effeftiven Zinſengenuſſe (§ 2) der 
gctilgten Schuldverſchreibung entipredende Betrag 
wird in dieſem Falle von der Leijtungsfduldigtcit 
det tilgenden Finanzverwaltung in Abfall gebracht.“ 

6) Es ijt alfo flar, dak jeder der beiden 
Teile nad Mag feines Beitrages gu den Zinjen der 
Staatsſchuld die Sdhuldverichreibungen auc) amor 


itifieren oder verhältnismäßig das Schuldfapital 


Da Ungarn bezüglich der Zinſen aller diejer | zurückzahlen fann, und dak daber das Über— 
Schulden nur gu dem unveränderl. Qabresbeitrage | cinfommen nicht bloß auf die Teilnahme an den 
von 29,188.000 fl. (wovon 11,776,000 in Silber) Sinfen, fondern relativ aud) an dem Kapital 
ju leiſten) ſich verpflicjtete, fo jolgte, daß die im ſich erjtredt. Es entiteht nur dic Frage, wie dieſe 
Reichsrate vertretenen Linder die Laften der! relativen Rückzahlungen von jedem Teile vollgogen 
linififation auf fid) nehmen muften. werden können. Es ijt flar, daß gegen Sablung 

Die nicht unifigierbaren Schuldtitel jollten bei | in Geld oder giiltiger Währung die Staatsfduld- 
der Riidgahlung durch Hinausgabe von Obligationen | veridreibungen von jedem Teile nach Verhiltnis 
der einheitl. Rentenfduld auf den Stand diejer ge- jeines Unteiles an den Zinſen eingelöſt werden 
meinjamen Rentenſchuld gebradjt werden und war können; ebenfo ſcheint die Einlöſung aud) aweijel- 
aud dieſes Geſchäft von den im Reichsrate ver- los zuläſſig gegen Erſatz durch Papiere, 4. B. Ren— 
tretenen Ländern gu übernehmen, dod) verpflichtete tenobligationen, welche nach dem beiderſeitigen Uber: 


ſich Ungarn, zu dieſer letzteren Kategorie von Laſten 
jährlich 1 Mill. ö. Währ. B. V. und 150.000 FL. 
in klingender Münze Silber) beizutragen. Dieſe 
150.000 fl. in Silber aber wurden zur Amortiſation 
des mit der alla. öſterr. Bodenfreditanftalt fontra- 
hierten und nahezu zur Hälfte auf ungar. Kameral⸗ 
gütern intabulierten Domänenanlehens beſtimmt, 
deſſen Verzinſung in dem im § 1 fſeſlgeſetzten fixen 
Jahresbeitrage begriffen ijt (§ 2, Al. 2). 

Nach volljtindiger Entlajtung der ungar. Mame: 
ralgiiter von diejen Unlehensintabulationen ijt des— 
halb die Sablung diefer 150.000 fl. Silber einzu— 
itellen und bat aud nad planmigiger (bis gum 
J. 112 fic) abwidelnder) Tilgung oder friiberer 
Zurüchahlung des ganzens Anlehens der jährliche 
fire Beitrag zu den 3 —* ſich um den auf Ungarn 
entfallenden Anteil an der Verzinſung des Do— 
mänenanlehens au vermindern (§ 2, Al. 3). 

Die in den ungar. Kaſſen angeleqten Rau- 
tionen u. Depofiten werden ſeinerzeit von der ungar. 
Finanzverwaltung zurückgezahlt werden. Die dafiir 
entjallenden Sinjen find aber in den firen Jahres— 
beitriigen von 29,188,000 fl. enthalten und werden, 
jofetn die Zahlung in Ungarn geſchieht, in diefe 








cinfommen fiir beide Teile giiltig find. — Wie jteht 
es aber mit der Frage einer weiteren Konver— 
fion? Da durch das vereinbarte G. 24 XII 67, 
R. 3 ex 1868 (G. A. XV:67), die Unifigierung 
der verſchiedenen Schuldtitel der gemeinfamen kon— 
ſolidierten Staatsiduld in eine gemeinjame ein— 
heitl. Rentenſchuld den im Reichsrate vertretenen 
Königreichen u. Ländern auferlegt und die Durch— 
führung dieſer Unifizierung ſowie die Verwaltung 
dieſer gemeinſamen Rentenſchuld zugleich mit den 
nicht unifizierbaren übriggebliebenen Schuldtiteln 
der Regierung dieſer Reichsratsländer übertragen 
worden iſt und Ungarn unter Abwehr jeder for— 
mellen unmittelbaren Schuldverpflichtung nur einen 
keiner weiteren Veränderung unterliegenden Jah— 
resbeitrag zur Deckung der Zinſen der bisherigen 
Staatsſchulden übernommen hat, ſo kann wohl kein 
Zweifel beſtehen, daß die im Reichsrate vertretenen 
Königreiche u. Länder bezw. ihre Regierung (jo 
wie fie in Vollziehung des § 2 deS vereinbarten 
G. 24 XII 67, R. 3 ex 1868, G. A. XV: 67, 
die Umwandlung der veridiedenen Schuldtitel der 
alten fonjolidierten gemeinfamen Staatsſchuld in 
eine einheitl. Rentenjduld durch bas G. 20 VI 68, 


Summe eingerednet. Dies wurde als Uber: | RW. 66, in möglichſt umfaſſender Weiſe durchgeführt 


gangbejtimmung beigejept (§ 2, WI. 4). 


haben) auch gur weiteren Webarung über die ge- 


Man fieht icon aus der Beſtimmung, dak die | meinjame allg. Rentenfchuld berufen find. 


150.000 fL, welche in klingender Münze gu leiſten 


Im 


J. 1903 wurde nun die Regierung der 


waren, zur Amortiſation des mit der allg. öſterr. im Reichsrate vertretenen Königreiche u. Lander 
Bodenkreditanſtalt kontrahierten Domänenanlehens durch das (in gleicher Weiſe wie das G. 20 VI 68 
beſtimmt wurden, daß die Teilnahme an den La: beſchloſſene) G. 16 11 1903, R. 37, ermächtigt, Ob- 
iten fic) nicht bloß auf die Binfen allein, fondern | ligationen det durch das G. 20 VI 68, R. 66, ge 
mittelbar auc) auf das Sehuldfapital mit zurück- ſchaffenen, in Noten und in Flingender Münze mit 
bezog. Nod) crfichtlicher u. beſtimmter geht dies | cffeftiv 4°2% verginslichen einheitl. Staatsſchuld 
aber aus dem § 6 des gejepl. Ubercinfommens| in mit 4% ſteuerfrei verzinsliche, auf Kronenwäh— 
hervor. rung lautende Obligationen umzuwandeln, oder aus 
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den durch Begebung folder Obligationen gu be— 
—— Geldmitteln zum Nennwerte zurückzu— 
ahlen. 

Jn Vollziehung dieſes G. 16 11 1903 hat dic 
Bjterr. Regierung, laut Kundmachung des k. k. 
Finanzminiſters 18 II 1903, R. 38, 

1. ſämtliche auf Uberbringer oder auf Na- 
men lautende Obligationen der in flingender 
Münze (Silber) verzinslichen einheitl. Staats- 
ſchuld mit den Zinſenfälligkeitsterminen vom 1. Ja: 
nuat u. 1. Suli, 

1. ſämtliche auf — oder auf Namen 
lautende Obligationen der in Noten verzinslichen 
einheitl. Staatsjduld mit den Zinſenfälligkeitster— 
minen vom 1. Mai u. 1. November, 

i. von den in Noten verzinsl. Obligationen 
der einheitl. Staatsſchuld mit den Zinſenfälligkeits— 
terminen vom 1. Februar u. 1. Auguſt die am 
Tage des Erſcheinens dieſer Rundmachung bejtehen- 
den, auf Namen lautenden Obligationen, fofern 
diefelben auf Betriige von mehr als 20.000 fl. aus- 
geitellt find, — zur Umwandlung cinberufen. 

Die Umwandlung wurde in glatter Weiſe 
pr apr Uber diefe Unuvandlung der 4°2 % igen 
einheitl. Rentenſchuld (in Gulden) in eine mit 4% 
verzinsliche gemeinjame Rentenfduld (in Kronen) 
hat Spitzmüller eine ſowohl die rechtlichen als 
die finangiellen Fragen eingehend erörternde Ab— 
handlung in der 8. f. Volfsw., Soy. u. V., heraus- 
gegeben von Bihm-Bawerk, von Anama-Sterned 
u. Ernſt v. Plener erſcheinen laſſen und auch in 
einer bei Braumiiller erſchienenen Separatausqabe 
publigiert. 

Die Gefamtheit diejer fonvertierten Obliga- 
tionen entiprict rechnungsmäßig nahezu gang den 
Obligationen, fiir deren Ainfen die Reichsratslinder 
allein aufzulommen batten; von den iibrigbleiben- 
den 42% igen Obligqationen faillt nur ein kleiner 
Teil den Reichsratsländern zur Laſt, der iibrige 
im J. 1903 nicht fonvertierte Teil der 42 3 igen 

emeinjamen Rentenſchuld wird bezüglich der fiir 
hn erforderl. Zinſen durch den von den Ländern 
der ungar. Krone iibernommenen Jabhresbeitrag 
—* und es iſt für dieſen Teil der gemeinſamen 

entenſchuld die Bezeichnung „der ungar. Block“ 
üblich geworden. Will man auch dieſen Teil zu 
geeigneter Zeit konvertieren, ſo iſt für die Reichs— 
ratsländer fein neues G. notwendig, denn die kak. 
Regierung iſt bereits zur Konvertierung der ge— 
ſamten gemeinſamen Rentenſchuld legitimiert. Da 
aber Ungarn, wenn auch nicht zur Verwaltung be— 
rufen, fo doch materiell fiir die Zinſen dieſer ge— 
meinſamen Rentenſchuld an Ofterr. verpflichtet iit, 
ſo wird es ſich wohl empfehlen, mit Ungarn eine 
Vereinbarung abzuſchließen, wonach auch dieſer 
Teil der gemeinſamen Rentenſchuld, der fog. ungar. 
Blod, ohne Belajtung Ojterr. durchgefiihrt wer- 
ben fann. . 

Uber die Regelung des zwiſchen Oſterr. u. 
Ungarn beſtehenden Verhältniſſes über die Staats- 
ſchuld (Blochſchuld) hat der Abgeordnete Chiari 
am 31 VII 1905 einen beachtenSwerten Bericht 
an den Derſchatta-⸗Ausſchuß des öſterr. A. H. er— 
jtattet. 


Geſetz. 


Bevor das G. (Ubereinfommen) von 1867 über 
die allg. Staatsſchuld gu der Frage der Aufnahme 
einer neuen gemeinjamen Schuld iibergebt, wird 
cin Grundjag fiir die —— beider Teile 
aufgeſtellt, welchen in einem G. formuliert zu fin— 
den einigermaßen überraſchen kann. Es heißt näm— 
lid im § 3: 

„Es wird ausdriidlid) feſtgeſetzt, daß die Her- 
ftellung des Gleichgewichtes zwiſchen den Cin- 
nahmen und den Erjordernijjen den leitenden 
Wrundfap der beiden Finangverwaltungen zu 
bilden habe. Im ungar. Terte wird ausdrücklich tek 

efept, dak vom 1168 —— das leitende 
rinzip der beiden Finanzverwaltungen die Her— 
ſtellung des Gleichgewichtes zwiſchen Einnahmen 
u. Erſordernis bilden müſſe. Sollte demungeachtet 
die Finanzleitung einer der beiden Reichshälften 
in die Lage kommen, die Bedeckung ihres Bedarfes 
oder ihrer Beitragspflichten aus den regelmäßigen 
Einnahmsquellen nicht aufbringen ju finnen, fo 
liegt ihr die Beſchaffung der hiezu nötigen außer— 
ordentl. Zuflüſſe auf eigene Rojten ob." 

Da bitten wir aljo ein noc) jtets wirkſames 
Ausgleichsgeſetz, durch weldjes die Pflicht der Her- 
jtellung des Gleichgewichtes beiderjcits als leitender 
Grundſatz ausdrücklich ausgejproden, gleichſam gu 
einer Forderung des gegenſeitigen Ubereinkommens 
gemacht worden iſt. Yo u braudjt es aljo nod) fo 
vieler, jteté wiederfehrender Refolutionen der Par— 
lamente, in denen diejer Grundſatz vielſach betont 
wird, nadjdem derjelbe ſchon durch ein Ausgleichs— 
geſetz als gegenſeitige Pflicht angeordnet ijt? 

Tatfache ijt es aber, daß das G. felbjt ſchon 
im aweiten Gage de § 3 einen breiten Weg für 
die ¥ lle eréffnet bat, in denen der gute Grund— 
jap des erjten Sages nicht erjiillt werden follte, — 
und Zatfache ijt es, dak der gute Grundfag lange 
Reit nicht erfiillt worden ijt, fo da neben der 
alten allg. Staatsſchuld feither beiderjeits cine große 
Summi von feparaten, getrennten Staatsjdulden 
der beiden Teile entitanden ijt. Die Kontrahie— 
rung von feparaten Anlehen der beiden Teile wurde 
fogar der geſuchte Weg bezüglich derjenigen Kojten, 
weldje * die Beſtreitung der gemeinſamen Ange— 
legenheiten beiderſeits beizutragen find, fo daß bis- 
ber nod) fein neues gemeinſames Anlehen entſtan— 
den ijt, obfdjon das Ausgleichsgeſetz die Möglich— 
feit eines ſolchen —— Anlehens vorſieht. 

b) Rontrahierung eines neuen gemein— 
jamen Anlehens. Schon das Grundgeſetz iiber 
bie gemeinjamen Angelegenheiten 21 XII 67 (G. A. 
XII: 67) erflirt nad) der Anordnung im § 3, daß 
iiber die Beitriige au den Koſten der gemeinſamen 
Ungelegenheiten cin Ubereinkommen bezüglich der 
beiderfeits gu decenden Quote abgeſchloſſen werden 
joll, im UL 2u. 3 des § 3: „Es fann jedoch aud 

ut Bejtreitung der Koſten der gemeinjamen Ange— 
—— ein gemeinſames Anlehen aufgenommen 
werden, wo dann auch alles, was den Abſchluß des 
Anlehens und die Modalitäten der Verwendung u. 


Rückzahlung betrifft, gemeinſam gu bebandeln ijt. 
„Die E. über die Frage, ob ein gemeinſames 
Anlehen aufzunehmen ijt, bleibt jedoch der Geſetz— 


gebung jeder der beiden Reichshälften vorbehalten.” 


Sejep. 


Der G. A. XIL: 67 hatte im Anſchluß an dic 
pringipielle Behandlung der alten allg. Staats- 
ſchuld im § 56 erfliirt: 

„In Sufunft aber wird die Kreditangelegenheit 
eine gemeinjame jein in ſolchen Fällen, wo ſowohl 
Ungarn als aud) die anderen Linder Sr. Maje- 
ſtät es unter den objdwebenden Verhältniſſen in 
ihrem eigenen Qnterejie fiir zweckmäßig halten 
werden, irgend ein neues Anlehen jujammen u. 
gemeinjam aufzunehmen. — Bei foldjen Anlehen 
wird alles, was fic) auf den Abſchluß des Ber- 
— und dic Modalitit der Benutzung u. Miid- 
jablung deS aujgenommenen Geldes begiebt, §° 
meinſam angeordnet werden. Die vorliufige Be- 
ftimmung dejjen jedoch, ob irgend ein Anlehen ge 
Mmeinjam aufgenommen werden joll, gebiihrt bei 
allen eingelnen Fallen in Hinſicht Ungarns dem 
ungar. Reichstage.“ 

Dabei hatte aber das ungar. G. (in § 57) 
nod) die feierl. Verwahrung beigelept: 

„Übrigens erflart Ungatn aud mittels dieſes 

Beſchluſſes feierlich, daß frajt jenes charg tiny ke 
des wahren Konjtitutionaligmus, wonach das Land 
ohne ſeine Einwilligung mit Sdulden nit be- 
lajtet werden past Ungarn aud) in Sufunft feine 
Staatsfduld in Bezug auf fic) fiir bindend an- 
erfennen werde, bei deren Aufnahme die auf gejepl. 
BWege und beftimmt —— Einwilligung 
des Landes nicht mitwirkte.“ 
. ym Sinne dieſer Beſtimmungen wird in dem 
Ubcreinfommen in Betreff der Kojten der Staats- 
ſchuld begiiglich eines etwaigen neuen gemeinfamen 
Anlehens im § 4 des öſterr. und ungar. G. iiber- 
einjtimmend feſtgeſetzt: 

„In Fallen, wo im Intereſſe beider Teile 
(deutſcher Lert: der gejamten Monarchie) außer— 
ordentl. Auslagen und insbefondere gur Be- 
bedung folder Bedürfniſſe, welche im Sinne der 
Pragmatiſchen Sanftion gu den gemein— 
ſchaftl. Angelegenheiten gehören, zu bejtreiten 
tommen und es ſich als zwedmäßig (ungar. Text: 
allenfalls als zweckmäßig herausſtellen ſollte, hie— 
für ein neues Anlehen —— im Sinne 
der §§ 56 u. 57 ded G. A. NIT: G7 deutſcher 
Text: auf gemeinjdajtl. Rechnung im Sinne des 
§ 3 de3 G., betreffend die allen Ländern der öſterr. 
Monardie gemeinjamen Angelegenheiten und der 
$$ 56 u. 57 des G. A. XIL: 67) mit Zuſtimmung 
der beiden Legislativen (Reichsrat u. Reichstag) 
gu —— werden die Zinſen, und falls 
eine Kapitalsrückzahlung bedungen ſein ſollte, 
aud) dieſe ungar. Text: auc) dieſes letztere) zwi— 
ſchen den Ländern der ungar. Krone und den übri— 

en Ländern u. Königreichen Sr. Majeſtät (deut= 
cher Text: zwiſchen den im Reichsrate vertretenen 
Königreichen u. Ländern und den Ländern der 
ungar. Krone in dem zur gel! der Rontrahierung 
des Anlehens beftehenden Beitragsverhältniſſe ju 
den pragmatifden Angelegenheiten gu teilen fein.” 

Es ijt aljo durch das vereinbarte Ausführungs 

— über die Beiträge zu den Koſten der gemein— 


amen Staatsſchuld 24 XI 67 (G. A. XV:67) be |f 


begiiglich Der Aufnahme cines neu zu fontrahieren- 
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efehen, dag dann dic Zinſen und allenfalls dic 
apitalsriidsjablung nad) dem zur Seit der 
Rontrabierung des neuen Anlehens bejtehenden 
Verhiltnis der Quotenbeitriige der beiden Teile 
gu den Rofien der gemeinfamen Yngelegenheiten 
ju teilen fei. 

Dies gilt fiir alle Fille der Aufnahme eines 
etwaigen neuen gemeinjamen Anlehens. Die Zu— 
lajfigfeit eines gemeinjamen Anlehens fiir ſolche 
Gegenſtände, die nicht formell gemeinſam find, 
finnte zweifelhaft jein; jedenjalls aber müßte fiir 
jede Art von gemeinjamer Anleihe ein doppelter 
Beſchluß der beiden Parlamente cintreten; und 
falls cin Unlehen fiir nicht gemeinfame Angelegen- 
heiten gemeinjam fontrabiert werden wollte, wiitde 
hiefür wohl die vercinbarte Quote nicht maßgebend, 
fondern erſt cin —— zu vereinbaren fein. 
Es wird jedoch ein gemeinſames Anlehen für nicht 
gemeinſame Angelegenheiten noch weniger als ein 
ſolches fiir gemeinſame Angelegenheiten fontrahiert 
werden wollen. Um ſo wichtiger erſcheint daher die 
prinzipielle Vorſchriſt, daß die Frage, ob ein ſolches 
gemeinſames Anlehen aufgenommen werden ſoll, 
nut mit Zuſtimmung der beiden Rarlamente Reichs— 
rat u. Reichstag) entſchieden werden fann. 

Dies hängt mit dem Verhältnis zuſammen, 
dak das es der Delegationen nicht bloß 
jachlid) auf die gemeinjamen Angelegenheiten be- 
ſchränkt, jondern auch bezüglich diefer nur auj die 
Bewilligung der jährl. Koften (des Erſorderniſſes 

erichtet und nicht einmal auf die Bededung diejer 
often auc) nur für cin Jahr, viel weniger auj 
die Bejtimmung einer linger gum Maßſtab der 
Bededung dienenden OQuote und nod weniger 
zur Bewilligung eines gemeinjamen Anlehens aus- 
gedehnt ijt. 

Die etwaige Aufnahme eines neuen gemein— 
famen Anlehens unterſcheidet fic) nod dadurch 
pon der Quote, dak die Frage der Aujnahme 
eines gemeinfamen Wnlehens der Erwägung der 
Barlamente frei anbheimgegeben ijt, während über 
die Quote der Beitriige su den gemeinſamen Koſten 
ein Ubereinfommen beider Barlamente geſchloſſen 
werden muh oder vom Raijer auf cin Jahr ent= 
fchieden wird. 

Die Aufnahme eines etivaigen neuen gemein= 
jamen Anlehens hat aber die Verwandtſchaft mit der 
Huote, dak im Falle der Aufnahme eines folchen 
neuen gemeinjamen Anlehens die Beiträge fiir die 
Zinſen u. Rückzahlungen nach dem yur Zeit be— 
itebenden Quotenverhältnis au teilen jein würden. 

c) Die qemeinfame ſchwebende Schuld. 
a) Das dritte durch das Ubereinfommen iiber die 
gemeinjame Staatsjduld im J. 1867 geregelte Ver- 
haltnis ijt die qemeinjame ſchwebende Schuld und 
es entiteht hicbei neben der Frage des Beſtandes 
derſelben auch die hochwichtige Frage der Gebarung 
iiber dieſelbe und ob nur durd) Vereinbarung bei- 
der Teile oder aud) cinen Teil allein Modififatio- 


nen in derjelben vorgenommen werden finnen, 


namentlich auch die Frage, ob auger den gemein— 
amen Staat8noten aud nod von den beiden 
Teilen jelbjtindig fiir fic) feparate Partikular— 


den gemeinjamen Anlehens fiir alle Halle vor- | Staat8noten geſchaffen werden können. 
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Das vereinbarte G. iiber die Staatsſchuld 
jagt in § 5: 

„Die in Staaténoten u. Münzſcheinen beſte— 
bende ſchwebende Schuld von gufammen 312 Mill. fi. 
wird unter die folidarifde Garantie beider 
Reichsteile gejtellt.” (Der Tert fiir, Ungarn fagt: 
unter die ,,gemeinjchajtl.” Garantie beider Teile.) 
Es fann wobl zwiſchen der ſolidariſchen und der 
gemeinjdajtl. Garantie hier fein Unterſchied ge- 
funden werden wollen, obgleid) der Ausdruck des 
deutſchen G. „ſolidariſche“ Garantie beſſer gu fein 
ſcheint, da ja auch die konſolidierte feſte Schuld eine 
gemeinſame iſt, wenn auch nicht beide Teile in 
solidum, ſondern nur nach einem beſtimmten Zinſen⸗ 
verhältnis für ſie haften, während ſie für die ſchwe— 
bende Schuld ſolidariſch haften. Dann heißt es 
aber weiter: 

„Da ferner die auf den Salinen Gmunden, 
Auſſee u. Hallein einverleibten Hypothefarideine 
im Betrage von 100 Will. fl, fiir deren Zine 
jen u. Amortijation der Anteil Ungarns bereits 
unter den §$ 1 u. 2 feſtgeſetzten firen Jahresbei— 
triigen begriffen ijt, mit Dem Umlaufe der Staats- 
noten in der Art in Verbindung gebracht find, dah 
die Summe der Hypothefarjdeine und der Staatd- 
noten zuſammengenommen 400 IIL. fl. nicht über— 
jteigen darf, dabei aber innerhalb dieſer Maxi— 
malgrenze die jeweilige Verminderung im Stande 
der Hypothekarſcheine durch Staatsnoten in der 
Sirtulation ju erfegen ijt, fo wird dieſe Garantie 
det beiden Reichsteile auch auf die aus dieſem 
Verhiltnijje hervorgehende eventuclle Vermehrung 
der Staaténoten ausgedehnt.” (Ungar. 6: ,,fo 
wird die Garantie ber beiden Teile auch auf die 
aus diejem Zuſammenhange mialicheriveije jeweiliq 
hervorgehende Vermehrung der Staatsnoten aus- 
gedebnt’”.) 

Es jind alfo die auf den Salinen von Gmun— 
den, Auſſee u. Hallein cinverleibten Hypothekar— 
icheine, „die Salinenſcheine“, einerſeits bezüglich der 
Beitragsleiſtung Ungarns zu den Zinſen mit der 
allg. fonjolidierten ju verzinſenden Schuld, ander— 
ſeits im Falle der Gintdeun u. Erſetzung durd) 
Staatsnoten mit der gemeinſamen ſchwebenden 
Schuld in Relation u. Verbindung gebracht. 

Daraus erklärt ſich zunächſt, warum das von 
uns bereits bei der feſten Schuld betrachtete Ver— 
hältnis der Rückbeziehung von den Beiträgen zu 
den Zinſen auf das Kapital der Schuld im G. 
ſelbſt erſt nach Beſprechung ſowohl der feſten als 
der ſchwebenden gemeinſamen Schuld im § 6 des 
Ubereinkommens beſprochen wird, indem es ſich 
eben auf die Teilnahme an der feften Schuld und 
auf die Salinen bezieht. 

Sodann aber driingt fic) die Frage auf, ob 
denn nur die auf den Salinen Gmunden, Auſſee 
u. Hallein einverleibten Hypothekarſcheine gu einer 
teilweiſen Fundierung der ſchwebenden Schuld die- 
nen oder ob aud) eine befondere Fundierung in 
Ungarn anzunehmen möglich und der Colidaritiit 
entiprecjend war. 

werner ijt es klar, dak fiir die jeweilig que 
Einlöſung gelangenden Calinenfdeine nad Mah 
dieſer ihrer Verminderung weitere gemeinjame 


Geſeb. 


Staatsnoten hinausgegeben werden können, ſo daß 
die gemeinſamen Staatsnoten allmählich bis zur 
völligen Erſetzung det Hypothekarſalinenſcheine bis 
aur Geſamtſumme von 400 Mill. fl. Staatsnoten 
ſich erheben finnen, weldje unter die folidarijde 
Warantie der beiden Reichsteile gejtellt bleibt. 

Es entiteht nun die Frage, ob jeder der 
beiden Teile, abgefondert von diefer gemeinfamen 
ſchwebenden Schuld, nod fpegiell fiir fid) allein 
eine ſchwebende Schuld fontrahieren fann und ob 
ev dies namentlid) durch Hinausgabe von partifu: 
liren Staat&noten fann. 

Es ijt fein Zweifel, dak jeder der beiden ver- 
glichenen Teile, Ungarn und die im Reichsrate 
vertretenen Königreiche u. Linder, jeder fiir fid) 
neben der Partizipation an der folidarifd) gemein— 
jamen ſchwebenden Schuld aud) nod) eine partie 
kuläre, fiir jeden Teil allein geltende ſchwebende 
Schuld fontrahieren fann. 

Es ſcheint aber auch fein Zweifel, dah er eine 
ſolche partikuläre ſchwebende Schuld nicht durch 
Hinausgabe von partikulären Staatsnoten begrün— 
den, ſondern nur durch andere Kreditoperationen 
bewirken kann. 

Es würde dies wohl ſchon aus der Zuſam— 
menfaſſung der ſchwebenden Schuld von 312 Mill. 
und der Salinenſcheine von 100 Mill. mit der Be— 
ſtimmung der zuläſſigen Menge von Staatsnoten 
und der Fixierung dieſer zuläſſigen Staatsnoten 
auf die höchſte mögl. Summe von 400 Mill. fl. 
hervorgehen. Es ijt aber ſowohl im ungar. als im 
deutichen Tert ber Bereinbarung auch gang aus— 
drücklich gefagt, indem nad) Beſprechung des Ver— 
hältniſſes der Salinenſcheine Al. 3 des § 5 aus— 
drüclklich hinzufügt: 

„Jede anderweitige Vermehrung der in 
Staatsnoten oder Münzſcheinen beſtehenden 
ſchwebenden Schuld ſowie die Maßregeln zu 
ihrer künſtigen Fundierung können nur im gegen— 
ſeitigen Einbernehmen der beiden Miniſterien und 
unter Genehmigung der beiden Legislativen (Reichs⸗ 
vat u. Reichstag) ſtattfinden.“ (Das ungar. G. 
jagt: zuſtande fommen.) 

6) Uilmaibl Herabminderung bis zur 
gänzl. Einlöſung der gemeinjamen ſchwe— 
benden Schuld. 

Dieſe Beſtimmungen über die ſchwe— 
bende gemeinſame Staatsſchuld gehen nun ihrem 
Ende zu. 

Schon das mit Ungarn vereinbarte G. 9VII 
94, R. 154 (G. MW. XXIV: 04), bat im § 1, Art. I, 
bejtimmt: 

„Auf Grund des Art. XIX (das ungar. 
G. fchaltet cin: de8 mit G. A. NVIIT: 92 ine 
artifulierten Art. XIX des Münz- u. Wäh— 
tungSvertrages 11 VIII 92) wird im gegen- 
jeitigen Einvernehmen feitgeiest, da von der ge- 
meinfamen fdjwebenden Schuld von 312 Mill. fl. 
6. W. in Staaténoten zunächſt cin Teilbetrag von 
200 Mill. fl. Gulden #. W. eingulijen iit. 

»Dicje Einlöſung hat durch die Cinberufung 
u. Einlöſung der Staatsnoten gu 1 fl. 6. W. und 
durch Einlöſung eines entipredenden Betrages von 
Staaténoten der anderen Kategorien zu erjolgen.” 


Geſeßz. 
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Art. ILL: ,,Staatsnoten von 5 begw. 50 fl. 5. W. 
find big Ende 1897 in einem Betrage einzulöſen, 
welder unter Zurechnung des Betrages der bis 
gu dem Tage, an weldjem diefes Ubereinfommen 
abgeſchloſſen wird, ausgegebenen Staatsnoten au 
1 = W. die Summe von 200 Mill. fl. 6. BW. 
erreicht. 


„Das f. ft. F. DM. und das königl. ungar. 
F. M. erlegen (nad) Art. V) ſukzeſſive und nach 
Makgabe des Bedarfes, in dem im Art. XIX des 
Miing- u. Währungsvertrages bejtimmten quoten- 
mäßigen Berhiltnijie (70% fiir die Linder ded 
Reichsrates, 30% fiir die ungar. Linder) 20 K- 
Stiide bis gum, Höchſtbetrage von 160 Will. fl. 
ö. W. bei ——— Bank. Von dieſem 
Höchſtbetrage werden ſonach auf das ka k. F. M. 
112 Mill. auf das königl. ungar. Miniſterium 
48 Will. fl. ö. W. entfallen. 

„Der Umlauf der Staatsnoten ijt nad Art. IX 
von dem Tage, an welchem dieſes Ubereinfommen 
abgeſchloſſen wird, auf jene Summe beſchränkt, 

che jich mit Rückſicht auf die nad) WI. 2 des 
§ 5 des G. 24 XII 67, R. 3 ex 1868, und beg. 
des G. A. XV =67 mit dem Umlauje der Staats: 
noten in Verbindung gebracdten Hypothefarjdeine 
(Rartialhypothefaranweijungen) im Höchſtbetrage 
von 100 Mill. fl. 6. W. nach Mbgug dev im Sinne 
dieſes Ubcreinfommens eingelijten u. vernidteten 
Staatsnoten ergibt.” 

Mit B.des Finangminijters 14 X11 06, R.230, 
wurde auf Grund des G. OVIT 94, R. 156, die 
ſchwebende Schuld in Bartialhypothefaran- 
weifungen auf den Betrag von 70 Mill. fl, — 
faut Rundmadung des F. M. 20 XII 98, R. 236, 
auf Grund des Yirt. VIII des Finanzgeſetzes fiir 
dag J. 1897 vom 26197, R. 34, auf den Betrag 
pon 49,505.000 fL, — laut Rundmadung des 
F. WM. 30 XII 99, R. 260, auf Grund des Art. LV 
des G. 26107, R. 33, — auf den Betrag von 
48,336.000 fl. bezw. nad) Abzug der bisher aus 
dem Titel der Berjihrung als getilgt aur Ab— 
idretbung gelangten Partialhypothefaranweijungen 
per 22.697 fl. 50 fr. 6. W. auf den Yetrag von 
48,313.302 fl. 50 fr. 6. W. herabgemindert, — 
und mit der höchſt bedeutfamen kaiſ. Verord— 
nung 211X 99, R. 176 (welder in Ungarn meh: 
tere G.⸗Artikel analog find), wird im zweiten 
Teile (weldem der G. A. XXXL: 00 entiprict) 
die gänzl. Einlöſung der gemeinſamen 
ſchwebenden Schuld in Staalsnoten ange— 
ordnet und eine Reihe von damit im Zuſammen— 
hange ftebenden Verfügungen erlaffen. 

Mit dex Durchführung diefer Vorſchriften hort 
das bisherige Verhältnis der gemeiniamen ſchwe— 
benden Schuld auf und die Kundmachung des 
F. M. 19 X 1900, R. 177, erfliirt: „Die Weba- 
rung der ſchwebenden Schuld in Bartialhypothefar- 
anweijungen geht nad) vollitindiger Durchfiibrung 
der Cinldjung der Partialpypothefaramweijungen 
in den die Sirfulation etjependen Staaténoten in 
Wemipheit der kaiſ. B. 21 1X 99, R. 176, 2. Teil, 
1. Rapitel, Art. 2, vom 1 XI 1900 an von dem 
f und k. Reichsfinangminijterium an da8 k. k. 
F. M. über.“ 


— — — — — — — — — —— —— —— — — ——— —— — 


d) Die Verbindlichkeiten für die ga— 
rantierten Eiſenbahngeſellſchaften. In dem 
Ubereinkommen über die Weitrageteiitun au den 
Lajten der allg. Staatsſchuld werden auc) die Zu— 
—— fiir die garantierten Eiſenbahngeſell— 
chaften behandelt und es erklären die beiden G. 
G. 24 XIL 67 und G. A. XV: 67 in § 7): 

„Was die BVerbindlicfeiten anbelangt, dic 
aus den den Eiſenbahngeſellſchaften zuſtehenden 
vertragsmäßigen Garantien hervorgefen, fo find 
diejelben von derjeniqen Reichshälfte, auf deren 
Territorium die betreffende Cifenbabn liegt, ju 
tragen, wobingegen diejer Reichshälfte auc die 
Rüchzahlungen zugewieſen werden, welche etwa von 
der betrefjenden Geſellſchaft auf die bis nun erbal- 
tenen Vorſchüſſe werden geleijtet werden. 

„In Betreff der beide Reichshälften durch— 
ſchneidenden Eiſenbahnen, namentlich der Südbahn, 
der Staatsbahngeſellſchaft und der zu erbauenden 
Kaſchau — Oderberger Bahn, dann der Donau- 
Dampjichiijahrt-Geiell{chajt foll ein befonderes Uber: 
einkommen getroffen werden.” Bal. § 2 des De- 
legationengejeges und Art. VIII des Zoll- u. Han: 
delsbiindnijies, G. A. XVI: 67, a. VIL 

Die Cijenbahngarantien find alfo nicht unter 
das Quotenverhältnis einbezogen, ſchon aus dem 
Wrunde, weil die Berfehrsinterefien nicht unter 
die ftreng gemeiniamen Yngelegenheiten gehiren, 
jondern 4 wie die nad gleichen au vereinbaren- 
den Grundſätzen zu regelnden Angelegenheiten 
auf bejonders gu treffende Spcgialvereinbarungen 
geſtellt. 

e) Die gemeinſamen Aktiva. Betreffend 
die gemeinſamen Aktiva wird eine beſondere Li— 
quidierungslommiſſion eingeſetzt zur Prüfung u. 
Richtigſtellung der Aktiva der Jentralfinanzen, 
welche mit Ausſchluß der jedem der beiden Teile 
zuſtehenden Steuerrückſtände und der im vorber- 
gehenden Baragraphen erwähnten Forderungen an 
die Eiſenbahngeſellſchaften zunächſt zur Dedung 
der am letzten Dezember 1867 bereits fälligen und 
nod) nicht behobenen Zinſen u. Kapitalsrüchzah— 
lungen beſtimmt jind (§ 8 des vereinbarten G. 
iiber die Beiträge zur Staatsiduld). 

Sum Schluſſe wird nod in § 9 die Beſtim— 
mung tiber die Art der Abſuhr der beiderieite 
ſchuldigen Beiträge getroffen: 

„Sowohl die dürch den Reichsrat vertretenen 
Länder, als auch die Länder der ungar. Krone 
verpflichten ſich zur Dedung ihrer Beiträge 
für die Staatsſchuld jeden Monat eine Quote ihrer 
Monatseinnahmen in Abfuhr zu bringen, welche 
zu dieſen in demſelben Verhältniſſe ſteht, wie die 
Summe jener Beiträge zu der Geſamtſumme des 
ihres Ausgabenbudgets des betreffenden Jahres. 

„Sollte die Geſamtſumme der monatl. Quoten 
die Summe jener Beiträge nicht erreichen, ſo ver— 
pflichten ſich jene Länder, die Differenz ohne Miid- 
ſicht auf ihre Einnahmen vollſtändig und in ſol— 
chen Zeiträumen abzuführen, daß der gemein— 
ſame Finanzhaushalt (ungar. G.: der Zen— 
tralfinanghaushalt) nicht ins Stocken gerät.“ 

Zu dieſen Beſtimmungen ſetzt das ungar. G. 
noch hinzu: 
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„In diefem Halle wird der gemeinjdajtl. Fi— 
nangminijter mit dem Finangminijter der Lander 
der ungar. Krone und reſp. mit dem der iibrigen 
ae Sr. Majeftiit das gehörige Ubercinfommen 
treffen.“ 

Außerdem fügt das ungar. G. nod cine Schluß⸗ 
klauſel hinzu, wodurch die Wirkſamkeit dieſes ver— 
einbarten G. bezüglich der Staatsſchuld mit den 
ähnlicherweiſe vereinbarten G. über die Quote der 
Beitriige gu den Koſten der gemeinfjamen Ange— 
legenfeiten und über das Holl= u. Handelsbiindnis 
in wed)jelfeitige Bedingtheit gebracht und 
dieſe gegenfeitiqe Abhängigkeit der G. ſcharf mar— 
tiert wird. „Gegenwärtiges G. tritt dann ing Leben, 
wenn defjen Dauer ſowie die rückſichtlich der Quote 
ut Bejtreitung der gemeinjamen Auslagen zu— 
* gekommene Ubereinfunft, wie auch das zwi— 
fdjen den Landern der ungar. Krone und den iibri- 
gen Ländern Sr. Majeftit ju ſchließende Zoll⸗ u. 
Handelsbündnis, durch die übrigen Lander u. König— 
reiche Sr. Majeſtät angenommen, und durch Seine 
f. und £. Apoſioliſche Majeſtät auch fiir die letzt⸗ 
erwähnten Linder und Königreiche fanttio- 
niert fein wird. 

Nach diefen grundlegenden Beſtimmungen wur- 
den alle dieſe Verhältniſſe behandelt und find neben 
den G. iiber die formell gemeinfamen Angee 
legenbciten eine große Bahl von G. über die nach 
8 eiden Grundſätzen gu behandelnden Ange— 
egenheiten nad) crjolater gegenſeitiger Paftierung 
etlajjen worden. 

VILL. Einfach qualifizierte, terminweije pat: 
tierte G. Das Quotengefeg. Au den wid 
tigften von Beit gu Zeit paftierten Geſetzen 
gebiten ingbe}: 

Das bereits mehrfach vereinbarte Geſetz 
über die Beitragsleiſtung der im Reichsrate 
vertretenen Königreiche u. Länder zu dem Auf— 
wande fiir die allen Ländern der öſterr. 
Monarchie gemeinſamen Angelegenheiten, 
zum erſtenmal erlaſſen am 24 XIIG7, 2.2 ex 1868, 
welchem bezüglich Ungarns der G. A. XIV: 67 
entſprach — das ſog. Quotengeſetz — wozu das 
G. SVI71, R. 49, als Nachttag folgte, wodurch 
das Miniſterium der im Reichsrate vertretenen 
Königreiche u. Länder zum Abſchluß eines Über— 
einkommens mit dem ungar. Miniſterium betref— 
fend die Beitragsleiſtung zu den gemeinſamen 
Angelegenheiten aus Anlaͤß des Uberganges eines 
Teiles der Militärgrenze aus der Militär- in die 
SBivilverwaltung ermächtigt wurde; weldje G. mit 
G. 20 XII 77, R. 114, bis Ende März 1878 ver— 
liingert, mit G. 27 VI 78, R. 61, bezw. G. A. 
XIX: 78 fiir Ungarn erneuert und bezüglich des 
Jollreinertrages präziſer geregelt — und mit G. 
2LV 87, R. 47, abermals fiir die Zeit 1188 bis 
3UXIL97 unter Modififation des § 2 des G. 
27 V1 78 weiter verlingert worden find. 

Schon aus diejen G. erfieht man, dah die 
nach gleichen Grundſätzen jftattfindenden Regelun— 

en der nicht fimultan gemeinſamen YWngelegen- 
—— in doppelter Weiſe ſtaufinden können, ent= 
weder durch von der Geſetzgebung ſelbſt paftierte 
M. oder durch geſetzlich paltierte Ermächtigung der 
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Miniſterien beider Teile zum Abſchluß eines ver— 
tragsmäßigen Ubereinfommens, alſo durch geſetz— 
lid) inftruterte oder genehmigte Verträge. 

Das Quotenverhältnis. Staatsredt- 
lide Paltierung. Die Fejtitellung des Quoten— 
verhältniſſes, nach weldjem die betden Teile der 
Monardie zur Decung der Koſten der fimultan 
gemeinjamen Yngelegenheiten der Monarchie bei 
gutragen haben, ijt feinem internationalen Ver— 
trage gu vergleichen, weil die Verpflichtung zur 
Decung der Koſten ſtaatsgrundgeſetzlich, aljo ver- 
fajiungémibig bereits feftitebt. 

Es ijt die Bereinbarung iiber die ju be— 
dedenden Anteile an den ſolidariſch bejtehenden, 
aber nad) dem Sabhlungsvermigen aujjuteilenden 
Kojten eine bereits verfaſſungsrechtlich u. gw. dau— 
ernd feftitehende Pflicht der realiter vereiniqten 
Staaten. 

Durd die Beftimmung, dak da Quotenaus- 
mah von Heit gu Beit durd) dic Parlamente beider 
Teile vereinbart werden foll, gewinnt dieſe Verein= 
batung allerdings fdeinbar den Charafter einer 
jteien internationalen Bereinbarung, fie ijt aber 
cine ſolche frete Vereinbarung nicht, fondern nut 
die Bereinbarung tiber die Repartierung der Laſt 
auf die realiter verbundenen Teile. Die ausdriid- 
fiche, verjajjungSgefepl. Forderung u. Pflicht, dab 
dieſe Bereinbarung iiber die Quote ſtets durd) gu 
entjendende Ausſchüſſe ober Deputationen der 
beiden Parlamente der zwei unierten Teile geſchehen 
foll, zeigt die ſtaatsrechtl. Natur diefer Vereinba— 
tung gang bejonders Ear. Denn die Deputationen 
werden nicht etiva, wie Juraſchek meint, als cine ſach⸗ 
verſtändige Enquete beigezogen, fondern fie haben 
den bet den Parlamenten ju jtellenden Untrag 
als parlamentariiche Ausſchüſſe zu vereinbaren, 
welcher Antrag allerdings durch die beiderſeitigen 
Regierungen den beiden Parlamenten zur Be— 
ſchlußfaſſung vorgelegt wird. 

Wenn es ein internationales Verhältnis wire, 
jo müßte der Entwurf der Vereinbarung wohl durd 
die minijtericlle BVertretung der beiden Teile oder 
vielmehr durd) auswärtige Miniſter und diploma 
tiſche Perſonen bewerfitelliqt werden; e& gibt aber 
gar feine internationale Bertretung zwiſchen den 
zwei Staaten, weil es fiir die beiden realiter ver- 
cinigten Staaten nur cinen Souveriin gibt, welder 
doch nicht bei fich ſelbſt Gefandte beglaubigen fann, 
ſondern welchem die gemeinfamen wie die geſon— 
derten Organe beider Staaten insgeſamt untertan 
und in jeinem Dienfte verpflidtet find. — Daher 
finnen auc) die felbjt ohne Verpflichtung der Wee 
meinfjamfeit zwiſchen den beiden Teilen obſchweben— 
ben Verhältniſſe nicht durch Geſandte, ſondern nur 
durd) dic Verwendung u. Vermittlung der beider- 
feitigen Staatsorgane zur Verhandlung u. Beratung 
bezw. BVereinbarung gebracht werden. Es fann da— 
het fiir die nach gleichen Grundſätzen zu regelnden 
Ungelegenheiten die Qnitiative der beiderjeitigen 
Regierungen oder es fann die Qnitiative der beider= 
ſeitigen Parlamente eintreten, wie dics im § 36 
des G. iiber die gemeiniamen Angelegenheiten fiir 
die nad gleiden Grundjipen gu regelnden An— 
gelegenbeiten vorgejehen ijt. 
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Für die Feſtſtellung des Quotenverhält— 
niffes ijt ſogar ausdriidlid) die Vorbereitung 
der Bereinbarung durch die Deputationen der 
beiden Barlamente vorgejdhrieben, wodurch der 
ſtaatsrechtl. Charafter ſcharf beleudhtet ijt. 

Und nod) ſchärfer wird der ftaatsrechtliche 
unionijtifche Charafter der Quotenfeſtſtellung durd) 
bas der Rrone vorbehaltene Refervatredt 
erwiefen, fraft defien Se. Majeſtät, im alle die 
beiden Barlamente cine Cinigfeit nidt ergielen, fiir 
ein Qabr die Quoten mit verpflictender Wirkung 
fiir beide Teile fejtitellen fann. Und der Monard) 
ſpricht u. enticeidet nicht als Schiedsrichter, fon- 
dern fraft feiner eigenen monarchiſchen Gewalt. 

Das ijt alles fo flar und entſchieden nicht 
international, fondern ſtaatsrechtlich, daß die Reals 
union hierin aud) ben flarjten Charafter der zu 
gleicher Zeit nicht bloß realen, fondern auch ftaate- 
rechtlich ſormalen Union erlanat. 

Die Quote wird aber nicht fiir immer, fone 
dern nur fiir cine Beriode vereinbart. 

Konnexität mit anderen G. Sie ijt bisher 
bereité dreimal geſetzlich auf je 10 Jahre verein- 
batt, feit Dem J. 1897 wegen nicht ergielter par- 
lamentarijcher Vereinbarungen durch A. E. (Aller— 
höchſtes Handſchreiben) feſtgeſtellt worden. 

Bei allen drei Vereinbarungen und bei den 
taiſ. Feſtſtellungen ijt die Quote in einer Weiſe 

ejeplic) feftgeitellt worden, daß aus den G. klar 

a ergibt, daß die Quote nidt als ein ifo- 
licrtes Verhältnis angejehen u. feſtgeſtellt 
worden ift. 

Abgefehen von den verfchiedenen Verhältniſſen, 
die zugleich mit der Quote zur Deckung der Koſten 
fiir die gemeinjamen YAngelegenbeiten beftimmt 
worden find, fo daß fich fiir die Deckung dieſer 
Koſten ein kombiniertes Verhältnis herausgebildet 
hat, iſt dieſes ganze Verhältnis und ſpeziell die 
Quote zugleich mit den Vereinbarungen über jene 
Verhältniſſe in Verbindung gebracht worden, welche 
zwar nicht formell gemeinſam behandelt, aber von 
Zeit zu Zeit nach gleichen Grundſätzen geregelt, 
ad eadem — gebracht werden ſollen. 

Schon die Vereinbarung über die Quote von 
1867 (G. 24 XII 67, R. 2 ex 1868) bat im § 5 
erflirt: 

„Die Wirkſamkeit dieſes Geieges (iiber 
die Beitragsleiſtung ufw.) tritt jedoch fiir 
diefe (im Reichsrate vertretenen) Königreiche u. 
Mander erſt mit bem Seitpunfte ein, in welchem 
bie entipredenden Beftimmungen iiber die 
Beitragsleiftungen gu den gemeinjamen An— 

elegenbeiten, dann die in Betrejf der Staats 

chuld und des Bolle u. HandelSbiindnifjes 

en Vereinbarungen in den Liindern 
einer ungar. Krone M.-Rrajt erlangen.“ 

Der § 5 des G. 27 VI 7H, M. G1, fiber die 
sia reg § der im Reichsrate vertretenen 
Königreiche u. Vander gu dem Aufwande fiir die 
allen Ländern der Hiterr. Wonarchie qemeinjamen 
Angelegenheiten ſagte in gleicher Weiſe: 

„Dieſes G. tritt gleichzeitig mit dem Boll: 
u. HandelSbiindniffe in der Vorausſeßung 
in Wirffamfeit, dah die entfpredenden Beſtim— 
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mungen über die Beitragsleiftung gu den ge- 
ase Angelegenbheiten in den Ländern Meiner 
ungar. Krone G.-Rrajt erla 

Und der § 2 des G. 21 
diefelbe Konnexität vor. 

&8 find alfo die Ouotenanteile von den ge— 
meinjamen Koſten ausdrücklich mit der Teilnahme 
an der allg. Staatsiculd, mit dem Boll- u. Han- 
belSbiindnijje, — alfo der Unteil des Reichsrats— 
Gebietes ausdriidlid) mit bem Anteile des ungar. 
Sebictes, ferner mit Ungarns Teilnahme an der 
Staatsſchuld und mit dem Beſtande des Holle u. 
Handelsbiindnijjes in Verbindung — worden; 
dasſelbe ijt bezüglich Ungarns gegeniiber den anderen 
Ländern der Fall; und falls cine Veränderung in 
Bezug auf dad Zoll- u. Handelsbiindnis oder in 
Bezug auf die Staatsiduld vor fic) gehen follte, 
haben fid) die beiden Teile ebenſo cin die Quote 
modifigierendes Recht vorbehalten, wie wenn in der 
an allein eine Veränderung vereinbart werden 
ollte. 

Das Quotengeſetz 21 V 87, R. 47, über 
die Beitragsleijtung der im Reidsrate 
vertretenen Königreiche u. Lander befteht 
nur aus zwei Paragraphen, von welchen der erjte 
Paragraph die Verliingerung des Quotengeſetzes 
bis 31 XII 97 unter Wbinderung des § 2 ded G. 
27 VI 78 augsipricht, wiihrend der zweite Paragraph 
die gleichzeitige Wirkſamkeit, alfo Konnexi— 
tit mit dem Zollzu. Handelsbündnifſe aus— 
ſpricht. 

Die Beſtimmungen dieſes Quotengeſetzes 21 V 
87 lauteten alfo: 

„Nachdem die Deputationsverhandlungen in 
Gemaßheit des G21 XII 67, R. 146, und des ungar. 
G. A. XII: 67 über die gemeinfamen Angelegen— 
heiten ſtattgefunden haben und die beiden Depu— 
tationen ſich dahin geeinigt haben, die Aufrecht⸗ 
haltung des gegenwärtig zu Recht beſtehenden 
Zuſtandes für weitere zehn Jahre in Vor— 
chlag zu bringen, finde Ich mit Zuſtimmung beider 
Häuſer des Reichsrates au verordnen wie folgt: 

„S1. Die Gültigkeit des G. 27 V1 78, R. 61, 
welche im Sinne des § 4 jenes G. mit 31 XII 87 
aufhört, wird für die Yeit vom 11 88 bis gum 
31 XID 97 mit der Modififation verlingert, 
dak an die Stelle des § 2 des bezogenen G. 
folgendes au treten hat: „Das Reinertragnis des 
als gemeinjame Cinnahme erflirten Zollgefälles, 
welches fic) nach Abzug der Mefillsriidgaben und 
Rückgaben der — — ſowie auf 
Grund des G. 27 111 69, R. 117, feſtgeſtellten Zoll— 
regiepauſchalien und des auf Grund des § 13, YL. 2, 
des G. 20 XIT 79, R. 136, an die Landesregierung 
Bosniens und der Hergegowina au entridtenden 
Zollpauſchales ergibt, ijt gur Dedung des Auf— 
wanbdes fiir die gemeinſamen bey, ir zu 
verwenden und deshalb von dem Erforderniſſe für 
die gemeinſamen Angelegenheiten vorweg abzu— 
ziehen. 

„Z2. Dieſes G. tritt gleichzeitig mit dem 
Sage ps Holle u. HandelSbiindniffe 
in der Vorausfepung in Wirkſamteit. daß die 
entipredjenden Beſtimmungen über die Beitrags- 


* 
87, R. 47, ſchreibt 


432 


leijtung gu den gemeinjamen Angelegenheiten in 
den Landern Meiner ungar. Krone G.-Kraft er- 
langen.” — Bal. G. A. XXIII: 87. 

Die unveriindert aujredt erhaltenen und fiir 
weitere 10 Jahre verlingerten Bejtimmungen des 
G. 27 V1 78 lauteten: 

„S 1. Bur Beftreitung de$ Aufwandes fiir dic 
im § 1 des G., betreffend die allen Ländern der 
Hjterr. Monarchie gemeinjamen AUngelegenheiten und 
die Urt ihrer Behandlung, als gemeinjam aners 
fannten Tc werden auf Grund des 
G. 8S VI71, R. 49, vorerſt 2% zu Laften des ungar. 
Staates in Rechnung genomnien und ju der nad 
Abzug dejjen verbleibenden Cumme haben die im 
Reichsrate vertretenen Königreiche u. Linder 70%, 
die Linder der ungar. Krone 30% —— 

($ 2 ijt durch die vorher zitierte Abänderung 
ded G. 21 V 87 modbdifiziert.) 

»§ 3. Sowobl die durd) den Reicsrat ver- 
tretenen Königreiche u. Linder als aud) die Linder 
der ungar. Krone verpflidjten fic), zur Decdung 
ihrer Beitriige jeden Monat eine Quote ihrer 
Monatseinnahmen in Abfuhr gu bringen, welche 
is dieſen in demfelben Verhältniſſe fteht, wie dic 

umme jenet Beitrige sur Geſamtſumme des Aus— 
—— des betreffenden Jahres. Sollte die 

cjamtiumme der monatl Quoten die Summe 
jenet Beitriige nidt erreichen, fo verpflichten fich 
die Lander, die Differeng ohne Rückſicht auf ibre 
Einnahmen volljtindig und in jolden Zeiträumen 
abzuführen, dak der gemeinjame Finanzhaushalt 
nicht in’ Stoden gerät.“ 

Der § 4 des G. 27 VI 78 iiber die Dauer des 
G. ijt Durd) die Verlingerung bis gum 31 XIE 
N7 erfept. 

Die im § 5 des G. 27 VI 78 enthalten ge: ; 
wejene Beſtimmung über die Konnexität, gleich— 
zeitige Wirkſamkeit des Quotengeſetzes mit dem 
Bolle u. Handelsbündniſſe ijt im § 2 des G. 21V 
87 neuerdings angeordnet. 

Seit dem J. 1897 wurden die Beitriige au 
den Kojten der gemeinjamen Angelegenheiten, da 
feine vereinbarten G. ergielt wurden, durd) A. E. 
jejtgeftellt u. gw. wurde durch das Allerhöchſte 
Handicdreiben 30 XII 97, R. 310 (an Minijter 
Frhr. v. Gautſch), fiir das abr 1898 fowie durd) 
das Allerhöchſte Handjchreiben 30 XII 98, R. 240 
(an Minijter Graf Thun), fiir dag Qabr 1890 
das von 1SS8—I897 (gefeplich) beftandene Ver— 
hältnis unverändert aujredt erbalten, durch das | 
Ullerhidite Handidreiben 30X11 99, R. 206 
(an Minijter R. v. Wittek), dabin abgeändert, 
vag für die Reichsratsländer der Betrag von 
6645),4%, für die ungar. Linder 335/j4% fiir dic 
Daucr der erften 6 Monate des J. 1900 beftimmt 
wurden, weldies Berhiltnis zunächſt durd das 
Allerhöchſte Handfdjreiben 27 VI 1900, R. 98 (an 
Minijter v. Roerber), fiir die Beit vom 1 VII 1900 
bis ZBOVI 1901 und dann weiter Jahr fiir Qabr 
durd) Allerhöchſte Handſchreiben mit den gleichen 
Projenten vom 1. Quli bis 30. Quni des nächſten 
Jahres und zuletzt mit Allerhöchſtem Handichreiben 
26 VI 1904, R. 66, mit dem gleiden Prozentſatze 
von Gt45/,,% fiir die im Reichsrate vertretenen ! 
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Königreiche u. Länder und 334/49 % fiir die Länder 
der ungar. Krone vom 1 VII 1904 bis 30 VI 1905 
jejtgeitellt worden ijt. Seither wird das Verhältnis 
der Beitragsleijtungen tatſächlich nad) diejen Be- 
jtimmungen in gleicher Weije fortgefiihrt. 

IX. Zoll- u. Handeledindnis. Das zweite, 
nad) qleidjen Grundlagen vereinbarte, höchſt 
widtige, mit dem Quotengeſetze in Konnexität ge— 
brachte und mit dieſem jugleid) wiederholt verlan- 
gerte u. erneuerte G. ijt Das G. iiber den Abſchluß 
eines Boll> u. Handelsbiindnifjes. 

Hiefür erging zuerſt das G. 24 XII 67, R. 4 
ex 1868, wodurd) das Minijterium der im Reichs— 
tate vertretenen Rinigreide u. Linder zur Ver— 
einbatung eines Solle u. Handel sbiind- 
nijfes mit dem Minijterium der Lander der ungar. 
Krone ermächtigt wurde, welchem G. der G. YW. 
XVI : 67 für Ungarn entiprad, in welchem nicht erit 
die Ermächtigung (gum Abjdhlujje) ausgejproden, 
fondern das bereits Bereinbarte in das G. des 
Landes aufgenomumen wurde. 

Das abgeſchloſſene Zoll- u. Handelsbiindnis 
ijt fo wichtig u. reichbaltig, daß es in Bezug auj 
die Erwerbs: u. Handelsverhältniſſe die mangelnde 
Einheit des Staatsweſens und die mangelnde Cin- 
Heit des Staatsbiirgerredtes jum Teil erſetzt, in- 
dem es cine volle Einheit des Bolle u. Handels- 
qebiete3 nad) innen u. außen und eine formelle 
Reziprozität fiir Gewerbe u. Handel der Biirger 
im Innern der beiden Staaten herjtellt. Die man: 
nigialtigiten Verhältniſſe der beiden Ländergebiete, 
det Einheit des Holle u. Handelsgebietes, der Gleich— 
eit der bejtandenen und fiinjtig au ſchließenden 
internationalen oll u. —— der glei⸗ 
chen Zolltarife u. Zollgeſetze, Einhebung u. Ver— 
waltung der Zölle und der Kontrolle hierüber, der 
Seeſchiffahrt u. Handelsflagge, der Flußſchiffahrten, 
des Eiſenbahnweſens, des Konſulatweſens, der 
gleichen Grundſätze fiir Salz⸗ u. Tabakgefälle und 
die indirelten Abgaben, welche bei der Produktion 
erhoben werden, der gemeinſamen Währung, des 
gleichen Maß-⸗ u. Gewichtsſyſtemes und des Pun— 
zierungsweſens, der formell gleichen Berechtigung 
der Handels⸗ u. Gewerbetreibenden mit Einſchluß 
det Handelsgeſellſchaſften in beiden Gebieten, der 
Hauſierbewilligungen, des Marken- u. Muſter- 
ſchutzes, des Poſt⸗ u. oy a. rea ere des geiſti⸗ 
gen Eigentumes, der Kredit- u. Borjchukanjtalten 
werden darin gregu und beziehen ſich infolge— 
deſſen eine ganze Menge von vereinbarten Aus— 
führungsgeſetzen, vereinbarten V. auf dieſes G. 
über das Zoll- u. Handelsbündnis. 

Bezüglich der Wirkſamkeit war eine zehnjäh— 
rige Dauer, mit Kündbarkeit zu Ende des neunten 
Jahres und Verlängerung auf weitere 10 Jahre 
im Falle der Nichtkündigung vorgeſehen, ſchon nach 
den erſten 5 Jahren ſollten aber Abänderungen 
beantragt werden können. 

Das Zoll- u. Handelsbündnis wurde vor Ab— 
lauf der erſten 10 Jahre von Ungarn gefiindiat, 
dann aber durch G. 20 XII 77, R. 114, G. A. 
XXVII:77, zugleich mit der Verlängerung des 
Quotengeſetzes, der —— über die Auslagen 
im Zollgefälle (G. 27 IL] 69, R. 117), des Uberein= 
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kommens mit der Nationalbank und des Vertrages 
mit der Lloydgeſellſchaft, der Zoll- u. Handelsver⸗ 
träge mit Frankreich, Italien u. Deutſchen Reich 
bis Ende März 1878 verlängert: 

mit dem G. 27 VI 78, R. 62, G. A. XX:78 
bis Ende 1887 und mit dem G. 21 V 87, R. 48, 
G. WU. XXIV :87 bis gum 31 XII 97 erneuert und 
im Falle der Nichtkündigung auf je 10 weitere 
Jahre verlingert crflirt. 

Bezüglich des ——— Effektes der 
Quoten war durch die Vereinbarung von 1867 
jeſtgeſtellt worden, daß die im Reichskate vertre— 
tenen Königreiche u. Länder 70%, die Länder der 
ungar. Krone 30% zur Beſtreitung des Auſwan— 
des für die ſimultan gemeinſamen Angelegenhei— 
ten beizutragen haben ſollten, . 24 XII 67, R.2 
ex 1868, $ 1. 

Dod) jollten vorerjt die Ertriignijje des Zoll- 
gefälles zur Dedung der gemeinjamen Rojten ver— 
wendet werden. 

Bon dem Reinertriigniffe des als ges 
meinjame Einnahme erklärten Zollgefäl— 
les waren vor allem die Steuerreſtitutionen fiir 
die über die gemeinjame Yollinie ausgefiihrten ver— 
ſteuerten Gegenſtände zu beftreiten und der Reſt zur 
Deckung der gemeinſamen Angelegenheiten zu ver— 
wenden und deshalb von dem Erforderniſſe fiir ge— 
meinjame WUngelegendeiten vorweg abzuziehen. Bal. 
$ 2 des G. uber die Beitragsleijtung 24 XII 67. 

Aus diefer Ro m bination awijden den Zoll— 
cintiinjten und der Quote allein jdjon ergibt ſich 
die nicht blog juriſtiſch formelle, fondern auch ſachlich 
tief beqriindete, juriſtiſche Bedingtheit der Quoten— 
höhe, als notiwendiger — daß die Quoten⸗ 
anteile nur unter der Vorausſetzung des gleichzeiti— 
gen Bejtandes des Zoll- u. Handelsbündniſſes feit- 
gejtellt worden find und verjtanden werden können. 

Sn dem G. 27 VI 78, R. 61, über die Beis 
traqsleijtung find im weſentlichen zwei Modi- 
fifationen neu vereinbart beat. klarer gejtellt und 
näher prigijiert worden, nämlich das Verhältnis 
det Quote mit Rückſicht auf die Provingialifierung 
der Militdrgrenge und mit Rüchſicht auf die 
Steuerrejtitutionen. Zunächſt wurden nämlich auf 
rund des G. 8 VI 71, R. 49 (womit der Ubergang 
eines Teiles der Militärgrenze in die Zivilverwal⸗ 
tung bedingungéiveife vereinbart worden ijt), vor— 
erjt 2% ju Lajten des ungar. Staates in Un- 
iprud) genommen und ju der nad Abzug dejjen 
verbleibenden Summe haben dic im Reichsrate ver= 
tretenen Siniqreide u. Linder 70%, die Linder 
der ungar. Krone 30% beigutragen. § 1 des G. 
27 VI 78, R. 61. 

Das Reinertriignis der Zolleinkünfte wird 
abermals zur Dedung der gemeinjamen Kojten be- 
jtimmt, —— aber angeordnet: 

„Von dem Reinerträgniſſe des als ge— 
meinſame Einnahme erklärten Zollgefälles, wel— 
ches ſich nach Abzug der Gefällsrückgaben u. 
Riidgaben der Zollgefällsſicherſtellungen ſowie der 
auf Grund des G. 27 IIL 69, R. 117, feſtgeſtellten 
Sollregiepaufdalien ergibt, werden vor allem 
die Steucrrejtitutionen fiir die über die ge- 
meinjame Sollinie aujgefiihrten verjteuerten Megen- 

Ofterr. Staatswörterbuch. 2. Aufl., 2. Bd. 
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jtiinde bejtritten und der Reft ijt zur Deckung der 
qemeinjamen Ungelegenheiten yu verivenden.” § 2 
des G. 27 VI78, R. Gl, Al. 1. § 2 dee G. 21V 
87, R. 48. Mit dem G. 20 XI 79, R. 136, wurde 
Bosnien und die Hergeqowina in da8 Holl- u. 
Handelsbiindnis einbezogen. 

Bezüglich der Steuerreftitutionen, welde 
vorber nur fumulativ und ohne Beziehung auf die 
beiden Reichsteile und die Gattungen der Reſtitu— 
tionen behandelt worden waren, wurde 1878 be— 
ftinumt und 1887 näher prigijiert: 

„Die Velajtung der im Reichsrate vertretenen 
Königreiche u. Linder und der Lander der ungar. 
Krone feit 1887 fowie der Linder Bosnien und 
der —— in Abſicht auf die erwähnten 
Steuerreſtitutionen bezw. Bonifikationen (jeit 1887) 
wird für jeden Steuerzweig, auf den dieſe ſich 
beziehen, nämlich für die Verzehrungsſteuer 
von der Biererzeugung, mit Ausnahme des 
Bierſteuerzuſchlages in ——— Städten, dann 
fiir die Vergehrungsfteuer von der Brannt— 
weinergeugung und fiir die Verbraudsab- 
gabe von der Rübenzuckererzeugung, ab- 
ghd in der Art durchgeführt, dak jeder 

eil von den während eines bejtimmten Golar- 
jabres in dem betreffienden —— gemein⸗ 
jam beſtrittenen Steuerreſtitutionen bezw. Bonifika— 
tionen, ebenſoviele Prozente zu tragen hat, 
als ſein Anteil an dem (ſeit 1887) von allen bei— 
den Teilen während desſelben Solarjahres in dem 
betreffenden Steuerzweige erzielten geſamten Brutto- 
erträgniſſe Prozente des letzteren beträgt.“ § 2 
G. 21 V 87, R. 48. 

Es wurde alſo der Rückerſatz jedem Teile in 
dem Prozentſatze zur Laſt geſchrieben, in welchem 
das ganze Land an der Geſamtprodulktion des be— 
trefienden Zweiges teilnimmt, mag der Export u. 
Miideriag im eingelnen von Biirgern des einen oder 
deS anderen Staatsgebictes veranlaßt worden fein. 

Als Bruttoertragnifje werden die während des 
betrejfjenden Solarjapres in dem fragl. Steuer- 
zweige bar oder in Wechſeln eingeflojienen Steuer— 
ſummen, nad Abzug der fiir Betriebsjtirungen 
erjolgten Steuerriidgaben, angenommen. UL. 3, 
1887 wörtlich iibereinjtimmend. 

Die definitive Abrechnung u. Ausgleichung 
zwiſchen beiden Teilen — der Steuerreſti⸗ 
tutionen erfolgt jährlich ſpäteſtens 12 Monate nach 
Ablauf des betreffenden Solarjahres auf Grund des 
geprüften Rechnungsabſchluſſes. Al. 4. 

Für die Manipulation u. Kontrolle find pro— 
viforijde Monatsrechnungen und definitive Jahres— 
tednungen vorgeſchrieben. 

Die Beftimmungen iiber die zur Deckung ihrer 
Beiträge jeden Wonat abzuführende Quote ibrer 
Monatseinnahmen, ſ. bei der vorhergehenden Be- 
jpredjung des Quotengeſetzes. 

Die Bededung der gemeinfamen Be 
dürfniſſe geht aljo jener der gejonderten 
Bedurinise por und es ijt dies um fo begreif- 
lider, al8 die Geſamtmonarchie fein Bejteucrungs- 
recht und feine Ddirefte Einfommenquelle bat und 
ohne Beſchluß beider Teile nicht einmal ein qe 
meinjames Anlehen aujnehmen fann, daher ohne 
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Guotenliejerungen der gemeinjame Finanghaushalt 
ins Stoden geraten, eventuell gar nidjt rechtlid 
geführt werden fonnte. Die Quotenbeftimmun: 
gen des G. 24 XII 67 galten fiir die Zeit vom 11 
68 bis 31 XIL 77. Die Beſtimmungen des erneuer— 
ten Duotengefeges 27 VITS galten fiir die eit 
1 VIL 78 bis gum 31 XII 87, da8 weitere Quoten— 
ejeh 21 V 87, R. 47, über die Beitragdleijtung 
is gum 31 XII 97. Ceit diefer Beit entidieden 
Allerh. Handſchreiben über die Veitragsleijtungen 
u. 31v., da ein Ubereinfommen nicht gujtande fam, 
fiir beide Teile, je fiir cin Jahr, aber definitiv, 
wãhrend das Zoll⸗ u. Handelsverhiiltnis terminiert 
u. fiindbar blieb. 

Uns der Kündbarkeit eines G., ſpeziell des 
Zoll-⸗ u. Handelsbiindnifjes, folgt aber nicht, dah 
mit der Kündigung auc alle in dem G. behan- 
delten Gegenſtände oder rechtl. Feſtſetzungen u. Be— 
ag ri jugleid) ihre Kündigung oder gleich ihr 

nde finden, denn es ijt ja miglid), daß rechtl. 
Bejtimmungen in dem fiindbaren Biindniffe ent- 
halten find, die Dauernder als das Bündnis felbit 
geregelt find und die nur des Susammenbhanges der 
ganzen Sacjen wegen in das Bündnis mit aujge- 
nommen find. 

So können H. BV. mit fremden Mächten be- 
zogen und dauernder geſchloſſen fein als das Bünd— 
nis felbjt; dann bleiben die verbundenen Staaten 
den fremden Mächten gegeniiber verpjlictet, auch 
wenn fie ifr Biindnis unter jich de futuro auf— 
heben wollen. Weitere Verträge migen dann be— 
züglich ihrer Abſchließung in Frage fommen fin- 
nen; die abgeſchloſſenen Verträge aber bleiben nach 
Mags ihres Anhaltes beftehen. Jn derjelben Weiſe 
finnen aud) G. vereinbart fein, wie 3. B. Baluta- 
geſetze, Eiſenbahngeſetze, Verfehrs- u. Handelsge- 
lebe, welche nicht mit dem Biindnis zugleich ge- 
— werden und zuſammenſtürzen müſſen, ſon— 
dern ſo weit ſie geſchloſſen ſind, beſtehen bleiben 
finnen, tenn aud) de futuro jeder Teil ſeine Selb- 
ſtändigkeit zurückerhält. 

tan val. insbeſ. die Art. IL u. IIL des Zoll— 
u. HandelSbiindnijjes über abgeſchloſſene u. abzu— 
ſchließende Verträge mit fremden Staaten, Art. IV 
über Zollgeſetze u. Zolltarife, Art. VI über die 
———— rt. VIL iiber die Gebunden- 
heit an die Wiener Kongrefafte u. Donauafte vom 
3. 1857, Art. VIII fiber Eiſenbahngeſetze, beſon— 
ders die Betriebsordnung und das Betriebsregle- 
ment, weldje fo lange in beiden Ländergebieten 
unverändert beobachtet werden, inſolange ſie nicht 
im g —— Einvernehmen und in einer für 
beide Teile gleichartigen Weiſe abgeändert werden, 
Art. IX über das Konſulatsweſen, Art. XII über 
die Währungsgeſetze, Art. XIII über das beſtehende 
metriſche Maß⸗ u. Gewichtsſyſtem und auch die Be— 
ſtimmungen über die Reziprozität der Staatsan— 
gehörigen jedes Teiles fiir Geſchäfte im Gebiete des 
anderen Teiles und beſonders die auf Grund der— 
ſelben erworbenen Rechte können nicht gleich mit 
dem Momente der Kündigung des Zoll⸗ u. Han— 
delsbündniſſes erlöſchen. 

Die Frage der Wirkſamkeit des Zoll- u. Han— 
delsbündniſſes im ganzen und die Wirkung einer 
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eventuellen Siindigung desſelben auf das ganze und 
auf die einzelnen tm ott u. Handelsbiindnijie an- 
geführten Bejtimmungen und auf Grund derfelben 
erworbenen Rechte verdient cine befondere Unter— 
fudjung. Das Zoll⸗ u. Handelsbiindnis fiir Cjterr - 
Ungarn durch das G. 24 XII 67, R. 4 ex 1868, 
für Dic Reichsratsländer, durd) G. A. XVI: 67 
fiir die Lander der ungar. Krone, fiir zehn Jahre 
begriindet, von Ungarn vor dem Endtermine ge 
fiindigt, wurde durch das G. 20 XII 77, R. 114 
(G. A. XXVIL: 77 fiir —— bis Ende März 
1878 verlängert, — dann durch das G. 27 VI 78, 
R. 62 (fiir Ungarn G. A. XX: 78), neuerdings 
auf die Zeit vom 1 VIL78 bis 31 XII S7 abge- 
ſchloſſen — worauf durd G. 20 XII 79, R. 136 
G. A. LIL: 79 fiir Ungatn), die Heritellung eines 
gemeinfamen Sollverbandes (Sollbundes) 
mit Bognien und det Herzegowina be— 
ſchloſſen worden ijt, worin die wejentlicdjten Be- 
jtimmungen des goa u. Handelsbiindnijjes auf 
Bosnien und die Herjegowina analog ausgedehnt 
find. Durd) G. 21 V 87, R. 48 (G. A. XXIV:s7 
fiir Ungarn), wurde das Zoll- u. Handelsbiindnis 
mit einigen Beriinderungen auf die Zeit vom 11 
88 bis 31 XID 97 neu geſchloſſen und wenn feine 
Riindigung erjolgt, von 10 zu 10 Jahren als fort: 
bejtebend anerfannt. 

Durch das G. 25 VII 91, R. 105 (G. A. XXIX 
fiir Ungarn), wurde die Aufhebung des mit dem 
bjterreungar. Lloyd bejtehenden Schijj.- und 
P. V. beſchloſſen. 

Durch das G. 27 XIT93, R. 191 (G. A. XLI: 93 
für Ungarn) wurden die Beſtimmungen des Art. XVI 
des verlängerten Zoll- u. Handelsbündniſſes be— 
treffend Erfindungen u. Gebrauchsmuſter ab— 

eändert und dieſe tn beiden Staaten geieptis ge⸗ 
a Durch G. 2711 97, R. 72 (G. A. VIII: 97 
für de wurden in teilweiſer Abänderung des 
Art. VI deS Zoll- u. Handelsbiindnijjes in Bezug 
auf die Entridjtung der Hafengebühr die beider- 
jeitigen Schiffe, Häfen, Rheden und andere 
Punkte der Seefiijte einander gleichgeitellt — 
und nun folgen pro 1898 und weiterhin fiir die 
Reichsratsländer, weil vereinbarte G. nicht zuſtande 
famen, faijf. V. auf Grund des 8 14 de8 St. G. 
21 XII 67, R. 141, mit provijorijdher G.-Kraft, 
während fiir die Lander der ungar. Krone jtets 
cigene, felbjtindige G. — allerdings mit der Be⸗ 
dingung der gages der ſachl. Vorſchriften u. 
Behandlungen — erlajjen werden. 

Xn diejer Weiſe erflofien: 

Die faif. V. 30 XII 97, R. 308, betreffend 
die proviforifche Aufrechterhaltung der Wirkſamkeit 
ber Beftimmungen des Holle u. Handelsbiindnij- 
ſes bis 31 XIT OS (analog G. A. 1:98 für Ungarn) ; 

die faif. B. 30X11 98, R. 239, betreffend 
die Verlängerung der Wirkjamfeit der Beſtimmun— 
gen des bisherigen Zoll- u. Handelsbiindnijjes bis 
31 XII 99 (analog &, A. TV:99 fiir Ungarn); 

und dic befonders umfangreiche faij. B. 21 1X 
99, R. 176, mit welder — fofern bis gum J. 1903 
ein Soll: u. HandelSbiindnis im Wege der Verein— 
barung nicht guitande fommt — das beftehende 
wirtichaftl, BVerhaltnis gu den Ländern der ungar. 
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Krone bis Ende 1907 aufrecht erhalten wird — für 
welche Verhältniſſe in Ungarn die G. A. XXX: 99, 
betreffend dic Ordnung der Solle u. Handelsver— 
hiiltnifie, XXXI: 99 fiber die gänzl. Einlöſung der 
ſchwebenden Schuld in Staatsnoten, XXXU: 99 
liber die Ergänzung dee G. A. XVIL: 92 betrefs 
fend die Fejtitellung der Kronenwährung und die 
weiteren G. A. XXXII bis Art. XXXIX : 99 er- 
laijen worden find. 

Um hier bei der Betrachtung der auf das Zoll— 
u. Handelsbiindnis ſelbſt fich begiehenden ungar. 
GaArtikel zu bleiben, jo wurde ſchon der G. A. 1:98 
mit der Berliingerung der Solls u. Handelsvor- 
ſchriften bis 31 XLT 98, auf Grund des § 68 des 
G. MU. XID: 67 als felbjtdndiges G. beſchloſſen. 
Der G. A. IV:99, welcher die Zoll- u. Handels- 
vorfdriften big 31 XII 99 unverindert aufrecht er- 
halt, hebt ausdrücklich hervor, daß infolge des nicht 
zuſtande gefommenen Joll- u. Handelsbiindnifies 
auf Grund und im Sinne des § 58 des G. A. 
XII:67 fiir die Linder der ungar. Krone der 
tedtl Zuſtand des felbjtindigen Zollge— 
bietes etngetreten fei. 

Und der G. A. XXX:99 fagt die beiden 
§§ 58 u. 68 des G. A. XID: 67 gufammen und 
hebt mit Betonung hervor: 

„Da zwiſchen den Ländern der ungar. Krone 
und den tm Reichsrate vertretenen Königreichen u. 
Vindern bas Soll wu. HandelSbiindnis ente 
fprediend dem § 61 ded G. A. XII: 67 nidjt gu 
ftande gekommen ijt, iſt im Grunde und in We: 
mäßheit des $ 5S des G. YW. XII: 67, laut deffen 
die Lander der ungar. Krone als von den übri— 
gen Ländern der Wonarchie rechtlich write 
Minder im BWege ihrer — verantwortl. Re: 
gierung und ibrer Geſetzgebung verfiigen und ihre 
Handelsangelegenheiten durch Zollidranten rez 
geln finnten‘, binfichtlid) der Lander der ungar. 
Rrone der Rechtszuſtand des felbitandigen 
Jollgebietes eingetreten. 

„Dementſprechend und im Grunde des § 68 
ded G. A. XID: 67, faut deffen ‚das Land fich fein 
ſelbſtändiges gefepl. Verfügungsrecht vorbehalt und 
alle feine Rechte aud) dieSbeziiglich unverlept auf— 
recht bleiben‘, wird angeordnet, wie folgt.” (Folgen 
die $8 1 bis 6.) 

Tatſächlich wurden durch dicien ſelbſtändi— 
gen G. A. XXX:99, unter der Bedingung der 

eziprogitit, fiir die ander der ungar. Krone die 
jelben Beftimmungen aufrecht erhalten, welche fiir 
die ReichSratslander durch die faif. B. 21 1X 99, 
R. 176, auf Grund def 8 14 dea G. 21 XII 67, 
R. 141, weitermwirfend erklärt worden find. 

Es wire wohl angezeigt, an dieſes eigentüml. 
Verhältnis ſowohl juriſtiſche als polit. u. ötono— 
miſche Betrachtungen anzuknüpfen, aber es iſt hier 
nicht der genügende Raum dafür. Ich verweiſe nur 
auf die Debatte im ungar. Heidstage 5—-8 VIL 
1904, in weldjer die Geſchichte des Art. XXX: 99 
zur Erörterung fam, wobci fic) det frithere Wie 
nijterprajident Baron Banffhy fait gang ohne Ar— 
gumente gegen, der Miniſterpräſident Graf Ste- 
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etinnere meinerſeits daran, dak der ungar. Reids- 
tag bereits im . A. LIX ; 1715 dbieelucubratio 
et promotio Systematis in Politicis 
Militaribus et Oeconomicis fiir beilfam, 
dem ganjen Königreiche nützlich und allererjt not= 
wendig erfldrte und eine große Kommiſſion hiefür 
einjepte, fiir welche durch Se. Majeſtät pon Seiner 
Seite Kommiſſäre ernannt werden follten, welche 
zuſammen da8 Rejornuverf ausarbeiten und am 
nächſten Reichstage dem Könige und dem Reichs— 
tage zur Mevijion und E. vorlegen follten; 

dak dieſes Werf bei Annahme der Pragma— 
tifhen Sanftion in Ungarn im finigl Detrete § 1 
ausbdriidlich berujen und als eine Hauptaufgabe 
erklärt wird, wobet fic) im Zuſammenhange mit 
den Beſtimmungen der Pragmatiſchen Sanktion, 
die früher nur Elucubratio genannte Aufgabe als 
cine Accommodatio Politicorum, Mili- 
tarium et Oeconomicorum baritellte, dap 
bie Durchführung dieſer Accommodation 
aljo cine mit der Praqmatifden Sanftion 
ausdriidlid) perbundene Aufgabe war, — durch 
welche eine gum Erbrechte der Dynajtie hinzutre— 
tende Unio in omnem casum, etiam contra 
vim externam, cum vicinis Regnis et Pro- 
vinciis haereditariis aufgerichtet werden follte, — 
welche Mufgabe auch weiterhin durch verfchiedene 
G.⸗Artikel urgiert, aber nicht ausgeführt murde, 
jo dak jie erſt durch die Ausgleichsgeſetze von 1867 
ihte Vollziehung erfuhr. 

Die wenn auch nicht als formell u. ſimultan 

emeinſam erklärten, ſondern nur nach gleichen 
Grundſätzen behandelten Angelegenheiten, insbeſ. 
aud) das Zoll- u. Handelsbündnis, ſtehen daher 
mit den bet Erlaſſung der yh rit Sanktion 
gegebenen Aufgaben ganz im Einklange und ſind 
eine förml. Frudtbarmacdung des Rechtsbeſtandes 
der Pragmatiſchen Sanktion. 

Was die Zollverhältniſſe insbeſ. betrifft, jo 
kann noch daran erinnert werden, daß der ungar. 
Reichstag die Aufhebung der ehemaligen Rollbe- 
ſchränkungen und die freie Einfuhr der ungar. Pro— 
dukte nad) den öſterr. Ländern immer u. immer 
wieder verlangt hat, bis endlich die Zwiſchenzoll⸗ 
linie fiel. Es wire mun jonderbar, dak fie gerade 
liber Verlangen Ungarné wieder aufgerichtet wer— 
den ſollte. 

. XX. Stadien u. Kormen der Geſetzgebung in 
Oſterr.⸗Ungarn. Rect der Prone und der Volks— 
vettretung. Jedes G. foll alS anordnender 
Wefamtwille bes ganzen Staates gelten; 
baber fein G. ohne Zuſtimmung ber das Volf 
als Einheit reprifentierenden parlamentart: 
ſchen Körberſchaften und ohne vollftindig über— 
einitimmenden Befehl des die Autorität des Staa— 
tes veprijentierenden Trägers der Staatsge- 
walt, alfo ded Trägers der Rrone, oder im Falle 
feiner Handlungsunmöglichkeit des zu feiner Vers 
tretung geſetzlich berufenen Regenten entitebt. 
Die Macht eines den Monarchen vertretenden 
Regenten fann fic) logiſcherweiſe auf die Abän— 
derung des ſeiner Bollmadt zu Grunde liegenden 


phan Tisza mit kräftigen Argumenten fiir das Rechtes des Trägers der Krone ſelbſt nicht er- 
Zoll⸗ u. Handelsbündnis ausſprachen — und ich ſtrecken, daher in manchen Staaten, wie z. B. 
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in Bayern, während der Zeit einer Re entſchaft Reichstag, in den Delegationen und den L. T. 


Verfaſſungsänderungen überh. als unzuläſſig er— 
flirt find. 

Auf die das Recht des Triigers der Krone 
felbjt nicht betrefjenden Whinderungen der G., aud) 
der Verfaſſungsgeſetze, fann fic) aber das Recht 
des vertretenden Regenten wohl erjtrecen. 

1. Cinberufung der parlamentarijden 
Reprajentativfirper. Kein G. fann vom Trii- 
ger der Krone oder feinem Vertreter gegeben wer— 
en ohne Zujtimmung der durch die Berjafiung 
ut Teilnahme an der Gere ebung berufenen, das 

olf reprafenticrenden Körperſchaften, dae 
her, um dies ſcharf gum Ausdrucke au bringen, die 
parlamentarifden Körperſchaften zu ihrer verjal= 
ſungsmäßigen Tätigkeit vom Träger der Krone 
ſelbſt einberufen werden. 

Der Kaiſer u. König bezw. der ihn geſetz— 
lich vertretende Vormund oder Regent iſt in — 
Ungarn zur Einberufung aller parlamentariſchen 
Körperſchaften ausſchließlich berechtigt bezw. inner- 
halb beſtimmter Termine verfaſſungsmäßig ver— 
pflichtet; 

et beruft die L. T. jährlich einmal, in der 
Regel in die Landeshauptſtadt; § 8 LV O.; 

den Reichsrat alljährlich, womöglich in den 
Wintermonaten; 8 10, 21 XII67, R. 141; 

den ungar. ReidStag jährlich nad) Budapejt, 
jojern es die Umſtände erlauben, in den Winter- 
monaten; § 1 G. A. IV: 48; 

die Delegationen alljährlich regelmäßig einmal, 
§ 11 des &. fiber die gemeinjamen Angelegen— 
heiten; 21 XII 67, R. 146; 

in der Regel abwedjelnd in bem einen Jahre 
nad) Budapeft, in dem anderen nad Wien; § 3z 
des G. A. XII: 67; 

bei auferordentl. Veranlajjungen auch ster, 
vgl. § 32 G. W. XII: 67; 

den froatijden L. T. G. A. XXX: 68 § 47; im 
Falle der Auflöſung des kroatiſch-ſlavoniſchen L. T. 
nad) dem Zuſatz zu § 4 G. A. XXXIV: 73 nach 
3 Monaten. 

Beſondere Einberufungspflicht in Un— 
garn. Sm Falle Se. Majeſtät den ungar. Reid s— 
tag auflöſt, hoe oder ſchließt, bevor nod) vom 
Miniſterium die abgefdlojienen Rechnungen eine 
gereiht und das Budget fiir das nächſte Jahr 
vorgelegt wurde und der Reichstag hierüber Be— 
ſchluß jafjen fonnte, ijt der Reichstag noc) im Laufe 
deSfelben Jahres derart rechtzeitig wieder einzu— 
berujen, daß ſowohl die abgeſchloſſenen Rechnungen 
als das Budget für das künftige Jahr vom Reichs— 
tage noch vor Ende des Jahres in Beratung ge— 
zogen werden kann; G. YW. X: 67. 

Da nad) G. A. 111:1791 im Falle eines 
Thronwechſels der nachfolgende Erbkönig binnen 
6 Monaten nad dem Todestage des Vorgängers 
gefrént werden, vor der Krönung aber das Königs— 
diplom ausjertigt und bei der Krönung der Cid 
abgelegt werden joll, fo muß in dieſem Falle der 
Reichstag friiher einberujfen werden. 

2. Qnitiative su Geſetzanträgen. Das 
Redt der Anitiative gu G. jteht ſelbſtverſtänd— 
lich itberall fowobl im Reidjsrat als im ungar. 


unächſt det Krone gu, weldje dasjelbe durch 
Senehmigung von Vorlagen der regierenden Mi— 
nijterien augiibt. Auch in den L. T. find die Re- 
en Borlagen der Miniſterien (nicht 
er Statthaltercien). 

Die Ermächtigung der Regierung zur Cin- 
bringung einer Vorlage ijt von der Sanftion 
durchaus verſchieden, weshalb dic Sanftion, aud 
wenn an der Regierungsvorlage gar feine Verände— 
TUNG Dorgenommen wird, veriweigert werden fann. 

Die vorhergehende Ermächtigung ju einer Re— 
gierungsvorlage ijt eben bloß die — ung 
gut Einbringung einer parlamentariſchen Borlage, 
weldje aud) fiir die Krone die weitere freie Er— 
wiigung nicht vermindert. Es ijt in der neueren 
Beit in Ungarn üblich geworden, von einer ,,Bor- 
janftion” der G. gu reden, womit man die Ge— 
nehmigung der Krone zur Cinbringung einer Re— 
gierungsvorlage bezeichnen will. — Sprach⸗ 
gebrauch ſcheint vom konſtitutionellen Standpunkte 
aus ſowohl von Seite der Krone als von Seite 
der Volksvertretung meiner Meinung nach kaum 
pu billigen; — vom Standpuntte des Bolfes aus 

eShalb nidt, weil dDadurd) das freie Prüfungsrecht 
der Volfsvertretung Einbuge erleiden finnte, indem 
es ſcheinen könnte, al ob die Volfsvertretung durch 
die Borjanftion ſchon cinigermagen zur förml. 
Annahme der Vorlage verpflichtet fei, — und vom 
Standpunfte der Mrone aus deshalb nicht, weil 
die Krone das freie Priifungs- u. Genehmigun 8- 
recht der wirfliden abjdlichenden Canttion be- 
eintriidjtiqt ſehen finnte. 

Der Ausdrud „Vorſanktion“ ijt aud) deshalb 
unrichtig, weil in dem Falle, wenn es eine wirfl. 
Santtion wire, die wahre Sanftion bet unver- 
änderter Unnahme der G.-Vorlage nicht mehr not- 
wendig wäre. Es ijt aber unzweiſelhaft, dag auc 
in dem Falle der unverinderten Annahme der Re- 
sm gr durch die Volksvertretung die 
Santtion des G.Beſchluſſes durch die Krone noc 
nadjolgen muf, weshalb die Berwilli ung zur Ein⸗ 
bringung einer Vorlage gar teine Gan ion, aljo 
aud) feine Borjanttion ijt. 

Die Sanftion ijt eine dem G.-Befehl zu 
einem beſchloſſenen G. autoritativ u. abſchließend 
hingutretende Verfügung der Krone; jie fann daber 
nur nad) dem Abſchluſſe der parlamentariſchen Bere 
handlungen und in genauer Ubereinftinmmung mit 
dem vom Parlament befdlofjenen Entwurf ded 
G. ftattfinden. Sie muß durch) eigenhändige Unter- 
ſchrift des Driginalgefeptertes geſchehen, weil fie 
cin Regierungsaft des Raijers ijt, jeder Regie 
rungsakt des unverantwortl. Monarden der Gegen- 
zeichnung mindeftens eines verantivortl. Minijters 
edary, eine Gegenzeichnung aber nicht miglich ijt, 
wo feine Unterzeichnung vorhanden ijt. 

Pa die fonftitutionellen G. im Geijte des 
ganzen StaatSvolfes gegeben fein follen, fo ftebt 
bas Recht der Anitiative gu Gejepen in den 
modernen Verfaſſungen auch den reprijentativen 
Legislativkörperſchaften gu. 

Wahrend das Recht der ſtändiſchen Verſamm— 
lungen auf das Bejchwerderecht, Gravaminalredt 
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bezüglich ihrer Privilegien beſchränkt, nach der ver— 
neuerten &. O. fiir Böhmen von 1627 das Recht 
zur Qnitiative fiir Erlaſſung von G. den Mite 
qliedern des L. T. ſogar unter Strafe der belei- 
digten Majeſtät verboten war, und aud) nad) den 
erſten fonjtitutionellen Verfaſſungen in Deutich- 
land, fo nach der Verfaſſung von Bayern von 1818 
dem &. T. unterfagt war und erjt im J. 1848 
durch ein befonderes Berjaffungéaciep gejtattet 
wurde, — ijt in den neuecren BVerfajfungen 
iiberall, befonders aud) in Ofterreid-Ungarn 
das Redht sur parlamentarijdhenQnitiative 
ut Gefepgebung vorgefehen; val. L. O. von 1861 
if: 


13 ded St. G. fiir den Reichsrat 21 XII 
67, R. 141, — G. A. X: 1791; 

fiir dic Delegationen §$ 14 des G. 21 XII 67, 
R. 146, — § 44 des G. A. XII: 67. 

Für die Beſtimmung der Quoten zur 
Bededung der Rojten der fimultan gemeinjamen 
Ungelegenheiten ijt der Weg der Qnitiative der 
beiden Rei Hs parlamente Reichsrat u. Reichs- 
tag) durch von ihnen ju entiendende ,Deputa- 
tionen”, welche einen pling | auszuarbeiten 
haben, der dann durch die beiden Regierungen den 
betrefſenden beiden Parlamenten geſondert zur Be— 
ſchlußfaſſung vorzulegen iſt, ſogar ng Ber vor⸗ 
geidjrieben, § 36 des G. 21 XIL 67, R. 146, und 
ee 18—22 des G. A. NIT: 67. 

Ym Falle cine fibereinjtimmende Beſchluß— 
jajiung der beiden Barlamente, welche von der 
Rrone beiderfeits au fanttionieren ijt, nicht zuſtande 
fommt, ift wegen der dauernd unerläßl. Notwendige 
feit der Bededung dieſer Koſten ein fiir ein Jahr 
entſcheidendes Reſervatrecht der Krone — Spe ying 
G. A. XIL:67, § 21; — @. 21 XI1 67, R. 146, 
$3, wobei yu bemerfen ijt, dak es im G. A. XII 
nur heift, daß Se. Majeſtät auf Grund der unter- 
breiteten Daten die Frage löſen wird, während im 
8 3 des öſterr. G. ausdrücklich priizifiert ijt, dab 
der Kaiſer dieſes Verhältnis nur auf die Dauer 
eines Jahres beſtimmt. Es iſt dies aber auch der 
Sinn des ungar. G. 

Dieſe vom Kaiſer u. König erfolgende, jedoch 
nur für ein Jahr mögliche Allerhöchſte E. über das 
Beitragsverhältnis für die Koſten der gemeinſamen 
Angelegenheiten iſt nicht bloß von proviſoriſcher, 
ſondern von definitiver G.Kraft. 

3. Beſchlußfaſſung für die Geſetze. 
A.Reichsgeſetze HöherqualifizierteReichs— 
geſetze. Bezüglich der erforderl. Beſchluß— 
faſſung für die G. tritt der beſonders wichtige 
Unterſchied der höher qualifiziexten und der 
geringer qualifizierten G. auch in Oſterr. hervor. 

a) Die Pragmatiſche Sanktion. Es gibt 
G. die fo Hod qualifiziert find, daß fie ohne 
Sujtimmung der durch fie beredhtigten Per 
fonen (oder jyaftoren) nicht abgedndert were 
den finnen. 

Su diejen, ohne Zuſtimmung der durch fie 
Berechtigten nicht abiinderl. G. gehört in Oſterr. 
Ungarn zunächſt die Pragmatiſche Santtion 
iiber das Thronfolgeredt und die Thronfolqeord- 
nung. 
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Es ijt in anderen monardijden Staaten be- 
fititten, ob dic Thronjolqeordnung wie ein ge- 
wöhnl. Verfajfungsgejes abgeiindert werden fann. 
Wo das Thronfolgegefep nur einfach als cin Bee 
jtandteil der BVerfajjungsgefepe eingeführt worden 
ijt, da fann diefe Thronfolgeordnung wohl aud wie 
ein anderes Verfaſſungsgeſetz abgedndert werden. 

Wo aber die Thronfolgeordnung durch cin be— 
fonders qualifiziertes, die Pringipien der deutſchen 
Anwartſchaftsrechte feſt begründendes G. derart 
eingeführt worden iſt, daß jedem aus der berufe— 
nen Dynajtie [egitim Abſtammenden ſchon kraft 
der Abſtammung ein wohlbegründetes Nachſfolge— 
recht zuſteht, da kann ein ſolches erwachſenes, wohl 
begründetes Nachfolgerecht durch nachfolgende ge— 
ſeßl. Beſtimmungen ohne Zuſtimmung der bereits 
berechtigten Anwärter weder im Beſtande nod) in 
Bezug auf die Reihenfolge der Nachfolgeordnung 
erjchiittert, aufgehoben oder abgeiindert werden. 

Es find durch die öſterr. Bragmatifce Sant- 
tion (und die Hausgefepe der Dynaſtie Habsburg 
fiber.) allerdings eine Reihe von Eigenſchaften 
—— die für das Nachfolgerecht vor— 
handen ſein müſſen, legitime Abſtammung, daher 
— genehmigte, ebenbürtige Ehe der Eltern 
und eheleibl. Abſtammung des Folgeberechtigten, 
katholiſcher Glaube und weltl. Stand oder wenig— 
ſtens Aufgeben des geiſtl. Standes, und wer die 
lig Eigenisalten nicht hat, fann nicht auf 

en Thron jufyedieren und fiir jeine Nachfommen 

bas Thronfolgeredt nicht beqriinden; wer aber die 
—— Eigenſchaften hat, hat ein wohlerwor— 
enes Recht und kann ohne ſeine eigene Zuſtim— 
mung ſeines Nachfolgerechtes nicht beraubt werden. 
Ob im Falle der Minderjährigkeit die mangelnde 
Suftimmung des minderjährigen Exrbberedtigten 
durch die Autorität des ihn legitim vertretenden 
Monarchen oder nächſten Agnaten erfept werden 
fann, möchte ich bejtreiten, weil der Vormund oder 
legitime Bertreter zur Wahrnehmung der Rechte 
ſeines Miindels berujen ijt, nicht aber sur Befeiti- 
qung dieſer Rechte. 

Die Praqmatifde Sanktion kann auch, da jie 
die Unteilbarfeit u. Untrennbarfeit aller Teile der 
Monarchie in Bezug auf Bejipjtand und einbeit- 
liche gleiche Thronfolge begriindet hat, nicht durch 
einen Teil der Monardie allein aufgehoben oder 
abgeiindert werden. Sie fonnte durch felbjtindige 
jreie Bujtimmung der Linder begriindet werden; 
nachdem fie aber mit der Sujtimmung aller fiir 
immerwihrende Seiten, in aevum, beqriindet wor- 
den ijt und eine Union aller Linder geſchaffen hat, 
fo lange nur Anwärter aus dem berufenen dynajti- 
iden , Haus Ofterr.” (wie es auch im G. A. Tou. 
11:1723 ausdriidlid) domus austriaca heift), 
minnliden oder weibl. Geſchlechtes vorhanden oder 
My hoffen find, jo fann fie durch cinen gegen ihren 

ejtand gerichteten einjeitigen oder —— 
Widerſpruch nicht wieder vg werden, ſchon 
deshalb nicht, weil fie nicht bloß wie cin Vertrag 
vereinbart, fondern zu einem allfeitiq verbindl. St. 
G. erhoben worden ijt. 

Und gwar nicht bloß dag — als 
objeftives Recht, ſondern auch die fubjeftiven Nach— 


jolgeredjte aller cingelnen Unwiirter und das Recht 
auf die Einreihung jedes cingelnen Anwärters an 
der ihm nad) der pragmatijden Folgeordnung zu— 
fommenden Stelle finnen ohne Sujtimmung des 
Beredjtigten nicht abgedndert werden. 

Es ijt allerdings möglich, daß jemand cine 
fiir Die Nachjolge erforderl. Eigenfdaft verliert und 
dann nicht jufjedieven fann; aber er verliert feine 
Sulzeſſionsberechtigung dann nicht, weil die Prag- 
matijde Sanktion abgedndert worden ijt, jondern 
weil er frajt der unveriindert gu Recht beftehenden 
Pragmatiſchen Sanftion und ihrer Bejtimmungen 
dic Sukzeſſionsfähigkeit nicjt mehr hat, indem die 
durch die Praqmatifde Sanktion fiir die Thron- 
jolge geforderten Eigenſchaften nicht bloß überh., 
ſondern gang ſpeziell im Momente der Thronfolge 
felbjt vorhanden fein müſſen. 

b) Gegenjcitiqe Fundamentalgefepe. 
Gin anderes Beijpiel derart qualifizierter G., welche 
ohne Zuftimmung der durd fie Beredhtig- 
ten nicht abgeiinbdert werden finnen, find die Bunz 
deSgejepe fouveriiner, aber verbundener Staaten, 
ate en ulorum oder Refervatredte 
der einzelnen Staaten mit der Macht begriin- 
den, dak die Zuſtimmung des berechtigten Staates 
al Abänderung feines Reſervatrechtes vorgeſchrie— 

en ijt, wie es die Reſervaätrechte aller deutſchen 
Bundesjtaaten nad der Bundesalte von 1815 waren 
und dic Rejervatredjte Bayerns nach der neuen 
Deutichen Reichsverfaſſung von 1871 find. Anfofern 
ſolche Selbjtiindigteitsredjte nicht zugeſichert find, 
fteht in einem BundeSftaate der Gefamtvereinigung 
(Union, Eidgenoſſenſchaft, Reich) unter der Vor— 
ausjepung bejtimmter höherer Majoritätsbeſchluß— 
jormen die Gejepgebungsgewalt zur Vermehrung 
det UnionSgegenjtande bezw. Minderung der Par— 
titulargefepgebung, die jog. Rompetens-Kompe- 
tenz, au. 

Inſofern dic Selbjtindigfeit der Teile 
durch jura singulorum geen das vereinigte Ganze 

efichert ijt, fann eine Winderung der Partifular- 
ompeteng nur durch Ubereinjtimmung der Bentral- 
u. Bartifulargejegqebung ftattfinden und tritt bie- 
— eine zweite Hauptſorm höher qualifizierter 
G. ein. 

Es gibt nämlich cine Gattung von Verfaſſungs⸗ 
oder Grundgeſetzen, die derart qualifiziert ſind, daß 
ſie ohne ——— —— 
mehrerer betroffener Geſezgebungsgewa 2 
ten nicht abgeiindert werden können. 

Man darf nicht qglauben, dah G., welche durch 
mehrere Geſetzgebun —— vereinbart wurden, 
immer nur durch bietel en mehriaden Geſetzgebun⸗ 
gen wieder gedindert werden fonnen, vielmehr fann 
durd) die Aktion mehrerer Geſetzgebungen cine ſolche 
Einheit qefchafjen werden, daß der Bejtand der ein- 
elnen Geſetzgebung ganz oder gum Teil aujge- 

oben wird und eine einbeitl —— an die 
Stelle bis dahin getrennter Geſetzgebungen tritt, 
wie es bei Erricdtung einer vollen Union (Bei- 
fpiel England, Scottland 1707) ganz, bei der 
Griindung eines Bundesftaates (Ämerika 1787, 
Schweiz 1848, 1874, Deutfches Reich 1871) teil- | 
weife der Fall war. 
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Es kann aber trotz des Zuſammenwirkens 
mehrerer Geſetzgebungen die Selbſtändigkeit 
derKompetenz jeder dieſer Geſetzgebungen 
fo geſichert bleiben, daß die legislatoriſche 
Kompetenz der getrennten, aber zuſammenwirkenden 
Geſetzgebungen nicht verändert, nicht vermehrt und 
nicht vermindert wird, ſondern prinzipiell aufrecht 
bleibt, wenn auch die getrennten “i Pati 
= Vereinbarung von G. oder gur Au — u. 

binderung vereinbarter G. zuſammenwirken kön— 
nen oder vielleicht ſogar müſſen, in welchem Falle 
pattierte G. entſtehen. 
. Derart qualifizierte Geſetze ſind in 
Ojterr.-Ungarn die Geſetze über die ge— 
meinſamen Angelegenheiten der geſamten 
Monarchie und die Art ihrer Behandlung, und es 
find auch dielegislative Selbſtändigkeit der 
im Reichsrate vertretenen Königreiche u. 
Länder einerſeits und der Länder der ungar. 
Krone anderſeits ſowie auch die legislative 
Kompetenz der einzelnen Landtage derart 
geſichert, daß dieſe legislative Kompetenz ohne Zu— 
ſtimmung des betreffenden legislativen Repräſen— 
tationstérpers vielleicht gemehrt, nicht aber ent: 
jogen oder gemindert werden fann. 

Die Kompetenz der Delegationen und 
das ganze Geſetzüber diceallenLaindern der 
Monarchie gemeiniamen AUngeleqenheiten 
fann obne Ubereinjtimmung de8 Reid s rates und 
des ungar. Reidstages, — die Kompetenz des 
Reichsrates ohne jeine qualifizierte Sujtimmung, 
die Kompetenz des ungar. ReicStages ohne feine 
Suitimmung und die Kompetenz jedes eingelnen 
L. T. obne feine ebenfalls befonders qualifizierte 
Sujtimmung nidt gemindert werden. 

Dabei ijt fiir Das Gefes iiber die allen Län— 
dern gemeinfamen Angelegenheiten und die 
Art ihrer Behandlung nod) zu jagen, dak dasielbe 
fiir Die Lander de8 Reichsrates auch nur mit emer 
höher qualifigierten Beſchlußziffer abgedndert wer: 
den fann, weil das G. fiir dieſe Linder ausdriid- 
lid) als cin St. G. erfdjeint, indem es, wie fein 
Wortlaut fagt: ,in Ergänzung des Staats- 

rundgeſetzes über die Reichsvertretung“ er- 
aſſen worden ijt, folglich als ein Teil dieſes Ct. 
G. erklärt ijt. 

Für die Länder der Stephanskrone iſt 
durch die Konvention zwiſchen Ungarn u. 
Kroatien u.Slavonien, welche in Art. XXX: 68 
fiir Ungarn, Art. L: 68 fiir Kroatien-Slavonien 
alg Fundamentalgeſeß inartifuliert worden iit, nod 
die Beſtimmung hinjugetreten, dab der. A. XII: 67 
fiir die ungar. Lander aud) als Grundgeieg fiir 
Kroatien anerfannt ijt (§ 3), dab aber ähnl. Fun— 
damentalgefepe in der Sufunjt nur mit der gefepl. 
Sinflupnahme der Linder Rroatien-Slavonien (und 
Dalm.) geidaffen werden finnen; daß aljp auch 
eine die gemeinjamen Angelegenheiten von Oſterr. 
Ungarn mehrende Abänderung diefes Grundgefepes 
für die Vander der ungar. Krone nur mit Zuſtim— 
mung des L. T. von Kroatien-Slavonien jtattfinden 
fann. (Bgl. § 4 dieſes G.<Urtifels.) 

Das G. über die qemeinjamen Angelegenhei- 
ten der Wonarchie ijt daher neben der Prag— 
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matiſchenSanktiondas höchſt qualifizierte ſolchen G. ijt die Ubereinſtimmung beider Häuſer 
Geſetz, indem es nur durch Ubereinjtimmung der und die Sanftion des Kaiſers erforderlich.” 


Geſetzgebungsgewalten der im Reichsrate vertretenen 
Rinigreiche u. Lander einerieits und der Linder 
der ungat. Krone anderjeits, und im Gebiete des 
Reichsrates iiberdies nur durd) eine fo hohe Ma— 
joritdt abgedndert werden fann, wie jie fiir die 
St. G. **— wird. 

In Ungarn, wo man die Forderung von 
höheren Beſchlußziffern als irgend welche oi 
nidt fennt, ijt das G. iiber die gemeinſamen An— 
gelegenheiten gleichwohl dadurch höher qualifiziert, 
daß die ungar. Geſetzgebung allein dieſes G., ſo 
lange die Pragmatiſche Sanktion dauert, nicht auj- 
beben oder abändern fann, und daf fie cine Er- 
weiterung diejes G. nur mit Zuſtimmung des froa- 
tiſch⸗lavon. L. T. beſchließen fann. 

c) Durdh hibere Majorität qualifizierte 
Grundgeſetze im Gebiete des Reidsrates. 
Wine dritte, befonders wichtige Form der höheren 
Qualifizierung der Geſetze tritt durch die 
Forderungvon Hhbheren Beſchlußziffernder 
legiSlatorijden Repräſentativlörperſchaften auf, in— 
dem verfaſſungsmäßig eine höhere Ziffer der 

ur Beidlupiasigteit anwejenden Reprä— 
fratantix und eine höhere Hiffer der Hue 
ftimmenden, höheres Quorum i. e. quorum 
consensu concluditur, erſorderlich ijt. 

Es fommt in manchen Staaten vor, dak dic 
höhere Verjajjungsqualififation foldjer G. fogareiner 
befonders qualifigierten und nur daſür gewählten 
legislativen Körperſchaft überwieſen wird Nord— 
amerifa, die beſonderen Konvente einzelner Staa— 
ten) oder dak die Befdlupjajiung zwar den regel— 
mapigen Reprajentativfsrperfdjaiten zugewieſen ijt, 
aber nod) der Sujtimmung des Bolfes bedarj 
(Schweiger Verjajjung und pra denblag ya 
obligatovijches u. fafultatives Referendum). Es fann 
aber auc) nur die höhere Abſtimmungsziffer der 
regelmagigen gejeggebenden Reprijentativfdrper- 
ſchaften gefordert jein (Belgien, deutſche Mittel— 
jtaaten ufw.). 

Qn Oſterr.Ungarn ijt dieje Form beſon— 
ders fiir die Staatsgrundgeſetze der im Reid s- 
tate vertretcnen Rinigreide u. Lander vor- 
geſchrieben u. zw. find biebet die fiir alle tim Reichs— 
Tate vertretenen Königreiche u. Vander geltenden 
und die bloß fiir dic eingelnen Lander geltenden 
Staatsqrundgefepe ju unterideiden. 

Swar find die fiir das Reichsratsgebiet im 
gangen und die jiir die einzelnen Linder beſtehen— 
den Staatsgrundgefebe zuſammen als die 
Verfaſſung des Reiches erflért (Art. VI des P. 
2611 61, HR. 20), fo dak die fog. Wutonomie der 
Länder aus der i seis fließt; aber die be— 
ichlieBenden Körperſchaften und die erforderl. Wajo- 
rität ijt fiir die allg. St. G. des Reichsratsgebietes 
und fiir Die St. G. der einzelnen Linder verſchieden. 

Das Staatsgrundgefes fiir die Reids- 
vettretung 2611 61, R. 20, Anhang I, ſchrieb 

uniidhjt im § 12 vor: ,,.-Borjdliige gelangen als 

egierungSvorlagen an den Reichsrat. Auch diefem 
jteht das Recht su, in — ſeines Wirfungs- 
kreiſes (58 10 u. 11) G. vorzuſchlagen. Su allen 
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Jn § 14: „Zu einem giiltigen Beſchluſſe des 
geſamten und bezw. des engeren) Reichsrates ijt 
in jedem Hause die abjolute Stimmenmehrheit der 
Anwefenden erforderlich. 

„Anträge auf Anderungen in diejem 
Brundgejege erfordern in beiden Häuſern eine 
Mehrheit von wenigitens */, der Stimmen.“ 

Jn dem St. G. 21 XIL67, R. 141, wurde 
infolge der Vereinbarung mit Ungarn die doppelte 
Form des Reichsrates aufgelaſſen und vorgeſchrieben. 

Xn § 13: „G.-Vorſchläge gelangen als Re- 

icrungsvorlagen an den Reichsrat. Auch dieiem 
tebt das Recht gu, in Gegenftiinden feines Wir— 
fungSfreifes G. vorgufchlagen. 

„Zu jedem G. ijt die Ubereinitimmung beider 
Häuſer und die Sanftion des Kaiſers erforderlich. 

„Kann in einem Finanzgeſetze über eingelne 
Pojten desfelben oder im Rekrutengeſetze tiber 
die Hobe des auszuhebenden Nontingentes trotz 
wiederholter Beratung feine Ubereinjtimmung zwi— 
ſchen den beiden Häuſern ergielt werden, fo gilt dic 
tleinere Siffer als bewilligt.” 

Der § 15 diejes St. G. 21 XII G67 über die 
Reicdhsvertretung ſchrieb vor: „Ju einem giilti- 
gen Beſchluſſe des Reichsrates ijt in dem 
Daufe der Abgeordneten die Anweſenheit von 
100, im . . von 40 Mitgliedern und in bei- 
den die abjolute Stimmenmehrheit der Anweſen— 
den notiwendig. 

„Anderungen in diefem Grundgeſetze 
fowie in den Staatsgrundgefegen über dic 
allg. Redte der Staatsbiirger fiir die im 
Reichsrate vertretenen Königreiche u. Lander, iiber 
die Cinfebung eines ReiGsgeridtes, über 
die richterliche ſowie über die Ausiibung der 
Regierungs- und der Vollgugsgewalt fin- 
nen nut mit ciner Mehrheit von wenigitens */, der 
Stimmen giiltig beſchloſſen werden.” 

Damit wurden alle diefe Reichsſtaatsgrund— 
pelebe 21 XII 67 unter den Schutz dev höheren Be- 
chlußziffern geſtellt. In der weiterhin mit der Wahl— 
reform verbundenen Abänderung des Staats 
———— etzes über die Reichsvertretung 2 TV 73, 

- 40, wurde begiiglich aller diefer St. G. noch dic 
ſchärfere Formel vorgeſchrieben: „Können nur mit 
einer Mehrheit von wenigſtens zwei Dritteln 
der Stimmen der Anweſenden und im Abge— 
ordnetenhauſe nur bei Anweſenheit von 
mindeſtens der Hälfte der Mitglieder be— 
ſchloſſen werden.“ 

Es iſt alſo ſür die Ahänderung der St. G. 
das Quorum der Anweſenden im A. H. auf 
mindeſtens die Hälfte aller Mitglieder, das Quo— 
rum der Sujtimmenden in beiden Häuſern auf 
mindeftens 2), aller Anweſenden geftellt. Hiedurd 
ijt zugleich der möglich gewejene Zweifel, ob die */, 
von der Sahl aller Mitglieder des A. H. oder nur 
der Zahl dex anwejfenden Mitglieder berechnet werden 
joll, in lepterem Sinne erliutert. 

Ich habe die Lehre von den verfdiedenen qua- 
lifizierten G. bereits im J. 1864/65 vorgetragen. 
Jn neuerer Seit ijt der Ausdrud ,qualifigierte 
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Majoritat’ üblich geworden. Diejer Uusdruc ijt 
cigentlid) ungenau, denn nicht die Majorität ijt 
qualifijiert, jJondern das Geſetz iſt durd) dic 
ſtärler geforderte Majorität qualifigiert. Der 
Kürze “ac mag als Redefigur der Uusdrud quali- 
figierte Mehrheit gebraucht werden. 

Uber die Frage, bei welder Beſchlußfaſſung 
dic höhere Majoritit notwendig fei, ijt wohl zu 
jagen, dak in jedem zur Beldilubjathung berufenen 
Haufe fowohl bei dem Spezialbeſchluß uͤber die das 
Grundgeſetz abiindernde Stelle, als auch iiber dad 
ganze G., welches eine das St. G. abindernde 
Stelle in fich enthalt, die hihere Majorität der Ab— 
ſtimmungs- u. Beſchlußziffer notwendig ijt. 

Man vergleiche hierüber die umfangreiche De— 
batte im A. H. 27 V1 67, S. 267 f., des jtenogra- 
phiſchen Brotofolles iiber die Abänderung des 
fritheren 8 13, jept 8 14 der St. G. über die kaiſ. 
V. mit proviſoriſcher GeKraft. 

Zu dieſen durch die ſtärkere Beſchlußziffer 
höher qualifizierten St. G. gehören nebſt den un— 
mittelbar zitierten Scere aud alle Wb: 
änderungs- und ergänzenden Sufapgefebe 
derſelben, namentlic) jolgende: 

Das Geſetz iiber die allen Ländern der 
alti lA IEE baba Angelegen— 
heiten 21XII 67, R. 146, weil es in „Ergän— 
jung” des St. G. über die Reichsvertretung 
({u. zw. dauetnd, nicht fiir einen bloßen Termin) 
erlajjen ijt; 

die G. 27 X 62, R. 87, gum Sdhuge der 
perſönl. Freibeit und 27 X 62, R. 88, gum 
Schutze de8 Hausredhtes, weil fie durch Art. 8 
u. 9 des St. G. über die allg. Rechte der Staats= 
biirger als Bejtandteile dieſes St. G. erfliirt find; 

das G. 23. V 73, R. 120, betreffend dic zeit— 
weife Einſtellung der Geſchwornengerichte, 
weil diejes G. zur „Ergänzung“ des Art. 11 des 
St. G. iiber die richterl. Gewalt 21 XII 67, R. 144, 
erlajjen worden ijt; 

dag G. 22 X 75, R. 37 ex 1876, über die E. 
der Rompetengfonflifte zwiſchen dem Ver— 
waltungsgeridtshofe und den ordentl. Ge- 
riditen, dem V. & und dem Reichsgerichte, 
welched in teilweiſer Abänderung de8 St. G. 21 XI 
67, R. 143, tiber das R. G. erfloſſen ijt; 

das mit der Wahlreform verbundene Gee 
ſetz 14 VI 96, R. 168, betreffend die Abän— 
Derung des Staatsqrundgejewes über die 
Reidsvertretung 2TV 73, R. 40; 

der $11 ded G. über dic fiir 10 Jahre ver- 
cinbarte Feſtſtellung der Heeresſtärke 5 XII 
68, R. 151, und deffen Verliingerungen, an deren 
Stelle das neue Heeresgeſetz 11 1V 89, R. 41, überh. 
und befonders auch mit § 14 über die Heeresftiirfe 
qetreten iit; 

das G. 17 VI 88, R. 99, womit in teilweiſer 
Wbiinderung des Art. 17 des St. G. 21 XII 67, 
RM. 142, die —— des Religionsunterrichtes 
aus weltl. Schulſonds begründet worden iſt. 

Dagegen find die G. über die Verantwort— 
lidfeit der Miniſter und den Staats— 
gerichtshof der im Reichsrate vertretenen König— 
reiche u. Länder 25 VII 67, R. 101, 
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über das Vereins- u. Verſammlungs— 
recht 15 XI 67, R. 134, 135, 

iiber das Briefe u. Schriftengeheimnis 
6 IV 70, R. 42, und die Desinfizierung von Briefen 
26 V 79, R. 79, 

liber die Cinjiibrung des Verwaltungs- 
getidtshofes 22X 75, R. 36 ex 1876, 

iiber die Rontrolle der Staatsſchuld 10 VI 
68, R. 53 u. 54, 

liber die wiederfehrenden zu paftierenden 
Wefepe tiber die Quoten der Veitragsleijtung 
ju den gemeinfamen UAngelegenheiten, 

iiber da8 Yoll- u. HandelSbiindnis, 

liber das gleidje Wehrſyſtem, 

iiber die gleicjen Geld- u. Währungsgeſetze 
uj. feine an höhere Weichlubyiffern gebundenen, 
jondern von der Reichsgeſetzgebung mit einjacher 
Majoritit su beſchließende und abänderl. G. (Durch 
cine höhere Beſchlußfähigkeitsziffer u. Beſchlußziffer 
find aber auc) die L. O. u. Landtagswahlordnungen 
höher qualifiziert, wovon weiteres folat.) 

Sm J. 1901, alfo nahezu 40 Jahre nach 
meinen erjten Univerſitätsvorträgen, worin ich aud 
über höher qualifigierte G. ſprach, und 6 Jabre 
nad) Erſcheinen des Art. „Geſetz“ in diefem Staats- 
wirterbuce (1. Mufl.) hat v. Herrnritt eine Whe 
handlung iiber „Die Staatsform als Gegenjtand 
der Verfaſſungsgeſetzgebung u. Verfaſſungsände— 
rung” publiziert, ohne mit einem Worte * meine 
Darſtellungen zu reflektieren. Ich erwähne dies 
nur, um zu konſtatieren, dak id) meine Ausfüh— 
rungen fiber die Qualififationen der G. nidt von 
Herrnritt bezogen habe. 

d) Einfadhe Reichsgeſetze. Neben den an 
die höhere Beſchlußziffer qebundenen qualifizierten 
St. G. des Reiches gibt er fiir das Gebiet des 
Reichsrates die cinfachen Reichsgeſetze, welche 
von den beiden Häuſern des Reichsrates mit der 
cinfachen Majoritit der beſchlußfähigen Anzahl 
jedes Hauſes beſchloſſen u. abgedindert werden 
lönnen. 

Als ſolche einfache G. treten in Oſterr. auch 
mande ſolche G. auj, die man anderwärts und 
aud) beqrifilid) gu den Verfaſſungsgeſetzen zählt. 

Dedermann wird cin G. iiber parlamentarifce 
Verantwortlichkeit der Minifter und die Einführung 
eines über diejelben judisierenden, vom Reichsrate 
zu wählenden Staat8geridtshofes, iiber das Brief— 
u. Schriftengeheimnis, über das BVereins: u. Ver— 
jammlungsrecht gewiß ebenjo wie die Beſtimmungen 
iiber die Cinfiihrung eines St. G., über den Schutz 
der perſönl. Freiheit und des Hausrechtes uſw. fiir 
cin Verfaſſungsrecht halten; — fie find aber im 
öſterr. Rechte, infofern fie nur Ausführungsgeſetze 
find, nicht als St. W. erfliirt, fondern nur einfache 
G. Nach dem wiſſenſchaftl. Begriffe wird man aber 
die Winifterverantwortlidteit wohl zu der Ber- 
jajiung zählen und darin aud) abbandeln. 

Noch ſchärfer tritt dies bezüglich der Wahl— 
ordnungen hervor, welche ics — der Reichsrats⸗ 
wahlen (G. 21V 73, R. 41, und 14 VI 96, R. 169) 
al& einjache es vad i besiiglich der Landtags- 
wablen (8, 2611 61, R. 20) als St. G. der eine 
zelnen Linder erklärt find. 


Sejeg. 


Daraus erjieht man, dak die pofitivredtl. 
Erflirung im Art. VI des P. 26 11 61 über die 
Bejtandteile der Reichsverjajjung mit dem theo— 
retifd-wiffenjdaitl Beqriffeciner Staats 
verfaſſung nidt genau sulammenfatl und daß es 
eben manche verfaſſungsrechtl. Beſtimmungen gibt, 
welche poſitivrechtlich nicht alg St. G. erflirt jind. 

Es ift aud) möglich, dak in einem fonjtitutio- 
nellen Staate dic Berjaffungsgelege formell gar 
nicht weiter von den anderen &. unterſchieden find, 
wie in England und in Ungarn, und dah fie nur 
durd) das größere Gewicht ihres Inhaltes ſtärker 
in die Wagſchale fallen, ſowie es anderſeits auch 
möglich ijt, da} in einem Staate, wo verſchieden 
qualifigierte G. beitehen, cin aus mehreren Teilen 
beſtehendes G. in feinen verichiedenen Teilen oder 
Beſtimmungen eine verſchiedene Qualifitation haben 
fann, nur mug dann aud bei der Ubjtimmung 
iiber dag ganje G. mit qualifigierter Majorität be- 
{chlofien werden. 

e) Refervatgejepe. Außer diejen verſchie— 
denen mit Zujtimmung des Reicdhsrates zuſtande 
fommenden Reichsgeſetzen gibt es aber ſowohl fiir 
die im Reichsrate vertretenen Königreiche u. Linder 
als auch flir die Linder der ungar. Krone nod) die 
Möglichkeit einer dem gemeinjamen Monarchen res 
fervierten Reichsgeſezgebung, indem in dem 
valle, als zwiſchen den beiden Bertretungen der 
zwei Staaten (Reichsrat u. Reichstag) fein Uber- 
einfommen über die Beitragsleijtung au den ge- 
meinjamen Yngelegenheiten ergielt werden ſollte, 
der Kaiſer (und Königh, aber nur fiir die Dauer 
eines Sabres, dieſes Verhiltnis bejtimmen fann. 

B. Beſchlußfaſſungen der Landesge— 
fepe. a) Höher qualifizterte Landesgeſetze 
und bj) einfade Landesgeſetze. In den im 
Bjterr. Reichsrate vertretenen Königreichen u. Län— 
dern fann man auch bei den durch die Bartifular: 
geſetzgebung der einzelnen Königreiche u. Lander 
fiir die cingelnen dieſer Lander erlajjenen Landes- 
qgefepen hiber qualifigierte und geringer 
qualifizierte Landesgeſetze unterideiden. 

Hieriiber fagt P. 261161, R. 20, im Art. TIT: 

Für Unfere Königreiche Böhmen, Dalm., Wal. 
u. Lodomerien mit den Herjogtiimern Auſchwitz u. 
Bator und dem Großherzogtum Mratau; 

Uniere Erzherzogtümer Ofterr. unter der Enns 
und Ojterr. ob der Gans: 

Unjere Herjogtiimer rain, Bufow.; 

Unfere Markgrafſchaft Mähren; 

Unſer Herzogtum Ober- u. Niederſchleſien; 

Unſere Markgrafſchaft Iſtrien ſanit den ge— 
fürſteten Graffchajten Görz u. Gradiska und der 
Stadt Trieſt mit ihrem Gebiete; und für das Land 
Vorarlb. finden Wir, um die Rechte u. Frei— 
heiten der getreuen Stände diefer Königreiche u. 
Vander nad) den Verhältniſſen u. Bedürfniſſen der 
Gegenwart su entwideln, umgubilden und mit den 
Ynterefien der Gefamtmonardie in Cinflang ju 
bringen, die beilieqenden Landesordnungen u. 
BWahlordnungen ju genehmigen und verleiben 
jeder einzelnen fiir das betreffende Land 
die Rrajt cines Staatsqrundgefebes. 

Im Art. VI fagt dieies Februarpatent: 
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„Nachdem teils durch die vorausgiingigen 
Grundgeſetze, teils durch die wieder ins Leben ge— 
rufenen, teils durch die mittels der neuen Grund— 
geſetze geſchaffenen Verfaſſungen das Fundament 
der ftaatsrechtl. Berbhiltnijie Unjeres Reiches feit- 
gejtellt und insbeſ. die Vertretung Unjerer Völker 
gegliedert, auch ihre Teilnahme an der Geſetzgebung 
u. Verivaltung geordnet ijt, fo verfiinden Wir 
hiemit dieſenganzen InbegriffvonGrund— 
geſetzen als die Verfaſſung Unſeres Rei— 
des uſw.“ (folgt die Gelobungsformel. Und am 
Schluſſe jagt das P.: 

„Wir befeblen, dah dieſes P. famt den mittels 
desſelben verfiindeten St. G. über die Reichs— u. 
Vandesvertretung in der Form faij. Diplome aus— 
gefertigt, in Unferem Haus-, Hof- u. Staatsarchive, 
jowie jeinerjeit das Grundgeſetz iiber die 
Reidhsvertretung, nebjt den fiir jedes Land 
beftimmten Grundgefepen in den WArehiven 
Unjerer Rinigreiche u. Linder niedergelegt u. auf— 
bewahrt werden.” 

Dieje Grundgefege wurden in Form von 
Diplomen in den Landesarchiven wirklich hinter- 
fegt und fie wurden in ihrer Natur als Grund— 
geſetze der cingelnen Länder pringipiell auch nicht 
erichiittert und in ibrer Weſenheit nicht geändert. 

ES find alfo die L. O. und die Landtagswabl- 
ordnungen frajt der Reichsverfaſſung Grundgelepe 
jedes cingelnen Landes und ijt bezüglich der Be- 
ſchlußfaſſung iiber die einfachen Landesgeſetze und die 
Grundgeſetze des Landes folgendes vorgeſchrieben: 

„Geſetzesvorſchläge in Landesangelegen= 
heiten gelangen als Regierungsvorlagen an den L. T. 

„Auch dem L. T. jteht das Recht gu, in Landes— 
angelegenbeiten G. vorzuſchlagen. Su jedem Lane 
desgeſetze ift die Zuftimmung des Land- 
tages und die Canftion des Raifers erjor- 


„Anträge auf Erlafiung von G., welche durch 
den Raijer oder durch den L. T. abgelehnt worden 
jind, finnen in derſelben Sejfion nicht wieder vor- 

ebracht werden.” (§ 17 aller Y. O., § 18 der L. O. 


derlich. 


in Küſtenl.) 


Die einzelnen Beratungsgegenſtände gelangen 
an den L. T.: 

1. entweder als Regierungsvorlagen durch den 
Landmarſchall (Oberitlandmaridall Böhmen, fonit 
Landeshauptmann), 

2. oder als Vorlagen des L. A. oder eines 
ſpeziellen durch die Wahl aus dem L. T. während 
desſelben gebildeten Ausſchuſſes, 

3. oder durch Anträge einzelner Mitglieder. 

Selbſtändige, ſich nicht auf eine Vorlage der 
Regierung oder eines Ausſchuſſes beziehende An— 
träge einzelner Mitglieder müſſen früher dem Land— 
marſchall ſchriftlich angezeigt und vorläufig der 
Ausſchußberatung unterzogen werden. Anträge über 
Gegenſtände, welche außerhalb des Geſchäftskreiſes 
des L. T. liegen, ſind durch den Landmarſchall von 
der Beratung auszuſchließen. (§ 35 der L. O. bezw. 
§ 34 in Salab., Borarlb., Dalm., Bufoww.) 

„Zur Beſchlußfaſſung in dem Land- 
tage ijt die Anweſenheit von mehr als der Hi lite 


Ider Geſamtzahl aller Mitglieder und zur Wiil- 
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tigkeit eines Beſchluſſes die abſolute Stimmen— 
mehrheit der Anweſenden erforderlich. Bei Stim— 
mengleichheit iſt der in Beratung gezogene Antrag 
als verworſen anzuſehen. 

Zu einem Beſchluſſe über beantragte Abände— 
rungen der Landesordnung iſt die Gegen— 
wart von mindeſtens drei Vierteilen aller Mit— 
ern und die Zuſtimmung von mindeftens zwei 

ritteiLen der Univejenden erforderlich.” (§ 38 
bezw. § 37 der & O. 

Die jo hod) erforderlidje, jelbjt iiber die beim 
A. H. des Reichsrates fiir Abänderungen der St. G. 
geforderte Beſchlußſähigkeitsziſſer von mindeſtens 
drei Vierteilen aller Mitglieder des L. T. erklärt 
ſich daraus, daß die L. Te nur aus ciner Rammer 
beſtehen und hatte nebenbei den Zweck, daß nicht 
etwa zwei fic) vereinigende Kurien der Landtags— 
mitglieder die dritte Kurie einfach aufzuheben be— 
ſchließen könnten. 

Für N. O. wurde bei Einverleibung der Vor— 
orte nach Wien 1890 zur Beruhigung der Furcht, 
daß für Wien die Reichsunmittelbarkeit angeſtrebt 
und dadurch die geſchloſſene Einheit des Stamm— 
landes der Monarchie zerbrochen werden könnte, 
über Antrag des Abgeordneten Schöffel, dem 
Prix als Obmann des Gemeindes u. Verfaſſungs— 
ausſchuſſes und Kopp als Berichterſtatter im Aus— 
ſchuſſe und im Hauſe aſſiſtierten, zu den obigen 
drei Abſätzen noch ein verſchärfter Satz für eine 
etwaige Abänderung des Gebietsumfanges als 
Al.4 des § 38 der L. O. hingugefiigt, indem nicht 
bloß die Gegenwart, ſondern die Juſtimmung 
von drei Vierteilen aller Abgeordneten gefordert 
wurde: 

„Zu einem Beſchluſſe über beantragte Ab— 
änderungen des derzeitigen Gebietsumfanges 
des Erzherzogtumes Oſterr. unter der Enns iſt die 
et pon mindejtens drei Bier- 
teilen aller Mitglieder des L. T. erforderlich. 
Die Aufhebung oder Abänderung dieier Beſtim— 
mung fann nur durd) eine gleiche Mebhrheit be— 
jdhlojien werden.” S. das G. 19 XII 90, L. 44; 
die Debatte im L. T. 27 XI 90.) 

Dies ijt wohl die höchſte, zu einem qualifi- 
jierten G. in Ofterr. geforderte Majorität und nur 
die Pragmatiſche Santtion und die Ausgleichs— 

rundgejepe fiir Ofterr. u. Ungarn fann man nod 

Hit höher qualifiziert erklären, weil zu deren Ab— 
dinderung auger der qualifigierten Beſchließung des 
Reichsrates nod) die Zuſtimmung einer zweiten 
Wejeggebung notwendig ijt. 

Die Bejtimmungen der Landtagqgswahl- 
ordnungen wurden in den P. von 1861 fiir die 
erjte Landtagdperiode mit cinfacher Majoritat, fiir 
die ſpätere Heit mit erhihter Beſchlußfähigkeits— 
und erhöhter Beſtimmungsziffer abänderlich erflirt, 
indem es in dem 8 53 uſw. hieß: 

„Während der Dauer der erſten Landtags- 
perioden können Anträge auf Anderung der Be— 
ſtimmung dieſer Wahlordnung durch abſolute Stim— 
menmehrheit des nad § 38 der L. O. überh. be— 
ſchlußfähigen L. T. beſchloſſen werden. 

„Nach Ablauf der erſten ſechsjährigen Land— 
tagsperiode ijt zu einem Beſchluſſe des L. T. über 


beantragte Anderungen der Wahlordnung die Ge— 
genwart von mindeftens drei Vierteilen aller Mit- 
qlieder und die Zuſtimmung von mindejtens zwei 
Dritteilen der Anweſenden erforderlich.” 

Der Beginn diejer erforderlichen höheren Be- 
ſchlußziffer für Abänderung der BWablordnungs- 
beſtimmungen wurde für verſchiedene Länder, ſo 
Bbhmen, Karnten, Crain, Sitrien, Mähren, Ojterr. 
ob der Enns, Oſterr. unter der Enns, Steierm., 
Tirol, Vorarlb., iiber die Dauer der sweiten Wabl- 
periode und fiir cinige Lander wiederbholt noc weiter 
hinausgeſchoben; gegenwärtig find aber bereits alle 
Landtagswahlordnungen unter den Schutz höher 
qualifizierter Beſchlußfaſſungen geſtellt. 

Aus dieſen Beſtimmungen erſieht man zugleich, 
daß einem G. für verſchiedene Seiten aud) eine 
formell verſchiedene Qualifikation zugeſprochen ſein 
und die beſtehende Qualifikation durch die qua— 
lifizierte —— geändert werden fann, jo 
daß die Qualififation eines G. mit der Zeit wech— 
feln fann. 

—— iſt es, daß ſogar ein und das— 
ſelbe materielle Geſetz nach verſchiedenen Rich— 
tungen fogar ju gleicher Zeit cine verſchiedene 
formelle Qualtjitation haben fann. Dies iit 
bejonders dann mialich, wenn cin G. oder gewiſſe 
Bejtimmungen eines G. von veridiedenen Geiep- 
gebungsgewalten atgeptiert find und von den ver- 
ſchiedenen Geſetzgebungen fiir ibr ſachlich u. terri 
torial unterjcheidbares Gebiet getrennt geregelt u. 
verändert werden finnen, wobei dann formell 
eigentlich) dod) zwei G. vorticgen. 

Cin Beiſpiel hiefür bieten die Bejtimmungen 
der Landtagswabhlordnungen im Gebiete des 
Reichsrates, infojern diejelben gum Teil als 
Bejtandteil der Reidsratswahlordnung 
erflart find, weldje Bejtimmungen fiir die Reichs- 
ratswahlen vom Reichsrat, fiir die Landtagswabhlen 
von den betreffenden L. T. geändert werden finnen. 
Die Reidsratswahlordmung (G. 21V 73, R. 41) 
fiebt nur eine Reihe der flix das Wabhlrecht gum 
Meichsrate erforderl. Cigenfdaften unmittelbar 
jelbjt vor. 

„Welchen Bedingungen außerdem nod 
insbeſ. entiprodjen werden muh, um in einer be- 
ſtimmten Wählerklaſſe cines Landes das Wabhlredt 
ausjuiiben, wird nad) jenen geſetzl. Beftimmungen 
beurteilt, welche fiir das Wahlrecht gum L. T. des 
betreffenden Landes und fiir das hlrecht zum 
Trieſter Stadtrate zur Zeit des Inslebentretens 
des G. 2IV 73 betrefiend die Wahl der Mitalieder 
des A. H. des Reichsrates (der Reichsratswahl— 
ordnung, R. 41) bejtanden.” (§ 9, UL. 3 des G. 
2IV 73, R. 41.) 

Underungen der im Wbj. 3 dieſes Para— 
qraphen bezogenen geſetzl. Beitimmungen durch 
ein Landesgeſetz haben auf das Wahlrecht gum 
Reichsrate feinen Einfluß. Die Beſtimmungen tiber 
lepteres finnen nur durd) ein Reichsgeſetz ab- 
Ip werden. (§ 9, letztes YL des G. 2TV 73, 
R. 41. 

Dieſe Beſtimmungen, welche bereits in der 
Reichsratswahlordnung 21V 73, R. 41, enthalten 
waren, find in dem G. AX 82, R. 142, obſchon dieſes 


Geſetz. 








G. mehrere Beſtimmungen des G. LIV 73 abs 
eündert hat, ebenſo im G. 14 VI 96, R. 168, voll- 
ontmen unverändert geblieben. 

Wir haben aljo nod fein für alle Län— 
der qleiches matericlle3 Wahlrecht fiir den 
Reihsrat, aud) nidjt cin gleid) geregeltes Grup- 
penwablredt, fondern nur ein gemeinjames Geſetz— 
gebungsrecht fiir das Reicsratswabhlredt, wobei 
aber manche Bejtimmungen aus den materiellen 
Grundlagen fiir das Wabhlrecht gu den L. T. aus den 
Landtagswabhlordnungen heriibergenommen find, 

Dabei tritt auch die merfwiirdige Crideinung 
auf, daß dic unmittelbar oder durch Wheptation 
aus den LandtagSwahlordnungen als Behandteile 
der Reiddsratswahlordnung erflirten Beſtim— 
mungen fiir die Geſetzgebung des Reichsrates nur 
cinfade Geſetze find, indem die Reichsratswahl— 
ordnung 2IV 73, R. 41, von dem das St. G. 
abiindernden G. iiber die Zuſammenſetzung des 
Reichsrates 21V7B, R. 40, abſichtlich getrennt 
und als einjades G. behandelt u. erflart worden 
ijt, wie aud) das Geſeß 14 VI 96, R. 168, als das 
Grundgeſetz abinderndes Wejeg mit qualis 
fijierter Majorität, das nur die Wahlordnung 
betrefjende Geſetz 14 V1 96, R. 169, nur mit ein— 
jacher Majoritit als bloßes Vollzugsgeſetz beſchloſſen 
worden find, während die fiir die eingelnen Linder 
bejtehenden Landtagswahlordnungen zugleich 
mit den L. D. als Staatsgrundgefepe fiir das 
betrefjende Land erklärt worden find, welde nur 
mit Sweidrittelmajoritdt bei Anweſenheit von wenig- 
jtens 4, aller Witglieder des betrefjenden L. T. 
abgeiindert werden fonnen. Welche Bedenfen gegen 
diefe Loslijung der Reichsratswahlordnung von 
dem Grundgeſetz über die Reichsvertretung bitten 
vorivalten jollen, jieht man ingbej., wenn man 
bedenft, dak nun die Reichsratswabhlrejorm, wenn 
jie nur die Wahlordnung tangiert, eventuell jogar 
durd den § 14 des St. W. iiber die Meichsvertre- 
tung oftroniert und dadurch die Vertretung geän— 
dert werden fonnte, wihrend die Landtagswahl— 
ordnungen iiberall nur durd) höher qualifisierte 
Landesgrundgeſetze geändert werden können. 

Daß aber der Reichsrat zur Beſchließung der 
Reichsratswahlordnung allein fompetent war u. 
ijt (objdjon die L. T. das Wablrecht fiir das A. H. 
des Reichsrates hatten), folgt jdon daraus, weil 
man einen Unterjdied zwiſchen einem Recht und 
det Geſetzgebungsgewalt iiber dieſes Recht 
madden muß. Go hat ein Richter das Recht, ju 
tidten, ein Wahler das Recht, au wählen, aber 
das Geſetzgebungsrecht über die Gerichtsbarkeit oder 
das Wabhlrecht haben fie nicht; und jo batten die 
L. T. ein Wabhlrecht fiir das YW. H. des Reichs— 
tates, aber das Geſetzgebungsrecht fiir die Reichs— 
tatswabhlordnung wat u. ijt Reidsratsfompetens. 

_ XL Rompetenjen der Geſetzgebung im Ge- 
biete ded Reichsrates. 1. Pringip der Teilung 
der legislatoriſchen Reichsgeſetzgebungs— 
undLandesgeſetzgebungskompetenz. In Be— 
zug auf die Teilung der Geſetzgebungskom— 
petenzen fiir die Fonjtitutionelle Reichs— 

u. Landesgeſetzgebung ijt su fagen, dab nicht 

blog die Suteilung der cingelnen Gegenjtiinde, ſon— 
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dern aud) das Pringip der Aufteilung mehrfach 
geindert worden ijt. So ftart aber find die Ver— 
tinderungen der Aufteilung gleichwohl nicht, als 
mitunter behauptet wird. 

Da die fonjtitutionellen Verfaſſungen 25 LV 48 
(Pillersdorjice Verfaſſung), der Kremſierer Ver— 
faſſungsentwurf von 1848, die oltroyierte Ver— 
faſſung 4111 49, R. 150 (jog. Stadionſche oder 
Olmiiger Verfaſſung), praktiſch nicht ausgeführt 
worden ſind, fo beginnt die Entwidlung der praktiſch 
gewordenen Gliederung der konſtitutionellen Geſetz— 
— — erſt mit dem J. 1860. 

it dem faif. Manifest 15 VILS59, R. 133, 
welches den Frieden von Villafranca verfiindigte, 
wurden „zeitgemäße Verbeſſerungen in Geſetzgebung 
u. Verwaltung“ in Ausſicht geſtellt und in dem 
Programme des neuen Miniſteriums (Wiener Zei— 
tung 22 VILLI 59) „ſtändiſche Vertretungen der eins 
jelnen Lander’ verheifen. 

Mit kaiſ. Patent 5111 6O, R. 56, wurde ein 
„verſtärkter Reichsrat“ cinberujen, fiir dejien 
Stellen die Landesvertretungen Vorſchläge sur Er— 
nennung ciniger Rite auf Lebenszeit, einiger auf 
6 Jahre machen jollten, fiir welche aber gum erjten 
Sujammentritte Notabeln aus verſchiedenen Lündern 
ernannt wurden, weldje mit den dauernd ernannten 
WMitgliedern des Reichsrates 31 V 60 als „verſtärkter 
Reichsrat“ sur Prüfung des Voranſchlages fiir 1861 
| lee eaters und bis gum September mit der 

omiteeberatung der Budgets beſchäftigt waren. 

Mit dem Allerhöchſten Handſchreiben 17 Vi 
60, R. 181, wurde der Wirfungsfreis des ver- 
ſtärlten Reichsrates dahin erweitert, dah Se. Maje- 
ſtät den Allerhöchſten Beſchluß verfiinden liep: 
„Ich habe beſchloſſen, künftig die rt aig neuer 
Steuern u. Auflagen, dann die Erhöhung der be- 
jtehenden Steuer= u. Gebührenſätze bei den direften 
Steuern, bei der Bergehrungsjteuer und bei den 
Gebühren von Rechtsgeſchäften, Urtunden, Schriften 
u. Amtshandlungen, endlic) die Aufnahme neuer 
Anlehen nur mit Sujtimmung des verjtirften 
Reidsrates anguordnen und Mir eine Musnahme 
hievon blof im alle ciner Kriegsgefahr injofern 
vorbehalten, als Ich Mich mit Rückſicht auf die 
Verhältniſſe gu einer augerordentl. Cinberufung 
Meines veritirften Reichsrates nicht bejtimmt fine 
den ſollte.“ 

2. Hefepqebungsfompetensen nad dem 
faif. Diplom 20 X 60, R. 226. Aus den Bera- 
tungen des verſtärkten Reidsrates, ſpeziell aus dem 
Majorititsvotum desfelben ging das faij.Diplom 
20 X GO bervor, welches mit einem kaiſ. Manifeſt 
an die Völker verfiindigt wurde und in welchem 
nad einer motivierenden Cinleitung vom Kaiſer 
angeordnet wurde: 

vl. Das Mecht, G. au geben, abgudndern u. 
aufjubeben wird von Uns u. Unjeren Nachfolgern 
nur_unter Mitwirfung der geſetzlich verfammelten 
L. T., begw. des Reichsrates, ausgeübt werden, 
i weldjem die L. T. die von Uns feſtgeſeßte Bahl 
Mitglieder gu entienden haben.” 

(Mach cinem Allerhöchſten Handſchreiben 20 X 
follte der Reichsrat aus 100 Witgliedern be— 
teben.) 
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Jn Bezug auf die Verteilung der Geſetz- Reichsrate und den einzelnen L. T. erſt noch zu 
gebungsgewalt war im Diplom vorgeſchrieben; | treffen. Eine genaue Teilung hat das Oftober- 

wll, Es follen alle Gegenjtiinde der Gejeg- diplom in diefer Richtung nicht vorgenommen und 
gebung, welche fic) auf Rechte, Pflichten u. Inter- | wie der Raijer diefe —— en weiterhin treffen 
eſſen beziehen, die allen Unſeren Königreichen mochte, war es fein Recht. Es war im Oftober- 
u. Ländern gemeinfchajtlid find, namentlich die | diplom aud) nicht geiagt, wie fic) engerer Reichsrat 
Gelepgebung iiber das Münz-, Geld- u. Kredit- und L. T. zueinander verhalten follen. Wan fonnte 
wejen, über die Zölle u. Handelsjachen; jferner | vielleidt von mancher Seite hoffen, daß die Land- 
iiber die Grundjipe des Rettelbanfwejens; die | tagskompetenz die Regel bilden, die Kompetenz des 
Geſetzgebung in Betreff der Grundſätze des Poſt-, engeren Reichsrates nur durch beſondere Verfü— 
Telegrabhen- u. Eiſenbahnweſens, über die Art u. gungen angcordnet werden folle, aber geſagt war 
Weiſe und die Ordnung der Militärpflichtigkeit in dies nidjt und der Vorbehalt fiir das Anordnungs- 
Zukunft in u. mit dem Reichsrate verhandelt | recht des Maifers war allaemein. 
und unter ſeiner Mitwirfung verfaſſungsmäßig 3. Geſetzgebungskompetenzen nad der 
erledigt werden fowie die Einführung neuer Steucrn | Verfaffung 2611 Gi. Mit dem Grundagefes 
u. Uujlagen, dann die Erhihung der bejtehenden | iiber die Reidbsvertretung 21161, I 20, 
Steuern u. Gebührenſätze, insbeſ. die Erhöhung des | Beilage L, 88 10 u. 11, wurde nun die Kompetenz 
Salgpreijes und die Aufnahme neuer Anlehen, ges | des Reichsrates folqendermaen geregelt: 
mäß Unferer Entſchließung 17 VIL 60; desgleichen „S 10. Der Wirfungsfreis des qefamten 
die Nonvertierung bejtehender Staatsfdulden und | Reichsrates umjakt nad dem Art. I] des Di- 
die Veriiuferung, Umwvandinng oder Belajtung | plomes 20 X 60 alle Gegenjtiinde der Geſetzgebung, 
des unbewegl. Staatseiqentumes, nur mit Zus | welche fich aus Rechte, Milichten u. Intereſſen be: 
jtimmung des Reichsrates angeordnet werden ziehen, die allen Königreichen u. Ländern gemein— 
joll; endlich dic Prüfung u. Feſtſtellung der Bore ſchaftlich find. 
anſchläge der Stantsauslagen fiir das zukünftige Solche find namentlich: 
Nahr jowie die Priifung der Staatsrechnungsab— a) Ulle Ungelegenheiten, welche fid) auf die 
ſchlüſſe und der Refultate der jährl. Finanggeba- | Urt u. Weije fowie auf die Ordnung der Militär— 
rung unter Mitwirfung des Reichsrates au er= pflicht beziehen; 
folgen hat. b) alle Angelegenheiten, welche die Regelung 

„III. Alle anderen Gegenjtinde der Gejfepe | des Gelde, Kredits-, Münz- u. Aettelbanfwejens, 
qebung, welde in den vorbergehenden Punkten | die Zölle u. Handelsjachen, dic Grundſätze des Pojt-, 
nicht enthalten find, werden in u. mit den be- | Eiſenbahn- u. Teleqraphenweiens betreffen; 
trefienden Lan dtagen u. aw. in den zur ungar. c) alle An ——— der Reichsfinanzen 
Krone gehörigen Königreichen u. Gindern im iiberh.; insbeſ. die Boranidliige des Staatshaus- 
haltes, die Prüfung der Staatsrechnungsabſchlüſſe 
und der Refultate der Finanjgebarung, die Auf— 
nahme neuer Anleihen, die Konverticrung bejtehen= 
der Staatsidjulden, die Veräußerung, Unuvand- 
neg | Belajtung des unbewegl. Staatsvermigens, 
die Erhöhung bejtehender und die Cinfiihrung neuer 
Steuern, Abgaben u. Gefälle. Die Steuern, Ab- 


Sinne ihrer friiheren Verfaſſungen, in Unieren 
iibrigen Königreichen u. Landern aber im Sinne 
und in Gemapheit ihrer L. O. verfaſſungsmäßig 
erledigt werden. ; 
„Nachdem jedod mit Uusnahme der Linder 
der ungar. Krone auch in Betreff folder Gegen— 
jtiinde der Geſetzgebung, welche nicht der ausſchließl. 
Rompetens des qefamten Reidsrates gufome| gaben u. Gefälle werden nad den beftehenden G. 
men, feit ciner langen Reihe von Jahren fiir Unfere | eingehoben, infolange dieſe verfajiungsmiifiq nicht 
iibrigen Linder eine gemeinjame Behandlung und geändert werden. Die Staatsſchuld ijt unter die 
&. jtattqefunden hat, behalten Wir Uns vor,| Rontrolle des Reichsrates geſtellt. 
aud) ſolche Gegenjtinde mit verfaſſungsmäßiger „S 11, Gegenſtände der Geſetzgebung, welche 
Mitwirkung des Reichsrates unter — allen Königreichen u. Ländern, mit Aus— 
der Reichsräte dieſer Länder behandeln zu laſſen. nahme der Lander der ungar. Krone, gemeinſam 
„Eine gemeinſame Behandlung kann auc) jtatt- | find, gehören nach dem III. Art. des Diplomes 
finden, wenn eine ſolche in Betreyf der der Nome | 20 X 6H zum verſaſſungsmäßigen Wirkungskreiſe 
petens des Reichsrates nicht vorbehaltenen Gegen- de Reichsrates ohne Zuziehung der Mitglieder 
ſtände von dem betreffenden L. T. gewünſcht u. aus den Ländern der ungar. Krone. 
beantragt werden ſollte.“ „Zu diefem engeren Reidsrate gehören 
Wenn nur der erfte Sab des Punktes LIT an- demnach, mit Ausnahme der in § 10 aufgezählten 
geordnet worden wäre, fo bitten diejenigen recht | Ungelegenheiten, alle Gegenſtände der Geſetz— 
qehabt, welche behaupteten, daß durd) die nad | gebung, welche nicht ausdrücklich durd) die 
geſolgten Verfaſſungsgeſetze 261161 die Geſetz- L. O. den eingelnen im engeren Reichsrate ver- 
gebungsfompetens der L. T. verlest worden fei. tretenen Landtagen vorbehalten find. 
Ta jedoch aud) der aiweite Sap des Punktes IT) „Dasſelbe gilt auc) rückſichtlich ſolcher den L. 
angeordnet worden ijt, jo mußte neben dem qe- T. vorbehaltener Gegenſtände in dem Falle, wenn 
ſamten Reichsrat cin engerer ReidSrat fiir die gemeinfame Behandlung von dem betreffenden 
dic nicht yur ungar. Krone qehirigen Linder ents L. T. beantragqt wird. 
ftehen und hatte ſich der Kaiſer vorbehalten, die » Bei vorfonumenden Zweifeln rückſichtlich der 
niibere Rompetenzenteilung zwiſchen dieſem engeren Kompetenz des engeren Reichsrates in gemeinjamen 
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Geſetzgebungsangelegenheiten gegenüber der Kom— 
petenz eines einzelnen, im engeren Reichsrate ver— 
tretenen L. T., entſcheidet auf Antrag des engeren 
Reichsrates der Kaiſer.“ 

Es war alſo für die Ordnung der legislatoriſchen 
— —— der Grundſatz aufgeſtellt: Was 
nicht auf der einen Seite dem weiteren Reichsrate 
ausdrücklich zugewieſen und auf der anderen Seite 
durch die L. O den LV. T. ausdrücklich vorbehalten 
worden iſt, das gehört in die Kompetenz des engeren 
Reichsrates. Die Gegenſtände der Kompetenz des 
weiteren Reichsrates einerſeits und der im engeren 
Reichsratsgebiete bejtehenden L. T. anderſeits waren 
taxativ auſgezählt, dem engeren Reichsrate fielen 
alle anderen Gegenſtände ju. 

4. Geſetzgebungskompetenzen nad der 
tad LAT 21 XID G7. Nun wurde aber das 
Diplom 20 X 60 und die Verfajjung 26 Il 61 von 
Ungarn nicht anerfannt und nachdem die Periode der 
Auflöſungen des ungar. Reidstages von 1861 ſowie 
die Beriode der Sijtierung der öſterr. Verjajjungs- 
geſetze durch das kaiſ. P. 20 1X 65, R. 89, voriiber- 
Begangen und nad) Abſchluß des Rrieges von 1866 

ie Ausgleichsverhandlungen zwiſchen Ungarn und 
den im Reichsrate vertretenen Königreichen u. Line 
dern mit beſſerem Erfolg wieder in Angriff ge— 
nommen waren, wurden durch die Ausgleichsgeſetze 
bon 1867 die fiir die ganze Monarchie mit Ein— 
ſchluß det ungar. Linder gemeinjamen Angelegen— 
heiten im Ginne der Braqmatijden Sanftion und 
der mit ihr vereinbarl. Selbjtindigleit der Lander 
der ungar. Krone neu bejtimmt und ihre legisla— 
toriſche u. adminijtrative Behandlungsweiſe ae. 

Da durch dieſe Regelung der weitere Reid s- 
tat entjiel (indem die pragmatijd gemeinſamen 
Angeleqenheiten, ſoweit fie beſtimmt feſtgeſetzt find, 
besliqlich ihrer leqislatorijden Behandlung den die 
Reichsparlamente Reichsrat u. Reichstag vertre- 
tenden Delegationen zugewieſen wurden), ſo 
mußten auch die Kompetenzbeſtimmungen für die 
legislatoriſche Rompetenz des Reichsrates neu 
—— werden, was durch das St. G. 21X1167, 

. 141, über die Reichsvertretung geſchah. 

a) Kompetenz des Reichsrates im Ver— 
hältnis zur Kompetenz der Delegationen. 
Durch das St. G. 21 XIIG7, R. 141, wurde fiir 
die legislatorijde Nompetens des Reidsrates 
zunächſt im § 11 eine Reihe von Gegenſtänden 
der Geſetzgebung aufgezählt und dann im § 12 ein 
Pringip fiir dic Geſetzgebungskompetenz feſtgeſtellt. 

ei Der Aufzählung der roe hi der Reichs⸗ 
gclepgebung wird im $11 zunächſt in allg. Weiſe 
auy jene Ungelegenheiten gewieſen, welche 
den im Reichsrate vertretenen Kbnigreichen u. Län— 
dern zugleich mit den Ländern der ungar. Krone 
emeinjam find, welche Angelegenheiten in dem be— 
onderen G. iiber dic —— Angelegenheiten 
der ganzen Monarchie näher aufgezählt werden, 
wodurch dieſes G. über die reichsgemeinſamen An— 
gelegenheiten als ein ergänzender Beſtandteil des 
St. G. über die Reichsvertretung und daher auch 
ſelbſt als ein St. G. erſcheint. 

Da ſowohl das öſterr. als das ungar. G. über 

die gemeinſamen Angelegenheiten dieſe Angelegen— 
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heiten fehr eng beqrengend beſchreiben, jo bleibt 
felbjt in Bezug auf die pragmatijd gemeinſam er— 
klärten YUngelegenheiten immer ein Teil der Geſetz— 
gebung iibrig, welcher nicht formell gemeinjam durch 

ie Delegationen behandelt werden fann, fondern 
den beiden gejeggebenden Beſchlußgewalten des öſterr. 
Reichsrates und des ungar. Reicstages aur legisla- 
torijden Behandlung vorbehalten bleibt. 

Dadurd) entiteht eine torrelative Geſetzgebung 
des ReidSrates und des Reichstages gu den jimultan 
gemeinjamen Angelegenheiten, welche durch die Dele- 

ationen i behandeln jind, fo daß begiiglich aller 
Sruppen der gemeinjamen Angelegenbeiten in den 
lit. a, b, e des § 1 des G. iiber die gemeinjamen 
Ungelegenheiten R. 146) und in den lit. a, b, c 
des § 11 des G. über dic Reichsvertretung (R. 141) 
eine ſolche Relativität hervortritt, die G. fich wechſel— 
weije ergänzen und erjt zuſammen die volle Kom— 
— liber dieſe Ungelegenheit darjtellen. 

So werden denn in dem G. über die allen 
Ländern der öſterr. Monarchie gemein- 
ſamen Angelegenheiten 21 XII 67, R. 146, 
alg den im Reichsrate vertretenen Königreichen u. 
Ländern der ungar. Krone gemeinjam erflart: 

a) ,Die auswärtigen Ungelegenheiten 
mit Einſchluß der diplomatijden u. fommersiellen 
Vertretung dem Auslande gegeniiber ſowie die in 
Betreff der internationalen Bertrtige etiva note 
wendigen Verfiiqungen, wobei jedoch die Genehmi— 

ung det internationalen Bertriige, injoweit eine 

Pathe —— — notwendig iſt, den Ver— 

tretungskörpern der beiden Reichshälften (dem 

ry ag und dem ungar. Reichstage) vorbehalten 
eibt.” 

Hu diejer Beſtimmung jteht die Beſtimmung 
deS G. fiber die MeichSvertretung 21 X11 67, R. 141, 
§ 11, lit. a, in Rorrelation, wojelbjt es heißt: 

„Der Wirfungsfreis des Reichsrates umfaßt 
alle Yingelegenbeiten, welche fich auf Rechte, Pflich- 
ten u. Snterefien begiehen, die allen im Reichsrate 
vertretenen Königreichen u. Ländern gemeinſchaft— 
lich ſind, inſofern dieſelben nicht infolge der Ver— 
einbarung mit den Ländern der ungar. Krone zwi— 
ſchen dieſen und den übrigen Ländern der Mon— 
archie gemeinſam zu behandeln ſein werden.“ 

Es gehbren daher gum Wirkungskreiſe des 
Reichsrates: 

a) „Die Prüfung u. Genehmigung der Han— 
delsverträge und jener Staatsverträge, die das Reich 
oder Teile desſelben belaſten, oder einzelne Bürger 
verpflichten, oder eine Gebietsänderung der im 
Reichsrate vertretenen Königreiche u. Lander zur 
Folge haben.“ 

Der gleiche Grundſatz gilt ſowohl nach dem 
ungar. Staatsrecht als nad) dem Grundſatze der 
Parität auch für den ungar. Reichstag bezüglich der 
zur ungar. Krone gehörigen Länder. 


Eine ähnl. Korrelation beſteht auch zwiſchen 
lit. b des G. über die gemeinſamen Angelegen— 
heiten ber Monarchie und der lit. b des St. &. 
iiber die Reichsvertretung 21 XII 67, R. 141, fiir 
die im Reichsrate vertretenen Königreiche u. Län— 
det bezüglich der Wilitdrangelegenheiten. 
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Durch das G. iiber die qemeiniamen Ange— 
leqenbeiten wird als pragmatiſch gemeinjam erklärt: 
b) , Das Kriegsweſen mit Anbegriff der 
Kriegsmarine, jedod) mit Ausſchluß der Refruten- 
bewilliqung und der Geſetzgehung über die Art 
u. Weiſe der Erfüllung der Wehrpflidt, der Ver— 
fiigungen hinſichtlich der Dislozierung u. Verpfle— 
ung des Heeres, ferner der Regelung der bürgerl. 
erhältniſſe und der ſich nicht auf den Militär— 
dienſt beziehenden Rechte u. Verpflichtungen der 
Mitglieder des Heeres.“ 

Die forrelative Beſtimmung des St. G. über 
die Reichsvertretung 21 XIL 67, R. 141, lit. b, be 
jtimmt für den Wirkungskreis des Reichsrates: 

Sil, lit. b, alle Angelegenheiten, welche fic) 
auj dic Urt u. Weije ſowie auf die Ordnung u. 
Daucr der Militärpflicht beziehen und insbeſ. die 
jährl. Bewilliqung der Anzahl der aug; ue 
hebenden Mannſchaft und die allg. Bejtimmungen 
in Bezug auf die Voripannsleijtung, Verpflequng 
n. Einquartierung des Heeres.“ 

Jn der Tat wurden feit dem J. 1867 nicht 
bloß die allg. Bejtimmungen iiber die Heeresorga- 
nijation und die Wehrpflicht, jondern fpegiell die 
Anordnungen iiberdieHeeres ſtärke, über die Fe jt- 
jtellung det Refrutenfontingente überh. 
und die mit den Refultaten der Vollszählungen vom 
31 XIL 70, 1880, 1890 u. 1900 und der in zwei 
Stadien von 1872, 1873 vollzogenen Provingiali- 
jicrung der Militärgrenze u. Ubernahme derjelben 
in die —— — der Länder der ungar. Krone 
in Beziehung ſtehenden Repartitionen, der einer— 
ſeits auf die im Reichsrate vertretenen König— 
reiche u. Länder, anderſeits auf die Länder der 
ungar. Krone entjallenden Rekrutenkontingente, 
dann die jährl. Bewilligung der für ein be— 
ſtimmtes Jahr auf die Reichsratsländer und auf 
dic ungar. Minder entjallenden Refrutengahl 
jtets dDurd) befondere — ** geregelt. Erſt in 
der neueſten Zeit wurde die Aushebung der Re— 
fruten fiir die im Reichsrate vertretenen Rinige 
reiche u. Linder einigemal, aber immer nur fiir 
ein Nahr, auf Grund des § 14 des St. G. 21 XIT 
67, R. 141, durch kaiſ. V. bewilligt, u. zw. durch 
die faif. B. 21 II 98, R. 39, fiir bas J. 1898, fail. 
V. 21 11 99, R. 36, fiir das J. 1899, und durch 
die faij. B. 28111 1904, R. 30, fiir dad J. 1904. 
Sonjt wurden bisher immer G. erlaſſen. Nun hat 
eine faif. Berordnung auf Grund des § 14 
allerdings aud) provijorijde G.⸗Kraft, aber chen 
nur provijorijde G.-Rrajt, und cine folche V. iſt 
mit einem vollfommen perfeften, definitiven G. doch 
nicht gang gleich. Die auf der einen Seite auf einem 
jeiten G. auf der anderen Seite auf einer blofen 
Notverordnung beruhende Vereinbarung ijt eiqent- 
lid) eine hinkende Bereinbarung, ähnüch wie cin 
negotium claudicans des Zwilrechtes; aber was 
joll man tun, bejonders wenn die Heeresſtärlke ſchon 
vorgeſchrieben ijt? 

UÜbrigens hat aud) der öſterr. Reichsrat im 
J. 1903, wo das Refrutengefes fiir bie Reichsrats— 
länder gujtande gekommen war, nicht aber in Un— 
qarn, in dem Bewilligungsgeſetze 26 IT 1903, R. 53, 
im § 2 die Wirffamfcit des G. von dem Bujtande- 
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kommen der Rekrutenſtellung in Ungarn abhängig 
gemacht, indem es beſtimmte: „Dieſes G. tritt mit 
dem Tage der Kundmachung in Kraft. Es hat 
jedoch dic tatſüchl. —— der Rekruten für das 
Heer (Kriegsmarine), deren Aushebung hiemit fiir 
die im Reichsrate vertretenen Königreiche u. Län— 
der bewilligt wurde, nur dann und infoweit gu 
erfolgen, als auch das betreffende, nad) den Beſtim— 
mungen des § 14 des Wehrgeſetzes anuj die 
Minder der ungar. Rrone entiallende Refruten- 
fontingent zur Einreihung gelangt.” 


Und die gleidjartige Rorrelation bejteht zwi— 
ſchen lit. e des G. über die gemeinfamen Ange— 
legenheiten und lit. e des § 11 des St. G. iiber 
die Reichsvertretung, indem das G. iiber die ge- 
meinjamen YUngeleqenheiten als gemeinſam erflart: 

vit. c. Das Finanzweſen rüchſichtlich der 
gemeinfam gu beftreitenden Auslagen, insbeſ. 
die Feſtſetzung des diesfiilligen Budgets und dic 
Prüfung der darauf bezügl. Rechnungen.“ 

Das St. G. 21XII 67 über die Reichsvertre— 
tung § 11, lit. b, ſtellt in den Wirkungskreis des 
Reichsrates: 

»$ 11, lit. e. Die Feſtſtellung der Voranſchläge 
des Staatshaushaltes und ingbef. die jährl. Bee 
— der einzuhebenden Steuern, Abgaben u. 
Gefälle; die Prüfüng der Staatsrechnungsäbſchlüſſe 
u. Reſultate der Finanzgebarung, die Erteilung 
des Abſolutoriums; die Aufnahme neuer Anlehen, 
die Konvertierung der beſtehenden Staatsſchulden, 
die Veräußerung, Umwandlung u. Belaſtung des 
unbewegl. Staatsvermögens, die Geſetzgebung über 
Monopole u. Regalien und überh. alle Finanzange— 
legenheiten, welche den im Reichsrate vertretenen 
Koönigreichen u. Ländern gemeinſam find.” 

Seit der Erlaſſung der St. G. wurde die 
Erhebung bezw. Forterhebung der Steuern u. 
Abgaben, dann die Beſtreitung des Staatsauf- 
wandes 30 Jahre hindurch, Jahr für Jahr, bis 
Ende bes J. 1897 durch konſtitutionelle, mit Zu— 
ſtimmung der beiden Haufer des Reichsrates, auc) 
bei furjen Terminen angeordnete G. feſtgeſtellt. 
So wurden im J. 1871 die Steuern u. Wbgaben 
— ſieben auf kurze Termine geſtellte G. feſt— 
geſtellt. 

Erſt ſeit dem J. 1897 wurden die Steuern u. 
Abgaben für die weiteren Termine mehrfach durch 
auf Grund des 8 14 des St. G. 21 XIL 67 über die 
Reichsvertretung erlajjene kaiſ. V. mit provifori- 
{cher G.Kraft feſtgeſtellt, wobei die faif. B. 28 XII 
97, R. 304, fiir die Beit vom 1. Qanuar bis Ende 
Juni 898 den Anfang und die faij. B. 28 VI 
1904, R. 63, fiir die Seit vom 1 VIL bis 31 XIT 
1904 vorliufiq den Schluß macht. Nur fiir die 
Seit vom 1. Juli bis Ende Dezember 1901 und 
für dic Termine des J. 1902 vom 1. Januar 
bis Ende Wirz, vom 1. Upril bis 31. Mai, und 
von da bis Ende des J. 1902 wurden wieder G. 
erlaſſen. 

Aus dem Zuſammenhalte dieſer Beſtimmun— 
gen ſieht man recht deutlich, daß die Delegatio— 
nen, außerdem dah fie fein konſtituierendes Ge— 
ſetzgebungsrecht über ihre eigene Sujammenjepung 
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u. Kompetenzbeſtimmung haben, auch fein Steuer— 
geſetzgebungsrecht, kein Geſetzgebungsrecht über Re— 
galien u. Monopole, kein Recht zur Bewilligung 
von Anlehen über das Staatsſchuldenweſen und 
überh. nur das Recht der Feſtſtellung der gemein— 
ſam beſtreitenden Auslagen, aber nicht das Ge— 
jetzgebungsrecht über die Bedeckung dieſer Erfor— 
derniſſe haben, welche vielmehr durch au paftierende 
G. (von Reichsrat u. Reichstag ſelbſt) aufzuteilen 
und durch die Beiträge der beiden Teile der Mon— 
archie zu beſtreiten find. 

b) Kompetenz des Reichsrates in Be— 
zug auf die nach gleichen Grundſätzen zu 
regelnden Angelegenheiten. Wenn nun ſchon 
in Bezug auf die aus der Pragmatiſchen Sanktion 
fließenden gemeinſamen Verhältniſſe des Au— 
ßeren, des Krieges und des Finanzweſens 
nur die allernotwendigſten, unerläßlichen grund— 
legenden Beziehungen in die formelle Gemeinſam—⸗ 
feit der —— Behandlung durch Reichs— 
rats⸗ u. Reichſstagsdelegationen (umd der admini— 
ſtrativen Behandlung durch gemeinſame Miniſterien) 
geſtellt worden ſind, ſo wird man leicht begreifen, 
daß die nur nad gleichen Grundſätzen ju 
requlierenden gemeinjamen Wngelegenheiten for- 
mell vollſtändig den beiden BolfSvertre: 
tungen (de8 Reichsrates und des ungar. 
Reichstages) zur unmittelbaren Behandlung 
itberlajjen worden find. 

Aus diefem Grunde treten die in dem G. iiber 
die gemeinjamen WAngelegenheiten als nad glei— 
den Grundſätzen gu requlierende Gegenjtinde 
in den Kompetensbejtimmungen fiir den Reichsrat 
und den ungar. Reichstag alle wieder auf. 

Deshalb werden dieje nach gleichen Grund— 
ſätzen gu behandelnden Angelegenheiten, inſofern 
jie nicht ſchon im 811 unter lit. a, b unde des 
St. G. fiber die ReichSvertretung als Gegenitinde 
des unmittelbaren Wirfungsfreijes des Reichsrates 
hervorgehoben worden find, in den Bejtimmungen 
der lit. d und e beſonders hervorgehoben, woſelbſt 
als Gegenjtiinde des Wirkungskreiſes des Reichs— 
rates bezeichnet ſind: 

„Jit. d. Die Regelung des Geld-, Münz- u. 
Zettelbantweſens, der Zoll- u. Handelsangelegen— 
heiten fowie des Telegrabphen-, Voſt-, Eiſenbahn-, 
Schiffahrt- und ſonſtigen Reichslommunikations— 
weſens; 

lit. e, die Rredit-, Bank-, Privilegien⸗ u. Ge— 
werbegefepgebung mit Ausſchluß der Geſetzgebung 
iiber die Bropinationsrechte, dann die Geſetzgebung 
fiber Mak u. Gewicht, fiber Martens u. Mufter 
ichup.” 

c) Rompeteng des Reichsrates in Be- 
jug auf die jreieiqenen(rein öſterr. Reids- 
angeleqenbeiten, Selbſtverſtändlich gehiren auc 
alle iibrigen Denim Reichsrate vertretenen 
Kinigreichen und Ländern gemeinjamen 
Angelegenheiten zu dem Wirkungskreiſe ded 
Reidsrates und werden als jolthe im § 11 des 
St. G. über die Reichsvertretung nod) aufgezählt: 


lit. f. Die Medizinalgeſeßgebung ſowie die 
Geſetzgebung sum Schupe gegen Ebidemien u. Vieh— 
ſeuchen: 


lit. g, die Geſetzgebung über Stagtsbürger- u. 
Heimatrecht, iiber Fremdenpolizei u. Paßweſen jo- 
wie iiber Wolts;abling; 

lit. h, über die fonjeffionellen Verhältniſſe, über 
Vereins⸗ u. Verjammlungsrecht, iiber die ‘PBreije 
und den Schutz des geijtiqen Etgentumes: 

lit. i, die Feſtſtellung der Grundſätze ded Unter- 
richtsweſens bezüglich der Volksſchulen u. Gymna— 
ſien, dann die Geſetzgebung über die Univerſitäten; 

lit k, die Sträfjuſtiz- u. Polizeiſtraf- ſowie 
die Zivilrechtsgeſezgebung mit Ausſchluß der Ge— 
ſetzgebung über die innere Einrichtung der öffentl. 
Bücher und über ſolche Gegenſtände, welche auf 
Grund der L. O. und dieſes Grundgeſetzes in den 
Wirfungstreis der L. T. gehören, ferner die Ge— 
fepgebung fiber Handels- u. Wechſelrecht, Sees, 
Berge u. Lehenrecht: 

lit. 1, die Gefegqebung itber die Grundgiiae 
der Organifierung der Gerichts- u. Verwaltungs- 
behirden; 

lit. m, die zur Durchführung der St. G. über 
die allg. Rechte der StantSbiirger, iiber das R. G., 
über die vichterliche, Regierungs- u. Vollzugs— 
Gewalt gu erlaſſenden und dort berufenen G.; 

lit. n, die Geſetzgebung fiber jene Gegenſtände, 
welche fic) auf Pflichten u. Verhältniſſe der einzel— 
nen Minder untereinander begiehen; 

lit. o, die Geſetzgebung betrejfend die Form der 
Behandlung der durch die Bereinbarung mit den 
zur ungar, Krone gehörigen Landern als gemein= 
fam feftgeitellten Angelegenheiten. 

Und nach Aufßzählung diejer im § 11 begeich- 
neten Gegenſtände frelt nun der § 12 des Staats— 
LAE day liber Dic ReidSvertretung 

aS Pringip auf: 

vS 12. Ulle übrigen Gegenjtinde der Gejep- 
gebung, welche in diejem Geſetze dem Reidsrate 
nidjt ausdrücklich vorbehalten jind, gehören in den 
Wirtungsfreis der Landtage der im Reichsrate 
vertretenen Königreiche u. Lander und werden in 
u. mit diejen L. T. verfaſſungsmäßig erledigt.” 

Außerdem enthält diejer § 12 auch die ſchon 
im Februarpatent von 1861 enthalten geweſene Be- 
jtimmung: 

„Sollte jedoch irgend ein L. T. beſchließen, dap 
ein oder der andere ihm iiberlajjene Gegenſtand der 
Geſetzgebung im Reichsrate behandelt u. erledigt 
werde, fo iibergeht ein ſolcher Gegenſtand fiir die= 
jen Fall und riidjichtlic) des betreffenden L. T. in 
den Wirkungskreis des Reichsrates.“ 

Man hat behauptet, daß die Gegenſtände der 
legislatoriſchen Kompetenz des Reidsrates durch 
den § 11 des St. G. über die Reichsvertretung taxa— 
tiv aufgezählt ſeien. Das iſt ungenau, weil es in 
dem § 12 heißt: „Alle übrigen Gegenſtände der 
Geſetzgebung, welche in dieſem Geſetze dem 
Reichsrate nicht ausdrücklich vorbehalten worden 
jind, gehören in den Wirkungskreis der L. T. Zu 
diejem St. G. gehören aber nicht blo} die Beſtim— 
mungen des § 11, fondern die Beſtimmungen aller 
Paragraphen dieſes G. bejonders aud) die Beſtim— 
mung des Ländergebietes des Reichsrates, der Rechte 
des Kaiſers im Verhältniſſe gum Reichsrate, die Be- 
jtimmungen fiber den Beſtand und die Zuſammen— 
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jebung ded H. H. und des W. H. des Reichsrates, 
iiber die Qnitiative und dad legislatoriſche Beſchluß— 
tect, iiber die Notverordnungen, über das freie 
Mandat der Wbgeordneten, die Immunität aller 
Mitglieder deS Reichsrates und die perfint. Aus— 
iibung des Stimmredtes, fiber die Teilnahme der 
Minijter an allen Beratungen, iiber das Qnterpel- 
lations=, Prüfungs⸗, Petitions: u. Kommiſſions— 
tect, das Adreß- u. Reſolutionsrecht jedes der bei- 
den Hiiujer und inSbej. die Beſtimmung des § 15 
des G. Dak Wnderungen in diefem Grundgejege 
jowie in den St. G. iiber die allg. Rechte der Staats- 
biirger fiir Die im Reichsrate vertretenen Rinige 
reide u. Lander, fiber die Einſetzung des R. G. 
über die richterliche ſowie über die Musiibung der 
Regierungs- u. Vollzugs-Gewalt nur mit einer 
Mehrheit von wenigitens zwei Dritteln der Stim- 
men der Anweſenden und im YW. H. mur bei An— 
wejenheit von mindeftens der Hälfte der Mitglieder 
giiltig bejchlojjen werden können. 

Die Gegenitiinde der [eqislatorijden Kom— 
petens des Reichsrates find aljo allerdings 
tarativ aujgesifit, aber nicht bloß durch die 
Bejtimmungen des § 11, jondern durd die Be— 
jtimmungen aller Paragraphen desganzen 
Geſetzes und derjenigen, die darin mit unter 
diejelbe Kompetenz gejtellt worden find. 

5. Verhaltnis derlegislatorifden Rom: 
petengen der Landesgejepgqebung (Land= 
tage) gur Reidsgeiepgebung. Da neben 
der Reichsgeſetzgebung die LandeSgefepge- 
bungen bejtehen, jo entiteht die Frage, wie Rs 
die legislatoriſchen Kompetenzen der L. Z. zur legis 
latoriſchen Kompetenz des Reichsrates und der Dele- 
gationen verbalten. 

Da der Wirfungstreis der Delegationen 
alg ein von dem ReichSrate bezw. dem ungar. 
Reichstage abgeleiteter Wirlungsfreis erjdeint, wel- 
chen die getrennten Reichsparlamente mittelbar durch 
entiendete Delegationen ausüben, indem es im § 6 
des G. fiber die gemeiniamen Angelegenheiten aus- 
driidlid) heift: 

„Das den BVertretungstirpern beider Reids- 
haljten (dem Reichsrate und dem ungar. Reichs— 
tage} juitebende pee ebungsrecht wird von den: 
jelben, inſoweit es um die gemeinſamen An— 
gelegenheiten handelt, mittels zu entſendender De— 
leqationen ausgeübt“ — fo genügt es, bier die 
mittelbar durch Delegationen und unmittelbar 
Durch ſich ſelbſt ausgeübte Kompetenz des Reichs— 
rates zuſammenzuſaſſen und dieſer Reichskom— 
petenz die legislatoriſche Rompetenz der Land— 
tage — —— 

Man hört nun behaupten, daß durch die Be— 
ſtimmungen der St. G. 21XII 67 die Kompetenz 
der L. T. gemindert worden ſei. 

Die volle Klarheit über dieſe Frage wird aus 
der Entwicklungsgeſchichte hervorgehen. 

a) Nad dem Diplom 20X 60. Im Di— 
plom 20 X 60 war die Kompetenz des weiteren (fiir 
alle Lander der Monardie eingejesten) ReichSrates 
mit allen igren Gegenitinden genau beftimmt. 

Da der weitere Reichsrat in den G. von 1867 
fiel, die gemeinjamen Angelegenheiten der Mone 
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archie aber, welche durch entſendete Delegationen zu 
behandeln find, in viel kleinerem Umfange beſtimmt 
wurden, jo kann die Kompetenz der L. T. durch dieſe 
Bejtimmungen nicht gemindert worden fein. 

Jn Bezug auf die legislatorijche Kompetenz 
des fog. engeren Reichsrates und der L. T. war 
im Diplom 20 X 60 feine prigije Teilung vorge- 
nommen, ja nicht einmal ein jcharfes Bringip 
aufgeſtellt, ſondern die Regelung diejer Kompe— 
tens der weiteren E. deS Raijers vorbehalten wor- 
den, welche kaiſ. ©. durch das St. G. 26 IL 61 über 
die Reichsvertretung und durd) die L. O. getroffen 
worden ijt. 

b) Nad der Verfajjung 26 I] 61 (Reichs- 
fompetens). Das Staatsgrundgejep 2611 61 
über die Reichsvertretung enthielt die Bejtimmung, 
dag — mit Ausnahme der im § 10 aufgezählten 
pals Mee fe dL hg des weiteren Reiherates 
— alle Gegenſtände der Geſetzgebung, weldje nidjt 
ausdriidlid) dDurd) die Landesordnungen 
den eingelnen im engeren Reichsrate vertretenen 
Landtagen vorbehalten find, gum Wirkungs— 
freije des engeren Reidsrates gehören. Es waren 
aljo dic Gegenſtände des weiteren Reichsrates einer- 
jeits, die Gegenſtände der legislatoriſchen Kompetenz 
der L. T. anderfeits tarativ aufgezählt; was weder 
hier nod) dort ausdrücklich aufgezählt war, fiel in 
die legislatorijde Kompetenz des engeren Reichs— 
rates. 

Nun war die legislatoriſche Kompetenz 
der Landtage in den L. O. 26 IL 61 in der Weiſe 
bejtimmt, dak man bezüglich beftimmt nambajft ge- 
machter Gegenitinde eine volle — re ha 8 
bung, bezüglich anderer eine ſpezialiſierende Parti— 
fulargejegpaebung und weiter nod) eine delegations- 
weije iibertragene Partikulargeſetzgebung unterſchei⸗ 
den fonnte. 

(andeSfompeten3.) Die fimtl Landes 
ordnungen 2611 61 ſchreiben nämlich in § 18 
Küſtenl. § 19) wörtlich vor: 

„Als LandeSangelegenheiten werden erflirt: 

vl. Ulle Unordnungen in Betrejj: 1. Der 
Landesfultur; 2. der öffentl. Bauten, welde aus 
Landesmitteln bejtritten werden; 3. der aus Lan- 
desmitteln dotierten Wobhltatigfeitsanjtalten; 4. des 
Voranſchlages und der Rechnungslegung des Lan- 
des, ſowohl a) Hinjichtlid) der LandeSeinnabmen 
aus der Berwaltung des dem Lande gebhirigen 
Vermigens, der VBefteuerung fiir Landeszwede und 
der Benupung des Landestredites, als b) rückſicht 
par der ordentlichen und auferordentl. Landesaus—⸗ 

aben. 
pl. Die näheren Anordnungen inner der 
Grenzen der allg. G. in Betreff: 1. Der Gemeinde— 
angelegenheiten; 2. der Stirden= u. Schulangelegen⸗ 
heiten; 3. der Vorſpannleiſtung, dann der Verpfle— 
gung u. Einquartierung des Heeres, endlich 
wl. die Anordnungen über onſtige, die Wobl- 
fahrt oder die Bediirfnijje des Landes betrefjende 
Gegenſtände, welche durch bejondereVerfiigungen 
der LandeSvertretung zugewieſen werden.” 

Die ſämtl. L. O. jtimmen in allen diefen 
Punkten wörtlich iiberein und nur Tirol und Bor: 
arlb. jdjalten nach dem Buntte I als Punft IT ein: 
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„Die Mitwirkung bei der Regelung des Landes— 
verteidigungs⸗ u. Schießſtandweſens,“ wodurch ſich 
in Tirol und Vorarlb. vier Punkte ergeben. 

Man kann die Kompetenz der L. T. über die 
Gegenſtände des Punktes J die vollkommene, eigen— 
berechtigte, autonome Mitwirkung an der konſtitu— 
tionellen Landesgeſetzgebung und dieſe ſelbſt die 
freie oder volle fart ular — — 

die Kompetenz der Gejepqebung tiber dic Ge— 
genjtinde des Punttes IT die bejdrintte oder jpe- 
jlalijierende PBartifulargeiepgebung, 

die Kompetenz der —— über die Ge⸗ 
genſtände des Punltes III die übertragene, abgelei— 
tete oder delegierte Partikulargeſetzgebung nennen. 

Jn den $$ 19 der L. O. wird den ¢ T. feine 
legislatoriſche Beſchlußgewalt, fondern nur ein fon- 
jultativer BWirfungstreis juerfannt, denn 
wenn es in allen &. D. iibereinftimmend beipt: 

„Der & T. ijt berujen: 1. Bu beraten und 
Anträge zu ſtellen a) über —— allg. G. 
u. Einrichtungen bezüglich ihrer beſonderen Rück— 
wirkung auf das Wohl des Landes und b) auf 
Erlajjung allg. G. u. Einrichtungen, welche die Be— 
dürfniſſe und die Wohlfahrt ded Landes erheifden; 
2, Boridlage absugeben iiber alle Gegen— 
ſtände, woriiber er von der Regicrung ju Rate ge- 
zogen wird; fo ijt mit dieſen Bejtimmungen den 
L. T. nirgends cin wahres legislatoriſches Be— 
ſchlußrecht, fondern nur ein Rect, zu beraten und 
Antriige gu jftellen, eingeräumt, welches Recht fie 
ſowohl aus eigener Qnitiative alg auc) iiber An— 
tegung der Regierung ausiiben können. 

Im iibrigen ijt den LQandtagen nur cine 
verwaltende Tätigkeit sugewiejen. Denn wenn 
es in den $$ 20 Küſtenl. 21) der L. O. heift: „Der 
L. T. jorgt fiir die Erhaltung des landſtändiſchen 
(Domejtital=) Vermigens und des fonjtigen nach 
jeiner Entitehung oder Widmung ein Cigentum des 
(Titel deS) Landes Hildenden Landesvermigens, 
dann der aus ftindijchen oder Landes-Mitteln er- 
richteten u. erbaltenen Fonds u. Anſtalten“, fo ijt 
durd) das Wort jorgt, ,curat”, ſehr klar auf ein 
Berwaltungsrecht gewiejen. Undwenn der Paragraph 
jortiest: ,Mandtagsbeidjliifie, welche eine Veraupe- 
rung, bleibende Helaitung oder eine Verpjindung 
des Stammpermigens mit fic) bringen, bediirfen der 
faij. Genehmigung” jo ijt durch die Vermei— 
dung des Wortes ,,Sanftion’ und die Wahl des 
Wortes „Genehmigung“ geseigt, dak die Berfii- 
gungSgewalt bier grundſätzlich beim 2. T. jteht, 
aber der kaiſ. Genehmigung bedarf, daß alfo cin 
von der faij. Genehmigung abhängiger Verwal— 
tungSaft ded &. T., nicht aber cine gefepl. Norm 
gebende V. des Kaiſers vorliegt, aljo mur cin 
von der faij. Genehmigung abbingiger Verwal— 
tungsaft. 

Wenn es in den $$ 21 (Küſtenl. 22) heift: 
„Der L. T. verwaltet das Domejtifalvermigen 
und das Kredit⸗ u. Schuldenweſen des Landed und 
jorgt fiir die Erhaltung der diesfalls dem Lande 
obliegenden Verpflichtungen, — 

er verwaltet u. verwendet den Landesfonds 
des (Titel) Landes, mit genauer Beachtung der 
aeiepl. Swede u. Widmungen diejer Fonds", — 

Ofterr. Staatéwarterbuch. 2% Mufl.. v. Bd. 
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jo ijt aud) damit nur ein Verwaltungsredt 
charafterijiert. 

ine Beziehung ju einem legislatoriſchen 
Beſchlußrechte finnen nod die 88 22 u. 23 haben. 
Wenn es heift: 

ws 22. Der & T. beratet u. beſchließt 
liber die Wujbringung der gur Erfüllung jeiner 
Wirkſamkeit fiir Landeszwecke, fiir das Vermögen, 
Die Fonds und die Anſtalten des Landes erſor— 
derlichen Mittel, inſoſern die Einkünfte des be— 
ſtehenden Stammvermögens nicht zureichen, — 

er iſt berechtigt, zu dieſem Zwecke Zuſchläge zu 
den direkten l. ſ. Steuern bid auf 10% derſelben 
umzulegen u. einzuheben. Höhere Zuſchläge zu einer 
direkten Steuer oder ſonſtige Landesumlagen be— 
dürfen der kaiſ. Genehmigung,“ — fo erſcheint hie— 
durch wohl cin legislatoriſches Beſchlußrecht 
über Steuerzuſchläge und anderweitiges Beſteue— 
rungsrecht gegeben, — aber die ſtrenge Form eines 
vom Kaiſer jormell ſanktionierten G mit kaiſ. G 
Befehl ijt nicht verlangt. — Anderſeits unterſchei— 
det ſich dieſes landtägi. Zuſchlags⸗ u. Umlagens 
recht auch dadurch von einem freien legislatoriſchen 
Beſchlußrechte, daß es ſich nur auf die Erfüllung 
der Wirkſamkeit des L. T. für Landeszwecke beziehi 
und nur eintritt, inſofern die Einkünfte ded be— 
ſtehenden Stammvermögens nicht zureichen; und 
es charakteriſiert fic) dadurch als ein Verwaltungs⸗ 
recht des L. T. dah der L. T. berechtigt ijt, dieſe 
Steuerzuſchläge u. Landesumlagen ſelbſt umzu— 
legen und ſelbſt einzuheben. Dabei iſt noch zu be— 
achten, daß der L. T. zur Beſchließung von Zu— 
ſchlägen ju den direkten Steuern big gu 10% durch 
dieſe Beſtimmung der L. O. ſchon fret berechtigt 
ijt und dah er nur zur Beſchließung höherer Bu- 
ſchläge gu den direften Steuern oder anderer Um— 
lagen der faij. Genehmigung bedarf. 

Mag man übrigens dieſes Zuſchlags- u. Um— 
lagenbeſchlußrecht ein legislatoriſches Beſchlußrecht 
nennen, ſo muß man doch ſeine Grenzen im 
Auge behalten und die ſtrenge Form eines for— 
mell ausgefertigten u. ſanktionierten G. iſt nicht 


— 
mn es ferner im § 23 der L. O. (§ 24 
Riijtent.) heißt: 

„Die Wirkſamkeit des LandtagesinGe- 
meindeangelegenheiten wird durd das Gem. 
G. oder die bejonderen Gemeindejtatuten geregelt” 
— jo wird biemit nicht auf dag eigentl. Gejep- 
gebungsrecht iiber das Gemeindemejen der Wfzent 
gelegt, welches ſchon im § 18 bejtinumt ijt, fondern 
eS begieht fid) der § 23 auf die Rechte des L. T., 
welche Demjelben durch das bereits erlajjene Gem. 
G. oder Gemeindejtatut eingeriumt find. Dies 
jind nun zumeiſt Wuffichts- u. Genehmigungsrechte, 
weldje aber in bejtimmten Begiehungen, nament- 
lic) in Beziehung auf Zuſchläge u. Umlagen, auch 
an die Form von G. gewieſen find. 

So ordnete der Art. XV des G. 5 IL fr, 
R. 18, an: 

» Gur Bejtreitung der durch die Cintiinjte aus 
dem Wemeindeeigentume nidt bededten Musgaben 
ju Gemeindezwechen fann die Gemeinde die Ab— 
nahme von Zuſchlägen au den direften Stewern 
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oder zur Verzehrungsſteuer oder die Cinhebung 
anderer Uuflagen u. Abgaben beſchließen. 

„Das Landesge fee wird beftimmen, inwie— 
jern die Gemeinde hiebei mit Rückſicht auf ein be- 
jtimmtes Ausmaß diejer Zuſchläge an die Geneh— 
migung der Bezirks-, Gaus oder Kreisvertretung 
oder des Landtages oder an die Crvirfung 
eines bejonderen Landesgeſetzes gebunden ijt. 

„Durch den Zuſchlag su der Vergehrungsjteuer 
darf blof der Verbrauch tm Gemeindegebiete und 
nicht die Broduftion und der Handelsvertehr ge— 
trojjen werden. 

» Sur cap ame neuer Auflagen u. Abgaben, 
weldje in die Kategorie der obigen Steuersuichlage 
nicht gehören, ſowie zur nec ag ſchon bejtehen- 
der Auflagen u. Abgaben diejer Art ijt ein Lane 
deSgejes erforderlich. 

» die Urt, in welder und das Mah, nach wel- 
chem die eingelnen Gemeindemitglieder su den Wus- 
lugen der Gemeinde fonfurrieren jollen, beſtimmt 
die Gemeinde innerhalb der durch ein Landes— 
gejep feſtzuſetzenden —— 

Wenn nun hier auch in mehrjader Richtung 
von einem Landesgejebe die Rede ijt, fo muh man 
bod) wohl im Auge bebalten, daß dieſe Kompetenz 
der &. T. sur Mitbeſchließung von G. über höhere 
Zuſchläge u. Umlagen der Gemeinden den L. T. 
nicht dutch die L. O. ſelbſt, ſondern nur durch die 
G. über die Gem. O. zugewieſen ſind, daß aber 
das G. STILG2 und alle auf Grund desſelben er— 
fajjenen Gem. O. in den verfchiedenen Ländern 
nicht die Natur von St. G. haben und nicht unter 
den Shug der hiheren Beichlupsiffer der L. O. 

eftelit find, Daher dieje ., welche dem L. T. dieje 

Heichtupgervalt iiber die Gemeindeumlagen zuwei— 
jen, mit cinfjader Majoritét abgeändert werden 
finnen, weil fie eben nicht gu der ſtaatsgrundge— 
ſetzlich gewährten, verfaſſungsmäßigen Legislativ— 
gewalt der L. T. gehören. 

Es verhält ſich mit dieſem Rechte gerade ſo, 
wie wenn die L. T. durch eine beſondere Verfü— 
gung auf Grund des Punktes IT des § 18 der 
LD. einen Gegenjtand zur Regelung zugewieſen 
erhalten, welder Punkt dadurch nod nicht unter 
die höher qualifizierte Form der L. O. felbjt geitellt 
wird und feine durd) dag Grundgeſetz felbjt qualis 
jigierte, fondern nur eine durch das Grundgeſetz 
— Kompetenz begründet. 

ine wahrhaft grundgeſetzliche legis: 
latorifde Rompetens wird aber den Land- 
tagen nod durd die S$¥ 38 (bezw. 37) guer= 
fannt, durch welche zugleich der Unterſchied zwi— 
ſchen einjachen u. höher qualifizierten Landesge— 
ſetzen feſtgeſtellt wird. 

ws 38. Zur Beſchlußſaſſung in dem L. T. ijt 
die Anweſenheit von mehr als der Hälfte der We- 
ſamtzahl aller Mitglieder und sur Gültigkeit eines 
Beſchluſſes dic abjolute Stimmenmehrheit der An— 
wejenden erforderlich. Bei Stimmengleichbheit ijt der 
in Beratung gezogene Antrag als verworfen an- 
zuſehen.“ 

Dieſe Beſtimmungen beziehen ſich ſowohl auf 
legislatoriſche als auch auf adminiſtrative Beſchlüſſe 
des L. T. Die nachfolgende Beſtimmung kann ſich 
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aber nur auf legislatoriſche Beſchlüſſe beziehen, in— 
dem es heißt: J 

„Zu einem Beſchluſſe über beantragte Ande— 
rungen der L. O. if die Geqenivart von minde- 
jtens drei Bierteilen aller pis poet und die Bus 
jtimmung von mindeitens zwei Dritteilen der An— 
wejenden erforderlich.” Für N. O. wurde bei Ein— 
Panag aay | der Vororte nad Wien als Wl. 4 des 
§ 38 der L. D. gur Sicerung Wiens von der Los— 
léjung vom Stammlande der Sah bhingugefiiat: 
„Zu einem Beſchluſſe iiber beantragte Abänderung 
des derjeitigen Gebietsumfanges de8 Erzherzog— 
tumes DOjtert. unter der Enns ijt die Sujtimmung 
von mindeftens drei Vierteilen aller Mitglieder des 
L. T. erforderlich. Die Mufhebung oder Abänderung 
dieſer Bejtimmung fann nur durch eine gleice 
Mehrheit beichlojien werden” (G. 19 XII 90, Y. 44). 

Cine gleichartige Beſtimmung ijt auc fiir die 
— der Landtagswahlordnungen vorge— 
ehen. 

Wenn nun auch hiemit alle Beſtimmungen der 
Landesordnungen und der Landtagswählord— 
nungen ſelbſt unter den Schutz einer höheren Quali— 
fifation geitellt find, fo jtehen doc) die durch dic 
L. O. ſelbſt grundſätzlich zugewieſenen legislatori— 
ſchen Kompelenzrechte den L. T. nicht in ganz glei— 
cher Weiſe au, weil eben die L. O. ſelbſt einen 
Unterſchied unter den aur legislatoriſchen Behand- 
lung der L. T. zugewieſenen Gegenjtinde macht, 
und weil man weiter beachten mug, ob dem L. T. 
durch die L. OD. ſelbſt ein wirkl. Geſetzgebungsrecht 
und von welder Natur oder nur ein andere’, durch 
andere G. geregeltes Recht —— iſt. 

Nur dic durch die L. O. be jt den L. T. qrund- 
gejeglich zugewieſenen legislatoriſchen —— * 
können ohne Zuſtimmung durch qualifizierten Be— 
ſchluß der L. T. denſelben nicht entzogen werden. 
Nun ſind aber dieſe grundgeſetzlich zugewieſenen 
Gegenſtände den L. T. nicht in gleichem Umfange 
zugewieſen. 

Die Gegenſtände des Punktes [ der 88 18 
der L. O. ſind den L. T. derart zugewieſen, daß 
den L. T. im Bezug auf dieſelben alle legisla— 
toriſchen Anordnungen zur Beſchlußfaſſung zuſte— 
hen. Die Gegenſtände dieſer Kategorie und dieſes 


Beſchlußrechtes können daher nur mit der höher 


qualifizierten Zuſtimmung des betrefienden L. T. 
gemindert oder modifiziert werden, ſie bilden eine 
“ier cigenberedjtigte, verſaſſungsmäßige Bartifu- 
laritit. 

Die Gegenſtände des Punktes I der S$ 1s 
der L. O. find den L. T. nur innerhalb der Grengen 
Der allg. G. zugewieſen. Jn dem Umfange dieſer 
Gegenjtiinde finnen daher durd die allg. G. An⸗ 
derungen herbeigeführt werden, wodurch der ma— 
terielle Umfang der legislatoriſchen Beſchlußgewalt 
der L. T. geändert wird, ohne dak eine formelle 
Anderung der L. O. eintritt; dieſe enſtãnde 
des abgeleiteten ſpezialiſierenden Partikularismus 
find alſo pon den allg. G. abhängig, durch welche 
fie Den L. T. zugewieſen find, und dieje allg. G. 
finnen möglicherweiſe veridieden fein. 

Die Gegenſtände des Punftes III der $$ 18 
der &. OD. werden den L. T. immer erjt durch 
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beſondere ——— zugewieſen und ſie treten 
daher nicht unter die höhere Form der durch die 
L. O. ſelbſt grundſätzlich gewährleiſteten Kompetenz— 
rechte der L. T. und bilden nur eine deleqations- 
weiſe eintretende legislatoriſche Kompetenz der 
L. T., welche in derſelben Weiſe auch wieder ge— 
ändert werden kann. 

c) Landeskompetenz nad dem Grund— 
qgejepe 21 XII 67. Nad) allen diejen Beziehungen 
wurde Die Kompetenz der Landtage, welche 
in dem Grundgejepe von 1861 feſtgeſetzt war, 
durch die —— — 21 XI 67 nicht 
gemindert, jondern tn mehreren Richtungen ver- 
mehrt. 

Indem der $ 12 des St. G. 21 XIT 67, R. 141, 
den Grundſatz aujjtellt: „Alle übrigen Gegenjtinde 
der Gejeggebung, welde in diefem Gejepe dem 
Reichsraie nicht ausdrücklich vorbehalten find, ge- 
Hiren in den Wirfungstreis der L. T.“. — wurde 
der in den L. O. von 1861 enthaltene Grundjag 
der taxativen Aufzählung der Landesangelegen- 
beiten durch die reichsgrundgeſetzl. Beſtimmung da- 
hin modifiziert, daß den L. T. auger den in den 
L. O. aufgezählten Gegenjtiinden aud) nod) jene 
Gegenſtände zufielen, welche in dem Reichsgrund— 
geiege Don 1867 dem Reichsrate nicht ausdrücklich 
vorbehalten worden find, 

Da dieie Vermehrung der Kompetenz der L. T. 
nicht durch eine Abänderung der L. O., jondern 
durd) eine Verfiigung des Reichsgrundgeſetzes an- 
geordnet wurde, ſo ergibt ſich, daß dieſe Vermeh— 
rung der Kompetenz der L. T. im Sinne des 
Punttes III des 8 18 der L. O. geſchah, dab fie 
deshalb nur durch das St. G. über die Reichs— 
vertretung, nicht aber durch die L. O. gedeckt ijt, 
und es ſcheint, daß ſie durch eine Abänderung des 
Grundgeſetzes über die Reichsvertretung auch wie— 
der abgeändert werden finnte, ohne daß eine Ver— 
änderung der L. O. hierin erblickt werden könnte 
und ohne daß cine Zuſtimmung der L. T. hiezu 
notwendig wäre. 

Dieſe durch reichsgeſetzl. Beſtimmung begrün— 
dete Vermehrung der Kompetenz der L. T. zeigt 
ſich insbeſ. in den Gegenſtänden der Punkte II 
u. IIT des § 18 der YL. 

Die Gegenjtiinde der vollen Kompetenz des 

unttes I des § 18 der L. O. wurden durch das 
St. G. über die Reichsvertretung qar nicht tangiert. 

Die Gegenjtinde der Buntte IL wu. LL des 
§$ 18 der &. ©. evfahren aber cine Eriveiterung, 
indem mehrere Bejdjranfungen des Punktes II 
die volle Kompetenz des L. T. nicht mehr hindern 
und indem jene iweiteren Gegenſtände, welche in 
dem Reichsgrundgeſetze nicht dem Reichsrate vor— 
behalten jind, den L. T. allg. zugewieſen erſchei— 
nen und nicht mehr einer beſonderen Delegierung 
nad) Buntt III des § 18 der L. O. bedürfen. Alle 
auf dieſe Weiſe den L. T. durch qenerelle Dele— 
gierung zufallenden Gegenſtände laſſen ſich nicht 
aufzählen, weil das Reichsgrundgeſeh die Aufzäh— 
lung der Reichsgegenſtände feſtſtellte, dod) treten 
die — der Landtagsfompeteny bezüglich 
des Punktes des 8 18 der L. O. beſonders 
hervor. 
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Im § 18 der L. O. Punt W, waren den L. T. 
nur die näheren Anordnungen inner der 
Wrenjen der allg. G. in Betreff der Gemeinde: 
angelegenbeiten zugewieſen. Da in den auf— 
gegablten Gegenſtänden des Reichsrates die Bee 
meindeangelegenbeiten nicht genannt find, fo fallen 
die gejamten Memeindeangelegenheiten der Landes- 
gejepgebung, d. i, der Beichlupgewalt der &. T., 
nit hingutretender Sanftion de8 Kaiſers ohne alle 
Einſchränkung ju, ſofern nidt durch das St. G. 
liber die Reichsvertretung eingelne aud) in den 
Wem, O. erwähnte Puntte ausſchließlich der Reichs— 
geiesgebung vorbehalten find, wie z. B. das Heimat- 
recht und die Frembdenpoliszei. 

Den L. T. jteht daher mit Beachtung der be- 
zeichneten Schranken aud) das Recht der Abände— 
rung jener auf die Gemeindeverhältniſſe ſich be— 
ziehenden allg. Grundſätze zu, welche durch das 
Reichſsgeſetz 5 LLL 62 aufgeſtellt worden ſind, und 
man fieht Daraus, dag die Frage, wozu eine Geſeßz— 
ebungskörberſchaft fompetent fei, nad) dem vers 
faſſungsmäßigen Stande der Kompetenzverhältniſſe, 
wie jie gur Zeit der gejepgebenden Tätigkeit beſteht, 
beantiwortet werden mug — fo dak alſo aud ein 
Reichsgeſetz, wenn ingiwijden eine Kompetenzände⸗ 
rung jtattgejunden hat, durch ein Landesgeſetz ab- 
geiindert werden fann — wie ja auch ein abjolut 
erlaſſenes G. nad) Einführung einer fonjtitutio- 
nellen Verjajjung nur mit Suitimmung der volfs- 
vertretenden Körperſchaft abgedndert werden fann. 
Die Frage der leqiSlatorifden Kompetenz ijt 
eben immer nach dem Stande der Ceriafiung in 
dem Seitpuntte gu beurteilen, in welchem Ddieje 
Rompetens zur Anwendung fommen foll. 

So wie bezüglich der Gemeindeangelegenheiten 
iit die legislatoriſche Kompetenz der L. T. aud 
bezüglich der im Punkte I, 2, des § 18 der L. O. 
genannten Kirchen- u. Schulangelegenheiten 
vermehrt oder wenigſtens in bejtimmterer Weiſe 
ſichergeſtellt. 

Durch die L. O. von 1861 waren in dieſer 
Beziehung den L. T. die näheren Anordnungen 
inner der Grenzen der allg. G. in Betreff der 
Ktirchen⸗ u. Schulangelegenheiten zugewieſen. 

Die allg. G. Hatten in dieſer Beziehung die 
Kompetenz der L. T. ſehr enge begrenzen finnen. 

Indem nun das Staatsgrundgejep über 
die Reidsvertretung von 1867 tm § 11, lit. h, 
dem Reichsrate die Geſetzgebung nur „über die 
fonjejjionellen Verhältniſſe“ vorbehält, gibt jie die 
daran fic) ſchließenden Verhältniſſe, welche nicht 
rein fonfeifioneller Natur jind, den Y. T. anbheim, 
jo dak die Verhiltnifje iiber Pfarrgemeinden 
und die auf die finangiellen Erforderniffe 
dDerjelben ſich beziehenden Verhältniſſe ſowie auc) 
die Entlohnung des Religionsunterrichtes in den 
Volksſchulen wohl unter Einflußnahme der L. T. 
geregelt werden können. 

Noch beſtimmter wird der Wirkungskreis der 
L. T. in Bezug auf die Schulverchaltniije feſt— 
geſtellt, indem im § 11, lit. i, tem Reichsrate nur 
vorbehalten werden: 

» Die Fejtitellung der Grundſätze des Unter: 
richtsweſens bezůglich der Vollsſchulen u. Gym— 
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najien, dann die Gejeggebung iiber die Univerji- 
tiiten,” jo dab den &. T. die näher anordnende 
Wefepgebung iiber das Volksſchulweſen und die 
Wymnajien, iiber die Realjdulen und die poly- 
tednifden Hochſchulen iiberantwortet ijt, fo 
dag felbjt die ftaatl Schulaufſicht über die 
Volksſchulen durch Landedsgejepe geregelt wird, 
wobei allerdings gu beadjten ijt, bag das G. 25V 
68, R. 48, allg. Grundjipe über die Schulaufſicht 
jeitgeitellt Gat. 

Dazu fommt nod, daß durch das St. G. 
von 1867 dem Reichsrate aud) nidjt die gang 
ausſchließl. Gewalt über die Bivilredtagerere 
gebung vorbehalten ijt, indem ifm im § 11, 
lit. k, nur vorbehalten ijt: „Die Strafjuſtiz- u. 
Polizeijtraf- fowie die Zivilrechtsgeſetzgebung mit 
Ausſchluß derGejepqebung iiber dicinnere 
Cinridtung der Sfeentliden Bücher und 
über ſolche — welche auf Grund 
der Landesordnungen und dieſes Staats— 
grundgeiepes in Den Wirkungskreis der 
Vandtage gehören, — jo dah den &. T. in 
Bezug auf dieje Gegenitinde auc) das dazugehörige 
Suit geſezgebungsrecht mit zuſteht. 

& ind denn durd) bas Et. G. 21 XII 67, 
R. 141, fiber die Reichsvertretung den L. T. mehe 
Gegenſtände gur legislatoriſchen Kompetenz zuge— 
fallen, als ihnen durch die L. O. von 1861 aus 
drücklich zugewieſen waren. 

Auf Grund dieſer Kompetenzbeſtimmungen 
wurden ſeither bereits jo viele Verhältniſſe durch 
Landesgeſetze geregelt, daß die legislatoriſche Kom— 
petenz der &. T. wahrhaftig nicht zu unter— 
ſchätzen iſt. 

XII. fig ia im Gebiete 
der ungar. St. Stephauéfroue, (Ungarn und 
Rroatien= Slavonien.) Durch die im G. A. 
XXX : 68 (1: 68 fiir Kroatien) vollzogene Jnarti- 
fulierung der wegen Schlichtung aller zwiſchen 
Ungarn u. Sroatien=Slavonien (und Dalm.) be- 
jtandenen ſtaatsrechtl. Fragen jujtande gekommenen 
Ronvention wurde dieſe Ronvention ju 
einem gemeinjamen Fundamental gejes 
von Ungarn u. Kroatien, Slavonien (und 
Dalmatien) erhoben. Hier haben wir ein aus- 

eſprochen paftiertes gage oi. oder cine 

Recerca: welder die volle Natur eines ge: 
meinjamen Grundgeſetzes geqeben worden ijt. (Bro= 
dmium des G.-VUrtifels.) 

„Nachdem,“ wie die Einleitung weiter jagt, 
„Kroatien u. Slavonien feit 8 abrh. ſowohl 
rechtlich als jaktiſch zur heil. Stephanskrone ge— 
hörten und auc) in der Pragmatiſchen Sanktion 
ausgeſprochen ijt, daß aud) die Linder der ungar. 
Krone voneinander unzertrennlich find: jo haben 
au? dieſer Baſis Ungarn einerjeits, Rroatien 
und Slavonien anderjeits, zur Sclichtung der 
zwiſchen ihnen objdywebenden ftaatéredtl. Fragen 
jolgende Ronvention geidlofien.” 

Die abſchließenden Subjette (oder Faltoren) 
der Ronvention waren aljo nur Ungarn cinerjeits, 
Kroatien u. Slavonien anderjeits, nicht aber auch 
Dalm., welches nur im Titel mitbezogen wird, 
aber die Ronvention nidt mit abgeſchloſſen bat. 
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Es iſt dies wichtig, weil hiedurch die Einbeziehung 
von Dalm. in die im öſterr. Reichsrate vertretenen 
Königreiche u. Länder als zu Recht beſtehend an— 
erfannt ijt und die bier vorliegende Konvention 
auf Dalm. feine Anwendung findet, objdon Dalim. 
bei der Titulatur mit vorfommt. 

„Anderſeits Hat auch die Auſhebung der Mi- 
litärgrenze teine Underung dieſer Staatsperſönlich⸗ 
leiten hervorgebracht, indem die —— icin 
Militärgrenzbezirke nur dem einen Teile Ungarn 
oder dem anderen Teile Kroatien-Slavonien ein— 
verleibt worden find, ohne aber ſelbſtändige Staats- 
perſönlichkeiten gu werden.” 

Mach diejem vereinbarten Grundgejepe (8 1) 
bilden Ungarn u. roatien-Slavonien (und Dalm.) 
ein u. dieſelbe ftaatl Gemeinſchaft ſowohl 

egeniiber den unter Sr. Majeſtät Regierung 
tehenden iibrigen Ländern als auch gegeniiber 
anderen Ländern. 

Aus diejer Gemeinſchaft u. Zujammengebirig- 
feit folgt (§ 2), dak der König von Ungarn u. 
Kroatien, Slavonien (und Dalm.) mit etn und 
derfelben Rrone und mittels ein und des— 
jelben Krönungsaktes gefréint wird und fiir 
die unter der Krone ded Heil. Stephan jtehenden 
ſämtl. Linder auf dem gemeinjamen Reichstage 
diefer Linder cin qemetnjdajtl Krönungs— 
(Jnaugural-) Diplom feftgeftellt u. ausgeſer— 
tigt wird. 

Das Original diejes Krönungs⸗ (Ynaugural-) 
Diploms ijt jedod) nebjt dem ungar. Terte auch 
in froatijder Sprache ju verjajien, aud) den Län—⸗ 
dern Kroatien, Slavonien (und Dalm.) auszufol- 
qn und darin ſowohl die Integrität der Lander 

oatien, Slavonien und Dalim. als auch die Lan— 
deSverjajjung ju verbiirgen. 

Das 1867er Snauguraldiplom wird im froa- 
tijchen Originalterte ebenfalls nachträglich aus— 

efertigt und dem froatijch-jlavonijd-dalmatinijden 
et T. —— zugeſendet werden. 

Die wichtigſten Beſtimmungen dieſes verein— 
barten ungat.-froatijden Grundgeſetzes 
für die öſterr-ungar. Geſamtmonarchie bilden die 
nun folgenden §$ 3 u. 4 dieſer Konvention. 

Der § 3 dieſes Grundgeſetzes lautet: 

„Aus der oberwähnten unteilbaren Staats— 
ea folgt ferner, daß hinſichtlich all jener 

ngelegenheiten, welche zwiſchen den Ländern der 
ungar. Krone und den anderen Ländern Sr. Maje- 
jtét gemeinſchaftlich oder im gemeinſchaftl. 
Einvernehmen gu behandeln find, Ungarn u. 
Kroatien, Slavonien (und Dalm.) cin u. diejelbe 
gclebt. Vertretung, Geſetzgebung und hinſichtlich 
er Gxefutive cine gemeiniame Regierung 
haben miijjen.” 

Es wurde bier aljo jowohl bezüglich der aus 
der Pragmatijden Canttion fließenden fimultan 

emeinjamen al8 auch bezüglich der nach gleichen 
rundiaipen im g —*—* Einvernehmen zu 
—— Angelenenbeiten ngarn u. Kroatien u. 
Slavonien gur Cinheitlicdteit in Geſetzgehung u. 
Regierung jujammengejabt, was die Ausdehnung 
der zwiſchen Ungarn und Ofterr. geidlofienen Aus— 
gleichsgeſehe von 1867 aur notwendigen Folge hatte, 
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wie es im § 4 dieſes ungar. Unionsgeſetzes ganz 
pragife mit den Worten roe ijt: 

Der XI. G.-AUrtifel deS 1867 er ungar. Reids- 
tages, welder zwiſchen den Ländern der heil. Ste- 
phanSfrone und Sr. Majeſtät iibrigen Ländern ob- 
idwebenden gemeinjamen oder wenngleich nicht 
— doch einvernehmlich zu bebanbdeln- 

en Angelegenheiten, und die Art u. Weiſe deren 
Behandlung beſtimmt, jo auc) die auf Grund dieſes 
G. bereitS gujtande gefommenen Ubereinfommen 
und befonders die G. A. XIV (Qquotengejep), XV 
(alg. Staatsſchuld betreffend) und XVI (Zoll- u. 
HandelSbiindnis) vom J. 1867, werden aud von 
Kroatien, Slavonien (und Dalm.) als giiltiq u. 
bindend anerfannt, mit der ausdrückl. Bedingun 

jedod), dak ähnl. Fundamentalgejege in der Bufun 

nur mit der geſetzl. Einflugnahme der Lander Kroa— 
tien, Slavonien (und Dalm.) geidaffen werden 
finnen.” 

Durch diejen $4 des ungar.-froatijdhen Aus—⸗ 
gleichsgeſetzes ijt aljo der G. U. XII: 67 mit den 
limultan gemeinfamen und den nur einver- 
nehmlich nad gleiden Grundſättzen gu regelnden 
Angelegenheiten aufRroatiens=SGlavoniena us- 
gedehnt, und da Diejer G. W. XII und die anderen 
— G. mit den gleichartigen G. in Oſterr. in 

onnex gebracht find, jo ijt aud) der ungar.kroa— 
tiſche Ausgleich mittelbar mit Dem bjterr.sungar. 
Ausgleid in Konnexr gebradt. 
edoch ijt ausdrücklich die Bedingung beige- 
jept, daß ähnl. Fundamentalgejepe in tT putuntt 
uur mit der gejepl. Einflugnagme der Mander 
Kroatien, Slavonien (und Dalm.) geſchaffen werden 
finnen, wodurd augenſcheinlich zunächſt nur Ungarn 
u. Rroatien=Slavonien gebunden erſcheinen, weil 
eben Ungarn u. Kroatien-Slavonien eine ſtaatl. Ges 
meinſchaft bilden, welde die Art ihrer Vertretun 
gegeniiber den anderen Ländern der Monarchie felbjt 
beitimmt. Wie Ungarn u. KroatiensSlavonien dieje 
ibre ae u. Vertretung regeln und hiebei 
die gejenl. Einflußnahme der Länder Kroatien u. 
Slavonien fejtitellen, das ijt ihre eigene Gache. 

Daraus aber, dah ähnl. Fundamentalgeiepe 
in Zukunft von Seite Ungarns nur mit der geſetzl. 
Einflußnahme der Linder Kroatien u. Slavonien 
gains werden finnen, geht bervor, dah eine 

ermehrung oder Verminderung der gemeinjamen 
Angelegenheiten der Gejamtmonardie und daher 
an eine auf dieſe abgielende Veriinderung der Aus— 
gleichsgrundgeſetze von 1867 von Seite Ungarns 
ohne geſetzl. Cinflugnahme von Kroatien u. Sla- 
vonien nicht fiir dieſe verbindlich beſchloſſen wer 
den kann. 

Das im § 4 des ungar.-froatijden Ausgleichs— 
geſetzes erwähnte Fundamental —9— XII vom J. 
1867 und die weiter zitierten —* Urtitel wurden 
nad) ausdrückl. Vorſchrijt dieſes § 4 (Schlußſatz) 
nachträglich auc) im kroatiſchen Originaltexte aus— 
gefertigt und zur Kundmachung dem kroatiſch-ſla⸗ 
von. (dalm.) L. T. zugeſendet. 

Außer den der ganzen bfterr.cungar. Mon— 
archie gemeinſamen Angelegenheiten wurden für 
Ungarn-Kroatien nod) eine bedeutende Anzahl von 
Gegenſtänden als ungar.-froatijde gemein— 


ſame Angelegenheiten erklärt. Es find dieſe 
ungar.«kroatiſch gemeinſamen Angelegen— 
heiten denjenigen Angelegenheiten zu vergleichen, 
welche außer den allg. gemeinſamen Reichsange⸗ 
legenheiten den im öſterr. Reichsrate vertretenen 
Konigreichen u. Landern nod) enger gemeinſam find 
und fann der darauf bezügl. Teil des ungar.-froa- 
tijchen Gemeinſamkeitsverhältniſſes (83 5-46 des 
®.-Urtifel$) mit den bejonderS im 8 11 des öſterr. 
St. &. 27 X11 67, R. 141, iiber die Reichsvertre— 
tung fiir die Linder des ReichSrates als gemein— 
fam begeichneten Ungelegenheiten verglichen werden. 

Zunächſt ijt au bemerfen, dag alle Angelegen- 
heiten, welche nad) dem djterr.-ungar. Ausgleichs— 
grundgejepe nad gleiden Grundjaipen im Einver— 
nehmen ju regeln jind, durd) das ungar.-froatijde 
Ausgleichsgeſetz aud) fiir Ungarn-Sroatien als ge- 
meinjamte YUngelegenbeiten erflart find und außer— 
dem find nod) mebrere andere Ungelegenbeiten fiir 
Ungarn-Stroatien alg gemeinjam erfldrt. 

So find denn jiir Ungarn-froatien als bejons 
ders gemeinfame UAngelegenheiten erklärt: 

Die Botierung der Kojten des Hofhaushaltes 
(§ 6), — die gracile die das Wehriyitem 
und die Webhrpflicht betveffende Gejeggebung (§ 7), 
— die fiir Ungarn-Rroatien gemeinjamen Finangen 
(§ 8), weshalb die Feſtſtellung des gejamten Steuer⸗ 
ſyſtemes, die Votierung der direften u. indireften 
Steuern, die Einfiihrung neuer Steuern, die Vo— 
tierung des Budgets der gemeiniamen Ungelegen- 
heiten, die Briifung der Schlußrechnungen daviiber, 
die Aufnahme neuer Staatsanlehen, die Konver— 
tierung det bejtehenden Staatsſchulden, die Ver— 
waltun ——— Belaſtung u. Veräußerung 
des unbewegl. Staatsvermögens, die Verfügung 
über die Monopole u. Regaleinkünfte (jura regalia 
majora) und iiberh. jede Berfiiqung, welche die 
in den Ländern der Heil. Stephan8frone gentein= 
ſchaftl. Finangangelegenheiten betrijit, yu dem ge— 
meinjamen Reidstage der Länder der heil. Ste- 
phanSfrone gehirt; — bhinjictlid) dev Veräußerung 
des froatijd-flavon. StaatSgrundbejipes ijt jedoch 
die Einſchränkung gemacht, dah diesbezüglich auch 
der froatijd-flavon. (dalm.) &. T. einguvernehmen 
iit, ohne dejjen Cinwilliqung fein Verkauf ſtatt— 
finden kann. — Und hinfichtlich all diejer Gegen— 
ſtände erjtredt fic) die qemeinidajtl Finanz— 
verwaltung, welche dDurd den dem gemeinjamen 
ReihStage verantwortlicien königl. ungar. Finan}; 
minijter ausgeübt wird, auc) auf die Linder Kroa— 
tien, Slavonien (und Dalm.). 

Durch 8 9 dieſes Ausgleichsgeſetzes find als 
gemeinjdaftl Ungeleqenheiten ſämtl. Län— 
Der Der ungar. Krone aud) die Geld=, Münz— 
u. Bantnotenangelegenheiten. ſonach die Feſtſtellung 
des Münzſyſtemes und des allg. Münzfußes, und 
die Uberpriifung u. Beſtätigung jener H. V., welche 
die Lander der heil. Stephanstrone gleichmäßig 
betrefien, — die Verfügung iiber die Banten, 
Kredit= u. Verjicherungsinjtitute, Privilegien, das 
Mah u. Gewicht, Warenftempel u. Mujterverjiche- 
rung, Pungierung und über das ſchriftſtelleriſche 
u. attiftijde Cigentum ertlart; — (lauter Segen- 
jttinde, die fiir die ganze Monarchie nach gleichen 
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Grundſätzen gu regeln find) — jerner aber aud 
„das See-, HandelS-, Wechſel- u. Berge 
reat’, — und im allg. die YUngelegenbeiten des 
Handels, der Mauten, Telegraphen, Pojten, 
Cifenbabnen, Hafen, der Schiffahrt und 
jener Staatsſtraßen u. Flüſſe, welche Ungarn 
u. RroatiensSlavonien (und Dalim.) gemeinſchaftlich 
angehen. 

Auch ijt nod) durch § 10 dieſer inartiku— 
lierten Musgleidsfonvention bezüglich be— 
ſtimmter Angelegenheiten eine legislatoriſche, aber 
feine adminijtrative Zentraliſation vorgeſehen, in— 
dem dieſer § 10 vorſchreibt: 

Oinfichtlich der Regelung des Gewerbe— 
wejens, den Haujierhandel inbegrifjen, jowie 
aud in Ungelegqenbeiten der Vereine, welche nicht 
anuj Erwerb abjielen, hinſichtlich des Paßweſens, 
der Fremdenpolizei, derStaatsbürgerſchaft 
und der Naturaliſierung, ijt wohl die Geſetz— 
gebung gemeinſchaftlich, indeſſen wird die 
Erefutive hinfichtlich diejer Ungelegenheiten den 
Vandern Kroatien, Slavonien (und Dalm.) vor— 
behalten.” 

Durch die $§ 11—30 wird das finanzielle 
Beitragsverhaltnis zwiſchen Ungarn u. Kroa— 
tien⸗Slavonien geregelt und hiebei insbeſ. das 
Prinzip der finanziellen Einheitlichteit fiir die ge— 
meinſamen Verhältniſſe — 

„Die Länder Kroatien, Slavonien (und Dalm.) 
anerkennen, daß fie zu jenen Auslagen, welche 
einerſeits die zwiſchen den Ländern der ungar. 
Krone und den übrigen Ländern Sr. Majeſtät als 
gemeinſam anerkannten, anderfeits aber die unter 
den Ländern der ungar. Krone jelbjt als gemein- 
jam bezeichneten Angelegenheiten evfordern, nad 
dem BVerhaltnijie threr Steuerfähigkeit das 
Ihrig beizutragen verpflichtet wären“ 8 11). 

Nad § 12 ijt dieſes Steuerfähigleitsverhältnis 
nad denjelben amtl. Daten, auf Grund welder 
das Verhältnis der —— der Länder 
der ungar. Krone zu den Auslagen der gemein— 
ſamen aig nwa ope gegeniiber den iibrigen Län— 
dern Sr. Maäjeſtät auf zehn Jahre feſtgeſtellt 
wurde, auf dieſelbe Zeit hinſichtl. Ungarns mit 
03°5592201 %, hinſichtlich Kroatiens u. Slavoniens 
mit 6°4407799% angenommen. 

Am § 13 wird eine bejondere Riidjidjtnahme 
für Rroatien-Slavonien ins Auge gejaft, indem 
es heißt: 

„Nachdem aber dieqejamten reinen Einfiinjte 
Kroatiens u. Slavoniens jene Summe, welde 
nad) dem im obigen Paragraphen erwiblten Ste we r- 
— sb bbl von den Auslagen der ge- 
meinja 


| 


men Yngelegenbeiten auf fie entjalien wiirden, | 


derzeit nur jo bededen finnten, wenn fie aud) den 


größeren Teil der gu ihrer inneren Berwaltung 
evjorderl, Summen übergeben würden, gibt Un— 
garn, mit Rückſicht aur die Erneuerung jenes 
brüderl. Verhältniſſes, welches zwiſchen Ungarn u. 


Kroatien u. Slavonien ſeit Jahrh. beſtanden hat, 
bereitwilligſt jeine Einwilligung dazu, daß 
verhältniſſes nad) denſelben Prinzipien feſtgeſtellt 


ven den Einkünften Krogtiens u. Slavo— 
niensvorallemeinegewiſſeSumme, welche 


anf Koſten der inneren Verwaltung dieſer Länder 
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zeitweiſe vertragsmäßig feſtgeſtellt wird, ab- 
ezogen werde und die nach Bedeckung des Er— 
— Ek der inneren Verwaltung erübrigende 
Summe auf die durch die gemeinſamen Angelegen- 
heiten beanjpruchten Auslagen verwendet werde.” 

Nad § 14 iit auf Grund des in den voran— 

elafjenen Paragraphen entivicelten Pringipes zwi— 
chen Ungarn einerjeits und Kroatien u. Slavonien 
anderjeits der Finangvertrag zuſtande gefommen, 
welder in den darany folgenden $$ 15—30 aus 
geführt ijt, wobei nad $ 15 das Erfordernis 
Kroatiens u. Slavoniens fiir die innere 
Verwaltung auf jene 10 Jahre, während welder 
das zwiſchen den Landern der ungar. Krone und 
Sr. Majeftit übrigen Ländern bejtehende Uberein- 
tommen dauert, auf 2,200,000 fl. feſtgeſtellt wurde, 
welche Summe nad) § 16 vor allem mit 45% 
der direkten u. indiveften Steuern und jonjtigen 
Einfiinfte Kroatiens u. Slavoniens zu bededen 
war, indem niimlid) aus den Geſamteinnahmen 
jener Lander joviel Prozente in jene kroatiſch— 
jlavon, Landes⸗ oder Jurisdiftionstajje einguliejern 
waren, wohin es die Geſetzgebung oder die Ree 
qierung dieſer Linder verlangt. 

55% ſämtl. Einnahmen Kroatiens u. Slaves 
niens find jur Bededung der gemeinjamen 
Auslagenin dengemeinidaftl Staatsſchatz 
abguliefern (§ 17). 

Diejer finangielle Teil des G. A. XXX: 68 
hatte aljo nad) Ablauf dererwähnten zehn Sabre 
jedenjallS eine Whiainderung oder Erneuerung ju 
erfahren gebabt. 

Bezüglich der legislatorifden Behand— 
lung wurde fiir die gemeiniamen Angelegenheiten 
ein gemeinjdajtl Reidstag famtl Lander 
Der ungar. Nrone berujen, indem im § 31 an- 
geordnet wird: 

„Hinſichtlich jener ay sla welche zwiſchen 
den Ländern der ungar. Krone und Sr. Majeſtät 
iibrigen Ländern gemeinjam oder gemeinſchaftlich 
zu behandeln find jowie auch hinſichtlich jener, 
welde unter den Ländern der ungar. Krone allein 
als gemeinſchaſtlich bezeichnet worden find, gebührt 
das Recht der Geſetzgebung dem alljährlich 
nach Peſt einzuberufenden gemeinſchaftl Reichs— 
tage ſämtl.Länder der ungar. Krone.” Dieſer 
§ 31 war dauernd gedadjt und ijt aud) der gemein- 
ſchaftl. Reichstag der ſämtl. Lander der ungar. 
Krone eine dauernde Inſtitution. 

Die Art der Zuſammenſetzung dieſes ge— 
meinſamen Reichstages war aber abänderlich ge— 
dacht, indem ſchon im § 32 nad dem Gage: „Auf 
dieſem gemeinſchaftl. Reichstage wird Kroatien u. 
Slavonien im Verhältniſſe zur — —— durch 
20 Deputierte vertreten, die Stadt und das Küſten— 
gebiet Fiume wegen der im § 66 angefiihrten Ur- 


jade nicht inbegriffen.“ — in einem jweiten 
Sage gejagt wird: „Wenn fid) die Angahl der 
ungar. eputierten mittlerweile ändern 


wiirde, wird die Angabhl der frontijd-ilavon. 
Deputierten mit Beibehaltung des Bevöllerungs— 


werden, welche bei der Feſtſtellung der Anzahl 
dev ungar. Deputierten angewendet werden,“ 


Geſetz. 
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und indem im $33 feltgefept wurde: ,, Wenn ſich 
die Bevöllerung Kroatiens u. Slavoniens entweder 
durd die adminiſtrative Bereinigung der Mili— 
AY id oder durch die Hiideinverleibung 
Dalmattens vermehren jollte, wird die An— 
zahl der Deputierten der benannten Linder 
im Verhältniſſe der Zunahme der Bevölkerung 
ebenſalls vermehrt werden.” 

Als nun Se. Majeſtät mit den Allerhöchſten 
P. 8VI 71 und OVI 72 das Militärgrenz— 
wachſyſtem aufgehoben hat und fant G. A. 
XXVII: 73 das Gebiet der Banater Militärgrenze 
und des Titler Grenzbataillons dem Königreiche 
lingarn einverleibt, laut G. A. XXVIII: 73 
die Y lilitdrgrenagebiete der zwei Warasdin-Sankt 
Georgener u. Warasdin-Kreuzer Regimenter, der 
Militargemeinden Jvanie u. Belovar, der im ungar. 
Litorale liegenden Stadt Zengg und der im zweiten 
Banater Grenzregimente liegenden Gemeinde Siijet 
unmittelbar mit Kroatien-Slavonien und 
dadurd) mitteibar aud) mit Ungarn vereinigt 
worden find, da wurden mit dieſen G. nicht blo} 
dieſe faltiſch ſowohl im legislativer al auch in ad- 
minijtrativer Beziehung durchzuführende Qu fore 
porierung inartifultert, ſondern auch ſofort, 
unter Wnerfennung der von Sr. Majeſtät fiir 
die begeichneten Miliſärgrenzteile erlajjenen und 
nod) in Wirkjamfeit jtehenden, bejonders mit den 
Provinzialiſierungspatenten verbundenen Aller— 
höchſten Verfügungen eine Reihe von beſonders für 
die innere Crdnung in Betreff der Einteilung. 
der admintitrativen u. judiziellen Organi: 
jicrung dieſer Landesteile jowie aud) wegen deren 
Bertretung in der Legislative bejtimmten 
Anordnungen getrofjen, zugleich aber im G. A. 
XXVII: 7B, 8 26, die Wirtfamfeit der ungar. 
WMefjepe, inſoweit ſelbe mit den Beſtimmungen 
dieſes G. nicht in Widerſpruch ſtehen, auch auf die 
Gebietsteile der provinzialiſierten ungar. Militär— 
grenze ausgedehnt, während für die nach Kroa— 
tien-Slaponien einverleibten Gebietsteile 
durch G. MW. XXVIII: 73, 8 4, „die Wirkſamleit der 
gemeinſamen Geſetze der Linder der ungar. 
Krone, inſofern dieſes G. feine Ausnahme ſeſtſetzt, 
aud) auf dieſe Gebietsteile der provinzialiſierten 
Militärgrenze ausgedehnt wurde. 

Aber aud) fiir den G. A. XXXGs, das erſte 

roße Ausgleichsgeſetz für Ungarn u. Kroatien— 
Slavonien, ergab ſich die Notwendigleit der Ab 
änderung bezw. Ergänzung mehrerer Beſtimmun— 
gen und wurde dieſe bereits durch den G. A. 
XXXIV: 73 in Angriff genommen und dieſes durch 
Vereinbarung zwiſchen dem ungar. Reichstage und 
dem kroatiſch⸗ſlavon. L. T. zuſtande gekommenen G. 
alg gemeinſames Fundamentalgeſeß Une 
garns, Kroatiens u. Slavoniens ( Palm.) in— 
artikuliert. 

Turd) dieſen G. YW. XXXIV: 73 wurde ju 
nächſt der §$ 34 des G. A. XXX: Gs tangiert, 
indem (tad) $ 1 des Art. „aus Anlaß der Ber 
—5* der zwei Warasdiner Grenzregimenter, 
der Militärgemeinden Zengg u. Belovar ſowie der 
Feſtung Jovani’ und der Gemeinde Siſſek mit 
Rroatien=Slavonien die Ungahl der durch dieje 





Lander in den gemeinſamen Reichstag zu entien- 
denden Abgeordneten anf Grund des im § 33 
des G. A. ANN: G68 im Verhältniſſe der größeren 
Einwohnerzahl von 24 auf 34 erhöht wurde, welche 
Sahl weiterbin durd G A. XV: 81 mit 40 
als bleibende Sant feliqejtellt wurde”. 

‘ Die im § 5 des G A. XXX:68 enthaltene 
Bejtimmung: „daß bezüglich der BVeriugerung 
dev in Kroatien u. Slavonien liegenden Staats 
güter Der gemeiniame Reichstag der ungar. Krone 
mit Ber Beſchränkung verfügt, dah hierüber auch 
| ber froatijd)-flavon.-dalm. L. T. ohne deſſen Ein— 
willigung ein Verkauf nicht erfolgen kann, anzu— 
hören ijt’, iſt nach 8 2 dieſes G.sUrtifels) dahin zu 
interpretieren, dak ſich der Ausdruck „Staats— 

güter“ aud auf die „Staatswälder“ bezieht. 

Das im $12 des G. A. AXA: 6S hinſichtlich 

Ungarns und Kroatien-Slavoniens angenommene 
Steuerfähigkeitsverhältnis32502201 fix 
Ungarn, 44 407799 2 fiir Kroatien-SElavonien war 

auf 10 Jahre jfeſtgeſtellt, wurde daher im G. YW. 

XXXIV:73 belaſſen, mit G. A. 1: 78 bis Ende 
1878, mit G. A. XXX: 78 bis Ende Dezember 
1879 verlängert und durch einen neuen finanziellen 

Ausgleich zwiſchen Ungarn u. Kroatien-Slavonien 

G. A. LIV: 80, $ 2, fiir dieſelbe Zeit vom 1 VII 

78 bis 31 XIL 87, für welche nad G. A. XIX : 78, 

$1, das Quotenverhältnis für Ofterr.-Ungarn fiir 

die Lander ded Reichsrates mit 70% und mit 

30% fiir Die Linder der ungar. Krone auf dic im 

§ 4 bejtimmte Seit pom 1 VIL TR bis Ende Des 

gember 1887 fejtgefiellt war, fiir Ungarn nit 

44°4299013%, RroatiensSlavonien 55700089 % 
fejtqeitellt. 

Mit G. W. NLL: 87 wurde dieje Beſtimmung 
des G. A. LIV: 80 vom 11 bis 31 XID Ss, mit 
dem G. A. XXXIV: 8 vom 11 89 bis Ende Te- 
xember 1880 verlangert und mit dem G. Y. 
AL: 89 wurde ein neuerlides finangieles Uber: 
cinfommen zwiſchen Ungarn u. Kroatien: Slavo- 
nien abgeſchloſſen und alsgemeinſames Grund— 
geſetz tnartifuliert, in deſſen § 1 das Steuerver— 
höältnis zwiſchen Ungarn u. Kroatien-Slavonien, 
lity Ungarn mit 92°064805%, fiir Kroatien-Sla— 
vonien mit 7O35195% bis gum Ende des 
Jahres 1807 feſtgeſtellt wurde. 

Diejer G. A. NL: 89, welcher die finangiellen 
Berhiltnijie zwiſchen Ungarn u. Kroatien: Slavo- 
nien big Ende des J. 1897 geregelt hatte, wurde 
jeither Jahr für Raby durd belondere G. in jeiner 
Wirhamteit immer nur fiir ein Jahr verlingert, 
bis Ende Dezember 1904, und ijt aljo moc) imme: 
das qeltende G. und trop heiger Wünſche nad 
Verbeſſerung nocd maßgebend. 

Die übrigen zwiſchen Ungarn u. Kroa— 
tien-Slavonien bejtehendenfinangiellen Ver— 
hältuifſſe, welche durch den in Den $$ 1530 des 








regelt waren, haben gleichfalls mebrere Wandlungen 
durchgemacht. 

Zunächſt werden durch den § 3 des G. A. 
XXXIV:73 die §$ 15, 16, 17, 25 u. 26 des &, 
A. XXN:68 auger Kraft geſetzt und wird 
angeordnet, daß das Erfordernts fitr die innere 
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Verwaltung Kroatiens u. Slavoniens wäh— 
rend der Dauner des zwiſchen Ungarn und Hiterr. 
bezüglich dev Beitragsquote ju den gemeinjamen 
Angelegenheiten abgeſchloſſenen Ausgleiches vom 11 
73 angejangen mit 45% der direkten u. indirekten 
Steuern jowie der jonjtiqen Staatseinnahmen Kroa— 
tienS u. Slavoniens gededt, die iibrigen 55% der 

ejamten Einkünfte Rroatiens u. Slavoniens aur 

eckung der gemeinjamen Uuslagen in den gemein⸗ 
jamen Staatsſchatz au flieBen haben und wird eine 
Vorichrijt fiir die Ermittlung der 45% der reinen 
Cinfiinjte fiir Kroatien —— gt. Dieſes Verhältnis 
der Verwendung der Einkünfte Kroatiens u. Sla— 
voniens wurde mit dem G. A. XL:89, § 4, da- 
hin abgetindert, daß fiir Die innere Admini— 
jtration Rroatien-«Glavoniens nur 44% der 
bffentl Einnahmen, fiir die gemeinjamen Aus— 
lagen 50% der Wejamteinnahmen  bejtimmt 
worbden find, welder Progzentiag zunächſt bis 1897 
jejtgeitellt und dann Jahr fiir Jahr verlingert 
wurde, jo daß er nod) dem G. A. VI: 1904 gu 
Grunde gelegt ijt. 

Zugleich wurde aber durd) § 5 des G. A. 
XL:89 der § 18 ded G. A. XXX dabhin modi- 
jiziert, daß von jenen Einkünften, welche nad) § 4 
deS gegeniwiirtigen G. zwiſchen dem Erforderniſſe 
der inneren Wdminijtration Kroatien =Glavoniens 
und den Sojten dex gemeinjamen Angelegenheiten 
ju teilen jind, auSgenommen werden: 

a) im Ginne des G. W. XIL: 67 die Ein— 
nahmen aus den Grenzzöllen; 

b) die Ronjumfteuern nad Wein und 
Fleiſch, welche in KroatiensSlavonien aud) ferner- 
bin zur Dedung der Kommunalausqaben verwendet 
werden finnen; 

c) die von der fatholijden Bevilferung des Be- 
fovarer Komitates entridtete Barodialgebiibr, 
weldje gleichfalls gur Dedung der autonomen Wus- 

aben RroatiensSlavoniens verivendet werden 
dnnen; 

d) die auf dem G. A. XXVIT: 80 berubende 
Militdrbejreiungstare, welche als ein für 
einen jpesiellen Zweck bejtimmtes Einfommen einen 
Wegenjtand der Teilung nicht bilden fann. 

Der §$ 34 des G. A. XXX:68 mit dem 
Wortlaute: „Kroatien, Slavonien (und Dalm.) 
wiblen ihre Deputierten fiir den gemein— 
jamen Reidstag aus den Mitgliedern ihres 
eigenen L. T. u. gv, fiir die ganze Zeitdauer, 
auf welche ſich das Mandat des gemeinſchaftl. Re— 
präſentantenhauſes erſtreckt. Für den Fall, daß 
der froatijd-jlavon. (und dalm.) Landtag mittler—⸗ 
weile aufgelöſt werden jollte, verbleiben die Re- 
prajentanten Rroatien-Clavoniens (und Dalm.) 
jo lange Mitglieder des gemeinſchaftl. Reichstages, 
biS der neuerlic) einberujene froatijd) = flavon. 
{und dal.) &. T. neue Repriijentanten erwählt,“ 
bleibt aufredt und wird nad § 4 des G. A. 
XXXIV:73 am Schluſſe die Beitimmung 
beigefügt: „Im erwähnten Falle ijt der froatijd- 
jlavon, &. T. binnen drei Monaten, von der Wuje 
löſung an gerechnet, einjuberuien.” 


Der $ 35 des G. A. XXX: 68: „Bei der | 
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obigen Abſchnitten als gemeinſchaftliche anerfannt 
wurden, üben die Repräſentanten Kroatiens, 
Slavoniens (und Dalm.) ihr perſönl. Außerungs— 
u. Abſtimmungsrecht ebenfalls ſelbſtändig— 
ohne Qnitruftionen und ebenſo aus, wie die 
librigen Mitglieder des Reichstages“ bleibt un— 
veriindert. 

Der § 36 ded G. A. XXX: 68 wird dure) 
den G. A. XV:81 abgeändert. 

Mit dieſem G. A. XV:81, § 1, wurden die 
$$ 32, 33, 36, 40 u. 42 ded G. OW. XXX: 68 jo- 
wie der $1 des G. A. XXXIV: 73 aufer Krajt 
geſetzt und haben an Stelle derjelben die Be— 
jtimmungen zu gelten: 

§ 2. Die Ungahl der von Seite Kroatien: 
Slavoniens in da8 Abgeordnetenhaus des 

emeinjamen ungar. ReidStages ju ent- 
Jendenden Deputierten wird fiir die Zukunft 
u. giv. von dem Seitpunfte angejangen, als nad) 
der adminijtrativen Bereinigung der Militärgrenze 
mit den erwähnten Nebenländern auch die Bewoh- 
ner der Militärgrenze am fonjtitutionellen Leben 
tatſächlich teilnechmen werden — ohne Rückſicht auj 
das Bevölkerungsverhältnis — mit vierzig als 
bleibende Zahl jeftgeitellt, wobei die Stadt 

iume und deren Litorale aus dem im § 66 ded 

. U. XXX:68 angegebenen Grunde nicht inbe- 
qriffen ijt. 

„Sollte durch ein ipiiteres G. die Bahl der 
Mitglieder des W. H. des gemeinjamen ungar. 
ReidStages einer Underung unterliegen, jo wird 
aud) die oben erwähnte Sab der kroatiſch— 
jlavon. Mitglieder des ungar. A. H. u. gw. in 
dem Verhältniſſe gedindert, in welchem die durch 
jenes neue G. feftgujtellende Anzahl ſämtl. Mit- 
qlieder des A. H. zur dergeitigen Gejamtzahl der 
Mitglieder desjelben A. H. jtehen wird.” 

§ 3. Von dem im § 2 des gegenwiirtigen G. 
bezeichneten Seitpuntte an wird Kroatien-Slavo— 
nien aus dem eigenen L. T. drei Deputierte 
in das Oberhaus de gemeinjamen ReidStages 
entjenden. 

§ 4. Für den Fall einer Wiedereinverleibung 
Dalmatiens au RKroatien-Slavonien werden in 
Betreff der Urt u. Weije der Vertretung der ge— 
nannten Königreiche im gemeinjamen ungar. Reids- 
tage zwiſchen dem Reid)Stage Ungarns und dem 
L. T. Kroatien-Slavoniens die erforderl. Verein— 
barungen in der im § 70 des G. A. XXX: GR be- 
zeichneten Art gu treffen fein. 

Durch § 37 des G. A. XXX: 68 wird eine 
hiſtoriſche Berückſichtigung Rroatien= Slavoniens 
aud) fiir Das Oberhaus des gemeinjamen Reids- 
tages betont, indem dieſer Paragraph ſagt: 

» Die Magnaten jowie jene weltlidenund 
firdl. Würdenträger Kroatien-Slavoniens und 
Dalm., die vor 1848 im Oberbauje des ungar. 
Reidstages Cig u. Stimmredt batten, werden 
aud) fernerbin mit gleidem Rechte Mitglieder 
deS Oberhauſes des gemeinſchaftl. Reichs— 
tages ſein, inſolange dieſes Haus nicht nach an— 
deren Grundſätzen konſtituiert wird. 

Dieſe neue Organiſation der Magnaten- 


Behandlung all jener Gegenſtände, welche in den | tafel ijt Durd) den G. A. VII: 85 erfolat und es 
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wurden im § 1 dieſes G.-Artifels jene als Mit— 
glieder der Magnatentafel erflart, die auf dem Wege 
der Erbjolge, infolge ihrer Wiirde oder ibres Am— 
teS, infolge der durch Se. Majeſtät den König er- 
jolgten Ernennung fiir Lebenszeit, infolge der durch 
den troatijd-jlavon. 2. T. im Sinne des G. A. 
XV:81 vorgenommenen Wahl in der Magnaten- 
tafel Sip u. Stimmredt haben. 

Nad § 38 ded G. A. NNN: 68 werden die 
gemeinjamen Angelegenheiten, inwiefern es 
möglich ijt, am gemeinjdajtl. ReidStage zuerſt 
u. nadheinander verhandelt und es wird auf jeden 
yall darauf Rückſicht genommen werden, dak den 
Reprajentanten KroatiensSlavoniens und Dalm. 
auf ihrem eigenen Y. T. zur Schlichtung ibrer 
eigenen inneren Angelegenheiten wenigitens drei 

onate gelajjen werden. 

Nad) § 39 jind ſämtl. Auslagen des 
emeinjdaftl Reidstages, daher aud) die 
iaten und das Quartiergeld der Deputierten 

Kroatien-SlavonienS und Dalm., aus der gemein- 
jamen Staatskaſſe gu bedecen. 


Die 40 u. 4z find durd den G. A. 
XV: 81 aufgehoben und durch defjen $$ 2, 3 u. 
4 erjept. 


Durch den bejtehen bleibenden § 41 des G. A. 
XXX: 68 „wird fejtgeftellt, dah von den Reprii- 
jentanten Rroatiens u. Slavoniend von Seite des 
Reprijentantenhaujes vier und von Seite des 
Oberhauſes ein Wiitglied in die Delegation ges 
wilt werden’. 

Für alle gemelblanen BVerhaltnijfe 
wird fiir die Linder der ungar. Rrone durd) G. 
A. XXX : 68, §$ 43—46, eine gemeinjame Ree 

ierung aufgeridtet undim § 47 und weiter- 
Bin eine Reihe von Bejtimmungen fiir die Wuto- 
nomie Rroatien=Clavoniens erlajfen, weldie Ber- 
einigungs- u. Selbjtindigfeitsbejtimmungen durd 
den G. A. XXXIV:73 nur in wenigen Puntter 
mobdifigiert worden jind. 

§ 43 jdreibt vor: „Hinſichtlich all jener Un- 
gelegenbeiten, weldje im G. A. XIL:67 und in der 
gegenwwartigen Konvention bezüglich ſämtl. Lander 
der ungar. Krone als gemeinjchajtliche bezeichnet 
jind, mit Ausnahme der im § 10 enthaltenen Ge- 
genſtände, wird die Erefutivgewalt auc bin- 
ſichtlich Kroatien=Slavoniens (und Dalm.) durch 
die in Peſt-Ofen rejidierende Zentralregie— 
tung durch ibre eigenen Organe ausgeiibt.” 

(Dieje Zentralregierung fann alſo die ihr zu— 
fommenden Ungelegenheiten aud in Kroatien u. 
Slavonien durd) eigene, ihr felbjt u. allein unter- 
jtehende Organe ausiiben.) 

§ 44: , Mit Riidficht auj die Vertretung der 
Anterejjen der Linder Rroatien=Slavonien (und 
Dalm.) wird fiir dieje Linder gu der in Pejt- 
Lien refidierenden Sentralregierung ein bes 
jonderer froatijd-flavon.-dalm. Minijter 
ohne Bortefeuille ernannt. Diejer Minijter ijt 
ein Stimmredt bejipendes Mitglied des ge= 
meinjamen Minijterrates und dem Reichs— 
rate verantwortlic). Derjelbe bildet das Vermitt⸗ 
lungSband zwiſchen Sr. Majeftit und den Län— 
dern RroatiensSlavonien (und Talm.).““ 
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DieS wird nad) $ 5 ded G. A. XXXIV: 75 
mit dem Zujage ergingt: „In diefer Eigenſchaft 
unterbreitct ex unverzüglich die an Se. Majeſtät 
geridjteten Vorlagen des Banus in unverän— 
derter Form und nur in dent Falle, wenn von dem 
Standpunfte der durd) den G. A. XXX: 68 nor- 
mietten Gemeinfamfeit des Staates oder 
der Intereſſen Zweiſfel aujtauchen jollten, welche 
aud) nad) Anhörung des Banus nicht behoben wer- 
den finnen, unterbreitet er Sr. Majeſtät gleich— 
geitig, aber abgejondert aud) feine eigenen, bezw. 

ie hierauf begugnehmenden Bemerfungen der ge- 
meinjamen ungar. Regierung.“ 

Nad) § 45 wird die Hentralregierung bee 
jtrebt fein, im froatijd-jlavon.-dalm. Lande r= 
——— einvernehmlich mit der beſonderen 

egierung dieſer Länder vorzugehen; nach— 
dem aber dieſelbe dem gemeinſchäftl. Reichstage, 
auf welchem aud) Kroatien-Slavonien und Dalm. 
vertreten find, verantiwortlid) ijt, jind ibre Ver— 
fügungen von Seite der froatijd)-flavon.- dalm. 
Landesregierung und der Qurisdiftionen notwen— 
digerweiſe gu unterſtützen, ja fogar, inſo— 
jern die Zentralregierung feine eigenen Organe 
haben jollte, durch jelbe unmittelbar durch— 
zuführen. 

Jn Bezug auf dieſe durch die $$ 43, 44 u. 
45 ee geordneten Verhältniſſe der Zen— 
tralregierung und ibrer Organe ju den Cr: 
ganen der autonomen LandeSverwaltung ijt es 
widtig, Da die §§ 22, 23 u. 24 des G. A. 
XXX:68 aufredt erhalten worden find, 
weldje fagen: 

| „Der finigh ungar. Finangminijter übt 
in Kroatien u. Slavonien die Exekutive hinſicht— 
lid) der Direften u. indireften Steuern, Stempeln, 
Gejaille, Taxen, Gebiihren und der Staatagiiter 
durch die Durch ihn zu ernennende Agramer Fi— 
nanadireftion aus” (§ 22). 

(Deshalb fann e fein Bedenfen hervorrujen, 
daß nad) § 67 des G. W. AXN:68 einige ee 
ämter aus der direften adminijtrativen Einteilung 
berauSgenommen und zur Unerfennung des Ter— 
titorialverbandes der Ugramer Finangdireftion un- 
tergeordnet worden find.) 

„Jene Ubteilungen der Agramer Landes 
budbaltung, welde gum Selbjtverwaltungswir- 
tungStreije der Linder Kroatien u. Slavonien ge- 
hirige Ungelegenbeiten behandelu, ftehen in jeder 
Begiehung unter der Dispojition der benannten 
Lander. Die Refultate der durch die erwähnten 
Abteilungen geführten Schlußrechnungen find 
jedoch dem gemeinſamen Finanzminiſter zu dem 
Behufe mitzuteilen, damit die finanziellen Daten 
ſämtl. Lander der ungar. Krone vollſtändig zu— 
ammengeſtelt werden können“ (§ 23). 

„Die Landesregierung und die Quris- 

dittibnen Kroatiens u. Slavoniens unterſtützen 
mit aller Bereitwilligkeit die Organe der gemein— 
jamen Finangverwaltung bei der Sicheritellung u. 
Cinhebung der Staatseinkünfte und erfiillen viintt- 
lich die durch den dem gemeinjdaftl Reichstage 
verantwortl. Finanzminiſter erlaſſenen geſetzmäßi— 
gen V.“ (8 24). 
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Nad) § 46 , wird den Ländern Kroatien, Sla— 
vonien und Dalm. auf deren Berlangen gugeficert, 


dak die Sentralregierung ſowohl die froatijd: fla- | 


pon. Ubtetlungen der Sentralbeburden als 
aud) ifre im Gebiete der benannten Lander jun: 
qierenden Organe, nit Rückſichtnahme auf die er 
jorderl. Fachbildung, joweit es nur möglich iit, 
aus kroaliſch⸗ ſlavon.⸗ dalm. Landesfindern ere 
nennen wird“. 

Per §$ 47 ſchreibt vor: „Pinſichtlich all 
jener Wegenitdnde, welche in diejer Rone 
vention dem gemeinfdaftl Reichstage und 
dberSentralregierung nidt vorbehalten find, 
gebihrt den Landern Kroatien-Slavonien undDalm. 


ſowohl im Gebiete der Geſekgebung als and | 


der Exekutive vollſtändige Autonomic” 

$4s. „Die Mutonomie Kroatient-Slavoniens 
und Dalim. erjtrect jid) daber fowohl in legis 
lativer als abdminiftrativer Hinſicht anuj die 
innereRerwaltung, auf dieRultudeu. Unter: 
ridtSangeleqenheiten, fo auch anf das Juſtiz— 
weſen dieſer Lander, inbeqriffen auch die Juſtiz— 
pilege, mit Ausnahme des Seeredtes in 
allen Inſtanzen.“ 

§ 49. , Minfichilich der Forderungen der Ree 
ligionszu. Unterrichtsfonds werden die Schul— 
digleiten bezüglich der Vergangenheit im Wege der 
gegenſeitigen Abrechnuug ausgeglichen.“ Hiezu 
kommt mad § 6 des G. A. XXXIV: 73 der gu— 
ja: „Nach erfolgter gegenſeitiger Abre chnung, wird 
der auf Kroatien u. Slavonien entfallende Teil der⸗ 
ſelben aus den gemeinſchaftlich verwalteten Fonds 
ausgeſchieden und der autonomen Regierung der | 
genannten Lander ausgeſolgt.“ 

$50. Un der Spige der autonomen froatijd- 
jlavon.<dalm. Landesreqierung ftebt der Banus, 


welcher dem frvatijd-jlavon.-dalm. L. T. verant- 
wortlich iſt. 
Dt. Der Banus von Kroatien, Slavonien 


wid Palm. wird auf Vorſchlag und mit Gegen- 
zeichnung des qemeinjamen finigl ungar. 
Winifrerprajidenten durd Se. kaiſ. und finial. 
Apoſtoliſche Majeſtät ernannt, 

UWnitatt bes $F$ 52 des G. XXX: 
welcher lautete: 
Banus fiir die Zukunft von der milſtäriſchen abge 
jondert und als Norm anjgeitellt, dak in Hinkunft 
aut die Sivilangeleqenbeiten Kroatiens, Slavoniens 
und Dalm. fein dem Wilitér augehöriges Andivi- 
duum Cinfluk üben könne,“ wird nad § 7 des 
G. A. ANXIV: 73 der Paragraph aujgenonmen: 
„Dem Banus ſteht fein militäriſcher Wires 
fungsfreia au.” 

Turd) den § 8 desielben G. A. XXXIV 73 
wird auch an Stelle des außer Kraft gefesten 53 
des G. A. XXX :GS verordnet: 

„Der Banus führt aud in Zukunft den Titel 
Banus von Qroatien, Slavonien u. Dale 
matien und bleibt Mitglied des Oberhaujes 


A. 


th, 


im gemeiniamen Heidhstage.” Die weitere Orga— 


niſierung det autonomen Selbſtregierung wird ait 
Vorſchlag des Banus, mit Allerhöchſter Jnterventes 
rung Sr. fan. und finial. Apoſtoliſchen Wajeitat, 


der froatifd)-jlavon.-dalm. L. T. feſtſtellen (§ 54). 


„Indeſſen wird die Sivilwiirde ded | 
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Nad erfolgler Santtion dicier Konvention 
wird de froatijd-jlavon. Hoflanzlei jofort aujgelöſt 
($ 55), 

Am ganzen Gebiete Kroatien u. Slavonien 
ijt Dic Sprache jowohl der Geſetzgebung als auch 
dev Wdminijtration und der Juſtizpflege die {rva: 
tiſche (8 5G). 

Auch für die Organe der Zentralregierung 
wird im Gebiete Det Lander Kroatien u. Slavonien 
als amtl. Sprache die kroatiſche bejtimmt (§ 57). 

Kroatijch=flavon. Bortriige u. Gingaben aus 
Rrvatien u. Slavonien find auch durch das geniein⸗ 
ſame Miniſterium anzunehmen und ijt auf dieſe 
in derjelben Sprache die Antwort zu erteilen ($ 58). 

Ferner wird ausdrücklich erllärt, dak die Re: 
prajentanten von Rroatien u. Clavonien als 
Repräſentanten einer ein beſonderes Territorium 
beſißenden polit. Nation und aud bezüglich ihrer 
inneren Angelegenheiten cine eigene Gejepqebung 
u. Regierung bejigendey Linder jowohl am ges 
meinſchaftl. Reichstage als aud) in dejjen Deles 
gation jich der froatijden Sprache bedienen kön— 
weit (§ 5G), 

Die fiir Kroatien, Slavonien und Palm. durch 
die gemeinichaftl. Geſetzgebung ju ſchaffenden Ge— 
ſetze find auch im durd Se. Bajeitat unterjer- 
tigten kroatiſchen Texte ausjufertigen und dem 
L. T. der genannten Lander gu liberjenden ($ 60). 

Die Lander Kroatien, Slavonien und Dalm. 
können innerhalb ihrer Grenzen in ihren inneren 
Angelegenheiten ihre eigenen vereinigten Landes— 
ifarben u. Baypen benugen, lepteres jedoc mit 

dev heil. Stephanstrone bededt (§ 61). 

Tie Embleme der gemeinſamen Ange 
legenheiten der Linder der ungar. Rrone find: 
Die vereiniqten Wappen Ungarns u. Kroatiens, 
Slavoniens und Dalim. (§ 62). 

Melegentlid) der Verhandlungen über gemein- 
jame YAngelegenheiten ijt aui dem Gebäude, in 
weldent der gemeinjdaftl. Reichstag iaimil. Lander 
der ungar. Strone abgebalten wird, neben der 
ungar. Flagge auch die vereinigte kroatiſch⸗ſlavon. 
dal. Flagge aufzuhiſſen 8 3). 

Bei den durch die Länder der ungar. Krone 
ju prägenden Münzen iſt im tonigl Titel „König 
pon Kroatien, Slavonien und Dalm.“ aufzunehmen 
864. 

Nachdem nod) im § 65 die Gebietsintegri- 
tit der Qiinder Kroatien u. Slavonien anerfannt 
und die Ergänzung derjelben insbef. durch die Ver— 
einigung der froatijdj=jlapon. Militärgrenze mit 
dieſen Ländern aud) die Ritdeinverleibung 
Palm. und defjen Anneltierung gu Kroatien ju 
fördern veriprodjen war, hinſichtlich deren Bedin 
qungen jedod auc) Dalm. anzuhören fei und nach— 
dem im § titi dte zum Gebiete Kroatiens, 
Slavoniens und Dalm. gehörenden KRomitate 
u. Grenzregimenter aufgezählt waren, bei 
denen nad) erfolgter adminijtrativer Vereinigung 











zweier Regimenter der kroatiſch-ſlavon. Militär— 
grenge mit Rroatien u. Slavonien durd $9 des 


. A. XXXIV: 7s gu den 7 genannten Romitas 
“i alg 8. das Belovarer Romitat hinzugefügt, 


‘pon den auigesiblten 11 Negimentern aber das 


Geſetz. 


7. Warasdin-Köröſer (Kreuzer), und das 8. Wa— 
raSdin= St. Georgener ausgeſchieden wurden und 
naddem im § 67 „Ungarn aud bis dabin, wo 
die im obigen Abjdnitte beſchriebene Gebiets- 
inteqritdt Kroatien’, Slavoniens und Dalm. 
hergejtellt wird, feine Zuſtimmung dazu gab, 
dah die Semliner, Mitrowiger, Kacsaer, Rlonater 
u. Qafowaer Zollämter aus der gegenwärtigen 
Direften adminiſtrativen Einteilung herausgenom— 
men und zur YUnerfennung des Territorialverban— 
des der Agramer Finanzdireltion untergeordnet 
werden ſollen“ —- wird im § 68 des G. A. XXX: 68 
vorgeidrieben: 

„Nach erjolgter Ganftionierung dieſer Kon— 
vention werden alle G. und beſtehenden Beſchlüſſe, 
welche derſelben widerſtreiten, aufgehoben. 

—* werden nach § 69 alle jene konſti— 
tutionellen Rechte u. Fundamentalgejege, deven Ge— 
nuh u. Schutz ſich in der Vergangenheit auf Un- 

arn u. Kroatien u. Slavonien gleichmäßig erjrredt 

Bat und welde dieſer Konvention nit 
wideritreiten, aud) jernerhin als gemeinjdaftl. 
Rechte u. Fundamentalqefete der Lander der 
ungar. Krone betrachtet.” 

Und nun wird gum Schluſſe fiir die rechtl. 
Natur und die Abänderungsmöglichkeit der 
neuen Konvention im § 70 folgendes jtatuiert: 

„Dieſe Ronvention wird nach erfolgter Aller— 
hichiter Sanftionierung alg ein fiir Ungarn u. 
Kroatien, Slavonien und Dalm. gemeinſchaftl. 
Fundamentalgeſetz in die Ge Biicher der ge- 
nannten Lander eingetragen. Gleichzeitig wird feſt— 
gejtellt, daß diefe Konvention fein Gegen— 
jtand der bejonderen Geſetzgebung der 
vertragjdliefenden Lander fein fann und 
fann eine xmbderung an derjelben nur auj die: 
jelbe Art u. Weije, wie fie zuſtande fam, mit In— 
tervenicrung all jener Jattoren vorgenommen wer— 
den, welche diejelbe abgeſchloſſen haben.” Das une 

ar.=froatiidhe Uusgleihsfundamentalg ejes, 
%. A. XXX:68, ijt alſo ausdrücklich als cin 
paftiertes, aud) bezüglich jeder Abänderung zu 
paktierendes, nur für beide Teile zugleich und 
mit ihrer Zuſtimmung abänderliches, daher in ſeiner 
Geltung u. Wirkſamkeit aud fonneres Funda— 
mentalgefes erflirt. 

Als jolche gemeinjame Fundamentalg ejepe 
Ungarns, KroatiensSlavoniens und Dalm., welde 
nur durd) Vereinbarungen jujtande gefommen find 
und nur durd) gleide Bereinbarungen, nicht aber 
durch die getrennte Gejepgebung der verbun- 
denen Lander, gedindert werden lönnen, wurden 
auc) die Abanderungsgejesesartifel XXXIV: 73, 
LIV: 80, XV:81, XL: 89 erklärt. 


Yiteratur. 

Uber fonjtitutionelle Gejepqebung vgl. Frhr. 
v. Uretin: Staatsrecht der fonjtitutionellen Mou— 
archie (1824—1828). Mauvenbreder: Grundzüge 
des heutigen deutſchen Staatsrechtes, S. 64, OY. 
Levita: Die Volksvertretung, S.21f. Bluntſchli: 
Allg. Staatsreht, J. Teil, S. 232 7. Eötvös: 
Einfluß der Ideen, I. Teil, S 244 7., IL. Teil, 
S. 154. Morgenjtern: Menſch, Volksleben u. 
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Staat, I. Teil. § 148 Ff. —— Deutſches 
Staatsrecht, J. Teil, § 24. Braun: Die Kammern 
und das Land. v. Mohl: Geſchichte u. Literatur 
d. Staatswiſſenſchaften, 1. Teil, S. 267 f.; Geſchichte 
u. Literatur des allg. fonjtitutionellen Staatsrechtes, 
IL. Teil; XI. Ubhandlung Deutjch.-Pojitives Staars- 
redjt, S. 239 f.; Landesjtaatsrecht, ebenda, S. 353. 
Zöpfl: Allg. u. deutſches Staatsrecht, I. Bd. Held: 
Syſtem — — ⏑⏑ — $$ 149—154,§ 229}. 
Reidlen: Das allg. Stantsrecht u. d. gem. d. 
Staats u. Bundesredjt. v. Mohl: Das Staats- 
Tedht des Königreichs Württemberg, 2. Mujl., L Bd., 
ILI. Abt., inabei, $1687. Ppl: Bayriſches Ver- 
faſſungsrecht, V. Buch, III. Kap. Seydel: Bary: 
riſches Staatsredjt, If. Bd., § 1. Rinne: Tas 
preußiſche Staatsrecht, 2. Aufl. I. Bd., IL Abt. 
4. Ubjd)., § 110 7. Schulze: Das preußiſche 
StaatSredt, IL, 210. Ulbrich: Lehrbuch des öſterr. 
Staatsredjtes, Il. Bud), § 144 f.; das Staatsredht 
der djterr.cungar. Monardie bei Marquardien 1V, 
88 f. Schulze: Lehrbuch des deutſchen Staats- 
rected, L, 518—520. Laband: Das Staatéredt 
des Deutichen Reiches, insbei. II. Bd., § 56. 
Meyer: Lehrbuch) des deutſchen Staatsrechtes, 
ILI. Bud), Gejepgebung, bejonders § 157 fF. Mar- 
quarbdjen: Handbuch des öffentl. Rechtes der Ge— 
— in Monographien, vgl. beſonders Gareis: 
lig. Staatsrecht, S. 59 j. Sarwey: Allg. Ver⸗ 
waltungsrecht, § 5, das Weſen des Verjaſſungs— 
ſtaates, S. 14 f., 25. j. vw. Mohl: Staatsredht, 
Völkerrecht u. Politik in Monographien, J. Bd. 
Recht u. Politik der repräſentativen Monarchie, 
GS. 1— 458, Recht u. Politik der repräſentativen 
Demofratie, S. 461—576. Seliqmann: Der 
Begriff des G. Sarwey: Das iffentl. Rect, § 3, 
der Verfaſſungsſtaat, § 4, G. und V. Sellinet: 
G. und &., insbeſ. ©. 316 f. Hänel: Deutſches 
Staatsrecht, I. Bd,., 1892, insbei. $ 36, S. 23s jf. 
Bornhak: Wet. G. in Stengel J, 579 uſw. 
— Bur konſtitutionellen Geſetzgebung in 
Oſterr. Ungarn vgl. insbeſ.e: Die neue Geſeb— 
gebung Oſterr., erläutert aus den Reichratsver— 
handlungen, Wien, bei Mang, 2 Bde., 1868. Pfaff— 
Hofmann: Kommentar zum öſterr. a. 6. G. B., 
1877, 1, 126—137, 142-156, 251 fF. Menger: 
Syitem des Zivilprogejjes, 1876, J, 46 f., dam 
örtliche und zeitl. Grengen der Biv. Er. St, 
§$ 12-15, G. 128-202. Schiffner: Syft. Lehrb. 
des öſterr. allg. Sivilrechtes, Wien 1882, I. Bd., 
88 7, 8 Burdbard: Syitem des öſterr. Brivat- 
redjteS, Wien 1883, J. Bod., $$ S—14. Krainz. 
herausgegeben von Pfaff: Syſtem des öſterr. allg. 
Privatrechtes, 2. Aufl. J. Bd., 1. Hpft., II. Abt., 
IV. Abi. 

Uber die gemeinſamen Angelegenheiten und 
die Praqmatifde Sanktion hijtor. dogm. dargejtellt 
val. Luſtkandl: Ungar.Oſterr. Staatsrecht, 1863; 
Das Weſen der öſterr. Reichsverfaſſung, 1864; Ab— 
handlungen aus dem öſterr. Staatsrecht, 1806 
Föderation oder Realunion, 1870. Bernice: Die 
Verfaſſungsrechte der im Reichsrate vertretenen 
Königreiche u. Linder, 1872. Bidermann: Ent— 
ſtehung u. Bedeutung der Pragmatiſchen Sant— 
tion in Grünhuts 8. 1875, 2. Heft; Die rechtl. 
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Natur der öſterr.zungar. Monardhie, 1876. Ju ra— 


Geſetz. — Gejepesjamutlungen. 


— — — — — — — 


und V. fiir die deutſchen, böhm. und gal. Erb— 


idef: Perſonal- u. Mealunion, 1878. Ulbrich: lander auf Allerhöchſten Bejehl und unter unimittel- 


G. und B. im öſterr. Staatsredt, in den Prager 
Mitteilungen, 1877, S. 97 f.; Die rechtl Natur 
der dfterr.-ungar. Monardie, 1879. Dantjder 
yp. Rollesberg: Der monarchiſche Bundesftaat 
Ojterr.-Ungarn und der Berliner Vertrag, 1880. 
(Die juriſtiſche Konjtruftion, welche alle Ausgleichs— 
geiepe von 1867 de lege ungiiltig erflirt und einen 
aus vier Häuſern bejtehenden Geſamtreichsſsrat an- 
nimmt, der gleichwohl ein Einfammerjyitem jein 
joll, ijt bejtritten.) 

Einſchlägig: Yellinef: Die Lehre von den 
Staatenverbindungen, 1882; G. und B., 1887. 
Brie: Zur Lehre von den Staatenverbindungen 
in Grünhuts 8., XI. Bd., 1884; Theorie der 
Staatenverbindungen. v. Mayerhofer: Handbuch 
jiir den polit. Verwaltungsdienſt, 4. Uujl., 1880, 
inSbej. I]. Bd., 1. Mbt. Weller: Ojterr. Verwal- 
tungSgejepe, 4 Bde. Ulbrich: Lehrbuch des öſterr. 
Staatsrechted, Berlin 1882, 1883; desfelben: 
Das Staatsredt dev sfterr.-ungar. Monardie, bei 
Marquardien, [V.Bd., 1884; Zweite, umgearbeitete 
Aufl.; Ulbrichs Handbuch der öſterr. polit. Vere 
waltung, Wien 1888—1890; Lehrbuch des öſterr. 
VerwaltungSsredtes, Wien 1904. Gumplowics: 
Das öſterr. Staatsrecht, 1891, bejonders I. T. 
1. Bud, im gangen mehr polit. als juridijd). 
Körner: Grundrif. Steinbach: Die ungar. Ver— 
faſſungsgeſetze (deutſchj, Wien 1891. Schneller: 
Vie ſtaatsrechtl. Stellung von Bosnien und der 
Herjegowina, Leipzig 1892. Burdhard: Leit- 
jaden der BVerjajjungstunde der fterr.-ungar. Mon— 
ardie, Wien 1893. v. Pliverié: Das redhtl. Ver- 
hältnis Kroatiens ju Ungarn, Agram 1886; Beis 
träge gum ungar.-froatijden Bundesrecht, 1886; Der 
froatijde Staat, Ugram 1887 (vorzugsweiſe geqen 
ſeinen Rritifer Wer. Egersdorfer Mr. 234—237 
der UAgramer Zeitg. geridtet). Schuler-Libloy: 
Das ungar. Staatsrecdt, Wien 1870. G.-Gamme 
lung von Lampel, Peſt 1868. pide aE 
jammlung herausgegeben vom königl. ungar. 3. M. 

Rroatien-Slavonien. Über das ſtaats— 
rechtl. Berhiltnis von Rroatien-Slavonien 
val. Seidler: Das juriſtiſche Kriterium des Staa- 
tes, bejonders ©. 95—97, Jellinef, Bidermann, 
Tegner, Bliverié, Jaßy bei Kmety. 

Bolle und Handelsbiindnis vgl. Tisza: 
Yrogrammrede 811905. Abgeordneter v. Rink, 
Wien, ie 14 II 1905. 

Val. Radd-Rothfeld: Die ungar. Ver- 
jajjung, geſchichtlich dargeftellt, Berlin, Puttkam— 
mer & Mühlbrecht, 1898, insbeſ. in Betreff von 
Kroatien, Slavonien u. Fiume. Luſtkandl. 


Geſetzesſammlungen. 


I. Offizielle Gs A. Allgemeine; B. Beſondere. — 
Il. Brivate G.: A. Adgemeine; B. Befondere. -—- LL. Me 
pertorien. 

I. Offizielle G. A. Wilgemeine: a) 1790 
evichienen Sr. £. £. Majeſtät Leopold IT. polit. Geſetze 


barer Auſſicht der Hojjtelle herausgegeben — ohne 
Kundmadungspatent. Die Sammlung hat 4 Bände 
und reicht bis gum Tode Leopold IL 1793 wurde 
die Sammlung fortgetept: Auf Allerhöchſten Befehl 
und unter Aufſicht der Direftion — ohne Kund— 
machungspatent. Dieſer Band enthält die Geſetze 
und V. Franz Il. bis Ende 1792. Die Samm— 
lung wurde bis gum 2 XII 48 fortgeiegt — obne 
RKundmadungspatent und wird: Polit. Gejepes- 
jammlung P. G. S.) genannt. b) Juſtizgeſetz— 
fammlung (J. G. S.) 1780 — 2 XII 48. S. hiezu 
die Hd. 29 XII 1785, J. G. S. 509, und 20 XII 
18, 3. G. S. 1519. c) Mit kaiſ. P. a II 49, 
R. 153, wurde an Stelle der P. G. S. 1 VILAG 
ab das Reichsgeſetzblatt (R. eingeführt. Durchfüh— 
aga eens des Wt. J. 2B1V 49, B. 18724, 
L., N. O. 1849, S. 75. Für dasfelbe gilt gegenwär— 
tig bas Geſetz 10 VI 69, R. 113 (iiltere Normen: 

iniſterialerlaß 22 VII 49, R. 334, faif. B. 7 XII 
49, R. 31, faif. B. 20 XII 50, R. 473, taiſ. P. 
27 XII 52, R. 260, J. M. B. 19 TTL 53, R. 51, 
val. biegu O. G. H. 15 XI 85, 8. 10541, Beil. 
qum J. M. V. BL 86, Nr. 111, faij. B. 31 VI 
53, R. 170, faij. P. 1160, R. 3, Staatsminijterial- 
erlaß 27 VI 63, 8. 4877, B. Bl. W. Mag. IIT. Bd., 
Anhang S. 133, Geſetz 19 V 68, R. 45). Wefentl. 
Beſtimmungen desfelben find: $1. Das R. ijt fiir 
die im Reidjsrate vertretenen Kinigreide u. Linder 
beftimmt zur verbindenden Rundmadhung: a) Der 
unter Witwirfung des Reichsrates zuſtande ge— 
fommenen Geſetze; b) der zur dffentl. Befannt- 
machung bejtimmten Staatsvertrige; c) der B., 
weldje auf Grund der rats erlajjen werden. 
§ 2. Das R. wird durch das M. J. in allen landes- 
iibl. Spradjen der im Reidjsrate vertretenen König— 
teidje u. Linder herausgegeben. Dic deutſche Aus— 
abe enthält den authentijdjen Text der fiir das- 
elbe bejtimmten Kundmachungen. Die Ausgaben 
in den iibrigen landesiibl. Sprachen enthalten die 
offiziellen Uberfesungen des authentijden Tertes. 
§ 3. We im R. enthaltenen Kundmachungen haben, 
wenn nicht anders bejtimmet wird, fiir ſämtliche im 
Reichsrate vertretenen Königreiche u. Linder zu 
gelten. § 5. Die in das RM. aujgenommenen Geſetze 
und V. find mit dem Tage der Herausgabe u. Ver— 
fendung jenes Stückes der deuiſchen Ausgabe des 
R., in welchem fie enthalten find, als geſetzlich 
kundgemacht anzuſehen. § 6. Die verbindende Kraft 
der im R. enthaltenen Kundmachungen beginnt, 
wenn in denſelben ſelbſt nicht ausdrücklich eine 
andere Beſtimmung getroffen wird, mit dem An— 
fange des 45. Tages nad) Ablauf des Tages, an 
welchem die deutſche Ausgabe jenes Stiides des 
R., in weldjem die Kundmachung enthalten ijt, her= 
ausgegeben u. verjendet wurde. § 8. Bei jeder 
polit. Bezirks⸗ (Rommunal-) Behsrde hat das R. int 
Umtslofale aufguliegen und es ijt in den Amts— 
ftunden jedermann Cinficht in dasſelbe au gejtatten. 
§ 12. Die Wirkſamkeit diejes Gefeges beginnt am 
1170. S. zu § 5 die in einem Falle, wo der Aus— 
qabetag ungleich angeſetzt war, erfloſſene V. des 
M. J. 26 XII 84, I. 202. 


Geſetzesſammlungen. 


B. Beſondere Geſetzesſammlungen. 

a! Chronologiſche Auszüge: Böhmen 1740 
bis 1820 12 Quartbände; Gal. 11 LX 1772 bis 
1807; Küſtenl. 1792—1807; Kärnten 1769—182]; 
Mähren 1748—1820; N. O. 1747 —1807; O. O. 
1741—-1820; Schlejien 1748 1782; Steierm. 1748 
bis 1820; Tirol vom J. 1747 ab. b) Die Pro— 
vinjzialgejepesfammlungen u. gw.: Böhmen 
1819—1848 mit ee ee enthaltend die 
V. 11 19 bie 31 XI 20. Dalmatien Racolta 
delle leggi ed ordinanze per la D. 19—46 
Manuale Provinciale delle Dalmazia 47 u. 48. 
Galigien, Br. G. S. de Königreiches Gal. u. 
Yodomerien 19—48 mit Nachtragsband, enthaltend 
die B. 19-26. Kiijtenland, Sammlung der Pro- 
vingialgefege und B. im öſterr. illyriſchen Küſtenl., 
herausgegeben auf Allerhöchſten Befehl unter der 
Aufſicht der Landesft. (Gub.) 19—23; hiegu Haupt. 
repertorium zur Br. G. S. fiir Illyrien, 19-—35, 
herausgegeben vom Bub. Konzip. Karl Pavich, Lai- 
bad, Blasnic, 1840. rain, We. G. S. des Laie 
badjer Gouvernement fiir das J. 1819, heraus— 
eqeben auf Allerhöchſten Befehl unter der Auf— 
icht des faij. königl. Laibacher Landesgub., enthiilt 
dic B. 11 big 31 X11 19, Laibad 1820; Samm— 
lung der polit. Gejese und B. fiir da8 Herzogtum 
Rrain und den Billacher Kreis Kärnten im König— 
reiche Illyrien, herausgegeben auf Ullerhichjten Be- 
fehl unter der Wufficht des kaiſ. königl. illyriſchen 
Landesgub. 19—24. Die Bode. IL— VI erichienen 
1823— 1826, Bd. I erjt 1849; Sammlung der polit. 
Geſetze und V. fiir das Laibader Gouvernements— 
eae im Königreiche Illyrien, herausgegeben auj 
llerhöchſten Befehl unter der Aufſicht des faij. 
tinigl. (25—46) illyriſchen Landesgub. (46—47), 
Statth. fiir Krain (48 u. 49), Landesregierung fiir 
Krain. Die Bde. (7-31) erjchienen im Drud von 
IS28— 1857; hiezu Ergänzungsſammlung der polit. 
Rameral- u. uttisg epe und &., welche fiir dag 
Hergoqtum Rrain und den Villacher Kreis im Kö— 
nigreiche Illyrien von dem Beitpunfte der Wieder- 
beſitznahme bis einſchließlich des J. 1818 erlajjen 
worden find, herausgegeben unter Aufſicht des kaiſ. 
finial. illyr. Landesgub. J. Bd. Laibach 1835, 36; 
Sammlung der polit. Gefege und B. fiir das Lai- 
bacher Souvernementgebiet im Königreiche Illyrien, 
herausgegeben auf Allerhöchſten Bejehl unter der 
Aujficht des kaiſ. königl. illyriſchen Landerqub., 
IL—YV. Ergiingungsband 1815, 1816, 1817, 1818 
erſchienen, — 1844—1847. Kärnten j. Krain 
und Steierm. Mähren, Sammlung der polit. 
Wejepe und B. fiir Mähren u. Sehlefien, heraus- 
gegeben auf Allerhöchſten Befehl unter der Auf— 
ſicht Des fati. königl. miahr.-fchlefijden Gub. 1819 
bis 1847. Sammlung der Geſetze fiir das Erzherzog⸗ 
tum Ofterreid) unter der Enns 1819—1817. 
O. O. Sammlung der polit. Geſetze und V. fiir das 
Erabergogtum Ofterreid) ob der Enns und dae 
Hergogtum Salzburg, herausgegeben auf Aller— 
hichjten Befehl unter der Aufſicht der faif. königl. 
ob der ennſiſchen Landesreqierung 1819—1847. Pr. 
G. S. fiir dag Herzogtum Steierm. und den Kla— 
qenjurter Kreis, herausgegeben auf Allerhöchſten 
Befehl unter der Aufficht des daiſ. fönigl. jteierm.- 
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tärntneriſchen Gub. 1819—1825; Br. G. S. fiir das 
—— Steierm., herausgegeben auf Allerhöch— 
ſten Befehl unter der Wufjidt des faij. königl. 
fteierm. Gub, 1826-1848. Tirol, Pr. G. S. von 
Tirol und Vorarib., herausgegeben auf Allerhöch— 
jten Befehl unter der Wufficht des faij. königl. Gub. 
fiir Tirol und Borarlb. 1814—1848; hiezu 3 Bode. 
Repertorium. c)Landesqefepblatter. Durch das 
obsitierte faij. P. 4 III 49, R. 153, wurde bejtinumt: 
§ 4. Qn jedem Rronlande wird ein Landesgeſetz⸗ 
u. Regierungsblatt_in den Landesſprachen mit bei- 
gefiigter Deuticher —— erſcheinen. § 5, Dic 
Landesgeſetz⸗ u. Regierungsblätter haben zu ent- 
halten: a) Das Datum und den Inhalt bezeich— 
nende Aufſchrift aller jener Geſetze und B., welche 
durch das Reichsgeſetzblatt fundgemacht wurden, jo- 
wie die Nummer und den Tag der Ausgabe des 
betreffenden Reichsgeſetz⸗ u. Regierungsblattes, dann 
die Landesgeſetze des betreffenden Landes ihrem 
vollen Inhalte nad; 4) alle von den Landesbe- 
hörden erlajjenen B., Verfiigungen u. Belehrungen 
liber öffentl. Wngelegenbeiten. Dieje Vorſchriſten 
wurden dutd die §§ 2 u. 3 kaiſ. B. 2 XII 50, 
H. 473, dabin geändert, dah vom 1, Januar angefan- 
gen aus den Landedgefep- u. Regierungsblittern 
ic in § Sa des P. 4 IIL 49 angeordneten Zitate 
wegzufallen haben, dagegen in jedes Landesgejeg- 
blatt aus dem Reichsgejepblatte alle Geſetze und 
B. im vollen Terte aufgunehmen jind, welche in 
jenem Stronfande Wirkjamfeit haben, in welchem 
dieſes Landesgeſetzblatt ausgegeben wird. Cine 
weitere Underung trat infolge § 9 faij. P. 27 XI 
52, R. 260, ein, wonac) vom 1153 angefangen an 
Stelle der bisherigen Landesgejeb- u. Regierungs- 
bliitter für ein oder mehrere Kronländer cin Candes- 
regierungsblatt trat, welches in zwei gefonderten 
Teilen erjcheinen jollte. Der erjte Feil enthielt von 
den im Reichsgeſetzblatt ericheinenden Gefegen und 
V. alle die, welche, wenn auch nur teilweije, in 
demjenigen Staatsgebiete Wirkſamkeit gu haben be- 
jtimmt waren, fiir welche dieſes Landesregierungs— 
blatt bejtimimt war, u. zw. fowohl im authen- 
tiſchen deutſchen Texte, als aud) in den betreffenden 
Uberjepungen — von den iibrigen im Reicsgeies- 
blatte enthaltenen Geſetzen und B. aber nur eine 
furse Wngeige des Wegenjtandes. Der zweite Teil 
enthielt in allen in den betrefjenden Staatsqebieten 
landesübl. Sprachen dic von den Landesbehörden 
in ihrem Wirkungskreiſe erlajjenen Anordnungen, 
BVerjiiqungen u. Belehrun en in öffentl. Ange— 
legenheiten, joweit fie sur Verlautbarung geeiqnet 
find; aber auc jene Erl. der Winijterien oder 
oberjten Verwaltungsbehirde des Reiches, welche 
von dieſen zur Einſchaltung in die Landesregie— 
rungsblätter beſonders bezeichnet wurden. In wei— 
terer Folge beſtimmte dag kaiſ. P. 1160, R. 3, 
im §$ 1: ,,Die bisherigen Landesregierungsblätter 
haben aufzuhören“, im § 4: ,,Die zur Berlaut- 
barung bejtimmten V. der Landesbehdrden find 
auf Veranlaſſung der polit. Landesjtelle in den 
Landesjpradien in Druck gu legen und nad) Be- 
darf an die Behbrden u. Gemeinden zu verteilen. 
Die Koſten dafiir hat der Yandesfonds zu beſtrei— 
ten,’ und im § 5: „Inſoweit durch die gegenwär— 
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tige V. nicht abweichende Verfügungen getroffen 
werden, hat es bei den Beſtimmungen des P. 
27 XII 32, R. 260, zu bleiben.“ Mit Miniſterial— 
verordnung 14 IIL 60, R. 65, wurde beſtimmt, dak 
die in § 4 des FP. 1160, R. 3, bezeichneten B. 
der Landesbehirden mit dem Tage als geieplich 
fundgemadht anzuſehen find, an iweldem jie in das 
ju ibrer Verlautbarung beſtimmte Verordnungs- 
latt eingerückt erſcheinen. Jn der Regel haben die 
Landesbehörden bei jeder in ihrem eigenen Wir— 
fungstreiie erlaſſenen B. den Tag ju bezeichnen, 
an welchem diefelbe in Wirkfamfeit zu treten hat. 
Ait dies nicht geſchehen, fo hat die verbindende 
Rrajt dieſer V. mit dem Anfang des 15. Tages 
nad) Wblauf desjeniqen Tages zu beginnen, an 
weldhem fie kundgemacht wurden. Die kaiſ. B. 17 IL 
63, R. 19, endlich verjiigte, daß rüchſichtlich der 
Kundmachung der Landesgejese und des VBeginnes 
ihrer verbindenden Kraft einjtiweilen bis zur ver— 
faſſungsmäßigen Revijion des P. 1160, R. 3, 
die in Den $$ 4 u. 5 dieſes P. enthaltenen Be— 
itimmungen in Betreff der V. der Landesbehirden 
in Unwendung zu fommen haben. Während dem— 
nach mit Rückicht auf dic obigen geſetzl. Beſtim— 
mungen in den J. 1860 —1862 in den einzel— 
nen Lündern nur die ,,Verordnungen u. Befannt> 
machungen der Landesbehörden“ ausgegeben wuts | 
den, ericheinen jcit dem J. 1863 in den eingelnen 
Ländern wieder bejondere „Landesgeſetz- u. Ver— 
ordnungsblätter“. Bezüglich einzelner Landesge— 
feB- u. Verordnungsblätter ſind überdies Landes— 
geſetze erfloſſen, ſo für Gal. dae Geſetz 10 VI 66, 
L. 13, aus Dem hervorzuheben ijt: Art. J. Im 
Königreiche Gal. u. Lodomerien ſamt dem Groß— 
herzogtum Krakau ſind die Landesgeſetze, die allg. 
verbindl. Landtagsbeſchlüſſe und V. des L. A. durch 
Einſchaltung derſelben im Landesgeſetz- u. Vere 
ordnungsblatt in polniſcher Sprache als der authen— 
tiſchen, dann in rutheniſcher Sprache wie nicht 
minder nad Bedarf in deutſcher Überſetzung kund— 
zumachen. Im Art. II wird als Tag des Be— 
ginnes der Wirlſamkeit der Kundmachungen der 
15. feſtgeſetzt. Für Böhmen erfloß das Geſetz 1311 
67, L. 13, aus dem hervorzuheben ijt: § 1. Das} 
zur verbindenden Kundmachung der Landesgefepe 
und der V. der Landeshehirden beſtimmte Geſetz | 
blatt fiir Böhmen Hat unter dem Titel: „Landes— 
geſetzblatt fiir das Königreich Böhmen“ in einer 
—— Ausgabe, welche den Text in beiden Lan— 
desſprachen nebeneinander enthält, zu erſcheinen. 
8 2. Jeder dieſer beiden Texte ijt gleich authen— 
tiſch. In zweifelhaften Fällen hat die Auslegung 
der Landesgeſetze und der V. der Landesbehörden 
unter Vergleichung beider Texte nach ihrem Wort- 
laute u. Sinne ſtattzufinden. Sur Frage, welder 
der beiden Texte vor dem Geſetze 151167 der 
authentiſche jet, ſ. Erl. M. J. 6 VI 74, 3. 5991, 
V. Z3. S. 130; welche behördl. Erl. insbeſ. in Bee | 
ziehung auf dic Erl. des bohm. L. A. ſich zur 
Publilation fiir das Landesgeſetzblatt eignen, ſ. 
Erl. M. J. 2 IV 75, 3. 3969, BW. 3. S. 103. Für 
Krain erfloß das Geſetz 20 XII 60, L. 3, welches 
mit dem böhm. Landesgeſetz 15 11 GT m. m. gleich— 
lautend ijt: Authentiſche Terte: flovenifch u. deutſch. 
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d) Militärgeſetzesſammlungen 1818—I1849, 
31 Bde. 

IL. Private G. A. Allgemeine: Codicis 
austriaci ordine alphabetico compilatio. Let LI. 
Bon Fr. Edlen v. Wuarient, Wien, bei Leopold 
Voigt, 1704. Fol. Die Fortiepungen dieferSammlung 
erſchienen unter dem Titel: Supplementum Codicis 
austriaci, Pars I et IL, oder Sammlung öſterr. 
Wefepe und B., wie ſolche von Beit zu * ergan⸗ 
gen und publiziert worden. So viele deren über 
die in Parte I et IL Codicis austriaci eingedtuct- 
ten bis auf das J. 1720 und vom J. 1721 bis 
auf den höchſt traurigen Todjall der rim. kaiſ. 
Majeſtät Caroli VI. weiter aufzubringen waren. 
Sejammelt und in diefe Ordnung gebradt von 
Sebajtian Mottlich Herrenleben, Leipzig, bei J. H. 
Eisfeld, 1748, und Wien, bei J. Th. Edlen von 
Zrattnern, 1752. Fol. Supplementum Codicis 
austriaci, oder chronologiſche Sammlung aller vom 
20 X 1740 bis letzten Dezember 1770 in publicis 
et commercialibus, und zum Teil aud) Justi- 
tialibus, dann Ramerals u. Militärweſen erlajjenen 
Seneralien, $., Sagordnungen, Rejfripten, Rejolu- 
tionen, landesobrigleitl. Ediften, Mandaten u. De- 
freten; unter bejtindiger Leitung von Th. Ig. Frei— 
herrn v. Bid, V. u. VI. Teil, Wien, bei J. Th. 
Edlen v. Trattnern, 1777. Fol. Weeebrod (Fr. Xaver), 
Sammlung der feit dem J. 1600 —1740 ergan— 
genen Allerhöchſten yi? in dhronologijder Ord⸗ 
nung. Briinn bei F. G. Gaſtl. Martſchläger Math. 
werd., Compendium ober Extractus chronolo- 
gicus aller deren vor 20 X 1740 bis lepten De- 
zember 1770 befanntgemadten Generalien, P., 

urrenden u. Zirkularen, Wien, Trattner, 1772. 
Sammlung aller V. u. Geſetze von Kaiſerin Maria 
Thereſia vom J. 1740 angejangen in chronologiſcher 
Ordnung; Kropaticet Joſef, Sammlung aller fail. 
fonigl. V. u. mat 1740—1780, die unter der 
Regierung Kaiſer Joſef IL, teils noch bejtehen, teils 
abgeiindert jind. Wien, 2. Uujl, 1789, 8 Bde. Dies 
jelbe Sammlung aller Gefege Kaiſer Joſefs IL, 
Wien 1785-1790, 18 Bde. Volljtindige Sammlung 
aller Geſetze von Kaiſer Joſef IL. Wien, bei Tratt- 
nern, 10 Bde., fog. „Trattnerſche Sammlung”. 
Luca Ignaz pol. Codex, 1789—1795; 14 Vode. 
Rropatidiet Rote, Sammlung der Geſetze Leopold II. 
Wien 1790—1792; 5 Bde. Derjelbe, Sammlung 
der Geſetze unter der Regierung Kaiſer Frang Il., 
1792 1808; 25 Bde. Die Fortſetzung diejer 
Sanunhing, Bd. 26—52 von Wilh. Gerh. Goutta 
(1812 --1832), Bd. 58-72 von Fr. Xaver Piehl 
{1835—1848). Müller Johann, Handbuch der Ge— 
ſetze, 1740 —1818, raz, bei D. A. Rienreich, 
1830 u. ff, 4 Bde. Wiel, alphabetiihe Sammlung 
det polit. Geſetze, Wien 1852. Oftrow Moris, 
Lexikon der polit. Geſetze, Wien 1857, 2 Bode. 
Taſchenausgabe der öſterr. Geſetze, Wien, Manz. 
Taſchenausgabe der öſterr. Geſeßze. Wien, Hof- u. 
Staatsdruckerei, 2 Bde. 

B. Beſondere: a) Ritlig, Epitome Comi- 
tiorum Regni Bohemiae ab 1722—1740, 2 Bde. 
ol. b) Codex Ferdinandeo—Leopoldino—Jo- 
sephino—Carolinus pro haereditario regno 
Bohemiae ac incorporatis aliis provinciis ut- 
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pote Marchionatu Moraviae & Ducatu Sile- 
siae, Brag 1701, 2. Aufl. 1720, von Weingarten, 
Fol. c) Gejege fiir das Königreich Böhmen unter 
Raijer Joſef IL, 1762 —1786, Brag, bei Werle, 1783 
bi 1786, 3. Teil, 8 Bde. d) Roth Johann Wenzel, 
vollitiindiger Auszug aller im Koönigreiche Böh— 
men am Ende des 18. Jahrh. bejtehenden Geſetze. 
10 Bde. 1801. Gicyu Albert Joſef, Repertorium 
1813. Eine neue Muflage der Rothſchen Samm: 
lung erichien unter dem Titel: Auszug aller im 
Königreiche Böhmen bejtehenden V. u. Geſetze nach 
J. Roths Sammlung von Johann Blaſek, 1817 
bis 1819, 12 Bde.; hiezu chronologiſches Regiſter 
von D. Job. Kanka, 1819; Goutta, Fortſetzung der 
Rothſchen Sammlung 1807 1817, 14 Bde., neu auf⸗ 
gelegt durch D. Job. Kanka 1816—1826, 20 Bde.; 
hiezu Hauptrepertorium, Prag 1818 bei Widt— 
mann, 2. Teil, 8 Bde. e) Roth Joh. Wenzel, In— 
itruftionen und P. größeren Anbaltes, Brag 1867. 
tf) Rrbhey Franz, —* der polit. Geſetze und 
B. 1740 - 1781, Prag u. Bien, bei Schönfeld, 1782. 
g) Nadherny Kaj., Sammlung aller 1816, 1817 u. 
1818 in Bohmen — Geſetze und V., 
Prag 1833 u. 1834, 3 Bde. h) Löwenwolde, Hand- 
bud) der gal. Gejebe 1722 —1788, alphabetiſch, 2 Bode. 
i) Edicta mandati universalisin regnis Galiciae 
ujw., 1772-1818, jog. Pilleride G. k) Handbuch 
der gal. Geſetze in Auszügen, Lemberg, Piller, 1788, 
2 Bode. mit Supplem. |) Kbfil, Auszug aus den 
für Gal. beftehenden polit. Gefegen, Lemberg 1791, 
17 Hefte. m) Drdacki, Lerifon der polit. Geſetz— 
funde fiir Gal. Wien, Sollinger, 1833. n) Chrono- 
logijdies Batentenregijter fiir Kärnten, 1766 —1793, 
vom Pfleger Job. Tit, 1795. o) Summarifcher 
Extraft der Generalien, Wandate, Edifte u. Ord- 
nungen fiir N.O. 1637—1690, Bien 1691. p) Bein- 
hauer, Sammlung der bis 1800 erichienenen P. 
und V. der Hojitellen, kaiſ. fonigl. n.-é. Regierung 
und deS nc. Yopellationsgeridjtes, Wien, bei F. 
Ulrich, T Bde. q) Meixner Mar Em., Compen- 
diam chronologico-alphabeticum resp. perpe- | 
tuum aller vom Anfange 1764 bis influjive 1771 | 
im tan Diterr. ob der Enns ergangenen | 





P. u. Birtularien ujw., Ling, Feichtingers Bitwe, | 
1772. Fol. r) Bernardt Joj., Handbu 
joriidjen Geiegfunde von Mähren u. Schleſien, 
Olmütz 1848. s) Auszug der wichtigſten hochfürſt⸗ 
lichen ſalzburgiſchen — 1785 1805 von 
Thaddius Zauner, Salzburg; von demſelben: 
Sammlung der wichtigſten die Staatsverfaſſung 
deS Erzſtiftes Salzburg betrejfenden Urfunden, 
1792, 1 Bd. t) Macher Watthias, Handbuch der 
öſterr. Sanitätsgeſetze und V. von den älteſten 
Zeiten bis 1863, 7 Bd. uy John, Sammlung der 
öſterr. Medizinalgeſetze, 1035 — 1792, 6 Vode. 
v) Sammlung der n.-5. Sanitätsverordnungen, 
1792— 1845 von Ferro, Wiildener, Bohm u. Knog. | 
6 Bde. w) Schmidt Franz Ant. Sammlung der 
Beragciebc der öſterr. Monardie, 1035 —1837, 
39 Bde. x} Sammlung der fai. königl. l. j. Gejepe 
und V. in Publico-Eclesiasticis, 1418 — 1783, 
Bien, Trattnern, 1785, 2 Bde. y) Jalich, * 
lexikon in geiſtl. Sachen. z) Verſuch eines Han 

buches der Geſetze durch Auszüge vielfältiger in die 


= 


der provi- I 


Bffentl. WAngelegenheiten, das Polizeiweien und 
andere Wegenjtinde cinichlagenden Allerhöchſte An— 
ordnungen, 1710—1781, Wray, F. Müller; Ber- 
mehrtes Handbuch, Oftober 1784, 2 Nachtriige, 
1785 u. 1786. aa) Vollſtändige Sammlung der Ge— 
ſetze über das Schulweien von Herzog, Wien 
1835, 1 Bd. 

ITL. Repertorien. a) Hempel-Riirjinger Qob., 
Ulphabetijd-chronologijche Uberficht der fail. königl. 
Geſetze und B., 1740 --1821, 10 Bde.; 3 Fortiet- 
jungsbinde bis 1843, Wien, Mösleis Witnwe. 
bi Hum Reichsgeſetzblatt find mehrere Regiſter er— 
ichienen, wovon ingbej. dic von Mofer, Beranef, 
Franz Starr u. Frühwald yu erwähnen find. ¢) Bu 
dem Landesqejepblatt hat Franz Starr Sad: u. 
Nachjdlageregifter herausgegeben. Gochnat, Re- 
pettorium fimtlider von 1800-1845 fiir N. 0. 
erlajjenen Geſetze und B., 2. Aufl., Wien 1846, 


e. Mahl-Schedl. 


Geſinderecht 


j. „Dienſtbotenrecht“. 


Geſundheitsweſen 


j. „Sanitätsweſen“. 


Gewerbe. 


A, Gewerbeverfaſſung. — B. Gewerbl. Betriebsanlagen, — 
C. Gewerberechte Umfang u. Ubgrengung). — D. Polizei 
einzelner Gewerbe. — E. Gewerbl. Genoſſenſchaften 


Gew. Gewerbe. 


A. Gewerbeverfaſſung. 


I. Dat altere Gew.⸗ Recht. 1. Zunftwefen. 2. Einteilung 
der Gew. u. Bedingungen für deren Ansiibung. 3. Beſondere 
WMafnabmen der Gew.⸗Polizei. 4. Das Ardbeitsverhaltnis. — 
I. Die Gew. O. vom J. 1859. 1. Erlaffung. Geltunasde- 
reid). 2. Grundzuge. — Il], Das geltende Ger, « Recht. 
1. Überſicht der Nov. gur Gem. O. 2 Cinteifung der Ger. 
u. Bedingungen fiir deren Ausübung A. Allgemeines. B. Freie. 
GandmwerlSmashige u. fongeiflonierte Gew. C. HandelSgewerbe, 
fabrifSmafig betriebene Unternehmungen. Wealgeterbe. 
3. Charetter u. Erlsichen der Gew.- Rechte, 4. Ausübung der 
Gew.: Rechte. A. Uußere Begeichnung ber Betriebsftdtten. 
B. Breistarife. C. Erſichlichmachung der reife. D. Bee 
triebspflidt. E. — 5 Regeluna einzelner Gew. 
F. Stellvertreter u. Kächter. G. Berhältnifſe der Hilfsarber— 
ter. 5. Übertretungen u. Strafen. 6. Behörden. 7. Verfahren. 
3. Evidenthaltung ber Gew. Gew.⸗Staliſtit. 


I. Dad ältere Gew.-Recht. Das frühere öſterr. 
Gew.-Recht war cin territorial ſehr verſchiedenes, 
indem der Rechtszuſtand nicht nur in den einzel— 
nen Ländern, ſondern oft ſogar in den einzelnen 
Teilen eines Landes abweichend geordnet war. Ab— 
geſehen von den italieniſchen Provinzen, in denen 
teils ſchon im 18. Jahrh., teils in der Napoleoni— 
ſchen Zeit die Gew.Freiheit eingeführt worden war, 
ſtellte fic) der Rechtszuſtand im allg. als der einer 
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weitgehenden obrigkeitl. Regelung des Wer. - BWe- 
ſens dar. 

1. Zunftweſen. Die Gew. wurden früher 
geſchieden in Manujafturs- u. Handelsgewerbe, 
erſtere wiederum in giinftige u. unzünftige, oder 
nach einem anderen Geſichtspunkt, nämlich nach der 
Art des Abſatzes in Polizei- u. Kommerzialgewerbe 
(j. unten 2). Siinitige Manujattursgewerbe waren 
jene, dic in der Regel nur auf Grund eines bei 
einer Zunft geſetzmäßig erworbenen Meiſterrechtes 
ausgeübt werden durjten. 

Zünfte (Qnnungen, Seden, Gilden, Mittel, 
Bruderjchajten, Gremien) bejtanden feit altersher. 
Karl VI. hatte verjiigt, dak die Errichtung neuer 
—* ſowie die Erteilung von Zunftſatzungen aus- 
chließlich dem Landesfürſten zuſtehen ſolle Hand— 
werkspatente fiir die böhm. Provinzen 16 XI 1731, 
fiir Djterr. ob u. unter der Enns 19 TV 1732, fiir 
Inneröſterr. 21 VI 1732). Anſchließend daran wurde 
eine Reorganifation des Sunftwejens verjucht, ine 
dem alle bis dahin nicht bejtitiqten Zunftſatzungen 
an die Hofbehirde sur Beſtätigung cingejendet wer- 
den follten, welche jedod) nur nad) Bejeitiqung der 
gegen die Patente verjtohenden Beftimmungen zu 
erteilen war. Qn den zur Beſtätigung vorgelegten 
Sapungen herrſchte jedod) cine augerordentl. Ver— 
ſchiedenheit und, wm nun eine gewite Gleichförmig⸗ 
keit zu erzielen ſowie um geringeren Zünften die 
Koſten der Erwirkung fog. Spezialartikel zu er— 
ſparen, wurden fiir die böhm. Provinzen durch 
das P. 511739 fog. Generalzunftsartikel erlaſſen 
und nur den Siinften der größeren Städte blieb 
es gejtattet, Spesialartifel sur Beſtätigung vor- 
julegen. Dieje Generalgunjtsartifel fanden dann 
aud) nod) Eingang in be allg. Sunjtordnung fiir 
Gal. V 1778. Spiiter wurden aud) (1754—1780) 
fiir zahlreiche Kommerzialgewerbe cigene Art. in 
Drud gelegt und in den eingelnen Provinzen, 
wenngleid) mit Modijifationen, kundgemacht, wo- 
dure) den Spezialartikeln derogiert wurde, gleichwie 
aud auf andere Weiſe die Bedeutung der Spegial- 
artifel cine Schmälerung erfuhr. Namentlid) unter 
Waria Therejia jowie Joſef I. gelthaben iiberh. 
wichtige Schritte zur Bejcitigung der iiberlieferten 
— ———— der freien Betätigung auf gewerbl. 
Gebiete ſowie zur Bekämpfung des Einfluſſes der 
Zünfte, die man in wachſendem Maße als ein 
Hemmnis des Fortſchrittes anſah. 

Dementſprechend war auch die Verleihung des 
Meiſterrechtes, die früher den Zünften zugeſtanden 
hatte, an die Magiſtrate u. Ortsobrigkeiten über— 
gegangen und die Mitwirkung der Zünfte be— 
chränkte fic) hiebei im weſentlichen auf cine Ein— 
vernehmung bezw. die Erteilung von Auskünften 
über die Zurüclegung der Lehr- u. Geſellenzeit, 
die Prüfung des Meiſterſtückes u. dgl. Immerhin 
wußten die Innungen ſelbſt dieſe beſchränkte In— 
gerenz derart zu benutzen, daß ſich die Verhand— 
lungen über Verleihungen gewerbl. Befugniſſe auch 
durch Jahre verzögern lonnten. 

Die Bedeutung der Zünfte wurde auch da— 
durch eingeengt, daß neben der Befreiung zahl⸗ 
teicher Hew, ſowie der fabrilsmäßigen Betriebe ſ. 
unten 2) vom Zunftzwange auch die Wusiibung von 





im Snnungsverbande verbliebenen Wew. ohne Er- 
werbung eines zünftigen Meiſterrechtes ausnahms⸗ 
weiſe durch Schußzdekrete den fog. „Dekretern“ 
(namentlich auch Proteſtanten und verheirateten 
Geſellen) geſtattet wurde Hofverordnung 121V 1725 
und ſpätere Anordnungen). 

Die Zunftſatzungen — im einzelnen vonein— 
ander ſehr abweichend regelten das Lehrlings 
weſen, die Verhältniſſe der Geſellen, die Verwal 
tung der Zunftangelegenheiten und des Zunftver 
mögens uſw. 

Ubrigens famen aud) bei nichtzünſtigen Gew. 
Verbiinde der Mewerbetreibenden (Genoſſenſchaften, 
Ronjfraternititen), ager mit bejdjriinfteren Auf⸗ 
gaben, vor, gleicjwie fid) aud) bei den Handelsge— 
werben zunftmäßige Gremien gebildet batten; aud) 
hinfidjtlich der letzteren jah fic) die Staatsverwal- 
tung veranlaft, verjudjten Beſchränkungen der freien 
Ronfurrens entgegensuwirfen. 

2. Cinteilung der Gewerbe und Bedin- 
gungenfiir deren Ausübung. Nach dem älteren 
Gew. Rechte — insbej. in den erſten Jahrgehnten 
des 19. Jahrh. — jerfielen die Gew. in Manu— 
jafturs- u. Handelsgewerbe. Die Manufakturs— 
gewerbe wiedcrum wurden eingeteilt: 

a) je nad) ihrer Verfaſſung in jiinftige u. 
unzünftige; 

b) je nad) der Art des Abſatzes in Polizei— 
u. Kommerzialgewerbe. Polizeigewerbe waren 
joldje, deren Abſaß fid) auf den Ort, wo jie be- 
itanden, beſchränkte; ihnen wurden aber auch folche 
guacaiplt, die wegen fanitirer oder fonjtiger be- 
onderer Riidjichten trop der Ermanglung des gee 
nannten Werfmales von der Einreihung unter dic 
jreier bebandelten, im allg. auf den Abſatz außer— 
halb des Standortes angewieſenen Rommergialge- 
werbe ausgefchlofjen wurden. 

Die jog. unzünftigen Gew. zerfielen jerner 
in mehrere Gruppen, nämlich in: 

a) freie, d. b. jedermann freigegebene Geww.; 
| b) ungiinjtige im e. S., d. h. an dic Erlan: 
gung einer behördl. Konzeſſion gebundene; 

c) Fabriken, bet weichen man wiederum die 
cinjachen Fabriksbefugniſſe und die firml. Yandes- 
Fabriksbefugniſſe unterichied. Schon ein einfaches 
Fabriksbefugnis befreite vom Zunftzwange und 
gewährte dem Inhaber das Recht, alle Arten von 
pilfsarbeitern, die er zur vollſtändigen Fertigſtel— 

| tun jeiner Erzeugniſſe benbtigte, zu vereinigen. 
| Grdperen ſchon bejtehenden Unternehmungen fonnte 
ein förml. Landes-Fabriksbefugnis verliehen wer— 
den, womit das Vorrecht verbunden war, die Be— 
zeichnung „K. k. priv. Fabrik“ ſowie im Schilde 
u. Siegel den kaiſ. Adler führen zu dürfen, wae 
lepteres den mit einfachen Fabriksbefugniſſen Be- 
teilten nur ausnahmsweiſe gejtattet wurde; 

d) Künſte, worunter eine wechſelnde vnzahl 
von Beſchäftigungen begriffen wurde, die in einem 
näheren oder ferneren Zuſammenhang mit der 
tünſtleriſchen Tätigkeit ſtanden und gum großen 
Teil wie die freien Gew. behandelt wurden. 

Bei den Handelsgewerben unterjdied man 

leichjallS freie und folche, die nur auf Grund einer 
ehirdlichericits erteilten Befugnis betricben werden 
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fonnten. Su den erjteren gebiirte namentlich der 
Handel mit Rohproduften und verjdiedenen Lebens- 
mitteln, in die letzteren bingegen waren cingereibt: 

a) die Großhandlungen (ohne Detailverfauf); 

b) die Klaſſen- oder ſpeziellen Handlungen 
—— Handel mit einer beſtimmten Gattung von 

aten, 3. B. die Spejereiz, Material-, Schnitt- 
warenbandlungen uſw.; 

c) die Vermiſchtwarenhandlungen, die jum 
Verkaufe aller nicht bejonderen Lizenzen unter— 
liegenden Artifel (wie es 3. B. beim Bulver der 
pall war) berechtigt waren; 

d) der Krämerhandel, in den eingelnen Landes: 
teilen verſchieden geordnet und im allg. jum Ber- 
ſchleiße gemeiner u. geringwertiger Urtifel berechtigt. 

Der Betrich von freien Gew. fepte feine 
obrigfeitl. Bewilliqung voraus, fondern war gegen 
bloße YWngeige bei der Behörde geftattet; die An— 
zahl derſelben war in den eingelnen Provinzen ver- 
idjieden. Bei den iibrigen Gew. war regelmipig 
eine bejondere Befugnis notwendig und Hatten die 
Behirden vor deren VBerleihung das Vorhandeniein 
det vorgeſchriebenen Erforderniffe zu priijen. 

Solche Exfordernijfe waren: 

1. In det Regel die Großjährigkeit des Be— 
werbers; fiir our ne Wet. galt fogar eine nod) 
weitergebende Bedingung, fo namentlich fiir ge- 
wifje, Dem höheren Alter vorbebhaltene geringere 
— 

2. Regelmäßig aud das männl. Geſchlecht; 
nur zu —— welche keine ordentliche ge⸗ 
werbsmäßige Erlernung vorausſetzten oder bei denen 
ber Betrieb durch Frauen ſchon Sitte war, konn— 
ten auch weibl. Perſonen zugelaſſen werden. 

3. Der Nachweis der erlangten Gewſtennt— 
niſſe. Dies ge indbej. auc) jiir die Handelsge- 
werbe (mit Ausſchluß der Kramers u. Ständchen— 
befuanitie); weitgebende Erleichterungen fanden bei 
jabrifamigigen Betrieben ftatt, wo der Nachweis 
taujminnijder Renntnijje oder einer höheren Bil— 
dung iiberh. ausreicte. Bei den fonitigen Gew. 
war die Erlernung (bei den zünftigen ew. gemäß 
einem ordentl. Lehrbriefe), eventuell das Zeugnis 
gewiſſer öffentl. Lchranjtalten fowie die Zurück 
lequng einer angemejjenen Sahl von Geſellen- bezw. 
Servierjahren, endlid) auc) bei Manujaftursqewer= 
ben das Meiſter- oder Probeſtüchk erforderlich. Jn 
mehrjacen Beziehungen beftanden Erleichterungen, 
namentlich hinſichtlich der nichtzünftigen Mer. 

Auferdem gab eS gewiſſe Ausſchließungsgründe 
aus dem Titel der Beſcholtenheit oder de8 Standes 
(für Geiftliche, StaatSbeamte u. a.) oder der Reli= 
qion (fiir UWfatholifen, insbeſ. Juden). 

ei manden Gew. war aud) der Nachweis 
eines bejtimmten Vermögens erforderlich, jo nament⸗ 
lid) bei jenen, weldje zur Haltung von Borriiten 
verpflictet waren, wie bei den Müllern, Bäckern, 
Fleiſchern, ſodann insbeſ. bei den Handelsqewerben 
durd) Ausweis eines Handlungsjonds. 

Die Geichlofienheit der Zünfte war zwar fdjon 
unter Joſef IL. aufgehoben worden, wenngleich unter 
Leopold LL. ein gewiſſer Rückſchlag dagegen eintrat 
und unter Franz J., welder den gewerbefreiheitl. 
Strimungen abgeneigt war, Maßnahmen gegen 


Ofterr. Staatsworterbuch. 2. Aufl., 2, Bd. 
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die Vermehrung der Handels- u. Gew.⸗Befugniſſe 
getroffen wurden ſinsbeſ. 1831), die aber cin weſentl. 
Hindernis in dem von anderen Anſchauungen gelei- 
teten Verhalten der Behörden janden. Jim allg. war 
nun nach dem fpdteren Stande der Gefeggebung nur 
bei der Exteilung von Befugniſſen fiir Polizeigewerbe 
Rückſicht auj den Lofalbedarf gu nehmen, aber auch 
bier galt feine Beſchränkung anj cine jeft beſtimmte 
Babl. Bei den Kommersialgcewerben war pringipicll 
nicht Bedacht auf die Anzahl der bereits beſtehen— 
den Unternebmungen ju nehmen. Bei eingelnen be- 
ſtimmten Gew., wie bei den Schankwirtſchaften. 
Krämereien, wurde einer ungehirigen Vermehrung 
entgegengewirtt. 

ndlic) ijt nod) einer GCinteilung der Gew. 
su gedenfen, die auf den gangen rechtl. Charatter 
et Gew. Rechte Bezug bat. Perſönl. Gewerbe- 
rechte, welche die Regel bildeten, waren ſolche, die 
den Befugten zur lebenslänglichen und perſönl. Aus— 
übung verliehen worden waren; ausnahmsweiſe 
war blog der Witwe die Fortführung des Perſonal— 
gewerbes ihres verjtorbenen Gatten geftattet. Da- 
neben gab es aber auch (acitiveilig mißbräuchlich 
jebr vermehrte) Realqewerbe, welche nicht durch 
obrigfeitl Berleihung, fondern durch Unfauj oder 
einen analogen Titel erworben wurden, wenngleich 
auch bier nod) zur wirkl. Ausübung der Nachweis 
der geſetzl. Eigenſchaften für den Gew.-Betrieb bei 
der Obrigkeit erforderlich war. Sie unterſchieden 
ſich wiederum in radizierte und in verkäufl. 
Gewerbegerechtigkeiten. Erſtere hafteten an 
einem Hauſe und waren im allg. Gegenſtand der 
Eintragung im Grundbuche, während die verkäufl. 
Gerechtigkeiten ohne Beziehung zu einer Realität 
ſtanden und entgeltlich oder unentgeltlich übertragen 
werden fonnten. Dann bildeten aud) nod) die jog. 
Dominifalredte eine bejondere Mlajje, welche 
namentlic) in den bbhm. Brovingen und in Gal. 
vorfamen und deren YWusiibung im Zuſammenhang 
mit dem Beſitze von landtäfl. Wiitern u. Herrſchaf 
ten ftand (Propinationsredt, d. h. das Recht der 
Erjzeugung und de8 Ausſchankes von Wet, Bier 
u. Branntiwein in Gal., Böhmen uftw.). 

3. Beſondere MapRnahmen der Gewerbe— 
polizei. Wie ſchon oben erwähnt, waren die Fa— 
brifsbetriebe vom Sunjtawange befreit und 
hatten die Anhaber das Recht, Arbeiter der ver- 
jchiedenen Gew. in ihren Unternehmungen zu ver- 
einigen. Der erjte Fall der Erteilung eines der- 
artigen bejonderen jyabritationsredjtes wird (von 
Rejdauer) in das J. 1709 verſetzt. Die Pflege der 
Entwicklung des Fabrifswejens bildete ſeitdem an- 
dauernd cinen Gegenjtand bejonderer Aufmerkſam— 
feit der Staatsverivaltung, wogegen erjt unter 
rang 1. eine gewijje Reaftion eintrat. Jn den 
friiheren Brivilegien wurde den Fabrifen meijtens 
die Befreiung ibrer Projefjionijten von der Militär— 
jtellung juerfannt, man befreite aud) die Fabriks— 

ebaiude von den Einquartierungslajten und unter- 

—* wohl auch die erſte Begründung von Fabriken 

durch bare Vorſchüſſe und Erteilung ausſchließl. Be- 

fugniſſe. Die Befreiung vom Zunftzwange ſchloß 

das Recht in ſich ein, fic) nicht bloß der zünftig 

auggelernten Yirbeiter bedienen ju miijjen; regel- 
30 
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mäßig hatten auch Fabrifen das Recht, Lehrjungen 
aujjudingen, und follten auch ihre Urbeiter nach 
abgelegter Probe ſelbſt su einem zunftmäßigen Mei- 
ſterrecht zugelaſſen werden. Die ehemals gegen Ge— 
ſellen, welche über vierzehn Tage in einer Fabrik, 
ſomit außer dem Handwerke, gearbeitet hatten, 
von den Zünften verhängten Girafen wurden abge- 
jtellt (Nopep, J. § 83). 

Much Ret es in der älteren Beit nicht an 
techniſchen Reglements (Qualitäten- u. Fa- 
brigierungSordnungen), um die Erjeugung 
richtiger u. entfpredjender Ware zu verbiirgen und 
den guten Ruj der einheimijden Produtte au ſichern. 
Eo gab es in der Papierjabrifationsordnung 15 VI 
1754 Vorſchriften über Breite, Lange u. Gewicht 
der eingelnen Papiergattungen, in den Leinwand- 
ordnungen von 1724 bezw. 3 VIII 1750 u. 20 VI 
1755 wurden ähnl. Bejtimmungen hinſichtlich der 
hiehergehörigen Waren erlajjen u. j.f. Bur Mon- 
trolle iiber Die Beobachtung diefer Voridrijten diente 
die amtl. Befchau der Waren durd) von der Behörde 
oder den Innungen dazu beftimmte Befdaumeijter 
und die Bezeichnung der als richtig erfannten Stiice 
durch Stempelung oder Plombierung. Dieſe Anord— 
nungen traten indeſſen ſchon vielfach gegen Ende 
des 18. Jahrh. als den Bediirjnijien des Berfehres 
zuwiderlaufend auger Kraft. Cinen anderen Zwech 
alg die auf Grund der Qualititenordnungen ge- 
madten Bezeichnungen hatte die Einrichtung der 
fog. Rommergialjtempelung der inländiſchen 
Waren, um bictelben von ausländiſchen, dem Ber- 
hote oder einem hohen Eingangszolle unterliegen- 
ben Erzeugniſſen ju unterſcheiden und damit cinen 
freien Verkehr mit ibnen zu ermöglichen. 

4. Das Arbheitsverhaltnis. Bei den zünf— 
tigen ew, war das Arbeitsverhialtnis durch Zunft⸗ 
fagungen und behördl. Vorſchriften aller Art be- 
cinflugt. Die Aufnahme u. Ausbildung von Lehr- 
lingen ftand allen jiinftigen Meijtern zu; üblich 
war cine Brobeseit, nach deren Verlauf erit dic 
ordentl. Aufdingung ftattjand. Es waren nur Kna— 
ben in die Lehre aufzunehmen, die fic) mit Zeug— 
niſſen über genoſſenen Schulunterricht ausweiſen 
konnten. Die Zahl der Lehrjahre, die Hohe des 
Lehrgeldes u. a. war mannigfach geregelt, die älte— 
ren Beſchränkungen der Zahl der Lehrpungen fielen 
allmählich (Hfd. 29 V 16). Nach vollendeter Lehr— 
zeit erfolgte die Freiſprechung des Lehrlings und 
icine Erhebung in den Gefellenftand; Priifungen 
iiber den Beſitz der erforderl. Fachkenntniſſe famen 
vielfach vor. Nach den älteren Zunſworſchriften hatte 
zwar eine Pflicht der Gefellen jum Wandern be- 
jtanden, Ddiefelbe wurde jedod) tm Geſetzgebungs— 
wege aufgehoben (Hfd. 30111 1776 u. a). BWollte 
der Gefelle bei einem Meijter in Arbeit treten, fo 
benötigte er hiezu eine ordentl. Kundſchaſt, d. 6. 
ein von der Zunft, wo er gulegt in Arbeit ftand, 
ausgefertigtes Zeugnis; fiir die Wanderung war 
wohl auch ein Wanderpaß erforderlid. Die Zünfte 
hatten ordentl. Herbergen einzurichten, in welche 
der wandernde Mefelle cingufehren hatte und die 
gleichzeitig cine Urt Urbeitsnachweisjtellen bildeten. 
Vie unter den Geſellen friiber übl. Bruderſchaften 
u. Geſellenladen jowie Geſellengerichte wurden ſchon 
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durch die Handwerkspatente als zu Mißbräuchen 
Anlaß gebend aufgehoben. Von Frauenarbeit konnte 
bei den zünftigen Gew. vermöge des Umſtandes, 
dab nur zunftmäßig ausgelernte Geſellen als Hilfs— 
arbeiter eintreten durften, nicht wohl geſprochen 
werden. Allerdings wurde auch dieſe Vorſchrift 
mehrfach im Laufe der Seiten durchbrochen. 

Bei der Beſtimmung der Arbeitszeit hatte 
das freie Ubereinkommen nur wenig Spielraum. 
Die Sonn- u. Feiertagsheiligung galt allg. u. giv. 
nidt blog fiir die gewerbl. Arbeit, fondern and 
für den Verſchleiß. So war beiſpielsweiſe nad dem 
n.z5, Regierungszirkular 201X 03 der Berfauf 
auf beſtimmte Handelszweige u. beſtimmte Stunden 
beſchränkt; den Profeſſioniſten u. Handwerfern war 
da8 Arbeiten an Gonn= u. Feiertagen verboten, 
in Notfillen hatte der Pfarrer die Erlaubnis yu 
erteilen. Ebenſo fah aber die Berwaltung auch 
darauf, daß die Arbeit an anderen Tagen nicht 
ausgeſetzt werde; doch legen eben die sablreicen 
V. gegen die Cinjtellung der Arbeit an — 
benen Feiertagen oder das Blaumachen der Mon— 
tage kein —— tiges Zeugnis fiir ihre Wirkſamkeit 
ab. Jn Wien war ſogar durch Regierungsverord⸗ 
nung vom J. 1799 für Werkſtätten u. Fabrifen 
cine häufigere Nachſuchung anbefohlen, und jeder 
Geſelle, der an cinem Worhentage nicht bei der 
Arbeit gefunden wurde, follte der Behiirde zur 
Beſtrafung iiberlicjert werden. Nad) cinem Hid. 
vom J. 1803 jollten foldje Geſellen nicht leicht das 
Meiſterrecht gu erwarten haben. Ebenjo wurde es 
al& Mißbrauch angejehen, an den Borabenden der 
Sonne u. Feiertage dic gewöhnl. Arbeitsftunden 
abjufiirgen, was auch wiederholt abgejtellt wurde. 
Wie die tägl. Arbeitszeit bemejjen wurde, zeigen 
techt deutlich die von Barth-Barthenheim 1830 
herausqegebenen, vermittels Hfd. verdffentlichten 
Sefellenartifel fiir die cingelnen Siinfte; wir finden 
da häufig alé Stunden fiir den Beginn der Urbeit 
die fünſte oder im Winter die ſechſte vorgeſchrieben, 
als Ende die achte oder neunte. 

Sehr alt find die Roalitionsverbote. Sollten 
die Geſellen fich geliiften laſſen, hieß es nach Ropes 
in den allg. Gew.-Patenten, unter irgend einem 
Vorwande einen Aufſtand zu erregen, ſich zuſammen— 
zurotten, vor erhaltener Bewilligung ihrer trotzigen 
Forderungen alle Arbeit zu verweigern und haufen— 
weiſe auszutreten, ſo ſollen ſolche rebelliſche Frevler 
mit Gefängnis-⸗, Zuchthaus⸗, Fejtungsbau- u. Ga— 
leerenſtrafe und im Falle hochgetriebener Widerſetz⸗ 
lichkeit ſelbſt am Leben geſtraft werden. Nach dem 
Strafgeſetzbuch vom J. 1803, Il. Teil § 229, trat 
hicrin cine Milderung ein: die Rädelsführer waren 
bei Berabredungen der Geſellen, durch gemein— 
ſchaftl. Arbeitsverweigerung beſſere Urbeitsbedin- 
gungen zu erzielen mit durch Faſten u. Züchtigung 
verſchürſiem Arreſt pon drei Tagen bis au einer 
Woche zu bejtrafen und je nachdem fie entweder 
GEinheimifche oder Ausländer waren, aus der Pro- 
ving oder den ſämtl. Erblandern abzuſchaffen. 

Das Arbeitsverhältnis beiden n ichtzünftigen 
Gew., das im vorſtehenden des Zuſammenhanges 
halber bereits mehrfach geſtreift wurde, war in 
manchen Beziehungen dem fic) nad der Zunft— 
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verfaſſun ergebenden ähnlich. Auch hier gab es man⸗ 
nigfache eile Einrichtungen und behördl. Ver— 
fügungen. An Stelle des bei den zünftigen Gew. 
iibl. Lehrbrieſes trat das Lehrzeugnis, den Ge— 
ſellen wurden beim Austritt aus der Arbeit Ent— 
laßſcheine erteilt uji., wobei jedoch die Einrich— 
tungen in den einzelnen Gew. und Provinzen große 
Verſchiedenheiten aufwieſen. Staatl. Lohnbeſtim— 
mungen, im Intereſſe der Induſtrie auf die Ver— 
wohlfeilung der Arbeit gerichtet, waren zwar früher 
vorgekommen, hatten ſich aber im 19. Jahrh. be— 
reits überlebt. Uber die Anfünge des Arbeiterſchutzes 
ſ. Art. „Arbeitsrecht E.“, S. 210. 

II. Die Gew. O. vom J. 1859. 1. Erlaſ— 
jung. Geltungsbereich. In Anbetracht der immer 
jühlbarer werdenden Unzulänglichkeit des beſtehen— 
den Gew.-Rechtes, den veränderten Zeitbedürfniſſen 
Rechnung ju tragen, wurde 1854 feitens der Re— 
gierung der Entwürf eines Handels- u. Gew.-Gefepes 
veröffentlicht, welcher den Handels⸗ u. Gew. Kam—⸗ 
mern zur Begutachtung zuging. 1856 trat an deſſen 
Stelle ein newer Entwurf, der im Unterſchiede von 
dem früheren fic vollfommen auf dem Pringipe der 
Gewe⸗Freiheit aufbaute. Aus diejem ging die Gew. 
©. 20 XI1 59, R. 227, bervor, welche vom 1 V 60 an⸗ 

ejangen fiir den ganjen Umijang des Reiches mit 
Ausnahme des venetianijden BVerwaltungsgebietes 
und der Militärgrenze in Geltung zu treten hatte 
und fomit cin einheitliches und Ra vereinfachtes 
Sew.-Recht ſchuf. Samtliche in Kraft jtehenden Vor⸗ 
ſchriften über die Erlangung von Gew.=, Fabrifs- 
u. Handelsberedtiqungen fowie alle mit dieler Wem. 
O. unvereinbarli alteren Normen fiber deren 
Ausübung wurden damit von dem angegebenen 
Seitpuntte angefangen auger Wirkiamfeit geſetzt. 

em Gejepe wurden (nad Art. IV des Kund— 
madchungspatentes) ,,alle gewerbsmäßig bettiebenen 
Beſchäftigungen“ unterjtellt, jie modjten die Hervor- 
bringung, Bearbeitung oder Umgeſtaltung von Ver- 
fehrsgegenitinden, den Betrieb von Handelsgeſchäf— 
ten oder die Verrichtung von Dienjtleijtungen u. 
Urbeiten gum Gegenjtande haben; ausqenommen 
wurden jedod) (Art. V) die land- u. forjtivirtidjaftl. 
Produftion und ihre Rebengewerbe vgl. „Land⸗ und 
jorſtwirtſchaftl. Nebengewerbe), der Bergbau, die 
literariſche Titigfeit, das Selbjrverlagsrecht der 
Autoren und die Ausübung der ſchönen Künſte, 
die in die Kategorie der häusl. Nebenbeſchäftigungen 
fallenden und durch die gewöhnl. Mitglieder des 
eigenen Hausſtandes betriebenen —— 
die Geſchäfte der Advokaten, Notare u. Handels— 
mäkler, die Ausübung der Heilkunde, die Erwerbs— 


piveige des Privatunterricdtes und der Erziehung, | 
Landesbehörden, Handels- u. Gew.Kammern u. 


die Unternebmungen von Rreditanjtalten, Banten, 
Verjag-, Verficherungs-, Verjorqungs-, Renten- 
anjtalten, Gparfajjen, die Eiſenbahn- u. Dampf— 
ichiffabrtunternehmungen, der Schiffabrtbetrieb auf 
dem Weere und die Seefifdjerei, die Unterneh— 
mungen öffentl. Belujtiquugen u. Schauſtellungen 
u. a. (Kundmachungspatent zur Gew. O. 20 XI 
59, R. 227). Cine Legaldefinition des Ausdruckes 
— betrieben“ fehlt. 

2. Grundzüge. Die gewerbepolit. wichtigſten 
Grundzüge des neuen Gew.Rechtes waren folgende: 
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a) Die Gew. können entweder gegen bloße 
Anmeldung betrieben werden (freie Gew.oder find 
an eine —— Bewilligung der Behörde gebun— 
den (fonjejjionierte Ger. |. 

b) Als konzeſſionierte Gew. werden jene be- 
—5— bei denen öffentl. Riidjidjten die Notwendige 
cit begriinden, die Gejtattung der Ausübung der- 
felben von einer befonderen Pewilligung abbingig 
gu madjen. Sie erideinen im § 16 der Gew. D. 
aufgezählt: Preßgewerbe, Baugewerbe, Gaſt- u. 
Schankgewerbe, Trödlergewerbe u. a. Die Bedin— 

ungen für die Erlangung von Konzeſſionen ſind 

erläßlichkeit u. Unbeſcholienheit und bei mehreren 
auc) eine beſondere Bejihiqung; bei der Verleihung 
von gewwiffen Sew. find auch die Lofalverhiiltnifje 
und die Riidjidjten der polizeil. Uberwachung ins 
Auge ju fafjen. 

c) Ullg. gilt fiir den felbjtindigen Betrieb 
eines jeden Gew. das Erfordernis, daß der Unters 
— jein Vermögen ſelbſt gu verwalten berech— 
tigt ſei. 

d Jeder Gewerbetreibende hat das Recht, alle 
zur vollkommenen Herjtellung feiner Erzeugniſſe 
nötigen Arbeiten zu vereinigen und die hiezu er— 
forderl. Hilfsarbeiter auch anderer Gew. zu halten. 
Die Berechtigung zur Erzeugung eines Artikels 
ſchließt auch das Recht zum Handel mit den glei— 
chen fremden Erzeugniſſen in ſich. 

e) Preisſaßungen können nur beim Kleinver— 
kaufe von Artikeln, die zu den notwendigſten Be— 
dürfniſſen des tägl. Unterhaltes gehören, dann bei 
den Rauchfangkehrer⸗, Transport- u. Plapdienjte 
gewerben jiattfinden. 

f) Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen den ſelb— 
ſtändigen Gewerbetreibenden und ihrem Hilfe- 
perjonal (Gebiljen oder Lehrlingen) find, infofern 
nicht die Hew. O. befondere Beſtimmungen enthiilt, 
nad den Bejtimmungen des a. b. G. B. gu bee 
urteilen. Im weſentlichen waren ſohin die Arbeits— 
bedingungen Gegenſtand des freien Ubereinkommens. 
An Arbeilerſchußbeſtimmungen finden ſich eine Be— 
ſchränkung der Arbeitszeit ſowie cin Verbot der 
Nachtarbeit für Individuen unter 16 Jahren in 
größeren Bew.-Unternehmungen. J 

III. Das geltende Gew.-Redt. 1. UÜberſicht 
der Novellen zur Gewerbeordnung. Nach— 
dem ſchon unmittelbar nad) Erlaſſung der Gew. O. 
vom J. 1859 Verſuche zu einer Reform derſelben 
unternommen worden waren, die in der Folge 
namentlich die Rechtsverhältniſſe des gewerbl. Hilfs- 
perjonales gum Gegenjtande atten, ließ die Ree 
gierung Witte der Siebsigerjahre einen Entwurf 
einer neuen Gew. O. ausarbeiten, welcher den polit. 


Gew.⸗Vereinen sur Begutachtung zuging. Die dieds- 
falls eingelaujenen gutadtl. Außerungen wurden 
1879 in einer überſichtl. Zuſammenſtellung ver- 
öffentlicht und bilden ein wichtiges Dofument fiir 
die Geſchichte des Hiterr. Gew.Rechtes. Jin Novem— 
ber 1879 brachte die Regierung aber im MW. H. 
unächſt cine Borlage ein, durch welche nur mebhrere 
File der Gew. O. eine Abänderung erjahren joll- 
ten; fie betraf das gewerbl. Hilfsperfonal, die ree 
nijierung der GewieInſpeltion, die gewerbl. Hi 
30° 
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fajjen. Bu einem Abſchluſſe qelangte dieje Aktion 
bis gum Seffionsidlufie nicht. Im Degember 1880 
trat die Regierung mit einer neuen Borlage vor 
das Parlament, welche diefesmal das ganze Gew.— 
Recht umfakte (253 der Beilagen ju dem ſteno— 
——— Protokoll des VW. H., IX. Seſſion). Bei 
em Umfange, der Wichtigkeit u. Dringlichfeit der 
Vorlage und bei der Notwendigfeit, vielen Anforde— 
rungen, ‘Betitionen, Klagen und anerfannten drin— 
genden Bediirjnijien wenigitens eine teiliweife und 
möglichſt raſche Ubhilfe gu ſchaffen, jaßte aber der 
Gew.⸗Ausſchuß des A. H. den Beſchluß, einzelne 
Abſchnitte der neuen Vorlage (über Einteilung der 
Gew. und Bedingungen fiir die ſelbſtändige Aus— 
iibung von foldjen, BetriebSantagen, Umjang u. 
Uusiibung der Gew.-Rechte, Genoſſenſchaften vor- 
erjt al& ein Spesialgeled aur Ynnahme iy empfeh⸗ 
len (580 der Beilagen zu dem ſtenographiſchen Pro— 
tofolle, IX. Sefjion). Sn dem Entwurfe des Aus— 
ſchuſſes fand jid) gegentiber der Regicrungsvorlage 
ingbej. die Anderung vorgenommen, dah die bisher 
geltende Einteilung der Ger. in freie u. konzeſſio— 
nierte durch Cinichiebung der handwerksmäßigen 
ew. mit dem Exorbnifte des Befähigungsnach⸗ 
weifes erweitert wurde. Diesbezüglich bemerft der 
Motivenberidt des Ausſchuſſes (vom Juni 1882): 
„Was die Forderung der Erbringung eines Be- 
ſähigungsnachweiſes zur Uusiibung eines felbjtin- 
digen Gew.Betriebes betrifft, fo hat das bejtehende 
Geſetz diejelbe nur bei den fongeffionierten Gew. 
geltend gemadt; mindejtens als ebenſo notwendig 
jtellt fic) dicfelbe beim Handiwerfe dar. Diefelbe iit 
— richtig aufgejakt — weit weniger cine Schranfe, 
welche den Sutritt jum Gew. erſchwert und die 
Möglichkeit des Erwerbes cinengt, als cin höchſt 
notwendiger Schutz der redl. Arbeit und der be— 
ſtehenden Gew.Betriebe gegen Konkurrenz u. Schleu⸗ 
derproduftion, ein Sang gegen Unerjahrenheit, une 
geniigendes Können u. Vermögen fowie Leichtjinn 
beim Wntritt des Gew. jowie ein Schutz der Kon— 
fumenten, ber Miiufer vor unfolider Ware.” Aus 
den Antriigen des Ausſchuſſes ging das Geſetz 15 IIL 
83, R. 39, hervor, welches mit dem Geltungsbe- 
ginn vom 29 1X 83 an die Stelle des I., IL, III. 
IV. u. VIL. Hauptſtückes der Gew. O. 20 XIT59 neue 
Beſtimmungen fegte. Die geſetzgeberiſche Wetion 
war begleitet von einer Bewegung in den gewerbl. 
Kreijen, deren Uriprung u. Verlauf hier gu file 
dern gu weitläufig wäre. 

ie zweite Rov. — das Geſetz 8 IIT 85, R. 22, 
— rejormiette das VI. Hauptitii der Gew. ©. 
über dag gewerbl. Hilfsperfonal fowie den Anhang 
aur Gew. O. betreffend die Urbeitsbiicher, nament- 
lid) im Sinne einer weſentl. Ausgeſtaltung des 


Arbeiterſchutzes (j. Urt. „Arbeitsrecht E.“); aus den | 


legislativen —— in ijt hiebei insbeſ. die 
im Frühjahre 1883 vom Gew.Ausſchuſſe des A. H. 
mit Heranziehung von Experten aus dem Unter— 
nehmer⸗ und dem Arbeiterſtande abgthaltene En— 
quete bemerkenswert (jtenogqraphijdjes Protokoll, 
Wien 1883. 

Weitere Anderungen im Texte der Gew. O. 
ergeben ſich endlich aus —— Geſetzen: vom 
4 VIL 96, R. 205, betreffend die Regelung des Um— 
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ſanges der yee A | einiger Detailhandelsaqe- 
werbe, vom 23 I 97, RH. 63, mit einigen Bejtim- 
mungen iiber das Lehrlings- u. Genoſſenſchafts— 
wefen, vom 25 IT 1902, R. 49, betreffend die $$ 59 
u. 60 Gew. ©., vom 22 VIT 1902, R. 155, zum 
Swede der Ergänzung der Gew. O. begiiglich der 
i Bauunternehmungen beſchäftigten Urbeiter. 
Neben diefen fechs Nov. gur Gew. O. famen 
nod) andere Geſetze zuſtande, die, fei es unmittelbar 
oder nur mittelbar, fiir die rechtl. Ordnung ded 
Wem, =Wejens von Bedeutung erideinen, ja gum 
Teil die Aufhebung eingelner bisher in der Sew. 
D. enthaltener Bejtimmungen ausſprechen, fo 1883 
liber die Bejtellung von Gew.-Inſpektoren, 1887 
big 1888 iiber die Ainfall- und die Krankenverſiche⸗ 
rung der Yrbeiter, 1893 iiber die Baugewerbe, 
1895 fiber die Sonntagsrube, 1896 über die Gew.- 
Gerichte und die Gerichtsbarkeit in Streitigfeiten 
aus dem qewerbl. Urbeits- u. Lehrverhältniſſe u. a. 
(i. Die betreffenden Art.. Trog diejer immerhin 
teichl. Betätigung der Geſetzgebung auf dem Gee 
biete des Gew.-Rechtes find die Bejtrebungen, Re— 
formen an Ddiejem berbeigufiihren, nicht zur Rube 
gefommen. Berhandlungen hieriiber beichaftigen 
jtiindig Regierung, Rarlament und auferparlamen- 
tariſche Kreiſe. Insbeſ. wurde feitens der Regie- 
rung 1901 der Entwurf einer Nov. der Gew. O. 
mit zahlreichen Abänderungen veröffentlicht und 
einer Reihe von fachmänniſchen Körperſchaften zur 
Begutachtung übermittelt, 1905 eine mit Benut⸗ 
jung der eingelangten Gutachten verfaßte Vorlage 
zur Abänderung u. Ergänzung der Gew. O. an 
das A. H. geleitet (2141 der Beilagen, XVII. Seſ- 
jion). Sie bezweckt nad den ihr beigegebenen er— 
lduternden Bemerfungen cine Vertiefung u. Feſti— 
ung der zwangsgenoſſenſchaftl. Organiiation des 
ew.-Standes und rationelle Fortbildung des Be- 
fähigungsnachweiſes, dann cinen bejonderen Schutz 
fiir gewiſſe durch die Ungunjt der Verhältniſſe lei— 
dende We. -Rategorien und die Verwertung von 
rjahrungen bei Handhabung der geltenden Vor— 
jdjriften jowie die Beriidfictiqung der Rechtſpre— 
dung der Mdminiftrativbehirden und des V. G. 
Eine widtige Neuerung vollzog fich endlich 
1905 auf dem Gebiete der Gew.-BVerwaltung, näm— 
lid) die Rongentrierung der einjdliigigen Agenden 
im 5. M., wahrend jriiber eine gu ——— 
Unklarheiten u. Verzögerungen in der Geſchäfts 
a ie Anlaß gebende Teilung zwiſchen H. WM. 
und M. J. ſtattgefunden hatte (ogl. unten III, 6). 
Im folgenden ijt nunmehr, mit Beriicfichti- 
qung der erwähnten Reformen, der Stand des 
djterr. Sew.-Rechtes gu ſchildern, infoweit dasfelbe 
nicht in Spegialartifeln zur Behandlung gelangt. 
2. Cinteilung der Gewerbe u. Hedin: 
gungen fiir deren Musiibung. A. Ul gemei- 
neg, Nad) §$ 1 der gegenwärtigen Gew. O. ift vor 
allem die Hausindujtrie von der Cinreihung 
unter die Ser. iiberh. ausgenommen, nachdem ſchon 
im Rundmachungspatente gur Gew. O. vom J. 
1859 die häusl. Nebenbeſchäftigungen ufw. t oben 
Punkt I) von der Unterjtellung unter diefe aus- 
enommen worden waren. Die Hausindujtrie im 
Sinne der Praxis des öſterr. Gew.-Rechtes deckt ſich 
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aber nicht mit dem in der Volkswirtſchaftslehre übl. 
Begriff derielben; vielmehr wird als Hausinduſtrie 
gemäß Erl. de H. M. 16 1X 83, 8. 26701, jene 
gewerblice produftive Tätigkeit verjtanden, welche 
nach örtl. Gewohnheit pon Perſonen in ihren Wohn- 
jtiitten, fei ed als Haupt, fei eS als Nebenbeſchäf— 
tiqung, jedod in der Art betrieben wird, dak dieſe 
Perjonen bei ihrer Erwerbstätigleit, falls jie der— 
jelben nicht bloß perfinlich obliegen, feine gewerbl. 
Hiljsarbeiter (Gehilfen, Geſellen, Lehrlinge) beſchäf⸗ 
tigen, ſondern ſich der Mitwirkung der Angehörigen 
des eigenen Hausſtandes bedienen. — Einen hie— 
von in mannigfaden Beziehungen abweichenden 
Begriff der Hausindujtrie enthalten § 3 des Pere 
jonaljteuer- und § 3 des . V. G. 

Für Den felbjtindigen Betrieb von Wee 
wetben (in dem Sinne dieſes Wortes gemäß 
Art. IV des Kundmadjungspatentes — jf. oben 
Punkt I — womit gleichyeitig das Weltungegebiet 
der Gew. O. umſchrieben ijt) beftehen nun folgende 
allg. giiltige Beſtimmungen: 

4 In der Regel wird erjordert, dak der Unter: 
nebmer fein Vermögen jelbjt ju verivalten bered): 
tigt fei. Ausgeſchloſſen find fonad) Berjonen, die 
unter väterlicher oder vormundſchaftl. Gewalt ſtehen 
ſvgl. in Betreff der Minderjährigen jedoch $252 a. b. 
G. B. fowie Erl. des J. WL. 19 III 60, 8. 2172). 
Für Rednung von Perfonen, denen die freie Ver— 
waltung ibres Vermögens nicht eingeräumt iit, 
fénnen Gew. nur mit Zujtimmung ihrer geſetzl. 
Vertreter und ded fompetenten Gerichtes durch einen 
geeigneten Stellvertreter (Geſchäftsführer oder Päch— 





ter betrieben werden 88 2, 55 Gew. O.). 
b) Ausgeſchloſſen ſind Geiſtliche u. Ordend- 


perſonen, Militärperſonen, l. f. Beamte und andere 
öffentlich angeſtellte Perſonen, inſoweit als dies die 
auf ſie bezughabenden ſpeziellen Vorſchriften be— 
jtimmen (f. hierüber Seltjam u. Poſſelt, S. 58 f., 
Heilinger I, 72 j.). 

c) Beitere Ausſchließungsgründe enthalten die 
$$ 5 u. 6 (wegen veriibter jtrafbarer Handlungen 
und en Entjernung vom Betriebe eines Gew. 
durd) ein richterlicjes oder adminijtratives Er— 
fenntnis). 

d) Auslinder find gegen Nachweiſung der for- 
mellen Reziprozität feitend des Staates, dem fie 
angehören, in Begug auf den Antritt cines Gew. 
den Inländern gleicgejtellt. Am Falle die Rezi— 
prozitdt nicht nachgewiefen wird, bedürfen fie einer 
förml. Zulajiung von Seite der polit. Landesbe- 
horde (§ S Gew. O.), Den Angehöbrigen der Län— 
der der ungar. Krone ijt die Gleichſtellung mit den 
Einheimiſ generell zugeſichert (kaiſ. V. 21 1X 
90, R. 176), desgleichen enthalten auch zahlreiche 
H. V. Beſtimmungen über die Gewährung formeller 
Reziprozität. 

Uber den Gew.-Betrieb im Grenzbezirke ſ. 
8 10 Gew. O. und die bezügl. Finanzvorſchriften, 
über die in vereinzelten Fällen eintretende Unver— 
einbarkeit eines Gew. mit einem anderen bereits 
ausgeübten ſ. § 19 Gew. O. 8 2 des Geſetzes über 
die Pfandleihgewerbe vom 23 LI 85, R. 48. 





Juriſtiſche Rerionen (zu denen auch die offenen 
Handelsgeſellſchaften zählen — ſ. E. des BW. G. 
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6 VII 1901) finnen unter den gleichen Bedingungen 
wie eingelne Qndividuen Gew. betreiben, müſſen 
aber einen geeigneten Stellvertreter ( Geſchäftsführer) 
oder Püchter bejtellen ($$ 3, 55 ew. O.). Per= 
jonenverbindungen obne einheitl. Rechtsberſönlich— 
feit finnen nicht als folche Trager einer Gew.- 
mana jein. 

as Geſchlecht begriindet in Begug auf die 
Zulajiung zum Gew.-Betriebe feinen Unterſchied 
(§ 2 Gew. O., vgl. aber § 6 des Baugewerbege— 
jebes). 

Die gewerbsmäßige Ausübung einer Erfin— 
dung auf Grund eines P. unterliegt nicht den Be— 
ſtimmungen über den Antritt von Gew., wohl aber 
den —— Gew.Vorſchriften (§ 17 des Patent⸗ 
geieges 111 97, 2.30, Minijterialverordnung 15 1X 
98, R. 162). 

B. Freie, handwerksmäßige u. fonzef- 
jionierte Gewerbe. Die Gew. jgerjallen nicht 
mehr, wie e& in der Gew. O. von 1859 der Fall 
wat, bloß in 2 Kategorien (j. oben Punkt II), fon- 
dern in 3. Es gibt nämlich: 

a) Freie Gewerbe. Der Betrieb von ſolchen 
ijt qegen blope Unmeldung bei der Gew.-Behirde 
jedermann gejtattet, der nicht durch einen der vor- 
erwahnten Ausſchließungsgründe betrofjen ijt. Be- 
jteht fiir dag Gew. eine Genoſſenſchaft, fo ijt der 
Erlag der bei diefer etwa eingefiibrten Inkorpora— 
tionsgebühr fdjon bei der Mew.-YUnmeldung aus- 
zuweiſen (§ 107 Mew. ©.). Zur Legitimation er- 
halt ber Gerwerbetreibende durch die Gew.Behörde 
einen Gewerbeſchein ausgefolgt ($$ 11 bis 
13 Gew. ©.). 

b) Handwerfsmipiqe Gewerbe. Bei dice 
jen ijt auperdem der Nachweis der Befähigung 
erforderlich. Bis zur legislativen Feſtſtellung er— 
ideint nad § 1 Gew. O. der Handelsminijter im 
invernehmen mit dem Miniſter des Innern ers 
mächtigt, im Verordnungswege die handwerksmäßi⸗— 
gen Wer. gu begeichnen, wobei als ſolche jene anzu— 
eben jind, bei denen es fic) um Fertigfeiten han— 
delt, welche die Musbildbung im Gew. durch Erler— 
nung und längere Verwendung in demſelben er— 
forbdern und fiir welche dieſe Ausbildung in der Re— 
gel ausreicht. Die Lijte jener Gew., welche danach 
al8 handwerksmäßige zu gelten haben, erſcheint der- 
eit durch die BW. 24 1X 1905, MR. 152, ſeſtgeſtellt. 
Der Befihiqungsnadhweis wird in der Regel 
burch Das Lehrzeugnis und ein Arbeitszeugnis iiber 
die Verwendung als Gebilfe in demjelben Gew. oder 
in einem dem betrefienden Gew. analogen Fabrifs- 
betriebe erbradt (ordentl. Befihiqungsnadiweis). 
Die Lehrzeit darf gemäß § 14 Gew. O. und B. 
17 IX 83, R. 149, nicht weniger als 2 Jahre (unter 
gewijien Borausiepungen fiir Lebrlinge, welche cine 
dreiflaſſige allg. Handiwerferfchule absolviert haben, 
aud) dDarunter, aber nicht unter ein und ein halbes 
Jabr, B. 5 VIL 92, R. 106) betragen und den Beit- 
raum von 4 Jahren nicht iiberjteiqgen; innerhalb 
diefer Grenzen ſteht es den Genoſſenſchafſtsverſamm— 
lungen zu, in dieſer Beziehung Beſchlüſſe gu faſſen; 
liegen ſolche Beſchlüſſe nicht vor, ſo iſt die Beſtim— 
mung der Zahl der Lehrjahre innerhalb der obigen 
Grenzen Gegenſtand des freien Ubereinkommens; 
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die Verwendung als Gebilje (begw. Fahritsarbeiter) | 28 IV 89, R. 64, u. a.), teils gemäß § 24 Gew. 
mup mindejtens 2 Jahre betragen. Uber die Bee | O. im Verordnungswege (die Herjtellung von An— 


ſtätigungen, welche die gedachten Zeugniſſe aufzu— 
weiſen haben, ſ. § 14 Gew. O., 2. Abſ. Nicht aus- 
drücklich im Geſetze gelöſt iſt die Frage, welche 
Rückwirkung cine nad) § 99b Gew. O. wegen Ver— 
nachliffigung des vorgeſchriebenen Unterrichtes oder 
Nichtbeftehens der Lehrlingspriifung ausgeiprodene 
Verliingerung der Lehrzeit bat; man wird aber 
wohl cine ſolche ea aud) fiir die Frage 
deS Beſähigungsnachweiſes bezw. die Zulajjung 
der Beſtätigung des Lehrzeugniſſes in Anrechnung 
bringen miifjen. 

Ausnahmen von ben gedadjten Bejtimmungen 
bejtehen in folgenden Rictungen: 

1. Un Stelle der erwähnten Nachweife fann 
ein Seugnis liber den mit Erfolg juriidgelegten 
Beſuch einer gewerbl. Unterrictsanjtalt (Fachſchule, 
Lehrwerfitiitte u. Werkmeiſterſchule an höheren Gew.- 
Schulen) treten, in welcher cine praftijde Unter— 
weifung und fachgemife Ausbildung im betreffen— 
den Gew. erjolgt. Die rig eae yc diefer Unftalten 
und der Gew., fiir welche ihre Zeugniſſe ausreichen, 
hat gemäß § 14, 5. Abſ., Gew. ©. durch die Mie 
nijterialverorbnungen 5 VIII 1902, R. 175, und 
9 VI 1905, R. 99, ftattgejunden. 

2. Bum Antritte eines gemeiniglich von Frauen 
betriebenen andwerksmäßigen Gew. kann von der 
ſich zum ſelbſtändigen Betriebe eines ſolchen Gew. 
meldenden Frauensperſon der Befähigungsnachweis 
auch in anderer Weiſe erbracht werden. Wie dieſer 
Nachweis erbracht wird, bleibt der freien Würdi— 
guns det Gew.-Bebhirde überlaſſen (§ 14, legter 
(bj., Gew. ©.). 

3. Unter Umſtänden fann die polit. Landes— 
bebirde Dispenje erteilen, fo vom Befiihigungs- 
nadjweije an Inhaber handwerlsmäßig betriebener 
Gew., um in bejonders rückſichtswürdigen Fallen 
ben Ubergang von einem Gew. zu einem anderen 
verwandten Ger, oder den gleichzeitigen Betrieb 
verwandter Gew. ju ermöglichen, oder vom Lehr— 
zeugniſſe (§ 14, Abſ. 6 u. 7, Gew. O.). 

Uber die Praxis bei Handhabung der Bor- 
ſchriften über den Befihiqungsnadweis ſ. unten 
Funtt 8; die Fille, in denen Dispenfe erteilt wer— 
den, treten gang zurück. 

c) Rongzeffionierte Gewerbe find jene, bei 
denen Hffentl. Riidfjichten die Notwendigfeit begrün— 
den, die Ausiibung derjelben von einer bejonderen 
Bewilligung abbiingig su madden. Die Bezeichnung 
jener Geww., die als tongeffionierte gu gelten haben, 
ijt teils gejeplic) erfolgt (§ 15 Gew. O.: Preßge— 
werbe, Unternehmungen periodiſcher Berjonentrans= 
porte, Plapdienjtgewerbe, Schiffergewerbe auf Bin— 
nengewäſſern, Rauchjangfehrer-, Kanalräumer-, Ab— 
deder-, ee ee ewerbe, Verfertiqung 
u. Verfauf von Waffen u. Munitionsgegenſtänden 
fowie von Feuerwerksmaterial u. Sprengpriiparaten, 
Wajt- u. Schantgewerbe, Darjtellung u. Veridleif 
von Wiften, Die Baugewerbe — Baumeijter-, Bruns 
nenmeijters, Maurers, Steinmege u. Zimmermanns⸗ 
gewerbe ſ. Geſetz 26 XII 93, R. 193, — Erzeugung 
u. Reparatur von Dampjfefieln, Spielfartener;eue 
qung ujw., dfientl. Lagerhausunternehmungen Geſetz 


lagen fiir die Eryeugung u. Leitung der Elektrizi— 
tit, der Hadernhandel in gewiſſen Grenzbezirken, 
der Betrieb von Anformationsbureaus gum Swede 
der — ——— dic Kreditverhaltniſſe 
von Firmen, die Leichen ſtattungsunternehmungen, 
das Gew. der Zahntechnik, Reiſebureaus, Abfül— 
— des Bieres in Flaſchen zum Zwecke des Ver— 
triebes von Flaſchenbier, Telegraphenagenturen, 
Privatdeteltivunternehmungen, det Handel mit ge— 
brannten geiftigen Wetrinten in verſchloſſenen Ge— 
jigen fiir Gal. und die Bukow.). 

Die Bedingungen fiir die BVerleigung eines 
fongeffionierten Gew. find die fiir alle Gew. vor- 

acca, Verläßlichkeit mit Beziehung auf das 
etreffende Gew., ferner in gewifjen Fällen der Nach- 
weis der befonderen Sebigung oder geniigenden 
Bildung, bei eingelnen find aud) Riidfichten auf 
die Lokalverhältniſſe und polizeil. Gefichtspuntte 
vorgezeichnet. (S. die detaillierten Bejtimmungen 
in den §§ 18—23 Gew. ©. fowie in den auf Grund 
des § 23 ergangenen Vorſchriften und den V. über 
die Einreihung einzelner Gew. unter die konzeſſio— 
nietten.) Dispenſe vom vorgeſchriebenen Befähi— 
gungsnachweis finden nicht ſiatt. 

Alle Gew., welche nicht ausdrücklich als hand— 
werksmäßige oder als konzeſſionierte erklärt ſind, 
gelten als freie Gew. Von den Gebühren bei Ein— 

aben, durch welche der Betrieb von freien oder 
—58 en Gew. angemeldet oder cine Kon⸗ 
zeſſion angefudt wird, bandelt das Gejep 24 II 
1905, R. 32. 

C. HandelSgewerbe, fabriksmäßig be 
triebenellnternefOfmungen. — Realqewerbe. 
Jn mehreren Begichungen widtiq ijt dann nod 
die in ber Gew. ©. vorgenommene bejondere Her 
vorhebung der Handelsgewerbe (im e. S.) und der 
fabrifamigig betriebenen Unternehmungen. 

Pings Cede (im ¢. ©.) find nad dem 

.M. Erl. 16 LX 83, 8. 26701, jene, bei welchen die 

ew. Unmeldung bezw. der Gew.-Sdhein auf den 
Betrieb des Handels lautet, bei denen aljo dieſer 
HandelSbetrieb das alleinige Gejchift bildet und 
nicht als cin Ausfluß des den gewerbl. Produjen- 
ten zuſtehenden Rechtes, mit ihren Ex ry repbis u. 
Waren Handel zu treiben, erſcheint. Te eſonder⸗ 
heit der Handelsgewerbe im e. S. fommt im Gew.- 
Recht namentlid) bei den Bejtimmungen iiber den 
erg ve Gew.⸗Rechte (f. unter ,,Gewerbe O.“, 
Punft TT, 1 u. 3) ſowie dadurd gum Wusdrude, 
daß fie gwar unter die fongeffionierten, nicht aber 
unter die handwerksmäßigen Gew. eingereiht wer— 
den finnen (§ 1, Ubj. 3, Gew. O.). 

WS fabritsmapig betriebeneUnterneb- 
mungen wurde den Gew.s Behirden zur Benut- 
gung als allg. Ricjtidmur folche Gew. - Unterneh— 
mungen anzuſehen empfoblen, in weldjen die Her- 
jtelung oder BVerarbeitung von gewerbl. Berfehrs- 
— in geſchloſſenen Werkſtätten unter Be— 
teiliqung einer gewöhnlich die Zahl von zwanzig 
iiberjteigenden, auferbalb ihrer Wohnungen beſchäf⸗ 
tigten Anzahl von gewerbl. Hilisarbeitern erjolgt, 
wobei die Benugung von Maſchinen als Hilis- 
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mittel und die Anwendung eines arbeitsteiligen 
Berjabrens die Regel bildet und bei denen eine 
Unterſcheidung von den handwerlsmäßig betriebenen 
Produftionsgewerben aud) durd) die Perjinlichfeit 
des gwar das Unternehmen leitendDen, jedoch an 
der manuellen Arbeitsleiſtung nicht teilnehmenden 
Mew. Unternehmers, dann durd) höhere Steuer= 
leijtung, durd) Firmaprotofollierung u. dgl. ein- 
tritt (. M. Erk. 18 VIL 83, 8. 22037). Die Eigen- 
ſchaft eines Unternehbmens als jabrifsmipig betrie- 
benen ijt in vielen Besiehungen von gewerberedhtl. 
Bedeutung. Bor allem entfallt bei einem ſolchen, 
gleidgiiltis welche Brodufte es herjtellt, das Er— 
Jordernis des Beſähigungsnachweiſes (§ 1, 3. Abſ., 
ew. O. — ſ. auch bei Sweifeln, ob ein Unter- 
nehmen als fabriksmäßig betrieben gu gelten bat 
und demnad) der Inhaber von der Beibringung 
des Befähigungsnachweiſes entbunden ijt, den H. 
M. Erl. 2 VIL86), es gelten befondere Arbeiter— 
ſchutzbeſtimmungen ($§ 88a, 96a und 7. Gew. O., 
j. Urt. ,, Urbeitsredht E.“, S. 213, 221), abweichende 
Vorſchriſten iiber die Arbeiterverſicherung (indem 
die nicht fabrilsmäßig betriebenen Gew. nur unter 
beftimmten Borausfepungen bezw. in beſtimmten 
Gew.-Hweigen der Unfallverſicherungspflicht unter- 
liegen, j. Urt. „Arbeitsrecht G.“, S. 265), die Bee 
——— Genoſſenſchaftsbeitrittszwange (§ 108 
Sew. O., 7. Art. „Gewerbe E.”, Bunft M1) u. a 
Im Sweijel, ob ein gewerbl. Unternehmen als 

ein fabrilsmäßig betricbeneS bezw. ein Handels- 
ewerbe im e. S. angufehen fei, entſcheidet die polit. 

anbesbehirde nad) Anhörung der Handels- u. 


erfolgen M.Erl. 8X85). Die E. über den fabrifs- 
mäßigen Charakter eines Unternehmens ijt nicht 
in das freie Ermeſſen der Behörde geſtellt, welcher 
aber eine durch beſtimmte Geſichtspunkte nicht be— 
grenzte Würdigung des jeweiligen Tatbeſtandes 
anheimgegeben iſt, 40 daß es bei der Priifung der 
Geſetzmäßigkeit der einzelnen ©. nur darauf an- 
fommen fann, ob die maßgebenden tatſächl. Betriebs- 
verhältniſſe geniigend erhoben und richtig beurteilt 
worden jind (E. G. 26 X 87, Budwinefi 3723, 
und 28 III 88, Bubdiwinsfi 4017). 

Endlich bejtehen auc) nod) die jog. Realge 
werbe (radizierte u. verkäufliche — ſ. oben, Punkt I, 
2) gemiy Urt. VIL Mundmadungspatent sur Gew. 
©. fort, wenngleich neue Realgewerberechte nicht 
—— werden dürſen. Der Eigentümer eines 
olchen, welcher dic geſetzl. Eignung zur Ausübung 
desſelben nicht beſitzt, fann es durch einen Stell- 
vertreter Geſchäftsführer, oder Pächter betreiben 
laſſen, welche letzteren jedoch, wie Stellvertreter 
oder Pachter überh., die fiir den ſelbſtändigen Be— 
trieb erforderl. Eigenfchajten innehaben müſſen ($ 55 
Gew. O.). Uber das Verfahren bei Ronjtatierung 
det Realeigenſchaft vgl. die Minijterialverordnung 
31 X 5, i. 204. Die fiir den Bejtand der Heal- 
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queers makgebenden, aus früherer Beit herriihren- 
ent Boridriten find länderweiſe verjdieden. 

3. Charafteru. Exlöſchen dex Gewerbe- 
redjte. Das einmal erworbene Hew -Redht (abgefehen 
von den eben erwähnten Realgerechtigkeiten) ijt cin 
rein perſönliches. ES bildet jomit feinen Gegenſtand 
der Veräußerung oder Ubertragung; jedoch fann 
das auf ibm berubende Gew. durd) einen Stellver- 
treter (Gejchijtsfiihrer) ausgeitbt oder verpad)tet, jo- 
mit einem Dritten zur Ausübung auf defjen Rech— 
nung u. Gefahr iiberfajjen werden. Goll demnach 
ein gewerbl. Etablifjement auf einen anderen (Erben, 
Käufer ujw.) iibergehen, jo bedarf es behujs Fort- 
jiibrung des Gew. einer neuen Unmeldung bezw. 
einet neuen Konzeſſion. Eine Ausnahme von dem 
obigen Grundſaße befteht nur injofern, als jiir 
Rechnung der Witwe fiir die Dauer ihres Witwenſtan⸗ 
des oder Der minderjährigen Erben bis zur erreich— 
ten Großjährigkeit ein fongeffioniertes oder hand— 
wertsmiigiges Gew. auf Grundlage der alten Kon— 
jeffion bezw. des alten Gew.-Scheines fortgeführt 
werden fann, dann, als zur Fortführung eines Gew. 
auf Rechnung der Maſſe während einer Konkurs— 
oder Verlaſſenſchaftsabhandlung es weder einer 
neuen Anmeldung noch Konzeſſion bedarf. Wenn 
bie Natur des Gew. es fordert, ijt jedoch in dieſen 
Fällen ein geeigneter Stellvertreter (Geſchäftsführer) 
zu beſtellen (8§ 55, 56 Gew. O.). 

Das einmal erworbene Gew.-Recht erliſcht 
durch den Tod des Gew. Inhabers bezw. den Fort⸗ 
fall der juriſtiſchen Perſon, Zurüchnahme (§ 57 
Gew. ©.) oder Entgiehung ($$ 131, 138 Gew. D. 
— jf. unten Buntt 5) der cata ig durch 
die Behörde, Verzicht (Anheimſagung bei der Be— 
hörde). Uber das Erlöſchen von Realgewerberechten 
enthält die Gew. O. nichts, ſondern irifft nur eine 
Beſtimmung über den Verluſt des Rechtes der Aus— 
übung (§ 138). 

4. Unsiibung der Bewerberedte. Da dic 
Nov. vom J. 1883 aud) dem IV. Hauptitiid der 
ew. O. über Umjang u. Ausiibung der Gew.- 
Rechte eine neue Faſſung geqeben hat, finden fid 
auch hieriiber gegen früher (j. oben Punkt IL) weſent⸗ 
lic) abweichende Vorſchriften vor. Sieht man von 
den Anordnungen in Betreff des Umjanges der 
Gew.Rechte (j. d.) in örtlicher und ſachl. Hinſicht 
ab, jo ergeben fic) insbeſ. die nachjolgenden wid): 
tigen Bejtimmungen iiber die Pflichten der Ge— 
werbetreibenden bei der Führung ihrer Betriebe. 

A. Uupere Bezeichnung der Betriebs— 
ſtätten. Wahrend die Pflicht sur Anmeldung der 
Firma behujs Eintragung in das Handelsregijter 
(i. d.) im Sinne des H. G. durch die Gew. O. 
unberührt geblieben ijt, bejtimmt diefelbe, daß die 
Wewerbetreibenden verpflichtet jind, fic) einer ent- 
ipredenden äußeren Bezeichnung auf ibren feſten 
Betriebsſtätten oder ihren Wohnungen zu bedienen. 
Dieje Bezeichnung fann — obne Aufnahme des 
Namens, E. V. G. 27 V 87. Budwinsfi 3555 — 
dem Gegenftande des Gew.-Betriebes entnommen 
fein (3. B. Bachaus, Cifenwarenhandlung ujw.); 
fojern jedoch der Wewerbetreibende hiebei oder in 
anderen Fallen, 3. B. bei Abgabe der Unteridrijt, 
sur Bezeichnung der Gew.-Erzeugniſſe ujw., Gee 
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brauch von ſeinem Namen macht, iſt er verpflichtet, 
ſich ſeines vollen Vor⸗ u. Zunamens zu bedienen 
und insbeſ. von Bezeichnungen abzuſehen, welche 
die Annahme eines Geſellſchaftsverhältniſſes zu— 
laſſen, während ein ſolches tatſächlich nicht beſteht. 
Eine Ausnahme beſteht für ſolche, deren etwa von 
dem Vorſtehenden abweichende Firma ins Handels— 
regiſter eingetragen erſcheint. Die näheren Beſtim— 
mungen, insbeſ. auch über die UÜbertretungen dieſer 
Vorſchriften und die Eingriffe in fremde Firmen— 
rechte enthalten die $$ 44—50 Gew. O.; vgl. aud 
den H. M. Erl. 1 IX 87 bei Miiller-Diwald S. 121, 
Komorzynski S. 171. Gew.-Unternehmungen kön— 
nen die Auszeichnung erhalten, den faij. Wdler im 
Schilde u. Siegel gu fiihren (§ 58 Gew. D.). Eine 
befondere Regelung hat durd das Geſetz 161 95, 
R. 26, der Gebrauch der Anfiindiqung als „Aus— 
verlauf“ erjabren. 

B. Breistarife. Die Fejtiepung behördl. Ma- 
rimaltarife ijt bei den fdjon Bunt I, Ziffer 5, 
genannten Gew., dann auch fiir die Ranalriiumer- 
u. Wbdecergewerbe zuläſſig (§ 51 Gew. O.). 

C. Erlidtlidmadang det Preiſe. Fiir 
den Kleinverkauf von Artikeln, die gu den notwen— 
digiten Bediirjnifien des tägl. Unterhaltes gehören 
jowie fiir die Gaſt- u. Schanfgewerbe, dann fiir 
Transport= u. Plagdienfigewerbe hat die Gew. 
Behörde die Erſichtlichmachung der Preife mit Riid- 


bei fongefftonierten ijt die ———— derielben 
cingubolen; jie müſſen gleid) dem Gew.Inhaber 
ſelbſt die fiir den felbitindigen Betrieb des betreffen— 
den Ger, erforderl. Eigenſchaften befipen. Juriſtiſche 
Perfonen, die cin Gew. betreiben, ſowie Cigentiimer 
von Realgewerben, welche die geſetzl. Eignung zur 
Ausübung desielben nicht befigen, müſſen Stell- 
vertreter oder Pächter bejtellen. Desgleichen fann 
eine Stellvertretung in den Fällen des § 56 Gew. 
D. (j. Punkt ILL, 8. 3) notwendig werden. Befondere 
Beſchränkungen iiber die Stellvertretung u. Ver— 
padjtung bejtehen fiir die Gajt- u. Schanfgewerbe 
(§§ 3, 19, 55 Gew. ©.). 

G. Verhältniſſe der Hilfsarbeiter. S. 
dariiber den Art. „Arbeitsrecht“. Die aud) das Ge— 
biet deS Arbeiterſchutzes betreffenden Bejtimmungen 
iiber die Sonntagsrube gehen jedoch iiber diefen 
Bereich hinaus und beriihren den Betrieb der Gew. 
iiberh. S. Art. ,,Sonntagsrube”. ‘ 

5. Ubertretungen u. Strafen. Die Uber- 
tretungen der Borjdrijten der Gew. O. werden be- 
itrajt: a) mit BVerweijen; b) mit Geldbugen bis 
800 K; c) mit Arreſt big gu 3 Monaten; d) mit 
Entziehung der Hew.-Bere Higung für immer oder 
auf bejtimmte pet In der Regel find gegen felb- 
jtiindige Sewerbetreibende Geldbußen, gegen Gehil— 
jen u. oe Arrejtitrajen gu verhiingen; gegen 
erjtere haber Arreſtſtrafen nur dann etngutreten, 


ficht auf Quantität u. Qualitit anguordnen (§ 52 wenn eine Ubertretung mit bejonders erſchweren— 


Gew. D.). 


den Umſtänden verbunden ijt oder bei Zahlungs— 


D. Betriebspjlidt. Die Inhaber von Biider-, | unvermigen im Wege der Umwandlung, in wel- 


Fleiſcher⸗ Rauchfangkehrer⸗ Kanalräumer u. Trans⸗ 
portgewerben dürfen den begonnenen Gew.-Betrieb 
nicht nad) Belieben unterbredhen, fondern miijien 
die beabjichtigte BetriebSeinjtellung 4 Wochen früher 
der Gew.2Behirde anzeigen (§ 53 Gew. O.). Bei 
gewiſſen fongzefjionierten Sew. fann die Konzeſſion 
juriidgenommen werden, wenn das Gew. inner— 
halb einer bejtimmten Friſt nicht in Betrieb geſetzt 
oder wenn ſpäter der Betrich durch eine folche Beit 
ausgefegt wird (§ 57 ew. £.). Bon der Betriebs- 
pflicht verſchieden ijt die Verpflichtung der Gew.— 
Inhaber zum unterſchiedsloſen Eingehen von Ge— 
ſchäften mit allen Perſonen, die von ihren Leiſtun— 

Gebrauch machen wollen. Ob und in welchen 


en 
Fillen eine ſolche Verpflichtung eintritt, ift juriſtiſch 


itveitig. Bgl. dazu auc) §§ 482—484 Str. G. 

E. Sewerbepoligeil. Regelung einzel— 
net Gewerbe. Hievon find nad) § 54 Mew. O. 
namentlich das Trödler- u. Bjandleih= fowie die 
Sajt- u. Schanfgewerbe, das Perjonentransport-, 
Plagodienjt-, Rauchfangfehrer-, Kanalräumer- u. Ab⸗— 
dedergewerbe betroffen. Außer derartigen, auf die 
ew. O. felbjt guriidjufiibrenden Ynordnungen 
gibt e8 nod) aus anderen Quellen mannigface, 
ür die Betriebsfiihrung in jablreidjen Gew. in 
Betradjt fommende Vorſchriften. S. Art. „Ge— 
werbe D.“. 

F. Stellvertreter u. Pächter. Jeder Ge— 
werbetreibende kann, wie ſchon oben geſagt, ſein 
Gew. auch durch einen Stellvertreter (Geſchäfts— 
führer) ausüben oder dasſelbe verbaditen. Dieſe 
Stellvertreter u. Pächter ſind bei freien u. hand— 





chem Falle fiir je 10 K Geldbuße cin Tag Arreſt 
in berechnen ijt. Unterliegen Handlungen oder 
nterlajjungen, welche als Ubertretungen der Gew.— 


Vorſchriften erſcheinen, zugleich einer durd) die allg. 
Str. G. feſtgeſetzten Strafe, fo haben die nach der 


Wew. O. eintretenden Strajen — mit Wusnahme 
der Entziehung der Gerw.-Berechtiqung — nicht ab- 
geſondert Platz au greijen. 

Neben diejen allg. Beſtimmungen enthilt die 
Wew. O. noch die weiteren Vorſchriften, dak eine 
Geldbuße von 10 bid gu 400 K ingbej. eingutreten 
hat beim Betriebe cines Gew. obne — — 
oder die erſorderl. Konzeſſion, beim Fortbetrie 
eines Gew. nach Einſtellung desſelben oder bei 
Inbetriebſetzung genehmigungspflichtiger Gew.⸗An⸗ 


lagen ohne rechtskräftige behördl. Genehmigung, 





eine Geldbuße von 20-800 K bei Zuwiderhand⸗ 
fungen wider die Anordnungen über die Mujnabme, 
Verwendung u. Behandlung der Gebiljen u. Lehr— 
linge und wider § 53 Gew. D. iiber die Betriebs- 
pflicht bei einzelnen Wer. fowie geqen jene Gewerbs⸗ 
leute, welche ihre Berechtigung zur Dedung des 
unbejugten Gew.-Betriebes Dritter mifbrauchen 
oder ſich Bedriictungen der Arbeiter durch Abloh— 
nung in Waren oder durch andere vorſchriftswidrige 


Vorgange zu ſchulden kommen laſſen. 


Die Entziehuns der Gew. Berechtigung erfolgt 
teils durch Erkenniniſſe der Straj- u. Gefällsge— 
richte in jenen Fällen, wo dies nad) dem allg. Straj- 
recht bezw. Gefillsitrajrecht ſtatthaft erſcheint, teils 
ſelbſtändig durch die Gew.-Behörden, welche dies 
fiir cine Beitimmte Seit oder auf immer verfiigen 


werfsmiipigen Gem. der ew.-Behbrde angugeigen, | finnen: a) wenn der Gewerbetreibende wegen eines 
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Verbrechens itberh., wegen eines aus Gewinnjucht | Bezirke der Standort des Gew. fich befinden joll 
oder gegen die öffentl. Cittlichfeit beqangenen Ber- | (§ 144 Gew. O.). 
—— oder einer ſolchen UÜUbertretung oder wegen Bei der Unterjagung des Gew.-Betriebes wegen 
eS im $486 St. G. bezeichnelen Vergehens des Ubganges der gejegl. Erfordernifie, bei der Ber- 
verjdjuldeten Ronfurjes) oder wegen leichban= | weigerung ciner Konzeſſion oder Zurücknahme der 
dels oder ſchwerer Gejillsiibertretung verurteilt Gew.Berechtigung wegen nachträgl. Hervortretens 
wurde und unter den gegebenen Umſtänden von | des urſprünglichen und nod jortdauernden Man- 
dem Fortbetriebe des Gew. Mißbrauch zu beforgen | gels eines der geſetzl. Erjordernifje oder Nichtaus- 
wire; b) wenn vorausgegangene wiederholte Bes | bung eines konzeſſionierten Ger. (ſ. oben 8. 4, D) 
trajungen wegen Nichtbeachtung der auf die Wus- | find die Griinde der Partei befanntzugeben und 
iibung des Gew. bezügl. Vorſchriften fic) als frucht= | jteht diefer binnen 6 Wochen der Refurs an die 
los erwicien haben; c) bet fonjefjionierten Gew. | Oberbehirde offen (§ 146 Gew. O.). Sonſt find 
inbef., wenn der Gerwerbetreibende nach wiederhol- in der Regel andere Rekurſe binnen 14 Tagen, 
ter ſchriftl. Warnung fic) Handlungen ju fdjulden | Minijterialrefurfe jedoch binnen 4 Woden einzu— 
fommen läßt, durch welche das gejegl. Erjordernis | bringen. 
dex Verläßlichkeit beeinträchtigt erſcheint. — Die In mebreren Fällen ijt vor Fällung einer ge— 
Gew.-Entgiehung im Falle a erſcheint nicht als | werbebehördl. E. die Einvernahme der Handels- 
Strafe, fondern als cine polizeil. Braventivmae | u. Gew.-Kammer begw. der beteiligten Genoſſen— 
regel und haben die Gew.-Behirden bei Anwen- ſchaft, Gemeinde oder Polizeibehörde vorgeſchrigben 
dung der in Rede jtehenden Beſtimmung nach freiem | (3. B. $$ 1, 18, 20, 36, 106, 112 u. ö.). Uber 
Ermejjen vorzugehen. (S. 3. B. die E. des B. G. | die Gew. Inſpeltoren und ihr Verhältnis gu den 
23 VI 86, Budwinsti — Fraglich ijt ſelbſt, ob Gew.⸗Behörden ſ. Art. „Gew.-Inſpeltion“, über die 
die Gew.-Entziehung in den Fällen b und c als Genoſſenſchaftsinſtruktoren ſ. Art. „Gewerbe B.“. 
Straje qelten finne. Das Verfahren in Gew.Straffällen ijt in der 
Bgl. im iibrigen das bisher durch die Gew.= | Regel mündlich. Die Rekursfriſt ijt eine 14tägige. 
Reform im wefentlidjen unberiihrt gebliebene achte | Gegen cin in 2. Inſtanz bejtitigtes oder gemil- 
Hauptitiid der Gew. O. Der § 137 desfelben fieht | dertes Strafurteil findet ein weiterer Refurs nicht 
aud) vor, dab Gew.⸗Inhabern im Falle von Pflicht- ftatt ($8 147—152 Gew. ©.). 
verletzungen gegen die ihnen anvertrauten Lehrlinge 8. Evidenthaltung der Gewerbe. We: 
und jugendl. Hilfsarbeiter oder bei Borliegen von | werbeftatiftif. Nach § 145 Mew. O. find bei den 
Latjachen, welche fie in ſittl. Begiehung jum Hal- | Gew. Behörden 1, Inſtanz Gewerbsregijter zu 
ten ſolcher Perjonen ungecignet erſcheinen laſſen, führen, in welche jede Verdinderung im Stande der 
für bejtimmte Seit oder für tmmer das Recht ent- | Gew. eingutragen ijt. 
sogen werden finne, Lebhrlinge oder jugendl. Hilfs- Auch die HandelS- u. Gew.-Kammern fiihren 
arbeiter gu halten. Uber aud) dieie Maßnahme er | eine fortlaufende Nachweifung über die Gew.⸗Unter— 
ſcheint nicht als Strafe, wenngleich fie praftijd ge | nehmungen in ihrem Besirfe ($2, B, a des Kammer— 
nommen tie eine ſolche wirfen könnte. geſetzes 29 VI GS, R. 85). Die Fiihrung diefer Wee 
6. Behörden. Die polit. Verwaltungsbehir- | werbefatafter fowie die daraus ju gewinnenden 
den 1. Qnitang find auc) die 1. Inſtanz in Gew.- ſtatiſtiſchen Ausweiſe erſcheinen durch eine beſon— 
Angelegenheiten (Gew.-Behiirden), als 2. Inſtanz dere Anitruftion 4 VIII 99 geregelt (abgedructt bei 
jungieren die polit. Landesſtellen. Jn gewiſſen Fallen | Miiller-Diwald S. 1212 ff.). Mis ein gewerbeitati- 
nehmen legtere aber die Verleihung von fonjeffio- ſtiſcher Bebelf wurde endlich mit H. W. Erl. 4 VIII 
nierten Mew. unmittelbar vor (§ 142 Wew. D.) | 99 cin ,,Suitematifdes Verzeichnis der Gew. und 
oder ſällen bereits die erjte E. (wie mannigſach in | anderer gewerbemäßig ausgeübter Beſchäftigungen“ 
Genoſſenſchaftsangelegenheiten u. a.). Durch die auf | hinausgegeben (Wien, Hof- u. Staatsdrucerei, 1800). 
Grund der VW. E. 221X 1905 erlafjene V. 231X Die von den Handels: u. Hew.-Kammern ge- 
1905, R. 151, wurde endlich beſtimmt, dak dem | lieferten Ausweiſe werden im arbeitsſtatiſtiſchen 
H. M. die Vorbereitung der leqislativen Tatigfeit | Amte ded H. M. gu einer Reichsſtatiſtik verarbeitet. 
auj dem Gebiete des gejamten Gew.-Weſens, die | Die legte —— Publikation „„Veränderungen 
Handhabung der Gew. O. und einer Reihe weiterer, im Stande der Gew. während der beiden Perioden 
die Gew.Taͤtigkeit regelnder Geſetze u. Vorſchriften 189899 u. 1899 1900, Wien 1903) läßt erkennen, 
zukommt. YS ſolche erſcheinen genannt die Geſetze bak der Stand der Gew. Mitte 1900 im Staats- 
efiend die Regelung der fonjeffionierten Baus | gebiete (exlluſive Dalm. und Kammerbezirk Görz 
ewerbe, Sonne u. Fetertagsrube, Ratengeſchäfte, 923.660 betrug (u. gw. 582.862 Ergeugungs- und 
aufierwejen, Wandergewerbe (mit Ausnahme jener, | 340.798 ſonſtige Gew.). Am letzten Nachweiſungs— 
welche dfjentl. Produftionen u. Schaujtellungen gum | jahr (Mitte 199 bis Mitte 1900) gab es einen 
Gegenſtande haben), Privatge/dhiftsvermittlung u. a. patton von 86.477, einen Ubfall von 63.196 Gew. 
Dem WM. J. bleibt die Mitwirtung bei Hinausgabe | Tatſächlich neu waren in der genannten Periode 
von Geſetzen und V. fowie in allen jenen Ungelegens | 21.924 handwerksmäßige Gew. angemeldet worden, 
heiten vorbehalten, welche die iffentl Sicherheit, | wobei in 94% der Fille der ordentl. Befähigungs— 
das öffentl. Gefundheits- u. Bauweſen beriibren. | nachweis (durch Lehrzeugnis u. Kebilfengeit) erbracht 
7. Verfahren. Die Anmeldungen fiir freie | wurde. Dispenie beider Art gab es in 444 Fallen. 
fowie die Bewerbungen um konzeſſionierte Gew. Durd das Geſetz 1811902, R. 21, wurde 
find bei der Gew.-Behsrde angubringen, in deren! die Bornahme einer Zählung der gewerblicen und 
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landwirtſchaftl. Betriebe angeordnet. Dieje Zählung 
wurde 1902 durchgeführt; ihrer Anlage nach ftellt 
jie cine Den modernen Unjorderungen entipredjende, 
umjajjende Aufnahme der Betriebe dar. 


. xiteratur. 
Uber das frühere Gew.Recht: Kropatſchek: 
Oſterr. Geſetze, welche den Kommergialgewerben und 
den Gew.Leuten insbeſ. v pg om find (Wien 
1804). Barth=Barthenheim: Ojterr. Gew u. 
HandelSqeieptunde (Wien 1819 — 1820, Erg. Bd. 
1824); Boiljtindige Sammlung aller B. u. Gene— 
alien fiir ſämtl. Zünfte u. ee des öſterr. 
Raijerjtaates (1829—1830). Ropes: Allg. öſterr. 
SGew.-SGefepfunde (Wien 1829— 1830, Repertorium 
1836). BWildner: Das öſterr. Fabrifenredt (Wien 
1836). v. Stubenraud: Handbuch) des öſterr. 
Gew.-Redjtes (Wien 180), — Darjtellungen des 
Gew.-Rechtes (allerdings infolge der wiederholten 
Betiitiqung der Gejepgebung im letzter Zeit nicht 
durchwegs dem neuejten Stand angepagt) bieten die 
Rommentare von Seltſam u. Poſſelt (2. Uujl, 
Wien 1885) und Heilinger (4 Teile, Wien 1894 
bi8 1897), — in ſyſtematiſcher Form die Schrif— 
ten: Mataja: Grundrif des Gew.-Rechtes und 
der Urbeiterverficherung (Leipzig 1899). Seltjam: 
Syſtem des öſterr. Gew.-Rechtes (Wien 1899). 
Kuliſch: Syſtem des öſterr. Gew.-Rechtes, 1. Bd. 
(Qnnsbrud 1905). Uberjidjten endlid) Schönberg 
in ſeinem Handbuch der polit. Ofonomie 2. Bod. 
(4. Aufl. Tubingen 1896). v. Call im Handwörter— 
bud) der Staatswiſſenſchaſten, 4. Bd. (2. Aufl., Jena 
1900). Berfchiedene Aufſätze im Oſterr. Rechts— 
lerifon (Prag 1894 jf.). -- Neuejte Ausgaben der 
Wew.O. ſamt Materialien von Müller u. Diwald 
(5. Aufl., Wien 1903) und von v. Komorzynski 
(Wien, Mang, 1904). S. ferner Weigeliperg: 
Rompendium der auf das Gew. Weſen bezugneh— 
menden Geſetze, V. u. Vorſchriſten (3. Aufl, mit 
Nachtragsheften, Wien 1892 ff.), Manrhojfer 
6. Bd. (5. Aufl., Wien 1900). Aufſätze u. Mate— 
rialien in folgenden periodifdjen Drudidhriften: 
BBL des M. J., B. Z. u. a. Für die Erfenntnis 
det Entividlung des Gew.Rechtes in Oſterr., die 
Praxis und die Kritik fommen befonders in Bee 
tract: Referat von v. Plener in den Schriften 
des Vereines für Sogialpolitif, 11. Bd. (Leipgig 
IS7T5). Refdjauer: Geſchichte des Kampfes der 
Handiwerfersiinfte und der Raufmannsgremien mit 
der öſterr. Bureaufratic (Wien 1882). Sar: Die 
djterr. Gew.-Novelle von 1883 in Schmollers Jahr— 
bud (Berlin 1883). v. Paygert: Die öſterr. 
Gew.Verfaſſung in Gal. in Schmollers Jahrbuch 
(Berlin 1891). Schwiedland: Mleingewerbe u. 
Hausindujtrie in Ofterr. (Leipzig 18901). Beer: 
Studien zur Gefchichte der öſterr. Volkswirtſchaft 
unter Waria Therefia (Wien 194). Waentig: 
Gewerbl. Mittelitandspolitif. Cine rechtshiſtoriſch⸗ 
wirtſchaftspolit. Studie auf Grund öſterr. Quellen 
(Meipsig 1896). Schüller: Die öſterr. Handwerfer- 
geſetzgebung im Archiv fiir fogiale Gejepgebung XI 
(Berlin 1807). Der Ausſchluß vom Gew.-Vetriebe 
infolge ſtrafgerichtl. Verurteilung, Archiv für öffentl. 
Recht X. Mataja. 
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Wewerbe: A. Gewerbeverjajjung. B. Gewerbl. Betriebsantagen. 


B. Gewerbl. Betriebsanlagen,. 


1. Einleitung. — If. Errichtung newer Betviebsantagen. 
Il. — an a — IV. Erloſchen 
bereit® erteilier ehmigungen. — V. &. u. Refurie, — 
VI. Borſchriften jum Schude der Hilfsarbeiter. 


I. Ginleitung. Unter Betriebsanlagen find 
nad) der Rechtiprechung des B. G. (vgl. E. 12 X 
7, Budwinsh 11037) alle zur Ausiibung eines 
Gew. dienenden Stätten oder Lotalititen zu ver- 
jtehen; hienach fallen aljo unter diejen Begriff nicht 
blof die aur Vornahme gewerbl. Verridjtungen mit 
fiir den Wew.-Betrieb bejtimmten, dauernden Vor— 
fehrungen veriehenen Baulidfeiten u. Einrichtungen, 
worauf etwa die Wortbedeutung hinweiſen wiirde. 

Für die Erridtung u. Benupgung jolcher Stiit- 
ten u. Lofalitiiten fommen jehr verſchiedenartige 
Vorichrijten in Betracht. Hier ijt aber nur von 
jenen zu handeln, dic in Der Gew. O. enthalten 
jind, während die baupolijzeilichen ujw. Bejtimmun- 
gen, alS unter weſentlich verichiedene Gejege u. Ge— 
ſichtspunkte fallend, im folgenden feine Berückſich— 
tigung erjabren. 

Mit diefer Beſchränkung hängt zuſammen, daß 
die im nachſtehenden behandelten Beſtimmungen 
ſich nur auf Betriebe beziehen, die der Gew. O. 
unterliegen vgl. Art. „Gewerbe A.“, IT, 2, A), 
weil eben andere für dieſe und ſomit auch für die 
in ihr über Betriebsanlagen getroffenen Beſtim— 
mungen nicht in Betracht kommen. 

Die Verſchiedenheit der Geſichtspunkte u. Rechts— 
quellen hindert aber auch nicht, daß dort, wo aus 
gewerberechtl. Gründen eine Genehmigung erjorders 
lid) und ein beſtimmtes Verfahren Pit eren €r- 
teilung vorgeidrieben ijt, die aus ſonſtigen Riid: 
jichten allenfalls erforderl. Amtshandlungen wo— 
möglich gleichzeitig mit jenen über die gewerbe— 
polizeil. Sulit der Betriebsanlage vorgenom— 
men werden (§ 29 Gew. £., ſ. unten IL). Sache 
der Gew.«Behörde bleibt dabei die Beurteilung und 
&. der gewerbetechniſchen und gewerbepoligeil. Fra- 
gen ſvgl. E. des V. G. 13 X 97, Budwinsh 11043). 

Verſchieden von der Genehmigung einer Be- 
trieb8anlage im Sinne des III. Hauptitiides der 
Wew. £., d. i. der Zuerfennung einer objeftiven 
Eignung fiir den Gew.-Betrieb ijt die durd) die 
$$ 18, 20, 23, 39 den Behirden gefiderte Cin- 
flußnahme auf die Wahl der Betriebsſtätten bei 
fonjejfionierten Gew. 

IL. Grridtung neuer Betriebsanlagen. Das 
Hfterr. Gew.⸗Recht untericheidet zweierlei Arten von 
genehmigungspflidtigen Betriebsantagen, injojern 
der Vorgang bei ihrer Erricdtung in Frage fommt. 

Die Genehmigung der Betriebsanlage ijt überh. 
notivendig bei allen Wew., welche mit bejonderen fiir 
den Gew.Betrieb angelegten Feuerjiitten, Dampf—⸗ 
majdinen, fonjligen Wotoren oder Wafjerwerten 
betrieben werden oder welde durch gejundbheits- 
ſchädl. Einflüſſe, durch die Sicherheit bedrohende 
Betriebsarten, durch iiblen Geruch oder durch unge= 
wöhnl. Geräuſch die Nachbarſchaft iu gejaibrden oder 
zu belajtigen geeiqnet find. Bor erlangter Genehmi— 
qung Diirien dieſe Betriebsanlagen nicht errichtet 
werden (§ 25 Wew. £.). 


Wewerbe: B. Gewerbl. Betriebsantagen. 


Die erjte Gruppe der genehmigungspflichtigen 
Vetriebsanlagen umfaßt num jene, bei welchen die 
Behörde nur im kürzeſten Wege die allenfalls in 
Betradt fommenden Ubeljtinde gu priijen und die 
etwa notigen Bedingungen u. Bejdranfungen in 
Betreff der Cinrichtung der Anlage vorzuſchreiben 
hat, wobei inSbej. darauf gu jeben ijt, dap fiir 
Rirchen, Schulen, Kranfenhaujer und andere öffentl. 
YAnitalten u. Gebäude aus derlei Gew. = WUnlagen 
feine Stirung erwadje und dah nicht etwa ſchon 
die Anlage der Arbeitsräume die Siderheit des 
Lebens oder die Geſundheit der darin beſchäftigten 
Perjonen gefährde (§ 26 Gew. O.). In dieje Gruppe 
gehiren alle BetriebSarten, die nicht nad § 27 

w. OD. ausdriiclic) der anderen zugewieſen jind. 

Zweitens gibt es eine Reihe von Detriebsarten, 
für welche gleidjalls cine Genehmigung erforderlich 
ijt u. zw. auf Grund eines bejonders geregelten 
Verjahrens, welches in Anbetracht der Beſchaffenheit 
derartiger Betriebsarten Beruhigung über ibre pu 
lajfigtett gewahren ſoll. Dieſe Betriebsarten jind 
im § 27 Gew. O. aufgezählt (1. Ubdedereien, 2. Uns 
lagen aur Bereitung von Feuerwerksmaterial, Feuer= 
werfSfirpern u. Sprengapparaten uſw.) und ijt der 
Handelsminijter ermiadtigt, im Einvernehmen mit 
dem Minijter des Snnern nad Anhörung der 
sor u. Gew. Kammern Abänderungen dieſes 

erzeichniſſes im Verordnungswege vorzunehmen 
(j. die B. 2501183, R. 41, betreffend Betriebs— 
—* für Erzeugung u. Leitung von Elektrizi— 
tit, V. 12 VII 94, R. 153, betreffend die Erzeu— 
gung gewijier Siqnalmittel, B. 14 X1 1901, R. 184, 
trefjend Calcium-Carbid-Rabrifen). 

Das Berjahren (Ediftalverfahren, in der 
Gew. O. ,bejonderes Verfahren” genannt), 
weldes biebei gur Anwendung fommt, zerfällt in 
folgende Abſchnitte. Die Genehmigung der bezeich— 
neten Betriebsanlagen ijt unter ‘Beibringung der 
erjorderl. Beſchreibungen u. Zeichnungen bet der 
Gew.-Behirde angujuchen. Die Behirde hat hier— 
auf die — Unternehmung ſowohl durch 
Anſchlag in der betreffenden Gemeinde als durch 
ſpezielle Mitteilung an den Gemeindevorſtand und 
die belannten Anrainer — nach Umſtänden auch 
durch einmalige Einſchaltung in die fiir amtl. Kund- 
machungen beſtimmte Zeitung — kundzumachen, 
hiebei auf einen Zeitpunkt binnen zwei bis vier 
Wochen eine kommiſſionelle Verhandlung ra. ⸗ 
beraumen, bei welcher — wenn nicht früher ſchrift⸗ 
lich — die allfälligen Einwendungen anzubringen 
ſind, widrigenfalls der Ausführung der Wnlage 
ſtattgegeben wird, fojern fic) nicht von Amts wegen 
Bedenken dagegen ergeben. Die Behörde hat auch 
gu veranlaſſen, dak die aus bau-, ſeuer⸗ und ge— 
jundheitspoligeil. Rückſichten ſowie die nach den 
Wejepen iiber Benutzung der Gewäſſer allenfalls 
erjorderl. Amtshandlungen womöglich gleichzeitig 
mit jenen iiber die gewerbepolizeil. Zuläſſigleit der 
Anlage vorgenommen werden. Bei der lommiſſio— 
nellen Berhandlung hat die Behirde von Amts 
wegen alle mafgebenden Umſtände jelbjt darn, wenn 
feine Eimwendungen vorgebracht werden, gu erheben 
und die etiva vorgefommenen Cinwendungen ju 
erértern und joweit als tunlich deren Beilequng 


475 





im gütl. Wege ju verjucen. Jn der E., weldye 
mit aller Beſchleunigung zu erjolgen hat, ijt jeden⸗ 
falls augsufpreden, ob u. wiefern die beantragte 
Betriebsanlage in gewerbepolizeil. Begiehung zu— 
latfig fei und daher genehmigt werde. Dieje E. 
hat tm Falle der Genehmigung die bezüglich der 
Errichtung und deS Betriebes etwa nodtigen Be— 
dingungen u. Beſchränkungen ſowie diejenigen An— 
ordnungen ju enthalten, welche notwendig erſchei— 
nen, Damit nicht etwa ſchon die Anlage der Urbeits- 
räume die Sicherheit des Lebens oder die Geſund— 
heit dex Beſchäftigten gefährde. Wenn gegen das 
Unternehmen Cinwendungen aus privatredtl. Ti— 
tein erboben wurden, deren gütl. Beilequng nicht 
— en iſt, ſo ſind dieſelben bei ——— 

enehmigung ausdrücklich anzuführen und iſt deren 
Austragung auf den Rechtsweg zu verweiſen. Die 
Ausführung der Betriebsanlage wird deshalb ſei— 
tens der polit. Behörde nicht unterſagt. Nur das 
Gericht ijt berufen, über Anlangen der Partei die 
Frage zu entſcheiden, ob mit der in gewerbepolizeil. 

eziehung als zuläſſig erkannten YUnlage bis zur 
Austragung des Rechtsſtreites innezuhalten fei oder 
ob u. unter welchen Beſchränkungen die Anlage 
inzwiſchen errichtet werden finne ($$ 340, 341, 342 
a. b. G. B.). Die Kojten der Befanntmadung und 
des Verfahrens über gewerbl. Betriebsanlagen hat 
der Unternehbmer gu tragen; zur Tragung der Ro- 
jten, welche durch mutwillige Einwendungen ver- 
urjadjt wurden, ijt jener gu verhalten, welder die 
Cinwendungen erhoben hat (§§ 28—31 Gew. O.). 

Bejondere Weiſungen hinſichtlich des Bor- 
ganges bei Prüfung der Buliijjigteit von Betriebs- 
anlagen im Intereſſe der Beſchleunigung u. Ver— 
einfadung uſw. ergingen an die Gew.⸗«Behörden 
durd den Erl. des H. M. und W. J. 27 1X 98 (7. 
B. Bi des M. J. 1901 und Miiller-Diwald S. 110, 
Komorzynsli S. 135), 

Uber die Beiziehung der Gew.-Inſpektoren 
u den kommiſſionellen Resebiniant j. unten 
Runt VI, iiber jene der amtsiirgtl. Fachorgane 
den Erl. des M. J. 22 V 90, B. 22818, welder 
einſchärft, daß in allen gewerbl. YUngelegenheiten, 
bet denen ſanitäre Momente irgendivie in Betracht 
fommen finnen, dieſe Fadjorqane ju wate zu 
ziehen find. . 

ILL. Anderungen an Betriebsantagen. Ande— 
rungen in der Berchaffenbeit der Unlage oder in 
det Fabrikationsweiſe oder eine bedeutende Erwei- 
terung des BetricbeSs, durch welche einer der im 
§ 25 Mew. ©. (j. oben) vorgejehenen Umſtände eine 
tritt, find vor der Ausſührung zur Kenntnis der 
Mew.sBehirde gu bringen, welche von der Cinleitung 
einer fommijjionellen Verhandlung Abſtand nehmen 
fann, wenn fie die Überzeugung gewinnt, dah die 
beabjichtigte Veränderung oder Grveiterung für 
die Anrainer oder die Gemeinde überh. neue oder 
größere Nachteile, Geſahren oder Beläſtigungen, 
als mit der vorhandenen Anlage verbunden ſind, 
nicht herbeifühhren werde (§ 32 Gew. O. 

IV. Erlöſchen bereits erteilter Genehmigun— 
gen. Dies tritt ein, wenn der Betrieb einer An— 
lage binnen Jahresfriſt nach erfolgter Genehmigung 
nicht begonnen oder durch mehr als 3 Jahre unter— 
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brochen wird. Dieie Frijten finnen verlängert wer— 
den. Die neuerl. Snbetriebiepung einer vollſtändig 
zerſtörten Anlage erfordert cine neue Benehmigung 
($ 33 Gew. D.), Begen des Wechſels in der Perjon 
des Gew.Inhabers ijt jedoch eine jolde nicht not- 
wendig. 

V. Entſcheidungen u. Rekurſe. Die Ent— 
ſcheidung der Gew.-Bebhirde über —— 
ſowie über Fragen, welche die Anwendung der 
vorerwähnten Beſtimmungen betreffen, iſt ſamt 
deren Gründen den Parteien, d. i. den Bewerbern 
und jenen Perſonen, welche Einwendungen erhoben 
haben, bekanntzugeben. Die Relursfriſt ijt nach 
$ 34 Wew. O. eine 14tägige und hat der rechtzeitig 
ergrifiene Refurs aufſchiebende Wirfung, der Bee 
werber darf fomit vor Erledigung des Rekurſes 
einer Gegenpartei mit der fragl. Erridjtung nicht 
beginnen. Wnordnungen jum Swede der Beſchleu— 
nigung von Refursverhandlungen j.im Minijterial- 
erlajie 5 VII 99 (V. BL des M. J. 1901 und 
Miiller-Diwald S. 111). Oberſte Anjtang in Fragen 
der Betriecbsanlagen ijt gleichwie rückſichtlich der 
Handhabung der Gew. ©. iiberh. das H. WM. (B. 
231X 1905, R. 151). 

VI. Soridriften jum Schutze der Hilfs- 
arbeiter. Rach § 74 Gew. O. find die Wew.-Jne 
baber bereitS verpflicjtet, anuj ihre Koſten alle die— 
jenigen Cinrichtungen bezüglich der Arbeitsräume, 
Maſchinen u. Werkgerätſchaften herzuſtellen und gu 
erhalten, welche mit Rückſicht auf die Beſchaffen— 
heit ibres Gew.- Betriebes oder der Betriebsſtätte 
jum Schutze des Lebens und der Geſundheit der 
Hiljsarbeiter erforderlich find; fie find ferner ver- 
halten, fiir bejtimmte Schutzvorrichtungen, fiir Qujt= 
ernenerung in den Arbeitsräumen u. a. vorzuſor— 
gen (j. iiber Ny 74 Gew. O. Art. „Arbeitsrecht“ J. 
©. 171, 214). 

In Anbetracht der Wichtigkeit, die es befipt, 
bereits bei Erricdjtung von Betriebsantlagen auf die 
zum Schutze der Urbeitsperjonen erjorderl. Mahe 
nahmen ausreichend Bedadt gu nehmen, wurden 
durch Exl. des ML. J. 27 X 84, 8. 5167, die Gew.= 
Behörden angewiejen, in jedem alle, wo behufs 
Wenehmigung einer gewerbl. Betriebsanlage von 
größerer Bedeutung oder bei Underung einer ſol⸗ 
den eine fommijjionelle Verhandlung ſtattfinden 
joll, von lepterer auch den aujtindigen Gewerbe- 
injpeftor rechtzeitig zu verftiindigen (vgl. $$ 5 
u. 6 des Gew. Inſpeliorengeſetzes 17 VI 83, R. 117). 

VIS fachtechniſches Organ der Regierung be- 
jteht jeit 1900 die Unfallverhiitungsfommij- 
fion, welder die Abgabe von Wuferungen itber 
Vorſchriften gum Schutze der Arbeiter in den 
Betriebsſtätten uſw. obliegt (ſ. Art. „Beiräte“ I. 
S. 448). 

Neueſtens wurden u. zw. mit V. 23 XT 1905, 
R. 176, allgemeine Vorſchriften gum Schutze 
ded Lebens und der Geſundheit der Hilfsarbeiter 
erlaſſen, welche berufen find, eine bedeutiame Rolle 
bei der Genehmigung von Betriebsantagen zu ſpie— 
len. Sie beruben auf Verhandlungen der erwähn— 
ten Unjallverbittungsfommiijion und fonitigen Bee 
ratungen und betreffen, um bier der Kürze hale 
ber nur die Uberidjrijten der eingelnen Wbidnitte 
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anzuführen, die Beſchaffenheit der Arbeitsräume 
(Raumperhiltnijie, baul. Beſchaffenheit, Verlehrs— 
wege, —— u. Beleuchtung, Beheizung, Ven— 
tilation, Inſtandhaltung u. Umwehrung); Dampj- 
keſſelanlagen Kefſſelhaus, Dampfleſſel, Dampflei- 
tungen); Kraftmaſchinenanlagen (Maſchinenhaus, 
Motoren}; Transmiſſionen; Arbeitsmaſchinen u. 
Berlseinricdtungen; Aufzüge, Hebezeuge, Schlag— 
u. Fallwerke; Transporteinrichtungen; Lagerräume; 
Schutzbehelſe; Waſſer⸗, Waſch-⸗, Bade⸗ u. Garderobe⸗ 
räume; Aborte. 

Wie der gleichzeitige Erl. des H. M., 8. 65027, 
ausführt, besweden die in der B. zuſammengefaß⸗ 
ten Vorſchriften, eine den Anforderungen der Hy- 
giene und der Schutztechnik entipredende baul. An— 
lage und innere Einrichtung der Arbeitsräume ju 
jichern und auf dieje Weije die gewerbl. Hilfsarbei— 
ter gegen die aus der gewerbl. YWrbeit fic) ergeben- 
den Gefahren u. Schäden tunlichſt gu ſchützen, ander= 
ſeits aber aud) den aus Unternehmerkreiſen viel— 
jac) nicht obne Berechtigung faut gewordenen Kla- 
gen iiber ungleichmäßige Handhabung dev Vor— 
ſchriften des § 74 Gew. ©. fiir die Zukunft gu be- 
gegnen. Durch die Zuſammenſaſſung derallg. Schutz⸗ 
vorſchriften ſoll jedoch die Anordnung weilergehen⸗ 
der Maßnahmen, welche von den Gew.-Behörden 
mit Rückſicht auf die örtl. Verhältniſſe oder die 
beſonderen Betriebsverhältniſſe des Unternehmens 
auf Grund des eingeholten Gutachtens der Sach— 
verftdndigen als notwendig erfannt werden, feines« 
wegs ausgeſchloſſen fein. 

Mad) den weiteren Ausführungen in dem er— 
wähnten Normalerlajje find die allg. Schutzvor— 
ſchriften bei Betriebsanlagen, welche nad) dem 11 
1906 dev gewerbebehird!. Genehmigung im Sinne 
der Gew. O. unterjzogen werden, unmittelbar und 
unbedingt yur Anwendung au bringen; das gleiche 
gilt ſinngemäß fiir Underungen in der Betriebs: 
anlage (§ 32 Wew. O. — ſ. oben Punkt ILD). Für 
bejtchende gewerbl. Betriebe gelten die fiir Neuan- 
lagen aujgejtellten allg. Schußvorſchriften als eif⸗ 
tigit anguitrebendes Fiel, deſſen möglichſt baldige, 
jreiwillige Berwirtlichung durd die Getw.-Anhaber 
zunächſt im Wege taftvoller Einwirkung jeitens 
der Gew⸗Inſpektoren u. Behirden — wer⸗ 
den lann; direlte Aufträge in dieſer Richtung ſollen 
nur nach genauer Prüfung der im Erl. ſelbſt des 
näheren erörterten rechtlichen u. öbonomiſchen Vor— 
ausſetzungen erfolgen. Der Erl. macht endlich noch 
darauf aufmerkſam, daß es zur vollen Erreichung 
des angeſtrebten Swedes auch erforderlich fei, die 
Betriebsjiihrung und das Verhalten der Arbeiter 
dDerart ju reqeln, wie eS zur Sicderung eines mög— 
lichit gefahrloſen Betriebes notwendig ijt, und ent= 
hält als Anlage eine Zuſammenſtellung ſolcher Vor— 
ſchriften; inſoweit dieſe Betriebsvorſchriften die Be— 
triebsführung durch den Gew.-Inhaber oder Be— 
triebsleiter regeln, könne die Beobachtung derſelben 
durch die Gew.Behörde — bei neu errichteten Bez 
trieben im Konſenſe, bei beftehenden Betrieben im 
Wege cines bejonderen Auftrages — vorgeidrie- 
ben werden. 

Hinſichtlich gewiſſer Betriebsanlagen bejtanden 
übrigens ſchon ſeit längerem beſondere Beſtim— 
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mungen, denen fie zu entjpredjen haben und die 
fiir ben Schutz der beſchäftigten Urbeitsperjonen von 
Bedeutung ſind, jo namentlich fiir Betriebsſtätten, 
in welden die Erzeugung von Phosphorzünd— 
waren ftattfindet (B. 171 85, R. 8), dann aud 
fiir Die Erzeugung ujw. von Sprengmitteln V. 
2 VIL 77, R. 68, mit Nadhtriigen), weld) leptere 
V. freilich nod) dariiber hinausgehende Swede ver- 
folgt. Ubrigens ijt — nad) dem Eri. über die allg. 

utzvorſchriften die baldige Erlaſſung von 
Spezialvorſchriften zum Schutze des Lebens und 
der Geſundheit der in einzelnen Gew.-Zweigen 
verwendeten Hilfsarbeiter in Ausſicht genommen. 


Literatur. 


S. die Darjtellungen u. Ausgaben der Gew. O. 
bei Urt. „Gewerbe A.”, dann Biſchoff: Tie ge- 
werbl. Betrieb3anlage vom Standpuntte des öſterr. 
Verwaltungsredtes (Graz 1902). Mataja. 


C. Gewerberedjie (Umfang u. Ab- 
greniung). 


I. Ginleituna, — Ll. Berechtiguagsumfang; 1. Alla. 
Grundjige; 2. Erzeugungẽgewerbe insbef.; 8. Handels- 
merbe; 4. ugewerbe; 5. Gafte u. Schantkaewerbe, 
laſchenbierhandel. — IIL. Feſtſtellung ber Gew.-Rechte. — 
IV. Ortl. Ausdehnung des Gewe-Betriebes: 1. Allg.; 
2. Auffuchen von Beftelungen, Handlungsreijende, Handels- 
agenten; 3. Fyeilbieten im Umbergieben; 4. Betriebsftatten 
( — ements). — V. 
echte. 


I. Einltitung. Hinſichtlich des Umfanges der 
Wew.-Redjte enthalt die Gew. O. teils allg., teils 
beſondere, auf beſtimmte Gew. bezughabende Be— 
ſtimmungen. Die Frage nad) dem Umfange der 
Gew.⸗Rechte kann dabei eine doppelte Gejtalt an- 
nehmen; es faun ſich eritenS darum handeln, den 
Wirtungstreis der einzelnen Gew.egweige unter- 
einander abjugrengent, oder aber datum, den Be— 
ra i 8 der eingelnen Unternehmung inner: 
halb des dem betreffenden GewegZweige überh. zu— 
gewiejenen Gebietes, jomit insbej. auch im Verhält⸗ 
nijje gu Unternehmungen Dderjelben Art au beſtim— 
men. ine WUbgrengung im eriteren Sinne liegt 
beifpiclSweije vor, wenn die Anfertigung cines be- 
ftimimten UrtifelS dem einen Ger. zu⸗ und einem 
anderen abgeiprodjen wird, eine Grenze im letzteren 
Sinne, wenn etiwa fiir die Erridjtung von Filialen 
oder fiir eine bejtimmte Urt ded Sertriebes der 
Waren, 5. B. im BWege des FeilbietenS von Hans 
gu Haus, gewiſſe Bedingungen u. Beſchränkungen 
vorgezeichnet find. Der Hegenjtand ijt qewerbepolit. 
widhtin, weil fid) in den Bejtimmungen iiber Ju— 
halt u. Umjang der Gew.-Rechte die Neigung der 
Staatsgewalt dupert, diejen oder jenen Erwerbs- 
aiveig zu begiinjtigen oder einzudämmen, ferner 
aus ihnen erbellt, ob die jeweilige Auffaſſung auf 
eine freiere Gejtaltung des Erwerbslebens oder 
eine ftrammere Regelung desſelben gerichtet ijt. 

LL. Berechtigungsumfang. 1. Wilg. Grund— 
ſätze. Der allgemeinite, idjon in der Mew. O. vom 
J. 1859 enthaltene Grundſatz ijt der, daß der Um— 
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jang eines Gew.-Rechtes nad) dem Inhalte des 
Gew.⸗Scheines oder der Konzeſſion (mit Feſthal⸗ 
tung der Beftimmungen des Geſetzes beurteilt 
werde (§ 36 Mew. ©.). Es gibt jomit aud) nur 
getrennte, ſachlich abgegrenzte Gew.«Befugniſſe, der 
einzelne Gew.⸗Betrieb hat ſich innerhalb der ibn 
dedenden Befugnijje zu balten. Die Unterſcheidung 
der Befugniſſe iſt freilich nicht ſo ſcharf, als daß 
bie Berechtigungskreiſe nicht vielſach ineinander 
übergreifen und ſich damit nicht gemeinſame Grenz⸗— 
gebiete ergeben ſollten. 

Die wichtigſte, das ganze Gebiet aber nicht er— 
ſchöpfende Einteilung der Gew. ijt danach anc) in 
Erjeugungs- u. Handelsgewerbe, je nachdem 
eine Stojffverarbeitung oder cin blofer Giiterumiay 
ftattfindet (gl. Art. ,,Gewerbe A.“, Bunft IT, 2, 
C). Freilich ijt auch legteres nicht dahin yu ver- 
jteben, als ob der Händler ohne jede felbjtiindige 
(nicht Durch) Gewerbsleute auf ſeine Beſtellung oder 
dergleichen Hin vermittelte) Einwirkung auf die bon 
ifm ——— Güter bliebe, vielmehr wird auch er 
eine ſolche durch die notwendigen Operationen des 
Zerlegens, Zerteilens, Wdjujtierens ujw. nehmen 
müſſen. Bei gewiſſen Hantierungen iſt oder war 
es zum mindeſten ſtreitig, ob ſie noch in den Rah— 
men des bloßen Handels hineinfallen, z. B. beim 
Einpreſſen von Stofftnöpfen, bei der Ubernahme von 
Kleiderbejtellungen nad) Maß u.a. Bei dem gegen: 
wirtigen Verhältniſſe zwiſchen kaufmänniſchen und 
gewerbl. Unternehmungen läßt ſich nicht verkennen, 
daß ſich an die mehr oder minder ſtrikte Begren— 

ung des Handels ein belangreides vollswirtſchaftl. 
B ntereffe fniipjen kann. 

Umgekehrt gilt jedod) nad) § 37 Gew. O. der 
widtige Sag, bak fiir die Gewerbetreibenden eine 
Beſchränkung auf den Verkauf der jelbit- 
qefertiqten Waren nicht ftattfindet. Das ältere 
Gew.Recht hatte den entgegengefesten Standpuntt 
eingenommen: das Berfaujsrecht der Gewerbsleute 
u. Fabrifanten war, auger auf den Qahrmiirften, 
in dev Regel ftreng auf ihre eigenen Erzeugniſſe 
bejdjriinft, da, wie man annabm, durch die Aus— 
dehnung der Berfaujsredjte auf die Erzeugniſſe 
anbderer Gewerbsleute die Handiwerfer u. Fabri- 
kanten jugleid) in Handelsleute umgejtaltet wür— 
den, während dod) Fabrifation u. Handel zwei ver- 
idjicdene Erwerbszweige bildeten, von dene jeder 
cigene Exfordecnife vorausſetzt und den Gegen— 
jtand einer befonderen Berleibung ausmadt (Ko 
peg: Ljterr. Gew.⸗Geſetzkunde, 1829, 1, § 235). 
Die wierigfeiten einer Qontrolle dariiber, ob 
cin Erzeugnis in der betrefjenden Werkſtätte ſelbſt 
verjertigt wurde oder nicht, ſowie die neuzeitliche 
induftrielle u. faujménnijde Entwidlung, welche 
viele Mewerbetreibende geradezu zwingt, aud) aus 
anderen Betriebsjtitten hervorgeqangene Brodutte 
dae erklären ausreichend die in Rede ſtehende 

ſtimmung der gegenwärtigen Gem. O., welche 
fic) ſchon in der Faſſung des Geſetzes vom J. 1859 
vorgefunden hatte. Desgleichen find auch jene im 
dilteren Gew.-Rechte urjpriinglic) enthaltenen, aber 
jelbjt dort ſchon bejeitigten Beſchränkungen fiir den 
Verfauy der Produzenten an die Konſumenten mit 
Umgebung des HandelS, ingbej. das Berbot ded 


478 


Rleinverfaufes in offenen Laden Gewölben) durch 
Fabritanten uſw. (Kopetz, J. § 234) nicht wieder- 
belebt worden. 

Der Gew.-Sdhein (bezw. die Konzeſſion) fann 
das fragl. Gew. teils mit einem mehr oder min- 
der althergebracdten Namen bezeichnen, 4. B. auf 
den Betrieh des Krämergewerbes, de8 Gemiſcht— 
warengandelS, des Gerätelträger-, Schwertſeger-, 
Sattlergewerbes uſw. lauten, teils einen beſtimmten 
Hinweis auf die in den Kreis der Gew.-Berechti— 
gung einbezogenen Artikel oder die beabjichtigte Tä— 
tiqfeit enthalten, z. B. Handel mit Kohlen, mit Blu— 
men, Erzeugung u. Reparatur von Dampjfejjein 
uſw. raft pojitiver Vorſchrift mug bei manchen 
Sew. in der Konzeſſion der Berechtiqungsumjang 

enau umſchrieben werden. (So find nad § 4 der 

inijterialverordnung 30 XII 85, R. 13 ex 1886, 
betreffend die Einreihung von Leichenbeftattungs- 
unternepmungen unter die fonjejfionierten Gew., 
in Dem Konzeſſionsdekrete die Vermittlungen, Her- 
jtellungen, Arbeits- u. Dienjtleijtungen namentlich 
aujjuyibren, gu weldjen der Bewerber auf Grund 
der ihm erteilten Konzeſſion berechtigt erflart wird. 
Uber die Gajt- u. Sdhantgewerbe ſ. unter Ziffer 5.) 
Aber auch bei nichtkonzeſſionierten Gew. fann auf 
eine deutl. Bezeichnung des Gew.-Betriebes ge- 
drungen werden. So wurden mit MinijterialerlaR 
1VII 89 iiber dad Konjeftionsgeidijt die Gew.- 
Behörden angewiejen, die Unmeldung von Gew.- 
Betrieben unter Benennungen wie Konjettions- 
geſchäft, Konfektion u. dal., welde dag Weſen ſo— 
wie den Umfang des Gew. (ob Erzen ung oder 
Handel ujw.) nicht erlennen laſſen, in dieſer allg. 
Faſſung nicht weiter anjunehmen (Frey-Mareſch 
1876). In ähnl. Weije wurden mit Rückſicht auf 
die Mannigjaltigqfeit der gum Begriffe Baramente 
gebirigen Gegenjtiinde die Gew.-Behörden durd) 
den Miniſterialerlaß 41X 89 veranlaft, in Hine 
funft Aumeldungen auf „Paramentenerzeugung“ 
in dieſer allg. Fajjung nicht mehr entgegensunehmen 
und die Unmeldenden gu verhalten, das Weſen 
des in Uusjicht genommenen Gew.-Betriebes und 
die Mrtifel, welche derjelbe umfaſſen foll, in be- 
jtimmter Weije gum Wusdrude gu bringen (ebenda 
838). Cine andere hiehergebirige Unordnung — 
in Betreff de8 HandelS mit nicht an eine Non- 
acifion gebundenen Preßerzeugniſſen auf Grund 
der Winijterialverordnung 3VIII90, R. 160 — 
findet fic) im Miniſterialerlaſſe 101V91 (bei Müller— 
Diwald, Gew. £., 5. Aufl., S. 95, Frey-Mareſch 
2276). 

Insbeſ. in dem erjften der oben erwiihnten 
walle fann fic der Anlaß ergeben, auf die mannigz 
fachen vor Erlajjung der Gew. O. vom 1850 ere 
gangenen E. u. Vorſchriften hinſichtlich des Um— 
ſfanges der Gew.-Rechte zurückzugreiſen, wofür 
Art. ILL des Kundmachungspatentes zur Gew. O. 
von 1859 die juriſtiſche Handhabe bietet, in wel— 
chem nur die mit der Gew. O. unvereinbarlichen 
Glteven Normen iiber die Wusiibung der Gerv.-, 
Fabriks- u. HandelSberedjtiqungen außer Wirke 
ſamkeit geſetzt wurden. Dieſe Heranziehung der 
älteren Vorſchriften läßt ſich, abgeſehen von dem 
formell juriſtiſchen Standpunfte und dem berech— 
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tigten und begreifl. Streben nach Gewinnung von 
nhaltspunkten für die oft ſehr ſchwierigen E. auf 
dieſem Gebiete, auch damit verteidigen, daß die tra— 
ditionellen Gew. rag “acre hiſtoriſche Rateqorien 
jindD und durd die Wahl einer der herkömml. Be- 
zeichnungen im Gew.-Scheine dod) offenbar ein 
Anſchluß an die beftehenden Verhältniſſe und den 
iibliden unter der Herridjaft der älteren Normen 
entjtandenen Wirfungstreis der einzelnen Geww.- 
Aweige geſucht wurde. Gewif ijt aber auc, daz 
eine rein mechaniſche Ubertragung der dlteren Bor- 
ſchriften nicht wiinfchenswert und nit cinmal 
durchführbar ijt, jondern bet der Anwendung der- 
jelben auf die geiinderten Seitverhiltnifie ent— 
jpredjend Rückſicht genommen werden muß. 

Sofern endlich ausdrückl. Vorſchriften 
über den gti 9 der Gew.- Rechte eingelner 
Erwerbszweige auf Grund der Gew. O. oder ſon— 
jtiger Geſetze bejtehen, find dieſe ſelbſtverſtändlich 
zur Anwendung ju bringen. Sole Beftimmungen 
finden ſich beijpielsiweije (ſ. unter Ziffer 4, 5) im 
§ 17 Gew. ©. in Betreff der Schaukberechtigungen, 
im Baugewerbegeſetz 26 XII 93, R. 193, uͤber die 
Befugniſſe der eingelnen Baugewerbe uſw. vor. 

2, Erzgeugungsgewerbe insbej. „Jeder 
Gewerbetreibende hat das Recht, alle zur vollkom— 
menen Herſtellung ſeiner Erzeugniſſe nötigen Arbei⸗— 
ten gu vereinigen und die hiezu erforderl. Hilfs— 
arbeiter auc) anderer Gew. zu halten.“ (§ 37 Gew. 
O.) Aus dieſer Beſtimmung geht hervor, daß die 
von einem Gewerbetreibenden beſchäftigten Hilfs— 
arbeiter anderer Gew. nur zur Herſtellung von 
Gegenſtänden ſeines eigenen Gew. verwendet wer— 
den dürfen, nicht aber au anderen Zwecken. 

Vermige ausdriidlicer geſetzl. Vorſchrift (§ 37 
Gew. ©.) find in der obigen Beftimmung unter 
Hiljsarbeitern, jofern eS fic) um handwerlsmäßige 
Hew. (ſ. Urt. „Gewerbe A.“, Punft I, 2, B) 
handelt, die Lehrlinge anderer Gew. nicht veritan- 
den. Diele Beſchränkung hängt mit der Sorge um 
die qehirige Heranbilbung des gewerbl. Nachwuchſes 
zuſammen; bandelt es fid) doc) bei handwerks— 
mäßigen Gew. um Fertigfeiten, welche die Aus— 
bildung im Gew. durch Erlernung und längere 
Verwendung in demjelben erfordern, welder Vor— 
ausiepung durd) die bloße Verwendung ju Hilfs- 
Dienjten in einem anderen Gew. nicht entjproden 
wire, 

Wie ſchon oben bemerft, findet (nad) § 37, 
2. Abſ., Gew. ©.) eine Beſchränkung auf den Ber- 
tauf dev jeibjtgefertiqten Ware nicht ftatt. 

3. HandelSgewerbe. § 38, 1. u. 2. Abſ., 
der Wew. O. fagt: 

»Die AUnmeldung eines HandelSgemerbes ohne 
Rejchrintung auf bejtimmte Waren oder beſtimmte 
Kategorien von Waren begreift das Rect gum 
Handel mit allen im freien Berfehre geitatteten 
und rückſichtlich des Verſchleißes nicht an eine be— 
jondere Bewilligung (Konzeſſion) gebundenen Waren 
in ſich. 

„Die Anmeldung eines auf beſtimmte Waren 
oder eine beſtimmte Kategorie von Waren beſchränk⸗ 
ten Handelsgewerbes berechtigt bloß zum Handel 
mit den betreffenden Waren.“ 
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Als Bezeichnung fiir ein Handelsgewerbe im 
Sinne de3 1. Abſ. hat Hisher die als ,,Wemijdt- 
oder Vermiſchtwarenhandel“ gegolten. 

Zwiſchen Handel u. Verſchleiß ijt fein pringi- 
pieller Unterſchied vorhanden (vgl. das Erfenntnis 
in V. Z., 1887, S. 67, und den Minifterialerlak 
211 87 bet Frey-Mareſch 2352), nur wird man 
dem Sprachgebrauch nach lepteren Ausdruck gewöhn— 
lid) nur auf einen Abſ. im Detail besiehen finnen. 

Einem Handler wird eS nicht verwebrt jein, 
die in den Kreis feiner Handelsberechtigung jallenden 
Artifel durch) dazu befugte Gewerbsleute bearbeiten 
oder erjeugen ju lajjen, 5. B. einem Wäſchehändler, 
Leinwand anjufaujen und durch hiezu berechtigte 
Gewerbetreibende Wäſche daraus herjtellen gu laſſen. 

Uber die vicl umſtrittene Frage des Maß— 
nehmens durch Naufleute ſ. insbeſ. die E. des 
V. G. 23 IT 88 (im Sinne der Gejtattung) bei Frey- 
Mareid) Nr. 1875. 

Nac dem 4. Whi, des § 38 Gew. O. (hingu- 
gefiigt durch das Geſetz 4 VIL 96, R. 205) fann 
der limfang der Beredtiqung der Detailhandels- 

ewerbe mit geringem Warenvorrate und mit der 

Peidirdntung auf den Verlauf geringwertiger Pro- 
dufte bet einem lediglich Lofalen Betricbe (Gemijdt- 
warenveridleif, Greifler-, Fragner- oder Höckler⸗ 
gewerbe, Bittualienhandel u. dgl.) im Verordnungs- 
wege geregelt werden. Dieje allg. Regelung ijt bis— 
her nicht erfolgt (betreffs des Flajchenbierhandels 
j. unter Siffer 5). Es läßt fich auch nicht verfen- 
nen, dak der Frage gegenwärtig infolge des neuen 
Perjonaljteuergejepes 25 X 96, R. 220, ein geringes 
Anterejje gufommet, da jest nicht mehr das eingelne 
Gew., jondern die Betriebsjtitte regelmäßig die 
Wrundlage fiir eine gejonderte Steuerbemejjung 
abgibt und jomit aud) die Ausgeſtaltung einer 
Gew. Berechtigung durd) Erwerbung neuer Gew.⸗ 
Rechte an u. fitr fich feine befonderen Steuerleiſtun— 
gen hervorruft. 

4. Baugewerbe. Die jdon im § 23 der 
Gew. O. in Husiict qenommene Fejtitellung des 
Berechtiqungsumjanges der cingelnen Kategorien 
von Baugewerben iit durch das Geſetz 26 XII 93, 
R. 193, betreffend die Reqelung der fongefiionier- 
ten Baugewerbe, erjolgt. Danach jerjallen die 
Baugewerbe im Sinne der $$ 15 u. 23 der Gew. 
O. in: 

. Das Gew. der Baumeiiter, 

2. das Gew. der Maurenneijter, 

3. dad Gew. der Steinmesmeijter, 

4, das Gew. der hcl 
das Sew. der Brunnenmeijter. 

Das genannte Geſetz enthalt jodann die nüheren 
Bejtimmungen iiber den jedem diejer Gew. zuge— 
wicjenen Wirkungskreis (das Nähere f. bet „Ge— 
werbe D.“ unter „Baugewerbe“). 

5. Gaſt- und Schantgewerbe. Flajden- 
bierhandel. Hinfichtlic) der erjteren find aus 
naheliegenden polizeil. Rückſichten ſehr präziſe aus- 
drückl. Beſtimmungen erlaſſen worden. bie zerfallen 
nad $16 Gew. O. in folgende Berechtigungen: 

a) Beherberqung von Fremden; 

b) Berabreichung von Speijen; 

c) Ausſchank von Bier, Wein u. Objtrwein; 


— 


or 


— — — — — — — — — — — — — 
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d) Ausſchanl u. Kleinverſchleiß von gebrannten 
geiſtigen Getranten; 

e) Uusjdant von Kunſt- u. Halbiweinen; 

f) Verabreichung von Kaffee, Tee, Schofolade, 
anderen warmen Getränken und von Erfriſchungen; 

§) Haltung von erlaubten Spielen. 

{8 Ausſchank wird die Verabreidjung von 
Getriinfen an Sif- u. Stehgiijte oder fiber die 
Gaſſe in unverichlojjenen Gefäßen betradjtet. Tie 
Schantheredtiqten jind aud) gum gewöhnl. Han- 
del mit den betreffenden Getriinfen befugt (§ 17 
ew. O.). Der Kleinverſchleiß von gebrannten gei= 
jtigen Flüſſigkeiten berechtigt (nach) § 1 des Geſeßes 
23VI 81, R. 62) gum Verkaufe derjelben in un— 
verfdjlofienen Gefäßen, jedod) nur in Mengen von 
mindejtens einem !/,/ und mit der Beſchränkung, 
daß dem Kleinverſchleißer nicht gejtattet ijt, die ver— 
abreidjten Getrinfe in den Räumlichkeiten, über 
welde ihm das Berfiiqungsredt zuſteht, genießen 
zu lajjen. Der Kleinverſchleißer ijt ebenfalls gum 
gewöhnl. Handel mit den begeichneten Flüſſigkeiten 
‘gy Bezüglich des Flaidenbierhandels ijt 
die B. 30 TIT 99, R. 64, ergangen. Danach unter- 
liegt Der gewerbl. Betrieb der Abfüllung des Bieres 
in Flaſchen sum Zwecke des BVertriebes von Fla- 
ſchenbier dem Konzeſſionszwange, jedoch jind Bier= 
brauer, dann die sum Bierausidante berechtigten 
Gaſt- u. Schanfgewerbetreibenden ſchon trajt ibrer 
Gew.-Bereditiqung jum Wbjiillen des Bieres ohne 
bejondere Konzeſſion bejugt. Inhaber von Detail- 
handelsgewerben, weldje den Handel mit Flaſchen— 
bier neben dem Verſchleiße anderer Artikel betreiben 
wollen, haben diejen Handel der Mew. = Bebhirde 
ausdritdlid) angumelden. Die V. enthalt auch nä— 
bere Bejtimmungen, welche Gefäße beim Bertriebe 
des Flaſchenbieres als verſchloſſen (§ 17 Gew. O.) 
anzuſehen find. 

Tie im § 16 Gew. O. genannten und oben 
wiedergegebenen Beredtigungen finnen eingeln vder 
in Verbindung unter ſich verlichen werden, find 
aber jedesmal in der Verleihung ausdrücklich auf- 
zuführen; Konzeſſionen, die ſich nit an den Tert 
des Geſetzes anſchließen, 3. B. zum Betriebe eines 
Hotels oder Wirtshanſes, ſind daher unzuläſſi 
S 16, Schlußſatz, Gew. O., H. M. Erl. 10 XI 
84, 3. 43033). 

ILL. Feſtſtellung der Gew.-Rechte. „Im Zwei— 
fel über den Umfang der Gew.-Rechte entſcheidet 
die polit. Landesbehörde nach Einvernehmung der 
Handels⸗— u. Gew.«Kammer, welche diesfalls die 
betreffende Genoſſenſchaft zu hören bat’ (§ 36, 
2. Abſ., Gew. O.). Dieſe Beſtimmung iſt aber (qe- 
mäß Erkenntnis des V. G. 28 III 84, Budwinesfi 
4015) auf generelle, das Gew. als ſolches betref— 
fende —* u. Streitigleiten zu beziehen, alſo 
dahin zu verſtehen, daß in Fällen, wo über die 
einzelnen Befugniſſe eines Bew.-Redtes in ab- 
stracto fid) Streitigfeiten u. ay *— die 
Abgrenzung des Umfanges dieſes Gew.-Rechtes im 
fragl. Entſcheidungswege zu treffen iſt. Demgemäß 
wird aud) nicht jeder irgendwo geäußerte oder auf⸗ 
tauchende Zweiſel sur Cinleitung des gedachten Ver— 
jabrens geniigen, jondern werden darauf abgielende 
Antrage von Behirden oder die gemeinjamen ge— 
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werbl. Quterejjen wahrenden BertretungSsfirpern 
euege haben. 

IV. Örtl. Ausdehnung des Gew.-Betriebes. 
1. Allgemeines. Die Gewerbetreibenden können 
auch außerhalb der Gemeinde ihres Standortes 
die Artikel ihres Gew. überallhin bei Gewerbs— 
leuten, die ſolche Erzeugniſſe führen dürfen, in Kom— 
miſſion geben, auf Beſtellung liefern und beſtellte 
Arbeiten überall verrichten. (Beſchränkungen bei 
Baugewerbekonzeſſionen unter erleichterten Bedin— 
gungen j. $6 des Geſetzes 26 XII 93.) Sm Falle 
eS Bedürfniſſes kaun jedoch) die polit. Landesbe— 

hörde über Untrag der Wemeindevertretungen gri- 
ferer Stddte aus feuer= und ſanitätspolizeil. Rück- 
fichten fiir die Ausübung des Rauchfangfehrer- und 
des Kanalräumergewerbes innerhalb diefer Städte 
bezirksweiſe Abgrenzungen verfügen ſowie dieſelben 
verändern oder aufheben. Eine derlei bezirksweiſe 
Abgrenzung hat die Folge, daß innerhalb jedes 
abgeqrengten Bezirkes nur jene Wewerbsleute der 
betreffenden Kategorie beredtigt find, Urbeiten zu 
verrichten, welche in dentjelben ibren Standort haben 
(Ss 41 u. 42 Sew. £.). Sonſtige örtl. Monopole 
finnen fid) aus den Bejtimmungen der $$ 24 
(befondere Bejtellung durch die Behirde) und 51 
(Fleiſch⸗ u. Brotappalto) ergeben. 
2. Anujjuden von Beftellungen. Hand— 
lungSreijende. HandelSagenten. Die Gee 
werbetreibenden find ferner beredjtiqt, im Umher— 
reijen außerhalb bes Standortes jelbjt oder durch 
utit amtl. Legitimationen verjehene, in ihrem Diente 
jtehende Bevollmidtigte (Handlungsreijende) Be- 
ftellungen auf Waren bei Kaufleuten, Fabrifanten, 
Gewerbetreibenden, iiberh. bei ſolchen Berjonen, 
in Deren Geſchäftsbetriebe Waren der angebotenen 
Art Verwendung finden, aufzuſuchen; jie ditrjen 
jedoch biebei, auger auf Märkten, feine Waren gum 
Verfauje, fondern nur Muſter mitjiihren. (§ 59, 
L. Abſ., Gew. O. in der Faſſung des Geſetzes 25 0 
1902, ſ. auch unten unter 3.) 

ine Ausnahme von dem BVerbote, die zu ver— 
faufenden Waren felbjt mitzuführen, bejteht nach 
§ 59a Gew. O. fiir Erzeuger von Uhren, Gold: 
u. Silberwaren, Großhändler mit dieien WUrtiteln, 
Dann Juwelen- u. Edeljteinhiindler und ihre Be— 
vollmictiqten, falls nad) der Natur der Waren 
ein Verkauf nad) Muſter ausgeſchloſſen ericheint, 
jowie mit der ferneren Bejdrintung, dab die Waren 
nur an befugte Wiederverfiujer abgejeyt werden 
dürfen. 

Das Aufſuchen von Beſtellungen auf Waren 
bei Perſonen, welche dieſe nicht in ihrem Geſchäfts— 
betriebe verwenden, iſt in Betreff gewiſſer Waren— 
gattungen (nimlid) Kolonial-, Spezerei- u. Maz 
terialwaren) unbedingt verboten. Hinſichtlich der 
anderen Waren können — innerhalb des Stand- 
ortes des Mew. — Bejtellungen aud) bei Perjonen 
aufgeſucht werden, weldje die betrefienden Waren 
nicht in einem Gejchajtsbetriebe verwenden. Sojern 
eS jich jedoch um ein Aufſuchen von Bejtellungen 
bei Diejen Berjonen (aljo um ein fog. Detailreijen) 
augerhalb des Ctandortes des Gew. (der Ortsge— 
mteinde der Ausübung bandelt, ijt hinſichtlich der 
Fälle, die nicht Die frither erwähnten, einem un— 





bedingten Berbote unterliegenden Warengattungen 
betrefien, folgende Unterſcheidung ju machen. 3m 
allg. ijt ein ſolches Aufſuchen von Beftellungen nur 
in eingelnen Fällen über ausdriidliche, ſchriftliche, 
auf bejtimmte Waren fautende, an den Wew.-Qn- 
haber geridjtete Aufforderung gejtattet. Im Ber- 
ordnungswege fann jedoch fiir bejtimmte Waren 
oder Vegirfe das Aujjuchen von Bejtellungen bei 
Perjonen der erwähnten Art aud) ohne Äuffor— 
derung zugelaſſen werden. Solche begiinjtigte Urtitel 
jind derzeit: Majdinen u. Motore jorvie even Be⸗ 
jtandieile, Nähmaſchinen, Schreibmaſchinen, Fabre 
raider, Baumaterialien u. a. (§ 59 Gew. O. in der 
dutd das Geſetz 25 IL 1902, R. 49, angeordneten 
Faſſung, Winijterialverordnung 27 XI 1902, 
R. 242, Minijterialerla 27 XII 1902 bei Miiller= 
Diwald S. 144, Romorgynsfi S. 504). 

Die näheren Bejtimmungen iiber die Ausfer— 
tigung der bereits erwähnten Legitimationen fiit 
HandlungSsreijende wurden in der eben angefiihrten 
Minijterialverordnung 27 XII 1902 getroffen. Die 
Ausjertiqung erjolgt auf Grund des Unjuchens jenes 
Sew.-Anhabers, in deſſen Dienjt der Handlungs- 
teijende ſteht. Sie fann veriweigert werden, wenn 
die Perjon, für welche die Legitimation verlangt 
wird, wegen gewiſſer Delilte verurteilt worden ijt, 
jeit Verbüßung der Straje nod) nicht drei Jahre 
verjlojjen jind und nod der jtrafbaren Handlung 
im Sujammenbalte mit der verurteilten Berjin- 
lichfett beim GejchijtSbetriebe cin Mißbrauch au 
bejorgen ijt. Uber die Legitimationen pon Hand= 
lungéreijenden fiir ausländiſche Unternehmungen 
ſ. $ 59e Gew. ©. und die Miniſterialerläſſe 18 1 
1903 und 231V 1903 (B. Bl. des M. J. Mr. 3) 
und bet Müller-Diwald S. 147, 1476, Romor- 
zyunski S. 510, 525. 

Neben den iim Diente eines bejtimmten Ge— 
werbetreibenden ftehenden Handlungsreiſenden kom⸗ 
men fiir das Aufſuchen von Beftellungen aud 
Handelsagenten in Betracht, weldje ein Geſchäft 
daraus machen, fiir mehrere Gewerbetreibende zu 
wirfen. Diejer Geſchäftsbetrieb gilt als freies Gew. 
und ijt demnach bei der —æe— als ein ſolches 
anzumelden. Den Handelsagenten ijt nicht geſtattet. 
außer Muſtern noch Waren mit ſich zu führen, für 
eigene Rechnung ju verkauſen oder in Agentie— 
geſchäfte mit anderen Perſonen gu treten als ſolchen, 
In deren Geſchäftsbetriebe Waren der angebotenen 
Art Verwendung finden (§ 59c¢ Gew. £.). 

Gew.Inhaber — aljo auc) Handelsagenten —, 
welche im Umherreiſen Bejtellungen ſuchen, haben 
den Gew.Schein (das Ronjeffionsdefret) gu ihrer 
Legitimation mit jic) gu führen ($$ 12, 15 Mini- 
jterialverordDnung 27 XII 1902). 

Auf den Vertrieb von Drucidriften und das 
Sammeln von Prinumeranten oder Cubjtribenten 
fommen die Bejtimmungen der $$ 59, 59b und 
59e nicht aur Anwendung, hiefür gelten ledig— 
lic) Die im Preßgeſetze gegebenen bejonderen Vor— 
jcbriften ($ 59d Gew. ©). Das Sammeln von 
Pränumerationen oder Subjfriptionen auj Drud- 
werfe ijt nad) dem Geſetze 17 XII 6z, R. 6 ex 
1863, nur Perſonen gejtattet, welde mit einem 
hiegu von der Sicherheitsbehirde (der l. jf. Polizei- 


behörde bezw. der polit. Bezirlsbehörde) bejonders | 
ausgeſtellten Erlaubnisideine verſehen find. 

3. Feilbietenim Umherziehen. Das Feil- 
bieten von Waren im Umherziehen von Ort gu Ort, 
auger auf Märkten, und das Umbertragen u. An— 
bieten von Waren von Haus gu Haus darf nur 
von den nad dem Geſetze iiber den Hanjierhandel 
(taij. P. 4 1X 52, R. 252, f. Wet. ,, Haujierbandel”) 
hiezu befugten Perſonen betricben werden. 

Dieje Beſchränkung findet feine Anwendung: 

a) Auf Erzeugniſſe der Land- u. Forſtwirt— 
ſchaft, welche Dem tagl. Verbrauche dienen, ferner 
auf natürl. Säuerlinge, ſofern die Feilbietung von 
Haus zu Haus oder auf der Straße durch die 
Produzenten oder deren Beauftragte oder durch 
bejugte Handelstreibende ausgeiibt wird. Verbote 
diejer Yat des Feilbietens fiir bejtimmte Artifel 
und auf beftimimte Beit in eingelnen Gemeinden 
oder Gemeindeteilen find jtatthajt, alla. ausge— 
ſchloſſen jind geijtige Getränle u. Eſſig. 

b) Muy fleinere Gewerbetreibende, denen das 
Feilbieten ihrer eigenen Erzeugniſſe innerhalb der 
Memeinde des StandorteS von Haus ju Haus 
durch bejondere behördl. Erlaubnis geſtattet wurde. 
Nabere Bejtimmungen hieritber ſ. $ 60 Gew. ©. 

Beiondere Beſtimmungen find ferner iiber das 
Feilbieten u. Mustragen von Brot u. Baderwaren, 
dann fiber dic Verwendung von Kinder und weibl, 
Yerjonen gum Feilbicien pon Haus au Haus oder 
auf der Strage getrofjen (j. $ 60 a, 60 b Gew. O.). 

4. Betriebsjratten (Hweigetablijie 
ments). Snhaber eines freien oder handiwerfs- 
mäßigen Hew. finnen in der Gemeinde ihres Stand- 
ortes mebrere fejte Betriebsftatten (Werkſtätten oder 
Rerfaujslofale) halten und diejelben innerhalb der 
Gemeinde ant einen anderen Standort verlegen. Jn 
allen Fallen ijt jedoch der Gew.Behörde hievon die 
Anzeige su erjtatten. Die Verlequng eines cine feſte 
Betriebsjtitte bedingenden fonjeffionierten Gew. an 
einen anderen Standort in derjelben Gemeinde oder 
in demjelben Gew.-Bezirke fann nur nach einges 
holter Genehmigung der Gew.-Behörde erfolgen 
(§ 30 Gew. £.). 

Wenn die Gewerbetreibenden aujerhalb der 
Wemeinde ihres Ctandortes Zweigetabliſſements 
oder Niederlagen (abgeiehen von Magazinen und 
anderen nur zur Aufbewahrung von Waren die— 
nenden Lofalititen) errichten wollen, jo müſſen jie 
Diejelben nad § 40 Sew. O. ſowohl der Gew.- 
Behörde, in deren Bezirke jie errichtet werden, als 
derjenigen, in deren Regijter die Hauptunterneh— 
mung eingetragen ijt, anmelden und bei fongeffio- 
nierten Mew. eine eigene Rongejjion von der erjt= 
erwähnten Behörde envirfen. Wenn hinjichtlich der 
beabjichtiqten Errichtung von Zweigetabliſſements 
oder Riederlagen Umijtande obwalten, welche im 
Sinne der Gew. C. die Ausjolgung des Gew.— 
Scheines begw. die Erteilung der Konzeſſion nicht 
zulaſſen, fo hat die Behörde die Crricjtung der 
Sweigetablifjements oder Niederlagen der Lartei 
unter Befannigabe des Hindernifies ju unteriagen. 
Außerdem hat die Behirde auch hier, wenn es fich 
um eine neve Betriebsanlage handelt, nach den über 
die Wenehmigung folder Anlagen im LT. Haupt: | 


Ofterr. StaatSwirterbudh. 2. Aufl., 2 Bd. 
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itiicte Der Gew. O. enthaltenen Bejtimmungen vor- 
zugehen ſ. Art. „Gewerbe B.“). 7 

V. Uberfdreitungen der Gew.-Rechte. Über— 
ſchreitungen dex Gew.-Befugniſſe begriinden vor 
allem eine Übertretung der Vorjdrijten der Gew. O., 
deren Unterjuchung u. Beſtrafung (nad) § 131 ew. 
©.) den polit. Verwaltung#behirden 1. Inſtanz ob- 
liegt (§ 141 Gew. ©.); als 2. Inſtanz fungieren 
hiebei die polit. QandeSftelicn, als oberjte Inſtanz 
bei Refurjen iiber den Umijang von Handele- u. 
ew. Befugnijjen das H. M. Gegen ein in 2. Inſtanz 
bejtiitiqtes oder gemildertes Strajerfenntnis jindet 
ein wweiterer Rekurs nidjt fratt (§ 150 Gew. L.). 


Literatur, 

S. Art. „Gewerbe A.W, dann YWuipiper: 
Der Umjang der Gew.-Befugnis Wochenſchrift des 
ned. Gew.-Bereines 1886). Mikuſch: Die Cine 
ſchränkung des Detailreiiens und fonjtige Beſtim⸗ 
mungen der letzten öſterr. Gew.⸗Novelle (Schmollers 
Jahrb., 1903). Frey u. Mareſch: Sammlung 
von Gutachten und E. über den Umſang der Gew.- 
Rechte, 3 Bde. (Wien 1894-1901). Manzſche 
— — der E. von Behörden und gutachtl. 
Außerungen über den Umfang von Gew.Rechten 


(4 Hefte, Wien 1886 — 1800. Mataja. 


D. Polizei einzelner Gewerbe. 


ine Reihe von Unternehmungen gewerbl. 
Charafters haben, ihrer Ciqenart wegen, cine be- 
jondere normative Ausgeſtaltung durch Geſetze oder 
B. gefunden —* eine erhöhte Entſcheidungs— u. 
Spruchtätigkeit der Miniſterien u. Gerichte hervor- 
getujen. Bon dieſen ſollen die wichtigſten bier in 
alphabetifcher Reihenfolge sur Darjtellung gelan 
gen. Es find im allg. ene Unternehmungen, die 
im § 15 der Gew. O. und in den gu dieſem ſo— 
wie au dem Borbehaltsparagraphen 24 gehörigen 
B. als fonjeffionierte Gew. erklärt wu. geregelt 
wurden. Die Daritellung ijt ſowohl hinfichtlich der 
Auswahl der Unternehmungen al8 auch binfichtlich 
der einſchlägigen Bejtimmungen fo erſchöpfend, alé 
es der verfiigbare Raum zuließ. Dabei find ſowohl 
jene Gew., welche in der 1. Aufl. des Werkes über— 
gangen werden mubten, nunmebr in die Daritel- 
lung einbezogen als auch jene gewerbepolizeil. Ar 
tifel, welche Pilger in der alphabetiiden Reihung 
der Schlagworte des Staatswirterbuches ihren Plaß 
gefunden batten, in diefen Sammelartikel aufge— 
nontmen worden. (Uber Feuerwerf u. Sprenaprii- 
parate ſ. Urt. „Sprengſtoffe“. — Uber Teleqraphen- 
agenturen ſ. rt. ,,Teleqraph’.) Die hier behan— 
delten Hew. ergeben fich aus nachitebender Überſicht: 
Abdedergewerbe. 
. Antomatifde Wagen u. Berfaufsappyorate. 
. Badeanftalten. 
. Baugewerbr. 
Beleuchtungsſanlagen. 
Bergiührer. 
Buchhandel. 
Edelmetallhandel. 
IX. Elektrizitätsanlagen. 
Flaſchenbier handel 


— 
— — 
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XI. Gafte u. Schanlgewerbe. 

XU. Gebrannte geiſtige Getrdnte (Ausſchank, Reins 
verichleiß und gewohnl. Handel). 
Sodern= u. Knodenhandel. 
Hufbeichtag. 

Ynformationsbureaur. 
Kanalräumergewer be. 

Krämerei im Grenzbezirke. 

Kunſt⸗ u. Halbrweine. 
Leichenbeſtattungsunternehmungen. 
Leihanſtalten fiir literariſche oder 
Breßerzeugniſſe; Leſekabinette. 
Martletendercien. 

Mineralslvertebr. 

Mineralwaffer. 
Muſitunternehmungen. 
Vechſiedereien. 

Pfondleibgewerbe. 

Plasgewerbe und veriodiſcher PBerfonentrans- 
port. 

Vreßgewerbe. 

Vrivatdetettivunternehmungen. 
Rauchfangtebrergewerbe. 

Reifebureany. 

Spielfarten. 

Techniſche Bureau. 

Trödler. 

Bertilgung von Ratten, Mäuſen, ſchädl. In— 
ſetten u. dal. durch gifthältige Mittet. 

Waffen u. Munitionsgegenſtände (Erzeugung 
u. Berfauf). 

Wanderlager. 
Waſſereinleitungsunternehmungen. 
Zahntechniker gewerbe 
Zundwarener zeuaung. Miſchler. 


XIII. 
XIV. 
XV. 
XVI. 
XVII. 
XVI. 
XIX. 


+ artiſtiſche 


XXI. 
XXII. 
XXIIL. 
XXIV. 
XXV. 
XXVI. 
XXVII. 


XXVIII. 
XXIX. 
XXX. 
XXXI. 
XXXII. 
XXXIII. 
XXXIV. 
XXXV. 


XXXVI. 


XXXVII. 
XXXVIII. 
XXXIX. 
XL. 


I. Abdeckergewerbe. 


I. Ginteitung. — II. Rechte u. Bflichten der Abdecer. 
— M. Gewerbepoligeil. Regeluna. — IV. Die Betrieds- 
anlage und bie Befeitigung der Cadaver. 

I, Cinleitung. Das A. (Waienmeijtergewerbe) 
befaBt fic) mit der Einſammlung und unſchädl. 
Beſeitigung der Kadaver von gejallenen oder we— 

en Kranfheit getiteten Tieren bet Verwertung der 

audjbaren Bejtandteile, injoweit dieſe geſetzlich 
gull ig ijt. Bom janitdtSpolizeil. Ctandpunfte 
ommt dem YW. grofe Wichtigteit su; die Wus- 
iibung desſelben erſcheint darum kraft bejonderer 
geſetzl. Anordnung in den Dienjt der Sanitäts— 
polizet gejtellt, ohne dak jedoch dabei eine mit dem 
Bejen des jelbjtindigen Hew.-Betriebes nicht ver— 
trägliche förml. Dienjtesanjtellung des Unterneh- 
mers Play greift. Tie gewerbl. Titigfeit des Wb- 
defers ijt durch die in eingelnen Kronländern gel- 
tenden und durd) die ſpäter erlajjenen Tierfeuchen- 
geſetze 20 11 80, R. 45 u. 37, modifizierten Spe- 
zialvorſchriften geregelt. 

IL. Rechte 1. ‘Bhlidten der Abdeder. Den 
Ubdedern oblieqt insbeſ. 

1. Tas Cinjangen von Hunden gemäß der 
jeweils bejtehenden geſetzl. Vorſchriften und behirdl. 
Unordnungen. 

2, Das bb ge und die Rbernahme aller von 
Lrivaten, öffentl. Unitalten u. Behörden oder deren 
Organen aus Sanitätsrückſichten zur Vertilgung 
beſtimmten Tiere, Tierteile und animaliſchen Ab— 
jille; dann die Abfuhr der aus verſeuchten Stal- 
lungen nad) den Vorſchriften der Tierfeuchengeiepe 
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zu entfernenden und zu vertilgenden Cbjefte als: 
Diinger, Streu, Schutt, Stalleinridtungen u. dgl. 
iiber Auftrag der fompetenten Behirde (§ 20, 3. 6. 
Geſetz 2011 80, R. 35). 

3. Das Abholen und die Vertilqung aller 
wutfranfen oder verdächtigen Tiere (§ 35, 1. c.) 
jowie die Einjammlung und unſchädl. Beſeitigung 
aller auf den Straken, Blaipen ufw. ibres Rayons 
aujgefundenen Ajer und ſchwerverletzten berren- 
lojen Tiere. 

4. Das Abhäuten aller umgejtandenen, sur Ver- 
tilgung bejtimmten Tiere, inſoſern dagjelbe in jani- 
tãts⸗ und veterindrpolizeil. Besiehung gejtattet ijt. 

Nicht gejtattet ijt das Abhauten der Kadaver 
pon an Milsbrand, Rog (Wurm), Wut ($$ 27, 
20 u. 35, J. c.), Dann an der Rinderpeit (§ 21 
Geſetz 2911 SO, R. 37) qefallenen oder * ſol⸗ 
cher Krankheiten getöteten Tieren; derlei Kadaver 
ſind mit Haut u. Haaren unſchädlich zu beſeitigen. 

5. Die unverweilte Anzeige einer jeden ihnen 
befannt gewordenen Erkrankung ſowie des Ver— 
endens eines Tieres an der Rinderpeſt oder einer 
der im §$ 1 deS Tierieuchengeieges aufgeführten 
Rranfheiten (§ 16 Geſeß 2911 80, R. 35). 

Im übrigen wird hinſichtlich der mit der 
Ausiibung des A. verbundenen Rechte u. Pflichten 
fowie der gewerblichen und wirtſchaftl. Beſchrän— 
fungen auf die erwähnten bejonderen Vorſchriften 
verwieſen. Dabin gehören die fiir N. O. mit Sratt- 
haltercierlaf; 10 VI 60, 8. 18713, L. 3; fiir 2. O. 
mit Weies STV 73, &. 38, und Statthaltereierlay 
3II 77, 8. 14033, 2. 5; fiir Salgb. mit Landes- 
tegierungsverordnung 6 V 65, &. 3; fiir Steierm. 
zufolge Eri. des M. J. 13 VII 80, J. 8086, und 
22183, 8. 316, mit StatthaltereiverordDnung 21 LIT 
81 und 10IX 82, & 8 u. 19; fiir Böhmen mit 
Statthaltereitundmacdung 2511 60, 8.5315, 8. 11; 
fiir Mähren mit Statthaltereierlagk 12 VIII 60, 
3. 194749; für Krain mit Landesregierungsver- 
ordnung 5X 60, 3. 15022: fiir Tirol mit Eri. 
deS GuberniumS 13 X 34, 3. 19328; fiir Tricit 
am 15X 58 erlafjenen tie = oder In⸗ 
itruftionen (Ulbrich H. B.). Das mit dem Staaté- 
minifterialerlak 10 V 66, 3. 8823, erlajjene Verbot 
deS Schweinehaltens, welches aud) in die eingelnen 
Ubdecerordnungen iibergegangen ijt, wurde durch 
den Erl. des M. J. 1211 91, 8. 10779, dabin ab- 
—— dak Abdeckern bei vorwurfsfreiem Gew.— 

etriebe und ſonſtiger Vertrauenswürdigkeit von 
der polit. Bezirlsbehörde auf Antrag der Gemeinde 
die Haltung von Schweinen fiir den eigenen Haus— 
bedary und nach Makgabe desjelben bewilligt wer— 
den fann; dagegen ift der Verfauj der in der Waſen⸗ 
meiſterei gemaäſteten Schweine ſowie der Handel mit 
Schweinen überh. den Abdeckern bei Strafe (Mini— 
jterialverordnung 30 IX 57, R. 198) verboten. 

Am Intereſſe der forreften Ausübung jeines 
Gew. hat ſich der Abdecker mit dem Anbalte der 
fiir ihm geltenden Abdederordnung fowie mit den 
geltenden Seuchenvorichriften Geſetz 29 LI 80, R. 35 
u. 37, und V. 12 IV 80, R. 36 wu. 38) und den 
einſchlägigen ſonſtigen ſanitäts⸗ und veterindrpoli- 
zeil. Vorſchriften vollkommen vertraut gu machen 
und alle dieſe Vorſchriften bei Ausübung ſeines 
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Gew. ſtreng gu beobachten (§ 26 Wiener Wajen- 
meijterinftruftion). 

III. Gewerbepolizeil. Regelung. 1. Kon— 
zeſſionierung. Das A. gehört gu den konzeſſio— 
nietten Gew. (§ 15, 3. 9, Gew. O.). Bewerber 
um derlei Konzeſſionen müſſen nebſt den allg. 
Erforderniſſen des ſelbſtändigen Gew.-Betriebes 
(S$ 2—10 Gew. O.) nod) die notwendige Verläß— 
lchkeit für dieſes Gew. beſitzen, dagegen erſcheint 
der Nachweis einer beſonderen Beſähigung nicht 
erforderlich (§ 23, Abſ. 1, Gew. O.). Bei der Ver— 
leihung von A. ijt auf die lokalen Verhältniſſe 
jowte aud darauf Bedacht gu nehmen, dak vom 
Standpuntte der Sicherheits-, Cittlicteits-, Ge— 
ſundheits⸗, Feuer- oder Verkehrspolizei gegen den 
beabfidjtiqten Gew.⸗Betrieb fein Anſtand obiwaltet 
(8 23, Abſ. 3, Gew. ©.). 

Die verlichene Konzeſſion fann wegen unter= 
lajjener Betriebserifinung vor Ablauf von 6 Mo- 
naten nad der Konzeſſionserteilung oder wegen 
ebenjolanger Unterbredjung ded Betriebes juritd- 
qenommen werden (§ 57 Gew. O.). 

2. Tarife. Für das W. finnen über Mntrag 
der Gemeindevertretung und nad Einvernahme 
der Handels- u. Gew.-Rammer und der etiva be- 
ftehenden Genoſſenſchaft unter Berückſichtigung der 
obwaltenden Berhiiltnijje von der polit. Landes- 
behörde Maximaltarife feſtgeſetzt werden, welche 
nur fiir das Gebiet der betreffenden Gemeinde, bezw. 
Wemeinden des Ubdecerbegirfes bis auf Widerruj 
Meltung haben (§ 51 Gew. O.). Die Streifungen 
des Wajenmeijters find eine Mafregel zur wirk— 
jamen Durdfiihrung einer örtl. Saupe u. Sperr- 
mafregel, deren Rojten nad) § 42 Geſetz 29 II 80, 
MR. 35, jene Gemeinden ju tragen haben, in wel- 
chen dieje Streijungen vorgenommen worden find 
(B. G. 1411 99, 8. 1080, Budwinsfi 12498). 

3. Aufſicht. Das A. unterliegt der gewerbe— 
—— Regelung (§ 54 Gew. £.). Eine ſolche 

egelung, jum Teil auch mit Feſtſetzung von 
Marximaltarijen, erſcheint durd) die oben e 
Abdeckerinſtruktionen gegeben. 

Der Abdecker unterjteht hinfichtlicd der Aus— 
iibung ſeines Gew. nad) dem Geſeß 301V 70, R. 68, 
und der Gew. O. zunächſt den Borjtehungen jener 
Gemeinden, die in dem ihm zugewieſenen Rayon 
liegen, in höherer Linie aber auf dem Lande den 
f. f. Bezirlshauptmannſchaften, in Stiidten mit 
eigenem Statute der betreffenden Gemeindebehirde 
und, wo fid) der Sig einer l. f. Polizeibehörde be- 
findet, bezüglich des Hundefanges und der Cine 
jammlung der Wier auch dieſer Behörde. Der Ab— 
decker ijt auch verpflicjtet, den öffentl. Sanitäts— 
organen in allen von denjelben getrofjenen Ver— 
fiiqungen piinftlic) Folge gu leijten. Jn lepterer 
Beziehung jteht nad) der Anitruftion fiir die f. 7. 
Tierärzte diejen Organen die gp rat Bue 
jtandes der Wasenmeijtercien und der Verſchar— 
—— in ihren Bezirken zu (8 13 Geſetz 29 11 
80, R. 35), wobei fie zugleich ihr Mugenmerf darauf 
zu richten haben, daß die nofigen WAasplige erridtet 
und injtand gehalten, dah Aſer u. Teile derjelben 
in vorſchriftsmäßiger Weije bejeitigt und nicht miß— 
bräuchlich verwendet und die Abdecker und deren 
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Gehilfen hinſichtlich der pflichtgemähßen Ausübung 

ihrer Verrichtungen ſowie der ce gery | ibrer 

Inſtruktion, befonders aud) in Bejug auf die An⸗ 

gcioe verdichtiger Lierunfiille (§ 16 Geſetz 20 I 80, 
. 35) ain fontrolliert werden. 

IV. Die — und die Beſeitigun 
ber Kadaver. 1. Die Betriebsanlagen im alls 

emeinen. Die gewerbl. Anlage gum Betriebe 

A. bedarj der Genehmigung der Gew.-Behirde. 
Die Genehmigung darf nur auf Grund ded in den 

28—34 Gew. O. vorgezeichneten Berjahrens 

diftalverjahren) erteilt werden. Cine ſolche An— 
age mup aud) den ftrengiten ſanitäts- u. veterindr- 
poligeil. Unforderungen entiprecen. Im allg. wird 
bei der Auswahl des Plapes fiir eine joldje Be- 
triebSanlage darauf Bedacht gu nehmen jein, daß 
der Plog in entipredjender Entjernung von be— 
wohnten Orten und abjeits von Straßen und jtart 
benupten Feldwegen gelegen jei. Wud) der herr— 
ſchende Wind ijt in —* au ziehen (Waſen— 
meiſterinſtruktion fiir N. O.). 

2. Die BeſeitigungderKadaver.a Durch 
Verſcharren. Die Vorſchriften der Tierſeuchen— 
geiebe, betrefjend die unſchädl. Bejeitigung der Tier⸗ 
abdaver durch Berjdarren oder auf thermijdem 
oder chemiſchem Wege, finden ſelbſtverſtändlich auc 
auf die Ubdeceranlagen Anwendung. Daher find die 
zum Verjdarren der Kadaver namentlich der an 
anjtedenden Rranfheiten verendeten Tiere beftinym- 
ten Gruben jo tief 7* en, da über die Wier 
nod) eine 2m hohe Erdſchichte gu liegen fommt 
slays 12 IX 80, R. 36). Bei den 
taSgruben fiir an der Rinderpeſt gefallene Tiere 
ijt iiberdieS Die feft zuſammengetretene Oberfläche 
mit Dornbiijden oder größeren Steinen zu be- 
legen oder mit foldjen Pflanzen gu bejepen, welche 
ſchnell wachſen und tieje Wurzel treiben; die Gru- 
ben jind auferdem mit Stangengiunen oder Grii- 
ben in umgeben, durch eine Tafel als Aasplag 
fenntlid) zu machen und bids jum erflirten Er- 
löſchen der Seuche durch einen bejonderen Wächter 
au bewachen (3 21 Miniſterialverordnung 12 TV 80, 
R. 38). Aus Aasgruben dürſen Knochen nur mit 
Bewilligung der polit. Bezirlsbehörde ausgegraben 
werden. Dieſe Bewilligung iſt nicht vor 8 Jahren 
vom Zeitpunkte der —— gerechnet und 
überh. nur dann zu erteilen, wenn die Verweſung 
der Weichteile vollſtändig erfolgt und die unmittel— 
bare Verarbeitung der Knochen geſichert iſt. Ebenſo 
iſt die Wiederbenutzung der Aasgruben als ſolcher 
durch die polit. Bezirksbehörde nur nach Ablauf 
eines ſolchen Zeitraumes zu geſtatten, innerhalb 
deſſen die vollſtändige Verweſung der Kadaver ſicher 
eingetreten ijt (Miniſterialverordnung 12 IV 80, 
R. 36, ad $ 20 des Gejeves). Neben dieſen ally. 
giiltigen Normen find bezüglich der Verſcharrungs— 
pliige nod die einſchlägigen bejonderen Beſtim— 
mungen der — Saeed cca ona, zu beadhten. 

Rad) dem Gejes 29 II SO0, R. 35, darj die 
unſchädl. Beſeitigung von Tierfadavern aud) auf 
thermijdem oder chemiſchem Wege bewerfftelligt 
werden, ja dieſe Vertilgungsart erjdheint bei ge- 
wijjen Tierfrantheiten (Milzbrand, Rog, Pocken, 
Rinderpejt) geradezu empjoblen. 
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b) An Betreff der thermijden Bejeiti- 
gung der Tierfadaver bejagt die Minijterialver- 
ordnung 12 1V 80, R. 36, im allg., dah diejelbe ent- 
weder in eigens hiezu eingeridpteten, behördlich fon- 
jentierten BetriebSanlagen oder durch Verkohlen der 
acritiidelten und reichlid) mit Petroleum oder Teer 
begojjenen Kadaver iiber einem Holsfeuer geſchehen 
fan. Dieſe Vertilgungsart ijt iiberall dort amjus 
ordnen, wo es an geeigneten Verjdarrungspligen 
gebricht. Bei Anwendung derſelben ijt Feuersge- 
ſahr gu vermeiden. 

c) Mad) derjelben B. hat binjichtlic) der che— 
miſchen Verarbeitung der Tierfadaver als Grund- 
jas gu gelten, da dieſe nur in behördlich fonjen- 
tierten Betriebsanlagen, welche einer permanenten 
jachverjtindigen Uberwachung ju unterziehen find, 
vorgenommen werden darj. Dabei muß ein Bers 
fahren in Anwendung fommen, durch welches die 
Zerſtörung des Anſtedungsſtoffes fowie der tieri- 
iden und pflanzl. Barafiten mit Sicherheit erreicht 
wird, und weldjes jede Berwendbarfeit der tieri= 
ſchen Teile und der daraus erzeugten Produfte ju 
Nahrungssweden ausſchließt. 

Uber dicjiir die Beurteilung einer Abdecherei— 
anlage mit Unwendung des thermo-demi- 
iden Berjahrens mafgebenden Gefichtspuntte hat 
ſich Das Di. J. aus Anlaß eines fpegiellen Halles 
mit dem Erl. 15 III 79, 3. 15436, im wejentlichen, 
wie folgt, ausgeſprochen: 

Ruͤckſichtlich der thermodhemijden Beſeitigung 
der an der Peſt, Milzbrand, Rotz (Wurm) oder 
Wut gefallenen oder wegen ſolcher Krankheiten ge— 
töteten Tiere iſt nur die Verbrennung in eigens 
dazu konſtruierten Ofen oder die trodene Deſtil— 
lation bis zur vollſtändigen Verkohlung oder die 
völlige Zerſetzung in Dampfdigeſtoren mittels über— 
hitzten, mindeſtens auf 3 Atmoſphären geſpannten 
Waſſerdampfes unter Mitwirlung von Säuren oder 
Alkalien zuläſſig. 

Hinſichtlich aller der Betriebsanlage zugeführ— 
ten Tierkadaver hat eine derartige Verarbeitung 
Platz zu greiſen, dah jie dabei jede Verwertbarkeit 
als Nahrungsmittel für Menſchen u. Tiere ein— 
büßen. Die zum Genuſſe verwendbaren Fette 
müſſen verſeiſt oder in anderer Weiſe zerſetzt wer— 
den; der Talg darf nur in geſchmolzenem Zuſtande 
in Verkehr gebracht, zur Fabrikation von Fleiſch— 
dünger nicht lufttrockenes, ſondern nur gedämpftes 
Fleiſch verwendet werden; die Darſtellung von 
Gelatin als Klärungsmittel ijt unſtatthaft und 
nur die Gewinnung ordinärer Leimſorten zu— 
läſſig. Die Gedärme dürfen nicht als ſolche in 
Verkehr gebracht werden. 

Zum Trocknen der Häute, zur ——— 
oder Reinigung der Hörner, Haare, Klauen un 
dev fonjtiqen Abfälle müſſen, injoweit nad den 
Seuchengeſetzen nicht die Vertilqung vorgeſchrieben 
ijt, qeeiqnete luftige Schupfen vorhanden fein; alle 
dDieje Rohſtoffe find, wenn fie von feudenfranten 
Tieren jtammen und nicht nach den Veteviniirvor- 
ſchriften gu vertilgen find, zu desinfizieren. 

Tie Magazinieriung der Radaver bis zur Ver— 
arbeitung dary nicht mebr als 24 Stunden dauern, 
die Aufſpeicherung der Weidteile iit unzuläſſig. 
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Die Cinrichtung der Betriebsanlage muh daber 
die unverzügl. Berarbeitung der Wer aud) bei 
momentan gefteigertem Zuwachſe gejtatten. Für 
den Fall aber, daß infolge Seuchenausbruches das 
eingebrachte Yiermaterial mit den porbandenen Ber: 
tilgungsapparaten ohne linger andauernde Maga- 
ginierung nidjt mehr bewiiltigt werden könnte, ijt 
pon vornberein ein geeiqneter BVeridarrungsplapy 
auszumitteln und gu bejtimmen, in welchem mit 
Wenehmigung der polit. Bezirksbehörde für die 
Dauer der, jwingenden Verhalinijje die Verſchar— 
rung von Sifern jtattsufinden bat. 

Für die in der BetriebSanlage beſchäftigten 
Perjonen ijt ein bejonderes Reglement, euthaltend 
die gum Schutze dieſer Perſonen und zur Ber- 
hiitung der Verjehleppung von Qnifeftionsjtofien 
nötigen Vorjichten, abgujajjen. Für die piinttlichjte 
Bejolgung der Vorichrijten des Reglements ijt der 
Gew.⸗Inhaber oder defen Stellvertreter ($ 55 
Sew, OD.) verantwortlic. 

Vor der Genehmigung der Anlage ijt die 
Leiſtungsſähigkeit der vorhandenen Wpparate fiir 
die thermo-chemiſche Aasverarbeitung durch eine 
Kommiſſion gu prüfen und hat ſich dieie hiebei nicht 
auf die bloße Beurteilung der konſtruktiven Ver— 
hältniſſe und der — der Apparate ju bes 
ſchränken, jondern im Wege eines probeweijen Be- 
triebes die erforderl. Gewißheit über den anzuſtre— 
benden Erfolg zu verſchaffen. 

Endlich iſt bei Genehmigung der Anlage eine 
permanente ſachverſtändige Beaufſichtigung zur Be— 
dingung zu machen. — Rüclſichtlich der Stallungen, 
in welchen Schweine untergebracht werden follen, 
ordnet der Erl. des M. J. 12 11 91, Z3. 10779, an, 
daß dieſelben aus Zementmauerwerk hergeſtellt und 
mit einem undurchläſſigen Fußboden, z. B. aus 
Steinpflaſter mit entipredend dicker Schichte Zement⸗ 
überguß verſehen, auch ſonſt gegen das Eindringen 
der Hatten gut abgeſchloſſen werden und allen 
billigen Unforderungen der Stallhygiene entipreden 
müſſen. 

Uber die zum Betriebe des A. ſonſt nowen— 
digen Einrichtungen u. Betriebsmittel (Stallungen, 
Stafige fiir Hunde, Transportmittel, Werkzeuge u. 
dgl.) enthalten die verſchiedenen Wbdecerinitrut- 
tionen die erforderl. Beftimmungen. 


I, AutomatifGe Wagen u. Berkaufsapparate. 


I. Ginleitung. — II. Anzeigepflicht. — 111, Gewerbe; 
rechtl. Behandlung. 

I. Ginleitung. Automatiſche Wagen u. Ver— 
faujéapparate jind Vorrichtungen, welche durch Ein— 
werjen pon Gelditiiden, im iibrigen aber ſelbſttätig 
das Gewicht einer abzuwiegenden Perſon anjeigen, 
bezw. die Ubergabe des Verkaufsgegenſtandes an 
den Käuſer bewirfen, Bom gewerberechtl. Stand- 
puntte beqeqnete der Betrieh von derlei Mpparaten 
bei den Gew.-Behörden veridiedener Wuffajiung, 
was angeſichts der Neubheit u. Eigenartigteit diejer 
vor den herkömml. Formen abweichenden Art ent- 

eltl. Verrichtung von Dienjtleijtungen und ded 
| Warenverfaujes gewiß begreiflich ift. Im Inter— 
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ejie einer gleichmäßigen behördl. Qudifatur war | flatur als ,,Bebitel’) der zuvor erwähnten gewerbes 
daher eine allg. Auftlärung über die gewerberechtl. | rechtl. Einheit aufzufaſſen. 
Natur u. Behandlung der gewerbl. Verwendung 2. Hinfichtlich des Warenverſchleißes mittels 
von Automaten sweifellos geboten, sugleid) bedurfte | automatifder VerfaufSapparate muh vorausgeſchickt 
eS behujs Erméglichung einer genauen Evideng | werden, daß von jolchen Verfaufsautomaten, die 
über die aufgeſtellten Apparate bejonderer iiber die! von befugten Geſchäftsleuten innerhalb der Ge— 
Beſtimmungen der Gew. O. Hinausgehender Kon- meinde, in welder fie ibr Gew. betreiben, und 
rrollvoridriften. überh. im Rahmen ibrer Gew.-Beredtigung benugt 
LI. Die Anzeigepflicht. Dieſem Swede dient | werden, ju abjtrahieren ijt, da in dieſen Fiillen 
die Minijterialverordnung 23 V1 92, R. 98, weldje | der aufgeſtellte Automat nichts anderes bewirft als 
im wefentlichen folgendes bejtimmt: Die An- oder | eine ——— Einlkaſſierung des Kaufpreiſes fiir 
Außerbetriebſetzung einer jeden automatiſchen Wage | die ohnehin feilgebotenen Waren. Ebenſowenig kann 
oder eines ſolchen Verfaufsapparates ijt vom Unter- von einem ſelbſtändigen gewerberechtl. Charatter 
nehmer unbejchadet der allfilligen Verpflichtung zur bei jenen Verfaufsautomaten die Rede jein, mittels 
Gerw.-Anmeldung (§ 11 Gew. O.) der nad dem Auf⸗ derer im Geltungsgebiete der Gew. O. gelegene 
ftelungSorte zuſtändigen Gew.-Behirde 1. Anftang | Fabriten oder jonjtige ProduftionSqewerbe, wenn 
zur Wngeige gu bringen. Bei blofem Standorts- | auch außerhalb der Gemeinde ibres Ctandortes, 
wechiel ijt ſowohl die Behörde des fritheren als die | lediglich eigene Erzeugniſſe verſchleißen. Denn 
des neuen Standortes au verftindigen. Die nad) | eine Niederlage oder Verſchleißſtätte hört dadurch, 
Tarijpojt 44, lit. g, Geſetz 9 IT 50, HR. 50, jtempel= | daß jie automatijd) betrieben wird, nicht auf — 
jreie Angeige hat au enthalten: Namen u. Sip des | nach den Worten des Minifterialerlajjes 16 X1 83, 
Unternehmers, bezw. Wohnort des Unternehmers | Nr. 26701 — als Ausfluß des den gewerbl. Pro— 
jowie Bezeichnung der Gattung und des Stamd= | dugenten zuſtehenden Rechtes, mit ihren Erzeug— 
plages der automatijden Vorrichtung. Ubertretuns niſſen u. ten Handel au treiben, einen bloßen 
gen Ddiejer V. find nach dev Miniftertalverordnung | Bejtandteil des betrefjenden Erjeugungsgewerbes 
301X 57, R. 198 (Geldftrafen bis 200 K oder zu bilden. 
Urrejt bis 14 Tagen), gu bejtrafen. Hingegen begriindet der wirklich jelbjtindige, 
III. Die gewerberechtl. Bebandlung wurde | d. i. nicht im Rahmen eines Handelsgeſchäftes oder 
durd den H. W. Erl. 23 VI 92, 8. 16299, ge- Erzeugungsgewerbes geleqene Betrieb auch bloß 
regelt; der Inhalt desſelben ijt im wefentlichen | eines eingelnen automatijden Berfaujsapparates, 
jolgender: . inſofern dieſer Betrieb auch eine regelmäßige perſönl. 
Der Warenverkauf vermittels automatiſcher Mitwirfung des Inhabers oder eines Dritten er— 
Apparate und der Betrieb automatiſcher Perſonen- heiſcht, tatſächlich cin ſelbſtändiges Handelsgewerbe. 
wagen ſind Erwerbszweige, welche, wie jeder andere Um ſo gewiſſer wird der letzterwähnte Charakter 
Warenverlauf, bezw. jede entgeltl. Verrichtung von einem Unternehmen zuerkannt werden müſſen, wel— 
Dienſtleiſtungen mit feſter Betriebsſtätte nach den ches darin beſteht, den Verſchleiß von Waren durch 
Beſtimmungen der Gew. O. gu behandeln find. | dislogierte Mutomaten zu bewirfen. Diese letzteren 
1, Was zuvörderſt die automatifden Was | aber, de von der fommergiellen Sentrale anjge- 
en betrifit, - kommt der Betrieh von foldjen im | jtellt, verwaltet, mit Berlag verichen, injtand ge- 
abmen eines anderen, dieſen Geſchäftszweig in | halten werden, können weder als ſelbſtändige Gew. 
ſich fchlichenden Ger. (3. B. eines phyjifaltid: nod) als Filialen oder alS Zweigetabliſſements, jon- 
mechaniſchen Kabinettes) gewerberechtlich gar nicht dern analog wie die automatijchen Wagen nur als 
in Frage, da jenen lediglich der Charalter von im | BetriebSmittel des am Sipe dieſer Zentrale befindl. 
Geſchäſte verwendeten Gebrauchsgegenſtänden jsu-  Unternehmens angejehen werden. 
fonumt. Jn allen anderen Fällen ftellt fic) der in’ 3. Die Kontrohle. Damit nun die Gew.- 
vielen Beziehungen auc) mit perjinl. Miihewaltung | Behirden eine vollkommen verläßl. Grundlage fiir 
des Unternehmers verbundene Betrieb automati- | ihre E. im Sinne der angefiihrten Grundſäte ge 
ſcher Wagen als ein ftabiles, nach den allg. Grund- winnen, iſt es erjorderlid), daß fie ſich in der ge- 
japen der Gew. O. gu bebandelndes, iibrigen$ an nauen u. vollitindigen Kenntnis jimtlicher ihre 
eine Konzeſſion nicht qebundenes Gew. dar. Hin- Kompetenz unmittelbar u. mittelbar beriihrenden 
ſichtlich des gewerbl. Charafters der einselnen autos automatijden Wagen u. Verfanjsapparate und der 
matiſchen Whgeapparate ijt wegen der Beſtimmun-— aur Beurteilung des gewerberechtl. Charatters ders 
gen des $ 39 u. ff. Gew. O. gu unterideiden, ob | jelben dient. Momente befinden. 
ieje in Dericlben Hemeinde aufgejtellt find, inwelcher } Bu diejem Swede werden die Behirden nicht 
ſich Der Sig der Unternehmiung befindet, oder nicht; bloß von den ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln 
im erjteren Falle bilden ſchon nad) dem zitierten der Erhebung, jondern hauptiiichlicd) von den An— 
Paragraphen die Wagen, welche ihre Plage in der! zeigen Gebrauch gu machen haben, welche ihnen 
Gemeinde des Standortes der Unternehmung haven, | in Gemäßheit der Minifterialverordnung 23 VI 92, 
mit diefer zuſammen eine gewerbl. Cinheit. Aber R. 98, werden erftattet werden. Sobald nun auf 
aud) die auferhalb der beregten Gemeinde aufge— | rund der erwähnten Anzeigen und anderer Ane 
jtellten automatiichen Wagen find nicht etwa ale | jormationen eine polit. Behörde in die Kenntnis 
ſelbſtändige Zweigetabliſſements im Sinne des § 40 | von Tatjachen gelangt, die fic) auf folche in ihrem 
Gew. £., jondern vielmehr als notwendige —— Bezirke aufgeſtellte automatiſche Wagen oder Ver 
Betriebsmittel, nad) dev älteren geſetzl. Nomen— kaufsapparate beziehen, die feine ſelbſiändigen Gew. 
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ausmachen, fondern die nur als Beftandteile oder 
Vetriebsmittel von gewerbl. Unternehmungen an- 
aujeben find, welche außerhalb diejed Bezirkes ihren 
Sit haben, jo hat dieje Behirde jener Gew.-Behirde 
1. Inſitanz, in deren Bezirke ſich der Standort der 
zegenſtändl. Gew.-Unternehmung bejindet, hievon 
Witteifung gu machen, damit die leptere Behörde 
in den Stand gejept werde, die Vollſtändigkeit u. 
Richtigteit der Gew.-Anmeldung dieier Unterneh— 
mung 3u priifen jowie den Umſang des Geſchäfts— 
betriebes derjelben ju erfennen. 
Obige Vorſchriften, joweit fie den Warenver- 
ſchleiß betrefjen, gelten auch fiir den nicht im Rahmen 
eines im Inlande bejtehenden Handels- oder Er- 
zeugungsgewerbes mittels in laujenden Eiſenbahn— 
waggons angebradter Automaten, nur find die nad 
der begogenen Minijterialverordnung vorgeſchrie⸗ 
benen Anzeigen bei jenen Gew.-Behdrden 1. In— 
ſtanz zu erſtatten, in deren Bezirk der Standort 
des Unternehmers und jene Ortſchaften gelegen ſind, 
woſelbſt die Automaten im Sinne der zollamtl. 
Vorſchriften deponiert oder nachgefüllt werden, bezw. 
wo die Strecke im Inlande endigt, welche der mit 
dem Verkaufsautomaten ausgeſtattete Waggon 
durchläuft ( H. Mt. Erl. 8. 32533 ex 1897). 
Bum Erl. des H. M. 23 VI 92 muh bemerft 
werden, dah er nur den automatijden Waren— 
verfauf als freies Gew., demnach nicht aud) den 
immerhin miglichen automatijden BWarenverfauj 
pon Artileln, deren Berfauf an eine Konzeſſion 
gebunden ijt, im Auge bat. Für einen Verkauf 
der lefteren Art kämen natürlich die Beftimmungen 
der Gew. O. über die fonjejjionierten Gew. zur 
Anwendung. Uber den automatijfden Verkauf von 
Preßerzeugniſſen j. ,.XX VIL. Preßgewerbe“, über 
die Verwendung von Automaten in Gajt= u. Schant- 
qewerben j. „XI. Gaſt- u. Schantgewerbe”. 


Ill. Badeanftaften. 


I. Die Heilbider. — II. Bader ohne Heilgwed. — 
III. Badepotigei. 

Man unterjheidet B. mit u. ohne Heilswed. 

1. Die Heilbader. Die Heilbider find gemäß 
Art. V, g. faij. P. 20 XIL 59, R. 227, von den 
Vejtimmungen der Gew. O. ausgenommen, Die 
Bewilligung zur Erridjtung von privaten Heilbade- 
anjtalten fteht den polit. LandeSbehirden gu (A. E. 
14 1X 52 und § 2, lit. b, Geſetz 30 1V 70, R. 68). 
Die Grundſätze, nach weldjen bei der Bewilliqung 
von Dderlei B. vorzugehen ijt, enthilt der Eri. des 
M. J. 2111 92, 2 14498. 

1. Rongejjtonierung. Die polit. Landed- 
behirbde hat bei der Konsejfionierung bon privaten 
Heilbadeanjtalten. im Sinne des § 10 des zuletzt 
jitierten Geſetzes vorher das Gutadten des Lan— 
deSjanitdtsrates eingubolen. Nur ſolche WUnjtalten 
dürfen fongefjioniert werden, in denen die Behand— 
lung nad)anerfannten wiſſenſchaftl. Grund— 
ſfätzen und nad genau dargelegten, befannten Me- 
thoden durchgeführt wird, und weldje dementipre- 
chend eingeridtet find. Die — 
unter anderem an die Bedingung zu knüpfen, daß 


ſich der Konzeſſionär bei etwaigen Ankündigungen 
über die Anſtalt jedweder Beru ung auf Kurmetho⸗ 
den, welche einen — au wiſſenſchaftl. Heil- 
verfahren darjtellen jollen, jowie auch marktſchreieri⸗ 
ſcher Unpreijungen enthalte. 

Bei der beabjictigten Erridtung von Heilan- 
jtalten mit neuem Heilverfahren ijt erjt nad 
eingebolter E. des M. J. über die Zuläſſigkeit die— 
ſes Verſahrens mit der inſtanzmäßigen E. vorzu— 


Alle Heilbadeanſtalten müſſen unter der Lei— 
tung und verantwortl. Uberwachung eines zur Aus— 
übung der Praxis berechtigten Arztes ſtehen. 

2. Verwaltung und Kontrolle. Zufolge 
Miniſterialerlaſſes Il 57, 8. 1042, haben die polit. 
Landesbehirden in umjajjender Weiſe alljährlich 
iiber den Verlauf und die Ergebnijje der Saijon 
in den wichtigen Bades u. Trinffurorten ſowohl in 
allg. adminijtrativer als aud) in ſanitätspolizei— 
lider und mediziniſch-wiſſenſchaftl. Beziehung Bee 
richt gu erjtatten. 

Laut Erl. des M. J. 16 VIL GO, B. 1668, ijt 
die Rurin{peftion dort, wo nicht förmliche poligeil. 
Kurinjpettionen bejtehen, den Gemeindedmtern 
unter Auſſicht u. Sontrolle der polit. Bezirksbe— 
hörden gu iibertragen. WIS diesbezügl. Aufgabe der 
Gemeindedmter wird nebjt der Handbhabung der 
lofalpoligeil. Vorſchriften im wefentlichen eine ſorg⸗ 
jaltige Führung der ſchon durd die allg. Mel- 
dungsvorſchriften angeordneten Fremdenlontrolle 
und die Sorge fiir Die Aufrechthalttung der Rube, 
Ordnung u. Sittlicjfeit und die jchleunigite Be- 
a i ber polit. Behörden von allen auf⸗ 
fälligen hrnehmungen bezeichnet. Am Saiſon— 
iditufe haben die Gemeinden eine kurze Anzeige 
mit der fummarijden Nachweiſung der Frequenz 
des Badeortes an die polit. Besirfebehirde behuis 
Borlage an das M. J. gu machen, 

Endlich bejtimmt der Minifterialerlak 3 Il 61, 
3. 6834, dah in allen widtigeren Kurorten mit 
dem Sige einer polit. Bezirksbehörde diefe fic) nicht 
auf die blope Uberwadung des Gemeindeamted 
rüchkſichtlich der Handhabung der Badepolizei gu be= 
ſchränken, jondern, wenn nötig, aud) jelbittitig 
cingugreifen hat (Mayrbhofer III, 260). 

Il. Bader ohne Heilgwed. Auf dieje finden 
die Bejtimmungen der Gew, O. Anwendung. 

1. Die Unternehmungen von derlei Ynftatten 
find freie Gew. Ihre Anlage fann unter Um— 
ſtänden die Genehmigung im Sinne des III. Haupt- 
ſtückes der Gew. O. ſomie aud) eine waſſerrechtl. 
Behandlung erfordern. vores werden auc) die 
fpegiellen Fluß⸗ u. Strompoligei- und andere ähnl. 
Vorjdriften gu beachten fein. 

2. Qn Anjehung der Dampfbader hat die 
u.-b. Statthalterei mit dem Erl. 24 TV 91, 8. 63719 
ſöſterr. Sanitätsweſen S. 157), den unterjtehenden 
polit. Behiirden folqende Direftiven geqeben: 

a) Die Dampjleitungen find jo gu führen und 
die Dampfeinjtrdmungen in den Baderäumen jo 
anjzubringen, dag die Badenden nicht in Gejabr 
fommen, Schaden an der Gejundheit zu erleiden, 
weshalb auch die Regulierungsvorrichtung bei der 
Dampfeinſtrömung in der Art herguftellen ijt, dab 
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jelbe den Badenden nicht sugdnglic ijt. Die Details 
der Musfiihrung find dem Gutachten des Umtsary- 
teS u. Amtstechnikers gu überlaſſen, welche ſich auch 
iiber die Art u. Weife der Einrichtung der unter 
allen Umſtänden ju fordernden permanenten oder 
zeitweiſen Lujterneuerung auszuſprechen haben. 

b) “8 Maximum der Temperatur in den 
Dampfbädern werden 50° 0. angenommen. 

c) Es ijt Vorſorge ju treffen, dak den Ba— 
Denden jedergeit die Benugung falten u. warmen 
Waſſers ermöglicht ijt, jowie daß im Falle des 
Bedarjes * Hilfe ſchnell herbeigeſchafft werden 
tann, und ein ſtets in gutem Stande ju erhalten— 
der ärztl. Notapparat in der Anſtalt vorhanden ijr. 

d) Der Badediener ijt nach Einvernahme der 
exwãhnten Fachorgane, eventuell im Wege einer 
Dujtruftion tiber ſeine Obliegenbheiten insbeſ. Uber- 
wachung des Befindens der Badenden, des Zu— 
ſtandes der Sicherheitsvorrichtungen der vorhan— 
denen Apparate, der Temperatur, dann Lüftung u. 
Reinhaltung der Baderäume u. Gebrauchsgegen— 
jtiinde) gu belehren, der Badeinhaber fiir die ge— 
nauc Befolgung der Vorſchriften verantwortlich gu 
machen. 
e) Mit elelerregenden Krankheiten u. Gebre— 
chen Behaftete ſind in die geneinſamen Bader nicht 
zuzulaſſen. 

LIL. Die Badepolizei handhabt nad 83 Geſetz 
30 IV 70, HR. 68, die Gemeinde. In dieſes Gebiet 
gehört die mit Dem Hftzd. 19 1X 22, B. 22466, ere 
lajiene fiir beide Kategorien von B. geltende Bade— 
ordnung, welde im wejentliden bejtimmt: Die 
Badenden haben nach der Reibenfolge ihrer An— 
funjt Anſpruch auf die Benupung des Bades (§ 1). 
Jede Badewanne wird nad) dem Gebrauche eines 
Bades gan, ausgeleert und mit Biiriten gerei— 
nigt, ebe fie au einem zweiten Bade wieder ange: | 
füllt wird (§ 2). Jeder Badende fann bei der 
Füllung de Bades gur Beſtimmung der Tempe- 
ratur oder um fic) von der Reinlicdfeit gu über— 
zeugen anwejend fein (§ 3). Das Zuſammen— 
baden von Perionen verjdhiedenen Geſchlech— 
tes in einem Simmer ijt bei Strafe von 20—100 K 
(gegen den Badeinhaber) verboten (§ 4). Badegäſte 
ohne eigene Badewajche miijjen ſolche gegen Be— 
zahlung erhalten; unreine oder naſſe Saberoiiicve 
fann juriidgewiejien werden (§ 7). Sur Hilfe 
leijtung in Notjällen muß ftets Ejjig, Hofmann: 
ſcher Geijt, Hirichhorngeijt und in jedem Bade- 


Biiderp reife find beſtimmt und öffentlich im Bade- 
hauſe anjujdlagen ($ 9). Die Beſolgung vbiger 
Voridrijten ijt durd jährl. Revijionen jedes 
Bades gu fontrollieren. Ubertretungen werden 
an dem Llnternehmer geabndet. Die Badeordnung 
mu int Badehauje und in den Badezimmern jtets 
affigiert jein ($ 11). (Mayrhofer IIL, 36.) 


LV. Baugewerbe. 


I, Gewerberechtl. Stellung. — 11. Einteilung. — 
Til Berechtiaungsumfang. — IY. Beſfahigungsnachweis. — 
V. Bereiniaung von B. — VI. Berleihungsbeuörde. — 
VIL. Rechtsſtellung der älteren B. — VILL. Strafbeſtim · 


| 
zimmer cine Glode vorhanden jein (§ 8). Die 
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mungen. — IX. Gonderbeftimmungen. — X. Etellung der 
B. guy Gew. O. — XL. Brivattechnifer OBerweijung). — 
XII. Landl. Banarbeiten. — XIII. Bauarbeiter. 

I. Gewerberedtl. Stellung. Die B. gehören 
gemäß § 15, 8. 6, Mew. O. gu den konzeſſionier— 
ten Gew. Sum Antritte eines foldjen Gew. wird 
nebjt den allg. Vorausſetzungen des jelbjtindigen 
Gew.-Betriebeds die Eigenſchaft der Verlaplichteit 
mit Beziehung auf das Gew. und eine bejondere 
Befihiqung — (§ 23, Ubj. 1, Gew. O.); da— 
gegen ijt die Bedachmahme auj die Lotatverhilt- 
nije oder den Lofalbedarj fiir die Berleihung von 
derlei Gew. mit Uusnahme der unten angefiihrten 
B. minderer Kategorie nicht vorgeſchrieben. 

Dic B. Hatten durd) die Gew. O. 20 XIL 59, 
R. 227 (§ 23), eine durchaus unzulängl. Rege- 
lung evjabren. Die Beredhtigungen der eingelnen 
B. waren gegenjeitig fo wenig ſcharf abgegrengt, 
dap bald sat Cintritt der Wirkſamkeit diejes Ge- 
ſetzes nicht nur ein vevitabler Gew.-Krieg der B. 
untereinander entbrannte, jondern fic) aud) jebr 
bald noc) gablreiche Ubeljtiinde anderer Art in über— 
aus nadhteiliger Weiſe fiihlbar madjten. Eo führten 
die Baumeiiter bei Bauten neben den Arbeiten 
ſämtl. B. nicht felten auch die in das Fad) der jog. 
Bauhandwerter (Tiſchler, Schlojjer, Spengler ufw.) 
einjdlagenden Arbeiten felbjtindiq und mit eige- 
nem HilfSperjonale aus. Empfindl. Verdienitentgang 
für die betroffenen Rleingewerbe u. Minderwertig- 
feit der — waren die Folge davon. Auf der 
anderen Seite durften fic) Maurer⸗, Steinmep- 
u. Zimmermeiſter zur Aufführung von —— 
vereinigen und dieſe für ſich allein ohne Beiziehung 
eines Baumeiſters, alſo ohne einheitlicjefachmanniide 
Leitung, ausführen, was wiederum nur auf Koſten 
der Solidität und der Tauerhaftigleit des Baues 

eſchehen konnte. In entſprechender Würdigung der 

ichtigkeit u. Bedeutung der B. hat das Geſetz 
15 II 83, R. 39 (§ 23, Abſ. 2), die Regelung der 
B. in Bezug auf Beredhtiqungsumjang u. Befähi— 
ungsnachweis einem bejonderen Gejepe vorbe- 
—— Dieſe Regelung ijt durch das Geſetz 26 XU 
93, R. 193, tatſaͤchlich erſolgt und finden demnach 
die Beſtimmungen der Gew. ©. auf die B. nur nod 
injoweit Unwendung, alS nicht jenes Gejep für die 
B. bejondere Vejtimmungen enthilt. Die im fol- 
genden ohne Beiſaß angesiihrten yey pees bes 
deuten ausſchließlich Paragraphen des B.Geſetzes. 

Für die B. erideint eine gewerberechtl. Be- 
jonderbeit dadurch beqriindet, day bei ihnen in Ab— 
ficht auf den Berechtigungsumſang und den Befähi— 
gungsnachweis der einſtmals (vor der Gew. ©. 
20 XII 59, R. 227) bejtandene Unterjdjied zwiſchen 
Stadt u. Land wieder eingefiihrt wurde, indem 
das Geſetz fiir den Untritt und die Ausübung der 
B. an gewijjen (den jog. ausqenommenen) Orten 
in den erwähnten Belangen weſentlich jtrengere 
Beſtimmungen als im iibrigen GeltungSgebiete ent- 
halt. Die ausgenommenen Orte werden im Bers 
ordmungéivege von bem M. J. und dem H. M. 
mit Zuſtimmung des aujtindigen L. A. beſtimmt. 
Laut Miniſterialverordnung 27 XIL93, MR. 194, 
jind dies die Städte Wien, Ling ohne Luſtenau u. 
Waldegg, das gefamte Gebiet der Landeshauptſtadt 
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Salzburg (Mlinijterialverordnung 13 XI 1903, 
MR. 228), Innsbruck mit BWilten, Graz, Rlagen- 
jurt, Laibach (Bezirk 1—IV), Prag, Smidjov, Ka— 
rolinental, Königi. Weinberge, Ziztov (ohne Wol- 
icon}, Pilſen, Reichenberg, Karlsbad, Teplip, 
Schönau, Marienbad, Franzensbad (ohne Unter— 
Lohma), Brünn, Olmütz, Lemberg, Krafau und faut 
Minijterialverorduung 1011 96, R. 25, Troppau 
(ohne Karlsau). 

Die nachträgl. Cinreibung eines Ortes unter 
die ausgenommenen Orte Hat jedod) auf die da— 
jelbjt bervits beftehenden Wew.-Berechtiqungen feinen 
Einfluß (§ 21). Sm iibrigen geht, wie ſchon oben 
angedeutet erjdheint, die Tendenz des B.Geſetzes 
babin, den Berechtiqungsumjang, jedes cingelnen 
B. genau au umidjreiben, um das UÜbergreifen eines 
B. in die Berechtigungsſphäre der anderen B. mög— 
lichit hintangubalten, dabei aber in örtl. Beziehung 
ſolche Ausnahmen zuzulaſſen, welche notwendig 
ſind, damit die Bauführung an Orten mit wenig 
entwiclelter Gew.⸗Tätigkeit nicht allzuſehr beein— 
trächtigt u. verteuert werde. 

IL. Einteilung. B. im Sinne der §§ 15 u. 
23 Mew. £. find die Gew. der Baumeijter, der 
WMaurermeijter, der Steinmepmeijter, der Rimmer: 
meifter und der Brunnenmeijter (§ 1), dann mit 
beſchränkterer Berechtigungsſphäre, namentlich in 
örtlicher und ſachl. Beziehung und zur Führung 
des Meiſtertitels nicht berechtigend, das Maurer-, 
das Steinmetßz⸗, das Zimmermanns- und das Brune 
ei ts —8 6). 

LIT. Berechtigungsumfaug. Ter Baumeijter 
iit im —* 
von Hochba 
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Baumeiſtergewerbe angeführten Einſchränkung mu} 
der Maurermeiſter berechtigte ——— her⸗ 
anziehen, es ware denn, daß im polit. Bezirke des 
Bauortes derlei Gew. nicht vertreten ſind, in wel— 
chem Falle er die betreffenden Arbeiten mit eigenem 
Hiljeperionale auszuführen berechtigt tit u. zw. ſelbſt 
dann, wenn Baugewerbetreibende im Sinne des 
§ 6 (Steinmepe, Simmestent u. Brunnenmadder) 
vorhanden find. Bezüglich der YUrbeiten der jog. 
Bauhandiwerfer gilt dag oben beim Baumeijter- 
gewerbe Geſagte. 

In den ausgenommenen Orten darf der 
Maurermeijier die in jein Fad) cinidlagenden Ar— 
beiten ſelbſtändig nur bei ſolchen Bauten ausfüh— 
ren, welche nicht die Mitwirkung anderer B. be— 
dingen; ſonſt darf dies nur unter der Leitung eines 
Baumeiſters geſchehen 8 3). 

Der Steinmepmeifter ijt berechtigt zur 
Uusfiihrung aller Steinmeparbeiten, jedod) unbe- 
ſchadet der einbeitl. Leitung im Falle des Zuſam— 
menwirlens mit anderen B. ($$ 2—4). 

Der Rimmermeijter ijt beredtigt zur Aus— 
jiihrung aller Simmermannsarbeiten mit der 
leiden Beſchränkung wie beim Steinmepmeijter- 

ewerbe, ferner gur Leitung u. Ausführung von 

uten, welde in ihrer Wejenheit Holgtonjtrut- 
tionen find, jedod) unter Beiziehung berechtigter 
Gewerbsleute, wenn hiebei zugleich die Herſtellung 
von Maurer-, Steinmep- u. Brunnenmeijterar- 
beiten (hinſichtlich der leBteren jedod) nur mit der 
beim Baumeijterqewerbe angeführten Einſchrän— 
tung) in Frage kommt. Für den Fall, als derlei 


berechtigt gur Leitung u. Ausführung Gew. im polit. Begirfe des Bauortes nicht ver- 
uten und anderen verwandten Bauten  treten find, gilt dasjelbe wie beim Maurermeijter- 


mit BVereiniqung der Arbeiten der verjdiedenen | gewerbe. Sur Herjtellung der Arbeiten von nidt 


B. und rückſchtlich aller diejer Urbeiten mit eige— 
nem Hilfsperjonale. Bur Heritellung der nicht in 
den Bereich der eigentl. B. fallenden Wrbeiten, 
inSbej. jener gewiſſer anderer konzeſſionierter Gew. 
und der fog. Bauhandwerfer (Tiller, Schloſſer, 
Wlajer, WUnjtreider, Spengler, Stuffaturer ufiv.), 


muß fich der Baumeiſter überall und in allen Fällen 


hiezu berechtigter Gewerbetreibender bedicnen, 

In den ausgenommenen Crten gilt dieje 
Beſchränkung auch rückſichtlich der Steinmep: u. 
Sinumermeifterarbeiten und, wenn dajelbjt Brun— 
nenmeiſter exijtieren, auch begiiglid) der Brunnen— 
meijterarbeiten, fo dah} die Baumeiſter in dicien 
Orten nur die Maurerarbeiten mit eiqenem Hilfs- 
perſonale herzuſtellen berechtigt ſind. Jit imdes 
in einem jolden Orte das Brunnenmeijterqewerbe 


| 





nicht vertreten, Dawn fieht dent Baumeijter auch | 
die Leitung u. Ausführung aller zur Herſtellung 


eines Brunnens erjorderl. Urbeiten gu (§ 2). 


Der Maurermeijter ijt im allg. berechtigt | 


gur Leitung u. Ausführung von Hochbauten und 
anderen verwandten Bauten; zur Ausführung von 
WMonumentalbauten, von Bauten großer Theater, 


Feſthallen, Ausſtellungsgebäuden, Wujeumsbauten | 


und anderer bejonders jdnvieriger Bauten mit in 
ſtatiſcher Hinſicht belangreiden Konitruftionen, je- 


dod) nur unter der Leitung eines Baumeiſters. 


Su den Steinmeg-, Zimmer- u. Brunnenmeijter: 
arbeiten bezüglich der letzteren mit der oben beim 





au den B. zählenden fongeffivnierten Gew. und 
der fog. Bauhandiwerfer ift der Zimmermeiſter in 
dieſem Falle ebenſowenig berechtigt als der Bau— 
u. Maurermeiſter in analogen Fällen. Derlei Ar— 
beiten können vielmehr nur durch hiezu berechtigte 
Gewerbetreibende ausgeſührt werden (§ 4). 

Der Brunnenmeifter ijt berechtigt sur 
Leitung wu. Ausführung aller zur Herjtellung eines 
Brunnens erforderl. Arbeiten (§ 5). 

Das Maurere, das Simmermannes, 
das Steinmetz- und das Brunnenmader- 
qewerbe (UY. minderer Kategorie) beredtigen zur 
Herſtellung der fongefjionsmapigen Arbeiten an 
ortsübl. Bauten mit Beſchränkung anf die im 
Kongejfionsdefrete gu bezeichnenden Orte (§ 6). 

Außerdem Haben alle Baugewerbetreibenden 
ohne Unterſchied ($§ 1 u. 6) das Recht, die zur 
Durchführung des Baues während der Dauer des- 
ſelben ſowie gum Abbruche von Gebäuden erfor- 
derl. Hiljstonitruftionen als: Baugerüſte, 
Pölzungen u. dgl., dann die erforderl. Bau— 


hütten ſelbſtändig auszuführen (§ 7). 


IV. Befähigungsnachweis ($$ 9—13). Bee 
werber um eine mit dem Weijtertitel verbundene 
B.Konzeſſion (§ 1) haben im allg. nachzuweiſen, 
dak fie das betrefiende Gew. ordnungsgemäß 
erlernt, die erjorderlithe praktiſche Ausbil— 
ding im Sew. genojjen und die vorgeſchriebene 
Prüfung abgelegt Haven. 
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Der Nadweis der Erlernung des Gew. fann 
nach dent Geſetze 8 10) erbradjt werden: 

a) durd) das Abgangszeugnis einer einſchlä— 
gigen Fachſchule mit mindejtens dreijiihrigem praf- 
tijchen Unterridjte in der Lehrwerkſtätte; b) durch 
das Lehrzeugnis (Lehrbrief) iiber die ordnungs- 
ntdpige Exlernung des Gew. oder durd) Den Nach 
weis einer um 2 Jahre längeren praftijchen Aus— 
bildung, alg im § 11 (j. unten) bejtimmt ijt (iiber 
Die Dauer der Lehrzeit enthält das Geſetz keine 
Beſtimmung; es kommen daher die einſchlägigen 
Beſtimmungen der Gew. O. zur Anwendung. Da— 
nad) ijt die Lehrzeit durch den Lehrvertrag 8 99 
Sew. £.| innerhalb der ſtatutenmäßigen Grenzen 
und, wo Genoſſenſchaften fiir die einzelnen B. nidht 
bejtehen, innerhalb der geſetzl. Grengen —* § 98a 
ew. O. 2—4, begjw. 3 Jahre zu beſtimmen); 
c) von abjolvierten Tedynifern (mit beiden Staats- 
priijungen aus dem Bau- oder Ingenieurfache) 
durd) den Nachweis einer jechSmonatliden, von 
abjolvierten Gew.-Schiilern (höhere bautedhnijche 
Gew.-Schule an einer Staat&gewerbejdule oder 
an einer anderen gleichwertigen Lehranjtalt mit 
Ojfentlicfeitsredt) einer einjührigen Verwendung 
im Wew. behujs Erlernung desjelben, wobei in 
beiden Fallen die vor oder während der Studien- 
jeit qeleijtete Arbeit einzurechnen ijt (§ 10). Hier 
kommen nur jene tedynijden Hochſchulen und ſon— 
ftigen Lchranjtalten de3 In- u. Auslandes in Be— 
tract, welche weiter unten bei der Beſprechung 
der Begünſtigungen hinſichtlich der praktiſchen Aus— 
bildung angeführt find. Die inländiſchen Anſtalten 
werden durch die Miniſterialverordnung 27 XII 93, 
RM. 196, die ausländiſchen durd) die Minijterials 
verordnung 27 XIL193, R. 197, begeicynet, welch 
letztere Minijterialverordnung jedod die Anrechen— 
bavfeit der Wbjolvierung von gewerblicyen und 
Fach Schulen des Austandes dev falliveijen E. des 
M. J. im Einvernehmen mit dem K. U. M. und 
dem H. M. überläßt. 

Die erforderl. Dauer der praktiſchen Aus— 
bildung beträgt: für Bau— u. Maurermeiſter 
6 Jahre, davon mindeſtens 2 Jahre als Polier 
oder Werkführer; fiir Steinmetz- oder Zimmer— 
meiſter 4 Jahre als Gebilje, davon mindeſtens 
2Jahre als Polier; fiir Brunnenmeiſter 3 Jahre, 
davon mindeſtens 1 Jahr als Polier; beim Stein— 
meßz⸗ oder Brunnenmeiſtergewerbe fann jedoch unter 
Berückſichtigung ortsübl. Verhältniſſe von der Bo- 
lierspraxis abgeſehen werden (§ 11). 

Gegenüber diefen Beſtimmungen über die Heit 
dauer der praftijden Ausbildung gewährt das Ge— 
ſeß jolgende Begünſtigungen? Für die oben an— 

eführten abſolvierten Techniter zur Erlangung der 
us, Maurer-⸗, Steinmetz⸗- oder Zimmermeiſter— 
berechtigung um 2 Jahre und fiir diplomierte Ted: 
nifer fiir Hochbau⸗ u. Angenieurbaujad um 3 Jahre 
weniger; eine Polierspraxis wird in beiden Fallen 
nidjt gefordert. (Jn Betracht fommen die techni- 
iden Hochfdhulen in Wien, Graz, Brag deutſch und 
böhm., Lemberg, Briinn, Budapeit, Berlin, Hane 
rover, Madchen, Minden, Karlsruhe, Braunſchweig, 
Stuttgart u. Dresden.) Für Gew.< Schiller der ober 
beseidineten Art sur Erlangung der Baus, Mau: 
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rer-, Steinmep-, Zimmer- oder Brunnenmeijter- 
beredjtiquig um 1 Jahr weniger. (Qu Betracdt 
fommen die StaatSgewerbejdulen in Wien I. Be- 
jirt, Briinn [deutic), Prag, Pilſen deutſche, Rei— 
chenberg, Triejt u. Xrafau.) Für Bewerber um das 
Simmer= oder Steinmepmeijtergewerbe mit Ab— 
gangszeugnis ciner einſchlägigen Fachſchule mit 
Lehrwerkſtätte in Betracht kommen fiir das Zim— 
mermeiſtergewerbe: die Fachſchulen in Bergreichen— 
ſtein, Brud an der Mur, Zakopane u. Ebenſee, 
leßtere zufolge Miniſterialverordnung 21V 98, 
WH. 63], fiir das Steinmeßmeiſtergewerbe die Fach— 
ſchulen in Friedeberg, Horic, Laas, Saubsdorf u. 
Trient) um 2 Jahre weniger und fiir derlei 
Bewerber mit Abgangszeu nis der bautechniſchen 
Werkmeiſterſchule an einer Staatsgewerbeſchule oder 
an einer anderen gleidartiqen iffentl. Lehranſtalt 
(in Betracht kommen fiir beide Gew. die Werte 
meifterjdulen in Wien Staatsgewerbeſchule 1. Be— 
zirt), Brünn deutſche und böhm. Staatsqewerbe- 
idjule}, Prag, Pilſen deutſche und böhm. Staats- 
gewerbejdule), Reichenberg B.⸗Schule), Graz, 
Salsburg, Innsbruck, Lemberg, Czernowitz und 
die Fachidule fiir Holz- u. Steinbearbeitung, Ab— 
teilung für Simmerei und Whteilung fiir Stein- 
metzerei in Hallein [legtere zufolge Minijterialver= 
ordnung 24 VI 1901, R. 111) um 1 Jahr weniger. 
Außerdem wird in allen vorbejeichneten Fällen 
die vor u. während der Sdhulgeit augerbalb der 
Schule zurüchgelegte Praxis in dem betreffenden 
ew, in die geil Verwendungsdauer eingerechnet. 

Von Beamten des Staats-, Landes- oder Ge— 
meindebaudienftes wird zur Erlanqung der Bau-, 
Maurermeijter-, Steinmep- oder — 
berechtigung lediglich cine 6jährige Dienſtzeit aus— 
ſchließlich im Hochbaufache, von f. und k. Cifigieren 
der Geniewaffe mit höherem Kurſe sur Erlangung 
der Baumeijterberechtiqung lediglich eine Gjabrige 
Dienſtzeit beim Hochbau- oder Beſeſtigungsdienſte 
und por im f. und k. Heere als Militdrbauwerf- 
meijter in Verwendung gejtandenen Bewerbern yur 
Erlangung der Maurer- Steinmepe oder Zimmer— 
meijterberedjtiqung lediglid) cine bjährige Dienjt- 
zeit in Diejer Cigenichaft gefordert; in den letzten 
drei Fällen wird daher eine praktiſche Verwendung 
im Gew. — und darin fiegt eben die Beqiiniti- 
gung gegeniiber anderen Bewerbern — nicht vers 
angt, dicfelbe wird pielmehr durch die angegebene 
Dienſtzeit erjept. 

Die von den Bewerbern um die Bau-, Mare 
rer, —— Zimmer- oder Brunnenmeiſter— 
berechtigung abzulegende Prüſung wurde in Ge— 
mäßheit des 8 13 durch die Miniſterialverordnung 
27 X11 93, R. 195, in folgender Weiſe geregelt: 

Prüfungsgegenſtände find fiir das Baumeiſter— 
gewerbe: 1. Die Musarbeitung eines Projeftes für 
ein größeres Gebäude auf einem gegebenen Bau— 
plage und nach geqebenem Programme mit allen 
notivendigen Srundrifien, Durchſchnitten u. Faiia- 
den, und mit Darjtellung der wichtigiten im Pro— 
jefte vorfommenden Ronjtruftionen, als: Deden, 
Dachſtühle, Stiegen, Maueriiberiegungen ujw. jamt 
deren Dimenfionierung; jerner die Ausarbeitung 
eines Vorausmaßes mit Berückſichtigung aller por- 
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fommenden Projejjionijtenarbeiten; 2. die idjriftl. 
Beantwortung von Fragen aus der Wathematit, 
aus der daritellenden u. praftijden Geometric, aus 
der Medjanif u. Baumechanik; jerner aus der Lehre 
iiber die Baumaterialien und deren Verwendung, 
aus der Baufonjtruftionslehre mit Bezug auf den 
Hochbau (bei allen Dissiplinen in dem Umſange, 
in welchem die angeführten Gegenſtände fiir pobere 
Gew.-Schulen bautednijder Richtung vorgeſchrie— 
ben find); 3. die miind!. Beantiwortung von Fra- 
qen aus der Baupraxis, aus den Bauvorjdriften 
und der Bauhygiene. 

Für das Maurermeijtergewerbe: 1. Die Vere 
faſſung eines Projeftes aus dem Webiete des Hoch— 
baues auf einem gegebenen Bauplage und nad 
einem gegebenen Programme mit Cinidlup des 
landwiriſchaftl. Bauweſens in den notwendigen 
Grundriſſen, Aufriſſen, Durchſchnitten und die Dar— 
ſtellung der wichtigſten hiebei vorlommenden Kon— 
ſtruktionen, al: Decken, Dachſtühle, Stiegen, Mauer— 
überſetzungen uſw. ſamt deren Dimenſionierung; 
jerner die Ausarbeitung des Vorausmaßes mit 
Veriidjidtigung aller vorfommenden Projeffioni- 
ftenarbeiten; 2. die ſchriftl. Beantwortung von 
Fragen aus dem Gebiete der Baufunit (in dem 
Umfange, in welchem dieje Gegenjtinde an den 
Werkmeijteridulen bautechniſcher Richtung gelehrt 
werden); 3. die mündl. Beantwortung von Fragen 
aus der Baupraxis, aus den Bauvoridrijten und 
der Baubygiene. 

Für das Steinmepgmeijterqewerbe: 1. Die 
Zeichnung eines größeren in Stein auszuführen— 
Den Objeftes oder Baubejtandteiles mit Beigabe 
pon ſchriftl. Erläuterungen iiber die Konſtruktion 
deSfelben; 2. die Reidmung des Steinſchnittes fiir 
verjdiedene gegebene Fälle; 3. die mündl. Beant- 
wortung von Fragen über die Steinmaterialfunde 
und iiber die Verwendung der cingelnen Stein— 
ae fiir verſchiedene Zwecke des Bauweſens. 

Fuͤr das Zimmermeiſtergewerbe: 1. Die Aus— 
mittlung von Dachflächen und die Dachſtuhlkon— 
ſtruktion für einen komplizierten Grundriß, Pro— 
jeltierung eines Holz⸗ oder Riegelwandbaues und 
einer Gerüſtung unter erſchwerten Verhältniſſen, 
mit den dazugehörigen Werkſätzen u. Grundriſſen, 
Aufriſſen u. Profilen ſamt Dimenſionierung der 
einzelnen Konſtruktionsteile, Verfaſſung eines Vor— 
ausmaßes und einer ſchriftl. Erläuterung dieſes 
Elaborates; 2. die Zeichnung u. Berechnung von 
verſchiedenen Holzkonſtruktionen nicht allein mit 
Bezug auf den Hochbau, ſondern auch auf den 
Waſſerbau, z. B. für Brücken, Uferſchutzbauten, 
Wehren und Darſtellung von einzelnen Holzverbin— 
dungen; 3. die mündl. Beantwortung von Fragen 
aus der Holjgmaterialfunde, iiber die zweckmäßige 
Verwendung der vevidiedenen Holagattungen und 
aus ben Borjchrijten der B. O. joweit fic) diejel- 
ben auf Holzkonſtruktionen begiehen. 

Für das Brunnenmeijiergewerbe: Die miindl. 
BVeantiwortung von prattifden Fragen aus dem 
Webiete des Brunnenmeijtergewerbes, insbej. über 
das Graben, Pölzen, Musmauern u. Auszimmern 
pon Brunnen, iiber das Brunnenbohren, Büchſen— 
ſchlagen, die Yinjertigung der Pumper und das 
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Cinfepen des Pumpwerles und der Röhren in den 
Brunnen, jerner iiber die Vorſichten bei Ubteufung 
von Brunnen und iiber die Kenntnis der einſchlä— 
igen Werfgeuge, endlid) iiber die auf Brunnen- 
erjtellungen besugnehmenden Vorjdriften der B. O. 
und die einſchlägige Baubygiene. 

Diplomierte Techniler für das Hochbau- oder 
Ingenieurbauſach find bezüglich aller B. von der 
Priifung gänzlich befreit. Technifer mit der 
2. StantSpriifung aus dem Hodbaus oder Inge— 
nieurbaujache find begiiglid) des Baus, Maurer-, 
Steinmepe u. Zimmermeiſtergewerbes von den bei 
allen dieſen Gew. in den Punften 1 u. 2 ge- 
forderten Teilprüfungen, Tedmiter, welde 
alle lehrplanmäßigen Studien aus dem Ingenieur— 
oder Hodjbaujache juriidgelegt und die 1. Staats- 
priijung oder Cingelpriijungen aus allen Gegen— 
jtinden der legteren mit wenigſtens geniigendem 
Erjolge abgelegt haben und fic) mit Fortqangs- 
zeugniſſen uber die mit Erfolg abgelegten Einzel— 
ir, aa aus Baumechanik u. Hochbau (Vaumate- 
vialiens u. Baufonjtruftionslehre) und, jofern fie 
abjolvierte Studievende der Ingenieurſchule find, 
iiberdicS mit einem Fortgangszeugniſſe aus nic- 
derer Geodäſie auszuweiſen vermigen, dann abjol- 
vierte Gew.=Schiiler (hdhere bautednijde Gew.- 
Schule an einer £. f. StaatSger chule oder einer 
gleidjwertigen Lehranjtalt mit Offentlichkeitsrecht) 
und Offiziere der Geniewaffe mit abjolviertem höhe⸗ 
rem Surje find hinſichtlich der obangefiibrten B. 
von den bei allen diejen Gew. sub 2 angejiibr- 
ten theoretijden Teilpriifungenenthoben; 
die Zuerkennung der Befreiung, um welche mittels 
Gejuches bei der Prüfungskommiſſion cinguicreiten 
ijt, weld) leptere wiederum das Gejud mit ibrem 
@utadten verjehen an die Byes Landesbehörde gu 
leiten hat, unterliegt der E. diejer Behörde. 

Die Priifungen fiir die mit dem WMeiftertitel 
ausgejtatteten B. (§ 1) finden am Sige jeder 
polit. QandeSbhehirde vor Prüfungskom— 
mijfionen, welde folgendermafen jujammenge- 
ſetzt find, jtatt: 

A. Für Baumeijter: 1. Aus dem Vorjtande 
des techniſchen Tepartements oder defien Stellver- 
treter als Borjipendem; 2. aus einem zweiten hibe- 
ren Staatsbaubeamten; 3. aus einem Fachprofeſſor 
an einer techniſchen Hochſchule oder StaatSqewerbe- 
ichule oder aus einem behördlich autorijierten Urdi 
tefien oder einem mit Hochbauten beſchäftigten be— 
hördlich autorifierten Hivilingenieur oder behörd⸗ 
lid) autorijierten Bauingenieut oder aus einent 
hiberen Baubeamten des L. A. oder der Landed- 
hauptſtadt; 4. aus einem Baumeijter. 

B. Für Maurers, Steinmep:, Simmer- vder 
Brunnenmeijter: 1. Aus einem höheren Staats- 
baubeamten al Borjitendem; 2. aus cinem Fach- 
profefjor an einer techniſchen Hochſchule oder Staats- 
gewerbeſchule oder aus einem behördlich autori— 
ſierten Architelten oder einem mit Hochbauten be— 
ſchäftigten behördlich autoriſierten Zivilingenieur 
oder behördlich autoriſierten Bauingenieur oder 
einem höheren Baubeamten ded L. A. oder der 
VandeShauptitadt und 3. je nad) dem Gew., fiir 
weldes die Beredhtigung erlangt werden will, aus 
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einem Baumeiſter, nach Umſtänden einem nach dem 
Geſetze 26 XII 93, R. 193, konzeſſionierten Maurer⸗ 
meiſter oder Steinmetzmeiſter oder Zimmermeiſter 
oder Brunnenmeijter. 

Für die sub B angejithtten Gew. tann in 
griperen Ländern die polit. LandeSbehirde die Vor— 
nahme der Priijung aud) an anderen Orten ges 
ftatten. Die Zujammenjepung der Prüfungskom— 
mijjion ift die gleide wie am Sige der polit. Qan- 
dDeSbehirde; nur wenn und injoweit died nicht mög— 
lic) wire, fann dieje Behörde in die Priifungsfom- 
mijfion aud) andere geeignete Berjonen als Mit- 
glieder berufen. Sn Dalm. ijt, jolange in diejem 
Lande weder Baumeijter nod) aud) Steinmepe-, 
Rimmers u. Brunnenmeijter vorhanden find, an 
Etelle der sub A, 8. 4, bezw. sub B, 8. 3, bes 
eichneten Gew.-Meijter ein zweites Mitglied aus 
em Stande der sub A, 8. 3, begw. sub B, 3. 2, 
genannten Fachmänner in die Prilfungétommniifion 
zu berujen. Die Dauer der in den übl. Amts— 
jtunden vorzunehmenden ſchriftl. Britjung (Aus— 
arbeitung von Projeften und ſchriftl. Beantwor- 
tung der Fragen) jowie dev mündl. Priifung bes 
trigt fiir Baumeijter 14 ArbeitStage, bezw. eine 
Stunde, für die Maurere, Steinmege u. Zimmer— 
meiſter acht Arbeitstage, bezw. eine halbe Stunde. 
Die graphiſchen und ſchriftl. Prüfungsaufgaben ſind 
von der Kommiſſion früher ſchriftlich feſtzuſetzen, 
bis zur Prüfung geheimzuhalten und einzeln zu 
verſiegeln. Der gleiche Vorgang kann auch hinſicht⸗ 
lich der mündl. Prüfung eingehalten werden. Die 
Aufgaben u. Fragen werden vom Vorſitzenden in 
Gegenwart des Kandidaten eine nach der anderen 
u. zw. ſtets erſt nad) Beantwortung der vorher— 
gehenden eröffnet. Die Anfertigung von Zeichnun— 
gen und die ſchriftl. Beantwortung von ujgaben 
u. Fragen hat unter fteter Uberwadung womöglich 
durd) cin Mitglied der Kommiſſion gu geſchehen. Die 
Benupung von Logarithmentabellen, —— 
u. Geſetzbüchern ijt geſtattet; der Gebrauch anderer 
Behelfe ſowie die Mithilſe von Perſonen zieht den 
ſofortigen Abbruch der Prüfung nad) ſich. Bei Prü— 
fungen außerhalb des Sikes der polit. Landesbe— 
horde werden die Prüfungsaufgaben * die Fra⸗ 
gen fiir die ſchriftl. Prüſung von der Landesbehörde 
dem Borjipenden der Prüfungskommiſſion verifies 
gelt iiberjendet. Die Eröffnung erjolgt in der ob— 
angegebenen Weije. Die polit. Landesbehirde er- 
nennt die wien der Pritjungsfommif- 
jion und fiir jedes derjelben einen Erſatzmann auj 
beitimmte Zeit, die aus dem Gew.-Stande gu be— 
jtellenden Witglieder u. Erjasménner iiber Vor- 
idjlag der jujtindigen Gew.-Genoſſenſchaft. Die 
Prüfungstermine beſtimmt die polit. Landesbehirde. 
Die theoretiſche Prüfung fann beim Baumeijter- 
gewerbe vom Bewerber nad) entiprechender Erler— 
nung des Maurergewerbes (§ 10) und nad dem 
20. Mebensjahre gu jeder ie der praftijde Teil 
jedod) erjt ein Qahr vor Bollendung der vorge- 
ſchriebenen praktiſchen Ausbildung ($$ 11 u. 12) 
abgelegt werden, 

ov der Sulafjung zur Prüſung ijt vom Bez 
werber cine Briifungstare su entricten, welche 
nach der Minijterialverordnung 11 1V 94, R. 72, 
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betrégt: 1. beim Baumeijtergewerbe: fiir die votle 
Priifung 126 K (je 30 K fiir die Priifungstom- 
miſſäre und 6 K fiir Den Amtsdiener); ber Ent- 
hebung von der theoretijden Teilpriijung 84 K 
je 20 K fiir Die Kommiſſäre und 4 K fiir den 
mtSdiener); fonft 42 K (je 10 K fitr die Kom— 
mijjionsmitglieder und 2 K für den UWmtSdiener); 
2. beim Maurers, Steinmetz⸗ u. Simmermeijter- 
gewerbe: fiir die volle Prüfung 9 K (verteilt wie 
beim Baumeijtergewerbe); bei Bejreiung von der 
theoretiſchen Teilpriijung 64 K, jonjt 32 K, in 
allen drei Gillen unter gleicher Verteilung unter 
die Romunijjionsmitglicder u. Amtsdiener wie beim 
Baumeijtergewerbe; 3. beim Brunnenmeijterge- 
werbe 32 K (je 10 K fiir Die Kommiſfionsmitgle— 
der und 2 K fiir den WmtSdiener); Priifungsfandi- 
daten, welde im Grunde des § 16, Bunt 1, der 
Minifterialverordnung 27 XII 93, R. 105, unter 
einem mit der Baumeiſter- oder Maurermeiſter— 
priifung aud) die Prüfung fiir das Steinmep: oder 
Zimmer- oder Brunnenmeijtergewerbe abjulegen 
wiinfden (ſ. unten V. ,,Bereinigung von B.“), 
haben bei voller Priijung eine um 30 K, in den 
Gallen der teilweijen — eine um 20 K, 
bezw. um 10 K, erhöhte (die Erhohung gilt fiir jedes 
der weiter angejtrebten Gew. Priijungstare gu ent= 
richten. Jener Betrag, um welchen die Priifungs- 
tare nach der vorjtehenden Beſtimmung erhiht wird, 
fommt jenem Gew.:Meifter gu, um welden die 
Prüfungskommiſſion verftairft werden muh. Mute 
die Prijungétommiijion um mehrere Bew.-Meijter 
verſtärkt werden, fommt ihnen der obige Betrag ju 
gleiden Zeilen ju. Bei gleidseitiger Ublegung 
der Prüfung fiir das Zimmer- u. Brunnenmeifters 
—— beträgt die Taxerhöhung 10 K juqunijten 
eS zur Verſtärlung der Kommiſſion beizuziehen— 
den Brunnenmeiſters. Bewerber um das Bau— 
meiſtergewerbe, welche den theoretiſchen Teil der 
Priijung vorzeitig ablegen, haben hiefür eine Prü— 
fungStare von 42 K und fiir den jpiiteren Prü— 
jungsteil eine foldje von 84 K ju erlegen, deren 
beiderfeitige Uujteilung auf die Kommiſſionsmit⸗ 
lieder u. Amtsdiener in dem obangegebenen Ver— 
Bailtniie erjolgt. Bei Wiederholung der Prüfung 
auch injolge Erlöſchens der Wiiltigfeit des Prüfungs— 
zeugniſſes ijt Die Prüfungstaxe neuerlich ju ent: 
richten. Bei Wiederholung der Priifung injolge 
Ubbruches der erjten Prüſung ijt der auf den zu 
wiederholenden Prüfungsteil entjallende Tarbetrag 
neuerlich zu entridjten. Bei Rücktritt von der Prü— 
jung wird, wenn die begiigl. Erklärung wenigitens 
8 Tage vor Beginn der Prüfung erjolgt, die Tare 
aur Gänze, font aur Hälfte zurückerſtattet (Mini- 
jtevialverordnung 211 96, R. 21). 
Uber da8 Priifungsergebnis enticheidet die 
Kommiſſion mit Stimmenmehrheit. Bei gleichge- 
teilten Stimmen gilt jenes Votum, dem der Vor— 
fipende beigetreten ijt. Der Ausſpruch der Kom— 
mijfion Hat fic) Darauj au beidriinfen, ob der Be- 
werber als befähigt oder nicht bejahigt erfannt wor- 
den ijt. Das Priifungsprotofoll hat ſämtl. Gegen— 
jitinde jeder Teilpriifung, das Urteil der Priifen- 
den über die eingelnen Prüfungsgegenſtände und 
bas Schlußvotum iiber das Gejamtergebuis aller 
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Prüſungsakte gu enthalten. Das Protokoll jamt 
dem Prufungselaborate ijt dev polit. Landesbehörde 
vorzulegen, welche im Falle mit Erfolg bejtandener 
Prüfung das Prüſungszeugnis ausfertigt und aud 
die reprobierten Randidaten verjtindigt. Die Prü— 
jung kann nach Ablauf von je 1 Sabre wieder: 
holt werden. 

V. pd eg vou B. § 8. Tie Vereini- 
gung mehrerer B. (§ 1) in einer Berjon ijt zu— 
läſſig, jofern fiir jedes dericlben der Befähigungs— 
nachweis erbracht und die erjordert. Songeftion 
evivirft wird; hiebei treten gujolge Miniſterialver— 
ordnung 27 XII 93, R. 195, folgende Erleichte— 
rungen cin: 

Bewerber um das Bau- vder Waurermeijter- 

ewerbe und zugleich um das Steinmepe oder 
——————— oder Brunnenmeiſtergewerbe ha— 
ben nebſt dem Befähigungsnachweiſe für eines der 
beiden zuerſt genannten Gew. noch den Nachweis 
einer mindeſtens Ajährigen praktiſchen Verwendung 
(wenn auch mit Unterbrechungen und gleichzeitig 
mit der Verwendung in einem anderen B.) in 
dem betrefſenden Gew. zu erbringen und die Prü— 
jung für jedes weiter angeſtrebte Gew. abzulegen, 
natürlich unbeſchadet der dem Bewerber in Bezug 
auf die Prüfung etwa zuſtehenden Begünſtigungen. 
Tie Prüfung tann gleichzeitig mit der Bau- oder 
Maurermeiſterprüfung vorgenommen werden, mur 
ijt Dann die Prüfungskommiſſion fiir lepteres Gew. 
um je cinen Gew.-Meiſter der angejtrebten iibrigen 
B. gu veritirfen. Die Pritfung für das Steinmete-, 
Simmer u. Brunnenmeijteriacd bat fic) auf das— 
ſenige au beſchränken, was nicht bereits Gegenſtand 
der Baus oder Maurermeiſterprüfung ijt. Bewerber 
um das Zimmer- und das Brunnenmeijtergewerbe 
haben nebjt dem Befähigungsnachweiſe für das 
Fimmermeijtergewerbe auc) nocd den Nachweis 
einer mindejtens 2jahrigen prattijden Verwendung 
im Brunnenmeijtergewerbe (wenn auch mit Unter= 
brechungen und gleichzeitig mit der Verwendung 
int einem anderen GB.) gu erbringen und die Prü— 
jung fiir da8 Brunnenmeijterqewerbe abzulegen, 
jedod) unbefdjadet der fiir gewijie Bewerber gel- 
tenden geſetzl. Begünſtigungen. Bei gleichzeitiger 
Ablegung der Prüfung fiir beide Gew. iſt die Prü— 
fungskommiſſion fiir das Zinmermeiſtergewerbe 
durch einen Brunnenmeiſter zu verſtärken. Die 
Brunnenmeiſterprüfung hat ſich auf dasjenige zu 
beſchränken, was nicht bereits Gegenſtand der Zim— 
mermeiſterprüfung ijt. Sn beiden Fällen beſchränkt 
ſich die Stimmberechtigung der zur Verſtärkung der 
Prüfungskommiſſion herangezogenen Gew.-Meiſter 
auf den ihr Fad) betrejienden Prüfungsakt. 

VI. Verleihnugsbehörde. Die Konzeſſionen 
fiir das Baus, Maurer, das Steinmepe und das 
Aimmermeijterqewerbe verleiht die polit. Landes— 
behörde, die Konzeſſionen fiir das Brunnenmeiiter- 
qewerbe und fiir die B. minderer Kategorie ($ 6) 
die Bew.-Behirde 1. Inſtanz. 

VIL Stetlung der anf Grund der alteren 
Voridriften verliehenen B. Die auf Grund des 
$25 Mew. O. fonzeffionierten Steinmet- u. Zimmer⸗ 
meijtergewerbe find den gegenwärtigen Steinmes- 
u. Simmermeijtergewerben gleichgeſtellt. Ebenſo 
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ſind die nach dem zitierten Geſetze konzeſſionierten 
Maurer den heutigen Maurermeiſtern gleichgeſtellt 
und ſteht jenen von ihnen, welche zur Zeit der 
Kundmachung des B.Geſetzes ihren Standort in 
ausgenommenen Orten hatten, das Recht zu, auch 
in ſolchen Orten im Vereine mit Steinmeg-, Zim— 
mer⸗ u. Brunnenmeiſtern Hochbauten und ver— 
wandte Bauten ſelbſtändig auszuführen. Die polit. 
Landesbehörde Hat überdies jenen konzeſſionierten 
Maurern die Rechte eines Baumeiſters einzuräu— 
men, welche durch eine im Verordnungswege zu 
normierende Prüfung oder durch ihre ſelbſtändige 
Bautätigkeit vor der Wirkſamkeit des B.-Geſetzes 
ihre theoretiſche u. praktiſche Befähigung zum Bau— 
meiſter erweiſen. Alle anderen B.Berechtigungen 
älteren Datums mit fongeijionsmiapig beſchränkte— 
tem Umfange bleiben auch) weiter auf dieſen ge— 
ringeren syns beſchränkt. 

VIII. —— — 88 16—19. Qn 
den Fallen des unbefugten Betriebes von B. ſo— 
wie des Konzeſſionsmißbrauches zur Deckung von 
derlei Betrieben gelten die Strafbejtimmungen der 
Gew. £., jedod) mit der Verſchärfung, daß im 
Wiederholungsjalle auf die unbefugte Wusiibung 
von Bauarbeiten, 3u welchen eine behördl. Bewilli— 
qung erjorderlich ijt, eine Geldjtraje bis 4000 K, 
und auf den Kongefjionsmifbrauch bei B. im Sinne 
des § 1 nebjt einer Geldjtraje bis 2000 K die 
Entziehung der Gew.-Berechtigung fiir bejtimmte 
Beit oder fiir immer qefest tt. Außerdem ver- 
jallen die fiir den Konzeſſionsmißbrauch empjan- 
genen Geldbetriige juguniten der Genoſſenſchafts— 
franfenfajje und, wenn cine jolche nicht befteht, 
zugunſten de8 YUrmenjonds der Gemeinde, in wel: 
cher der Bau geführt wird, weld) lepterem Fonds 
aud) die für Die Dedung des unbejugten Gew.- 
Vetriebes jugefiderten, aber nod) nidt gezahlten 
Geldbeträge zuzuwenden find. Bei Bemeſſung der 
Geldſtrafe tit auf die Vermögens-, Ernverbs- u. 
Einkommensverhältniſſe deS Berurteilien Rückſicht 
au nehmen. Sn jedem auf eine Geldjtraje lauten— 
den Strajerfenntnifje iſt — die ſubſtitutoriſche 
Arreſtſtrafe dergejtalt zu bejtimmen, daß auf je 
120 K ein Tag Arret entfällt und die Geſamt⸗ 
dauer des Urrejtes 6 Monate nicht überſteigt. Die 
den Baumeifter betreffenden Beſtimmungen der 
$$ 380, 383, 384 u. 385 Str. G. finden auf die 
Maurer, Steinmes-, Zimmer- u. Brunnenmeiſter 
jowie auf die Inhaber der gleiden Gew. anf Grund 
der früheren Geſetze ſinngemäße Anwendung. 

IX. Sonderbeſtimmungen für die B. nach 
§ 6. Ob u. in welchen polit. Bezirken oder einzelnen 
Orten mit Niidjidt auf die Bediirinijje der Be— 
vilferung Ronjejfionen fiir derlei B. evteilt wer— 
den können, bejtimmt iiber Vorſchlag des L. W. 
Die polit. LandeSbehirde, welche unter geänderten 
Verhältniſſen natürlich auch die Sijtierung von 
weitcren Berleihungen folcher Gew. nach Einver— 
nehmung des L. A. verfiigen fann. Derlei Kon- 
acifionen finnen nur an Perſonen männl. Ge— 
ſchlechtes, welche die erforderl. Verläßlichkeit 8 23 
Sew. £.) beſitzen und die durch eine mindeſtens 
gjährige Verwendung beim Mew. erlangte prak— 
tiſche Befähigung dartun, verliehen werden. Bei 
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Erteilung der Konzeſſionen ijt auf den Lofal- 
bedarf Bedadjt zu nehmen und ijt zuvor jtetS die 
Handels⸗ u. Gew.-Kammer ju hiren, welche die 
zuſtändige Genoſſenſchaft einzuvernehmen bat (§ 6). 

X. Stellung der B. zur Gew. O. § 2. So- 
weit die Bejtimmungen des BeGeſesbzes nicht ent- 
gegenitehen, gelten hinſichtlich der B. die Beſtim— 
mungen der Gew. £., insbej. auch ritdjichtlid) der 
allg. Erjordernijie jum Betriebe fongejjionierter 
Mew. und der tm § 44 Gew. ©. begriindeten 
Verpflichtung der Gewerbetreibenden zur Führung 
einer entipredenden äußeren —— an ihren 
feſten Betriebsſtätten, jedoch in lezterer Beziehung 
net der Erweiterung, daß die Baus, Maurer- u. 
Rimmermeijter bei jedem Neu-, Jus oder Umbaue 
bid au dejjen Beendigung an augenfälligen Stellen 
ihren Namen und die Bezeichnung ibres Gew. an- 
aubringen haben. Ubertretungen werden nad) dem 
VILL. Hauptitiide der Gew. ©. geahndet. 

XI. Privatteduifer. § 22. Behördlich autori- 
jierte Brivattednifer (SZivilingenieure, Bauinge- 
nieure, Urdhiteften u. Majchineningenieure!, welche 
Hochbauten und andere verwandte Bauten mit eige= 
nem gewerbl. Hiljsperjonal ausführen, unterliegen 
den Beitimmungen des VI. u. VIL Hauptſtüdes 
der ew. O. Im iibrigen werden die Berechti- 
gungen Diejer Verufe zweige durch das B.-Geſetz 
nicht berührt (ſ. hierüber Art. „Privattechniler“). 

XII. Ländl. Banarbeiten. § 2s. Die Be— 
jtimmungen des B.Geſetzes finden keine Anwen— 
dung auf die von der Landbevöllerung als Neben— 
beſchäftigung und ohne gewerbl. Hiljsper- 
jonal betriebenen Arbeiten des Baufaches bei orts- 
iibl, Wohn- u. Wirtſchaftsbauten ſowie cinjacden 
ländl. Wajierleitungen, jofern für den betvefjenden 
Bau nad der B. O. die Beitellung eines Bau- 
führers nicht erforderlich ijt. An zweifelhaften Fallen 
enticheidet iiber die Frage, ob ein ſolcher Betrieb 
oder ein gewerbsmäßiger vorliegt, die polit. Lan— 
deSbehirde im Cinvernehmen mit dem L. A. 

XIII. Bauarbeiter. Das VI. Hauptitiid der 
Gew. O. enthilt eine Reihe von Beftimmungen 
jum Schutze der gewerbl. Hilfsarbeiter, welche ſich 
zwar nicht ausdrücllich u. ipegiell mit den Bau— 
arbeitern befaſſen, zu deren Erlaſſung aber doch 
hauptſächlich die auf dem Gebiete der B. beſtehen— 
den beſonderen Verhältniſſe den Anſtoß gegeben 
haben. Hieher gehören insbeſ. die Beſtimmungen 
des 8 78 Gew. O. betreffend die Art der Lohn— 
auszahlung, die Bedingungen der Verabjolgung vor 
Lebensmitteln auf Rechnung des Lohnes, die Un— 
julajfigfeit pon Bereinbarungen, welche die Hilfs— 
arbeiter bemiigigen, Gegenſtände ihres Bedarjes 
aus gewiſſen Verkaufsſtätten gu beziehen, die Une 
zuläſſigleit der Kreditierung anderer als der er: 
wabnten Gegenjtiinde oder Waren, insbei. geijtiger 
Getriinte durd) den Gew.-Inhaber auf Rechnung 
des Lohnes, dann das Berbot der Lohnauszahlung 
in den WirtShiiujern u. Schanflofalititen. (Mit Erk. 


deS M. J. 6 VI 95, B. 8794, wurde den Werw.- | 


Behörden eingeſchärft, gegen die in manden Gegen— 
den jtatt der * Lohnzahlung übl. Verwendung 
von Marken, durch welche die Arbeiter an beſtimmte 
Geſchäftsleute oder z. B. an Baukantinen gewieſen 
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werden, von welden die Unternehmer, Siegeleibes 
jiper, Poliere ujw. Proviſionen beziehen, mit aller 
Strenge vorzugehen.) Ferner gehören hieher die 
Beſtimmungen des § 78 c Gew. O. betrefiend die 
Nidtigteit von Verabredungen, weldje den oben er— 
wähnten Wnordnungen des § 78 Gew. O. zuwider⸗ 
laujen, dann des § 7S d Gew. D., betrefiend die 
Rechtsfolgen der Nichtbarzahlungen an Hilfsarbeiter 
und deS § 7T8e Sew. ©., betreffend die Nichtklag 
barfeit ber Forderungen für treditierte Waren. 

Die Beftimmungen des § 88 a Gew. O., weldic 
die Inhaber von Fabrifen und jolden Sew.- 
Unternehmungen, tn welchen itber 20 HilfSarbeiter 
in gemeinſchaftl. Lofalen beſchäftigt find, aur 
Führung einer Arbeitsordnung verpflicten, fonn- 
ten naturgemäß auf die Anhaber von B. ebenjo- 
wenig Anwendung finden, als jene der $F YW a 
u. 96 b Gew. O. (tiigl. Wrbeitszeit, bezw. Art der 
Verwendung von jugendl. Hiljsarbeitern und Frau— 
enSperjonen), deven Anwendung ausdrücklich auj 
die Hilisarbeiter in jabriksmäßig betriebenen 
; Hew.-Unternehmungen eingeſchränkt war. Es machte 
ſich indes bald das Bedürfnis fühlbar, alle dieſe 
zum Schutze der Fabrifsarbeiter erlaſſenen Beſtim— 
mungen aud) den Bauarbeitern zugute kommen ju 
laſſen; infolgedeſſen wurde gewiſſermaßen zur Aus— 
füllung der vorhandenen Lücke in der Gew. ©. durch 
das Geſetz 22 VII 1902, R. 155, betreffend die Er— 
gänzung der Gew. O. bezüglich der bei Bauunter— 
nehmungen beſchäftigten Arbeiter, die Wirkſamkeit 
der S$ 884, 04 und 96 b Mew. O. ausdrücklich 
auf die Bauarbeiter mit dem Beiſatze ausgedehnt, 
dak die Geltung der Beſtimmungen der §$ 96 a und 
[96 b Gew. CO. auch bezüglich jener Arbeiter Platz 
qreijen joll, weldje nicht unmittelbar von den Bau— 
unternehmungen, jondern von ſolchen Gewerbetrei— 
benden beſchäftigt werden, deren ſich die Bauunter— 
nehmungen zur Ausfiihrung der betreffenden Ar— 
beiten bedienen. 

Jn ſormeller Begiehung ijt anzuführen, dah 
die Beitimmungen des bezogenen Bauarbeitergeſetzes 
alS Beitandteil der Gew. ©. gu gelten und der § Ye 
dieſes Geſetzes mit der Uberidrijt ,,B. B. fiir Hills= 
arbeiter bet fongejfionierten B. und anderen Baus 
unternehmungen“ zu bilden haben. 

Schließlich fei noch einer bejonderen geiepl. 
Fürſorge fiir die Bauarbeiter gedacht, welche darin 
erblidt werden muh, daß alle Urbeiter in Mew.- 
Betrieben, die fich auf die Musfiihrung von Bauten 
erjtrecen, ſowie alle Arbeiter, welche ſonſt bei der 
Ausführung von Bauten beſchäſtigt find, gegen die 
Folgen fic) ereiqnender Unfälle jowie im Krank— 
heitSjalle nach Maßgabe der Beſtimmungen des 
Geſeßes 28 XII 87, R. 1 ex 1888, betreffend die 
Unjfallverjicherung der Arbeiter, bezw. des Geſetzes 

30 III 88, R. 33, betrefſend die Krankenverſiche 
rung der Arbeiter, verſichert ſind und daß in leßz— 
terem Geſetze namentlich durch die darin vorgeſehene 
Errichtung von Baufrantenfajien die ſpeziellen Be— 
dürfniſſe der Arbeiter auf dem Gebiete des Bau— 
weſens weitgehende Berückſichtigung gefunden haber. 
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V. Beleudtungsanlagen. 
1, Kougeffion. — 1], Regulativ. 


I, Konzeſſion. Das Gew. der Ausführung von 
Gasrohrleitungen u. Beleudtungseinridjtungen ijt 
fongejfioniert (§ 15, 8. 17, Mew. O.). Bum Wn- 
tritte desſelben ijt nebjt den fonftigen Bedingun- 
gen des jelbjtindiqen Geww.- Betriebes Verläßlich— 
eit mit Bezug aul dieſes Gew. und eine bejondere 
—— (§ 23 Gew. O.). 

Die werber um eine Konzeſſion haben 
1. die Erlernung des Mechaniker-, Schlofjer- oder 
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ſchreibungen fordern kann, rechtzeitig anzuzeigen 
(§ 2). Den oben genannten Organen ſteht jedergeit 
das Recht gu, die UArbeiten der GaSinjtallateure 
i inſpizieren, Broben auf die Dichtigteit der 
eitungen vorzunehmen ſowie iiberh. fic) auf ge- 
eignete Weije von der forreften Musfiihrung der 

enden Urbeit gu iibergeugen und allfillige 
Ubeljtiinde abzuſtellen ($ 3). Private finnen eine 
jolde amtl. Ynjpeftion und eventuelle Prüfung 
gegen Entridtung der behirdlic) bejtimmten Ge— 
ühr verlangen und ijt das Erjforderliche ſeitens 
der berujenen Organe tunlichſt bald gu veran- 


Spenglergewerbes ( Minijterialverordnung 17 LX 83, laſſen (3 4). 


R. 151) oder des Mupjerichmicdgewerbes (Minis | 


jterialverordnung 20 XII 93, R. 184) oder des Gad- 
u. Bafierinjtallationsgewerbes (Minijterialverord- 
—— X 99, R. 203) und 2. eine 4jährige Ver— 
wendung bei den in iby Fach einjdlagenden In— 
jtallationgarbeiten nachzuweiſen. 

Bei Nadweijung der notivendigen wiſſenſchaft⸗ 
lichen techniſchen Studien geniigt ſchon eine 2jih- 
rige praftijde Verwendung in dem bezügl. Inſtal— 
lationsgewerbe. 

Der Beſähigungsnachweis fiir die gewerbsmä— 
pige Ausführung von Beleuchtungseinrichtungen 
mittels Eleftrigitat erſcheint durch die Miniſterial— 
verordnung 25 TIT 83, R. 41 (i, „IX. Elettrisitats- 
anlagen”), ſeſtgeſetzt. Die Ausführung von Gasrohr⸗ 
leitungen und von B. iit gemeinjam mit der Aus— 
fitjrung von Wajjereinleitungen im § 15, 8. 17, 
Gew. ©. als ein fonjeifioniertes Gew. “aap 
und finden die vorftehenden Normen bezüglich des 
Wemw.-Untrittes und des — ay emcee 
aud) auf letzteren Gew.⸗Zweig volle Anwendung. 
Da aber die Musfiihrung von Wajjereinleitungen 
einet bejonderen Regelung unterzogen wurde und 
weijelloS auc) als ein fiir ſich beſtehendes felb- 
—8 Gew. verliehen u. ausgeübt werden fann, 
jo erſcheint die abgeſonderte Behandlung des Wai- 
ſerinſtallationsgewerbes gerechtjertiqt und wird jo- 
mit bezüglich deSielben auf Abſchnitt XXXIX 
„Waſſereinleitungsunternehmungen“ verwieſen. 

IL. Regulativ. Für die Ausführung von Gas— 
rohrleitungen u. Gas⸗ —— en wurde 
mit ber Miniſterialverordnung 9 V 75, R. 76, ein 
Requlativ erlajien, an welche nicht blo die er— 
wiihnten Gew., fondern iiberh. alle ihren Bedarf an 


Leuchtgas ſelbſt erzeugenden Unternehmungen u. 


! 


Unftalten (5. B. Eiſenbahnen) gebunden jind. 
Angeſichts des großen Umfanges diejes Regu: 

latives mige es geniigen, bier nur solgende wejent- 

lichere Bejtimmungen desjelben bejonders anzufüh— 





Das Regulativ gilt aud) fiir Erweiterun- 
en oder UAbinderungen ſowie Reparaturen 
reits bejtehender Unlagen. Linger auger Betried 

gejtandene B. find, wenn der Gasmeſſer auger Ver— 
wendung war, vor ber Wiedereröffnung des Be- 
triebeS ebenjalls einer Prüfung durd einen fon- 
—— Gew.-Mann zu unterwerſen. fibrigens 
önnen aud) ſonſt B. im Falle der Notwendigkeit 
oder über Verlangen des Inhabers jederzeit den 
im Regulativ vorgeſehenen Prüfungen unterzogen 
werden, der amtl. Prüfung oder Inſpektion über 
Verlangen des Inhabers —* nur dann, wenn 
der mit der Ausführung betraut geweſene Inſtal— 
lateur von dem vorbandenen Gebreden verſtändigt 
und zur Abſtellung desſelben vergebens aufgefor— 
dert wurde. Die Prüfung oder Inſpeltion ſoll in 
der Regel nur in Gegenwart des betreffenden In— 
ſtallateurs vorgenommen werden. Bei gejahrdro- 
henden Unvollfommenbeiten fann der Fortgebraud 
bis zur Behebung der WAnjtinde unterjagt werden. 
Vom Hauptitrange liingere a getrennte Haupt⸗ 
gasrohrleitungen find ebenfalls nad den Boridrii- 
ten des Regulatives gu behandeln (§ 5). 

Ubertretungen deS Requlatives find (wenn 
nidjt nad) dem Str. G. oder der Gew. OD.) nach 
der MinijterialverordDnung 301X 57, R. 198 (Geld- 
itrafe von 2—200 K oder Wrrejt von 6 Stunden 
bis 14 Tage) au ahnden (§ 6). 

Außerdem enthilt das Regulativ nod eine 
Reihe ſpezieller Beſtimmungen rein techniſcher 
Natur, welche die Leitungen unter u. über der Erde 
und die Beleuchtungsgegenſtände betreffen. 


VI. Bergfiibhrer. 


Die Titigteit der B. ijt, wenn u. injoweit 
fie ſich als ein ſelbſtändiges Gew. darjtellt, den 
Beſtimmungen der Hew. O. unterworjen. Je nach 


ren: Untagen von Gasrohrieitungen und jonjtige | dem die B. ihre Dienjte an öffentl. Orten anbies 
Einrichtungen jum Leuchtgasverbrauche find derart | ten oder nicht, ijt dieſes Gew. ein konzeſſioniertes 
auszuführen, dab eine Gefahr fiir Menſchen, Tiere | im Sinne deS § 15, Bunft 4, der Gew. O. oder 
u. Pflanzen möglichſt hintangehalten wird, weshalb | cin freies Gew. Stellt fic) die Tatigkeit der B. 
die Gein Behirde 1. Inſtanz mit ihren techniſchen lediglich als Lohnarbeit im Cinne des Art. V des 
Crganen hieriiber die Aufſicht gu führen hat ($ 1). | Kundmachungspatentes zur Gew. O. (Taglöhner— 


Die Gasinitallateure haben cin genaues dronvlo- 
giſches u. paraphiertes Vormertbuch iiber alle 
itbernommenen Urbeiten ju fiihren, in weldjes die 
Gew.Behörde 1. Inſtanz jederzeit Cinficht nehmen 
fann, und iiberdies den Beginn der Urbeiten diejer 
Rehiirde, welche die Borlage von Plänen oder Be- 


arbeit) Dar oder wird fie, was in der Hegel der 
Fall jein diirjte, mur gelegentlich u. voriibergehend, 
aljo nicht gewerbsmäßig ausgeiibt, fo ijt dieje Be- 
ſchäftigung von den Beitimmungen der Gew. ©. 
ausgenommen und gelten die hiefür bejtehenden 
beſonderen Vorſchriften. 


Mewerbe: D. Polizei eingelner Gewerbe. 


Das B.-BWejen wurde im allg. durd) deny de3 häuslichen u. 
Staat8minijterialerlay 5 V 65, 8. 1810, und in| ftinrmt find, endli 
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— Lebens zu dienen be= 
aud) mit geographiſchen Kar— 


einzelnen Kronländern durch im Wege der polit. ten, Atlanten u. Globuſſen Händel treiben. Den 
Landesbehörden erlaſſene B.Ordnungen geregelt. literariſchen Werken können zur Erläuterung auch 
Die Beſtimmungen der letzteren ſtehen, inſoweit Reproduktionen aus dem artiſtiſchen Gebiete bei— 
jie aud) auf ſolche B. angewendet werden, welche gegeben fein, nur müſſen jie hiebei als bloßes Zu— 
ihren Beruf in gewerbsmäßiger Weiſe ausiiben gehör des in der Hauptſache literariſchen Produftes 


und infolgedejjen der Gew. O. unterliegen, nidt 
immer im Cinflange mit den Beftimmungen die- 
ſes Geſetzes und find daber anjedthar. 

Nad dem zitierten Staatsminijterialerlajje 
haben die polit. Bezirlsbehörden über WAnjuchen 
denjenigen, weldje die erforderl. Erjahrung, Ver— 
läßlichkeit, Ortskenntnis und phyſiſche Tauglichkeit 
beſitzen, als Ausweis ihrer Berechtigung eventuell 
aud) neben dem bezügl. Gew.“Dokumente (Gew. 
Schein, Konzeſſionsdekret) ein paraphiertes, mit der 
Perſonsbeſchreibung des Inhabers verſehenes, die 
behördlich feitgciepten Tarije, die B.Ordnung und 
leere fiir die Cintragung von Zeugniſſen der Rei— 
jenden bejtimmte Blätier enthaltendes B.-Buch 
augssujolgen. Die Namen der mit B.-Biichern ver- 
ſehenen Yerjonen jind zu veröffentlichen. Später 
eingetretener Mangel der Verläßlichkeit und der 
körperl. Tauglichleit berechtigen die Behörden zur 
Abnahme des B.-Buches. 

Ordnungen wurden von den polit. Landes— 
behörden erlafjen fiir: 

O. O. mit V. 22V 65, L. 8; Krain mit B. 
1 VI 65, & 10; Salzb. mit B. 1011 93, @ 5; 
Kärnten mit B. 22 1X 69, L. 11; Tirol und Bor- 
atlb. mit B. 41X 71, &. 70; Steierm. mit B. 
23 VII 96, &. 52; Küſtenl. mit B. 2 VIII 84, 
L. 28. 

Mit der Gebiihrenbehandlung von B.Büchern 
u. Tragerlegitimationen befaßt fic) das Geſetz 4 IV 
94, HR. 71, und die zu defien Durdjiihrung er- 
lafiene J}. M. B. TIV 94, R. 74. Danach unters 
liegen die von den polit. Behirden ausgeiteliten 
B.-Biider einer Stempelgebiihr von 2 K, die 
Triigerlegitimationen einer joldjen von 1 K, die 
jut Eintragung gelangenden Zeugniſſe der Rei- 
jenden find jedoch ftempelfrei. 


VII. Auchhandel. 


I. Begriff u. Umſang. — Il. Einteilung, 1. Berlag, 
Sortiment, Kolportage u. Rommilfion ; 2. beſchrankter u. unbe; 
ſchrantter B., Antiquariate. — III. Gewerberechtl. Stellung. 

I. Begriff u. Umfang. B. ijt der Handel mit 
auf mechanijdem oder chemijdem Wege verviel- 
jaltigten literariſchen Erzeugniſſen P. 18 TIT 06 
und § 15, 8. 1, Mew. O.). Unter literarijden Pro— 
duften werden hier vorzugsweiſe die Werke der 
Wiſſenſchaft u. Dichtkunſt verjtanden. Der B. be- 
redjtigt gum Bertriebe literarijder Produkte jegl. 
Art und im weitejten Sinne. Der Buchhiindler darj 
mit neuen u. alten, gebundenen u. ungebundencn 
Biichern ſowie iiberh. mit Drucicrijten, einſchließ⸗ 
lich Der durch die Minijterialverordnung 3 VIII 90, 
R. 160, rückſichtlich des Verſchleißes pon ber Kon— 
zeſſion entbundenen Preßerzeugniſſen, welche ledig- 


in Betracht kommen. Ausgenommen vom Verſchleiß⸗ 
rechte des Buchhändlers, wenngleich den Charakter 
von literariſchen Erzeugniſſen an ſich tragend, ſind 
die periodiſchen Druchſchriſten, auf deren Heraus— 
gabe u. Verfauf nidt die Bejtimmungen der Gew. 
v. (Urt. V, p, B. 20 XII 59, R. 227), jondern 
jene des Gejepes 17 XII 62, R. 6 ex 1863 (Pref: 
geſetz, Anwendung finden. 

IT. Einteilung. Auf dem Gebiete des B. unter— 
ſcheidet man: 

1. Das Verlags-, das Sortiments- und das 
Kommiſſionsgeſchäft. Dieſe Betriebsformen fommen 
bald vereint in einem Geſchäfte vor, bald bilden 
jie eingeln für jich, fei eS konzeſſionsmäßig,. fei es 
injolge freiwilliger Gew. Beſchränkung jeitens des 
UnternehmerS, jelbjtiindige Gew. 

a) Verlagsbuch handler ijt derjenige, der 
Bücher verlegt, d. i. das Cigentum an den betreffen- 
den WManujfripten von den Autoren oder deren 
Erben, weldjen ein Urheberrecht bis 30 Sabre nach 
dem Tode deS Verfaſſers zuſteht (Geſeß 26 XII 
95, R. 197), gegen die Verpflichtung erwirbt, die 
Manujtripte auj a Koſten vervielfiiltigen zu lajjen 
und durd) den Bertried im B. dem Publifum jue 
gänglich zu machen, 

b) Unter Sortimentsbuchhandel verſteht 
man den Handel mit Büchern fremden Verlages. 
Der Sortimenter ijt der Vermittler zwiſchen Ver— 
leger u. Bublifum, indem er die fiir jeinen Mun- 
denfreis ſich eignenden literariiden Werfe vom Ver— 
leger besieht und dann im Cingelverfauje an das 
Publitum abgibt. Seine Tiitigfeit ijt vorwiegend 
auf den Plagverfehr bejdyriintt. 

Dadurch unterideidet fic) der eigentl. Sortie 
mentsbuchhandel von dem jog. Rolportagebud- 
handel. Diejer jucht durch Agenten (Molporteure) 
Bücher, zumeiſt lieferungsweiſe erſcheinende Werte, 
in den unteren Schichten der ſtädt. und in der 
Land⸗Bevölkerung, alſo in Kreiſen gu verbreiten, 
welche dem eigentl. B. ſchwer zugänglich find und 
mehr durch Uberredung u. Zuſicherung von Brie 
mien aller Art, als aus eigenem Antriebe sum 
Bücherkaufe bewogen werden. Die Berbreitung 
minderiertiger, nidjt ſelten ſogar moralijd) bedent- 
licher literartjcher Ware, die Schiiden, welche insbei. 
durd) gewiſſenloſe Spefulation in der Richtung zu 
Tage getreten find, daß das durch die veriprochenen 
Pramien gefiderte Publilum dieje Prämien nie- 
mals oder nur ivertloje Begenjtiinde erbielt, endlich 
der Umitand, dah fic) unter dieſem B. oft zugleich 
ein —— Handel mit dem Gew.-Rechte 
deS Buchbandlers fremden Gegenjtiinden, als: 
Ubren, Bretioien, Nähmaſchinen u. dgl. barg; alle 
dieſe Ubelſtände trugen dazu bei, das Augenmerf der 
Bebhirden auf diejen B. gu lenfen, was vorläuſig 
gur Folge hatte, dah im Intereſſe des Publifums 


lid) den Bediirfnifien des Gew. u. Verfehres oder | jowohl als der benadhteiligten gewerbl. Kreiſe dic 
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—— u. Abgabe von Prämien, welche keinen 
egenſtand des B. bilden, im Betriebe des letz— 
teren gemäß § 38, Abi. 2, Gew. O. verboten wur- 
den (Miniſterialerlaß 18 VIII 87, 3. 8226). 

ec) Das Kommiſſionsgeſchäft — der ge— 
werbsmäßige Betrieb von Handelsgeſchäften tm 
eigenen Namen fiir ſremde Rechnung (rt. 360 
H. G.) — ijt, wie im Handel überh., jo aud) auf 
dem Gebiete Des B. feine jeltene Erſcheinung. 

Nicht gu verweddjeln mit derlei Kommiſſions— 
geicbiften ijt eine dem B. eigentiimlide und unter 
dem Namen Kommijjionsbudhandel vorfom- 
mende Qnijtitution, welche ein wichtiges Glied in 
der gegenwwiirtigen geſchäftl. Crganijation des B. 
bildet, indem der geichijtl Verkehr zwiſchen den 
eingelnen Brweigen des B. vorwiegend durch die 


Wewerbe: D. PVolizei einzelner Gewerbe. 


niſſen des Gewerbes und Verkehres oder 
des häuslichen und geſelligen Lebens zu 
dienen beſtimmt ſind. Als Preßerzeugniſſe der 
leßteren Art haben unter anderem auch Anſichte— 
fatten zu gelten, wenn u. inſoweit fie nicht ar— 
tiſtiſche Erzeugniſſe find (Mt. J. 23 II 99, 3. 4635). 
— III. Gewerberechtl. Stellung. Der B. iit 
gemäß § 15, 3. 1, Gew. O. ein lonzeſſioniertes 
Gew. Vermöge ſeines preßgewerbl. Charafters 
unterliegt er neben den gewerbegeſetzl. Beſtim— 
mungen aud) jenen des Preßgeſetzes. Der Handel 
mit den oben erwähnten kleineren Erzeugniſſen 
der Preſſe wurde durch die Miniſterialverordnung 
3VIII 90, R. 160, als freies Gew. erflirt, ohne 
daß jedoch dadurch die nad § 15, 3. 1, Gew. £. 
konzeſſionierten Gewerbetreibenden der Berechtigung 


Kommiſſionsbuchhandlungen vermittelt wird und zum Handel mit derlei Preßerzeugniſſen verluftig 
dieſe es find, welche die von den Sortimentsbuch- geworden find. Bewerber um Buchhandlungskon— 
handlungen cinlangenden Bejtellungen (Verlang- | sejfionen müſſen neben den allg. Erfordernifjen 
jettel) an die betrefjenden Verleger oder deren Kome- | sum ſelbſtändigen Gew.-Betriebe nod) die notwen— 
miſſionäre leiten, von dieſen die beftellten Biicher= | dige Verläßlichkteit für diejes Gew. bejigen und 
jendungen in Empjang nehmen, um jie jodann ſich iiber eine jum Betriebe desjelben geniigende 
an ihre Nommittenten au iiberjenden. Dieje Art alla. Bildung (nad) der herrjdenden Praxis jum 
B. ware ridtiger als SpeditionShandel zu bezeich— mindejten mut einem Seugnijje über die mit Er- 


nen; er ijt feiner Natur nad) woh! ein wichtiges 


Hilisqewerbe fiir den B., fann indes nur im uns 
cigentl, Ginne u. gw. bloß vermiige Des gegen— 
ſtandl. Zuſammenhanges mit dem eigentlichen B. 


als ein Zweig des lepsteren angeichen werden. | 


(Bgl. Brockhaus Lerifon, Art. „Buchhandel“.) 


2. Die Buchhandlungen werden weiter eit: | 


qeteilt in unbeſchränkte u. beſchränkte. Zu 
den bejdhriinften Buchhandlungen zählen zunächſt 
die bereits angeführten Betriebsarten, wenn u. in— 


folg zurückgelegten Studien der Unterabteilung 
einer Wiittelidjule) ausweiſen (§ 23 Gew. O. u. 
| Minijterialverordnung 17 IX 83, R. 151). Buchs 
handlungen diirjen gleich den anderen Preßgewer⸗ 
ben in der Regel nur am Sige ciner polit. Be— 
zirks⸗ oder L 7. Yoligeibebirde erridjtet werden 
8 21 Gew. £.), eine Vorſchrift, welche in preß— 
polizeil. Rückſichten ihre Begründung jfindet und 
ſich darum nad) der ausdrückl. Bejtimmung des 
Geſetzes nicht auc) auf den ausſchließl. Handel 





joweit fie einzeln als jelbjtindige Unternehmungen | mit Schule u. Gebetbhüchern, Ralendern u. Heiligen- 
in Betradt fommen. Cine andere Art beſchränkier bildern erſtreckt. 
Buchhandlungen ſind jene, welche nach Inhalt der Kompetent sur Verleihung von Budhbandlungs- 
Konzeſſion auf die Verjolgung einer Spezialrich- qewerben jind die polit. Landesbehörden (§ 142 
tung in ihrem Geſchäſftsbetriebe angewieſen ſind; Gew. O.); das M. J. im Falle der Errichtung 
dahin gehören die auj cingelne Literaturgattungen | von derlei Gew. augerhalb des Amtsſitzes einer 
(3. B. juridiſche, philoſophiſche, mediziniſche Werte, | polit. oder l. j. Polizeibehörde (§ 143 Gew. £.) 
Reijeliteratur u. dgl.) beſchränkten Buchhandlungen. | und die SicherheitSbebdrden zur Erteilung der Li- 
Wine wichtige Urt beſchränkter Buchhandlungen zenzen gum Verkaufe von Schul-— u. Gebetbiichern, 
ſind dic Antiquariate, welche nur gum Handel | Gebeten, Kalendern u. Heiligenbildern ($ 3 Preß— 
mit alten oder ſchon gebrauchten Büchern berech- gejes). Die Genehmigung der bei Buchhandlungs⸗ 


tigen (P. 18 LIT 06). Cine Abart davon, das fog. 
moderne Antiquariat, beſaßt fich auc) mit dem 
Ankauf u. Verkauf neuer Werke, es fucht biebei 
nur Ddurd den Ankauf größerer Partien fiir ſich 
und das Publifum billigere Preije zu ergielen. 
Obwohl nad gleichen geidajtl. Grundſätzen wie der 
Antiquarbuchandel verjabrend, ijt das moderne 
Antiquariat, weil es aud) mit neuen Biichern han- 
delt, qewerberechtlid) doch nicht als Antiquariat zu 
behandeln, es darf daber ein jolcher B. nur auf 
(rund einer unbeſchränkten Konzeſſion ausgeiibt 
werden. 

Bejondere Erwähnung verdienen wegen ibrer 


qewerben bejtellten Geſchaftsführer u. Pächter (S$ 3, 
55 u. 56 Gew. O.) gehört in allen Fällen zum 
Wirkungskreis der polit. Bezirlsbehörde. Der B. 
gehört gu jenen fonjejfionierten Gew., welche nur 
inter entipredender Bedachtnahme auf die lofalen 
Verhältniſſe verliehen werden diirfen und bezüglich 
welcher Das Geſetz aus eben diejem Grunde cine Be: 
triebspflicht ftatutert, inſofern nämlich die Hinaus- 
ſchiebung des Betriebsbeginnes über 6 Monate nach 
| der Erteilung dev Konzeſſion oder cine ebenjolange 
Unterbrechung des Betriebes dic Zurücknahme der 
erteilten Konzeſſion sur Folge haben fann (S$ 23 
u. 67 Mew. £.). Die Zuriidnabme fällt nad) der 


eigenartigen gewerberedtl. Stellung nod) der auf jest herrichenden Praxis in den Wirkungskreis der 
Schulbücher, Ralender, Heiliqenbilder, polit. Landesbehörde. 

Gebete u. Gebetbücher (and Bibeln nad) Mi— Der B. wird namentlich in Provinzſtädten 
niſterialerlaß 22 VIII 71, 3. 24609) beſchränkte auch vereint mit verwandten Gew., als dem Kunſt⸗ 
Verkauf und der Handel mit Erzeugniſſen u. Muſikalienhandel, Leihbibliothefen und dem Ver— 
der Brejie, weldhe ledighid den Bediiri= kaufe von Schreib- u. Heidjenmaterialien betrieben, 


Wewerbe: D. Polizei einzelner Sewerbe. 


im letzteren Falle aber nur nach vorgängiger be— 
ſonderer behördl. Anmeldung des betreffenden Er— 
werbszweiges gemäß § 11 Gew. O., während der 
rei ajjung der erwähnten fonjejjionierten 
Beſchäftigungen in eine Konzeſſion fein gefepl. 
Hindernis im Wege ſteht. 


VILL. Edefmetalhandel, 


Der Handel mit Edelmetallen von einer jejten 
Betriebsſtätte aus bildet den Gegenſtand eines freien 
ew. und fann daber gegen einjade Anmeldung 
bei der Gew.-Behirde 1. Anjtang (§ 11 Gew. ©.) 
betrieben werden. Bom Haujierhandel find zuſolge 
der Bejtimmungen des § 12 de8 faij. B. 4 1X 52, 
R. 252, Edeljteine, Gold u. Silber, ſowohl neu als 
alt, gebrochen, verarbeitet oder unverarbeitet, ge- 
priigt oder ungepriigt, in Erzen oder ausgeſchmol⸗ 
zen, ginal ausgeſchloſſen. 

werbetreibende, welche zum Verſchleiße von 
Gold⸗ u. Silberwaren berechtigt ſind, alſo die Gold— 
u. Silberarbeiter, die Gold⸗ u. Silberwarenhändler, 
Uhrmacher, Optiker, Trödler, Galanterie- u. Ge— 
miſchtwarenhändler, Poſamentierer, Uniformſorten— 
händler, Stider uſw., müſſen die Beſtimmungen 
des Geſetzes 19 VIII 65, R. 75 ex 1866, betreffend 
den Feingehalt der Gold- u. Silberwaren (Punzie— 
tungsgelep) und 23. V 75, R.80, beobadhten. Erjteres 
Geſetz legt den oberwähnten Wewerbetreibenden die 
Verpflichtung auf, von dem Wntritte des Gew. jo- 
wie von jedem Wechſel des gewerbl. Standorteds 
und ebenjo von der eventuellen Muflajjung des 
Gew. dem zuſtändigen Punzierungsamte, bezw. der 
zuſtändigen Punzierungsſtätte, die Anzeige zu er— 
ſtatiten, das Pungierungsgefep in den Vertaufs— 
ſtätten anjubejten, die echien Waren von den une 
echten getrennt ju halten und 3u deren Unterſchei— 
dung deutl. Auſſchriften über den betreffenden Ver— 
wahrungsräumen anjubringen. 


IX. C€fektrijitatsanfagen. 


Die Regelung dicjes Sew. erfolgte durch die 
Minijterialverordnung 25111 83, R. 41, deren fort- 
Dauernde Gültigkeit aud) nad) Cintritt der Wirt- 
jamfeit der 1. Gew.-RNovelle durch die Minijterial- 
verordnung 20 XID 838, R. 188, ausdrücklich aus- 
geſprochen wurde. 

Danach ijt die gewerbsmäßige Herjtellung von 
Anlagen fiir Erzeugung u. Leitung von Eleltrizität 
gu Sweden der Beleuchtung, der — * 
und ſonſtiger gewerblicher und häusl. Anwendung 
(laut Erl. des H. M. 16 X 80, 8. 46009, aud) ge— 
werbsmäßige Inſtallierungen von Telegraphenlei— 
tungen fiir häusl. Gebrauch, alſo von elektriſchen 
Haus- u. Zimmertelegraphen u. Telephons) ſowie 
der gewerbsmäßige Betrieb ſolcher Anlagen ein 
fongejjioniertes Gew. Die Konzeſſion fann an 
einzelne phyſiſche und an juriſtiſche Berjonen er- 
teilt werden. Verleihungsbehörde ijt die polit. Lan— 
deSftelle. Bei der Konzeſſionsverleihung find die 
Sofalverbhiltnijje und die Rückſichten der polizeil. 
Uberwadjung ins Auge ju fafjen. 

Ofterr. Staotswirterbud. 2 Auf., 2. Ho. 
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Bum AUntritte ded Gew. oder zur Ubernahme 
der techniſchen Leitung ijt nebjt der Erfiillung der 
gur Erlangung eines jeden konzeſſionierten Gew. 
vorgezeichneten Bedingungen aud) nod) der Nach— 
weis der erjorderliden fachl. Befähigung durch cin 
Beugnis einer techniſchen Hochichule oder einer ein- 
ſchlägigen Fachlehranſtalt oder durd) Dartuung län— 
gerer Verwendung im elektrotechniſchen Fache ju 
erbringen. 

(Mad) der in einem jpesiellen Falle erfloſſenen 
E. des M. J. 231 99, 8. 42311, bedarf der Be— 
werber jur Erlangung der Konzeſſion des in der 
itierten Minijterialverordnung — 

efähigungsnachweiſes nicht, wenn derſelbe mur 
ur —— Leitung des Gew. eine qualifizierte 
Wi⸗ beſtellt. Die Hier ausgeſprochene Rechtsan— 
ſchauung ſteht mit dem Geſetze (§ 55 Gew. O.) nicht 
im Einklange, da hienach der Stellvertreter oder 
Pachter gleich dem Gew.⸗Inhaber felbjt die fiir den 
jelbjtindigen Betrieb des betrefjenden Gew. erfor— 
derl. Eigenſchaften bejigen mug. Der —— 
haber muß alſo in allen Fällen in ſeiner Perſon 
ſämtliche zum ſelbſtändigen Betriebe des Gew. er— 
forderliden allg. u. beſonderen Eigenſchaften ver— 
einigen und kann derſelbe ſohin ohne die Erbrin— 
gung des vorgeſchriebenen Befähigungsnachweiſes 
die Konzeſſion gar nicht erlangen. Da ferner die 
Minijterialverordnung nur jolde Beftimmungen 
enthalten darf, weldje mit dem Geſetze, auf Grund 
dejjen fie erlajjen wurde, nicht im Widerjpruche 
jtehen, fo erjcheint es flar, daß die Beſtimmungen 
derjelben im Zweifel nur eine ſolche Auslegung 
erjahren diivjen, wodurch fie nicht mit dem Geſetze 
in Widerſpruch gebracht werden. Das ift aber durch 
die fragl. E. deS M. J. tatſächlich geſchehen. Auch 
bei dem ew. der Herjtellung von Wnlagen fiir 
Erzeugung u. Leitung von Eleftrigitat hat der Be— 
werber um eine ſolche Rongeffion in allen Fällen 
für feine Ferjon die geſetzl. Borausjepungen ju 
erfiillen, daher aud) den vorgeidriebenen Befähi— 
gungsnachweis voll u. gang ju erbringen.) 

Die Genehmigung der Betriebsanlage er- 
jolgt auf Grund de8 im § 27 u. ſ. f. Gew. O. 
vorgezeichneten bejonderen (Cdiftal=) Berjahrens. 
Bur Prüfung der Betriebsanlagen jind Fachmän— 
ner beizuziehen. Durch die Betriebsanlage diirjen 
inSbej. Telegraphenteitungen nicht beeintridtigt 
werden. Im Kalle wahrgenommener derlei Beeins 
trächtigungen haben die Telegraphenbebirden auf 
die Beſeitigung der Urjaden zu dringen und find 
die Forderungen der Vertreter der Poit- u. Tele⸗ 

raphendireftionen wie andere Einwendungen im 
inne des $30 Gew. O. grundhältig gu ertrtern 
(H. WM. Erl. 31 VIII 1900, 3. 17849). 

Uber die Ausfiihrung und den Betrieb der 
fragl. Anlagen ſoll ein befonderes Regulativ er- 
jliepen; bis dabin haben die Hew. Behirden in 
ſchwierigen Fallen (inSbej. von Kraftübertragung) 
noc) vor der Wenehmigung der Betriebsanlage die 
Erhebungsatten im Wege der polit. Landesbehörde 
dem H. Mv. sur Begutadjtung vorzulegen. Dieſes 
Requlativ ijt bis heute nod) nicht erſchienen. 
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X. Slaſchenbierhandel. 


J. Seqviff u. Umfang. — Il. Flaſchenbierfüller. — 
ILL. Flaſchenbierhandel im ec. S. — LV. Gemeinfame Bee 
ftimmungen. 

I. Begriff u. Umfang. Beim F. (Handel mit 
Bier in verſchloſſenen Flaſchen) unterjdeidet man 
zwei BetriebSformen, je nachdem der Unternehmer 
die Abfüllung des Bieres in Flaſchen jelbjt bejorgt 
oder fid) auf den Wne u. Verkauf des bereits in 
Flaſchen abgefüllten Bieres beſchränkt. 

Der F. war urſprünglich ohne Unterjdied, 
ob ev im der cinen oder anderen Form zur Aus— 
iibung gelangte, ein freies Gew. und fonnte dem— 
nad) obneweiters gegen einjade behördl. Anmel— 
dung (§ 11 Gew. £.) in Betrieb gejest werden. 
Die fchreienden Ubeljtinde, namentlich in fanitiirer 
Begiehung, welche fic) auf dem Gebiete der Abfül— 
lung des Bieres in Flaidjen im Lauje der eit 
eingejtellt hatten, machten eine bejondere gewerbl. 
Megelung des F. gur dringenden Notwendigfeit. 
Dieje Regelung ijt erfolqt durch die Miniſterial— 
verordnung 30 III 99, R. 64. 

IL. Flaſchenbierfüller. Danach wurde der ge- 
werbl. Betrieb der Abfüllung des Bieres in Flaſchen 
jum Swede des Vertriebes von Flaſchenbier (das 
Wem. der Flaſchenbierfüller) an eine Konzeſſion ge— 
bunden, welche von der Gew.-Behirde 1. Inſtanz 
au verleifen ijt (§ 1). 

Bewerber um derlei Konzeſſionen haben die 
gur Erlangung eines jeden konzeſſionierten Gew. 
vorgeidjriebenen Bedingungen ($$ 22 u. 23 Gew. 
£.) au erfiillen und ſich auferdem nod) fiber den 
Beſitz eines geeigneten Betriebslofales und der 
jum rationellen Betriebe notwendigen Cinridtungen 
u. Betriebsmittel auszuweiſen (§ 2), Diesbezüglich 
ordnet der H. M. Erl. 221X 99, 3. 27381, an: 
Die Betriebsräume müſſen troden, licht, qut ven- 
tiliert und mit waſſerdichtem Fußboden verfeher 
jein, welder bei direttem Waſſerabfluſſe in einen 
Kanal [nur mit Geruchsverſchluß cin genitgendes 
Wefille haben joll. Die der Verunreinigung ausge- 
jeyten Wändeteile find aus waſſerdichtem Material 
herzujtellen oder mit joldjem Anſtriche zu verjehen. 
Die Reinigung der Flaſchen Hat mit ſchnell rotie- 
tenden Bürſten oder Candjtrahlapparaten, even- 
tuell Borjellan= oder Stahlſchrot niemals Blei— 
ſchrot ju gejdehen. Der Reinigung der Flaſchen 
hat eine Nachſpülung mit reinem, hygieniſch ein- 
wandfreiem und ſtets mur einmal ju verwendendem 
Waſſer nachzufolgen. Korte find vor der Verwen— 
dung in Dampf aujjufochen, jie miijjen fompatt 
und jo grog fein, daß damit ein dauernd luftdichter 
Verſchluß der Flaichen erjielt werden fann. Bei 
Abjiillungen ohne Trudapparat muß die in das 
abjujiillende Faß ftrimende Lujt vorher durch einer: 
mit Baumwolle gefiillten Gegenjtand [Luftvertil| 
dem Faſſe zugeführt werden.) 

Der Lofalbedarf fommt bei der Konzeſſions— 
vetleihung nicht in Betradt. 

Vierbrauer und die zum Bierausſchanke be- 
jugten Gajt- u. Schanfgewerbetreibenden (§ 16, 
lit. c, Gew. ©.) find icon fraft ihrer Gew.-Be— 
redjtiqung jum Bierabfüllen berechtigt, bediirfen 
alſo hiezu feiner bejonderen Konzeſſion, dod) trifft 
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auch ſie die oben ausgeſprochene Verpflichtung zur 
Haltung eines geeigneten Betriebslokales ſowie der 
i inridtungen u. Betriebsmittel ($$ 3 
u. 4). 

Bei Verwendung von Drucapparaten zur Bier= 
abjiilung fommen die Bejtimmungen der Mini- 
jterialverordnung 13. X 97, R. 237, aur Anwen— 
dung (ſ. „XI. Gaſt- u. Schanfgewerbe). 

Die Bierabfüllerkonzeſſion berechtigt natürlich 
aud) gum Verfauje von Flaſchenbier, beide Berech— 
tiqungen — Abfüllung u. Verkauf — machen erit 
den Inhalt der Konzeſſion aus und bilden vereini 
das Gew. ded F. im weiteren Sinne im Gegenjage 
u dem auj den blofen gewerbsmapigen An- u. Ver— 
‘auf (Verſchleiß) von Flaſchenbier in vorjchrijt- 
mäßig verſchloſſenen Flaſchen beſchränkten Handel, 
welcher als F. im e. S. bezeichnet werden kann. 

ILL. F. ime. S. Der F. ime. S. ijt nach wie 
vor ein freieS ew. (§ 6). Doc ijt derjelbe nicht 
chon in den Befugniſſen gewiſſer Detailhandels- 
gewerbe, 3. B. des Gemiſchtwarenverſchleißes (Geſetz 
4 VII 96, R. 205), inbegriffen und fann er daber 
auf Grund eines ſolchen Befugniſſes nod) nicht 
ausgeübt werden, der Betrieb muß vielmebr in 
allen Fällen vom Unternehmer bei der Gew.-Be— 
hörde ausdrücklich angemeldet werden (§ 7). (Su- 
folge Minifterialerlajjes 29 III 99, 8. 313, ijt das 
Feilbieten von Flaſchenbier im Umherziehen von 
Haus zu Haus und auf der Straße im Sinne des 
§ 60 Gew. D., bezw. Geſetzes 25 II 1902, R. 49, 
nicht gejtattet.) 

Als vorſchriftsmäßig verſchloſſen find nur jolche 
Flaſchen angujehen, in deren HalS cin Rorfpyropr, 
welder den Namen, bezw. die Firma, des bered)- 
tigten Abfüllers in deutl. Brandſchrift trägt, dicht 
und jo eingeſenkt ijt, dak ſeine äußere Flaͤche mit 
dem Rande ded Flaſchenkopfes annähernd in einer 
Ebene lieqt (§ 8). Der jog. Patentverſchluß (Por- 
zellanpfropf mit Kautſchukdichtung an einem Draht- 
biigel) gilt nicht alS Verſchluß im Sinne des § 17 
Gew. O.; er ift daber mit den unten angeführten 
Uusnahmen im Betriebe de8 F. nicht gejtattet und 
diirjen nicht cinmal Flaſchen in Verwendung ge- 
nommen werden, weldje die Spuren eines vorhan- 
den geweſenen Patenwerſchluſſes an fic) tragen 
oder an welchen neben dem vorſchriftsmäßigen Ver— 
ſchluſſe noch ein Patenwerſchluß angebradht ijt (§ 9). 
Der Gebrauch des Patentvericluijes ijt nur den 
jum Bierausſchanke berectigten Gaſt- u. Schank— 
gewerbetreibenden im Berfehre mit den Ronju- 
menten, bezw. den Bierbrauern zufolge Minijterial- 
verordnung 16 VIL 1900, R. 129, auch regijtrier- 
ten Genojjenjdajten für F. mit Beſchränkung auf 
ihre ſtatutenmäßig ausſchließlich aus Bierſchank— 
berechtigten u. Bierbrauern beſtehenden Mitglieder 
im Berlehre mit den genannten Schankberechtigten 
gejtattet ($ 10). 

IV. Gemeinjame Beitimmungen. Die be- 
jtehenden PLropinationsvorjchrijten werden durch 
obige Beftimmungen nicht berithrt (§ 11). 

Ubertretungen der Boridrijten der V. iiber 
den F. find nad) den Strafbejtimmungen der Ger. 
©. (VILL Hauptitiid) gu abnden (§ 12). 
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XL. Gafl- u. Shankgewerbe. 


I. Umfang. — IL. Songeifion. — 111. Ausübung: 
1. Die ausiibenden Perfonen; 2. Das Lotal; 3. Die Gee 
———— 4. mig eres — Breifes 5. Boli- 
zei⸗ (Sperr-) Stunde; 6. rembenbeherbergung; 7. Bier: 
Drudavparate; 8. Folgen der Nichtansitbung ded Betriebes 
bei ben eingeluen cinteglagigen Bew.>Arten; 9. Entidheidungen. 

Die Gaſt- u. Schankgewerbe erfuhren vermige 
der bei ihrer Ausübung in Betracht fommenden 
widhtigen öffentl. Intereſſen eine bejonders einge- 
bende legislative Behandlung. 

I. Umfang. Sie find nad § 15, Punt 15, 
Wew. O. fonjeifioniert und gerfallen in folgende 
eingeln oder mebhrere (auc) ſämtliche) vereint ver- 
leihbare, jedoch in der Berleihung ausdrücklich (E. 
M. J. 11188 ad Rr. 21425, B. B. von 189s 
Nr. 21) anjufiihrende Berechtigungen: a) Frem— 
denbeberberqung; b) Verabreidung von Speijen; 
c) Uusjdant (d. i. Getränkeverabreichung an Sitz⸗ 
u. Stehgäſte oder iiber die Gajje in unverjdloj- 
jenen Gefäßen [§ 17 Gew. O.) von Bier, Wein 
u. Objtwein; d) Ausſchank u. Kleinverſchleiß vor 
— geiſtigen Getränken; e) Ausſchauk von 

unſt⸗ u. Halbweinen; f) Verabreichung von Kaffee, 
Tee, Schofolade, anderen warmen Wetrainfen und 
von Erfriſchungen; g) Haltung erlaubter Spiele 
(§ 16 Gew. 2). 

Bufolge Erl. des M. J. 23 VI8S, J. 95x88, 
dürfen die angefiihrten Beredtigungen auch in be- 
ſchränkterem Umjange (3. B. die Berechtigung nad 
lit. b mit Befdjriintung auf falte Speiſen oder die 
Beredtigung nad) lit. c mit Beidriinfung auf Vier 
u. Bein), fallS das Begehren der Konzeſſionswer— 
ber bierauf gevichtet ijt, verliehen werden; dagegen 
iit laut Erl. des H. WM. 10 XII S4, 8B. 43033, die 
BVerleihung von Wajt- u. Schankgewerben unter 
den herlömml. Benennungen, wie Hajthaus, Wirts- 
haus, Rejtauration, Warfiiche u. dgl., nicht mehr 
jtatthajt. Der Ausſchank berechtigt auc) gu dem 
gewöhnl. Handel mit den betreffenden Getriinten 
(§ 17 Gew. ©.). 

Die Suriidlegung einer eingelnen im Geſetze 
nambajt gemachten, in den Umfang des verliehenen 
Wajt- u. Schankgewerbes fallenden Berechtiqung 
ijt suldiig E. M. J. 171V 85 ad Nr. 1416, V. 
3. 1885 Nr. 34). 

IL. Kouzeſſion. Sur Erlangung einer Gajt- 
u. Schankgewerbekonzeſſion ijt auf Seite des Be- 
werbers nebjt den allg. Bedingungen des jelbitin- 
digen Gew. Betriebes Verläßlichkeit u. Unbe- 
ſcholtenheit erforderlich und ijt dic Konzeſſion 
bei zu beſorgendem Mißbrauche zur Förderung 
von verbotenem Spiele, Hehlerei, Unſittlichkeit oder 
Trunkſucht unbedingt zu verweigern, auch wenn 
die eine ſolche Beſorgnis begründenden Tatſachen 
nicht gegen die Verſon des Bewerbers ſelbſt, ſon— 
dern bloß gegen ſeine mit ihm im Familienver— 
bande lebenden Familienmitglieder vorliegen zur 
Frage, ob det nad) erteilter Konzeſſion konſtatierte 
Mangel der Verläßlichkeit u. Unbeſcholtenheit die 
Annullierung der Konzeſſion rechtiertigen fann, val. 
M. J. SVILS4, J. 8244, B. 8. 1885 Nr. 7). 

In objettiver Begiehung ijt die Verleihung 
abbangiq gemadjt vom Bediirfnijje der Bevilfe- 
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rung — wovon jedod) bei Errichtung von Hotels 
er Fremdenbeherbergung in größeren Städten, 

adeorten u. Gebirgsgegenden nach Umſtänden 
abzuſehen iſt —, dann von der Eignung des Ge— 
ſchäftslolales, der Straße, Gaffe oder dem Plage, 
two fic) dieſes Lofal befindet, und von der Tun- 
lichteit der poligeil. Uberwadjung; lepteres Re— 
quifit fommt bei Errichtung von Gebirgshotels 
nad) Umſtänden ebenfalls nicht in Betradt hin— 
ſichtlich des Lofalbedarjes val. Erf. des B. G. 
12 X11 78, 8. 2014). 

Bor der Konjejfionserteilung ijt die Gemeinde 
deS Standortes ſowie auc) die etwwa beitehende L. f. 
Polizeibehirde au hiren. Die Unterlajjung der Ein— 
holung des Gutachtens der Gemeinde bildet einen 
wejentl. Mangel deS Berjahrens E. M. J. 23 II 
88, 3. 22445, B. 8. 1888 Mr. 27), bagegen wird 
ein ſolcher durch die Außerachtlaſſung der fiir die 
Ubgabe der Meinungsäußerung der Gemeinde vor= 
geidriebenen Formen nicht begriindet (E. B. G. 
13 X 90, BudwinSli 5497). Durch die Abgabe die- 
jer Meinungsäußerung vollzieht die Gemeinde ein 
Regierungsgeſchäft (Kaſſ. G. 5 XIT85, 8. 11272, 
V. 8. 1886 Nr. 8). Die Einvernehmung der Ge- 
noſſenſchaft ift nicht erforderlid (CE. B. G 31 189, 
Budwinsti 4496). 

Gegen die Rongeffionserteilung wider ihr Vo— 
tum itebt der Gemeinde (d. i. Der Gemeindever- 
tretung, nicht dem Gemeindevorfteher allein, ©. 
des B. G. 23 XI. 87, 8. 3201; vgl. aber dagu Erk. 
19 1V 88, 3. 534) das hinſichtlich des Inſtanzen⸗ 

uges aud) bei 2 gleichlautenden E. nicht beſchränkte 

Rekursrecht gu. —— Recht ſteht auch Gemeinden 
mit eigenem Statute gegen E. der polit. Landes— 
behörde zu (V. G. 261X 95, 3.4535). Der Rekurs 
hat aufſchiebende Wirkung. Die Rekursfriſt ijt 
14 Tage u. jw. aud) fiir Rekurſe gegen E. der 2. In— 
ſtanz Erk. B. G. 201 98, 8. 346, E. des M. J. 
29 X 84, 8. 16520, gitiert bet Mang, Hew. £.; val. 
aud M. J. G ISa, 8. 15644 aus 1883 ebenda). Das 
Wejagte gilt auc) fiir den Fall, als die Gemeinde 
jelbjt alS Konzeſſionswerberin auftritt und die Kon— 
zeſſion veriveigert wird (©. M. J. 3. 6831 aus 
1885, jitiert bei Manz, Gew. £.), nur mit dem 
Unteridiede, daß dann die Rekursfriſt nidt 14 Tage, 
ſondern gemäß § 146 Gew. £. 6 Woden währt 
(§ 18 Gew. D.). An den Fiillen, in welden den 
Wemeinden cin Refursredht eingeräumt 
iit ($$ 18 u. 20 Gew. £.), find dieſe von den E. 
der Wew.-Behiirde jpesiell u. ausdrücklich zu ver- 
ſtändigen, ihnen der Refurs freigulajjen, die Re- 
furéjriit, welde nad) §$ 18, Abj. 6, bezw. 8 20 
Gew. £., auch infofern es fic) um Refurje gegen 
E. der 2. Inſtanz bandelt, 14 Tage betriigt, be- 
fanntjugeben und fiir die genaue Feſtſtellung des 
Huftellungstages Sorge zu tragen (Erl. des M. 3. 
6184, 8. 15644), 

Bezüglich der Gejtaltung u. Bedeutung der 
Verleihung von Kongeffionen an Vereine, Genoöſſen— 
ſchaften u. dgl. fowie an bejonders qualifizierte Per— 
jonen bejtehen mehrere Spezialentſcheidungen u. 
Erfenntnijje, fo bezüglich Der Erwerbs⸗ u. Wirt- 
ſchaftsgenoſſenſchaften E. M. J.4 VIITS3, 8.11891, 
B. B. 1883 Mr. 45, und B. G. 311 1905, 8. 1196), 
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RKonjumvereine (MW. J. 9 XM 95, 8. 5360), Bes 
zirksſtraßenfonds (Crt. B. G. 19 III 84, 8. 482), 
Wejelligfeitsvereine (Erf. B. G. 25 VI 84, 8. 2184; 
val. dazu Erf. 17 IL 91, 8. 571), Perjonen, denen 
die perjinl. Ausübung unmöglich ijt M. J. 271V 
St, 3 2390, B. 8. 1886 Mr. 44). 

aS Recht sur Erwerbung, bezw. Uusiibung 
von Gaſt⸗ u. Schankgewerben ijt — beſchränkt. 
als zum Ausſchanke u. Kleinverſchleiße von ge— 
brannten geiſtigen Getränten (§ 16, lit. d, Gew. 
O.) ein u. dieſelbe Perſon in ein u. derſelben Ort— 
ſchaft nur cine, zur Ausübung der übrigen Gaſt— 
u. Schankgewerbe höchſtens zwei Konzeſſionen er— 
werben, pachten oder als dictlvertreser überneh⸗ 
men darf (vgl. B. G 5YIISu, 3. 1594). 

III. Ansübung. 1. Die ausübenden Per— 
ſonen. Die Gaſt- u. ig ata jindD vom 
RKongejjionsinhaber in der Regel perſönlich aus- 
guiiben, daher die Ausübung durch einen Stell 
vertreter oder die Verpadtung von der Gew.- 
Behörde nur aus widtigen Griinden ju genehmi- 
gen. (Die Bewilliqung der Eretution eines Gaſt- u. 
Schanfgewerbes durd) das Gericht bildet den im 
§ 19, UL 3, der Gew. O. vorgefehenen wichtigen 
Grund, bei dejjen Borliegen die Ausübung des 
Gew. durd) einen Stellvertreter oder die Verpach— 
tung von der Gew.⸗ Behirde gu genehmigen ijt M. 
3. 14,V 1901, 8. — 

Ubertretungen der geſetzl. Vorſchrift, betreffend 
das Erfordernis der Genehmigung des Pächters 
oder Stellvertreters, ſind an dem Gew.-Inhaber 
in der Regel nad § 131 Gew. O., wenn aber eine 
Irreführung der behirdl. Aufſicht beabsichtigt war, 
um 4. B. einer ungeeiqneten oder vom Betriebe des 
Wajt- u. Schantgewerbes ausgeſchloſſenen Perjon 
die Verwendung in diejem Gew. gu ermiglichen, 
nad § 133, lit. c, Gew. O. und an dem Vächter 
ober Stellvertreter in allen Fallen nad) § 132, lit. a, 
Sew. O. gu ahnden (§ 19 Gew. O. und Erl. des 
M. J. 3X 89, 3. 17169). 

2. Das gum Betriebe deS Gew. dienende 
Lotal muß geeiqnet fein (vgl. B. 3. 1883, 
Nr. 32). 


3. Zur Geſchäftsverlegung (Trangsjerie- 
rung) bei den Gajt- u. Schanfgewer nad $ 16 


lit. c¢, d, e Gew. O. und den Kaffeeſchänken in cin 
anderes Lofal innerhalb derjelben Ortſchaft bedarf 
eS feiner neuen Konzeſſion, immerbhin aber der Gee 
nehmigung der Gew.-Behirde, weldje bei der Er- 
teilung auy die Eignung der neuen Betriebsſtätte, 
auf die Strake, Gajje oder den Blak derjelben, 
und auf die Zunlichfeit der polizeil. Uberwachung 
Bedacht gu nehmen und juvor die Gemeinde, even- 
tuell auc) die l. f. Bolizeibehirde gu hören hat. 
Der Lofalbedary tommt bei der Verlequng der Be- 
triebSjtitte innerbalb desſelben Ortes nicht in Be— 
tradt (M. J. 7 VIL 84, B. 5495, B. B. 1884). 

Wegen die Trangjerierungsbewilligung trop 
des Einſpruches der Gemeinde (auc) mit eigenem 
Statut) jteht diejer binnen 14 Tagen nad) Verſtän— 
digung der Rekurs an die höhere Behirde mit un- 
beichrainttem Inſtanzenzuge aud bei 2 gleiclau- 
tenden ©. und mit auticiebender Wirtung offen 


8 20 Gew. O.). 
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Im übrigen bedarf es zur Geſchäftsverlegung 
auch bei den im letzten Abſatze nicht erwähnten 
Gaſt⸗ u. Schankgewerben gemäß § 39, Abſ. 3, der 
Gew. O. der gewerbebehördl. Genehmigung. 

4. Für die Gaſt- u. Schankgewerbe hat die 
Gew.⸗Behörde die Erſichtlichmachung der 
Preiſe mit Rückſicht auf Quantität u. Qualität 
anzuordnen (§ 52 Gew. ©.) und unterliegen dieſe 
Gew. überh. der gewerbepolizeil. Regelung 
(8 54 Gew. £.). 

5. In letzteres Gebiet gehören vor allem die 
Vorſchriften hinſichtlich der Polizei-(Sperr- 
Stunde. Diesbezüglich ordnet die Minijterialver- 
ordnung 3 IV 55, R. 62, an, dak Gaſt⸗u. Schank— 
lofalitiiten ſowie Kaffeehäuſer zu ciner bejtimmten 
Stunde der Nacht gejchlojien werden miijjen und 
nad) diejer Stunde Gajten weder der Zutritt yu 
denfelben nod) das längere Verweilen dajelbjt ge- 
jtattet werden darj. Diejes Verbot findet jedoch feine 
Anwendung auf Einkehrwirtshäuſer hinſichtlich an- 
fommender Reijender u. Fubrleute. Die Feitiepung 
der Sperrjtunde unter Bedadtnahme auj die Lan- 
des u. Ortsverhältniſſe obliegt dem LandeSchej, 
welder wiederum die Bejtimmung derjelben fiir 
eingelne GebietSteile oder Orte ben unterjtehenden 
Behörden iiberlajjen darj. Wus bejonderen Griinden 
fann den betreffenden Gewerbetreibenden die Be- 
williqung jum Cffenbalten iiber die Polizeiſtunde 
von der I. f. Polizeibehirde, beaw. vom Gemeinde: 
vorftande erteilt werden. Dies hat in der Regel von 
Fall zu Fall fiiz cingelne Nächte und nur bei be- 
jonderen Verhältniſſen fiir beitimmte längere Zeit— 
abſchnitte zu geſchehen. Für die Bewilliqung ijt an 
die Gemeindefajie fiir Urmengwede eine Tare ju 
entricten, deren Betrag der Landeschef mittels be- 
jonderer V. feſtzuſeßen hat. Ubertretungen dieſer 
Vorſchriften find von den l. j. Polizeibehörden, bezw. 
Gemeinden nach der kaiſ. V. 20 lv 54, R. 96, zu 
abnden. 

(Dieſe Minijterialverordnung wird in offen- 
baremWiderjpruce mit Art. [11 des Kundmadungs- 
patented jur Sew. O. in der Praxis noc) immer ane 

ewendet; allein die Regelung der Poligei-[Sperr-| 

Stunde im Bait: u. Schanfgewerbe gehört aweijellos 
au jenen Maßnahmen, welche nur auf Grund des 
§$ 54 Gew. ©. vorgenommen werden diirjen. Wenn 
u. injoweit es fic) mun bei bejagter Frage ledig- 
lic) um eine vein lofale, auf eine Gemeinde be- 
ſchränkte Angelegenheit handelt, unterliegt eS feinem 
Siweijel, dak gemäß $ 141 Gew. ©. hiezu die Wew.- 
Behörde 1. Inſtanz berufen erſcheint. Daraus geht 
mit logiſcher Notwendigkeit hervor, daß in Wien 
zur Regelung der Sperrſtunde nicht die L j. Po— 
ligeibehorde, ſondern der Wiener Magiſtrat berufen 
erſcheint, welcher mit jener gemäß § 141, lepter 
Abſ., Gew. O. lediglich vor der Regelung das 
Einvernehmen zu pflegen hat. Dieſe Rechtsanſchau— 
ung gelangte übrigens bereits gum Durchbruche, 
indem ſeitens des Wiener Magiſtrates ſowohl als 
aud) anderer Gew.-Behörden 1. Inſtanz eine be— 
ſondere Regelung dev Sperrſtunde fiir Branntwein— 
ſchänten im eigenen Wirkungskreiſe vorgenommen 
wurde. Vgl. Kundmachung des Wiener Magiſtra— 
tes 25X 1905, 3. 5169.)) 
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Ter Cinjiihrung einer Sperrjtunde fiir Schank— 
qewerbe jteht die Diinijterialverordnung 24 TV 95, 
R. 58, womit in Durchfiihrung des Conntags- 
rubegeiepes die gewerbl. Arbeit bei cingelnen Kate- 
gorien von Gew. geftattet wird, nidt entgegen 
(rf. V. G. 8 VI 1901, 8. 4539). 

Auf Grund des § 54 Gew. O. wurde vom 
Wiener Magijtrate fiir das Gemeindegebiet von Wien 
aud) das Verbot des Ausfchanfes von gebrannten 
geijtigen Getränken an jugendl. Berjonen mit Rund- 
madung 27 II 1902, 4. 70588, erlajjen. 

6. Die Vorſchrift betreffend die Erſichtlich— 
madjung der Preije gilt bei den Gajt- u. Schantge- 
werben mit Frembenbeherbergung felbjtredend 
aud) fiir die Bermietung der zur Unterbringun 
von Pafiagieren bejtimmten Zimmer. Jn diejen itt 
der Mietzins jamt allen Nebengebiihren, nament: 
lid) Den Preifen fiir Beheigung, Beleuchtung u. Be- 
dienung in deutlic) fichtbarer Weife affigiert ju 
halten (rl. der n.=6. Statthalterei 25 X 93, 
3}. 75292). Dieje Gewerbetreibenden haben über— 
dies Die polizeil. Meldungsvoricriften (Frembden- 
meldung, Führung der Frembdenbiicher gemäß Mi- 
nijteria rare IL 57, R. 33, fiir Wien Erl. 
des M. 3.16 V 49, R. 250) ſtrengſtens zu beobachten. 

7. Zur Verwendung von Bierdrudappa- 
raten (mit u. obne Verwendung von Lujt oder 
Kohlenſäure als Drucmittel) beim gewerbsmapigen 
Bierausſchanke ijt nad der Minifrerialverordnung 
13. X 97, R. 237, die Bewilliqung der Gew.-Behirde 
erjorderlich, Die Bedingungen, unter welden die 
Verwendung von derlei Upparaten gejtattet ijt, jind 
in der jitierten V. aufgezählt und jet hier nur in 
Betreff des Vorganges bei Erteilung de Konſenſes 
angejiihrt, daß jeder Schanfivirt von der Aufſtel— 
lung eines folcyen Apparates der Hew.-Behiirde die 
Anjeige zu erjtatten hat, welch letzterer dann oblieqt, 
unter Zuziehung des Gemeindevorjtandes zu prii- 
jen, ob der Upparat den Unforderungen der ange- 
gebenen V. entiprict, und nach Maßgabe des Bee 
ſundes zu beftimmen, ob der Wpparat aur Benut> 
jung zuzulaſſen iſt oder nidjt. Bei Anſtänden ijt die 
Bewilligung von deren Behebung abbiingig zu 
machen. Die Gew.-Behörden und die Gemeinde: 
voriteher haben die genaue Beobachtung der Vor— 
idbriften iiber die Verwendung der fragl. Apparate 
ju überwachen. Bei wiederholten Außerachtlaſſun— 
gen der gedachten Boridriften — bet qrober Fahr— 
ldjfigteit ſchon im erjten Ubertvetungsjalle — ijt 
die erteilte Bewilligung ju entgiehen. 

Hinjichtlich dev Eichung der in öffentl. Schant- 
lofalitdten verwendeten Schankgläſer gilt die B. 
25 1X 75, R. 129. 

s. Folgen der Nidtausiibung oder Si- 
jtierung des Betriebes. Die Vajt- u. Scant: 
gewerbe gehiren au jenen Giew., bet welchen die 
Konzeſſion wegen Nichtausübung innerhalb 6 Mo- 
naten nach der Erteilung ober wegen ebenſolanger 
Sijtierung des Vetriebes zurückgenommen werden 
fann (§ 57, Abſ. 2, Gew. £.). 

9 Zum Schluſſe mögen hier nod) einige be- 
merfensiwerte und für die Handhabung der bezügl. 
Gew.⸗Vorſchriften bejonders wichtige oberbehird!. 
EntiheidDungen Erwähnung finden. 


a) Die Berabreichung von Sodawajfer mit 
oder ohne Sujagy von Fruͤchtſäften jowie von Li- 
monade u. dal. ijt nicht unter die sur Kategorie 
der Gaſt- u. Schanfgewerbe gehirigen Beredti- 
gungen, zu deren Ausübung nad) den $$ 15 (8. 15) 
und 16 Gew. O. eine Konzeſſion erforderlich ijt, zu 
fubjumieren, jondern als freies Gew. anzuſehen 
(E. des WM. J. 23 VI 91, 8. 9847). 

b) Die gewerbsmiapige Erjeugung von Ge- 
frornem itebt unter anderen auc) jenen Gajt- u. 
Schantgewerben gu, welche zur ator iage ey Mgt 
Speijen u. Erfriſchungen beredtigen (Eri. des M. J. 
23 1X 88, 8. 16007). 

c) Das M. J. hat im Einvernehmen mit dem 
J. M. ausgefproden, dah den Raffeefiedern u. 
ſchänkern die Poet tad jur Erzeugung von 
was immer fiir Gebäck jelbit fiir den eigenen Ge— 
ſchüftsgebrauch nicht gufommt (rl. 22 XI 9, 
3. 21235). 

d) Tie Beherbergung u. Verpflegung 
von dienſtſuchenden Berjonen im Haushalte einer 
Dienjtvermittlerin erjordert feine Konzeſſion 
im Sinne der §§ 15 (38. 15) und 16 Gew. D., wohl 
aber jtellt fic) eine folde Tätigkeit als ein Neben— 
zweig der Dienjtvermittlung felbjt dar, dejjen Be— 
trieb aus polizeil. Rückſichten nur mit bejonderer 
Bewilligung ftattfinden darf (E. der n.-ö. Statt- 
halterei 31 85, 3. 8068). 

e) Der Ausſchank von Met fallt unter die 
Vejtimmungen des § 16 Hew. O. (Erl. des M. J. 
22 TV 85, 3. 5135). 

f) Milchmeier u. Milchhändler haben das 
Rect gur glasweijen Verabreidung von 
Milch in nicht —— Zuſtande in ihren Ver— 
taufslotalen und erſtere auch das Recht zur Er— 
zeugung und gum Verkaufe von Milchprodulten 
Butter, Topjen, Rahm), jedoch nur beim Vor— 
handenjein hiezu geeigneter, ſanitär unbedentfl. 
Räume und eines ordnungsmäßigen Betriebed 
(Miniſterialerlaß 19 XI 92, 8. 26310). 

g) Dem Anbaber eines Gew. nach § 16, lit. f, 
Mew. D. Kaffeeſieder oder -ſchänker) fann 
nicht verwebhrt werden, eingelne Perjonen vom 
Beſuche ſeines Geſchäftslokales auszu— 
ſchließen /E. des M. J. 271 91, B. Ms, ſ. 
Heilinger, Oſterr. Gew.-Recht, S. 213). 

h) Die Verabreichung von Rum oder eines 
anderen gebrannten geijtigen Getriinfes jum Tee 
oder Kaffee bildet cine Form deS Ausſchankes ge— 
brannter geijtiger Getriinfe und ſetzt daber den 
Beſißz einer auc) die Veredtigung nad) § 16, lit. d, 
Wew. O. umiaiienden Ronjeffion voraus ohne 
Unterfdied, ob die Beigabe des qebrannten geijtigen 
Getränkes jum Tee oder Kaffee abgefondert oder 
bereits beigemiſcht erfolgt (Erl. des M. J. 21 TV 93, 
3. 7013, und E. ded V. G. 6 VIL 87, 3. 1903). 

i) Sudere u. Mandolettibider, welde 
nad) dem 1V 60, dem Tage des Beginnes der 
Wirkfamleit der Gew. O. 20 XIT 59, R. 227, ihr 
| Sew. angetreten haben, find auf Grund ihrer dies— 
fälligen Gew.-Berechtigung weder gum Aus: 
idanfe von verjiiften oder unverfiiften 
qebrannten qeiftigen Getränken und von 
iDejjertweinen nod zur BVerabreidung 
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von Rajjee, Tee, Schokolade und Punſch 
beredjtigt, fie haben daher gegebenenfalls um 
Verleihung der bezügl. Kon cifton einzuſchreiten 
(Erk des M. J. 31 III 90, 8. 3196). 

k) Der Anhaber einer Gew.- Kongeffion zum 
Betriebe einer „jüdiſchen Reftauration’” muh fic 
auf der Betriebsſtätte ciner entipredjenden Bezeich— 
nung bedienen (Mt. J. 7 WT 84, B. 3785, B. 
3. 1884). 

1) Gine Stadtqemeinde fann aus Rückſichten 
der Gejundheits- oder Ortspolizei ein Gew. an 
eine bejtimmte Berjon nicht monopoliſtiſch über— 
tragen (B. G. 4 XIL 79, Budwinsfi 634). 

m) Die der Kongcifion fiir cin Gaſtgewerbe 
in Betreff der Befugnijje: Ausſchank gqebrannter 
getitiger Wetriinfe, Verabreichung von Kaffee, Tee 

eigefügte Beidrintung ,nur im Rahmen eines 
Gaſtwirtsgewerbes“ ijt weder rechtsverletzend nod 
geſetzwidrig (Erf. V. G. 20 IX 1900, 8. 6687). 


XIL. Gebrannte geiflige Getranke (Ausfdank, 
Kleinverſchleiß und gewöhnſ. Sandel). 

I, Borbenerfung. — IL. Handel. — III. Kleinverſchleiß. 
IV. Spegielle Normen veridhiedenen Yoholtes 

I. Borbemerfung. Uber die Vorjdrijten hin— 
jichtlid) der Erlangung der Konzeſſion gum Aus— 
ſchanke u. Gleinverrdlerbe von gebrannten geijtigen 
Getriinfen, dann hinſichtlich der Geſchäftsverlegun— 
gen und des bei der E. tiber die Konzeſſionsgeſuche 
einjubaltenden Verſahrens wurde unter ,,X1. Gait: 
u. Schantgewerbe’ das Exrjorderliche gelagt. Be- 
gate alled die bejondere Ubgabe anläßlich des 

usjdhantes, Kleinverſchleißes u. Handel mit gei- 
jtigen Getriinfen Betreffenden j. den Art. „Schank— 
ſteuer“ (gl. dazu H. M. 19 VII Si, 8. 19441, 
wonach bei Kongeffionsgejuchen nicht gegen die An— 
triige Der Gemeinde vorgugehen ijt). 

Hier fommen demnad) nur die fiir den Ver— 
tehr mit gebrannten geiftigen Getriinfen noch auger- 
dem bejtehenden befonderen Normen, vor allem das 
Wefes 23 VI S81, R. 62, und die Vollzugsverord— 
nung des F. WM. 2 VII SI, R. 74 in Betracht. 

Il. Handel. Danach ijt der Handel mit ge- 
brannten geijtigen Metriinfen, d. i. ebenſolchen Flüſ⸗ 
jigfeiten, welche fic) ohne oder mit Sujag au Ge⸗ 
triinfen eignen (Spiritus, Branntivein, Roſoglio, 
Rum, Litbre u. dal), in handelsüblich veridlofie- 
nen Webinden oder verijiegelten Flajchen (zufolge 
F. M. Erl. 16 X 81, 8. 31342, auch Flaſchen mit 
Staniolfapfel- oder Siegelmartenverjdluk, wenn 
dic Firma des Fabrifanten oder Handlers, welcher 
die Flaſchen füllt oder verſchließt, auf dem Ver— 
ſchluſſe erſichtlich gemacht ijt) und in was immer 
für Mengen ein treies Gew.; dod) darf zuſolge 
rl. des M. J. 2B 1X 88, 8. 14696, dic Wnmel- 
dung eines ſolchen Handel8 unter der Bezeichnung 
„Spirituoſenkleinhandel“ wegen des fongejjionierten 
Kleinverſchleißes von den Gew.-Behsrden nicht 
mehr entgegengenommen werden. Eine wichtige 
gewerbebolizeil. Maßregel in Betreff dieſes Handels 
trifft die Miniſterialverordnung 17 XT 85, R. 166. 
Dieſelbe geſtattet dem Unternehmer, in den den 
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Kunden zugängl. Geſchäftslokalitäten die ge— 
ſchäftl. Manipulationen mit den gebrannten gei— 
ſtigen Getränken, als Umfüllen aus größeren in 
tleinere Gefäße, Filtrieren des Flüſſigkeitsreſtes 
uſw., nur dann vorzunehmen, wenn die erwähnten 
Lokalitäten dem freien Zutritte der Kunden ver— 
ſchloſſen ſind; fie verbietet ibm ſonach, in ſolchen 
Lokalitäten gebrannte geiſtige Getränke in unver— 
ſchloſſenen Gefäßen, d. §. in nicht handelsüblich 
verſchloſſenen Gebinden u. Flaſchen auf dem Lager 
halten. Zuwiderhandlungen unterliegen der Ahn⸗ 
ung nad der Gew. ©., dagegen darf der Handler 
nad Ausfprud des M. J. (ErL. 11 VIL 86, 8. 2856) 
in Magazinen und anderen Nebenlofalititen ge 
brannte geijtige Getränke aud) in unverjdlofienen 
Gefäßen auf dem Lager bhalten und diejelben in 
von den Kunden beigebrachten oder von ihm felbjt 
beigejtellten Gefäüßen verkaufen, fofern die Neben= 
lofalititen den Runden nidt zugänglich find, und 
die Gefüße darin in Abweſenheit der Runde gefiillt 
und handelSiiblich verſchloſſen werden. 

IIT. Kleinverſchleiß. Die Konzeſſion jum 
RKleinverjdleige berechtigt gum Berfauje von ge 
brannten geijtigen Wetrinfen in unverſchloſſenen 
Gefäßen, jedoch) in Mengen von mindeftens 1), / 
und mit der Befdriinfung, dap der Konzeſſionär 
die verabreidjten Wetriinfe in den ihm zur Ber- 
jiigung jtebenden Riumlichfeiten nicht genießen 
lajjen dari. Wie der Musichanf beredtigt auc) der 
Kleinverſchleiß gum gewöhnl. Handel mit den be- 
3eidjneten j Hiffateiten. 

IV. Spezielle Normen verfdicdenen In— 
halted. Es folgen nod einige bemerfensiverte, den 
egenjtand diejes Art. betreffende behördl. Ere 
lajfe und Verfügungen. 

a) Der WMinijterialerlag 301 85, 8. 2648, 
ſpricht aus, da = Verabreichung von gebrannten 
geiſtigen Getränken in Gefäßen (Flajden), welche 
erſt aus Anlaß des Erſcheinens der Kunden in 
der Verkaufsſtaͤtte geſchloſſen werden, nur die be— 
fugten Ausſchänker u. Kleinverſchleißer berechtigt 
ſind. Ein ſolcher Vorgang, wenn im gewöhnl. Han⸗ 
del geübt, iff nicht nur nach der Gew. O., ſon— 
dern aud) nad) § 17 Geſetz 23 VI S1, R. 62, zu 
ahnden. 

b) Durch den Erl. des M. J. 23 VIL 83, 
3. 214, werden die polit. Behörden angewieſen, 
Vorjorge ju treffen, daß bei den Erzeugern, Ver— 
ſchleißern u. Ausſchänkern von gebrannten getitigen 
Wetrinten öftere unvermutete Finititepolisei e 
vijionen zur Unterjuchung der Erzeugniſſe und der 
im Geſchäfte verwendeten Gerätſchaften in jachfun- 
diger Weije vorgenommen und in Fillen, wo 
Grund zur jtrajgeridtl. Verfolgung vorliegt, die— 
jelbe jofort veranlaft werde ($§ 4043, 405 u. 408 
Str. G.). 

c) Laut F. M. Erl. 29X11 83, 8. 41786, haben 
die Finangorgane gwar jeden die Werfmale des 
Ausſchankes oder Kleinverſchleißes an ſich tragen- 
den und nicht durch die Gerw.-Beredtiqung und 
die Zahlungsbollette gededten Alt des Berfaufes 
gebrannter qeijtiger Getränke gu beanjtinden, die 
erfennende Behörde wird jedoch gu wiirdigen haben, 
ob ein folcher Akt als zureichendes Beweismaterial 
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für die Annahme eines gewerbsmäßigen und damit 
abgabepflichtigen Ausſchankes oder Kleinverſchleißes 
angeſehen werden kann. Jn UÜbereinſtimmung mit 
der hier ausgeſprochenen Rechtsanſchauung, wonach 
der Ausſchank u. Kleinverſchleiß, um abgabepflichtig 
u ſein, ein gewerbsmäßiger ſein muß, ſpricht der 
8. G. in ſeinem Erkenntnis 10 VI 90, 3. 3894, aus, 
dah beim Kleinverſchleiße von Spiritus die Ubgabe- 
pflicht nur cintritt, wenn derjelbe ein gewerbsmäßi—⸗ 
get ijt, ſelbſtverſtändlich ohne weitere Rückſicht dar- 
auj, ob der gewerbsmäßige Betrieb mit oder ohne 
Rongejjion erfolgt. 

d) Der Erl. des M. J. 31 VILL 9O, 3. 3196, 
ſpricht aus, dak Zucker- u. Mandolettibider gum 
Ausſchanke von verſüßten gebrannten geijtigen Ge— 
tränken und von Kaffee, Tee, Schofolade u. Punſch 
einer bejonderen Konzeſſion bedürfen. 

e) Der Erl. des M. J. 31 XII 87, 3. 4958, 
ordnet an, daß angeſichts des zu gewärtigenden 
Trunkenheitsgeſetzes bis auf weiteres eine Kon— 
zeſſion zum Ausſchanke u. Kleinverſchleiße von ge— 
brannten geiſtigen Getränken nut in den allerſelten— 
ſten AUsnahmsfällen und keineswegs dann ver— 
liehen werde, wenn beim Ausſchanke das Verhältnis 
von einer Schanklonzeſſion auf je 500 Bewohner, 
beim Verſchleiße von ciner Veridleipfongeffion auj 
je 1000 Bewobhner der betreffenden Ortsgemeinde 
u. zw. nad) Mapgabe der durch die lepte Bolls- 
zählung ermittelten Bevölkerungsziffer überſchritten 
werde. 


XIII. Hadern- u. Knochenhandeſ. 


Der Hadern- u. Knochenhandel in den Grenz— 

beairfen | Soll= u. Staatsmonopolordnung) der Kron⸗ 
linder Böhmen, Mähren, Schleſien, Bal., O. O., 
Salzb., Tirol und Borarlb. wurde durch die Mie 
nijterialverordnung 28 VIII 84, R. 143, unter 
die fonjeffionierten Gew. cingereibt. Vorausſetzung 
fiir die Erlangung der Konzeſſion ijt neben der 
Erfiillung der fiir alle fonzeffionierten Gew. vor- 
ezeichneten Bedingungen die Zuſtimmung det 
Finanzbezirksbehörde bezüglich der Berjon des Be- 
werbers vom GStandpunfte der geſällsamtl. Ber- 
trauensiviirdigfcit und aud) bezüglich des Gew.— 
Standortes. Der auerhalb der hi i mit 
jeiter Betriebsſtätte ausgeiibte Hadern- u. Rnodjen- 
handel jedod) ijt nad) wie vor als freies Gew. 
angujeben. Qn allen Fällen ijt beim Haderne u. 
Hnodenhandel vor Eröffnung des Betriebes die 
Genehmiqung der Betriebsanlage nad den Be- 
jtimmungen dee III. Hauptitiides der Gew. ©. 
erforderlid). Leßtere Bejtimmung gilt auch fiir den 
allein oder in Berbindung mit dem Hadernhandel 
betriebenen Knochenhandel, der iibrigens aud) in 
den Grenzbezirken ein freies Gew. it. Lagernde 
und jum Transport bejtimmte Knochen jind, falls 
jie nidjt ſchon in anderer Weije vor Fäulnis be- 
wahrt find, mit einer Löſung von Karbolſäure 
derart au befeuchten, dah die Fäulnis wirkſam 
hintangebalten wird (WMinijterialverordnung 111 
73, R. 20). 

Das Cinfammeln von Hadern u. Stragzen u. 
Knochen ijt nad Art. V, lit. e u. q, des Kund— 
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madungspatentes zur Gew. O. nicht als Wew. an- 
jujeben; aus polizeil. Riidjidjten ijt jedoch diefen 
Sammilern die Löſung einer Lizenz zur Pflicht ge- 
madt. Rompetent zur pees, ijt die polit. 
Bezirksbehörde. Vorausſetzung ijt lediglich Nach- 
weis des Wohlverhaltens des Bewerbers. 

Die Einſammlung von Knochen darf nur mittels 
durch Deckel verſchloſſener Behälter geſchehen, gegen 
UÜbertreter ijt nach kaiſ. B. 20 IV 54, R. 96, vor- 
zugehen. Das Hadernſammeln gegen Eintauſch von 
Geſchirr, Zwirn, Nadeln und anderen Kleinigkeiten 
ijt zuſolge Miniſterialerlaſſes 7 XI 59, 3. 22203, 
gejtattet, doch darf dieſer Geſchäftsbetrieb nicht in 
einen förml. Haufierhandel iibergehen, was der 
pall wire, wenn der Hadernfammler die vorer= 
wähnten Taufdgegenjtiinde nicht bloß gegen Ha- 
dern, fondern gegen Bargeld abjegen wiirde. 





XIV. Suſbeſchlag. 


Die Ausübung des H. zählt gemäß des § 15, 
4. 20, Gew. O. gu den fongeffionierten Gew. Bon 
Bewerbern um eine joldje Rongefjion wird nebft 
den gum ſelbſtändigen Betriebe eines Gew. überh. 
vorgeidriebenen Bedingungen Verläßlichkeit und 
der Nachweis der bejonderen Befiihigung fiir das 
Wew. gefordert. Der Befähigungsnächweis wird 
im Ginne der Minijterialverordnung 17 1X 83, 
R. 151, entweder durd ein Zeugnis tiber den mit 
Erfolg gehirten halbjährigen H.-Kurs (joldje Kurſe 
bejteben bei allen tieriirgtl. Lehranjtalten) oder 
durch ein Zeugnis dariiber erbracht, dak der Be- 
werber ſich der Prüfung vor einer nad) Vorſchrift 
der WMinijterialverordnung 27 VIII 73, R. 140, 
eingeſetzten Prüfungskommiſſion mit Erjolg unter: 
zogen bat. 

Da nach den fiir die Erlangung der Konjei- 
fion aur Ausübung des Hufſchmiedgewerbes be- 
jtebenden Vorſchriften niemand in den Beſitz der 
RKongeffion fiir die Uusiibung des H. qelangen 
fann, det nicht die Erlernung des Schmiedgewwer- 
bes und die mehrjährige Verwendung in demſelben 
—— hat, ſind konzeſſionierie — 
auf Grund ihrer Konzeſſion auch zur Ausführung 
von Roh⸗ u. Wagenſchmiedarbeiten berechtigt Mi— 
niſterialerlaß 6 VIII 90, 3. 13099). 





XV. Suformationsburcaux, 


Mit der Weinijterialverordnung 20 VII 85, 
R. 116, wurde der Betrieb von J. jum Zwecke 
der Uustunjtserteilung fiber die Krediwerhältniſſe 
von Firmen — zufolge Winijterialverordnung 6 VII 
03, R. 117, aud) von Gewerbetreibenden, welde 
feine Firma führen, ſowie von anderen Perſonen, 
jofern dieſe Auslünfte zu geſchäftl. Sweden ver— 
langt werden — an eine Konzeſſion gebunden. 

Bewerber um ein ſolches Gew. haben die zur 
Erlangung eines jeden konzeſſionierten Gew. vor— 
gezeichneten Bedingungen zu erfüllen (58 22 u. 
23 Gew. ©.) und müſſen ſich überdies über eine 
juin Betriebe des Gew. genügende allg. u. fauj- 
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männiſche Bildung vor der Gew.2Behirde aus- acigen (§ 53 Gew. O.). Am iibrigen unterliegt 
weifen. Soi ne ijt die polit. Landes- das R. der — —— Regelung (§ 54 Gew. O. 
behörde. Bei der Konzeſſionsverleihung ijt auf die Der Betrieb des K. ift unjallverjicherungs- 
Lofalverhiltnijje Bedacht zu nehmen. Der Erl. pflichtig (Geſetz 20 VII 94, R. 168, Art. I). 

des H. M. 20 VILL 85, 8. 26854, ordnet diesfalls 

an, daß bei Konzeſſionserteilungen mit der gripe | 


ten Strenge vorgugehen und hinſichtlich der er— 
wabnten jubjeftiven u. objeftiven Erſorderniſſe XVII. Krdmeret im Grenzbejirſie. 
das Gutachten der zuſtändigen Handels- u. Gew.- Gemäß § 10 Gew. O. bleibt der Untritt von 


Kammer cine Holen ijt. Die Minifterialverordnung | Gew., weldje fic) mit fontrollpflidtigen Gegenjtin- 
28 VII 90, R. 157, und in teilweijer Ubdnderung | den befajien, aud) fortan an die durch Finangge- 
jowie Ergdnjung derjelben die Minijterialverord- | fepe vorgeſchriebenen Bedingungen geknüpft; dies— 
nung 1 V 91, RH. 58, verpflichtet den Konzeſſionär, bepitglis) bejtimmt die Zoll- u. Staatsmonopols- 
die tiber die Mreditverhiltnijjie von Firmen — jept, | ordnung, P. G. S. Nr. 113, im § 353, Dae im 
mit der von det Minijterialverordnung 6 VII 93, | Grengbegitfe mit Ausnahme der mit Steuerlinien 
R. 117, normierten Einfdriinfung, von Gewerbe- | umidlojjenen, an den Zugiingen mit Gefällsämtern 
treibenden u. Privatperjonen iiberh. — gepfloge- verfehenen Orten der Handel (Krämereien u. dgl.) 
nen Korreſpondenzen und gefiihrten eidhiftsbiider mit fontrollpflidtigen Waren ohne befondere, von 
der zuſtündigen Finanzbezirksbehörde au bejtiti- 


jowie Kopien hieraus durch 10 Jahre vom Zeit— 
dt betrie- 


punfte der Auskunftserteilung, bezw. vom Jeit— 
puntte der lepten Gintragung in die Biicher auj- 
zubewahren und diejelben nach Ablauf diefer eit 
oder bei früherer Wuflajjung des Geſchäftsbetriebes 
zu vernidjten. 

Den Anhabern von J. ijt es nad) der Mini— 
iterialverordnung 6 VII 93, R. 117, unterjagt, 
Unjragen iiber Privatverhiltnijje, welche mit der 
Kreditwiirdigteit irgend einer Firma oder Perjon 
in feinem Sujammenbange ſtehen, zu beantworten. 


— Bewilligung der Gew.Behördeen 
en werden darf. 

Die Bewilligung ijt nicht gu erteilen, wenn 
mit Riidficht auf die Lage des Ortes und insbei. 
deS gewerbl. Standortes, dann auf den Umfang 
ded wahrideinl. Abſatzes gegriindete Zweifel ent= 
jtehen, dak die tang ory gm jiir den Re- 
darf der Bewohner deS Ortes und der nächſten 
po ay notwendig fei, oder fid) das Bedenfen 
ergibt, daß dieſelbe Dem Schleichhandel cin gefährl. 
Hilfsmittel darbieten würde. Qn der Bewilligung 
wird ſtets der Ort, auf welchen dieſelbe beſchränkt 
iſt, ausgedrückt. Im Falle dieſe — gg oder 
deren Beſtätigung verweigert wird, kann die Be— 
rufung gegen die E. an die polit. Landesſtelle ge— 
richtet werden, welche einverſtändlich mit der die Zoll— 
geſchäfte leitenden Landesbehörde zu entſcheiden hat. 


XVI, Kanafräumergewerbe. 


Das K. gehört gemäß § 15, 3. 8, der Gew. 
©. gu den fongejfionierten Gew. Berleihungs- 
behirde ijt die Gew.-Behörde 1. Inſtanz. Sum 
Yntritt des K. wird neben den allg. Exjordernijjen 
jum felbjtindigen Gew.-Betriebe Verlaplichfeit mit 

eziehung auf dieſes Gew. und eine bejondere Be— 
ſähigung gefordert (5 23 Gew. O. u. zw. hat ſich 
der Bewerber unt die bezügl. Konzeſſion nach Vor— 
ſchrift der Minijterialverordnung 17 [X 83, R. 151, 
iiber die in wirfl. Verwendung beim Wew. erwor- 
bene praftijche Befähigung durch Beibringung cines 
Urbeitszeugnijfjes vor der Gew.⸗Behörde (1. In— 
jtang) auszuweiſen. 

Giner Genehmigung der Betriebsantage (§ 25 
Mew. £.) bedarf es zum Betriebe des N. nicht 
(Erf. des BW. G. 4 XI 79, 3. 2145, Budwinski 
634). 


XVIII. Aunf- u. Halbweine. 


I, Begriff. I]. Gewerberechtl. Beflimmungen. — 
III. Strafen u. Kontrolle. 

I. Begriff. Im Sinne des Geſetzes 21 VI so, 
R. 120, und der Winijterialverordnung 16 TX x0, 
R. 121 (iiber den friiheren Rechtszuſtand val. das 
Kommerz-Hofkommiſſionsdekret 15 IV 24 und das 
Hfkd. 211V 24, P. G. S. 42), find unter Kunijt- 
weinen weinähnl. Brodufte, welche ohne Trau— 
benfajt aus einer den Wein nachahmenden Miſchung 
verichiedener Stofje (Wafer, Weingeijt, Glyzerin, 
Für das K. können Marximaltarife feſtgeſetzt Zucker, Weinſtein, Onanthäther uſw.) hergeſtellt 
werden (§ 51 Gew. O.); ebenſo können fiir die} werden und unter Halbweinen weinhältige 
Erzeugniſſe, welche durch künſtl. Vermehrung des 
Mojtes oder Naturweines durch Hinzufügung von 
Wafer und anderen zur Herjtellung des ins 
geſchmackes in der vermebrien Flüſſigkeit dient. 


Ausiibung des K. in gréperen Städten von der 
Landesbehörde über Antrag der Memeindevertre- 
tung aus ſanitätspolizeil. Rückſichten bezirksweiſe 
Abgrenzungen mit der Wirkung verfligt werden, yl 
dap innerhalb jedes abgegrengten Bezirkes nur | Stoffen (Zucer, Glyzerin, Weingeijt ujw.) — oder 
jene Kanalräumer Arbeiten zu verridjten berech- in aleicher Weije aus den Trejtern der bereits 
tigt find, weldje in dieſem Begirfe ihren gewerbl. | zur Moſterzeugung verwendeten Trauben oder aus 
Standort haben (§ 42 ew. L.). | Beingeldiger gewonnen werden, zu verſtehen. Su 

Inhaber von K. diirjen den begonnenen Gew.— den Halbweinen zählen vornehmlich die durch 
Betrieb nicht nach Belieben unterbrechen, ſondern Galliſieren Moſtverdünnung mit Waſſer und Zu— 
müſſen die beabſichtigte Betriebseinſtellung 4 Wos ſatz von Alkohol oder Hucter) oder durch Petioti- 
chen früher der Gerw.-Behirde (1. Anitang) ane! fieren Aufgießen u. Garenlajjen von Bucerwajier 
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auf den Traubenrückſtänden nach der Moſtablaſ— 
jung oder Auslaugung dieſer Rückſtünde durch ver— 
dünnten Alkohol) hergeſtellten Produkte. Nach dem 
Erl. des Di. J. 27 XI 92, Z3. 10984, iſt auch ein mit 
Cbitmojt oder Obſtwein vermiſchter Traubenwein 
(Naturwein) als Halbwein und im Sinne ded Eri. 
des A.M. 7 VILL 93, 8. 13598, ſelbſt eine bloße 


jum Sivede der Vermehrung der weinhältigen 
Getränke erfolgende Verwäſſerung als —— 
urch die 


erzeugung anzuſehen, dagegen wird 
Hinzufügung bon trodenem Zucker gum Weinmoſt 
ohne gleichzeitige Beiſetzung von Waſſer, bezw. ohne 
gleichzeitige künſtl. Vermehrung des Moſtes mittels 
Hinzufügung von Waſſer fein Halbwein im Sinne 
des Geſetzes 21 VI S0 enue t. 

Il. Gewerberedtt. eitimmungen. Die ge 
—— Erzeugung, der Verkauf und der Aus— 
ſchank von Kunſt- u. Halbweinen find gemib § 15, 
Re 16, ew. O. an eine Konzeſſion gebunden und 

nden demnach auf dieje Gew. die fiir die fon- 
jeifionierten Gew. geltenden Beftimmungen der 
Gew. O., insbeſ. jene, welche die Bewerbung um 
cin ſolches Gew. und die befonderen Erſorderniſſe 
jum Gew.Antritte (Verläßlichkeit des Bewerbers, 
Bedachtnahme auf die Lokalverhältniſſe bei der Ver— 
leihung) betreffen ($$ 22 u. 23 Gew. O.), auf den 
Ausſchank von Kunſt- u. Halbweinen nod über— 
dies die beſonderen Vorſchriften fiir die Gaſt- u. 
Schankgewerbe ($$ 16—20 Gew. O.) Anwendung, 
bezüglich welcher auf „XI. Gaſt- u. Schankgewerbe“ 
verwieſen werden fann. 

Sur Erlangung einer yA Bh eld da 
fion ijt nach Vorſchrift der Minijterialverordnung 
1G IX SO, R. 121, nebjt dem BVorhandenjein der 
gewerbegeſetzl. Bedingungen nod) erjorderlid, daß 
das beabjidtiqte Verfahren zur Erzeugung von 
Ktunſt- oder Halbiweinen vom Bewerber dargelegt 
und von der Gew.Behörde in fanititspolizeil, Be- 
ziehung als unbedenflic) erfannt, und daß die Be— 
triebsſtätte der ſanitätspolizeil. Uberwachung jtets 
zugänglich gehalten werde. 

Ausgenommen von der Konzeſſionierung und 
von der Unterordnung unter die Gew. O. überh. 
ijt die Erzeuqung von Trejterwein und vino 
piccolo (vinetto) bei einer auf Eigenbau und 
eigener Moſtfechſung beſchränkten Cinfellerung nad) 
Art. V, lit. a, Einf. P. zur Gew. ©. 

Ferner beſtimmen die ary ny angeführten 
Vorſchriften, daß in Abſicht auf die Einhebung der 
Verzehrungsſteuer zwiſchen dem Naturweine und 
den Kunſte u. Halbweinen fein Unterichied beſteht, 
daß die Verwendung von Stärkezucker (aus ſtärke— 
mehlhaltigen Fruchtarten, Samen oder Nnollen ge— 
wonnenet Zucker oder Sirup, aud) Trauben- oder 
Nartofieljuder qenannt) zur Erzeugung von Kunſt— 
u. Halbweinen verboten ijt und daß Kunſt- u. 
Halbweine unter ciner fiir Wein übl. Bezeichnung 
ialS Tijchwein, Gebirgswein, Shiller, Rotwein, 
Dejiertwein oder mit der bloßen Jahreszahl u. dgl.) 
weder angefiindigt nod) verfauft oder ausgeſchänkt 
werden dürfen. J 

IIT. Strajen u. Kontrolle. Ubertretungen des 
Rerbotes der Stiirfejsucterverwendung, dann der 
Vejtimmungen iiber die Bezeichnung der Kunſt- u. 
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Halbiweine im Verfehre find nad) den Beſtimmun— 
— des Geſetzes 161 96, R. 89 ex 1897, betreffend 
en Verkehr mit Lebensmitteln und, einigen Ge— 
braucdhégegenjtiinden, die fonftigen Ubertretungen 
deS fragl. Gejepes nad den Strajfbeftimmungen 
der Gew. ©. au abnden. 

Ergibt ſich im Lauje des Strafverfahrens die 
Notwendigfeit einer Unterjuchung des beanjtinde= 
ten Wetranfes durch) Sachverſtändige, jo ijt jest 
gleichiall3 nad) den Bejtimmungen des zuletzt zitier— 
ten Geſetzes vorzugehen. 

Die Gew.-Behsrden und die Organe der Sa— 
nitäts⸗ u. Marktpolizet haben auch von Amts wegen 
die Einhaltung der Vorſchriften des Kunſtweinge— 
ſetzes zu überwachen. Diefe Organe finnen fich in 
den Verfaujslofalen gegen Erlag des Kaufpreijes 
BWeine, Kunſt- u. Halbweine ausfolgen laſſen, haben 
diejelben jofort im Beijein des Verkäufers oder 
dejien Stellvertreters mit dem —— zu ver⸗ 
ſchließen und mit einer entſprechenden Relation der 
Behörde zu übergeben. 

Die Gew.«Behörden haben über die erteilten 
Konzeſſionen gut Ergeugung von Runjt= u. Halb- 
weinen jallweije und iiber die Strafamtshandlun- 

en, foweit fie nod) in Den Wirfungsfreis der polit. 

ebirden fallen, halbjährig der polit. Landesbe- 
hirde Anzeige gu erjtatten, weld) leptere Behirde 
die cingelangten YUngeigen an das A. M. gu lei 
ten Hat. 


XIX, LeidenbeftattungsunterneSfmungen. 


Durch die Minijterialverordnung 30 XII 85, 
R. 13 ex 1886, wurde das Mew. der L. auf Grund 
des § 24 Hew. O. unter die fongzefjionierten Gew. 
eingereift und auperdem behufs Regelung diejer 
ew. im wejentlichen folgendes bejtimmt: 

Der Berechtigungsumfang einer L. fann ſich 
erjtrecen: 

a) auj die Vermittlung der zur volljtindigen 
Durchführung von Leichen-Wufbahrungen, -Feier— 
lidjfeiten, =Uberfiihrungen u. -Bejtattungen erjor- 
derl. Gegenſtände, Urbeiten und perjinl. Dienjte; 

b) auf die Herjtellung der erjorderl. Gegen— 
ſtände und auf die Leijtung der erjorderl. Arbeiten 
und perjinl. Dienjte, inſoſern dieje Heritellungen 
u. Leijtungen nit in den Berechtigungsumfang 
eines bejonderen fongejjionierten oder handwerks— 
mapigen Gew. fallen. 

Im Konzeſſionsgeſuche müſſen daher die per— 
ſchiedenen Tätigkeitszweige, auf welche fic) im fon- 
kreten Falle die beabſichtigte Unternehmung er— 
ſtreclen ſoll, genau bezeichnet und im Konzeſſions— 
dekrete die konzeſſionsmaßigen Berechtigungen na— 
mentlich aufgeführt werden. Bewerber haben ſich 
nebſt den ſonſtigen Bedingungen zur Erlangung 
eines konzeſſionierten Gew. über eine gum Betriebe 
des Gew. genügende allg. Bildung auszuweiſen. 
Bei der Konzeſſionserteilung iſt auf die Lokalver— 
hältniſſe Bedacht gu nehmen. Verleihungsbehörden 
find die polit. Landesbehörden. 

Su gewerbl. Verridtungen, welche in den Bee 
techtiqungsumjang eines anderen fongeffionierten 
oder eines handwerksmäßigen Gew. fallen, bedarf 
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es ber Erwirkung der erforderl. Konzeſſion, bezw. 
der behördl. Anmeldung nad § 11 Gew. O. mit 
oder (bei ſabrilsmäßigem Betriebe) ohne Beibrin- 
gung des Befähigungsnachweiſes. 

Vor Beginn des Geſchäftsbetriebes hat der 
Unternehmer den Gebührentarif und ſpäter auch jede 

nderung desjelben in 3 Exremplaren der Gew.— 
Behirde 1. Inſtanz zur Vidierung vorjulegen. 
Der Gebiihrentarij ijt vom Unternehmer ſtrenge 
einjubalten, den Kundſchaften über Verlangen uns 
weigerlich auszufolgen und ein Exemplar im Ge— 
—— an augenfälliger Stelle anzubringen. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Tarifvorſchriften 
find nad) den Strafbejtimmungen der Wew. O. ju 
ahnden. 

Anmeldeſtationen mit der Berechtigung zur 
Entgegennahme von Aufträgen zur Ausführung von 
Seicben-Muibabrun en, -Beſtattungen, -UÜberfüh— 
rungen ufw., zur Erteilung von Auskünften, Ab— 
gabe von Gebührentarifen und allenfalls aud) zur 
Haltung eines Muſterlagers von Leichenbeſtat— 
tungsobjekten bediirfen im Sinne der Vorſchriften 
der 88 22, 39 u. 40 Gew. O. und nach den Bee 
ſtimmungen der Miniſterialverordnung 30 XII 85, 
R. 13 ex 1886, einer befonderen Kongeffion (Mi. J. 
25 VIII 1902, 8. 35294). 

Was die Leichenbeftattungsvereine anbelangt, 
jo erflirt eine &. des M. J. 4X 88, 8. 15905 
(B. 8. 1889 Nr. 2), dak die Bejtattung von dem 
Vereine nicht angehörig geweſenen Perſonen einen 
gewerbl. Charakter hat und daher hiefür die Kon— 
zeſſion erworben werden muß. 

(Die Ausübung der L. wird durch den Mini— 
ſterialerlaß 28 VII 98, 3. 70385, in der Weiſe be— 
fonders geregelt, daß dem Unternehmer jugleid mit 
der Hinausgabe der Nongeffion die Cinhaltung der 
in dieſem Erlaſſe angefiihrten Betriebsbedingungen 
u. Beſchränkungen aujjutragen ijt.) 


XX. Scibanflalten fiir Citerarifdie 
oder artiNifde Prekerjeugniffe; Lefehabinette. 


Hieher gehören insbeſ. die Leihbibliothefen 
und ühnl. lnternebmungen Bücherleihanſtalten 
auf Bahnhöfen, Leſezirkel u. dgl.) und die Muſi— 
falienleihanjtalten. 

Der Betrieh von derlei Unternchmungen ijt 
gemäß § 15, 8. 2, Gew. O. an eine Konzeſſion 
ebunden. Dic ——————— für die — 
ionserwerbung find in jubjeftiver u. objeltiver Be— 
ziehung genau dieſelben wie beim Buchhandel. Be— 
üglich des Näheren hierüber ſowie bezüglich der 
(ugiibung der L., welche vermöge ihres preßge 
werbl. Charafters gleich den übrigen Preßgewerben 
den Beſtimmungen des Prebgerenes unterliegen, 
dann bezüglich Der Kompetenz zur Verleihung von 
derlei Sew. wird demnach auf „VII. Buchhandel“ 
verivicien. 


XXI. Warketendereien. 


Nad § 17 Geſetz 11 VI 79, R. 93 (Cinquar- 
tierungsgeſetz), jtebt es der Militärverwaltung fret, 
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in allen vom Militär belegten Kaſernen u. Not 
fafernen Marfetender (Unternehmungen mit ver: 
wiegend gaſt- und ſchankgewerbl. Charafter), je 
dod) nur fiir den ausſchließl. Bedarf der Truppen 
au alten. M. find nicht unter den im § 16 der 
Sew. O. aufgezählten Gaſt- u. Sdhantgewerben 
inbeqrifjen, bilden vielmehr einen fiir jich bejte- 
henden, nicht unter dic Gew. O. fallenden Er: 
werbssiveig; dic Bejtellung des Warketenders er- 
jolgt mit voller Rechtswirkung durch die Militär— 
verwaltung. Die M. bedarj aljo nidt der Non: 
zeſſionserteilung durd) die Gew.-Bebhirde, auch 
trijit bei — das weſentl. Merkmal der Gaſt— 
ewerbe, die in Bezug auf den Kundenfreis feiner 
Beſchränkung unterliegende Berechtiqung zur Ver: 
abreidjung von Speijen u. Getränken, nicht gu 
(&. B. G. 2 VII 91, 8. 2324, Budwinsli 6069). 
Die Durchfiihrungsverordnung gum Cinquartie 
rungsgeſetze 27 VI 95, R. 119, bejtimmt iibrigens 
ausdriiclic), dah die fiir den ausſchließl. Bedari 
der Truppen bejtelite W. zu ihrer Musiibung 
keiner Konzeſſion der Mew.-Behirde bedarf; dafiir 
diirfen Warfetender ihre Befugniſſe nicht aud 
Sivilperfonen gegentiber ausüben, dazu wire 
eine befondere, Ronjeffion im Sinne der Gew. ©. 
erjorderlid). Wltere Normen, welche fic) mit dent 
Marketenderweſen befajjen, jind das Hffzd. 5 VI 34, 
3. 12845, fowie jenes vom 4 X 36, 3. 24260, weld 
letiteres Den —— ausſpricht, daß jede Kaſerne 
als eine geſchloſſene Haushaltung zu betrachten ijt. 
Die Kontraktverhandlungen über Marketendereien 
ſind den Intendanzen der General- u. Militärkom— 
manden zugewieſen V. G. 23 IX 1900, 3. 1987].) 


XXL. Mineralölverſtehr. 


1, Gewerbl. Charakter. — II. Begriff u. Ginteifung. 
— FW. Gewinnuna u. Bearbeituna. — 1V. Yageruna. — 
V. Serfendung u. Transport. — VI. Etrafen. 

I. Gewerbl. Charalter. Die Gewinnung von 
Minerals, infoweit fie nicht gemäß Art. V, lit. b, 
Kundmachungspatent zur Gew. O., von den Be— 
jtimimungen dieſes Geſetzes ausgenommen ijt, dann 
die gewerbsmipige Bearbeitung (Deitillationsan- 
jtalten, Raffinerien) und det Handel mit denfelben 
jind freie Sew. und finnen daber von jedermann 
bei Borhandeniein der allg. Vorausſetzungen des 
jelbjtindigen Gew.-Betriebes gegen bloße behördl. 
Anmeldung (§ 11 Gew. O.) ausgeübt werden. In 
allen Fällen bat der Eröffnung des Betriebes die 
behördl. Genehmigung der gewerbl. Anlage nach 
dem ILL. Hauptſtücke der Gew. O. vorauszugehen, 
wobei die einſchlägigen Beſtimmungen der Mini— 
ſterialverordnung 231 1901, R. 12, mit welcher 
cine bejondere gewerbepolizeil. Regelung des Wi. 
erjolat ijt, zu beadjten jind und, wenn es fic) um 
PDejtillationsanjtalten bhandelt, das in den $$ 27 
u. ff. Gew. O. vorgeſchriebene bejondere Verfahren 
(Sdiftalverfabren) sur Anwendung zu kommen hat. 

IL. Begriff u. CGinteilung. Ws Mineralöle 
haben im Sinne der jit. Minilterialverordnung ju 
gelten: Rohpetroleum und deſſen Dejtillationspro- 
dDufte (Petroleumäther, Gajolin, Benzin, Liqroin 
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Neolin, Naphtha, Petroleumeſſenz, reltifiziertes Be- 
troleum, Putzöl, Schmierbl ujw.) fowie durch 
trocene Deſtillation aus Ozokerit ( Erdwachs), Berg- 
teer, bituminöſem Schiefer, Braunkohle oder Stein— 
kohle gewonnene Ole, Bhotogen, Solaröl, Benzol 
ui. 

Je nad) der Hobe der Entglindungstemperatur 
werden die Wineralole in zwei Klaſſen eingeteilt; 
in die I. Klaſſe gehören jene Mineralble, welche 
bei einem Barometerftande von 760 mm ſchon bei 
einer Erwärmung auf weniger als 21° C. ent: 
flammbare Dämpfe entweidjen lafien; alle übrigen 
gehören in die Tl. Klaſſe. Die bezügl. Unterſuchung 
bat mittels des Wbelichen Petroleumprobers zu er— 
folgen, 

; Uber die Briifung, Beglaubiqung u. Hand- 
habung des Betroleumprobers und Uberwachung 
der Wineralolunterjuchungen, dann iiber die Be- 
handlung der Wineraliliendungen aus dem Holl- 
auslande f. die $$ 3, 4, 5, 6, 7 u. 8, bezw. Beil. 1A 
u. 1 B der jit. Miniſterialverordnung. 

III. Gewinnung u. Bearbeitung. Die Gewin- 
nung der Mineralöle aus Teer fowte die Deftilla 
tion der roben Teer⸗ u. Erdöle darf innerhalb ge— 
ſchloſſener Ortichaften nicht geftattet werden und 
die Fabrifsanftalten miifjen von Wohnhäuſern in 
einer hinteichenden Entfernung lieqen, welche die 
Gew.⸗Behörde iiber die nad dem HI. Hauptitiide 
der Gew. O. gepflogenen Verhandlungen von Fall 
au Fall au bejtimmen hat. Das Dejtillierlofal muß 
jo cingerichtet, beaw. qegen das Raffinierlofal jo 
gelegen jein, daß die Ubertraqung des Feuers von 

em einen Yofal gu dem anderen tunlichſt gusge— 

fdjloijen jet. Die Vorratsräume fiir das rohe OL und 
für die Deftillationsprodufte miifien fo eingerichtet 
jein, daß jie jelbjt im Falle eines Brandes der 
Fabrik vor der Verbrennung geſchützt bleiben. Die 
gemachten Erjahrungen empfehlen vorzüglich die 
aliternenartige Lagerung. 

IV. Yagernng. Die Zuläſſigkeit der Cinlage- 
tung von Wineralélen wird durch die $$ 1K--21 
Minijterialverordnung geregelt. Die bezüglichen be- 
jonderen Vorſchriften jind in ihrer Strenge abge- 
jtuft nach der al u. Klaſſe des zur Einlage- 
tung gelangenden Mineralöles u. zw. unterſcheidet 
die Winijterialverordnung in diefer Richtung zwi— 
ichen Wengen: 

a} von mebr als 20.000 kg der IL. Klaſſe und 
mehr alg 1000 kg der I. Klaſſe, 

b) von nicht mebr als 20,000 kg, aber mehr 
alé 1500 kg der IL. Rlajje fowie von nicht mebr 
als 1000 kg, aber mehr ald 150 kg der I. Rlaffe, 

c} von nicht mebr alg 1500 kg, aber mehr ale 
300 kg der IL, Klaſſe fowie von nicht mehr ald 
150 kg, aber mehr alg 15 kg der I. Mlaſſe. 

Sur Lagerung der ad a bezeichneten Wengen 
iit die Genehmigung det Gew.⸗Behörde und der 
ad b bie ortspolizeil. Erlaubnis au erwirfen, bei 
den ad c erwähnten Wengen genügt die bloße An— 
zeige an die Ortspolizei, welche jedoch vor Beginn 
det Einlagerung gu erjtatten ijt. Bei allen Lage— 
tungen der Kategorien a und b in Lagerhijen, auf 
Bahnhöſen und tnnerhalb des gejegl. Feuerranons 
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polizeibehörde erſt nach Zuſtimmung der Eiſenbahn— 
aufſichtsbehörde und unter Berückſichtigung der vor 
dieſer aujgeftellten Bejtimmungen dic Bewilligung 
erteilen. 

Weiter bedingt die Einlagerung ad a: einen 
befonderen, mit Blipableiter verichenen, von einer 
Einfriedung (Mauer, Erdwall) in Wanneshiihe 
umgebenen, bon anderen Webiuden mindeftens 60m 
entjernten Lagerhof mit einer in dem zur Lage- 
rung beftimmten Teile aus undurchlajfigem u. un- 
verbrennl. Wateriale hergeſtellten Coble; bei Lage- 
rung in Gebäuden ausſchließlich natürl. Beleuch= 
tung, qute Ventilation, maſſive Umfaſſungsmauern; 
die ausſchließl. Verrichtung dex Arbeiten bei Tages: 
ficht; da an allen Eingangstüren des Lagerhofes 
in augenfilliger Weife anzuſchreibende Verbot des 
Ungiindens von Feuer u. Licht, de Rauchens, des 
Ginbringens von Siindmaterial; dag Berbot der 
Einrichtung von Wohnräumen außer fiir den 
Wächter. 

Für Die Lagerung ad b find unter Anlehnung 
an obige ftrengen Vorſchriften die nad) den örtl. 
Verhäliniſſen ſich als notwendig ergebenden, min- 
deſtens aber folgende, ſpeziell auch fiir die Lagerung 
ad c qeltenden Bedingungen vorzuſchreiben: Die 
ausſchließl. Lagerung in Kellern oder Räumen 
ebener Erde mit guter Ventilation, ohne Abflüſſe 
nach außen und ohne Heiz- und künſtl. Beleuch— 
tungsvorrichtungen, mit einem in dem zur Lage— 
rung beſtimmten Teile aus undurchläſſigem u. un— 
verbrennl. Material hergeſtellten Fußboden, mit 
einer aus feuerſicheren Rateriale hergeſtellten Um— 
jafiung von ſolchem Umfange, daß im Falle des 
Auslaufens die — gelagerte Menge aufge— 
nommen werden kann. Hiezu kommt nod) das an 
Ort u. Stelle in augenfälliger Weiſe kundzugebende 
Verbot des Anzündens von Feuer oder Licht und 
des Rauchens im Lagerraume ſowie des Einbrin 
gens von Zündwaren. 

Die Lagerung kann ferner auf Höfen, in Gärten 
und anderen umfriedeten Grundſtücken erfolgen, 
wenn das Ausfließen dev Flüſſigkeiten durch Ein— 
raben der Gebinde oder durch eine aus feuer— 
ſicherem Materiale hergeſtellte Umſaſſung verhin— 
dert wird. 

Dieſe Beſtimmungen gelten nicht fiir die Auf— 
bewahrung der Mineralöle an den Gewinnungs— 
ſtätten und in Fabriken, in denen dieſe Stofie her— 
geftellt, bearbeitet oder gu techniſchen Zwecken ver— 
wendet werden. 

Lagerung im Detailverkauf. Als höchſte zu— 
läſſige Nenge im Verkaufsraume von Detailhind- 
lern dürfen 15 kg Mineralöle der J. Klaſſe, 50 kg 
der IL. Maſſe und wenn die Aufbewahrung in 
metallenen, mit einem Hahn gum Abfüllen ver- 
febenen Gefäßen erfolgt, 300 kg aujbewabhrt werden. 
Duantititen von mehr als ", 2 der Mineralöle 
der J. Klaſſe dürſen nur in vollfommen didjten und 
ebenfo veridjlofienen widerjtandsfabigen Gefüßen, 
geringere Quantitäten aud) in verſchloſſenen Glas: 
flaichen aufbewahrt werden. Das Umfüllen von 
Mineralölen I. Klaſſe dari nur bei Tageslicht und 
nicht in ber Nahe einer Flamme, von glimmendem 


der Bahnen darj die Gew.Vehörde, bezw. die Orts- Rauchtabak oder eines jonjtigen glithenden Körpers 
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erjolgen. Die Gefäße haben die Inſchrift „Feuer— 
gefährlich“ gu tragen; bei Abgabe von Wengen 
von weniger als 50 kg ijt auferdem noch beigue 
jepen: „Nur unter bejonderen Vorſichtsmaßregeln 
u Brennjweden verwendbar; in der Nabe von 
idht nicht umgufiillen, an einem kühlen Orte wohl 
verſchloſſen pct sella, Te 

V. Verjendung u. Transport. Die Verjen- 
dung darf nur in joldjen Gefäßen oder Gebinden 
geſchehen, welche das Berduniten, Ausſchwitzen 
oder Durdfidern de8 Inhaltes möglichſt verhindern 
und beim Berladen nicht leicht beſchädigt werden 
lönnen. Hinſichtlich der Verfrachtung von Mineral- 
ölen I. Klaſſe haben folgende Bejtimmungen zu 
gelten: 1. Die Wagen diirjen nur im Schritt fahren; 
2, jeder TranSport mit mehreren Wagen muß auger 
den Kutſchern nod von einer ertwachjenen Perjon 
begleitet jein; 3. die Ruticher jowie das fonjtige 
Vegleitungsperjonal haben fic) des Rauchens zu 
enthalten; 4. bei nächtl. Trangport find sur 
leuchtung der BWagen ausſchließlich Sicherheits- 
faternen gu vertwenden; 5. die Wagen dürfen unter 
bedectten Räumen nicht jtehen gelaffen und müſſen 
unter jteter Aufſicht gehalten werden; 6. der Trans- 
port von Mineralölen der J. Klaſſe auf Straken in 
Wlasballons ijt nur unter der Bedingung geijtattet, 
dak die Ballons mit Stroh, Heu, Kleie, Saigemebl, 
Infuſorienerde oder ähnlichen Loceren Subttangen 
in jtarten Holzkiſten oder einzeln in foliden, mit 
einer gut be roe Schutzdecke verjehenen und mit 
hinreichendem Berpacungsmaterial ausgefiitterten 
Körben oder Kübeln feſt verpactt find. 

Für den Transport von Wineralilen auf 
Binnengewäſſern gelten folgende Beſtimmungen: 

Für WMineralile der I. Klaſſe: a) Das Ein— 
laden darf nur auf dem von der Lofalbehirde dagu 
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| Auf Fahrzeugen, welche Mineralble der J. Klaſſe 
führen, ſowie bei der Ein- u. Ausladung oder La— 
gerung dieſer Ole darf weder Feuer oder Licht ge— 
macht nod) Tabak geraucht werden. 

Für Mineralble der II. Klaſſe ſind die Ge— 
binde u. Gefäße mit feuerficheren Schutzdecken zu 
verſehen und dürfen auf einem Fahrzeuge nicht 
mehr alg 1000 kg geführt werden, wenn Paſſagiere 
mitbefirdert werden. 

Für den Transport von Wineralilen I. u. 
II. Klaſſe auf Eiſenbahnen u. Trajeftanjtalten ent: 
halten das CijenbahnbetriebSreglement und das 
internationale Ubereinfommen iiber den Cifen- 
bahnfrachtverfehr die erforderl. Vorſchriften. 

VI. Strafen. Die Ubertretungen obiger Vor— 
idriften werden, infoweit fie nicht ſchon durd die 
bejtehenden Geſetze verpint find, mit Geldftrajen 
bis gu 200 K oder im Halle der Zahlungsunſähig— 
feit mit Arreſt bis gu 14 Tagen bejtrajt. Bei Voll- 
jiehung der Strajerfenntnijje und jonjtigen An— 
ordnungen haben die Behirden die sur Sicerung 
des Erjolges nötigen Maßregeln au ergreifen. Be— 
züglich des Strafverfahrens und der Rechtsmittel 
in demſelben gelten die polit. Vorſchriften. 


XXIII. Wineralwaffer (Erzeugung und Ber- 
ſchleißz) 

J. Auünſtil. M. — 1I. Sodawaſſer. — UI. Der Bere 
ſchleiß von natürl. M. 

I. Künſtl. M. Die Ee Erzeugung 
und der Verſchleiß künſtl. M. find konzeſſionierte 
Gew. (§ 15, 3. 14, Gew. ©.). 

Bewerber um die Kongefjion 
von M. haben gemif § 23 Gew. 


| geen ig ung 
- und der Mini— 


beſtimmten Blage geſchehen, welchen das Fahrzeug fterialverordDnung 17 LX 83, R. 151, den Nachweis 
binnen det pon diejer Behirde vorgescichneten Friſt zu liefern, dah fie entweder an einer techniſchen 
verlajien mug; b) das Fahrzeug iſt im Falle des Lehranſtalt oder an einem chemiſchen Qnititute die 


Landens ftet3 in einer entſprechenden Entjernung 
von anderen Fahrzeugen oder von bewohnten Ge— 
bäuden anjulegen; c) der Schiffsfiihrer hat bei der 
Ankunft am Bejtimmungsorte der Lofalbehirde jo- 
gleich anjuseigen, daß das Fahrzeug Mineralöle 
der J. Klaſſe geladen habe, und die Menge derſelben 
mittels Frachtbriefes auszuweiſen. Das Fahrzeug 
iſt ſodann auf den von der Lokalbehörde beſtimmten 
Platz zu führen, welchen es ohne deren Erlaubnis 
nicht verlaſſen darf; ſerner bat d) die Ausladung 
innerhalb der von der Lokalbehörde feſtgeſetzten 
Friſt und auf dem dazu beſtimmten Platze zu ge— 
ſchehen. 

Bilden die Mineralöle bloß einen verhältnis— 
mäßig geringen Teil der Schiffsladung, ſo müſſen 
die betreffenden Kollis u. Gefäße in abgeſonderten 
Schiffsräumen oder auf dem Verdecke, jedoch ſtets 
getrennt von anderen leicht brennbaren oder explo— 
dierbaren Frachtgütern eingelagert werden. 

Die Fins u. Ausladung darf nur an ſolchen 
Pligen ftattfinden, wo andere brennbare Stoffe 
nicht vorhanden find. 

Mit Fahrzeugen, auf welchen fic) Mineralöle 
der I. Klaſſe befinden, dürfen Paſſagiere nicht be- 
iördert werden. 


| aur Ausübung des Gew. erforderliden chemiſchen 
tenntnifje und cine mindejtens 2jahrige Verwen— 
dung in einem chemifden Laboratorium oder in 
einer M.Fabrik die erforderl. Fertigleiten erwor— 
ben haben. 

Für den Verſchleiß künſtl. M., inſoweit 
derſelbe nicht den Apothekern vorbehalten bleibt 
(nad) der Miniſterialverordnung 17 LX 83, R. 152, 
gilt dies von künſtlich hergejtellten Löſungen von 
Wineralfaljen in Wafer, welche fic) nach ihrer 
äußeren Bejdatienheit als natiirl. Di. darjtellen, 
ohne foldjen nachgebildet gu fein), ijt ein befonderer 
Beſähigungsnachweis nicht vorgeſchrieben. 

Für Den Verlehr mit künſtl. WM. gelten fol— 
gende gewerbepolizeil. Vorſchriften: 

Nad) dem Hfkzd. 11XI 47. 3. 37865, ijt es 
ſtreng verboten, einem künſtl. M. den Namen 
eines vo immer beſtehenden natürl. M. wie z. B. 
Eger⸗, Selters⸗ uſw. -W. gu — An Ergänzung 
dieſer Beſtimmung ordnet das Hftzd. 26 1 48, 
3. 1332, P. G. S. Nr. 7, Bd. 76, an, daß künſtl. 
M. nach dent Gehalte ihrer fixen Beſtandteile als: 
künſtl. M. mit Goda, mit Eiſen, mit Bitterſalz 

zu benennen, anzukündigen und zu verfaufen find. 
Dieſe Vorichriften wurden mit dem Miniſterial 
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erlaſſe 24 IX 65, 3. 16203, die letztere zudem mit 
dem Minijterialerlajje 12 V 68, 8. 6520, erneuert 
und für die betreffenden Bebirden der Auftrag 
beigefiigt, die geeiqneten Verfügungen ju treffen, 
damit der Berfehle ß von künſtlich erzeügten, ge- 
fälſchten M. als natürlichen tunlichſt hintangehalten 
werde. Ferner beſtimmt der zitierte Wintiterial- 
erlaß IX 65, dah künſtl. Dt. auch in Gefäßen 
und unter einem Verſchluſſe (Kapſel, Stempel, 
Stöpſel, Brandzeichen u. dgl.), welche mit den bei 
Verſendung natürl. M. verwendeten ähnlich find, 
nicht verkauft oder verſendet werden dürfen. Rad) 
dem Hflzd. 11 X1 47, Z. 37865, und dem Mini— 
jterialerlajje 241X 65 ijt die genaue Cinhaltung 
der Konzeſſion fowie der ſanitätspolizeigemäße Be- 
trieb der bezügl. Unternehmungen ftreng ju über— 
waden und jede Uberfdjreitung in dieſer Bezie— 
hung nad) Makgabe der beſtehenden geſetzl. Bor- 
ſchriften unnadhfichtlich gu abnden. Endlich verfügt 
der Miniſterialerlaß 221V 65, 3. 7522, daß die 
zur Bereitung der W. und zum Verkaufe des 
Sodawaſſers und anderer künſtlich jabrigierter M. 
bejtimmten Lofalititen im Friibjabr u. Sommer 
— ju unterſuchen find (vgl. Ulbrich, H. B. 
530). 

II, Das Sodawaſſer ijt nicht als künſtl. M. 
im Sinne des § 15, 3. 14, Gew. O. anzuſehen (H. 
Wi. Erl. 2 VI 85, §. 18361); die Erzeugung und 
der Verkauf desfelben find demnach freie Gew. 

Die Sodawaſſererzeugung wurde durch 
bie Miniſterialverordnung 13X 97, R. 236, in 
jolqender Weije geregelt: Zur Herijtellung von 
Sodawajier darf nur ſolches Waijer verwendet 
werden, welches nach dem Ergebniſſe der chemifchen, 
erforderlicjenfalls nad) Ermejien der Behörde auch 
der wae mag ———— zum menſchl. 
Genuſſe vollfommen geeignet befunden ijt. Die 
Waſſerbezugsquelle iſt vor Verunreinigung zu 
ſchützen. Die zur Beladung des Waſſers zu ver— 
wendende Kohlenſäure muß frei ſein von geſund— 
heitsſchädlichen ſowie von ſonſtigen dem Genuſſe 
u. Geſchmacke abträgl. Verunreinigungen. Die Her: 
ſtellung von Sodawaſſer darf nur in ſolchen Lo— 
falen betrieben werden, welche hiezu in Rückſicht 
auf die daſelbſt zu pflegende Reinlichteit und auf die 
Reinhaltung der gum Betriebe erjorderl. Upparate 
u. Geräte qeeiqnet find. Der kupferne Miſchapparat 
und das Rührwerk find mit reinem Sinn ohne 
jeden Bleizuſatz au verzinnen. Das gum Fiillappa- 
tate abgehende Berbindungsrohr darf weder aus 
Blei nod) aus Zink, nod aus jinfhiltigem vul- 
fanifierten Kautſchul bejtehen. Bei Verwendung 
von Sinn ju den Sue u. Wbleitunggrohren ijt 1% 
Bleigehalt geitattet. Kupferne derlei Rohre müſſen 
mit reinem Sinn ohne Bleizuſatz verginnt fein und 
die Verzinnungen jtets in qutem Sujtande erhalten 
werden, Jn dem Miſchgefäße darf Sodawajier nicht 
vorratig gehalten werden; das Miſchgefäß iit daber 
bei jeder lingeren Betriebsunterbrediung von Soda- 
wajjer giinglid) au entleeren und vor der Wieder- 
aufnahme des Betriebes mit reinem Waſſer aus- 
—— Bei Siphonverſchlüſſen darf die Zinn— 
egierung höchſtens 10% Blei enthalten und bat 
das Steigrohr ausnahmslos aus Glas zu beſtehen. 
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Die Erzeuger von Sodawajier haben fiir die Rein- 
haltung der Sodawajferflafdjen zu forgen, Flaſchen 
mit Wiederfdjlagen an Boden u. Wandungen find 
vom Verſchleiße auszuſchließen. Der Zulaſſung 
zum Betriebe der Sodawaſſerer rae hat zugleich 
mit den Erhebungen iiber die BetriebSanlage (§ 25 
Wew. O.) die Erhebung fiber das ju verwendende 
Waffer und das Fabrifationslofal im Sinne der 
eingangs — Beſtimmungen der V. vor— 
an —— ie Beſtimmungen betreffend die Er— 
hebungen über die — des Waſſers und 
die Genehmigung desſelben finden auch in jenen 
Fällen Anwendung, wenn der Gewerbetreibende 
ein anderes Waſſer als das genehmigte in Ver— 
wendung nehmen will, ebenſo müſſen bei jeder Ver— 
legung der Betriebsſtätte an einen anderen Standort 
alle vorgeſchriebenen Erhebungen erneuert werden. 
Die polit. Behörden und die Gemeindevorſtände 
haben die genaue Beobachtung obiger Anordnun— 
gen durch Bftere Revifionen gu überwachen. Uber: 
tretungen find, wenn nicht nad) dem Str. G. oder 
nach dem Geſetze 16196, R. 89 ex 1897, betreffend 
den Verkehr mit Lebensmitteln und einigen Ge— 
braudésgegenftinden, nad den Strafbeftimmungen 
der Gew. O. (VIL Hauptitiid) zu abnden. 

ILL. Der Berſchleiß von natiirl. M. ijt ein 
freies Gew. Uber die Rontrolle des Verfaujes, insbej. 
liber die ſanitätspolizeil. Uberwachung der Einla— 
gerung, liber dic Fiillung und den Verſand folder 
We. finden fic) in den älteren Vorſchriften, nament- 
lid) in den Hid. 26X 1793, 3. 3004, und 8II, 
bezw: 26 VII 1794, 8. 352, dann im Erl des Wi. 
J. 26111 52, 8. 22873 (deren Abinderung tibri- 
gens im Zuge ijt), jablreiche Anordnungen vor, 
welche, inſoweit deren Anwendung nicht fpiiterc 
Normen entgegenjtehen, nod) immer giiltig find 
(vgl. Manrhofer IT, 265). 

Der Umftand, dak unter dem Titel „natürl. 
Säuerlinge“ häufig M. in den Handel gebracht 
werden, welche vor der — gewiſſen, von 
den ſonſt üblichen abweichenden Manipulationen 
zur Erzielung eines größeren Kohlenſäuregehaltes 
oder größerer Haltbaärkeit) unterworjen werden, 
veranlagte das M. J. die polit. Behörden ju 
beauftragen, den BVerfauf von M. auch in dieier 
Richtung zu überwachen und über bemerfens- 
werte eo op au berichten (rl. 3 V 80, 
3. 2210, und 23 V 84, 3. 21035). 


XXIV. Wufikunternehmungen. 


I, Ug. gewerberechtl. Stellung. — Il. Stellung i 
Bew. O. — Il]. Die vow der Gew. O. ausgenommenen MW. ; 
1. Ligeng. Wandermufifanten; 2. Beftenetung; 3. Bettel- 
mufitanten; 4, BoltSlanger; 5. Eingfpietballen. 

I. Allg. gewerberedtl. Stellung. Wan unter- 
ſcheidet zwiſchen M. auf welche dic Beftimmungen 
der Hew. O. Anwendung finden, und ſolchen, welche 
nach dem Kundmachungspatent sur Gew. O., Urt. V, 
lit. ¢ (ale Kunſtausübung) und lit. o (als Unters 
nebmungen öffentl. Belujtiqungen u. Schauſtellun— 
gen) von der Gew. O. ausgenommen und nach den 
hiefür bejtehenden bejonderen Vorſchriften gu be- 
handeln jind. Dieſer Unterjchied in der gewerbe- 
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redtl Behandlung der Wt. qriindet fic) nicht fo 
fehr auf eine materielle Verſchiedenheit der bezeich— 
neten Arten von Muſikausübung, als vielmebr auj 
rein äußerl. Womente. 

LL. Unter die Gew. O. faillt nach der herr: 
ichenden Praxis nur die gewerbsmäßige Ausübung 
der Qnjtrumentalmufif (Wlufiffapelle) und auch diefe 
nur dann, wenn fie mit einem beftimmten Stand- 
orte (§ 12 Gew. O.) verbunden ijt, und demnach 
Mujifauffiihrungen augerhalb diejes CStandortes 
nad § 41 Gew. DO. nur auf Bejtellung jtattfinden 
(;. B. aud) Wi. fiir Balle, Nongerte und andere 
Produftionen; E des W. J. 2OIL 89, 8. 15924, 
B. 3. 1889 Mr. 38). Dieſe Art von Wi. ift ein 
jreies Gew. und fann gegen bloke Unmeldung 
bei der nach dem Standorte sujtindigen Gew.-Be— 
hirde ausgeiibt werden Erl. der naö. Statthalterei 
29 XIT 51, 8. 30224, und 17 IV 87, + 2066). Als 


Standort gilt bei diefen Ger. der Ort, wo die 
Geſchäfte abgeidhlojien, die Vorbereitungen (Proben 


ujw.) fiir Die einjelnen Aufführungen getroffen 
werden und fic) dag Muſikalienarchiv befindet; der 
gewerbl. Standort wird daber in der Regel zugleich 
der Wohnort des Unternehmers fein (Erl. der nö. 
Statthalterei 8 VII 92, 8. 4080), Selbjtverjtindlid 
finden auf dieſe M. auch) die Beftimmungen der 
Wew. O. über das gewerbl. Hilfsperſonal volle An— 
wendung, was namentlich in den Fällen der Ver— 
wendung fog. Knabenkapellen von Weſenheit ijt. 
Darum hat die n.-ö. Statthalterei mit dem Erl. 
10 X 88, 3. 54526, die iby unterjtehenden Gew.— 
Behörden angewiefen, die M. bei der Genr=Yn- 
meldung auf die Bejtimmungen der §§ 93, 94, 
95 u. 96b Gew. ©., wonad) die jugendl. Hilfs- 
arbeiter unter den bejonderen Schup des Geſetzes 
geftellt jind, ausdriidlid) aufmerfiam zu madden, 
die Einhattung diejer Vorſchriften entipredend zu 
iiberwachen und Suwiderbandlungen mit aller 
Strenge ju bejtrajen. Zufolge Erl. des M. J. 
411 94, 3. 2464, finden die Beſtimmungen der 
Sew. O. auf die Tätigkeit der Militärkapell— 
meijter keine Anwendung. 

LIL. Die von der Gew. O. ausgenommenen 
M. 1. Die Lizenz. Das Hftzd. G1 36, 8. 1296, 
P. G. S. Bd. 64, Nv. 5, enthält die grundſätzl. 
Vejtimmungen hinſichtlich der Erteilung der Vie 
jenjen fiir muſikaliſche Produftionen. Im Sinne 
dieſes Normales ijt bei Erteilung von derlei Li— 
zenzen mit aller Vorſicht und mit jtrenger Wür— 
digung des Geſchäftsgegenſtandes, dann mit forg- 
fältiger Beachtung der Bab: und jonjtigen Polisel 
vorichriften vorzugehen und insbej. Ausländern 
nur die Broduftion augerordentlicer künſtleriſcher 
Veijtungen, in der Regel bloß innerhalb angemejjen 
beichriinfter Friſten und nur in dem Falle au 
ejtatten, daß fie unbedenflid) erſcheinen und ſich 
ſowohl für ihre Perſon als aud) fiir ihre Beglei— 
tung mit legalen Meijeurfunden und glaubwür— 
digen Wohlverhaltungszeugniſſen auszuweiſen ver- 
migen. Die Bewilligung erteilt in Wien die Polizei= 
direftion, ſonſt die polit. Landesbehörde. (Die fort- 
dauernde Gültigkeit des zitierten Hftzd. wurde durch 


die Erl. des M. J. X 83, 3. 223, und OVI s5, Steuerzahlung auf der Lizenz unterblieben, 


3. 2874, beſtätigt. 
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Wandernde Mujifanten, welche in mehreren 
Bezirken oder im ganzen Kronlande Erwerb ſuchen 
wollen, haben die Sewilligung bei den polit. Landes⸗ 
behirden und die Konzeſſion fiir den Bezirk bei 
den polit. Begirfsbehirden cinguholen (Erl. der 
n. 6. Statthalterei 29 XII 51, 8. 30224), weld 
feptere die Dofumente der Bewerber ju prüfen 
und ihnen die Beit und den Ort fiir die Produt— 
tionen ju bewilligen haben oder die Bewilligung 
aus polijeil. Rückſichten für einen oder den an- 
deren Ort ganz verfagen können (n.-b, Regierungs- 
defret 5 VI 41). Grundſätzlich find die Lizenzen fiir 
herumziehende Muſikanten tunlichit zu beſchränken, 
an Perſonen, welche ſich durch einen anderen or— 
dentl. Erwerb ihre Subſiſtenz ſichern können, nicht 
zu erteilen und auf die Konzeſſion für das ganze 

onland nur zugunſten ſolcher Bewerber cingu- 
raten, welchen die Kenntnis der Muſik in einem 
für den beabſichtigten Erwerb genügenden Grade 
eigen ijt (das Erjordernis des Befaͤhigungsnach— 
weijes enthilt ſchon das Hftzd. 251 39; auch 
ſpricht der Erl. der n.-«ö. Statthalterei 27 IL 88, 
3. 4883, aus, dak bei den eigentl. Mujitproduf- 
tionen im Wegenjage jum gewerbsmäßigen Muſi— 
jieren ſtets cin höherer Grad funftmufifaliider 
Leiſtung vorausgejest werden muf). 

2. Befteuerung. WM. diejer Art jind an 
jedem Ausübungsorte bejonders ju bejteuern und 
ijt die Steuer, deren Bemeſſung durch die Steuer 
behirde 1. Inſtanz erfolgt, in das betreffende 
Geſellſchaftskontingent nicht einzurechnen. Die fiir 
bie ganze Zeit des beabjidjtigten Betriebes ent- 
jallende Steuer ijt vor Eröffnung des Betriebes 
u entricten (§ 82 Weiep 25 X 96, R. 220). Die 

ex Beſteuerung unterlieqenden Lizenzen find an 
die ‘Bartei nur gegen Nachweiſung der erjolgten 
Steuerjahlung ausjujolgen. (Bei WM. mit wech— 
jelndem Standorte, welche außerhalb Wien, aber 
von dajelbjt ſeßhaften Andividuen ausgeiibt wer— 
den, geben die von der nsö. Statthalterei aus: 
gefertigten Lizenzen an die Polizeidireftion und 
von dieſer an den Wiener Magijtrat behujs Ein- 
leitung der Bejteuerung u. Ausſolgung an den 
Bewerber; an außerhalb Wien anſäſſige Bewerber 
erjolgt die Zuſtellung im gleichen Falle durch die 
— — polit. Begirfsbehirde. Cin analoger 
organg ijt auch hinſichtlich der von der Polizei— 
direftion ausgeftellten Lizenzen gu beobadjten.) Der 
Verjtindigung der Partei von der erteilten Lizenz 
ijt beizufügen, dak die Lizenz, falls innerhalb eines 
näher gu beftimmenden Termines die Steuerzah— 
lung nidjt nachgewieſen würde, als erloſchen ju 
betrachten wäre. Die von der Statthalterei aus— 
efertigten Lizenzen, für welche die Steuer nicht 
innerhalb 3 Monaten, vom Tage der Ausfertigung 
an geredjnet, geleijtet wurde, find diefer Behörde 
wieder vorzulegen. Bet Vidierung der Lizenzen 
haben fich die Behörden jtets die Uberzeugung 
au veridajien, dak die Steuer entridjtet, bezw. dic 
—— auf der Lizenz beſtätigt erſcheint; Ge— 
meindevorſteher u. Gendarmerie ſind in dieſer Rich— 
tung zu belehren. Iſt die aera rg der 
o ijt 

die Lizenz abzunehmen und erjt nad) ausgewieſener 
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Steuerzahlung wieder auszufolgen. Bei der Wür- ſariate, in deſſen Bereich ſich die letztere befindet, 


digung von Geſuchen um Erneuerung oder Ver— 
längerung von Produktionslizenzen wird ſtets auf 
die Art der Erfüllung der Steuerpflicht bezüglich 
der letzten Lizenz beſondere Rückſicht zu nehmen 
ſein Erl. der n.ö. Statthalterei 2 VII 84, 3. 1165). 
Die notwendige Vorausſetzung der Erwerbſteuer— 
pflicht von Wi. der fragl. Art bildet der gewerbl. 
Charakter derſelben; wenn es ſich daher nur um 
einmalige Produktionen (Kongerte u. dgl. von 
Konzertgebern u. Vereinen handelt, entfällt die Er— 
werbſteuerpflicht Erl. der u.-8. Finanzlandesdiret⸗ 
tion 14V 86, 3. 17227). 

3. Bettelmufifanten jind jene Mujifanten, 
die gewöhnlich nur eingelne Stiice ju fpielen im— 
itande ober gar feines Inſtrumentes fundig find 
und nur ein Werfel (Drehorgel) oder einen Schau- 
fajten haben und dafür freiwillige Geſchenke erhal- 
ten (Defret der oberjten PBolizethofitelle 21 1 21). 
Bettelmuſiklizenzen jollen in der Regel nicht erteilt 
werden. Ausnahmen find bloß zuläſſig hinſichtlich 
Perſonen, welche von Natur zu jedem anderen Er— 
werbe unfähig ſind und eine anderweitige Verſor— 
gung nicht finden (Hftzd. 29 V 21, 3. 14617, und 
Soflangleiverorbnung 8 VII30, 3. 15223). Die 
Lizenzen find nur fiir 1 Jahr giiltiq und daber 
von Jahr gu Jahr gu erneuern, ferner find fie 
nur an gang rechtliche und unbedenkl. Andividuen 
ju erteilen; der Gebrauch ijt auf den Heimatort 
höchſtens Heimatbezirk) beſchränkt vgl. Mayrho- 
fer TV, 1356). Bettelmuſikanten jind nach Punkt 8, 
$3 ded Geſetzes 25 X 96, R. 220, von der allg. 
Erwerbſteuer befreit (vgl. Punkt 7 des Art. 60 der 
Vollzugsvorſchrift 28197, R. 35). 

4. Einen jpegicllen Zweig der M. bildet das 
Volksſängerweſen, welches in eingelnen Pro— 
vinzen bejonderen Vorſchriften unterworfen iſt. 
Hervorzuheben find die mit dem Erl. der nö. 
Statthalterei 29 XII 51, 3. 30225, &. 19, für Wien 
jamt Polizeirayon, mit der Statthaltereiverordnung 
21 III 75, &. 18, für Steierm. und mit Statthal- 
tereifundDmadung 16V 78, L. 8, fiir strain durch— 
geführten Regelungen des Volksſängerweſens. Allen 
gemeinſam ſind folgende Beftimmungen: Volks ſan⸗ 
ger oder Leiter von Volksſängergeſellſchaften bediir- 
jen gu ihrem Erwerbe einer bejonderen “gens, 
welde im Polizeirayon Wien von der Polizeidire 
tion, jonjt von der betreffenden Landesſtelle an un- 
befdoltene und einigermagen muſikaliſch und fonjt 


gebildete Perjonen erteilt wird. Für den Polizei: | 
rayon Wien gilt nod) als perſönl. Erjordernis das | gleitung von Ynjtrumentalmujif einen 


vorläufig anjumelden und die befondere Bewilli— 
gung hiezu einzuholen. Jn das Programm diirjen 
nur jene Stiicde aufgenommen werden, die in Wien 
von der Polizeidirektion, ſonſt von einer zuſtän— 
digen k. k. Behörde, eventuell der polit. Landes— 
behörde nad) genauer Durchſicht u. Prüfung der 
Terte als zuläſſig erfannt worden jind. Jede YWb- 
weidhung von den genehmigten Brogrammen u. 
Texten iſt verboten und wird an dem Leiter und 
an dem ſchuldtragenden Witgliede geahndet. Bei 
ſzeniſchen Darjtellungen mit Verfleidungen ijt alles 
ye vermeiden, was den öffentl. Unitand, die Sitt= 
icfeit oder die Religion verlegt. Die Vorführung 
von Masten befannter Perjonen, der Gebrauch von 
faij. Militär⸗ oder Beamtenuniformen und der be- 
fonderen Rleidung von Dienern einer anerfannten 
Religionsgenojjenjchajt find verboten. (Am Polizei⸗ 
rayon Wien waren fgentipe Daritellungen u. Ver— 
fleidungen urſprünglich unterſagt.) Die Produktio— 
nen dürfen nur in Gaſthäuſern und dazugehörigen 
Gärten oder in beſonders konzeſſionierten Beluſti— 
rn u. zw. in der Regel nicht linger als 
i8 11 Ubr nachts jtattfinden. Bei jeder Produk— 
tion muß der Leiter mit feiner Lizenz und dem 
genehmigten Brogramme nebjt den Terten der 
Darin aufgeſührten Stiice, ſowie jedes mitwirfende 
Witglied mit der vorſchriftsmäßigen Lizenz ver- 
ſehen jein, um ſich den revidierenden Sicherheits— 
organen gegeniiber ausweiſen gu können. Die Li- 
zenzen find nur auf die Dauer eines Jahres giil- 
tig, nad) dejjen Ablauf die Verliingerung bei der 
zuſtändigen Behörde zu erwirfen it. Übertretun— 
gen dieſer Vorſchriften ſowie anſtößiges Beneh— 
men bei den Produktionen werden im Polizeirayon 
Wien mit Arreſt bis zu 8 Tagen, ſonſt nach der 
faij. V. 20 IV 54, R. 96, und nad) Umitinden 
augerdem mit jcitweifer oder gänzl. Einziehung 
ber Lizenz bejtraft. Leptere Folge tritt aud) dann 
ein, wenn der Lizenginhaber wegen eines Berbre- 
chen oder eines anus Gewinnſucht oder gegen die 
öffentl. Sittlichfeit veriibten Vergehens oder einer 
derlei Ubertretung verurteilt worden ijt. Gaſtwirte 
und ähnl. Gewerbetreibende, welche in ihren Lo— 
falen Broduftionen von Volksſängern dulden, welche 
feine Lizenz befigen, werden im Polizeirayon Wien 
mit 10. 100 K, fonjt nach der Minijterialver- 
ordnung 30 IX 57, R. 198, bejtraft. Dieſe Bor- 
ſchriften gelten auc) in Fällen, wo einzelne Ber- 
fonen an öffentl. Orten dure) pines mit Bee 

riverb zu 


Heimatredht im einer der zugehörigen Wemeinden ſuchen beabjichtigen. Bon jeder Lizenzerteilung ijt 
und die Untauglichfeit gu einem anderen Eriwerbe.) | der zuſtändigen Steuerbehirde die Mitteilung ju 


Der Geſellſchafisleiter muß mindejtens 30 Jahre 
fim Polizeirayon Wien jedes andere Witglied min: | 


madden. 
5. Dem Volksſängerweſen nabe verivandt iit 


deſtens 20 Jahre) alt fein. Aedes eingelne Mejell- | der Betrieb der ing, Singjpielballen. Die Er- 
De 


ſchaftsmitglied mug entweder jelbjt eine Lizenz 
bejipen (im Boligeirayon Wien) oder in der vom 
BVoritande erwirften Lizenz aujgefiihrt fein. Bon 
der Lizenz darf nur derjenige Gebrauch madyen, 
auf dejjen Namen fie lautet. Der Leiter hat (in 
Wien) jede eingelne Broduftion unter Vorweiſung 
ſeiner Lizenz und des Programmes mit Begeich- 


tidjtung und der Betrieb von ſolchen ijt an eine 
doppelte Konzeſſion qebunden u. zw. an eine Kon— 
zeſſion für den Unternehmer oder Leiter und an 
eine fiir den Cigentiimer des PBroduftionslofales 
ausſchließlich Anhaber von Reftaurations- oder 
Wirtshaugslofalitdten). Die Nongeffion fiir den 
Unternehmer oder Leiter erteilt die polit. Landes— 


nung der Lofalitat bei dem Polizeibezirkskommiſ⸗ | behirde, jene fiir das Lofal dic Polizeibehörde, 
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welcher übrigens aud) jede Änderung der konzeſ⸗ R. 115), und der Erl. des M. J. 2 VISS, 3. 1373. 
jionierten Lofalitiiten sur Genehmigung anzuzei- Inſoweit dieſes Geſetz nicht ausdriidlich etwas an- 
en ijt. Die Erfordernijie sur Erlangung einer | deres anordnet, finden auf das YB. aud) die Be- 
ongefjion als Veiter find eine entſprechende Bor: | ftimmungen der Gew. O. — namentlich 
bildung, Eigenberechtigung, öſterr. Staatsbürger⸗ jene Beſtimmungen, welche dic Einreihung des P. 
ſchaft u. Unbeſcholtenheit des Charalters. Bon einer unter die konzeſſionierten Gew. (S 15, 3. 13), dic 
ſolchen Konzeſſion darf nur derjenige Gebrauch Bewerbung um ein konzeſſioniertes Gew. und die 
machen, pt dejjen Namen fie lautet, die Uber⸗ befonderen Erforderniſſe gum Untritte eines folchen 
lajiung an einen anderen ijt bei fonftiger Entzie- und fpesiell des PB. (Verlaplichteit des Bewerbers. 
hung verboten. Die Kongeifion erlijdt wegen Nicht | Bedadjtnahme auf die Lokalverhältniſſe bei der Ver— 
ausiibung wiihrend der Dauer eines Jahres. Hin | leihung) betreffen ($$ 3, 5, 22 u. 23). Hinſichtlich 
fichtlid) der Mitgliederzahl beſteht feine Beichriins | der BVerleihung von P. enthiilt auc die mit Eri. 
fung, doc) bleibt der Unternehmer fiir die Wahl | des M. J. 2VI85, 8. 1373, gegebene piveite 
der Mitglieder perſönlich verantwortlid. Die Kon-⸗ Durchführungsvorſchrift eine bemerfenswerte Tiret- 
zeſſion berechtigt sur Aufführung von einaftigen, | tive, injofern damit ausgeſprochen wird, daß im 
dem Volfsleben der Gegenwart entnommenen Sing: | Ronfurrengialle, wenn ſich nad) den lokalen Be- 
fpielen, Poſſen, Burlesten mit Gefang fowie auch | dürfniſſen nidjt die Notwendigteit der Verleihung 
von einzelnen Liedervorträgen u. Soloſzenen. Die mehrerer P. ergeben ſollte, Gemeinden u. Vereinen 
Verwendung von Dekorationen, jedoch mit Ver⸗ gegenüber Einzelperſonen in der Regel der Vor— 
meidung jedes Wechſels während der Dauer eines zug gebühre. Verleihungsbehörde ijt die polit. Lan— 
Stiices, ijt geſtattet. Flugwerle, Verſenkungen und desbehörde. 
ſonſtige Theatermaſchinerien dürſen nicht zur An— Die Konzeſſionszurüchnahme kann außer den 
wendung fommen und auch keine anderen Ko— im Geſetze 23 III 85, R. 48, bezeichneten Fällen 
ſtüme gewählt werden, als welche der den Sing- | auch noch wegen Nichteröffnung des Betriebes inner— 
ſpielhallen geſtatteten Gattung von Vorſtellungen halb 6 Monaten nad der Konzeſſionserteilung oder 
entſprechen Erl. des Miniſterratspräſidiums 31XII wegen ebenſolanger Betriebsausſetzung erfolgen 
67, 3. 5881, Mayrhofer IV, 1360). Unter Ume | (83 57 Gew. O.. 
ſtänden finden auf Singipielhallen die Beſtimmun— Der gleichjeitige Betrich des P. mit einem 
en deS § 40 des Landesgeſetzes fiir N.O. 15 AID 82, | anderen Ger. ijt nur gegen bejondere Genehmigung 
'. GB, betreffend den Bau, die Einrichtung und! der Verleihungsbehörde geitattet. 
den Betrieb der Theater ſinngemäße Anwendung. | Dieje Genehmigung wird nach dem jit. Mi— 
niſterialerlaß dann zu verſagen fein, wenn dag 
andere Gew. befondere Veranlafiung gum Sdyulden- 
machen bietet oder die gewiſſenloſe Ausbeutung 
begiinitigen könnte, wie 3. B. die Schantgewerbe, 
det Handel mit Lebensmitteln, oder wenn durch 
bie Vereinigung die Uberwachung des P. weſent⸗ 
lich erſchwert würde, wie bei — — mit 
dem Trödler- oder mit ſolchen Gew., welche er— 
fahrungsgemäß als Dedmantel fiir alle mögl. Kre— 
ditgeſchäſte dienen. 

IL. Kantion. Vor der Geſchäftseröffnung u. zw. 
innerhalb der konzeſſionsmäßigen Friſt hat der 
Art. V, lit. e und q, des kaiſ. Patentes zur Gew. O. aig —— be — a Rongeffionserldidung 

, . p au Handen der Gew.-Behörde 1, Anjtang eine 
nidt als Gew. anjujehen; es bedarf daber hiezu, aution (in Wien u. Polizeirayon von 16.000 K, 
wenn dasjelbe aud) geſchäftsmäßig betrieben wird, | in Stadten mit wenigitens 50.000 Einwohnern und 
teiner Ynmeldun bei der Gew Behörde (Erl. H. Polizeirayon von 8000 K, mit mindeftens 20.000 
M. 23 XU 81, 3. 2049). Cinwohnern von 4000 K und in den iibrigen 
Orten von 2000 K) in barem Gelde oder pupillar- 
ficheren Wertpapieren oder durch pupillarmiipige 
Hypothet zu leiſten. Die Kaution dient unbeſchadet 
der perſönl. Haftung des Gew.-Anhabers als Pfand 
fiir alle gegen diefen aus dem Geſchäftsbetriebe er— 
wachfenden Entidadiqun ganfpriiche. Für andere 
Forderungen fann die NKaution nur unbeſchadet 
des Vorrechtes der gedachten Entichddiqungsan- 
ipriiche in Pſand genommen oder in Exefution ge— 
gogen werden; die Befriediqung aus der Naution 
aber erjt ein Qabr nad) der Pfandrechtserwerbung, 
bezw. Srefutionserwirfung und nur injoweit Platz 

reiſen, als nit vor Erjolqlaijung der Kaution 
ntjhadigungsanjpriiche der bezeichneten Art ange= 
meldet wurden. Die Riictitellung der Raution darf 





XXV. Medifiedereien. 


Der gewerbsmipige Betrieh von P. ijt ein 
freies Gew., er fann daber gegen blofe be- 
hördl. Anmeldung (F 11 Gew. ©.) ausgeiibt wer- 
den, doc) bediirjen die Betriebsanlagen bei derlei 
Unternehmungen der gewerbebehördl. Senehmigung, 
deren Erteilung auf Grund des in den $$ 28—34 
Gew. DO. vorgegeidmeten befonderen Berjahrens 
(Gdiftalveriahren) erfolat. 

Das Einſammeln von Harz u. dgl. ijt nach 


XXVI. Rſandſeihgewerbe. 


I. Konzeſſion. — I. Kaution. — III. Die Herein⸗ 
bringuna der geſchaftl. Forderungen. — IV. Stenerpflicht. 
— V. Buchführung u. Rontrofle, — VI. Pfandidhein. 

I. Konzeſſion. Wichtige öffentl. Intereſſen, 
insbeſ. die Notwendigkeit eines wirkſamen Schutzes 
der ärmeren Bevölkerungsklaſſen gegen die Gefähr 
ee Wusheutung, erheiſchten eine be: 
ondere gefepl. Regelung des P.; diefelbe ijt er- 
folgt durch das Geſetz 23 TIL 85, R. 48, und die 
dazugehörigen zwei Durchführungsverordnungen, 
nämlich die V. 241V 85, R. 49 (abgeändert u. 
ergänzt durch dic Minifterialverordnung 10 V 1903, 


— — — — — — — ——— —— —— — — 
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evit ein Jahr nad) Beendigung des Geſchäftsbe— 
triebes und nut inſoweit erfolgen, alé nicht Ent- 
ſchädigungsanſprüche angemeldet oder anderweitige 
Rechte dritter Perſonen an der Kaution erworben 
wurden. Bei Schmälerung der Raution (auch durch 
Erwerbung von Pfandrechten an derjelben) hat der 
Gew.=jnhaber iiber YWujforderung der Ger. - Be: 
hörde innerhalb der eingeräumten Friſt bei ſonſti— 
ger Konzeſſionsentziehung die erforderl. Ergänzung 
zu veranlaſſen. 

Ill. Die gear der geidaftl. For- 
Derungen aus den dafür bejtellten Fauſtpfändern 
fann in allen Fallen nad) Wahl des Gew.-Anbha- 
bers entiweder im Wege de8 im Art. 310 H. G. 
(nad) Anweiſung des § 47 Ginj. Geſetz 17 XII 62, 
R. 1 ex 1863) oder des im Art. 311 H. G. vor- 
gezeichneten Berfahrens geſchehen. 

Eine Verpflichtung zur Benachrichtigung des 
Pfandſchuldners von der Verkaufsbewilligung oder 
Vollziehung beiteht für den Gew.-Inhaber nicht; 
dod) darf Der Verkauf niemals friiber als 6 Woden 
nad) det Verjallaseit erjolgen. Der Verkaufstag ijt 
in der im Berordnungsivege beſtimmten Weiſe 
i$ 13 Winijterialverordnung 241V 85, R. 49) 
iffentlic) tundzumadjen. Gemäß § 13 der git. Mis 
nijterialverordnung find bei dem Verfahren nach 
Mrt, 311 H. G. nebjt den allg. Lisitationsvor- 
ſchriften (Hid. 17 VIL 1786) nod) folgende Beſtim— 
mungen genau zu beobadjten: 

1. Der Verpfänder fann das Pfand jederzeit 
bis zum Zuſchlage desjelben auslijen. Zinſen jind 
nur bis zur Auslöſung zu berechnen. 

2. Ort u. Zeit der Verſteigerung ſind unter 
allg. Bezeichnung der zu verſteigernden Sachen 
durch Anſchlag vor dem Geſchäftslokale und durch 
einmalige Einſchaltung in die amtl. Zeitung oder 
das von der Hew.-Behirde ju beſtimmende otal: 
blatt ju verlautbaren. In der BWerlautbarung, 
welche wenigftens 2 und höchſtens 4 Woden vor 
dem Berjteigerungstage ju erjolgen hat, jind der 
Name des Pjandleihbers und die betreffenden Num— 
mern des Bfandbuches anzugeben. 

3. Bei mehreren durch denfelben Pfandvertrag 
verpfändeten Hegenitinden ijt der Berpfiinder be— 
redjtigt, die Reihenfolge des Verlaufes zu beftim- 
men und ijt der BVerfauf nad Erzielung eines zur 
Dedung der Unipriiche des Pfandleihers hinreichen— 
den Erlöſes einguftellen. 

4. Das Pfand hajtet auch fiir die Mojten des 
Verkaufes. Von den gemeinjdhajtl. Koſten mehrerer 
Verfiiuje find diejenigen der Bekanntmachung nad 
der Sabl der Pfandnummern und jene der Vers 
jteigerung nad) dem Verhältniſſe des Erlöſes ju 
vetteilen, 

5. Uber jede Ligitation hat der Gew.«Inhaber 
einen genauen Ausweis mit Angabe des Pjandes, 
der Forderung, des Veriteigerungserlijes, der Lizi— 
— und des Pfandüberſchuſſes * führen. 
Ter obrigkeitl. Kommiſſär fonjtatiert den Ver— 
ſteigerungserlös jedes einzelnen Pfandes und unter⸗ 
jertigt den Ausweis. 

6. Der Pfandüberſchuß iſt an den Verpfänder 
auszufolgen oder fiir denfelben die nad Ablauf 
von 6 Monaten nidt behobenen Betriige unter 


Ofterr. Staatéwirterbud. 2. Aufl., 2. Bd. 


Anſchluß einer Konſignation gerichtlich zu erlegen 
(Minijterialverordnung 1 X 92, R. 176; vgl. be— 
züglich diefer bei Gericht au erlegenden Feilbietungs- 
liberichiifje die B. des J. W.. 17 193, 8. 24639, aus 
1842}. 

7. Der Pjandleiber bleibt dem Verpfänder bei 
Nichtbeobachtung diejer Vorſchriften fiir alle dem 
legteren bieraus ertvachjenden Nachteile verantwort- 
lid) und bat er bet Nidthcobachtung der Beſtim— 
mungen der Punfte 2, 3 u. 5 die Rojten des Ver— 
faujes felbjt au tragen. Der binnen 5 Jahren nach 
dem BVerfaufe von dem Verpfänder nicht behobene 
Mehrerlös (Pjandiiberichuj) verfiillt zugunſten der 
Ortsarmen. Früher erworbenc Rechte dritter Per— 
jonen auf Pfandobjefte gehen den Anſprüchen des 
Werw.-Anhabers nur dann vor, wenn fie diefem 
fdjon bei der Ubergabe befannt oder deutlich er— 
fennbar waren. 

Die Weiterverpfindung der Pjandobjefte 
ijt Den Inhabern von P., der gewerbsmäßige An— 
fauf und eine ebenjo bejchaffene Belehnung von 
Pfandſcheinen —* verboten. 

IV. Steuerpflicht. Die Pfandſcheine fiir 
Vorſchüſſe bis 10 K find unbedingt ftempelfrei, ſonſt 
unterliegen fie der Stempelgebiihr nach Maßgabe 
des Voridupbetrages und der Vertragsdauer (bis 
zu 3 Monaten nad) Stala I, dariiber nad) Sfala 11). 
Das gleice gilt von den Prolongationen | Pfand 
umjepungen). Die Anhaber von P. haben dieſe 
Webiihren in Gemäßheit der $$ 5 u. 12 Gejeg 13 XT 
62, R. 89, an die Gefällskaſſe des Begirtes ihres 
Wohnſitzes unmittelbar zu entricten. ‘Mach § 15 
WMinifterialverordDnung 24 1V 85, R. 49, haben fie 
gu diejem Ende cin mit dem Pfandleihbuche genau 
libereinjtimmendeé Journal nad) vorgeſchriebenem 
Muſter gu fiibren, enthaltend: a) Die Poſtenzahlen 
des PBjandleihbuches iiber die gebührenpflichtigen 
Vorſchüſſe; b) dic Dauer des Vorſchuſſes; c) den 
Betrag deSfelben; d) den Betrag der Gebühr u. iw. 
qetrennt nad der Sfala, eingeln und am Schluije 
jeder Rolonne und jedes Journales zuſammen. 
Prolongationen find wie neue Pfandleihgeſchäfte in 
das Journal aujjunehmen. Das monatlich abzu— 
ſchließende Journal ijt ale Gegenſchein an dic Ge— 
fällskaſſe zugleich mit der Gebühr innerhalb 14 Tagen 
nad) Ablauf jedes Wonates, eventuell der vom F. 
M. bewilligten langeren Zahlungstermine gu über— 
geben, | 
Ubertretungen des Geſetzes, betrefjend dad P. 
(mit Ausnahme der Bejtimmungen des § 6 fiber 
die Mebiihrenpflicht) und der Durchfiihrungsverord- 
nungen, find nad der Gew. O. gu abnden. 

Uber dic Bejteucrung unbefugt u. unbeſteuert 
ausgeiibter B. nach den Vorſchriften der Erwerb— 
fteuer und bezw. der diesbezügl. Gefällſtrafen val. 
Srl. der nisb. Finanglandesdireftion 121 77, 
3. 37204, Wiener Wag. B. BL. 1877, S. 20. 

V. Buchführung u. Kontroile. 1. Buchfüh— 
tung. Nad) § 54 Gew. £. ijt die Feſtſetzung der 
Art der Buchfiibrung im P. jowie der poligeil. 
Rontrolle über Umfang u. Art des Geſchäftsbe— 
triebes dem — ————— überlaſſen. Die Wie 
nijterialverorbnung 24 1V 85, R. 49, ordnet diee- 
bezüglich folgendes an: 
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Der Pyandleiher ijt zur Führung eines dauer- 
hajt gebundenen, durchwegs mit fortlaujenden Sei- 
tenjahlen verjebenen und am Riiden mit einem 
jtarfen Faden durchzogenen Pfandleihbuches (fiir 
Juwelen, Gold u. Silberjachen, dann fiir belehnte 
Wertpapiere aber befonderer derlei Biicher) ver- 
pflichtet. Bor dem Gebrauche ijt jedes Pfandleih— 
buch, welches an pafjender Stelle den Namen des 
Gew.⸗Inhabers enthalten muß, der Gew.⸗Behörde 
1. Inſtanz zur Prüfung u. Beſtätigung vorzu— 
legen und hat dieſe Behörde bei jedem beſtätigten 
Piandleihbuche die Enden des dasſelbe durchziehen— 
den Fadens amtlich zu ſiegeln. Jede Anderung an 
den Büchern, insbeſ. dutch Wegnahme oder Ein— 
ſchaltung von Blättern iſt unſtatthaft, weshalb zu— 
fällige Verlepungen der Blätter, des Fadens oder 
SiegelS der Gew.<Behirde zur Abhilfe anzuzeigen 
jind. Bei unumgänglich notwendigen Rorrefturen 
Darf das betreffende Wort nicht radiert, ſondern 
nur durchſtrichen werden (nicht bis zur Unleſer— 
lichteit). Die Biicher find an ſicheren u. feuerjfeiten 
Orten aufzubewahren. 

Jedes abgeſchloſſene Pfandleihgeſchäft ijt in 
das betreffende Pfandleihbuch deutlich, vollſtändig 
u. wahrheitsgetreu einzutragen mit folgenden An— 
gaben: a) Die laufende Nummer des Pfandſtückes; 
b) Name u. Wohnung des Verpfänders; c) die 
Velchreibung des Pfandſtückes; bei Gold u. Silber 
aud) das Gewicht und der Feingehalt; bet Wert- 
papicren die Serie u. Nummer, dann die Anzahl 
und det Fiilligfeitstermin der Coupons und even- 
tuell ber Name, auf den das Papier [autet; d) Wert 
des Pfandſtückes; e) Darlehensbetrag; Zeitpunkt 
(Jahr u. Tag) des abgeichlofjenen Pfandleihgeſchäf— 
ted; g) Fälligkeitstermin des Darlehens. Außer— 
dem muy das Pfandleihbuch eine Anmerkungs— 
rubrit behufs Eintragung der das eingelne Pfand— 
leihgeſchäft betveffenden weſentl. Vorgänge (Aus— 
léjung, Umſetzung des Pfandſtückes, Amortiſation 
des Pfandſcheines, Ausfertigung eines Vormerk— 
ſcheines uſw.) enthalten. Insbeſ. ſind in dieſer Ru— 
brik aud) die bei Auslöſung oder Umſetzung des 
Pjandjtiides eingehobenen Beträge u. giv. nach 
Rapital, Zinſen u. Nebengebiihren abgefondert vor= 
zumerken. Bei den Cintragungen iiber die Um— 
fegung eines Bjandjtiides tt auf die vorgeſchrie— 
bene forrejpondierende pe pas aly Sar, wanda 
Heuergejihrlide und geſeßlich vom Verkehre aus- 
geſchloſſene Gegenſtände, insbeſ. militäriſche Mon— 
turs⸗, Armaturs⸗ u. Rüſtungsgegenſtände dürfen 
zur Verpfändung nicht angenommen werden. Der 
Geſchäftsbetrieb ijt in einem tunlichſt ſeuer- u. ein— 
bruchſicheren Lokale ausjujiben, wovon ſich die 
Gew.Behörde jederzeit die Uberzeugung verſchaffen 
darf. Der Gew.-Inhaber hat die ihm anvertrauten 
Pfandobjekte gegen Feuersgefahr zu verſichern. Der 
Gew.Inhaber hat alle ihm zugehenden amtl. Be— 
nachrichtigungen über verlorene oder dem Eigen— 
tümer widerrechtlich entfremdete Gegenſtände ſowie 
alle derartigen von privater Seite ihm zugehenden 
ſchriftl. Benachrichtigungen chronologiſch geordnet 
und mit einem Sachregiſter verjehen, auſzubewahren 
und den behördl. Kontrollorganen auf Berlangen 
vorzulegen. 
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2. Kontrolle. Rann der Gew. Inhaber das 
Geſchäft wegen teilweijer oder dauernder Verhin— 
derung nicht verjehen, fo hat die Gew.-Behörde 
iiber Die diesfallS gu erjtattende Anzeige die aus 
dfjentl. Rückſichten notwendigen Verfiiqungen ju 
treffen. Die Gew.-Behirden find zur Bornahme 
periodijder Yofalrevifionen verpflichtet und deren 
Organe, dann jene der berujenen [. f. und der 
Ortsbpolizeibehörden jederzeit beredtiqt, in den We- 
ſchäftslokalen Nachſchau zu alten, Giniicht in die 
Bücher gu nehmen, den Geſchäftsbetrieb ciner Re— 
vijion zu untergiehen, jowie die Abſtellung von 
Ordnungswidrigfeiten im geſetzl. Wege zu veran- 
lajjen. Die Gew.-Anbhaber an u jeder von Amts 
wegen begehrten, den Geſchäftsbetrieb betreffenden 
Auskunft verpjlichtet. 

3. Jn Durchfiihrung des § 7 Geſetz 23 III 85, 
R. 48, bejtimmt die in Rede ftehende VW. in Be— 
treff der Geſchäftsordnung, dah diejelbe im Ein— 
flange mit dem git. Geſetze und diefer V. gu ſtehen 
und qenaue —— über den Vorgang bei 
der Geſchäftsführung, dann den Gebührentarif und 
das Pfandſcheinformulare gu enthalten hat. Die Ge— 
ſchäftsordnung ijt noc) vor der Geſchäftseröffnung 
in 10 Exemplaren der Verleihungsbehirde zur Be: 
ſtätigung vorgulegen, nad deren Erwirkung erit 
mit dem Geſchäftsbetriebe beqonnen werden dati. 
Die Beſtätigung ijt zu verweigern, wenn ſich gegen 
die Geſchäftsordnung vom Standpuntte der beſtehen⸗ 
den Vorſchriften oder aus poligeil. Riidjichten An— 
ſtände ergeben. Das qleiche Berfabren hat auch 
bei YUnderungen der Gefhaitgorbnune ſtattzufinden. 
Zuſolge des Miniſterialerlaſſes 2 VI 85. 3. 1373, 
iſt die Geſchäftsordnung behördlicherſeits einer ge— 
nauen Prüſung zu unterziehen, welche ſich insbei. 
auch auf die — der Zinſen u. Nebengebühren 
zu erjtreden bat. Die Beſtätigung ijt bei außerge— 
wöhnl. Uberidjreitung des landesiibl. Zinsfußes 
oder unverhiltnismapiger Hihe der Nebengebiihren 
au veriveigern, und aud) das Borausnehmen der 
Zinſen u. Nebengebiihren nidjt zuzulaſſen. Je ein 
Exemplar von jeder beſtätigten Geſchäftsordnung 
Ns bei blofer YWbinderung) ijt der Finanglandes- 

ehirde, dann dem W. J. und dem H. M., der 
zuerſt genannten Behirde von Fall gu Fall, den 
beiden anderen jedod) von 1, Jahr gu . Jahr 
geiammelt vorgulegen. 

Jin Geſchaftsloklal muß an augenfilliqer Stelle 
je cin gedrucktes Eremplar des Geſetzes 23 III 85, 
R. 48, und diejer B., ferner je ein Exemplar der 
Geſchäftsordnung und des in derfelben enthaltenen 
Sebiihrentarifes angehracht fein. 

VL. Pfandſchein. Uber das abgeſchloſſene Pfand— 
leihgeſchäft ijt dem Verpfänder eine vom Wew.- 
Inhaber unterjertigte und mit dem bezügl. Inhalte 
des Pjandleihbuches iibereinjtimmende Beſcheini— 
gung (Pfandfchein) auszuſtellen. Der Pfand— 
ſchein hat überdies die fiir Den Verpfänder weſent⸗ 
lichſten Beſtimmungen des Geſetzes 23111 85, 
R. 48, dann dieſer Miniſterialverordnung und der 
Geſchäftsordnung, insbeſ. aud) den Betrag der Zin— 
jen u. Nebenaebiihren zu enthalten. (Das Muiter 
eines Pfandſcheinformulares enthält der Minijterial- 
erlaß 2 VI 85.) Bei Brolongationen ijt unter Hin- 
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weis auf die forrejpondierende frühere Eintragung 
eine neue Eintragung in das Pfandleihbuch vor- 
junebmen und cin neuer Pfandſchein auszufertigen. 

iebei ijt in der Art au verfahren, wie wenn es 
ſich um den Abſchluß eines neuen Pfandleihgeſchäf⸗ 
te hanbdeln würde. 

Bei Verlujt des Pfandſcheines ijt dem Ber- 
fujttrager unter den in dieſer B. —— Mo⸗ 
dalitäten (Verluſtanzeige an den Gew.-Inhaber 
unter Nachweis der geſchehenen polizeil. Meldung, 
Ungabe des Zeitpunkles der Pjandeinlage, von Be- 
trag u. Dauer des Darlehens, Beidreibung des 
Pfandes) bei Ubereinjtimmung der gelieferten Be— 
ichreibung mit Dem Pfande und der angegebenen 
Daten de8 Pfandſcheines mit dem Pfandbuche nach 
Vorſchreibung des Verlujtes in den Biichern ein 
Vormertidein auszufertigen. Auf Grund des- 
jelben fann das Pfand umgefept und falls der 
Originalpjandidein nit gum Vorſchein kommt, 
nad) Ablauf eines Qahres vom Tage der Berfujt- 
angcige auch ausgelöſt, bezw. wenn das Pfand be- 
reits verfallen u, veräußert fein follte, der nod) 
nidjt verjallene Uberſchuß behoben werden. Bor 
diefer Beit kann der Beſitzer cines Vormerkſcheines 
das Pfand nur nad Ablauf von 14 Tagen vom 
Verjallstage und gegen Erlag des Schätzungsbe— 
trage’ beim Bfandleiber sur Sicherjtellung alljalli- 
get Anſprüche des Anhabers des Pfandſcheines 
auslöſen. 

Bei Verluſt des Vormerkſcheines oder wenn 


die Partei den Bedingungen für die Erlangung gun 


eines ſolchen Scheines nicht gu entſprechen vermag, 
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Bei den Plaggewerben fann die Konzeſſion 
en unterlajjener Betriebseröffnung innerhalb 

6 Monaten nad) der Erteilung oder wegen eben— 
jolanger Uusjepung de8 Betriebes suriidqenommen 
werden (§ 57 Wer. D.). 

2. Tarife. Für die Plaßgewerbe finnen über 
Antrag und für das Gebiet der betreffenden Ge— 
meinde Maximaltarife feſtgeſetzt werden. Die 
E. hierüber trifft unter Berückſichtigung der be— 
ſtehenden Verhältniſſe die polit. Landesbehörde nach 
Einvernehmung der Handels⸗ u. Hew.-Rammer und 
der betreffenden Genoſſenſchaften; die feſtgeſetzten 
Maximaltarife haben nur bis auf Widerruf Gel— 
tung (§ 51 Gew. O.. 

ine ſolche fiir alle Gew. der betreffenden 
Kategorie wirfiame Tarijaufitelung fann zufolge 
Erl. des H. M. 23 X 84, 8. 18111, im Gegenſaße 
ii der auf Grund des § 54 Gew. ©. jtattfindenden 

enehmigung des Tarifes fiir cingelne Unter— 
nehmungen nur dann Plag qreifen, wenn bejondere 
Verhiltnijie die Anwendung der Ausnahmsbeſtim— 
mungen des § 51 Gew. O. zu rechtfertiqen vermigen. 

Außerdem hat die Gew.Behörde fiir die Blab 
qewerbe die Erjidtlidmadung der Preire 
mit Rückſicht auf Quantität u. Qualität der ge- 
botenen Leijtungen anguordnen (§ 52 Gew. nit 

Perjonentransport- u. Plaggewerbe unter— 
liegen der gewerbepoligzeil. Regelung (§ 54 
Gew. O.). Auf Grund dieier Anordnung der ew. 
©. erfolgt bei Einzelunternehmungen die Genehmi- 
oder Ublehnung des von dem Konzeſſions— 
werber beantragten Tarifes, vorausgeſetzt, daß nicht 


ſteht e& der Bartei frei, die Amortifation des | bereits Marximaltarije im Sinne des § 51 Gew. O. 


Piand- oder Vormerticheines im gejegl. Wege ju 
etwirfen. Jn ſolchem Falle ijt durch rechtgeitiqes 
Umſetzen dem Berfalle des Pfandes vorzubeugen 
oder e8 muß fic) der Amortiſationswerber mit dem 
eventuellen Mehrerlöſe beqniigen. 





XXVIII. Pfahgewerbe und periodifdicer Wer- 
fonentransport. 
I. Blaggewerbe. — 11. Trangsportgemerbe. 


I. Plabgewerbe. 1. Allgemeines. Unter 
Plapgewerbe tm Sinne der Gew. O. (§ 15, 3. 4) 
verjteht man die Mew. derjenigen, weldje an öffentl. 
Crten Perjonentransportmittel zu jedermanns 
Gebrauche bereit halten Blaglohnjubriverter | Fialer 
u. Einfpiinner), Sänften- u. tri u. dql.), 


oder perjinl. Dienjte alg Boten, Träger uw. 
anbieten (Dienjtmiinner, Lohndiener, Stiefel— 
puger uſw.. 


Die Plaggewerbe jind jujolge der zitierten 
geiegl. Bejtimmung fonjefjioniert; Bewerber 
unt derlei Siew. miifjen nebjt den alla. Bedingun- 
gen des jelbjtindigen Gew.-Betriebes die fiir das 
betrefjende Mew. erjorderl. Verläßlichkeit be— 
jipen und ijt bei Der Berleihung auf die Lofal- 
verbaltnijje fowie unter anderem aud) darauj 
Bedacht au nehmen, daß vom Standpuntte der 
Verkehrsbolizei gegen den beablichtiqten Gew.Be— 
trieb fein Anſtand obwalte 8 23 (Mew. O.). 


beftehen. Im iibrigen find fiir jede derartige Re- 
gelung und namentlicd) fiir die Tarijaufitellung 
mehr oder weniger die bejonderen L[ofalen Berhialt- 
nijje u. Bedürfniſſe bejtimmend, jo dak fic) die 
Erlajjung - giiltiger Vorſchriſten in det Regel 
nicht empfiehlt. ine bemerfensiwerte gewerbepoli- 


zeil. Regelung von Plaggewerben bildet die mit 
| der ned, StatthaltereiverordDnung 1 XII 91, & 53 


(abgedindert durch den Erl. des M. J. 2V 92, 
3. 8661), fiir die Gew. der Fiater u. Einſpänner 


| im Wiener Polizeirayon erlajjiene Betriebsordnung 


mit Warimaltarif. 

3. Betriebspflicht. Für die Anhaber von 
Transportqewerben, demnach auch fiir die Platz— 
fuhrwerker, normiert das Geſetz infofern cine Be— 
triebspflicht, als jie den einmal beqonnenen Wew.- 
Betrieb nicht nach Belichen unterbrechen diirien, 
jondern die beabjidtiqte Betriebseinjtellung 4 Wo- 
then friiber der Wew.-Behirde anzuzeigen haben 
($53 Gew. ©.). 

4. Hinjichtlid) der fog. Dienitmannsin: 
jtitute beftimmt der Minijterialerlak 24 11 62, 
3. 1146, dah derlei Unternehmungen unter die im 
$15, 3.4, Gew. ©. angefiihrten Sew. gu fubjumie- 
ren jind und demnacd auf jte alle jene Beſtimmun— 
gen der Mew. O. Anwendung finden, welche iiber 
fonjeffionierte Gew. überh. und insbeſ. über Platz— 
gewerbe beſtehen. Außerdem iſt die Verleihung von 

erlei Konzeſſionen noch von einer entſprechenden 
moraliſchen Eignung des Bewerbers ſowie eventuell 


von der Beſtellung einer angemeſſenen Kaution 
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zur Siderjtellung des Monatslohneds der Bedien- 
jteten und der von diejen geleijteten Rautionen ab- 
hingig au madden, Verleihungsbehörde ijt, wenn 
ſich die Wirkfamteit des Anijtitutes über mehrere 
polit. Begirfe erjtrecten joll, die polit. Landeshehirde, 
jonjt die polit. BegirfSbehirde. Wit dem Konzeſ— 
ſionsgeſuche find zugleich der Statutenentwurf fiir 
das Inſtitut, der Yohntarij und das Vergeichnis 
der ctandpliige der Verleihungsbehörde zur Ge— 
nebmigung vorgulegen, Nachträgl. Underungen be— 
dürfen gleichjalls der Genehmigung der Berlei- 
hungsbehörde. Der die privatredptl. Beziehungen 
zwiſchen dem Konzeſſionär und ſeinen Bedienjteten 
regelnde ſchriftl. Bertrag iit im Inſtitutsbureau 
gu deponieren. Durd) das Statut find die Rechte 
u. Pflichten der Anititutsdireftion und der Dienjt= 
männer gegeneinander und gegeniiber dem ‘Bue 
blifum genau ju bezeichnen, dann der Monats— 
lohn und die allfällige Kaution der Bedienjteten 
jowie endlic) die Modalitäten der Sicheritellung 
diefer Nautionen zu bejtinunen. (Die weitere For— 
derung begiiglich der Gründung von Unterjtiipungs- 
jonds im Intereſſe der Bedieniteten erſcheint in- 
folge des Geſetzes SO TIT 88, R. 33 Krankenver— 
jicherung der Wrbeiter|, gegenftandslos.) Die Auf— 
nahme der Dienſtmänner darf nur auj Grund einer 
von der Polizeibehörde erteilten Legitimation er- 
jolgen und ijt dabei tunlichſt auf gefunde, plag- 
fundige und der Umgangsſprache mächtige Andi- 
viduen Bedacht zu nehmen. Ubericreitungen der 
ſeſtgeſetzten Tare, wie die Tariiberidreitungen der 
Platzfuhrwerker, jind (wenn nicht vom Stratrichter) 
von der Polizeibehörde gu ahnden. Uber den Plag- 
dienerlohntarif fiir Wien ſ. L. 43 vom 1011 83 
und Kundmachung der f. f. n.d. Statthalterei 31 V 
1905, 
Wiener öffentl. Plaßdiener die Magiſtratskund— 
machung 15 VIII 1905, 3. 2665. 

IL. Trausportgewerbe. Folgende Transport: 
gewerbe find gemäß Art. V, lit. | und m, Kund— 
machungspatent zur Gew. O., von den Beſtim— 
mungen der Gew. O. ausgenommen: die Eiſen— 
bahn⸗ u. Dampfſchiffahrtunternehmungen, dann der 
den Seegeſetzen unterliegende Schiffahrtbetrieb auf 
Dem Meere. Uber dieſe ——— wird an 
anderen Orten das Erforderliche geſagt. Ein 
Gleiches gilt von den unter J. beſprochenen Platz— 
fuhrgewerben Fiaker u. Einſpänner) und von den 
Pferdeeiſenbahnen, von denen der Art. Tramway““ 
handelt. 

Die hier in Betracht kommenden Transport 
gewerbe jind: 

1. Unternehmungen periodijder Perſo— 
nentrangsporte, insbeſ. Stellfuhr- u. Omnibus: 
unternehmungen, einſchließlich der nach Anſchauung 
des V. G. E. 7 II 89, 8. 892) konzeſſionspflichtigen 
Haltung von zwiſchen Hotels u. Bahnhöſen regel— 


mäßig verkehrenden Hotelomnibuſſen. Dic Haltung | 


ſolcher Eiſenbahnomnibuſſe der Gaſthöfe ijt als ein 
eigenes Gew. anzuſehen (V. G. STV 94, 8. 1390, 
und 711180, 3. 892). 

Bezüglich dieſer Transportgewerbe muß vor— 
ausgeſchickt werden, daß gemäß Art. J Gejeg 31111 
65, R. 25, der Staatsvorbehalt des Perſonentrans⸗ 


3. 1225, iiber die Betriebsordnung fiir die | 
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portes zu Waſſer und ju Land aufgehoben und 
nur das Verbot aufrecht geblieben iſt, auf Straßen 
mit Poſtſtationen Poſtſtraßen ſowie auf anderen 
zur Umſfahrung opt ed nena benugbaren Stra- 
Ben Unjtalten zur Beförderung von Reiſenden mit 
Pferdewechſel an den von ihnen mitgebradten Wa— 
gen (Extrapojten) zu errichten oder gu unterbalten. 
Als Konſequenz diejer Beſtimmung ſpricht Art. Il 
des zitierten Geſetzes aus, daß die Errichtung und 
der Betrieb von Privatunternehmungen periodiſcher 
Perjonentransporte nach Maßgabe der Vorſchriften 
ber Mew. O. zuläſſig ijt. 

Derlei Transportgemerbe find mithin nad 
§ 15, 8. 3, Mew. O. fongejjioniert. Makgebend 
für Die Nongejfionsverleihung jind vornehmüch die 
Lofalverhiltnijie und verfehrspolizeil. Rückſichten 
(§ 23 Gew. &.). 

Wie auf die Platzfuhrwerke finden aud auj 
dieſe Transportgewerbe die Bejtimmungen der Gew. 
D. in Betreff der Feftiegung von Mayimaltari- 
jen (§ 51), der Erſichtlichmachung der Breije (§ 52), 

der Betriebspflidt ($53), der qewerbepoli- 
‘geil. Regelung (§ 54) und der Konzeſſions— 
Deda stal be (§ ST, Abſ. 2) Anwendung, im 
| lepten Punkte jedod) mit der Verſchärfung, dap der 
| Rongeffionsverlujt ſchon bei zweimonatl. Nichtaus— 
iibung eintreten fann. Als eine bemerfensiwerte 
gewerbepolizeil. Regelung periodiider Perjonen- 
transportunternehmungen mige Hier dic mit der 
nb. Statthaltereiverordnung 16X11 80, &. 43, ere 
fajjene Omnibusordnung fiir Wien genannt jein. 

Verleibungsbehirden fiir auf das Ter- 
ritorium eines polit. Begirfes beſchränkte Trans 
portgewerbe der fragl. Art find die polit. Bezirks— 
behirden, bei Ausdehnung des Betriebes über 
mehrere Begirfe desjelben Rronlandes die polit. 
Vandesbehdrden und bei über mehrere Kronländer 
ſich erjtvedendem Betriebe das M. J. Cin vor- 
läufiges Einvernehbmen mit der Poſtbehörde ijt bet 
Konzeſſionsverleihungen nicht erforderlich Art. V 
Geſetz 31 LIT 65, R. 25). 

Uber den friiheren Rechtszuitand val. die mit 
Hftd. 11 1X 39, P. G. S. 100, erlaijene Vorſchrift 
„Reglement u. Tarif fiir Yrivatunternehmungen 
mittels periodiſcher Fahrten ju Lande”. 

2. Die Lohnfuhrgewerbe obne öjfentl. 
Standplatz (Stadt- u. Landlohnfubriverfer) und 
der Miitertransport mittels Fubrwerfes Frachten— 
fubriverfer, Groß- u. Rleinfubrieute). 

Dieje Transportgewerbe find freie Gew. und 
dürfen ſonach gemäß § 11 Gew. O. gegen bloße 
behördl. Unmeldung betrieben werden, dabei finden 
jedody auch auf fie die Bejtimmungen der $$ 51—54 
Sew. ©. Anwendung. Die Perjonen- u. Giitertrans- 
porte, weldje von Grundbeſitzern nur während eines 
kürzeren Seitraumes im Sabre u. sw. nad) Bejtel- 
lung der Feldwirtidajt alg Nebenverdienft nur 
jeitiveije und nicht regelmäßig ausgeführt werden, 
jo daß die landwirtſchaftl. Beſchäftigung den Haupt- 
nahrungszweig bildet, beqriinden gufolge Erl. ded 
M. J. 25 VIII 81, 8. 11412, feinen felbjtindigen 
Gew.s Betrieb und damit auch feine Verpflichtung 
zur YUnmeldung des Lohnfuhrwerkes, welch legtere 
nur beim regelmäßigen Betriebe des Lohnfuhr— 
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werfes eintritt. Das Frachtenfuhrwertergewerbe iſt 
auch dann als freies Gew. zu behandeln, wenn es 
in Form der Bereithaltung u. Anerbietung pon | 
Fuhrwerken sur Güterbeförderung an sfjentl. Plät⸗ 
jen ausgeübt wird (H. M. 4 III 96, 8. 25911). | 

um Schluſſe jei hier noc) einer Beſonderheit 
der Wiener konzeſſionierten wie freien Lohnfuhr— 
gewerbe gedadt. Für dieje Gew. ijt ein Lohn— 
wagengefille eingefiihrt, dejjen rechtl. Beitand im 
P. 2XII 1697, dem Regierungsjirfulare 19 LX 21, 
4. 42280, und Hoffammerverordnung 41V 34 fubt. 

Die Bejtimmung der Standpliige fiir das 
Lohnfuhrwerk an einer öffentl. Straße gebirt als 
Maßregel sur Ordnung des Lohnfuhrwerksbetriebes 
nicht jum jfelbjtindigen (ortspolizeil. Wirkungs- 
kreiſe Der Gemeinde, jondern ſiellt ſich als gewerbe— 
poligeil. Ungelegenbeit dar (B. G. 26X 97, 3.5504). 

3. Das Schiffergewerbe auf Binnen- 

ving | Gee Diejes Gew. iſt gemäß § 15, 3. 5, 

ew. O. fonzejjioniert. Es gebhirt gu jenen 
konzeſſionierten Gew., au deren Antritte das Geſetz 
(8 23) cine beſondere Befähigung fordert. 

— bejtimmt die V. des H. M. 
171X BB3, RH. 151, dah Bewerber um die Kon— 
zeſſion jum Schifjergewerbe, d. i. Perſonen, welche 
die Leitung von Segel= oder Ruderfahrzeugen auj 
Binnengewäſſern gewerbsmäßig betreiben wollen, 
jich über die nötigen prattijden Kenntniſſe u. Cigen- 
ſchaften ausweiſen müſſen. Sofern aber hinſichtlich 
einzelner Gewäſſer beſondere Vorſchriften beſtehen, 
ſind dieſe hiefür maßgebend. 

Die derzeit in einzelnen Kronländern in Kraft 
ſtehenden Flußpolizeivorſchriften (j. Weigelsper 
Gew.⸗Weſen, 2. Aufl. pag. 112, und Art. Flute 
u. Binnenſchiffahrt“) enthalten feinerlet die An— 
wendung obiger V. tiber den Befähigungsnach— 
weis fiir das Schifierqewerbe ausſchließende Bez 
itimmungen. Bejonders angefiihrt ju werden ver- 
dient bloß die proviſoriſche Schiffahrt- u. Strom 
polizeiordnung für die o.26. und nö. Strede der 
Donau (BV. des H. M. 31 VIII 74, R. 122, welche 
indes nachträglich vielfach abgeändert u. ergänzt 
worden ijt ſ. Mayrhofer V, 877 ff. ). weil fie auch 
Hejtimmungen iiber die Behandlung nichtöſterr. 
Ruderſahrzeuge enthilt. 

Danad ijt die Berechtigung zur Ausiibung 
der Schifiahrt auf der Donau mit öſterr. Ruder— 
fahrzeugen von der Erlangung einer Konzeſſion 
nad den Vejtimmungen der Gew. O. abbingig. 
Nichtöſterr. Nuderfahrjeuge find nad) den dies- 
filligen Vorſchriften ibres Heimatlandes zu beur— 
teilen. Dasfelbe gilt fiir die Führung von Segel- 
ichiffen auf dem Bodeniee Art. 10 internationale 
Schiffahrtordnung 22 1X 67, R. 19 ex 1868). 

Auf das Schifferqewerbe finden iiberdies wie 
auf die übrigen Trangport-, bezw. Verſonentrans— 
portgqewerbe die Beitimmungen der $$ 51— 54, je 
dod) nicht auch des $57 Mew. O. Konzeſſions— 
verlujt injolge Nichtausiibung) Anwendung. 

Nicht der gleichen geſetzl. Behandlung unter— 
liegen die Unternehmungen von ſtändigen Uber— 


machungspatent zur Mew. O. von den Beſtimmun— 
gen dieſes Geſetzes ausgenommen und nach den 
waſſerrechtl. Vorſchriften zu behandeln. 


XXVIII. Dreßgewerbe. 


I. Umfang, LII. Konzeſſion. — III. Vreßgeſetzl. Be- 
ſtimmungen. — IV. Berkauf von periodiſchen Drucſchriften. 
— V. Beſondere E. u. Erkenntniſſe. 

I. Umfang. Bu den P. gehören gemäß § 15, 
8. 1 u. 2, Ger. Ae — 

a) Alle Gew., welche die mechaniſche oder 
chemiſche Bervieljiltigung von literarifchen oder 
artijtifden Erzeugniſſen sum Gegenſtande haben 
Buch⸗, Rupjer-, Stahl-, Holzs, Steindrucereien 
u. dal. einſchließlich der Tretprejien); 

b) der Handel mit derlei Erzeugniſſen (Buch- 
handlungen einſchließlich der Untiquariate, Kunſt— 
u. Mufifalienbandlungen), dann 

c) die Unternebmungen von Leihanſtalten fiir 
die a dy esacuget fe und von Lejefabinetten. 

. Ronjzeffion. Die P. gehören nach der zi— 
tierten geſetzl. Beftimmung ju den fonjeffioe 
nierten Gew. : 

Ausgenommen von dem Konzeſſionszwang 
jind folche Preßerzeugniſſe, welche nur den Bee 
dürfniſſen des Gew. u. Berfehres, des häuslichen 
u. gefelligen Lebens dienen follen (V. 3 VIII 90, 
R. 160). 

Bur Erlangung der Konzeſſion wird nebjt den 
jonjtigen Vorausſe se des felbjtindigen Gew.⸗ 
Betriebes Verläßlichkeit in Begug auf das Gew. 
und cine bejondere Befähigung gejordert (§ 23 
ew. O.). Lewtere befteht zufolge der Miniſterial— 
verordnung 171X 83, R. 151, bei allen P. ohne 
Unterjchied in einer yum Betriebe des Gew. aus- 
reidhenden allg. Bildung, und bei den eingangs 
unter a erwähnten P. nod) überdies in einer ge 
niigenden fachl. Befibiqung, deren Nachweis 
vermittels eines Zeugniſſes tiber cine mehrjährige 
Verwendung im Wew., bezw. über den mit Erfolg 
suriidgelegten Beſuch ciner einſchlägigen Fachlehr— 
anſtalt zu erbringen ijt. 

In objettiver Beziehung ijt bei —— 
von P. auf die Lokalverhältniſſe Bedacht zu nehmen 
{§ 23, Abſ. 3, Gew. O.). 

Die oben unter a und b auigefiibrten P. mit 
Ausnahme des auf Schul= u. Gebetbiicher, Kalender 
u. Heiligenbilder beſchränkten Handels diirfen in 


der * nur am Sipe einer polit. Bezirks⸗ oder 
1. f. Polizeibehörde errichtet werden (§ 21 Wew. £.). 


pesteerngeragtra fiir P. ijt im allg. 
die polit. Landesbehirde (§ 142 Wew. O.), fitr 
außerhalb des Sitzes ciner polit. Bezirksbehörde 
zu errichtende P. jedoch das M. J. (§ 143 Gew. ©.) 
und fiir den auf Schul- u. Gebetbücher beſchränkten 
Handel die polit. Bezirks-, bezw. l. j. Polizeibehörde 
(8 3 Vreßgeſetz). 

Die vom Geſetze bei Verleihung von P. ge— 
forderte Rückſichtnahme auf die Lolalverhältniſſe 


fuhren (ihren) auf Flüſſen, Seen, Kanälen uſw., erheiſcht, daß die einmal verliehene Konzeſſion auch 


dann die Schwemm- u. Flößanſtalten;: derlei 
Unternehmungen find gemäß Art. V, lit. n, Kund— 


wirklich ausgeübt werde; darum aqejtattet 8 


Gew. O. die Zurücknahme der Konzeſſion, wenn 


- 
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das Wew. binnen 6 Monaten nad) der Erteilung 
nicht in Betrieb gefest oder dex Betrieb ſpäter 
durch ebenjolange Beit ausgeſetzt wird. 

ILI. Preßgeſetzl. Beſtimmungen. Cine Be- 
fonderheit der P. wird durd deren Stellung = 
Preßgeſetze begriindet, infojern dadurd die An— 
wendung der Gew. O. auf dieje Mew. gum Teil 
mobdifigiert wird. 5 

Von Intereſſe find hier insbeſ. jolgende Be— 
jtimumungen des Preßgeſetzes: 

1. Entziehung der Befugnis. Nad § 3 
fann gegen Buchdrucker, Buchhändler und andere 
Inhaber von P. die Entziehung der ew. = Be- 
rechtiqung außer dem Vollzuge eines Straferkennt— 
niſſes wegen Verletzung der allg. Straf⸗ oder Steuer- 
gejebe nur dann verhangt werden: 

a) Wenn der Gewerbetreibende wegen des 
Inhaltes einer von ihm gewerbsmäßig erzeugten, 
verlegten oder verbreiteten Druchkſchrift cines Ver— 
brechens oder wenn derſelbe aus Anlaß einer joldjen 
Shriit nad dem allg. Str. G. oder wegen Ver— 
nachläſſi ung der pflichtgemigen Obſorge u. Auf— 
merkſamkeit innerhalb des Zeitraumes von 2 Jahren 
dreimal eines BVergehens oder ciner UÜbertretung 
ſchuldig erfannt wurde; 

b) wenn derjelbe nicht wegen des Inhaltes 
einer Druchſchrift, fondern wegen einer anderen 
im § 5 Gew. 0. erwähnten Handlung verurteilt 
worden und nad) der Befchaffenheit des Gew. und 
der Natur der begangenen Handlung unter den 
egebenen Umſtänden von dem Fortbetriebe des 
Wew. Mißbrauch gu beforgen ijt. 

Die Entaiehung des Mew. = Befugnijjes darj 
in den Fallen des Abſ. a nur von Dem verur— 
teilenden Gerichte und in dev Regel nur fiir die 
Dauer eines Jahres, wenn aber die in jenem Whe 
ſatze fejtgeitellten Vorausſetzungen bei einem der ge= 
dachten Wererbetreibenden cintreten, iiber welchen 
die zeitl. Konzeſſionsentziehung ſchon einmal ver- 
hängt wurde, für immer ausgefproden werden. 
Jn den im Abſ. b bezeichneten Fällen bingegen 
fann die Entziehung des Sew. - Befugnijies von 
der Gew.Behörde u. giv. ſowohl fiir eine bejtimmte 
Beit als auch fiir immer, jedod) nur innerhalb 
3 Wonaten, vom Eintritte der Rechtskraft des die 
Entziehung bedingenden Erkenntniſſes an gerechnet, 
verhängt werden. 


2. Nad) § 23 Preßgeſetz iit das Hauſieren ijt. Die 
mit Drudfdriften, das Wusrufen, Bers | qegeiqte, sum 
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3. Nad) 8 484 Str. P. O. jteht das St raj: 
ridteramt in Prefiachen iiberh., daher auch dic 
Ahndung der eben erwähnten lbertretungen des 
Preßgeſetzes ausſchließlich den Gerichten zu. Dabei 
haben gemäßes 136 Gew. O. in jenen Fallen, wo 
zugleich eine Ubertretung der Mew. D. vorliegt, die 
durch letzteres Geſetz (§ 131 lit. a, b, c) beſtimmten 
Strafarten nicht abgeiondert Plag gu qreijen; dar- 
aus jolgt, dak auc) jede Art des unbejugten Han 
dels mit Preßerzeugniſſen und bet befugtem Handel 
die eigenmächtige — des geſchäftl. Stand⸗ 
ortes zunächſt der ſtrafgerichtl. Ahndung unter— 
worjen ijt, wãhrend die adminiſtrative Strafgewalt 
in derlei Fallen höchſtens ſubſidiär zur Geltung 
gelangen fann. 

Ein Gleiches gilt fiir die nach § 327 Str. 
G. verpinte unbefugte Haltung von Bud 
druder= u, dgl. Preſſen u. Hettographen (aud 
bei blofer Uberidhreitung der konzeſſionsmäßigen 
Anzahlh. 

Inſoſern die Haltung von Preſſen nicht als 
ſelbſtändiges Gew. im Sinne des 8 15, 3. 1, Gew. 
©. in Betracht kommt, die Preſſen vielmehr nur 
Hiljsmittel fiir die Zwecle eines den P. nicht bei— 
zuzählenden fremden Gew. Glasätzerei, Hutma— 
chergewerbe, Papierkonfektion, Walanteriewarenge- 
ſchäfte u. dal. bilden, jo bedarf es hiefür keiner 
formellen gewerbl. Konzeſſion, ſondern —— der 
Miniſterialverordnung 4159, R. 10, emer einſa— 
chen Bewilligung der polit. Landesbehörde. Auch 
in ſolchen allen unterliegt die unbefugte Daltung 
einer Preſſe gemäß § 327 Str. G. der jtrajgericht 
Judikatur. Bon der Einholung einer bejonderen 
Bewilliqung gur Haltung u. Benugung der in der 
it. Minijterialverordnung bezeichneten Preſſe find 

ie l. f. Behörden befreit. 

IV. Berfanf von periodiſchen Drucſchriften. 
hang “em pg’ andy von den Bejtimmungen 
der Sew. ©. ift nad Art. V, lit. p, faif. Patent 
20 X11 59, R. 227, der Verkauf periodiider 
Drudidriften. 

Die Bewilligung hiezu erteilt gemäß § 3 
Preßgeſetz die polit. Landesbehörde. Cine ſolche Bee 
willigung fann bezüglich inländiſcher periodiſcher 
Drucidrijten demjenigen nicht verweigert werden, 
welcher nach den Beftimmungen der Gew. O. gum 
jelbjtindigen Betriebe eines freien Gew. berechtigt 
ewilliqung gilt fiir das der Behörde an- 
etriecbe des Verfaujes bejtimmte 


teilen und Feilbieten derielben außerhalb Lokal und alle der Behirde angegeiqten inlindi- 


der hiezu ordnungsmiipiq bejtimmten Lofalitiiten 
(al8 foldje finnen zufolge E. des O. G. H. SV 79, 
3. 3054, nur jene Yofale gelten, in denen die zur 
weilbietung von Drudjdriften Beredtiqten dieſes 
Geſchäft auszuüben befugt erſcheinen) und dag 
Sammeln von Pränumeranten oder Sub— 
ffribenten durch Verſonen, welche nicht mit einem 
hiezu von dev Sicherheitsbebirde beſonders ausge- 
ftellten Erlaubnisſcheine verfehen jind, verboten. 

Die Verletzung dieſer Vorſchrift wird an dem 
Schuldtragenden als Ubertretung mit einer Geld— 
jtraje von 10—400 K bejtrajt. Die bet ungefepl. 
Verbreitung ergriffenen Drucichriften unterlieqen 
dem Berfalle. 


ſchen Drucichriften. Die Bewilligung fann mur 
wegen folder GiriindDe widerrufen werden, aus 
welchen die Behörde nach der Gew. O. die Bered- 
tiqung jum Betriebe eines freien Ger. entziehen 
fann (§ 2 Wejes 9 VIL 94, R. 161). 

Beim Verkaufe von Drudicdriften durch feſt⸗ 
itehende oder bewegl. Automaten bat die polit. 
Vandesjtelle das Verzeichnis der gum Verkaufe be— 
itimmten Drudicrijten ju genebmigen. Auf den 
YAutomaten muß die Lijte der darin entbhaltenen, 
dem Bublifum zugängl. Drucicriften erſichtlich 
jein (8 3 git. Geſetz). 

Bezüglich des Handels mit Preßerzeugniſſen 


'f., aud) ,, VIL. Buchhandel“, bezüglich der Leie- 
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fabinette ſ. ,, XX. Leibanjtalten fiir literarijche oder 
artiſtiſche Preßerzeugniſſe; Lejefabinette’. 

V. Beſondert ©. u. Erfenutnifje. Nunmehr ſol⸗ 
fen einige bemerfensiwerte oberbehördl. E. u. Enun— 
ziate auf dem Gebiete der P. angeführt werden: 

a) Mit Staatsminifterialerlak 27 1V 64, 8 7653, 
wurde ausgeiproden, dak die Photographie un— 
beſchadet ihres preßgewerbl. Charafters und ibres 
Verhältniſſes gum Vreßgeſetze als freies Gew. an- 
juieben und gu behandeln iſt. 

b) Zufolge Minijterialerlajjes 9 II 70, 8. 1351, 
ijt die Beſchäftigung der Photolithographie, 
infojern jie die —— Vewielfältigung der 
im photographiſchen Wege hervorgebrachten Bild— 
werke und den Handel mit denſelben ſich zur Auf— 
gabe ſtellt, den konzeſſionierten Gew. im Sinne des 
§ 15, 8. 1, Gew. ©. gleichzuachten. 

ce) Das W. J. bat mit Erl. 12 II 80,3. 14223, 
entichicden, dak die Heliographie dann ein jreies 
(ew. ijt, wenn hiebei ein Der Photographie analo- 
ges Verfahren angewendet wird und inSbej. die 
—— nicht mittels Abdrücken geſchieht, 
die unter Zuhilfenahme von Preſſen erzeugt wer— 
den. Jn den Gew.s Schein ijt die Klauſel „ohne 
Anwendung einer Preſſe“ aufzunehmen. Bei An— 
wendung von Preſſen ijt die Heliographie fongei- 
jioniert. (Bon demfelben Geſichtspunkte aus kön— 
nen aud die Lithographie u. Xylographie, 
welde Beſchäftigungen ſich jum Unteridiede von 
der Steins u. Holzdruckerei nur mit der Stein-, 
bezw. Holsgravierung bejajjen, dagegen mit der 
Vervielfältigung jelbjt nichts au ſchaffen haben, in- 
jojern fie ſelbſtändig u. gewerbsmäßig ausgeübt 
werden, nur als frete Gew. in Betracht fommen.) 

d) Mit E. des WM. J. 21 I] 72, 8. 1887, wurde 
die Ausübung des Schrijtiepergewerbes als ein felb- 
jtiindiges fonjeifioniertes Gew. nicht zugelaſſen. 

e) Sur Haltung u. Benutzung von Hekto— 
graphen u. Cyflojtils ijt die Bewilliqung des Lane 
deschefs erjorderlid) (MN. J. 17 1X 92, 8. 12306). 

t) Die Haltung von A la minute-frejien 
gehört zufolge Minifterialerlafies 3 VIILT5, 8.8582, 
unter die im § 15, 3. 1, Gew. O. angefiihrten 
tongeifionierten Gew. Hiezu wird bemertt, daß die 
n.cb. Statthalterei mit Erl. 20193, 8. 3148, bei 
Verleihung beſchränkter Drucereifonjefjionen an 
Stelle des Ausdruckes A la minute-Preije den Ge— 
brauch der jutrefjenderen Begeichnung „Tretpreſſe“ 
fiir ihren Amtsbereich angeordnet hat. 

g) Durch den Erl. des M. J. 8 VII 7S, 8. 6996, 
wurde angeordnet, dah bei Gefuchen um Tretpref- 
ſenkonzeſſſonen ſtreng nad den Beftimmungen der 
ew. O. vorgegangen und Ausſchreitungen der Be— 
jiber von Tretpreiien, infoweit es das Gebiet der 
Tupographie betrijjt, durch cine genaue Bezeich— 
nung der Erzeugungsberechtigung in der zu ertei- 
lenden Nongeffion und durch die entipredende Uber- 
wachung ibres Geſchäftsbetriebes vorgebeugt werde. 
Die ginal. Cinitellung der Erteilung von Tret- 
prejienfongeffionen könne jedoch geſetzlicherweiſe nicht 
verfiigt werden. Im gleichen Sinne ſpricht fich auch 
der Srl. des H. Wi. 28 IV 87, 8. 19251, aus. 

h) Die Note des J. We. 26 VIL Tz, ſpricht ſich 
iiber den Begriff „Verlag“ folgendermagen aus; 
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Das Verlagsrecht hat zu allen Yeiten zwei ver- 
ichiedene Formen angenommen, Der Berleger ijt 
entweder der Beaujtragte des Triigers des Autor— 
rechtes und bejorgt dann fiir defien Rechnung zum 
mindejten den Bertrieb, in der Regel aber auch 
ſchon die Druclequng des literarijchen Erzeugniſſes; 
oder er erwirbt von dent Autor oder dejjen Rechts. 
nachfolger das Recht, das literariide Erzeugnis fiir 
eigene Rechnung gu vervielfaltigen und zu verfau- 
fen. Dag legtere Verhältnis ijt das im Geſchäfts— 
verfehre iiberwiegende u. gw. in dem Wake, dak 
man gewöhnlich einen Beijag oder fonjt eine aus- 
drückl. Bemerfung fiir nötig hält, um das Bor- 
handenjein der erjthegeidneten Form, des jog. Kom— 
miffionsverlages, hervorzuheben. 


XXIX. Privatdetcktivunternehmungen. 


His in die itingfte Beit wurden die P. worunter 
Wusfunjteien in allen Ungelegenbeiten des privaten 
Lebens verjtanbden werden, injoweit diefelben nicht 
den fonjeffionierten Streditinformationsbureaur vor⸗ 
behalten find, alg den zur Regelung der Pri- 
vatgeſchäftsvermittlungen erlajjenen Vorſchriften 
Staatsminiſterialerlaß 28 11 63, 3. 2306) unter⸗ 
liegend betrachtet. 

Zufolge des Erkenntniſſes des V. G. 2 X 1903, 
Nr. 10198, womit entfchieden wurde, dak die P. 
freie Gew. find, mußte jedod) mit bejagter Rechts— 
anjdauung gebrodjen werden und fonnten mithin 
die P. in der Folge als freie Gew. gegen einjache 
behördl. Anmeldung ausgeiibt werden. Es ijt jedoch 
einleuchtend, daß es bei der bejonderen Beſchaffen— 
heit der fragt. Gew., deren nicht ftreng gewiſſen— 
hafte Ausübung ſchwere Schädigung von Privat— 
intereſſen im Gefolge haben kann, auch bei dieſer 
ee ee Behandlung nicht bleiben durjte. Der- 
ei Gew. follen nur von Perjonen ausgeübt wer- 
den, welde ganz befonders verläßlich u. vere 
trauenswiirdig find, und follen diefelben auch ge- 
Halten fein, fic) bei ihrer Gew.-Musiibung, ingbei. 
bei Nadhjorjchungen in Familienangelegenbeiten, 
nur erprobter Hilfsperfonen gu bedienen. Wie bei 
den Nreditinjormationsbureauy find daher auch bei 
den P. febr magebende öffentl. Rückſichten vor- 
handen, welche die —— der letzteren unter 
die konzeſſionierten Gew. als dringend geboten er— 
ſcheinen ließen. Qn dieſer Richtung wurden nament⸗ 
lich vom Wiener Magiſtrate zu wiederholtenmalen 
Anregungen gemacht, worauf in der Tat auf Grund 
ded § 24 Gew. O. die Einreihung der P. unter 
die fongeijionierten Gem. erjolgte. Dies geſchah 
durch die Minifterialverordnung 19 TV 1904, R. 41, 
welche im weſentlichen folgende Bejtimmungen 
enthilt: Bei Berleibung einer joldjen Konzeſſion 
wird nebjt den allg. Bedingungen jum felbjtin- 
digen Wew.-Betriebe vollfommene Verliplichteit u. 
Unbeſcholtenheit des Bewerbers gefordert. Dieielben 
müſſen jich iiber eine geniigende allg. Bildung vor 
det Wew.-Behirde ausiweijen und haben in ibrem 
Anſuchen das in Ausſicht genommene Gebiet ihrer 
geſchäftl. Tätigkeit genau zu bezeichnen. Ausge— 
ſchloſſen von ihrer Tätigkeit iſt alles, was vom 
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Standpunfte der öffentl. Sicherheit oder Sittlid- 
feit nklich exicjeint. Der Bewerber übernimmt 
mit der Erlangung der Konzeſſion die Verpflich— 
tung, ſeine Rorrefpondengen und die Niederſchrif— 
ten der erteilten Auskünfte unter feiner perſönl. 
Verantwortung derart in Berwahrung gu halten, 
dap fie unbeteiligten Perſonen durchaus unzugäng— 
lid) bleiben. Verleihungsbehörde ijt die polit. Lan— 
desbehirde. Bei Berleigung ber Konzeſſion ijt auf 
den Lofalbedarf Bedadjt gu nehmen. Ubertretungen 
der V. werden nad) dem VIII. Hauptſtücke der 
(ew. ©. geahndet. 


XXX. Raudfangkehrerqewerbe. 


Das R. gehirt gemäß § 15, 8. 7, Gew. O. 
ju den fongefjionierten Gew. Verleihungsbehörde 
ijt Dic Gew.-Behirde 1. Inſtanz. werber um 
dic Konzeſſion müſſen Berlaflichfeit mit Bezie— 
hung ont das Gew. befigen (§ 23 Gew. D.) und 
fic) iiber die ordentl. Erlermung des Gew. durch 
Beibringung eines ——— dann über die in 
wirkl. Verwendung beim Gew. erworbene praktiſche 
Befähigung durch —— eines Arbeitszeug⸗ 
niſſes vor der Gew.-Behbrde (1. Inſtanz) aus— 
weifen Miniſterialverordnung 17 1X 83, R. 151). 

Für das R. können Maximaltarife feſtgeſetzt 
werden (§ 51 Gew. ©.); ebenſo können im Falle 
des Bedürfniſſes in größeren Städten von der Lan— 
desbehörde über Antrag der Gemeindevertretung 
aus feuerpolizeil. Rückſichten bezirksweiſe Abgren⸗ 
ungen mit der Wirkung verfügt werden, daß inner— 
ate jedes abgegrensten Bezirkes —— nut 
jene Rauchjangtehrer beredjtigt find, Urbeiten gu 
verridjten, welche in Demfelben ihren gewerbl. Stand- 
ort haben (§ 42 Gew. O.). 

Außerdem unterliegt das R. der gewerbepoligeil. 
Regelung (§ 54 Gew. O.). 

Die Inhaber von R. diirfen den begonnenen 
Mew.-Betrieb nicht willkürlich unterbrechen; die be- 
abjichtiqte Betriebseinſtellung ijt vier Wochen früher 
der Gew.-Behörde (1. Anftang) angugeigen ($ 53 
Wem. ©.). 

Ter Betrieb des R. iſt unfallverſicherungs— 
pflichtiq Geſetz 20 VII 94, R. 168, Art. 1). 


XXXI. Meifebureaus. 


Wit der Winijterialverordnung 23 XI 95, 
R. 181, wurde der Betrieb von R., forern diejelben 
nicht von ecingelnen Eijenbahn= u. Dampfſchiffahrt⸗ 
unternehmungen, bezw. von mehreren derjelben in 
Gemeinſchaft, fet es durch eigene Beamte, fei es 
durch anderweitiqe Bevollmächtigte innerhalb ibrer 
tkonzeſſionsmäßigen Berechtigung erridjtet werden, 
an eine Konzeſſion qebunden und außerdem behufé 
Regelung diejer Gew. im wefentlichen folgendes 
bejtimmt : 

Der Veredtigungsumfang der R. umſfaßt den 
Bertrieb von Eiſenbahnfahrkarten, von Anweiſungen 
auf Schlafwagenplätze, von Fahrkarten u. Kafüten— 
billetten fiir Schiffahrtunternehmungen jeder Art, 
die Veranſtaltung von Geſellſchaftsreiſen u. Ver— 
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gnügungszügen, die Expedition von Reiſegepäch u. 
Exprepaut, die Ausgabe von Hotelamveijungen und 
die Vermittlung von Reifeunjallverficherungen bei 
hiezu beredhtigten Unternehmungen. 

Die Befugniſſe tinnen einzeln oder mehrere 
(aud) ſämtliche vereint verliehen werden, doch find 
die erteilten Berechtigungen im Konzeſſionsdekrete 
namentlich angufiibren. 

Die Ausgabe von Zwiſchendeckfahrkarten der 
jum inländiſchen Geſchäftsbetriebe nicht zugelaſſenen 
ausländiſchen Dampfſchiffahrtunternehmungen ſo— 
wie die Anwerbung von Auswanderern und ieg 
Förderung des Auswanderungsweſens ijt den R. 
unterſagt. Die R. find nach dieſer Richtung ſtreng— 
ſtens zu überwachen (Erl. M. J. 301 90, 3. 43160). 

Bewerber um derlei Gew. haben die zur Er— 
langung eines jeden konzeſſionierten Gew. vorge— 
ſchriebenen Bedingungen ($$ 22 u. 23 Gew. wv.) 

u erfiillen und müſſen fic) überdies fiber eine gum 
etriebe bes Hew. geniigende allg. u. faufminni- 
ſche Bildung vor der Gew.-Bebhirde ausweijen. Ver— 
leihungsbehörde ijt die polit. Landesbehörde. Bei 
der Verleihung ijt auj das Bedürfnis nach ciner 
derartigen Unternehmung Bedacht au nehmen. 


XXXII. Spieffarten, 

I, Ergeugung. — Il. Handel. 

I. Erzeugung. Das Gew. der —— 
ijt gemäß § 15, 3. 19, Gew. O. konzeſſioniert. In 
Bezug auf die Verleihung und den Antritt dieſes 
Gew. enthält das Geſetz 10 IV 81, R. 48, über 
den S.-Stempel ſpezielle Vorſchriften. Danach kann 
dieſes Gew. nur mit Zuſtimmung der zuſtändigen 
Finanzlandesbehörde und nur für Orte verliehen 
werden, wo ſich ein zur Abſtempelung der S. be— 
rechtigtes Stempelamt und eine zur ahrung der 
Gefällsintereſſen berufene Bezirlsbehörde befindet. 
Eine Ausnahme von dieſen ——* fonnte 
das F. M. im Cinvernehmen mit dem W. 3. nur 
bezüglich bereits im Betriebe fiehender Unterneb— 
mungen unter Bedingungen jugeftehen, welche eine 
wirtiame Rontrofle fidjern 1$ 4). Dem Konzeſſions— 
geiuche ijt eine Zeichnung und genaue Beſchreibung 
aller vom Bewerber gu benugenden Lofalitiiten, 
ohne Unteridied, ob diefelben gu Gew.<, Bewob- 
nungs- oder anderen Sivecen zu dienen haben, 
unter genauer Ungabe, wogu jeder eingelne Raum 
beſtimmt ijt, in zwei gleichlautenden Exemplaren 
beizuſchließen, wovon das eine im Falle der Be- 
willigung, mit der Genehmigungsklauſel verjeben, 
dem Bewerber juriidgejtellt wird. Die erwähnten 
Lokalitäten müſſen jo befchafjen fein, daß die amtl. 
Rontrofle dem swede entiprechend ohne Schwierig— 
feiten vollzogen werden fann. Bei ciner Erweite— 
rung, Umgeſtaltung oder Verlegung des Erzeu— 
qungglofales ijt wie beim urſprüngl. Einſchreiten 
vorzugehen und farin der Betrieb bis sur Erfüllung 
der geforderten Bedingungen eingertellt werden. 
Das Erzeugungslokal muh als foldes auch auj der 
Außenſeite des Gebäudes fenntlich qemacht werden. 

Sur Durchjiihrung diefer gefepl. Beitimmun- 
gen ordnet dic Winijterialverorbnung 27 X $1, 
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R. 127, folgendes an: Das Konzeſſionsgeſuch ijt 
bei der Gew.«Behörde 1. Inſtanz eingubringen, 
welche es mit den erforderl. Auskünften über die 
Bertrauenswiirdigfeit und die Betriebsmittel des 
Bewerbers an die Finangbehirde 1. Inſtanz leitet. 
Letztere veranlaßt den Lokalaugenſchein bezüglich 
der angemeldeten Lokalitäten und legt das Befund— 
protofoll mit den Verhandlungsakten und der Ru⸗ 
—— — ob der Bewerber bereits wegen Schleich— 
handels oder =e einer ſchweren Gefällsübertre⸗ 
tung überh., insbeſ. aber wegen Ubertretungen der 
Vejtimmungen des —* liber den S.-Stempel 
verurteilt oder wegen Abganges redtl. Beweiſe 
freigeiprodjen worden ijt, der vorgeſetzten Finanz— 
landesbehirde vor. Dieſe leitet die Verhandlungs- 
aften mit ihrem Wutadjten an die polit. Landes— 
bebirde, welche bei Borhandenfein der gelept (r= 
jordernijje fiber da8 Konzeſſionsgeſuch enticheidet 
und die Finanglandesbehirde von der E. verſtändigt. 
(Jn den Ausnahmsfällen des § 4 des Gefeges waren 
die Akten dem Wt. J. aur E. tm Einvernehmen mit 
dem F. M. vorjzulegen.) Nach erlangter Konzeſſion, 
aber nod) vor der Betriebseröffnung hat der S.Er— 
zeuger der Finanzbezirksbehörde die Ungeige gu er- 
jtatten, ob u. mit wie vielen Webilfen er das Gew. 
betreiben und gu welchem fpegiellen Fabrikations— 
zweige er jeden derjelben vorzugsweiſe verwenden 
wird, ferner die Perjon nambajt ju machen, welche 
ihn in ſeiner Abweſenheit zu vertreten und den kon— 
trollierenden jFinangorganen die verlangten Aus— 
fiinjte au erteilen berujen ijt. Jeder S.<Erjeuger 
hat ein Wochenbuch gu fiihren, worin Namen, Be— 
ſchäftigung und die Löhne feiner Urbeiter einzu— 
tragen jind. Diejes Buch ijt nach feinem Abſchluſſe 
nod) durch drei Jahre aufzubewahren. Die Finanz— 
behörde verwahrt alle auf einen Fabrikanten bezügl. 
Schriftitiide unter einem Umſchlage ($$ 24—26 der 
jitierten V.). 

Außerhalb des angemeldeten Erzeugungslokales 
darf nur die Druclequng der oberen Kartenbilder 
oder das Molorieren der RKartenbliitter gegen vor- 
giingige bejondere Genehmigung der Finangbehirde 
und Beobadtung der im BVerordnungswege vor- 
geichriebenen Kontrollmaßregeln ausgeführt werden 
($ 6 des Gefepes). 

In ſolchen Fällen hat der S.-Ergeuger um 
die Bewilliqung hiezu bei der zuſtändigen Finanz— 
behörde einzuſchreiten. Dieſe Bewilligung wird auj 

derruf und nur dann erteilt, wenn ſich die be— 
trefjende Dructerei, bezw. der Koloriſt, an cinem 
Orte befindet, wo die Kontrolle leicht durchfiihrbar ift, 
und wenn fic) der Drucder oder Nolorijt den durch 
die Rontrollorgane vorzunchmenden Reviſionen aus- 
drücklich unterwerjen und gegen diefelben yom Ge— 
jallsjtandpuntte feine Bedenten obwalten. Uber das 
Geſuch entſcheidet die Bezirlsbehörde, wenn fic) der 
Drucereibefiper oder Kolorift in ihrem Bezirke be- 
findet, ſogleich, fonft aber nad) vorherigem Einver— 
nehmen mit jener Finanzbehörde, in deren Bezirk fich 
der Wohnort der Menannten befindet (§ 27 der B.). 

Nach § 25 der Minijterialverordnung gilt als 
Verleihungsbehirde die polit. Landesbehörde. 

LI. Handel. Der Handel mit S. ijt ein freies 
Wew. Wer einen ſolchen Handel betreiben will, hat 
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neben der ibm nad) der Gew. O. F 11) oblieqen- 
den Anmeldungspflicht 8 Tage vor Beginn des 
Geſchäftsbetriebes die Ungeige bei der Finangbe- 
hörde gu erjtatten, fein Geſchäftslolal aud anuj 
der YUupenfeite ale BVerfaufstelle von S. zu be- 
jeidnen und die letzteren ausſchließlich in dem 
angemeldeten Yofal aufjubewahren und zu ver- 
ſchleißen. Ein Wechſel des Geſchäftslokales ijt der 
Finanzbehörde binnen 3 Tagen angugeiqen. Bom 
Raufferhandel jind S. aig iy acai inl 


Uber den S.Stempel f. den betreffenden Art. 


XXXII. Tedinifhie Bureaux. 


Unter techniſchen Bureaur werden gemeiniglich 
joldje Unternehmungen verjtanden, welche jich mit 
det gewerbsmäßigen Herjtellung von Plänen, Zeich⸗ 
nungen, Koſtenüberſchlägen, Abrechnungen, jtati- 
ſchen Beredmungen und ähnl. Bebelfen fiir Bau- 
zwecke bejajjen. 

Die gewerberedhtl. Behandlung dieſer Unter= 
nehmungen wird durd) den Normalerlaß des M. J. 
28 II 99, 8. 4769, in der BWeife geregelt, daß jie 
alé eine Art der — sig tier erfliitt 
werden und demgemiafs gum Betriebe derjelben eine 
Konzeſſion im Sinne des Staatsminiſterialerlaſſes 
28 I1 63, 8. 2306, erforderlich fei. Diefe Rechts- 
anidauung ijt jedoch nicht ge ge Nach rt. V, 
lit. f, faij. B. 20 XII 59, R. 227, find alle Unter- 
nehmungen von Privatgeſchäftsvermittlungen in 
anderen als ———— von den Beſtim— 
mungen der Wew. ©. ausgenommen. Bei den 
techniſchen Bureaur feblt aber jede vermittelnde 
Geſchäftstätigkeit und können fie daher nicht unter 
den BegriffPrivatgeſchäftsvermittlung“ ſubſumiert 
werden. Nach ſtrenger Auffaſſung fällt die Tätig— 
feit der techniſchen Bureaux in die Berufsſphäre 
ber behördlich autorijierten Brivattechnifer (§ 27 B. 
bes Staatsminijteriums 8 XII 60, R. 268, und 
Minijterialverordnung & XI 86, 3. 8152) und 
der fonjzeijionierten Baugewerbe (Geſetz 26 XII 93, 
R. 193) und darf dabher folgeridtiq nur von An— 
gebirigen diefer beiden Berufstategorien ausgeiibt 
werden. ES geht nidt an, dak man aus einzelnen 
Bejugnijjen der Rrivattednifer und der Baugewerbe 
cigene Gew. macht und deren Ausübung Leuten 

ettattet, die ben jtrengen Befähigungsnachweis zur 
tlangung der erwähnten Baugewerbe nicht ju 
erbringen vermigen. Dies iwiirde yu Umgehungen 
des Beſähigungsnachweiſes auf Koſten der Bau— 
gewerbetreibenden führen, welche jenen Nachweis 
voll u. reell erbringen mußten. Die Konzeſſionen 
fiir die behördlich autorijierten Brivattednifer und 
bie Baugewerbe fonnen nur gang u. ungeteilt ver— 
lichen werden, dic Konzeſſionäre aber finnen fic 
allerdings bei der Uusiibung ihrer Berechtigung auj 
jene Tiitiqfeiten beſchränken, welche ben Begriff der 
techniſchen Bureaux ausmaden. Nur in dieſem 
Sinne finnen vom jftrengen gejepl. Standpuntte 
techniſche Bureaur bejtehen. 


§22 
XXXIV. Troodfer. 
I. Umiang. — LW. Buchſührung. — UI. Kontrolle. — 
IV. Die Antiquitétenbandler, 


I, Umfang. Das T.-Gewerbe gehirt gu den 
konzeſſionierten Gew. (§ 15, 8. 12, Mew. D.). Bei 
Verleibung diejer Gew. ijt auf die Lofalverhiilt- 
nijie Bedacht gu nehmen (§ 23 Gew. ©.). 

Das T.-Wewerbe berechtigt gemäß § 1 Mini— 
jterialverordnung 6 VIL 86, RH. 112, sum Eintauje 
u. Berfauje von gebrauchten und hinſichtlich des 
Verkaufes nicht an cine bejondere Konzeſſion ge— 
bundenen Gegenſtänden aller Art (aud) Antiqui— 
täten; der Einfauf u. Berfauj von altem Eiſen 
mit Ausſchluß des Handels mit altem Metallgeriit 
fann jedoch nicht als TeGewerbe angejehen wer— 
den, E. deS B. G. 10 TIT 82, 3. 483); die gleichen 
— gegen früher erweiterten — Befugniſſe foramen 
aud) den vor dem 6 VIL 86 bereits begriindeten 
T.Gewerbe gu. Yum Unteridiede vom T.-Wewerbe 
umjakt das jreic Mew. des UWntiquititenbane 
delS nur den Cine u. Verkauf von alten, d. i. 
joldjen Wegenjtinden, deren Erzeugung nicht in 
die Gegenwart fällt und die wegen ihres hijtori- 
ſchen, Kunſt⸗ oder Liebhaber-Wertes gefucht wer- 
den, jedoch ebenfalls nur injowweit, als der Handel 
mit jolden nidjt an eine bejondere Konzeſſion ge- 
bunbden ijt. ; 

Beim T.-Gewerbe fann die Konzeſſion wegen 
unterlajjener Ausübung innerhalb ſechs Wonaten 
nad) der Erteilung oder wegen ebenfolanger Be- 
triebSunterbredjung zurückgenommen werden (§ 57 
We. D.). 

IL. Buchführung. Die Fejtiepung der Art der 
Buchführung im TI.-Gewerbe fowie der polizeil. 
Rontrolle über den Umſang und die rt deg 
Geſchäftsbetriebes ijt nad) § 54 Wew. O. dem 
Verordnungswege iiberlajjen. Qn diejer Richtung 
ſchreibt die Minifterialverordnung 2 V 84, K.69, vor: 

1. Die Führung eines von der Gew.-Behirde 
au vidierenden, durchwegs paginierten und mit 
einem alle Blätter durchgiehenden, an den Enden 
behördlich gefiegelten Faden verfehenen Geſchäſts— 
buches mit folgenden Skubrifen: a) Laujende Num— 
mer, b) Wegenitand, c) Cinfaujstag, d) Namen, 
Stand u. Wohnort des Verkäufers mit der Be— 
merfung, ob der Verkäufer dem Ger. - Anhaber 
perſönlich befannt ſei, e) Cinfaujspreis, f) Anmer⸗ 
fungen. 

2. Die Eintragung aller Eine u. Berfiiuje 
von Gold⸗ u. Silberwaren, Suwelenartifeln, Kunſt— 
ſachen u. Untiquititen u. Waffen, ſoweit legtere 
liberh. gefiihrt werden diirjen; dann dev fonitigen 
ine u. Verkäufe bei 10 K iiberjteiqendem Werte 
(Cinfaujspreife) in das Geſchäftsbuch. 

3. Die Unterlajjung von Radierungen und 
jeder Unkenntlichmachung von Cintragungen in 
dem jtets in ordnungsmäßigem Sujtande zu er— 
haltenden Geſchäftsbuche. 

4. Die Mujbewahrung der amtlichen ſowie 
aller ſchriftlichen privaten Benadjrichtigungen tiber 
vetlorene oder dem Eigentümer widerredtlich ent- 
frembdete Wegenjtinde in chronologiſcher Ordnung 
und Borlage derjelben an dic behördl. Kontroll— 
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oon über Berlangen. (Laut Eri. des M. J. 
25 VI 84, 3. 1815, find den T. im Antereije der 
öffentl. Sidjerheit nebjt der üblichen mündl. Ver— 
ſtändigung noch ſchriftl. Benachrichtigungen mit 
der Beſchteibung der betreffenden Gegenſtände in 
Form von Separatabdrücken der bezügl. Stellen 
des Polizeianzeigers oder von beſonders gedruckten 
oder geſchriebenen Mitteilungen zukommen zu 
laſſen. 

III. Koutrolle. Die Miniſterialverordnung 
2V 84 ſchreibt ferner vor die Vornahme veriodi— 
ſcher Reviſionen der Geſchäftslokalitäten durch die 
Wew.=Behirden 1. Inſtanz unter Ermächtigung 
der Organe dieſer ſowie der l. fj. und Ortspoliʒei 
behörden zu beliebiger Nachſchau, Einſichtnahme 
in die Bücher und Reviſion des Geſchäftsbetriebes 
und zur Abſtellung wahrgenommener Ordnungs— 
widrigleiten. 

Zufolge Erl. des M. J. 191 88, 3. 23067, 
muß vom fanititspolizeil. Standpunfte gefordert 
werden, daß iiberh. die von T. feilgebaltenen Waren 
nur in vollfommen geteinigtem, ordentlichem, ge 
brauchsfühigem Yujtande sum Berfauje gebradt 
werden. Bet den amtl. Lofalrevifionen haben ſich 
die betreffenden Organe aud) von der Befolgung 
dieſer Anordnung die Uberzeugung zu verſchaffen 
und die Abſtellung u. Ahndung von etwaigen 
Ordnun mst aap zu veranlajjen. Dice E. über 
die —— es Aufhängens u. Aufſtellens von 
T. Waren vor den Verkauſsgewölben wurde vom 
Standpuntte der Verkehrs- u. Sittlichkeitsrüchſichten 
alg in das Gebiet der Lofalpolizei gehörig erflart. 

Der Wew.-Anhaber ijt zur Erteilung der ver- 
langten Wustiinjte an die erwähnten amtl. Organe 
verpjlichtet. J 

Die Ahndung der UÜbertretungen dieſer V. 
erjolgt (wenn nicht nad) dem Str. G.) nach den 
Strajbejtimmungen der Gew. O. 

IV. Die Auntiquitätenhändler ſind zur Füb— 
rung von Geſchäftsbüchern im Sinne dieſer B. 
nicht verpflichtet (§ 3, V. 6 VIL 86, R. 112). Dieſe 
Bejtimmung findet ihre Beqriindung darin, dap 
dieſe Hewerbetreibenden zumeiſt protofollierte Kauf⸗ 
leute ſind und als ſolche ohnehin Bücher führen 
müſſen. Auch handeln die Antiquitätenhändler im 
allg. nur mit Gegenſtänden höheren Wertes, ver: 
febren daher aud) mit einem anders qearteten 
Rundenfretic, fo dah die bet den T. qebotene po- 
ligeil. Uberwadung bei dem Antiquitdtenhandel 
nicht in gleichem Maße in Betradt kommen fann. 
Dieje Umſtände rechtiertiqen zugleich die Nidt- 
aufnahme des Untiquititenbandels unter die fon- 
aeffionierten Gew. (Erl. des H. M. 6VII 6, 
8. 198090), 


XXXYV. Bertifqung von Matten, Waulen, 
ſchadſ. Infekten u. daſ. durd qifthaltiqe Witte. 


Dieſes Gew. gehirt gemäß § 15, 8. 21, Sew. 
D. au den fonjejjionierten Mew. Verleihungsbehörde 
iit die Hew.-Behirde 1. Inſtanz. Sum Antritte des 
Gew. wird von den Bewerbern neben den allg. Er- 
forderniſſen zum felbjtindigen Gew.-Betriebe Ber 
läßlichleit und eine beſondere Befähigung gefordert 
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($ 23 Gew. ©.). Gemäß der Minijterialverordnung 
17 IX 83, R. 151, mus fic) nämlich jeder Bewerber 
por der Gew.-Behörde über die nötigen Fachkennt— 
niſſe ausweiſen. Der Lokalbedarf kommt bei der 
Konzeſſionsverleihung nicht in Betracht. 

Die Ausübung des Gew. war ſeinerzeit Durch 
die Winijterialverordnung 29TV 74, R. 53, gee 
regelt, dod) erfdeint diele V. durd das Geſetz 
15 I 83, R. 39, auger Kraft geſetzt, wenigſtens 
ijt Deren fortdauernde Geltung weder in dem be— 
zogenen Geſetze nocd) in den auf Grund desjelben 
erlajjenen V. ausdriidlich ftatuiert. Es jteht indes 
der Verleihungsbehirde frei, die Konzeſſionsertei— 
lung an Bedingungen bezüglich der Gew.Aus— 
übung zu fniipjen, in welder Richtung ihr bejagte 
Minifteriafvecordnung nod) immer einiges verwert- 
bare Material an die Hand gibt. 


XXXVI. Waffen u. WMunitionsgegenflande 
(Erjeugung u. Berkauf). 

I. Umfong. — Il. Verkehr mit Waffen u. Munitions: 
gegenſtänden. 

J. Umfang. Die Erzeugung und der Verkauf 
(laut H. Mt. Erl. 2 VII 84, 3. 22284, der jelb- 
jttindige, nicht mit der Erzeugung verbundene 
Handel) von Waffen u. Munitionsgegenjtiinden ijt 
ein fongefjioniertes Gew. mit Befähigungsnachweis 
($$ 15 u. 23 Gew. ©.). Bufolge der Winijterial- 
verordnung 17 1X 83, R. 151, mus fic) der Be- 
werber iiber cine genügende facdhl. Befähigung durch 
jpezielle, in Fachlehranſtalten oder durd) praktiſche 
Verwendung im Gerw.-Betriebe (nad) dem sitierten 
WMinijterialerlajje beim Waffenhandel in einem au 
joldem Handel berechtigten Geſchäfte: nicht erfor— 
derlich ijt 4. B. fiir Den Handel die Erlernung ded 
Biichienmachergewerbes) etworbene Kenntnijje unter 
Beibringung eines Zeugniſſes der betreffenden Fach— 
lehranjtalt (fiir die Schußwaffenerzeugung laut Mi— 
nijterialverordDnung 5 XII 97, R. 281, der Fach— 
ſchule für Gewebrindujtrie in Ferlad) oder cines 
Arbeitszeugniſſes vor der Gew.-Behirde ausweifen. 
Sur Erlangung der Konzeſſion zur Verjertigung 
und zum Sertaute pon Schußwaffen ijt beim Ab— 
gonse des Fachſchulzeugniſſes tiberdies die ordentl. 

Ternung des Wew. durch Borlage eines Lehr— 
zeugniſſes dDargutun. 

Il. Für den Verlehr mit Waffen u. Muni- 
tionegegenſtänden bejteben beſondere Vorſchriften 
gewerbepolizeil. Natur, vor allem das Waffenpatent 
24X 52, R. 223. Danach ijt der Gefchajtsbetried 
der Erzeuger u. Handler auf deren Werkſtätten 
u. Veridleiplofale beſchränkt; jede auferhalb 
diejer Orte oder jonft heimlich betriebene Erzeu— 
ging vder Veräußerung fowie Verheimlichung der 

orräte gegeniiber der aur Angabe derjelben auj- 
jordernden Behörde macht ſtraffällig (§ 7 Waffen— 
patent). 

Die konzeſſionsmäßige Verfertigung u. Vere 
äußerung von Waffen u. Viunitionsgegenitinden 
evittedt ſich gui nur auj die im freien Verkehre 
gejtatteten, alfo erlaubten derlei Erzeugniſſe: ver- 
botenc Waffen u. Munitionsgegenjtande diirfen 


aud) von befugten Wewerbetreibenden nur auf Grund 
einer befonderen Bewilliqung det polit. Landes: 
behörde verfertiqt u. verfaujt werden. Dicie Bee 
willigung, weldje zugleich das Mecht sum Beſitze 
der verbotenen Gegenitinde in fic) ſchließt, ijt nur 
ausnahmsweiſe u. zw. aus rückſichtswürdigen Grün— 
den (Waffenhändlern bezüglich alter oder außer Ge— 
brauch ſtehender Waffen von lediglich hiſtoriſchem, 
Kunſt- oder Liebhaber-Werte) nad) Einvernehmung 
det l. f. Polizeibehörde gu erteilen und dabei die 
Wattung und der Umfang des Berfehres genau ju 
bejtimmen. Im Fale dev Bewilligung haben die 
betrefjenden Geierbetreibenden cin Vormerkbuch 
zur genauen Berjeichnung der eingelnen Verkäufe 
untet Ungabe des Käufers, des Berfaujtages und 
der produzierten (von der polit. Landesbehorde ere 
teilten) Ynfaufsbewilliqung au führen. Berbotene 
Wajien u. Munitionsgegenjftinde find jtets nur 
in den dazu bejtimmten Wew.-Raiumen aufzube— 
wahren. 

Der zur Erzeugung oder zum Handel mit ver— 
botenen Waffen u. Munitionsgegenſtänden berech— 
tigte Gewerbsmann darf ſolche Gegenſtände nur 
gegen Vorweiſung der Ankaufsbewilligung, welche 
er aufzubewahren hat, veräußern; derſelbe iſt ferner 
verpflichtet, über derlei verbotene Gegenſtände, die 
ihm ohne ausgewieſene Bewilligung zu ſolchem 
Beſitze, Verkaufe uſw. überbracht oder zugeſendet 
werden, ſogleich an die Ortspolizeibehörde die An— 
— zu erſtatten und die verbotenen Waffen u. 

unitionsgegenſtände, wenn tunlich, bis zur er— 
jolgten weiteren Verfügung zurückzubehalten. Die 
Außerachtlgſſung dieſer Vorſchriften macht jtrafbar. 

Auf Übertretungen, des Waffenpaten— 
tes, auch wenn ſie zugleich Ubertretungen der Gew. 
©. bilden, finden (wenn nicht das Str. G.) zunächſt 
die Strafbejtimmungen des Waffenpatentes Anwen— 
dung, während die Durd) die Gew. O. (§ 131, lit. a, 
b, c) feſtgeſetzten Strajarten gemäß § 136 Gew. ©. 
nicht abgejondert Blag ju greijen haben; demnad) 
ijt die unbefugte BVerjertiqung von Waffen u. Mu— 
nitionsgegenitinden mit Arreſt von 1—14 Tagen, 
der unbefugte Handel mit Arreſt von 3 Tagen bis 
1 Monat, bei unverhältnismäßiger, gegründeten 
Verdacht des Mißbrauches erregender Wenge der 
erjeugten, beftellten, gefauften oder verfaujten 
Ware gemäß § 30 Waffenpatent mit Arreſt von 
3 Monaten bis 1 Jahr und in allen Fällen nod 
mit dem Berjalle der betreffenden Waren gu ahnden. 
Auf den unbefugten Beſitz von Waffen u. Muni— 
tionsgegenſtänden ijt gemäß § 32 Waffenpatent 
eine Weldjtrafe von 2Z0—200 K oder Arreſt von 
3 Tagen bis 1 Monat, bei erſchwerenden Umſtänden 
eine Geldſtrafe bis L000 K oder Arreſt bis 3Monate, 
endlid) nad) § 33 Waffenpatent auj den Beſitz un- 
verhiltnismiagiger, Verdacht des Mißbrauches ev- 
regender Mengen von, wenn auch erlaubten, Wafien 
oder Munitionsgqegenitinden, ohne daß dieſer Um— 
jtand vorſchriftsmaͤßig der polit. Landesbehörde be- 
fanntgegeben wurde ($ 12 Wafjenpatent), eine Ar— 
rejtitrafe von 3 Wonaten bis 1 Jahr, nebjt dem 
Berjalle der vorgefundenen Gegenſtände geſetzt. 
Alle diefe Straſbeſtimmungen finden auch aut durch 
Gew.« oder Handelsleute begangene Ubertretungen 
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der oben erwähnten Vorſchriften ber $$ 7, 11 u. 13 
BWafienpatent finngemiife YUnivendung und fann 
bei beſonders erſchwerenden Umſtänden denfelben 
die ee ee werden. Die unter- 
lajjene Fiihrung des Vormerkbuches bezüglich ver- 
botener Waffen u. Munitionsgegenſtände ijt das 
erjtemal mit einer Geldjtrafe pon 20—100 K, im 
Wiederholungsfalle bis 200K, dann mit Entgiehung 
der (Heiv.-Beredhtiqung gu beftrafen (§ 35). Jn allen 
genannten Fallen Tint jur Unterjudung u. Fällung 
der Straterfenntnijje die ordentl. Gerichte berufen 
(§ 40 Wafjenpatent), Der Pulververidleif 
wurde durch dic Mtinijterialverordnung 17 V 91, 
R. 62, geregelt. 

Speziell den Verfehr mit Handfeuerwafjen 
betrifft das Geſetz 23 VI 91, R. 89, wodurd) die 
obligatoriſche Erprobung von derlei Waffen auf 
ihre Widerſtandsfähigkeit (Sicherheit) ecingefiihrt 
wird. Die Erprobung, welche in amtl. Brobier- 
anjtalten (laut WinijterialverordDnung 9 XI 91, 
R. 184, in Ferlach, Brag, Beipert u. Wien) jtatt- 
zufinden hat, erjtrect fic) auf alle im Inlande an— 
gclertigten Handfeuerivaffen ohne Unterfdhied des 
Nalibers und der Dimenfion, dann auf die aus 
Dem Auslande cingefiihrten und nicht mit den in— 
ländiſchen gleich zu achtenden fremdländiſchen Probe= 
jeichen (gleichwertige Probezeichen find gemäß der 
jit. Minijterialverordnung jene der Probieranjtalten 
von Lüttich und St. Etienne) verfehenen derqleiden 
Waffen (§ 1). Je cine Type der in den Probier- 
dimtetn verwendeten Stempel wird beim . M. 
und bei der polit. Landesbehirde binterlegt, eine 
dritte bleibt in Berwahrung der Unjtalt. Die Nach- 
machung oder Fälſchung der amtl. Stempel fillt 
unter § 199, lit. d, Str. G. 

Die Erzeuger oder Händler fowie deren Be— 
dienjtete, welche nicht erprobte Handfeuertvafjen oder 
ſolche mit einem anderen als dem darauf bezeich— 
neten Kaliber veräußern, verfenden oder feilhalten, 
jind nad) der Gew. O. gu bejtrafen, die betreffenden 
Waffen zu ſaiſieren und deren Erprobung von Amts 
wegen auf Koſten der Partei gu veranlajjen. Bei 
giinjtigem —— der Erprobung ſind die Waffen 
den Gewerbetreibenden zurückzuſtellen, ſonſt un— 
brauchbar zu machen. 

Die Kalibererweiterung bei der Reparatur 
eines alten Gewehres macht eine neuerl. Erprobun 
notwendiq; die Nictbeobaditung diejer Vorſchri 
sieht gleichfalls die guvor angeführten Konſequenzen 
nad) ſich. (Sufolge der jit. Winijterialverordnung 
jind die Verfaujslofale u. Warenlager der Erzeuger 
u. Handler von Handfeuerwaffen in angemeſſenen 
Zeitabſchnitten von hiezu beſtellten Organen, welde 
vom H. M. Legitimationsurtunden jum Cintritte 
in dic Gejchiftslofalitéten erhalten, behufs Uber- 
wachung der Einhaltung der Vorſchriften dieſes Ge- 
ſetzes zu beſuchen.) 

Die Handhabung des fragl. Geſetzes obliegt 
den Gew.-Behörden, welche fic) dabei eines fach- 
männiſchen Beirates zu bedienen haben und die 
Mitwirfung der Gemeinde in Uniprud) nehmen 
fonnen, Diesbezüglich beitimmet die Durcdhfiihrungs- 
verordnung, daß iiber Erjuchen der polit. Behörden 
Memeindevertreter bei den Revijionen der Geſchäfts— 
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réiume gu intervenicren haben und den Gemeinden 
eine entipredjende Bertretung in dem Beirate der 
—— Probieriimter einzuräumen ijt; vgl. hiezu 
Gxt. §. M. 17 VII 95, 8. 38130.) 

etreffs der Handjeuerwafien fiir die Heeres- 
bewaffnung im Ane oder Muslande hat die Priifung 
durch befondere Militirfommijfionen mit der Er- 
probung in Gemäßheit der Bejtimmungen dieies 
Gejepes gleiche Wirfung. Dieſe Prüfung findet im 
Wege des K. M. ſtatt. 

Bezüglich des Vorganges bei der Erprobung, 
dann bezüglich der den Landfeuerwaffen nach jeder 
Probe aufzudrüchkenden Stempel, der Kaliberbezeich— 
nung und ſonſtigen Zeichen ſowie endlich der Taxen 
enthalt dic Minijterialverordnung 9 XI 91, R. 184, 
die notwendigen Vorſchriften. 

Det Jmport von BWafien auf Veranlaſſung 
von Waffenerseugern u. -hindlern unterliegt feiner 
durch das Gefep 23 VI 91, R. 89, normierten Be— 
ſchränkung, dagegen ijt fiir die Waffeneinfubr durch 
Private (aud) Schützengeſellſchaften und ähnl. Kor— 
porationen) eine befondere Bewilligung der I. f. 
Sicherheitsbehirde erforderlich. 

Der H. M. Erl. 21 XII 91, 8. 56262, empfiehlt 

daber zur Vermeidung von Zeitverluſt u. Koſten, 
fich fiir ben Wajfenbegug aus dem Auslande der 
Vermittlung von Waffenerzeugern oder -händlern 
u bedienen. Der Erl. enthilt weiter Cynofuren 
binfichttich deS Vorganges bei der Waffenerprobung 
und bebt nod) bervor, dak durd) das in Rede 
ſtehende Geſetz felbjtveritindlid) die Bejtimmungen 
deS Waffenpatented nicht beriihrt werden. Sum 
Schluſſe ſpricht der Erl. aus, dah durd Private 
begangene Ubertretungen der Vorſchriften über die 
Erprobung von Handfeuerwaffen nach der Minijte- 
tialverordnung 30 1X 57, R. 198 (Weldjtrajen von 
2—200 K oder Urrejt von 6 Stunden bis 14 Tage), 
qu abnden find. Ubertretungen des Geſetzes durch 
Gewerbetreibende find nad) den Strafbejtimmungen 
“i Wew. O. gu behandeln (H. W. Erl. SI 92, 
3. 171). 


XXXVI. Wanderlager. 


BW. find HandelSgqewerbe, welche von den 
Unternehmern im Umbergiehen von Ort zu Ort, 
daher mit wedhfelndem Standorte, an jedem der- 
felben in der Regel nur voriibergebend, immer aber 
von fejter Berfaujsjtitte aus (Laden, Magazin, 
Zimmer ujw.) ausgeiibt werden. 

Cine befondere gejesl. Regelung bat dieje Art 
bes Handelsbetriebes bisher nicht erjabren, auch 
findet fic) in der Sew. O. feine Bejtimmung, welche 
fic) fpegiell mit den W. bejajjen würde; nur der 
rl. des ka k. H. M. 23 XII 81, 8. 2049, erwähnt 
dieſes Gew. und gibt den Unterbehdrden einige 
Winkle iiber die gewerberedtl. Behandlung desſel— 
ben. Diejer Erl. beqeht jedod) einen Arrtum, in— 
dem et die W. famt u. jonders als freie Gerw. er— 
flirt. Der H. M. Erl. hat nämlich iiberjehen, daß 
immerhin der Fall denfbar ijt, dak im Wege eines 
W. Waren wie Preßerzeugniſſe, Waffen ujw. zum 
Verfaufe gebracdht werden, deren Verſchleiß nach 
dem Geſeße an cine Konzeſſion gebunden ijt. Qn 
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dDiejem Falle fénnte der Betrieb des W. nur nad 
vorher etwirfter Konzeſſion u. zw. für jeden in 
‘tage fommenden gewerbl. Standort Pag — 

Da es ſich alſo bei dem Betriebe von W. ein— 
jad) um eine in den Rahmen der Gew. O. fallende 
ErwerbStiitigteit handelt, haben die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes zur Anwendung gu fommen. Es ijt 
Daher, fofern es fic) um den Verkauf von im freien 
Verkehr geftatteten Waren im Wege eines W. 
handelt, jedesmal, fo oft dex Standort gewechſelt 
wird, die behördl. Anmeldung (§ 11 Gew. O.) u. 
aiv. bei jener Gew.Behörde gu erjtatten, in deren 
Sprengel der Betrieb des W. gerade gur Uusiibung 
fommt und jofern es ſich um Waren handelt, deren 
Vertrieb an eine Konzeſſion gebunden ijt, die be- 
zügl. Konzeſſion bei der zuſtändigen Gew.-Behirde 
zu erwitten. 

Jedes W. ftellt ſich daher nach jeiner rechtl. 
Natur als eine Reihe von ſelbſtändigen Einzel— 
unternehmungen dar, zwiſchen welchen allerdings 
ein Zuſammenhang in jubjeftiver Beziehung Iden⸗ 
tität Ded Unternehmers), objeftiv aber nur inſofern 
beſteht, als bei ſämtl. Teilunternebmungen regel- 
mäßig Waren der gleidjen Gattung jfetlgebalten 
werden. 

Bon anderen Wandergewerben (Haujierhandel, 
Warttiabrergewerbe, AUgenturen uſw. unterſcheiden 
ſich die W. hauptiichlid) dadurch, dah fie nicht wie 
jene ſchon auf Grund einer Gew.-Berechtiqung im 
ganzen Meltungsgebiete des betrefjenden —28* 
ausgeübt werden diirjen. 

Die W. machen fic) fiir den anſäſſigen Ge— 
ſchäftsmann ſehr nadjteilig bemerfbar, namentlich 
in mittleren u. kleineren Orten. Sie befördern 
dazu den volkswirtſchaftlich unerwünſchten Ver— 
brauch geringwertiger Ware und reizen überh. zu 
unwirtſchaftl. Anlaufe an. Sie driingen endlich In— 
duſtrie u. Handel in eine unſolide Richtung, da 
im Wege der W. immer nur möglichſt billige und 


dabei ſehr oft ſchlechte Ware zum Abſatze gelangt. 


können nur in dünn bevilferten, gewerblich 
wenig entwickelten Gegenden wirtſchaftlich gerecht⸗ 
fertigt ſein. 

Das Geietz 25 X 46, R. 220, betreffend die 
direften Berjonaljteuern, veritebt unter W. Waren— 
verkäufe, weldje unter zeitweiliger Benutzung einer 
jeiten Betriebsſtätte veranjtaltet werden; es be— 
jtimmt im § 2, dap die fiir die ganze Heit des 
beabjichtigten Betricbes entjallende Steuer vor der 
Eröffnung des Vetriebes gu entridjten ijt und dah 
jedes Nalenderjabr, in welches der Betrieb reicht, 
fiir die Befteuerung als voll au rechnen ijt. 


XXXVIIL. Waffereinfeitungsunter- 
nehmungen. 


Die Ausführung von Waſſereinleitungen ge— 
hört im Vereine mit dem Gew. der Ausführung 
von Gasrohrleitungen u. Beleuchtungsanlagen (j. 
„V. Beleuchtun sanlagen”) nach § 15, 3. 17, der 
Gew. O. zu den konzeſſionierten Gew. Für diefelben 
wurde fein fiir alle Länder verbindl. Requlativ er- 
lajjen, dafiir aber wurden dic polit. Landesbehörden 
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durd) den Winijterialerlay 27 XI S84, 8. 8112, er: 
miichtigt, fiir jene Stidte u. Orte, in welchen fich 
ein Bedürinis nad Erlaſſung von Regulativen fiir 
die Waſſereinleitung in die Haujer herausſtellt, die 
von den Gemeindevertretungen vorgelegten Regu— 
lative riicffichtlich der nicht in den autonomen Wir— 
fungéfreis jallendDen Bejtimmungen im geeiqneten 
Einvernehmen gu priijen und ju genehmigen. 

Hiebei jollen vom ſanitären Standpunfte im 
wejentlicjen folgende Grundſätze eingehalten werden: 

1. fiir Cinleitung ss (Aufſteig-⸗ u. Verzwei— 
qungs-)Rohren im Innern der Häuſer ijt nur die 
Verwendung von cijernen (guß- u. ſchmiedeiſernen, 
jedoch nicht vergjinften u. galvanifierten) Röhren, 
dann von geſchützten, d. i. mit einer Yinneinlage 
verfebenen oder innen geſchwefelten Bleiröhren allg. 
zuläſſig. Ungeſchützte Bleirbhren können nur nach 
vorgängiger verſuchsweiſer Feſtſtellung, daß das 
Bleirohr durch das betreffende Waſſer nicht ange— 
griffen wird, zugelaſſen werden. 

2. Die Widerſtandsfähigkeit der zur An— 
wendung gelangenden Emailmaſſe muß durch vor— 
ausgegangene Verſuche erprobt jein. 

3. Das Dichtungsmaterial bei Verbindung der 
Robritiide darj mit dem Hobhlraume der lepteren 
nicht in Beriihrung kommen und die Mlofettipiilung 
nicht in direfte Verbindung mit der Waſſerleitung 
qebracht werden. 

4. Refervoire, deren Anbringung iibrigens 
möglichſt yu vermeiden ijt, müſſen durch entypre- 
chende = Umhüllung Verkleidung mit ſchlechten 
Wairmeleitern) gegen Temperatureinfliijje ſowie 
gegen Ginjallen von Staub und gegen Verunreini— 
gung geſchützt und aus einem vom Waſſer nicht 
angreifbaren Waterial (daber nicht aus Blei oder 
Sint) hergeſtellt fein. Die inneren Wandungen der 
Refervoirs dürfen nur mit foldem Anſtriche ver— 
fehen jein, dev feine geſundheitsſchädl. Stofje an 
das Wajier abgibt. Die Refervoirs find unter forg- 
faltiqgem Verſchluſſe ju halten und durch verläßl. 
Berjonen ju überwachen. 

5. Die Fiihrung der Rohre bei Hausleitun- 
gen bat tunlichſt derart zu geſchehen, daß dem Trint— 
waſſer ſeine urſprüngl. Temperatur nicht durch die 
Nähe von Heizflächen benommen wird. 

6. Dem Yuifteigen von Kanalgaſen durch 
die Abflußrohre ijt wirfiam zu begeqnen und das 
Traverfieren der Randle durch) Waſſereinleitungs— 
rohre möglichſt au vermeiden, im Falle der Unaus- 
weidhlidfcit aber im Wege entiprecyender Dichtun: 
qen der Wajjerrohre jedes Eindringen des Kanal— 
inbaltes unmiglich ju machen. 

7. Die Beichafienheit des Waſſers ijt zeitweiſe, 
wenn nötig durch chemiſche u. mifroffopijde Unter— 
ſuchung zu prüfen. 


XXXIX. 3ahntechnikergewerbe. 


I. Begriff u. Umfang. — II. Beſahigung. — UI. Eon: 
ftine Beftimmungen. 

I. Begriff u. Umfang. Das 8. wird durch 
die Winijterialverorduung 20 111 92, R. 55, und 
jene vom 14 II 1904, R. 15, geregelt; bezüglich deo 
jtiiberen Rechtszujtandes vgl. das auf “rund der 
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A. E. 101X 42 erlajjene Hfd. 14 1X 42, P. G. 
S. 109, republijiert mit dem Erl. des W. J. 25 II 
49, R. 141; dazu das Erfenntnié des BV. G. 161 
89, 3. 191. Bgl. ferner die B. G. Erf. 8X 1901, 
3. 6077, und 291 1904, 8. 10600, mit weld 
letzterem der § 1 Winijterialperordnung 20 III 92, 
R. 55, inſoweit er die zahntechniſche Praxis der 
Zahnärzte als nicht konzeſſionspflichtig und überh. 
nicht als unter die Bejtimmungen der Gew. O. 
jallend erklärt, als mit den beftehenden gejegl. Bor- 
ſchriften nicht vereinbar erfannt wurde. 

Das 4. ijt ein fonjejjioniertes Gew. Es um- 
japt die gewerbsmäßige mechaniſche Herjtellung 
fiinjtl. Zähne, von Erſatzſtücken u. Bejtandteilen 
von ſolchen fiir den menſchl. Mund — nebjt der 
Berechtiqung jur felbjtindigen Wbdrucnahme u. 
Anbaſſung von Zahnerſatzſtücken im vollfommen 
qejunden menſchl. Munde. Unterjagt find alle Ver— 
ridjtungen in dem nicht vollfonunen gefunden und 
aud) im gejunden Wunde alle die Beſchaffenheit 
der Gebilde desjelben verindernden Cingriffe (Ab— 
fneipen von Zähnen u. Zahnwurzelſpitzen, Abfei— 
len, Reinigen u. Konfervierung von Zähnen, Ente 
fernung ſchadhafter Wurzeln ufw.). 

Uber die Ausübung der Zahnerſatzkunde durch 
Zahnärzte bemerkt der Miniſterialerlaß 17 II 1904, 
3. 7184, dah die Zahnerſatzkunde einen integrieren⸗ 
den Teil der Zahnheilkunde bildet und daher die 
zur Ausübung der Praxis berechtiqten Arzte, welche 
die Sahnheilfunde ausiiben, sur Vornahme der mit 
der Yusiibung der Sabantastanbs verbundenen 
mechaniſchen Manipulationen bei Behandlung ibrer 
Patienten berufen find. Es finden daher aut dieſe 
ihrer Natur nad) ärztl. Tätigkeit die Beſtimmungen 
der Sew. O. gemäß Art. V, lit. g, diefes Geſeßes 
keine Anwendung. UÜbrigens wird über Anzeigen 
gegen Arzte wegen unbefugten Betriebes des 3. 
ohne vorher einzuholende E. über den Umfang der 
ärztl. Bejugnis einfach das ordentl. Straſverfahren 
nach dem VIII. Hauptſtücke der Gew. O. einzu— 
leiten fein.) 

II. Befähigung. Von den Bewerbern wird 
nebjt der erforderl. Verläßlichkeit in Bezug auf das 
3. aud) der Befähigungsnachweis durch Lehr u. 
Arbeitszeugniſſe verlangt. Die bei einem befugten 
Zahntechniker oder bei einem Zahnarzte in zahn— 
techniſcher Verwendung zuzubringende Lehrzeit währt 
3 Jahre, fiir ausgelernte Mechaniker oder Gold— 
arbeiter jedoch nur 2 Sabre; die auszuweiſende 
Gehilfenpraxis bat fic) aus mindejtens 6 Sabre zu 
erjtreden, u. giv. wenigitens je 3 Sabre bei einem 
Sahntednifer und bei einem Zahnarzte in zahn— 
techniſcher Verwendung. Der Mangel des formetien 
Nachweifes der Erlernung des Gew. wird bei Be- 
werbern, welche zur Beit der Erlaijung diejer V. 
bereits bet einem Salntechnifer oder Zahnarzte als 
zahntechniſche Gehilfen in Verwendung ftanden, 
durch den Nachweis einer mindejtens Sjährigen 
Verwendung als Gebilje erjept. (Cine gleichmäßige 
Berteilung diefer Verwendungszeit auy die Praxis 
beim Sabhntedniter u. Zahnarzte erjcheint nicht er— 
jorderlid), nur muß die bei dem cinen oder dem 
anderen zugebrachte kürzere Praxis mindejtens 
3 Jahre betragen.) 


Mewerbe: D. Polizei eingelner Gewerbe. 


Wit Erl. des H. W. 20 UII 92, 8. 2020, 
wurde die Erridjtung eines genojjenidattl. Fach 
turjes jür Zabntednifer und die Einführung ciner 
Fachprüfung angeregt. 

IIL. Sonitige Schimmanges. 1. Die Konjei- 
| fion wird von der polit. Candesbehirde unter Be- 
dachtnabme auf den Lofalbedarj (derjelbe ijt nicht 
blog vom Gefichtspuntte der Gemeinde des Stand- 
ortes, fondern cines größeren Umkreiſes, eventuell 
des ganjen Gew.⸗Bezirles, zu beurteilen) und die 
| Moglichfeit der fanitdts- und gewerbepolizeil. Uber- 
wadung verliehen. 

2. Den Zahntechnikern ijt die Fiihrung von 
jur Täuſchung des Publitums über den Umfang 
und das BWejen ihrer Gew.-Berechtiqung geeiqneten 
Geſchäftsbezeichnungen als ,,Rabnfiinitler’, 
»Sabhnartijt’, „Dentiſt“, unteriagt. 

3. Ubertretungen diejer Vorſchriften find 
(wenn nicht nad) dem Str. G.) nad der Gew. O. 
gu abnden. Zahnärztl. Operationen, welche von 
einem Sabntechnifer ausgeführt werden, bilden nicht 
eine Ubertretung der Gew. O. fondern das Telift 
der Kurpfuſcherei (M. J. 17 XI 69, 8. 219). 


XL, Zündwarenerzeugung. 


I. Alig. Beftimmungen. — 1]. Schutz der Arbeiter. — 
HIT. Berjendung- 

I. Allg. Bejtimmungen. Die 4. gehört 
jreien Gew. und fann daher gegen bloke 
dung bei der zuſtändigen Gew.-Behörde 1. 


ie den 
Anmel⸗ 
Inſtanz 

betrieben werden; es bedürfen jedoch gemap § 27, 

8. 47, Gew. O. die Betriebsanlagen bei derlei 

Unternebmungen der gewerbebehördl. Genehmigung, 

deren Exteilung auf Grund des in den 88 vs bis 

134 Sew. O. vorgeseidneten beſonderen Veriabrens 

(&diftalveriahren) erjolgt. 

Das mit der Winijterialverordnung 4 II 59, 
R. 30, erlajjene unbedingte Berbot der Verwen— 
dung von Chlorfali bei der Erzeugung von Reib— 
zündhölzchen mit gewöhnl. Phosphor erjcheint durch 
die Winijterialverordnung 3 VII 84, R. 111, dabin 
abgeiindert, dak dic polit. Landesbehörden nun- 
mehr ermächtigt find, Reibzündhölzchenfabriken die 
Verwendung von Chlorfali dann gu gejtatten, wenn 
unter Yingabe des Verfahrens der Nachweis bei- 
gebracht wird, dak die Herjtellung u. Verarbeitung 
der Zündmaſſe einem verantiwortlichen fadjfundigen 
Leiter anvertraut ijt. 

LL. Zum Schutze der Urbeiter bei der Phos— 
phorzündwarenerzeugung wurden mit der Mini- 
jterialverordDnung 171 85, R. 8, befondere Bor: 
ſchriſten erlajien. Danach wird gefordert: 

1, Bei Betriebsanlagen mit Perarbeitung gel- 
ben oder weifen Bhosphors in Betreff der 
Arbeitsräume eine den Betriebsverhiltnijjen 
angemefjene Größe u. Höhe; wirkſame Ventilation: 
leicht erreichbare Ausgänge; vollitindige Ubjonde- 
rung von Wobhnungen, Küchen u. Schlafitetlen; 
kräftige Durchliijtung während der Wittagspauiec 
jowie vor Beginn und nad) Schluß der Arbeit; 
jedesmalige bejondere Reinigung der der Verſtreu— 
ung phosphorbiltiqer Maſſen ausgejepten Räume 


Wewerbe: D. Polizei eingelner Gewerbe. E. Gewerbl. Genoſſenſchaften. 


nad) Arbeitsſchluß; alljährl. Tünchung ſämtl. Wr: | 
beitsräume; tägl. Verbrennung des Kehrichtes in 
eſchloſſenen, gut ziehenden Feuerräumen; Unter— 
aſſung des Entleerens der Trodenfammer vor dem 
vollitiindigen Entweichen der Dämpfe: Verwahrung 
der Zündwarenvorräte in eigenen vor den Arbeits— 
räumen gettennten, kühlen u. luftigen Lofalititen; 
endlich fpegiell fiir die Bereitung des Phosphor— 
breies (Siindmajje) fiir das Tunfen u. Trocknen 
der Zündwaren — voneinander abſchließbare, kräftig 
ventilierbare und entſprechend eingerichtete Räume. 

Zudem wird dem WUrbeitgeber eine beſondere 
Einflußnahme in der Richtung sur Pflicht gemacht, 
dah au den erwähnten gefährlicheren Arbeiten nur 
gang qejunde Perſonen mit zeitweiligem — iibri- 
qens jofort ju verfiigendDem Wechſel bei Anzeichen 
von franfhajter Bejdaffenbheit der Zühne oder Kiefer— 
fnochen — verwendet werden, und dah dieſe Ar— 
beiter fich eigener Uberkleider bedienen, welche nach 
Arbeitsſchluß abjulegen und gu lüften find; dak 
die Aufbewahrung der gewöhnl. Reider in einem 
jeparierten Yofale jtattfinde; die erforderl. Anzahl 
Waſchbecken u. Waſſerbehälter bereit jtehen; die Ar— 
beiter vor bem Ejjen und dem Verlaſſen der Fabrif, 
in deren Arbeitsräume übrigens Nahrungs- u. Ge— 
nußmittel nicht gebracht werden dürfen, Geſicht u. 
Hände waſchen und den Mund ausſpülen. 

Der Arbeitgeber muß weiter mit der UÜber— 
wadung des Geſundheitszuſtandes der Arbeiter 
einen Arzt betrauen, welcher die Urbeiter vor dem 
Dienjtantritte und dann periodijd) zu unterfuchen, 
die jfrofulos veranlagten oder cine franfhajte Be— 
fcbaffenheit der Drgane der Mundhöhle, insbeſ. des 
Sebijies aufiweijenden Yrbeiter ale zu den Sjter 
erwähnten gefährlicheren Arbeiten nicht geeignet 
i" bezeichnen und die Ergebnijje feiner jeweiligen 
Interiuchungen in ein bejonderes den gejepl. Auf⸗ 
fichtgorganen zur Einſicht vorzulegendes Vormerk— 
buch einzutragen hat. Pflicht des Arztes iſt es über— 
dies, ſich von der Beſolgung der Arbeiterſchutz— 
maßregeln die Uberzeugung zu verſchaffen, beim 
Arbeitgeber oder deſſen Stellvertreter auf die Be— 
ſeitigung wahrgenommener Mängel zu dringen 
und von Erkrankungen an Phosphornekroſe der 
(Herw.-Behirde ſofort die Anzeige zu eritatten. 

Endlich haben fic) die L. f. Bezirksärzte durch 
jeitweilige Vifitationen von der BVejolqung diefer 
Vorſchriften ju überzeugen und iiber ihre Wahr— 
nehmungen zu berichten, 

2. Bei Betriebsanlagen mit ausſchließl. Ver— 
wendung roten Phosphors zur 3. wird gejor- 
dert: die Berwahrung der zu verarbeitenden Ma— 
terialien(roter Lhosphor, chlorſaures Kali, Schwefel⸗ 
antimon ujiw.) in feuerjicheren, von den Arbeits— 
räumen getrennten Lokalitäten bei völliger Sepa: 
rierung des chlorſauren Kali; die ausſchüeßl. Ber- 
wendung gang verläßlicher und mit den Vorſichten 
vertrauter Arbeiter yur Zündmaſſebereitung; die 
Vermiſchung nur fein verriebenen u. feuchten chlor- 
jauren Malis mit den in gleichem Zuſtande befindl. 
Brennkörpern Schwefelantimon, roter Phosphor 
u. dql.) unter Vermeidung von Stoßen, Schlagen 
oder Reiben; endlich dic UAnfertiqung der Reib— 
flächen in abgeſondertem Yofale. 
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3. Die Beſtrafung von Ubertretungen ere 
jolgt nach der Winijterialverordbnung 30 1X 57, 
R. 198 (Geldftrajen von 2—200 K oder Arreſt 
von 6 Stunden bis 14 Tage). 

4, Diefe BV. ijt in jeder Betriehsjtitte an 
geeiqneter, allen YArbeitern zugängl. Stelle anzu— 
hejten. 

ILL. Hinſichtlich der bei Verfendung von Reib- 
zündſabrikaten Zündhölzchen, Reibkerzchen, Fidi— 
buſſe, Zündſchwaäͤmmen und ſonſtigen flammenden 
oder glimmenden Siindfabrifaten) gu Waſſer und 
u Lande au beobadhtenden Vorſichten ſchreibt die 
8. des Wi. J. 27 VIL 56, R. 135, vor: Die Ver— 
padung von höchſtens 100 Bafeten mit höchſtens 
je 100 Stücken in hölzerne oder blecherne Rijtchen, 
dann Ddiejer in gut geſchloſſene, gegen zufälliges 
Aufreißen binreidend geficherte Mijten aus jtartem 
— oder Metallblech; die Bezeichnung jeder 
Kiſte mit der Aufſchrift „Zündwaren“ nebſt ent— 
ſprechender Deflarierung ſeitens des Frächters; die 
Unzuläſſigkeit der gemeinſchaftl. Verpackung mit 
ſeuergefährl. Waren und bei Verpackung mit nicht 
feuergefährl. Waren die Erſichtlichmachung dieſes 
Umſtandes an der Kiſte; die Beſtrafung der Uber= 
tretungen (ivenn nicht nad § 489 St. &.) mit 
Weldjtrajen von 20-—100 fl. ©. M. oder Arreſt 
von & Tagen bis 1 Monat. 


Quellen u. Literatur. 


Die Handbiicher u. Nompendien von Selt- 
jam u. Poſſelt fowie von Heilinger und von 
Weigelsperg find ebenjo wie dic Musgaben der 
Sew. O. und die ältere Literatur beim Wert. „Ge— 
werbe A.” angeſührt. — Ferner ijt zu nennen: 
Seltiam: Das Piandleihgewerbe, Wien 1892. 
v. Ehmig: Das Geſetz 23VI 81 betrejjend den 
Handel mit gebrannten geiſtigen Getrinten, den 
Ausſchank und den Kleinverſchleiß derfelben. 

Pojfelt. 


EK. Gewerbl. Genolfen{chaften. 


I. Ginteitung. — Il. Beftand u. Errichtung von Bee 


noffenidbaften. — III. Mitalieder u. Angehörige. — 1V. Zwecke 


u. Unfgaden. — V. Genoffenidhafrsverbande. Gewerbl Bei- 
rate. — V1. Geſchäftsſuhrung. — VIT. Gebilfens u. Dilfs« 
arbeiterverfammiung, — VIIL. Bermogen. — 1X. Schieds- 
ge richtl. Ausſchuß. — X. Genoſſenſchafil. Rrantentaffen. — 
XI. Lehrlingetrantentaſſen. — XII. Disgiplinargewalt. — 
XIII. Stoatsauificht. Genoſſenſchaftsinſtruttoren. 


J. Einleitung. Der Rechtszuſtand der gewerbl. 
Genoſſenſchaften auf Grund der Gew. O. vom J. 
1859 war im weientlichen derart, daß im Sinne 
dieies Geſetzes unter denjenigen, welche gleiche oder 
verwandte Mew. in einer oder in nadjbarl. Memein 
den betrieben, ein bereits bejtehender gemeinicaftl. 
Verband aujredit gu erhalten und, injofern er nod) 
nicht beftand, fo viel wie möglich herzuſtellen war. 
Die Genoſſenſchaften fonnten fomit nach Umſtänden 
aud) die Gewerbetreibenden mehrerer Gemeinden 
und verſchiedenartiger Gew. umfaſſen. Mitglied der 
Genoſſenſchaft wurde man ſchon durch den Antritt 
eines Mew. in dem Bezirke des betreffenden genoſſen— 
ſchaftl. Berbandes, die Gehilſen u. Lehrlinge der 
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Mitglieder galten als Angehirige der Genoſſenſchaft. 
Als Aufgaben waren den Genoſſenſchaften zuge— 
wiejen: Die Sorge fiir die Erhaltung geregelter aus 
jtiinde zwiſchen den Mitgliedern der Genoſſenſchaft 
und ihren Angehörigen insbeſ. in Bezug auf den 
Lehr= u. Dienjtverband, die Uustragung der bezügl. 
Streitigfeiten, die Giriindung, Förderung u. Bee 
auffichtigung von Fachidulen, die Griindung von 
Anjtalten gu Unterjtiipungsgweden u. a. 

Der Motivenbericht sur Regierungsvorlage 
einer neuen Gew. ©. vom J. 1880 wies eine Ge— 
ſamtzahl von 2570 Genoſſenſchaften aus, von denen 
jreilich) eine nicht näher beſtimmbare, aber jedenz 
falls nidit belangloje Anzahl eine nur jebr weifel- 
hajte Exijtens führte. Zum Teil waren bieke nach⸗ 
gewieſenen Genoſſenſchaſten Uberrejte der alten In— 
nungen (j. Art. „Gewerbe A. unter I, 1), zum 
Teil waren es neucre VBildungen, die unter der 
Wew. O. von 1859 guftande gefommen waren. 
Bei der Reform des Gew.-Rechtes, die fic) an die 
jriiher erwähnte Regierungsvorlage anſchloß, wurde 
nun cin bejonderes Augenmerk darauf geridjtet, 
das Genoſſenſchaftsweſen ju verallgemeinern und 
gu ſtärken. Qn der Tat weiſt auch eine im J. 1891 
veröffentlichte offigielle Uberficht den Beſtand von 
5113 Genoſſenſchaften aus. Bei der das J. 1804 
betreffenden Erhebung wurden 5317 Genojjenichaj- 
ten gezählt mit 554,335 Mtitgliedern und 692.753 
Angehörigen (518.348 Gebilfen und 174.405 Lehr: 
lingen). Rein, Zweifel ijt, daß fich ſeitdem neuerlich 
belangreiche Underungen am Stande des Genoſſen— 
ſchaftsweſens erqeben haben. Ende 1902 bejtanden 
in den Amtsbezirken der Genoſſenſchaftsinſtruktoren 
(ſ. unter Bunft XIII) 5208 Genojjenfchaften mit 
girfa 550.000 Genoſſenſchaftsmitgliedern; die Zahl 
der Genoſſenſchaften in den in dic Amtsbezirke nicht 
einbegogenen Gebieten (nad Fuchs) mit 492 ange- 
nommen, ergibt fich in dieſem Zeitpunkt eine Ge— 
ſamtzahl von 5790 Genoſſenſchaften. Hiemit find 
aber die Veränderungen nicht erſchöpft, es erjolgen 
aud) wichtige hinſichtlich der Zuſammenſetzung der 
Genoſſenſchaften. Bereits die amtl. Statijtif von 
1894 fonnte — fo ſtark auch nad) ibr noch der 
Anteil der Genojienfchajten fiir Heterogene Gew. 
war — eine wachjende Tendeng fiir die Bildung 
von Fachgenoſſenſchaften feſtſtellen, dieſes Streben 
hat ſich auc) in neueſter Zeit, namentlich unter 
dem Einfluſſe der Genoſſenſchaftsinſtruktoren, erfolg⸗ 
reich betätigt, fo zwar, daß die Zahl der durch Ini— 
tiative oder unter Mitwirkung der Inſtruktoren im 
Wege der Ausſcheidung einzelner Gew.“Zweige aus 
den gemiſchten Genoſſenſchaften 1899—1902 neu er⸗ 
richteten Fachgenoſſenſchaften auf rund 200 geſchätzt 
wird. Von den Ende 1902 in den Amtsbezirken 
der Genoſſenſchaſtsinſtruktoren beſtehendenGenoſſen⸗ 
ſchaften ſtellten jid) 24-4 % als Fachgenoſſenſchaften, 
16°9% als Genoſſenſchaften für verwandte Gew., 
406% als ſolche für mehrere nicht verwandte Ger. 
und 181% als Kollektivgenoſſenſchaften dar. 

Die fiir das Genoſſenſchaftsweſen makgebenden 
Vejtimmungen, deren Inhalt nunmehr im folgens 
den betraditet werden joll, find in der Wew.sNovelle 
15 LL 83, R. 39, enthalten, die jelbjt wieder durch 
die Gew.-Novelle 25 [1 97, R. 63, einige weſentl. 
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WUbénderungen erjahren hat. Jn dem Syſteme der 
ew. O. ijt den Genoſſenſchaften das VII. Haupt- 
itiid qewidmet. Nach dem rt. „Gewerbe A.” UL 1 
erwähnten, 1905 im Reichsrate ale Regierungs— 
vorlage cingebradjten Entwurf einer Nov. zur 
Wew. O. find neuerliche widhtige YUnderungen am 
Genoſſenſchaftsrecht in Ausſicht genommen. 

I], Beftand un. Errichtung von Geuoſſenſchaf⸗ 
ten. Auch das geltende Gew.Recht fieht gleich der 
Gew. O. vom J. 1859 zunächſt die Wujfredterhal- 
tung der bejtehenden Verbände vor und ordnet 
dort, wo ſolche nod) feblen, die Errichtung von 
neuen Senojienidajten an. Nur ijt die diesbezügl. 
Vorſchrift nod präziſer, indem das Geſetz die Her: 
ſtellung der fragl Verbände durch die Gew.-Be- 
horde unter denjenigen, welche gleiche oder ver- 
wandte Gew. in einer oder in nadjbarl. Gemein- 
den betreiben, vorichreibt ,,injofern es die örtl. Ver— 
hältniſſe nicht unmöglich machen“ (§ 106 Gew. L.). 
Der Errichtung neuer Genoſſenſchaften hat die Ein— 
vernehmung des etwa beſtehenden Genoſſenſchafts— 
verbandes und der örtlich zuſtändigen Handels- u. 
Gew.⸗Kammer voranzugehen, welche diesfalls die 
Beteiligten au hören hat. Die E. über den terri 
torialen Umfang des Genoſſenſchaftsbezirkes ſowie 
über die Frage, ob eine —— ein Gew. 
oder verſchiedene Gew. umſaſſen ſoll, iſt Sache des 
freien Ermeſſens der Gew.-Behörden Ert. des 
V. G. 13 X 84). Nach dem H. M. Erl. 22 VI 97, 
3. 31015, ijt bei Organiſierung der Gew. Genoſſen⸗ 
ſchaften tunlichſt nach dem —8 der Ber: 
cinigung von gleidjen oder verwandten Gew. zu 
Fachgenoſſenſchaften vorzugehen, wenn aud) die- 
jelben unter Umſtänden ein größeres Territorium, 
wie etwa das Webiet cines polit. Bezirkes umfajien 
jollten; diejem Geſichtspunkte ijt auch bei Anderun— 
gen in der Organifation bereits bejtehender Ge— 
nofienichaften nad) Möglichkeit Rechnung gu tragen. 
(Uber die tatſächl. Berhdltnifje und die zunehmende 
Wruppierung der Yew. nad) dem ſachgenoſſenſchaftl. 
Pringipe ſ. die Mitteilungen bet Bunft 1). Ait be— 
züglich eingelner Gew. cin Zweifel, ob dieſelben in 
eine Genoſſenſchaft und in welche cingureihen find, 
jo hat die Behörde nach Anhörung der Handels— 
u. Hew.-Rammer begw. der betreffenden Genoſſen— 
ſchaft über dic Zuweiſung au enticeiden (§ 112 
Wer. O.). Ebenjo finnen auch jederjeit Anderungen 
an dem territorialen Umfang und der Zuſammen— 
fepung der Genoſſenſchaften vorgenommen werden 
($$ 109, 111 Gew. ©.). 

Bur legalen Exiſtenz einer Genoſſenſchaft ge 
hören durd) die polit. Landesſtelle genehmigte Sta— 
tuten, bei deren Priijung die Behörde inſofern 
jreie Hand hat, als jie nur nicht Beſtimmungen 
beanjtinden fann, welde ibre Beqriindung im We: 
jebe finden (&. B. G. 3 V 88, Budwinsfi 41086); 
dem Genoſſenſchaftsſtatut ijt das Statut fiir die 
Webiljenverjammlung (j. unter VIL) und das Sta: 
tut fiir den ſchiedsgerichtl. Musfdug (j. unter IX: 
jowie das der Rranfentajje (jf. unter X) als inte: 
grierender Bejrandteil desſelben angureihen ($§ 110, 
126 Mew. O.). WS Richtſchnur Air die Abſjaſſung 
wurden Wuiteritatuten herausgegeben Müller— 
Diwald, Gew. O., 5. Mujl., S. 301 f.. Much von 
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den Genoſſenſchaften etiva ——— Lehrlings⸗ 
trankenkaſſen (ſ. unter XIbedürfen eines durch dic 
polit. Landesſtelle genehmigten Statutes (H. Vi. 
Erl. 14 VIII 89, 3. 32639). Für dieſe wurde gleich— 
jalls a eae entivorfen (Miiller=Diwald 
S. 360 j.). 

Die landesiibl. Benennungen (Gremien, Wil- 
den, Annungen u. dgl.) können jeitens der gewerbl. 
Genoſſenſchaften beibehalten werden. 

ILL, Mirglieder u. Angehörige. Mitglieder 
ciner Genoſſenſchaft jind jene, die in dem Bezirke 
derjelben das Gew., fiir welches dieſelbe bejtebt, 
jelbjtiindig oder als Pächter betreiben. Jedoch iit 
zu untericheiden zwiſchen WMitgliedern, die der Ge- 
nojienfchajt kraft des Geſetzes angehören, und Wit- 
qliedern, die nur ein Beitrittsrect haben. Im allg. 
wird nämlich jedermann, der im Begirfe der Ge— 
noſſenſchaft cin ihr zugewieſenes Sew. betreibt, ſchon 
pon jelbjt durch den UAntritt des Gew. Genoſſen— 
ſchaftsmitglied. Nur die Anhaber jabrifsmapig be- 
triebener Unternehmungen (f. Art. „Gewerbe A.“, 
IM) haben feine Verpflichtung jum Beitritte (§ 108 
Wew. D.); ihre Teilnahme fest nad der E. des B. 
G. 26 VL 1901 nicht bloß ihre eigene Beitrittserfla- 
rung, fondern auc) die Buftimmung der Genoſſen— 
ſchaft voraus. Das Geichlecht begriindet feinen Un— 
terichied in Der Mitgliedſchaft, ebenfowenig der Um— 
ſtand, ob der Betrieb fic) auf ein perſönl. Sew. 
Recht oder cine Realgewerbeberedhtiqung |j. Art. 
„Gewerbe A.“, IIL, 2, C) besieht. Bet von offenen 
Handelsgefelljchatten betriebenen Gew. ijt Genojjen- 
ichatsmitglied die Handelgefellichajt als folche (C. 
V. G. 231V 92, Budwinski 6564). 

Angehörige der Genoſſenſchaft find die Hiljs- 
atbeiter det Mitglieder ohne Unterſchied, ob jie ge— 
lernte Urbeiter, zu untergeordneten Hilfsdieniten 
beim Gew. verivendete Berjonen uſw. find, alfo in 
vollem Umfange der lit. a—d des § 73 Gew. O. 
An Abweichung von der Ausdrucksweiſe des § 73 
werden im VIL. Hauptitii der Gew. O. unter Ge— 
hilfen (Gefellen) alle Hilisarbeiter mit Ausnahme 
der Lehrlinge veritanden und kommt dicie Bedeu- 
tung aud) im vorlieqenden Art. yur Anwendung. 
Ausnahineweile verbleiben Gebilfen, welche aus 
dem die Angehörigkeit beqriindenden Urbeitsver- 
haltnis ausgeſchieden find, während der Beit der 
Arbeitsloſigkeit, jedoc nicht Linger als durch ſechs 
Woden, im Berbande der Genoöſſenſchaft (§ 120, 
7. Mbj., Gew. O.). 

IV. Awede u. Aufgaben. Dicielben ergeben 
ſich zunächſt aus der im § 114 Gew. O. enthale 
tenen Aufzählung, gum Teil aber auch aus anderen 
Vejtimmungen der Gew. O. und jonftiger Geſetze. 
Hiebei find etwa die folgenden Wruppen zu unter: 
idheiden. 

1, Mitwirfung an der Gew.-Verwaltung. Sie 
dubert fic) zunächſt in der Erjtattung von Aus— 
fiinften u. Gutadten an die an der Verwaltung 
der gewerbl. Angelegenheiten beteiligten amtl. Stel- 
len, die in gewijien Fällen ſogar vor der E. zur 
Finvernehmung der beteiligten Genoſſenſchaften ver- 
vilichtet find (ſ. 88 14, 24, 36, 38 uſw. Mew. O.). 
Die Genoffenichajten find ferner zur alljährl. Er— 
jtattung von Beridten über alle jene Vorkomm— 

Ofterr, Staatswörterbuch. 2. Aufl., 2. Bd 
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nijje innerhalb der Genoſſenſchaft berufen, welche 
für die Aufſtellung ciner Gerw.-Statijtif yon Weſen— 
heit find. Den Genoſſenſchaften obliegt fodann cine 
Reihe von Beſtätigungen u. Beurfundungen Be— 
ſtätigung der Lehr- u. Arbeitszeugniſſe, weldye gum 
Nadnweije der Befähigung beim Antritte von hand- 
werlSmipiqen Gew. dienen follen, der Eintragungen 
in8 Urbeitsbuch, —— der Lehrbriefe. 

2. Wahrnehmung u. Vertretung der berufs— 
mäßigen Intereſſen des Gew. Unter dieſem Geſichts— 
puntte ijt den Genoſſenſchaften als Zweck die Pflege 
des Gemeingeiſtes und die Erhaltung u. Hebung 
der Standesehre unter den Mitgliedern u. Ange— 
hörigen vorgezeichnet. Sie find berechtigt u. berufen, 
aur Wabhrung der gewerbl. Anterejjen an die Ore 
gane der Verwaltung herangutreten, Anträge zu 
itellen uſw. 

3. Die BVorjorge fiir das Lehrlingsweſen. Sie 
äußert fic) in der Erlaſſung von der behördl. Ge- 
nehmigung ju unterbreitenden Bejtimmungen iiber 
Ausbildung der Lehrlinge, Dauer der Lebrgcit, 
Vehrlingspriijungen, Bedingungen für das Halten 
von Lebrlingen, in der Evidenghaltung der Lehr— 
verträge (§ 99 Gew. O.), in fpesiell ausgefpro- 
dhenen Obliegenbeiten zugunſten der Lebrlinge 
(§ 103a Gew. O.), in der Fiirforge fiir erfrantte 
Vehrlinge. 

Der Genoſſenſchaft obliegt ferner die Gründung 
oder Förderung von gewerbl. Fadlehranjtalten und 
die aig eg oe detielben. Da von folchen An— 
jtalten nicht bloß Lebrlinge Nugen ziehen können, 
ſo ſteht dieſer Gegenſtand auch in Beziehung zu 
dem gg See Puntt. 

4. Borkehrungen in Beziehung auf den Ar— 
beiteritand. Die Genoſſenſchaften haben fiir die Er- 
haltung geregelter Zuſtände jwijden den Bew.-An- 
habern und ihren Gebilien, befonders in Bezug 
auf den Arbeitsverband Sorge au tragen, ibnen 
obliegt die —— u. Erhaltung von Genoſſen— 
ſchaftsherbergen, die Arbeitsvermittlung, die Kran— 
kenverſicherung (ſ. unter Punkt X) ufw. 

3. Vorkehrungen zur Förderung dev gemein— 
ſamen humanitären und gewerbl. Intereſſen der 
Mitglieder. Hieher gehört namentlich die Gründung 
von Kranken— u. Unterftiipun Sfajien bezw. Unter= 
ſtützungsfonds oder die Crridtung von Vorſchuß⸗ 
fajjen, Robjtofilagern, Berfaujshallen uiw. oder die 
materielle Förderung ſolcher Anſtalten. Die Errich— 
tung derartiger Kaſſen u. Geſchäftsunternehmungen 
hat in den hiefür geltenden Rechtsformen, d. i. der 
regiſtrierten Hilfstajien, begw. dev Erwerbs- u. 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, au geſchehen. Sur Teil- 
nabme an den Geſchäftsunternehmungen fann auger 
in Fällen, wo derlei Anlagen aus öffentl. Miid- 
jichten erridjtet ober angeordnet werden, niemand 
wider feinen Willen hetangesogen werden; fiir Mei- 
jterunterjtiipungs- oder WMeijterfranfenfafjen fann 
dagegen die Zugehörigkeit obligatoriſch qemacht wer- 
den ($ 1154 Gew. ©.). 

V. Genoſſenſchaftsverhände. Gewerbl. Bei- 
rite. Die Genoſſenſchaften einer oder mebhrerer Ge— 
meinden oder Bezirke finnen zur befjeren Wahrung 
ihrer Antercijen einen Verband errichten, welcher 
entiveder aus den aleichartiqen oder verwandten 
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oder aud aus —— Genoſſenſchaften 
durch freiwilligen Beitritt derſelben gebildet werden 
lann. Wo ein folder Verband aus allen Genojjen- 
ichajten eines polit. Beairfes bejteht, bildet fein Mus- 
ſchuß einen gewerbl. Beirat der polit. Bezirksbe— 
hörde, deſſen Mompeteng im eee gh au 
bejtimmen ijt (§ 114, Schlußabſätze, Gew. O.). 

Im Sinne diefer Bejtimmungen wurde einer- 
icits ein Mujterjtatut fiir Genoſſenſchaftsverbände 
hinausgegeben (Miiller-Diwald, S. 404 f.), ander- 
jeits die Minijterialverordnung 20 III 97, R. 83, 
erlajjen, welche das Verfahren bei Einvernehmung 
det Beiriite regelt und die WAngelegenheiten auj- 
zählt, über welche die Beiräte gehirt werden follen 
(Dispenfen in Fragen des Beſaͤhigungsnachweiſes, 
gewiſſe Genojienichajtsangelegenheiten). 

Auf Grund der erwiihnten geſetzl. Beſtim— 
mungen bat fid) in der Tat eine Reihe von Ge— 
noſſenſchaftsverbãnden gebildet; die Berichte der Ge⸗ 
noſſenſchaftsinſtruktoren erwähnen für Ende 1902) 
58 gemiſchte davon 37 mit Erjtredung über einen 
polit. Bezirk, der Rejt mit größerem Sprengel) und 
10 Fachverbände (dDarunter einer, jenet der Rauch— 
—— — fiir das ganze Reich). 

VI. Geſchäftsführung Dieſelbe erfolgt durch: 
1. Die Genojffenfdajftsverfammlung. Die— 
felbe bejteht aus fimtlichen ſtimmberechtigten Mit— 
gliedern. Das Stimmrecht entfällt nur nad Maß— 
gabe der im § 118 Gew. O. getroffenen Beſtim— 
mungen in Fallen ſtrafgerichtl. Verurteilung, des 
Ronturjes, dex Gew.-Entziehung, der verhangten 
Ruratel. Der Wirkungskreis der Genoſſenſchafts— 
verſammlung umfapt dic in Dem § 119b der Mew. 
©. genannten Ugenden (insbej. die Wahl der Ge— 
noſſenſchaftsfunktionäre aus dem Stande der Gew.— 
Inhaber, die Pritfung u. Genehmiqung der die Wee 
barung betrefienden Rechnungsabſchlüſſe u. Jahres— 
voranjdliige ſowie die Beſtimmung des durch Um— 
lagen — Betrages, die grundſätzl. Be— 
ſchlüſſe über die Errichtung oder Umänderung von 
genoſſenſchaftl. Anſtalten zu Lehr-, Arbeits-, Unter— 
ſtützungs⸗ u. Wirtſchafts zwecken, die Schlußfaſſung 
über das Genoſſenſchaftsſtatut und deſſen Anderun— 
gen, die Verfügung über das der Genoſſenſchaft 
gehirige Vermögen u. a.). Erſchwerende Formen 
ſür die Beſchlußfaſſung gelten für die Errichtung 
von Geſchäftsunternehmungen, Kranken- u, Unter— 
ſtützungskaſſen für Meiſter, die Teilnahme der Ge— 
noſſenſchaft an ſolchen Unternehmungen oder die 
materielle Förderung derſelben aus den Genoſſen— 
ſchaftsmitteln ($ 115a Gew. O.. 

2. Die Genoſſenſchaftsvorſtehung. Dieſe 
beſteht ihrerſeits aus dem Genoſſenſchaftsvorſteher, 
deſſen Stellvertreter und dem Genoſſenſchaftsaus— 
ſchuß mit der für den Beginn durch die Behörde, 
dann durch das Genoſſenſchaftsſtatut feſtgefetzten 
Zahl von — ———— u. Erjagminnern. 
Die Wabl aller dieſer Organe erjolgt in der Ge— 
noſſenſchaftsverſammlung mit abjoluter Majoritit, 
die Wahl des Voritehers und dejien Stellvertreters 
fann, wenn fie geſetzwidrig zuſtande gekommen oder 
der Gewählte von der Wabhlbarfeit geſetzlich aus— 
geſchloſſen ijt (§ 118 Mew. £.), von der Hew.-Be- 
horde fiir ungiiltiq erflart werden. Bei der Wahl 
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der Ausſchußmitglieder u. Erſatzmänner ijt bei Ge— 
nofjenfdjajten, die verſchiedene Gew. umfajjen, auf 
eine — —— der Gew.⸗Gat⸗ 
tungen Bedacht zu nehmen. Kommt eine Wahl der 
Meh yor iri mt git lag en 
jo hat die Behörde die erforderl. Anzahl von Ver- 
tretern der Gew.⸗Inhaber gu bejtimmen. Den Sta- 
tuten bleibt vorbehalten feſtzuſetzen, inwieſern den 
Webilfen (Gefellen) eine Bertrctung im Genojjen- 
ſchaftsausſchuſſe eingeräumt werden fann. Alle ſtimm⸗ 
berechtigten Genoſſenſchaftsmitglieder ſ. oben) find 
aud) wahlbar, die Amtsdauer währt in der Regel 
drei Jahre, doch finnen die Statuten auch eine 
liingere oder kürzere feitfepen. 

Der Vorſteher (oder im Verhinderungsfalle 
deſſen Stellvertreter) vertritt die Genojienidhatt nach 
außen, leitet u. überwacht die gejamte Geſchäfte— 
fiibrung und unterjdjreiht alle Uusfertiqungen, er 
berujt den Ausſchuß gu Sipungen ein, in melden 
er den Borjig führt. Durd) das Genojjenjdajts- 
jtatut können ihm nocd befondere Befugniſſe zuge— 
wiejen werden. 

Jn den Wirkungskreis der Genoſſenſchaftsvor— 
jtehung gebiren alle Ungelegenbeiten, welche nicht 
der Genoſſenſchaftsverſanmlung oder den im nad- 
jtehenden genannten Organen zugewieſen find 
($$ 119¢ bis 119f Gew. ©.). 

3. Die sur Beforqung der auf die Kran: 
fenfaije bezügl. — berufenen Or— 
gane fj. unter Punkt X. 

4. Den ſchiedsgerichtl. Ausſchuß ſ. unter 
Punkt IX. 

VIL. Gehilfen- u. Hilfsarbeiterverſammlung. 
Der genoſſenſchaftl. Verband umſchließt, wie oben 
geſagt, nicht blob die Wew.-Jnhaber. Demnad) wird 
die jog. 3 misting | errichtet, die ang 
famtlichen jtimmberedhtiqten Gebilfen (in dem in 
Bunft III angegebenen Sinne) der in einer Ge— 
noſſenſchaft vereiniqten Gewerbetreibenden beftebt. 
Die Stimmberechtiqung ijt an die Suriidlequng dee 
18. Lebensjahres und da8 Nichtvorhandeniein einer 
der im § 118 Gew. O. genannten Ausſchließungs— 
qriinde (vgl. Bunft VI, 1) gebunden. Die Gebiljen- 
verjammlung wählt als ſolche cinen Obmann (welche 
Wahl unter denielben Vorausſetzungen wie fiir den 
Genoſſenſchaftsvorſteher — Punkt VI, 2 — von 
der Behörde für ungiiltig erflart werden kann und 
Aus chußmitglieder in der Sahl von awei bis ſechs 
jeweilig auf die Dauner von drei Jahren. Abr Wir- 
kungskreis umfakt: a) Die Wahrnehmung u. Er- 
Grterung der Intereſſen der zur Genoſſenſchaft ge- 
hörigen Gebilfen (Geſellen), joweit die Förderung 
Diejer Ynterejien den Sweden der Genoſſenſchaft 
{§ 114 Gew. OD.) nicht widerjtreitet: b) die Wahl 
der Funktionäre aus dem Stande der Gebilfen fiir 
die Rrantenfafje und den ſchiedsgerichtl. Ausſchuß: 
c) die Bahl von Vertretern in der Bahl von zwei 
bis ſechs zur Teilnahme an den Genoſſenſchafts— 
verſammlungen, welchen behufs Vorbringung von 
Wünſchen oder Beſchwerden beratende Stimmen 
zuſtehen; d) die Wahl des Obmannes und des 
Gehilfenausſchuſſes (§§ 120, 120a Gew. D.). 

Wenn fic unter den Angehörigen einer Ge- 
nojjenichaft eine größere Anzahl von UArbeitsper- 
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jonen befindet, weldje ju untergeordneten Hilfs- 
dienjten beim Gerv. verwendet werden (§ 73, lit. d, 
ew. O.), fo tinnen für dieje Urbeitsperfonen ab- 
gefonderte genoſſenſchaftl. Inſtitutionen, fomit aud 
eine eigene jog. Hilfsarbeiterverfammlung 
gebildet werden. 

Die Koſten der Gebhilfenverjammlung hat die 
—— gu tragen (E. des B. G. TIL 99). 

VILL. Vermögen. ALS Einnahmen fommen 
inSbef. vor: 


1. Der Ertrag de etwa bereits vorhandenen 
Vermögens. 

2. Die Inkorporations⸗Aufnahms⸗ Gebühren 
von neu eintretenden Mitgliedern. Die Feſtſetzung 
von ſolchen Gebühren muß in den Statuten ent- 
halten ſein und können die Genoſſenſchaften aud 
von einer derartigen Einführung abſehen (§ 126 
lit. h, Wew. ®.). 

3. Aufnahme⸗ (Mufding-) u. Freiſprechgebühren 
der Lebrlinge. 

4. Die jährlich repartierten Umlagen auf die 
Genoſſenſchaftsmitglieder. Der Maßſtab fiir diefe 
Repartition hat bereits in den Statuten enthalten 
au fein, die Bejtimmung des durch Umlagen auf- 
jubringenden Betrages jteht der Genoſſenſchafts— 
verjammlung gu ($§ 126, 119b, lit. c, Gew. ©.). 

Umlagen u. Gebühren können notigenfalls im 
Verwaltungswege eingetrieben werden (§ 115 Gew. 
©.), der Erlag der Anforporationsgebiihr ijt übri— 
ae jdon bei der Anmeldung des Gew. beg. 

ei der Bewerbung um ein fonjeijioniertes Gew. 
auszuweiſen (§ 107 Gew. ©.), 

Die Einnahmen der Genojjenjdhajten tragen 
aljo zum Teil einen privatiwirtichaitliden, gum 
Teil cinen öffentlich-rechtlichen, d. i. gebühren- oder 
jteuerartigen Charafter an fic. Auch in anderer 
Hinficht ergeben fich rechtl. Verichiedenbeiten. Bon 
dem jährl. Eingange an Jnforporationsgebiihren 
dürfen höchſtens drei Vierteile au den laujenden 
Ausgaben verwendet werden, wogegen der Reſt 
fruchtbringend angulegen ijt. Bon dem Ertrage der 
Lehrlingsgebiihren mug mindeftens die Haljte nur 
zu folchen Zwecken verwendet werden, welche der 

usbildung der Lehrlinge oder jonftigen Intereſſen 
derfelben zugute fommen (§ 115 Gew. O.). Sonjt 
ilt nur die allg. Bejtimmung, dak das Vermigen 
oie dejjen Erträgniſſe nur zu Genoſſenſchafts— 
sweden verwendet werden dürfen ($ 119b Gew. O.. 
Die Hohe der Anforporations: u. Lehrlingsaebiihren 
(welde iibrigens gemäß § 115 Gew. O. in der 
durch das Geſetz 23 II 97, R. 63, bewirften Faſſun 
einer Revijion zu untersiehen waren) wird dur 
die polit. Landesbehirden nach Einvernehmung der 
Genoſſenſchaften feſtgeſetzt. 

Die Verfügung über das der Genoſſenſchaft 
gehörige Vermögen ſowie die Prüfung u. Geneh— 
migung der die Gebarung bei der Genoſſenſchaft 
betreffenden Rechnungsabſchlüſſe u. Jahresvoran— 
ſchläge fallt in den Wirkungskreis der Menojjen- 
ſchafisverſammlung. Alljährlich ift der GHew.- Be- 
hérde cine mit den ordnungsmäßigen Behelfen 
veriehene Schlußrechnung über dic Einnahmen u. 
Ausqaben der Genoſſenſchaft vorzulegen, welche 
vom Vorſteher und zwei Ausſchußmitgliedern gee 
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fertigt fein mug (§$ 119b, lit. c und i, 115b 
Gew. .). 


Die Bejtimmungen fiber das Vermögen von 
Genofjenfdhaften im Falle der Auflöſung uſw. find 
in den $$ 128 u. 129 der Ger. D. enthalten. 

Ix. recy Sete Ausſchuß ($$ 122 bis 
124 Gew. D.). a) Rompetens. Der —— 
Ausſchuß iſt zur Austragung von Streitiqfeiten 
aus dem Arbeits⸗, Lehr= u. Lohnverhältniſſe zwi— 
fchen den Genoſſenſchaftsmitgliedern und ira 
Hilfsarbeitern beſtimmt. Seine Kompetenz wird 
dadurch begriindet, daß beide Streitteile ſich dem- 
jelben ſchriftlich unterwerfen oder der Ausſchuß von 
einer Partei angerujen wird und die Gegenpartei 
infolge der an jie ergangenen bag teers por dem 
Ausſchuſſe ericheint und deffen Sujtiindigfeit an- 
erfennt. 

Laut ded fiir pyre et aes Ausſchüſſe erlajje- 
nen Wujterjtatutes (MiillersDiwald, S. 333 j.) 
ijt der Ausſchuß auch berufen aur E. von Streitig- 
feiten. zwiſchen den Mitgliedern der genoſſenſchaftl. 
Rtrantenfafje und biefer felbit über Unterjtiigungs- 
anjpriide und von Befdwerden wegen Auferlegung 
erhöhter Beitriige im Hinblid auf Schidigung der 
Rajje durch Simulation. 

b) Zuſammenſetzung. Die Anzahl der Mit- 
lieder, die näheren Bejtimmungen iiber die Wahl 
erjelben, iiber dic Dauer und die Reihenjolge ihrer 

Funktion, iiber die Wahl des Obmannes und feines 
Stellvertreters und iiber die Dauer der Funttion 
dieſer legteren wird durch cin befonderes, der Ge— 
nehmigung unterliegendes Statut (j. Bunt I) 
geregelt. Jedenfalls hat aber diejer Ausſchuß aus 
einer gleichen YUngahl von Witgliedern aus dem 
Stande der Mew.-Anhaber und der Gebiljen gu 
bejtehen und werden der Obmann und dejjen Stell- 
vertreter von den Mitgliedern des Ausſchuſſes mit 
abjoluter, Stimmenmehrheit aus ihrer Witte ge— 
wilt. (Uber den Fall, dak feine Wahl rechtzeitig 
aujtande fommt, ſ. § 122 Gew. O.) 

c) Verfahren. Die Mustragung der an den 
Ausſchuß qelangenden Streitigteiten fann entiveder 
im Wege eines Vergleiches oder durd Ertenntnis 
(E.) erpolgen. Dieſe a cada und &. find im 
BVerwaltungswege vollsiehbar. Gegen letztere jtebt 
jedoch) dem Streitteile die Anfechtung durch Uber- 
reichung einer Klage bei dem ordentl. Richter inner= 
halb der Frift von 8 Tagen vom Tage der Kund— 
machung der E. gu. Bezieht ſich dic E. auf eine 
qur Zuſtändigkeit eines Gew.-Gerichtes gebirige 
Streitigfeit, jo hat nad) § 35 des eww. «Hee 
richtsgeſetzes — die Anfechtung vor dem Ger.- 
Gerichte gu erjolgen. Durch die Anjechtung wird 
bal vorliufige Vollftredung der E. nicht aufge— 

alten. 

X. Genoſſenſchaftl. Krankentaſſen. Die Ge— 
noſſenſchaften ſind verpflichtet, zur Unterſtützung 
der Gehilfen Geſellen) für den Fall der Erkran— 
fung entweder eine eigene Anſtalt (Krankenkaſſe 
gründen und zu erbalten oder einer beſtehenden 

ranfenfajje beijutreten, welche den geſetzl. Bedin- 
gungen entipridyt. 

Die Bejtimmunaen iiber die genojjenichaftl. 
Rranfenfaijen find tele in der Gew. O., teile in 

34° 
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dem Geſetze 30 III 88, R. 33, über die Kranken— 
verſicherung der Arbeiter enthalten. 

Die Errichtung einer Genoſſenſchaftskranken— 
fajje erfolgt danach durch Beſchluß der fog. Ge— 
neralverſammlung (iiber deren Zuͤſammen etzung 
j. unten), welcher auch die Abfaſſung der Statuten 
jufteht, die dann eine Genehmigung durd) die 
polit. Landesbehörde bediitien. Iſt die Mranfen- 
faife legal etrichtet, jo werden bei ihr vig 
alle bet den Genoſſenſchaftsmitgliedern in Arbeit 
befindlichen bezw. tretenden Gehilfen (u. zw. nicht 
blog die Gehilfen im e. S., ſondern die Hilfs— 
arbeiter im vollen Umfange des § 73 Gew. O., 
j. oben Bunft III mit Wusnahme der Lehrlinge. 
Zuläſſig wäre es, fiir die zu untergeordneten — 
dienſten beim Mew. verwendeten Arbeitsperſonen 
eine beſondere Krankenkaſſe zu bilden (§ 106 Gew. 
O., ſ. oben Punkt VI). Die ſtatutenmäßigen Lei— 
ſtungen der Kaſſe in Krankheitsfällen müſſen ſo— 
wohl den in 8 121 Gew. O. getroffenen Vorſchriſten 
Mindeſtausmaß des Kranfengeldes fiir Manner 
die Hälfte, fiir Frauen ein Drittel des auf einen 
Taq entjallenden Lohnes ujiw.) geniigen al8 auch 
den Betrag der in den $$ 6--8 des K. V. G. feſt⸗ 
geſetzten gefepl. Mindeſtleiſtungen der Kranfenver- 
licherungsfajien (freie ärztl. Behandlung ſowie die 
notwendigen Heilmittel und fonjtigen therapeuti- 
ſchen Behelfe, Mranfengeld in der Hobe von 60% 
des im Gerichtsbezirle übl. Taglohnes gewöhn— 
licher, der Verſicherungspflicht unterliegender Ar— 
beiter mindejtens 20 Woden hindurch, eventuell 
jreie Nur u. Verpflequng in einem Krankenhauſe 
uit.) erreichen, die Beiträge der Urbeitgeber machen 
die Hälfte jener des Webhilfen aus (welche ibrer= 
jeitS nicht mehr als 3% vom Lohngulden betragen 
dürfen), die Mitglieder dürfen endlich fiir den Fall 
der Enwerbslojiqfcit in Bezug auf Cintrittsgeld 
u. a. nicht ungiinjtiger gejtellt fein, als es im K. 
V. G. normiert ijt (§ 58 K. V. G.). 

Die Gew. Inhaber haben ihre zum Eintritte 
in die Krankenkaſſe verpflichteten Hilfsarbeiter bei 
dieſer Kaſſe anzumelden, ſie haben ferner die ſta— 
tutenmiifigen Beiträge der Gehilfen, ſoweit dieſe 
Beiträge während der Dauer der Arbeit bei ihnen 
fällig werden und inſoſern dieſelben nicht ſeitens 
der Gehilfen an die Genoſſenſchaftskrankenlaſſe ent: 
richtet werden, auf Rechnung de8 Lohnes an die 
Kaſſenverwaltung abzuführen. 

Die Geſchäftsführung erſolgt durch den Vor— 
ſtand, welcher zu zwei Dritteilen aus gewählten 
Vertretern der Gehilſen, zu einem Dritteil aus 
gewählten Vertretern der Gew.⸗Inhaber beſteht. 
Daneben wird in der gleichen Weiſe cin Uberwa— 
chungsausſchuß gebildet, deſſen Wirkungskreis in 
den Statuten genauer zu begrenzen ijt. Endlich 
beſteht die ſog. Generalverſammlung, in welcher 
ſedes anweſende Mitglied Gehilfe, Gefelle) cine 
Stimme hat, ſofern ſie nicht was, wenn die 
Kaſſe mehr als 300 Mitglieder zählt, obligatoriſch 
iit — aus Delegierten dieſer zuſammengeſetzt wird; 
immer haben jedoch die Gew.⸗Inhaber Anſpruch 
auf die Halfte der den Mitgliedern zuſtehenden 
Stimmen. Der Wirfungsfreis dieſer General- bezw. 


Telegiertenveriammlung ijt gleichfalls im Statute | 
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genau zu beſtimmen und ijt ifr jedenfalls vorbe— 
halten a} die Beſchlußfaſſung über den Jahres— 
bericht des Vorſtandes und die Entlaſtung des 
letzteren, b) die Ahfaſſung der Statuten, die Be— 
ſchlußfaſſung über Anderungen an denjelben (welde 
jedoch der Genehmigung durch die Landesſtelle 
bediitjen), über die Verſchmelzung der Kaſſe mit 
anderen den gejebl. Bedingungen entſprechenden 
Sranfenfajjen, c) die Beſchlußfaſſung über die Auf⸗ 
nahme von Darlehen, weldje die im Statute feſt— 
zuſetzenden Grengen überſchreiten, d) die Beſchluß— 
—— über die Auflbſung der Kaſſe im Falle 
eines Eingehens der Genoſſenſchaft. 

Die Gebarung u. Verwaltung der Krankenkaſſe 
muß ſelbſtändig u. unabhängig von den ſonſtigen 
etwa bejtehenden genoſſenſchafti. Unterſtützungsan— 
ſtalten ſein. Ihre Mittel dürfen unter leiner Be— 
dingung zu anderen Zwecken als zur Kranken— 
unteritiipung ihrer Mutglieder verwendet werden. 
Die Gebarung jteht unter der Aufſicht der Gew.- 
Behörde, welche berechtigt ijt, jederzeit von allen 
Biidhern u. Rednungen der Kaſſe Einjicht gu nehmen 
und die Kaſſe zu ffontrieren ſowie verpflictet er- 
fcheint, die genaue Befolqung der Statuten gu über— 
waren. Im Falle von Geſetz⸗ oder Statutenwidrig- 
feiten ſind Strafen (nad) dem VIII. Hauptitiid der 
ew, O.) und eventuell die Schließung der Kaſſe 
ju verbiingen. Uber die E. von Streitigfeiten zwi— 
ſchen Den Rajjemitglicdern und der Kaſſe über 
Unterſtützungsanſprüche uſw. durd) den ſchiedsge— 
—— Ausſchuß der Genoſſenſchaft ſ. oben Punkt KX. 
it. a. 

Val. $$ 121-—-121h Sew. £., 6. 30 III ss, 
R. 33, betreffend dic Krankenverſicherung der Ar— 
beiter, dann das Muſterſtatut fiir genoſſenſchaftl. 
Wehiljenfranfenfafjen (bei Miiller-Diwald S. 3447.), 
Wenzel, die Urbeiterverjicherung nad) öſterr. Rechte 
iSeipjia 1893). 1902 waren S76 genoſſenſchaftl. 
Rranfenfajjen tätig mit einem durchſchnittl. Mit: 
qlicderjtande von 377.751 Perſonen. Das 1904 
verifjentlichte ,,Brogramm fiir die Reformt und den 
Ausbau der WUrbeiterverjicherung’ fieht die aus- 
ſchließl. Unterftellung der genoſſenſchaftl. Kranken— 
kaſſen unter das Arbeiterverſicherungsgeſetz vor und 
enthält eine Reihe von Beſtimmungen, die wichtige 
Neuerungen bedeuten und namentlich auch eine 
Einſchränkung der Zahl dieſer Kaſſen zur Folge 
haben würden. 

XL. Lehrlingskrautenkaſſen. Nach dem K. V. 
G. ſind auch die Lehrlinge in die Verſicherungs— 
pflicht einbezogen, während an den genoſſenſchaftl. 
Rranfenfajien nur die Gehilfen Unteil haben. Das 
Geſetz 4 1V 89, R. 39, verjiigt mun, daß von dies 
jer Verjicherungspjflicht durd) die polit. Behörden 
1. Anitang die bet den Mitgliedern einer Gerw.- 
Genoſſenſchaft in Verwendung jtehenden Lehrlinge 
befreit werden können, fofern dieje Genoſſenſchaft 
im Cinne des §$ 114, Abſ. 2, lit. f., der Gew. 
©. die Fiirforge fiir erfranfte Lehrlinge in der 
Weiſe iibernimmt, dak diefelben im Krankheitsfalle 
mindejtens fiir 20 Wodyen auf Verpflequng und 
ärztl. Behandlung Anſpruch haben. Die Genoſſen— 
ichajten können dieſe Fürſorge in verichiedener Form 
durchführen, fe fonnen insbeſ. auc) zu dieſem Zwecke 
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eigene Lehrlingskrankenkaſſen gründen. Aber auch 
dann bleibt es dem Ermeſſen der Behörde über— 
laſſen, dem Anſuchen um Befreiung der Lehrlinge 
von der Krankenverſicherungspflicht ſtattzugeben oder 
nicht. Muſterſtatut fiir Lehrlingskrankenkaſſen ſ. bei 
Müller⸗Diwald S. sti07. 1902 gab e 397 Lehrlings- 
franfentajjen mit durchichnittlich 68.144 Verſicherten. 
XII. Disziplinargewalt. Der Genoſſenſchafts— 
porjtehung ſteht da8 Recht gu, iiber die Mitglieder 
u. Angehörigen der Genoſſenſchaft bei Verletzung der 
Genoſſenſchaftsvorſchriften angemeſſene Ordnungs- 
ſtrafen als: Verweiſe u. Geldſtrafen bis zu 20 K 
zu verhängen. Die Fälle, in welchen ſolche Ord— 
nungsſtraſen verhängt werden können, ſind jedoch 
in den Statuten aufzuführen (§ 125 Gew. O.). 
XUL. Staatsaufſicht. Genoſſenſchaftsinſtrul⸗ 
toren. Die Genoſſenſchaften ſtehen unter der Auf—⸗ 
ſicht der Behörde, welcher aud) die Befugnis zu— 
kommt, über Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der Ver— 
ſammlungen oder der Vorſtehung die E. gu treffen 
und die zur Uberwachung eines geſetzmäßigen Vor— 
anges bei den Genoſſenſchaften eigene Kommiſſäre 
eſtellt. Das ſtaatl. Aufſichtsrecht Gupert fic) ferner 
in 3ablreichen anderen, sum großen Teil bereits in 
den vorangehenden Ausführungen berührten Punk— 
ten, fo z. B. in dem Erforderniſſe behördl. Genehmi— 
gung der Statuten ſowie gewiſſer Beſchlüſſe uſw. 
Durch die Miniſterialverordnung 31 V 99, 
R. 98, wurden jum Hwee der wirffamen För— 
derung und weiteren Entiwidlung des gewerbl. 


Genoſſenſchaftsweſens als bejondere Organe des | 9 


H. M. Genoſſenſchaftsinſtruktoren bejtellt. 
Sie haben die Genoſſenſchaften behufs Erreichung 
der ihnen zugewieſenen Swede zu unteritiipen, die 
Schajjung und den Ausbau genoſſenſchaftl. Ein— 
richtungen fiir die wirtichaftlichen. Humanitéven und 
Bildungs-Intereſſen der Mitglieder u. Angehðrigen 
zu fördern, auf die zweckentſprechende Organiſie— 
rung der Genoſſenſchaften, ihrer Nebeninſtitutionen 
u. Verbände hinguwirten, die Gew.Behörden bei 
der Beaufſichtigung der Genoſſenſchaften und bei 
wichtigeren organijatoriiden Angelegenheiten des- 
jelben zu unteritiipen, tiber ihre Titigfeit u. Wabhr- 
nehmungen dent H. Wi. zu berichten und die von 
demfelben angeordneten, das Genoſſenſchaſtsweſen 
betreffenden Erhebungen durchzuſühren bezw. an 
denjelben mitzuwirten. Die Genoſſenſchaftsinſtruk—⸗ 
toren treten im unmittelbaren Berfehr zu den 
Genoſſenſchaften u. Genoſſenſchaftsverbänden, ibre 
Ernennung, die Beſtimmung ihres territorialen 
Wirkungskreiſes und ihres Amtsſitzes erfolgt durch 
den Handelsminiſter. Wit Erl. des H. Wl. 31V 
99, 3. 29037, wurden Vorſchriften fiir die Amts— 
tätigkeit ber Inſtruktoren hinauggegeben ſ. bei 
Wiiiller-Diwald S. 1420 f., Nomorgynsfi, Hew. 
D., S. 990 f.). Qn denjelben ijt auch vorgeiehen, 
daß die Gnftruftoren dem H. M. alljahrlich im 
Wege der polit. Landesbehörde Tiitigfeitsherichte 
zu erjtatten haben. 1904 wurde der dic Beriode 
1899-1902 umfajiende Bericht veröffentlicht. Er 
ligt die Wichtigkeit der Anjtitution fiir die Ent- 
widlung des Genoſſenſchaftsweſens erfennen; cin 
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j das Entitehen von Fachgenojjenjdjaften gedacht 


wurde, der im allg. die größte Leiſtungsfähigkeit 
verbiirgendDen Form der Genojienjchaftsbilduna. 
Gegenwärtig ijt die Genoſſenſchaftsinſtruktion 

für 11 Amtsbezirke aftiviert; eine Vermehrung 
dieier durch Errichtung neuer ijt laut Staatsvor- 
anjdjlag fiir 1906 beabjichtigt. Derzeit finden bei 
der SBenojjenichaftsinjrruftion nicht nur Beruys- 
beamte, fondern in fleiner Zahl aud Prattifer aus 
ewerbl. Kreiſen Verwendung. Yn der jüngſten 
egierungsvorlage ciner Nov. sur Gew. O. (1905) 

ijt die geſetzl. Regelung der Inſtitution vorgeiehen. 


Xiteratur. 

S. bei Art. „Gewerbe A.”, dann Wittmaner, 
Das Genoſſenſchaftsweſen. Nad dem Entwurf einer 
Wew.-Novelle (Wien 1903). Fuchs, Die gegen- 
wiirtige Lage des gewerbl. Genoſſenſchaftsweſens 
in Ojterr. Bortrag (Wien 1904). — S. ferner: 
Die gewerbl. Genoſſenſchaften in Oſterr. Berjaft 
vom Statijtifdjen Departement im f. k. H. M. (Wien 
1895). Bon neueren Spegialerhebungen: Statiſtiſche 
Mitteilungen der nb. Handels- und Wew.-Ram- 
mer, Heft 5 u. 6. Die gewerbl. Genojienjdaften 
M. ©. (Wien 1903). — Bericht der Genoſſenſchafts⸗ 
injtruftoren des ff. H. M. über ihre Amtstätigkeit 
in der Beit vom 1X 99 bis 31 XIT 1902 (Wien 
1904), — UAnleitung fiir die Geſchäftsführung der 
Gew. Wenoſſenſchaften, ibrer Mehilfenverfammiun- 
gen, ſchiedsgerichtl. Ausſchüſſe, Urbettsvermittlun: 
en fowie der Gew.Genoſſenſchaftsverbände. Ver— 
fat im f. f. H. M. (Wien 1905). Mataja. 


Gewerbeförderung. 


1, Organiſation. — II. G.-Beirat. — Il. Inititute 
für G. 

Die großen, im letzten Jahrh. auf allen Ge— 
bieten der Technik eingetretenen Verbeſſerungen, 
die Vervollkommnung der Verkehrsmittel und die 
hiedurch herbeigeführte Erleichterung der Konkurrenz 
haben die beſſere Fortbildung ſowohl des gewerbl. 
Nachwuchſes als auch der erwerbstätigen Gewerbe— 
treibenden notwendig gemacht. Dieſem Bedürfniſſe 
entſprachen dic in vielen Städten Oſterr. gegründe— 
ten Gewerbevereine und dic kunſtgewerblichen u. 
technologijden Muſeen. Auch an einzelnen gewerbl. 
Unterrichtsanjtalten verjucjte man die Ausbildung 
der jelbjtindigen Wewerbetreibenden zu firdern. Erſt 
im legten Jahrzehnte des vergangencn Jahrh. bat 
man in Ojtere. eine umfaſſende Aktion zur Erhaltung 
u. Kräftigung des gewerbl. Mittelftandes eingeleitet, 
mit Unwendung aller der früher im Ane u. Aus— 
lande vereingelt getrofienen Maßnahmen und mit 
Hinzufügung einer Reihe neuartiger Veranjtaltun- 
gen. Dieſe Mafnahmen, welche vom H. M. feit 
Dem J. 1892 der Meibe nach eingefiihrt wurden, 
bejtehen in der Beranjtaltunq dauernder u. zeit— 
weiliger Uusjtellungen von kleingewerbl. Wotoren, 
Maſchinen u. Werkzeugen in gewerblich entwichkel— 


Beiſpiel hieffüir wurde bereits oben (in Punkt 1)! ten Orten, in der Unterweiſung in deren Gebrauch 
gegeber, als der Sinwirfung der Inſtruktoren auf lund der tuntichiten Verbreitung derielben unter den 
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Handwerfern, in der Erteilung von Wusfiinften 
iiber rg @tagen, insbeſ. über Leijtungs- 
fähigkeit, Materialienverbraud, ——— 
legenheit u. Preis —— Maſchinen u. Werk— 
zeuge, in der unentgeltl. coe in —* en⸗ 
heiten der Gründung von Produktiv-⸗, Werk⸗, Roh—⸗ 
ſtoff⸗ u. Magazinsgenoſſenſchaften durch erprobte 
Fachleute. Eine andere wichtige Gruppe von G.⸗ 
Mitteln find die Meijterfurfe, deren Aufgabe es ijt, 
in eigens hiezu errichteten Mufterbetrieben erwerbs⸗ 
tiitige Gewerbetreibende durch Vorfiihrung von be— 
währten Urbeitamodellen und der techniſchen Fort- 
idjritte und durd) Unterweiſung in der Bude u. 
Rechnungsführung zu einer ————— Führung 
von Reins u. Mittelbetrieben heranzubilden. Der 
Vejuch der Kurje wird unbemittelten —— 
durch Stipendien ermöglicht. Es wird angeſtrebt, 
ſolche Kurſe für die wichtigſten Handwerke in jedem 
Orte mit größerer gewerbl. Bevölkerung einzurich— 
ten und ſtändig abzuhalten. Ferner gehört hieher 
die ———— von gewerbl. Rohſtoff⸗, Magazins-, 
Berk: u. Produktivgenoſſenſchaften, die Hebung des 
ogy ihrer Erzeugniſſe, die Einflußnahme auj 
die Lehrling8ausbildung, insbeſ. durch Beranftal- 
tung von LehrlingSarbeitenaugsjtellungen, durch 
welche die Urbeitsfreudigfeit der Lehrlinge angeregt 
und den Meijtern, welche fie ausgebildct haben, eine 
öffentl. Anerfennung zugewendet wird. Auch werden 
Sentralausjtellungen prdmiierter Lehrlingsarbeiten 
— und die Errichtung von Lehrlingshorten 
gefördert. 

Eine wichtige Tätigkeit entfaltet das H. M. 
auf dem Gebiete der Förderung des Abſatzes der 
Gewerbetreibenden, insbeſ. bei der Zuwendung der 
Militärlieferungen, indem beſtimmte Gruppen von 
Lieferungen den Kleingewerbetreibenden vorbehal- 
ten ſind und die Vertellung durch das H. M. vor— 

enommen wird. Auch vermittelt das H. M. die 
———— von Arbeiten fiir den Bedarf des Staa— 
tes und anderer Faftoren. Die G. erftredt fic) auch 
auf da8 fleingewerbl. Kreditivejen, indem umfaſſende 
Enqueten veranjtaltet wurden, als deren Ergebnis 
zunächſt die Cinleitung einer ſyſtematiſchen Durch— 
führung von Kurſen fie Buchhaltung u. Kalfula- 
tion der Gewerbetreibenden gu begeichnen ijt, welche 
nunmehr an jablreicdjen Orten abgehalten werden. 
Die Frage der Verbejjerung des gewerbl. Bablungs- 
wejens ijt nod) nicht gum Abſchluſſe gelangt; bin- 
egen ijt bereits ein Verſuch einer kleingewerbl. 
treditorganijation in Durchjiihrung begriffen, in— 
dem in Briinn ein Sentralverband von gewerbl. 
Erwerbs⸗ u. Wirtſchaſtsgenoſſenſchaften Mährens 
u. Schleſiens gebildet wurde, welchem zahlreiche 
Genoſſenſchaften angehören, die ihre ganze Geldge— 
barung dem Zentralverbande übergeben und ſich 
ſeiner Reviſion unterworfen haben. 

Sur Durchführung dieſer geſamten Veranjtal- 
tungen wurde der „Gewerbeförderungsdienſt des 
H. M.“ in Wien eingerichtet und die Errichtung 
von G.Inſtituten in den wichtigſten gewerbl. Mittel- 
puntten Oſterr. gefördert. 

Die G.-Uftion des H. M. hat auch eine Reihe 
von Publifationen hervorgerujen, welche am Schluſſe 
angefiihrt werden. 


Gewerbeförderung. 


J. Organijation (nach dem Stande vom J. 
1903). Die Einfiibrung der obengenannten Beran- 
jtaltungen und der Ausbau derjelben he einer ſozial⸗ 
polit. Wftion ijt durch das H. M. erfolgt, in welchem 
biejiir im J. 1896 ein eigenes G.-Departement 

chtet wurde. Als Exefutivorgan fiir die Auf— 
aben der G., fiir weldje das H. vermige ſeiner 
— —* nicht die Organe beſaß, wurde 
der ,, Gewerbefirderungsdienft des H. M.“ erridtet. 
Denjelben leitet ein Direftor, weldem das zur 
Durchführung feiner Wujgaben erjorderl. Perjonal 
an Stonjepts-, techniſchen, Rechnungs u. Kanzlei— 
beamten vom H. M. beigegeben ijt. Dem Direftor 
—* die Durchführung der oben angeführten Ver— 
anjtaltungen der G. und die Erledigung aller dar- 
auf — be nai tari joweit bas H. M. ſich 
dieje nicht vorbehalten hat. Der Wirfungstreis des 
G.Dienſtes erjtrect fid) auf das ganze Staatsge— 
biet. (S. bezüglich der Organijation des W.-Dienjtes 
den H. M. Erl. 19 VI 1901, 3. 2124, im Jahres⸗ 
beridte fiir bas J. 1901.) 

I. G.-Beirat. Dem H. Mi jteht ein G.-Pei- 
rat aur Seite, welder die Mufgabe hat, iiber die 
oe deS Gewerbes, insbeſ. durch Einfüh— 
rung verbejjerter Urbeitsbehelfe u. Arbeitsmetho— 
den fowie durd) Pflege des gewerbl. Ujjogiations- 
u. SKreditwejens und über fonjtige ee yo 
YAngelegenbeiten über Uufforderung de8 H. M. Gut- 
achten abgugeben. Dem Beirate ſieht aud) gu, in 
diejer Beziehung Anträge, welche aus der Initia— 
tive jeiner Mitglieder bervorgehen, gu bequtadten. 

Der Beirat umſaßt unter dem Vorſitze des 
Handelsminijters: a) ſtändige Mitglieder u. zw.: 
die Fachreferenten des H. W.; den Zentralgewerbe⸗ 
infpeftor; je cinen Bertreter des M. J. und fiir 
HK. U. M; den Direftor des G.-Dienftes; endlich die 
Bertreter der G.-Qnititute: b) vom Handelséminijter 
auf 3 Jahre ernannte Mitglieder, wozu entiweder 
dent A. H. des Reichsrates angehirige oder ſonſtige, 
auf dem Gebiete des Gewerbewejens erſahrene Per- 
finlichfeiten berufen werden. 

Dem Handelsminijter ijt vorbehalten, geeignet 
erſcheinende Perſönlichkeiten gu eingelnen Sipun- 
gen des Beirates einguladen. 

Der Beirat verjammelt ſich über Einladung 
des Handel&minifters nad) Bedarj. Zur Beforqung 


der laufenden Angelegenheiten wer Ausichiijie 
gebildet, nämlich: 
1, Ein Ausſchuß gur Beratung der an das 


a M. gelangten Geſuche um Arbeitsbebelfe u. 
rlehen. 


2. Ein Ausſchuß für die Angelegenheiten des 
gewerbl. Kreditweſens. Sämtl. Mitglieder des Bei— 
rates können an den Ausſchußſitzungen teilnehmen. 
Zur Teilnahme an den Ausſchußſitzungen können 
vom Handelsminiſter aud) dem Beirate nicht ange- 
hörige Perfonen herangesogen werden. Die Sigun- 

en des Beirates find nicht öffentlich. Der Beirat er— 
Rrattet jein Gutachten auf Grund der mit Stimmen- 
cinbeit der anweſenden —— geſaßten Be— 
ſchlüſſe. Die Protokolle der S pungen des Beirates 
werden den Mitaliedern deSfelben iibermittelt. Die 
Bureaugeſchäfte des Beirates werden vom H. M. 
bejorgt. 


Gewerbeförderung. — Gewerbegeridte. 


Das H. M. iſt bei ſeinen nach Anhörung des 
Beirates zu treffenden E. u. Verfügungen an die 
Beſchlüſſe des Beirates nicht unbedingt gebunden; 
dieſelben werden jedoch nach Tunlichkeit berückſichtigt. 

ILL. Inſtitute fiir G. — durch die G.⸗ 
Aktion des H. WM. und mit Unlerſtützung desſelben 
haben die brtl. Faltoren in größeren gewerbl. Stid- 
ten die —— von GeInſtituten borgenommen, 
welche einen Teil der Aufgaben der G. übernehmen. 
Hieher gehören das Technologiſche Gewerbemuſeum 
in Prag, das G.Inſtitut in Reichenberg, die Ab— 
teilung für Kleingewerbeförderung am Gewerbe— 
muſeum in Brünn, die &.-Qnjtitute in Innsbruch, 
raz, Roveredo u. Bogen. Jn Lemberg, Görz u. 
Triejt find ſolche Inſtitute in Errichtung begriffen. 

Es iſt ſehr wichtig, daß dieſe Inſtitute ge— 
ſchaffen wurden, welche die vom H. M. gejammel- 
ten Erfahrungen benutzen. Schon durch den Um— 
ſtand, daß dieſe Inſtitüte einen räumlich enger be— 

renzten Wirkungskreis haben, iſt ein —— 

Studium der Verhältniſſe erleichtert, das vom G.⸗ 
Dienſte des H. M. in Wien nur mit großen Schwie— 
rigkeiten u. Koſten geleiſtet werden kann. Auch iſt 
in einem enger begrenzten Wirkungskreiſe die Kennt⸗ 
nis und richtige Beurteilung der örtl. Verhält— 
niſſe leichter. 

Die Inſtitute ſind hauptſächlich Nachbildungen 
der Einrichtungen des G.Dienſtes in Wien, doch 
verjucjen fie aud) mitunter die Einfiibrung von 
neucn @&.-WMitteln. 

Die Organijation ijt cine nad den örtl. Erfor— 
dernifjen verjchiedene. Die Grundzüge find folgende: 

Die Inſtitute umfafjen: 

Eine jachl. Uusfunititelle; eine dDauernde Aus—⸗ 
itellung von fleingewerbl. Motoren, Mafdinen u. 
Werkzeugen jowie techniſchen Sammlungen. Cie 
veranjtalten zeitweilig Ausſtellungen und Meijter-, 
Fach- u. Bortragsturie an ihrem Sige und in 
ihrem Wirfungsgebiete; fie wirfen mit bei Errid- 
tung von $roduftiv-, Werf-, Rohſtoff⸗ u. Maga- 
zinsgenoſſenſchaften ſowie bei dex Durchfiihrung der 
vom . M. bewilligten Uberlafjungen von Mäſchi— 
nen oder Gewährungen von Darlehen und nehmen 
Einfluß auf die Lehrlingsausbildung. 

Die Leitung der Inſtitute erfolgt in Gemäß— 
heit der durd) das H. M. genehmigten Statuten 
durd cin Ruratorium, in weldjem die hauptſäch— 
lichjt interejjierten Faftoren (L. A., Handelstam- 
mer, Stadtgemeinde) fowie das H. M. vertreten 
find. Die Kojten diefer Anititute werden durd) die 
örtl. Faktoren bejtritten. Das H. M. leijtet einen 
Beitrag, der in der Regel cin Dritteil der Mojten 
ausmadt. Die Beamten der Inſtitute werden von 
dem Ruratorium beftellt, dem fie aud) unterjtehen. 
Sie find jedod) in den meiften Fallen aus den 
Beamten des G.-Dienftes des H. WM. ausgewählt, 
wodurd) die Ginbeitlicfeit diejer Ugenden gefichert 
ijt. Diefelbe wird ferner dadurch gewährleiſtet, dak 
dieſe Inſtitute alle widhtigeren Maßnahmen dem 
H. WM. aur Anzeige bringen und vom H. WM. ine 
ipigiert werden. 

Die Mittel, welche fiir die G. aufgewendet 
werden, beliefen fic) vom J. 1892 bis heute auf 
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der Rejt von den Ländern u. Handelstammern bei- 
getragen wurde. Der G.-Kredit des H. M. ijt von 
10.000 fl. im J. 1892 auf 677.000 K im 9. 1903 


acitiegen. 

8 CExjordernis fiir das J. 1903, welded 
einen eigenen Titel im Budget des H. We. hildet, 
beliiujt a auf 677.300 K. 

Die widhtigiten Pojten jind folgende: 

Perfinl. Bezüge 94.000 K, Amts- u. Betriebs- 
erfordernifje 30.000 K, Reifeauslagen 13.000 K, 
Honorar fiir den Unterricht in den Meiſterkurſen, 
Remunerationen u. Wushilfen 25.000 K, Stän— 
dige Meiſterkurſe 50.000 K, Wandermeijterfurie 
u. Wanderunterridjt 64.000 K, Zuſchüſſe fiir die 
G.-Inſtitute 60.000 K, * ngsarbeitenaus⸗ 
ſtellungen 16.000 K, Anſchaffung von Arbeits- 
bebelfen behufs UÜberlaſſung an gewerbl. Korpora— 
tionen 88.000 K, Förderung von gewerbl. Erwerbs⸗ 
u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 80.000 K, Reuein- 
richtung von kurſen 10.000 K, Ausgaben für 
verſchiedene gewerbl. Zwecke 17.000 K, Förderung 
einzelner Gewerbszweige: Glasinduſtrie im Gab- 
lonzer Bezirke, Hausweberei uſww. 40,000 K. 

ud) von Seite einzelner L. T. u. Handels- 
u. Gewerbefammern werden große Opfer fiir die 
G. gebradht; fo hat a. B. der n.-8. L. T. 200.900 K 
fiir eine Organijation der Schuhmacher N. O. vo— 
tiert, bie Handelsfammer in Wien hat im J. 1898 
200.000 K_ fiir Anſchaffung von Arbeitsbehelfen 
und der böhm. L. T. 500.000 K fiir Darlehen fiir 
Rleingewerbetreibende geftijtet; die Kammern in 
art u. Reichenberg haben auf ihre Rojten G.— 

nftitute ervichtet. 
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Gewerbegerichte. 


I. Giſtoriſches. — II. — Organiſation. — 
IIT. Die Zuſtandigkeit. — IV. Das abren 1. Inſtanz. 
— —— Nechtszuga. — VI. Statiſtiſches. — VIL. Gefes- 

politijmdes. 


I. Hiſtoriſches. Die Zunſtgerichtsbarkeit des 
Mittelalters ijt feine folche in Gewerbeſachen, ſon— 


tund 6 Will. K, wovon 3", Will. K vom H. M., i dern eine jolche in Standesfachen, die daber nicht 
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bloß Dienſtſtreitigleiten, ſondern auch andere An— 
gelegenheiten, namentlich jtraj- und verwaltungs— 
rechtl. Natur, betraf; ihre Zivilgerichtsbarkeit en— 
dete übrigens durch den Reichsſchluß vom 16VIII 
1731. Die G. hängen mit diefen Zunftgerichten 
weder innerlic) noc) zeitlich zuſammen, wenn auch 
de facto ihre Sujtindigfeit in Zivilprozeßſachen 
vielijach mit jener der Zunftgerichte zuſammenfällt; 
es handelt ſich da um ein ganz zufälliges Zu— 
ſammentreffen. Die G. ſind vielmehr eine Folge— 
erſcheinung des modernen Fabrikweſens, welche 
das (wirkliche oder vermeintl. Bedürfnis wachrief, 
Dienſtſtreitigleiten zwiſchen dem Fabrikanten und 
ſeinen Arbeitern beſonderen Gerichten zu übertra— 
gen, welche eine qualifizierte Sachfenntnis mit⸗ 
bringen und ſich des bei der fteiqenden Bedeutung 
der Yirbeiter jtets widtiger werdenden Vertrauend 
der Gerichtsunterworfenen erjreuen. Sieht man pon 
einem 1792 fiir Berlin gemachten miplungenen 
Verſuche ab, fo find dic G. eine Schöpfung Nae | 
poleon L. der mit Geſetz IS III 06 zuerſt fiir die 
Stadt Lyon ein aus Werkmeijtern u. Fabrifanten 
bejtehendes, alfo den Typus eines reinen Laien— 
gerichtes darjtellendes W. (conseil des prud’hom- 
mes) 3ur &. der gewerbl. Streitigfeiten zwiſchen 
pabrifanten u. Urbeitern jowie zwiſchen den Werks 
meijtern und den ihnen unterjtellten Urbeitern ein- 
ſetzte. Die Einrichtung jand in Franfreid) Anklang, 
wo fie nod) heute als reines Laiengericht bejtebt. 
Frankreich führte fie natiirlicjerweife aud) in den | 
Rheinprovingen cin, wojelbjt fie jid) dann auch | 
unter der preußiſchen Herrichajt erhielt; die Gerichte 
erbiclten da mit B. T VIL 46 den Namen ,,fonigl. 
Gewerbegerichte“ ſowie cine fejte Organifation. Die 
Wew. ©. des Norddeutidjen Bundes 21 VI 60 hielt 
fic wie aud) ähnl. Anftitutionen aufrecht, verwies 
jonjt die hieher gehörenden Dienjtitreitigfciten vor 
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Ausſchüſſe (ohne Zwangskompetenz) und jiir Ge— 
werbe, welche weder fabrikmäßig betrieben werden 
noch Genoſſenſchaften angehören, die ſchiedsgerichtl. 
Kollegien. Dieſen Inſtitütionen ſind nicht nur die 
betreffenden Dienſtſtreitigleiten, ſondern auch) dic 
Streitigkeiten der Urbeiter untereinander zugewieſen 
geweſen dagegen nicht immer dic Streitigkeiten der 
Arbeitgeber untereinander und nicht jene des Publi— 
kums mit den Gewerbsleuten). Sie fungierten zu— 
nächſt als Bergleichsfommiffionen, jodann erſt als 
Spruchbehirden. Wo jie (wie vielſach nicht zuſtande 
famen, fielen die Dienſtſtreitigkeiten in der Regel 
der E. der polit. Behirde, die Streitigkeiten der 
Yrbeitgeber und der Arbeiter untercinander den 
ordentl, Gerichten zur E. gu. 

Die Ergebniſſe des Geſetzes 14 V69 befrie— 
digten ebenſowenig, als auf dieſem Gebiete jene 
der Gew. O. Aus Anlaß der Beratung der jetzigen 
Zivilprozeßgeſetze bradten darum am 28 V 94 der 
Yogeordnete Dr. Baernreither u. Genoſſen einen 
„Zuſatzantrag betrejiend cin bejonderes Verfahren 
vor &., geftellt gu den in BVorberatung fic) befin- 
denden Welepesvoriagen tiber cine neue 3. B. 0. 
ein, ans welchem dann das geltende, von diejem 
Entwurje mehrſach erheblid) abweidende Geſetz 
27 XI 96, R. 218, hervorging, weldjes nicht mit 
den Zivilprozeßgeſetzen am 11 98, jondern am 
1 VII 98 in Rrojt trat. 

II. Erridtung u. Organiſation. Die Errich— 
tung von G. ijt obligatoriſch für Bieliß, Brünn, 
Reichenberg u. Wien, ſonſt fafultativ (§ 2 des 
Wejepes 27 XI 96, R. 218). Die E. dariiber, ob 
von der Fakultas Webraud) zu madjen fei, jteht 
den beteiligten Winijterien „nach eingeholtem Gut— 
adjten Der L. T.“ guyz gu diefer E. fann auch durch 
cinen Antrag eines L. T., L. A., ciner Gemeinde, 
Handels= u. Gewerbekammer, eines Gewerbeinſpel— 


die Gemeindebehörde als Vergleichsinſtanz, ſonſt tors oder einer gewerbl. Korporation der Anlaß 
aber vor die ordentl. Zivilgerichte, fal jedoch ne- gegeben werden (§ 2, |. e). Fällt die E. bejahend 
benher die jafultative Errichtung von Schieds- aus, jo wird das eingelne G. Durch eine Mini- 
gerichten durch dic Ortsgemeinden vor. Derzeit jterialverordnung gegriindet, welches den Sprengel 
beruben die deutiden G. auf dem Geſetze 29 VII | und den Umfang der Zuſtändigkeit des einzelnen 
90, unter deſſen Herrichajt die Sahl u. Tätigkeit G. innerhalb der geſetzl. Grenzen normiert (§ 3, |.c). 
der G. erheblid) in die Höhe gegangen ijt. Die Organijation der G. iit gefeplich feitge- 

Der franzöſiſchen Entwidlung haben fic) Bel= | legt. Sie ftellen cin gemiſchtes Gericht dar (§ 7, 
gien, die Schweiz und (erjt mit dem Geſetze 25 VI} 1. c). Die Vorjipenden und deren Stellvertreter 
93) Stalien angeichlofien, wihrend Grokbritannien | müſſen fiir das Richteramt befähigte, vom Juſtiz— 
fich fernbielt. Much Ofterr. hat, wenn auch zögernd, | minifter ernannte richterl. Beamte fein. Die Laien 
die franzöſiſche Anititution aufgenommen. | (-Weijliper) werden aus den Wahlkörpern der Unter= 

Die E. der Streitiqfeiten zwiſchen Urbeitqebern | nehmer und der Mrbeiter gewählt (§ 7, 1. c), wobei 
u. Urbeitnehmern den ordentl. Geridten zu ent: | auc) Franen das attive Wahlredjt haben ($$ &, 
siehen, bielt man auc) in Oſterr. von altersher fiir) 9, |. cl, Die Wabllijten jftellt die Gemeinde zu— 
ein Bedürfnis; man wies die „Dienſtſtreitigleiten“ ſammen (§ 10, lc). Der Wahllörper der Unters 
(jf. Diejen Wrt.) den polit. Behirden gu. Wit der) nehmer bejteht aus den „Inhabern“ jener Ge— 
Seit ichienen für die gewerbl. Dienititreitiqfeiten | werbe, deren Betriebsſtätte fic) im Sprengel des 
aud) diefe ihrem Swede nicht zu entipreden. Es G. befindet, und anf dic fich die Zuſtändigkeit des 
iehlte oft bie Nahe der polit. Behirde und die G. erjtrecdt. Der Wahlfirper der Arbeiter bejtebt 
Raſchheit des Verfahrens; dazu fam noch die Rück- aus ſämtlichen in den eben genannten Betrieben 
ſicht auf dads angeblich geringere Vertraucn zu diejer beſchäftigten männlichen und weibl. YUrbeitern, die 





Inſtanz und der Wunſch, Vergleichsbehörden zu 
idafien. So entſtanden nad dem franzöſiſchen 
Muſter durch das Geſetz 14V 69, R. 63, die G. 
für jfabrikmäßig betriebene Gewerbe, ferner durch 
die ew. O. fiir Genoſſenſchaften die ſchiedsgerichtl. 


das 20. Lebensjahr zurückgelegt haben, ſeit einem 
Jahre im Inland in Arbeit ſtehen und nicht mehr 
Lehrlinge ſind (§ 8, Lc, der auch gewiſſe Aus— 
nahmen fixiert. Die Gewählten müſſen Männer. 
attiv wahlberechtigt, öſterr. Staatsbürger, eigen— 


beredjtiqt und wie cin Richter unbeidolten jein; 
jie ntiijien das Amt annehmen, wenn jie feinen 
geſetzl. Ablehnungsgrund haben (§ 9, |. ¢); ire 
Wahl erjolat auj 4 Jahre (§ 14, |. c). Für die 
Ernannten leiſtet ber Staat Syndifatshajtung, fiir 
die Gewählten nicht. Die Richter begieben vom 
Staate Gehalt, die Beifiger den Eriag ihrer an— 
qemejienen Auslagen, jene aug dem YArbeiterjtande 
überdies fiir ihre jedesmalige Funktion cine Ent: 
ſchädigung fiir den Berdienjtentqang (8 13, |. c). 
Die Ernannten unterjtehen dem Disziplinargeſetze 
21V 68, R. 46, die Gewählten den $$ 16 His 
18 &.-Gejeg. So jtellt das G. den Typus cines 
qemijdten Gerichtes dar, ſowohl wegen jeiner 
Sujammenjepung aus Juriſten u. Laien als 
aud) wegen jener aus ernannten u. gewählten 
Richtern. 

Die Gerichtsanitalt „Gewerbegericht“ fann in 
Weridjtsabteilungen mit einer ſtändigen Geſchäfts— 
verteilung zerfallen. Yn der Spige jeder Abteilung 
jteht der ernannte Richter, dem zahlreiche Beijiger 
beigeordnet find. Die Ubteilung fungiert bald durch 
ihren Borjigenden al8 Cingelgerict, bald als Kolle— 
gium von drei WMitgliedern, einem Qurijten und 
zwei Beijipern, je cinem aus jedem Wahlkörper 
(§ 2R, |. e). 

Die Koſten deS Gerichtes trägt der Staat mit 
Ausnahme jener fiir dad Lofal, dejjen Beheizung, 
Beleuchtung und die ſonſtigen jachl. Erjordernijje; 
dDieje fallen der Gemeinde zur Laſt (§ 6, |. c). 

ILL. Die Zuſtändigkeit ijt cine gerichtliche und 
eine nicht gerichtliche. a) Die fachliche gerichtl. Zu— 
ſtändigkeit. Diefe ijt nad) drei Richtungen abjugren- 
zen: nach jener der unterworjenen Betricbe, der Per— 
jonenflajje, der Anſprüche. Die Betriebe müſſen 
gewerbliche, der Gew. O. unterjtellte oder in den 
Urt. V, lit. 1, und VILL des Rundmachungspatentes 
zur ew. DO. genannte fein und im Sprengel ded 
Merichtes liegen; innerhalb diejer Grenzen und nur 
innerpalb derjelben bejtimmt fiir jedes eingelne 
G. die re Die untetworjenen Betriebsarten 
($§ 1, 3, 1. c), i, dak 3. B. militäriſche Betriebe 
nie dent G. unterſtellt werden dürſen. Gerichts— 
unterworfene Perſonen ſind nur die gewerbl. 
Unternehmer und die Arbeiter. Das Geſetz defi— 
niert den Unternehmer nicht und verweiſt ſomit 
auf den Sprachgebrauch der Theorie, da jener des 
tägl. Lebens offenſichtlich zu enge iit: Unternehmer 
ſind danach Perſonen, die auf eigene Rechnung und 
nicht im Dienſtverhältniſſe für fremder Leute Be— 
darf mittels Betrieben Güter bproduzieren. Deshalb 
ſind Zwiſchenmeiſter, ohne Rückſicht darauf, ob ſie 
Hilfsarbeiter beſchäftigen, Unternehmer, wenn jie 
für Kunden arbeiten, — Hilfsarbeiter; ähnliches 
gilt von den Proviſionsreiſenden; Geſellſchafter ſind, 
aud) wenn jie die Dienſte von Hilfsarbeitern ver— 
richten, nie „Arbeiter“. Die Arbeiter zählt das 
G.AWejetz taxativ auf; es find folgende Gruppen: 
Wertkmeiſter, Vorarbeiter, die in gewerbl. Betrieben 
beſchaftigten nicht kaufmänniſchen Hilfsarbeiter (§ 73 
Mew. ©.) und Taglöhner, die Heimarbeiter, dann 
bei Handelsqewerben alle yu (wenn auch höheren 
faujmannifden Dienjten verwendeten Angeſtellten 
($ 5, lit. ec): infolge dieier Beſtimmung des Ar— 
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beiterbeqrifjes gewinnt die Abgrenzung der Zu— 
jtiindigfeit der G. von fener anderer Berichte etwas 
Willtiirliches und bei der Schwierigkeit der Be— 
ftimmung im eingelnen Falle, ob jemand kauf— 
männiſche, techniſche oder gewerbl. Dienite leiſte 
und ob er höhere gewerbl. Dienſte leiſte oder 
Hiljsarbeiter jet, ctivas Schwantendes. Gerichts— 
unterworjen jind ohne Rückſicht auf die Höhe dee 
Streitwertes die zwiſchen diejen Perſonen diejer 
Betriebe ex causa des UArbeitsverbhiltnijies ent- 
ſtandenen Anſprüche (namentlic&)) auf Lohn; An— 
tritt, Fortiepung u. Auflöſung des Dienjtverhalt- 
nifies; Leijtungen u. Entſchädigungen aus dem— 
jelben; iiber das Arbeitsbuch; aus der Angehörig— 
feit au Penfions- u. Unterjtiipungstajjen, inſoweit 
nicht die WArbeiterverficherungsgeridte juftindig 
find; aus den entgeltlicdjen und unentgeltl. Woh— 
nungsmietverträgen der Dienjtgeber mit den Dienjt= 
nehmern; ferner jene Anſprüche dey Arbeiter gegen— 
einander, iweldje ex causa der Ubernabme emer 
gemeinjamen Arbeit durch Arbeiter desjelben Un— 
ternehmers entiteben. Anſprüche Der Unternehmer 
gegencinander gebiren nicht vor das G. (§ 4, 1. ¢). 
ie Verteilung der Parteirollen ijt irrelevant. 

Die fachl. Zuſtändigkeit des G. ijt ausſchließend 
und (zur Verhütung ſeiner Umgehung durch die 
Unternehmer) nicht prorogierbar (§ 3, |. ¢); fic iit 
jedergeit von YWAmts wegen vom G. wie von den 
anderen Gerichten yu wahren (§ 23, lc; § 477, 
3.3, 8. P. D.); bat in concreto ein ordentl. Ge- 
richt ſich als jachlich unzuſtändig erklärt und die 
Zuſtändigkeit der G. ausgeiproden oder umgetebrt, 
jo ijt bas hiemit fiir jachlic) zuſtändig erklärte 
Gericht an dieſe Zuſtändigkeitserklärung gebunden 
(8 24, J. c). Dieſe Norm iſt dazu beſtimmt, Zu— 
ſtändigkeitsſtreitigkeiten abzuſchneiden (jf, § 46 J. 
M.), die bei den hier in Frage kommenden Dienſt— 
ſtreitigkeiten bejonders empfindlich, und bei der Art 
det Zuſtändigkeitsabgrenzung der G. von den or— 
dentl. Gerichten bejonders häufig fein fonnten. 

b) Dic srtliche gerichtl, Zuſtändigkeit des G. 
bejtimmt fich zunächſt nach dem durch das Wini- 
jtevium im Verordnungswege fiir jedes cingelne 
G. fejtgeftellten Sprengel (§ 3, Lc), dann nach 
der Lage der Betriebsſtätte des Unternehmens im 
Serichtsiprengel; dex Sig des Unternehmens oder 
der BWohnjig einer Prozeßpartei kommt nicht in 
Betradt, dagegen bei Hetmarbeitern an Stelle der 
Betriebsjtitte der Ort der Urbettsleijtung oder der 
Lohnausjahlung (§ 23, J. e). Dit ein Urbeiter bei 
einer Betriebsſtätte augerhalb des Sprengels oder 
— mit Ausnahme der Heimarbeiter — an feiner 
Betriebsſtätte angejtellt, jo fehlt es am örtl. Zu 
tiindigteitsgrund fiir bas G. 

Auch die örtl. Yuftindigfeit der G. dary durch 
Yarteienvereinbarung nicht gedndert werden (§ 23, 
]. @). 

c) Neben ihrer Funftion als Gerichte haben 
die G. nod) dic Pflicht, den Landesbehirden Gute 
adjten iiber gewerbl. Fragen zu erjtatten, und das 
Recht, Anträge über ſolche an dieſe Behörden ju 
ſtellen 8 36 G.Geſetz). 

IV. Dag Verfahren 1. Inſtauz. Es kann mit 
einem Vergleichsverſuche beginnen, wenn eine Partei 
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darauf anträgt und wenn der Streitgegenftand 
1000 K nicht iiberfteigt (§ 433 8. B. O.; § 22 
.-Gefep). Sonſt beginnt das Berjahren mit der 
Klage, die mit Schriſtſatz überreicht, gu Protofoll 
gegeben oder, wenn fofort verhandelt witd, aud 
m Werhandlungsprotofoll aufgezeichnet werden 
darf ($$ 434, 439 3. B. O. § 27 G.-Gejep), aber 
jedenjallé aufgeſchrieben fein mug; die Verlepung 
ol Vorſchrift begriindet allerdings feine Nich— 
tigfeit. 

Das Verfahren, weldes nun jolgt, wenn die 
RKlage sur Verhandlungsanordnung geeiqnet bejun- 
den wird, ijt durch die Zuſammenſetzung des G. be- 
ftimmt. Es foll die Grundjige des Verſahrens in 
Bagatelliacden mit der (jener eines Kollegialgerich- 
tes gleichfommenden) Bejepung des G. mit drei 
tidhtenden Perſonen verbinden (S$ 22, 28 G. Geſetz). 
Aus den Vorſchriften iiber die Gerichtshöfe 1. In— 
jtang ijt nämlich die Einrichtung heriibergenommen, 
dag eine erjte Tagſatzung vor dem Vorſitzenden des 
G. allein (alfo ohne Beijtger) ftattfinden dari, wenn 
aud nicht muß (§ 28 G.-Geieg), deren Anhalt im 
wejentlidjen, wenn aud) nicht gang (es feblen 3. B. 
im § 28 G. Geſetz der Antrag auf Klagänderung 
und jener auf die Sicjerheitsleijtung fiir die Bro 
aeblojten) dem in dem befannten § 239 8. P. ©. 
normierten entipricdt; biedurd) wird den Beijipern 
in höchſt erſprießl. Weife die Beteiliqung an sabl- 
lojen Verhandlungen erjpart, bei denen es man- 
gels Streites zu feiner Sachverhaltsfeſtſtellung und 
nur höchſt felten gur E. einer Rechtsfrage kommt. 
Führt aber die erjte Tagiagung nidt gum Ver— 
gleid) oder zur Fällung eines Urteiles auf Grund 
pon Ynerfenntnis, Verzicht oder Verſäumnis, dann 
ijt , Berhandlung vor dem Gewerbegerichte’ (diefer 
Terminus des : 29 G.-Geſetzes ijt ungenau, da 
det Borjipende bei der erjten Ta be ye auch das 
G. jein mug; woher käme ihm ſonſt die Entſchei— 
dungsgewalt?), d. i. vor dem Kollegium des Rich— 
ters mit — Beiſißern anzuordnen ($$ 28, 29 G.⸗ 
Gejeg). Dieſe „Verweiſung vor das Gewerbegericht“ 
ſS 28 G. Geſetz) bedeutet der Regel nach eine Ver— 
tagung; das Geſetz geſtattet den Parteien, ſie durch 
den einverſtändl. Verzicht auf die Sualebung von 
Beiſitzern gu vermeiden; dann ,,ift die Berhand- 
lung und &. der Hauptiade jofort vom Borjigen- 
den vorzunehmen“ ($ 28 G.Geſetz). 

Das Verfahren felbjt ijt nicht danach unter- 
ichieden, ob eS vor dem Borjipenden allein oder 
vor dem Nollegium fic) abjpiclt. Jn beiden Fällen 

elten „die fiir das begirfsqerichtl. Verfahren in 

agatelliaden geltenden Vorſchriften der 8. P. O.“ 
($ 22 G.cWefes) u. giv. bier sum Unterſchiede von 
der 3. P. D. obne Riidfidt auf den Streitiwert, 
jo daß die vereinfacdhte Brotofollierung des § 451 
3. P. O. in allen G.Sachen ſtattfindet. Im we— 
ſentlichen wird dadurch die Sachverhaltsdarſtellung 
im Verhandlungsprotokoll erſpart; geſchieht das 
in Bagatellſachen, weil dort nur cine Berujun 


aus (bejtimumten) Nichtigkeitsgründen sugelajien iſt 


(§ 501 3. P. O.), fo fonnte das G.-Meſetz dass 
felbe ſchrankenlos verfügen, weil es fiir hibere Be 
triage cine volle Berujung gewährt ($ 31 GeGeſetz; 


j. Vi. Bon den git. Vorichriften der 3. P. 0. 
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weicht das G.⸗Geſetz bier nur in jenen über die 
Parteienvertretung ab. Zwar zwingt es zweck⸗ 
widrigerweije jo wenig als die 8. P. O. die Par- 
teien (jei es auch nur der —— —— perſönl. 
Erſcheinen; allein es beſchränkt die Klaſſen der als 
Vertreter zugelaſſenen Perſonen auf (männliche 
oder weibliche, volljährige oder mündige minder— 
Jabrige) „Angehörige, Geſchäftsführer oder Ange— 
ftellte’’ der Parteien nach deren Belieben, und außer—⸗ 
dem auf die „Berufsgenoſſen“, die jedoch nur dann 
au elajjen werden, wenn glaubbaft gemadjt wird, 

2 die Bartei am Erjcheinen gehindert oder ihre 
irs js anes felbjt au vertreten (wegen ibret tat- 
fachl. Unfähigkeit) nicht imftande ijt (§ 25 G.-Ge- 
feb). Berufsmäßige Parteivertreter find demnach 
von der Bertretung vor dem G. trop § & Advo— 
fatenordnung ausgeſchloſſen. 

Das G. enticheidet mit „Urteilen“ u. Be- 
ſchlüſſen wie die ordentl. Zivilgericte. Die Urteile 
find der formetien u. materiellen Rechtskraft fähig 
und find vollftredbar (§ 33 G.Geſetz; § 1 €. O.); 

ur Exefutionsbewilligung ijt aber nicht das G., 
—— das Bezirksgericht des allg. Gerichtsſtan— 
des des Verpflichteten und in Ermanglung eines 
ſolchen das Bezirksgericht zuſtändig, in deſſen Spren⸗ 
gel das G. ſeinen Sitz bat (§ 33 &.-efeg, den 
§ 4 &. ©. abiindernd). 

V. Der Rechtézug. Derielbe geht an die Lan— 
deS- u. Kreisgerichte; liber Berufungen entſcheiden 
diefe in Senaten von drei Richtern und zwei Bei- 
fipern (§ 31 &.-Gejep). : 

Alle Urteile unterlieqen der Berujung. Aber 
in Rechtsjachen bis einſchließlich 100 K ijt gegen 
dag Urteil die Berufung nur „wegen Ridhtigfeits- 


gründen ($ 477 8. B. O.)“ zulaͤſſig % 30 Ws 
Gejep); trop dee Bitates des § 477 B. P. O. im 
Mefepe mug man wohl annehmen, dag damit die 


Berufung aus anderen al8 den im § 477 3; BR. 0. 
enannten Nichtigkeitsgründen nidjt ausgeſchloſſen, 
ondern — im Unterfdiede von den Bagatellſachen 

vor den ordentl. Zivilgerichten — aus allen in der 

3. P. O. genannten Griinden jugelajien ijt. In 

Rechts ſachen iiber höhere Beträge iit die Berufung 

aus allen denkbaren bye nyse ak irae julifjig, 

und fiihrt dann nicht, wie im Verfahren der 3. P. 

©., gu einer Uberpriifung des erjtinjtangl. Urteiles 

auf feine Richtigfeit und auj der Grundlage des 
dem erjten Richter angebotenen oder vorliegenden 

Sachverhaltes, fondern dazu, dak „vor dem Be- 

rufungsgerichte .... dic Streitſache in den durch 
die Untrige beitimmten Grengen von neuem ver- 
handelt’ wird 8 31 G.-Gejep). Das bedeutet eine 
um jo erheblichere Begiinitigqung der G.-Sachen 
por den anderen Zivilprozeßſachen, als im Beru— 

fungsverfahren der erjteren auch die Erhebung neuer 

Untriige w. Einreden zugelaſſen ijt. 

Das Berufungsverjahren rictet fich nach den 
Vorſchriften der 8. P. O.; dod ijt die Parteiver- 
tretung durch Mdvofaten zwar zugelaſſen, aber nicht 
geboten (§ 31 G. Geſetz). 

Ob eine Reviſion an den O. G. H. zuläſſig 


iſt, erſcheint zweifelhgſt; doch wird man arg. 8 30, 


Abſ. 1, G.-Gefep (,,Uber die Berufung entſcheidet 
der Gerichtshof endgültig“ dic Frage 


tee eee 
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nad) ihrer Zuläſſigkeit zu verneinen haben. Nich— 
tigfeits< u. Wiederaujnahmstlage jind ——— 
(§ 32 G.-Gejep). Der Rekurs ijt nad) Maßgabe 
der 8. P. O. zuläſſig — 22 G.Geſetz) und unter- 
liegt arg. $ 31 G.-Gefep aud dann dem Advo— 
—— nicht, wenn er mit Schriftſatz ange— 
bracht wird. 

VI. Statiſtiſches. Im J. 1904 gab es 15 G., 
bei denen insgeſamt 25.760 Klagen einliejen, gu 
denen nod 199 aus dem Borjahre anhängig Fo 
bliebene famen. Nur in 776 Fällen waren die Wr- 
beitgeber, in 24.174 Urbeiter, in 810 Fällen Lehr- 
linge die Kläger. Bu einem Endurteil auf Grund 
eines wirfl. Rechtsitreites gediehen 5238 Magen, 
aljo etwa 21% der erledigten 25.764 Klagen. Dieſe 
Verhiiltniszahl der nad Streit geſchöpften Urteile 
ju den Rechtsſachen ijt erheblich höher als die pa- 
rallele der ordentl. Gerichte. Umgekehrt ijt jene der 
Urteile auf Grund von Verfiumnis, Verzicht u. 
AUnerfenntnis bei den G. erheblich niederer als bei 
den ordentl. Geridten; bei jenen wurden auf 25.764 
Rechtsfachen nämlich nur 2274 folder Urteile, aljo 
etwa 9% gefillt. Groß ijt bei den G. die Zahl der 
gerichtl. Vergleidje: 10.337 Vergleiche auf 25.764 
Rechtsſachen. 

Bon den (zuſammen) 7512 Urteilen gaben 
2632 dem Kläger gang, 1371 teilweiſe recht, wäh— 
tend 3509 ibn gänzlich abmwiejen, jo dab etwa die 
Hälfte der Klagen wenigitens teilweife begriindet 
waren. Freilich fallen die 2274 Verſäumnis, Ber- 
zichts- u. Unerfenntnisurteife gewiß gum aller- 

ripten Teile in die 2632 Urteile, welche dem 

—— ganz recht geben, ſo daß es den Anſchein 
gewinnt, alg ob die Bellagten dort, wo fie ſich in 
den Streit erliegen, fehr haufig (in 3509 von 5238 
Urteilsfillen) gang im Rechte waren. Da nun die 
Dienjtgeber nur in etwa 3% der Fille Kläger vor 
dem G. waren, fonjt ſtets Beflagte, fo erſcheint das 
Prozeßergebnis den Dienjtgebern ſehr giinjtig, wenn 
man die Verſäumnisverfahren ausſcheidet, wie man 
wohl aur Beurteilung der Vertragstreue tun darj, 
da Verjiumnisverjahren in aller Regel nicht die 
Veijtungsunlujt, fondern die — ep onei 
des Verurteilten sum Grunde haben. gezogene, 
den Dienftgebern günſtige Schluß ijt aber, wie her- 
vorgehoben werden mug, nicht einwandjrei, teil 
die Statijtif keinen Aufſchluß darüber gibt, wie 
viele von den 10337 Vergleichen und von den 8045 
„auf andere Weiſe“ erledigqten Rechtsjadjen zugunſten 
der Kläger geendet wurden; fehr viele von dieſen 
Bergleidpen u. Endigungen ftellen ſicherlich nur der 
Form nach feine nad) Streit geſchöpften Urteile dar 
und find der Sache nad), nach durchgeführter Ber- 
handlung erfolgende UAntizipationen des fiir beide 
Parteien nun Haren Inhaltes des bevoritehenden 
Urteiles. 

Berufungen find äußerſt felten: 271 Berujuns 
en auf 7512 Urteile, worunter 5238 nad) Rechts— 
treit geſchöpfte. Die Bahl der Berufungen betriigt 
demnach etwa 3% aller und 5% der nach Rechts— 
ſtreit geſchöpften Urteile. Aud) wenn man nur die 
Berujungen in Rechtsfachen iiber mehr als 100 K 
betrachtet, ijt die Zahl verſchwindend: 92 von den 

271 Berujungen gehören hieher; die Sahl der hieher 


Wewerbeinjpeftion. 53a 
ae aie Rechtsjachen ijt leider nicht angegeben 

ieſe Siffern find eine Stiige der theoretijch höchſt 
bedenfl. Unanjechtbarfeit der fog. Bagatellurteile 
(auch der ordentl. Geridte), wenn aud) nicht ver: 
fannt werden darj, dak jum Rejultate der G. 
hier bejondere, in der Perion der Kläger liegende 
Wriinde gewiß erheblic) mithelfen. Bon den Be- 
rufungen in Rechtsjacjen bis gu 100 K batten, wie 
vorherſehbar, fajt feine (12 von 167) Erfolg, von 
jenen in den höherwertigen Rechtsjaden 23 von 
92, alſo ein Viertel; die abjoluten Siffern find 
hier nicht groß genug, um eine Bergleidjung der 
vollen Berujung der G. mit der eingeſchränkten der 
ordentl. Zivilgeridjte zu gejtatten. 

VIL. Geſettzpolitiſches. Es fann nicht geleugnet 
werden, dah das jepige Geſetz über bie G. 27 XI 96 

egeniiber dem friiheren 14 V 69 einen erbebl. Fort⸗ 
fact bedeutet, der fich hauptſächlich darin zeigt, 

B an der Spige des G. nunmehr der rechtskun— 
dige u. objeftive Richter fteht; der äußere Erfolg 
ijt denn auch nicht ausgeblicben, da den vier 
fiimmerlic) beſchäftigten G. des friiheren Rechtes 
16 vollauf in Unipruch genommene nad) dem jegi- 
en Geſetze gegeniiberjtehen. Dennod) bejtehen erhebl. 

edenfen aud) gegen die jetzige verbejjerte Inſti— 
tution, die gum Teil darin liegen, dak die G. 
dod) nod) eine Spegies der Standeegericte bilden, 
gum anderen Teil in den im Art. ,,Dienjtesftrei- 
ligkeiten“ geltend gemachten Griinden. Uberdied ijt 
in jiingjter Seit die Stichhiltigfeit des fiir die G. 
ſtets und hauptſächlich vorgebrachten Grundes zwei 
felhaft worden: daß ſie ſich des Vertrauens des 
Gerichtsunterworfenen erfreuen; —— ſind 
ſowohl aus den Kreiſen der Arbeitgeber als in 
jenen der Arbeiter lebhafte Klagen gegen die G. 
laut geworden, welche fic) auf Seite der erjteren ) 
fogar bis au Streifdbrohungen verbdichteten. 

Es wire danach wohl gu erwiigen, ob man 
nidjt die gange Qnititution aujheben und ibre Auf⸗ 
gaben den Bezirksgerichten iibertragen jollte, welche 
allen verjtindigen Unforderungen an Güte, Schnel— 
—— u. Billigkeit der Rechtſprechung genügen. 
Man follte ſich von dieſem Schritte jedenfälls nicht 
durd) die deutfichen Erjahrungen und durch die 
probe Verbreitung der G. in Deutichland abbhalten 
ajjen; Denn dag Verfahren vor den deutſchen Amts— 
gerichten ijt von jenem vor den öſterr. Bezirksge— 
richten ſehr verjchieden. 
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ſpruch, Beiziehung von Sachverſtändigen. 3. Berichterſtat- 
tung u. Vorſchlage. 4. Juſpektion. 5. Berdalten bei Aus— 
fibung des Dienftes. 6. Piichtgemager u. falultativer Wir- 
tungstrei#. — V. Organifation. 1. Der Gewerbeinipeftor. 
a) Ug. Amtscharafter. b}) Qualifikation. c) Befondere Amts- 
vflichten. d) Amtébeaivte. 2. Der Rentralgerwerbein{pettor. 
3. Die Kommiſſare. 4. Die Ronferengen. 5, Die G. und die 
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fol. — VI. Bisherige Wirtlamfeit n. Fortbiloung der G. 


I, Die altere Gejtalt der G. in Ojterr. Unter 
den mannigiaden Witten, deren fich die öſterr. 
Regierung, von den Maximen dee WMerlantilis- 
mus becinflugt, feit der Witte des 18. Jahrh. bis 
in den Beginn des 19. hinein bediente, um die 
indujtrielle Entjaltung gu ſördern, find aud ge- 
werbl. Fadjorgane gu nennen, weldje, ungeadhtet 
beträchtl. Beridjiedenheiten ihres Nompetenstreijes, 
dod) in gewiffem Sinne ale Vorliujer der heutigen 
G. aufgefaßt werden können. Dieje Organe wurden 
in jenen Erbländern eingeführt. in welchen ſich die 
Induſtrie zumeiſt entwickelte Böhmen, N. O., 
Mähren) u. gw. waren es insbeſ. die Rommerz— 
injpeftoren und Manuſakturkommiſſäre 
in Böhmen, dann die Fabrifinjpeftoren in 
MN. O. Am erjtgenannten Lande waren dieje Ore 
gane, weldje zwiſchen 1757 u. 1760 eingefiihrt 
wurden, Hilfsperfonen der Kommerzkonſeſſe, mit 
denen fie aud) (1772) zu beſtehen aufhörten. Gleich— 
jeitiq mit der Aufhebung der Einrichtung in Böh— 
men erjolate die Einſetzung eines Fabrikinſpeltors 
in N. O., dejien Befugnijje im den J. 18O8—1815 
unter Beigebung von zwei Inſpektionskommiſſären 
u. Rangleiperjonal endgültig geregelt wurden; dieſe 
Inſtitution wurde jedod Ende der Zwanzigerjahre 
auiqehoben, wobei ihre Agenden an die polit. Lan— 
degitelle übergingen. 

Die Bejugnijic dicier n.-G. Fabritinjpeftion 
waren: die Beauſſichtigung der einjdliigigen Be- 
triebe, ber Fabrik- u. Fabrikpolizeiordnung, mit 
Veridhteritattung oder Anzeige an die Landesregie= 
tungen, ohne jelbjtindiges Cingreifen; jerner wa— 
ten fie das begutachtende Fachorgan in gewerbe— 
polit. und —— Verwaltungsangelegen— 
heiten, wirkten aber auch erziehend in techniſcher 
u. lommerzieller Beziehung auf den Gewerbeſtand 
und das gewerbl. Schulweſen ein; eine eigentliche 
behördl. Ingerenz hatten jie nur in ſehr einge— 
ſchränktem Mare, indem fie dic Lehrkontrakte pro- 
tofollierten u. vidierten, in unzünſtigen Gewerben 
Vebhrlinge freijpraden und Wejellen dingten und 
die Prüfungsbehörde fiir gewerbl. Befähigungen 
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| Bald nachdem die Cinridjtung der Fabrif- 
inſpektion in Cjterr. aufgehoben worden war, taucht 
der Faftoryvinipeftor in England als weſentl. Be— 
jtandteil der Reform der Fabrikgeſetzgebung auf 
und wird gum Borbild der fontinentalen Fabrik— 
‘oder G., die allmählich u. zw. insbeſ. in den Sieb- 
ziger⸗ u. ————— in nahezu allen europäi— 
ſchen Staaten Eingang gefunden hat. Eo mußte 
eine Crqanijation, die Oſterr. ſchon vor mehr als 
100 Jahren fannte, von diefem Staate auf einem 
langen Umwege nad) auswirtigen Borbildern wie- 
der iibernommen werden, wobei dieſes Abreifen 
des Fadens der einheimifden Entwicklung nicht 
jum Worteile der Inſtitution geriet. Die heutige 
Bjterr. G. bezieht fic) in allererjter Linie aut da 
Verhältnis der Hilfsarbeiter gu den Unternehmern, 
cine Yujgabe, die den älteren Fabritinipettoren 
fremd iar und den Heitverhiltnijjen nach wobl 
jremd jein mußte. Wenn dies auc) von größter 
fosialer Tragweite ijt, fo ijt doch gu fagen, dak 
es bei cinem fortgeiesten Ausbau der älteren Ent- 
widlung gang folgerichtig geweſen ware, dieſe Tätig— 
feit einzubeziehen, ohne dak die ſonſtige Stellung 
bitte verjdoben werden müſſen. Die älteren Fabrih 
inſpektoren waren — und das ijt der organiiche 
Hauptvorzug der öſterr. Anſätze — der Beginn 
einer ſpeziellen gewerbl. Verwaltungsinſtitution, 
die mit der induſtriellen Entjaltung zugleich hätte 
entſtehen können. Und es zeugt für die Richtigkeit 
dieſes weittragenden Gedankens, daß die heutige 
G. viel von dem Kerne der älteren in ſich aui- 
genommen hat und jtetiqg new aufnimmt. Dieſer 
Fortbildungsprozeß wird erft dann gu Ende gee 
langt fein, bis die Antnüpfung an die ältere Ge— 
italtung wieder vorqenommen worden fein witd; 
damit ijt die Richtſchnur gegeben, nach welder 
dieſes, in Ojterr. anidjeinend neue, tatfichlic alt: 
iiberfommene Organ im Geſamtorganismus der 
Verwaltungscinridtungen zu beurteilen u. aus- 
gubauen it. 

IL. Die geſetzl. Grundlagen der G. Die haupt- 
ſächl. Srundlage der öſterr. G. ijt das Qnipeftoren- 
geſetz 17 VI 83, R. 117, das der preußiſchen Mi- 
nijterialverordDnung 24V 79 M. B. BL S. 153) 
in ciner gangen Reibe von Baragraphen nachge— 
bildet ijt und das ſowohl die qefepl. Unordnungen 
über Wirfungsfreis, Organifation u. Verfahren 
alg auc) (im § 12) die Grundgedanfen einer Ane 
itruftion über das amtl. Berhalten der G. ents 
halt: die Dienftinftruftion felbit datiert vom 30 XII 
83, 4. 40937 (Mang, 8. Aufl., S. 975). In die— 
fem rl. des H. M. und Wl. J. 30 XII $3 wurden 


bildeten; endlich batten jie auj Grund ihrer eigenen | nod) mehrere wichtige, in die Dienjtinjtruftion ge- 
Wahrnehmungen und der Berichte der Kreisämter hörige, in derjelben jedoch nicht enthaltene Bunfte 
die Manufatturtabellen zu führen, d. b. den Stand geregelt; eine fernere Erweiterung erfuhr die Dienſt⸗ 
der Fabrifen evident gu balten. Bei alledem wurde | infiruftion gelegentlich der Einbeziehung gewiſſer 
ihnen „ſtetes Herumwandern in den Werkſtätten, außerhalb der Gew. O. ſtehender oder ſonſtiger 
genaue Kenntnis der praltiſchen Handgriſſe, der ſpezieller Betriebe in den Bereich der Inſpektion. 
Verbindungen, des wirtl. Ganges des Fabrit- Endlich wurden beſondere Inſtruktionen fiir den 
zweiges“ zur weſentl. Pflicht gemacht Hftd. 16 XT Zentralgewerbeinſpektor und fiir die Aſſiſtenten 
10). Unter den dieſe Tätigkeit ausübenden Män— erlaſſen; dieſe beſonderen Normen werden ſpäter 
nern vagt insbeſ. Stephan R. v. Kees, der erſte namhaft gemacht werden. 

Inſpektionskommiſſär, in technologiſcher u. gewerbe⸗ Schon aus dieſer Zerſplitterung u. Häufung 
ſtatiſtiſcher Hinſicht hervor. der Grundnormen ijt zu erſehen, was im ſpäteren 
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Verlauſe der Erörterungen an den zahlreichen ſich 
raſch folgenden ſonſtigen Normen über Kompetenz, 
Sprengel, Organe, den mehriaden bis heute nicht 
ausgefullten Siiden u. dgl. nod) deutlicher hervor- 
treten wird, dab bei Erlajjung diefes ,,fogialpolit. 
belangreichen“ Geſetzes (Erl. 30 XII 83) feine feite 
geſchloſſene Anſchauung u. Dispofition vorhanden 
war, fondern dag cin mehr vorſichtig tajtendes 
Vorgehen cingehalten wurde. Die Uriache hievon 
liegt darin, dak anjangs, der Achtzigerjahre die 
fosialpolit. Strimung in Oſterr. noch in den An— 
jängen lag; einerjeits jollte der Anſchein vermieden 
werden, als hitte das Geſetz eine Spige gegen die 
Unternehmerinterejjen, und anderjeits follte beſon— 
deré verfiindet werden, daß nun die Anterejieniphire 
dev Arbeiter mehr in „humanitärer“ ale in juriiti- 


feine Bedeutung. Dies muß hervorgehoben wer— 
den, da vieljach das Schwergewidt auf den erjten 
Punkt zu verlegen, fiir zutreffend erachtet wird. 
Dies ijt der Natur der Sade nach nicht richtig, 
da einerfeits in neueſter Seit die injpizierenden 
Amitsärzte gerade hinſichtlich dieſes Momentes in 
Konkurrenz treten und da anderſeits die übrigen 
Punkte von derſelben ſozialen Bedeutung ſind ſo— 
wie auch ſeitens der Arbeiter das Schwergewicht 
nicht im erſten, ſondern den zwei folgenden Punk— 
ten gefunden wird Arbeitsordnung, Arbeitsbücher, 
Kündigung, Entlaſſung, Lohnweſen uſw.; über— 
dies ijt aud) der vierte Bunft fiir die Zukunft des 
Wewerbes von vitaler Bedcutung, da das Lehr— 
lingSwejen im fleinen Betriebe der zumeiſt unzu— 
längl. Obſorge der Genoſſenſchaften überlaſſen ijt 


ſcher Hinſicht erweitert werden ſolle. Deshalb be= | und im Großbetriebe ganz brad) liegt. 


tont auch § 12 des Geſetzes die „Wohltaten“ des— 


4. Die Mewerbeinipeftion im Dienite 


ielben und Bunt 4 der Inſtruktion ſeine wohl: | der Gewerbebehirden und fogialen Cin- 


wollenden Intentionen“, Ausdriice, die weder aus 
dem Begriffe eines Geſetzes heraus, das ja ,, Rechte’ 
idjafit, noch andericits aus dem Standpuntte der 
Geſetzestechnik, welche die Einbegiehung der Motive 
in den Wortlaut der Geſetze verbietet, zu rechtſer— 
tigen find, : 

III. Der Wirlungstreis der Gewerbeinſpel⸗ 
foren. 1. Die der Mewerbeinfpeftion unter: 
worfenen pli raha ie ergeben fic aus 
dem Geltungsbereihe der Hewerbeordnung; 
alle diejer angehörigen Unternehmungen unterliegen 
aud) der G. Diejer Umkreis hat jedoch Enweite- 
rungen erjahren u. zw. durch Einbeziehung: der mit 
Arbeitsmaſchinen ausgeſtatteten gewerbl. Lehre 
anjtalten (Qnitruftion: Erl. H. M. 11 V1 88, 
4. 339), ferner der ſtaatl. Tabakfabriken (Uber- 
einfommen der F. W., H. M. und W. J. 7 XI 
85, 3. 7008, und Inſtr. Erl. H. M. 24 III 86, 
3. 44070 ex 1885, fowie Sirfularerlak der Ge— 
neraldireftion der Tabafregie 26 11, 86, 8. 2762), 
jodann der Privatpulverwerfe (Ubercinfommen 
des H. M., M. J. und K. M. 71V 8s, 8. 14354), 
endlich der Wrbeitsbetriebe in den ſtaatl. Straf— 


richtungen. Die G. hat den Gewerbebehörden als 
beaufſichtigendes, berichtendes u. beratendes Fach— 
organ behilflich zu ſein u. zw. haben bisher folgende 
ſpezielle Punkte eine beſondere Ausgeſtaltung er— 
fahren: 

a) Der Gewerbeinſpektor kann von den Ge— 
werbebehirden mit der Bequtadjtung der Geſuche 
unt ——— von Betriebsanlagen 
oder Anderungen an ſolchen, inſoweit dabei die Ge— 
werbehygiene in Betracht lommt, beauftragt werden 
(Erl. MW. J. und H. M. 2 X S4, 3. 5167); es 
kann hiebei der ſchriftl. Weg oder derjenige der kom— 
miſſionellen Beteiligung gewählt werden. Eine Liide 
der Organiſation liegt darin, daß fiir cine Ber: 
jtindigung des ewerbeinjpeftors von dem Ergebnis 
dev Nommijfionen reſp. den allfälligen anſchließen— 
den behördl. Maßnahmen nidt geniigend geſorgt 
ijt. Auch fehlt es häufig an ciner rechtzeitigen Bers 
ſtändigung der Bornahme von Kommiſſionen, an 
det Borlage der Baupline uf. 

Werade dieſe Funftion der Wewerbeinjpettoren 
ijt von bejonderer Bedeutung, veil den Unforderun- 
gen der Werfjtittenhygiene, wenn der Jeitpuntt der 


anjtalten (Ubereintommen ded H. M., W. 9. Betriebsanlage vorber ijt, oft nur mit größten 
und J. M. SV 91, Z. 15416, und Inſtr. Erl. Schwierigkeiten entſprochen werden kann. 


H. MW. 7V1 91, 3. 15416). 

2. Die ſachl. Kompetenz gegenüber den 
Arbeitgebern u. Arbeitnehmern in dieſen 
Betrieben bezieht ſich auf mehrere Beſtimmungen 
der Gew. O. u. gw. im Weſen auf jene, welche 
die Verhältniſſe der Hilfsarbeiter regeln; im 
ſpeziellen ſind es in taxativer Aufzählung folgende 
ſ8 5 des Geſetzes): 

a) Die gewerbe-hygieniſchen Einrichtungen, 
welche der Unternehmer in den Arbeits- und bei— 
geſtellten Wohnräumen treffen muß; 

b) die Verwendung von Arbeitern, die tägl. 
Arbeitszeit und die Pauſen; 

c) die Führung von Arbeiterverzeichniſſen, das 
Vorhandenjein von Dienjtordnungen, die Lohn— 
jablungen u. WUrbeiterausweije; 

d) die gewerbl. Ausbildung der jugend!. pilfs- 
arbeiter. 


b) Der Gewerbeinfpeftor ijt jeitens der Ge— 


| werbebehirden von den im Wemwerbebetriebe vorge- 


jallenen Unfällen zu verſtändigen (Erl. M. J. 
27X84, 8. 5161, und 20 XT 90, 3. 4682), u. yw. 
ijt ibm auch im Galle einer wegen eines Lnfalles 
ftattfindenden Kommiſſion (§ 31 U. B. G.) der 
Zeitpunkt diefer lesteren mitguteilen, damit er nad 
jeinem Ermejien an derjelben teilnehmen fann Erl. 
des M. J. 2XI 90, 8. 4082; betrefiend Unfälle 
durch den elettrifdjen Strom Erl. Zentralgewerbe— 
injpeftion 2 XI 1901, 8. 544). Diejes Ausmaß 
der Bejugniije iſt unzulänglich; an dejien Stelle 
follte cine Anzeigepflicht bet Unfällen jeitens der 
Unternehmer direkt treten. 

ce) Der Inſpektor ijt verpflichtet, auf Ane 
juden einer Unfallverſicherungsanſtalt 
jeneverfiderungspflidtigen Betriebe ehe— 
baldigſt zu beſuchen, die ihm ſeitens der Au— 


Dieſe im Geſetze gewählte Aufzühlung hat fiir | jtalt bezeichnet werden, und der Anſtalt zu berich— 
die vergleichsweiſe Wichtigkeit der einzelnen Gebiete ten. Es würde den Grundbeſtimmungen deo U. B. 
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G. entſprechen, dak die UnjallverjicjerungSanjtal- 
ten die Soften dieſer Inſpektionsalte tragen; der 
lepte Abſ. des betreffenden Paragraphen des U. B. 
(%. (28) ijt jedod) fo unflar formuliert, daß, unge- 
achtet fic) die Kojtenerjappflidt der Unjtalten hier— 
aus ableiten ließe, doch die entgegengejepte Praxis 
in diefer Hinſicht beſteht. 

Gemäß $ 31 ded U. B. G. fann ſich die Un- 
jallverficherungSanjtalt durd) cinen Beaujtragten an 
den behördl. Erhebungen über Angeigen von Un— 
fillen, bet weldjen der Tod oder eine mehr als 
4wöchentl. Enverbjtirung eintritt, beteiligen und 
hat gS dic Rojten ju tragen. Wenn nun bei 
diejen Erhebungen cin Gewerbeinfpeftor interve- 
niert, jo erhält er gleichfalls feinen Rojtencrjag, 
jondern Hat die Auslagen aus jeinem allg. Reije- 
paujdale gu declen, was eben auth faum geredyt- 
jertigt werden fann. 

Endlich wird der Gewerbeinjpeftor yoy 
Wrund des § 20 U. V. G. gum Zwecke der Cine 
teihung bon Betrieben in Gefahrenflaffen 
in Anſpruch genommen und bat die Anmeldung 
der verjiderungspflidtigen Betriebe (§ 16 
U. B. G.) gu fontrotlieren (Minijterialverordnung 
3 TV 88, R. 35). 

Auch iiberwaden die Gewerbeinjpeftoren im 
ipegiellen, ob die den unfallverſicherungspflichtigen 
Betrieben mit Minijterialverordnung 4 V 90, R. 75, 
aujerlegte Pflicht, die Verſicherungsbeiträge durch 
Anſchlag bekanntzumachen, eingehalten wird (Erl. 
H. M. 6 V 90, ; 20488). 

d) Laut AUrbeiterwohnungsgefes SVII 
1902, R. 144, finnen die polit. Behirden die Ge— 
werbeinfpeftoren zur Uberwadung durch dieſes Ge⸗ 
ſetz begünſtigten Gebäude heranziehen. 

e) Die polit. Landesbehörden können von der 
G. vor Erteilung der U paar tl pl SS lat 
gen Gutadten cinholen (Eri. H. M. und M. 2. 
27V 85, 8. 15576). 

f) Muy Grund des Gejeges 27 XI 96, R. 218, 
iiber die Einfiihrung von Gewerbegerichten find die 
Wewerbeinjpeftoren berechtigt, Anträge auf Er— 
richtung von Gewerbegerichten ju ſtellen. 

g) Sie berichtigen u. ergänzen die Zahl— 
blätter über Streiks, welche ihnen von den polit. 
Behörden 1. Inſtanz zuzukommen haben Erl. H. 
WM. 22 IL 99, 3. 6276698, und Erl. Zentralgewerbe⸗ 
injpeftion 11 IX 99, 3. 1120). 

4. Zu Angelegenheiten, welde ihrem Wir- 
fungStreije fremd find, dürfen die G. nicht ver= 
wendet werden (§ 19); das Geſetz ſchließt hiebei 
die Verwendung zu Zwecken der Finangverwal- 
tung bejonders aus. 

5. Die drtl. Kompetenz umfaßt in der Re- 
gel alle der Gew. O. unterliegenden Unterneh— 
mungen cines beſtimmten Umkreiſes, fie wird im 
Verordnungswege (in der Regel unter Mujrecht- 
haltung der Landesqrenjen) alla. oder im ſpeziel— 
fen Fall feſtgeſetzt bezw. abgedndert. Aud) finnen 
Unternehmungszweige aus diejer drtl. Abgrenzung 
ausgeſchieden und befonderen Anipeftoren zugewie— 
fen werden. Letzteres ift der Fall bezüglich des 
Schiffergewerbes auf Binnengewäſſern, fodann der 
öffentl. Berfehrsantagen in Wien und des Baues 
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von Waſſerſtraßen fowie der Flupregulierungen, 
für weldje bejondere Fachinjpeftorate angelegt wor⸗ 
den find (f. die Normen hiefür unter V 1 d). 

6. Bolle u. qeminderte Kompetenz im 
Wiener Gemeindegebiete. Ym J. 1904 find fiir 
die Begirfe von Wien 3 Anipeftoren beftellt wor- 
den, der Wirkungskreis wurde jedod) derartig ab- 

eqrenat, dak fiir cinige Ungelegenbeiten nut ein 

——— im ganzen Gemeindegebiete kompetent iſt. 
Die Normierung dieſer pag dare etjolgte mit 
dem einen Nachtrag zur inifterialverordnung 
2VII 1904, R. 72 (mit welcher die ber llr der 
3 Wiener Begirfe erfolgte), und gleichzeitig eine 
Ergingung der Ynitruttion fiir die Gerwerbetnipet- 
toren darjtellenden C€rf. des H. M. 2 VIL 1904, 
8. 26048, u. zw. wurden als ſolche nur von einem 
Inſpeltor im ganzen Gemeindegebiete durchzufüh— 
tende Angelegenheiten fejtgefept: alle auf das ge— 
werbl. Genoſſenſchaftsweſen Bejug habenden Ugen- 
den, ferner die Intervention bei allen — 
u. Gruppenſtreils und endlich die Begutachtung 
von Arbeitsordnungen, welche fiir ganze Betriebs— 
ruppen gemeinjam aufgeſtellt werden; übrigens 
önnen Anderungen dieſer Spezialzuweiſung pom 
Miniſterium vorgenommen werden. 

LV. Die Amtsgewalt. 1. Der eee der 
Ercfutive. Die G. entbehrt der Möglichkeit ihre 
Aufträge zwangsweiſe durchzuſetzen; ob dies ge- 
ſchehen foll, hängt von der Gewerbebehirde ab 
Ge B. B. G. 5 V 92, 2. 1481, Budwinsti 6591). 

iefer wichtigſte Grundſatz weiſt der gangen Ein— 
richtung ſeine Stellung an. 

2. Die Aufſicht und deren Folgen. Er— 
langt der Inſpektor Kenntnis davon, daß in einem 
der Kompetenz unterliegenden Unternehmen die ein— 
ſchlägigen Beſtimmungen der Gew. O. nicht beachtet 
(dad Geſetz jagt: „gehandhabt“) werden, fo hat er 
die fofortige Abſtellung dex Geſetzwidrigkeiten odcr 
Ubelſtände vom Inhaber gu verlangen und im 
Beigerungsfalle die Angeige an die zuſtändige 
Gewerbebehörde zu erjtatten. Die legtere ijt ver- 
pfliditet, den Anipeftor von ihren — in 
Kenntnis gu ſetzen, gegen welche dericlbe u. jr. 
ſowohl bei der 1. al8 aud) der 2. Inſtanz inner- 
halb der Refursirijt Einſpruch erbeben fann, jo 
daf dann die Angelegenheit an die 3. Inſtanz vor— 
geleat werden muß. “ 

Es ijt unflar, was unter ,,Ubeljtinden” zu ver- 
jtehen fei, wenn damit überh. cin von Geſetzwidrig— 
feit verichiedener Sinn verbunden werden foll. Das 
„Verlangen“ des Gewerbeinipeftors hat den Cha- 
rafter eines Auftrages. Als Weigerung fann ein 
nur paffiver Widerjtand des Unternehmers im allg. 
nicht angenommen werden, es müßte vielmehr eine 
pojitive Handlung vorliegen, aus welcher das Nidt- 
jolgeleijtenwollen hervorgeht. 

werner hat der Anipettor das Recht, in Fiillen 
der Geſundheitsgefährdung der Hiljsarbeiter, zur 
Unterfuchung des Falles die Beiziehung von Sach- 
verſtändigen (Arzten, Chemifern uj.) bei der Gez 
werbebehirde gu beantragen, deren Roiten bei 
Sachfilligfeit vom Inhaber zu tragen find. Im 
Verweigerungsfalle jteht dem Anipeftor cin Ein— 
ſpruchsrecht nicht gu. 


Wewerbeinjpeftion. 





Die Amtsbefugniſſe hinfidjtlich der Rechtsfolgen 
der Aufſicht find ſonach ſehr beſchränkt. Zunächſt 
mug es als Forderung an die Zukunft angeſehen 
werden, daß die Inſpelloren in gewiſſen Angelegen⸗ 
heiten cin Recht ſelbſtändiger behördl. Anordnun- 
gen bekommen, deren Erzwingung durch die polit. 
Wewalt auf einfaches Yinfuchen der Inſpektoren er- 
jolgen müßte, unter Wabhrung der Rechtsmittel fiir 
die Partei. bry arate ijt der Gewerbeinfpeftor 
hinſichtlich des Erfolges der Anzeigen von det Zu— 
ſtimmung der Gewerbebehörde abhängig. Erfolgt 
dieſe nicht, was häufig der Fall iſt, As fann er 
vielleicht im langen —* uge ſchließlich recht 
behalten, dann aber fehlt der Effekt der Unmittel- 
barfeit ſeines Einſchreitens und es werden bei den 
zumeiſt ſehr widerjtreitenden E. die Begriffe von 
Recht u. Unrecht geradegu verwirrt. Uberdies ijt 
anbetracht der im eingelnen oft geringfiigigen Un- 
gelegenbeiten der Ballajt eines ſolchen Inſtanzen— 
juges überflüſſig. Auch ijt es eine fiir die Gewerbe- 
Feechistes miplicye Sache, wenn die E. iiber Ver— 
jiigungen der Gewerbebehirden in höherer Inſtanz 
wieder von Gewerbebehirden erjolgt. Es ijt gar 
nicht abzuſehen, warum nidt ein vereinjachter In— 
ſtanzenzug eingeführt werden follte, nämlich der— 
jenige an den Zentralinſpektor bezw. das H. M. 
Allerdings wäre dabei vorauszuſetzen, daß die Ver— 
fiigungen der Gewerbeinipettoren in gewiſſem Um— 
jange in materieller Hinjicht inappellabel ſein müß— 
ten. Underfeits müßte ſchon jept der Anipeftor ein 
Rechtsmittel gegen allzulanges Uusbleiben der Ver- 
fiiqung der Gewerbebebirde erhalten und endlid 
ware die Befugnis dahin auszudehnen, dak dem 
Inſpeltor cin Einſpruchsrecht gegen Verfügungen 
der Gewerbebehörde auf ſeinem eigenen Geltungs— 
ein zuſtehe, gegen welded dann die Gewerbe— 

ehiirde die Rechtsmittel ju ergreifen hitte. End— 

lid) ijt gu fagen, daß das heute bejtehende Cin: 
ſpruchsrecht des Gewerbein{peftors durch den § 9 
des oe zu eng begrenzt erjdeint, nad) wel— 
dem es ſich nur auj BVerfiigungen, welche die Ge— 
werbebehirde über Angeigen des Jnipeftors, be- 
treffend wahrgenommene Lbeljtinde, trifjt, bezieht; 
erforderlich waͤxe, dieſes Einſpruchsrecht auf Fille 
von gutächtl. Außerungen u. Anträgen auszudeh— 
nen. Um das Einſpruchsrecht richtig zu beurteilen, 
muß man ſich eben vor —* halten, daß die 
G. cin den Gewerbebehörden foordiniertes Or— 
gan iſt. 

Die Nachteile der gegenwärtigen Anordnun 
liegen darin, daß die Autorität der Inſpeltoren bei 
einjachem Anzeige- u. Einſpruchsrecht ſchwach ijt, 
daß die Gewerbebehörden mit Agenden überlaſtet 
und häufig ohne ſozialbpolit. u. techniſches Bere 
ſtändnis des Einzelfalls vorgehen und dak im 
günſtigſten Falle eine gänzlich unnötige Doppel— 
arbeit bervorgerujen wird. Es ijt, mit einem Worte 
gejagt, eine Poſitivgewalt erforderlich. 

3. Die Mewerbeinipeftoren haben dem Handels- 
minijter Jahresberidte ju erjtatten, welche, ent- 
ſprechend bearbeitet, von diefem an den Reichsrat 
vorgulegen find. Bezüglich diejer Berichte, welche 
aus einem nicht erfindl. Grunde laut Geſetz „durch 
die Landesbehorden einzuſenden find’, enthält der 
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Wortlaut desfelben die gan prisije Bejtimmung, 
daß fie fic) einerſeits auf die Tätigkeit, anderfeits 
auf die Wahrnehmungen begiehen follen, wobei 
zwei Punfte des Anhaltes fpesiell hervorgehoben 
werden: nämlich die Darjtellung der Betriebs— 
unfälle und ibrer Urſachen, dann die Erjtattung 
von Vorſchlägen gu legislativen u. adminijtrativen 
Maßnahmen im Yntereffe der Induſtrie jowie der 
Urbeiter. Es geht daraus hervor, dak der Beridt 
in einer Hinſicht cin Geſchäftsbericht fein foll, 
der nur die vorgelesten Behörden u. aw. vom 
Standpuntte der Aufſicht aus intereffiert, ander- 
feité aber cin materieller Bericht gu fein hat: iiber 
die Wahrnehmungen, u. jw. auf dem Kom— 
petenggebiete der G., welcher zweite Teil —— 
in Vorſchläge gu geſetzl. Reformen u. Verwal— 
tungsmaßregeln auslaufen foll; dadurch werden die 
Gewerbeinſpektoren zu einem treibenden, fördernden 
Elemente für Geſetzgebung u. Verwaltung. 

Sm § 13, der dieſe Berichterſtattung normiert. 
findet ſich die a unbeachtet gebliebene Be- 
merfung, dak diefe Vorſchläge nicht nur im Inter— 
ejje der Urbeiter, fondern aud) „der Induſtrie“ 
u erjtatten feien. Damit ijt eine enge ſinngemäße 

nfniipfung an die Tätigkeit der alten bjterr. Fa— 
brifainjpeftoren und det Rernpuntt ju einer weiteren 
Ausgeftaltung des Inſtitutes gegeben, nämlich gu 
gewerbepolit. Beamten iiberh. 

Dieje Beridjte der Gewerbeinſpeltoren jind 
nun in der Tat hervorragende Leijtungen und eine 
Fundgrube der Sosialjtatijtift (Erl. des H. Mi. 121 
95, 3. 69513 ex 1894). 

4. Die Inſpektionstätigkeit. Diejenige 
worm der Tiitigteit der Anipettoren, welche jie 
einhalten miijjen, um allen ihren Amtsbefugniſſen 
erecht zu werden und welche ihnen ald die eigentlich, 
don im Ramen fiegende gejeplic) zugewieſen iit, 
bejteht in der Snipeftion ($$ 7 u. 8) oder, wie fich 
das Geſetz ausdriidt: in der fortlaujenden Revifion 
der Unternepmungen. 

a) Vorbedingung des Rechtes put Inſpel⸗ 
tion ijt die Legitimierung des Gewerbeinſpeltors 
gegeniiber dem Unternebmer bezw. deſſen Stellver- 
treter durch feine Legitimationsfarte, welche (aus 
nicht erſichtl. Gründen) alljährlich gu erneucrn iit. 
Auf dieſe Legitimationstarten begieht fic) der Eri. 
H. M. SIL 85, B. 1429, N. S. 1582. 

b) Das Recht der Anjpeftion umfaßt jol- 
gende Bejugnijje: Den Eintritt in ſämtl. Arbeits— 
räume und zugehörigen Urbeiterwohnungen bei 
Tag jedergcit, bet Nacht nur wiihrend des Betriebes; 
jerner die Befuqnis, den Unternehmer bezw. Stell: 
vertreter und alle Beſchäftigten iiberall am Betriebs- 
orte, nitigenjalle ohne Seugen, über die fie be- 
trefjenden Angelegenheiten, jedoch tunlichſt ohne 
Stirung des Betriebes, zu vernehmen; ferner 
vom Inhaber u. Stellvertreter die Vorweijung der 
auf die Betriebsanlagen bezughabenden Genehmi- 
———— ſowie Pläne zu verlangen. Auch 
Ba er Gewerbeinſpektor das Recht, dic Vorlage 
det von der Gew. O. vorgeſchriebenen, auj den ſachl. 
Kompetenzkreis bezughabenden Verzeichniſſe zu 
verlangen (z. B. Verzeichniſſe über Sonntags- u. 
Feiertagsarbeit, Geſetz 161 95, R. 21, über Sonn— 
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tagerube, Art. IV, VILL). Das Zuwiderhandeln ge- 
gen dieſe cingelnen Rechte begriindet, falls nicht 
cin ſtrafgeſetzl. Delift vorliegt, eine Ubertretung 
der Ber. ©. 

c) Der Unternehmer oder deſſen Stellver- 
treter jind bereditiqt, den Anipeftor bei der Vor— 
nahine der Inſpektion zu begleiten. 

5. Der $12 des Geſetzes enthilt ebenjo wie 
dev § 4 der Qnitruftion cine qenerelle Inſtruk— 
tion über das Berhalten der Anjpeftoren 
dahin gehend, daß die Inſtitution als eine polit., 
vieljacd) nach freiem Ermeſſen vorgebende Einrich— 
tung begeichnet wird, deren letzter Zweck ſowohl 
in der Fbrderung der Unternehnier u. Arbeiter als 
aud) in der Unbahnung u. Firderung fowie Ere 
haltung guter Beziehungen zwiſchen Unternebmern 
u. Yirbeitern liegt; im befonderen gilt folgendes: 

a) Das ganze Vorgehen joll ,wohlwollend’ 
jein, 0. h. es follen die objeftiven Umſtände ebenjo 
wie die Billiqteitsriicjichten gewahrt und dem Ge- 
ſetze ein allmähl. Eingang unter möglichſter Ber- 





Gewerbeinſpektion. 


Verhalten ihrer Organe eine ganze Reihe von An— 
gelegenheiten hervor, welche ſich als Verwirklichun— 
gn tm einzelnen darjtellen. Damit jtellen fich dieſe 

ngelegenbeiten Dem Sinne nach als fafultative 
Beredtigungen der Anipeftoren dar und gleich 
zeitig alg Amtsalte, welche, wenn fie überh. vor- 
genommen iwerden, in einer bejtimmten Richtung 
u. Beije fowie au einem vorbejtimmten Swede 
vorzunehmen find. Dagegen können dicie unter 
Punt 5 a—d angegebenen Agenden, injoweit fie 
nicht nur ein Verhalten, fondern wirfl. Handlungen 
daritellen, nicht als unbedingt durchzuführende 
Amtspflichten angejehen werden. Dies beweijt 
auch der Wortlaut des Anipeftionsgqefepes im § 12: 
„Bei Erjiillung ihrer Aufgabe follen die Gewerbe— 
injpeftoren bemiiht fein’... ujw. So ijt 3. B. 
der Gewerbeinſpektor nicht verpflichtet, den Betriebs- 
unternchmern tiber die Yat der Ausführung von 
Schutzvorrichtungen bei gewerbl. Betrieben ein Gut⸗ 
adten abjugeben (Erl. H. M. und W. J. 13 VI 
O1, 3. 15598), während er zweifellos hiezu berech— 


meidung von Reibungen geboten werden, wobei der | tigt ijt. 


Inſpektor allmählich dic Stellung einer Vertrauens- 
perſon erlangt. 


b) Die Unternehmer find in der Exjiillung der | 


ibnen geſetzlich oblieqenden Aufgaben zu unter- 
ſtützen; dadurch wird der Wewerbeinfpeftor yu cinem 
jumeijt tedjnifden gejepl. Beirate der Unter- 
nehmer. 

c) Den Arbeitern joll die tatſächl. Erreichung 
ihrer gefesl. Rechte (nad) dem Wortlaute des Gee 
ſetzes: „die Wohltaten des Geſetzes“) geſichert wer- 
den; demnach iſt der Inſpektor —— Beiſtand 
u. Rechtsfreund der Arbeiter (in Lohnſtreitig— 
fciten, Arbeitsvermittlung ufv.). 

d) Jn Fallen von Konfliften linsbeſ. Streifs) 
joll alg Sicl eines eventucllen Cingreifens die Ver— 
mittlung erjtrebt werden; demgemäß find die In— 
jpeftoren nach freiemt Ermejien auftretende, ſich frei— 
williq anbietende oder angerufene BVermittlungs- 
organe. Cine Frage des Ausbaues der Anititution 
iit es, ob den Anipettoren nicht ein Rect auf die 


V. Die Organifation der G. 1. Die Ge- 
werbeinfpeftoren. Das hauptiiichlidite Orqan 
dieſer Inſtitution ijt der Wewerbeinipeftor. Jom 
oblag anjangs die gefamte ausfiihrende Tatigfeit, 
während ihm gegenwärtig in dieſer Hinficht die 
Aſſiſtenten beigegeben find. Er ijt das weſentl. Or- 
an, obne welches eine G. nicht gedacht werden 
önnte, wogegen allerdings alle iibrigen Organe 
nicht unbedingt notivendig wären. 

a) Allg. Amtscharakter. Die Gewerbe— 
inſpeltoren ſind Staatsbeamte u. ji. gegenwärtig 
in mehreren Rangsabſtufungen. Sie ſind in per— 
ſönlich-dienſtl. Beziehungen der polit. Landesſtelle 
ihres Dienjtortes, ſonſt aber den polit. Landes— 
jtellen, in deren Gebict ihr Amtsbezirk liegt, und 
in letzter Inſtanz dem H. M. untergeordnet, wer- 
den jedoch im Staatshandbuche als Beamten des 
H. M. aufgeführt. Es ſcheint auch tatſächlich die 
Unterordnung unter die polit. Landesbehörden der 
Begründung zu entbehren. Sie wurden bisher vom 


Beiziehung yu den Streifbeilequngsverhandlungen | Handelsminijter im Cinvernehbmen mit dem M. J. 
juertannt und ob nicht eine Ülicht zur Anhörung | ernannt x. zw.erfolgt die erjte Anſtellung provijoriicy 
von Arbeiteranliegen flatuiert werden ſollte. gegen jährige Kündigung. Abre Besiige beitehen 

Sum weiteren Ausbau des Tätigkeitskreiſes in einem Webalte bezw. der Lenjion, dann einem 
der G. wiirde nod) gehören, daß die Gewerbeinſpel- Pauſchale für die Reifen und einem joldjen fiir 
toren ins Recht geiest werden, fich die erforderl. | Nangleierfordernific. Dieſes legtere ijt aud) gur Be- 
Renntnis der Betriebsverbhiltniffe aud) auf anderem | jtreitung der Kojten allfälliger Hilfsperjonen fiir 


Wege als dem der Anfpeftion zu verſchaffen, ju 
ergaͤnzen und zu fidjern; dies tire 3. B., abge- 
jehen von der bereits erwähnten Statuierung ciner 
Pflicht gu Unjallangeigen jeitens der Unternehmer, 
nod) ein Recht sur Vorladung u. Abhörung von 
Arbeitern u. Hewerbeingabern in gewiſſen Fallen. 

i. Die Einteilung in den pflichtgemäßen 
und den fatultativen Wirfungsfreirs. Weder 
das Geſetz nod) die Inſtruktion enthalten cine Ein— 
teilung in dieſem Sinne, wohl aber geht ſie aus 
beiden mittelbar bervor. Während nimlid das— 
jenige, was oben angefiibrt ijt, alg der ftreng 
pilidtgemipe, d. h. obligatoriſche Wirkungskreis an- 
zuſehen ijt, qebt aus der im Bunfte 6 geſchilderten 
Inſtruktion über die Siecle der Quijtitution und das 


die Schreibgeſchäfte beitimmt, da ſolche Hilisper- 
jonen nicht vorhergeſehen find; allerdings reidt es 
hiefiir nicht hin, fo Dak die Anipeftoren, wie bemerft, 
durch mechaniſche Schreibarbeit iiberlaftet find. 
Im dienſtl. Verkehre ſteht den Gewerbeinipet- 
toren (nad H. M. Erl. 19190, 3. 53610) Vorto— 
freiheit zu; fie haben fic) beim Schriſtenwechſel mit 
den Behörden u. Wewerbeinhabern (nicht auch Ar— 
beitern? des Dienjtfieqels ju bedienen und empjan- 
gen Dienjtauftriige von Gewerbebehdrden, welche 
nicht im Sprengel der Landesbehbrde ihres Amts— 
jibes liegen, von dringl. Fallen abgeſehen, durch 
die leptere. Auf den Mangel einer Bejtimmung 
hinſichtlich der Gebührenfreiheit für Gingaben von 
Arbeitern iſt ſchon oben hingewieſen worden. 


Wetwerbeinjpettion. 
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b) Qualifikation. Das Geſetz ſchreibt nur 
vor (§ 15), dak zur Ernennung der erforderl. Grad 
jadi. Bildung und die KRenntnis der im Inſpek— 
tionSgebiete bl. Sprachen notwendig find. Dieje 
Beſtimmung geniigt in Anbetracht der hervorragen- 
den Bedeutung der Ynititution nicht. Es bleibt 

ang offen, was unter „fachlicher“ Bildung au ver- 

ſtehen fei und läßt leicht der Auslegung Raum, 
dab eine techniſche Ausbildung gemeint i, was 
nicht gang jutreffend ijt, wobet iiberdies noc) auj 
die Bielgeftaltigteit der techniſchen Verjahrensarten 
in allen den Unternehmungen bingewiefen werden 
fann. Cbenfowenig kommt es hauptſächlich auf die 
ärztliche oder hygieniſche Musbildung an, indem dic 
immer jablreidjer werdenden Amts- u. Diftrifts- 
ärzte allmablich auch fiir das Gebiet der Gewerbe— 
hygiene in Betracht fommen. 

Endlich bleibt es offen, wie cin Urteil über die 
jachl. Ausbildung erlangt werden foll. Da die Ge— 
werbeinjpeftoren StaatSbeamte find und alle Staats- 
beamten einer befonderen fachl. Prüfung unter- 
zogen werden, fo muß dieje Forderung aud) bier 
gejtellt werden, wojxu nod) fommt, daß dieſer In— 
Htitution eine einſchneidende Bedeutung fiir die 
—— und gewerbl. Verwaltung zukommt. Es 
ſollte ſonach eine Prüfung vorgeſchrieben werden, 
welche, ſich auf die einſchlägigen Hauptlehren der 
polit. Dfonomie, Statiſtik, die Gew. O., ſpeziell die 
Beſtimmungen iiber Arbeiterſchutz, dann dag ſoziale 
Rafjenwefen, jerner auf dic Grundgiige der Tech— 
nologie fowie Baus u. Gewerbehygiene zu erſtrecken 
hatte; als Priifer follten Brofefjoren der Univer— 
ſitäten u. Technifen, Mitglieder der G., der Lei— 
tung von Unjallverjicjerungsanitalten fowie techno— 


logijcher Unjtalten in Betradt fommen. Die in} 3. 


England vorgefdriebene Priifung erjtredt ſich zu— 
nacht obligatorijd) auf mebrere Fächer der allg. 
Bildung und dann auf polit. Ofonomie, Wathe- 
matif, ein Sapitel aus der Mechanif, endlich die 
flajfijchen und wichtigſten modernen Spradjen, in 
dem Ginne, dah aus diejer Gruppe von Fächern 
vom Randidaten drei au wählen find. (V. Adler: 
Die Fabvrifinipettion. Jena 1484.) 

ec} Befondere Amtspflidten. Aus der 
eigenartigen Stellung der Hewerbein{peftoren, welche 
in die Gewerbeführung eingehendite Cinblice ge 
winnen und als unparteitide Ratgeber u. Mittels- 
perjonen eine fehr heifle Stellung einnehmen, ere 
geben fich folgende Beltimmungen: 

) Die Mewerbeinipettoren find durd ihren 
Amtseid gur Geheimbaltung der Geſchäfts— u. 
Betriebsverhältniſſe fowie ausdriiclich namhaft ge- 
madter Betriebsqeheinniije u. zw. aud) nad) Wus- 
tritt aus dem A ienitverhdiltnie verpflidtet und 
dürfen dieſe legteren niemals im eigenen Inter— 
eſſe verwenden. Abgeſehen von dem Dissiplinar- 
und allg. Strafverjabren ijt fiir Zuwiderhandlun— 
gen ein bejonderes Vergehen, das mit Arreſt von 
‘i, bis 2 Jahren bejtraft wird, durch das Geſetz 
itatuiert. 

3) Das Amt des Gewerbeinſpektors ijt in— 
fompatibel mit jeder Führung eines gewerbl. 
Unternebmens, ebenjo wie mit der Beteiligung an 
einem foldjen oder Bedienftung in demfelben. 


Ofterr. Staat&warterbuch. 2. Aufl., 2. Bd. 


7) Die Gewerbeinjpeftoren diirjen weder von 
Wewerbearbeitern nod) von deren Hilfsarbeitern fiir 
ibre Amtshandlungen Vergütungen oder Wait- 
freundſchaft annehinen. 

d) Die Amtsbezirke. Die urjpriing!. Ein- 
teilung erfolgte mit B. des H. M. und WM. J. 30 XII 
83, R. 5 ex 1884, und fegte 9 territoriale Sprengel 
feft. Die Zahl dieſer Sprengel wurde in den 3. 
1889, 1893, 1896, 1899, 1900, 1901, 1902, 1903 
u. 1904 ftetiq vermehrt und beruht dergeit auf der 
B. 2 VIL 1904, R. 72, nach welcher 34 Ämtsbezirke 
bejteben, welche ihren Sig in Wien (4), Wiener= 
Neujtadt, St. Pölten, Ling, Graz, Leoben, Klagen— 
furt, Laibad), Triejt, Bola, Innsbruck, Tricnt, 
Bregenz, Prag (2), Reichenberg, Tetſchen, Romotau, 
Pilſen, Budweis, Pardubitz, Königgrätz, Briinn, 
Bnaim, Olmiig, Brerau, Troppau, Lemberg, Kra— 
au, Stanislau, Czernowitz haben. Wenngleid) die 
Bahl der Sprengel feit Cinfiihrung der Inſtitution 
jajt auf das Vierſache gejtiegen ijt, fo muh doch 
immer nod die BVerfleinerung der Sprengel ale 
Bedingung der Erfüllung der Biele der G. hin— 

| seitemt werden. 

Der Grundjag der tervitorialen Ausgeſtal— 
tung, welcher die öſterr. G. ganz vornehmlid) be- 
herrſcht, erfiibrt cinige Ausnahmen durch die Ein— 
orang fachl. Anfpeftorate. So fungiert der k. J. 

innenfdhiffabrtsinipettor als Spegialgewerbeinjpet- 
tor fiir das Schifferqewerbe auf Binnengewäſſern 
(Sig Wien) und cin Organ der f. k. Generalin- 
fpeftion der öſterr. Eiſenbahnen als Gewerbeinſpek— 
tor fiir die Musfiihrung der öffentl. Berfehrsan- 
lagen in Wien (j. tine gr pi 14X 89, 
MR. 168; Dienjtinftruftion Erl. H. W. 9 V1 97, 
4. 18930, und 8 VI 1901, 8. 9179, womit feine 
Yujgaben an dag f. £. Binnenjchiffahrtinipettorat 
iibergingen. — 2. Geſetz 27 VIII 92, R. 158; feit 
1899 pringipiell ein Organ der Generalin{peftion der 
Cijenbahnen; dergeit Minijterialverordnung 19 VI 
1903, R. 144.) Durd) § 14 Wafjerftrakengefep 11 VI 
1901, R. 66, find Gewerbeinjpeftoren zur Uber- 
wadjung der Bau-, Erd- u. BWajierbauarbeiten 
eingeſetzt worden. 
2. Der Jentralqewerbeinjpeftor ijt im 
§ 1 deS Inſpektorengeſetzes vorhergeſehen; jeine 
Stellung ijt durch eine eigene Inſtruktion (mit Erl. 
H. M. und M. J. 30 XII 83, 33. 40937) geregelt. 
Er ijt das gewerbetednifde Organ des H. W. in 
Ungeleqenheiten der G. und hat in diejem Sinne 
die Tiitiqteit der Gewerbeinjpeftoren im allg. 3u 
beauffidtigen, die von denjelben an das H. sh. 
gerichteten Berichte zu begutachten, auch ſelbſt die 
für die Gewerbeverwaltung erhebl. Betriebsvor— 
gänge „wahrzunehmen“ und für die Ausbildung 
des Inſtitutes der Ynipettion Sorge zu tragen; 
im ſpeziellen obliegt ihm die Bearbeitung der ein— 
—* Jahresberichte der Anipeftoren yu dem zur 
orlage an den Reichsrat bejtinunten Geſamtbe— 
tit, in weldhem aud) Vorſchläge au legislativen 
u. adminiftrativen Maßnahmen im Qnterefie der 
Andujtrie jowie der Arbeiterſchaft enthalten fein 
follen. Der Ejjett jeiner Tiitigteit qegeniiber dem 
H. WM. gipjelt in Bequtachtung u. WUntragitellung, 
wobei ihm nur in dem Falle, dak Einſprüche der 
365 
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3. — gelangen, cin Stimmrecht bei den all⸗ 
fälligen Miniſterialberatungen zuſteht. 


Dieſe Kompetenzbeſtimmung zeigt zunächſt jene 
Zweiteilung, die ſchon im Wirkungskreiſe der Inſpek— 
toren hervortrat, indem ſie einerſeits — im Sinne 
der alten öſterr. Fabrikinſpektoren — das Intereſſe 
der „Induſtrie“ fördern jollen, hauptſächlich aber 
dic betreffenden geſetzl. Beſtimmungen des Arbeiter— 
ſchutzes zu überwachen haben. Seine Kompetenz ijt 
cine verhältnismäßig geringe, da er jajt nur als 
Reirat dee Gewerbedepartements anzuſehen ijt. Und 
dod) ijt dieſe Anititution der Yentralinjpeftoren, 
welche in deutſchen Borbildern jeblt, eine glückliche, 
nur müßte fie anders geregelt fein, als dies heute 
der Fall ijt. Es dürfte wohl behauptet werden, dak 
dem Sentralinjpeftor im H. W. diefelbe Stellung 
au den Ungelegenheiten der G. zuſtehen follte, die 
den gewerbl. Departements ju den iibrigen Ab— 
fehnitten der Gew. O. zukommt. Hinſichtlich der 
einzelnen Gewerbeinſpeltoren aber muß ſein Haupt⸗ 
augenmerk dahin gerichtet ſein, das im Geſetze und 
in der Inſtruktion ſehr aphoriſtiſch behandelte In— 
ſtitut auszubauen, wie dies übrigens auch ſeine 
Inſtruktion ausſpricht. Es gibt zahlreiche ſtrittige 
oder ganz ungelöſte Punkte in der Tätigkeit der 
Inſpeltoren, die der Regelung harren; z. B. die 
‘tage der Koſten bei Inſpektionen u. Unfallserhe— 
bungen fiir die Unjallverjicerungsanjtalten, die 
genauere Firierung des Verhältniſſes der Aſſiſten— 
ten (Kommiſſäre gu den Inſpektoren, die Einrich— 
tung der Kanzleigeſchäfte mit Rückſicht auj die der- 
citigen unzulängl. Mittel, die Grundzüge fiir die 

ereinheitlidung der Berichte mit firen Tabellen 
sur Ermiglidung der Vergleidung u. Vermeidung 
weitivendiger unüberſichtl. Darjtellung, die swed- 
mäßige YnordDnung des Tagebuches, die plan: 
miigige Anordnung der Jnipeftionstitigfeit nach 
Turnus, Art der Unternehmungen, die Anordnung 
von Amtstagen an einjelnen Induſtriezentren des 
Sprengel, die Auslequng ſtrittiger Punkte der 
Mew. ©. fiir den Gebrauch der Gewerbeinipettoren, 
die Befeitiqung ungleichmiagiger Praxis ujw. End— 
lid) bat er den Hebel aur Entjaltung einer jeqens- 
reidhen Tätigkeit in der Hand, indem er im An— 
ſchluſſe an jeinen für den Reichsrat bejtimmten 
Bericht Vorſchläge über adminiſtrative u. legisla— 
tive Maßnahmen au erſtatten bat. 

3. Rommifjaire der Gewerbeinjpettion 
wurden als Hilfskräfte der Anjpeftoren, zuerſt unter 
dem Namen VMifijtenten, im J. 1889 ernannt und 
ibnen mit der Winijterialverordnung 14 III 90, 
R. 42, eine Anitruftion gegeben; der jetzige Amts— 
titel beruht auf der Winijterialverordnung 2 XII 
98, R. 215. Es jtellte fich eben ſehr bald heraus, 
dak die wenigen Wewerbeinjpeftoren nicht imſtande 
waren, der enormen Arbeitslaſt gerecht gu werden, 
inébej. als auch die Hilfstätigkeit fiir die Uniall- 
verſicherungsanſtalten hinzukam. 

Die Aſſiſtenten, welche ebenſo wie die Ge— 
werbeinſpeltoren ernannt werden, ſind den letzteren 
untergeordnet und üben ihre Tätigkeit im Namen 
des Inſpektors aus, wobei die Beſtimmungen des 
Anipeftorengefeges analoge Gültigkeit haben. Sie 
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werden gleichfalls mit Legitimationslarten verjehen 
und in Eid genommen. Die Anſicht (7. die Ab— 
handlung Turnwalds unter Literatur), dag die 
Aſſiſtenten ur Stellvertretung der Qnipeftoren 
nicht berechtigt ſeien, weil das Inſpeltorengeſetz 
dure) die V. über die Wffiftenten nicht abgeiindert 
werden finne, ſonach die Rechtsbaſis fiir die letz— 
teren feble, ijt juriſtiſch nicht haltbar. Die Schwie- 
vigfeit hinſichtlich der Uffijtenten liegt nicht in der 
juriſtiſchen, ſondern in der organiſatoriſchen Seite, 
d. h. Darin, ob es zutreffender ijt, möglichſt viele 
und dann kleinere Sprengel mit je cinem Aufſichts⸗ 
organ zu ſchaffen oder größere Sprengel, die dann 
mit einem gablreicheren Beamtenapparate ausgeriijtet 
ſein müſſen. 

4. Die Konſerenzen der Gewerbeinſpeltoren 
unter dem Vorſitze des Zentralgewerbeinſpektore 
oder höherer Beamten des H. We. finden von eit 
au Seit in Wien ftatt. Uber Verlanf u. eon 
derjelben werden feine für dic Cifentlichfeit be- 
jtimmten Mitteilungen gemacht. Dieſe Konferengen 
finnen eine fehr zweckdienl. Inſtitution jen, um 
aur Löſung ſtrittiger Buntte gu gelangen und das 
einheitl. Vorgehen befirdern, e8 ijt aber ein Ur— 
teil über fie eben ausgeſchloſſen. Es würde ſich 
empjeblen, die Konferenzen abwechſelnd an den 
Sigen der eingelnen Inſpektorate abjubalten, wae 
von groger injiruftiver Bedeutung wäre, fowie die 
Frotofolle zu veröffentlichen. In das Programm 
jolcher Qonferengen follten unter anderem gemein- 
ſchaftl. Snjpeftionen mit daran anſchließenden Be- 
iprechungen aujgenommen werden. 

Seit dem J. 1904, in weldhem das Gemeinde- 
gebiet von Wien in 3 Inſpektoratsſprengel geteilt 
wurde, treten die 3 Inſpektoren allmonatlid ab- 
wechſelnd bei je einem ju Konſerenzen gujammen, 
welche dic Gleichförmigkeit der Amtshandlung im 
ganzen Gemeindegebiete gewährleiſten ſollen Erl. 
des H. M. 2 VIT 1904, 3. 26048). 

5b. Die Hewerbeinjpeftion und die Fach— 
beirdte. Als in den letzten Jahren die Einrich— 
tung der Fachbeirite auffam, wurde der Gewerbe— 
injpeftor mit denjclben in mehrjacen Zuſammen— 
hang gebradt. So ijt der Yentralgemerbeinjpeftor 
ſtimmberechtigtes Mitglicd dex 1900 im H. Wl. erridy 
teten Unjallverbiitungsfommiffion, deren Kanzlei— 
geſchäfte durch das Yentralinjpeftorat gefiihrt wer- 
den; ferner ijt er ſtändiges ſtimmberechtigtes Mit- 

lied des 1901 im H. We errichteten Beirates von 
ewerbefrderungsangelegenheiten und berechtigt, 
an den Berhandlungen des Arbeitsbeirates des- 
jelben Miniſteriums als jtindiger Experte mit be- 
ratender Stimme teiljunehmen und ihm unter: 
jtebende Funktionäre beizuziehen. Sodann jind die 
fiir die Durchführung der Arbeiten des Waſſer— 
ſtraßengeſetzes von 1901 bejtellten Gewerbeinipet- 
toren Mitglieder des Waſſerſtraßenbeirates und der 
Gewerbeinſpektor fiir die Hijentl. Verkehrsanlagen 
in Wien ijt Mitglied der Kommiſſion fiir die Ver— 
febrgantagen in Wien. 

6. Die Kanzlei. Wenngleich der Schwer- 
punft der Tiitigfett der Anfpeftoren in der In— 
ipeftion fowie im perjinlicen und mündl. Ber- 
fehre qelegen ijt und die Schreibgeſchäfte ſich aut 
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die möglichſt engiten Grengen beſchränken jollen, 
jo ijt dod) cin gewiſſes Ausmaß derjelben und da— 
mit eine Regelung erjorderlic); diefe ijt im § 8 
der Inſtruktion — die fonjt ziemlich inhaltsarm 
ijt — normiert. Danach haben dic Anfpeftoren zu 
führen: 

a) Das Tagebuch. Dieſes enthält chrono— 
loath u. tabellarijd die —— Angaben, An- 
haltspunfte u. Bemerfungen über die Reſultate der 
Inſpektionen und bat den Zweck, als Bafis der 
Jahresberidjte fowie der Auskünfte an die Ge— 
werbebebérden ju Ddienen; aus Ddiejem letzteren 
Wrunde find auch befondere Aufzeichnungen über 
das foziale Kaſſenweſen ju fiibren; dieſes Tage- 
buch fant jeitens des H. M. und der polit. Landes- 
jtellen eingefehen werden und find fiir diefelben 
auf Wunjd) Auszüge au machen. 

Es ijt flar, daß diefes Tagebuch, als die 
Wrundlage gleichzeitig der ſtatiſtiſchen Berichter- 
jtattung, durd die allg. gebaltenen Punfte des § 8 
der Anitruftion nicht — beſtimmt iſt; im 
Intereſſe der Gleichförmigkeit der Berichterſtattung 
müßten nod) genaue ſtatiſtiſche Formulare vorge- 
ſchrieben werden, welche, da ſie von weittragendſtem 
u. allgemeinſtem Intereſſe find, allg. bekanntgemacht 
werden ſollten, wie dies ja in den Inſtruktionen 
mehrerer anderer Geſetze der Fall iſt. 

b) Das Geſtionsprotokoll zur Evidenz— 
haltung des Schriftenverlehres. Da in dieſem 
Schriftenverkehr jum großen Teil Eingaben von 
Arbeitern enthalten ſind und da der Schriftenver— 
kehr dem mündlichen gegenüber überh. zurücktreten 
ſoll, ſo iſt nicht einzuſehen, warum die Eingaben 
ſtempelpflichtig ſein ſollen, da ja damit nut eine 
Benadteiligung jener Perſonen gegeben ijt, die 
wegen örtl. Entjernung nicht perſönlich vorſprechen 
können. UÜberdies ſollten die Eingaben der Arbeiter 
an fic) ſchon als ſtempelfrei erflart werden. Die heu- 





tige Praxis birgt hier jedenfalls nur Unzukömmlich— 
fetten, indem die Eingaben entiveder als Privat— 
briefe behandelt werden finnen, was formell nicht 
—— ijt, oder wegen Stempelpflicht unterblei- 
en rejp. wegen mangelnder Stempelung juriic- 
ewiejen werden miiften. Uber dieſe nicht unerhebl. 
untte findet fic) in den Normen über die G. 
nichts, ebenfowenig wie dariiber, in welder Weiſe 
das Tagebuch mit dem Geftionsprotofoll in Ber- 
bindung ju bringen ijt. 

Ungeachtet der Antention des Gefeges haben 
die Kanzlei⸗ u. Schreibgeſchäfte der Gewerbeinſpek— 
toren bereits einen derartigen Umfang angenommen, 
daß jie deren Ynipeftionstatigfeit und fonjtigen per- 
ſönl. Umtsverfebr iibermipiq einengen. Eine Ab— 
hilje im diefer Hinſicht darf nicht lange ausbleiben, 
wenn der Erfolg der Inſtitution nidt erheblich ge— 
jaibrdet werden joll. 

VI. Bisherige Wirkiamfeit u. Forthildung 
der Ynititution. Ein Blick auj die mehr als zoOjih- 
tige Titigkeit der Gewerbeinjpeftoren zeigt cine 
rapide Zunahme derielben. (S. nachjolgende Tabelle.) 

Jn weldem Umfange die G. imitande ijt, ihrer 
Aufgabe nachzukommen, fann beiläufig aus fol- 
genden Sijjern entnommen werden: Ym J. 1904 
war die Sabl der unjallveriicherungspjlidtigen Be- 
triebe 101.768, davon wurden 16.391 bejudt; von 
den 12.735 fabrifmégigen Betrieben gelangten 8435 
sur Qnipeftion; was die nicht jabrifmapigen ge- 
werbl. Betricbe iiberh. anbelangt, feblt bisher die 
Siffer, aber jedenfalls fann nur ein fleiner Bruch- 
teil derjelben befucht werden. Wollten wir dabher 
den Maßſtab aufſtellen, dak ein jeder Betrieb we- 
—— einmal jährlich beſucht werden ſollte, ſo 
mußte die Zahl der Inſpektoren rejp. der Sprengel 
ungemein vermehrt werden. 

8 gibt auger der allg. Arbeitsvermittlung 
feinen Verwaltungszweig, der fo jehr unter der 
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Kontrolle der Offentlichteit ſteht als gerade die G., 


und feinen, der die Probe jo glingend bejtehen | f 


wiirde. Das öſterr. Inſtitut ber Gerwerbeinipeftoren 
jowie deren Beridjte werden aud in der Tat allg. 
im Auslande als mujtergiiltiq anerfannt. Ein Blick 
auj die nachſtehenden Sablen lehrt nicht nur, dah 
die Qnipeftoren mit efjeftiver Uberanjtrenqung den 
jteigenden Amtspflichten nachzulommen verjuchen, 
jondern auch, dap fie hiebei von gliidlicen Erjolgen 
beqleitet jind; er lehrt ferner, daß cine Verkleine— 
tung der Sprengel und Vermehrung der Sahl der 
— te ta ungeadhtet der Fortſchritte in der 
HOrganifation im eitraume 1900/1905 dringendft 
eo ijt, foll die Tätigleit iiberh. und die perſönl. 
nteilnahme ingbej. (im Gegenſatz zur ichrijtlidjen) 
den Anſprüchen nadfommen können. Dabei ijt in 
den Ziffern nicht einmal der gefamte Umkreis der 
Titigtcit gegeben. Aber abgejehen davon hat das 
Inſtitut der Gewerbeinipeftoren den bedeutenden 
Mugen gebradt, dak die fozialpolit. Wendung, 
weldje die öſterr. Geſetzgebung ſeit 20 Jahren ge 
macht hat, jofort von einſchneidenden Folgen in 
tatſächl. Hinficht begleitet geweſen ijt. Während die 
meijten jogialpolit. Geſetze, wie 3. B. jene iiber die 
Gewerbegerichte alten Gefepes, YUrbeiterwohnungen 
nad) der alten Norm, die wenigen Bejtimmungen 
ber Gew. O. von 1859 iiber den Arbeiterſchutz ujw., 
welche feiner To haba Meagan unterlagen, im 
allg. nur am Bapiere ftehen blieben, haben die Ab— 
ſchnitte der Gewerbenovelle iiber den Arbeiterſchutz 
fofort eine von a ju Tag jteiqende Befolgung 
gejunden. Und dariiber hinaus hat die G. das große 
Rerdientt, dem Majienfampje der Urbeiterichaft viel 
von feiner Schiirje benommen ju haben; indem die 
Arbeiter cinen HechtSberater, einen Bertreter ihrer 
efepl. Redjte, einen Vermittler bei Urbeitsjtreitiq- 
eiten haben, entfillt fiir fie in vielen Fällen der 
wang, durd Kampf Erjolge gu judjen. Dabei find 
aber die Beſtimmungen des Urbeiteridupes auch fiir 
jene großen Schichten der Urbeiterbevilferung der 
Befolgung entgegengefiihrt worden, welche, auf fic 
angewieſen, diejelbe nicht hatten nachdriidlicher her- 
beijiibren können. Den Gewerbeinhabern endlich ijt 
in den zahlreichen fchwierigen Fällen gegeniiber 
den organifatorijden jowie hygieniſchen Poridicif- 
ten der Mew. ©. ein Berater erjtanden, der mit 
Taft u. Umſicht (nist minder aber auch mit Nach- 
druct) die allmähl. Umgeſtaltung der Betriebsein- 
richtungen bejérdern hilft. Und die Andujtrie ſelbſt 
hat in vericiedenen Fallen einen Rorteil hy ver⸗ 
zeichnen gehabt, indem durch mehrere Einzelſchilde— 
rungen der Inſpektoren deren Lage, Bedrohung u. 
Entwicllungshinderniſſe amtlich Har geworden find. 
Damit knüpft die Inſtitution der Gewerbe— 
injpeftoren an die alte öſterr. Fabrikinſpektion wie— 
der an, deren Entwicklungsprozeß leider durch viele 
Jahrzehnte unterbrodjen worden ijt. Auf dieſem 
Wege aber ijt aud) die Fortbildung des Inſtitutes 
ju juchen. So wie fie heute organijtert ijt, als eine 
im BWejen nur beaujffichtigende u. beratende Amts— 
fiibrung obne Eigenrecht u. Nachdruch fann jie nicht 
al& abgeſchloſſen qedacht werden. Sie bedeutet viel- 
mehr die erjte Etappe in der Ausbildung jogialer 
Verwaltungsorgane; als letztes Ziel dieſer Fort— 
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u. Ausbildung ijt dann die Schaffung eines ſelb— 
tindigen und einbeitl Organeninjtemes 
der ſozialen Verwaltung angufehen. Die heute 
vereingelt nebeneinander oft in Doppelarbeit und 
mit Kompetenzſchwierigkeiten tätigen Organe: Die 
Wewerbebehirden mit Hinblid auf den Wrbeiter- 
jhup und da8 Genojjenichaftswejen, die Gewerbe— 
inipeftoren, die Genofjenfchajtsinitruftoren, die 
Sranfen= u. Unjallverjidjerungganjtalten u. -fajjen, 
die Bruderladen, die Urbeiteritatijtif und die nod) 
ausſtehenden Zweige der ſozialen Berjiderung, die 
Gewerbegerichte, die Einigungsämter u. a., alle dieje 
Organe miijjen fic) zuſammenſchließen und einen 
jeitgefiigten Platz in dem bereits beitehenden Ber- 
waltungsſyſteme, aber auc) eine Vereinheitlidung 
odet wenigitens eine enge Fühlung untereinander 
erhalten. 

Was den inneren Wusbau des Organismus 
det G. anbelangt, fo ijt derielbe, abgejehen von 
der notwendigen BVermehrung der Organe, refp. 
Verkleinerung der Sprengel, und allfiilliger Ber- 
mehrung det Facinipettorate aud) nod in der 
Cinfiihrung von weibl. Inſpeltionsbeamten und 
in der Ermöglichung der Ynteitnahme der Arbeit⸗ 

eber u. Arbeitnehmer an der Cinridtung eu ſuchen. 

ie Notwendigkeit der Einführung weibl. Inſpel— 
toren iſt in anderen Staaten längſt anerkannt u. 
beriidfichtiqt; dieſelben bitten fiir ſolche Betriebe 
u. Betriebs zweige in Betracht zu kommen, in denen 
—— weibl. Arbeitskräfte verwendet werden. 
Die Ermöglichung einer Beeinfluſſung der Gewerbe— 
injpeftoren durch die beiden Parteien des Arbeit⸗ 
vertrages könnte im Zuſammenhange mit dem in 
jüngſter Zeit immer mehr um ſich greifenden Syſtem 
der Beiräte durch die Schaffung eines Beirates 
der G. erzielt werden. Dabei könnte man einerſeits 
dem Wunſch der Arbeiter nach Anteilnahme an den 
Geſchäften der G. auch ſchon vor Einſetzung von 
Gewerbeinſpektoren aus dem Arbeiterſtande, ju 
denen in Ojterr. vorliufig wenig Ausſicht ijt, ent- 
— und anderſeits den Arbeitgebern die 
öglichkeit geben, ſolchen Eingriffen der G., welche 
ihrer Anſicht nad) der Berechtigung entbehren, ent— 
gegenzutreten. Dieſer Beirat hätte ſich ſowohl mit 
det Begutachtung der Jahresberichte als auch aller 
jonjtigen Anregungen u. Vorſchläge der Gewerbe— 
injpettoren zu beſaſſen und vermöchte der Wirk— 
ſamkeit dieſes Inſtitutes gewiß einen größeren 
Nachdruck gu geben. 
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L. Der bawst. — . — Il, Das Lohnwert. — 
Il]. Das Handwerf. — IV. Die Berlegerei. — V. Das 
Fabrilſsweſen. -- Die Unternehmungsformen. 


Das Studium der techniſchwirtſchaftl. Orga- 
nijationSformen des Gew., der fog. gewerbl. „Be— 
triebSformen”, ijt in Oſterr. bejonders reizvoll, weil 
hier alle hiſtoriſchen Typen des gewerbl. Betriebes 
nod) lebendig find. 

I. Der Boden, aus dem alle gewerbl. Tä— 
tigteit erwächſt, ijt die landwirtſchaftl. Beſchäfti— 

ung. Während langer Zeiträume verarbeitet der 
Ackerbauer mit Weib u. Mindern, mit Mägden u. 
RKnechten felbjtgewonnene Produfte des Landbaues 
jowie der Vieh- u. Waldwirtſchaft gu gewerbl. Er- 
zeugniſſen. Der ofteuropdijde Bauer läßt jo bis 
in die zweite Hiiljte des 19. Qahrh. die meijten 
Rit lichfeiten ſeines Bedarjes aus jelbjtgeronnenen 
Rohjtoffen im Hause entitehen, ohne auy cinen Ver— 
fauj folcher gewerbl. Erzeugniſſe bedacht ju fein, 
und Oſterreichs öſtl. Lage wird jebr flar, wenn man 
hier die Reſte dieſes häusl. Gewerbefleißes 
verfolgt. Eine Schilderung der Wenden am Karſt 
zu Beginn des 19. Jahrh. veranſchaulicht dieſe 
urſprüngliche, tauſchloſe „Natural“-Wirtſchaft. Sie 
lautet: „Für ihr weniges Brot, welches ſie ge— 
nießen, bedienen fie jich, wie die Hebräer gu Abra— 
hams Seiten, der fleinen Handmühlen u. Mörſer; 
mance beqniigen ſich nach Caras Methode mit Aſch— 
fuchen. Dore Weinprejjen find die clendejten, die 
man fic) nur voritellen fann, jo auch. die ſteiner— 
nen — worinen fie wohnen. Die Ubertragung 
des Weines geſchieht oft in häutenen Saden. Unter 
dieſem Bolfe gibt e8 feine Handwerfer, fie ver- 
jertigen fich alle höchſt notwendigen Hausgerite 
felbjt; alle’, was aus Stein, Holy, Tierhauten 
u. dgl. gemacht wird, ijt des Mannes Geſchäft; 
Spinnen, Leinens u. Wolleweben, Kleidermachen 
uſw. liegt dem Weibe ob. Außer Nahrungsmitteln 
kaufen ſie wenig oder gar nichts.“ Und am Ende 
des 19. Jahrh. wird aus der Bulow. berichtet: 
„Beim Bau des Hauſes verſteht es der Wann in 
der Hegel, die Urbeiten des Simmermannes, des 
Dachdeders u. dgl. yu verfehen, während das Weib 
das Bemirteln der geflodtenen u. gejtodten Wände 
oder das Dichten der Blocdwandfugen mit Moos, 
das Stampfen de8 Fußbodens und viele andere ein— 
ſchlägige Yrbeiten iibernehmen mug. Bom Anbau 


der Geſpinſtpflanze oder der Aufzucht des Schafes 
an bis zur Fertigſtellung der Bett- u. Kleidungs— 
ſtücle aus einen, Wolle oder Pelzwerk, Leder, 
Filz oder Strohgefledt, erzeugt jerner das bufow. 
Landvolk alles — jelbjt die Farbſtoffe aus eigens 
gezogenen Pflanzen fowie die nötigen, allerdings 
höchſt primitiven Handwerkszeuge. Und fo ijt es 
im allg. aud) mit der Nahrung. Mit Aufwand 
iemlic) bedeutender Mühe pjleqt der Bauer fein 

aisjeld, jtellt auf der Hausmiuble das Kufuruy- 
mehl ber, das er jum Baden feiner Hauptkoſt 
(Mamaliga, der Polenta ähnlich) verwendet. Auch 
ſeine einjadjen Ackerwerkzeuge, dic Gefäße u. Ge— 
räte fiir bie Wirtſchaft und die Küche weiß ex ſelbſt 
oder verſteht wenigſtens ein Autodidakt im Orte 
herzuſtellen; nur die Bearbeitung des Eiſens, wel— 
ches Material die eingeborene Bevdlferung in außerſt 
ici Mengen verbraudt, überläßt er im alla. 
en im Lande zerjtreut lebenden Zigeunern.” YWhn- 
lid) lauten mande Schilderungen aus Gal. Die 
von landwirtſchaftl. Urbeiten frete Zeit benugen die 
Vauernjamilien sur Herjtellung der benitigten ge— 
werbl. Erzeugniſſe aus jelbjtgewonnenen Rohſtoffen. 
Gin alter Gebrauch ijt die Töpferei auf dem eigenen 
Töpferofen. So bildet das Bauernhaus cine Werf- 
ſtätte der perichiedenjten Sew. 

Den Ubergang aus diejer Wirtſchaftsverfaſſung 
in den modernen Verkehr veranſchaulicht die Steierm., 
wo fid) mit dem Bau von Eijenbabnen die räuml. 
Urbeitsteilung aud) in entlegenen Tälern verwirk— 
licht. Dort werden an manden Orten noch die 
Wauerziegel von den Bauern erjzeugt, welche jie 
ohne fremde Hilfe formen, trodnen u. brennen; 
mebrere Jahre wird daran gearbeitet, bis der Be- 
dary gededt it. 

Aus diefem primitiven Zuſtande des häusl. 

Gew. Fleißes vollzieht ſich cine Weiterentwicklung, 
ſobald die eine oder die andere Wirtſchaft ihre 
ewerbl. Arbeit fiir den Bedarf anderer Wirt- 
chaften zu vollſühren, gegen Entgelt in deren Dienſt 
zu ſtellen beginnt. Um Produfte des Landbaues 
und der Forſtwirtſchaft im Tauſch gu verwerten 
oder aus Armut wenden fic) eingelne Wirtichajten 
vorwiegend gewerbl. Berrichtungen beſtimmter 
Art zu. Sie produgieren nicht mehr aus Gebrauchs— 
abjicht, fondern um eines Erwerbes willen: Die 
„gewerbl.“ Arbeit wird allmählich zur ,,qewerbs- 
mäßigen“. Noch heute verfertigen in WW. v. in 
Gebirgsdörſern Bauern Bottiche aus dem Holze 
cigener Waldungen, um jie gum Teil qeqen Ge— 
treide zu vertauſchen. In ärmeren Teilen des 
nördl. Böhmens ſpezialiſiert ſich die Arbeit zwi— 
ſchen Dorſgenoſſen. Der eine oder andere Bauer 
beginnt ſich z. B. nebenher mit Kerzengießen oder 
Seifenjormen ju beſchäftigen; dieſe Tätigkeit liefert 
ihm bare Mittel zur Zahlung der Steuern, zur 
Anſchaffung verſchiedener Gegenſtände; dic Erzeug— 
niſſe werden verhauſiert, auf einer früheren Stufe 
gegen Produkte von Nachbarn vertauſcht, die ſich 
in anberer Richtung gewerblich fpegialifierten. 

Auf diefe Art entiteht fogar eine gewijjie rium. 
UrbeitstetLung zwiſchen reicheren, vorwiegend 
agrifolen, und dirmeren, voriviegend gewerbl. Land— 
itvichen, Das Vorkommen gewiſſer Rohſtoffe, das 
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Borhandenfein von Naturfrajten, zufälliges An— 
jiedeln frembder Gewerbsleute gewährt in bejonderem 
Make die Bedingungen fiir cine bejtimmte gewerbl. 
Yrbeit, die neben landwirtſchaftl. Beſchäftigung ein- 
hergeht und auf Tauſch berechnet ijt. So verführen 
die gal. Tipfer ihre Waren_,,mit eigenen Wagen 
u. Brerden regelmäßig wenigitens zweimal im Jahr 
gegen Podolien zu und bleiben, in einem Dorfe 
ankommend, vor den Türen ihrer Kunden ſtehen. 
Die Hausfrau wählt ihre Ware und ſchüttet nach 
Verabredung in ein Gefäß Produkte ihrer Wirt— 
ſchaft, alſo: Grütze, Erbſen, Fiſolen uſw. als Gegen— 
wert’. Ahnliches wurde, ohne genaue Zeitangabe, 
ehedem von den Leinentwebern Nordbihmens ge- 
meldet. Die garnfaujenden Weber, welche auf den 
unjruchtbaren Abhängen wobhnten, nahmen fertige 
Beuge mit ins „Land“ und bradhten dafiir ge 
taujchte Brodufte: gebackene Pflaumen, Mohn, 
Hülſenfrüchte, Eier u. dal. heim. Im Verkehr zwi— 
ſchen dem nordweſtl. Bosnien und Dalm. wird nod 
heute manch ein Produkt gegen Wein oder See— 
ſalz getauſcht. An Bosnien hängt der Bauer, auf 
deſſen Hof die Weiber im Winter ſechs Teppiche 
gewoben, dieſe, wenn die wärmere Jahreszeit kommit, 
um den Sattel ſeines Pferdes und reitet damit zum 
Verkaufe nad) Moſtar oder Sarajewo. Erlöſt er 
aud) nicht mehr als die Koſten des Aufenthaltes 
und der Reije, ijt er dod) dadurch hübſch herum— 
efommen und freut fic) der erlebten Serjtreuung. 
In drmeren Berhiltnifjen werden Teppiche, feinere 
Stoffe oder fonjtige fiir den Abſatz gefertiqte Er— 
zeugniſſe cinem Dorjfgenojjen, der auj die Reiſe 
eht, fommiffionswetie mitgegeben oder vom Bauern 
elbjt auf dem Rücken vertragen. Nur ab u. gu 
fommt e3 vor, daß eingelne gewerbl. Erzeugniſſe 
an einen von auswärts fommenden Händler ab- 
gegeben werden, welder daraus Gewinn made. 
IL. Höhere Spesialijierung vollzieht fich, wenn 
die Familienarbeit in ein Lohnwerk tibergebt. 
Der Häusler, der aus —— Rohſtoffen 
gewerbl. Erzeugniſſe zur Veräußerung anfertigte, 
wird nun zum gewerbl. Arbeiter, welcher nicht das 
Produkt, ſondern allein ſeine Arbeitsleiſtung dar— 
bietet. Er verarbeitet fremde Rohſtoffe des Kunden 
gegen Lohn u. zw. in des Kunden Bebaujung, 
d. 1. alé „Störarbeiter“ oder in cigencr Betriebs- 
ſtätte als „Heimwerker“. Jn unjeren Städten find 
die lohnwerkende Schneiderin und der Lohnſchleiſer 
allenthalben bekannt; eine neuzeitliche großſtädtiſche 
Erſcheinung dieſer Art iſt der ambulante Friſeur, 
der ſeinem Gew. in Spitälern u. Kaſernen nach— 
geht. An Steierm. „ſtören“ Schuhmacher, Schnei— 
der u. Weber. Am Pinzgau (Salzb.) ſind nod 
Binder, Wagner, Tiſchler, Schuhmacher u. Weber 
Etirarbeiter. Der nordtiroler Bauer, welcher die 
Wolle jeiner Schaje jährlich dem Lodenfabrifanten 
ablicjert, lift die Wenge, deren er fiir jein eigenes 
Haus bedary, in der Fabrif kardätſchen, dann durch 
die Weiber feines Hoſes veripinnen und endlich 
durch den Lohnweber veriveben. An M. O. beſteht 
noch, in Gegenden abſeits vom Bahnverkehr, die 
Leinen⸗ u. Wollweberei in beiden Formen der Ver— 
dingung: als Stör wie als Arbeit auf eigener Be— 
triebSjtdtte; in letzterer Form iſt fie auch in O. O. 
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üblich; ebenjo Sftlidjer, in Bodolien, die Teppich- 
weberei. Endlich find die Lohngerber u. Lohnmüller 
allenthalben befannt; man Begegnet ifnen in uns 
jeren Alpen oder in Böhmen ebenjo wie etwa in 
Mordafrifa. 

LIL. Büßt der Bejteller feine Bedeutung als 
Produgent der Rohſtoffe ein und mietet er nicht 
mehr den Yrbeiter, fonbdern tritt er ihm als Käufer 
—— fo haben wir das Handwerk vor uns. 

er Handwerfer erwirbt in der Regel den Roh— 
ſtoff auf eigene ae mg und verfaujt das daraus 

ewonnene Erzeugnis. Wie beim hiust. Gew.-Fleiß 
ijt der Erzeuger aud) hier felbjt Cigentiimer der 
Haupt- u. Hilfsfioffe. Der Unterjchied wird aber 
durch das Borwalten der Criverbsabficht bedingt: 
die Urbeit erjolgt fiir Zwecke anderer Wirtſchafien 
und beſchränkt RG nicht mehr auf die Verwertung 
ſelbſtgewonnener Robjtofje und auj das Vertaujden 
des Erzeugniſſes gegen andere Nützlichkeiten, fon- 
dern zielt auf Gewinn ab; wm defjentiwillen werden 
Rohſtoffe gelauft und ju Waren verarbeitet. Dieſe 
ipefulative UAbficht und das Aufbauen des eigenen 
Bejtandes darauf beqriindet den Unterichied sum 
Hiusl. Sew.-Fleif — die Veräußerung von Waren, 
gegeniiber dem bloken Vermicten von Arbeitskraft, 
den Unterſchied jum Lohnwerk. 

Die techniſche Organijation freilich fann beim 
Lohnwerker wie beim Handiwerfer die nämliche jein. 
Auch der Lohnwerker fann mit Hiljstrajten ar- 
beiten und fann dann als Unternehmer ericheinen, 
jobald er irgend erbheblichere Werksanlagen oder 
Vorrichtungen beſitzt, deren Beſitz ihm ein eiqenes 
Rififo aujerleqt und Unternehmereigenſchaft ver= 
leiht. Hiezu fommt, dah Lohnwerk u. Handwert 
ſich im felben Betriebe vereiniqen fann, fo der 
Sigemiiller neben dem Herjtellen von Brettern aus 
des Bejtellers Hol, im Lohn auch eigenes Hols 
sum Verkaufe in Sretter verwandelt, der Lobn- 
miller gleichfalls neben der Lohnarbeit auch ,,Rauj- 
arbeit“ treibt. 

Der Handwerler im wirtſchaftlich- techniſchen 
Sinne nimmt die Umformung eigens gefaufter 
Robjtojje sum Zwecke jelbjtindiger Veraußerung 
des Enderzeugniſſes vor. Dieſe Betriebsform ent= 
fteht während des Mittelalters in Weſteuropa in 
den Städten; im Often aber, wo das Stiidte- 
wejen feinen mafgebenden Einfluß auf die Ore 
ganijation der Gew. hatte, erwächſt fie aud un- 
mittelbar aus der gewerbl. Nebenarbeit des 
biuerl Bolles. Einfache Waren, deren Roh— 
jtoffe zur Hand find und deren Vertried leicht ge- 
ſchieht — wie Leinengewebe, Töpfe, Schlofjer- u. 
Schmiedwaren, Pelswerf, Schuhe — werden all- 
mählich, fiir die Miarfte der Umgebung, vorjugs- 
weiſe in gewifjen Orten hergejtellt. Damit entitebt 
das traditionell Lofalijierte ländl. Hand- 
werk, das in ciner bejtimmten Ortſchaft von der 
Mehrheit oder dod) einem erhebl. Teile der Ein— 
wohner geiibt wird und neben der landwirtſchaſtl. 
Tatigfeit cinberqeht. An Landern mit diinner Be- 
vilferung, wo das Stidtewefen feine fiir die wirt— 
ſchaftl. Verfaſſung bedeutjame Rolle bejak, hat dieſe 
Betriebsjorm den — in der theoretijden Literatur 
merfiviirdigerieije noch immer iiberfehenen — Faktor 
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gebildet, durch den die interlokale Arbeitsteilung 
ſich vollzog. So beſtand z. B. als lokal typiſches 
Gew. bis zur Mitte des 19. Jahrh. in Krain die 
Töpferei zu St. Martin unter dem Kahlenberge. 
Die Landtöpfer fuhren wöchentlich zweimal zu den 
Wochenmärkten nach Laibach und verwendeten die 
Erſparniſſe aus dem gewerbl. Betriebe zum Anlaufe 
von Ackern oder Wirtſchaften. Noch heute findet 
ſich in Krain die Tonwarenerzeugung als Klein— 
gewerbe im ausgedehnten Mahe im Meijniger, 
Wurffelder, Radmannsdorjer und im Steiner Bee 
zirke. Desaleichen bliihte lange in Oberfrain, ju 
Gignern, Kropp u. Steinbiichel das Handiwerl der 
Nagelichmiede als Lofaltraditionelles Gew., das 
jeine Erzeugniſſe, veridjiedenartige Nagel, auf die 
Märkte vernibrte. 

Weiter oſtwärts hat fid) das lofalijierte Hand— 
wert in nambaftem Umfang in Gal. erhalten. Dieje 
ländl. Gewerbetreibenden verfaufen ihre Erzeug— 
nifje entweder felbjtiindig auf den Jahr u. Wochen⸗ 
miirtten oder ſetzen fie im eigenen Dorje an Unter— 
hiindler ab. So finden wir als cine fiir die Ort— 
ichait in hobem Maße charakteriſtiſche Beſchäftigung 
analog der Schloſſerei zu Siwiontnifi (nächſt Kra— 
tau) die Grobſchmiedearbeit in Sulfowice Wie— 
licfaer Bezirkꝛ. Jn Radymno (Bezirkshauptmann— 
ſchaft Jaroslau), einer Ortſchaft mit 2300 Seelen, 
betreiben etwa 50 Familien gewerbsmäßig die Sei- 
lerei; die Herſtellung von 3 aus Schaf⸗ u. 
Ziegenfellen für Bauern u. Kleinſtädter ijt fiir 
zahlreiche Orte charakteriſtiſch, die Herſtellung von 
Bauernhüten aus Filz in Myslenice (unweit Kra— 
fau) lotaliſiert. Primitive Bauernmützen aus Schaf⸗ 
wolle fiir den Bedarſ der untliegenden Ortichajten 
werden in vielen Dörfern hergejtellt; in großem 
Maßſtabe wird die Leinen= und die Baunuvoll- 
weberei betrieben. Endlich ijt die lofaltraditionelle 
Töpferei, Schuhmacherei u. Tiſchlerei und felbjt 
die Erzeugung von Lebensmitteln, von Selchwaren 
u. Broten verbreitet. 

Schuhmacherdörfer finden wit auch in der Um— 
gegend von Znaim in Mähren, von Reumarftl in 
Rrain, von Erfenftadt in Ungarn. An Böhmen führt 
Stutich den Namen einer Schuhmacherjtadt. 

Der Aufkäufer und der Haufierer, der beim 
Abſatz in die Ferne gern fic) einichiebt, tritt auch 
bet lofaltraditionellen Handwerfen auf. Auf der 
Zwiſchenſtuſe, welche das Erfcheinen dieſer Mittels- 
leute bedeutet, jtehen, ohne nod) direft verlegt gu 
fein, dic. bäuerl. Gewerbsleute, welde in der Bu- 
fow. Flachs, Hanf, Baumwolle, Bajt, Stroh, Sdhaj- 
wolle, Ziegenhaar, Leder u. Kelle oder Wetalle 
verarbeiten und den Markt ſtändig durch eingelne 
Dorjmitglieder oder durd) Zwiſchenhändler, die im 
Lande anjaffigen Juden, beziehen laſſen. Auch an- 
derwärts lommen Hauſierer u. Händler von außen 
ins Dorj. 

Ob der letzte Schritt ſich vollzieht: ob aus der 
Puppe des Aufläufers u. Hauſierers der Verleger 
hervortritt, der Erzeuger ſeine Unternehmereigen— 
ſchaft einbüßt und dieſe vom Händler uſurpiert 
wird, hängt von der Entwicklung des Abſatzes ab. 

IV. Die Betriebsform der Verlegerei oder 
Hausindujtrie (vgl. Art. „Verlagſyſtem“ ent: 


widelt fic) in Wittele u. Wejteuropa jeit dem 
13. Jahrh. und gewinnt Bedeutung feit dem 15. 
Sore Cigenart beiteht darin, dak in cinem Gew. 
ein Teil der Ergeuger aujhirt, mit den Bere 
braudjern oder den lepten Wiederverfiujern ihrer 
Waren gu verfehren, aufhirt, als Unternehmer 
mit Selbjtbejtimmung den Markt zu beziehen, 
und in Abhängigkeit von einem oder von mehre— 
ten Raufleuten, den Verlegern, gerit, die den 
Vertrieb der Ware im großen beforgen und durch 
Vejtimmung ihrer Menge, wie alsbald ihrer Art 
und ibrer relic, den Betrich der Produgenten 
entſcheidend beeinflujjen. Zahlreiche Rleinbetriebe 
werden jeweils an die Gerjon eines Kaufmannes 
getniipjt; er nimmt eine jpefulative Organijation 
des Abſatzes vor, beherrſcht dadurch die Erzeugung 
und ſaßt fie zugleich gu einer höheren Ginbeit zu— 
jammen. So entiteht die erjte Form des Gropbe- 
triebes. Diefe gewerbl. Umbildung gewinnt nun 
durch die Rückwirkung, die fie auf da’ Handwerf 
übt, dejjen Organijation fie zerſetzt, wirtichajtliche 
wie josiale Bedeutung. Allein aud) die iibrigen 
Vetriebsformen der gewerbl. Produftion können 
leinſchließlich Der Fabrif) fic) in die Betriebsorga- 
nijation der Berlegerci verwandeln; dieje fann in— 
des auch (von Hindlern, Fabrifanten wie Hand- 
werfsmeijtern) in ländl. Begirfen originär an- 
gelebt werden, um die Niedrigfeit der Wohnungs- 
mieten und die Wobhlfeilheit bäuerl. Arbeitskräfte 
guszunutzen. Diefe Betriebsorqanijation befigt in 
Djterr. große Bedeutung. ; 
Auf ihr berubt 3. wi. die großſtädtiſche Klei— 
dere u. Schuhwarenkonfektion und außerhalb der 
Städte die (febr erhebl. Leinenweberei, zum großen 
Teil die Baumwoll-, Tuch- u. Seidenweberei, fait 
ausſchließlich die Glaskurzwarenerzeugung und die 
Veredlung von Hohlglas, im großen Maße die 
Drechſlerei, Flechterei, die Holz⸗, Eiſen- u. Metall— 
verarbeitung. Außerdem findet ſie ſich in einer lan— 
gen Reihe minder erhebl. Gew. Wir wollen daſür 
wei Beiſpiele anführen. Innerhalb des Egerer 
—5———— ebietes beſteht die Spitzenklöppelei 
in einer langen Reihe von Orten des Erzgebirges; 
ihr Rückgang vollzieht ſich Hand in Hand mit der 
Verbreitung der Spitzenmaſchinen. Pofamentenein= 
lagen aus Hol; und Hausgeriite werden im Tachauer, 
Holz⸗ u. Spielwaren im Aalectinenter et u. Romo- 
tauer, Jnftrumentenbejtandteile im Wildjteiner u. 
Wragsliper Bezirke erzeugt. Die Poſamentenerzeu— 
gung ſelbſt beſteht als Verlagsarbeit Bezirk Kaa— 
den). Für Fabrifanten werden Gewebe u. Wirk— 
waren verlagsmäßig in den Bezirken Graslitz, Neu— 
det u. Joachimstal, Handſchuhe ebendort ſowie 
im Bezirke Kaaden hergeſtellt, Perlmutterknöpfe in 
den Bezirken von Tachau, Graslitz u. Falkenau ge— 
drechſelt. Das früher geübte Flachsſpinnen, Seilen 
u. Schnurdrehen hat zum Teil aufgehört; haus— 
induſtrielle Herſtellung gober Körbe wird nod) be- 
trieben. Und aud) im Siiden der Monarcdhie, in 
Deutſch-Tirol, finden wir ein reidjes Gebiet der 
Verlegerei: die Verarbeitung von Schafwolle ju 
grobem Loden bildet im Sellrainer-, im Siller- 
und im Puſtertale einen Zweig der einſt weitver— 
breiteten Wollverarbeitung; mit dem Striden von 


Stritmpjen aus Schafwolle verſchafft ſich die männ— 
liche und weibl. Bevölkerung des Tales Paznaun 
neben ihrer landwirtſchaftl. Beſchäftigung einen flei- 
nen Verdienſt — ob in verlagsmäßig organiſierter 
Erzeugung oder durch Abgabe an Aufkäufer ijt mir 
leider unbekannt; Leinwand wird im kleinen noch 
an verſchiedenen Orten im Verlag gewoben; die 
Maſchinſticlerei beſchäftigt Männer u. Frauen im 
Bezirk Reutte, insbeſ. im Lechtale; das Klöppeln 
von Spitzen nimmt ab und beſchränkt ſich auf die 
Gegend von Prettau. Das Flechten von Strohbän— 
dern und Herſtellen von Strohhüten, eine auch in 
Böhmen u. Mähren übl. Tätigkeit, bietet den Be— 
wohnern Sellrains ſowie des Brixener u. Leuken— 
tales Erwerb; die Drechſelei von Pfeifenſpitzen und 
verichiedenen Wegenjtinden aus Horn ijt im Wiid- 
gang Begtiffen im Oberinntale erfolgt nod ver— 
agsmäßig das Ketteln von Roſenkränzen, im Grö— 
dener⸗, Enneberger-, Faſſa⸗ u. Villnößtal die Her— 
ſtellung gewöhnl. Spielwaren und die Bilder— 
ſchnitzerei. 

V. Die Fabriken oder Manufakturen, 
welche ihre Arbeiter in Betriebsräumen der Unter— 
nehmer vereinigen und mit Maſchinentechnik oder 
Arbeitsteilung in Maſſen fiir den großen Markt 
erzeugen, haben fic) in Oſterr. im 19. Jahrh. ent⸗ 
widelt. Was ihr Aufkommen jowie ire Rückwir— 
fung auf das Handiwerf anbelangt — dem fie in 
cinem ſchweren Exijtengfampy jum nambajten Teil 
den Untergang brachten — if ein Vergleich der 
Induſtrieſtatiſtilen von 1841 u. 1890 lehrreich. Ich 
habe ihn an qnderer Stelle (,, Rleingewerbe u. Haus 
indujftrie in Oſterr.“, 1894, J, Rap. 2) durchgeführt. 
Die Grundlagen der beiden Statijtifen find nicht 
die gleidjen; wad die cine als handwerlsmäßigen 
Vetrieb auffaßt, die andere als Klein- u. Mittelbe- 
trieb, ijt wohl nicht ſtets identiſch; manche „Fa— 
brik“ der erſteren Epoche dürfte heutigen Rlein- u. 
Mittelbetrieben entſprechen. Allein, da anderes 
Ziffernmaterial nicht vorhanden ijt, ſcheint es ge— 
rechtfertigt, dieſes heranzuziehen, um ſich ein unge— 
fifres Bild von der Entwicklung des Fabrikswe— 
jens in Ofterr. gu machen. 

Da zeigt fid) nun ein abide in der Zahl 
dev Betriebe: die gewerbl. Broduftion konzentriert 
ji) in immer wwenigeren, aber mächtigeren Be- 
trieben. So bejtanden im J. 1840 im heutigen 
Webiete der öſterr. Monarchie 44.445 Betriebe der 
Tuch-, Baumwoll-, Band-, Samt-, Seiden- u. dgl. 
Weberei, — 1890 dagegen nur mehr 8767; davon 
in N. O. im J. 1841: 4259 (handwerfemipige 
Webereten 4151, Fabrifswebereien 108), im ° 
1890; 653 Klein- u. Mittelbetriebe S86, Großbe— 
triebe G7). Diefe 653 Betriebe — richtiger: die 
Groß⸗ u. Mittelbetriebe unter ihnen — haben jene 
4250 aufgezehrt. Die Zahl der mechaniſchen Web- 
ftithle, im J. 1841: 100, ſtieg in N. O. 1890 auf 
2001, während jene der Handiwebjtiible von 7000 
im 3. 1841 auf „höchſtens 100° zurückfiel. Wäh— 
rend aber 1841 insgeſamt bloß an 400.000 Stiide 
(etwa 18 Mill. Ellen) Baunuvollftoffe leinſchließ— 
lich der gemifchten} erzeugt wurden, produgierten 
cin halbes Jahrh. ſpäter 51 jabritsmikige Groß— 
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waren. Und zählten in N. O. nod) 1870 die da— 
maligen 30 mit mehr Erwerbsjteuer als 42 fl. be— 
lafteten Baumwollwebereien erjt jujammen 2303 
Arbeiter, jo gab es im J. 1890 nur mehr 19 We— 
bereien dieſer Steuerleijtung; dieſe beſaßen jedoch 
2740 Arbeiter, was ein Steigen der durchſchnittl. 
Arbeiterzahl von 77 auf 146 in zwanzig Jahren 
ergibt. Ein anderes Beiſpiel; Die Lederer, Kor— 
duaner u. Gerber waren in Oſterr. 1841 vertreten 
mit 5970 Unternehmungen u. zwe: handwerksmäßi— 
gen Gew. 5806, Fabrilsbetrieben 104; im J. 1890 
dagegen zählten ſie nur mehr 2750 Unternehmun— 
gen handwerksmäßige 2518, Fabriksbetriebe 232). 
Die wenigen größeren Betriebe haben aud hier die 
jablreicheren fleineren aufgesebrt. Für N. ©. find 
die Riffern: 1841: handwerksmäßige Gew. 575, 
Fabriksbetriebe 13 (zuſammen 588), 1890: hand- 
werlsmäßige 248, abrifsbetricbe 33 (Gejami- 
zahl 281). 

Während aber die Gejamtproduftion in diefen 
ew. 1841 einſchließlich des weiß und des ſämiſch 
gegerbten Leders 21.658 gq —— wurden im J. 
1890 in den Grogbetrieben allein bloß an lohgarem 
Neder 52.710 4 gegerbt, wozu mehr als 600.000 
weiß u. ſämiſch gegerbte Haute fommen. Ferner 
famen anuj einen Grofbetrieb 

1870: 3815 WUrbeiter, 

1800: 45", = ,, 142 — 

Ebenſo gingen die Seiſenſieder- u. Kerzen— 
macherbetriebe von 2321 auf 902 zurück. (1841: 
einſchlägige beth inet 2281, Fabriten 40 - 
1890: ——— Sbetriebe 859, Fabriken 43). 
Die 71 Spielfartenmanujafturen im J. 1841 (60 
Kommerzialgewerbe, 11 Fabriken) ſchrumpfen im 
folgenden Halbjahrhundert (1891) auf 31 zuſam⸗— 
men, Während aber 1841 die damaligen 71 Be 
triebe inggejamt 294.363 Spiele Karten erzeug— 
ten, bradjten die 31 Unternehmungen des 3. 1891 
4,362.446 Spiele Karten auf den Markt. — Ahn— 
lich fteht e& mit den Brauereien. 3142 Betrieben 
des J. 1841 jtehen fünfzig Jahre ſpäter 1724 ge— 
genitber. Dabei wuchien die Produftionsmengen 
von 4,376.812 Al im J. 1841 auf da8 Dreijade: 
14,038,234 Al im 3. 1801. Auf eine Brauerei ent: 
fielen an Bierwürze: 1880 5080 Al, 1889 7180 hil, 
1894 10.094 Al, 1900/01 14.537 AL 

Bei cinem Anwachſen der Zivilbeviiterung von 
164), Will. Köpfen im J. 1840 auf 235), Will. im 
3. 1890 fanf in den wichtigiten Mew. die Zahl 
der Betriebe in unerbhirtem Make. Allein wahrend 
die handwerksmäßigen Betriebe weniger wurden, 
wuchs die Zahl der Wrofbetriebe und vielleicht in 
= ſtärlerem Berbhiltnifie die Menge ibrer Pro- 
dufte. 

Dieje Entwicklung tritt am reinjten in der Er- 
zeugung von Produkten des Maſſenkonſums her- 
vor; wo die Möglichkeit cines großen u. fonitanten 
Ubjages gegeben erſcheint, erfolgt die Entitehung 
des Wropbetriebes, die Riiddriingung des Hand- 
werfes am energiſcheſten. 

Wew., deren Erzeugniſſe nicht in gleichem 
Make in Maſſen fonjumiert oder gum Teil durch 
ibte Natur wie durch Rückſicht auf die Wode und 
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betriebe allein nahezu 29 Will, m Baunnvollweb- | den ſpeziellen Ortsgeſchmackvom Vertriebe auf große 
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Entjernungen ausgeſchloſſen find, leiden gleichfalls, 
doc) bei weitem nidt in ähnl. Mage. In dieſe 
Wruppe, in welcher der Großbetrieb den Klein— 
betrieb bedriingt, jedoch noch nicht erdrückt, qehiren 
die Gew. der Bäcker, der Hutmacher, der Hand- 
ſchuherzeuger, dex Buchbinder, Tiſchler, Drechſler, 
Faßbinder, Taſchner, Tapezierer, der Wold= u. 
Silberarbeiter. Andere Wew., wie die Strohhut— 
ergeugung, jtehen auf der Scheide zwiſchen beiden 
Wruppen. 

ine dritte Gruppe bilden Wew., die von jeher 
in größerem Umſange ausgeiibt wurden: die Pa- 
piers u. Tapeten-, die Glas-, die Porzellan-, die 
Zellſtofferzeugung, hie Buchdrucerej_uw Schrift 
gieferei, die Herjtelung chemijcher Stapelartifel 
ONeT moderner chirurgiſcher u. elettriicher Upparate, 
die Fabrifation von Maſchinen u. ——— die 
Spinnerei u. Weberei aus Jute oder Ramie, die 
Sodawaſſerſabrikation, die Erzeugung von Kaut— 
ſchuk oder von Kaffeeſurrogaten. Viele dieſer Fabri— 
fen ſtellen neuartige Waren ber, —— jedoch 
damit zum Teil althergebrachte gewerbl. Erzeug— 
niſſe: wie die Rämme aus Kautſchuk jene aus Horn, 
Eljenbein oder Schildpatt. 

Andere Fabrifen abſorbierten — und ſoweit 
wären ſie eigentlich in der Gruppe J zu erwähnen 

manchmal zugleich eine Reihe ſelbſtändiger Hand⸗ 
werke (die Kütſchenfabrikation jene des gners, 
Wagenſchloſſers, Wagenſchmiedes, Wagenjattlers 
u. Wagenladcierers). 

Endlich gliedern ſich Fabriken auch Meiſter 
ſamt Geſellen an: Kiſtentiſchler, Anſtreicher, Wag— 
ner u. ſ. j. Größere Fabriken unterhalten eigene 
Schloſſerwerkſtätten, die oft, mit maſchineller Ein— 
richtung verſehen, über motoriſche Betriebe u. Trans— 
miſſionen verfügen. Größere Transportunterneh— 
mungen haben ihre Hausſchmiede u. Hausſattlerei, 
Tapetenfabriken ihre Modellſtechermeiſter, Braue— 
reien ihre Bindermeiſter, welche neue Fäſſer aus 
gekauften Dauben herſtellen oder alte reparieren. 
Trotz unſeres ſtarken Holzexportes, eines großen 
Weinhandels und einer berühmten Brauinduſtrie 
iſt die induſtrielle Arbeitsteilung noch nicht bis 
zum Entſtehen auc) nur einer beſonderen Faßfabrik 
gediehen. Desgleichen beſitzen Fabriken handwerks— 
mäßige Reparaturiwerfititten, Spinnereien u. Wee 
bereien haben ihre Mechaniker, Senſenſchmieden 
ihren Werlsſchloſſer, der nebenher aud) bei der 
Senjenerzeugung mitiwirft. 

_ Die Sahl der Kleine, Mittel- u. Großbetriebe 
in Ojterr. nach der jiingiten Gew.-Zählung (1902) 
zeigt die Labelle auf S. 553. 

Danach find, wie yu erivarten war, nur eine 
Minderzahl der gewerbl. Unternehmen der Mittel— 
u. Gropinduftrie zuzurechnen: 55.000 gegen 555.000 
Rleinbetriebe oder 9% gegen 91%. 

Verhältnismäßig dic meijten Grokbetriebe zäh— 
len die Hiittenbetriebe, die Kautſchut u. Bapier- 
indujtrie , die Anlagen fiir Licht- u. Mraftabgabe, 
die graphiſchen Geww., die chemifehe Induſtrie. Die 
fleinjten Verhältniszahlen dagegen weiſen die In— 
duftrien der Holz⸗ u. Hlechtwaren u. Schnigarbeit, 
die Befleidungs- u. Putzgewerbe, die Tapesiererei 
u. die Metallverarbeitung aus. 
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Die Gruppierung der Unternehbmer inner: 
halb dieſer Betriebseinheiten ergibt fic) gleichfalls 
aus der Zählung des J. 1902. (S. Tabelle S. 554.) 

Bedauerlich ijt, daß feinerlei Erhebungen über 
die Rartelle gemacht wurden, in denen mance dic 
Anſätze gu einer fiinjtiqen neuen BVetriebsart, den 
Riefenbetrieb, fehen und in denen jedenfalls cine 
ſehr wichtige Gruppierung von Unternehmern u. 
Unternehmungen fich vollzieht. 
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I, Wiig. 1. Entwidlung. 2. Sentralleitung. 9) Sentral+ 
fommiffion fiir ben gewerbl. Unterridt. b) Sent atinipeftior. 
¢) —— für das peek, UnterridtSiwelen in Ofterr. 
3. Sentralmufeen. a) Muſeum fiir Qunft vu. Induſtrie. b) Ted 
nologifdjes Gewerbemufeum., — II. Gewerbl. Schulen: 
L. Gewerbl. Zentralanſtalten. 2. Fachſchulen fiir die gewerb!. 
Hauptgruppen. a) StoatSgewerbeidhulen. b) Orpanijation 
ber boberen Gewerbeſchulen. c) Organifation der Werfmei- 
fterfcbulen. d) Yebrerichaft. 3. Fachſchulen fiir cingetne pe: 
werbl. Bweige. a) Organijation. b) Gliederung. c) Lebrer- 
icbaft. 4. Ag. Handwerferidiuten. a) Organiiation. b) ehrer- 
Schaft. c) Beftand. 5. Bous wu. Kunfthandwerkeridulen. 6. Allg. 
Zeichenſchulen. 7. Gewerbl. Fortbildungsſchulen. a) Aig. 
qewerbl. Fortbilbungsichulen. b) Fachl. Fortbilbungsidulen. 
c) Gemwerbl. Fortbilbungsidhulen u. Arbeitsſchulen ſür Wad- 
tien. — IL]. Hilfs- u. Förderungsmittel de8 gewerbl. Bil- 
dungsweſens. — 1V. Wanderuntercicht ffir Gewerberveibende, 


I. Ullg. 1. Entwidlung. Die Unfiinge des 
ewerbl. Unterrichtes in Ojterr. reidjen bis in die 
eit von 1770—178H zurück. Kaiſer Joſef I. ver— 

ordnete 1782 die Bileqe des qewerbl. Zeichnens an 
den Normalidulen und die Errichtung von Sonn- 
tagszeichenſchulen jür Handwerfer. Solder Schulen 
entſtanden über 200, doc) fonnte iby gewerbeerziehl. 
Erfolg fein nennenswerter jein, da weder Lehrbe— 
belie nod) auch geeiqnete Lehrer vorhanden waren. 
Erſt mit der Errichtung der techniſchen Lebranital- 
ten (‘Brag 1806, Wien 1815) gewann die tedynijche 
Bildung an Verbreitung und jugleid) wurden da- 
durch Die Grundlagen fiir einen jwedmifigqen ge— 
werbl. Unterricht geidaffen. Wit tüchtigen tech— 
niſchen Lehrkräften fonnte jodann die ,,alte Real— 
ſchule 1851 — 1867", welche vornehmlich als ge 
werbl. Lehranjtalt zu wirfen bejtimmt war, ing 
Leben gerujen werden. Cine wichtige Epoche fiir 
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die gewerbl. Fachausbildung war dadurch ange- | gan eingeſetzt. In den Bereich ihrer Beratungen 
brochen, denn in der gleichen Zeit entſtanden auch gehören insbeſ. Geſetzesvorlagen u. Fragen der Er— 


einige Spezialſchulen und gewerbl. Zeichenſchulen 
Webeſchule Reichenberg 1852, Zeichenſchule für 
Glasinduſtrie in Steinſchönau 1856, Privatbau— 
gewerkſchule Wien 1864, Kunſtgewerbeſchule Wien 
1867). Mit der Reform von 1867 verlor jedoch die 
Realſchule ihren gewerbl. Charafter ganz, diejelbe 
wurde, was fie nod) Heute ijt, eine allg. Bildungs— 
anjtalt und ſpeziell eine Borbereitungsjdule für 
die techniſche Hochſchule. Die dadurd) entitandene 
Liide in der Entwidlung des gewerbl. Schulwe— 
ſens dauerte bis 1873, wurde jedoch teilweije aus- 
gefüllt durd) die vom H. M. in größerer Sab ets 
ridjteten Fachichulen fiir eingelne Gewerbe. Im 
J. 1873 begann die groß angelegte Uttion ded &. 
U. M. mit der Erridjtung der erften Staatsqe- 
werbejdule in Briinn, worauf in kurzer Aufein— 
anbderfolge die meiſten —* beſtehenden größeren 
Anſtalten ing Leben geruſen wurden. Als endlich 
1882 auch die bis dabin im Reſſort des H. Me. 
jtehenden ,,getverbl. Fachſchulen“ in die Verwal— 
tung ded K. U. M. iibergingen, fonnte der teil- 
weije auf gufammenhanglojen —— entſtan⸗ 
dene Aufbau des geſamten Gewerbeſchulweſens ein— 
heitlich u. ſyſtematiſch weiter entwickelt werden. Ge— 
genwärtig umſpannt ein dichtes Netz gewerbl. Schu— 
len die Monarchie, welches, in allen ſeinen Teilen 
zweckmäßig an elegt, kein Bedürfnis der gewerbl. 
Erziehung unbefriebigt läßt. Wenn urſprünglich 
manche Schulorganiſalionen an bewährte auslän— 
diſche Muſter anknüpften, ſo erlangten dieſelben in 
ihrer Weiterentwicklung auf heimiſchem Boden bald 
ein durchaus eigenartiges Gepräge und dienen heute 
als Vorbild für gleichartige Beſtrebungen im Aus— 
lande. Allſeits werden die Grundzüge des organiſa— 
toriſchen Aufbaues des öſterr. Gewerbeſchulweſens 
als muſtergültig anerkannt und mit demſelben iſt der 
Name des erſten Referenten im M. U. M. Freiherr 
Armand v. Dumreider, aufs innigite verknüpft. 

Im Gegenſatze ju anderen Kulturſtaaten ijt 
das öſterr. Gewerbeſchulweſen faſt zur Gänze ver— 
ſtaatlicht, wodurch hauptſächlich der raſche Auf— 
ſchwung desſelben bedingt war. Nur wenige An— 
ſtalten ſind Brivatidhulen, d. h. werden von den 
Ländern, Kommunen oder Vereinen unterhalten 
und aud) fiir dieſe leiſtet der Staat namhafte und 
regelmäßige Subventionen. Der Staatsaufwand be— 
tragt geqenwartig (1906) jahrlic) rund 10,248,000 K, 
pie ih leijten fiir die jtaatl Schulen die Län— 
der und lokale Faftoren Geldbeitraige von zirka 
150.000 K und jtellen auc) vieljach die fachl. Er- 
jordernijie bei (Lofale, Heizung, Beleuchtung uſw.). 

2. Sentralleitung. Das gejamte Gewerbe— 
ſchulweſen unterjteht dem Unterrichtsminiſte— 
riumt und wird von dieſer Sentraljtelle unmit- 
telbar qeleitet u. verwaltet. Cine fonfultative 
WMitwirfung ſteht in mancher Hinficht dent Hane 
delSminijterium gu. Die polit. Landesſtellen (in 
N. O. und Gal. der Landesſchulrat) und fiir cin 
zelne Schulgattungen auch die polit. Behörden 1. In— 
jtan} vermitteln den amtl. Berfebr. 

a) Die Sentralfommiffion fiir qewerbl. 


richtung oder Auflaſſung gewerbl. Bildungsanjtal- 
ten. Die Anzahl der durch das K. U. M. ernann— 
ten Mitglieder iſt nicht beſchränkt. Durch dieſelben 
ſind alle wichtigen Zweige der Induſtrie und alle 
ape bedeutenden Gegenden Oſterr. vertreten. 

in Delegierter deé H. M. und die Fachinipeftoren 
nebmen an deren Beratungen teil. Dic Referate 
erjtatten wei Bureauvorjtinde und den Vorſitz führt 
ein SeftionSchef ded K. U. M. An N. O. beſtehen 
Wewerbejdulfommiffionen fiir die qewerbl. 
Fortbildungsſchulen in Wien, Baden, Mödling u. 
Wiener-Neujtadt und in Wal. cine Landesfom- 
mifjion fiir Gewerbeangelegenbeiten. Su 
den Aufgaben diefer legteren gehört auch die Errich— 
tung u. Beauffidtiqun der Landesfachſchulen zur 
Hebung der Hausinduſtrie. 

b) Die Zentralinſpektion wird durch eine 
größere Anzahl ,,Qnipettoren fiir das gewerbl. Bil- 
dungsweſen“ ausgeiibt, welche vom K. U. M. aus 
dem Kreiſe hervorragender Fachmänner ernannt 
find. Sie wirfen teil als Fadhinfpeftoren fiir 
die an den Schulen vertretenen techniſchen u. funit- 
gewerbl. Richtungen, teilS alg Anjpeftoren in 
didaktiſch-pädagogiſcher Ridtung. Dielelep- 
teren jtehen in jtindiger Verwendung im K. U. M. 
Die Inſpektoren bereijen periodiſch die gewerbl. 
Schulen des gangen Reichsgebietes und die Ane 
jpeftionSerqebnijje foie alle wichtiqeren Fachfragen 
der Schulverwaltung werden in Anipeftorenfon- 
ferenzen unter Borfig der Bureauvorjtiinde be— 
taten. Gn N. O. und Gal. find aud) Landesſchul— 
infpeftoren mit der Beaufſichtigung der gewerbl. 
Vehranitalten betraut. — fiir die Anfpeftion der 
allg. Handwerferidulen u. Fortbildungs— 
ſchulen fungieren Regierungskommiſſäre, welche 
aus den Fachlehrkräften der Staatsgewerbeſchulen 
und eingelner anderer Anſtalten ernannt jind. 

c) Das Bentralblatt fiir das gewerbl. 
Unterridtswejen in Ojterr. (amtlich) dient 
allen Qnterefjen des gefamten indujtriellen Bile 
dungsweſens, insbej. der Herbeijiihrung einer eine 
heitl. Entwidlung desielben; es enthält die Broto- 
folle der Sitzungen der Zentralfommiffion, Geſetze, 
V. u. Regulative, Schulnachricten, Perfonatien 
uſw. und behandelt in einem nicht amtl. Teil die 
Geſchichte u. Organijation des gewerbl. Bildungs— 
wefens im June u. Auslande forwie padagogit 
didaftijde Angelegenheiten. 

3. Bentralmufeen. Neben einer größeren 
Anzahl von Sewerbemufeen in den Landeshaupt- 
ſtädten fowie aud) in eingelnen großen Induſtrie— 
ſtädten bejtehen in Wien zwei große Gewerbemu— 
ſeen, eines für die kunſtgewerbliche, das andere 
für die techniſche Richtung. Beide Zentralanſtalten 
ſollen für das ganze Gebiet der Monarchie als 
Quellen von Bildungsmitteln dienen. 

a) Das kaiſ. königl. Muſeum für Kunſt 
u. Induſtrie umſaßt kunſtgewerbl. Sammlungen, 
eine Fachbibliothef mit einer Sammlung von Sti— 
chen und die Gipsgießerei, weld) letztere die plajti- 
ichen Borlagen für die Lehranjtalten liefert. Bom 


Unterricht im K. U. M. ijt als fonfultatives Ore | Muſeum werden auch mujtergiiltiqe Objekte den Fach— 
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ſchulen u. Provinzmuſeen leihweiſe überlaſſen. — 
Seit 1899 iſt an dem Muſeum ein „Lehrmittel— 
bureau fiir gewerbl. Unterrichtsanſtalten“ 
errichtet, welches die Lehranſtalten und durch deren 
Vermittlung aud) ſtrebſame Gewerbetreibende dau- 
ernd mit für die Praxis — Darſtellungen 
ausgewählter funjtgewerbl. Gebrauchsobjekte ver— 
ſieht. Eine zweite Ubteilung dieſes Lehrmittelbureaus 
ijt für Textilſchulen ju gleichem Zwede eingerichtet 
und in jüngſter Belt ijt nocd) eine weitere Abtei— 
lung fiir gewerbl. Fortbildungsſchulen hinzuge— 
fommen. Dieſe leptere hat die Uujqabe, die Her— 
jtellung von Lehrmitteln, insbeſ. von Modellen ju 
veranlafjen und dieſe entiveder gum Selbjtfojten- 
preife oder auch unentgeltlich an die Schulen abzu— 
— Im Anſchluſſe an das Muſeum ijt die kaiſ. 
önigl. Kunſtgewerbeſchule errichtet, welche 
eine allg. Abteilung, ferner Fachſchulen für Archi— 
teftur, Malerei u. Bildhauerei, 6 Spezialateliers 
für Ziſelierkunſt, Holzbildhauerei, Emailmalerei, 
Kunſtſticlkerei u. Spitzenzeichnen, Teppich- u. Gobe- 
linreſtaurierung, Lederbearbeitung u. Bucheinband, 
ſerner einen keramiſchen Kurs und ein chemiſches 
Laboratorium umfaßt. Das letztere entwidelt auch 
eine ſelbſtäudige Tätigkeit als „Verſuchsanſtalt“, 
namentlich für Keramik, Glasinduſtrie u. Email— 
technik. Die allg. Abteilung der Kunſtgewerbeſchule 
dient zugleich zur Ausbildung der Lehramtskandi— 
daten des Freihandzeichnens an Mittelſchulen. — 
Der ſtaatl. Aufwand fiir das Muſeum beträgt pro 
1906 rund 257.300 K. Die Frequenz der Gunite 
gewerbeſchule 1905/06: 184 Schüler. 

b) Das kaiſ. finighl technologiſche He 
werbemufeum war bis in die jiingite Zeit An— 
jang 1905) ein ſtaatlich jubventioniertes Inſtitut 
des n.-b. Mewerbevereines und ijt jetzt in die ftaatl. 
Verwaltung iibernommen. Dadurd) find zugleich 
widhtige Ynderungen in der Organijation dieſes 
groß angelegten Inſtitutes angebabnt, mit welchen 
im Zujammenbhange aud eine bereits in Ausſicht 
genommene Reorganijation der Staatsgewerbeſchule 
in Wien, I. Bez., suc Durchführung gelangen wird. 
Gegenwärtig gliedert jid) das Muſeum in 4 Sek: 
tionen: fiir Holgindujtrie, chemiſche Gewerbe, Me— 
tallindujtrie u. Elettrotechnif und umfaßt technolo⸗ 
pinte Sammlungen, Berfuchsanjtalten u. Fach— 
chulen. Außerdem jtehen mit demfelben jtindige 
Fachtommiſſionen und techniſche Bereine im Zu— 
jammenbange. «| Berjudsanjtalten: Für Pa— 
pierpriijung, fiir Baus u. Majdinenmaterial, fiir 
chemiſche Gewerbe, befonders fiir Tinftorialchemie 
u. Sementpriijung und für Eleftrotechnif. Durch 
dieſe Veriucdsanjtalten ijt das techniſche Verſuchs— 
wejen in Ojterr. beqriindet worden und die ergielten 
Erjolge haben die ftaatl. Regelung desfelben herbei- 
geführt. 2) Fachſchulen: Meiſterſchule für Bau- 
u. Möbeltiſchlerei; Speziallehrkurs fiir Papierin— 
duſtrie; niedere Fachſchule für Färberei, höhere 
Fachſchule fiir chemiſche Gewerbe, Seminar fiir Tink— 
torialchemie und Speziallehrkurs fiir Chemie der 
Vebensmittel; niedere u. höhere Fachſchule fiir Bau- 
u. Majchinenichlojjerei, Speziallehrkurſe fiir Keſſel⸗ 
heizer u. Maſchinenwärter ſowie für Militärwerk— 
meiſter; niedere u. höhere Fachſchule für Elektro— 
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tednif. ;) Speziallehrkurſe mit Abend-u. Sonn— 
tagsunterricht. — Für das verſtaatlichte Muſeum 
ijt pro 1906 cin Aufwand von 319.000 K vor- 
ejehen. — Die Frequeng 1905/06: Seftion fiir 
apierindujtrie 13 Schüler, Seftion fiir dhemijche 
Wewerbe 50 Schüler, Seftion fiir Metallindujtric 
344 Schüler, Seftion fiir Eleftrotednif 235 Schiiler, 
und Spegialfurje mit Abend- u. Sonntagsunter- 
richt 590 Schiiler. 

IL. Gewerbl. Schulen. Für alle widhtigeren 
Zweige — Tätigkeit ſind, zwechmäßig ange- 
paßt und richtig verteilt, in allen induſtrielſen 
Orten u. Bezirken gewerbl. Schulen vorhanden. 

Nad Swed, Umjang u. Ziel unterfdeidet man 
folgende Gattungen: 

1. Wewerbl. Zentralanjtalten. 

2. Fadichulen fiir die gewerbl. Hauptgruppen 
(Staatsqewerbejdulen). 

3. Fachſchulen fiir eingelne gewerbl. Zweige 
(gewerbl. Fachſchulen). 

4. Allg. Handwerferidulen. 

5. Baus u. Kunſthandwerkerſchulen. 

6. Allg. Zeichenſchulen. 

7. Fortbildungsſchulen. 

1. Gewerbl. Zentralanjtalten. Cine be- 
fondere Stellung nehmen injolge ihrer Organija- 
tion und ihrer Wirkſamkeit, welche fich teils auf 

an; Ofterr., teilS auf mehrere Ländergebiete er- 
tredt, einige gewerbl. Lebranjtalten ein, die den 
offiziellen Titel ,,Gewerbl. Zentralanjtalten” führen. 
Es tind died: die früher erwähnte k.l. Kunſtgewerbe⸗ 
ſchule und das f. k. technologiſche Gewerbemuſeum 
in Bien, die ka k. Kunſtgewerbeſchule in Prag, die 
f. k. Graphiſche Lehre u. Verſuchsanſtalt in Wien, 
dic F. f. Lehre u. Verſuchsanſtalt fiir Lederindujtric 
in Wien, die k. k. Runjtfticereijchule in Wien, der 
f. k. Zentralſpitzenkurs in Wien und die fF. f. Muſter— 
wertititte fiir Rorbfledterei in Wien. — Die f. fb 
Kunſtgewerbeſchule in Prag befigt eine ähnl. 
Organijation wie jene in Wien; fie bejteht gleich— 
falls aus einer allg. Schule, ferner 6 Fach⸗ u. Spe= 
sei und iiberdies aus 2 Damenſchulen und 
unjtqewerbl. Abend⸗ u. Sonntagsfurfen. (Frequenz 
1905/06: 348.) — Die Lh. f. Gräphiſche Lehre u. 
Verfudsanjtalt ijt cin umfangreices u. reich— 
augsgeftattetes Inſtitut, welches die Uujgabe hat, die 
widhtigiten Methoden der Photographie, Reproduk— 
tionSverfahren und graphiſchen Drucverfahren gu 
lehren und deren Anwendung in Kunſt, Andujtrie 
u. Wiſſenſchaft zu fördern. Es umfaßt 4 Abtei— 
lungen: a) Die Lehranjtalt fiir Photographie u. 
Reproduftionsverjahren. (2 Jahreskurſe und ein 
Vorbereitungsturs. Vorbildung: Bürgerſchule oder 
4 Rlajien einer Wittelicule.) b) Die Lehranjtalt 
fiir Buche u. Illuſtrationsgewerbe (wie ad a. Bor- 
bildung: 6 Rlajien Mittelſchule oder 4 Klaſſen Mittel- 
ichule und 2 Klaſſen Kunſtgewerbeſchule allg. Ab— 
teilung). c) Die Verſuchsanſtalt fiir Photochemie 
und graphiſche Drudverjahren und d) die Samm— 
lungen. (Fyrequeng 1905/06: 378.) — Die ff. Lehr 
u. — fiir Lederinduſtrie be— 
ſteht vornehmlich aus der Verſuchsanſtalt Labo— 
ratorium), in welcher auch cin höherer Fachkurs fiir 
Lederinduſtrie inbegriffen iſt. Frequenz 1905/0: 
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11.) -- Dieh t. Runititidereifdule umjaft cine 
wachidjule (Mursdauer von der Vorbildung der 
Schiilerinnen abhängig) und ein Atelier fiir Kunſt— 
jtiderei. (Frequeng 1905.06: 38.) — Der f. f Zen— 
tralfpipenfurs ijt in 3 Kurſe gegliedert fiir 
Spigenndhen, Spigenflippeln (je ein Schuljahr) 
und Spitzenhäkeln (2 Monate). Derjelbe dient zur 
Ausbildung jelbjtindiger Spipenarbeiterinnen, dann 
der Lehrerinnen fiir die betreffenden Fachidulen 
in der Proving, und diefe lesteren Schulen find 
gegenwärtig als Filialfurje demjelben angegliedert. 
Frequenz 1905,06: 232 influjive Erwerbſchule.) — 
Die Ef. Muſterwerkſtätte fiir Rorbiledterci 
hat die Aufgabe, dic vielen Korbflechtſchulen mit 
neucn Wujtern u. Borbildern zu verjehen, den— 
jelben jachl. Ratſchläge in wirtichaftl. Hinficht und 
aud in Begug auf fimtl. Arbeitsbehelſe gu erteilen 
und aud) tiichtige Werfmeiiter fiir diefe Schulen 
herangubilden. Frequenz 190506: 12.) — Der Muj- 
wand fiir dieſe Unjtalten einſchließlich des k. k. 
technologiſchen Gewerbemuſeums, beträgt pro 1906 
rund 971.000 K. 

2. Fadhidulen fiir die gewerbl. Haupt: 
gruppen. Gleidpvie in der gewerbl. Tätigkeit 
gewiſſe fadl. Hauptgruppen (Kunjt-, Bare, 
mechaniſche u. chemiſche Gewerbe) mit je ciner 
größeren Anzahl gewerbl. Zweige deutlid) von- 
cinander abgegrenzt ericheinen, jo find auch ge— 
meinfame geijtige Grundlagen fiir pede dieſer 
Gruppen vorhanden und ed ergibt fic) danach dic 
Wliederung u. Organifation der zugehörigen 
Fachſchulen. Das Ausbildungsbedürfnis in jeder 
Wruppe kann jedoch ein höheres oder niedrigeres 
fein und danach richten fic wieder Die Aufnahms— 
bedingungen und die Lebrziele der Schulen ſowie 
aud) die Einteilung Dderielben in höhere Wee 
werbefdulen und Werfmeijteridulen. Es 
bejtehen demnach jolche Schulen für: 2. Qunifte 
gewerbe. 2 Baugewerbe. 3, Mechaniſch-tech 
nifche Gewerbe einſchließlich die elektrotech— 
niſche u. tertile Richtung. 4.. Chemiſche Ane 
duſtrie. 

a) Staatsgewerbeſchulen. Höhere Ge— 
werbe⸗ u. Werkmeiſterſchulen befinden ſich entweder 
in den Landeshauptſtädten oder in beſonders be— 
deutenden Induſtriezentren, wo dann in der Regel 
mehrere derartige Fachſchulen yu einer gemein— 
ſchaftl. Anſtalt vereinigt find. Solche Fachſchulkom— 
binationen führen in Oſterr. den Titel „Staats— 
gewerbeſchulen“. Dieſe Bezeichnung drückt tei- | 
nen didaftifden, fondern nur einen admini- 
jtrativen Begriff aus, denn nur durch die Vere 
cinigung in emem Anſtaltsgebäude und die eine 
heitl. Leitung ijt der Gufere Zuſammenhang zwi— 
iden den fombinierten Fachſchulen hergeſtelli. In— 
dem auf dicie Weije die vorhandenen Lehrkräfte, 
Schulriume, Sammlungen uſw. eine vollitindigere 
YUusnupung erjahren, refultiert daraus aud) ein 
nicht geringer ifonomifder Vorteil. — Die nad 
folgente Sujammenftellung jeigt die Standorte der 
jepigen Staatsgewerbeſchulen und zugleich die Art 
u. Sabl der in jeder vereinigten Fachſchulen, wobei 
H. die höhere Gewerbeſchule und W. die Werke 
meiſterſchule der betreffenden Jachabteilung be- 








Wewerbl. Unterrichtsweſen. 


deutet. Die in der erjten Reihe angefiihrten Wert- 
meifteridjulen fiir Kunſtgewerbe bejtehen immer aus 
einer Anzahl fpesieller Fachſchulen. 
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Im gangen find bienach qeqenwirtig 19 Staate- 
gewerbeſchulen errichtet, von denen die umfang— 
reichiten 5 Fachſchulen umfaſſen. Die Anzahl der 
hiberen Fachſchulen ijt im ganzen 23, die der 
Werkmeiſterſchulen 30. Zu den höheren Gewerbe— 
ſchulen ſind noch hinzuzuzählen: Die k. k. Lehr— 
anſtalten fiir Textilinduſtrie in Brünn u. Wid, 
die Landesfachſchule fiir Maſchinenweſenin Wiener— 


Neuſtadt und die höheren Fachſchulen am techno— 


logiſchen Muſeum in Wien, während die niederen 
Fachſchulen an dieſem Muſeum in die Kategorie 
der Werlmeiſterſchulen gehören. Die Lehranjtalt 
für Tertilindujtrie in Briinn umſaßt eine höhere 


Gewerbeſchule fiir Tertilindujtrie (mechaniſch-tech⸗ 


nifcher Richtungh, eine Werfmeijterjdule fiir Spin- 
ner, Weber u. Appreteure, ferner Spesialfurie, Fort⸗ 
bildungsſchule u. Verſuchsanſtalt. Die Anſtalt in 
Aſch beſteht aus einer höheren Fachſchule für Tertil- 
induſtrie techniſch-kommerzieller Rictung), ferner 
Fortbildungsſchule u. Spezialkurſen. eſondere 
Fachabteilungen, Fachſchulen u. Kurſe ſind 
an folgenden Staatsgewerbeſchulen eingerichtet: In 
Bielitz Fachſchulen ſür Weberei u. Färberei; in 
Brünn (deutich) an der höheren Gewerbeſchule eine 
elektrotechniſche Abteilung; in Czernowitz eine Fach⸗ 
ſchule für Bau⸗ u. Möbeltiſchlerei und eine Han— 
delsſchule; in Graz iſt die kunſtgewerbl. Abteilung 
in Fachſchulen fiir Baus u. Kunſtſchloſſerei, Tiſchlerei 
u. Kunſtſticlerei gegliedert und beſteht cin Fachkurs 
fiir Dekorations⸗ u. Zimmermaler; in Innsbruck 


ſind Fachſchulen fiir Metalltechniter, Holzſchnitzerei, 


Malerei und ein Zeichenkurs fiir Mädchen; in 
Krakau Fachidjulen fiir Deforationsmaler u. Bild- 
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hauer; in Lemberg find 6 Fachſchulen tunjtgewerbl. | reien, Sucterjabriten, Glas- u. Tonwarenjabrifen, 
Richtung vorhanden u. zw. insbef. fiir Wetall- u. chemiſchen Fabrifen ujw. und die höhere Abtei— 
Holggewerbe u. Malerei; in Salzburg umfaßt die | fung fiir Tertilinduftrie gleidjalls fiir Fabri- 
funjtgewerbl, Abteilung Fachſchulen für Tiſchlerei u. fanten, Leiter und ſonſtige techniſche Hilfskräfte 
Holzſchnitzerei; in Smichow ijt eine eleltrotechniſche in den betreffenden Fabriketabliſſements. — Ent- 
Wertmeiſterſchule; in Trieſt Fachſchulen fiir Tiſch— ſprechend dem Zwecke jeder Fachabteilung ijt der 
lerei, Holzſchnitzerei, Steinbildhauerei, Deforations- | Lehrgang jejtgefept. Die allg. bildenden u. vor- 
malerei und weibl. Handarbeiten, ferner ein Schiff: | bereitendDen Fächer, al8: Unterrichtsſprache u. Lite— 
baufurs (2 Jahrgänge) für mit Maturitätsprüfung ratur, Geographie u. Geſchichte, mathematijde u. 
abjolvierte Schiiler der Wittelichulen; in Wien, natuctoiiientdbattl Fächer bilden fiir alle Fachabtei— 
X. Bezirk, eine eleftrotedmiiche Werkmeijterabtei- | Lungen die gemeinjame Bajis, von welder aus ſich 
lung. Ferner find an den Staatsgewerbeſchulen in | die cigentl. Fadgegenitinde, in welchen das Schwer— 
Bien, L. Bezirk, Prag u. Mrafau Kurſe | Tiefbau- gewicht des Unterridtes ruht, nad) den verichiede- 
furfe) zur Heranbildung techniſcher Hilfskräfte für nen Fachrichtungen gejondert absweigen. Jn den 
den Bau von Verfehrsanlagen errictet, welche in| legten Jahrgängen wird die ſpezielle Berujsrich- 
erjter Linie im Hinblick auf die bevorjtehenden | tung der Schüler bejonders beriidfidtigt, dabei 
Wafjerjtrakenbauten vorjorgen jollen. Dieie Kurſe, aber jede Cinjeitigfeit in der Ausbildung ſtreng 
in det Dauer cines Winteriemejters, nehmen Ab⸗ vermieden. Während der Hauptierien jedes Schul— 
jolventen der Baujachabteilungen der höhexen Wee | jabres obliegen die Zöglinge einer praftifden Tä— 
werbeidjule u. Werkmeijtericule auj. — Uberdies | tigfeit in dem gewählien Bessie auf Bauplätzen 
wird an den Staatsgewerbeſchulen den lofalen Be | oder in Fabrifen u. Werfftitten. Reichhaltige 
dürfniſſen in jeder Weiſe Rechnung getragen durch Lehrmittelſammlungen unterſtützen den Unterricht 
die Errichtung von Spezialkurſen (Abend- u. in allen Fachgegenſtänden; außerdem ſind an den 
Sonntagsturjen). Solche beſtehen an verſchiedenen mechaniſch-techniſchen Abteilungen mechaniſche 
Anſtalten fiir Keſſelheizer u. Maſchinenwärter, Elef- | Lehrwerkſtätten und elektrotechniſche Labo— 
trotedmifer, Bau⸗ u. Möbeltiſchler ufw., an einigen ratorien, an den chemiſchen Abteilungen neben 
Schulen find „affene Zeichenſäle“ vorhanden | den allg. Laboratorien aud) ſolche fiir Spezialfächer 
und endlid) find mit den Staatsgewerbeſchulen ge⸗ — Farbereilaboratorien — vorhanden und 
werbl. Fortbildungsſchulen, die als „Muſier⸗ | die Tertilindujtricidjulen bejigen modern eingerich— 
ſchulen“ wirfen, verbunden. — Die Frequenz | tete Arbeitsräume fiir alle praktiſchen Unterrichts— 
der Staatsgewerbeſchulen einſchließlich der beiden zweige. Den Abſchluß des Studiume bilden Re ife- 
Tertiljchulen betrug 1905/06 an den höheren Ge- | prityungen und die hiebei erworbenen „Reife— 
werbejdulen 2523, an den Werfmeijteridjulen | zeugniſſe“ find in Anfehung des Ginjabrig = Frei- 
2509 Schüler. Von der legteren Zahl entfielen auj | willigenredtes gleichwertig den ee 
die baugewerbl. Werkmeiſterſchulen (in Deutichland | nijien an Mittelſchulen. — Die Absolventen erwei— 
„Baugewerkenſchulen“ genannt) 1784 Schüler. Die | fen fid) in der indujtriellen Praxis injolge der ziem— 
ſpeziellen Fachſchulen und die Spezialfurie hatten | lic) weitgehenden Spesialijierung der Fadjunter- 
3435, die gewerbl. Fortbildungsidulen jujanumen | ridte, dann auc) infolge ihrer ſugendl. Bildjam- 
4099 Schüler. — Die Majchinenfachidule in Wie- | feit u. Anbequemung ju jeder Arbeitsverrichtung 
net-Meujtadt hatte 190405 100 Schüler. — Der] als jehr brauchbare Kräfte. 
jtaatl. Aufwand fiir die Staatsgewerbeidulen und c) Die Werkmeiſterſchulen bezwecken die 
die beiden Tertiljachidhulen beziffert fic) pro 1906 | Heranbildung intelligenter Arbeitsträfte fiir In— 
mit rund 3,553.000 K. duitrie u. Gewerbe dure Erteilung eines dem Be— 
b) Die Organifation der höheren Gee} cuje angemefjenen fachl. Unterrichtes. Die Schiiler 
werbefdulen, die als „techniſche Mittelſchulen“ jind junge oder aud altere Gewerbeangehörige, 
begeidjnet werden finnen, ijt devart durchgeführt, welche bereits cin Gewerbe gang oder jum Teil 
dak auf Grund ciner beſtimmten allg. Vorbildung | erlernt haben und die fic) num alle jene fachtheore— 
(Biirgeridule oder Aklaſſige Untermittelicule) in| tiſchen Kenntniſſe u. Fertigfeiten aneignen, welde 
einemt 4jabhrigen Unterrichte alle fiix den Qndujtrie- u. | unter den heutigen Anforderungen des rationellen 
Gewerbebetrieb notwendigen Fachfenntnifie u. Fer- Sewerbebetriebes fiir den jelbitindigen Wewerbs- 
tigfeiten, augleid) aber aud) ein höherer Grad von | meiſter oder fiir den Werfmeijter Werkführer) in 
allgemeiner Bildung vermittelt werden. Die Zög⸗ | indujtriellen Unternehmungen notwendig find. — 
linge werden dadurch befähigt, ein Gewerbe in aus- | Die Gliederung der Werfmeijteridulen nad Fach— 
gedehnterem Mahe und unter Verjolqung höherer abteilungen ijt die némlide wie an höheren Ge— 
Ziele gu betreiben oder Hervorragendere Stellungen | werbejdulen. Der Kurſus dauert jedoch nur 2 Jahre 
in größeren Fabrifetablijjements auszufüllen. bezw. 4 Winterjemejter fiir die Baugewerbe (an 
Die Baujadhabteilung dient zur Ausbildung | eingelnen Anftalten auch 5 Semejter) und in dem— 
—— Baumeiſter, Bauunternehmer, techniſcher ſelben treten die allg. bildenden Fächer gegen die 
Hilfsktäfte ujw.; die mechaniſch-techniſche Ab⸗ eigentl. Fachdisziplinen auf das notwendigite Aus— 
teilung einſchließlich jener für Eleftrotednif 
für zutünftige Fabrikanten, Fabrifleiter, techniſche 
Kräfte für Spinnereien uſw., die chemiſch-tech— 
niſche Abteilung fiir Fabrikanten, Leiter und 
techniſche Kräfte in Färbereien, Druckereien, Bleiche⸗ 


maf zurück. — Auch an dieſen Schulen ſtehen 
Lehrwerkſtätten mit den kunſtgewerblichen u. 
mechaniſchen Abteilungen und dhemifde Spezial— 
laboratorien mit den chemiſchen Abteilungen in Ber- 
bindung. Die Abjolvierung der Werkmeiſterſchule 
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für mechaniſch-techniſche Gewerbe gilt sugleid als 
Befihiqunugsnachweis fiir den Antritt eingelner Ge— 
werbe Schloſſer, Mechanifer uftv.). — Wan hat 
ſchon vielfad) dieſe Schulen fehr bezeichnend „ge— 
werbl. Unteroffiziersſchulen“ genannt und dieſer 
wichtigen Aufgabe entſprechen tatſächlich die in die 
Praxis übertretenden Abſolventen in vollem Maße, 
zumal mit Ritdficht auf die in der Induſtrie nod 
ſtark vorherrſchende Empirie. 

d) Die Lehrerſchaft an den Staatsgewerbe— 
ſchulen ſetzt ſich zuſammen aus Männern der Pra— 
xis mit techniſcher Hochſchulbildung oder künſtleri— 
ſcher Vorbildung für die eigentl. Fachgegenſtände, 
ferner aus für Mittelidulen gy, ao Lehrern 
fiir die vorbereitenden und allg. bildenden Fächer. 
Won großer Bedeutung ijt der direfte Einfluß die- 
jer Lehrerſchaft auf Gewerbe u. Induſtrie im Um— 
kreiſe der Schule. Jene berührten ——— für 
Gewerbetreibende dienen vornehmlich dieſem Zwecke 
und außerdem die praltiſchen Arbeiten der Lehrer 
fiir Die Induſtrie. Auch die wiſſenſchaftliche u. künſt⸗ 
leriſche Tätigkeit der Lehrkräfte ijt eine hervor— 
ragende. Mit dieſer Lehrerſchaft war es aud) mög— 
lich, zur Hebung des niederen gewerbl. Schulwe— 
ſens beizutragen. So entſtanden an den Staats— 

ewerbeſchulen die Kurſe zur Heranbildung von 
fehrern an gewerbl. Fortbildungsſchulen und an 
—— Fachſchulen, jo wurden ferner eine ganze 
eihevon Lehrbehelfen: Lehrbiicher, Zeichenvorlagen, 
Modelle ufw. hergeftellt, und auc) zur Anipeftion 
(j. 0.) werden biete Fachlehrkräfte verwendet. 

3. Fachſchulen fiir einzelne gewerbl. 
Bweige. Dieje Schulen, oy „gewerbl. Fachſchu⸗ 
len“ genannt, dienen zur Hebung der Produktion 
in einzelnen bedeutenderen Gewerben, welche nicht 
bloß in den größeren Induſtrieſtädten, ſondern 
nod in vielen anderen Orten ihren Sitz haben. 
Namentlich iſt dies hinſichtlich der Weberei, Glas— 
induſtrie u. Keramik, Holz- u. Steinindujtric der 
Fall. Auch die ſog. Gaudinbduftries, welche nod) 
in vielen Gegenden der Wonardie mit größerem 
oder geringerem Erfolge titig ijt und hauptſächlich 
induſtrielle Spegialitiiten erzeugt (Sticderei, Spigen- 
flippelei, Weberei, Holzſchnitzerei, Korbflechterei, 
Wlagquincaillerie ufiv.), bedarf diefer Schulen im 
hohen Grade gu ihrer geijtiqen Belebung, vornehm- 
lic) zur Beredlung der dugeren Formen ihrer Er- 
zeugniſſe. 

a) Organiſation. Da ſich jede dieſer Schulen 
aufs genaueſte den betreffenden Produktionsver— 
hältniſſen anpaſſen muß, ſo muß auch je nach Um— 
jang u. Bedeutung des einzelnen Produktionszwei— 
ges die Organijation und die Ausjtattung der zu— 
gebirigen Schule eine jehr verichiedenc fein. Unter 
den gegenwärtig junftionierenden 92 vom Staate 
unterhaltenen und den iibrigen ſtaatlich jubven- 
tionierten Anſtalten diejer Art find folche, an wel— 
then nur cine Lehrfrajt und wieder andere, wo 
ein Lehrkörper von 10 und mehr Perjonen tiitig 
ijt. Das Erfordernis folder Schulen ſchwankt ſo— 
dann zwiſchen einigen hundert Kronen bis zu jähr— 
lic) 80.000 K. Selbjt unter den Schulen gleicher 
Nategorie treten weitgehende Unterſchiede zu Tage. 
So hat unter den vorbandenen 29 jtaatl. Webe— 
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ſchulen die kleinſte nur 1 Leiter, 1 Lehrer, 1 Hilfe- 
lehrer und 1 Werkmeiſter und ein Budget von zirka 
12.000 K, die größte dagegen 1 Direftor, 4 Lehrer, 
1 Hilfslehrer, 2 WUjfiftenten, 2 Werfmeijter, 1 Bor- 
arbeiter und 1 Ausnählehrerin bei cinem Jahres— 
erjorderni8 von girfa 45.000 K. Beide entipredjen 
aber vollfommen ihrem Swede, die cine der wenig 
bedentenden Hausindujtrie einer Gebirgsgegend, 
die andere im Sentrum einer hochentiwidelten Sdjaj- 
u. Baumwollinduſtrie. Aus diejen Beijpielen geht 
die große Manniagfaltigteit diejer Schulen fowie die 
Schwierigfeit einer genaueren Klajjifitation derjelben 
hervor. — ine befondere Art bilden die fog. Er— 
werbidulen, nämlich die Fachſchulen fiir Spigen- 
arbeiten und die Schulen u. Lehrwerkſtätten fiir Rorb- 
flechterei, welche der verarmten Bevölkerung gewifier 
Begenden giinjtigere Erijtengbedingungen ſchaffen 
jollen und daber verfaujsfibige Ware in möglichſt 
großer Menge ergeugen müſſen. Deven Organifa- 
tion bezweckt demnach auch, den Schiilern und den 
Ubjolventen eine dauernde Beſchäftigung und regel- 
miapige Entlopnung gu fidern. — Allen Schulen 
gemeinjam ijt die intenfive Pflege des Heidnens 
(Modellicrens) und dev gewerbl. Fertigfeiten durch 
fyitematijde Unterweifung in Lehrwerkſtätten u. 
Uteliers, wogegen der theoretijche Unterricht zurüch⸗ 
tritt. Die Unterrichtsdauer ijt verichieden und er- 
jtredt fic) bis auf 4 Jahre. Die Schiiler treten 
zumeiſt direft aus der Volksſchule ein, obgleich cine 
vothergebende gewerbl. Praxis, wie bei den Berk: 
meiſterſchulen, jebr awedbdienlich ijt. In den vor— 
Handenen Lehrwerkſtätten erlangen diefelben 
cine Uusbildung, welche die Meijterlehre erjest. Die 
Abgangszeugniſſe vieler WUnjtalten gelten ſodann 
als geſetzl. Berechtigung sum Antritte und ſelbſtän— 
Digen Betriebe des betreffenden Gewerbes. Wit den 
meijten Anſtalten jtehen fachl. Fortbildungsſchulen, 
„offene Zeichenſäle“, Spezialkurſe und aud) Zeichen— 
u. Modellierkurſe fiir Volks— u. Bürgerſchulen in 
Verbindung. Der ſtaatl. Auſwand —— für die 
ſtaatl. Anſtalten pro 1906: 2,795.000 K und fiir 
die jubventionierten’ Fachidjulen 167.000 K. 

b} nde ig dad Die gewerbl. Fachſchulen 
werden nad) Maßgabe der Verwandtidaft der be- 
trejjenden Gewerbe in 5 Gruppen cingeteilt. Die 
nachjtehenden Angaben besiehen fic) auf das Schul— 
jabr 1905/06. 

I. Gruppe bilden die Fachſchulen fiir Spits 
aenarbeiten zuſammen 11 Fachidulen u. zw.: 
5 in Tirol (Cles, Lujerna, Predazzo, Proveis, 
Tione), 1 in Krain (Adria), 4 in Küſtenl. (Gepo— 
van, Dol. Otlica, Flitſch, Iſola), 1 in Böhmen 
(Gofjengriin), zuſammen 961 Schiiler. Ferner 9 fub- 
ventiontierte Schulen: 1 in Tirol, 2 in Böhmen und 
6 in Bal. 

Il. Gruppe. Fadidulen fiir Weberei u. 
Wirkerei. 29 Fachſchulen u. aw.: 1 in Wien 
Fachſchule fiir Tertilinduftrie mit Wbteilungen fiir 
Weberci, Wirkerei u. Muſterzeichnen), 16 in Böh— 
men fiir Weberei (Hohenelbe, Humpolec, Königin— 
hof, Landsfron, Lomnig, Nachod, Neubiftriz, Rei- 
denau a. K., Reichenbderg, Roclip, Rumbura, 
Schluclenau, Starfenbach, Starfjtadt, Warnsdorij, 
Wildenjcdwert), 2 in Bihmen fiir Wirkeret (Schin- 
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linde u. Strafonig), 7 Webereiſchulen in Mähren 
Frankſtadt a. R, M.-Schönberg, Neutitſchein, 
Proßnitz, Römerſtadt, Sternberg, Zwittau), 3 in 
Schleſien (Beniſch, Freudenthal u. Jägerndorf). 
Gejamtfrequens: 2725 Schüler. — Ferner 10 fub- 
ventionierte Schulen in Gal. (2 Webeſchulen und 
8 Lehriverfitiitten). 

Ul. Gruppe. Fadhfdulen fiir Holgbear- 
beitung. 16 Fachſchulen u. gw.: 1 in O. O. 
(Hallitatt), 2 in Tirol (Cortina d'Ampezzo u. Hall), 
1 in Kärnten (Billa), 1 in Krain (Gortciee), lin 
Ktüſtenl. (Mariano), 6 in Böhmen (VBergreichenjtein, 
Chrudim, Grulid), Kinigsberg, Tachau u. Wallern), 
1 in Mahren (Walls Meferitidh), 2 in Gal. (Kolo— 
mea u. Rafopane) und 1 in Bufoww. (Rimpolung). 
— 2084 Schiiler. — Ferner 9 jubventionierte Fach⸗ 
ſchulen u. Lehriverfititten für Holsbearbeitung. 

IV. Gruppe. Fachſchulen und Verſuchs— 
anſtalten für Metallinduſtrie. 10 Fachſchulen 
u. zwin 1 fiir Maſchinengewerbe u. Elektrotechnik 
in Nomotau; 2 fiir Maſchinengewerbe in Klagen— 
jurt u. Prerau; 2 fiir Eiſen- u. Stablbearbeitung 
in Steyr u. —— 1 fiir Metallinduſtrie (funjt- 

ewerbliche) in Nixdorf; 1 für Kunſtſchloſſerei in 

Königgrätz; 1 fiir Grobeijenwarenerjeugung in 
Sulfowice und 1 für Schloſſerei in Siwiatnifi. — 
1066 Schüler. — Ferner 1 fubventionierte Lehr- 
werftitte fiir Eiſen- u. Stablgewerbe in Waid- 
hojen an der Ybbs mit 58 Lebhrlingen. 

V. Gruppe. Fadidulen verſchiedenen 
Sieles. 26 Fachſchulen u. gw.: 1 fiir Holz- u. 
Steinbearbeitung in Hallein mit Fachkurſen fiir 
Zimmerer u. Steinmepen; 1 fiir Holz- u. Cijen- 
bearbeitung in Bruc an der Mur; 1 fiir gol 
bearbcitung u. Schlofjerei in Ebenfee; 1 fiir Vild- 
Hauer u. Steinmegen in Horig; 1 fiir Steinbear- 
beitung in Laas; 1 funjigewerbl. Fachſchule in 
Laibach fiir Holsbearbeitung und für Kunititicerei 
u. Spipenarbeiten; 1 funftgewerbl. Fachſchule in 
Gablonz a. N. fiir Guincaillerieindujtrie in Glas, 
Metall ujw.; 2 fiir Glasindujtrie in Haida u. Stein— 
ſchönau; 3 fiir Tonindujtrie in Teplitz-Schönau 
(eine u. Bauferamif), Bechyn u. Znaim; 1 fachl. 
WModellieridule fiir Neramif und verwandte Ge— 
werbe in Oberleutensdorj; 1 für Edelfteinfafjung 
u. -bearbeitung in, Turnau; 1 fiir Uhreninduſtrie 
in Rarljtein (MN. O.); 2 für Muſikinſtrumenten— 
erzeugung in Grasliß u. Schönbach; 1 für Hand- 
u. Maſchinenſtickerei in Graslitz; 1 fiir Maſchinen— 
jtideret in Dornbirn; 4 fiir Korbflechterei in Blei— 
jtadt, Melnif, Fogliano u. Zaga; 2 fiir gewerbl. 
—— in Arco u. Cormons und 1 fiir gewerbl. 
Zeichnen u. Modellieren in St. Ulrich, Gröden. — 
3546 Schüler. — Ferner ſubventionierte Schulen 
u. Lehrwerkſtätten u. zw.: die beiden ſchleſiſch. Lan— 
desfachſchulen für Granitinduſtrie in Friedeberg und 
für Marmorinduſtrie in Saubsdorf; die Brauerei— 
akademie in Wien; 1 Fachzeichenkurs in Auſſee; 
39 Fachſchulen u. Lehrivertititten fiir Rorbflechterei, 
endlich 4 Lehrwerkſtätten fiir Schuhmacher, 1 fiir 
Hutmacher, 1 fiir vereiniqte Gewerbe und 3 fiir 
Tonwarenerzeugung in Bal. 

c) Die Lehrerfdaft an dieſen Fachſchulen 
ijt verjchiedenartiq zuſammengeſetzt. Die Lcitufig 

Ofterr. Staatsworterbuch. 2. Aufl, 2, Br. 
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vieler Schulen rubt in Händen von Maſchinen— 
technikern u. Architekten und folche wirfen teil- 
weije aud) alS Lehrer. Viele techniſche Fachlebrer 
find fiir bejtimmte Swede bejonders herangebildet 
worden, während die Mehrzahl der Lehrer fiir die 
funjtgewerbl. Fächer den Kunſtgewerbeſchulen ent: 
jtammt, Als Werfmeijter ftehen tüchtige Praftifer 
in Verwendung oder es werden als ſolche befähigte 
UAbjolventen nach weiterer praktiſcher Ausbildung 
herangejogen. Da die Lehrerſchaft in ihrer Mehr— 
ahl auch eine ſelbſtändige zumeiſt kunſtgewerbl. 
Tätigkeit in der Fachrichtung der Schule entwicelt, 
fo witft diefelbe dadurd) in hervorragender Weiſe 
unmittelbar auj die Hebung des Geſchmackes und 
ſehr häufig auc) auf die Cinfiihrung neuer Tech— 
nifen in der betreffenden Induſtrie. 

4. Allg. Handwerkerſchulen. Während 
die bisher angeführten Fachſchulen die fachl. Aus— 
bil dung fiir ein beſtimmtes Gewerbe zum Ziele 
haben, iſt es Zweck der allg. Handwerkerſchulen, 
eine beſſere allg. Borbildung fiir die Erlernung 
jedes gewerbl. Betriebes, insbef. eines handiverfs- 
miipigen Gewerbes (§ 14 Gew. ©.) zu bieten. 
Diejelben jtehen demnach auf der breitejten Baſis 
aller arbeitenden Klaſſen und find Vorſchulen fiir 
die Meifterlehre. 

a) Organijation. Die Handwwerferjdulen 
nehmen die Schiller ſchon mit dem vollendeten 
12. Sabre, aljo im volfsidulpflidtigen Alter auj, 
erteilen in einem 2—3jibrigen Surje den fort- 
geſetzten Volksſchulunterricht, aber daneben unter- 
weijen fie aud) in einer Anzahl fiir den gewerbl. 
Beruf nisl. Disziplinen, wodurch fie fiir das prak- 


=| tijche Leben fpesieller u. befjer vorbilden, als es 


die Bolfs- u. Bürgerſchule vermag. Insbeſ. wird 
das Heichnen gepflegt; der naturfundl. Untervidt 
wird vornehmlich mit Beziehung auf Mechanit, 
Technologie u. Materialienfunde betrieben und die 
Uneiqnung von Handjertigfciten läuſt in her— 
vorragender Weife mit der theoretifdyen Unterwei- 
jung parallel. Zu letzterem Siwede find an den 
Schulen Modellierjile und gut ausgeftattete 
Werlitdtten fiir Holz- u. Metallbearbeitung vor- 
handen. — Die Abjolventen eriveijen fic) in der 
nadjjolgenden Meijterlehre als jehr anjtellig, ge- 
ſchickt u. verwendbar. — Wit jeder Handwerker— 
ſchule ſteht eine gewerbl. Fortbildungsſchule 
in Verbindung und desgleichen cin ,offener Zei— 
chenſaal“. Letztere Cinridjtung (fj. a. ©.) bietet 
allen Mewerbetreibenden des Ortes, Meijtern u. 
Gehilfen, die Selegenheit, die Lehrmittelſammlun— 
gen der Schule unter Anleitung det Fachlehrer zu 
benugen und ſich von lepteren bei Unjertiqung von 
Werkzeichnungen fiir techniſche und funjtgewerbl. 
Swede Rat u. Auskunſt gu holen. An einigen 
Diejer Schulen befinden fic) aukerdem nod) Wine 
terfurje für Bauhandwerfer mit 2 bezw. 
3 Rurjen (Imſt, Jaromér, Klagenfurt, Ling, Tet- 
icjen}, ferner Spezialkurſe fit Keſſelheizer u. 
Maſchinenwärter KMladno, Ling, Tetſchen), fiir 
Lokomotivführer (Ling) und fiir Elektromechaniker 
(Mladno). 

b) Die Lehrerfdajt beſteht aus techniſch u. 
funjtqemerblic) gebildeten Kräften, ferner ttichtigen 
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Werfmeijtern fiir den praftijden Unterricht und 
Vehrern fiir den Elementaruntertidt. In diefer 
Zuſammenſetzung drück fic) der weſentl. Unter- 
ſchied gegeniiber den Volks⸗ u. Bürgerſchulen aus. 
c) Der Bejtand diejer im J. 1885 gegrün— 
deten Schulgattung zählt geqeniwiirtig nur 11 An— 
ftalten. Es beitenen 6 allg. Staatshandiwerter- 
ſchulen in Ling, Klagenfurt, Imſt, Tetſchen, Ja— 
romér u. Kladno, ferner 5 Landeshandwerker— 
ſchulen in Peerage og Ruttenberg, Leitomiſchl, 
Nolin u. Wolin. Die jtaatl. Anſtalten erhalten 
VPeitragsleijtungen der Gemeinden und die Landes— 
anjtalten Staatsfubventionen. Der jtaatl. Aufwand 
pro 1906 beträgt 285.390 K und an Subventio- 
nen 48,000 K, die Frequeng der 6 ftaatl. Schulen 
2222 Schiiler in allen Wbteilungen. — Wie aus 
dieſen Daten erſichtlich, haben die allg. Handwerfer- 
ſchulen nur wenig fruchtbaren Boden fiir ihre Aus— 
breitung gefunden aus mancherlei Griinden, die 
teilS in den cigenartigen Zuſtänden in den Klein— 
ewerben, namentlic) der Meiſterlehre, teils in der 
rqanijation der Schulen jelbjt, nicht minder aber 
auch in den finanjiellen Verhältniſſen gu fuchen 
find, denn die Erhaltungstojten find unverhiltnis- 
mäßig groß und belaiten ſchwer die lofalen Fak— 
toren. Qn Zukunft ijt eine zwechmäßige Umgeſtal— 
tung dieſer Schulen in die folgenden Bau— u. 
RKunjthandwerferjdulen in Ausſicht qenommen. 
+. Baus u. KRunithandwerferfdulen. Die 
Induſtriebezirke des Reiches find ziemlich ſcharf ab- 
gegrenzt. Außerhalb derſelben gelegene, jelbjt größere 
Städte beſitzen weder bedeutende Induſtrien noch 
auch iſt daſelbſt eine beſtimmte Gewerberichtung 
vorhanden, es ſind aber in vielen dieſer Städte die 
unterſchiedl. Baugewerbe und auch manche Kunſt⸗ 
gewerbe jtarf vertreten. Für ſolche Orte empfiehlt 
es ſich nicht, Fachſchulen tir gewerbl. Hauptgruppen 
(fj. oben) oder ſolche fiir einzelne Gewerbe (ſ. oben) 
au errichten, dort find vielmehr Schulen am Plage, 
die vornehmlich die genannten Gewerbegruppen be- 
riidjidtigen. Wenn dieſen Schulen nod) iiberdies 
cine gweiflaffige allg. Handwerferidule angefiigt 
wird, wenn ferner Lehrierfitiitten fiir Holz- u. 
Metallbearbeitung und Ateliers für Deforations- 
maler, Stuffateure uſw. errichtet werden, fo iit da- 
durd eine gewerbl. Schulorganijation gefdaffen, 
weldje allen Bediirfnijien des Ortes und auch der 
weiteren Umgebung vollfommen entipridt. 
Diefen Rwed verfolgen die feit 1902 neuge- 
idajfenen Baus u. Kunſthandwerkerſchulen, welche 
gegenwärtig durd) 2 Anſtalten in Bogen u. Trient 
vertreten find. Sie umfajien: a) Winterfurie (2 Se- 
mefter) mit Borbereitunasfure (1 Semeiter) fiir 
Waurer, Steinmeten u. Zimmerer. b) Winter= u. 
Sommerkurſe (2 Semejter) mit Borberecitungsfurs 
(1 Semejter) für Tifchler, Schloſſer- u. Kunjthand- 
wetter. c) Munjtgewerbl. Fachichule (3 Jabra.) mit 
Norbereitungsfurs (1 —2 Jabra.) fiir Holz u. 
Steinindujtrie. Jn die Kurſe ad a und b werden 
junge Webilfen der betreffenden Wewerbe nad) voll- 
endetem 17. Lebensjabre aufgenommen und er- 
langen die Beſfähigung zur Ablegung der bezügl. 
Meiſterbrüfung. Für die Fachſchule gilt als Auf— 
nahmsbedingung: Vollendetes 14. Lebensjahr (fiir 


Gewerbl. Unterrichtsweſen. 


den Vorbereitungskurs 12. Lebensjahr) und ent— 
fpredjende Bolks chulbildung. Mit dieſen Schulen 
ſtehen gegenwärtig in Verbindung: Eine zweillaf⸗ 
ſige Handwerkerſchule und ein offener Zeichenſaal 
(Trient), Zeichenkurſe fiir Vollsſchüler u. Madchen 
Bozen, und gewerbl. Fortbildungsſchulen. Der 
ſtaatl. Aufwand beträgt fiir beide Anſtalten pro 1906: 
140.600 K. Die Frequenz insgeſamt: 609 Schüler. 
— Auf dieſem Schulgebiete ijt ſchon fiir die nächſte 
Zeit eine umfangreichere Organiſation in Ausſicht 
genommen. Nicht bloß an den allg. Handwerler— 
ſchulen haben ſich die beſtehenden Bauhandwerker— 
kurſe als ſehr lebensfähig erwieſen, ſondern auch 
an einigen Fachſchulen für einzelne gewerbl. Zweige 
ſind ſolche Kurſe mit vollem Erfolge eingeführt 
worden; dieſe Schulen ſollen daher fiinttig als Bau- 
handwerferfdulen organijiert werden. Diefelben 
können dann aber nicht bloß fiir Maurer, Zimmerer 
u. Steinmegen, fondern auch fiir Tiſchler, Schloſſer 
und ähnl. Gewerbe eingerichtet werden und, falls 
aud) nod) Runjthandwerfer die Schule bejuchen, jo 
tinnen auch fiir dieſe Gewerbegruppe jeparate Rurie 
erridjtet werden. In diefem letzteren alle werden 
fodann die Schulen als Baus u. KRunjthand- 
werferfdulen jfunttionicren. Aufnahme finden 
nur folche gewerbl. Sehilfen, welche die volle Lehr⸗ 
zeit hinter ſich haben. An der Ausbildung derjelben 
ju miglicjt tüchtigen Kräften in ihren Gewerben 
wird die Hauptaufgabe der Schulen bejtehen. Die 
Errichtung der Schulen wird entweder vom Staate 
mit Beitragsleijtungen der Gemeinden und anderer 
lofalen Faktoren oder umgefehrt von diefen letzteren 
mit ftaatl. Unteritiipung erjolgen. 

6. re Zeichenſchulen. Jn Wien (3) und 
Brünn (1) bejteben nod) diefe aus ciner fritheren 
Heit jtammenden Schulen, welche jedermann, aljo 
aud) dem Gewerbetreibenden die Möglichkeit bie- 
ten, jich im Seiden weiter auszubilden. Cinen 
ausgefprochenen gewerbl. Eharafter haben diefelben 
jedoch nicht. Der ftaatl. Aufwand betriigt pro 1906 
17.960 K. Die Schülerzahl 197. 

7. Gewerbl Forthildungsjdulen. Für 
jene große Wenge des Nachwuchſes der gewerbl. 
Klaſſen, welche weder cine Fachſchule nod) auch die 
Handwerkerſchule bejuchen fann, find qewerbl. Fort- 
bildungsfdulen mit Sonntags- u. Abendunter— 
richt errichtet. Diejelben bejtehen in allen Städten 
und aud) in gréferen Yandgemeinden, namentlich 
in Qndujtriebesirfen. Sn —— Zeit ijt mit Er— 
folg verſucht worden, die Unterrichtsſtunden in 
dic Tageszeit, vor= u. nachmittags, zu verlegen. 

aAllg. gewerbl. Forthildbungsidulen, 
Von dieſen gilt insbeſ. das Geſagte, wozu noch bei 
zufügen ijt, dak nach den Beſtimmungen der Gew. 
D. ($$ Tha und 99b) die Gewerbeinhaber verpflich— 
tet jind, den Hilfsarbeitern bis zum vollendeten 
18. YebenSjahre zum Befuche der beftehenden ge— 
werbl, Abend⸗ u. Sonntagsfdulen die erforderl. 
Heit eingurdiumen und dieſen Schulbeſuch gu über— 
wadjen. Alle gegenwärtig beftehenden Fortbildungs- 
ſchulen, mit Ausnahme fener in N. O., find auf 
Grund der B. des KR. U. M. 24 11 83 organifiert, 
werden von lokalen Faktoren erhalten und aus 
dem Staatsſchatze fubventioniert. Jn der Regel 
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trägt der Staat den dritten Teil der jährl. Erhal— 
tungsfojten. YWuberdem forgt das K. U. M. fiir 
die Entwidlung diejer Schulen durd die Erhal- 
tung der Diujterfortbildungsfdulen an ge 
werbl. Staatalehranjtalten (jf. oben), durch die Her- 
jtellung von Lehrmitteln, durd die Ausbildung 
von Lehrkräften aus dem Kreiſe der Bolfs- u. 
Viirgeridullehrer in bejonderen, an den Staats- 
"area abgehaltenen 5- 6monatl. Fort- 
ildungskurſen (j. oben) und durd die fach— 
männiſche Inſpektion (j. oben). Jn beiden letz— 
teren Richtungen jind fdjon fiir die nächſte eit 
wejentl. Berbefjerungen angebabnt. 

Der Unterridt dauert in der Regel 7 oder 
8 Monate und wird in 2--3 aujeinander folgenden 
Rlajjen, in jeder mit 8S—12 Stunden wöchentlich, 
erteilt. Nötigenfalls wird nod cin Borbereitungs- 
furs vorangefept. Die Unterrichtsgegenſtände in der 
1. u. 2. Klaſſe find: Geſchäftsaufſähze, gewerbl. Red) 
men u. —— elementares und aide eichnen. 
In der 3. Klaſſe kommen nebſt dem Fachzeichnen 
auch noch andere Gegenſtände, als: Materialien— 
kunde, Tecnologie u. Motorenkunde und Geſetz— 
kunde hinzu. Die Fortbildungsſchulen befinden 
ſich faſt durchwegs in gutem Zuſtande, werden 
ſehr fleißig beſucht, da an vielen bereits der obli— 

atoriſche Beſuch eingeführt ijt, und erzielen be— 
———— Reſultate, die ſich in einer größeren In— 
—— des gewerbl. Nachwuchſes erfennen laſſen. 
— dDie Anzahl der ſubventionierten Schulen ijt 
zirka 600 (340 in Böhmen). Jährlich kommen zirka 
30-40 neue Schulen hinzu. Eine Anzahl derſelben 
wird aig A oe privaten Witteln erhalten. , 

Jn Wien und einigen Stiidten von MN. 0. 
unterjteht das gewerbl, Fortbildungsſchulweſen einer 
eigenen Gewerbefdulfommijjton und wird in 
zweckmäßiger Weiſe durch fixe prozentuale Zuſchüſſe 
des Landesfonds (2023, der Kommune (20% ), der 
Handels⸗ u. Gewerbekammer (10%) und der Gee 
werbetreibenden (45%) erhalten. Sn Wien gliedert 
eS ſich in: «) 2flajjiqe gewerbl. Vorbereitungsturje 
mit obligatoriſchem Seiuche (71 Kurſe beftehend aus 
362 Klaſſen mit girfa 13.700 Sdhiilern); &) Vor— 
bereitungsturje fiir Lehrlinge der Gajtwirte u. 
Kaffeeſieder 11 Rurje mit 22 Klaſſen und 1000 
Schiilern); +) 2flafiige gewerbl. Fortbiloungsichulen 
u. zw. 38 fiir Lehrlinge (220 Rlajjen und 8900 
Schiilern) und 11 fiir Mädchen (68 Klaſſen mit 
3500 Schülerinnen); 2) 37 facl. Fortbildbungs- 
fechulen (359 Klaſſen u. Separatfurje mit 13.000 
Schiilern). —- Das Gejamterjordernis betrug pro 
1903.04 867.300 K. 

b) Fadl. Fortbildungsſchulen. Diejelben 
jind gewerbl. Fortbildungsſchulen fir einzelne 
Mewerbe oder Giruppen eng verwandter Gewerbe, 
an weldjen dev Unterricht unter Berückſichtigung 
der ſpeziellen Bediirfnijje cine größere Vertiefung 
u. Spesialifierung erhilt und wobei auch ewerbl, | 
Fertigleiten einbegogen werden können. Zunächſt 
kommen hier die mit den „gewerbl. Fachſchulen“ 
verbundenen fachl. Fortbildungsſchulen in Betracht. 
Dieſelben find in einem niederen Grade ähnlich 
organiſiert wie die Tagesſchulen ſelbſt und ſie bie— 
ten allen jenen Angehörigen des Gewerbes, welche 
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die Tagesſchule nicht beſuchen können, die Mög— 
licjfeit, fic) im Abend⸗ u. Sonntagsunterrichte dads 
notwendigite Maß von Fachtenntniſſen u. Fertiq- 
feiten anzueignen. Der jablreice Bejuch diefer 
Schulen beweijt deren große Wichtigfeit fiir die 
ewerbl. Ausbildung, ingbej. in den haudsindu- 
ttiellen, zumeiſt verarmten Begirfen. Ferner ge- 
hören hieher die oben beriibrten fachl. Fortbilbungs- 
ſchulen in Wien. Dielelben find fiir eine Anzähl 
anſehnl. Gewerbe alg: Uhrmacher, DPredfler, Buch— 
druder u. Schriftgießer, Juweliere, Gold- u. Sil- 
berſchmiede und Graveure, Buchbinder, Lederga— 
lanterie⸗ u. Kartonagewarenerzeuger, Tapezierer, 
—— u. Dekorationsmaler, Gaſtwirte u. Kaffee— 
ieder uſw. errichtet. Der Unterricht an denſelben 
erſtreckt ſich auf theoretiſche Lehrfächer, an einzelnen 
auch auf gewerbl. Fertigkeiten und wird in 2 bis 
3 Jahrg. mit wöchentl. bis zu 10 Stunden erteilt. 
Jn anderen qréferen Stiidten der Monarchie fehlen 
jachl. Fortbildungsſchulen nod) vielfach, obgleich 
deren Anſchluß an beſtehende Anſtalten unſchwer 
durchführbar wäre. Von einzelnen Genoſſenſchaften 
Bächker, Fleiſcher, Gaſtwirte), deren Lehrlinge die 
allg. Fortbildungsſchule in den Abendſtunden nicht 
beſuchen können, find in letzterer Beit fachl. Fort— 
bildungsſchulen mit Nachmittagsunterricht errichtet 
worden. 

c)Sewerbl. Fortbildungsſchulen u. Ar— 
beitsſchulen für Mädchen. Dieſer Zweig des 

ewerbl. Unterrichtes befindet fic) immer nod in 

jeinen Anfängen, obgleich deſſen Pflege ſowohl von 
humanem als auc volkswirtſchaftl. Standpunkte nicht 
unterſchätzt werden kann. Nur in wenigen Städten 
beſtehen gewerbl. Fortbildungsſchulen fiir Mädchen 
ſzuſammen etwa 35), welche den Zweck haben, ge— 
werbl. Arbeiterinnen und ſolchen Mädchen, welche 
ſich für gewerbliche Berufe ausbilden und darin 
eine geſicherte Exiſtenz verſchaffen wollen, die für 
ihren Beruf notwendigen Kenntniſſe beizubringen. 
Neben dieſen den theoretijcden Unterricht pfleqen- 
den Schulen gibt es ferner aud) „Arbeitsſchülen 
flir Madchen”, welche jajt durchgehends von Frauen— 
vereinen erridjtet jind und vom Staate und lokalen 
Faktoren jubventioniert werden. 

Für alle ftaatlic) fubventionierten Fortbil— 
dungsidjulen beträgt der ſtaatl. Aufwand pro 1906: 
rund 940,000 K. Hievon entjallen auf die Fortbil— 
dungs- u. Urbeitsidhulen fiir Madden 83.400 K. 
— Die Gefamtfrequeng der gewerbl. Fortbildungs- 
ſchulen jtellt fic) auf girfa 115.000 Schiiler. 

ILL. Hilfs- u. Förderungsmittel des gewerbl. 
Bildungsweſens. Die Organiſation des gewerbl. 
Unterrichtes würde keine vollſtändige ſein, wenn 
nicht immer neue Impulſe in dieſelbe hineinge— 
tragen würden. Die gewerbl. Schulen können im 
Gegenſatz zu anderen Schuleinrichtungen niemals 
als völlig ausgebaut, ſondern, im Hinblich auf 
den fortwährenden Fortſchritt u. Wechſel in Ge— 
werbe u. Induſtrie, nur als in ſtetiger Ausgeſtal— 
tung begriffen, betrachtet werden. Es bedarf daher 
andauernder Hilfs- u. Förderungsmittel fiir die— 
ſelben. Zu dieſem Zwecke ſind vom K. U. M. um— 
faſſende Maßnahmen getroffen, um durch Herſtel— 
lung zweckmäßiger Lehrmittel fiir alle Gattungen 

36° 


564 


u. Stujen der gewerbl. Schulen die nötigen Be- 
helfe zu ſchaffen ſowie um mittels der geijtigen 
Förderung det Lehrfrafte die Anſtalten in der 
qualitativen Leijtung zu heben. Die Herſtellung der 
Lehrmittel begieht ſich auf alle Arten von Unter- 
richtSbebeljen, alg: Zeichenvorlagen, Baus u. Ma— 
ichinenmodelle, Gipsabgiifie, Mujterbliitter fiir prat- 
tiſche Arbeiten, Lehrterte uſw. Es beteiligen fic 
daran die Fachlehrer in der eifrigſten Weife und 
in legter Beit ijt fiir Die Beſchaffung von Lehr— 
mitteln durch die Erridjtung des Lehrmittel— 
bureaus” am öſterr. Mujeum fiir Kunſt u. Ane 
dujtrie (f. 0.) cine feſte Organiſation geſchaffen wor— 
den. (Aufwand pro 1906: 128.000 K.) — Die 
Ausbildung u. Fortbildung gewerbl. Leh— 
rer wird durd Kurſe an höheren Schulen (j. 0.) 
bewirlt, überdies werden fpesielle Fad) furfe einer— 
jeitS fitr Lehrer der funjtgewerbl. Richtung, ander— 
jeitS fiir die Bertreter der techniſchen Lehrfächer 
veranjtaltet, um denjelben Gelegenbeit gu geben, 
jid) iiber Neuerungen auf ihrem Fachgebiete ein— 
gehend gu informieren. — Bur Heranbildung 
von Randibdaten fiir das qewerbl. Lehramt 
ijt Vorforge getroffen, um dielelben zur praftifden 
Aushildung alg Volontäre in indujtrielle Etabliſſe— 
ments entjenden zu finnen. Ferner finden jährlich 
Studienreifen der Lehrkräfte ſtatt, um hiedurch 
ihre Fachtenntnijje zu fördern und durch Erhal- 
tung eines ftetigen ontaftes mit den Fortidritten 
der Induſtrie, Technif u. Runjt des In⸗ u. Aus— 
landed der allmähl. Entiremdung det ehemaligen 
Prattifer gegqeniiber dem gewerbl. Leben entgegen— 
auwirfen. Endlich werden aud) regelmäßige 83 
onferenzen der gewerbl. Lehrkräfte im K. U. 
WM. abgehalten, um gemeinſame pädagogiſch-didak— 
tiſche Angelegenheiten gu beraten. ( hoa pro 
1906: 113.400 K.) — Hieher qehiiren weiter die 
Speszialftipendien fiir Schiiler, insbeſ. talen- 
tierte junge Praftifer, weldje fic) an den gewerbl. 
Fortbildungsſchulen als tüchtig bewährt haben, um 
dDiejen die Möglichkeit zur weiteren fachl. Wusbil- 
dung an gewerbl. Lehranjtalten au bieten (1906: 
195.000 K). Eine zweite Urt von Stipendien ijt fiir 
abjolvierte Schüler beſtimmt, um Spezialſtudien 
an höher organiſierten gewerbl. Lehranſtalten des 
Ans u. Auslandes betreiben oder Privatateliers 
oder induſtrielle Etabliſſements beſuchen zu können 
(1906: 20.000 K). 

Ein widtiges Firderungsmittel der gewerbl. 
Bildung und zugleich des gewerbl. Unterridtes 
bilden neben den beiden Zentralinujeen in Wien 
(j. 0.) die fubventionierten Bewerbemufeen 
u. Mufealverecine. Größere Muſeen diefer Art 
ſind: das kunſtgewerbl. Muſeum in Pv J das 
Nordböhmiſche Gewerbemujeum in Meicenberg 
und das mähr. Gewerbemuſeum in Briinn; auber= 
dem befinden fic) ähnl. Inſtitute in Gray (2), 
Troppau, Piljen, Budiweis, —— Krakau, 
Czernowitz, Klagenfurt, Teplitz, Chrudim, König— 
gräß u. Haida. Die Sammlungen u. Bibliothelen 
dieſer Muſeen werden als Lehrbehelfe vornehmlich 
für kunſtgewerbliche, aber auch ſonſtige Fachſchulen 
benutzt u. zw. in umfangreicher Weiſe, da auch 
Sammlungsgegenſtände u. Bibliothekswerke an 
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auswärtige Fachſchulen hinausgegeben werden; an 
einzelnen Muſeen werden Zeichenkurſe fiir Kunſi— 
eee ee regelmäßig abgebalten; Ausſtel— 
ungen det kunſtgewerbl. Fachſchulen finden daſelbſt 
ſtatt, an welche ſich in der Regel Konferenzen der 
betreffenden Fachſchullehrkräfte anſchließen. Der 
Staat unterſtützt dieſe Muſeen durch regelmäßige 
Subvention und auch durch Zuſchüſſe für Gebäude— 
bauten (1906: 161.700 K). 

LV. Wanderunterridt fiir Gewerbetreibende. 
Die Lehrkräfte an den gewerbl. Lehranjtalten find 
feither bemiibt, ihr Wiſſen u. Können ſowie ihre viel- 
feitigen praktiſchen Exjahrungen in den Dienjt der 
indujtriellen und gewerbl. Praxis zu jtellen. Sie 
üben unterjchied!. Funktionen im öffentl. Leben aus, 
wirfen alg fachl. Berater in der Qndujtrie und den 
Wewerben, halten populär-wiſſenſchaftl. Vorträge u. 
Unterweifungen in Bereinen ab und find aud in 
jonitiger Weiſe bejtrebt, fachl. Kenntniſſe in den 
produftiven Rreijfen zu verbreiten. Dieſes befruch— 
tende Wirken war jedoch bis jest ungeregelt, er- 
ſtreckte fich auch nur in feltenen Fallen bis auf den 
kleineren Gewerbsmann u. Handiverfer. Dieie ge— 
famte Titigfeit ijt geqenwirtig durch den vom SK. 
U. M. eingejiihrten ,BWanderunterridt’ in ein 
feites Geſüge gebracht. Der fleine Gewerbsmann 
ijt zumeiſt ſchwerfällig, unbeholfen und oft auch 
mißtrauiſch; ex entſchließt ſich nur felten zur Schule 
gu fommen; die Schule muß daber gu ihm geben 
und ifm Rat u. Hilfe bringen. Jn der Realifie- 
tung dieſes Erjabrungsjages liegt die Hauptauj- 
gabe des Wanderunterricdtes. Entipredend den ſehr 
mannigfaden Bediirfnijjen im Wewerbe nehmen 
die ————— der verſchiedenſten Fachrichtun—⸗ 
gen in größerer Zahl daran teil. Für die Durch— 
ſführung gelten folgende leitenden Grundſätze: 1. Der 
Wanderunterricht hat den Hwee, den techniſchen u. 
artijtijdhen Fortſchritt in Eleinen u. mittleren 
Gewerbebetrieben ju verbreiten; er hat einen rein 
fachl. Charafter und ſchließt alle Mujgaben aus, 
weldje in die Wirkungsſphäre des jtaatl. „Ge— 
werbejirderungsdienjtes des LE Handels- 
minijteriums” fallen —— wirt⸗ 
ſchaftl. Unternehmungen der Gewerbetreibenden, 
Lehrlingsarbeitenausjtellungen ufiv. ſ. den Art. 
»>Bewerbefirderung’”}). — 2. Jeder gewerbl. 
Lehranjtalt ijt cin bejtimmtes territoriales und 
fachl. Arbeitsgebiet zugewieſen. — 3. Als Wan- 
etlehrer werden Lehrperſonen Fachlehrer u. Werk— 
meijter) verwendet, welche hiezu im allg. u. ſpe— 
gee vollfommen geeignet find und fig freiwil⸗ 
ig melden. Dieſelben werden entſprechend hono— 
riert. — 4. Die Wanderlehrer beſuchen die im 


Wirkungsgebiete ihrer Schule gelegenen gewerbe— 
reicheren Orte (in beſonderen Fallen auch andere), 


fegen fid) dort mit allen Wewerbetreibenden ihrer 
Fachrichtung in Verbindung und haben feſtzuſtellen, 
welche Maßnahmen erforderlic) waren, um die Be- 
ziehungen zwiſchen Schule u. Sewerbe tuntichit gu 
fördern und die Betriebe felbjt in technijcher oder 
funjtgewerbl. Richtung auf ein höheres Niveau zu 
heben. Im befonderen haben fie den Mewerbe- 
treibenden alle erjorderl. Ratſchläge u. Auskünfte 
iiber neucre Lroduftionsmethoden u. Veredlungs- 
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verjahren, Verbeſſerungen der Betriebseinrichtun— 
gen, bezw. Arbeitsbehelfe, ferner iiber die Gewin— 
nung neuer Ubjapgebiete und Auffindung guter ein- 
heimijcher Bezugsquellen uſw. gu erteilen, endlicd 
diefelben aud) über die vorhandenen gewerbl. Bil- 
dungsſtätten und deren Cinrichtungen fowie den 
Vorteil eines intenjiven Verfehres mit der Schule 
aufzuklüren. Jn befonderen Fällen fann ſich der 
Wanderunterridt ausſchließlich auf * beſtimmte 
Spezialgebiete (z. B. Herſtellung feitreier Gla⸗ 
furen, Herſtellung von Haustelegraphen u. Haus— 
telephonleitungen, von Blitzableitern u. dgl.) be— 
ſchränken, iſt jedoch dann möglichſt erſchöpfend theo— 
retiſch u. praktiſch durchzuführen. Bei allen dieſen 
Unterweiſungen u. Belehrungen können die Wan- 
derlehrer zur beſſeren Erreichung ihres Zweckes 
aud) Fachvorträge u. Demonjtrationen fiir ganze 
Gruppen von Gewerbetreibenden veranſtalten. 
Die durch) den Wanderunterricht eingeleitete Aktion 
des K. U. M. hefindet fic) gegenwiirtig in ihren 
UAnfiingen, denn die erjten Verſuche wurden 1902 
u. 1903 begonnen und deren giinjtige Ergebniſſe 
haben erjt 1904 dagu geitigrt. den Wanderunter- 
richt auf die jetzige breitere Grundlage gu _ftellen. 
Jn ſeiner weiteren Entwidlung wird der Wander- 
unterricht alle fonjtigen YUftionen der Regierung, 
welche die bedriingte Lage des Eleinen Gewerbes 
auf geſetzgeberiſchem Wege heben u. verbefjern 
jollen, in gwedmiipiger Weife gu ergänzen und gu 
jérdern geeignet jein. Der ftaatl. Aufwand fiir den 
Wanderunterrict betriigt 1906: 60.000 K. 
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Gewohnheiten, Gewohuheitsredt. 


I. Ug. — If. Standpuntt der Sfterr. Gefesgebung. 
— IIT. Prattijde Bedeutung von Gewohnheiten. 


I. Allg. Die Frage, ob durd) „Gewohnheiten“ 

Regeln des objeftiven jtaatl. Rechtes entitehen kön— 
nen, ob u. wie alfo „Gewohnheitsrecht“ fic) bilden 
fann, gebirt dem Gebiete der Rechtsbildung, aljo 
dem öffentl. Recht an. Die theoretifden Löſungen 
diejer —5 die allg. fiir alle Rechtsordnungen 
elten wollen, werden bier als befannt vorausge: 
et, finnen freilich als praktiſch bedeutungslos bei- 
jeite bleiben, da weder aus den bejtrittenen Theo- 
tien cine ficjere Folgerung fiir die öſterr. Rechts— 
zuſtände, nod aus lepteren ein Argument fiir die 
eine oder andere Theorie des Gewohnheitsrechtes zu 
gewinnen jſt. Die Bedeutung des Gewohnheits— 
rechtes in Ojterr. läßt fic) nur durch Beobadjtung 
feſtſtellen. Wie man auch theoretijd) über den Ur— 
ſprung und die Kraft des Gawohnheitsrechtes denfen 
mag, Jo mug man dod) zugeben, daß in Dem gegen- 
wärtigen Rechtszuſtande Ojterr. von Gewohnheits— 
rechten jajt niemals und von Gewohnheiten nur in 
einem eng begrenzten Webiete die Rede ijt. Im 
| folgenden wird daber nur dargeftellt, welche Stel- 
lung die Bfterr. Geſetzgebung zum Gewohnheits— 
tect einnimmt fowie in weldjen Fällen die Ge— 
wohnheit als rechtl. Faktor praltiſch geworden ijt, 
ohne dabei auf eine Unteridjeidung von Gewohn— 
Heit u. Gewohnbeitsredt näher cingugehen. 

II. Die ofterr. Geſetzgebung zeigt feit dem 
Ende de8 18. Jahrh. die Tendeng, dem Gewohn—⸗ 
heitsrecht entgegenzuwirken. Die allg. Geridtsord- 
{nung von 1781 (§ 437) verbot den „widrigen Ge— 
brauch“ und verwies zur Ergänzung des Geſetzes 
auf Analogie und „Anfrage bei Hofe“, ein Stand— 
punkt, der in der neuen 8. P. O. von 1895 nur 
in Betreff des letzten Punttes Anfrage) verlajien 
worden ijt. Im Strafrecht ijt der Grundfag durch— 
gefiihrt, daß nur dasjenige als Berbrechen Ver— 
gehen uſw.) bejtraft werden fann, was in dem Str, G. 
ausdrücklich als ſolches erklärt ijt. (Str. G. 1803, 
Einleitung VI, Einf. G. gum Str. G. 27 V 52, 
WM. 117, Urt. TV, Mil. Str. G. 15 155, R. 19, $ 91.) 
Das a. b. G. B. von 1811 endlich tritt dem Ge— 
wohnheitsrecht nocd) entichiedener entgegen als jeine 
Vorliiujer, das Yojefinijde Gejepbud) von 1786 
(I, §§ 9—14) und das weſtgaliziſche Geſetzbuch 
von 1797 (I, § 22); $9 verbietet die derogatoriſche 
Gewohnheit, § 10 geftattet nur dann auf ,,Wiewobhn- 
heiten“ Rückſicht zu nehmen, „wenn ein Geſeß fich 
darauf beruft““, was im a. b. G. B. nicht der Fall 
ijt, und § 12 betont, daß die gerichtl. Urteile, der 
Gerichtsgebrauch, feine rechtlid) bindende Bedeu- 
tung haben. 

Durch zwei Ausnahmen wird die allg. Ten- 
deng der öſterr. Geſetzgebung mehr bejtitigt als 
durchbroden. Das 8. erwähnt in Urt. 1 die 
„Handelsbräuche“ alS ergänzende Rechtsquelle 
neben dem nae Se ſchließt freilic) gerade dadurch 
nad allg. Auffaſſung cine aufhebende oder ab- 
findernde Wirfung der „Handelsbräuche“ aus. 
Ferner ijt fiir den Wirkungskreis der öſterr. Kon— 
julargeridte in der Türkei verfiigt (faij. B. 291 
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55, R. 23, § 8), dak die öſterr. Geſetze anguwen- 
den find, „ſoweit nidt ein befonderes allg. aner- 
fanntes Gewohnheitsrecht cine andere Beſtimmung 
feſtſetzt“. Genauer definiert das hier gemeinte Ge- 
wohnheitsrecht die ausfiihrende Minijterialverord- 
nung (31 ITI 55, R. 58, § 14) dabin, „wenn der 
Beweis vorliegt, dak derfelbe Rechtsſatz in mehre— 
ren gleichartigen Fällen und gu verſchiedenen Zeiten 
von den öſtert. Konſulargerichten bei der rechtstriif- 
tigen E. diefer Faille als Norm angenommen wurde. 

Die das Gewohnheitsrecht ablehnende Tendenz 
der Gejebgebung ijt bisher nirgends praktiſch durch⸗ 
brodjen worden; cine Fortbildung des Redjtes hat 
vielfad) ftattgefunden, aber nur in der Form der 
Anterpretation und des — an ſich wandelbaren, wenn 
auc faftifch fonfequenten — Gerichtsgebrauches und 
niemals in der Form eines als bindend und un- 
wandelbar angejehenen Gewohnheitsrechtes. So 
haben die Gerichte bie in der erhideamag! ore | pon 
1791 (58 266, 345, 409) angeordneten Mutiwillens- 
itrajen fonfequent nicht angewendet und haben im 
mündl. Berjahren ftatt der eingeſchärften Proto— 
follierung des mündl. Borbringens regelmiipig 
Schriftſätze der Parteien in Form von Protofollen 
entgegengenommen; dod) hat man in diefer ftill- 
ſchweigenden Nichtbeachtung des Geſetzes eine Auf— 
hebung oder Abänderung des Geſetzes ebenſoweni 
erblidt (vgl. Slg. 2891), als in der ausdrückli 
ausgeſprochenen einſchränkenden Interpretation von 
§ 406, der zit. Gerichtsordnung (j. Spruchrep. II, 
97). Ähnlich fteht es mit dem Str. G. von 1852, 
deſſen hohe Strafſätze praktiſch nicht mehr als Regel 
in Anwendung kommen unter regelmäßiger Beru- 
jung auj das „außerordentliche“ Milderungsrecht 
($$ 54, od Str. @.). 

Auf Grund der Tendenz des fodifizierten öſterr. 
Rechtes wird mit Fug auch fiir andere Rechtsgebiete 
die gleiche Cinidriinfung de8 Gewohnheitsredtes 
angenommen, fo fiir das Verwaltungsrecht durch 
die ſtändige Rechtipredjung des BV. G., die jedoch 
al8 Yrqument fiir diefe Auffaſſung öfter bloß § 10 
a. b. G. B. anfiibrt (3. B. Budwinsfi 1316, 4987). 

IIL. Praltijde Bedeutung von Gewobhnbeiten 
jeigt fich in folgenden Fallen: 

1. Die objeftive Anterpretation privater Willens- 
erflarungen fann auf die ortsübl. Geſtaltung gleich— 
artiger ——— Rückſicht nehmen i get, 
Swit. J. $ 5 i. f.: Slg. 9166, 10479; Budwinsti 
2146). 

2. Manche Rechtsregeln finden ihre genauere 
Bejtimmung durch den gefegl. Hinweis auf die 
gewöhnliche (ortsiibl.) Gejtaltung der fragl. Lebens— 
verhilinifje. Nad) dem a. b. G. B. foll ein Fund 
in ortsiibl, Weiſe befannt gemacht werden (S$ 389, 
390); witd der Erbe verpflictet (§ 549), die Ko— 
ſten für ein Begräbnis in ortsiibl. Make zu tras 
gen; ijt das Bachtqrundjtiid in der „gewöhnlichen 
wirtichaytl Kultur“ zurüchzuſtellen (§ 1100) uſw. 
Vei Beſtimmung der Kündigungszeit nad 3. P. 
©. § 560, 2, fann die „Orisgewohnheit“ in Be— 
tract fommen. Bei Publizierung wichtiger Geſetze 
jollen nad) faif. P. 27 XII 52, Nr. 260, § 13, 
öffentl. Anſchlag und andere „landesübl. Wittel” 
der BVerlautbarung angewendet werden. 
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3. Jn Verwaltungsſachen beſtimmt die Ubung 
manche altüberlieferte Rechtsbeziehungen als Er— 
tingung neben neueren geſetzl. Beſtimmungen oder 
tatt ſolcher. So iſt in oe gefomumen der In— 
halt des Patronatsrechtes Budwinski 2297), Rechte 
u. Lajten von Rirdenpfriinden (Budwinsfi 6660, 
7111), Rechtsverhältniſſe gal. Judengemeinden 
(Budwinsli 3208), der fubjeftive Umfang des Propi⸗ 
nationsredjtes in Gal. ‘Mudrinéti 2973), Einzel⸗ 
beiten requlierter grundh. Rechte Budwinski 2146). 
Der Landesbrauch enticheidet in eingelnen Puntten 
iiber den Begriff ,jagdbare Tiere’ (BudwinSfi 
12627, 13425) und iiber den Umſang von Gewerbe— 
rechten (fj. Minifterialverordnung 14 X $4, R. 166). 
Meben den gefepl. Beitimmungen iiber die Straken- 
baulajt find aujrecht erhalten ſpezielle „derkömml.“ 
Titel der Strakenbaulajt (Budwinsfi 3227); und 
„die bisherige unangefodtene bung” in der Teil- 
nahme an den Rupungen des Gemeindegutes (Wud- 
winsfi 8231 uſw.) ijt aufrecht gu balten (j. Gem. O. 
§ 63, Ausg. Wang), ſoweit fie nicht einer pofitiven 
geiepl Vejtimmung widerjtreitet (3. B. gegen § 71 
em. ©., Ausg. Manz, Budwinsfi 838). 
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Jn Bezug auf die ſicherheitspolizeil. Beauf⸗ 
ſichtigung des Giftverkehres ergibt ſich die Frage, 
welche Stoffe trop ihrer Wichtigkeit u. Unentbehr⸗ 
lichkeit in der Induſtrie und tm wirtſchaftl. Leben 
in die Grenzen der Definition Gift einzubeziehen 
find; denn die Gew. ©. erklärt die Darſtellung von 
Giften und deren Verſchleiß als ein konzeſſions— 
pflicjtiges Gewerbe. Bewerber um die Konzeſſion 
um Betriebe diejes Gewerbes haben entiprechende 
— nachzuweiſen (§ 2 Miniſterialver— 
ordnung 21 IV 76, R. 60). 

Als Gifte ſind in dieſer V. erklärt: 

1. Das Arſen und deſſen Verbindungen (Ar— 
ſenſäure, arſenige Säure, arſenikhaltige Anilin— 
farben, arſenhaltige ſonſtige Farben, wie Auripig— 
ment, Naifers u. Mitisgruün, Papageigrün, Real- 
gat, Scheelſches, ſchwediſches u. Schweinfurter 
Sriin, Wiener Grün); 

2. die chlor: u. ſauerſtofſfhaltigen BVerbindungen 
des Wntimon; 

3. die Oxyde u. Salze (einſchließlich der Chlore, 
Brom u. Aodverbindungen) des Cuedfilbers; 

4. der gewöhnl. Phosphor; 

5. Das Brom; 

6. die Blauſäure und die blaujiurebaltigen 
Präbparate fowie alle Cyanmetalle, nur jene aus- 
genommen, welche Eiſen als Bejtandteile enthalten; 

7. die aus giftigen Pflanzen u. Tieren 
entnommenen und einzig auf dem Wege der Kunit 
dargejtellten, hejtiq wirfenden Präbparate wie die 
Alkaloide, das Curare, dag Cantharidin uſw. 
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Dariiber bejtehen viele einzelne Normalerläſſe, 
j- B. Anwendung des Schweinfurter Grün sur In— 
jeftenvertilgung (IM. J. 18 VII 96, 3. 22633, N. S. 
IL, 903). Der Dabafertraft enthalt cine verhilt- 
nismäßig fehr bedeutende Menge von Nifotin und 
gehört daher unter die Reihe der oben unter Puntt 7 
cingereihten Gifte. Dit der Minifterialverordnung 
23 L195, R. 45, wurden die Bedingungen feſt— 
qejtellt, welche zur —— des Bezuges von 
Tabafertratt fiir landwirtſchaftl. Zwecke einzuhalten 
ſind. Dieſe V. wurde durch die WMinijterialverord- 
nung 19 XII 96, R. 243, teilweife abgedndert. 
Sema $$ 3 u. 4 diejer BV. ift um die Bewwil- 
ligung jum Beguge von Tabafertraft bei der vor- 
geiegten polit. Behirde eingujdreiten, welche die 
erteilten Bewilligungen wie die fonjtigen Gift- 
begugsideine in Evideng zu halten bat. Wit 
dem rl. des M. J. 1 AL 77, B. 14136, wurde 
erflirt, da} es nad) dem Wortlaute der B. 21 TV 
76, R. 60, feinem Zweifel unterliegen finne, 
dag alle arjenbhaltigen chemiſchen Berbindungen, 
ohne Unterjchied, ob fie färbig oder ſarblos ſind, 
jolglid aud) diejenigen, welche bei Bereitung von 
Anſtrich⸗ oder Malerfarben verivendet werden, 5. B. 
das Wiener Griin, Uuripiqment, der Rubinſchwefel, 
rüchſichtlich des Verkehres diefer V. unterliegen, 
daher a) Gewerbsleute u. Künſtler, welche ſich die 
zur Ausübung ihres Gewerbes —* Farben 
ſelbſt zubereiten, die hiezu nötigen Arſenverbin— 
dungen mittels einer Bezugsbewilligung erwerben 
müſſen und b) Farbwarenhändler, welche derartige 
Verbindungen verkaufen, die Konzeſſion dazu er— 
langen mniifjen. 

Die Bereitung der Phosphorpajta als 
Mäuſegiſt durd) Upothefer aus Phosphor u. Me— 
lijjengeijt wurde gwar mit Erl. des Staatémini- 
jteriums 30 XI 62, 8. 19813, gejtattet, der Bezug 
iit jedod) an Bezugslizenzen gebunden (MN. S. II, 
663). Die Kulturen des Löfflerſchen WMaufe- 
bazillus ftellen ſich ale Gijte im Sinne des § 7, 
Abſ. 7, der BW. 21 [V 76, KR. 60, dar. 

Die erwähnte V. 21 IV 76 enthailt Normen: 

1. Uber den Giftverkehr. Gifte diirjen nur 
abgegeben werden: a) an die gum Wijtverfaufe be- 
jugten Gewerbsleute; b) an wiſſenſchaftl. Qnititute 
und öffentl. Lehranjtalten; c) an Perſonen, denen 
cin Giftbezugsſchein Giftbezugslizenz) für eine be- 
itimmte Art von Wijten erteilt worden ijt. Der 
Giftbezugsſchein betrifft einen einmaligen ijt: 
bezug in feſtgeſetzter Quantität zu einem genau 
nachzuweiſenden Zwecke, die auf die Dauer eines 
Jahres auszuſtellende Giftbezugslizenz den wieder— 
holten Giftbezug ſolcher Perſonen, welche zum 
Betriebe ihres Gewerbes oder ihrer Beſchäftigung 
regelmäßig Gift benötigen. Die zum Giftverkehr 
befugten Gewerbsleute haben ein Giftbuch zu 
führen, in welchem die Perſon, an welche das Gift 
verabſolgt worden iſt, der Seitpunft der Verab— 
folgung, die Benennung u. Quantität des Giftes 
unter Anführung des Bezugsſcheines oder der Be— 
zugslizenz eingutragen ijt. Der Bezugsſchein ijt 
nad) erfolqtem einmaligen Giftbezug durch Unter— 
ſchriſt des Verläuſers u. Empfängers fiir den wei- 
teren Bezug ungiiltiq yu machen. 
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2. Uber die gebirige Uufbewahrung und 
Abfonderung der Wijte (§ 1—12 der er 
wiihnten V.). 

3. Im Detailverfaufe diirjen die Wijte nur 
woblverwahrt u. verjiegelt mit augenfilliger Be- 
zeichnung als Gift unter Beijesung der Firma 
deS BVerfiiujers und nur an verläßl. PBerjonen, 
nicht an Minder oder Lehrlinge abgegeben werden. 

4. Bet Verfendungen jind Gijte in gut 
jclichenden, vor dem Wusrinnen oder Veritauben 
vollfommen fcbiipenden Behältniſſen ſorgfältig zu 
verpacken und mit dev Auſſchriſt „Gift“ au ver— 
fehen (§ 13 der erwähnten V.). Uber die Verſen— 
dung von Wijten durd) Cijenbahnen enthalt das 
Cijenbahnbetriebsreglement die näheren Beſtim— 
mungen. 

5. Die gum Verlaufe beſugten Gewerbsleute, 
die erteilten Bezugsſcheine u. — ſind 
in genauer Evidenz zu halten. Durch die Staats- 
druckerei wird alljährlich cin Verzeichnis der zum 
G. * Gewerbsleute veröffentlicht. 

6. Neben den direkten Giſten kommen noch 
giſthältige Droguen und geſundheitsgefährl. Prä— 
parate in Betracht. Für den Detailverfehr dieſer 
Stoffe und ihre Verſendung gelten überhaupt die 
für Gijte geltenden Vejtimmungen. Sn der Bhar- 
mafopée find mit aujfilliger Schrift jene Stoffe 
bezeichnet, die, ohne direfte Gifte au fein, dod) nur 
an die zum Handel mit diejen Stoffen befugten 
Wewerbsleute, an Upothefer, an gewerbsmiipige 
Erzeuger von Chemikalien und an wiſſenſchafil. 
Inſtitute oder öffentl. Lehranſtalten verfaujt wer— 
den diirfen. 

7. Die $$ 361—370 allg. Str. G. enthalten 
Strajianftion in Betrejj des unbefugten Giftver— 
fehres und der Bernadlijjiqung der hiebei nö— 
tigen Objorge. Ubertretungen find: a) der unbe- 
jugte G. ($§ 361-—363); b) der unbefugte G. der 
Haufierer (§ 364); c) die Unvorfichtigfeit beim 
Sijtverfaufe (§§ 365— 367); d) die Nachlaffigteit in 
Aufbewahrung u. Ubjonderung der Gifte (§ 368). 
Es tritt die allg. Strafbejtimmung des § 335 Str. 


G. ein, wenn jemand durch Nichtbeachtung der 
nitigen Objorge getötet oder ſchwer körperlich be- 
ſchädigt worden ijt. Ulbrich. 
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I. Weſen des G.; Geſchichtlices und alla. überſicht. 
— IL. Der G. des ft. f. Voſtſpartafſenamtes. — Il]. Der G. 
ber Ofterr.cungar. Bank. — IV. Der G. des Diener Giro 
u. Kafjenvereines. — V. Der G. anderer Banlen. — VI. Der 
G. deS königl. ungar. Poftipartaffenamtes. 


. L. Weſen des G.; Geſchichtliches und allg. 
Uberſicht. Der G., welcher in der modernen Volks— 
wirtidaft immer mehr an Bedeutung gewinnt, bez 
jwedt die möglichſte Konzentration des Zablungs- 
weſens behufs Erſparung von Umlaufsmitteln. Bn 
den Wiroinjtituten follen die disponibeln Gelder 
ihver Kunden gujammenfliefen, fei es durch Bar— 
erlfige derjelben oder Dritter gu ihren Gunſten, 
jei eS Durch Qnfajjo von Werten fiir ihre Rednung; 
anderjeits follen die von den Nontoinhabern zu 
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leijtenden ——* durch das Giroinſtitut ver— 
mittelt werden u. zw. auf Grund von Giroanwei— 
ſungen u. Schecks oder durch Zahlbarſtellung von 
Wechſeln u. Anweiſungen. Zwiſchen den Kontoin— 
habern eines Giroinſtitutes findet danngiromäßige 
Zahlung ftatt, d. h. die wechſelſeitigen Zahlungen 
erfolgen mittels Ab⸗ u. Zuſchreibung in den Bü— 
chern des Inſtitutes; wo mehrere Giroinſtitute be— 
ſtehen, ſollen die aus dem G. entſtehenden Forde— 
— derſelben gegeneinander in Abrechnungs— 
ſtellen (Clearinghaujern) ausgeglichen werden. 
Die volkswirtſchaftl. Vorteile eines aus— 
ebreiteten G. find ſehr bedeutend. Die zeitweiligen 
— ber taufmanni chen Serer, 
welche in taujenden einzelnen Kaſſen zerſtreut fiir 
die Volkswirtſchaft unfruchtbar bleiben wiirden, wer- 
den gefammelt und dem Geldmarkte sugefiihrt; die 
giromäßige Zahlung vermindert den Bedarf an Bar— 
mitteln in erhebl. Wake und verhindert Störun— 
gen in der Geldgirfulation, welche inSbej. an Tagen 
großer Fälligkeiten bei effeftiver Zahlung eintreten 
miigten. Der G. fiihrt iiberdies den Kaufmann 
dagu, mit entiprechenden Barrejerven zu arbeiten 
und erjordert größte Ordnung im geſchäftl. Ber- 
febr. Der eingelne wird endli — den G. von 
dem Riſiko der eigenen Kaſſehaltung ſowie von 
den Koſten u. Gejabren des oftmaligen Weldtrans- 
portes befreit. 7 
Giroeinrichtungen waren in Ojterr. ſchon im 
18. Jahrh. befannt. Jm J. 1703 wurde zur Her- 
jtellung der gerviitteten Staatsfinanzen die kaiſ. 
Wirobanf in Bien gegqriindet und jedem Staats- 
— er ſeine liquide Forderung auf einem Fo— 
ium der Bank gutgeſchrieben. Das Guthaben 
fonnte mittels „Giro⸗Jeddels“ durch Umſchreibung 
auf andere übertragen werden und jeder in Wien 
oder mit Wien handeltreibende Kaufmann mußte 
die Giro-Zeddel an Zahlungſtatt annehmen. Alle 
Wiener Kaufleute und insbeſ. die Wechſſer wurden 
verpflichtet, bei ihrem Wechſelverkehr ſich der Ver— 
mittlung der Bank zu bedienen. Im J. 1705 trat 
die Wiener Stadtbank an die Stelle der kaiſ. 
Wirobanf und führte das Girogeſchäft der letzteren 
wabrend ihres mehr al8 40jahrigen Beſtandes fort. 
Nach diefem Verjuche, das Giroweſen zur He- 
bung der Staatsfinangen gu verwenden, wurde erjt 
im 3. 1817 damit begonnen, den G. um feiner 
ſelbſt willen < pflegen. Die erſten Statuten der 
priv. öſterr. Nationalbanf 15 VIL 17 zählen das 
Girogeſchäft, jreilid) mit der Beſchränkung auf die 
Aktionäre der Banf, unter den UAgenden der Bank 
auj. Die beabjichtigte Uttivierung einer Giroabtei- 
lung unterblieb jedoch, da fich keinerlei Sntereffe 
hiefür —* Jim zweiten Bantprivilegium 1 VIL 
411 wurde die Beſchränkung de8 G. auf die Uftiontire 
befeitigt und tatſächlich im J. 1842 die Giroan- 
jtalt Der priv. bfterr. Nationalbanf ins Le- 
ben gerujen, welche gleich in den erjten Jahren 
ihreS Bejtandes bei einer geringen Anzahl von 
Rontoinhabern — e8 waren nicht mehr als 26 — 
erhebl. Revirements auswies, nämlich 139,000,000 fl. 
im 3. 1843, 198,000.000 im J. 1845. Freilich 
refulticrten diefe Revirements nur daraus, dah die 
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beforgen ließen, ohne dah ein wirfl. G. ſtattfand. 
Selbſt diefer Berfehr fant aber im nächſten Jahr— 
ehnt erheblich, wozu die im J. 1856 erfolgte Cin- 
ührung einer Inkaſſogebühr beigetragen haben 
diirjte. Sm dritten Banfprivilegium 27 XII 62, R. 2 
ex 1863, wurden die Beftimmungen iiber den G. 
beibehalten und die Verfügung getroffen, dak die 
Bank nur die Halite der ihr im G. iibergebenen 
Welder in ihren Geſchäften verwenden dürfe, welche 
Beſchränkung 1868 wieder aufgehoben wurde. 

Inzwiſchen Hatten im J. 1859 die Kredit— 
anjtalt, im 3. 1862 die nb. ESfomptegefell: 
ſchaft und im 3. 1864 die Unglo-bjterr. Bank 
Wiroabteilungen errichtet; allein die auf Hebung 
des G. geridjteten Bemiihungen, denen aud) die 
im J. 1864 erjolgte Griindung des Saldofaales 
vgl. Art. „Abrechnungsſtellen“) zuzurechnen ijt, 

iten keinen dauernden Erſolg; im J. 1865 be— 
trug das Girorevirement der Nationalbank nur— 
mehr 6,653.000 fl. und aud) bei den anderen Ban— 
fen fanfen nad) dem J. 1866 die bis dabin teil- 
weife gang erhebl. Umfige — bei der Rreditanjtalt 
betrug 1865 die Zahl der Girofonti 936, das Revi- 
rement 925,000,000 fl. — raſch wieder herab. Die 
im 3. 1866 cingetretene Vermehrung der Staats: 
noten mußte naturgemid das obnebin geringe 
Bedürfnis nad) Cinricdtungen, weldje die Er- 
jparung von Umlaujsmitteln bezwecken, nod) ver- 
tingern. 

Erſt nach dem J. 1870 zeigen fich die erjten 
Anfänge eines reqeren G., begiinjtiqt durd) die 
bewegten wirtſchafil. Verhältniſſe dieſer Periode. 
Im J. 1872 wurde, „um den rieſig geſteigerten 
Bedarfan Zahlungsmitteln durch Belebung u. Brlege 
des Girogeſchäftes u. Schechvefens gu vermindern”, 
der Wiener Giro u. Kaſſenverein gegrün— 
det, welcher fiir die giromäßige Ubwidlung des 
Wiener Börſen- u. Bankverfehres große Bedeutung 
gewann; in demjelben Qabre erfolgte dic Erwei— 
terung de8 Saldofaales in den Wiener Saldic- 
rungsverein. 

Dic, Umgeſtaltung der öſterr. Nationalbant 
in die Ofterr.-ungar. Bank (1878) hatte auj 
das Girogeſchäft feinen weiteren Cinflug, als dap 
im J. 1880 — vorliiufiq ohne Erfolg — der Ver— 
ſuch gemacht wurde, aud) bei der Hauptanftalt in 
Budapejt den G. —— In der Wiener 
Hauptanſtalt blieb der G. bis zum J. 1888 nahezu 
ſtationär; die Jahresrevirements ſchwankten zwi— 
ſchen 700 u. 900 Mill. Gulden. 

Einen Wendepunkt in der Entwicklung des G. 
in Oſterr. bildete das J. 1883 — in welchem übri— 
gens aud) die allg. Depoſitenbank, die k. k. 
priv. bjterr. Länderbank und der Wiener Bank— 
verein Giroubteilungen erridjteten — durch die 
Einſührung des Schectverfehres bei dem f. k. Poſt⸗ 
fparfajfenamte, welcher alSbald (1884) in den 
jog. Clearing- (ridjtiger Wiro-) Verkehr dieſes 
Inſtitutes ausgejtaltet wurde. Die weitverzweigten 
u. zahlreichen Sammelſtellen des Poſtſparkaſſen— 
amtes wurden Filialen eines das ganze Reich um— 
faſſenden Giroinſtitutes und vermittelten bald 
dank einer außerordentlich zweclentſprechenden Or— 
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G., der von Jahr gu Jahr an Ausdehnung u. Semeſter 1903 über 5 Milliarden K. Wie durch— 


Intenſität zunimmt. 


teifend die Reform des ſtaatl. Kaſſenweſens er- 


Im J. 1888 wurde auch feitens der Ojterr.- | folgte, ijt daraus gu erfehen, dak 1902 bei der 


ungar. Bant der G. nach dem Muſter der Deut- 
ſchen Reichsbant interlofal organijiert und hie— 
durch ein fehr lebhafter Uberweiſungsverkehr zwi— 
iden den eingelnen Banfanjtalten ing Leben ge— 
tufen. Durch eine im J. 1889 zwiſchen dem f. f. 
Poftipartaffenamte und der Ojterr.cungar. Bank ge- 
trofjene Bereinbarung wurde den Rontoinhabern 
diejer beiden Anſtalten die gegenfeitige Uberwei- 
jung von Weldbetragen ermöglicht. 

Von beſonderer Wichtigkeit für die Entwicklung 
des Giroweſens in Oſterr. war aber die im Laufe 
des letzten Jahrzehntes vollzogene Einbeziehung 
der ſtaatl. Raffenverwwaltung in den G. Der erſte 
Schritt hiegu geſchah 1894, indem fiir die Staats- 
ſchuldenkaſſe ein Ronto beim Wiener Giro— u. 
Rajienvereine eröffnet wurde. Die auf diefem Ronto 
jich ergebenden Guthabungen dienen als Deckun 
jiir Schecks, welche die genannte Kaſſe auf Wunj 
von Barteien bei Couponszahlungen ausftellt. 1898 
wurden die Steueriimter, Finanz- und geridtl. 
Depofitenfajjen, jerner die Taxamtskaſſe in Wien 
und das Zentralſteueramt in Wien an den G. der 
Rojtiparfajje angeglicdert, fo dab alle Zahlungen 
an dieſe Amter mit Wusnahme der Zollzahlungen 
im Uberweijungsvertehre der Poſtſparkaſſe geleijtet 
werden finnen. Weiter wurden die Staatsjentral- 
fajie und die Landeskaſſen dem Pojtiparfarjenver- 
febre und dem G. der Ojterr.-ungar. Bank ange 
ges und der Berfehr diejer Kaſſen untereinan- 

er giromäßig organifiert. 1899 wurden die Reichs— 
xentralfajie, 1900 u. 1901 die Bojtdireftionsfafien 
und die drarifden Poſtämter in den G. der Oſterr.— 
ungar. Banf einbegogen, jo dah die Weldabjuhren 
u. Erliige dicjer Kaſſen giromäßig erjolgen. 1901 | 
wurden aud) die Militdrfajjen jowie die Marine- 
fajjen dem Pojtiparfafjenverfehr angegliedert, dem 
vorher fdjon die Forjt- u. Domänendirektionen bei- 
getreten waren. 1903 wurde die giromäßige Or— 
anijation der Staatsfajjen dadurd) erweitert, daß 
—— der Staatszentralkaſſe und der Lan— 
deSfafjen an Parteien (Ararialkontrahenten, Liefe— 
ranten uſw.) ſowie die durch dieſe Kaſſen erfolgen— 
den Zahlungen von Dienſtesbezügen an Staats- 
angejtellte im Anweiſungsverkehre des Pojtipar- 
fajjenamtes erjolgen finnen. 1905 wurden die 
am Site von Bankfilialen bejindlichen Steuer- 
ämter, ferner die TaramtSfajje in Wien und 
die Kaſſe der Generaldireftion der Tabafregie 
dem G. der Ojterr.-ungar. Bank angegliedert. 
Weiter wurden die Staatsbahndireftionen, ferner 
die Gerichte 1. u. 2. Anftang, die Zivilgerichts— 
depojiteniimter, die PojtdiveftionStafjen, die Tabat- 
reqie, viele Bezixlshauptmannſchaften und andere 
Behörden und Amter dem Pojtiparfajjenverfehre 
angeidhlofien, fo dak Ende 1905 bei dem Pojt- 
iparfajjenamte 2007 Konti fiir ftaatl Behörden 
u. Amter beftanden. Auf den Konti der Steuer— 
dimter erjolgten 1905 über 700.000 Cingablungen 
im Betrage von iiber 200 Mill. K. Das Revire- 
ment auf den Monti jtaatl Behirden u. Amter 
bei der OCjterr.cungar. Bank betrug im erjten! 


can eit von cinem Revirement von iiber 
1200 Mil. K nur 83 Mill. K auf den Bargeld- 
verfehr entfielen, hingegen 1117 Will. K giromäßig 
durchgeführt wurden. 

uch fonjt hat, ſich während des letzten Jahr— 
—— ber G. in Djterr., insbeſ. beim Poſtſpar— 
ajienamte, aber auc) bei der Ofterr.<ungar. Ban 
weſentlich ausgebreitet. Bei den übrigen Giroinſti— 
tuten Lift fich cine nambafte Vermehrung der Konto- 
inbaber nicht fonjtatieren, dod) hat ſich im Bank— 
verfehre die Antenfitit der Benugung der Wiro- 
einrichtungen erheblid) gefteigert. 

So zeigt die auf Seite 570 itehende Tabelle, wie 
ſehr fic) die Struftur des Rajienrevirements der f. k. 
priv. bjterr. Rreditanftalt fiir Handel u. Gewerbe 
in Wien jeit 1895 verändert hat. 

Ebenjo zeigt fic) beim Wiener Giro- u. Kaſſen— 
vereine, dak die Eingänge in Bargeld fiir die 
diefem Inſtitute gum Inkaſſo iibergebenen Werte 
von 49% im 9. 1893 auf 28% im 9. 1905 
juriidgegangen jind, während die Eingänge in 
Schecks eine entſprechende Steigerung aufweiſen. 

Trotzdem iſt nicht zu verkennen, daß noch immer 
die Beteiligung, insbeſ. der mittleren u. kleinen 
Firmen, am G. viel gu wünſchen übrig lift, was 
wohl hauptſächlich darauf guriidjufiibren ijt, dah 
die giromäßige Zahlung das bejtandige —— von 
Reſerven bedingt, während insbeſ. die kleinen Kauf— 
leute vielfach mit ſehr geringem Betriebskapital und 
möglichſter Ausnutzung des Kredites zu arbeiten 
gewöhnt find. 

Von den öſterr. Provinzialhauptſtädten 
haben nur Triejt,Lemberg, Pragu. Graz einen 
permanenten G. aufzuweiſen. a 

Jn Ungarn hat ſich der G. der Oftert.-ungar. 


Bane ſeit der interurbanen Ausgeſtaltung erheblich 
entwicelt; im J. 1889 wurde durd den G. MW. XXXIV 


aud) bei dem ungar. Poftiparfafienamte der Scheck— 
u. Clearingverfehr eingefiihrt. Seit dem J. 1896 
finnen —— den im Clearingverkehre ſtehenden 
RKontoinhabern der öſterr. und der ungar. Pojtipar- 
fajje Uberweijungen jtattfinden. Bei den Privat: 
banfen in Budapejt beftehen feine befonderen Wiro- 
abteilungen, jedod) werden im RKontoforrentverfehre 
— wie das auc) bei den Wiener Banfen neben 
dem eigentl. G. in ſehr erbebl. Make der Fall iit — 
provifionSfreie Schedfonti gefiihrt, welche au giro: 
miigigen Dispofitionen benugt werden. Im e 1893 
erjolgte die Griindung det Budapefter Giro— u. 
rib rail Tae igh deren Einrichtungen 
denen bes Wiener Wiro- u. Kaſſenvereines nachge— 
bildet find. ; 

Il. Der G. des k. k. Pojtfyarfafjenamtes. 
Der G. des Pojtiparfajjenamtes hat fic) aus dem 
uripriingl. Sparverfebr dieſes Inſtitutes heraus 
entwickelt. In dem Beſtreben, eine größere Anzahl 
pon Einlegern heranzuziehen und die durchſchnittl. 
Höhe der Einlagen zu heben, wurde durch die V. des 
H. M. 29X 83, R. 166, und V. des Poſtſpartaſſen— 
amtes 1 XII 83 den Einlegern, deren Guthaben min— 
deſtens 100 fl. betrug, geftattet, AUnweijungen 
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(Sched) auf das Amt auszuſtellen; anderſeits 
wurde es durd Hinausgabe von Erlagſcheinblan— 
fetter. an die Einleger ermiglicht, daß dritte Per— 
ſonen mittels jolder Scheine Erläge zugunſten der 
Einleger machen konnten. 

Am 1 IX 84 wurde durch V. des Poſtſpar— 
faffenamtes cine weitere wichtige Neuerung ein— 


(irovertebr. 


die Bejtimmungen des Geſetzes 28 V 82 — von 
einigen adminittrativen Normen abgeiehen — auf 
den Sched= u. Clearingvertehr, welder vom Spar- 
verkehr vollſtändig losgelöſt wurde, fortan feine 
Anwendung finden follten; der Beitritt sum Sched- 
verfehr tvurdbe vom Erlag ciner unverfiigharen 
Stammeinlage abhängig gemacht, der Maximal- 


Eingänge. 
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geführt; eS wurde nämlich gejtattet, Scheds, welche 
pon einem Einleger guguniten eines anderen 
Cinlegers ausgeitellt waren, an das Amt mit dem 
Auftrage eingujenden, dab der Scheckbetrag nicht 
ausbezahlt, fondern dem Konto de8 Memittenten 
gutgeſchrieben werde; die Einleger fonnten fic 
aljo ſeither giromäßig Sablungen leiſten und hie— 
durch war der G. des Poſtſparkaſſenamtes — amil. 
„Clearingverkehr“ genannt — inauguriert. Die Ent: 
widlung desſelben war cine überaus raſche. Die 
Summe der Einlagen Einzahlungen) bob fic) von 
56,086.461 fl. 34 tr. im 3. 1884 auf 278,154,862 fl. 
26 fr. im J. 1885, die durchichnittl Hobe derjelben 
von 19 fl. 55 fr. im J. 1884 auf 59 fl. 75 te. im 
SJ. 1885; das aus dem Scheck- u. Cleavingvertebr 
refultierende Guthaben der Einleger betrug 1884 
4,989, 100fl. 12 fr., 1885 bingegen ſchon 11,593.603 fl. 
86 fr. Diefe großartige Steiqerung, welche auch 
weiterbin anbtelt, wie aus den unten folgenden 
Differn erſichtlich ijt, führte gu der Notwendigfeit, 
ben Sched= u. Clearingvertebr, deſſen Einrichtung 
im Verordnungswege erfolgt war, geſetzlich gu reqeln, 
da fich der Rahmen des Geſetzes 28 V 82, R. 56, in 
den dieſe V. eingefiigt worden waren, als viel zu enge 
erwies. Dies geſchah durch das Geſetz 19 XI 87, 
RM. 133. Durch dieſes Geſetz wurde feſtgeſetzt, dah 











56,283.600 100° $1,210.000 | 100-— 
zinsfuß fiir Einlagen im Anweiſungsverkehr auj 
2% (jrither 3%) feltgefept. Die Firterung der Hobe 
der Stammeinlage jowie des Zinsfußes innerhalb 
der Warimalgrenge von 2% haben im Verord— 
nungswege gu erfolgen. Weiter normierte das Ge— 
ſetz die fiir bie Benugung des Anweiſungsverkehres 
einguhebenden Gebühren u. zw. cine Wanipula- 
tionSgebiihr von 2 fr. für jede an dem Konto vore 
zunehmende Amtshandlung und eine Proviſion 
im Maximalbetrage vor Vy "/y9 von der Kontoaus⸗— 
qabenfeite(Laitidriften). Bon den cingehenden Giro⸗ 
qeldern ift cin dem vorausſichtl. Bedarje entipre- 
chender Teil jetweilig in barem bereitgubalten; die 
entbehri. Geldbeträge find frudtbringend angulegen 
u. zw. durch Erwerbung von Salinenfdeinen, durd) 
Rontoforrenteinlagen bei Banfen, durch Lombard- 
u. Eskontgeſchäfte und durch YUntauf von Wertpapie- 
ren, Pfandbrieſen u. Prioritatsobligationen. Wit 
der Minijterialverordnung 22 XI 87, R. 134, wurde 
fodann die Höhe der Stammeintage auf 100 jL, 
der Zinsfuß auf 2“ und die Brovijion auf 'y%o 
von jeder Lajtidiift bis 3000 Fl. und Uy% von 
3000 fl. überſteigenden Betriigen feſtgeſetzt. Lajt- 
ſchriften im Cleatingverfehr, durch Poſtanweiſung 
verſendete und zum Ankauf von Staatspapieren 
durch das Amt verwendete Beträge ſind von der 
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Provijion befreit. Mit Minijterialverordnung 27 
IX 1901, R. 162, wurde die Hihe der Stamm- 
on auj 100 K ein a 

ie Formen, in welchen ſich der G. des Poſt— 
ſparkaſſenamtes vollzieht, find folgende: Das An— 
ſuchen um Beitritt zum Scheckverkehr iit ſchriftlich 
zu ſtellen und kann vom Amte ohne Angabe von 
Gründen abgelehnt werden. Für jeden neu einge— 
tretenen Teilnehmer wird ein eigenes Konto eröffnet; 
derſelbe erhält nach Erlag der Stammeinlage auf 
Beſtellung ein Scheckheft und Erlagſcheine. Die 
Unterſchriften derjenigen Perſonen, welche berech— 
tigt ſein ſollen, Schecks auszuſtellen, ſind dem Amte 
ichriftlich aufzugeben. 

Eine dem G. des Pojtiparfajjenamtes eigen— 
tiimliche, fehr zweckmäßige Cinridjtung ijt die an 
jedem Tage, an weldem Transaftionen vorfommen, 
criolgende Verſtändigung des Rontoinbabers durch 
Uberjendung eines Kontoauszuges, in wel— 
chem alle an dem betrefjenden Tage gemachten Ein— 
lagen u. Gutidjriften, reſp. Rückzahlungen u. Lait- 
ſchriften, ſowie der jeweilige Stand des Guthabens 
vergeichnet find. Diedurc wird das ſonſt übl. 
Kontrabuch (j. unten) erfegt und dem Nontoinbaber 
ohne jede eigene Titigfeit die Kontrolle über den 
Stand jeines Konto ermialicht. 

Die Cinlagen auf das Konto finnen in fol- 
gender Weije gemacht werden; 

1. Durd) die Erlagfdeine in der Weije, 
dak der gu erleqende Betraq mit einem foldjen 
Scheine einem Poftamte iiberqeben wird; der Pojt- 
beamte jtellt den von ihm unterjertigten Empjang- 
ichein der erlegenden Partei als Bejtitiqung zurück, 
wihrend er den Erlagichein abtrennt und dem 
Amie einjendet; dieſes lestere bucht fofort die Ein— 
lage auf dem betrefjfenden Konto und verjtiindigt 
den Kontoinhaber von dem Erlage unter Anſchlu 
des Erlagicheines. Die Erlagſcheine werden vor ihrer 
Hinausgabe an die Teilnehmer mit der Nummer 
des Kontos und dem Namen ſowie der Adreſſe des 
Kontoinhabers, für den ſie beſtimmt ſind, bedruckt; 

2. durch Poſtanweiſungen u. Poſtaufträge, 
indem jeder Kontoinhaber verlangen kann, daß 
die für ihn einlangenden Poſtanweiſungen ſowie 
fiir ihn eingezogene Poſtauftrags- u. Nachnahms- 
beträge behufs Gutſchrift des angewieſenen Betrages 
auf ſeinem Konto an das Amt geleitet werden; 

3. durch Gutſchrift im Clearingverkehr, 
indem alle Schecks, welche zugunſten eines dem 
Clearingvertehr beigetretenen Kontoinhabers aus— 
geſtellt werden, ohne weitere Anfrage ſeinem Konto 
gutgebracht werden; Liſten der dem Clearingver— 
ehr beigetretenen Parteien werden von dem Amte 
zeitweiſe veröffentlicht. Endlich 

4. durch Eingänge aus vom Poſtſparkaſſen— 
amte fiir Rechnung des Kontoinhabers durchge— 
führten Transaktionen (Staatspapier-, Inlaſſoge— 
ſchäfte uſw.). 

Die Rückzahlungen erfolgen ausſchließlich 
durch Schechs, welche, je nachdem fie an den 
Uberbringer oder an eine bejtimmte Perſon lauten, 
verichieden behandelt werden. 

Rajjafdheds find vom Kontoinhaber ohne 
Biro der Perjon, an welche Sahlung geleiftet wer- 


—,t — — — — — — — — —— — — — —— — — —— — — —— ——— — — — 
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den foll, eingubindigen und finnen von derjelben 
— ohne Giro — auch weiterbegeben werden. Soldye 
Schecks find binnen 14 Tagen nach dem Tage der 
Uusftellung dem Amte gu prafentieren und wer— 
den dem Uberbringer ausgegablt. Erfolgt die Prä— 
jentation nad) Ablauf diejer Friſt, fo fann die 
Zahlung vom Amte abgelehnt werden. 

Saeds, weldje an cine bejtimmte Berfon 
lauten, werden hingegen vom Uusiteller direftan das 
Amt gefendet, weldes auf Grund derjelben dem 
im Scheck ju bezeichnenden Remittenten, infofern 
er ein Kontoinhaber ijt, den Schedbetrag gut- 
ſchreibt, andernjalls eine Zahlungsanweiſung iiber- 
mittelt; fiir die Auszahlung der Zahlungsanwei— 
fungen gelten die fiir Bojtanweijungen bejtehen- 
den Borjdriften (H. M. V. vom 10 V1 1902, R. 124). 
Mittels Schecks fann der Kontoinhaber auch 
die Ausitellung von Poftanweifungen nad Un- 
garn und in das Ausland, ferner die Cingiehung 
von Urfunden fowie den Ankauf von Staats- 
papieren durch das Amt, jerner die Einzahlung 
auf frembde Erlags- (insbef. ee 
Scheine bewirfen. Die Eingiehung von beim Amte 
zahlbar gejtellten Wechſeln und anderen Urtunden 
erfolgt gegen cine Gebühr von 20 h pro Stiid, 
in der Weiſe, dak det Montoinhaber, der Sablung 
3u leiſten hat, einen Schect auf den Betrag der Ur— 
nde ausfertigt und aufder Rückſeite des Scheds die 
Pejtimmung desjelben pur Eingiehung der Urtunde 
unter genauer Beſchreibung derjelben vermertt. 

Der Sched ijt entweder dem Amte —** 
den oder dem Inhaber der Urkunde zuzumitteln, 
von welchem er dann gleichzeitig mit der letzteren 
beim Amte zu präſentieren oder an dasſelbe ein— 
zuſenden iſt. Im Clearingverkehr erfolgt auf 
Grund eines von einem Mitgliede zugunſten eines 
anderen ausgeſtellten Schecks die bücherl.Laſtſchrift 
reſp. Gutſchrift des Scheckbetrages unter gleichzei— 
tiger Verſtändigung beider Kontoinhaber von der 
— Transaktion und von dem durch dieſelbe 
veränderten Stande ihrer Guthaben. 

ZJeder Kontoinhaber fann durch das Amt die 
Uberweiſung bon —— aus ſeinem Guthaben 
auf jedes bei der Ljterr.cungar. Bank oder beim 
ungar. ojtiparfajjenamte bejtehende Konto be- 
witfen, indem er cinen Schec mit einem begiigl. 
Vermerk ausitellt. 

Die nachfolgenden Siffern geben cin Bild von 
der großartigen Entwidlung des G. des Pojtipar- 
fajfenamtes. 

Labelle I. 

K. K. VPoſtſparkaſſenamt. 

a) Sahl der Kontoinhaber im Schedverkehre. 
— — 
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Progent 
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nde 1883. . 167 - — 
» 1893. 23.471 16.197 66 
„1903. .1 57.038 56.382 98°8 
» 1905. .] 67.804 66.867 98'6 


Giroverkehr. 










Kronen 





| 1889. 3.010,978.474 
| 1809 9.538,887.411 | 15 
1905 . 16.223,283.981 37 


Die Angahl der 1905 im Schechverkehre durchge- 
| fiigrten Trangaftionen betrug 37,805 831 und im Tages- 
durchſamitte 10.578. 

1904 entfielen auf N. ©. 22.301 Konti mit 
22,061 Teilnehmern am Clearingverfehre, auf Böh— 
men 16.645 Nonti mit 16.404 Teilnehmern am 
Clearingverfehre und auf Mähren 5668 Konti mit 
5579 Teilnehmern am Clearingverfebre. 


ce) Gefamtecintagen im Sdedvertebre. 











K 
| 1883 892 | 644.569°96 | 72260 
1893 | 8,791,885 | 2.511,384.197'94 | 285°64 | 
1903 | 24,480.039 | 6.784,349.966°88 | 277-14 
1905 | 30,427.822 | 8.134,070.804°29 | 267-32 | 


Auf cin Sdhedfonto entfielen 1905 durchſchnittlich 
449 Ginlagen im Gefamrbetrage von 119.964-46 K (1892 
nur 351 Einlagen mit 100.506°62 K), 


d) Riidjahlungen im Shedveriehre. 







' Dur: | 


| 
li — 
etrag 
Anzahl — leiner Rid | 
zahlung 
k k | 
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969 426.587'64 44022 

2,175.589 2. 498,965. 8509 10 1148164 
1903 | 6,I7B3. 110  6.774,684.970°50 109745 

1905 | 7,378,009 | 8,089,213.177°08 1096°30 

J Auf cin Schedfonto entfielen 1905 durchſchnitttich 
109 Riidgablungen im Geiamtbetrage von 119.902 90 K 
(1892 nur 92 Rikdgablungen mit 1440046 K). 


e) Struftur der Finlagen und Riidsahlungen im J. 1904. 
—— — eçe e —ñ e —ñ— —ñ e — 


1883 
1893 


| Cingabhlungen Sronen Brozent 
Gefamtbetrag . | 7.421,830.729°53 
Hievon entfallen auf: | 
Emplangserlagsideine $006 925,075 75 ve oe 
Ginlaffierte PoRanwei- | 
fungen . 2. ee ROIMSOTHEAT | obs | 
Guticriften von Cou⸗ 
| pongeridjen |, 7 1,367.314°71 oe 
Gutidriften im ; 
Clearingvertebre BAGG STS 19) | 42°64 
fiberrweijung von der || . 
tönigl. ungar. Boft- , I 
fpartaffe — 132.928.6886) | 1768 | 


b) Revirements im Scheckverkehre. | 
| 











Riidsahlungen — Rronen | Progent 
| Gefamtbetrag . . | 7.436,326,240-10 
Hievon entfallen auf: | 
WMB46 Raffaideds . | 2.001,717,273°40 26°91 
3.457.078 Bablungsan- | 
weifungen 2. we i 1.919,639.608°61 2°81 
Poftanweifungen || :13.682.710°22 || 018 
| Eingiehung von Ur- | 
tunden a. We tele 0,322. 8387 44 aD | 
Antkanf von Staaté- | 
| papieren. . 1... i] 8,213.353-41 . il 
Poftichriften im | | 
{eatingvertehre . .| 3.164,664.578°19 | 42°56 
iiberweifungen auf 
Girofonto derLfterr. 
ungar. Bank — 9 185. 788° 
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Insgeſamt wurden im Clearingverfehre im J. 
1904 5,208.148 Trangaftionen mit einem Umſatze 
von 6.329,320.156 K 38 h (gegen 1,804.988 Trans⸗ 
aftionen mit einem Umijage von 1.781,513.072 K 
32 h im 3. 1894) durchgefiihrt. 

Der Durchjdnittsbetrag ciner Guts reſp. Lajt- 
ſchrift im Clearingvertehre ftellte fic) 1904 anuj 
1195 K, die Anzaähl der fiir einen Teilnehmer 
vollzogenen Mute reſp. Laſtſchriften durchſchnittlich 
auf 42. ? 

ILL. Der G. der Ofterr.-ungar. Bank. Die 
ain 21 88 ins Leben gerujene interurbane Orga: 
nijation des G. der Ofterr.-ungar. Bank hängt mit 
einigen durd) das Geſetz 21 V 87, R. 51, verfügten 

nderungen des Bankſtatutes gujammen. Wahrend 
die Bank fich früher durch das unüberſchreitbare 
Notenfontingent von 200 Will. fl, fowie durch die 
jtatutarijdhe Bejtimmung, wonach fie nur beredtigt 
war, die in ihrem Beſitze befindl. Staatsnoten in 
bie bankmäßige Bededung der Banfnoten einzu— 
rechnen, in der Entfaltung eines umfaijenden G. 
bebindert fiiblte, wurde durch das erwähnte Geſetz 
die Uberfchreitung des Rotenfontingentes (gegen 
Entridtung einer 5% igen Notenfteuer) geftattet und 
normiert, daß die im Befipe der Bank befindl. 
Staaténvten vom Wejamtbetrage der umlaufenden 
Banfnoten abgurednen und nur der Reſt vor- 
ſchriftsmäßig gu bedecen jei. Die Bank ging nun 
daran, ihren BG. nad) dem Muſter der Deuticen 
Reichsbank zu erweitern, indem bei fimtl Bank— 
anftalten Giroanftalten aftiviert wurden. Die hie— 
durd) ermöglichten Uberweijungen von Banfplap 
zu Banfplag haben hauptſächlich den feither einge— 
tretenen Aufſchwung des G. verurfadt. Seit 1894 
gilt der Grundſatz, dap die Ojterr.-ungar. Bank 
nut von ihren Girofontoinbabern Wedel gum 
Estont tibernimmt (Giros,wang). . 

Die Formen, in weldjen fic) der G. der Ojterr.- 
ungar. Banf bewegt, find folgende: Wenn dem 
| idirijtlic) cingubringenden UAntrage auf Eröffnung 
eines Girofontos jtattgegeben witd, fo hat der Wn- 
tragfteller nad) Unterfertigung der „Beſtimmungen 
fiir ben G. der Ojterr.-ungar. Bank” feine Beitritts- 
erklärung perſönlich oder unter notarieller Be— 
i qlaubiqung feiner Unterichrift eingureichen; ebenjo 
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miijjen die Unterſchriften der zur Bertretung des 
RKontoinhabers ermächtigten onen perſoönlich 
oder in beglaubigter Form abgegeben werden. 
Vor Erbffnung des Kontos wird fodann die 
Höhe des ſtändig zu belaffenden Barguthabens mit 
dem Kontoinhaber vereinbart und dasſelbe erlegt. 
Der Kontoinhaber erhält nunmehr ein Kontra— 
buch, in deſſen Kreditſeite von den Beamten 
der Bank alle vom Kontoinhaber erlegten oder für 
ihn eingehenden Gelder —— werden (wei⸗ 
tere Beſcheinigungen ſeitens der Bank werden nicht 
erteilt), wahrend er ſelbſt in bie Debetſeite alle 
au Lajten feines Kontos vorgenommenen Dispo- 
jitionen einzutragen bat. Sur Outi drift gelangen 
außer Barerliigen des Montoinhabers oder dritter 
Perjonen fiir ibn: Die aus der Esfontierung 
von Wechſeln, Belehnung von Wertpapieren oder 
aus dem Inkaſſo von Scheds, Wechieln, Anwei— 
jungen u. Wffreditiven fiir Den Rontoinbaber ein— 
qehenden Betriige. Das Anfajjo erfolgt provijions- 
fret, wenn die eingufaffierenden Werte bei der fonto- 
fiibrenden Bantanftalt oder einem mit ihr durch 
den Saldierungsverein) in regelmäßiger Abrech— 
nung jtehenden Bankhauſe zahlbar find; für an- 
dere auf dem age oa a oder auf dem Platze 
cinet auswärtigen Bantanjtalt zahlbare Papiere 


wird eine Provifion von 1/,%q, mindejtens aber 
40 h pro Stiid, fiir die auf dem Plage einer 
Bantnebenjtelle zahlbaren Papiere 1,4, minde- 
jten8 aber 1 K pro Stiicd, Proviſion berechnet. 
Die Dispofitionen des Rontoinhabers iiber fein 
Wuthaben erfolgen in beliebigen Teilbetriigen 
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1. dadurch, daß er jeine Akzepte bei der 
fontojiihrenden Banfanjtalt ——— ſtellt; jeder 
Kontoinhaber wird ausdrücklich verpflichtet, ſeine 
Akzepte entweder bei der Bank oder einem mit 
ihr in regelmäßiger Abrechnung ſtehenden Bank— 
hauſe zahlbar zu ſtellen; 

2. mittels weißer Schecks, welche auf eine 
beſtimmte Perſon oder Firma mit dem Beiſatze 
poder überbringer“ lauten: die Bank zahlt den 
mittels eines weißen Scheds angewieſenen Betrag 
an den Uberbringer, obne die Identität der Per— 
jon oder die Edjtheit der Giri gu prüfen. Soll der 
Sched nicht bar ausbegahlt, fondern nur zur Ver— 
voeere benupt werden, jo mug et gefreust, 
d. h. auf der Borderjeite mit dem Bermerf ,, Nur 
zur Verrechnung“ verſehen fein. 

3. mittels roter Schecks, das ſind Giro— 
anweiſungen, welche auf Namen lauten müſſen 
und au Ubertragungen auf Konten an demſelben 
oder an einem anderen Banfplag verwendet werden. 

Die Bank bejorgt alle aus dem G. ſich er- 
gebenden Zablungen, Überweiſungen u. Verrech— 
nungen provifionsjrei. Ihr Entgelt liegt in 
der ginfenfreien Benugung der Wiroguthaben. Der 
Rontoinhaber joll auger der vereinbarten firen Ein— 
lage ein ,,der Miihewaltung der Bank entiprechen- 
des Guthaben“ unverwendet alten; die Bank be- 
Halt fic) das Recht vor, dic Gefchaftsverbindung 
aufgubeben, wenn died nidjt der Fall ijt. 

Die nadjtehende Tabelle gibt cine Uberficht 
* die Entwicklung des G. der Oſterr.-ungar. 

nt: 











| Gingelfte weike Schecs Auf je 100.000 K 
| * a aie | Givorevirements | icimitttice | —— 
Im Jahre Giro · ! Betrag ! Girobeftinde — 7 

meer | Stie - | Givobeftande | 

Hl | Taoufende Kronen Kronen | 

| | | i 
aesss 16 || — 6820.286 1,634.404 7t0 4344 

| | 
| 1895 . 4707 | 125.134 = -3,342.384 || 15,850.495 || 22.681 143-02 

OOD > igi coe eee 5101 127.015 | 4,808,060 24,517,184 51,160 20867 
1802 + s< 8 5566 |) 144.673 | 6,222,097 36,543,867 150.490 411°81 
19904..... 5446 164.638 7,223,841 43,593.525 160.643 368°50 
| 1905. .... o440 . 170.063 7,828,429 48,590.036 | 183.701 378°07 





IV. Der G. des Wiener Giro- u. Kaſſen— 
vereines. Der Wiener Giros u. Kajjenverein wurde 
im J. 1872 gum Ywede „der Erleichterung ded 
Weldverfehres fowie der Geſchäfte mit Börſeeffekten, 
insbeſ. durch Belebung u. Pflege des Wirogeidijtes 
u. Scheckweſens“ —— Die ſpezifiſche Funktion 
desſelben iſt die Abwicklung der an der Wiener 
Effektenbörſe abgeſchloſſenen Geſchäfte; er be— 
ſorgt —obligatoriſch fiir alle Börſenbeſucher, welche 
„ver Arrangement“ abzuwickelnde Geſchäfte ab— 
ſchließen — das Arrangement, d. h. die Ab— 
rechnung der aus dieſen Geſchäften entſpringenden 
Lieſerungs⸗ u. Zahlungsanſprüche, fiir die Giro— 
fontoinbaber überdies die hieraus oder aus „per 
Kaſſa“ abgeſchloſſenen Geſchäſten reſultierende Über— 
nahme u. Ablieferung von Effektenpoſten ſowie den 








gr Ausgleich dev fic) ergebenden Bar— 
aldi. Seder Kontoinbaber hat zu dieſem Zwecke an 
dem dem „Kaſſatage“ vorausgehenden Tage alle 
von ibm absuliefernden Effekten mit ciner Ab— 
lieferung8fonfiqnation einzureichen, in welder bei 
jeder Bojt der Ubernehmer, bei per Kaſſa abge- 
ſchloſſenen Geſchäften aud) der vercinbarte Nurs 
anjugeben ijt; die aus Arrangementsgeſchäften 
herrührenden Effektenpoſten werden gum Liquida- 
tionsfurs abgeliejert u. iibernommen. Ebento hat 
jeder Kontoinhaber cin Verzeichnis der von ihm 
ju übernehmenden Efjeften vorzulegen. Der Gegen— 
wert der abgelieferten Effetten wird dem Ronto- 
inhaber auf jeinem Girokonto gutgefdrieben, der 
Wegenwert der iibernommenen Cffeften belajtet; 
es find demnach nur jene Poften bar zu bezahlen, 
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welche von Nichtkontoinhabern geliefert oder über— 
nommen werden. Nachdem fajt alle Firmen, die 
Börſengeſchäfte betreiben, Ronti beim Wiener Wiro- 
u. Raſſenvereine befiken, iſt es möglich, 99°4% 
der, insbeſ. an den Ultimofajfatagen, höchſt bedeu— 
tenden Revirements giromäßig auszugleichen, 
wodurd) cine ſehr nambafte Erjparung an Bar- 
mitten ergielt wird. 

Gleichzeitig fungiert der Wiener Giro- u. 
RKajjenverein auch als Effeftengirojtelle; die 
meiſten Bantfirmen belajjen nämlich die von ihnen 
durch das genannte Inſtitut bezogenen Effeften bei 
demjelben als Depot (jog. Ejfeftengirodepot) 
und verjiigen im Bedarfsfalle darüber mittels 
Effektenſchecks. Hat nun der Kontoinhaber Ef— 
jeften abguliefern, weldje im Depot erliegen, jo 
reicht er mit der oben erwähnten Ubliejferungs- 
fonjignation Effektenſchecks ſtatt der Stücke ein; 
infofern foldjen Scheds forrefpondierende Poſten 
derjelben Cfieftengattung —— welche 
für andere Kontoinhaber übernommen werden und 
in das Depot eingehen ſollen, findet eine giro— 
mäßige Ausgleichung aud) bezüglich der Stücke 
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in der Art ſtatt, daß dieſe nur von dem einen 
Depotkonto abgeſchrieben und dem anderen Depot- 
fonto gutgebradt werden, ohne daß mit den Effekten 
jelbjt irgend welche Manipulation ftattfindet. 

Die Titigfeit des Wiener Giro- u. Kaſſen— 
vereines ijt jedoch nicht auf die Abwicklung der 
Börſengeſchäfte beſchränkt, vielmehr fungiert er auc) 
alg Wiroinftitut fiir den Wiener Plagverfehr 
iiberh. und bat insbeſ. alg Rentralitelle fiir das 
Inkaſſo von Wechſeln, Anweijungen uſw. Be- 
deutung. Der &. vollzieht fic) in ähnl. Formen 
wie bei der Ojterr.-ungar. Bank. Die Giroeinlagen 
werden nicht verzinit, doc partigipieren die Konto— 
inhaber an dem Reingewinne, indem |), de8 nach 
Verteilung ciner S%igen Dividende, Dotierung 
des Hejervefonds und nach Abzug der jtatutarijden 
Tantiéme des Berwaltungésrates verbleibenden 
Reltgewinnes an die Rontoinhaber im Verhältniſſe 
der hae ibrer Beſtände verteilt wird. 

Im J. 1905 hatte der Wiener Giro— u. Kaſſen— 
verein bei einem Wirorevirement von 16.611 Mill. K 
durchſchnittl. Girobejtinde von 16,162,000 K und 
durchſchnittl. Kaſſebeſtände von 2.596.000 K; auf 














; 7 j 
Anzahl | : 
Rame des Inſtitutes i l ——e— Seer toe 
4 in Kronen pane eee 
fonti | | Stiitgaht) Betran in Kronen 
Wiener Banfen 1905. 
Anglo⸗ðſterr. Bant 516 | 407,323.000°— 6,143.000° 29.400 | 203,161.000° — 
Banfvervin, Wiener 303 155,614.000° 2,673.000°-- | 8.900 | 
Crebditanftalt, k. k. priv. 
öſterr. fiir Handel u. | . 
Wewerbe. . - . «| 2000 | 500,000.000°— 6,900.000'— + 45.800 © 339,000,000°— 
Depofitenbank, allg. . . 256 || 22,349.000° - | 628.000'— | 2.133 7,315.000°— 
Estomptegeſellſchaft, 
niederöſterr. 3348 419, 291. 00000 | 11,387.000-- 35.355 | 136,777.000°-— | 





Provingbanfen 1902. 











Anglo⸗ðſterr. Bank: | | 
Filiale Triejt. . - 219 | 188,522,000 — | 316.000°-— | 14.451 93,828.000"- 
Creditanjtalt, k. k. priv. 
öſterr. fiir Handel u. 
Gewerbe: | | 
Filiale Trieſt. . .] 1355 | 241,375.000-— | 12,976.000°-- || 32.910 | 151,380,000" — 
»  Marlsbad 89 6,207.000°——  963,000°-- 406 2,262,000" — 
»  Reichenberg 21 3,229.000°'— |, 660,000" | 1.184 | — 1,492.000°— 
Steiermärk. Eskompte— | 
pant... | 522 | 49,202.000-— | 7.549 | 24,782.000-~ 
Landesbanf der König— 
teiche Galizien u. Lo— | | 
Domerien mit dem | 
Großherzogtume Kra— 
kau 430 62,163.000°— 8,121.000° 2.050 | 32,729.000°— 
Bank für Oberöſterreich — 
u. Salzburg . . . 211 |) 1,197.000°— 628.000— | 2.144) 6,819.000°— 
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je 100.000 K de8 Revirements entfielen 97 K von 
den Girobeſtänden. 

Die Ungahl der 1905 gur Einlöſung priifen- 
tierten Scheds betrug 52.048, ihr Geſamtbetrag 
5.104,155.000 K; der Durchſchnittsbetrag eines 
Schecks ftellte fic) auf 98.100 K. 

Zum Inkaſſo wurden dem Wiener Giro— u. 
Rajjenvereine im J. 1905 iibergeben Wechſel u. 
Anweiſungen im Betrage von 1.409,465.000 K 
und Devifen, Coupons, Rechnungen ujw. im Werte 
von 1.420,852.000 K; zahlbar geitellt wurden beim 
Vereine jedoch nur Afjepte u. Anweiſungen im 
Betrage von 606,538,000 K und Coupons im Be- 
trage von 31,389.000 K. 

V. Der G. anderer Banfen. Qn der auf 
S. 574 befindl. Tabelle find nur ſolche Banfen an— 
geführt, welche Giroabteilungen errictet haben, und 
dic af CO Ziffern beziehen fic) nur auf den 
eigentl. G. Die fer erhebl. Verwendung des Schecks 
im Sontoforrentverfehr bei den genannten und 
bei vielen anderen Anjtituten mupte unberiidfichtigt 
bleiben, da ſtatiſtiſches Material hieriiber feblt. 
Auch bezüglich des G. der f. k. priv. Länderbank 
in Wien und mehrerer Provinzialbanken, welche 
Gixroabteilungen cingerichtet haben, jeblen ſtatiſti— 
ide Daten. 

VI. Der G. des königl. ungar. Poſtſparkaſſen— 
amtes. Der durch G. A. XXXIV vom J. 1889 
iné Leben gerujene und durd) die Normalverord- 
nung des ungar. H. M. 7X 89, Pr. 8. 3136, 
im Detail qeregelte G. des ungar. Poſtſpartaſſen— 
amtes ijt dem dee öſterr. Poſtſparkaſſenamtes nach— 
gebildet. 

Der Umjang desſelben im J. 1904 ijt nach— 
jtebenden Siffern ju entnehmen. Die Zahl der 
Konti belies fic) Ende 1904 auf 12.262; bievon 
waren 9130 (74.46%) am Cleatingverfebr be- 
teifigt. 

Die Anzahl der im Schechverkehr durchgeführ— 
ten Transaftionen betrug §,440.024, die Revire 
ments jtellten fic) auf 4.230,180.176 K. Sievon 
entjallen auf den Clearingverkehr 34°34 %. 

Die Bahl der Eimlagen belief ſich auf 7,244.53 
im Betrage von 2.117,617.539 K 2 h; der Turd 
ſchnittsbetrag einer Einlage war 292 K 32 h. Auf 
ein Monto entfielen im Durehichnitte 579 Einlagen. 

Die Sahl dev Rückzahlungen war 1,195,971 
im Gefamtbetrage von 2.112,933.476 K 30h, der 
Durchſchnittsbetrag einer Riidyahlung 1766 K 72h; 
auf cin Konto enthielen durchidhnittlic) OF Rüchzah— 
lungen. 

Das Geſamtguthaben der Kontoinhaber betric 
Ende 1904 52,874.455 K 21 h gegen 48, 190. 392 K 
49 h Ende 1903. 


Xiteratur, 


Bidermann: Die Wiener Stadtbanf, Wien 
1859, Bubenif: Die Technif des WW. bei der Ojterr.- 
ungar. Banf, Wien 1888. Rani‘: Die Bedeutung 
ded G. Wien 1894. Derielbe: Die Technif de3 
G., Wien 1896. Rod: Art. „Giroverkehr“ im 
Handwörtbh. Lederer: Die priv. bjterr. National- 
bank, ibte Wriindung, ihre Entitehung und ihr 
Birten, Bien 1847. Leth: Der Schectverfehr der 
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öſtertr. Pojtiparfaffe. 8. j. V. X. Bo, S 21. 
Rauchberg: Der Clearing: u. Giroverfehr, Wien 
1886. Derfelbe: Die neuejte Entwidlung des 
Clearing: u. Giroverfehres, St. WM. 1887. Der— 
jelbe: Die Entwidlung des Clearing- u. Giro— 
verfehres in den J. 1887 u. 1888, St. M, 1890. 
Derfelbe: Der Clearing: u. Giroverfehr in Literr.- 
Ungarn und im Wuslande, Bien 1897. Raudnitz: 
Der Schedverfehr der Bojtipartajje und jeine Ente 
widlung, 3. jf. B. XIII. Tobiſch: Der Schect- 
u. Clearingverfebr des f. k. öſterr. Pojtipartajjen- 
amtes, Konrads Jahrbücher. 3. Folge 41 92. 
Hammerſchlag. 


Glückſpiele. 


I. Kriterien der G. oder fog. Haſardſpiele. — II. Ber- 
bot ber G. — ILL Strafbeſtimmungen. 

J. Kriterien der G. oder ſog. Hafardipicle. 
Hajardipiele find alle jene Spiele, bei denen Ge— 
winn oder Verluſt nicht von der Geſchicklichkeit des 
Spielers, jondern lediglich oder doc) vorzugsweiſe 
vom Sujall abbiingt, und jedes fo geartete Spiel 
ijt cin verbotenes, e3 mag insbeſ. namentlid 
verboten jein oder nidjt. (Hfd. 16 X 40, Nr. 469, 
und 26 VIIL 41, Rr. 558 J. G. S.). Val. Kaif. E. 
4 XII 98, bei Wayrhofer, TV, 1386, Anm. 1. 

Il. Berbot der G. Nad dem Spielpatente 
1 V 1784 (Gejes Joſeſs Il. VI, 76) hatte die Lan— 
desitelle zu enticheiden, ob cin im Spielpatente bis- 
her nicht genanntes Spiel als verbotenes Hajard- 
ipiel anguieben fei oder nicht. Strittiq ijt, ob mit 
Rückſicht auf die allg. Beſtimmung des $ 522 St. 
G. die Kompetenz der polit. Behirden zum Ver— 
bote eines Spicles noch bejteht. 

Die verbotenen Spiele find in den iiber das 
Hftzd. 16 X 40, 3. 32041, von den einzelnen Liin- 
deritellen geſchehenen Republizierungen des Spiel- 
patentes 1 V 1784 namentlich aufgezählt. Laut des 
Zirkulars der n.-b. Regierung 4 XII 40, 3. 68267 
CE. G. S. 68, Bo. Nv. 104), find verboten: Pharao, 
Bassete, Wiirjeln, Passadieci, Lansquenet, 
(Juince |Quindici), Trenta, Quaranta, Raujden, 
Färbeln, Strassac sincere, Brennten, Molina, 
Wallacho, Maccao, Halbzwölf (Mezzo duodeci, 
Undeci e mezzo), Vingt-un, Biribis (Wirbiich), 
Oka (Wefpenjt), Hiufeln, das Zupferlſpiel (Trom- 
melmadame), Rouge et noir, das Hanjerlipiel auj 
Neqelbahnen, das Krügel- und das Hirſchenſpiel, 
das Schiffziehen, Villardfegelipiel, wo der Lauf der 
Kugel dure) eine Feder oder Maſchine bewirtt 
wird, Swiden oder Labet, Riemfteden u. Zapparin, 
in öffentl. Schanf- u. Rajjeehiujern das Lotto, 
Yottodauphin u. Tarteln. 

Durch ſpätere Bejtimmungen wurde nod) ver= 
boten: 

Tas beim Ausfpielen von Verfaujsqegenjtiin- 
den in Gajthaiujern und anderen öffentl. Orten 
häufig vorfommende „Grad oder Ungrad’ und 
das „Hoch- u. Niederipiel” (Minijterialverordnung 
27 VI 57, R. 123). 

Das fog. Kegel- oder Kugelfpiel (Cri. des M. 
3. 6X 70, 8. 14853). 
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Das Mariandlſpiel Erl. des F. M. 1010 
63, 3 11278). 
a8 Pacerfpiel (Eri. der n.-ö. Statthalterei 
20 X 86, 8. 47168). 
Das nad) der vorgelegten Spielordnung auj 
dem fog. Portalſchen Jager-Billard ju betreibende 


Spiel (Erl. der n.-b. Statthalterei 7 V 88, 8. 24142). 
Würfelſpielautomat „Monaco“ (J. Wi. Erl. 6 IV 


96, 3. B. Bl. Nr. 12). 

Ti. Strafbeitimmungen. Auf verbotene Spiele 
hat der $522 des allg. Str. &. 27 V 52, R. 117, Un- 
wendung, welcher ſowohl alle Spiclenden als auc 
dDenjenigen, der in feiner Wohnung fpielen läßt, der 
Straje von 10—900 fl. unterwirft, wovon dem 
Ungeiger das eingebradjte Dritteil zuſällt und wiire 
ev felbjt im Falle der Strafe, auch diefe ganz nach- 
geſehen wird. Ausländer, welche wegen diefer Uber— 
tretung in Strafe verjallen, find aus dem Reiche 
abzuſchaffen. 

Außer dieſer Beſtrafung unterliegen überdies 
bei Biribis und allen, dem — verwandten 
Spielen der Bankhalter der Behandlung nach § 446 
de8 Str. G. über Gefiillsiibertretungen 11 VII 35 
( ity. 16 X 40, 3. 32041, Kundmachung der n.<b. 

egterung 4 XII und 31 XII 40, 8. 68627 u. 
74247, und 14 VII 41, 3. 18794). 


Literatur. 


Saleisty: Polizeiverwaltung III, 191—204; 
Normen fiir die Wiener Poligerverrsalinng bon 
Auguſt Raufcher Nr. 10, 1863; Rr. 124, 1870; 
Nr. 153, 1875; Nr. 255, 1886. Hammerle: Poe 
lizeigeſetze und B., Wien 1865, S. 551; Mayr— 
hofer, V, 1383 ff. Triimmel. 


Gottesdienft. 


Art. 15 des St. G. 21 XII 67, R. 142: „Jede 
geſetzlich anerfannte Kirche u. Pe 
hat das Recht der gemeinjamen öffentl. Religions- 
iibung, ordnet u. verwaltet ihre inneren Ange— 
legenheiten felbjtindig.” Hiemit wurde der G. bezw. 
die Art feiner Ausiibung in den inneren Wirfungs- 
kreis der Kirche u. Religionsgeſellſchaft gewieſen 
und es traten die zahlreichen V. welche von Staats 
wegen insbeſ. den G. der katholiſchen Kirche regel— 
ten, außer Kraft. Dieſe Einmiſchung des Staates 
in die rein kirchl. Angelegenheit des G. erreichte 
insbeſ. unter Kaiſer Joſef II. den Höhepunkt; ſ. 
diesbezüglich die Hofverordnung 14 V 1782, 3. 1469 
(Sammlung der l. f. — und V. in publico- 
eccles II, 180, Geſetz Sofet IL, VII, 238, Chron. 
Auszüge f. Gal. 35, Mähren, R. O. 104, O. O., 
Tirol 29, Ldwenwolde, Hdb. der peiitl G. I, 538), 
betrejjend die Wbitellung des übermäßigen Auf— 
putzes in den Kirchen, das Hflzd. 18 XII 1782 (&. 
U. WM.) betreffend die Verwendung des Anbaltes 
des Opjeritodes, Hofverordnung 4 IL 1783 (Samme- 
lung dev L. f. Geſetze in publico-eccles. II. Bd., 
2. Teil, Nr. 11, Geſetz Joſef IL, IL, 50) betrefiend 
die Rangelreden, Hfd. 25 11 1783 (Gelep Joſef IL, 
II, 226), womit die fiinftige Ge u. Andachtsord— 
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nung für Wien, wonach ſich die übrigen Erblän— 
der zu benehmen haben, age gy wurde, fd. 
51 1784 (Geſetz Joſef I., VI, 583) betrefiend 
— —— Segen über Brot, Bein, Früchte, 
Hfd. 24 1784 (Geſetz Joſef II., VI, 587), die 
Andachten in der Karwoche betreffend ujw. — Aud 
jene V., welche die Teilnahme am G. anbefehlen, 
wie da8 Generale fiir Böhmen 22 X 1654 (Rieg- 
get corpus j. eccl. Boh. S. 187), — 
311772 (‘Therefia VI, 432), Hojverordnung 25 1 
1808, 26 VI 1811 (atid LX, 570, 571) uſw. find 
durd) den 3. Abſ., Wrt. 14, obgitierten St. W.: 
»Riemand fann ju einer kirchl. Handlung oder 
zur Teilnahme an einer firchl. Feierlichkeit gezwun— 
en werden, infofern er nidjt der nad) dem Geſetze 
iezu beredjtigten Gewalt eines anderen unter— 
ſteht“ auger Geltung gefommen. Endlich) ijt aud 
durd) Art. 16 St. G. gitiert den —— eines 
geſetzlich nicht anerlannten Religionsbekenntniſſes 
die häusl. Religionsübung geftattet, inſoſern die— 
ſelbe weder x ot noch ſittenverletzend ijt. 
— Strung des G. ijt durch den 3. Abſ., Art. 13, 
Geſetz 25 V 68, R. 49: „Ferner mup an den Feſt— 
tagen was immer fiir eine Rirche oder Religions- 
genoſſenſchaft während des Hauptgottesdienjtes in 
der Nähe des Gotteshauſes alles unterlaſſen werden, 
was cine — oder Beeinträchtigung der Feier 
pur Folge haben könnte“ unterfagt und fann unter 
Imijtinden zur jtrajgeridtl. a ($$ 122 u. 
303 St. @.) fiihren; f. auch ,,Rirchl. Aufzüge u. 
Wallfahrten“. Val. Exel I, 25, I, 355, I, 1496, 
Budwingfi 3035, 3183, 7948, 12106, Budwinsfi 
$ 6, VI, 372, Ove V, 185, 212—215, IX, 481, 
Glaſer-Unger 10702, Nowaf 52. 


Titeratur. 

Die Kirchenrechtslehrbücher. Helfert: Dar- 
jtellung der Rechte, welche in Anſehung der beil. 
Handlungen, dann der heil. u. religibjen Sachen 
jowobl nach firchlidjen als auch nach öſterr. bürgerl. 
Geſetzen ftattfinden. 2. Aufl. Braq bei Thomas 
Tabor 1843. v. Mahl-Schedl. 


Grenzſachen 


j. „Landesgrenzſachen“. 


Griechiſchorientaliſche Kirche. 


I. Gegenſat der kdatholiſchen und der morgenländiſchen 
Kirche. — LL. Gegenwartiger Beftand der griethifch-orienta 
lifthen Kirche in Ofterr.«Ungarn. — 111. Die Metropotie 
ber Bulow. und von Dalim. 


I. Gegenſatz der latholiſchen und der morgen- 
landijden Kirche. Die Chrijtenheit des ath ae 
landes jteht in ibrer großen Wenge jeit 
4 Jahrh. unierer —— in einem Gegen- 
jake gu der des Ubendlandes. Urſache desſelben ijt 
in lepter Linie die verichiedene geijtige Veranla- 
qung der Völkerkreiſe des helleniſtiſch-ſlaviſchen 
Ditens und der fiihrenden Volfsjtiimume des roma— 


Griechiſch⸗orientaliſche Kirche. 


niſch⸗germaniſchen Weſtens. Der Entwicllung jener 
iſt durch ihre leichte Empfänglichkeit und geiſtige 
Beweglichkeit das * der Abſpaltung, dieſen 
durch den Sinn für Macht u. Ordnung das der 
Einigung eingeprägt. Polit. Urſachen haben jenen 
Gegenſaßz geſchärft, bis feit dem 11. Jahrh. die 
dauernde Spaltung der Chriſtenheit in eine abend- 
und eine morgenländiſche erjolgt ijt, welche trop 
oft wiederholter Vereinigungsverſuche nicht umfaj- 
fend behoben werden fonnte. 

Diefe Spaltung beruht im wejentliden nicht 
auf einer entgegengelepten Unidjauung iiber die - 
ojjenbarten Wlaubenswahrheiten. Die morgentlin- 
difche Kirche teilt mit der abendländiſchen das Be— 
wuptiein, die von Chriftus geitiftete ſichtbare Ge— 
meinſchaft von Menſchen gu jein, welche unterein- 
ander ,,durd) den Glauben, das göttl. rig die 
Hierardie und die Saframente verbunden ſind“. 

is gur Gegenwart find die Unteridiede des Dog- 
menbeftandes relativ geringfiigiq, der Bibelfanon 
und die gebräuchl. Glaubensjymbole faft völlig 
identiſch, die Schlüſſe der erſten fieben allg. Konzi— 
lien find bei beiden regipiert. Die Spaltung ruht 
vielmebr ihrem Wejen nach auf einem Gegenſatze 
in der Berfajiungsbildung. Beiden Rirchen find 
allerdings auch die Grundgiige diejer geofienbarte 
Wabhrheiten, nicht wie den in der Reformationsbewe- 
gung de8 16. Jahrh. entitandenen Kirchengemein⸗ 
ſchaften, Produkte hiſtoriſcher Begebenheiten und 
wandelbarer Verhältniſſe. Beide bekennen ſich nicht 
nur als die heilige u. apoſtoliſche, ſondern 
aud) als die cine u. allgemeine Kirche. Aber 
das lebendige Bewußtſein der Einheit u. Katholi— 
zität prägt ſich in der abendländiſchen Kirche auch 
in der BVerjajiung aus, fie erfennt ſich als das von 
Chrijtus auf dem Feljen Petri gegriindete einheitl. 
Gottesreich auf Erden, jie ijt Darum x2t Eloy 
die fatholifde und nach ihrem verfaſſungsmäßi— 
gen Oberhaupte oie römiſche. Im Morgenlande 
dagegen ijt dag Bewußtſein der Allgemeinheit u. 
Einheit verdunfelt worden durd) die innige Ber- 
ſchmelzung des religidjen und ftantl. Lebens, in 
deren Folge auc) die Organifation der Kirchenge— 
meinfchaft von der Flut gefchichtl. Wandels der 
chriſtl. Staaten erfaßt worden ijt. Das Bewußtſein 
det Cinheit des Glaubens ijt der morgenländiſchen 
Chriftenheit verblieben, injofern benennt fie fid 
aud) heute mit dem Ehrennamen orthodoy oder 
rechtglaubig. Aber dieſe Einheit wird getragen von 
einer Vielheit in ihrer Verfaſſung unterſchiedenen, 
gegeneinander rechtlich ſelbſtändigen Kirchenweſen, 
ſie hat für das Rechtsleben (Geſetzgebung, Ge— 
richtsbarkeit u. Kirchenzucht, Berwaltung) der 
Autokephalie Platz gemacht. Darum hat die 
weſteuropäiſche Nomenklatur der Chriſtenheit des 
Orients nur eine Bezeichnung beizulegen vermocht, 
die von der Stätte ihrer Verbreitung herleitet; 
dieſe Kirchengemeinſchaft ijt ihr die mörgenlän— 
diſche oder anatoliſche, während die Benennung 


katholiſche Kirche ausſchließend der des Abendlandes 


zuteil geworden iſt. Solcher autokephaler Kirchen 
werden folgende gezählt: Diejenige von Ronjtanti- 
nopel fiir die morgenländiſche Chriſtenheit des tiirfi- 
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von GSerbien, von Montenegro, von Bulgarien, 
von Bosnien und der Herjegowina, von Weran- 
drien, Untiodien, Jerujalem, Cypern, vom Berge 
Sinai, von der Bufow. und Dalm., von Rarlo- 
wif, von Hermannitadt, endlich die ruſſiſche auto- 
fepbale Stirche. — Die fatholijche Kirche erjtrect ihre 
Miſſionstätigkeit aud) auf den Orient; unter den 
morgenländiſchen entfaltet eine folche hauptſächlich 
nur die ruſſiſche Kirche und auc) diefe nicht in 
europiijden Ländern. Dagegen wahren in denjelben 
die autofephalen orientaliſchen Kirchen ihren Bejip- 
jtand; fiir dDenjelben ijt nicht bloß die Gemeinſam— 
feit des Glaubens, fondern namentlid) auch das 
nationale Element maßgebend. 

Wuf dem Gebiete der Monardie finden ſich 
darum Angehörige verfdhiedener autofephaler Kir— 
chen, welche ihre jepige Organijation weſentlich dem 
unter dem Titel der Schußherrſchaft geiibten jtaatl. 
Einfluſſe verdanfen. Außerdem ijt nod) gu erwäh— 
nen, daß infolge der Union von Breſt vom J. 1594 
eine Vereinigung eines widtigen öſtl. Kirchenwe— 
jen, desjenigen der Ruthenen, mit der katholiſchen 
Kirche ftattgejunden Hat. Diefelbe bildet als „grie— 
chiſch⸗katholiſche Kirche“ einen Ritus der fatholi- 
—* nicht mehr eine ſelbſtändige Religionsgeiell- 

aft. 

Als uralte chriſtl. Nationalkirche des Orientes 
iſt hier noch die armeniſche eriwabnen, welche 
jid) von den iibrigen Orientalen weſentlich durch 
formelle Verwerfung der Schlüſſe des vierten allg. 
Konzils von Chalcedon vom J. 451 unterideidet. 
Ihre Schicfale ſchwanken ——* der Union mit 
der katholiſchen und der mit der orientaliſchen Kirche. 
Der armenijche Erzbiſchof in Lemberg hat im J. 
1634 die Union mit der erjteren angenommen, jo 
dak die große Mehrzahl der öſterr. Armenier eben- 
fall einen Ritus der fatholijden Kirche bildet. 
Außerdem aber wurde fiir die Bufowina, als dieje 
an Ofterr. fiel, auch ſogleich eine nidt unierte 
armenijd-orientalijde Gemeinde gu Sue 
czawa ſtaatlich anerfannt, weldje ihre Geiſtlichen in 
Ronjtantinopel ordinieren läßt und nad) ihren pom 
Landesprifidenten zu Czernowitz 1872 bejtitigten 
Statuten alle Kultusgenojjen im erzogtum Bufow. 
und in bem Königreiche Gal. umfaft, die gum öſterr. 
Staateverbande gehören. Endlich bejteht in der 
Bulow. nod) cine eigentümliche orientaliſch⸗ruſſiſche 
Bauernſelte, die Lipowaner, welche ſchon von 
Kaiſer Joſef U1. gugelafjen wurden. Uber dag ſtaats— 
tirchenrechtl. Berhaltnis des Sa u. arme- 
niſchen Ritus zur katholiſchen Kirche f. meine Ab— 
handlung „Eherechtl. Fragen der öſterr. Witfatho- 
lifen’’, G. 3. 1902, Rr. 47. Be 

Il. Geqenwartiggr Vejtand der griechiſch-orien⸗ 
taliſchen Kirche in Oſterr.Uugarn. Die griechiſch— 
orientaliſche Kirche — welche Bezeichnung durch 
A.E. 26 XI 64, Miniſterialverordnung 29 XI 64, 
R. 91, in den öſterr. Ländern fiir den gejamten 
amtl Verkehr an die Stelle der Bezeichnung 
griechiſch nicht unierte Kirche qejest wurde — be- 
ſteht jest in Ojterr.-Ungarn aus folgenden ein- 
ander foordinierten Metropolien: der jerbi- 
ſchen gu Rarlowig, der fiir die Rumänen oder 


Aden Reides, von Griedenland, von Ruminien, ; Romanen in Ungarn und Siebenb. zu Hermanne 


Ofterr. Staatsworterbuch. 2% Wufl., 2. Bd. 
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jtadt, der gu Czernowig fiir die Bufow. und 
Dalm. Endlich ijt hier nod) zu gedenfen der dem 
ötumeniſchen Patriarchen gu Nonjtantinopel unter- 
jtehenden vier Epardien oder Metropolien Dabar= 
Bosna, Zahum-Herzegowina, Zvornik-Tuzla u. 
Banjalufa-Bihaé in Bosnien und der Herjzeqo- 
wina. Uber Entſtehung und Heutige — 
diefer autokephalen WMetropolien in Ungarn, Bos— 
nien und det Herzegowina vgl. die 1. Aufl. dieſes 
Werkes S. 951 f., dann das Statut 31 V 1905 über 
die Regelung der ſtirchen- u. Schulveriwaltung der 
ſerbiſchorthodoxen Eparcien in Bosnien und der 
Dergeqorvina, genehmigt mit A. E. 13 VILL 1905. 
IIL. Die Metropolie der Bufow. und von 
Dalm. Dic Bufowina ynterjtand, als fie im J. 
1775 von der Türkei an Oſterr. abgetreten wurde, 
dem griechiſch orientaliſchen Biſchof von Radaug und 
diefer Dem WMetropoliten von Jaſſy, weld) legterer 
zugleich die biſchöfl. Jurisdiktion iiber die Bezirke 
von Suczawa u. rane hatte, für weldje er 
den Agumen von St. Bilin bei Suczawa gum Biz 
far benellt hatte. Der moldauiſche Metropolit gu 
Jaſſy verzichtete durch Schreiben 241TV 1781 auj 
ſeine Jurisdiktion und der Biſchof von — 
deſſen Sitz infolge Allerhöchſter Anordnung 12 X 
1781 nach Czernowitz übertragen wurde, bezeichnete 
fic) ſeitdem als exemter Biſchof der gefamien Bu— 
fow. So namentlich in der Vollmachtsurkunde ddo. 
— 9 IV 1783, wodurch er den Bojaren Ba- 
ſilli von Batſch bevollmächtigte, alle biſchöfl. Güter 
an das Allerhöchſte Ararium abzutreten und ,,jort= 
hin geſamte Untertanen an das Allerhöchſte Ararium 
als ihren künftigen Grundeigentümer anzuweiſen“. 
Durch A. E. 30 IX 1783 wurde der griechiſch— 
orientaliſche Bufowinaer Biſchof dem Metropoliten 
von Karlowitz und der dortigen Metropolitanſynode 
in dogmaticis et spiritualibus unterſtellt und 
für berechtigt erklärt, wie alle anderen griechiſch— 
orientaliſchen Biſchöfe des Reiches an dieſer Me— 
tropolitanſynode teilzunehmen. Dieſes beſtätigte 
aud) der geiſtl. Regulierungsplan oder „An— 
ordnung zur Regelung des Geijtliden-, Kirchen— 
u. Schulweſens in der Bukow.“, welche im Ein— 
vernehmen mit der Militäradminiſtration von dem 
durch Hfd. 21 VIL 1781 fonjtituierten Konſiſtorium 
ausgearbeitet, nach Beſeitigung ciniger Differeny- 
punfte vom Biſchof Dojitheus Cherescul und dem 
Seneralmajor v. Enzenberg ju Czernowitz 25 LI 
1786 unterjeidmet und 29IV 1786 von Kaiſer 
Dojef IL. janftioniert wurde. Dieſer Requlierungs- 
plan bildet noc) immer die Grundlage des befon- 
deren Rirchenredjtes der Bufow., abgedruct in der 
blog fiir den internen amtl. Gebrauch beſtimmten 
Sammlung der ,Normatien fiir die hierarchiſche 
Ronftituiercung und organiſche Cinridtung der 
griechiſch⸗ orientaliſchen Eparchie der Bukow. von 
1773 —1786", S. 28 ff. Er handelt in 5 Haupt: 
jtiiden: 1. Kurz von dem Religionsjonds, der nad 
Anordnung und unter Veriwaltung des Staates 
fiir Die Gicijtlichen und das Schulweſen qewidmet 
jei, und jodann ausfiihrlid) von dem Weltflerus; 
2. von der Kloſtergeiſtlichkeit, während außerdem 
nod) eine der Beilagen des Regulierungsplanes 
eine lateiniſche reguia monastica enthilt, welche 
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im wefentlicden aus den Defreten der Karlowitzer 
Synode von 1774 geſchöpft ijt; 3. von den Nonnen 
(dD. h. der Aufhebung der orientaliſchen Frauen— 
flijter); 4. von der Aufitellung des Ronjijtoriums 
und der Ronfiftorialwirtiamfeit; 5. von dem Schul- 
wejen. Die Einrichtung der Seelforge wurde er- 
neuert durd) A. E. 24 X 43. Für das Konſiſtorium 
exging eine mit A. E. v IT 69 genehmigte Bejdiijts- 
ordnung. — Die Dotation des qriechijd-orientali- 
ſchen Seelforgeflerus in der Buforw. ijt gegenwärtig 
getegelt durd) A. E. 15 XII 98 und 21 TIT 1902. 
Der Grundgehalt der Pjarrer betriigt 1800 K, der 
Hilfspriefter 1300 K, dagu fommen bei jenen fiinj 
Ouinquennaljulagen & 160 K, bei dieſen feit A. 
E. 20 11 1904 eine Teuerungsgulage von 200 K 
und zwei Duinguennalgulagen & 200 K, auger- 
dem eventuell weitere Orts⸗ u. Teuerungssulagen. 
Die Rubegeniifje der Pfarrer betragen je nach der 
Dauer der Dienjtzeit 1000—2000 K, der Hilfs- 
priejter 800-1200 K. Die Berjorgung der Wit- 
wen u. Waijen des Klerus ijt wie? durd A. E. 
3199 und 26 IT 1905. — Mit A. E. 23173 wurde 
Die biſchöfl. Kirche der Bulow. gur Wiirde einer 
felbjtindigen, der ſerbiſchen u. romanijdjen foordi- 
nierten Wetropolie fiir die orientalifdjen Griechen 
der im Reichsrate vertretenen Linder erhoben. Cin 
aus 24 Geijtliden und 24 Laien bejtehender Kirchen⸗ 
kongreß gur Wahrung a es der firdl. Au⸗ 
tonomie wurde durd A. &. 9 VIII 73 und dejien im 
wefentlicjen der Landtagéiwahlordnung der Bufow. 
nachgebildete Wahlordnung unter dem 1022 V 74 
genehmigt. Bei den Verſuchen zur Durchführung 
dieſes Projektes traten aber in den Anſorderungen 
des Kongreſſes gegenüber der Regierung ſolche Diffe— 
renzen hervor, daß die Anträge des erſten 1882 
abgehaltenen nicht genehmigt und der im Oftober 
1891 jufammengetretene 2. Kongreß vertagt und 
im J. 1902 geſchloſſen wurde, Als Aufgabe war 
diejen zwei erſten Kongreſſen die Beratung eines 
Rongrepitatutes zugewieſen. 

Bei der Errichtung der Czernowitzer Metro— 
polie wurden derſelben auch die Orientalen in Dal— 
matien untergeordnet. Es war dort 1808 durch 
die franzöſiſche Herricjaft ein griechiſch-orientaliſches 
Bistum mit dem Titel Biſchof von Dalm. u. Iſtrien, 
aber obne Jurisdiktion im legteren Gebiete) er- 
richtet und die öſterr. Regierung, weldje dasſelbe 
1838 von Sebenico nach Sara verlegte, fiigte 1871 
cin zweites gu Cattaro bingu. A. E. 28 VIL und 
20 IX 53 normierten die Einrichtung der Seel- 
jorge det griechiſch-orientaliſchen Kirche in Dalm. 
und genehmigten die Errichtung des Konſiſtoriums 
in Sara, Für letzteres erging fodann eine durch 
UW. E. 24 VILL 70 beſtätigte Geſchäftsordnung, welche 
der Des Czernowiger nachgebildet ijt. Dieſelbe iſt 
nit A. E. 4 XIL 72 auch fiir das Bistum Cattaro 
eingeführt worden. Cin Synodaljtatut der griechiſch⸗ 
orientalijden Metropolie Bulow. und Dalm., wel- 
ches die Biſchöfe aufgeſtellt Hatten, erhielt unter dem 
21 VIIL 84 die Allerhöchſte Sanftion. Die Tota- 
tion der gricchifch-orientaliiden Seeliorgegeijtlic- 
feit in Dalm. ijt geregelt durch Geſetz 19 IX 98, 
R. 177, BW. des K. U.M. 1 XS, R. 206, jene des Lehr⸗ 
perſonales der griechiſch-orientaliſchen theologiſchen 
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Vehranjtalt in Bara durch Geſetz 26 1 1902, R. 24, | der verjchiedenen in der gricchiſch-orientaliſchen 


Minijterialverordnung 13 II 1902, R. 36. 
weatige 
Profeſſoren gleich. 

Die innere Organiſation der griechiſch-orien— 
taliſchen Kirche beruht wie die der katholiſchen Kirche 
auf der Unterſcheidung von Geiſtlichen u. Laien. 
Die Geſamtheit jener bildet die Hierarchie, in deren 
Grade der einzelne durch Cheirotonie aufgenommen 
wird. Die Vorausſetzungen des gültigen u. erlaub⸗ 
ten Empfanges derſelben find ähnlich wie nad la— 
tholiſchem Kirchenrecht umſchrieben, weshalb auch 
die Gültigkeit der Weihen von beiden Kirchen wech— 
ſelſeitig anerkannt wird. — Die Hierarchie iſt eine 
ſolche der höheren und der niederen Grade. Zu 
jenen gehört der Epiſtopat, Presbyterat u. Dia— 
fonat. Bon den vier niederen Weihen der abend- 
ländiſchen Kirche fennen die Morgenlinder mit 
Ausnahme der Urmenier nur die de3 Anagnojten 
oder Pjalten (Leftors); der Gubbdiafonat iit nicht 
wie in der abendlindijchen Kirche ju einer höheren 
Weihe erhoben, jedoch tann der Subdiafon aud 
bei den Morgenländern feine kirchlich giiltige Ehe 
ſchließen. Bei den nicht unierten Orientalen wird 
den Kandidaten de geiſtl. Standes, fiir welche in 
Oſterr.Ungarn durch) die Fürſorge der jtaatl. Ge— 
walt gang ähnl. Seminarien wie die fatholijden 


fos. riejterieminarien eingerichtet find, durch die 
geiſtl. Vorſteher vor Spendung der Subdiafonats- 
weihe aufgetragen, entiweder jich fiir den Mönchs— 
ftand zu enticheiden oder fid) nun gubor mit einer 
tugendgaften Jungfrau ihres Glaubens gu vermäh— 
len. Dabei pflegt ausdrücklich darauf hingewiefen 
ju werden, dag ſolche qeeiqnete Briiute ſich am 
eheſten unter den Tochtern der griechiich-orientali- 
ſchen Pfarrer finden wiirden. Bum Biſchofe joll 
aber nur ein nicht in der She Lebender Geijtlicher 
erforen werden und in mandjer Partikularkirche ijt 
es üblich geworden, einen joldjen nur aus dem 
Mönchsklerus yu entnehmen. Verwitwete Geiſtliche 
erwerben daher oft die Zugehörigkeit zu einem der 
Klöſter, für die ſämtlich die Regel des heil. Ba— 
ſilius maßgebend iſt; man nimmt an ihnen die 
Zeremonien der Aufnahme in den Mönchsſtand vor 
und ſieht, weil fie als in Tugend, Sitten u. Kennt— 
niſſen erprobt gelten, von der eigentlich vorgeſchrie— 
benen dreijührigen Probeyelt Noviziat) ab. Aus 
Mitgliedern dieſer Hierarchie der Weihegrade ſetzt ſich 
die Hierarchie der kirchl. gsr (t. Brocxnteeh) 
uſammen. Jn der öſterr. Partikularkirche ijt dies 
—* wenig ausgebildet. Träger einer eigentl. Ju— 
risdittionsgewalt find nur der Metropolit und die 
beiden Eparchialbiſchöfe. Dieſe vereiniqen ſich in 
der Metropolitanjynode ju dem oberjten fonjtitue 
tiven geiſtl. Organe der ‘Bartifulartirche in allen 
ai age oer der firdl. Verwaltung u. Geridts- 
barfeit. Beſchlüſſe der Synode betreffend den Glau— 
ben, die chriſtl. Sitte und die geiſtl. Gerichtsbarkeit 
verbinden an ſich, andere bediirfen der faif. See 
nehmigung. 

Für die —— des Bistums (Eparchie) 
ijt den Biſchöfen wefentlic) durch ftaatl. Wte ein 
Konjijtorium als beratendes u. geſchäftsführendes 
Rolleq beigegeben. Auf dagielbe jind die MAgenden 


Dicje Kirche hijtorijd ausgebildeten 
find denen der katholiſchen Seelforger u. —— Skeuophylakie, Safellariat, Charto— 
phyſatie u. 


mter übergegangen 


rotefdifat). Das Konſiſtorium beſteht 
aus einem Archimandriten als Stellvertreter des 
Biſchofes, dann in der Bukow. aus dem Protopres⸗ 
byter, vier beſoldeten und zwei Ehrenbeiſitzern, in 
Dalm. aus zwei beſoldeten und vier Ehrenbeiſitzern. 
In Cattaro fehlt der Archimandrit. — Der Me— 
tropolit, die Biſchöſe und die Mitglieder der Kon— 
jijtorien werden vom Raifer ernannt. 

Domfapitel gibt es in der orientalijden Kirche 
nicht. Die Syjtemifierung von Pjarreien u. Broto- 
presbyteraten (Lanbdbdefanaten), ein Pfarrkonkurs 
wejentlid) fo, wie dieje Inſtitute im fatholifden 
Kirchenrechte jest bejtehen, jind teils durch polit., 
teils durch kirchl. Alte eingeführt worden, in der 
Bufoww. durd) die Jofefinifde Geſetzgebung auch ein 
dem des katholiſchen Kirchenrechtes nachgebildetes 
Patronatsrecht. 

In der Diafpora bejtehen nur wenige Seel- 
forgeitellen. Diejenige in Lemberg hängt villig von 
dem Wetropoliten ab. Für Wien bejtehen jest 
drei Ede baat ea Kirchen⸗ u. Pfarrgemein⸗ 
den. Nach einer von den Vorſtänden dieſer drei Ge— 
meinden getrofenen, durd Erl. des K. U. M. 
4IV 93 —— Vereinbarung Archiv fiir fath. 
Kirchenrecht LAX 139) umfaßt die eine, die zur 
heil. Dreifaltigteit, alle Anhänger des griechiſch— 
orientalijdjen Bekenntniſſes, welche nicht türkiſche 
Staatsangehirige und nicht Slaven find, — die 
yey beil. Georg —— ————— 

ekenntniſſes, welche griechiſcher, mazedo walachi⸗ 
ſcher u. albaneſiſcher Nationalität und türkiſche 
Staatsangehörige ſind, während jene der ſlaviſchen 
Nationalität der neubegründeten ſerbiſchen grie— 
chiſch-orientaliſchen Kirchen- u. Pfarrge— 
meinde St. Sawa zugewieſen ſind. Die beiden 
erſten Gemeinden unterjtanden früher der Karlo— 
witzer Diözeſe, wurden dann aber durch A. E. 19 
III 83 der von Czernowitz unterſtellt. Die letzte 
unterſteht dem Biſchofe von Zara. Yn Trieſt be— 
ſteht eine autokephale griechiſche und eine ſerbiſche 
Pfarrgemeinde, deren Unterordnung unter den 
Biſchof von Karlſtadt nicht gelöſt iſt. Dem Biſchofe 
von Zara unterſteht noch die Gemeinde von Peroj 
Iſtrien). 

Aus dem Gebiete der kirchl. Verwaltung ſind 
hier nur wenige Eigentümlichkeiten hervorzuheben. 
Die griechiſch-orientaliſche Kirche hat die Selb— 
ſtändigkeit des religiöſen Lebens gegenüber dem 
Staate unverhältnismäßig weniger betont als die 
abendländiſche, ſondern den Trägern der öſſentl. 
Gewalt einen weitreichenden —8 auf alle nicht 
rein ſpirituellen Funktionen eingerüumt oder ein— 
räumen müſſen. Derſelbe beſteht auch in der öſterr. 
Partikularkirche, als deren Schutzherr auch nach 
tirchl. Anſchauung der Kaiſer gilt. Nach geltendem 
Rechte ruht dieſe Stellung aber auch auf ſtaats— 
rechtl. Grundlage. Sie äußert ſich, abgeſehen von 
der Sanktion der Synodalbeſchlüſſe und den Er— 
nennungsrechten fiir die leitenden Amter, det Kom— 
petenz zur Errichtung u. Veränderung kirchl. Amter, 
der allg. Aufſicht über die Verwaltung derſelben, 
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namentlich in der Qudifatur und hinjictlich Der Ver— 
mögensgebarung. Bezüglich jener ijt nicht nur in 
allen Sadjen nicht ausſchließlich jpiritueller Urt das 
K. U. M. Oberinſtanz. Dasielbe entideidet aud) in 
jolchen YUngelegenheiten bei einem Diſſenſe zwiſchen 
dem Biſchof und feinem Konſiſtorium. Endlich wird 
die eg lar — in der Butow., joweit 
deren Erfenntnijie volljtredbar fein follen, von 
einer gemijditen, aus Geiſtlichen u. Staatsbeamten 
zuſammengeſetzten Kommiſſion geiibt. 

Der kaiſ. Schutz des Kirchenvermögens hebt 
ſich am ſchärfſten in der Schaffung des Bukowi— 
naer griechiſch-orientaliſchen Religionsfonds ab. 
Die Verwaltung desſelben, welcher aus dem Ver— 
mögen des Bistumes Radautz und den Gütern der 
aufgehobenen Klöſter gebildet wurde, ſteht unter 
dem K. U. M. jene der liegenden Güter des Fonds 
unter Dem YW. M. jedoch ijt dem Konſiſtorium eine 
gewiſſe Aufſicht oder Begutadtung zugeſtanden. 

Durch polit. Anordnungen wurden für die 
Beaufſichtigung der Verwaltung des Vermögens 
der — Kirchengemeinden je zwei Kirchen— 
viiter (Epitropen) aus dem Laienſtande vorgeſchrie— 
ben, denen aber gegenüber dem Kirchenvorſteher 
nur eine beratende Stellung zukommt. 

Für Dalm. beſteht eine behördlich genehmigte 
„Inſtruktion über die Verwaltung des Kirchen— 
vermögens“, welche dieſelbe in die Hände eines aus 
6—14 Mitgliedern gebildeten Kirchenrates legt. 
Dieſer beſtellt für die unmittelbare Geſchäftsfüh— 
rung aus ſeiner Mitte drei Kirchenväter, welche 
im Vereine mit dem Seelſorger als „Kirchenver— 
waltung“ fungieren. 

In Dalm. beruht die Dotation des Klerus 
auf Naturalabgaben der Gläubigen und der Unter— 
ſtützung aus dem Staatsſchatze. 

Das Mönchsweſen ijt in der öſterr. griechiſch— 
orientaliſchen Rirde ziemlich entwidelt. In der Bue 
tow. find die Klöſter aus dem Religionsfonds do- 
tiert. An der Spige des eingelnen jteht ein auf Leb⸗ 
zeiten gewählter Jgumen. Geliibde dürfen nad) einer 
dreijährigen Probezeit und nicht vor Vollendung 
des 24. Lebensjahres abgelegt werden. Ihre äußeren 
Rechtswirkungen ſind den in der katholiſchen Kirche 
abgelegten gleich (Glaſer-Unger XXIV, 11165). 
Die Mönche müſſen öſterr. Staatsbürger ſein. 

Für die Hexanbildung des griechiſch-orienta— 
liſchen Klerus ſorgt die griechiſch-orientaliſche 
theologiſche Falultät der Univerſität Czernowitz und 
die oo orientaliſche theologifde Yehranjtalt 
in Sara. 

Die öſterr. griechiſch-orientaliſche Kirche übt 
eine Gerichtsbarkeit in Eheſachen nicht aus, ſon— 
dern überläßt dieſelbe den weltl. Gerichten. 

Uber das (vom gemeinen nicht unterſchiedene 
Erbrecht nad) griechiſch-orientaliſchen Geiſtlichen |. 
den Art. „Geiſtl. Verlaſſenſchaften“ und Glaſer— 
Unger XU, 5444, über „Kultusbeiträge“ u. „Stol— 
taxen“ ſ. dieſe Urt., über das Konkurrenzweſen 
ſ. den Art. „Katholiſche Kirche E“. 


xiteratur. 


Vering: Lehrbuch des katholiſch-orientaliſchen 
u. proteſtantiſchen Kirchenrechtes, 3. Aufl., bejon- 
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ders: $$ 12, 15—20, 63, 67, 80, 99 j. 163 j., 
202, 217, 271. v. Qiregef: Aktenmäßige Dar- 
jtelung der Vexhältniſſe der griechiſch nicht unierten 
—— in Oſterr, Wien 1861. Bidermann: 
Jn der St. ML, Wien 1884 (Auguſt- u. September- 
heft). Mil aſch: Das Kirchenrecht der morgenlän— 
diſchen Kirche, Zara 1890 (in ſerbiſcher Sprache, 
deutſche UÜberſetzung von v. Peffié, Bara 1897). 
bv. Rallan: Gedichte dee Serben. Mus dem Un— 
en liberfegt von Schwicker, Budapeſt 1877 
i8 1878, 2 Boe. Radics: Die Serben und die 
Ungarn, Gbttingen 1875. Derjelbe: Electio et 
consecratio episcoporum etc., Budapejt 1877. 
Derfelbe: Beitriige sur Geichicte der ſerbiſchen 
Kirche im 18. Jabrh., Werſchetz 1877. Derfelbe: 
Die Verfaſſung der orthodor-fatholifden Kirche bei 
den Serben in Ofterr.-Ungarn, 2 Teile, 1877 bis 
1880. Derjelbe: Die Verſaſſung det orthodor— 
ſerbiſchen uſw. Partikularkirche, I. Bud, Brag 1889. 
Vering: im Archiv fiir katholiſches Nirchenredt, 
43. Bd. 231 ff.; 46. Bd. 460 ff.; 49. Bd. 152; 
50. Bd. 146; 51. Bd. 303; 58. Bd. 368 ff.; 55. Bod. 
447; 65. Bd. 437. Milaſch: Chenda 53. Bod. 
152 ff. Maynrhofer-Heidlmair IV1, 425 Ff. 
vp. Hufſarek: St. K. R., S 31 f. Piller: 
Geſchichte der kirchl. — zwiſchen dem Orient 
u. Okzident. Silbernagel: pple Pore 
Rirchen deS Oriented, 2. Aufl. ber. v. Schniger, 
Regensb. 1904. Goeg: Kirchenrechtl. Denfmaler 
Ultruplands nebjt Geſchichte des ruſſichen K. R. 
Stutz: Kirchenrechtl. —* H. 18 u. 19) 1905. 
Yaxsiiaporovion M. Rxxk. dixatov. Leipzig 1900. 


Bering, derjelbe Urt. in der 1. Aufl. 
v. Huffaref. 


Grundbuch. 


I. Entwicklung des G. — II. Innere Gtxriitung des 
G. — III. Die bücherl. Cintragungen. — IV. Das G.- 
Berfahren. 


1. Entwidlung des G. Jn älteſter Zeit erjolgtein 
Deutidland die Ubertraqgung von Grund u. Boden 
durch Ubergabe, welche aug zwei Alten bejtand, der 
traditio, sala, d. i. der öffentl. Erflérung, dak 
man da8 Wirunditiid übergebe, und der feierl. Be— 
ſitzeinweiſung in ſymboliſcher Form, der investi- 
tura, gewere. Auch die Verpfändung der Grund- 
ſtücke geſchah durch Ubertragung der Sache an den 
Gläubiger. Für die Beurfundung der Ubertragung 
forgte man in manden Städten in iy Mca 
Gintrag in die Stadtbiicher, welche jomit die Grund- 
lage fiir Das Inſtitut der öffentl. Biicher in Deutſch 
land bildeten. Qn Ojterr. entwickelten fic) die G. 
aus der bereits im 13. Jahrh. in Böhmen u. Mähren 
bejtandenen Landtajel, welche bis in das 17. Jahrh. 
nicht blok Brivatrectsafte, fondern aud) das 
Hauptergebnis der vor Gericht gefiihrten Prozeſſe 
enthielt und zugleich das Staatsarchiv bildete. 
Erſt feit Mitte des 17. Jahrh. beſchränken fic) die 
Einträge in der Landtafel ausſchließlich auf Pri— 
vatrechte. Much in anderen öſterr. Ländern bejtan- 
den ſchon frühzeitig ähnl. Biicher, fo in N. O. ſeit 
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dem 16. Jahrh. ein „Weißbotenamt“, welches ſpä— 
ter in die Landtafel überging, wie überh. die Land— 
tafel im Laufe des 18. Jahrb. in den meijten öſterr. 
Erblindern cingefiihrt wurde. Bis zum P. 221V 
1794 war es üblich, bloß die Urkunden in die öffentl. 
Bücher eingutragen. Erſt durch das genannte P., 
welches nur für Böhmen u. Mähren beſtimmt 
war, aber in Ermanglung anderer Geſetze allg. An— 
wendung in den öſterr. Erbländern fand, wurde 
die Führung eines ſog. Hauptbuches angeordnet, 
welches ein Eigentums- und ein Laſtenblatt ent— 
hielt, über den Gutsbeſtand aber keinen Aufſchluß 
gab. Neben der Landtafel, welche nur für die Do— 
minikalgüter beſtimmt war, ſchuf das Bedürfnis 
bereits im 14. Jahrh. die Anlegung von Stadt— 
büchern fiir die im Gebiete der Stadt befindl. Liegen- 
ichajten und im 15, u. 16. Jahrh. die Einführung 
der G. fiir die untertiinigen Liegenſchaften. Die 
Stadtbiicher wurden zumeiſt nur als Jnjtrumenten- 
biicher gefiihrt, in welche die Angroffterungen chro— 
nologijc fortlaujend ohne Ubjonderung nach eingel= 
nen Realitiiten vorgenommen wurden. Die G. be- 
jtanden entiveder aus einem eingigen Buche, oder 
berufend auf dem Dreibuchinjtem aus dem Dienjt- 
bud), urbariam, enthaltend die Benennung, dad 
Ausmaß und den ju leijtenden Grundzins, dem 
Gewährbuch, enthaltend die Ubfchriften der Urkun— 
den iiber die Eigentumsiibertragung, und dem Sag- 
buch, beſtimmt fiir die dingl. Belajtungen. 

IL Qunere Ginridtung des G. Das auf den 
Grundfiigen der Publizität u. Spegialitit beruhende 
allg. G.-Geſetz 25 VIL 71, R. 95, hat die Füh— 
a der Bücher nad) Realfolien, aus denen fo- 
wohl der Beſitzſtand als auch der Lajtenitand ju 
erjeben ijt, sur Borausjepung. Der Mangel der 
bisher bejtandenen Biicher, dak fie über die Be- 
jtandteile der G.-Rirper gar feine oder yu mindeſt 
feine verläßl. Auskunft geben vermochten, und 
daß jie vielſach der Hauptbuchform entbehrten, erfor— 
derte die Neuanlegung der G. Dieſe Anlegung er— 
jolgte auf Grund der Landesgeſetze für die Bufow. 
RIT 73, &. 23, fiir Gal. 20 IT 74, &. 29 (2194, 
L. 16), fiir Rrain 25 III 74, & 12, fiir Steierm. 
25 III 74, &. 28, fiir Görz 5 XI 74, &. 2, fiir 
Böhmen 5 XII 74, L. 92, fiir Dalm. 1011 81, 
L. 15, fiir Tirol 17111 97, & 9, fiir Borarlb. 
1III 1900, &. 18, und auf Grund der Reichsge— 
ſetze fiit Ojterr. unter der Enns 2 VI 74, R. 88, 
fiir Diterr. ob der Enns 2 VI 74, R. 89, fiir Salad. 
2 VI 74, R. 90, fiir Rarnten 2 VI 74, R. 91, 
fiir Mähren 2 VI 74, R. 97, fiir Schlejien 2 VI 
74, R. 98, und fiir Aitrien 11 TIT 75, R. 29. 

Die Grundlage fiir die Anlegung der G. bil- 
dete der revidierte Kataſter, infofern es fic) um die 
Ermittlung der Pargellen, deren Begrenzung u. 
Bezeichnung handelte. Die Fixierung der rechtl. Ver— 
haltnijfe blieb den Gerichten iiberlajien. Die Uber- 
einjtimmung des Katajters mit dem G. foll ver- 
möge der Geſetze 23 V 83, R. 82, 83, auch fiir die 
Zukunft erhalten werden. Das (. beſteht aus dem 
Hauptbuch und aus der Urtundenfammlung. Das 
Hauptbuch wird gebildet aus den G.Einlagen, 
welche bejtinunt find zur Cintragung der G.-Körper 
und ifrer Underungen fowie der fic) auf den G.= 


Körper beziehenden Rechte und deren Yinderungen. 
In Tirol zerfällt das Hauptbuch in zwei abgeſon— 
derte Abteilungen, von denen die cine (I) die Ein— 
lagen aller „geſchloſſenen Höfe“, d. i. folcher Güter, 
deren Bejtandteile nur mit polit. Bewilliqung und 
unter gewijjen Borausjepungen vom Hoje abge- 
trennt werden dürfen (Höfebuch) und die andere 
(II) die Einlagen aller übrigen frei veräußerl. Lie— 
enſchaften (walzende Grundſtücke) enthält. Alle Ein— 
agen einer Kataſtralgemeinde bilden zuſammen ein 
Hauptbuch, in größeren Stadtgemeinden kann für 
jede örtlich abgegrenzte Abteilung ein beſonderes 
Hauptbuch angelegt werden. In jenen Ländern, in 
welchen das tut der Landtafel beſteht, bilden 
die landtäfl. Liegenſchaften den Gegenſtand des G. 
über landtäfl. Liegenſchaften; die in dem der Land— 
tafelbehörde zugewieſenen Sprengel gelegenen Reali- 
titen bilden zuſammen ein Hauptbuch. Rede Ge 
Ginlage bejteht aus dem Gutsbejtand-, dem Eigen— 
tums⸗ und dem Laftenblatt. Das Gutsbejtandblatt 
enthilt auger der Aufſchrift (Sahl der Cinlage, 
Katajtralgemeinde, Benennung des G.⸗Körpers, 
Beiſatz bet nicht vollftindigem Cigentum) zwei Wb- 
teilungen. Die erjte Ubteilung ijt beſtimmt fiir Auf— 
fiibrung der phyſiſchen Bejtandteile des Gutes, die 
weite Ubteilung enthilt die — an dem In⸗ 
—8* des Gutsbeſtandes Ab⸗ ujdhretbungen, Unde- 
rungen der bgt gerry te ng arr und der Kultur⸗ 
attung) und die mit dem Gutskörper verbundenen 
echte (Servitutsredite, radizierte Gewerbe u. dal.). 
Häuſer find aud) dort, wo die phyſiſche Teilung 
noc) jtatthaft ijt, alS cin @.-Rirper gu behandeln. 
Das Cigentumsblatt hat die Eigentumsrechte und 
jene Beſchränkungen ju enthalten, welchen der Eigen— 
tiimer nur fiir jeine Perſon in Begiehung auf die 
jreie Vermigensverwaltung unterworfen ijt. In 
das Lajtenblatt find alle cine Liegenſchaft belajten- 
den dingl. Rechte fowie die an diefen Rechten er- 
worbenen Rechte, ferner dic Wiederfaujs-, Bor- 
faufa- u. Beſtandrechte und alle jene Beſchränkun— 
gen in der Verfiigung iiber den G.-Körper oder 
einen Teil desfelben, welchen jeder Cigentitmer des 
belajteten Gutes unterivorjen ijt, aufzunehmen. 
Die Urfundenjammlung wird gebildet aus 
den Abſchriften der Urfunden, auf Grund deren die 
Cintragungen erjolgen. Da in das Hauptbud) nur 
bie wejentl. Bejtimmungen der bücherl. Rechte ein— 
utragen find, und da, wenn die Rechte cine kurze 
Sofa nicht zulaſſen, cine Berujung auj die Stel: 
Ten der Urkunde mit der Wirkung zuläſſig ijt, dah 
die begogenen Stellen als im Hauptbuch cingetra- 
gen —— ſind, iſt die Urkundenſammlung bei 
der Beurteilung der eingetragenen Rechte von we— 
ſentl. Einfluß. Die Grundbuchsmappe dient 
dazu, Aufſchluß über die Geſtalt u. Lage der ein— 
zelnen GeKörper und deren Bejtandteile, der ein— 
zelnen Kataſtralparzellen, au geben, datum bezeich— 
net fie der J. M. Erl. 11 IV 78, 8. 3676, als 
——— Beſtandteil des G. Es wird auch 
der M.-Mappe Beweistrajt gum Zwecke des rechtl. 
Eigentumsaniprudes jedod) nur dann juerfannt, 
wenn feine Bedenfen da 7 vorliegen, daß die 
Mappe den beſtehenden i iſchen und rechtl. Ber- 
hältniſſen entſprechend angelegt fei. 
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III. Die bücherl. Eintraqungen. Maßgebend 
ijt dad G.-Befep 25 VIL 71, R. 95, welches jedoch 
bei Einführung in Tirol und Borarlb. mit Rüch 
ſicht auf die beſonderen Verhältniſſe diefer Lander 
einige Anderungen erfahren mußte, indem durch 
die Geſetze 1711] 97, R. 77, und 11II 1900, 
R. 44, fiir die genannten Linder grundbuchsrechtl. 
Sonderbejtimmungen erlajien wurden. 

Gegenftand des G. find alle Liegenſchaften und 
die damit verbundenen Rechte. Ausgeſchloſſen hie— 
von jind dag dffentl. Gut (Staat&qut, Gemeinde- 
gut), jedod) mit Uusnahme von Tirol und Vorarlb., 
wo aud) dieſes ing G. aufzunchmen ijt, dann alle 
Kiegenidaften, welche einen Gegenftand des Eiſen— 
bahn⸗ oder Berghudjes gu bilben haben. 

Der in der G.-Cinlage enthaltene G.Körper 
ijt als ein Ganges angufeben, fo dak jede Cintra- 
gun ji) auf den gangen G.Körper oder auf einen 
ideellen Unteil daran, nidt aber bloß auf einen 
phyſiſchen Anteil erjtrect. Eine Ausnahme hievon 
befteht in Tirol, wonach Bäume feinen Beſtand— 
teil bes Grundſtückes, auf dem fie ſtehen, bilden 
miijjen, fie können aud) felbjtindige Vermögens— 
objefte fein. 

Die grundbiicherl. Cintragungen können Cin- 
verleibungen, BVormerfungen oder Anmerfungen 
fein (§ 8). Die Einverleibung bewirft die unbe- 
_dingte, die Vormerkung dagegen nur die bedingte 
Erwerbung, — ejchriinfung oder Er- 
löſchung von bücherl. Rechten; die — 
bedarf daher der nachträgl. Rechtfertigung. Die 
Anmerkungen dienen dazu, tatſächl. Verhältniſſe 
erſichtlich zu machen oder beſtimmte rechtl. Wirkun— 
gen herbeizuführen, die ihren Grund im GaGeſetz 
oder in den Beſtimmungen des Zivilprozeſſes oder 
der Ex. O. haben (§ 20). Der Cinverleibung gleich 
zuachten ijt die —— Ab⸗ u. Zuſchreibung 
Geſetz 6 IL 69, R. 18), weil hiezu Urkunden mit 
den Erforderniſſen zur Einverleibung notwendig 
find ($ 74 G.Geſetz;; fie dient dazu Anderun— 

en im Umfange des GeKörpers im G. durchzu— 

Fibren. Pas Erſichtlichmachen von Umſtänden, 
wie es die Unlegungsgelepe vorſchreiben, hat feine 
rechtl. Wirkung, fondern dient nur dazu, die 
anderwärts bejtehende Cintragung in Evidenz gu 
bringen. 

Gegenitand det Cinverleibung u. Vormerfung 
jind die dingl. Redite u. Lajten, alfo Cigentums- 
rect, Pfandrecht, Dienjtbarfeiten, Reallajten, dann 
aud) das Wiederfaujs-, Vorfaujsrecht und das 
Beftandredht (§ 9 G.-Gejes), jowie das Recht auj 
WMiitergemeinfdaft (§ 1236 a. b. G. B.). Das Cie 
gentumsredt ijt auf den gangen G.Körper 
oder auf einen ideellen Teil davon (§ 10 G.Geſetz 
fiir eine beſtimmte phyſiſche oder juriſtiſche Perſon 
einzutragen; unzuläſſig ijt die Eintragung auf 
einen phyſiſchen Teil, hiezu ijt die Abſchreibung 
erforderlich) ($ 11 G.-Wejep). Tas Pfandrecht 
ijt fiir eine zifſermäßig beftimmte Geldſumme unter 
Angabe der Höhe der Zinſen auf die qange Liegen- 
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ijt fiir Ubertragung oder Belajtung einer Hypo— 
thefarforderung nicht aufrecht erhalten. Wenn die 
Verpjiindung aber fiir künftige Forderungen (aus 
einem Stredit, aus iibernommener Geſchäftsfüh— 
* wegen Gewährleiſtung oder Schadenerſatz), 
woftir der Betrag aber nod) nicht ziffermäßig be— 
jtimmt werden fann, jtattfindet, muß ein Hoͤchſt⸗ 
betrag eingetragen werden, der in der Urkunde 
oder dod) mindeſtens im Geſuche angegeben fein 
muß (§ 14 G.Geſetz). Am lepteren Falle fann der 
Verpflichtete die Herabminderung des Betrages 
innerhalb der Rekursfriſt verlangen. 

Mit dem Kapital genießen dreijährige Zinſen— 
rückſtände (§ 17 G.Geſetz) und die Prozeß⸗ u. Exe— 
tutiongfoften gleidjen Rang (Z 16 G.-Wejep). Bei 
wiederfehrenden Zahlungen (Renten) fommt den 
dreijährigen Rückſtänden ebenfalls diefelbe Prio— 
rität wie Dem Bezugsrecht ſelbſt su (§ 18 G.-Gejep). 
Wenn gur Sicerjtellung der Serbenins mebrere 
Pjandobjette beftellt werden, entiteht cine Simul- 
tanbypothet. Bei der Eintragung des Simultan- 
Pjandrechtes in mehreren G.=GEinlagen ijt eine 
Einlage als Haupteinlage, die iibrigen find als 
—— au bezeichnen (§ 106 G.-Gejeg), Alle 

nderungen an dem Cimultanpfandrechte (Uber= 
tragung, Beſchränkung, Belajtung) find nur in 
Der Haupteintage eingutragen, ebenfo die gänzliche 
oder teilweife Löſchung des Simultanpjandredtes, 
jedoch ijt diefe Löſchung aud) in Den Nebeneinlagen 
anzumerken (§ 112 G.Geſetz). Bei der Eintragung 
von Dienftbarfeiten u. Reallajten find deren 
Anhalt u. Umfang fowie die räuml. Grengen der 
Dienitbarfeiten genau zu begcidnen, ein Geldwert 
ijt nicht angugeben (§ 12 G.Geſetz. An Tirol be- 
dürfen die als Felddienjtbarfeiten ſich darjtellenden 
Wege: u. Wajjerleitungsfervituten, inſofern fie fich 
auf Erjigung griinden, einer Cintraqung in das 
G. nicht (Art. J Gejep 17111 97, R. 77). Das 
Bejtandredht ijt nad) ſeinem wefentl. Anhalt 
(Umjang u. Seitdaucr) cingutragen. Die Angabe 
einer Summe zur Cicheritellung eines allfälligen 
Schadeneriages ijt nicht erforderlich (§ 19 G.-Gefeg). 
Die Cinverleibung u. Vormerfung fann nur auy 
rund von Sffentl. Urfunden oder folchen Privat= 
urfunden, weldje in der gu ihrer Gültigkeit vorge- 
idriebenen Form ausgefertigt find, einen zur 
Erwerbung des dingl. Redtes giiltigen Rechts- 
qrund (bet Löſchungen jedod) nicht nötig) enthal- 
ten, frei von fidjtbaren Mängeln und gebeftet find, 
die beteiligten Perſonen genau bezeichnen und 
mit Ort u. Datum der Musftellung verjeben find 
($$ 26, 27 G.Gefeg), bewilligt werden. Offentl. 
Urfunden, auf Grund welder die Cinverleibung 
jtattfinden fann, find gerictl. Urteile, Vergleiche, 
Zahlungsaufträge iiber Gebiibren, Ausweiſe über 
rückſtändige Steuern und öffentl. Abgaben, Ein— 
—— u. Beſtätigungsurkunden der Ab— 
handlungsbehörden, DMeijtbotverteilungsbeidliiie 
($33). Dazu gehbren auch die Notariatsakte, welche 
aber zur Ginverleibung die ausdrückl. Einverlei- 


ſchaft oder anuj den ganzen dem Schuldner gehöri- bungsbewilligung enthalten müſſen. Auf Grund 


gen idecilen Anteil eingutragen, die Verpfindung 


(des Totenſcheines oder der Todeserflirung fann 


eines geringeren Anteiles, als der Schuldner beſitzt, das auf die Lebensdauer eingeſchränkte Recht jofort, 


ijt unzuläſſig ($ 15 G.-Geleg). Dieſe Beſchränkung 


‘wenn es aber wiederfehrende Leijtungen zum Ge— 


(Srundbud. 


genjtande hat, erjt nach Ablauf von drei Jahren 
nad) dem Todestage bewilligt werden (§ 34). Die 
Privaturkunden, auf Grund welder die Einver— 
leibung erjolgen foll, miifjen die gerichtlice oder 
notarielle Beglaubiqung der Unteriditift desjenigen, 
deſſen Recht beſchränkt, belaſtet, aufgehoben oder 
übertragen werden foll (§ 31 G.eGeſeh und Geſetz 
4 VI 82, R. 67), die genaue Angabe der Liegen— 
ſchaft oder des Rechtes, in Betreff welcher die Ein— 
verleibung erfolgen ſoll, und die ausdriidl. Einwilli— 
gung desſenigen, gegen den die Eintragung ftatt- 
finden foll (Aufſandungserklärung, Antabulations- 
flaufel), enthalten. Dieje Cinverlcibungsbewilli- 
gung fann aud) im Geſuche jelbjt abgegeben werden, 
welches dann ebenfalls der Legalifierung bedarf 
(§ 32 G.-Gefep). Wird die Urfunde von cinem 
ri rape ausgejtellt, fo bedarj die Bollmadt 
ebenfalls der Legalifierung der Unterfdprift, fie muß 
aber entweder auf dag beſtimmte Geſchäft lauten 
oder darf nicht friiher als innerhalb eines Jahres 
vor dem Unjuden um Cinverleibung ausgeftellt 
fein ($ 31 G.Geſetz). Qn geringfiigigen &.-Gachen 
(200 K, in Gal. 100 K) wird die YLegalijierung 
durch) die Witfertigung von zwei glaubwürdigen 
Männern als Zeugen erjept (Geſetz 5 VI 9O, R. 109). 
Qn Tirol und Borarlb. wurde zur Erleidterung 
der — das Inſtitut der Legaliſatoren 
eingeführt (Art. X Geſetz 17 11197, R. 77, Art. TV. 
Geſetz 1III 1900, R. 44). 

Die Vormerkung findet ſtatt auf Grund 
gerichtlicher, nod) nicht rechtskräftiger Erkenntniſſe 
und gerichtl. Verfügungen, wodurch die Exekution 
zur Sicherſtellung bewilligt wird, ferner über Ein— 
ſchreiten öffentl. Behörden, welche zur Wahrun 
der Anſprüche des Staatsſchatzes oder unter öffentl. 
Verwaltung ſtehender Fonds u. Anſtalten berufen 
ſind ($ 38). Die Amtsurkunde über den Erlag 
genügt zur Vormerkung der Löſchung oder Über— 
tragung einer Foxderung (§ 39). Bur Vormertung 
müſſen Brivaturfunden die allg. Erforderniſſe be- 
ſitzen ($$ 26,27), bei Dem Wangel der zur Cin- 
verleibung —— Erforderniſſe Legaliſierung u. 
Aufſandungserklärung) ijt die Vormerkung au be— 
willigen. Für die Vormerkung des Pfandrechtes 
muß die Forderung ſowie der Rechtsgrund zum 
Piandrechte (§ 36) und fiir die Vormerkung des 
Wiederkaufs⸗, Borfauss- u. Beſtandrechtes ſowohl 
der Beſtand des Rechtes als auch die Einwilligung 
ut Eintragung hinlinglich bejdeinigt fein (§ 37). 

amit die cand Vormerfung erwirfte grundbiiderl. 
Gintragung eine unbedingte werde, bedarf fie der 
nachträgl. Redtjertiqung. Dieſe Rechtfertiqung er- 
jolgt durch eine entipredjende Erklärung des Prä— 
notaten, durch den Ausweis über den Eintritt der 
Exekutionsſähigleit des vorgemerkten gerichtl. Er— 
tenntniſſes, durch das rechtskräftige Erfenntnis der 
zuſtändigen Behörde oder durch das Rechtfertigungs— 
ertenninis. In den Fällen, in welchen die Zuſtim— 
mung des Pränotaten zur Rechtfertigung erforder⸗ 
lid) ijt und von dieſem verweigert wird, kann die 
Rechtfertigung nur auf Grund eines im Prozeſſe 
erwirtten Erkenntniſſes bewirft werden. Darum 
muß in einem foldjen alle die Bormerfungsbe- 
williqung zugleich die Friſt yur Cinbringung der 
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Rechtjertiqungsflage enthalten, welche aus erbebl. 
Griinden verlingert werden fann. Die erjolgte 
Redtfertigung ijt im G. durd) AUnmerfung der 
oo bei der Bormerfung oder durch 
Ginverleibung des vorgemerften Rechtes einzu— 
tragen. Wird die —— nicht gerechtfertigt, 
ſo iſt ſie ſamt allen darauf bezüglichen weiteren 
Eintragungen über Anſuchen des Beteiligten zu 
löſchen. Wird hingegen die Vormerkung gerecht— 
jertigt, fo find bet der Vormerkung des Eigen— 
tumsredjtes alle gegen den einverleibten Eigen— 
tiimer jeit bem Cinlangen des Vormerfungsgejuches 
bewilligten Eintragungen und bei der Vormerfung 
der Löſchung ciner Forderung alle darauj bewillig- 
ten Eintragungen von Anis wegen gu löſchen. 

Wurde die Rechtiertiqungsflage nicht einge— 
bracht und auc) nicht die Friſt hiezu offenqebalten, 
fo fann der Pränotat die ar der Vormer⸗ 
fung begebren. Das Gericht hat dariiber, wenn 
diefe Umſtände nicht dargetan find, eine Tagiagung 
jum Nachweis, dak die Frift sur Rechtfertiqung 
offengebalten oder die Rechtfertigungsklage recht⸗ 
acitig erhoben wurde, anguordnen und jodann zu 
enticheiden, ob die Löſchung der —— zu 
bewilligen iſt. Nad Löſchung der Vormerfung fann 
cine wiederholte Bormerfung desfelben Rechtes je- 
dod) nur dann erjolgen, wenn die Bormerfung 
wegen nicht rechtzeitig eingebrachter Rechtfertigungs⸗ 
flage gelöſcht wurde. Ciner ſolchen wiederbolten 
Bormerfung fann der Priinotat nur dadurch vor- 
beugen, bag er mit Feſtſtellungsklage die Feſtſtel— 
lung des Nichtbeſtehens des vorgemerft geweſenen 
—* erwirft und dieſes Urteil im G. anmerken 

t. 

Die — —— unterſcheiden ſich von 
der Einverleibung u. Vormerkung dadurch, daß 
ſie nur dazu dienen, Tatſachen, welche gewiſſe 
rechtl. Folgen nach ſich ziehen, feſtzuſtellen, fie 
können aber nie dingl. Rechte begründen, umän— 
dern oder aufheben. 

Zur Anmerkung perſönl. Verhältniſſe, welche 
die Dispoſitionsbefugnis des Eigentümers oder 
OHvpothefargliubigers (aljo Minderjährigkeit, Kon— 
kurseröffnung, Verlängerung der Vormundſchaft) 
oder die Feſtſtellung der Perjonenidentitit (Namens- 
dinderung, Udelsverleihung) sum Gegenſtande haben, 
find beweiswirfende Urkunden erforderlich. 

Die Anmerfung der Rangordnung hat 
den Biwed, einen bejtimmten Rang fiir fiinjtige 
intragungen ju wabhren. Das Geleg (§ 53) läßt 
dieſe Mnmerfung nur aur Verpſändung oder Ver— 
dugerung einer Viegenfchajt iiber Anſuchen des 
Cigentiimers oder sur Ubertragung oder Löſchung 
einer Hypothefarjorderung tiber Anſuchen des Hypo- 
thefarqliubigers gu. Das Geſuch um Bewilligung 
diefer YUnmerfung mug mit der Legalifierung der 
Unterſchrift des Einſchreiters verfehen fein. Der be— 
willigende Beſchluß, welcher nur in einer einzigen 
Uusfertiqung hinauszugeben ijt, muß den Kalen— 
— enthalten, an welchem die 60tägige Friſt 
der Wirlſamkeit dieſer Anmerkung endet. ine Vers 
—— dieſer Friſt ijt unzuläſſig. Der inner— 
halb der Friſt bewilligten Eintragung kommt die 
angemerfte Rangordnung gu, wenn der Beideid 
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fiber die angemerfte Rangordnung, auj welcher die 
erfolgte Cintragung anjumerten ijt, beigebradht 


Grundbuch. 


geitigen Ginbringung der RKlage verjiigt werden. 
ie gerichtl. Praxis legt vermöge der ungenauen 


wurde. Im Falle der Veriiuferung einer Liegen- | Faſſung des § 20 G.-Geſetz dieje Vorſchrift in 
ſchaft oder der Zeſſion oder “per Persie orde- | weiterem Sinne aus und lift daber aud) nocd 
i 


tung find auj Anſuchen der Bartei die der Rang- 
ordbnungganmerfung nadjgefolgten Cintragungen 
zu löſchen. Nach fruchtloſem Verſtreichen der Frijt 
von 60 Tagen iſt die gg Rangord- 
nung vor Amts wegen zu löſchen. Die Anmerkung 
der Sujlishigque einer Hypothefarjorderung ijt 
liber Anſuchen des Syvethe argläubigers zu bewil- 
ligen, wenn fie gerichtlich oder notariell beurkundet 
iſt, mit der Wirkung, daß ſie gegen jeden ſpäteren 
Eigentümer des Pfandes wire ijt ($ 59). Gee 
genjtand einer YUnmerfung find auc) die Hy po- 
thefarflage des Gläubigers mit derjelben Wir— 
tung wie bei der YUnmerfung der Aufkündigung 
und die Streitanhingigfeit. Die Streitan- 
merfung ijt Quan , wenn mittels Löſchungsklage 
cine biicherl. Cinverleibung als ungiiltig bejtritten 
wird (§ 61), wenn die Löſchung eines einverleibten 
Rechtes aus dem Grunde der Verjährung (§ 69) 
oder die —— eines dingl. Rechtes aus dem 
Grunde der Erſitzung (§ TO) begehrt wird. Die 
— infolge Löſchungsklage hat zur 
Vorausſetzung, daß für den Kläger ein dingl. Recht 
im G. einverleibt iſt oder war, daß dieſes Recht 
durch die angefochtene Eintragung verletzt worden 
iſt und daß der ih at die Einverleibung aus dem 
Wrunde der Ungiiltigfeit im Bro —* beſtreitet 
und die Wiederherſtellung des —28 EStandes 
begehrt. Zur Anmerkung des Streites iſt erforder⸗ 
lich, daß die Klage eingebracht wurde, ausgenommen 
davon ijt der Fall der Anfechtung einer Einverlei— 
bung injolge einer jtrafgeleplich verbotenen Hand- 
lung (§ 66). — Vor Einbringung der Klage kann die 
Anmerfung des Streites begehrt werden, wenn die 
Cinverleibung bei vorſchriftsmäßiger Verſtändigung 
aud) gegen dritte Perſonen als ungültig bejtritten 
wird (§ 63). Die Streitanmerfung hat die Wir— 
tung, daß das fiber dic Klage ergehende Urteil nidt 
bloß gegen denjenigen, fiir weldjen die angefodtene 
E. eingetragen ijt und deſſen Singularfufgejjor, 
jondern aud) gegen diejenigen Berfonen, weldye exit 
nad) der Streitanmerfung bücherl. Rechte erwor— 
ben haben, jeine volle Wirffamtcit äußert (§ 61), 
gegen dritte Berfonen jedod) bei vorſchrifismuͤßiger 
Verſtändigung nur dann, wenn die Streitanmer— 
fung innerhalb ber Rekursfriſt angeſucht und die 
Löſchungsklage innerhalb weiterer 60 Tage einge- 
bracht wurde (§ 63). — Die Löſchung der ange: 
jochtenen E. fowie die Einverleibung des erſeſſenen 
Rechtes erfolgt iiber Anſuchen des itigers auf 
Grund des Urteiles, wobei zugleich die Löſchung 
der Streitanmerfung und die Löſchung aller Eine 
verleibungen u. Bormerfungen, welche nach der 
Streitanmerfung auf das zu löſchende Recht ein- 
Getragen wurden, ju verfiigen ijt. Die Streitan- 
merkung ijt gu löſchen, wenn die Rlage rechtskräf— 
tig abgewiejen wurde oder das Strafgericht nicht 
auf die Schuld des Angeflagten erfannt hat; wurde 
die Klage nicht rechtzeitig eingebradht, fo fann, wenn 
dies nicht offenbar ijt, die Löſchung erft nad) Cine 
vernehmung der Partei jum Nachweis der recht- 


andere Unmertungen gu (WAnmerfung der Zahlungs- 
mobdalititen, der Klage auj Aufhebung der Gemein— 
ſchaft u. dql.). Auch durch andere Geſetze find An— 
merfungen vorgeidirieben, fo die Anmerkung der 
Anjechtungsflage (Geſetz 1611] 84, R. 36), der 
RKonvertierung Geſetz 14 VI 88, HR. 88), die An— 
metfung der Enteignung und des Exlages Geſetz 
i811 78, R. 30) u. bgt 

Yinderungen im Umſange de8 Gutstirpers 
finnen nur durch bücherl. Wb- u. Zuſchreibun— 
gen erfolgen (§§ 11, 74 G.-Gejeg) und maßgebend 
hiefiir find die Bejtimmungen des Geſetzes 6 II 69, 
MR. 18. — Die Abſchreibung ohne Hujtimmung der 
Perſonen, für welde dingl. Redte hajten, fann 
nur ntit Ubertragung der Laften auf das Trennſtück 
u. — der Pfandrechte in der Eigenſchaft von Si— 
multanhypotheten bewilligt werden. Sur laſten— 
freien Abſchreibung ohne Zuſtimmung der Tabular— 
gläubiger ijt die Durchführung des Aufforderungs— 
verſahrens * Geſetz 611 69, R. 18, notwen— 
dig. Für die Abtrennung ju Zwecken öffentl. 
Strafen- u. Waſſerbauanlagen find mit dem Geſetz 
11 V 94, R. 126, bejondere Erleichterungen ge- 
währt. Zur Zufdreibung von Grundteilen, die 
in feinem öffentl. Buche bisher innelagen, ijt 
die Ergiingung des G. im Sinne der ae te 
geiepe und des § 20 Geſetz 25 VII 71, R. 96, 
erforderlich. 

1V. Das G.-Verfabren. Grundbücherl. Ein— 
traqungen find in der Regel (§ 76) nur iiber Cin: 
fdireiten der Barteien u. Behirden gu verordnen. 
Ausnahmen bejtehen im G.-Gefege in den 88 47, 
49, 50, 58, 88, 89, 99, 100, 101, 106, 107, 109, 
113, 129, 131, 133 und in dem Gejege 23 V 83, 
MR. 82, wonad) die grundbiicherl. Eintragungen, 
deren Wrundlage im Laufe der Verlaſſenſchaftsab— 
handlung geidajjen wurde, von Amts wegen ju 
bewirfen find und bei Unterlajjiung der —— 
eines die Grundlage der Grundſteuerpflicht bilden— 
den dingl. Rechtes die Partei mit Geldſtrafen sum 
Anſuchen zu verhalten iſt. Um die Bewilligung 
einer grundbücherl. Eintragung iſt bei demjenigen 
Gerichte einzuſchreiten, welches sur Führung des 
G. berufen iſt, inſoweit nicht im G.-Befepe ($$ 59, 
61, 108, 111), im Abhandlungs- oder Exekutions⸗ 
verjahren Ubweidungen bejtehen. Rum Einſchreiten 
um eine qrundbiicherl. Eintragung ijt derjenige be- 
techtigt, der ein dingl. Recht erworben bat. Im 
Namen cines anderen fann nur der Bevollmäch— 
tigte, der Bürge ($$ 77, 79) und der Teilhaber 
————— Rechte (§ 80) einſchreiten. Ebenſo 
ann derjenige, der ein bücherl. Recht auf eine 
Liegenſchaft erworben bat, um die Eintragung der 
Rechte deſſen, der ihm dicjes Recht eingeräumt hat, 
anjuchen 8 78). Bei Gerichtshöſen jind die Gefuche 
ichriftlich, bei Begirfsgerichten auch mündlich angu- 
bringen ($ 83 G.-Gejep), Qn dem Gejuche können 
mehrere Begehren nur dann geftellt werden, wenn 
nur eine Urkunde errichtet wurde oder dadfelbe 
Recht in mehreren Einlagen oder mebhrere Rechte 
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in einer Einlage eingetragen werden jollen (§ 86). 
Dem Geſuche jind die Urkunden, auf Grund deren 
die Eintragung erfolgen foll, im Original und in 
Abſchrift anzuſchließen; liegt das Original bereits 
bei Gericht, J genügt eine einfache Abſchrift. Rann 
das Original nicht ſogleich beigebracht werden oder 
ijt die Urkunde in fremder Sprache verſaßt, jo ijt 
das Gejud) sur Wabhrung der Rangordnung bis 
jum Cinlangen des Originales oder der Überſetzung 
anjumerfen; bei Nidteinhaltung det hiezu erteilten 
Friſt ijt dae Geſuch abzuweiſen. Mangelt die er- 
forderl. Abſchrift, fo ijt bas Original in die Ur— 
fundenfammlung eingulegen; nur dann, wenn die 
Eintragung bei mehreren G.-Gerichten verlangt 
wird, bat jedes dieſer Gerichte, wenn die Abſchrift 
jehlt, eine foldje gegen Einhebung der doppelten 
ca für beglaubigte Abſchriften auszufertigen 
1§ 90). 

Für die Beurteilung des Anſuchens ijt der 
Seitpunft des Einlangens beim G.Gerichte maß— 
gebend (§ 93). Cine Bewilliqung der begehrten 
intragung ijt nur dann möglich, wenn derjenige, 
gegen den die Eintraqung erjolgen foll, auch im 
G, eingetragen ijt (§ 21), es ware denn, daß das 
Recht auperbiicherlich iibergeqangen ijt (§ 22), dak 
das Recht (Liegenſchaft) aus der Verlaſſenſchaft un- 
mittelbar an den Erwerber iibertragen wurde (§ 23) 
oder daß der Gläubiger des Erben Sicherſtellun 
auf das dieſem angefallene Gut oder Recht erwirkt 
8 24). Die Bewilliqung einer Eintragung ijt davon 
abbiingiq, dak feine Bedenten gegen die perjint. 
Fähigkeit der Beteiligten vorliegen, dak feinerlei Be— 
ſchränkungen in der Verfügung über das Recht aus 
dem G. zu erfehen find, dak das Begehren durch 
den Anhalt dex Urfunden begqriindet ijt und dak 
die Urfunden in der entipredjenden Form verfaßt 
jind. Wurde jedod das G.-Gericht bloß wm den 
Vollzug einer bewilligten —— erſucht, ſo 
hat es über die Sulaigtet der ——— bloß 
mit Rückſicht auf den G.⸗Stand zu entſcheiden 8 94). 
Das Anſuchen iſt entweder zu bewilligen oder ab⸗ 
zuweiſen, eine Vorerledigung, ſowie eine Verneh— 
mung der Partei ijt, auger in den vom Geſeß be- 
zeichneten Fallen, unguldjjig (§ 95). Das Gericht 
darf nidts anderes bewilligen, als was die Partei 
begehrt hat. Jedenfalls ijt jo viel, als bewwilligt 
werden fann, zu uae in dem Wnfudjen unt 
inverleibung liegt das Begehren um Vormerfung. 
Wurde die Zujtimmung der Eintragung gegen Ein- 
traqgung eines anderen Rechtes erteilt, jo ijt dic 
angejucdte Eintragung nur dann zu bewwilligen, 
wenn auch die Eintragung des anderen Rechtes 
begehrt wird (§ 97). Beſtehen auf der ju löſchen— 
den Hypothefarjorderung Afterpfandrechte, jo darf 
die Löſchung diefer Forderung nur mit dem Bei— 
fape bewilligt werden, daß ihre Rechtsivirtiamteit 
in Anſehung der Afterpjandrechte erjt mit deren 
Löſchung eingutreten Hat (§ 51). Wurde das Ge— 
ſuch um Einverleibung oder Vormerfung abgewie- 
fen, fo ijt dieſe Abweifung im G. anzumerken, 
wenn das Mut oder Recht, auf weldjes die Cine 
tragung erjolgen foll, und die Perſon, gran die 
die Eintragung geridtet ijt, aus dem G. zu er- 
feben ijt ($ 99 G.Geſetz). Nach Eintritt der Rechts- 
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frajt der Ubweijung ijt dieſe Anmerkung von Amts 
wegen zu löſchen. Die Rangordnung der Cintra- 
gung tichtet fic) nad) der Tagebuchszahl, mit wel⸗ 
cher die Eingabe beim .-Gerichte verjehen wurde. 
Gleichzeitig eingebrachte Eingaben haben gleiche 
Rangordnung. Eine Ynderung der Rangordnung 
durd) Vorrangseinräumung wird im G. durch An— 
merkung des Vorranges zum Ausdruck gebracht 
($$ 29, 30). Die erſolgte Eintragung ijt auf der 
Originalurfunde ju beſtätigen (§ 105 &. = Gejep). 
Fehler bei der Eintragung find, wenn fie während 
der Eintragung bemerft werden, ohneweiters vom 
G.-Führer gu berichtigen; nach vollendeter Eintra- 
gung mug der Auftrag des G.-Weridjtes eingebolt 
werden (§ 104). Von der Erlediqung des Gejuches 
find gu verjtindigen derjenige, gegen den die Ein— 
tragung erfolgt, derjenige, fur welchen auf der gu 
löſchenden Eintragung weitere —— be⸗ 
ſtehen, und bei der Eintragung eines Aſterpfand— 
rechtes auch der Eigentümer des Gutes. Eine Zu— 
ſtellung an den Machthaber erfordert cine Voll— 
madt nad) § 31 G.-Geſetz. — Bon Whe u. Zu— 
ſchreibungen ijt auc) die Ratafterbehirde zu ver- 
jtindigen (§ 123 G.-Gejeg). Die Bujtellung an die 
beteiligten Berjonen muß ju eigenen Handen ge— 
idiehen. Alte Onpothefarjorderungen finnen im 
Wege der WUmortijierung gelsjdt werden ($$ 118 
bis 121). G.-Beſcheide fonnen mittels Mefuries 
(nicht mit Borjtellung) angejodjten werden. Die 
Refursfrijt betriiqt innerhalb des Oberlandesqe- 
——— 30 Tage, ſonſt 60 Tage 8 127). 
Gegen gleidlautende © ijt ein weiterer Refurs 
un uldig (S 130). Bon der Vorlage des Rekurſes 
find die beteiligten Perfonen mit Ausnahme des 
Refurrenten gu verſtändigen. Rekurſe gegen die 
Bewwilligung emer Einverleibung oder Vormertung 
jind im G. angumerfen. Wird die abweisl. Erle- 
diqung beftitigt, fo ijt die Anmerkung der Abwei— 
jung ju löſchen. Die vom Refursgerichte bewilligte 
Eintragung oder Vormerkung ijt im G. eingutras 
gen mit der Wirfung vom Setpuntte der Uber= 
teidjung des Geſuches. Wird die in 1. Inſtanz be- 
willigte Einverleibung oder Bormerfung vom Re- 
fursgeridjte abgewiefen, fo ijt dieje E. im G. arte 
—— das i agene Recht aber erjt au 
öſchen, wenn die E. rechtskräftig qeworden ijt. 
Wenn eine in 1. Inſtanz bewilligte Löſchung 
vom Rekursgerichte aufgehoben wird, ijt die ge- 
löſchte Einverleibung oder Bormerfung wieder— 
herzuſtellen. 
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Grundeigentumsbeſchränkungen. 
(Rayonſervituten.) 


I. Im allg.; franzöſiſches u. deutſches Geſetz. — 
Il. Ravronsſähige Befeſtigungen. — LIT, Bauverbote und 
deren Feftieyung. — LV. Baubewilliguugen. — V. Demo- 
lierungSreverie. — VI. Emſchädigung — VII. iloertretun- 
gen. — VIII. Reformbeftrebungen. 


I, Im alig.; franzöſiſches u. deutſches Geſetz. 
Hu den öffentlich-rechtl. G. (jog. Legaljervituten, 
oͤffentlich⸗rechtl. Grunddienftbarfeiten) gehören auch 
die fog. Rayonfervituten, dingl. Lajten, weldhe 
durch das objeftive Recht im Jnterefje der Ver— 
teidigungsfähigkeit befejtigter Plätze — insbeſ. zur 
Hintanhaltung von Erſchwerniſſen für den Aus— 
ſchuß und von Erleichterungen für die Annäherung 
— jenen Liegenſchaften auferlegt werden, welche 
ſich in der Umgebung fortifikatoriſcher Anlagen 
befinden. Der weſentl. Anhalt dieſer Eigentums— 
beſchränkungen beſteht in einem Dulden- oder Un— 
terlaſſenmüſſen (Demolierung, Bauverbot. 

Die Betrachtung der einidligigen Geſetzgebung 
des Auslandes zeigi zwei fiir die Wiirdigung des 
— — in Oſterr. inſtruktive Typen: die 
franzöſiſche —— als Vorbild der gel— 
tenden „Direktiven“ und das deutſche Rayons— 
463 als Richtſchnur fiir die vielfac) geforderte 

eviſion dieſer Vorſchrift. 

Das franzöſiſche Geſetz 10 VIII 53 (bull. 
d. lois Nr. 91) sur le classement des places 
de guerre et des postes militairs et sur les 
servitudes imposées 4 la propriété autour des 
fortifications teilt die bejeftigten Plage in zwei 

uptfategorien cin und fept Servitutenzonen feft. 
Sn der erjten Sone bejteht absolutes Bauverbot, 
in der zweiten Bone um Kriegsplätze erjten Ranges 
das Berbot der Aufführung gemauerter Cbjefte; 
jonjtige Bauten, dann um Kriegsplätze zweiten 
Ranges und um Militärpoſten, ste aller Art 
find — gegen vorausgehende Übernahme der 
mit Entſchädigungsverzicht verbundenen Verpflic- 
tung zur Demolierung auf Verlangen der Militär— 
behörde im Falle eines ausgebrochenen oder dro— 
henden Krieges. Die Beſchränkungen in der dritten 

one beſtehen insbeſ. in dem Erforderniſſe der Bue 
timmung der Militärbehörden gu Veränderungen 
in der Bodenoberflide und den Berfehrswegen. 
Von Enteiqnungsfiillen abgefehen, wird Entſchä— 
diqung nut gewährt, wenn nach Ausbruch eines 
Krieges durch Maßnahmen der Verteidigung Schä— 
den an Baulichkeiten ufw. verurſacht wurden und 
leptere bereits vor der Begriindung der Rayons— 
beſchränkungen bejtanden haben. Strenge Straf- 
bejtimmungen fiir UbertretungSfille und energiſche 
Verfahrensvorſchriften fidern die Beobadtung des 
Geſetzes begw. die Wiederherjtelluag des friiheren 
Bujtandes. 

Mach dem de ut) chen Gejege21 XII 71,R. 1871, 
S. 459, betrefiend die Beſchränkungen des Grund- 


eigentumes in der Umgebung von Fejtungen, find 
die Rayonfervituten im allg. nad drei Rayons 
(600 m + 375 m + 1275 m = 2'/, km) abgejtuft. 
Die beiden inneren Rayons werden bei Neuanlage 
einer Befeſtigung, wovon die Befanntmadung im 
Reichsgeſetzblatte erfolgt, fommiffionell abgejtedt u. 
verjteint; biemit treten die Rayonsbejchrantungen 
in Wirffamfeit. Sur Feftitellung u. Evidenz der 
tatfiichlidjen und rechtl. Berbiiltnijje im Rayon 
dienen Rayonsplan u. Rayonfatajier. Die Ein— 
tragungen in dieſen Behelfen —— erſt nach 
deren bfjentl. Auslegung u. Durchfiihrung eines 
Reflamationsverjahrens Rechtstrajt. Ans eingelne 
Sag Vejtimmungen des Rayonsgefepes regeln 
ie Grundeigentumsbenupung in den Rayons nad 
der Unterfdeidung „unzuläſſig“, „nicht ohne Ge- 
nehmigung der Rommandantur zuläſſig“ und „an— 
xigepflichtig; unter gewiſſen geſetzlich ſormulierten 
Vorausſetzungen darf die Genehmigung nicht ver— 
ſagt werden. Gegen E. der Kommandantur in 
Rayonsangelegenheiten geht der Beſchwerdezug an 
die Reichsayonskommiſſion, eine durch den Kaiſer 
zu berufende ſtändige Militärkommiſſion, in welcher 
die Staaten, in deren Gebieten Feſtungen liegen, 
vertreten ſind. Militär⸗ u. Polizeiorgane ſind behuſs 
Uberwachung jedweder Grundeigentumsbenutzung 
in den Rayons befugt, innerhalb geſetzlich feit- 
geſetzter Stunden zu allen öffentlichen u. Privat- 
rundftiiden — einſchließlich der Baulicteiten — 
n den Rayons Butritt gu verlangen. Unbefugte 
Ausführung soak recy vals — Anlagen u. 
Bauten wird jowohl am Cigentiimer als aud) an 
dem Baumeijter (Bauhandwerfer) beftraft; auch 
die Unterlajjung der vorgefdriebenen Anzeige ijt 
ftrafbar. Gowweit nad dem Urteile der Komman— 
dantur eigenmächtig erridtete Anlagen unzuläſſig 
befunden werden, and fie von bem Bejiger zu be- 
jeitigen, widrigenfalls bie Demolierung auf feine 
Koſten volljtredt wird. Für die infolge des Rayons- 
geſetzes — nicht bereits auf Grund friiherer Vor⸗ 
ſchriften oder beſonderer Rechtstitel (z. B. Demo— 
lierungsreverſe) — eintretenden Beſchränkungen 
in der Benutzung des Grundeigentumes innerhalb 
des erſten u. zweiten Rayons wird ſeitens ded 
Reiches — Entſchädigung gewährt, bezüg— 
lich des dritten Rayons nur ausnahmsweiſe. Er— 
ſeßzt wird diejenige Werwerminderung des Grund— 
ſtückes, welche fiir den Beſitzer dadurch entitebt, 
daß das Grundſtück fortan Beſchränkungen in der 
Benutzung unterliegt, denen es bisher nidjt unter- 
worjen war. Die Entſchädigung wird regelmipig 
in Form einer 37 Qahre laufenden Rente gewähri 
und betriigt jibrlich 6% (5% Sinfen +- 1% Amor⸗ 
tifation) der als Wertverminderung ermittelten 
Summe; falls jedod) die Wertverminderung wee 
nigſtens cin Drittel des bishcrigen Wertes beträgt, 
fann der Beſitzer Kapitalsentſchädigung verlangen. 
Das Reich leijtet fermer Entidadigung, wenn ans 
läßlich der Urmierung permanenter Beieitigungen 
die Freilequng des Rayons angeordnet wird, fiir 
die Niederlequng von baulichen und fonjtigen An— 
lagen, —— von Pflanzungen u. dgl. Dieſe 
Erſatzleiſtung entfällt jedoch bezüglich altbeſtehender 
Gebäude, welche der Beſitzer nad) früheren Geſetzen 
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oder infolge bejonderer Rechtstitel unentgeltlich ju 
befeitiqen verpjflidtet war und hinſichtlich dDerjenigen 
Gebäude u. Unlagen, welde unter der Geltung 
des —— Geſetzes nach erfolger Abſteckung 
der Rayonslinien im erſten oder zweiten Rayon 
errichtet worden find. 

Qn Oſterreich — faktiſch auch in Ungarn 
— beruhen die Rayonsbeſchränkungen auf den mit 
Erl. des Dt. J. des J. M. und des Armeeober⸗ 
fommandos 21 XII 59, R. 10 ex 1860, funds 
qemadjten ,Direftiven iiber den Rayon be- 
jeftigter Blige’. Diejer Erl. iſt auf Grund einer 
A. E. ergangen, daher mit Geſetzeskraft ausgeftattet 
(Ext. des B. G. 11 V 1901, #2783. Budwinsti 
326 A.). 

IL. Rayonsfähige Befeſtigungen. Nad den 
»Direttiven” greifen G. Platz in der Umgebung 
— bejtebender ober eas anjulegender — per- 
manenter (Gegenjap: Feld- Hechiaunecs: alg 
ſolche find aufgezählt: feite Plage veridiedener Ka— 
teqorie, Lager=, Sperrpliipe, Sitadellen, Küſtenforts 
u. Riijtenbatterien. Die Anlage von Befeſtigungen 
und deren Einreihung in eine jener fiir die Rayons- 
jejtiepung maßgebenden Kategorien ijt an ein be= 
fonderes BVerjabren nidt gebunden; diesfalls ijt 
der Ausſpruch der Mriegéverivaltung beftimmend 
u. endgiiltig. Gewiffe fontrollierende Einflußnahme 
fommt allenjals dem L. M. als derjenigen Zentral⸗ 
jtelle au, weldje Die Mitwirtung det polit. Behirden 
bei der Fejtlequng des Rayons ju veranlaſſen hat. 

IIL. Banverbote und deren Feſtſetzung. Den 
wejentlichjten Anhalt der Rayonsbeſchränkungen 
bildet das Bauverbot, welded entweder cin ab— 
jolutes oder ein dic Erteilung von — ee 
gen nicht ausſchließendes ijt; ſ. hieriiber den Yet. 
„Feſtungen u. Feſtungsrayon“. Wud) die Vornahme 
von Anderungen an Stragen, Wegen, Kaniilen, 
Diimmen, dann die Ausführung militäriſch nach— 
teiliger Erdbewegqungen u. Terrainveriinderungen 
im wweiteren Rayon ijt an die Bewilligung der 
Militérbehirde gefniipft, die Erridjtung von An— 
lagen aller Art an Hauptfommunifationen (Defilés) 
verboten; dieje Beſchränkungen ergreijen aljo jum 
Teil auch sfjentl. Gut, treten aber Gebiete, auj 
welchen aud fonjt die Beriidjidjtiqung aller in 
Betradht fommenden öffentl. antecetjen Regel ijt. 

Die Wusmittlung des Rayons im fonfreten 
walle geſchieht durch die Militärbehörde, die Feit- 
legung u. Bermarfung feiner Grenzen im Gelände 
unter Witwirtung der polit. Behirden. Cin Wuj- 
ebots- (Ediktal⸗ oder foniliges tontradiftorijdes 

erjahren ijt im Gejege ebenjowenig vorgejeben 
wie eine befondere Kundmachung des Rayons. 
Eintragung des Bauverbotes in das Grundbuch 
findet nicht jtatt; der Einzeichnung in die Rata- 
jtralmappen widerjept fic) die Finanzverwaltung. 
Das Rect des betrofjenen Grundbefipers, die Vere 
hingung des Bauverbotes im adminijtrativen Ane 
jtangenguge anzufechten, fann nicht bezweifelt wer- 
den; die Beſchwerde an den V. G. wegen Feſtſetzun 
eines Bauverbotes erſcheint —* » weil es id 


um eine mit den Ländern det ungar. Krone ge | 
16 1V 21, P. G. S. Bd. 49, S. 115) begw. § 1044 
la. b. G. B. mahgebend. Fille, in welchen demge- 


meinjam 


u verwaltende Angelegenheit bhandelt 
Beſchluß 


es V. G. 6 VII 1903, 3. 7120). 
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IV. Baubewilligungen. Dieſe werden von der 
Militär⸗ im Einvernehmen mit der polit. Behörde 
erteilt (Erfenntnis des V. G. 11 V 1901, 3. 2783, 
Budwinsfi 325 A); über die Vorausſetzungen ſ. 
Art. „Feſtungen u. Feftungsrayon”. 

Ungeachtet des engen Sufammenbhanges der 
Rayonvorjdriften mit den Bauor dbnungen, neb- 
men dieſe auf die Beſtimmungen der „Direktiven“ 
nicht binteichend Bedacht. Leptere find in einer 
Reihe von (insbej. Stidte-) Bauordnungen, dar- 
unter diejenigen fiir Trient u. Lemberg iiberh. nicht 
erwähnt, in anderen, darunter die gal. B. O., nur 
alg mabgebend bezeichnet; eine dritte Gruppe von 
B. O. ſchreibt für Bauten im Rayon ein eigenes 
Verfahren vor (Pliine in triplo, Berjtindigung 
der Wilitirbehirde von allen Baukommiſſionen, 
Baubeginn erjt nad) Erhalt der militärbehördl. 
Bewilligqung). Ausreidjend gum Schutze der Anter- 
ejjen des Militärs wie des Baufiihrers erjcheint 
nur die in wenigen B. O. enthaltene Bejtimmung, 
daß der fommunale Baufonfens nicht ohne Bue 
——— Militärbehörde erteilt werden könne. 

V. Demolierungsreverſe. Soweit Baubewilli- 
gungen im Feſtungsrayon rechtlich u. militirted)- 
niſch zuläſſig find, können fie nur gegen Ausſtellung 
und bücherl. Einverleibung eines Demolierungs- 
reverſes erteilt werden. In dieſem übernimmt der 
Bauführer, abgeſehen von der Verbindlichlkeit zur 
planmapigen be a des Objeftes bei fonftiger 
Niederlegung dedielben, im wejentlichen die Ber- 
pflichtung, den Bau auf Verlangen der Militär— 
verwaltung, welches webder motiviert gu werden 
braucht nod einem Rekurſe unterliegt, innerhalb 
fejtguiepender Friſt auf — Koſten und ohne 
Entichadiqungsanjprud) zu beſeitigen, bezw. die An— 
lage zu kaſſieren, Schutt u. Material wegzuſchaffen 
und gegebenenfalls die Grundoberfläche in den 
friiheren Zuſtand zu verjegen. 

Hiiujer, auf welchen DemolierungSsreverie 
grundbücherlich haften, jind zu einer gefepl. Sicher⸗ 
ſtellung im Sinne des § 1374 a. b. G. B. nicht 
geeignet (pty. 30 LI 40, B. G. S. 62. Bd.). 

VI. Eutſchädigung. Als Wrundjag gilt, dak 
Beſchränkungen, welche aus der Bejtimmung eines 
fortififatorifdjen Rayons im allg. und dem aus: 
geiprodjenen Bauverbote im bejonderen fich fiir 
den Grundeigentiimer ergeben, einen Entſchädi— 
gungtanipce gegen den Staat nidjt beqriinden. 

8 wird aljo ein Erſatz nicht geleijtet fiir die Ente 
wertung von Liegenſchaften — ihrer Belegung 
mit Bauverbot ſowie fiir die Minderung des 
Wertes und der RKreditfiihigfeit von Realitäten 
infolge jener Verpflichtungen, welche deren Cigen- 
timer tm alle einer Banfiihrung auf fic) zu 
nehmen gebalten ijt uj. Uber Entſchädigungsan— 
ipriiche, welche aus obigen Anläſſen — Rayons— 
lequng, Bauverbot — aber auf Grund anderer 
Rechtstitel erhoben werden, entideiden unter Bor- 
behalt des Rechtsweges, die beteiligten Jentral— 
jtellen (2. WL, K. ML, F. M.) einvernehmlich; fiir 
durd) Kriegsereigniſſe verurjadte Entſchädi— 
gungsanſprüche bleibt die UW. E. STV 16 (Hftzd. 
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map nad) den „Direktiven“ Entſchädigungsleiſtung 
eingutreten Hat, werden jelten jein. Meines Er— 
achtens fann es ſich biebei nur um den Fall eigentl. 
Expropriation handeln, wie ein foldjer bereits in 
den ,,Direftiven’ (§ XID), behujs Freilequng wich— 
tiger Militiretablijjements u. Magazine in Wus- 
jicht genommen ijt; außerdem kämen etwa faftijde 
Eingriffe (jog. Staatsnotredht) in Betracht, wie die 
Beſeitigung altbejtehender, daber nicht mit Revers be- 
legter Gebaͤude, im Stadium der Ausrüſtung einer 
Feitung. Hingegen diirjte die mehrfach hiehergezählte 
Bauverbotsverhingung im Annern eines beſeſtigten 
Plages zur Freibaltung militäriſcher Etabliſſe— 
ments u. Magazine als Entſchädigungsfall nicht au 
betrachten fein, da in den ,,Direftiven’ (§ XIII 
Erjapanipriiche aus dem Titel des ausgeſprochenen 
Bauverbotes ſchlechthin ausgejdlofien find. 

VIL. Ubertretungen. Hinjichtlich der Folgen 
einer Nichtbeachtung der Rayonsvorſchriften ent— 
halten die „Direktiven“ (§ XI} nur die dürftige 
Beſtimmung: „Zeigt fic, dak Gebiiude ohne vor- 
ſchriftsmäßige Bewilligung bejtehen, jo ijt von Fall 
au Fall gu erfennen, ob u. in welcher Art ihr 
Fortbeſtand gejtattet werden finne.” Dieje Norm 
deckt in ausreidjender Weije den Fall der Vor— 
nabme von Baufiihrungen ohne Einholung oder 
Erlangung der Bewilliqung; hier fann die Zu— 
läſſigleit einer Demolierungsverjiigung keinem 
Sweifel unterliegen. Beſtritten ijt dagegen die 

rage, ob mit Androhung bejw. Verhingung der 
Demolierung vorgegangen werden fann, um die 
Ausſtellung eines als Bedingung der Baubewilli- 
gung gejepten, aber nicht oder nicht forreft aus— 
gefertiqten Demolierungsreverjes, bezw. die Eine 
verleibungsbewilliqung fiir einen, aus irgend wel— 
chem Grunde nicht intabulierten derartigen Revers, 
insbeſ. gegeniiber Drittbefipern Singularnachfol— 
gern) ju erawingen, welche ihr Bertrauen auf die 
oͤffentl. Biicher geltend machen. Uber die Verpflich— 
tung zur ReverSausftellung bezw. Demolierung 
enticheiden die polit., einvernehmlich mit den mili- 
täriſchen Inſtanzen; aus dieſem Grunde und wegen 
der Natur der Angelegenheit als einer in beiden 
Reichshälften gemeinjam verwalteten, ijt die Be— 
ſchwerde an den B. G. ausgeſchloſſen Beſchluß des 
V. G. 11 1V 1904, 3. 3340). 

ine ftrafweife Ahndung von Kontraventionen 
fann mit Rüchkſſicht aus die in den ,,Direftiven’ 
enthaltene ————— nach der Miniſte— 
rialverordnung 30 IX 57, R. 198 (2—200 K; 
t} Stunden bis 14 Tage Arreſt), eintreten. 

VILL. Reformbeſtrebungen. Die „Direktiven“ 
jtellen fic) als eine mangelhaft redigierte, dürftige 
Skizzierung der Grundzüge eines tm Detail erjt 
ausjuarbeitenden Geſetzes dar. Im Sinne der ab— 
jolutijtifchen Geſetzestechnik ſteht formell nicht die 
Regelung der Begiehungen zwiſchen Untertanen u. 
Staat, fondern die dienjtl. Anweiſung der Behör— 
den im Borderqrunde. Nicht gu billigen ijt aud 
die —— privat⸗ u. öffentlich⸗ rechtl. Geſichts⸗ 
punkte, insbeſ. die privatredtl. Formaliſierung öf— 
jentlich⸗ rechtl. Verpflichtungen im Demolierungsre⸗ 
verſe, woraus ſich bei Anwendung des Geſetzes 
namhafte Schwierigkeiten ergeben. 
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Die weſentlichſten Lücken des Geſetzes beſtehen 
in dem Mangel von Verſahrensvorſchriſten ſür die 
Rayonsjejtlequng, von ausreidenden Normen flix 
UÜbertretungsfälle und jedweder Regelung der Be— 
alehungen zu Rechtsnachfolgern, Hypothekarglau⸗ 
bigern und dinglich Berechtigten hinſichtlich einer 
bücherlich oder außerbücherlich unter Demolicrungs= 
revers ſtehenden Realität. Ein künftiges Rayons— 
geſetz wird wohl die odioſen Demolierungsreverſe 
liberh. fallen, die in denſelben ausgedriidten Ver— 
pflichtungen fraft Gefeses entitehen und mit der 
RKundmadung oder Vermarfung des Rayons Ein— 
tragung im Rayonskataſter) cintreten laſſen müſſen. 
Much die grundſätzl. Ablehnung jeder Entſchädi— 
J —— dürfte nicht aufrecht zu erhalten jein, 

—— ie Staatsbürger mit den Koſten der 
Landesverteidigung nach einem höchſt ungleichen 
Maßſtabe belaſtet werden, anderſeits die Rayons- 
beſchtänkungen wirklich drückend find und ſich — 
zumal bei ſtädt. Grundjtiiden — ihrer Wirkung 
nach von der völligen Entziehung des Eigentumes 
nicht weſentlich unterſcheiden. Doch begegnet auch 
die Feſtſtellung der Erſatzleiſtung, ſelbſt abgeſehen 
von ihrer Wirkung auf die Staatsfinanzen, bezüg- 
fic) de Gegenſtandes u. Umfanges der Entſchädi— 
gung (3. B. unter welchen Borausfegungen find 
unverbaute Wriinde als Bauplätze gu entichadigen ? ) 
wefentl. Schwierigkeiten und finnte wohl faum 
mit ———— auf ſolche Liegenſchaften erfolgen, 
die bereits ſeit längerem den Rayonsbeſchränkun— 
gen unterworfen find. Stöger. 


Grundentlaſtung 
j. Agrarverſaſſung C Bo. I, S. 58. 
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I. Die Glteren Rataftralfnfteme: 1. Die Joſefiniſche 
G -Requlierung. 2. Ter ftavile Ratafter. 8, Das allg. G+ 
Provijorium von 1819. 4. Die ſpeziellen G.-Proviiorien : 
aj) Bibmen, Laibacher Gouvernement, Küſtenl. und Dalm.; 
b) Tirol; c) Boravtb.; 4} Butow. 5, Der Steneriuf bis 1880. 
— . Die Schaffung des heutigen G.-Ratafters (G.-Regelung 
u. Rataftratrevifion: 1, Ciuleitung. 2 Objett der G. dauernde 
Hefreiungen. 3. Grundzuüge der G.⸗Regelung. 4. Erachniffe 
der G.⸗ egelung. 5. Revifion des G.-Matafters. — TL. Bel 
tendes G.cRecht: 1, G.- Fuh. 2 Stencrfubjett, Eteuervor- 
ſchreibung u. «cinbebung. 3. Beith. G.Befreiunaen. 4. G.- 
Abſchreihungen wegen Elementaridadens. — 1V. Qnsdei. die 
Evidenghaltung ded G.-Rataflers: 1. Kataftraloperate, Bwed 
der Evidenghaltung. 2. Evidenghaltungsorgane, Mitwirtung 
Sffentl. Behdrden u. Organe, 3. Gegenftand der Evidenshal- 
tung. 4. Evidenghattunasverfabren. 6, Rechtsfolgen bin- 
fichtlich der Steuervoridreibung. 6. libereinfimmung zwiſchen 
Katafter u. Grundbuch. 7. Evidenzhaltungsgebühren, Stem - 
vel⸗ u. Gebührenbefreiung. 8. Benugung des Kataſters für 
andere Zwecke, Vermeſſungen oder Vermarkungen übder 
Vrivatanſuchen. 
1. Die 


J. Die älteren Kataſtralſyſteme. 
Joſefiniſche Grundſteuerregulierung. Die 
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Thereſianiſche Steuerrektifilation hatte, wie wir 
wiſſen (jf. Art. „Finanzgeſchichte“, keineswegs ju 
einer gleichmäßigen Verteilung der Realſteuerlaſt 
geführt. Dieſes Ziel fepte nun Kaiſer Joſef II. der 
von ihm mit den Kabinettſchreiben 27 VII 1784, 
8 II u. 23 111785 fiir alle Erblande mit Ausnahme 
Tirols angeordneten Steuerregulierung. 

Vor allem ging diesmal der Schagung eine 
allg. Vermeſſung der jteuerpflichtigen Grundſtücke 
voraus, wobei man ſich in Ermanglung einer ge— 
nügenden Anzahl fachlich ausgebildeter Organe 
allerdings darauf beſchränkte, nur ausgedehnte 
Walder und ſteile Gebirgsflächen durch Geometer 
vermeſſen zu laſſen, während alle anderen Grund— 
flächen durch die Ortsobrigkeiten unter Mitwirkung 
der Grundbeſitzer vermeſſen wurden. 

Steuerpflichtig waren alle Grundſtücke, die 
einen Ertrag abwarfen, — ſteuerfrei auger ten 
unproduftiven Flächen nur Fahrwege, Ortsplätze, 
Friedhöſe und Bauplätze zu neuen Kirchen, Pfarr— 
u. Schulgebiuden. Als Steuerobjeft ſollte der mitt= 
lere Ertrag ermittelt werden u. zw. auf Grund von 
Faſſionen mit Ungabe der Fläche und des Crtrages, 
bei sea Wider aud) der Ausſaat. Diefe Faffionen 
wurden durch dic Obrigfeit gepriift und jene fiir 
die Herrſchaftsgründe mit den Gutsrechnungen be- 
leqt, jene fiir die Rujtifalgriinde mit den Daten 
für die nächſten Dominifalgriinde verglichen; auc 
janden zur Rontrolle probeweije Erhebungen der 
Produftmengen jtatt. Bei den Yidern wurden nut die 
4 Haupttirnergattungen beriidjidtigt, bei Wiejen 
bie Heumengen ermittelt, Alpen u. Warten mit den 
benachbarten Wieſen, Teiche mit Ackern oder Wieſen, 

utweiden, Mejtriippe, Sand- u. Lehmgruben mit 

ieſen ſchlechteſter Art parifiziert (durchwegs unter 
Angabe der fingierten Heumengen), Walder forjt- 
mäßig nad) — ceunhetgerinine ohne Rückſicht auf 
das Alter der Beſtände geichipt. Der eingeſchätzte 
Naturalertrag wurde nad den Durchſchnittsmarkt— 
preijen der J. 1773—1782 in Geld umgerednet. 

Die Steuergrundlage war der ermittelte Brutto- 
ertrag. Die Kulturkoſten gelangten bloß mittelbar 
ur Weriidfidtiqung u. gw. durch Abſtufung der 
Steuerfipe nad) Kulturgattungen, indem die Steuer 
jiir Ucter, Weingirten, Teiche u. Seen von je 100 fl. 
Bruttoertrag 10 fl 37"/, fr. C. M., fiir Wieſen u. 
Warten 17 fl. 55 fr., fiir Hutweiden, Gejtriippe u. 
Wilder 21 fl. 15 fr. betrug, was einen Durch— 
ſchnittsſteuerſatz von 12 fl. 13 fr. ©. M. ergab. Für 
Wal. ermäßigte man die Sige um !/5. Die bis— 
herige Steuer pom Ertrage der herrſchaftl. Urbarial- 
begiige, Dann der Mühlen u. Brauhäuſer wurde 
aufgehoben. Ihr Erträgnis war bei der Feitiegung 
des Durchſchnittsſteuerſatzes beriicfichtigt worden. 

Mac) 4 Jahren war die ganze Neufatajtrie- 
run cinichlicplich der Revijion u. Musgleichung 
beendet. Sie erqab eine Bruttoertragsſumme von 
114,043.071 fl. ©. M. worauf cine Stenerjumme 
von 12,862.600 fl. entfiel. 

Mit 1 XI i789 trat das neue Steuerinitem 


in Kraft. Die vielen Beſchwerden, die qeqen das- | 


felbe von den an der Fortdauer der friiheren Steuer- 
privilegien interejfierten Standen vorgebradjt wur- 
den, bewogen aber Leopold Il. bald nad) ſeinem 


Regierungsantritte zu dejjen Aufhebung. Dieſelbe 
erjolgte bereits mit 1V 1790, alſo nad nur halb— 
jabrigem Bejtande u. — unter proviſoriſcher Wie- 
dereinfiihrung der früheren Steuerjyiteme. Doh 
wurden in Bohmen die Ergebniſſe dex Joſefiniſchen 
Regulierung mit gewijjen Wodififationen der 
Steuerveranlagung ju Grunde gelegt. Wud) fand 
in einigen Landern eine Ausgleichung des Steuer- 
fußes zugunſten des friiber höher befteuerten Ruſti— 
falbefipes ſtatt. An N. O. und O. ©. führte dieſe 
beinahe zur Gleichſtellung der Steuerfußes, in 
Mähren u. Schleſien wurde dieſes Ziel vollſtändig 
erreicht (Steuerfuß fiir alle Grundſtüde 307/5 bezw. 
42", %). In Böhmen wurde der Steuerſatz fiir 
das Dominifale mit 44/,, fiir das Ruſtikale mit 
582), Sechzigſteln der Joſefiniſchen Steuer feſtgeſetzt; 
bier blieb a die althergebradte Begiinjtiqung des 
Herrſchaftsbeſitzes (ſ. Wrt. Finanzgeſchichte““) zum 
roßen Teile fortbeſtehen. Immerhin war in dieſem 
Buntte der Erjolg der Qofefinijden Steuerreform 
im grogfen u. gangen ein nadjhaltiger. 

Die Gebrechen des Joſefiniſchen Katajters lagen 
in der Ungenauigfeit der Vermeſſung, in dem febr 
ſummariſchen Schätzungsverfahren, in der unzu— 
längl. Berückſichtigung der Kulturkoſten und in der 
ungeniiqenden Kontrolle der Faffionen, injolge 
weldjer der Naturalertrag viel zu niedrig ermittelt 
wurde. Gleichwohl waren die Operate weit minder 
unzuverläſſig u. ungleichmäßig als jene der älteren 
Steuerjyjteme. 

2. Der ftabile Katajtcr. a) Allgemeines. 
Die Verichiedenheit der G.-Syiteme, die in den 
Erblanden am Anfange des 19. Jahrh. beftanden, 
jowie die den meijten derjelben anhajtende Unzu— 
länglichkeit der Ermittlung der Beſteuerungsgrund— 
lage lie} die Schaffung eines einbeitlichen u. rid 
tigeren Syſtemes als notwendig ericheinen. Dieser 
Erwägung entiprang das faij. P. 23 XII 17, wel- 
ches die Anlegung eines neuen ,,jtabilen Kataſters“ 
fiir alle Exblande beswedte. 

Steuerpflichtig waren hienad alle produf- 
tiven Grundflächen nad Maßgabe des bei gewöhnl. 
Fleiße erzielbaren Reinertrages, einſchließlich der 
Baugarea hinſichtlich des im alle ihrer Benutzung 

ur Urproduktion erzielbaren Ertrages. Steuer— 
frei waren, außer den unproduktiven Grundflächen, 
die Beerdigungsplätze, öffentl. Straßen, Plätze, 
Flüſſe u. Randle, dann Sümpfe, Seen u. Teiche, 
ſoweit ſie nicht durch Rohrſchlag einen Ertrag ab— 
werfen. 

Als Reinertrag war der (nach der Kultur— 
gattung zur Zeit der Schätzung) bei gemeindeübl. 
Bewiriſchaftung in Jahren gewöhnl. Fruchtbarkeit 
nad) Abzug der notwendigen und gemeindeiibl. 
Wirtſchaftsauslagen ohne Rückſicht aut Rechtsver- 
haltnifje und auy den wirtſchaftl. Zuſammenhang 
der Grundſtücke erzielbare Ertrag angujehen. 

Der folgenden Darſtellung liegen außer dem 
P. 1817 auch die ſpäteren Durchführungsvorſchrif— 
ten zu Grunde. 

bKataſtralvermeſſung. Der Ertragsſchät⸗ 


zung ſollte eine genaue Vermeſſung aller Grund— 


tiie durch fachlic) ausgebildete Feldmeſſer vor— 
ausgehen. 
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Dieſe ausgedehnte Operation begann mit der 
Triangulierung, durch welche die Oberfläche 
der Länder von (vier) genau gemeſſenen Stand— 
linien aus auf trigonometriſchem Wege (bis 1858 
hinfichtlic) der kleinſten Dreiecfe auf graphiſchem 
Wege) mit — — Dreiecsnetzen über⸗ 
zogen wurde, u. zw. nach vier Netzordnungen ab— 
geſtuft. Das Netz erſter Ordnung beſteht aus Drei- 
eclen mit einer Seitenlänge von 15—30 km, Beim 
Netze zweiter Ordnung it die Seitenliinge 9 bis 
15 km, bei jenem dritter Ordnung 4—9 km. Im 
Nege vierter Ordnung entjallen auf jede, yo einer 
Quadratmeile darjtellende Detailaufnahmefeftion 
mindeftens drei trigonometriſch bejtinumte Bunfte. 

Anknüpfend an diefe Punkte erjolgte nun die 
Detailpermeffung mittels des Meßliſches, wo— 
bet jede3 Tiſchblatt einer Aufnahmsſektion ent- 
ſprach. Das Ergebnis derjelben war fiir jede Gee 
meinde parzellenweiſe in einer eigenen Flurkarte, 
der fog. Mappe darjujtellen. Mahgebend war der 
Umjang der Steuergemeinden jur Zeit der 
Becmchintn, Mur wenn die Fläche der Gemeinde 
500 Joch nicht erveidte, wenn felbe von einer 
anderen Gemeinde gang umſchloſſen war oder in 
eine ſolche unfirmlic) bineinragte, oder wenn die 
Grundſtücke verichiedener Hemeinden vermengt lagen, 
fand cine entiprechende Yrrondicrung oder Zuſam⸗— 
menlegung jtatt. Sede Gemeinde wurde nad der 
Feſtſtellung u. Beſchreibung ihrer Grenzen vorerit 
mit cinem geometriſchen Netze (mit fixen Punkten 
von rund 200 Klafter Entfernung überzogen, wor- 
auf man zur Auspflockung u. Einzeichnung der 
Parzellen fchritt, d. h. der Flächen gleicher Kul— 
turgattung, die in derſelben Gemeinde liegen, 
einem Eigentümer gehören und nicht durch natür— 
liche oder künſtl. Grenzen getrennt ſind. Die Dar— 
ſtellung erfolgte zumeiſt im Maßſtabe von 1: 2880, 
ausnahmsweiſe auch in jenem von 1: 5760 der 
Natur, bei größeren Ortichaften im Maßſtabe von 
1:1440, ausnahmsweiſe felbjt 1: 720 der Natur. 
Als Behelf fiir die weiteren WArbeiten wurde von 
jeder Mappe eine Mopie, die jog. Andifations: 
ftizze, hergeftellt. Nad) Abſchluß dex geometri- 
ſchen Vermeſſung erjolgte die Numerierung u. Flä— 
denberednung der Barjellen und deren Berseiche 
nung in einem Bargellenprotofolle, ſowie dic 
Rolorierung der Wappen. 

ec) Schätzung. Hiefiir fam vor allem die 
Verſchiedenheit der dag Neb ede in Bee 
tract. Als jolche waren nebjt den einfachen Kultur— 

attungen (Sider, Mitten, Weingärten, Wieien, 
Weiden u. Walder) auch die gemiſchten und Wechſel— 
Kulturen ju beriidfidtigen, wodurch fich eine grofe 
Anzahl von Abjtufungen ergab. Nach der Feſtſtel— 
lung ber in einer Gemeinde iiberh. vorfommenden 
Sulturgattungen und der Bonitätsabſtufungen fiir 
jede derjelben KKlaſſifikation) erfolgte die Be— 
itimmung der Mujterqriinde für jede Bonitätsklaſſe, 
dann die Rlaffierung, d. i. die Cinreihung aller 
Grundſtücke in die Kultur- u. Bonitätsklaſſen, wo- 
bei die wegen anderwärtiger Benutzung der Ur— 
produftion entzogenen Grundſtücke (3. B. Lehm— 
u. Sandgruben, Bauarea) mit den Nachbarparzel— 
len varifiziert wurden. 


Dieſe Vorarbeiten bejorgten die patrimonialen 
Steuerbehirden unter Mitwirfung der Gemeinde- 
vertreter, ebenfo die Verfaſſung det gemeindeweifen 
Marktpreistabellen auf Grund der durchſchnittl. 
Produltenpreije des fiir dic Geldertragsberech— 
nung alg Normal jabr bejtimmten J. 1824 (defjen 
preile die niedrigiten feit 50 Jahren waren). 
Die Uberpriijung u. Richtigſtellung aller diejer Ar— 
beiten war dann Sache der jtaatl. Schätzungsorgane 
(vtonomiſche und Wald-Schipungsfommifjare), — 
ebenſo aud) die nun folgende etgentl. Ertragser- 
mitthing. 

Der Naturalbruttoertrag war fiir jede 
Kulture u. Bonitatsflajje in der Gemeinde joch— 
weije ju ermitteln nach der in der Gemeinde vor- 
herrjdjenden Benugungsart, nad) dem Durchſchnitts⸗ 
ertrage in mittleren Jahren und nad) den gemeinde- 
üblich gebouten Produften. Hiebei waren die in 
einer laͤngeren Beriode wiederfebrenden giinjtigen 
u. ungiinftigen Umſtände zu beriidfidtigen, bei 
gemiſchten und Wechſel⸗Kulturen jede beteiligte Kul⸗ 
turgattung in Betracht zu ziehen, bei Wäldern nur 
der Holzertrag nach Maßgabe der Abtriebsperiode 
bei —— Brennhols). Im Schätzungs⸗ 
operate wurde der Naturalbruttoertrag und der 
dieſem nach dem Preistariſe der Gemeinde ent— 
fprechende Geldwert der Rrodufte ausgewieien. Hier- 
auf wurden die nad) der gemeindeübl. Bewirtſchaf⸗ 
tungSart erforderl. Rulturfojten (d. i. der Auf⸗ 
wand an Geld, dann fiir Naturalien u. YUrbeit) 
ermittelt. Der nach Abzug derjelben eriibrigende 
vorldufige Reinertrag war mit den erbobenen Daten 
über Naujpreije u. Pachtsinfe zu vergleidjen und 
fodann dag Abzugsprozent fiir jede Kultur: 
u. Bonitätsklaſſe dennitiv —— (bei Adern 
20—70% , bei Wieſen 10—30% ). Tatſächlich er⸗ 
wies ſich jedoch jene Vergleichung wegen der nicht 
dem Normaljabre entjtammenden Kaufpreiſe u. 
Pachtzinſe als undurchfithrbar. Es wurde daber der 
ermittelte Rulturaufwand in Geld berechnet, in 
Prozenten veranidlagt und vom Bruttoertrage ab- 
gezogen. Der hienach verbleibende Reſt bildete den 
Reinertrag der betreffenden Klaſſe in der Gee 
meinde. 

Die in dieſer Weise fiir jede Gemeinde gebil- 
deten Tarife mit den jochweiſen Reinertragsſätzen 
wurden von den Schätzungsinſpektoren und der 
Landesſtelle geprüft u. richtiqgeitellt, worauf die 
endgiiltige Senehmigung durd) die Hoffanglei er- 
folgte. 

d) Reklamationen. Gegen dic Ergebniſſe 
der Vermeſſung u. Schätzung waren Reklamationen 
zuläſſig, u. sw. teils ſeitens der Gemeinden gegen 
die Feſtſtellung der Kultur⸗ u. Bonitätsklaſſen und 
der Ertragstarife), teils ſeitens der einzelnen Grund⸗ 
beſitzer (gegen die Beſitzanſchreibung, Flächenberech— 
nung u. Einreihung der Grundſtücke in die Kultur— 
u. Bonitätsklaſſen) Uber dieie Reflamationen ent- 
ichied die Landesbehirde. Nach Abſchluß des Re- 
flamationsverjabrens erjolgte die Anwendung der 
Reinertragstariffätze 9 die einzelnen Parzellen. 

e) Ausführung der a —— Die 
Herjtellung des jtabilen Kataſters nahm infolge der 
RKompligiertheit der Operationen Jahrgehnte in An— 
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ſpruch, u. jw. trat das neue G.-Syſtem in den 
einzelnen Landern ju fehr veridhiedenen Seiten ins 
Leben (in N. O. 1834, in O. O., Salgb., Steierm., 
Kärnten u. Krain 1840, in Mähren 1851, in Schle— 
fien, Dalm. und im Rrafauer Gebiet 1852, in 
Böhmen fufseffive 1852— 1860), in Tirol, Borarlb., 
Wal. und Buforw. überh. nicht. 

f) Evidenzhaltung des RKatajters. Ge— 
qenjtand derjelben waren die Anderungen im Be- 
fige und im Objefte Verwandlung produftiver 
Flächen in unproduftive und umgefefrt). Kultur— 
anbderungen blieben auger Betracht. 

g) Shlupbemerfung. Nad) dem Vorgeſag— 
ten beruht der ftabile Matafter im Gegenfage jum 
Joſefiniſchen auf der Adee des Parzellenveinertrags- 
fatajters, welche cine allg. Grundvermefjung und 
die Berüchſichtigung der Bonitit wie der Kultur— 
fojten bedingte. Die Art der Ertragsermittlung 
bedeutet im großen u. ganzen einen erhebl. Fort; 
ſchritt gegenuͤber allen früheren Syſtemen. Gleich— 
wohl war fie in mehrfacher Beziehung unvollkom— 
men. So war es mit dem Prinzipe der Beſteue— 
rung des mittleren Reinertrages eigentlich nicht 
vereinbar, daß der Berechnung des Geldertrages 
nicht die Durchſchnittspreiſe einer längeren — e, 
ſondern die Preiſe eines einzigen „Norma jahres 
zu Grunde gelegt wurden, die in dem einen Lande 
oder Landesteile mehr, in dem anderen weniger 
von den Durchſchnittspreiſen der gleichen Periode 
abwichen. Auch war die behufs Erzielung mög— 
lichſter Gleichmäßigkeit erfolgte Aufſtellung des 
Normaljahres 1824 infofern = die Duelle 
einer relativen Ungleichmipigfett, als die Schiit- 
zungsarbeiten in den eingelnen Ländern zu ſehr 
verſchiedenen Zeiten ausgeführt wurden, in der 
Zwiſchenzeit aber die Broduftenpreije injolge der 
lofalen Entwidlung der Induſtrie wie der Schaf- 
jung neuer —— u. Abſatzwege uſw. nicht 
überall in gleichem Make geſtiegen waren. End- 
lid) waren die früher cingefchiipten Linder inſo— 
jern begiinjtigt, als dajelbjt jeit der Kataſtralſchät— 
jung viele ausgedehnte Sulturiinderungen u. Me— 
liotationen ftattgefunden batten, die im Kataſtral— 
reinertrage nicht gum Ausdrucke gelangten. 

Die Schätzung des jtabilen Katajters lies alfo 
die angeftrebte Gleichmiipigfeit von Wnbeginn an 
vermifien. Weitere Gebredjen lagen in der Um— 
ſtändlichkeit des Verſahrens (übergroße Anzahl der 
Kulturgattungen, Aufſtellung der Bonitätsklaſſen 
für jede Gemeinde), durch welche ſich die lange 
Dauer der Arbeiten mit ihren Nachteilen erklärt, 
— dann darin, daß eine Reviſion des Ratajters 
überh. nicht vorgeſehen war. 

3. Das allg. Grundſteuerproviſorium 
von 1819. Daß die Schaffung des durch das P. 
23 XII 17 angeordneten ſtabilen Kataſters ſich auf 
viele Jahre hinausziehen werde, war alsbald flar. 
Anderſeits war es dringend notwendig, der Un— 
vollkommenheit u. Ungleichmäßigkeit der Beſteue— 
rung baldmöglichſt zu ſteuern. Dieſen Zweck ver— 
folate das mit A. ©. SIL 19 fiir N. O. und O. O., 
Steierm., den Klagenfurter Kreis, Mähren, Schle— 
jien und Gal. angeordnete allg. Grundſteuer— 
provijorium (im Gegenſatze ju den unten er— 
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wibnten fpeziellen .-Provijorien in den übrigen 
Ländern), weldjes bereits 1821 ins Leben trat. 

Dasfelbe beruhte im weſentlichen auf den 
Vermeſſungs-⸗ u. Schätzungsoperaten des Joſefini— 
ſchen Kataſters, unter Berückſichtigung der ſeit— 
herigen Objekts⸗, Beſitz⸗ u. Kulturänderungen und 
unter Beſeitigung größerer Unverhältnismäßig— 
feiten innerhalb der einzelnen Gemeinden. Boni— 
tätstlaſſen wurden nach wie vor nicht aufgeſtellt. 
Die Erhebungen fanden unter Mitwirkung der 
hiezu organiſierten Vorſtände der Steuergemeinden 
ſtatt. Dieſes Proviſorium blieb in jedem der ge— 
nannten Länder bis zur Einführung des jtabilen 
Kataſters in Kraft, bezw. in Gal., wo der ſtabile 
Kataſter nie ins Leben trat, bis nach Abſchluß der 
G.Regelung (1880). So hat denn der Joſefiniſche 
Ratajter trop feines formell nur halbjährigen Be- 
jtandes tatjidlicd) in den meijten Ländern Lange 
nachgewirkt. 

1. Die ſpeziellen Grundſteuerproviſo— 
rien. Unter dieſen verſteht man die G.Syſteme, 
die in jenen Ländern, wo nicht das allg. Provi— 
ſorium von 1819 ins Leben trat, bis zur Ein— 
führung des ſtabilen Kataſters, bezw. inſofern 
dieſer auf das betreffende Land nicht ausgedehnt 
wurde, bis gum Abſchluſſe der einheitl. G.-Rege— 
fung (1880) bejtanden. 

In die erjtere Gruppe gehören Böhmen, dann 
das Laibacher Gouvernement (Strain, Billacher u. 
Görzer Kreis), das Miiftenf. und Dalm., in die 
letztere Tirol, Borarlh. und die Bufow. 

a) Broviforien in Böhmen, im Laie 
bader Gouvernement, im Küſtenland und 
in Dalmatien. In Böhmen bejtand das da- 
jelbjt nad) Aufhebung deS Joſefiniſchen Kataſters 
eingefiihrte Steuerfyjtem bis zum Ynslebentreten 
des jtabilen Ratajters. 

Am Laibadher Gouvernement wurde die 
während der franzöſiſchen Herrſchaft fixierte Steuer- 
hauptiumme nad dem Verhältniſſe der Steuer- 
ſummen des Joſefiniſchen Kataſters auf die ein— 
zelnen Kreiſe repartiert. Die weitere Repartition 
{auf die Gemeinden und einzelnen Grundbejiger) 
erfolqte auf Grund der frangififhen Schätzungs— 
operate. 

Für das Küſtenland waren während der 
Franzoſenzeit die Joſefiniſchen Operate dort, wo 
jolche bejtanden, der Steuerbemejiung gu Girunde 
gelegt worden, während jonjt der Ertrag auj Grund 
von Faſſionen in ſehr mangelhajter Weiſe beſteuert 
wurde. Nach der Wiederkehr der öſterr. Herrſchaft 
wurden nur die letzteren Operate teilweiſe berichtigt. 

In Dalmatien blieb die aus der Zeit der 
venetianiſchen Herrſchaft überkommene Weiteue- 
rungsart, der Zehend, d. h. die Einhebung des 
— Teiles des Bruttoertrages der Grundſtücke, 

is zur —— des ſtabilen Kataſters in Kraft. 

Hiezu wurde der Naturalertrag jährlich ermittelt, 
ſeit 1823 aber nach einem durch Kommiſſionen 
feſtgeſtellten Geldwerte reluiert. 

b) Das Tiroler Peräquationsſyſtem. 
Die Gebrechen des alten Tiroler Steuerſyſtemes 
lagen teilé im Syſteme felbjt, teils in der Durch— 
fiihrung. An erjterer Beziehung fällt insbeſ. ing 
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Gewidt, daß der Udel nicht feinen unmittelbaren 
Grundbeſitz, fondern nur da8 Einkommen aus 
Dominifalrechten und aud) diefes nur nach einer 
viel zu niedrigen Bewertung der Naturalleijtung 
qu verjteuern hatte. Die Mängel der Durchführung 
fagen vor allem in der großen Ungleidmapigfeit, 
die hinſichtlich der Ermittlung der Befteuerungs- 
rundlage zwiſchen den eingelnen Landesteilen be- 
tand, dann in den vielen lofalen u. individuellen 
Steuerbejreiungen und in der ungeniigenden Evi- 
denghaltung der Steucrobjette. Dieſe Übelſtände 
wurden naturgemifs immer fühlbarer. Dak gleid- 
wohl alle Reformbejtrebungen bis ins 18. Jahrh. 
fcheiterten, erflirt fic) Durch die Macht der beteilig- 
ten Intereſſen. Erſt nachdem die Landftindifde 
Autonomie gens ebrodjen war, gelang die jo 
notivendige Neugejtaltung, u. gw. unter Maria 
Therejia. 

Das crite Meftififationspatent diefer Mon— 
archin 221X 1746 blieb allerdings unausgefiibrt, 
ebenjo die durch die P. VIV 1771 und 22 VII 
1772 angejtrebte Schajiung eines Ertragéfatajters. 
Dagegen fam die Recluatitiersue auf Grund der 
P. 6 VIL 1774 und 26111 1777 zuſtande u. zw. 
als Bajis der Steuerveranlagung von 1784 an. 

Die althergebradte Irennung in einen Do- 
minifal- und einen Ruftifalfatajter bejtand aller- 
dings fort. Letzterer hatte aber nunmehr alle 
Liegenſchaften ohne Unterſchied zu umfafien, wäh— 
tend bis dahin die unmittelbar bewirtſchafteten 
Güter des Adels ſteuerfrei geweſen waren. Die 
Dominifaljteuer hatte nach wie vor die grundh. 
Wefiille und die Realrechte an fremdem Beſitze 
Megenftande. Gleichzeitig wurden alle fonftigen 

teuerbefreiungen aufgeboben. Ys Grund- u. Ge— 
bäudeſteuer im heutigen Sinne des Wortes war 
hienad) nur die Rujtifalfteuer zu betrachten. 

Der Biwed der ganzen Operation war dic 
Schajjung eines Gutswertfatajters. Die Lei- 
tung oblag der Periiquationstommiifion, welder 
die Steuerlofalfommiffionen, bann die Oberfom- 
miſſäre (je fiir einen Kreis) und der Targleicjtel- 
lungskommiſſär unterftanden. 

Vor allem hatte jeder ag feine ſteuer⸗ 
pflichtigen Objefte unter Ungabe ihrer Lage, Be- 
ſchaffenheit u. Flächenausdehnung (nad fulturgat- 
tungsweiſe verjchiedenen Flächenmaßen) au fatieren. 
Die Ruſtikalfaſſionen mußten die Gebäude, Grund— 
ſtücle, Fiſchereirechte u. Realgewerbe ſamt den dar- 
auf haftenden Oblagen enthalten, die Dominifal- 
jajfionen den Ertrag der ſtändigen Michiafeiten 
aus fremden Realitäten nach) einem zehnjährigen 
Durchſchnitte. Berjchiviegene Güter oder Rechte 
follten der Ronfisfation anheimjallen. 

Die Flichenangaben waren, da eine Landes: 
pea rads nicht ftattfand, fehr ungenau und be: 
rubten vielſach nur auf Rüchſchlüſſen aus der Aus— 
jaat oder der Produttmenge. 

Die nun folgende Schätzung bezweckte die 
Feſtſtellung des den lokalen Verhältniſſen entſpre— 
chenden mittleren Kaufwerts ohne Rüclſſicht 
auf den or 

Rei den Objeften der Rujtifalfteuer war die 
Wide u. Bonitdt der Grundſtücke unter der An— 
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nahme durchſchnittl. Bewirtſchaftung und unter der 
Fiktion der Laſtenfreiheit gu beriidfichtigen. Bor der 
5 hatten die Lokallommiſſionen eine Tar— 
klaſſifikation zu entwerfen, aus welcher gemeinde— 
weiſe ber Schätzwert einer Flächeneinheit für jede 
Kulturgattung von beſter, mittlerer u. ſchlechteſter 
Bonitit unter Bedachtnahme auf die übrigen Ge— 
meinden des Bezirkes gu entnehmen war. Dieſe 
Taxklaſſifikationen waren zur Ausgleichung an die 
————— einzuſenden. Behufs Ver⸗ 
ſaſſung der Taxklaſſifilation mußten in jeder Ge— 
meinde mehrere wpiſche Höfe verſchiedenen Wertes 
ausgewählt und als Ganzes geſchätzt, die Schätz— 
werte auf die einzelnen Kulturgattungen nach 
Gripe u. Bonitit aujgeteilt und diefe Teile auf 
die Flächeneinheit redugiert werden. Die gur Ver— 
mietung geeiqneten u. bejtimmten Häuſer waren 
nad) dem mittleren Rurrentiwerte zu ſchätzen, 
alle anderen Gebäude (auch SdhlBhier) bloß nah 
der Bauarea. 

Behufs Schätzung der Dominifalfteuer- 
objefte wurden die Lofalen Raujpreije aller Natural- 
giebigfeiten erhoben, mit den Preijen der Hauptorte 
in den letzten 50 Jahren vergliden und hierauf 
von der Perdiquationsfommiffion ein Tartarif iiber 
die bezügl. Kapitalswerte verjaft. 

Da die Schiipungen die nötige Gleichmäßig— 
teit vermifien lichen, wurde 1780 ein Taxgleich— 
jtellungsfommiffair ernannt, welcher in allen 
Stiidten u. Bezirken eine entſprechende Anzahl von 
RKauj- u. Pachtvertriigen aus den legten 20 Jahren 
eingufehen, die bieraus ermittelten Berfehrs- 
werte mit den ig eS ata au vergleichen, 
und durd) Zuſchlag der Differenz gum Schaͤtzungs— 
werte aller Bejipungen das Gejamtiteucrfapital in 
ausgleicjender Weiſe gu erbeben hatte. Ru dem 
jo ermittelten Kurrentwerte“ wurde dann der 
Wert der „Oblagen“ des MRujtifalbefipes hinzu— 
geſchlagen, u. zw. deshalb, weil legterer — 
bei der Verteilung der Steuern zwiſchen Ruſtikale 
u. Dominikale von dem Ruſtilalſteuerlapitale ab- 
zuziehen war. 

Dort, wo der Grundbeſitz ſtarl zerſplittert 
war, wurde aber nod) cine weitere Korreltur vor— 
genommen, die fog. Detaration. Man machte 
niimlich einen je nach der Hohe des aus den Käufen 
direft erhobenen Durchſchnittspreiſes der Güter im 
Bezirke abgejtuften Abzug vom Rurrentiverte, wel— 
cher auf der unterjten Stufe (unter 100 fl. Wert) 
2/, betrug und bei 3500 fl. gang aufbirte. Maß— 

ebend hiefür war die Erwägung, daß bei fleineren 
Rtealitaten der Verlehrswert durch die ſtärkere Nach— 
frage über den Ertragswert gehoben wird und der 
—— doch möglichſt gleichmäßig getroffen werden 
ollte. 

Bon dem in diejer Weise ape «ea ſtur⸗ 
rentiverte wurden aber blog yg als Steuerka— 
pital erklärt. Diejes betrugq fiir das ganze Land 
46,606.296 fl. Je 9000 fl. jollten einem der alten 
5000 Steuerknechte (f. den Urt. „Finanzgeſchichte““) 
entipredjen, rwoftir alſo 45 Millionen erforderlich 
waren. Der Überſchuß, welder fic) nad u. nach 
ftarf redugjierte, diente als Reſerve fiir Abfälle 
durch Elementarjchiden. 
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Der Steuerju war cin wedjelnder. Wn- 
jangs betrug derjelbe 54 fl. Tiroler W., gulegt bis 
jur Einführung des Drittelzuſchlages 1849, 108 fl. 
Liroler W. (= 1024), fl. W. W. C. Me.) pro Stener= 
tnedjt, d. i. 1°2% des Steuerfapitaled. 

Behufs —— des Dominikalſteuer— 
kapitales hatte der mi Hao ——— 
einen neuen Tarif über den Wert der yey 
Bezüge gu verfaſſen, worauf da8 32 fadje des fo 
erhobenen Geldwertes der Jahresbezüge als Kapi— 
talswert angenommen und aud) bievon nut 4/, 
als Steuerfapital behanbdelt wurden. Die diejem 
Napitale entiprechende Steuerquote hatten die Do- 
minien ju tragen, während der Rejt das reine 
Rujtifaljteuerfapital bildete. 

Das in dieſer Weiſe zuſtande gefommene 
Steuerjnitem trat 1784 ins Leben. Doc) blieben 
aud) dann nod) Reflamationen gegen die Schätzung 
zuläſſig, ja felbjt Beſchwerden wegen veriinderter 
Verhältniſſe, — ein nicht unweſentl. Rorreftiv ge— 
gen die Stabilitit des Ratajters. Die Evidenz— 
haltung, weldje alle Verinderungen im Objette 
und in der Perſon des Befigers sum Gegenftande 
haben follte, war cine gan; unzulängliche. Abge— 
jehen hievon muß da8 Tiroler Peräquationsſyſtem 
alg einer der beftfonjtruierten Wertfatajter bezeich— 
net werden. 

c) Dae Borarlberger Provijorium. 
Auch in Borarlb. lag der G.-Einhebung ein Guts— 
wertfatajter 3u Grunde, welcher unter der bayri- 
iden Herrſchaft (königl. V. 13 V 08) zuſtande fam 
und 1811 ins Leben trat. Hiebei wurden nicht 

ang diefelben Grundſätze beobachtet wie bei der 
iroler Peräquation. Dies ſowie die ſpätere Zeit 
der Kataſtrierung erklärt es, daß die G.-Lajt, un— 
geachtet der formellen Gleichheit des Steuerpro— 
zentes, in den beiden Ländern eine ſehr verſchie— 
dene war. 

d) Proviſorium der Bukowina. Bis 
1818 bejtanden hier verjdiedene gang unvollfom- 
mene, die G. vertretende Wbgaben. 1818 wurde 
ein &.-Kontingent eingeführt, wovon der Domini- 
falbejig *!y, der Ruſtilalbeſitz 4/5 tragen follte, 1820 
aber dieſe Aufteilung geiindert (4), —* 78). 
Die Subrepartition geſchah bei den Dominien auj 
(rund alter Faffionen, bei den Untertanen nach 
der fog. Tſchisla, einem inneren Verteilungs— 
ichliifjel der einzelnen Gemeinden, der gewiſſer— 
— auf einem autonomen UÜbereinkommen be— 
ruhte. 

Erſt 1835 wurde eine kommiſſionelle Schätzung 
des Grundreinertrages angeordnet (vier Kultur— 
gattungen unter Parifizierung der übrigen, drei 
Vonitaitstlafjen). Für die Verteilung der Steuer⸗ 
ſumme nach den Ergebniſſen dieſer Schätzung auf 
die zwei Hauptgruppen des Beſitzes, wie fiir die 
Subrepartition blieb es bei dem früheren Schlüſſel 
und bei der Tichisla. 

5. Der Steuerfuß in den Ländern des 
jtabilen Ratajters und der Broviforien. 
Durd) die Einführung des ftabilen Kataſters trat 
zunächſt in den früheren Steuerfontingenten der 

etrefienden Lander cine Underung nicht cin. Biel- 
mehr erjolgte nur die Subrepartition auj Grund 


Ofterr. Staatawörterbuch. ¥. Mufl,, 2. Bo. 


der neuen Operate. Erit mit faij. PB. 10 X 49, R. 412, 
wurde zur Behebung der hiedurch bedingten Ungleid)- 
miigigteit des Steuerfuges ein einheitl Steuerjag 
von 16% (von 1850 an) al8 Ordinarium einge- 
führt und biedurd) die Repartitions- in eine Quo- 
titätsſteuer verwandelt, gleichzeitig hiemit aber cin 
außerordentl. Zuſchlag von ip det ordentl. Steuer 
defretiert. Der Steuerfuß betrug alſo in den Län— 
dern des ftabilen Kataſters tatſächlich 211/, %. Dazu 
fam durd) kaiſ. B. 13 V 59, R. 88, cin weiterer 
Kriegs⸗) Zuſchlag von des Ordinariums, wel- 
cher fiir 1863—1865 auf erhöht, fiir 1866 u. 
1867 auj '/, herabgeſetzt, durch Geſetz 26 VI68, R.72, 
aber mit '/5 jtabilifiert wurde, fo daß die G. ſeither 
in den Ländern des ftabilen Matajters 267/,% des 
Ratajtralreinertrages betrug. Jn dem gleichen Ver- 
hiltnijje wurde der Steuerfuß jeweilig auch in jenen 
Ländern erhiht, wo der jtabile Ratajter noc nicht 
eingefiihrt war bezw. wo et tiberh. nie ing Leben 
trat (Tirol und Boratlb., Wal. und Bufow.). 

IL. Die Shhaffung des hentigen G.-Ratajters 
(G.-Regelung u. Katajtralrevijion). 1.€inleitung. 
Wie aus der vorjtehenden Darjtellung hervorgebt, 
bejtanden in Ofterr. nach 1860 noch fünf verfchiedene 
G.ESyſteme nebeneinander, nämlich die &.-Provi- 
jorien in Tirol, Borarlb., Gal. und der Bufow., 
dann der ftabile Natajter in allen iibrigen Ländern. 

Dah die Verſchiedenheit dieſer Syiteme in Be- 
zug auf die materieflen — — 
das — ——————— und die Entſtehungs— 
zeit cine betrichtl. Ungleichmäßigkeit in der länder— 
weifen Verteilung der G.-Lajt bedingte, liegt auf 
der Hand. Aber auch innerhalb der größten Län— 
dergruppe, jener des jtabilen Ratajters, fonnte nach 
dem oben Gejagten von einer gleichmäßigen Rein- 
ertragSermittlung nicht die Rede fein. Dieje UÜbel— 
ſtände batten ſich überdies injolge örtlicher u. terri- 
torialer Berichiedenheiten in der wirtſchaftl. Ent: 
widlung vielfad) u. zw. aud) durch Verſchiebungen 
innerhalb jedes cingelnen Landes erheblich gejtei- 
gert. Die Notwendigfeit einer Ausgleichung wurde 
daher ſchon feit der Mitte des 19. Jahrh. lebhajt 
empjunden. Cine foldje war aber nur durd cine 
neue, in allen Ländern gleichzeitige Kataſtralſchät— 
jung möglich. Dieje hat fic) das nach langen Vor— 
bereitungen und unter großen Schwierigkeiten zu— 
jtande gekommene Geſetz 24 V 69, R. 88, zum Biele 
geſetzt. Die Ergebnijje der hiemit angebahnten allg. 
Neufatajtrierung find allerdings durch die ſpätere 
Ratajtralrevifion (1897 ſ. unter Bunft 5) ihres 
aftuellen Charafters teilweife entfleidet worden. 
Immerhin fut dod) aud) unfer heutiges G.Sy— 
ſtem ungeachtet ſeines Ausbaues durd) die jpiitere 
Geſetzgebung im wejentliden nod auf dem Operate 
der W.-Regelung. Legtere ſoll daher im folgenden 
ausfiibrlicher dargeftellt werden. 

2. Objekt der Grundſteuer, dauernde 
Befreiungen. Wie der alte ftabile Katajter, ijt 
aud) der durch die G.-Regelung geſchaffene ein 
Parjellenveinertragstatajter. 

Mad F 1 des Geſetzes 24V 69 unterliegen 
der G. ,,alle Srundoberfliden, welche im Wege 
der landwirtſchaftl. Bodenfultur benugbar find u. 
zw. auch dann, wenn fie dieſer Benugung durch 
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eine die Steuerfreiheit nicht begriindende Widmung 
entzogen find”. 

ie G.-Befreiungen find teils dauernde, teils 
zeitliche. 

Dauernd befreit find (§ 2): unproduftive 
Grundflächen, Sümpfe, Seen u. Teiche, infofern 
jie nicht landwirtſchaftlich fultiviert werden und 
weder durch Fiſcherei nod) durch Rohrichlag oder 
Torfgcwinnung einen Ertrag abwerfen, die öffentl. 
Fup: u. Fahrwege, Leinpfade u. Straßen, Orts- 
plage, Kirchenplätze u. Gafjen, dann die gu öffentl. 
Sweden dienenden Kanäle u. Wafjerleitungen und 
das Bett der Flüſſe u. Bache, Beerdigungsplige, 
Bauarea u. Hofräume, Salzgärten, d. i. die zur 
Vereitung des Meerſalzes bejtimmten Flächen. 
(Dieje fowie dic Bauarea und die Hofriume waren 
im jtabilen Matajter nod) ſteuerpflichtig gewejen.) 

3. ——— der Grundſteuerrege— 
lung. Das im ſtabilen Kataſter zum Durchbruch 
—— 

lieb aud) durch dic G.-Regelung unerſchüttert. 

Nach § 5 Geſetz 24 V 69 bildet nämlich den 
Spare mace der Reinertrag derWrund- 
ſtücke, b. h. Der nad) Abzug der Bewirtſchaſtungs— 
y. Gewinnungsfojten vom Rohertrage verbleibende 
UÜberſchuß, wobei auf Cigentumsverhiltnijie, auj 
den wirtichaftl Sufammenhang der Grundjtiice 
Parzellen), ferner auf die Belajtung derjelben 
= auj Realredjte feine Rückſicht genommen 
wird. 

Im Segenjage zum ftabilen Katajter fennt die 
G.Regelung Ha die einfacjen (S) Rulturqat- 
tungen (Yder, Wieſen, Garten, Weingärten, Hut- 
weiden, Alpen, Baldungen, endlich Seen, Sümpfe 
u. Teiche), indem die gemiſchten u. Werhfel-stul- 
turen in die räumlich oder geitlich überwiegende 
RKulturgattung eingereift wurden. Dene Grund- 
fliichen, die durch anderwirtige Benugung der Ur— 
probduftion entzogen find, wie Nalf-, Sand: u. Ton- 
qruben, Torſſtiche, agers u. Werkplipe, Privat: 
wege, Eiſenbahnterritorien, Steinbriicje, Berg— 
werfshalden u. dgl., werden als Parififationsland 
behandelt, d. h. ihr Reinertrag wird nach) den an- 
grenzenden landwirtſchaftlich benupten Grundjtiicen 
beſtimmt. 

Die Reinertragsermittlung geſchah durch eine 
allg., gleichzeitige neue Kataſtra ean. Hiezu 
wurde jedes Land in eoepneat ejirte (ge 
wöhnlich mit den polit. Begirten zuſammenfallend 
qeteilt, die bei wejentlicheren Lofalen Verſchieden— 
ſeiten nod) in Nlaffififationsdijtrifte zerfielen. Für 
jeden Bezirk wurde eine Bezirksſchätzungstommiſ— 
jion, fiir jedes Land bezw. in jenen Ländern, welche 
man in mehrere Rayons teilte (Tirol 2, Bihmen 5, 
Wal. 3), flir jeden Rayon cine Landes- bezw. Lan- 
desjubfommiffion aufgeſtellt, deren Mitglieder zur 
einen Hiilfte (von den G.Trägern bezw. Landes— 
vertretungen) gewählt, gue anderen von der Re— 
gierung (u. zw. zur Hälfte aus den G.-Trägern 
etnannt wurden. Die für die ganze Reichs hälfte 
eingeſetzte Zentrallommiſſion beſtand zu 2/5 aus 
pom Reichsrate gewählten, gu ls aus ernannten 
Mitgliedern. Die Schigungsreferenten waren jtaatl. 
Funttionäre. 
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Das Schätzungsverfahren, welchem die 
ur Richtigſtellung der Parzellengrenzen und der 
eſitzanſchteibung erforderliche geometriſche Re— 

ambulierung voranging, zerfiel in die Ab— 
ſchätzuung und die Einſchätzung. 

Erſtere bezweckte die Wujitellung der Klafſi— 
ifationStarife, d. h. der Reinertragstarifſätze 
it die im Schätzungsbezirke oder Mlaffifitations- 

dijtrifte vorfommenden Kulturgattungen, abgeſtuft 
nad) Bonitätsklaſſen (höchſtens 8 fiir jede Kultur— 
gattung). Hiebei war der mittlere Reinertrag feit- 
auftellen, d. h. jener, der fich bei der im Dijtrifte 
(beim jtabilen Kataſter in der Gemeinde) gemein- 
gewöhnl. Bewirtſchaftung, nad Abſchlag der not— 
wendigen, im Diſtrikte gemeingewöhnl. Bewirt- 
ſchaftungs⸗ u. Gewinnungskoſten, im Durchſchnitte 
einer die gewöhnl. Wechſelfälle im Ertrage um— 
faſſenden Reihe von Jahren ergibt (§ 19 des Ge— 
jebes). Eine fpesielle Berechnungsart war nidt 
vorgeidrieben. Dod) wurden verichiedene Bebhelie, 
inSbej. Daten iiber die Produkten- u. WUrbeitspreijc, 
dann über Naujpreife u. Pachtzinſe der Realitiiten 
in den legtvorangegangenen 15 Jahren bejchafit 
und aué erjteren unter Ausſcheidung der 5 höchſten 
Jahrespreiſe die Durchſchnitte (jog. Normalpreiſe 
ermittelt, ferner Muſtergründe ausgewählt (je einer 
fiir jede Bonitätsklaſſe der betreffenden Kultur— 
qattung). Dic Aufſtellung der Klaſſifikationstarife 
evfolgte auj Grund der Entwiirfe des Rejerenten 
und des Subfomitees durch die Bezirksſchätzungs— 
fommiffionen, dic Uberpriijung u. Befeitiqung von 
Migverhiltnijien (unter Wiirdigung der Einwen— 
—*— der Gemeinden und größeren Grundbeſitzer 
durch die Landeslommiſſionen, die —— Feſt⸗ 
ſtellung der Tariſe durch die Zentralkommiſſion. 
Die hiebei für die einzelnen Tarifflajjen zu be— 
obachtenden Grundſätze ſind im Geſetze aufgezählt. 
Zu erwähnen wäre hievon, daß bei den Wein— 
ae der — der letzten 15 Jahre zu 
erückſichtigen, bei den Wäldern der nad der Dauer 
der Umtriebsperiode auf 1 Jahr berechnete Natural: 
ertrag, one Rückſicht anf die Verwendung eingelner 
Stiimme als Werkholz, in der Regel aud) obne 
Rückſicht auf forſtl. Nebennugungen, zu Girunde 
au legen war. 

Rie Einſchätzung beftand in der Anwen— 
dung der feſtgeſtellten Tarifſätze auf die einzelnen 
Wrundparjellen des betreffenden Besirfes. — 
war nur auf die Lage u. Beſchaffenheit, d. i. die 
natiirl. Ertragsfibigleit der Grundjtiide, nicht auch 
auf die perjinl. Tüchtigkeit des Befipers oder auj 
die außergewöhnl. Bewirtſchaftungsart Rückſicht zu 
nehmen. Die Einſchätzung erfolgte unter Bedacht- 
nahme auf die Muſtergründe u. zw. zumeiſt grup— 
penweiſe durch je 2 Delegierte der Bezirksſchätzungs⸗ 
fommiffion. Ihre Ergebnifje wurden von der Be- 
zirlsſchätungskommiſſion gepriift umd fodann nach 
Behebung der Mängel in Klaſſenzuſammenſtellun— 
gen (je eine fiir jede Gemeinde) und Bezirksüber— 
ſichten jsufammengejtellt, worauf die Bequtachtung 
derjelben durch die Landesfommiffion und die Bor: 
lage des geſamten Whe u. Einſchätzungsoperates an 
die Zentralkommiſſion erfolgte, welch letztere nach 
vorheriger Durchführung von Nachbeſſerungsar— 
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beiten gleichzeitig über die Tarije und über die 
Einſchähungsergebniſſe definitiv Beſchluß jafte 
(Ende 1880). 

Dieje Sia a der Entideidung über die 
Tarifſätze und die Cinreihung der einzelnen Grund- 
jtiicle war infofern nicht unbedenklich, als fie die 
Möglichkeit bot, die durch eine an fic) nicht unrich⸗ 
tige Einſchätzung auf Grund der von den Landes- 
fommijjionen beſchloſſenen Tariffiige ermittelten 
Reinertragsjummen, fall8 deren Erhihung oder 
Verminderung opportun ſchien, durch unbeqriindete 
Veriinderungen in den Tarifftipen wie in der Ein— 
feo oe nachträglich gu forrigieren und biedurd 
dic —— in Der G.Laſt, die ſich bei ſtreng 
objettiver Briifung der Ab⸗ u. Einſchätzungsoperate 
ergeben bitte, teilweife gu paralyjieren. Dak die 
Sentralfommiffion dieſer Verſuchung nidjt voll- 
ſtändig au widerjtehen vermochte, ijt eine notoriſche 
Tatſache. Bei der Schaffung des frabilen Kataſters 
waren —— die überh. erſt nach der 
— er Grundſtücke feſtgeſtellt worden. 

Die Einſchätzungsergebniſſe wurden in indi— 
viduellen Grund —* dargeſtellt und vom 
J. 1881 an provijorijd der GeVeranlagung ju 
Wrunde gelegt mit dem Borbehalte der ſpäleren 

leichung. Hierauf, alfo nidjt, wie beim jtabilen 
Kataſter, vor Befanntgabe der individuellen Rein- 
ettragganfige, begann das Verfahren iiber die gegen 
die Einſchätzung von Gemeinden und einjelnen 
Wrundbejipern eingebradten Reflamationen, 
welde von den Bezirfsidhipungstommifjionen (gum 
Teil nad) Bornahme von Lofalerhebungen) bequt- 
adtet und von den lähnlich wie die Yandesfom- 
miffionen gujammengejepten) Reflamations-(Sub-) 
Kommifjionen endgiiltiq entidieden wurden. Die 
Sentraltommiffion hatte fodann das geiamte Re- 
flamationSoperat zu priijen (namentlich hinſichtlich 
der Verhiltnismipigteit der Schipungsergebnifie 
* einzelnen Linder) und etwaige Vangel zu be— 

eben. 

Im Spätherbſte 1882 war das ganze Rekla— 
mationsverfahren abgeſchloſſen, worauf die bezügl. 
Ergebniſſe im Kataſter durchgeführt und nach An— 
legung neuer, definitiver Grundbeſitzbogen vom J. 
1883 an der @. - Sorichreibung au Grunde gelegt 
wurden. Die urſprünglich in Ausſicht genommene 
G.Ausgleichung fiir Die J. 1881 u. 1882, d. h. die 
nachträgl. Anwendung der Ergebnijje des Rella— 
mationsverfahrens auf dieſe beiden Jahre Art. III 
Geſetz 28 III 80, R. 34), hat, da das hiefür in 
Art. V Geſetz 30 TI] Si, R. 25, angekündigte be— 
ſondere Termingeſeß nicht zuſtande fam, tatſächlich 
nicht ſtattgefunden. Hiefür war hauptſächlich dic 
Rückſicht auf jene Steuerträger maßgebend, welche 
eine Nachzahlung zu leiſten gehabt —* 

4. Ergebniſſe der Grundſteuerrege— 
lung. Dah die Durchführung der 
jungsoperation, die übrigens viele Jahre hindurch 
nur febr langſam fortſchritt und daber durch cinige 
Mejepesnovellen befcjleuniqt werden mufte, mane 
ches ju wünſchen iibrig lich, liegt in der Natur 


der Sache. Schon bei den Borarbeiten wurde ine | entitandenen dauernden Veränderungen 


jolge der verichiedenen Andividualitit der Schät— 
zungsorgane nicht iiberall mit der gleidjen Gründ— 


lidjfeit u. Gewiſſenhaftigleit vorgeqangen. Dazu 
fam das bei foldjen Rataftrierungen begreifl. ve 
jtreben, den Matajtralreinertrag möglichſt herabzu— 
drücken, welches fic) bei den autonomen Schidgungs- 
fommijfionen in verjdiedenem Make geltend machte 
und namentlic) in der Zentralkommiſſion unleug— 
bar au einer gewiſſen orjugung eingelner in 
der Wajoritdt vertretenen Linder fiibrte. 

Mehr als cine relative Richtigkeit dex Rein- 
ettragsermittlung fonnte freilich iiberh. nicht in 
Frage fommen. Dies ergibt fic) ſchon aus dem 
Begriffe des Katajtralreinertrages, der fich ja feines- 
wegs mit der reinen Grundrente dedt, fondern 
jenen Teil des durchſchnittl. Geldbruttoertrages 
darſtellen foll, welder nad) Abzug der durchſchnuͤtl. 
Vewirtidaftungstojten eriibrigt. Wher aud von 
dem wirfl. Reinertrage in diejem Sinne muß der 
Ratajtralreinertrag differieren, weil legterer auf 
die wirtſchaftl. Zuſammengehörigkeit der Parzellen 
und deren gegenſeitige Lage u. Entfernung ſo— 
wie auf die Intenſitaͤt der Bewirtſchaftung feine 
Rückſicht nimmt. Der Ratajtralreinertrag ſtellt aljo 
tatſächlich nur eine Verhältniszahl dar, d. h. die 
— 2— iſt dann im weſentlichen gelungen, wenn 
das Verhältnis zwiſchen dem Matajtralreinertrage 
und dem wirkl. Durchicnittsertrage im großen 
u. ganzen in allen Teilen des Steuergebietes dad 
gleiche ijt. 

Diejes ideale Ziel hat die G.-Regelung nun 
allerdings aus den oben angedeuteten Gründen 
nicht erreicht. Immerhin hat jie ihren Hauptzweck 
infojern erfüllt, al8 ihre Ergebniſſe im Vergleide 
au den früheren Kataſtralſyſtemen eine weit gleich— 
mäßigere u. geredjtere Berteilung der Steuerlajt 
ermöglichten. Natiirlich bedingte dieje Ausgleichung 
eine Verſchiebung der Steuerlajt der cingelnen 
Minder, die dort, wo ſich dic Steueriumme erhöhte, 
eine begreijl. Ungufriedenheit hervorrief. Gewiſſe 
Lander wurden aber durd) die G.-Regelung, u. zw. 
namentlid) durch die Beſchlüſſe über die Tariffage, 
tatſächlich relativ „prägraviert“, nämlich N. O. 
und ©. O., Tirol und Vorarlb., Steierm., dann 
Görz u. Gradiska. (S. die Tabellen I, II u. III. 

5. Reviſion des Grundjteuerfatajters. 
Jn der rvichtigen Erfenntnis, dah eine abjolute 
Stabilitiit des Kataſters infolge der wirtſchaftl. 
—— zu einer ſteigenden Unverhältnis— 
mäßigleit der G.-Belajtung führen müſſe, hat 
ſchon das Geſetz 24 V 69 (im § 41) eine perio— 
diſche Revijion des Natajters in Ausſicht ge 
nommen, allerdings obne iiber den Umiang und 
das Verfahren dieſer Revijion Beſtimmungen ju 
treffen. 

Dies geſchah erſt durch das Geſetz 12 VII 96, 


OW. 121. Hienach ($$ 1 wu. 13) war der Zwech der 


roßen Schät⸗ 


Reviſion, die ja nicht in einer völligen Neu— 
tatajtrierung beſtehen fonnte, die Behebung auj- 
egg WMipverhiltnijie in den Tarifſätzen, ferner 
bie Behebung von Irrtümern oder groben Ver— 
ſtößen in der Einſchätzung eingelner Grundſtücke 
und die Berückſichtigung der im Laufe der Belt 
in der 
Bodenbeſchaffenheit eingeluer Parzellen u. Grund— 
fomplere, endlich Die Berüchſichtigung der ſeit der 
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W.-Regelung eingetretenen ſowie der künftigen 
dauetnden Nulturdinderungen. 

Abgefehen von dieſer letzteren Maßregel, 


die eigentlich eine Erweiterung des Gebietes 
der Evidenzhaltung des G.Kataſters bildet und 
daher mit dieſer zuſammen dargeſtellt wird (jf. 
unten 1V), lag der Schwerpunkt der Reviſion 
naturgemäß in der Ausgleichung der Tarifſätze, 
welche ſowohl die Behebung der in den Tarif— 
—* der G.Regelung vorkommenden auffälligen 
Mißverhältniſſe wie auch die Berüchſichtigung der 
eta jeit dem Abſchluſſe der G.-Regelung einge= 
tretenen einjdjneidenden Anderungen in den Bro- 
duftions- u. Wirtichaftaverhiltniven (§ 13) vor- 
ausſetzte. Hinjichtlid) der Richtigitellung der Tarif- 
ſätze und der Einſchätzung zog das Geſetz der 
Revijion übrigens gewiſſe zifſermäßige Schranfen. 
Mad § 19 durfte nämlich die Reinertragshaupt- 
jumme höchſtens um jenen Betrag herabgeiept 
werden, der bei dem Steuerprogente von 22°7 
einer Cteuerquote von 2*/, Mill. fl. entſpricht, 
um weld) letzteren Betrag die &.-Hauptiumme 
im § 21 ermäßigt wurde. Durch dieſe Kontin— 
entierung follte einer etwaigen Erhöhung des 
Steuerprozentes vorgebeugt werden. Ferner wurde 
durd § 19 auch die Erhihung der ‘Reinertragé- 
juntmen der eingelnen Linder u. Rayons aus- 
geſchloſſen. Die Verringerung der Steuerlaft eines 
Landes follte alfo nicht durch cine abjolute Mehr— 
belajtung anderer Linder erfauft werden. So an- 
fechtbar dieſe Bejdriintungen aud) an u. fiir 
jid) waren, jo bradjten fie dod) den Vorteil mit 
ſich, daß hiedurch der Revifion der aleatorijde 
Sharafter, der bei der G.Regelung fo heftige 
Anterefjentiimpfe entfacht hatte, gum großen Teile 
benommen wurde, was die Verhandlungen wejent- 
lic) erleichterte. 

Das Pringip der Schätzung durd) autonome 
Kommiſſionen gelangte auch bei der Revijion des 
Ratajters wieder jur Geltung. Jedoch wurden 
diesmal, der einjaderen u. beſchränkteren Auf— 
gabe halber, nur zwei ſolche Inſtanzen geſchaffen, 
nämlich Landestommiſſionen und eine Zentral— 
tommiſſion, u. zw. durch das ſchon vor dem Re— 
viſionsgeſetze zuſtande gekommene Geſetz 1195, 
R. 3. Die — — war ähnlich wie bei 
der G.Rege ung. 

Was das Mevijionsverjahren betrijjt, fo war 
von einer Wiederholung des Ab⸗ u. Einſchätzungs— 
verſahrens zuſolge ausdriidl. Anordnung des Ge— 
jebes abgujehben und das Hauptaugenmerf auf 
die Behebung auffallender Ungleidmapigteiten in 
der Bejteuerung der einzelnen Klaſſifikations— 
dijtrifte, Bargellen oder größeren Grundkomplexe 
zu richten, ohne Bedachtnahme auj WMeliorationen. 
Hiebei war eine —— 

Bonitätsklaſſen zuläſſig. Gegen di 
kommiſſionen beſchloſſenen Tariſänderungen konn— 
ten von den Gemeinden und größeren Grund— 
beſitzern Einwendungen eingebracht werden, deren 
Begutachtung der Landeskommiſſion oblag. 


Hinfichtlich der Einſchäßzungsverſtöße wurden | 


ſchon vor dem Zuſtandekommen des Reviſions— 
geſetzes durch die Beamten der Evidenzhaltung 


der Anzahl der 
e von den Landes⸗ 


des Kataſters die erforderl. Lokalerhebungen ge— 
pflogen, deren Ergebniſſe das Hauptiubjtrat für 
die bezügl. Beſchlüſſe der Landeskommiſſionen 
bildeten. Dieſe waren endgültige, während über 
die Anderungen der Tariſſätze die Zentralkom— 
miſſion definitiv entſchied, welche hiebei haupt— 
ſächlich auf die Erhaltung bezw. Herſtellung des 
richtigen Verhältniſſes von Land zu Land Bedacht 
zu nehmen hatte. 

Der ziffermäßige Effelt der Kataſtralreviſion, 
die im Juli 1897 zum Abſchluſſe —— iſt aus 
den beiliegenden Tabellen I—II] zu erſehen. 
Hienach hat ſich der Kataſtralreinertrag, der nach 
den endgültigen Ergebniſſen der .-Regelung 
164,939. 222 i nad) dem infolge der jfeitherigen 
Evidenghaltungsergebnifie pro 1896 bejteuerten 
Stande 164,504.419 jl. betragen hatte, auf 
153,416.941 fl, jomit um 11,522.281 fl. bezw. 
11,087.478 fl. vermindert, welch legterer Betrag 
einer G. von 2,516.857 fl. entſpricht. Die gejepl. 
Ermipiqungsgrenge wurde aljo gat er einge= 
halten. Die geringfiigige Differenz erklärt fid) durch 
ziffermäßige Richtigitellung der vorliufigen Be— 
rechnung bei der Durchfiihrung der Revijions- 
beſchlüſſe. 

Die Verteilung diejer Reinertragsherabjepung 
auf die cingelnen Linder fonnte naturgemaf eine 
abjolut bedeutende —— der Steuerlaſt 
nicht herbeiführen. Relativ war dieſe Verſchiebung 
aber keineswegs unbeträchtlich und ſteht es außer 
Zweiſel, daß durch die Kataſtralreviſion, ſoweit 
dies deren — — Begrenzung geſtattet, die 
möglichſte tlaſtung der früher prägravierten 
Minder erzielt worden ijt. 

III. Geltendes G.-Redt. 1. Grundſteuer— 
fuß. Die G.Regelung hat befanntlid) nicht eine 
Erhöhung des Steucrertriignifjes, fondern nur eine 
Uusgleichung in der Verteilung der Steuerfumme 
bezweckt. Die Steuerhauptiumme wurde daber durch 
das Geſetz TVI 81, R. 49, von 1881 an mit dem 
der Vorſchreibung des J. 1880 (37,451,844 fl.) an⸗ 
nähernd gleichlommenden Betrage von 37'/, Mill. fl. 
jeſtgeſetzt und das Steuerprogent nad) dem Ber- 
hiltnijie dieſes Rontingentes zur Reinertrags— 
hauptſumme fiir die J. 1881 u. 1882 proviſoriſch 
mit 22°1% des auf Grund des Einſchätzungsver— 
jabrens berechneten Reinertrages (dejjen Summe 
169,640.072 fl. betrug), von 1883 an aber definitiw 
mit 22°7% des nad) Abſchluß des Reflamations- 
verfahrens refultierenden Reinertrages (Gumme 
164,939,218 fl.) ermittelt (Mundmachung des F. Wi. 
8 V181, R. 55, und 22 VI 83, R. 119). 

Angeſichts der großen Errequng, welche dic 
neue Steuerveranlaqung dort, wo fie eine Steuer- 
erhihung bedeutete, hervorrief, entſchloß man ſich 
alsbald, letztere durch eine Ubergangsbejtimmung 
weniger fühlbar zu machen. Dies geſchah durch 
Art. IV des zitierten Geſetzes 7 VI 81, wonach bei 
einer die Steuer des J. 1880 um mehr als 10% 
iiberjteigenden Erhöhung bis jum J. 1892 nur 
cine jährlich ſteigende Quote diefer Erhöhung, erit 
dann aber die volle Steuer einzuheben war. 

Das Katajtralrevifionsgejes 12 VII 96, R. 121, 
jepte unter Fejthaltung des Steueriujes von 22°7 % 


Grundſteuer. 


dag Steuerkontingent um 2, Will. fl. herab; das⸗ 


felbe beträgt feither alfo rund 35 Weill. fl. oder 
70 Mill. K (j. oben I], Punft 5). 

Seit dem Jnslebentreten des neuen Perjonal- 
fteuergeiepes 25 X 96, R. 220, wird die G. gemäß 
Mrt. VIII u. IX dieſes Gejeges gwar (der Umlagen 
wegen) voll vorgeidrieben, aber nicht mebr voll 
eingeboben, fondern mit cinem Nachlaſſe, der je 
nad) dem Erträgniſſe Der Berfonaljteuern 10 bis 
15% betragt (f. Urt. ,,Berfonalfteuern”). 

2. Steuerfubjeft, Steuervoridreibung 
und Einhebun B Die —— ijt an 
den jeweiligen faftifden Befiper nad Maßgabe 
jeines ſteuerpflichtigen Bejipes in einer Ratajtral- 
gemeinde gu richten (§ 1 des Geſetzes 23 V 83, R.83). 

nter dem „faktiſchen Beſitzer“ ijt jedoch nur der 
rechtmäßige Beſitzer im Sinne des § 316 a. b. G. B. 
pu verjtehen. Witbefiper erſcheinen in Bezug auf 
a8 Steucrobjefi nur als ein Steuertriger, und 
ijt die Steuerforderung nur an einen derjelben 
zu richten (§ 1 des jitterten Geſetzes), doch bajten 
jie folidarifd fiir die Steuer. Für im gemeinfdaftl. 
Beſitze ſtehende Alpen u. bere“ hat das F. 
M. die Steueraujteilung nad) dem hältniſſe der 
Anteile der eingelnen VBeteiligten gejtattet. 

Die Steuer wird auf Grund der individus 
elfen Grundbefigbogen bemefien, weldje nebjt 
der Hausnummer u. Grundbuchseinlage fiir alle in 
einer Ratajtralgemeinde gelegenen Parjellen cines 
Beſitzers Nummer, Flüche, Rulturgattung, Boni- 
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tätstlaſſe u. Reinertrag, ferner die Bezeichnung des 
Ortsriedes und des Grundbuchskörpers enthalten. 
Die nad) der Reinertragsjumme des Bejipbogens 
entjallende Steuer wird in da8 als Repartitions- 
u. Einzahlungstabelle fungierende G.-Hauptbuch 
der betreffenden Gemeinde vom Steueramte ein- 
— welches daſelbſt auch alle Abſtattungen u. 

bſchreibungen erſichtlich zu machen hat. Steuer= 
jablungSauftraige find nur dann von Amts 
wegen ausaufertigen, wenn fid) die Steuervorſchrei⸗ 
bung infolge Durchführung eines Evidenghaltungs- 
falles dndert, fonjt nur iiber Verlangen des Steuer- 
triiger$ und bei Cinwendungen desjelben gegen 
das Steuerausmap. 

Rekurſe gegen die Steuervorjdreibung jind 
nad) dem Geſetze 19 TIT 76, R. 28, binnen 30 Ta: 
gen nad) der Zuſtellung des Zahlungsauftrages 
zuläſſig. Diejelben find ſtempelfrei und haben feine 
aufſchiebende Wirfung. Zur endgiiltigen E. ijt die 
Finanzlandesbehörde berufen ($§ 55 u. 56 de8 We- 
ſetzes 23 V 83). 

Die Cinhebung der G. erfolgt nad Maßgabe 
dev begiigh Falligfeitstermine, welche flix dic 
eingelnen Kronländer verſchieden feſtgeſetzt ſind u. 
zw. wird die Steuer in Steierm. u. Krain in monatl. 
Defurjivraten, im Küſtenl., in Böhmen, Mähren 
u. Sclefien in monatl. WUntizipativraten, in den 
iibrigen Landern in Bierteljahrsraten jallig (in 
M.D. am 1. Februar, 1. Mai uſw., in O. 0. am 
1. März, 1. Juni ujw., in Salzb. am 15. März 


Tabelle I. Die Grundjteuer nad den Ergebnijien der Grundjteuerregelung und der Ratajtral- 


revijion im Vergleiche 


zu jener bes J. 1880. 
















Grundfiteuer 


5 


6 
anteil an ber DHauptiumme 
in Brogenten 


nad ben 
nod Der nod der 

; fand im Jahre GeundReuers  Rataftral- Ergebniffen der 
* Iss : im Jahre 
* regelung reviſion 

1880 grund · oataftral: 
fewers 66 
cat Gulden redeiuna revinon 









1 Niederöſterreich .. 3,828,390 | 4,481.385 4,110.70 10°22 11°97 1180 
2 Oberöſterreich . . . 2,204.219  2,695.515 2463.476 5°80 7°20 707 | 
3’ Saljburg .. ... 377.359 | 335.674 318.159!) 101 | 090 OMT 
: rr ae 884.128 1,083. 360 875.945) 236) 289 2°52 
5 Morarlberq. . . 108.239 148.534 126.823 O28 odo O36, 
6 Steiermar 2.041.045 2,430.012 | 2,148,859 545 649 wis | 
7\ Rimten .. |. 703.076 | 678.756 | PRL | 18 
8 Nrain 43.613 639117) 596.846) 252 «171 1°72 | 
9 Trieſt 18.028 | 22.129 | 17.702) O05) 0°06 O05 | 
10 Görz-Gradiska 34.306 356.087 201.561) 0594 orgs O83 | 
li Jitrien ; 340.791 208.805 289.144 ool oso O83 | 
12 Dalmation . . 361.977 322. 636 307420) 097 086 | O88 
13 Böhmen. 13, 70.338 11,542.034 | 11,003.568 | 37°33 | 30°83 | 31°60 
14 Mähren 5,358.390 5,549. 940 5,159.950) 14°31 14°82 1482 
15 Schleſien 975.706 | 819.242 775.955 260 219 293 
16. Walisien ww kk 4,613.346  5,558.841) 5,248,727) 12°32 14°85 | 15°07 
17 Bufowina 359.893 479.045) 455.844 Oo | = 1°27 31 | 
| 
Sujanunen . | 37,451.844 | 37,441.202  34.825.644 5 100° 100 | 100 








598 Grundſteuer. 





aoe 


Labelle II. Der Katajtralreinertrag nad den Ergebniſſen der Grundſteuerregelung und der 
RKataftralrevifion. 








Meinertrag 


nach ben Ergebniffen der Grund- nad den Ergebniſſen ber Kataſtral · 
flenerrepelung revifion 
and 
| ẽ* in Vro⸗ Durch | in Proe | Durch 
* zenten der ſchnitt pro zenten der ſchnitt pro 
| 2 it Gulden Sauvts | Helter in|, i Gulden Haupt> | Heftar in 
le ſumme Gulden ſumimne Gulden 








1 Niederöſterreich oe 1%, 741.785 11°97 1°32 18,100,246 11 80 48 
2 Oberöbſterreich . 11,874.515 7°20 | 10°67 10,852,318 TOT 978 
Salzburg ——— LATS.741 oan 2°43 1,401.582 ool 230 
4/ Tivol 2... , 4,772,500 2°80 221 3,858. 786 2°52 79 
5 | SBorarlberqg. . 2... §54.337 040 285 | 558.401 0°36 244 
6 Steiermart 10,704.902 64a 13 0,466,342 bik 53 
7 | Kärnten... 2,090,113 1°81 3°17 2 796.706 1's? 2-08 
8 rain... . .. 1 2,815.492 171 2-6 2,620.278 1°72 2°76 
9) Trieit . sista? aot See ass 97.484 006 | 11°23 T7985 05 vod 
1 | Gira-Grodisfa . . . . 1,568.666 0°05 6°08 1,284.41] "S83 4°08 
14. See) cin ee 1,316.716 orsd 275 || 1,273.763 (83 2 tit} 
12) Dalmation . . . . . 1,421.307 rss 1°33 || 1,354,273 O88 1-8 
13 | Bohmen sg hae te AO,845.966 30°83 | 10°12 48, 473.869 31°60 O's 
14) Mährenn. 24,449,073 14°82 | 11°35 22,731,050 14°82 | 10°56 
1h | Sdilejien. 2 2 2 3,608,997 2°19 7°22 3,418.304 2°2¢ 685 
16 Galizgien 2 2. 2. . LY) 24,488,208 14°85 3°22 23,122.144 15°07 3°05 
17 | Bufowina . — 2,110.330 1°27 200 2 (08.124 1°31 1°99 

Sujammen . | 164,930.222 | 100°— RS 153,416.941 | 100°-~ 5°43 


Tabelle Il]. Verteilung deS KRatajtralreinertrages auf die verſchiedenen Kultur: 
gattungen nad) den Ergebnijien der Grunditeuerregelung und der Ratajtralrevifion. 





| _ Reinertrag now ben Eraebniffen der 











Brundfteuerregelung i Rataftralrevifion 
L Rulturgattuna | Durde Durch · 
* Summe ſchnitt pro Summe idnitt pro 
— Hettat Gebtar 
2 — — = ——S = = - = ~ — — 
* Gunden 








1Ader..4110902432. 945 V3 | 93547.300 8°80 
| 2) Wien. 2... ee, 26,000.668 = 845 24,998,818 S14 
3 Gärten.. ae 6.516.094 | 17°51 6,313.064 | 17°01 
4 | Weingitten 2... 2 1,062.033 16°36 3,225.109 13°32 
5 | Hutweiben 2. 2 BSSR450 144. 3,618,742 1°36 
6 Ulpen bil “ansehen TaD 711.273 OO} 571.412: Odi 
7 | Baldungen —— ees 20,936.015 | 214 | 20,707,671 2°12 
S , Seen, Siimpfe und Teiche 441.746 3°87 434,825 4-08 

Rujammen . 164,939.222 583 0) s«153,416.941 543 


uſw. in Kärnten am 15. Januar, 15. April ufiw., | flit die Steuerrückſtände der Borbejiger. Riidjtiin- 
in Tirol und Borarlb. gu Lichtmeß, Georgi, Ja- | den, weldhe nicht fiber drei Jahre aushaften, fommt 
fobi u. Andrä, in Dalm., Gal. und der Bufow. | iiberdied ein geſetzl. Vorzugsrecht vor allen Hypo- 
3u Ende jedes Kalenderquartales). thefarjorderungen ju. 

Die G. genießt cin geſetzl. Bfandredt auj 3. Reith Grunditeucrbefreiungen.a) We— 
dev betreffenden Realität, welded deren „ächl. Hafe gen Beurbarung: Cine zeitl. Steuerbefreiung 
tung” involviert. Seder Befiger Haftet daher auch | findet nad) § 3 des Geſetzes 24 V 69, R. 88, und 


Wrundjteuer. 


§ 30 des Geſetzes 23 V 83, R. 83, ftatt bei den 
oder durch Elementarereignifie unproduftiv gewor- 
denen Grundjtiiden, wenn fie dutch Beurbarung 
produftiv gemadjt werden. Sie beginnt mit dem 
auf die vollendete Urbarmadung folgenden Jahre 
und dauert im allg. 10, fiir neu angelegte Hod) 
wiilber aber 25 Jahre. 

b) BWegen zeitweiliger Außerkultur— 
i spans: Als eine derartige „eitweilige Objetts- 
dinderung” wird es im § 6 des Geſetzes 23 V 83, 
R. 83, begeichnet, wenn durch) außergewöhnl. Ele- 
mentarereignijje der produftive Obergrund (Hummus) 
von gangen Grundſtücken oder Teilen derjelben der- 
att verſandet oder verjdottert wird, dak über 
das Jahr des Elementarereignijjes hinaus eine voll 
jttindige Extragslofigfeit der befdhidigten Grund- 
jlache eintritt und dap nut durch Anwendung einer 
nicht durch die übl. Bewirtſchaftungsmethode be— 
dingten menſchl. Kraft die Unterbrechung der regel= 
mäßigen Bewirtſchaftung behoben bezw. wieder ein 
landwirtſchaftl. Ertrag ergielt werden fann. Solche 
—— Objeftsinderungen gewähren einen An— 
prud) auf zeitl. Steuerbefreiung nur bei Ackeern, 
Wieſen, Garten, Weingärten u. Hutweiden und 
auch bei dieſen Kulturen nur, wenn es ſich nicht 
um periodiſch wiederkehrende, auf örtlichen u. fli- 
matiſchen Urſachen berubende Elementarereignijje 
handelt, welche fdjon bei der Ermittlung des Ka— 
tajtralreinertrages beriidjichtigt wurden. 

Dic G.-Freilajjung erſtredt fich auf jene Anzahl 
von Jahren, welche nach den bei der Mehrzahl der 
vom CElementarereigniffe betroffenen Grundbefiger 
des Verwiijtungsgebictes (in der Gemeinde bezw. 
im Steuerbezirke) erforderlich ijt, um die Urſache 
der Extra wy feit ju —— und wieder einen 
—— gee ju ergielen. Uber diefe Jahre 
hinaus tritt die Steuerbefreiung ein bei Ackern, 
Wieſen, Garten u. BWeingirten auf zwei Jahre, 
bei Hutweiden auf ein Jahr. Die Steuerfreilajjung 
—— mit dem auf das Elementarereignis nächſt⸗ 
folgenden Jahre. Falls fiir da8 Jahr des Elemen- 
tarereiqnijies eine Stenerabjdreibung aus dem 
Titel der Ertragsbeſchüdigung (ſ. unten Punkt 4) 
nicht gebiibrt, weil das Grundſtück gur Heit der 
Außerkulturſetzung noc) nicht landwirtſchaftlich be- 
ſtellt oder zur landwirtſchaftl. Benutzung nod nicht 
beſtimmt war, iſt auch dieſes Jahr in die Frei— 
laſſung einzubeziehen ($$ 31 u. 32 des zitierten 
Geſetzes 

c) Beſondere Beſtimmungen fiir Wein— 
gärten: Die durch das Auftreten und die zu— 
nehmende Verbreitung der Reblaus veranlaßten 
legislativen Maßnahmen zum Schutze der Wein— 
fultur führten alsbald auch zu ſteuerrechtl. Be— 
glinftigungen. Hievon werden die Berüchkſichtigung 

r RKulturinderung bei den wegen eingetretener 
oder dDrohender Reblausinfeftion dem Weinbau ent= 
jogenen Weingärten fowie die &.-Wbidjreibung we— 
gen Reblausfdadens an anderer Stelle beſprochen. 
Hier foll daher nur von den dem obigen Swede 
dienenden zeitl. Steuerbejreiungen die Rede fein. 

Vor allem wäre das Geſetz 15 VI 90, R. 143, 
ju erwähnen, wonach Weinpflangungen (gange Par⸗ 
zellen oder Teile derſelben von mindejtens 1), ha 
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Fläche), welche mit der Reblaus behaftet oder nicht 
mebr als 25 km von einer hiemit behafteten Pflan⸗ 
jung entjernt find, wenn fie iiber behördl. Anord— 
nung oder freiwillig zerſtört und mit neuen Re— 
ben wiederhergejtel[t werden, eine von der 
vollendeten Wiederherjtellung an laufende 3 ehn- 
jährige Grundjteuerfreiheit genieBen, nah 
deren YWblauj fie wieder mit der nach Maßgabe 
ibrer Einſchätzung als Weingärten entjallenden 
Steuer gu belegen find. (Nad) dem Geſetze 27 V1 
85, R. 3 ex 1886, weldjes eine derartige Steuer- 
bejreiung gum erjten Male einräumte, hatte die- 
felbe nur adjt Jahre betragen.) 

Das * 41V 1902, R. 87, hat dieſe Be— 
günſtigung infojern erweitert, al8 hienach dann, 
wenn die Neuanpflanzung miflingt und be- 
hufs Wiederheritellung der Ertragsfähigkeit ganz 
oder gum größeren Teile wiederholt wird, die 
— der Steuerfreiheit um 5 Jahre verlängert 
wird. . 

Durd) das Geſetz 26 VI 94, R. 138, wird 
unter getvifjen Umijtinden aud neuentitandenen 
Weingarten eine zeitl. Steuerbefreiung gewährt. 

Hienad) genieBen nämlich Grundjtiicde oder Teile 
derjelben von mindejtens 3/, ha Fläche, welche bis— 
ber nicht mit Weinreben bepflanst waren, wenn 
fie Der Weinfultur gewidmet werden, eine von dem 
auf die vollendete Vepflangung folgenden Jahre an 
laufende Steuerbefreiung, welche ſechs oder zehn 
Sabre betrigt, je nachdem die Bepflangung mit 
einheimiſchen oder mindeftens sur Haljte mit ameri- 
fanijdjen Reben erjolgte, — jedoc) nur dann, wenn 
für die betrejfende Gemeinde wegen Reblausver- 
jeuchung ein Rebenausfubhrverbot erlafjen worden 
war. (Auch in den Fallen des Gefeges 15 VI 90 
wird in der Praxis ein ſolches Verbot als geniigend 
erachtet, anjtatt de& vom Geſetze geforderten Nach— 
weijes der Reblausinfettion oder der Entfernung 
von nicht fiber 25 Am von infigierten Pflanzun— 
gen.) Werden auf Sandgebieten, die vom A. M. 
als gur Weinkultur geeignet erfliirt wurden, BWein- 
gärten angelegt, fo genießen dieſelben aud) dann 
eine fed — Steuerbefreiung, wenn die vor— 
ſtehenden Bedingungen nicht zutreffen. 

Nach —* det Steuerfreijahre find die be— 
treffenden —— in die entſprechende Boni- 
tätstlaſſe der infultur des Schätzungsbezirkes 
— “E> 

4. Orundfteucrabjdreibungen wegen 
Elementarfdadens. a) Materielles Ret. 
Die Verminderung oder Vernidtung des Natural- 
ertrages durch Elementarereignifie wurde ſchon in 
den aͤlteren G.-Syſtemen teilweije beriicfichtigt. 
iit die Lander des ftabilen Ratafters erflok dies- 
oe das Hffad. 6X1 43 (Pr. G. S. j. MLL. 
ujw.), weldhes nach Abſchluß der G.-Regelung auj 
die ganze weſtl. Reichshälfte aus wurde. 
Hienad) fonnte cin „Grundſteuernachlaß“ nur bei 
Naturalertragsbeſchädigung durch Hagel, Uber- 
idiwemmung oder Feuer beanjprudt werden, 
u. giv. nad) Makgabe des Schadens, im Betrage 
von 3/5 oder %, oder der gangen Jahresſteuer. 
Andere Elementarfdiiden murden nur ganz aus: 
nahmsweiſe im Gnadenwege beriidfichtiqt u. zw. 
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joweit dies sur Erhaltung der Kontributionsfähig— 
feit notwendig erſchien. 

Eine umfaſſende legislative Regelung des 
fragl. Gebietes erfolgte ext durd) das Geſetz 6 VI 
&8, R. 81, betreffend dic —— der Grund⸗ 
ſteuer“ (anftatt des älteren Ausdruckes „Grund— 
ſteuernachlaß“) wegen Elementarſchadens. Dieſes 
Geſetz hielt zwar die Beſchränkung des Steuerab- 
ſchreibungsanſpruches auf die Hagel-, Waſſer— 
oder Feuerſchäden aufrecht, ermächtigte aber den 
Finanzminiſter, auch bei Beſchädigung des Er— 
trages landwirtſchaftl. Kulturen durch andere un— 
abwendbare und außergewöhnl. Ereigniſſe (wie 
Froſt, anhaltende Diirre, andauerndes entuetter 
wiihrend der Erntezcit, Anieften- oder Mäuſefraß, 
Peronofpora oder Cidium bei Rg I G.Ab⸗ 
idjreibungen gu gewähren. Dieſe Befugnis war 
jedoch an die Bedingung geknüpft, daß entweder 
die Mehrheit der Wirtſchaftskörper in der Gemeinde 
durch das Elementarereignis betroffen erſcheint, und 
einzelne Wirtſchaftskörper mehr als ihres Ge— 
ſamtreinertrages eingebüßt haben, oder einzelne 
Grundbeſitzer durch den erlittenen Schaden in cine 
zeitweiſe Notlage geraten find. Zugleich wurde dem 
Finanzminiſter die Ermiichtiqung erteilt, unter ge— 
wijien Bedingungen auch bei Elementarididen am 
BWaldlande Abſchreibungen ju gewähren. 

Durch das Geſetz 3X 91, R. 150, wurde der 
Beſchädigung durch Hagel, Waſſer oder Feuer jene 
burd) die Reblaus gleichgeſtellt u. aw. bleibt die 
bei Ertragsvernichtung durd) dieſen Schidling bewil- 
ligte bi dreibung gemäß Befeges 26 VI 94, R. 139, 
auch ohne neuerl. Anſuchen in den folgenden Jahren 
bis zur erjolgten Wiederbepflanjung aufrecht. 

Das gegenwiirtig geltende Geſetz 12 VIL 06, 
R. 118, ging in der Berückſichtigung dex Clemen- 
tarſchäden an landwirtidaftl Rulturen nod 
erheblid) weiter als jenes vom 6 VI 838. 

Zunächſt wurde der Kreis jener Elementar- 
ereignijic, die jon dann einen Abſchreibungsan— 
iprud) begriinden, wenn hiedurch mindeftene 1), 
des Maturalertrages der Bargelle, bei Pargellen 
von iiber 4 Aa Ausmaß aber jener von mindejtens 
1 ha vernictet worden ijt, neuerdings erweitert, 
indem hienach, auger Hagel, Waſſer, Feuer u. Reb= 
laus, auch der Mäuſefraß au diejer Gruppe von 
Elementarereiqnijjen gehirt. Ferner wurde fiir die 
panderen außergewöhnlichen u. unabwendbaren Er— 
eignijie’ — die aud) im neuen Geſetze nur bei— 
ſpielswieſe aufgezählt werden (,,Diirre, Näſſe, Aus— 
winterung, Froſt, Inſektenfraß, Paraſitenkrankhei— 
ten, Peronoſpora u. Oidium, Getreidebrand jeder 
Art, Mutterkorn, —— uſw.“) — die 
irithere Ermächtigung sur Steuerabfdreibung durch 
cinen Anſpruch auf eine folde erieyt — welder 
nunmehr ohne jede weitere Einſchränkung ſchon 
dann eintritt, wenn der Schaden mehr als ein 
Biertel des Gejamtreinertrages der bebauten 
landwirtſchaftl. Rulturen des in einer Steuer= 
gemeinde gelegenen Bejipes eines Steuertriigers 
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Noch mehr wurde die Grenze zwiſchen den 
zwei Gruppen von Elementarſchäden zugunſten der 
erſten derſelben verſchoben durch das Geſetz 19 VII 
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1902, R. 1 ex 1903, indem hienach nunmehr auch 
Getreidelagerung, außergewöhnl. Dürre 
oder Näſſe zu jenen Ereigniſſen gehören, die 
ſchlechthin einen Abſchreibungsanſpruch gewähren. 
Uberdies wurde für dieſe Gruppe zugleich aud) die 
al8 Vorausjepung der Steuerabſchreibung ju be— 
tradjtende Schadensqrenge Herabgefept u. zw. ge— 
niigt es nunmebr, wenn bei Parjellen bis 2 
Ausmaß mindeftens des Crtrages, bei Bar- 
jellen über 2 ha der Ertrag von mindejtens '/, ha 
vernichtet ijt. 

Die Höhe der Steuerabſchreibung richtet ſich 
bei den landwirtſchaftl. Kulturen nad) der Größe 
des erlittenen Schadens, abgejtujt nad) Vierteln 
des Naturalertrages. Maßgebend ijt der Jahres— 
ertrag, welcher im Bewirtſchaftungsjahre ergielt 
werden jollte u. gw. ift, wenn zwei Ernten im 
Jahre gemeindeiiblich, die erjte Frucht mit , die 
—— mit 1/3 des Jahresertrages, bei gemiſchten 
Kulturen der Unteil der Hauptfrucht mit , jener 
der Nebenfrucht mit '/, gu bewerten. Die Abſchrei— 
bung ijt nur bei Elementarereignifjen zuläſſig, die 
nicht erjt nach der Ernte eingetreten iD. auger 
wenn die geernteten Früchte nod) anuj dem Felde 
proviſoriſch auſgehäuft, aljo nod) nicht endgiiltig 
qeborgen waren. 

Hinjichtlid) des Waldlandes jind nur Schä— 
den durch Brand, welchem die wegen Inſekten— 
frages behufs Verhütung feiner Weiterausbreitung 
notwendig gewordene Zerſtörung dee Holgbejtan- 
des durch Feuer gleichgeachtet wird, jowie jene Durch 
Schneebruch zu berüchſichtigen. Legteren wird in 
der Praxis auch die ——— durch Eisbruch 
gleichgehalten. Bei Brandſchäden muß mindeſtens 
des Holzbeſtandes der Waldparzelle, auf Par— 
zellen von über 20 ha aber der Holzbeſtand von 
minbdejtens 5 ha vernichtet worden fein. Bei Schnee— 
bruch ijt die Abſchreibung nur dann gu beiwilligen, 
wenn hiedurch in einem zuſammenhängenden Wald- 
fomplere auf einer adhe von mindeftens !/, diejes 
RKompleres gange Partien des Holgbejtandes nie— 
dergedriict oder gebrochen werden, jo dah ſolche 
Flächen nur durd) Aufforſtung ertragsfähig gemacht 
werden können. Der Steuerabſchreibung iſt der ver— 
nichtete Holzmaſſevorrat zu Grunde gu legen, wel— 
cher ſich aus dem im Kataſter pro Hektar veran— 
ſchlagten jährl. Holzzuwachſe, der beſchädigten Fläche 
und dem Alter des vernichteten Holzbeſtandes er— 
gibt. Als Geldwert des Holzzuwachſes iſt der jährl. 
— —— unehmen, die Steuerabſchrei⸗ 
bung daher nad) Maßgabe des Alters des Holz— 
beſtandes und der tatſächl. Steuervorſchreibung 
während der dieſem Alter entſprechenden Jahre zu 
berechnen. Hiebei iſt jedoch, falls der Holzbeſtand 
nicht ganz vernichtet, ſondern nur beſchädigt wurde, 
der Wert des verbliebenen Holzmaſſevorrates in 
Betracht au ziehen. 

b) —— Behuis Geltendmachung des 
Abſchreibungsanſpruches iſt der Elementarſchaden 
binnen 8 Tagen nad ſeiner Wahrnehmung bei 
der Steuerbehirde 1. Inſtanz vom Beſchädigten 
oder deſſen Bevollmächtigten, eventuell dem Ge— 
meindeamte angumelden, tworauf die fommiffionelle 
Erhebung angeordnet wird. Die Kommiſſion beſteht 
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aus dem Delegierten der Steuerbehörde und 2 als 
jachverjtindige Bertrauensmanner berujenen Ge— 
meindegliedern, dann aus 2 zur Qnformation bei- 
gesogenen WMitgliedern der Gemeindevertretung. 
Die Schadenserhebung, welche vorher ortsiiblich 
au verlautbaren iit, findet auf dem Felde jtatt. 
Ihr Ergebnis wird pargellenweife in cinem eigenen 
Yuswelle dargeftellt, auf Grund defjen die ent- 
fallende Steuerabjdjreibung vom Steueramte be- 
rechnet und von der Finanz-Landesbehörde bewil- 
ligt wird. Die Abſchreibung bewirft nidt cinen 
blofen Zahlungserlaß, fondern eine Herabminde= 
rung der Steuerjdjuldigfeit, alfo aud der Um— 
lagenb emejjungsqrundlage. 

Tritt das Elementarereignis unmittelbar vor 
oder während der Ernte ein, fo ijt wegen Gefahr 
am Verzuge der Schaden fofort, nod) vor der 
Einheimjung, durch den Gemeindevorjteher unter 
Zuziehung von zwei Gemeindegliedern und je zwei 
Wrundbejipern aus zwei Nachbargemeinden provi- 
ſoriſch gu erheben. Der normalen Erhebungskom— 
miſſion obliegt dann die nachträgl. Uberprüfung, 
wobei aud) die Erntevorrite in den Aufbewa 
runggorten zu berüchkſichtigen find. 

IV. Insbeſ. die Evidenzhaltung des G.-Rata- 
jters. 1. Ratajtraloperate, Swed der Evi- 
dengbaltung. Der G.Kataſter umfakt die Ge— 
jamtheit dev fiir die G.Vorſchreibung relevanten 
Daten, alfo einerfeits die Ergebniſſe der G.-Rege- 
lung u. Rataftralrevijion (jf. oben Abſchnitt ID), an— 
derjeits jene der fortlaujenden Evidenzhaltung, welch 
legtere die ie 3 Erfaſſung des richtigen Steuer- 
jubjeftes nach Maßgabe feines jtewerpflictigen 
Grundbeſitzes bezweckt und hauptſächlich durch dad 
ig 23 V 83, R. 83, und die hiezu erlaſſene B. ded 
® M. 11 VI 83, R. 91, geregelt ijt. 

Der Katajter wird nach Steuer= (Matajtrals) 
Semeinden geführt. Seine Hauptbeftandteile jind 
die Ratajtralmappe (u. aw. die Originalmappe 
und deren fiir die Durchfiihrung von Beriinde- 
rungen im Evidenzhaltungswege bejtimmter Ab— 
druct, die fog. Evidenghaltungsmappe), das Par— 
— — das Verzeichnis der Grund— 

eſitzer, die Klaſſenzuſammenſtellung und 
die individuellen Grundbeſitzbogen (jf. hierüber 
oben Abſchnitt IML). Alle hier nod nicht genannten 
Ratajtraloperate dienen teils ausſchließlich, teils 
iiberwiegend als periodiſche Bebelje der Evidenz— 
haltung. 

2. Evidenshaltungsorqane, Mitwir- 
fung öffentl. Behörden und Organe. Die 
Evidenshaltunggarbeiten werden durch eigene Ver— 
mejfungsbeamte (Evidenghaltungsqeometer u.Ober- 
qeometer 1, u. 2. Klaſſe) beforgt, wovon fiir jeden 

ermejiungsbegirt (annibernd im Umfange eines 
polit. Begirfes) ie einer bejtellt ijt. Am Bedarfs— 
jalle jind denjelben Evidenzhaltungseleven beizu— 
geben, fiir die manipulativen Rangleiarbeiten über— 
dies — ilfſsarbeiter. Mit der Uberwachung 
der Arbeiten ſind Evidenzhaltungsinſpektoren, — 
Oberinſpektoren — u. Direktoren betraut. 

Die erforderl. Lokalerhebungen haben die Ver— 
meſſungsbeamten hauptſächlich während der „Feld— 
arbeitsberiode“ (Mai bis einſchließlich Oktober) vor= 
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zunehmen, fiir die Durchführung der Ergebniſſe in 
den Operaten ijt die „Kanzleiarbeitsberiode“ be— 
ſtimmt. 

Die Bereiſung der einzelnen Gemeinden iſt 
durch die eingelangten Anmeldungen bedingt. Ab— 
geſehen hievon hat der Vermeſſungsbeamte aber 
tn jeder Gemeinde ſeines Bezirkes in einem höch— 
ſtens dreijibrigen Seitraume eine allg. Revijion 
des Beſitzſtandes zu bewerfitelligen u. zw. ſowohl 
hinſichtlich der Perſonen der Beſitzer wie hinjidt- 
lich der Objekte. 

Die öffentl. Behörden u. Organe haben die 
Evidenzhaltungsarbeiten durch Mitteilung der zu 
ihrer Kenntnis gelangten Veränderungen an die 
Vermeffungsbeamten gu unterſtützen. In Betreff 
der ſpeziellen —— der Grundbuchsgerichte 
behufs Erhaltung der Übereinſtimmung des Ra- 
taſters mit den auf Grund der neuen Kataſtral— 
operate neu angelegten Grundbüchern (Landtajeln, 
Eiſenbahn⸗ u. Bergbiidern) ſ. unten Bunft 6. Wei- 
tere Anordnungen regeln die Witwirfung der 
Steuerimter —2* Verwertung der Evidenzhal— 
tungsergebniſſe für die Zwecke der G-Veranlagung 
und der Gebührenbemeſſung. 

Von bejonderer Wichtigkeit jind die Bejtim- 
mungen iiber die Verpflichtung der Gemeinden 
ur Unterjtiipung der Evidenghaltung. Diejelben 
fe das zu den Amtshandlungen des Ber- 
mejjungsbeamten erforderl. Lokal unentgeltlidy ju 
überlaſſen, ferner auf Berlangen die Vorſpann 
gegen Vergiitung der fejtgejegten Gebühr, dann 
ie Handlanger u. Boten gegen Vergiitung des 
ortsiibl. Taglohnes, dann die Tiqnate, Bilbde und 
das Vermarfungsmaterial gegen Bergiitung der 
Lofalpreije beizuſtellen. Außerdem haben bei ge- 
wiſſen Amtshandlungen Vertreter der Gemeinde 
perſönlich zu intervenieren (fj. unten PBunft 4). 

3. Heqenftand dex Evidenghaltung find 
nad) § 2 des Geſetzes 23 V 83 alle Verän— 
derungen im Umſange einer Steuergemeinde, in 
der Perjon des Befigers und im Steuerobjefte, 
ferner jene, die fic) infolge der Rictigitellung 
von Schreib⸗ u. Rechnungsfehlern in den Kataſtral⸗ 
operaten ſowie von Seblern der Darjtellung anuj 
der Mappe ergeben. Seit dem Geſetze 12 VII 96, 
R. 121, über die Ratajtralrevijion bilben aud 
die Dauernden Kulturiinderungen einen Gegenſtand 
der Evidenshaltuna. 

nderungen im Umfange von Steuer 
(Ratajtrals) Gemeinden bediirien der Zuſtim— 
mung, des Oberlandesgerichtspräſidiums (wegen 
der UÜbereinſtimmung des Natajters mit dem 
Grundbudje) und der Genehmigung durd) das 
F. M. ſofern fie zugleich cine Ynderung der Orts- 
gemeindegrenjen involvicren, auch der hiezu nar) 
det betreffenden Landesgeieggebung erjorderl. Ge- 
nehmigung durch Alte autonomer Faftoren (Be— 
ichlug des L. A., eventuell Landesgeies, bezw. 
vom Kaiſer genehmigter Landtagsbeſchluß). 

Veränderungen in der Perſon des Beſitzers 
können ein ganzes Beſitztum (alle Parzellen des 
betreffenden Grundbeſitzers, dann —— Par⸗ 
zellen oder Teile von ſolchen (jog. Grundteilungen) 
jum Gegenſtande haben. Jn allen dieſen Fallen 
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ift aud) der Redtstitel der Veränderung au ermit- 
teln u. gw. aus den vorlicgenden Urkunden oder 
auf Grund der Ergebniſſe der bezügl. Erhebungen. 

Die Objeftsdnderungen fonnen dauernde 
oder jeitweilige fein. 

Cine dauernde Objeftsinderung, die einen 
Abfall oder Zuwachs an der Steuer gur Folge 
hat, liegt einerfeits dann vor, wenn Grundjtii 
oder Teile derjelben durch Elementarereigniſſe 
dauernd unproduftiv werden oder durch Verün— 
derung ihrer Widmung einen Anſpruch auf dau— 
ernde Steuerbefreiung erlangen, anderſeits dann, 
wenn durch Naturereigniſſe (2 fluvion, Veränderun 
des Flußlaufes, Zuruckweichen des Meeres u. bal 
neue probduftive Grundflächen entitehen oder wenn 
unproduftive Flächen durch Beurbarung produftiv 
werden, jowie wenn aus dem Titel der Widmung 
—— Flächen infolge Anderung ihrer 

eſtimmung im Wege der UÜrproduktion einen 
Ertrag abwerjen. 
gen der zeitweiligen ee eee 
(durch voriibergehende Außerkulturſetzung) f. oben 
III, Bunft 3 b. 

Wis Sdhreib- u. Rednungsfehler fommen 
fiir die Richtigſtellung im Evidenghaltungswege in 
Betracht jene Fille, in denen die Ungaben des 
Wrundbefigbogens hinfichtlid) der Kulturgattung u. 
Bonitätsklaſſe, der Steuerpflicht oder Steuerfreiheit, 
des Flächenmaßes oder Reinertrages mit den Une 
ſätzen des Operated der G.-Regelung oder Natajtral- 
revifion nicht übereinſtimmen. Hieber gehören aud) 
jene Fille, wo in den Ratajtraloperaten im Wider- 
ipruche mit den tatſächl. Verhältniſſen Privatwege 
al8 öffentl. Gut oder öffentl. Wege als PBrivatver- 
mögen begeichnet find. 

Cine Beridtiqung der Mappe — er⸗ 
folgen, wenn die Darſtellung der Lage u. Geſtalt 
der Parzellen auf der Mappe mit den tatſächl. Ver— 
haltnijjen nicht übereinſtimmt. 

Von den Kulturänderungen werden, wie 
dies wohl aud) die Stabilitét des Ratajters erjor- 
dert, die bloß zeitlichen überh. nicht berückſichtigt. 
Auch die dauernden waren nach dem Geſetze 
23 V 83 fiir die Steuervorſchreibung belanglos. 
Seit der Katajtralrevifion von 1897 bilden fie aber 
einen Gegenſtand der Evidenghaltung. Wenn die 
dauernde Rulturiinderung eine Verminderung des 
rg pease ag folglich) auch der G. bewirkt, 
tritt leptere fdjon in dem auf den Vollzug der Ande— 
tung folgenden Jahre ein. Im entgegengeſetzten 
walle bletbt das Wrundftiid noch durch 10 Jahre 
in der bisherigen Steuer. Wenn Waldgrund der 
Holzzucht entgogen wurde, greift diefe Begünſti— 
gung nidt ‘Bla. Für Weingiirten, die iiber be— 
hördl. fy oder wegen Reblausinjettion 
jreiwilliq dem Weinbaue entgogen werden, bleibt es 
bei_den Beſtimmungen de8 bezügl. Spegialgejepes 
27 VI85, R. 3 ex 1886. Hienach find folde Grund⸗ 
jtiicfe, fo —* ſie nicht als Weingärten benutzt 
werden, nad) Maßgabe der Kulturgattung, welcher 
fie zunächſt qewidmet wurden, einzuſchätzen und ju 
bejteuern. 

4. Evidenzbaltungsverfahren. a) An— 
meldung u. Erhebung. Die Grundbefiger find 
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geſetzlich verpflichtet, alle bei ihrem Beſitze ein— 
tretenden Yinderungen in der Perſon des Beſitzers 
oder im Steuerobjefte fowie die dauernden Rultur- 
dnderungen binnen 6 Wochen dem Cteueramte oder 
dem BVermefjungsbeamten anzuzeigen. Lepterer 
ijt gur Entgegennahme der Anzeigen bei jeiner 
Unwefenheit in der betreffenden Gemeinde ſowie 
während jeines in jedem Bierteljahre durch min— 
dejtens 3 Tage am Sige des Steucramtes ju neb= 
menden Uujenthaltes und gelegentlid) der periodi— 
ſchen Revifion des Befipbeftandes (f. oben Punt 2) 
verpflichtet. Die Anmeldungsfrift a mit dent 
Tage der Befigiibertragung bezw. Eintrittes 
der Objettiinderung oder dem Vollzuge der Kultur= 
dinderung. Hinſichtlich der Befipveriinderungen ijt 
der Ungeigepflidt arg rag wenn das Tabu- 
largeſuch innerhalb 4 Wochen überreicht oder die 
Mugeige jum Zwecke der Gebührenbemeſſung inner- 
halb der gejesl. rift (§ 44 ded Geb. G. 9 II 50, 
R. 50) erftattet wurde. 

Uber jeden angemeldeten oder fonjt wabr- 
genommenen Evidenzhaltungsfall ijt vom Ver— 
richie, es (eventuell pom GSteueramte) cin 
Anmeldungsbogen aujgunehmen, aus welchem 
hinſichtlich der betrejjenden Bargellen der alte und 
der neue Beſtand fowie die Art und der Zeitpunkt 
der Veränderung zu erfehen ijt. Die in den An— 
meldungSbogen verzeichneten Veriinderungen find, 
wenn die nétige Aufklärung nicht durch Einſicht 
in die öffentl. Bücher oder in dic am Steueramts— 
jipe zugängl. Uften gu erlangen tit, durd den Vere 
meſſungsbeamten zum Gegenſtande einer örtl. Er- 
hebung zu machen und hiezu die beteiligten Grund- 
beſitzer vorguladen. 

Die Ergebnijie der Erhebung find im An— 
meldungsbhogen erfichtlic) gu machen und aus diejem 
in den Anderungsausweis der betreffenden 
Wemeinde ju iibertragen. Dieſe Ausweiſe werden 
jährlich abgefdlofien und dann dem Evidenzhal— 
tungSoperate der Gemeinde beigeleqt. Die Anmel— 
dungSbogen find vom Geometer monatlicd) dem 
Steueramte gu iibergeben, von diejem allenjalls 
fiir bie Swede der Gebiihrenbemefjung gu verwer— 
ten und dann, wenn fiir die Gemeinde neue 
Wrundbiider befteben, an das Grundbudsge- 
Ticht weiterguleiten, welches diefelben nach eriolg: 
ter Prüfung hinſichtlich der Ubereinſtimmung zwi— 
ſchen Grundbuch u. Kataſter im gleichen Wege 
zurückſendet (ſ. unten Punkt 6). 

b) Spezielle Vorſchrift en fiir die verſchie— 
denen Arten von Evidenzhaltungsſällen. Bejipe 
veriinderungen werden entiveder durch löffent⸗ 
liche oder Brivat=)llrfunden oder durch mündl. 
Einvernahme der Parteien nachgewiejen, insbej. 
durch iibereinjtimmende Erklärung des alten u. 
neuen Bejigers vor dem Geometer. Erſcheint nur 
eine der Parteien, ohne cine Urfunde vorzuweiſen, 
oder ijt feine Partei anwefend, der Beripwvedhiel 
jedoch notoriſch, fo find der Gemeindevoriteber oder 
dejjen Vertreter und zwei ortsfundige Grundbeſitzer 
aus der betreffenden Gemeinde einzuvernehmen. 

Uber Objeftsinderungen ijt unter Bei- 
jiehung der Beſitzer, des Gemeindevorjtandes oder 
jeines Bertreters und zweier fachfundiger Ver— 
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trauensmianner aus der Gemeinde die Lokalerhe— 
bung vorzunehmen. 

Was inbeſ. die Grundteilungen betrifft, 
jo find deren örtl. Vermeſſung in der Regel die 
Angaben der anwejenden Parteien oder die ſchon 
vorbandene Vermarkung ju Grunde gu legen. Wenn 
eine Bermarfung fehlt und die Parteien nicht er- 
jcheinen, ijt die Vermefjung nad) den etwa in der 
Natur erfichtl. Teilungsmerfinalen oder nach den 
Taten der bezügl. Urfunden oder nad den An— 
gaben injormierter Unrainer, in deren Ermang- 
lung zweier Vertrauensminner vorzunehmen und 
die Bermarfung gu veranlajjen. Jn diejem Falle 
jind die beteiligten Grundbejiper von der vorge- 
nommenen Vermeſſung im Wege des Gemeinde— 
vorftandes mit dem Beifage zu verjtindigen, daß 
das Ergebnis derjelben der Durchfiihrung im Ra- 
tajter und im Grundbudje gu Grunde gelegt wer- 
den und iiber eine etwaige binnen 14 Tagen ju 
erhebende Ciniptade eine neuerl. Erhebung nur 
auj often des Einfprucherhebenden jtattfinden werde. 

Die Vermejjung durch den Vermeſſungsbeam— 
ten unterbleibt, wenn es fic) um eine quadratiſche 
oder —— Parzelle von nicht mehr als 20 m 
Breite handelt, deren Teilung nach aliquoten Tei— 
len vorgenommen werden ſoll, ſowie dann, wenn 
die Partei einen durch einen behördlich autoriſier— 
ten Privattechniker verfaßten u. beglaubigten Si— 
tuationsplan beibringt. In beiden Fällen müſſen 
aber noch die Bedingungen der ———— vom 
F. M. im Einvernehmen mit dem J. M. erlaſſe— 
nen B. (vom 7 VII90, R. 149) erfüllt werden. 

Jn ähnl. Weije wie bei Objettsinderungen 
ijt auc) bei dDauernden Kulturänderungen vor- 
ugehen. Behujs Feſtſtellung der Bonität der neuen 
—* ſind die G.-Reqelungsoperate des betreffen— 
den Bezirkes gu beriidjidtigen. Von dem Ergeb- 
nijje der Einſchätzung ijt die Partei unter Frei— 
laſſung des Refurfes gu veritiindigen. Uber [eps 
teren enticheidet die Finanglandesbehirde nad) Cin= 
holung des Gutachtens zweier vom landwirtſchaftl. 
Bentralorgane des Landes gu nominierenden Sach- 
verftiindigen endgiiltiq. Das Verfahren fiir Kultur: 
dnderungen ijt aud bei Rommafjationen fiir 
die Ermittlung des Reinertrages der — 
grundſtücke maßgebend. Wenn Waldgrund der 
Holzzucht entgogen wird, darj die begiigl. Kultur- 
anderung nur dann beriicfichtigt werden, tenn 
die hiezu nad) dem F. G. erforderl. Bewilligung 
von der polit. Behörde erteilt wurde. 

c) Durchführung hth eg bay 
fälle. Diefelbe erjolgt durch Ubertragung der Da- 
ten des Underungsausiweijes der betreffenden Ge— 
meinde in die besiigh Grundbejipbogen, welche jo- 
dann (ut. giv. bis laͤngſtens 15. April des der Kon— 
jtatierung der — hoary >, onto Jahres) 
dem Steueramte behujs Berüchkſichtigung bei der 
Steueraujteilung zu iiberjenden find. Wegen die 
auj Grund des i ibbogens vom Steueramte aus- 
gefertigten Zahlungsaufträge fann (binnen 30 Ta— 
qen) der Refurs eingebracdht werden, über wel— 
chen die Finanglandesbehirde endgiiltig enticheidet. 

Bei Befigveriinderungen findet eine defini- 
tive Durchführung auger in jenen Gemeinden, wo 
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neue Grundbiider nod) nicht bejtehen, nur dann 
jtatt, wenn eine Ditteilung des Grundbuchsge— 
richtes fiber die begiigl. Ynderung der Grundbuchs— 
—— vorliegt oder wenn der Beſitzwechſel 
durch nden nachgewieſen und die etiva erfor— 
derl. Sujtimmung der fompetenten Behirde erteilt 
wurde. Sonjt findet vorliufig bloß cine provi- 
ſoriſche Durchführung jtatt, desgleichen dann, 
wenn wegen vorzunehmender umfangreiderer Ver— 
mefiungen (3. B. bei Anlagen neuer Eiſenbahnen 
die definitive Durchfiihrung nicht rechtzeitig mög— 
lich wiire. 

Heitweilige Objeftsinderungen werden im Ra- 
tajter überh. nicht „durchgeführt“, jondern, weil 
blog von voriibergebender Bedeutung, lediglich 
„vorgemerkt“. 

5. Rechtsfolgen hinſichtlich der Steuer— 
vorſchreibung 20 53 des Evidenzhaltungs⸗ 
gejepes). Die im Evidenzhaltungswege erhobenen 
u. durchgeſührten Veriinderungen find in der Regel 
von dem auf die Anmeldung oder von Amts 
wegen gepflogenen Ermittlung nächſtfolgenden 
— an bei der Steueraufteilung zu berückſich— 

gen. 

Wenn cine Unmeldung zu Grunde liegt, muß 
dieſelbe jedoch bis —— Ende März oder bei 
der Anweſenheit des Vermeſſungsbeamten in der 
Gemeinde erfolgt ſein. Bei fpiiterer Anmeldung 
finnen Beſißveränderungen nur dann bei der 
nächſtjährigen —— berückſichtigt wer⸗ 
den, wenn ſich dex Beſitzwechſel auf ein ganzes Be— 
jiptum oder ganze — — bezieht und die Iden⸗ 
titäät der Objefte auf Grund der Kataſtralmappen 
ohne Lofalerhebung fonjtatiert werden fann oder 
wenn es ſich gwar um cine Parzellenteilung han— 
delt, aber cine von cinem pa oe “rom Privattedh- 
nifer angejertigte u. beglaubigte Teilungsſtizze bei- 
gebracht wird. Bis zur Steucrumfdreibung hajtet 

er im Ratajter eingetragene Beſitzer perjinlich fiir 
bie Entridjtung der Steuer. 

Objeftsinderungen, die cinen Zuwachs 
an der Steuer begriinden, find immer von dem auf 
bie Underung nichitjolgenden Jahre an zu be- 
tiidfichtigen, wabrend bei jenen, die einen Ste uer- 
abjall begriinden und in dem Jahre der Anmel— 
dung nicht mehr an Ort u. Stelle unterfucht wer- 
den fonnten, die Steuer von dem auf die An— 
meldung folgenden Jahre abzuſchreiben ift. 

Rulturverainderungen find von dem auf 
deren Vollziehung folgenden Jahre an beaw. 
falls der neuen Kulture u. Bonitätsklaſſe cine hö— 
here Steuer entiprechen wiirde al8 der alten, exit 
vom elften Jahre nach dem Vollzuge der Kulture 
dinderung bei der Steuervoridreibung zu beriic- 
fichtigen. 

Hinſichtlich der Beſitz⸗ und der dauernden 
Objeftsiinderungen erhellt die praktiſche Tragweite 
cinet Uberjfdreitung der geſetzl. Anzeige— 
friften ſchon aus den obigen Rejtimmungen. Sei 
eitweiligen Objektsänderungen hat die Friftiiber- 
aceite die Folge, dak dann die zeitl. Steuer- 
freigeit erjt von dem auf die Unmeldung folgenden 
zweitnächſten Jahre an auf die reftl, Zeitdauer 
ju bewilligen ijt, wihrend bei Rulturinderungen, 
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welche cine Steuererhibung bedingen, der Unipruch 
auf zehnjährige Belafjung der urſprüngl. Steuer 
verloren geht (§ 33 Evidenzhaltungsgeſetz und § 9 
tas A TT 96, R. 121). 

Wenn cine zeitl. G.Befreiung endet, ſchließt 
jich Die Steuervorſchreibung an den Zeitpunkt ihres 
Erlöſchens unmittelbar an. 

Sine weitere Ausnahme gilt hinſichtlich der 
Bauarea. Grundjftiide, welche als jolche verwendet 
werden, verbleiben nämlich bis au dem Seitpunfte, 
von weldem an die Gebäudeſteuervorſchreibung ein— 
tritt, in der G.; wenn aber eine Gebäudeſteuer 
nicht vorgeſchrieben wird, ijt die G. von dem auf 
die Bauvollendung nächſtfolgenden Jahre an abzu— 
idjreiben. Umgekehrt ijt die Bauarea, wenn fie der 
Urproduftion juriidgeqeben wird, von dem Zeit— 
punfte des Abfalles der Gebäudeſteuer an grund- 
ſteuerpflichtig bezw. wenn das Gebäude ſteuerfrei 
war, von dem Zeitpunkte des Beginnes der land— 
wirtſchaftl. Benutzung an. 

6. Ubereinſtimmung zwiſchen Kataſter 
und Grundbud. Jn Gemäßheit der Geſetze über 
die Neuanlegung der Grundbiicher wurden bei 
dDiefer großen inzwiſchen abgeſchloſſenen Operation 
die Daten des durch die G.-Regelung geſchaffenen 
neuen %.-Ratajters ju Grunde gelegt. Hiemit war 
die Möglichkeit gegeben, im Sutsbejtandsblatte des 
Grundbuches die gu jedem Grundbuchskörper ge- 
hörigen Wrund- u. Bauparzellen eingutragen und 
dieie Daten durd) cine Nopie der Kataftralmappe, 
die jog. Srundbuchsmappe, au verdeutlichen. 

Wie notiwendig es im Intereſſe des Ratajters 
wie in jenem des Grundbuches (begw. des Reali 
titenverfehres und des Realfredited) iit, daß die 
hiemit gewonnene wechſelſeitige Ubereinitimmung 
ſowohl hinſichtlich des Anhaltes des Gutsbeſtands— 
blattes wie in Anſehung der Perſon der Beſitzer 
erhalten bleibe, daß aljo jede in einem der ge— 
dachten öffentl. Biicher durchgeführte Veriinderung 
auc) fiir die Richtigitellung des anderen verivertet 
werde, liegt auf der Hand. An dieſer Erwägung 
hat dad Evidenshaltungsgefep im § 11 angeordnet, 
daß der Ratajter mit dem Grundbudje in fteter 
Ubereinjtimmung zu erhalten fei und dak hiezu die 
vorjallenden Anderungen hinfichtlid) des Grund— 
buchsfirpers, der Bezeichnung der eingelnen Par— 
jellen und ihrer Darjtellung auj der Mappe im 
Natajter wie im Grundbudje durchzuführen ſeien. 
Andere Beftimmungen, des gitierten Geſetzes be- 
jeden die möglichſte Ubereinjtimmung in Bezug 
auf die Perſon des Bejizers. . 

Das Verfahren sum Behufe der UÜberein— 
ſtimmung ift auger im Evidenzhaltungsgeſetze 23 V 
83, R. 83, und der hiezu erlajjenen Vollzugsver— 
ordnung (§§ 35, 40—45) auch in dem gleichzei— 
tigen Geſetze, R. 82, betrefjend die teilweije Ab— 
dinderung der $$ 74 u. 76 des allg. Grundbuchs- 
geſetzes und in zahlreichen ſpäteren Juſtiz- u. 
winanj-) Miniſterialverordnungen geregelt. 

Hienach dient zur Herſtellung u. Erhaltung 
der Ubereinſtimmung — abgeſehen von der Ein— 
richtung des Grundbuches und des fataftralen 
Srundbejipbogens, wonach cinerfeits in erjterem 
die Nummer u. Kulturgqattung der Parzellen des 
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Grundbuchskörpers, anderſeits im Grundbeſitzbogen 
die Grundbuchseinlage und die Bezeichnung des 
Grundbuchskörpers eingetragen iſt — vor allem 
ein Syſtem von beiderſeitigen Mitteilungen der 
Veränderungen. 

Die Grundbuchsgerichte haben alle die Beſitz— 
verhiltnifje betreffenden Grundbuchsbeſcheide dem 
Vermefjungsbeamten behufs Durdhfiibrung der Be- 
jigverdinderung im Satajter direft ju iiberienden 
(3. M. V. 2TIX 87, B. Bl. 31; nad § 40 des 
Evidenzhaltungsgeſetzes war nur die Ubermitthung 
im Wege des Steueramtes vorgefdrieben). Under- 
ſeits haben die Vermejjungsbeamten die Anime l- 
dungsbogen iiber Evidenzhaltungsſälle, ſoweit 
diesfallS nicht ſchon übereinſtimmende Mitteilungen 
des Grundbuchsgerichtes vorliegen, im Wege des 
Steueramtes monatlic) an das Grundbuchsgericht 
qu leiten und bei Grundteilungen oder anderen An— 
derungen im ak tare gre wenn die geomte- 
triſche Daritellung auf der Wappe ſchon jtattge- 
junden hat, dem Wnmeldungsbogen eine Ropie 
dieſer Daritellung, fonjt aber eine fliichtiqe Skizze 
beiguichlieBen. 

Das weitere Verfahren bei fic) ergebenden 
Difjerengen ijt verſchieden, je nachdem es fid) unt 
eine ee die das Gutsbejtandsblatt betrifit 
oder um eine joldje handelt, die ein die Grund— 
lage der G.-Pflicht bildendes dingl. Recht (vor 
allem das Eigentuméredjt, dann aud das Nut- 
zungsrecht des Fideifommifbejipers u. dgl.) zum 
Wegenjtande hat. J 

Im erſteren Falle (Anderung der Parzel— 
lenbezeichnung, der Rulturgattung oder 
der Darjtellung auf der Mappe) hat das 
Grundbuchsgericht nad) den Geſetzen u. Vollzugs— 
vorſchriften iiber die Unlequng der Grundbiicher 
vorzugehen und dic — Mitteilung an den 
Geometer zu richten. Ergeben ſich hienach noch 
Differenzen, ſo hat der Geometer, falls die vom 
Grundbuchsgerichte gewählte Parzellenbezeichnung 
nicht beibehalten werden kann oder die mitgeteilten 
Situationsſtizzen zur Darſtellung auf der Mappe 
nicht geeignet find, die richtigen Parzellenbezeich— 
nungen bezw. die obwaltenden Anſtände dem Ge— 
richte bekanntzugeben. Kann der Anſtand hinſicht— 
lich der Situationsſtizze vom Gerichte nicht behoben 
werden, fo hat der Geometer eine neue Bermei- 
jung vorjunehmen und deren Ergebnis dem Ge— 
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Sur Herjtellung der Ubereinjtimmung hinſicht⸗ 
lid) der Perſon des Beſitzers hat das Grund- 
buchsgericht nad Cinlangen des bezügl. Anmel- 
dungsbogens das Verfahren nad) § 3 des Geſetzes 
23. V 83, R. 82, einguleiten, d. h. die fiium g° 
Partei zur Vewirfung der Ordnung im Grund- 
buchsſtande unter Feitiepung einer Friſt au ver— 
halten, deren Uberjchreitung mit Geldjtrajen ge— 
abndet wird, Wenn auch nach Durchführung dieſes 
Verfahrens die Cintraqung im Grundbude von 
jener im Anmeldungsbogen abiweidt, fo bat der 
Vermeffungsbeamte Legtere deſſenungeachtet auf⸗ 
recht zu erhalten, ſobald in verläßl. Weiſe konſtatiert 
iſt, daß ſich die im Anmeldungsbogen eingetragene 
Perſon tatſächlich ſchon im Beſitze befindet. Doch 
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iit in dieſem Falle der Name des grundbiiderl. 
Beſitzers in den Evidenshaltungsoperaten erſichtlich 
ju madjen. Dagegen unterbleibt die weitere Durch⸗ 
fiihrung des Evidenzhaltungsfalles im Ratajter, 
wenn ſich nad) dem Ergebniſſe des gerichtl. Ver— 
jahrens herausftellt, dag der vom Geometer er- 
hobene Beſitzwechſel nicht vollgogen oder wieder 
rückgängig gemadt wurde. 

Das bezogene Gejep 23V 83, R. 82, gibt 
den Grundbuchsgericten aber nod) andere Mittel 
an die Hand, um die Behebung von Difjerengen 
zwiſchen dem Grundbuchsſtande und den tatfiichl. 
Beſitzverhältniſſen gu veranlafjen. Das obbezeich— 
nete Berjabren ijt nämlich nad) § 3 nicht nur auj 
Grund einer Mitteilung de3 Vermeſſungsbeamten, 
jondern aud dann einguleiten, wenn das Grund- 
buchsgeridt anläßlich einer Verlafienidajtsabhand- 
{ung auitl. Kenntnis erlangt, daß die grundbücherl. 
Eintragung eines die —— der G.Pflicht 
bildenden dingl. Rechtes unterblieben iſt. Noch 
weiter geht die Beſtimmung des § 2 des zilierten 
Wefeges, wonad) dann, wenn der Redtstitel gu 
einer grundbücherl. Eintragung auj Grund der 
Verlaſſenſchaftsabhandlung in einverleibungsfähiger 
Form ſeſtgeſtellt wurde, die Eintragung des be— 
treffenden Rechtes nach Rechtskraft der Cinantwor- 
tungsurkunde durch das Verlaſſenſchaftsgericht von 
Amis wegen, alſo ohne irgend eine Initiative der be— 
teiligten Parteien zu bewirken iſt. Es liegt in der 
Natur des Kataſters und ſeiner Evidenzhaltung, dak 
dieje Bejtimmungen aud) der Ubereinjtimmung 
zwiſchen Ratajter u. Grundbuch zugute fommen. 

Auch fonit find die Grundbudsgeridte wie 

die Vermejjungsbeamten verpflidtet, durch Mittei- 
lung wabhrgenommener Differengen zwiſchen den 
beiderjeitiqen Operaten, wie iiberh. durch zweck— 
dient. Einvernehmen die — — 
zu fördern. Insbeſ. wäre hier noch eine Vorſchrift 
u erwähnen, welche der Erwägung entſpringt, daß 
ie Evidenzhaltung der Grundbuchsmappen 
wegen der hiemit vielſach verbundenen techniſchen 
Schwierigkeiten den Grundbuchsführern nicht aus— 
ſchließlich überlaſſen bleiben kann. Die Vermeſſungs— 
heamten haben nämlich die von ihnen erhobenen 
Anderungen in der Parzellenbegrenzung ſowie die 
Berichtigung von Fehlern in der Darſiellung auf 
der Mappe über Verlangen des Gerichtes in der 
Grundbuchsmabpe einzuzeichnen. Das F. M. hat 
dies übrigens auch für ſolche Grundteilungen ge— 
ſtattet, deren grundbücherl. Durchführung auf Grund 
der von den Parteien beigebrachten, von autorijier- 
ten Brivattednitern vorſchriftsmäßig verjakien Si- 
tuationspliine erjolat. 

7. Evidenshaltungsqebiihten, Stem- 
pel- u. Mebiibhrenbefreiung. Für die Evidens- 
haltungsamtShandlungen ijt eine Gebühr ju ent- 
richten, u. giv. bei Beſitzveränderungen, die feine 
Vermeſſung erjordern, die jog. Umidrcibungs- 
gebithr, bei ſolchen, welche eine Vermeſſung er- 
jordern (alſo bei den meijten Grundteilungen) 
jowie bei Objeltsinderungen, bei welthen dies der 
Fall ijt, die VBermeffungsgebiihr. 

Die Umſchreibungsgebühr bildet ein teilweiſes 
Aquivalent für die mit der Berichtigung der Operate 
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verbundenen Wanipulationsarbeiten und wird bei 
Ubertragung des ganzen Inhaltes eines Grund— 
bejipbogenS mit einem jiren Betrage von 20 h 
eingeboben, bei Ubertragung einzelner Barjellen 
aber nach ciner degrejjiven theinertragSflajjenjfala 
mit ſehr mäßigen Sätzen (von 10 h aufwiirts). 
Der Tarif fiir die Vermeſſungsgebühren ijt nach 
der Fläche abgeſtuft und gleidjalls degreſſiv kon— 
ſtruiert (von 80 h aufwarts). Beſitzumſchreibungen 
anliplic) einer —— nung oder Kommaſſa— 
tion find gebiibrenfret. Die Evidenzhaltungsgebüh— 
ten werden auf Grund der vom Vermeſſungsbe— 
amten mitgeteilten Berednung vom Steueramte 
bemejjen und mit der G. eingehoben. 

Die Anmeldungen von Evidenzhaltungsfällen 
und die fonftigen hierauf bezügl. Cingaben ſowie 
die sur Ronjtatierung der Veriinderungen von den 
Evidenshaltungsbeamten aujgenommenen Wften 
jind jtempel< und gebührenfrei, desqleichen 
die Rekurſe gegen die —— der Evidenz⸗ 
haltung. Die Gebührenpflicht der fonjtatierten 
a=" bleibt hievon ſelbſtverſtändlich un- 
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8. Benugung deS Katajters fiir andere 
Bwede, BVermefjungen oder Vermarfun: 
gen iiber Brivatanjuden. Der G,-Katajter 
dient feiner Natur nad) allerdings in erjter Linic 
den Sweden der Steuerveranlagung. Die aus den 
Katajtraloperaten, namentlich der Mappe und den 
Wrundbejipbogen, ju entnehmenden Daten über 
Gejtalt, Größe u. Reinertrag der Parzellen und 
über die wip ai ctl ind aber an fic) fo 
wertvoll, dak ihre Benugung für die veridiedenjten 
Aufgaben der öffentl. Verwaltung wie für private 
Swede einem lebhajten Bedürfniſſe entiprict. 

Diefer Erwägung entipringt der § 58 Evi— 
denzhaltungsgeſetz, wonad in die Ratajtralmappen 
u. Evidenghaltungsoperate jedermann beim Steuer- 
amte oder beim Bermejiungsbeamten Cinjicht neh— 
men fann, und Wappenfopien ſowie Whidriften 
der jonjtigen Operate gegen Entridtung der vom 
F. M. au beftimmenden und durd Anſchlag aur 
öffentl. —** zu bringenden Tarifſätze beim 
Steueramte oder beim Mappenarchive beſtellt und 
bezogen werden können. 

Als Mappenkopien kommen in erſter Linie 
die lithographiſchen Abdrücke in Betracht, welche 
ſowohl unverändert wie auch nach vorheriger Rek— 
tifizierung, Parzellennumerierung, Adjuſtierung u. 
Kolorierung bezogen werden können. 

Im Intereſſe der Grundbeſitzer, namentlich 
des Tabularverfehrs, wurden die Vermeſſungs— 
beamten aber ermiichtigt, bei gum Zwecke der Evi- 
denjhaltung oder iiber ‘Brivatanfuchen vorgenom— 
menen Vermeſſungen (f. unten) iiber Anſuchen auch 
die betreffenden geometrifden Plaine, u. gw. durch 
Kopierung det Mappenabdriide, wenn aber 
foldje nicht vorviitiq find, als Ropien aus 
freter Hand auszufertigen. Im erjteren Falle 
erhalt der Geometer die —— entfallende 
Gebühr zur Hälfte, im letzteren Falle aber ganz 
(F. M. V. vom 15 XII 1901). 

Zur Sicherſtellung des Ärars hat der Beſteller 
von Mapvenfopien oder Abſchriften der fonjtigen 
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Operate zwei Drittel der wahrſcheinl. Koſten beim 
Seometer au erlegen, welcher dieſen Vorſchuß an 
das Steueramt abführt. Dieſes übernimmt auch 
die ———— Kopien zur Ausfolgung an den 
Beſteller und Einhebung des Reſtes der vom Geo— 
meter berechneten Koſten. Die a für die 
veridhiedenen Arten von Ropien find durchwegs 
ſehr miipig. 

Was ſpeziell die lithographifdyen Mappenab- 
driicle betrifft, fo wurden fiir deren Bezug gu im 
öffentl. Intereſſe gelegenen Yrbeiten vom F. We. 
beträchtl. Preisermäßigungen gewährt. Aud) die 
Benutzung der ſonſtigen Kataſtraloperate sur Ex— 
zerpierung oder Kopierung für derartige Zwecke 
wird tunlichſt erleichtert. 

Von welder Wichtigkeit der G.-Ratajter, ab- 
geſehen von det naturgemäß bejonders engen Be- 
jtehung zum Grundbuche und von der Benugung 
jum Swede der Gebührenbemeſſung auch fiir zahl— 
reidje andere Zweige der öffentlichen Verwaltung 
geworden ijt, bedarj feiner näheren Erörterung. 
So werden die Daten der Ratajtraloperate mehr 
oder minder intenjiv verivertet im Zivil- u. Straj- 
prozeß fowie im gerichtl. Verfahren außer Streit- 
jadjen, dann von den Organen der Staatsjorjt- 
vetwaltung und des Forſtauſſichtsdienſtes An— 
lequng des Waldfatajters), ferner fiir die Vorbe— 
teltung det agrarijden Operationen Zuſammen— 
legung landwirtſchaftl. Grundſtücke, Teilung gee 
meinſchaftl. Grunditiide und Regulierung der be— 
zügl. Nupungsrechte, Bereiniqung des Waldlandes 
von fremden Enflaven und Urrondierung der Wald- 
grenzen), fiir die Wildbachverbauung und andere 
WMeliorationSarbeiten, fiir die Aniertiqung von 
Detailwajjerfarten zu Flußregulierungszwecken 
ſowie überh. für die Aufgaben des Staatsbau— 
dienſtes, weiter fiir die Zwecke Der Weinbauſtatiſtik, 
für agrargefdichtl. Forſchungen, für Grundlaiten: 
ablöſungsverhandlungen, jiir den Eiſenbahnbau, 
für techniſche u. geodätiſche Arbeiten der Militär— 
behörden uſw. 

Uberdies hat das F. Ve, um den Kataſter 
und ſeine Organe auch für die Zwecke des Reali— 
tätenverkehres und des Grundbeſitzes iiberh. direlt 
nupbar ju machen, den Vermeſſungsbeamten auch 
dann die Bornahme von Vermeffungen u. Ver- 
marfungen über Privatanfucen gejtattet, 
wenn ein Evidenzhaltungsfall noc nicht vorliegt 
(§ 23 der Vollzugsverordnung jum Evideng- 
haltungsgeſetze und ſpätere V.). Dieſe Ermächti— 
gung iſt an die Bedingung geknüpft, daß die Ver— 
meſſung oder Vermarkung zum Zwecke einer beab- 
ſichtigten Grundteilung oder zur Klarſtellung der 
unveränderten Beſitzverhältniſſe auf Grund der 
Matajtralmappe gewünſcht und hiedurch die recht— 
zeitige Abwicklung der Evidenzhaltungsamtshand— 
lungen nicht beeinträchtigt wird. Die bezügl. Koſten, 
u. gw. die Vermarkungsauslagen, die nad) Maß— 
gabe des Zeitaufwandes berechnete Quote der Alti— 
vitdtsbesiige des Vermeſſungsbeamten, dann deſſen 
Diäten u. Reiſekoſten hat die anjuchende Partei 
zu vergiiten und aur Sicheritellung des Arars vor- 
her einen Vorſchuß von zwei Drittel dieſer Koſten 
zu erlegen. Nach erfolgter Uusfiihrung der Arbeit 


find die rejtl. Sojten iiber Anweiſung des Geo— 
metets beim Steueramte 3u bezahlen. 

lle Vermeffungen u. Vermarfungen, dann 
die Ausfertigungen von Wappenfopien u. Ab— 
ſchriften der Evidenghaltungsoperate iiber Unjuchen 
von arteien werden von den Geometern frajt 
ihrer Amtspflicht vorgenommen und ijt es den 
Evidenghaltungsbeamten ſtreng unterjagt, derar- 
tige Urbeiten mit Umgehung oder — 
ber dem Staatsſchatze zulommenden Gebühren oder 
gegen beſonderes Entgelt zu eigenem Vorteile 
auszuführen. 
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Gutsgebiete. 


I. Begriff u. Entſtehung. — II. Organe. — IIT. Wire 
tungStreis. — IV. Aufſicht. — V. —— den Ge⸗ 
meindeverbaud. — VI, Die beſondere Geſchäfteführung auf 
den [anbd> oder lehentafl. Gutern und anderen gréferen 
litdten in Mähren. 


I. Begriff u. Entitebung. Im Sinne der anj 
Grund des Art. J, Al. 3, Geſetz 5III 62, R. 18, 
erlajjenen LandeSgejege (j. Art. Gemeinden A 
IV.) verſteht man unter Gutsgebiet einen 
vom Wemeindeverbande gejonderten Grundbeſitz 
(Grundſtück, Grundtompler oder auch einen Kom— 
pler von mebreren, im Cigentume veridiedener 
Perjonen ftehenden Bejigungen), welchem fraft 
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Geſetzes die Qualität eines Selbjtverwaltungs- 
körpers mit den Pflichten und zum Teil auch den 
Rechten einer Gemeinde eigen ijt. Träger des 
Selbjtverwaltungsredhtes ijt aud) hier ein ideelles, 
durd) das Geies geſchaffenes und vom Geſetze eben 
aud) ſchlechthin als „Gutsgebiet“ bezeichnetes Rechts⸗ 
ſubjelt (vgl. 7 bufow. Geſetz 14 X1 63, 8. 10). 
Soldje G. bejtehen in —— auf Grund des 
Geſetzes 12 VIII 66, L. 20 (abgeändert durch Geſe 

21 TIT 88, L. 41), und in der Bufowina au 
(rund des Gejepes 14 XI 63, L. 10 (abgeiindert 
durch Gejep 24 XIT 68, &. 23). 

Yn Galizien waren die vormals herrſchaft- 
lichen, d. i. jene Befipungen (Herrſchaften, land- 
täfl. Giiter), mit wel vor der mit faij. Ent- 
icbliefung 26 VI 49, R. 295, durchgeführten Ver— 
waltungsrejorm das Jurisdiftionsrecht verbunden 
gewejen war, aud) nad) diejer Reform tatſächlich 
nicht in den Verband der Crtsgemeinde einverleibt 
worden und es jollte diefer jfaftijhe Stand faut 
Statthaltereitundmadung 10 V 56, L. 15, bis gur 
definitiven Regelung der Gemeindeverhiiltnijje auj- 
recht erhalten, aljo der den Gutsherren gebirige 
Grundbeſitz bis dahin als ein fiir fic) bejtehender 
abgejonderter Gutskörper rae werden. Gleich⸗ 
jeitig mit der auf Grund des Reidsgemeindege- 
i oi vom 3. 1862 erlajjenen gal. Gem. O. erging 
jodann das Geſetz 12 VIII 66, &. 20, durch welches 
jener proviſoriſche Zuſtand jtabilijiert und die rein 
tatſächl. Verhälmiſſe in eine legale Inſtitution um- 
qewandelt wurden. Nach diejem Gejepe war jeder 
{nicht innerhalb einer Stadt gelegene) vormals 
herrſchaftl. Grundbeſitz, welder gur Zeit des Eine 
tritteS ber Wirkſamkeit des Geſeßes nicht gum We- 
meindeverbande gebhirte, auch jernerhin von diejem 
Verbande gefondert zu belajjen, um als G. in dem 
oben erwähnten Sinne jortzubejtehen. Die Abſicht 
des Gejepes war lediglid) darauf gerichtet, die fak— 
tijden G. von damals als legale gu erfliiren, feines- 
wegs aber cine Regel aujjujtellen, nad) welder 
ſpätere Neubilbungen von G. hätten jtattfinden 
finnen, jo daß insbeſ. auc) die grundbücherl. Tren— 
nung eines ein G. bildenden Landtajl. Gutes nicht 
die Rechtswirkung einer Neubildung folder Ver— 
waltungSfirper hatte (fo wenigitens die Rechts- 
anjdjauung des V. &., Budwinsfi 3363). Ander— 
ſeits unterblieb aber auch vielfach die Cinverlei- 
bung der Trennjtiide in den Gemeindeverband 
und es blieben dDarum die lepteren bids auf weiteres 
Teile des urjpriingliden G. Cine feſte Regel wurde 
nun in diejer Ri tung durd) das Geſetz 21 LIL Ss, 
L. 41, geſchaffen. Dieies jdjeidet im § 1 die ans 
vormals herrſchaftl. Grundbejip bejtehenden, aur 
Heit des Beginnes der Wirkjamfeit diejes Gejepes 
nicht zum Gemeindeverbande gehirigen Beſitzun— 
gen in zwei Gruppen, je nachdem jie nämlich vor 
oder nad) dem QnSlebentreten des Geſetzes 1 XI 
68, L. 25, durch welches (43 2) die auf Grind 
polit. Vorſchriften u. Gejepe bejtehende Untrenn- 
barfeit bes Grundbejipes aufgehoben worden war, 
aljo je nachdem fie vor oder nach dem 8 NIL 68 
als ſelbſtändige landtäfl. Befigungen entitanden 
ſind. Die erſteren ſollen aud) fernerhin durchweg, 
von den letzteren hingegen nur jene von dem Ge— 


meindeverbande geſondert belaſſen werden, deren 
Jahresſchuldigkeit an Grund: u. Hausſteuer min— 
deſtens 50 K beträgt. Alle anderen Beſitzungen, 
u. zw. ſowohl diejenigen, welche zur Zeit des Ins— 
lebentretens des Geſetßes bereits beſtanden, als aud) 
jene, welche in Hinkunft entſtehen, waren bezw. 
ſind in den Verband der Ortsgemeinde einzuver— 
leiben. Bei Berechnung jenes Steuerbetrages ſind 
die im Bereiche einer Ortſchaft liegenden, einem 
u. demſelben Beſitzer gehörenden vormals herr— 
ſchaftl. Beſitzungen als ein Ganges gu betrachten. 
Nad) $1 gal. Gem. O. bildet jede Ortſchaft, welche 
aur {cit des Beginnes der Wirffamfeit der Gem. 
O. eine eigene Gemeindeverwaltung hatte, eine Ges 
meinde, und gemäß § 1 des Gejeges über die G. 
vom 3. 1888 bilden die aus dem Gemeindever- 
bande ausgeſchiedenen, im Bereicje einer u. ders 
jelben Ortſchaft liegenden Bejipungen zuſammen 
ein G. Entſteht nun innerhalb dieſes G. cine neue 
jelbjtindige landtäfl. Befigung, jo ijt diefelbe gwar 
(unter BVorausjepung der in der oben erwiihnten 
Weiſe gu berechnenden Minimalſteuerſchuldigkeit) 
nicht in den Gemeindeverband einguverleiben, es 
entiteht jedod) aud) fein neues &., jondern die neue 
Beſitzung bleibt im Verbande des urfpriinglicen G. 

Das bufow. Gefep 14 XI 63, L. 10, enthalt 
in § 1 eine ähnl. Beſtimmung ivie das gal. oe 
vom J. 1866, macht jedod die Einſchränkung, da 
ein Grundbeſitz nur dann auferhalb des Gemeinde- 
verbandes ju belajjen ijt, wenn er fiir fic) allein 
oder in Berbindung mit einem anderen gleidar- 
tigen u. angrenjenden Grundbefipe bedeutend ge- 
nug ijt, um fiir die Erfiillung der einem G. ob— 
liegenden Pflichten eine zureichende Sicherheit ju 
bieten. (Dem Bejiger war vorbehalten, binnen einer 
vom Tage der Kundmadung des Geſetzes faujen- 
den Friſt von 30 Tagen die Cinverleibung der 
Bejipung in den Gemeindeverband gu verlangen; 
cine diesbezügl. Bejtimmung hatte aud) das gal. 


i Bejey vom J. 1866 enthalten.) Rein G. darf fic) 


iiber die Grenjen eines polit. Bezirkes hinaus ere 
ftreden. Die innerhalb der Gemarfung der Ge— 
meinde liegenden vormals herrſchaftl. Wirts⸗ u. 
Schanfhaujer jind dem Gemeindeverbande einver- 
leibt. Neue G. finnen hier ebenfowohl durd) Tren- 
nung alé durch Bereinigung entſtehen. Erſteres 
tritt cin, wenn Teile des W. in den Befig dritter 
Berjonen iiberqehen oder injolge einer geänderten 
territorialen Cinteilung des Landes in_ mehrere 
Bezirke fallen, vorausgeſetzt, dah dieſe Teile be- 
deutend genug jind, um die Pflichten eines G. gu 
übernehmen. Die Vereinigung hatte bezw. hat Zu 
eſchehen. wenn fie Vorausjeyung der Leijtungs- 
jähigkeit ijt, es finnen ſich aber aud) außerdem 
zwei oder mehrere aneinander grenzende, vormals 
herrſchaftl. Wrundbefigungen im Einverſtändniſſe 
der Bejiper und mit Bewilliqung der polit. Lau— 
desjtelle und ded L. A. gu einem gemeinfchajtlichen 
G. vereinigen. 

Die Ausſcheidung eines in den Gemeinde— 
verband cinmal cinbegogenen vormals herrſchaftl. 
Wrundbejizes behujs Konjtituierung desfelben gu 
einem G. fann ſowohl in Gal. als in der Bufo. 
nur im BWege eines Landesgeſetzes erjolgen. 
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Weder den Hypothefarglaubigern nod) ben Wn-;§ 18 bufow. Geſetz, wo es heißt: Wenn der Be— 


wirtern jteht ein Einfluß anf die ©. der Frage 
au, ob der Grundbejif von dent Gemeindeverbande 
gejondert gu belafjen oder demſelben einzuverlei— 
ben oder aud) ob der der Gemeinde cinverleibte 
Grundbeſitz aus derielben auszuſcheiden fei. 

IL. Die Organe des G. jind der Beſitzer (die 
Mitbejiger, die Bejiper von oe Landtafel⸗ 
körper bildenden Teilen des G.) und der Vorſteher 
{in dev Bukow. Geſchäftsführer genannt). Tas Ver— 
hältnis zwiſchen dem Beſitzer und dem Vorſteher 
fann in gewiſſer Beziehung mit jenem zwiſchen 
dem Gemeindeausſchuſſe und dem Gemeindevor— 
ſteher verglichen werden, inſofern nämlich dem Vor— 
ſteher im allg. die Beſorgung der dem G. nach 
dem Geſetze obliegenden Geſchäfte (Bufow. § 9) 
oder, wie § 13 gal. Geſetz ſagt, der Wirkungskreis 
deS Geineindevorjtehers jufommt, während dem 
Beſitzer nur in bejtimmten WUngelegenheiten die 
Schlupjajjung oder Genehmigung vorbehalten ijt. 
Ein wejentl. Unterſchied wird aber einerſeits da- 
durch beqriindet, dak beide Funftionen auc) in einer 
Yerjon vereinigt jein finnen und da aud) da, 
wo died nicht der Fall ijt, der Vorſteher fein Amt 
dod) nur an Stelle des Beſitzers (Gal. § 15) 
und unter deſſen Daflung (Mal. § 8, Bufow. § 9) 
verſieht, anbderjeitS aber dadurch, daß formell der 
Kreis der Bejugnijje des Beſitzers enger gezogen 
ijt als der Wirfungstreis des Gemeindeausſchuſſes, 
wiihrend umgefehrt dem Borjteher auch gewiſſe Be— 
fugniſſe ded Gemeindeausſchuſſes jujtehen (ij. unten), 

Dem Beſitzer bezw. dev Gejamtheit derjel- 
ben ijt vorbehalten: 

1. Die Bejtellung des Vorſtehers (Geſchäfts— 
jiihrers); der Beſißer fann das Amt, wenn er die 
Eignung dazu befigt (7. unten), aud) jelbjt über— 
nehmen; Mitbeſitzer u. Beſitzer von Teilen des G. 
finnen einen aus ihrer Mitte oder eine andere 
Perſon bejtellen. Bei Abgang des Einverſtändniſſes 
ijt nad) § 8 gal. Geſetz derjenige als ernannt ane 
juiehen, fiir dem ſich jener Teil der Mit- oder Teil- 
bejiper erklärt, auf weldjen mebr al8 die Hälfte 
der auf dem G. vorgeidriebenen Nealjteuern ent: 
fällt. Der Beſitzer eines G. ijt in Gal. berechtigt, 
eine ihm gehörige Beſitzung, welche einen Teil eines 
benachbarten, in demielben polit. Bezirke geleqenen 
G. bildet, unter Erſtattung der Anzeige an die 
polit. Bejirfsbehirde und an den Bezirksausſchuß 
der Verwaltung des Vorjtehers feines G. ju unter- 
ſtellen. Für zwei oder mehrere (Bukow. „nahelie— 
gende”) G. desſelben polit. Bezirkes finnen die Be— 
ſiker einvernehmlich einen gemeinſchaftl. Vorſteher 
Geſchäftsführer beſtellen; in der Bulow. ijt jedoch 
hiezu die Sujtimmung der polit. Bezirksbehörde 
notwendig. 

2. Die Enthebung des Vorjtehers. Diese jtebht 
den Beſitzern jedergeit frei (fo ausdrücklich Gal. 15). 

3. Die Genehmigung der Ubernahme bleibender 
Leiftungen oder Verpflichtungen auf das G. 

4. Die Aufſicht über die Exfiillung der dem 
G. geſetzlich oblieqenden Verpflichtungen. Der Be- 
ſitzer ijt zweifellos berechtigt u. verpjflichtet, den 
Vorjteher Geſchäftsführer in diejer Begiehung zu 
überwachen und ihm Weijungen gu erteilen (vgl. 


jiper eS unterläßt ujw.; ſ. aud) unter IV). 

5. Das Recht, die Einverleibung des G. in 
ben Wemeindeverband zu beantragen ſ. unten V}. 
Dasjelbe Recht ſteht auch dem Beſitzer einer einen 
Teil deS G. bildenden Befipung bezüglich dieies 
TeileS ju, dod) müſſen aud) in diejem Falle die 
Beſitzer der anderen Teile gehirt werden (Hal, § 2). 

6. Qu der Bufow. fann die freiwillige Ver— 
—** von G. nur mit Zuſtimmung der Be— 
ſitzer geſchehen. 

Der Vorſteher (Geſchäftsführer) beſorgt die 
in den Wirkungskreis des G. überh. fallenden Ge— 
ſchäfte (ſ. IL) und vertritt das G. nad) außen. 
Vorſteher kann nur derjenige fein, welcher öſterr. 
Staatsbürger und eigenberechtigt ijt und welchem 
keiner ber in der Gemeindewahlordnung fejtgeiteli- 
ten Griinde der Ausſchließung von dem Wahlrechte 
und der Wabhlbarfeit sur Gemeindevertretung ent: 
gegenjteht. Er muß in einem den ECrjordernijjen 
Der Geſchäftsführung entiprechenden Orte ſeinen 
bleibenden Wohnſitz haben. Der Name und der 
Wohnſitz des Vorſtehers ijt der polit. Bezirksbe— 
hörde, in Gal. aud) dem Bezirksausſchuſſe anzu— 
zeigen, der erjteren nad) Vorſchrift des § 12 bufow. 
Geſetz unter Nachweifung der fiir dieſes Amt ere 
forderl. Eigenſchaften. 

Der Borjteher wird jeines Amtes verlujrig, 
wenn ein Umſtand eintritt oder befannt wird, der 
urjpriinglic) ſeine Bejtellung gebindert hitte; im 
valle einer ſtrafgerichtl. Unterjudung, der Eröff— 
nung des RKonfurjes oder Cinleitung des Aus— 

leichsverfahrens, tritt in der Bufow. nidjt der 
mtSverlujt ein, jondern nur die 3eitweilige Un— 
fabigtelt das Amt auszuüben (u. zw. aud) im Falle 
der Unterjuchung wegen det Ubertretung de3 Dieb- 
jtables, der Veruntreuung, der Teilnahme bieran, 
oder des ri, od aud) in Gal. fann das Amt 
nad) Behebung des Hinderniſſes wieder iibernom- 
men werden. 

LIL Wirkungskreis. Das G. hat innerhalb 
jeines Umjanges alle Pflichten u. Leijtungen einer 
Gemeinde ju erfiillen. Su diejem Behuje find ibm 
im allg. jene Rechte eingeräumt, welche die Gem. O. 
dent Hemeindevorjteher zuweiſt, auferdem aber aud 
dad dem Gemeindeausſchuſſe zuſtehende Polizeiver— 
ordnungsrecht, welches für das G. vom Vorſteher 
ausgeübt wird; dagegen iſt dem G. das Polizei— 
—2** eutzogen dasſelbe wird von der polit. 
Bezirlsbehörde ausgeiibt). Die weientlichiten Funk— 
tionen innerhalb des Wirkungskreiſes des G. find 
aljo die ——— der OrtSpolizei ſausgenom— 
men in Gal. in Wirts- u. Schanfhiujern, welche 
ſich auf den mit dem iibrigen Romplere ded G. 
nicht angrengenden Pargellen befinden; die Orts— 
polizei handhabt bier die Gemeinde) und die Für— 
jorge fiir die örtl. Bedürfniſſe durch wiriſchaftl. 
Vorkehrungen (die beſonderen Beſtimmungen in 
Bezug auf Wege-, Bau- u. Erhaltungspflicht ſ. 
in dem betreffenden Art.). Die Koſten dieſer Vor— 
fehtungen ſowie überh. aller dem G. nad dem 
rai obliegenden Leijtungen hat das G., d. 1 
der Beſitzer bezw. die Geſamtheit derjelben ju tras 
gen. Tie Bewohner des G. können su Abgaben u. 
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Leiſtungen nur inſofern verhalten werden, als ſie 
hiezu aus privatrechtl. Titeln oder Krajt ſpezieller 
—8 verpflichtet ſind. Das G. als ſolches haftet 
fiir Die Erſüllung der ihm. nad dem Geſetze ob= 
liegenden Verpflichtungen. Uber die gegeniiber dem 
G. aus dem Titel diejer Haftung erhobenen An— 
ſprüche erfennt die polit. BesirfSbehirde (in Gal. 
im Ginvernehmen mit dem Pesirteausigub). 

1V. Die Aufſicht. Qn Bezug auj die Unter- 
ordnung des G. unter dic l. f. Behirden und unter 
die Landes= u. BegirlSvertretung fowie rüchſichtlich 
der Berujungen gegen Verfügungen und E. des 
Worjtehers finden die Bejtimmungen der Gem. O. 
analoge Anwendung. Der polit. Behörde ftehen ge— 
wifie Befugniſſe bezüglich der Bejtellung des Vor— 
ftehers jowie die Disgiplinargewalt fiber denjelben 
au; u. ar. hat: 

1. die polit. Bezirksbehörde auf Koſten u. Ge— 
jahr des Beſitzers cinen Vorjteher (in der Bukow. 
einen Steilvertreter des Geſchäftsführers) gu be— 
ftellen, wenn der von dem Bejiger bejtellte Vor— 
jteber den gejepl. Exjordernifien nicht entiprict 
und der Befiger ungeadhtet wiederholter Mahnung, 
jeiner Pflicht, cinen qeeigneten Vorſteher zu bejtetlen, 
nicht nachtommt, oder iiberh. in der von der Bes 
horde feſtgeſetzten Friſt aus welchen Griinden immer 
den Borjteher nicht nambaft macht; 

2. fann diefelbe (in Wal. im Cinvernehmen 
mit dem Begirfsausidufje) den Vorſteher wegen 
grober Verlepung oder fortdauernder Vernachläſſi— 
gung der Pylicdhten vom Amte juspendieren; 
aus demjelben Grunde fann der Vorjteher von der 
polit. Landesſtelle (in Wal. im Einvernehmen mit 
dem L. YW.) ſeines Amtes entfept werden. 

3. Benn der Bejiper des G. es unterläßt oder 
verweigert, die dem G. geſetzlich obliegenden Bers 
pflichtungen gu erfiillen, jo hat die polit. Bezirks— 
behirde anf Koſten u. Gejahr desjelben die ent: 
ſprechenden Vorfehrungen von Amts wegen gu 
treffen (das gal. Geſetz fprict von der Weigerung 
des „Vorſtehers“; es ijt jedoch angunehmen, dah 
aud) bier Vorfehrungen von Amts wegen erjt zu 
treffen find, wenn die Erfiillung der Verpflichtung 
ungeachtet erjolgter Mahnung vom Bejiger ver- 
weigert wird). 

V. Ginverleibung in den Gemeindeverband. 
Die Cinverleibung jener sur Zeit des Ansleben- 
treten$ des bulow. Geſeßes vom J. 1863 und ded 
gal. Gejepes vom J. 1888 vom Gemeindeverbande 
nod) gejonderten vormals herrſchaftl. Bejipungen, 
welche gemäß diejen Geſeßen nicht G. wurden, 
jondern nunmehr von Amts wegen der Wemeinde 
einguverieiben waren, ijt bier nicht mehr au er: 
brtern, es handelt fic) vielmehr um jene Einver— 
leibungen, durch weldje die gemäß jenen Geiegen 
belajjenen G. berührt werden. Dieje Cinverleibung 

efchieht entweder von Wms wegen oder auf An— 
abs des Beſitzers: 

1. Wenn innerhalb eines G. in Wal. eine 
neue Beſitzung entiteht, von welcher nicht wenig- 
ften8 50 K jährlich an Grund: u. Hausfteuer gu 
entridten jind, fo ijt dies vom GSteueramte der 
polit. Landesbehirde befanntaugeben, welche im 
Einverſtändniſſe mit dem L. YW. die Einverleibung 


Ofterr. Staatswörterbuch. 2. Aufl, 2. Bo. 
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dieſes Befipes in den Gemeindeverband verfügt. 
Mud) in der Bulow. find abgetrennte Gutsteile 
(jf. oben J), welche nicht bedeutend genug find, um 
die Pjlichten eines G. gu erfiillen und welche aud) 
nidt mit anderen G. vereinigt werden finnen, 
durd) Verfügung der Landesfrelle im Einverſtänd— 
nijje mit dem YL. A. dem Berbande einer oder 
mehrerer Ortsqemeinden einguverleiben. Dasjelbe 
hat unter gleichen Umſtänden mit dem nach einer 
joldjen Ubtrennung verbleibenden G. au geſchehen. 

2. Die Einverleibung eines G. oder eingelner 
Teile deSfelben in den Wemeindeverband fann auf 
BVerlangen des Bejipers mit Zultimmung der 
Gemeinde (in Gal. nad) Anhörung der übrigen 
Bejiper der in den Bereich des G. jallenden Be- 
fipungen) geſchehen, wenn weder die polit. Landes— 
jtelle nod) der L. A. eine Cinwendung erhebt (Wal. ; 
in der Bufow. bedarf es der Bewilliqung jeitens 
deS L. A. im Einvernehmen mit der polit. Landes- 
ftelle). Der die Einverleibung verlangende Bejiper 
fann iiber das Ausma der Lajten und fiber die 
Art der Leijtung der aus dem Wemeindeverbande 
auf ſeine Bejipung entjallenden Berpjlidjtungen 
(Bufow.: ,,begiiglic) aller übrigen Verbindlicdtei- 
ten”) mit der Gemeinde ein Lbercinfontmen trej- 
jen, weldjeS jedoch gu feiner Gültigkeit der Beſtä— 
tiqung durd) die polit. Landesſtelle im Einverjtind- 
mis mit dem L. A. bedarj. 

VI. Die bejondere Geſchäftsführung anf den 
fand- und lehentafl. Giitern und anderen qroperen 
Realititen in Mabren. Die mähr. Gem. O. (viertes 
Hauptitiid) räumt den Bejipern größerer Grund— 
fomplere das Recht ein, die Beſorgung gewiſſer im 
Wirfungstreife der Gemeinde lieqender Geſchäfte 
auj ihrem Befipe fiir fich in Anſpruch gu nehmen, 
ohne dah jedod) diejer Befig aus dem BVerbande 
der Gemeinde ausgeſchieden wäre. Dieſes Recht 
fommit einem jeden Befiger eines land- oder lehen= 
täfl. Gutes fowie emem jeden gu, der in einer 
oder mehreren unmittelbar aneinander grengenden 
Wemeinden einen durch Strahen u. Wege zuſam— 
menhängenden und zur jelbjtindigen und gemein= 
ſchaftl. — geeigneten Grund von min⸗ 
deſtens 200 Joch beſitzt. Jedem ſolchen Grundbe— 
ſißer iſt auf ſein Verlangen vom L. A. die Be— 
ſorgung jenes Teiles ded ſelbſtändigen Wirtungs- 
kreiſes zu übertragen, welder zur ungehinder— 
ten Verwaltung ſeines daten und jener 
Cinridtungen, derenKojtenvonifmallein 
gu tragen jind, erforderlich ijt, u. jw. im 
eingelnen: 

1. Die Sorge fiir die Erhaltung der auf diejem 
Befipe geleqenen Wege (mit Ausnahme der Yrarials, 
Landes u. Begirfsjtraken) jowie fiir die Leichtiqfeit 
des Verkehres auf denielben und die Flurenpolizei; 

2. der jenem allg. Bringip entſprechende Teil 
der Baus u. Feuerpolizei, mit Ausſchluß der Baus 
bewilligung; und 

4. die Unberaumung u. Vornahme freiwilli— 

er Feilbietungen der eiyenen Produkte u. Gegens 
Pande des Wirtichajtsberriebes. 

Die Bejorgung dicier Geſchäfte fann der Be— 
figer felbjt iibernebmen oder einem Bevollmächtig— 
ten iibertragen; die perjonl. Vorausſehungen find 
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in beiden —— die gleiden wie bei einem G. 
Vorjteher. Der Bevollmichtigte vertritt den Be- 


fiper nad außen in allen dem legteren nach dem 
Geſetze obliegenden Angelegenheiten; handelt es fic 
jedod) um Ubernahme bleibender Leijtungen oder 
Verpflichungen, fo ijt die Erfliirung des Beſitzers 
eingubolen. 

Behufs leichterer Bejorgung der ortspoligei- 
licen oder anderer örtl. Geſchäfte riidfichtlich eines 
Beſitzes diejer Urt finnen auj Grund Uberein- 
fommen’ zwiſchen Befiger und Gemeinde dem) 
erjteren oder ſeinem Bevollmichtiqten außer den 
oben erwähnten aud) einige andere Geſchäfte ded 
jelbjtiindigen —————— auf die Dauer der 
Wahlperiöde durch Beſchluß des Gemeindeaus— 
ſchuſſes übertragen werden. In Rückſicht dieſer Ge— 
ſchäfte ſteht der Beſitzer —* der Bevollmächtigte 
zu dem Gemeindevorſteher in dem Verhaltnis eines 
im Ginne de8 § 51 Gem. O. bejtellten Hilfsorganes 
(j. Urt. ,@emeinden A VII“), d. 6. er hat die Wei- 
jungen des Gemeindevorjtehers ju befolgen. Für 
die im Rahmen dieſer Geſchäfte vorqenommenen 
Amtshandlungen des Beligers oder des Bevollmäch— 
tigten ijt der Gemeindevoriteher, unter dejjen Ver— 
antiwortlicfeit auch die itbertra ung Ddiejer Ge— 
ſchäfte jelbjt geſchieht, verantwortlich, ohne daß da- 
durch die Haftung des Beſitzers gegenüber der Ge— 
meinde für die unterlaſſene oder nicht gehörige 
Vollziehung der Aufträge des Gemeindevorſtehers 
—— würde. Dem L. A. und der polit. Be— 
hörde ijt der Beſißer bezw. der Bevollmächtigte 
rückſichtlich aller übertragenen Geſchäfte ebenſo 
verantwortlich wie ein Gemeindevorſteher; die Haf⸗ 
—— in allen Fällen dem Beſitzer. Alle mit 
der Beſorgung der Geſchäfte verbundenen —* 
ſind vom Beſitzer zu tragen, ſoweit ſie nicht das 
Geſetz anderen Perſonen auferlegt. Gluth. 
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I. Geſchichtliches. — II. Bred. — IIL. Gugere Or 
nifation. — IV. Innere Organifation. — V. Stariftit. 
VI. Ausblick auf die zukünftige Entwidiung. 


L. Geſchichtliches. Die Einrichtung der öſterr. 
G. berubt im wefentlicden auf dem ,,€ntwurf der 
Organijation der G. u. Realfdjulen in Ofterr.“, 
etjdienen 1849 auf Grund der faij. B. 16 1X 49, 
R. 393, Graf Leo Thun war es, der als Unterrichts— 
miniſter das Mittelſchulweſen neu organijierte. Die 
Verfaſſer des Entwurfes waren Frang Exner und 
Hermann Bonig. Formell —— wurde der 
Entwurf erſt in der V. d. KR. U. M. 16 XII 54, 
R. 315. Durch dieſe Organiſation hatte Oſterr. 
mit einem Schlage die böſe Rückſtündigkeit der vor— 
märzl. Beriode iiberwunden und einen Typus des 
G. geſchaffen, der in jeinen Grundgiigen nod) heute 
unangefodjten Ddajteht, ja in manchen weſentl. 
Punkien, jo insbef. in der grundſätzl. Gleichſtellung 
der eingelnen Lehrfächer, vielfad) vorbildlich gewor- 
den ijt. Wenn aud) an Cingelnbeiten des Lehrplanes 
ſeither —— worden ift, die Hauptpuntte der vor⸗ 
treffl. Lrganifation blieben bis heute unangetajtet. 
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Il. Der Zweck des G. ijt nad § 1 des Or— 
ganijationsentwurjes: „Eine höhere allg. Bildung 
unter wejentl. Beriidfidtiqung der alten Spradjen 
u. Literatur ju gewähren und hiedurch zugleich 
auf das Univerſitätsſtudium vorzubereiten“. Hierin 
iſt llar ausgeſprochen, daß das öſterr. G. inſofern 
ein Kompromiß fein will zwiſchen reiner Bildungs- 
ſchule und reiner Fachidule, alS eben durch die 
allg. Bildung zugleich am beften fiir die fachl. 
Univerfitdtsjtubdien vorbereitet werden fol. Der 
Sats, daß dieje allg. Bildung ,,unter weſentl. Be— 
riidfichtigung der alten Gpradjen u. Literatur’ 
erjtrebt werbde, ift injofern interejjant, als er gegen⸗ 
über der ftreng fonjervativen Auffaſſung — nur 
die alttlafjiiden Studien tinnen höhere Bildung 
gewähren — mindeftend andere Miglichfeiten offen 
zu lajjen ſcheint; tatſächlich ijt ja auch ſpäter in 
der Organijation der Realjchule vom J. 1868 (jf. Art. 
Realſchule“) al deren Swed die Erreidung einer 
allg. Bildung ,,mit bejonderer Beriidjichtiqung der 
mathematiſch⸗ naturwiſſenſchaftl. Disziplinen“ feſt⸗ 
gelegt worden. Somit war der öſterr. Organiſa— 
tionsenthourf ſchon im J. 1849 jenem Standpuntte 
nabe, den die qrundlegende preufifche Schulreiorm 
nach ſchweren Kämpfen endgiiltiq erjt im J. 1901 
pringipiell ausgejproden bat, daß allg. Bildung auf 
verjdiedenen Wegen erreidt werden finne. In 
eine ausdrückl. —— welcher der beiden Wege 
wertvoller fei, läßt fic) Der Organiſationsentwurf 
bei feiner — nicht ein. 

III. Außere Organiſation. 1. Anſtalten. 
Ein vollſtändiges G. beſteht aus 8 Klaſſen, doch 
können auch Untergymnaſien mit 4 Klaſſen ſelb— 
ſtändig beſtehen. 

Die G. ſind entweder öffentliche oder private, 
erſtere haben das Recht, ſtaatsgültige Zeugniſſe 
auszuſtellen. Die Schüler der Privatgymnaſien 
müſſen, um ein ſolches Zeugnis zu erlangen, ſich 
der Prüfung an einem öffentl. G. unterziehen. 
Die Staatsgymnaſien find eo ipso öffentlich, die 
vom Lande, von Kommunen, geiſtl. Orden, Bi- 
ſchöfen, Fonds oder Privaten erhaltenen G. finnen 
pom K. U. M. das Recht der Offentlidfeit er— 
balten, wenn fie mit den Staatsgymnafien in 
Vehrplan u. Lehrmitteln iibereinftimmen, wenn die 
Lehrperjonen den gefesl. Auforderungen in Bezug 
aut Lehrbefähigung entſprechen und wenn ferner 
die Subjijtengmittel der Anſtalt gefichert find. Die 
Unterrictsiprace richtet fic) nad) den Iofalen Be- 
diirfnifjen, in der Regel ijt fiir eine Anſtalt eine 
Sprache als Unterrichtsfprache feftgelept, dod) gibt 
e8 einige wenige (9) ſprachlich utraquiftijdhe An— 
ftalten, an denen die Barallelflajjien eine andere 
Unterrichtsſprache haben als die Stammklaſſen. 

Realgymnaſium“ heißen in Ojterr. ſolche G., 
an denen in den vier Unterflajien das Zeichnen 
obligater Wegenjtand ift und die Schüler der 3. 
nu. 4. Rlaije nad) Wahl Griechiſch- oder Franzö— 
fijdj-Unterricht genießen. Die legteren können dann 
auf der Oberjtufe nur an einer Cberrealfdule 
ihre Studien fortiesen. Somit ijt das öſterr. 
_, Realgumnajium’ gang wejentlid) verfdieden von 
dem preußiſchen Realgymnaſium, das eine ſelbſtän— 
dige Schulfategorie bildet, die am kürzeſten dadurch 


. 


Gymnaſien. 


charakteriſiert werden kann, daß fie eine Realſchule 
mit rae TERE Lateinunterrichte ijt. . 
2. t 


ie Qeitung. Die Leitung ded G. 
der Direftor, dem die pt Sit teils 
ratend, teils beſchließend zur Seite ſteht. Die Ober— 
leitung hat der Landesſchulrat des betreffenden 
Kronlandes, die Inſpektion ein Landesſchulinſpel— 
tor. Jn der Regel fällt einem Landesjchulinjpeftor 
die Inſpeltion der humaniſtiſchen, einem aweiten 
die der realiſtiſchen Fächer gu. Der Zeichenunter— 
vicht wird, foweit er Pflichtfach ijt, pon eigenen 
Fachinſpektoren überwacht. Die oberjte Leitung 
fteht dem K. U. M. gn. 

3. Lehrer. Der Unterricht wird grundſätzlich 
dur Fadlehrer erteilt. Die Erlangung der 
Lehrbeſähigung ijt durd die „Prüfungsordnung 
der Kandidaten des Gymnaſial- u. Reälſchullehr— 
anites“ geregelt ( V. d. K. U. Mt. 30 VIII 97, R. 220). 
Nach erlangtem ogi pg —— hat jeder 
Randidat an einem Sffentl. G ein ,,PBrobejahr 
abjulegen, nad deſſen Beendiqung der Direftor 
desjelben im CEinvernehmen mit dem den Kan— 
didaten einfiihrenden Facdlehrer ihm ein Zeugnis 
auszuſtellen Hat. Hiemit ijt der Randidat prin- 
zipiell anftellungSjabig. Je nad) dem BWerbiilt- 
niſſe zwiſchen dem Bedarf an Lebhritellen und den 
verfiiqbaren Lehrkräften fann dann die Anſtellung 
als „wirkl. Gymnaſiallehrer“ jofort erfolgen oder 
wird der Randidat guerjt als „Supplent“ ver- 
wendet, dann als „proviſoriſcher“ und dann erjt 
al8 „wirkl. Gymnaſiallehrer“. Ein jolcher wird 
nad) drei tadelfrei ——— Jahren „deſinitiv 
im Lehramte beſtätigt“ und erhält den Titel „Pro— 
feſſor“. Gin normales achtklaſſiges G. hat in der 
Regel ſamt dem Direktor 12Lehrkräfte fiir die Obligat⸗ 
gegenſtände. Für den Unterricht in den nicht obligaten 
Gegenſtänden werden „Nebenlehrer“ beſtellt. 

Die Direftoren ſtehen in der VII. Rangklaſſe, 
tinnen jedod) in bejonders beriidjidtigensiverten 
Fällen, in der Regel nicht vor 25 Dienjtjahren, 
in die VI. Rangflajje bejirdert werden. Die 
„wirkl. Lehrer” ftehen in der LX. Rangklaſſe, finnen 
aber auf Grund einer durchaus —— 
pg rage in ber Regel nach 10 Dienftjahren, 
in die VIII. und nad) 20 Dienjtjahren in die 
VII. Rangtlaſſe bejirdert werden. „Proviſoriſche 
Gymnaſiallehrer“ jtehen in der IX. Rangflafje, 
erlangen jedod) den Anſpruch auj definitive Be- 
jtitigung im Lehramte und auf Zuerfennung von 
Quinguennalgulagen erſt mit der Ernennung 
jum wirkl. Lehrer, bei welcher die von ihnen in 
proviſoriſcher Cigenfdjajt zurückgelegte Dienſtzeit 
anzurechnen ijt. „Supplenten“ werden nad) Bedarf 
beſtellt. In welchem Umfange ihre Dienſtzeit für 
die ſeinerzeitige definitive Beſtätigung im Lehr— 
amte und fiir die Quinquennalzulagen angerechnet 
werden fann, beftimmt das K. U. M. von Fall 
ju yall bei der Ernennung gum wirfl. Lehrer, 
dod) dürfen hiefür nicht mehr als drei Jahre diejer 
Dienjtzeit in Anrechnung gebradt werden. Endlich 
werden an G. nad) Gedarf für den obligaten 
Seichenunterridt „Aſſiſtenten“ beftellt. 

Das ſyſtemmäßige Gebalt der wirfl. Lehrer 
bettiigt 2800 K (Stammgebalt); ferner hat jeder 
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wirll. Lehrer nad je 5 Jahren bis einſchließlich 
jum 25. Dienſtjahre Anſpruch auf Erhöhung feines 
Gehaltes u. giv. betriigt dieje Erhihung nad) dem 
1. und dem 2. Quinquennium je 400 K, nad 
den folgenden: drei Quinquennien je 600 K jähr— 
lid. Außerdem gebiihrt jedem wirkl. Lehrer die 
ſeiner Rangflajje entipredende Altivitätszulage. 
Die Bealige des Direftors bejtehen in dem gefes- 
mäßigen Gebalte eines wirfl. Lehrers und in einer 
— —————— e von jährlich 1000 K, die in die 

enjion einredenbar ijt. Ferner hat der Direftor 
Uniprud auf ein Naturalquartier oder auf ein 
nad) den lokalen og yale u bemeſſendes 
Quartiergeld; dagegen ijt ihm die Altivitätszulage 
nur mit der Halfte des jeiner Rangflafje ent- 
fpredjenden Betrages ju bemefjen. 

Mit der Verjegung in eine höhere Rangflafje 
ijt eine Erhihung des Gebaltes nicht verbunden. 
Proviſoriſche Lehrer’ beziehen ein Gebalt jähr— 
licher 2400 K jowie die Altivbitäts zulage der neunten 
Rangklaſſe. Gupplenten erhalten Remunerationen, 
deren Höhe ſich nach der Wngahl der wöchenilich 
von ihnen erteilten Unterrichtsſtunden richtet; bei. 

epriiften Gupplenten betriigt die Remuneration 
fe jede wichentl. UnterrichtSjtunde jährlich 120 K 
ür Vertreter der Sprachfiicher, 100 K fiir Ver— 
treter der iibrigen wiſſenſchaftl. Facer, 80 K fiir 
Vertreter des Zeichen- u. Turnfades; find die 
Supplenten nod) nicht gepriijt, jo verringern fid 
dieie Beträge auf 96 begw. 80 u. 64 K jiibrlich. 
Ujjijtenten begiehen in der Regel eine Remune- 
ration von jährlich 60 K fiir je eine wöchentl. 
Unterrichtsftunde. 

Bezüglich dev Penſionsanſprüche gelten die 
Vejtimmungen fiir eae iiberh., nur 
mit der widjtigen Vegiinjtiqung, dab je drei in 
der Dienjtleijtung vollitindig zurückgelegte Jahre 
fiir vier Dienjtjahre gezählt werden. 

Turnlehrer haben erjt nad) 35 anrecjenbaren 
ae Unjprud) auf das volle Aktivitäts— 
gebalt. 

Seder Projefjor, der das 70. Lebensjahr zu— 
riidgelegt ‘hat, ijt in ben Ruheſtand mit Belaſſung 
feines ganjen Sehaltes ju verjepen. 

4. Schiiler. Die Aufnahmi in die unterjte 
Rlajje des G. ijt an eine ——— ng und 
an die Bedingung gebunden, dab der Schiiler nod 
in dem Ralenderjahre, in welchem er eintritt, dad 
10. Lebensjabr vollende. Die Schiiler find entweder 
öffentl. Schiiler oder eingeſchriebene Privatijten; 
in gang feltenen Ausnahmsfällen aud aujer- 
ordentl. Schüler, d. i. foldhe, die den Unterricht 
nur in einjelnen Gegenjtinden mitmachen. Die 

abl der Schiiler einer Klaſſe foll 50 nicht über— 
teigen. Das Sdyulgeld betriigt halbjährlich in 
Wien 50 K, in Stddten mit mehr als 25.000 Ein- 
wobhnern 40 K, in den iibrigen Orten 30 K. Uber 
die Befreiung diirftiger u. wiirdiger öffentl. Schüler 
von der Zablung des Sdhulgeldes enticheidet nach 
coe des Lehrkörpers der betreffende Landes— 

ulrat. 

IV. Innere Organiſation. 1. Unterricht, 
Der Unterricht ijt auf 8 Jahrgänge verteilt und 
jeigt nad) dem Abſchluſſe der erjten vier Jahre 
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injofern einen deutlidjen Einſchnitt, als in manchen 
Lehrgegenftinden — Religion, Geſchichte, Mathe= 
matit, Naturgeſchichte u. PHyfif — der Unterridt 
zweiſtufig erteilt wird, in den Unterflaffen in ele— 
mentarerer, in den Obertlafjen in mehr wiſſenſchaftl. 
Weije. Obligate Lehrgegenitinde an allen G. jind: 
Religionslehre, Latein, Griechiſch, die Unterrichts— 
jprace, Geographie u. Geſchichte, Mathematil, 
Naturgeſchichte, Phyfit, philoſophiſche Propadeutit; 
an eingelnen G. ijt ferner obliqat eine zweite 
Landesiprache, Zeichnen fiir die 4 Unterflafjen, und 
Turnen fiir alle Rlaffen; an nichtdeutiden G. in 
der Regel auch die deutſche Sprache; augerdem ijt 
meiſt fiir die Schitler der 1. u. 2. Klaſſe Schön— 
ſchreiben nad) Maßgabe ihrer Handſchrift Pflicht- 
gegenjtand. Seit —* Jahren iſt an zwei Wiener 
und einem Grazer G. die franzöſiſche Sprache in 
den Oberklaſſen als relativobligater Lehrgegenſtand 
verſuchsweiſe eingeführt, d. h. wer ſich gu Beginn 
des Obergymnaſiums hiezu freiwillig meldet, iſt 
dann verpflichtet, den Unterricht bis einſchließlich 
der Maturitätsprüfung mitzumachen. Wahlfreie 
Gegenſtände find — nad Anſtalten verſchieden — 
Landesſprachen, Franzöſiſch, Engliſch, Freihand— 
eichnen, Geſang, Stenographie und vereinzelt dar— 
—** Geometrie. 

Das Lehrziel der einzelnen Gegenſtände ſowie 
die Berteilung des Lehrſtoffes auf die einzelnen 
Jahre ijt amtlid) genau geregelt; für die Unter- 
richt8erteilung im eingelnen geben die „Inſtruk— 
tionen“ vortreffl, Winte Fe ebrplan u. Inſtruk⸗ 
tionen“, 2. Aufl. Wien, ulbücherverlag 1900); 
das extenſive Verhältnis der einzelnen Gegenſtände 

ueinander wird durch die Summe der Wochen— 
Sebo im Laufe der adit Jahre am bejten über— 
fichtlich dDargejtellt: Religion 16 (d. h. in jedem der 
8 Sabre je 2 Stunden wöchentlich), Latein 50 
(Preugen 68), Griechij 28 (Preuken 36), Unter- 
richtsſprache 26, Geographie u. Geſchichte 27, Mathe⸗ 
matit 24, Naturgeſchichie 9, Phyſit 10, philojophi- 
ide Propädeutit 4, Turnen 16. — Charafterijtijdh 
fiir das öſterr. G. im Vergleich gu den preupiichen 
G. ijt vor allem die qeringe Unjahl von Stunden 
fiir Latein u. Griechiich, und die philofophijche Pro— 
pidentif, welde in Preußen gänzlich jeblt. 

Der Unterricht wird in Jahreskurſen erteilt. 
Grundſätzlich darf nur der Schiiler mit Jahres— 
ſchluß in die höhere Klaſſe verjest werden, dev in 
allen Obligatgegenjtinden mindejtens ,,geniigende’ 
Leijtungen aunveijt. Ausnahmsweiſe dary ein Schü— 
ler, der in einem Gegenjtande nicht geniigt bat, 
nad) Ublauf der Sommerjerien gu einer Wieder— 
or a aus diejem einen Fache zugelaſſen 
werden, doc) ijt von dieſer Erlaubnis möglichſt 
fparfam Gebrauch gu machen Cine Rompenjation 
ungeniigender Leijtungen cines Faces durch 
befjere Leijtungen in anderen Gegenitiinden ijt 
bringipiell ausgeſchloſſen. Nad je cinem Semeſter ere 
Hilt jeder Schiiler ein Zeugnis mit Noten über ,,fitt- 
liches Verhalten“, Fleiß ſowie iiber die Leiftungen 
in den einzelnen Lehrgegenftiinden. Um jum Höch— 
ſchulſtudium zugelaſſen zu werden, hat fic) jeder Gym- 
najiajt einer Maturitätsprüfung an einem öffentl. 
G. gu unterziehen ſ. Art. „Reifeprüfungen“). Außer 
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Aufnahms- u. Maturitätsprüfung finden eigentl. 
Priijungen nicht ſtatt. Die Feſtſetzung der Zeugnis— 
noten erfolgt auf Grund der einzelnen Leiſtungen 
während des Halbjahres. Die jog. Veriegungs- 
priifungen treffen in der Regel nur ſchwache Schüler 
und unterjdjeiden fic) kaum wwefentlid) von den 
Gingelpriifungen während des Jahres. Den ſchriftl. 
Arbeiten einen iiberwiegenden Einfluß bei der Be— 
urteilung eines Schiilers einzuräumen, ijt unteriagt. 

Das in Ojterr. jtreng durchgeführte Fach— 
lehrerſyſtem ijt außerdem dadurch charafterijiert, 
daß der Lehrer grundſätzlich mit ſeinen Schülern 
aufſteigt, wahrend andernorts nicht ſelten die Lehrer 
von der unterſten Klaſſe an nach oben ihrer An— 
ciennitdt gemäß aufiteigen. 

Das Schuljahr beqinnt im Herbjt, meift Mitte 
September und dauert bis Juli. Das erite Seme— 
jter endet im Februar. Die Unterrichtszeit verteilt 
ſich auf Vor⸗ u. Nadmittag, dod) fucht man insbei. 
in größeren Orten die Nachmittage möglichſt gu 
entlaften. Die Dauer der eingelnen Unterrichts— 
jtunden betriigt durchſchnittlich 50 Minuten, jomit 
ijt fiir — Erholungsbauſen geſorgt. 

2. Die erziehende Birfjamfett des Gym— 
naſiums. Gang vortreffl. Richtlinien hiefür ſtellt 
der Organiſationsentwurf vom J. 1849 auf. Es 
heißt dort mit Recht, daß die —— pädagogiſche 
Forderung, welche man an den Unterricht ſiellen 
finne, die fei, „daß er die cine Frucht zur Reife 
bringe, welche dad letzte Ziel aller Qugendbildung 
jei, einen gebildeten, edlen Charafter’. Je 
ſchwerer die erziehende Wirkung öffentl. Schulen 
i um jo gewiſſenhafter müſſe jede Möglichteit eines 
olden Wirlens benutzt werden. Ein Zuſammen— 
ſtreben aller Lehrgegenſtände zu den Ideen der 
Religion und der Sittlichfeit als ihrem gemein— 
ſamen WMittelpuntte und eine qute Dissiplin feien 
die beiden Mittel, welche im a 8 den Schulen für 
dieſen Zweck au Gebote ſtehen. Der Organijations< 
entwurf bejtimmt daber, dab die piidagogtiche Füh— 
rung jeder Slajje einem befonderen Rlajjenvor- 
jtande anvertraut werbde, der fiir ehrer u. Schiller 
der Klaſſe in disziplinärer i rg dent vereini- 

enden u. leitenden Mittelpunft bilde, während der 

ereinigungspuntt fiir das ganze G. in einem mit 
dem nitigen ——— ausgerüſteten Direftor liege. 
Ferner betont der Organijationsentwurf die Wich— 
tigfeit eines regen und auf gegenieitigem Vertrauen 
berubenden Berfehres mit dem Elternhauie. 

An eigentl. Veranftaltungen zu ergiehendem 
Swede fennt das G. auger den vorgeſchriebenen 
gemeinfamen gotteSdienjt! Übungen — vielleidt 
mit Recht — nicht viel. Die „Schulordnungen“ 
oder ,, Dissiplinarvorfdrijten”, wie fie an jeder 
Anſtalt bejtehen, dienen in erjter Linie der äußeren 
Dissiplin (oder ,,.Regierung’ nad) dem Sprach— 
gebrauche Herbarts). Schuljejte, Schülerausflüge, 
Sdulreijen, GSchiilerauffiihrungen, gemeinjames 
Spiel u. dql. wirfen gewif im beiten Sinne er- 
zieheriſch, entziehen fic) aber ihrer Natur nad einer 
jejten amtl. Regelung, ja leptere würde vielleicht 
den Erfolg derartiger Veranjtaltungen beeinträch— 
— Immerhin wird dieſem Zweige des Schul— 
lebens in jüngſter Zeit wieder etwas mehr Auf— 
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merfjamfeit guqewendet als früher. Dah eine reich— 
lichere Pflege körperl. Ubungen nicht nur der leibl. 
Wejundbheit, jondern aud der se i leg ger amar 
der Jugend gang bejonders förderlich ijt, ijt woh 
aud) ein Grund mit, dak man Turnen u. Qugend- 
jpiele amtlich immer ftitfer betont und inumer 
nadjdriidlider auf deren Pflege dringt. Wenn es 
hievin vielfad) noc) nicht jo gut beftellt ijt, al 
man wünſchen midjte, fo liegt died gum Teil in 
jinanjiellen Sdpwierigfeiten, gum Teil aber auch 
im Bublitum, das bei uns in dem Betreiben 
tirperl. Ubungen nod) nidjt jelten mehr Gefabr als 
Heil fiir die Gejundbheit der Kinder erblict. Die 
fiinjtige Entwidlung wird aber jedenfallé dabin 
drängen, der tirperl. Wusbilbung nod mehr Raum 
u. Seit gu gewähren al& bisher, felbjt wenn es 
auf Kojten des Unterrichtes geſchehen müßte. 

V. Statiſtil. Im SEchuljabre 1905/1906 be— 
ftanden 233 G. mit dem Offentlichkeitsrechte, dar— 
unter 12 Untergynmaſien, 3 Realgymnafien, 204 
Obergnmnafien, 13 Real- u. Obergymnaſien und 
1 Obervealgymnafium. 177 diejer G. find Staats- 
gymnafien, 11 Landes-, 13 Kommunalgymnafien, 
5 bifchiilice, 14 Ordens⸗, 4 Fonds und 9 Privat- 
gymnafien. Der Unterrichtsiprace nach find 118 G. 
deutſch, 52 iſchechiſch, 36 polniſch, 4 rutheniſch, 6 ita- 
lienijd), 5 jerbotroatijd), 13 utvaquijtijd) (davon 
6 Deutid)-jloveniid), 1 deutidy-italienijd), 1 deutſch— 
tidhechiich, 1 polniſch⸗rutheniſch, 2 deutſch⸗rumäniſch, 
2 deutſch-rutheniſch). Von allen G. find durchſchnitt⸗ 
lich 76% ſtaatlich. Kulturell und polit. bemerfend- 
wert ijt die Verichiedenheit ded Progentiaged ſtaatl. 
Anjtalten innerhalb der eingelnen Sprachgebiete: 
von allen deutiden G, find jtaatlid) 64%, von den 


tſchechiſchen 88%, von den polniſchen 92%, von | 
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Frage von der Gleichberechtigung der Realſchul— 
abiturienten in den Vordergrund einer rect leb— 
hajten Erirterung gejdoben wurde. Wus den di- 
vergierenden Meinungen jcheint fid) dod) vorläu— 
fig das eine mit zieml. Rlarheit herauszubeben, 
daß man cine Ausgeſtaltung der Realſchule auf 
gleichfalls acht Jahrgänge wünſcht und dah erit 
dann die Erteilung prinzipieller Gleichberechtigung 
ſichere Ausſicht auf — ——————— haben duͤrfte. 
Eine Übertragung des Planes der preußiſchen 
Reformgymnaſien Frankfurter Lehrpläne) auf un— 
ſere Verhältniſſe iſt nicht tuntich, weil wir an den 
G., nicht wie in PBreufen, durchweg das Franzö— 
jiide als obligaten Lebrgegenjtand haben, der in 
den Jahren des gemeinjamen Unterbaues gelehrt 
werden fiinnte. Hier diirfte wohl der Boden fein, 
wo die Qnitiative fleinerer Kreiſe mit Verſuchen 
porangehen müßte, die fpegiell den öſterr. Verhält— 
nifjen angepaßt wären. Die Kommune Tetſchen an 
der Elbe iſt hierin die erſte, in dem fie darangeht, 
an den Unterbau eines rat ae ein 
Realobergymnafium anzuſchließen, in weldem Wee 
ligion, Deutſch, Geographie, Geſchichte und philo— 
jophiiche Propädeutik gemeinjam, Phyſik, Mathe- 
matif, Naturgeidicte gum größeren Teile gemeins 
jam, die iibrigen Fächer nad) G. u. Realſchule ge- 
jondert unterridjtet werden follen. Nur wenn praf- 
tiſche Verfuche einmal vorliegen, diirfte es der Ree 
gierung möglich fein, aud) ibrerfeits vorfichtigen 
Rejormen Raum gu geben. 

Als ebenjo entwicklungsbedürftig wie entwick⸗ 
lungsfähig müſſen —* die eigentl. Gymnaſial⸗ 
erziehungsanſtalten (Internate, Konvikte) bezeichnet 
werden. Hier wäre nur zu wünſchen, wenn die 
Landerziehungsheime, wie ſie in Deutſchland ſchon 


den rutheniſchen 100%, von den italieniidjen 50%, ! beſtehen (Haubinda in Thüringen, Ilſenburg am 


von den ferbofroatijcen 100% und von den utra— 
quiſtiſchen 92%. Nod ſtärter find die Verſchieden— 
beiten des Prozentſatzes der ftaatl. Unjtalten nad 
den Kronländern: N.O. hat an Staatsgymnaſien 
55%, ©. ©. 375%, Salgb. 50%, Steierm. 67%, 
Rarnten 67%, Krain 100%, Kiijtenl. 71%, Tirol 
33%, Böhmen 86 %, Mähren 73 w, Schlefien 100%, 
Gal. 93%, Bulow. 83%, Dalm. 100%. 

Die Geſamtſchülerzahl i 84.450. Die 
ſtärkſtbeſuchten Unjtalten, wabhre Ungetiime, find 
Tarnopol mit 1764, Czernowif I. StaatSqymna- 
fium mit 1221, Gtanisfau mit 1110 und Lem— 
berg 1V. Staatsgymnajium mit 1093 Schülern. 

VI. Ausblidk auf dic gufiinftige Entwicklung. 
Das G. ijt das umſtrittenſte Kampfobjekt in der 
modernen piidagogijdjen Literatur, Der Kampf 
gegen Latein u. Griechijch, der Kampf um die Gleid- 

rechtigung der Realſchule, das Streben nad) 
Rejormidule, Cinheitidule u. bgt. find ſämtlich 
mehr oder minder direft gegen das G. gerichtet. 
Jn diejem Kampfe ijt das öſterr. &. in einer et— 
was giinjtigeren Stellung als 3. B. das deutſche, 
da es in jeinem Organifationsentwurje ſchon man- 
ches aujgenommen hat, was in Deutſchland erjt 
ſpäter nad) u. nach durchgeführt wurde. Anderſeits 
iſt die groß angelegte Reform der preußiſchen An— 
ſtalten, die im 1901 ihren Abſchluß fand, der 
Anlaß geworden, daß aud) in Oſterr. ſpeziell die 


Harz, Bieberſtein i. d. Rhön), richtung- u. mujter- 
gebenden Einfluß gewännen. 

Im übrigen aber dürfte aud) im Gymnaſial— 
weſen, wie ſonſt an vielen Orten, der Spruch gelten: 
men not measures! Mit tüchtigen Lehrern wird 
das G. auch ohne einfdnetdende Rejormen jeine 
Tätigleit jeqensreid) entjalten finnen. 


Yiteratur. 


Entwury der Organijation der G. u. Real- 
ſchulen in Ofterr. 1849. (Wien, Schulbiicherverlag, 
1879.) — Dte Volks- u. Mittelichulen Oſterr.«Un⸗ 
garns. GSeparatabdrud aus der Enzyklopädie des 
sccm Erjiehungs- u. Unterridjtswejens von 

. A. Schmid. Ojterr. mit Benutzung des Art. 
der 1. Aufl. von Wd. Ficer, bearbeitet von E. Wolf. 
(Wien, Pichlers Witwe.) — B. Bl. fiir den Dienjt- 
bereid) de3 K. U. M., 1869 ff. — Normalien fiir 
die G. u. Realſchulen in Ofterr. 1. Teil: G. Heraus- 
geqeben von v. Marengzeller. (Wien, Schulbiicher- 
verlag, 1884.) — Jahrbuch des höheren Unterridts- 
wejens in Ojterr., herausgegeben von Neubauer 
u. Divis; feit 1887 jährlich ein Band. (Wien, 
Tempsty.) — Lehrplan u. Bujtruftionen fiir den 
Unterricht an den G. in Ojterr. 2. Aufl. (Wien, 
—— 1900.) — Weiſungen — 

des Schulamtes an den G. in Oſterr. 


ae? 
2. Aufl. (Wien, Schulbiiderverlag, 1895.) — 
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Vademekum fiir Kandidaten des Mittelſchullehr— 
amteS in Ojterr. Heraugsgegeben von ,,cinem 
Sdulmanne’. Qn 3 Teilen. (Wien, Holder, 
1894). — Die Fortidjritte des Unterridtswejens 
in den Rulturjtaaten Curopas. Bon Beer u. 
Hodhegger. I. Bd. (Wien, Gerold, 1867.) — Ofterr. 
Volks⸗ u. Mittelidulwejen von 1867 bis 1877. 
Bon Egger-Möllwald. (Wien, Hilder, 1878.) — 
Graf Leo Thun-Hohenjtein, Fran, Exner u. 
Hermann Boni. Beitriige sur Geſchichte der öſterr. 
Unterridjt8reform von ©. Frankfurter. (Wien, 
Hilder, 1893.) — Fejtrede aur Enthiillung des 
Thun-Exner-Bonif-Denfmales. Gehalten in der 
1. Hauptjipung der 42. ——— deutſcher 
Philologen u. Schulmänner am 24 V 93 von 
bem 1. Brafidenten R. v. Hartel. (Wien 1893.) 
— Der Art, „Oſterr.“ von S. Frankfurter in der 
2. Abteilung des I. Bd. von Baumeijters Hand— 
buch der Erziehungs- u. Unterridtslebre, S. 239 
bis 314. (München, Bed, 1897.) — Das höhere 
Lehramt in Deutidland u. Ojterr. von Morſch. 
(Leipgig, Teubner, 1905.) Martinal. 
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I. Beranlaſſung u. Ergebniſſe. — Il. Die Echieds- 
gerichtsfonvention. — III, Die LandfrieaSrechtSfonvention. 
— IV. Die Konvention betreffend die Ausdehnung der Gen— 
fer Ronvention anf den Geefrieg. — V. Bedeutung der 
* Friedenskonferenz für die Fortbildung des Bolker— 
rechies. 


J. Veranlaſſung u. Ergebniſſe. Die allſeits 
ſteigenden drückenden Militärlaſten der Staaten 
haben Nikolaus IL, Kaiſer von Rußland, veran— 
laßt, in einem allen fremden diplomatiſchen Ver— 
tretern am Petersburger Hofe intimierten Rund— 
ſchreiben 12/24 VIII 98 die Einberufung einer in— 
ternationalen Ronjereng zur Beratung iiber die 
„wirkſamſten Mittel sur Sicherung der Wobltat 
eines reellen u. dDauernden Friedens allen Völlern 
und vor allem die Einſchränkung der fteigenden 
Entwidlung der Riijtungen” in Vorſchlag gu brine 
gen. Auf dieſe im Lager der Friedensfreunde op- 
timijtij), in diplomatifden, militäriſchen u. juri- 
ſtiſchen Kreiſen kühl, ſteptiſch, ja mißtrauiſch auf- 
genommene Kundgebung folgte alsbald ein zwei— 
tes ruſſiſches Zirkular 30 XII 98 (11 I 99), wel- 
ches dag Programm fiir die geplante Konferenz 
näher priagifierte und zu der Hauptfrage der Nicht- 
erhihung dex Streitkräfte und der Militärbud— 
gets bezw. deren Reduftion (Punkt 1) auch nod 
die Regelung des Kriegsrechtes 2—7) fowie der 
zur BVorbeugung von Waffenſtreitigkeiten dienen- 
den Wittel, der guten Dienjte, der Vermittlung 
und eines fafultativen jtiindigen Schiedsgeridtes 
(8) bingufiigte. Nach Bejeitiqung einiger — “ 
der Beſchickung der Konferenz noch obſchwebenden 
Schwierigkeiten trat dieſelbe über Einladung der 
niederländiſchen Regierung in Haag 18 V 99 zu— 
ſammen und beſchloß ihre Arbeiten mit der Unter— 
zeichnung der Schlußalte 29 VIL 99. Un der Non- 
ferenz beteiliqten fic) 26 Staaten durd) (137) De— 
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legierte (Diplomaten, militarifde u. juriſtiſche Fach- 
miinner) u. zw.: alle europäiſchen Staaten (das 
halbfouveriine Bulgarien ohne Stimmredt), von 
Umerifa die Vereinigten Staaten (jum erjtenmal 
auf einem europäiſchen Rongrefie) u. Merifo, von 
Ajien China, Japan, Perfien u. Siam. Aus polit. 
Gründen wurden nicht eingeladen: der Heilige 
Stubl, die ſüdafrikaniſchen Republifen, die mittel- 
u. jiibamerifanijden Staaten. 

Bur Vorberatung des ruſſiſchen Programmes 
wiihlte die Konfereng nach ihrer Kon{tituierung drei 
Kommiffionen, von denen die erjte fic) mit Fragen 
der Einſchränkung der Rüſtungen und der Kampi- 
mittel, die zweite mit dem Rriegsredjte und die 
dritte mit der Friedl. Schlichtung der völkerrechtl. 
Streitfaille ju beſchäftigen hatte. 

Die Beratungen der erjten Kommiſſion ſchei— 
terten an den techniſchen und polit. Schwierigkeiten 
des Problemes, an unjureidjender Vorbereitung 
deSjelben in finangieller u. nationalifonomifcher 
Beziehung und am Widerjtand einiger militarijcher 
Großmächte (befonders Deutjdlands), welche, eben— 
ſowenig wie dic riidftindigen Staaten (états ar- 
riérés), eine Schwächung der nationalen Streit: 
mittel zulaſſen wollten. Nichtsdeſtoweniger hat je: 
dod) die Konferenz cinjtimmig cine Refolution 
angenommen, worin die „Einſchränkung der Mili— 
tiirausgaben, welche gegenwärtig auf der Welt lajten, 
als bdringend wünſchenswert aur Hebung der ma— 
tericllen u. moraliſchen Wohlfahrt der Menſchheit“ 
bezeichnet wird. 

Bedeutjamer fiir die Fortbildung des pofi- 
tiven Bilferrechted find die iibtigen der Schluß— 
afte 29 VII 99 beigefiigten Ergebniſſe der Kon— 
ferenz: 

a) Drei Konventionen, betreffend: J. die 
friedl. Regelung internationaler Streitigkeiten, 
IL. die Geſ. u. Gewohnheiten des Landkrieges, 
III. die Anwendung der Grundſätze der Genfer 
Konvention 22 VIII 64 auf den Seekrieg; 

b) dret Deflarationen, enthaltend das Ver— 
bot: 1. des Werjens von Geſchoſſen u. Spreng: 
mitteln aus Luftballons oder auf eine andere ihn: 
liche neue Urt, 2. der Verwendung von Geſchoſſen, 
deren alleiniger Swed die Berbreitung von erſtil— 
fenden oder betäubenden Gaſen ijt, 3. der Ber- 
wendung von Geſchoſſen, welche ſich im menſchl. 
Körper leicht ausdehnen oder abplatten, wie Ge— 
ſchoſſen, deren harter Mantel den Kern nicht ganz 
bededt (fog. Dum-Dumtugeln) oder mit Einſchnit⸗ 
ten verfehen ijt; 

c) fehs Wünſche, welche teils ſpäteren be- 
fonderen Sonferengen überwieſen, teils den Re- 
gietungen zur weiteren Erwägung empfohlen wer- 
den, betreffend: 1. die baldige Revifion der Genfer 
RKonvention, 2. die Fejtitellung der Rechte u. Pflich— 
ten der Meutralen, 3. da8 weitere techniſche Stu- 
dium der Einführung von beftimmten Typen u. 
Ralibern fiir corey He win u. Gewehre, 4. die 
Möglichkeit etwaiger Einigung über die Reduftion 
der Streittriijte wie der Kriegsbudgets, 5. die Un- 
verlepglidfeit des Privateigentumes im Seefriege, 
6. die Beſchießung offener Häfen, Städte u. Orte 
im Seefriege. 
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Die (J.) Schiedsgerictstonvention ijt eine ge- 
ſchloſſene Vereinbarung (convention fermée); det 
Weitritt dritter, an der Konferenz nicht beteiligter 
Mächte hängt von der Zuſtimmung der Signatar- 
miidjte ab. Die übrigen Ronventionen u. Defla- 
rationen find offen (conventions ouvertes). Wile 
Ronventionen u. Deflarationen wurden mit weni— 
gen Ausnahmen (China, Türkei, Schweiz bezüg— 
lic) der II. Ronvention) bereits (aud) von Ojterr.- 
Ungatn) ratifigiert. Rur I. Ronvention haben be- 
ſondere Borbepalte beigefiigt Rumiinien und die 
Vereinigten Staaten (im Sinne der Monros-Dol- 
trin), zur I]. Ronvention England u. Deutſchland. 
Die 1. Deflaration haben England, die 2. aufer- 
dem auch die Vereiniqten Staaten, die 3. beide ge- 
nannten Mächte und Portugal nicht untergeicnet. 

IL. Die Shiedsgqeridtsfouvention. Für dic 
(I.) Ronvention, — die friedl. Regelung in⸗ 
ternationaler Streitigkeiten (Convention pour le 
réglement pacifique des conflits internatio- 
naux), haben die gunehmende Praxis der vertrags- 
mäßigen internationalen Schiedsgerichtébarfeit im 
19. Jahrh., die gründl. Borarbeiten des Völker— 
rechtainjtitutes, die Beſchlüſſe der interparlamen- 
tarifdjen Ronjerengen und die wiſſenſchaftl. Bor- 
ſchläge der der epee er uneigenden 
Theorie reichl. Material geboten. iefulbe zerfällt 
in 4 Titel. Ym 1. Titel erklären die Signatar— 
mächte im Intereſſe der Vorbeuqung der Gerwalt 
,alle ihre Bemühungen aufwenden zu wollen, um 
die friedl. Erledigung internationaler Streitigfei- 
ten gu ſichern“ (Art. 1). Der 2. Titel (Art. 2—8) 
behandelt die guten Dienſte (bons offices) und 
die Vermitthing (médiation), der 3. (Urt. 9 bis 
14) die internationalen Unterſuchungslommiſſionen 
(Commissions internationales d’enquéte). An⸗ 
tnüpfend an die Pariſer Deflaration 1856, wird 
fiir kriegsdrohende ernite Streitfaille aur 
Vorbeugung der Waffengewalt die vorläufige An— 
rufung der quten Dienite und der Bermitt- 
lung befreundeter Mächte fowie die Berechtigung 
der Reutralen zur Unbietung derjelben (auc) wäh— 
Tend des Rrieges}, ohne dah dies alg cin unfreundl. 
ft (un acte peu amical) aufgenommen werden 
darf, ju einer regelmäßigen Rechtsinititution aus- 
—— und gu der bisher übl. Art der Vermitt— 
ung eine neue (wenn auch unverbindlide) Form 
(nad) Unalogie der Duellaustragung durd Wahl 
je einer Macht feitens der Streitteile, fog. média- 
tion de concert) bingugefiigt. Cin anderes Mittel 
zur Klärung, unparteiiſchen Feſtſtellung u. Wür— 
digung beſtrittener Tatbeſtände in Streit— 
fragen, welche weder die Ehre noch weſentl. Inter— 
eſſen des Staates betreffen, ſind die nach Art der 
Schiedsgerichte vereinbarten fafultativen Unter— 
ſuchungskommiſſionen, welche den Streitteilen 
ihre unverbindl. Berichte zur weiteren Erwägung 
erſtatten. 

Der ae gr (4.) Titel (Art. 15—29) ent- 
halt völlerrechtl. Normen iiber die Schiedsge— 
ridtsbarkeit (Schiedsweſen, Schiedsgerichtshof, 
Schiedsverjahren). Gegenſtand der Schiedsgerichts- 
barfeit (arbitrage) ijt die Mustragung von Strei- 
tigfeiten, befonders folder, in denen es fic) um 
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| Rehtsfragen, um Muslegung oder Anwendung 
der Staatsvertriige Handelt, durch gewählte Richter 
auf Grund der Achtung vor dem Rechte. Diejelbe 
ijt fafultativ; Anträge auf Einführung einer ob- 
ligatorifchen Schiedsinftang (Rußland) wurden (in- 
folge eines entichiedenen Wideripruches Deutſchlands) 
abgelehnt. Die bejtchenden bejonderen Schiedsver- 
triige Der Staaten bleiben aufrecht und der Abſchluß 
von foldjen Bertriigen zur Feſtſtellung oder Aus— 
dehnung obligatorijder Schiedsipredjung ijt nur 
wiinfdenswert. Der Schiedsvertrag verpylichtet dic 
Staaten, jid) dem Schiedsipruche nad) Treu u. 
Wlauben (de bonne foi) zu unterwerfen. 

Bur Erleichterung der Schiedsgerichtsbarkeit 
in Fallen, in denen dic Barteien nichts anderes 
vereinbart haben, wird ein ſtändiger Schiedsge— 
richtshof (Cour permanente d’arbit ) mit 
bem Sige in Haag eingefept in der Weiſe, dah 
jede Signatarmadt 1—4 geeiqnete Perſönlichkeiten 
von anerfannter Fachkenntnis des Völkerrechtes 
und einwandfreier Lebensführung fiir die allg. 
Schiedsrichterlijte (la liste générale des mem- 
bres de la Cour) auf 6 Sabre benennt, aus wel— 
cher Liſte dann jede Streitpartei ſich 2 Richter und 
diefe einen fünften als Obmann —— 
wählen. Können ſie ſich über den Obmann nicht 
einigen, ſo ernennt ihn eine von ihnen beſtimmte 
dritie Macht; verſagt auch dieſer Vorgang, ſo be— 
ſtimmt jede Partei eine Macht und dieſe wählen 
den Obmann. Das ſo gebildete nig cg (le 
tribunal arbitral), deſſen Mitglieder die diplo- 
matiiden Ammunititen geniefen, tritt dann am 
vereinbarten Tage u. Orte (fonft in Haag) zuſam— 
men. Ein ftindiger Verwaltungsrat (Conseil ad- 
ministratif permanent), welder aus den in Haag 
beqlaubigten diplomatiſchen Vertretern unter Vor— 
jip des niederländiſchen Miniſters des Auswärti— 
gen beſteht, erledigt die nötigen Verwaltungsge— 
ſchäfte; unter ſeiner Leitung beſorgt eine beſondere 
Gerichtskanzlei (bureau international) den Schrift⸗ 
wechſel und die Archivgeſchäfte. Die Koſten dieſer 
Einrichtungen tragen alle Signatarmächte gemein— 
jam. Dieſelben halten es aud) fiir ihre Pflicht, im 
Intereſſe des Friedens und im Sinne der guten 
Dienſie die Streitteile daran zu erinnern, dak 
ihnen F ſtändige Schiedsgerichtshof offen ſtehe 
(Mrt. 27). 

Das im Sinne der Offizialmaxime geregelte 
Schiedsverfahren Art. 30—57) beſteht — wenn 
| nichts anderes vereinbart ijt — aus dem ſchriftl. 
Vorverjahren (instruction) und der miindlichen pro- 
tokollariſchen — (débats). Der Schieds⸗ 
ſpruch wird in einer gebeimen Sigung mit Stim- 
menmehrbeit gefallt, ijt mit Griinden gu verjeben, 
‘in öffentl. Sipung au verfiinden und den Parteien 
ſchriftlich zuzuſtellen; durd ibn ijt die Streitſache 
endgiiltig erledigt (sans appel) infojern, als die 
Earteien cine Revision (ce noviter reperta) durch 
dasfelbe Schiedsgericht fic) nicht vorbehalten haben. 
Die Nullitätsfrage ijt dem fouveriinen Ermeſſen 
der Streitteile überlaſſen. Un den Schiedsfpruch 
find nur die Streitparteien gebunden; dritte an 
| det Streitjade etwa beteiligte Staaten finnen als 
Intervenienten cintreten. Wiebe Partei trägt die 
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eigenen Kojten, die Rojten des Schiedsverjahrens 
bingegen tragen beide au gleichen Teilen. 

IL. Die Landfrieqsredtsfonvention. Auch 
ge die Ronvention betreffend die G. u. Gebräuche 

es Landfrieqes (Convention concernant les lois 
et les coutumes de Ja guerre sur terre) lagen, 
abgeiehben von den amerifanijchen Rrieqsartifeln 
Liebers und einigen Brivatarbeiten (Bluntſch— 
lid, Billets u. a.) in dem nicht ratifigierten 
Brüſſeler Deflarationsentwurf 1874, dann im au- 
toritativen Manuel des lois de la guerre sur 
terre des Vilferredtsinjtitutes 1880, gediegene 
Borarbeiten vor. Die Konvention felbit (5 rt.) 
beſchränkt fic) auf die Verbflichtung der Signatar— 
miichte (leider ohne Befriftung) gum Erlajjen von 
Xnjtruftionen für ihre Qandarmeen im Ginne des 
beigefiigten Reqlements (in Ojterr.-ingarn und 
in Deutſchland nocd) nicht erjolgt) und auf die 
Regelung formeller Fragen. Das Reglement bine 
gegen behandelt alle wejentl. Gebiete des Land— 

iegSrechtes mit Ausſchluß der Rechte u. Pflichten 
der Neutralen (einer ſpäteren Konferenz vorbehal- 
ten), der Verhältniſſe der Verwundeten u. Kran— 
ken, welche durch eine kurze Verweiſung auf die 
Genfer Ronvention 1864 (deren Reviſion ebenfalls 
einer beſonderen Konferenz vorbehalten wurde) 
geregelt erſcheinen. In der —** , den Kri 
alg cin GStreitverhiltnis zwiſchen Staaten un 
nicht zwiſchen Privatperfonen anf feinen eigentl. 
Swed der Konftatierung des Ubergewichtes der 
materiellen Kräfte eines Streitteiles au beſchränken, 
feine Mittel und feine Fiihrung durch bejtimmte 
Redhtsregein auf das unumgängl. Mah der Ubel 
u. Schäden gu reduzieren, die Kriegsnotwendigkeit 
mit der chriſtl. Menſchlichkeit und mit dem gefitteten 
Rechtsgefiibl in Cintlang zu bringen, die In— 
terejjen der Klein-⸗ u. Mittelftaaten gegen die Uber- 
madt der Großſtaaten gu ſchützen, bat die Haager 
Friedenskonferenz grundſätzl. Normen aujgeftellt, 
weldje unter allen Umſtänden gehalten werden 
finnen, die Cingelnbeiten der befonderen Er— 
wägung u. Feſtſtellung der eingelnen Signatar— 
mächte überlaſſend. 

Das Reglement (60 Art.) normiert in 4 Ab— 
idnitten: 1. Die Qualififation der Mriegsparteien 
(belligérants), ju denen nicht nur die regulären 
Urmeen, fondern unter —— Bedingungen auch 
die Miliztruppen, Freiſcharen und die zu den Waſ— 
fen greifende geſamte Bevölkerung (levée en masse) 
geredjnet werden, die Unterjcheidung der Kombat— 
tanten u. Nicjtfombattanten, die rechtl. Stellung der 
Rrieg3gefangenen (influjive der Einrichtung von 
Austunjtsjtellen fiir diejelben), dev Kranken u. 
Verwundeten (rt. 1—21); 2. die Feindfeligfeiten, 
erlaubte u. unerlaubte Kriegsmittel, die Belage= 
rungen u. Beſchießungen, die Verhältniſſe der Par— 
lamentiire u. Spione, die Rapitulationen u. Wajfen- 
ſtillſtandsverträge (Art. 22—41); 3. die Rechte u. 
Pflichten der militäriſchen Obrigfeit auf beſetztem 
ſeindl. Staatsgebiete Art. 42—56); 4. die Verbilt- 
niffe der internierten u. verwundeten Perſonen ded 
Kriegsjtandes auf neutralem Gebiete Art. 57—60), 

Inhaltlich gehören gu der Kriegsrechtslonven— 
tion, als einer Ergänzung der Petersburger Kon— 
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vention 11 XII 68 betreffend die Einſchränkun 
in der Verwendung von graujamen, —— 
Kriegsmitteln, auch die drei beſchloſſenen Dekla— 
rationen. 

LV. Die Konvention betreffend die Ausdeh— 
nung der Genfer Konvention auf den Seelrieg 
ſ. Urt. „Genfer Monvention”. 

V. Bedeutung der Haager Friedensfonfereny 
fiir die Forthildung des Völkerrechtes. Die Haager 
*riedensfonfereng hat swar dic Wünſche der Freunde 
der Friedensbewegung vielfad) nicht erfüllt, insbeſ. 
dad grofe u. widjtige Riijtungsproblem der Staaten= 
gemeinſchaft der Gegenwart nidjt gu löſen vermodt, 
wenn aud) der unternommene Verſuch fiir die Zu— 
funjft nicht gang wertlos fein dürfte. Jn Fortiepung 
jedoch der grofen diplomatijden Verjammlungen 
jeit Dem Wiener Kongreſſe 1814 hat fie als eine 
wirkl. Weltfonfereng der givilijierten u. halbzivili— 
fierten Staaten unter Ausſchluß aller polit. Fragen 
nad) dem Vorbilde der Genfer Konvention 1864 und 
der Briijieler Konferenzen 1874 u. 1889 durch die 
Schaffung einer ſtändigen internationalen Schieds- 
gerichtsorganifation, durch die Feftitellung der Rechte 
u. Pflichten der Neutralen zur freundſchaftl. Inter— 
vention im Intereſſe der Erhaltung des Friedens 
und zur Vermeidung des Krieges, durch die Ein— 
ſchränkung der gewaltſamen Selbſthilſe zugunſten 
des Rechtsweges, durch die Humaniſierung des 
unter gegebenen Verhältniſſen nod) unvermeidl. 
Krieges, durd) die vertragsmiapige partielle Kodi— 
fifation bisher auj ſchwanktenden Wewobnbeiten be- 
ruhender Normen fiir cin wichtiqes Gebiet des 
äußeren Staatenlebens, dic Fortbildung des pofi- 
tiven allg. Völkerrechtes bedeutiam geſördert. Dieje 
Fortbildung äußert fic) zunächſt in der fich 
bewährenden u. zunehmenden Judikatur des 
Haager Schiedsgerichtshoſes (bisher vier Schieds— 
ſprüche über finanzielle u. Rechtsfragen). Cine 
nad) der Schiedsgerichtskonvention zwiſchen Eng— 
land u. Rußland vereinbarte internationale Unter— 
ſuchungskommiſſion hat zur friedl. Schlichtung 
der gefahrdrohenden Huller Doggerbankaffäre wäh— 
tend des ruſſiſch-japaniſchen Krieges (1904), die 
angebotenen guten Dienjte und die Vermittlung 
feitenS des Prijidenten der Vereinigten Staaten, 
Roojevelt, zur Beendigung des Mrieges jelbjt 
wejentlich beigetragen. — Im Sinne des Wrt. 19 
dex Schiedsgerictsfonvention find nad dem 
Mufter des engliſch-franzöſiſchen Schiedsgericdts- 
vertrages (14 X 1903) in ben letzten Jahren zwi— 
ſchen den Konferenzſtaaten zahlreiche über 30) 
zeitlich beſchränkte oder permanente allgemeine 
— —— (darunter auch ein 
djterr.-nordamerifanifder 11 1 1905, öſterr.zeng⸗ 
lijcher 11 I 1905 und ein öſterr.ſchweizeriſcher 
Vertrag 3 XII 1904) mit bedingter Cinlajiungs- 
pflicht vor dem Haager Schiedsgerichte in Rechts- 
jragen u. Streitigfeiten iiber die Auslegung der 
Vertriige, zumeiſt nod) mit Ausſchluß der Fragen, 
weldje vitale Qnterefjen, die Unabbhingigfeit oder 
Ehre de8 Staates oder Intereſſen dritter Staaten 
beriifren. — Uber Erſuchen der interparlamen:- 
tariſchen Konferenz (1904) regte der Präſident 
Rooſevelt die Cinberujung einer neuerliden 
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internationalen Konferenz in Haaq jur 
Fortſetzung der Friedenskonferenz von 1899 an. 
Dieſelbe joll fid) womiglic) mit dem Abſchluſſe 
eines allg. Schiedsgerichtsvertrages aller Kon— 
jerengjtaaten, dann mit den im 9. 1899 vorbehal- 
tenen Punkten (Rechte u. Pflichten der Newtralen, 
Schutz des Privateigentumes im Seefriege, Kriegs— 
fonterbande u. a.) befaſſen (Botjdajt an den Kon— 
gteB 5 XII 1905). 


Yiteratur. 


Programmaterialien: Actes et docu- 
ments relatifs au programme de la Con- 
férence de Ja paix, publ. d’ordre du gouver- 
nement par Van Daehne van Varick, La 
Haye 1899. Sonferenge u. Kommiſſions— 
protofolle: Conférence internationale de la 
Paix, La Haye 1899; Meurer, Die Haager 
Priedenstonjereng, 1. Bd., München 1905; Zorn, 
Die vilferrechtl. Ergebnijje der Haager Konferenz 
(Deutiche Rundſchau, XXVI, 1900; Am neuen 
Reid), Bonn 1902}; Lammaſch, Die Fortbildung 
des Viilferrechtes durch die Haager Konferenz 
(Kultur 1900); Derfelbe, Die Fortbildung des 
internationalen Schiedsgerichtes jeit der Haager 
Ronjerens (Deutfche Mevue 1905); watt Die 
Haager Seicenstouierens und das Völkerrecht 
(Urchin fiir öffentl. Recht, 1900); Fried, Die 
Haager Konferenz, ihre Bedeutung und ihre Ere 
ebnifje, Berlin 1900; Meériqnhac, La con- 
térence internationale de la Paix, Paris 1900; 
Derjelbe, Les lois et coutumes de la guerre 
sur terre, Paris 1903; Derjelbe, Les traités 
d’arbitrage permanent au XX siécle (Revue 
olit. et parl. 1904 Paris); Derfelbe. Traité 
e droit public international, Paris 1905; 
Martens, La conférence de la paix à la Haye 
(trad. du russe), Paris 1900; Derjelbe, La 
aix et la guerre (trad. du russe), Paris 1901; 
Raprabelte, La conférence de la Paix (Revue 
génér. de droit intern. public, Paris 1902); 
Billet, Les lois actuelles de la guerre (2. éd.) 
Paris 1901; Renault, Un premier litige 
devant la Cour d'arbitrage de La Haye 
(Annales des sciences politiques, Paris 1903); 
Mandeljtam, La commission int. d’enquéte 
sur l’incident de la Mer du Nord (Revue 
énér. de droit int, public 1905); Dumas, 
es sanctions de l'arbitrage intern., Paris 
1905; Lapradelle-Politis, Recueil des ar- 
bitrages internat. I. Paris 1905; Holls, The 
Peace conference at the Hague and its bearings 
on international law and policy, New York 
1900; Rajparef, Pokojowa konferencya v 
Hadze z r. 1899 i jej znaczenie dle prawa 
miedzynarodowego (Czasopismo prawnicze i 
ekonomiczne, 1900); Zrafal, V¥znam Haag- 
ské konference miru ve vyvoji novodobého 
prava mezindérodniho (Sbornik véd pravnich 
a statnich, 1902). Bal. auch die betreffenden Ab— 
fidjnitte in den neuejten Auflagen der Hand- u. 
Lehrbiidjer des Völkerrechtes von Lijzt (1906), 
Gareis (1901), A. Zorn (1903), Bonfils 
(1905), Martens (ruffifh, 1900), Lawrence 


(1601), Davis (1901), Defpagnet (1905), Bry 
(1906), Olivart (1903/04), Kazanſtij (1904). 
Trafal. 


Hadern- und Knodenhandel 
jf. „Gewerbe D”. 


Haftpflicht der Eiſenbahnen 
j. „Eiſenbahnen V.“, Bd. I, S. 825. 


Haftpflicht der Poft 
i. „Poſt“. 


Haftung fiir Abgaben. 


I. Begriff der Haftung. Solidariſche uw. alzeſſoriſche 
Haftuna. — II. Gritnde fiir die Statuierung von Haftungs- 
verhattniffien. — Il]. Auswahl ber PBerfonen, denen eine 
Haftung auferlegt wird. — 1V. Geltendmadung der Saftung. 

.Regreß. — VI. Freiwillige Haftung. — VII. Sadt. 


Haftung. 


I. Der Ausdrucd Hajtung begeidnet feinen 
jtreng techniſchen Rechtsbegriff von jejtitehendem 
Inhalt. Jn der si iff wohl darunter eine nod 
nicht fontret oder aftuell gewordene und der durch— 
gingigen Bejtimmtbeit entbebrende Verpflichtung 
au veritehen. Dieſe Unbejtimmebeit, die der Haj- 
tung eigentümlich ijt, kann fic) entweder auf den 
Wegenftand der Verpflidjtung oder auf die Perſon 
deS Verpflicteten beziehen. Erſteres trifft 3. B. 
ju, wenn man von der Hajtung fiir einen nod 
gar nicht eingetretenen oder ziffermäßig nod) nicht 
lejtitehenden Schaden jpricht.) Für uns fommet nur 
der letztere Fall in Betradt, der Fall, wo es un— 
entſchieden ijt, durch welche von mehreren Berfonen 
eine Verpflichtung ſchließlich erfiillt werden muß, 
jei e8, dah dieje Perjonen nebeneinander hajten 
(Solidarhajtung), jei eS, dah die eine von ihnen 
als Hauptiduldner, die anderen als Haftende im 
e. G. erjdeinen (afjefjorijde Hajtung). Wahrend 
nun das Privatrecht eine Fiille von Haftungsver- 
hältniſſen jeder Art aufweiſt, ijt dieſer Typus dem 
öffentl. Rechte, wenn wir die für dasſelbe vorzugs— 
weije haratterijtijden Bartien ins Auge fajjen, faſt 
völlig fremd. ES ergibt fic) dies aus der höchſt 
perſönl. Natur der öffentlich-rechtl. Ai pT 
mit der jede Mehrdeutigheit in der Bezeichnung 
der verpjflidjteten Perſon unvereinbar it. (Man 
denfe an die Schulpflicht, Wehrpflicht, Geſchwornen— 
pflicht, Amtspflicht, an die Pflicht des Verurteilten, 
jeine Strafe angutreten uſw.) Wohl aber ijt das 
Inſtitut der Hajtung in jenem Teilgebiete des 
bffentl Rechtes heimatberectigt, welches ſtofflich 
dem Privatrechte am nächſten fteht: im öffentl. 
Vermögensrecht und insbef. im Abgabenrecht. 
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Il. Die Statuierung einer Haftung dient hier 
im Bereine mit dem gejesl. Bfandrechte und dem 
Vorjugsredjte im Ronfurje, da8 verſchiedenen Wb- 
gaben zukommt und gleid) den zahlreichen Anord— 
nungen finangpoligeil. Natur der Sicyerung der 
Ubgabenentridtung. Die Ausdehnung, in der die 
Geſetzgebung von diejem Sicherungsmittel Gebrauch 
macht und madjen darf, ijt je nad) der Art der ein- 
zelnen Abgaben jehr verjdieden. Am zweckmäßig— 
jten ift wobl die Statuierung von Hajtungsver- 
haltnijjen bet nicht periodijd) gu entridtenden Ab— 
gaben von relativ geringer Hobe, bei denen eine 
awangSiveije Cintreibung leicht veratorijden Cha- 
rafter annimmt und wo die Frage, wer ſchließlich 
die —— ju tragen hat, vom Geſeggeber eben 
wegen des geringen Betrages vernachläſſigt werden 
fann. Dies trifft vorzugsweiſe bei den Gebiihren, 
insbeſ. den Stempelgebiihren au, wobei iiberdies 
in Betracht kommt, daß bei den meijten gebühren— 
pflidjtigen Akten eine Mehrheit von Beteiligten 
vorhanden ijt, jo daß bier ein gewiſſer Kreis von 
Perjfonen, denen eine Haftung aujerlegt werden 
fann, fic) dem Geſetzgeber von jelbjt darzubieten 
icheint. Tatſächlich hat aud) die Haftung ihre wei— 
tejte Uusdehnung und cingehendjte Normierung 
im Gebiibrenrechte gefunden, womit es zuſammen— 
hängt, dah die ſpärl. Qudifatur des B. G. in Haf- 
tungsfällen faſt ausſchließlich diejem Rechtsgebiete 


angehört. 
III. Zur Statuierung einer Solidarhaftun 
liegt für den Geſetzgeber immer dann ein nto 


vor, wenn zwei ober mehrere Lerjonen fic) in Be— 
aug auf das Objeft der Abgabe in derjelben rechtl. 
Stellung befinden, 3. B. Miteigentümer einer er— 
werbſteuerpflichtigen Unternehmung (8 77 Perſo— 
naleinlommenſteuergeſetz; oder Perſonen, die ge— 
meinſam eine gebührenpflichtige Eingabe überrei— 
chen (§ 64 Web. G.) oder miteinander einen zwei— 
jeitig verbind!. Bertrag errichten (§ 68 Geb. W.) 
uj. Was dagegen die aktzeſſoriſche Hajtung be— 
trijjt, jo wird die Auswahl der Perſonen, denen 
eine ſolche aujerlegt wird, im allg. durch zweierlei 
Wriinde bejtimmt, die natürlich auc) fonturrieren 
finnen: 

1. durch ein Rechtsverhiltnis des Haftenden 
jum Hauptiduldner, dad fic) mittelbar oder un» 
mittelbar auf das CObjeft der Abgabe begieht. 

So haftet beiſpielsweiſe: 

der Verpächter eines Gewerbes fiir die dem 
Pächter bemefjene Erwerbſteuer (§ 77 Perjonal- 
einfommenjteucrgejes); 

der Erbe fiir die Gebühr pon den Vermiicht- 
nifjen zur ungeteilten Hand mit dem Vermächtnis— 
nebmer (§ 73 Geb. @.); 

der Beaujtragte oder Geſchäftsführer ohne Auf— 
trag, der im Ramen eines anderen eine ftempel- 
pflichtige Eingabe bei einer Behirde einbringt, fiir 
dieſe Stempelgebiihr (§ 71 Geb. W.); 

der Ufseptant, die Indoſſanten und der In— 
haber eines Wechſels fiir die Stempelgebiihr, die 
der Ausſteller gu entrichten hatte (§ 16 Werhfel- 
ftempelgefep); 

der Dienftgeber fiir die richtige u. zeitgerechte 
Abfuhr der von ihm in Abzug au bringenden Per- 
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jonaleinfommen- u. BefoldungSjteuer des Dienjt= 
nehmers (§ 237 Perſonalein ommenjteuergejep) : 

die im § 133 Perjonaleinfommenjtenergejes 
bezeichneten Schuldner fiir die Bewerfitelliqung, 
richtige Berednung u. Abfuhr der Rentenjteuer 
des Gläubigers (§ 135 leg. cit.}; 

2. durch ein (formelles) Verſchulden des Haj= 
tenden, das den Anſpruch de8 StaatSidjapes auf 
die Abgabe gu geſährden geeiqnet ijt. 

Hieher gehirt: 

die Hajtung der öffentl. Beamten fiir die Stem- 
pelpflict der von ihnen in ihrer amtl. Eigenſchaft 
erridteten oder unter ibrer amtl. Mitwitfung ver- 
jaBten Urkunden u. Schriften, dann ihrer amtl. 
Ausfertigungen (§ 71 Geb. .); 

die Paftung des Ridjters, unter dejjen Ein— 
fluß die Verhandlung über ein dex unmittelbaren 
Gebührenentrichtung unterlieqendes Geſchäft gepflo— 
gen wird, ſoſern er die ihm übertragene Aufmerk⸗ 
ſamkeit oder —— für die richtige Bemeſſung 
u. Einbringung der Abgabe nicht anwendet, für 
die hieraus hervorgegangenen nachteiligen Folgen 
(§ 75 Geb. &.); 

die Hajtung der Partei, die zum Behufe der 
Gebiihrenbemejjung von den dagu  beredtigten 
Behörden oder Amtern zur Erteilung von Auf— 
klärungen u. Nachweiſungen aufgeſordert, die— 
ſelben au erteilen unterläßt oder eine fiir die 
Gebührenbemeſſung widhtige Unrictigteit angibt 
(§ 73 Geb. G.); 

die Hajtung der Wirte und anderer —— 
in deren Lofalen der ——— erbrauch 
von Spielkarten ſtattfindet, wenn in ihren Lokalen 
u. Wohnungen mit ungeſtempelten Karten geſpielt 
und nicht nachgewieſen wird, daß dies Ohne ihr Vor— 
wiſſen geſchehen ijt (Spielkartenſtempelgeſetz) uſw. 

IV. In Bezug auf die Geltendmachung der 
Haftung befteht fein Unterſchied zwiſchen dem foli- 
dariſch und dem nur afzefforijd) Hajtenden. Die 
Finangbehirde fann lepteren aud) vor bem Haupt: 
iduldner yur Zahlung heranziehen; ein Unalogon 
au § 1355 a. b. G. B. exijtiert nicht. Die Geſetz— 
gebung ijt Daher nicht immer bemüht, die Begriffe 
Zahlungepflicht u. Haftungspflicht (nad) unſerer 
Terminologie: folidarijde u. alzeſſoriſche Haftung) 
auseinander ju halten und gebraucht dieje Aus— 
drücke manchmal promiscue; ja es fommt fogar 
vor, daß cin u. diefelbe Perſon fiir zahlungs- u. 
haftungspflichtiq zugleich erflart wird (§ 64, 8. 1, 
sujammengebalten mit § 71, 8. 1a, Geb. G.. 

V. Der Unterjchied zwiſchen den beiden Arten 
der Hajtung zeigt fic) _erjt beim Regreß, indem 
prima facie bet der Solidarhaftung ſämtl. Haf— 
tende geqeneinander, bei der akzeſſoriſchen jedoch 
nur der Hajtende gegen den Hauptichuldner, nicht 
aber dieſer gegen jenen regreßberechtigt ift. (Die 
in dem unten jitierten Werfe enthaltene Behaup- 
tung, daß die im Geb. G. ausgeſprochene Unter- 
ſcheidung zwiſchen Zahlungs-⸗ u. Haftungspflicht 
jeder praktiſchen Bedeutung entbehrt, widerſpricht 
den Hauptgrundſätzen der Sejefesinterpretation.) 
Durch Parteienberedung, wie fie insbeſ. bei ſchriftl. 
Verträgen bezüglich der Gebührenpflicht regelmäßig 
vorfommt, finnen dieſe natürlich rein dispoſitiven 
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—— modifiziert oder in ihr Gegenteil verkehrt 
werden. 

Der Regreßanſpruch iſt ein rein zivilrechtlicher; 
hervorzuheben ijt, daß die Regreßpflicht einer Mehr⸗ 
heit von Perſonen im Zweiſel keine ſolidariſche iſt, 
dag alſo jede von ihnen dem Zahlenden nur fiir 
ihren Unteil haftet (§ 896 a. b. G. B., E. des O. 
G. H. 91 98, 8. 1889). Eingehendere Erörterung 
wiirde die Frage erheijdjen, inwieweit dem Regreß⸗ 
nehmer die von ifm unterlaſſene Ergreifung von 
adminiftrativen Rechtsmitteln entqeqengejest wer— 
den fann und inwieweit der Zivilrichter angefidts 
einer Bejtimmung, wie die des § 6 Geb. G., fom- 
petent ijt, iiber den Erfolg, den ſolche Rechtsmittel 
mutmaßlich gehabt bitten, au urteilen. 

VI. Bir haben bisher die geſetzl. Haftun 
fiir Abgaben betrachtet; es fann eine ſolche jed 
aud) freiwillig iibernommen werden. Cin Anlaß 
hiezu bietet fic) vorzugsweiſe bei der Stundung 
von Abgaben dar. Wo eine ſolche Stundung ge- 
jeplic) vorgeſehen ijt, pjlegt fie nur gegen eine 
Sicherſtellung gewährt gu werden, die unter anderem 
aud) in der Ubernabme der Haftung fiir die Abgabe 
durd) einen Dritten beſtehen fann. Dies trifft ins— 
bej. bei den Zöllen und verjfchiedenen Verbrauds- 
nis gu, woriiber der Art. ,,Steuer- u. Zoll— 
fredit’ gu verqleidjen ijt. Uber aud) bei anderen 
Ubgaben geht die Stundung häufig mit einer Haf- 
tungsiibernabme — in der Regel in der Form des 
BPeitrittes als Biirge u. Zabler — Hand in Hand. 
Der Anfpruch, der hiedurd) dem Yrar gegen den 
Beitretenden erwächſt, iit vein zivilrechtlich und 
fann nur im SlagSwege geltend gemacht werden. 
Es ſpricht jedod) faum etwas dagegen, dah fich der 
Veitretende durd) eine ausdriidf. Erkllärung dem 
Verwaltungsswange freiwillig unterwerjen finne. 

Als cine freiwillige Hajtungsiibernahme ftellt 
fic) ferner die HaftungSertlirung dar, welde von 
den Vertretungen jener Gemeinden auszuſtellen ijt, 
die zur individuellen Quittierung der von ihnen 
pergipierten Staatsjteuern ermiéidtigt werden. 

VII. Was die jog. fiichl. Haftung betrifft, jo 
ijt Diejer Uusdrucd vollfommen gleidbedeutend mit 
dem Ausdruc „geſetzl. Pfandrecht“, ijt daber eine 
gan; überflüſſige jprachl. Neuerung. Was hievitber 
au —* ijt, gehört ins Zivil-Konkurs- u. Exe— 
tutionSrecht ſowie in die Lehre von der Steuer— 
erefution (vgl. diefen YWrt.). Uber die Hajtung fiir 
Gejallsjtrajen vgl. die Art. „Gefällsſtrafrecht“ u. 
„Gefällsſtrafverſahren“. 

Am ausführlichſten wird die gebührenrechtliche) 
Haftung bejproden von Gerjtmann u. Stern: 
Die gebührenrechtl. Behandlung des Kaujpertrages 
und verwandter Rechtsgeſchäfte. Sien 1896, S. 290 ff. 


Radnitzky. 
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nicht enthalten geweſenen Art. ergab ſich einerſeits 
aus der Bedeutung des Themas und dem Erforder— 
niſſe ſeiner ſyſtematiſchen Behandlung, anderjeits | 
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aus ber Unmöglichkeit, alles hieher Gehörige rejt- 
los in Spegialartifel zu verteilen. 

Soweit died jedoch anging, erſcheinen die betref- 
fenden Yartien hauptiidlic eben in diejen Spezial- 
artifefn behandelt. 

Es ijt da zunächſt auf den Art. „Gewerbe“ 
hinzuweiſen u. gw. insbeſ. die Abſchnitte C. Ge— 
werberechte Umfang u. Wbgrengung), E. Gewerbl. 
Genojjenjdajten, in denen die Rechtsſtellung des 
Unternehmerg, dann den Abſchnitt D. Bolizei ein= 
jelner Gewerbe, in welchem die bejonderen Rechts— 
verhältniſſe ciniger .-Newerbe eriirtert wurden 
(Buchhandel, Flafdenbierhandel, Edelmetallhandel, 
Hadern- u. Knocenhandel, Krämerei im Grenz— 

ebiete, Marfetendereien, Mineralilverfehr uiiw.); 

zu gehiren aud) die Art. „Monopole“, „Aktien— 
eſellſchaften““ „Erwerbs⸗ u. Wirtſchaftsgenoſſen— 
chaften“, „Vereinsrecht“, „Verſicherung““, „Raten⸗ 
—538 „Hauſierhandel“. Die Rechtſtellung der 
rbeitnehmer ijt im Art. „Arbeitsrecht“: A. „Ar— 
beitsvertrag“, „EK. Arbeiterſchutz“ und in den Art. 
„Sonntagsruhe“, „Agenten“, „Handelsagenten“ 
u. „Handlungsreiſende“ dargeſtellt. — Vorge— 
nannte gewerbl. Art. beziehen ſich vielfach aud auj 
die ſachl. Veranſtaltungen u. Einrichtungen der 
.-Unternehmung; zu dieſer Gruppe gehören aud 
die Art. „Freilager“, „Wanderlager“ (bei Gewerbe 
D.), „Lagerhäuſer u. Warrants“, „Automatiſche 
—* A Verfaufsapparate’ (gleichfalls bei Ge- 
wer -). 


Cine weitere Gruppe von Art. bezieht jich 
auf die Konkurrenz im H.-Betriedb u. Gewerbe 
» Mame”, „Markenſchutz“, „Muſter- u. Modellſchutz“, 
„Ehrenverleihungen“, , Mae u. Gewichtsweſen“, 
„Punzierung“, „Ausverkäuſe“, „Unlauterer Wett— 
bewerb“, „Kartelle“ — und eine andere auf die 
Cinridjtungen u. Organijationen zur Pflege des H.: 
„Handelsminiſterium“ (bet Art. „Miniſterien“), 
„Beiräte“, „Konſularrecht“, ,.HandelS- u. Gewerbe—⸗ 
kammern“, „Marktweſen“, „Börſen u. Börſen— 
geſchäfte““, „Handelsmäkler“, „Konſularakademie“, 
„Exportalademie“, „Handelsſchulen“, „Handels— 
muſeum“, „Handelsgerichte“, „Handelsregiſter“ u. 
„Handelsverträge“. 

Schließlich ſei noch auf die Art. „Eiſen— 
bahnen“, „Poſt““, „Telegraph“, „Binnenſchiffahrt“, 
„Seeweſen“, „Lloyd“, Poſiſpartaſſe“, „Banlen“, 
„Bank sfterreungar.”, „Giroverkehr“, „Schechk“ 
hingewieſen und bemerkt, daß auch die Beſteuerung 
des H. in beſonderen Art. behandelt wird, fo im 
Art. „Perſonalſteuern“ u. „Effektenumſaßzſteuer“. 

Die Redaltion verhehlte ſich leineswegs, daß 
durch die Verteilung des Stoffes einerſeits in 
einen ſyſtematiſchen Geſamtartikel und anderſeits 
in eine Reihe Spezialartikel ein ſymmetriſcher Wuf- 
bau des vorliegenden Art. und eine ebenmiipige 
Uusarbeitung "Cheer Teile ungemein erjchwert 
wurde, vermeinte aber das Intereſſe der Vollſtän— 
digleit des Gejamtwerfes und wichtige praktiſche 
Anſorderungen höher ſtellen zu ſollen, als die 
ausſchließl. Bedachtnahme auf die Syſtematik. 

Miſchler. 
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mented ftellt fic) als H. nicht dar einerjeits die 
unentgeltliche, anderſeits die, wenn aud) entgelt- 
lide, ja mit Gewinn verbundene, Weiterveräuße— 
tung von Giitern, deren Anſchaffung ohne ſolche 
Gewinſtabſicht erfolgt ijt. 2. Objefte des H. find 
,/ Waren”, das find Giiter, weldje der Händler 
nicht gu feinem eigenen Gebraude, jondern der 
BWeiterveriuferung wegen anſchafit. Der Begriff 
der Ware ijt hienad) cin jubjeftiver und nicht etwa 
auf die —— des betrefſenden Gutes ge— 
ründet. 3. Die „Anſchaffung“ der Ware, d. i. ihr 

ezug aus dem Miiterbejtande einer anderen Con- 
derwirtichajt im Wege privatwirtſchaftl. Verkehres. 
Mangels dieſes Erforderniſſes fällt nicht unter den 
H. die, wenn aud) mit Gewinn verbundene, Ver— 
äußerung der ſelbſt in Abſicht auf dieje gewinn— 
bringende Veräußerung, in der Wirtſchaft des 
Verdußerers ſelbſt produzierten Güter. 4. Die 
„Weiterveräußerung“, d. i. der Übergang der 
Ware aus dem Vermögen des Händlers in jenes 
des Erwerbers. Sonach liegt H. nicht vor im 
Falle der, wenn auch in Erwerbsabſicht und ent— 
geltlich betriebenen, Vermietung oder Verleihung 
von Gütern. 

Die vorſtehende Tejinition ijt eine ſolche ded 
eingelnen HandelSvorganges. Jn abgekürzter Aus— 
drudaweije wird das Wort „Handel“ aber auch 
verwendet als Bezeichnung des Komplexes der in 
einem bejtimmten Gebicte, in einem beftimmten 
Beitraume oder hinſichtlich bejtimmter Waren— 
gruppen vorgefommenen rag obiger Art. 

Aus der Natur diejer Geſchäfte erqibt fich, 
dah der H. in der gejellicajtl. Ordnung der Volfs- 
wirtſchaft begriindet ijt. Er ijt eine der Erſchei— 
nungSjormen des privatwirtidajtl. Verkehres zwi⸗ 
ſchen den eingelnen Sonderwirtichaften. Sofern 
ſeine berujSmapige Ausübung in Betracht kommt, 
iſt mindeſtens eine der beiden, im H. miteinander 
in Verkehr tretenden Wirtſchaften ein eben zu 
dieſem Behufe geſchaffenes Wirtſchaftsgebilde. it 
jede der beiden Sonderwirtſchaften lepterer Art, 
ſo — vor. 

er H. iſt, da er im Gegenſatze zur Erzeu— 
ung bloß den Umſaß von Gütern gum Gegen— 
tande hat, eine Verlehrserſcheinung, welche in die 
Hfonomiide Rategorie der Güterzirkulation fallt. 
Und hierin liegt hauptſächlich * vollkswirt⸗ 
ſchaftl. Bedeutung. Er beſorgt nicht nur die Ver— 
teilung der Endprodufte an die Konſumenten, 
fondern aud jene von Robjtofien u. Zwiſchen— 
produften an die die einzelnen Stadien der Bro- 
duftion betreibenden Produktionsunternehmungen 
und bewirft durch jeine Umjpannung aller im ge— 
fellichajtl. Wirtſchaftsverkehre jtehenden Gonderwirt- 
fchajten eine volfswirtichaftlic) förderſame, ört— 
fiche und geitl, Ausgleichung des Giitervorrates u. 
ebedarjes. Sujolge des dem %. innewobnenden 
Elementes der Syetulation verjieht jede eingelne 
handeltreibende Yrivatiwirtidjajt eine vollswirt— 
ſchaftlich wichtige Funktion dadurch, daß fie in 
Verfolgung ihres Erwerbsintereſſes durch Aus— 
nutzung der Konjunttur den in dieſer zutage treten— 
den allg. voltsivirtichaftl. Tendenzen zur Verwirk— 
lichung verhilft. Schließlich ergibt ſich durch den 


H.Verkehr die Erſcheinung der Preiſe, womit 
den einzelnen Conderwirtidajten ein objektiver 
Maßſtab fiir dic Beurteilung der se amb pa 
fowohl in der PBroduftion als in der Konjumtion 
der Güter qeboten wird. 

B. Bom jurijtiiden Standpunkte. Ws 
eine der wichtigſten Erjdeinungen menſchl. Ver— 
fehrS wird der H. nad) mehrerlei Rictungen ge- 
jeblich geregelt. Doc) enthalten dic öſterr. G. feine 
ausdrückl. Beqriffsbeitimmung des H. Immer— 
hin laſſen ſich aber aus einzelnen G. Anhalts— 
punkte für die ihnen zu Grunde liegende Auf— 
faſſung vom H. gewinnen. In dieſer Hinſicht 
fommen vorzüglich in Betracht das H. G. 17 XII 
62, R. 1 ex 1863, die Gew. O. 20 XII 59, R. 227, 
mit ihren Nov., das Handelsfammergeies 20 VI 6S, 
R. 85, und da8 Haufierpatent 4 IX 52, R. 252. 

Aus der Aufzählung der „Handelsgeſchäfte“ 
im §. G. ergibt ſich, daß im Sinne dieſes G. 
entgegen der Mufiaiiung der Volkswirtſchaftslehre 
aud) gewiſſe Dienjtleiitungen fowie die Bearbei- 
tung u. BVerarbeitung von Verkehrsgegenſtänden 
und jomit aud) Erzeugungstätigkeiten unter den H. 
jallen. Die Gew. O. begreift unter dem Begriffe 
des Gewerbes ſowohl Handels- alS Erzeugungs— 
als Dienjtgewerbe, jtellt aber die ,,Handels- 
gewerbe ime. S.“ den iibrigen Gewerben aus- 
drücklich entgegen. Während fonad) ein groper 
Teil de} H. im Sinne des H. G. zugleich unter 
die Gewerbe im Cinne der Gew. O. fällt, gehört 
dod) nur ein fleiner Teil hievon gum H. im e. 
S. nad) lesterem G. Das HandelStammergeies 
hinwiederum unterſcheidet H. u. Gewerbe von— 
einander ($$ 1, 7, 21 uſw.), ohne jedoch die Ab— 
grenzung dieſer Kategorien näher zu beſtimmen. 
Nach der Judikatur des V. G. iſt dieſe Unter— 
ſcheidung dahin zu verſtehen, daß der Begriff des 
H. im Sinne dieſes G. ſich nach dem H. G. beſtimme; 
hienach fann dem Ausdrucke Gewerbe im Sinne 
des Handelskammergeſetzes nicht der volle, aus 
der Gew. ©. ſich ergebende, ſondern nur ein ene 
gerer u. zw. um den Kreis des zugleich aud) unter 
das H. G. fallenden H. verminderter Inhalt bei- 
qemejjen werden. Qn villiger Ubereinjtimmung 
mit Der Vollswirtſchaftslehre wird der (Tridel=) 
Handel im § 1 Minijterialverordnung 6 VII 86, 
R. 112, definiert als der „Einkauf u. Verlauf 
von (gebrauchten) Gegenſtänden (Waren) aller Wet". 
Xm librigen fdjeint der dem Haufierpatente zu 
Wrunde hegende Beariff vom H. — abgejehen 
davon, dak der Haujierhandel nicht ſeßhafterweiſe, 
jondern nur im Umbergieben von Ort zu Ort 
u. von Haus gu Haus betrieben werden darf — 
jenem der Bolfswirticajtslehre am nächſten zu 
fommen. Eine Abweichung ergibt jid) dann, wenn 
den im § 17 dieſes Gubezw. dem hiezu er- 
gangenen H. M. Erl. 23 XITR1, Z. 2049, be- 
qiinjtigten ‘Berjonen der Haufiervertrieb eiqener 
Erzeugniſſe geitattet wird. Obwohl der Haufier- 
handel feinem Wejen nad) unter die ,.O.-Gewerbe 
im e. S.“ der Gew. O. gehören wiirde, iit er 
ausdriidlich (Qundm.-Pat. Art. V, lit. q) von dem 
Geltungsbereiche dieſes G. ausqenommen, ijt alio 
rechtlid) von Dem unter die Gew. O. fallenden H. 
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ju unterjcheiden. (Im Deutſchen Reiche ijt dies 
nicht der Fall.) 

Aus dem BVorjtehenden ijt erjichtlich, dak die 
erwähnten G. je nad) der Verſchiedenheit der ihnen gu 
Grunde liegenden Gefidtspuntte mit dem Begriffe 
, Mandel” einen durdjaus verfchiedenen Inhalt ver- 
binden, jo dah, obwohl fie alle den H. betreffen, ihre 
AUnwendungsgebiete dod) nicht gufammenjallen, 
jondern einander vielmehr durchſchneiden. Es ere 
gibt fic) ſonach die Unmiglidfeit ciner allg. zu— 
treffenden BegriffSbejtimmung des H. nach öſterr. 
Rechte. Da nun die folgende Darjtellung mit 
Rückſicht auf die nach feiner jpegiellen Richtung 
eingeſchränkte Uberſchrift „Handel“ all den ver- 
ſchiedenen Begriffsinhalten diejes Ausdruckes Rech- 
nung zu tragen bat, wird das Wort „Handel“ 
im folgenden zumeiſt in der weiteften Bedeutung 
zu veriteben jein. Wo es in einer bejtimmten 
engeren Bedeutung angewendet wird, ergibt fic 
dies zumeiſt jon aus dem Gegenjtande der Er- 
—— es wird dies ausdrücklich bemerkt. 

C. Begriff des Handels insbeſ. nach dem 
Handelsgeſeßbuche. Das H. G. ſelbſt enthält 
keine Begriffsbeſtimmung des H. Daraus jedoch, 
daß es ſich ſelbſt als „Handelsgeſeßzbuch“ und (Art. 1) 
„Handelsſachen“ als ſein Anwendungsbereich be— 
zeichnet, muß geſchloſſen werden, daß im Sinne 
des H. G. der H. jene Erſcheinungen umſaßt, auf 
welche dieſes G. angewendet werden will, 

Einzelne Geſchäfte, in deren Vornahme der 
H. beſteht, find insbeſ. als „Handelsgeſchäfte“ be— 
zeichnet. Dieſe Hervorhebung erklärt ſich daraus, 
daß wer dieſe Geſchäfte „gewerbsmäßig“ betreibt, 
„Kaufmann“ im Sinne des H. G. (Stet 4) ift. 
Solche H.Geſchäfte im Sinne des H. G. find: 

a) Die im Art. 271 H. G. aufgezählten Ge— 
ſchäfte überh. u. zw.: 

1. der Kauf oder die anderweitige Anſchaffung 
von Waren oder anderen bewegl. Sachen, von 
Staatspapieren, Altien oder anderen für den H.— 
Verkehr beſtimmten Wertpapieren, um dieſelben 
weiter gu veräußern; es macht keinen Unterſchied, 
ob die Waren oder anderen bewegl. Sachen in Na— 
tur oder nach einer Bearbeitung oder Verarbei— 
tung weiter veräußert werden ſollen (Spefulations- 
fauy, Rauf a la hausse); 

2. die Ubernahme einer Lieferung von Gegen— 
jttinden der unter Ziffer 1 begeichneten Art, welche 
der Ubernehmer ju dieſem Swede anſchafft (Spe- 
fulationsverfauj, speculation A la baisse); 

3. die Ubernahme einer Berfiderung gegen 
YPraimie; 

4. die Ubernahme der Befirderung von Gü— 
tern oder Reijenden zur See und das Darlehen 
gegen Berbodmung ; ſchließlich fommen 

5. nad) Börſengeſetz 1 TV 75, R. 67, §$ 12 u. 
14, nod) hinzu: die Börſengeſchäfte, d. i. ſolche Ge— 
ichiijte, welche im öffentl. Börſenlokale in der fejt- 
geſeßten Börſezeit fiber ſolche Verfehrsgegenitiinde 
Tepe worden find, welche an der betreffenden 

örſe gehandelt u. notiert werden diirfen. 

b) Ferner find nach Art. 272 H.Geſchäfte die 
jolgenden Geſchäfte, wenn fie gewerbsmäßig oder 
zwar eingeln, aber von einem Raufmanne in dem 
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Betriebe ſeines, gewöhnlich auf andere Geſchäfte 
gerichteten, H⸗Gewerbes betrieben werden: 

1. die Übernahme der Bearbeitung und der 
—— bewegl. Sachen für andere, wenn 
der Gewerbebetrieb des Ubernehmers über den Um— 
jang des Handwerkes hinausgeht; 

2. die Banfier- u. — ———— 

3. die Geſchäfte bes Rommijfionars, des Spe— 
DiteurS und des Frachtführers fowie die Geſchäfte 
der fiir den Transport von Perſonen bejtimmten 
Anſtalten; 

4. die Vermittlung oder Abſchließung von H.— 
Geſchäften fiir andere Perjonen (die amtl. Geſchäfte 
der H.⸗Mäkler jind hierin nicht einbeqriffen); 

5. die Verlagsgeſchäfte jowie die jonjtigen Ge— 
ichiifte des Buchs oder Runjthandels, ferner die 
Geſchäfte Der Dructereien, jojern nicht ihr Betrieb 
nur ein handwerksmäßiger ijt; hiezu fommen 

6. nad) Dem Lagerhausgefege 28 IV 89, R. 64, 
§ 6, die Lagerhausgeſchäfte, d. i. die zum Geſchäfis— 
betrieb qehorenden Geſchäfte der öffentl. —— 

c) Schließlich find nad Art. 273 alle einzel⸗ 
nen Geſchäfte eines Raujmannes, weldje gum Be— 
triebe ſeines H⸗Gewerbes gebiren, ald H.-Geichijte 
anzuſehen. Dies gilt insbeſ. fiir die gewerbl. Weiter⸗ 
veräußerung der ju diejem Bived angejchafften 
Waren, bewegl. Sachen u. Wertpapiere jowie fiir 
die Anſchaffung von Geriiten, Material und ande- 
ten bewegl. Sachen, welche beim Betriebe des Ge— 
werbes unmittelbar benugt oder verbraucht werden 
follen. Die Weiterveräußerungen, welde von Hand= 
werfern vorgenommen werden, find, injoweit die= 
felben nur in Ausübung ihres Handwerksbetriebes 
geſchehen, als H.Geſchäfte nicht gu betradjten. 

Die Geſchäfte des Art. 271 werden als abſo— 
lute, Die des Art. 272 als relative und die ded 
Art. 273 als akzeſſoriſche H.-Gejdhajte bezeich— 
net. Die Geſchäfte der beiden legteren Wrten wer— 
den aud) unter der Bezeichnung „ſubjeltive“ 
und die der erjten Art tm Gegenjage hiezu als 
pobjeftive’ H.-Gefchajte zuſammengefaßt. Cine 
andere Cinteilung nennt die Geſchäfte der beiden 
erſten Arten „ Grundhandelsgeſchäfte“ und die 
der beiden leßten Arten dagegen „Nebenhandels— 
geſchäfte“. 

Die im Art. 271 genannten Geſchäfte find an 
ſich H.-Gejdhajte und haben im Falle ihres gewerbs- 
mäßigen Betriebes die Raufmannsqualitit zur Wir- 
tung. Die Geſchäfte des Art. 272 find H.Geſchäfte 
nur dann, wenn fie gewerbsmäßig, oder wenn aud 
nicht gewerbsmäßig, fondern vereingelt, aber von 
jemandem, der (3. B. durch gewerbsmäßige Bor- 
name der Geſchäfte deS Art. 271) Kaufmann iit, 
im Betriebe feines H⸗Gewerbes betrieben werden. 
Nad) Art. 273 find alle wie immer gearteten Ge— 
ſchäſte H.Geſchäſte, wenn fie gum Betriebe des H.⸗ 
Wewerbes eines Kaufmannes gehiren. Schließlich 
beſteht bei allen H.-Geſchäften die Vorausſetzung, 
dak jie iiber bewegl. Gachen geſchloſſen werden, da 
Verträge über unbewegl. Sachen feine H.Geſchäfte 
— (Art. 275 H. G. und § 3 Einf. G. gum 
H. &.). 

Der Begriff des H. im Sinne des H. G. iſt 
nad) Den vorerwähnten Gejegesartifeln teils enger, 
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teils weiter als der ded gewöhnl. Spracgebraudes. 
(Das neue H. G. fiir das Deutiche Reich hat fic 
dieſem mehr angepaßt. Sowohl dieſer als auc) die 
Vollkswirtſchaftslehre jtellen den H. der Erzeugung 
entgegen und weiſen letzterer die Aufgabe der Pro— 
duktion, erſterem dagegen die der Zirkulation der 
Güter zu. Das H. G. begreift jedoch unter dem H. 
auch gewiſſe Zweige der Gütererzeugung (Art. 271, 
Punkt 1; Wert. 272, Puntt 1; Art. 273, Punkt 1; 
Urt. 273, Punt 3); ſchließlich fubjumiert das H. 
G. unter den H. aud) EriverbStiitigfeiten, welche 
webder die Crjeugung nod) den Umſatz von Gü— 
tern, fondern & ee jum Begenjtande haben 
(Art. 271, Punt 4; Art. 273, Punft 3 u. 4). 

Das H. G. bejindet jich in diejer weiteren be- 
qriffl. Faſſung des H. auc) im Widerſpruch mit 
der Gew. O., weldje (§ 1) dem „Handelsgewerbe 
im e. S.“ die (bandiwerfsmiifige) Erzeugung ent- 
qegengejept. Die weitere Fafjung des H.Begriffes 
im H. G. und die, wie im folgenden gezeigt wer: 
den wird, gleidjalls weder mit dem Spradge- 
brauche nod) mit der volkswirtſchaftl. Dottrin iiber- 
cinftimmende Einteilung der Gew. O. finden ihre 
Rechtfertigung darin, dab H. u. Erzeugung derart 
ineinander qreijen, daß fie ſich wohl doftrinell, aber 
nit praftijd trennen laſſen. Wenn ein Erzeu— 
gungsgewerbetreibender den Rohſtoff fiir jeine Be— 
oder VerarbeitungSstatigkeit nicht felbjt als Urpro- 
dugent gewinnt, jondern bei diejem oder bei Zwi— 
ſchenhändlern anſchafft, fo veräußert er mit jeinem 
Erzeugniſſe aud) den von ibm angeſchafften Roh— 
ſtoff, jtebt alſo dadurch fdjon im Dienjte der Güter— 
sirfulation. Hinſichtlich der Terminologie der Gew. 
O. ift gu bedenfen, dak es im Qutereffe des Ver— 
fehres jedem Erzeugungsgewerbetreibenden gejtattet 
jein muß, auch nicht el jigejertigte Waren feiner 
Brande verhandeln gu dürſen (§ 37, Abſ. 2), was 
die notwendige Vereinigung von H. u. Ergeugungs- 
tiitigfeit in einer Perſon ergibt. 

Wus den oben zitierten Wrt. ijt zu erjehen, 
dak die Begriffe der ,,HewerbSmipiateit’, des 
„Handelsgewerbes“ und der ,, Handiverfsmapigteit’ 
handelSredtlid) von qrundlegender Bedeutung find. 
Tas H. W. definiert jedod) dieje Begriffe nicht. 

ls ,gewerbsmiipig’ wird nad der herr— 
ichenden Meinung jener Betrieb betrachtet, welchem 
die Abſicht gu Grunde liegt, in felbjtindiqer Weiſe 
dauernd Gewinn ju erzielen. (S. Brojde in 3. 
j. B., Jahrg. 1901, S. 25.) Die Gewinjtabjidt 
mug nicht bei jedem eingelnen Geſchäfte vorhan— 
den, aber der Swed des Betviebes als Ganzen fein. 


des H. G. nur ein nach den Vorſchriften der Gew. 
D. eingeridteter (Adler-Clemens 1739) vder ein 
im Ginne der Wew. O. befugterweife beitehender 
Betrieh anzuſehen, wird Politzer, Blaſchle-Pit— 
reich) abgelehnt. Sie muß ſchon deshalb unrichtig 
ſein, weil zahlreiche, obwohl gewerbsmäßig (Art. IV 
Kundmachungspatent zur Gew. O.) ausgeübte Be— 
triebe von H-Geſchäften ausdrücklich Art. V fi. 
RKundmacdungspatent aur Gew. O.) von der Ane 
wendbarfeit der Gew. O. ausgenommen jind. Der 
Begriff der Gewerbsmäßigleit im Sinne des H. G. 








ſich nämlich, ob ſich die Gewerbsmäßigleit eines 
Betriebes erſt als eine Abſtraktion aus einer An— 
zahl tatſächlich bereits vorgenommener Geſchäfte er— 
gibt oder ob die Gewerbsmäßigleit auch binficht- 
lich erſt beabſichtigter Unternehmungen als bereits 
egeben angeſehen werden kann. Letzterer Auffaſ— 

ung ijt der B. G. Budwinski 1912 A), wenn er 
jagt: Der Sap des Art. 4, H. G., „wer gewerbs- 
mapig H.⸗Geſchäfte betreibt’ trifft nicht bloß die 
tatjdchl. Abſchließung von H.⸗Geſchäften, ſondern 
ſchon die in rechtsförml. Art erfolgte Widmung 
dev wirtſchaftl. Kraft einer Perſönlichkeit, eines 
Vereines, einer Geſellſchaft zu einer ſolchen Tätig— 
feit, welche gemeiniglich die Abſchließung von H.- 
Geſchäften in ſich ſchließt. Im Sinne der vorjtehen- 
den Ausführungen find unter der vom V. G. ers 
wihnten „rechtsförmigen Art Der Widmung” sum 
Vetriebe von H.Geſchäften nicht etwa ausſchließ— 
lid) Die Innehabung einer bezüglichen öffentlich— 
rechtl. Befugnis, jondern in erjter Linie privatredtl. 
Alte (Veriendung von Offerten ufw.) zu verjtehen. 
Unter ,DandelSgewerbe” im Sinne des 

H. G. (Wirt. 6, 7, 10, 42, 47, 56, 85, 150, 250, 
251, 252, 257—259, 261, 265, 272, 273 und 
§ 25 Einf. G.) wird ſonach ein in der gewerbs- 
mäßigen Vornahme von H.Geſchäften (wozu im 
Sinne des H. G. wie erwähnt aud) in gewiſſer 
Hinjidt die Erzeugung gehirt) bejtehender Be- 
trieb gu verjtehen jein, wobei gu bemerfen ijt, 
dap dad H. G. hiebei zweifellos nur den tat: 
jal. Betrieb von &.-Geidditen ohne Rückſicht auf 
deſſen öffentlich-⸗rechtl. Grundlage (Innehabung einer 
ſubjeltiven öffentlich-rechtl. Gewerbebefugnis) im 
Sinne der Gew. O. im Auge hat Art. 11 u. 276 H. 
W. ). Uberh. ijt der Begriff des H.-Gewerbes im Sinne 
des H. G. cin anderer als jener ded H.-Gewerbes 
im Sinne der Gew. O., von welch legterem jede 
Erzeugungstätigkeit ausgenommen ijt. ES widers 
itreitet ſonach vollfommmen dem Geifte jedes der 
beiden G., dieſe beiden Begrifje gu identifizieren, 
wie died 3. B. Biſchoff (B. f. V. 1904, S. 153) 
mit Der Behauptung tut, dah offene H.Geſellſchaf⸗ 
ten nur zur Anmeldung von H.-Gewerben im e. 


|S. (§ 1 Gew. D.), jedod) nicht etwa handwerks— 


mapiger (Erzeugungs-)Gewerbe jugelajjen werden 
dürfen. Ebenjo dürfte aud) der Ausdrud „Han— 
delsgewerbe“ im § 88, Abſ. 2, J. N. 1 VIL 95, 
R. 111, und §§ 1 uw. 3 Minijterialverordnung 
3 XII 97, R. 20, betvefjend die Feftitellung des 


| Merichtsjtandes des Erfüllungsortes, keineswegs 
bloß in der der Gew. O. eigentüml. Bedeutung 
Die Anſicht, eS ſei als gewerbsmäßig im Sinne 


aufzufaſſen jein (Staub-Pisto, I, S. 21). 
Der Begriff der Handwerksmäßigkleit“ iit 


für Die im Art. 272, 8.1 u.5, erwähnten H.-Gejchajte 
von begrifisbejtimmender Bedeutung und nad Art. 
| 273, Abſ. 3, H. G. iniofern erheblich, als in Wus- 


iibung des Handwerksbetriebes geſchehene Weiter— 
veräußerungen als H.Geſchäfte nicht zu betrachten 
find (vgl. über die handelsrechtl. Wirkungen der 
Handwerlsmiapigkeit des Betriebes Staub-Pisto, I, 
S. 4D fi.j; die Grengen des Begriffes find jedoch 
ſehr bejtritten. Die richtige, weil aus dem Geijte 
bee H. G. und fpegiell der Abſicht des Art. 273, 


ijt aber aud) in anderer Hinjidt jtrittiq. ES fragt | Ubi. 3, erklärl. Meinung dürfte jene fein, mach 
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welder die Handwerksmäßigkeit eines Betriebes 
im Ginne des H. G. dann vorliegt, wenn der Be— 
trieb feiner Cinfachbeit u. Geringjiigigteit wegen 
eine faufminnijdhe Organijation nicht erfordert 
(Canitein, Staub- isto). Die Anſicht, daß nidt 
die Beldaffenheit, fondern der Umſang des Be- 
triebes fiir die Handwerlsmäßigleit im Sinne ded 
H. G. enticeidend fei, fann mit dem Wortlaute 
des durch § 7 Einf. G. gum H. G., bezw. fail. 
B. 11 VIL 98, R. 124, gwar aujgehobenen, aber 
für die UAuslequng des H. G gewiß herangiehbaren, 
Art. 10 nicht begriindet werden. Gang gewiß un- 
richtig ijt eS aber, den handelSrechtl. Begriff der 
Handwerlsmapigkeit cines Betriebes nach den Bez 
jtimmungen der Gew. O. beurteilen zu wollen 
Blaſchke⸗Pitreich, Stubenrauch), da die Unterichet- 
dung der ew. O. zwiſchen handwerlsmäßigen u. 
jabrifsmafigen Betrieben, bezw. zwiſchen hand- 
werlsmäßigen einerjeits und fongejjionierten oder 
freien Gewerben anderjeitS auf ganz anderen Grün— 
den beruht als die an den handwerksmäßigen Be— 
trieb getniipften Conderbejtimmungen des H. G. 
Staub⸗Pisko). Ebenſo wird aud der YAusdruc 
„Handwerker“ im § 251, 8.6, Ex. O. im der Que 
difatur des O. G. H. nicht auf jene Perfonen be- 
ſchränkt, welde ein handiverfamiapiges Gewerbe im 
Ginne der Mew. O. betreiben. Die geqenteilige Auf—⸗ 
fajjung wiirde gu der vom V. G. ausdrücklich ab- 
— (Budwinsti 454 A) Folgerung fiihren, 
af beijpieléweije einer offenen Handelsgeſellſchaft 
der Gewerbejdein gum Betriebe eines „jandwerks— 
mäßigen“ Gewerbes nicht erteilt werden Ddiirjte. 
(Bgl. Biſchoff, Z. 7. V., Jahrg. 1904, S. 153.) 
D. Begriff des Handels insbeſ. nach 
det Gewerbeordnung. Die Gew. O. (foij. P. 
20 XII 59, R. 227, und insbeſ. die Nov. 15 III 
83, R. 3, 161 95, R. 21, 4 VIL 96, R. 205, und 
25 11 1902, R. 49) unterfdjeidet die Gewerbe (d. i. 
im Sinne der Gew. O., Art. LV. u. V. ff. Kund⸗ 
machungspatent, jede gewerbsmäßig betriebene Be- 
ſchäftigung ſofern jie nicht ausdrücklich von der 
ew, O. ausqenommen ijt) nad den geſetzl. Erfor- 
dernifjen ihrer Begriindung. Sic teilt jie daher (§ 1, 
Abſ. 1) in freie, handwerfsmiifige (an den Nach— 
weis einer bejonderen Befähigung gebundene) und 
fongeljionierte ein. Die Siheidung der Gewerbe 
nad) dem Umſtande, ob fie vornehmlic die Erzeu— 
qung oder den H. gum Gegenjtande haben, trifft die 
Hew. O. aud) nad dem eben erwähnten jormalen 
Geſichtspunkte. H.-Gewerbe im e. S. find nämlich 
(§ 1, Ubj. 3) ausdriidlich von der Einveihung unter 
die handwerksmäßigen Gewerbe ausgenommen. 
WIS H.<Gewerbe im e. S. find nad H. M. 
rl. 16 IX 83, B. 26701, jene Gewerbe zu vere 
fteben, bei welchen die Gewerbeanmelbung, bezw. 
der Gewerbeſchein, auf den Betrieb des H. lautet, 
bei denen aljo diejer H.-Betried das ausſchließl. 
Geſchäft bildet und nicht als ein Ausfluß des den 
ewerbl. Produzenten zuſtehenden Rechtes, mit 
ihren Erzeugniſſen u. Waren (d. i. Produkten ihrer 
Branche, die fie jedoch nicht ſelbſt veriertigt haben, 
§ 37, Ubj. 2) H. zu treiben, erſcheint. Es find 
Daher im Ginne der Gew. O. (Budwinski 6565 
u. 10313) die Veräußerungsgeſchäfte eines Erzeu- 
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gungsgewerbetreibenden al cin integrierender Be— 


Jtandteil feines angemeldeten Erzeugungsgewerbes 
angufeben, fo dak es unzuläſſig tit, innerhalb des— 
jelben Erzeugung und H. als verichiedene Giewerbe= 
betriebe au unterjdeiden. Sm Biveijel, ob ein ge— 
werbl. Unternebmen als ein $.-Gewerbe im e. S. 
anzuſehen fei, enticheidet die polit. Landesbehörde 
nad) Wnhirung der Handels- u. Gewerbefantmer 
und der betei gn Genoſſenſchaften und im Re— 
turswege der Miniſter des Innern im Einver— 
nehmen mit dem HeMiniſter (§ 1, Abſ. 4). 

Im $38 find nod) ausdrücklich fiir die H.-Ge- 
werbe insbej. Vorſchriften ſeſtgeſetzt, welche fic) aller= 
dings auch ſchon aus den iibrigen Mebhemnreces der 
Wew. O. ergeben. Go, dah die Mnmeldung eines 

Gewerbes ohne Beſchränkung auf bejtimmte 
Waren oder beſtimmte Kategorien von Waren das 
Recht gum H. mit allen im freien Verkehre ge— 
jtatteten und rückſichtlich Ded Verſchleißes nicht an 
eine bejondere Bewilliqung (Kongefjion) qebundenen 
Waren in fich begreift; dak dic Anmeldung cines 
auf bejtimmte Waren oder eine bejtimmte Kategorie 
von Waren beſchränkten H.-Gewerbes blog gum 
H. mit den betreffenden Waren berechtigt und daß 
der Inhaber cines H.-Hewerbes im e. S. die hand— 
werksmäßige Herſtellung oder Verarbeitung von 
—— — nur dann betreiben darf, wenn 
ev den Vorſchriften des § 14 (Befähigungsnachweis) 
bezüglich Der handwerksmäßigen Gewerbe entipro= 
chen hat. Wenn aud) hier nicht ausdrücklich geiagt, 
jind dieſe Vorſchriften ſinngemäß auch hinſichtlich 
jener erzeugungsgewerbl. Tätigleiten, welche in die 
freien Gewerbe fallen, anamvenden (Budwinski 
1015 A); denn die Berechtigung zur Erzeugung 
ijt bet einem O.<Gewerbe ausgeſchloſſen (Bud— 
winSfi 6620, 9202 u. 11501); dod beredhtigt Der 
auf ein H.⸗Gewerbe lautende Gewerbeſchein zu 
allen jenen — in den Rahmen der H.- Tätigkeit 
jallenden — Berridjtungen, welche gur Entgegen— 
nahme der Beitellung (Maßnehmen bei Konfektio— 
niiren, Budwinsti 3946) nötig find, ſich nicht als 
Herjtellung oder Verarbeitung darjtellen, alfo ohne 
die Subjtang der Ware gu dindern oder eine neue 
raeep te aig ſchaffen, lediglich eine zum Swede 
der leichteren Veräußerung erforderliche (nicht hand⸗ 
werfSmapige) Veriinderung der dugeren Form der 
Ware verfolgen (Budwinski 1015 A). 

Uus den H.-Gewerben im e. S. * die Gew. 
O. (§ 38, Abſ. 4, G. 4 VIL 96, R. 205) die Detail= 
handelSqewerbe mit geringerem Warenvorrate und 
mit der Beſchränkung auf den Verkauf gering- 
wertiger Produfte bei einem lediglich lofalen Be— 
triebe bejonders Hervorgehoben. Der Berechtigungs⸗ 
umjang diejer Gewerbe (Gemiſchtwarenverſchleiß. 
Wreiflers, Fraqners oder Hidlerqewerbe, Viftua- 
lienhandel u. dgl.) fann im Verordnungswege nach 
Einvernahme der Handels- u. Gewerbefammern 
und der beteiligten Genoſſenſchaften geregelt werden. 
Pa dicie verordnungsweiſe Regelung bisher nicht 
erfolgt tit, ijt dDergeit eine durch einzelne Waren— 
gattungen bedingte u. charatterijierte Unterteilung 
der H.-Wewerbe in folde hiberer u. niederer Ord⸗ 
nung unpraktiſch (Budwinsti 11108); ebenjo auch 
die Unterteilung der Gewerbe in ſolche, weldye den 
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H. und ſolche, welche den, Verſchleiß“ zum Gegen— 
ſtande haben (Erl. Wt. J. 2111 87, 3. 2449; dazu 
Budwinski 5183, 11054 u. 11251), wobei jedoch 
ju bemerlken ijt, daß den Begriffen „Kleinverſchleiß“ 
u. „Detailhandel“ injojern rechtl. Bedeutung gue 
fommt, alS dag G. 23 VI 81, R. 62, den Rlein- 
verſchleiß gebrannter geijtiger Getränke, und Mini- 
jterialverordnung 7 X 1904, R. 121, den in Gal. 
und der Butow. betriebenen Detailbandel mit fol- 
den einer bejonderen aig untergieht und 
Ausverfiuje nur fiir den Kleinverſchleiß (§ 1 G. 
16195, R. 26) bewilligt werden können. 

IL H. G. und Gew. O. als die hauptſäch— 
liditen den H. regeluden G. A, Entwidlung 
befonderer privatredtl Normen fiir den 
Handelsverfebhr. Urſprünglich mit dem allg. 
Verfehrsrechte gujammenjallend, hebt fic) dad ,,H.- 
Recht“ nod) nicht alS ein befonderer Zweig des 
allg. Privatredtes von diejem ab. Erjt der bygans 
tiniſche H. und hauptſächlich der goße H.-Berfehr 
der mittelalterlichen italienijchen Städte bildet ein 
befonderes H.-Gewohnheitsredht und führt in wei- 
terer Folge gu vereingelten, ſpezialgeſel. Kodifika— 
tionen (Geeredt). Auch im Deutſchen Reiche hat 
die Entwidlung des H. gu geſeßl. Regelung ge- 
drängt, welche Denn auch, aber zufolge des polit. 
Fartifularismus in den zahlreichen Staat3gebieten 
in mannigfaltigiter und immer nur eingelne Ma- 
terien regeluder Weije erfolgt ijt. Erſt nachdem 
idon in Frantreid), Spanien, Portugal u. Holland 
H. G. gejdafien worden waren, hat der Deutſche 
Bundestag im J. 1856 beſchloſſen, ein allg. Deut- 
ides H. G. eingujiibren. Deſſen Ausarbeitung 
wurde der „Nürnberger Kommiſſion“ (1857 bis 
1861) iibertragen. Der von ihr ausgearbeitete Ent- 
wury bat jodann in den J. 1861 (Preußen) bis 
1891 (Helqoland) in den deutjden Landen Geltun 
erlangt. Yud in Ojterr. ijt diejfes G. — jedod 
unter Auslaſſung des Seerechtes — als „Allg. 
Handelsgeiepbud) mit ..17 XII 62, R. 1 ex 
1863, eingefiihrt worden. (Uber Duellen und Ente 
widlung des Handelsrechtes in Ofterreich vor dieſem 
——— vgl. Randa, J. S. 5 ff.) Es gilt (§ 16 

. 31 TT 55, R. 58) auc) in den öſterr.-ungar. 
Konſulargerichtsbezirlen fiir die Untertanen beider 
Staatsqebiete (G. 30 VIII 91, R. 136, und ungar. 
@. A. XXXI: 91). Whiinderungen hat das G. er— 
fahren durch die faif. B. 11 VIDS, R. 124, G. 1VIII 
95, R. 110 u. 111, G. 27 XI 96, R. 218, und G. 4 
IV 75, R. GS. Die Mechtseinheit mit dem Deutſchen 
Reiche hat mit dem Ankrajttreten des neuen Deut— 
ſchen HandelSgejepbudes vom 10 V 97 ein Ende 
gefunden. 

Während, wie vorjtehend gezeigt, die Entwick— 
{ung des H.-Berfehres dahin geführt hat, das H.- 
Recht als einen bejonderen Zweig des allg. Privat— 
rechtes von dieſem abjubeben, macht fic) in neueſter 
Reit die Strimung bemerftbar, das allg. private 
Verlehrsrecht den als jpegiell handelsrechtlich ent- 
jtandenen RedhtSinjtituten möglichſt ähnlich zu ge— 
ſtalten. Schon im neuen Deutichen bürgerl. Geſetz— 
buche tritt dieſe Tendenz erlennbar hervor. Ihren 
ſtärkſten Ausdruck hat ſie in der derzeit in der 
Schweiz in Verhandlung begriffenen Ergänzung des 

Ofterr. StaatSwSrterbuc. 2. Aus, 2. Bd. 
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Bivilgejepentwurfes durch Unfiigung eines handels- 
redjtlich ausgejtalteten Obligationenred)te3 gefunden. 
Bon der Aufſtellung eines bejonderen H.= Redhtes 
wird hiebei Umgang genommen, weil — wie die 
Begriindung des Entwurfes ausführt — „es ſich 
erwieſen hat, dak der allg. bürgerl. Verkehr mit den 
handelsrechtlich ausgeſtalteten —* ganz wohl 
auszukommen vermag“, wozu nod) die Vorteile der 
— Einfachheit in der Vermeidung der ſo ſehr 
ontroverſen Abgrenzung des_H.-Rechtes vom allg. 
bürgerl. Rechte fommen. Yn Oſterr. ijt die Abtren— 
nung des Handels- vom ally. Privatrechte auch ſchon 
durch) Das faij. %. 1 VI 11, mit weldjem dag a. b. 
G. B. fundgemadt wurde (Ubj. 7), feſtgeſetzt wor- 
den. (Vgl. uber die Notwendigteit eines bejonderen 
H.⸗Rechtes KR. Lehmann, S. 1 ff.) J 

Eine gang jpesielle Regelung hat in Oſterr. das 
Privatſeerecht erjahren (vgl. Art. „Seeweſen“) 
u. giv. gilt 1. fiir Dalm.: das editto politico di 
navigazione 25 IV 1774 (abgedrudt in der von 
den Seebehirden in Trieſt u. Fiume im J. 1883 
Herausgegebenen ,,Sammlung der G. und V. be— 
treffend den See u. Hafendienſt“, II, S. 397 bis 
2191, IIL, S. 687 ff.) und das IL. vom Seerechte 
handelnde Buch de codice di commercio, ein- 
gefiihrt von Napoleon durd) das Defret 15 TV 1811 
(publigiert im Osservatore Triestino, 1811, Nr.44 
big 50); § 2 Einführungsgeſetz gum H. G. hat bloß 
das I. Buch des codice di commercio aufer Kraft 
geſetzt. 2. fiir Trieſt und das Küſtenl. wurde durch 
die Hfd. ZOIX 14, J. G. GS. 1102, und 4V 16, 
J. G. S. 1240, der von Napoleon eingefiihrte co- 
dice di commercio aujgehoben und das editto 

olitico di navigazione wieder eingefiihrt. Je— 
od) gilt in Triejt und dem Küſtenl. das IL. Buch 
des codice di commercio (Adler-Clemens 1489, 
1737 u. 1941) und fuppletorijd) die ordonnance 
ur la marine aus dem 3. 1681 kraft Gewohn— 
bites (Polat, Z. f. d. D. Zivilproz. XXXII, 
258). 

B. Entwidlung beſonderer öffentlich— 
rechtl. Normen fiir den Handelsverkehr. 
Solche find gum Teil, wie ſpaͤter gezeigt werden 
witd, aud) in den RKobdififationen des paral 
redjtes, inSbej. auch im H. G. enthalten jowie aud 
in vielen B., wie dem Yftienvegulativ, dem Ver— 
ſicherungsregulativ, den Vorſchriften iiber die Zu— 
lajjung auslindijder Altien- u. Verſicherungsge— 
ſellſchaften u. dgl. m. Hauptſächlich aber hat dieſes 
Rechtsgebiet in früheren Zeiten in den unterſchiedl. 
Merkantil- u. Gewerbeordnungen ſeine mit den wirt⸗ 
ſchaftspolit. Anſchauungen der Zeit wechſelnde Re— 
gelung gefunden. Vgl. diesbezüglich den Art. „Ge— 
werbe A. Gewerbeverjajjung J.“. In der geltenden 
Gew. O. ſind insbeſ. die ,,.).-Gewerbe im e. S.“ durch 
die Nov. 15 III 83, R. 39 ($$ 1, Abſ. 3 u. 4, und 38), 
und die Rov. 4 VII 96, I. 205 (8 38, Abſ. 4), beſon⸗ 
ders geregelt worden. Die mit legterem G. erfolgte 
Herporhebung der DetailbandelSgewerbe ijt man- 
gelS Erlafjung der im G. vorgelehenen B. derzeit 
nod) nicht praktiſch. Nad) geltendem Rechte qehiren 
die H.-Gewerbe im e. S. i den freien Gewerben 
(§ 1, Ubj. 3, Gew. O.), doch ijt es eine der bhef- 
tigjten und immer wieder von den BVertretern des 
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Kleinhandels gejtellten Forderungen, dak auc) fiir 
dic H.-Gewerbe der Befähigungsnachweis eingeführt 
werde. Ebenjo wird von diejer Gruppe aud) die 
Abgrenzung des Beredjtiqungsumfanges der vere 
ſchiedenen Detailhandelsaweige durch lijtenweije Auf⸗ 
zählung der den einzelnen Branchen zur Führung 
gejtatteten Waren gejordert. Umfragen u. Entwürfe 
für eine ſolche Regelung ſind bisher ſtets an der 
techniſchen Unmiglichfeit ihrer Durchführung ge— 
ſcheitert. Schließlich iſt noch der nach Auffaſſung 
des V. G. gemäß dem geltenden Rechte mit der 
Befugnis jum Betriebe eines H.-Mewerbes im e. 
S. verbundenen Beredtigung zur Entgegennahme 
pon —— (Budwinsti 3946 u. 4178), zum 
Maßnehmen (Budwinsh 3946 u. 4179) und zur 
Vornahme beftimmter jolder Manipulationen mit 
und an ben Waren, weldje fic) nicht als „Her— 
ftellung’ oder ,,Berarbeitung’ daritelen (Bude 
winsfi 1015 A), au gedenfen. Dieje Beredtigungen 
jollen den .2Gewerbetreibenden auch nad dem 
eben in parlamentarijder Borberatung befindl. 
Regierungsentiwurje eines G. betreffend Abände— 
tung u. Ergänzung der Gew. O. im allg. gee 
wart bleiben, jedoch bezüglich der Kleider u. 
Schuhwaren in Hinkunft nicht mehr zuſtehen, 
eine Beſtimmung, die ebenſo wie die in dieſem 
Entwurfe in Ausſicht geſtellte Erlaſſung eines 
beſonderen G. jue Regelung der RKonjeftion den 
Gegenftand heftigen Widerjtreites der beteiligten 
Kreiſe bildet. 

C. Berhiltnis des Handelsgeſetzes 
und der Gewerbeordnung jucinander. 
a) «) Das 3. und das 4. Bud) und der 5., 6. u. 
7. Titel des 1. Buches fowie der 1. Titel des 
2, Buches des H. G. enthalten nur privatredtl. 
Beſtimmungen. Die erjten 4 Titel des 1. Buches 
und der 2. u. 3. Titel des 2. Buches enthalten 
dagegen aud) vereingelte Beſtimmungen öffentlich— 

tL Natur. Das H. G. fiellt fic) ſomit als in 
weitaus überwiegendem Mage dem Privatredte 
zugehörig dar. Dies fommt aud) darin gum Aus— 
druce, dak durd) das Einführungsgeſetz jum H. &., 
welches in dieſem ausdrücklich ald „Handelsgeſetz“ 
be zeichnet wird, die Beſtimmung des Abſ. 7 des 
faij. B. 1 VI 11, Rr. 946 J. G. S., womit das 
a. b.&. B. fundgemacht wurde, nicht aujgehoben wor- 
den ijt. Dieſe Geſetzesſtelle ſagt nämlich, dah die 
Vorſchriften ded a. b. G. B. gwar allg. verbindlid 
find, H.Geſchäfte jedod) nach den bejonderen 
Handelsgeſetzen“, injofern fie von den Vorſchriften 
deS a. b. G. B. abweichen, beurteilt werden. Um— 
—— ſetzt Art. I H. G., „inſoweit dieſes Geſetz— 

uch feine — eras gr enthält“, die juppleto- 
riſche Geltung ded a. b. G. B. fejt. Die Gew, O. 
hingegen — faſt durchaus dem Gebiete des 
öffentl. Rechtes an. Privatrechtl. Beſtimmun— 
gen enthält jie nur in geringem Umfange (im 
6. Hauptitiide) hinſichtlich des Verhältniſſes zwi— 
ſchen den Gewerbetreibenden und ihren Hilfsarbei— 
tern (Ss 76, 77, 78 - 78 e u.81—85). Den privat⸗ 
rechtl. Charafter diefer Vorſchriften hebt das G. 
( 72) auc) ganz beſonders durch die ausdrückl. 
Feſtſetzung der juppletorijden Geltung des a. 6. 
G. B. bervor. 
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&) Es muß fobin (entgegen Kuliſch, S. 208 77.; 
dortſelbſt auch die bezügl. Literatur) der herrſchen— 
den Lehre zugeſtimmt werden, welche dahin gebt, 
daß im allg. in jenen Fällen, in welchen ein u. 
derielbe Tatbeſtand ſowohl unter das H. G. als 
unter die Gew. O. fällt, das Rujammentrejjen der 
Anwendung diejer beiden G. dabin aujfgufajjen 
jei, daß das H. W. die privatrechtliche, die Gew. 
D. hingegen die öffentlich-rechtl. Seite regle. Völlig 
im Ginflange mit diejem Grundjage — und dics 
ijt cin weiterer Beweis ſeiner Richtigfeit — ſteht 
e8, dak beide G. fiir jene Fille, in welden nad 
der Natur des Tatbejtandes beiderjeits privat: 
rechtliche oder beiderjeitS öffentlich-rechtl, Normen 
jujammentrefjen wiirden, das Verhältnis ihrer An— 
wendbarfeit ausdriidlid) gu regeln jiir notwendig 
erachtet haben (3. B. § 25 Cinhihrungégeies jum 
H. G., Art. 11 u. 276 H. G. und §§ 50 u. 92 
Wew. ©.). 

+) Hieraus folgt, unter anderem, dah die Be— 
ſchaffenheit u. Gültigkeit der in einem Unternehmen 
abgeichlojjienen Geſchäfte in private bezw. Handels- 
rechtl. Hinficht von der öffentlich- bezw. qewerberechtl. 
Geſtattung diejes Betriebes unabhangig ijt (Art. 276 
H. &.); umgefehrt ijt auch die privat. beg. handels⸗ 
rechtl. Geftaltung eines Unternehmens qewerberecht- 
lic) gumeijt unerbeblich (Mrt.11.H.G. und Budwinski 
11596). Ein von einem unbejugten Gewerbetrei- 
benden (im Ginne der ew. ©.) abgefdlofienes 
Geſchäft wird johin in jeiner privat- begw. bandels- 
rechtl. Bejchafjenheit durcd) den Mangel der Ge— 
werbebefjugnis feinesivegs alteriert, anderjeits find 
jedod) auf eine, gum Betriebe bejtimmter H.-Ge- 
ſchäfte gemäß dem H. G. ordnungsmäßig beqriin- 
dete H.Geſellſchaft die Beſtimmungen der Gew. O. 
betreffs des unbefugten Gewerbebetriebes anzu—⸗ 
wenden, ſofern die Geſellſchaft eS unterlaſſen bat, 
dic im Sinne der Wew. O. erjorderl. Gewerbs— 
bejugnis ju erwerben, „da Gewerbebefugniſſe, als 
dem Bereiche des öffentl. Rechtes angehirend, 
durch privatredtl. Verträge om Parteien 
nicht begründet werden lönnen“ (Budwinsfi 202 A). 
Ausnahmen von dem voritehend entwidelten Grund⸗ 
jape der Unabbiingigfeit der privatredtl. Gültigkeit 
abgeſchloſſener Geſchäfte von dem Borhandeniein 
einer bezüglichen öffentlich-rechtl. Befugnis enthal- 
ten das Lagerhausgeſetz 28 IV 89, R. 64 ($§ 12 
u. 13), und (dies ijt allerdings jtrittiq) bas G. 
23 IID 85, R. 48, betrejfend das Pfandleihgewerbe. 

b) Begiiglich des Berhiltnijjes der Anwen— 
dungSbereidhe der Gew. O. und des H. G. ijt 
Folgendes feitzubalten: 

a) Das Anwendungsgebiet der Gew. O. ijt im 
Art. IV u. V des Kundmacdhungspatentes fejtge- 
jest (j. zur Auslegung dieſer Art. Broſche in * 
J. V. Jahrg. 1901, S. 25). Hienach findet ſie 
insbeſ. auc) auf gewerbsmäßige Betriebe von H.- 
Geſchäften Anwendung. Hingegen jind gewiſſe Ge- 
ichiijte, wenn jte gewerbsmäßig betrieben werden, 
H.Geſchäfte im Sinne des H. G. (Art. 273) und 
fallen ſohin (auch) in deſſen Anwendungsgebiet. 
Zweifelhaft und auch vom V. G. widerſprechend 
gelöſt iſt die Frage, ob alle gewerbsmäßig betrie— 
benen Beſchäftigungen, jojern ſolche nur nicht im 
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Art. V ausgenommen find, unter die Gew. O. 
fallen (Budwinsti 1124 A) oder ob dieſes G., 
unter Wahrung der Ausnahmen des Art. V, nur 
auf jene gewerbsmäßig betriebenen ——— 
Anwendung findet, welchen die im Art. IV er— 
wähnten Kriterien zukommen (Budwinski 12842). 

Schon aus der ausdrückl. — — 

Betriebes von H.Geſchäften im Art. IV, Kund— 
machungspatent zur Gew. O., ergibt ſich ein Zu— 
ſammenſallen der Anwendungsbereiche der beiden 
G. Dieſes beiden G. gemeinſame Gebiet vergrößert 
ſich begreiflicherweiſe bedeutend, wenn der Aus— 
legung des Art. 1V die erſterwähnte der beiden ob- 
angeführten Anſchauungen zu Grunde gelegt wird. 
Wohl unter das H. G, jedoch nicht unter die 
Wow. O. fällt ein Teil der im Art. V, Kund— 
Machungspatent, angefiihrten Beichajtiqungen (5. 
B. Upothefen, Anjtalten aur Perjonenbejirderung, 
Art. V, lit. & u. 1, Kundmachungspatent sur Gew. 
©. und Art. 272, 3. 3, H. G.) Die Frage, ob e8 aud 
Beſchäftigungen gibt, welche zwar unter die Gew. O., 
jedod) nicht unter da8 H. G. fallen, ijt abgeſehen 
von der Uuslequng der Handwerfsmipigfeit (1. C) 
im Ginne der Yrt. 272 u. 273, H. G., ſchon des= 
halb gu bejahen, weil auf die vereingelte (nicht 
ewerbsmäßige) Vornahme eines Wrundhandelge- 
chäftes das g. G., jedoch mangelS des Requifites 
der Gewerbsmäßigleit nicht die Gew. O. Anwen— 
dung findet. Uberhaupt ijt die Gew. O. bloß auf 
Betriebe, das H. G. aber aud) auf eingelue Ge— 
ſchäfte anzuwenden. 

9) Qn ein anderes Verhältnis erſcheint die 
Wirtiamfcit der beiden G. gerückt, wenn der tatſächl. 
Umſtand der gewerberechtl. Befugtheit bezw. Un— 
befugtheit eines tonfreten Betriebes ing ge ge⸗ 
ſaßt wird. Unbejugt im Sinne der Gew. O. ijt 
jener Betrieb, welder gwar gemäß Urt. IV, Kund— 
machungspatent, unter die Gew. O. fällt, jedoch 
tatjächlich nicht auf Grund einer Gewerbebefugnis 
(Gewerbeanmeldung, Konzeſſion) betrieben wird. 
Ob ein folcher Betrieb iiberh. als ,,Gewerbebetrieb” 
und fein Anhaber als ,,Gewerbetreibender” im 
Sinne der Gew. O. angujeben ijt, ijt in der Doktrin 
bejtritten. Die Gew. O. nimmt auf den unbefugten 
Betried ausdrücklich nur in der Richtung Bezug, 
daß fie ſeine Behebung durch die Gewerbebehirden 
und jeine Strafbarfeit normiert. Aus veridiedenen, 
in der Gew. O. zerſtreuten Stellen ſchließt der 
B. G., dah ein groper Teil der Vorſchriften der 
Gew. O. nur auf befugte Betriebe Anwendung 
ju finden habe (dagegen Kuliſch S. 246, nach deſſen 
Anſicht auc) der unbefugte Gewerbebetvieb ein 
„Gewerbe“ im Cinne der Gew. ©. bildet), da 
» Sewerbeinhaber’’ oder „Gewerbetreibender“ im 
Sinne der Gew. O. nur derjenige ijt, der ein 
Wewerbe befugterweiſe betreibt ( Budwinski 8053, 
9573 u. 11596). Hienach jiud alfo die Hilfsarbeiter 
in unbefugten Gewerbcbetrieben nicht gewerbl. 
Hilfsarbeiter im Ginne der Gew. O. (Budiwinsti 
9573), auf fie finden betipielsiweife die Beſtim— 
mungen der Gew. O. fiber das Lehrlingsweſen 
(Budwinsfi 9573, 14831) und das Gebiljenwefen 


(Vudwinsti 8053) teine Anwendung, fie ericheinen | rechtl. Befugniſſen u. Verpflichtungen. (or 
nidt alg Angehirige der Gewerbegenoſſenſchaft Meinungsverfchiedenheiten fiber die jurijtij 
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(Budwinsti 13136) und genicken auch nicht die 
enoſſenſchaftl. Cinrictungen (Genoſſenſchafts— 
ranfenfajje, Budwinsfi 13136), weil ihr Arbeit— 
qeber al8 unbejugter Gewerbetreibender nicht Mit- 
glied der Genofjyenfdajt fein fonn (Budwinski 
13136, 14835, 775 A, 776 A, 777 A, 884 A und 
885 A). 

+) Bohl gu unterideiden von den in Rede 
jtehenden, trot des G. unbefugterweiſe betriebenen 
Unternehmungen jind jene deshalb unbefugten’ oder 
bejjer „befugnisfreien“ Betriebe, weil das G. fiir fie 
die Erlangung ciner öffentlich-rechtl. Befugnis nicht 
vorjdreibt. Dies ijt der Fall bei allen jenen, nicht 
unter die Gew. ©. jallenden Betrieben, welche 
nicht durch Spegialnormen an eine Befugnis gee 
bunden find. Umgekehrt gibt es vermige außer— 
halb der Gew. ©. — Spezialnormen, welche 
eine öffentlich-rechtl. Befugnis normieren, befugte 
Betriebe, welche jedoch nicht „Gewerbebetriebe“ 
im Sinne der Gew. O. find und von welchen 
wiederum cin Teil unter das H. G., cin Teil außer— 
halb deSfelben fallt (Haufierhandel, Betrieb öffentl. 
Lagerbiufer, von „Anſtalten“ betriebene Verſiche— 
tung uſw.). 

2) Es ergibt fid) fonad) — bei Zugrundelegung 
der voritehend dargelegten Praxis — folgendes: 
1. Betriebe, beaw. Gefchajte, auf welche bloß das H. G. 
Anwendung findet; 2. ſolche, welche ſowohl dem 
H. G. als aud) der Gew. O. unterliegen; 3. jene, 
welde bloß unter die Gew. O. fallen; 4. diejeni« 
qen, welche — abgejeben von der Anwendbarkeit 
des H. G. — an fic) gwar unter die Sew. O. fallen, 
auf weldje aber deren Normen gum Teil deshalb 
feine Anwendung finden, weil fie im Sinne der 
Wew. O. alg unbejugte Gewerbebetriebe erjcheinen. 

IIT. Das Ret fi ju treiben. A. In öf— 
fentlid-redtl. Hinſicht. a) Die Befugnis, 
Handel gu treiben. 1. Erjordernis diefer 
Befugnis. Grundfiplid fann jeder Staatsbiirger 
unter den gejepl. Bedingungen jeden Erwerbszweig 
ausiiben (St. &. 21 XII 67, R. 142). Cine der 
hauptſächlichſten diejer Bedingungen ijt zumeiſt die 
vorberige Erlangung einer befonderen jubjeftiven 
Sffentlid)-rechtl. Befugnis hiezu. Gojern namlich gum 
H. gehörige Geſchäfte beabjichtigtermafen wiederholt 
u. Dauernd aweds laufender Erwerbſchaffung vorge- 
nommen werden, ergeben fid) hiebei Verhältniſſe, 
welche es dem Staate im öffentl. Intereſſe angemeſſen 
erjcjeinen laffen, das Eutitehen und den Betrieb 
joldjer Unternefmungen durch bffentlich-redtl. Vor— 
ſchriſten gu regein. Die praftijdhe Anwendung diefer 
Vorjdhriften, welche teils eine ,,qeordDnete Rommerg- 
u. Mewerbeadminiftration”, teils den Schutz der 
Arbeiterſchaft, teils die öffentl. Sicherheit u. dal. m. 
bezwecken, lief es erforderlich erſcheinen, die Griin- 
dung derartiger ———— an einen öffent⸗ 
lich rechtl. Utt gu binden. Von der Vornahme dieſes 
Altes ab iſt der Betrieb ein „befugter“, ohne dieſen 
ein „unbefugter“. Der Vollzug dieſes öffentlich— 
rechtl. Wftes begründet für den Unternehmer ein 
ſubjektives öffenil. Recht zum H.⸗ u. Gewerbebetriebe 
mit allen damit geſetzlich verbundenen —— 

Ps 
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tur diejer Rechtes bei Rehm, S. 9 ff.) Eben weil 
es fid) hiebei hauptſächlich um die Wahrung öffentl. 
Intereſſen handelt und Privatrechtsverhältniſſe nur 
inſoweit in Betracht kommen, als auch ſolche nach 
der jeweiligen ſozialpolit. Muffaffung des Geſetz⸗ 
—— das öffentl. Intereſſe berühren (z. B. die 

echtsverhältniſſe ber Hilfsarbeiterſchaft), find die 
bezügl. Vorſchriften hauptſächlich in jenem G., wel- 
ches vornehmlich die öffentlich⸗rechtl. Regelung vor 
H. u. Gewerbe bezweckt, d. i. in der Gew. ©. ent= 
halten. Ginwiederum ijt die Unwendbarfeit der zu— 
meift privatrechtl. Beſtimmungen des H. G. feines- 
wegs von dem Beftande einer joldjen bejonderen 
.= begw. Gewerbebefugnis —— (Art. 11 u. 
276 H. G.). Aus den vorerwahnten Griinden find 
ee Durdjiihrung der obgenannten öffentlich-rechtl. 

orfdjrijten nicht die Gerichte, fondern hauptſächlich 
die polit. (al Gewerbe-) Behirden (§$ 141—152 
Wew. O.) fompetent. Wie nun der Gew. O. unter- 
lieqenden Betriebe finnen beſugterweiſe erjt nad) 
Erlangung einer dieSbegiiglichen bejonderen Be— 
fugnis betrieben werden. 

Eine jolche öfſentlich-rechtl. Befugnis gum H.- 
Betriebe ijt nicht erforderlich hinfichtlich folder .- 
Litigteiten, welde nad Art. 1V, Rundmadungs- 
patent, nidjt unter die Gew. O. fallen (3. B. die 
vereingelte Bornahme eines —— H. Geſchäf⸗ 
tes) oder durch Art. V ff., Kundmachungspatent, 
ausdrücklich von deren Anwendbarkeit ausgenom— 
men find, ſofern der Betrieb einzelner Unterneh- 
mungen nidt etwa nad fpesieller Vorſchrift ane 
deter Normen eine ſolche Befugnis sur Voraus— 
jebung hat. Golde Normen jind 3. B. hinſichtlich 

äge- u. Mefanftalten § 2 G. 19 VI 66, R. 85, 
bintrchtlich öffentl. Lagerhäuſer § 1 W. 281V 89, 
R. 64, des Betriebes der Privatgeſchäftsvermitt— 
lungen im Ginne des Art. V, lit. f., Kundma— 
chungspatent zur Gew. O., Staatsminiſterialerlaß 
28 IL 63, 3. 2306, des Hauſierhandels kaiſ. P. 
41X 52, R. 252, und G. 21 IT 83, R. 37, des 
Verfaufes gewiſſer Drudidrijten § 3, Abſ. 5, Preß⸗ 
gin 62, H. 6 ex 1863 u. dgl. m. (gl. 

I, B, b). 

Die Anmeldung des Betriebes bei der Steuer- 
behörde ijt pon der in Rede ſtehenden Erlangung 
einer öffentlich-rechtl. Befugnis veridieden. Der 
Mangel der Unmeldung bezw. des Konzeſſions— 
dekreies gum Gemwerbebetriebe wird durd) die Lö— 
fung des Erwerbſteuerſcheines nicht behoben (Bud- 
win8ti 3172, 4597). 

2. Beqriindung. Die Hffentlich-redtl. H.- 
bezw. Gewerbebejugnis wird begriindet bei jenen 
Betrieben, welche unter die freien Gewerbe fallen, 
durd) die „Anmeldung“ und bei jenen, welche 
unter die konzeſſionierten Gewerbe zu zählen find, 
durd) die Ausfertigung des Konzeſſionsdekretes 
($$ 11, 13 u. 144 Gew. O.) Hinſichtlich jener Be— 
triebe, welche handwerlsmäßige Gewerbe betreffen, 
fehlt in dem letztzit. Paragraphen eine diesbe— 
zügliche ausdrückl. Beſtimmung. Dies erklärt ſich 
daraus, daß dieſer Paragraph aus der Gew. O. 
vom J. 1859 ſtammt, jedoch nach der Einfüh— 
tung der handwerlsmäßigen Gewerbe durch die 
Mov. 15 IIT 83, R. 39, feine entſprechenden Abän— 
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derungen erjahren bat. Da jedod) handwerks— 
mäßige Gewerbe aud) nur nad) —— An⸗ 
hee | betrieben werden diirfen, ijt in dem mit 
diejer Nov. eingefiihrten § 14, Abſ. 1, durch einen 
bejonderen Hinweis auf die $$ 11, 12 u. 13 aus=- 
drücklich gejagt. 

Die Gewerbeanmeldung bezw. Konzeſſionser— 
teilung ijt formell ſtets cin fonjtitutiver, weil ge— 
rade die bejtimmte jubjeftive Gewerbebefugnis der 
betrefjenden Perſon begriindender Wit; denn vor 
feiner Vornahme ijt dieje fonfrete Befugnis nicht 
vorhanden, da ja der unangemeldete bezw. ohne 
Konzeſſion erjolgende Betried im Sinne ded G. 
($ 132, lit. a. Mew. D.) ein „unbefugter“ ijt. Nach 
jeinem Inhalte ijt diejer WE jedoch entiveder de— 
flarativer oder gleichfalls tonjtitutiver Natur. De- 
flarativ ijt er, wenn es fid) um die Unmeldung 
freier ober — DdieS aber nur im fyalle Der Er— 
bringung des Beſaähigungsnachweiſes — handwerts= 
mäßiger Gewerbe handelt, weil dieje Unmeldun 
von der Behörde entgegengenommen werden ae 
und nichts anderes als die Erweijung der Rechts— 
jabigfeit und des Willens jum Gewerbebetricbe 
enthalt. Die Vorſchrift des § 13 Gew. O. ſteht 
dieſer Auffaſſung nicht entgegen; denn nicht die 
Ausſiellung des Gewerbeideines, jondern die An— 
meldung beqriindet die Gewerbebejuqnis (§ 13, 
Abj. 1) und die durch § 13, Abj. 2, vorgefehene E. 
det Behirde behebt nicht die Hewerbebefuqnis, fon- 
dern unterjagt nur deren Ausübung. Nicht mur 
formell, jondern auc) inbaltlic) fonftitutiver Natur 
ijt dev in Rede jtehende Alt dagegen, wenn es fich 
um die Erteilung einer Gewerbekonzeſſion bandelt, 
da deren Erteilung bezw. Verweigerung im freien 
behird!. Ermejjen liegt, fomit jeitens der Staats- 
qewalt nidt mehr bloge Kenntnisnahme, jondern 
eine Gewährung erjolgt, auf welche ein Rechts: 
anjprud) der Bartei nicht bejreht. Von gleicher Art 
ijt auc) die Erteilung der nicht unter die Gew. O. 
fallendDen Konzeſſionen oder Lizenzen. Ebenſo ijt 
inhaltlich) fonjtitutiver Natur die Musjtellung des 
ewerbeideines gum Betriebe eines handiwerfs- 
mäßigen Gewerbes fiir eine des erforderl. Befähi— 
gungsnachweiſes entbehrende Perſon durch Nach- 
ſicht vom Vorhandenſein dieſes Umſtandes (Dis— 
pens, § 14, Ubi. 6, 7 u. 8, Gew. ele In diefem 
walle wird nämlich die Gewerbebejuqnis nicht Durch 
die bloke Anmeldung, fondern erjt dDurd die in 
das behördl. Ermeſſen gejtellte Erteilung der Dis- 
pens, jomit erft durch die Uusjtellung des Gewerbe— 
ſcheines begriinbet. 

Das behördl. Ermefien bei Erteilung der Dis- 
pens vom Beſähigungsnachweiſe bezw. der Ertei- 
lung einer Gewerbefongjefjion ijt fein vollſtändig 
freies. Es ijt vielmehr häufig in der Hinjicht be— 
ſchränkt, daß die Behirde unter gewifjen Umſtänden 
die Dispens (§ 14, Abſ. 6 u. 7, Hew. O.) bezw. die 
Konzeſſion nicht erteilen darf (§ 23, Abſ. 3, Gew. O. 
und WinifterialverordDnungen 20 VIL 85, R. 116, 
30 XII 85, R. 13 ex 1886, 20 IL] 92, R. 55, 23 XI 
95, R. 181, 7 IIL 1902, R. 53, 19 IV 1904, R. 41). 
Cine Beſchränkung diejes Ermeſſens in der Rich— 
tung jedod, daß die Dispens bezw. die Konzeſſion 
unter bejtimmiten Umſtänden erteilt werden müßte, 
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der Partei fomit unter qewifjen Vorausſetzungen 
ein Unjprud) hierauf zuſtünde, bejteht nicht. Die 
Dispens bezw. das Konzeſſionsdekret bat fomit 
immer cine Gewährung der Staatsgewalt an die 
Rartei gum Qnbalte. 

3. Umfang. Der Umfang des rechtl. Inhaltes 
der einzelnen, fubjeftiven, dffentlich-rechtl. .- bezw. 
Gewerbebefugnis, fei fie nun eine ſolche im Sinne 
der ew. O. oder einer der oberwähnten Spegial- 
normen, wird innerhalb der allg. geſetzl. Schranken 
bei ihrer Begründung bejtimmt. Sofern aljo die 
Anmeldung dieſe Befugnis inhaltlich beqriindet, er- 
itvedt fid) deren Umjang auf die Vornahme aller 
in Der Gewerbeanmeldung angefiihrten Tatigteiten. 
Dort wo die Konjtituierung der Befugnis mit der 
Ausitellung de3 Gewerbeſcheines, Kongeifionsdetre- 
te, einer Bian u. dql. erjolgt, ijt deren Anhalt 
jiir dad Ausmaß der durd) fie beqriindeten Befug— 
nifje bejtimmend. Es liegt daher cine ungenaue 
Ausdrucksweiſe tm § 36 Gew. O. vor, welcher er— 
flirt, daß der Umiang eines Gewerberechtes nach 
dem Inhalte des Gewerbeidheines oder der Kon— 
zeſſion beurteilt werde, denn Hinfichtlich freier oder 
nad) Erbringung des Befähigungsnachweiſes ange- 
tretener handwerksmäßiger Gewerbe muh hiefür der 
Inhalt der Hewerbeanmeldung als maggebend er- 
adtet werden, da ja der Gewerbejchein nur einen 
„Auszug der Gewerbeammeldung’ 8 144, Abi. 2, 
Gew. O.) daritellt. (Dageqen Mataja S. 20 u. 34). 

Der Wille des Unmeldenden bezw. das Er- 
mejien der Behirde in Wb renzung des Umfanges 
der Befugnis iſt nicht — frei. Sie finden 
ihre Schranten, wie erwähnt, in allg. geſetzl. Be— 
ſtimmungen. Die Gew. O. ſteht nämlich auf dem 
Standpunkte des Beſtandes getrennter, hinſichtlich 
des Befugnisumfanges abgegrenzter, Gewerbekate— 
ores und auch jene Spesialnormen, welde die von 

er Yew. O. ausqenommenen Betriebe betrefien, 
erftveden ſich aut beitimmt abgegrenate Kategorien 
privater EriverbStiitigteit. Die bezügl. Grengen find 
teils im G. felbjt feſtgeſetzt (58 16, 17, 37, 38 
Mew. £.,§ 12 faij. P. 1X 52, R. 252, G. 19 VI 
66, R. 85, G. 281V 89, R. 64, G. 23 VI 81, 
R. 62, u. dgl. m.), teils ijt ihre Beſtimmung dem 
Verordnungswege vorbehalten ($$ 38, Abſ. 4, und 
53, Mbj. 3, ew. O.) und auf diefem erfolqt (Mi- 
nijterialverordDnungen 17 TX 83, R. 152, 17 VI 86, 
R. 97, & XII 95, R. 188, 30 XII $5, R. 13 ex 
1886, 23 X1 95, R. 181, 30 III 99, R. 64, u. dgl. 
m.). Sofern dieje Abgrengungen fic als unvoll- 
ſtändig erweijen, wird gemäß der Auffaſſung, dak 
die Gewerbezweige „gewiſſermaßen bijtorijde Rates 
qorien find“ (Mataja S. 35), auch auf ältere Nor— 
men (Art. IT] Kundmachungspatent zur Gew. ©.) 
und diesbezüglich bejtehende Mepflogenbeiten (Bud- 
winSfi 13916 u. 13915) guriidgegangen. (Bal. im 
iibrigen den Art. „Gewerbe, C. Gewerberechte Um— 
fang u. Abgrenzung)“.) 

4. Endigung. Tie in Rede ſtehenden ſub— 
jettiven öffentl. Rechte ſind — abgeſehen von radi— 

jerten und verkäufl. Gewerben — höchſt perſönl. 
atur. Sie finden daher naturgemäß ihre Endi— 
ung mit dem Untergange der juriſtiſchen (Auf— 
öſung) oder phyftidjen Perſon (Tod) des Rechts— 
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jubjeftes (Ausnahme § 56, Abſ. 4, Gew. O.). Außer⸗ 
dem erlöſchen fie durch Verzicht ſeitens der berech— 
tigten Perſon, im Falle ihrer befriſteten Begrün— 
dung durch Zeitablauf und in den durch das G. 
ausdrücklich ſeſtgeſetzten Fällen durch Suriidnahme 
(§ 57 Gew. O.) und Entziehung ($$ 131 u. 138 
Wew. O., § 19 kaiſ. B. 4 1X 52, R. 252, uſw.) 
feitens der Staatsgewalt (Mataja S. 57 u. Broſche, 


V. 8. 1894, S. 43 ff.) 

5. ————— Im allg. ſteht es jedem In— 
haber einer der in Rede ſtehenden öffentlich-rechtl. 
Befugniſſe frei, dieſelbe auszuüben oder nicht. Aus— 
nahmen hievon enthält bie Gew. O. (§ 53, Wars 
ginalrubrit „Betriebspflicht bei einzelnen Gewer— 
ben“) und im gewiſſen Sinne aud) § 482 allg. Str. 
G. (Dardanariat). Uberdies ijt mit der Erlangung 
der Konzeſſion fiir bejtimmtartige Unternebmungen 
Eiſenbahnen, Apotheten) die Pflicht verbunden, die 
im Betriebe diejer Unternehmungen gelegenen Ge- 
fchiifte mit jedermann, der den hiefür normierten 
WAnjorderungen entjpridt (Taxen, Tarife), abzu— 
ſchließen (Beförderungspflicht der Ciienbahnen u, 
dql. m.; vgl. im itbrigen Kräl, die Betriebspflicht 
im Gewerbe, Ri f. V., Jahrg. 1902, S. 27 ff). 

b) Die Rechtsfabhigteit zur Erlangung 
dieſer Beſugnis. Dieſe muß grundſätzlich (Art. 6 
St. G. 21 XII 67, R. 142) fiir jeden Staatsbürger 
angenommen werden, fofern das G. nicht audsdriid- 
lic) Ausnahmen feſtſetzt. Diefe betreffen folgende 
Umſtände: 

1, ht a Dieſe iit in der Rez 
gel ($ 252 a. b. G. B.) fiir den felbjtindigen Be- 
trieb eines Gewerbes (§ 2 Gew. ©.) und fiir die 
Bulajjung gum Börſenbeſuche (§ 5, Punft 2, G. 
11V 75, R. 67) unbedingt erforderlich. 

2. Ein beſtimmtes Mindeſtalter. Diejes 
Exjordernis ergibt fic) wohl ſchon mittelbar aus 
jenem der Eigenberechtigung. Dod ijt fiir die Bu- 
lajjung zum Haufierhandel inSbej. die Zurücklegun 
des 30. Lebensjahres erforderlich (§ 3, lit. b, fait 
P. 41X 52, R. 252). 

3. Das Geſchlecht. Nah § 2, Abj. 3, Ger. 
©. (G. 15 TID 83, R. 39) beqriindet gwar das We: 
fchlecht in Begug auf die Zulaſſung sum Gewerbe= 
betriebe feinen LUlnterjdied. Dieſer Say erleidet 
jedod) cine Wusnahme in favorem feminarum. 
Mad) § 14, Abj. 8, Sew. O. werden nämlich 
Frauensberſonen bei Anmeldung eines ,,qemeinig- 
lid) von Frauen betriebenen handwerlsmäßigen 
Gewerbes“ Erleidterungen in der Erbringung des 
Beſähigungsnachweiſes gu teil (vgl. Budwinsti 
6395 und Erl. des H. M. 16 1X $3, B. 26701). 
Bom Börſenbeſuche find jedod) Lerjonen weibl. 
Geſchlechtes überh. ausgeſchloſſen (§ 5, Buntt 4, 
G. 1 1V 75, R. 67). 

4. Standes- und Berufsverhaltniffe. 
Inwiefern Geiſtliche u. Ordensperjonen, dann Mi- 
litarperjonen, [. ſ. Beamte oder andere dijent- 
lic) angejtellte Berjfonen von der Musiibung von 
„Gewerben“ ausgeſchloſſen find, bejtimmen die bee 

ügl. Borjdrijten (§ 4 Gew. O.). Solche Vor— 
— **— find fiir Militärmannſchaftsindiwiduen: 
Erl. M. J. 7 VII 60, B. 24602; fiir l. j. Beamte 
u. Diener: Hffzd. 23 IX 35, P. G. S., Bd. 63, 
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©. 395; fiir ſtädt., ſtändiſche und dffentl. Fonds- 
beamte: A. ©. 411 36; fiir bei Hof angeftellte 
Diener: Hid. G6 IV 1772; fiir Gewerbeinjpeftoren: 
$17 G. 17 VI 83, R. 117; fiir Bedienftete der 
Staat8bahnen: Eri. H. M. 22 X1 97, 8. 16868; 
fiir H.⸗Mäkler oder Cenjale: rt. 69, Abſ. 2, 
Punkt 1, H. &. (G. 4 1V 75, R. 6S). Auch die Inne— 
habung einer Gewerbebefuqnis behebt ausnahms- 
weije (§ 9 Gew. 0.) die Rechtsiapi feit zur Cre 
langung iweiterer folder Befugnijje (§ 19 Gew. O., 
33 G. 23 111 85, R. 48, und § 6 G. 23 VI 81, 
. 62). 

5. Unbeſcholtenheit u. Verläßlichkeit. 
Im § 5 Gew. O. (G. 15 III 83, R. 39) find die 
Vorausjepungen (Verurteilung wegen bejtimmt- 
artiger Berbredjen u. Vergehen, zu beforgender 
Mipbraud) des Gewerbes u. dgl.) erwähnt, unter 
welden Berjonen vom Antritie cines Gewerbes 
ausgeſchloſſen werden können. Die Beurteilung liegt 
im Ermeſſen der Gewerbebehörde ( Budwinski 13553, 
2755 u. 13279). Außerdem iſt häufig ſchon nach 
allg. Anordnungen des Str. G. 27 V 52, R. 117 
($$ 30, 242, 243), und in vielen beſonderen Vor— 
ſchriften dieſes G. ($$ 321, 326, 345, 362, 364, 
366, 367, 383, 384, 385, 399, 436, 438, 445, 467, 
469, 472, 478, 482, 483, 484, 498 u. 515) gleich⸗ 
eitiq mit der Verurteilung vom Strafricjter der 

erlujt der Gewerbeberedtiqung auszuſprechen, 
weldjer faut 9. M. V. 29 V 54, MR. 134, im alla. 
als bejtindiger Verluſt gu verjtehen ijt, ſonach dem 
Verurteilten bezüglich des betreffenden Gewerbes 
die Rechtsfähigkeit sur Erlangung einer Gewerbe- 
befugnis dauernd benimmt. 

Schließlich ftellt § 23, Abſ. 1, Gew. O. Hine 
jichtlich fongeifionierter Gewerbe auc nod) das Er- 
jordernis der Verläßlichleit mit Besiehung auf das 
betrefjende Gewerbe auj, deren Beurteilung im be- 
hördl. Ermefjen liegt. Jn § 5, Punft 3—7, des 
G. 1 IV 75, R. 67, werden cine Ungahl hieherge- 
höriger Umſtände aufgezählt, die den Ausſchluß 
vom Börſenbeſuche zur Wirkung haben. 

6. Den jog. „Befähigungsnachweis“. 
infichtlid) der —— der Berechtigung zum 

triebe der in Der Miniſterialverordnung 24 IX 
1905, R. 152, aufgezählten handwerlsmäßigen und 
gewijjer fongefjonierter Gewerbe (§ 15, Punt 1, 
2, 5, 7, 8, 10, 11, 14, 18, 20 u. 21, Sew. O. und 
Minijterialverordbnung 25 111 83, R. 41, Mini 
fterialverovbnung 20 VII 85, R. 116, Winijterial- 
verordnung 20111 92, R. 55, Minijterialverord- 
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wird, bediirjen fie einer förml. Zulajjung von Seite 
der polit. Landesbehörde. Die formelle Regiprozitat 
befteht hinſichtlich Ungarns (G. 27 VI 7s, R. 62, 
Art. XIV u. XX, und faij. B. 30 XII 97, R. 308) 
und Bosniens und der Hergegowina (G. 20 XII 
79, R. 136, § 11). Hinfichtlich der iibrigen aus— 
ländiſchen Staaten jind die internationalen Ver— 
— maßgebend. Die auf Staatsverträgen beru— 
hende Freiheit des H.-Betriebes türliſcher Unter— 
tanen hat keine Underung erlitten (§ 4 Einfüh— 
rungsgeſetz gum H. G.). Bezüglich der Zulaſſung 
ausländiſcher Aktiengeſellſchaften, Rommanditgejell = 
ſchaften auf Aktien und Verſicherungsgeſellſchaften 
gelten die kaiſ. V. 29 X1 65, R. 127, bezw. G. 29 TIT 
73, R. 42, auf welch lepteres (8 2), inſofern es * 
Gew. O. (Mov. 1883; ſ. Art. V, lit. k, taiſ. YB.) 
widerjpridt, der Sap lex posterior derogat priori 
anzuwenden wire. Die Zulajjung derartiger ungar. 
Geſellſchaften regeln G. 27 VI 78, R. 62, Art. XX, 
und G. 21V 87, R. 48. Cine Beſonderheit gilt 
hinſichtlich des Marktbeſuches. Diesbezüglich ijt die 
jormelle Reziprozität nicht erſt zu erweiſen, ſondern 
es werden rückſichtlich des Rechtes zum Marftbe- 
ſuche Ausländer wie Inländer behandelt, ſoweit 
nicht eine Abweichung hievon in Anwendung der 
Reziprozität verfügt wird (§ 64 Gew. O.). Aus— 
ländiſche Handlungsreiſende (§ 59e Gew. O. G. 
25 11 1902, R. 49) unterliegen, ſofern fie nach den 
jeweilig geltenden H. V. zum Geſchäftsbetriebe im 
Inlande zugelaſſen ſind, den Beſtimmungen des 
G. 2511 1902, R. 49. Bon der Zulaſſung jum 
aujierhandel find Wuslinder durchaus ausge- 
chloffen (§ 3, lit. a, faij. B.4 0X 52, R. 252). 

8. Anésbej. hinſichtlich juriſtiſcher Per— 
ſonen. Juriſtiſche Perſonen können unter den glei— 
chen Bedingungen wie einzelne Individuen Ge— 
werbe betreiben, müſſen aber einen geeigneten Stell— 
vertreter (Geichäftsführer) oder Pächter beſtellen 33 
Mew. O.). Das heißt, daß auf dem Gebiete des 
Mewerberedtes juriſtiſche Berjonen gerade fo wie 
phyſiſche zum bejugten Betriebe der befonderen Be- 
fugnis bedürfen. Dieje ijt keineswegs etwa ſchon 
in der privatrechtlichen, der juriſtiſchen Perſon ge— 
miif ihrer Begründung etwa zukommenden Rechts- 
fähigleit sur Vornahme bejtimmtartiger Geſchäfte 
gelegen, ſondern muß ſtets abgeſondert bezw. aus- 
drücklich begründet werden. Das gleiche gilt auch 
fiir die von der Gew. O. ausgenommenen Be— 
triebe, welche cine beiondere öfſentlich-rechtl. Be— 
fuqnis erfordern ($$ 92 u. 95 G. 9 IV 73, R. 70; 


nung 23 X1 95, R.181, und Minifterialverordnung | § 11 faij. P. 26 XT 52, R. 253, Budwinski 6853 


7111 1902, R. 53), tit der Nachweis der nach diejen 
Beſtimmungen und der Vorſchrift des § 14 Gew. O. 
gum Betriebe diejer Gewerbe erjorderlicen be- 
jonderen Beſähigung von nöten. 

7. Staatsangehörigkeit. Art. 6 St. G. 
21 XII 67, WR. 142, begieht fic) ausdrücklich nur 
auf Staatsbiirger. Ceine allg. Riegel gilt daber für 
Wuslinder nicht. Sie find jedoch fiir das Gebiet 
der Bew. O. nach § 8 Mew. O. gegen Nachweiſung 
der formellen Regiprogitit jeitens des Staates, dem 
fie angehiren, in Bezug auf den WUntritt und den 
Betrieb eines Gewerbes den Inländern gleidge- 
ftellt. Im Falle die Reziprozität nicht ——— 


u. 2148). 


Immer iſt aber vorausgeſetzt, daß die juri— 
ſtiſche Perſon bei ihrer aiden mit der 
ete ye zur Erlangung einer bejtimmtar- 
tigen H.= bezw. Geiwerbeberedtiqung tiberh. aus— 
qeitattet wurde. § 3 Gew. O. hat nämlich nur auf 
jolche juriſtiſche Perſonen Anwendung, welche nach 
ihren Sagungen und dem aus denjelben ſich er: 
qebenden Zwecke gu einem bejtimmten He oder Ge— 
werbebetriebe bejiibigt find (Budwinski 2184, 4275, 
6851 u. 12656). Eine Aktiengeſellſchaft (‘Budwinstt 
12656), ein Berein (Budwinsti 2184), eine Er— 
werbS- u. Wirtſchafisgenoſſenſchaft (Budiwinsti 
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189 A) bejipen die Rechtsſähigkeit zur Erlangung 
von H.e u. nrg en nur binjidtlic 
jolcher Wetriebe, welche im — ihrer ſtatuta⸗ 
riſchen Zwecke liegen. Die juriſtiſche Perſönlichkeit 
Der offenen H.-Geſellſchaft im Sinne der H.- u. 
Gewerbegeſetze ijt kontrovers. Die Praxis der Be— 
borden anerfernnt diejelbe aumeijt, die Qudifatur 
ijt ſchwankend. (Bejabend: ©. G. H. 20 IX 93, G. 
U.W. 9741, Budlwinsti 12163, 10256, 6564, 454 A; 
verneinend: O. G. H. 17V 92, G. U. W. 14254, 
Budwinsti 12163.) 

Die RechtSfihigheit des Staates gu H.- u. 
Wewerbebetrieben wird begreiflicherweiſe feitens der 
Behörden unumſchränkt anerfannt. Wollte man den 
Staat als juriſtiſche Berfon im Sinne ded § 3 Gew. 


©. betrachten (denn nur die Monopol⸗ u. egal: | 


betriebe des Staates find durch Art. VIL, Kund- 


madungspatent zur Sew. O., ausdrücklich von diejer | 


ausgenommen), fo dürfte man ihm nad dem Bore 
hergejagten die Rechtsſähigleit nur hinſichtlich fol- 
cher Betriebe —— welche im Rahmen der 
ſtaatl. Swede liegen. Nun müſſen gwar (nad Ber— 
natzik, Archiv fiir öffentl. Recht, V, 2, S. 235) jene 
Staatszwecke, welche das Subſtrat der juriſtiſchen 
Perſönlichkeit des Staates bilden, ſchon in ſeiner 
Rechtsordnung ihren Ausdruck und ihre Begren— 


zung gefunden haben; jene Auffaſſung aber, welche 


bei juriſtiſchen Perſonen das Willensmoment in 
den Vordergrund ſtellt und insbeſ. die Lehre, daß 
der Staat „alles könne“ (civitas omnipotens), 
hat trotz der allg. Vorſchrift des § 3 Gew. O., von 


welder der Staat keineswegs ausdrücklich ausge⸗ 


nommien erſcheint, zu der Annahme geführt, daß be— 
züglich ſeiner die Frage einer, hinſichtlich bejtimumt- 
artiger Vetriebe abgegrensten, Rechtsfähigkeit iiberh. 
nicht aufgeworfen werden finne. Konjequenterweije 
miifte Daun aud) das Erfordernis einer jubjeftiven 
Hffentlic)=rechtl. Gewerbebefugnis fiir jene vom 
Staate betriebenen Unternebmungen, welche anſon— 
jten objeftiv der Gew. £. unterliegen wiirden, ge: 
feugnet werden. Dazu fonrmt, dah eine jolche Bejug- 
nis als ein öffentl. Recht vor allem eben cine Rechts— 
beziehung zwiſchen ibvem Inhaber und der Staats- 
qewalt gum Wegenjtande hat, der Staat hier ſo— 
nad) (jogar in Angelegenheiten freien Ermeſſens 
ſich ſelbſt als Partet geqeniiber jtiinde. Hinſichtlich 
der Frage, ob vom Staate betriebene Erwerbs— 
unternehmungen überh. als „gewerbsmäßig“ be— 
triebene angeſehen werden können und vermöge 
dieſes Momentes der Gew. O. unterliegen, beſteht 
teineswegs UÜbereinſtimmung der Anſichten. (Bal. 
Kuliſch, S. 108 u. 110, die dort angeführte Lite 
ratur, Wataja, S. 6, und Broſche in 8. 7. B, 
Jahrg. 1901, S. 25 ff.) 

inſichtlich ausländiſcher jurijtijher Perſonen 
j. oben Bunft 7. 

B. Yn privatredtl Hinjidt. Brivatredt- 
lic) ijt im allg. — befiibigt, gum H. gehö— 
rige Geſchäfte gültigerweiſe abzuſchließen, der überh. 
nach dem a. b. G. B. geſchäftsfähig, d. h. fähig 
ijt, ſelbſtändig Rechte au erwerben und Verpflich— 
tungen eingugehen. Derjenige, bei welchem dieſe 
Vorausepungen nicht gutreffen, fann daber insbeſ. 
aud) nicht Kaufmann im Ginne de8 H. G. jein. 
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Auf diefe Cigenidajt hat im allg. auch dads 
Wefdledt teinen Cinfluk. Der Kaufmann weibl. 
Geſchlechtes heißt ,.Handelsfrau” (Art. 6, Abſ. 1, 
H. G.). Nur hinſichtlich jener handeltreibenden 
Perjon weibl. Gejdledites, welche zugleich „Ehe— 
tau ijt ge mercatrix), befteht die Ausnahme, 

ß bezüglich ihrer die an die Eigenſchaft als Kauf— 
mann (Handelsfrart) durch die Vorſchriften des H. G. 
gelnüpften Rechte u. Pflichten (Wert. 6, Abſ. 1, H. G.) 
erjt nach ausdriidlicher oder ſtillſchweigender (Art. 7, 

Abſ. 2, H. G.) bezw. durch richterl. Ausſpruch 
—— (§ 6, Einführungsgeſetz zum H. G.) Ein— 
will gung des Ehemannes eintreten. Das Ber- 
hältnis der voritebenden Art. des H. G. gu § 2, 
Abſ. 3, Gew. O., wonad das Geſchlecht auf die 
Bulajjung gum Gewerbebetriebe feinen Unteridied 
, begriindet (j. oben I] A, b, 3), wird nad) herrſchen⸗ 
der Lehre dabin aufgefaßt, dah die erwähnten Art. 
nur die Stellung der H. treibenden Chefrar fiir den 
Bereich) des H. G. regeln, § 2, Abſ. 3, Gew. ©. 
hingegen nur die Sffentlich-rechtl. Sulaffung zum 
Gewerbebetriebe betrejje. Dagegen vertritt Kuliſch 
(S. 207 ff. dortſelbſt auc) die Literatur!) neueſtens 
die Anſicht, dah die erwähnten Bejtimmungen des 
O. G. durd) § 2 Gew. O. teilweije aufgehoben 
und nur mehr binjidjtlic) ſolcher Betriebe giiltig 
find, welche und injoweit jie im Abſchluſſe von H.= 
Geſchäften im Sinne des H. G. befieben und vom 
 Geltungsbereidje der Gew. O. ausgenommen find. 
In gewiſſer Hinſicht bejdrinfen aud Be— 
rufsverhältniſſe die allg. privatrechtl. Geſchäfts- 
fähigleit. So darf cin H.«Geſellſchafter ohne Ge— 
nehmiqung der anderen Geſellſchafter weder in dem 
H.-Hweige der Geſellſchaft fiir eigene Rechnung 
oder für Rechnung eines Dritten Geſchäfte machen, 
nod) an einer qleidjartigen H.Geſellſchaft als 
offener Gejellichajter teilnehmen (Art. 96, Abſ. 1, 
H. &.). Ein Prokuriſt oder ein gum Betriebe eines 
ganzen H.Gewerbes bejtellter Handlungsbevoll- 
mächtigter darf ohne Cinwilligung des Prinjipals 
weder fiir eiqene Rechnung, nod fiir Rechnung 
eines Dritten H.-Vejchiijte machen (Art. 56, Abſ. 1, 
H. G.). Das gleiche gilt fiir den Handlungsqehilfen 
(Mart. 50 H. O.). Ebenfo hat aud) nach eS, Mis 
nijterialverorduung 20 1X 99, R. 175, das Statut 
einer Altiengeſell ſchaft die Beſtimmung ju enthal- 
ten, daß Mitglieder de8 Vorjtandes ohne Zujtim- 
mung der Geſellſchaft nicht den Betrieb eines dem 
gefellichaftl. Unternehmen gleichartigen Unterneh— 
mens für eigene oder jrembe Rechnung beqinnen 
oder in ein age ae PF Unternehmen als per- 
ſönlich haftende Geſellſchafter eintreten oder ges 
wiſſe Funttionen bei gag Altiengeſell⸗ 
ſchaften übernehmen dürfen. Dieſe Normen be— 
ſchränlen jedoch die privatrechtl. Geſchäftsfähigleit 
der oberwähnten Perjonen nicht derart, dah die 
entgegen dieſen Vorſchriften geſchloſſenen Geſchäfte 
etwa nichtig wären. Es erſcheint durch dieſe Be— 
ſtimmungen vielmehr von Geſetzes wegen bloß ein 
obligatoriſches Verhältnis Konkurrenzverbot) zwi⸗ 
ſchen der: genannten Perſonen (Art. 96 H. G. ſteht 
unter der Marginalrubrif „Von dem Rechtsver— 
hiltnis der Geſellſchafter untereinander’) dabin 
beqriindet, daß die Wejellidjajter bezw. der Brin- 
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gial das verbotsiwidrige Geſchäft als fiir eigene 
ednung geſchloſſen erachten Eintrittsrecht) oder 
Schadenerſatz fordern und überdies das Geſell— 
ſchafts- bezw. Dienſtverhältuis auflöſen können. 
(Art. 56, Abſ. 3, 97, 64, H. G. und § 24 Einf. G.). 
In ähnl. Weiſe beſtimmt aud § 82, lit. e, 
Gew. O., daß der gewerbliche Hilfsarbeiter ohne 
es entlajjen werden darf, wenn er „ein 
der Verwendung beim Gewerbe abträgl. Neben— 
geſchäft betreibt’. 

Für die privatredtl. Geſchäftsfähigkeit juri- 
ftifmer Perſonen ijt § 26a. b. G B. maß— 
ebend. Dak der Staat Raujmann im Ginne des 

. &. jein fann, ijt im § 8 inj. G. ausdrück— 

lid) vorgelehen. Das gleiche muß wohl auc von 
anderen Verbänden öffentl. Rechtes (Gemein— 
den, Ländern) gelten. Hinſichtlich der Vereine 
haben ſich Streitfragen bezüglich ihrer Kaufmanns— 
fähigkeit und der handelsrechtl. Hajtung ihrer Mit— 
glieder ergeben vgl. darüber Sachau, ©. 444). 

C. Objettiv verbotene Betriebe. Der 
allg. Grundjag des Art. 6. St. G. 21 XII 67, 
R. 142, erleidet in objeftiver Richtung ſowohl in 
privat= als in öffentlich-rechtl. Hinſicht Ausnahmen 
dadurch, dak beſtimmte Gegenſtände dem privaten 
Verfehre entzogen find. Co z. B. ausländiſche 
Lotterieloſe ine 24 u. 25 Lottopatent, S$ 438, 
439 u. 444 Bef. Str. G.), Loje der ungar. Rlajjen- 
lotterie (B. d. F. Mt. 5 VILL 97, R. 186), Prämien— 
ſchuldverſchreibungen, welche nicht auf Grund eines 
ftaatlid) genehmigten Verlofungsplanes ausgeqeben 
wurden (§ 1 G. 28 NI 89, R. 32), militäriſche 
Monture u. Ausrüſtungsſtücke (HFtgd. 5 X11 1500, 
P. G. S. Bd. 15, S. 201, u. Hftzd. 29 VIII 39, 
P. S. G. Bd. 67, S. 169), (verbotene) Waffen u. 
Munition ($$ 4, 13 u. 29 kaiſ. P. 24 X 52, R. 223), 
Sprengitoffe (G. 27 V 85, R. 134), Kreugpartifeln 
u. Reliquien (Hfd. 25 XI 26, J. G. S. Nr. 2234, 
und§ 1 &. 10 VI 87, R. 74). Weitere Wusnahmen 
bilden die Regale u. Monopole des Staates (val. 
die betrefjenden Wrt.). Schließlich wire in dieſem 
Sujammenhange darauj hinzuweiſen, daß fic) der 
H., da er ja nur erlaubte Geichifte gum Gegen- 
jiandDe haben fann, anf jtroj eſetzlich verbotene 
Geſchäfte nicht erſtrecken darf. Beiſpielsweiſe find 
Bankier-⸗ u. Geldwechſlergeſchäfte ausdrücklich unter 
den relativen H.«Geſchäften im Art. 272, 3. 2, 
H. G. erwähnt; ſofern ihre Abſchließung jedoch in 
der im § 1 Wuchergeſetz 28 V Si, R. 47, uümſchrie— 
benen Weije erfolgt, jind fie verboten, ftrafbar 
und * Strafrichter als nichtig gu erllären 88 
zit. G.). 
IV. Die HUnternehmung. Die Unterneh— 
mertitigfeit ijt eine Urt erwerbswirtſchaftl. Betäti— 
gung; die Unternehmung ein Wirtſchaftsgebilde die- 
jer Kategorie. Obwohl nun die Wusdriice „Unter— 
nehmung“ u. „Unternehmen“ in den geltenden G. 
keineswegs mangeln (Art. V, Kundmachungspatent, 
und 88 1, 15, 73, 58, 142 u. 143 Gew. ©.; 882, 
4, 8 u. 17 des G. 17 VIS3, R. 117; § 1 des G. 
25 X 96, R. 220; 88 9, 13, 14, 20 u. 21 des G. 
6190, R. 19 wiw.), fo mug dod) gejagt werden, 
daß die den Bediirfnijien des modernen Geſchäfts— 
lebens entiprungene Notwendigfeit, das Wirtſchafts— 


Handel. 


yan der Unternehmung in der Geſetzgebung zu 
erückſichtigen, biSher nod) nicht gu einer einbeit= 
— * flaren juriſtiſchen Erfaſſung derſelben ge— 
führt bat. 

Die Unternehmung kann nämlich nach gelten— 
dem Rechte weder als juriſtiſche Perſon gum Gub- 
jefte, noch etwa aud) als universitas juris vel 
facti oder als „Geſamtſache“ nad 88 302 begrw. 
427 a. b. G. B. (im legteren Paragraphen ijt aus- 
driidlid) nur das ,,Warenlager’ als Gejamtjache 
bezeichnet) zum Gegenitande rechtl. Beziehungen 
werden. Allerdings ſpricht Art. 22 H. G. vom Er— 
werbe eines .-Gejchiijtes und baften nad) dem 
Wortlaute des § 58 Gew. O. und des §9 G. 61 
90, R. 19, die betreffenden Rechte an dem Unter— 
nehmen; aber gerade die an Yrt. 22 H. G. (Staub= 
Piso) und die an die letzterwähnten Beſtimmun— 

en (Qomorjzynéfi, Aur. Bl. 1902) gefniipjten und 
eineswegs gelijten Streitfragen enveijen, daß eine 
juriſtiſche RNonjtruftion des Unternehmens bisher 
nicht gelungen ijt (Gierte, Deutſches Privatrecht. 
S. 267, 699, 833). Insbeſ. aud die Frage der 
Exefution in Crwerbsunternehmungen fowie aud 
jene des Uberganges der Uftiven und Paſſiven 
bei Ubertraqung einer Unternehmung ijt nod) voll- 
kommen fontrovers. Künftigen G. — und dies— 
bezügl. Beſtrebungen haben ſich ſchon mehrfach 
geltend gemacht wird es vorausſichtlich vorbe- 
halten ſein, den bisher bloß wirtſchaftswiſſenſchaftl. 
Begriff der „Unternehmung“ in juriſtiſche Form 
gu fügen (Staub-Pisfo S. 94). 

Sonach fann nad) geltendem Redjte auc) zwi— 
iden der Unternehmerperſönlichkeit und dem Unter: 
nehmen in feiner Geſamtheit (im objeftiven Sinne) 
feine einheitl. Rechtsbeziehung bejtehen. Der Unter- 
nehmer ijt als folder vielmehr nur hinſichtlich ein— 
zelner Objelte berechtigt oder hinſichtlich eingelner 
Intereſſen geſchützt, welche insgeſamt in ihrer auf 
den Betriebszweck gerichteten Zuſammenfaſſung das 
Unternehmen bilden. Go hat der Unternehmer z. B. 
ein jubjeftives Hecht gum Gewerbebetriebe, er hat 
alS Cigentiimer des FabrifgebGudes ein dingl. 
Recht an der Betriehsitdtte; jeine Kundſchaftsbe— 
glehingen, jeine qewerbl. Bedeutung und geſchäftl. 

dacht migen durch Patent-, Marfen= u. Mujter- 
rechte, durch die Berechtiqung zur Führung von 
gewerbl. Auszeichnungen, durch Bereinbarungen 
Konkurrenzklauſeln) u. Beltimmungen zur ⸗ 
ſchränkung des Wettbewerbes (3. B. Art. 96, 
Abſ. 1, Art. 56, Abſ. 1, und Art. 59, Abſ. 1, 
H. G.) geſchützt ſein — eine einheitl. Rechtsbe— 
ziehung, durch welche er rechtlich als Unterneh— 
mer hinſichtlich eines beſtimmten, juriſtiſch objeftiv 
in cine Einheit gefaßten Unternehmens erjciene, 
gibt es nicht. Sonach gibt es (im Sinne des 
bffentl. Rechtes) auch nicht Rechtsformen der Unter— 
nehmung, jondern bloß verjchiedene Redtsformen 
der (jurijtijdjen) Unternehmerperjinlicfeit. 

V. Die juriſtiſche Verſchiedeuheit der Unter- 
nebmerperjouliafeit und ibre rechtl. Folgen. A. So 
wie der Begriff der Unternehmung tit aud) jener 
deS Unternehmers cin wirtſchaftswiſſenſchaftlicher. 
Immerhin verwendet aud) das G. (§ 2 Gew. ©.) 
den Ausdruck „Unternehmer“ und verjteht dar— 
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unter ———* Perſon, welche ein Gewerbe ſelb— 
ſtändig betreibt (§ 2, Abſ. 1, Gew. O.), d. i. im 
Sinne der Gew. O. jene Perſon, welche die ſub— 
jeftive öffentlich-rechtl. Gewerbebefugnis innehat. 
Im Sinne der Gew. O. iſt ſomit Unternehmer 
nur der „Gewerbeinhaber“ (88 32, 54, 55, 74, 106, 
120, 121 u. 137 Gew. ©.), jedod) nicht der Pächter 
und der Stellvertreter; aud) nicht der offene H.— 
Gejellidafter, obwohl er im Sinne des H. G. „ein 
H.-Gewerbe betreibt’ (Art. 85 H. G.), jondern die 
Geſellſchaft als juriſtiſche Perjon (Gudwinsfi 6564 
u. 10256). Diele Muffaffung fteht im Wideriprud 
ju jener der Boltéwirtichajtstebre, nach welder 
aud) dem Pachter und dem ofjenen H.-Gejellicdhajter 
der Unternehmercharafter deshalb jufommt, weil 
der Betrieb Erwerbsvermögen diejer Perſonen 
bildet. Näher jteht diefer wirtſchaftl. Auffaſſung 
das A. U. B. G., welches (§ 11) als Unternehmer 
denjenigen bezeichnet, fiir defien Rechnung der 
ery erjolgt (val. Menzel, Urbeiterverficherung, 
S. 56 fi.) 

a) Sm GSinne ded öffentl. Rechtes fommen 
nin folgende Formen der Unternehmer- 
perjonlidteit, d. i. jener Perſönlichleit, welche 
das Subjeft der öffentlich-rechtl. Befugqni gum 
Betriebe ijt, in Betracht: 

1. Eine einzelne phyſiſche Perjon. Die 
öffentlich- rechtl. Beſugnis gum H.2Betriebe fowie 
alle daraus und aus dem tatſächl. Geichajtsbetriebe 
ſich ergebenden öffentlichen u. privaten Rechte u. 
Verpflichtungen betreffen dieje Berion. 

2. EineoffeneHandelsgeſellſchaft. Dieje 
ijt (Art. 85 H. G.) vorhanden, wenn zwei oder 
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fonjequenterveije (vgl. V A, c, 2) der Amnſicht, 
bah im Galle des Betriebes eines handwerksmäßi— 
gen Gewerbes durd) die Geſellſchaft (vgl. aud I D 
am Gclujje) der Beſähigungsnachweis von ſämtl. 
Geſellſchaftern gu erbringen ijt, und dak darum 
14 e ber in parlamentarijcher Borberatung be- 

ndl. Regierungsvorlage einer Nov. zur Gew. O., 
wonad nur einer der gur Bertretung befugten Ge— 
fellfchajter den Beſähigungsnachweis gu erbringen 
hat, eine Erleichterung gegeniiber dem geltenden 
Redjte bedeutet. 

Was oben (III A, b, 8) von der sffentlich- 
rechtl. Rechtsfähigkeit juriſtiſcher Berjonen jum 
H.-⸗Betriebe geſagt wurde, muß bet Subſumtion 
der offenen H.Geſellſchaft unter § 3 Gew. O. 
auch von dieſer gelten. Doch ergibt ſich hie— 
bei gegenüber anderen juriſtiſchen Yerjonen ein 
widhtiger Unterjdied. Während nämlich andere juri- 
jtijche Perſonen Aktiengeſellſchaft, Art. 208 H. G.; 
Vereine) bei ihrer an Alte der Staatshoheit ge— 
bundenen Konſtituierung ſtets nur mit einem be— 
ſtimmten Maße von Rechtsfähigkeit ausgeſtattet 
werden, ijt die Begründung der offenen H.-Geiell- 
ſchaft ein volljtiindig formfojer (Art. 85 H. G.) 
Aft, wobei von einer Abgrengung der Rechtsfähig— 
feit der Wejellidjaft, wie dies 3. B. bei Bereinen 
u. Uftiengejelljdajten in den Statuten gejchieht, 
feine Rede jein fann. Es fehlen daher aud) im 
Art. 86 H. G. fowie im § 7 PMlinijterialverord- 
nung 9III 63, R. 27, iiber die Fiihrung des H.- 
, Regifters, die bezügl. Vorſchriften. Und jelbft wenn 
ein ſchriftl. Geſellſchaftsvertrag geſchloſſen und in 

demſelben der Betrieb bloß einzelner Arten von 


mehrere Perſonen ein H.-Gewerbe unter gemein- Geſchäften als Geſellſchaſtszweck bezeichnet worden 
ſchaftl. Firma betreiben und bei feinem der Gejell- | wäre, jo würde doch durch dieſen Vertrag die 
ichayter die Beteiliqung auf Vermigenseinlagen be- öffentlich- rechtl. Rechtsfähigkeit der Geſellſchaft ju 


ſchränkt iit. Bur Gültigkeit des Gejellidajtsvertra- 
es bedarf e¢ der ſchriftl. Abfaſſung oder anderer 
örmlichleiten nicht. Die offene H.Geſellſchaft wird 
nach herrjchender Meinung, zwar nicht auf dem 
Mebiete des Privatrechtes (val. aber § 75, Abſ. 1, 
J. N) aber (Mataja, Heilinger) im Sinne des 
§ 3 Gew. ©. als juriſtiſche Perſon betrachtet (Bud- 
winéfi 943, 1874, 2893, 3000, 6419, 6564, 8436, 
10667, 10256 u. 454 A und Norm. Erl. M. 
3.8 V 1901, 3. 7245; dagegen Broide, 8. f. B., 
Jahrg. 1896, S. 13, und Bijchoff, ebenda, Jahrg. 
1904, GS. 153). NechtSjubjeft der öffentlich-rechtl. 
Vetriebsbefugnis ijt im Sinne diejer Auffaſſung 


andersartigen H.-Wetrieben nicht ausgeſchloſſen er- 
ſcheinen. Denn es muß eine derartige einſchrän— 
fende Beſtimmung des mündlich (und ſelbſt des 
ſchriftlichj geſchloſſenen Geſellſchaftsvertrages als 
beſeitigt angeſehen werden, wenn die Geſellſchafter 
ſpäter bei der Gewerbebehörde den Betrieb eines 
andersartigen Gewerbes ſeitens der Geſellſchaft an— 
melden; da ja ſchon Durch den tatſächl. Geſchäfts— 
betrieb Art. 85 H. G.) und um fo mehr durch die 
Anmeldung aweier oder mehrerer Perſonen bei der 
Gewerbebehörde, cin H.-Gewerbe unter gemein⸗ 
ſamer Firma betreiben zu wollen, cine offene H.— 
Sejellichaft 








gegriindet wird (Budwinski 15031). 


daher immer nur die offene H.-Meielljchaft, niemals | Vollſtändig irtig wire e8, unter Hinweis auf die 
ein eingelner Geſellſchafter (Budwinsti 6564 u. etwa in dem (icbhriftlich geſchloſſenen) Geſellſchafts— 
10256) oder deren Gejamtbeit (vgl. V A, c, 2). Auf vertrage enthaltene Beſchränkung cine ſpätere weiter— 


Grund einer einem GMejellichajter erteilten Gewerbe- 
befugnis fann daher die Geſellſchaft cin Gewerbe be= 
fugterweiſe nicht ausiiben (Budwinski 1067), wie 


gehende Gewerbeanmeldung der Geſellſchafter als 
Wriindung einer awerten (neuen) Geſellſchaft anfehen 
au wollen. Hinſichtlich der Frage, ob offene H.-Ge- 


denn aud) bei Eins u. Austriti von Geſellſchaftern, | jellichajten die Rechtsfähigkeit sum Antritte u. Be— 


weil diejer feine YUnderung im Rechtsſubjelte Ge⸗ 


werbeinbaber) der Gewerbebefugnis bewirlt, diejelbe 
unverindert fortbejteht (Budwinsti 8436). Für die 
Ausiibung des Gewerbes hat die Geſellſchaft im 


Sinne des § 3 Gew. O. einen geciqneten (bejibige | 


ten! Stellvertreter (Geſchäftsführer) gu bejtellen. Die 
diejer herridenden Auffaſſung entgegengelepte Mei— 
nung (Brojde a. a, O. und Kulijd) S. 255) iit 





triebe handiverfsmiipiger Gewerbe befipen, vgl.1 C. 

3. Eine Kommanditgeſellſchaft. Dieſe ijt 
(Wirt. 150 H. G.) vorhanden, wen bei einem unter 
einer gemeinſchaftl. Firma betriebenen H.-Gewerbe 
ein oder mebhrere Geſellſchafter fic) nur mit Ber- 
migenseinlagen beteiligen (Rommanbditiften), wäh— 
rend bei cinem oder mehreren anderen Wejellidat- 
‘tern die Beteiliqung nicht in diefer Weiſe beſchränkt 
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ijt Komplementäre, perſönlich haftende Gejell- | uw. 209, 3.3, H. &. enthalten bhinfichtlich der Altien— 
icaiter), Sind mehrere periinlich haftende Gejell- geſellſchaft diejelben Vorſchriften, welche Art. 174 uw. 
ſchafter vorhanden, fo ijt in Anſehung ibrer (d. i. 175, 3.3, H. G., fiir die Kommanditgeſellſchaft aur 
im privatredtl Ginne) die Gejelljdaft zugleich Attien feitjesen; auch ijt das Forum fiir die Er— 
eine ofjene Geſellſchaft. {ur Gültigkeit ded Geſell- teilung der Genehmigung dasſelbe. ES mug daber 
ſchaftsvertrages bedarf es der ſchriftl. Abfaſſung | aud) die WUftiengejellidjaft als eine jurijtiide Perſon 
nicht. im Cinne des öffentl. Rechtes mit bejtimmt ab— 

Hieraus ergibt fich, dak die Rommanditgefell= | geqrengter Rechtsfähigleit (§ 22 faij. B. 26 X152, 
ſchaft als eine Abart der offenen .-Gejellidait | R. 253) angejehen werden. (Dagegen unter Beru— 
gedacht ijt, unterſchieden von iby Durd die bloß jung auf Art. 213 u. 231 H. G., Staub-\Pisfo 
beichrantte Hajtung der KRommanbditijten (Staub- |S. 536.) Dieſe eritvedt fic) wie bei der Kom— 
Visto). Der Hinweis hierauf im zweiten Cage | manditgefellichaft auj Aftien auf die Vornahme 
deS Art. 150 bejagt, daß fiir das Serbaltnis der j aller jener Geichdjte, welde in den Rahmen des 
perſönlich hajtenden Geſellſchafter (Romplementire) | im ſtaatlich genehmigten Gejelljdaftsvertrage (Sta= 
die fiir offene .- Wejellichajten bejtehenden Bors | tute) genannten Gegenjtandes des Unternebmens 
ſchriften Geltung haben. Arrig wiire es, dieje Stelle | fallen. Die Wftiengerelljdhaft fann daber als Rechts— 
Gareis-Fuchsberger) dahin aufzufaſſen, dab bei | jubjeft im Ginne des § 3 Gew. O. nur ſolche 
Vorhandenjcin mebhrerer Romplementdre dieje unter= öffentlich-rechtl. H.-Bejfugnijie erlangen u. aus— 
einander innerhalb der Kommanditgeiellichaft cine | üben, welde den ,,Gegenjtand de Unternehmens“ 
zweite Geſellſchaft, eine offene H.Geſellſchaft, bilden. | nicht überſchreiten (Vudwinsti 12656). Die Natur 

Was hinjidtlich der juriſtiſchen Perſönlichkeit der Altiengeſellſchaft als juriſtiſche Perſönlichteit iſt 
(vgl. $75, Abſ. 1, J. N.) und der Rechtsfähigkeit auc) im Sinne des Privatrechtes allg. anerfannt 
aur Erlangung von öffentlich-rechtl. H.-Befugnifien | (val. § 75, Abſ. 1,9. N.). Hinſichtlich der Art ibres 
von der offenen H.-Gefellidait gejaqt wurde, hat Geſchäftsbetriebes finden auj Aktiengeſellſchaften ver= 
daher auch fiir die Kommanditgeſellſchaft Geltung. ſchiedene Normen Anwendung u. zw. dad H. G., 

4. Eine Kommanditgeſellſchaft auf Wl | dad a. b. G. B., das Verjicherungsrequlativ (Mini— 
tien. Eine jolche ijt vorhanden (Art. 173 H. G.), | jterialverordnung 5 IIT 96, 2.31) fiir Verſicherungs— 
wenn das Kapital der Kommanditijten in Wftien geſellſcha das Uttienregulativ (Minijterialver= 





oder Uftienanteile zerlegt ijt. Die Witien oder WUftiens | ordbnung 20 IX 99, R. 175), das Vereingsgeies 
anteile miijjen aut Namen lauten. Kommanditge- vom J. 1852 (faif. B. 26 XI 52, R. 253) und 
jellichaften auf Witien finnen Art. 174 H. G.) das Vereinsgeiep vom J. 1867 (G. 15 XI 67, 
nur mit ſtaatl. Genehmigung erridjtet werden. Die | R. 134). Hienach können die Aktiengeſellſchaften 
Erteilung diejer Genehmigung ſteht nad) dem (filte- | eingeteilt werden in: 

ven) Bereinsqejepe (kaiſ. P. 26 X1 52, R. 25s, a) Fog. „Aktienvereine“, d. i. Altiengeſell— 
$ 4, Abſ. 3) dem M. J. gu. Uber die Errichtung ſchaften, deren Unternehmungsgegenitand nidt 
mu eine gerichtliche oder notarielle Urtunde anj-| den Betried von H.Seſchäften (im Sinne des 
genommen werden. Der Geſellſchaftsvertrag, dejjer | H. G.) betrifit; diejelben unterliegen dem faij. P. 
Genehmigung erjolgen joll, muß (Wrt. 175, B. 3, 26 XT 52, R. 253; fojern fie jedoch nidt auf Ge— 
H. M.) den Gegenfrand des Unternehmens enthal= | winn beredynet find, dem G. 15 XI 67, R. 134 
ten. Aus dieſen lepieren Beſtimmungen ergibt ſich, EE. M. J. 8. f. B., Jahrg. 1870, S. 91) und 
daß die Kommanditgeſellſchaft auf Altien eine juri- ſubſidiär bem a. b. G. B. 

ſtiſche Perſon im Sinne des öfſentl. Rechtes mit b) Aktiengeſellſchaften, deren Unternehmungs— 
beſtimmt abgegrenzter Rechtsfähigkeit bildet. Dieje| gegenſtand der Betrieb von H.«Geſchäften (um 
erſtredt ſich auf die Vornahme aller jener Geſchäfte, Sinne deS H. .) bildet, jedod) mit Ausnahme 
von Verſicherungsgeſchäften und) jenen Geſchäften. 
die von der Anwendung des Whtienrequlatives 
Bank- u. Kreditgeſchäfte, Verſicherungsgeſchäfte, 
Dampfſchiffahrtbetrieb, Bau und Betrieb von 
Eiffahrttandlen und von Cijenbahnen, einſchließ— 
lid) Der Lofale, Reins u. Strakenbabnen) aus- 
qenommen find. Auf diefe finden Anwendung das 
©. &., das faif. P. 26 X152, R. 253, und fub- 
jididr das a. b. G. B. 

c) Altiengeſellſchaften, deren Unternehmungs⸗ 
gegenſtand in Verſicherungsgeſchäften beſteht. Dieſe 
unterliegen dem H. G. (Art. 271, B. 3), dem 
taiſ. P. 26 XI 52, R. 253, dem Verſicherungs— 
requlativ und ſubſidiär dem a. b. G. B. 

d) Uttiengeiellfdajten, deren Unternehmens- 
gegenjtand im Betriebe von ſolchen H.Geſchäften 
‘im Ginne des H. G.) beſteht, welche von der 
Wirkjamleit des Aktienregulatives nicht ausgenom⸗ 
men find. Auf diefe Aktiengeſellſchaften finden das 
H. G., das kaiſ. P. 26 XI 52, R. 253, das 


weldje innerhalb des Rahmens des im ſtaatlich ge⸗ 
nehmigten Geſellſchaftsvertrage genannten Gegen— 
ftandes des Unternehmens gelegen find. Die Kom— 
manditgeſellſchaft auf Altien beſitzt Daher als Rechts— 
jubjeft im Sinne des § 3 Gew. O. die Rechts— 
jabigfeit sur Erlangung nur derartiger H.«Befug— 
niſſe, deren Ausübung nad) dem Geſellſchaftsver— 
trage Gegenſtand ihres Unternehmens ſein kann. 
Die Eigenſchaft der Kommanditgeſellſchaft auf Al— 
tien als juriſtiſche Verſon im Sinne des Privat- 
rechtes ijt bejtritten. Die herridende Meinung (Can- 
itein, Goldſchmidt, PBolliper, Dernburg, Wierfe) 
verneint dieſelbe, wogegen jie von anderer Seite 
(Staub) behauptet wird (vgl. $75, Abſ. 1, J. M.). 

5. Cine Witiengejellidaft, Cine jolche ijt 
Art. 207 H. G.) vorhanden, wenn fic) ſämtlh. 
Geſellſchafter nur mit Cinlagen beteiligen, one 
perfinlich fiir die Verbindlidfeiten der Geſellſchaft 
au hajten. Das Geſellſchaftslapital wird in Wetien 
oder aud) in Uftienanteile gerlegt. Die Wrt. 208 
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Aftienrequlativ und ſubſidiär das a. b. G. B. An— 
wendung. 

Den Vorſchriften der Gew. O. bezw. der 
übrigen, den Betrieb von Erwerbsunternehmungen 
regelnden, Spezialnormen unterliegt jede Aktien— 
geſellſchaft, ſoſern ſie ein Gewerbe im Sinne dieſer 
WS. betreibt (§ 11 faif. P. 26 XI 52, R. 253). 
Hiegu bedarf jie dann einer bejonderen Befugnis, 
deren Rechtsſubjelt vermöge ihrer juriſtiſchen Per— 
jinlichfeit die Geſellſchaft ſelbſt ijt. (§ 3 Gew. O. 
und Art. 213, Abſ. 1, H. G. verb.: „Die Altien— 
geſellſchaft als ſolche“.) Die öffentlich-rechtl. Befug— 
nis einer Aktiengeſellſchaft zum Betriebe ſolcher 
Geſchäfte, auf welche die Gew. O. oder eine andere, 
das Erfordernis einer bejonderen öffentlich-rechtl. 
Befugnis fejtiesende, Spegialnorm feine Anwen— 
bung findet, ijt in der Genehmigung ihres Sta— 
tutes gelegen. Der Betrieb von der Gew. O. bezw. 
joldjen Spejialnormen (jf. oben IIL A a 1) nicht 
unterliegenden Geſchäften ijt aljo dann ein im 
Sinne deS öffentlichen Rechtes unbefugter, wenn 
er nicht in dem im Statute feſtgeſetzten Gegen— 
jtande deS Unternehmen’ beqrifjen ijt; fonft, wenn 
er ohne Qnnehabung der bejonders erjorderlichen 
öffentlich⸗rechtl. Bejugnis erjolgt. Diejem lepteren 
Umſtande fommt jedod fein Einfluß auf die pri- 
vatredhtl. Giiltiqteit der ohne ſolche Befugnis vor- 

enommenen Geſchäfte gu (vgl. im iibrigen den 
Art. „Altiengeſellſchaften“). 

6. Cine Erwerbs- u. Wirtſchaftsge— 
noſſenſchaft. Golde find nad G. 9 IV 73, 
R. 70, § 1, Vereine (auf welche jedod) laut aus- 
drückl. Anordnung des § 90, lL. c., das Vereinsgeſetz 
26 XI 52, R. 253, feine Anwendung findet) von 
nicht gejchlofjener Mitgliederzahl, welche die För— 
Derung deS Erwerbes oder der Wirtichaft ibrer 
Mitglieder mittels gemeinſchaftl. Geſchaäftsbetriebes 
oder mittels Kreditgewährung bezwecken, wie: 
Vorſchuß- u. Kreditvereine, Rohſtoff⸗ u. Magazin— 
vereine, Produktivgenoſſenſchaften, Konſumpereine 
u. — parc a ee u. dgl. Sie finnen 
(§ 2) entweder mit unbeſchränkter oder mit be- 
ſchränlter Haftung ihrer Mitglieder errichtet wer- 
den. Bur Griindung der Genoſſenſchaft ijt (§ 3) 
erforderlich: 

1. Die Unnahme einer Genojjenichajtéfirma, 
2. die ſchriftl. Abſaſſung des Genoſſenſchaftsver— 
trage’, 3. die Eintragung diejes Vertrages in das 
Genoſſenſchaftsregiſter. 

Der Genoſſenſchaftsvertrag muß (§ 5) unter 
anderem Die Firma, den Sif der Genoſſenſchaft und 
den Gegenjtand des Unternehmens enthalten. Die 
juriſtiſche Berjinlidfeit der Erwerbs⸗ u. Wirt- 
ſchaftsgenoſſenſchaften ijt zwar nicht im G. 9 IV 73, 
R. 70, welches jogar Ynbaltspuntte zur gegen— 
teiligen Auffaſſung bietet, aber im G. 23 III 85, 
RK. 48, $1, Wbj. 3, betrejfend bie Pfandleihgewerbe 
(val. § 75, Abſ. 1, J. N.) ausdrücklich anerfannt. 
Die Rechtsjfahigteit jolcher Genoſſenſchaften sur Er— 
langung bjyentlidy-redhtl. H.-Befugnijie ijt ($$ 1, 
3, 5, 88, 92 u. 95) durch die Bestimmung ded 
Genoſſenſchaftsvertrages über den Gegenjtand des 
Unternehmens gegeben. RechtSfubjeft einer folchen 
Befugnis ijt alfo die Genoſſenſchaft als folde. 


Dah die bloke Rechtsfähigleit einer juriftiiden 
Ferfon gum Betriebe cines beftimmten (fon- 
ejjionierten) Gewerbes cinen Rechtsaniprud auf 
rteilung der bezügl. Konzeſſion nicht begrün— 
det, ijt flix die Erwerbs- u. Wirtſchaftsgenöoſſen— 
ichaften in den 88 92 u. 95 ausdrücklich geſagt 
(Budwinsti 6853). Erwerbs⸗· u Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften ſind ſonach hinſichtlich ihres Geſchäfts— 
betriebes nicht nur an die Vorſchriften des G. 9 IV 
73, R. 70, ſondern, ſofern iby Betrieb unter dic 
Bejtimmungen der Wew. OD. fällt, auc) an dieje 
gebunden. Snjojern das Unternefmen der Erwerbs- 
u. Wirtſchaftegenoſſenſchaft ganz oder teilweiſe H.- 
Geſchäfte gum Gegenjtande bat, gelten hiefür iibers 
died — injoweit dag G. 9 IV 73, R. 70, feine 
abweichenden Borjchrijten enthalt — aud die in 
Betreff der Kaujleute gegebenen VBorjdrijten des 
H. G. (§ 13). 
7. €in Verein a) im Sinne des G. 15 XI 
67, R. 134. Von der Wirkſamleit diejes G. (§ 2) 
find jene BVereine uw. Gefellichaften, welche auf Ge— 
winn berechnet find, dann alle Vereine fiir Banks, 
Kredit: u. Verſicherungsgeſchäfie jowie Renten- 
anjtalten, Sparfajjen u. Bjandleihanjtalten ausge— 
nomunen. Diejelben unterliegen den befonderen, 
hierauf bezügl. G. und erjdeinen daber aud) nicht 
an dieſer Stelle, fondern in dem bejonderen fie 
betreffenden Zuſammenhange beriidjidjtiqt. Aus 
der Beſtimmung des § 2, daß Vereine, welche „auf 
Gewinn berechnet ſind“, dem G. 15 XI 67, R. 134, 
nicht unterliegen, wäre (mit Seltſam u. Bojjelt) 
der Schluß geſtattet, daß die nach dieſem G. be— 
gründeten Vereine überh. nicht das Subjekt einer 
öffentlich⸗rechtl. H⸗Befugnis bilden können, da die 
Gewinſtabſicht für den H. und überh. fiir die 
Gewerbsmäßigkeit eines Betriebes weſentlich iſt 
Budwinski 4556, 7795 u. 49 A). Die Praxis ijt 
jedoch geneigt, die Vorſchriften der Gew. O. in der 
Weiſe extenſiv gu handhaben, dah fie Betriebe, 
weldje nad) ihrer Beſchaffenheit (objettiv) unter 
die Gewerbegeſetze fallen, einer bejonderen Gewerbe— 
bejugnis ſür bedürftig eradtet, aud) wenn das 
(jubjeftive) Moment der Gewinſtabſicht fehlt bezw. 
ausdrücklich ausgeichlofjen iſt. Insbeſ. wird dieje 
Praxis erklärl. Weije hinſichtlich der unter die fon- 
aejfionierten Gewerbe fallenden Betriebe eee da 
ja mande fiir die Konzeſſionspflichtigkeit ſolcher 
Betriebe mahgebende öffentl. Intereſſen durd) den 
Mangel der Gewinſtabſicht im einzelnen Fale 
nidjt auSgeidlofien werden. So wird 3. B. ein 
Gejelliqfeitsverein, deſſen Vereinslokal jtatuten- 
gemäß aud) Speijezimmer enthalten fann, bei Ver— 
abreichung von Speijen an die Vereinsmitglieder 
jum Selbjttojtenpreije zur Erwerbung einer hier— 
auf bejchrantten Gaſtgewerbelonzeſſion verhalten 
(Budwinsti 2184) u. dgl. m. Da die Bildung eines 
Vereines nur auf rund von Statuten vor fid 
gehen fann, welche den Umkreis der Tätigleit des 
ereines nach allen wejentl. Beziehungen, insbej. 
was den Zweck des Vereines und die Mittel aur 
Erreichung desfelben betrifft, im vorbhinein feft- 
jtellen mitfjen ($ 4), fo erjcjeint dDurd die Sta- 
tuten dad Gebiet der Wirkſamkeit des Vereines 
derart abgegrenzt, daß derjelbe nur innerhalb feines 
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ftatutenméifigen Bwedes eine Titigteit entwickeln 
und nur foweit, als diefe Zweckbeſtimmung reicht, 
Bffentlich-rechtl. Handlungs- u. Rechtsſähigkeit er- 
langen foll (Budwinéfi 2184). Der Verein fann 
alſo nur innerhalb dieſer Grengen die Rechtsfähig— 
feit bejipen, als juriſtiſche Perſon eine öffentlich— 
rechtl. H.= oder Gewerbebefugnis erlangen u. aus— 
üben zu können. 

Vereine im Sinne des älteren Vereins— 
geſetzes 26 XI 52, R. 253. Dieſes erſtreckt fic) 82) 
ausdrücklich auf die auf Gewinn berechneten Ver— 
eine, welche, fofern fiir die von ihnen betriebenen 
Unternehmungen beſondere Vorſchriſten beſtehen, 
a an deren Befolgung gebunden find 
(§ 11). 

Gin Verein bedarf aljo gum Betriebe der 
durd) dic Gew. O. oder andere Spezialnormen 
an das Exjordernis einer öffentlich-rechtl. Bee 
jugnis gefniipften Unternehmungen wie jede andere 
juriſtiſche Perſon dieſer Befugnis (II A b &). 
Die Rechtsſähigkeit hiezu beſtimmt fic) nad dem 
Statute. Hinfichtlic) jener Betriebe, welche ciner 
foldjen bejonderen Befugnis nicht bediirjen, ijt die 
öffentlich-rechtl. Rechteqrundlage in den unter 
MNitwirfung der Staatsqewalt (Renntnisnahme, 
Wenehmiqung der Statuten, Verleihung von Privi— 
legien) feſtgeſetzten Vereinszwecken gelegen. 

8. Neben den alS den praftijd wichtigſten 
im Borjtehenden aufgezählten gibt eS nad) öſterr. 
Rechte nod) mande andere BVereiniqungen, 
Rlorporationen, Verbande u. Zweckvermögen, welche 
als juriſtiſche Perſonen (§ 75, Abſ. 1, J. N.) 
Rechtsſubjelte einer öffentlich-rechtl. H. oder Ge— 
werbebefugnis ſein können. Maßgebend für die 
Beurteilung dieſer Frage ſind die Satzungen, Sta— 
tuten, Gruͤndungsverträge u. dgl., durch deren 
Konvalidierung (Nenntnisnahme, Beſtätigung, Ge— 
nehmigung) die betrefſende juriſtiſche Perſon mit 
beſtimmter Rechtsfähigkeit ind Leben tritt. Sofern 
ſolche Vereinigungen eine unter die Gew. O. 
fallende Unternehmung betreiben, find fie gemäß 
8 3 dieſes G. zu behandeln Budwinski 2184, 
4278, 6851 u. 12656). Hieher gehören z. B. die 
pom G. 15 XI 67, R. 134, ausdrücklich ausge— 
nommenen Bereinigungen, unter welchen insbeſ. 
manche geiſtl. Kongregationen oft bedeutende 
Unternehmungen betreiben; dann Wajier=, Jagd— 
u. Bergbaugenoſſenſchaften, Bezirksſtraßenfonds 
(Budwinski 2061), Stijtungen Budwinski 9548) 
u. dgl. m. 

b) Mangels der Eigenſchaſt, Subjekt einer 
öffentlich- rechtl. H.- begw. Gewerbebefugnis fein 
au finnen, fommen als Nechtsformen der 
Unternehmerperſönlichkeit dagegen nidt in 
Betradt: 

1. Cine jtille Geſellſchaft. Dieſe ijt 
(Art. 250 H. G.) vorhanden, wenn fich jemand an 
Dem Betriebe des H.-Gewerbes eines anderen 
mit einer Vermigenseinlage gegen Anteil an Ge— 
winn u. Verluſt beteiliqt. Zur Giiltigfeit des Ver— 
trages bedarf eS der ſchrifil. Abfaſſung oder fon- 
ftiger Firmlidteiten nicht. Der Anhaber des H.< 
Gerwerbes (Art. 252 H. G.) wird Cigentiimer der 
Cinlage des jtillen Geſellſchafters. Er allein wird 
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aus den Geſchäften der Unternehmung Dritten ge— 
qeniiber beredtigt u. verpflictet (Urt. 256 H. G.). 
Der Name des ſtillen Gefellidjajters darf in der 
firma des Unternehmens nicht enthalten fein 
(Yirt. 257 H. G.). Hier liegt gwar erwerbswirt⸗ 
ſchaftl. Uffosiation, aber nad) aufen und im Sinne 
des öffentl. Rechtes feine Gejellidajt vor. ,, Inhaber 
des H .- Gewerbes” (Urt. 252 u. 256 H. B.), dD. h. 
Rechtsſubjekt der öffentlich-rechtl. H.-Befugnis mit 
all ihren Rechten u. Pflichten ijt daber blog eine ein— 
zelne phyſiſche Perſon. 

2. Cine Gelegenheitsgeſellſchaft. Mit 
dieſem im G. allerdings nicht vorlommenden Aus— 
drucke pflegt die „Vereinigung gu einzelnen H.— 
Geſchäften fiir gemeinſchaftl. Rechnung“ (Art. 266 Fi. 
H. G.) bezeichnet zu werden. Dieſe Aſſoziations— 
form iſt zwar eine handelsrechtliche (im 3. Buche 
des H. G. behandelte), aber feine H.-Geſellſchaft 
(von welchen ausſchließlich das 2. Bud des H. G. 
iprict). Dak fie als juriſtiſche Perſon nicht ange- 
jehen iverden fann, erbellt deutlic) aus dem G. 
(Urt. 264—270, befonders Art. 269 H. G.). Ans- 
bef. fann fie nicht das Rechtsfubjett einer öffent— 
lich⸗ rechtl. H.⸗ oder Gewerbebeſugnis bilden. Im 
Sinne des 8 3 Gew. ©. ijt dies ſchon deshalb aus— 

eſchloſſen, weil die Gelegenheitsgeſellſchaft nur die 
Rornahme einzelner HGeſchäfte, jedoch keinen 
gewerbsmäßigen Betrieb (Art. IV, Kundmadungs- 
patent zur Mew. O.) zum Gegenſtande haben fann. 
Weſentlich fiir die Gelegenheitsgeſellſchaft ijt es, 
daß eS fic) um Handelsgeſchäfte (im Sinne des 
H. G.) handle. Dieſelben dürſen nicht unter ge— 
meinſamer Firma abgeſchloſſen werden. Subſidiär 
finden auf die Gelegenheitsgeſellſchaft die Vor— 
ſchriften des 27. Hauptſtückes des a. b. G. B. An— 
wendung 

3. Dem öſterr. Rechte fremde Aſſoziations— 
formen ausländiſchen Rechtes. Wenn cine 
derartige ausländiſche Unternehmung ihren Betrieb 
nad) Ojterr. in der Weiſe ausdebnen will, dah fie 
hiergulande felbjt (3. B. durch eine Zweignieder— 
lajjung und nidjt etwa durd einen rg tay als 
ſelbſtändigen Mewerbetreibenden angemeldeten Ver— 
tveter) ifr Gewerbe ausiibt, fo entiteht die Frage, 
ob eine jolche Unternebmung in Oſterr. das Rechis— 
jubjeft einer bffentlid)-vechtl H.- oder Gewerbe— 
bejuqnis bilden fann. Beifpieléweife: eine Geſell— 
ſchaft mit beſchränkter Hajtung gemäß den deut- 
ichen G. 2O1V 92 und 20 V 98. Maßgebend fiir 
die Beantwortung dieier Frage ijt in erjter Linie 
der mit dem betreffenden Staate geſchloſſene H.- 
Vertrag und fojern der Betrieb ber Unterncguaaing 
jeiner Art nad) unter die Beſtimmungen der Hew, 
D. fallt, dieſe. Dergeit iit die Lg tong in Ojterr. 

ah auslän⸗ 
dijche Unternehmungen der in Rede jtebenden Art 
in Oſterr. cine öffentlich-rechtl. H.-Befugnis nicht 
au erlangen vermigen. Bei diefer Gelegenbeit je 
erwähnt, daß der Entwurf eines G. über Ge- 
jellfdaften mit beſchränkter Haftung als 
Regicrungsvorlage (Nr. 236 der Beilagen zu dem 
ſtenographiſchen Yrotofoll des H. H., XVIL. See 
jion 1904) Dem Reichsrate vorgeleqt und vom 
MR. R. (2478, bezw. 334 der Beilagen gu dem 
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ſtenographiſchen Protofolle des A. H. XVIL. Sej- | nis, insbej. einer —— bilden können, 


ſion 1905, 
hauptſächlich die Steuervorſchriften betreffenden, 

nderungen angenommen worden ijt (vql. zu 
diefem Thema: Randa, Das öſterr. H.Recht, 1905, 
2. Bd., S. 269 ff.). 

c) Rontrovers ijt die Frage dev jurijti- 
iden Perjinlicfeit auf dem Gebiete des öffentl. 
Rechtes, bezw. jene oer Fähigleit, Subjekt 
einer öffentlich-rechtl. He u. Gewerbe— 
befugnis fein gu finnen, bezüglich: 

1. €iner Erwerbsgejellidaft nad § 1175 
a. b. G. B. Die juriſtiſche Natur diejer Geſellſchaf⸗ 
ten ijt jtrittig. Baigrend denjelben von manchen 
Autoren der Charafter der jurijtifden Perſönlich— 
feit jowohl auf dem Gebiete des ‘Brivatrechtes 
(Rraing-Bjaff § 379) als des öffentl. Rechtes, insbej. 
im Sinne des § 3 Gew. O., abgeiprocen wird, er- 
fennen andere Autoren (Stubenrauch, 8. Aufl.) dene 
jelben unter Hinweis auf § 26 a. b. G. B. an. 
Auch § 26 der Hiviljurisdiftionsnorm vom J. 1852 
(faif. P. 20 X152, R. 251), in welchem Exrwerbs- 
geſellſchaften ausdrücklich als juriftijde Perſonen 
genannt erſcheinen, wird in dieſem Sinne heran— 

ezogen (vgl. aud) die Art. von „B“ und von 
Davy in B. j. V., Jahrg. 1894, S. 85 uw. 101). 
$1179 a. b. G. B. verweift hinjichtlid) der Er— 
werbsgeſellſchaften ausdrücklich auf die bejonderen 
Beſtimmungen der H.- und polit. G Wenn nun 
aud) in der Mehrzahl der Fille durch die Bejtim- 
mungen dieſer Normen (3. B. des H. G.) im eingel- 
nen Falle die Frage nad) der rechtl. Natur der 
Erwerbagefellidajt dadurch, daß diefelbe ſich zu— 
gleich als offene H.-Geſellſchaft u. dgl. m. quali— 
figiert und fiir fie die Boridjrijten des 27. Haupt- 
ſtücles des a. b. G. B. daher nur judjididire Gel- 
tung (Art. 1 H. G.) behalten, minder wichtig wird, 
jo find dod) auch jene Halle nicht unerheblich, in 
welden mangelS Anwendbarkeit von Spesialnor- 
men nur die Bejtimmungen des 27. Haupiſtückes 
a. b. G. B. Geltung haben. Dies ijt insbej. der 
pall bei den jog. Kleinhandelsgeſellſchaften, 
das find Vereinigungen gum BWetriebe eines H.- 
Gewerbes, welde, weil auf dasielbe (gemäß § 7, 
Abſ. 1, Einf. G. gum H. G. in der Fajjung der 
faij. B. 11 VIL 98, R. 124) die Beſtimmungen 
des H. G. über die Firmen, die H.Bücher und die 
Protura feine Anwendung finden, nidjt als H.— 
Geſellſchaften gelten (§ 7, Wb7. 2, Einf. G. gum 
H. G.); Dann (Stubenrauch, &. Aufl., II. S. 490) 
bei der großen Wenge folder Aſſoziationen, welche 
jid) den ſtrengen Anſorderungen der gejeplid) nor— 
mierten Spegialjormen entgogen haben. jo insbeſ. 
aud) bet den, durd) das moderne wirtſchaftl. Leben 
gang new geſchaffenen Aſſoziationsarten, welche der 
dielleicht dringend erjorderlicjen ſpezialgeſetzi. Re— 
gelung nod) entbehren Menzel, „Kartelle u. Geſeß— 
gebung“, Steinbach, „Rechtsgeſchäfte der wirtſchaftl. 
Organijation”). 

2. mehrerer phyſiſcher Berjonen. Die 
Frage, ob mebhrere phyſiſche, nicht gu einer juri- 
ſtiſchen Perſönlichleit vereinigte Perſonen, ge— 
meinſam — ſozuſagen „zu geſamter Hand’ — 
das Rechtsſubjelt einer öffentlich-rechtl. H.-Befug- 


bezw. d. H. H. 1906) mit etlichen, iſt in der Literatur heftig umſtritten. „„B“ in 8. 


LS. Jahrg. 1894, S. 84; Davy, ebenda S. 101; 
roſche, ebenda, Jahrg. 1896, S. 13). Die Praxis 
verneint dieje Möglichkeit. Aus allen ~~ riften 
der Gew. DO. gehe hervor, daß dieſelbe bloß eine 
einzelne (phyſche oder juriftijdje) Perſon als „Ge⸗ 
werbeinhaber“ vorausſetze. Hingegen wird einge—⸗ 
wendet, daß dieſes G. das Gegenteil keineswegs 
verbiete und daß der durch die geſchilderte Praxis 
ausgeübte he juriſtiſche Berfonen ju bilden, 
häuſig gu Umgehungen der Gewerbevorjdrijten 
jiihre. Gegeniiber der auf den Tert des Art. 85 
H. G. ſich jtiipenden Einwendung, daß durd die 
gemeinjame Gewerbeanmeldung mehrerer Perjonen, 
immer fdjon eine juriſtiſche Perſon, nämlich eine 
offene .-Gejellidajt begriindet werde (vgl. Bud- 
winsti 15031), ſomit die in Rede jtehende Frage 
qegenjtandslos fei, ijt gu bemerfen, dak dics nur 
hinſichtlich jener, an Häufigkeit allerdings vermut: 
lich weitaus iiberwiegenden, Fille zutreffen fann, 
in welchen der angemeldete Betrieb ein H.-Gewerbe 
im Sinne des H. G. gum Gegenjtande hat. 

B. Bejondere BWirfungen der redtl 
Eigenſchaft des Unternehmers a) AlsKauf— 
mann im Sinne des Handelsgeſetzes. Da 
die Definition des Urt. 4, H. G., nur fiir „dieſes 
Geſetzbuch“ gilt, ijt die Kaufmannseigenſchaft, ab- 
qeiehen von gegenteiligen ausdrückl. Anordnungen 
andeter G., vornehmlid) nur fiir das Gebiet des 
H. G. erbheblid. Golde ausdrückl. Anordnungen 
enthalten 8 14 Wuchergeieg 28 V 81, R. 47, 6 
Anfechtungsgeſetz 16 I 84, R. 46, und § 13 G. 
Q9IV 73, R. 70. 

Unter den Raujleuten, einſchließlich der H.— 
Geſellſchaften Art. 5 und § 7, Abſ. 2, Einf. G. 
sum H. G.), werden befonders unterjchieden die 
jog. „Vollkaufleute“, das find diejenigen, welche 
die im § 7 Einf. G. jum H. G. (faij. V. 11 VU 
98, R. 124) normierte Steucr zu entrichten haben. 
Am Gegenſatze hiezu werden die übrigen Kaufleute 
„Minderkaufleute“ genannt. Auf die Vollkaufleute 
haben insbeſ. die Beſtimmungen des H. G. über 
die Firmen, die H.-Biicher und die Protura (j. die 
betrejfenden Abſchnitte) Anwendung gu finden. 

Die Cigenichajt als Kaufmann hat die Wirkung, 
dag alle einzelnen, jum Betriebe ſeines H.-Gewerbes 
gebirigen Geſchäfte als H.Geſchäfte anzuſehen find 
Art. 273) und aud) die von ihm geſchloſſenen Ver— 
trage im Siweifel als gum Betriebe des H.Ge— 
werbes gehorig und die von ihm gezeichneten Schuld⸗ 
icheine, jojern fich nicht aus ihnen jelbjt das Ge— 
genteil ergibt, alg im Betriebe des H.-Gewerbes 
gezeichnet gelten (Art. 274). S. im übrigen den Ab⸗ 
ſchnitt XV ,,Das materieclle Gonderprivatredt ded 
H. und den Abſchnitt XIV ,,Der faujmiannij che 
Konkurs“. 

Wohl zu unterſcheiden von der rechtl. Cigen- 
ſchaft als Kaufmann, welche bloß in ihren gerepl. 
Vorausſetzungen Art. 4), nicht aber in der Er— 
füllung von Formalatten Eintragung in das H.- 
Regijter) oder in der Befolqung der bezügl. Polizei- 
oder Steuervorſchriften beqriindet ijt und aud) nicht 
durd) alljiillige, Dem betveffenden Betriebe entgegen = 
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ftehende, andere öffentlich-rechtl. Vorſchriften beho- 
ben wird (Staub-Pisto, S. 20), ijt die boße Tat— 
jade der Gintragung in das H.=Regifter. Mit 
dieſer jind (im Hinblicke auf das dem H.-Regtiter 
au Grunde lieqende Publizitätsprinzip [vgl. XIII. 
1}) cine Anzahl rechtl. Wirfungen verbunden. Dieje 
find (nad) einer Pisfo, Manzſche Ausgabe de3 H. G., 
S. 53, entnommenen Sujammentellung): die 
handelsgerichtl. Rompetens ($ 51 9. N, XI Ax 1); 
der laufmänniſche Nonfurs ($$ 191 ff. Konfurs- 
orduung, val. Ubjdnitt XIV); der Schutz der H.- 
Gläubiger im Sinne der S$ 16 uw. 17; Einf. G. 
jum H. G.; bejonderer Anfechtungstatbejtand ($$ 5, 
6 u. 96G. 16 III $4, R. 36); Unterwerfung unter 
das Börſenſchiedsgericht Art. XIV, 8. 3, Cin. G. 
zur Z. ¥B.D.); gewerberedhtl. Befugnis zum Firma“⸗ 
ebrauche (§ 49, 3. 1 u. 4, Gew. O.); Voraus— 
etzung des Zwangsausgleiches (§ 208, lit. a, Kon— 
furgordnung); Bejugnis zur Veraußerung von 
Lojen gegen Matengahlungen (§ 2 0. 30 VI 78, 
HR. 90); Berückſichngung bet der Beſeßzung der 
Stelle eines fachmänniſchen Laienrichters (§ 6 B. 
1 VI 97, R. 129); bejonderer Fall des Ausſchluſſes 
der Kompenjation mit einer Beqenforderung an den 
Wemeinjdjuldner (51 G. 16 III 84, R. 35); Zuſtän⸗ 
digfeit der H.Gerichte Wien, Prag u. Trieſt fiir die 
Lay gag bbe: 2 und Beſorgung der Vormund- 
ſchafts⸗ u. —— (faij. B. 21 XID55, R.2 
ex 1856, Art. VIL, 3. 2, Einf. G. zur J. R.); die 
ExetutionSbewilliqung gegen Geſellſchafter offener 
H.< u. Kommanditgeſellſchaften nad) § 11 Er. ©. 

b) UlS Gewerbetreibender im Sinne der 
Gewerbeordnung. Als Gewerbetreibender unter: 
liegt der Unternehmer den Vorſchriften der Gew. 
D. Hinſichtlich des Rechtsbejtandes, des Umfanges 
und der Ausübung jeiner Gewerbebefugnis jinden 
das 2. u. 4. Haupiſtück der Gew. O. und hinſicht— 
lic) feines gewerbl. Hilfsperjonales das 6. Haupt⸗ 
ſtück dieſes G. Anwendung. Durd die Erlangung 
der Gewerbebefugnis ijt er ipso facto den An— 
ordnungen des 7. Hauptitiides der Gew. O. unter- 
worfen. Vgl. rt. „Gewerbe“. 

c) Verhdltnis diefer beiden Eigenſchaf— 
ten jucinander. Cie ſchließen einander weder 
aus, nod) müſſen fie gujammenjallen. (Val. den Ab— 
ſchnitt IL C., tiber das Berhiltnis von H. G. und 
Gew. O. gucinander.) Sebr häufig ijt nad H. G. 
die Kaufmannseigenſchaft fiir Perſonen gegeben, 
welche Mewerbetreibende im Sinne der Gew. 
©. gar nicht fein können. Der offene H.-Geſell— 
jchajter 3. B. ijt Kaufmann im Sinne des H. &., 
aber fein Gewerbetreibender im Ginne der Gew. 
©. Solcher ift vielmehr die offene H.Geſellſchaft 
als jurijtijde Berjon (Budwinsti 6564 u. 10256). 
Hingegen finnen RKaufleute, deren Betried ſachlich 
von der Gew. O. ausgenommen ijt, nicht Gewerbe— 
treibende fein. Wer der Exjordernifje der Unbes 
ſcholtenheit u. Berlaplicfeit (IIT A, b, 5) erman— 
gelt oder nad § 4 Gew. O. ausgeſchloſſen ijt, fann 
eine Gewerbebefugnis nidt erlangen, wohl aber 


permag er — fojern nur jeine allg. Geſchäftsfähig— | 
dieſer Gruppen gu rechnen ijt (3. 


feit gegeben ijt — Raujmann, 3. B. durch Betei- 
liqung an einer offenen H.Geſellſchaft als offener 
Geſellſchafter, zu jein. 
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Im Falle des Zuſammentreffens beider Cigen- 
ſchaften in einer Perſon bat die Naufmannseigen- 
ſchaft die Wirkung, dak diefe Perſon, obwohl zu— 
gleich Gewerbetreibender, von einzelnen Vorſchrij⸗ 
ten der Gew. O. ausgenommen erſcheint (§ 49, 
4, Gew. £.) und, daß ſoſern fie ſowohl nach 

orſchriften des H. G. alS der Gew. O. hinſicht⸗ 
lid) desſelben Tatbeſtandes jtrafbar ijt, nur die 
Strajen eines diejer beiden G. Plas ju greifen 
haben (§ 50 Gew. O.). Dariiber, —— eine ſolche 
Perſon ihrem Hilfsperſonale gegenüber als Prin— 
zipal oder als Gewerbeinhaber, bezw. gujammen- 
treffend in beiden Eigenſchaften erſcheint, vgl. den 
Abſchnitt VI. „Die in der H.⸗Unternehmung be— 
ſchäftigten Perſonen“. 

VI. Die in der H.<Uuternehbmung beſchäftig 
ten Berfonen. A. Cinleitung. 1. Als leitende 
— onen kommen in der Unternehmung in Be— 
tracht: 

a) Privatrechtlich: Nebſt der (phyſiſchen 
Perſon des Chefs (Einzelkaufmannes) J. der offene 
(Art. 102 H. G.) bezw. der geſchäftsführende (Art. 
99 H. G.) und der vertretungsbefugte Art. 114 
H. G.) H.-Gelelljchajter, 2. der Romplementdr einer 
Kommanditgeſellſchaft Art. 158 u. 167 H. G.., 
3. der Komplementir einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Altien (Art. 196 H. G.), 4. die Borjtands- 
mitglieder u. Direftoren einer Aktiengeſellſchaft 
(Art. 227, 230 u. 234 H. G.), 5. der Brofuriit 
Art. 41—46 : G8.) und 6. der (Seneral-)Hand- 
lungsbeyollmächtigte (Art. 46—56 H. G.) 

b)Offentlich-rechtlich: Nebſt der bhyſiſchen 
Perſon des Gewerbeinhabers /. der Stellvertreter 
und 2. der Pachter (§ 55 Gew. £.). 

ec) Der Verwaiter einer in Swangsverwal- 
tung befindlichen Unternefmung. 

2, Weiter werden von H. G. und Gew. ©. 
jolgende Urten von Hilfsperſonen unteridieden: 

a) Privatredtlid: J. Der (Spesial=) Hand= 
lungsbevollmächtigte (Art. 47—56 H. G.) und der 
Handlungsreijende (Art. 49 H. G.), 2. der Hand- 
lungSgehilfe, Handlungsdiener u. Handlungslehr- 
ling (Art, 57—65 H. G.). 

b) Offentlidredtlidh: J. Der gewerbl. 
Hilfsarbeiter (Gebilfe, Fabrifarbeiter, Lehriing und 
die zu untergeordneten Hilfsdienſten verwendeten 
Urbeitaperjonen, § 73, Wbj. 1, Gew. O.), 2 die 
für höhere Dienjtleijtungen in der Regel mit Jah— 
res⸗ oder Monatsgehalt angeftellten Jndividuen 
(Werkfiibrer, Buchbalter, Kaſſier u. dal. m., § 73, 
Abſ. 3, Vew. O.), 3. Heimarbeiter (§ 78a Gew. 
©.), 4. die im § 78 b Gew. O. umſchriebenen und 
5. die im § 96c Gew. O. bezeichneten Perionen, 
6. Handlungsreiiende ($$ 59 ff. Gew. O.) und 
7. dad faufmanniiche Hilfsperional (§ 92 Gew. ©.). 

3. Mit der Zugehörigkeit gu jeder diefer Per— 
fonengruppen ijt Die Anwendbarkeit beftimmter 
Normen verbunden. Diefe Zugehörigleit ijt jedoch 
feinesivegs cine ausſchließliche (vgl. VI D), viel- 
mehr trijft es in der Mehrzahl der Fille gu, dab 
eine u. diefelbe Berfon gleidigettig in mebrere 

. der gewerbl. 


Stellvertreter ift augleid) Brofurijt u. dgl. m.). 


Hinſichtlich der Hieber anguwendenden Normen ijt 
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au unterſcheiden, in welcher Eigenſchaft die betrej- 
fende Perſon in dem betreffenden Falle in Betracht 
fommt. Auf gewerbl. Hiljsarbeiter, Pachter u. Stetl- 
vertreter gelangen die Bejtimmungen der Gew. O. 
aur Unwendung, wobei gu beadhten ijt, dak das 
VI. Hauptſtück der Gew. O. über das gewerbl. 
Hilfsperjonal (G. 8 III 85, R. 22, G. 16 I 95, 
R. 21, G. 22 VIT 1902, R. 155, G. 23 IL 97, 
R. 63) auc) auf in nicht der Gew. O. unterlie— 
enden Betrieben befchajtigte Perſonen Anwendung 
ndet (3. B. BW. 15 IX 98, R. 162; § 22, Abj. 2, 
G. 26 XII 93, R. 193; § 15 G. 11 VI 1901, 
HR. 66; $2 G. 23 V 54, R. 146; G. 22 VIL 1902, 
R. 105 [§ 96 c Gew. O.), G. 28 VII 1902, R. 156, 
u. dgl. m.) 

Für die Profuriften, Handlungsbevollmäch— 
tigten u. Handlungsgebiljen gelten in erjter Linie 
die Vorſchriften des H. G. und wenn auf den 
fragl. Betrieb aud) das VI. Hauptitiid der Gew. 
D. Anwendung findet, dejjen Bejtimmungen fub- 
fididr begw. juppletorijd (§ 92 Gew. DO. und 
§ 25 Einf. G. gum H. G.). Jn einem kaufmänni— 
then Betriebe beſchäftigte Perſonen, welche, trog- 
dem der betreffende Betrieb unter die Gew. O. 
fallt, vermige des Umſtandes, daß fie gu höheren 
Dienjtleijtungen verwendet werden, gemäß § 73 
Gew. ©. als — Hilfsarbeiter nicht in Betracht 
fommen, find daher ſelbſt dann als Handlungs- 
—5— anzuſehen, wenn ſie nicht unmittelbar im 

erſchleiße oder Umſatze der Waren, ſondern nur 
in der Erzeugung dieſes Gewerbes ai pedis oF 
verridjten (Wdler-Clemens 1788). Die Normen des 
a. b. &. B. (26. Hauptitiid) jind erjt in dritter Linie, 
bezw. mangels Anwendbarkeit des H. %. oder det 
Mew. O., im zweiter Linie anguwenden. Ob in diejer 
Rangordnung der anwendbaren Normen auch den 
3 ebräuchen — und bejahenden Falles an wel— 

et Stelle — ein Platz zuktommt, iit jtrittig. Die 
Wewerbegericte erfennen die fubjidiiire Anwend- 
barfeit der HGebräuche an (3. B. Slg. 150, 
293 u. 385). 

B. Qeitende Perjonen. a) Privatredt- 
lid). Die Leitung der Unternehmung kommt pri- 
vatredjtlich injofern in Betradt, alS die sub Aa 
genannten Berfonen im Namen (der phyſiſchen oder 
juriſtiſchen Berjon) des Unternehmers (‘Bringipals, 
Sewerbeinhabers) die Geſchäfte betreiben, d. i. 
Dienjtvertriige mit dem Hilfsperjonale, Käufe u. 
Vertiiuje abſchließen u. dgl. m. Das H. G. als 
das fpegielle Brivatrecht des H. Hat nun fiir jede 
der sub A a genannten Yrten der handelsredtl. 
Stellvertretung bejtimmte Normen ſeſigeſetzt. 

1. Der offene Handelsgeſellſchafter. 
Nach der oben (V A. a 2) dargelegten Auffaſſung 
der Praxis über den Untritt eines Gewerbes durch 
eine ofjene H.Geſellſchaft ijt der offene H.Geſell— 
idjafter, obwohl Kaufmann, vom Standpuntte ded 
öffentl. Rechtes niemalS jelbjtindiger Gewerbe— 
treibender, ſondern kann nur in privatrechtl. Hinſicht 
als Geſchäftsführer (Art. 99, 100, 101 u. 102 H. G.) 
oder alS Vertreter der Geſellſchaft Art. 86 u. 111 
H. G.) auftreten (Budwinsli 6564 u. 10256). 
Grundſätzlich ijt nun in privat(handels)redtl. 
Hinjicht jeder offene H.-Gefellichajfter gum Betriebe 
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der Geſchäfte der Geſellſchaft beredtigt u. ver- 
pflichtet (Art. 102 H. G.). Es fann jedod) die 
Geſchäftsführung einem oder mehreren der Ge— 
ſellſchafter geſchäftsführende Geſellſchafter) 
—8B (Auftragsverhältnis nach innen) über⸗ 
tragen werden. 

Dieſe Ubertragung der Geſchäftsführnng muß 
im Geſellſchaftsvertrage erfolgen und berechtigt gu 
allen Handlungen, welche der gewöhnl. Betrieb 
des H.Gewerbes der Geſellſchaft mit ſich bringt 
(Art. 99 H. G.). Während die „Geſchäftsführung“ 
bloß das Verhältnis nach innen betrifft (Margi— 
nalrubrik des 2. Abſchnittes des Titels von der 
offenen .-Gejelljchajt), hat die „Vertretung“ das 
Verhältnis nad außen jum Gegenſtande (Mar— 
ginalrubrik des 3. Abſchnities ebenda). ES muß 
daher (Art. 110 H. G.) ſchon die Anmeldung der 
Errichtung einer offenen H.Geſellſchaft behufs Ein— 
tragung in das H.-Regiſter, falls vereinbart ijt, daß 
nur einer oder einige der Geſellſchafter (vertre— 
tungsbefugte Geſellſchafter) die Geſellſchaft 
vertreten ſollen, die Angabe enthalten, welcher oder 
welche dazu beſtimmt ſind und ob dieſes Recht 
etwa nur gemeinſchaftlich ausgeübt werden ſoll 
(Art. 86, 34 H. G.). Die Vertretungsbefugnis 
Vollmachtsverhältnis nach außen) ermächtigt, alle 
Arten von Geſchäften u. Rechtshandlungen im 
Namen der Geſellſchaft vorzunehmen (Art. 114 
H. &.); fie iit (Dritten gegenüber) gruudſätzlich 
unbeſchränkt (Art. 116 H. G.). Geſchäftsführung 
u. Vertretung ſind nicht nur begrifflich, ſondern 
aud) praktiſch unterſchieden. Es fann einem ver- 
tretungSbejugten Gefellicafter die Geſchäftsfüh— 
Tung entzogen und bingegen ein geſchäftsfüh— 
render Geſellſchafter von der Bertretung aus- 
geſchloſſen fein. 

Da die offene H.Geſellſchaft, wie ſchon oben 
dargelegt, im dffentl. Rechte als juriſtiſche Perſon 
angefehen wird, fann die Geſellſchaft auf dem 
Webiete des öfſentl. Redjtes von dem offenen, 
wenn auch geſchäftsführenden, Geſellſchafter als fol- 
chem nicht vertreten werden; auc) die bloß fiir 
das privatrechtl. Gebiet geltende Beſtellung ver— 
tretungSbejugter Geſellſchafter genügt bier nicht. 
Um den Borjdrijten des öffentl. Rechtes (§ 3 
Wew. O.) gu geniigen, muß die offene H.-Gejell- 
ſchaft vielmehr einen gewerbl. Stellvertreter oder 
Pächter beftellen, welcher auf dem Gebiete ded 
öffentl. Rechtes die Geſellſchaft vertritt. Diejer 
Stellvertreter fann allerdings, muh jedod) nicht, 
einer der Gejellidajter jein (vgl. oben V A a 2), 

2. Giir den Momplementiir einer Rom- 
manditgefellidaft gelten analoge Grundſätze 
wie fiir den offenen .-Gejellichajter. Insbe'. ijt 
er auch handelsrechtlic) als Naufmann anjguiehen. 
Grundfaplich (Art. 158 H. OG.) hat ex die Geſchäfis— 
führung (nach innen) ju beforgen. Kraft feiner Ver— 
tretungsbefuqnis (Urt. 167 H. G.) beredtiqt u. ver: 
pflichtet ev die Geſellſchaft (nad aufen). Die Stellung 
des (geſchäſtsführenden, vertretungsbejugten) Kom— 
plementiirs ijt eine rein privatrechtliche. Für das 
Mebiet des öffentl. Rechtes gilt fiir die Nomman- 
ditgeſellſchaft das hinſichtlich der offenen H.-Wefell- 
ſchaft Gejagte. 
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3. Dem KRomplementir ciner Komman— 
ditgejellidaft auf Aktien fommt, da die fiir 
die Kommanditgeſellſchaft geltenden Vorſchriſten in- 
foweit auc) auy Uftienfommanditgejellichajten An— 
wendung finden, al8 fie nicht durd) Sondervor- 
ſchriften abgeändert find, die Geſchäftsführung gu. 
Die Uberwachung derjelben ijt Mufgabe des Auf— 
ſichtsrates Art. 193 H. G.). Bur Bertretung der 
Geſellſchaft (nach augen) find die Komplementäre 
beredhtigt u. verpflichtet Art. 196 H. G.). Diefe 
Stellung der Romplementiire, weldje im handels- 
rechtl. Sinne Raujleute find, gilt jedod) nur fiir 
das privatredjtl Gebiet. Für das des öffentl. 
Rechtes ijt aud) Hier, wie bei der offenen H.-Gez 
jellicajt und bet der Kommanditgeſellſchaft die 
Bejtellung eines Stellvertreters, welcher allerdings 
ein Komplementär fein fann, erforderlich. 

4. Der Borftand (und der Direftor) 
einer Uftiengefellidaft (Art. 209, 37, 227, 
230, 231 u. 234 H. G.) ijt geſetzlicher Vertreter der 
Geſellſchaft nach aufen; er ijt aber auc) geſchäfts— 
führendes Organ, dem cine Anzahl von Geſchäften 
durch das G. unentgiehbar zugewieſen ijt Art. 
236, 239, Abſ. 1, 239, Woe 2, 240, Abſ. 1, 
7— G. § 197 Er. O.). Nach 8 34, Abſ. 4, 

ttienregulativ, iſt dem Vorſtande ein folder 
Einfluß auf die innere Geſchäftsgebarung zu 
wahren, welcher mit ſeiner geſetzmäßigen Be— 
jugnis, die Geſellſchaft nach gußen gu vertreten, 
im Einklange ſteht. Die Vertretungsbefugnis 
des Vorſtandes iſt (mit den geſetzl. Ausnahmen, 
Art. 222 und 248 H. G.) nach außen (Art. 231 
H. G.) unbeſchränkbar. Der Vorſtand kann aus 
einer oder mehreren Perſonen beſtehen (§ 34, 
Abſ. 5, WUftienrequlativ). Ym Zweifel find dieſe 
nur folleftiv vertretungSberechtigt, dod) fann 
aud) jedes Vorjtandsmitglied fiir fic) allein dic 
Vertretungsbejugnis erhalten. Gegeniiber den 
Handlungsgehilien der Geſellſchaft ijt der Vorjtand, 
deſſen Verhältnis zur Geſellſchaft ein nad a. b. 
G. B. gu beurteilendes Dienjtverhiltnis ijt, der 
Pringipal. Im Gejelljdhajtsvertrage (Art. 209, 
H. G. u. § 37, AWltienvequlativ,) mug die Art 
der Bejtellung u. Sujammenjepung de8 Bore 
jtandes und die Form fiir die Leaitimation 
der Mitglieder desfelben und der Beamten der 
Geſellſchaft beſtimmt fein. Die Witglieder des 
Vorjtandes müſſen (Art. 228 H. G.) ſowie die in 
deren Stande cintretenden Wnderungen (Vert. 233 
H. G.) zur Eintragung in das H.-Regijter an— 
qemeldet werden. Der Direftor einer Wtien- 
gejellichajt ijt ebenjoweniq als ein Borjtandsmit- 
qlied Handlungsgebhilfe, er ijt wie jenes gegen— 
liber Ddiefem vielmehr felbjt Bringipal. Gein 
Dienitverhiltnis zur Geſellſchaft regelt fich wie 
jenes der Borjtandsmitglieder nad a. b. G. B. 
Für den Betrieb von Gewerben bedarj die Wftien- 
geſellſchaft, wie andere jurijtijde Berfonen (§ 3 
Gew. O.), cines Stellvertreters. Dieſer ijt zumeiſt 
cin Direktor, kann, muß aber nicht, ein Vorſtands— 
mitglied fein. 
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lich als Prokura bezeichneten Vollmacht oder durch 
ausdrückl. Bezeichnung der Bevollmächtigten als 
Profurijten oder durch die ———— r pro- 
cura die Firma des Pringipals gu 4 sail be= 
jtellt werden. Die Erteilung jowie das Erlöſchen 
der Profura ijt von dem Prinjipale beim H.- 
Gerichte gur Eintragung in das H.-Regijter an- 
aumelden (Art. 45 H. G.). Dieſe Vorſchrift iſt 
hinſichtlich der Erteilung der Prokura eine bloße 
Ordnungsvorſchrift, d. h. die Prokura (Vollmacht 
beſteht $s Recht, aud) wenn ihre Erteilung nicht 
angemeldet und daber nicht eingetragen wurde. 
Für das Erlöſchen der Profura Vollmacht) ijt 
jedoch die Eintragung Dritten gegenüber (jedoch 
nicht fiir das Verhältnis zwiſchen Prinzipal u. 
Brofurijten — weſentlich. Der Prinzipal 
lann daher das Erlöſchen der Prokura mangels 
der Eintragung dieſes Umſtandes einem Dritten 
nur dann entgegenſetzen, wenn er beweiſt, daß es 
dieſem bekannt war; auch muß der Dritte die ein— 
aaa Erlöſchung der Profura gegen fice gelten 
ajjen, eS jei denn die Annahme begriindet, daz 
er dieſen Umſtand weder gefannt habe nod habe 
ferrnen miijjen (Art. 46). Die Profura (Vollmacht 
ermiichtigt zu allen Urten von geridtlicjen u. außer⸗ 
gerichtl. Geſchäften u. RedtShandlungen, welche 
der Betrieb eines H.-Gewerbes (d. i. einer auf 
den Betrieb von H.-Gejchiften im Ginne des H. 
G. ſich erjtrecdenden Unternehmung) mit fic) bringt 
(ogl. $§ 1027—1029; inSbej. § 1028 und § 1029, 

j. 1, a. b. G. By. Der Umjang der Profura 
ijt alſo (im Gegenſatze zur — ————— 
Art. 47 H. G.) keineswegs auf die dem betreffen— 
den Unternehmen cigentiiml. Geſchäfte (Branche— 
geſchäfte) beſchränkt. Die Profura beredjtigt ins— 
be. aud) gut Unjtellung u. Entlajjung von Hand- 
lungSgebiljen u. Bevollmadtigten, jedoch aur Ver— 
äußerung u. Belajtung von Grundjtiiden nur 
dann, wenn dieje Befugnis befonders erteilt wurde 
(Mrt. 42 H. G.). Cine Bejdriinfung diejes Um— 
janges der Profura hat Dritten gegeniiber feine 
rechtl. Wirfung (Wrt. 43 H. G.), darf daher aud 
nicht eingetragen werden und fann daher nur fiir 
das Verbhiiltnis zwiſchen Pringipal u. Brofurijten 
Auftrag) erheblich fein. Reine Beſchränkung der 
Profura in dieſem Ginne ijt in der Feſtſetzung 
det Rolleftivprofura (Art. 41 u. 44 H. G.) gee 
legen. Obwohl die Profura (Art. 42) jede Spesial- 
vollmacht erjegt, jo ijt der Brofurift dod) nur in 
privatredtl. Beziehung ftatt des Pringipals oder 
neben diejem Leiter der Unternehmung. Dads 
öffentl. Recht iqnoriert die Prokura vollfommen. 
Die mit dem Betriebe verbundenen öffentlich-rechtl. 
Verpflichtungen u. Rechte treffen den Proturiſten 
als ſolchen nicht. Gewerbeftrajen 3. B. wegen 
Uberſchreitung der Gewerbebefugnis, Außeracht⸗ 
laſſung der für die Behandlung der Hilfsperſonen 
geltenden Vorſchriften u. dgl. m. treffen daher 
nicht den Prokuriſten, ſondern den Prinzipal als 
Gewerbeinhaber oder ſeinen gewerbl. Stellvertreter 
(139 Gew. O.). Das gleiche ijt auch hinſichtlich 


5. Der Prokuriſt tann nur von einem Voll- | der durch öffentlich-rechtl Spezialnormen geregelten, 
faujmanne (§ 7 Ginf. G. gum H. B.) u. aw. nur von der Gew. O. ausgenommenen Unternehmungen 
(Art. 41 H. G.) durch Erteilung einer ausdriid- | der Fall. 
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6. Der Handlungsbevoll madtigte wird entweder 
als Generalhandlungsbevollmächtigter zum 
Betriebe des ganzen H.-Gewerbes des Prinzipals 
oder als — ——— zu einer 
beſtimmten Art von Geſchäften oder zu einzelnen 
Gejchiijten beſtellt (Auftragh. Dementſprechend er— 
ftredt ſich aud) die Vollmacht des Generalhand— 
lungsbevollmächtigten auf alle Geſchäfte u. Rechts— 
handlungen, welche der Betrieb eines derartigen 
H.-Gewerbes und jene der Spezialhandlungsbevoll⸗ 
mächtigten auf jolche, weldje die Ausführung der- 
artiger Geſchäſte gewöhnlich mit ſich bringt (Art. 47 
9. 9 Unter die Reiter der H.-Unternehmung 
fann wohl im allg. nur der Generalbandlungs- 
bevollmiictigte gerechnet werden. Der Handlungs- 
bevollmächtigte bat fic) bei der Zeichnung jededs 
eine Protura andeutenden Zuſatzes zu enthalten 
und mit einem das Bollmadtsverhdltnis aus- 
driidenden Zuſatze gu zeichnen (Art. 48 H. G.). 
Durd) das Rechtsgeſchäft, weldjes der Profurijt 
oder der gaa tg” pa gemäß der 
Profura oder Vollmacht im Namen des Prin- 
ipals ſchließt, wird der legtere Dritten gegeniiber 
beredhtigt und verpflicdtet; zwiſchen dem Proku— 
rijten oder Bevollmacdhtigten und dem Dritten er- 
geugt das Geſchäft weder, Rechte nod) Verbindlid- 
eiten Art. 52 H. G.). Offentlich-rechtl. Wirtung 
hat gleich) der Profura aud) die Handlungsvoll- 
madt nicht. 

b) Offentlidredtlig. 1. Gin Stellver- 
treter muß beſtellt werden in folgenden Fällen: 

1. Wenn der Gewerbeinhaber eine juriſtiſche 
Perfon (§ 3 Gew. ©.); 

2. eine Perjon ijt, der die freie Verwaltung 
ihres Vermigens nicht eingeräumt ijt (§ 2, Wj. 2, 
Gew. O.); 

3. wenn dem Cigentiimer cines Realgewerbes 
die gefepl. Cignung iu deſſen Betriebe mangelt. 
Dies i fid) aus dem Geijte ded G., ift aber 
in demſelben nicht flar a (§ 55, Abſ. 4, 
und § 12, Abſ. 3, Gew. O.). 

iter$ muß — aber nut, wenn die Natur 
des Gewerbes es erjordert — ein Stellvertreter 
beftellt werden (§ 56, Abſ. 6, Gew. O.): 

4. für Rechnung der Witwe des Gewerbe— 
inhabers wahrend der Dauner der Witwenſchaft 
(§ 56, Ubj. 4, Gew. ©.); 

5. für Rechnung der minderjahrigen Erben 
deS Gewerbeinbabers bis zur erreidten Groß— 
jährigkeit (§ 56, Abſ. 4, Bew. O.); 

6. für Rechnung der Maſſe wihrend einer 
Ronfurs= oder Verlaſſenſchaftsabhandlung (§ 56, 
Abſ. 5, Gew. O.). 

Im itbrigen ijt es jedem Gewerbetreibenden 
——— § 19, Abſ. 2 u. 3, Gew. ©.) ge— 
tattet, jein Gewerbe aud) durd) einen Stellver- 
treter_ausjuiiben ($ 55, Ubj. 1, Gew. O.). 

Der Stellvertreter (Geſchäftsführer) mug, weil 
ev fiir den Betrieb des Unternehmens die öffentlich 
rechtl. Berantwortung trägt, immer die fiir den 
felbjtindigen Betrieb des Gewerbes erforderl. 
Cigenfchajten befipen. Es ijt daher bei freien und 
hanbdwerfsmiigigen Gewerben der Stellvertreter 
von dem Gewerbeinhaber der Gewerbebehirde an- 


Ofterr. StaatSwsrterbuch, 2. Mufl., 2, Bd. 
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quacigen und bei ig, arate Wewerben pom 
ewerbeinbaber die Genehmigung det Gewerbe- 
behörde cingubolen (§ 55, Ubj. 2, Gew. O.). Geld- 
u. Urrejtitrafen wegen Ubertretung der Gerwerbe- 
vorſchriften find ri egen den Ciksicteeiee ” 
vethiingen (§ 139, Woe 1, Gew. ©.), die Ge 
ſtrafen jedod) unter Hajtung des Gewerbeinhabers. 
Wenn nad) dem G. die Entgiehung der Gewerbe- 
berechtiqung eingutreten batte, jo findet dieſe 
nur dann jtatt, wenn die Übertretung mit Bor- 
wijjen des Gewerbeinhabers beqangen wurde und 
derjelbe in Der Lage war, die Ubertretung bintan- 
jubalten. Diefe Bejtimmung des § 139 Gew. DO. 
witd dabin ausgelegt, dak die Stellvertretung 
feine —— ein müſſe, ſondern der Gewerbe—⸗ 
inhaber trotz Beſtellung eines Stellvertreters ſich 
ein beſtimmtes Maß der Einflußnahme auf die 
Führung der Unternehmung vorbehalten könne, 
innerhalb welcher Grenzen er aud) die öffentlich— 
rechtl. Berantwortung triigt. Diefe Wuslegung 
entipridjt aber nidjt der Abſicht des G. welche 
dabin geht, daß die geſamte öffentlich-rechtl. Ver— 
antwortung für den Betrieb der Unternehmung 
von einer einzigen Perſon (dem Gewerbeinhaber 
oder dem Stellvertreter) getragen werde. Auch würde 
dieſe Auffaſſung zu der Folgerung führen, einem 
zwiſchen dem Gewerbeinhaber und dem Stellver— 
treter geſchloſſenen (privatrechtlichen) Vertrage 
öffentlich⸗rechtl. Wirkungen jujuerfennen, welche 
das G. ausdrücklich nur an den öffentlich-rechtl. 
Wit der Kenntnisnahme bezw. Genehmigung der 
Stellvertretung knüpft. Zum mindeſten müßle bei 
dieſer Auffaſſung ein ſolcher Vorbehalt mit der 
Anzeige von der Beſtellung des Stellvertreters 
der Gewerbebehörde bekanntgegeben werden. 

Die fragliche, allerdings nicht beſonders klar 
efaßte, Geſetzſtelle bedarf aber leiner fo umſtändl. 
rklärung. Sie ijt vielmehr jolgendermaßen auj- 
ufaſſen: Die Stellvertretung ijt ſtets eine voll- 

franbige, ohne Rüclſicht — alljillige Privatab⸗ 
—— zwiſchen Gewerbeinhaber u. Stellver⸗ 
treter. Daher ig aud) der Stellvettreter die volle 
öffentlich⸗rechtl. BVerantwortung fiir den Betried. 
Daher wird aud) er fiir Ubertretungen der Ge— 
werbevorjdjriften bejtrajt. Die Haftung deS Gee 
werbeinhabers fiir die Cinbringlichfeit der dem 
Stellvertreter aujerlegten Geldftrajen erklärt fic 
aus dem vom G. jtetS priijumierten Vermögens— 
interejje ded Gewerbeinhabers an der Unterneh— 
mung. Sie ift bloß ſubſidiär und ſchließt — falls 
nicht entgegengeſetzte Privatabmadungen getroffen 
wurden — einen privatredtl. Regreßanſpruch des 
Gewerbeinhabers wider den Stellvertreter nicht 
aus. Der Grundfay von der vollen gewerbeftraj- 
rechtl. Verantwortlidfeit des Stellvertreters mu 

eine Ausnahme erleiden, wenn die Entziehung der 
Gewerbebefugnis als Straje gu verbiingen ijt. Da 
der Stellvertreter cine ſolche Befugnis nicht befipt, 
fann fie ifm nicht entgogen, es fann bloß jeine 
Bejeitigung (§ 139, Abſ. 2, Mew. D.) ausgejproden 
werden. Regen ijt e8 durdaus nicht unbillig, 
trop der vollen Berantiwortlidteit des Stellver- 
treterS die Entziehung der Gewerbebefugnis iiber 
den Gewerbeinhaber dann gu verbiingen, wenn die 
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Ubertretung der Gewerbevorjdriften mit jeinem 
Vorwiſſen begangen wurde und er in der Lage 
war, diejelbe — nämlich durch Aufhebung der 
Stellvertretung oder Beſtellung eines anderen Stell= 
vertreters — bintanjubalten. 

Der Kreis der Befugniſſe u. Pflichten des 
Stellvertreters ergibt ſich aus jeiner öffentlich-rechtl. 
Verantivortlidfeit. Wenn es auch zweifellos ijt, 
dah die öffentlich-rechtl. Berantwortlicfeit ſehr 
häufig mit ſonſt rein privatrechtlich erhebl. Hand- 
lungen vertnüpft ijt, fo fann man es dod) nidt 
Gagegen Mataja, S. 46) als einen Mangel des 

bezeichnen, daß dieſes nicht ausdrücklich nur 
die Beſtellung ſolcher Perſonen zum Stellvertreter 
eſtatiet, welchen gewiſſe Rechte u. Vollmachten im 

ege des Vertrages eingeräumt worden ſind. 
Denn der Stellvertreter iſt als ſolcher legitimiert 
einzuſchreiten, wo immer die Beobachtung der Ge— 
werbevorſchriften in Frage kommt. Auf privat⸗ 
rechtl. Gebiete ijt ſeiner Tätigkeit der Boden ent- 
zogen. Es ijt ganz gut denkbar, daß eine der sub Ba 
— Perſonen die kommerzielle Leitung einer 
nternehmung innehat und neben ihr ein Stell- 
vertreter bejteht. Bei cinem Stellvertreter in folder 
Lage tritt eben fo recht die öffentlich-rechtl. (ge- 
werbepolizeil.) Natur feiner Stellung bervor. 

Ullerdings wird zumeiſt ſchon aus Rückſicht 
auf Einfachheit u. Erjparung die Gejamtleitung 
der Unternebmung in einer Perjon veveinigt jein, 
womit die Sdpvierigteit der Trennung  beider 
Kompetenzen entfällt. 

Die Stellung des Stellvertreters zum Ge— 
werbeinhaber iſt — im Gegenſatze zu der des 
Pächters — die einer — Budwinski 
868 4). Seine Dienſtleiſtung iſt jedoch als eine 
der „höheren im Gewerbe“ analoge anzuſehen, da 
von ifm nad § 91 Gew. O. in Beziehung zum 
ewerbl. Dienjtperjonale dasjenige gilt, was im 
I. Qauptitiide der Gew. D. vom Gewerbe- 
inbaber u. Lehrherrn gejagt ijt (Budwinsti 938 A). 
Der Stellvertreter fann daher als jolder niemals 
Hilfsarbeiter (dagegen Budwinsti 584 A) im Sinne 
der Sew. O. fein (Budwinsfi 948 A). Ym Gegen- 
jape zum Pachter, welder (§ 107 Gew. O., G. 
23 II 97, R. 63) Genojjenidajtsmitglied ijt, ijt 
died Der Stellvertreter nicht. Mitglied der Menojjen- 
ſchaft ijt vielmehr die (juriſtiſche oder phyſiſche) 
Berjon des Gewerbeinhabers. Die aus diejem 
Mitgliedsverhiltnifje entipringenden Rechte u. Ver- 
pflidjtungen werden jedod) entipredjend jeiner ge— 
werberedtl. Stellung vom Stellvertreter ausgeübt. 
Es find daber aud) die Genoſſenſchaftsumlagen 
pom Gtellvertreter ju bezahlen; ihm fteht das 
aftive u. pajfive Wabhlredt in der Genoſſenſchaft 
7 (DH. M. Erl. 19 VII 86, 8. 20228, u. 22 VI 97, 

. 31015). 


2. Bezüglich des Pächters ijt feſtzuhalten, 
daß ſtatt eines Stellvertreters ſtets auch ein Pächter 
(im § 56, Abſ. 6, Gew. DO. ijt ſonderbarerweiſe 
bloß vom Gtellvertreter die Rede) beitellt, d. h. 
der Betrieb im öffentlich-rechtl. Sinne verpachtet 
werden fann. Für den Pächter beftehen im allg. 
die gleiden Boridriften ($$ 3, 12, Abſ. 2, 55, 56, 
Abſ. 4, 106, Abſ. 1, u. 139 Gew. O.) wie fiir den 
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Stellvertreter; auch trägt er die gleiche öffentlich— 
rechtl. Verantwortung fiir den Betrieb wie dieſer. 

Er erlangt trop der behördl. Genehmhal— 
tung (§ 55, Abſ. 2, Gew. O.) keineswegs eine 
(ſelbſtändige u. unabbiingige) Gewerbeberechtiqung, 
jondern bleibt von der Perſon und den Verhält— 
nijjen des Gewerbeinhabers durdaus abhängig 
(Budwinsli 7821), deſſen lepteren Gewerbebefugnis 
er blof ausübt. Underjeits ijt er aber (im Gegen- 
jape jum gewerbl. Gtellvertreter) wirtſchaftlich 
zweifellos als Unternehmer ju betradjten (Bud— 
winsti 584 A), was felbjt verwaltungsrechtlich in 
der Befteuerung ($$ 121 u 124, Abſ. 4, G. 25 
X 96, R. 2904 und der gewerberedtl. Berant- 
wortlichteit (§ 139 Gew. ©.) ſowie dadurd zum 
Ausdrucde fommt, dak bet nit protofollierten 
Unternehmungen, im Falle die äußere Geſchäfts— 
begeidnung einen Namen enthilt, ſtets der des 
Pachters zu wählen (H. M. Erl. 18 VII 90, 
8. 7289) und dag der Pachter Mitglied der Ge- 
werbegenoijenfdajt (§ 107 Gew. O.) und fiir dad 
Gewerbegericht (§ 8 G. 27 XI 96, R. 218) und 
die HandelS- u. Gewerbefammer wahlberedtigt ijt. 

c) Der Verwalter einer in Zwangsver- 
waltung beſindl. Unternehmung hat im weſent— 
lichen die privatredtl Bertretungsmadt eines 
Generalhandlungsbevollmächtigten im Ginne de 
Art. 47 H. G. (§ 343 Ex. D.). Die Zwangs- 
veriwaltung und der Name des Verwalters find 
im Handelsregijter von Amts wegen anzumerken:; 
e8 finden hiebei die Vorſchriften des Art. 46, 
H. G., Anwendung (§ 342 Ex. O.). Jn gewerbe- 
rechtl. Besiehung ijt der Verwalter (§ 56, Abſ. 5 
ew. ©.) ein gewerbl. Stellvertreter (§ 55 ew. 
D., 8 341 Ex. O.). Im übrigen vgl. Pollaf, die 
Bwangsverwaltung wwirtidajtl. Unternehmungen 


und Sdubert-Soldern, Swangsverwaltung ujw., 
S. 415 ff. 


C. Oilfsperfonen. a) Privatredtlic. 

1. Der Spegialhandlungsbevollmadtigte 
unterjcheidet jtd) vom Generalbandlungsbevoll mad- 
tigten dadurch, da er bloß gu einer bejtimmten Art 
von Geſchäften oder gu eingelnen Geſchäften beitellt 
ijt und jeine Vollmacht fic) daher nur auf alle 
jene Geſchäfte u. Rechtshandlungen erjtredt, welche 
die Ausführung derartiger Geſchäfte mit ſich bringt 
(Art. 47 H. B.). Eine befondere Urt der (Spegial-) 
Handlungsbevollmadhtigten find die Handlungs- 
reifenden (Urt. 49 H. G.), dad find ſolche Hand- 
lungSbevollmidhtigte, „welche ihr Prinzipal zu Ge— 
ſchäften an auswärtigen Orten verwendet’. Nicht 
zu den Handlungsreiſenden im Sinne des Art. 49 
gehören daher die ſog. Platzagenten. Strittig iſt, 
ob fic) Art. 49, H. G., nur auf Perſonen begieht, 
welche in einem dienſtl. Abhängigkeitsverhältniſſe 
—* Prin zipal ſtehen oder auch fiir jene ſelbſtändigen 
aufleute Geltung bat, welche fiir Handlungshäuſer 
Kunden aufſuchen und Beſtellungen entgegennehmen. 
Jn der Gew. O. ($$ 59 u. 59 c} werden dieſe beiden 
Arten der HandlungSreijenden ausdrücklich aus— 
einandergehalten und dffentlich=rechtlich verſchieden 
behandelt. (Das Nähere hierüber ſ. VI E.) Das 
Privatrecht hat jedoch meines Erachtens bei Feit- 
jepung der Vollmachtsverhältniſſe gu einer ſolchen 
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Scheidung feine Beranlajjung. Der 5. Titel des 
H. G. handelt hauptſächlich von den widtigiten 
(dugeren) Vollmachtsverhältniſſen. Insbeſ. gilt 
dicS aud) von Art. 49. Das (innere) Auftragsver— 
hältnis, welches zumeiſt im Dienftverhiltnis ſeine 
Regelung findet, iſt gerade in dieſem Art. außer 
acht — udem läßt der Umſtand, dak der 
5. Titel des H. G. von den Vollmachten, der 
6. Titel dagegen von den kaufmänniſchen Dienſt— 
verbaltnijjen handelt (vgl. insbeſ. Art. 54 u. 58 
H. G.), ſchließen, daß die Vollmadten feineswegs 
ein Dienjtverhaltnis notwendigeriweije vorausſetzen, 
wenn e8 auc) tatſächlich in vielen Filler vorhanden 
jein mag. Es ijt daber Art. 49 H. G. (im Gegenjage 
u WUdler- Clemens 344 u. 853 und Poliper S. 116) 
in Ubereinjtimmung mit Staub: Risto, S. 161, 
dahin aufzufaſſen, dag er fic) auch auf Handlungs- 
reijende im Ginne des § 59 ¢ Sew. ©. (G. 25 II 
1902, R. 49) begieht. Hinſichtlich der Vollmacht 
der Handlungsreijenden ijt su bemerfen, dah die- 
felben (Yrt. 49 H. G.) fiir ermächtigt gelten, den 
Raufpreis aus den von ihnen abgei fojjenen Ver⸗ 
läufen einzuziehen oder dafür Zahlungsfriſten ju 
bewilligen. 

2 Handlungsgehilfen find diejenigen Per- 
ſonen, welche zur Leiſtung kaufmänniſcher Dienſte 
in einem Handlungsgeſchaͤfte angeſtellt ſind. Der 
Handlungsgebilje 8 t ſomit zum Prinzipale in 
einem privaten Dienſtverhältniſſe. Daher ſind nicht 
Handlungsgebiljen, wie oben bemerft, diejenigen 
Handlungsreijenden, welche als jelbjtiindige Kauf— 
leute fiir andere Kaufleute Kunden befuchen und 
Beftellungen entgegennehmen, desgleichen aber aud) 
nidt jene Berjonen, welche bei jtaatl. Unterneh— 
mungen, die den Fistus als Kaufmann erſcheinen 
lajjen, als StaatSbeamte angeftellt find. Diangels 
der Leijtung kaufmänniſcher Dienjte find weiter 
feine Handlungsgebiljfen jene Perjonen, welche 
Gejindedienjte verrichten (WUrt. 65 H. G.) oder rein 
techniſche Dienſte leijten (val. § 3y, 8. 2, Cinf. G. 
um . G. verb.: ,.Dandlungsgebhilfen und andere 
tm Gewerbe angejtellte, nidjt bloß Geſindedienſte 
verridjtende Perjonen”). Von den Handlungsge- 

ilfen handelt der 6. Titel bes 1. Buches des H. G. 
Urt. 57—65). Handlungsgebhilfen gelten — ohne 
ejonderen Auftrag des Pringipals — nicht fiir 
ermächtigt, Rechtsgeſchäfte im Namen und fiir 
Rechnung des Pringipals vorzunehmen (Art. 58 
H. G.). Durch Ertetlung eines ſolchen YWuftrages 
werden fie gu Handlungsbevollmidtigten. Das 
Vorhandenjein dieſes Auſtrages bezw. diejer Voll 
madt ijt jedod) hinſichtlich bejtimmter Geſchäfte 
aus bejtimmtartiger Verwendung des Handlungs- 
ebilfen au ſchließen (Art. 50 H. G.). Für den 
Sandiun Sqehiljen gilt analog wie fiir den Proku— 
tijten und den Handiungsbevollmadtigten (Wrt. 56 
H. G.) das Verbot der Vornahme von H.-Gefchiif- 
ten fiir eigene und fiir Rechnung eines Dritten 
(Art. 59 H. G.). Schließlich enthalten die Art. 62, 
63 u. 64 Die Vorausjepungen, unter weldjen gegen 
den Prinzipal bezw. pegen den — 
die (jofortige) Aufhebung des Dienjtverbhaltnijjes 
verlangt bezw. ausgejprodjen werden kann. Die 
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andlungsgehilfen werden eingeteilt (Art. 61 H. 

in Handlungsdiener einerjeits und Hand- 
fungSlehrlinge anbderjeits. Leptere find jene 
Handlungsgehilſen, deren Dienjtvertrag die Abſicht 
der kaufmänniſchen Ausbildung behufs Erlernung 
der vom Pringipale betriebenen H.-lUnternehmung 
u Grunde liegt. Das H. G. (Art. 61, Abſ. 2) ent= 

[t bloß cine Spegialbeftimmung hinſichtlich der 
andlungSlehrlinge u. gw. die, daß die Dauer der 
ebrgeit nad) dem Lehrvertrage und nur in Er— 
mang lung —— eſtimmungen nach 
den örtl. V. oder dem Orisgebrauche ju beurteilen 
iſt. Im übrigen finden auf die Handlungslehr— 
linge, da fie zugleich Handlungsgehilſen ſind, die 
fiir dieſe geltenden Vorſchriften Anwendung. 

Für die Rechtsverhältniſſe der Handlungs- 
a (im Ginne de8 H. G.) gilt in erjter Linie 

er 6. Titel des 1. Buches de3 H. G., deſſen Art. 57 

beftimmt, daß die Natur der Dienjte und die An— 
fpriiche der Handlungsgehilfen auf Gebhalt u. Un- 
terhalt in Ermanglung einer Ubereinfunft durch 
den Ortsgebrauch oder durch das Ermeſſen des 
Gerichtes, nötigenfalls nach Einholung eines Gut⸗ 
achtens von Sachverſtändigen beſtimmt werden. 
Jedoch bleiben nach § 25, Einf. G. gum H. G., aud 
die in den Gewerbegeſetzen über das gewerbl. Hilfs- 
perjonale enthaltenen Vorſchriften, injojern fie fic 
auf Gehilfen bei Handlungsgewerben beziehen und 
die Urt. 59 —65, H. G., nicht etwas anderes ver— 
jiigen, neben dem H. G. in Kraft. § 92, Gew. D., 
enthält die Bejtimmung, dah auj die eg 
qebiljen die Vorſchriften des 6. Hauptitiides der 
Gew. O. nur infojern Anwendung finden, als in 
H. G. nicht etwas anderes angeordnet ijt. 
Dieje beiden Geſetzſtellen find feineswegs fo auf- 
jufafien, daß das 6. Hauptitiid der Gew. O, fiir 
alle Handlungsgebiljen ſubſidiäre Geltung habe. 
Dies ijt vielmehr nur hinſichtlich jener Handlungs- 
—— der Fall, welche in der Gew. O. unter— 
iegenden Unternehmungen in einer die Zugehörig- 
feit gu den gewerbl. Hiljsarbeitern im Sinne des 
§ 73 Sew. O. begriindenden Weiſe beſchäftigt find 
(Mataja, S. 62, Krasnopolsti, S. 280). Jene 
Handlungégebiljen, bei weldjen dieje beiden Bor- 
ausjepungen nicht gutreffen, unterliegen bloß dem 
H. G. begw. den in den Art. 1 u. 57 H. G. ſub— 
jididr beran —— 7* Normen. 

— ich kommen nebſt den vorſtehend 
beſprochenen Perſonengruppen nod in Betracht: 

a) Das Geſinde, welches unter die Vor— 
jchriften der GejindeordDnungen (Art. 65 H. G.) 
und ſubſidiär unter jene ded a. b. G. B. fällt. 

%) Falls das Unternehmen der Gew. O. untere 
liegt, das sub B b gu erwähnende gewerbl. Hilfs- 
perjonal und J 

+) jene Perſonen, welche mangels der Leiſtung 
faujmannifder Dienſte nidt Handlungsgehilfen 
find und zufolge der Verrichtung von Dienit- 
leijtungen biberer (RNedjtstonjulent einer Altien— 

ejellidjaft) Art (Art. 73 Gew. O.) oder des Um— 

tandes, daß die betrefiende Unternehmung nidt 

unter die Gew. O. fällt (Apothefergebilfen), den 

gewerbl. Hiljsarbeitern nicht zugezählt werden 
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finnen. Für dieſe Perſonengruppe bejteht bloß die 
—5 a. b. G. B. — 

b) Offentlichrechtlich. 1. Der Begriff der 

ewerbl. Hilfsarbeiter wird im § 73 


alle Urbeitsperjonen ohne Unterjdied des Alters u. 
Geſchlechtes verftanden find, weldje bei Gewerbe- 
unternehbmungen in regelmapiger Beſchäftigung 
ftehen u. zw. 

a) em Handlungsgehilfen, Gejellen, Kut— 
ſcher bei Fuhrgewerben u. dgl.), 

brikarbeiter, 

ehrlinge, 

) jene Arbeitsperſonen, welche gu unterge— 
ordneten Hilfsdienſten beim Gewerbe verwendet 
werden, ohne gu den im Art. V, lit. d, des Kund— 
— — —— zur Gew. O. bezeichneten Per— 
onen (d. i. ſolche, welche Lohnarbeit der gemein— 
os Art Taglöhnerarbeit uſw.] verridten) gu ge 

ren. 
Bu den weſentlichen beqriffl. Vorausſetzungen 
gehört daber die Beſchäftigung in einer Gewerbe- 


unternehmung, d. i. einem der Gew. O. unterlie- | A 


val. V, A. 3) wurde die gänzliche oder teilweije 
nwendbarfeit des VI. Hauptitiides der Gew. OD. 
auf Perfonen ausgedebhnt, welche in nicht der Gew. 
D. unterliegenden Betrieben beſchäftigt find. Die— 
jelben werden dadurd) jedod) feinesivegs zu „ge— 
werbl. Hilfsarbeitern’ im Sinne der ew. O.). Der 
Betrieb muß aber, damit mandje der von der Ger. 
O. an bejtimmte erbebl. Verhältniſſe geknüpfte 
Wirkungen fiir die Hilfsarbeiter ecintreten, nicht 
bloß nach fener tatſächl. Geftaltung in das Gel— 
tungSbereid) der Gew. O, fallen, jondern als „be— 
fugter“ aud) formell derjelben unterjtellt erſcheinen 
s C, b). So find 3. B. nur die Hilfsarbeiter be- 
ter Gewerbebetriebe Ungehirige der Gewerbege- 
Nojjenidjaften (Budwinsfi 13136); fo berechtigt das 
pon einem unbejugten Gewerbetreibenden ausge- 
jtellte Lehrzeugnis nicht gum Antritte eines hand— 
werlsmiafigen Gewerbes (Budwinsti 9573, 14831) 
und ijt bie Verwendung bei einem unbejugten Ge— 
werbetreibenden in die Gebilfengeit nit einzurech⸗ 
nen (Budwinsfi 8053). Unter die eo Hilfs⸗ 
arbeiter zühlen daher insbeſ. (§ 73, Abſ. 2, Gew. D.), 
auch jene Arbeitsperſonen, welche bei ſolchen Ge— 
werbeunternehmungen regelmäßig beſchäftigt ſind, 
die von den im Art. V Kundmachungspatent zur 
Gew. O. angefiihrten phyſiſchen oder jurijtijden Per- 
fonen neben der Gew. O. nicht unterlieqenden Unter= 
nehmungen diejer Berfonen betrieben werden. Eine 
weitere weſentl. Dies Cotte ijt die ,,regelmapige 
Beſchäftigung“. Diejes Erfordernis ijt jubjeftiv und 
feineSivegs (objeftiv) dahin aufgujaijen, dab etwa 
die Berridtungen, welche die betreffende Perfon 
verfieht, in dem betreffenden Unternehmen regel- 
mäßig geſchehen oder iiberh. in dem fpegiellen Unter- 
nehmen oder diejer Gewerbefategorie regelmipig 
verricitet werden (Budwinsti 687 A). 

Der im § 73, lit. a, Gew. O. verwendete 
Wusdrud „Gehilfen“ ijt mehrdeutig. Im Sinne 
des $ 73 Gew. O. umfaßt er alle jene gewerbl. Hilfs- 
arbeiter, weldje nicjt unter die sub 8, 7 und 2 


at Betriebe. (Durch mehrere Gondernormen 


w. O. welche, nidjt 
@. S111 85, R. 22) dahin gegeben, dah al¥ ſolche 


Handel. 


genannten Rategorien fallen. Qn einer engeren Be— 
deutung (§ 14 Gew. O.) umſaßt er im — 
zu den sub 7 genannten Lehrlingen jene Perſonen, 
berh., ſondern in einer bejonderen, 
jum Untritte handwerlsmäßiger Gewerbe befähi— 
genden Weiſe in gewerbl. Verwendung ſtehen ¶ Bud⸗ 
wingfi 1342 A). Hinſichtlich der Gebilfen in die= 
fem engeren Sinne, wie auch hinſichtlich Der Lehr— 
linge, enthalten die Gewerbevoridjriften bejondere 
—— über die formellen Erforderniſſe der 
ihnen auszuſtellenden Arbeitszeugniſſe (§ 14, Abſ. 2, 
8 104 Gew. O.), über die Dauer der Gehilfen— 
bezw. dev Lehrzeit (Minijterialverordnungen 17 1X 
83. R. 148, und 5 VIL 92, R. 106) und die werhjel= 
jeitige Unerfennung der in den beiden Staatsge- 
bieten der öſterr.-ungar. Monarchie verbrachten 
Lehr⸗ u. Gebilfenjabre (Art. XIV des Boll= u. 
H.-Biindnijjes 27 VI 78, R. 62, und H. WM. Erl. 
291 86, 8. 141). 

Bur Qualififation eines gewerbl. Hilfsarbeiters 
alg Fabrifarbeiter ijt deſſen regelmipige Be— 
ſchäftigung in einer fabrifmiapig betriebenen (§ 1, 
bj. 3, Gew. OD.) Gewerbsunternehmung erjorder- 
lich, Dieje Qualifitation ijt deshalb rechtlich erheb- 
lic), weil die Gew. O. manche nur fiir die in fa 
brifmifig betriebenen Gewerbeunternehmungen be— 
idheiftigten Hilfsarbeiter giiltige Bejtimmungen ent- 
hilt (S$ 96a, 96b und aud 88a). 

Ebenjo ijt auc) die Eigenſchaft eines gewerbl. 
Hilfsarbeiters als Lehrling rechtlid von Bedeu- 
tung, da die Gewerbevorjdrijten nebjt den oben 
erwahnten, auc) die Gehilfen betreffenden, Normen, 
befondere das Lehrverhiltnis regelnde Beſtimmun— 
gen enthalten ($$ 97--104 a Wew. O.). Der Kreis 

et HandlungSslehrlinge im Sinne des Art. 61, 
Abſ. 2, H. G. (j. oben) fällt, mit jenem der in 
„H.Gewerben im e. S.“ (§ 1, Abſ. 2, Gew. O.) 
— Lehrlinge leineswegs zuſammen. 

2. Ausgenommen von der Einreihung unter die 
gewerbl. Hilfsarbeiter find nebſt denjenigen, welche 
Lohnarbeiten der gemeinſten Art“ verrichten, ju- 
folge ausdrüchl. Geſetzesbeſtimmung (§ 73, Abſ. 3, 
Gew. O.), die fiir höhere Dienſtleiſtungen, in 
der Regel mit Monatsgehalt angeftellten Indi— 
viduen al8: Werffiihrer, Mehaniter, Fattoren, 
Buchhalter, Kajfiere, Expedienten, Zeidner, Chemi- 
fer u. dgl. m. Die Unterſcheidung der „ju unterge- 
ordneten Hilfsdienſten verwendeten“ Per— 
ſonen einerſeits und der LKohnarbeiten der 
gemeinſten Art verrichtenden“ anderſeits, ſo 
wichtig ſie praktiſch iſt, iſt ungemein ſchwierig und 
aud) in det Judilatur ſtrittig (vgl. Budwinski 14177 
und dagegen Gewerbegeridte, Sig. 160, 161 u. 349). 
Bei Beurteilung des gewerberedtlid) negativ be— 
deutungsvollen Momentes der Verwendung ju 
„höheren Dienſtleiſtungen“ fommt es nicht auf den 
dem Bedienjteten beigelegten Titel oder feine Ver— 
wendung als, 5 B. Buchbalter, iiberh., fondern 
darauf an, ob dieſe Dienjtleiftungen ſich nad) der 
Einrichtung des betveffenden Unternehmens als ge- 
wöhnliche, von der Mehrheit der Bedienfteten gu 
verridjtende darjtellen, oder ob fie fic) von diejen 
dadurch unterjdjeidben, dah fie eine gewiſſe höhere 
Qualifitation der damit Betrauten erfordern (Bud- 
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winSti 9289, 9961, 10796, 1095 A, 1330 A). Diefe 
Unterjdjeidung ijt alfo feine abjolute, fondern eine 
relative. 

3. Da fiir die Qualififation eines gewerbl. 
ot age al8 jolchen feine Verwendung in der 

erfititte des Gewerbeinbabers pom G. nidt ge— 
fordert wird, find aud) die jog., in der Gew. O. aller= 
dings nicht ausdrücklich als folche begeichneten, 
Heitmarbeiter im allg. den gewerbl. Hilfsarbeitern 
zuzuzählen (§ 5, lit c, Gewerbegerichtsgeſetz 27 XI 
96, 218, Pudwinsti 2558 u. Gewerbegericjte Slg. 
247 u. 248). Much bejtimmt § 78a, Sew. O., 
daß die Beftimmungen des § 78, Gew. O. (be- 
treffend Lohnzahlungen), auc) auf diejenigen Hilfs- 
arbeiter Anwendung finden, welche auferhalb der 
Werfftatten fiir Gewerbeinhaber die au deren Ge— 
werbebetriebe ndtigen Ganj: u. Halbjabrifate an- 
fertigen oder ſolche an fie abjepen, ohne aus dem Ver— 
fauje diejer Waren an Konjumenten ein Gewerbe zu 
madjen. Eine fpesialgejepl. Regelung der Verhäli⸗ 
nifie der Heimarbeiter wurde wiederholt (Schwied— 
jr angeregt, ijt aber bisher in Ofterr. nit 
erfolqt. 

4. Die Gruppe der in §78 b, Gewerbeord- 
nung, umjd@riebenen Perſonen if, obwohl 
rechtlich nicht gu den gewerbl. Hilfsarbeitern gehö— 
rend, wirtſchaftlich u. technifd) dem Kreiſe der Hilfs— 
perjonen ciner H.- bezw. Gewerbeunternehmung jus 
zuzählen. Dieſe Gruppe ijt wegen der auch auf fie fich 
erjttedenden Weltung der Vorſchriften des § 78 
Wew. O. betrefiend die Lohnzahlungen bedeutungs- 
voll. Sie umfaßt die — i ata Webiljen, 
PBeaujtragten, Geſchäftsführer, Auſſeher u. Faftoren 
der Mewerbeinhaber fowie aud Gewerbetreibende, 


„bei deren Geſchäfte eine der erwwahnten Perſonen VI. Hauptitiie der Gew. O. neben dem 


645 


Ausiibung ihrer Tatigteit feltieben. § 59. b Gew. O., 
und die auf Grund derjelben erlafjene Minijterial- 
verordnung 27 XII 1902, R. 242, und H. M. Erl. 
27 XII 1902, 8. 6385, enthalten weitere, die Tä— 
tigfeit dieſer Handlungsreiſenden betreffende, dffent= 
lich-rechtl. Unordnungen (Legitimationsfarten uſw.). 
Ob —— e, welche in Dienſten eines 
Gewerbeinhabers (im Sinne der Gew. O.) ſtehen, 
als gewerbl. Hilfsarbeiter (§ 73 Gew. O.) oder 
als zu höheren Dienſtleiſtungen angeſtellte Indivi— 
duen (§ 73, Abſ. 3, Gew. O.) anzuſehen ſind, fann 
(Budwinsti 9289) aus dem H. G. nicht entidie- 
den werden und ijt nad den ihnen obliegenden 
Dienftleijtungen zu beurteilen. Selbſt wenn die 
Handlungsr fenden mit einer Vollmacht nach 
Art. 47 — G. und der Prokura ausgeſtattet find, 
gehören fie gu den gewerbl. Hilfsarbeitern, falls 
fic) ihre Geſchäftsverwendung als eine im gewöhnl. 
ange des Geſchäftes gelegene Beſorgung darjtellt 
(Budwinsti 9289). 

7. Uber die Aniwendbarfeit der Beſtimmungen 
de3 VI. Hauptſtückes der Gew. O. auf das kanf— 
männiſche Hilfsperfonal bejtimmt § 92 Gew. 
D., da dejien Anordnungen uur injofern auf Hand- 
lungSgebiljen (Handlungslehrlinge u. Handlungs- 
diener) Anwendung ju finden haben, alS in dem 
H. G. nicht etwas anderes angeordnet ijt. Dieje 
Bejtimmung könnte nad) ihrem Wortlaute dahin 
aufgefaßt werden, daß fiir alle HandlungSgebilfen 
(im Ginne des H. G.), auch wenn fie nicht zugleich 
als gewerbl. Hilisarbeiter im Ginne der Gew. O. 
anzuſehen find (3. B. weil ihr Chef fein Gewerbe- 
inhaber im Cinne der Gew. O. ijt oder fie gu 
„höheren Dienſtleiſtungen“ verwendet werden), das 
H. &. 


unmittelbar oder mittelbar beteiligt ijt’. Dieſe in dag | fuppletorijde Geltung habe, jomit § 92 ähnlich wie 
Gefiige des vom gewerbl. Hilfsperjonal handeln- $ T8b Gew. O. eine Ausdehnung gewerberechtl. 
den VI. Hauptitiices der Gew. O. eingeftreute Un- Vorſchriften auf nicht-gewerbl. Hilfsperſonen ent— 
ordnung dehnt die (abgefehen von den oben [VI A3} halte. Die Herrjdende Meinung (j. oben) ijt jedoch 


erwähnien das Gegenteil verfügenden Spesialnor- 
men) nur für gewerbl. Siljearbeiter qiiltigen Bor- 
jchrijten des § 78 fiber Lohngahlungen aud auf 
andere, jedod) gleid) wie die gewerbl. Hilfsarbeiter 
erwerbswirtſchaftlich vom Gewerbeinhaber (Unter— 
nehmer) abhängige Perſonen aus. 

5. Ahnlich verhält es ſich mit der im § 96 c, 
Gewerbeordnung (G. 22 VII 1902, R. 155) er⸗ 
wähnten Perfonengruppe, ſoweit darunter die 
bei Eiſenbahnbauunternehmungen beſchäftigten Ar— 
beiter beqriffen find. Obwohl Eiſenbahnunterneh— 
mungen durch Art. V, lit. 1, Kundmachungspatent 
zur Gew. O., von deren Geltungsgebiete qusgenom— 
men und die in denſelben beſchäftigten Perſonen daher 
den „gewerbl. Hilfsarbeitern“ nicht zuzuzählen find, 
finden auf dieſe Perſonen dod) die Vorſchriften des 
§ 88a Gew. O. Anwendung (val. auch G. 28 VII 
Hage R. 156, und die B. des Cif. Wl. 2 IL 1903, 

. 28). 

6. Die in Dienjten von Gewerbeinhabern jte- 
henden Handlungsreifenden (VIE) fomimen 
öffentlichrechtlich privatrechtlich: ſ. oben VI C a) 
deshalb in Betracht, weil die 88 59 u. 50a Gen. 
©. (G. 25 11 1902, R. 49) diejelben ausdriiclich als 
jolche nennen und beſtimmte Verbote hinſichtlich der 


der Anjicht — und ſtützt diejelbe auch auf § 25 
Einf. G. gum H. G. — dah die Wirkſamkeit des 
VI. Hauptitiides der Gew. O. ſich jubjiditir neben 
dem H. G. nur auf jene Handlungsgebiljen ers 
jtrecte, welche gleichzeitig gewerbl. Hilfsarbeiter im 
Ginne der Gew. ©. find Krasnopolsti S. 280, 
Staub-Pisto S. 185). 

An dieje Einteilung der öffentlich-rechtlich er— 
Hebl. Kategorien der Hilfsperjonen einer H.-Unter- 
nehmung bitte fic) nun die Darlegung der eins 

elnen fiir dieſe Berjonen als ſolche geltenden 
—— Vorſchriften gu ſchließen. Dieſe 

orſchriften betreffen den Begriff des Arbeitsver— 
trages und die Formen ſeines Abſchluſſes, die 
Pflichten der Hilſsarbeiter während der Dauer des 
Arbeitsverhäliniſſes, ihre Anſprüche an den Ge— 
werbeinhaber und deſſen Verpflichtungen während 
der Dauer des Arbeitsverhältniſſes, die Arten der 
Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes, ihre fyolgen, 
die bejonderen fiir Lehrlinge und fiir Fabrikarbei— 
ter, fiir Kinder, jugendl. Hilfsarbeiter u. Frauens- 
perjonen geltenden Bejtimmungen, die Anordnun— 
en iiber die Führung von Arbeiterverzeichniſſen, 
Gla ung von Urbeitsordnungen, die Arbeitsbücher 
und ſchließlich die Streitigfeiten aus dem Arbeits-, 
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Lehre u. Lohnverhiltniffe. Die Darlequng diejer|O. und, da die vermittelten Geſchäfte nicht H.- 


Normen fann jedod), da jie bereits im rt. ,, Arbeits- 
recht“ geboten ijt, worauf hiemit veriwiejen jei, hier 
füglich entiallen. 

D. Rombinationen diejer Eigenſchaf— 
ten in ciner Perſon. Soweit ſolche Nombina- 
tionen fic) aus der Durchkreuzung der Anwen— 
dungégebicte der Gew. O. und des H. G. ergeben, 
wurden jie aud) fdjon in diejen G. in Berückſich— 
tigung gezogen und im vorftehenden erwähnt. Sm 
iibrigen muh wohl mangels entgegenitebender aus— 
driidl. Normen angenommen iverden, dap, jofern 
nicht die begiigl Rechts u. Pflichtenkreife Kolli— 
fionen begriinden, grundſätzlich cine u. Ddiefelbe 
Perjon mehreren der vorftehend dargeftellten Ka— 
tegorien gleichzeitig angebiren fann. Dieje Erwä— 
gung führt dabin, daß im allg. die Zugehörigkeit 
au einer der privatrechtlich erbebl. —— mit 
der gu einer der öffentlich-rechtlich geregelten Grup- 
pen vereinbar ijt, innerhalb jeder diefer Katego— 
tien eine Perjon in demjelben Betriebe im allg. 
jedod) nicht in mehreren Eigenſchaften Verwendung 
finden fann. Cine weitere Mannigjaltigfeit diejer 
Kombinationen ergibt fid), wenn fic) die in Rede 
ftehende Zugehörigkeit einer u. derjelben Perſon auj 
verfdjiedene Lnternehmungen besieht. 

Umi die oberwähnten Rombinationen kaſuiſtiſch 
ju beleudjten, feien einige Fille herausgegriffen. 

Dah der Vewerbeinhaber in feinem Unter— 
nehmen nicht Lehrling jein fann, ift far, dagegen 
jteht nichts im Wege, dah er al Lehrling in einem 
anderen Wewerbesweige aujgenommen werde (Bud— 
winsfi 6075). Das Analoge gilt vom gewerbl. 
Stellvertreter. Daf diefer zugleich aud) im ſelben 
Unternehmen 3um Brofurijten beſtellt werden darf, 
wurde bereits erwähnt. Himviederum ijt es mit 
der handelsrechtl. Stellung des Broturijten, wie 
aud) jener eines offenen H.-Geſellſchafters nicht 
unvereinbar, im jelben Unternehmen gewerbl. Lehr— 
ling oder Gebilfe (dagegen unzuläſſig Handlungs- 

ebilje, Handlungslehrling) zu fein. bine Schranfe 
lit jolde Rombinationen ijt in gewifjer Hinjicht 
* den handelsrechtl. Konkurrenzverboten (III. B.) 
gelegen. 

E. Das Agentenweſen. Unter der Be— 
zeichnung „Agent“ werden im gewöhnl. Sprad)- 
gebrauche ang verſchiedene Perſonengruppen ver— 
ſtanden. Dieſe teils gewerberechtlichen, teils han— 
delsrechtlichen, teils weder dem Gebiete des Ge— 
werbe⸗ nod) jenem des H.-Rechtes angehörigen 
(unten sub 2) Gruppen ſind folgende: 

1. Die Agenten im Sinne des § 59e Gew. 
OD. (G. 2511 1902, R. 49). Dieſe find jelbjtindige 
Gewerbetreibende im Sinne der Gew. O., welche 
das freie Gewerbe der H.Agentie betreiben (XI, 
B, b, £). Sie find zugleich Kaujleute bezw. Boll- 
faujleute im Ginne des 5. &., ſofern hinſichtlich 
ihrer die bezügl. Vorausſetzungen des H. G. zu— 
trefjen. 

2. Die Unternehmer von „Privatgeſchäftsver— 
mittlungen in anderen als H.Geſchäften“ (Art. V, 
lit.f, Kundmachungspatent zur Gew. O. [ex 1859!) 
und Staatsminiſterialerlaß 28 II 69, 3. 2306). 
Sie find nicht Gewerbetreibende im Sinne der Gew. 


Geſchäfte find (wenn hierunter H.Geſchäfte im 
Sinne des H. G. [ex 1862!) verſtanden werden), 
auch nicht Kaufleute im Sinne des H. G. In dieſe 
Gruppe gehören daher beiſpielsweiſe die Realitä— 
tenagenten (Art. 275 H. G.). 

3. Die fog. „Privathandelsmäller“, tas find 

jene Perjonen, welche die Geſchäfte des Art. 272, 
. 4, 5. G., die gewerbsmäßige Vermittlung oder 
nay iene, Aig H.-Geſchäften fiir andere Per— 

jonen betreiben, ohne jedod) amtlich beftellte Mäkler 

(Senjale; XV, G, a) u jein. Sie find Kaujleute 

im Ginne ded H. G. Nicht hieher gehören man- 
els der Natur der vermittelten Geſchäfte als H.- 
eſchäfte beifpielsweije die vorerwwihnten Realita- 

tenagenten (Art. 275). Hinfichtlich ihrer Rechte u. 

Pflichten, insbej. itber die analoge Uniwendung der 

bezüglich der amtl. H.-Méafler geltenden Normen 

j. Behrend § 59 und Staub-fisfo, I, S. 249 Ff. 

4. Der Anhaber einer Vollmadt ju H.-Ge= 
ſchäften im Sinne des Art. 298 H. G. 

5. Die Perjonen des Art. 47 H. G. Diefe 
find nicht Raufleute, fondern Ungeftellte des Prin— 
zipals und gehiren zu den Handlungsbevollmäch— 
tigten (VL F a 1). 

6. Handlungsreiſende im Sinne des Art. 49 
H % . GC, a 1). - 

7. Handlungsreijende im Cinne des § 59, 
3 1, Gew. O. (G. 2511 1902, R. 49). Sie find 

edienjtete von Gemwerbetreibenden und unterliegen 
den in den §§ 59 u. 59 b Gew. O. und auf Grund 
derjelben erlajjenen V. enthaltenen öffentlich-rechtl. 

Vorjdriften. Je nachdem fie als au höheren Dienft- 

leijtungen verwendet erideinen oder nicht, gehören 
fie nicht gu den gewerbl. Hilféarbeitern oder find 

fie unter dieſe gu zählen (vgl. VI, C, b, 6). 

Die sub 1 u. 3 genannten Perjonenqruppen 
jallen gufammen. Ebenjo dedt fid) aud) die sub 2 
bezeichnete Gruppe mit der jener Perjonen, welche 
bloß deshalb nidt gu dem sub 3 erwähnten Pers 
fonen gehören, weil die von ihnen vermittelten 
Geſchäfte feine H.⸗Geſchäfte find. Die sub 4 be- 
zeichnete Gruppe ijt weiter als die sub 3 ange- 
führte u. gw. um den Kreis jener Perjonen, deren 
acs igt H.-Betrieb nicht in der Vermitt- 
ung von H.Geſchäften befteht, jondern welde nur 
pereingelterweije cine Vollmacht im Sinne des Art. 
298, . G., iibernehmen. Bejondere Schwierigkeiten 
ergeben fic), wenn die Natur der vermittelten Ge— 
ſchäfte als H.-Geſchäfte fic) nidt aus Art. 271, 
H. &., (abjolute), jondern nur in Gemäßheit der 
Urt. 272 u. 273, H. G., (relative u. afgefjorijche) 
ergibt. Gleichgültig ijt es hiebei nad) herrſchender 
Lehre, auf weſſen von den beiden Kontrahenten 
Seite das Geſchäft ein H.Geſchäft ijt. Die sub 5, 
6 u. 7 begeichneten Gruppen wurden bereits oben 
(VI) erwähnt, wobei das Berhiltnis ihres Um— 
fanges erirtert wurde. 

Val. im iibrigen die Art. „Handelsagenten“ 
u. „Handlungsreiſende“. 

VIL. Die Bezeichnung der H.⸗Unternehmung. 
Normen hierüber enthalten das H. G. (1. Buch, 
3. Titel, Art. 15-27) und die Wew. O. (8§ 44 
bis 50). Die erjteren haben Geltung fiir jede 
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Unternehmung, deren Inhaber Bollfaufmann im 
Sinne des H. G. (Art. 4 u. 15 H. G., 7 u. 
9 Einj. G. jum H. G., bezw. kaiſ. B. 11 VIL 98, 
R. 124) ijt; den lepteren unterliegt jede Unter- 
nehmung, auj welche fic) die Geltung der Gew. 
O. erftredt. Da nun die Anwendungsbereiche der 
beiden G. gum Teil ineinanderfallen, ergibt fic 
im eingelnen alle nicht jelten die gleichzeitige An— 
wendbarfeit Der beiden oberwwiihnten Normen. Die- 
jelben jind (joweit fie den bier gu behandelnden 
Sujammenbang betreffen) öffentlich-rechtl. Natur 
und offizios gu handhaben. Sojern ein bloßes 
Klagerecht des Verlepten in Betracht fommt, ſ. den 
Abſchnitt X, ,,Die Konkurrenz im H.Betriebe“. 
A. Unternehmungen, welde von Bolle 
faujleuten betrieben werden. fiir diefe gilt 
alé Sonderrecht der 3. Titel ded 1. Buches des 
H. G. von den H.Firmen. Seder Vollfaujmann 
hat fid) im Betriebe jeiner H.-Gejdhijte eines be- 
jtimmten, in das H.Regiſter eingutragenden Nae 
men& au bedienen. Diefer H.-Name des Vollfauj- 
mannes ijt die Firma (Art. 15 u. 19 H. B.). 
Fin Eingelfaujmann, welder jein Geſchäft ohne 
Gejellichajter oder nur mit einem ſtillen Geſell— 
idjafter betreibt, darf nur jeinen Familiennamen 
(biirgerl. Namen) mit oder ohne Vornamen als 
Firma führen. Er darf der Firma feinen Zuſatz 
beifiigen, welder ein Gejelljchaftsverhaltnis an- 
deutet. Dagegen jind andere Zuſätze geftattet, welche 
ur näheren Bezeichnung der Berjon oder des Ge— 
—*8 dienen (Art. 16 H. G.). Die Firma einer 
offenen Handelsgeſellſchaäft muß, wenn in 
dieſelbe nicht die Namen ſämtl. Geſellſchafter auj- 
— ſind, den Namen wenigſtens eines der 
eſellſchafter mit einem das — ——— einer 
Geſellſchaft andeutenden Zuſatze enthalten. Die 
firma einer Rommandiigeſellſchaft muß den 
Namen wenigſtens eines perſönlich haftenden Ge— 
ſellſchafters mit einem das Vorhandenſein einer 


Geſellſchaft andeutenden Zuſatze enthalten. Die Na- H. G 


men anderer Perſonen als der perſönlich haften— 
den Geſellſchafter dürfen in die Firma einer H.- 
Geſellſchaft nicht aufgenommen werden, insbeſ. darf 
der Inhaber eines H.-Gewerbes eine das Ber- 
hältnis einer H.Geſellſchaft andeutende Firma wee 
gen der Beteiligung eines jtillen Geſellſchafters bei 

rdnungsſtrafe nidt annehmen (Art. 251 H. G.; 
auch) dart fic) feine offene .<Gejellichaft oder Kom— 
manditgeſellſchaft als Aktiengeſellſchaft bezeichnen, 
ſelbſt wenn das Kapital der Rommanpditijten in 
Alktien gerfegt iſt (Art. 17 H. G.). Die Firma 
einer Uftiengejelljdajt muß in der Regel von 
dem Gegenſtande ihrer Unternehmung entlehnt fein. 
Der Name von Gefelljdajtern oder anderen Per- 
jonen darj in die Firma nidjt aufqenommen wer- 
den (Art. 18 H. &.). (Pringip der Wahrheit der 
pitmen.) Hinjichtlid) der Firmen der Erwerbs— 
und Birtidhatisgenotienidatten enthält § 4 
G. 91V 73, R. 70, analoge Borjchrijten. 

Sede neue Firma muf fic) von allen an dem— 
jelben Orte oder in derjelben Gemeinde bereits 
bejtehenden und in das H.-Regijter eingetragenen 
Firmen deutlich unteridjeiden. Hat ein Kaufmann 
mit einem in das H.⸗Regiſter bereits eingetragenen 
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Kaufmanne gleiche Vor⸗ oder Familiennamen und 
will aud) er fic) derjelben als Firma bedienen, jo 
muß er diefen einen Zuſatz beifiigen, durch wel- 
den ſich jeine Firma von der bereits eingetrage= 
nen Firma deutlid) unterjdeidet (Art. 20 H. G.). 
(Pringip der Unterjdeidbarfeit der Firmen.) Wer 
ein bejtehendes H.Geſchäft durd) Vertrag oder Erb⸗ 
ang erwirbt, fann dasſelbe unter der bisherigen 
irmia mit oder ohne einen das Nachjolgeverhalt: 
nis andeutenden Zuſatz fortjiihren, wenn der bis— 
herige Geſchäftsinhaber oder deſſen Erben oder die 
etiwaigen Miterben in die Fortfiihrung der Firma 
ausdriidlid) willigen (Art. 22 H. G.). Die Ver— 
äußerung der Firma als folder, abgejondert von 
dem H.-Geſchäfte, fiir welches fie bisher gefiihrt 
wurde, ijt nicht zuläſſig (Art. 23 H. G.). Benn 
in ein bejtehendes H.Geſchäft jemand als Gejell- 
ſchafter eintritt oder wenn ein Geſellſchafter gu 
einer H.Geſellſchaft neu hingutritt oder aus einer 
joldjen austritt, fo fann, ungeadtet diejer Verän— 
derung, die uripriing!. Firma fortgefiibrt werden. 
Jedoch ijt beim YUustritte eines Geſellſchafters dejjen 
ausdrückl. Cinwilliqung in die Fortfiihrung der 
Firma erjorderlid), wenn jein Name in der Firma 
enthalten ijt (Yirt. 24 H. &.). 

Durd) die vorjtehenden Beſtimmungen ijt die 
Möglichleit gegeben, fic) einer Firma ju bedienen, 
bie gar nicht oder nidt géinglid) aus dem Bore 
u. Runamen des betreffenden Kaufmannes beftebt. 
Doch ijt cin Kaufmann unter bejtimmten Voraus— 
fegungert ($$ 246 u. 253 Ronfursordnung, 25 XI 
68, th. 1 ex 1869) von dieſem Rechte, H.Ge— 
ſchäfte unter einer nicht lediglid) in der Zeichnung 
jeines vollen Vor: u. Bunamens bejtehenden Firma 
ju betreiben, ausgeſchloſſen. 

Wenn die Firma geändert wird oder erlifdt 
ober wenn fic) dic Anhaber der Firma ändern, 
jo ijt dies nad) den Beftimmungen des Art. 19 
9. nf bei dem H.-Meridjte angumelden (Art. 25 


An die Eintragung der Wnderung bezw. des 
Erlöſchens der Firma in das H.-Regijter und de- 
ren öffentl. Befanntmadung find in logiſcher Fol- 
gerung qué dem dem H.-Regifter gu Grunde lie 
enden Ojjentlicjfeitspringipe (§ 18, Einf. G. zum 
°. G.) bejtimmte privatredtlidje bezw. prozeſſuale 

irkungen getniipft (Art. 25, Abſ. 2 u. 3, H. 
G.). Wus Griinden des im Bringipe der Offent- 
lichfeit des H.-Regifters sum Ausdrucke klommenden 
öffentl. Gnterejjes Hat das H.-Geridt von Ams 
wegen die Beteiligten zur Bejolgung der Vor— 
ſchtiften der Art. 19, 21 u. 25 H. G. durch Ord. 
nunggjtrafen angubalten und in gleider Weiſe 
gegen Diejenigen einzuſchreiten, welche fich einer 
nad den Borjdriften des 3. Titels des 1. Buches 
des H. G. ihnen nicht guftehenden Firma bedie= 
nen Art. 26 H. G.). Uber aud) die Gerichte überh. 
und die Ubhandlungs- u. Konfursbehirden, die 
Notare und die HandelS- u. Gewerbefammern, fo- 
fern Diefelben in der Wusiibung ihres Umtes von 
Ubertretung der Anmeldungsvorſchriften oder von 
dem Gebrauche einer nicht sanekenbet Firma (Art. 26 
H. G.) Kenntnis erlangen, haben davon ohne Ver— 
jug dem H.-Geridte die Anzeige gu erftatten (§ 13, 
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inf. G gum H. G., und § 3 Minijterialverord- 
nung 14V-73, R. 71). Mit H. M. Erl. 21 XII 
63, 8. 17335, wurden die Handels- u. Gewerbe- 
fammern angetwiejen, iiber das Entiteben u. Er— 
lifdjen von Firmen monatlich Anzeigen in tabella- 
rijder Form an das betreffende H.Gericht einzu—⸗ 
fenden und mit J. M. Erl. OTM 64, 8. 5404, 
die Steuerbehirden angebalten, monatlich den H.- 
Werichten jene Kaufleute gu nennen, die nad ihrer 
Steuerleijtung (§ 7, Cinj. G. gum H. G. begw. 
faif. B. 11 Vil 98, R. 124) regifterpflichtig ge- 
worden find oder aufgehirt haben, es zu fein (val. 
aud) § 9, Einf. G. gum H. G., in der ——— der 
zitierten faij. V.). 

Handelsunternehmungen, welche 
von „Gewerbetreibenden“ betrieben wer— 
den. Die „Gewerbetreibenden“ im Sinne der Gew. 
©. find durch § 44 dieſes G. verpflichtet, fic) ciner 
pentipredenden äußeren Bezeichnung“ auf ipren 
feſten Betriebſtätten oder ihren Wohnungen ju be— 
dienen. Als „entſprechend“ ſind nur ſolche Be— 
zeichnungen anzuſehen, welche dem beſtimmten Ge— 
werbebetrieb entſprechen, d. h. ihn bezeichnen (Bud- 
winski 8758, 9994, 10082, 14405). Die Bezeich— 
nung einer in handiwerfsmiapigem Umſange be- 
triebenen Silberwarenerzeugung alé „Silberwaren⸗ 
jabrif’ ijt Daher feine entipredjende (Sudwinsti 
3723). Wohl aber ijt als entiprechend eine Bezeich— 
nung anguiehen, welche dem Gegenſtande oder In— 
halte deS Gewerberechtes entnommen ijt, jo wenn 
3. B. cin Tuchhändler die Bezeichnung „Tuchhand— 
lung” anwendet (H. M. Erl. 1 IX 87, B. 27615 
ex 1885). Den Zahntechnikern unterjagt Minijtes 
tialverordnung 2011] 92, R. 55, ſich ciner Bee 
—— zu bedienen, welche das Publikum über 
en Umſang und das Weſen ihrer Gewerbeberech— 
tigung itre gu führen geeiqnet ijt. 

Rie Aufnahme de3 Namens in die äußere Bee 
oo ijt nicht (Musnahme § 20, G. 26 XIL 93, 
R. 193) vorgefdrieben (Budwinsti 3555). Dod) 
fann, wie der jitierte H. M. Erl. erklärt, dieje 
Bezeichnung in der Anführung des Namens be- 
ſtehen, für welchen Fall es § 49, Punft 1 u. 4, 
Wew. ©. als Ubertretung bezeichnen, wenn fic) der 
Gewerbetreibende nicht jeines vollen Bors u. Bue 
namens bebdient. Auch jonft, wenn ein nicht proto- 
follierter Gewerbetreibender im Betriebe jeines Ge— 
ſchäftes feinen Namen gebraucht oder ſeine Unter— 
ſchrift abgibt, ijt er bei Strafe (§ 131, lit. a, 
bu. c, Sew. ©.) verpflidjtet, ſich ſeines pollen 
Vor⸗ u. Hunamens, nicht aber ciner Abkürzung 
(§ 49, Buntt 4) gu bedienen, wie es auc) in allen 


im § 49, Bunft 1, Gew. G. bezeichneten Fällen] ha 


unterjagt ijt, fic) einer Bezeichnung oder Unter- 
fchrijt zu bedienen, welche die — eines Ge⸗ 
ſellſchaſtsverhältniſſes zuläßt, während ein ſolches 
tatſächlich nicht beſteht (§ 49, Punkt 3) oder ein be—⸗ 
ftehendes Geſellſchaftsverhältnis (abgejehen von dem 
Falle der Protofollierung) etwa durd) einen ein 
ſolches andeutenden Zuſatz anſtatt durd) die vollen 
Bors u. Zunamen der Gejellichatter erſichtlich au 
— (6 49, Puntt 5). J 

berh. aber macht fic) einer Ubertretung der 
Mew. ©. (Offizialdeliktes) jeder Geiwerbetreibende 


ſchuldig, der in Fällen, welche nidt bereits durch 
§ 46 Gew. ©. (Halle des Anſpruches eines Anderen 
auf Unterlafjung u. Schadenerjag) ober durch das 
G. gum Schutze der — Marlen getroffen 
ſind, zur äußeren Bezeichnung ſeiner Betriebſtätte 
oder Wohnung, zur Bezeichnung von Gewerbeer= 
eugniſſen oder überh. beim Betriebe ſeiner Ge— 
ſchäfte und bei Abgabe ſeiner Unterſchrift ſich eines 
ihm nicht zuſtehenden Namens bedient, ohne hiezu 
durch die bereits erfolgte Eintragung ſeiner Firma 
in das H.-Regijter berechtigt au fein (§ 49, Punkt 
1, Gew. O.; vgl. iiber bas Verhältnis der 88 46 
u. 49 Gew. O. gueinander Budwinsfi 181 A). 
Dagegen ijt (trop § 49, Abſ. 1, Gew. ©.) der tat⸗ 
ſächlich ridjtige Beiſatz „N. N.S Nachfolger’, weil 
den Tatſachen „entſprechend“, neben dem vollen 
Namen des Gewerbeinhabers an fid) pom Stand— 
punfte ded dffentl. Rechtes zuläſſig (Budwinsti 3555), 
d. h. cine ſolche äußere Bezeichnung fann nicht 
von Amts wegen durch die Gewerbebehörde ver— 
boten werden, wohl aber wird man (aud) dem nicht 
mehr ein Gewerbe betreibenden [§ 46, Ubj. 1, Gew. 
O.) Geſchäftsvorgänger (Analogie Mrt. 22 u. 24, 
Abſ. 2, H. G.) den Anſpruch aut Ubjtellung einer 
folchen, ohne oder wider jeinen Willen geführten 
Geſchäftsbezeichnung guerfennen miijjen. Im Falle 
der Verpadtung der Unternehmung ijt in der äu— 
feren Bezeichnung der Betriebjtitte, jofern hiebei 
itberh. cin Name in Anwendung tommt, jtets der 
Name des Vächters anjubringen. 

C. Unternehmungen, deren Inhaber 

paste Vollfaufleute und ,Gewerbetrei- 

ende” jind. Nad) § 45, Sew. ©., ijt die Pflicht 
zur WUnmeldung der Firma behufs Eintragung in 
das H.-Regifter durd) die —— Vorſchrif⸗ 
ten geregelt und wird durch die Gew. O. nicht be— 
riihrt. Die Praxis interpretiert — und woh! mit 
Recht — dieje Bejtimmuing, welche fic) dem Wort- 
laute nad) nur auf die Pflicht zur Anmeldung der 
Firma erjtrecten wiirde, ſinngemäß dabin, dak den 
Voridrijten des 3. Titels ded 1, Buches H. G. 
„von den Handelsfirmen” und unter diejen ins— 
bef. jenen, deren Ubertretung als Offizialdelitte zu 
abnden find, als einem auatchlieblidy für Vollkauf⸗ 
leute gültigen Sonderrechte, der Vorrang vor den 
Vorſchriften der Hew. O. zulomme. Auch der Schluß—⸗ 
ſatz des 1. Abſ. des § 49 Gew. O. „ohne hiezu 
nämlich dem Gebrauche eines ihm nicht zuſtehen— 
den Namens durch einen Gewerbetreibenden in 
ſeinem Geſchäftsbetriebe) durch die bereits aay a 
Gintragung jeiner Firma in das H.-Regijter be- 
techtiqt gu ſein“ unterjtiipt dieje Auffaſſung. Co 

t der BV. G. Budwinski 1343 A) entſchieden, 
daß die Gewerbebehirde nicht die Weiterfiihrung 
der handelsgerichtlich prototollierten —— 
der Unternehmung deshalb unterjagen kann, wei 
ein Teil der Bezeichnung „Fabrik“) wegen nach— 
gefolgter Ynderung im Hetriebe dergeit der Gach 
lage nidjt mehr entſpricht (§ 44 Gew. ©.). 

Die Vorjchrijt des Art. 20, Abſ. 1, H. G. 
betreffend dic deutl. Unterjceidbarfeit der Firmen, 
hat blo} gegenüber den im jelben Orte oder der— 
jelben Gemeinde bejtebenden, bereits in das H.⸗ 
Regifter eingetragenen Firmen Geltung. ES können 
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daber an einem u. demfelben Orte immerhin zwei 
H.-Unternehbmungen mit gleicher iuperer, aus Vor— 
u. Bunamen des Ynbhabers bejtehender Bezeichnung 
von dem Chef der einen (Vollfaufmann) als Firma 
und dem gleidnamigen Inhaber der anderen (Ge- 
werbeinhaber) als duberer Bezeichnung gemäß §§ 44 
u. 49, Abſ. 4, Gew. O. betrieben werden. 

Da die im Sinne des H. G. und der Gew. 
O. Offizialdelikte betreffend die dupere Bezeichnung 
der Unternehmung begriindenden Tatbeſtände eum 
großen Teile identijd) find, ordnet § 50, Wb). 1, 
Mew. D. fiir dieje Halle der beiderjeitiqgen Delifts- 
u. Straffonfurrens an, dak bei Unwendbarteit der 
im Art. 26, Abſ. 2, H. G. normierten ——— 
ſtrafen die im § 131, lit. a, b und c, Gew. ©., bes 
zeichneten Strajen nicht abgejondert Pla au 
greijen haben. 

Bon der Firma und der äußeren Bezeichnung 

u unterſcheiden ijt der Etabliffementname 
* B. ,,gum goldenen Hirſchen“) ſowie die ſym— 
boliſche Bezeichnung der Betriebſtätte. Anwen— 
dung u. Wahl derſelben ſteht ſowohl nach H. G. 
als nad) der Mew. O. (jofern fie eine „entſprechende“ 
ijt) den Handeltreibenden im allg. frei. (Staub: Pisto 
ES. 68, Mataja S. 51.) Die Musnahmen von diejem 
Grundjage ſowie die binfidtlich der Firmenfiibrung, 
Etabliſſementbezeichnung u. dgl. auf Grund des rs 
G. und der ew. O. den Konfurrenten gegenein- 
ander zuſtehenden Unterlaſſungs- u. Schadeneriag- 
anſprüche werden (unten, X.) unter dem Geficdts- 
punfte der „Konkurrenz im Handelsbetriebe“ be— 
jprodjen. 

VIII. Die ſachl. Veranſtaltungen u. Ein— 
richtungen der igi gg Die meijten 
H.=Unternehmungen erjordern ein Geſchäfts— 
lofal (Art. 105 H. G.) oder eigene Betriebs- 
ſtätten, und felbyt jene Unternehmungen, welche 
nach der Technit ihres Betriebes feine bejondere 
Urheitsjtitte erjordern (Agentien, Unternehmungen, 
welde Heimarbeiter beſchäftigen) miijjen nach der 
Wew. O. (§ 13 und Budwinsfi 993) rechtlich einen 
„Standort“ als örtl. Mittelpuntt der fich aus dem 
Geſchäftsbetriebe erqebenden tatſächlichen und/(iffent= 
lich: u. privat-) rechtl. Begiehungen haben. Geſchäfts⸗ 
lofal (Betriebsjtatte) ijt mam jene Ortlichfeit, in 
welder der Kaufmann bezw. Gewerbetreibende jeine 
Geſchäfte betreibt und an der er als folder jeinen 
Sit hat. Die Lage diefer Stitten in einem bejtimmten 
Orte, einer beſtimmten Gemeinde, ijt überall dort 
erheblich, wo örtl. Kompetenzen (H.-Regifter, Ge— 
vichte, Gewerbebehörden, Steuerbehirden, Steuer- 
gefellidajten, H.-Rammern uſw.) in Frage kommen. 
Wad § 37 G. 25 X 96, R. 220, ijt die Erwerb- 
jteuer in der Hegel von jeder Betriebſtätte be- 
jonder8 gu bemefjen. Firmenrechtlich ijt der Stand- 
ort der Unternehmung injofern von Bedeutung 
als fid) die in demfelben Orte oder derſelben Ge— 
meinde befindl. Firmen deutlich unterſcheiden miij- 
jen Art. 20 H. G). ES muh dabher bei Griindung 
einer jeden Unternehmung deren Sip (Art. 86, 
151, 175, 209, 210 H. G.) oder Standort (§ 12 
Mew. O.) den Behörden befanntgegeben werden, 
Auch bei Verlegung der Betriebjtitte an cinen 
anderen Standort ijt der Behirde die Anzeige gu 










erjtatten begw. deren Genehmic 
(§ 39 Gew. O.). Die Betriebjritt ¢ 
wifjen im Intereſſe der Arbeiterſchaft normierten 


Unforderungen gu entipreden (§ 74 Gew. O.). In 


—— 
tigt, g 
triebeS gu unterjagen (§$ 13 u. 40, Abj. 2, Ger. 
D. und Budwinsfi 3128). Bei Vorhandenſein ge- 
wiſſer innerer Einrichtungen der Betriebsſtätte jo- 
wie aud) wegen gewifjer mit dem Betriebe ver- 
bundener Wirfungen ijt die „Genehmigung der 
Betriebsanlage” (Ill. Hauptitiid, 25—35 
u. 40, Abſ. 3, Gew. O.; ſ. Art. ,,Gewerbe B.“) er= 
forderlid). 

Die Betriebsſtätte wird ojt mit einer beſon— 
deren —— (Ctablifjementname) verſehen 
Staub⸗Pisko S. 68, Frandel S. 43, Weller). Dic 
beſondere Verwendung, für welche die einzelnen 
Geſchäſtslokalitäten einer beſtimmten H.- Unter— 
nehmung herangezogen werden, iſt — abgeſehen 
von ihrer allfälligen gewerberechtl. Bedeutung als 
Beſtandteile der Betriebsanlage — privatrechtlich 
inſoſern von Bedeutung, als (Wrt. 50 H. G.) wer 
in einem Laden (Berfaujsladen, beſondere Kaſſe— 
abteilung) oder in einem offenen Magazine oder 
Warenlager angejtellt ijt, fiir ermächtigt gilt, da— 
ſelbſt rechtaqiiltiq Berfiuje und Empfangnahmen 
(Zahlungen) vorjunehmen, welche in einem der— 
artigen Yofale gewöhnlich geſchehen. 

Unter mebhreren jfeiten Betriebititten 
einer H.-Unternehmung find au unterfcheiden die 
Hauptniederlajjung (Art. 21, Abſ. 3, H. G.), 
Hauptunternehmung (8 40 Gew. O.) einerfeits 
und die Sweigniederlajjun en (Art. 21 H. G.), 
ada etabliſſements u. -Miederlagen (§ 40 
ew. ©.) anderjeits. Für die legteren, fofern fie 
auferhalb des Ortes oder der Gemeinde der Haupt: 
niederlajjung errichtet werden, ijt die Firma der— 
jelben unter Beobachtung der Untericheidbarfeit 
von anderen an gleidem Orte bereits befindl. Fir 
men (YUrt. 20, Ubi. 1, H. G) neuerlich zu regi— 
ſtrieren (Art. 21, Abſ. 2, 152, 179, 212, H. G.). 
Auferdem muh die Errichtung derartiger Zweig⸗ 
etabliſſements u. Niederlagen bei den fiir die bei— 
derlei Orte zuſtändigen Gewerbebehörden angemel— 
det und im Falle des Betriebes eines konzeſſio— 
nierten Gewerbes eine beſondere Konzeſſion er— 
wirkt werden (§ 40, Abſ. 1, Gew. O.). Bei Er— 
richtung weiterer feſter Betriebſtätten innerhalb 
der Gemeinde des gewerbl. Standortes ($ 39, Gew. 
©.) ijt im Falle des Betriebes eines freien oder 
handwerlsmäßigen Gewerbes die Anzeige an die 
Mewerbebehirde gu erjtatten, hinjichtlich konzeſſio— 
nierter Gewerbe jedoc die Genehmigung einzu— 
holen. Auch fog. , Berfaufsbureaury’ zur Ente 
—— von Beſtellungen, Abſchließung von 

ieferungsverträgen, Verrechnung u. Geldempfang— 
nahme ſind zu den Zweigetabliſſements zu zählen 
Budwinski 5705). In ſteuerrechtl. Beziehung fom- 
men aud) die „ Wanderlager“ ſH. M. E. 23XII 
81, 4. 2049, und Art. „Gewerbe, D. Polizei ein⸗ 
zelner Gewerbe, XXXVII“), das find Lokali— 
tiiten fiir Warenverläufe, welche unter zeitweiliger 
Benutzung einer feſten Betriebſtätte veranſtallet 


Halle ijt die Gewerbebehörde berech— 
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* 


650 


werden, in Betracht (§ 82, G. 25 X 96, R. 220). 
Hinjichtlich der Filialen, Ugentien u. Repräſentan— 
zen ausländiſcher Attiengeſellſchaften find insbeſ. 
auch die für ausländiſche Unternehmungen gelten— 
den Vorſchriften maßgebend. Nicht gu den Zweig— 
ctablifjement3 u. Niederlagen ſind Magazine und 
andere nur zur Aujbewahrung von Waren dienende 
Lokalitäten zu vedmen (§ 40 Gew. O.). Unter dieje 
jind wohl aud) private Freilager (§ 253 
und St. Mon. Ordnung und § 45 G. 281 

RH. 64) gu zählen. Die handelsredtl. —* 
laſſungen können, ja müſſen im Falle des § 40, 
Ubj. 1, Gew. O. qewerberechtlich als felbjtindige 
Unternehmungen begriindet jein, die handelsrechtl. 
Hauptniederlajjung fann gewerberechtlich ein Zweig— 
etablijjement bilden. Es muh eben nicht Uberein- 
jtimmung zwiſchen der handelsrechtlichen und der 
ewerberedtl, Struftur eines Unternehmens be— 
Feber. Das ,Warenlager” wird vom &. (§ 427 
a. b. G. B.) als eine körperl. Cache bezeichnet, 
welche, da ſie keine lörperl. Ubergabe zuläßt, „durch 
Zeichen“ übertragen werden lann. 

UÜber die in automatiſchen Verkaufs— 
apparaten or ee Verkaufsſtätten, deren 
Aujitelung oder Verlegung der Gewerbebehörde 
1. Inſtanz angugeigen ijt, beftehen die Mini— 
jterialperordnung 23 VI 92, R. 08, und der 
H. M. Erl. 23 VI 92, 8. 16299, welder dieje 
UApparate als Vorrichtungen definiert, die ohne 
unmmittelbare oder mittelbare Cinwirfung einer 
Perſon, aljo felbjttatig, nad) Cinwerjen eines 
gewijjen Geldſtückes in eine hiezu beftimmte Off— 
nung die Ware darbieten. 

1X. §.-Biider u. Bilan. a) Cine vom G. 
(4. Titel des 1. Buches, Art. 28—40, H. G.) aus- 
— den Vollkaufleuten (§ 7 Einf. G. gum H. 

Ry ur Pflicht gemachte Einrichtung iſt die der 
we els bücher (4. Titel des 1. Buches des H. G.). 
Diefe Berohlidieung ijt öffentl. Natur; doch iſt cin 
unmittelbarer Bwang gu ibrer Erfiillung nidjt ges 
gegeben; ein mittelbarer allerdings durch 88 199, 
lit. f, und 486, lit. e und d, Strafgeſetz. Der Swed 
diejer Cinridtung ijt die Möglichkeit, jedergcit die 
H.-Geſchäfte und die Bermibgenslage des Kauf— 
manned erjehen gu können (rt. 28 H. G.). Da— 
her ijt dieſer verpjlidjtet, die empfangenen u. ab- 
gejendeten O.- Briefe felbjt bezw. abſchriftlich auf— 
— und bei Beginn der Unternehmung 
owie hernach alljährlich Inventar u. Bilanz ſeines 
Vermögens aufzuſtellen rt. 28 uw. 29 H. &.). Die 
Biicher, welche während 10 Jahren von dem Tage 
der in dieſelben geſchehenen letzten Eintragung an 
geredmet, aufzubewahren find (Art. 33 H. &.), lies 
fern unter bejtimmten Borausjepungen bei Strei- 
tigteiten iiber H.- Sachen unter Bollfaujleuten 
(rt. 34 H. G.) in der Regel cinen unvolljtiindi- 
gen, durch Eid oder andere —— zu ere 
gins jenden Beweis (§ 295 8. P. O. und Vert. II 

inijterialverordnung 28 X 65, H. 110). Minders 
faufleuten u. Nichtfaufleuten gegeniiber ijt die Bee 
weistraft zeitlich beſchränkt. Cine zeitlich beſchränkte 
Beweiskraft lommt auch den von Minderkaufleu— 
ten geſührten Büchern unter beſtimmten Voraus— 
ſetzungen gegen jedermann gu (S8 19 u. 20 Einf. 
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jum H. &.). Eine auj die ordnungsmapige 
— der Bücher — jedoch nicht bloß jener 
der —R — Fs “aaa Redtsvermutung 
enthält § 1430 a. b. 

Die formalen u. materiellen prozeſſualen Be- 
jtimmungen iiber die Borlage der H.-Biicher und 
den vermittels ihrer gu erbringenden Beweis ent- 
alien Urt. 37, i und §§ 183, 8. 2, 277, 297, 
303 u. 304 2. 

Sene Biicer, be pom Bollfaufmanne gefiihrt 
werden miijjen, find nad) Adler-Clemens 768: 
Hauptbuch, Primanota u. Kopierbud) (Art. 28, 
Abſ. 2, H. G.). Sie miijjen in einer lebenden 
Sprache geſchrieben u. foliiert fein (Wrt. 32 H. G.). 

Beſondere Vorſchriften regeln die Pflicht zur 
Führung und das Recht zur Einſicht der H.-Biicher 
bei den H.Geſellſchaften. Für die ofjene .-Gefell- 
ſchaft kommen diesbezüglich die Art. 105 u. 145, 
H. G., fiir die ie ommanitge sa die Art. 157 
u. 160, H. G., und fiir die Altiengeſellſchaft die 
Art. 224, 225, 239 u. 246 in Betradht. 

b) Die faufminnijde Bilanz ijt der vom 
Vollfanfmanne alljahrlic) angufertiqende, das Ver— 
hältnis de Vermögens und a Schulden darjtel- 
lende Abſchluß (Wrt. 29, H. G., vgl. § 1200 a. b. 
G. B.). Die Wujftellung der “Bilan erfolgt auj 
Wrund der Eintraqgungen in die H.-Biicher und 
der bei Beginn des Geſchäftsbetriebes ſowie weiter- 
bin alljährlich aufzunehmenden Qnventur (rt. 29 
H. G.). Die Wrt. 30 u. 31 H. G. enthalten bejon- 
dere Vorſchriften fiber die Durchführung der Yn= 
ventur und der Bilang. Auch hiefür gilt, wie fiir 
die H.= Biicher, die Pflicht der zehnjährigen Aui- 
bewahrung (Art. 33 H. G.). 

Bejondere Boridveiiten über die Pflicht zur 
Anfertigung und das Recht zur Einſicht der Bi— 
lang enthält bezüglich der offenen H.-Gejellidajten 
Art. 105 H. G., wodurd) den §§ 1198 u. 1199 a. 
b. G. B. derogiert worden ift (Adler⸗Clemens 1147). 
Bezüglich Kommanditgeſellſchaften fommt rt. 160 
H. G., bezüglich Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
Urt. 185, H. G., in Betracht. Für die Alktiengeſell— 
ſchaften gelten die Art. 224, 239 u. 240, H. G., und 
§ 34, Einf. G. — H. G.; fiir die ſtille eſellſchaft 
Art. 253, H.W 

S. im itbrigen XIV, ,,iiber den kaufmänni— 
ſchen Konkurs“, und XV, A., 5. 

X. Die Konkurrenz im H.-Betriebe. Die vom 
Unternebmer jur Erzielung des größtinögl. Ge— 
winnes aus ſeiner .-Unternehmung entfaltete 
Tätigkeit fillt unter den Hier gu behandelnden Ge— 
fichtspunft nur injofern, als er durch jein auf Aus— 
dehnung des Kundentreijes und Vergrößerung des 
janes jeiner Waren gerichtetes Streben in ge- 

Gegenſatz au anderen, auf dem gleiden Ge— 
* im ſelben Sinne tätigen, Unternehmern gerät. 
Grundſätzlich (Art. 6, St. G. 21XII 67, R. 142) 
darf er ſich gu dieſem Zwecke aller Mittel u. Maß— 
nahmen bedienen, deren Anwendung ibm nicht aus- 
drücklich verwehrt iſt oder es iſt ihm, wie der V. G. 
ſagt, ,,jede Art von Konkurrenz erlaubt, welche mit 
dent geſetzlich geſchützten Rechten anderer nicht in Wis 
derſpruch tritt’ (Budwinski 1513). Solche Schran—⸗ 
len der Konkurrenzbetätigung ſind teils geſetzlicher 
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(im weiteren Ginn) Natur, teils finnens fie ver- 
tragsmäßigen Urjprunges fein. Die gejesl. Schran- 
fen dieſer Art ergeben fic) teilS aus fubjeftiv und 
objeftiv allg. (auf jedermann und iiberbaupt an- 
wendbaren) Vorſchriften, teilS aus jpegialgejesl. 
Anordnungen, welche nur auf die, beftimmten Be- 
rufskreiſen angebirigen, Perfonen (Kaujleute im 
Sinne des H. G.; Gewerbetreibende im Sinne der 
ew. O.) oder nur auf bejtimmte, im H.-Verkehre 
aujolge G. oder Ubung bejtehende, Einrichtungen 
Weltung haben. 

Von einem anderen Geſichtspunlte aus ijt her- 
vorgubeben, dah die hier gu behandelnden Normen 
bezw. Rechte u. Ausſprüche teils privatredjtlicdjen 
(obligatorijchen, auf Duldung, Unterlajjung oder 
Seyung bejtimmter Handlungen gericdteten), teils 
ſtraf⸗ bezw. Sffentlidj-rechtlichen (ojfigioS wahrzu— 
nehmenden) Charakiers find, je nachdem fie in erſter 
Linie den Schutz der Konlurrenzmacht der einzelnen 
Unternehmung oder allg. Schranken der Konkur— 
renz überh. bezwecken. 

Auf Bapeg Grundlage wurde für manche 
der im geſchäftl. Konkurrenzkampfe wichtigen u. 
wertvollen Rechte und tatſächl. Zuſtände em be— 
jonderer, dem Intereſſe der Konkurrenzmacht des 
einjelnen Unternehmen’ dienender Schutz feſtge— 
jest. So fiir die Firma des Vollfaujmannes im 
3. Titel ded 1. Buches ded H. G. Nebit öffentlich— 
redjtlichen, bloß dem ſtaatl. Aufſichtsintereſſe dienen- 
den Boridriften enthalt dag H. G. Bejtimmun- 
gen, welche gleichzeitig (Prinzip der Unterſcheidbar— 
feit der Firmen) oder ausſchließlich den privat- 
rechtl. Schutz der, Firma bezwecken. So WArt. 22 
* &.(Pringip der Ubertragbarfeit der Firmen) und 
(rt. 27 H. G. (Pringip des privatredtl. Schutzes 
der Firmen). Nad) dem lepteren Wert. fann, wer 
durd) den unbefugten Gebrauch einer Firma in 
jeinen Rechten verlept ijt, den Unberechtigten auj 
Unterlaſſung der weiteren Führung der Firma und 
auf Schadenerjag klagen. Die bezügl. Klage gebt 
auch gegen Minderkauſleute (Franckel S. 29, Staub= 
Pisko S. 107, Adler-Clemens 1138). Der Umfang 
des Begriffes des „unbefugten Gebrauches einer 
Firma“ iſt ſtrittig. Zweifellos erſchöpft ſich derſelbe 
nicht in dem fog. „juriſtiſchen Gebrauche“ (Abſchluß 
von H.Geſchäften u. Abgabe der Unterjchrijt), ſon— 
dern bejteht 3. B. auch in der WUnbringung der 
Firma auf Preiszetteln (Adler-Clemens 1868) und 
— nach richtiger Anſicht (Franckel; dagegen Adler— 
Clemens 275) — auf Warenetifetten. Yn dieſem 
Zuſammenhange iſt zu erwähnen, daß einen wei— 
teren Schutz dem Firmenrechte ſowie auc) dem ge— 
ſchäftl. Namen, Wappen und der Etabliſſe— 
mentbezeichnung das Markenſchutzgeſetz 6190, 
R. 19, 8 24, gewährt, indem die Strafbeſtimmun— 
gen des § 23, J. c., aud) gegen denjenigen sur An— 
wendung gelangen, welder Waren, die mit dem 
Namen, der Firma, dem Wappen oder der geſchäftl. 
Benennung des ECtablifjements cines Produgenten 
oder Kaufmannes unbejugt begeichnet find, wiſſent⸗ 
lid in Verkehr ſetzt, jerner gegen denjenigen, wel— 
cher gu diejem Swede wiſſentlich die erwähnten Be— 
zeichnungen anjertiqt. Uberh. aber darf ($§ 10, 1. c.) 
ohne Cinwilligung des Beteiligten niemand von 


dem Namen, der Firma, dem Wappen oder der 
geſchäftl. Benennung de3 Ctablijjements eines ande- 
ren Produzenten Gebrauch machen. Der im § 46, 
Abſ. 1, Gew. O. umſchriebene widerrechtl. Gebrauch 
des Namens, der Firma, des Wappens oder der 
beſonderen Bezeichnung des Etabliſſements eines 
inländiſchen (ausländiſchen § 48 Gew. O.) Ge: 
werbetreibenden oder Produzenten durch einen Ge— 
werbetreibenden begründet für den Verletzten (§ 46, 
Ubj. 2, Gew. O.) das Recht, auf die ECinjtellung 
des ferneren derartigen Gebrauches bezw. auj die 
Unterfagung desjelben vor der Gewerbebehörde an 
dbringen (vgl. § 10 Markenſchutzgeſetz.. Die E. 
iiber Anſprüche auf Erſatz des durch die in, den 
88 46—49, Gew. ©., bezeichneten Cingriffe u. Uber= 
tretungen (pgl. Budwinsti 131 A) zugefügten Scha— 
dens jowie liber deſſen Borhandenjein und deſſen 
Höhe ſteht ausſchließlich den Geridjten gu (§ 50, 
Abſ. 2, Gew. O.). 

Ein bejonderes (Marfenidup-) Geſetz 6 1 90, 
R. 19, und Nov. 30 VIL 95, R. 108, fist die gee 
werbl. Marfen. Unter jolden werden (§ 1, 1. c.) 
die bejonderen Beichen verjtanden, welche dazu 
dienen, Die gum H.-Verfehr beitimmten Erzeug— 
niſſe u. Waren von anderen gleidartigen Erzeug— 
niſſen und Waren gu unterſcheiden (Sinnbilder, 
Chiffren, Vignetten u. dgl.). Wer fic) das Allein— 
recht — Gebrauche einer Marke ſichern will, muß 
die Regiſtrierung derſelben nach den Beſtimmun— 
gen dieſes G. erwirfen (§ 2, 1. c.). Wer Waren, 
Die mit einer Marle unbefugt bezeichnet find, be- 
züglich welder einem anderen das ausſchließl. Ge— 
brauchsrecht zuſteht, wiſſentlich in Verlehr ſetzt oder 
feilhält, ſerner wer zu dieſem Zwecke wiſſentlich 
eine Marke nachmacht, macht ſich eines Vergehens 
ſchuldig und wird an Geld oder mit Arreſt be— 
ſtraft, ohne daß die gleichzeitige Anwendung der 
ſtrengeren Beſtimmungen des allg. Strafgeſetzbuches 
insbeſ. derjenigen über das Verbrechen des Be— 
truges (§$ 179 ff.) hiedurch ausgeſchloſſen wäre 
10, 23 u. 26, J. c.). Während im allg. die 
Ausübung des Markenrechtes fakultativ ijt, können 
im Verordnungswege hinſichtlich beſtimmier Waren— 
gattungen Zwangsmarken feſtgeſetzt werden ($$ 6 
u. 31, J. c.). Vgl. im übrigen den Art. „Marken— 


ſchutzꝰ. 

In Ghul. Weiſe ſchützt ein beſonderes (Muſter— 
ſchutz⸗ Geſetz, kaiſ. P. 7 XIT 58, R. 237, und Nov. 
23 V 65, R. 35, die Muſter u. Modelle. Unter 
ſolchen wird (§ 1, L. c.), jedes auf die Form eines 
Induſtrieerzeugniſſes begiigliche, zur Ubertragung 
auf ein ſolches geeiqnete Vorbild verjtanden. Wer 
ſich das ausſchließl. Rect auf die Benutzung eines 
Muſters oder Modelles (§ 1, Abſ. 2, |. c.) fichern 
will, mup, bevor er ein nad demfelben verjertig- 
tes Erzeugnis in den Verfehr bringt, das Muſter 
bezw. Modell in der Kanzlei der Handels- u. Ge— 
werbefammer, in deren Bezirk er wohnt oder fein 
zur Anwendung des Mujters bejtimmtes Etablifjes 
ment gelegen it, binterlegen (§ 5, 1. c.). Jeder 
Eingriff in dieſes Recht, jei es durch unbefugte 
Ubertragung oder Nachbildung eines geſchützten 
Mujters oder Modelles, jei es durd) den Ver— 
ſchleiß der hienach verjertiqten Waren, begriindet 
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fiir den Verlegten das Rect, auf die Einjtellung | Zuläſſigkeit bezw. Nichtigkeit ſolcher Vereinbarun— 


der ferneren Anwendung des Mufters bezw. Mo— 
delles und des ferneren Verſchleißes der betreffen— 
den Ware zu dringen. Anſprüche des Verletzten 
auf Erſatz des durch deren Eingriff erlittenen Scha— 
dens find nad) dem a. b. G. B. gu beurteilen (§ 12. 
J. c.). UberdieS find derartige, wiſſentlich began- 
gene Cingriffe ungeadtet einer jftrajgeiesl. Ähn— 
dung nod) bejonders zu bejtrafen (§ 14, ff., 1. c.). 
Val. den Art. ,Maufter- u. Modellſchutz“. 

Schließlich ijt in diejem Zuſammenhange nod 
deS mit dem (Patent-\Gefege 11 197, R. 30, ge- 
regelten Patentſchutzes und der nach 8 113 dieſes 
@. au verjolgenden — J————— zu ge⸗ 
denken. Bgl. im übrigen den Art. „Patentrecht“. 

Als ein weiteres im geſchäftl. Konkurrenz— 
fampje wichtiges Mittel kommt ferner die Führung 
von Auszeichnungen in Betracht. Solche be— 
treffen z. B. die Fuͤhrung des kaiſ. Adlers „im 
Schilde u. Siegel’ (5 58 Gew. ©.), die Führung 
der Begeidnung ,,f. k. privilegierr“ (§ 61 der Gew. 
O. 20 XII 59, R. 227, Komorzynski, Jur. Bl. 
1902), ded Titel eines f. f. Hoflieferanten, Uni- 
verfitdtsbuchbindlers u. dgl. m. Auch die Fiihrung 
von Ordensauszeichnungen, Ausſtellungs— und 
anderen Medaillen u. -Diplomen jowie ded Zei— 
hens oder Namens deS roten Mreuged (G. 141V 
1903, R. 85) im geſchäftl. Verkehre gehirt Hieber. 
Durd die Führung von Auszeichnungen, welche 
ifm nicht verlieben wurden, macht fid) in den im 
§ 49, Punft 1, Gew. ©. begeichneten Fallen jeder 
Wewerbetveibende ciner ftrajbaren Ubertretung der 
ew. O. ſchuldig (§ 49, Punkt 2, Gew. O.). Mar: 
fen, welche als Beftandteil eine „Auszeichnung“ 
enthalten, Diitjen nur dann regiftriert werden, 
wenn vorher im Sinne der bejtehenden Boridrif- 
ten das Recht zur Benupung dieſer bejonderen 
Heiden nachgewielen wird (§ 4 Marfenfchupgcies). 
Vol. im iibrigen den rt. Ehrenverleihungen“. 

Grundſätzlich darf jeder Gewerbetreibende nicht 
nur innerhalb der Gemeinde ſeines Standortes, 
ſondern auch außerhalb derſelben die Artikel ſeines 
Gewerbes überall bei Gewerbsleuten, die ſolche Er— 
zeugniſſe führen dürfen, in Kommiſſion geben, 
auf Beſtellung liefern und beſtellte Arbeiten 
überall verrichten (§ 41 Gew. O.). Inſofern 
es ſich jedod) um das Aufſuchen von Beſtel— 
lungen auf Waren handelt, beſtehen zufolge 
§§ 59 ff. Gew. O. (G. 25 II 1902, R. 49) in 
manden Hinfichten Beſchränkungen. (E. M. 3. 1 
II 1904. 8. 51685.) 

Dem Schutze der Konfurrengmacht des cingel- 
nen Unternehmers Ddienen iveiter die geieplicyen 
(privatrechtlich= obliqatorijden) Monfurrensver= 
bote der Art. 56, Abſ. 1, 59, Abſ. 1 u. 96, Wi. 1, 
H. G. des $35 Minifterialverordnung 20 1X 99, 
SR. 175, und der $$ 76, 82, lit. e, und 102 Abſ. 3, 
Gew. O. (vgl. III. B.), die häufig in Dienjtver- 
traigeaufgenommenen & onfurrensflaujeln (ent: 
haltend die Verpflichtung des Bedienjteten, wäh— 
tend einer beftimmten Zeit, nad) Lijung des Dienjt- 


= im Hinblicke auf Urt. 6 St. G. über die allg. 
echte der StaatSbiirger, Kuliſch S. 199 und die 
dort vergcidjnete Literatur) und ſchließlich die aller- 
dings Ddiirftigen, in der Gew. O. (§§ 76 u. 82, 
lit. e) getroffenen Vorſchriften zum Schutze des 
Geſchäfts- u. Betriebsgeheimnifjes. 

Cine Schranfe fiir die Uusdehnung der Kon— 
furreng durch Neugriindung von Unternehmungen 
ijt in Dem DdieSbesiiglicy zumeiſt geltenden Erjor- 
derniffe einer bejonderen Befugnis (j. III. 1) ge- 
legen und dies um fo mehr, wenn die Erlangung 
diejer Befugnis felbjt wieder an mancherlei Vor— 
ausjepungen (Befähigungsnachweis) getniipft oder 
deren Erteilung bezw. Verweigerung in das be- 
hördl. Ermeſſen geftellt ijt ( —— Lizenz). 

Fe den öffentlich⸗rechtlich wichtiqiten Schranken 
der Konkurrenz gehiren die Grenzen des Um— 
fanges der Gewerberechte (IIIAa) und die 
Pflicht der Behörde, vor Erteilung mancher kon— 
zeſſionierter Gewerbe den Lokalbedarf zu prüfen 
und die Konzeſſion bei deſſen Mangel nicht zu ertei— 
len. Schranken der freien Konkurrenz find auch die 
Monopole u. Regale fowie die in manchen 
Kronlindern bejtehenden Propinationen (val. 
die betrejfenden Art.) und AUppaltoredte (tirol. 
Gubernialverordnung 271 32, Pr. G. S. Nr. 4, 
Bd. 19, und tirol. StatthaltereiverordDnung 27 IIL 
60, &. 17). 

ine allg., ſchon von vornberein manderlei 
denfbaren Ausjchreitungen der unlauteren Konkur— 
renz vorbeugende, Wirfung ijt auguerfennen den 
Normen iiber die Verwendung der Make u. Ge— 
widte und das Eichweſen (val. den betrefjenden 
Art.). Das gleiche gilt von den Vorſchriften betreſſend 
die Rungierung (val. den betreffenden Art.), die 
Feltiepung von Marimaltarifen ($51 Gew. ©.) 
und die Erſichtlichmachung der Preije (§ 52 
Sew. £.) fowie aud) in gewijjem Sinne von den 
Unordnungen der $$ 482—484 Str. G. (Darda- 
nariat). Gojern die Ronfurreng die Tendeng ver— 
folgt, aur Verfälſchung, Veridledterung der Ware 
oder Unterfdiebung von Surrogaten zu qreijen, 
tritt ihr, foweit es ſich um Genufe u. Lebensmittel 
jowie manderlei Gebrauchsgegenſtände handelt, 
die Geſetzgebung — allerdings nicht in diejer Ab— 
jicht, fondern in jener, Schddiqungen der Konſu— 
menten tunlichit gu verbiiten — mit dem „Kunſt⸗ 
weingelep 21 VI 80, R. 120, „Margaringeſetz“ 
25 X 1901, R. 26 ex 1902, dem ,,Lebensmittel- 
geſetz“ 16 1 96, R. 89 ex 1897, und die Regierung 
mit den diesbezüglich erlafjenen V. und Erl. ent— 
gegen. Bal. im iibrigen die Art. „Nahrungs- u. 
Genußmittel“. 

Auf die Reklame ſelbſt (im e. S.), als die 
u den mannigfaltigſten Mitteln greifende Brun— 
—* Anlockung von Kunden, beziehen ſich, abge— 
ſehen von den bereits oben erwähnten, die Fir— 
men, Marken uj. betreffenden, nur vereinzelte 
Normen. Bor allem $ 44 Gew. O., wonach es den 
Mewerbetreibenden bei gleichzeitigem Gebote, cine 


verhältniſſes in fein andered Unternehmen der glei- | entiprechende äußere Geſchäftsbezeichnung zu fiib- 


den Brande eingutreten oder ein ſolches jelbjtin: | ren, geftattet ijt, „ſich fonftiger 


ittel der Befannt- 


dig gu betveiben; vgl. über die Frage der rechtl. machung gu bedienen“. Hiedurch erjdeinen die Ge— 
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werbetreibenden insbeſ. auch eu einer iiber das vor- 
geidjriebene Mak, „das ijt die entſprechende“, hin- 
ausgehenden Geſchäftsbezeichnung berechtigt (Bud⸗ 
wingfi 3255). Eine Einſchränkung der allg. Ge— 
jtattung des § 44. Gew. ©. ijt im G. 16 1 95, R. 26, 
betreffend die Regelung der Ausverkäufe und 
den auf Grund derjelben exlaſſenen V. gelegen 
(ogi. Urt. „Ausverkäufe“). Uber die Anwendung 
der auf Uusbreitung ded ——— abzielen⸗ 
den Schneeballen⸗, Lawinen⸗, Hydra⸗Gella⸗, Gut⸗ 
ſchein-— u. bal. Syfteme verbreiten fic) die Mi— 
nijterialverordnungen 5 XI 90, 8. 4217, 141V 
1900, 8. 11605, 24 V 1901, 8. 12693, und 24 VII, 
3. 35435 ex 1900, begw. 2 VI 1902, 3. 6565; 
iiber das Prämienſyſtem, insbeſ. Minifterial- 
erlaß 18 VIII 87, 8. 8226. Bezüglich des ,,Rabatt- 
ſyſtemes“ vgl. Budwinsti 2709 A. 

Alla. Schranten fiir die (unlautere) Konkurrenz 
ergeben ſich aus dem allg. ———— 27 V 52, 
R. 117 (Betrug, Diebjtahl, Berleumdung u. dql.), 
fofern die dort getrofjenen Tatbejtiinde in geſchäftl. 
RKonfurrengabjicht gelest werden wiirden. Aber aud) 
das a. b. G. B. 1 VI 11, J. G. S. 946, enthilt 
Anordnungen, deren (privatredtliche) Wirtungen 
je nach) der Rechts- u. Sadlage gu Schranken der 
freien Ronfurrens im H.-Betriebe werden finnen. 
Insbeſ. fei auf § 1295, a. b. G. B., verwiejen, bine 
fichtlid) deffen von mancher Seite (Franckel u. a. 
m.) behauptet wurde, dah eine ertenfive Anwen— 
bung dedjelben (in Verbindung mut $$ 1293, 1324 
u. 1330) den Beftand eines Sondergejepes aur 
Beldmpjung des unlauteren Wettbewerbes jum 
größten eile gu erjegen vermöchte. Die Praxis 
det Gerichte handhabt diefen Baragraphen jedod) — 
im Gegenfage gu der Anwendung, weldje der ana- 
loge Urt. 1382 des Code civil in Frankreich findet 
— nicht in diefem weiteren Sinne (vgl. O. G. H. 
24V 59, 8. 1914, Slg. 798, dabin gehend, dap 
nad) § 1205, a. b. G. B., aus dem unbefugten Be- 
triebe eines Gewerbes nidjt die Pflicht gum Er— 
jage bn Den aus der dadurch bewirften Entziehung 
pte kunden entitandenen Schaden gefolgert werden 
önne). 

Dieſer Umſtand ſowie der Mangel jeder Ein— 
heitlichteit in den beſtehenden, immer nur einzelne 
Ronfurrenzausjdreitungen betrefienden Normen 
(Leonhard), insbeſ. aber das Bediirfnis nach einem 
erhöhten und allg. Schutze von „Treu u. Glauben“ 
im geſchäftl. Verlehre haben in Oſterr. zur Ver— 
—* des Regierungsentwurfes, eines G. be- 
treffend den Schutz gegen unlauteren Wett 
bewerb geführt. Dieſer behandelt, in teilweijer 
Anlehnung an das deutſche „Geſetz zur Belämpfung 
des unlauteren Weitbewerbes“ (G. 27 V 96, R. 145), 
insbeſ. wahrheitswidrige Anpreiſungen, Anmaßung 
u. Mißbrauch von Unternehmensfennzeiden, Her— 
abſetzung fremder Unternehmungen (dénigrement; 
Unguliinglidfeit ber §§ 487—489, 491 u. 496, 
allg. Str. G.; Frandel S. 58), Verletzung von We- 
fchafts= u. Betriebsgqeheimnijjen und vorſätzl. Täu— 
ſchung durch faljdje Angaben iiber Waren und ge- 
werbl. Leijtungen. Bur Vorbereitung des mit dieſem 
Entwurfe beabjictigten G. ijt der H. M. Erl. 16 XU 
99, 8. 51821, erflojjen. Jm Zuſammenhange mit 
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dem foeben erwähnten fteht der Entwurf eines G. 
betrefjend die Ubinderung u. Ergingung der Gew. 
D. Derjelbe begwedt die —— der geltenden 
88 44, 46—50 u. 58 der Gew. ©. burch neue, mit 
den Voridjriften des erſterwähnten Entwurfes in 
Einflang gebradjte Beftimmungen. Diejelben haben 
um Gegenſtande: Die äußere Bezeichnung der 
triebsjtitte, die Namensfithrung im gewerbl. 
Verfehre, das Zuſammentreffen der Ubertretungen 
des $46 Gew. O. mit Vergehen gener das Mar 
fenidupgelep, den Gebrauch von Auszeichnungen 
u. Vorredten, allg. Vorſchriften fiir die Anwendung 
der §§ 44, 46 u. 48 Gew. O. und ſchließlich den 
all dex Namensgleichheit von Gewerbetreibenden. 
injidjtlid) Der Rartelle macht fich in neue— 
fter Heit — gejbrdert durch die bezügl. Berhand- 
lungen des deutidjen Qurijtentages — eine Bewwe- 
qung ju deren gejepl. Regelung geltend, da die 
Bejtimmungen des Roalitionsgejeges 71V 70, 
R. 43 (vgl. dagu O. G. H. 20198, 3. 242, Une 
ger 8, und 61Y 99, 8.3419, Udler-Clemens 20739), 
al& unzulänglich angejehen werden. Bal. die Art. 
Kartelle“ u. „Arbeitsrecht B. Koalitionen“ u. 
Menzel ,Rartelle u. Gejepgebung”. 
L. Die verſchiedenen $+ suweige und ibre 
rechtl. Sonderregelung, A. Arten u. Hweige 
des Handels. Nad) der Stellung, welche die 
eingelne H.-Unternehmung im Gefiige der handel- 
treibenden Sonderwirtſchaften (1. A.) einnimmt, 
werden unterjdieden: Der Swijdenhandel, 
welder Waren bei den Ergzeugern oder anderen 
Händlern antaujt, um fie wieder an Händler weiter 
au verfaujen; diejer H. ijt zumeiſt Großhandel, 
und der Detailhandel, aud Kleinbandel, 
Krämerei, welder die Waren unmittelbar an 
die Ronjumenten abjegt. 

Die Unterſcheidung der Bezugs- u. Wbjag- 
ebiete der Waren nad) ihrer jtaatl. Zugehirigfeit 
Figtt ju jener des Außen- u. Innenhandels. 

Je naddem der H. in feſten Betriebjtitten 
oder ambulant betrieben wird, wird der ſeßhafte 
H.⸗ Betrieb vom BWanderhandel unterjdieden. 

Die Gruppierung des H. nad der Art 
[etuee Objefte (Waren) ergibt die Kategorien 
es Kolonialwaren=, Bud), Kunjt-, Effettenhandels 
ujw. Der H. mit gebrauchten Gegenſtänden wird 
insbeſ. Tridelhandel genannt. 

Je nadjdem der H. vom Unternehmer auf 
eigene oder auf frembde Rechnung betrieben wird, 
unterjcheidet man Eigen- oder Propers und 
RKRommijffionshande 

Dieje Einteilungen können nad) mannigfalti- 
gen Geſichtspunkten erweitert werden. 

B. Rechtlich befonders geregelte Han— 
delSsweige. a) Privatrechtlich. Nebjt der Auf— 
zählung der in den Art. 271—273 H. G. aus 
drücklich als H.Geſchäfte erflirten Geſchäften unter- 
zieht das H. G. im 4. Buche einige Arten von 
H.Geſchäften einer beſonderen Regelung. 

1. Das Kommiſſionsgeſchäft (3. Titel, 
Art. 360 bis 378, H. G.). Kommiſſionär (Wert. 360) 
ijt derjenige, welder gewerbsmagig im eigenen 
Namen fiir Rechnung etnes Wujtraggebers (Kom- 
mittenten} H.-Gejdiijte ſchließt. Der Kommiſſions⸗ 
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handel beſteht hienad) in jenen H.Geſchäften, welche 
jemand — im Auftrage eines Anderen 
für deſſen Rechnung im eigenen Namen abſchließt. 
Die betreffenden Geſchäfte müſſen alſo folgenden 
Bedingungen entipreden: 

a) Sie müſſen H.-Wejdhiifte fein (val. Wrt. 272, 
3. 3); find fie feine abjoluten H.-Geſchäfte, fo 
ommt es (dieS ift allerdings bejiritten) darauf 
an, daß fie vom Standpuntte des Kommiſſionärs 
(relative oder akzeſſoriſche) H.Geſchäfte find; 

£) es muh ein Auftrag (Mandat) eines An— 
deren zur Vornahme dieſer Geſchäfte —— 

1) dieſelben müſſen fiir Rechnung dieſes An— 
deren geſchloſſen werden (Unterſchied gegenüber 
dem fog. „Propergeſchäfte““, vgl. Unger 14837); 

2) ihr Abſchluß muß im eigenen Namen und 

ewerbsmäßig (ſ. Lc.) erjolgen. Der— 
Abſch a eines Dderartigen vereinjelten HGe— 
ſchäftes bildet dDaber — eS jei denn, daß der Ab— 
ſchließende ſonſt jdjon Maujmann im Girne des 
H. G. ijt (Mrt. 378) — fein Kommiſſionsgeſchäft. 

Durch die Geichijte, welche der Kommiſſionär 
mit Dritten ſchließt, wird er allein beredtigt u. 
verpjlictet. Siwijchen dem Kommittenten und dem 
Pritten entiiehen daraus feine Rechte u. Pflichten 
(Art. 360, Abſ. 2). Der Kommiſſionär hat das Ge— 
ſchäft mit der —— eines ordentl. Kaufmannes 
im Intereſſe des Kommittenten gemäß dem Auf— 
trage auszuführen (Art. 361) und haftet demſelben 
denigemäß Art. 362--367). Wenn der Kommiſſi— 
onär jedoch gu vorteilhafteren Bedingungen ab— 
ſchließt, als ſie ihm vom Kommittenten geſtellt 
worden, ſo kommt der Vorteil dem leßteren allein 
zuſtatten. Dies gilt insbeſ., wenn der Preis, für 
welchen der Kommiſſionär verlauft, den vom Kom— 
mittenten beſtimmten niedrigſten Preis überſteigt 
oder wenn der Preis, für welchen er einkauft, den 
vom Kommittenten beſtimmten höchſten Preis nicht 
erreicht (Art. 372). 

2. Das Speditionsgeſchäft (4. Titel, 
Art. 379—389, H, G). Dasfelbe bejteht in der ge- 
werbsmäßigen Übernahme der Beforgung von 
iiterverjendungen durch Frachtführer oder Schif— 
fer im eigenen Namen und für fremde Rechnung 
(Urt. 379). Die Speditionsgeſchäfie find (Art. 272, 

. 3) H.Geſchäfte. Der Spediteur hajtet fiir jeden 

chaden, weldjer aus der anil 9 der 
Sorgjalt eines ordentl. Kaufmannes bei der Emp- 
jangnahme u. Mufbewahrung des Gutes, bei der 
Wahl der Frachtführer, Schiffer oder Zwiſchenſpe— 
diteure und iiberh. bet der Ausführung der von 
ibm iibernommenen Berjendung der Güter ent- 
fteht. Die Anwendung diefer Sorgjalt hat er gu 
beweijen (Art. 380). Der Spediteur ijt, wenn nicht 
ein andereS beſtimmt ijt, befugt, den Transport 
der Milter jelbjt auszuführen. Wenn ev fich diefer 


Kommiſſionär gegeben find, auc) fiir den Spe- 
dDiteur zur Anwendung (Art. 387). Die Vorjdyrif- 
ten iiber das Kommiſſionsgeſchäft gelten aud) dann. 
wenn ein Kaufmann, defien gewshul. $.-Betrieb 
nicht in Speditionsgeſchäften befteht, eine Giiter- 
verjendDung durch Frachtführer oder Schiffer fiir 
jremde Rechnung im eigenen Namen gu beſorgen 
iibernimmt (Art. 388). Dieſe Vorſchriften fin 
jedod (Art. 389) feine Anwendung auf Perſonen, 
welde nur die Vermittlung von Sradhtoertedigen 
zwiſchen dem Abſender und dem Fradtfiihrer oder 
Schiffer bewirfen (Frachtmäkler, Giiterbejtitter, 
Shiffsprofureure). 
3. Das Frachtgeſchäft. «) Das Fradt- 
geſchäft iiberh. (4. Titel, Art. 390—421). 
Frachtführer ijt derjenige, welder gewerbs= 
mäßig den Transport von Giitern gu Lande oder 
auf Flüſſen u. Binnengewäſſern ausführt (Art. 390). 
Der Frachtſführer iſt als ſolcher Kaufmann im 
Sinne des H. G. (Art. 272, & 3). Die Geſchäfte, 
durd) deren qewerbSmifige Vornahme er Fracht— 
ihrer wird, find die —— Ihre weſentl. 
erfmale find: 1. Der Transport von Giitern. 
Der Gegenjtand des Frachtvertrages ijt der Trans= 
port alé Broduft der Titigteit des Frachtführers, 
nicht die bezügl. Handlungen als folde. Es liegt 
daher Werfmicte und nicht etwa Sache oder Dienjr- 
miete vor. Insbeſ. bejfindet fic) aber der Fracht- 
fiibrer im Gegenfagpe gum Rommiffionir u. Spes 
diteur nicht in einem Auftrags- (Mandats-) Ver= 
hältniſſe. 2. Güter im vorliegenden Ginne find alle 
firperlicen Sachen. Der Perjonentrangport qehirt 
nicht bieher, ebenfo aud nicht mangels eines kör— 
verlicjen transportablen Gubjtrates die Beförde— 
tung von Rachridten auf telephonijdem oder tele— 
raphiſchem Wege; wohl aber pon Briejen (Staub-= 
isto, S. 453 ff). 3. Gewerbsmäßigleit dieſes 
WiitertranSportes vgl. I C.). 
Durch die —— des Transportes auf 
Flüſſe u. Binnengewäſſer iſt der Transport zur See 
(j. Art. „Seeweſen“) vom „Frachtgeſchäfte“ ausge— 


ſchieden. 
gum Beweiſe des zwiſchen dem Frachtführer 
und dem Abſender geſchloſſenen Vertrages dient 


der Frachtbrief (Art. 391 u. 392). Die Ver— 
pflichtungen u. Haftung des Frachtführers ſind 
in den Art. 395 FF geregelt. Abſender u. Fracht- 
führer fénnen iibereinfommen, dah der legtere Dem 
erjteren einen Ladeſchein ausſtellt. Diejer ijt eine 
Urfunde, durch welche ſich der Frachtjiihrer zur 
Aushändigung des Gutes verpflichtet (Art. 413.) 
Der vom Frächtführer zu unterzeichnende Lade— 
ſchein enthält nebſt den individualijierenden Merk— 
malen des betreffenden Gutes u. Transportjalles 
auch „den Namen desjenigen, an den oder an 
deſſen Order das Gut abgeliefert werden ſoll. Als 


Befugnis bedient, ſo hat er zugleich die Rechte u. ſolcher iſt der Abſender zu verſtehen, wenn der 
Pflichten eines Frachtführers Art. 385). Abgeſehen Ladeſchein lediglich an Order geſtellt ijt (Art. 414). 


von den Feſtſetzungen des Art. 356 find Die Rechte | 


u. Pflichten des Spediteurs, foweit der 4. Titel 
feine Hejtimmungen dariiber enthalt, nad den 
Grundſätzen des 3. Titels (iiber das Kommiſſions— 
eſchäft) zu beurteilen; insbeſ. kommen die Bee 
timmungen, welche in den Art. 365—367 fiir den 


Der Ladeſchein, welcher nach Art. 413 fic) als 
Verpflichtungsichein darjtellt, fann jonach cin Refta- 
oder ein Order-, niemals aber ein Anhaberpapier 
fein. Durch den Ladefchein wird das Wut der Ver— 
fiiqung des Ubjenders entriidt und eine obligato- 
riſche Beziehung awifden dem Frachtführer und 
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dem Deftinatar gejdaffen (Art. 416). Uber das 
zwiſchen diejen beiden Perſonen bejtehende Rechts— 
verhältnis enticheidet der Anhalt des Ladefdjeines 
(Mrt. 415). Nur gegen Riidgabe diefer Urfunde 
und Empjangsbeftdtiqung auf derfelben ijt der 
angi zur Ablieferung des Gutes verpflichtet 
(rt. 418). 

&) Das Frachtgeſchäft der Eifenbahnen insbeſ. 
Die bezügl. Beftimmungen find im 4. Titel des 
4. Buches ded H. G., Art. 422—431, und in dem 
quy Grund des zur Durchfiihrung des Berner 
Ubereinfommens 14 X 90, R. 186 ex 1892, gege— 
benen G. 27 X 92, R. 187, und WMinijterialverord- 
nung 10 XII 92, R. 207, erlaffenen neuen Eiſen— 
babnbetriebSreglement8 enthalten. (Des Näheren 
val. Art. „Eiſenbahnen“, Q. „Eiſenbahntarifweſen“, 
8. „Eiſenbahntransportrecht“ und V. „Hajtpflicht 
der Eiſenbahnen“. 

Nebſt den vorerwähnten wurden nod fiir etl. 
Arten von (Handels-) Geſchäften aukerbalb des H. 
G. in Spezialgeſetzen privatrechtl. Vorſchriften er- 
laſſen, u. aw. fiir: 

4. Börſegeſchäfte. Als ſolche (G. 1IV 75, 
MR. 67, 3 12) find jene Geſchäfte anzuſehen, die im 
öffentl. Börſenlokale in der feftgefepten Börſezeit 
(§ 3) über foldje Verkehrsgegenſtände geſchloſſen 
worben find, weldje an det betreifenden Börſe ge— 
handelt u. notiert werden dürſen. Börſegeſchäfte 
find als 5.-Gefdhiifte im Sinne des H.-G. zu be— 
tradten (§ 14). Bei der E. von Redhtsjtreitiqfciten 
aus Börſegeſchäften ijt die Einwendung, daß dem 
Anſpruche ein alg Wette oder Spiel gu bewrtei- 
lendes Differenzgeſchäft gu Grunde liege, unſtatt— 
haft (§ 13). Bet Pjand-, Prolongations- oder Koſt⸗ 
geſchäften (vgl. Art. Börſen u. Börſengeſchäfte“), 
welche Börſegeſchäfte find, haben die Beſtimmungen 
ded Urt.311 H. G. Verkauf des Pfandes ohne gerichtl. 
Verfahren) aud) dann Anwendung zu finden, wenn 
das Geſchäft nicht unter Raufleuten fiir eine For— 
derung aus beiderjeitigen H.-Geſchäften entitanden 
und wenn aud nidjt ſchriſtlich vereinbart ijt, dah 
der Gläubiger ohne gerichtl. Verfahren ſich aus 
dem Pfande befriedigen könne (§ 15). Die Bere 
mittlung von Börſegeſchäften geſchieht durch H.- 
Mätkler (Senjale; § 7, l.c., und G. 4 IV 75, R. 68). 
Die Liquidierung der Börſegeſchäfte bat gemäß 
den Vorſchriften der Birjeleitung zu geichehen, 
welche die Liquidationstermine und die Einrich— 
tungen fiir die Liquidierung der Börſegeſchäfte be- 
jtimmt (§ 10). Desgleichen bejtimmt die Börſe— 
leitung, wie vorjugeben ijt, wenn bei Ubwidlung 
von Börſegeſchäften wegen Nichterfiillung oder fon- 
jtatierter Snfelveng des Kontrahenten Käufe oder 
Verfiuje im Sinne des Art. 311 und der Urt. 354 
—* Verzug des Käufers in der Bezahlung des 

ufpreiſes bei nod) nicht erfolgter Ubergabe der 
Pare), 355 H. G. (Verzug des Verläufers in der 
Ubergabe der Ware), 356 H. G. (Wahlrecht des 
Käufers oder Verkiiujers bei Verzug des Gegen- 
fontrabenten in den Fällen der Art. 354 u. 395) 
und 357 ©. G. Sondervorſchrift hinſichtlich der 
„Fixgeſchäfte“) unter Vermittlung von H.Mäklern 
durchzuführen find. Insbeſ. fann die Börſeleitung 
anordnen, daf jeder joldje Rauf oder Verkauf nur 
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an der Birje gu geſchehen habe (§ 16). Im iibri- 
gen vgl. Urt. „Börſen u. Börſengeſchäfte.“ 

5. Raten- u. Losgeſchäfte. Ratengeſchäfte 
find im Ginne des G. ZT7TIV 96, R. 70, die in 
Uusiibung eines H.- oder anderen Gewwerbebetric- 
be8 vorgenommenen Verkäufe bewegl. Sachen, deren 
RKaufpreis in Teilbetrigen (Raten) zu entrichten 
ijt, und welche Dem Käufer vor der volljtindigen 
Zahlung de8 Kaufpreijes iibergeben werden 8 2). 

s zitierte G. enthält nun verſchiedene privat- 
rechtl. Vorſchriften, welche den hauptſächl. Swed 
verfolgen, einer unbilligen Benachteiligung des 
Käufers (insbeſ. bei Rüctgängigmachung des Ge— 
ſchäftes) vorzubeugen. Vgl. Art. „Ratengeſchäfte“ 
und J. M. V. 14 VIL 1903, 3. 10894. Mit G. 
30 VI 78, R. 90, wurden gleichſalls privatrechtl. 
Vorſchriften zum Schutze des Käufers gegenüber 
dem, die Veräußerung von Staats- oder anderen 
Loſen oder von nad) dem Verlojungsplane beſte— 
henden Loganteilen (Bartialen) gegen Ratenbezah— 
lung gewerbsmäßig betreibenden, Verläufer getroffen 
(vgl. Art. ,,Lotto”). 

6. Lagerhausgeſchäfte. Die sum Geſchäſts— 
betriebe fat ih Geſchäfte der öffentl. Lager- 
häuſer find im Sinne dee H. G. ald H.-Gejchafte, 
die Lagerhausunternehmungen ſelbſt als Kaufleute 
zu betradten (§ 6 G. 281V 89, R. 64). S. über 
die Beitimmungen dieſes G., insbeſ. hinſichtlich 
der Haftung der Lagerhausunternehmung und des 
Lagerſcheines den Art. „Lagerhäuſer u. Warrants”. 

b) Offentlich-rechtlich. «) Abgeſehen da— 
bon, daß das G. 161 95, R. 26, betreffend die 
Regelung der Ausverkäufe, auf den Großhandel 
feine Anwendung findet (§ 1, Lc, und H. WM. 
Erl. 1511 95, 8. 3616), ift die Unterſcheidung 
zwiſchen Grophandel und Rlein-(Details) 
Pandel (wie oben I, D., erwiihnt) derzeit 
rechtlich nicht praktiſch. Nur der ,traftatmifige 
türkiſche Großhandel“, d. i. der von türkiſchen 
Untertanen in Oſterr. betriebene Cine, Muse u. 
Durchfuhrhandel — Oſterr. und dem Ge— 
biete des Ottomaniſchen Reiches, ijt öffentlich-recht⸗ 
lid) deshalb erheblich, weil er zufolge der zwiſchen 
den beiden Staaten geſchloſſenen Verträge von der 
Erwerbſteuer befreit iſt Verträge von Karlowitz 
261 1699, von Paſſarowitz 27 VII 1718, von Bel— 
gtad 18 1X 1739, von Wiftowo 4 VIII 1791 und H. 
u. Schiff. B. 22 V 62, R. 42, jowie Hfd. 28 VIII 19, 
23 X 26, Hofverordnung SIV 1796, fail. B. 31 III 
10, Hftzd. 2S VII 06 und Cinf. G. gum H. G., 
§ 4. Vol. Budwinsti 2553, 3275 u. 2274). Gee 
werberechtlich ijt der GroRhandel, welchem mit dem 
Majeſtätsbriefe Maria Therefias 23V 1774 beſon— 
dere Privilegien verlichen worden waren, heute nicht 
mehr eine bejonders geregelte H.-Rategorie. Aus 
älterer Seit bejtehen noch einige „Großhandelspri— 
vilegien“ aufrecht, auch find nebjtdem eine Anzahl 
H.-Unternehmungen jufolge einer bejonderen, ge- 
mäß § 61 der Gew. O. 20 XII 59, R. 227, ere 
teilten, Auszeichnung berechtigt, die Bezeichnung 
pt. £ priv. Großhandlung“ ju fiibren. Der Be— 
jtand des in Wien unter Maria Therefia (1774) 
beqriindeten Gremiums der Großhändler wurde 
antredht erhalten. 
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Wn öffentlich⸗rechtlich bejonders geregelten H.⸗ 
ae wären bervorgubeben: 

) Det 
von ihm juriſtiſch zu unterfdjeidende „Betrieb 


anderer ausjdliejend im Herumwandern ausges ſtehen 


iibter gewerbl. Verrichtungen“ von dem Geltungs- 
gebiete der Gew. O. ausdriidlid) (Nundmadungs- 
patent Yrt. V, lit. q) ausgenommen. Die Reges 
lung des Haufierhandels ijt mit dem faiferl. 
Patente 4 IX 52, R. 252, und G. 21 III 83, 
R. 37, fowie durd) mehrere Miniſterialverord— 
nungen und Gri. erfolgt. Unter lepteren ijt Mini- 
ſterialerlaß 23 XII 81, 8. 2049, insbeſ. hin— 
—— der vom Hauſierhandel unterfdhiedenen ,,an- 
eren ausſchließend im Herumwandern 
ausgeiibten gewerbl BVerridtungen” her— 
vorzuheben. Rubolge § 7, Ginj. G. jum H. G. 
‘tai. B. 11 VI 9s, R. Fae finnen Oaufierer 
nicht Bollfaufleute fein. Bgl. im übrigen die Art. 
,paufierhandel” u. „Wanderhandel“. 

Wohl gu unterjcheiden von diefen beiden H.- 
Bweigen ijt das gemäß $$ 6O—6O b, Gew. O., 
G. 25 IL 1902, R. 49) betriebene Feilbieten der 
im § 60, Abſ. 2, genannten Artikel durch dic 
Produgenten oder befuqte Handelstrei- 
bende von Haus gu Haus oder auf der Straße 
fowie das über befondere gewerbebehirdl. Geſtat— 
tung (§ 60, Abſ. 5, 1. c.) von Gewerbetreibenden 
betriebene Feilbieten ihrer eigenen Erzeug— 
niffe innerhalb der Gemeinde des Standorted 
ibres Gewerbes pon Haus gu Haus (vgl. den 
Art. , Wanderhandel’). 

Des Betriebes eines ,.Handelsgewerbes 
ohne Befhrainfung auf beftimmte Waren 
oder bejtimmte Kategorien von Waren” 
(§ 38, Ubj. 1, Gew. O.) und der Detailhandels- 

ewerbe (§ 38, Ubj. 4, Gew. O., G. 4 VIL 96, 
. 205), weld letztere Rategotie jedod) dergeit 
mangelé der vom G. vorgefehenen Durchführungs— 
verordnung praktiſch nicht erbeblich ijt Budwinski 
11108), wurde bereité —— getan (I, D.). 

Nebſt diefen Gewerben zählt die Gew. * 
den freien Gewerben auch den ſelbſtändigen Be— 
trieb Der Handelsagentie (§ 59, c; &. 25 II 
1902, R. 49). An diefem Betriebe diirfen nur 
Bejtellungen geſucht und Muſter gefiihrt, jedoch 
dieje nicht, ebenfowie aud) nidjt Waren fiir eigene 
apache, "recast werden. 

i) Ronjefjionss und Ugengpyttatige 
Betriebe. Eine bejondere öffentlich-rechtl. Rege- 
“yn | unter gleichzeitiger Bindung an das Ere 
forderni8 einer Konzeſſion haben durch die 
Gew. ©. oder ot Grund derjelben (§ 24) im 
Verordnungswege folgende H.-Hrweige (§ 37, Abſ. 2, 
Sew. ©.) erjabren: 

1. Der Betrieh von Vervielfältigungsgewer— 
ben, Budj:, Kunſt⸗ u. Mufifalienhandlungen (§ 15, 
3.1, Sew. O., und rt. 272, 8. 5, H. G.; Ber= 
lagSvertrag, §§ 1164—1171 a b. G. B. und 
G. 26 XIL 95 R. 197). 

2. Die Betriebe periodijder Perfonentrans- 
porte und des Bereithaltens von ie 
portmitteln an Bffentl Orten gu jedermanns Ge— 


aufjierbandel ijt ſowie aud) der | 3 
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im Gegeniagbe gum Sprachgebraude als .-Be- 

triebe rechtlich injoweit anzuſehen, als fie (Mrt. 272, 
3. 3, H. G., Betrieb durch „Anſtalten“) im Be- 

—— von H.Geſchäften im Sinne des H. G. be— 
e 


3. Der Betrieb des Steinmepaewerbes (§ 15, 
— 6, Gew. O. und G. 26 93, R. 193). 

sielbe ijt vermibge des Betriebes von H.-Ge- 
ſchäften als H.-Betrieb angujehen, fofern die Bor- 
ausfepungen der Art. 271, 8. 1, begw. 272, 3. 1, 
H. G. jutrefjen. 

Die gleiche — ——— betrifft — abge⸗ 
ſehen von der Ausübung erechtigung gemag 
§ 37, Abſ. 2, Gew. O. — ſoweit die Bearbeitung 
oder —— bewegl. Sachen oder deren 
Ubernabme hiezu dabei in Betracht kommt, 

4. das Gewerbe der Erzeugung und des Ver— 
laufes von (H. mit) Waffen u. Munitionsgegen— 
jttinden (§ 15, 3. 10, Gew. O.). 

5. Die Verfertigung und den BVerfauf von 
(. mit) Feuerwerfsmaterial, Feuerwerfstirpern 
u. GSprengpriparaten aller Art (§ 15, 3. 11, 
eww. D.). 

6. Das Tridlergewerbe, Trödel-H. (§ 15, 
3. 12, Gew. ©. und § 1 Minijterialverordnung 
UG VII 86, R. 112). 

7. Die Darjtellung von Giften und die Zu- 
bereitung der zu argnetl. Verwendung bejtimmten 
Stofje u. Priparate fowie den Verſchleiß von (H. 
mit) beiden, infofern dies nicht ausſchließlich den 
Upotheten vorbehalten ijt; dann die Erzeugun 
und den Verſchleiß von (H. mit) künſtl. Mtineral- 
wiijjern (§ 15, 8. 14, Gew. ©.). Bal den Wert. 
„Gifthandel“. 

8. Den Betrieb von Gaſt- u. Schankgewerben 
einſchließlich des Ausſchanles u. Kleinverſchleißes 
von gebrannten geiſtigen Getränken (§ 15, 3. 15, 
Gew. D.). 

9. Die gewerbsmäßige Erzeugung, den Ver— 
fauj und den Ausſchank von Kunſt- u. Halbwei— 
nen (§ 15, 8. 16, Gew. ©.). 

10. Die — ung von Spielfarten. Der H. 
mit folcjen ijt ein freies, jedod) vor Beginn des 
Wejchajtsbetriebes bei der Finanzbehörde anzuzei— 
gendes und unter gefiillgamtl. Rontrofle ftehendes 
Gewerbe (§ 15, 8. 19, Gew. O. und §§ 4 u. 10 
G. 151V 81, R. 43). 

11. Der in den Grengbezirfen (im Sinne der 
Rolls u. Staatsmonopolordnung) der Kronländer 

ihmen, Mahren, Sdjlefien, Gal. O. O., Salgb., 
Tirol und Borarlb. gewerbsmäßig betriebene 
— Miniſterialverordnung 28 VIII 84, 
. 143). 

12. Das Habhntecdnifergewerbe (Minijterial- 
verordnung 20111 92, R. 55, und 14171 1904, 
R. 15; Heritellung von künſtl. Zähnen und Zahn— 
erſatzſtüclen und H. mit diefen). 

13. Der Betrieb von serie (Minijte= 
tialverordnung 23 XI 95, R. 181). Diejer fann 
nämlich, je nad) bem Umfange der wie, Fiore 
fugnis, im eingelnen Galle aud) .-Litigteiten 
umfafjen. 

14. Der Betrieb des H. mit gebrannten gei- 


braudje (§ 15, 3.3 u. 4, Gew. O.). Diejelben find! ftigen Getriinfen in verjdlojienen Gefäßen im 
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Bereiche des Königreiches Gal. u. Lodomeriens 
jamt dem Se ee ftrafau und in jenem 
des Herjogtumes Bulow. (Minijterialverordnung 
7 X 1904, R. 121). 

Weiter wurden bejonders als konzeſſions— 
pflichtig erklärt 

15. der durch öffentl. Lagerhäuſer (§ 3, G. 
28 IV 89, R. 64) erfolgende ieb von Lager— 
hausgeſchäften, weld) letztere (§ 6, ]. c.) ausdriid- 
lid) als H.Geſchäfte im Sinne des H. G. ere 
flirt find. 

16. die Erridtung von Verfiderungsanjtalten 
(Minijterialverordnung STIL 96, R. 31), deren 
Betrieb vermöge Art. 271, 8. 3, H. G. als jol- 
cher von H.-Geſchäften anzuſehen ijt, fojern die 
—— gegen Prämie erfolgt Verſicherungs⸗ 
regulativ: Miniſterialverordnung 5 III 96, R. 31); 

17. der Betrieb von Eiſenbahnen (Miniſterial⸗ 
verordnung 14 IX 54, R. 238; § 1, Eiſenbahn⸗ 
fonjeffionsgejep ; Art. 272, §. 3, H. G.; val. XI, 
B, a, 3, Pp); 

18. die im § 2 Vereinsgeſetz 26 XI 52, R. 253, 
an eine bejonbdere ſtaatl. ehmigung gebunde- 
nen Unternehmungen, wie Sreditanjtalten, Verſi— 
derungganjtalten uſw. 

Schließlich wurden an die Erteilung von Li- 
jengen gebunden 

det (bereits erwibnte) Haufierhandel und Be- 
triebanderer im Herumwandern ausgeiibter gewerbl. 
Verridjtungen und der (unten angefiihrte) Betrieb 
von Apotheken, weiters 

19. der Betrieb der Privatgeſchäftsvermittlung 
im Ginne des Art. V, lit. f, Kundmachungspa— 
tent aur Gew. O. (Staatsminijterialerlak 28 I 63, 
8. 2306; vgl. VIE 2) und 

20. der Berfauf gewiſſer Drudjdrijten durch 
§3, Abſ. 5, Preßgeſeß 17 XIT 62, R. 6 ex 1863. 

Hinfichtlidh der unter 1—14 genannten Be- 
triebe ſ. das Nähere im Art. „Gewerbe“, bejonders 
D. „Polizei einzelner Gewerbe“ (VIL, XI, XII, 
XII, XVIII, XX, XXVII,. XXVIII, XXXI, 
XXXII XXXIV, XXXVI, XXXIX) und bin- 
ſichtlich des Betriebes öffentl. Lagerhäuſer den be- 
treffenden Art. 

2) Beſondere Vorſchriften wurden aus 
Sicherheits- beziehungsweiſe Geſund— 
heitsrüchſichten erlaſſen fir 

1. den Verkehr mit Mineralölen (Minijterial- 
verordnung 231 1901, R. 12); 

2. den Verkehr mit Lebensmitteln und eini— 
gen Gebrauchsgegenſtänden (G. 16196, R. 89 
ex 1897); 

3. den Berfehr mit Butter, Käſe, Butter- 
ſchmalz, Schweineſchmalz und deren Erjagmitteln 
G. 25 X 1901, R. 26 ex 1902) und 

4. Den Betrieh von Apothefen (j. den rt. 
„Apotheken“) und — 

5. von Materialwarenhandlungen (Minijterial- 
verordnung 17 1X 83, R. 152, 17 V1 86, R. 97, 
8 XII 95, R. 188). 

Desgleichen enthilt aud Vorſchriften öffentlich— 
rechtl. Natur das 

6. den Loshandel betreffende G. 30 VI 78, 
R. 90; vgl. Art. „Lotto“. 
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c) Der Staatshobheit befonders vorbe- 
haltene Handel Ssweige. 

n Ojterr. bejte an Staat8monopolen: 
Das Pulvermonopol, das Salzmonopol und 
das Tabafmonopol. Bal. Art. ,, Monopole” und 
die Spesialartitel: ,,Bulvermonopol”, ,,Salgmono- 
pol” u. „Tabakmonopol“. Desgleidjen find in die- 
fem Sujammenbhange ju erwähnen das Poſtregal 
Betrieb des Frachtgeſchäftes; val. Art. „Voſt“) 
und das Eiſenbahnregal (Betrieb von Eiſen— 
bahnen durch den Staat in eigener Regie, Art. 272, 
3. 3, . G.; bezw. Eiſenbahnhoheit des Staates 
iiber Privateijenbahnen gemäß dem Cifenbahnfon- 
jeifionsgejepe, * Art. „Eiſenbahnen“). Dieſe 
Staatsbetriebe find nach Art. VILL, Kundmachungs— 
patent zur Gew. O., von deren Uniwendungsbereide 
ausgenommen. 

XII. Die Kompetenzen und beſonderen Ver— 
fabrengarten der Rechtſprechung in Angelegen— 
beiten des H. Unter diejer Bezeichnung fet ſowohl 
die gerichtliche als die Verwaltungsrechtſprechung 
in Sachen des H. (in dem diefem Artikel gu Grunde 
gelegten weiteren Ginne) verjtanden; nicht inbe- 
qrifjen ijt jedoch bierunter die augeritreitige Ge— 
richtsbarkeit in H⸗Sachen und die den H. betref- 
jende, bloß adminijtrative, Verwaltungspflege. 

A. Gerichtl. Redtipredung. a) é 39 
des Einf. G. gum H. G. und die an die Stelle 
der §§ 38 u. 40—43 dieſes G. getretenen Para— 
graphen der J. N. 1VIII 95, R. 111, verordnen 
in Anſehung der — in der „Handels— 
geridtsbarfeit” jo — 

Vor die felbjtind 7 H.= ober H.⸗ u. Seez 
gerichte (vgl. Urt. „Handelsgerichte“) gehören, falls 
der Streitgegenftand an Weld oder Geldeswert den 
Betrag von 500 fl. überſteigt (§ 51): 

1. Streitigfeiten, welche aus H.-Geſchäften 
hervorgehen, wenn die Klage gegen eine H.-Gejell- 
ſchaft oder einen Kaufmann, deren Firma im H.- 
Regijter erſcheint (V B a) oder gegen cine regiſtrierte 
Erwerbs- u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaft gerichtet ijt 
und das Geſchäft auf Seite des Beflagten ein H.- 
Geſchäft ijt; 

2. Streitigfeiten aus den im § 39, Einf. G. 
gn ©. G. 17 62, R. 1 ex 1863, bezeichneten 

ESachen. 

Ohne Rüchkſicht auf den Wert des Streitgegen- 
jtandes gehiren vor das H.=Geridt oder H.= u. 
Seegericht die Redhtsitreitigfeiten : 

3. welche aus Wechſelgeſchäften entipringen; 

4. aus den Rechtsverhältniſſen, welche fich auf 
den Shug und den Gebraud) von Marten, Mu— 
itern, Wodellen u. Privilegien begiehen ; 

5. aus den Geſchäften, welche fic) auf die 
Seelchiffe und die Seefahrt begiehen, fowie aus 
allen fonjtigen Rechtsverhaltnijjen, welche nach Pri- 
vatjeeredt gu beurteilen find, fofern nidt die Be— 
jtimmungen des § 49, 8. 5—7, gur Wnwendung 
fommen., 

Wo cin felbjtiindiges H.-Geridt oder H.- u. 
Seegericht nidjt bejteht, wird die Gerichtsbarkeit 
in allen vorgenannten Rechtsjtreitiqfeiten durch 
die H.-Senate der Kreis⸗ u. Landesgeridjte aus- 
qeiibt. 

42 
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Yn Orten, an welden cin jelbjtindiges .- 
Geridt oder ein H.- u. Seegericht bejteht, gehören 
die Streitigfeiten aus den im § 51, 8. 1 u. 2, 
begeidneten Geſchäften u. Rechtsverhiltnijjen, bei 
weldjen der Streitgegen|tand an Geld oder Geldes— 
wert die Summe von 500 fl. nicht iiberjteigt, vor 
die Bezirksgerichte für H.- u. Seeſachen. Dedglei- 
chen gebirt an foldjen Orten die E. der Streitig- 
feiten, welche aus der Schiffsmiete, dem Dienjt= 
verhältniſſe der Schiffsmannſchaft und dem See— 
frachtgeſchäfte entſtehen ($ 49, 3. 5—7), und die 
Aufnahme dev erflirung sum Wirkungskreiſe 
dev Besirfsgerichte fiir H.- u. Seefachen. Im glei⸗ 
chen oye > find die befonderen Bezirksgerichte 
fiit H.⸗ u. Seefachen, welche etwa an anderen Or— 
ten erridjtet werden, zur Ausübung der Gerichts— 
barfeit in Streitfachen zuſtändig (§ 52). 

@) Seridjtsitand. Gofern nichts anbderes in 
alg. verbindl. Weije feſtgeſetzt ijt, beftimunt fic) der 
allg. Geridtsftand von offenen H.Geſellſchaf— 
ten, Kommanditgeſellſchaften, Wttiengefellichajten, 
Genoſſenſchaften .... und anderen, nicht gu den 
phyſiſchen Perfonen gehörigen Rechtsſubjelten, welche 
nicht unter die Beſtimmungen ded § 74 fallen, 
nad) ihrem Sipe. Als Sip gilt im Zweifel der 
Ort, wo die Verwaltung gefiihrt wird (§ 75). 

Wenn Inhaber von 8 citen, Ha oder gewerbl. 
Unternehmungen außerhalb des Siges des Unter— 
nehmens befondere Niederlaſſungen haben, fo fann 
gegen fie in ftreitigen Rechtsſachen, die fic) auf 
dieſe Niederlajjungen begiehen, bei dem Gerichte 
des Ortes geflagt werden, an dem fich die Nieder= 
lajjung befinbdet ($ 87). Streitigfeiten aus der Schiffs— 
miete, aus dem Dienjtverhiltniffe der Schiffismann- 
ſchaft und aus Seefrachtgeſchäſten finnen aud) bei 
dem Geridjte ded Ortes angebradt werden, in wel- 
chem fic) der Beklagte aujhilt, wo die Ware ab- 
—— werden ſoll, wo der Transport des Rei— 
enden ju beendigen ijt oder wo die Reije abge- 
brodjen wird (§ 90). 

infichtlid) Der befonderen Gerichtsſtände 
(BWabhlgeridtsjtiinde) val. bezüglich des Gerichts— 
jtandes de8 Ortes der Beſchäftigung § 86 und 
me * Gerichtsſtandes des Erfüllungsortes 


88 J. N. 
9 Der ausdrücklich aufrecht erhaltene § 39 
des G. 17 XII 62, R. 1 ex 1863, lautet: 

Die H.-Geridtsbarteit wird ferner ohne Riid- 
ſicht auf die Eigenichaft der ftreitjiihrenden Teile 
durd) die nachbenannten H.-Sachen begriindet, auc) 
wenn diefelben nicht aus H.Geſchäften entftehen: 

1. Streitigfeiten aus der Veräußerung eines 
bejtehenden —— zwiſchen den Kontrahen⸗ 
ten; in Anſehung ded Rechtes gum Gebrauche einer 
Firma zwiſchen den Rechtsanipredern; wegen des 
widerredtl. Gebrauches einer Firma zwiſchen den 
Beeintridtigten und den unbefugten Führern der 
Firma; aus den Berufsgeſchäften der H.-Mifler, 
Wager, Meſſer und anderer Perjonen, welche zur 
Vornahme u. Beſtätigung ähnl. Verrichtungen im 
H.-Berfehre bejtellt find, zwiſchen denjelben einer- 
feits und den Parteien andericits. 

2. Streitigfeiten aus den Rechtsverhältniſſen 
dex Kaufleute mit ihren Prokuriſten, Handlungs- 
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bevollmidtigten, Handlungsgebilien und mit ans 
deren in ihrem Gewerbe angejtellten, nicht blog 
Gefindedienjte verrichtenden Perſonen; ferner aus 
dem Redjtsverhiltnijie aller diefer Perfonen yu 
Dritten, welchen fie ſich im Gewerbe des Prinzi— 
ay verantiwortlic) gemacht baben (Mrt. 55 u. 59 
. G.). 

3. Streitigfeiten aus den Rechtsverhältniſſen 
ber H.WGeſellſchafter gucinander, der Borjteher u. 
Liquidatoren der Geſellſchaft zueinander und zu 
den Geſellſchaftern; der jtillen Gefellidafter gu dem 
Inhaber de8 H.-Gewerbes ; der Teilnehmer an einer 
Vereinigung zu eingelnen H.-Gefdhiijten fiir ge— 
meinſchaftl. Rechnung oder an einer BVereinigung 
gum §.-Betriebe Art. 10, Abſ. 2, H. G.) gueinander 
u. gv. in allen dicen Fällen fowohl wahrend des 
Betandes als nad) der Auflöſung des geſellſchaftl. 
Verhältniſſes. 

Nad § 35 G. 27 XI 96, R. 218, gehören 
die aus dem Arbeits-, Lehre u. Lohnverbhiltnijie 
entipringenden CStreitigfeiten zwiſchen Gewerbein- 
habern und ibren —— ſowie zwiſchen 
Hilfsarbeitern untereinander, für deren Verhand— 
lung früher die Beſtimmungen des § 87 c des G. 
STII 85, R. 22, Geltung batten, von dem Tage, an 
welchem dies letztere G. in Kraft trat, foweit nidt 
cin Gewerbegericht dafür zuſtändig ijt (j. unten =), 
ohne Rückſicht darauf, ob ſie während der Dauer 
ded Urbeits-, Lehre u. Lohnverhältniſſes oder nach 
dejjen Beendigung angebracht werden, und ohne 
Rückſicht auf den Wert des Streitqeqenjtandes zur 
jachl. Zuſtändigkeit der Bezirksgerichte. 

Auch nad § 49, 8. 6, J. N. gehören ohne 
Rückſicht auf den Wert des Streitgegenftandes 
Streitiqfeiten aus Dienjt- u. Lohnvertriigen zwi— 
idjen —— u. Dienſtboten oder anderen im 
Dienſtverhältniſſe ſtehenden, zu den Hausgenoſſen 
der Dienſtgeber gehörigen Perjonen ... und allen 
jonjtigen Urbeitgebern und den von ihnen beſchäf— 
tigten Werkführern, Gehilfen, Urbeitern oder Lehr- 
Mag .. » vor die Bezirksgerichte, dafern alle 
diele Streitigteiten nidt der Suitindigteit der or⸗ 
dentl. Gerichte entzogen find. 

4) Die Erwigung, dah dem Berufsrichter be- 
geiflicherweiſe die fitr die ſachl. Erjajjung des 
Streitjalles ie nid praftifche techniſche 
Kenntnis des H. Verkehres mangelt, hat sur Ein- 
tidjtung der Fachmänniſchen Laienridter’ 
geführt. Diefelbe beruht auf den $$ 20 u. 21 G. 
27 XI 96, R. 217, und der Durchfiihrungsverord- 
nung 1VI 97, R. 129. Das Amt eines Laien- 
tichters ijt ein Ehrenamt, gu deſſen Ubernahme 
niemand verpflidjtet ijt. Beibi t ijt biegu jeder 
unbefdoltene Inländer, der jufolge feines Berujes 
iiber cine genaue Kenntnis des H.-, Schiffabrt: 
betriebes .... und der dafür geltenden G. u. Ge— 
wohnheiten verfiigt, das 30. Lebensjahr vollendet 
hat und nicht im Genuſſe der biirgerl. Rechte ſo— 
wie der freien Bermigensverfiigung beſchränkt iſt. 
Die fachmänniſchen Latenricter aus dem H.-Stande 
und dem reife der Schiffahrtfundigen werden auf 
gutächtl. Vorſchlag der Handels⸗ u. Gewerbekam— 
mer des Bezirkes je für die Dauer von 3 Jahren 
ernannt. Eine Wiederernennung iſt nicht ausge— 
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fdilojjen. § 21 &. 27 XI 96, R. 217, enthält fodann 
die Fejtiepung der, jenen der felbjtindigen Ridter 
entipredenden, Rechte u. Pflichten der fachmänni— 
ſchen Laienrichter. Aus dem reife der jelbjtindi- 
= Handeltreibenden find in der Regel nur Rauf- 
eute oder perſönlich haftende Gefelljchafter einer 
H.- Gefellfchaft vorzuſchlagen, deren Cingel= oder 
Geſellſchaftsfirma in das H.-Regifter eingetragen 
ijt. Soweit es an ſolchen mangelt, tinnen aud) 
andere Raufleute in den Boridlag aufgenommen 
werden, Für die mit Schiffahrtfundigen i beſet⸗ 
zenden Stellen find vornehmlich Schiffsmälkler (sen- 
sali patentati in noleggi) bert agen (§ 6 Mi⸗ 
nifterialverorbnung 1 VI 97, R. 129). Bei Bor- 
ſchlägen aus dem Sreije der in H.- oder Schiff- 
fabrtbetrieben Bedienfteten ijt auf jene Berjonen 
Rückſicht ju nehmen, welche durch mehrjährige 
Tätigleit in leitender Stellung (Profurijten, Dis- 
ponenten, Direftoren, Weneralagenten, Weneralbe- 
vollmächtigte eines größeren Unternehmens, ins— 
beſ. einer Altiengeſellſchaft und ähnliche eine be— 
ſondere Kenntnis des geſchäftl. Verlehres und der 
für ihn geltenden G. u. Gewohnheiten erworben 
haben (§ 7 Miniſterialverordnung zit.. 

Die Ernennung der erwähnten a le aise 
Laienridjter erjolgt durch den Juſtizminiſter im 
Ginvernehmen mit dem H.-Minijter (§ 1 Mini— 
fterialverordnung git.). Die fachminnijden Laien- 
richter führen während ihrer diesfilligen Verwen— 
dung den Titel eines kaiſ. Rates. Hinſichtlich der 
Beſetzung der Gerichte mit fachmänniſchen Laien— 
richtern verfügt § 7 G. 1VIII 95, R. 111, daß 
bei den Senaten der ſelbſtändigen H.Gerichte und 
bei denjenigen Senaten der Kreis: u. Landesge- 
richte, welche die Gerichtsbarkeit in O.- u. See- 
jachen (H.Senate) in 1. oder 2. Inſtanz ausiiben, 
in Rechtsſachen der jtreitigen Gerichtsbarkeit die 
Stelle eines der Mitglieder durch einen fachmän— 
niſchen Laienridter aus dem H.-Stande oder aus 
dem Stande der Schiffahrtfundigen verjehen wird. 

=) Meben den vorerwähnten Gerichten beftehen 
auf Grund ded G. 27 XI 96, R. 218 (friiber G. 
14 V 69, R. 63), die Gewerbegeridte (ſ. den 
Urt. „Gewerbegerichte“). 

Im vorliegenden Zujammenhange fommen fie 
deShalb in Betvacht, weil fic) ihre Kompetenz (§ 1, 
l. ‘ auf gewerbl. Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen ge— 
werbl. Unternehmern u. Arbeitern bezieht und Hs 
insbeſ. (§ 1, Abſ. 2, 1. c.) aud) anf Cijenbabn- 
u. Dampjjchiffunternehmungen fowie die WMpnopol- 
u. Reqalbetriebe des Staates erjtrecten fann. Uber die 
ſachliche (bezw. perjintiche) Zuſtändigleit 88 4 u. 5, 
1. c.) ſ. des Näheren Art. „Gewerbegerichte“ und 
liber die Gewerbegerichte als 2. Inſtanz über den 
ſchiedsgerichtl. Ausſchüſſen der Gewerbegenoſſen— 
ſchaften unten XII B. =. 

Die Beiſitzer u. Exiapmiinner der Gewerbege- 
richte werden, entjprechend ihrem vom G. inten- 
tionierten Charatter, zur Haljte von den Unter: 
nehmern und gur Hälfte von den Arbeitern in ab- 
qejonderten Wahlfsrpern aus ihrer Mitte gewählt. 

£) Schlichlich fei hervorgeboben, dah auch der 
Verwaltungsgerichtshof (f. den betreffenden 
Art.) nidjt felten in Angelegenheit des H., jo 3. B. 
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iiber den Umjang einer G.-Befugnis, das Bor- 
liegen eineS H.-Gewerbes im e. S. u. dgl. zu ent— 
fdheiden hat. . 

B. Insbeſ. ſchiedsgerichtl. Redhtipre- 
dung. Cin ähnl. Gedante wie derjeniqe, der den 
Fnjtitutionen der fachmänniſchen Laienvidter und 
der Be erichte zu Grunde liegt, hat aud) zur 
Schaffung fächl. Schiedsgerichte geführt. Die 
pico rags des Beitandes u. Verjahrens der Schieds- 
gerichte bilden die $$ 577—599 3. B.D. (G. 1 VILL 
95, R. 113). Die Bereinbarung, dah die E. einer 
Rechtsſtreitigleit burch einen oder mehrere Schieds- 
richter erfolgen jolle (Gchied&vertrag), muß ſchrift— 
lid) gejdilofjen werden (§ 577 * 0 

a) Die Errichtung von Börſenſchiedsgerich— 
ten ijt vorgeſehen in den 88 2 u. 6, Börſengeſetz 
1IV 75, R. 67 (deffen lester Abſ. im § 6 jedod) 
durd) Art. XIII, Einf. &., 8. P. O., aufgehoben 
ijt), Da fie formell Schiedsgerichte find und aud 
als folche beseichnet u. beqriindet wurden, hat ifre 
Beſprechung an diejer Stelle gu geichehen. Dod) fei 
bemerft, day die herrſchende Lehre die Börſenſchieds— 
gerichte in ſachl. Hinſicht als ſtaatl. Sondergerichte 
auffaßt (Polat S. 225). Die allg. Beſtimmungen 
iiber die Börſenſchiedsgerichte enthalten die Art. XIII 
bigs XXVII, Ginj. G. zur 3. P. O. 1 VIII 95, 
R. 112. Das Statut einer jeden Birje muh (§ 2, 
3. 7, Birjengejep) insbej. bejtimmen: die Art der 
Schlichtung und E. von Streitigfeiten, die fid) auf 
Börſengeſchäfte beziehen. Sofern nun hiezu im 
Statute ein Schiedsqericht bejtellt ijt, ijt bierin 
genau jeftjujtellen: Die Art der Zuſammenſetzung 
des Schiedsgerichtes, deſſen Wirkungskreis, das 
Verfahren vor demſelben, die näheren Normen fiber 
die Vollziehung der ——— Erkenntniſſe. 
Durch das Börſenſtatut kann beſtimmt werden, dah 
Streitigkeiten aus Börſengeſchäften, wenn die Par— 
teien nichts anderes ſchriftlich vereinbart haben 
(vgl. § 577 3. P. O.), durch das Schiedsgericht 
ausgetragen werden müſſen. Berufungen gegen 
Erfenntnifje der durch das Statut der Warie eins 
—— Schiedsgerichte ſind nicht zuläſſig (§ 6, 

örſengeſetz). 

Mad Art. XIV, Einf. G. zur 8. P. O., kann 
die Wirkſamkeit der Börſenſchiedsgerichte im Bör— 
ſenſtatute in der Richtung erweitert werden, daß 
dem Börſenſchiedsgerichte aud) Streitigleiten in 
Warengeſchäften unterworjen werden, die aufer- 
halb der Börſe geſchloſſen wurden, jedoch lediglich 
unter nachitehenden Borausfepungen: 1. Seder der 
Streitteile muh entweder ein Organ der öffentl. 
Verwaltung, ein Mitghed oder Bejucher einer 
Börſe oder eine H.Geſellſchaft oder Erwerbs- oder 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaft oder eine ſolche Perion fein, 
die fic) berufSmiifig mit der ‘Brobduftion, dem H. 
oder der Berarbeitung jener bewegl. Sachen be- 
ſchäftigt, die den Gegenftand des Geſchäftes bilden; 
2. das Gejchijt, welded Gegenftand des Streited 
vor dem Schiedsgerichte ijt, muh fic) auf Waren 
beziehen, die an den betreffenden Börſen qehandell 
werden dürſen; 3. beide Teile miifjen fic) beim 
Abſchluſſe oder vor Abwidlung des Geſchäftes in 
einem ſchriftl. Schiedsvertrage dem Ausipruche des 
Schiedsgerichtes unterworjen haben; protofollierte 
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RKaujleute u. Mitglieder oder Bejuder einer Börſe 
werden dent pt ne ſchon durch die unbe- 
anſtändet gebliebene Unnahme eines Schlußbriefes 
unterwworjen, in dem die Beftimmung enthalten 
ijt, daß Rechtstreitigqfeiten aus bem Geſchäfte von 
dem Börſenſchiedsgerichte zu entideiden find. Hin— 
fichtlich Ausländer enthilt Art. XIV, Einf. G. gur 
P. O., im lepten Abſ. bejondere Vorſchriften. 

ie Bujammenjepung der Börſenſchiedsgerichte ijt 
durch Urt. XIV u. XV, |. c., beftimmt. Das Ver— 
fahren vor den Börſenſchiedsgerichten wird durch 
das Börſenſtatut geregelt. Auf dasjelbe haben die 
88 587—599 8. P. O. feine Anwendung (Art. XVI, 
l. e.); jedod) jind die Vorſchriften der Art. XVIII 
bis XXVIL, J. c., den Statuten zu Grande ju legen 
(j. weiter den Art. „Börſen u. Börſengeſchäfte“). 

f) Die Schiedsgeridte der Handels— 
und Wewerbefammern beruben auf § 2, B, 
lit. d, G. 29 VI 68, R. 85, wonad) die Rammern 
injolge eines von den Veteiligten gejdlojjenen Uber= 
cinfommens mit Beachtung der diesbezüglichen offi- 
jiellen Vorſchriften als Schiedsgeridte in Streitig- 
feiten iiber H.- u. Gewerbeangelegendeiten entidet- 
den. Die Sujammenjepung dieſer Schiedsgericte 
und bag Verfahren vor denfelben wird durd) ein 
von der betreffenden Handels- u. Gewerbekammer 
befchlofjenes und vom H. M. aur Kenntnis ge 
nommenes Reglement beftimint. 

4) Die Schiedsqeridte der öffentl. La- 
gerhäuſer find im &. 28 IV 89, R. 64, vorgejehen. 
Nad § 9, 8. 6, Ll. c., Hat das vom H. M. bezw. 
F. WM. genehmigte Reglement des öffentl. Lager- 
hauſes unter anderem insbeſ. Bejtimmungen ju 
entbalten iiber das Schiedsgerict, defien Zuſammen⸗ 
jepung, sping reaaged liber das Berjahren vor 
demſelben und itber die Vollgiehung des ſchieds— 
gerichtl. Ertenntnijjes innerhalb der bejtehenden 
®. Das Schiedsgerict ijt (§ 11) fiir den Fall, dah 
ſich die Barteien demfelben unteriverjen, zur E. 
pon Streitigfeiten aus Lagerhausgeſchäften berujen. 
Berufungen gegen Erfenninijje des Schiedsgerichtes 
find nicht sulting. $11, Ub). 3, L. e. enthalt nod 
weitere Vorſchriſten über die Klage auj Ungültig— 
feit eines Schiedsſpruches. 

4) Uber Cifenbahnidiedsgeridte ſ. Art. 
,Sijenbabnen M“ V. 

t) Schließlich find gu erwähnen die ſchied s— 
eridtl Ausſchüſſe der Gewerbegenoſſen— 
daften ($$ 114, lit. c, 121, 122 u. 124, Gew. 

©.) aur Austragung der zwiſchen den Genojfen- 
ſchaftsmitgliedern (Gewerbetreibenden) und ibren 
HilfSarbeitern aus dem Wrbeits-, Lehr- u. Lohn— 
verbiltnijje entftehenden Streitiqteiten. Die Kom— 
petenz dieſes Ausſchuſſes wird dadurd) beqriindet, 
daß ſich beide Streitteile demſelben ſchriftlich unter= 
werjen (§ 122, Abſ. 2, Gigw. O.). Sm Rahmen der 
allg. Vorſchriften des § 122, Ubj. 4, Gew. O., wurde 
mit Erl. des H. WM. 27M 97, 8. 16944, ein 
Mufterjtatut fiir folche ſchiedsgerichtl. Ausſchüſſe 
(ogl. ©. M. Erl. 2z XII 96, 8. 22527) erlajien. 
Pas Verfahren vor denjelben wird durd) § 123, 
Wew. O., geregelt. Nach § 35 W. 27 XI 96, R 218, 
finnen ©. der ſchiedsgerichtl. Ausſchüſſe der Ge— 
werbegenofienjdajten in Streitigfeiten, welche zur 
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ſachl. Sujtindigteit der Gewerbegeridte gehören, 
nad) Beginn der Wirkfamfeit des Geiwerbegeridts- 
ejepes nur mehr vor dem Gewerbegeridte ange- 
odjten werden, wenn fic) die Genoffenfdajft tm 
Sprengel eines Gewerbegerichtes befindet. 

C. Verwaltungsredtipredung. Soweit 
dieſelbe vom vorliegenden Gefidhtspuntte aus in 
Betracht fommt, betrifft fie die fiir den H. bezw. 
jiir .-Unternehmungen erbeblice rechtſprechende 
Liitigteit der cine joldte ausiibenden BVerwaltungs- 
behörden (vgl. Urt. „Verwaltungsverfahren“). Als 
Inſtanzen kommen hauptſächlich in Betracht die 
polit. Behörden 1. Inſtanz, die polit. Landesbe— 
hörden und das H. M. (IX. Hauptſtück der Ger. 
O., Miniſterialverordnung 201V 61, R. 49, und 
verordDnungsiveije Kompetengiinderung durch Mi— 
nijterialverordnung 231X 1905, R. 151). Allg. 
Vorſchriften über die Wewerbebehirden und das 
Verfahren in Gewerbeangelegenheiten enthalt das 
IX. Hauptitiid der Gew. O. (§§ 141—152). Spe- 
jielle Verſahrensarten jind in bejonderen Fallen 
($$ 1, Abſ. 4, $$ 36, 27 ff. u. dgl. m.) vorgefchrie- 
ben. DHinfichtlich der Verwaltungsredtipredung in 
Lohnſtreitigkeiten ijt au bemerfen, dak nad den mit 
BW. des M. J. 7 XII SG, R. 224, wieder eingefiihrten 
Hid. 18 IV 28, 8. 2340, und 21 XI 46, 3. G. S. 
1002, Streitigteiten zwiſchen Dienjtgebern u. Dienſt⸗ 
boten, welche aus dem Dienſtverhältniſſe oder Lobn= 
vertrage hergeleitet werden und während des Be= 
jtandes dieſes Verhältniſſes oder wenigitens vor 
Ublauf von 30 Tagen nach deſſen Mufléfung an- 

ebradjt werden, vor den polit. Behirden yu ver— 
andeln find. Soweit fiir Spegialgebiete der den 
H. betreffenden Verwaltung bejondere G. bejteben, 
welche befondere Berjabrengarten u. Kompetenzen 
der Verwaltungsrechtſprechung feſtſetzen Marken— 
ſchutz, Muſterſchutz u. dgl.), vgl. die betreffenden Art. 

D. Insbeſ. die Rechtſprechung in Strei— 
tigkeiten zwiſchen Prinzipahu. Handlungs- 

ehilfen. Sind auch im vorſtehenden die für die 

echtſprechung in Angelegenheiten des H., bezw. 
Gewerbes, in Betracht fommenden Formen darge- 
legt, ſo dürfte es doch bei der Wichtigkeit des zwi— 
ſchen Prinzipal u. Handlungsgehilfen beſtehenden 
Rechtsverhaͤltniſſes ſowie im Hinblicke auf die je 
nad) der Art ihrer Beſchäftigung rechtlic) gu unter— 
ſcheidenden Gruppen von ee lungéqebilfen und 
die mannigfad) ineinandergreifenden Kompetenzbe— 
jtimmungen nicht unangemefjen erſcheinen, insbeſ. 
darjulegen, welche Fora fiir ftrittige Anſprüche des 
fautmiinnifihen Ungeftellten gegen den Pringipal 
fompetent jein ténnen (Staub-Bisfo I, S. 194 fi). 
Hiebei ijt pon vornherein au unterjdeiden, ob die 
Suftindigteit eines Gewerbegerichtes gegeben ijt 
oder nicht. 

a) Wenn fiir den ftrittigen Redtsfall die 
Rompetens cines Gewerbegeridtes nidt 
gegeben ijt, weil entweder an dem betreffenden 
Orte cin Gewerbegeridt nicht bejteht oder defjen 
fachl. Zuſtändigleit fich auf den in Betracht kommen⸗ 
den Betrieb nicht erjtredt (§ 2, Gewerbegerichtsge- 
jeg) oder diejer Betrieb ein folder ijt, auf welchen 
fic) die Suftindigteit der Gemwerbegerichte überh. 
nicht bezieht (§ 1, 1. c.), fo find gu unterſcheiden: 
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1. Kaufmänniſche Angeltellte, welche nicht gewerbl. |! auc) Hilfsarbeiter im Sinne der Gew. O. (§ 5, 


Hilfsarbeiter (im Sinne der Gew. O.) find und aud 


feine Gefindedienjte verrichten; 2. jene, welche ge-| 1, S 


werbl. Hilfgarbeiter find, aber feine Geſindedienſte 
verrichten und 3. jene —— welche Geſinde⸗ 
dienſte verrichten, ohne 

u. Verpflegung des Prinzipals aufgenommen zu 
jein; 4. Perfonen, welde im Kaufmannsgewerbe 


Jit. b, +1 iii lle find (vgl. Staub-Pislo, 
1 


2. 9.-%n eftellte, welche nicht kaufmänniſche, 
ſondern gewerbl. Dienſte leiſten und gewerbl. Hilfs- 


* 


n die Hausgenoſſenſchaft arbeiter im Sinne der Gew. O. find (§ 5, lit. b, 


Gewerbegerichtsgeſetz. 
3. Das Geſinde, das nicht in der Hausge— 


Geſindedienſte verrichten und in der Hausgenoſſen- noſſenſchaft u. Verpflegung des Prinzipals lebt 


ſchaft u. Verpflegung des Prinzipals ftehen Dienſt⸗ 
boten). 


(§ 5, lit. b, GewerbeqeridtSgefeg). 
4. Jene Perjonen, welche unter § 5, lit. a, 


Die Ragen der sub 1 genannten Perjonen — So. 7 alg: Werkmeiſter, Werk⸗ 


(ob fie nun Handlungsgehilfen 


pest 57 . 6) 
find oder nit; § 39, 8. 2, Ein 


. & gum H. G.; 


verb.: „Die anderen in threm Gewerbe angeftellten | des Gewerbegerichtsgeſetzes aud) die in 
Perjonen”) find vor die „Handelsgerichtbarkeit“ Betrieben beſchäftigten 


qewiejen, wobei es unerheblich ijt, ob der Bringi- 
pal Minder- oder Bollfaufmann bezw. protofol- 
liert ijt. Bei einem Werte des Streitgegenitandes 
von iiber 1000 K ijt die Rlage beim H.-Gerichte 
bezw. dem H.⸗Senate des Mreis= oder Landesge- 
richtes, bei einem Werte von unter 1000 K beim 
Bezirksgerichte fiir H.-Sachen, in Ermanglung 
der Zuſtändigkeit eines ſolchen beim allg. Bezirks— 
erichte eingubringen. Im lepteren alle fann (§ 446, 
.P. O.) im Urteile deſſen Fällung „in Wusiibung 
der H.Gerichtsbarkeit“ hervorgefoben werden. 
ür Klagen der sub 2 genannten Perjonen 
ijt, ob nun der Bringipal protofolliert ijt oder 
nicht und ohne Rückſicht auf den Wert des Streit- 
gegenjtandes (Staub-Pisto I, S. 197), das Be— 
zirlsgericht für H.-Sachen und in Ermanaglung 
eines ſolchen dag allg. Bezirlsgericht Anwendung 
des § 446 B. BP. O.) guitindig. 
Die Klagen der sub 3 genannten Perfonen 
find ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegen— 


fiihrer, Borarbeiter. 

Schließlich fet bemerft, dak Urbeiter im Sinne 
gewerbl. 
aglöhner Art. V, lit. d, 
RKundmachungspatent zur Gew. O. und § 5, lit. b, 
Gewerbegerichtsgeſetz fowie jene Perſonen (Heim— 
arbeiter) find, welche außerhalb der Betriebſtätte 
gegen eine Entlohnung mit der Bearbeitung oder 

erarbeitung von Robjtoffen oder Halbjabrifaten 
fiir intra ure bejchajtigt find (§ 5, lit. c, Ge— 
—— at und § 78 a, Gew. O.). 

Der jafultativen Kompetenz der genofjen{chajt- 
lichen ſchiedsgerichtl. Ausſchüſſe für Streitigfeiten 
aus dem Arbeits-, Lehr- u. Lohnverhältniſſe zwi— 
ſchen Gewerbetreibenden Genoſſenſchaftsmitgliedern⸗ 
und ihren Hilfsarbeitern Genoſſenſchaftsangehöri— 
gen) wurde bereits (oben XII., B.,<) gedacht. 

XIII. Insbeſ. die außerſtreitigt Geridts- 
— in Ungelegeuheiten des H. Dieſelbe um— 
aßt: 

1. die Führung a) der H.Regiſter und 
b) der Genoſſenſchaftsregiſter, u. giv. nicht 
nur die Geſchäfte der cigentl. Regtiterfithrung, fon- 
dern auch die damit Verbundene rechtspolizeil. Tätig— 


ftandes, wenn der Bringipal nicht protofollicrt ijt, | feit der Berichte (Bisfo). 


vor dem allg. Begirfsgeridte anzubringen (§ 49, 


8. 6. J. Rj. Ait der Pringipal protofolliert, jo | §§ 10-—18, Cinj. G. 


findet die H.-GerichtSbarfeit ftatt (§ 51, 8.1, J. N.. 
Für Klagen der sub 4 genannten Perjonen 


a) Von dem Handelsregijter handeln die 
pon H. G., die Art. 12—14, 

H. G., die Minijterialverordnung 9 III 63, R. 27, 
und iiberdies jablreiche Stellen des H. G. betref— 


find, jofern fie wiihrend der Dauer des Dienjtver- | fend die H.-Firmen, H.-Geſellſchaften, PBrofuri- 
hältniſſes oder binnen 30 Tagen nad) deſſen Auf- | jten uſw. 


léjung cingebracht werden, die polit. Behirden fom- 


Im § 15, Cinf. G. gum H. G., wird ausdriid- 


petent (mit V. de8 M. J. 7 XIL 56, R. 224, | lid) angeordnet, dak die Gerichte in Angelegenhei— 


wiedereingefithrte Hfd. 18 LV 28, 8. 2340, und vom 
21 XI 46, 3. G. S. 1002). 

b) Da die Hujtindigfeit eines Gewerbegerich— 
te3 die der polit. Behirden fowie der ordentl. Ge— 


ten des H.-Regifters nad) dem G. fiber das Ver- 
fahren in Rechtsangelegenheiten auger Streitiaden 
(faij. ‘8. 9 VIIIM, 3 208) vorzugehen haben. Die be= 
zügl. Ugenden der Gerichte erjcheinen fomit, wenn 


vichte ausſchließt 8 3, Abſ. 2, G. 27 X1 96, R. 218), | auch im 3. Teil des G. 1 VIIT 95, R. 111 (J. Nd, 


fallen, wenn die Zuſtändigkeit cines Ge— 
werbegeridtes gegeben ijt, in deſſen Rompe- 
tens alle gegenſtändl. lagen der „Arbeiter“ im 
Sinne des git. G. (§ 5). Solche find: 

1. Die Handlungsgehiljen im Cinne des H. 
G., u. zw. wenn fie in einem H.-Hewerbe im Sinne 


im Hinblicke anf Art. VILL, 8. 5, G. 1 VII 95, 
R. 110 Einf. G. gur J. MW), nicht ausdrüclich er- 
wähnt, als jolche, welche die Gerichtsbarkeit in Ge— 
{chiiften außer Streitſachen betrefjen. Als Regifter- 
gerichte fungieren die felbjtiindigen H.-Werichte und 
die H.-Senate der Kreis: u. LandeSgericjte (§ 1 


de8 $1, Ubi. 3, Gew. OD. faujmiinnijde Dienſte BW. 9III 63, R. 27, und Wert. VILL, B. 5, Einf. 


leiſten, gemäß § 5, lit. d, Gewerbegerichtsgeſetz 
Gewerbegerichtsentſcheidungen Slg. Nr. 42, 327, 
328, 329 u. 330); wenn fie (allerdings in einem 
H.-Gewerbe im Sinne des H. G.) jedoch nicht in 
einem .-Gewerbe (im e. S.) im Ginne der Gew. O. 
§. B. größeres Erzeugungsgewerbe) kaufmänniſche 
ienſte verrichten, nur ſofern als fie gleichzeitig 


G. zur J. N.. In höherer Inſtanz eniſcheiden die 
Oberlandesgerichte (§ 15, Abſ. 2, Einf. G gum 
H. & und § 4 9. MW). 

Das H. G. felbjt bejtimmt iiber die H.-Re- 
gifter, daß bei — H.=Gerichte ein ſolches gu 
ihren ijt, in welches die in dieſem Geſetzbuche an— 
geordneten Eintragungen aufzunehmen find. 
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gp ory in das .-Regijter find: Die 
Firma eines Kaufmannes (Art. 19) und die alle 
fallige Zweigniederlaſſung Art. 21, 152, 179, 212), 
eine —— das Erldſchen und ein Wechſel in 


der Inhaberſchaft der Firma Art. 25), die Ertei— 
lung und das Erlöſchen der Brofura (Mert. 45), 


die Errichtung einer offenen H.-Gefellichaft und die 
bezügl. Anderungen Art. 86—88, 129, 135), ebenio 
einer Kommanditgeſellſchaft Art. 151—153, 155, 
156, 171), der Geſellſchaftsvertrag und die Geneh— 
migungsurfunde einer Kommanditgeſellſchaft auj 
Uftien Art. 176-—177, 179, 201) und ebenſo einer 
Wftiengefellidhajt (Wrt. 210, 212, 214, 228, 233, 
243, 247). Schließlich find die der Ehefrau eines 
Kaufmannes, dejjen Firma in das H.-Regijter eine 
getragen ijt, durch die Ehepafte eingeräumten Ber- 
mögensrechte — um den H.-Gliubigern gegeniiber 
wirtfam iu jein — gleichfalls Gegenjtand der Eine 
tragung in das .-Regijter (§ 16 Einf. G. gum 
H. &.). Die Eröffnung des Konkurſes * 204 Kon— 
turgordnung), dann die Einleitung u. Aufhebung 
des Vergleicdjsverjahreng iiber das Vermögen eines 
Kaufjmannes, einer H.-Geſellſchaft oder ciner 
Perjon, welche an der legteren als perjinlich haj- 
tender Gejellichajter oder bei der Rommanditge- 
ſellſchaft als Rommanbditijt beteiligt ijt, ſowie aud 
die Swangsverwaltung einer H.-Unternehmung 
(§ 342 Er. D.) hat dad H.Gericht von Amts wegen 
im H. Regiſter angumerten, dieſe Anmerfung jedod 
nidjt befonders kundzumachen (§ 14 Einf. G. gum 
H. G.). Ulle im H.-Megifter vorgejdriebenen, auf 
die Führung des H.-Regijters fic) begiehenden An— 
meldungen miijjen bei dem H.-Gerichte entweder 
perfinlic) gu Brotofoll gegeben oder in gerichtlich 
oder notattell beqlaubigter Form eingereicht wer- 
den; Bevollmachtigte haben fich durd eine in glei- 
der Urt beglaubigte Vollmacht auszuweiſen (§ 10 
inj. G. gum H. G.). 
—— iſt es, daß das Regiſtergericht 
die Anmeldung auf ihre formelle Geſeßzmäßigkeit 
oer die rechtl. Suldjfiqfeit der Eintragung zu 
priijen bat. Dagegen ijt es ftrittiq, ob e& die An— 
meldungen aud) inhaltlich, d. 6. auf die Wahrheit 
der abgegqebenen Erklärungen, au priifen hat. Nach 
der herridjenden Anſchauung kommt dem Regiſter— 
—— das Recht zu, die zur Feſtſtellung der in 
etracht kommenden Tatſachen erforderl. Ermitt⸗ 
lungen anzuſtellen und insbeſ. von den Parteien 
die ihm erforderlich ſcheinenden Nachweiſe für die 
Richtigkeit der von ihnen abgegebenen Erkllärungen 
zu verlangen (§ 2, 3. 5, kaiſ. P. 9 VIII 54, R. 208, 
vgl. O. G. H., Adler-Clemens 412, 1141, 1282, 
1616, 1771 u. 1805). Laut Art. 26 H. G. hat das H.- 
Gericht die Beteiliqten sur Befolqung der Vor— 
idjriften der Art. 19, 21 u. 25 von Amts wegen 
durd) Ordnungsjtrafen angubalten und in qleider 
Weiſe gegen diejenigen einzuſchreiten, welche fic) 
einer, nad) den Vorſchriften des 3. Titels des 
1. Buches des H. G. ihnen nicht gujtehenden Firma 
bedienen. § 12, Ginj. G. wiederholt diefe Unord- 
nung dabin, dak im Falle der Nichtbejolgung der 
Anmeldungsvorſchriften oder des Gebrauches einer 
nicht juftebenden Firma Art. 26 H. G.) das >. 
Gericht Crdnungsitrajen im Ausmaße von 10 bis 
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300 fl. gu verhängen bat, weldje in Arreſtſtrafen 
nicht umgewandelt werden finnen. Der Zweck die= 
jer Strajen ijt alſo die Anmeldung tatſächlich ge- 
führter Firmen und fonjtiger anmeldungspflidtiger 
Rechtsverhältniſſe fowie die Unterlajjung unjulaf = 
figer Firmenführung ju erzwingen. Dagegen hat 
das Regiſtergericht nicht die Macht, die Fiibrung 
einer Firma blog deshalb zu verbicten, weil jie 
nidt eingetragen ijt; e8 ijt vielmebr der Firmen- 
führer zur Eimtragung det Firma au verbalten 
Adler⸗Clemens 783). Dagegen fann die Führung 
einer dem G. nicht entipredenden Firma unterjagt 
werden 4 B. Art. 251 H. G). Die Gerichte 
überh. und die Ahhandlungs- u. Konkursbehörden 
inSbej., dann dic Gewerbebehörden, die Notare und 
die Handels⸗ u. Gewerbefammern, fofern diefelben 
in Wusiibung ihres Amtes von Ubertretungen der 
Anmeldevorſchriften oder von dem Gebraude einer 
nicht gujtebenden Firma Kenntnis erlangen, haben 
davon — behufs Ermöglichung der Handhabung 
des Ordnungsſtrafrechtes — ohne Verzug dem H.- 
Gerichte die Anzeige gu erjtatten (§ 13, Einf. G. 
jum H. @.). 

Hinjichtlich der Form diejes has at ml 
verfahrens ijt bejtimmt, dah auf dasfelbe die Vor— 
ſchriften des faij. P. 9 VILL 54, R. 208, Anwen- 
dung finden (§ 15, Abſ. 2, Einf. G. gum H. G.). 
Die Ordnungsjtrajen find ohne Riidficht auf ibr et— 
waiges Sujammentreffen mit den von det Gewerbe— 
behörde wegen Ubertretung der Gewerbevoridrijten 
verhingten Strajfen au volljiehen (§ 12, Abſ. 5, 
Einj. G. jum H. &.). Dagegen beſtimmt die bei- 
läufig 20 Jahre ſpäter erlaijene Vorſchrift des $ 50, 
Abſ. 1, Hew. O., daß wenn eine der in den S$ 46 
big 49, Gew. O., beseichneten Handlungen einer 
Ordnungsſtrafe in Gemäßheit der Wert. 26, Abſ. 2, 
H. G. unterliegt, die im § 131, lit. a, b und c, 
Wew. D., bezeichneten Strafen nicht abgeſondert 
Platz gu greiſen haben. 

Das H.Regiſter iſt öffentlich. Die Einſicht in 
dasſelbe iſt während der gewöhnl. Dienſtſtunden 
einem jeden geſtattet, aud) kann von den Eintra— 
gungen gegen Erlegung der Koſten eine Abſchrift 
gefordert werden, die auf BVerlangen gu beglaubi- 
gen ijt Art. 12, Abſ. 2, H. G.). Auch in die Ur— 

nden des H.-Regiſters Einficht gu nehmen, ijt 
jedermann berechtigt und Abſchriften hievon fowie 
amtl. Seugnifie aus denfelben ju begehren (§ 18 
Einf. G. jum H. &.). 

Die Cintraqungen in das H.-Regijter jind 
von dem H.Gerichte, jojern nicht in einzelnen Fäl— 
len ein anderes bejtimmt ijt, nach ibrem ganzen 
Inhalte durch eine oder mehrere Ungeigen in öffentl. 
Blittern ohne Verzug befanntgumaden Art. 13). 
Die näheren Voridriften über die Bejtimmung 
dDiejer Blatter treffen Art. 14 H. G., und § 11, 
Ubj. 2, Cinj. G. weld) legterer Paragraph Abſ. 1) 
ſchon die einmalige Anzeige — fofern das H. G. 
nicht cin anderes bejtimmt — als geniigend erklärt. 

Uber die privatredtl, Bedeutung ber Regijter- 
eintragungen ijt (Staub-Bisfo) folgendes gu be— 
metfen: RechtSbeqriindende Wirkung haben fie nur 
ausnabmeweije (Entitehung einer Rommanbditge: 
jellfhaft auf Altien, Art. 178 H. G., und einer 
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Attiengeſellſchaft, Urt. 211 H. G., und Ynderungen 
ihrer Statuten), regelmäßig aber ijt die Cintragung 
nur die Beurfundung einer aud) anderweitig zu 
beweijenden u. wirfenden Tatſache. So ijt 3. B. 
die Raufmannsqualitit oder die Begriindung einer 
offenen .-Gejellidajt nicht von der Eintragung 
in das H.-Regijter abhängig, fondern wird nur 
durch diejelbe beurtundet. Die Beweistrajt folder 
Beurkundungen ijt diejenige, weldje öffentl. Urtun- 
den iiberh. gufommt (292 8. P. O. und Gegen- 
jtand der Beurfundung ijt, dab die Beteiligten die 
betrefjenden Erklärungen abgegeben haben; dod) 
wird, inſoweit das richterl. Prufungsrecht auszu— 
üben war oder die Eintragung durch Ordnungs— 
ſtrafen erzwungen wurde, den Beurkundungen auch 
inhaltl. Beweiskraft zuzuerlennen fein. Die Ein— 
tragung an u. fiir ſich bat nicht die Kraft, Rechts— 
verhältniſſe bindend zu regeln, doch muß, wenn die 
Eintragung u. Bekannmachung geſchehen iſt, ein 
Dritter die fo kundgemachten Tatſachen wider ſich 
gelten laſſen, fofern nicht die Annahme gerechtfer— 
tigt ijt, daß er dieſe Tatſachen weder gekannt habe 
nocd hätte kennen ſollen. Dieſer Sap iſt zwar im 
G. nicht ausdrücklich enthalten, ergibt ſich aber als 
allg. Prinzip aus der Offentlichleit des H.-Regi- 
jter$ und aus einzelnen YUnordnungen des H. w. 
(Urt. 25, Ubf. 3; 46, Abſ. 2; 87, Abſ. 2; 115; 
129; 135; 155; 171 u. 233). 

Die Vorſchriften über die Anlequng u. Füh— 
tung der H.-Regiſter fowie die Behandlung der 
Geſchäfte, die fich auf diejelben begiehen, find durch 
Minifterialverordnung 9 III 63, R. 27, getroffen. 
Das H.-Regiſter zerſällt in die, nach bejtimmten 
Formularen anzulegenden Regijter fiir Eingelfirmen 
und fiir Geſellſchaftsfirmen. Cinen ergiingenden Be= 
jtandteil der lepteren bildet das Beilagenbuch. Schließ⸗ 
lich ijt cin alphabetiſches Nachſchlageregiſter zu füh— 
ten. Eintragungen in das H.-Regijter können nur 
— eines Beſchluſſes des Gerichtshofes erfolgen. 

) Cin Genoſſenſchaftsregiſter ijt fiir 
Erwerbs- u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaften bei jedem 
H.-Geridte über diejenigen Genoſſenſchaſten ju füh— 
ren, weldje in dem Sprengel desfelben ihren Sig 
haben. Hinfichtlich diefes Regijters gelten die im 

.G. in Bezug auf das H.-Regijter — 

ejtimmungen (§ 7 &. 9IV 73, R. 70). Die, jenen 
fiir das H.-Regiſter analogen, Borfdrijten iiber 
die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters find in 
der Minijterialverordnung 14 V 73, R. 71, ents 
halten. Sn das Genofjenjdhajtsregijter, u. zw. aus: 
ſchließlich in dasſelbe, find auch jene Genoſſen— 
ſchaften einzutragen, auf welche gemäß § 13, |. c., 
die in Betreff der Maufleute gegebenen Beſtim— 
mungen de8 H. G. Anwendung finden GBlaſchke— 
Pitreich § 27, Staub-Pisfo § 59). 

2. Die Mitwirfung der Gerichte bei der Wim o r= 
tifierung ber nad H.-Recht gu beurteilen- 
den BWertpapiere (Art. 301—305 H. G.; § 73 
BW. O. 25150, R. 51; § 39 Lagerhausgejep 28 IV 
89, R. 64; $115 J. MN. t VIL 95, R. 111, Pisto). 

3. Das fiir beftimmte Fille feſtgeſetzte Ein- 
greifen der Geridte in Angelegenheiten 
der H.Geſellſchaften. Hierunter Find u er⸗ 
wähnen: Die Ernennung u. Abberufung von Liqui— 
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datoren der offenen H.Geſellſchaſten Art. 133 u. 
134 9. &.). Die Unordnung iiber die Auſbewahrun 
der H.Bücher einer aujfgelijten Aktiengeſellſcha 
(Urt.246 H. G.). Die analoge Anordnung hinſichtlich 
der Biicher u. Schriften nad) Beendigung der Liqui— 
dation einer offenen H.Geſellſchaft (Art. 145) ijt 
ee im ordentl. Prozeßwege (arg. § 841 a. b. 

. B.) gu treffen; doc wurde auch die Anſicht vor— 
ebracht (Behrend), dak fie im Wege des aufer- 
treitigen Berfahrens gu erfolgen habe. Der nach 
Art. 160, Abſ. 3, und 253, H. G., dem Kommandi— 
tijten bezw. ſtillen Geſellſchafter zuſtehende YUntrag 
auf gerichtl. Anordnung der Mitteilung einer Bi- 
lang oder jonftiger Uulflirungen nebjt Vorlequng 
der Bücher u. Papiere fann nad) Unfit der Pra— 
i8 (Wdler-Clemens 932 u. 1194) aud) mittels ein— 
Lier Gejuches geltend gemacht werden, da nad 
Art. 40 H. G. die Borlage der Biicher ohne firm. 
Rechtstreit verordnet werden fann. Nach anderer 
Anſicht (Pisto) ijt dieier Anſpruch mittels Mage 
(§ 204, 8. 2, 8. Ls ©.) geltend gu madjen. Die 
Ernennung von Bevollmadhtiqten in den Fallen 
der Art. 195 H. G. Kommanditgeſellſchaft auf 
YUftien) und 226, H. G. (Wetiengefellidat), erfolgt 
durch das H.- Hericht im auerftreitigen Verfahren. 
Ob die Durdhjiihrung der in den Art. 202, Wbf. 2 
u. 3, und 245, Ubf. 3, H. G., getroffenen Anordnun⸗ 
en die augeritreitige Gerichtsbarkeit betvifft, iſt 
trittiq (Behrend, S. 931, Canjtein, S. 593, Wdler- 
Clemens 386 u. 1057}. 

4. Die Mitwirfung der Geridte bei der Re— 
alifierung ſpezifiſch handelsrechtl. Siche— 
rungémittel. Solche Fälle der außerſtreitigen (frei- 
willigen) Gerichtsbarkeit betreffen: die handelsge— 
richtl. Bewilligung zum Verkaufe des kaufmänni— 
ſchen Pfandes gemäß Art. 310 H. G. (der Vollzug 


erfolgt in der Form des exefutiven Verkaufes; 8 47 
inj. G. sum H. G., Wrt. XI, 2. 9, Ging. &. Er. 
D.); weiter den Fall, dah der Kommiſſionär a? 

tt. 


aus dem oe —** machen will ( 
375), wofür ausdrücklich die Beobadjtung der Vor— 
ſchriften des Art. 310 H. G. angeordnet ijt; ſchließ⸗ 
lich Die Vertaufsbewilligungen in den Fällen der 
Art. 407, Abſ. 4, und 409, Abſ. 2, H. G. Pfand⸗ 
recht des Frachtfiihrers). 

5. Weiter bilden Fälle der außerſtreitigen Ge— 
richtsbarkeit in H.⸗Angelegenheiten jene gerichtl. 
Akte, welche Pisko den Zweck haben, die künftige 
Geltendmachung handelsrechtl. Anſprüche 
durch Feſtſtellung ihrer Vorausſetzungen 
zu erleichtern. Solche Fälle aa die Art. 348 
(Rauf u. Verfauf), 365 (Nommijfionsqefchiajt) und 
407, Ubf. 4, H. G. (Frachtgefchajt). Nrayt bejonderer 
Vorſchriften find auf das bezügliche, nach feinem 
Wejen der auferitreitigen Gerichtsbarkeit angehirige, 
Verfahren die Normen ded Zivilprozeſſes anwendbar 
(Art. XLIV Ginf. G. zur 8. P. O. und §§ 384 
bis 389 3. P. O.). Dann die Mufnahme der See- 
verfliirung, weldje (§ 49, lepter Abſ., und § 52, 
Ubj. 2, J. M.) den Begirlsgeridten bezw. jenen 
fiir H.- u. Seefachen zugewieſen ift. 

6. Gerichtl. Utte, weldje begweden, ſachl. O b= 
jette von H.Geſchäften vor Untergang 
oder Verderben gu ſchützen. Nad) Art. 323, 
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Abſ. 3, H. G. fann, wenn der Empfiinger des Auf—⸗ 
trages dieſen nicht annimmt, da8 Gericht verfiigen, 
daß das gleichgeitig mit dem Offerte überſandte Wut 
bis gum Einlangen ciner anderweitigen Vorkehrung 
des Cigentiimers in einem öffentl. Lagerhauje 
oder bet einem Dritten niedergelegt werde. Cine 
analoge Bejtimmung enthalt Wrt. 407, Abſ. 4, 
H. G. fiir das Frachtgeſchäft. Diefe Verwahrun 

unter Yntervention des Gerichtes — fei es, da 

es felbjt als Verwahrer ra oder einen ſolchen 
bejtimmt — bildet im Hinblicde auf die hierin ge- 
legene gerichtl. Mitwirkung bei Abſchluß eines pri- 
vatredjtl. Rechtsgeſchäftes vermige des damit er- 
folgenden Aktes der priiventiven Rechtspflege eine 
UAngelegenheit der außerſtreitigen Geridtsbarteit 
(Hajenbhrl). 

7. Nad) dem im 3. Teile der J. N. „Von der 
Werichtsbartcit in Geſchäften auger Streitſachen“ 
enthaltenen § 120 ijt zur Erteilung von Be ftiti- 
prnges liber die geſetzmäßige Beſchaffen— 

cit der H.-Biicher, wenn die Biider an einem 
Orte gefiihrt werden, an welchem ein H.-Gericht oder 
ein Kreis- oder Landesgericht feinen Sig hat, dieſer 
Gerichtshof, fonft aber das Bezirksgericht zuſtändig, 
in deſſen Sprengel die H.Bücher gefiihrt werden. 
Dieſe Vorſchrift enthalt ſonach eine, dic Pufindis- 
feit der in Betracht fommenden Berichte betreffende 
Ergingung de Art. 39 H. G Am Hinblick auf 
die 88 300 und 120 J. N. wird jedoch, trog der 
erwähnten YUnordnung des § 120 J. M. unter den 
Abſchnitt von der Gerichtsbarkeit in Geſchäften 
auger Streitſachen, die bezügliche bezirksgerichtl. 
Tätigkeit nicht als eine ſolche der außerſtreitigen 
Gerichtsbarleit angeſehen rege 

XIV. Der kaufmänniſche Konkurs. Die zur 
Wusiibung der H.-Gerichtsbarteit beſtimmten We- 
richtshöfe find auch zur Eröffnung u. Berhand- 
lung de8 kaufmänniſchen Ronfurjes berujen. Im 
2. Hauptitiid ($$ 191—253) der Ronfursordnung 
25 XII 68, R. 1 ex 1869, werden die bejonderen 
Vorſchriften hinjichtlid) der faujmiinnijden Kon— 
furfe getrofjen. Diefelben haben Anwendung auf 
den Ronfurs von H.Geſellſchaften und von folchen 
RKaufleuten, deren Firma in das H.-Regijter ein— 
getegee ijt (§ 191). Nompetent zur Eröffnung u. 

rhandlung des Ronfuries ijt jener zur Mus. 
iibung der .-Geridjtsbarteit beſtimmte Gerichts— 
hof, in dejjen Sprengel die H.Geſellſchaft ihren 
Sig oder der Kaufmann feinen Wohnſitz hat 
(§ 193). Die befonderen Beſtimmungen in Betreff 
der Cinleitung des kaufmänniſchen Konkurſes ents 
halten die $$ 194—201, u. zw. hievon die $$ 199 
big 201 inSbef. jene hinfidtlid) der Konkurseröff⸗— 
nung bei .-Wefellicdjaften. Die allg. u. befonderen 
Bejtimmungen iiber die Beendiqung des fauf- 
männiſchen Ronfurjes durd) Zwangsausgleich wer- 
den in den $$ 207—245, hierunter jene über den 
Ausgleich im Konkurſe von H.Geſellſchaften wu. 
H.-Gefellfchajtern insbeſ. in den $$ 238—240 ge- 
troffen, Bon den Folgen de8 faujminnijden Mon- 
furfe3 in Betreff der Perſon des Gemeinjchuldners 
und von der „Wiederbefähigung“ desjelben handeln 
die 88 246—253. Aus denjelben jei hervorgehoben, 
dak nad § 246 cin Kaufmann, naddem der Kon— 
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furs iiber fein ——— aufgehoben ijt, fortan 
und infolang er die Wiederbefiihigung nicht erlangt 
hat, von dem Genuſſe der nachbenannten Rechte aus= 
geſchloſſen bleibt: a) Bon dem Rechte, H.-Gefchafte 
unter einer nidjt lediglich in der Zeichnung feines 
vollen Namens u. Vornamens bejtehenden Firma gu 
betreiben; b) von der Wählbarkeit gum Mitgliede 
der Handelsfammer und au fonitigen faufmanni- 
iden Ehrenümtern; c) von der Fähigleit, das Amt 
eines Börſen- oder Warenjenfals, eines Börſen— 
agenten und eines Konfursmaffeverwalters yu be— 
fleiden. Sm übrigen vgl. Franfl, der Ronfurs der 
offenen Handelsgeiellidajt 1891, und Jäger, Kon— 
furs der offenen Handelsgefellidajt 1897. 

XV. Das matericlle Sonderprivatredt des H. 
Einleitung. 1. Es tann nicht Aufgabe diefer Dar— 
ſtellung ſein, eine erſchöpfende Darlegung dieſer 
Materie zu bieten. Wohl aber erſcheint es erfor— 
derlich, an dieſer Stelle derſelben überh. Erwäh— 
nung zu tun und die Bedeutung des materiellen 
Sonderprivatredtes des H. als eines fiir dieſen 
geltenden Sonde rprivatrechtes hervorzuheben. Es 
mag daher eine kurze Skizzierung des Unterſchiedes 
dieſes Sonderprivatrechtes vom allg. Privatrechte 
am Platze ſein und für den Rahmen dieſer Ge— 
ſamtdarſtellung genügen. 

2. Hinſichtlich der Quellen dieſes Sonder- 
privatrechtes beſtimmt Art. 1H. G., dab, inſoweit 
dieſes Geſetzbuch feine Beſtimmungen enthält, die 
Handelsgebräuche und in deren Ermanglung 
das allg. bürgerl. Recht zur Anwendung kommen. 
Aus dieſem Hinweiſe auf das a. b. G. B. folgt, 
daß das Sonderprivatrecht des H. im H. G. und 
in den HGebräuchen begründet ijt. Dieſe ſtehen 
dem H. G. nach, können alſo gegen die Beſtim— 
mungen des H. G. feine Bedeutung erlangen (nur 
praeter und nicht contra legem). Als geſetzlich 
anerkannte Rechtsquelle bilden ſie objektives Ge— 
wohnheits⸗) Recht und haben daher ebenſo wie 
das geſatzte Recht Anwendung zu finden. 

Gegen dieſe (herrſchende Lehre (Staub-Pislo 
S. 4 ff.) find jedoch mancherlei Einwendungen er— 
hoben worden. So insbeſ. einerſeits die Frage, ob 
cin G. die derogatoriſche Wirkung des Gewohn— 
heitsrechtes überh. auszuſchließen vermöge und 
anderſeits der Hinweis auf die Schwierigleit, be— 
ſtimmte Rechtsſätze gu finden, welche unzweifelhaft 
objeftives Gewohnheitsrecht darſtellen (vgl. diesbe- 
züglich Burckhardt, I, S. 62; Dautz, Ed, S. 21; 
Eiſele S. 282 ff; Menger S. 91; Pferſche u. Puchta, 
IL, S. 106). 

Die Audifatur ijt vornehmlich der Auffaſſung, 
daß unter Handelsgebrauch das kaufmänniſche 
Gewohnheitsrecht als Subſidiarquelle des H.-Rechtes 
zu verſtehen iſt Adler-Clemens 837) und daß den 
H.Gebräuchen derogierende Kraft gegenüber dem 
H. G. nicht zukomme Adler-⸗Clemens 1657, 1789 
u. 2035). 

3. Was nun ſpeziell die Anwendung 
Ides 4. Buches des H. G. „Von den Hx Ge 
ſchäften“, anbelangt, fo verordnet Art. 277 H. G., 
daß die Beſtimmungen diejes Buches bei jedem 
Rechtsgeſchafte, welches auf der Seite eines der Kon— 
tragenten ein H.⸗Geſchäft ijt, in Beziehung auf beide 
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RKontrahenten gleichmäßig anguwenden ijt, fofern 
nicht aus diefen Bejtimmungen ſelbſt fic) ergibt, 
daß ihre bejonderen Feſtſetzungen fic) nur aw 
denjenigen von beiden Rontrabenten begiehen, au 
bejjen Seite das Gefchift cin H.-Geſchäft ijt. 
Beſtimmungen diefer lepteren Art enthalten die 
Art. 280, 281, Abſ. 2, 282, 288, 289, 290, 291, 
202, Ubj. 2, 297, 300, 301, 306, 309—311, 313 
big 316, 322 u. 323 H. G. Beiter fallen in 
diejen Zuſammenhang § 10 G. 271V 96, R. 70, 
und § 14 G. 28 V 81, R. 47. 

4. US Auslegungsregel fiir H.-Geichijte 
fegt Art. 278 feft, dak der Richter bei Beurteilung 
u. Auslegung der H.-Geſchäfte den Willen der 
Rontrahenten gu erforſchen und nicht an dem buch- 
ftabl. Sinne des Ausdruckes gu haften habe. Hierin 
ijt wohl faum cine Abweichung vom allg. Brivat- 
techte (§§ 6, 863 u. 914 a. b. G. B.) gelegen. Jn 
Beziehung auf die (Auslegung der) Bedeutung u. 
Wirfung von Handlungen u. Unterlajjungen ijt 
auf die im H.-Berfehre geltenden Gewohnheiten 
u. Gebräuche Rückſicht au nehmen (Art. 279 H. G.). 
Dieſe hier erwähnten Gebräuche (Handelsufan- 
cen) find wohl zu unterſcheiden von den unter 2. 
bejprodjenen „Handelsgebräuchen“. Während diefe 
letzteren objeftive Rechtsnormen bilden, find die 
Ujancen nur que Auslegung des Parteiwillens 
herangugiehen, fommen alto nut joweit in Betracht, 
als ſich der Parteiwille auf fie erjtredte. Die 
„eigentlichen“ .-Gebriude Art. 1 H. G.) ftellen 
Rechtsſätze (Gewohnheitsredt) dar, dagegen bilden 
die Ujancen bloß cine handelsrechtl. bung, welche 
Daher nur inſoweit zur Anwendung fommt, als 
angunehmen ijt, dak fie der Parteiwille atseptiert 
hat. Sit dies der Fall, fo fommt die Ujance an 
Stelle dispofitiver Heiepesvorjdhrift sur Anwendung, 
wibrend gegeniiber den H.-Sebriiuden des Art. 1, 
H. G., dem geiagten Redhte der Vorrang zukommt. 
„Handelsgebrauch“ u. „Uſance“ im eingelnen Falle 


au unterſcheiden ijt ungemein ſchwierig. Wichtig 


ijt eine ſolche Untericheidung ingbef. dann, wenn 
e8 ſich darum handelt, fejtzuitellen, ob etwa durch 
eine im konkreten Falle vom Parteiwillen bezogene 
Uſanee die Anwendung einer dispoſitiven Beſtim— 
mung des H.Gewohnheitsrechtes ausgeſchloſſen er— 
ſcheint. Uber Börſeuſancen ſ. Staub-Pisko, L., 
S. 7 ff. und hinſichtlich landwirtſchaftl. Börſen und 
den Terminhandel G. 41 1903, R. 10, und Mini— 
jterialverordnung 3 IV 1903, R. 78). 

5. Der privatrechtl. Sonderregelung 
einzelner, im H. G. ſowie anſonſten insbeſ. 
behandelter Geſchäfte Kommiſſionsgeſchäfte, Spe— 
ditionsgeſchäfte, Frachtgeſchäfte, Börſegeſchäſte u. 


Lagerhausgeſchäfte) wurde ſchon oben (XI, B, a). 


—* Desgleichen haben die privatrechtl. Sonder- 
eſtimmungen des Geſellſchaftsrechtes bereits kurze 
— efunden (V, A, a, b, c und VI, B, a 
un 
hauptſächlich jene allgemeinen Beſtimmungen des 
H. G. „Von den H.Geſchäften“ kurz zu ſtizzieren, 
welche im 4. Buche des H. G. im 2., 3. u. 4. Abſchnitte 
des 1. Titels und im 2. Titel enthalten find. 
Dieje betreffen: A. Allg. Bejtimmungen über 
H.Geſchäfte Art. 278—316); B. Abſchließung der 


C, a). Es eriibrigt fonad, an diefer Stelle | 
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. Beihijte Art. 317—323); C. Erfüllung der 
Geſchäfte (Mrt. 324—336) und D. Bejtimmun- 
gen „vom Kaufe“ (Art. 337—359). 

A. Allg. Beſtimmungen über Handels— 
geſchäfte. 1. Die befondere Lanbeldxeatl Haf- 
tung mebhrerer Perfonen aus gemeinjamen H.— 
Geſchäften ijt entgegen dem allg. Privatrechte (§ 888 
a. b. G. B.) dahin geregelt, dag diefe Perſonen, 
fofern fic) nicht aus der Ubereinfunft mit dem 
Gliubiger da8 Gegenteil ergibt, folidarijd haften 
(Art. 280; ebenfo § 270 8. P. O.). Im Falle 
folder Haftung jteht dem Solidarſchuldner die 
Einrede der Teilung oder Vorausflage nicht ju. 
Das gleiche gilt von der handelsrechtl. Bürgſchaft 
(Art. 281 u. $§ 891 u. 1355 a. b. G. B.. Ber 
aus einem Geſchäfte, welches auf feiner Seite ein 
H.Geſchäft ijt, einem anderen zur Sorgfalt ver- 
pjlictet ijt, mug die Sorgfalt eines ordentl. Kauf— 
mannes antwenden (Art. 282; eingzelne, insbeſ. er- 
wähnte, Anwendungsfälle: Art. 343, 344, 361, 
367, 380, 387, 397, 399, dann aud) Art. 94 u. 
348 H. G. alfo auch wenn er felbjt nicht Raui- 
mann ijt, in welchem alle nad a. b. G. B. 
($§ 1295 u. 1297) ſeine Verpflichtung nicht fo weit 
geht. Die Schadenshajtung aus H.-Geſchäften er- 
itredtt ſich auf die Erjtattung des wirkl. Schadens 
und des entgangenen Gewinnes Art. 283). Sonach 
ijt die Beſtimmung des § 1047 a. b. G. B. fiir 
H.=Gefchifte gegenſtandslos (dagegen Adler -Cle- 
mens 803); desgleichen jene des § 1333 a. b. G. 
B., ebenſo aud) die im § 1324 a. b. G. B. ge- 
troffene Unterſcheidung. 

2. Die Konventionalftrafe unterliegt feiner 
Beſchränkung in Anſehung des Betrages (Art. 284). 
Die nad a. b. G. B. (§ 1336) zuläſſige richterl. 
Ermiigiqung der Ronventionaljtraje ijt jonach fiir 
das Gebiet des H.-Rechtes ausgeidlojjen. Der Unt 
jtand ihrer Bereinbarung ſchließt im Zweifel den 
Anſpruch auf einen ihren Betrag überſteigenden 
Schadeneriag nidt aus (rt. 284), wogegen dies 
nad) herridender Lehre Krainz-Pfaff-Ehrenzweig 
für dag allg. biirgerl. Recht angenommen wird. 
Dah der Schuldner im Zweifel nicht berechtigt ijt, 
fic) durch Erlequng der Nonventionaljtrafe von der 
Erfiillung 3u befreien (Art. 284), beftimmt auc) 
das allg. biirgerl. Recht (§ 1336 a. b. G. B.). 

3. Die Daraujfgabe (Arrha) gilt nur dann, 
wenn dies vereinbart oder ortsgqebraudlic) ijt, als 
RMeugeld Art. 285). Das qleide gilt (Wnaeld 
§ 908) nad a. b. G. B. Das Angeld ijt — offen- 
bar nur im Falle der Ertragserfiillung — man- 
gel8 gegenteiliger Ortsgebräuche oder Vereinbarung 
juriidjugeben oder anzurechnen. Für den Fall 
(jduldbarer) Nichterfiillung des Vertrages bejtimme 
§ 908 a. b. G. B., dah der ſchuldbare Teil das 
empfangene Ynaeld behalten und das Gegebene 
im dDoppelten Betrage jordern fann Haſenöhrl; 
Adler-Clemens 1429; dagegen WMdler- Clemens 
373). 

4, Begen iibermapiger gre abet ing- 
bef. wegen Berlegung über die Hälfte, können 
H. Geſchäfte nicht angefocten werden Art. 286). 
Zweifelhaft tit es, ob dies fiir bloß einſeitige H.— 
Geſchäfte Geltung hat, was jedoch zumeiſt bejaht 
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wird (Hafenbhrl, Adler-Clemens 1557, 1974).] einer Quittung fiir ermächtigt gilt, die Zahlung 


Liegt jedod) cin Ratengeſchäft vor, welches bloß 
auf Seite des Berfiiujers ein H.-Geſchäft ijt, fo 
jteht bem Käuſer die Einrede der — über 
die Hälfte gu ($$ 4 u. 10 G. MIVOG, R. 70). 

5. Zinſen. Die Höhe der a) geſeßzlichen nicht 
vertragsmäßigen Zinſen beträgt bei Lape 
ſechs vom Hundert jährlich (Mert. 287). Weraus einem 
Geſchäfte, welches auf feiner Seite ein .-Gejdhiift 
iit, eine fiillige Forderung hat, fann wegen der- 
jelben vom Tage der Mahnung an 3 en for- 
dern (Yrt. 288), wogegen nad a. b. G. B. ($$ 903 
u. 1334) erſt mit dem se Mahnung folgen- 
den Tage der Lauf der Verzugszinſen beginnt. 
Da Wrt. 288 H. G. jedoch ausdriidlich auch dic 
dem Gliubiger giinjtigeren Bejtimmungen des 
biirgerl. Rechtes aufrecht Hilt, jo können, im Falle 
der se aoa Poe G. oder Vertrag bejtimmt 
ijt, auch ohne Mahnung ſchon von diefem Tage 
ab Verzugszinſen gefordert werden ($§ 1333 u. 
1334 a. b. G. B.). Für den Fall, daß beide Teile 
Raujleute find, ordnet iibrigens das H. G. (Wert. 289) 
ausdriidlid) an, dah in beibderfeitigen H.Geſchäf— 
ten aud) ohne Berabredung oder Mahnung Sa 
fen vom Fälligkeitstage ab gejordert werden kön— 
nen. Gin Kaufmann, weldher in Wusiibung des 
H.-Sewerbes (iiberh., nicht etwa bloß des feinen) 
Geſchäfte bejorgt oder Dienjte leijtet, fann von 
jeinen Darlehen, Vorſchüſſen, Uuslagen und ane 
deren Berwendungen vom Tage ihrer Leiftung 
oder Beſchaffung an Zinſen in Wnjag bringen 
Art. 200, Abſ. 2). Stehen Maufleute untereinan- 


der in laufender cep oonaig Neviononae th jo ijt} & 


derjenige, iweldem beim Rechnungsabſchluſſe ein 
Uberidjug gebiihrt, von dejjen gangem Betrage, 
wenngleich darunter Binjen inbeqrijfjen find, mit 
dem Tage des Abſchluſſes Zinſen (fomit eventuell 
aud) Rintessinien) ju fordern berechtigt Art. 291). 

Hinjichtlid) b) vertragsmafiger Binfen erſcheint 
dem H. G. (§ 3 Ginf. G. und Art. 292) durch 
G. 14 VI 68, R. 62 (movelliert durch) G. 15 V 85, 
R. 77), derogiert. Die Beſtimmungen des Wucher— 
geſetzes (28V 81, R. 47) finden (§ 14, 1. c.) auf 
H.Geſchäfte, bei welchen jowohl der Kreditgeber 
als der Rreditnehmer cin Raufmann ijt, feine 
Anwendung. Die Sinjen finnen bei H.Geſchäften 
in ihrem Wefamtbetrage das Kapital überſteigen 
Art. 293), wogegen nad a. b. G. B. (§ 1335) 
det Zinſenlauf be aap der gerichtl. Ein- 
mahnung mit Erreichung des Betrages der Haupt: 
ſchuld endet. 

6. Brovifion, und wenn es fic) um Auf— 
bewahrung Handelt, zugleich aud) Lagergeld fann 
cin Naufmann, welcher in Ausiibung des H.-Gee 
werbes cinem Staufmanne oder Nichtkaufmanne Gee 
ſchäfte bejorgt oder Dienſte leiſtet, dafür auch ohne 
vorherige Verabredung nad) den an dem Orte ge 
wöhnl. Sätzen fordern (Art. 290, Abſ. 1). Beruben 
joldje Leijtungen auf einem Wuftrage Bevollmäch— 
tiqung), fo gilt dies aud) fdjon nad a. b. G. B. 
‘$$ 1004 u. 1013). 

7. Geſetzl. Vollmachten zur Entgegen- 
nahme von Zahlungen enthält dag H. G. im 
Art. 296 mit der Beſtimmung, dak der Uberbringer 


iu empfangen, ſofern nicht die dem Zablenden bes 
annten Umſtände der Unnahme einer ſolchen Er— 
mächtigung entgegenfteben. Wer jedoch die Ware 
und eine unquittierte Rechnung iiberbringt, gilt 
deshalb nod) nicht fiir ermächtigt, die Bablung zu 
emtpfangen Art. 49 H. G.. Doch gilt, wer in einem 
aden oder in einem offenen Wagagin oder Wa— 
renlager angeftellt ijt, fiir ermächtigt, daſelbſt Ver— 
käufe u. Empfangnahmen vorzunehmen, welche in 
einem derartigen Laden, Magazin oder Waren— 
lager gewöhnlich geſchehen (Art. 50 H. G. und 
§ 1030 a. b. G. B.). 

&. Ein Untrag, ein Auftrag oder eine Bolle 
macht, welche von einem Kaufmanne in dem H.⸗ 
Wewerbe ausSgegangen ijt, werden durch jeinen 
Tod nicht autgehoben, wenn fic) nicht aus feiner 
Erklärung oder den Umſtänden das Gegenteil er- 

ibt (Art. 297). Für das Gebiet des allg. biirgert. 

edjted gilt fowobl binfidhtlid) der Untriige (§ 918 
a. b. G. B.) als auch hinſichtlich der Auftrge u. 
Vollmachten (§ 1022 a. b. G. B.) das Entgegen= 
geſetzte. Bezüglich der Profura u. Handlungsvoll- 
macht trifft das H. G. (Wrt. 54, Abſ. 2), die Be— 
jtimmung, dak der Tod des Pringipals ihr Er— 
löſchen nicht aur Folge hat. Bei einer Vollmacht 
pu H.Geſchäften (iiberh., alfo abgefehen von dem 
cjonderen alle des Vorlieqens einer Profura 
oder Handlungsvollmacht, auc) wenn 3. B. der 
Mandant nicht Kaufmann ift) fommen in Betreff 
des Verhältniſſes zwiſchen dem Bollmadtgeber, 
dem Bevollmächtigten und dem Dritten, mit wel- 
em der Bevollmichtigte namens des Vollmacht— 
gebers das Geſchäft ſchließt, diefelben Beſtimmun— 
en zur Anwendung, welche im Art. 52 H. G. in 
eziehung auf die Prokuriſten u. Handlungsbe— 
vollmächtigten gegeben ſind. Ingleichen gilt die Be— 
ſtimmung des Art. 55 H. G. betreffend den Fall, 
bak jemand, ohne Profurijt oder Handlungsbevoll- 
mächtigter au fein, als folcher oder ein folder in 
Uberidreitung feiner BVollmadt ein H.-Geſchäft 
ſchließt, auch in Besiehung auf denjenigen, welder 
ein H.Geſchäft als Bevollmächtigter ſchließt, ohne 
Vollmadt dazu erhalten gu haben, oder welder 
bei dem Abſchluſſe ded H.-Geſchäftes feine Boll- 
macht überſchreitet (Art. 298 H. &.). 

9 Dem H.-Verfehre eigentümlich find die 
bejonderen Handelsredtl. Wertpapiere. Die 
betreffenden Bejtimmungen Haftung u. Berechti— 

ung aus denfelben, ihre Indoſſierung uſw. find 

in den Art. 300—305 — die bezügl. Beſtim⸗ 
mungen des a. b. G. B. ($$ 1400—1409) find im 
§ 1410 a. b. G. B. ausdriidlich als fiir H.Leute 
nicht gültig bezeichnet. Vgl. den Abſchnitt XML 
——— Gericdtsbarfeit in Angelegenheiten 
es H.“, 4. 2. a 

10. Hinfidtlidh des Uberganges des Eigen— 
tumes (vgl. aud) unten: D, 6), Pfand- oder 
fonftigen dingl. Redtes an den von einem 
RKaufmanne in deſſen H.-BWetriebe verdiuferten, iiber- 
a oder verpfiindeten Waren oder anderen 

eweql. Sachen trifjt dad H. G. zur Erleidterun 
des H.-Verfehres bejondere Bejtimmungen, du 
weldje jedod) die Landesgefepe (jf. unten), welche 
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fiir den Bejiger nod) giinjtigere Beftimmungen 
enthalten, nidjt beriihrt werden (rt. 308). Wenn 
nämlich Waren oder andere bewegl. Sadjen von 
cinem Kaufmanne in dejjen H.-Betrieb veräußert 
u. iibergeben worden find, fo erfangt (Art. 306) 
der redl. Erwerber das Cigentum, auch wenn der 
Veriiugerer nicht Cigentiimer war, Das früher be- 
— Eigentum erliſcht. Jedes früher begrün— 
ete Pfandrecht oder ſonſtige dingl. Recht erliſcht, 
wenn dasſelbe dem Erwerber bei der Veräußerun 
unbekannt war. Sind Waren oder andere bewegl. 
Sachen von einem Kaufmanne in deſſen .=Be- 
trieb verpfändet oder iibergeben worden, jo fann 
ein früher begriindetes Cigentums-, Pfand- oder 
jonjtiges dingl. Recht an den Gegenjtinden jum 
Nachteile ded redl. Pfandnehmers oder deſſen Rechts- 
nachfolgers nicht geltend gemacht werden. Auch be- 
züglich der geſetzlichen handelsrechtl. Pfandrechte 
des Kommiſſionärs, Spediteurs, Frachtführers 
gilt feine Ausnahme. 

Als die im Art. 308 H. G. begogenen Landes- 

ejepe kommen §§ 367, 371, 456 u. 824 a. b. G. B.; 
g 269 Er. O.; Urt. III Minijterialverordnung 28 X 
65, R110, und § 1 G, 23 III 85, R. 48, in Betracht, 
weldje teilweiſe Dem redl. Erwerber giinitiger find. 
Die hinjichtlich der Inhaberpapiere im Art. 307 

. &. getroffene Beitimmung erideint jufolge 
Urt. 308 H. G. im Hinblice auf die dem redl. 
Erwerber giinjtigere Fajjung des § 371 a. b. G. 
B. bedeutungslos. 

11. Die Beftellung cines Faujtpjandes 
unter Raujfleuten haben die Art. 309--312 H. G. 
jum Gegenjtande. Hienach jind die zur Bejtellung 
eines Faujtpjandes im biirgerl. Rechte vorgeſchrie— 
benen Firmlidfeiten nicht erforderlich, wenn unter 
Raujleuten für eine Forderung aus beiderjeitigen 
H.Geſchäften ein Faujtpfand «) an bewegl. Gas 
den, an Bapieren auf Inhaber oder 5) an jolchen, 
welche durch Indoſſament iibertragen werden kön— 
nen, beftellt wird. In diejem Falle genügt neben 
der einjadjen Vereinbarung iiber die dndun 
der erjteren (~) die Ubertragung des Bejipes au 
den Gldubiger, wie folde nach den Beſtimmungen 
des biirgerl. Redjtes (S$ 451, 452, 454 a. b. G. 
B.) fiir das Faujtpfand erfordert wird; bei lep- 
teren (8) die Übergabe de8 indoffierten Papieres 
(Art. 309 H. G.). Dit die Pfandbeftellung jedoch 
ſchriftlich erjolgt, fo hat die folennere Form ihrer 
Begriindung die Wirfung, dah der Gläubiger, wenn 
der Schuldner im Verzuge ijt, ohne dab es einer 
Klage gegen diefen bedarj, fonad) ohne vorherige 
Erwirkung des nad) § 461 a. b. G. YB erjorderl. 
Erefutionstitels, fic) aus dem Pfande jofort be- 
zahlt machen darf (rt. 310). Uber das bezügl. 
Berjahren (gerichtl. Bewilliqung, rt. 310, Wf. 2 
u. 3) f. den Abſchnitt XII, ,,Wuperftreitige Ge— 
richtsbarkeit in Angelegenheiten des H.“, * 4. 
Wenn jedoch ſchriftlich vereinbart wurde, daß ſich 
der Gläubiger auch ohne ſolches gerichtl. Verfahren 
aus dem Pfande befriedigen finne, fo darf er das— 
felbe öffentlich, wenn die betreffenden Gegenjtiinde 
aber einen Börſen- oder Marftpreis haben, durch 
einen H.⸗Mäkler oder fonjtigen bejugten Beamten 
gum laujenden Breife verfaufen laſſen, hat jedoch 


| den Schuldner bei ſonſtiger Schadenerjappflicht vor 
dem Vollzuge des Berfaujes zu benadhridjtigen 
(Urt. 311). Die hier (Wrt. 310 u. 311) feftgejegten 
Vorausjepungen erjdeinen laut fpesialgefepl. An— 
ordnungen in eingelnen bejtimmten Fallen nicht 
erforderlid); jo nad) § 15, Börſengeſetz 1 1V 75, 
R. 67, nad) § 4, Pjandleibgeiep 23 III 85, R. 48, 
nad) § 34 —— 28IVso, R. 64, und 
nach Art. IIL, Minifterialverordnung 28 X 65, R. 110. 
Uberdies find die, bejtimmten öffentl. Jnitituten 
(Diterr.sungar. Bank u. dgl.) verliehenen, bejonderen 
Rechte in Betreff der Bejtellung oder Veräußerun 
von Pfändern ausdriidlich alS aufrecht verbleiben 
| erflirt (Art. 312, Abſ. 1). Schließlich fann die Be- 
ſtellung oder Veräußerung von Fauſtpfändern un- 
‘ter Raufleuten aus HeGeſchäften aud) unter Bez 
| obachtung der nad) dem bürgerl. Rechte hiefür gel- 
tenden Beftimmungen (3. B. unter den im § 1371 
a. b. G. B. nicht unterfagten Bedingungen) rechts— 
gültig geſchehen (Art. 312, Abſ. 2). 
12. Die dem H.- Rechte eigentümliche (§ 471 
a. b. G. B. Einridtung des kaufmänniſchen 
Suriidbaltungs-(Retentions-)Redhtes fin— 
det in den Art. 313—316 H. G. ihre Regelung. 
Als Vorausſetzung desjelben ijt erforderlid) die 
Fälligkeit ciner einem Kaufmanne gegen einen an— 
deren Kaufmann aus den zwiſchen ihnen geſchloſ— 
jenen beiderjeitigen H.-Geldijten zuſtehenden For— 
derung; jweiter, dah der Zurüchehaltung nidt eine 
bei der Ubergabe des Wegenjtandes erteilte Bor- 
ſchrift oder die vom Gläubiger übernommene Ver— 
pflichtung, in beſtimmter Weiſe mit dem Gegen— 
jtande gu verjabren, entgegenſteht (Art. 313). Bon 
diefen Borausiepungen fieht das G. nur in den 
allen ab (Art. 314), dah über das Vermögen des 
Schuldners der Konkurs eröffnet, in dasjelbe eine 
Exekution fruchtlos volljtredt worden ijt oder der— 
jelbe feine Zahlungen cingejtellt hat. Objeft des lauf⸗ 
miinnijden Retentionsrechtes find alle bewegl. Sa— 
chen u. Wertpapiere des Schuldners, welche mit 
defien Willen auf Grund von H.Geſchäſten in den 
Befip des Gläubigers gefommen find, fojern er 
dDiejelben nod) in ſeinem Gewahrſam bat oder jonjt, 
ingbef. vermittelS Konnoſſements, Ladeſcheines oder 
Lagerſcheines nod) in der Lage ijt, dariiber gu vers 
fiigen (Mrt. 313, AF. 1). Der Anhalt diefes Rech— 
ted bejteht (rt. 315) in der Befugnis des Gläu— 
bigers, nach vorheriger Benachrichtigung des Schuld⸗ 
ners mittels Rlage den Verkauf der Gegenjtinde 
au beantragen und fic) aus dem Erlöſe vor an- 
deren Gliubigern gu bejfriedigen. Diejes Reten— 
tionSrecht tritt nicht ein, inſoweit dics die Parteien 
befonders vereinbart haben Art. 316). Ein beſon— 
deres Retentionsrecht ijt den Wnitalten, welche 
unter ſtaatl. Aufſicht eg ar Kreditgeſchäfte 
betreiben, durch Art. III Miniſterialverordnung 
28 X 65, R. 110, eingeräumt. 
B. Ubjdliehung der Handelsgeſchäfte. 
1. Die Giiltigtcit der Verträge ijt bei H.-We- 
ichdften durch icbtiitl Ubjajjung oder andere Fb rm-= 
lidjfeiten nicht bedingt. Ausnahmen von diefer 
Regel finden nur injoweit jtatt, als fie im H. G. 
enthalten ſind Art. 317). Soldje Uusnahmen find 
getroffen in den Art. 174, 198, 208, 242, 310 u. 
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311. Der Mangel des Erfordernifjes dex Förmlich— 
teit ijt beifpielsweife im Wrt. 209 ausdriidlich wie- 
derholt. Auch das a. b. G. B. (§ 883) fept im 
allg. bie Formfreiheit fiir Verträge feſt. Die Be- 
deutung des Art. 317 als einer handelsrecht!. 
Spegialvoridrift geqeniiber dem § 883 a. b. G. B. 
ijt demnach die, 3 die von diefem Paragraphen 
feſtgeſetzten Ausnahmen, fofern es fic) um „Ver— 
träge bei H.Geſchäften“ handelt, der Geltung ent— 
behren. Dagegen find jo wie die im H. G. ſelbſt 
enthaltenen, al8 Uusnahmen von dem im Art. 317 
aujgefteliten Bringipe dex Formfreiheit, alle jene, 
eine bejondere Form fiir Verträge fejtiegenden Nor— 
men angufehen, welche, bezw. injofern fie (entweder 
ausdrücklich oder nach dem unzweifelhaften Tenor 
des G.) auch auf H.-Sachen — find. 

Sonach entfillt fiir das Gebiet des H.-Rechtes 
das im G. 25 VIL 71, R. 76, aufgeſtellte Erfor— 
dernis des Notariatsaftes (Sraub- ito, dagegen 
Canjtein II, S. 105), desgleichen die fiir Illitera— 
ten fejtgefeste Unordnung des § S86 a. b. G. B. 
fowie die auf beftimmte Verträge bezügl. Anord— 
nungen der §§ 882, 891, 901, 907 uſw. a. b. G. 
B. ——— müſſen wohl, trotz der Norm des 
Art. 317, aud) fiir H.Geſchäfte als gültig erachtet 
werden die beſonderen Formvorſchriften des G. 
19 VI 72, R. 88, betreffend die Ausſtellung von 
Wechſelerklärungen durd) Stellvertreter, des § 1 
G. 7 XI 62, R. 85, und des § 2, lit. b, G. 30 VI 
78, R. 90, betreffend Promeſſengeſchäfte, des § 577, 
Abſ. 3, G. 1 VUI 75, R. 113 (38. B. O. hinſicht⸗ 
lid) der Prorogation bei Schiedsgerichten, ded 
Art. XIV, 8. 3, Einf. G. zur 3. B. O., bezüg— 
lich) der Unteriverfung unter das Börſenſchiedsge— 
rit und des § 6, Ab). 3, G. 11V 75, R. 67, 
betrefjend dic Zuläſſigleit der Anordnung des Bör— 
jenftatutes, daß die Zuſtändigleit des Schiedsgerich— 
tes nur durch ſchriftl. Vereinbarung ausgeſchloſſen 
werden kann, weiter des § 13 Miniſterialverord⸗ 
nung 201X 99, R. 175 Aktienregulativ, und des 
§3 @. 9IV 73, R. 70, in AUnfehung der Errich- 
tung von Erwerbs- u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 
Schließlich iit, da der von cinem Naufmanne ab- 
geichlofiene Lehrvertrag gemäß Art. 273 H. G. als 

Geſchäft su betrachten ijt, auc) die — allerdings 
nur fiir die Aufnahme minderjabriger Lebrlinge 
geltende — Vorſchrift des § 99 Gew. O. über die 
bejondere Form des Lehrvertrages fiir das dem 
H. G. und der Gew. O. gemeinfame Anwendungs— 
gebiet alS Ausnahme vom rt. 217 H. G. gu ere 
achten. 

2. Hinſichtlich des Zuſtandekommens der 
Willensübereinſtimmung bei Abſchluß von 
H.Geſchäften unterſcheidet das H. G. ob cin „An— 
trag unter Gegenwärtigen“ oder „unter Abweſen— 
den“, das a. b. G. B. jedoch 8 862), ob „ein 
mündliches“ oder „ſchriftl. Verſprechen“ dem Ver— 
trage gu Grunde liegt vgl. Haſenöhrl I, S. 641, 
und Krainz-Pfaff-Ehrenzweig § 313, Note 11). 
Wie nad § Siz a. b. G. B. die Annahme eines 
miindl. Veripredjens „ohne Verzug“ erjolgen mug, 
fo mug aud) nad) Art. 318 H. G. fiber einen An— 
trag unter Gegeniviirtigen sur Abſchließung eines 
H.-Gefchaftes die Erflarung „ſogleich“ abgegeben 


werden, widrigenjalls der Untragende an feinen 
Antrag nicht linger gebunden ijt. Bei einem unter 
Abweſenden geftellten Antrage bleibt der Antra— 
gende bis yu dem Heitpunfte gebunden, in wel— 
chem er, bei ——— —— Ab⸗ 
ſendung der Antwort den Eingang der letzteren 
erwarten darf Art. 319). Im § 862 a. b. G. B. 
erſcheinen für die Annahme eines ſchriftl. Verſpre— 
chens andere Beſtimmungen feftactest. 

Für die Rechtgeitigfeit der Abjendung der An— 
nahme fann unter Umſtänden (jurijtiiche Berfonen) 
aud) § 865 a. b. G. B. in Betracht fommen. Der 
Antragende ijt berechtigt, die Rechtgecitigqfeit des Ein⸗ 
trefjend jeines Antrages vorauszuſetzen. Der Ane 
trag ijt als nicht geſchehen gu erachten, wenn der 
Widerruf friiher als der Antrag oder gleichzeitig 
mtit diefem dem Oblaten zukommt. Das UAnaloge 
gilt vom Widerrufe der Annabme (Art. 320). Hin-= 
gegen fann nach § 862 a. b. G. B. „vor Ablauf 
des feſtgeſetzten Zeitraumes das Verſprechen nicht 
aurtidgenommen werden’. Am Hinblice auf dieſe 
leptere und die Anordnung des § 861 a. b. G. B. 
wird fiir dag biirgerl. Recht als Zeitpunft dee 
Vertragsabſchluſſes das Cintreffen der An— 
nahmeerklärung angenommen, — Art. 321 
H. G. als dieſen Zeitpunkt jenen Moment ertlärt, 
in welchem die Annahmeerklärung behufs Abſen— 
dung abgegeben wurde. Bezüglich der Erforder— 
niife derAnnahmeerklärung ftatuiert Art. 322, 
daß cine Annahme unter Bedingungen oder Ein— 
ſchränkungen als Ablehnung des Antrages verbun- 
den mit einem neuen peng gilt. Auch nad § 869 
a. b. G. B. entiteht fein Bertrag, wenn die An— 
nahme unter anderen Bejtimmungen als jenen, 
unter welchen das Verſprechen geichehen ijt, erfolgt. 

Andere Grundſätze gelten jedoch, wenn zwi— 
ſchen Dem Kaufmanne, weldjem ein Auftrag gege- 
ben wird, und dem Auftraggeber (welcher jedoch 
keineswegs Kaufmann fein muff) cine Geſchäfts 
verbindung bejteht oder fich der erftere gegen leßte— 
ren zur Ausrichtung folder Aufträge erboten bat. 
Solchen Falles ijt der Oblat ohne Zögern zu ant- 
worten verpjlichtet, widrigenfalls fein Schweigen als 
UÜbernahme des Auftrages gilt Art. 323 H. G.). 
Für dieſen beſonderen Fall ijt ſonach das Still- 
ſchweigen (vgl. § 863 a. b. G. B. vom H. G. 
ausdrücklich als Zuſtimmung erklärt. Zufolge 
§ 1003 a. b. G. B. find Verſonen, welche zur Be— 
forgung bejtimmter Geſchäfte öffentlich beftellt wur— 
den, ſchuldig, iiber einen darauf fic) beziehenden 
Auftrag ohne Zögern gegen den Mujtragenden fic 
ausdrücklich au erklären, ob fie denſelben annehmen 
oder nicht; widrigenfalls fie dem Auftragenden fiir 
den dadurch veranlaßten Nachteil verantwortlich 
bleiben. Dies gilt(Staub-Pisto, Canſtein II. S. 115, 
Blaſchke⸗Pitreich S. 341) auch für das Gebiet des 
H.-Redtes. Uber die weiteren, den Shug des Ob— 
laten betrejfenden Bejtimmungen des rt. 323 val. 
Abſchnitt XIII, „Die auferitreitige Gerichtsbar— 
feit uſw.“, Punkt 6. 

C. Erfüllung der Handelsgeſchäfte. 
1. Die Art. 324 u. 325 beſtimmen den Erfül— 
lungsoxt bei H.Geſchäften. Dieſer iſt a) als ver- 
tragsmäßiger jener, welcher im Vertrage beſtimmt 
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oder nad) der Natur des Geſchäftes oder der Mbjidjt | gelten (Art. 336), mit welder Regel auc § 905 
der Kontrahenten als Ort der Erfüllung anzuſehen iſt. a. b. G. B. übereinſtimmt. Die fiir den Fall, dah 


Fehlt es an diejen Vorausfepungen, jo hat der Ver— 
pflidjtete an dem b) geieblichen Erfüllungsorte ju 
erjiillen, an weldjem er zur Seit des Bertragsab- 
ichlufjes feine H.-Niederlajjung oder in deren Er- 
manglung feinen Wohnſitz hatte. Wenn jedoch eine 
bejtimmte, zur Beit des Bertragsabjdlujjes mit 
Wiſſen der Kontrahenten an cinem anderen Orte 
befindl., Sache iibergeben werden foll, fo geſchieht 
die Ubergabe an dieſem Orte. Durch biete Vor⸗ 
ſchrift erſcheint den abweichenden Beſtimmungen 
des allg. bürgerl. Rechtes (§ 905) derogiert (vogl. 
88s 902 u. 1420). Art. 325 enthält eine Gonder: 
vorſchrift fiir —— (mit Ausnahme der 
Aussahlung von indojjablen oder auf Inhaber lau- 
tenden Bapieren). Hinſichtlich der Bedeutung des 
Erfüllungsortes fiir den Gerichtajtand enthilt § 88 


die Rablung in einer beſtimmten Münzſorte (effet- 
tiv) bedDungen wurde, im rt. 336 getroffene 
Ausnahme, wurde mit kaiſ. B. 21 1X 99, R. 176, 
II]. Teil, § 18, bezüglich aller nach dew 11 1900 
begriindeten Verbindlicfeiten als allg. verbindlich 
feitgefept. Mangels einer ,,cffeftive’ Zahlung er- 
fordernden Bereinbarung fann, wenn die verein= 
barte Miingforte am Zahlungsorte nidt im Um— 
lauf oder nur cine Recynune Swibtung ijt, der 
Betrag „nach dem Werte aur Berfalls ett” in der 
Landesmiinge gezahlt werden. Bgl. die fiir die 
Riidgahlung von Welddarlehen im § 989 a. b. G. 
WB. getroffene Bejtimmung, wonach in „zunächſt 
ähnl. seldjtiiden” der ,,innere Wert’ des gegebenen 
Darlehens zurüchzuerſtatten ijt. 

Der Handelskauf. Der Handelstauf 


3. R. 1 VEL 95, R. 111, die befondere Vorjdrijt. | wird in den Nxt. 337—359 H. G. geregelt. Nicht 


2. Bon der Erfüllungszeit handeln dic 
Urt. 326—334. Mangels Vereinbarung iiber die 
Seit der Erfüllung fann dieje gu jeder Beit ge— 
fordert u. geleijtet werden, fofern nidt nad den 
Umſtänden oder nad) dem .-Gebrauche etwas 
andereS angunehmen ijt. DHinfidjtlid) der Berech— 
tiguna, die Erfüllung gu fordern, trifft auch § 904 
a. b. G. B. (,,ohne unnbtigen Wuffdub) eine ähnl. 
Bejtimmung. Art. 327 H. G. enthilt Auslegungs— 
regeln fiir eingelne im H.-Verkehre übl. Zeitbe— 
jtimmungen. Für den Fall, dak die —— mit 
Ablauf beſtimmter Friſten erfolgen ſoll, bietet 
Art. 328 die Regeln zu deren Berechnung. Dieſe 
ſind in einer von der Anordnung des § 902 a. b. 
G. B. abweichenden Weije feſtgeſetzt. Die Wrt. 329 
u. 330 beriidjichtigen insbeſ. den Fall der Feſt— 
jebung eines gewiſſen Zeitraumes fiir die Erfül— 
lung jowie des Dazwiſchentretens eines Sonn oder 
allg. Feiertages. Nad) Urt. 332 muß die Erfül— 
fung an dem Erfüllungstage während der gewöhnl. 
Geſchäftszeit geleijtet u. angenommen werden, 
wogegen nad) a. b. G. B. dem Schuldner der ganze 
Erjiillungstag als ju ftatten fommend gilt. Am 
Wegeniape gu § 1413 a. b. G. B., wonad wider 
den Willen des anderen Teiles vor UAblauf des 
Verjalltages die Erfüllung weder geleijtet nod) ge- 
jordert werden fann, ijt gemäß Art. 334 nach der 
Natur des Geſchäftes und der Abſicht der Montra- 
henten gu beurteilen, gu wejjen Gunſten der Ver— 
fallstag beftimmt wurde. Iſt hienad) der Schuld— 
net vot dem Berfallstage gu zahlen befugt, fo ijt 
er dod) nicht bereditigt, den Disfonto abzuziehen, 
wenn ifn nidjt Ubereinfunft oder H.-Gebrauch 
dazu ermächtigen. 

3. Hinſichtlich der Beſchaffenheit der 
Bare bejtimmt Art. 335, dah mangels bejonderer 
Vereinbarung der Verpflichtete „H.Gut mittlerer 
Art u. Güte“ gu gewähren babe, wogegen et nad 
§ 906 a. b. G B., wenn da8 Berfpreden auj 
mehrere Arten erfiillt werden fann, die Wahl hat”, 
daher — fo die Auslequng des § 906 — auch die 
mindefte Qualität zu liefern berechtigqt wäre. 

4. Mah, Gewicht, Münzfuß, Zeitrech— 
nung und Entfernungen beſtimmen ſich im 
— nach jenen, welche am Erfüllungsorte 


jeder Kauf, der cin H.Geſchäft ijt, iſt em H.-Rauj 
im Sinne diefer Urt., fondern nur derjenige, wel— 
her Waren betrijjt, die Gegenjtand ded s.-Ver- 
fehres find, aljo jedenjallé bewegliche und körperl. 
Sadjen und von den unfrperlichen (Rechte) nur 
jene, welche cine fiir ben .-Berkehr geeignete 
orm der Berfirperung (Wertpapiere, Staats- 
papiere, Uftien; Wrt. 271, 8. 1) gefunden haben 
(Staub=Bisfo). 
Bujolge befonderer Vorſchrift (Art. 338) ijt 
nad) den Bejtimmungen iiber den Rauf aud) ein 
H.Geſchäft gu beurteilen, deſſen Gegenftand in 
der Liejerung einer Quantitit vertretbarer Sachen 
egen einen bejtimmten Breis bejteht. Rad det 
———— Lehre iſt dieſe Vorſchrift fiir das öſterr. 
Recht bedeutungslos, da dieſes einen vom Kauf 
verſchiedenen Lieſerungsvertrag nicht fenne und 
1158 a. b. G. B. die —— eines Werkes, 
zu welchem der Beſteller den Stoff liefert, ale Rauf 
erfliire. Dagegen wird (Dniestrzansfi) hervorge= 
hoben, dag § 1163 a. b. G. B. den Lieferungs- 
vertrag erwähne. Sonach findet (Staub-Bisto) fiir 
das Anwendungsgebiet des Art. 338 H. G. die 
nad § 1158 a. b. G. B. gu treffende Unterideidung 
nicht jtatt. Die Norm des $ 1152 a. b. G. B. findet 
jedod) unbedingte Anwendung. Sofern es ſich um 
nichtvertretbare Gegenſtände handelt, ijt die An— 
wendung der Anordnung des Art. 338 H. G. aus— 
geichlofien. 
1. Das Huftandefommen des Kaufver— 
trages, Das Anerbieten gum Verkaufe, welches 
erfennbar fiir mehrere Perfonen, insbef. durch Mit— 
teilung von Preisliften, Lagerverzeichniſſen, Broben 
oder Muſtern geidieht, oder bei welchem die Ware, 
der Preis oder die Menge nicht beſtimmt bezeichnet 
iit, ijt fein verbindl. Antrag gum Nauje (ert. 337). 
Es miijjen alfo die RNontrahenten, der Preis und 
die Ware (deren Wenge) beſtimmt fein (beftimmt: 
§§ 1053, 1054 a. b. G. B., begw. bejtimmbar: 
S$ 1056 durch eine dritte Perſon) und 1058 a. 
b. G. B. und Art. 353 H. G. [Marktpreis]). 
2. Befondere Urten des Raufes. a) Rauf 
auf Brobe Art. 339 H. G., $$ 1080—10s82 a. b. 
G. B.). Er ijt unter der in dem Willen des Käu— 
fers jtehenden Dispofitivbedingung geſchloſſen, dak 
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biejer die Ware bejehen oder priijen u. genehmigen 
werde. Nad) § 1081 a. b. G. B. ijt dieſe Bedingung 
jedod) dann eine rejolutive, wenn der Raujpreis 
bereits bezahlt wurde. Mangels einer verabredeten 
tritt nad) H. G. die gs Probezeit oder 
nad Ablauf einer den Umitinden angemefjenen 
Beit die Uufforderung des Käufers, fic) fofort su 
erfliten, nad a. b. G. B. jedoch eine vom G. mit 
3 Tagen bemejiene Frijt cin. Sowohl nad H. G. 
al8 nach a. b. G. B. gilt Stillichweigen des Käufers 
nad) Ublauf diejer Friſten als Genehmigung des 
Kaufes. b) Ein Rauf nad Probe (Art. 340) ijt 
unbedingt, jedod) unter der Verpflichtung des Ver— 
käufers geidlojjen, daß die Ware der Probe oder 
dem Mujter gemäß fei.c) Der Rauf zur Probe 
Art. 341) iit unbedingter Rauf unter Hinzufügung 
des Beweggrundes. 

3. Die Urt und der Ort der Erfiillung. 
Der Verkqufer vollgieht dic Erfüllung feinerfeits 
mit der Übergabe der Ware des Beſitzes. Jn 
diefem Zeitpunkte hat der Käufer den Kaufpreis zu 
entridjten (bezw. von da ab ju verzinſen, $$ 1051 
u. 1062 a. b. G. B.), wenn nicht ein anderes durch 
die Natur des Geſchäftes bedingt oder durch Ver- 
traqg oder .2 Gehraud) bejtimmt ijt Art. 342, 
Abſ. 2). Hinfichtlid) de8 Ortes der Crfiillung der 
Verbindlichfeiten des Käuſers und des Verfiiufers 
fommen die Bejtimmungen des Art. 324, Abſ. 1, 
. &. oe oben XV C1) zur Anwendung. 

4. CT Aug in der Erfiillung. a) Des 
Käufers. «) Der Käufer fann in Verzug fein mit 
ber Empfangnahme der Ware (rt. 343). Der 
Käufer ijt in der Regel verpflichtet, die Ware fo- 
fort in Empfang zu nehmen (rt. 346 und § 1062 
a. b. G. B.). Siete Verpflichtung befteht nicht bei 
vertragswidriger Beſchaffenheit der Ware (rt. 346 
und S 919, 1413 u. 1415 a. b. G. B.. Der An— 
nahmeverzug ijt auch dann vorhanden, wenn der 
Käufer die Ware gwar annehmen will, den fälligen 
Raujpreis aber nicht anbietet Art. 342, Abſ. 3, 
und § 1062 a. b. G. B.). Verſchulden des Käufers 
ijt biebei nicht erforderlich) (§§ 1334 u. 1419 a. b. 
G. B.). Der Verfiufer fann fic) der Aufbewahrung 
der Ware entledigen entiweder durd) deren Nieder= 
legung in einem Ofjentl. Lagerhauje oder bei einem 
Pritten oder durd Selbh 
fann nut nad) vorgingiger Manager 3 
bejtimmten Wodalitéten (Art. 343, 
geſchehen. 

&) Der Käuſer kann weiter in Verzug fein 
mit der Zablung des Raujpreijes. Hiebei ijt gu 
unterfdjeiden, ob die Ware fdon iiberqeben wurde 








oder nicht. Crjteren Falles fann der Verkäufer 


nur Zahlung u. Schadencrjag (d. i. mehr als blofe 
Binjen; Art. 283 derogiert dem § 1333 a. b. G. B. 
teilweije) verlangen. Lepteren alles, welchen 
Art. 354 regelt, hat er die Wahl, entweder von 
dem Bertrage abzugehen oder Schadenerjag u. Ver- 
traggerfiillung gu fordern oder unter gleichgeitiqer 
Schadenerjagiorderung die Ware gemäß Art. 343 
» fiir Rechnung des Käufers au verfaujen. 

7) Schließlich fann der Käuſer in Verzug fein 
mit der Unterjudjung der Ware bezw. Anzeige 
ibrer Wiingel an den Verkäufer. Dieſe Anzeige 
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hat beim jog. „Verſendungskaufe“ fofort nach der 
Empfangnahme, bezüglich erjt ſpäter erfennbarer 
Mängel jedoch mit deren Entdedung zu gefcheben. 
Die Wirkung dieies Berguges ijt, dak die Ware 
als genehmigt gilt (rt. 347). 

b) Des Verfiufers. Ait der Verkäufer ſſchuld— 
hafterweife) mit der Uberqabe ber Ware ee 
(§ 1052 a. b. G. B.), fo hat der Käufer die Wabl, 
ob er Erfüllung (Grefution nad 88 346 u. 354 
Ey. O.) nebſt Schadenerjag wegen Verſpätung ver- 
langen, oder ftatt der Erfüllung Schadenerſaß we— 
gen Nichterjiillung fordern, oder von dem Vertrage 
abgeben will Ari. 355). OG er das Recht auf die 
YUngabe nad § 908 a. b. G. B. geltend machen 
fann, iit bejtritten (pro: Udler-Clemen$ 502 u. 
1429). 

5. Gewährleiſtung fiir Mangel. Käufer 
u. Verläufer find beredjtigt, die Mängel der Ware 
durch Sachverjtiindige feftitellen iy lajien Art. 348 
H. G. und §§ 384—389 8. P. O.. Der Gewähr— 
leiſtungsanſpruch fegt voraus, dak die Mängel 
vertragswidrig, ungewöhnlich oder dem ordentl. 
Gebraudje der Sache hinderlich find 88 922 u. 
932 a. b. G. B.), dah fie der Käufer nicht fannte, 
fennen mubte (§ 928 a. b. G. B. oder bei gewöhnl. 
Sorgjalt (§ 1297 a. b. GB. und Art. 282 H. G. 
bitte bemerfen müſſen Ausnahme bei Dijtan3z- 
geſchäften, Art. 347) und ſchließlich, daß der Mangel 
nicht etwa erjt nach Ubergang der Gefahr auf den 
Käufer entitanden ijt. Der Gewährleiſtungsanſpruch 
hat gum Inhalte den Anſpruch auf Aufhebung, 
Nachtrag u. Schadenerjag (§ 932 a. b. G. B.). Yrr= 
tum in der Befchaffenheit der Sache begriindet fiir 
den Käufer den Anſpruch auf Nichtiqteitserflarung 
($ 871 a. b. G. B) des Vertrages (ilnterjdied ge- 
geniiber bem Aufhebungsanſpruch nach § 932 a. b. 
G. B.), Irreführung (Vorausfepungen: $$ 875 u. 
876 a. b. G. B.) den Anſpruch auf angemejiene 
Bergiitung (§ 872 a. b. G. B.). Méangel, welche 
nad) Ublauj von 6 Monaten feit Ablieferung (alfo 
nur bei Dijtanggejdhaften) der Ware entdedt wur- 
den, können nicht geltend gemadt werden. Im 
ger Seitraume verjährt, fallé nicht bejondere 

. (8§ 924 u. 925 a. b. G. B.) oder H.-Gebriiuce 
Art. 1H. G.) tiitgzere Friften bejtimmen, aud) die 


thilfevertauf. Letzterer Rage gegen deh Verkäufer wegen Mangelbaftigteit 
und unter | der Ware (Art. 349; vgl. begiiglih Platzgeſchaften 
bj. 2 u. 3)}§ 933 a. b. G. B.). Die Berechnung der eri 


ft be- 
jtimmt fid) nad) Yrt. 328 (nicht nad § 902 a. b. 
G. B.; wohl aber 88 1486 u. 1494 a. b. G. B. ane 
wendbar). Cine Ausnahme von der jechsmonatl. 
Verjährung des Anſpruches auf Gewährleiſtung 
wegen Mängel der Sache beſteht für Ratengeſchäfte 
(weldje ſolche auf des Käufers Seite nicht find) 
nad) § 4, Abſ. 3 u. 4, Ratengeſetz 27 IV 96, 
R. 70. Wie ſchon (XV, D,4, a, 7) erwähnt, wird der 
Verkäuſer im Falle de8 Art. 347 durch Verjzug 
des Käufers in der Unterſuchung u. Veanjtindung 
der Ware (Riigepflicht, Anzeigepflicht; von der Ge- 
währleiſtungspflicht befreit ($$ 912 u. 932 a. b. G. 
B.). Die Wirlung der —— iſt, daß der 
Käufer die mangelhafte Ware als Erfüllung an— 
zunehmen nicht genitigt (§ 1413 a. b. G. B.), fons 
Dern berechtigt it, fie zurückzuweiſen und ordentl. 
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Erfüllung nebjt Schadenerjag gu verlangen ($$ 919 
u. 1413 a. b. G. B.. 

6. Tragung der Gefahr. Soll die Ware 
dem Käufer von einem andern Orte iiberjendet 
werden (Diftanggefdidit), fo ijt, wenn der Käufer 
iiber die Art der Ubcrjendung nichts beſtimmt, 
der Berfiiufer ex lege (Art. 344) beaujtragt, dieſe 
Bejtimmung jtatt des Käufers mit der Sorgfalt 
eines ordentl. Kaufmannes gu treffen. Die Geſahr 
des Transportes “er in diefem Falle dex Käuſer 
(Mrt. 345, Abſ. 1). Der Verkäufer triigt dieie Ge— 
fabr nur dann, wenn er ohne dringende Beran: 
lajjung von der Anweiſung des Sauter iiber die 
Art der Verjendung abgewichen ijt oder wenn nach 
dem Bertrage der Ort, wohin der Transport gee 
jchieht, fiir den Verkäufer alg Ort der Erfüllung 
ay gibt it Art. 344, Abſ. 2). Nad dem 
legten Abſ. des Art. 345 lajjen deſſen Beſtimmun— 
fen das biirgerl. Recht, infofern nach demjelben 

fe Gefahr nod) früher auf den Käuſer iibergebt, 

unberiiprt. Wenn es fich um cinen „Kauf in Pauſch 
u. Bogen” handelt, trägt aljo der Käufer die Ge— 
jabr des Berderbens eingelner Stiide bis zur Min- 
derung det Hälfte des Wertes des Gangen (§ 1049 
a. b. G. B.). Ferner geht nad $§ 1048 u. 1050 a. 
b. G. B. die Gefahr auf den Käufer nad Ablauf 
der vereinbarten Traditionszeit Fixgeſchäft iiber, 
dies aber nur in dem Falle (§ 1051), daß der Ver— 
lkäufer nicht mit der Ubergabe im BVerguge ijt. Die 
Frage des Uberganges des Eigentumes regelt das 
a, b. G. B. ($429 und Marginalrubrif des 5. Daupt- 
ſtückes des 2. Teiles) dahin, dak überſchickte Sachen 
in der Regel erjt dann fiir übergeben gebalten 
werden, wenn fie der Ubernehmer erhält, es wire 
denn, daß diejer die Überſchickungsart felbjt beſtimmt 
oder genehmigt bitte. 

7. Verpflichtung zur Sorgfalt. Solange 
der Riujer mit der Uadme nicht im Verzuge ijt, 
hat der Verkäufer die Ware mit der Sorgfalt eines 
ordentl. Geſchäſtsmannes aufzubewahren Art. 343) 
bezw. mit jener eines ordentl. Kaufmannes zu iiber- 
ſenden (Art. 344 und § 429 a. b. G. By. Nah 
Gintritt des Annahmeverzuges hat der Verfiujer 
die Ware, fojern er fie bei fic) behält, mit der 
Sorgfalt eines ordentl. Kaufmannes (alfo eine Stei- 
getung gegentiber dem Falle bes Urt. 343) gu ver— 
wahren (rt. 282). Liegt jeinerjeits ein H.Geſchäft 
nicht vor, fo ijt die Gorgfalt des Verläufers nad 
a. b. G. B. (vgl. § 1061 „vom Kaufe“) uy beur⸗ 
teilen. Der Kauſer Hat im Falle eines Überſen— 
dungskaufes Art. 348), wenn et die Ware bean— 
ftiindet, fiir ihre —— Aufbewahrung zu ſor⸗ 
65 iſt die Ware dem Verderben ausgeſetzt und 

ejahr im Verzuge, fo fann er fie unter Beobach— 
tung der Beftimmungen des Art. 343 verfaufen 
lafjen Art. 448). 

8 Preis, Gewicht, Spefen. Ait im Ver— 
trage der „Marktpreis“ oder der ,,Birjenpreis” 
als Raujpreis beitimmt, fo ijt hierunter im Zweifel 
der ,,laujende Preis”, welder gur Seit und an dem 
Orte der Erfüllung oder an dem fitr lepteren maß— 
qebenden H.Platze nad) den dafür bejtehenden örtl. 
Einrichtungen feſigeſtelit ift (§ 8 O. 11V 75, R. 67) 
und fuppletorijed) der ,,mittlere Preis“ zu verjtehen, 
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welder fid) aus der Vergleichung der zur Heit und 
am Orte der Erfüllung geſchloſſenen Kaufvertrige 
ergibt (Art. 353). 

Von dem dem Kaufpreis gu Grunde ju legen- 
den Gewichte fommt jenes der Verpacdung Tara— 
gewidt) in Abzug, fo daß aljo das Nettogewidht 
mapgebend ijt, jofern nicht anderweitige Ubreden 
oder H.Gebräuche am UÜbergabsorte bejtehen. Ob 
u. wieviel am „Gutgewicht“, d. i. ein Mehrge— 
widt als Zugabe über dad gu bejahlende Gewicht, 
und ,,Rejattie’, d. i. ein Abzug vom Nettogewidhte 
und vom Preije wegen Unreinigfeit, Schwund uſw., 
gefordert werden fann, ijt nach der bejonderen Ver— 
abredung oder dem H.-Gebrauce am Übergabsorte 
au beurteilen Art. 352). Sofern nidjt durch Orts— 

ebrauch oder befondere Verabredung cin anderes 
eftimmt ijt, trägt der Verkäufer die Nojten der 
Ubergabe, inSbe}. des Wägens u. Meſſens der 
Ware; der Käufer die Kojten der Ubnahme Art. 351). 

9 Befonderheiten bei Fixgeſchäften. 
Ein folded liegt nach der gleichförmigen Qudifa- 
tur ded O. G. H. vor, wenn der Parteiwille da- 
hin gebt, dak eine auferbalb der bedungenen Seit 
erfolgende Lieferung nicht als Bertragserjiillung 
angeſehen werden jolle. Sit alſo bedungen, dah dic 


Ware genau jt einer fejtbejtimmten Friſt gelieſert 
werden foll (Yrt. 357), jo fommt Art. 356 (Aus⸗ 


übung des Wabhlredhtes in Forderung der Erſül— 
[ung bezw. ——— wegen Nichterfüllung 
nicht zur Anwendung. Der Käufer ſowie der Ver— 
käufer kann die Rechte, welche ihm gemäß Art. 354 
oder 355 guftehen, nad) feiner Wahl ausiiben. 
Dod) find hiefür (im Art. 357, Whi. 2 u. 3) bee 
fondere (fiir Fixgeſchäfte geltende) Modifitationen 
(dagu $$ 15 u. 16 G. 11V 75, R. 67) feſtgeſetzt. 
Der die Borausfepung des Wahlrechtes des einen 
Rontrahenten bildende Verzug des anderen fann 
auf des lepteren Koſten durch cine Sffentl. Urkunde 
(Protejt, § 88 Notariatsordnung) fejtgejtellt were 
den Art. 358). 

10. Bejonderbheiten bei teilbaren Lei- 
jtungen. Dit die Erfüllung beiderſeits teilbar und 
nur teiliweije erfolgt (nicht blog angeboten; § 1415 
a. b. G. B.), fo fann (in den Fallen der Wrt. 354, 
455 u. 357, alfo aud) bei Fixgeſchäften) bas Ab— 
gehen des einen Stontrabenten von dem Vertrage 
nur in Betreff des von dem anderen Rontrahen- 
ten nicht erfüllten Teiles des Bertrages erfolgen 
(Art. 359). 

XVI. Einrichtnugen u. Organifationen, zur 
Pflege des H. A. An ftaatl Behirden u. Mme 
tern fommen in Hinjicht der Pflege und öffentl. Ver— 
waltung des H. hauptfachlic) folgende in Betracht: 

1. Das Handelsminijterium, weldem die 
oberſte Leitung der H.- u. Mewerbeangelegenheiten 
obliegt (Minijterialverordnung 201V 61, R. 49, 
und 23 1X 1905, R. 151). Sein Wirtungstreis ijt 
des Naberen im Art. „Miniſterien als Behör— 
den B.“, dargejtellt. Dod) find aud) in den Wire 
fungStreifen der WM. J., fiir M. UL ML, des Gif. 
M., des F. We und des J. M. den H. beriih- 
vende Agenden enthalten (7. ben oben ait. Wrt.). 

2. Die polit. Behörden. a) Die polit. 
Landesitellen find nach Bunft 3 des § 1 der 
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Allerhöchſten Bejtimmungen 14 1X 52 die oberjten 
Verwaltungsbehirden des —* zugewieſenen Kron⸗ 
landes fiir H.= u. Gewerbeſachen. Die polit. Lan— 
desbehbrden find im allg. 2. Inſtanz in Gewerbe— 
angelegenbeiten (§ 142 Gew. D.), ebenſo 2. Ane 
jtana bei Ubertretungen des Haufiergejeges (§ 1 
G. 21 LT 83, R. 37) und der auf Grund ded § 6 
des it alla i — 61 90, R. 19, erlafjenen 
Borjchrijten 8 31 Markenſchußgeſetz; ferner bei 
Muſterſchutzeingriffen (faif. P. 7 XT 58, R. 237). 
Nach der Ger. S fteht ihnen unmittelbar gu: die 
Rehabilitierung befcholtener Perfonen ($6 Gew.O.), 
die Bulajjung von Ausländern gum Gewerbebe— 
triebe, im Falle die Reziprozität nicht nachgewiejen 
wird (§ 8), Dic Dispens von der Beibringung des 
Befähigungsnachweiſes, dann des Lehrzeugniſſes 
(§ 14), die E. über den Umfang der Gewerberechte 
(§ 36), die Feſtſetzung von Maximaltarifen fiir den 
leinverfauj von Artikeln, die gu den notiwendige 
jten Bedürfniſſen des tägl. Unterhaltes gehören, 
und fiir die Trangport- u. Plaßdienſtgewerbe 851), 
die Berleihung der Auszeichnung, den faif. Adler 
im Schilde u. Siegel gu führen ($$ 58 u. 142), 
die Genehmigung der Marktordnungen (§ 70), 
die Berlingerung der Arbeitszeit unter beſon— 
deren Vorausjepungen (§ 96a), die Beitimmung 
des territorialen Umjanges der Genoſſenſchaften 
(§ 109), die Genehmigung der Genoſſenſchaftsſta— 
tuten ($$ 110 u. 126), der Ausſpruch itber die 
Vereinigung mehrerer Gewerbetorporationen zu 
ciner Genoſſenſchaft und iiber die Ausſcheidung ein— 
zelner Wewerbefategorien aus ciner Genoſſenſchaft 
($111), und die Genehmigqung des Statutes der ge- 
noſſenſchaftlichen, ſchiedsgerichtl. Ausſchüſſe (§ 122). 
Unmittelbare Verleihungsbehörden ſind die 
Landesſtellen nad) § 142 Gew. O. fiir alle Preß— 
ewerbe in Orten, wo cine polit. Behörde ibren 
Sib bat, fowie fiir Unternehinungen von Leihbiblio- 
thefen u. Lefefabinetten; nad) Abſ. 5 des § 3G. 
17 XII 62, KR. 6 ex 1863, fiir die Bewilligung 
jum Berfaufe periodifder Drucdichrijten; nach Art.V 
G. 31 ILI 65, R. 25, fiir periodijde Perjonentrans- 
portunternehmungen im alle dev — ——————— 
mehrere Bezirke desſelben Kronlandes; nach Maß— 
gabe der Miniſterialverordnung 24 VIIL79, 3. 4886, 
für Uberfubren in den zur Schiff- oder Floßfahrt 
benutzten Strecken der fließenden Gewäſſer; nach 
Maßgabe der Miniſterialverordnung 12 VII 58, 
R. 108, fiir die Dampfſchiffahrt auf den Binnen— 
u. Grenzgewäſſern; nad) § 1 G. 23 III 85, R. 48, 
fiit das Pfandleihergewerbe; (nach § 4 der Mini- 
jterialverordDnung 30 XII 85, R. 13 ex 1886, fiir 
ge gg erg aga y und nad § 14 
G. 26 XII 93, R. 193, fiir das — — 
Ferner genehmigt die polit. Landesbehörde nach 
83 6G. 9VII 94, R. 161, beim Verkaufe von 
Drucicriften durch jeſtſtehende oder bewegl. Auto— 
maten das Verzeichnis der zum Verkaufe beſtimm— 
ten Druckwerke; weiter entſcheidet dieſelbe über die 
radizierte oder über die verkäufl. Eigenſchaft von 
Gewerben und in 2. Inſtanz über die Wahlberechti— 
gung und Wählbarkeit fiir die Gewerbegerichte (§ 10 
G. 27 XI 96, R. 218). Den LandeSftellen freht weie 
ter zu die Bewilligung zur Ubhaltung von Jahr— 
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miirtten (nad) $ 38, lit. e, des BWirfungstreijes); 
nad) dem Staatsininijterialerlak 28 II 63, 8. 2306, 
die Bewilligung zu Privatgefhajtévermittlungen ; 
weiter ($ 38, lit. b, des Wirtungsfreijes) die Er- 
teilung der — aur Errichtung von Abo—⸗ 
thefen; nach der Miniſterialverordnung 17 XII 94, 
R. 239, die Zulaſſung zur Bereitung neuer, zum 
allg. Bertriebe bejtimmter pharmageutijdjer Erzeug⸗ 
nifie; nad) bem G. 4IV 75, R. 68, die Bejtiti- 
gung der Ernennung und die Bornahme der Bee 
eidigung der H.-Wialler, die Beitimmung ded Be— 
trages der Miflergebiihr, die Bejtimmung der Be- 
zirlsabgrenzung fiir die .-Wéiflerqremien, die E. 
liber Befdpwerden gegen die H.-Miiflern auferleg- 
ten Ordnungs- u. Disaiplinarjtrafen, die Ertet- 
lung der Befugnis zur Vornahme öffentl. Veritei- 
erungen an — Die polit. Landesſtellen 
eſtellen die Wahlkommiſſionen zur Einleitung u. 
Durchführung der Wahlen in die Handels- u. Ge 
werbefammern, fie zeigen die gewählten Mitglieder 
dem H.-Minijter an und legen dicfem den Jahres— 
voranſchlag der Rammer vor ($$ 8, 10 u. 21 des 
G. 29 V1 68, R. 85). Nad) dem G. 11V 75, 
RH. 67, find dic Börſen in allen Verwaltungsan- 
geleqenbeiten der polit. Landesbehörde unterytellt, 
welche Die Beſeitigung von Mißbräuchen gu ver— 
fiigen, iiber geſeßwidrige Beſchlüſſe die weitere 
höhere E. eingubolen hat (§ 4) und iiber Refurie 
gegen Weldjtrajen iiber 100 fl. und Ausſchließung 
ber 3 Monate enticheidet (§ 17). 

b) Die — a a rt gy ai go jind 
nad) der Gew. ©. (§ 141) 1. Qnftangen in Gee 
werbeangelegenbeiten (Gewerbebehirden). Als fol- 
chen, obliegt ihnen unter anderem vornehmlich 
die Ubernabme der Unmeldungen fiir den ſelbſtändi— 
qen Betrieb der freien und handwerlsmäßigen Ge— 
werbe und dic Wusjertiqung der Gewerbeſcheine; 
die Berleihung der fongeljionierten Gewerbe nad 
8 141 Gew. ©.; die Genefmigung der gewerbl. 
Betriebsanlagen (III. Hauptitiid der Gew. O.); 
die Ubernahme u. Uberwadung der Meldungen 
über Errichtung von Betriebjtatten (§ 39 Gew. 
©.) und von Zweigetabliſſements u. Niederlagen 
($40 Mew, O.); die Anordnung wegen Erſichtlich⸗ 
madung der Preije u. Preisanfiindiqungen (§ 52 
ew. ©.); die Einflußnahme auf dic Fortiepung 
des Gewerbebetriebes durch beſtimmte Beit bei den 
Bäckern, Fleiſchern u. Transportgewerben (§ 53 
ew. O.); die Entgeqennahme der bg bezw. 
die Erteilung der Genehmigung bei Betrieb von 
Gewerben durd) Pächter u. Stellvertreter (§ 55 
ew. O); die Ruriidnahbme von Gewerbeberechti— 
gungen (§ 57 Gew. ©.); die Bewilligung des Feil- 
bietens eingelner Gewerbeartifel von Haus su Haus 
(§ 60, Ubj. 5, Gew. O.). Beiter obliegt den Be- 
irfShauptmannjdhajten cine mehrjadhe Ingerenz in 
ezug auf da8 gewerbl. Hilfsperjonal und die ge— 
werbl. Wenofjenfchajten (VI. u. VIL. Hauptitiid der 
Gew. O.), die Bewilliqung zur Verlingerung der 
Arbeitszeit in fabrilsmäßig betriebenen Gewerbe— 
unternehmungen fiir die Dauer von längſtens 3 Wo 
then (§ 96a, Ubi. 4, Gew. O.); die Unterfudung 
u. Beſtrafung der Ubertretungen der Gew. ©. 
(VILL Hauptitiic und § 141); die Entgiehung von 
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Wewerbeberedjtiqungen (VIII. Hauptitiid, § 138, 
Gew. O.); die Fiihrung der Gewerberegijter (§ 145 
Wew. ©.); die Handhabung der im § 152 Gew. 
O. vorgejehenen Zwangsmittel und vielfade anz 
deriweitige Amtshandlungen nig @rund der im 
Nachhange sur Gew. O. bezw. der diefelbe abän— 
dernden Nov. erlajjenen und anderer, mit der 
Gew. O. im Zuſammenhange ftehender Vorſchrif— 
ten. Den BegictBhauptmennichaiten obliegt in Be- 
ug auf H.⸗ u. Gewerbejaden ferner die Ver— 
———— wegen Anerkennung der radizierten Ge— 
werbe im Sinne der Miniſterialverordnung 31 X 
56, R. 204, und die Führung der Vormerfbiicer 
iiber verfaufl. Gewerbe; die Erteilung der Wochen— 
marftbejugnijje und die Berwilliqung Bs Berle 
gung der Cinfallstage von Wochenmärkten, wor— 
ber jedod) nach dem Staatsminijterialerlaj 31 XII 
61, 3. 8090, die Ungeigen von Fall gu Fall im 
Wege der vorgejepten Landesbehirden an das 
Minifterium fiir ° u. Volkswirtſchaft (jept H. 
WM.) au erjtatten find (Staatsminijterialerfay 18 III 
66, 3. 1452); die Verhängung von Ordnungs- 
u. Disziplinarjtrajen gegen H.-Mäkler, die nicht 
an einer Börſe beftellt find; die Beteilung der— 
jelben mit dem Tagebud) (G. 41V 75, MR. 68); 
die Unterjudjung u. —— Ubertretungen 
der auf Grund des § 6 ded ——— 
6190, R. 19, erlaſſenen Vorſchriften (§ 31 M. 
Sh. G.); die BVerhandlung und E. über Cin- 
griffe in das Muſterrecht jowie die Unterſuchung 
u. Beftrafung der Ubertretungen des Muſterſchutz— 
efepes; die Erteilung der Bewilligungen jum 
— ——— die Vidierung der Hauſierbücher, 
die —— Vidierung des Hauſierdokumentes, 
die Bewilligung der Aufnahme von wart 
fen (Warentriger) nad dem kaiſ. P. 4 1X 52, 
R. 252, und die Unterſuchung u. Beſtrafung der 
Ubertretungen des Haujiergefepes nad § 1. 21 IL 
83, R. 37, dann mebriade Amtshandlungen in 
Betreff dex Wandergewerbe, welde nicht unter den 
Begriff des Haufierhandels fallen (H. M. Erl. 
23 XII 81, 8. 2049); die Amtshandlung bei den 
Wahlen zur Handels- u. Gewerbefammer; die 
zwangsweiſe Cintreibung der Handelsfammerbei- 
triige; mehrjade Umtshandlungen bei den Wahlen 
u den Gewerbegerichten (G. 27 XI 96, R. 218); 
ie — — zur Errichtung öffentl. Wäg- u. 
Meßanſtalten (G. 19 VI 66, 85); die Ausfer⸗ 
tigung der Sprenqmittelbegugsbiider u. Bezugs— 
idheine (§ 99 WMinijterialverordnung 22 1X 83, 
R. 156) und die WUusfertigung von Giftbezugs— 
ligengen an Gewerbsleute (Minijterialverordnung 


211V 76, R. 60); die Bejtrafung der Teilnahme 
an Wintelbirjen und die Gintreibung der Börſe— 
der polit. Erefution 


verivaltungsjtrajen im ** 
($$ 1 u. 13 G. 11V 75, R. 67). 

Der HandelSregijfter, der in WAngelegen- 
heiten des H. in Betracht fommenden Gerichte 
und der — —————— fachmänniſchen Laien— 
richter bei den H.-Werichten wurde bereits in an— 
derem Zuſammenhange (jf. XII A.) Erwähnung getan. 

3. Uber die Aufgaben und den Wirkungs— 
frei8 der Ronfulate in Ungelegenheiten des H. 
j. den Art. „Konſularrecht“. 


Ofterr. StaatSwirterbud. 2. Mufl., 2. Bo. 
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B. Beiräte, Rommiffionen u. dgl. Ws 
fachmänniſche Beiriite der Regierung (j. den Art. 
» Beiriite’) in Ungelegenheiten des H. fommen in 
Betracht der Zollbeirat (Minifterialverordnung 12 V 
92, R. 77), die Seftion fiir Induſtrie, Gewerbe u. H. 
de8 Induſtrie⸗ u. Landwirtſchaftsrates (Minijterial- 
fundmadung 6 VI 98, R. 91, 29 XII 98, R. 4 
ex 1899, 2 II 1904, R. 10, und 51 1906, R. 7) 
und die beiden Permanenzfommiffionen fiir die Be- 
jtimmung der H.Werte (f. die betreffenden Wrt.). 

C. Serujl Organifationen. a) Die (in 
der diesſeitigen Reichshälfte bejtehenden 29) Han- 
dels-u. Bewerbefammern (G. 29 VI 68, R. 85 
und 30 VI 1901, R. 103). Sie find eine forpora: 
tive, mit gewiſſen, in die öffentl. Verwaltung ein- 
fla —* Gerechtſamen ausgejtattete und mit fol- 
dhen D liegenbeiten betraute Vertretung der Snter- 
eſſen der Be u. Wetwerbetreibenden, jedod) keines— 
wegs ein ftaatl. Organ oder eine Verwaltungsbe- 
hörde (Budwinsli 14137). 

Die fiir die Wahlberedhtigung u. Umlagepflicht 
ur —— u. Gewerbekammer erjorderl. Zuge— 
borg eit gum „Handelsſtande“, bejtehend in der 

ustibung eines „Handelsbetriebes“ (§§ 7 u. 21 
git @.), ijt aufolge der dem git. G. eigentiiml. 
usdrudéaweile (§ 5 a. b. G. B.) nicht etwa nad 
dem in der Gew. O. vorfommenden Begriffe der 
„H.sGewerbe im e. S.“ (§ 1, Abſ. 3 u. 4, und 
§ 38), jondern nad) den Begriffen des H. G. (Wert. 4 
u. 271 ff.) auSgulegen (Budwinsfi 1182 A, 1912 A). 
Dadurd), dag die Handels- u. Gewerbekammern 
Wbgeordnete in den Reichsrat (§ 7, lit. c, G. 2 IV 
73, R. 40) und die &. T. entfenden, ijt dem gu 
diefen Kammern wabhlberechtiqten H.- u. Gewerbe- 
ftande eine beſondere (indivefte) polit. Bertretung 
ewahrt. Sm iibrigen f. den Art. ,Handels- u. 
ewerbekammern“. 

b) Genoſſenſchaften im Sinne des ſiebten 
Hauptſtückes der Gew. O. (S3 106—130, G. 15 I 
83, R. 39, und 23 IT 97, R. 63). Sie find o angs⸗ 
vereinigungen (Ausnahme § 108 Gew. O.) und 
juriſtiſche —5— Budwinski 1764). Die Zuge— 
höriglkeit au denſelben beſteht nicht er sg aller, 
jondern nur bezüglich jener H.-Tätigkeiten, welde 
und infofern fie unter die Gew. O. Pitlen. Sie ijt 
aber weiter aud) nicht etwa an den bloß tatſäch— 
liden, fondern nur an den gemäß den Bejtim- 
mungen der Gew. O. (verb.: ,,WUntritt’ im § 106 
und $§ 11, 14, 22 u. 23 Gew. ©.) beqriindeten, 
d. i. den Bffentlich-rechtlich ,,befugten” Betrieb 85 
tnüpft (Budwinsti 13136, 775 A, 885A). Die 
privat- bezw. handelsrechtl. Gejtaltung des Unter- 
nebmens it fiir diefe —— teit irrelevant (Bud⸗ 
wingfi 11596). Mitglied der Genoſſenſchaft ijt da- 
her 4. B. immer nur die offene H.-Gefellichajt als 
jolche (als Wewerbeinhaber im Sinne der Ger. ©.), 
nicht aber deren einzelner Geſellſchafter, welder 
al8 folder (obwohl Raujmann im Ginne ded 
H. G.) im Cinne der Gew. O. gar nidt Ge- 
werbetreibender ijt Budwinski 10256 u. 6564). 

Die Genoſſenſchaften find fiir beftimmte örtl. 
Begirfe und beſtimmte Gewerbelategorien fonjtitu- 
iert (§ 107 Mew. O.). Dod) untericjeidet die Gew. O. 
nicht ausdrücklich zwiſchen Genofjenfdaften, welche 
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Erzeugungs- und foldjen, welche H.<Gewerbe im 
e. S. umfajien. Eine foldje Unterſcheidung ijt aber 
gewif im Ginne des G. gelegen (verb.: „welche 
leiche oder verivandte Gewerbe betreiben“, § 106, 
bf. 1, Gew. ©.), doch läßt die Uusnahmebeftim- 
mung des § 106, Abſ. 3, auch die Griindung fog. 
Reihen= oder gemifdter Genoſſenſchaften ju. Jene 
Genoſſenſchaften, weldje fpegiell nur H.-Gerwerbe 
im Ginne der Gew. O. oder foldje Gewerbe um— 
fafien, die ſich gleichzeitig als H.-Gewerbe im Sinne 
es H. G. darjtellen, fiihren nicht felten nach altem 
Braude die Bezeichnungen „Gremium“ oder 
„Gilde“, deren — uläſſigkleit durch bas G. 
(§ 110, Abſ. 2) ausdriidlic) chattet ijt. Oft er⸗ 
ſcheint — inbeſ. in größeren Städten — der Mit- 
gliederkreis ſolcher Genoſſenſchaften gegenüber dem 
anderer nicht nur durch die ihm zugewieſenen Ge— 
werbelategorien, ſondern aud) durch den Erwerb— 
ſteuerſatz der einzelnen Unternehmung und nach 
der Tatfadje der erjolgten Protokollierung oder 
Nichtprotofollierung begw. nach der Form der han— 
delsrechtl. Nonjtituierung der Unternehmung als 
Uftiengeiellichaft, offene +. Welellicbait uj. abge- 
grenzt. Es finnen daber (entgegen Budwinsti 11596) 
— wenigften8 nad) der berridjenden Praxis — 
nebjt den gewerberechtlich relevanten (Standort, 
Inhalt des Gewerbeſcheines) auch handelsrechtl. 
Momente für die Genoſſenſchaftszugehörigkeit eines 
Unternehmens von Bedeutung Oe 
Für die Beurteilung der ra at 
tigfeit eines fonfreten H.-Betriebes (§ 38, Abſ. 4, 
®ew. ©.) bei einer bejttmmten von mehreren fragl. 
Genoſſenſchaften ijt nad Unfidjt des V. G. insbeſ. 
auch die Feſtſtellung der chaffenbeit und, des 
Umjanges des Betriebes in feiner Totalität (Uber- 
wiegen einzelner Betriebszweige) weſentlich erjor- 
derlich Budwinski 11054, 11108 u. 12751). Zweig— 


niederlaſſungen u. zniederlagen, welche auperhalb | fii 


der Memeinde des Standortes der Hauptunterneh- 
mung erridjtet werden, bediirfen einer abgefon- 
derten gewerberechtl. Begriindung (§ 40 Gew. ©.) 
und unterliegen daher aud) einer von jener der 
Hauptunternehmung abgejonderten Genoſſenſchafts⸗ 
augebbrigfeit. Im übrigen umfapt aber die Ge— 
Hr ohenichaftdgugebbrigteit die ganze Unternehmung. 
Ein Erjeugungsgewerbe fann dabher nidt etiva 
deShalb auc) in die betreffende H.Genoſſenſchaft 
einbezogen werden, weil nad § 37, Abſ. 2, Gew. 
O. mit den Ergeugungs- auch gewiffe H.<Bered)- 
tigungen verbunden find(Budwinsti 6565 u. 10313). 
Sobald aber der handelSmibige Abſatz der Erzeug— 
nijje eines Erzeugungsgewerbes einen iiber diefes 
letztere und deſſen Srveigetablifjements u. Nieder— 
lagen Hinausgehenden (und dabher auch gewerbe- 
techtlid) abgejondert gu fonjtituierenden) Betrieb 
bildet, unterliegt er aud) der Zugehörigkeit gu der 
fiir ſolche .-Betriebe befonders beftebenden Ge— 
noſſenſchaft Budwinski 10644). GS. im iibrigen, 
ingbef. fiber den Wirfungstreis der Genoſſenſchaf⸗ 
ten, den Art. „Gewerbe, E. Gewerbl. Genoſſenſchaf⸗ 
ten”. 

c) Freie — — — a) Unf Grund 
des Vereinsgeſeßes 15 XI 67, R. 134. Ihre tate 
ſächl. Bedeutung ijt oft eine außerordentlich große 
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und wird aud) von der Regierung entſprechend 
beriidjichtiqt (3. B. § 3 Mimiſterialkundmachung 
6VI 98, 91, und 211 1904, R. 10). 6) Alte 
Gremien, Wilden uw. dal, welde es unterlafjen 
haben, fic) nach den Bejtimmungen der Gew. O. 
S 110) gu reformieren. Gie ha fic) nod in 
manden Sronlindern vereingelt erhalten, haben 
jedoch keinerlei Bedeutung mehr und jtellen fic 
jest nur mehr als freiwillige private Vereiniqun- 
en mit der Befdhriinfung auf jene Vereinszwecke 
ar, welche durd die neuen Gewerbegeſetze nicht 
auf die Genoffenfdjaften iibertragen murden (Bud- 
wingfi 1674, 1689, 1764, 9908). 

D. Bejondere Handelsplipe. Solche find 
a) bie Märkte, welche ihre geſetzl — —— im 
5. Hauptſtücke der Gew. O. ($$ 62—71, laiſ. P. 
20 XII 59, R. 227) gefunden haben. Das G. 
($$ 65, 66, 67) unteridjeidet je nach der Gattung 
der gum Berfaufe gugelaffenen Gegenſtände (E. des 
M. J. 241X 96, B. 17545), Hauptmärkte (Mef- 
jen, Jahrmärkte, Kirchtagmärkte und Märkte in 
Badeorten wiihrend der Kurgeit) und Wochenmärkte. 
Grundſätzlich ijt jedermann beredtigt, die Märkte 
mit allen im freien Berfehre geftatteten Waren zu 
begiehen. Die UÜberwachun 8 Marftverfehres 
fällt in den felbjttindigen Wirkungskreis der Ge— 
meinde (Art. V, 4, Gemeindegefes 5 LIT 62, R. 18, 
und § 3, e, Sanititégefes 30 IV 70, R. 68). Val. 
im fibrigen den Art. „Marktweſen“. 

b) Birfen. Sie dienen im Gegeniage gu den 
Märkten ausſchließlich dem H. mit generell be— 
jtimmten (vertretbaren) Waren. Ihre gefegl. Re— 

elung ijt mit dem G. 11V 75, R. 67, erfolat. 
ährend der Beſuch der Märkte im allg. jeder- 
mann freiftebt, bedarf es gum Börſenbeſuche der 
Erlangung einer Birjenfarte. Die Börſen werden 
je nad) der Gattung der Waren (im weiteren Sinne), 
lir deren H. fie nach ihrem Statute beftimmt jind, 
unteridieden in Effeftenbirjen, Waren (im e. S.) 
Börſen, landiwirticaftl. Börſen (G.4 I 1903, R. 10) 
uſw. S. des Näheren den rt. „Börſen u. Börſen— 
gefchaite”. — 

E. Fachl. Unterrichtsanſtalten. Abgeſehen 
pon der Bejtimmung des § 19 taif. B. 27VI 50, 
R. 309, über den Privatunterricht: „H.⸗ Schulen 
werden nach den für diejenigen Anſtalten gelten— 
den Beſtimmungen behandelt, welchen fie ihrem 
Wefen nad am nächſten verwandt find’ und ver: 
eingelten Landesqefepen (3. B. n.2b. G. 27 I 73, 
L. 36, und 25 XII 1904, &. 97) entbehrt das fom- 
merzielle Bildungsweſen einer einheitlichen norma- 
tiven Regelung. Die trotzdem tatſächlich beſtehende 
Einheitlichkeit in die Organifation der hinſichtlich 
iter Gründung der Brivatinitiative iiberlajjenen 
H.-Schulen ijt auf den Umſtand zurückzuführen, 
daß alle jene Unjtalten, welche nicht als Privat: 
fchulen bejtehen wollen, den nad) einem planmäßi— 
gen Syitem getroffenen Anordnungen des K. U. 
WM. entipreden. Auf diefe Weiſe haben fich folgende 
Arten von H.-Sdhulen gebildet: „Höhere“ —* 
len (H.-Yfademien) als 3- bezw. 4flaffige Mittel- 
ſchulen, mit deren Abſolvierung das Freiwilligen— 
recht verbunden ijt, und „niedere“ 2flaffige H.- 
Schulen. 
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Bon den höheren Handelsfdulen find 
derjeit Staatsanftalten die Handelsafademien 
in Lemberg u. Graz und die H.- und nautifche 
Ufademie in Trieſt. Die Orqanifation diejer lepg- 
teren al8 einer zugleich nautifden Lehranjtalt be- 
ruht auf dem auf Grund Allerhöchſter Ermächti— 
gung 21 VIII 97 vom K. U. M. mit Erl. 26 VII 
97, §. 22091, erlafjenen Organifationsjtatute. 

Hochſchulen, wie deren im Auslande, ing- 
bef. viele im Deutſchen Reiche, beftehen, exiſtieren 
in Oſterr. nicht. Ein Verſuch einer Ausgeftaltung 
der H.-Ufademie in Wien in dieſem Sinne ijt nicht 
gelungen, bat aber als praktiſches Refultat die auch 
an anderen .-Ufademien eingefiihrten ,, Ubiturien- 
tenfurje’ erqeben, in welchen abjolvierten Gym— 
nafiaften u. Realſchülern in einem Sabre der Lehr« 
ftoff der H.-Afademie vermittelt wird. 

Die oberſte Mufficht über die H.-Lehranjtalten 
wird vom K. U. M. geübt. Eine Ausnahme hie— 
von befteht Hinfichtlicd) der „Exportakademie ded 
f. k. Sjterr. H.⸗Muſeums“, welde der Auſſicht 
de3 H. M. im Einvernehmen mit dem K. U. M. 
unterjtellt ijt. GS. den Art. „Handelsſchulen“. 

F. Ausſtellungen, HandelSmujeen, Mu- 
fterlager, fommergielle Beridterftattung 
u. dal. Während Ausſtellungen vornehmlich den 

wed verjolgen, dem heimiſchen H. dadurch neue 

bjagquellen gu eröffnen, dak die Aufmerkſamkeit 
des Uuslandes auf die heimiſchen Erzeugniſſe ge 
lenft wird, dienen H.-Mufeen u. Mufterlager dem- 
felben Swede — umgefehrt in der Weiſe, dak 
der heimiſche Kaufmann hiedurch Aufklärung iiber 
die auf dem auslindifden Marfte gangbaren u. 
abfapfaibigen Waren erhält. 

In der gleidjen Abſicht werden aud) „kom— 
mergielle Berichterjtatter” in das Ausland ent- 
fendet und ihre Berichte den heimiſchen Intereſſen— 
tenfreifen vermittelt. Uber die Rechtitellung und 
die Normen fiir die ftaatl., Unterjtiigpung der 
Ausftellungen f. den Art. ,,.Qnduftrieausjtellun- 
gen”. 

So wie —— verdanfen aud H. 
Muſeen u. Mujterlager ihre — 

rivater Initiative. Der Staat (H. M.) beſchränkt 
eine Belteiligung, fojern eine ſolche ſtattfindet, 
auf die —— einer Subvention und Entſen— 
dung von Delegierten in das Kuratorium, „Ko— 
mitee“ u. dgl. „Das k. k. öſterr. H.-Mufeum” in 
Wien iſt eine ſtaatlich ſubventionierte Geſellſchaft 
zur Förderung der H.-Begiehungen der Monarchie 
mit bem geſamten Auslande. Im § 16 ſeines 
Statutes wird insbeſ. ſeine Stellung gegenüber 


dem F M. geregelt. 

. Staatl. Beſtellung von Vertrauens— 
perfonen u. -Wnftalten im Qntereffe des 
Handelsverfehres. a) HandelSmialler oder 
Genfale. Sie haben ihre Regelung in dem mit 
G. 41V 75, R. 68, —— Titel des 1. Buches 
des H. G. gefunden. Sie ſind amtlich beſtellte u. be— 
eidete Vermittler für H.-Gefdafte (Art. 66). Ihre 
Geſchäſte find jedoch keine HeGeſchäfte, fie find 
daher aud) nicht Kaufleute Art. 272, 3. 4, und 
Art. 4 H. G.); jedod) find die aus ihren Geſchäf⸗— 
ten entitehenden Rechtsverhältniſſe H.-Sachen (§ 39, 
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3 1, Ginf. G gum H. G.). Die Ernennung der 
Maller erie durd) die Börſenleitung bezw. 
burd) die Handelsfammer (Art. 84, 8. UD), die 
Beeidigung bei der polit. Landesſtelle, welche auch 
das Bejtellungsdefret ausfertigt Art. 84, 8. IV). 
Die H.-Miafler finnen fic) in Gremien vereinigen 
(Art. 84a). Jor Wirtungstreis ijt örtlich anuj 
bejtimmte Bezirke begrenzt (Art. 86, 8. TV) und 
fachlid) entweder ein allg. oder auf beftimmte Ar— 
ten von Gejchiiften beſchränkt (Art. 68). Befondere 
Dienftverpflichtungen pofitiver (Treue, Redlichfeit 
ujiv.) und negativer Natur Geſchäftsverbot uſw.) 
follen ite Vertraucnswwiirdigfeit garantieren (Art. 69 
fi-) Insbeſ. find fie verhalten, Handbiicher u. Tage- 
bücher (Journal) gu führen (rt. 71) und Schluß— 
noten auszuſtellen Art. 73), welchen (die in Art. 77 ff. 
getegelte) Beweistraft und die Eigenſchaft öffentl. 

rfunden (§ 292 8. P. ©.) gufommt. Die Ent- 
lohnung der H.⸗Mäkler ijt in der Méflergebiihr 
(Senjarie) gelegen (Art. 82). Eine befondere Be- 
deutung erhält das Inſtitut der H.⸗Mäkler da- 
durch, daß nad § 8, bya iy die amtl. Er⸗ 
mittlung der Rurfe auf Grund der von den H.- 
Miéiflern abgeidloffenen Geſchäfte und der ihnen 
hiebei in Ausübung ihre’ Amtes befannt gewor- 
denen Daten erfolgt. 

b) Sachverftindige und Schätzmeiſter. 
Det Sachverjtindigenbeweis ijt im 5. Titel des 
1. Abſchnittes des 2. Teiles der 8. P. O. 1 VII 
95, R. 113 ($$ 351—367), geregelt. Um ftindig 
cine ausreichende Angahl von Sachverſtändigen u. 
Schigmeiftern gur Verfiiqung gu haben (§ 48 Einf. 
G. gum H. &.), beftellen die S Scsericite iiber Bor- 
ſchlag der Handels- u. Gewerbefammern fiir die 
verſchiedenen Branden becidete Sachveritiindige u. 
Schipmeijter (§ 353 8. P. O. und $$ 1299 u. 1300 
a. b. G. B.). Die Einvernahme folder Perfonen 
ijt im H. G. in vielen Fallen augsdriidlid (3. B. 
Yrt. 162,254, 348, 365 ufw.) vorgejehen. 

c) DOffentlL Meß- u. BWageanftalten 
(G. 19 VI 66, R. 85). Ihre Beicheiniqungen find 
mit der Beweiskraft öffentl. Urfunden ausgejtattet 
(§ 1 git. G.). CS. im tibrigen den Art. „Wäge— 
u. Mefanftalten’’. 

XVII. Beſondere gefebl. Regelung des 
nad beſtimmten Richtungen und einzelnen Zwei— 
gen. a) Im Inlande. Eine beſondere Riicfidt- 
nahme auf die Eigenheiten des H.Verkehres er- 
ſcheint in der Schaffung von auj dielen bezügl. Spe— 
— gelegen. Teils haben dieſe den Swed 

loßer Rechtsordnung und entſpringen der Not— 
wendigleit einer ſpeziellen Anpaſſung des geſatzten 
Rechtes an die Beſonderheiten beſtimmter Verkehrs— 
erſcheinungen, teils ſollen ſie dazu dienen, die aus 
dem H.-Verfehr ſich ergebenden Verhältniſſe u. Be— 
enn in bejtimmter, im öffentl. Intereſſe (aus 
osialpolit. Gründen) fiir erforderlich erachteter Weife 
rechtlich gu beeinflufien, teils den H.-Verfehr iiberb. 
im Ginne der wirticaftspolit. Anſchauungen des 
—— zu lenken. 

Solche Sondernormen ſind beiſpielsweiſe das 
Handelsgeſetzbuch, die W. O. das Börſegeſetz, die 
Gew. O., das Aktien- u. Verſicherungsregulativ, 
das Lebensmittelgeſetz uſw. 
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b) Im Verfehr mit dem Wuslande ers 
fart der H. eine befondere rechtl. Reqelung durd) 
die Handelsverträge“, welche fic) oft aus— 
ſchließlich als foldje, oft als „Handels- u. Schiff- 
fahrts⸗“ oder als „Handels- u. Freundſchaftsver— 
trãge“ bezeichnen. Cie —— vornehmlich den ge⸗ 
ſetzl. Ausdruck der äußeren H.Politik dar und 
enthalten Vereinbarungen der vertragſchließenden 
Staaten über den wechſelſeitigen Warenverkehr, 
die Gründung und den Betrieb von H.Unterneh— 
mungen durd Angehörige des einen Vertragsftaates 
im Gebiete des anderen uſw. (vgl. den Mrt. „Han— 
delsvertriige’). Außerdem bejtehen gum Swede 
internationaler Regelung fpesieller fiir den H.- 
Verfehr bedeutungsvoller Reditsinjtitute befondere 
RKonventionen, fo 5. B. bezüglich des Muſterſchutzes 
und deS Marfenjdubes ſ. die betreffenden Wrt.). 
Sofern die „Handelsverträge“ die wechielfeitige 
Gleichftellung der beiderfeitigen Staatsangehirigen 
im Untritte u. Betriebe von H.- u. Gewerbeunter⸗ 
nehmungen fejtfepen, mug, um die bezügl. Rechte 
der Anlander im Auslande beurteilen gu können, 
auf die betrejfenden ausländiſchen G. zurückgegan— 
gen werden. 

c) Kompetenz. Nad) § 11, lit. d und e, 
des St. G. 21 XII 67, R. 141, gehört die Regelung 
der... . §.=%Ungelegenheiten jowie ded... . 
Pojt-, Cijenbahnwefens . . . ., die Gewerbegeſetz— 
gebung und die Gefeggebung iiber Mah u. Ge— 
wicht, über Marfen= u. Mufterichug gum Wirkungs- 
freije des ReichSrates. 

XVIII. Statijtif. Cine volljtiindige H.-Sta- 

tijtit hatte nebjt der atffecmitbigen Daritellung des 
Warenverfehres nad Menge, Wert, Warengattun- 
gen und den Bewegungsrictungen dieſes Berfehres 
aud) eine Überſicht iiber dic Anzahl, örtl. Vertei— 
lung, Kapitalsmacht und Zugehörigkeit der beſte— 
henden §.=Unternehmungen au den verfdjiedenen 
H.-Biweigen ju bieten. 
, Sine derartiq umfafjende Statiftif bejteht in 
Oſterr. nidt, wohl aber wird der H.Verkehr nad 
— Geſichtspunkten ſtatiſtiſch erſaßt. (Loewen 
eld 


Die Statiſtik des Außenhandels erjolgt 
in Verbindung mit dem zollamtl. Verfahren. Ihre 
Organijation beruht auf dem G. 26 VI 90, R. 132. 
Dore Ergebnifje werden vom H. WM. periodiſch ver— 
dffentlidjt. Neben der Außenhandelsſtatiſtik findet 
cine ſtatiſtiſche Erhebung de3 H.-Verlehres zwiſchen 
Ojterr. u. Ungarn (Zwifdenverlehrsjtatiftih 
auf Grund der faij. B. 21 1X 99, R. 176, jtatt, 
deren Ergebniffe gleidfals vom H. M. publiziert 
werden. 

Uber den inneren Handelsverkehr feblen 
eigentliche ſtatiſtiſche Erhebungen. Dies hat ſeine 
Urſache darin, daß die hier in Betracht kommen— 
den Umſätze ſich im Gegenſatze zum H.-BVerfehr 
liber die Landesgrenze unbehindert von zollamtl. 
Behandlung vollziehen. Statiſtiſche Daten über 
den Innenhandel ſind daher zumeiſt nur ſolchen 
ſtatiſtiſchen Erhebungen ju entnehmen, welche nad) 
der ihnen zu Grunde liegenden Abſicht anderen 
Bweden als jenen der HeStatiſtik au dienen be— 
ſtimmt find. Als ſolche Statiſtilen fommen in Be— 
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tracht: Die Eiſenbahnſtatiſtik über die von jeder 
Bahnunternehmung beförderten Waren; fie wird 
vom Cif. M. veriffentlicht; weiter die Statiſtik 
liber den Schiffahrtverfehr auf den beimifden 
Flüſſen, publigiert in der von der k. k. ſtatiſtiſchen 
Sentralfommijjion herausgegebenen „öſterr. Sta- 
tijtif’; ſchließlich die Statijtif des Seehandels und 
der Seejchiffabrt, weldje von der Börſedeputation 
in Trieſt verdffentlidjt wird. Die jtaatl. Nachweife 
iiber den Berfehr der monopols- u. fonfumjteuer- 
pflictigen Wrtifel enthalten ftatijtifde Daten über 
den H. Verkehr dieſer Gegenjtinde. Sie werden in 
den W. d. F. M. verdjjentlidt. Cine, allerdings 
örtlich begrenzte, Erjajjung des inneren H. findet 
durch die ſtatiſtiſche Erhebung des H. der jog. „ge— 
ſchloſſenen Städte“ ftatt, deren Ergebnijje in den 
ſtatiſtiſchen Jahrbüchern dieſer Städte enthalten 
ſind. In ähnl. Weiſe enthalten ſtatiſtiſche Daten 
aud) die Jahresberichte der Handels- u. Gewerbe- 
fammern, die Wart: u. Börſeberichte u. dgl. m. 
Val. im iibrigen den Art. „Verwaltungsſtaniſtik“. 
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Deutichen H.-Gefepbucd), Wusgabe fiir Oſterr. 1904 
und die dort angegebene Literatur. Thöl: Das 
%.-Recht, 1871. 

Allg. Privat: u. Prozeßrecht: Burdhardt: 
Syitem des öſterr. Privatrechtes, 1885 — 1889. 
Dernburg: Lehrbuch des preußiſchen Privat— 
redjtes, 1894 - 1897. Dniestrzanski: Das Weſen 
des Werflieferungsvertrages nad) öſterr. Rechte, 
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1898, Ed: Vortriige tiber das Recht des bürgerl. 
Geſetzbuches, 1898. Gierfe: Deutſches Privatrecht, 
1895. Haſenbhrl: Das öſterr. Obligationenrecht, 
1892—16899. — — — Sy- 
ftem de8 allg. Sfterr. Brivatrechtes, 1899—1900. 
Menger: i des öſterr. Zivilprozeßrechtes, 
1876. Pollak: Syſtem des öſterr. Zivilprozeſſes, 
1903; derjelbe: Die Beweisſicherung gegen Fracht— 
fiibrer u. Schiffer, Zeitſchrift fiir den deutfchen 
Zivilprozeß, XXXIIL; derfelbe: Die Zwangsver— 
waltung wirtfchaftl Unternehmungen, 1899; 
Sdhubert-Soldern: Die Hwangsverwaltung 
und die ger gg u. BVerwaltung nad) Exe— 
kutionsrecht, 1903. tubenraud: Kommentar 
jum öſterr. a. b. G. B., neue Ausgabe von Sdyufter- 
Bonnot u. Sdyreiber, 1902. 
Gewerberecht: B, Können zwei oder mebhrere 
phyſiſche Perfonen ufw.? B. R., Qabrg. 1894. 
Biſchoff: Die offene H.-Gefellidaft als Hand— 
werfer, ebenda Jahrg. 1904, Brojde: Bur 
Frage der geiellidiajtl. Gewerbebetriebe, ebenda 
Jahrg. 1896; derjelbe: Uber den Begriff des Ge- 
werbes nad) öſterr. Gewerberedte, ebenda Jahrg. 
1901; Dderjelbe: Uber den Berlujt der Gewerbe- 
beredjtiqung, ebenda ef Patt Davy: Bur 
Frage der Zuläſſigkeit des Gewerbebetriches durch 
mehrere phyſiſche Berionen, ebenda Sabrg. 1894. 
Heilinger: Oſterr. Gewerberedt, 1894. Romore 
Ynsti: Die Beredtigungen zur Führung der 
ezeichnung ,f. k. privilegiert“ und des fait Ad⸗ 
lers, Jur. Bi 1902; derjelbe: Die Gew. O. ufw. 
(Manziche Ausgabe), 1904. Kral, Die Betriebs- 
pilicht im Gewerbe, B. 8., Jahrg. 1902. Kras— 
nopolsfti: Der givilrechtl. Anhalt de3 G. 8 III 85, 
Grünhut 8., Bd. XIV. Kuliſch: Syftem des öſterr. 
Wewerberechtes, 1, Bd., 1905. Mataja: Grundrif 
deS Geiwerberedtes und der Arbeiterverſicherung, 
1899. Rehm: Die rechtl, Natur der Gewerbe— 
fonjeffion, 1889. Geltjam: Syſtem des öſterr. 
Gewerberechtes, 1899. Seltjam u. Poffelt: Die 
öſterr. Gew. O. 18858. Stubenraud: Handbuch 
des neuen öſterr. Gewerberechtes, 1860. 
Verſchiedenes: Adler: Das Recht am Namen 
nach öſterr. Sivilrecht, Griinhut 8., Bd. XXXL. 
Bernatzik: Die juriſtiſche Perſönlichkeit der Be— 
hörden, Archiv fiir öffentl. Recht, Bo. V. Brune 
ſtein: Die Reklame im Lichte des Rechtes, 1905. 
Dautz: „Laienverſtand u. Rechtſprechung“ in 
Iherings Jahrbüchern, Bd. 38. Eiſele: Der unver- 
bindl. Inhalt der G. Archiv fiir zivile Praxis, Bd. 69. 
Franckel: Die Beſtimmungen des öſterr. Rechtes 
egen unehrbaren Wettbewerb, 1884. Weller: 
a8 Recht der wirtſchaftl. Konkurrenz, Oſterr. 
Zentralblatt fiir die juriſtiſche Praxis, 1880 — 1893. 
Leonhard: Der unlautere Wettbewerb und ſeine 
Bekämpfung, 1904. Loewenfeld: „Handel“ in 
Juraſcheks: Die Staaten Europas, 1904. Ma— 
taja: Art. „Handel“ im Handwörtb. Menzel: 
Die Kartelle und die Rechtsordnung, 1902; der⸗ 
ſelbe: Arbeiterverſicherung nach öſterr. Rechte, 
1893. Pferſche: Das Problem des Gewohnheits— 
rechtes, in der juriſtiſchen Vierteljahrszeitſchrift, 
Hd. 19. Puchta: Gewohnheitsrecht, 1828—1837. 
Shwiedland: Ziele und Wege einer Heim 


677 


arbeit&gefepgebung, 1899. Steinbach: Rechts— 
geſchäfte der witttdha I. Organijation, 1896. 


citidriften: Zeitſchrift für das geſamte 
H.-Recht; begriindet von L. Goldſchmidt, 
herausgegeben von K. Lehmann, Stuttgart; 


Grünhut 83., Wien; BV. Z., begründet und 
herausgegeben von Jäger; Amtsblatt fiir die 
F— u. Gewerbeverwaltung, herausgegeben vom 
.M., Wien. Dr. Otto v. Komorzynski. 


Handelsagenten. 


I. Geſchichtt. überblic. — II. Brivatrechtl, Stellung 
der H.; UnterichiedD zwiſchen Agent u. Matler. — III. Bee 
werberecht!. immungen: Das Altere Recht; die Gewerbe- 
— 25 II 1902; Beſchrantungen beim Geſchaftobetriebe 
er ©. 


L. Geſchichtl. liberblid, Das Wewerbe der H. 
ijt verhältnismäßig nod) jungen Urjprunges, bei 
Beratung des alten Handelsgejesbudjes hat man 
von cinet gefepl. Regelung der Rechte u. Pflichten 
der H. abgefehen, „weil es fic) um einen rechtlicen 
nicht fixierten Begriff handele.” Die Vermittlung 
von Warengeſchäften beforgten ehcdem vorzugsweiſe 
die amtlich bejtellten Warenmiafler (Warenſen— 
fale), welche fic) aber, wie ſich gleich zeigen wird, 
in mancher Bejiehung von den Agenten unter- 
ſcheiden. 

Il. Privatrechtl. piney der H. 1. Bn pris 
vatredtl Hinfidt enthält das geltende bfterr. 
Recht feinerlet jpesielle Bejtimmungen fiir Agenten 
(wobl aber dag neue deutſche Handelsgeſetzbuch [10 V 
97], das im § 84 den Begriff Handlungsagenten 
jolgendermafen definiert: , Wer, ohne als Handels- 
gehilfe angejtellt gu fein, ſtändig damit betraut ijt, 
für das HandelSqewerbe eines anderen Geſchäfte 
ju vermitteln oder im Namen des anderen abju- 
ſchließen Handlungsagent), bat ..... “), Gin vom 
öſterr. H. M. im J. 1900 ausgeſchickter Frage 
bogen, betrefiend die Regelung der privatredtl. 
Verhiltnifje der H. u. Handlungsreiſenden, ftellt 
folgende Definition auf: „H. find ſelbſtändige Ge— 
werbetreibende, die, ohne hay Sagar zu 
ſein, von anderen Gewerbetreibenden den nicht auf 
ein einzelnes Geſchäft beſchränkten Auftrag 
übernehmen, für ſie Geſchäfte zu vermitteln oder 
ſolche als ihr Bevollmächtigter in ihrem Namen 
und fiir ihre Rechnung abzuſchließen.“ 

2. Die beiden wichtigſten Unterſchiede zwiſchen 
— — le und Mäkler beſtehen nun 
darin, daß der H. bei feiner Geſchäftsvermittlun 
fiir andere Gewerbe= u. Handeltreibende nicht a 
ein cingel nes Geſchäft beſchränkt ijt, fondern, wie 
das reidSdeutiche Handelsgeſetzbuch jagt, „ſtän— 
dig damit betraut ijt’, während der Waller nur 
von Fall gu Fall von dem — —— aufge⸗ 
ſucht wird, ohne durch einen der locatio con- 
ductio operarum ähnl. — —— ge⸗ 
bunden ju ſein. Außerdem kommt in Oſterr. dazu, 
daß dic Warenmäkler behördliche beſtellte Organe find. 

IIT. Gewerberechtl. Beſtimmungen. 1. Qn 
gewerberedtl Hinſicht erfuhren die Verhältniſſe 
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HandelSagenten. — HandelSgeridte. 





ber H. juerft eine Regelung durch die BV. des H. 
M. 3 xf 52, R. 220. (Vom eon. Stanbd- 
punft wird der H. dort definiert als ein Handels- 
teijender, weldjer das igang, >see zwiſchen 
Erzeuger oder Handelsmann u. Abnehmer betrei- 
ben will und nicht im unmittelbaren Dienſte eines 
Erzeugers oder Handelsunternehmers ſteht. 

Die V. von 1852 wurde, ſoweit ſie ſich auf 
inländiſche H. bezieht, dadurch hinfällig, daß ſich 
bie Gew. O. von 1859 im § 50, die Nov. von 
1883 aber im § 59, Abſ. 3, mit den H., das 
find HandlungSreifende und ftabile H., welche fiir 
mebhrere Gewerbetreibende Beſtellungen fudjen, 
bejabte und ihnen die Pflicht zur Anmeldung des 
Gewerbes aujerlegte. Gleichwohl wurden in der 
Minifterialverordnung 16 1X84, R. 159, die §$9 u. 
10 (f. weiter unten) der B. von 1852 als auf- 
recht beftehend erflirt. 

2. a) Die nunmehr allein geltende Nov. 25 IT 
1902, R. 49, bejtimmt in § 59e: „H., welche 
nidt im Dienjte cines Gewerbetreibenden 
fteben, haben ihren Geſchäftsbetrieb nad § 11 an— 
umelden.” Hier wird aljo auf die Sel bjtindig- 
eit (verb.: Nidt im Dienjte ...) das Haupt- 
ewicht gelegt und dieſe Celbjtindigfeit in allen 

en von vornberein angenommen, wo der Agent 
mehrere Firmen vertritt (verb.; eines Gewerbes). 

b) Selbjtiindige H. diitjen nur mit Inhabern 
pon Geſchäftsbetrieben (j. Urt. ,.Handlungs- 
reijende“) in Berfehr treten und nur diejen Per— 
jonen Mufter von Gegenjtinden, welche in deren 
efchiiftsbetriebe Verwendung finden, gum Swede 
der Untniipfung von Geſchäften vorlegen, ihnen die 
Preiſe der Waren mitteilen und von ihnen Be- 
ftellungen auf Gegenſtände der gedachten Art ans 
nehmen (§ 59c, Ubj. 2). H. iſt es nicht geftattet, 
auger ihren Mujtern nod Waren mit ſich gu 
fiibren und Muſter oder Waren fiir cigene Rech— 
nung 3u verfaujen (§ 59c¢, Abſ. 3). H., welche ibr 
Sef H im Umberreifen betreiben, dürfen feine 
eigenen Warenlager oder Magazine haben 
(§ 59 c, Abſ. 4). Muſter find als folche vom Boll: 
madhtgeber des Agenten entipredend gu bezeich— 
nen (§ 59%, lepter Abſ., und § 14 der B. 27 XI 
1902, R. 242). (Wie diefe Bezeichnung erfolgen 
foll, ijt in der neuen Durchfiibrungsverordnung 
zur Nov. von 1902 nicht gefagt, ebenjowenig wie 
eine Sicherheit dafiir au ſchaffen ijt, dab die Be- 
eidnung mit dem Worte „Muſter“ durd den 

ollmachtgeber erfolgt; die erjte Durchfiihrungs- 
perordnung [41X 1902, R. 9— enthielt in § 12 
bieriiber Genaueres, dod) find dieje Bejtimmun- 
gen dem Wideritande der is gegen die B. 
gum Oper gejallen ſſ. Art. „Handlungsreiſende“]. 

e) Die in der B. von 1852 enthaltenen Be- 
ſchränkungen, dah der Ugent fic) nicht durch einen 
anderen vertreten laſſen ( 10) und beftellte 
Waren an den VBejteller nicht abjenden dürfe 
(§ 9), find in den § 59c Gew. O. nicht hinüber— 
— worden. (Anderer Anſicht Ulbrich, im 

tt. „Agenten“, I. Bd., S. 33 unter IV.) In dem 
Erl. des H. M. 27 XII 1902, 8. 6385, wurde nod 
ausdrücklich bemerft, da die oben erwiibnten V. 
pon 1852 u. 1884 feine Geltung mebr befipen. 


d) Auf ihren Geſchäftsreiſen im Inlande miii- 
fen Agenten wie alle Gewerbetreibende (B. 27 XII 
1902, R. 242, § 12) den Gewerbefdein als Lee 
Sahel mitfiihren: auslindijde Ugenten 

dienen fic) ihrer in der Heimat audgejtellten Ge— 
werbelegitimationstarten, fall fie Staaten 
angehiren, mit weldjen in den H. B. ausdrückl. 
Be ——— über Gewerbelegitimationen verein⸗ 
bart find oder welche (regiprofes Vorgehen in die— 
jem Gegenjtande vorausgeſetzt) das Rect der Meijt- 
begiinjtiqung geniefen. 3. aus andetn Staaten müſ⸗ 
fen ihren biefigen Geſchäftsbetrieb als felbitindiges 
®ewerbe anmelden (Erl. des H. M. 23 IV 1903, 
3. 6350/02). 

e) Bum Sdlufje fei bemerft, dag die Er— 
leichterung de § 59a Wew. O. fiir den Ber 
trieb von Gold⸗ u. Silberwaren, Juwelen, Uhren 
u. Edeljteinen auf Agenten wohl feine Anwen— 
bung findet, da a. a. O. nur von Erzeugern u. 
Händlern, nidt aber aud) von Agenten —— 
wird. — Bal. aud den Art. „Agenten“, insbeſ. 
bei IV, ferner die Art. Handelsmatler“ u. „Hand⸗ 
lungsreiſende“. 


Literatur. 


Barth-Barthenheim: Ojterr. Gewerbs- 
u. Handelsgejepfunde (Wien 1846) Il, 306 FF. 
Staub: Kommentar gum Handelsgeſetzbuch (Berlin 
1900) 305 ff. Mikuſch: Die Einſchränkung des 
Detailreifens ujw. in Schmollers Jahrbuch fiir 
Geſetzgebung ujw., Jahrg. XXVII, Heft UL, 
S. 177 ff, 191 f. Mifu dh. 


Handelsgeridte. 


I. Organifation der H. — 11. Zufldndigfeit ber GS. — 
TIL, Lofung von Kompetenzzweifeln. 


I. Orqanijation der H. Die neue J. N. 1 VU 
95, R. 111, und das Cinf. G. hiezu 1 VIII 95, 
R. 110, haben gu widtigen Beriinderungen hin— 
fichtlich der Unsiibung der Handelsgerichtsbarkeit 
geführt. Einerjeits wurden die Handelsbagatellge- 
richte in Wien, Brag u. Trieft aujgelajjen (Art. X 
inf. G.), an deren Stelle Handelsbezirksgerichte 
traten, anderfeits wurde der Kreis der den H. jus 
geiwiejenen Rechtsſachen überh. bedeutend enger ge- 
ogen, indem in vielen Fallen nicht mehr die Eigen— 
—* des der Klage zu Grunde liegenden Rechts— 
eſchäftes als Handelsgeſchäft die Suitiindigteit der 
9 begründet, ſondern bei einer großen Gruppe 
von den der Handelsjudifatur zugewieſenen Rechts⸗ 
jadjen auch noc) cine bejtimmte Qualififation des 
Beflagten dagutreten muß. Daraus ergibt fid, daß 
viele Broxefje, in denen gwar HandelSredt anzu—⸗ 
wenden ijt, dennoch nidt der Handelsgerichtsbar— 
feit zugewieſen find, fondern, weil fie fic) nicht 
gegen eine im HandelSregijter eingetragene Firma 
refp. eine regijtrierte Enwerbs- u. Wirtſchaftsge— 
noſſenſchaft ricdjten, vor den gut Ausübung der 
allg. Gerichtsbarkeit berujenen Geridten rejp. Se— 
naten gu verbandeln find (§§ 51 u. 52 9. R.). 


Handelsgerichte. 


Die Handelsgerichtsbarkeit wird ausgeübt von 
ſelbſtändigen H., von „Handelsſenaten“, von Han— 
delsbezirksgerichten und von den zur Ausübung 
det allg. Gerichtsbarkeit berufenen Bezirksgerichten. 
Selbjtindige H. beftehen in Wien, Prag u. Triejt, 
lepteres fungiert aud als Seegericht. Qn allen an- 
deren Orten wird die Handelsgeridtsbarteit nicht 
von jelbjtindigen Geridtshifen, ſondern von jpe- 
jiellen yg ber andes oder Kreis- 

erichte ausgeiibt, den jog. ,,Handelsfenaten”. 
{8 Borjipende fiir die Handelsjenate find nad 
§ 7 &. O. (B. des J. M. 5V 97, R. 112) wenn 
miglid) Perjonen ju wählen, die bei Bezirksge— 
tidjten fiir Handels- u. Seejadjen als Eingelrichter 
die ſtreitige Geridjtsbarfeit ausgeiibt haben. So— 
wohl dieje ,,Handelsjenate’ als auch die Senate 
der felbjtindigen H. find mit drei Ridjtern beſetzt, 
von denen zwei rechtsgelehrt find und einer ein 
„fachmänniſcher Laienridter’ iſt (§ 79. Rj. Das 
Amt des lepteren ijt cin Ehrenamt, au defjen An— 
nahme niemand verpflidjtet ijt § 20 &. D. G. (G. 
27 XI 96, R. 217). Ru demſelben befähigt ijt je— 
der unbeſcholtene Inländer, der infolge jeines 
Berufes iiber cine genaue Kenntnis des Han— 
dels⸗ u. Schiffahrtsbetriebes und der dafür geltenden 
G. u. Gewohnheiten verfiigt, das 30. Lebensjahr 
vollendet hat und nicht im Genuſſe feiner bürgerl. 
Rechte oder in der Verfügung iiber jein Vermö— 
gen durd) G. oder ridjterl. Anordnung beſchränkt 
ijt, Die Ernennung der Laienricter erjolgt auj 
Vorjdlag der Handels- u. Gewerbefammer u. jv. 
auf 3 Jahre, wobei Wiederernennung zuläſſig iit. 
Was ihre ricterl. Stellung anbelangt, jo fommen 
den „fachmänniſchen Laienrichtern“ fiir die Dauer 
ihres Amtes die Rechte u. Pflichten eines felb- 
ſtändigen Richters su, weshalb ire Amtsentſetzung 
(auger den Fällen ſtraftechtl. Berurteilung und 
des Verlujtes der Cigenberedtigung) nur durch 
Erfenntnis des Oberlandesgerichtes verjiigt wer— 
den fann (§ 21 G. O. G.). (Bgl. aud die B. der 
Minijter der Guftiz und des Handels 1 VI 97, 
R. 129, über die rnennung der fachmänniſchen 
Laienrichter aus dem Handelsſtande und aus dem 
Kreiſe der Schiffahrtstundigen.) 

Jn den den Begirfsgerichten zugewieſenen 
Bweigen der Handelsgeridjtsbarfeit —— ent⸗ 
weder beſondere Handelsbezirksgerichte Wien, Prag, 
Triejt) oder die zur Musiibung der allg. Gerichts— 
barfeit berufenen Begirfsgerichte. Ym legteren Falle 
findet die Gondergericdtsbarfeit Darin ihren Aus— 
dbrud, daß der Ridjter in das in der Rechtsjache 
ergehende Urteil den ausdrückl. Beifag aujnimmt, 
bah die E. in Uusiibung der Handelsgerictsbar- 
feit gefillt wurde (§ 446 8. B. O.). Die Bedeutung 
diefes Beifages liegt darin, dak die gegen ein fol- 
des Urteil erhobene —— an den Handels— 
fenat des iibergeordneten Gerichtshofes geht (§ 3 
J. N.). Der Rechtszug gegen die E. der Handels- 
besirtégeridte in Wien, Brag u. Trieſt geht an 
die dort beftehenden felbjtindigen H. Den in 1. Ane 
ftang funftionierenden H. oder „Handelsſenaten“ 
ijt in 2. Inſtanz das Oberlandesgericht iiberqeord- 
ah —* Inſtanz entſcheidet in allen Fällen der 
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Il. Zuſtändigkeit der H. Die H. reſp. die 
Handelsſenate der Landes- oder Kreisgerichte ſind 
zuſtändig: 

a) wenn ber Streitgegenſtand an Geld 
ober Geldeswert den Stra von 1000 K 
iiberfteiqt: 

1. fiir Streitigfeiten, welche aus Handelsge- 
ſchüften hervorgeben, wenn die Klage gegen cine 
— 3 oder einen Kaufmann, deren 

irma im Handelsregijter erjcheint, oder eine re- 
gijtrierte Eriverbs- u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaft ge- 
ridhtet ift und das Geſchäft auf Seite des Bee 
lagten ein Handelsgeſchäft ijt. Nad) den E. des 
©. &. H. 27 XI 1902, 8. 15807, G. 3. 1903:16, 
und 25 VI 1902, 8. 8890, Qur. Bl. 1902:47, ift 
in Ddiejen Fällen die Zuftindigfeit der H. aud 
dann begriindet, wenn die Klage beim Vorbanden- 
jein dex tibrigen Borausfepungen gegen den eins 
aelnen Geſellſchafter einer offenen Handels— 
geſellſchaft gerichtet ijt. Beftritten ijt es, ob gegen 
die vom Ctaate betriebenen Cijenbahnen die H. 
uſtandig ſind. Dagegen ſpricht ſich aus Pollak, 

nitem S. 263, Abſ. 3, dafür Canſtein Kompen— 
dium (1905) S. 257, A. 2, und in Leske-Löwen— 
jeld S. 43, Abſ. 5 (2. Wufl.) unter Berufung auj 
eine E. de3 O. G. H. 

2. obne Rückſicht auf die Eigenſchaft 
der ftreitfiihbrenden Teile fiir nachftehende 
Handelsſachen, felbjt wenn fie nicht aus Handels- 
geſchäften entitehen § 51 9. N., § 39 inf. G. 
jum ©. G. B.: 

a) Streitigfeiten aus der Veräußerung eines 
bejtebenden Handelsgewerbes zwiſchen den Kontra— 
henten; in Anſehung des Rechtes gum Gebraud 
einer Firma zwiſchen den Rechtsanjprechern; we— 

en des widerredjtl. Gebrauches einer Firma zwi— 
hen den beeintradtigten und den unbejugten Füh— 
tern der Firma; aus den Berufsgeſchäften der 
Handelsmifler, Wider, Meffer und anderer Per— 
jonen, welde aur Bornahme u. Beſtätigung abn. 
Verridtungen im Handelsverfehre bejtellt find, zwi— 
ſchen denfelben einerfcits und den Barteien anderfeits; 

&) Streitigfeiten aus den Rechtsverhältniſſen 
der Kaujleute mit ihren Brofurijten, Handlungs- 
bevollmadtiqten, Handlungsgebilfen und mit an- 
deren in ihrem Gewerbe angejtellten — nicht bloß 
Wejindedienfte verricjtenden — Berfonen; ferner 
aus dem Rechtsverhältniſſe aller diefer Perſonen 
au Dritten, welchen fie ſich im Gewerbe de8 Prin— 
aipals verantwortlid) gemacht haben (Art. 55 u. 
59 H. G. B.); 

+) Streitigteiten aus den Rechtsverhältniſſen 
der Handelsgeſellſchafter — der Vorſteher 
u. Liquidatoren der Geſellſchaft zueinander und zu 
den Geſellſchaftern; der ſtillen Gefellidafter gu dem 
Inhaber des Handelsgewerbes; der Teilnehmer an 
einer Bereinigung au eingelnen Handelsgeſchäften 
für gemeinſchaftl. Rechnung oder an einer Ver— 
einigung gum Handelsbetriebe (Art. 10 H. G. B. 
zueinander u. i in allen dieſen Fallen ſowohl 
während des Beftandes als nad) der Auflöſung 
des geſellſchaftl. Verhältniſſes; 

) obne Rückicht auf den Wert des 
Streitgegenjtandes: 
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1. fiir alle Rechtsftreitigfeiten, welche aus 
Wechſelgeſchüften entipringen nicht aber fiir dic 
auf Grund eines verjährten oder präjudizierten 
Wechſels erhobene Bereicherungstlage); 

2. fiir Klagen aus den Rechtsverhaltnifjen, welde 
fi auf den Schutz und den Gebraud) von Marten, 
Muftern, Modellen u. Privilegien besiehen. (Bgl. 
aud) § 96 des Patentgejepeds.) Nach der E. des 


D. G. H. 5 X 98, 3. 13409, Sentralblatt S. 1045 
(Sperl, Nr. 96), ijt der Handelsgerichtshof insbeſ. 
auch eines Batent- 


uſtändig fiir die —— — 
eingriffes und die Beſchlagnahme der nachgemach— 
ten Gegenſtünde; 

3. für alle Hagen aus den Gefchiiften, welche 
fid) auf Secjchiffe und bie Seefahrt beziehen, fo- 
wie aus allen fonftigen Rechtsverhiltnijjien, welche 
nad) Privatſeerecht gu beurteilen find, fofern folche 
Streitigfeiten nicht ausdriidlid) den Handels- 
bezir — zugewieſen ſind; 

4. Klagen gegen Eiſenbahnunternehmungen 
a Erjagleijtungen fiir die durch Creignungen 


auf Eiſenbahnen herbeigeführten Berlegungen u. 
— von Menſchen (§ 3 G. 5 TIT 69, R. 27, 
Urt. VI, 8. 2, Einf. G. zur J. N., ferner § 1 


G. 12 VIL 1902, Nr. 147); 

5. fiir die Nichtigkeitsbeſchwerde und die Un— 
wirffamfeitsflage gegen ein Erfenntnis des Bör— 
fenfchiedSgeridjtes (rt. XXII, XXV_ inj. G. 
zur 8. P. D.); 

6. fiir Erbteilungsprozejje, in welchen das 
Handelsgeridt in Wien, Prag oder Triejt die 
Verlaßabhandlung durchfiihrt; 

7. fiir Ronfursftreitiqfeiten im Nonfurs pros 
tofollierter Firmen. 

Bor die — Wit Nida gebiren: 

1. die oben unter a) bezeichneten Rechtsſachen, 
wenn der Streitgegenjtand an Geld oder Geldes— 
wert den Betrag von 1000 K nicht iiberfteigt; 

2. obne Riidfidt anf den Wert ded 
Streitgegen{itandes: Die Geltendmachung von 
AUnipriidven aus der Schiffsmiete, dem Seefracht- 
geſchäft und dem Dienjtverhiiltnijje der Schiffs— 
mannſchaft, jerner die Aufnahme der Seeverflarung 
(§ 52 J. N.. 

Durd Vereinbarung finnen Rechtsjachen, 
fiir welche an fic) cin H. oder ein Handelsjenat 
zuſtändig wire, auch vor ein zur Ausübung der 
allg. Werichtsbarfeit berujenes Gericht gebracht wer- 
den, hingegen fann nie umgefehrt Handelsgerichts— 
barfeit durch Bereinbarung an Stelle der aflg. 
Geridtsbarfeit begriindet werden. Cin auf Grund 
einer joldjen Bereinbarung eingeleitetes Verjabren 
wiire nichtig (§ 477, 8. 3, 3. B. D., $ 104 J. M.). 

Aus Q 104 in Berbindung mit § 96 J. N. 
ergibt ſich, daß cine der Handelsgerichtsbarfeit zu— 
—— Rechtsſache auch dann durch eine Wi— 

erklage anhängig gemacht werden lann, wenn 
dieſe Qualifikation bezüglich des in der Vorklage 
geltend gemachten nicht zutrifft. Oin- 
gegen ijt es ungulajfig, einen den Zivilſenaten zu— 
gewiejenen Wniprud durch) Widertlage in einem 
vor dem H. gefiihrten Prozeß geltend gu machen. 

Ubgefehen von den eh Pe Streit: 
jachen jind die H. refp. Handelsfenate nod beru- 
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fen zur Führung der Handelsregijter und der Re— 
giſter über Erwerbs- u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, 
ur Verhandlung der Konkurſe über protofollierte 
irmen, zur Amortiſierung von Wechſeln und an— 
deren nad) Art. 73 der W. O. au behandelnden 
Urfunden (§ 115 3. 9), — privilegierter 
Wertpapiere und ferner zur Beftitigung fiber die 
Führung von Handelsbiidern (§ 120 J. N.). 

Die H. in Bien, Prag u. Trieft find auch 

fompetent zur Abhandlungspflege nad) protofollier- 
ten Staujleuten u. Fabrifanten (refp. nach offenen 
Wefellidjaftern) joie gur Bejorgung der Vormund- 
ſchafts⸗ u. Kuratelsgeſchäfte über foldje Perſonen 
und die von ihnen hinterlaſſenen Kinder, inſolange 
letztere mit ihrem Pupillarvermögen bei dem Hand⸗ 
lungs⸗, Fabrikunternehmen beteiligt find (laiſ. V. 
21 XII 55, R. 2 ex 1856, Art. VIII Einf. G. 
zur J. N.). 
LIL. Löſung von Kompetenzzweifeln. Obwohl 
die J. N. ſchon durch die Einſchränkung der den 
H. zugewieſenen Rechtsſachen (vgl. J. das Ent— 
ſtehen von ae te au verhindern 
juchte und ire Lijung fiir viele Fille durch die 
Feſtſetzung der leicht feſtſtellbaren Protofollierung 
des Beklagten als Kompetenzvorausſetzung erleich— 
terte, wurde auch noch durch die Einf hrung eines 
anz neuen Vorganges in der Entſcheidung 
olcher Kompetenzzweiſel der prozeßſtörende Ein— 
fluß dieſer Zuſtändigkeitsſtreitfragen weſentlich ver— 
mindert. Streng genommen muͤßte nämlich nach 
den ſonſt geltenden Grundſätzen unſeres Zuſtän— 
digkeitsrechtes ein H. oder ein Handelsſenat die 
weitere Verhandlung einſtellen und die Klage ab— 
weiſen, wenn der Beklagte mit Erſolg die Einrede 
geltend macht, daß die Rechtsſache der Handels— 
gerichtsbarkeit nicht unterliegt; ebenſo umgefehrt; * 
ja erſteren Falles wäre die Klage ſelbſt nach der 
erſten Tagſaßzung von Amts wegen abzuweiſen, 
weil dieſe Art von Unzuſtändigkeit durch Verein— 
barung nicht beſeitigt werden fann, daher aud) 
ohne Einrede wahrzunehmen ijt (§ 104 J. N., 
§ 477, 3. 3). 

Der Kläger bitte in diejen Fallen, eventuell 
nad) Erhebung der zuläſſigen Rechtsmittel, cine 
neue Rlage bet dem nunmehr jujtindigen Geridte 
anjubringen. Die bis dabhin geleiitete Prozeßtätig— 
feit wäre — abgefeben von der Verzögerung der 
Sache — verloren. Um dieje Weitlaufigfeiten ju 
vermeiden, fat die J. N. in den 88 61—64 x 
MN. den im nachitebenden ausgeführten vereinfach— 
ten Vorgang in der Löſung folder Rompeteng- 
zweifel gugelajien. Die Anwendung desfelben hingt 
pom Ermejjen des Gerichtes ab, welches dabei auf 
die Lage der Sache und die Bedürfniſſe des Ein— 
zelfalles tunlichſt Riicficht au nehmen hat. Es 
finnen fich zwei Eventualititen ergeben. Entweder 
ift der Senat, dejjen fachl. Zuſtändigleit bezwei— 
felt wird, in der Lage, vor Eingehen in die Haupt= 
fade abgejondert über die Zuſtändiglkeitsſrage ju 
enticheiden oder ev behält fic) dieje Beſchlußfaſſung 
bis zur meritorijden Erledigung des Prozeſſes 
und der E. in der Hauptiache bevor. Entfcheidet 
der Senat iiber die Zuſtändigkeitsfrage vor der 
Berhandlung zur Hauptſache und erklärt er fich fiir 
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nicht zuſtändig, ſo kann ſogleich ein Wechſel in der 

Beſetzung des Senates in der Richtung vorgenom⸗ 
men werden, daß der Senat in ſeiner neuen Zu— 
ſammenſetzung dem über die Zuftandigtetsfrage 
ergangenen Beſchluß entſpricht. Hat er urfpriing- 
li 8 Sivilfenat verhandelt und ift er nun der 
Anfdauung, dak Handelsgerichtsbarteit begriindet 
ijt, fo ſcheidet ein — Richter aus und an 
feine Stelle tritt ein Laienrichter. Ym en tgegenge- 
fepten Galle wird der Laienrichter durch einen ge- 
lehrten Richter erfept. Der veriinderte Senat geht 
ſogleich in die Verhandlung ut Hauptiade ein; der 
Beſchluß über F Zuſtändigkeitsfrage wird gemein⸗ 
ſam mit der E. zur Hauptſache beſerugt, iſt 
daher nicht jelb tändig anjedjtbar. 

Bon diejen Fällen der Herangichung eines 
Erſazt richters ijt die Beiziehung eines Ergän— 
jungSricjters sur Verhandlung zu unterjdjeiden. 
Halt nämlich der Senat eine al gejonderte &. über 
die Zuſtändigkeitsfrage nicht fiir tunlid) u. zweck- J 
miipig, fo fann der Vorfipende der weiteren 
Verhandlung in der Hauptſache einen „Erxgän— 
zungsrichter“ beigichen, nad) Lage der Sache 
entiweder einen richterl. — oder einen fach- 
männiſchen Beijiper. Nach Durchfiihrung der Ver— 
handlung wird dann vorerjt iiber die — 
keitsſrage entſchieden: Iſt nach Anſicht des Sena- 
tes die Handelsgerichtsbarkeit begründet, ſo ſcheidet 
ein rechtsgelehrter Richter aus, und umgekehrten 
Falles der Laienrichter. Der ausiceidende Richter 
iit verpflidtet, dem Borjigenden feine Meinung 
fiber die ©. der Streitſache in bejonderer fchriftl. 
Uusfertiqung binnen 3 Tagen befanntzugeben. 
Dieſes Votum ijt dem Beratungsprotofolle beizu- 
legen und erlangt fiir den Fall Bedeutung, als! R 
die höhere Inſtanz in der Zuſtändigkeitsfrage an- 
derer Unficht ijt als das Prozeßgericht 1. Inſtanz. 
Es iſt nämlich in dieſem Falle auf die Unzuſtän— 
digleit „nicht weiter Bedacht zu nehmen, falls auch 
das vor der ©. aus dem Senate ausgeſchiedene 
Mitglied nad) Anhalt feines den Wften beilieqen- 
den Votums die Rechtsſache fo entidicden hatte, 
wie e3 durch den angefodjtenen Spruch geſchehen 
ijt” ($$ 62, 64 J. N.. 

Die Herangiehung eines Erſatz⸗ oder Ergän⸗ 
jungsmitrichters ijt ansgefchlojjen in Rechtsſachen, 
die vor den Landesgerichten in Wien, Prag oder 
Triejt verhandelt werden, weil dicfem Gerichte 
Handelsbeijiger nicht angebiren. 

Der in den $$ 61—64 fefigelegte Vorgang 
ur Löſung der Zuſtändigkeitsfrage fa nn ſowohl 
ei Erledigung einer Unzuſtändigleits einrede des 
Beklagten, als auch in den Fällen abſoluter In— 
fompeten; (§ 63, Abſ. 2) von Wmts wegen einge⸗ 
leitet werden, wenn das Gericht hinſichtlich ſeiner 
Zuſtändigleit Bedenken trägt. In beiden Fällen 


ijt es dem Ermeſſen des Gerichtes überlaſſen, ob 


die Klage wegen Unzuſtändigkeit abgewieſen oder 
das Verfahren mit einem Ergänzungs- oder Er- 
fagricdter eingefdlagen wird. Barteiantrages be- 
darj es hiezu feines; es fann daher eventuell der 
auf „Abweiſung der Rlage” wegen — 
—— Antrag meritoriſch mit der —— 
enates erledigt werden. Der Kläger hat dann 
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aus dem Grunde der Unguftindigfeit nur die hie— 
durch verurfadten Mebhrfojten gu tragen. 


Ruellen f. oben. 
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- Die HandelSmaller. — Il. Die Beftellung der H. 
— ut. Amtsepflichten ber G.; die Benrfundung der Gee 
ſchafie — IV. Der Matlervertrag. — V. Brivatmafler. 
I. Die Handelsmäkler. Nac dem 7. Titel 
Lay RS Buches des H. G. bezw. dem G. 4 1V 75, 
&, find H. aac nur die anttlich beftellten 
Sermitties fiir Dandelsgefchijte. Die amtl. Beitel- 
lung ijt aber lediglich für die Geſchäftsvermittlung 
an den Börſen ein gef —* Erfordernis. Außer— 
halb der Börſen iſt zur Geſchäftsvermittlung jeder— 
mann berechtigt, bei dem die allg. Vorausſetzun— 
gen gum Betriebe eines Gewerbes vorhanden find. 
Mur befipen die H. als behirdlid) bejtellte „beei— 
dete Bertrauensperfonen dee Staated“, deren 
Stellung in einiqem jener der Notare ähnelt, einen 
erhibten Anſpruch auj Vertrauenswwiirdigfeit. 
IL. Die Veitellung der H. Angeſtellt werden 
H. nicht nur an Orten, wo Börſen bejtehen, fondern 
iiberall, wo die Bediirfnijje des Verkehres ed 
iinichensiwert maden. Die Unftellung geſchieht 
entiveder im allg. fiir alle Urten pon Barbet e⸗ 
ſchäften oder ‘iit. eingelne Arten derielben, fiir die 
Geſchäftsvermitllung an oder aufer ber Börſe, 
für die Vermittlung in einem beſtimmten Ort oder 
Bezirk. Die Anſtellung geſchieht im Konkurs— 
wege durch die Börſeleitung bezw. Handels— 
tammer; der polit. Landesbehörde iſt die Beſtäti— 
gins. die Beeidiqung und die Ausfertigung des 
eftellungsdefretes, welches den Umfang der Be— 
ſtellung enthalten muß, vorbehalten; — ihr ſteht 
auch zu, den H. dort, wo ſich das Bedürfnis 
äußert, die Befugnis zu erteilen, öffentl. Verſtei— 
erungen von Waren u. Handelspapieren abzu— 
—* welche den Gegenſtand ihrer Vermittlungs- 
geſchäfte bilden. ewerber um cine Stelle 
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müſſen öſterr. Staat&biirger, 24 Qabre alt, eigen— 
beredjtigt, unbeſcholten fein, die freie Vermögens— 
verwaltung befigen und die Miflerpriijung bei 
der Börſeleitung bezw. Handelsfammer mit gutem 
ig bejtanden haben. 

- Umtspflidten der H.; die Beurfun- 
dung der Geſchäfte. Die amtl. Beftellung zur Ge- 
ſchäftsvermittlung begriindet Amtspflichten, deren 
ripe 2, Ordnungs- u. Disziplinarſtrafen nad 
ſich gieht, welche bei Börſenmäklern der Börſe— 
kommiſſär, bei anderen H. die Gewerbebehirde ju 
verhingen berujen find. Dieje find auch beredhtigt, 
zum —* der Überwachung der H. in deren 
Bücher Einſicht zu nehmen. — Dem H. iſt a) jede 
eigene Beteiligung an Handelsgeſchäften verboten; 
er darf feine Prokura oder Handelsvollmacht im 
Ginne des Art. 47 H. G. iibernebmen, fondern 
nur einzelne Handelsgeſchäfte im Namen feiner 
RKommittenten gum Abſchluſſe bringen; er darj 
aud) nicht Mitglied des Vorjtandes, des Verival- 
tungSrates oder Aufſichtsrates einer WUftiengefell- 
ſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaſt auf Äktien 
fein, iiberh. in fein dauerndes Vertragsverhiltnis 
gu einem Saufmanne oder faufmiinnifdjen Unters 
nehmen treten; b) vor — die ibm anver—⸗ 
trauten Geſchäfte mit Fleiß, befonderer Vorſicht, 
Verſchwiegenheit,  Unparteilidfeit, Genauigfeit, 
Treue u. Redlichkeit perſönlich gu beforgen; er 
darf nur miindlid) erteilte BVermittlungsaujtriige 
ausfiipren, und foldje Geſchäfte nicht vermittetn, 
bei denen der Verdacht bejteht, dak fie gum Schein 
oder gum Nachteil dritter Berjonen geſchloſſen 
werden follen; c) die Beurfundung der vermit- 
telten Geſchäfte zur Pflicht gemacht. 

Der H. Hat 1. die vermittelten Geſchäfte 
gu buden u. gw. gunddjt in einem Handbuche 
und fodann in dem amtlichen gejiegelten (para- 
phierten) Tagebuch (Journal); die Eintragungen 
im Tagebuch müſſen nach der Ordnung des Daz 
tums mit jortlaujender Zahlenbezeichnung, obne 
leeren Swiidenraum, in einer am Amtsſitze des 
H. bei Gericht zuläſſigen Sprache erfolgen; die tial. 
Eintragung muß vom H. unterjdrieben fein. Den 
beteiligten Parteien fteht gu, das Tagebuch cingu- 
jeben und beglaubigte Auszüge aus demſelben gu 
fordern, wobei der Verſchwiegenheitspflicht iiberh. 
und insbeſ. bei anonymen Geſchäften Rechnung gu 
tragen ijt; Einſicht u. Auszug gewährt der H. und 
— Erlöſchen ſeines Amtes die Aufſichtsbehörde; 
2. über das unter ſeiner Vermittlung abgeſchloſſene 
Geſchäft den Parteien ohne Verzug Schlußnoten 
zuzuſtellen, welche mit der = hag eg zu be- 
—— und vom H. zu fertigen ſind; nur bei 

eſchäften, welche nicht ſofort zu erfüllen ſind, 
iſt auch die aig gabe Wegenfontrabhenten er- 
forderlid); von der Berweigerung der Fertigung 
ijt die andere ‘Bartei jofort gu verſtändigen; die 
Gintragung der Geſchäfte in das Tagebud) und 
die Zultellung der Schlußnoten bejwedt nur die 
Schaffung von Beweismitteln, ijt alſo nidjt Vor— 
ausjepung der Wiiltigfeit ded Geſchäftes; 3. bei 
Rauf nad Probe das Muſter mit einer die Wie- 
deretfennung fidernden Bezeichnung bis zur Be— 
endigung des Geſchäftes i, orks Doty wenn er 
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davon nicht durd) die Parteien oder den Orts- 
gebraud) entbunden wird. 

Das ordnungsmäßig gefiihrte Tagebud) und 
die Schlufnoten liefern —— vollen Be— 
weis über den Abſchluß und den — des Ge⸗ 
ſchäftes; doch iſt es dem durch die Erwägung aller 
Umſtände geleiteten Ermeſſen des Richters über— 
laſſen, dieſer Beurkundung geringeres Gewicht bei- 
pen und die cidl. Bejtirfung durd den Mäk— 
er oder andere Beiveife gu fordern. Die Bedeu- 
tung von Unregelmäßigkeiten des Tagebuched unter- 
liegt der freien Beiweiswiirdigung des Richters. 

IV. Der Mällervertrag. Jn privatredtl. Be- 
iehungen gu den Parteien tritt der H. durd) den 

fiffervertrag, d. i. die Ubereinfunjt auf Vermitt— 
lung von Gejdiiften gegen Lohn. — Der dem Mäk— 
ler erteilte Uujtrag bindet im Zweifel den Auftrag— 
geber nicht; diefer fann den Auftrag widerrujen, 
denſelben Wujtrag auch einem anderen Willer er— 
teilen, das aujgetragene Geſchäft ſelbſt abſchließen 
oder vom Geſchäftsabſchluſſe abjehen. Obne beſon— 
dere Ermächtigung ijt der H. au den Mujtraggeber 
bindenden Erklärungen nidjt befugt; er ift aber 
obne befondere Vollmacht beredtigt, das Entgelt 
für Verfehrsgegenftiinde gu iibernehmen, welche 
den Gegenjtand feiner Vermittlung gebildet haben, 
„wenn dieje von ihm ausgefolgt werden”. 

Bei der Gefchajtsvermittlung hajtet der Mäkler 
fiir die Exiſtenz des Auftrages, fiir Fleiß u. Sorgfalt 
in der Ausſührung deSfelben, nidjt aber fiir die Erfiil- 
lung de8 Vertrages und abgefeben von anonymen 
Geſchäften auc) nicht fiir die Solvenz der Parieien. 

Unfprud auf Entlohnung fiir die Mühe 
hat der Mäkler nur, wenn da8 Geſchäft zuſtande 
— ijt, bei bedingtem Geſchäfte, wenn es uns 
edingt wurde und wenn er der Verpflichtung zur 
Zuſtellung der Schlußnoten genügt hat. Entlohnung 
ebührt dem Mäkler auch, wenn er bei der Ge- 
chäftsvermittlung die Barteien befannt gemacht bat 
und dieje hierauf das Geſchäft nod an dem nan. 
Tage unmittelbar abjdliejen. Der Betrag der Ent- 
lohnung (Senjarie, Courtage, Brovifion) ijt be- 
hördlich bemeffen; die Ausbe —— einer höheren 
Gebühr iſt —“ Die Gebühr iſt von jeder 
Partei zur Hälſte gu entrichten, wenn nicht anderes 
vereinbart, verordnet oder ortsgebräuchlich iſt. 

V. Privatmäller. Für Privatmifler beſtehen 
feine beſonderen geſetzl. Bejtimmungen. Sie find 
Kaufleute im Sinne der Urt. 4 u. 272 H. G. Die 
Vorjdriften fiir H. geftatten analoge Anwendung 
nur, foweit fie nicht mit der amtl. Stellung der— 
jelben in Begiehung jftehen. Die von gewerbs- 
mäßigen BVermittlern fiir Handelsgeſchäfte geführ— 
ten Bücher haben nur die Beweiskraft von Han— 
delsbüchern. Das neue Handelsgeſetzbuch für das 
Deutſche Reich 10 V 97 regelt aud) die Verhältniſſe 
der Privatmäkler in eingehender Weiſe. 
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Handelsmuſeum. 

I. Hiſtoriſche Entwicktung. — II. Das orientalifche 
Muſeum. — IIL. Das t. k. öſterr. O. in Wien. 

J. Ein großer Teil der in der orientaliſchen 
Abteilung der Wiener Weltausſtellung im J. 1873 
vorhandenen, auf den Orient bezüglichen inter— 
eſſanten und handelspolit. wichtigen Objefte wurde 
u einer bleibenden Sammlung, welche dem Publi— 

m alla. zugänglich fein follte, vereinigt, und 
das Weltausitellungsfomitee fiir ben Orient u. 
Ojtafien verwandelte fic) in einen Verein, wel— 
her die Erridjtung u. Erhaltung eines „Orien— 
talifden Mujeums” gu feinem Swede hatte 
(fonjtituierende Berjammlung 21 X 74). 

IL. Dieſes Mufeum veranjtaltete größere Aus— 
ftellungen, ſpäter aud) Bortriige u. Kurſe über 
fommersgielle, handelspolit. u. handelsgeographiſche 
Materien. Es hatte cine Bibliothef u. Kartenjamme- 
lung cingeridjtet, bejtellte Rorrefpondenten jum 
Rwede der Erteilung von Wusfiinjten und förderte 
das Studium der Lainderfunde und der volfsiwirt- 
ſchaftl. Entwidlung der Gebiete des Orients. Es 
hatte fid) aber aud) die Aufgabe geftellt, die Roh— 
produtte u. Qnduftricergeuqniffe jener Linder gu 
unterfudjen und eine Zeuſchrift herauszugeben. 
Vom F. 1875 an wird vom Muſeum ,,Die Mo- 
natajdrijt fiir den Orient’ veriffentlict, welche 


fommergielle Ubhandlungen, eine Chronif der wid) J 


tigſten reigniſſe im Orient, kleinere hierauf be— 
zuͤgl. Mittetlungen und bibliographiſche Anzeigen 
enihält. Die Sammlungen des Muſeums wurden 
am 4V 75 dem Publikum eröffnet und durch 
reiche Geſchenke ſchnell vervollitindigt. Das Mu— 
feum veranjtaltete aber auc) Wanderausſtellungen, 
fo z. B. in Reichenberg, Bielitz, Briinn, Sternberg, 
Leitmerig, Prag, Trieft, Peſt und gab wertvolle 
Objette an Sdyulen als Borlagen ab. Es inters 
venierte bet der Anknüpfung von Geſchäftsverbin— 
dungen und bradhte die beteiligten Parteien mit- 
einander in Kontalt. Es entjendete Handelserpedi- 
tionen und unterbielt mit den Export-Unterneh= 
mungen rege Begiehungen. Auch die Förderung 
der funjtgewerblidjen u. techniſchen Bildung zählte 
u feinen Aufgaben. Qn der Winterfaijon aller 
abre fanden Bortriige jtatt. Das Mufeum erbielt 
anfangs eine Subvention von 20.000 K, welche 
jedoch bald auf 8000 K pro Jahr herabgelept 
wurde und erjt im 9. 1884 wieder auf 20.000 
erhöht wurde. 

IIL. Qnfolge der Erweiterung der Crporte 
beftrebungen iiber den Orient hinaus, mußte aud 
das Mujeum feine Ziele umfangreider gejtalten. 
Jn gang Europa trat die Tendenz gu Tage, 
gu erridjten (als erjtes 1883 da’ Musée com- 
merciale in Brüſſel) und fo wurde aud) das 
otientalijde Mufeum im J. 1886/87 gu einem allg. 
9. ausgeftaltet, welches den Handel nad) allen 
Ländern ber Erde fördern follte. Es —* eine 
Erweiterung der Muſterſammlungen und des In— 
formationSdienjtes und das Muſeum gab cine 
Reihe von handelsfirdernden Publifationen her— 
aus. Die Subvention des Staates wurde bald 
danach auf 40.000 K erbibt. Die Oberleitung des 
H. obliegt einem Suratorium, welches aus Ber- 
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tretern des Minijteriums des Äußern, H. M. und 
K. U. M. forwie ernannten Ruratoren befteht. (Die 
Mitglieder ſcheiden fic) in Stifter, ordentl. Mit- 
lieder, Ehrenmitglieder und forrefpondierende 
Ritglieder.) Zweck des Muſeums ijt die Förde— 
tung der HandelSbegiehungen der Hfterr.- ungar. 
Monardie mit dem gejamten Auslande fowie der 
hiemit verbundenen gewerbl. Intereſſen. Bur Er— 
reichung dieſes Zweckes dienen kommerzielle, funft- 
ewerbl. u. ethnographiſche Sammlungen, Aus— 
ünfte über internationale Zoll-, Handel8- u. Fracht⸗ 
verhältniſſe, die Bibliothel des Inſtitutes, die Ver— 
anſtaltung von Vorträgen, die Herausgabe von 
Zeitſchrifien und anderen einſchlägigen Publilatio— 
nen. Das H. erweiterte die vom orientaliſchen 
Muſeum begonnene Tätigkeit nach allen Richtun— 
en, gibt periodiſch ſämu. Zolltarife der Kultur— 
finder in der Form des „Zollkompaſſes“ heraus 
und erteilt Informationen iiber Abſatzgebiete, Be= 
zugsquellen u. Vertreter. Es veranſtaltete ſowohl 
in der Provinz wie auch im Auslande mehrere 
Ausſtellungen. Seit dem J. 1886 gibt es auch eine 
zweite Zeitſchrift, „Das Handelsmuſeum“, heraus, 
welches größere Abhandlungen allg. kommerziellen 
und handelspolit. Inhaltes ſowie handelspolit. 
Nachrichten u. Mitteilungen über Kartellweſen, 
Ausſtellungen, die Entwicllung des Handels, der 
ndujtrie und der Landwirtſchaft, ., Kommuni— 
fationSmittel, Schiffahrt, techniſche Neuerungen, 
Lieferungsausjdreibungen fowie Biicherangeigen 
enthilt und die Monats- und Quartalsberidte 
der sjterr.cungar. Ronjulate als Beilage umfaßt. 
Seit dem J. 1900 werden als zweite Beilage die 
Jahresberichte ſämtl. Konſularämter vom H. publis 
iert. Die bei eingelnen Handelsfammern feit dem 
i 1889 erridjteten Exportbureaux unterhalten 
ebenfo wie der im J. 1892 ind Leben gerujene 
Exportverein in Brag und die Gremien einen 
regen Berfehr mit dem Mujeum, bei welchem ſich 
inSbej. der Informationsdienſt immer mehr aus— 
breitet. Im Muſeum bildete fic) auch ein Export- 
flub, welder wichtigere Fragen des Außenhandels 
in Diskuſſion zog; einige Jahre wurde ein Export⸗ 
jahrbuch herausgegeben. Unter dem Titel Orienta— 
liſche Teppiche“ publigierte das Muſeum ein fojt- 
bares Gammelivert der bemerfenswertejten Stücke 
der veranftalteten Teppidjausjtellung. Im J. 1892 
erfubr die Subvention des Muſeums eine Erhihung 
auj 80.000 K und im 3. 1896 erwarb dasjelbe ein 
eigenes Gebiiude (1X., Berggaſſe 16) fiir feine Bwede. 
Im J. 1898 wurde die Exportafademie gegriindet 
(j. Bd. I, S. 890) und an die Stelle der alten pers 


. | manenten Sammlungen traten fommergielle Samm⸗ 


Iungen der neueſten gangbaren Artikel. Eine be— 
fondere Ausgeſtaltun erjugr der fommergielle In— 
formationsdien{t — die Mitteilung von Export⸗ 
chancen an die Beteiligten, Detailinformationen 
über einzelne Artikel und deren Vertrieb auf eins 
elnen fremden Plätzen, Anbahnung von direften 
xportverbindungen, insbeſ. aber durch die ſtets 
wachſende Zahl der Auskünfie über die Vertrauens- 
u. Kreditwuͤrdigkeit auswärtiger Firmen, ſowie der 
Zoölle, und durch die Unterſtützung in der Ein— 
treibung zweifelhafter Forderungen im Ausland. 
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Jn da8 „Handelsmuſeum“ werden allwöchentlich 
„Winke fiir den Export’ der wichtigeren Induſtrie— 
attifel aufqenommen. Go bildet das H. heute cin 
widhtiges Qnititut fiir den Kaufmann u. Qndu- 
ftriellen, weldjer feine Produkte erportieren will 
oder feinen Export erweitern und feine Geſchäfte 
mit dem Wuslande ficjerer gejtalten will durd 
mannigfade Förderung der hiebei in Betracht 
fommenden Jntereffen und wurde mufjtergiiltig 
fiir Ghnl. Qnjtitutionen im Auslande (Budapeft, 
Mailand, Paris, Philadelphia, Franffurt am Main 
uſw.). 

iw.) Literatur. 

Jahresberichte de8 oriental. und de3 H. Jahr- 
biicher Der Exportafademie des H. Das k.k. öſterr. H. 
1875—1900, herausgeg. vom Kuratorium, Wien, 
Berlag des H. 1900. A. Schmid. 


Handelsregiſter. 


1, Die Handelsregiſter; deren Swed. — II. Die Ein⸗ 
richtung. — ILI. Die gu regiftcierenden Tatſachen. — 
IV. Die Regiftricrung — V. Die Mundmadung der Re— 

iftrierung; die Offentlichteit der Regiſter. — VI. Wedrs- 
= pi der Megiftrierung und der Unterlafiung derfelben. 


L Die Handelsregifter; deren wed. H. find 
von ben hiezu berujenen Weridjten geführte öffentl. 
Verzeichniſſe, in weldjen die, die eingelnen Han- 
delsqewerbe betrefienden, fiir den Geſchäftsverkehr 
erhebl. Rechtaverbhiltnifie u. Tatſachen eingetragen 
und biedurd in ſtändiger Evideng erhalten und 
der allg. Kenntnis zugänglich gemacht werden. 
Gie jind Bublifationsmittel; dod) beſchaffen fie 
Publizität nur fiir Naufleute, welche von dem Cre 
werbe aus ihrem Geſchäftsbetriebe in Orten mit 
mehr als 100.000 Einw. wenigitens 120 K, in 
foldjen mit mehr alg 10.000 Einw. wenigitens 
80 K und in allen iibrigen Orten wenigitens 
50 K an einjähriger ſtaatl. Erwerbjteuer zu ent— 
richten haben oder obne Befreiung  entrichten 
miijjen und fiir Handelsgeſellſchaften im Cinne 
der kaiſ. B. 11 VIL 98, R. 124, begw. fiir jene 
Raujleute und Handelsgefellfchajten, welche vor 
dem 1 VIII OS bereits im %. auf Grund friiherer 
Rejtimmungen eingetragen waren (Vollfaufleute) 
und nur fiir die vom Geſetze bezeichneten 
Rechtsverhältniſſe u. Tatfachen. Soweit dariiber 
hinaus dag Bedürfnis nach Kundmachung gewiſſer 
Verhältniſſe beſteht, iſt die Wahl der Mittel Rund— 
ſchreiben, Bekanntgabe durch die öffentl. Blätter 
oder durch Anſchlag dem einzelnen anheimgeſtellt. 

IL. Die Einrichtung. H. führt jeder zur Aus— 
übung der Handelsgerichtsbarkeit berufene Gerichts— 
hof 1. Inſtanz fiir beſtimmte Firmen (IV) nach 
den dafür beſtehenden Vorſchriften H. G. 17 XII 
62, R. 1 ex 1863, Miniſterialverordnung 9 III 
63, R. 27, § 55 G. 27 XI 96, R. 217, § 321, 
3.8 Bd. 3. M. 5 Vi 97, R. 112, Coif. B. 
11 VII 98, R. 124, Minifteriafverordnung 20 TX 
99, R. 175, G. 6 III 1906, R. 58). Das H. bejtebt 
aus zwei Ubteilungen: für Cingelnfirmen und fiir 
Geſellſchaftsfirmen. Tie Cintragung erjolat fiir jede 
Unmeldung abgefondert in die dafür beitimmte 
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Spalte. Ergiingt wird das H. durd die Re gifter- 
atten, auj weldje im Regijter verwiefen wird. Für 
Uttienfommanditgefellihajten (YU. K.), Wltiengefell- 
ſchaften (A. G.) u. Geſellſchaften mit beſchraͤnkter 

aftung (G. m. b. H.) dient außerdem nod ein 

eilagenbuch zur Ergänzung. Geführt werden 
noch alphabetiſche Regiſter für die regiſtrierten 
Firmen und nach Bedarf für die Inhaber der Ein— 
elnfirmen und fiir die perſönlich haftenden Gefell- 
Koaiter bei Geſellſchaftsfirmen. 

IIL. Die ju regiftrierenden Tatſachen. Nah 
dem G. find eingutragen (regifterpflic- 
tig) folgende Tatjachen: a) die Begriindung, An— 
derung und das Erlöſchen der Firma, fowie der 
biirgerl. Namen des Inhabers und jede Wnde- 
rung in ber Berfon desjelben; b) die Exteilung 
und das Erlijdjen der Profura; c) bei Handel s- 

ejellichajten bejtimmte Tatſachen, welche den Be— 
tand der Geſellſchaft betreffen und auj das Rechts— 
verhiltnis derjelben und der Gejellichafter gu 
dritten Perfonen Einfluß üben können, imébef. 
die Errichtung der Gefellichajt, die Firma und der 
Sigs derjelben fowie jede hierin eintretende Än— 
derung, bet der offenen und oe 
die Namen der offenen Gefellidaiter u. Komman— 
ditiften, die Vertretung nad auken, der Beitritt 
u. Austritt von offenen Geſellſchaftern u. Rommans 
ditiften, bei A. G. A. K. u. GH. m. b. H. die im G. 
bezeichneten Bejtimmungen der Statuten und An— 
derungen derfelben, die Auflöſung der Geſellſchaft, 
die Beftellung u. Abberufung der Liquidatoren 
und die Erridjtung und Auflöſfung von Zweig— 
niederlajjungen. Die eingutragenden Tatſachen 
müſſen exijtent (Db. i. unbedingt und gegen: 
wiirtig) fein. 
Sn der B. 10 XII 1901 9. M. V. BL 40, 
wird auf Wunſch der Handelsfammern eine mög— 
lichſt ſpezialiſierte Aufnahme des Betriebsgegen— 
ſtandes empfohlen. Doch wird darin auch aus— 
drücklich anerkannt, dak die Parteien gu Angaben 
hierüber nicht verpflichtet ſind, weshalb auch eine 
Pflicht zur Meldung (. IV) von Anderung des 
Betriebsgegenſtandes nicht beſtehen dürfte. 

Zugelaſſen iſt die Regiſtrierung der der 
Ehefrau eines regiſtrierten Kaufmannes und eines 
perſönlich haftenden Geſellſchafters einer regiſtrierten 
Handelsgeſellſchaft durch die Ehepakten und deren 
Veränderungen eingeräumten Vermögensrechte; ſie 
iit Borausjepung fiir die Wirkſamkeit dieſer Rechte 
aeqeniiber den Handelsqliiubigern. Berechtigt, die 
Eintragung ihrer Mechte aus den Ehepakten zu 
vetlangen, ijt nur die Ebefrau. Der Chegatte be- 
darf hiezu einer legaliſierten Vollmacht. 

Von Amts wegen erfolgt die Anmerkung 
a) der Eröffnung des Konkurſes über das Ver— 
mögen eines Kaufmannes, einer Handelsgeſellſchaft 
und über das Privatvermögen eines perſönlich 
haftenden Geſellſchafters oder eines Kommandi— 
tiſten; b) der gerichtl. Bewilligung der Zwangs— 
verwaltung von Unternehmungen, für welche die 
Firma des Unternehmers im . eingetragen ijt, 
und des Namens des Verwalters. 

IV. Die Regiitrierung. Die Regijtrierung 
erjolgt bei dem gur Ausübung der Handelsgeridts- 
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barfeit berufenen Gerichtshofe 1. Snitang, in deſſen 
Sprengel der Kaufmann feine Handelsniederlaj- 
jung, die HandelSgefellichajt ibren Sip hat. Zweig— 
niederlajjungen augerbalb dieſes Sprengels bediir- 
jen weiterer Regijtrierung bei dem ———— 
Gerichtshofe ihrer Lage. 

Die Regiſtrierung der regiſterpflichtigen Tat— 
ſachen und der Ehepakten erfolgt über Anmeldung. 
Dieſe obliegt dem Prinzipal, bei offenen u. Kom- 
mandit⸗Geſellſchaften ſämtl. Geſellſchaftern, bei A. 
K. den perſönl. haftenden Geſellſchaftern, bei A. G. 
dem Vorſtand, bei G. m. b. H. den Geſchäftsführern. 

Die Anmeldung muß glaubwürdig ſein; 
fie muß perſönlich vor Gericht zu Protokoll er— 
flirt oder in beglaubigter Form eingereicht werden. 
Vetrifft fie die Eintragung einer Firma in da8 H., 
jo mug das Borhandenjein der gefegl. Voraus— 
jepungen nachgewiejen werden. Betrifft fie die Füh— 
tung der Firma, fo mug die Firmazeichnung 
und die Unterſchrift, wo ſolches geniigt (bet 
Mitgliedern des Vorjtandes einer A. v. und bei 
Liquidatoren), nur die Unterfdrift in gleicer 
Form gezeichnet oder eingereicht werden. Formeller 
Beqlaubigung bediitjen weiter Privaturfunden, 
welche er Enwirfung der Cintragung legitimieren, 
— bei A. K., A. G. u. G. m. b. H. die fiir das Bei- 
lagenbuch bejtimmten Abſchriften (Abdrücke) der 
Statuten, Statutentinderungen und diesfilligen 
Genehmigungsurfunden, — und die in den Ree 
gijteraften aufzubewahrenden Abſchriften der Ehe— 
paften und deren Veränderungen. Reiner Beglau— 
bigung bedarj die aur Regiftrierung einer A. K., 
einet W. m. 6. H. und eventuell auc) A. &. erforderl. 
Beſcheinigung tiber die Akltienzeichnung, tiber die Ein— 
gobling und der Nachweis iiber die Nonjtituierung 

es Aufſichtsrates. Die YAnmeldung ijt im allg. 
bloß auf Inhalt u. Form und nur wo Nachweije 
erjorderlid) find, auch auf Wirklichkeit u. Geſetz— 
mäßiglkeit des angemeldeten Vorganges ju priijen. 
Gegen die Verweigerung der Cintraqung feitens 
der 1. Inſtanz ‘tent BVorjtellung u. Rekurs ju. 

V. Die Kundmadung der Regiftrierung; die 
Offentlidteit der Regifter. Die Regijtrierung be- 
— die Publigitiit der regijtrierten Tatſachen, 

ie erreicit wird: 1. durd) die Verlautbarung 
biefer Tatfaden in öffentl. Blättern. Das 
GWeridjt hat jede Regijtrierung, auc) die Anmer— 
fung der Ronfurserijfnung (§ 202 Ronfursord- 
nung) und der gerichtlich bewilligten Zwangsver— 
waltung, einmal in den dafür bejtimmten und 
durch amtl. Berlautbarung bezeichneten Blättern 
kundzumachen. Die Kundmachung umſaßt regel— 
mäßig den ganjen Inhalt der Cintragung, bei A. K., 
A.G. u. G. m. b. H. nur einen Auszug, bei Ehepaften 
nur die Namen der Chegatten, das Datum der Ehe- 
patten und den Lag der Cintragung; bei Komman— 
ditgeſellſchaften unterbleibt jeweiliq die Bezeichnung 
bet Rommanpditijten und die Ungabe des Betrages 
ihrer Cinlage. Erjt mit der Rundmachun gilt die 
regijtrierte Tatſache als befannt, die Regijtrierung 
alg vollendet; nur die abjolute Wirfung der Che- 
paften und das Alleinrecht an einer Firma in 
einem Orte wird ſchon durd) die Eintragung be- 
gtiindet; 2. durch die Offentlidfcit der Regi- 
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ſter. Jedermann iſt befugt, das Regiſter, bie Re— 
giſteralten und das —— einzuſehen, be— 
—— te Abſchriſten von dem Inhalt einer Eine 
age oder einjelnen in derjelben enthaltenen Ein— 
tragungen, von den in den Regijteraften und im 
Beilagenbuche aujbewahrten Urfunden oder eingel- 
nen Abſätzen derjelben ju verlangen. Wittels aml. 
Zeugniſſe wird beſtätigt, dak eine bejtimmte Firma 
oder in Anſehung derjelben eine bejtimmte Cine 
tragung im Regijter nicht vorfomme. 

VL —— der —— und der 
Unterlajjung derjelben. Die Unmeldung regiſter— 
pfticatiger Tatfachen (IIT) ijt Pflicht. Es ijt 1. bei 

.K., UG. u. G. m. b. H. der rechtl. Beſtand der 

Geſellſchaft und die Wirkſamkeit jeder Statuteniinde- 
rung durd) die Regijtrierung bedingt; 2. die Ehe— 
paften erhalten ihre Wirkſamkeit geqen Handels- 
qliubiger des Gatten erſt durch die Regijtrierung; 
3. die befdhriinfte Hajtung des Kommanditiſten 
bezw. Geſellſchafters tritt erjt mit Cintragung 
det Kommanditgeſellſchaft bezw. G. m. b. H 
in das H. ein; 4. die Regiſtrierung der Firma 
ijt Vorausſetzung des kaufmänniſchen Konkurſes; 
die Beendigung desſelben durch Zwangsausgleich 
ſetzt ſogar voraus, daß die Firma des Gemein— 
ſchuldners wenigſtens durch 2 Jahre im H. eine 
etragen war; 5. über den Einfluß der Regi— 
st auf die Kompetenz der Handelsgeridte 
j. diejen Art. Die Anmeldung der regiſterpflich— 
tigen Zatjachen ijt amtlich gu überwachen. Es 
haben alle Behirden und aud) die Notare, fo- 
jern fie in Uustibung des Amtes cine Ordnungs- 
widrigteit wahrnehmen, diefelbe dem Regijter- 
gerichte anzuzeigen; dieſes hat die Unmeldung nach 
porausgegangener Aufforderung durch Ordnungs- 
jtrafen ju erawingen, Sind Tatſachen, die den 
Gegenjtand einer obligatorifden oder fafultativen 
intragung in das H. bilden, regijtriert (einge- 
tragen u. fundgemadt), fo gelten jie als jedermann 
befannt, der nicht ſchuldloſe Unwiſſenheit beweijt; 
jind fie nicht tegijtriert, fo fann ihre Unfenntnis 
dem nicht gum Nachteile gereiden, der im Ver— 
trauen auf den Inhalt des Regifters handelte. 
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Handelsſchulen. 


I. Entwiclung. — Il. Oberaufſicht u. Inſpektion. — 
IIL, Gegenwärtiger Stand der kauſmänniſchen Lehranſtalten. 
— IV. Organijation. — V. Lehrplane. — VI. Yehramts- 
priifung. 

I. Entwidlung. Die Anſänge des kaufmän— 
niſchen Unterrichtsweſens reicjen in Ojterr.-Ungatn 
auf die Beit Maria Therefias zurück, welche im 
J. 1770 (11. Juni) die f. £ Realhandlungsafademie 
ing Leben riej, die im J. 1804 au einer Realan- 
jtalt umgewandelt wurde. Im J. 1815 gelangte 
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am neuen polytechniſchen Snititut eine fommergi- 
elle Ubteilung aur Einrichtung, welde im J. 1865 
wieder aufgelajjen wurde. Gn der erften Hiiljte 
des vorigen Jahrh. entitanden eine gange Reihe 
von Handelslehranjftalten, tworunter als erjte die 
vom Laibader Handelsgremium im J. 1834 ers 
richtete Lehrlingsidule gu nennen ijt, Ym J. 1840 
ründete der Profurift Johann Geyer die erjte 
tivathandelsidule in Wien. Ym J. 1856 wurde 
die Handelgafademie in Brag eröffnet und im fel- 
ben Jahre trug man fic) auc) bereits in Wien 
u. Peſt mit dem Gedanfen der Erridjtung einer 
ähnl. Unjtalt. Die Wiener Handelsatfademie wurde 
am 13158 eröffnet und zählte bereits in wenigen 
Jahren eine große Schiilergahl. Ym J. 1873 wurde 
diejelbe reorganijiert und bejtand danach aus zwei 
Unftalten u. zw. aus der Handelshochſchule, welche 
nur big gum 3. 1877 bejtand, und der akademiſchen 
Roaster sure te welche nad) Auflaſſung der 
ochidule unter, dem Titel Handelsafademie nod) 
heute befteht. Ahnl. Gandelsafademien wurden 
in Graz (1863), Brag mit böhm. Unterrichtsfprache 
eat Trient (1878), Innsbruck (1879), Ling 
1882), Chrudim (1882), RKrafau (1882), Auſſig 
(1889), Briinn, deutſch und böhm. (1895), Olmüß 
(1894), Pilfen, deutſch und böhm. (1896), Reichen= 
berg (1900), Gablong (1899), Königgrätz (1895), 
Propnig (1897), Lemberg (1899) gegriindet. Im 
lepten Degennium des vorigen Jahrh. wurde aud 
eine Reibe von zweillaſſigen H. erridtet, fo in Wels 
1890), Bogen (1890), Gablonz (1891), Teplip 
1892) Brüx (1892), Budweis (1892), Warnsdor} 
1803), Troppau (1891), Melnif (1894), Pilfen, 
deuti (1894), Klagenfurt (1895), Wien (1894), 
Kolin (1897), Horie (1898) und viel früher bereits 
in Laibach, Trient (1474), Auſſig (1886), Pilfen, 
böhm. (1886), Reidenberg (1889) u. a., die ſpäter 
= Teil in höhere Lehranjtalten umgewandelt wur— 
. Jn Trieſt wurde bereits im J. 1817 die ff. 
Handels- und nautifche Alademie ing Leben gerufen, 
im J. 1877 wurde durch cine qroke Schenfung des 
Baron Revoltella die Handelshochſchule, Stiftung 
Revoltella, begriindet. Dem gemeinjamen Wirken 
des ff. öſterr. HandelSmujeums im Bereine mit 
einem ju dieſem Swede gegriindeten Generalfomitee 
verdanft die Exportafademie des k. k. Sitert. Han- 
delémufeums ihre Entitehung (1898 erbffnet). Der- 
geit ijt auf dieiem Gebiet in der Griindung eine 
Ruhepaufe eingetreten und das Beftreben der inter- 
ejjierten Kreiſe rictet fic) hauptſächlich auf die 
Verſtaatlichung der meiſten von den Morporationen 
oder Vereiniqungen errichteten Schulen. 

Cine geiepl. Regelung des H.-Wejfens beſteht 
nur in 3. D. durch das Landesgeſetz 28 XI 68, 
und durch die Nachtragégefepe 26 1 72 und 2711 73. 

Il. Die Docraulfieyt obliegt fiir alle Schulen 
dem K. U. M., welches im Einvernehmen mit dem 
H. M. vorgeht. Hur Ynipettion diejer Anſtalten 
ijt ein Bentralinjpeftor vom RK. U. M. berujen, 
daneben bejtehen cine Reihe von Anfpettoren fiir 
die Schulen mit böhm. u. polnifcher Unterrichts— 
fpradje jowie fiir die Fortbildungsſchulen. 

_ LLL. Gegenwartiger Beſtand. Derzeit beſtehen 
in Ojterr. zwei Handelshod)fdjulen (Exportatademie 
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in Wien und Revoltella-Stiftung in Trieſt), 
3 Handelsafademien und höhere H., 18 öffentliche 
macs e H., augerdem cine Reihe von Mädchen⸗ 
Panbelé ——— kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen 
für bie Lehrlinge, Privathandelsſchulen u. Kurſen. 

IV. Organiſation. Die Revoltella-Hochſchule 

hat zwei Jahrgänge, die Exportafademie umfaßt 
eine einjährige allg. Abteilung und zwei Jahr— 
tinge. Die Handelsakademien haben gum größten 
Teile vier Jahrgänge mit verjdiedenen Aufnahms— 
bedingungen, die höhere H. in Briinn hat drei 
Jahrgänge. Die zweiklaſſigen H. befipen meiſt 
cine Vorbereitungsklaſſe. Die faufmiinnijdjen Fort⸗ 
bildungsidulen weifen griptenteils drei Jahres— 
furje auf. An einigen HandelSafademien beftehen 
Sy aie 3 Abiturientenkurſe fiir abjolvierte Mittel⸗ 
ſchüler. Die Cberleitung u. Verwaltung wird fait bei 
allen Schulen durch cin Kuratorium ausgeiibt. Dic 
meijten . werden von Handelsfammern, Sremien, 
Stadtgemeinden, Vereinen mit Subventionen des 
Staates u. Landes erhalten. Drei Handelsafademien 
(Trieft, Lemberg u. Graz) find ſtaatl. WAnftalten, 
die zweiklaſſige . in Czernowitz ijt an die ff 
Staatsgewerbeſchule angegliedert, die zweiklaſſige 
VLandeshandelsidjule in Krems fteht mit der Lan— 
deSrealjdjule dafelbjt in Verbindung. 

V. Der Lehrplan der Exportatademie weit 
aufer den fommergiellen Fächern (kaufmänniſche 
Urithmetif, Korreſpondenz, Buchhaltung, Handels- 
funde, Warenfunde, Handelsqeographie) fünf 
Fremdſprachen, internationale Handelstunde, volks⸗ 
wirtſchaftliche u. juriſtiſche Fächer fowie eine Reibe 
von Spezialkurſen auf. Wn der Revoltella-Hoch— 
ſchule werden voriviegend neben den rechtlichen und 
wirtſchaftl. Fächern die Fremdſprachen (bejonders 
die auf der Balkanhalbinſel gebräuchlichen) gepflegt. 
Die Handelsalademien und höheren H. haben in 
ihrem Lehrplan neben 2—3 Fremdſprachen die kom⸗ 
merziellen Ficher und mehrere allg. bilbende Fä— 
cher (wegen des Einjährig-Freiwilligen-Rechtes), 
wie Poyfit, Naturgeichichte, Chemie, Geographie, 
Geſchichte, Mathematif ufiv., aufgenommen. Die 
zweiklaſſigen H. u. Mädchenhandelsſchulen enthalten 
in ihrem Lehrplan nur die kommerziellen Fächer 
in etwas geringerem Ausmaße und die kaufmän— 
niſchen Fortbildungsſchulen müſſen ſich hiefür mit 
ſehr wenigen wöchentl. Stunden (meiſt 6) und daz 
her mit einem geringeren Lehrziel begnügen. 

Für die vierflaffigen Handelsakademien, die 
weiflajjigen H. und die Fortbildungsſchulen be— 
ent cin vom K. U. M. herausgegebener Normal- 
lehrplan, der von den meiften Schulen eingehalten 
wird. 

VI. Sebramtépriifung. Die Profefjoren bezw. 
Lehrer an den HandelSafademien, höheren H. und 
zweillaſſigen H. müſſen entweder die Lebrbefiibi- 
qung fiir dieſe Schulen oder eine ähnl. Schulfate- 
gorie erworben haben. Die Pritfung fiir das Lehre 
amt an höheren 9. ———— wird durch 
die V. des K. UU. ML. 5 VIII 99 und die Prüfun 
fiir Das Lehramt an siveiflajfigen H. wird du 
die B. desfelben Minijteriums 25 IX 92, 8. 18309, 
geregelt. Priifungsfommiffionen beftehen in Wien 

iu. Brag. 
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I. Mig. — Il. Geſchichte. — UI. Aufgaben u. Befug- 
niffe. — IV. Organifation. — V. Wirkſamteit u. Reform- 
— 7*— — VI. Sandrisfammertage u. Zentralſtelle. 
— VIL UAuslandshandelSfommern. 


I. Allg. Da der moderne von Beamten ver- 
waltete Staat allen Biirgern geredjt werden foll 
und feinen Stand oder Berufskreis vor dem ande- 
ren —— darf, braucht ſeine Regierung fad)- 
kundigen Beirat aus den Kreiſen der Intereſſen— 
ten und müſſen dieſe ihre Sonderwünſche vorbrin— 
en können. Dies gilt angeſichts ihrer Bedeutung 
Rit das Gedeihen und die Machtſtellung des 
Staates im befonderen von Handel u. Gewerbe, 
deren Verhältniſſe Beamte allein nicht beurteilen 
finnen. Mus diefen Berufsfreijen erwartet die Re— 
gierung daher: 1. Gutachten über die von ihr be— 
abfichtigten Maknahmen und ju treffenden E. 
2. Antriige auf Grund beftehender Bedürfniſſe u. 
Wünſche. 3. Berichte iiber die Wirfungen ihrer 
Maßnahmen. 4. Informationen iiber tatjichl. Ver— 
hältniſſe in eingeinen Begirfen oder Erwerbszwei— 
gen, weldje zu Vaal Uftionen Anlaß geben fin- 
nen. Dieje Aufgaben fann nur ein Beirat erfiil- 
len, der aus den Kreifen der Handel u. Gewerbe- 
treibenden bervorgeht und vom BVertrauen derjel- 
ben getragen wird. Jn den betreffenden Organen 
mug daber: 1. Handel, Induſtrie u. Kleingewerbe 
des gangen Reiches vertreten fein, d. h. die Bee 
zirke der einzelnen Vertretungstirper zuſammen— 
—— das Geſamtreich umjajjen; 2. in allen 
ieſen Bezirken follen alleHandels-u. Gewerbe— 
treibenden an der Wahl der Vertretung teil— 
nehmen (alfo die Rleinhiindler u. Handwerfer ge— 
tade fo wie die Fabrifanten u. Großhändler); 
3. die befonderen wirtſchaftl. Eigentümlich— 
feiten miijjen im Bertretungsfirper des Bezirkes 
ur Geltung fommen (fiir beftimmte hervorragende 
tandjen, für die Hauptgruppen, alſo fiir Groß— 
handel, Grogindujtrie, Bergbau, Kleinhandel, Klein— 


gewerbe find befondere Wabhlfirper gu bilden); 
4. die Jnfotmation der Regierung muß mig- 
lichft leicht vor fich gehen (die Anzahl der Vertre- 
tungskörper darf alſo feine au große fein). Solche 
beratende Korporationen bilden in Ojterr. die Han— 
delS- u. Gewerbefammern, welchen aud mande 
widtige adminiftrative Aufgaben zugewieſen wer— 
den (. unten). Sie tragen vielf hördl. Cha⸗ 
rafter an ſich, führen das Staatsſiegel (kaiſ. Ad— 
ler), unterliegen behördl. Uberwachung, beſitzen 
anderſeits wieder weitgehende Autonomie, eigenes 
Vermögen uſw. 

Il. Geſchichte. Die Handelsfammern entſtan—⸗ 
den mit dem Riedergange des Zunftweſens und 
der Entwidlung des Staatsbiirgertumes gegenüber 
ber ſtändiſchen Gliederung zunächſt in Frankreich 
(Marſeille 1650) und wurden unter Napoleon I. 
in allen unterworjenen Brovingen eingeführt. So 
hatte aud) das Defret der italienifden Regierung 
vom 27 VI 11 in den lombardiſch-venetianiſchen 
Provingen des Kaifertumes Ofterr. Handelsfammern 
(Camere dicommercio, arti e manifat- 
ture) eingeführt mit 4—12 Mitgliedern aus 
dem Stande der HandelSleute u. Fabrifanten unter 
einem Präſidenten. Gie waren ne ig eda gr 
mit einer fontroflierenden Wirkſamkeit, fiibrten die 
unmittelbare Wujficht iiber Handel u. Manujaf- 
turen, fertigten Frachtmanifeſte u. Abfahrtsſcheine 
über Land- u. Schiffsladungen aus, verfaßten all- 
jährlich ſtatiſtiſche Handelsberichte, nahmen die Han— 
dels⸗ u. Gewerbeanmeldungen entgegen, wirkten 
bei der Steuerbemeſſung mit und hatten in Mai— 
land u. Venedig auc) die Polizeiauſſicht über die 
Börſe, deren Beamte fie ernannten. Dieſe Orqani- 
jation wurde durch das regolamento 21 VII 49 
abgeiindert. Für die übrigen Brovingen Hjterr. 
wurde die Errichtung von Handels- u. Gewerbe— 
fammern anläßlich der freiheitl, Bewegung im J. 
1848 in Wien vom n.-b. Gewerbevereine (iiber 
Unrequng des Naufmannes R. v. Urthaber) ge- 
jordert. Die ohne faij. Canftion als Minijterial- 
erlaß verfautbarten proviſoriſchen Bejtimmungen 
15 XII 48, R. 27 ex 1849, weldje Handelsminijter 
Hornbojtel (frither Präſident des nb. Gewerbe— 
vereines) beantragt hatte, ordneten die Erridjtung 
von Dee a. te us in den Brovingen des 
Kaiſerſtaates an, die als beratende Inſtitute dem 
Minijterium fiir Handel, Gewerbe u. öffentl. Bauten 
untergeordnet wurden. Dieje Handels> u. Gewerbe- 
fammern follten ingbef. iiber neue G. und B., bee 
vor dieſelben erlajjen ober die bejtehenden weſent— 
lid) abgedindert werden, einvernommen werden 
($ 4), hatten im übrigen das Vorſchlagsrecht be- 
trefiend Konſuln, Handelsagenten u. Senfalen, der 
Erridtung von Konfulaten, Börſen und öffentli— 
den, auf Handel u. Gewerbe bezughabenden An— 
ftalten uiw. Bum Mitglied fonnte jeder großjäh— 
rige, im Begitfe wohnhafte, in den induftrietien u. 
fommergicllen Wiſſenſchaften Bewanderte gewählt 
werden. Zwei Drittel der Mitglieder mupten Ge— 
werbe oder Handelsgeſchäfte fiir — Rednung 
betreiben. Wahlberechtigt waren in Wien (wo allein 
eine Rammer nach diejem Erl. zuſtande fam) afle 
protofollierten Gewerbs- u. Gandelsleute N. 0. 
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Die Kojten follten je gu 1/5 von Staat, Land u. 
Gemeinde des Standortes gedect werden, weld 
legtere aud) Lokalitäten u. Einrichtung beizuſtellen 
hat. Wm 15149 wurde die gemäß diejem Eri. in 
Bien gewählte ,Handelstammer” eröffnet, deren 
Wirkſamkeit unter dem VBorfipe des ehemaligen 
— — Hornboſtel am 30 X 50 durch 
elbſtauflsſung endete, nachdem durch das mit V. des 
>. We. 26 III 50, M. 122, kundgemachte proviforijche 
. 18 III 50, unter Aufhebung des provijorijden 
rl. von 1848 und des regolamento von 1849 fiir 
das gange Staatsgebict ,.Handels- u. Gewerbe— 
fammern’ einge ibrt wurden, deten 26 in ben 
Erblanden, 14 in den ungar. Lindern, 3 in Dal- 
matien und 17 in den [omb.-venet. Brovingen er- 
vichtet werden follten bejw. unter Umgeſtaltung der 
bejtehenden Handelsfammern. Die obligatoriſche 
Einvernahme über Geſetzentwürfe und das Vor— 
idjlagsrecht der Konſuln wurde den Kammern ent— 
zogen, dag pajjive Wahlredt auf ſelbſtändigen djäh— 
tigen Betrieb oder Leitung einer Handels- oder Ge— 
werbeunternebmung beſchränkt, aber das Schieds- 
richteramt in Handelsjtreitigfeiten, ausgedehntere 
ſtatiſtiſche Auſgaben und das Vorſchlagsrecht fiir 
Handelsgerichtsbeiſitzer zuerkannt, da8 aftive Wahl- 
recht aud) auj nicht protofollierte Handels- oder We- 
werbetreibende ausgedehnt, die Mitgliederzahl mit 
10—30 (gegen früher 9—21) firiert. Sowohl der 
emeinjame Wirfungstreis als aud) jener der 
andels⸗ und der Mewerbefeftion erbielten nähere 
ejtimmungen, die Bededung der Verwaltungs- 
fojten follte durd) Zuſchläge zur direften Steuer 
der Wahlberechtigten erjolgen. Auf Grund diefes 
G. bildete fic) die Wiener Handelsfammer um und 
entitanden nun allmählich die iibrigen Handels- 
u. Gewerbefammern Ojterr. Der Ausſcheidung der 
Yombardei und dann aud Benetiens aus dem 
Raiferjtaate fowie deſſen Teilung in zwei Reichs— 
hilften folgte eine Reorganijierung der Handels- 
u. Wewerbefammern in Oſterreich durch dad jept 
geltende G. 29 VI 68, R. 85. Im J. 1884 fand 
unter dem Minijterium Pino eine Auflöſung ſämtl. 
Kammern und fodann Neufonjtituierung derjelben 
auf der Bafis reformierter Wabhlordnungen jtatt. 
Cine abermalige Reform der Wablordnungen trat 
im J. 1901 ein und wurden anjangs 1902 die 
aufgelöſten Handels⸗ u. Gewerbefammern neu fon- 
jtituiert. : 
IIL. Mufgaben u. Befugniſſe. 1. Sm allg. 
($ 2 A) haben die Handels- u. Gewerbelammern 
Wünſche u. Vorſchläge iiber alle Handels- u. Ge— 
werbeangelegenbeiten in Beratung ju nehmen, ihre 
Wahrnehmungen u. Vorſchläge über Bediirjnijje 
des HandelS und der Gewerbe ſowie iiber den 
Zuſtand der Verfehrsmittel ſowohl über Aufforde— 
rung der Miniſterien oder Landesbehörden als 
auch aus eigener Initiative den Behörden zur 
Kenntnis zu bringen; über Geſetzentwürfe, welche 
die kommerziellen oder gewerbl. —— berüh⸗ 
ren, bevor dieſelben von der Regierung den Ver— 
tretungslörpern zur verfaſſungsmäßigen Behand— 
lung vorgelegt werden, dann bei Errichtung oder 
Reorganiſation öffentl. Anſtalten zur Förderung 
von Handel oder Gewerbe ihre Gutachten abzu— 


Handels⸗ u. Gewerbekammern. 


geben und über Aufſorderung der Regierung unter- 
einanbder gemeinfame Beratungen zu pfleqen. 2. Im 
bejonderen (§ 2 B) obliegt ihnen die Führung 
von Verzeichniſſen der Wahler (der Wabhlregijter), 
dann von Nachweiſungen iiber die protofollierten 
Firmen und alle anderen Handels-, Gewerbs- u. 
Verfehrsunternehmungen des Bezirkes und über 
die gur Handels= u. Gewerbejtatijtif erforderl. Da- 
ten. Sie bilden die Marken- u. Muſterregiſtrie— 
rungSimter, nefmen Cinflug auf die Ernennung 
det fachmänniſchen Laienridjter bei den Handels- 
gerichten und gerichtl. Schätzmeiſter. Sie beſtellen 
Schiedsrichter fiir die Börſenſchiedsgerichte, ertei- 
len Zeugniſſe iiber die Leiſtungsfähigkeit von Offe- 
renten fiir Staatsliejerungen, über Handelsge- 
bräuche, über den heimiſchen Uriprung von Waren 
im Sollverjahren, ftellen Yegitimationsfarten fiir 
Handelsreijende aus ufw., enticheiden auf Grund 
befonders gu genehmigender Reqlements als Schieds= 
gerichte in Streitigfeiten über Sandele- u. Gewerbe= 
angelegenbeiten und haben alljährlich dem Han— 
delgminijter über den sin von Wewerbe, Han- 
del u. Verkehr hres ezirkes zu beridten, jowie 
alle 5 Sabre einen jtatijtifdyen Berit fiber die 
gejamten volkswirtſchaftl. Sujtinde ihres Bejirfes 
u erjtatten. Die Kammern unteritehen unmittel- 
at dem HandelSminijter, vollziehen deſſen Auord— 
nungen, haben aud) den iibrigen Miniſterien u. 
Behoͤrden ihrer Begirfe auf Verlangen Auskünfte 
ju erteilen, wogegen alle Behörden, Genoſſenſchaf— 
ten, Unternehmungen, Anjtalten fowie einzelnen 
Handels- u. Gewer ibende im Bezirke verpflich— 
tet find, den HandelS- u. Gewerbefammern iiber 
deren Berlangen die erforderl. Auskünfte zu er— 
teilen, Nachweiſe zu liefern und fie überh. zu unter- 
ſtützen. Zahlreiche Bejtimmungen in den Gewerbe- 
geſetzen ſchreiben in bejtimmten Fällen die Einver— 
nehmung der Kammern vor und erweitert ſich ihr 
Wirkungskreis im Wege der Spezialgeſetzgebung 
ſortwährend. Die Handels⸗ u. Gewerbekammer in 
Trieſt beſorgt aud) die Verwaltung der dortigen 
Börſe und war Miteigentümerin der öffentl. Lager— 
häuſer bis zu deren Verſtaatlichung. Den Han— 
dels⸗ u. Gewerbelammern ſteht das Recht gu, unter⸗ 
einander in Korreſpondenz zu treten und gemein— 
jame Beratungen durch Delegiertenverſammlungen 
abzuhalten (folder Handelsfammertage wurden 
bisher 5 veranjtaltet). Endlich wirfen fte als Sen 
tral⸗ oder Filialkomitees bei internationalen Aus— 
jtellungen und entjenden Delegierte in den 
Staatseifenbahnrat, Andujtrierat, Sollbeirat, die 
Beirite fiir die Bejteuerung von Bier, Brannt- 
wein, Mineralöl u. Buder, die Erwerbſteuerlan— 
desfommifjionen, dic Gewerbeſchulkommiſſionen und 
andere Rolleqien. Die Bildung einer Zentralhan— 
delsfammer fiir bie gange Wonardie wurde 1864 
vergeblicd) angeregt. Die Handel: u. Gewerbefam- 
mern bilden aud) polit. Wabhlfirper und wäh— 
len nach dem G. 21V 73, R. 40, teils felbjtin- 
dig, teils gemeinjam mit den ſtädt. Wählern Ab— 
eordnete in den Reichsrat und ebenfo nad) dem 

. 26 IL 61, R. 20, in die L. T. Das Wablredt 
in den Reichsrat werden fie nach der Mel alle re 
genen Einführung des allgemeinen Wahl redtes 
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verlieren, dod) wird eine Bertretung im Herren- 
hauje angejtrebt. 
IV. Organifation. Die Zahl der Handels- 
u. Gewerbefammern in Ojterr. (29) und deren 
Standort ift unter Beriicfichtiqung der nad) dem 
früheren G. entftandDenen Kammern im G. von 
1868 bejtimmt. 11 Kammern erjtrecden ihren Be- 
itt über ein ganzes Stronland, die iibrigen nur 
er Teile eines foldjen. Jede Rammer zerfällt in 
der Regel in eine sae und eine Gewerbe— 
feftion einſchließlich des Bergbaues, welder aber 
in einigen Kammern eine bejondere Seftion bil- 
det. Die Sahl der wirfl. Mitglieder betriigt 16—48. 
Die vom Handel&minijter gu genehmigende Wa hl- 
ordnung fest die Seftionen feſt foie die a 
der felbjtindige Wahlkörper bilbenden, nad dem 
Erwerbſteuerzenſus eingeteilten Wahlkategorien und 
die von jeder derjelben ju wählende Mitgliederzahl, 
wobei fiir eingelne in einem Bezirke befonders ver= 
tretene Sweite eigene Wahltirper gebildet werden 
finnen (3.. B. landwirtſchaftl. Anduftrie in Brag, 
Schiffsrheder in Trieft). Die Mitglieder werden 
auf 6 Sabre mit relativer Stimmenmehrheit ge- 
wählt und alle 3 Sabre die Hälfte der Mitglieder 
durch Neuwahl erſetzt. Wiederwahl ijt zuläſſig. 
Wahlberechtigt ſind jene Mitglieder des 
Handels- u. Gewerbeſtandes, welche fic) im Voll— 
genuß der bürgerl. Rechte befinden und im Kam— 
merbezirke eine Handlung, ein Gewerbe oder einen 
Bergbau ſelbſtändig oder als öffentl. Geſellſchafter 
betreiben und jene, welche als Vorſtände oder Di- 
rektoren tkommerzielle oder induſtrielle Aktiengeſell⸗ 
ſchaften leiten, ſobald von dieſen Betrieben der für 
die Wahlberechtigung erforderl. Erwerbſteuerbetrag, 
welcher nicht geringer fein darf als der Steuer- 
enius fiir die Landtagsiwahlen, entricitet wird. 
ie witfl. Mitglieder miiffen öſterr. Staatsbiirger, 
30 Sabre alt und im Bezirke wohnhaft fein, dann 
feit mindeften3 3 Sabren die Exfordernijje fiir das 
aftive Wahlrecht befipen. In Trieſt darj ein Dritt- 
teil famtl. Mitglieder aus Nichtöſterreichern befte- 
hen. Die Rammern finnen aud forrefpondic- 
rende Mitglieder auferhalb ihres Kreiſes in 
beliebiger Un = wählen, welche beratende Stimme 
haben. Die Mitgliedſchaft ijt ein Ehrenamt und 
finnen nur etwaige Reifeauslagen erſetzt werden. 
Die Wahlen der wirfl. Mitglieder werden 
durch eine von der Landesbehiirde bejtellte Wabhl- 
fommiffion unter Borfig eines vom HandelSmini- 
fter ernannten Kommiſſärs durchgefiihrt, welder 
Wertreter der Rammer und des Gemeinderates am 
Standorte derfelben angehiren. Alljährlich wählen 
bie Rammern einen Brafidenten und einen —* 
präſidenten, welche der Beſtätigung des Handels— 
miniſters bediirjen, ſowie einen proviſoriſchen Vor— 
ſitzenden und ernennen einen fachwiſſenſchaftlich ge— 
bildeten, mit dem Rechte der Gegenzeichnung aus— 
eftatteten Sekretär aukerhalb des Kreiſes ihrer 
Mitglieder fowie das Hiljsperfonal; diefe Beamten 
jind aud) penſionsfähig. Seitweife werden auch 
Ronfularbeamte den Handels- u. Getverbefammern 
ut Wervolljtindigung iver handelspolit. u. 
— —— Kenntniſſe als Konzeptsbeamte 
zugewieſen. Der Präſident iſt der geſetzl. Ver— 
Ofterr. Staatsworterbuch. 2. Aufl., 2. Bd. 
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treter, fiir bie Geſchäftsführung verantiwortlid) und 
fann Kammerbeſchlüſſe fijtieren unter Borlage des 
Begenjtandes an den Handelsminijter. 

Die Kammer hat eine Geſchäftsordnung 
pu erlajjen und ibre ro te en find öffent⸗ 
id; denfelben ijt ein vom HandelSminifter er- 
nannter Kommiſſär beizuwohnen beredtigt und 
fann jeder Abſtimmende verlangen, dak feine Son— 
dermeinung protofolliert werde. Der Koſtenvoran⸗ 
— wie der Rechnungsabſchluß werden vom 
Handelsminiſter genehmigt und der durch eigene 
Einnahmen nicht gedeckte Betrag auf alle Wahlbe— 
—— nach * ihrer Erwerbſteuerleiſtung 
umgelegt. Die Gemeinde des Standortes hat die 
Umtsriume und die Einrichtung derſelben beizu— 
ſtellen. Die Handels- u. Gewerbekammern haben 
Portofreiheit fiir ihre Korreſpondenz mit den Be— 
hörden, Gemeinden und untereinander und werden 
rüchſichtlich der Stempelpflicht als Behörde betrach- 
tet. Dem Handelsminifter jteht das Recht der Muj- 
löſung det Rammern ju, doc find binnen drei 
Monaten Neuwahlen vorzunehmen. 

V. Wirkſamkeit u. Reformbeltrebungen. Die 
Tätigleit der öſterr. Handels- u. Gewerbefammern 
ijt mit der Zeit eine weitvergweigte geworden und 
wird von den Behirden weitaus mehr in Anſpruch 
—— als von den Wählern. In der öſterr. 

irtſchaftsgeſchichte der letzten sp Son fpielen 
die Kammern eine hervorragende Molle. Ihr Vo— 
tum wurde ſowohl anläßlich der autonomen Re— 
qelung des Solltarifes als vor Abſchluß interna- 
tionaler Zoll- u. HandelSvertrige ſtets eingebolt; 
die —— Reformen der Steuer⸗ und der 
ew gciebgebung die roger der Währungs⸗ 
politif und ded Berfehrswejens, die Geſetzentwürſe 
des Patents, Marfen- u. Muſterſchutzes beſchäftigen 
jie nicht minder. Je nach der Bedeutung diejer 
Fragen fiir den eingelnen Bezirk und der um- 
afienden Bildung der in den Kammern figenden 

tite und ihres Bureau find die Gutachten von 
größerem oder geringerem Belange. Auch man- 
cherlei Expertifen haben die Rammern felbjt durd- 
geführt und ihre Refjultate veröffentlicht. Abgeſehen 
von umfangreideren Urbeiten folder Art werden 
die Kammern insbef. feit der Reform der Gewerbe⸗ 
geſetzgebung von 1883, 1885 u. 1902 von den 
Behirden in mannigfachſter Weiſe mit Gutadten 
ſachl. Natur beſchäftigt. Jahresberichte wurden in 
regelmäßiger Folge nur von der Wiener Rammer 
veröffentlicht, denen fid) feit den letzten Jahren 
auc) Berichte anderer Kammern anſchließen. In— 
duſtrieſtatiſtiſche Beridte liegen pro 1885 u. 1890 
von fajt allen Rammern vor, fiit die früheren Be- 
rioden nur vereingelte Ausweiſe. Aus diefen Er- 
hebungen der Rammern ——— das H. M. eine 
Induſtrieſtatiſtik des Reiches ſowohl pro 1885 als 
pro 1890. Im J. 1902 haben die Handels— u. 
Wewerbefammern die Zählung aller Gewerbe- u. 
DandelSbetriebe, auch Heimarbeiter, teils auf Staats- 
often, teilS aus eigenen Mitteln durchgefiihrt. Die 
Kammern firdern auch vielfad) direft die Gewerbe 
Bezirkes durch Unterſtützung des gewerbl. 
Unterrichtes, Stipendienverleihungen, Subventio— 
nierung von Muſeen, Inſtituten, Vereinen, von 
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Ausſtellern ufw. —— Kammern Meichenberg, 
Prag, Graz, Innsbruck, Bozen uſw.) haben eigene 
Gewerbefirderungsinjtitute u. Muſeen gegründet 
und erhalten ſie, andere (Brünn, ——— Inns⸗ 
brud) —— gelchafien, Reichenberg, 
Piljen, Brag u. Wien erhalten Exportbureaux. Jn 
M. O. hat die Handelsfammer nach dem Landed: 
geie ¢ 251 87 zur Erhaltung der gewerbl. Bor- 
ereitungs- u. ¥ ortbilbungétarie in Bien 10% 
und auger Wien 15% des vom L. T. feſtzuſtellen— 
den Exjordernijjes derjelben beigutragen. Manche 
Kammern befigen auch bedeutende Stijtungen fiir 
fommergielle u. induftrielle Sivece (die Wiener 
Rammer iiber 1,200,000 K), Trop diefer alljeiti- 
oe Titigteit wurde — zunächſt wohl aus polit. 
otiven — wiederholt von den Rleingewerbetrei- 
benden das Berlangen nach Bildung felbjtindiger 
Gewerbefammern (meijt al8 Handwerferfammern 
edadt) oder Teilung in Handels- u. Gewwerbe- 
ammern — ſo auf dem öſterr. Gewerbetage 
1882 und im A. H. cin bezügl. Antrag 301 83 
verhandelt und einer Sommitfion zugewieſen. Die 
—— nun neue Wahlordnungen, wo— 
bei den iſen der kleinen Gewerbe⸗ u. Handel⸗ 
treibenden größere Berückſichtigung bei Aufſtellung 
der Wahlkörper und Verteilung von Mandaten 
eſchenkt wurde. Ende 1884 wurden dann die be— 
tehenden Kammern aufgelöſt und auf Grund der 
neuen Wahlordnung neu konſtituiert. Da gleich— 
wobl die Oppofitionspartei nicht nad) Wunſch durch⸗ 
drang, wurden 1887 u. 1891 neuerlid) im Par- 
lament Anträge auf Trennung der Kammern ge: 
ftellt und gulept 13 V 91 verbhandelt. Die Beibe- 
baltung der bejtehenden —— wurde beſtens 
verteidigt von den Ubgeordneten Gomperz u. von 
Plener (1883) und Wauthner (1891). Auch in der 
Gewerbeenquete 1893 wurde vielicitig von den 
fleingewerbl. Experten die Teilung der Kammern 
verlangt. Im J. 1902 erfolgte abermals eine Neu- 
— — Rammern auf Grund eines aus— 
— ahlrechtes. 

[. Handelsfammertage u. Zeutralſtelle. Dic 
Errichtung einer Yentralhandelsfammer fiir die 
gange Monarchie wurde 1864 vergeblich angeregt, 
dagegen 1873 der erjte Handelsfammertag nad) 
Bien einberufen, welchem bis 1892 fiinf weitere 
in Bien, Prag u. Briinn folgten. Die Geſchäfts— 
ordnung fiir dieje Verjammlungen von Delegierten 
aller djterr. Handels- u. Gewerbefammern wurde 
1876 revidiert. Gegenjtiinde der Beratung der 
———— waren: die Bankfrage, 
Geld- u. Kreditverhältniſſe, Verſtaatlichung der 
Eiſenbahnen, Aktiengeſetzgebung, Notſtandsanlei— 
hen, Eiſenbahntarifermäßigungen, autonomer Zoll— 
tarif und H. V. mit Deutſchland, Gewerbeord— 
—— Kranken⸗ u. Unfallverſicherung, ins— 
beſ. Reform der direkten Perſonalſteuern. 

Die Vorarbeiten für den neuen autonomen 
Zolltarif veranlagten die Wiener Handels= u. Ge— 
werbefammer im 3. 1900 ju _gemeinfam mit dem 
Sentralverbande der Induſtriellen Ofterr. veran- 
talteten Enqueten, die bald eine Rooperation mit 
allen öſterr. Kammern bherbeifiihrten. Jn einer über 
Antrag der Kammern Wien, Brag u. Reichenberg 
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einberujenen fonjtituierenden Sitzung am 24 Ill 
1901 wurden Grundjiige fiir die ,Yentralftelle 
ber Handels- und Wewerbefammern und 
e8 Sentralverbandes der Qndujtriellen 

ſterreichs zur Borbereitung der Han: 
delsverträge“ aufgeſtellt. Die Zentralitelle be- 
cidnete al8 ihre Uufgabe die Sammlung de alla. 
Patiftiiden u. literarijdjen Materiales, die Beftel= 
{ung von Referenten tiber die eingelnen Indu— 
ftrien, Durchfiigbrung von Erhebungen, Beratung 
der Referate und der fiir die beteiligten Körper— 
ſchaften bejtimmten Borlagen, Herausgabe von 
ftatijtijden Bublifationen. Sur abwechſelnden Füh⸗ 
tung des Vorſitzes und Vertretung nach außen und 
Ausführung der Beſchlüſſe wurden die Präſidien 
der Kammern von Briinn, Graz, Lemberg, Prag, 
Reidenberg, Trieſt u. Wien und des Rentralver- 
bandes zu einem Ausſchuſſe vereiniqt, der feinen 
Sif in Wien hat. Das Bureau der Zentraljtelle be- 
findet fic) bei der Wiener Rammer, welche auch die 
Kaſſengeſchäfte fiihrt. Die Perfonalfoften fiir die 
mitwirtenden Sefretariatsbeamten werden von den 
betreffenden Körperſchaften getragen, die anderen 
Auslagen fowie die Perfonalauslagen fiir die An— 
gejtellten der Zentraljtelle nach dem fiir den Han- 
delsfammertag bejtehenden Schlüſſel (Verhältnis 
der Budgets) auf die Kammern aujgeteilt. 

Die Sentraljtelle jtellte cinen mit umfajjender 
— verſehenen Entwurf des autonomen 
Zolltarifes feſt, welcher den Regierungsentwurf 
weſentlich beeinflußte und veröfſfentlicht wurde, 
ſchritt ſodann an die Bearbeitung des internatio- 
nalen handelsſtatiſtiſchen Materiales für den Ab— 
ſchluß von H. B. und veröffentlichte ibersepee- 
en der frembden und vergleichende Zuſammen— 
tellungen aller Solltarije nach Warengruppen und 
erjtattete Vorſchläge über die beim Noidhlu ber 
Vertriige wahrzunehmenden induftriellen Qnter- 
ejjen. Dieſe gemeinjamen Arbeiten, welche von 
den Sekretären der Körperſchaſften beforgt wurden, 
fiihrten aud) ju anderen Gejamtaftionen, fo in 
bet Frage der Abänderung der Gefahrenklaſſifika— 
tion bei der Unjfallverjidjerung. Die Tätigkeit der 
Sentraljtelle findet die Würdigung der Regie 
tung und dürfte dieſe Inſtitution einen dauern— 
den Charakter erhalten. Ihre „Mitteilungen“ er- 
ſchienen bisher in 23 Heften. 

VIL. Die Auslandshaudelslammern. Im J. 
1870 entſtand in Konſtantinopel eine öſterr.— 
ungar. Handelskammer als ſelbſtändige Sek— 
tion der Gemeinderepräſentanz der dortigen öſterr. 
ungar. Kolonie. Dieſe Handelskammer zählt nad 
den ſpäter revidierten Statuten 12 Kammerräte 
und 3 Erſatzmänner, die von den im Konſular—⸗ 
bezirke von Monjtantinopel anfifjigen Wählern der 
Rammer aus deren ordentl. Mitgliedern gewählt 
werden. Jeder Ojterreicher oder Ungar oder Schutz⸗ 
qenofie, der dort eine HandelS- oder Gewerbeun- 
ternehmung geſchäftsmäßig im eigenen Namen oder 
al8 Brofurijt betreibt, muh feine Firma in dads 
von der Handelskammer gefiihrte Regijter eintra- 
gen laſſen, ijt Kammerwähler und wird durch Ent- 
richtung eines Dabhresbeitrages von 20 Francés 
ordentl. Mitglied. Die Handelsfammer wählt einen 
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Prifidenten und einen Bizepriifidenten, welche von 
der f. und k. Botſchaft die Upprobation erhalten. 
1874 erfolqte die Ganftion der Handelskammer 
durch die Bjtert.-ungar. Regierung. Die Handels- 
fammer jteht in direftem Berfehre mit Handels- 
u. Gewerbefammern und ähnl. Inſtituten ſowie 
mit Gefdajtsleuten der Monarchie, dient der Bot- 
ſchaft als beratendes Organ und bringt die Wün— 
fhe der Kolonie auf dem Gebiete von Handel u. 
ewerbe im Wege der Botſchaft der heimiſchen 
Regierung jur Kenntnis, fie erteilt Auskünfte u. 
Wutachten an das Konſulat, macht Sachverjtindige 
u. Schiedsrichter nambajt fowie aud) Beijiper bei 
den ottomranifden Handels- u. Seegerichten; feit 
1871 veriffentlicjte fie Jahresberichte mit ftatifti- 
jchen Ausweiſen über die Hafenbewegung, 1885 
wurden in Alexandrien, 1887 in Paris, 1888 
in London und 1889 in Salonidi, endlich in 
Melbourne — Handelslammern ge— 
gründet, die auf freiem Beitritte der dort anſäſſi— 
gen oder vertretenen heimiſchen Firmen beruhen, 
mit den Behörden des Mutterſtaates durch das 
f. und k. Miniſterium des Äußern, mit den Han— 
delskammern desſelben pe unmittelbar verfeh- 
ren und cine rege Tätigkeit entjalten; die Rammer 
Hs Alexandrien veröffentlicht regelmäßig Mittei— 
ungen. 


Xiteratur, 
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ſtommentar, Reichenberg 1851. Ulbrich: H. B. 
I, 290 ff. Weigelsperg, Frhr. v.: Kompendium 
der auf das Geierbewejen begugnehmenden G. 
ufw., 3. Wufl., Wien 1890 (enthalt ſämtl. Wahl— 
ordnungen der Handels- u. Mewerbefammern). 
Mayerhofer: H. B., 5. Aufl. L 783 ff. Zapf: 
Die Wirtſchaftsgeſchicht Wiens, Wien 1888 
(enthalt geſchichtl Bemerfungen iiber die Wiener 
Handels= u. Gewerbefammer), Wochenſchrift ,,Die 
Rammer’, Wien 1883—1886. Nicht: Für das 
Kleingewerbe, I. Bur Frage der Gandels: u. Ge— 
werbefammern, Il. Gewerbefammern u. Genoſſen— 
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I. att u. Fuhalt der HandelSvertrage. 
Begriff im qeniabe au andertweitigen Gtaatenvertragen. 
Chorafter der H. im 19, —X und ihre Stellung au den lei⸗ 
tenden Ydeen der Handelsvolitit. — Eubjette. Geltungsgebiet. 
Geltungsdauer, Abſchluß. — Inhalt: Ain Bezug aul Zoll- 
angelegenberten (inébef, Bertragstarife und ihre Stellung bei 
autonomem Dopprltarif, Berfehrserleidjterungen arwifthen 
Nachbar ſtaaten, Regelung des Beredlungsverfehres). U. Cons 
ftice Beſtimmungen. Bu A. u. B. Behandlungéspringipien, 
aid Teeter aE 
WRere.-nnger. Bollvolitin, A. Bis gum Mufacben 
des Probibitivinftemes. B. ilbergang gum Proteftionsiyitem. 
Befirebungen um die Solleinigung mit Deutſchland. C. Pee 
riobe der liberalen Bertragépolitif. D. Umkehr gum autor 
nomen Zollſchutz. E. Ofterr.eUngarn im mitteleuropdiiden 
Bertragsinftem. Wirkungen der neuen Bertragsara., Bor- 
bereitungen zu einem neuen aflg. Solltarif. F. Der neue 
fterr.-ungar. Rolltarif. Der deuiſche Bufayvertrag und {eine 
Tarife. i¢ itbriaen Gertrdge au Beginn des neuen Bolle 
regimes 1 IIT 1906. 

Il. Weſen wu. Qubalt der H. Begriff im 
ea Neola u anderweitigen Staatenver- 
trigen. ©. pnd Staatenvertrige, weldje die Be- 
dingungen des wirtidaftl. Giiterverfehres zwiſchen 
den beiderjeitigen Angehörigen regeln. Diefelben 
gehiren aljo — im Wegenjage gu den polit. — 
der Gruppe der fog. ſozial-kommerziellen 
Staatenvertriige an, welche in neuerer Heit den 
an Zahl weit iiberwiegenden Teil der internatio- 
nalen BVereinbarungen ausmachen. Jn diefe Gruppe 
fallen auger den eigentl. H. inébej. die Rechts— 
ſchutz⸗, Niederlajjungé-, Konjular-, Schiffahrts-, 
Eiſenbahn⸗, Bojt- u. Teleqraphenvertriige, Verträge 
jum Schuge der literarijden u. induftriellen Au— 
torjdjajt, Viehfeudjenvertriige ujw. Doc} pflegen in 
Ermanglung fpesieller Verträge auch Vereinbaruns 
*— über verſchiedene der letzterwähnten Mgterien 
n die H. Aufnahme gu finden. Die in Ojſterr. 
offiziell gebräuchl. Bezeichnung der hier behandelten 
Verträge, ſoweit diejelben mit Staaten europäiſcher 
Rultur abgeſchloſſen werden, lautet entweder „Han— 
delsvertrag“, ,Oandels- u. Zollvertrag“ 
Deutſchland), „Handels-Konvention“ oder 
„Handels- u. Schiffahrtsvertrag“, während 
diejenigen mit überſeeiſchen Staaten niederer Kul—⸗ 
turſtuſe als „Freundſchafts-, Handels- und 
Schiffahrtsverträge“ bezeichnet werden. Letz— 
tere weichen aud) inhaltlich von den vorgenannten 
nicht unweſentlich ab, indem ſie über die Bedin— 
gungen der Niederlaſſung, des See- u. Hafenver- 
lehres, des Handels, der Reijen (auch einſchließlich 
wiſſenſchaftl. Forſchungsreiſen) u. dgl. ſowie über 
die Gerichtszuſtändigkeit u. Rechtſprechung (Kon— 
ſularweſen) der hierſeitigen Angehörigen im Ge— 
biete des anderen Vertragsteiles ſolche Verein— 
barungen treffen, welche angeſichts der in den 
Staaten europäiſcher Multur anerfannten völlker— 
rechtl Grundſätze cine vertragsmäßige Regelung 
zwiſchen den leptgenannten Ctaaten nicht mehr 
erheiſchen. 

Charakter der Handelsverträge im 
19. Jahrh. und ihre Stellung zu den 
leitenden Ideen der HandelSpolitit. Die 
H. alg allg. angewendetes Mittel der Regelung 
handelspolit. Beziehungen find eine typiſche Er— 
ideinung der Wirtſchaftspolitik des 19. Jahrh. 
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u. gv. vornehmlich der zweiten Hälfte desfelben. 
Qn älteren Zeiten wurden einzelne handelspolit. 
—58 elegentlich von Friedensſchlüſſen in den 
zügl. Friedensinſtrumenten mitgeregelt. Derar— 
tige Beſtimmungen enthalten ſeit dem Ende des 
17. Jahrh, namentlich aud) die Friedensſchlüſſe 
wiſchen Oſterr. und der Türkei. Sn Wefteuropa 
ommen dann im 18. Jahrh. ſchon ſporadiſch 
eigentl. H. vor (befonders widjtige H.: Der fog. 
Setguendertrag zwiſchen England u. Portugal 
1703, der Edenvertrag zwiſchen England u. Frank⸗ 
reich 1786). Jn diefen fommt bereits — im Ge— 
genjage ju den oft nur einfeitigen poy lesan 
ber vorerwiihnten Friedensſchlüſſe — das Bejtreben 
og WUusdrud, durch gegenfeitige Zugeſtändniſſe 
en beiderfeits abiweichenden Inlereſſen entgegen- 
aufommen. Eben durch ihr ſporadiſches Aujtreten 
unterjdeiden fic) aber dieſe H. von den neueren, 
von weldjen gefagt werden fann, daß fie fiir die 
überwiegende Mehrheit dex enropdijden Staaten 
Syſtem geworden find, indem die Geſtaltung der 
handelspolit. ——— der Staaten unterein- 
ander auf diefer Grundlage zur Regel wurde, fo 
daß fic) jeder Staat, welder fic) nicht der Gefahr 
der wirtſchaftspolit. Iſolierung ausjepen wollte, 
gezwungen fab, fid) dieſes Mittels gu bedienen. 
Xe nachdem auj Seite der vertragſchließenden 
Staaten entweder die Tendeng ju Erleichterungen 
ihres auswärtigen Handelsverkehres im Sinne 
freihändleriſcher Neigung oder umgefehrt die des 
verjtiitften Schutzes fiir den eigenen Warft ob— 
waltet, erfdjeint auc) die Stellung der — eg ee 
— zu den leitenden Ideen der Han— 
delSpolitif verſchieden. An dieſer Beziehung läßt 
ſich die Zeit der modernen H. in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrh. in zwei ſehr charakteriſtiſch von— 
einander abweichende Perioden unterſcheiden. Die 
erſte, welche mit dem Abſchluß des —— 
öſiſchen H. von 1860 anhebt und bis in die 
iebzigerjahre reicht, ftellt die H. tatſächlich in den 
Dientt der Freihandelsbewegung, fo dab durd das 
Mittel jener im raſchen Tempo eine fortidjreitende 
Ermäßigung der Zollſätze und gablreiche Freier— 
flitungen, letztere namentlid) bei Roh⸗ u. Nahe 
rungsſtoffen, ‘Blak greifen, ein Prozeß, dem durch 
die autonomen Sollherabjepungen u. Freierklärun— 
en der Generaltarife felbjt ber Weg geebnet und 
ex durch die Meiſtbegünſtigungsklauſel verallge- 
meinett wird. Die H. der zweiten, von dem wie— 
dererwadjten Geijte ausgiebigen Zollſchutzes ge- 
tragenen Beriode bringen natiirlicd) auch jeweils 
Erleichterungen gegeniiber den Sätzen der auto- 
nomen Tarife. sn em dieſe letzteren jedoch nicht 
lediglich auf die bisher unter Zollſchuß gejtellten 
Warengattungen ſich beſchränken, jondern auf gabl- 
reiche andere, in der vorangehenden Periode nocd 
jollfrei gebliebene fic) erjtreden und unter dem be- 
jtimmenden Einfluſſe der diefer Beit eigentümlichen 
agrarifd-indujtriellen Anterefjenfolidaritdt bis zu 
den fog. lückenloſen Tarifen fic) erweitern, dabei 
fortidreitend hihere Saige in Anwendung bringen, 
enthalten die auf folder Grundlage geſchaffenen 
H. nicht nur gegeniiber den Vertragsſätzen der 
erjtqenannten Reriode, fondern ſelbſt gegeniiber 
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den autonomen Tarijen derjelben mehr oder min- 
der nambafte Erhihungen. Dies ijt der ausge- 
fprodjene Charafter der neueſten Vertragsära. 

Im BWejen der Freihandelslehre lag folge- 
richtig die Ubweifung der Vertragsidee und wurde 
dieſer grundfigl Standpunft aud) von einigen 
prattifcen Politifern qeteilt (Véon San, Gladſtone), 
Indem behauptet wurde, dah der Freibandel im 
eigenen Vorteile des Staates liege, daher der 
leptere fein Intereſſe daran haben finne, wenn 
andere Staaten gegen ibren ricjtigen Borteil an 
Schutzzöllen fejthalten, ja der gu Verträgen fic 
gencigt zeigende Staat were durd) das Bekunden 

ieſer yey nur überflüſſigerweiſe den An— 
ſchein, als ob ihm die verkehrte Handelspolitik der 
Schutzzollſtaaten unangenehm wire. Allein dieſe 
doftrindre Aufſaſſung mußte der praktiſchen Not— 
wendigkeit weichen, da ſonſt andere Staaten durch 
Vertraͤge zum Nachteil des —— Frei⸗ 
handelsſtaates vorteilhaftere Abſatzbedingungen er- 
reicht hätten. So wurden denn gegen den Geiſt 
der Freihandelsdoktrin die H., ſolange die leitenden 
Staatsmänner und die Parlamente den Freihan— 
delstendenzen huldigten, gerade ein erfolgreiches 
Mittel im Dienſte der Freihandelspraxis. Dieſe 
Abſicht u. Wirkung iſt den neueſten H. fremd. 
Ohne Einbuße für die obwaltende Tendenz aus— 
giebiger Sicherung des einheimiſchen Markles er— 
ſcheinen dieſelben ledighich als Dtittel, um im Kom⸗— 
penjationswege eingelnen Warengattungen u. BWa- 
rengruppen giinjtigere Bedingungen des Abſatzes 
auf dem auswärtigen Marte gu veridjaffen. Da— 
bei erleicjtert der hohe Schutz in eingelnen Webie- 
ten der Produftion, in weldjen die fonftigen Vor— 
ausjepungen fiir wirkſame Rartellbilbungen vor- 
liegen, eine PreiSpolitif, weldje fic) fiir die Stel- 
lun —— Auslandspreiſe, vermöge welcher 
ſie ausländiſchen Abſatz erobert, durch höhere 
Inlandspreiſe auf Koſten der einheimiſchen Kon— 
ſumenten ſchadlos hält. 

Innerhalb dieſes allg. Rahmens ijt die Inten— 
ſität u. Akltivität der Vertragspolitif nicht in allen 
Staaten gleich. ES haben ſich vielmehr in dieſer Rich⸗ 
tung an der Neige des 19. Jahrh. befondere Gruppen 
gebilbdet. Wahrend beiſpielsweiſe —— u. Rupe 
land gegeniiber der Vertragspolitif Buriichaltung 
iiben, bat das Aufkommen det unter dem Namen 
Greater Britain befannten Bejtrebungen fowie der 
von den Bereinigten Staaten Nordamerifas aus— 
gebenden und die Seele ihrer Handelspolitik bil- 
denden panamerifanifdhen Bewegung, ferner der 
Drud der überſeeiſchen Konkurrenz, wie nicht min- 
der die ungiinftigen Wirfungen der im Gefolge 
det Zollerhoͤhungen berbeigefubrten —— 
Abſchließung der Märkte die Schaffung eines be— 
ſonderen mitteleuropäiſchen Vertragſyſtemes beför— 
dert. Letzteres fam nad) mannigſachen weiterge- 
henden Anregungen, welche die Bildung einer ihre 
Spitze haudthidhtich gegen die Vereinigten Staaten 
Nordamerifas ridjtenden mitteleuropäiſchen Union 
bezweckt batten, anfangs der Reungigerjahre durch 
den gleichzeitigen Abſchluß von , Larifvertriigen 
widen dem Deutſchen Reiche, Oſterr.Ungarn, 

talien, Belgien und der Schweiz zuſtande. Nach 
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einer Beit hoher handelspolit. —— während 
welcher offene u. verdeckte Zollkriege geführt, beſte— 
—— Verträge nur für kurze Zeit —— oder 
loße — etry zugeſtanden wur⸗ 
den, diente dieſes Vertragsſyſtem, an welches ſich 
für die gleiche Zeitdauer noch einige andere Ver— 
träge anſchloſſen, dem Swede der Stabiliſierung der 
ollpolit. Bedingungen des wechſelſeitigen Verfehres 
bie die Beit von zwölf Jahren. Dieje Beit haben 
parlamentarifd) mächtige Antereffentengruppen gu 
neuerl. Rüſtungen fiir erhihten Rollidus benugt 
und e8 gelang denielben am Schluſſe der eben er— 
wähnten Beriode neue, abermals erhihte autonome 
Tarije durchzuſetzen, weldje den Abſchluß neuer 
Bertrage gwar erjdwert, aber nicht verhindert 
haben. Nur erſcheinen die Pofitionen dieſer Ver— 
tragstarije nicht bloß gegqeniiber den Sätzen der 
fciiberen, ja felbjt der vorherigen allg. Tarife viel- 
jad) wiederum erhöht, jondern eben zwecks wirk— 
jameren Schupes auch weitliufiger fpegialifiert. 

Subjette von H. find in der Regel fou- 
veriine Staaten. Doch ijt newerer Beit fiir das 
Webiet der H. auch halbfouverinen Staaten völker— 
rechtl. Handlungsfähigleit tatſächlich zuerkannt wor: 
den (Rumänien vor der Unabhängigkeitserklärung, 
neuerer Beit aud) Bulgarien). 

Das Geltungsqebiet der H. umfaft in 
der og bas ganze Staats- Reichs-, Unions-) 
Webiet der vertragſchließenden Teile. Die Anwend— 
barfeit auf augereuropdifde Bejigpungen derielben 
bleibt befonderen Klauſeln vorbehalten. So ſchloß 
England friiher die H. mit fiir feine Nofonien; 
nenerer Heit pflegen cingelne ausdrücklich ausge- 
nommen gu werden und wird denfelben lediglich 
cine Frijt (2 Jahre) gum Cintritt in den Vertrag 

ewahrt. Bu den allg. übl. Vorbehalten gehört die 

ejtimmung, daß fic) die Wirkſamkeit ded abge- 
ſchloſſenen eA aud auf die mit dem einen oder 
anderen Vertragsteile gegenwärtig oder künftig zoll⸗ 
vereinten Staaten zu besieben babe, was fiir Oſterr. 
Ungatn mit Ride auf das mit feinem Sollgebiet 
vereinigte Fürſtentum Liedjtenftein praktiſche Be— 
deutung hat. 

Die Geltungsdauer der H. pflegt entweder 
für einen beſtimmten Zeitraum feſtgeſetzt zu wer— 
den oder es wird ohne jede vorausbeſtimmte Zeit— 
begrenzung beiderſeitige Kündigungsfreiheit unter 
Feſtſetzung beſtimmter Kündigungsfriſten einge— 
räumt (iiblic) fiir bloße Meiſtbegünſtigungsver— 
träge). Die Feſtſtellung einer beſtimmten Zeitdauer 
erfolgt entweder in der Art, daß nach deren Ab— 
lauf das Vertragsverhältnis einfach aufhört oder 
daß, falls nicht binnen beſtimmter Friſt vor Ab— 
lauf dieſes Zeitraumes die Kündigung erjolgt, eine 
ſtillſchweigende Verlängerung Platz greiſt mit bei- 
aa Iteiem Riindigungsredte. Letzteres war 
der bei den von Ojtert.-Ungamm im J. 1891 
mit dem Deutidjen Reiche, Atalien, Belgien und 
der Schweiz geſchloſſenen Tarifvertrigen, welche 
bis Ende 1903, wenn aber nicht 12 WMonate vor 
dieſem Seitpuntte die Miindigung erjolgt, noc 
weiter bis gum Ablauf eines Jahres vom Tage 
der dann wann immer qulaifigen Riindigung zu 
gelten batten. Abweichend hievon pflegt man bei 
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Freundſchafts⸗, Handels- u. Schiffabrtsvertriigen 
nidt dag Kündigungs-, ſondern lediglich cin Re- 
viſionsrecht — des Tarifes und der auf 
den Handel bezügl. Art. in beſtimmten Zeiträumen, 
z. B. von 10 gu 10 Jahren, gu vereinbaren. 

Der Abſchluß von, H. ſowie von allen 
Staatsvertriigen fteht in DOjterr.<Ungarn gemäß 
Art. 6 G. 21 XII 67, R. 145, dem Raijer gu. 
Doch erjcheinen die H. jenen beigezählt, gu deren 
Gültigkeit die Genehmigung des Reichsrates fowie 
des ungar. Reichstages erforderlich ijt. (Bgl. auger 
dem jit. G. nod) § 1, lit. a, G. 21 XID 67, R. 146, 
jowie § 11, lit. a, @. 21 XII 67, R. 141, und die 
entipredjenden ungar. G. A.) 

Der Anhalt der H. weiſt rückſichtlich des 
Umfanges der in denjelben behandelten Materien 
grofe Unterfdiede auf. Bon ſelbſt ergibt fic), dak 
zwiſchen Rachbarjtaaten ein weitläufigeres Gebiet 
von ju vertragsmäßiger Regelung geeiqneten Fra— 
gen vorliegt Grenzverkehr, Rollfartell ufw.) als 
zwiſchen nidt angrengenden Staaten. A. 
praltiſch widtigiten Teil der H. bilden die auf 
daS Zollwefen bejsughabenden Anordnungen. 
In dieſer Hinfidt werden die H. unterjdieden in 
edhe tate thi d. i. folche, welche gegenſeitig 
vereinbarte Bolljapungen mit angeſchloſſener Meiſt⸗ 
begiinjtiqungStlaujel oder ohne eine folche enthal- 
ten, und in einfache Meiſtbegünſtigungsver— 
triage. Es fommen jedoch aud) H. vor ohne Tarif 
und obne gollpolit. Meijtbegiinjtigung, welche alſo 
nur fonjtige pon den unten angeführten Materien 
behandeln (Beifpiel: H. mit Rußland 14 1X 60, 
R. 272). Der die Zollangelegenheiten betreffende 
Teil der heutigen H. enthält in der Regel nach— 
jtehbende Bejtimmungen: 

1. Ausſchluß von Eins, Aus- u. Durch— 
fuhrverboten, ſoweit nicht etwa in dem Ver— 
trage ſelbſt unter beſtimmten Vorausſetzungen Aus— 
nahmen zugelaſſen werden. Man bezeichnet dieſe 
Beſtimmung häufig als Klauſel der Handelsfrei— 
heit. Die erwähnten Ausnahmen pflegen zu be⸗ 
treffen: a) Gegenſtände von gegenwärtig beſtehen— 
den oder künftig einzuführenden Staatsmonopolen; 
b) Verbote aus gefundheitspoliseil. Rüchſichten, eine 
ſchließlich der zum Schutze der Landwirtſchaft gegen 
die Verbreitung ſchädl. Inſekten u. Organismen bezw. 
gegen Cinfdjleppung von Viehjeuchen notwendigen. 

enauere Bejtimmungen in leptgenannter Hinſicht 
werden gegenwärtig vielfacd) in befondere Viehſeu— 
chenvertriige aufgenommen; c) Berbote in Bezug 
auf Kriegsbedürfniſſe unter augerordentl. Um— 
fttinden. 

2. Vertragstarife überh. und ihre Stel- 
lung beiautonomem Doppeltarife. Diefelben 
umjajjen bei dem gegenwirtigen Stande der Zoll- 
politif in eigentl. . in der Regel nur Einfuhr— 
bile nebjt eventuellen Einfuhrzollbefreiungen. Die 

ertragstarife ſetzen aljo diejenigen Gegenftinde 
jejt, deren Einfuhr aus dem betreffenden Vertrags- 
—— in das andere überh. mit keinem oder mit 
einem höheren als dem vereinbarten Gage belegt 
werden darf. Inſofern ijt es die ideale Aufga 
der Vertragstarife jedes H., den Exportintereſſen 
beider Teile durch gegenſeitig ſich aufwiegende Kon— 
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jeffionen ent — Das Verhältnis der 
—— Boh onen des Vertragstarifes gu dene 
jenigen des allg. (autonomen) Zarijes fann auj 
drei Formeln guriidgefiihrt werden, nämlich: ver- 
—— pent Nae, (wo der allg. Tarif 
einen Zollſatz enthalt), Bollermapigung oder 
Rollbindung. Durch leptere, die geringite Art 
vertragsmäßiger Tarifkonzeſſion, mird der cine 
Kontrahent fiir die Vertragsdauer gegen Erhihun- 
gen im allg. Solltarije des anderen geſchützt. Eine 
usnabme von dem Wrundjage, dak der Vertrags— 
oll die fiir die Vertragsdauer unverriidbare Ober- 
renze des Solljapes zugunſten des anderen Tei- 
es bilde, wird in ſämtl. H. mur fiir den Fall ein- 
geräumt, wenn auf Gegenſtände einheimifder Er— 
zeugung cine neue innere Steuer oder ein Zuſchlag 
u ciner bereits erhobenen gelegt wird; in diefem 
—* fann aud) der gleichnamige, einem Vertrags— 
jot unterliegende Gegenſtand einer ausgleichenden 
bgabe bei der Einſuhr unterworfen werden. Die 
Begünſtigung des Vertragssolles wird tiberwiegend 
nur den eigenen Boden= u. Gewerbserzeugniſſen 
des anderen Bertragsteiles cingeriiumt, weshalb 
fic) Daun auch der gewährende Teil das Recht vor- 
behiilt, Urſprungszeugniſſe nach beftimmten, den 
Vertriigen —— beigeſchloſſenen Formularen 
u verlangen. Nur im Vertrag mit Deutſchland vom 
1891 bezw. 1905 beziehen ſich die Vertragsſätze auf 
die Einfuhr „aus dem freien Verkehre“ des 
anderen Vertragsteiles, finden daher auch auf ſolche 
Waren fremden Urſprungs Anwendung, welche in 
dem einen Staate verzollt, dadurch „nationaliſiert“ 
und dann erſt in das Gebiet des anderen einge— 
führt worden ſind. Daher wird auch von Urſprungs— 
—— ote (Musnahmen nur rücſichtlich 
aus den ollausichliifien der vertragſchließen— 
den Teile fommenden Waren: Schlu 
8. 1 gu Urt. V). 
ertragsmäßige Feſtſtellungen von Mus fu r- 
zöllen fpielen nur in den Freundſchafts- u. H. 
mit überſeeiſchen Staaten eine Rolle u. gw. im 
ager des europilijden Rontrahenten. 
. mit europäiſchen Staaten pjlegen aber zuwei— 
fen die Aufſtellung neuer oder die Erhihung be- 
ftehender Ausfuhrzölle dem Rontrahenten zu ver— 
wehren (Rumänien) oder nur im Falle der Cine 
führung gegeniiber allen anderen Staaten ju ge- 
ftatten u. dal. 

In techniſcher Begiehung pflegen die in die 
Rertragstarife einbegogenen Warenarten unter Vee 
rufung auf die begiigl Nummern und eventuellen 
Unterabteilungen des allg. Solltarifes und ſoweit 
nicht lediglich cingelne befondere Warenarten aus 
den eingelnen Pofitionen desfelben herausgegriffen 
werden, auc) mit der tertl. oon det letzte⸗ 
ren angefiihrt gu werden. Ebenſo mit den im allg. 
Tarif vorfommenden Maeinheiten, des Zollſatzes. 
Es bilden fonad in den H. von Ojterr.-Ungarn 
auch die ſpezifiſchen Zölle, alſo Gewichts-, Stiid- 
oder Raummaßzölle die Regel. 

Neuerer Bett hat — entſprechend dem der Idee 
nad) wohl von Frankreich, dem erſten prattifdjen 
Rerfuch nad aber von Spanien ausgegangenen 
Borbilde (1877) — in einigen Staaten Europas 


rotofoll 
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bas Sytem des jog. Doppeltarifes Aufnahme 
gefunden, eine Einrichtung des autonomen Ta: 
riſes, vermöge welder lepterer wenn nidjt bei allen, 
fo doch bei einer mehr oder minder nambaiten 
Anzahl von Pofitionen ftatt eines je zwei Sage 
enthilt, dben Warimal- und den Minimaljag. BWie 
uripriinglid) in Spanien felbjt, wurde dann dieſes 
Syſtem namentlid) auch in Franfreid (1892) und 
Rußland (1893) in der Abſicht eingefiihrt, um den 
Abſchluß von Tarifvertriigen iiberh. entbehrlich gu 
machen, indem der Mintmaltarif dazu bejtimmt 
wurde, daz feine Sige den —— aus allen 
ſolchen Staaten zuſtatten kommen, welche den Dop— 
peltariijtaat nicht ungünſtiger behandeln als andere 
Staaten. Die Probe auf dieſes Exempel hat jedoch 
der Doppeltarif nidt bejtanden, da fich alle qenann- 
ten Staaten in eingelnen Fällen, um handelgpolit. 
widjtiqe Borteile gu erringen, gezwungen jaben, 
bei einer mitunter redjt bedeutenden Anzahl von 
Pojten unter das Maß des Winimaltarifes ju 
qeben bezw. aus diefer Urfade in legislativem 
Wege die betreffenden Sage des Minimaltarifes 
sg ely. sie Ullerdings findet trop dieſer Tate 
face Der Doppeltarif immer nod) Verjechter, welche 
eben vermeinen, dah die gollpolit. Kaufkraft (der Ne— 
qosiationswert) einer Begiinjtiqung dadurch gewiß 
erhöht werde, wenn dieielbe nicht anders als im 
Wege eines —— beth te herbeigefithrt wer⸗ 
den fénne. Indeſſen bat fic) infolge des angefithr- 
ten Umſtandes die Auffaſſung von der handels= 
polit. Miffion des Minimaltarijes dod) geändert. 
Danad) bleibt zwar der Mayimaltariy Weneral- 
tarif, aber der Minimaltarif wird lediqlid als 
geſeßliche (pritventive) Schranke deS Höchſtmaßes 
von Begünſtigungen beim Abſchluß von Tarijver- 
triigen aujgeftellt. Bei dem bisher übl. Vorgange 
der Vertragsverhandlungen auf Grundlage eines 
einjadjen Generaltarijes gelangten nämlich die von 
den Unterhändlern vereinbarten Tarife gewiſſer— 
maßen als fertige Tatjaden vor die zur Geneh— 
migung fompetenten BVolfsvertretungen. Diese ſehen 
fit) vor die unliebjame Alternative gejtellt, ent— 
weder die Borlage, wie jie vorliegt, au genehmi- 
gen oder die Neuaufnahme von in ihren Ergeb— 
nijjen wieder unfidjeren Verhandlungen au erzwin— 
gen und dadurd) möglicherweiſe nicht leicht im 
voraus iiberfehbare handelspolit. Berwidlungen 
heraufzubeſchwören. Um dieien Zwangslagen ju 
entgeben, foll durch die —— des Minimal⸗ 
tariſes den an der Geſetzgebung beteiligten Ver— 
tretungskörpern ein präventiver Einfluß auf das 
Ergebnis dex Vertragsverhandlungen gewahrt wer- 
den. Wilein in demfelben Umjange, in welchem 
diejer Einfluß des Parlamentes fic) Geltung ver- 
ſchafft, erwächſt auch fiir die anderen Bertragqé- 
parteien der Vorteil, dak fie im voraus fiber die 
Grenze der gegnerijden Bereitwilligkeit zu Zuge— 
fttindnifien informiert find, alfo die Rarten des 
—— aufgedeckt finden, ohne daß ein dieſen 

ranken sage tragendes Refultat gejichert 
wire, wenn nicht der auf den Minimaltärif fid 
jtiipende Teil an fich eine ftarfe handelspolit. Macht⸗ 
—— beſitzt. Im neueſten Zolltarif des Deut⸗ 
ſchen Reiches (25 XII 1902) fowie in dem neuen 
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allg. bfterr.-ungar. Zolltarije wurde nur bei einer 
beſchränkten Anzahl von Pofitionen (GHauptgetreide- 
atten u. ae das Pringip des Minimaltarifes 
verwirflidt alg Konzeſſion an die Bertreter der 
agrarijden Intereſſen. Wo endlich, wie in Nore 
wegen (1897), der WMinimaltarif alg Generaltarif 
ilt, wihrend die Saige des Maximaltarifes ledig- 
id) fiir Retorſionszwecke feftgeiept find, da vere 
jolgt dex Maximaltarif lediglich die Aufgabe ciner 
in Staaten mit Bejtand eines einfacdjen General- 
tarifes durch generelle Formeln (Prozentualju- 
ſchläge u. dgl.) gusgedrückten Retorſionsklauſel, wie 
ſolche aud) in Ojterr.-Ungarn ſeit 1878 in Ubung 


‘am. 

3. Ausſchluß aller Durdhfubrabgaben 
von Waren, welde aus oder nad dem Webicte 
des anderen Teiles gehen, fei es unmittelbar, fei 
es nad) Umladung. 

4. Regelung des Veredlungsverlehres. 
Unter Beredlungsverfehr (bei Tertilwaren auch 
Appreturverfehr, bei Mahlgetreide Mahlverkehr ge- 
nannt) wird verjtanden die zollfreie Gejtattung der 
Einfuhr von Robjtofien u. Halbjabrifaten unter Kau— 
tion gegen Wiederausfuhr nad) inländiſcher Be- 
arbeitung (Suridjtung, Beredlung) binnen jeftge- 
ſetzter Friſt oder — zollfreier Einfuhr von 
Fabrilaten, welche aus gu dieſem Zwecke ausdriid- 
lid) ausgeführten Rohſtoffen oder Halbfabrikaten 
im Auslande hergeſtellt wurden. Die erſtgenannte 
Art heißt aftiver, die letztgenannte baſſiver Ver— 
edlungsverkehr. Statiſtiſch wird bei uns die bezügl. 
Warenbewegung unter den im ſog. Vormerkver— 
fahren ein⸗ u. ausgeführten Waren erfaßt. Der 
Veredlungsverkehr wird in der Regel und iſt gegen— 
wärtig tatſächlich in allen Staaten Gegenſtand auto- 
nomer Regelung. Yn Oſterr. fand letzteres riid- 
fichtlic) des aftiven Beredlungsverfehres fiir die 
böhm. und die deutichen Erbländer bereits durch die 
Zollordnung von 1775 jtatt, erfubr durch diejenige 
von 1788 felbjt auf einige der „außer Handel ge 
jepten” Waren —— und ſchließlich wurden 
die bezügl. Grundſätze in die Zoll- u. Staatsmo— 
nopolsordnung vom J. 1835 aufgenommen. Je 
nachdem in den autonomen Regelungen auf die 
Sicherſtellung der Identität des Veredlungsſtoffes 
bei der Riidein= bezw. pistes gedrungen oder 
lediglich die Gleichartigteit desjelben verlangt wird 
(Mquivalengpringip), je nachdem ob beim aftiven 
Veredlungsverfehr die Wiederausfuhr nur bei dem— 
felben oder bet irgend einem anderen Sollamte 
(,, Zranfitvered{lungeverfehr’) gejtattet wird, erfährt 
der Veredlungsverkehr eine beſchränkte oder freiere 
Geftaitung. Die älteren Regelungen berubten zu— 
meijt auj dem Jdentitdtspringipe, wogegen neuere 
häufig mit dem Aquivalengpringipe fic) beqniigten, 
was im Vereine mit der Gejtattung der Wieder- 
ausfuhr bet beliebigem Zollamte eine jpefulative 
Ausnutzung gegen die urſprüngliche geſetzgeberiſche 
Abſicht ermiglichte. Franzbſiſche admission tem- 
poraire von Mablgetreide u. Roheiſen gegen fog. 
acquits & caution, welche felbjt —* elsgegen⸗ 
ſtand wurden.) Dieſe ſpekulativen Ausnützungen 
wurden dann wiederum die Urſache mannigfacher 
Einſchränkungen, ja ſelbſt der Aufhebung be— 
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jtimmter Wrten des Veredlungsverfehres (Mahl- 
verfahren in Ofterr.<Ungarn 1899), Edjon in den 
autonomen Regelungen fann unter der Bedingung 
der Reziprozität der attive u. pafjive Veredlungs- 
verlehr in gleichem Umjange zugelaſſen werden, 
fo dag alle im aftiven Veredlungsverkehre zuläſſi— 
gen Beredlunggarbeiten dem diesſalls die Rezi— 
proaitit gewãhrenden Staate aud) fiir den paffiven 
geftattet werden (Schweiz). Oder es fann endlich 
im Bertragswege der wedhfelfeitige Veredlungsver- 
fer fiir bejtimmte BWarenarten feſtgeſetzt werden. 
Dieſe Urt Regelung hat in den handelgpolit. Be- 
ziehungen unjerer Monarchie mit Deutſchland in 
der Heit zwiſchen 1853—1881 cine bedeutjame 
Rolle gejpielt (vgl. unten II C). Cine notwendige 
Vorausjepung ausgedehnter und felbjt ſpekulatid 
ausnupbarer —— des Veredlungsverkehres 
ijt die bertragsmäßige elung nicht, was ſowohl 
die Geſchichte der franzöſiſchen acquits à caution 
als auch die des öſterr.⸗ungar. Mahlverkehres lehrt. 
Zumeiſt beſchränkt fic) daher die vertragsmäßige 
auf ſolche eigentüml. Intereſſen, die fic) auf nach— 
barl. Beziehungen gründen und welchen im Rah— 
men des fog. Wrengverfehres Rechnung getragen 
werden fann (ſ. bier weiter unter 6). 

5. Erleidterungen der Hollabferti- 

gung u. Kontrolle, als wie: die Vereiniqung 

ect beiderfeitigen Zollämter nad) Möglichkeit je an 
einem Orte; das Unterbleiben der Verſchlußab— 
nabine bei mit Begleitſchein unmittelbar aus einem 
Vertragsqehiet in das andere iibergehenden Waren; 
die Entbindung von Deflaration, YWbladung und 
Wrengrevijion fowie vom Kolloverſchluß bei Haren, 
weldje bei unmittelbarer Schienenverbindung in 
vorſchriftsmäßig verſchließbaren Wagen eingehen, 
um in ebendenjelben Wagen durchgeführt oder an 
Orte im Innern gebracdt gu werden, wo fich ein 
aur Sollabjertiqung bejugtes Amt befindct, voraus- 
geiebt, daß ſolche Waren durch Ubergeben von Lae 
ungsverzeichniſſen u. Frachtbrieſen sur Cine oder 
Durchjuhr vorher angemeldet worden find; even- 
tuell auch gegenfeitige Sulaffung der Beamten des 
anderen Bertragsteiles zur Einſichtnahme in die 
jollamtl. Geſchäftsbehandlung u. Grenzbewachung 
(Deutichland). 

6. Berlehrserleidterungen zwiſchen 
Nadbarftaaten. Dieje gerfallen in einige nicht 
durchwegs leicht abgrengbare, tatſächlich auch ver- 
ſchieden absegrenste Gruppen. Es gehören hieher: 
a) Die Zoüfteiheit der gum Verkaufe auf Meſſen 
u. Märkte oder aud) auber dem Meß- u. Marftver- 
fehr auf ungewifjen Verkauf cingefiibrten Waren 
fowie der von Handlungsreifenden eingebrachten 
Wtujter; aud) von Vieh auf Märkte; in allen Fale 
len unter det Bedingung, dak diejelben Eremplare 
binnen beftimmter Friſt unverfaujt —— 
werden; b) Verkehrserleichterungen tm Grenzver— 
febr. Unter Grengverfehr werden bier Eine u. Aus— 

ange von Produften u. PBroduftionsmitteln ver- 
tanden, welche durch den gewöhnlichen hauswirt— 
ſchaftl. Betrieb der unmittelbaren Grenzbewohner 
im Umfange des Eigenbedarfes der bezügl. Wirt— 
ſchaften oder unabhängig von letzterem durch ber- 
gebrachte erwerbswirtſchaftl. Wechſelbeziehun— 
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gen der sg ager renznachbarl. Begirfe be- 
dingt find. Die Breite der in Betracht fommen- 
den Grenggonen wird fiir ein gewiſſes Bereich von 
Vegiinjtiqungen mitunter näher beftimmt (jo im 
H. mit Stalien vom J. 1891 fiir beftimmte Urten 
des Grengverfehres mit je 7y km). Die Greng- 
— — beſchränken ſich nicht auf 
Zollbefreiungen (ausnahméweije aud) bloß Zoller— 
mäßi ere, jondern umjajjen auc) die Erlaub— 
nig Pit die bejagten Ein- u. Ausgänge andere 
Wege als die vorgeſchriebenen — zu be⸗ 
nutzen ſowie Erleichterungen in Bezug auf die Mo— 
dalitäten der zollamtl. Kontrolle. Die einſchlägigen 
Beſtimmungen der H. find oft recht mannigfäch u. 
weitlãufig. So —— 4: B. der H. mit Deutſch⸗ 
land die — berfuͤhrungen von Vieh, Wirt- 
ſchaftsgeraͤten, der Ausſaat u. ſung den Grenz⸗ 
bewohnern, deren Grundwirtſchaften durd) die Zoll— 
grenze durchſchnitten ſind oder welche jenſeits eigene 
oder gepachtete Wder oder Wiefen iu beftellen 
haben, iiberh. fiir Bieh u. Geräte, weldje gu vor- 
iibergehender Benugung in das andere Gebiet ge- 
bracht und nach derjelben wieder zurückgeführt wer- 
den, ebenfo für das auf Weiden oder aur Stall- 
fiitterung in das andere Gebiet geführte Vieh, nebjt 
defien Erzeugniſſen und den fiir feine Begleiter 
— Lebensmitteln. Für den Bedarf im 
Grenzgebiete wird überh. die zollfreie Einfuhr auf 
Nebenwegen bei gewiſſen für das gewöhnl. Wirt— 
ſchaftsleben wichtigen Gegenſtänden eingeräumt. 
So namentlich im öſterr.- deutſchen Grenzverkehr 
ausgelaugte oder Auswurfaſche zum Düngen, Bau— 
ſand, Kieſelſteine, Bienenſtöcke mit lebenden Bie— 
nen, tieriſcher Dünger, Flachs u. Hanf in Wur— 
en, Gras, Moos, Binſen, Heu, Stroh, Mild, 

opjen, Gips u. dgl. Daran reihen fic) Begiin- 
jtiqungen des ———— welcher den Charak⸗ 
ter des Reparatur-, Bearbeitungs- u. Veredlungs⸗ 
verfehres befipt und 3. B. landwirtſchaftl. Gegen- 
ſtände betrifft, weldje gum Vermabhlen, Stampfen, 
Schneiden, Reiben u. dal. m. eingefiihrt und in 
verarbeitetem Suftande wieder ausgeführt werden, 
ebenfo Garne u. Gewebe gum Farben oder Bez 
jtiden, Nofons gum Wbhajpeln, Stroh yum Flech— 
ten, Stoffe und Zutaten zur Anfertigung von Klei— 
dungsſtücken. Die Geſtattungen lepterer Art kön— 
nen der Menge nach unbeſchränkt oder auch be— 
ſchränkt ſein. Beſchränkt auf beſtimmte Quanta, 
z. B. nach Zuſaßartikeldes H. mit Italien 1906 der 
zollfreie Eingang von Bruch- u. Roheiſen in die fiid- 
tirolifden Eiſenwerke zwecks zollfreien Wieder— 
ausganges nad) Verarbeitung. Cinen eigentüml. 
Charafter nehmen die Zollermäßigungen im 
Grenzverlehre an, welche entweder nur aus Riid- 
jidit fiir den Handel mit eigentiiml. Erzeugniſſen 
bejtimmter angrengender Gebietsteile eingeräumt 
werden (St. Galliſches Töpfergeſchirr, Tiroler Lo— 
den im H. mit der Schweiz 1891) oder ganz aus 
dem Rahmen des Grenjverfehres hinaustreten und 
lediglic) de8 Titels desſelben fic) bedienen, um ge- 
wijje Zollbegiinftigungen von der Anwendung der 
lg ly el ug alae 
flaujel tm italienifcben H. 1891, die agrarifchen 
Zölle im H. mit Serbien von 1892.) 
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Endlich) fällt unter die zwiſchen Nachbarſtaaten 
übl. Bereinbarungen da8 Hollfartell, d. i. die 
Bujage wechſelſeitiger Mitwirkung zur Verhiitung 
u. Beſtrafung des Schleichhandels nach oder aus 
den BVertragsgebicten (eingehende Musfiihrung in 
befonderen Yinlagen: H. mit Deutſchland u. Ita— 
lien; fein Sollfartell mit dec Schweiz). 

B. Die ſonſtigen Bejtimmungen der 
heutigen ., über welche ebenfalls mitunter ein= 
gebendere Bejtimmungen in befonderen —— 
zur Hauptvertragsurkunde feſtgeſetzt werden, 
treffen: a) die Gleichſtellung (ober Behandlung 
nad) dem Meijtbegiinjtiqungspringipe) der WUnge= 
hbrigen eines Vertragsteiles im Gebiete des an— 
deren in Begg auf die Niederlafjung, den Han— 
del- u. Gewerbebetrieb (ausgenommen das Apo— 
thefer- u. Senfalgewerbe fowie alle Gewerbebetriebe 
im Umberjiehen); Befreiung der im Gebiete ihres 
Wohnfiges Gewerbejteuerzahlenden von der ent= 
jprecjenden Steuer im anderen Vertragsgebiete, 
wenn fie dort perjénlich oder durd) Handlungs- 
reifende Unfiufe oder Beſtellungen beforgen, Spe- 
dition betreiben. Weniger allg. gilt Gleichjtelung 
in Betrejf des Erwerbes unbewegl. Cigentumes 
(charafterijtijd): Rumiinien; begiiglic) juriſtiſcher 
Perjonen aud) Serbien); b) die Bedingungen der 
wechſelſeitigen Zulaſſung von Alktiengeſellſchaften, 
Verjicherungs- und anderen Unternehmungen gum 
Betriebe, prozeſſualen Geltendmachung ihrer 
Rechte u. Cigentumserwerb; e) die Gleichtelhung 
—— Meiſtbegünſtigung) in Bezug auf die 

enutzung der öffentl. Verlehrsmittel, Straßen, 
Flüſſe, Kanäle, Schleußen, Fähren, Brücken u. 
Brückenöffnungen, Häfen, Landungsplätze, Leute 
türme uſw., ſowie riidjidjtlich der einſchlägigen Ab— 
aben. Weitgehend ſind namentlich im H. mit 

eutſchland die Beſtimmungen über den Eiſen— 
bahntransport, welche nicht nur die wechſelſeitig 
leiche Behandlung der Angehörigen des anderen 
kontrahenten bezüglich der Beſörderungspreiſe ſo— 
wie der Art u. 34 der Ubfertiqung, ſondern aud 
der auf das andere Gebiet iibergehenden oder das— 
felbe durchgehenden Transporte felbjt grundſätzlich 
anerfennen, daneben nod) bejondere Seri ungen 
trefien in Bezug auf Bahnen, welche beide Gebiete 
durchziehen, — über die Einführung unmittel- 
barer Anſchlüſſe, direkter Expeditionen, direkter 
Berjonens u. Gütertarife und einheitl. Transport⸗ 
beſtimmungen. Hinſichtlich der Schiffahrt ſtehen 
in den bisherigen Verträgen die Feſtſtellungen der 
Behandlungsprinzipien in Bezug auf Transport⸗ 
tarije nicht in erſter Reihe, others die Gleich⸗ 
jtellung der Schiffe des anderen Bertragitaates 
mit den einheimiſchen bezüglich der Befugnifie zu 
Warenladungen, Benugung der Waſſerſtraßen, Hi- 
fen und zugehörigen Anlagen und der einſchlägi— 
gen Gebiibren. Im Hufagvertrage gum Bertrage 
mit Deuticland wird aber aud fdon rüchſichtlich 
der auf Flüſſen u. Kanälen aus einem Gebiete in 
das andere iibergehenden oder tranfitierenden Gü— 
ter hinſichtlich der UWbfertiqung u. Beförderung jo- 
wie der Befirderungspreife, fofern fie auf ftaatl. 
BVeranlajjung eingefibtt werden, die Gleidjtellung 
bedungen. Es entiprecjen fomit die bier unter c 
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—— Beſtimmungen der Tendenz, möglichſt 
gleichartige Konkurrenzbedingungen ju —5** da 
gerade im Gebiete des Transportweſens zollpolit. 
Maßnahmen leicht fos werden finnen; d) die 
a der Belajtung von Proveniengen des 
anberen —— durch höhere oder läſti— 
gere ſtaatliche u. kommunale Abgaben als diejeni— 
gen find, mit welchen die Hervorbringung, Zube— 
reitung oder der Verbrauch der rege ge gen eins 
heimiſchen Erzeugniſſe belegt wird; e) die Rege- 
lung des Ronjularweiens (jofern nit befondere 
Vertriige bejtehen) und Zuficherung wechſelſeitiger 
Ronjularbilfe; f) die Befreiung der Wngehsrigen 
deS anderen Vertragsteiles von militäriſchen u. 
adminijtrativen Zwangsdienſten, von Cinquartie- 
tung und anderen Wilitdrlajten, ausgenommen 
diejenigen, welde mit dem Bejige von Immobi— 
lien verbunden find; g) Bedingungen des Marfen= 
u. Muſterſchutzes u. d. m. 

Bu A. u. B. Die im vorjtehenden bereits 
berührten Behandlungspringipien, welche 
gegenüber den Angehörigen, Schiffen, Boden- u. 
Gewerbeerzeugniſſen des anderen Vertragsteiles 
vertragsmaͤßig sur Anwendung gelangen, find ent⸗ 
weder die Gleichſtellung mit den Nationa— 
Len oder die mehr oder minder weit gefaßte Meiſt— 
begiinfti war Während die erjtere eine ungiin- 
ſtigere — ung im Vergleiche mit den Ange— 
hörigen des Vertragsftaates ſelbſt ausſchließen ſoll, 
will die andere die ungünſtigere Behandlung der 
Angehörigen u. Proveniengen des einen Vertrags- 
teiles im Webiete de3 anderen im Bergleiche mit 
der Behandlung der Angehorigen u. Provenienjen 
anderiveitiger Staaten verhindern. 

Geht man den hijtorijden Anfängen der Meijt- 
begiinftigungsflaujel nad, jo findet man leptere 
fdjon in den Friedenstraktaten Ojterr. und anderer 
Mächte mit der Türkei einjeitiq zugunſten der erjt- 

enannten, fodann als wechſelſeitige Verbindlichfeit 
jon in eingelnen H. des 18. Jahrh., während ane 
dere wiederum Beſtimmungen enthalten, welche die 
Vorfahren der modernen zollpolit. Reziprozitätsklau⸗ 
ſeln ſind. Es werden nämlich im letztgenannten Falle 
die, anderen Staaten gewährten Vorteile, dem Ver— 
tragsſtaate nur dann ohneweiters zugeſichert, jalls 
dieſe Vorteile unentgeltlich cingeriiumt würden, ſonſt 
nur um den Preis einer entſprechenden —— 
günſtigung. Im 19. Jahrh. gewinnt dann die Meiſt— 
begün tigung auf jollpolit. Webiete die Oberband 
und erjaibrt in der Freihandelsära jene weiteſte For— 
mulierung, in welder fie aud) in den Sjtert.-ungar. 
H. vorfonmmt. Als Beifpiel diefer radifaljten Faſſung 
mige die im Zuſatzvertrage 251 1905 aufrecht er— 
haltene etre Pager nig! ro der öſterr.deut⸗ 
ſchen H. 6 XIT 91 gelten. Diefelbe lautet (Art. 2): 
„Hinſichtlich des Betrages, der Sicherung und der 
Erhebung der CEingangs- u. WAusgangsabgaben 
fowie hinſichtlich der Durchfuhr diirfen von feinem 
det vertragidliefenden Teile dritte Staaten giin- 
jtiger als der andere vertragſchließende Teil be- 
handelt werden. Sede dritten Staaten in diefer 
Begiehung —— Begünſtigung iſt daher 
ohne Gegenleiſtung dem anderen vertrag— 
ſchließenden Teile gleichzeitig einzuräumen.“ 
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Das entſcheidende Begriffsmerkmal dieſer un— 
bedingten Meiſtbegünſtigung, welche ſich nicht le— 
diglich auf die Zollſätze, ſondern namentlich auch 
auf die Einrichtungen der Zollmanipulation er— 
ſtreckt, ijt das ſofortige unentgeltl. Eintreten des 
Kontrahenten in die einem anderen Staate ge— 
wihrten größeren Zugeſtändniſſe lediglich mit Aus⸗ 
ſchluß ſolcher, welche einem Nachbarſtaate im Grenz⸗ 
verfehr eingeräumt werden oder fic) aus dem Ver— 
hiltnifje einer Zollunion ergeben. E8 gibt daneben 
aud) in Bezug auf die Tarife felbft Meiſtbegün— 
ſtigungsformein mit beſchränkter Faffung u. zw. 
fann die Einſchränkung cine gegenſtändliche 
ober eine territoriale fein. Gegenſtändlich ein— 
geſchränkt erjdeint die Meiſtbegünſtigung dann, 
wenn dic Unwendbarfeit derielben nur rücſſichtlich 
befonders genannter Warenarten Plaß greift (po- 
fitive Faſſung; Beifpiel: H. des Sollvereined mit 
Wrofbritannien 1841, Belgiens mit Holland 1846, 
urjpriingl. Faſſung des franzöſiſch-engliſchen 1860) 
oder gewiſſe Warenarten ausdrücklich ausgenom— 
men werden (negative Faſſung; Beiſpiel: provi— 
ſoriſcher H. zwiſchen Oſterr⸗Ungarn u. Frankreich 
1881). Territorial beſchränkt ijt die Meiſtbegünſti— 
gung dann, wenn Ddiejelbe nur rückſichtlich derjeni— 
gen Vegiinjtigungen gilt, welde von einem der 

ertragsjtaaten gewiſſen beſtimmt genannten an— 
deren Staaten zugewendet werden (Art. 11 des 
Frankfurter Friedensvertrages, deſſen Meiſtbegün— 
ſtigung ſich bloß auf diejenigen Vorteile bezieht, 
welche von einem der Vertragsteile an Belgien, 
Grofbritannien, Holland, Ojterr.-Ungarn, Rubland 
oder die Schweiz zugeſtanden wiirden), Cine relative 
Einſchränkung liegt allerdings auch ſchon Darin, wenn 
ſich das Zugeſtändnis der Meiſtbegünſtigung bloß 
auf die Cigenprodufte der. —— bezieht 
Beiſpiel: H. zwiſchen Oſterr.Ungarn u. Ruß— 
land 1906), alſo ſich nicht auf die aus dem freien 
Verkehre des anderen Staates überh. kommenden 
Waren erſtreckt. Schließlich wurde auch der Aus— 
ſchluß der Anwendbarkeit der Meiſtbegünſtigung 
riictfichtlid) der im Grenzverlehr eingeräumten Vor— 
teile — eine naturgemäße Folge des Grenzverkehres, 
wo die BVorausfepungen desjelben gutrejfen — als 
Mittel einer wirtl. Cinidriinfung benugst, indem unter 
dem Titel des Grengverfehres Zugeſtändniſſe ge- 
währt wurden in der Abſicht, die —— 
ungsanſprüche auszuſchließen, obgleich die eigentl. 
— en des Grenzverkehres nicht vorlagen, 
ſondern ein begünſtigter Eingang in das ganze 
Staats= (Reichs=) Gebiet bezweckt wurde. Oſterr. 
Ungarns H. mit Italien 1891 und Serbien 1892.) 

Es werden auch, um Meinungsdifferenzen 
vorzubeugen, ſolche unter dem Titel des Grenzver— 
fehreS beſtimmten Staaten eingeräumte Sonder— 
begünſtigungen in H. mit anderen Staaten aus— 
driidlid) von der WMeijtbegiinftigung ausgenom— 
men (9. mit Rußland 18/6 V o4} oder im Gegen⸗ 
teil zur Hintanhaltung ausgedehnterer Deutung 
der Wrengitrid) des von der Meiſtbegünſtigung 
auSgenommenen Grengverfehrs genau bejtimmt 
(15 km). (H. mit Rubland 1906.) 

Xn dem Wake, als die Ubfehr von der Frei— 
handelSpolitit fic) vollgogen bat, verblaßte aud 
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die Popularitit des Meijtbegiinftiqungspringipes 
und neuejter Beit beginnt legteres ſtets häufigeren 
Unfedjtungen gu begeqnen. Die Meiſtbegünſtigung 
wird gum Schmerzenskinde der Vertragépolitif, 
denn der Umitand, dak die einem Staate gegen 
forrelate Zugeſtändniſſe gewährte Begiinjtiqung 
jojort allen meijtbegiinjtigten ohne Entgelt zufällt, 
bewirft, daß mit jeder Berhandlung um einen 
neuen Tarifvertrag die Einſchränkung der Aktions— 
freiheit in Bezug auf zollpolit. Zugeſtändniſſe qu 
nimmt; da leptere fofort aud) anderen, vielleicht 
gefährl. Ronfurrenten des anderen Vertragsteiles 
jujallen, verliert jedes ſolche Zugeſtändnis in den 
28* des letzteren an Wert. Die Reihenfolge der 
Vertragsabſchlüſſe wird zu einem handelspolit. 
ſchwerwiegenden Umſtande. Eine gewiſſe Abhilfe 
gegen dieſe Gefahr liegt wohl in dem gleichzeitigen 
Abſchluß zwiſchen den Hauptinterefjenten, wie died 
durch die mitteleuropäiſchen Verträge 1891 erfolgt 
iit. Dod) find auch bei foldjem Vorgange Enttäu— 
ſchungen nicht ausgeſchloſſen. (Bal. unten iiber den 
Cinflu des Abſchluſſes des deutſch-ruſſiſchen H. 
von 1894.) 

Unter diefen Berhiltnifien gewinnt gegeniiber 
det Meiſtbegünſtigungsſormel die aus dilterer Zeit 
{don befannte Reziprozitätsklauſel an Bedeutung, 
ba diefelbe die Gewaͤhrung zollpolit. a ee 
an die Bedingun aletdopectiaet Vorteile tniipjt. 
Dieje Art Einrichtung ijt namentlich auf Seite 
der Nordamerifanijden Union beliebt und berubt 
diefelbe nicht lediglich auf der Vertragspraxis, fon- 
dern aud) auf allg. Gejepvoridriften (Mac Kinley— 
Will 1890 und die neuere Dingley-Bill). Jn den 
neueren Kundgebungen der organifierten Intereſſen— 
tenfreife Ofterr. hat fic) jedoch der Widerftand 
gegen die Meijthegiinitiqung nicht gegen das Prin- 
zid gefehrt, fondern auf das Berlangen einer be- 
grengten Ynwendung beſchränkt. (Val. unten IL, 

bſchnitt F.) 

Die Uuslequng der HandelSvertrige 
blieb bisher allg. den Vertragsſtaaten felbjt über— 
lajjen ohne cin im voraus jeitgejtelltes, beiderjeits 
bindendes Uustunjtsmittel fiir den Fall von Mei- 
nungSdifjerengen. Neuejter Zeit beginnt aber auch 
auf diejem Gebiete das Prinzip ſchiedsgerichtl. 
Entſcheidungen Eingang zu finden, wofür das 
ſchiedsgerichtl. Verfahren des im J. 1883 zwiſchen 
Großbritannien u. Italien geſchloſſenen Handels— 
u. Schiffahrtsvertrages vorbildlid) wurde. Letzteres 
wurde fiir alle aug der Anterpretation oder Exe— 
fution oder aus den Folgen einer Verlegung des 
Vertrages entitehenden Schwierigfeiten vereinbart. 
Während jedod im deutich-italienijden H. vom 
J. 1883 eine ähnl. Regelung trop der Bemiihun- 
gen Italiens auf Sdchwierigfeiten ſtieß, bat nun 
aud) das Deutfche Reich fic) dieſer Art von Mus: 
tragung augeneigt und wurden entipredende Be- 
ftimmungen auc) in den Sujagvertrag mit Oſterr. 
Ungatn aujgenommen. Nad Art. 2 des Zuſatz— 
vertrages ijt Der Megenftand der ſchiedsgerichtl. E. 

unächſt noch beſchränkt auf Tarijfraqen u. zw. auf 
einungévericiedenbeiten fiber die Auslegun 

oder Unwendung der Tarije des BVertrages un 

der Zuſatzbeſtimmungen zu diejen Tarifen, fodann 
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auf die Anwendung der Meiſtbegünſtigungsklauſel 
hinſichtlich der tatſächl. Handhabung der jonitigen 
in Kraft bejtehenden BVertragStarije. Die ſchieds— 
gerichtl. E. von Difjerengen tiber anderweitige Ver— 
tragsbeſtimmungen wird gwar prinzipiell in Aus— 
ſicht genommen, jedoch beſonderer Verſtändigung für 
den eintretenden Fall vorbehalten. Die in Art. 2 
u. 5 ad XIII des Zuſatzvertrages enthaltenen wei- 
teren Bejtimmungen begiehen ſich daher bloß auf 
die die erwähnten Tarijangelegenheiten betreffen— 
den Streitfälle. 

Der Uniprud) auf ſchiedsgerichtl. Erledigung 
jteht jedem Bertragsteile gu. Das Schiedsqerict 
ijt feine Dauernde Einrichtung, fondern wird fiir 
jeden Streitfall in der Weije gebildet, daß jeder 
BVertragsteil aus feinen Ungehirigen zwei qeeiqnete 
Perſönlichkeiten ju Schiedsridjtern ernennt. Der 
Vorſitzende des Schiedsgerichtes wird, wenn ſich 
bie beiden VertragSteile nicht im voraus fiir einen 
bejtimmten Seitraum iiber die Perſönlichkeit des 
pu ernennenden Obmannes verſtändigt baben, 

urd) die Schiedsrichter felbjt aus den Angehörigen 

cine’ befreundeten dritten Staates gewählt. Uber 
das Verfahren, das mündlich oder ſchriftlich fein 
fann, verjtindigen fid) die BertragSteile im ein- 
zelnen alle oder cine fiir allemal. Yn Ermange- 
ar einer Verjtindiqung wird dasfelbe durch das 
Schiedsgeridjt felbjt feltgeitellt. Der Sik des 
Schiedsgerichtes ijt abwechſelnd in dem Webiete 
deS einen und des anderen Vertragsteiles, im 
erſten Streitfalle im Gebiete des beflagten Teiles. 
Die Räumlichkeiten, Schreibfrafte und das Dienjt- 
perfonal des Schiedsqerichtes hat die Partei bei- 
ujtellen, in deren Gebiet das Schiedsgericht tagt. 
eit Falle ſchriftl. Verfahrens fann von den auj 
den Sig des Schiedsqerichtes fic) beziehenden Be- 
ftimmungen abgewicden werden. Das Schiedsge— 
richt fann Seugen u. Sachverſtändige laden u. ver— 
nehmen. Die Behirden jedes der vertragidlieben- 
den Teile haben auf das vom Schiedsgericht an 
die betrefjende —— zu richtende Erſuchen in 
derſelben Weiſe Rechtshilfe zu leiſten wie auf die 
Erſuchen der inländiſchen Zwilgerichte. 

Die E. des Schiedsgerichtes wird mit Stim— 
menmehrheit geſaßt und fie erledigt den Streitjall. 
Gang ähnlich wurde dann das Schiedsgerichts- 
verfabren in den ©. mit Belgien und Stalien 
geregelt, im erjteren fiir den Fall von Meinungs- 

ifferengen iiber die Tragung der Rojten auj 
Yrt. 57 des Haager Ubercinfommens vom 29 VII 
1899 veriwiejen. 

Il. Geſchichte der öſterr. bezw. Hfterr.-ungar. 
Handelspolitif. A. Bis gum Mufgeben des 
Prohibitiviyftemes. Seit der 2. Hiilfte des 
17. Sabrh. fommen Cinfubrverbote ausländiſchert 
Waren vor, damit da8 Geld nicht außer Landes 
gehe. Die Cinridtung des Grenzzollweſens fiir 
den Dienjt einer auf die Hebung der einheimiſchen 
Produltion absielenden HandelSpoliti€ nimmt ibren 
Anfang unter Karl VI. Die eingelnen Lander 
bilden ſelbſtändige Bollqebiete, fiir welche eigene 
Maut- u. Veltigalordnungen bezüglich der Cin-, 
Aus: u. Durchjubr mit ermäßigten Sätzen fiir 
den Berfehr diejer Lander untereinander erlaſſen 
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wurden; neben eingelnen Ein- u. Uusfubrverboten 
zwiſchen dieſen Sollgebieten kamen anderjeits aud 
vertragsahnl. Verfehrserleicjterungen zwiſchen den- 
jelben vor, 3. B. über Zulaß bejtimmter Waren, 
Bejud von Märkten u. dgl. (Beijpiel: Uberein- 
fommen zwiſchen der böhm. und öſterr. Hoffammer 
von 1747). Die Einfuhrverbote auslindifaer Waren 
wurden auch ſpäter vermebrt; zur Zeit Joſefs IT. 
betrafen diejelben an 200 Warengattungen, welche 
„außer Handel geſetzt“ waren, d. i. ihre Einfuhr 
wurde nur fiir den Eigenbedarf gegen bejondere 
Ligeng und hoben Soll (60% vom Wert) mit 
jiemlich verwiceltem u. jtrengem Verfahren zuge— 
lajien. Sur Bermeidung von Montraventionen 
wurde 1764 und nach seitweiliger Aufhebung wie— 
der 1792 die ee Warenjtempelung eingefiihrt 
(jollamtl Stempel fiir ausländiſche, Kommerzial⸗ 
jtempel” fiir inländiſche Ergeugnifje). Wuch die 
Ausfuhr einiger Robhjtofje nach dem Auslande war 
verboten, bingegen wurde die Einfuhr von im 
Inland nicht -ergeugharen Beredlungsjtofien u. 
Majchinen begiinjtigt. Wit der Zollordnung 15 VIL 
1775 beginnt die Abſchaffung der Brwildengzoll- 
ſchranken, u. gw. zunächſt zwiſchen den deutſch— 
ſlaviſchen Ländern (mit WMushlup von Tirol und 
Borarib.), welche dann in den J. 1822—1826 
weitere — macht, ſo daß fortan das da— 
malige eichsgebiet, mit Ausnahme von Ungarn 
einſchließlich Siebenb. u. Zivilkroatiens) und der 
noch zahlreichen Zollausſchlüſſe u. Freihäfen, zu 
einem Zollgebiete vereinigt iſt. Die Technik 
des Zollweſens wurde fdjrittweife vervolllommnet 
P. 16 1X 1784, Zollordnung 21 1788); die Regel 
bilden Gewichtszoͤlle, nur fojtbare Waren unter- 
liegen Wertgillen. Nachdem während det Kriegs— 
jeit und der Valutawirren zu Veginn des 19. Jahrh. 
mannigface teilg nominelle, teils tatſächl. goller- 
höhungen ftattgefunden und das Verbotſyſtem durch 
den Beitritt zur Kontinentalfperre zeitweilig ſogar 
verſchärft worden war (felbjt Kaffee außer Handel” 
geſetzt), trat dann eine teilweiſe Abſchwächung des— 
ſelben ein nebſt Erleichterungen der Durchfuhr 
(Tariſe von 1822 u. 1829); endlich fand nach Ein— 
fiibrung der gegenwärtig nod) in Geltung ftehen- 
ben Zoll- u. Etaatsmonopolordnung 11 VII 35 
eine einheitl. Zuſammenfaſſung der jablreiden 
Partialtarife und der Nadhtriige gu denfelben in 
dem Zolltarije 27 XII 38 ftatt (alphabetifcy, durc- 
wegs mit Gewichtzöllen), wobei noc) 69 Einfubr- 
und 10 Ausfuhrverbote verblicben. BVerfehrserleicy- 
terungen durd) internationale Verträge famen in 
biefer Epoche nur mit ojteuropiijchen Reidjen vor, 
fo mit der Türkei qelegentlich der Friedensvertriige 
von Karlowitz, Paſſarowitz u. Sijtowo (1699, 
1718, 1791) und mit Rupland (1781, 1818). Cine 
charakteriſtiſche Verkehrserleichterung dieſer Beit 
bildete der Rohleinenverlehrt, deſſen Anftinge in 
die Zeit vor dem Verluſte Schleſiens reichen. Er 
beſtand darin, daß von Preußiſch-Schleſien Garne 
zur Verwebung in die böhm. Grenzdiſtrikte und 
umgelehrt Rohleinen aus Nordböhmen zur Bleiche 
liber die Grenze zollfrei ausgeführt werden konnten. 

Gegen die Zwechmäßigkeit ſtarrer Prohibitiv— 
politif wurden ſchon zur Zeit Leopolds II., welcher 
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dieſem Syſtent nicht hold war, ſodann in den 
erſten Jahrzehnten des 19. Jahrh. von einzelnen 
bedeutenden Verwaltungsmännern Bedenken er— 
hoben. Auch Metternich war, vornehmlich aus ſtaats⸗ 
polit. Beweggründen, um eine freiere Geſtaltung 
der auswärtigen Handelspolitik bemüht, allein alles 
Bemühen um das Zuſtandelommen von H. und 
autonomen Verkehrserleichterungen ſcheiterte an 
dem grundſätzl. Widerſtande des Kaiſers Franz. 
Einen mächtigeren Rückhalt gab dieſen Beſtrebun— 
gen erſt die fortidjreitende Verwirklichung der Zoll— 
vereingsidee in Deutſchland, indem Ddiejelbe nicht 
nur die Gefabr einer verfehrspolit. Iſolierung 
Oſterr. nabelegte, fondern auc) in polit. Beziehung 
dic Ciferfucht wedte wegen der durch die Zoll— 
vereinsentwicklung geförderten Machtſtellung Preu- 
fens in Deutſchland. Oſterr. konnte ſich formetl 
auf die Beſtimmung des Art. XIX der Deutſchen 
Bundesakte berujen, welche ihm die Pflicht aufer— 
legt hatte, den Handel innerhalb des Bundesge— 
bietes möglichſt zu erleichtern. Bereits in die Zeit 
vor 1840 — daher Anknüpfungen von Verhand— 
lungen in Bezug auf den Abſchluß von H. mit 
einzelnen deutſchen Mittelſtaaten (Bayern, Sachſen) 
oder mit dem Zollverein ſelbſt, welche jedoch an 
der jeweils betonten Notwendigfeit einer grund— 
ſätzl. Anderung des Hierfeitigen Jollſyſtemes u. Ver- 
brauchsſteuerweſens ſcheiterten. Es lonnte ſich daher 
die Erneuerung des Zollvereins auf weitere zwölf 
Jahre im J. 1841 unbehindert vollziehen, ällein 
die genannten Beſtrebungen wurden —*2** doch 
ausſchlaggebend für den im J. 1849 tatkräftig an— 
geregten und binnen kurzem auch vollzogenen Um— 
ſchwung. 

B Ubergang gum Protektionsſyſtem. 
J in Bezug auf 

eutſchland. Der erwähnte arg ia, — 
drei wichtige Tatſachen, nämlich: 1. Die Aufhebun 
der Zwiſchenzollinie gegen Ungarn; 2. das Auf—⸗ 
eben des Prohibitivſyſtemes; 3. den Abſchluß des 
. mit dem Sollvereine. 

Bu 1. Die Zwiſchenzölle gegen Ungarn, welche 
ſchon im vorigen Jahrh. und ſpäter mehrfach we— 
gen der Behinderung des ungar. Abſatzes nach den 
angrenzenden öſterr. Ländern Gegenſtand von An— 
fechtungen ſeitens der ungar. Stinde waren, wur— 
den bisher wegen der Verſchiedenheit des in den 
öſterr. Ländern und des in Ungarn beſtehenden 
Steuerſyſtemes aufrecht erhalten. Erſt als nach Nieder⸗ 
werfung des ungar. Aufſtandes während der J. 1849 
bis 1850 dieſes Hindernis rüchſichtlich der direften 
Steuern behoben worden war, erfolgte zunächſt (taif. 
B. 7 V1 50, R. 220) die Aufhebung der Cine u. Aus- 
gangSgebiifren ander Zwiſchenzollinie, weld) legtere 
dann —** nach Einführung des Tabalmonopols 
und des öſterr. Verzehrungsſteuerſyſtemes in Ungarn, 

änzlich fiel (Erl. d. F. M. 20 V151, R. 154). Nur 
alm. blieb noch weiterhin cin ſelbſtändiges Zoll— 
gebiet, fiir welches im J. 1857 (faij. V. 18 Il 57, 
R. 44) ein neuer einfacher Eine u. Durchfubrtarif 
mit befonderen Begiinftiqungen fiir den Verkehr 
mit bem alla. öſterr. Zollgebiete erlajjen wurde. 
u 2. Die leitende Qdee der mittlerweile in 
Angriff genommenen Vorarbeiten gu einer gründl. 
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Umgeftaltung des bisherigen Zollſyſtemes brachte 
ein zuerſt in der „Wiener Zeitung” 26 X 49 ent⸗ 
wideltes, in Brucks Denkſchrift 30 XII 49 näher 
ausgefiihrtes Programm jum Uusdrude, die kühnſte 
u. größte —— auf handelspolit. Gebiete, 
welche in Djterr. je ernſtlich gefaßt worden. Die 
innere Zollreform und ein auf Grundlage derſelben 
abzuſchliehender H. mit dem Zollvereine über 
wechſelſeitig zollfreien Verkehr in Roherzeugniſſen 
u. Nahrungsſtoffen und wechſelſeitig freie Durch— 
fuhr, ſowie über die beiderſeits i artige Geſtal⸗ 
tung des Gewidjté=, Maß⸗ u. Münzweſens, Han- 
delS=, Wechſel⸗ u. Gewerberechtes, wie nicht minder 
über die Regelung des Schiffahrt-, Cijenbahn-, 
Pojt= u. Telegrapheniwejens, follten nämlich nur 
bas vorbereitende Stadium bilben zu einer in 
weiteren drei Zeitabſchnitten ſtuſenweiſe auszufüh—⸗ 
renden Herabſetzung der Schutzzölle und Annähe— 
rung in den Finanzzöllen bis zur endlichen voll— 
ſtändigen Zolleinigun Oſterr. u. Deutſchlands. 
Wis Biel der inneren Sollreform wurde hingeftellt: 
a) in ſyſte matiſcher Beziehung: Die Befeitiqun 
der Cinfubrverbote; ausreidender Schu i 
von Fall zu Fall feſtzuſetzende, periodijdjen Re- 
vijionen unterliegende Einfuhrzölle; Bejeitiqung 
der Ausfubrverbote auf Rohſtoffe und Erſatz der- 
jelben bei den fiir die cinheimijde Induſtrie nöti— 
qen, durch) Ausfuhrzölle lediglich gegen das nicht 
geome Bollgebiet; b) in techniſcher Besichung: 
Klaſſifizierung der Bille auf Grund des Waren- 
wertes mit Huriidfiihrung auf das Nettogewidt; 
der Bollzentner als Gewichtseinheit. — Der durch 
einen Sachverſtändigenkongreß durchberatene Soll- 
tarif wurde 6 XI 51, R. 244, kundgemacht (Wirt 
famfeit 111 52). Derfelbe war ein ſyſtematiſcher 
mit 30 Klaſſen und 338 Pofitionen (gegen 654 
des TarifeS von 1838), von welden nod bei 
246 Ausfuhr- und bei 326 Durchfuhrzölle vorge- 
ſchrieben waren, allein iiberwiegend als geringe 
Rontrollgebiibren. 

Zu 3. Während Ojterr. gugleid) mit dem H. 
aud) grundjiipliche, das Zuſtandekommen der Soll 
einiqung verbiirgende Abmachungen vor der Er- 
neuerung des Deutſchen Zollvereines einleiten und 
jum Abſchluſſe bringen wollte, war Preußen nur 
zum Abſchluſſe eines H. u. zw. unter der Bedin— 
gung der vorherigen Erneuerung des Hollvereines 

ereit. Die bjterr. Bejtrebungen lacs cine Stütze 
an dem ebenjalls durch polit. Motive beeinflugten 
Verhalten einiger deutſchen Mittelftaaten. Die von 
biefen 1852 behufs BVerhandlung iiber die Ente 
wiirfe eines H. und eines SZolleinigungsvertrages 
bejchicten und, naddem Breugen auj der Berliner 
ee ange ie die Verhandlung über Ofterr. 

orſchläge abgelehut hatte, neuerdings nicht ohne 
Schwierigfeiten jortgefepten Beratungen wurden 
unter Offenlaſſung vieler Cingelfragen erft jum 
formellen — gebracht, als infolge der ſeit 
Ende 1852 gleichzeitig geführten öſterr.Preußiſchen 
Vertragsverhandlungen das Zuſtandekommen eines 
öſterr.⸗preußiſchen, den Beitritt der Hollvereing- 
ftaaten offenbaltenden H. bereits fichergeftellt tar. 
Der auf 12 Jahre, d. 1. bis 31 XII 65 abgeſchloſ⸗ 
fene Zoll- und H. mit Preugen 1911 53, R. 207, 


HandelSvertriige. 


oi das gemäß Bertrag 5 VI 52, 
fterr. jollvereinte Liechtenſtein 
it gollvereinten Staats⸗ 
gebiete von Parma u. Modena), anderſeits auf 
alle damaligen Sollvereingjtaaten Anwendung. 
Derfelbe hat Nit den Zwiſchenverlehr im BVertrags- 
ebiete cinen Teil der Einfuhrzölle (fiir Rohſtoffe) 
uberh. bejeitigt, bei einem weit griferen nam: 
hafte Ermäßigungen (25—50 %) jtatuiert, ebenjo 
Uus- u. Durchfuhrzölle weſentlich beſchränkt. Die 
ollbegiin{tiqungen fiir Fabrikate kamen hauptſäch⸗ 
ich der deutſchen Induſtrie zuſtatten, für Ojterr. war 
die erlangte freie Getreideausfuhr nach Deutſchland 
der praftiid) wichtigſte Vorteil. Der Vertrag ver— 
pflichtete Oſterr. nocd vor 11 54, dem Zeitpunkte 
des Inkrafttretens, Zollkontrolle u. Sollmanipula- 
tion nach preußiſchem Vorbilde einzurichten. Der 
ſchwierige Differenapuntt, die künftige Zolleinigung, 
wurde erledigt mit einer allg., feine materiell wirk⸗ 
famen Berpjlidjtungen auferlegenden Klauſel. 

Um die “andberune an den Hollverein ju 
befördern, wurde det Zolltarif von 1851 im 
J. 1853 (8 XID 53, R. 262) nicht nur formell um: 

ejtaltet (22 Klaſſen mit blof 265 Pofitionen), 
ondern aud) der Einfuhrzoll fiir viele wichtige 
Urtifel ermäßigt, Ausfuhrzölle nur fiir einige 
Rohſtoffe beibehalten, dic Durchfuhrzölle gründlich 
aE oes (volljtindige Beſeitigung durch G. 
17 VIII 62, R. 56, 57). Dieſe ziemlich jähen An— 
derungen, deren treibende Urſachen auf dem ſtaats— 
polit. Gebiete lagen, hatten trotzdem, entgegen den 
jahrzehntelang aus Regierungs- u. Intereſſenten— 
kreiſen für den Fall der Aufhebung des Brobibi- 
tivſyſtemes geltend gemachten Befürchtungen, merfl. 
Nachteile fiir die heimiſche Induſtrie nicht herbei- 
geführt, da der damalige Sujtand des Kommuni— 
tationSwejens eine qeniigend wirfiame ausländiſche 
Ronfurreng nocd) behinderte. Eine Folge war un— 
— der berüchtigte Maſſenſchmuggel war 
ebannt. 
Die Einleitung der Verhandlungen zwiſchen 
—— u. Frankreich um einen H., deſſen niedere 

abungen den Beitritt Oſterr. zum Sollverein er- 
ſchweren und dejjen unbedingte Meijtheaiinjtiqungs- 
flaufel jede bejondere Bevorzugung Ojterr. durch 
den Zollverein fiir weiterhin ausſchließen mupten, 
brachte die Schachzüge der Verhandlungstimpje 
bon 1852 neuerlic) auf den Blan. Auch diesmal 
gelang es der öſterr. Regierung nicht, die Erneue- 
tung det Sollvereingvertriige jowie aud) den Ab— 
ſchluß des preußiſch-franzöſiſchen H. au vereiteln, 
bevor die angeſtrebte Zolleinigung Djterr. mit dem 
Hollvereine durch wirffamere Abmachungen ge- 
ichert wäre. Der neue, in Oſterr. nach heftiger, 
von wirtſchaſtl. Gefichtspuntten geführter parla- 
mentariſcher Oppofition — Rolle und H. 
mit dem BZollverein 11 1V 65, 32, abgeſchloſ⸗ 
fen big 31 XII 77, ſchwächte die Ausſichten der 
deutſch-öſterr. Zolleiniqung geqen den Stand von 
1853 nod) weſentlich ab. Bon ausſchließl. Begiin- 
ftiqungen im Sinne des Vertrages von 1853 fonnte 
angeſichts des Art. 31 des preußiſch-franzöſiſchen 
H. nicht mehr die Rede fein. Der Vertragstarif 
pon 1865 enthielt beiderjeits bei mehreren Artikeln 


fen einerjeits 
. 146, mit 
(jowie auf die nur furge 
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(Garne, Eiſen-, Papier-, Leder-, Glaswaren uſw.) 
gegen ae von 1853 Erhöhungen, bei vie- 
en, in&bej. Lertilwaren nicht unerhebl. Ermäßi—⸗ 
gungen. Das Lollfartell wurde beibehalten und die 
egenjtiinde des Beredlungverfehres vermehrt. 

Da nad) dem Jnslebentreten des preußiſch— 
franzöſiſchen H, die Möglichkeit vorlag, daß auger- 
deutſche nach Ojterr. bejtimmte Waren in Deutfd- 
land ju deſſen niederen Zollſätzen verjollt und 
dann al deutſche Ware nach Diterr. eingefiihrt 
wiirden, fo wurde durch G. 30 VI 65, R. 39, der 
fog. interimiſtiſche Bolltarif eingefiihrt, welder die 
diesbezüglich in Betracht fommenden Artikel einem 
Bolljabe unterwarj, welder um 10% geringer war 
alg die Summe de8 Zollvereinsſatzes und des Ver— 
Sneha von 1865. 

ar aud) die Solleiniqungsidee zufolge der 
erwähnten Ereigniſſe gebannt, blieb doch auch 
fernerhin die Regelung des handelspolit. Verhält— 
niſſes zu Deutſchland das Hauptanliegen unſerer 
auswärtigen Handelspolitik, wenn auch nicht mehr 
aus polit., fondern aus wirtſchaftl. Griinden. 

C. Die Periode derliberalen Vertrags- 
politif. Nod) ehe das Kriegslos von 1866 die- 
jenigen jtaat&polit. Siele Ojterr., welche der Leit— 
tern feiner bisherigen Handelspolitik waren, gue 
nichte gemadjt hatte, unternahm Ojterr. auf der 
Bahn der Vertragspolitif einen weiteren Schritt 
durd) den H. mit England (16 IL 65). Diefer H. 
hilbet den Uusgangspuntt einer Epoche, in welcher 
Djterr., wenn aud) in eingelnen wenigen Fällen 
polit. oder finangielle Motive mit im Spiele waren, 
dod wefentlid) u. pringipiell dem Suge der Rolle 
politif det weſt⸗ u. mitteleuropiifden Staaten ſich 
anſchließt. Jn Fluß gebracht wurde diefe Strömun 
durch den 1860 zwiſchen England u. Frankrei 
eae H., in welchem Franfreid) feine Pro— 
hibitivzölle zugunſten Englands ſehr beträchtlich 
herabſetzte. Die Ideen des wirtſchaftl. Liberalismus 
hatten allenthalben am Kontinente — Fort⸗ 
ſchritte gemacht; auf handelspolit. Gebiete wurden 
vertragsmäßige Zollherabſetzungen und die über— 
wiegend bedingungsloſe Meiſtbegünſtigungsklauſel 
das wirffame Mittel ihrer Verwirklichung. 
mit England war, abgeiehen von der Meiſtbegün— 
ftigungetiaujdl, ein blofer Pringipienvertrag, ge- 
mag deffen die englijde Einfubr vom 11 67 ab 
nicht höher alg mit 25% , vom 11 70 aber mit 
20% des BWertes (einſchließlich Fracht-⸗, Rommij- 
ſions⸗ u. Verſicherungsſpeſen) yu belegen war. Da 
England das Sytem Ddifferengi¢ler Bille nicht 
bandbabte, fonnte diejer Vertrag Ojterr. feine zoll⸗ 
polit. Borteile bieten. Der H. mit Frankreich 11 XII 
66 bradte neben den von Frankreich dem Boll- 
verein, gewährten nod) weitere Zugeſtändniſſe, wäh— 
rend biter. von der Hobe eingelner gegeniiber dem 
Zollverein eingeräumter Zollſätze nod) Ermäßi— 
gungen eintreten Lief, welche vermöge der Meiſt— 
begünſtigungsklauſel auch ſofort England u. Deutſch⸗ 
land zugute kamen. Dazu geſellte ſich der H. mit 
Italien 23 TV 67) mit Zugeſtändniſſen fiir Artikel 
von beſonderem Exportintereſſe beider Staaten, für 
Küſtenſchiffahrt u. Fiſcherei ſowie mit einzelnen 
Ermäßigungen der italieniſchen Ausfuhrzölle. 
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Inzwiſchen trat die innere ſtaatsrechtl. Um— 
eſtaltung des J. 1867 ein. (S. Art. „Zoll⸗ u. 
andelsbündnis“.) Jn formeller Beziehung gejtal- 

teten ſich infolge derſelben die Vorausſetzungen des 
Zuſtandekommens zollpolit. Maßnahmen überh. 
verwickelter, in materieller Hinſicht mußte ſich der 
Einfluß Ungarns und ſeiner beſonderen wirtſchaftl. 
Intereſſen weit gewichtiger erweiſen, da die letz— 
teren weiterhin durch die eigenen ungar. Geſetzge— 
bungs⸗ u. Regierungsorgane zur Geltung fommen 
fonnten. Dieſer Einfluß wurde in der Tat „ener— 
giſch benutzt u. ausgebeutet“ (Matlefovits). Zu allem 
fam nod der Umſtand, dah fremde Mächte bei 
Vertragsverhandlungen in die Lage famen, auj 
das Borhandenfein des handelspolit. Intereſſen⸗ 
zwieſpaltes der beiden Reichshälften gu fpefulieren. 
Wegeniiber den Donauliindern, deren agrariſche 
Ausfuhrintereſſen mit denjenigen Ungarns folli- 
dierten, erwies fic der ungar. Einfluß als Hinder— 
nis fiir diejenige Politif, weldje in diejen Ländern 
ein durch die nachbarſchaftl. pm gegebenes Ab⸗ 
fap ebiet fiir Qndujtrieartifel und iiberh. eine der 
w tighten Aufgaben fiir die hanbdelSpolit. Betiti- 
gung det Monarchie erblidte. Der ungar. Einfluß 
ofjenbarte fic) fofort u. aw. im Ginne einer den 
Intereſſen des Agrarſtaates entipredenden Förde— 
rung der ee bei dem Abſchluſſe 
von zwei Bertrigen, welche das Schlußwerk der 
inaugurierten Vertragsepoche gebildet haben — 
des Holl- und H. mit Deutidland (9 III 68) und 
der fog. NachtragSfonvention mit England (30 XII 
69) — während gleichzeitig im öſterr. Reichsrate 
eine durch die raſchen ———— genährte 
Schutzzollſtrömung fic) energiſch gu regen begann, 
jumal man in dem Wnjinnen, auf neuerl. Zoll- 
herabjepungen eingugehen, einen Bruch des von 
dex Regierung ſchon beim Abſchluß des H. mit 
Deutichland 1865 gegebenen Verſprechens jah, fortan 
die Stabilitdt der Zollſätze aufrecht gu erhalten. Der 
erjtgenannte Bertrag hat durd) Aufnahme der in 
den vorerwähnten Vertriigen enthaltenen Begiinjti- 
gungen und durch weitere Ermäßigungen eine YUnde- 
rung der meijten Bofitionen des allg. Zolltarifes 


H. | bewirft, daneben unter dem Titel des Grengver- 


fehres die direfte Einfuhr von Felb- u. Garten- 
friichten, Mehl u. Mehlwaren ſowie von Bieh aus 
dem Sollvereinggebiet iiberwiegend zollfrei gejtellt. 
Als Rompenfation dienten im deutſchen Bertrags- 
tarif Ermagigungen fiir eine Reihe öſterr. Andu- 
jtrieartifel. Unter — — des Rohleinen⸗ 
verkehres zugunſten Oſterr. wurde im Intereſſe 
Deutſchlands das Appreturverfahren in liberalſter 
Weiſe geregelt. Noch weiter gingen aber öſterrei— 
— die Zollermäßigungen u. zw. für ſehr 
wichtige Branchen der Baumwoll-⸗ u. Wollwaren- 
induſtrie in der zur Ausführung des Prinzipien— 
vertrages von 1865 mit bereitwilligſter Unterſtüt— 
zung Ungarns, jedoch nach langem, heftigem Wi— 
derſtreben des öſterr. A. H. unter dem Drucke der 
offenbaren Zwangslage genehmigten Nachtrags-— 
konvention mit England, nachdem die urſprünglich 
als Direktive feſtgeſtellten Wertzölle in Gewicht— 
zölle umgearbeitet worden waren. Die Norm wurde 
aber teilweiſe nicht unbeträchtlich nad) unten iiber- 
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ſchritten, fo dak bet gewifjen Wollwaren (Männer— 
niodejtoffe) der Zollſatz nicht mehr ale 5% aug: 
madjte, wodurd) namentlic) die Intereſſen Brünns 
ſchwer getroffen erjchienen. Giir die gange in Rede 
jtehende Vertragsära waren die legtqenannten zwei 
Verträge die charalteriſtiſcheſten; mit denfelben er- 
reidjte die Dem Freihandel günſtige Richtung unferer 
damaligen Zollpolitik den Höhepunkt. Es famen 
nod hinzu die H. mit der Schweiz (14 VII 68), 
mit Spanien (24 II] 70), Portugal (13 I 72), 
Schweden u. Norwegen (3 XI 73); nur der zweit⸗ 
—— war ein Tarifvertrag, die übrigen bloße 
gi: rapa ie 

Weit weniger rege waren handelspolit. Ber- 
cinbarungen mit dem Often u. Siidojten Euro- 
pas. Es gelang zwar, die alten unpraktiſch gewor- 
denen Bertriige mit der Tiirfei durd) einen neuen 
22 V 62, R. 42) au erfegen, welcher der türkiſchen 

infuhr nad) Ojterr. bet direktem Handel durd) 
türkiſche Kaufleute die ae Le dem 
öſterr. Handel Sige Wertzölle fiir die Einfuhr 
nad) der Türkei fowie die ftulenweije Ermäßigung 
ber dortigen Aus⸗ u. Durchfuhrzölle ficherte, allein 
feiten3 der halbfouverinen Staaten nicht beobach- 
tet wurde. Von den lepteren ſchloß Rumänien 22 VI 
75, R. 78 ex 1876, einen H. mit Ofterr.-Ungarn, 
welder neben anderem Rumäniens Feldfrüchten 
fiir die ganze Bertragsdauer Sollfreibeit ficherte, 
wogegen Ofterr. außer der Wufhebung der rumä— 
niſchen Tranjitgille und cinigen beionderen Er— 
mäßigungen u. Befreiungen von Einſuhrzöllen fiir 
feine gejamte iibrige Cinfubr nad) Rumiinien 
3%ige Wertzölle errang. — Cine befondere Flot- 
tenexpedition, angeregt durd) dic Beratungsergeb- 
nijje ded jog. Revoltellafomitees, vermittelte ferner 
den Abſchluß einer Reihe von Freundſchafts— und 
H. im fernen Dften und Amerila. 

Sujolge der allg. in die H. aufgenommenen 
Meiſtbegünſtigungsklauſel fanden die Zollſätze der 
voreriviibnten maßgebenden Larifvertriige qegeniiber 
den Proveniengen aller übrigen Vertragsſtaaten 
Anwendung, jo dah die Geltung des allg. Zoll— 
tarifes gur Ausnahme wurde. Als feit den eriten 
Siebzigerjahren cine michtige proteltioniſtiſche Strb- 
mung in Frankreich u. Stalien erwachte, war auch 
die bereits friiber beriibrte Oppojition geaen die 
Freihandelstendenzen der neuen Vertragspolitif im 
öſterr. A. H. weiter erftartt. Gewiß gehörte gu 
den ungefundejten Erſcheinungen dieſer Vertrags— 
politit der Mangel an Stetigkeit, welder — unter- 
ſtützt durch die ungeregelten Valutaverhältniſſe, 
wenngleich ſich das Agio in Zeiten ſteigender Ten— 
denz exportfördernd erwies — alle halbwegs ſichere 
Vorausberechnung hinderte und die Neuanlage von 
Unternehmungen erſchwerte. Dabei verſchärften noch 
die durch die gleichzeitige Entwicklung des Eiſen— 
bahnweſens bewirkten Erleichterungen des Trans— 
portes die Wirkungen der Zollherabſetzungen. Unter 
den letzteren waren diejenigen der Nachtragskon— 
vention mit England für große Zweige der Tex— 
tilinduſtrie beſonders fühlbar, während nach der 
Einverleibung Elſaß-Lothringens in das Deutſche 
Reich eine ungeahnte, gum Teil mißbräuchl. Aus— 
dehnung des urfpriinglid) nur im Wrengverfehre 
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—*—— u. betriebenen, allmählich aber unbe— 
chränkt gewährten Veredlungsverkehres Platz griff, 
wodurch ſich insbeſ. die Färherei, Druckerei und 
ſonſtige ————— in Oſterr. ſchwer beein— 
trächtigt ſahen (Einkauf roher Ware in Oſterr. 
behufs zollfreier Ausfuhr zur Veredlung und her— 
nach freier Rückeinfuhr). Dazu geſellten ſich ſeit 
1873 die Wirkungen der Kriſis, deren Rüchſchlag 
auf den Cijenbabnbau den Widerjtand der Eiſen— 
induftrie gegen die bisherige Zollpolitit nod) mehr 
entfadjte. Der Ruf der Handelsfammern und indu- 
ſtriellen Fachverbinde nach Kündigung der H. und 
nach wirffamerem „Schutze der einheimiſchen Ar— 
beit’ fand auch bei der Mehrheit des volfswirt= 
fchajtl. Kongreſſes (Wien 1875) unerwarteten Wi- 
derball. 

Bur felben Zeit ward aud im Schoße der 
diedicitigen Regierung das Verlajjen der Vertrage- 
politif pringipiell in Ausſicht genommen. Died 
fiihrte zunächſt gu ciner Revijion des beftehenden 
7 Tarijes, welder im Detail jeiner Syitematif 
u. Nomenflatur gegeniiber dem Entwidlungsjtande 
der Induſtrie ſchon veraltet war und feine ausrei- 
denden Stiigen ciner rationellen Tarifierung mehr 
bot, aud) von den Klaſſifilationen der Bertrags- 
tarife mannigfach abwich, wodurch die ridjtige Hand⸗ 
habung der Sollmanipulationen nicht wenig bebin- 
dert wurde. In materieller Begiehung hatte es 
dabei die öſterr. Regierung auf cine Art Doppel- 
tarij abgejehen. Es follten zunächſt auf Grund- 
lage eines intern ju entwerſenden allg. Tarifes 
Vertragsverhandlungen mit Deutichland ecingeleitet, 
nad) deren Abſchluß der vereinbarte Vertragstarij 
gum allg. erhoben werden und diefer gegeniiber 
den meijtbegiinftigten Staaten Anwendung finder, 
hingegen die Provenienzen aller iibrigen Staaten 
mit —— belegt werden. Der Plan ſchei⸗ 
terte an dem Widerſtande Ungarns, welches die 
über Veranlaſſung der diesſeitigen Regierung er— 
folgte Kündigung des engliſchen py (1875) 
mit der Kündigung des Handels- u. Zollbiindniffes 
beantwortete und damit eine der bedenflichjten Ver— 
widlungen der gollpolit. Lage bewirfte. Nur nad 
ſchwierigen Berhandlungen gelang es, einen Ent- 
wurf des allg. Tarifes zuſtandezubringen, der nur 
die fiir die Induſtrie drückendſten oder ſachlich irra— 
tionellſten Beſtimmungen des bisherigen beſeitigte. 

Den Kernpunkt der weiteren Altion bildete 
nunmehr das Bemühen um das Zuſtandelommen 
eines H. mit Deutſchland. Die eingeleiteten Ver— 
handlungen waren, nachdem das Anſinnen, über 
die Vertragsſätze von 1868 nicht hinauszugehen, 
diesſeits abgelehnt worden, ſchleppend und, wie 
die ſpätere Erfahrung lehrte (vgl. Poſchinger Alten— 
ſtücke, insbeſ. 8. 154 u. 257), war die Urſache der 
deutſcherſeits trotz —— Nachgebens der 
öſterr.z ungar. Unterhändler unter mannigſachen 
Vorwänden immer wieder bewirkten Aufſchuͤbe der 
in Deutſchlands maßgebenden Kreiſen vorbereitete 
totale handelspolit. Umſchwung. Schließlich wur— 
den die Verhandlungen durch die Erklärung der 
deutſchen Unterhändler, jeden H., welcher den Stand 
pon 1868 verſchlechterte, ablehnen gu müſſen, abs 
gebrodjen. Es ijt billigerweije zuzugeſtehen, dah 
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aud) Deutidlands Lage gegeniiber dem Abſchluß 
von H. nicht unbedeutend erſchwert war durch dic 
Meijthegiinftigungstlaufel des Frankfurter Frie- 
dens, welche eben weder auf bejtimmte Zeit gejtellt, 
nod) wie ein gewöhnl. . fiindbar ijt. 

D. Umkehr gum autonomen Zollidub. 
Unter dem Druce diefer Tatjachen, welche Ungarns 
Hojjnungen auf cine jeinen Intereſſen günſtige 
Wejtaltung zunichte madten, fam der autonome 
Solltarij 27 VI 78, R. 67, zuſtande. Diefer äußer— 
lid) nod) an das Syſtem der bisherigen Vertrags— 
tarije fic) anſchließende Tarif liek die bis dabin 
nut gegen Deutidland, Italien u. Rumiinien ver- 
tragsmaͤßig gugejtandene Zollfreiheit der Cinfubr 
von Wetreide u. Mehl allg. gu, ebenfo die Zoll- 
freiheit der Rohſtoffe fibers und hatte nur niedri- 
gere Viehzölle. Derjelbe brachte in Bogus a et 
duſtrieerzeugniſſe gegeniiber den bisherigen — 
tragsſätzen bloß fiir einzelne, —— feinere 
Warengattungen, im ganzen bei 37 Poſitionen, 
erhöhte Zölle. Die weſentlichſten Veränderungen 
traten bei den Textilwaren ein, bei Wollwaren aud 
eine Ynderung des Tarifſchemas (ftatt der bisher 
übl. Unterſcheidung von gewalften u. ungeralften 
nunmehr Wbjtufungen nad dem Gewidte auf 
1 m?). Die tatſächlich allg. Yollerhihung lag in der 
Vorſchrift der Zollentridtung in Gold bezw. nach 
dem jeweilig amtlich feſtzuſetzenden Goldkurſe in 
Silber. Dazu gejellte fic) eine Erhöhung der Fi— 
nanzzölle (Staffee, Petroleum). Cine grundſätzl. 
Meuerung [ag in der Fejtitellung eines Retor— 
ſionszuſchlages von 10% ju den Siigen des Roll- 
tarifes und eines S%igen Retorjionszolles vom 
Werte der im Holltarije fiir frei erflirten Waren 
gegeniiber Staaten, welche bjterr.-ungar. Prove- 
niengen ungiinftiger — würden als andere. 
Das Geltungsgebiet dieſes Zolltarifes wurde er— 
weitert durch die mit 1180 (G. 20 XII 79, 
R. 137, 138, 140) erjolgte Einbeziehung des be- 
jonderen Zollgebietes von Dalm. und der gejam- 
ten bisherigen Zollausſchlüſſe, nod) mit Ausnahme 
von Trieft u. Fiume, fowie endlid) durch die Ein— 
beziehung von Bosnien und der Herzegowina (G. 
20 XII 79, R. 136). 

Mit der Cinfiihrung des neuen allg. Zoll— 
tarifeé 1878 war der Seitpunft gefommen, den 
mittlerweile lediglich durch wiederbolte BVerliinge- 
rungen der bisherigen Tariſverträge geregelten 
Verfehrsbegiehungen ju Deutſchland, Frankreich 
u. Stalien neue Grundlagen gu geben. Mit Eng— 
land war 1876 ein einjacder Meijtbegiinftigungs- 
vertrag geſchloſſen worden. Der nur auf ein Jahr 
eſchloſſene Meijthegiinjtiqungsvertrag mit Deutſch⸗ 
and 16 XII 78 enthielt den erjten Gchritt aur 
Einſchränkung des Beredlungsverfehres; die wei- 
tere Berliingerung desfelben (bis Ende 1880, er- 
neuett dann noc bis 1881) brachte deutſcherſeits 
die Uufhebung des Mobhleinenverfehres, welder 
ſich im Berlaufe der Zeit aur gollfreien Einfuhr 
öſterr. Rohleinen nad Deutidland gejtaltet hatte. 
Dagegen erfolgte in Ojterr.<Ungarn die Wufhebung 
der Zollfreiheit im Veredlungsverkehr behufs Be— 
drucken, Fürben u. Bleichen (G. 24 XIT 81, R. 148), 
nachdem bereits durd) V. des Gejamtminijteriums 
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31 XII 79, R. 2 ex 1880 und G. 5 VI 80, R. 65, 
jowie B. des Gefamtminifteriums 11 VI 80, R. 66, 
ein Veredlungszoll eingeführt worden war. Bei 
bem Verhältniſſe bloker Meiſtbegünſtigung ver- 
blieb es mit Deutidjland aud in dem bis Ende 
1887 abgeſchloſſenen Bertrage 23 V 81, nachdem 
lange geführte und jdon dem Abſchluß nahe ge- 
bradjte BVerhandlungen um einen beiderjeits nur 
Bindungen von Siigen des allg. Tarifes enthalten- 
den Bertrag einen plötzl. Abbruch deuticherfeits 
erjahren batten; ebenfo blieb es bei bloßer Meijt- 
begiinjtigung gegeniiber Frankreich (201 79, 18 II 
84), dag für die (eingige) feinen Schaumweinen 
gewährte Zollermäßigung veterinär-polizeil. Er— 
leichterungen darbot. Wohl aber kam mit Italien 
G. 27 XII 78) auf 10 Jahre unter teilweiſen Er— 
hibungen der bisherigen Vertragsſätze cin Tarij- 
vertrag zuſtande (Begünſtigung ojterr. Leinen ge- 
gen Sollermiagiqung fiir Seidenwaren und Erwei— 
terung der hergebradten Zollbegünſtigung fiir Wein 
auf mittelitalienijche Weine). Dazu fam endlic der 
H. (nebjt Beterinit-, Schiffahrt- u. Rechtshilfe- 
fonvention) mit Gerbien 6 V 81, welder auger 
der Meijthegiinjtigungstlaujel nod) Zollermagigun- 
gen unter dem Titel des Grengverfehres fiir land- 
wirtſchaftl. Gegenjtiinde an Serbien gewährte. Nach— 
dem die feit den lepten Ciebsigerjahren aus wirt- 
lidjen oder vorgeſchüßten jeuchenpoligeil, Griinden 
von Seite Deutidlands der freien Einfuhr leben— 
den Viehes bereiteten Hinderniſſe auf Seite Ojterr.- 
Ungarng u. giv. vornehmlich vom Standpuntte des 
ungar. Intereſſes Beſchränkungen gegen Rußland 
u. Rumänien verurſacht batten, fo daß taätſächlich 
jede derartige Behinderung von Seite Deutſch— 
lands die entſprechende Ma regel an den öſtlichen 
und ſüdöſtl. Grenzen hervorrief, fo entſtanden un— 
ausgeſetzte Trübungen ber Handelsbeziehungen ins— 
beſ. mit Rumänien; nach Ablauf des rumäniſchen 
Vertrages (Juni 1686) gelang die Erneuerung 
desſelben nicht, was zur Anwendung der Retor— 
ſionszölle des allg. gotttarifes jiibrte und eine 
ſchwere —— des öſterr. Exportes nach Ru- 
minien gum Borteile anderer fremder Mitwerber 
verurſachte. Es verblieben ſomit gu diejem Zeit— 
punfte überh. nur zwei Tarijvertriige. 

Der allg. Hftert.-ungar. Zolltarif 25 V 82, 
R. 47, war ein entſcheidender Schritt auf der Bahn 
autonomer Jollpolitif. OſterrUngarn betritt tat- 
ſächlich erjt mit diefem Tarije die Bahn der am 
europäiſchen Feitlande vornehmlich durch das Beis 
ſpiel Frankreichs u. Deutidlands angeregten Po- 
litif des verjchiirften, auch auf das Gebiet der 
Agrarprodulte fic) erjtredenden —— deſſen 
gewaltiger Förderer u. Anwalt in Deutſchland 
nicht lediglich aus gene fondern aud aus 
finangpolit. Rückſichten Bismard war und bis au 
jeinem Rücktritte blieb. Bei dem hohen volfs- 
wirtſchaftl. Intereſſe, welches fiir Ojterr.- Ungarns 
Außenhandel die Hollpolitif Deutſchlands befigt, 
ijt es begreiflich, daß die Durd) Deutſchlands Zoll— 
tarif 15 VIL 79 gekennzeichnete Wendung der dor- 
tigen Sollpolitif, die in Anbetracht der Ausfuhr— 
—— landwirtſchaftl. Brodufte aud) in Un— 
garn ſchwer empfunden wurde, den wirkſamſten 
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Anhaltspunkt fiir die auf eine —— Schutzpo⸗ 
litik abzielenden Beſtrebungen in Oſterr-Ungarn 
bildete. Der deutſche Tarif enthielt nebſt Agrar— 
— noch Zölle auf andere in DOjterr. gollfreie 

objtoffe, im Bereiche der Andujtrieartifel zahl— 
reiche, den öſterr. Export ſchädigende Erhöhungen, 
namentlid) in Bezug auf Glas⸗, Papier-, Ton-, 
Holz- u. Kurzwaren. Schwerer als die Agrarzölle 
wogen die unſere Viehausfuhr beläſtigenden ſeu— 
chenpolizeil. Vorkehrungen Deutſchlands. Unter 
dem Schlagworte der Parität mit Deutſchlands 
Zollſätzen ſand dic auf die Reviſion des Zolltarifes 
von 1878 abzielende Bewegung, nach dem Schei— 
tern der Verhandlungen um einen Tarifvertrag 
mit Deutidland, nunmehr aud) in Ungarn Bie 
derhall. Un der Tatſache, daß fich gerade iiber die 
deutſche Grenge die Einfubr von Robjtoffen u. Fa— 
brifaten, welche der Tarif von 1878 mit höheren 
wos belegt hatte, verringerte, fanden die Be— 
ftrebungen auj Sicherung des heimiſchen Marktes 
um fo mehr Halt, als die Abſchließung der aus- 
wirtigen Märkte allenthalben Fortſchritte machte. 
Der Tarif von 1882, welcher ſich formell als 
eine wohl vorbereitete griindliche ſyſtematiſche Um— 
—— geſamten bisherigen Tarifſchemas 
mit zwedmäßigen Spezialiſierungen zwecks wirk— 
ſameren Schutzes für beſtimmte Unter nm und 
befondere Warengattungen herausftellte, enthielt 
materiell: a) erhöhte Induſtrialzölle, inSbef. bei 
Baumuvollgarnen (iiber Nr. 50) und in entfpre- 
dender Uusgleichung bei Baumwollgeweben, fer- 
net bei mittelfcinem Tuc, Filgwaren, Teppiden, 
Seidengeweben, Leder=, Glas⸗, Papier-, Ton-, 
Kautſchuk⸗, chemijden Waren ufw., nebſt durdge- 
bender Erhihung aller Eiſenzölle; b) Agrarzölle, 
vornebmlic) — Ungarns und mit der Moti— 
vierung, bab iejelben wenigitend in Jahren ge— 
tingeren Ernteertrages fiir wirffamen Schutz dien- 
lid) fein werden, wobei jedoch die Reqierungen 
hauptſächlich mit Rückſicht auf gewiſſe auf den Be— 
aug aus dem Wuslande angewiefene inländiſche 
Webiete die Ermächtigung erbielten, im Falle ſchlech⸗ 
ten Ernteausfalles die Bille auf Getreide u. Hiil- 
ſenfrüchte überh. oder fiir beſtimmte Frudtgattun- 
gen an allen oder an einzelnen Grengen cinver- 
nehmlich auger Straft gu fegen; c) weitere Erhö— 
hungen der Finanzzölle, jedoch mit differengieller 
Veguinjtigung der Einfuhr gur See bei Kaffee, 
Kakao, Tee ujw. Bereits in diejem Tarife Hatten 
mande Sätze ausdrücklich als Negoziationsſätze 
ur Erleichterung künftiger Vertragsverhandlungen 

ufnahme gefunden, was auc in Riidjicht even- 
tueller fiinftiger Verträge mit den Oft- u. Süd— 
ojtitaaten von den Getreidezöllen galt. Die Retor- 
ſionszölle bezw. Zuſchläge des Tarifes von 1878 
wurden verdreifacht. 

Die weitere Fortſetzung erhielt die eingeſchla— 
gene protektioniſtiſche Richtung in der Zolltarifs— 
novelle 21 V 87, R. 52. Dieſelbe war im Weſen 
eine durch den allg. Zug der Abſchließungspolitilk 
der europdifchen Rontinentaljtaaten, inSbef. aber 
dDerjeniqen Deutſchlands hervorgerujene, bei der 
villig geänderten Sachlage nunmehr auch von Un— 
garn betriebene und vielfach eben in ſeinem Inter— 
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eſſe geſtaltete Gegenmaßregel. In dieſer Beziehung 
brachte dieſelbe die Getreides, Mehl- u. Viehzölle 
auf bie Höhe des deutſchen Tarifes von 1885, wo— 
egen ber deutſche Tarif von 1887 neuerl. Erhö— 
a derjelben brachte. Muf dem Gebiete der In— 
duſtrialzölle enthielt unfer Tarif von 1887 neuerl. 
Erhöhungen, namentlid) im Tertil- u. Majcinen- 
jache; viele diefer Erhihungen wiederum nur als 
vorteilhaftere Rinitige Negoziationsbaſis. Formell 
wieſen eingelne Teile des Facies eine rationelle 
Weiterbildung der Klaſſifikation auf, zufolge wel— 
cher die Zahl der Pofitionen des Tarijes auf 547 
(wovon zollfrei) geitiegen war. 
E. Oſterreich-Ungarn im ,mitteleuro- 
fo ge Vertragsſyſtem“. Die Bedeutung der 
oeben beriihrten Abänderungen des allg. Zollta— 
rifes al8 giinjtigerer Negoziationsbaſis fam zunächſt 
nur teilweije zur Geltung bei der Erneuerung der 
Tarifverträge mit Stalien " XII 87, R. 64 ex 
1888, fiindbar fiir 1 XII 91) und mit der Schweiz 
(23 XI 88, R. 194, Dauer bis 111 92). In bei- 
den dieſen Staaten waren kurz zuvor die General- 
tatife erhöht worden, fo bak auf Seiten diefer 
Staaten — Teil höhere Sätze als die der bis— 
herigen Vertragstarife Gegenſtand der vertrags- 
mähigen Bindung wurden. Dabei gingen gegen 
Italien infolge deſſen optionsmäßigen Verzichtes 
auf die Begünſtigung ſeiner Seidenwaren, die bis— 
erigen Erleichterungen fiir öſterr. Leinen verloren. 
nm ähnl. Weiſe wie die raſche Nacheinanderfolge 
der Zollherabſetzungen durch die Vertragspolitik 
der Sechzigerjahre zum Nachteile der einheimiſchen 
Induſtrie in alle Vorausberechnung der Abſaß— 
bedingungen ſtörend eingriff, verurſachte nun die 
durch ſorigeſetzte, ſpprungweiſe — im⸗ 
merfort verſchärfte gegenſeitige Abſchließung der 
Ubjapmiirtte eine zunehmend fühlbare Beeinträch— 
tigung der Exportintereſſen u. zw. ſowohl der 
agrariſchen als der induſtriellen. Das Unbehagen, 
welches dieſen Zuſtänden entiprang, wurde im 
Deutſchen Reiche noch durch eine in breite Volks— 
ſchichten mit Erfolg getragene, hochgehende Agita— 
tion gegen die Verteuerung der Lebensmittel ver- 
{dhiirft und bewog Vismards Nadfolger, den Gra- 
jen Caprivi, zur Cinlenfung auf die Bahn einer 
fiir einen längeren Zeitraum größere Stabilitit 
verheigenden Bertragspolitif. Die Idee einer Ver— 
einbarung der mitteleuropidijden Staaten behufs 
gemeinjamer Wahrung ihrer bandelSpolit. Qnter- 
ejien (mit einer damals vorzugsweiſe gegen die 
Vereinigten Staaten u. Rußland getefttcn Spipe, 
jedoch mit wechſelſeitiger Erleichterung des eigenen 
Marktes wurde in der Literatur ernſtlich propa- 
giert, fand auch in Ojterr.-Ungarn namentlich un- 
ter Den Anterefjenten der Land- u. Forſtwirtſchaft 
offene Anhänger. Graf Caprivi foll fic) auch mit 
einer teilweiſen Verwirklichung diejer Adee im An— 
ſchluß an den Dreibund getragen haben. Wenn 
aud) mannigfache Verſchiedenheiten in den betref- 
jenden Staaten die Ausführung der dee im be- 
fiirworteten Umfange nidt leicht möglich machten, 
diefe übrigens in Ojterr. aud) auf polit. Geqner- 
ſchaften geſtoßen ware, fo wirkte fie dod) befruchtend 
auf das Zuſtandekommen eines ,,mitteleuropdijden 
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Vertragsfyftemes”. Mit diejem Namen wurden die 
im J. 1891 zwiſchen Ojterr.<Ungarn, Deutidland, 
Stalien, Belgien und der Schweiz wedhjelfeitiq ab- 
geſchloſſenen H. begeidjnet, weldjen den amtl. Mo— 
tiven gemäß die Abſicht gu Grunde lag, „das 
wirtidajtl. Gebiet der beteiligten Staaten gu fidjern 
und ſpäter aud) gu erweitern“. Diefelben wurden 
auf die Beit von 12 Jahren abgefdlojjen und 
traten am 11 92 in Wirffamfeit. Die forgfiltige 
Vorbereitung unter Zuziehung der Intereſſenten, 
cin allg. anerfannter Vorzug der neuen zollpolit. 
Maßnahmen Ofterr.+Ungarns im Gegenfage zu 
dem oft leidjtfertigen Borgehen der liberalen Ver— 
tragira, wurde aud) dieſen Bertriigen ju teil. 
Allein der Umfland, dah Ojterr.-Ungarn gleid)- 
geitiq mit vier Staaten den Abſchluß von Tarif— 
vertragen volljog, deren Annahme wechſelſeitig be- 
dingt war, hatte verwicelte Rückſichtnahmen un- 
fererjeits jur notwendigen Folge und daber in 
eingelnen Fällen ein Mak von Konzeſſionen, welche 
bei freier Cingelbehandlung leichter ju vermeiden 
gewejen wären. Namentlicd) trat died gu Tage ges 
geniiber Italien (Weinzollflaujel, immer nod) un- 
giinjtige Gejtaltung der Leinenzölle) fowie gegen- 
liber der Schweiz, weld) leptere fic) durd) unmit- 
telbar vorausgegangene Er hung der Sige ihres 
allg. Solltarifes neuerdings eine friftigere Bofition 
verjchafft hatte. Die welentlidhtte Gegentonjeffion 
Deutſchlands fiir die öſterreichiſcherſeits gewährten 
Nachläſſe an den Induſtrialzöllen lag in der, wenn 
auch nicht weitgehenden Ermäßigung der deutſchen 
Getreide-⸗, Holz-⸗ u. Viehzölle, welche allerdings 
nut fiir ſolange, als ein deutſch-ruſſiſchzr H. nicht 
perjeft wurde, den agrariſchen Produkten Ojterr.-Un- 
garns eine differenzielle Behandlung ſicherte, dann 
aber in einer die Hemmniſſe der Viehausfuhr ein— 
ſchränkenden, allerdings in Bezug auf die volle 
BWirtiamteit erft von der Exfiillung gewiffer Bor- 
bedingungen, namentlid) der Hebung der Veteri- 
—— in —— bedingten Viehſeuchenkonven⸗ 
tion. Was die Sipe des djterr.-ungar. Bertrags- 
tarifes felbft betrifft, fo erfdienen dieſelben durch— 
wegs höher als diejenigen des —* Zolltarifes 
vom J. 1878, teilweiſe gingen dieſelben noch über 
diejenigen vom J. 1882 hinaus. Durch dieſe vier 
8 deren Sätze zufolge der — ping 
lauſel auc) Frankreich u. England zugute famen, 
ward bas Gejamtgebiet der neuen #fterr.< ungar. 
Vertragsjipe gegeniiber den europiifden Jndujtrie- 
ftaaten — In zweifacher Beziehung boten 
dtejelben einen Gegenſatz au den Vertragstarifen 
der Sechgigerjahre: erjtens fehlte ihnen die freihan- 
delsjdrdernde Tendenz, weldje in der Entwidlung 
der leptgenannten ju Tage trat, fodann war bet 
denjelben, give der gleichmäßig geregelten Gel- 
tung8dauet big Ende 1903, das verhiingnisvolljte 
Ubel jener Beit, aber auch det autonomen Zoll— 
politi€ der eben vorausgeqangenen Jahre — der 
häufige Wechſel der Zollſätze — vermieden und 
im Qnterefje der, wenn aud) unter nunmehr wie— 
der erſchwerten Verhältniſſen mit der ausländiſchen 
Konturreng timpjenden Produktionszweige wenig- 
jten die Stabilitat fiir längere Zeit gewahrt. Der 
nad anderthalbjaibriger VertragSlofigteit am 6 XII 
Ofterr, GtaatSwérterbuch, 2% Aufl., 2. Bd. 


93 mit Spanien gefdloffene H. fand die Geneh- 
migung der Cortes nicht, weshalb man ſich neuer- 
dings mit einem + ———— bebelfen mußte. 
Die Beſchrän ~~ auf ein Syſtem von §., 
das hochinduftriellen Staaten Einfuhrerleichterun— 
gen einriiumt, ohne unferen Bodenproduften as 
lage Begiinftiqungen gu ficern, bleibt fiir 
jterr.sUngarn eine wirtſchaftspolit. Cinjeitigteit. 
Die notwendige Korreftur desjelben lige fiir Ojterr.- 
Ungarn in der Förderung feiner induftriellen Ex— 
eng La nad) den ſüdöſtlichen und öſtl. Agrar- 
taaten Europas. Leider lag in dem durch die 
ſtaatsrechtl. Verhältniſſe der Monarchie bedingten 
Charafter unſerer auswärtigen Handelspolitik, welche 
Rückſichtnahmen auf die landwirtſchaftl. Intereſſen 
Ungarns unausweichlich machte, ein verhängnis— 
voller Hemmſchuh fiir die Anbahnung u. Aufrecht⸗ 
—*2*4 einer den induſtriellen Erportintereſſen 
örderl. Vertragspolitik ——— dieſen Staaten. 
llmählich kamen noch die Schutzforderungen der 
Landwirtſchaft in den im Reichsrate vertretenen 
RKinigreichen u. Ländern Hingu. Auf dieſe Weife 
ward es unmöglich, den Vorteil der geographiſchen 
Lage gegeniiber der Konkurrenz der Induſtrieſtaa— 
ten bes europäiſchen Weſtens auszunutzen und die 
befagte, fiir die handelspolit. Zukunft der Mon- 
archie folgenſchwere Cinjeitigteit wird sum Syſtem. 
Wenn es aud gelang, im Vertragswege freund- 
lichere Begiehungen aufredjt gu erhalten oder neu 
gu begriinden, jo ijt doch die Tragweite aller be- 
lig, Bereinbarungen eine befchriinfte. Was Ser- 
ien betrifit, jo Fanb lediglid) die Erneuerung 
eines feit einem Jahrzehnt bejtandenen BVertrags- 
verhiltnijjes in Frage; diefelbe gelang durch den 
H. 9 VII 92 bei erneuerter Einräumung agra- 
riſcher Sonderzölle an GSerbien unter dem Titel 
des Grengverfehres und durch das gleidgeitig ab- 
geidlojiene neue Biehieucjeniibereinfommen. Ge- 
—— Rumänien galt es jedoch die Neuan— 
üpfung der ſeit mehreren Jahren zu beiderſeiti— 
gem Nachteile geſtörten big te Die 
notdiirjtige Neuregelung fam durch den einfachen 
— ight 21 XIT93 zuſtande. Mitt⸗ 
lerweile erfolgte im Mugu 1893 der Abſchluß des 
frangbfifdh -ruffiichen H. und Deutidland fonnte 
nad) mehrmonatl. Zollkriege mit Rubland gerade 
ynter dem Zwange ded die Getreideeinfubr aus 
Ojterr.-Ungarn begiinftigenden Vertrages von 1891 
bie Berhandlungen um einen Bertrag mit Rufe 
land mit Ausſicht auf Erfolg aufnehmen. Wejent- 
li von diefem Gefidtspuntte aus wurde der vor- 
ausgegangene Abſchluß des H. mit Ojterr.-Ungarn 
alg ein Meiſterſtück handelspolit. Diplomatie der 
Regierung Caprivis bezeichnet. Der im Februar 
1894 volljogene Abſchluß dieſes H. hat auch 
Djterr.-Ungarn die — — nahegelegt, durch 
einen ähnl. Zollvertrag die Gefahr einer ungün— 
ſtigeren Behandlung der öſterrungar. Provenien⸗ 
zen von Seiten Rußlands im Vergleiche mit der— 
jenigen der vorgenannten Staaten zu bannen. Das 
in Ausführung des G. 19 TT] 94, R. 49, durch 
V. des Geſamtminiſteriums 31 III 94, R. 61, auf 
Grundlage der Meijtbegiinjtigung eingeleitete Pro- 
vijorium wurde abgeléit durd) die Handelsfonven- 
45 
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tion 18 V 94. Dieſe war fein bloßer Meiſtbegün— 
ſtigungsvertrag, fondern infofern ein Tarifvertrag, 
alg in derjelben Oſterr.«Ungarn die allg. Zollſätze 
der Solltarifnovelle vom J. 1887 fiir Getreide, 
Hiilfenfriichte ufw. (jedoch mit Ausſchluß von Malz, 
dann Mehl und fonjtigen Wahlproduften) zugun— 
jten Rußlands auf die Dauer des Vertrages band, 
wogegen Rupland die Bindung der feinerjeits im 
deutſch- ruſſiſchen H, eingerdiumten Sollbegiiniti- 
gungen zugunſten Ojtert.Ungarns in gleicher Urt 
zugeſtand. 

Da der H. mit der Türkei vom 22V62 am 
5 VII 90 formell abgelaufen war, fo wurde aud 
an bie felbjtiindige Reqelung der Handelsbeziehun— 
mit Bulgarien gejdritten, zunächſt auf Srund 
es Ermüächtigungsgeſetzes vom 12 VI 90, R. 113, 
das Meiſtbegünſtigungsverhältnis eingeriiumt und 
ſchließlich eine förml. Handelsfonvention v1 XII 
96, R. 120 ex 1897, mit der Wirffamfeit vom 
13 V 97 vereinbart. Mit der Pforte ſelbſt wurden 
gwar alsbald Berhandlungen wegen Abſchluſſes 
eines neucn H. aujgenommen, obne bisher ju 
einem anderen Ergebniſſe geführt au haben, als 
dag im J. 1894 die bisher auf den Import von 
Waren türkiſcher Provenienz auj türkiſchen Schiffen 
beſchränkte Meiſtbegünſtigung unbeſchränkt zuge— 
ſtanden wurde. 

Infolge der auch mit anderen europäiſchen 
Staaten aus der Zeit vor 1890 beſtehenden Meijt- 
begünſtigungsverträge genoſſen nad) Abſchluß der 
Konvention mit Bulgarien ſämtliche europäiſche 
Staaten (mit Ausnahme Portugals, da der H. von 
1872, obne erneucrt ju werden, mit 11 92 ab- 
lie], und Montenegros), von den aukereuropdijden 
nebjt den engliſchen u. holldndijden Kolonien fowie 
den Bejipungen der Pforte nocd Agupten, Japan, 
Liberia, SRerion, die Vereinigten Staaten von Nord— 
amerifa, endlich Mexiko das Recht auf die Ver— 
tragszölle der vorgenannten Tarijfvertriige. 

itfungen der neuen Bertragsira. 
Sehr bald nad dem Qnslebentreten dieſer Ber- 
träge fejtiqte fic) in der öffentl. Weinung Oſterr. 
die Anſicht, dah deren Wirfungen fiir die einhei- 
miſche Volkswirtſchaft ungiinftig feien. Eine fchein- 
bare Stiipe fand diefe Anſchauung in der Tatſache 
der während der erjten Jahre des Bejtandes die- 
fer Verträge eingetretenen Verſchlechterung der 
Ojterr.-ungar. Handelsbilang, welche im Spezial- 
handel (ohne edle Wetalle) gwar im J. 1892 nod 
nuit 200 Mill. K (qegen 344 whit K des Vorjabhres), 
im 3. 1893 jogar mit 268 Mill. K aftiv abſchloß. 
dann aber ein fortidjreitend finfendes Altivſaldo 
ergab, bis jie 1898 fogar cinen Überſchuß des 
Einfuhrwertes im Betrage von 20 Will. K auf- 
wies. Dah dieſe Verjdledterung nicht auf das 
Kerbholz der Verträge ju ſetzen war, bewies je: 
doch der jähe Umſchwung in der Handelsbilang, 
die in den J. 1899 uw. 1900 neuerlich Hohe Altiv— 
jaldi hatte (210 reip. 201 Mill. K), in den J. 1901 
u. 1002 abermals geringere (59, 27 Will. K), fo- 
dant im letzten der zwölf Jahre, auf welche die 
Verträge geichloijen wurden, wiederum ein nambaj- 
ted (253 Will. K). Es lagen alfo lediglich jtarfe 
Schwankungen der Handelsbilany vor, trop der 
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durch die Vertriige erjielten Stabilitiit der Zoll- 
jige, was fdon an jich Folgerungen auf einen 
urſächl. Zuſammenhang mit den Verträgen aus- 
ſchließt. Für die Erklaͤrung diejer Schwankungen 
liegen aber gewichtige Tatſachen vor. 

Vergleicht man die Hauptdaten der Handels— 
bilanz im letzten Jahre vor dem Inslebentreten 
der Verträge (1891) und im 12. Jahre des Be— 
ſtandes der letzteren (1903), fo ergeben ſich fol- 
gende Sijjern: Der geſamte Einfuhrwert iſt von 
1227 auf 1877, alſo um 650 Dill. K geſtiegen, 
von fegterer Zunahme entfallen auf die Robjtojie 
418, auj die Halbjabrifate 58, auf die Ganzfabri— 
fate 163 Will. K. Der Wert der Gejamtausfubr 
war von 1573 auf 2130, alfo um 557 Mill. K, 
gejtiegen und von letzterer Zunahme entfielen auf 
die Rohſtoffe 297, dagegen auf die Halbjabrifate 
| 96 und auf die Ganzſabrikate 163 Wil. K. Er— 
wiigt man, daß gerade dag lepte Jahr fiir die 
Wetreideausfuhr eines der günſtigſten feit 1893 
war, fo deutet ſchon der oben ausgeiviefene Ab— 
jtand in der Zunahme der Cinjubr u. Ausfuhr 
* Rohſtofſe auf eine Wandlung hin, welche fic 
in den vollswirtſchaftl. Verhältuiſſen der Mon— 
archie eben volljieht. Der UÜberſchuß der Getreide— 
ausjubr, welder nod im Durchidnitt des der 
Vertragsira vorausgeqangenen Jahrzehntes über 
3 Mill. g beträgt, ſchwächt fic) während der zwölf 
Vertragsjahre weſentlich, nämlich aut wenig iiber 
eine halbe Mill. g ab. Selbjt wenn man den im- 
mer nod) nambajten, namentlid) in den letzten 
drei Jahren (1901—1903) auf die beiläufige Höhe 
von 1891 wieder geitiegenen Ausfuhrüberſchuß 
von Wetreidemehl mit in Anſchlag bringt, wird 
| Die Tatfache der cingetretenen weittragenden Ber- 
ſchiebung nidjt alteriert. Der Durchſchnittsüber— 
ſchuß dieier Mehlausfuhr, in dem Jahrzehnt vor 
1892 nod) rund anderthalb Will. g, erreicht zwiſchen 
1802 u. 1903 nur noc wenig iiber eine halbe Mill. 
Die Monardie als Ganges nähert ſich jener Scheide- 
arenge, welche im Berlaufe ded 19. Jahrh. andere 
indujtriell aufitrebende Feſtlandſtaaten ſchon früher 
überſchritten hatten, indem fie aus Wetreideerport= 
Getreideimportſtaaten wurden. Wurden doch eben 
auf dieſen Umſtand bereits elegentlich der Wie⸗ 
dereinführung unſerer Getreidezölle im J. 1882 
die Hoffnungen auf deren ſteigende Wirkſamkeit 
geſtützt Die immer nod nambajte Getreideaus— 
ſuhr Ofterr.s Ungarns während der lepten zwölf 
| Jahre fällt vornehmlid) auf die Recynung der 
Gerſte, welche alg Qualitdtgartifel neben dem bier 
land& erzeugten Wal, im Auslande fiir Brau- 
swede adudst ijt. Nicht ganz ähnl. Urjachen er— 
tliiren die großen Piatt in den Verhält⸗ 
nijjen unſeres Schladjtviehhandels bei durchſchnittl. 
' Miidgang des Exportüberſchuſſes. Ausfuhrbeſchrän— 
kungen unter dem Titel veterinärpolizeil. Maß— 
nahmen, der durch die fortwabrenden Einſchrän— 
fungen der Schafzucht mitbedingte Riidgang der 
Ausfuhr, fodann aber die verheerenden Wirfungen 
der um die Mitte der Neungigerjabre in Ungarn 
ausgebrochenen Schweinepest haben zu dieſem End- 
| rae niſſe weſentlich beigetragen. Cine jtetige Zu— 
name der Ausfuhr weiſen unter den landwirt— 
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ſchaftl. Urtifeln nur Hopfen, Cicer, Gefliigel, Wild 
und in hervorragendem Wake Rundholz aus. 
Waihrend fic im Riidqange des Nahrungsgetreide- 
exported die zunehmende & abuftriahfierung gewif- 
jermagen von der negativen Seite zeigt, offenbart 
jich diefelbe pofitiv in der Zunahme der Cinjubr 
pon Robjtoffen der Andujtrie, welche nebjt der 
Zunahme von Nahrungs- u. Genupmitteln (vor- 
nehmlich Objt, Wein u. Epwaren) an der oben 
angefiihtten Zuwachsziffer einen wejentl. Anteil 
bat und. ingbef. Baunuvolle, Wolle, Felle u. 
Haute, Oljaaten, Kohle, Roheiſen, fonitiqe Rob- 
metalle, Wineralien und chemiſche Rohwaren be- 
trifit. Die gleiche Tendenz befriijtigt ferner dic 
Sunahme der Cinfuhr von Halbjabrifaten, unter 
welchen vornehmlich Leder, Pelswert, Papierseug, 
Wette, Farb- u. Gerbſtoffe fowie chemiſche Hilfjtofte 
auzuführen find, wogegen der nambajt geſtiegene 
Halbjabrifatenerport auger dem bereits erwähnten 
Wal; hauptſächlich auf Sägewaren entfällt. Wird 
von dieſem Geſichtspunkte aus die Tatſache mit 
in Rechnung genommen, dak ſich in Bezug auf 
Fabrikate Die Sunahme der Ausfuhr mit der Bue 
name der Ciniuhr das Gleichgewicht gehalten, fo 
lige der Schluß nahe, daß unter dem heimiſchen 
Zollſchuße der ablaujenden Vertragsära die Ber- 
mehrung der indujtriellen Broduftion die erhdhte 
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ſchen wirften die öſterr. Vertragszölle Deutſchland 
gegenüber geradezu prohibitiv, die öſterr. Eiſen— 
induſtrie hat den inneren Markt behauptet, ihre 
Ausfuhr in gewiſſen Spezialitäten erweitert. Hin— 
gegen ging in zahlreichen Gruppen der Fabrikate 
mit der Germehrung der Wusfubr eine Zunahme 
der Einfuhr parallel, cin Seichen, dak cine inter- 
nationale Urbeitsteilung innerhalb folder Gruppen 
und cin auf dieje gegriindeter Verkehr beſteht, 
weldjer jelbjt durch hohe Zollſätze nicht verhindert 
wird. Endlich iſt in gewiſſen Zweigen im ganzen 
eine Abnahne der AÄusfuhr eingetreten, jo bei 
Lederwaren, Hiindwaren, Eiſen- u. Stablwaren, 
während in Seide, Ronfeftion, Bapier-, Kautichut- 
waren, Leder=, Holz- u. Beinwaren, chemifdjen 
Produften, Inſtrumenten, Ubren, Kurzwaren, 
Biichern eine vermebhrte Einfuhr Blas gegriffen hat. 
Gegeniiber dem grofen Auſſchwung, welchen in 
einigen anderen Staaten, vornehmlich in Deutſch— 
fand, die induſtrielle Ausfuhr genommen, gegen= 
iiber der Feſtigung u. BVermehrung, welche die 
auswirtigen Handelspofitionen dieſer Staaten 
niittlerwweile gewonnen haben, erſcheint freilich das 
Vild der Entwidlung unjeres auswärtigen Handels 
in den letzten Jahrzehnten, trok der unbejtritte- 
nen Fortſchritte, relativ dürftig. Wenn von diefem 
Zurückbleiben irgend etwas auf Rechnung unferer 
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hingegen durch den auslindijden eine überra— 
gende Zunahme des Fabrifatenerportes verhindert 
worden fei. Indeſſen wäre cin ſolches Urteil nicht 
durchgängig giiltiq. Die Tatſache der erweiterten 
Beſitznahme des einheimiſchen Marktes bei Ausdeh— 
nung der Produktion iſt zwar bei manchen Zweigen 
unbeitreithar. Die gum Teil ſehr beträchtl. St 
nahme ber Spindeln und mechanijden Stiible in 
der Baumuvollindujtrie, die größere Verarbeitung 
pon Jute, Wolle u. Seide beweijt dies nicht min— 
der, wie die Zunahme der Firderung von Cijen- 
erz, aber, wenn auc) in verhältnismäßig geringe- 
tem Umfang, aud) von Quedifilber-, Sint= u. Blei- 
er, und Graphit. Gewiß bietet dafür auc) die 
nambafte Bermehrung der Dampjfeijel und die 
tiefige Steigerung der Kohlenförderung ſichere 
Wahrzeichen. Bon der fchiigenden Wirfung der be- 
pt lichen hierländiſchen Holle zeugt der Umſtand, 
aß nicht nut gablreiche neue Unternebmungen 
in der Tertilbranche, der chemijchen, der Leder— 
u. Glagjabrifation mit Hilfe inländiſchen Kapitales 
entitanden find, fondern daß erwieſenermaßen 
aud) in den veridiedenjten Produftionssweigen 
auswärtige, namentlich reichsdeutſche Unterneh— 
mungen, um dem Zolldrucke zu entgehen, Filial— 
unternehmungen in Oſterr. vorzugsweiſe in Nord— 
böhmen, errichtet haben. So nach Wuttte aus dem 
Dresdener Handelskammerbezirk allein fiir folgende 
Waren: Korke, Metallknöpfe, Blechembatlagen, 
Kartonnagen, Holzwaren, AUrmaturen, Bleiwaren, 
Fahrräder, photographijche Apparate, Mafao u. 
Zuckerwaren, Gummiwaren, Tinte, Nähmaſchinen— 
zwirn, Paxfümerien, Hohlglas, Ofen, Porzellan, 
aätheriſche Ole, Liköre, Maſchinen. Der deutſche 
Abſatz an Textilwaren nach Oſterr. hat ſtarke 
Einbuße erlitten. Für Schienen, Schwellen u. Las 
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ereits oben erwähnte Vernachläſſigung unſerer 
durch die natürl. Lage begünſtigten Ausfuhrinter— 
eſſen nach dem Oſten u. Südoſten. Dieſe ijt aber 
keine Schuld der ablaufenden Vertragsära, ſondern 
der ſchon lange vor derſelben eingeſchlagenen Rich— 
tung, welche es unſeren fremden Konkurrenten 
erleichtert hat, in dieſen Staaten feſteren Fuß zu 
faſſen und uns zu bedrängen. Dazu tritt unſer 
Rückſtand in der Ausnutzung unſerer allerdings 
beſchränkten Seelage. Die Urſachen dieſes Rück 
ftandes aber, wie itberh. der unbefriedigenden Ent— 
widlung unjeres Ausfuhrhandels, welder in der 
Iegten Beit jo oft dic iffentl Meinung und die 
Staatsverwaltung beſchäftigt hat, lieqen faum ein— 
zig in den Siinden der Wirtichaftspolitif, jondern 
aud, und wabrideinlid) sum größeren Teil, in dem 
Mangel tatkräftigen handelsmänniſchen Geijtes 
und weitausidjauender, ausdauernder Unterneh— 
merlujt. Denn erft mit foldjen Berbiindeten find 
— wie das altere Beijpiel Grokbritanniens und 
das neuere Deutſchlands zeigt — große handels— 
polit. Erjolge möglich. 

Vorbereitungen fiir cinen neuen allg. 
Solltarif. Lange vor dem Ablauj des urjpriing: 
lich angejegten zwölfiährigen Termines begannen 
die Vorbereitungen fiir die Schaffung neuer Grund— 
lagen der Sollpolitif. Cie begannen u. verlicfen 
inmitten ſchwierigſter innerpolit. Verhältniſſe, wäh— 
rend einer ſchweren parlamentarijden Kriſe in 
det diesfeitigen Reichshälfte, welche den immer 
lebhajteren jenjeitigen Bejtrebungen um die for- 
melle handelspolit. Selbjtindigmadung Ungarns 
derart jujtatten fam, dak die Erneuerung de3 
wirtichaftl. Ausgleiches an Bedingungen gefniipjt 
werden fonnte, welche dag Sujtandefommen von 
neuen H. auf eine entipredjend lange Dauer in 
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(rage ju jtellen gecignet waren. Dennod) wurden 
die Vorbereitungen von Seiten der Regierungen 
und der Qnterejjentenfreije nidt nur rechtgeitig 
eingeleitet, fondern auc) in bisher ungewobnter 
Weiſe umjangreid) u. intenjiv veranjtaltet. Cin 
neuer Faftor griff diesmal in diejelben ein, der 
im 3. 1898 geſchafſene Induſtrie- u. Landiwirt- 
ſchaftsrat, welder in feinen beiden Geftionen ini- 
tiativ aujtrat. Die Handelsfammern organifierten 
im Bereine mit dem Sentralverbande der Indu— 
jtriellen Oſterr. (gegriindet 1892) ihre i = Bens 
traljtelle, weldje in äußerſt zahlreichen Expertijen 
cin griinbdlid) vorbereitetes Material fammelte. 
Parallel gingen Beratungen, Vorſchläge u. Agi— 
tationen freier Qnterefientenverbiinde, fo von aqra- 
riſcher Seite der aus Bertretern der Landesfultur- 
rite und verjdiedener Fadjtorporationen zuſam— 
mengefepten Sſierr. Sentraljtelle zur Wahrung 
der land- und forjtwirticaftl. Anterejjen beim Ab— 
ſchluß von H.“ (geqriindet 1898), welche folgende 
leitenden Ideen auſſtellte: Beſeitigung der allg. 
Meiſtbegünſtigungsverträge; liicenlofer agrariſcher 
Schutz unter Geſtaltung des autonomen Tarifes 
als Doppeltarif mit Maximal- u. Minimalzöllen, 
auf deſſen Grundlage neue Tarifverträge mit Meiſt— 
—— Sflaujel abzuſchließen wären; Aus— 
ſchluß aller Begünſtigung im Grenzverkehr u. Pro— 
hibierung jeder Einfuhr von lebendem Vieh aus 
Rußland, den Balkanſtaaten und den außereuro— 
piiichen Ländern; Abſchluß einer Schutzkonvention 
mit Deutſchland gegen die überſeeiſche Konkurrenz 
unter Aufrechterhaltung von Zwiſchenzöllen und 
mit Freihaltung des Beitrittes anderer mitteleuro- 
paiſcher Staaten. Minder einheitlich waren dic 
Forderungen der in verſchiedenen Organijationen 
a indujtriellen Rreife, im allg. ging ihr 
Bejtreben auf die Erneuerung von H. mit teilweije 
erhöhten Bofitionen, bei Mufgeben der allg. Meijt- 
—— zugunſten der beſchränkten Indu— 
ftriellen-Stlub) oder bei Anwendung der bloßen 
Meiſtbegünſtigungsverträge lediglich gegeniiber han: 
delSpolit. minder wichtigen Staaten. Selbjt das Prin⸗ 
aip des Doppeltarifes fand in indujtriellen Mreifen 
Freunde (Qndujtriellen-Klub). Die Idee der Soli— 
darität der Zollſchutzintereſſen zwiſchen Landwirt- 
ſchaft u. Induſtrie beherrſchte dic Vorbereitungsaltio⸗ 
nen. Von Seiten der Regierungen wurden die Vor— 
arbeiten 1899 in der Ub hich begonnen, einen neuen 
allg. Zolltarif längſtens big Ende 1902 gu ſchaffen, 
um in demfelben gum YWblauftermin der bejtehen- 
den Vertriige eine Verhandlungsbafis fiir den Ab— 
ſchluß neuer, im Falle des Scheiterns dieſer Ver— 
handlungen aber eine wirffame Handhabe autono- 
men Schutzes ju bejipen. Grundlage u. Ausgangs— 
punft aller weiteren Beratungen bildeten sa 
bogen, welche an cingelne Induſtrielle, Gewerbe— 
treibende u. Genolfentbatten weds YWufflirungen 
iiber den Stand ihrer Broduftion und iiber ibre 
Wünſche, fowie analoge Bogen, welche an die 
Landeskulturräte und die fand= und forſtwirtſchaftl. 
jowie montaniftijden Vereine zweds Erhebungen 
fiber den Stand typiſcher Betriebe herausgegeben 
wurden. Die erjteren gaben die Grundlage ab fiir 
jablreidje, durd) die oben erwähnte Zentralſtelle 
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veranjtaltete Expertifen, die Iegteren das Material 
fiir die tarifarijdjen Vorſchläge einer eigenen Ab— 
teilung des Landwirtſchaftsrates. Der mit viel 
Sorgjalt u. Gründlichkeit ausgearbeitete Entwurj 
wurde jedod) erjt 1903 (8. 1622 Beil. des A. H. 
aur parlamentarijden Berhandlung vorgelegt, fand 
im öſterr. Reichsrate eine glatte Erlediqung, tonnte 
aber in Ungarn wegen der dort eingetretenen ſchwe— 
ren parlamentarijden Berwidlungen. der verjaj- 
jungsmapigen Behandlung nocd) gu Beginn des 
J. 1906 nicht zugeführt werden. 

F. Der neue Sftert.sungar. Zolltarif, 
weldjer fic) zugleich aud) ausdriidlid) im Urt. I des 
Solltarifgejepes 13 Il 1906, R. 20, als fiir die 
mit bem gemeinjamen Zoll- u. Handelsgebiet der 
Monardhie jollgeeinten Lander u. Landesteile gel- 
tend einführt, trägt in techniſcher und wirtichaftl. 
Beziehung — die Spuren einer ge— 
ſchidten kritiſchen Verarbeitung des durch die 
gründl. Vorarbeiten gewonnenen Materiales. 

In techniſcher Beziehung behielt derſelbe 
zwar die bisherigen Tariftlaſſen mit Einführung 
einer einzigen neuen (elektriſche Maſchinen u. Appa— 
rate und elektrotechniſche — ———— „allein 
was die Stoffanordnung innerhalb der Klaſſen be— 
trifft, blieben dic wenigiten von Verſchiebungen 
und jtrufturellen Ynderungen verſchont. Sn ep: 
terer Hinficht fpringt ſchon die grope Vermehrung 
der Tarijpofitionen in die Mugen, deren es nun- 
mehr im Cinjfubrtarif über 1200 in 657 Tarij- 
nummern gibt, ein Ergebnis der fonjequenten Wei- 
terfiihrung der feit 1878 fortſchreitenden Speaiali- 
jierungen, um die Zollſätze dem Stande der Pro- 
duftionstednif und den aus diejem und ſonſtigen 
Verhiltnifjen entipringenden Grade des Schupbe- 
diirfniffes bezw. dem fontreten handelépolit. Zwecke 
miglichjt angupajien. Dieje sai amar, be= 
jteben nicht lediglich in Staffelungen einer Waren- 
art in mehrere Rofitionen u. Subpojitionen nad 
Qualittitsunterjdhieden, fondern neben den lepteren 
in zahlreichen Serlequngen im Wege der Aus— 
ſcheidung cingelner Warengattungen aus bisberi- 

en gemeinjamen Gruppenpofitionen, fo dah der 
PF ofltarif in der gegeniviirtigen Gejtalt mehr als 
irgend ein friiberer dem in den Motiven hervor- 
gehbobenen Siecle entiprict, ,,die im Gandelsvertehr 
hauptſächlich in Betracht fommenden Artikel in 
ihten typiſchen Bearbeitungsjormen erſchöpfend zu 
tarifieren und nur dort Gruppenpoſitionen noch zu 
belaſſen, wo ſich das Bedürfnis nach weiteren Zer— 
legungen nicht mehr geltend —* hat’. Beide 
Spezialiſierungsarten greiſen übrigens mannigfach 
ineinander und wie ausgiebig fie diesmal unter- 
nontmen wurden, geht beijpielsweife aus dem Um— 
ftande hervor, dak im neuen Tarije im Vergleiche 
au dem von 1882 beziehungsweiſe 1887 Eijenwaren 
52Nummmern mit 155 Zollpofitionen qeqen 15 Num- 
metn mit 19 Pofitionen beſitzen, Metallwaren 
30 Nummern mit 83 Pofitionen gegen bisherige 
17 Pojitionen, Maſchinen u. Apparate 27 Pojitio- 
nen gegen bisherige 13 aufweijen. Eingelne neue 
Stafielungen beweifen den Fortidritt unferer in- 
dujtriellen Leijtungsfabigteit. So bei Baumwoll- 
garnen, bei weldjen bis zum J. 1878 nur Unters 
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fchiede des Bleichens, Färbens u. Bwirnens gum 
Ausdrucke famen, aber feine Feinheitsgrade. = 
Tarife von 1878 begann mit Nr. 30 engl. die 
höchſte Staffel der cnfacen rohen Warne, im jiing= 
ften beginnt fie mit Nr. 70; bei dublierten Gar- 
nen Nr. 50—70 wird ein Zuſchlag new feitgeftellt, 
bei mehrdrähtigen, bei welden bis jest nod) feine 
Unterſcheidung von Feinheitsſtufen ftattfand, wer= 
den abgeſtufte Sige nach Feinheit, Zwirnung u. 
Uppretur neucingetiihrt, bet Baumivollwaren wur- 
den befondere Pofitionen fiir gemeine u. dichte mit 
mehr al8 fünf Farben bedrudte oder mit mehr 
als zwei Farben gewebte eingeftellt, der Unter- 
ſchied zwiſchen glatten u. gemufterten auch auf 
dichte Gewebe erjtredt, bet Tiillen u. Spigen die 
bi8her ecinheitl Sige nad) Veredlung u. Muſte— 
rung, bei geftidten Baumwollwaren nad dem Ar— 
beitswerte abgejtuft. Der neuauffommende Zweig 
des Mergzerierens wurde durd) einen Zuſchlag be: 
riidfichtigt, Strid= u. Wirkwaren nad) veridiedenen 
Hauptartifeln, inder Wollenklaſſe qewirtte Strümpfe 
nad) Gewichtsmerkmalen, bei Seidengeweben auch 
die Farbe ſchwarz — ppt ig, Aa cornet 
llberh. haben die Arten objeftiver Werfmale als 
Ausdrud von Qualitätsunterſchieden fpegifiicher 
Bolle cine große Bereidjerung erfahren. So wur- 
den bei Schwarzblechen, deffinierten u. defapierten 
Blechen die Stufen nach der Dice vermehrt, fiir 
Eiſenwaren innerhalb der durch bg en weit⸗ 
läufig vermehtten Tarifnummern von — 
nach dem Stückgewichte oder nach Stärkedimenſionen 
weitgehender Gebrauch gemacht, fiir die Oberflächen⸗ 
bearbeitung nach dem Grade „gewöhnlich bearbei— 
tet — fein⸗ u. ſeinſtbearbeitet“ —9 eingehend 
umſchriebene Kennzeichen aufgeſtellt, Röhren nach 
der Wanddicke, Dampfmaſchinen u. Motoren nach 
dem Gewichte (leichtere mit höheren, die ſchwerſten 
mit Mindeſtſätzen) abgeſtuft ufw. Bet diefer reich- 
haltigen Spegialifierung wurde cine befondere Art 
von Verſchiebung unter den bisherigen Klaſſen un— 
ausweichlich. Bisher wurden zuſammengeſehte Wa— 
ren, welche infolge der Verbindung mit gewiſſen 
Materialien unter höhere Sätze gu fallen hatten, 
in die dieſen Verbindungen entſprechenden Tarif— 
klaſſen verwieſen. Nunmehr wird alles ſeiner Grund= 
beſchaffenheit nach in eine Klaſſe gehörige auch dort 
eingeſtellt, allein die Induſtrieerzeugniſſe nach den 
tarifariſch maßgebenden Materien in drei Gruppen 
— feinſte, feine, gewöhnl. Materien — geteilt und 
die in die erſtgenannten zwei Gruppen gehörenden 
in einer beſonderen allg. Anmerkung taxativ auj- 
gezühlt, womit zugleich ein Moment bequemerer 
Handhabung erzielt wird. 

In voltswirtſchaftl. Beziehung hat zunächſt 
die Fortentwidlung unſeres autonomen Tarifes zu 
einem lückenloſen unter dem Einfluſſe des deutſchen 
Tarifes weitere Fortidritte gemacht. Zwar verblie- 
ben die bisher jollfreien Rohſtoffe der Tertil= u. 
Lederinduſtrie auch jept nod) frei, allein es find 
dod) jablreidje Gegenſtände neu dem Zollſchutz 
unterivorjen worden, als wie Objt, Zwiebeln, Knob— 
laud, friſches Kraut, Nardendijtein, Wabenhonig 
u. Bienenjtide, lebendes Gefliigel, qemabhlene u. ge- 
ſchlemmte weiße Rreide, gemablener u. geſchlemm— 
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ter Schwerſpat, qemahlener u. geſchlemmter Schmir⸗ 
act gebrannter Gips, Ouebrachohols, Aſphalterde, 
ichen⸗ u. Nadelbolarinden, Ziegel, rajfinierter Wein⸗ 
jtein, angeräucherte Ammoniakwäſſer, raffinierteBor- 
ſäure, Weintreber u. Weintrejter, teigiirmige Wein— 
hefe, endlich aud) allg. qebundene Biicher, fofern 
Dicfelben mit Geweben, Wachstuch, Leder, Zelluloid 
u. a. iiberjogen oder damit ausgejtattet find, nach 
Beidiatienbeit bes Cinbandes (bisher nur inſoweit 
die Einbiinde gu den Kurzwaren gehirten). Wenn 
aud) die angeführten Gegenſtände bejonders wid 
tige handelSpolit. Yntereijen nidjt tangieren, fo ijt 
dod) die Tatſache felbjt fiir den Geiſt der Zoll— 
— nicht ohne Bedeutung. Dagegen werden aller⸗ 
ings einige bisher mit einem Solte belegte Ge⸗ 
ſtände, teils wegen Siwedlojigfeit des Schutzes oder 
wegen des Intereſſes einzelner Induſtrien überh. 
oder beſchränkt und gegen Erlaubnisſcheine frei 
zugelaſſen. 

Weit gewichtiger iſt die Geſtaltung der Zoll— 
ſätze in den handelspolit. bedeutſamen Gruppen. 
Wenn die — Tendenz der feſtländiſchen Han— 
delspolitit der letzten Jahrzehnte ſowie die mäch— 
tige agrariſche Bewegung erwogen und insbeſ. 
berückſichtigt wird, dak während der Borberei- 
tungen des neuen öſterr.-ungar. Zolltariſes der 
Entwurf des neuen deutſchen veröffentlicht wurde, 
welder die Möglichkeit des Zujtandefommens an- 
nehmbarer Vertriige ernitlid) in Frage gu ſtellen 
ichien, fo liegt e8 auf der Hand, dak auch der 
neue bfterr.sungar. Tarif nur der Ausdruck ver— 
ſchärfter Schutzbeſtrebungen fein fonnte, zumal er 
die Grundlage fiir Bertragsverhandlungen mit 
Staaten, welche ebenfalls erhihte autonome Bille 
bejagen, abgeben und im alle des Scheiterns der 
Verhandlungen eine fraftige handelspolit. Waffe 
bilden follte. Es ijt anguerfennen, dak der Tarif 
angeſichts aller dieſer Umſtände, entgegen den man— 
nigfach hochgehenden nſorderungen einzelner 
Intereſſenkreiſe ein gewiſſes billiges Maß einge— 
halten hat. 

Durchgängig und zum Teil namhaſt ſind die 
Erhöhungen bei allen Gegenſtänden landwirtſchaftl. 
Intereſſes, ſo insbeſ. bei Getreide, Malz, Hülſen— 
früchten, Mehl u. Mahlprodukten, Reis, Gemüſe, 
Sämereien, Pflanzen u. Pflanzenteilen, Schlacht— 
u. Zugvieh, Geflügel, Wildbret, Fiſchen, tieriſchen 
Produlten (Milch, Eier, Honig, Wachs), bei Speije- 
fetten, teilweiſe auc) techniſchen Fetten, fetten 
Olen, gebrannten geijtigen Fliijfigfeiten u. Wein, 
Eßwaren. Ferner erſcheinen Erhöhungen bei Gerb— 
u. Farbſtoffen, Gummen u. Harzen. Bei den mei— 
ſten Induſtriezweigen, ritdjictlid) deren Erzeug— 
niſſen Spegialijierungen durch vermehrte Staffe— 
lung Platz greifen, wendet ſich die eigentl. Erhi- 
hung den feineren Graden zu, ſo im Bereiche der 
Tertilinduftric. Einzeln reichen die Sipe bei Zer— 
fequngen auch unter die bisherigen Mindejtaus- 
mage. llberh. findet innerhalb der indujtrieflen 
Rolle eine eingehendere Sonderung jtatt, die Erhö— 
bungen bejigen feinen durchgüngigen Eharatter, jon- 
bern betreffen befondere Gruppen u. Warenarten. 
So finden Erhihungen ftatt bei chemijden Pa- 
pieren, einjelnen Gattungen von apierwaren, 
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Rautidufwaren, Lederforten, Schuhwaren, Hand— 
ſchuhen, Holzwaren (u. giv. nidjt bloß bei feinen, 
fondern auc) bei minderen wegen des mitfpielens 
den fleingewerbl. Intereſſes), einigen Arten von 
Ton- u. Eiſenwaren, Maſchinen in fajt allen 
— —— Eiſenbahnfahrzeugen, Inſtrumenten, 

ündwaren. Bei einzelnen chemiſchen Hilfſtoffen 
auch Herabſetzungen. Nicht immer iſt direktes 
Schußbedürfnis das Motiv der Erhöhung, vielfach 
aud) indirektes, ſei es dah dic Beriberrung des 
Abſatzes durch Zollmaßregeln anderer Staaten cinen 
Undrang des Vngebotes nad) Ojterr.=Ungarn be— 
witfen miifte, wenn bier der Sugang erleichtert 
wäre (fo werden felbjt die erhöhten Zölle auj 
Wetreide u. Pjerde motiviert), fet es day Urtifel 
in Frage ſtehen, welche andere mit hohen Schup- 
zöllen belajtete furrogieren finnen (Mais u. Reis 
gegeniiber Wetreide) und, um dies zu verbindern, 
aud) höher belegt werden müſſen. 

Im engiten Zujammenhang mit diefen ange- 
führten — ſtehen zwei tariftedinifde Neu— 
heiten von prinzipiellem Belange. Nach reichsdeut— 
ſchem Muſter wurde auch in unſerem neuen allg. 
Zolltarif in Beſchränkung auf die vier Hauptfirner= 
früchte und Mais das Sringip des Doppeltari- 
jes angewendet u. zw. in dem oben unter I A. 
erwibnten Sinne, indem Art. IIT des Solltarij- 
gelepes die bezügl. Minimalſätze als uniiberidreit- 

are Grenze fiir vertragsmäßige Ermäßigungen 
erklärt. Sodann hat im neuen allg. Tarif in be— 
jdjriinttem Umfange der Wertzoll Eingang ge— 
funden. Es betrijft dies die Tarifnummern: nicht 
benannte chemiſche Hilfſtoſſe u. Brodufte, dann 
Teerjarben. Der Sap ijt mit 15% jejtgeitellt, aber 
mit einer Maximalgrenze der Hollbelajtung von 
120 K fiir 100 kg. Der Grund liegt in der un- 
erſchöpfl. Mannigfaltiqfeit der einſchlägigen Gegen— 
ſtände, welche eine genaue Spezialiſierung erſchwert, 
während der bisherige Einheitszoll von 10 fl. für 
100 kg ungeheuerl. Ungleichmäßigleiten in der 
Hollbelajtung zur unausweichl. Folge hätte und 
gangen Zweigen der chemiſchen Induſtrie dabei 
a8 Auftommen unmöglich machte. 

Auch die Beſtimmungen über den Retorſions— 
off haben eine Verſchärfung erſahren Art. IV 
Source). Die Regierungen finnen Waren, 
oſern fie aus Staaten fommen, welche öſterr. 
ungar. Proveniengen ungiinjtiger behandeln als 
die anderer Staaten, wenn dieje Waren im Boll- 
tarif mit einem Soll belegt find, dieſem Bolle mit 
einem Zuſchlage bis au 200% desſelben, wenn fie 
aber im Solltarif fiir frei erklärt find, einem Wert- 
jolle bis au 100% des Handelswertes unteriverjen. 

Die Ermächtigung der Regierungen, im Falle 
fehlechten Ernteausfalles im Anlande die Zölle auf 
Wetreide u. Hülſenfrüchten einvernehmlich fiir alle 
oder eingelne Gattungen zeitweilig an allen oder 
einzelnen Grenzen auger Rrajt au feben, wurde 
dabin geiindert, dak aud) cine bloke Ermäßigung 
ftatuiert werden fann. Unabhiingiq davon bejtebt 
die Erlaubnis ju einem limitierten zollfreien Bee 
aug von Mais, Weizen u. Hirje fiir den Gebrauch 
Dalm. und dev quarneriiden Anfeln, von Mais 
fiir bas Romitat LifasRrbava; die Erlaubnis au 
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erteilen ijt in erjterer Begiehung lediglich die f. k. 
Regierung, in lepterer blog die ungar. befugt. 

Durch das Zolltarifsgeſetz (Art. XIII) wurde 
ſchließlich auch eine Erleichterung des aftiven Ver— 
edlungsverlehres geſchaffen, indem die Regierungen 
(im Gegenſatze au den taxativ aufgezählten Fallen 
det Win.-Mundm. 21 V 87, R. 6O) ermächtigt wer- 
den, in Gillen, wo die Beſchwerlichkeiten des (prin= 
aipiell wohl fejtgebaltenen) Identitätsnachweiſes 
volkswirtſchaftlich wünſchenswerte Urten aftiven Ber- 
edlungSverfehres geſährden finnten, einvernehme- 
lich, bei Feſtſtellung geeiqneter Kontrollmaßregeln 
im Verordnungsiwege, Ausnahmen zuzulaſſen. 

Dic Sipe des Holltarijes find nunmehr in 
Kronenwährung fejtgefept und in Goldmiingen 
diefer Währung oder in auslindijden Münzen 
nach dem im Verordnungswege zu beftimmenden 
Werte zu entridjten; die Unnahme von Landes- 
jilbermiingen u. Teilmiingen der Kronenwährung 
ijt nunmehr auf Betrige unter 10 K oder Rejt- 
betriige unter dieſer Grenge beſchränkt. 

Der deutſche Zuſatzvertrag und feine 
Tarife. Wis das zwölfte Jabr der Wirkſamteit 
der im J. 1891 abgeſchloſſenen Verträge zur 
Neige ging, war gwar der Entwurf des allg. 
Zolltariſes fejtgejtellt, allein die iibrigen Borberei- 
tungen fiir eine Neugeſtaltung der jollpolit. Ver— 
hiltnijie nod) nicht fo weit gediehen, um an dic 
Stelle jener Vertriige bereits etwas Neues ſetzen 
ju finnen. Deshalb trat die in den Bertriigen 
vorgejebene Berliingerung ihrer Weltungsdauer 
iiber Den 31 XII 1903 ein. Sundchit wurde aber 
eine Wodififation des H. mit Atalien vereinbart, 
defien Weingollflaujel dic heftigften Klagen der 
Weinbauinterefjenten hervorgerujen hatte. Die Be- 
jtimmungen des Vertrages vom 6 XII 91 wurden 
nämlich bis auf weiteres in Wirkſamkeit belaſſen 
mit Ausſchluß der Weintlaujel und mit Abände— 
tung von drei Pojitionen des bisherigen Vertrags- 
tariſes Mandeln, Hafelniifie, Dlivenbl) ;uguniten 
Italiens. (B. des Gejfamtminijteriums 13 X 1904, 
R. 117.) Bis 31 XII 1904 wurde lediglich eine 
fontingentierte Wenge von weifem Naturwein in 
Fäſſern gum Verſchnitt und von WMarjalawein ju 
ermapigtem Sage zugelaſſen. 

Da die parlamentariiden Verhältniſſe hüben 
u. driiben den Seitpunft, bis zu welchem die Er 
ledigung der Zolltarifsvorlage in Ausſicht genom— 
men werden finnte, nicht vorauszuſehen gejtatteten, 
jo wurden, obne die verjajjungsmiipige Erledi- 

ung derjelben abguwarten, unter dem Druce der 
Tatſache, daß Deutſchland bereits mit einer Reihe 
anbderer Staaten, diesmal namentlid) auc) mit Rupe 
land, Berhandlungen eingeleitet und teilweiſe ſchon 
jum Abſchluß gebradjt hatte, Bertragsverhandlun- 
gen mit den deutiden Unterhändlern eingeqangen. 
Diefelben geftalteten fid) ſehr hartnäckig und führ— 
ten zur Bereinbarung eines Bujagvertrages (vom 
251 1905) gum H. von 1891 nebjt ciner neuen 
Viehfeuchenfonvention. Der Zuſatzvertrag, welder 
einige Abänderungen und neue Beſtimmungen ju 
Dem Detail des bisherigen in Bezug auf Trans— 
portangelegenheiten, den Grengverfehr uſw. und als 
wichtige Neubeit die Schiedsgerichtsklauſel brachte, 
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befeitigte die bisherigen Bertragstarije und fepte 
an die Stelle derfelben andere, welche fic) formell 
an die beiderjeitigen neuen allg. anſchließen, mate- 
tiell dem Geijte erweiterten u. verſchärſten Schutzes 
entſprechen, dem eben leptere entiprungen iwaren. 
Es ijt beim Fortſchreiten der Spegialijierung der 
autonomen Tarife wohl begreiflich, daß auch die 
Bahl der Pofitionen der Vertragstarife wächſt und 
jind die in Rede jtehenden die umfangreichſten von 
allen bisherigen. Der BVertragétarif fiir die Ein— 
jubr in das Deutiche Reich enthält 580, derjenige 
fiir die Einfubr in das öſterr.ungar. Sollgebiet 
liber 770 Poſitionen, unter diefen äußerſt zahlreich 
folche, bet weldyen der Tarifnummer des allg. Ta- 
tijes das charakteriſtiſche „aus“ vorgefept ijt als 
Zeichen, dag der BVertragstarij das Spesialijie- 
rungstwert des allg. jortiept, indem er aus den 
unter einzelnen Poſitionen des letzteren zuſammen— 
gefaßten Gruppen nur einzelne Warenarten oder 
engere Gruppen zwecks abgeſonderter tarifariſcher 
Behandlung herausholt. So illuſtriert ſchon das 
außere der beiden Vertragstariſe das fiir die Tene 
—— ber heutigen Zollpolitik charakteriſtiſche Be— 
ſtreben, das Maß des Schutzes den Produktions— 
u. Abſatzbedingungen im einzelnen genauer anzu— 
paſſen, zeugt auc) von der eingehenden Art der 
Vorbereitungen und der —— ſelbſt. 
Beiderſeits haben ſich die Erhöhungen bezw. Ver— 
mehrungen der autonomen Zollſätze als eine wirk— 
ſame Negoziationshandhabe nt sh Nur in ge 
vingem Umfange wurde im Vertragswege der 
status quo erreidt, teilweije nur Bindungen der 
autonomen Sage bewilligt, im übrigen wiederum, 
wie in den friiheren Verträgen, geqeniiber dem bis- 
herigen Sujtand erhöhte Vertragsſätze zugeſtanden. 

Soweit die Vertragstariſpoſitionen fiir die 
Einfuhr in Deutidland in Betracht kommen, 
lag unfererfeits der Schwerpuntt des Intereſſes 
in den agrarijden Zöllen, welche im autonomen 
deutſchen — unter Beſeitigung der bisher noch 
verbliebenen Zollfreiheiten durchwegs gewichtige 
Erhöhungen erfahren hatten, ſodann in der Frage 
der Aufrechterhaltung unſerer Exportmöglichkeit 
gegenüber den Erhöhungen der bezügl. Sätze in 

genannten autonomen Tarije. Belangend die 
erſterwähnte Gruppe, wurden für Weizen, Roggen 
u. Malzgerſte (4 Wl.) die Minimalzölle des auto— 
nomen deutſchen Tarifes vertragsmäßig fixiert, 
damit gegen den bisherigen Stand erhöht. Nur 
geringere Gerſte (Futtergerſte genießt autonom 
denſelben Minimalſatz und es ſind zwecks Unter— 
ſcheidung von Malzgerſte detaillierte Gewichts- u. 
Miſchungsmerkmale ſowie Vorkehrungen fiir Un— 
brauchbarmachung von als Futtergerſie deklarierter 
Ware zu Malzzwecken vorgeſehen, alles mit klarer 
Tendenz zur Emanzipation von den bekannten 
öſterr. Qualitätsprodukten. Es gelang lediglich die 
Erhöhung des deutſchen Malzzolles durch den Ver— 
trag bei einer Grenze aufzuhalten, welche das bis— 
herige Spannungsverhältnis zwiſchen Malye u. 
Gerſtenzoll reduziert und infoweit die drohende 
Gefahr fiir die öſterr. Malzinduſtrie mindert. 
Ebenſo erſcheint der Vertragsſatz auf Hopfen trotz 
weſentl. Abſtriches vom autonomen faſt um die 
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Hälfte gegenüber dem bisherigen erhöht. Die Roh— 
holzzölle wurden zwar gegen den bisherigen Ver— 
tragszoll um einiges herabgeſetzt, aber das Span— 
nungsverhältnis gegenüber der Sägeware aufrecht 
erhalten. Was die —8 betrifft, hat der neue 
deutſche Zolltarif ſtatt der bisherigen Stüchzölle 
bei Pferden nad) Wertklaſſen abgeſtufte, bei Rin— 
dern, Schafen u. Schweinen, mit nicht belangrei— 
chen Ausnahmen für erſtere, Gewichtzölle nach 
dem Lebendgewichte (jedod) mit Zugrundelegung 
von firen Lebendgewidjten im Grenzverkehre) nor— 
miert. Die wefentl. Herabjepung der Einheitsſätze 
durd) den Vertrag bedeutet dennoch cine nambajte 
Erhöhung gegenitber dem bisherigen Sujtande. 
Dod) fommen rüchſſichtlich de3 Viehes nicht ledig— 
lich die Zollſätze, fondern vornehmlich aud) die 
veterindrpolizeil. Maknahmen in Betracht, in Be— 
zug auf welde neue Bereinbarungen mit der Ab— 
jicht getroffen wurden, den Spiclraum der Wille 
fiitlicbfeiten zu mildern, weldjen die bisherigen 
Wejchrinfungen boten. 

Der status quo der Hollfreiheit trop der im 
allg. Tarife feftgelesten Zölle wurde bei eingelnen 
Yirtifeln wiedergewonnen u. zw. zum Teil unbe- 
ſchränkt (Mleefaat, Grünfutter, Heu, friſches Ge— 
müſe, Gerbrinden, Zement, Teichkarpſen, Bett— 
federn), teils mit zeitl Beſchränkungen friſches Obit 
unverpackt oder in Säcken, Hauszwetſchlen); fiir 
andere wurde der status quo des bisherigen Ver— 
tragszolles wieder hergeſtellt (Cier, Haare u. Fe— 
derwild, Znaimer Gurfen,. Bein mit BWeingeijt- 
qehalt bis 14%); fiir eingelne Brodufte der Pe— 
troleumindujirie wurden Ermäßigungen gegen den 
bisherigen Vertragsſatz erreicht, im iibrigen aber 
traten im Bereiche der Erzeugniſſe der Urproduk— 
tion Erhöhungen gegen den bisheriqen Zuſtand 
ein. In Bezug auf Induſtrialzölle wurde die bis— 
herige Solljreiheit gewahrt für einzelne Erzeug— 
niſſe der chemiſchen — die bisherigen Ver— 
tragſätze (nebſt einigen ee jiit Seis 
Dengewebe u. Kammgarne, Korbylechtwaren, Holz— 
fpangeflechte, Biirjtenbinderwaren, Perlmutterknöpfe, 
Bugholymbbel, Papier u. Bapierwaren, Bernitein= 
waren, Znaimer Töpfergeſchirr, Waren aus Stein— 
qut ſowie feines Stein- u. Tongeug, fiir Porzellan, 
Glas u. Glaswaren, Senſen u. Sicheln, Gablon— 
zer Metallwaren, Schmuckſachen u. Nippes aus 
vergoldeten u. verſilberten unedlen Metallen, teil— 
weiſe auch für Leinengarne, Waren aus Kupfer, 
Meſſing u. Legierungen, Perſonenwagen u. Muſik— 
inſtrumente. Im ganzen übrigen Bereiche der In— 
duſtrieerzeugniſſe fanden Erhöhungen ſtatt, wenn 
auch vielfach nicht belangreiche. 

Das Feld fiir die von Seiten Ofterr« 
Ungarns einzuräumenden Gegenleiſtun— 
gen bildeten natürlich die großen induſtriellen 
Gebiete, vornehmlich die Tertilgweige, Papier u. 
Papierwaren, Kautſchul, Leder u. Lederwaren, ein— 
elne Gruppen der Holzinduſtrie, Tonwaren, Eis 
* u. Eiſenwaren, Waren aus unedlen Metallen, 
Maſchinen, Inſtrumente und beſtimmte Gruppen 
der chemiſchen Hilfſtoffe u. Produkte. Die bereits 
erwähnte ungewöhnlich große Bast der Pofitionen 
deS Vertragstarijes fiir die Cinfubr in Oſterr. 
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Ungarn begieht fich vornehmligh auf die bier cin- 
ſchlaͤgigen 
gejamten Vertragstarif deutet auf das Beſtreben 
hin, in denjenigen Poſitionen, welche Halbfabrikate 
betreffen, Abweichungen von den rt des auto- 
nomen Tarifed fernguhalten und höchſtens Bindun- 
gen zuzugeſtehen. Dies erſcheint verwirllicht durch⸗ 

8 bei den Garnen, Leder, chemiſchen Hilfſtoffen, 
nicht bei Gifen. Qn den Tertilbrandjen betrefjen 
daber die eigentliden tarifmäßigen Kongeffionen 
— ba Leinen-, Flachs- u. Qutewaren nahezu 
unberiifrt blieben — die Baumwoll-, Woll> u. 
Seidenwaren. Bei den erjteren enthilt der Ver— 
trag8tarif im BVergleidje gu den meijten Nummern 
des autonomen gwar erniedrigte Sipe, welche je— 
dod) bei ben feineren u. feinften Yrtifeln die bis— 
herigen betrichtlich iiberjteigen. Bei nicht befonders 
benannten Wollwaren find auch) bloke Bindungen 
die Regel; die Sige fiir wollene Samte, Band-, 
Poſamentier⸗ u. Rnopfwaren, diejenigen für Sei— 
denwaren, erſcheinen gegen den bisherigen vers 
tragsmäßigen höher, wodurd) aud) der Holl fiir 
Ronicktionswaren, riicfichtlid) defien es bei dem 
bisherigen Zuſchlag von 40% verblieb, cine Er— 
höhung erfährt. Bei Papier u. Bapierwaren ers 
ſcheinen wiederum die meifien Nummern de8 allg. 
Tarifes in den Vertragstarif einbezogen u. zw. 
mit teilweije iweitergehenden Spezialiſierungen 
(namentlic) bei Luruspapeterien und Waren aus 
Papier). Bloße Bindungen bilden hier die Aus— 
nahme, dod) haben die neuen hohen autonomen 
Sige wejentl. Ermagigungen im Vertragswege 
und dabei dod) ein das bisherige teilwweite weit 
überſteigendes Maß des Schutzes ermöglicht. Ein 
ähnl. Verhältnis zeigt fic) in der Klaſſe ,Raut- 
ſchuk u. —— uſw.“ und bei Lederwaren, 
wobei teils bloße Bindungen und nur wenige 
namhafte Abſtriche von den die bisherigen Ver— 
tragsſätze weit überſteigenden autonomen Zöllen 
gewährt erſcheinen. In der Klaſſe „Glas u. Glas— 
waren” wurde mit Rückſicht auf das überwiegende 
€Erportinterejje derjelben der status quo aufrecht 
erhalten. Hervorgehoben . werden verdient jerner 
der Umſtand, dag aud) die bisher freien Maurer- 
jiegel den halben Sap des autonomen Zolles 
(20 h pro qg) vertragsmifig gewabhrt finden. Die 
Vertragsfipe fiir Roh- u. Stabeifen, fiir Bleche u. 
Driibte haben im ganzen eine Veränderung nicht 
erfabren. In die nunmehr eingehend fpegialifierte 
Gruppe det Eiſenwaren greift der Bertragstarij 
zwar nidt in dem Umjange ein, wie in einzelne 
der vorerwähnten Klaſſen. Die autonomen Sätze 
find durch den Vertrag nit berührt bei gubeijer- 
nen Waljen, bearbeiteten gupeifernen Röhren, 
Rohrenverbindungsitiiden, Schienen, Cijenbagn- 
matetialien, Achſen, Senſen, Schmiedezangen, 
Krampen, Hauen, Schaufeln, Nägeln, Schrauben, 
Ketten, Federnſtahl, Federn, Kaſſen und eiſernen 
Möbeln. Im übrigen mußten Herabſetzungen ge— 
gen den autonomen Tarif bewilligt werden, trötz— 
dem wiederum ein höherer Schup fiir zahlreiche 
Artikel gegen den bisherigen Yujtand rejultiert. 
Letzteres hag I proton Abweichungen auc in 
der Klaſſe der Maſchinen einſchließlich der neuen 
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für elektriſche der Fall. Die wejentlidite Konzeſſion 
i den chemiſchen Hilfſtoffen u. Produkten be— 
deutet, bei Aufrechthaltung des 15 Gigen Zollſatzes 
für „nicht beſonders benannte“, die ſetzung 
der Maximalzollbelaſtung von 120 K auf 40 K, 
wiihrend bei Teerjarbjtoffen der Wertzoll ſelbſt auf 
12%, die Warimalbelajtung pro 100 kg aber auf 
45 K berabgejegt wurde. Die — für ge⸗ 
bundene Bücher, Kalender u. Muſiknoten blieb im 
bisherigen Umjange gewahrt. 

Es weicht ſonach unſer zoll- und handelspolit. 
Hauptvertrag von dem allg. Zuge der feſtländiſchen 
handelspolit. —— der letzten Jahrzehnte 
nicht ab, Gegenſätze der Ausfuhrintereſſen nur im 
Rahmen eines im ganzen —— Schutzes im 
tr er leichen. Die Dauer des Ver— 
trages, welcher 1 II] 1906 in Wirkſamkeit treten 
ſoll, ijt ähnlich wie diejenige der Verträge vom 
3. 1891 auf (nabegu) 12 Qabre beftimmt (bis 
31 XII 1917), doch ijt mit Rückſicht auf ben Ab— 
fauftermin des öſterr.zungar. Handelsbündniſſes 
die Kündigung jum 31 XII 1915 beiderſeits ein— 
gerdumt worden. 

Beim BWiederzufammentritte ded öſterr. Reichs— 
rated im Herbjte 1905 gab der öſterr. Miniſterpräſi⸗ 
dent die Erklärung ab, daß das neue Zoll— 
regime mit dem 1 III 1906 in Kraft treten werde. 
Die gu diejem Seitpuntte im Fluſſe befindl. Ver— 
handlungen mit den fonjtigen Staaten, 
mit weldjen Ojterr.-Ungarn Tarijvertriige befaf, 
die nunmehr durch neue erfept werden mußten, 
waren jedod) big Ende 1905 noch nicht gum Abſchluſſe 
gediehen und es muften daber Brovijorien id 
greifen. Su Beginn des J. 1906 tauchte pligli 
u. iiberrajdend wiihrend der in Wien mit den 
Vertretern Serbiens gefiihrten Verhandlungen die 
Nachricht von einer zwiſchen den Regierungen von 
Velgrad u. Sofia vereinbarten ſerbiſch-bulgariſchen 
Sollunion auj und erfubr alsbald die offiziclle 
Rejtatigung. Dem fofort auc) befannt gewordenen 
Inhalte nad) war dies wohl feine eigentl. Zoll— 
union in dem hergebradten Sinne, da nidt die 
Vereinigung der beiden Yollgebiete mit cinbeitl. 
Zollſätzen dem Wusland — ſondern lediglich 
der wechſelſeitig zollfreie Verkehr mit den eigenen 
Landesprodukten bezweckt wurde. Die nächſte Folge 
des Bekanntwerdens dieſes Umſtandes war der 
Abbruch der Vertragsverhandlungen, ſcharfe veteri— 
närpolizeiliche Maßregeln gegen Serbien und ein 
MNotenwedhiel, welder bis gum Tage de8 Qné- 
lebentreten$ de8 neuen Zollregimes die beiderjeits 
befriedigende —— aller Differenzen nicht 
brachte. Aud) die Verhandlungen mit der Schweiz 
fiibrten bis gum 1. März nicht gum Abſchluſſe, 
fiir welden Fall durd cin Provijorium vor- 
gejorgt wat, 

Somit fonnten, u. zw. erjt fnapp vor dem 
1111 1906, nur drei weitere Tarifvertrige im 
öſterr. Reichsrate — verfaſſungsmäßigen Crledi- 
ung gelangen — der O.- u. Schiffahrtvertrag mit 

talien (11 II 1906) nebjt Beterinidrfonvention 
und befonderem Ubereinfommen betreffend den 
Erwerb u. Befig von beweglicjem und unbewegl. 
Wut fowie die Vertriige mit Belgien (1211 1906) 


Handelsvertriige. 


713 





und Rupland (15 II 1906). Die befondere Be- 
deutung des leptgenannten Bertrages liegt in der 
Tatſache, dak derſelbe iiberh. der erjte Larifver- 
a wifden Ojterr.=Ungarn u. Rußland mit 
bei ereité bejonders vereinbatten Bofitionen ijt, 
denn der vorausgegangene hatte lediglich die 
ruſſiſcherſeits Deutſchland gewährten Sipe gugun- 
ſten Ojtert.- Ungarns gebunden, was dermal fiir 
lepteres obne belangreichen Nutzen geweſen wire, 
weil fid) die Stipe des ruſſiſch-deutſchen Vertrags- 
tarifeg nicht auf YUrtifel begiehen, welche das Inter⸗ 
effe Ofterr.<Ungarns beriifren. Allerdings war 
aud) der Umfang und dag Mah der fiir unjere 
Monardie erreidbaren Vorteile im voraus durch 
den —— beſchränlt, daß Oſterr.Ungarn auf 
dem Gebiete der für Rußlands Export wichtigen 
Zölle für Getreide u. Mais bloß die Bindung 
einer Minimalzölle einräumen und lediglich bet 
einigen anderen landwirtſchaftl. Broduften Erleich⸗ 
terungen bieten fonnte (jo namentlich Zollfreiheit 
fiir Gänſe u. Eier). Bedeutungsvoller als bie er— 
wähnte Bindung ijt die in den Vertrag aufge— 
nommene Beſtimmung, welche ſo weitgehende, un— 
ter dem Titel des von der Anwendung der Meiſt— 
begiinjtiqung ausgeſchloſſenen ——— ge⸗ 
wahrte Begiinftiqungen, wie ſolche beiſpielsweiſe 
bei der italienifchen Weingollflaujel und den Agrar— 
zöllen ge en Gerbien vorfommen, fiir die Folge 
ausſchl vit Von der Anwendbarfeit der Meijtbe- 
günſtigungsklauſel jollen aber nach Art. 3, Abſ. IIL, 
des Gertrages nur die innerhalb einer Grenj- 
sone von 15 km gewährten —— en aus⸗ 
geſchloſſen bleiben. Ruſſiſcherſeits wurde der Aus— 
fuhr öſterr. Senſen, Sicheln u. Mähmeſſer, dann 
verfeinerter Bugholzmöbel der bisherige Zollſatz, 
einzelnen Arten öſterr. Glaslurzwaren u. Bapier- 
artikeln teils Erleichterungen, teils der status quo 
eſichert. Sonſt ſind noch gewiſſe Milderungen des 
n Rußland ſtrengen Fremdenrechtes, Erleichterun— 
gen in Bezug ool das Paßweſen, die Behandlung 
von Handlungésreifenden jowie die Titigleit von 
Uftiens u. Verſicherungsgeſellſchaften, jerner die 
Anwendung der Meijtbegiinitiqung auf den Ber- 
edlungéverfehr und der Bericht auf die Differen- 
zialzölle für die Einfuhr gur See gewährt worden. 
Hingegen bleibt der freie Tranfit gu Lande nad) 
Perfen wie fiir andere Staaten fo auch fiir Djterr.- 
Ungarn nod) weiterhin ausgeſchloſſen, ebenſo die 
rag Ma Meiſtbegünſtigung auf diejenigen 
befonderen Borteile, welche den oftafiatijden Staa- 
ten (befondere China u. Sapan) an der nördlichen 
und öſtl. Küſte Sibiriens eingeriiumt find. Ledig- 
lid) folche Begiinftigungen, welche bier anderen 
europdijden oder den nordamerifanijden Staaten 
zugeſtanden wurden, find aud) Ojterr.sUngarn jue 
ejagt. — Für die Gejtaltung des Vertrages mit 
etatien wart die Notwendigfeit maßgebend ge— 
worden, daß diejem Lande Vir den Cntjall der 
bisherigen Weingollflaufel befriediqgende Konzeſſio— 
nen eingeräumt werden muften. Dies geſchah 
einerjeits in dem ziemlich weitliufigen Vertrags— 
tarife, welder in der Klaſſe der Ciidfriichte und 
anbderer italienifder Candesprodufte teilweife über 
das bisherige Mah hinausgehende Exleidterungen 


gewährt, anbderfeits durch neuerl. Cinriumung 
der von den diesfeitigen Intereſſenten lebhaft an- 
gefodtenen Begiinjtiqungen bezüglich der Fiicherei, 
wifrend in den Sätzen für die Einfuhr in Sta- 
lien einige Verichlechterungen gegen den bisheri- 
en Zujtand in Rauf genommen werden muften, 
o namentlid) beim Pferdezoll, während die Zölle 
auf Holz u. Holzwaren im status quo verblie— 
ben. Für eine Reihe von Gegenjtinden (Motor- 
fahrräder, Emailgefchirr, bejtimmte Drahtgattun- 
gen, Röhrendampfkeſſel, elektriſche Lampen u. a.) 
wurden im Schlubprotofolle italieniſcherſeits Ma— 
ximalzölle garantiert. — Die verhältnismäßig ge- 
tingjten Anderungen in den BVertragsformein u. 
Vertragszöllen bringt der Vertrag mit wg: ir 
welder fbr die Einfubr nad) Belgien einige Wert- 
ölle enthalt, fiir deren —— auf ſpezifiſche 
Sätze Vorgang u. Bemeſſungsgrundlage im Schluß— 
protofolle Iehodtest find. Mud) in diejem Bertrage 
finbdet fic) die He Hegung eines Maximaljages fiir 
den all künftiger Erhöhung im autonomen Ta- 
tife Belgiens (Eichenholz). Diele in der Voraus— 
ſehung weiterer Verſchärfungen der autonomen 
Tarijpolitif vereinbarten Präventivſchranken bilden 
ein charafteriitijdjes Werfmal der Heutigen Zoll— 
politif und ibrer Ausſichten fiir die Zukunft. So- 
wohl im italieniſchen als auch im belgiſchen Ver— 
trage fand eine inhaltlich derjenigen des deutichen 
BVertrages ähnl. Schiedsgerictstlaujel Blak. Die 
reel stat ijt in allen genannten drei Ver— 
triigen derjenigen des Hauptvertrages fonjorm. 

Abgeſehen von einigen kritiſchen Bemerfun- 
gen. welcje dem Charatter der heutigen Hochſchutz⸗ 
ſtrömung in der Zollpolitif überh. gelten, war 
die Aufnahme der neuen Verträge im Parlamente 
eine vom Geijte bejriedigter Sujtimmung getra- 
gene; die Aufnahme in den intereffterten Produ— 
zentenfreifen fowie in der Preſſe weiſt im grofen 
u. ganjen den gleiden Zug rubiger Befriedigung 
auf, wie fie in ſolchem Grade bisher feinem Ab— 
ſchluß von H. in Ofterr. guteil wurde. Nicht we— 
nig mag dagu der Umftand beigetragen haben, 
bab fic) die Yeititchtungen in Bezug auf das Zu— 
jtandefommen von neuen Bertrigen überh., welche 
zur Beit der Veröffentlichung des deutichen Boll- 
tarifentwurfes tig Bele als iibertrieben her⸗ 
ausgejtellt haben, daß aber auc) die innerpolit. 
Spannungen andere Qntereffen gu ſehr in den 
Vordergrund gedriingt haben. 

Snfolge der poltt. Wirren in Ungarn war in 
der anderen Reichshälfte die verfaſſungsmäßige Er— 
ledigung des neuen allg. Solltarifes und die pare 
lamentariſche Sujtimmung des Reichstages ju den 
neuen Verträgen nicht möglich geworden. Wein 
— einer anfangs Januar 1906 zwiſchen den 

eiderſeitigen Regierungen getroffenen Vereinbarung 
wurde die Ratifizierung der Verträge ohne die 
Zuſtimmung des ungar. Reichstages vollzogen 
und mit 1111 1906 aud) in Ungarn das neue 
Gollregime im Verordnungswege zur tatſächl. An— 
wendung gebradt. 

Yiteratur. 

A. Darftellungen hiftorifdhen Charak— 
ters: Blodig: Die djterr. Zoll- u. Staatsmono- 
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polordnung (2. Aufl. Wien 1863. Mit hiſtoriſcher 
Cinleitung). Neumann: Ojtert. Handelspolitif in 
der Vergangenheit, Gegenwart u. Zufunft (Bien 
1864). Frhr. v. Hod: Die Verhandlungen iiber 
cin diterr.-deutiches Zollbiindnis1849— 1864(Djterr. 
Revue 1864) und der Vertrag 11 IV 65 (dortfelbjt 
1867). Matlefovits: Die Sottpotitit der öſterr.⸗ 
ungar. Monarchie von 1850 bis zur Gegenwart 
(Wudapejt 1877). Derjelbe: Die Zollpolitik der 
ijterr.-ungar. Monarchie feit 1868 (Leipzig 1891). 
Beer: Die Hjterr. Handelspolitif im 19. Jahrh. 
(Wien 1891). Meyer: Die H. zwiſchen Ojterr.- 
Ungarn und dent Deutichen Reiche, Atalien, Bel- 
ien und der Schweiz (Ofterr.-ungar. Revue 1891). 
Schaeffle: Bur wiſſenſchaftl. Orientierung über 
die neueſte Handelspolitit Tüb. 8. Bo. 48—49). 
v. Pacher: Tie SZollfrage vom Standpunfte der 
Biterr.-ungar. Geſamtwirtſchaft (Wien 1878). Bees: 
Die öſterr. Handelspolitif der lepten 25 Jahre 
(Schriften des Ber. fiir Cogialpolitif XLIX. Leip- 
ai 1892). Derfelbe: Zur neueſten Handelspoli- 
tif (Wien 1895). v. Bazant: Die HandelSpolitif 
Ojterr.-Ungarns 1875-- 1892 (Leipgig 1894). Bei- 
eB: zur neuejten Handelspolitik Deuticlands. 
3. Boe. (Sdhrijten des Ber. fiir Sogzialpolitif XC 
bis XCII 1900—1901). Beitrage aur neueſten Hane 
delSpolitif Literr. (ibidem Bd. XCIV). Verhand- 
lungen der Generalverjammlung 1902 (ibidem 
Bd. XCVITI). v. Lang: Hundert Jahre Zoll- 
politif (aus dem Ungariſchen. Budapeſt 1906). 
Aus der überreichen Menge von Denke 
ſchriften, Verhandlungen, Referaten ww. 
wären befonders anzuführen: v. Koſſuth: Der 
Anſchluß an den deutſchen Zollverband Leipzig 
1842). — Denkſchrift des k. öſtert Handelsmi⸗ 
niſters über die Anbahnung der öſterr.-deutſchen 
peti und deSfelben Denkichrijt über die 
Zollverfaſſung, u. Handelépolitif der sollvereinten 
Staaten von Oſtert. u. Deutfdland (beide Wien 
1850). — Denfichrift de3 böhm. Gewerbevereines 
jiber den Anſchluß Ofterr. an den deutſchen Zoll— 
verein Prag 1848). — Die Wiener Zollfonieren- 
en Aktenſtücke u. Vorrede, Wien 1853). — Über— 
Mat über die Ergebniſſe der Außerungen der Han- 
dels⸗ u. Gewerbekammern, der landwirtſchaftl. Ge— 
ſellſchaften u. Vereine; dann der polit. Landesſtel— 
len über den öſterr. Zolltarifentwurf 18 XI 63 in 
Bezug auf die — mit dem deutſchen 
oe (Wien 1864). v. Roſthorn: Die Zu— 
unft der öſterr. Eiſeninduſtrie (Wien 1867). — 
Denfidhrift zur Begriindung der an die beiden 
Hiiufer des Reichsrates in Betreff des Zoll- und 
H. OIL GS gericteten Petition (Wien 1868. G. 
Sigl). Sujammenjtellung der Ergebniſſe ufiv. (wie 
oben) in Begug auf Syſtem, Tertierung u. Zoll— 
ausmaß (Wien 1868). — Oſterr. Anterejjen in den 
preupiid)-frangijiiden H. Denkſchrift des Vereines 
der öſterr. Andujtriellen (Wien 1862). — Mevol— 
tellafomitec:) Bericht über Ojterr. ungünſtige Stel- 
lung im Welthandel (Triejt 1x65). — Schriften 
der Geſellſchaft öſterr. Bolfswirte: 1. Bericht über 
die Verhandlungen des J. Kongreſſes öſterr. Volks— 
wirte (red. v. Emil Ear). 2. Frhr. v. Kiibed, Bue 
chaczel ufw. Dic Zollpolitik und die zwiſchen Ojterr.- 
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Ungarn und den anderen Staaten abgejdlofjenen 
Boll- und H. (beides Wien 1875). — Entwurf des 
allg. öſterr. Zolltariſes, ausgearbeitet vom n.-ö. 
Wemwerbeverein (Wien 1875). — Cijenindujtrie u. 
Holltarife. Denkſchrift des Vereines der Eiſen- u. 
WMontaninduitriellen in Ofterr. (Wien 1875). — 
Retition des Reformvereines Wiencr Kaufleute .. .. 
tiidfichtlid) der Handelskonvention zwiſchen der 
ijterr.-ungar. Monarchie u. Rumanien (Wien 1876). 
— Anträge an den vierten Delegiertentag der öſterr. 
Handels- u. Geiwerbefammern I. Betreffend dic 
biterr.sungar. Sollpolitif (“Brag 1879. Handels- 
fantmer). ondy: Rejerat über Hochojenz, 
Micherei-, Raffiniers u. Walzwerkbetrieb anläßlich 
det Megulierung der Eiſenzölle (Brag 1881). — 
Frhr. v. Berg: Die Zollnovelle vom März 1885 
und ihre Bedeutung fiir die Landwirtſchaft Un— 
garns (Wien 1885). — Wdler: Zur Erneuerung 
ev H. (Wien 1887). — Arendt und v. Frege— 
WUbtmanndorf: Der öſterr.-deutſche H. (Berlin 
1891). — Dr. Fort: Die neuen Hfterr.ungar. H. 
(in böhm. Sprache. Brag 1892). — v. Baroß: 
Unjere Zollpolitik (Budapeſt 1896). — Tisza: 
Ungar. Ygrarpolitit Leipzig 1897). — Simitich 
Reidhsr. v. Hohenblum: Materialien zur Vor— 
bereitung der H. (Wien 1899), — Gutachten dev 
böhm. Seftion des LandeSfulturrates fiir Das Kö— 
nigreid) Bohmen gum Kea landwirtſchaftl. Anter- 
ejien bei der bevorjtehenden } egelung der. / Referat 
von Prof. Fiedler in böhm. Sprache. Prag 1900}. 
—Brich: Die Forderungen der Hfterr. Malzindu- 
ſtrie anlaplich der bevorjtehenden Erneuerung der . 
Olmütz 1900). — Mitteilungen iiber die Verhand- 
lungen der Seftion für Land-, Forſtwirtſchaft u. 
WMontanwejen des Induſtrie- u. Landwirtſchafis— 
yates fiir die 1. u. 2., 3., 4., 5. Tagung. — 
Oſterr. künftige Handelspolitik vom Standpuukte 
der Induſtrije (Wien 1899. Zentralverband der In— 
duftriellen Ojterr.). Statiſtiſche Waterialien über 
den öſterr.zungar. Mupenhandel nebſt Vergleich der 
Zollſätze vor IST8—1899, Wien, 4 Bde., 2. Aufl., 
1902. — Franfl: Unjere fiinftige Handelspolitit 
yom Standpuntte der Landiwirtidajt (Wien 1900). 
— Gin Zoll- u. Handelsbiindnis mit Deuticdland. 
Verhandlungen der Geſ. öſterr. Volkswirte. Wien 
1900. — Mitteilungen des Qndujtriellenflubs (Wien 
1900, 1901). — Stenograpbiide Brotofolle der I. 
u. U. Ubteilung der Seftion fiir Andujtrie, Hane 
del u. Gewerbe des Induſtrie- u. Landwirtſchafts— 
rates 2 VI 1902 ſamt zugehörigen Anträgen; des— 
gleichen fiber die Benarfipung vom 26—2s8 I 1903. 
WMaterialien gu den H. Zuſammengeſtellt vom f. k. 
A. M. (Vertraulich und fiir das handelspolit. Sub- 
fomitee, Wien 1906.) , WMaterialien zur Vorbe- 
reitung ber H. mit bejonderer Beriidiidtigung der 
land⸗ u. forjtivirtichajtl, Anterejjen (herausgegeben 
von der Oſterr. Bentralitelle zur Wahrung der 
land⸗ und forjiivirtichaftl. Sntereijen) beim — 
von H. (in felbjt. Heften, und Mitteilungen 
der Oſterr. Zentraljtelle ujw.” (Flugblitter, teils 
direft von der Zentralſtelle auégehende Abhand— 
lungen und Yrt., teils Wbdriide aus anderen 
Quellen enthaltend, in fortlaujenden Nummern, 
Wien feit 1900.) — v. Philippovich: Die öſterr. 
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ungar. Handelspolitif und die E8 
{aus 3. f. Volksw., Soz. u. V., XI. Bd.). 
Dr. BiSfovsty: Der H. mit Deutſchland und die 
böhm. Landwirtſchaft (in böhm. Sprade. Brag 
1905). C. Uber H. im allg.: Schraut: Sytem der 
H. und der Meiftbegiinjtiqung (Leipzig 1884). — 
Oneden: im Handworth. — Grungel: Syjtem der 
HandelSpolitif (Leipsiq 1901). — GSchippel: 
Wrundgiige der Handelspolitif (Berlin 1902). 
Braj. 


Handlungsreijende. 


I. Geſchlchtl. iberblid: Standpuntt de8 älteren 
Rechtes; Beftimmungen der Gew. O. von 1859; Bewequng 
gegen bas Detailretjen; die Gewerbenovelle 2511 1902. — 
I. Das geltende Redt: Beſchränkungen beim Belud 
von Yrivaten; Musnabmebeftimmungen hrevon; Borfdriften 
betreffS der Legitimationen fiir S.; Gonderbeftimmungen fir 
den Wertried von Ubren, Gotd- u. Silberwaren ua. dgl.; 
Boridiriften fitr austandifde und ungar. H.; Bertried von 
Drudicriften uff. — Ill. Kritif der Novelleundibre 
Durhfibrung: Widerftand gegen die erfte und Kund 
machung einer neuen Durchfiibrungsverordnung; dad Bui 
legen von Muftern in Gaſthöfen u. dal.; Wirfung des G. 


I. Geſchichtl. UWberblid. 1. Das ältere Wee 
werberedt, uripriinglich hervorgeqangen aus den 
i gr der Zünflte und fpliter durd) dieje be- 
einflugt, ijt bemiiht, bem ſeßhaften Handel u. 
Gewerbetreibenden fein örtl. Abſatzgebiet 
miglichft gu fidjern. Cinerfeits verwehrt der 
Zunftzwäng dem Handels- u. Gewerbsmanne, 
mit dem Metter einer anderen Stadt bei deſſen 
Kunden in Wettbewerb gu treten oder aus dem 
Kreiſe jeiner Gewerbeberechtiqung herauszutreten 
und in die Befugnijie der Angehörigen anderer 
Zünfte u. Gewerbe hinüberzugreifen, anderſeits 
verwehren Bannrechte dem Bürger der Stadt, 
ſeinen Bedarf bei ortsfremden Kauſfleuten oder Er— 
— i deden. Hand in Hand damit geben 
trenge Gerbote des Gäuhandels (d. i. des 
Haujterens) und nur ausnahmsweiſe wurden Ere 
laubnigpatente fiir dieſe Art des Warenhandels 
ausgeftellt. 

Dieſe Srundfiige wurden urfpriinglich nur durch 
die Marktfreihert durchbrochen; dod) fuchte man 
ausländiſche Raufleute aud) von den Märkten 
fern ju balten oder fie wenigitens auf den Groß— 
handel 3u beſchränken, deffen ja die Giewerbe- u. 
Handeltreibenden der Stadt bei der Warenverjor- 
gung vielfach bedurften. Als fich {pater die Staats— 
en den Zünften abbold geigte, wurde allerdings, 
cjonders im 18. Qabhrh., das räuml. Monopol 
der Mewerbetreibenden durch mande Anordnungen 
durchbrochen. 

2. Während nun in früheren Zeiten der Groß— 
handel, der Waren aus der einen Gegend in 
andere brachte, nach Art eines Großhauſierhandels 
betrieben wurde, indem der Kaufmann die Waren 
unmittelbar mit ſich führte und bei Abſchluß des 
Verkaufes den Kunden übergab, entwickelte ſich in 
der neueren Zeit immer mehr der Verkauf nach 
Muſter, welche der Muſterreiter (oder ,commis 
voyageur” genannt) den Kunden anr Wuswabhl 
vorlegte. Namentlich der Fortſchritt im Verkehrs— 
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Begleitung aud) an Abnehmer in entfernteren 
Orten leit gu verfenden, begiinftigte dieſe Ge- 
jchiiftsform. 

3. Das Hjterr. Gewerberedt fdenfte ur- 
jpriinglid) den Mujterreitern wenig Beadhtung 
und die fiir fic erlaſſenen Vorſchriften erftrecten 
jid) mehr auf das Gebiet der Sicherheits⸗ u. Zoll- 
polizei. Die erjte umfangreichere Regelung er- 
jubren die Rechtsverhiltnije der wandernden 
Handelsagenten durd die V. des H. M. 3 XI 
52, R. 220 (jf. Urt. „Handelsagenten“), dod) wur- 
den die inländiſchen Handlungsreifenden, 
welde im unmittelbaren Dienjte eines inlän— 
difden Erzeugers oder Handelsunternehmers jtan- 
den, durd) die Vorſchriften dieſer V. nicht betroffen. 
Mit ihnen beſchäftigte ſich erſt die Gew. O. 20 XII 
59, R. 227, deren $ 50, 1. Abſ., beſtimmte, dah 
die Gewerbeleute berechtigt find, im Umherreiſen 
jelbjt oder durch) Bevollmächtigte Beſtellungen 
ju ſuchen, wobei fie jedod, außer auf Märklen. 
feine Waren gum Verfauje, fondern nur Mufter 
mitjiifren diitfen. 

4. Die Gew. O. ftand aljo wie überh., jo auch 
hier, auf einem höchſt liberalen Stand. Als dann 
die Eleingewerbl Bewegung immer mehr um 
fic) griff und zur Wiedererwedung der alten zünf— 
tigen Wedanfen fiibrte, wendeten jich ſchließlich 
die ihr ergebenen Kreiſe auch gegen die Titiafeit 
der H., weldje dem ſeßhaften Wewerbsmanne das 
Dajein erſchwerten. Die Entwidlung des modernen 
Wirtſchaftslebens machte diefe Bejtrebungen noc 
bejonders volkstümlich. Große Kaufhäuſer in den 
Hauptſtädten entiandten ein Heer von Agenten in 
die Brovingen und die Reiſenden beſchränkten fich 
nit darauf, den Brovingfaujmann mit den neue— 
jten Erſcheinungen der Mode und den lepten Er— 
rungenidajten der Technif bekanntzumachen, ſon— 
dern fie fuchten auc) Private auf. Richt jelten fom 
es aud) vor, dah jie guerjt den Kaufmann gu ihe 
tem Stunden madjten und ihm hinterher den Ab— 
jak verdarben, indem jie ihre Muſter auch den 
Perjonen, auj die er angewiefen war, vorlegten 
und fie jum Rauje bewogen. Dieſes Vorgehen 
wurde nicht mit Unrecht alS untauterer Wettbe— 
werb bezeichnet und trug gewiß viel dagu bei, dak 
der Kampf gegen das Detailreijen, d. i. das Auf— 
ſuchen von Bejtellungen bei Privaten, mit folder 
Leidenſchaft u. Erbitterung gefiihrt wurde. Das 
Detailreiien erwies fic) im Vergleich gu den an- 
deren modernen Werbemitteln, wie Wntiindiqung 
in den Seitungen, Ladenaugsitattung, Ausfenden 
von Preisliſten ujw., alg das wirkſamſte und aud 
Mewerbegefeggqebungen, welche gar keinen Zuſam— 
menhang mit der Zunſtoerfaſſung aufweiſen, ſuchten 
das Detailreiſen gu erſchweren oder gu verhindern. 
(So die Schweiz u. Neujeefand.) 

5. Am Deutſchen Reiche fiihrten die Ge— 
werbenovellen von 1883 u. 1896 ju Mapregein 
gegen den Privatfundenbejud) und der ungar. 
G. A. XXV:1900 brachte ein jehr weitgehendes 
Verbot des Detailreijens. Die öſterr. Gew. O 
aber bebielt tro ihrer wiederfolten, den fleinge- 
werbl, Bejtrebungen entgegenfommenden Nov, auf 
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dieſem Gebiete die Gewerbefreiheit bis gur Nov. | 8. 6385, unter anderen auc) Land- u. Forjtwirte, 


25 II 1902, R. 49, bei. 

IL. Das geltende Redt. 1. Die öſterr. Ge- 
werbenovelle 2511 1902, R. 49, fete an Stelle 
der 59 u. 60 der Gew. O. (in der Faſſung 
bom J. 1883) in neun Baragraphen enthaltene 
Vorjdriften, welche fich gleichwie die derogierten 
Bejtimmungen auf dret verfdicdene Gebiete, 
néimlich: 

1. das Uuffuchen von Warenbejtellun- 
pen durch Gewerbeinhaber und deren Hand— 

ungSreifende, 

2. dag Aufjuden von BWarenbejtellun- 
gen durd Agenten und 

3. gewijie Urten de8 Feilbietens im Ume 
berjieben 
eritreden. (Bgl. die Art. ,HandelSagenten” u. 
„Wanderhandel“.) Hier foll nun von der erjten 
Gruppe gefprocden werden. 

2. a} Hinfihtlich des Rechtes gum Auffu— 
den von Bejtellungen auf Waren (wie der 
(Srl. des H. M. 1S TX 1902, 8. 4635, erinnert, 

elten die neuen gefesl. Bejtimmungen lediglich 
ür das Auffuchen von Bejtellungen auf Waren 
und beriihren nicht da8 Recht der Gewerbeinhaber 
[3. B. der Kanalräumer, Zimmermaler, Anſtrei— 
der], aud) auferbalb des Standortes Bejtellungen 
auf die im Gewerbebefugniſſe geleqenen Urbeiten 
aufzuſuchen, womit aud V. G. E. 28 IX 1904, 
3. 10123, Budwinski Nr. 2902 (A), überein— 
ſtimmte) ſind die Gewerbeinhaber u. Hand— 
lungsreiſenden durchaus gleichgeſtellt. Ge— 
werbeinhaber und ihre mit amtl. Legitimationen 
verſehenen, in ihrem Dienſte ſtehenden Bevoll— 
mächtigten (H. und andere Angeſtellte) ſind be— 
rechtigt, im Umherreiſen auch außerhalb des 
Standortes Beſtellungen auf Waren bei Kauf— 
leuten, Fabrikanten, Gewerbetreibenden, überh, bei 
ſolchen Perſonen, in deren Geſchäftsbetrieb 
Waren der angebotenen Art Verwendung finden, 
aufzuſuchen, doch dürfen, außer auf Märklen, keine 
Waren, ſondern nur Muſter mitgeführt werden 
(§ 59, Abſ. 1). Das Aufſuchen von Beſtellungen 
auf Waren bei Perſonen, bei denen die betreffen— 
den Waren nicht im Geſchäftsbetriebe Verwen— 
dung finden (ſolche Perſonen werden ohne Rück— 
ficht auf ihren Stand in der Praxis als Private 
begeichnet), iit den Gewerbeinhabern oder deren 
Bevollmächtigten hinſichtlich de& Bertriebes von 
Kolonial=, Spezerei- u. Materialwaren 
innerhalb wie augerbalb des Standortes unbedingt 
verboten. Hinſichtlich anderer Waren ijt dad 
Aufſuchen von Bejtellungen am Standorte frei; 
augerbalb des Standortes ijt es bei den ere 
wähnten Berjonen nur in eingelnen Fällen iiber 
ausdriidliche, ſchriftliche, auf beſtimmte Waren lau- 
tende, an den Gewerbeinhaber gerichtete Auffor— 
derung gejtattet. Wm Standorte felbjt ijt weder 
fiir das Aufjuchen von Geſchäftsleuten nocd von 
Privaten eine Legitimation erforderlid. ($ 59: 
verb.: außerhalb des Standortes durch mit 
amtl. Vegitimationen verjebene . . .) 

b) Als Inhaber eines Geſchäftsbetriebes er— 
ſcheinen nad) dem Erl. des H. W. 27 XI 1902, 


jerner Kranken-, Irren⸗ u. Verſorgungshäuſer, Ron= 
jumvereine, Einkaufsgenoſſenſchaften Lebensmittel- 
magazine, Menagevertwaltungen fowie Arzte. 

4. Der Handelsminifter ijt jedod (§ 59, Abſ. 3) 
ermächtigt, in rückſichtswürdigen Fallen nad An— 
hörung der Handels- u. Gewerbefammer und der 
beteiligten Genoſſenſchaften im Berordnungswege 
jiir bejtimmte Waren oder Begirfe oder fiir ein- 
jelne Gewerbe dag Auffuden von Beſtellun— 
gen aud) bei Privaten ohne vorherige Auf- 
jorderung gugulajjen. Gemäß Durchführungs— 
verordbnung 27 XII 1902, R. 242, 8 1, ijt das 
Detailreijen gejtattet beim Vertrieb von 

1. Mafdinen u. Motoren fowie deren Be- 
jtandteilen; 

2. Baumaterialien mit Einſchluß von Kunſt— 
jteinen aller Urt, Rorfplatten, Dachpappe und künſtl. 
Strafenpflajterungsmateriale; 

3. techniſchen Bedarfsartifetn fiir Beheizungs-, 
Beleudjtungs- u. Wajjerleitungsanlagen; 

4, Holzrouleaux, Qaloufien; 

5. Nähmaſchinen, Sdhreibmafdinen, Fahr— 


rädern; 

ferner gemäß V. des H. M. 24 VIL 1903, R. 164, 
beim Wertrieb von Motorfahrzeugen, Stampiglien 
und Luxuswäſche Putzwäſche), d. t. die aus jeineren 
Geweben hergeitellte, in erhebl. Ausmaße mit Zier- 
nibten, Sierjiumen, Sticereien, Spipen oder Rü— 
ſchen u. dgl. ausgeſtattete Weißwäſche. 

Eine nicht für die ganze Branche geltende 
Begünſtigung einzelner Firmen oder Perſonen in 
dieſer — ijt im G. nicht vorgeſehen. (Ertl. 
des H. M. 27 XII 1902, 8. 6385.) 

4. a) Während Gewerbeinhaber auf ihren 
Reijen als Wusweispapier den Gewerbeſchein oder 
das Kongejfionsdefret mitfiihren müſſen (§ 12 der 
Durdfiihrungsverordnung), widrigens fie im Falle 
der —— ihre Tätigkeit bis sur Nachweiſung 
der Sewerbeberedjtiqung cinjuftellen haben, be- 
diirfen die Ungeftellten beim Aufſuchen von Be- 
ftellungen auperhalb des Standortes der Unter— 
nehmung ciner Leqitimationsfarte, welche 
von der Mewerbebehirde 1. Inſtanz, in deren Be— 
zirk der Standort der Unternehmung liegt, über 
ein ſtempelfreies, ſchriftliches oder gu Brotofoll 
geqebenes Gejuch des Gewerbeinbabers ausgejolgt 
wird (§ 2 Durchfiihbrungsverordnung). 

b) Sn dem Wejude find Bors u. Zuname, 
Geburtsjahr, Geburtsort u. Zuſtändigkeit jowie 
die zur Ausfüllung der Legitimationskarte erfor— 
derl. Daten der Perſonsbeſchreibung des Reijen- 
den angugeben (jonjtige Belege dürfen von der 
Behirde nicht qefordert werden), ferner der Ge— 
werbebetrieb, fiir welchen die Legitimationsfarte 
angejtrebt wird, gu bezeichnen und eine Stempel- 
gebiihr von 2 K fiir die Legitimationsfarte ju 
entridten ($$ 2 u. 3 Durchführungsverordnung), 
deren Wusjertiqung im übrigen koſtenlos erjolgt. 

c) Die Legitimationstarte ijt gu ver- 
weigern, wenn die Boridriften des § 2 Durch- 
führungsverordnung nicht beobachtet werden oder 
der Geſuchſteller die angegebene Gewerbeberechti— 
gung nicht beſitzt, augerdem kann (nicht muß!) 
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die WAusfertigung der Legitimationsfarte verjagt 
werden, wenn der Reifende wegen eines Berbre- 
dens oder wegen eines aus Gewinnſucht oder 
gegen die Sittlichfeit begangenen Bergehens oder 
einer foldjen Ulbertretung verurteilt worden ijt, 
feit der Verbüßung der Straje nod) nicht drei 
Sabre verflofien ſind und nad der jtrafbaren 
Handlung im Zujammenhalt mit der verurteilten 
Perſönlichteit beim Gejchajtsbetriebe ein Mißbrauch 
ju beforgen ijt. Dod) wurden im Erl. des H. We. 
27 XII 1902, 8. 6385, die Behirden angewieſen, 
fofern nicht begriindete Bedenfen aus öffentl. Riid= 
fichten bagegen jpredjen, einmal verurteilten Rei- 
fenden die Erreſchung eines ehrl. Gewerbes nicht 
u erſchweren. Überdies darf, wenn ſeit der Ver— 
üßung der Strafe ohne neuerl. —— drei 
Jahre abgelauſen find, die Ausfertigung überh. 
nicht verweigert werden. 

d) Die Anſuchen um Legitimationskarten 
müſſen längſtens binnen adjt Fagen erlediat 
fein (§ 59b, Ubj. 2). Die Legitimationsfarte 
gilt fiir Die ganze Dauer des in ihr —— 
nen Dienſtverhältniſſes und fiir. den Um— 
jang der im Reichsrate vertretenen König— 
reiche und Lander (§ 9 Durchfiihrungéverord- 
nung). Da der G. A. XXV:1900 feine Legiti- 
mationSfarten fiir Ungarn vorjdreibt und die 
auf Grund der Handelsvertriige ausgeſtellten Le- 

itimationen nur jiir dag Zollausland gelten, be- 
tehen betreffs gemerblider Legitimierung öſterr. 
Meijender in Ungarn feine befonderen Bor- 
ſchriften. 

Die Legitimationskarte fann zurückgenom— 
men werden, wenn der ausfertigenden Behörde 
ein Verweigerungsgrund unbefannt war. Gegen 
die BVerweigerung der Legitimation oder deren 
Zurücknahme ſteht dem Gewerbeinhaber, fowie — 
wenn der Verweigerungsgrund in feiner Perjon 
lag (§ 5 Durdfiihrungsverordbnung) — aud) dem 
H. ein Refursredt gu (§ 8 Durchführungsverord⸗ 
nung). Sm Falle der Zuriidnahme der Legitima- 
tionsfarte oder der Auflöſung des Dienjtverhiilt- 
niſſes find die Legitimationen fofort der Ausferti— 
gungsbehörde abguliefern. 

e) Die H. müſſen beim Aufſuchen von Beftel- 
lungen die Legitimationsfarte bei fich fiibren; falls 
fie die Legitimation nicht vorweiſen finnen, haben 
jie ihre Tatigfeit vorliufig cinguftellen. Vermögen 
fie ſich überh. nicht mehr mit einer gültigen Legi— 
timation ausguweijen, find fie nad Maßgabe der 
Strajbejtimmungen der Gew. O. gu ftrafen. Jeder 
Mißbrauch der Legitimation ijt ebenfalls ftrajbar 
($10 Durchfiihrungsverordnung). 

5. a) Befondere Beftimmungen gelten gemäß 
§ 59 a Wew. ©. fiir die Erzeuger von Ubren, 
Gold- u. Silberwaren, Großhändler mit 
diefen Urtifeln, dann Juwelen- u. Edeliteing 
handler fowie die in ihrem unmittelbaren Dienjte 
jtehenden Bevollmadtiqten. Diefe diirjen, fo- 
fern der Standort des betreffenden Gewerbes fich 
im Inlande befindet, auf ihren Geſchäftsreiſen 
nicht bloß Muſter, fondern die gu verfaufenden 
Waren felbjt, falls nach deren Natur ein Ber- 
fauf nad) Muſter ausgeſchloſſen erjcheint, sum 


Verlauf mit fic) fiihren, jedod) mit dex Beſchrän— 
fung, daß dieje Waren nur an befugte Wieder: 
verkäufer abgejept werden dürfen. 

b) Wenn pungierungspflictige Waren mitge- 
nommen werden (aljo nicht blog ungefagte Edel— 
fteine oder Uhren mit Gehäuſen aus unedlem 
Metall), muß dies gujolge § 13 Durchfiihrungs- 
verordnung bei dem zuſtändigen Punzierungsamte 
angemeldet werden und dieſes Amt ſertigt den 
Wewerbeinhabern bezw. ihren Bevollmidtigten eine 
bejondere Legitimation aus. 

c) Beim Anjuden um dieje Legitimation 
müſſen fic) Gewerbetreibende mit ihrem Gewerbe= 
ſcheine bezw. H. mit ihrer Gewerbelegitimations- 
farte ausweijen. Jn der pungierungsamtl. Legiti- 
mation find die vom Inhaber zu beriifrenden 
Webiete, jowie nad) Tunlidfeit die widtigeren ju 
beriihrenden Orte, ferner die Heit, fiir welche dic 
Legitimation Gültigkeit iy anjugeben und die 
Legitimation ijt an jenen Orten, in welchen fic 
ein Pungierungsamt oder eine pungierungsamtl. 
Expojitur befindet, diefem Amte zur Vidierung 
Dorjulegen, Der Mißbrauch der punjierungd- 
amtl. Legitimation gieht den Verluſt der Karte u. 
Bejtrajung nad ‘id, 

d) Die Pungjierungsorgane ſowie die Ge— 
werbebehirden find berechtigt, die von den Ge— 
ſchäftsreiſenden mitgefiifrten Vorräte der punzie— 
rungsamtl. Nachſchau zu unterziehen und bean— 
jttindete Waren dem zuſiändigen Punzierungsamte 
jum weiteren Verfahren zuzuſenden. 

6. H., welche ausländiſche Induſtrie-, Ge— 
werbes oder Handelsunternehmungen vertreten, 
unterliegen nad) § 59 e Gew. O. denſelben Beſtim— 
mungen wie die inländiſchen Reijenden, doch bee 
diirjen jene H., weldje durch dic in den Handels- 
verträgen vorgejehenen Wewerbelegitimationsfarten 
bereits legitimiert find, der im § 59 b, Abſ. 1 u. 
2, erwahnten Legitimationen nicht. Der Erl. des 
H. M. 231V 1903, 8. 6350/02, teilt die H., welche 
für Gewerbeunternehmungen aus dem Zollaus- 
lanbde Bejtellungen fuchen, in drei Gruppen ein: 

Die erſte Gruppe umfaßt die BVertreter aus: 
ländiſcher Gewerbeunternebmungen aus ſolchen 
Staaten, mit welden in den Handelsvertra- 
gee ausdriidl. Bejtimmungen tiber Gewerbe- 

egitimationSfarten vereinbart find. Zu die- 
jen Staaten zählen nad) den neuen ©. B. dad 
Deutiche Reich, die Schweiz, Stalien, Rußland u. 
Belgien. (Die nach dem 15 U1 1906 abgeſchloſſe- 
nen H. B. fonnten bier nicht mehr beriidjichtigt 
werden.) Die hierin in Betracht fommenden H. B. 
jtellen den Grundjag auj, dak die ausländiſchen 
Wewerbeinhaber jowie deren Reifende in Ojterr.- 
Ungarn jum Gammeln von Beftellungen auf 
Waren abgabefret auj Grund von Legitimations- 
farten, welche von den Bebhirden des Heimat- 
landes ausgejtellt find, jugelajjien werden. Die 
Uusjertiqung diejer jährlich gu erneuernden Karten 
hat nad einem beftimmten (auch fiir die öſterr. 
©. bet Reiſen in den Bertragsjtaaten verwen— 
deten) Muſter gu erfolgen. (BemerfenSwert ijt, 
daß dieje Legitimationstarten auc) Reijenden aus- 
qefolgt werden, welche mehrere Unternebmungen 
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vertreten, indes die Legitimationsfarten im Sinne 
deS $59 fiir inländiſche H. nur dann in Anwen— 
bung fommen, wenn die Reifenden im Dienjte 
bloß einer inländiſchen Unternehmung jteben 
[$59c, vgl. Urt. „Handelsagenten“)). 

Die zweite Gruppe beqreijt die Bertreter 
austindijdher Sewerbeunternehmungen aus Staaz 
ten, mit weldjen in den H. B. ausdriidl Bee 
jtimmungen iiber dic Wewerbelegitimationsfar- 
ten zwar nidjt vereinbart find, weldjen jedoch — 
die Reziprozität — — das Recht der 
Meiſtbegünſtigung auch diesbezüglich zugeſtan— 
den wird. Für dieſe Reiſenden gilt das ſelbe wie fiir 
jene Der erjten Gruppe. Das Formular der von 
ifnen mitgufiihrenden heimiſchen Gewerbelegitima- 
tionskarten muß zwar nicht wörtlich, aber dem 
Sinne nad) dem in den erſterwähnten H. V. feſt— 
geſtellten Muſter entſprechen. 


Die nicht unter die erſte oder — Grubpe 
der Gewerbe⸗ 


jallenden ausländiſchen H. müſſen be 
behörde 1. Inſtanz, in deren Sprengel fie ihre 
Tiitigfeit in Ofterr. beginnen wollen, eine Legiti- 
mationsfarte nad) dem Wuiter der fiir inländiſche 
Reiſende geltenden Legitimationen lijen. Bei Über— 
reidjung des Geſuches um YWusfertiqung einer Lee 
qitimationstarte muh der Nachweis dartiber erbracht 
werden, dak dic Unternehmung, welche der Rei- 
fende vertritt, in ihrer Heimat die gejeplich bejtehen- 
den Abgaben entridtet und der gu legitimierende 
Reijende unbejdholten ijt. Die Nachweiſe müſſen 
entiweder von ciner in der dfterr.sungar. Mon— 
ardie befindl. Konſularbehörde des betreffenden 
Staates ausgejertiqt oder, wenn fie von anderen 
———— Behörden im Auslande ausgeſtellt wer- 
en, von einem dieſer Konſularämter beſtätigt fein. 
Auch ijt cine beqlaubigte deutfche Uberjepung bei⸗ 
zufügen. Die dieſen Reiſenden ausgefſolgten Legiti— 
mationskarten gelten wie alle Legitimätionen fiir 
ausländiſche Reiſende nur fiir die Dauer des lau— 
fenden Nalenderjahres. Gewerbeinhaber aus den 
unter die dritte Gruppe jallenden Staaten erhal- 
ten diejelben Legitimationsfarten wie die Reijenden 
u. gw. unter denjelben Bedingungen wie Ddieje.) 

7. Den ung ar. H. welcheim dieseitiqen Staats- 
gebiet Wejtellungen ſuchen, werden dem Erl. des 
H. M. 1811903, 8. 1074, B. BL 3, zufolge Le— 
gitimationsfarten nach dem hierzulande gel- 
tenden Muſter von den dortigen Handels= u. 
Gewerbefammern wu. gw. in Ungarn in ungar., 
in Kroatien in kroatiſcher und in Fiume in ita: 
lieniicher Sprache ausgefolgt. Desgleichen merden 
unter denfelben Borausiegungen wie in Ojterr. 
punzierungsamtl. Legitimationen nach dem 
in Oſterr. geltenden Muſter vom königl. ungar. 
Hauptpunzierungs- u. Metalleinlöſungs— 
amte in Budapeſt ausgefertigt. Erl. des H. We 
281V 1903, 3. 11704.) Im übrigen unterliegen 
die gedachten Gewerbeinhaber u. Reiſenden den hie— 
ſigen Vorſchriften und find insbeſ. an die Vidie— 
rungspflicht gebunden. 

8. Schließlich iſt gu bemerken, daß gemäß 
§ 59d Gew. O. fiir den Vertrieb von Druch— 
jdpriften und dag Sammeln von Pränume— 
tanten u. Subjfribenten lediglich die im 
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Preßgeſetze gegebencn beſonderen Vorſchriften, 
—— nicht die Beſtimmungen der $$ 59 u. 59b 
gelten. 

ILL. Sritif der Nov. und ibre Durchführung. 
1. a) Die Durchführung der Nov. ijt in Ojterr. 
—— anſtandslos vor ſich gegangen. Das G. 
trat 6 Monate nach der am 15 LIT 1902 erfolgten 
RKundmadhung, alfo am 15 1X 1902 in Rraft. Sit 
der Veröffentlichung der Durchfiihrungsverordnung, 
ber höchſt wichtige Fragen vom G. zur Regelung 
iiberlajien blieben (vgl. § 59, Abſ. 3, und § 59b), 
wurde bis gum 11 IX 1902 B. 4 IX 1902, 
R. 179), gewartet. Schon dies beunrubigte die 
beteiligten Kreiſe. 

b) Us aber dann ingbej. die Bedingungen 
für die Ausſolgung von Legitimationsfar- 
ten an Handlungsreifende befannt wurden, 
wurde in der Prejie, in Verſammlungen und durch 
Ubordnungen gegen den Anhalt der Durchführungs— 
verordnung entidieden Stellung genommen. Insbeſ. 
das Exjordernis einer Leumundsnote und eines 
ärztl. Seuqniffes erregte lebhaften Unwillen. 
Dazu fam nod, daß dem G. gufolge am 15. Sep- 
tember alle Reijenden mit den Yeqitimationen (die 
nur auf Grund oft ſchwer befdjaffbarer Urfunden 
erhältlich waren) verfehen jein follten, die Behör— 
den aber viele Tage nach dem Qnfrajttreten des 
G. mit den notiwendigen Formularien nod) nicht 
verfehen waren. 

c) Der Regierung blieb nidts iibrig, als ent- 
qegen dem flaren Wortlaute des G. in einem Erl. 
ded H. M. 15 IX 1902, 8. 4635, den Behörden 
aufzutragen, Reiſende wegen des Nichtbeſitzes der 
Legitimationen in der nächſten Beit nod nidt ju 
beanjtiinden und iiberh. dem Billigfeitsftandpuntt 
miglichit Rechnung au tragen. Da aber der Wi- 
derſtand gegen die Durchfiihrungsverordnung immer 
weitere Kreiſe erjahte, erklärte in der Sifung des 
YW. H. am 30 X 1902 der Handelsminifter, dak man 
der Geſchäftswelt tunlicit entgeqenfommen und 
inSbef. dag Erjordernis des Wejundheits- u. Leu— 
mundszeugniſſes fallen laſſen werde. An der Zwi— 
ſchenzeit verzichteten die Behörden auf die Vorwei— 
fung der Legitimationskarten. 

2. Unter dem 27 AIL 1902 wurde endlid) die 
neue Durchführungsverordnung  fundge- 
macht und darin im allg. den Wünſchen der Betei— 
ligten entiprodjen. Insbeſ. entfielen die Verweige— 
rungsqriinde wegen mangelnder Cigenberechtigung, 
wegen Krantheit oder Entitellung, wegen Vettel u. 
Vandjtreicheret, wegen wiederbolter Ubertretung der 
Sew. O. und wegen Schwebens einer gerichtl. Un— 
terjuchung; endlich wurde die Nachwirkung gerichtl. 
Abſtrafung beſchränkt. Außerdem erbhielten für die 
wichtigſten Fille auc) die Reiſenden cin Beſchwerde— 
recht gegen die Veriweigerung der Legitimation 
und die Giiltigfeit der Legitimationsfarte wurde 
für die ganze Dauer des Dienjtverhiltnijjes er— 
ſtrecht. Andere unbedeutende YUnderungen fonnen 
hier außer acht gelajjen werden. 

3. Jn der BV. des H. M. 24 VIL 1903, 
R. 164, wurde aukerdem die Lijte der hinſicht— 
lid) des Detailreifens begiinjtigqten Ar— 
tifel erweitert. Reine Milderung erfubren die Be- 


ſtimmungen betreffé der punzierungsamtl. Le— 


gitimationen gewiſſer Gewerbeinhaber u. Rei- B. 


jender. Diesfalls wird über die Notwendigteit der 
inbaltung der Reileroute, über die Vorſchrift der 
Ridierung ſowie dariiber geflagt, dak die Gewerbe⸗ 
behirden das — allerdings im allg. nicht geübte — 
Recht der pungierungsametl. Nachjchau haben, obwohl 
fie die ſelbſt für Fachleute ſchwierige Frage, ob die 
Waren richtig pungiert feien, gar nicht lojen finnen. 

4. a) ine tn mehreren Andujtriebranden 
übliche befonbdere Urt des Sammelns von Bejtel< 
fungen im Umherreiſen mug nod) beiproden wer— 
den, obwohl fie in der Sew. O. nicht unmittelbar 
behandelt wird. Qn der Befleidungswaren-, Tep= | 
bich=, Galanteriewareninduſtrie, berm Bertrieb von 
mediziniſchen Anjtrumenten, von Paramenten, 
Stéden und manchen anderen Waren fommet es 
nämlich häufig vor, daß bie Reifenden die Kun— 
den nicht eingeln aufſuchen, fondern fie von ihrer 
YWnwejenbeit in bejtinunten Orten verſtändi— 
gen und behufs Beſichtigung der im jeweiligen 
Aufenthaltsorte des Reiſenden in Gaſthöfen oder 
eee aufqeleqten Muſter au fic) Laden. 

b) Im Erl. des WM. J. 1 TL 1904, 8. 51685 
ex 1903, V. BL Wr. 4, — nun ausgeſprochen, 
dap dieſe Art ded Geſchäftsverkehres nicht unter 
die Beitimmungen des § 59 jalle, weil die Reiſen— 
den ibre Kunden nicht aujfuchen, fondern im Ge— 
qenteile von dieſen aufgefudt werden und daß da- 
her zur rechtl. Beurteilung diefer Abart des Cam: 
melns von Bejtellungen die allg. Beſtimmungen 
der Mew, O. heranzuziehen ſind. 

Bei einer bloß gelegentlichen oder ver— 
einzelten Entgegennahme von Beſtellungen im 
ſeweiligen Aufenthaltsorte des reiſenden Gewerbe— 
inhabers oder H. ſei nichts Beſonderes zu be— 
merken, mag das Erſcheinen von Kunden gu Bez 
ſtellungs zwecken veranlaßt worden ſein oder nicht. 
Wenn aber der Aufenthaltsort des Gewerbetreiben— 
den oder H. linfolge allg. Ankündigungen, Ver— 
ſtändigung des Kundenkreiſes, Etablierung eines 
WMuſterlagers oder infolge ſonſtiger Vorfehrungen) 
alg ein eigens gum Swede bon Entgegen— 
nahme von Veitcllungen bejtimmterStand- 
ort und jomit als Stitte eines regelmäßigen Ge⸗ 
ichiiitsbetriebes erſcheint, liege, ungeachtet der zeit⸗ 
lid) beſchränlten Dauer, die Errichtung einer 
feſten Betriebsſtätte bezw. die Errichtung einer 
nad) § 40 Gew. ©. anmteldes, bezw. konzeſſionspflich— 
tigen Filiale vor und bei unterlajfener Anzeige, 
Unmeldung oder Konzeſſionsbewerbung fei mit 
tiner Strajamtshandlung wegen unbefugten Ge— 
werbebetricbed vorzugehen. 

Sur Anzeige, Anmeldung oder 
erwirkung fiir cinen Filialbetrieb fei 
Mew. O. nur der Gewerbetreibende (Gewerbein— 
haber oder Pächter), allenfalls der Stellvertreter 
des Unternehmers verpilichtet und wegen unbefug- 
ter Errichtung der Filiale daber jtets qeqen den 
Mewerbeinhbaber amttsgubandeln, aud) wenn die 
wiliale ome oder fogar gegen ſeinen Willen vom 
Reijenden errichtet wurde. 

c) Dieje Beſtimmungen veranlaßten die da— 
von betrofjenen Kreiſe zu Gegenvorjtellungen, 
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weshalb mit Erl. des MW. J. 25 V 1904, 3. 18199, 
Bi. 10, der erſigenannte Erl. teilweiſe abge— 
ändert und den von den Intereſſenten ausgeſpro— 
chenen Bedenken größtenteils Rechnung ge— 
tragen wurde. 

Den unterjtebenden Behörden wurde nämlich 
exöffnet, daß eine Behinderung der in verſchiede— 
nen Induſtriebranchen übl. Praxis, die Kunden 
behufs Entgegennahme von Beſtellungen gu ſich 
zu laden, den mit dem oben angeführten Erl. ver— 
bundenen Abſichten nicht entſprechen würde. 

Jie wejentl Werfmale fiir die Beurteilung 
der Frage, ob in der Entgegennahme von Beſtel⸗ 
lungen durch den Reiſenden in ſeinem Mujenthalts- 
orte im einzelnen Falle ein Filialbetrieb vorliegt 
oder nicht, ſeien in jenem Erl. nur angedeutet, 
nicht aber erſchöpfend aufgezählt. 

Die Gewerbebehörden werden daher die Sach— 
lage in jedem einzelnen alle eingehend zu wür— 
digen und hienach gu beurteilen haben, ob der fon- 
frete Vorgang fic) lediglich als cine im Umber: 
jichen ausgeübte, ſonach voriibergebende, auf das 
Sammeln von Beftellungen beſchrůnkte Tätigkeit 
darſtellt oder den Charalter eines ſtändigen Be— 
triebes an ſich trägt. 

Sofern alſo aus der zeitl. Beſchränkung 
des Aufenthaltes. aus der Unterlaſſung des Ver— 
faufeS von Ware, aus bem ouf Wiederver- 
käufer (Detailleure) beſchränkten Kundenverfehr, 
endlid) aus dem Umſtande, dak allerdings eine 
voriibergebende Mujterausbreitung erjolgt, aber 


nicht ein ſtändiges Muſterlhager errichtet wird, 


hervorgeht, dak es fich in der Tat wm den vor- 
übergehenden Betriceh cines Reifenden und 
nicht um einen Mißbrauch der Berechtiqung des 


Reiſenden sur Errichtung eines ſtändigen Betrie- 


bed handelt, ſei gu ciner Beanftandung vom 
Sefichtspuntte des unbefugten Filialbetriebes tein 


Anlaß geqeben. 


werner wurden in teilweifer Abänderung des 
früheren Ertl. die Gewerbebehdrden angewiejen, in 
jenen Fallen, wo fich dic vom Reijenden ausge— 
übte Tatigfeit als Filialbetrieb darſtellt, die Straf- 
amtshandlung, wegen unbefugter Erxrichtung 
einer Filiale bloß gegen den Reiſenden und 
nicht auch gegen den Gewerbeinhaber vorzu— 
nehmen, ſoſern der Reiſende erwieſenermaßen 
nicht im Einverſtändnis mit ſeinem Dienits 
geber, alſo etwa gegen deſſen Auftrag vorgegan— 
gangen iſt. Sofern ein Anlaß zu einer Beanſian— 
dung überh. vorliege, ſei in ſolchen Fällen gegen 
den Reiſenden wegen unbefugten Betriebes der 
bc Gew. OD.) anitszuhandeln. 

5. Was nun die praktiſche Wirkung der Ge— 
werbenovelle 25 IT 1902 und der hiezu erſchienenen 
B. und Erl. anlangt, kann geſagt werden, dak die 
Traqweite jener Geſetzesreform von vornherein 
überſchätzt wurde. Für Wien hat, da am Stand- 
ort der Unternehmungen das Reiſen vollfommen 
itei iſt, das G. nur infoweit Bedeutung, dah mit 
olonial=, Spezerei- u. Materialwaren (insbei. 
Feigenkaffee u. Petroleum) Private nicht beſucht 
werden dürfen und damit der durch Agenten be— 
triebene Großvertrieb einzelner Firmen lahmge— 
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legt wurde. Aber aud) die Gewerbetreibenden auf 
dem fladen Land lagen, dak fie von Wirkun— 
gen des G. nod) nichts verſpüren. Das G. werde 
zu wenig ſtreng gehandhabt, Detailreiſende beſuchten 
noch immer die Provinz und die Hoffnungen, 
die auf die Nov. geſetzt wurden, ſeien enttaurcyt 
Es wird daher nod) weiter geqangen und verlangt, 
dag aud) § 41 der Mew. O., welder den Gewerbe— 
treibenden gejtattet, auc) auferhalb der Gemeinde 
ibres Stanbdortes die Artikel ibres Gewerbes in 
Kommijjion gu geben, auf Beitellungen dahin ju 
liejern und bejtellte Urbeiten überall gu verrichten, 
abgeändert werde, weil diefer Paragraph gewiſſen 
großſtädt. Firmen ermiglide, mit Berujung auj 
jrithere (angeblich oft nur vorgeqebene) Bejtellun- 
gen periodijde Lieferungen auszuführen und fo 
eine Art Haufierhandel im großen unter dem 
Schuge des G. gu betreiben. Bal. aud die Art. 
„Agenten“ u. — ——— 
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I. Geltende Beſtimmungen. — I]. Der Entwurf eines 
neuen Hauflergeieges. 


J. Geltende Beſtimmungen. Unter H. werden 
in manchen Ländern ſämtliche oder doch mehrere 
im Umherziehen betriebene 353 ver⸗ 
ſtanden. Qn Oſterr. gilt nad) dem kaiſ. P. 41X 
52, R. 252, als H. nur ,der Handel mit Waren, 
im Umbergiehen von Ort gu Ort und von Haus 
au Haus, ohne bejtimmte Verkaufsſtelle“. Nur 
ojterr. StaatSbiirqer und der Regel nad) nur Per- 
jonen im Alter tiber 30 Sabre jind gum H. F 
gelaſſen; hiezu bedürfen ſie einer beſonderen Be— 
willigung (des ſog. Hauſierpaſſes), welche auf ein 
Jahr erteilt (aber dann eventuell auf Erſuchen 
verlängert) wird. Der Hauſierer muß ſeine Be— 
willigung in allen Orten, wo ſich eine polit. oder 
Polizei⸗Behörde befindet, vor Beginn des Betriebes 
vidieren laſſen; jum Ubertritte in ein anderes 
Rronland bedarf e8 der fog. „beſtätigenden Vidie— 
tung”; in einzelnen Orten fann der H. aus bee 
fonderen Wriinden völlig unterfagt werden; im 


Handlungsreijende. — Hausgeſetze. — Haufierhandel. 


Grengbegirfe ijt er nur deſſen Bewohnern gejtattet ; 
cine große Anzahl von Warenfategorien ijt pom 
H. villig ausgeſchloſſen; der Gehilfe, welder einem 
bejahrten oder gebrechl. Haufierer bewilligt werden 
fann, muß diejelben Cigen{djaften ausweiſen, 
welche für legteren vorgefdrieben find; das Hau— 
ſieren mit Warenmengen, zu deren Fortſchaffung 
ein beſpannter Wagen oder ein Laſttier notwendig 
war, iſt unbedingt unterſagt. Zugunſten der Be— 
wohner beſtimmter erwerbsarmer Gegenden, welche 
jum Teil von altersher fic) in größerem Umfange 
mit dem H. beſchäftigten, beſteht (§ 17) eine Reihe 
bejonderer Begünſtigungen (Normalalter von 
24 Qabren, Beredjtiqung gum Haufieren im gan— 
jen Reiche mit — ex Grenzbezirke und ge— 
ſchloſſenen Orte und zum Handel mit einzelnen 
ſonſt verbotenen Waren). 

Dieſe Beſtimmungen wurden durch V. und 
Erl., welche die Anordnungen des Hauſierpatentes 
liberal auslegten, abgeſchwächt. So iſt insbeſ. die 
V. d. H. M. 6 X 55, 3. 6914, gu erwähnen, welcher 
den Hauſierern das Recht einräumte, die Jahrmärkte 
zu beſuchen und ihre Waren auf offenem Stande 
oder in feſten Verkaufsſtätten während der Dauer 
des Jahrmarktes feilzubieten, und gleidigeitia ets 
klärte, daß die Univendung von bejpannten Wagen 
u. Lajttieren nur bei dem eigentl. Haufieren, d. b. 
beim Anbieten der Ware von Haus gu Haus ver- 
boten, dagegen dem Haufierer der Transport fei- 
net Ware von Ort gu Ort mit befpannten Wagen 
gejtattet fei. Ferner wurde erflirt, daß die Vidie— 
tung der Haujierdofumente nur aus poligzeil. Riid- 
ſichten verweigert werden finne, dak aber eine 
Verweigerung oder Beidrinfung der Vidierung 
3. B. eine zeitlich beſchrankte —— der oe 
jrerdofumente [ediglid) gum Schutze der ftabilen 
—— der betreffenden Orte abſolut unzuläj⸗ 
ig ſei. 

Angeſichts dieſer weiten Auslegung des 
Hauſierpatentes und des Umſtandes, daß fie die 
wirtſchaftl. Verhältniſſe namentlich in der eriten 
Hiilfte der Siebsigerjabre fiir Den gewerbliden u. 
fommergiellen Mittelſtand fehr ungünſtig geftaltet 
hatten, trat in dieſen Rreijen eine dem H. feind- 
felige Stimmung ein, welche fic) zuerſt in einer 
Eingabe der Handels- u. Gewerbefammer in Ling 
vom 3. 1876 äußerte und nach u. nad) in gabl- 
teidjen lagen u. Beſchwerden der Handels- u. 
Gewerbefammern, Handelsgremien und geiwerbl. 
Genoſſenſchaften ſowie mebrerer 2. T. und in 
Petitionen u. Jnterpellationen im A. H. des Reichs- 
tated gum YWusdruce fam. 

Die Regierung, welde den bezügl. Wünſchen 
Aufmerkſamkeit guwandte, fid) jedoch unbedingt 
auf den Standpunft ſtellte, nicht den H. ‘elt, 
fondern nur damit verbundene Wifjtinde be- 
lämpfen gu wollen, glaubte anfänglich, den An— 
jorderungen der beteiliqten Kreiſe, foweit fie ihr 
berechtigt erſchienen, im adminijtrativen Wege ent- 
ſprechen au können. oan wurde durch Mini⸗ 
jterialverordnung 23 XII 81, R. 2 ex 1882, die 
mit der B. d. H. M. 6 X55 gegebene Auslequng 
einiger Vejtimmungen des Haujierpatentes juriid- 
genommen oder welentlich modifiziert und mit Eri. 
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des H. M. 2 XII 81, 8. 2049, den Behörden 
eine eingehende, auj forgfdltige u. ſtrengere Hand- 
habung des Hauſiergeſetzes geridjtete Weiſun 
erteilt. Gleichzeitig wut mit Ddiejem rl. 
hinfidjtlid) einer Reihe anderweitiger im Umber- 
jieben betriebener, fohin ,,dem . verwandter Be- 
ſchäftigungen“ die bejtehenden Normen zuſammen⸗ 
gefaßt, republiziert oder neue Boridriften gee 
geben. Da ferner die mangelhafte Handhabung 
des Haujierpatentes vielfacd) dem Umſtande zuge— 
jdjrieben wurde, dak die Durchführung diefes G. 
nad) dem Haufierpatente nicht den polit., fondern 
den Finanzbehörden iibertragen und fobin in 
erjter Linie nicht von polit. u. gewerblicjen, fondern 
von gefaillspolit. Grundſätzen geleitet war, wurde 
mit Dem @. 21 IIL 83, R. 37, das Strafverfahren 
bei Ulbertretungen des Haufiergejebes den polit. 
Behörden zugewieſen. 

II. Der Eutwurf eines neuen Hauſiergeſetzes. 
Die Klagen u. Beſchwerden gegen den H. beſtimm— 
ten ſchließlich die Regierung zur Ausarbeitung eines 
neuen Hauſiergeſ⸗ ——— der (gemäß Art. XV 
des — u. Handelsbündniſſes, wonach für die 
Ertellung der Hauſierbewilligungen in beiden 
Reichshälften möglichſt übereinſtimmende Grund- 
ſätze gelten ſollen, und auf Grund des § 11 des 
G. 20 XII 79, R. 136, welder dasjelbe Pringip 
auf Bosnien und die —— ausdehnt) mit 
der ungar. Regierung und dem Reichsfinanzmini— 
ſterium (Abteilung fiir Bosnien und die Herze— 
gowina) durdberaten und als Regierungsvorlage 
eingebracht wurde. 

Die Tendenz dieſes Entwurfes war, den heu— 
tigen Verhältniſſen entſprechende Beſchränkungen 
des H. einzuführen und Mißſtände zu — 
anderſeits aber dieſem Erwerbszweige, welcher 
fiir die Konſumenten noch nicht überall ent— 
behrlich erſcheint, für die Induſtrie u. Haus— 
induſtrie wichtig iſt und mitunter in beſonders 
erwerbsarmen Gegenden vielen Tauſenden Ver— 
dienſt bietet, die Möglichkeit des Fortbeſtandes 
nicht —— 

zuerſt im J. 1894 eingebrachte Regie— 
rungsentwurf (813 der Beilagen ju den Proto— 
follen de8 A. H. aus 1894) paffterte erjt im J. 1901 
das A. H. (Neuerl. Borlage Beil. 452 aus 1901; 
Bericht des Gewerbeausſchuſſes Beil. 1511, Bee 
ſchluß des Hauſes Beil. 1563 aus 1902.) Das H. 
H. fand fich jedod) (186 u. 206 der Beil. aus 1903) 
ju einigen Wbinderungen bewogen, denen das A. 
H. faum jujtimmen dürfte. Bur Beſchlußfaſſung 
hieriiber ijt es bisher nicht gefommen. 

Unter H. verjteht auch der Entwurf den Han— 
del mit Waren im Umbergiehen von Ort gu Ort 
und von Haus zu peas obne fejte Berfaujsititte. 

u jeinem Antritt ijt eine amtl. Bewilligung (Hau- 
ſierbuch) erforderlich, das nach Entridjtung der ganz— 
jabrigen Erwerbſteuer jeweils fiir die Dauer eines 
Jahres gebiihrenfrei erteilt wird. Haufierer finnen 
nut öſterr. StaatSbiirger fein, die eigenberedhtigt 
und gumindeft 33 Jahre alt, feit zumindeſt einem 
Jahre im Bezirk der Uusftellungsbehsrde anſäſſig, 
weder mit einer anjtedenden oder efelerregenden 
Kranfheit behajtet, nod) in abjdjredender Weiſe 

Ofterr. Staatswörterbuch. 2 Wufl., 2. Bd. 
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entftellt, unbefdolten find und nicht vertrauens- 
unwürdig erſcheinen. Sie erhalten die Bewilligung 
in der Regel nur fiir ein LandeSgebiet (nad) dem 
pring de8 A. H. eventuell aud nur fiir eine 
zelne Begirfe eines Landes). Cine Enveiterung 
liber den urfpriingl. Sprengel hinaus bedarf be- 
jonderer Bewilligung. Das Haufierbud) ijt in der 
Regel im Orte, in dem hauſiert werden will, der 
Vidierung gu untergiehen, wobei fiir das Haufieren 
eine Friſt bejtimmt werden fann; dieſe muß 
umindeft drei (nad) Beſchluß des H. H. acht) Tage 
tragen. Berboten ijt, Haufierwaren auf Märkten 
an feiten Verkaufsſtätten ausgulegen, fie im Auf— 
bewahrungSlofale gu verfaujen, in fremde Woh— 
nungen ee Erlaubnis cingutreten und gegen er— 
ſichtl. Verbot oder nad) Einbrud) der Dunfelheit 
frembe Häuſer oder Höfe gu betreten. Der H. ijt 
mit dem ——— auf das Zollgebiet beſchränkt 
und muß die begiigh. Bezugsausweiſe bei ſich füh— 
ten. Eine Reihe von Waren (Seidenraupenfamen, 
Fleiſch, Mild, Margarin, Brot, Kanditen, geiftige 
Getränke, Spiritus, Effiq, Gifte, Heil- u. Ärznei— 
mittel, Edelfteine, Gold u. Silber, Wertpapiere uj.) 
find vom Bertrieb im Haufierwege ausgeſchloſſen. 
Desgleichen finnen beftimmte Orte u. Gebiete dem 
H. veridjlofien werden u. gw. fann der H. (§ 12) 
im Ginne des A. H. in eingelnen Orten feitens 
dex Gemeindevertretung nad) Genehmigung der 
Landesbehörde unterfagt werden. Nach der Fajjung 
de8 H. H. hingegen foll ein foldjes Verbot nur in 
Orten mit mehr alS 5000 Eimwohnern, bloß im 
Fall bejonders rückſichtswürdiger Umſtände aud 
in Orten unter diejer Einwohnerzahl, desgleichen in 
Rurorten erlajjen werden finnen; auch foll dazu 
die Wenehmigqung des H. M. erforderlich jein; die 
Ausſchließung des H. in Rurorten joll fogar im 
Cinvernehmen mit dem WM. J. erfolgen. Im Sinne 
beider Häuſer follen Bewobhner fol as geremsence 
Orte an anderen Orten feine Haufi —— 
erhalten; jedoch ſollen an ortsanſäſſige, hilfsbe fire 
tige u. unterſtützungswürdige Berjonen von über 
24 Jahren (nad dem Votum des A. H.: nur wenn 
fie ju einem anderen Erwerb unfiigig find, nach 
em Beſchluß des H. H. ſchlechthin) lofale Haus 
jierbewilligungen, gum . auf der Straße 
oder in öffentl. Lofalen innerhalb des Ortes er— 
teilt werden. Die Ausſchließung des H. erleidet 
iiberdies in diefen Orten nod) cine allg. Musnahme, 
denn fie beriihrt nicht die Bewohner bejtimmter 
begiinftigter Orte. Nad) § 16 des Entwurjes 
wird nämlich den Bewohnern gewiſſer drmerer 
—— u. Orte das Privileg gewährt, mit ihren 
herkömml. Hauſierwaren im ——— Reiche zu 
hauſieren. Diesbezüglich will das H. H. eine ſehr 
umjangteide Liſte von Orten u. Gegenden in das 
G. ſelbſt aufnehmen, während das A. H. hierin 
viel zurückhaltender iſt. Beide Faſſungen laſſen die 
Erweiterung der Liſte im Verordnungswege ju. 
Haufierern aus Ungarn und aus den offu- 
pierten Ländern wird bei regiprof gleicher Behand- 
lung der öſterr. Haufierer das —— in Oſterr. 
auf Grund ihrer heimatl. Bewilligungen gejtattet. 
Uber die Gewerbeſteuer der Haufierer vgl. 
den Art. „Perſonalſteuern“. (Erwerbjtener allg.) 
46 
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Hausinduſtrie. 


Der wiſſenſchaftl. Begriff der H. fällt mit 
jenem der Verlagsarbeit, Verlagsinduſtrie oder Ver— 
legerei zuſammen; H. iſt Arbeit für einen Verle— 
ger. (S. den Art. „Verlagſyſtem“.) Die öſterr. 
Geſetzgebung hat jedoch einen eigenen poſitivrechtl. 
Begrit det H. geſchaffen, weldjer bier gu erörtern 
ijt. Um ihn gu erjajjen, find mehrere Unterjchei- 
dungen ju madden und eine gewiſſe Reibenjolge 
einjubalten. 

a) Die Gewerheordnung von 1859 hat 
(Rundmadungspatent Ve) von der Wirkſamkeit 
der Yew. O. itberh. ausgenommen: jene Erwerbs— 
weige, weldje in die Kategorie der häusl. Ne— 

en og edo jallen und durch die ge— 
wöhnl. Mitglieder ded eigenen Hausjtandes be- 
trieben werden. In diefe Kategorie fällt die 
weibl, Handelsangeftellte, welche daheim eine 
Schreibmaſchine aufgeſtellt hat, auf welder fie in 
freien Stunden alS Nebenberuf fiir Wewerbetrei- 
bende, Udvofaten uſw. gewerbsmäßig Schriftitiide 
ausfertigt — oder die Familie des Kleinbauern 
auf dem Lande, welche in ihrer freien Beit gum 
Vertriebe auf dem Markte Körbe flicht, Bottiche 
verjertigt oder Nonjeftionswaren näht — oder die 
Beamtenswitwe, welde in der Stadt, gum Ver— 
fauf an Pjaidler bezw. im Auftrag von Expor— 
teuren, Hiifeleien herjtellt oder Wirfwaren zuſam— 
mennäht. Diefe Berfonen find, fofern dieſe Tätig— 
feit fiir fie cine häusl. Nebenbeſchäftigung 
darjtellt, zu welder fie nicht andere als ihrer Fa— 
milie oder ihrem Hausjtande angehirende Perjo- 
nen Dienſtmädchen u. dgl.) im Lohne verwenden, 
rechtlich Berfonen, auf welche aus dem Titel diefer 
Arbeit die Gew. O. feine Anwendung findet. 

b) Die Gewerbenovelle vom J. 1883 bat 
fodann (Abſ. 3 des $1 der Mew. O. in ihrer heu— 
tigen Geftalt) „die gefamte Hausinduſtrie“ 
von der Cinreihung unter die Gewerbe iiberh. 
auggenommen. Der Erl. des H. M. 161X 83, 
3. 26701, definiert aber (an Gefepesjtatt) ,,die 
Hausindustrie’ alg jene gewerbl. Broduftion, die 

1. nad) örtl. Gepflogenheit, 

2. von Verſonen in ihren Wohnſtätten (jei 
e8 als Haupt oder als Nebenbejdhijtigung) in der 
Art betrieben wird, dah diefe Berjonen bei ihrer 
Erwerbstätigkeit, falls jie derfelben nicht bloß per- 
ſönlich obliegen, 

3. feinerlei qewerbl. Hilfsarbeiter (Ge— 
hiljen, Lebrlinge he} beichdjtiqen, fonder 

4, fic) Lediglicy der WMitwirfung der Ange— 
hörigen des eigenen Hausjtandes bedienen. 
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Somit wiiren „Hausinduſtrielle“ die gewerbl. 
Arbeiter, die in eigener Wohnſtätte, zuſammen mit 
der familie oder allein, nad) örtl. Gepflogenheit 
gewerbl. Brodufte herjtellen. Dieje Begriffsbeſtim— 
mung erinnert dDurd) die Betonung der örtl. Ge- 
pflogenbeit an jene Lofalijierten Gewerbe, die fich 
in unferen Kronländern nod) vielfad) finden, bet 
denen oft der größte Teil des Ortes eine gewerbl. 
Erzeugung traditionell iibt — fo im fafja- u. 
Grödener Tal die Holzſchnitzerei, in der Viechtau 
bei Gmunbden die Erzeu ung von Holzgeräten, in 
Trattenbad) in O. ©. die Erzeugung ordinärer 
Tajchenmejjer, in Stué im ſüdöſtl. Bohmen oder 
in Ubnéw und anderen Orten Gal. die Schuh— 
macherei uſw. Es ijt das die Von den Sozialiſten 
höhniſch „idylliſch“ genannte H., bei welder ein 
ganger Ort fiir einige Handler arbeitet und Män— 
net, Weiber, Greije u. Kinder in ihren Hiitten an 
der gewerbl. Urbeit beteiligt find, neben welder 
das Bejtellen des Ackerſtückes als Nebenbeſchäfti— 
gung in der bejjeren Jahreszeit einhergebt. 

c) Der „Heimarbeiter“ (nad der in Wien 
iibl. Terminologie ,,Sipgefelle’), das ijt der in der 
eigenen Behaujung fiir den Meiſter tätige Arbei— 
ter, witd in der Gewerbeordnung (Nov. vom 
J. 1885) im § 78 a erwähnt, wo e& in Bezug auf 
die Lohngahlungen und das Trucverbot heist: 
» Die Bejtimmungen des § 78 finden aud) auf die- 
‘or Hilfgarbeiter Univendung, welche au here 
halb der Werkſtätten fiir Gewerbeinbaber 
die ju deren Gemwerbebetriebe nötigen Gang: oder 
Halbjabrifate anjertigen oder ſolche an jie abjegen, 
ohne aus dem Berfauje diejer Waren an Konju- 
menten ein Gewerbe gu machen.” 

Der Verleger, welder fiir die morphologi- 
ihe Gejtaltung der Verlagsindujtrie weſentlich und 
in der Begriffsbeſtimmung der „Hausinduſtrie“ 
im zitierten Miniiterialerlajje gang überſehen ijt, 
tritt bier als kleingewerbl. Meriter in den Bors 
dergrund. 

Der Meiſter oder Fabritant, kurz, jeder be— 
jugte gewerbl. Unternehmer, darf indes jeine Ar— 
better in oder auger dem Hauje beſchäftigen; die 
SHentralijation der Gebiljen ijt ihm nirgends vor- 
geidjrieben. Der Handel sunternehmer freilich dari 
nicht Sipgefellen beſchäftigen. § 38, WI. 3, der 
Sew. O. wiederholt dieſes Verbot rüchkſichtlich der 
Herjtellung „handwerlsmäßiger“ Erzeugniſſe — 
ſolcher, deren Herſtellung im ſelbſtändigen Betriebe 
den Nachweis der Befähigung im Sinne von § 14 
der Gew. O. vorausjept. Es heift dort: „Der In— 
haber eines HandelsgewerbeS im e. GS. (§ 1, 
Al. 3) darf die handwerksmäßige Herjtellung oder 
Verarbeitung von Gewerbserzeugnijjen nur dann 
betreiben, wenn er den Vorſchrifien des § 14 be: 
jliglich der handwerlsmäßigen Gewerbe entiproden 
hat.“ Die übrigen Gewerbe darf er im Sinne der 
Gew. O. ausüben, falls er die dazu etwa erjorderl. 
Konzeſſion erhalten, bezw. (freie Gewerbe) wenn er 
fie angemeldet hat. Damit ijt er jedoch gewerbl. 
Unternebmer geworden, WIS Handler ijt et 
pringipiell ebenjowenig befugt, Sipgejellen gu be 
ſchäftigen, wie jeder andere Nidjt meijter. Eine 
Ausnahme diirjte jedoch rückſichtlich des Handlers 
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zuläſſig fein: dad ijt die Berwendung von ,,Haus- 
indujtriellen” im Sinne des erwähnten Minijterial- 
erlajjed. 

Heimarbeiter werden im öſterr. Gewerberechte 
aud) im $8, Abſ. 4, des G. 14V 69, R. 63, über die 
Erridjtung von Gewerbegeridten erwähnt. 
Es heift da hinfichtlid) des hlkörpers der Ar⸗ 
beiter: „Als Arbeiter ſind hiebei nicht nur die— 
jenigen anzuſehen, welche in der Fabrik ſelbſt arbei- 
ten, ſondern auch diejenigen, welche außerhalb 
der Fabrif den ihnen gegebenen Stoff gu Zwecken 
des beſtimmten Gewerbszweiges verarbeiten.“ Hier 
find ſomit Heimarbeiter von Fabritanten gemeint. 

d) Endlich findet die H. Erwähnung in § 3, 
Ubj. 3, des G. 30 IIL 1888, R. 33, iiber die Rranfen- 
verjiderung der Urbeiter, wo eS heift, dab auch 
ſolche Unternehmer, in deren Auftrag, oder fiir 
deten Rechnung —— (?) Urbeiter in eige⸗ 
nen Betriebsjtatten perjinlic) oder unter Mitwir— 
fung der Angehörigen des eigenen Hausjtan- 
des, jedod) * anderweitige Hilfsarbeiter mit der 
Herſtellung oder Bearbeitung induſtrieller Erzeug— 
niſſe beſchäftigt ſind „„Hausinduſtrielle“) berechtigt 
ſind, mit dieſen Arbeitern unter Zuſtimmung derjel- 
ben der Krankenverſicherung a ee 
leicht wieder die nebuloſe „Hausinduſtrie“ de3 Minis 
fterialerlafjes gemeint. Unter dieje fallen indes nicht 
bloß Urbeiter, fondern aud) alle jene tatſächlich 
felbjtindigen Handwerter, die im mähr. oder gal. 
Sdhuhmacher- oder Töpferdorf fiir den Verkauf auj 
Märkten produjieren, fobald dieje Erjeugung in 
ibrem Dorfe „örtliche“ Gepflogenheit ijt und 
jie keine frembden Hilfekräfte halten. Ebenjo der 
Meijter eines jiidtirolifhen Dorfes, in dem als 
lofalijiertes Gewerbe die Erzeugung von Hand- 
ſchuhen oder von wollenen Decfen von der Mehr— 
zahl oder einem ſehr beträchtl. Bruchteil der Be- 
vilferung traditionell geiibt wird — cin materiell 
jelbjtindiger Handwerfer, welder jeine Produfte 
durd einen Angehörigen jeiner Familie verhau- 
fieren läßt. 

Somit find nad) dem öſterr. Gewerberechte 
„Hausinduſtrielle“ aud) Perſonen, die mit einem 
Verleger nits gu tun haben. Anderſeits werden 
aber nicht als Hausinduſtrielle“ bezeichnet Ar— 
beiter, die daheim wohl für Meiſter (oder, in Er— 
manglung von Aufträgen, auch auf eigene Rech— 
nung) arbeiten — Knöpfe drechſeln, Bekleidungs— 
ſtücke herſtellen oder dgl. — ohne die Meiſterbe— 
fugnis (Gewerbeſchein u. Steuerbogen) zu beſitzen. 

Die Unzulänglichkeit der gewerberechtl. Kate— 

orien der H. ijt von Beobachtern des wirtſchaftl. 
Lebens wiederholt betont worden. Dies hat jedoch 
die StaatSverwaltung ju einer Revijion der eins 
ſchlägigen Begriffsbeſtimmungen nod) nicht su bez 
ſtimmen vermocht. Entipredjend den praktiſchen An— 
forderungen find einzelne Teile der Gew. O. ſukzeſ⸗— 
ſive umgebaut worden, ohne daß dabei alle ver— 
alteten Reſte hinweggetilgt worden wären. So iſt 
denn auch in der Gew. O. bis jum heutigen Tage 
jene H. ftehen geblieben, die der Wejeggeber von 
1883 im Ginne gehabt bat, die jog. idylliſche, 
ländl. H. abgelegener Alpentäler, und dem Geſetz— 
geber iſt die Heimarbeit in den Städten, eine neben 


723 


den werkſtatimäßigen Gewerben verbreitete üppige 
ökonomiſche Wucherung, auch ſeither nicht als 
„Hausinduſtrie“ bekannt geworden. Zwar könnte 
man heute bei ra Bosbheit wohl dariiber jtrei- 
ten, ob die naive Definition des erwähnten Mi- 
nijterialerlajjes ihrem Wortſinne nad nicht and 
ſchon die Siggejellen der Stadt umjakt, da das 
Heimarbeiten hier bereits tatſächlich vielfach au 
einer örtl. Gepflogenheit geworden ijt, fo 4. Cy 
das hausinduftrielle Drechſeln der Knöpfe in manchen 
Wiener Vororten, allein dem Geiſte des Erl. und 
des G. nach iſt dieſe Verlagsinduſtrie als Arbeit 
außerhalb der Werlſtätten beſchäftigter gewerbl. 
Hilfsarbeiter, allenfalls als unbefugte Gewerbeaus⸗ 
übung, aber nicht offiziell im geſetzestechniſchen 
Sinne als „Hausinduſtrie“ zu rubrizieren. 

Was im beſonderen die H. des K. V. G. bee 
trifft, fo lehnt ſich dieſe an den Begriff des „Haus— 
gewerbes“ in der deutſchen YUrbeiterverfidjerungs: 
geleggebung an. Das preupiiche Oberverwaltungs- 

eridjt Hat nun in einem Falle (E. 25197; Pr. 
erw.-Blatt, X VIL, S. 302) implisite auf , Haus- 
qewerbebctrieb” erfannt: denn die betreffende Frau 
habe nicht etwa blog aus gujilligen, voriiber- 
ehenden Wriinden in der eigenen Wohnung 
tine: Schlafſtelle) qearbeitet; aur Lifung des Ure 
beitsverhältniſſes fei weder fiir fie nod fiir den 
Arbeitgeber cine Kiindigung erforderlich) gewe— 
jen; fie jtand auch) jonjt in teinem perfinl. Ab— 
hängigkeitsverhältniſſe zu ihm, unter feiner Auf— 
ficht u. Disziplin, hatte nicht ein bejtimmtes Quan- 
tum Arbeit gu beftimmter Zeit fertigzuſtellen u. 
absuliefern, und braudhte die Arbeit nicht notwen- 
dig felbjt ausjufiibren. Sonach wird eine gewiſſe 
| Spur von Selbjtindigfeit im Betriebe als Maß— 
jtab genommen. Die deutſche Geſetzgebung iiber- 
jieht aber, dah ,,.Heimarbeiter” wie ,,.Hausgewerbe- 
treibende” beide ſchon im Wejen „unſelbſtän— 
dig” jind. Sie find in Wahrheit wirtſchaftlich wie 
ſozial vom Berleger abbingig. Wan trachtet 
nun Stujen diejer Abbingigteit zu fonjtruieren 
| und unterwirft die mehr abhängigen Verlags— 
arbeiter der Rranfenverficherung, während man 
jene, die etwas unabbiingiger jdjeinen, als Unter: 
nehmer betracitet und von der Berficherung frei 
ligt. Als Rriterien größerer Abhängigkeit aber 
a die etwaige Benugung von Arbeitsgeräten 
8 Berlegers, die allfä ige Liejerung von Roh— 
ftoffen u. Zutaten durd) diejen, da8 Berbot, die 
Arbeit an andere zu iibertragen, die Huldifigteit 
einer Rontrolle in der Betriebsſtätte des Arbei- 
ters, die etwaige Verpflichtung, nur fiir den Ver— 
leqer titig ju jein (jum Schuge der geliejerten 
ujter u. Hilfsitofie), die Abmachung fefter Ter— 
mine fiir Warenliejerung u. Entlohnung u. dal. 
Gleidgiiltig ijt, ob mit Hilfskräften oder allen 
und ob etwa jeitweije fiir eigene Rechnung gear- 
beitet wird. Demgemif mufte auch das Deutſche 
Reidsveriiderungsamt wiederbholt erfliéren, 
daß die vom Geſetzgeber betonte ,,Selbjtindigfeit’ 
des Hausgewerbetreibenden nidjt in der wirt- 
ſchaftlichen, jondern nur in der perſönl. Une 
abbiingigteit gefunden werden fann, in welder der 
lin eigener Betriebsſtätte Tätige gegeniiber dem in 
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ber Werkſtätte des age cee Beſchäftigten ſteht. 
Amtl. Nachrichten des Reichsverſicherungsamtes, 

eil betreffend die Invaliditäts- u. Altersverſiche— 
ung, Berlin 1891, S. 182.) 

Jn Oſterr. fam den Bedürfniſſen der Praxis 
der Verwaltungsgerichtshof entgegen, indem 
er die „Selbſtändigkeit“, welche gemäß § 3, Abſ. 3, 
K. BV. G. die Freiwilligkeit der Krantenverfide- 
tung fiir ,Dausindujtrielle’ beqriindet, eng inter- 
pretierte. Dadurch fallen viele „Arbeiter aufer 
Hauſe“ in den Nexus der BrwangSverficherung. 

Yn einem Galle arbeiten ber in ihren 
eigenen Wohnungen, auf eigenen Webjtiihlen, mit 
fremden Hilfstrajten, ausſchließlich fiir eine 
Firma, jo dak, wenn fie ihre Tätigkeit anderswo 
verwerten wiirden, ihre Entlaſſung feitens der 
Girma erfolgen wiirde. Sie jtehen ju ihr in 
einem %Wffordverhiltnijje, erhalten von ifr das 
Rohmaterial und die zur Herjtellung der — 
ligen Arbeit erforderl. Webergeſchirre und liefern 
an fie dag fertiggeitellte Halbfabrifat ab. Der VB. G. 
hielt fic) hier an die Tatſache, dak dieje Leute ihre 
Erzeugniſſe nicht ſelbſtändig auf den Markt brin- 
gen und fiir ihre Arbeit einen Akkordlohn nad) 
dem im Üübernahmsraume an —— Tarife 
beziehen, „bei welchem in ein Unternehmer— 
—— ausgeſchloſſen ijt, und der daher als Ar— 

eitslohn ju betradjten ijt.” Daher feien dieje We— 

ber nicht felbjtindige Unternehmer, verivenden 
vielmehr ihre volle Arbeitskraft in dem gewerbl. 
Unternehmen der Firma, ftehen bei diefer in regel⸗ 
mäßiger Beſchäftigung und jind jomit Arbeiter 
im Ginne dee &K. BV. G. Der Umſtand, dah fie 
ſich beim Spulen frembder Hilfgarbeiter bedienen 
und dieſen ihrerſeits den fog. Spullohn zahlen, 
ſei nicht von Bedeutung, da dieſer Umſtand fiir 
das zwiſchen den Webern und der Firma beſtehende 
Arbeitsverhältnis belanglos ſei, die Frage der 
Spularbeiter aber nicht zur E. ſtehe. (Budwinski 
1892, S. 954 f.) 

Wurde ferner bei der Beſchäftigung von Ar— 
beitern durch Subunternehmer in deren eigenen 
Werkſtätte auf den Charakter einer gewerbs— 
mäßigen Unternehmung erfannt — wie beim 
Nähen zugeſchnittener Handſchuhteile in Betriebs— 
ſtätten von Handſchuhmacherfaktoren, welche dazu 
eigene ſtändige Arbeiter auf eigene Gefahr u. Ko— 
ſten verwenden — ſo fielen dadurch, wenn auch 
nicht die Subunternehmer (Faktoren), jo doch die 
von ihnen beſchäftigten Leute aus diejem Titel der 
Verficherung anheim. Budwinski, 1895, 1, S. 3727.) 

Sodann wurde in einer E. des M. J. zwi— 
ſchen der Familie des Arbeitgebers angehörigen 
und fremden Arbeitern hinſichtlich der Kranken— 
verſicherung fein Unterſchied gemacht, ſondern 
als maßgebend lediglich der Beſtand eines 
Arbeitsverhältnifſes angeſehen. (A. N. 1891, 
S. 428.) Endlich erklärte das M. J.: im Falle 
der Beſchäftigung von Perſonen in ihren Woh— 
nungen gegen Stücklohn komme es bei der Be— 
ſtimmung der Verſicherung vorerſt auf den Um— 
ſtand an, ob die Beſchäftigten ſich als Arbeiter im 
Sinne des K. V. G., d. b. als Arbeiter einer ge— 
werbsmäßigen Unternehmung darſtellen, und ob 
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ſie „im Betriebe, wenn auch außerhalb der 
Betriebsſtätte“, verwendet —— 

Der Stand der Dinge in Oſterr. erſcheint ſo— 
nach in dieſer Beziehung nicht ungünſtig; immer— 
hin ſtehen aber die verlegten kleinen Meiſter 
außerhalb der Verſicherung und nach dieſer Rich— 
tung erſchiene cine Berjiigung notwendig. Und, 
mag aud die Praxis vielfad) in jfogialpolit. be- 
friedigendDer Weije gewirkt haben: der Mangel einer 
flaren, biindigen gelept. Regelung madt jich doch 
ſchon auf dem Webiete der Kranfenverjiderung fiibl- 
bar. S. aud Art. „Verlagiyſtem“ u. „Heim— 
arbeit”. 

Tiferatur. 

Schwiedland: Vorberidt über eine geſetzl. 
Regelung der Heimarbeit; erſtattet an die n.ö. 
Handels= u. Gewerbefammer. Bien 1896. S. 8 
bis 10. —Schwiedland; Die Kranfenverjicerung 
der Verlagsarbeiter, in Schmollers Jahrbuch fiir 
Wefepgebung ufw., 1901, S. 180—196. 


Sdhwiedland. 
Hausrecht. 
I. iff. — IL 2 — 
III. dean bes Ms Dfterr Geſetzaebung fiber S 


I. —** Man verſteht unter H. die Uns 
verleplicdfett der Wohnung (des gum Wohnen be- 
jtimmten Raumes, daber auch der Baraden, Schiffs 
wohnungen ufw.) und fonjtiger gum Hauswejen 
gehörigen Riumlidfeiten (Geſchäftsräume, Maga- 
jine, Stille ufw.) gegeniiber den eingelnen, wie 
aud) gegeniiber den Organen der öffentl. Gewalt. 
Perfonen, die vorſätzlich u. widerredtlid in die 
Wohnung, in das befriedete Bejigtum eines an- 
deren gegen defen Willen eindringen oder nad 
dem Betreten der Räumlichkeiten der Uufforderung 
des page ee fic) ju entfernen, nidt Folge 
leijten, desgleichen die oat. Organe, welde une 
berechtigt cine Durchjuchung diefer Räumlichkeiten 
pornehmen, verlepen den Hausfricden. 

Während das rimifde Recht die Wohnung 
nicht bejonders ſchützte — Berlepungen des Haus- 
frieden8 wurden jtrafbar, wenn fie unter die von 
Sulla gegebene lex Cornelia de injuriis (L. 5, 
pr. D. [47, 10) fielen oder als crimen vis (L. 3, 
§ 6 D. [48, 6) erſchienen — genoß die Unver- 
leplichfeit deS Hauſes als wefentl. Grundlage der 
individuellen Freiheit Hohe Unerfennung und be- 
fonderen Shug im deutſchen Rechte, Hepes in 
der älteſten Zeit der germaniſchen Völker, als auch 
im ſpäteren Wittelalter. ,,Das Haus bildet des 
Mannes Burg”, der Hausherr hat die Befugnis, 
aus eigener Macht felbjt mit Gewalt fein Haus 
iu ſchützen, er fann Aſyl gewähren, und felbjt bei 

erechtigtem Cinjdreiten, 3. B. bei Nachforſchung 

nad) qgeftoblenem Gute, bedarf die —— 
Bitte Feiner Bewilligung; ja jogar der Miſſetäter 
genießt in feinem Hauſe einen gewijjen Schutz ge- 
gen Mejangennabme u. Gerwalttat. 

Nod) im fpdteren WMittelalter darf das Haus 
nur nad) geächteten Perſonen und wegen ſchwerer 
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Rerbrechen von den öffentl. Orqanen nach mehr⸗ 
cher feierl. Mufforderung durchjucht werden und 
vr Hausherr fic) gegen die ihre Befugnis iiber- 

— Bffentl. Organe mit Gewalt vertei— 
gen. : 

Cine weſentl. Underung erjolgte im 16. Jahrb. 

durd) die Bollendung der Rezeption des römiſchen 

Rechtes; die mittelalterl. — en verſchwin⸗ 

den immer mehr u. mehr durch die Pecausbildung 

des abfoluten Staates. Durd) die ſchrankenloſe Ge— 
walt der feit dem 17. Jahrh. nad) Unabhangigfeit 
tingenden „Polizei“ war die Unverletzlichkeit der 

Perjon und ihrer Giiter gegeniiber der ftaatl. Ge- 

walt vernictet. Es war nunmebhr die Aufgabe des 

modernen Rechtsſtaates, die Unverleplichfeit ſeiner 
perjinl. Glieder und ihrer Giiter geqeniiber der 
allmächtigen Staatsgewalt wieder zur Geltung gu 
bringen, und fanden dieſe polit. Rechte in den 

Grundredjten der fonftitutionellen Staaten ihre ge- 

fegl. Unerfennung. 

Auch die Gefesgebung der Reichsratsländer, 
Art. 9 de3 St. G. 21 XII 67, R. 142, über die 
allg. Rechte der Staatsbiirger, erflirt die Unverlep- 
lichfeit des „Hausrechtes“ gegeniiber den ftaatl. 
Organen als ein allg. polit. Recht. 

Retl Natur. Das „Hausrxrecht“, d. h. die 
rechtl. Unverleplicfeit der Wohnun Us armed 
ftaatl. Orqanen erſcheint nidt als ein tel ſtandiges 
polit. Recht der Staatsbürger, ſondern als Folge 
der allg. polit. Rechte der Unverletzlichkeit der Per— 
jon und ihrer Sachgüter; vielmehr ijt die Befug— 
nis der ſtaatl. Verwaltungsorgane, in den geſetzlich 
beſtimmten Fällen und in geſetzlich geregelter Weiſe 
eine Hausdurchſuchung vorzunehmen, ein ſubjel— 
tives öffentl. Recht derſelben. 

U. Ohterr. Geſetzgebung über H. rt. 9 des 
St. G. fiber die allg. Rechte der Staatsbiirger 
21 XII 67, R. 142 (§ 18 der Verjafiungsurfunde 
251V48, § 10 des faij. P. fiir die gegenwärtig 
im ReichSrate vertretenen Lander 4 T1149, R. 151), 
und das einen Teil dee St. G. bildende G. zum 
Schutze des H. 27X 62, R. 88, ſprechen die 
öffentlich⸗ rechtl. Unverleplichfeit des Haujes (der 
Wohnung und jonjtiger gum Hausweſen gehiri- 
gen Riumlichfeiten) aus und regeln das Haus- 

urchſuchungsrecht der ſtaatl. Organe. 

Diefelben diixjen cine Hausdurchſuchung vor— 
nehmen: 

1. Bum Zweclke der Strafgerichtspflege, 

2. gum Behufe der polizeil. Auſſicht, 

3. behufs finanzieller Mujficht. 

ad 1. Eine ſtrafprozeſſuale Hausdurch— 
judung (bei Verbrechen u. Vergehen) darf in der 
Regel nur kraft eines, dem Beteiligten ſogleich oder 
innerhalb dev nächſten 24 Stunden zuzuüſtellenden 
richterl. Befehles vorgenommen werden. Nur bei 
Wefahr im Verzuge — hiezu geniigt die Ron- 
jtatierung folcher Umſtände, welche unter — 
Verhältniſſen die Annahme der Gefahr im Ver— 
zuge rechtfertigen Erlenntnis des R. G. 17 VIL 
78, Sammlung Nr. 162, 163) — kann die Haus— 
durchſuchung aud) ohne richterl. Befehl von Ge— 
richtsbeamten, Beamten der Sicherheitsbehörde u. 
Gemeindevorſtehern, d. h. auch von Behörden, 
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welchen nicht die Strafgeridtspfleqe obliegt, an— 
geordnet werden, und find die hiezu Beauftrag— 
ten mit einer dem Weteiligten vorguweijenden 
ſchriftl. Ermächtigung gu verjehen. Endlid) fann 
beim BVorhandenjein —— Bedingungen, näm— 
lich bei erfolgter rig ng | eines Borfiihrungs- 
oder Verhajtbejehles, bei Betretung auf frifcher 
Tat, bei der Bezeichnung jemandes durd) öffentl. 
Nacheile oder öffentl. Ruf als eines Verbrechens 
verdächtig wie auc) bei Betretung jemandes im 
rel von auf Beteiliqung an einer jtrafbaren 
8 lung hinweiſenden Gegenſtänden (3 2) cine 
usdurchſuchung von einzelnen Sicherheitsorga⸗ 

nen (Wachmann, Gendarm, Forſt- u. Jagdſchuͤtz⸗ 
perfonal F. M. Erl. 28 1Ve4, 3. 9173 —362, 
V. der k. f. Statthalterei fiir Tirol und Vorarlb. 
13 VII 64, B. BL. 37)) aus eigener Macht vorge- 
nommen werden und ijt dem Beteiliqten in bei— 
den Fällen iiber fein Verlangen ſogleich oder bin— 
nen der nächſten 24 Stunden die Befdeiniqun 
iiber die Vornahme der Hausdurchfucung wu 
deren Wriinde gujuftellen. Die Vejtimmungen der 
—— Str. P. O. vom J. 1873 über die 
—— uchung ($$ 139—145) ſtehen auf dem 
Standpuntte des St. G. 27 X 62. Fm Falle der 
Suspenfion des Art. 9 finnen gum Zwecke der 
Strajgerihtspfieqe von den GSicherheitsbehirden 
wegen der im Anhange des G. 5 V 69, R. 66, bes 
zeichneten ftrafbaren ser ite Hausfuchungen 
ohne ridterl. Befehl jederzeit angeordnet 
werden. 

ad2. Sum Behufe der Polizeiaufſicht dtirjen 
von den fompetenten, mit einer Ermächtigung ver- 
febenen Organen Hausdurdiudungen nur in den 
durd) die Spegialgejepe bejtimmten Fällen nach 
den Borjdriften der Str. B. O. vorgenommen 
werden und ijt deren Vornahme in gleicher Weiſe 
au beicheinigen; fo in Handbhabung der Canitits-, 
Veterinär-⸗ u. Sewerbepolizet ujw.; dod) jind jene 
Durdhiuchungen, welche in den Gewerbs- u. Ver— 
ſchleißſtätten der Geiwerbetreibenden, deren Ge— 
werbsbetrieb durch cine ausdrückl. Vorſchrift unter 
Aufſicht (Kontrolle) qejtellt ijt, nad) den Beſtim— 
mungen der Zoll⸗ u.Staatsmonopolordnung 11 VII 
35, 8 271, vorgenommen werden, nicht als Haus- 
durchſuchungen im Sinne des G. (§ 1—3) anzu⸗ 
jeben, desqleiden nicht die unter § 270 der Boll- 
u. Staatemonopolordnung erwähnte Nachſchau in 
den Verſchleißſtätten u. —— (F. M. Erl. 
SII 63, 8. 476, F. M. V. Bl. 7). Bei den unter 
Polizeiaufſicht ſtehenden Perſonen diirfen jum 
Zwecke der polizeil. Auſſicht Hausdurchſuchungen 
jederzeit vorgenommen werden (§ 9 lit. d, G. 
10 V 73, R. 108). 

ad 3. Unter denfelben Bedingungen (§ 3) find 
die Hausdurchfuchungen gum Zwecke der finan: 
jiellen Aufſicht von den Finangorganen nach 
den Beftimmungen des Gef. Str. G 11 VIL 35 
in den durch das G. bejtimmten Fallen vorgu- 
nebmen (§ 584 Gef. Str. G.; 88 271—289, 208, 
299, 319 4.324 Bolle u. Staatsmonopolordnung, 
%. M. Erk. 17 1X 53, § 8; J. M. Erk. 511 63, 
5 B. BL 7, Erl. de3 RKajjationshofes 22 11 
3. 


F. 
77, 12890, über die Vornahme einer Haus— 
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durchſuchung feitens eines Bergehrungsijteuer- 
agenten). 

Beſtätigung. Bei jeder Hausdurchſuchung, 
bet welder nichts Verdächtiges ermittelt wurde, 
hat der Beteiliqte das Hffentl. Recht, über fein 
—— eine Beſtätigung hierüber zu erhalten. 

Il]. Rechteſchutz des H. Die Unverleglichfeit 
des Hauſes ijt vorerft ſtrafrechtlich geſchützt, fo- 
wohl gegen einzelne (§ 83 Str. G.) als auc) ge- 
gen Organe der öffentl. Gewalt, indem jede in 

uSiibung des Amtes oder Dienjtes gan die 
Beftimmungen der 88 1—3 des St. G. vorge— 
nomumene Suntbarig ied im Falle des böſen 
Vorſatzes als Berbrechen des Mißbrauches der 
Amtsgewalt (88 101, 102 Str. G.), außerdem aber 
als Ubertretung gegen die Pflichten eines öffentl. 
Amtes ($F 331, 332 Str. G.) gu ahnden ijt. Hieber 
fillt jedoch) nicht die Außerachtlaſſung der Formen 
der Progefordnung ($F 5, 6), deren Nichteinhal- 
tung nad den — — Disziplinargeſetzen zu 
beſtrafen ijt. Außerdem gewährt das G. (Art. 3 
St. G. über die Errichtung eines Reichsgerichtes 
gegen verwaltungsrechtswidrige Hausdurchſuchun— 
gen die Beſchwerde an das Reichsgericht; die 
regelmäßige Vorausſetzung für die Kompetenz 
des Reichsgerichtes bei Verletzung der den Staats— 
biirgern durch die Verfaſſung gewährleiſteten 
polit. Rechte, nämlich die erfolgte Austragung 
der Angelegenheit im geſetzlich vorgeſchriebenen 
adminiſtrativen Wege, greiſt hier nicht Platz. Denn 
dieſe geſetzl. Beſtimmung kann nur dabin verſtan— 
den werden, daß die Angelegenheit der Beſchwerde— 
führung, wenn und inſoweit ſie im geſetzlich 
vorgeſchriebenen adminiſtrativen Wege auszutra— 
gen iſt, eben auch ausgetragen worden ſei; keines— 
wegs aber kann dieſe Beſtimmung als abſolute Be— 
dingung für die Kompetenz des Reichsgerichtes 
—— werden (Erfenntnis des R.G. 17 VII 78, 
Sammlung Nr. 162 u. 163). 
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_ __L. Sebammenunterridt. 1. Sebammenfdjulen. 2. Be: 
Dingungen fiir die Ruleffung gum Hebammenunterridte. 
8. Unterrichtöadauer u. Aufnahbmstermin, 4, Unterrictsme- 
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thode. A. —*5 Angelobung u. Diplomsaus folgung. 
6. Zulafſung von Auslanderinnen gum Unterrichte und die 
Ausftelung von Diplomen fiir dicielben. — IT. Prazisde« 
rechtiquag u. Riederlaffung. — Il]. Dienſtesvorſchriften far 
Hebammen. Beriinl. BerpHlidtungen der Hedamme. 
B. Berhalten ber Hebamme im Dienfte der Echwangeren u. 
Gebdrenden. O. VPflege des Kindes und der Wöchnerin. 
DD. Berpflidjtungen der Hebamme in Sffentl Begiebung. — 
1V. Braxiscinſtelung u. Diplomentgiehuna. — V. Unbe- 
fupte Ausubung des Hebammenderufes. — VI. Sebammen< 
amt8tage. VII. Sebammenwiederboinngsturic. 
VIII. Fiirforge der Gemeinden fiir die Erreichbarkeit ber 
notigen Hilfe bei Entbindungen. 

Die das H. regelnden Bejtimmungen ver- 
jolgen hauptſächlich den Swed der Borforge 
fiir möglichſt leichte Erreichbarkeit des nöti— 
gen, fachgemäßen Beijtandes fiir Gebärende und 
der Verhiitung von Wodhenbettfiebererfranfungen 
und deren Ausbreitung. Die Ausiibung der Heb- 
ammenkunſt ijt an den Nachweis eines von einer 
autorijierten Hebammenidule ausgeſtellten Di— 
plomes über den genofjenen Hebammenunterricdt 
und die abgelegte ſtrenge Prüfung aus der Ge— 
burtshilfe gefniipft. Den polit. Behirden 1. In— 
jtang begiv. den Amtsärzten derfelben obliegt dic 
Yuffie liber die Uusiibung der Hebammenpraris 
im Bezirke. 

I. Hebammenunterridt. 1. Hebammenjdu- 
len. Der Unterridt im H. wird in jenen Landern, 
in weldjen mediziniſche Fakultäten bejteben, an 
diefen, in den anderen Laindern, mit Ausnahme 
von Schleſien, an den eigen’ fiir diejen Linter- 
richt beſtimmten Lehranjtalten, Hebammenjdu- 
len, durd von der Regierung bejtellte eigene 
Profeſſoren erteilt. An den Univerſitäten gu Wien, 
Prag u. Krafau beſtehen bejondere Lehrkanzeln 
der Weburtshilje fiir Hebammen, an den iibrigen 
Univerfjitiiten erteilen die Brojeijoren der Geburts— P 
bilje den Unterricht fiir Mediginer u. Hebammen 
und find denjelben Ujfiftenten, Sekundarärzte fowie 
gepriijte Schulhebammen beigegeben. 

Die Hebammenlehranjtalt in Wien ijt laut 
Erl. des K. U. M. 1511901, B. 660, gur Füb— 
tung des Titels „k. k. Hebammenlebranjtalt in 
Bien’ fowie zur Verwendung des faij. Adlers 
auf Stampiglien, Diplomen ujw. beredhtigt. 

Die Oberauffidt iiber die Hebammenjdulen 
wird durd) die polit. Landesbehörde und in lepter 
Inſtanz unbeſchadet des dem M. J. als oberſter 
Sanitätsbehörde in ſanitätspolizeil. Hinſicht yu: 
kommenden Auſſichtsrechtes das K. U. M. 
geführt. 

Der Unterricht und der Dienſt an den Heb— 
ammenlehranſtalten ijt durch Miniſterialverord—⸗ 
nung 271 98, R. 35, geregelt. 

Wit der Direftion der ftaatlicden, nicht im 
Verbande der medijinifchen Fakultäten jtehenden 
Hebammenlehranjtalten ijt der betreffende Landed: 
janititérejerent betraut. Un den im Berbande der 
mediziniſchen Fafultiiten ftehenden Hebammentebr« 
anjtalten bat der Defan der mediziniſchen Faful- 
tit die dem Direftor der Hebammentebhranjtalt ju- 
gewiefenen Funktionen ju iibernebmen. 

Der Direftor vertritt die Hebammentebr- 
anjtalt nad) auffen und überwacht diefelbe. Er bat 
die rechtzeitige Befanntgabe des Beginnes der 
Kurſe zu veranlafien, er übt die Disgziplinargewalt 
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über ſämtliche an dieſer Lehranſtalt angeſtellten 
Arzte, Hebammen und ſonſtige Bedienſtete ſowie 
über die Schülerinnen aus, er liefert die jeweilig 
von den vorgeſetzten Behörden vorgeſchriebenen 
Berichte u. Nachweiſungen. 

Der Profeſſor iſt als Leiter der für den 
Unterricht beſtimmten Gebärabteilung, unbeſchadet 
der ihm in dieſer Eigenſchaft ſonſt obliegenden 
Verpflichtungen, für alle Vorfälle an dieſer Abtei— 
lung verantwortlich. Er hat den Dienſt der ihm 
beigegebenen Aſſiſtenzärzte u. Hebammen zu über— 
wachen ſowie die Schülerinnen entſprechend zu be— 
aufſichtigen, das Inventar der Anſtalt gu verival- 
ten und iiber deren Dotation Rednung ju legen. 

Den Aſſiſtenten oblieqt — unbeſchadet der 
ihnen im Dienfte an diefer Anſtalt jonjt erwachſen— 
den Verpflidtungen, wie die Fiihrung der Auf— 
nahmé-, Kranken- u. Weburtsprotofolle, die Wus- 
jertigung der Krankengeſchichten u. dgl. — die Be— 
aufſichtigung des Dienjtes der Schiilerinnen ſowie 
aud) der Sdhulbebammen u. Warterinnen an der 
Webdrabteilung. 

Die Shulhebammen haben unbefdhadet der 
ihnen im Dienjte an der Landesqebiranjtalt er- 
wachſenden Verpflichtungen den Profeiior fowie 
die Aſſiſtenzärzte bei ihren ärztl. Obliegenheiten 
ju unterjtiipen, deren Anordnungen gewiſſenhaft 
auszuführen und die Schiilerinnen a si | ifres 
Aufenthaltes in der Unjtalt au beaujfidjtigen und 
zu unteriveijen. 

Auf die bei den Hebammenlehranjtalten aus 
Staatsmitteln angefteliten Wffijtenten finden die 
Bejtimmungen des G. 31 XII 96, R. 8 ex 1897, 
Anwendung. Bezüglich der Beftellung der rate 
u. Hebammen an der Landesgebiranjtalt gelten 
die biefiir bejtehenden Vorſchriſien. 

Die Kojten des Hebammenunterrichtes bejtrei= 
tet Der Staatsſchatz und leijtet überdies nod) Unter- 
itiipungen der Hebammenfdhiilerinnen unter dem 
Titel von Stipendien, Suſtentations-, Mietzins— 
u. Diplomauslagen. Wus Landesmiteln werden 
ebenjall8 prensa ewährt. Qn mehreren 
Veriwaltungsgebieten bejtretten die Gemeinden die 
Uuslagen fiir Unterhalt u. Diplom, wogegen die 
Hebammen ſich verpflichten müſſen, in der betrefjen- 
den Wemeinde ihre Praxis auszuiiben. 

2. Bedingungen fiir die Zulajjung 
zum Hebammenunterridt. Qn den Hebam- 
menfurs finnen Frauensperſonen aufgenommen 
werden, weldje das 40. Lebensjahr nod) nicht iiber- 
ſchritten und, wenn fie ledig find, das 24. Lebens— 
Jahr vollendet haben. Ausnahmen hievon bewil- 
ligt die polit. Qandesbehirde auf einen im Ein— 
vernehmen mit dem Profeſſor gejtellten Antrag 
des Direftors der Hebammenjdhule. Aufnahms— 
werberinnen haben ihren Taufichein oder Geburts- 
ſchein, eventuell den Trauungsſchein oder, falls fie 
Witiwen find, den Totenſchein ihres Watten, ferner 
cin behördlich beftitigtes ae eee ein 
vom Amtsarzte der zuſtändigen polit. Behörde 
ausgefertiqtes Seugnis der Geſundheit und der 
firperl. Befiihigung, dann ein Impf- und even- 
tuell Revaljinationszeugnis beizubringen. Auf— 
nahméwerberinnen, welde ein Revaljinationszeug- 


727 


nis nicht vorlegen, haben fic) fofort nad) der Auf⸗ 
nahme der Wiederimpfung ju unterziehen. 

Behufs ihrer Satochune haben fid) die Be- 
werberinnen, wenn fie nicht durch Zeugniſſe cinen 
höheren Vildungsgrad nachzuweiſen vermigen, bei 
dem Profeſſor, eventuell im gweijelhaften Fällen 
in Wegenwart des Direftors einer Aufnahmsprü— 
jung au untergieben, bei welder fie nachzuweiſen 
haben, dak fie der Unterrichtsfprade in Wort u. 
Schrift mächtig fowie mit den Elementen des Rech= 
nens vertraut find. 

Die Feſtſetzung weitergehender Anforderungen 
oder Uusnahmen ijt der polit. LandeSbehirde im 
Einverjtindnijie mit dem L. YW. nad Einverneh— 
mung de8 Direftors und des Profeſſors der Heb- 
ammenlehranjtalt vorbehalten. 

3. Unterridtsdauer u. Aufnahmster— 
min. Die Dauer des Hebammenfurjes wird vom 
K. U. M. im Einvernehmen mit dem Mt. J. fiir 
jede Lehranjtalt u. gw. in der Regel nit unter 
der Dauer von fiinf Wonaten feſtgeſetzt. Der Unter- 
richt wird entweder im Winters oder Sommers 
jemefter erteilt. Der Aufnahmstermin ijt fiir den 
Winterfurs auf die erjten acht Tage des Monates 
Ottober, fiir den Gommerfurs ca die erjten acht 
Tage des Monates März in Wien beſchränkt. (Ext. 
ded K. U. M. 21 63, 8. 14100.) 

Während des Kurſes haben die Schiilerinnen, 
jofern dies nad) den lofalen Berhiltnijjen tunlich 
ijt, eventuell nad) bejtimmten Gruppen abwechſelnd 
in der fiir den Unterridjt benutzten Landesqebiir- 
anjtalt zu wohnen. Der Schiilerin ift beim Be— 

inn des Unterrichtsturjes cin Druceremplar der 
Dienitesvoricriiten fiir Hebammen eingublindigen. 

4. Unterridtsmethode. Der ———— 
unterricht ijt unentgeltlich und wird ſowohl theo— 
retiſch wie praktiſch von dem hiefür beſtellten Pro— 
jefjor (eventuell von einer anderen hiemit betrau— 
ten Lehrfraft) unter Hilfeleijtung der ifm beige— 
gebenen Afjijtenten u. Schulhebammen in den be- 
treffenden Landesſprachen erteilt. 

Der theoretifde Unterricht, der mit De- 
monjtrationen an Wandtafeln u. Präparaten uſw. 
verbunden ijt, befteht in ſyſtematiſchen Bortrigen 
iiber Anatomie des menſchl. Körpers mit bejon- 
derer Berückſichtigung der weibl. Geſchlechtsorgane 
und des Beckens, ſerner in Vorträgen über Schwan— 
gerſchaft, normale Geburt, Wochenbett und die 
diesbezüglichen pathologiſchen Verhältniſſe. 

Der praktiſche Unterricht beſteht in Demon— 
ſtrationen der einzelnen Wöchnerinnen mit beſon— 
derer Berückſichtigung jener Fälle, wo die Heb— 
amme die Hilfe eines Arztes in Anſpruch zu 
nehmen verpflichtet ijt. Sede Hebamme hat eine ge— 
wiſſe Zahl von Geburten in Gegenwart des Lehr— 
perſonals zu leiten und vorzunehmen. Geübtere 
dürſen in beſtimmten, jedoch ſtets nur normalen 
Fallen felbjtindig handeln. 

Für den präktiſchen Unterricht gelangt jenes 
Weburtsmaterial zur Verwendung, welches der be- 
treffenden Hebammentehranjtalt nach Makgabe fpe- 
jieller Vereinbarungen in ciner — 
und bei Abgang einer ſolchen in anderer Weiſe 
zur Verfügung geſtellt iſt. 
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Während der Dauer des Kurjes ijt den Schii- 
lerinnen auch Unterridjt iiber die Taufe und ins— 
bef. iiber die Erteilung der Nottaufe gu geben. 

5. Prüfung, Angelobung und Diplom- 
ausfolgung. Sm Berlaufe des Kurſes haben 
fic) die Schitlerinnen beim Profeſſor prattiicdh-theo- 
retiſchen Priifungen und am Schluſſe des Murjes 
der ,, Vorpriifung” ju untergiehen. Nad) Ablegung 
diefer finnen fie gut ,fttengen Prüfung“ (Rigo- 
tofum) behujs Erlangung des Hebammendiploms 
jugelajjen werden. 

Im Falle eines ungiinjtigen Ergebnifjes der 


Vorpriifung fann der Profefjor die Schiilerin auje | 


fordern, vor der Anmeldung gum Rigorojum ent= 
weder den gangen Kurs gu wiederholen oder dem 
Hebammenunterridte nod) durch cine von ihm zu 
bejtimmende Beit beizuwohnen. 

Srhiilerinnen, welche ſchon während des Heb— 
ammenturjes ihre Untauglichfeit zum Hebammen- 
dienjte an den Tag legen oder fic) grober Dien- 
———— ſchuldig machen, können vom Di— 
rektor über Antrag des Proſeſſors aus der Lehr— 
anſtalt ausgeſchloſſen werden. 

Die „trenge Prüfung“ (Rigorofum) ijt 
eine theoretiſch⸗ praktiſche und wird durch cine Kom⸗ 
miſſion vorgenommen, welche aus dem Direktor 
als Vorſitzenden, dem Proſeſſor und einem vom 
K. U. M. im Einwernehmen mit dem M. J. bee 
ſtellten zweiten Prüfungskommiſiär beſteht. 

Dieſer Kommiſſion iſt über jede Kandidatin 
eine Nachweiſung vorzulegen, in welcher die Quali— 
fikation derſelben während ihrer Studienzeit ſowie 
det Ausfall ſämtlicher früheren Prüfungen und die 
Teilnahme der Schülerin am Unterrichte über die 
Erteilung der Nottaufe vermerkt find. 

Das Ergehnis der Prüfung wird von jedem 
Mitgliede der Prüfungskommiſſion mit dem Kal— 
ful „ausgezeichnet“, „genügend“ oder „ungenü— 

end“ klaſſifiziert, wonach der Gejamtfalful der 
rüfung nach der Mehrheit der Zenſuren feſtge— 
ſtellt wird. Eine mehr als zweimalige Wiederho— 
lung der Prüfung iſt nicht geſtattet. 

Nach Ablegung der —— Prüfung haben 
die Kandidatinnen die Angelobung in die Hände 
des Direktors zu leiſten, worauf ihnen das Di— 
plom — wird. Die Angelobung u. Aus— 
ſertigung Der Diplome erjolgt nach einem fiir alle 
Hebammenlehranjtalten feſtgeſezten Formulare. 
Bei Ubergabe des Diploms wird der approbierten 
Hebamme ein in den betreffenden Landesſprachen 
abgeſaßtes Exemplar der Dienjtesvoricriften fiir 
Hebammen eingehindigt, dejien Empjang die 
Hebamme durch eigenhindige Unterſchrift auf dem 
Diplome beſtätigt. 

Für die ſtrenge Briifung, die Wngelobung 
und die Uusfertiqung des Diplomes ijt eine Tare 
von 50 K gu entrichten. Bejretungen oder Er- 
mapigungen von der Tare werden fiir die einzel— 
nen Yehranjtalten durch befondere Beſtimmungen 
geregelt. 

6. Zulaſſung von Ausländerinnen 
zum Unterrichte in Hebammenlehranſtal— 
ten und die Ausſtellung von Diplomen 
für dieſelben. 
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Das K. U. M. hat mit Exl. 18 III 98, 8. 6811, 
die Anordnung getroffen, dak gegen die Aufnahme 
von Wuslinderinnen in den Hebammenfurs im 
allg. fein Anſtand bejteht, dod find ausländiſche 
Kandidatinnen bei ihrer Aufnahme ausdriidlid 
datauf aufmerffam ju machen, daß dem von ihnen 
etwa erlangten Hebammendiplome vor Erwerbung 
der öſterr. Staatébiirgeridjaft feine Gültigkeit in 
Anſehung der ert kt in Oſterr. gus 
fommen iwerde. Mit Erl. des K. U. M. 5 X 1904, 
8. 33895, wurde angeordnet, dag den für ſolche 
auslindifde Randidatinnen bejtimmten Hebammen- 
diplomen eine — beizufügen iſt, derzufolge 
dem Diplome, inſolange von der et der 
Nachweis der öſterr. Staatsbürgerſchaft nicht er- 
bradht ijt, jede Giiltigfeit in — der Praxis⸗ 
—— im Inlande audbtiidlid, abgejprodjen 
wird. 

Da jujolge Minijterialverordnung 30 VIII 98, 
MR. 150 (f. Abſchnitt IL), die bis dabin zwiſchen 
den im Reichsrate vertretenen Königreichen u. Line 
dern und in den Ländern der ungar. Krone bejtan- 
dene Resiprogitit der Hebamimendiplome aufgehoben 
wurde, finden die obigen riicfichtlid) der Auslän— 
dDerinnen getroffenen Verfügungen aud) auf ungar. 
Staatsangebhirige Anwendung, daher den Diplomen, 
welche den nad Ungarn zuſtändigen Hebammen- 
Sehiilerinnen aus Gextigt werden, die erwähnte 
bejdjriinfende Rlaujel beigujegen ijt. 

Il. Praxisberechtigung u. Niederlaffung. 
Die Freigiigiqfeit der Ddiplomierten Hebammen 
war implijite durd) bas Hftzd. 17 IL 25, 3. 268, 
und ausdrücklich durch das Hftzd. 241V 27, 
i. 11840, anerfannt u. ausgeiprodjen (V. des 8. 

.M. 5X 53, R. 199). Die in einer der beiden 
Reichshälften ausgejtellten Hebammendiplome 
Hatten friiber aud) in der anderen Reichshälfte 
Gültigkeit E. des M. J. 4 VI 92, 3. 10784). 

Mit der Winijterialverordnung 30 VIII 98, 
R. 150, wurde auf Grund eines Ubereinfom- 
meng der beiderieitigen Regierungen die Ver— 
fiigung getroffen, dah nur jene Hebammen, welche 
in einem der beiden Staaten der öſterr.ungar. 
Monardhie vor dem 1. Januar 1899 die Be- 
rechtigung zur Ausübung der Hebammenpraris 
in vorſchriftsmäßiger Welſe erlangt haben, nach 
wie vor im Gebiete des anderen Staates zur Aus— 
übung der Hebammenpraxis berechtigt find. 

Hebammen, welche in der Grenzzone des 
cinen Staatsgebietes anſäſſig find, find beredhtigt, 
ihre Praxis aud) in der Grengzone des anderen 
ee auszuüben (§ 2 der gitierten B.). 

ILL. Dienftesvorjdriften fiir Hebammen. Wit 
der Minijterialverordnung 10 1X 97, R. 216, wur⸗ 
den neue Dienſtesvorſchriften fiir Hebam— 
men erlajjen, welche teils fachtechniſche Anweiſungen 
für die Ausübung der Hebammenbilfe, teils Vor- 
ſchriſten über die perſönlichen fowie öffentl. Ver— 
pflichtungen der Hebammen enthalten. 

Jede Hebamme, welche die —— u. 
Berechtigung zur Ausübung der Hebammenkunſt 
in Ofterr. erworben hat und daſelbſt ihren Beruf 
augiiben will, bat fic) mit einem Druceremplare 
diejer Dienjtesvorfdrijten gu verjehen und fic 
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genau nad) den Bejtimmungen derjelben ju be- 


en. 

A. Berfinl. Verpflidtungen der Heb- 
amme 1. Ausrüſtung und Gebarung der 
Hebamme mit Gerätſchaften, Desinfet- 
tions⸗ u. Qabemitteln. Jede Hebamme hat die 
nachjtehend bezeichneten Gegenftiinde in einem 
amtlid) als zweckmäßig empfoblenen, leicht gu rei— 
nigenden, verſchließbaren Bebiltnijje verwahrt gu 
bejipen und au jeder Geburt mitzunehmen. Dieſe 
jind: Cine Spiilfanne (Jrrigator), zwei Mutter- 
rohre aus didwandigem Glas, zwei Afterröhrchen 
aus Hartgummi, ein Ratheter fiir —— aus 
Neuſilber, zwei Drahtbürſtchen, eine Nabelſchnur— 
ſchere, ein Vorrat von Nabelſchnurbändchen, eine 
Nagelſchere, eine Nagelfeile, eine Reinigungs— 
bürſte, ein Stück weißer Seife oder Schmierſeiſe, 
150 g kriſtalliſierte Karbolſäure oder 100 g Lyſol 
poder 50 g Krefol, cin Meßglas, Vaſeline oder 
Lanolin 50g, Utherweingeift (Hoffmannsgeiſt) 25, 
Simmttinftur 25 g, Ubermanganjaures Rali 10g, 
ein Bade und ein Kirperthermometer nach Celfius, 
Verbandwatte (Brunsfde Baumwolle) 100g, ein 
Stiid waſſerdichten Stoffes (Billroth-Battijt) 1 m, 
eine Latzſchürze, cin Handtuch, ein Tagebuch, das 
Lehrbuch der Geburtshilfe fiir Hebammen. Die 
Hebamme hat die es ag Gegenjtiinde jeder- 
jeit in gutem Zuſtande und in vollem Ausmaße 
vortiitig gu balten. Sie darf weder eingelne diejer 
Gegenjtiinde nod) den ganzen Apparat bei den 
Schwangeren, Gebärenden u. Wöchnerinnen zurück— 
laſſen oder wegborgen. Sie hat die Labe- u. Des— 
infektionsmittel ausſchließlich aus einer der nächſt— 
gelegenen Apotheken zu beziehen, ſich hierüber 
mit dem Bezugsbuche auszuweiſen und dasſelbe 
der vorgeſetzten Behörde oder dem Amtsarzte über 
Aufforderung —— 

2. Dienſtesſtellung der Hebammen ge— 
genüber der polit. Behörde. Die Hebamme 
unterſteht der polit. Behörde 1. Inſtanz (t k. Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft, Magiſtrat der Städte mit 
eigenem Statut) und wird in deren Namen insbeſ. 
pon dem Amtsarzte derfelben überwacht. Abr Ver— 
halten u. Wirfen wird augerdem unmittelbar von 
der Gemeindevoritehung, bezw. in deren Ramen 
vom Wemeindeargte, fowie von den in ihrem Wir— 
—— die Praxis ausübenden Arzten beauf— 
ſichtigt. 

Sie hat den dienſtl. Weiſungen der vorgeſetz— 
ten polit. Behörde 1. Inſtanz jederacit pünktlich 
au entipredjen und amtlich verlangte Auskünfte 
wahrheitsqema gu erteilen. 

Sie hat fic) iiber alle ihren Beruf betreffen- 
den Vorſchriften ftets in genauer Renntnis zu er- 
halten, auf die Exrhaltung u. Vervollfommnung 
ihrer Kenntniſſe u. Fertigfeiten bedacht zu fein 
und nad Maßgabe der behördl. YAnordnungen 
ſich an den fiir Hebammen errichteten Wieder- 
holungsfurjen (fj. Abſchnitt VIL) zu beteiligen. 

3. ett be eh Dic Hebamme hat 
bei der polit. Behörde den Ort, an dem fie ihre 
Praxis ausüben will, unter Borlage des Diploms 
anjuseigen, fich dem Amtsarzte vorzuſtellen und dem⸗ 
jelben die vorgeidriebenen Gegenſtände vorzuweiſen. 
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Unter Vorzeigung der amtl. Bejtitigung ihrer 
erjtatteten Wngeige hat fic) dielelbe bet dem We- 
meindevorjtande ihres Wohnortes und wo eine 
Polizeibehirde beſteht, auc) bei diejer zu melden. 
Gie hat ebenfo ihre Wohnung, die jederzeit mit 
einem Schilde am Haufe erſichtlich gu machen ijt, 
— auch jeden Wohnungswechſel anzu— 
zeigen. 

Die Hebamme hat ſich ferner bei dem zuſtän— 
digen Pjarramte vorzuſtellen. 

4. Titelführung und Anfiindigung. 
Die Hebamme darf fic) feines anderen als des 
—— en mit dem Diplom verliehenen Titels be— 

ienen. 

Uber die Anfrage einer Landesbehörde, ob es 
eſtattet ſei, auf ihren Ankündigungen ſich der 
ezeichnung „Geburtsfrau“, „Gebuͤrtshelferin“ 

uſw. und der Beifügung „diplomiert“, „geprüft“ 
od. J gu bedienen, bat das M. J. mit Erl. 2 VI 
99, 8. 11931, erfltict, dag den gur Hebammen- 
praxis beredjtigten Frauensperſonen der offigielle 
Titel „Hebamme“ zukomme und daber jede an- 
dere Titelfiihrung auf Grund des § 5 der Dienſtes— 
verordnung fiir H. unzuläſſig jet; der Gebrauch 
von wahrheitsgemäßen Beifügungen unterliege 
jedoch feinem Wnjtande. 

Geſchäftl. Ankündigungen in öffentl. Blättern 
anderer Art als ſolche, welche die legale Aus— 
übung des Hebammenberujes betreffen, wie die 
Bekanntgabe des Wohnſitzes oder des Wohnungs- 
wechſels u. dgl., Bre der Hebamme ohne Bewilli- 
gung der polit. Behörde nicht geftattet. 

5. LebenSfiihbrung der Hebamme. Die 
Hebanume foll fic) eines ehrbaren, nüchternen Le— 
benswandels befleiken und Gebiirenden, welche 
ihre Hilfe in Anſpruch nehmen, ohne Unterfdied 
der Lebensjtellung oder Ronjefjion, ob arm oder 
reid), ob bei Taq oder Nacht, mit voller Bereit- 
willigfeit und nad) beſtem Wiſſen den nétigen 
Beiſiand leijten. 

Die Hebammen follen fic) untereinander ver- 
triiglich u. friedlic) benehmen, nicht ſich gegenſeitig 
verfleinern, nod) durch gudringl. Anbieten ihrer 
Dienjte oder andere unerlaubte Mittel einander 
ju verdrängen suchen. 

Hat eine Hebamme aushilfsweije die Dienjt- 
leiftung einer anderen iibernommen, fo ift fie 
verpflichtet, der lepteren ihre Stelle ſogleich wieder 
einzuräumen, fobald dieje und die Hilfsbediirftige 
es wünſchen. 

6. Bereitſchaft der Hebamme zur Bei— 
ſtandleiſtung. Da die Hebamme gu allen Stun— 
den des Tages und der Nacht bereit ſein foll, 
Webiirenden ohne Zeitverlujt Hilfe gu leijten, ſoll 
jie fic) auch in anderen als Berufsgeſchäften, wenn 
jie durch eine zweite Hebamme nicht vertreten 
werden fann, nie obne dringende Urſache über 
Nacht von ihrem Wohnorte entfernen und, wenn 
fie Nenntnis hat, dah ſich dajelbjt Hochidwangere 
befinden, auc) bei Tage nicht obne Not vom 
Hauje abwefend fein. Ait die Hebamme auger 
ihrer Wohnung, fo hat fie dafür gu forgen, dab 
jeder Fragende während ihrer Abweſenheit erfah— 
ten fann, wo fie zu finden ijt. Die Beijtand- 
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leiftung bei der Geburt darf fie niemandem ab- 
ſchlagen, auch folchen nicht, die mit efelhaften oder 
anjtedenden Srantheiten bebaftet find. Nur muß 
in folchen Fällen um fo gründlicher die Desinjef- 
tion ———— werden. 

Die Veijtandleijtung bei Geburten geht allen 
anderen Obliegenheiten vor, 3. B. den Verrichtun— 
gen bei der Taufe, dem Bejuchen einer Wöchnerin, 
dem Baden uw. Beforgen cines Neugeborenen. 

7. Perſönliche Reinlidleitapflege der 
Hebamme. Die Hebamme hat fic) ſteis der 
ftrengjten Reinlichfett zu befleigen und die Bee 
rührung mit Berjonen, die an anjtedenden Krank— 
heiten leiden, jowie die Berunreinigung mit Aus— 
wurfsſtoffen von Kranken und mit in Berfepung 
oder Fäulnis befindl. Stofjen Ee vermeiden, damit 
nidt an ihren Fingern, Gerdtidajten oder Klei— 
dern ſchädl. Schmußteilchen haften bleiben, die ge- 
—— der Unterſuchungen oder Hilfeleiſtungen 
in den Körper ihrer Pflegebefohlenen geraten und 
dann ſchwere Erkrankungen, insbeſ. das fo gefiibrl. 
Kindbettfieber erzeugen fonnen. Aus diefem Grunde 
ijt die Hebamme auf das ſtrengſte verpjlichtet, 
jedesmal vor Beriihrung des Körpers einer Pflege- 
befohlenen ihre Hinde bezw. Geräte mit Setje 
und der Desinjeftionsfliifjigfeit auf das griind- 
lichſte zu reinigen. 

Sie ſoll ſtets darauf bedacht fein, die Haut 
der Hände ſorgſam zu pflegen, dieſelben vor Ver— 
letzungen, Schrunden u. Schwielen bewahren und 
an denſelben feine Ringe tragen. 

Die Nägel follen mit dem Nagelgwider kurz 
u. rund gejdnitten, die etwa vorſtehenden Eden 
u. Kanten mit der Feile des Nagelpupers — 
foipig hervortretende Teile der verhornten Oberhaut 
deS Nagelfaljes abgejdmitten und mit dem Nagel— 
puper zugefeilt fein, da durch folche ſpitzige Her- 
vorragungen bei BVornahme der inneren Unter— 
fuchung leicht eine Verlegung bewirkt werden fann. 

Nagel und Ragelfaly find mittels des Nagel- 
pupers griindlid) tein gu halten. 

Bei Ausübung ihres Berujes trage die Heb- 
amme nur joldje Mleider, welche leicht qu teinigen 
find, daher Waſchkleider, deren Armel jo einge— 
tichtet fein follen, da die Urme bis gum Ellbogen 
unbededt gehalten werden finnen. 

Das Oberfleid einſchließlich des Brujtteiles 
ijt bon der Hebamme im Dienjte an der Vorder- 
jeite Durch eine ſtets rein gu baltende Latzſchürze 
bedeckt gu halten. 

8. Bewahrung der Hebamme vor In— 
ſettion. Mit der Pflege von an anſteckenden 
Krankheiten leidenden nicht ſchwangeren Perſonen 
darf fic) die Hebamme gar nicht, mit anderweiti— 
ger Krankenpflege nur in Fällen, in welchen es 
vom Arzte nicht verboten wurde, beſaſſen. 

Hat ſich die Hebamme während der Beiſtand— 
leiſtung bei einer Schwangeren, Gebärenden oder 
Wöchnerin oder bei Neugeborenen eine bedenkl. 
Verunreinigung des Körpers zugezogen, fo muß 
bie Desinjeftion der verunreinigten Körperſtellen 
und ibrer Umgebung vorgenommen werden. In— 
Rglerte BWijdhe und infisierte waſchbare Keidungs- 
jtiide miijien durch Auslochen in Laugenwaſſer, 
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nicht waſchbare Bekleidungsſtücke durch Einlegen 
in Desinfeltionslöſung oder — mit Ausnahme 
von Lederſachen — durd Waſſerdampf in eigenen 
Desinfeltionsapparaten, wo ſolche zur Verfiiqung 
ſtehen, desinfiziert werden. 

9. Perſönl. Desinfektion. Bereitung 
der DeSinfeltionsfliiffiqteiten. Die Heb— 
amme ijt ſtrengſtens verpilishtet, vor jeder Ver⸗ 
tidtung am Körper der Schwangeren, Gebiiten- 
den oder Wöchnerin fowie nad) Beendiqung der- 
jelben ihre Arme u. Hinde, desgleichen die am 
Körper des Pfleglings sur Verwendung gelangen- 
den Geriitidaften vor u. nad) der Benugfung vor- 
ſchriftsmäßig gu desinfizieren. 

Die Hebamme hat fic) hiezu der vorgeſchrie— 
benen Dedsinjeftionsmittel zu bedienen, zu deren 
Herſtellung in den Dienſtesvorſchriften genaue 
Weiſungen enthalten ſind. 

B.Verhalten der Hebamme im Dienſte 
der Schwangeren u. Gebärenden. 1. Unter— 
ſuchung und Beratung von Frauensper— 
jonen durd die Hebamme. Die Hebamme hat 
jede Frauensperjon, welche wegen bejtehender oder 
vermuteter Schwangerſchaft oder wegen mit eincr 
ſolchen möglicherweiſe im Zuſammenhange ſtehen— 
der Beſchwerden im Unterleibe ihren Rat anſpricht, 
nach den in der Schule gelehrten Regeln zunächſt 
äußerlich und nach Erfordernis innerlich gewiſſen— 
haft zu unterſuchen. 

Die äußere Unterſuchung Schwange— 
ter und Gebärender ſoll ſtets mit größter 
Sorgfalt ausgeführt werden, um die in— 
nere Unterſuchung ſo ſelten als möglich 
vornehmen zu müſſen. 

Mit Rüchſicht auf das Ergebnis der Unter— 
ſuchung hat die Hebamme die Hilfsbediirjtiae 
liber ihr Verhalten in verftiindiger Weiſe gu be— 
raten. 

Unbewuft Sdhwangere find iiber ihren Zu— 
ſtand fdonend aufzuklären und gu ermahnen, ſich 
jo 3u verbalten, daß dem Gedeihen der Leibes- 
frucht fein Schaden jugefiigt werde. 

Nimmt die Hebamme an der Unterjuchten 
allg. franfhafte Zuſtände oder einen franfbajten 
Ausfluß aus den Geſchlechtsteilen odcr andere, 
insbeſ. anjtedende Erfrantungen an denfelben wabr, 
ijt es ihre Pflicht, auf die Notwendigkeit ärztl. 
Hilfe nachdrücklichſt aufmerfiam gu machen. 

Steht bei der Unterſuchten die Geburt un— 
mittelbar bevor, fo hat die Hebamme wegen der 
entipredjenden BVorfehrungen zur Entbindung ſo— 
or das Nötige gu veranlaffen und den erforderl. 

eiſtand zu leiſten. 

2. Regelung des Verhaltens Schwan— 
erer — der Schwangerſchaft. Die 
ebamme hat darauf zu ſehen, daß ſich die ihrer 

Pflege anvertraute Schwangere ſtets, namentlich 
aber in den letzten Wochen, der größten Reinlich- 
feit befleife. 

Lauwarme Bader follen Shwangeren, welde 
fic) derjelben zu bedienen in der Lage find, falls 
nidjt bejondere Giriinde entgegenftehen (Neiqung 
ju Blutungen, Kranfheiten ujw.), bis gum Ein— 
tritte Der Geburt empfohlen werden. 
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3. Reinhaltung des Gebär- u. Boden: 
jimmers. Die Hebamme hat auch darauj ju 
jehen, daß die Umgebung der Webiirenden u. 
Widnerin möglichſt rein gehalten werbde. 

Wo es tunlid ijt, foll das fiir die gu er— 
wartende Entbindung bejtimmte Simmer einer 
qriindl. Reinigung untergzogen, der Staub bejei= 
tiqt, der Fußboden aujgewajden oder feucht auf- 
gewiſcht werden. 

Während der Benubung de8 Gebisir- u. Wo— 
chenzimmers find aus demfelben alle Ausſcheidun—⸗ 
gen u. Entleerungen ſowohl der Mutter als des 
Rindes fowie verunreinigte Bad- u. Waſchflüſſig— 
feiten ſtets alébald hinauszuſchaffen. Die Zimmer— 
luft mug rein gebalten und daber hinreichend ojt 
durch Lüftung erneuert werden. 

4. Aufnahme von Sdwangeren und 
Webirenden in die Wohnung der Heb- 
amme. Es ijt der Hebamme obne bejondere be— 
hird!. Bewilliqung ($ 2, lit. b, des G. 30 1V70, 
R. 6S) nicht gejtattet, ihre Wohnung fiir Swede 
der Entbindung fremder Frauensperjonen geidiijts- 
mäßig gu verwenden. 

Die Bewilliqung sur geſchäftsmäßigen Ver— 
—— der Wohnungen von Hebammen zum 
Zwecke der Entbindung fremder Frauensperſonen 
erteilt die polit. Landesbehörde (Erl. des M. J. 
26 VIII 98, 8. 22243). 

Bezüglich der Bedingungen zur Erlangung 
einer jol Bewwilligung wurden in Steter- 
matf mit rl. der Statthalterei 15 V 98, §. 9048, 
in Niederöſterreich mit Erl. der n.-H. Statt- 
halteret 1 VII 98, 8. 61441, in Schlefien mit 
rl. 18 XI 98, 8. 21039, in Böhmen mit Erl, 
12X 98, 3. 141052, in Kärnten mit Erl. 101 
99, 3. 708, in Tirol und Vorarlberg mit 
Erl. 201 99, 8. 1333, in der Bufowina mit 
rl. 191 99, 8. 25044 ex 1898, in Oberöſter— 
reid) mit Erl. 6IV99, 8. 4574, und in Salz-— 
burg mit Erl. 31V 99, 8. 5309, befondere Wei— 
jungen erlajjen. 

Das WM. J. hat mit Erl. 211V99, 8. 13324, 
die polit. LandeSbehirden darauf aufmerkſam ge 
macht, dah derartiqe Bewilliqungen aus öffentlich— 
ſanitären Riidjichten nur ausnahmsweiſe in Frage 
fommen finnen, wenn nad) den ju erhebenden 
lofalen Verhältniſſen ein dringendes Bedürfnis 
hiefür nachweisbar und die Erreichbarfeit der ge- 
burtshilfl. Unterfunit u. Dilfeleljtung in öffentl. 
Anftalten nicht gefichert ijt. Auch in dieſem Falle 
ijt der Umjang der Bewilligung, welche jich ſtets 
nur auf einjelne fallweije Enthindungen erjtrecen 
und niemals das Entitehen von Winfelentbin- 
dungsanjtalten bei Hebammen ermöglichen dari, 
genau abgugrengen und zu beadten, dak allen 
oranda i Anjorderungen Geniige gelei— 
ſtet tt. 

Das Enthindungslofal ſowie die auf die ein- 
ſchlägigen — rs, gerichtete Tätigkeit der 
Hebamme ſind der unmittelbaren Uberwachung des 
beamteten Gemeindearztes jowie der Beaufſichtigung 
des Amtsarztes der polit. Behirde zu unterftellen 
und binjichtlic) der qenauen Buchführung iiber jede 
aufgenommene Hiljsbediirftige, der Anzeige jedes 
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Geburtsjalles, des Berbotes der WAnnoncierung 
und der Wnlodung von fremden Schwangeren, 
der ——— ſoliden Betriebes überh., 
die genaueſten Weiſungen vorzuſchreiben. 

Die polit. Landesbehörde hat über ſämtl. Be— 
willigungen von derlei Entbindungslokalitäten bei 
Hebammen jortlaujend genaue Evidenz ju führen 
und über deren Stand und die Pfleglingsbewe— 
gung in denſelben unter Anſchluß einer tabellari- 
iden Spegififation halbjährig, d. i. mad) dem 
30. Juni und 31. Dezember 7. J. im Laufe des 
folgenden Monates, gu berichten. 

Uber eine wegen dringenden Notfalles in der 
BWohnung der Hebamme jtattgefundene ntbin- 
dung ijt ftets fofort der Gemeindevorjtehung die 
Ungeige ju eritatten und ijt diefer Umſtand auch 
in der Unmerfungsrubrif des Geburtenausweijes 
unter Angabe der veranlafjenden Urſache jedesmal 
ausdriidlich anzumerken. 

5. Unterbredhung der Beiftandleijtung 
bei Schwangeren oder Gebdirenden wegen 
Infektionsgefahr. Befindet fic) eine an Kind— 
bettfieber oder an allg. Unjtedungstranfheiten, als: 
Blattern, Scharlach; Maſern, Rotlauj, Bräune, 
Fleck- oder Unterleibstyphus, Ruhr oder Keuch— 
huſten erfranfte Perſon in der Wohnung der 
Hebamme, fo darf fie iiberh. feine, und bat die 
Hebamme eine an folder Mranfheit Leidende 
Schwangere oder Wöchnerin auger dem Hauje in 
Pflege, F darf ſie eine andere Schwangere, Ge— 
bärende oder Wöchnerin erſt dann beſuchen oder 
pflegen, bis die Inſeltionsgefahr nach der von der 
Hebamme eingubolenden ſchrifti. Beftitiqung des 
behandelnden Arztes, bei Abgang eines folchen 
des Gemeindearztes, beſeitigt ijt. 

Mur im dringenden Notjalle, d. b., wenn 
eine andere Hebamme nicht gu erlangen ijt, darf 
jie unter den gedadjten Umitinden bei Kreifenden 
u. Wöchnerinnen ausnahmsweiſe, jedod) nur nach 
ſorgfältigſter perjinl. Reiniqung des Körpers, wo- 
möglich im Bade, gründlichſter Desinjeftion der 
Hinde u. Urme und Wnlegen neugewajdhener Be- 
tleidungsſtücke Hilfe leiſten. 

Eine derartige Reinigung u. Desinfektion 
darf auch dann, wenn die Hebamme ihre Tätig— 
leit wegen Infeltionsgefahr eingeſtellt hatte, vor 
Wiederaufnahme der Praxis nicht unterlaſſen 
werden. 

6. Allg. Verhalten der Hebamme im 
Dienſte der Gebärenden. Hat die Hebamme 
eine Gebärende in Pflege übernommen, ſo darf 
ſie ſich von derſelben während des Geburtsver— 
laufes nicht entfernen und muß auch nach jeder 
regelmäßigen Geburt mindeſtens drei Stunden 
nach dem Abgange der Nachgeburt bei der Ent— 
bundenen bleiben. 

Mit Ausnahme des zwingenden Notfſalles, 
daß eine zweite Hebamme nicht herbeigeholt wer— 
den kann, iſt es nicht erlaubt, daß eine Hebamme 
zwei Gebärenden zu —— Zeit Beiſtand leiſte 
und abwechſelnd von der einen zur anderen gehe, 
weil aus einem derartigen Vorgange große Ge— 
fahr fiir die cine oder fiir beide Gebärenden ent— 
jtehen finnte. 
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Cine foldje Ausnahme darf nur in dem Fale 
cintreten, wenn die unauffdiebl. Beiftandleijtung 
bei der Entbindung einer jweiten Gebärenden 
wegen Cintrittes eines gefährl. Zuſtandes derfel- 
ben unbedingt notwendig geworden ijt. 

Die Hebamme hat in diefem Falle auf die 
perjinl, Desinjeftion vor dem Verlaſſen einer 
hag Sale oni und womöglich auf den Wechſel 
det Oberfleider, jedenfalls aber der Schürze vor 
dem Befuche des anderen Pfleglings bejonders be- 
dadjt gu fein. 

Immer hat diejenige Gebärende, bei der die 
Hebamme die Hilfeleijtung bereits —— hat, 
den Vorzug vor der, zu welder fie fpater gerufen 


wird, die erjte Frau mag nod) fo arm, die jweite | H 


nod) fo reich fein. 

Die Ausficht auf Lohn darf die Hebamme 
iiberh. nie höher jtellen als die Pflicht u. Stan- 
desehre. 

Die Dienſtesvorſchriften enthalten ferner ge— 
naue Vorſchriften über 

7. Vorbereitende Tätigkeit der Heb— 
amme vor der Entbindung. 

8. Desinfektion der Gebärenden jum 
Zwecke der Unterſuchung. 

; 9. Beiftandleijtung wihrend der Ge— 
u 


tt. 

C. Pflege des Kindes und der Wöch— 
netin. Die Dienſtesvorſchriften enthalten dies- 
bezüglich genaue Vorſchriften über 

1. die Beſorgung der Nabelſchnur des Kindes, 

2. die Wiederbelebung eines ſcheintoten 
Kindes, 

3. den Schutz der Augen des neugeborenen 
Kindes, 

4. die Beſorgung der Nachgeburt, 

5. das Berhalten der Hebamme nach ſtattge— 
fundener Gebutt, 

6. die Pflege des neugeborenen Rindes, und 

7. die Beijtandleijtung der Hebamme wäh— 
rend des Wochenbettes. 

D. Verpflichtungen der Hebamme in 
öffentl. Beziehung. 1. Verhalten der Heb— 
amme in — auf Nottaufe u. Taufe. 
Bei der Geburt eines lebensſchwachen, ſcheintoten 
oder ſonſt in Lebensgefahr ſchwebenden Kindes 
chriſtl. Eltern ijt die Hebamme verpflichtet, auf 
die Notwendigkeit der Nottaufe aufmerkſam zu 
machen. Die Nottaufe ijt von der Hebamme über 
Aufforderung oder mit Zuſtimmung der Eltern, 
bei einem unehel. Kinde mit Zuſtimmung der 
Mutter, in der an der Schule gelehrten Weife 
vorzunehmen. Die Hebamme hat dafür au jorgen, 
daß die vollzogene Nottauje und die Umſtände, 
unter denen fie vollgogen wurde, dem zuſtändigen 
Seelforger ehejtens angegeigt werden, 

Es ijt der Hebamme verboten, das Rind 
einer nicht chriſtl. Mutter ohne Vorwiſſen u. Cine 
willigung det Cltern, bezw. ein unebel. Rind einer 
nicht chriftl. Mutter ohne Cinwilligung der leste- 
ten ber Nottaufe au unterziehen. 

Die Hebamme foll erinnern dak neugeborene 
Kinder chriſtl. Eltern zur gebhirigen Beit getauit 
werden. Jn Fillen, in denen Krankheitszuſtände 
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des Kindes die Bornahme der Taufe in der Kirche 
bedenflid) machen finnten, hat die Hebamme die 
Ungehbrigen de8 Täuflings darauf aufmerffam 
gu madjen, damit die Tauſe im Hauje vorgenom- 
men werde. 

2. Berufung des Argtes im allg. Bei 
gefabrdrohenden oder —— Vorkommniſſen, 
mögen dieſelben Schwangere, Gebärende oder Wöch— 
nerinnen oder das ungeborene oder neugeborene 
Kind betreffen, iſt die Hebamme unter ſchwerer 
Verantwortung verpflichtet, unverzüglich die Her— 
beirufung eines Arztes gu veranlaſſen. 

reten Zeichen der Ohnmacht oder ſcheinbare 
Lebloſigkeit der Pflegebefohlenen ein, ſo hat die 
ebamme nach der in der Schule gegebenen An— 
leitung bis zur Ankunft des Arztes fiir die ent— 
ſprechende Lagerung derſelben, fiir reine Luft und 
angemejjene Zimmerwärme Sorge gu tragen. 

Wenn von einer Leidenden oder deren Ange— 
hörigen, aud) ohne dag die Hebamme eine Regel- 
widrigfeit wahrnimmt, die Berufung eines Arztes 
gewünſcht wird, fo foll fic) die Hebamme derjel- 
ben nie widerfepen oder fie auch nie gu verzögern 
fudjen. Uber die Wahl eines Arztes enticheidet 
das Sutrauen der Kranfen oder ihrer Angehörigen 
und die Hebamme hat fic) bhieriiber nur, wenn fie 
befragt wird, auszuſprechen. Sie bat ſtets die An— 
funft des Urgtes abzuwarten, bei der Pflegebefoh— 
lenen fo lange ju verweilen, al8 es der Arzt fiir 
notwendig eradtet und den Weijungen bedfelben 
piinftlich nachzukommen. 

3. Berufung des Argtes in befonde- 
ren Fallen. Die Hebamme muß in beitimmten 
in den Dienjtesvorjchriften fiir Hebammen tarativ 
angefiibrten Fällen jedesmal auf die Herbeirufung 
des Arztes Dringen. 

4. Berbot der RKranfenbehandlung 
durd die Hebamme. Es ift den Hebammen 
ſtrengſtens verboten, im Dienjte von Schwange— 
ren, Webdrenden, Wöchnerinnen oder Kindern ſich 
auf die Behandlung von Sranfheitssujtinden ein— 
aulafien oder denfelben irgend welche Arzneien gu 
verabjolgen. 

Desaleidien ijt den Hebammen ſtrengſtens 
verboten, ohne zwingende Not bei Edpwangeren, 
Giebirenden, Wöchnerinnen oder Rindern Verrich— 
tungen vorzunehmen, deren Vornahme in der Re— 
gel nur dem Arzte gujteht. Wud) darf die Heb- 
amme, auper iiber bejonderen ärztl. Auftrag, feine 
Ausjpiilungen der Geburtswegqe madden. 

Nur bei gingl. Unmöglichkeit, drgtl Hilfe zu 
befdhafien und bei augenidjeinl. Lebensgefahr der 
Gebärenden durd) die Verzögerung, ijt es der 
Hebamme ausnahmsweiſe gejtattet, unter genauer 
Beobachtung der Desinfettionsvorfdhrijten ſowie 
der fonftigen ihr beim Hebammenunterticte er- 
teilten und im Lehrbudje enthaltenen Weifungen 
dic Wendung, die Ausziehung bei Becenendlagen, 
die Suriicidiebung des vorgejallenen Nabelſtran— 
ges oder vorgefallener oberer Gliedmaßen neben 
dem Ropje, die Herausholung des zurückgehalte— 
nen Wutterfudjens vorzunehmen. 

Sie ijt fiir ihr Gebaren bei dieſen ausnahms— 
weijen Hiljeleiftungen der Behirde verantwortlid 
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und hat derſelben in jedem einzelnen Falle einer 


derartigen außergewöhnl. Hilfeleiſtung die beſon⸗ | fi 


dere Anzeige gu erſtatten. 

Die Anwendung von Inſtrumenten iſt der 
Hebamme unter allen Umſtänden unterjagt. 

5. BVerpflidtung der Hebamme zur 
Angeige jedes Geburtsfalles. Die Hebamme 
ijt verpflichtet, über jeden WeburtSjall der Ge— 
meindevorjtehung die voridjriftsmipige Angeige 
u erjtatten und den bejtehenden bejonderen Vor— 
Pariiten entipredjend die ſchriftl. Wochenberichte 
rechtzeitig vorzulegen. 

Desgleichen hat fie fiir die baldigſte Anzeige 
der Geburt eines Kindes beim zuſtändigen Seel— 
ſorger oder bei dem mit der Führung der Ge— 
burtsbücher ſonſt betrauten Organe ſowie dafür 
Sorge zu tragen, dah demſelben die hiezu erſor— 
derl. Daten angegeben werden. 

Dieſe Daten find hinſichtlich des Kin— 
de8: Ort, Tag, Monat der Geburt, Geſchlecht, 
die Ungabe, ob ehelid) oder unehelich, ob lebend- 
odet totgeboren, ob die RNottaufe und von wem 
fie volljogen wurde; binfidtlid) der Eltern: 
Alter, Konfeſſion, Beitpuntt der Eheſchließung, 
Berufszweig u. Berujsftellung des Vaters, bei 
unebel. Sindern der Mutter. 

Bu diefem Swede hat die Hebamme auch bei 
der jeremoniellen Tauſe und bei der Cintragung 
in das Geburtsbud) gegenwärtig ju jein. 

Auch find die Hebammen verpflidtet, jeden 
au ihrer Renntnis fommenden Fall einer ohne 
Beihilfe einer gepriiften Hebamme jtattgefundenen 
Geburt fofort der Gemeindevorſtehung anzuzeigen 
und bei BVorlage der Geburtstabellen an die po- 
lit. Behirde diefe Ungeigen in einer Anmerkung 
anzuführen. 

6. Anzeigepflicht u. Strafe bei Frucht— 
abtreibung u. Rindestitung. Die Hebamme 
ijt verpflidjtet, ber Behirde durch die Gemeinde: 
vorjtehung unverzüglich die Anzeige gu maden, 
wenn fich ihr der vs tiindete Berdacht einer ſtatt⸗ 
gefundenen oder b Rudhtigten Stindestétun Frucht⸗ 
abtreibung oder einer anderen ähnl. ſtrafbaren 
Handlung aufdrängt. (§ 359 Str. G.) 

Jede Hebamme, welche die — oder 
Abtreibung einer Leibesfrucht, die Unterſchiebung 
oder Verwechſlung eines Kindes abſichtlich herbei- 
führt oder aber bei einer ſolchen ſtrafbaren Hand— 
lung als Mitſchuldige oder Teilnehmerin mitwirkt, 
verſällt der Strenge des Str. G. 

7. Pflicht der Bewahrung von Geheim— 
niſſen. Die Hebamme hat die Geheimniſſe der 
ſich ihrer Pflege anvertrauenden — — gewiſſen⸗ 
haft gu bewahren und über ihr befannt gewordene 
Kranfkheitszuſtände derſelben Stillſchweigen au be— 
obachten. (§ 498 Str. G.) 

In jenen Fällen aber, in welchen fie zur Er— 
ſtattung einer Anzeige verpflichtet iſt oder wenn 
fie von der polit. oder Gerichts-Behörde als Sach— 
verſtändige oder als Seugin einvernommen wird, 
hat fie die volle Wahrheit nad) bejtem Wijjen an— 
zugeben. 

8. Veranlaſſung der Beſchau von Tot— 
geborenen. Der Hebamme obliegt es, gu ver— 
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anlaſſen, daß jedes totgeborene Rind ohne Rüch 
icht auf den Grad der erreichten körperl. Entwid- 
lung, fonac) auch alle abortierten Eier, auch ſolche 
ohne Frucht und auch bloke Citeile fowie Molen 
der vorſchriftsmäßigen Beſchau durch den beſtell— 
ten ärztl. Totenbeſchauer untergogen werden. Ohne 
letztere dürſen Früchte, Cier u. Molen aud) an 
Inſtitute nicht abgegeben werden. 

Findet eine derartige Abgabe an Inſtitute 
nicht ftatt, jo müſſen dieſe toten Früchte der Beer— 
digung zugeführt werden. 

9. ——— des Tagebuches. Jede Heb⸗ 
amme iſt verpflichtet, ein Tagebuch, welches über 
Verlangen dem Amtsarzte zur Einſicht vorzu— 
weiſen iſt, zu führen und in demſelben —* 
hende Angaben an Ort u. Stelle zu verzeichnen 
oder, falls ſie des Schreibens nicht kundig wäre, 
verzeichnen zu laſſen: 

J. Geburtennummer; 

2. Wohnort, Gaſſe u. Hausnummer; Vor— 
u. Zuname; Geburtsjahr(Ulter); Stand (verehelicht, 
verwitwet oder ledig); Berufsſtellung (Beſchäfti— 
gung); Religion Konfeſſion) der Gebärenden; 

3. Taq u. Stunde, wann die Hebamme bei 
der Gebärenden anfam; 

‘ 4, Stunde, Tag, Monat u. Jahr der Ge- 
urt; 
5. die wievielte Niederkunft der Mutter; 
6. Geſchlecht u. Name des Kindes oder der 
Rinder (bei mehrjaden Geburten); 

7. im wievielten Schwangerfdaftsmonate die 
Weburt erjolgte, sur Beurteilung, ob fie eine recht⸗ 
zeitige oder vorzeitige Frühgeburt) oder eine un- 
jeitige (Fehlgeburt) war; 

8. Rindeslage bei der Geburt; 

9. Kind lebend, ſcheintot oder tot; 

10. wie das Rind entwidelt war; 

11. ob an dem Rinde Mißbildungen beob- 
adjtet wurden und welche? 

12. ob bei der Mutter wiihrend der Geburt 
lebensgefährl. Zufälle oder der Tod eintraten; 

13. ob Kunjthilfe geleiftet wurde, wann, welche 
und von wem? 

14, Tag u. Stunde des Abganges der Nach— 
gebutt; 

15. ob die Mutter während des Wodhenbettes 
erfranfte, woran? ob fie jtarb, wann? 

16. ob das Kind während der Wochenzeit er- 
franfte, woran? ob es ftarb, wann? 

17. bejondere Bemerfungen. (Hier ijt auch 
eingutragen, ob u. wann die Hebamme die Her= 
beirujung des Arztes veranlaft hat.) 

10. Fiihrung des Geburtenausweifes. 
Aus dem Sonthoke hat die Hebamme die WAuj- 
zeichnungen ju Hauſe in die Geburtenausweiie 
zu tibertragen, die Rubrifen derjelben genau aus- 
ufiillen und dic Ausweiſe ju den —— 

erminen der polit. Behörde vorzulegen. 

Der Amtsarzt wird die der polit. Behörde 
vorgelegten Ausweiſe prüſen, außerdem bei geeig- 
neten Anläſſen in die Ausweiſe der Hebammen 
ſowie in das Tagebuch Einſicht nehmen. Auf Ver— 
langen ſind dieſe Ausweiſe auch dem zu einer 
Geburt beigezogenen Arzte vorzulegen, dem es 
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anheimgegeben iit, feine eigenen Bemerfungen in 
diefelben einzuſchreiben. 

Die Aufzeichnungen in dem Vormerkbuche 
und in den Geburtenausweifen hat die Hebamme 

ewifienhajt, wahrheitsgetreu und möglichſt voll- 
tiindig au madden. Sie ijt verpflichtet, dic Gebur- 
tenausweife vor Beſchmutzung geſchützt und wobl- 
geordnet aufzubewahren. 

11. Behördl. Uberwadung und Straf- 
failliqteit der Hebamme bei Ubertretung 
der Vorſchriften. Die Hebamme fteht unter 
fortwährender Aufſicht der polit. Behörde, weldher 
e8 zukommt, Suwiderhandlungen gegen die Dien- 
ſtesvorſchriften — inſoweit diefelben nidt unter 
die Bejtimmungen des Strafgeſetzes fallen — nach 
Maßgabe der Minifterialverordnung 30 IX 57, 
MR. 198, mit Geld- oder Urrejtitrajen gu ahnden. 

Auf die Berufstitigfeit der Hebammen haben 
aud) nachſtehende Beftimmungen des Str. G. 27 V 
52, R. 117, Anwendung. 


§ 5 betreffend Mitſchuldige u. Teilnehmer an! 


Verbrechen. 

§ 144. Cine Frauensperſon, welche abjichtlid 
was immer fiir eine Handlung unternimmt, wo- 
durch die Abtreibung ihrer Leibesfrucht verurſacht 
oder ihre Entbindung auf ſolche Art, dak das 
Rind tot zur Welt fommt, bewirft wird, macht 
fic) eines Verbrechens ſchuldig. 

§ 145. Dit die Abtreibung verfudt, aber nicht 
erjolgt, foll die Straje auf Rerfer zwiſchen fechs 
Wonaten und einem Jahre ausgemejjen, die zu— 
ftande gebradjte Abtreibung mit ſchwerem Serter 
zwiſchen einem u. fiinf Jahren bejtrajt werden. 

8 147. Dieſes BerbredjenS macht fic) auch 
dDerjenige ſchuldig, der aus was immer fiir einer 
Abſicht, wider Wiffen u. Willen der Mutter, die 
Ubtreibung ihrer Leibesfrucht bewirft oder gu be- 
wirlen verſucht. 

§ 148. Ein ſolcher Verbrecher ſoll mit ſchwe— 
rem Kerker zwiſchen einem u. fünf Jahren und 
wenn zugleich der Mutter durch das Verbrechen 
Gefahr am Leben oder Nachteil an der Geſundheit 
ugezogen worden ijt, zwiſchen fiinf u. zehn Jahren 

ejtraft werden. 

§ 335 betrefjend alla, Vorſchriſt in Beziehung 
auj die Bergehen u. Ubertretungen gegen dic 
Sicherheit des Lebens. 

§ 339 betrefjend Vorſchrift fiir unverehelichte 
ſchwangere Frauensperjonen. 

§ 340. Strafe auf die Verheimlichung der 
Geburt. 

§ 343 betreffend die unbefugte Ausübung 
det Urgneis u. Wundargneifunjt als Gewerbe. 

§ 359 betreffend die Nichtanzeige verdadtiger 
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der Geheimniſſe 


498 betreffend —— vel trea 
+ oder Wundärzte 


gt anfen von Seite der H 
u. dgf. 

IV. Prayiseinftellung u. Diplomentsiebung. 
Die Beredtigung jur Ausiibung der Hebammen= 
praxis fann, pe A von dem alle der Ver— 
lepung des Berufsgeheimniſſes (§ 498 Str. G.), in 
welchem alle die Praxisberedjtiqung entzogen 
werden fann, verwirkt werden und wird der Ver— 
Iujt derſelben in Fällen, wo eine Hebamme in— 
folge der ſtrafgerichtl. Verurteilung wegen Ver— 
brechens die erſorderl. Verläßlichkeit u. Vertrauens— 
wiirdigteit nicht mehr beſitzt, von der polit. Be— 
hörde 1. Inſtanz unter gleichzeitiger Diploment=- 
ziehung ausgeſprochen. 

Da die Hebammen keinen alademiſchen Grad 
beſitzen und daher nicht unter jene Perſonen zäh— 
len, welche nach den Beſtimmungen des Str. G. 
ihres alademiſchen Grades wegen Verbrechens ver— 
og | erflirt werden finnen, tritt in Bezug auf 
die Entgiehung der — ———— der Heb⸗ 
ammen wegen beſtimmter Verbrechen (Abtreibung 
der Leibesfrucht) das Polizeiſtrafbefugnis der polit. 
Behörden auf Grund des Sanitätshauptnormativs 
(Allerhöchſtes B. 211770, § 7, und Nadtrags- 
patent 10 IV 1773, § 26) in Straft (Erl. des M. J. 
13 X 95, 3. 29001). 

Die Hebammen finnen daber nad § 26 Str. G. 
nicht behandelt werden, nur injofern die Beſchäf— 
tiqung der Hebammen als Sanitätsgewerbe auj- 
zufaſſen ijt, fann die polit. Behirde in Erwägung 
aiehen, ob mit der Entgichung der Praxisberech— 
tiqung der wegen Berbrechens verurteilten Heb- 
ammen nad § 30 Str. G. vorgugehen jei, wie 
dies in Analogie mit dem Verfahren gegen Wund- 
ärzte, weldje wegen Verbrechens beſtraft wurden, 
mit dem Erl. des M. J. 20 VII 82, 8. 9255 
(Qntimation des Erl. des J. M. 24 82, 
8. 8311), angedeutet wurde Erl. des M. J. 
3 XI 96, 8. 31972, und 19 IV 1900, 8. 8376). 

Da es vorgefommen ijt, dak eine verebhelicte 
Hebamme, welcher infolge gerichtl. VBerurteilung 
wegen Verbrechens die Praxisberechtigung entzogen 
worden war, das auf ibren friiberen ——— 
namen lautende Diplom jedoch nicht abgenommen 
werden fonnte, nad) einiger Zeit unter Vorwei— 
jung desjelben anderwäris die Hebammenpraris 
angumelden verjudjte, hat das M. J. mit Ertl. 
20 IIT 1901, 3. 4674, angeordnet, daß in der je 
weiligen Berjtindiqung anderer polit. Behörden 
iiber die erjolgte Entgiehung der Praxisberechti— 
gung einer Hebamme nidt nur der Name der— 
jelben, den fie aur Beit der ——— u. Pra⸗ 
xisentziehung fiibrte, fondern auch der Name, auf 


Todesjiille oder Mranfheiten von Seite der ärztl. welden das Hebammendiplom derjelben Lautete, 
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8 375 betrefjend die unrichtige Anzeige der) 


Beit des Todes. 
§ 376 betreffend die Unterlajjung der fdjul- 
diqen Aufſicht bei Rindern und ſolchen, die fic 





nebſt dem Datum des lepteren mitgeteilt werde. 


V. Unbefuqte Ausühung des Hebammen- 
berufes. Wit B. des W. J. GIT 54, M. 57, 
wurde erflirt, dak in Orten, wo gepriifte Heb— 
ammen bejteben, und unter Umſtänden, wo cine 


jelbjt geqen Gejahr zu ſchühen unvermögend folche leicht berbeigebolt werden fann, gegen Per— 


find, 
§ 431 betreffend Handlungen u. Unterlaſſun— 
gen gegen die körperl. Sicherheit iiberb. 


ſonen, welde die Geburtshilfe gegen Bezahlung 


und gewerbsmäßig unbefugt betretben, von Seite 
der polit. Behirden das Amt zu handeln und mit 


Hebammenwejen. 
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angemefjenen Geld- oder nad) Umſtänden WUrrejt- 
jtrajen innerhalb des fiir die polit. Strafgewalt 
liegenden Ausmaßes, vorzugehen ijt, inſofern ders 
lei YUfte der Geburtshilfe nicht zugleich Handlun- 
en oder Unterlajjungen in fic) ſchließen, welche 
4 nad) den bejtehenden G. zur jtrajgeridtl. Be— 
handlung eignen. 

Da von den polit. Behörden gegen Afterheb— 
ammen in Steiermark mitunter Straferfennt- 
nifie gefallt wurden, welde von der fteierm. Statt- 
halterei entweder wegen Mangels des Nachweijes 
eines jtrafbaren Tatbejtandes oder wegen Ver— 
jährung behoben werden mubten, hat die genannte 
Statthalterei mit Erl. 3 VIL 1904, 8. 29872, die 
unterjtehenden polit. Bezirlsbehörden angewieſen, 
Strafertenntnijje gegen Afterhebammen unter ge- 
nauer Beadtung der Verjährungsfriſt nur na 
zweiſelloſer Feſiſtellung deB in der B. d. M. J. 
6 Tl 54, R. 57, genau umjdriebenen ftraf- 
baren Tatbeftandes gu fiillen. Wenn es nicht 
gelingen follte, einer ortsbefannten Afterhebamme 
eine jtrafbare Ubertretung nachzuweiſen, wird emp- 
fohlen, die Ajterhebamme vorjuladen und ibr 
das bejtehende Berbot der unbesugten Ausübung 
der Geburtshilfe (VB. 6 IT 54, R. 57) unter aus- 
driidl. Unfiihrung des in der Minijterialverord- 
nung 301X 57, R. 198, feſtgeſetzten Strajfapes 
protofollarijd) vorjzubalten, eventuell cine Abſchrift 
dieſes Protofolles der Afterhebamme und der Ge— 
meindevorjtehung gu iibermitteln. 

VI. Hebammenamtstage. Anläßlich der Her- 
auSgabe der neuen Dienjtesvorfdrijten fiir Heb- 
ammien hat das M. J. mit Erl. 10 1X 97, 8.5555, 
die 196. Hebammenamtstage eingefiihrt. 

m die Grundſätze der neuen Dienftesvor- 
ſchriften bei den Hebammen beſtändig wad) gu er- 
halten und fic) die Uberzeugung zu verſchaffen, 
ob die Hebammen die Bejtimmungen derielben 
innehaben, wurde die Einridjtung getrofien, dah 
die Hebammen durd) die Amtsärzte der polit. Bee 
hörde oa ee alljährlich einmal gruppenweije 
zu amtl. Verſammlungen (Hebammenamtstage) 
einberufen werden. 

Aufgabe der Amtsärzte iſt, bei dieſen Ver— 
ſammlungen die Reviſion der Hebammengerät— 
ſchaften borzunehmen und an denſelben etwa 
wahrgenommene Mängel u. Unzukömmlichkeiten 
abjujtellen, ſich die Uberzeugung zu verſchaffen, 
ob die einzelnen Hebammen die Dienſtesvorſchrif— 
ten innehaben, die Hebammen iiber zweiſelhafte 
Punkte aujjufliren und zu belehren und denjelben 
iiberh. mit Rat u. Tat an die Hand gu geben. 

Bur Teilnabme an diejen Inſtruktionsver— 
jammlungen fiir Hebanunen ijt aud) der im Orte 
anfijfige Gemeindearzt beizuziehen. 

Uber die gemachten Wahrnehmungen ſowie 
über die Beteiligung der Hebammen an den Ver— 
ſammlungen haben die Amtsärzte ihrem Amts— 
vorſtande zu berichten und iſt am Schluſſe jedes 
Jahres ein eingehender Bericht über die ſtattge— 
fundenen Hebammenamtstage unter Angabe der 
Zeit, Orte u. Beteiligung der Hebammen an den— 
ſelben, der dienſtl. Wahrnehmungen und getroffe— 
nen Verfügungen als beſonderer Abſchnitt des 


Ergänzungsberichtes lit. R des Sanitätsberichtes 
im Wege der polit. Landesbehirde dem M. J. vore 
julegen. Für die Berichterjtattung über die Er- 
gebnijie der Hebammenamtstage wurde mit Eri. 
de8 M. J. SIV 1900, 8. 7253, ein bejonderes For— 
mular (Labelle) vorgeſchrieben. 

Dene Hebammen, weldje bei den jährl. Ver— 
fammlungen oder in ihrer praftiiden Dienſtes— 
titigfeit grobe Mängel in ihrem Fachwiſſen zeigen, 
finnen verhalten werden, gum Zwecke der Nach— 
holung der mangelnden Kenntniſſe u. Fertigkeiten 
an einem Wiederholungsfurje teilzunehmen. 

Die mit der Ubhaltung der Hebammenamts- 
tage erwachſenen Reiſekoſten der YWintsiirgte, falls 
dieje WAmtshandlungen nicht anläßlich anderer 
Rommiffionsreifen anberaumt werden fonnten, 
werden aus der Dotation fiir ſonſtige Uuslagen 
des Sanititsdienjtes bejtritten (Erl. des M. 3. 
29 X 99, 3. 33584). 

Vil. — —— Nach 
§ 7 des allg. Regulativs fiir den Unterricht und 
den Dienjt an den Hebammenlehranjtalten 27 I 98, 
MR. 35, ijt an jeder Hebammenlebhranjtalt Vorſorge 
ju trefien, dah nad) Tunlichfeit alljährlich Re- 
petitionsfurje fiir Hebammen jtattfinden finnen. 

Yn den Wiederholungsturjen, welche ge— 
wöhnlich 14 Tage dauern, nehmen inSbej. jene 
beac at teil, bet welchen mangelhafte fachl. 

enntnifje wahrgenommen worden find. Zur Teil- 
nahme an diejen Rurjen find die Hebammen iiber 
behördl. Aufforderung verpjlichtet. 

Mittellojen Teilnehmerinnen an diejen Kurſen 
werden in vielen Ländern (Cteierm., Kärnten, 
Küſtenl.) Unteritiipungen aus dem Landesjonds 
gewährt. Vom L. W. von Görz und vom Ditrianer 
L. A. wurden den Frequentantinnen der Repeti— 
tionsturje ein Taggeld von 1 K 5h und die Reiſe— 
fpefen zugeſichert, wobei bezüglich der letzteren die 
ig ee des Meilenzertifilates unbedingt erjorder- 
iſt. 
VIII. Fürſorge der Gemeinden fiir die Er— 
reidjbarfeit der notigen Hilfe bei Entbindungen. 
Mit Hffd. 29 X1 1790 war ſchon angcordnet wor- 
den, dah die Obrigfeiten die Niederlajjung gepriij 
ter Hebammen aay bes Lande möglichſt erleichtern. 
Sn Ausführung diejer Beſtimmung ging 
man in veridiedenen Ländern des Reichsgebietes 
auf zweierlei Weije vor, da man entiweder durch 
Verleihung von Stipendien Schiilerinnen fiir den 
Hebammenunterridt heranzuziehen fuchte oder 
dak die Gemeinden auf ihre Koſten Frauensper— 
jonen in die Hebammenidulen ſchickten. Die auj 
öffentl. Koſten ausgebildeten Hebammen waren 
dann in der freien Wahl des Niederlaſſungsortes 
beſchränkt und verpflichteten ſich, nur an einem 
vorherbeſtimmten oder an einem Orte, wo Heb— 
ammenmangel beſtand, oder in Orten, wo keine 
geprüfte Hebamme anſäſſig war, fic) niederzulaſſen. 
Dieſer Vorgang bildete die Grundlage für die in 
mehreren Laͤndern ſchon vor Erlaſſung des Reichs— 
ſanitätsgeſetzes 30 IV 70, R. 68, beſtandenen In— 
ſtitution Der Gemeindehebammen. 

Nach § 3 des zitierten Reichsſanitätsgeſetzes 
bildet die Fürſorge für die Erreichbarkeit der nö— 
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—* Hilfe bei Entbindungen einen Teil der dem 
ſelbſtändigen na hae der Gemeinden jue 
gewiejenen Geſundheitspolizei. Die in Ausfüh— 
a der reichSgefepl. Bejtimmungen erlafjenen 
van esjanititegeree haben aud) auj die Organi- 
ierung der Hebammenbilfe in den Gemeinden 

iidjicht genommen. Hiebei wurden in den meijten 
Ländern auch Vorſchriften betrefjend die den Ge— 
meindehebammen jufommenden Gebühren erlaſſen. 
In vielen Fällen werden den Gemeindehebammen 
aud) die fiir die Praxis notwendigen Desinfel— 
tionSmittel unentgeltlic) beigeſtellt. 

Die Bejtellung u. Entlohnung der Gemeinde- 
hebanunen ijt in nachjtehenden Lindern durd) be- 
jondere G. oder B. geregelt: Qn der Bukowina 
@. 2 XII 94, L. 20; in Galizien B. 30 VIII 92, 
L. 65; in Kärnten B. SII 95, L. 7; in Vor 
arlberg G. 171X 96, L. 41. 

Mit dem Erl. des M. J. 15 XII 96, 8. 36405, 
wurde auf die unabiweisbare Notwendigfeit einer 
Regelung des H. in den Gemeinden zur Sidjerung 
jachverjtindigen Beiitandes bei allen Geburten hin— 
gewieſen und die polit. Landesbehirden cingeladen, 
auf das Zuſtandekommen eines Landesgejepes 
oder einer im Einvernehmen mit dem & A. gu 
erlajjenden V. betrefjend die Organifation des 
öffentl. H. hinzuwirken. 


xiteratur. 


Mayrhofer Bd. IL, Wien 1897. Das 
HOjterr. Sanitétswefen, Organ des Oberiten 
Sanitétsrates, Jahrg. I—XVIL Daimer: 
Sammlung der öſterr. Sanititsgefepe und V., 
Wien 1896. Mahl-Sdhedl, G. und B. in Sa— 
nitãtsſachen, Wien 189s, Melidar. 


Heerwejen 
(verwaltungsrechtlich). 


In dieſem Art. erſcheint der Stoff in folgen— 
der Weiſe gegliedert: 


Geſchichtliches. 
BVerſaſſungsrechtl. Grundlagen. 
—5* = Beftandteile der bewaffneten Mad. 
i" rbienft. 
. Die militäriſchen SGtandesverhaltniffe ber HeereSperionen, 
Das ebrenratl. Berfahren. 
- Disgiplin. 
Deferteure. 
Die bürgerl. Rechtsverhältniſſe der Geeresperfonen. 
. Organifation wu. Gliederung des Heeres. 
Intteeſtenun de® Heeres. 
ilitévifche Yeitung des Heeres. 
. Heeresverwaltunasdehirden. 
- Ergdngung des Heeres und Evidenghaltung der Geeres- 


perfonen. 
. Die wirtichaftl. Seeresvermaltung. 
. Bauwelen. 
. Berlehrswelen. 
« GejundheitSoerwaltung. 
Juftisverwaltung, 
+ Seeliorge. 
- Bildungswelfen. 
- Berforgung der HeereBperfonen und ihrer Angehsriger. 
. Finangoerwaltung. 
- Reforms u. Streitfragen. 
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Hebammenwejen. — Heerwelen: A. Geſchichtliches. 


Sonſtige Urt. über Heerwejen f.: Udminijtrative 
Erjaperfenntnijje in litärſachen; Armeebefehl; 
Bürgerkorps; Feſtungen u. Feſtungsrayon; Gen— 
darmerie; Grundeigentumsbeſchränkungen; Kriegs- 
u. Militärſchäden; NKriegsflotte; Landjturm; Land-=- 
wehr; Wilitaraſſiſtenzen; Militäriſcher Landes 
verrat; Militäriſches Submiſſionsweſen; Militär— 
jtraigerichtabarteit; Mintarſirafrecht; Vilnariare: 
Mimiſterien als Behörden Reichskriegsminiſte— 
tium, Landesverteidiqungsminijterium); Ober— 
befehl Allerhöchſter): Sjerdeitellung; Pulvermono: 
pol; Quartierlaſt; Refrutenfontingent; Remontie⸗ 
tung; SchieBitandwejen ; Vorjpann ; Waffengebrauch 
militäriſcher. 


A. Gelchichkliches. 
I. Das Landheer. — II. Die Kriegsmarine. 


I. Das Landheer. Jn den SHjterr. Qindern 
bildete die urſprüngl. Grundlage der esver⸗ 
faſſung der alte deutſche Heerbann, an deſſen Stelle 
ſpäter Lehensheere u. Sildnertruppen gu treten be— 
gannen. Doch beftanden die alten Landesaufgebote 
unter ſtändiſcher Leitung fort und verloren fic voll- 
ſtändig erjt während der franzöſiſchen Kriege. Ebenfo 
gab es auch in Ungarn ein allg. Landesaufgebot 
Perſonalinſurrektion und Portalmilizh. 
Qn den Türkenkriegen geriet jedoch die ungar. 
Heeresverjajjung in Berjall, fo daß die Greng- 
verteidigung von den Truppen der öſterr. Stinde 
übernommen werden mufte, aus welcher Einrich— 
tung unter Maria Therefia die — be ag aa 
vorging. Wegen Ende des Dreipigidhrigen Krieges 

ab es bereit8 eine ſtehende faij. Urmee, die im 
J. 1715 aud) in Ungarn gur Einführung gelangte. 
Unter Joſef I. (1780 u. 1781) erjolgte die ⸗ 
allgemeinerung der Militärkonſtription, während 
die Werbung nur in Tirol u. Ungarn aufrecht 
blieb. Much finanziell wurde das Heerweſen in die— 
ſer Zeit von den Ständen immer mehr unabhän— 
ig gemacht. Die innere Organiſation wurde be— 
onders in den langen Kriegsperioden nach dem 
Weſtfäliſchen Frieden und dann wieder während 
der franzöſiſchen Kriege fortgebildet. Jn dieſe Zeit 
fällt auch die erſte Einführung der Reſerve u. Land— 
wehr. Ein neuer bedeutender Auſſchwung trat in 
der militäriſchen ty it nad) dem J. 1848 ein. 
WIS Frucht desielben iſt insbef. das Heeresergiin- 
zungsgeſetz 20 1X 58, R. 167, angufehen, das aber 
nod) gahlreiche Befreiungen, den Loskauf und die 
Stellvertretung fannte. Eine Neugeftaltung des 
Heeres —*9 ſich ſodann nach dem 1866, u. zw. 
zuerſt durch die kaiſ. B. 28 XII 66, HR. 2 ex 1867, 
und fodann durd) die Wehrgeſetze des J. 1868, nach⸗ 
dem mittlerweile infolge der —— der 
Monarchie die verfaſſungsmäßige Baſis der Armee— 
organiſation eine bedeutſame Anderung erjahren 
hatte. Indes blieb die Einheit des Heeres auch 
fernerhin gewahrt, indem dem Monar die Lei⸗ 
tung u. Führung desſelben vorbehalten und der 
Geſetzgebung der beiden Teilſtaaten nur gewiſſe 
Angelegenheiten (Wehrſyſtem, Retrutenberwilt ung 
uj.) zugewieſen wurde. Durd) die neuen Wehr— 
gejebe ward die Wehrverfaſſung im Sinne einer 
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vollſtändigen allg. Wehrpflicht durchgeführt und 
Beſonderheiten nur nod) fiir Siiddalmatien (Land— 
wehrpflicht) und Tirol und Vorarlb. (Landesverteidi- 
gungsinſtitut) belajjen, gleichgeitiq aud) die Mili— 
tiirgrenge aufgelöſt | 1869—1873). Diefem gemein= 
famen Heere traten iiberdies als ergiingende Be- 
jtandteile in ben beiden Reichshälften Landweh— 
ten und feit 1886 aud) Landiturmtruppen zur 
Seite. Nachdem im J. 1881 fiir Bosnien und 
die Herzegowina ein proviſoriſches Wehrgeſetz 
etlajjen und dadurd) die Uusnugung der Webr- 
fraft diefer Linder geficert worden, wurde die 
Wehrverfafiung in der Monarchie durch die Nov. 
des J. 1882 und namentlid) die neuen Wehrge— 
jepe vom J. 1889 gum Swede einer Verjtirfung 
der Kriegsmacht fortgebildet, womit zugleich zahl⸗ 
reiche Reformen in der inneren Wrmeeorganifation 
Hand in ae gingen. Die neuejten im Herbjte 
1902 den Parlamenten vorgelegten Wehrvorlagen 
begielten eine abermalige Erhihung des Standes 
der Wehrmadt, doch jtodt jfeitbem injolge der 
ungar. Wirren deren weitere Entwidlung. 

Il. Die ofterr.-ungar, Kriegsmarine hat jehr 

verſchiedene Phajen durchgemacht. Vor der Beſitz⸗ 
nahme Venedigs durch Ojterr. war fie ohne Be— 
deutung. Erjt durch den Frieden von Campo For— 
ntio (1797) gelangte die Monardie in den Beſitz 
einer ſtärleren Seemadht, die aber durch die Gebiets— 
abtretungen an Frankreich (1805 u. 1809) bald 
wieder verloren ging. Nad) dem J. 1814 wurden 
neue Anſtrengungen zur Hebung der Seemardt 
etan, dod) erwuchjen der Seeleitung durch dad 
amals vorherrſchende italienijde Element mannig⸗ 
fache Schivierigfeiten. Ein neuer Aufſchwung trat 
ein, al8 Erzherzog Mar Marineoberfommmandant 
geworden war (1851). In den J. 1860 bis 
1866 wurde an der Séaffung einer Panzerflotte 
und von fdjnelljahrenden Kanonenbooten gearbeitet 
und in diefer Zeit errang die neue Marine bei 
Helgoland (1864) und Lijja (1866) gliingende Er— 
folge. Nachdem inzwiſchen das Urjenal von Vene— 
dig verloren gegangen, wurde nunmehr Bola 
Hauptfriegshajen. Cine weitere Entwidlung fand 
die Kriegsmarine bejonders unter der Leitung 
Tegetthoffs, doch wurde der von ihm entwor- 
fene Flottenplan aus finangiellen Griinden nicht 
zur vollitindigen Durchführung gebracdht. Wegen- 
wärtig bejdjrintt fid) die Uujqabe der Kriegs— 
marine auf den Schug der heimatl. Riijten unter 
Verzichtleiſtung auf jedes offenfive Vorgehen. 


B. Verfaſſungsrechtl. Grundlagen. 


I. Monarch. — II. Behörden. — IT. Parlament. 
1, Delegationen. 2. ReichSrat. 8. Landtage. 4. Reichstag 
(ungar.). 5. Bosnien u. Herzegowina. 


I. Sn den Sroben Militärſtaaten wird ein wei- 

tes Gebiet ftaatl. Kompetenzen in erjter Linie durch 

den Gefichtspuntt möglichſter Madhtentfaltung be- 

herridjt. Der Snbeg fi diefer dem Staatsober⸗ 

haupte in Sachen der militirifden Wtion nad 
Ofterr. EteatSwirterbuc. 2. Kufl., 2. Bd. 
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augen und im Innern ——— Gewalten wird 
als militäriſcher Obexbefehl Kommando— 

ewalt) bezeichnet. In Ojterr.-Ungarn find dieſe 

efugniſſe des Monarchen verſaſſungsmäßig noch 
dadurch erweitert, daß ihm eine weitgehende Or— 
aniſations- u. Verordnungsgewalt in inneren 

rmeeangelegenheiten reſerviert iſt, zu deren Aus— 
übung et feiner Kontraſignatur der verantwortl. 
Miniſter bedarf (j. den Art. Oberbefehl (Willers 
höchſte t}‘*). 

II. Hingegen umfaßt die Militärverwal— 
tung jene Tätigkeit der Heeres- und fonjtigen be- 
hördl. Organe, welche auj die Beſchaffung der Vor— 
bedingungen u. Wittel fiir die Armee gerichtet ijt, 
aljo namentlic) die Sorge fiir das Berjonal und 
die ſachl. Bedürfniſſe derjelben, im weiteren Ginne 
aud) die Militdrredtapflege. Die Akte der Mili- 
tirverwaltung können aud) die nicht im Heeresver- 
bande ftehenden Staatsbewohner betreffen, fo dab 
auf diefem Gebiete aud) eigentl. Redjtsverordnun- 
gen erfliegen finnen. Die Rompeteng hiegu wird 
gegenwärtig von den beiderjeitigen Landesverteidi- 
qun —— in Anſpruch genommen, wabrend 

t Reichstriegsminifter nur in den Angelegenhei- 
ten des inneren Geſchäftsbetriebes Anordnungen 
erläßt. Doch ijt — — eine Mitwirkung 
den ——— örperſchaften vorbehalten 
bei Beſtimmung der Art u. Dauer der Wehr— 
pflicht, fiir bie Regelung der Verpflequng u. Ein— 
quartierung des Heeres, fofern dadurcd der Be— 
völkerung befondere Lajten aujerlegt werden fol- 
len, ferner bet Bewilligung der a Mittel 
fiir die Heeresverwaltung. Qn Oſterr. ijt diefer 
Vorbehalt auc) ausgeſprochen fiir die Regelung 
des Vorſpannweſens, dann des tirol.-vorarlb. Lan⸗ 
desverteidiqungsinjtitutes u. Schiebjtandswefens. 
Außerdem hat ſich cin Mitwirkungsrecht des Par- 
lamentes in Ungarn fiir die Refrutenberilliqung 
herausgebildet und dasfelbe ift gegenwärtig ver— 
———— beide Reichshälften feſtgeſtellt 
(b. G. 21 67, R. 141, § 11, lit. b, u. 
G. A. XII: 67, $$ 12—14, LO. fiir Tirol und Bor- 
arlb. ex 1861, § 18, II u. III 3). Der gleidje Vor⸗ 
bebalt wird auc) gu madjen jein fiir das Militär— 
taxwejen, fiir die Regelung des Feſtungsrayons— 
wejens, fiir das materielle u. jormelle Militär— 
ftrajredjt und alle jene Materien, welche ſchon bis. 
her cine Regelung im Wege der Gejepgebung er- 
fahren haben und daher aud) in Zukunſt nur unter 
Mitwitfung der parlamentarifden Körperſchaften 

eordnet werden finnen, wie die Grundgiige der 
andwehr⸗ u. Landfturmorganijation fowie das 
a ee 

III. Die Mitwirfung der parlamentari- 
iden Körperſchaften an dem formellen u. mate- 
tiellen Geſetzgebungsrecht ijt im Bereid) der 
Militdrverwaltung gegenwärtig folgendermafen 
verteilt: 

1. Die Delegationen bewilligen das Bud- 
get des gemeinfamen Heeres, üben die parlamen— 
tarifde Rontrofle iiber die Verwendung dieſer 
Summen ſowie iiber die in der Verwaltung der 
gemeinjamen Regierung ftehenden Militärfonds 
und genehmigen die bezügl. Rechnungsabſchlüſſe. 
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Im Kriege bewilligen fie auch die Mittel fiir die 
mobilifierten Landwehr⸗ u. Landjturmtruppen. Die 
Aufnahme von Darlehen fiir die agp der ge⸗ 
meinjamen Kriegsverwaltung ijt aber an die Zu— 
jtimmung der Parlamente der beiden Reichshälf— 
ten gebunden. Die Beſchlüſſe der Delegationen in 
Budgetſachen werden nicht als formelle G. an— 
geſehen. Ebenſowenig wird denſelben in der Praxis 
eine Mitwirkung bei Erlaſſung materieller G. 
in Sachen der gemeinſamen Heeresverwaltung zu— 
ejtanden, vielmehr nehmen dieſe Kompetenz die 
—— der beiden Reichshälften in Anſpruch. 

2. Nebſt dieſer Befugnis aur Mitwirkung bei 
Erlaſſung materieller Heeresgeſetze üben die Par— 
lamente der beiden Reichshälften auch das 
Budgetrecht bezüglich der auf dem Friedensfuße 
befindl. Landwehr⸗ u. Landſturmtruppen ſowie das 
Recht der alljährl. Rekrutenbewilligung bezüglich 
ſämtl. Beſtandteile der Wehrkraft der Monarchie. 

3. Qn Oſterr. partizipieren auch die Land- 
tage injojern an dieſem parlamentarijden Mit⸗ 
witfung8redjte, alg die näheren Anordnungen 
innerhalb der allg. G. in Betreff der Vorjpann- 
leijtung, dann der Berpilegung u. Cinquartierung 
des Heeres, in Tirol und Vorarlb. auch die Rege- 
lung des Landesverteidigungsinititutes und des 
— als Landesangelegenheiten er- 

tt jind. 

4. Yn den Ländern der ungar. Krone gebhirt 
verfajjungsmifig die Mitwirfung bei der Gejeg- 
gebung in Heeresſachen in die Kompetenz des ge— 
meinjamen ———— Nur infofern derlei 
G. 3u ihrer vollen Wirkſamkeit der Strajfanttio- 
nen bediirjen und die Handhabung der Strajbe- 
jtimmungen den froatijd-flavon. Geridten zukom— 
men joll, ijt Der froatifd-flavonijde Land— 
tag aur Mitwirkung bei Erlaſſung diefer Beſtim— 
oe 7 berujen. 

ezüglich der Regelung von militäriſchen Un- 
elegenbeiten durd) Notverordnungen gilt nidts 
Bejonderes, Nur ijt in Ungarn das Notverord- 
nungsredt des Königs in Wilitirjachen infofern 
beſchränkt, als die Munizipien nicht verpflichtet 
jind, bei der Aushebung der vom Reichstag nicht 
votierten Refruten, fofern e8 fic) nicht ste um 
Borarbeiten handelt, mitzuwirlen (G. A. XXI: 86, 
$$ 19 u. 20). 

5. Jn Bosnien und der Herzegowina 
werden die Wnordnungen in Wilitirjadjen mit 
abjoluter Gervalt —— doch gelten für die dort 
wohnenden öſterr. und ungar. Staatsbürger be— 
züglich der Wehrpflicht die Beſtimmungen der öſterr. 
bezw. der ungar. Geſetzgebung. 


C. Einheit u. Beltandfeile der bewaff- 
neten Macht. 


L. Das Seer. 1. Das k. und k. (gemeinſame) Seer. 
2. Die beiden Landwehren. 3. Der Landſturm. 4. Das tirol.« 
vorarlb. cg: terres a SBE 5. Die bosniſch⸗herze⸗ 
gowiniſchen Truppen. — Il. Die militarifd organifierten 


Korps. 1. Die Lerbgarden. 2. Die königl. ungar. Kronwache. 


3. 
| Geftiitsbrandhe. — ITT. 


Die Gendarmerie. 4. Die Militärpolizeiwache. 
Die bewaffneten 
Biicgerforps. 2. Die Finanzwache. 


I. Das Heer. Die gejamte Hfterr.-ungar. Armee 
bildet nad) den geltendDen Redtsnormen ein ein: 
heitl. Heer. Es gibt weder Armeen nod Urmeeton- 
tingente der beiden Teilſtaaten und ingbej. fann 
trop mandjer undeutlicher oder giveideutiger Aus— 
briide Ded G. UW. XIT: 67 ($811, 12 u. 14) nad 
der gegenwärtigen Rechtslage von einem felbftin- 
digen ungar. Heere feine Rede fein (ſ. Abſchnitt Y 
Reform⸗ u. Streitfragen). Die beiden Landiwehren 
und die beiderjeitiqen Landjturmtruppen (mit Ein: 
ſchluß der tirol.<vorarlb. Qandesverteidiger) find er- 
— Beſtandteile des einheitl. Heeres, das als 

———— Macht (Wehrkrafth bezeichnet wird. 
Die Einheit des Heeres manifeſtiert ſich durch den 
einen Träger der oberſten Dienſtgewalt, die ein— 
heitl. Leitung u. Führung, die gleiche Zweckbeſtim⸗ 
mung aller Beſtandteile des Heeres ſowie durch 
eine gewiſſe Gleichförmigleit der inneren Orga— 
nijation. 

Gleichwohl finnen innerhalb des cinheitl. 
Heeres mehrere Hauptbeftandteile unterfdieden 
werden: 

1. Das f. und f. Heer, in Ungarn gemein- 
james Heer genannt, wozu aud) die Kriegs— 
matine gebirt. Die Truppen desjelben ergänzen 
ji) aus beiden Reichshälften und ibre Koſten be- 
lajten im Frieden wie im Kriege das gemeinſame 
Budget. 

2. Die beiden Landwebhren. Diefelben er- 
gingen ſich getrennt aus den beiden Reichshälften 
und jtehen in einem gewifjen ergänzenden Berbilt- 
nifje gum gemeinjamen Heere. Ihre Kojten belajten 
im Frieden das Budget der Teiljtaaten. Im Kriege 
werden fie dem vom Kaiſer ernannten Militärbe— 
fehlshaber unterjtellt und ihre Muslagen fallen 
dann dem gemeinjamen Heeresbudget zur Lait. 
(S. auch den Art. , Landwehr.) 

3. Much die Landjturmtruppen find yur Ergiin- 
aung des Heeres beſtimmt und getrennt fiir beide 
Reichs hälften —— Ihre Koſten belaſten nur 
im Kriege, ſobald die Aufbietung des Landſturmes 
ſtattgefunden hat, das gemeinſame Budget. (S. aud 
den Art. ,Landfturm.) 

4. Cine gewiſſe Sonderjtellung nehmen nod 
jetzt die po a lA des tirolifd-vorarl 
bergifden — 
ein, dod) iſt derzeit die innere Organiſation dieſer 
Truppen in eine weitgehende Ubereinjtimmung mit 
jener der anderen HeereSbeftandteile gebracht. 

5. Die bosniſch-herzegowiniſchen Trup— 
pen bilden rechtlich keinen Beſtandteil der öſtert⸗ 
ungar. Wehrmacht, ſtehen aber mit derſelben in 
einem gewiſſen rechtl. Stonnere. 

Il. Die militäriſch organiſierten Korps ſind 
mit Rüchſicht auf ihre beſondere Zweckeſtim— 
mung nicht durchwegs als cin Beſtandteil des 
Heeres anzuſehen, wiewohl ſie regelmäßig aus 
aktiven u. nichtaktiven Heeresdienſtpflichtigen u. 
Landwehrpflichtigen beſtehen. Einige dieſer Kows 
treten im Mobiliſierungsfalle in eine rechtl. Bere 
bindung mit dem Heere. 


5. Die 
ivilforps. 1, Die 
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Bu den militäriſch organifierten Korps zählen: 

1. Die Leibgarden. Dazu qehiren die f. k. 
erjte Urciérenleibgarde und die königl. ungar. Leib- 
— Offigiersleibgarden), ferner die Trabanten- 
eibgarde, die nunmehr in eine diesfeitige und eine 
—— geteilt ijt, die k. und k. Leibgardereiter— 
eSfadron und dic f. und k. Leibgardeinfanterie— 
fompagnie. Die beiden letzteren annſchaftsleib⸗ 

arden bilden einen integrierenden Beſtandteil des 
—* und werden im Mobiliſierungsfalle in den 
Hauptquartieren verwendet. 

2. Die königl. ungar. KRronwade aus 
dem Stande der ungar. Landwebr fiir die Bewa— 
dung der ungar. Krone, der Krinungs und jon= 
ftigen Landesinfignien. 

3. Die Gendarmerieforps. (S. den Art. 
„Gendarmerie“.) 

4. Die Militärpolizeiwachkorps, wozu 
die Abteilungen des Militärpolizeiwachkorps in 
den Städten Lemberg, Krakau u. Przemysl, dann 
das Militärwachkorps fiir die k. k. Wiener Zivil— 
gerichte in Straf-⸗ und bürgerl. Angelegenheiten gu 
rechnen ſind. 

5. Die Militérabteilungen der G ejtiitsbrande. 
(S. den Art. „Pferdezücht“. 

III. Jn einem gewijjen Konnexe gum Heere 
on endlic) aud) die bewaffneten Sivilforps, 
ojern denfelben oder ihren Angehörigen eine be- 
fondere Landfturmpflidt obliegt. Dazu gehören: 

1. Die bewajffneten Biirgerforps und 

2. die Finanzwache (j. diefe beiden Wrt.). 

Die übrigen bewajfneten (jtidt.) Zivilkorps 
ftehen dagegen in feinem rechtl. Zuſammenhang 
mit dem Deere. 


D. Wehrdienſt. 


I. Wehrpflicht. 1. Die Wehrordnung. 2. Die gefevt. 
Militdrdienfipflict: a) Ag. Borausjegungen. b) Die Melde- 
u. Stellungspflicht. 3. Die altive Dienftyflidt. 4. Die Dienft- 
dflicht in der Referve, Land- u. Eeewebr. Ym allgemeinen. 
WModifitationen durch dos AnSmufterungsinitem (Guper- 
—— ane * oe ttt Cattle Be * 
avrejerbep' Landſturmpflicht. — U. cin . ⸗ 
* 1. Weſen der vriv. Dienftpflicht. 2. Vorausſehungen. 
8. Ableiſtung des Präſenzdienſtes. 4. Befonderheiten der 

Dienkpflidt. 5. Befonderheiten der nichtattiven 
Dienſipflicht. — ILI. Freiwillige iibernahme u. Fortſehung 
des Webhrdienftes. 1. Allg. —— u. Bedingungen. 
2. Jusbeſ. die Kapitulanten. — . Offigiere u. itt. 
beamte. 1. Offigiere. 2. Mlilitdre (Marines u. Landwebr=-) 
Beamte. 3. Yn keine Rangllaffe eingeteilte Gagiften. 


I. Webrpfligt. 1. Die Wehrordnung ijt 

der Inbegriff jener Normen, welche die Heran- 
jiehung der Bevilferung gum Heeresdienjte ree 
eln. Die Kompetenz zur Erlafjung diefer Normen 

ommt in Ojterr.-Ungarn der legislativen Gewalt 

det beiden Reichshälften zu. Die RMegelung der Wehr— 
ordnung ijt auf der Bafis der allg. Wehrpflicht und 
nad) den Grundſäßen des Ziehungsſyſtems erfolgt 
dutd die beiden Wehrgeſetze des J. 1868, dre 
Mov. des J. 1882 und die Wehrgeſetze des J. 1889, 
ferner durd die Landwehrgeſetze zuletzt von 1893 
fiir Ojterr. und von 1890 fiir Ungarn), die Land- 
ſturmgeſetze vom J. 1886 und die Landesverteidi- 
gungsgefepe fiir Tirol und Borarlb. (zuletzt von 


. — das 20. Lebensjahr zurüclegt. 
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1895), endlid) durd die gur Ausführung der 
Wehrgeſetze erlajjenen „Wehrvorſchriften“ und die 
Vorſchriften betreffend die Organifation des Land- 
fturmes”. Für Bosnien fommt das proviforifde 
Wehrgeſetz vom J. 1881 und die dazu erlafjene 
Inſtruktion in Betradht. 

2. Die gefepl. Militärdienſtpflicht. 
a) Allg. Vorausfepungen. Die Wehrordnung 
regelt in erjter Qinie die geſetzl. Militardien jt: 
pflicht. Diefelbe wird öſter auch al Wehr- 
pflicht bezeichnet. Im eigentl. Sinne begriindet 
jedoch die Wehrpflicht noch feine Verpflidtung zu 
einer bejtimmten militäriſchen Dienſtleiſtung, fons 
dern ift mur der Inbegriff aller jener Voraus— 
jepungen, bei deren Vorhandenfein der eingelne von 
den Staatébehirden zur Leijtung von Militdrdien- 
ften herangezogen werden fann. Dieſe find nicht be- 
ſchränkt auf den Waffendienft, fondern finnen 
aud) andere perſönl. Leijtungen umfjajjen, ere 
itrecfen fic) aber nidt auf fachl. Präſtationen. Die 
Wehrpflicht ijt eine allg.; es bejtehen dergeit feine 
Befreiungen zugunſten eingelner Geſellſchafts⸗ oder 
Berufsklaͤſſen u. Konfeſſionen. Gewiſſe Religions— 
angehörige, welche den Waffendienſt perhorreszieren 
(Mennoniten, Lippowaner, Raraiten), werden je— 
doch von dieſem Dienſte entbunden und zur Sa— 
nitdtétruppe eingereiht. Befreiung durch Erlegung 
einer Militärbefreiungstaxe (Loskauf) ijt gegen— 
wirti — ie Wehrpflicht kann jferner 
als dan ürgerl. Laſt nur Staatsbürger 
ete, Sn Bosnien und der ——— iſt die 
E erg | der it oy von der Landesangehb⸗ 
rigkeit abhängig. Die Wehrpflicht mug endlid 
perſönlich erfiillt werden; GStellvertretung ijt 
* nod) in Bosnien und der Herzegowina ge— 
tattet. : 

Die Wehrpflicht beginnt in Djterr.<Ungarn 
mit bem 1. Januar desjenigen Salenderjahres, in 
welchem der Wehrpflichtige das 21. Lebensjahr 
vollendet, in Bosnien und der Hergegowina aber 
mit dem 1. Januar des Ralenderjagres (nach der 
gregorianiſchen Seitredmung), in welchem der Wehr⸗ 


¢ Wehrpflicht sieht Beſchränkungen der Aus—⸗ 
wanderungsjreibeit (fj. den Urt. ,YWuswande- 
tung”) und der Freiheit der Eheſchließung 
nach ſich. Leptere ijt vor dem Cintritt in das 
ſtellungspflichtige Alter und vor dem Austritt 
aus der dritten Altersklaſſe nicht gejtattet. Uber= 
tretung dieſes Berbotes hat die im, ae 
feſtgeſtellte Straje aur Folge, die in Ojterr. durch 
die polit. Behirden, in Ungarn durd die Bezirks— 
geridjte verhingt wird. 

b) Qn pofitiver Begiehung fließt aus der 
Wehrpflicht die Stellungspflicht. Dieſelbe ijt die 
Hffentlidj-rechtl. Verpflichtung, fic) der E. über die 
Wehrfähigleit durch die Ktetlungsbefdrden zu 
unterziehen. Sie enthält auch noch keine militäri— 
ſche Dienſtpflicht, umſaßt aber zugleich pofitive 
ee Dieſe pofitiven Verpflichtungen find: 

a) Die Meldepflict fiir die Aushebung. 
Feder Stellungspflidtiqe, der gur nächſten Stel- 
lung berufenen Altersklaſſe hat fic) im November 
des vorausgelenden Jahres beim Wemeindevor- 
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jtande au melden. Unterlajjung der Meldung wird 
durch die polit. Behirden bejtrajt. 

FP) Die eigentl Stellungspflicht. Die- 
felbe bejteht in der Verpflichtung, vor det Stel— 
lungSbehirde zum Swede der militäriſchen Aus— 
hebung 3u erſcheinen, u. giv. regelmäßig in jenem 
Stellungsbegirfe, in welchem der Stellungspflichtige 
heimatSberedtiqt ijt; es beſteht in diefer Richtung 
feine militäriſche Freizügigkeit. Dod) fann aus— 
nahmsweiſe eingelnen Stellungépflichtigen aud) 
die Stellung auferhalb des zuſtändigen Stellungs- 
bezirkes qejtattet werden und iiberdies find ver— 
idjiedene Perſonen von der Stellungspflicht giing- 
lid) entbunden. Begiinjtiqungen in diejer Richtung 
qenieBen gegenwärtig aud — Stellungspflich⸗ 
tiqe, wake in außereuropäiſchen Ländern mit 

usnahme der ſtüſtenländer des Mittelländiſchen 
und des Schwarzen Meeres im Intereſſe des 
heimiſchen Handels tätig find. 

Die Stellungspflicht endigt bei geſetzmäßiger 
Stellung mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, 
in welchem der Stellungspflichtige das 23, Lebens— 
jabr vollendet. Wer gar nicht in vorſchriftsmäßiger 
Weiſe sur Stellung erſchienen ijt, bleibt bis jum 
31. Dezember deSjenigen Jahres, in welchem er 
das 46. LebenSjahr vollendet, ſtellungspflichtig. 

Sur Durchführung der Stellung find die 
Stellungsbehirden berujen. Zu dieſem Zwecke 
ijt die Monardhie in Heeresergänzungsbe— 
zirke und diefe find wieder in Stellungsbezirke 
cingeteilt. Der Kriegsmarine find mehrere Er— 
pingungébegirte ſpeziell zugewieſen. Qn Ojterr. 

ldet regelmäßig jeder polit. Bezirk einen Stel⸗ 
lungsbezirt, in Ungarn bilden die Stellungsbezirke 
die Stublbesirfe, dann die mit Jurisdifttionsred)- 
ten befleideten Städte und die Städte mit geord- 
netem Magiitrat, in Kroatien u. Slavonien die 
Verwaltungsbezirle. Zur Durchführung der Land- 
webrergingung ijt Ofterr. in Landwehr u. 
Landesſchützenergänzungsbezirke, Ungarn 
in Landwehrergänzungsbezirke cingeteilt. 
Die Landwebhrergingungsbesirfe gerjallen wieder 
in Landwehritellungs- (Evideng-) Begirfe. Wuper- 
dem ijt jede Reichshälfte zur Durdfiibrung ded 
Landſturmweſens in Landſturmbezirke geteilt, 
welde in QandfturmbataillonSbesirte zer— 


fallen. 

Als ge Heeresergingungsbehirden fun⸗ 
ieren teils militäriſche, teils Aivilverwaltungs- 
ehirden. 

Militäriſche Ergiingungsbehirden find in 
1. Inſtanz die Ergänzungsbezirkskomman— 
den des Heeres, in Oſterr. die Landwehr— 
Landesſchützen-⸗Ergänzungsbezirkskom— 
manden, in Ungarn die Landwehrergän— 
— ——— endlich die Landſturm— 
ejirfsfommanden mit den Expoſituren, 
in 2. Inſtanz die Militdrterritorialbehir- 
ben des Heeres, in Ojterr, die Landwebr- 
fommanden und in Ungarn die Landiwebr- 
dijtriftsfommanden, die gugleid als Land- 
fturmterritorialbebirden fungieren. Für 
Cattaro u. Raguſa (Feſtland) verſehen die Land— 
wehrergänzungsbehörden alle Heeresergänzungs— 
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geſchäfte und. für Tirol und Vorarlb. fungiert als 
2. Inſtanz die Landesverteidigungsober— 
behörde. 
ch Soe be’ edie Pa jind in Ofterr. 
in 1. Inſtanz die polit. Bezirksbehörden und 
in 2. Inſtanz die polit. Qandesitellen, in 
Ungarn in 1. Inſtanz regelmäßig die Oberitugl- 
ridjter, in &roatien u. Slavonien die Bezirks— 
behirden, in den Stidten dic Biirgermeijter, 
begw. dic Magiftratsreferenten, in 2. In— 
ſtanz aber in Ungarn u. Stroatien u. Slavonien 
die Romitatss und ſtädtiſchen Behirden. 

Die militäriſchen und Zivilergänzungsbehör— 
den handeln bald felbjtiindig, bald gemeinjchajtlic. 

In oberjter Inſtanz entidjeiden die beider— 
jeitigen Landesverteidigungsminifterien 
und das Reichskriegsminiſterium, wu. gw. 
teils ſelbſtändig, teils gemeinſchaftlich. 

Die Siellung ſelbſt wird regelmäßig von 
ambulanten Stellun ——— und 
weiter, wenn das UÜberbprüfungsverfahren eintritt, 
von Aberpréjanasteumittionen vorgenom⸗ 
men, welche teils aus militäriſchen Vertretern, 
teils aus bürgerl. Mitgliedern zuſammengeſetzt 
find. Unter Umſtänden fann auch cine Miniſte— 
tialiiberpriifungsfommiffion jujammentre= 
ten. Entſcheidende Stimme haben tm allg. nur 
die Bertreter des Heeres bezw. der Landwehr und 
der polit. Behörden, nicht aber die den Stellungs- 
fommifjionen beigezogenen Bezirks⸗ oder Gemeinde⸗ 
vertreter. 

Die Grundlage des Stellungsverfahrens bil— 
den die von den Gemeinden und den polit. Be— 
hörden abzufaſſenden Verzeichniſſe der Stellungs— 
pflichtigen, wofür die Matrikenführer die nötigen 

ehelfe gu lieſern haben. An dieſe Arbeit reiht 
ſich dann die Lofung (Ziehung), wodurch be— 
ſtimmt wird, in welcher Reihenfolge die Stellungs— 
pflichtigen die Widmung als Rekruten oder als 
Erſatzreſerviſten und ihre Einreihung in das Heer 
oder in die Landwehr erhalten. Nad) Durchfüh— 
tung der re: werden die Stellungsliften an— 
ejertigt. Matrikenführer u. Gemeindevertreter 
nd fiir die Ridtigfeit der von ihnen ju liefern— 
den Behelfe verantwortlidh. Die Gemeindevorjteber 
rte aud) fiir die Identität der vorgefiihrten 

tellung&pflichtigen. 

Die regelmifige Stellung (Haupt- 
jte[lung) fiir das Heer und die Landwehr findet 
in det Heit vom 1. März bis gum 30. Upril ftatt; 
Naitellungen werden nag Bedarf vorgenom- 
men. Sur Stellung find in Oſterr-Ungarn 3, in 
Bosnien und der Herzegowina 4 Altersklaſſen be- 
rufen. Die Koſten des Stellungsverjahrens fallen 
teilS dem Staatsfdage (dem RK. M. und dem L 
M.), tells den Gemeinden und in Ungarn den 
Jurisdiftionen yur Laſt. Die Kojten des Exjchei- 
nenS vor der Stellungsbehirde haben die Stel- 
lungSpjflidtigen zu tragen; Mittelloſe find von 
den HeimatSgemeinden zu unterjtiipen. 

Das Stellungéverjahren begwedt, eine E. 
iiber die Dienſtpflicht herbeizuführen. Diefe E. 
erfolgt im Berwaltungsverjabren mit Ausſchluß 
des verwaltungsgerichtl. Rechtszuges und fann 
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entweder — aber nur in der erſten oder zweiten 
Altersllaſſe — eine proviſoriſche (Zurückſtel— 
lungen) oder definitiver Natur ſein. Die defini— 
tiven E. können entweder lauten auf Löſchen 
(Ausmuſterung wegen körperlicher oder geiſti— 
ger Gebrechen) o auf fofortige Uberwei- 
jung in die Erfagreferve oder auf Aushe— 
bung (Wffentierung). Die Mushebung fann 
fiir das Heer oder fiir die Landwehr erfolqen oder 
der Stellungspflidtige wird als fiir den Land- 
jturmbienjt obne Waffe geeiqnet erfannt. Bewoh— 
ner von Gattaro u. Raguia (Feſtland) werden 
nur fiir dje Landwehr ajfjentiert. 

Ein Uberpriifungsverfahren findet na- 
mentlich jtatt, wenn ein StellungSpflidjtiger vom 
Vertreter der polit. Behirde oder der Landwehr 
im Gegenfabe gum Wusfpruch des Vertreters des 
Heeres als tauglich bezeichnet wird. 

Die Erfiillung der Stellungspflidjt fann 
nötigenfalls durd) ummittelbaren Zwang bewwirft 
werden und ijt durch adminijtrative Ron- 
trolle (bei Unmeldung eines Gewerbes, Bewer- 
bung um ein Legitimationsdofument oder um 
einen öffentl. Dienjt) ſowie ne Strafen geſi— 
chert. Als ftrafbare Handlungen jind in den Webhr- 
geſetzen erflirt: 

a) Ungerechtfertigtes verſpätetes Erſcheinen 
bei der Stellung oder Überprüfung; 

) einfache Stellungsflucht; 

1) qualifizierte Stellungsflucht durch Aus— 
wanderung in der Abſicht, ſich der Stellungspflicht 
u entziehen oder durch Aufenthalt 3 der 

onarchie während der Stellung; 

&) Entziehung von der Wehrpflicht durch liſtige 
Umtriebe; 

Nvorſützl. Selbſtbeſchädigung. 

Die Beſtrafung erfolgt teils durch die polit. 
Behörden, teils durch die Gerichte, u. zw. gelten 
in Ungarn in dieſer Richtung etwas abweichende 
Beſtimmungen. 

Die Strafen, welche in Anwendung fommen, 
jind: a) Weldftrajen, b) Geld- u. Freiheitsitrafen 
(fumulativ), c) Stellung auger der Altersklaſſe 
u. Losreihe (Aſſentierung gum Heere) und d) Ver— 
laingerung der Präſenzdienſtverpflichtung, u. zw. 
wegen Stellungsfludt, Selbſtbeſchädigung und 
lijtiger Umtriebe, um fid) der Wehrpflicht zu ent: 
ziehen. Durch Verlängerung der Präſenzdienſt— 
pflicht tritt auch eine Verlängerung der Gefamt- 
dienſtpflicht ein. 

Wo ſich Wehrvflichtige in größerer Anzahl 
der Stellungspflicht entziehen, können von den 
Landesverteidigungsminiſtern außerordentl. Maß— 
regeln getroffen werden. 

Die Aſſentierten, aber noch nicht in die Trup— 
penfirper Eingereihten verbleiben als uneinge— 
reihte Rekruten bezw. als — 97 
Erſatzreſerviſten in ihren bürgerl. Verhältniſſen 
und unterſtehen den Zivilbehörden; ſie unterliegen 
aber einer Meldepflicht und Beſchränkungen 
bezüglich der Verehelichung. Dieſe leßteren 
Beſchränkungen beziehen ſich aber nur auf die un— 
eingereihten Rekruten, nicht auf die uneingereihten 
A 
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3. Die aktive Dienſtpflicht enthält die 
Verpflichtung zur fortgeſetzten Leiſtung militäri— 
ſcher Dienſte. Sie ijt eine verſtärkte Treu— u. 
Gehorſamspflicht. Die Treupflicht geht bis zur 
Selbjtaufopjerung. Die militäriſche Gehorſams— 
pflicht beſteht darin, daß den Dienſtbefehlen der 
militäriſchen Vorgeſetzten unbedingt Folge geleiſtet 
werden muß, ſoweit nicht ſtaatl. Berbote, Beriate 
jung8- und fonitige G. Schranken jiehen. Die Er— 
fiillung diefer Gehorſamspflicht ijt gefichert durch 
den Fahneneid, Dissiplinaritrajen, das Notwehr— 
redjt der militäriſchen Borgejepten (f. den Ab— 
ſchnitt G: „Disziplin“ und den Urt. , Waffen- 
gebrauch“ (militérijder), ferner durch Beſtimmun— 
gen, welche die Aufreizung von Heeresperſonen 
zur Verleßung der Gehorſamspflicht unter Strafe 
ſtellen, endlich durch Einſchränkungen des Be— 
ſchwerderechtes. 

Die altive Dienſtpflicht Präſenzdienſtpflicht 
zerfällt in die Liniendienſtpflicht (beim Heere 
und bei der Kriegsmarine) und in die aktive 
Landwehr-Landesſchützen⸗Pflicht. Sie bes 
ginnt regelmäßig mit dem 1. Oftober des Aſſen— 
wie beat bate in Bosnien und der Herjzeqowina 
mit dem Seitpunfte der Ufjentierung und dauert 
beim Heere regelmäßig 3 Jahre, bei der Kriegs— 
marine 4 Qabhre, bei der Landwehr beaw. bei den 
—— für die unmittelbar Eingereihten 
2 Jahre. Dod) kann in Oſterr. bei der Landwehr 
und bei den Landesfchiigen eine dem ſyſtemiſier— 
ten Stande an Unterojfigieren entipredjende Mann— 
ſchaftsmenge ein drittes Jahr zum aftiven Dienjte 
verhalten werden, welche dafür veridjiedene Be— 
—————— namentlich in der Erfüllung der 

affenübungspflicht genießt. Cine Verlängerung 
der Dienſtpflicht tritt ein für die abſolvierten Zög— 
linge der Militärbildungsanſtalten, ſerner fiir 
Stellungsflüchtlinge, Selbſtbeſchädiger, diejenigen, 
welche ſich liſtiger Umtriebe ſchuldig gemacht ha— 
ben, um ſich der Wehrpflicht zu entziehen, endlich 
für Deſerteure. 

4. Un die altive Dienſtpflicht ſchließt fic) re— 
gelmäßig die Dienſtpflicht in der Reſerve 
und in der nichtaktiven Landwehr (in der 
Mejerve der ungar. Landwehr, bei den 
nidtattiven Landesfahiigen). Für die An— 
gehirigen der Kriegsmarine bejteht feit den Wehr— 
geſetzen des J. 1889 cine Dienſtpflicht in der 
Seewehr, die fic) von der Landwehrpflicht durch 
mehrfache Erleidterungen unterſcheidet. 

Dieſe Formen der Dienſipflicht charakteriſieren 
ſich durch eine Dispenſation vom aktiven Dienſte, 
die aber mit der Verpflichtung verbunden iſt, für 
den Fall des Krieges oder der Mobiliſierung der 
Einberufung zur aftiven Dienſtleiſtung Folge gu 
leiſten und aud) im Frieden beſtimmte Obliegen— 
heiten zu erfiillen. 

Im Frieden obliegen den nidtattiven Per— 
jonen jolgende Verpflidjtungen: 

a) Sie müſſen fic) bereit halten, der Einbe— 
rujung gum atftiven Dienjte fiir den Fall des 
Krieges oder der Mobilifierung Folge au leijten. 
Cine ſolche Einberufung fann nur auf Befehl des 
Raijers zur teilweijen oder vollen Ergänzung des 
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Kriegsſtandes und riidjidtlid) der Landwehr nur 
nad den Beftimmungen der Landwehrgeſetze (i. 
den Abſchnitt L: ,3wedbejtimmung des 
Heeres”) ftattfinden. Wenn jedoch bejondere Ber- 
haltnijfe eS erfordern, fo fann die Mannſchaft ded 
erjten Qahrganges der Rejerve auch im Frieden 
ut aftiven Dienftleijtung herangezogen werden. 
iefelbe dDarf aber nur fo lange im Präſenzdienſte 
belajjen werden, als jie diejem Rejervejahrqange 
angebért (djterr. @. 31 V 88, R. 77, und ungar. 
G. A. XVIIL: 88). Das gleiche gilt aud) von 
der Mannſchaft des erſten Ajfentjahrganges der 
ungar. Landwehr. 

b) Die nicht in aftiver Dienjtleijtung ſtehen⸗ 
den Gagiſten u. Mannjdaftsperjonen der Reſerve, 
ber Geewehr und nichtaftiven Landwehr find der 
Meldepflicht unterworjen, 

c) Die nichtaktiven PBerfonen, welche im Laufe 
deS betreffenden Jahres weder in aftiver Dienjt= 
leijtung gejtanden find nod) eine Waffeniibung 
mitgemacht haben, find gum Erjdjeinen bei der Kon— 
trollverjammlung (beim Hauptrapport) verpflichtet. 

d) Die nidtaftiven Berjonen find zur Teil- 
nahme an den vorgefdriebenen militérijden Ubun— 
gen verpjlicitet. Sede Cinberujung eines Rejerve- 
manneS zur Ergingung de8 Kriegsſtandes zählt 
demjelben fiir cine Wajffeniibung, wenn er bei dem 
Truppentirper, gu welchem er einzurücken hatte, 
tatſächlich in Dienjtleijtung getreten ijt. Diejenigen 
Referveminner, welche ausnahmsweiſe im Frieden 
aur aftiven Dienjtleijtung herangezogen wurden, 
jind au Waffeniibungen nur in bejdrainftem Mahe 
verpjliditet. Angehörige der Seewehr jind pon den 
Waffeniibungen bejreit. Für die nictattiven Lan- 
desſchützen von Tirol und Borarlb. gelten bejon- 
dere begiinitigende Normen, namentlich wenn die— 
felben die Pflichten der Standſchützen (ſ. den Art. 
podiekitandwefen”) erfüllt haben. 

e) Die nicdtaftiven Perjonen unterliegen außer⸗ 
dem Beſchränkungen bei Meijen in das Wusland 
und jur See. Sur Berehelidjung bediirjen fie 
feiner militärbehördl. Bewilligung, wohl aber jind 
die nidtaftiven Gagijten verpflidtet, hievon die 
Ungeige an die militäriſche Evidenzbehörde 1. In— 
ftan3 ju machen. 

Im iibrigen unterjtehen die nichtaftiven Per— 
fonen in ihren biirgerl. BVerhaltnijjen jowie in 
Straf- und polizeil. Angelegenheiten den Zivil— 
ſtrafgerichten u. Zivilbehörden. 

Im Kriege und bei einer Mobiliſie— 
tung treten fiir die nichtaktiven Perſonen die 
Rechtsſätze über die aftive Dienſtpflicht in Anwen— 
dung. Die nichtaktiven Perſonen haben den an fie 
ergehenden Cinberujungen jederjeit Folge zu lei- 
ften. Wie im Wusland abswejenden Perſonen des 
Heeres =p | der Landwehr find verpflichtet, fobald 
es in der Oifentlichteit befannt geworden, daß dic 
Ojtert.-ungar. Monarchie von einem Mriege nahe 
bedroht und die Einberujung der Reſerve und der 
Landwehr erjolgt ijt, ohne eine befondere Cinbe- 
tujung abjuwarten, unverweilt in die Heimat 
zurückzukehren. 

Die angeführten Beſtimmungen erleiden Mo— 
difikationen: 


Heerweſen: D. Wehrdienſt. 


1 Durch das Ausmuſterungsverfahren 
(die Superarbitrierung), wodurch bie wegen 
firperlider oder geiſtiger Mängel untaugliden 
nidtaftiven Berfonen ausgeſchieden werden; 

b) durch bas Unablimmlidfeitsverjah- 
ten, indem die im Verbande des Heeres und der 
Landwehr jtehenden ifjfentliden und Fonds-Beam— 
ten, die Brojefjoren an öffentlichen oder mit dem 
Offentlidfeitsrechte ausgeſtatteten Schulen, endlich 
die öffentl. Verfehrsbedienjteten im Falle eines 
Krieges in der zur Verjehung des Dienſtes bezw. 
des Unterrichtes unentbehrl. Yngabl iiber Untrag 
der betreffenden Fadminijter mit Bewilligung des 
Kaiſers in ihren Anſtellungen belajien werden 
finnen. 

Die Dienjtpflicht in der Reſerve dauert beim 
Heere 7 Jahre, bei der Kriegsmarine S Jahre, die 
Dienftpflicht in der nichtaftiven Landwehr (bei den 
nidjtaftiven Landesſchützen) fiir diejenigen, weldye 
nad) vollitredter Rejervedienjtpflidt in die Land⸗ 
webr iiberfept werden, 2 Sabre, fiir diejenigen 
aber, welche unmittelbar in die Landwehr einge— 
reiht wurden, regelmäßig 10 Qabre. Die Dienjt- 
pjlicht in der Seewebr dauert 3 Jahre. In Bos— 
nien und der Herzegowina bejteht nur eine 9ibrige 
Reſervedienſtpflicht. 

5. Die Erſatzreſervepflicht enthält nor— 
malerweiſe die Befreiung von der Einſtellung in 
die Linie oder aftive Landwehr, aber keine Been— 
digung der Militärdienſtpflicht, ſondern eine Um— 
aehaltang, indent fie ſich aus gewiſſe Verpflichtun— 
gen beſchränkt. Dieſe bloß eventuelle Dienjtpflicht 

t Erſatzreſerviſten fann ſich aber in eine aftive 
vetwandeln, wenn die Einberujung der Erjagmann- 
ſchaften erfolgt. 

ine ſolche Einberuſung erfolgt in der Regel 
nur im Kriege auf Beſehl des Kaiſers. Unter be— 
ſonderen Verhältniſſen kann jedoch ein Teil der 
Erſatzreſerve des Heeres auch im Frieden zur akti— 
ven Dienſtleiſtung einberujen werden. Eine ſolche 
Herangiehung fann unter den Bedin are des 
G. 31 V 88 bezw. des ungar. G. A. XVII: 88 
riidjidhtlid) der 3 jüngſten YUfjentiabrgidnge der Er- 
japrejerve des Heeres und riicfichtlic) der 2 jiing- 
jten Aſſentjahrgänge dex Erjagrejerve der ungar. 
Landwehr ftattfinden. 

Für die Ungehorigen der MriegSmarine und 
in Bosnien und der Herzegowina bejteht feine 
Erſatzreſervepflicht. 

Die regelmäßigen Verpflichtungen der Erjag- 
rejervijten and folgende: 

a) Die Meldepflicht; 

b) die Verpflichtung jum Erſcheinen bei der 
Rontrollverfammiung ; 

c) die Verpflichtung, ſich der militäriſchen Aus— 
bildung durd) 8 Wochen gu untergiehen; 

d) die Verpjlidtung, an den vorgeſchriebenen 
Waffeniibungen teilgunehmen. 

Außerdem unterliegen die Erfagrejervijten bei 
Reijen ähnl. Bejdriinfungen wie die nichtaftiven 
Perſonen. Sur Verehelichung bedürfen fie teiner 
militärbehördl. Bewilligung. Jn bürgerl. Verbilt- 
nijjen find fie den Bivilftrajgeridten u. Bivilbe= 
hörden unterworjen. 


Heerweien: D. Wehrdienjt. 


Die Exrjagrejervepflidt dauert im Heere fiir 
die unmittelbar Eingereihten 10 Jahre, bei der 
Landwehr fiir die unmittelbar Eingereihten 12 und 
für Die aus der Erſatzreſerve des Heeres UÜberſetz— 
ten 2 Sabre. 

Die Erſaßzreſervepflicht obliegt: 

a) Den Mindertauglicen. Dieielben find fofort 
ee der Ujjentierung in die Erjagreferve einzu— 
teilen; J 
b) den Überzähligen. Dieſelben gelangen erſt 
nach vollſtändiger Deckung ded Refrutenfontingen- 
ted in die Erſatzreſerve. 

Auperdem geniehen den Anſpruch auf eine 
privilegierte Erfüllung der Militärdienſtpflicht durch 
Einreihung in die Erſatzreſerve: 

a) Die Kandidaten und in Ungarn Zöglinge 
des geifit Standes, dann ausgeweihte Priejter. 
Die lepteren werden in die Evidenz der wh 
referve iiberjegt und nur im Mobilijierungsjalle 
zur Dienftleijtung Betangeaogen 

b) Unterlehrer u. Lehrer an Volksſchulen, 
Bürgerſchulen, Lehrerbilbungsanjtalten und ver— 
wandten Lehranftalten. 


öglinge der Lehrerbildbungsanjtalten, welche 
dem Legten Gebepange zur Zeit der Stellung an— 


ehören, werden im Frieden zur Vollendung ihrer 
Studien vorbehaltlid) ihrer Einberujung im Mobi- 
liſierungsfalle beurlaubt; 

c) die Beſitzer ererbter Landwirtſchaften; 

d) dic in Beriicjichtiqung ihrer Familien— 
verhältniſſe Begiinjtigten, wozu insbeſ. die mit 
der Familienerhaltung belajteten einzigen Söhne, 
Enfel u. Schwiegerſöhne erwerbsunfähiger Eltern 
bezw. Sdhwiegereltern, dann die Briider verwaifter 
Geſchwiſter gehören. Außerdem lönnen Wehrpflich— 
tige, welche einen gejepl. Anſpruch auf die Über— 
ſetzung in die Erſatzreſerve aus Familienrückſich— 
ten nicht beſitzen, dauernd beurlaubt werden, wenn 
befonders beriidfictigenswiirdige Familienverhiilt- 
nifje bei ihnen vorhanden find. 

Ferner war in Oſterr. durch das nicht in 
volle Wirkſamkeit getretene G. 2611 1903, R. 53, 
liber die Erhihung des Refrutenfontingented (ſ. Ub- 
ſchnitt K: Organifation u. Gliederung des 
Heeres) bejtimmt worden, dah die durch das neu gue 
wachſende Retrutenfontingent iiber den geſetzmäßig 
jnitemifierten Friedensjtand entjallenden präſenz— 
dienſtpflichtigen Mannjchajten zu beurlauben jeien. 
Auf diefe — hatten nach Zuläſſigkeit 
der Dienſtesrückſichten zunächſt diejenigen Anſpruch, 
deren Verhältniſſe aus Gründen der Familiener— 
haltung, der Landwirtſchaft, des Erwerbes ſowie 
der bürgerl. Ausbildung eine beſondere Beriid- 
ſichtigung erheiſchten. 

n Bosnien und der Herzegowina beſtehen 
bleibende und zeitl. Befreiungen von der Militär— 
dienftpflidt fiir einige dieſer und nod andere Per— 
jonenfategorien. 

6. Die Landſturmpflicht ijt cine eventuelle 
und zugleich ſubſidiäre Dienſtpflicht, welche nur 
im Falle außerordentl. Bedürfniſſe praktiſche Wir— 
kungen äußert. In normalen Zeiten enthält ſie 
feinerfei Verpflichtung zur aftiven Dienſtleiſtung, 
ja es beſteht für die far bfturmpflidjtigen Perjonen 
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zum Unterſchiede von den nidjtaftiven Berjonen 
iiberh. fein fortbauerndes dienſtl. Berhiltnis, wel— 
hes nur im Falle der Cinberufung wirkſam wird, 
jondern beim Landjturm wird ein Patches vielmehr 
erjt durch bejondere Anordnungen, die Mufbietung 
des Landjturmes und die Einberujung der Land- 
turmmänner begriindet. Die landjturmpflidtigen 

rjonen unterliegen daber vor der —— 
inſofern dies nicht für einzelne Klaſſen derſel— 
ben angeordnet iſt, keiner weiteren Kontrolle und 
auch keiner Übungspflicht. Die — darf 
nur im Falle und für die Dauer einer kriegeri— 
ſchen Bedrohung oder eines —— e⸗ 
es auf Befehl des Kaiſers nad) Anhörung des 

iniſterrates erſolgen und geſchieht im Wege der 
L. M. Ebenſo wird die Auflöſung des Landſturmes 
vom Kaiſer angeordnet. 

Landſturmpflichtig ſind: 

a) Alle wehrfähigen Staatsbürger, welche 
weder dem Heere oder der Kriegsmarine noch der 
Landwehr angehören, vom Beginn des Jahres, in 
welchem dieſelben das 19. Lebensjahr vollenden, 
bis zum Ende des Jahres, in welchem ſie das 
42. Lebensjahr vollſtrecken; 

b) nad) Maßgabe der Wehrfähigkeit alle aus 
dem Offigiers: u. Militdrbeamtenjtand in den Rube- 
jtand oder in das Verhältnis außer Dienjt über— 
fepten Berfonen des Heeres, der Kriegsmarine 
oder Landwehr bis jum vollendeten 60. Lebens— 
jabre, infojern fie nicht in den genannten Teilen 

ev bewajjneten Macht verwendet werden; 

ce) das Perfonal der Gendarmerie, Finanz— 
wade u. Staatsforite nad) Maßgabe der Kriegs— 
bediirjnifje u. Dienſwerhältniſſe. 

Jn Oſterr. bejteht neben dieſer perſönl. Land— 
ſturmpflicht nod) cine forporative fiir alle Körper— 
ſchaften, welche cinen militäriſchen Charatter bezw. 
militäriſche Abzeichen tragen, insbeſ. fiir die be= 
waffneten Biirgermiliz- u. Schiigenforp$, dann 
ee die Militirveteranenvereine. Qu Bosnien und 

ex Herzegowina bejteht feine Landſturmpflicht. 

Die Landjturmpjflidjt dauert — 
24 Jahre. Nach den Jahrgängen werden die Land— 
fturmpflictigen in 2 Aufgebote eingeteilt. In das 
erjte Aufgebot gehören die 19 jüngſten Jahrgänge 
(vom 19. bid einſchließlich zum 37. Jahre), in das 
zweite Aufgebot die 5 dltejten Jahrgänge (vom 
38. bid gum 42. Jahre). Aene aber, welche frei— 
williq vor beendigtem 19, LebenSjabre in das 
Heer oder in die Landivehr eingetreten find, blei- 
ben nad) Erfüllung ihrer gejeplichen zwölfjährigen 
Dienſtpflicht nur nod) die unmittelbar folgenden 
10 Jahre landjturmpflidtiq; fie werden mabrend 
der erjten 5 Jahre ihrer Landfturmpflidt in das 
erjte und während der nächſten 5 Jahre in das 
zweite Aufgebot des Landjturmes eingeteilt. 

Die Verfaſſung u. Fiihrung der Verzeichniſſe 
der Landjturmpflictiqen (Sturmrollen in Oſterr., 
VYandjturmliften in Ungarn genannt) obliegen unter 
Mitwirfung der Matrifenfiihrer und unter Uber- 
wadung der polit. Behdrden den Gemeinden, in 
Ungarn den militäriſchen Landjturmbehirden und 
den Gemeinden. Cine befondere Stellungspflicht 
bejteht fiir bie Landjturmpflidtigen nicht, jondern 
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die E. iiber die Landſturmpflicht erfolgt vielmehr 
bei der gewöhnl. Stellung. 

Die den landſturmpflichtigen Perfonen oblie- 
genden BVerpflichtungen find folgende: 

a) Bor Aufbietung des Landjturmes find 
diejenigen Landjturmpflichtigen, welche Angehörige 
des Heeres, der RrieqSmarine, der Landwehr (mit 
Einſchluß der Exjagrejerven) oder der Gendarmerie 
waren, ſowie rontige Landſturmpflichtige, welche 
für den Fall der — des Landſturmes zu 
beſonderen Dienſtleiſtungen deſigniert und zu die— 
jem Swede mit Widmungskarten beteilt wurden, 
verpjlictet, einmal in jedem Qabre fic) gu melden 
löſterr. G. 10 V 94, R. 83, ung. G. A. XXXVIT 
ex 1893); 

b) nad) Aujbietung des Landfturmes finnen 
die landſturmpflichtigen Berjonen ohne Unterſchied 
der Kontrolls⸗ u. Ubungspflicht unterworfen wer— 
den. Mit der Kontrollspflicht find Reiſebeſchrän— 
fungen verbunden. Die zur Dienftleijtung einbe- 
rujenen Perjonen des Landjturmes find pom Tage 
der Einberufung bis zum Tage der Beurlaubung 
oder Auflöſung des betreffenden Auſgebotes den 
militäriſchen Straf- u. Disziplinargeſehen in glei- 
dem Umfange wie die aftiven Landwehrperſonen 
Landesſchützen) unterworfen, doc) wird durd) eine 
Beurlaubung der Landjturmpflidtigen das Mi— 
litärverhältnis derjelben für die betreffende Beit 
unterbrodjen. Im tibrigen find die Obliegenheiten 
der aufgebotenen Landjturmmiinner nad) ihrer Be- 
ftimmung vericdieden, indem fie entiweder zur Bil— 
dung von fombattanten Landjturmformationen oder 
als militäriſche Urbeiter und ju bejonderen Dienjt- 
leiftungen flix Kriegszwecke verwendet werden 
finnen, 7 

Während eines Krieges fann in Ofterr. in 

außerordentl. Bedarfsfällen, ſowohl wenn die zur 
Erhaltung des Heeres auf dem Kriegsſtande be— 
ſtimmte Erſatzreſerve nicht ausreicht, als auch zur 
eventuell notwendigen Ergänzung der Landwehr 
auf den Kriegsſtand das entſprechende Erfordernis 
fiir die ſyſtemmäßig aus den Reichsratsländern 
u ergingenden Teile der bewaffneten Macht und 
lir die Dauer des unumging!. Kriegsbedarfes 
pom erſten Aufgebote des Landſturmes herange— 
zogen werden. In Ungarn ſind für den gleichen 
Swed die auf Grund ſchon erjolgter Aufbietung 
de8 Landjturmes cinberujenen und entiweder ſchon 
frither militäriſch ausgebildeten oder bei diejer 
Weleqenheit jfofort entipredend auszubildenden 
Landjturmpflictigen mit der Beſchränkung verfüg— 
bar, dak diejenigen, welche ihre zwölfjährige Diente 
pflicht ausſchließlich bei der Landwehr abgeleijtet 
haben, nur gur Ergänzung der Landwebr ver- 
wendet werden können. 

Soweit nicht bereits bei der Stellung die 
Löſchung landſturmpflichtiger Perſonen wegen Un— 
tauglichleit zum Landſturmdienſte ſtattgefunden 
hat, findet ceive Ausſcheidung ſolcher Perſonen 
durch das Muſterungsverfahren unter Interven— 
tion von Mujterungsfommiffionen ſtatt. Außer— 
dem erjolgt cine Suspenjion von der aftiven Dienjt- 
leijtung im Landfturme iim Wege des Unabkömm— 
lichfeitgverjabrend bei Berjonen, welche fiir den 
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öffentl. Dienft unentbehrlich find ober welche als 
Urbeiter oder als Leiter in KrieqSetablijjementé 
benitigt werden. 

Cinjaibrig = Freiwillige, 1. Die priv. 
Dienftpflidt der Cinjaihrig-Freiwillige n 
ijt im allg. feine freitvillig iibernommene, rd el 
eine modifizierte geſetzl. Dienftpflicht. Die Modififa- 
tionen find teils Crleichterungen —— 
favorabilia), teils Erſchwerungen (privilegia 
—— Die egret ag flix die Ableiſtung 
des Militéirdienjtes in der Eigenſchaft eines Ein— 
jibrig = Freiwilligen find teils allg., teilS be- 
jondere. 

2. Die Vorausfepungen. Die allg. Vor— 
ausjepungen find: 

a) Der Beſiß der StaatSbiirgerjdajt in einer 
der beiden Reichshälften; 

b) die firperlide u. geiſtige Tauglichkeit. 

Die bejonderen Borausjepungen find: 

a) Unbefdpoltenbeit. Verbreden oder Vergehen 
u. Ubertretungen aus Gewinnjudt oder gegen die 
öffentl. Sittlicfeit, dann jtrafbare Handlungen 
gegen das Wehrgeſetz, welche die Stellung auger 
der UlterSflajje u. Losreihe nad) fich ziehen, ſchlie— 
fen von dem Erwerb des Einjährig-Freiwilligen- 
rechtes aus; 

b) fpegielle Cignung fiir den gewiblten u. 
aufnahmeberechtigten Truppenfirper; 

c) Nachweis der vorgeſchriebenen wiſſenſchaftl. 
Vorbildung, welche fiir die —— Kategorien 
der Einjährig-Freiwilligen verſchieden geſtaliet ijt; 

d) rechtzeitige Anmeldung des Anſpruches bei 
den Stellungsbehörden. 

3. Die Ableiſtung des Präſenz dienſtes 
als Einjährig-Freiwilliger kann auf nachſtehende 
Arten erſolgen: 

a) Am Soldatenftande des Heeres und 
der Landwehr. Die betreffenden Bewerber müſſen 
nachweiſen, daß fie jpitejtens am 1. März jenes 
Jahres, fiir welded ihre Stellung erjolgt, bezw. 
bis gum 1. Oftober deSsfelben Qahres ein öffent— 
lides oder mit dem LOffentlidjteitsrechte aus- 
qejtattetes Obergymnaſium, eine derartige Ober— 
realſchule oder eine gleichgeſtellte Lehranjtalt ab- 
jolviert haben. Jene, weldje dies nicht in der Lage 
find, müſſen bis gum 1. März jenes Jahres, in 
welcjem fie das 21. Lebensjahr vollenden, eine 

zrüfung vor einer hiezu bejtimmten gemijdten 
——— bei den Truppendiviſionskommanden 
mit entipredendem Erfolge abgelegt haben. Ein— 
jährig-Freiwillige, welde den Dienft auf Staats- 
fojten ableijten wollen, haben einen bejonderen 
Studienerjolg oder cine höhere wiſſenſchaftl. Vor— 
bildung nachzuweiſen. 

b) Jn der RrieqSmarine fann der ein: 
jährige Präſenzdienſt entweder zur See oder beim 
Maſchinenbau u. Majchinenbetrieb geleijtet werden. 
Die Ubleijtung des Cinjiibrig-Freiwilligendienjtes 
geſchieht bier tmmer auf Staatsfoften. 

c) Mediziner haben als Einjährig-Frei— 
willige ein halbes Jahr im CSoldatenjtande und 
ein zweites Halbjahr nach Erlangung des Doftor- 
diplomes bei den Militärſanitätsanſtalten aftiv 
zu dienen. 
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d) Pharmajeuten leijten den einjährigen 
Präſenzdienſt erjt als diplomierte Magijter der 
Pharmazie. 

e) Studierende der Tierargneifunde 
leijten den einjährigen Präſenzdienſt erjt nad) Er- 
langung des tierärztl. Diploms bei der Kavallerie, 
feldartillerie oder Traint 

f) Bei den Verwaltungsbranden kön— 
nen nad) Bedarf ſolche Einjährig-Freiwillige des 
Soldatenjtandes den Präſenzdienſt ableijten, welche 
bereitS eine achtwidjentliche militäriſche Ausbil— 
dung genofjen haben. Diefelben werden bei den 
peg ek ages aginen und ilitirbauabteilungen 
ju Verpfleqsbeamten u. Militirbaurednungsbeam- 
ten herangebildet. 

Das Inſtitut der Einjährig-Freiwilligen be- 
fteht aud) in Bosnien und der Hersegorwina. 

4. Die Befonderheiten der aftiven Dienjt= 
pflicht der Einjährig-Freiwilligen find folgende: 

a) Sie befigen mit gewiſſen Cinidrintungen 
daS Recht gur Wahl des Truppentirpers (a 

— nicht mehr das Recht zur Wahl der Gare 
nijon). 

b) Qenen Einjährig-Freiwilligen, welde ihre 
Etudien an höheren Lehranjtalten fortſetzen, ijt 
aud) die Wahl des Jahres fiir den Priifengdienft 
freigejtellt. Dod) ijt cin Aufſchub des Präſenzdien— 
jteS nicht über den 1. Oftober jenes Jahres zu— 
lajjig, in welchem fie das 24, Lebensjahr vollenden. 

c) Die aftive Dienftzeit der Einjährig-Frei— 
willigen beträgt regelmäßig nur ein Qahr. Das 
Prijengdienftjahr muß aber ausſchließlich der mili- 
täriſchen Ausbildung gewidmet jein und darf nidt 
be Studiengweden verwendet werden. Doch find 
en Ginjihrig-Freiwilligen, welche den Hodichul- 
jtudien —— teils durch die Geſetzgebung (ungar. 
G. A. XXVIu. XXVII ex 1889), teils im Verord⸗ 
nungswege bezüglich der Quffription, der Prüfun— 
gen act er Stipendien mehriace Crleidterungen 
gewabrt. 

Nad) Ablauf des Priijengdienjtjahres haben 
jich die Cinjahrig-Freiwilligen der vorgeſchriebenen 
CifizierSpriijung zu unterziehen. Jene Einjährig— 
Freiwilligen, welche bei dieſer Prüfung nicht ent— 
ſprechen, haben ein zweites Jahr bei den Abtei— 
lungen ihrer Truppen präſent zu dienen. Sie be— 
halien aber auch in dieſem Faälle die Eigenſchaft 
von Einjährig-Freiwilligen, genießen daher den 
— auf die übrigen Begünſtigungen der— 
elben. 

Jenen Einjährig-Freiwilligen, welche die Offi— 
— loot nicht beſtanden, jedoch während 
eS Präſenzdienſtjahres hervorragenden Eifer, ta— 
delloſe Aufführung und beſonderes Intereſſe für 

den militäriſchen Dienſt bewieſen haben, kann (jeit 
dem J. 1895) von der Prüfungskommiſſion aus— 
nahmsweiſe die Begünſtigung der vorzeitigen 
dauernden Beurlaubung zuerkannt werden. 

d) Die militäriſche Ausbildung der Einjährig⸗ 
Freiwilligen iſt eine beſondere, da ſie zu Kadetten 
und zu Si ieren in der Rejerve bezw. in der 
nidtaftiven Landwehr vorbereitet werden follen. 
Sie werden gu diejem Zwecke in Einjährig-Frei— 
willigenſchulen vereinigt. 
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e) Die te See welche den 
Dienſt auf eigene Kojten leijten, diirjen, wenn fie 
die Auslagen fiir die eigene Wohnung tragen, 
nicht faferniert werden, wofern nidjt befondere 
militäriſche Gründe des Dienjtes, der Musbildung 
oder der Disziplin Ausnahmen erheiſchen. 

f) Die Einjährig-Freiwilligen find von den 
gewöhnl. Kaſern- u. Lagerarbeiten bejreit. 

) Die erwähnten —— der altiven 
Dienſipflicht werden in erſter Reihe jenen Ein— 
Ll -Freiwilligen guteil, welche den Dienſt auf 
hre eigenen Rojten ableijten. Dadurch ijt normaler= 
weije eine Erſchwerung des Cinjibriq-Freiwilligen- 
dienſtes gegeben. Wusnahmen von dieſem Grundjage 
bejtehen zugunſten Mittellofer, weldye nebſt qutem 
ſittl. —— eine erhöhte wiſſenſchaftl. Befihigung 
dartun und nachweiſen, daß ſie ſelbſt den für den 
Unterhalt während des einjährigen Präſenzdienſtes 
unbedingt erforderlichen und jeweils im Verord— 
nungswege feſtzuſtellenden Ko — auf⸗ 
zubringen vermögen, dann, wie bereits bemerkt, zu— 
gunſten derjenigen, welche den einjührigen Präſenz— 
dienſt bei der Kriegsmarine leiſten. Die Aſpiranten 
dieſer Art leiſten den Dienſt auf Staatskoſten. 

5. Aber auch die nichtaktive Dienſtpflicht 
der — ————— en zeigt Beſonderheiten, 
indem die ———— willigen dieſe Dienſtpflicht 
normalerweiſe in der Eigenſchaft von Reſerve— 
offizieren bezw. in der Eigenſchaft von Offi— 
zieren der nichtaktiven Landwehr und der Seewehr 
vollſtrecken. Sie ſind in dieſer Eigenſchaft zugleich 
militäriſche Ehrenbeamte und erfüllen nicht bloß 
eine modifizierte geſetzl. Dienſtpflicht. 

Die Vorausſetzungen für die Erlangung einer 
ſolchen Offiziersſtelle ſind ſolgende: 

_ a) Ablegung der vorgeſchriebenen Offiziers— 


ng. 

b) Radwweis einer entipredjenden Lebensſtel⸗ 
lung und,angemejjener Gubjijtengmittel, was durch 
Beibringung des vorgeſchriebenen Sujtentations- 
reverjeS geſchieht. Einjährig-Freiwillige, welche die 
Offiziersprüfung mit Erfolg abgelegt haben, aber 
den Suſtentatidusrevers nicht beizubringen ver— 
mögen, werden als Reſervekadettaſpiranten evident 

eführt und bei den Waffenübungen gleich den 
adetten verivendet. 

c) Unterzeichnung eines Reverjes de8 In— 
halted, daß der Ujpirant feiner geheimen Gejell- 
ſchaft angehöre. 

d) Die Offizierswahl, d. h. die Erklärung des 
Offiziers ſorpo des Standortes, daß es den Äſpi— 
ranten zur Beförderung zum Offizier in außer— 
dienſtl. Beziehung fiir geeignet erachte. 

Die Ernennung zum Offizier im nichtaktiven 
Stande erfolgt jedoch aud) bei Erfüllung der ge— 
ſebl. Borausjepungen nur nach Maßgabe des durch 
die Heeresorganiſation gegebenen Bedarfes. Iſt 
dieſer gededt, jo werden die Aſpiranten nur ju 
Kadetten ernannt. 

Die Verpflichtungen der Offiziere des nicht— 
aftiven Standes jind teils analog jenen, welche 
die nichtaktive Mannſchaft gu erfiillen hat, teils 
bejondere, welche fic) aus der Eigenſchaft von mili— 
tivijchen Ehrenbeamten ergeben. 
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Zu den erſteren Verpflichtungen find zu rechnen: 

a) Die Verpflichtung, der Einberufung zur 
aftiven rela arse Folge ju leijten; 

b) die Meldepjlicht; 

c) Die Verpflidjtung gum Erſcheinen beim 
Haupt: (Nach-) Rapport; 

d) die Verpflichtung zur Teilnahme an den 
Wafieniibungen. 

Die Verpjlidjtung ijt jedod) eine verſchärfte, 
indem die nidtaftiven Offigiere nad) Exjordernis 
bezw. nad) Maßgabe des Bedürfniſſes fiir ihre 
praftijhe Fortbildung jährlich gu den Waffen— 
libungen beigesogen werden können. 

{8 bejondere Berpflidjtungen find au 
nennen: 

a) Die Verpflichtung, ſich fogleid nad) der 
Ernennung vorſchriſtsmäßig ausguriijten und au 
adjuftieren fowie auch weiterhin fic) ausgerüſtet 
u. adjujtiert gu erhalten, widrigenfalls Mbnabme 
der OifigierScharge eintritt; 

b) die Verpflichtung, fic) in ſteter Kenntnis 
der zur Erfüllung der Obliegenheiten nötigen 
Dienjtvorjdrijten gu erhalten und den von den 
Militärbehörden in militdrdienjtl. Angelegenbheiten 
aufommenden Weijungen Folge gu leijten, widri- 
genfallS gleichfalls Abnahme der Offizierscharge 
eintritt; 

c) bie Verpflichtung zur ſtandesgemäßen Le— 
bensführung u. Vermeidung nicht ſtandesgemäßer 
Erwerbsbeſchäftigungen, worüber die militdrijchen 
Ehrenräte gu wadjen haben. 

Diejen ehrenamtl. Verpflichtungen ftehen aud 
bejondere Standesrechte qegeniiber, welche den 
Rechten der Berufsoffiziere analo gejtaltet find. 
Die nichtaftiven Offigiere genießen militarijde Ehren— 
redjte, wenn jie in Unijorm erſcheinen, und haben 
regelmäßig, jedoch nur im Falle ihrer altiven 
Dienſtleiſtung Anſpruch auf Ausübung obrigkeitl. 
Befugniſſe über die Untergebenen, auf Dienſtes— 
bezüge u. Benfion. 

. Freiwillige Ubernabme und Fortſetzung 
des Webrdienfteds. 1. Allg. Vorausfepungen 
u. Bedingungen. Die freiwillig iibernom: 
mene Dienjtpflict wird nicht auf Grund des 
G. geleijtet, jondern hat eine vertragsmäßige Ub- 
machung zwiſchen der HeereSverwaltung und dem 
Ajpiranten gur Vorausſetzung. Während des Be— 
jtandes der geſetzl. Dienſtpflicht tritt aber der Unter— 
ſchied nad) außen nicht ſcharf hervor. 

Die allg. Borausfegungen fiir den frei- 
willigen Cintritt in das Heer bezw. in die Land- 
webr find folgende: 

a) Die nvtige körperliche u. geijtige Cignung, 
verbunden mit einer gewifien Koörpergröße; 

b) ein Wlter von wenigitens vollen 17 Jahren; 

c) Unbejecholtenbeit; 

d) Sujtimmung des Baters oder Vormundes 
bei Minderjihrigen; 

e) die Staatsbiirgerjcdhaft in einer der beiden 
Reichshälften. Die in die Landwehr Cintretenden 
miijjen das Staatsbürgerrecht in der betreffenden 
Reichshälfte beſitzen. Auch Untertanen de facto 
finnen in da8 Heer freiwillig eintreten. Auslän— 
der finnen nur mit Bewilligung des Kaiſers in 
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das Heer, aber nidt in die Landwehr aufgenom- 
men werden, wenn fie fic) mit der unbedingten 
Erlaubnis ihrer Negierung hiezu ausweiſen: 

f) Anmeldung des Cintrittes vor dem Be- 
—* det geſetzl. Stellungspflicht bezw. nach er- 
üllter Stellungs- u. Heeresdienſtpflicht. Jn die 
Landwehr können überh. nur jene freiwillig ein— 
treten, welche der Stellungspflicht Genüge getan 
haben und weder im Heere noch in der egs⸗ 
marine dienſtpflichtig ſind. Auch in den Landſturm 
lönnen Inländer freiwillig eintreten, welche außer— 
halb der Heeres-, Landwehr- u. Landſturmpflicht 
ſtehen und die erforderl. Eignung beſitzen. 

Die Dienſtpflicht jener Inländer, welche vor 
erfüllter Stellungspflicht in das Heer eintreten, 
dauert ſolange wie die regelmäßige Dienſtpflicht 
im Heere. Die Dienſtpflicht der Inländer, welche 
nad) erfüllter Stellungspflicht oder nad vollitred- 
ter Dienjtpflidt freiwillig eintreten, erſtreckt ſich 
im Deere bezw. in der Kriegsmarine auf die Dauer 
der regelmäßigen Liniendienjtpflicdt, in der Land— 
wehr auf 2 Jahre, in allen Teilen der bewaffne— 
ten Macht mit Einſchluß des Landfturmes even- 
tuell aud) nur auf die Kriegsdauer beaw. auf die 
Hett der Aufbietung des Landjturmes. Untertanen 
e facto, welche feinem inlindijden Gemeinde- 
verbande angehiren, fowie Ausländer finnen nur 
auf bie Zeit der regelmäßigen Liniendienjtpflict 
aufgenommen werden. 

Die Cinreihbung der freiwillig Cintretenden 
etjolgt normalerweije mit dem Tage der Aijen- 
tierung. Die leptere gefdieht ohne Jntervention 
der polit. Behirden durd) bejondere Kommiſſionen 
bei den militäriſchen Ergänzungsbehörden 1. In— 
ſtanz. Die freiwillig Eintretenden haben das Recht, 
fic) Den Truppenfirper zu wählen, in welchem jie 
dienen wollen, vorausgefept, dak der gewählte 
Truppenfbrper zur Aufnahme von Freiwilligen 
— iſt und ſie die Eignung dafür be— 
itzen. 

’ Durch freiwilligen Cintritt wird namentlic 
der Bedarf des HeereS an SKapitulanten (Un— 
teroffigieren), BerufSoffigieren u. Mili- 
tirbeamten, dann von Gagitten ohne Rang 
flafje und Wrmeedienern gededt. 

2. Insbeſ. die Rapitulanten. Die Rapi- 
tulanten jind Perſonen, weldhe auf Grund einer 
Abmachung mit einem Truppenbefehlshaber oder 
einer Militärbehörde nad erjiillter gejepl. Dienjt- 
pflicht nod eine gewiſſe Zeit hindurd im aftiven 
Dienjte verbleiben und dafiir regelmäßig gewiſſe 
mit der betrejfenden Dienjtjtelle verbundene Emo- 
lumente beziehen. Solche Rapitulationen ſchließen 
namentlich die Unteroffiziere, aber auch Kavalle— 
riſten, Militärmuſiker, Handwerker u. Marinean- 
ehörige. Minderjährige bedürfen hiezu dex ſchriftl. 
vise deS Vaters oder Vormundes. 

Die aus der Napitulation entipringende Ver—⸗ 
pflichtung umfaßt die Verbindlidfett, den aftiven 
Wlilitardienft ebenjo gu leiſten, als dies fiir die 
gefepl. Dienſtpflicht vorgeidrieben ijt. Die Rechte 
und jonftigen Anſprüche der Kapitulanten bejtim- 
men fid) nidt nad) Abmachungen im eingelnen 
alle, fondern nad den gejeplicjen u. reglement- 
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mäßigen Boridjriften. Dies gilt insbeſ. aud) von 
den bejonderen CEmolumenten (Dienſtesprä— 
mien). 

Die Verpflichtung zur jreiwilligen Fortſetzung 
des altiven Dienſtes — ſich bei Unteroffizie— 
ren auf die Dauer eines Jahres. Frequentanten 
von Radettenfdulen, der tierärztl. Hochſchule und 
deS Kurſes fiir Kurſchmiede an den Tierargnei- 
injtituten, ferner Muſikeleven, Schiffs⸗, Maſchinen⸗ 
u. Muſikjungen der Kriegsmarine haben fiir jedes 
Jahr ihrer Ausbildung ein Jahr länger präſent 
zu dienen. Militärärzil. Aſpiranten müſſen fi 
zu einer drei⸗ bezw. ſechsjährigen altiven Dienjt- 
leiſtung verpflichten, je nachdem ſie ein Staats— 
ſtipendium genoſſen haben oder nicht. 

IV. — u. Militürbeamte. 1. Offiziere. 
Die Ergänzung des Offizierskorps ge— 
ſchieht teils durch Ernennung von Zöglingen aus 
den Militärerziehungs- u. Bildungsanſtalten und 
der aus den Kadettenſchulen hervorgehenden Be— 
rufskadetten, teils durch Ernennung von Reſerve— 
offizieren u. Reſerveladetten gu Berufsoffizieren, 
teils durch Aufnahme direkt eintretender Berufs— 
ladetten. Unteroffiziere lönnen nur ausnahmsweiſe 
im Kriege zu Offizieren befördert werden. 

Von den Aufnahmswerbern wird der Beſitz 
einer gewifjen allg. Bildung u. Lebensjtellun 
bezw. guter Ergiehung, Vollgenuß der bürgerl. 
Rechte und moralijdje Unbeſcholtenheit verlangt. 
Sur Beurteilung der Würdigkeit des Bewerbers 
dient die Offizierswahl. Die Ernennung von Re- 
jervevjfigieren gu Berufsoffizieren erjolgt im Frie— 
den nur ausnahmeaiveije nad) ciner mehrmonat- 
lichen praktiſchen Erprobung im Truppendienfte 
und Abl F einer Ergänzungsprüfung. Bewer— 
ber, uae ie direfte Ernennung ju Berufs— 
fadetten anjtreben, müſſen den allg. Anforderun— 

en geniigen, eine Mappierungsübung an einer 
Radettenidule durchmachen und die Madettenprii- 
jung ablegen. Nad) BVerlauf einer angemefjenen 
Beit werden die BerujSfadetten dann gu Madett- 
offigierSitellvertretern ernannt, welche die erjten 
Unteroffiziere des Heeres find. 

Bei der Kriegsmarine werden nach Mapgabe 
der Standesverbhiltnijje Seeajpiranten aufgenom— 
men, welche eine Aufnahmsprüſung an der Ma— 
tineafademie in Fiume abjulegen haben. Dieſel— 
ben werden hierauf ju Seefadetten u. Seeoffizie— 
ten ernannt. 

= Landjturmojfizieren werden Offiziere des 
Ruhejtandes und des Verhältniſſes aufer Dienst, 
welche die OffigierScharge abgelegt haben, ohne ſich 
ciner ehrenrührigen Handlung ſchuldig gemacht 
zu haben, dann Unteroffiziere von entſprechender 
Bildung u. Lebensſtellung, endlich auch Zivilper— 
ſonen von entſprechender Lebensſtellung und An— 
ſehen deſigniert, welche das 60. Lebensjahr nicht 
überſchritten haben und im Vollgenuſſe der bür— 
gerl. Rechte ſtehen. Leßtere haben die nötigen 
militäriſchen Kenntniſſe eventuell durch Frequen— 
tierung einer Offiziersaſpirantenſchule oder durch 
Ablegung der Offiziersprüfung nachzuweiſen. 

Die Offiziere aller Grade werden vom Kaiſer 
ernannt. 
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Die dienſtl. Stellung der Offiziere entipridt 
im Bringipe jener der Staatsbeamten. Im akbti— 
ven Dienſte haben ſie die gleichen Verpflichtungen 
wie dieſe gu erfüllen, nämlich eine Treus u. Ge— 
horſamspflicht, die Pflicht zur Verwaltung der 
übertragenen Dienſtſtelle (des übertragenen Kom— 
mandos) und endlich die Pflicht eines achtungs— 
würdigen Verhaltens. Die Pflichten der Offiziere 
reichen aber weiter, nämlich bis zur Selbjtanj- 
opferung, und die Mittel gur Ergwingung der 
Berufspflichten find bei den Offizieren viel ſchär— 


Gh} fere, da fie dem elicit Hig roe und dem 


militäriſchen Dissiplinarjtrajredte unterliegen. Ahr 
Verhalten im Privatleben ijt der Kontrolle durch 
die militäriſchen Ehrenrate unterworjen. 

Die Rechte der Berufsojfiziere find ebenfalls 
im wejentlidjen die gleichen wie jene der Staats— 
beamten. Cigentiimlid) find ihnen dic beſonderen 
militäriſchen Ehrenrechte. Qhre peluniären Rechte 
ſind gegenüber der Geſamtmonarchie nicht im ver— 
— Wege (beim Reichsgericht) ver— 
olgbar. 

Das Dienſtwerhältnis der Offiziere endigt 
entweder fo, daß nur der Austritt aus dem afti- 
ven Dienjte jtattfindet oder das Dienſtverhältnis 
jelbjt gelöſt wird. Lepteres findet ftatt durch Ber- 
jepung in den bleibenden Ruheſtand nad) Vollen— 
bung des GO. Lebensjahres oder nach juriidgeleg- 
ter 40jabriger Dienſtzeit. Wird der Ojfiziersdya- 
rafter beibebalten, fo bleibt der Offizier auch wei— 
terhin jur Führung eines achtungsiviirdigen Pri— 
vatlebens verpjlidjtet und den militäriſchen Ebren- 
räten unterworjen. 

2. Die Militaire (Marines und Land— 
wehr-)Beamten leijten grundſätzlich ihre Dienjt- 
pflicht durch Betätigung in den Geſchäften der 
Heeres⸗ (Marines u. Landwehre)Verwaltung im e. 
S. Sie haben militäriſche Vorgejeste, ſtehen im 
Subordinationsverhiltnijie gu diefen und unter— 
liegen in ibren dienſtlichen und aukerdienjtl. Ber- 
hältniſſen vielfad) denfelben oder analogen Normen 
wie die Offiziere. Sie befleiden inSbej. auch einen 
militäriſchen Rang und genießen militäriſche Ehren— 
rechte. Sie find aber nicht ſämtlich den Rechts— 
vorſchriften des Militarſtraſgeſetzbuches unterwor⸗ 
en und die Beſtimmungen dieſes Geſetzbuches über 

ic eigentlichen militäriſchen Delifte finden auf fie, 
da fie feinen Fahneneid leijten, keine Anwendung. 
Auch unterſtehen fie bejonderen Disaiplinarvor- 
ſchriften und fie find den militirifden Ehrenräten 
regelmäßig nicht unterworjen. Durch dieje beſon— 
dere Rechtsſtellung unterfdjeiden fie fit von jenen 
Ojfigieren, weldje feinen Waffendienſt leijten, ſon— 
dern im BerwaltungSsdienjte verwendet wurden. 

3. Das Berhiiltnis der bei der Heeres- (Ma- 
tines u. Landwebr-) Berwaltung angejtellten Ga- 
qijten ohne Rangflajfe und der Armeedie— 
nev ijt jenem der Militärbeamten in den qrund- 
ſätzl. Besiehungen analog gejtaltet, nur befleiden 
dieſe Berjonen feinen militäriſchen Rang und ge- 
nieBen feine militäriſchen Ehrenrechte. 
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E. Die militäriſchen Standesverhalt- 
niffe der Beeresperfonen. 


I. elung. — 17. Umfang. — IL. Gti — 
IV. seen = V. —— — 

I. Die militäriſchen Standesverhält— 
niſſe der Heeresperſonen werden innerhalb der 
durd die Wehrordnung gezogenen Grenzen vom 
Kaiſer kraft der ihm refervierten Organijations- 
u. BVerordnungsgewalt bejtimmt. 

Il. Grundfiplic) umfaßt diefe Ordnung alle 
Militdrperfonen. Darunter find alle gum Er- 
ſcheinen in militäriſcher Uniform beredtigten oder 
verpflidteten Perſonen zu verjtehen, welche in 
einem militäriſchen Dienſtverhältniſſe ſtehen und 
auf welche daher die beſonderen Militärgeſetze u. 
Militärvorſchriften Anwendung finden, gleichviel 
ob ſie unter Militärgerichtsbarkeit ſtehen oder nicht. 
Doch werden in der öſterr. Praxis als Militär— 
perſonen alle jene Perſonen angeſehen, welche 
unter Militärgerichtsbarleit ſtehen (vgl. aber dag 
öſterr. G. 20 V 69, R. 78). 

Der engere Begriff der Heeresperfonen 
ergibt fid) nad) Ausſcheidung jener Militärperſo— 
nen, welche gu den militarif organifierten Kör— 
pern, aber nicht gum Heere zählen. Die dauernd 
beurlaubte Mannſchaft, die Mannſchaft der Re- 
jerve, nidjtattiven Landwehr, Erjagreferve u. Sees 
wehr ijt nicht gu den Heeresperionen gu redynen, 
wohl aber gehiren daju die Offiziere u. Beamten 
dev Reſerve, nidtattiven Landwehr u. Seewehr, 
joweit jie in militäriſcher Uniform erjdeinen. An— 
qgebirige der bewaffneten Macht, endlid 
alle Perjonen, welche derielben irgendwie als Mit— 
glieder angehören ohne Unterſchied ihrer Standed- 
verhiiltnijje und ihrer fonjtigen Rechtsſtellung, alfo 
aud) die erwähnten Mannſchaftsperſonen der Re- 
jerve, nichtaftiven Landwehr u. Seewehr. 

III. Die HeereSperfonen zerfallen nad) ihren 
militdrifdjen Standesverhältniſſen in gewifje Stan= 
desgruppen. 

1. Zunächſt werden folgende Standeskate— 
gorien unterſchieden: 

a) Das gemeinſame (Land-) Heer; 

b) die Referve u. Erjaprejerve; 

c) die KrieqSmarine (mit der Seewehr); 

d) die beiden Landwebhren; 

e) der beiderjeitige Landjturm; 

f) die militäriſch organifierten, im Verbande 
des Heeres ftehenden Korps; 

g) die auf den Verſorgungsſtand eines Militär— 
invalidenhaujes zählenden invaliden Heeresperjonen; 

h) die Perjonen der Heeresbehörden u. Heeres- 
anftalten. 

Außerdem finnen die bosniſch-herzegowini— 
ſchen Truppen als eine bejondere StandeSfate- 
gorie angejehen werden. 

2. iter jerjallen die Heeresperjonen in 
aftive u. nidtaftive. 

Aktive Heeresperfonen find: 

1. Ulle Dauernd in altiver Dienjtleijtung ſte— 
henden Perionen; 

2. alle zeitlich aftivierten (jur aftiven Dienjt- 
leiftung, Waffenübung) Cinberujenen; 


Heerwejen: E. Die militirijden Standesverhiltnifie der Heeresperjonen. 


3. alle beurlaubten Gagijten (aud gegen Sta- 
renz der Gebühren oder mit poe gas ali mit 
Ausnahme der dauernd beurlaubten, in feine 
Rangtlajje eingereihten Gagiften; 

4. die zeitlich (d. h. auf cine bejtimmte eit) 
beurlaubte Mannſchaft. 

Das Standesverhiltnis der nidtaftiven 
Perſonen fann wieder ein verjdiedenes fein und 
ift gu unterfdeiden: 

a) Das Berhiiltnis in der Rejerve, in der 
nichtaftiven Landivehr und in der Seewebr; 

b) das Verhiltnis des Rubeftandes des de— 
finitiven und des zeitl. Ruheſtandes), womit der 
Penſionsbezug verbunden ijt; 

c) das Berhiltnis auger Dienſt, womit fein 
Penſionsbezug verbunden ijt; 

d) das Verhältnis der Evideng der Landwehr, 
womit eventuell die Beftimmung fiir Landjturm- 
dienjte verbunden fein fann. 

3. Als bejondere Standesgruppen find 
ferner ju unterfdjeiden: 

a) Die Perjonen des Soldatenjtandes, die 
jit) wiederum in Chargen u. Soldaten teilen, Su 
den Chargen zählen die Offiziere u. Unterojfiziere. 
Cine jpesielle Gruppe bilden die Offiziere des 
Armeeſtandes (in Lofalanjtellungen); 

b) die mit Offizierscharalter betleideten Heeres⸗ 
perjonen (dic Auditore, Militärärzte u. Truppen- 
rechnungsführer); 

c) die Militärgeiſtlichen; 

d) die Militärbeamten; 

i e) die in feine Rangflafje eingeteilten Ga- 
ten. 
" Bei der Kriegsmarine werden unterfdieden 
die StabSperjonen und die im Gagenbezuge iteben- 
den, aber in feine Rangflajje eingeteilten Perſo— 
nen. Un der Spipe der Stabsperjonen jtehen die 
Seeojfisiere; ihnen folgen die Geefadetten, See— 
afpiranten und die Offiziere in Marinelofalanjtel- 
lungen. 

4. Sämtl. Heeresperſonen zerfallen außerdem 
in Untergebene u. Vorgeſeßte, dann in Hö— 
here u. Niedere. Das Berbhiilmis des Höheren 
wird durch die Charge beftimmt, das Verhältnis 
des Vorgefepten durch das Recht der Befehlsge— 
bung. Unter Umſtänden fann oder mug dieſes 
Recht aus widtigen Griinden von jedem Höheren 
bezw. Rangiilteren gegen nachträgl. Rechtfertigung 
in Anſpruch genommen werden. 

a) Zwiſchen den verſchiedenen StandeSqrup- 
pen des Heeres und den einzelnen Angehörigen 
derjelben beſteht ein beftimmtes Berbhiltnis des 
dienftl Vorranges; 

b) nur nod) von bijtorijder Bedeutung ijt die 
Unterſcheidung jwifchen militia stabilis und 
militia vaga. 

IV. Die Zugehörigkeit gum Heeresverbande 
ſchließt das Recht und bezw. auch die Pflicht — 
Tragen der militäriſchen Uniform in ſich. 

Altive Militärperſonen und ſpeziell Offiziere 
haben regelmaßi auch außerhalb der Wohnung 
und im Dienſte — innerhalb derſelben in Uni— 
ſorm gekleidet zu ſein. eg lg Militirary te 
u. Militärbeamte finnen fic) der Rivilfleidung be- 
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dienen, fobald fie fic) nicht im Dienjte bejinden. 
Nichtattive ijten in der Rejerve, ferner die— 
jenigen Nidjtattiven des Ruheſtandes und des Ver— 
hältniſſes auger Dienft ſowie die in analogen Bers 
hältniſſen jtehenden Perſonen der nichtaftiven Land= 
webr, weldje im Frieden oder Sriege zur aftiven 
Dienftleijtung einberujen werden finnen, find ver- 
pflichtet, bei allen aus ihren Militärverhältniſſen 
entipringenden dienſtl. Anlajjen in der Uniform 
zu eridjeinen. 

Im iibrigen bdiirjen fic alle nichtaftiven Per— 
jonen, welche nidjt Berujsojfigiere bezw. Militär— 
— oder Militärbeamte von Beruf waren, 
er Uniform nur bei feſtl. Gelegenheiten bedienen. 

Wagijten ohne Rangflajje u. Mannſchaftsper— 
jonen Ddiirjen fic) im nidjtattiven Verhältniſſe der 
Militäruniform nicht bedienen. 

V. Der Anſpruch der Heeresperjonen auf 
Befirderung ijt nur inſofern gejicert, als ge- 
wifie Verwaltungsvorſchriften (Betdrderun spor 
ſchriften) vorhanden find, welche nähere Beſtim— 
mungen bieriiber enthalten. Qu diejem Ende find 
die HeereSperjonen in bejtimmte Ronfretualjtinde 
eingeteilt. Die Beförderung erfolgt innerhalb der- 
felben grundſätzlich nad) der Rangtour. 


F. Das ehrenratl. Derfahren. 


I, Geſchichte. — II. Rompeteng. — ITT. Gliederung. 
1. Die BVorverhandlung. 2 Das Unterfuchungsverfahren. 
8. Die Sdhlubverhandlung vor dem Chrenrate. 4. Das 
Rehabilitierunasverfahren. 


I. Die erjten Anfänge einer Rechtspflege in 
den Ehrenfacen der Offiziere finden * bei der 
ſchwediſchen Armee zur Zeit des Dreißigjährigen 
Krieges in dem Kriegsrecht Guſtav Adolfs (1621), 
von wo dieſe Einrichtungen in die Brandenburgi— 
ſche Armee und in das preußiſche Heer übernom— 
men wurden, Dieſe Vorſchriften ſind aud) von 
Einfluß fiir Ofterr.-Ungarn geworden. Hier hatte 
bereits die Kaijerin Maria Therejia in den J. 1752 
u. 1753 Maßnahmen zur Wabhrung der Ojfiziers- 
ſtandesehre getrofjen. Einerſeits griff kriegsrechtl. 
Behandlung der Offiziere bei Veruͤbung beſonders 
ſchwerer Delilte wider die Standesehre Platz 
(zuletzt kodifiziert im M. Str. G. vom J. 1855, 
$§ 301—303) und anderſeits bildete ſich ein ad⸗ 
miniftratives Entlaſſungsverſahren heraus. Im 
J. 1867 wurden nach preußiſchem Muſter auch in 
Djterr.<Ungarn militäriſche Ehrengerichte fiir die 
Offiziere eingeführt. Am J. 1871 erjubren diejel- 
ben cine Umbildung, indem fortan das Offiziers- 
forpS allein iiber die Cinleitung der Unterjuchung 
au entjcheiden hatte, eine Berufung an eine Bee 
tufSfommiffion gugelafjen und ein bejonderes Ree 
habilitierungsverjahren eingefiibrt wurde, Das 
Inſtitut follte fortan die Bezeichnung „Ehren— 
tite” fiibren. 

Sm J. 1884 (VB. des K. M. 27 XI 84, 
B. 5120) wurde die Organijation neuerdings ab- 

eändert, bie Berufungstommijjionen wieder be- 
Pritigt, dafür aber das Inſtitut der ehrenrätl. 


Warnung, das feit dem J. 1867 abgeſchafft war, 
wiederhergeſtellt. Für die Kriegsmarine und fiir 
He beiden Landwehren beſteht ein analoges Ver— 
abren. 

II. Das ehrenrätl. Verfahren findet danad 
Anwendung auf Handlungen u. Unterlajfungen, 
welche gwar nidjt pom Str. G. verpint jind, aber 
entweder nad) allg. Anſchauung als unehrenhaft 
* oder ſpeziell der Offiziersſtandesehre wider— 
treiten. 

Dem ehrenrätl. Verfahren unterliegen ſowohl 
aktive als nichtaktive Offiziere (Auditore, Militär— 
ärzte, Truppenrechnungsführer) u. Kadetten des 
aftiven u. nichtaktiven Standes. 

III. Das ehrenrätl. Verſahren umfaßt fol- 
gende Stadien: 

1. Die Vorverhandlung. Wenn der nach 
der Vorſchrift zur Anordnung der ehrenrätl. Vor— 
verhandlung zuſtändige Kommandant (die Garde— 
fapitiine, die Regimentslommandanten, Komman— 
danten ſelbſtändiger Bataillone, der Korpskom— 
mandant rüchſichtlich der nichtaltiven Offiziere, 
dann der Stabsoffiziere, der Reichskriegsminiſter 
rückſichtlich der Generale) einen Fall zur ehren- 
rätl. Unterjudjung geeignet findet, jo iiberweijt er 
dDenjelben zur Borerhebung u. Untragjtellung an 
den fompetenten ehrenrätl. Ausſchuß, welcher aus 
—— (1 Vorfigenden und 3 Mitgliedern) 

tebt. 

Ehrenrätl. Ausſchüſſe — Oberoffiziere u. 
Kadetten find bei den rden, dann bei den 
Truppenfirpern (bei jedem Regimente, jedem felb- 
jtindig detachierten Jnjanteriebataillon, jedem Feld- 
jagerbataillon ujw.) ſtändig u. aw. fiir ein Qabr 
aujgeftellt. Der Borjigende wird meiſt fomman- 
diert, die Mitglieder EErſatzmänner) werden durch 
die Wahl der StandeSgenofjen bejtimmt. Wenn 
der Fall einen Stabsoffizier betrifft, jo fom- 
manbdiert das Norpsfommando, welches zur An— 
ordnung der Vorverhandlung fompetent ijt, fall- 
weije einen Generalmajor als Borjigenden und 
veranlaßt die Wahl der Mitglieder des Ausſchuſſes. 
Auf analoge Weije geht das K. M. vor, wenn es 
die ehrenratl. Vorverhandlung gegen einen General 
anzuordnen findet. 

Beſchließt der ehrenrätl. Ausſchuß mit Stim- 
meneinbeit, daß die Ehrenhaftigkeit des Beſchul—⸗ 
diqten aufer Zweifel ijt, fo erjtattet er hievon die 
Meldung. Eine Berufung an das K. We. ijt nur 
dem Offizier gejtattet, welder, um fid) von einer 
Verdidtiqung zu reinigen, die ehrenrätl. Unter- 
fuchung gegen ſich felbjt verlangt hat. Beantragt 
det Ausſchuß oder auc) nur ein Mitglied desfel- 
ben oder der Kommandant die ehrenritl. Unter- 
ſuchung, fo bat die Offiziersverſammlung ju ent- 
ſcheiden. Rompetent ijt die OffisierSverjammlung 
deS Truppenfirpers, defjen Ansſchuß die Vorer— 
hebungen geführt hat. Wenn der Fall einen Stabs. 
offizier betrifjt, fo bejteht die Offiziersverſamm— 
lung aus den StabSoffijieren der Garniſon, bei 
Weneralen aus den in Wien befindlichen aftiven 
Weneralen. 

Spricht fic) die Offiziersverſammlung mit 
zwei Dritteilen oder nod) mehr Stimmen dafiir 
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aus, dak die ebrenriitl. —— zu unter⸗ 
bleiben Habe, fo ijt dieſelbe abgelehnt, im entgegen- 
gejebten alle aber beſchloſſen. 

2. Das Unterjudungsverfahren. Die 
Seat py der Unterſuchung (Vernehmung des 
Bejdhuldigten, der Benges uſw. obliegt dem ehren⸗ 
rätl. Ausſchuſſe, vor defen Borladung der Offi 
zier (Radett), um der ehrenrätl. Unterjudjung ju 
entgeben, jeine Charge ablegen fann. 

3. Die Sdlupbverbandlung vor dem 
Ehrenrate. Diefelbe findet nach During der 
Unterjuchung jiatt. Der Ehrenrat befteht aus 
9 Offizieren, nämlich den 4 Perſonen de8 Ausſchuſſes 
und weiteren 5 Offizieren, welche teils fomman- 
diert, teils durch Wahl beftimmt werden. Die Ehren- 
tite fiir Oberoffigiere u. Madetten werden bei den 
Truppendivifionsfommanden gebildet. Die fallweije 
Bufammenjegung des Chrenrated fiir Stabsoffi- 
aiere, veranlagt dad Rorps= ( —— Kommando, 
und jene des Ehrenrates fiir Generale das K. M. 
Im Ehrenrate für Oberoffiziere u. Kadetten dür— 
ſen, um einen möglichſt vorurteilsfreien Beſchluß 

u erzielen, nur die Mitglieder des Ausſchuſſes 
em Truppenkörper des Beſchuldigten angehören. 

Die Chargengrade der Mitglieder des Ehren— 
rated find verjdieden nad der Charge des Be- 
ſchuldigten. Der Ehrenrat fiir Oberoffisiere u. 
Kadetten befteht aus: 1 Oberiten als Vorfipenden, 
2 Stabsoffizieren niedrigerer Charge, 4 Haupt- 
leuten und 2 Gubalternoffizieren (oder auch 
1 Stabsoffizier, 5 Hauptleuten und 2 Subaltern- 
Ply ep alg Mitgliedern. Der CEhrenrat fiir 
Stabsoffiziere bejteht aus: 1 Feldmarſchalleutnant 
als Vorſitzenden, 2 Generalmajoren, 2 Oberften, 
2 Stabsottigieren niedrigerer Charge und 2 Haupt: 
leuten. Der Ehrenrat Kit Wenerale befteht aus: 
1 Feldzeugmeiſter als Vorjipenden, 6 Generalen 
niedrigerer Charge und 2 Oberjten. Wird ein 
Auditor, Militérargt oder Truppenrechnungsführer 
ehrenrätlich behandelt, fo treten 2 Offigiere der 
betreffenden Standesgruppe in den Ehrenrat ein, 
während 2 Offiziere des Soldatenftandes entfallen. 

Bur Schlubverhandlung vor dem Ebhrenrate 
wird der Beſchuldigte vorgeladen. Derjelbe hat 
aber aud) das Recht, fic) durch einen aftiven Offi— 
zier verteidiqen zu lafjen. Der Verteidiger muß 
mit dem Beſchuldigten mindejtens in gleidjer Charge 
jtehen und darf in feinem Falle eine niedrigere 
als die Hauptmannscharge befleiden. Die Vertei— 
digung fann mündlich bei der Schlußverhandlung 
—* werden. Es iſt aber auch eine Verteidi— 

ungsſchrift entgegen zu nehmen. Die Schlußver— 
—— hat den Charafter der Schlußverhand— 
lung des ſchriftl. Unterſuchungsprozeſſes, indem 
der Beſchluß auf Grund der —— Darſtellung 
des Sachverhaltes und des gutächtl. Antrages des 
Ausſchuſſes gefallt wird. Den Gang der Verhand— 
lung leitet der Borjipende des Chrenrates. Der 
Ehrenrat ijt an Beweisregeln nidjt gebunden. Ob 
die Handlung gegen die Ehre verſtößt, ijt von ihm 
nach freier Uberjeugung und nad) eigener Auffaſſung 
des Ehrbegriffes au entideiden, da es cin G. über 
die Ehre nicht gibt. Der Grundſatz nullum cri- 
men sine lege gilt demnach fiir das ehrenrätl. 
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Verfahren nit. Der Beſchluß des Ehrenrates, 
welder mit Stimmenmehrbeit gefaßt wird, ijt ent= 
weder ein Freiſpruch oder ein Sprud auf „Ge— 
ſährdung“ ober auf „Verletzung“ der Standesehre. 
Der Spruch auf Gefiihrdung der Standesehre hat 
eine ——— Folge. Der Gewarnte kann, 
ſo lange die rnung mit Bewilligung des K. 
M. nicht gelöſcht iſt, nicht befördert werden. Der 
Spruch auf Verletzung der Standesehre führt den 
Verluſt der Charge, bei aktiven pi aud 
den Berlujt aller Gebiihren herbei, während Offi— 
ziere des Ruheſtandes im Genufje ihrer Benjion 
verbleiben. Wenn cin verurteilender Beſchluß (d. 
h. ein Beſchluß auf Gefährdung oder Verlegung 
der Standesehre) gcfabt wurde, fo find die Wften 
unächſt dem K. M. vorgulegen, welches wegen 
erlautbarung u. Vollziehung des Beſchluſſes das 
Weitere verfügt. Cine Berufung gegen einen ehren⸗ 
rätl. Beſchluß findet nicht ftatt. An auferordentl. 
one wird die Entſchließung ded Monarchen ein= 
eholt. 
: 4. Sn Betreff des Rehabilitierungsver- 
fahrens ijt bejtimmt, daß ein Offigier (Kadett), 
welder jeiner Charge (der Kadettenauszeichnung 
verlujtiqg wurde, dieſelbe ausnahmsweiſe nach Ver— 
lauj einer angemejjenen Seit wieder erlangen fann, 
wenn das Verſchulden feinen dauernden Ehren— 
mafel nach fic) sieht, befonders berückſichtigungs— 
wiirdige Umſtände vorliegen und die zuſtändige 
Offiziersverſammlung der Anſicht ijt, dah die 
Wiederverleihung der Charge mit der Standes- 
ehre vereinbar ijt. 


G. Disziplin. 


I, Begriff. — 11. Das allg. Disgiplinarftrafreht. — 
III. Das befonbere Dis ziplinarſtrafrecht der Militdrdeamten. 

I. Die formelle Scheidbung des militäriſchen 
Strafrechtes in ein gerichtliches und ein diszipli— 
näres Datiert erjt jeit dem 15. Jahrh. Ihren —* 
gangspunkt nahm dieſe Entwicklung von den Artilel⸗ 
briejen, indem die Kommandanten danach die 
Machtbefugnis beſaßen, geringere Straffälle bei 
der YUrmee nad) eigenem ejien ohne Prozedur 
u erledigen. Die Bujammenfajjung de Militär— 
# rafredhtes in den StobdififationSiverfen und na— 
mentlich in der Therefiana befdjleuniqte die er— 
wühnte Sdeidung, jo dak die Disziplinarſtrafen 
nunmebhr in eigenen Satzungen, den Dienjtregle- 
ment, Aufnahme fanden. Der Zuſammenhang zwi⸗ 
ſchen beiden Strafrechtsnormen blieb aber immer 
nod gewahrt, indem unter Umſtänden disziplinäre 
Ahndung an die Stelle des gerichtl. Strafverjah- 
rens trat. Die weitere Musbildung der Heeresver- 
waltung bradjte dann bejondere af ang 
fiir Die Militirbeamten nad) dem Muſter ber Dis- 
Raa tices fiit die ag nora: und feit 

17. Jahrh. entwidelte fich noch ein berufsge— 
noſſenſchaftl. Dissiplinarredjt fiir die Offigiere und 
fiir die Ungehirigen der Landjturmfdrper. 

Das militäriſche Disziplinarrecht ijt danach 
fein einheitl. Rechtsinſtitut, ſondern umfaßt meh— 
rere Rechtsinſtitute: 
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1. Ein vereinfachtes (ſuppletoriſches) 
Strajverjahren zur Ahndung geringerer 
litte, welche aus Zweckmäßigleitsgründen möglichſt 
raſch abgetan werden ſollen. Rach einer (allerdings 
bejtrittenen) Praxis hat dieje Urt der Beftrafung 
regelmäßig aud) Platz gu greifen, wenn fic) Heeres— 
perjonen einer Gratveres Handlung ſchuldig 
madjen, weldje nicht durch das Militaritrafgeie 
buch oder durd) Nachtragsgeſetze den Militdeqtrate 
geridjten gur Beſtrafung zugewieſen ijt, fondern 
zu deren Bejtrafung ai die biirgerl. Straj- 
gerichte oder die polit. (Poligei-) Behirden be- 
rufen jind. Berjdieden von dieſem ſuppletoriſchen 
Dissziplinarverfahren find die Fille, wo die Fäl— 
lung der Strajerfenntnijje wider aftive Heeres— 
perjonen ausdrücklich den biirgerl. Behörden vor— 
bebalten ijt und nur der Strafvollgug durch die 
Militärbehörden erjolgt, wie insbefondere bei 
Delitten wider das Gefällsſtrafgeſetzbuch und 
andere Steuernormen, ferner bei LUbertretungen 
gegen bas Berggeſetz. 

2. Die auf der militäriſchen Dienſtherrlichleit 
berubende Strafbefugnis der militäriſchen Kom— 
mandanten gum Zwecke der Sicherung der mili— 
täriſchen Dienſtordnung u. Zucht. Dieſelbe richtet 
ſich entweder gegen die Heer jonen im allg. 
oder fann fiir cingelne Urten derfelben bejonders 
normiert fein. Man unterfcheidet Daher allgemei- 
neS und befonderes Disziplinarftrajredt. 

3. Einem jolden befonderen Dissiplinar= 
jtrajrechte unterliegen namentlid) die Militaire 
beamten, die Militärgeiſtlichen und die fonjtigen 
im Dienjte der Heeresverwaltung jtehenden Per— 
jonen, weldje nicht Dem Solbatenttande angebiren, 
dann die Militärſträflinge und die ett linge. 

4. Gin berufsgenoſſenſchaftl. 83p⸗ 
linarverfahren. Dasſelbe hat in dem fiir Offi— 
jiere geltenden ehrenrätl. Verfahren gegeniiber dem 
Jonjtigen Dissiplinarjtrajredt abmweidende Formen 
entwicelt, jo dak dieſes als eine bejondere Kategorie 
Der Militdrrechtspfleqe angefehen werden muß. Die 
vereingelten Unite eines fiir die Angehirigen 
der Landjturmfirper geltenden qenofjenjdjajtl. 
Disziplinarjtrafverjahrens jind jeither wieder ver— 
ſchwunden. 

II. 1. Dem allg. Disziplinarſtrafrechte unter⸗ 
liegen Die Disziplinarübertretungen, d. h. 
die Ubertretungen der militäriſchen Dienſtwvorſchriften 
und ſonſtiger Anordnungen. Ausnahmsweiſe kön— 
nen auch militäriſche und gemeine Vergehen, wenn 
auf keinen längeren als dreimonatl. Arreſt und 
auch nicht auf Degradierung zu erkennen wäre, 
im Disziplinarwege beſtraft werden. 

Die Disziplinarübertretungen ſind nicht er— 
ſchöpfend aufgezählt. Der Vorgeſeßzte beurteilt ſelbſt, 
ob eine Handlung gegen die Disziplin verſtößt und 
verhängt dann die Strafe. Infolgedeſſen tritt das 
perjinl. Urteil an die Stelle des objeftiven Rech— 
tes. Cinige Garantien einer geredten Handhabung 
des = Dissiplinaritrafredtes find durch folgende 
Bejtimmungen geqeben: 

a) Cine — — darf nur nach g 

tr Tat und der wider den Be— 
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b) Die zuläſſigen Disgiplinarjtrajen find ge— 
nau angegeben. Eine andere Strafe darf nicht ver- 
hängt werden. Die Disziplinarſtrafe muh ferner 
bem Verſchulden, dem Charafter und der ſozialen 
Stellung des Straffiilligen entipreden (Pringip 
der eprint — 

c) Gegen Dissiplinaritrajen fteht dem Be- 
ftraften das Beſchwerderecht ju, bet Wrrejtitrafen 

erjt nach Verbüßung derjelben. 

d) Der Vorgeſetzte, welder ungeredtiertigt 
eine Disziplinarſtrafe verhängt, namentlid) das 
Ausmah der Strafbefugnis iiberjchreitet, ijt ſtraf— 
bar (§ 289 WM. Str. G.). 

2. Der militäriſchen Disziplinarjtrafgewalt 
unterjtehen folgende Berjonen: 

a) Ulle aftiven und zeitlich aftivierten Mili— 
tirperjonen; 

b) alle Perſonen, welche fich im Stande oder 
Gefolge eines auf Srlegbiub gee ten oder aufer- 
—* er Monarchie ſtehen litirfirperé be⸗ 

nden; 

c) die KriegSgefangenen und die Geijeln; 

d) nichtaftive Militérperjonen unterſtehen 
der militäriſchen Dissiplinarjtrafqewalt nur aus— 
nahmsweiſe, nämlich während des Hauptrapported, 
bezw. die Mannſchaft während der Kontrollver— 
ſammlung wegen Unterlaſſung der militäriſchen 

Meldungen, nn nichtaktive Offiziere, wenn 
ſie die militäriſche Uniform tragen, wegen ſubordi— 
nationswidrigen Benehmens und wegen Verſtöße 
gegen die Adjujtierungsvorjdrijt. 

3. Dissiplinarjtrafen find: 

a) Gegen die Mannidajft vom Zugsführer 
abtwiirts : 

a) BVerweis beim Rapport; 

B) Ordnungsjtrajen (3. B. Verpflichtung, zu 
einer bejtimmten Stunde in die Majerne guriid: 
aufebren, bis gu 30 Tagen); 

4) Urrejtitrajen, u. zw.: 

1. Kajernarrejt bis gu 30 Tagen. (Der Bes 
jtrafte darf in diejem alle aufer Dienjt die Ka— 
jerne nicht verlajjen); 

2. verſchärfter Urreft bis gu 30 Tagen: Ge- 
meinjames Arreſtlokal, hartes Lager, Fajten bei 
Waſſer u. Brot dreimal in der Woche, unter beſon— 
deren Verhältniſſen (auf Märſchen) auch ſechsſtün— 
diges Schliefen in Spangen; 

3. — bis zu 21 Tagen: Einzelhaft, 
ſonſt wie oben; 

4. ſtrenger Arreſt bis zu 15 Tagen, jedoch 
nur gegen die Mannſchaft ohne Chargengrad: Ver— 
dunklung der Arreſtzelle, welche an jedem dritten 
Tage entfällt, ſonſt wie der Einzelarreſt. 

Gegen Feldwebel: 

a) Einfacher oder ſtrenger Verweis; 
) Ordnungsſtrafen u. pre. Bimmerarreft und 
einfacher Urrejt. Mit dem einfachen Arreſt ijt ver— 
bunden: Enthebung vom Dienſte, Beſchränkung 
auf Urrejtantengebiihr, Verbot des Tabakrauchens. 
Der mit Zimmerarreft Beftrafte darj in dienjt- 
freier Seit fein Simmer nicht verlajjen und feine 
Beſuche empfangen. 

c. Gegen Ojfiziere, Kadettoffiziersftellvertreter 





nauer €rhebun 
ſchuldigten ss, Beweiſe verhiingt werden. ! u. Kadetten: 
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a) BVerweis u. aw. einjacher oder jtrenger; 

5) Gtationsarrett u. Simmerarrejt bis gu 
30 Tagen. Der mit Stationgarrejt Bejtrafte darj 
feine Vergniigungsorte bejuchen und in dienjtfreier 

Beit die Station nidjt verlajjen. Der mit Zimmer- 
atrejt Bejtrajte wird vom Dienjte fuspendiert, darj 
die Wohnung nicht verlajjen und feine Beſuche 
fangen. 

Unteroffigiere (aber nicht Radetten) können auf 
Grund des Warnungsfonjtituts degradiert werden. 
Wenn ein Unteroffizier wiederholt wegen gucht- u. 
ordnungéiwidriger Handlungen oder wegen Dien- 
ſtesnachläſſigleit beſtraft murde, fann mit ifm 
iiber Bejehl des Truppenfommandanten das War- 
nungSfonjtitut aujgenommen werden. Bei einem 
Riidjall innerhalb eines Halben Jahres tritt die 
Degradierung ein. 

4. Das Disaiplinarjtrafredt fteht nur jolden 
Ojfigieren u. Beamten zu, weldjen ein Rommando 
(bezw. eine Anſtalt) mit der Verantwortlicdfeit fiir 
die Dissiplin tibertragen ijt, und es erſtreckt ſich 
auf die Untergebenen ded Befehlsbereiches. 

Den Truppenfommandanten (Regimentstom-= 
mandanten, RKommandanten felbjtindiger Batail- 
Ions) und den höheren Mommandanten spit 
dieren, Divijions-, KorpSfommandanten), endlich 
dem Reichskriegsminiſter fteht das Disziplinar— 
ftrajrecht im höchſten Ausmaße au. Cin beſchränk— 
teres Disgjiplinarjtrajrecht haben die Abteilungs— 
(Bataillons-) u. Unterabteilungs- (Mompagnie-) 
Kommandanten, die Vorſtände der Militärverpflegs— 
magajine, Dann die Chefärzte iiber das militdr- 
ärztl. Berjonal. Nad) der Hirfularverordnung des 
K. M. 12 VI 94, 8. 2874, fteht den Mitgliedern 
des —— Offizierskorps, welche Komman— 
danten einer Sanitätsanſtalt oder mit der Leitung 
des Sanitätsdienſtes bei einer Truppe, einem Kom— 
mando oder einer Behörde unter Verantwortlichleit 
für den Dienſtbetrieb betraut ſind, ein Disziplinar— 
ſtrafrecht auch über Perſonen des ſtreitbaren Stan— 
des gu. Der Unterojfigier hat nur als Transport- 
fommandant ein Disstplinarjtrafredt von fehr be- 
ſchränktem Umfange. 

5. Für das Disziplinarſtrafrecht im Felde 
elten im allg. die Normen über das Disziplinar— 
trafrecht in — * Nur einzelne abwei— 
chende Beſtimmungen ſind getroffen, welche da— 
durch notwendig ſind, daß die Macht der militäri— 
iden Befſehlshaber in Anbetracht des gu bewälti— 
enden feindl, Widerjtandes eine grifere fein muh. 
— ſind im Felde auch jetzt noch das für die 
Friedenszeit normalerweiſe (ſeit 1903) abgeſchaffte 
Schließen in Spangen (al8 Straſpverſchärfung) 
und das Anbinden (als Ordnungsſtrafe u. Straj— 
verſchärfung) zuläſſig. 

Wenn im Felde und auch ſonſt auf Märſchen 
ein Arreſtlokal nicht zur Verfügung ſteht, werden 
die Arreſtſtrafen auf andere Weiſe vollzogen. Wenn 
wider die Mannſchaft vom Zugsführer abwärts 
cine Arreſtſtrafe verhängt wird, fo hat der Be— 
ftrafte bei YWufrechthaltung des Dienftes die dienft- 
freie Seit auf der Woche gu verbringen. Hiemit 
jind Verſchärfungen verbunden, 3. B. beim ſtren— 
gen Arreſt Beſchränkung auf acreftantengebiibr, 
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zweimaliges Fajten bei Waſſer u. Brot in der 
Wore. Bei der operierenden Truppe hat das Fa- 
jten zu entjallen. Die höheren militäriſchen Befebls- 
baber (vom Brigadier aufwärts) finnen im Felde 
alle Urrejtitrajen (mit Musnahme des jtrengen Ar— 
rejte$) big gum Ddoppelten ihres gur Friedenszeit 
zuläſſigen höchſten Ausmaßes verbingen. Wit 
Unteroffizieren kann auch wegen Mangels an Ent- 
ſchloſſenheit u. Tatkraft das Warnungskonſtitut 
aufgenommen werden. Der Urmee- (Ober⸗) Kom⸗ 
mandant ſowie der Kommandant eines ſelbſtändig 
operierenden Korps kann Unteroffiziere ſelbſt ohne 
vorherige Aufnahme des Warnungsfonjtituts de— 
— Im Felde können endlich auch andere 
isziplinäre Maßregeln eintreten, als: 

a) Die Entfernung der Generale u. Stabs— 
offiziere wegen Lauigfeit u. Saumfeligfeit ; 

b) die Auflöſung ganger Truppenkörper; 

c) die Entziehung der Fahne. 

IIL. Das Dissiplinarjtrafredt iiber Militar: 
beamte ijt, wie ſchon erwähnt, durd) befondere 
Disziplinarvorſchriften geregelt. 

Die Dissiplinarjtrafen find: 

a) Berweis u. gw. einjacher oder ſtrenger; 

b) StationSarrejt; 

c) Bimmerarreft, beide bis zu 30 Tagen; 

d) Dienftentlafjung nad) vorausgegangenet 
fommijjioneller Warnung oder ohne diejelbe. 

Die fommijfionelle Warnung tritt wegen 
ſchwerer Dissiplinariibertretungen ein und Hat die 
Wirfung, dak der Gewarnte, falls er innerhalb 
eines Sabres rückfällig wird, von der Rentralver- 
waltungSjtelle nad) fommijfioneller Verhandlung 
—— wird, Wegen Wichtigkeit des Falles kann 
von der Anordnung des Warnungskonſtituts gauz 
Umgang genommen und unmittelbar die kommiſ⸗ 
——— angeordnet werden. Uber den 
Vorgang bei der —— Warnung u. Be- 
handlung enthält die Vorſchrift nähere Detail- 
beſſimmungen. Beſonders geregelt ijt ferner das 
Dis ziplinarſtrafrecht über Milifärgeiſtliche und 
die übrigen bereits genannten Perſonen. : 

Endlid) iff nod) au bemerfen, daß aut 
rund bejonderer Disziplinarnormen peaen 
nicdtaftive Offiziere u. Beamte wegen wiederbolter 
abſichtl. Hintanjepung ihrer militäriſchen Verpflich— 
tungen die imperative Abnahme der Charge aus- 
geiprodjen werden fann. 


H. Peferteure. 


1. Begriff der Defertion. — II. Dejertionstomplott. 
— TIL. Strofen u. Straffolgen: 1. Die Strafe; 2. die Straf- 
folgen: a) Verluſt der Charge; b) Berluſt der Ehrenzeichen 
und de® Militdrdienftgeichens; c) Berlangerung der Gefamt- 
Dienftpflidt; d) Erfagverbindlidteit; ©) Schmalerung ber 
biirgerl. Rechtsfahigteitz f) vermbgenSredtl. Nachteile an- 
deter Art. — IV. Auslieferung von Defertearen. 


I. Begriff der Defertion. Cin Deſerteur iſt nad 
dem Militdrjtrafgefepbuche ($$ 183—225), wer nad 
Ublequng des Wilitdrdienjteides feine Trappe. 
Unftalt oder den ifm —— Aufenthalis⸗ 
ort eigenmächtig und mit dem Borjage, fic) ſeiner 
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Dienftpflicht fiir immer ju entgiehen, verläßt oder 
in der gleichen Abſicht jid) davon fernbilt. Defer- 
tion fann nur ein auj die Kriegsartifel beeidigter, 
rechtmäßig afjentierter und nod) dienjtpflichtiger 
Soldat begehen. Wer gefepwidrig, insbej. ohne 
das vorgelchriebene Alter gn befipen, oder fonjt 
ohne das Borhandenjein der gejegl. Bedingungen 
ajjentiert worden, ijt daher im CEntweidungsfalle 
ſogleich nad) jeiner Anhaltung ju entlajjen. Stel- 
lungspflichtige, weldje nod) feinen Goldateneid ab— 
gelegt baben, madjen ſich durch die Flucht nur 
cines nad dem Webhrgeiege ($$ 44 u. 45) yu ahn— 
denden Vergehens ſchuldig. 

Heeresperjonen, welche nicht zum Soldaten— 
ſtande zählen, namentlich Militärbeamte, begehen 
durch Entweichung aus dem Anſtellungs⸗ oder 
Aufenthaltsorte das Vergehen gegen die Pflichten 
eines öffentl. Amtes. Soldaten, welche einen An— 
ſpruch auf Entlaſſung aus dem Heere beſitzen, 
aber aus irgend einem Grunde im aktiven Dienſte 
zurückbehalten werden, machen ſich durch Entwei— 
chung nicht der Deſertion ſchuldig, wenngleich ſie 
deswegen disziplinär beſtraft werden können. Mi— 
litärſträflinge, welche aus dem Straforte entwei— 
chen, ſind nur dann als Deſerteure zu behandeln, 
wenn fie nad) Abbüßung der Strafe zur Fort— 
ſetzung des Heeresdienjies verpflichtet ſind. Mili— 
tärinvaliden u. Offiziere des Ruheſtandes, welche 
entweichen, verwirken nicht die Strafe der Deſer— 
tion, ſondern verlieren nur die Invalidenverſor— 
gung bezw. das Ruhegehalt und, wenn ſie noch 
gum Heeresdienjte herangegogen werden finnen, 

en Offizierscharakter. 

Bum Tatbejtande der Dejertion ijt weiter er- 

forderlid), DaB der im aftiven Dienjte ftehende 
Soldat entwichen fei oder dah der Soldat, gleich— 
viel ob derjelbe im aftiven oder nichtaftiven Dienjte 
jteht, auf jeinen Dienjtpoften nicht eingeriict fei. 
Die Entweichung oder Nicteinriidung muß durch 
den Vorſatz beherrſcht fein, ſich dauernd dem 
Dienjte auentziehen, u. zw. entweder dem Dienjte 
iiberh. oder aber dem Dienſte bei dem eigenen 
StandeSfirper. Der Borjag fann aud) nad) er- 
jolgter Entweichung gejaft worden jein, Wenn 
aftive Goldaten ohne Defertionsabjidt fid 
von ibrem Standeskörper in unerlaubter Weiſe 
entjernen und iiber Nacht oder nod) länger aus— 
bleiben bezw. aur fejtgejesten eit auf ibren 
Dienitpoften nicht cinriicen, jo machen fie fic) des 
bejonderen Deliftes Der eigenmächtigen Ent- 
jernung fdjuldig. Nichtaftive Soldaten hinge: 
en, welche den militäriſchen Einberufungsbefehlen 
chuldbarerweiſe, jedoch ohne Deſertionsab— 
ſicht, nicht Folge leiſten, werden auf Grund der 
G. vom J. 1890 G6Gſterr. G. 28 VI 90, R. 137, 
ungar. G. A. XXI: 90, froatiid.<flavon. G. 11 XII 
90, L. G und B. Bl. Mr. 2 ex 1891) bes 
ſtraft. 

Die Umſtände, welche auf den Vorſatz zu 
deſertieren ſchließen laſſen, ſind entweder von ſol— 
cher Art, daß ſie durch Gegenbeweis widerlegt 
werden können, oder fo bejdjajjen, dah bet ihrem 
Vorhandenjein der Deſertionsvorſatz obne alle 
Entfduldigung als erwiejen angenommen wird. 

Ofterr. Staatswirterdud, 2, Aufl., 2. Bd. 


Ein Gegenbeweis ijt ausgeſchloſſen, wenn ein 
Soldat in Kriegsgefangenſchaft geraten oder ins 
Ausland beurlaubt worden ijt und nad) erfolgter 
Uuswedjlung bezw. nad Ablauf des Urlaubed 
freiwillig ausländiſche Zivil- oder Militirdienjte 
genommen oder fid) im Auslande anſäſſig ge- 
macht bat. 

mig Pay werden fpegiell aud) dann des mein⸗ 
eidigen Borjagkes fiir iiberwiejen angejehen, wenn 
jie ihren Truppenfirper oder ihren zeitl. Beſtim— 
mungs⸗ (Wujenthalts-) Ort eigenmiidtig u. heimlich 
oder unter falſchen Vorwänden verlajjen haben 
oder wenn fie im Falle ihrer Beurlaubung im 
Inlande 2 Monate und im Wuslande 4 Monate 
iiber die Urlaubszeit ausgeblieben, durch öffentl. 
Edikt dreimal vorgeladen und auf dieje Vorladung 
binnen dem fejtgeiesten Termine nicht erſchienen 
jind, nod) iiber ein geqriindetes Hindernis ihrer 
Rücklehr fic) ausgewieſen haben. 

Ungehirige der bosniſch-herzegowini— 
ſchen Truppen vom Unteroffizier abwarts ma- 
chen jich aud) dann der Dejertion fduldig, wenn 
jie binnen 3 Monaten nad ifrer Entweidung 
bezw., jofern jie beurlaubt oder in die Rejerve 
eingereiht worden find, binnen derjelben Zeit nach 
Ublauf de8 Urlaubes oder nad) jtattgehabter Ein— 
berujung nicht jfreiwillig zurückkehren oder ein— 
tiiden. 

Der nad) der Entweidung bei einem ande- 
ren Truppentirper genommene Dienjt befreit den 
Deferteur nicht ohneweiters von der gejepl. Straje, 
fondern eS fann auf dieſen Umſtand nur im Gna— 
denwege Rückſicht genommen werden. 

Il. Defertionstomplott. Darunter wird die 
Veredung mehrerer Soldaten zur Dejertion vers 
jtanden u. giv. wird die in dem erfolgreichen Be— 
reden bejtehende Vorbereitungshandlung als das 
vollbrachte Berbredjen bejtraft, ohne dah es auf 
die wirkl. Ausführung der Dejertion in diejem 
Falle anfommt. Gin joldjes DejertionSfomplott 
wird als ein ſelbſtändiges Delift behandelt, wo— 
gegen die Berleitung oder die Veihilje eines Sol- 
Daten gur Defertion eines anderen Teilnahme an 
der Dejertion begriindet und die ohne getroffenes 
Einverjtindnis dem Dejerteur nad Vollführung 
der Dejertion geleijtete Hilfe den Tatbeftand des 
Verbrechens der Vorſchubleiſtung juguniten eines 
Deferteurs bildet. 

Ill. Strafen u. Straffolgen. 1. Die Strafe 
der Dejertion bejteht in Tod durd den Strang 
oder durch Erſchießen, in Kerker erjten u. zweiten 
Grades und in einem Falle in jtrengem Arreſt. 
Dejertierte Ojfiziere erleiden im Rriege den Tod 
durch Erſchießen, wenn die Truppenabteilung, von 
welder die Entiveidjung ftattjand, unter den 
Kriegsgeſetzen ſtand, im Frieden aber ſchweren 
Nerfer bis zu 5 Jahren. Mannſchaftsperſonen 
werden im allg. mit dem Tode durch Erſchießen 
beitraft, wenn jie im Kriege gum zweiten oder im 
Frieden gum Ddritten Wale riicfalliq werden. 
Erjtmalige Defertion von Mannfehakeperfonen 
wird im Frieden mit Kerker bis gu 1 Qabre, im 
RKriege bis gu 5 Jahren beftrajt. Bei Riidjall er- 
höht fic) die Strafe, fofern nidjt Tod durd) Er- 
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ſchießen ecintritt, bid gu 5 Jahren und auferdem 
wird im Frieden bei wiederholtem Rückfall und 
im Kriege ſchon beim erjten Miicjall ſchwerer 
Rerfer verhiingt. Verſchärfte Strafen treten cin, 
wenn der Dejerteur fic) der ag ey ewalt⸗ 
tätig widerſetzt, die Deſertion in der Abſicht, um 
beim Feinde Kriegsdienſte zu nehmen, verübt hat, 
von ſeinem Wach- oder Dienſtpoſten entwichen iſt 
oder endlich in Geſellſchaft mit mehreren Soldaten 
das Verbrechen der Deſertion begangen hat. 

Modififationen dieſer Strafbeſtimmungen tre— 
ten im Falle der Selbſtmeldung ein, die auch 
dann vorliegt, wenn der Deſerteur zunächſt aus 
einem anderen Grunde als jenem der Deſertion 
verhaftet wurde, nachträglich aber ſich ſelbſt als 
Deſerteur angibt. Die sgt wirft entwe⸗ 
der ftrafmildernd oder jtrafaufhebend. Insbeſ. 
ijt bei folchen Deferteuren die Todesſtrafe ausge— 
ſchloſſen, ſtatt der Rerferjtrafe bis gu 5 Jahren 
tritt nur Rerfer bid au 1 Jahre ein, ausgenom— 
men, wenn der Dejerteur vom Wach- oder Dienijt- 
poſten entiwichen ijt, in welch legterem alle dic 
Selbjtmeldung nur als einjacder Strajmilderungs- 
grund in Betradt fommt, und die erſte Dejertion 
des Mannes fann, tropdem fie fonjt Verbrechen 
bleibt, mit ſtrengem Arreſt bis zu 6 Monaten be- 
ftrajt werden, wenn fie von feinen erſchwerenden 
Umſtänden begleitet war. Eine Verjahrung findet 
bei der Dejertion nicht ftatt. 

Die Defertionsfomplottitiftung wird 
analog der Dejertion, jedod) verhältnismäßig 
ftrenger bejiraft. Tätige Reue hat fiir den Stijter 
des Dejertionsfomplottes und fiir die Teilnehmer 
Straflofigteit zur Folge. 

2. Mit der Straje find augerdem fiir den 
Dejerteur nod) folgende weitere Strajjolgen 
verbunden: 

a) Chargenverluft. Dejertierte Offiziere 
werden faffiert, jelbjt wenn fie gum Tode durch 
Erſchießen oder gum einjadjen Kerker verurteilt 
find, in weldjen Fallen fonjt Entlaſſung eintritt. 
Radetten verlieren die Kadettenauszeichnung und 
werden unfähig gu ihrer Wiedererlanqung. * 
offiziere werden degradiert und unfähig, in einen 
höheren Rang oder Sold wieder vorzurücken, 
Soldaten höherer Gebühr aber in die niedrigſte 
Soldgebühr rückverſetzt, auch wenn ſie nur mit 
ſtrengem Arreſt beſtraft werden; 

b) Verluſt der Ehrenzeichen und des 
Militärdienſtzeichens; 

c) Verlängerung der Geſamtdienſt— 
pflicht. Nach dem Wehrgeſetze (5 51, WL 1) wird 
Dejerteuren die Seit von ihrer Auberjtandbrin- 
qung bis gu ibrer Präſentierung ale Anterfalar- 
acit in die art Militärdienſtpflicht nicht einge— 
rechnet, ſo daß ſie die Zeit ihrer Abweſenheit prä— 
ſent nachzudienen haben. Nach dem Militärſtraf— 

eſetzbuche (§ 208, lit. g) follte ferner jeder De— 
erteur, jofern er nicht mit dem Tode bejftrajt 
wurde, 1 Qabr iiber die gefegl. Dienſtzeit nach— 
dienen, wenn er nicht iiber 6 WMonate abweſend 
war; bei liingerer Abweſenheit batte er die Beit 
jeiner Abweſenheit doppelt nachyudienen. In fei- 
nem Falle follte dadurch die geieBl. Dienſtzeit um 


mehr alg 4 Jahre und die Rejerveverpflidjtung 
um mebr al8 1 Jahr verlingert werden. 

Mad) den gegenwärtig geltenden Beſtimmun— 
en (3. B. ded Kriegsminifteriums 19 XII 67, 

bteilung 4, Nr. 2173, N. B. Bl. Mr. 23s) dary 
durd) cine ſolche ſtrafweiſe Verlängerung der Dienjt- 
pflicht die rena plas 5 nicht um mer als 3, 
die Rejervedienftzeit nidjt um mehr als 2 Sabre 
verlingert werden. Eine Verlängeruug der Linien— 
dienſtpflicht findet bei jolchen Dejerteuren jftatt, 
weldje nod in der Prijengdienjtpflicht ftehen. eine 
Verlingerung der Reſerveverpflichtung aber bei 
jenen Dejerteuren, weldje ihrer Lin iendienſtpflicht 
bereitS entjprochen haben, jedoch den Präſenzdienſt 
fortiegen oder im Mobilifierungsfalle gum Dienjte 
herangesogen werden. Perfonen der Rejerve, nicht= 
aftiven Landwehr oder der Erſaßzreſerve, welche 
fic) der Waffen- oder Dienftiibung besw. der mi- 
littrifhen Ausbildung in Dejertionsabjidt ent- 
ziehen, unterliegen nicht einer ſtrafweiſen BVerlin- 
qerung der Reſerve- bezw. Erſatzreſervepflicht, 
ſondern werden zur Nachholung ihrer Verpflich— 
tung im adminiſtrativen Wege herangezogen. 

Deſertionskomplottſtifter haben nach 
den Ddergeit geltenden Anordnungen (V. des K. 
M. 19111 70, Wbteilung 4, Mr. 470) bloß ibre 
volle Liniendienftgeit präſent gu dienen, d. h. fie 
diirjen erjt am 31. Dezember jenes Jahres, in 
welchem ſie ihre Liniendienſtpflicht vollitredt ha— 
ben, aus dem Präſenzdienſte entlajjen werden, 
ohne dak ihre Einbeziehung in den im Septem— 
ber ftattfindenden Urlauberwechſel zuläſſig ijt. 

Keine Anwendung finden diefe Beftimmungen 
iiber die ſtrafweiſe Berlingerung der Dienſtzeit 
auf die Berjonen der f.f Landwehr (öſterr. G. 
2IV 85, R. 93, 8 1, Al. 2) und auf die Stellver- 
treter bei den boSnifd-herzeqowinifden 
Truppen. Die lepteren find nad Verbüßung der 
Strafe aus dem Dienjtverbande gu entlajjen, wor 
auf die Bertretenen cinen neuen Stellvertreter zu 
bejtellen oder den reſtl. Teil det Dienſtpflicht per— 
jinlic) ju erfiillen haben (8. B. des K. M. 16X 
82, Ubteilung 4, Nr. 2310, N. V. BL Rr, 113, 
Punft LV); 

d) Erſatzverbindlichkeit geqeniiber dem 
Militärärar fiir die enttragenen und nicht zurück— 
ebrachten oder entivertet zuriidgelangten Montur— 
tiie u. Pferde, fofern der Mann nicht, wie bei 
det Kriegsmarine, Cigentiimer der von feiner Be— 
fleidungsmafjacinlage angeſchafften Montur ge- 
worden ijt. Dagegen ijt die früher gültig geweſene 
Verbindlichfeit sur Leijtung des Erſatzes fiir die 
vom Arar ausgelegte Taglia durch die Auſhe— 
bung der letzteren (3. V. des K. M. 23 XI 91, 
Ubteilung 2, Nr. 6410) befeitigt worden. Nur an 
bosniſch⸗herzegowiniſche Landesangehirige wird 
nod) cine Taglia entridtet, wenn ein Deferteur 
i — —— Truppen eingebracht 
wird; 

e) Schmälerung der bürgerl. Rechts— 
fähigkeit während der Intertalarzeit. Der De— 
ſerteur iſt während dieſer Zeit unfähig, über ſein 
im Inlande befindl. Vermögen unter Lebenden 
oder auf den Todesfall zu verfügen und ſelbſt die 
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pon ifm vor der Defertion rückſichtlich dieſes Ver— 
mögens errichtete — Anordnung verliert 
ihre Gültigleit. Er iſt außerdem erbuntibi und 
jedeS ihm in der Zwiſchenzeit bis zur Präſentie— 
tung jugejallene Vermigen wird fo vererbt, als 
wenn der Deferteur den Anfallstag nicht erlebt 
hiitte. Diefe privatrechtl. Folgen der Dejertion treten 
aber nicht ein bei den Ungehdrigen der f. f. Land- 
wehr (öſterr. G. 2TV 85, R. 93, § 1, WL 2) und 
der eid ane Truppen 
(3. B. des K. M. 16 X 82, Abteilung 4, Nr. 2310, 
N. B. BL Nr. 113, Bunt TD); 

f) vermigensredtl. Nadteile anderer 
Art. Deferteuren werden die Gebiihren bis zur 
Präſentierung eingeftellt und diejelben verlieren 
den Anjprud auf die Invalidenverſorgung. 

Infolge der geiinderten Webrverjafjung ere 
fcheint gegenwärtig eine Milderung diefer tiberaus 
ſtrengen Strajen und det nicht weniger harten 
Strajfolgen geboten. —— wird die Beſeitigung 
der Todesſtraſe in Friedenszeiten, zumal von 
derſelben ſchon gegenwärtig immer Nachſicht jtatt- 
findet, ferner die Aufhebung der Beſtimmungen 
jiber die Beſchränkung der Rechts fihiqfeit und 
fiber die Berliingerung der Dienjtgeit befitrwortet 
werden miijjen. Wud) follte die Verjährung nicht 
gang ausgeſchloſſen fein. 

IV. Unslieferung von Dejerteuren. Verträge 
über die gegenfeitige Auslieferung von Dejerteu- 
ten (und Stellungsfliidtlingen) bejtehen nur mit 
den Staaten des ehemaligen Deutichen Bundes 
(BundeSfartellfonvention 10 II 31). Dieſes Defer- 
tionsfartell ijt im Art. XIII des Prager Friedens 
23 VIII 66, R. 103, aujfredt erhalten wor- 
den, wird aber in Ungarn nicht anerfannt. Die 
iibrigen DefertionStartelle find gegenwärtig aujge- 
hoben. Doch beftehen mit einer größeren — 
pon Staaten H.- und Schiff. B., welche die Aus— 
lieferung der entlaujenen Schiffsmannſchaft an- 
ordnen, u. zw. ohne Unteridied, ob dieſelbe der 
Kriegs⸗ oder der HandelSmarine angebhirt. Zweck 
diejer Beftimmungen ijt daber in erſter Linie cine 
Unterjtiigung im Intereſſe der Seeſchiffahrt als 
folder und nicht jo ſehr die Gewährung von 
Mechtshilje gur Herbeifiihrung ciner Strafverfol- 
gung. 


eeresperſonen. 


I. Allgemeines. — II. Die einzelnen Rechtégebiete. 
1. Rechtsverſolgung u. Zuſtelungsweſen. 2. Ausſchüehung 
von öffentl. Rechten u. BRichten. 3. Befreiung oder Mus- 
fcblichung von öffentl. Dienflen. 4. Ausichliefung von pri 
Daten Erwerbstätigkeiten. 5. Gefreiung von Steuern und 
fonftigen öffentl. Abgaben. 6. Das biirgerl. Recht. a) Eherecht; 
b) Bermbgensvertedr unter Yebenden; c) leiwillige Berti- 
ungen; 4) Edmalerung der Rechts u. Handlungsfabig« 
it; e) Erfigung u. Berjibrung. 7. Berwaltungsanord= 
nungen. a) Seimatredt; b) Rreigitgigteit; «} Rompeteng der 
Wdminiftrative u. Gemeindebehirden; 4) Matrikenführung; 
©) Vaß⸗ u. Meldeweien und Waffenvpolizei; 5) Bornahme 
adminiſtrativer Handlungen durch militäriſche Organe; 
x Ehrenvorzuge. — 111. Militärrechtspflege. 1. Geſchichte 
2. Die Zivilgerichtsbarkeit und bas Berhältnis der Heeres— 
perjonen gu Dderjelben. 3. Die Milnärſtrafgerichtẽbarleit 
(Berweifung). 
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I. Allgemeines. Für die Heeresperfonen gelten 
auf vielen Gebieten des öffentlichen und de3 Privat- 
Rechtes beſondere Rechtsſäße, welche mehrfach die 
perſönl. Freiheit bedeutend einſchränken. Die Kom— 
petenz zur Regelung der nicht auf den Militär— 
dienſt ſich beziehenden Rechte u. Verpflichtungen 
der Heeresperſonen (ihrer bürgerl. Verhältniſſe) 
iſt der Geſetzgebung der beiden Reichshälften vor— 
behalten. Mehrfache Anordnungen auf dieſem Ge— 
biete ſind aber lediglich kraft der Dienſtgewalt 
durch die militäriſchen Reglements (Dienſtregle— 
ments) getroffen worden. 

IL. Die einzelnen RedtSgebiete. Diese fine 
gulären Rechtsnormen betreffen insbeſ. folgende 
Materien: 

1. Rechtsverfolgung und Zuſtellungs— 
weſen. 

a) Die aktiven Heeresperſonen unterliegen 
regelmäßig und die nidjtaftiven Perſonen in * 
ſtimmten Fällen in Straffacen einer beſonderen 
militãriſchen Gerichtsbarkeit. Ausgenommen davon 
ſind die Finanzſtrafſachen, dagegen nach der Praxis 
nicht die Polizeiſtrafſachen. — den Abſchnitt: G. 
„Disziplin“.) Wber auch die Vollſtreckung der 
von den biirgerl. Gerichten (Gefällsſtrafgerichten) 
oder von den Berwaltungsbehirden zu verhiingen- 
den Freiheitsitrafen hat grundſätzlich durch die 
Militdrbehirden ftattzufinden. 

b) Auf die bürgerl. Redhtsfachen erjtredt 
ſich Die Militärgerichtsbarkeit nicht mehr. Beſon— 
derheiten beſtehen nur bezüglich des Gerichtsſtan— 
des ſowie bezüglich der — und ſonſti⸗ 
gen Zuſtellungen. (S. unter III.„Militärrechts— 
pflege“. 

c) Mehrfach abweichende Normen gelten fer— 
ner für die gegen Heeresperſonen und in Kaſernen 
vorzunehmende Zwangsvollſtreckung. (S. die— 
jen Art. 

Außerdem beſtehen zugunſten der Heeresper- 
ſonen Exekutionsprivilegien materieller Natur und 
find von der Erefution ausgenommen alle zur 
Verfehung des Dienſtes erjorderl. Gegenſtände, 
ſerner cin Teil der Aktivitätsgebühren und der 
Ruhegenüſſe (öſterr. G. 21 IV 82, R. 123, und 
27 V 96, R. 78 u. 79, ungar. E. O. vom J. 1881, 
froatifd-flavon. G. 18 III 83, und bosniſch-herze⸗ 
gowiniſche E. O. pom J. 1882). 

d) Umtshandlungen von Polizeiorganen in 
militiriiden oder vom Militar beſetzten Gebäu— 
den, weiter aud) Borladungen u. Zuſtellungen 
im BVerwaltungsverfahren an Heeresperjonen 
haben regelmäßig im Wege der vorgeſetzten Mili— 
tärbehörde gu erjolgen. 

2. Unsfdliepung von Bffentl Redten 
u. Pflichten. 

a) Heeresperfonen find vom polit. Wahlrechte 
im allg. ausgeſchloſſen. 

Uftive Cyfisiere beſitzen regelmäßig fein Wahl- 
recht fiir die Gemeindevertretung, wogegen 
Offiziere des Nuheftandes und Militdrbeamte (auc 
im dittivitateverhiltnis), wenn fie Bemeindeange- 
hirige find, dag aftive Wahlrecht genießen. Paſſiv 
wahlberechtigt find nur Ojfiziere u. Beamte des 
Rubhejtandes. Wis Viriliſten bejigen aud) aftive 
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Ojfigiere das Wabhlrecht, müſſen fid) aber durch 
einen Bevollmächtigten vertreten lajjen. Aktive Per— 
jonen de? Mannfchajtsftandes entbehren des Wabhl- 
rechtes. Für die öſterr. Gemeinden mit eigenem 
Statut gelten eigene, mandmal etwas abmwei- 
chende Bejtimmungen. 

Für das Wahlrecht in die Begirfsvertre- 
tungen find die Bejtimmungen der Gemeinde— 
wahlordnungen mafgebend. Jn der Gruppe des 
Großgrundbeſitzes oder der Höchſtbeſteuerten find 
Difigiere wahlberechtigt, aber nicht wählbar und 
finnen ihr Wablredt nur durch einen Bevoll- 
mächtigten ausüben. 

Für das Wahlrecht in die öſterr.) Land— 
tage gelten gleichfalls die Beſtimmungen der Ge— 
meindewahlordnungen. Bom Wahlrechte fiir die 
Reichsvertretung find in Ojterr. in der fünf— 
ten Kurie nad) der Wabhlrejormmovelle 14 VI 96, 
R. 169 (§ 20 a), Offigiere, Militärgeiſtliche, Ga- 
gijten ohne Rangflajje und Perfonen des Mann— 
jchaftsjtandes ausgeſchloſſen. Diefe Perſonen find 
auch nicht wählbar und ebenfo entbehren des paj= 
fiven Wablrectes alle in dauernder oder zeitl. 
Dienjileijtung befindl. Beamten der bewaffneten 
Macht. Aim übrigen gelten entiprecdjend den Be- 
ftimmungen der Reichsratswahlordnung 21V 73, 
RM. 41, diefelben Ynordnungen wie bezüglich des 
Wemeindes u. LandtagSwabhlredtes und finnen 
danad) nidjtaftive Offigiere und die Militärbeam— 
ten ihr Wahlrecht aus dem Titel der Stenerlei- 
jtung in jeder Gemeinde ausüben, im welcher fie 
wohnen. Jn der Wiihlertlajje des Großgrundbe— 
jipes und der Höchſtbeſteuerten können aftive Hee— 
resperjonen ihr Wabhlrecht durd) Bevollmichtigte 
augiiben, 

Nach der Wabhlreformvorlage (vom Februar 
1906, § 7) jollen die in dDauernder oder zeitlicher 
aftiver Dienjtleijtung ftehenden Offiziere, Militaire 
—— Gagiſten ohne Ranagflajje u. Perſonen 

es Mannicharteitandes nuit Ginichtuk der zeitl. 
Beurlaubten in den Reidsrat weder wählen nod 
gewählt werden finnen. Bon der Wablbarfeit 
follen auch alle in dauernder oder zeitlicher aftiver 
Dienjtleijtung befindliden Militärbeamten aus— 
qenommen fein. Nicht beſchränkt in der Wählbar— 
feit jollen fein jene Angehörigen der bewaffneten 
Macht, welche lediglich infolge der geſetzlichen Ver— 
pflidtung zu Baten: oder Dienjtiibungen wäh— 
— der betreffenden Zeit in aftiver Dienſtleiſtung 
tehen. 

Analoge Normen wie derzeit in Oſterreich 
gelten auch fiir das Wahlrecht und die Wählbarkeit 
in den ungar. Reidstag. 

Dagegen können die Heeresperfonen dem H. 
H. und der Magnatentajel angehiren und jo aud) in 
die Delegationen gelangen. Cbenio bejteht von Ge⸗ 
fetes wegen fein Hindernis fiir fie, in den froati- 
Wen Landtag das Stimmrecht perfinlich auszu— 
iiben. 

b) Jn der Ausiibung der ftaatsbiirgerl. 
Redte, fpegiell des Vereings u. Verfamm: 
lungSredtes und der Beteiligung an der 
Prejje find die HeereSperionen mehrfach durd die 
Anordnungen des Dienjtreglements beſchränkt. 
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Uftiven Heeresperjonen ijt die Beteiliqung 
an polit. Bereinen, wenn dicfelben aud erlaubt 
find, verboten. HeereSperjonen, u. zw. auch nicht- 
aftive, dürſen fic), wenn jie in Uniform find, an 
öffentl. Verjammlungen u. Demonjtrationen polit. 
Tendeng nicht beteiligen. Das Zuwiderhandeln 
gegen dieſes Berbot unterliegt der disziplinären, 
unter Umſtänden der ehrenratlidjen oder jtrajge= 
richtl. Behandlung. 

Den aftiven — ijt ferner die Be⸗ 
teiliqung an det periodijden Breije, welche auc 
nur teiliveije polit. oder ſoziale Tagesfragen be— 
ipridjt, in der Eigenſchaft eines Redakteurs, Her— 
ausgebers oder Mitarbeiters verboten. Sur Her— 
ausgabe oder Redaltion einer nidt polit. Bat 
ſchrift ijt fiir attive Heeresperjonen die Eingolung 
der Bewilligung der Militärzentralverwaltungsbe— 
Hirde erforderlich. Die Einjchaltung einer tatſächl. 
Beridtiqung fann nur nad eingebolter Bewilli- 
qung der Wilitirterritorialbehirde erfolgen. Die 
Beilepung der Charge ijt nur den Redafteuren 
autorifierter militäriſcher Fachblitter und den Ver— 
ſaſſern militärwiſſenſchaftl. Publifationen gejtattet. 
Dies gilt auch fiir nichtaftive Heeresperjonen. 

3. Befreiung oder Uusidliehung von 
öffentl. Dienjten. 2 

a) Uttive Heeresperfonen Finnen zur Uber= 
nahme einer Vormund daft oder Kuratel nicht 
verfalten werden und find nicht verpjlichtet, ein 
bereits früher im Siviljtande iibernommenes der— 
artiqes Amt fortzuführen. 

b) Altive Heeresberſonen find befreit pom Ge— 
ſchworenenamt und von der Pflicht, ſich als Ge— 
richtszeugen verwenden zu laſſen. 

c) Die ſonſt gemeindewahlberechtigten nicht⸗ 
aftiven Heeresperſonen find befreit von der Pflicht 
ur Ubernabme des Umtes cines Hemeindeaus- 
Pouties und des Gemeindevorjtandes. Sie 
finnen nicht a“ Beſorgung ortspolizeilider oder 
anderer obrigkeitl. Gemeindegeſchäſte beftellt wer— 
den und dürfen aud) die Wahl in die (auto= 
nomen) Steuerfommifjionen ablebnen. 

d) Aktiv dienende Heere&perjonen find regel— 
mäßig von der Befleidbung eines Staatsamtes 
ausgeidlofien, fofern fie nicht die Genehmigung 
der Militärbehörde hiefür erhalten. 

4. Uusfdliehung von privaten Er— 
werbstitigfeiten. 

Nach der öſterr. Gew. O. beg. der Gewerbe- 
novelle vom J. 1883 (§ 4) finnen Heeresperfonen 
vom Gewerbeantritt ausgeſchloſſen werden und 
aud) dic Betreibung jonjtiger privater Erwerbs— 
geſchäfte ijt mit dem aftiven Militärdienſte unver- 
cinbar. Auch nichtaftiven Offizieren ijt ein folder 
Betrieh nur injojern gejtattet, als dadurd nicht 
das militäriſche Deforum leidet. Desgleichen ijt 
das Tragen der militirijden Uniform bei Mus- 
at ag | von Erwerbsunternehmungen nicht erlaubt 
und bei Gefchaftsanfiindiqungen, in Rechnungen 
und ähnl. Schriftitiiden dürſen niditattive Ofi— 
—— ihrer Unterſchrift nicht die Offizierscharge bei— 
etzen. 

5. cae von GSteuern und fons 
jtigen bffentl. Abgaben. 
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a) Qn Ofterr. find —— Auditore, Mili- |] nen nicht in die erſte Klaſſe der Mannſchaftsehen 


tirirgte, Truppenrechnungsführer, Geelforger u. 
Mannidaftsperfonen von der ſtaatl. Cinfommen- 
fteuer befreit riidfictlid) ihrer Aktivitätsgebühren, 
dann alle iibrigen Militärperſonen während der 
Mobilität hinfichtli der aus dem Militäretat 
flieBenden Begiige und die mit Maria Therefia- 
Ordenspenjionen, Militärtapferkeitsmedaillen u. 
Verwundungszulagen beteilten Perſonen riidjicht- 
lich dieſer Penſionen u. Zulagen (öſterr. G. 25 X 
96, R. 220). Nur Militérbeamte u. Militärpen— 
fionijten unterlicgen daber grundſätzlich der Cin- 
fommntenfteuer. 

Ahnl. Befreiungen gelten aud) in Ungarn nad 
dem Erwerbjteuergejepe de3 J. 1875. 

b) Die Milnarverſonen find in Oſterr. be- 
jreit von den bejonderen Bemeindebefoldungsjteuern 
und ebenfo in Ungarn die Offiziere von den Rome 
munalfteuern. 

c) Niedere Offiziere u. Militärbeamte genießen 
nad) der Praxis Stempeljreiheit bezüglich der Emp- 
jangSbejtitiqungen über die ärariſchen Gebühren 
und im Falle einer Mobiliſierung ſind alle hie— 
von betrofjenen Verſonen nad ausdrücklicher ge— 
ſetzl. Anordnung (öſterr. G. 7 VIS1, R. 68, ungar. 
@. A. LIT ex 1881) binfichtlic) der Empfangs— 
bejtitiqungen iiber alle Genüſſe, welche fie in ihrer 
militäriſchen Eigenidajt vom Staate beziehen, fer- 
net von der ——— aller Dienſttaxen, welche 
während der Zeit der Mobiliſierung fällig wer— 
den, befreit. 

d) Außerdem genießen die Heeresperſonen 
nod) die Befreiung von verſchiedenen anderen Ab—⸗ 
gaben (Befreiung von der Fahrkartenſteuer bezw. 
TranSportiteuer in Ungarn, Portobefreiung bezüg— 
lich) der Feldpoft, Wautbefreiung in Ungarn, Bee 
freiung von gewiſſen Fondsqebiihren begiiglich der 
Verlajjenidhajten, Befreiung von der Gewehr— u. 
Jagdſteuer, dann der Stragenfteuer u. Straßen— 
—— | in Ungarn, endlich cine gewijje Be— 
freiung von den Stolqebiihren). 

6. Das bürgerl. Redt. Das a. b. G. B. 
wurde mit Hojfrieasratssirfular 17 VIT11, C. 1017, 
als fiir ſämtl. Militärperſonen verbindl. 6. erflirt. 
Im Kundmadungspatente diefes G. find jedoch 
die befonderen, fiir die Militärperſonen erlajjenen 
Vorſchriften als giiltig bezeichnet. Dieſe Vorſchrif— 
ten und die ſeither für die Militärperſonen in Be— 
zug auf das Privatrecht erfloſſenen Normen wer— 
den als Militärprivatrecht bezeichnet. 

a) Für den erlaubten Abſchluß der von Hee— 
resperſonen einzugehenden Ehe wird regelmäßig 
eine militärbehördl. Bewilligung gefordert. Die 
bezügl. Beſtimmungen ſind in den Heiratsvor— 
ſchriften zuſammengefaßt, welche fiir die verſchie— 
denen Beſtandteile des Heeres — erfloſſen 
ſind, aber im weſentlichen übereinſtimmende Nor— 
men enthalten. Schließung einer Ehe ohne militär— 
behördl. Bewilligung zieht gegenwärtig nicht mehr 
Ungiiltigfeit, wohl aber für Offiziere u. Mili— 
tärbeamte die militärgerichtl. Strafe der Entlaj- 
jung, fiir Mannſchaftsperſonen ſtrengen Arreſt und 
für Unteroffiziere zugleich Degradierung nach ſich. 
Auch darf eine ſolche Ehe von Mannſchaftsperſo— 


eingereiht werden. 

Von den nicht zur Mannſchaft zählenden 
Heeresperſonen bedürfen einer militärbehördl. Hei— 
ratsbewilligung: 

a) Alle in aftiver Dienſtleiſtung ſtehenden Offi⸗ 
ziere, Militärbeamten u. Gagiſten ohne Rangklaſſe; 

£) alle Heeresperſonen des zeitl. Ruheſtandes 
(die mit Vormerkung fiir Lokaldienſte Penſio— 
nierten); 

4) die in Lofoverforqung eines Invaliden— 
hauſes ftehenden ral ea u. Militärbeamten. 

Die Heiratsbewilligung wird je nad der Charge 
u. StandeSfategorie des Chewerbers vom Kaiſer, 
vom K. Vt, von dem betreffenden L. M. oder der 
mittleren Militärverwaltungsbehörde erteilt. 

Die Bedingungen der Erteilung einer Hei— 
ratsbewilligung find: 

a) Dak der beabjidtiqten Eheſchließung fein 
gefegl. Ehehindernis im BWege ftehe; 

b) daß das Rahlenverhiltnis zwiſchen 
Verehelichten u. Unverehelicten nicht fibertdhritten 
werde, welches bei cingelnen Gruppen feſtgeſetzt ijt; 

ec) dak die Braut von unbefdoltenem 
Rufe, entipredender fosialer Bildung und ente 
iprechender Wbfunjt fei; 

d) daß das nad) Maßgabe der Vorſchrift nacdh= 
zuweiſende jährl. Nebeneinfommen (Heirats- 
faution) ſichergeſtellt werde, bei Gagijten, die in 
feine Rangklaſſe eingereiht find, dak der Ehewer— 
ber feine matericllen Exiſtenzverhältniſſe weſent— 
lich verbejjere. 

Gewiſſen Heeresperfonen (dem Generalſtab jue 
qeteilten Oberoffigieren, Ojfigieren der Leibgarde— 
teiteresfadron und der Leibgardeinjanteriefom- 
pagqnie, seitlich attivierten Offizieren, welche als Leh— 
rer in Militärrealſchulen verwendet werden, u. a.) 
wird eine Ehebewilliqung iiberh. nicht erteilt. 

Die Heiratsfaution hat den Zwech, fiir die 
beiden Ehegatten wiihrend der Daucr der Ebe 
und fiir den Fall des friiheren Ublebens des Gat— 
ten fiir die Witwe cine Verbefjerung der ftandes- 
gemäßen Subjijtens zu ſchaffen. 

Das Kautionskapital ijt, ſolange der Bwed 
der Kautionsbejtellung daucrt, gebunden, d. bh. 
der freien Dispofition des Cigentiimers entzogen, 
fo dah cin ſtiſtungsähnl. Verhältnis obwattet. 
Die Hinjen haben die beiden Ebegatten gemeinjam, 
oder ein Ehegatte bezw. die Witwe zu besiehen. 
An den Cig entaméversiltnifien des Rapitales wird 
durd) die Widmung desfelben als Kaution nichts 
geändert, was allerdings nicht ausſchließt, daß ge- 
legentlich der Widmung nod) ein weiteres Rechts—⸗ 
geſchäft (Schenkung, Beſtellung eines Heiratsgutes) 
vorgenommen wird. Die Kautionsbeſtellung fann 
qejchehen von der Braut aus ihrem cigenen BVermö— 
gen, vom Bräutigam oder von einer dritten Berjon. 
Die Widmung gefdieht durd eine Widmungs— 
utfunde, auf welder die Unterjdrijt des Aus— 
itellers gu legalijieren ijt. Wird die Heiratsfaution 
von einer dritten Perſon beftellt, fo enthält diefe 
Bejtellung rüchkſichtlich der Cintiinfte immer cine 
— —— und iſt daher in die Wid— 
mungsurkunde die Erfldrung aufzunehmen, daß das 
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Ginfommen den Braut- (Che-) Leuten abgetreten | Unjtalt) gu. Cine Ehebewilliqung wird nicht erteilt 
und auf den eigenen Genuß vergichtet wird. Eigens | den Kadetten und Einjährig-Freiwilligen. 
tumgiibertragungen und Verpjandungen des Kapi- Das tirchl. Aufgebot und die kirchl. Trauung 
tales finnen nur unbejdadet des Kautionsbandes, werden bei aftiven Heevesperjonen der qemeinjamen 
alſo nur mit der Beſchränkung ftattfinden, dah die| Armee normalerveije vom Militarjeelforger vor— 
Tilqung der Schuld oder die Erjiillung der Ver= | genommen. In Ungarn (mit Ausſchluß von Kroa— 
bindlichteit erjt nach Auflöſung des Kautionsban⸗ tien u. Slavonien) beſteht auch fiir Militärperſonen 
deS erfolgen fann. Auf die Erträgniſſe des Nau | obligatorijde Piviltrauung (G.A. XXXT: 94). 
tionsfapitales fann nur wegen folder Berbindlid)- b) Die HeereSperjonen find bezüglich des 
feiten die Exelution gefiihrt werden, welde von| Bermigensverfehres unter Qebenden be— 
beiden Ebhegatten (begw. der Witwe) eingegangen | fonderen Normen bezw. Beſchränkungen unter- 
werden, Der Exefution unterliegt nur ein Drittel | worjen: 

der Zinſen und auch dies nur mit der Beſchrän— a) Nad dem a. b. G. B. (§ 402) bezw. den 
fung, dag ein Sabhresbetrag von 1000 K freibleis | durch) dasſelbe anerfannten Vorſchriften der Kriegs— 
bleiben muß. Für die Wlimentation der Gattin geſetze beſteht zugunſten der HeereSperionen cin 
und der ebel. Minder kann die Exefution unbes | Beuteredt an dev bewegl. Habe des Feindes, wenn 
ſchränkt geführt werden. (Oſterr. G. 21 TV 82,; diefelbe dem qetiteten oder ——— Feinde auf 
R. 123, ungar. E. O. vom J. 1881.) der Stelle abgenommen wird. 

Das Kautionsband wird gelöſt, wenn der 2) Ein Pfandrecht auf ihre Bezüge können 
Biwed dev Bejtellung entfällt, alſo durd den Tod; Heeresperjonen dritten Berjonen nur injoweit ein— 
der Battin, durch Trennung (nicht Scheidung) der; raumen, als cine Exelutionsführung auf dieje Be— 
Che, durch Ablequng u. Berluft der Charge | züge qejtattet ijt. 

u. dal. Ausnahmsweiſe fann aud) von der Zen— Die bezüglichen Crefutionsprivile 
tralverwaltungSbehirde die Löſung des Rautions« gien der Heeresperjonen find jeit bem Jahre 1882 
bandes bewilligt werden. tm Webiete der gangen Monarchie in der Haupt— 

Die Sicherſtellung der Kaution fann nament: | fade iibereinjtimmend geregelt. 
lich erjolgen durch inländiſche Staatspapiere, Grund— 7) DarlehenSvertrige von Heeresperjonen 
entlajtungSobligationen, verzinsl. Rommunaloblis | waren ſchon nad) dem Schuldenpatent der Kaiſerin 
gationen wenn folche zur Anlegung von Pupillar- | Maria Therefia aus dem 3. 1753 beſchräntkt. Ge— 

eldern geeignet jind) und andere in den Bors genwärtig finnen fich aftive Mannſchaftsperſonen 
ſchriſten angegebene Wertpapiere (Pjandbrieje, Eiſen- ohne Genehmigung der vorgeſetzten Militärbehörde 
babnprioritatsobligationen), endlic) durch verzinsl. | nicht vollwirkſam verpflicjten. 
Privatiduldverfdjreibungen, welche auf Realitäten In den im Reichsrate vertretenen Königreichen 
cinverleibt find, oder durch Cinverleibung des u. Ländern find die wirklichen, und gwar fos 
Nautionsfapitales auf eine dem Kautionsleifter gee wohl die aftiven als die penfionierten Offiziere 
hörige Realitét. Die Realitit muß pupillarmiifige | und die Mannſchaft des ftreitbaren Standes nicht 
Sicherheit gewihren und aud) gegen Brandſchäden wechſelfähig (faij. B. 3 VII 52, R. 138). Dieſe V. 
gehörig verficjert jein. Tie HeiratSfautionsdofus | begieht fic) jedod) nur auj die paſſive Wechſel— 
mente (die gebundenen Gtaat8obligationen, der | jilligfeit und hat den Sinn, daß die genannten 
Zinſenzahlungsbogen, die Widmungsurfunden und | Perjonen wechſelrechtlich nicht belangt werden 
der Grundbuchsextralt) werden von der oberjten | finnen. Erwerben können fie Wechſelrechte. Mili- 
Militdrjuftisverwaltung unter Witwirhung der | tirbeamte, Rejerveojfiziere, Offiziere außer Dienit 
ginangprofuratur gepriijt und, nachdem die Ure] und überh. die nicjtaftive Mannſchaft find aud 
funden richtig beſunden worden, wird fodann die} pajjiv wechſelfähig. 

HeixratSlegitimation ausgeſtellt. In der ungar. W. DO. (G. A. XXVII: 76) ijt 

Die Mannſchaftsehen teilen ſich in zwei cine Beſchränkung der Wechſelfähigkeit fiir Heeres- 
Klaſſen. An der erften Klaſſe hat die Familie das | perjonen nicht ausgeſprochen. 

Rect gum Anjenthalte beim Familienhaupt und 6) Niederen Militdrperjonen foll ohne Zujtime 
auf fonjtige in der Gebiibrenvoridjrijt bezeichnete mung der Militarterritorialbehirde ein in behördl. 
Vorteile. Bei Chen weiter Klaſſe fommen der Faz | Verivaltung jtehendes Vermögenskapital nicht 
milie dieje Rechte nicht gu. ausgejolgt werden (kaiſ. P.9 VIIL 54, R. 208, 

Die Ehebewilligung nad) der erjten Klaſſe ijt! $ 218). Cine ohne dieſe Zujtimmung gejdehene 
an dic Bedingung getniipjt, dak das Zahlenver— Uunsjolgung ijt jedoch nice ungiiltig. 
hältnis, weldyes fiir eingelne Gruppen vorgeſchrieben s) Arbeits-u. Dienſtverträge von Heeres- 
ijt, nicht iiberjdjritten werde, daß der Ehewerber | perjonen find im Falle ihrer Cinberujung gum 
gut fonduijiert und verivendbar fei und jeine ma: | Brajengdienjte ale aufgelöſt gu eradjten, ohne dak 
terielle Lage durch die Ehe verbejjert werde und) den Parteien, wenn fonjt tein Verſchulden vorliegt, 
daß die Braut von tadellojen Sitten fei. Erſatzanſprüche jujtehen. 

Die Mannſchaſtsehen zweiter Klaſſe tuttet> | c) Die Heeresperjonen jind privilegiert bezüg⸗ 
liegen feiner Sablenbeidrintung, jedoch wird die! lid) der CErridtung von legtwilliqen Bers 
Ehebewilligung nur bei bejonders berückſichtigungs⸗ 
wiirdigen Umſtänden erteilt. 

Die Erteilung der Ehebewilligung fteht in der 
Regel dem Kommando des Truppentirpers (der 


fligungen, Das öſterr. a. b. G. B. (§ GOO) ver= 

weit in dieſer Hinſicht auf die Militärgeſetze. Ge— 

—— ſind die betreffenden Beſtimmungen im 
ienſtreglement, I. Teil, Punkt 719, enthalten. 
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Seder aftiven oder in der Verjorqung eines 
Anvalidenhaujes jtehenden Perſon des Goldaten- 
ſtandes fommt dana dad Recht au, eine letzt— 
willige ——— mit minderen Förmlichkeiten 
ju errichten als die allg. G. vorſchreiben. Sur 
Gültigleit einer ſchriſtlichen, nicht eigenhändig ge- 
ſchriebenen letzten Willenserllärung genügt die 
Unterſchrift von 2 Zeugen, die zugleich gegen— 
wärtig ſein ſollen. Bei einer mündlichen leptiwil- 
ligen Verfügung ijt gleichjalls die Gegenwart von 
2 Zeugen, die den Erblajjer von Perſon fannten, 
hinreidend. Während eines Feldzuges oder auj 
in Dienft gejtellten Schifſen ijt weder bei einem 
ſchriftlichen noch bet cinem miind!. Tejtamente die 
aletsaeisiae Univefenheit der Zeugen erjorder- 
id). Mitglieder eines geiſtl. Ordens, Frauens— 
perjonen, Qiinglinge, die das 14, Jahr zurückgelegt 
haben, find giiltiqe Zeugen. Die angegebenen Vor— 
recite bei der TejtamentSerrichtung kommen aud) 
Militärperſonen, die nicht gum Soldatenftande ge- 
hören, wiihrend eines Feldzuges oder im Falle 
der Cinjchiffung auf cinem Kriegsſchiffe ju. Die 
Giiltigfeit erlijdt 1. bei den lepgenannten Per— 
jonen 6 Monate nach Kundmachung des Friedengs 
oder nad) der Ausſchiffung, oder wenn die betref— 
jende Perfon in friedl. Verhältniſſe getreten ijt; 
2. tiberh. 6 Monate nad dem Wustritt aus der 
aftiven Dienftleijtung; 3. ſofort nad) einer jtraf- 
weijen Entlajjung. 

Die priv. Form der Teſtamentserrichtung hat 
aut —— feine Univendung Hfkrgr. B. 8 I 
18, 8. 132). 

Sn Ungarn jind nad den einſchlägigen Ge- 
jefesbejtimmungen (G. A. XVI: 76) in Kriegd- 
jelten von dem Momente angejangen, mit weldjem 
die Truppen auf den Kriegsfuß geſetzt werden, 
alle diejen Truppen zugeteilien Heeresangehirigen 
befugt, cin priv. Tejtament zu errichten und das 
gleidje Recht fteht auc) jenen gu, welche fic) außer 
dem Falle eines Krieges ju Schiffe auf hoher See 
befinden. 

Qn Kroatien u. Elavonien gelten jedoch nicht 
dieje, fondern die fiir Ojterr. vorgeſchriebenen Be— 
ſtimmungen. 

d) Schmälerung der Rechts-und Hand— 
——————— Bei einer Verurteilung durch 
cin Militärgericht trefien die Militärperſonen man— 
nigfache Schmälerungen der Rechts- u. Hand— 
lungsfähigkeit. 

Die vom Militärgerichte zum Tode oder zur 
Strafe des Kerkers Verurteilten find unſähi 
unter Lebenden cin fiir fie verbindl. Gejdajt ab— 
ufdliefen oder einen legten Willen gu errichten. 
am walle der Verurteilung gum ſchweren Kerker 
hort die Unfähigkeit mit dem Ende dex Strafzeit 
auf. Die wegen etnes Verbredjens Verurteilten find 
jerner unfähig aur Führung der Bormundichajt 
oder Ruratel und finnen, wenn die —— 
eine gewinnſüchtige ijt, aud) nicht Teſtaments— 
zeugen fein ($$ 191, 254, 281, 592 a. b. G. B.). 

Dieje Bejtimmungen gelten aber nidt mehr 
fiir die k. k. Landwehr. 

6) Durch Abweſenheit in Kriegsdienſten wird 
nad) dem a. b. G. B. (§ 1496) nicht nur der Anfang, 
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fondern aud) die Fortjepung der Erjipung u. 
Verjihrung gehemmt, — die betreffende 
Perſon zu Zwecken des Kriegsdienſtes die Provinz, 
wo fie fonſt wohnte, verlaſſen mußte. 

7. Verwaltungsanordnungen. Dieſen 
Anordnungen ſind auch die Heeresperſonen grund— 
ſätzlich unterworfen, es gelten aber fiir fie mancher— 
lei Sondernormen: 

a) Bezüglich des Heimatrechtes werden 
die Heeresperſonen gegenwärtig öſterr. G. 3XII 
63, HR. 105), fojern es fic) um die beim Eintritte 
in den WMilitirdienft und die nad ihrem Aus— 
tritte aus demſelben zuſtehende Heimatszuſtändig— 
keit handelt, zwar nach den allg. Beſtimmungen 
behandelt; während ihrer aftiven Dienjtleijtung 
rubt jedod) das Heimatsrecht der Heeresperjonen 
und ein Heimatsredjt in der Nemeinde auf Grund 
ihres ftindigen Amtsſitzes (Dienftesheimat) wird 
ibnen nicht guerfannt. Die durd) die Heimatsnovelle 
(djterr. G. 5 XIT 96, R. 222) eingeführte hei— 
matrechtliche Exfipung gilt aud) fiir Heeresper- 
jonen, fann aber erjt nad) ibrem Wustritte aus dem 
Militärdienſte geltend gemacht werden. 

b) Durd) die Wehrordnung ijt die Freie 
zügigkeit der Heeresperjonen beſchränkt. 

3 Jn den auf den Militärdienſt bezügl. Wn- 
qelegenheiten find die Geeredsperfonen der Lome 
peteng der Udminiftrativbehbrden und der 
obrigteitl GWewalt der Wemeinden  ent- 
jogen. Jn der Praxis wird dieſe Exemtion fehr 
weit gefaßt, indem die Strajbejugqnis in Polizei— 
ſtrafſachen gegenüber den Heeresperjonen von den 
militäriſchen Kommandanten frajt ihrer Disaipli- 
narftrafbefugnis in Anſpruch genommen wird. (S. 
den Abſchnitt: G. „Disziplin“.) 

d) Die aftiven Perjonen des gemeinjamen 
—— unterliegen einer beſonderen kirchl. 

tandesregiſterführung. Für die Angehorigen 
der Landwehren und des beiderſeitigen Landſtur— 
mes greift eine ſolche nur im Kriege Platz. In 
Ungarn (mit Ausſchluß von Kroatien u. Slavonien) 
qelten Ddiefe kirchl. Standesregiſter gegenwwiirtig 
G. A. XXXIII: 94) nidjt mehr als ftaatlid) aner= 
fannte Regifter. 

e) Uttive Offiziere u. Militiirbeamte find ge- 
wiſſen Sondernormen rückſichtlich des Paß— und 
Meldewefens (bet der Einquartierung auf Dienjt= 
veijen) ſowie binfidtlid) der Wafrenpoligei 
unterivorjen, 

f) Verfchiedene adminifirative Handlun- 
gen werden, aud) wenn fie nicht Den Militärdienſt 

etrefien, gegeniiber den Heeresperfonen nicht von 

den Bivilbehirden, jondern durd die Militär— 
organe porgenommen (Totenbeſchau, Volkszäh— 
lung in Oſterr. Erprobung der Handjeuerwajjen, 
Verfahren zur Ermittlung u. Tilgung anjtedender 
Tierfrantheiten). 

g) Den HeereSperjonen im allg. und den Of⸗ 
figieren des Coldatenftandes find endlich gewiſſe 
Ehrenvorzüge jugeitanden (Hofzutritt, tarfreie 
Erhebung in den Adelsſtand bei beſtimmter Dienjt- 
— u. Dienſtdauer u. dgl. m.). 

ILL. Die Militärrechtepflege. 1. Geſchicht— 
lidjes. Die Uusbildung einer bejonderen Militär— 
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erichtsbarkeit fallt bereits in die Beit ber Sildner- 
Se Uber e8 beftand damals fein vollfommen 
eximierter Gerichtéjtand der Soldaten bezüglich 
aller Delifte, fondern der militäriſche Gerichtsſtand 
und der bürgerliche ftanden noch in Ronfurreng. 
Die militäriſche Strafgeſetzgebung beſaß gu der er— 
wähnten Zeit zunächſt noch den Charakter einer 
Kriegsgeſetzgebung und die Kriegsgerichtsbarkeit 
bezog ſich nur auf jene ſtrafbaren Danblanger, zu 
deren Verübung der Kriegsſchauplatz Anlaß gab 
oder durch welche die Kriegszucht gefährdet wurde. 
Immerhin bildete ſich ſchon vor dem Dreißig— 
jährigen Kriege zum Teil ein beſonderer Militär— 
gerichtsſtand auch im Frieden (z. B. für die Garden) 
heraus. put vollen Entfaltung gelangte der exi- 
mierte militirijde Gerichtsſtand jedoch erjt unter 
dem Cinflufje der romaniſtiſchen Rechtstheorie nad 
der Entwidlung der jtehenden Heere. 

Die Militargericte wurden nunmehr form. 
Standesgericte, welchen aud) die Familienange- 
hirigen und die Dienjtleute der Soldaten famt 
dem gangen Urmeegefolge unterworjen waren und 
die aud) in den biirgerl. Rechtsjadjen der Militär— 
perfonen und ibrer Familien Recht fprachen. Auch 
die geijtl. (Che) Gerichtsbarkeit ward von den 
hiefiir befonders zuſammengeſetzten Militärgerich— 
ten gehandhabt. Jn Ojterr. gelangte diejer —*8 
durch die Thereſianiſche Milnärjuſtiznorma (1754) 
zum Abſchluß. Danach beſtand die Kompetenz der 
Militärgerichte fiir alle Zivil- u. Strafſachen der 
Militärperſonen und ihrer Angehörigen ſowie auc 
fiir das Armeegejolge. Die Gerichte der 1. Inſtanz 
waren die Reqimentsgeridte, neben welden 
in Rechtsſachen gegen höhere WMilitirperjonen, 

ange Truppenkörper und das Militärar als 1. In— 
tanjen die iudicia delegata militaria 
mixta, fpiter Landesmilitdrgerimte ge 
nannt, fungierten. Qn 2. Inſtanz urteilte das 
Hoftriegsratl Juſtizkollegium.  Lepteres 
wurde ſpäter nad Einfepung des allg. Militar- 
appellationSgeridtes 3. Inſtanz. 

In diefen Sujtand der Dinge wurde durd) die 
franzöſiſche Revolution mehrfach Breſche gelegt. 
Für Oſterr. blieben aber dieſe Anderungen zunächſt 
ohne Rückwirkung. Die Kompetenz der Militär— 
gerichte beſtand ſelbſt in Zivilrechtsſachen noch fort 
und wurde durch die Militärjurisdiktionsnorm 
22 XIT 51, R. 255, nod) in ſehr weitem Umiange 
anerfannt. Erſt mit der Ginjithrung der —* 
Wehrpflicht wird der bisher noc aufrecht erhal— 
tene StandeScharafter der Militärgerichtsbarkeit 
unhaltbar. In Oſterr. wurde daher durch das G. 
20 V 69, R. 78, die aula ay der Militaire 
juri8diftion in Strafſachen und die Aufhebung 
der Militärgerichtsbarkeit in Zivilrechtsſachen an— 
geordnet. In Ungarn erſolgte zwar vorläufig keine 
geſetzl. Neuregelung der Militdrjurisdiftion, allein 
auf Grund einer A. E. 8 VII 71 wurde, nachdem 
ſchon im J. 1867 proviſoriſche Beſtimmungen in 
dieſer Richtung erfloſſen waren, durch miniſterielle 
Anordnung auch hier die Judikatur der Mili— 
tärgerichte in Zivilrechtsſachen vom 11IX71 ange— 
jangen eingeſteilt und die militärgerichtl. Kompe— 
tenz in Strafſachen weſentlich eingeſchränkt. Yn die— 
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ſem Zuſtand der Dinge haben die Wehrgeſetze des 
J. 1889 in der Hauptſache nichts geändert. 

2. Die Zivilgerichtsbarkeit und das 
Verhältnis der Heeresperſonen zu der— 
ſelben. Grundſätzlich unterſtehen gegenwärtig alle 
Heeresperſonen und aud) das Militärärar in bür— 
gerl. Rechtsſachen den Zwilgerichten. Bejonderhei- 
ten beſtehen in nachfolgenden Richtungen: 

a) Für die in aftiver Dienſtleiſtung ſtehen— 
den Perſonen des Heeres, der Kriegsmarine und 
det Landwehr einſchließlich aller bei der Heeres— 
verwaltung in aftiver Dienjtleijtung jtehenden Mi- 
litärperſonen gilt in Anſehung des Geridts- 
ftanbdes der Ort der Garnijon als Wohnſitz. Der 
hiedurch beqriindete Gerichtsſtand dauert im Falle 
eines Wechſels der Garnijon bis zum Eintreffen 
in eine neue Garniſon fort. Als Wohnſitz der Hee— 
resperſonen, welche ſich nicht im Inlande aufhal— 
ten, gilt bei Ausmittlung des Gerichtsſtandes der 
letzte inländiſche Garniſonsort des Heeresfirpers, 
dem ſie angehören, oder der letzte inländiſche Gar— 
niſonsort dieſer Heeresperſonen. Dieſer durch den 
Ort der Garnijon beſtimmte allg. Gerichtsſtand 
der Heeresperſonen erſtreckt ſich auch auf deren 
Gattinnen u. Kinder, wenn dieſelben mit der be— 
treffenden Heeresperſon in gemeinſchaftl. Haus— 
halie [eben (öſtert. J. N. $$ 68 u. 73, Al. 1). 

b) Zuſtellun gen, welche fiir die in aftiver 
Dienjtleijtung ftehenden Perjonen des Mannjdjajts- 
ftandes des Heeres, der Kriegsmarine oder der 
Landwehr bejtimmt find, haben durd) den Chef 
der zunächſt vorgeſetzten Kommandobehörde zu er— 
folgen. Insbeſ. ſind Zeugen mittels eines an das 
vorgeſetzte Kommando oder an dag nächſte Militär— 
ſtationskommando gerichteten Erſuchens ju laden. 

uſtellungen in militäriſchen Gebäuden oder in 
Gebäuden, welche vom Militär beſetzt find, können 
nur nach vorheriger Anzeige an den Kommandan— 
ten und unter Zuziehung einer von dieſem beige— 
gebenen Militärperſon erfolgen. 

c) Wenn fic) eine Parlei in Kriegszeiten im 
WMilitardienfte befindet und wenn gugleid) die Be— 
ſorgnis bejteht, dah diefer Umſtand die Prozeß— 
jiifrung zu Ungunſten der Partei beeinfluſſen 
könnte, ſo kann das Verfahren über Antrag oder 
von Amts wegen bis zur Beſeitigung des Hin— 
derniſſes unterbrochen werden (djterr. Z. P. O., 
§ 162, UL. 1). 

d) Gegen in Uusiibung des Dienites befindl. 
Heeresperjonen darf mit dem Exefutionsvoll- 
zuge erjt begonnen werden, naddem dem vorge- 
jegten Nommando diejer Rerfonen von der Berwil- 
ligung der Exetution Anzeige gemadt worden ijt, 
und im Falle eines Widerftandes des Exekuten 
ijt, wenn nicht Gefahr im Verzuge befteht, die 
Unterſtützung des militäriſchen Vorgeſetzten in An— 
ſpruch gu nehmen. Soll zur Erwirkung von Hand- 
lungen gegen aktive Heeresperſonen Haft verhängt 
werden, jo bat ſich das Exelutionsgericht an das 
vorgeſetzte Rommando gu wenden und dieſes hat 
mit Dtssiplinaritrajfen vorgugehen. Die Anord— 
nung oder Voll siehung der Haft gum Zwecke der 
Sicherung der Perſon des Erefuten ijt aber gegen 
im aftiven Dienjte ſtehende Heeresperjonen uns 
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jtatthajt. Erefutionshandlungen in militarijden 
oder vom Militär befegten Gebäuden follen nur 
nad) vorheriger Anzeige an den Kommandanten 
und unter Buziehung einer von diejem beigegebe- 
nen Militärperſon vorgenommen werden. 

e) Wenn fish cin Todesfall in einem mili- 
tirijden oder vom Militär befegten Gebäude er- 
eignet, jo hat die Militärbehörde den Todesfall 
aufzunehmen. Dieje Behirde fann aud) alle ſon— 
jtigen unauffdiebl. Amtshandlungen der freiwil— 
ligen GerichtSbarfeit in Anſehung der resper⸗ 
ſonen, ihrer Gattinnen, der unter väterl. Obſorge 
ſtehenden Kinder und der Dienſtperſonen mt 
men, wenn diele Perſonen mit der Heeresperjon 
in gemeinſchaftl. Haushalte lebten und die betref- 
jenden Handlungen in einem militäriſchen oder 
vom Militär bejegten Gebiiude vorzunehmen find 
oder wenn fid) am Orte der Bornahme fein zur 
Anordnung der Amtshandlung zuſtändiges Gericht 
befindet. 

Unter der gleichen Vorausſetzung ſind die 
Militärbehörden auch zur einſtweiligen Beſtellung 
eines geſetzl. Vertreters berufen, wenn die Not- 
wenbdigfeit eintritt, fiir die Bertretung minderjab- 
riger Kinder ſchleunigſt BVorjorge ju trejfen. Bon 
den qgetroffenen Umtshandlungen find die bürgerl. 
Berichte in allen diejen Fällen in Kenntnis gu 
fepen. Wenn Gefahr im Berguge ijt, fann die 

ilitärbehörde auc) mit der Ligitation von Nach- 
laßſachen vorgeben. 

f) Noch weiterqehenden Einjdriintungen unter: 
liegt die Rivilgerichtsbarfeit gegeniiber Heeresper- 
fonen in Bosnien und der Hergeqowina 
nad) der dort geltenden 2. P. O. vom J. 1883. 

3. Die Militärſtrafgerichtsbarkeit. (S. 
den betreffenden Yet.) 


K. Braganifafion u. Gliederung des 
Beeves. 


I. Rechtl. Grundlagen. — If, Grundzüge der gegen— 
wartigen Formation. — Anhang: Feſtungen u. Krieashafen 
(Werweijung). 


I. Rechtl. Grundlagen. Grundſätzlich werden 
die Beftimmungen über die Organijation der 
Wehrkraft entiprecend der bereits erwähnten hiſto— 
tijden Entwidlung vom Monarchen frajt der ihm 
zuſtehenden refervierten Organijations- u. Verord- 
nungsgewalt getrojjen. 

Die Fahl der materiellen Geſetzesverordnun— 
gen ijt Ddaber auf diejem Gebiete cine geringe. 
Die jormelle Geſetzgebung ijt inſoſern von Einfluß 
auf die Geftaltung der Heeregorganijation, als 
dic —— Körberſchaften die finan— 
iellen Mittel für die Erhaltung und den weiteren 

lusbau des Heeresorganismus zu bewilligen ha— 
ben und zur Aushebung der für denſelben benö— 
tigten Mannſchaften erſt nach Zuſtimmung der 
Parlamente der beiden Reichshälften geſchritten 
werden darf ſ. den Art. Refrutenfontingent’). 

1. Uber die Formation des gemeinſamen 

Heeres enthilt die Gejepgebung feine näheren 


Vejtimmungen. Nur das Ziehungsſyſtem ijt aus- 
drücklich und das Kaderſyſtem indireft anerfannt. 
Ebenſowenig ijt etwas iiber die Sahl u. Größe 
ber Heerestirper und die Territorialeinteilung be- 
jtimmt. Auch die FriedenSpriijenge und die Kriegs- 
ſtärke find gefeplic) nicht direft, fondern nur in— 
direft durch die geſetzlich feftgeitellte Höhe des Res 
frutenfontingentes beqrengt. Dagegen bejtehen riid- 
fichtlid) der Cinreihung der auszubebenden Mann 
ſchaften in die Heereskörper u. Anſtalten gewiffe 
geſetzl. Schranken. Die fiir das Heer ——— 
efruten u. Erſatzreſerviſten ſind nämlich grund— 
ſätzlich in jene Heereskörper einzuteilen, die ihre 
Ergänzung aus dem Militärterritorialbezirke er— 
halten, in welchem ſie heimatszuſtändig ſind, und 
dieſelben haben regelmäßig aud) in djeſen Heeres— 
firpern ihre Dienſtpflicht au erfüllen. Uberjepungen 
gu anderen Heeresfirpern find aber ſpäter zuläſſig 
und die außerhalb ihres heimatszuſtändigen Terri— 
torialbereiches mindejtenS 2 Sabre veriweilenden 
Refervijten follen nach den adminiftrativen Vor— 
chriften alljehrlich gu jenen Truppentiirpern trané- 
eriert werden, in deren Ergänzungsbereich fie fich 
aujhalten. Die aus den Lindern der ungar. Krone 
fiir das gemeinjame Heer gejtellten Refruten u. 
Erjaprefervijten find in ungar. Heerestirper ein— 
juteilen, u. zw. nad) Möglichkeit in ſolche, welche 
lich aus jenem Wilitdrterritorialbesirfe ergtingen, 
in weldjem die betreffenden Rekruten gemeinde- 
zuſtändig find. Eine Ausnahme von diejer Be- 
jtimmung bilden nur jene Spezialwaffengattungen 
u. Branchen des Heeres bezw. deren Truppenfirper, 
welche zufolge ihrer Beſtimmung nicht fo organifiert 
werden können, daß innerhalb derfelben aus der 
von ben ungar. Lindern ftammenden Mannjdjaft 
jelbjtiindige UWbteilungen ſich bilden laſſen. 

Die auf Kroatien u. Slavonien entfallenden 
Refruten find in die Regimenter diefer Linder 
einzureihen. 

Tirol und Borarlh. bilden rückſichtlich der 
Refrutenrepartition ein felbjtindiges Gebiet und 
von dem auf dieſe beiden Lander entfallenden Re— 
frutenfontingente des Heeres wird nur jene Rabl 
fiir bas Heer in Anſpruch genommen, welche sur 
Ergänzung des von Tirol und Borarlb. zum 
ae betjujtellenden Truppenjtandes  erforder= 
ich ijt. 

Außerdem hat der Kaijer in Untniipfung an 
ältere ungar. Gefepesnormen mit Befehlsſchreiben 
pom Jahre 1868 die Zuſage erteilt, bak in die ans 
den ungar, Ländern fic) ergänzenden Regimenter 
u. Truppenfirper deS Heeres joweit als möglich 
nach diejen Ländern zuſtändige Offigiere eingeteilt 
werden follen. 

Die Anordnungen iiber die Bekleidung, Aus— 
rüſtung u. Bewaffnung der rege des gemein⸗ 
famen HeereS ſowie iiber die Kommando— und 
Regimentsjpradje ſowie die fonjtigen ipradl. Be- 
lange (Armeeſprache) werden ausſchließlich vom 
Raijer fraft feiner vefervierten Organijations- u. 
Verordnungsgewalt getroffen. 

Die Kommandojprace und die namentlich fiir 
die höhere Befehlsqebung in Betradt fommende 
Armeeſprache ijt auf Grund der Hijtorijden Entwick⸗ 
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lung, nacjdem die letzten Ausnahmen (bei den 
wallonifden Regimentern) durch Maria Therefia 
befeitigt worden, ausſchließlich die deutſche. Die fiir 
den inneren militäriſchen Betrieh der cingelnen 
Truppentirper makgebende Megiments- (Batail- 
long) Sprache richtet fic) nad) der progentuellen 
Zuſammenſetzung der datin vertretenen Wann- 
ſchaften und muß von den Offigieren u. Madetten 
binnen det vorgeſchriebenen Friſt bet fonjtigen 
Nachteilen in der Beförderung erlernt werden, 
was durd) adminijtrative ——— (Sprach⸗ 
furje) von der Heeresverwaltung unterſtützt wird. 
2. Ausführlichere gejesl. Normen bejtehen 
riidjichtlid) der Organijation der Landwehren. 
Namentlich gilt dies von der ungar. Landwehr. 
Much die Organijation der Landwehr beruht auf 
dem Raderjnitem, das in Ungarn ausdrücklich im 
G. anerfannt ijt. Die im Frieden aufzuſtellenden 
Landwebrfirper find im ungar. Landwehrgeſetze 
ziffermäßig unter Hervorhebung der auf Kroatien 
u. Slavonien entjallenden Anzahl normiert. Im 
Kriege werden aud) die nötigen Erjag- u. Stabs- 
truppen aufgeſtellt. Mit Genehmigung des Königs 
fann die Ungahl der Landwehrkörper bei Zuſtim— 
mung des HeichStages , fallS derjelbe aber nicht 
verjammelt wire, gegen nachträgl. Einholung jei- 
ner —— vermehrt werden. 
ie Verwendung der Landwehrtruppen erſolgt 
regelmäßjg in beſonderen Formationen. Doh kön— 
nen in Oſterr. die aus dem Heere in die Land— 
wehr überſetzten Gagijten u. Mannſchaften der 
Spezialwafſen, Branden u. Anſtalten im Falle 
eines ſtrieges nad) Bedarf auch aur Verſtärkung 
der entſprechenden Truppen, Branchen u. Anſtal⸗ 
ten des Heeres verwendet werden, nachdem die 
Reſerve derſelben einberufen und die Mobiliſie— 
tung mindeſtens eines Teiles der f. k. Landwehr 
verfügt worden ijt. Sn Ungarn finnen nur die 
fiir den Sanitätsdienſt deſignierten Landwehr— 
männer zu den Anſtalten des Roten Kreuzes der 
Länder der ungar. Krone eingeteilt und in dieſem 
Dienſte auch gelegentlich einer bloß teilweiſen Mo— 
biliſierung und ſelbſt in dem Falle außer den 
Landesgrenzen verwendet werden, wenn die un— 
ar. Landwehr durch die teilweiſe Mobiliſierung 
ex Armee nicht berührt wurde. Die Territorial— 
einteilung der ungar. Landwehr iſt im Gegenſatze 
zu jener der f. £ Landwehr in den Grundzügen 
geleplich beſtimmt, u. aw. gerfallen die ſämtl. Lane 
der der ungar. Krone in 7 Landiwebrodijirifte, de— 
ren Umjang unter miglichiter Rückſichtnahme auf 
die adminijtrative Einteilung des Staatsqebietes 
vom Landesverteidiqungsminijter bejtimmt wird. 
Die Territorialeinteilung des gemeinjamen Heeres 
witd dabei gleidjalls nach > ang in Bee 
tract gezogen, dod) müſſen beide Cinteilungen 
nad) dem G. nicht julammenjallen, und ed bes 
jtebt ein foldjer Konner in Ungarn aud) tatſäch— 
lic) nicht, wiihrend derjelbe in Cjterr. faktiſch, auch 
ohne dajs gegenwirtig eine geſetzl. Vorjorge in 
dieſer Richtung getroffen —— noch immer 
vorhanden ijt. Die Angehörigen der ungar. Land— 
wehr dürfen im Frieden nur den ungar. Land— 
webrbehirden u. Kommanden unterjtellt werden. 
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Die Perſonen beider Landwehren ftehen in 
Rang u. Charge den Perjonen des Heeres gleich. 
Der dienſtl. Vorrang gebiihrt aber bei gleichem 
Rang und gleider Charge den Perjonen des Heeres. 
Der Oberfommandant der ungar. Landwehr ijt im 
Frieden den kommandierenden Generalen ded Hee— 
res qleidhgeftellt. Die Gleiditellung erſtreckt fic) aud) 
auf die Webiibren, die Uusriijtung und die Bewaff⸗ 
nung, die Dijtinftions- und jonjtigen militäriſchen 
Abzeichen, dann die Dienjt= u. zierreglements. 
Die Kommandoſprache der f. k. Landwehr ijt jene 
des Heeres. Ju Ungarn aber ijt die Dienjt= u. 
RKommandofprade der Landwehr die ungar. Vie 
Fahnen der ungar. Landwehr tragen nebjt den 
MNamensinitialen des Königs die LandeSfarben und 
das ungar. Wappen. Jn Kroatien u. Slavonien ift 
die Dienjt= u. Rommandofprade der Landwehr dic 
froatijde, die Fahnen tragen nebjt den Namens— 
initialen des Königs das ungar. Staatswappen 
und die vereinigten Farben von Kroatien, Slavo- 
nien und Dalim, 

3. Auch die Organifation der tirol.vor— 
arlb.Landesſchützen ijt gegenwärtig im einzel⸗ 
nen vom Kaiſer zu beſtimmen. Dod) regelt das G. 
(iiber das Landesverteidigungsinſtitut vom J. 1895) 
die Sujammenjepung und den Wirfungstreis der 
Landesverteidiqungsoberbebirde fowie die Befug— 
nijje des Landesverteidiqungsfommmandanten, neben 
welchem Dijtrittsfonumandanten vorgeſehen ſind, 
und ordnet an, daß bei der Bildung u. Ergänzun 
des Landesſchützenoffizierslorps vorzugsweiſe na 
Tirol und Voralb. zuſtänd ige oder ſolche Offiziere 
berüclſſichtigt werden ſollen, welche im Tiroler Kai— 
ſerjägerregiment gedient haben, Endlich wird vom 
G. aud) die Gleichſtellung der Chargen unter Wah— 
rung des dienſtl. eboney der Berjonen des Hee— 
res foie der Webiihren, die Uniwendung der Kom— 
mandoſprache, der Dienjtes- u. Diſtinktionsabzei— 
chen, der Vorſchriften über die Ausrüſtung und die 
Bewaffnung, dann der Dienſt- u. ECrergiertegle- 
ment des Heeres verfügt. ; 

4. Die Organifation des Landjturmes ijt 
in beiden Reichshälften in ziemlich übereinſtim— 
mender Weije nur durch wenige Geſetzesbeſtim— 
mungen normiert. Die Bahl der aufjuitellenden 
— te ijt fiir fetne ber beiden Reichs— 
haljten beſtimmt. Die Verwendung der Landjturme 
körper ſoll regelmäßig ebenfalls in befonderen For— 
mationen geſchehen, doch iſt unter den ſchon früher 
erwähnten Umſtänden die Heranziehung von Land— 
ſturmpflichtigen des erſten Unjgebores ju Erſatz⸗ 
awweden des HeereS und der Landwehr zuläſſig. 
Die au Exrjabsweden des Heeres aus den Ländern 
der ungar. Krone herangesogenen Landjturmpflich- 
tigen diirjen aber, fofern es fic) nidjt um Spegial- 
waffengattungen u.-brandien bandelt, nur in ungar, 
Regqimenter cingereiht werden. Die Angehirigen u. 
Offiziere des öſterr. Landjturmes haben wabhrend 
der eit ihrer Verwendung cin gemeinjames, auf 
Entjernung erfennbares Abzeichen, die Offiziere u. 
Unteroffijiere überdies die militäriſchen Ehren: u. 
Dijtinttionsseidhen ju tragen. Die mit kaiſ. Ge- 
nehmiqung jdon im Frieden organifierten Biirger= 
miliz⸗ u. Sdpiigentorps haben das Recht, ihre jtas 
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tutenmäßige Belleidung u. Ausrüſtung ſowie Or— 
ganiſation unter Vorbehalt kaiſ. Beſtäügung ihrer 
Kommandanten u. Offiziere auch im Landſturmdienſte 
beizubehalten. Nad) der Organiſationsvorſchrift wer⸗ 
den die in die Erſatzlörper des Heeres und der Land— 
webr eingeteilten Qandjturmminner wie dieſe befleidet 
und ausgeriijtet und ebenfo find die Landjturmaus- 
jugSbataillone vollſtändig militäriſch zu befleiden. 

Jun Ungarn ſoll der Landſturm grundjiplid 
militérijh ausgerüſtet u. befleidet werden. Inſofern 
aber fiir die Belleidung zur Heit der Aufbietung 
nod) nidjt vollſtändig vorgeforgt wire, find die 
Sandjturmperfonen in ähnl. Art in den Landes— 
jarben al8 ein ergänzender Beftandteil der bewajj- 
neten Macht gu kennzeichnen. Die Offiziere u. 
Unterojfigiere tragen aud) bier die militäriſchen 
Ehren u. Dijtinftionsscicjen. Bezüglich der Be- 
lohnungen u. Auszeichnungen, der Unterfunjt u. 
Verpflequng, der Behandlung in Verwundungs: u. 
Exfranfungsjillen, dann der Verſorgung gelten fiir 
die Landjturmmiinner die Vorſchriften des Heeres 
und der Landwehr. Die Dienjt= u. Kommando- 
jprade des ungar. Landjturmes, die Chargenab— 
geen. die Bewafinung und die Ausrüſtung, endlich 

ie Dienft- u. Exerzierreglements desſelben richten 
fic) nach den Normen der ungar. Landwehr. 

5. Unalog jind die Bejtimmungen tiber die 
Organijation des tirol.-vorarlb. Landſtur— 
mes, nur ijt in denjelben vorgeiehen, dab die 
Organijierung u. Cinteilung dev Landſturmmann— 
ſchaft mit Berückſichtigung dev Aufenthaltsverhält— 
niſſe erfolgen ſoll und cine Heranziehung von Land- 
ſturmperſonen gu Erjagsweden nur Platz greifen 
darf, wenn die Erſatzreſerven während eines Krieges 
nicht ausreichen zur Erhaltung des ſyſtemiſierten 
Standes der von Tirol und Vorarlb. gum Heere 
und gu den Landesichiipen ſyſtemmäßig beizuſtel— 
lenden Truppen. 

6. Die Organifation der bosniſch-herze— 
gowiniſchen Truppen wird in oberjter Inſtanz 
ausſchließlich vom Raijer beſtimmt. ; 

IL. Die Grundjiige der gegenwärtigen For- 
mation find ſolgende: 

1. Die Waffengattungen und die Base 
jenfirper. 

a) Das Heer. 

a) Die Infanterie bejteht aus 102 Regi- 
Mentern, wovon jedes in den Megimentsjtab, 
4 Feldbataillone su je 4 Feldfompagnien, dann 
in den Erjagbataillonstader zerfällt. 

5) Die Jagertruppe bejteht aus den Tiro- 
ler Kaiſerjägern und den Feldjägern. Die erjteren 
bilden 4 Regimenter und find wie die Inſanterie 
jormicrt. Die legteren bilden 26 jelbftiindige Ba— 
taillone. Die Tiroler Kaijerjigerregimenter erhal— 
ten ihre Ergänzung nur aus Tirol. 

4) Die KRavalleric zählt 42 Regimenter, 
u. 15 Dragoner-, 16 Huſaren- und 11 Ulanen— 
regimenter. Jedes dieſer Regimenter zerfällt in den 
Regimentsjtab, 2 Divijionen zu 3 Felbestadronen 
und in den Erſatzlader. Im Mobilijierungsjalle wer- 
den außerdem je 1 Erſatzeskadron und 1 Rejerve- 
e8fadron aufgeſtellt. Dazu kommen nod) der 
Pionierzug und 1 Telegraphenpatrouille. 


2) Die Feldartillerie umſaßt derjeit 
14 Rorpsartillerieregimenter und 42 Divijionss 
artillerieregimenter. Jedes derfelben zerſällt in den 
Regimentsyiad, 4 Batterien, den Wunitionsparf- 
fader und den Exjakdepotfader. An den Verband 
einiger RorpSartillerieregimenter gehören auferdem 
8 veitende Batteriedivijionen, welche aus dem Divi- 
jionsjtab und je 2 reitendDen Batterien beftehen. 
Im Mobilijfierungsfalle wird aus jedem Erjag- 
depotfader 1 Erſaßdepot (1 Erjagbatterie und die 
Depotabteilung umjajjend) gebildet. 

Mach der geplanten Neuorganijation der Feld- 
artillerie follen die Divijionsartillerieregimenter 
auj 45 erhöht, die Rorps- und DivijionSartillerie- 
tegimenter in je 2 Divifionen gu 3 Batterien ge- 
qliedert und 14 Haubigbatteriedivijionen ju 3 Bat⸗ 
terien neu aujgeftellt werden. Außerdem ijt die 
Neuaufitelung von 2 reitenden Batteriedivijionen 
beabjichtigt. Auch follen die beiden Landwehren 
in Bufunjt ebenfalls mit Wrtillerie ausgeftattet 
werden. 

Bu den mobilen u. ftabilen Artillerierejerve- 
anjtalten gehiren: Divifionsmunitionsparfs, Ka— 
valleriemunitionStfolonnen, Korps⸗ u. Armeemuni—⸗ 
tionsparfs, daun Armeemunitionsſelddepots. 

=) Die Fejtungsartillerie bejteht aus 6 Fe— 
jtunggartilletieregimentern und 3 felbjtinbdigen 
qeftungsartilleriebataillonen. Dedes Regiment zer— 
fallt in den Regimentsjtab und 3, bezw. 2 Batail- 
fone, jedes Yataillon in den Bataillonsſtab, 
4 Feldfompagnien und in den Exrjagfompagnie- 
fader. Bei den Fejtungsartillerieregimentern 2 u. 
3 ijt je | Ballonabteilungsfader vorhanden. Die 
Neuaufſtellung von 2 FejtungSsartilleriedbataillonen 
ijt geplant. 

Im Kriege werden befondere Formationen 
(mobile Belagerungshaubigdivijionen [jriiher Be— 
lagerungébatterieqruppen}, Belagerungsartillerie= 
parks, Beſpannungs- u. Beleuchtungsabteilungen, 
dann Fejtungsballonabteilungen) anjgeftellt. 

5) Die Pioniertruppe umjagt 15 felb- 
jtiindige Bataillone, wovon jedes in den Stab, 
5 Rompagnien, die Zeugsreſerve und den Erſatz- 
fompaqnicfader zerfällt. 

Im Kriege werden aus der 5. nod) die 6. u. 
7. Rompagnie (alle 3 find hauptſächlich fiir den 
Dienjt in feften Plätzen bejtimmt) und Erſatz— 
fompagnien jowie Schanzzeugkolonnen und Zeugs— 
rejerven, dann Bionierrejerveanjtalten (mobile 
Pionierseugsdepots und mobile Pionierſchanzzeug— 
depots nebſt BelagerungSpionierparts), endlich 
Spesialjormationen (Flußminen-, Eiffelbrücken-, 
Flußſchiffahrts⸗ u. Mineurabteilungen) aufgeſtellt. 

+) Das Eiſenbahn- und Telegraphen— 
— zerfällt im Frieden in den Regiments— 
jtab, 3 Bataillone gu je 4 Kompagnien, 1 Erjay- 
bataillonstader, 1 Xeleqraphenerjagtader und in 
die Teleqraphenjchule. 

Am Mriege werden aus dem Regimente 
12 Cijenbahnfompagnien, Feld- u. Fejtungstele- 
graphenabteilungen, dann 1 Erjapbataillon (be— 
jiehend aus dem Stabe und 3 Cijenbahnerjagfom- 
—— endlich 1 Telegraphenerſatzlompagnie ge— 

ildet. 
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b) Die Kriegsmarine. Dieſelbe umfaßt: | 30 Landſturmhuſareneskadronen und fiir je 3 Es— 


a) Das Matrofenforps. Dieles gliedert 
fic) in die Stabsabteilung, die Mujfifabteilung und 
3 Matrofendepots mit verfchiedenen Mannjdafts- 
abteilungen. 

6) Die Kriegsfahrzeuge. Dieſe zerfallen 
in die Schiffe der Flotte, die Schulſchiffe famt 
Beiſchifſen und die Hulfs. Innerhalb diefer Grup— 
pen lajjen fic) wiederum verſchiedene Schiffstate- 
a= u. Typen unterjdeiden. Spegiell die Schijfe 
er Flotte gerjallen je nad) dem rade ihrer Aus— 
riijtung in die in Dienſt geftellten Schijje, in die 
eae in der (1. oder 2.) Reſerve, dann in die 
Schiffe in Reparatur oder in Zuriijtung. (Weitere 
Details f. im Art. Kriegsflotte“.) 

c) Die Landwehren. 

a) Die f k. Landwwebrinjanteric bejteht aus 
36 Landwehrinjanterieregimentern und 2 Landes⸗ 
fchiipenregimentern. Jedes dicier Regimenter zer— 
fallt in den Regimentsjtab, 3 Feldbataillone gu je 
4 Feldfompaqnien und den Erjabataillonstader. 
Das Landwebrregiment in Bara zählt 4 Bataillone. 

Im WMobilifierungsfalle gelangt außerdem 
je 1 Erjagbataillon zur Aufſtellung. 

Die berittenen f. f. Landwehrtruppen beftehen 
aus 6 Landwehrulanenregimentern, 1 Division 
berittener Tiroler Landesſchützen und 1 Esladron 
berittener dalmatiniſcher Landesſchützen. 

B) Die ungar. Landwehr zählt 28 Snjanteric- 
regimenter und 1 Qiumaner Sompagnie, bei 
welden Truppenfirpern gum Teil Rejervefaders 
bejtehen, dann 10 Huſarenregimentern. Davon jtellt 
Kroatien u. Slavonien 4 Snfanterieregimenter und 
1 Hujarenvegiment. 

d) Der Landjturm. Derjelbe bildet fein 
ungeordnetes Majjenaufgebot, fondern einen or- 
ganifierten Beſtandteil der bewajfneten Macht, 
welcher als folder auch) erfennbar gemadit wird 
und demgemäß unter dem Schutze des Völker— 
rechtes ſteht. Er iſt im Frieden nicht in Truppen— 
körper formiert, auc) beſtehen feine Kaders, wohl 
aber werden ſolche für die aufzuſtellenden Truppen— 
körber im Frieden im voraus beſtimmt. Zur 
Aufſtellung gelangen entweder kombattante Land— 
fturmtruppenfiirper (als Beſaßungs-, Garniſons— 
u. Etappentruppen) oder Abteilungen mit der 
Beſtimmung zu beſonderen Dienſtleiſtungen für 
Kriegszwecle EEiſenbahnarbeiten ujw.). Die kom— 
battanten Landſturmformationen find die Aus— 
zugsbataillone und die Territorjalbataillone. Die 
Auszugsbataillone serfallen in Ojterr. in den Ba— 
taillonsjtab und 4 Feldfompagnien gu je 4 Zügen, 
wozu nod 1 Erjaglompagnie fommt. Diejelben 
werden zunächſt aus Landſturmpflichtigen des erſten 
Aufgebotes gebildet. Die Territorialbataillone zer— 
fallen in den Bataillonsſtab und 3—6 Feldköm— 
pagnien ju je 3—6 Zügen. Sie bejtehen aus Land- 
jiurmpjflichtigen beider Aufgebote. 

Sn Ungarn find in jedem Landſturmbezirke 
grundſätzlich Vorbereitungen fiir die Aufſtellung 
von 1 Landjturminjanteriebataillon mit 1 Erſatz— 
fompagnie des erjten Aufgebotes umd von 1 Land- 
fturminjanteriebataillon deS zweiten Auſgebotes 
ohne Erſatzkompagnie getrofien. Ferner werden 


fadronen überdies 1 Erjaphalbestadron aujgejtellt. 

e) Die bosniſch-herzegowiniſchen Trup— 
pen. Diejelben bejtanden zunächſt aus 4 Regimen- 
tern, wovon jedeS in den Regimentsſtab, 3 Feld— 
bataillone gu je 4 eldfompagnien und 1 Erjag- 
bataillon mit 4 Erjapfompaqnien gerfiel. Seither 
find weitere Rompagnien aujgejtellt und ein Teil 
derſelben au 1 Feldjagerbataillon vereinigt worden. 
- 2. Die Verwaltungstirper. Qu denjelben 
zühlen: 

a) Die Militärgeiſtlichkeit. Dieſelbe iit 
pur —— der Seelſorge und der militär— 
gent Durisdiftion über die aktiven Perfonen des 

eeres und der KriegSmarine fowie sur Verjehung 
des geiſtl. Lehramtes in den Militirergiehungs- 
u. Bildungsanjtalten berufen. 

b) Das Auditoriat. Dagu zählen das Of- 
jigierSforps der Auditore und die Auditoriatsprat— 
tifanten. Denjelben obliegt die Mitwirfung bei der 
Strafredtspfleqe deS Heeres durch Führung der 
Unterſuchung und die techniſche Leitung der Straj= 
prozeſſe, Dann die Beratung der militäriſchen Kom— 
mandanten in Zivilrechtsſachen. 

Bei der Kriegsmarine verjehen Muditore des 
Heeres den Qujtigdienit, die aber gum Stand der 
Kriegsmarine zählen. Für die Landwehren bejtehen 
eigene Auditoriatskorps. 

c) Die Sanitätskorps. Bu denjelben ge- 
hören: 

1) Die militärärztl. Offizierskorps 
des Heeres, der Kriegsmarine und der beiden 
Landwehren. 

5) Die Sanitätstruppe fiir den Trans— 
port der Sranfen u. Berwundeten und deren 
Pflege in den Canititzanjtalten. Cie zerfällt im 
Frieden in das Ganititstruppenfommando und 
27 Sanititsabteilungen, im Kriege aber in die 
Feld-, Rejerves u. Landjturmfanititsabteilungen, 
dann die Sanititsabteilungen fiir die Berwin 
detenipitiiler des Deutiden Ordeng. 

y) Die Militdrmedifamentenbrande 
fiir die Bereitung u. Verwaltung der beim Heere 
benötigten Arzneien. Im Gtande der ungar. 
Landwehr befinden ſich 2 Medifamentenbeamte. 

4) Die tierdratl Brande. Dicjelbe ver: 
jieht den tierärztl. Dienft beim Heere und beiteht 
aus Tierärzten u. Kurjdmieden. Für die Land— 
wehren ſind eigene Tierärzte u. Kurſchmiede 
angeſtellt. 

d) Die Truppenrechnungsführer. Die— 
ſelben ſind zur Verſehung des Verwaltungs- u. 
Rechnungsdienftes bei den Truppen und den Heeres⸗ 
anjtalten bejtimmt. Bei der —— wird 
der Rechnungsdienſt durch die Marinekommiſſa— 
riatsbeamten beſorgt, fiir die f. f. Landwehr find 
eigene Truppenrechnungsführer und fiir bie ungar. 
Landwehr Verwaltungsojfigiere ſyſtemiſiert. 

e} Die Antendantur. Dieje ijt zur Be- 
forgung der auf die wirtidaftl. Heeresvervaltung 
mit Ausſchluß der techniſchen Unjtalten begiiglichen 
adminiftrativen Geſchäfte, ferner zur Ausübung 
der adminiſtrativen Kontrolle in dieſen Dienſt— 
zweigen berufen. Außerdem obliegt ihr die mit 
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der Budgetgebarung im Sujammenhang jtehende 
Geldaniweijung fowie die Rechnungsfontrolle rück— 
fichtlid) aller Zweige des Verrechnungsdienſtes. 
Ihre Geſchäfte ſcheiden ſich in 2 Gruppen, nämlich 
in den Verwaltungsdienſt und den Rechnungsdienſt. 
Für die erſte Geſchäftsgruppe ſind die Militär— 
intendantursbeamten und für die zweite die Rech— 
nungskontrollsbeamten beſtimmt. 

a) Die Intendanturbeamten find mit der 
Leitung und adminijtrativen Kontrolle der wirt— 
ſchaftl. Dienftesjweige betraut. Sur Beforgung 
diefer Agenden find bei den verfdtedenen Behör— 
den u. Bian be (R. M., Korps- u. Militär— 
fommanden, Infanterietruppendiviſionslommanden 
ujw.) bejondere mit Intendantursbeamten beſetzte 
Geſchäftsabteilungen bejiellt. 

Bei der Kriegsmarine bejorgen den Gfono- 
miſch adminiſtrativen Dienjt die Marinefommifjari- 
atSbeamten, fiir die beiden Landiwehren aber find 
eigene Landwebrintendantursbeamte ſyſtemiſiert. 

2) Die Redhnungsfontrollsbeamten 
werden verwendet zur Liquidierung der bei den 
Militärlaſſen vorfommenden Empfünge u. Aus— 
gaben vor deren Anweiſung, zur Prüſung der 
Rechnungen u. Journale der Truppen u. Heeres— 
anſtalten, gur Evidenzhaltung der Dotationsgeba— 
rung ſowie der Forderungen u. Schulden des Mi— 
litärärars, weiter zur Verfaſſung der periodijden 
Gebarungsnachweiſungen und des Heeresbudgets, 
endlich fiir den Rechnungshilfsdienſt und bei der 
Führung der ſtatiſtiſchen Nachweijungen. 

Bei der Kriegsmarine find die Marinefon- 
trollsbeamten aud) mit der Ausübung der Red)- 
nungStontrofle betraut. Für die f. f. Landwehr 
iit ein eigenes Korps von Landwehrrechnungs— 
kontrollsbeamten und fiir die ungar. Landwehr 
find Landwehrrechnungsbeamte mit Militärcharak— 
ter fyftemifiert. 

tf) Die Traintruppe. Diefelbe hat im 
Frieden für die militäriſche Ausbildung der Traine 
ſoldaten und für die Abrichtung der zugewieſenen 
Reit-, Suge u. Tragtiere zu ſorgen. Im Kriege 
obliegt ihr die Beſpannung verſchiedener Reſerve— 
anſtalten der Trains der Haupt- und Stabs- 
quartiere fowie die militäriſche Führung der 
Landesfuhren. Sie umiaft 3 Trainregimenter, 
wovon jedes in den Megimentsjtab und 4—5 
Traindivifionen zerfällt, und die felbjtindige 
Traindivijion Nr. 15 (im Okkupationsgebiet). Cine 
jede der zuerſt genannten Traindivijionen bejtebt 
aus dem Stabe, mehreren Zrainesfadronen und 
Trainbegleitungsesfadronen, dann 1 Erſatzdepot— 
fader. Die jelbttinbige Traindivijion Nr. 15 zer— 
fallt in den Divijionsjtab, 2 Inſpizierungstkom— 
manbden, eine Anzahl von Trainestadronen und 
1 Erſatzdepotlader, wozu nod) die ſpäter zu erwäh— 
nenden (10) Gebirgstraineskadronen kommen. Die 
Neuaufſtellung von 3 Trainestadronen ijt geplant. 

Im Kriege werden auferdem bei der Wrmee 
im Felde verfchiedene Trainrejerveanjtalten Korps— 
trainparfs, Depots fiir marode Pferde, Armee— 
trainfelddepots ujiw.) errichtet. 

Die aus Landwebhre u. Landjturmtruppen 
formierten Urmeefdrper erhalten im Kriege die er- 


765 


jorderl. Trainabteilungen vom Heere. Aus den 
wehrpflidtigen Mannjdajten Bosniens und der 
Herjegowina werden hingegen eigene Trainſtandes— 
abtetlungen fiir die bosniſch-herzegowiniſchen In— 
fanteriereqimenter aufgeſtellt. 

g) Die Monturverwaltungsbrande. 
Diejelbe verjieht den Dienft in den Monturdepots 
des Heeres und bejteht aus Difigieren, dem tech- 
nijden Hilfsperjonal u. Mannſchaftsperſonen. 

h) Die Berpflegsbranche. Diefelbe ver= 
jieht den Dienjt in den Militérverpflegsanjtalten 
und bejteht aus den Militdrverpfleqsbeamten und 
der Verpflegsmannſchaft. Für die ungar. Landwehr 
bejteht eine eigene Verpflegsbranche. 

i) Das Proviantoffizierkorps. Dasſelbe 
hat jene Funftionen au verjehen, welde bisher 
(biS 1904) durch die Proviantoffiziere des Trup- 
penjtandes beforgt wurden, (Vgl. den Abſchnitt: P. 
„Die wirtidaftl Heeresverwaltung“ VIL) 

j) Die Militärkaſſenbeamten. Dieſe vers 
jehen den Dienjt bei den Militarfajjen. Bei den 
Marinefajjen fungieren die Marinefommiffariats- 
beamten alS Kajjenbeamte. 

k) Die tednifden Verwaltungsbran- 
chen. Als ſolche find gu nennen: 

a) Die Brande des Militdrbaudien- 
ites. Diejelbe verfieht die bei nichtfortijifatorijden 
Militärbauten vorfommenden Geſchäfte und bejteht 
aus Wilitirbauingenieuren, Militärbauwerkfüh— 
tern, Wilitdirbauredmungsbeamten u. Militärbau— 
werfmeiftern. 

£) Die Brande des Urtillericseugwe- 
fens (die techniſche Urtillerie). Dieielbe ijt 
mit der Verwaltung des Urtilleriemateriales, der 
Handjeuerwafjen, der Munition und blanten Waj- 
jen betraut, foweit dieje Gegenjtinde nidt den 
Truppen jelbjt iibergeben find. Die Brande zer— 
allt in die techniſchen Beamten, welche fich wie— 
derum in YUrtillerieingenieure u. Ariilleriezeugsbe— 
a gliedern, und in die Artilleriezeugsmann— 
ſchaft. 

Im Kriege werden überdies Feldzeugslom— 
pagnien (Abteilungen) aufgeſtellt. 

~) Die Branche des Pionierzeugwe— 
ien&. Diejelbe befaßt fic) mit der Bejchajfung u. 
Berwaltung des RriegSbriidenmaterialeds, der 
Spreng: u. Biindmittel fowie der jonjtigen Pio- 
nicrausriiftungsqegenftiinde und befieht aus Offi— 
ieren u. Mannſchaftsperſonen der Pioniertruppe, 

ruppenrechnungsführern und techniſchen Beamten. 

) Die Brande des Trainzeugweſens. 
Diejelbe befaßt fich mit der Beſchaffung u. Verwal- 
tung des Trainmateriales und beſteht aus Offi- 
jieren, Unterofjizieren (Meijtern) und Soldaten der 

raintruppe, dann aus Truppenrechnungsführern, 
technijchen Beamten u. Werfmeiftern. 

Im Kriege werden überdies 1 Trainzeugkom— 
pagnie u. Trainjeugabteilungen neu aujgejtellt. 

z) Die Wafjenmeifter. Diefelben beforgen 
die Anjtandhaltung u. Reparatur der bei den 
Truppen u. Heeresanjtalten im Gebrauch befindl. 
Waffen u. Fahrräder. 

5) Das techniſche Perjonal der Krieg s- 
marine. Dasjelbe bejorgt die bei der Mriegs- 
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marine vorfommenden techniſchen Agenden (Schiffs⸗ 
bautwejen, Majdinenbaue u. BetriebSdienjt, Wa- 
rineartillerie, Land⸗ u. Waſſerbauweſen ujw.) und 
beſteht aus Qngenieuren der verjdiedenen Bran- 
chen, Chemifern, Majdinenleitern, Wertfiihrern 
und anderen techniſchen Hilfsperſonen. 

1) Die Verwaltungsbrande des Mili- 
tirbildungSiwejens. Dazu find zu rechnen: 

«) Das Beamtenperjonal des Militaire 
tierarg neiinjtitutes; 

@) die mit Militdrrang angeftellten Profeſ— 
joren der Marineafade mic; 

7) das aus Beamten und techniſchen Hilfs- 
perfonen bejtehende Berjonal des militargeo- 
graphiſchen Inſtitutes; 

é) das techniſche Perſonal des techni— 
ſchen Militärkomitees; 

t) Die Beamten des hydrographiſchen 
Dienjtes; 

5) Die Militdrlehrer des Erziehungsinſti— 
tutes fiir verwaijte Offiziersſöhne in Hinterberg; 

r,) Die Militdrfedtmeifter und die Fecht— 
meijter der ungar, Landwehr. 

m) Das Hilfsperfonal der Heeresbe- 
hirden u. Heeresanftalten. Dagu werden ge- 
rechnet: 

a) Das Hilfsämterperſonal. Dasſelbe be— 
ſorgt die Manipulationsgeſchäfte bei den Hilfs— 
ämtern der höheren Militdrbehirden u. Militär— 
gerichtshöſe und beſteht aus Militärregiſtraturbe— 
amten, dann aus Offizieren des Armee- u. Ruhe— 
ſtandes und Hilfsarbeitern. 

2) Die Landwehrevidenzbeamten der 
ff. Yandwebr. Diefe fungieren als erponierte 
Organe der Landwehrergingungsbehirden erſter 
Snitang und beforgen dic Evidenzgeſchäfte bet den 
Bezirlshauptmannſchaften. 

7) Die Armee- u. Marinediener. 

n) Die Profoſen. Dieſelben bilden das Auf— 
ſichtsperſonal in den Militär- u. Marinegefan— 
genhäuſern. 

3. Die Spezialkorps u. -zabteilungen. 
Bu denjelben zählen: 

a) Der Generalſtab. Derjelbe verjteht als 
ein fiir das Heer und die beiden Landwehren ge— 
meinfam organifiertes Hiljsorgan der höheren Be— 
hirden die zur Leitung des Heeres in operativer 
und rein militäriſcher Beziehung nötigen Geſchäfte. 
Der Dienſt umfaßt den eigentl. Generalſtabsdienſt 
und den Generalſtabshilſsdienſt (Meldedienſt, Evi- 
denghaltungs= u. Manipulationsgeididite in den 
Bureaux). Wn der Spige jteht der Chef des Ge— 
neraljtabes, welder unmittelbar unter den Be— 
fehlen des Kaiſers fteht, zugleich aber ein Hilfs— 
organ des Reichskriegsminiſters iſt. Das Perſonal 
ſetzt ſich zuſammen aus dem eigentl. Generalſtabs— 
korps, zugeteilten und anderen Offizieren des 
Truppen- u. Armeeſtandes, dann aus Beamten 
fiir das Feldtelegraphen- u. Rechnungsweſen. 

b) Der Genieſtab. Derſelbe ijt zur Leitung 
des kriegsbautechniſchen Dienſtes, dann zur Mit— 
wirkung beim Angriffe und bei der Verteidigung 
bon Feltungen oder befeſtigten Stellungen bejtimmt. 
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Perſonal beftcht aus einem eigenen Korps und aus 
jugeteilten Offizieren des Truppenſtandes. 

c) Die Feldpoft. Dieielbe bejorgt im Kriegs— 
jalle den Pojtverfehr von und gu den mobilen 
YUrmeefiirpern. 

d) Die Feldgqendarmerie. Diejelbe dient 
dem Generaljtab als Hiljsorgan bei Märſchen, bei 
der Einquartierung und beim Kundſchaftsweſen. 
Außerdem verjieht fie die Militärpolizei bei der 
mobilen Armee und leijtet verichiedene Aſſiſtenzen 
u. Sicherheitsdienjte. Ihre Ojjigiere u. Mann— 
ichaftsperjonen werden den Landesgendarmerie- 
korps entnommen. 

e) Die Spejialabteilungen und beſon— 
deren Vorfehrungen fiir den Gebirgsfrieg. 

Bu den yeh bck et et jablen Dre 
mifitéraéronautijde Anſtalt, die Militdértaubenpoft 
und die Station fiir Rrieqshunde (bei Sarajevo). 

witr den Gebirgskrieg beftehen nament- 
lich bet der Urtillerie (GebirqSbatterien, ſchmalſpu— 
rige Fyeldbatterien, Gebirgsdiviſionsmunitionsparts 
u. GebirgSmunitionsfelddepots), bei der Train— 
truppe (GebirqStrainesfadronen), dann beim Ber= 
pflegs⸗ u. Sanitätsweſen bejondere Vorkehrungen. 

Die Infanterietelegraphenpatrouillen verſehen 
den telegraphiſchen u. optiſchen Dienſt bei den In— 
fanterietruppendiviſionen und den Gebirgsbrigaden. 

Anhang. Die Organijation des Heeres be— 
darf einer Vervollſtändigung durch Herſtellung 
feiter Plätze, welche den operierenden Heereskör— 
pern als Stützbunkt ſowie den Heeresanſtalten als 
Referveftationen u. Sammelpunkte fiir den Nach— 
ſchub dienen finnen. Solche feſte Plätze find die 
Feſtungen wu. Kriegshäfen. (S. den Art. 
„Feſtungen u. Fejtungsrayon.”) 


L. Bwerkbeftimming des Beeres. 


I. Aufgabe des Geereds. — II. Verwendung der ver~ 
fdhiedenen Heeresbeftandteife; 1. Das gemeinjame Geer ; 
2. die beiden Landwehren; 3. die Landfturmiruppen: 4. die 
tiroliſch ⸗ vorarlb. Landesſchüben; 5, die tirolifch « vorarlb. 
Landfturmtruppen; 6. die bosnifdy+hergegowinifden Trup- 
ven. — IIT. Die Anfrechthaltung der inneren Ordnung: 
1. Ordentl. Gicherheitsdienh; 2. auferordent!. Sicherbeita- 
dienft; 8. Gilfe bei dffentl. Unalii@sfallen; 4. Gintreibung 
von Stenern; 5. militärlſcher Belagerungsguftand. 


I. Anfgabe des Heeres. Die erjte u. wefent- 
lichjte Aufgabe des Heeres befteht in der Ver— 
teidiqung der Monarchie und ibrer Teilgebiete ge— 
qen äußere Feinde fowie in der Aufrechthaltung 
der Ordnung u. Sidjerheit im Innern. 

IL. Die Verwendung der verſchiedenen Heeres- 
beftandteile fiir dieſen Zweck ijt jedod) nidt in 
— Umfange und nicht unter denfelben rechtl. 
Rorausiepungen guliffig, vielmehr ijt gu unter— 
jcheiden: 

1. Die VBerwendung des gemeinfamen 
Heeres fann im AuSlande und in beiden Reichs- 
hilften ftattfinden. Cie wird vorbehaltlich der par- 
lamentariſchen Bewilliqung der finangiellen Diittel 
lediglich vom Kaiſer kraft feines militdrijden Ober— 


An der Spihze ſteht der Generalgenieinſpektor. Das befehles beſtimmt. 
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2. Die beiden Landwehren find im 
Kriege zur Unterjtiipung des gemeinjamen Hee- 
res und gur inneren Berteidigung, im Frie— 
den ausnahmsweiſe aud) zur Aufrechthaltung 
der Ordnung u. Sicherheit im Innern bejtimmt. 
Die Einberujung u. Mobilifierung der Landwehr— 
truppen oder eines TeileS derjelben fiir diejen 
Swed erjolgt im Bedarfsfalle auf Befehl des 
Raijers unter Gegenzeichnung der verantiwortl. 
Landesverteidiqungsminijter. Dore Verwendung 
ijt regelmähig auf das Gebiet der betreffenden 
Reichshälfte beſchränkt. Im alle der Notwendig- 
feit finnen aber die Landiwehriruppen aud) aupers 
halb des Umfanges der betrefjenden Reichshälfte 
verivendet werden. Hiezu iit in Ungarn die Er— 
lajjung eines G. notwendig, das den Charafter 
eines — — G. an ſich trägt. Bei Gefahr im 
Verzuge kann, wenn der Reichstag nicht verſam— 
melt ijt, unter der Verantwortung des Geſamt⸗ 
minijteriums und gegen nadjtrigl Genehmigung 
des Reichstages, welche bei dejjen nächſtem Zu— 
ſammentritt ſofort einzuholen iſt, die Verwendung 
der Landwehr auch außerhalb der Landesgrenzen 
angeordnet werden. 

Die Verwendung der Landwehren zum Zwecke 
dex Aufrechthaltung oder inneren Ordnung u. Si— 
cherheit ijt nur eine ſubſidiäre, daher fie regelmäßig 
nur bei Abweſenheit von Truppen des gemeinſa— 
men Heeres in Aktion treten ſollen. 

3. Die Landſturmtruppen dienen im 
Kriege zur Unterjtiigung des gemeinſamen Heeres 
und der Landwehr. Sie können ſowohl gegen 
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niſſe und die ſtrategiſche Verteidigung der Länder 
erheiſchen. Inſofern aber dieſe Linder in einem 
Kriege nicht unmittelbar bedroht wären, wohl aber 
vom gemeinjamen Jnterefje der Reichsverteidigung 
die Mitwirfung der Landesichiipen erheiicht wiirde, 
fann ausnahmsweiſe eine Verwendung derjelben 
außerhalb des betrejffenden Landes mit Zuſtim— 
mung der L. T. und bei Gefabr im Verzuge gegen 
nachträgl. Mitteilung an die L. T. vom Kaiſer 
angeordnet werden. Am Frieden finnen die Landes- 
ſchüßen ausnahmsweiſe aud) zur Mufrechthaltung 
der inneren Ordnung u. Sicherheit verwendet 
werden. 

Die Cinberujung u. Mobilmachung der ges 
famten LandeSfchiigen oder eines Teiles derjelben 
geſchieht auf Befehl deS Kaiſers unter Gegenzeich— 
nung des verantiwortl Minijters fiir Landesver- 
teidigung. 

5. Die tiroliſch-vorarlb. Landſturm— 
truppen dürſen nur im Falle und für die Dauer 
einer kriegeriſchen Bedrohung oder eines ausge— 
brochenen Krieges aufgeboten werden. Tie Auf— 
bietung geſchieht auf Befehl des Kaiſers im Wege 
des Miniſters für Landesverteidigung in jenem 
Umſfange, als es die Intereſſen der Verteidigung 
des Landes erfordern. Für die Verwendung des 
Landſturmes gelten die fiir die Verwendung der 
Landesſchützen normierten Bejdranfungen. 

6. Die bosnifdh-herseqgowinijdenTrup- 
pen finnen ſowohl gegen äußere Feinde als auch 
zur Aufrechthaltung der inneren Ordnung u. Si— 
cherheit in Bosnien und der Hergeqowina ſowie 


äußere Feinde, alS aud) sur Aufredthaltung der in der gangen Monarchie verwendet werden. Ihre 


inneren Ordnung u. Sicherheit verwendet werden. 
Dore Aujbietung ijt aber an die Borausjepung 
getnüpft, daß die Gefahr friegertider Berwiclune 
en bejteht oder cin Krieg wirklich ausgebroden 
it. Die Aufbietung gejdieht anf Bejehl des Kaiſers 
bezw. Königs nad) Einvernehmung des betrefjenden 
Minijtertates auf die Dauer des drohenden oder 
ausgebrodenen Rrieges in jenem Umfange, als es 
die Intereſſen der LandeSverteidigung erjordern. 


Verwen ung bejtimmt ausſchließlich der Maifer. 

II. Die Aufrechthaltung der inneren Ord— 
nung. Die Funttion bes Heeres alS Schußwehr 
für die pride hotbird Bedale inneren Ord— 
nung u. Sicherheit tritt befonders in jolgenden 
Beziehungen in die Erſcheinung: 

1. Das Militär ijt berujen, beim ordentl. 
Siderheitsdienfte mitguvirfen. Es geſchieht 
dies zunächſt in der Form des Garniſonswach— 


Regelmäßig wird der Landjturm innerhalb der) dienjtes, wofiir die leitende Stelle das Militär— 


Grenzen der betreffenden Reichshälfte verwendet. 


jtationSfommando ijt. Neben diefer Mitwirkung 


Ausnahmsweije ijt aud) eine Verwendung der | bei Wahrung der allg. Sicherheit obliegt dem Mili- 
Landjturmtruppen außerhalb des Umfanges der | tiir fpesiell die Bewachung der öffentl. Anſtalten 


betrefienden Reichshälfte zuläſſig. Hiegu ijt jedoch 
die Erlajjung eines Reihsgeiepes notwendig, wel- 
ches den Charafter eines formellen @. an fich 
trigt, Nur wenn aus dem Berjuge Gefahr ent- 
jtehen finnte, fann der Kaiſer unter Verantwor— 
tung der betrefjenden Gejamtregierung gegen nach— 
trägl. Ginholung der Zuſtimmuͤng des Reichsrates 
bezw. des ungar. ReidStages die Verwendung des 
Landjturmes aud) augerbalb der Grenzen der 
Reichshälfte anordnen. An Ofterr. gilt dieſes Recht 
aud) dann, wenn der ReidSrat verjammelt ijt, in 
Ungarn ijt feine Ausübung nur gejtattet, wenn 
der Reichstag nidt verjammelt ijt. 

4. Dietirolijdh-vorarlb.Landesfaiipen 
jind grundſätzlich zur Berteidigung der Lander 
Tirol und Vorarlb, bejtimmt und dürfen demge- 
mäß augerhalb der LandeSgrenzen nur inſoweit 


u. Gebäude. 

Die mit dem Wachdienſte betrauten Militär— 
wachen befipen cin gewiſſes Verhaftungsredt, 
das aud) gegeniiber SZivilperfonen Platz qreijen 
fann, und das Recht des militäriſchen Waf— 
fengebraudjed (ſ. den Art. „ Waffengebrauch“ 
militäriſcher). 

2. Wenn die gewöhnl. Sicherheitsbehörden 
wegen ihrer zu geringen Stärke nicht ausreichend 
erſcheinen, wm eine Geſfährdung der Rechtsordnung 
durch Volksmaſſen zu verhindern, fo gqreijt dev 
außerordentl. Sicherheitsdienſt des Mili— 
tärs Platz. Die mit der Handhabung dieſes 
Sicherheitsdienſtes betrauten Truppen fiihren dic 
Bezeichnung Aſſiſtenzen (ſ. Wert. „Militäraſſi— 
ſtenzen““). 

3. Unter den Begriff der Aufrechthaltung der 


verwendet werden, als es die örtl. Grenzverhält⸗löffentl. Ordnung fann aud) die Hilfe des Mili— 


768 


Heerwejen: L. Hwedbejtimmung des Heeres. M. Militäriſche Leitung des Heeres. 


tärs bei öffentl. Unglücksfällen, inSbej. bei} marine fungieren alS Kommandobehörden das 
Briinden u. Uberſchwemmungen, jubjumiert werden. | Hafenadmiralat in Pola und das SeebegirfStom- 
4. BWeniger praktiſch ijt gegenwärtig die milis | mando in Triejt. 


täriſche Crefution gum Zwecke der Cintreibun i 
von Steuerriidjtinden und anderen öffentl. 
Ubgaben. 

5. Der auperordentl. SicerheitSdienft des 
Militärs geht in den militdrifden Belage 
rungszuſtand iiber, wenn die Militärbehörden 
zum Swede der Aufrechthaltung oder Wiederher- 
jtellung der inneren Ordnung u. Sicherheit den 
Bivilbehirden nicht mehr bloß Beijtand leijten, 
jondern in ein übergeordnetes Verhältnis zu den- 
felben treten und gleichzeitig die gänzliche oder 
teilweife Unterjtellung der Zivilperjonen unter die 
Militärſtrafgeſetze u. Militärgerichte Platz gqreijt. 

Neben dieſer weſentl. Wujgabe einer Schutz— 
wehr gegen äußere Feinde und zur Aufrechthal— 
haltung der Ordnung u. en im Innern 
verſieht das Heer noch verſchiedene hiſtoriſch über— 
fommene Funktionen (Landesvermeſſung, Verwal— 
tung des Pulvermonopoles, Mitwirkung beim me— 
teorologiſchen u. hydrometriſchen Dienſte, beim Poſt⸗ 
dienſte, ſowie bei der Pferdezucht, beſondere Lei— 
ſtungen der Kriegsmarine durch wirtſchaftl. Beridt- 
erſtattung uſw). 


M. Militäriſche Leitung des Beeres. 


1, Umiang. 2. Der Monard. 3. Die Rommanden. 
* Die Inſpeltion. 6. Die Dislokation. 6. Die Mobili— 
erung. 


1. Die militäriſche Leitung des Heeres Umfaßt 
alle Maßregeln, welche die Verwendung der 
formierten Truppenkörper u. Heeresanſtalten zu 
militäriſchen Altionen bezweclen. Im Frieden iſt 
dazu zu rechnen die Dislolation der Truppen, 
die militäriſche Führung derſelben bei Waffen— 
übungen und größeren Manövern, die Uberwachung 
der militäriſcheu Ausbildung u. Disziplin, ferner 
die Verwendung der militäriſchen Streitkräfte im 
Intereſſe der öffentl. Ordnung u. Sicherheit. 

2. In oberſter Inſtanz ſteht die militäriſche 
Leitung dem Kaiſer zu. Die Bearbeitung der 
hiezu gehörigen Geſchäfte iſt regelmäßig den mi— 
litdirijdjen Rentratvensatiangsertion libertragen 
und der Chey der Marinejeftion fungiert zugleich 
als ſtändiger Marinefommandant. Sur ermitt= 
lung des ertefires zwiſchen dem oberjten Kriegs— 
herrn und den Chefs diejer Stellen ijt die Militar- 
fanglei des Kaiſers berujen. Dicielbe ijt nicht eine 
ſelbſtändige Behirde im ſtaatsrechtl. Sinne, jondern 
die Funktionäre derjelben haben die begiigl. Ge— 
ſchäfte lediglic) nad) den perjinf. Weijungen des 
Raijers gu bejorgen. 

3. Qn Unterordnung unter den Raijer find 
mit der militarijden Yeitung Die Rommanden 
betraut. 

a) Für Das gemeinjame Heer find fiir 
dDieien Swed die 15 Rorpsfommanden und 
Militarfommanden beitellt. An der Spitze 
derjelben ftehen die Rorpsfonumandanten bezw. der 
WMilitirfommandant in Zara. Für die Kriegs— 


b) Sur militäriſchen Lcitung der Land- 


jWehrtruppen find die Landwebroberfom= 


manben, ferner in Ojterr. die mit den Rorps- 
fommanden vereinigten Landwehrfommanden 
und in Ungarn die jelbftindigen Qandwebr- 
diftriftsfommanden berujen. Sn Tirol und 
Vorarlb. beforgen die QandeSverteidiqungs- 
oberbehirde und da8 fiir Vorarlb. bejtimmte 
RKomitce derfelben auch eingelne Agenden der 
militäriſchen Leitung. 

Die Landwehr- u. Candiwehrdiftrifttsfomman- 
den jungieren gleichzeitig aud alg Landjturmterri- 
torialfomumanden. 

c) Qn weiterer Unterordnung fungieren als 
leitende Militärbehörden die mit der militäri— 
ſchen Führung der taktiſchen Verbände 
betrauten Kommanden (Dwiſions-u. Brigade— 
fommanden uſw). Für einzelne Waffengattungen 
ſind beſondere leitende Organe (Artilleriebri— 
gadiere u. Urtilleriedireftoren) aufgeſtellt. 
Die militäriſche Führung der Kriegsſchiffe obliegt 
den Schiffskommandanten. 

d) Sn offenen Garniſonsorten fungie— 
ren außerdem als leitende Militärbehörden die 
Militärſtationskommanden undin befeſtig— 
ten Orten beſondere Fejtungsfommanden. 
Dieſen Kommanden iſt die Beſorgung der mili- 
täriſchen und militärpolizeil. Ugenden lofaler Natur 
anvertraut. Insbeſ. haben fie den Garnijonsdienjt 
ju regeln und in Sachen der militäriſchen Aſſi— 
itengleijtung jowie bet Ausrückungen die nötigen 
Berfiigungen zu treffen. Den wichtigeren diejer 
Kommanden find als ausfiihrende Organe Plage 
fommanden bezw. in Bola das Militaire 
hajenfommando und das Wrjenaléfom- 
mando beigegeben. 

Ebenſo Find fiir die beiden Landivehren 
Landwebhritationsfommanden und vereingelt 
aud) Qandwehrplagfommanden aufgeſtellt. 

Jn allen GarnijonSorten, wo fic) nebjt Trup— 
pen des gemeinjamen Heeres bezw. der Kriegs— 
marine auch aftive Landiwehrtruppen befinden, ſteht 
die Befehlagebung riiciichtlich) jener gemeinjamen 
Angelegenheiten, welche einer einheitl. Leitung be- 
diirjen, dem höchſten aftiven, zur Garnijon gehö— 
tigen Ojfizier des Soldatenjtandes gu, u. gv. ohne 
Unterjdied, ob devjelbe dem Heere, der Kriegs— 
marine oder der Landwehr angebirt. Er führt in 
diejer Cigenjchajt die Bezeichnung „Stations— 
tommandant’. 

e) Im Kriege fungieren al Rommandobebhir- 
den auger den Korps-, Divijions-, Brigades und 
jonjtigen untergeordneten, ins Feld riidenden 
Kommanden nod die Urmeefommanden und 
eventuell ein Urmeeoberfommando. Das lege 
tere wird nach den Weijungen de8 Kaiſers auf— 
gejtellt, wenn mehrere Urmeen auf demjelben 
Kriegsſchauplatze operieren. 

4, Bur Handhabung de8 in oberjter Linie 
dem Kaijer zukommenden Redtes der militäri— 
jden Inſpektion find aufer dem K. M., den 
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Kommandobehirden und ihren Chefs noch bejon- 
dere Inſpektoren aufgeſtellt (Generaltruppeninſpet⸗ 
toren und die fiir einzelne Waſſenkörper oder 
Branchen beſtimmten Inſpektoren). 

5. Die Beſtimmung der Dislokation der 
Truppen u. Heeres anſtalten ſteht nach den Cinquar- 
Pre il ($ 22) al8 ein Uusfluh des Wier: 
höchſten Dberbeſehles ausſchließlich dem Raijer gu. 
Seit bem J. 1883 ijt diejelbe grundfätzlich eine 
tertitoriale, d. h. die Truppen u. Heeresanftalten 
jind regelmiigfig in jenen Begirfen u. Orten dis- 
logiert, woher fie ihre Eradngung beziehen. Rechtl. 
Srhranten bejtehen bezüglich des Berjiigungsrechtes 
des Kaiſers nur infoweit, als die Landwebhrtruppen 
nur in jenem Teilftaate, dem fie angehiren, 
ihre Dislofation erhalten finnen. Ebenjo ijt eine 
Verlegung von Landwehrtruppen nad) Bosnien 
und der Herzegowina ausgeſchloſſen. Die Landes- 
ſchützen dürſen nur in Tirol und Borarlb. dis— 
logiert werden, Die bosniſch-herzegowiniſchen Trup- 
pen finnen mit Zuſtimmung der beiderfeitiqen 
Regierungen sum Zwecke einer volljtindigeren mi- 
litdrijchen Uusbildung aud) nad) der Wonardhie 
verlegt werden (öſterr. G. 29 XII 90, RH. 3 ex 
1891, ung. @. A. VIII: 91). 

6. WMobilifierung ijt diejenige Tätigkeit 
der leitenden Militärbehörden u. Heeresverwal— 
tungsbebirden, durch welche fid) der Ubergang 
des Heeres von der Friedensjormation zur Kriegs— 
formation vollzieht. Ihre Anordnung geſchieht durch 
Bejehl bes Kaiſers und ihre tatſächlichen und rechtl. 
Wirkungen äußern ſich in ſolgenden Richtungen: 

a) In der Einberufung der nichtaltiven Per— 
ſonen zum aftiven Heeresdienſte und in der Bil— 
dung der Feldarmee; 

b) in der Bildung von Erſatz-, Beſatzungs— 
u. Etappentruppen. Un die Stelle der Korpskom— 
manden treten Wilitirfommanden, welche in Cjterr. 
aud) die Geſchäfte der Landwehrlommanden jiibren, 
und an die Stelle der ungar. Landwehrbehörden 
jtellvertretende Dijivifistommanden; 

c) in der Unmgejtaltung der Heeresverival- 
tung (Ubergang verjdjicdener Agenden auf die 
Erſahtruppen, Uujlijung der Verwaltungsfommij- 
fionen, Rriegsverpflequng u. Wobilitétsgebiihren); 

d) im der Unterjtellung der cinberujenen 
Heeresperfonen unter die Wilitarjurisdiftion und 
regelmäßig auch) unter die ſchärſeren Kriegsgeſetze. 
Auch Sivilperfonen unterjtehen wegen BVerbrechen 
wider die Kriegsmacht des Staateds den Militär— 
gerichten, wenn die Kriegserklärung erfolgt oder 
der Krieg ausgebroden ijt; 

e) in der Erweiterung der militärgeiſtl. 
Surisdiftion auf die Landwehr- u. Landſturmtrup— 
pen, auf dag Armeegefolge und die Weiicln; 

f) in gewiſſen Modijifationen der Hivilver- 
waltung (Paß⸗ u. Verlehrswejen) und der bürgerl. 
Rechtsnormen (leptivillige Verfliqungen der Heeres- 
perjonen, Erſitzung u. Verjährungh; 

gz) in der Unterſtützungspflicht des Staates 
—— den Familien der Mobiliſierten. (S. den 

bſchnitt: W. Verſorgung der Heeresperſonen 
und ihrer Yngebirigen’.) 


Oiterr. Etaatswirterbuc. 2. Aufl. 2. Bo. 
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N. Beeresverwaltungsbehirden. 


1, Der Monard. 2. Arten der Heeresverwaltungsbe« 
hérbden. 3. Glirderung ber HeereSverwaltungdsbehirden. 
4. Ubminiftrative Inſpektion. 5. Geeresverwaltungsveriah- 
ren, 6, Dienfiiprade der Rerwaltuugsbehsrden. 7. Rechts 
—— u. rechtSvertretende Organe. 8. Hffentl. Rechts- 

1. Un der Spitze der Militdrverwaltung ſteht 
der Kaiſer. Er bejtellt die erforderl. Organe und 
jorgt fiir ben geregelten Gang und die Einheit 
ibver Amtsführung. 

2. Nach der ſiaatsrechtl. Verjajjung der Mons 
archie geriillt die Militärverwaltung in mehrere 
getrennte Udminijtrationsgebiete, nämlich in 
bie Verwaltung des gemeinjamen Heeres und in 
die Verwaltung dev beiden Landiwehren und der 
Landjturmtirper. Die militäriſchen BVerwaltungs- 
agenden bezüglich ber bosniſch-herzegowiniſchen 
Truppen werden von den Vervaltungsorganen des 
gemeinjanten Heeres wahrgenommen. 

3. Die Heeresverivaltungsbehirden zerſallen 
je nad) ihrer bureaufratijden Stellung in Zens 
tralbehirden, Mittelbehbrden u. Unter- 
behörden. 

a) Als Zentralbehörden fungieren dad 
K. WM. (in Ungarn „gemeinſames Kriegsminiſte— 
rium“ genannt) und die beiden &. M. 

Ini K. M. ſind die Verwaltungsgeſchäfte des 
gemeinſamen Landheeres und in der Marineſel— 
tion desſelben die Verwaltungsagenden der Kriegs 
marine fongentriert. 

Das k. k. (ijterr.) L. M. und das ungar. &. 
M. find die höchſten Verwaltungsbehirden für die 
Landiwehren und den Landjturm. (6. den Urt. 
„Miniſterien al Behörden“.) 

b) Heeresverwaltungsbehirden mitt: 
lerer Inſtanz jind die Militärterritorialbehör— 
den, nämlich die 15 Korpsfommanden und das 
WMilitirfommando in Sara, das Hajenadmiralat 
in Pola und bas SeebegirfStommando in Triejt, 
ferner die Landiwehrfommanden in Literr. bezw. 
die Vandivehrdijtriftstommanden in Ungarn, die 
Vandesverteidigungsoberbehbrde fiir Tirol und 
Borarlb. und die Truppendivifionsfommanden. 

c) Unterjte Verwaltungsbehirden find 
die Rommanden u. Direftionen der verjdiedenen 
Truppentirper u. HeereSanjtalten. 

4. Das Redt der adminijtrativen In— 
ſpektion wird ausgeiibt durch den Reichskriegs— 
minijter und die beiden Landedverteidigungsmini- 
jter, durch die Chefs der eingelnen militariidjen 
Verwaltungsaiveige, die hiheren militäriſchen Kom⸗ 
mandanten und die beſonders beſtellten Inſpektoren. 

5. Das Heeresverwaltungsverfahren 
ijt in feinem duferen Geſchäftsgange nur fiir eine 
jelne Zweige (ErvgingungSangelegenheiten, Ein— 
quartierungsjadjen, Vorſpann) näher geregelt. Den 
inneren Geſchäftsbetrieb normieren ausführl. Ge— 
ſchäftsordnungen. 

6. Die Dienſtſprache der Verwaltungsbe— 
horden des gemeinjamen Heeres ijt innerhalb des Hee 
bietes der Reichsratsländer grundſätzlich die deutſche. 

Die Kommanden u. Wnftalten des gemein— 
famen Heeres haben aber nach den adminijtrativen 
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Vorſchriften (Spracenerlaf vom J. 1904), wo 
immer fie fid) befinden, in ungar. Sprache abge- 
eee amtl. Zuſchriften ſowie derlei Eingaben von 

rivatparteien anzunehmen. Ferner haben die aus- 
ſchließlich aus dem Königreich Ungarn fic) ergän— 
enden Truppenkörper, wo immer ſie disloziert 
fein mögen, ſowie die daſelbſt befindl. ori aig ol 
bejirfsfommanden den ſchriftl. Dienſtverkehr mit 
ungar. Zivilbehirden umd ungar. Frivatparteien 
in ungar. Sprade gu führen. Das gleiche gilt 
aud) fiir die iibrigen in den Ländern der ungar. 
Krone (mit Musnahme von Kroatien u. Slavo- 
sien) dislozierten Rommanden u. Heeresanjtalten. 
Dod) fann, jofern die betreffenden Kommandanten 
u. Vorſtände der Heeresanjtalten die ungar. 
Sprache nit in geniigendem Mahe beberriden, 
die Korreſpondenz doppeljprachig gefiibrt werden. 
Alle auferhalb des Königreiches Ungarn befindl. 
Kommanden u. Heeresanjtalten von Truppentir- 
bern, die ſich nicht aus Ungarn ergänzen, haben 
fic) behujS Uberjegung ungar. Sdjriftitiide, wenn 
fie dieje nicht felbjt bewirfen finnen, an jenes Er— 
— eg ge ae ju wenden, in dejjen 

ereich fic) die einjendende ungar. Behörde be— 
findet. Für den Fall einer Mobiliſierung werden 
fpesielle Anordnungen vorbehalten. Dieje Beſtim— 
mungen werden aud) vom ungar, L. M. im Vers 
fehre mit den Behirden des gemeinjamen Heeres 
mit Ausnahme der Fille bejonderer Dringlichfeit 
angeiwendet. 

Die Dienftiprache der öſterr. Landiwehr- u. 
Landjturmbehirbden ijt die deutſche, jene der ungar. 
andiwebhre u. Landjturmbehirden im eigentl. Un— 

arn die ungar., in Kroatien u. Slavonien die 
oatiſche. 

7. Als rechtsberatende u. rechtsver— 
tretende Organe der Heeresverwaltungsbehör— 
den fungieren in Oſterr. die Finanzprokuraturen, 
in Ungarn find zur Abgabe von Rechtsgutachten 
das Causarum regalium-Direftorat in Budapejt 
und die Direftion der Urarialredtsangelegenhei- 
ten bei der Finangdireftion in Agram, zur pro— 
jefiualen Bertretung des gemeinjamen Militär— 
ärars aber bejondere Nechtsvertreter, in Bosnien 
und der Herzegowina endlid) gur Abgabe von 
Redhtsqutachten die Qujtizabteilung der Landed- 
regierung und zur projejjualen —— der 
Ararialfiskal berufen. 

8. Für den öffentl. Rechtsſchutz iſt in 
Sachen der Militärverwaltung nur ein geringer 
Spielraum gegeben, da die Kompetenz der hiefür 
ſonſt zuſtändigen Gerichtshöfe Reichsgericht, V. G. 
ungar. Verwaltungsgericht) im derlei Angelegen— 
heiten einer grundſätzl. Beſchränkung unterliegt. 
(S. dieſe Art. 


O. Ergänzung des Beeres und Evi— 
denihaltung der Beeresperfonen. 


1. Beſchaffung des Perſonales. 2. Evidenghaltung des 
Berfonales. 


1. Eine der erjten u. wichtigſten Wujgaben 
der Militiirverwaltung bildet die Befdafiung 


eines ausreidenden u. wehrfähigen Per— 
ſonales. Das Wittel hiezu bietet teils die Gel- 
tendmachung der aelepl. Militärdienſtpflicht, teils 
die Heranziehung folder Perſonen, welche frei— 
willig Militärdienſte leiſten (ſ. den Abſchnitt: D. 
„Wehrdienſt“). 

Eine Förderung der Wehrhaftigkeit der Be— 
völlerung findet von Staats wegen nur in Tirol 
u. Vorarlberg durch Regelung u. Unteritiigung 
deS dort von alters ber eingebiirgerten Scie B= 
ftandswejens (j. diejen Art.) jtatt. 

2. Die militäriſche Evidenzhaltung 
hat den Swed, der Militirverwaltung eine fort- 
laujende Renntnis fiber die gum Heere gehörigen 
Perfonen zu vermitteln, damit jedergeit die Her— 
angiehung derjelben zur militäriſchen Dienjtleijtung 
miglicjt rafd) und ohne Hindernis vor jich geben 
finne. Die Evidenghaltung erjtredt fid) fowobl 
auf die aftiven alé aud) auj die im nidtaftiven 
Verhaltnifie befindl. Perſonen. 

a) Die Evidenzhaltung der aftiven Heeres— 
perjonen geidieht durch die betreffenden Truppen- 
firper, Kommanden u. WUnjtalten. 

b) Die —— der nichtaktiven 
Perſonen mit Einſchluß der Landſturmpflichtigen 
beſorgen teils militäriſche, teils Zivilorgane. 

die einſchlägigen Normen Wehrvorſchriften 
III. u. IV. Teil ſowie Vorſchriften über die Mel— 
dung der Landſturmpflichtigen) find verſchieden, 
je nachdem es ſich um Bagilten oder Mannſchafts⸗ 
perjonen handelt. 

Mitsuwirfen haben bei der Evidenghaltung 
die Gemeindeorgane und im Wuslande die 
f. und t. Bertretungsbhehirden. Die Ver— 
pflichtung der Gemeindeorgane berubt rückſichtlich 
der nichtaftiven Berfonen nod) immer auf dem 
foif. B. 31 VIL 52, R. 153, das Rejerveftatut 
enthaltend, und der hiezu unter dem 17 X 52, 
R. 206, erlafjenen Ynjtruftion. 


P. Die wirtlhaftl. Beeresverwaltung. 


I, Im alia.: 1. Umfang: 2. Grundfige; 3. Suoftemre : 
a) Gigentegic; b) fontraftl. Lieferungen u. ESubmijfions~ 
welen; c) Wititdrlaften. — II. Die Ausrüſtung. 
ILL. Dedung des Pjerdededaries. — IV. Bequartierung. 
— V. Serpflegung. — VI. Gebühren. — VII. Der wirt> 
ſchaftl. Betried der Truppenkörper u. Heeresanftalten. 


I. Im allg. 1. Die wirtſchaftl. Heeresverwal- 
tung umfaft die Gejamtbeit der Maßnahmen, durch 
welche die materiellen Bedürfniſſe des Heeres be— 
jriedigt werden jollen. Das höchſte Biel derielben 
beiteht in der Bereititellung der wirtichaftl. Mitte! 
fiir die Kriegführung. Dabei ijt der Borgang we— 
jentlich verichieden, je nachdem es fid um Gagiſten 
oder um Mannſchaftsperſonen Handelt, weil die 
Bedürfniſſe der erjteren im Frieden jumeijt durch 
Gewährung eines entipredenden Geldaquivalentes 
gededt werden finnen. Sm Werlauje der bijtori- 
then Entwidlung fommen abweichende Grund- 
pringipien u. Syſteme zum Borjdein, welche 
gum Teil auch nebeneinander bejtehen können. 
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2. US Grundpringipien find anzuſehen 
das Pringip der Rentralifierung, wonad die 
Objorge fiir die Bejchaffung der verjdiedenen Ar— 
meegiiter bei der oberjten RrieqSverwaltung kon— 
—— erſcheint, und das Prinzip der Selbſt— 

ewirtſchaftung, welches die unmittelbare Be— 
friedigung der laufenden Armeebedürfniſſe in die 
Hände der —— Truppenkörper (der Regi— 
menter und ſelbſtändigen Unterabteilungen) legt. 
Gegenwärtig herrſcht das Prinzip der Zentraliſie— 
rung vor. 

3. Unter den Syftemen der wirtſchaftl. Hee— 
reSverwaltung, weldje die Mittel u. Wege beſtim— 
men, um die wirtſchaftl. Bedürfniſſe der Heeres- 
angebirigen ju befriedigen, jpielen eine Rolle: 

a) Die Eigenregie. Dieſelbe ijt jeit dem 
Ende der Sechjigerjahre des 19. Jahrh. etwas in 
den Hintergrund getreten, gewinnt aber neueſtens 
auf dem Gebiete der Naturalverpflequng und 
namentlich bet der Kriegsmarine (Erridtung eines 
Mearineproviantmagazines in Pola) wieder an 
Umjang. 

Auf Grund dlterer Normen und der Bolle 
u. StaatsmonopolSordnung vom 9. 1835 —* 
die gemeinſame Kriegsverwaältung cin Produktion 
u. Handelsmonopol fiir das Pulver (ſ. den Art. 
»Bulvermonopol’), 

Außerdem find dev Heeresvertvaltung im Inter⸗ 
eſſe der militärärariſchen Betricbe und der hr: 
fraft überh. ſowohl in Ojterr. wie in Ungarn eine 
Reihe wichtiger Vorrechte gegeniiber erworbenen 
Patentredhten dritter Berjonen und rücſſichtlich 
der von ifr jelbjt erworbenen P. eingeräumt (j. 
den Att. „Patentrecht““. 

b) Die fontraftl. Qieferungen und das 
Submijjionswefen insbeſ. Die auf private 
rechtl. Verträgen beruhenden Liejerungen von Pro- 
duzenten u. Handlern find —— die wich— 
—8* Beſchaffungsart. Da ſind verſchiedene 
abe üblich, wie Handfauf mit fofortiger barer 

esahlung, Aklordkauf mit Beſtellungsfriſt, Uſance— 
kauf (nad) laufmänniſcher Uſance). 

Kontratttiufe werden regelmäßig auf Grund 
de8 Submiffionsverfahrens abgeſchloſſen. Das letz⸗ 
tere ijt nicht durd ein cinheitl G., fondern nur 
durch verſchiedene militäriſche Vorſchriften in einem 
mehr die Intereſſen deS Militärärars als jene der 
Privatparteien begiinjtigenden Sinne geregelt und 
gibt gu vielen Beſchwerden, namentlich in Hand- 
werferfreijen und bei den Urprodujenten, Anlaß 
(j. den Art. „Militäriſches Submiffions- 
weſen“). 

c) Die Militärlaſten. Dieſelben find geſetz— 
liche oder auf dem Gewohnheitsrechte beruhende 
Verpflichtungen der Staatsbewohner zu vermö— 
gensrechtl. Leiſtungen für das Heer. Sie beruhen 
auf dem öffentl. Rechte und unterſcheiden ſich da— 
durch weſentlich von den durch privatredtl. Ver— 
triige geregelten usr erg der Lieferanten. 
Sie betreffen durchwegs Vermögensleiſtungen, 
aber nicht immer poſitiver Natur. Sie er— 
aſſen auch die Vermögensobjekte der juriſtiſchen 
Perſonen und der Ausländer, dagegen nicht die 
im Auslande befindi. Vermögensſtude der Inlän— 
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der. Sie ſind ſubſidiäre Laſten und treten daher 
regelmäßig nur in Wirkſamkeit, wenn die anderen 
Beſchaffungsmethoden nicht zum Ziele führen. 

Ob ſie in Anſpruch zu nehmen ſind, darüber 
entſcheiden die militäriſchen und die polit. Behörden. 
Ein Anſpruch auf Entſchädigung iſt nicht immer 
anerkannt. Das Eutſchädigungsverſahren ſtimmt 
bald mit dem in Expropriationsfällen übl. Vor— 
gange überein, bald iſt es mehr ſummariſcher 

atur. Das Anwendungsgebiet der Militärlaſten 
deckt ſich übrigens nicht mit dem Gebiet der wirt- 
ſchaftl. Heeresverivaltung, jondern reicht iiber dies 
ſes Gebiet hinaus (Beſchränkungen des Grund- 
eigentumes in der Nähe von feſten Plätzen, mili— 
täriſches Kommunikationsweſen). 

Il. Die Ausrüſtung. 1. Das Waffen— u. 
Munitionswejen. Daselbe umfaßt die Erzeu— 
— u. Verwaltung des Artilleriemateriales, der 

andfeuerwafſen u. Munition ſowie der blanken 
Waffen, ſoweit dieſe Gegenſtände nicht den Trup- 
pen gum Gebrauche übergeben find. 

Für dieſen Zweck bejtehen folgende Anſtalten 
der Artilleriezeugsverwaltung: 

a) Das Artilleriearſenal in Wien mit der 
Urtilleriegeugsjabrif, das Artilleriezeugsdepot in 
Wien und die Ubernahmsfommifjion; 

b) die Munitionsfabrif und bas Artillerie— 
geugSdepot in Willersdorj, die Pulver- u. Dyna- 
mitfabrif in Blumau nächſt Felixdorf und die 
Pulverfabrit in Stein nächſt Laibach: 

c) mehrere in der Proving zerſtreute Urtille- 
riezeugsdepots u. Artilleriezenqsfilialdepots. 

Für die Landwehren und den Landſturm 
werden die Wafſen u. Munitionsgegenſtände regel- 
mäßig durch die Privatinduſtrie beſchafft. Die Uber— 
nahme u. Verwahrung beſorgen das Landwehr— 
ausrüſtungshauptdepot in Wien, das Landwehr— 
zentralwafſendepot in Budapeſt und die Landwehr— 
munitionsfommijjion in Preßburg bezüglich der 
Mleingewehrmunition. Für den tirolijd-vorarlb. 
Landſturm bejtehen mehrere Landſturmzeughäuſer 
u. Filialen. 

2. Das Monturwejen wird gegenwirtig 
für das Landheer durd) die Monturverivaltungs- 
anjtalten beforgt. Dagu gehören die Monturdepots, 
Frilialdepots und das Monturmagagin (in Mojtar), 

rer im Felde die mobilen IMonturfelddepots. 

i der Kriegsmarine herrſcht gegenwärtig in 
—— Umſange die —— indem 
ie meiſten Bekleidungs- u. Ausrüſtungsgegen— 
ſtände ſowie das Schuhwerk in der dem Marine— 
belleidungsamte unterſtellten Marinebekleidungs— 
werkſtätte erzeugt werden. 

Für die Landwehren und den Landſturm be— 
ſorgen die Monturgeſchäfte das Landwehrausrü— 
ſtungshauptdepot in Wien bezw. das Landwehr— 
moniurzentraldepot in Budapeſt, ferner mobile 
Landwehrmonturfelddepots ſamt deren Expofituren 
und die Landſturmzeughäuſer ſamt deren Filialen. 

3. Die Verwaltung der techniſchen 
Kriegsmaterialien (der Ausrüſtungsgegen— 
ſtände fiir die Durchführung von Befeſtigungs— 
bauten, Briidenbauten und fiir ben Waſſertrans— 
port, dann der Sprenge u. Zündmittel) obliegt 
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der Pionierjseugsverwaltung. Bu den An- 
jtalten derjelben zählen das Pionierzeugsdepot in 
Rofterneuburg und das Artilleriezeugsdepot in 
Wöllersdorf, jerner im Mobilifierungefalle mobile 
Pioniergeugsdepots, Schangzeugsdepots u. Bela- 
gerungéparfs. 

4. Die BVerwaltung des Trainmate- 
riales ijt Gade der Traingeugsverwaltung. Als 
Stiippuntte dienen derjelben das Trainzeugsdepot 
in Kojterneuburg und Trainzeugsfilialdepots. Im 
pies werden auferdem Urmeetrainfeiddepots auf- 

tellt. 
. 5. Die Verwaltung der Bettenjorten, 
des SanitdtSsmateriales, der Feldgeriate 
und —— Ausrüſtungsgegenſtände. 
Bon dieſen Objekten werden die Betienſorten durch 
die Militdrbettenmagajine und die übrigen Gegen- 
ſtände durch die Monturverwaltungsanjtalten ver- 
waltet. Wo Bettenmagazine nicht beftehen, haben 
die Militärverpflegsmagazine und deren Filial- 
magazine Die diesbezügl. Wgenden zu iiber- 
nehmen. 

6. Die Beſchaffung der beſonderen 
prio dala nt glad righ fiir bie Rriegs- 
marine, Diejelbe erfolgt vorzugsweiſe durd das 
Seearjenal von Pola. Die Gejchiijte werden da- 
jelbjt von verjdjiedenen Direftionen, Magaginver= 
waltungen und der ArjenalSfommijjion bejorgt. 
Die oberjte Aufſicht u. BefehlSqebung in lofalen 
Ungelegenheiten beſitzt das Arſenalskommando. 

Die Arbeiter ſind teils Militär-, teils Zivil— 
arbeiter. Für dieſelben beſtehen eine Reihe wichti— 
get Wohlfahrtseinrichtungen (Kranken- u. Unfall⸗ 
verſicherung, Invaliditäts- u. Altersverſicherung, 
Arbeiterwohnhäuſer, Marinekonſummagazin, Wr- 
ſenallehrlingsſchule, Unterſtützungsſonds cassa 
delle scopazze}). 

III. Bie Dedung des Pferdebedaryes. Für 
diejen Swed wurden bereits von Maria Therejia 
und Sofef Il. umjajfende Maßnahmen ergrifjen 
und im 9. 1781 wurde in den Erblanden aud 
eine Zählung u. Klaſſifikation der Pferde ange: 
ordnet. Später ward die letztere Maßregel wieder 
jallen gelajjen und der Bedarj der Heeresveriwal- 
tung an Pferden aud) in Kriegszeiten durch freien 
Anlauf gededt. Die ſchlimmen Erjfahrungen, die 
mit dieſem Syſteme in den Krieqsjahren 1859 u. 
1866 gemadt worden waren, fiibrten im J. 1873 

ur Erlajjung von G. iiber die zwangsweiſe Bei- 

Petlun von Pferden im Kriegsfalle. Danach ge- 
jtaltet ſich die Deckung des Pferdebedarſes verſchie— 
den im Frieden und im Kriege. 

1. Im Frieden werden die für das Heer er— 
age Pferde u. Tragtiere grundſätzlich im Wege 

cd freien Ankaufes beſchafft. Hiemit find ſtändige 

Remontenajjentfommifjionen betraut. Cingelnen 
Truppenfirpern fann der direfte Ankauf gejtattet 
werden. 

Die Beſchaffung eines befieren Pferdemate— 
riales wird durch Erridjtung von Remontendepots 
angejtrebt. 

2. Im RKriege oblieqt nad den Pferdefon- 
jfriptionsgejepen öſtert. G. 16 1V 73, R. 77, ung. 
G. A. AX: 73) den Pjerdebefipern die Wie 
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litärlaſt, ihre kriegstaugl. Bferde gegen angemejienc 
Entſchädigung der Heeresverwaltung über Auffor— 
derung der polit. Behörden zu überlaſſen (ſ. den 
Art. ,Nemontierung”). 

Außerdem ſind beſondere Vorklehrungen ge— 
troffen, um den im Kriegsfalle eintretenden großen 
Mehrbedarf der Kavallerie an abgerichteten Reit- 
pferden gu deden, indem junge abgerichtete Pferde 
von der Heeresverwaltung an Private zur Be— 
nupung gegen die Verpflichtung überlaſſen werden, 
dieſe Pferde im frieqsdienjttaugl. Zuſtande zu er— 
halten und im Mobiliſierungsfalle ———— 

IV. Das Bequartierungsweſen. Bis gum J. 
1851 war die Militäreinquartierung nicht in ein— 
heitlidjer u. felbitindiger Weije gereqelt, vielmebr 
bildeten die Normen iiber das Bequartierungs- 
wejen zunächſt einen Beftandteil der verſchiedenen 
Ynordnungen, welche zugunſten der wirtichaftl 
Heeresverwaltung die Militdrlajten näher beſtimm— 
ten. Erſt im J. 1851 erjolgte eine einheitl. Rege— 
lung des Einquarticrungsivefens auj neuer, jelb- 
ſtändiger Grundlage durd) die faij. B. 15 V 51, 
R. 124, welde den Hauptteil der Cinquartierungs- 
lajt ben Gemeinden zuſchob. Dieſe B. erfubr weſentl. 
Abänderungen durd die Cingquartierungegqejepe 
des J. 1879 (Hfterr. G. 11 VI 79, R. 93, una. 
G. A. XXXVI u. XXXVII ex 1879). Dicie 
neuen G. gewährten durd) Herangichung der hö— 
heren Selbjtverwaltungstirper (der Linder u. Ko— 
mitate), durch Feitiepung größerer Urarialbeitrage, 
jerner durd die möglichſte Beſchränlung der Ein— 
jeleinquartierung und durd) Stellung giinjtigerer 
Bedingungen fiir die Cinquartierung in den von 
Wemeinden oder Privaten erbauten Kajernen den 
Gemeinden und den eingelnen Ouartiertragern 
bedeutende Erleichterungen. eee gelten 
die revidierten G. vom J. 1895 (djterr. G. 25 VI 
95, R. 100, <i @. A. XXXIX:95), neben 
weldjen der G. A. XXXVIL: 79 in Kraft qeblie- 
ben ijt. Durd) dieje G. ijt die Materie jo aus— 
führlich geregelt, dah fiir die verfaſſungsmäßig 
vorgejdriebene — — öſtertr. Landes 
vertretungen faſt gar kein Raum übrig geblieben 
ijt. Die von dieſen Landesvertretungen beſchloſſe— 
nen G. gewähren den Gemeinden bezw. den ein— 
zelnen Quartierträgern weitere Erleichterungen. 
welche teils in baren Aufzahlungen, teils in 
freiungen der durch die Cinquartierungslaft be— 
troffenen Gebdiude von den Landes- u. Gemeinde- 
zuſchlägen sur Gebäudeſteuer beſtehen. Manchmal 
beruhen dieſe Erleichterungen auch nur auf wider⸗ 
rufl. Landtagsbeſchlüſſen. Für Ungarn (mit Aus— 
ſchluß von Kroatien u. Slavonien) jind durch den 
bereits erwähnten G. A. XXXVII: 79 Erleich— 
terungen vorgeſehen, indem die Komitate zum 
Zwecke der gleichmäßigen Verteilung der Einquar— 
nerungslaſt einen girs Cy erheben fnnen. 
Für den KriegSjall joll die Regelung der Cin- 
quartierungslajt durch ein beſonderes G. erfolger, 
welches aber bisher nicht erfloſſen ijt (j. im iibri- 
gen den Art. „Quartierlaſt“). 

Die Verwaltung der Bequartierungsobjette 
bildet einen Gegenftand der Militarbauverwaltung 
und erfolgt * den dort gu beſprechenden Nor— 
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men. Außerdem enthiilt das Dienjtreglement jiir 
die Bequartierunggobjefte nocd bejondere Kaſern— 
u. Quartiervorjdrijten behufs Aufrechthaltung der 
Ordnung, Sicherheit u. Reinlichfeit ſowie sur Re- 
gelung des WMarfetenderiejens. 

Für den Zweck der Unterbringung, Verpfle— 
qung und eventuell aud) Befleidung der von oder 
au den Truppen u. Heevesanjtalten abgehenden 
Mannſchaftsperſonen beftanden bi vor furgem 
Militdrtransporthaufer(Garnijonstransport- 
hauier, Filialtransporthäuſer, Feldtvansporthiujer), 
welche — aufgelaſſen werden. 

V. Die Berpflegung. 1. Die Naturalver— 
pflegung entwickelte ſich erſt in der Zeit nach 
dem Dreißigjährigen Kriege zugleich mit der Aus— 
bildung des ſtehenden Heeres. Grundſätzlich wurde 
die Armee im Frieden noch zu Anfang des 
18. Jahrh. von den Landesbewohnern mit Na— 
turalien verſorgt und der darauf entfallende Bee 
trag von den Landeskontributionen abgerechnet. 
In den öſterr. Erbländern traten nach u. nach 
Geldquoten an die Stelle der Naturalleiſtungen 
und es famen infolgedejjen drarijde Verpflegs— 
magapine und das Syſtem der Verpadtung (Sub— 
arrendierung) auf, während in Ungarn die älte— 
ren Ginridjtungen bis gum J. 1848 vieljach jort- 
dauerten. 

2. Gegenwärtig werden folgende Verpflegs— 
arten unterſchieden: 

a) Sm Frieden: 

1, Die Cigenregie oder Magazinsverpflegung, 
bejtehend in der Berjorgung der Truppen mit 
den widtigiten Berpfleqsartifeln (Brot, Hafer, 
Heu u. Stroh), durch Abgabe derjelben aus mili- 
tärärariſchen Magazinen ; 

2. die Arrendierung, d. h. die Verpachtung 
der Verpflequng an Unternehmer; 

3. die anf Grund gefesl. Beſtimmung durch 
die Gemeinden gu reidjende Verpflegung (Turd) 
jugsverpflequng). 

Im Falle der voriibergehenden Einquartierung 
obliegt namic) den Gemeinden die Verpflichtung 
in dem Falle, als die volljtindige Verpjlegung der 
Mannjdajt von der Militdrverwaltung nicht ſelbſt 
bejorgt wird, den einquartierten Mannſchaftsper— 
jonen eine Mittagsfoft in einem näher beſtimmten 
Ausmaße gu verabreiden (jf. den Art. „Quar— 
tierlaſt“); 

4. die Selbſtbeſchaffung der Artikel durch die 
Truppen; 

5. die Etappenverpflegung, beſtehend in der 
Abgabe von Koſtartileln an die Truppen aus 
Verpflegsmagazinen bei bejonderen Anläſſen; 

6. die Berabreidung der Kojt auf den 
Eiſenbahnſtationen; 

7. die Verköſtigung der Zöglinge in den 
Militärerziehungs- u. BildungSanjtalten, ferner 
Der Inſaſſen der Militärſanitäts- u. Strafanſtalten; 

8. die Subminiſtrierung, d. h. die direkte 
Beſchaffung von Verpflegsartikeln von den Wee 
meinden gegen Bezahlung der ortsübl. Preiſe; 

9. die beſondere Verbflegsart in Bosnien 
und der Herzegowina, indem die Kojtartifel von 


ten fichergeftellt werden und die Truppen verpflich— 
tet find, die Bedarjsartilel in einem gewiſſen Aus— 
mage bei diejen Lieferanten gu faujen. 

b) Am RKriege: 

1. Die Eiſenbahnverpflegung; 

2. die Etappens oder Magazinsverpflequng; 

3. die Selbſtbeſchaffung durch Requifition; 

4. die Quartierverpjlequng, d. h. die Beijtel= 
{ung der Koſt durch die Quartiergeber unter Ver— 
mittling der Gemeinden. 

Wuperdem find im Frieden wie im Rriege 
die Rommandanten iijterr.zungar. Seehandelsſchifſe 
verpflictet, den Schiffen der Kriegsmarine im 
MNotjalle gegen Erſatz des Wertes PBroviant ju 
vetabreichen. 

3. Die Verpfleqsanftalten find gleid- 
fallS verjchieden im Frieden und im Rriege. 

a) Im Frieden bejtehen jtabile Militirver- 
pflegsmagazine, Filialmagagine u. Feſtungsver— 
pflegsmagagine. 

b) an Kriege werden mobile u. ſtabile Ver— 
pflegsanſtalten aufgejtellt. 

Bu den erfteren gehiren: 

1. Die VBerpflegstolonnen u. Verpflegstrains; 

2. die Feldverpflegsmagazine; 

3. die Feldbäckerelen; 

4. die Sdhladtviehdepots. 

Bu den ftabilen BVerpflegsanjtalten zählen im 
Kriege namentlic: 

1. Verſchiedene Arten von Rejerveverpflegs- 
magaginen jamt deren Filialen; 

2. die Rejervebiicercien;: 

3. die Rejervejdhlachtviehdepots. 

Die f. k. Landiwebhrtruppen beſitzen feine 
eigenen Verpflegsanſtalten und fiir die ungar. 
— ſind ſolche erſt in der Errichtung be— 

en. 


4. Die Durchführung der ärariſchen Na— 
turalverpflegung erfolgt im Garniſonsverhältniſſe 
für die Soldaten durch Gewährung von Brot, 
einer Frühſtücksſuppe und der Mittagskoſt. 

Außerdem werden in der jüngſten Zeit auch 
des Abends Konſervenſuppen oder auch einzelne 
andere Speiſen verabreicht. Das Brot und die 
Konſerven werden in eigener Regie erzeugt oder 
von Privaten beſchafft. 

Die Mittagskoſt beſorgen die Menagewirt— 
ſchaften, indem fiir jeden Mann ein Geldäqui— 
valent zum Ankauf von Lebensmitteln augqeworjen 
wird, woriiber aber nicht die eingelnen Coldaten, 
jondern nur die Truppenfirper verfiigen. Gegen— 
wärtig bejtehen in den Garnijongorten größere ge- 
meinjchajtl. Menageverbiinde. Die Leitung der We- 
ſchäfte beſorgen die Menagefommijfionen, welche 
innerhalb ihrer Gtatuten autonom den Betrieb 
führen und in jiingiter Beit das Beftreben zei— 
gen, die Beſchaffung der Bedarfsartifel im großen 
möglichſt aussudehnen. 

Bur Verjorgung der Truppen mit kleineren 
Vedarjsartifeln und geijtigen Getrinfen werden 
in den Rafernen und auf Exergierpligen fowie 
bei der Urmee im Feldbe Markletendereien ge 
halten. Diefelben dürſen ihre Waren nicht öffent— 


ben Organen der Heeresverwaltung bei Lieferan: | lid) jeilbieten, fallen nidjt unter die Mew. O., find 
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aber, wenn fie von Bivilperfonen betrieben wer— 
Den, erwerbjteuerpflidjtiq. Einſchränkungen des 
Rechtes der HeereSverwaltung zur Haltung von 
Marfetendern finnen regelmapiqg nur aus Ver— 
triigen bergeleitet werden, lediglich in Ungarn be- 
ſtehen von Gejepes wegen gewiſſe Beidrintungen 
wegen des ftaatl. Sdjan 4 (%. A. XXXV : 88). 

VI. Die Gebiibren. Die Geldverpflegung 
umjaft —— Formen: 

1. Das Gagenweſen der Offiziere u. Mili— 
litärbeamten. Denſelben werden die Rie die mate- 
tiellen Bedürfniſſe erforderl. Mittel regelmäßig 
in Weldbegiigen zur Berfiigung gejtellt und die 
ines tung iibt auf die WModalititen der 

erwendung nur in Ausnahméfällen Cinfiup. 
Die Geldbegiige bejtehen aus verjchiedenen Teil- 
betraigen, deren Ausmaß einerjeits durd den 
Chargenunterfchied, anderjeits durd) den Wid- 
mungszweck bejtimmt wird. Ihre Normierung ge- 
ſchieht durch die Gebührenvorſchriften, deren er. 
lafjung bem Raijer zukommt. Die Hauptgebiihr 
iſt die nad Rangtlatjen (Chargengraden) abge- 
ftujte Gage, wozu dann nod) verjdiedene andere 
Gebühren fommen. Jim Mobilitätsverhältniſſe er- 
leiden dieje Friedensgebühren mehrfache Modifi— 
fationen und treten nod) beſondere Mobilitätsge— 
bühren hinzu. 

2. Das Löhnungsweſen der Unteroffiziere 
u. Mannſchaftsperſonen. Dieſelben erhalten nebſt 
den die Regel bildenden Naturalgebühren zur Be— 
ſtreitung ihrer individuellen Bedürfniſſe entſpre— 
chenden ae bemejjene Geldbetriige. Die regel- 
mäßige Gebiibr ijt die Löhnung, wozu nod) ver— 
ſchiedene Zujabemolumente treten finnen. 

3. Das Serviswejen. Unter Servis wer— 
den jene Bedarjsartifel des militäriſchen Hause 
halted verjtanden, welche nicht durch die eingelnen 
Perſonen, fondern durd) den gemeinjamen Ge- 
braud) fonfumiert oder auf die gleidje Urt behan- 
delt werden (Brennmaterial, Beleuchtungsmittel, 
Betten= u. Lagerjtroh). 

4. Die Paujdhalien. Darunter find jene 
den Truppen u. Heeresanjtalten periodijch gebiih- 
renden fixen Weldbetriige mit bejtimmter Wid- 
mung begriffen, weldje gegeniiber dem Ärare feiner 
— unterliegen. 

VIL. Was ſchließlich den wirtſchaftl. Betrieb 
der Truppenforper u. Heeresanſtalten anbelangt, 
welder die Verteilung der Bedarfsartitel an die 
Unterabteilungen und die einzelnen Heeresperſo— 
nen bezweckt, 3 jind mit der Bilprung der bezügl. 
Geſchäfte neben den Wenagefommiijionen die 
Verwaltungsfommiffionen und die Kaſſekommiſ— 
fionen betraut. Die Berwaltung der Truppen- 
magazine aber ijt Aufgabe der Magazinoffiziere 
und die Faſſung der Naturalien leiten die Offi— 
jiere des Proviantoffiziersforps. Durd) Bermitt- 
lung der Berwaltungsfonunifjionen empjangen 
dann die Unterabteilungen der Truppentirper 
fiir jede Fafjungsperiode ihre Erforderniſſe. Im 
Mobilifierungsfalle werden die Berwaltungs- 
fommiffionen aujgeldjt und ihre Funttionen auf 
die Rechnungsführer tibertragen, welche den mo- 
bilen Xruppentfirpern ind Feld folgen. 
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Yn die Fafjungen ſchließt fid) dann die wei— 
tere Berteilung der Bedarfsgegenſtände durch die 
Unterabteilungen. Die verteilten Gegenſtände geben 
nicht in allen Fallen in die freie Verſügung oder 
in das Eigentum der beteilten Perjonen iiber, 
jondern verbleiben vielmehr im Cigentum des 
Militärärars oder unterliegen ſonſt verjchiedenen 
rechtl. Befchriinfungen. Insbeſ. ſtehen militärärari— 
ſche Montursſtücke extra commercium, fo daß 
Private daran weder Eigentum noch ein Pfand— 
recht außer im Wege öffentl. Feilbietung erlangen 
können, wovon nur bei der Kriegsmatine wegen 
des dort eingeführten Bekleidungsmaſſaſyſtemes 
eine Ausnahme beſteht. Ebenſo bilden verteilte 
ärariſche Verpflegsartikel keinen Gegenſtand obli- 
gatoriſcher Rechtsgeſchüfte und können von Zivil— 
perſonen nur im Wege öffentl. Verſteigerung er— 
worben werden. Endlich unterliegen auch die 
Geldgebühren der Heeresperſonen verſchiedenen 
Beſchränkungen bezw. Abzügen (durch Taxen, 
aur Tilgung von Forderungen, durch adminiſtra— 
tive Ordnungsſtrafen, wegen Bildung eines Löh— 
nungsdepoſitums fiir die Marineperſonen u. dql. m.). 


Q. Bawvefen. 


Diejer —— umfaßt die Aus— 
führung u. Erhaltung der militärärariſchen Bau— 
lichleiten, die Beſchaffung u. Erhaltung der zuge— 
hörigen —— enſtände (Mobilien) ſowie 
bie Evidenzhaltung dieſer Objekte. 

Die Militärbauverwaltung wird getrennt ge— 
führt für die fortifilatoriſchen und die nichtfortifi— 
katoriſchen Baulichleiten. Als Organe fungieren 
für die fortifilatoriſchen Objette die Geniedirektio— 
nen, an deren Spike die Geniedirektoren ſtehen, 
und bei den Militdrterritorialbehbrden in Inns— 
brud u. Sarajevo Befeftiqungsbaudirettoren, fiir 
die nichtfortififatorifden Objefte die Militärbau— 
abteilungen der Militärterritorialbehörden mit den 
Militdrbaudireftoren und in größeren Warnijons- 
otten jFilialen dieſer Bauabteilungen. Die Ge- 
ſchäfte der WMarinebauverwaltung beforgen das 
Marineland- u. Wajierbauamt in Pola nebjt den 
Bauamtsfilialen in Trieft u. Fiume. 

Die Befchaffung von Baulicfeiten fiir die 
Heeresverwaltung fann erjolgen: 

1. Durch Ubergabe ärariſcher Immobilien von 
einem Siweige der Staatsverwaltung in die Be— 
nupung der Heeresadminijtration; 

2. durd) Vornahme eines Neubawed; 

3. durch Erwerbung nichtärariſcher Immobi— 
lien im privatrechtl. Wege; 

4. durch Enteignung. An Exerzierplätzen, 
Schießplätzen, Turn⸗ u. Reitübungs- ſowie Bade- 
plätzen fann die Heeresverwaltung nad ihrem 
Ermeſſen entweder das Cigentum oder das Benut= 
zungsrecht erwerben. Nach den bezügl. Bejtimmun- 
gen der Einquartierungsgeſetze (öſtert. G. 25 VI 95, 
R. 100, § 55, ung. G YW. XXXIX:95, § 12) 
ijt mit der Brivatpartei zunächſt ein gütl. Itberein: 
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fommen zu verfudjen und erjt, wenn dieſer Ver— 
fuch erfolglos bleibt, gur Expropriation gu ſchreiten. 

Die Durchführung von Neubauten erfolgt 
entiweder in eigener Regie oder durch BVergebung 
an dritte Rontrahenten, woriiber die näheren Be— 
— in den Baudienſworſchriften enthalten 
ind. 

Die Adminiſtration der in der Benutzung 
der Heeresverwaltung ſtehenden Liegenſchaften wird 
entſprechend den Grundjiipen der Selbſtbewirtſchaf⸗ 
tung unter Einflußnahme der Militärbaubehörden 
pon ben die Objelte benugenden Truppenkörpern 
u. HeereSanjtalten gegen Gewährung von Pau- 
jchalien bejorgt. Mit der Berwaltung find ent- 
weder die betreffenden Rommanden (die Haustome- 
manbdanten) oder eigene Adminiſtrationskommiſ— 
fionen betraut, denen ein tedjnifdjer Beirat zuge— 
teilt wird. Wile von den Truppen u. Unjtalten ded 
agg Sage Heeres benutzten Smmobilien find 
n Oſterr. als ,,Gigentum de8 k. f. Arars“ mit 
einem die Widmung der Realität fiir militäriſche 
Rwede ausdriidenden Beijage, in den Ländern 
der ungar. Strone aber als ,,Cigentum des tinigl. 
ungar. Arars in Benupung u. Verwaltung der 
f.u.f. gemeinfamen Prieqsverwaltung” eingutragen. 

Die Nugungen von foldjen Immobilien find 
in Der Regel gu verpadten. In fejten Plätzen 
aber dürfen Benutzungsrechte an fremde Perjonen 
nur in prefarijtijder Weiſe (a. b. G. B. § 479) 
ohne bücherl. Sicherſtellung eingeriiumt werden. 


R. Verkehrsweſen. 


1. Wenweifer u. Boten. 2. Vorſpann. 3. Feldpoſt. 
graph. 5. Berfügung über Eiſeubahnen u. Han- 


4, Feldtele 
delsichiffe. 

Das militäriſche Kommunikations— 
weſen umfaßt: 

1. Die Beiſtellung von — tty had u. 
Boten bei Truppenmärſchen. Die Verpflich— 
tung hiezu obliegt nad) den Einquartierungsgeſetzen 
(§ 53) tm Friedenszuſtand als Militärlaſt den 
Wemeinden gegen Bergiitung. 

2. Den militäriſchen Borjpann. Dar- 
unter wird Die von den Befipern der Huge u. 
Lafttiere auf Grund der gejepl. Beftimmungen 
über die Militärlaſten im militäriſchen Intereſſe 
durch Beiſtellung der erforderl. Tiere und landes— 
übl. Fuhrwerle gegen angemeſſene Vergütung ju 
bewerkſtelligende Beförderung von Heeresperſonen 
oder ſonſt aur Armee gehörigen Perſonen und 
militäriſchen Gütern verſtanden. Die geſetzl. Grund⸗ 
lage hiefür bildete in den öſterr. Ländern bis 
vor furgem das Reglement der Kaiſerin Maria 
Therejia vom J. 1748 und das Vorfpannregulativ 
Joſef U. aus dem J. 1782. Gegenwärtig gelten 
bas G. 22 V 1905, R. 86, und die Durchfii rungs⸗ 
beſtimmungen 23 V 1905, R. 87, wodurch die bis- 
berigen fer veralteten Normen erſetzt worden find. 
F den einzelnen Teilen der Länder der ungar. 
Krone aber gelten nod) veridiedene Vorſchriften 
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aus den Fiinfgigerjahren des 19. Jahrb. (ſ. den 
Urt. ,Worfpann’). 

3. Die EinridGtungen der Feldpojt. Die- 
jelbe ijt fiir die Aufnahme u. Bejirderung von 
RKorrefpondengen, Zeitungen u. Geldjendungen im 
Bereiche der Feldarmee beftimmt. Frachtſendungen 
werden von ifr nur fallweife unter bejonderen 
Bedingungen, Reifende gar nicht befirdert. Cine 
Ausnahme bejteht jedoc) zugunſten der Nachlaß— 
efjeften gefallener Krieger. Die Auſſtellung geſchieht 
im Wege ciner Vereinbarung zwiſchen der Heeres= 
verivaltung und den Rejjortminifterien der beiden 
Reichshälften. Den adminijtrativen Dienjt bejorgen 
die Weneraljeldpoftdireftion und die Feldpojtdiref- 
tionen, den manipulativen die Hauptjeldpojtimter, 
Feldpoſtleitungen, Feldpojterpojituren u. Etappen- 
pojtimter. 

4. Die Eintridtungen des Feldteles 

taphen. Dieje Einrichtungen jind in erjter Linie 
Ric die Zwecke der Heeresleitung u. Heeresver- 
waltung bejtimmt. Nad Zulaß des Dienjtes kön— 
nen aber auc Privatteleqramme der Armeeange- 
horigen gegen CEntridjtung der normalmipigen 
Webiihren befördert werden. Die Leitung beforgen 
der Chef des Feldtelegraphenwefens und die Feld- 
—— den exekutiven Dienſt die 
Feld- u. Gebirgstelegraphenabteilungen ſowie die 
Referveteleqraphenabteilungen. 

5. Die militäriſche Verfügung über 
Eiſenbahnen und Handelsſchiffe, 

a) Die Militärbehörden üben in Ofterr. nach 
der V. d. M. fiir Handel, Gewerbe u. Hffentl. 
Bauten 14 IX 54, R. 238 (§ 6), Einfluß auf die 
Unlage von Cijenbahnen, indem fie mite 
wirten bei den Verhandlungen iiber die Erteilung 
der Vorfonzefjionen und der eigentl. Konzeſſionen 
jowie auc) bei den Trajjenrevijionen. Eine folche 
Mitwirkung hat gufolge der B. de8 H. M. 29 V 
80, R. 57 (§ 11, eventuell auch bei den Trafjen- 
tevijionen der Lofalbahnen eingutreten. 

Die Cinflujnahme der Heeresverwaltung auf 
den Betrieh der Cijenbahnen ijt durd die Be- 
jtimmungen det Gifenbahnbetriebsordnung 16 XI 
51, R. 1 ex 1852 (§ 70), und die Bd. M. 
für Handel, Gewerbe u. öffentl. Bauten 14 1X 54, 
R. 238 (8 10, lit. f.), gefichert, indem die Eiſen— 
babnunternehmungen auf Berlangen der höheren 
Militdrbehirden alle zur Beförderung von Trup— 
pen u. Militäreffelten dienl. Betriebsmittel gegen 
angemejjene Entſchädigung fogleid) und mit Bevor— 
zugung anderer Transporte der Kriegsverwaltun 
jut Verfiigung ju jtellen haben und der Betti 
der Bahnen fiir den Fall des Krieges oder des 
Belagerungszuſtandes gegen angemejjene Entſchä— 
digung gang oder teilweiſe fiir militäriſche Zwecke 
in Anſpruch genommen oder auch gang jiftiert 
werden fann. ie Lofalbahnunternehmungen find 
nach dem mittlerweile verliingerten —— 
31 XII 94, R. 2 ex 1895 (Art. XV), verpflichtet, 
den Betrieb im Kriegs- u. Mobilijierungsfalle auf 
BVerlangen der Militdrbehirden ohne Anſpruch auf 
Entſchädigung eingujtellen. Sm übrigen find dic 
— — der Eiſenbahnverwaltungen im 
vertragsmäßigen Wege Vorſchriſt fiir den Militär— 
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transport auf Gijenbahnen) geregelt. Den Unter— 
nehmungen der Kleinbahnen (Tertidirbahnen) follen 
dieje Verpflichtungen nur inſoweit aujeriegt wer— 
den, als die betreffenden Leijtungen mit Riicficht 
auf die Unlage dieſer Bahnen und ihre Betriebs- 
cintichtungen iiberh. durchführbar find. 

Für die militäriſche Beherrſchung der Bahnen 
werden im KrieqSfalle befondere Militäreiſenbahn— 
behirden (Chef des Feldeiſenbahnweſens, Jentral— 
eijenbabntrangportleitung beim K. M., Militiir- 
cijenbabndireftionen, Militäreiſenbahnbetriebsin— 
jpeftionen, Militireijenbahnbetriebsabteilungen, 

[deifenbahntransportleitungen, Eiſenbahnlinien— 
ommanden, Babnhojfommanden) aufgeitellt. 

b) Die militäriſche Verfügung iiber Handel s- 
fhiffe fiir 3wede des Militärtransportes und 
fiir den Auxiliardienſt iit teils durch befondere 
Abmachungen mit den großen Schiffahrtgeſellſchaften 
Donaudampfſchiffahrtgeſellſchaft, Lloyd, ungar. 
Schiffahrtaciellidajten), teils durch die auf den 
Marineſubventionsgeſetzen (öſterr. G. 27 XII 93, 
R. 189, und ung. G. A. XXII: 1893) beruhen— 
den Verpflichtungen der Eigentümer von ſubven— 
tionierten Seehandelsſchiffen zur Beiſtellung der 
letzteren im Kriegsfalle geſichert. 


8. ®efundheifsverwaltung. 


I. Die Militärſauitätsverwaltung. — II. Dos NMili— 
tirmedifomentenmeien. — III. Dos Wilitdrveterindrwefen. 
— IV. Die freiwillige Sanitätspflege. 1. Ym alle. 2. Ym 
befonderen. a) Potriotifde Hilfegefeliichaften; b) Deuticmer 
Ritterorden; c) fouverdner Malteler Ritterorden; dy Ofterr. 
Gefelidait vom Weißen Kreuze. 


L. Die Militarjanitéteverwaltung. Wenngleich 
es beim faij. Heere bereits jeit dem 16. Jahrh. 
Arzte gab, fo war fiir die Heranbildung von ge- 
ſchulten —— dod) erſt ſeit der Gruͤn⸗ 
dung der Joſefsakademie (1786) vorgeſorgt und 
die Stellung dieſer Organe wurde erſt nach dem 
J. 1848 und in der jüngſten Zeit in befriedigen— 
der Weiſe verbeſſert. Ein bedeutſamer Schritt ijt 
in dieſer Beziehung zuletzt im J. 1894 durch Ge— 
währung des Befehls- u. Disziplinarſtrafrechtes 
an die nunmehr als Kommandanten der Militär— 
ſanitätsanſtalten fungierenden Militärärzte über 
die zum Dienſt- u. Krankenſtande der Anſtalten 
gehörigen Perſonen geſchehen. Sanitätskompagnien 
wurden erjt im J. 1809 fiir den Kriegsfall auf— 

ejtellt und alg dauernd organijiertes Korps be- 
Reb die Canitétstruppe feit Dem J. 1850. 

Gegenwiirtig fiihren die Leitung der Militär— 
fanitétéverwaltung das K. M., dem als Hilfs- 
organe der Chef des militärärztl. Cffiziersforps 
und der Sanititsfommandant beigegeben jind, dann 
die Militdrterritorialbehirden und die Stations- 
fommanden. Für die Rriegémarine ijt das Ma— 
rinejanitétgamt in Bola als Spegialbehirde be- 
ftellt, an deren Spitze der Admiraljtabsarat ſteht, 
und bei den L. M. und den Landwebhrterritorial- 
behirden find fiir den gleiden Zweck hihere Land— 
wehrärzte eingeteilt. Ym Sriege werden der Armee 
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im Felde und den Feitungfommanden höhere Mili- 
tärärzte augewiefen und auferdem wird beim &. 
M. eine Kommiſſion fiir die Geſchäfte der Kran— 
fenzerjtreuung aufgeſtellt. 

Die Sanititsverwaltung bei den Truppen= 
firpern oblieqt den ausübenden Militärärzten. 
Ihre Funttionen beitehen im allg. in der Hand— 
habung der Geſundheitspflege und der ſanitäts— 
polizeil. Borfchriften bei jenen Truppenabteilun= 
gen u. Anjtalten, welchen jie gu diejem Behufe 
zugewieſen find. 

Ihre Aufgaben find teils priiventiver, teile 
furativer Natur. Die priiventiven Maßnahmen be— 
iehen fic) namentlich auf Unterfunft, Verpflegung. 

leidung u. Ausrüſtung ſowie auf den Verkehr 
mit Zivilperſonen. Für die kurative Behandlung 
dienen die verſchiedenen Sanitätsanſtalten. Ties 
ſelben zeigen erſt ſeit dem Ende des 18. Jahrh. 
eine befere Entwidlung und jeither ijt auch bei der 
Rrankenpflege im Felde durch Aufſtellung veridie= 
dener Klaſſen von Feldſanitätsanſtalten und durch 
die Einführung des Syſtems der Krankenzerſtreu— 
ung ein bedeutjamer Fortſchritt erzielt worden. 

Im Frieden bejtehen gegenwirtig folgende 
Militdrfanitdtsanftalten: 

1. Die Garniſonsſpitäler des Heeres mit ihren 
Filialen. Diejelben find felbjtindige Heeresanjtal- 
ten mit einem eigenen Stande von Yerjonal. 

2. Die Truppenipitiler, welchen die Spitiler 
Der Militärerziehungs- u. Bilbungsanjftalten, der 
Militirinvalidenhiujer und der Militärgeſangen— 
häuſer gleicigejtellt find. Denjelben wird das er- 
forderl. Perſonal jeweils aus dem Etande der an 
jie gewieſenen Truppen jugeteilt. 

3. Die Marodenbinter welche fiir die Muy= 
nahme voriiberqehend Erfranfter bejtimmt find. 

4. Die Militérheilanftalten, wozu die Bade— 
beilanjtalten und die Trinffuranjtalten gehören. 

Für die Kriegsmarine bejtehen das Marine— 
fpital in Bola und Schiffsfpitiiler. 

Für die beiden Landwehren find in den 
Hauptſtädten Landiwehrgarnijonsipitiiler, in den 
anderen Orten Landiwebrtruppenipitiiler u. Qand- 
wehrmarodenhiujer eingerichtet. 

Im Kriege werden zwei Gruppen von Sa- 
nitätsanſtalten aufgeſtellt. 

Die erſte Gruppe bilden die Feldſanitätsan— 
ſtalten und dazu gehören: 

1. Die Diviſionsſanitätsanſtalten; 
Feldſpitäler; 

Feldmarodenhäuſer; 
mobilen Reſerveſpitäler; 
Krankenhaltſtationen; 
Eiſenbahnſanitätszüge; 
Schiffsambulanzen; 

8. die Sanitätsmaterialfelddepots. 

Die zweite Gruppe bejteht aus jtabilen Re— 
jerveanftalten und es find dazu gu zählen: 

1. Die Refervefpitiler —— des Kriegs⸗ 
ſchauplatzes; 

2. die Feſtungsſpitäler; 

3. die Vereinsreſerveſpitäler, die Rekonvales— 
zentenhäuſer und die Rranfenbaltitationen außer— 
halb des Kriegsſchauplatzes. 
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iit die Marineperſonen werden im Kriegs— 
falle Verbandsplätze und proviforijde Schiffsipi- 
täler cingerichtet, eventuell auch Ambulangboote u. 
Landungsambulangen ausgerüſtet. 

Il. Das Militdirmeditamentenwefen. Die be- 
zügl. Geſchäfte beforgt die dem S. M. untergeord= 
nete Militdrmedifamentendireftion, an deren Spitze 
der Militdrmedifamentendireftor ſteht. Wichtigere 
Sachen find von diejem der unter dem Vorſitz ded 
Chefs des militirirstl OffigierSforps zuſammen— 
tretenden Snjpeftionsfommijjion fiir das Militär— 
mebdifamentenwejen vorzutragen. 

WS Medifamentenanftalten dienen im 
wrieden: 

1. Das Militérmedifamentendepot in Wien; 

2. die UApothefen der Warnijonsipitiler; 

3. die Barnijonsapothefen als Unterabteilun: 
gen der Truppenjpitiler; 

4. verfchiedene Medifamenteneinrichtungen in 
den feiten Plagen ; 

5. die Marineapothefe in Pola. 

Im Kriegsfalle werden aufgeſtellt: 

1. Feldapothefen bei den Feldſpitälern; 

2. Mejervelpitalsapotheten; 

3. Medifamentenfelddepots und Expojituren 
derjelben. 

ILL. Das Militirveterindrwefen. An der Ent- 
widlung desielben trat namentlich feit der Errich— 
tung des Militdrtierargneiinftitutes in Wien (1777) 
ein Fortſchritt cin. Gegenwärtig bejorgen den tiers 
ärztl. Dienſt die Tierdrgte und diplomierte Kur— 
ſchmiede, den Hufbeſchlag hingegen die nidtdiplomier- 
ten Kurſchmiede und die beſchlagskundigen Mann— 
ſchaftsperſonen. Für die Pflege erfrantter Pjerde 
befiehen Depots und ein Spesialinftitut bei dem 
Militärtierarzneiinſtitut. Ym Kriege werden gleich 
fall8 Depots erriditet, welche gu den Trainrejerves 
anftalten zählen. 

IV. Die freiwillige Sanitatspflege. 1. Im 
allgemeinen. Die Militärſanitätsverwaltung be- 
dary aur bejjeren Lijung der an fie im Kriege 
herantretenden grogen Aufgaben der wirffamen 
Unterjtiipung durch die Bevolferung. Dieje Unter— 
ſtüßung joll aber niemals unabbangig von der 
Militärſanitätsverwaltung, fondern in voller UÜber— 
—— mit derſelben und im innigen An— 
ſchluſſe an die Einrichtungen der ſtaatl. Sanitäts— 
pflege erfolgen. Speziell zur Mitwirkung im An— 
ſchluſſe an die Feldſanitätsanſtalten dürſfſen nur 
Korborationen u. Vereine zugelaſſen werden, welche 
fiir dieſen Zweck organifiert und vollſtändig der 
militäriſchen Bejehleqebung untergeordnet find. 
Bei den Sanitdtsrejerveanjtalten auferhalb des 
Kriegsſchauplatzes ijt fiir die unterjtiigende Mit— 
wirtung der Bevölkerung ein freier Spielraum 
— doch ſoll auch hier eine wohlorganiſierte 

ereinsbildung angeſtrebt werden. 

Den Ausgangéspuntt für die Organiſation der 
freiwilligen Sanitätspflege bildeten in Oſterr. die 
Beſtrebungen des öſterr. bpatriotiſchen Hilfsvereines, 
welcher in den J. 1859, 1864 u. 1866 bereits 
ſeine Wirkſamleit entjaltete und ſeit dem Beginn 
der Siebzigerjahre durch den Deutſchen Orden und 
den ſouveränen Malteſer Ritterorden Unterſtützung 
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erhielt. Nachdem ſich in den einzelnen öſterr. Län— 
dern neue Landeshilfsvereine und aus Anlaß der 
bosnijden Offupation (1878) aud Frauenhilfs- 
vereine gebildet batten, gelang es im 9. 1880, 
dieſe verjchiedenen Hilfsvereine gu der Ojterr. Ge— 
ſellſchaft vom Roten Kreuze zu vereinigen, worauj 
im J. 1881 auch in den Ländern der ungar. Krone 
ein Verein des Roten Kreuzes ing Leben trat. 
Cine Ergänzung fanden dieſe Organiſationen durch 
die im J. 18682 erjolgte Gründung der Ljterr. 
Geſellſchaft vom Weifen Kreuze. — Gegenwiirtig 
fann ſich die freimillige Sanitätspflege auf jede 
geordnete Mitwirkung bei der militäriſchen Sani— 
titspflege (Beiſtellung von Perſonal, Mitwirkung 
beim Verwundetentransport, Errichtung von 
Eiſenbahnſanitätszügen u. Ambulanzen, Errich— 
tung von ſtabilen Sanitätsanſtalten aus Privat: 
mitteln, Wufbringung von Sanititématerial, Ver— 
mitthing von Nachrichten iiber verwundete oder 
franfe Krieger) erjtrecen. 

Das Perjonal foll fchon im Frieden in mög— 
lidit groper Zahl fichergeitellt und gebirig in— 
jtruiert werden. Es unterliegt bei der Armee im 
Felde und in den Feſtungen der militäriſchen Straj- 
u. Dissiplinargewalt, ferner Zwangsvorſchriften 
bezüglich der Ausrüſtung u. Befletdung ſowie 
rückſichtlich der Abzeichen u. Legitimation, endlich 
auch Beſchränkungen hinſichtlich des Austrittes aus 
bem Dienſwerhältniſſe. Aber auch auf die übrigen 
Formen der unterjtiigenden Tätigkeit übt die Mili- 
tarverwaltung inſofern Einfluß, als die verfüg— 
baren Mittel nicht nach Willkür, ſondern dort ver- 
wendet werden müſſen, wo ſie nötig ſind. Als 
Entgelt genießen die Angehörigen der freiwilligen 
Sanitätspflege verſchiedene ſtaatl. Begünſtigungen 
beſchränkte Verpflegung, Benutzung der Verkehrs— 
anſtalten, Portofreiheit und Gebührenfreiheit für 
gewiſſe Teleqramme}. Überdies ijt der Gebrauch 
des Zeichens und des Namens des Roten Kreuzes 
in Oſterr. durch das G. 14 1V 1903, R. 85, und in 
Ungarn auf Grund des G. A. XL : 79 im Verord⸗ 
nungéivege unter bejonderen Schutz gejtellt worden. 

2. WIS Traiger der freiwilligen Sanitite- 
pjlege fommen in Betracht: 

a) Die patriotifden Hilfsgeſellſchaf— 
ten und die zu ihrem Verbande gehörigen 
Hilfsvereine. Dieielben find fiir beide Reichs— 
hälften getrennt orqanijiett. 

Qn Oſterr. bilden die in den cingelnen Län— 
dern beftehenden Hilfsvereine unter Wahrung ihres 
ſelbſtändigen Beſtandes alS Ojterr. Gejellichast 
vom Roten Kreuge cinen Verband, als deijen 
Organe die Bundesverjammlung, der Bundesaus- 
ſchuß und das Bundespriifidium fungieren. Der 
nb. Hilfsverein nimmt als bureaufiihrendes Or— 
gan des Bundes cine bevorgugte Stellung ein. 
Der Bund verjiigt iiber einen Bentralfonds und 
unterhalt in Wien ein Materialbauptdepot. 

Ym Kriege find von den Vereinen alle nicht 
fiir Den eigenen — ——— im Lande unent— 
behrl. Mittel an Geld, Materialien u. Perſonal 
nach den Weiſungen des Bundes zu verwenden. 
Bur Aufſtellung gelangen im Mobiliſierungsfalle 
durch den Bund teils Feldſanitätsanſtalten, teils 
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wird augerdem vom Sunde ein Bentralnachweis= 
bureau behufs Erteilung von Nachrichten über 
franfe u. verwundete Heeresperjonen an deren An— 
—— und im eigenen Wirkungskreis ein Aus— 
unftSbureau gum Swede der Auskunftserteilung 
auf Grund der vom entralnadjweisbureau ge— 
jammelten Daten eingerichtet. 

Der ungar. Verein bom Roten Kreuze 
beſitzt als leitende Organe die LandeSgeneralver- 
jammlung, den Zentralausſchuß und den Diret- 
tionsausſchuß, als erefutives Organ die Vereins- 
direftion, wozu in der Proving noc Filialvereine, 
Romitats- und ſtädt. Ausſchüſſe fommen. 

WIS oberjtes leitended —— der —— 
Sanitätspflege fungiert im Kriege der vom Kaiſer 
ernannte Generalinſpeltor. Denſelben haben die 
Kommiſſäre der beiden Geſellſchaften und die De— 
legierten des Roten Kreuzes gu unterſtüßzen. 

b) Der Deutſche Ritterorden. Derſelbe 
jtellt Feldſanitätskolonnen behufs Verſtärkung der 
Feldſanitätsanſtalten der erſten Linie und, wenn 
es ſeine Mittel erlauben, auch noch Verwundeten— 
ſpitäler u. Bleſſiertentransportkolonnen zur Unter— 
ſtützung der Feldſanitätsanſtalten der zweiten Li— 
nie auf. 

c) Der ſouveräne Malteſer Ritteror— 
den. Von demſelben iſt die Aufſtellung von Eiſen— 
bahnſanitätszügen übernommen worden. 

d) Die Ofterr. Geſellſchaft vom Weißen 
Kreuze. Diejelbe ftellt fich im Frieden die Be- 
ſchaffung möglichſt sablreicher Kureinrichtungen u. 
Kurmitiel F die furbebdiirftiqgen Heeresperſonen 
aur Aufgabe und im Sriege follen ihre Kurhäuſer 
als Refonvalesgentenhiufer fiir Verwundete dienen. 


T. Juſtiwerwaltung. 


Die Militarjuftizverwaltung hat zum Gegen— 
jtande die Herfiellung der allg. Bedingungen fiir 
die Militärrechtspflege, die adminiftrative Uber= 
wachung (Vijitation) der Geridtsinjtitute, die Voll- 
jiehung der Strafurteile und die E. tiber die Be— 
qnadigung von Berurteilten, ferner die Einfluß— 
nahme anf die Bejtellung der Heiratsfautionen, 
die Legalifierung von Urtunden und die Verwal— 
tung der militärgerichtl. Depojiten. Sie ijt gegen— 
fiber der eigentl. Militärrechtspflege nicht fart 
geſchieden. Su erwähnen ijt, day fiir den Vollzug 
Der von den Militärgerichten verhängten Strafen 
2 Gruppen von Militärgefangenhäuſern beftehen. 
Die erjte Gruppe derſelben bilden die Militärſtraf— 
anjtalt in Möllersdorf und die Feſtungsſtrafhäuſer. 
Diefelben find zur Rerolifung der die Dauer 
eines Jahres überſteigenden Kerkerſtrafen bejtimmt. 

Sur zweiten Gruppe, weldje die Bezeichnung 
„Militärgeſängniſſe“ führt, gehören die Garnijons- 
arreſte und die im Mobilijierungsjalle aufzuſtellen— 
den Feldarrefte. Für die Marineſträflinge befteht ein 
Marinegefangenhaus ju Bola. Für die k. k. Land- 
wehr werden nur im riege Landi webhrunterjus 
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chungsarreſte aujgeitellt. Dag 
ungar. andiwehr aud im Frie 
webrarrefte eingerid)tet. 

Am allg. tind die Militdrgefangenhiufer nur 
aur Berwahrung ber auf Grund militärgerichtl. 
Verfiigungen u. Urteile in Straf- oder Unterju- 
chungshaft befindl. Berfonen des k. und k. Heeres 
bejtimmt. Rad) bejonderen Bejtimmungen find 
darin aud) die ſtraffälligen Angehörigen der f. k. 
Landwehr, die von Zivilſtrafgerichten verurteilten 

eeresperfonen, die von Militdrgerichten beftraften 

ivilperjonen und endlich die durch die Militär— 
behirden auger der Beit der aftiven Dienitleijtung 
abgejtrajten nichtaftiven Gagijten gu verwabren. 
Die Urt des Strajvollguges entipridt im ganzen 
dem in Oſterr. bei den Zivilgefängniſſen übl. 
Syſteme. 


en ſind für die 
en eigene Land- 


U. Seelforge. 


I. Grundlage. — II. Gliederung. — IDL. Umfang 
(perſönlich. — IV. Umfang (fachtich). 


I. Grundlage. Diejelbe beruht auf dem Grund- 
ſatze der Exemtion der —— von der 
regulären pfarrlichen und biſchöfl. Jurisdiktion. 
Die erſten entſcheidenden Schritte dazu geſchahen be— 
reits im J. 1643 durch Beſtellung einer Oberſten 
Feldkaplanei für die kaiſerl. Armee und dieſe Ent— 
wicklung wurde ſodaun durch Verfügungen der 
Päpſte Klemens XI. (1712) und Innozenz XI 
(1720) gum Abſchluß gebradt. Die geiſtl. Juris— 
diftion iiber das Heer handhabte der Beidtvater 
des Saifers, der regelmäßig dem Jejuitenorden 
angebirte. Nad Aufhebung diejes Ordens (1773) 
wurde fiir den gleichen Zweck das apojtolijde Feld= 
vifariat in Berbindung mit einem eigenen Feld— 
fonjijtorium errichtet. Für die Seclforge det afatho- 
liſchen HeereSangehirigen wurde erjt ſpäter Bor- 
forge ——— 

IL. Gliederung. Gegenwärtig find fiir die 
Militdirfircenverwaltung bejtellt: 

1. Am Frieden: 

a) Der apoſtoliſche Feldvitar. Derjelbe 
ijt ein Biſchof in partibus und führt die Ober- 
aujjicht fiber die Militärſeelſorge. Ihm jind sur 
Unterjtiigung der gelbdfonjijtorialbdirettor und die 
Heldfonfijtorialjetretire beigegeben. 

b) Die römiſch-katholiſchen Feldjupes 
tioren, der Marinejuperior, die Afademie- 
pyarrer und geiſtl. Brofefjoren, dann die 
weldfuraten, Die Agenden der Superioren 
bejtehen in der Leitung der geiſtl. Geſchäfte ihres 
Pfarrbezirkes und in der ——— des latholi⸗ 
ſchen Seelſorgedienſtes. Sie haben die Aufkündi— 
gung u. Trauung der Heeresperſonen vorzunehmen 
und erteilen hiefür die kirchl. Disbens, ſoweit die— 
ſelbe nicht dem apoſtoliſchen Feldvikar vorbehalten 
iſt. Die polit. Dispens wird gegenwärtig von den 
polit. Behörden erteilt. In Ungarn (mit Aus— 
ſchluß von Kroatien u. Slavonien) dürfen gemäß 
dem G. A. XXXIL: 94 die nad) den militäriſchen 
Voridriften sur Trauung berujenen Militärgeiſt- 
lichen die kirchl. Eheſchließung erjt vornehmen, 
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wenn die Parteien den Nadpweis erbringen, dah 
jie bereits vor der Zwilbehörde die Ehe geſchloſſen. 
Dod) wird auch hier fiir die Heeresperjonen die 
Verpflidtung zur Einholung der firdl. Trauung 
als fortbejtehend angejeben. 

Die iibrigen angeführten Militärgeiſtlichen 
üben die geijtl Qurisdiftion und beforgen die 
Seelforge in den Anſtalten, für weldje fie bejtellt 
jind (in den Spitälern, Militdrjtrafanftalten, Er— 
ziehungs⸗ u. ———— nvalidenhäuſern) 
ae find den Feldjuperioren zur Aushilſe bei- 

eben. 

Für eingelne Honvedanjtalten ſind aud) im 
Frieden eigene Honvedgeijtlice bejtellt. 

c) Die griehifd-tatholijden und grie- 
hifd-orientalifden Felderzprieſter, geiſtl. 
Profeſſoren und Feldkuraten, ferner je 
1 Feldjenior, geijtL Brofejforen und Feld- 
furaten der beiden evangelifden Befennt- 
nijje und die mohammedanifden Militar: 
imame. Diefelben verfehen die geijtl. Funftionen 
für ihre betreffenden Glaubensgenoſſen. 

Im Bedarjsfalle werden augerdem 3 ivilg ei fte 
liche fubjidiarijd) mit der Militärſeelſorge betraut. 

Im Kriege wird zur Führung der geiſtl. Ge— 
ſchäfte bei der YUrmee im Felde ein GS ibranect ce 
bejtellt und werden bei dem Hauptquartiere, den 
Truppendivijionen und einzelnen HeereSanjtalten 
(Spitilern) fowie in Feftungen Militärſeel— 
jorger und Landwehrgeijtlide der verichie- 
denen Rangflafien u. Betenntnifje eingeteilt. Much 
fiir die Asraeliten wird der Armeeleitung ein 
— — 

d) Für die Angehbrigen der kleineren ſtaatlich 
anerkannten Religionsbekenntniſſe wird die militär— 
geiſtl. Jurisdiktion ebenſo wie für die israelitiſchen 
Glaubensgenoſſen im Frieden erſt fallweiſe durch 
Inanſpruchnahme des betreffenden a lig 
von Seiten der Militärbehörden beqriindet. Nur 
jene Heeresperjonen, welche feinem ſtaatlich aner— 
fannten Religionsbefenntnifie angehören, ſtehen 
nicht unter der militärgeiſtl. Surisdiftion. 

ILL. Umfang Gperſönlich. Was den Umfang 
derſelben betrifit, jo find ihr ſolgende Perſonen 
unteriorjen: 

1. Ulle sum Witivjtande des Heeres zählenden 
Perſonen mit Einſchluß der Frauen und der unter 
viiterl. Wewalt ſtehenden minderjabrigen Rinder 
der Offiziere u. Gagiſten fowie der nad) der erjten 
Klaſſe verheirateten, aftiv dienenden Perjonen des 
Mannſchaftsſtandes; 

2. die Inſaſſen der Militäranſtalten Militär— 
zöglinge, Militärgefangene, Pfleglinge dex Militär— 
Janitdtsanjtalten und in Lokoverſorgung der Mi— 
litärinvalidenhäuſer befindl. Mannſchaftsperſonen); 

3. zur Armee im Felde gehörige oder für 
den Etappen- u. Feſtungsdienſt beſtimmte Land— 
wehr⸗ u. Landſturmabteilungen ſowie alle ſonſt 
im Armeegeſolge befindl. Perſonen; 

4. die Kriegsgeſfangenen und die unter mili— 
tirijder Obhut ſtehenden Geiſeln; 

5. nichtaktive Gagiſten, welche bei einer Mi— 
litärbehörde oder — angeſtellt ſind, für 
bie Dauer dieſer Anſtellung. 
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Nicht unterworfen find der militärgeiſtl. Juris— 
diftion die Mitglieder des faif. Hauſes und alle 
fonjtigen nidjtaftiven Gagijten u. Mannſchafts— 
perjonen. 

IV. Umfang (jadlid). Bu den Obliegen- 
Heiten der Militirgeijtlichen gehört auch die Füh— 
rung der Militarmatrifeln. Hiegu find fiir 
das k. und k. Geer die verſchiedenen Militärgeiſt— 
lidjen und die mit dev fubjidiarifchen Militärſeel— 
forge betrauten Sivilgeijtlidjen berufen. Für die 
Landiwehren fiihren bie Matriteln im Frieden die 
nad den geſetzl. Vorſchriften zur Beſorgung der 
Zivilmatrikeln beſtimmten Serlonen. Sobald aber 
Die Mobilmadung der Landwehr und des Land- 
fturmes cintritt, werden die bei diefen Truppen 
fih ergebenden Matrifeljalle von den Militärgeiſt- 
liden und den Landwehrgeiſtlichen protofolliert. 
Als YUnftalten der Militarfeelforge dienen die Gar— 
nijonsfirden u. Militirfapellen, ſonſt die Orts— 
firden. Auf den Kriegsſchiffen find Schiffslapellen 
eingeridtet und im Striege werden Feldfapellen 
mitgenommen. 


V. Bildungsivelen. 


I. Geſchichtliches. — II. Organifation: 1. Die eigentt. 
Militärbildungsanſtalten; 2. militärwiſſenſchaftl. Analten; 


3. fonftige BilbungSmittel. 


I. Geſchichtliches. Die Anfänge deSfelben rei- 
den bis in die Zeit vor dem Regierungsantritte 
der Kaijerin Maria Therefia guriid. Die Grund— 
lage für die weitere Entwidlung dieſes Verwal— 
—— wurde aber erſt unter dieſer Kaiſe— 
rin (Gründung der Wiener-Neuſtädter Militär— 
afabemie [1752]) und unter Joſef II. (Gründung 
der Joſefs⸗Akademie —— ) gelegt. 

Vebhajtere Bejtrebungen geigen fic) Dann wie⸗ 
dex in den Fiinfzigerjahren des 19. Jahrh., in 
weldje Beit die Errichtung der Kriegsſchule und 
eine Reorganifjation der übrigen Militdrbildungs- 
anftalten nad) dem Blane Seudiers fallen. Nach 
dem Feldzuge des J. 1866 fiihrte der Kriegsmi— 
nijter Supe unter Mitwirkung Pechmanns eine 
Neugejtaltung des Militärbildungsweſens unter 
Betonung de8 humanijtifden Bildungselementes 
durch, doch) wurde diefes Syſtem ſchon im J. 1874 
nad) den Vorſchlägen Wurmbs durch ein neues, 
weldje3 anuj dem durch die Realſchulen gu erwer— 
benden Bildungsgange bajiert, eriest. 

Für die Heranbildung von Seeoffigieren diente 
das zugleich mit der venesianifd-italientjden Flotte 
iibernommene Warinefadettenfollegium ju Vene— 
dig, Das nad mancherlei Wechſelfällen sulegt (1866) 
in Fiume als Marineafademie wiederhergeſtellt 
wurde. 

Jn die neuefte Beit fillt dic Ausgeftaltung 
der Landivehrbildungsanjtalten, die in Ungarn 
ihren Mittelpunft in der reich dotierten Ludovica- 
Ufademie bejigen. 

Il. Organijation. Für die Crwerbung u. 
Erweiterung der militäriſchen Bildung dienen ge- 
genwärtig jolgende Veranjtaltungen: 
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1. Die eigentl Militirbildungsan- 
jtalten. Dieſelben —— wiederum in mehrere 
Gruppen von Schulen, u. zw.: 

a) Für die Dienſtbildung. Bon dieſen 
Schulen dienen die verſchiedenen Truppenſchulen 
Mannſchafts⸗ u. Unteroffiziersſchulen) für die theo— 
retiſche Unterweiſung der gemeinen Soldaten u. 
Unteroffiziere in den unentbehrl. Berufskenntniſſen 
und eventuell aud) den nötigen Elementarfenntnij- 
jen. Die Schulen fiir die hihere Dienſtbildung hin— 
gegen begweden die Heranbildung der Cinjabrig- 
Freiwilligen gu nidtaftiven Offigieren und nidt- 
aftiven Beamten Einjährig-Freiwilligenſchulen). 
Für die Heranbildbung von Ganbwehtoj igteren bes 
jtehen bejondere Landwehroffiziersaſpirantenſchulen 
und die Ausbildbung der Einjährig-Freiwilligen 
der ungar. Landwehrkavallerie erjolgt in der Land- 
wehryentralfavallericidjule in Budapeſt. 

b) Für Die militäriſche Berufsbildung. 
Diele Schulen gliedern fic) in die Offiziers— 
bildbungsfdulen und die Offizgierstruppen- 
fdulen. (Djjisiersichulen auferhalb der Truppen- 
firper.) 

Die erjteren bezwecken die — von 
Berufsoffizieren und werden wieder in 3 Grup— 
pen eingeteilt: 

a) Vorbereitungsſchulen, wozu die Mili— 
tärunterrealſchulen des Heeres, die Militärober— 
realſchule des Heeres in Mähriſch-Weißlirchen, die 
ungar. Landwehroberrealſchule in Odenburg und 
das Militärknabenpenſionat in Sarajevo zu zählen 


ind; 

6) die Militdrafademien. Dazu gehören 
die Therejianijeche WMilitiirafademie in Wiener: 
Neujtadt und die technifdye Weilitiivafademie in 
Mödling bei Wien, ferner die Marineafademie in 
Giume und die ungar. Landwehr-Ludovica-Aka— 
demic in Budapejt. Die Schüler der Militär— 
afademien treten direft alg Yeutnants in das 
Heer oder die Landwwebr, die Riglinge der Marine- 
afademie als Gcefadetten gweiter Klaſſe in die 
Kriegsmarine ein. 

+) Die Kadettenſchulen. Solche beſtehen in 
rößerer Anzahl fiir die Heranbildung von In— 
jJanterieojfizieren des Heeres. Außerdem find vor— 
handen: 1 Ravalleriefadettenidjule des Heeres, 
2 Artilleriefadettenidulen, 1 Pionierfadettenjdule 
und mehrere Wbteifungen bezw. Kurſe fiir die 
Traintruppe, Sanititstruppe und die Mejtiits: 
branche bet den ungar. Pferdezuchtanſtalten, dann 
für die f. £. Landwehr eine Landwehrtadettenſchule 
in Bien und fiir die ungar. Landwehr 2 erjt in 
—— Zeit (1897) gegriindete Landwehrkadetten— 


chulen. 

Die Offizierstruppenſchulen (Offiziers— 
ſchulen außerhalb der Truppenkörper) ſollen für 
die Fortbildung der Berufsoffiziere ſorgen. Die— 
ſelben find bald fiir mehrere Wafjengattungen zu— 
gleich, bald fiir fpegielle Brandjen aufgeftellt und 
jiihren verjdiedene Bezeichnungen Korpsoffiziers— 
ſchulen, Kavalleriebrigadeoffiziersſchulen, Artillerie— 
brigadeequitationen, Infanterieequitationen, Regi— 
mentsoffiziersſchulen der Traintruppe). Für die 
Landwehren beſtehen analoge Einrichtungen. 


Heerweſen: V. Bildungsweſen. 


c) Für die militäriſche Fachbildung. 
Dieſe ulen bezwecken die Ausbildung der Hee— 
resperſonen in den Fachwiſſenſchaſten und fachl. 
Fertigkeiten. Sie gliedern ſich in nachſtehende 


Grupphen: 

w) Für höhere Stellen: Kriegsſchule, 
Landwehrſtabsoffizierskurſe in Wien u. Budapeſt, 
Landwehrſubalternoffizierskurs in Wien und hö— 

ever Landwehroffizierskurs in Budapejt (als Vor— 
reitung für die Kriegsſchule); 

£) für techniſche Biffenfdaften: Artille— 
rieſchießſchule mit Abteilungen fiir die Feld- und 
die Fejtungsartillerie, Militärbauingenieurkurs, 
Artillerieingenieurkurs, Armeeſchießſchule, Feuer— 
werfémeifterfurs, Telegraphenkurs in Tulln, Land- 
webhrfavallerieteleqraphenfurs in Budapest (fiir die 
ungar. Landwehr), Wilitirbauwerfmeijterfurs, 
Waffenmeifterfdule (bei der Wrtilleriegeugsfabrit 
in Wien); 

7) für ben Juſtizdienſt: Praktiſcher Lebr- 
furs fiir Wubditoriatspraftifanten; 

4) für den adminijtrativen Dienjt: 
Militdrintendangturs, Proviantoffiziersturs, Kurs 
fiir Offigiere der Monturverivaltungsbrandhe, Mili- 
tirverpjlegsverwalterfurs, Fadjfurs für Truppen= 
redjnungSsjiibrerafpiranten in Wien bezw. Ver— 
waltungsojfijiersbilbungsfurs der ungar. Land- 
weht in Budapeit; 

=) für Arzneiwiſſenſchaften: Militér- 
ärztl. Upplifationsidule, landwehrärztl. Applika— 
tionskurs und militärzahnärztl. Inſtitut in Bien, 
dann die tierärztl. Hochſchule in Wien mit einem 
weijährigen Kurſe für Kurſchmiede und einem 
Hufbeſchlagkurs (die Joſefs-Akademie wurde 1874 
aujgeboben und feitdem nicht wiederhergeftellt); 

$) fiir fad. Fertigkeiten: Militärreit⸗ 
fehrerinjtitut in Wien, Militdrreit- u. Fahrlehrer— 
injtitut in Schloßhof bei Mardegg, Kavallerie— 
offisiersfurs der Landwehrzentralkavallerieſchule in 
Budapejt, Militärfecht- u. Turnlehrerfurs in Wiener- 
Neujtadt, militiraéronautijder Murs in Wien. 

2. Die militdrwiffenidaftl Anſtalten. 
Dicfelben vermitteln militäriſche Bildung ofne 
ſchulmäßige Einrichtungen. Zu ihnen finnen ge 
zählt werden: 

a) Die wiſſenſchaftl. Bureaur des Ge— 
neralſtabes (fiir Landesbeſchteibung, Militär— 
ſtatiſtik uſw.); 

b) da8 militärgeographiſche Inſtitut; 

c) das Sanitätskomitee (Militärſanitäts— 
fomitee in Wien und Marineſanitätskomitee in 
Pola); 

d) die techniſchen Militärkomitees (tech. 
niſches Wilitirfomitee in Wien und marinetech- 
niſches Komitee in Pola); 

e) das militärſtatiſtiſche Bureaux (ein- 
gegliedert dem techniſchen Militärkomitee); 

f) das hydrographiſche Amt in Pola; 
* g) das Küſtenbeſchreibungsbureauſin 
Trieſt; 

h) die Militärarchive (das Kriegsarchiv 
in Wien und das Marinesentralardiv in Trieft). 

3. Sonftige Bilbungsmittel. Als ſolche 
find anzuſehen: Die Militdrbibliothefen, die mili- 
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tärwiſſenſchaftl. Vereine und Militärzeitſchriften, 
das Heeresmuſeum in Wien und das Marine— 
muſeum in Pola, endlich die Heeresausſtellungen. 
Bisher hat eine derartige Ausſtellung nur in 
Budabeſt im J. 1896 ſtattigefunden.) 


W. Verſorgung der Beereeperfonen 
und ihrer Angehirigen. 


I. Begriff und geſchichtl. Entwidiung. — II. Verſor⸗ 
aung det Gagiften: 1. Penflon (bleibende u. geitlidhe); 2. Wnf- 
befferung der Benfion (Berfonal+ nu. Berwundungszulagen); 
3. Aufnahme in Qnvalidenvdufer und fonftige Anftalten; 
4, Unterbringung im Sivilftaotsdienft. — III. Beriorgung 
der invaliden Unteroffigiere u. Mannidhaftsperjonen. — 
TV. Berſorgung der Witwen u. Waiſen der Gagiften: 1. Wit» 
wenpenfionen; 2. Erziehnngsbeiträge. — V. Berjoraung der 
Angebdrigen von Unteroffigieren u. Mannichaftsperjionen. — 
VI. Dad militäriſche Unterſtützungsweſen. 


I. Begriff und geſchichtl. Entwidiung., Dar- 
unter werden alle Maßnahmen verjtanden, welche 
den Biwed haben, die Folgen des Kriegsdienſtes 
fiir die Heeresperfonen abzuwenden oder zu mil- 
Dern, fei es dah diefe Folgen die Heeresperjonen 
felbjt im Frieden oder Kriege treffen, fie dienjt- 
unfähig madjen, fei e8 daß fie dadurch zugleich 
ibre Familien der Ernährer berauben. 

Die geſchichtl. Entwidlung dieſer Maknahmen 
knüpft an die den invaliden —5 gewährten 


Gnadenpenſionen an. Im 17. Jahrh. wurden bereits 


einzelne Invalidenhäuſer (Soldatenſpitäler) zur 
Unterbringung invalider Heeresperſonen errichtet. 
Dieſe Vorlehrungen wurden von Maria Thereſia 
fortgeſezt und im Generalinvalidenſyſtem 
vom J. 1750 für die Offiziere zu einem vorläufigen 
Abſchluſſe gebracht. Den Unteroffizieren, welche 
aus dem Heeresdienſte keinen Lebensberuf machen, 
wurde bereits am Ausgang des 18. Jahrh. ein 
Anſpruch auj pretty en 3uerfannt, der dann 
durd) die faij. B. 19 XII 53, R. 266, ausführlich ge— 
regelt ward. Außerdem fanden gee ibre Ver⸗ 
jorgung durch Aufnahme in die Invalidenhäuſer 
und durd) Gewährung von Jnvalidenbesiigen an 
die augerhalb der Invalidenhäuſer lebenden In— 
validen (Batentalinvaliden, mit Reſervationsurkun— 
den beteilte Snvaliden). 

fiir die Hinterblicbenen beftand in diejer 
älteren Seit keine andere Fiirjorge, als die Ge— 
wibrung von Abſertigungen und ein furges Woh- 
nungsbenugungsredt; die Soldatenwaijen fanden 
häufig in den von Joſef II. gegriindeten Militär— 
erjiehbungsanjtalten Aufnahme. 

Snjolge der ——— der allg. Wehrpflicht 
traten wichtige —— in dem bisherigen 
Rechtszuſtande ein. Der Anſpruch auf die Inda— 
lidenpenſionen wurde nunmehr durch G. gewähr— 
leiſtet und auf Militärbeamte, Unteroffiziere u. 
Mannſchaftsperſonen ausgedehnt (djterr. Mili— 
tärpenſionsgeſez 27 XII 75, R. 158, und ung. 
G. A. 113 75 ſamt Nov. aus den J. 1891 u. 
1896). Ebenſo erfuhren die Anſprüche der Unter— 
offiziere auf die —— eine genauere 
geſetzl. Regelung Gſterr. Zertifikatiſtengeſetz 19 IV 
72, R. 60, und ung. G. A. II: 73). 











Größere Schwierigfeiten bereitete die Neuord- 
nung der Reliftenverjorgung und erjt unter dem 
Gindrude der Ereignifje wahrend det bosniſchen 
Olfupation wurde gelegentlid) der Erlaſſung der 
Militärtaxgeſetze eine derartige Vorlage in Ausſicht 

eftellt. Nachdem zunächſt eine provijorijde Rege— 
ung der Angelegenheit (djterr. G. 10 VI 82, R. 76, 
ung. G. A. XXIV: 82) angebahnt worden, er— 
flofen bierauf ausſührl. G. zugunſten der Relik— 
ten der Heeresperſonen öſtertr. G. 27 LV 87, 
R. 41, und ung. G. A. XX: 87 ſamt Nov. aus 
den J. 1891 u. 1896). 

Außerdem ijt durch die neucre Geſetzgebung 
die ———— des Staates zugunſten 
der Familien der im — zur 
Dienſtleiſtung einberufenen nichtaktiven Heeres— 
angehörigen ausgeſprochen worden (iijterr. Militär— 
taxgeſetz 13 VI 80, R. 70, III. Abſchnitt, ung. 
G. A. XI: 82). 

IL. Die Berſorgung der Gagiſten geſchieht in 
erjter Linie durch Gewährung 1. von Benfionen. 

a) Anſpruch darauj bejigen ſowohl Offiziere 
alg auch Wilitirbeamte und fonjftige Gagitten. 
—* werden entweder bleibend oder auf Zeit ge— 
wiht. 

Der Anſpruch auf eine bleibende Penjion 
ijt bedingt: 

a) Durch den Ablauf einer zehnjährigen Dienjt= 
zeit in Berbindung mit dem Nachweis der Dienſt— 
unjiihigfeit (Qnvaliditit) oder des vollendeten 
60. Lebensjahres; oder 

B) durch eine Hilflojigteit infolge von Geiſtes— 
ftérung, Fallſucht, Erblindung auf beiden Mugen 
oder Lähmung; oder 

7) durch eine Dienftuntauglicfeit injolge einer 
Verwundung vor dem Feinde oder von Mriegs- 
jttapagen; oder endlich 

2 durd) cine Dienftuntauglichfeit infolge einer 
äußeren Beſchädigung in Ausübung des Dienjtes 
ohne Verſchulden oder infolge anderweitiger blei- 
bender Stirung der Geſundheit, welche durd) die 
Cigentiimlichfeit des Militärdienſtes jowie durch 
epidemijde oder endemiſche, am Dienjtorte herr— 
ſchende Krankheiten oder durd) fontagisje Augen— 
franfheit hervorgerujen wurde, fofern der Betrej- 
fende dadurch fowohl fiir den Militärdienſt als 
auch fiir jeden fonjtigen der bisher befleideten dienſtl. 
Stellung — Erwerb unfähig geworden ijt. 

In anderen Fällen beſteht vor Vollendun 
des zehnten Dienſtjahres nur ein Anſpruch au 
eine zeitl. Penſion. Dieſelbe wird auf wenigſtens 
1 Jahr und auf höchſtens 5 Jahre je nach der 
Länge der zurückgelegten Dienſtzeit verliehen. 

eeresperſonen, welche keinen geſetzl. Anſpruch 
auf eine Penſion beſitzen, können mit Gnaden— 
gehältern oder Gnadengaben beteilt werden. 

b) Die Hohe der Penſion richtet fic) einerſeits 
nad) dem penjionsfabigen Dienjteinfommen und ane 
derſeits nad) der Linge der Dienjtgeit. Regelmäßig 
betriigt die jährl. Penſion nad) Bolljtredung von 
10 Dienſtjahren cin Dritteil, nach vollendetem 15., 
aber nod) nicht vollendetem 16. Dienjtjahre 3 Achtel 
der zuletzt begogenen Aktivitätsgage. Zu diejer 
Quote werden te jedes weitere vollſtändig juriid- 
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gelegte Dienftjahr 2'/, hinzugerechnet, fo daf fic 
nad) Bollendung des 40. Jahres die volle Altivi— 
titsgage als Penſion ergibt, woriiber hinaus eine 
Steigerung nicht jtattfindet. Dagegen ijt nad unten 
eine Minimalgrenze gesogen, ndem die geringfte 
rl nicht weniger alg 600 K betragen dar. 

a8 penſionsſähige Dienjteinfommen fann fid 
ausnahmsweiſe durch Einrechnung andenweitiger 
Bezüge (wie gn a oe u. dgl.) erhöhen. An⸗ 
gerechnet wird im allg. jede zur Gänze im Heere, 
in der Kriegsmarine, bei der Landwehr (den 


Landesjdhiipen) oder beim Landjturm ſowohl im | verf 


jtreitbaren Stande al8 aud) in einer Verwaltungs- 
branche vom Tage der Uijentierung bezw. Muſte— 
tung oder Ernennung an zugebrachte Dienſtzeit 
mit Einſchluß der Beit der Refrutenausbildung 
und der Waffeniibungen. Ajt der Betreffende aus 
cinem Zwilſtaatsdienſte oder ciner gleichgehaltenen 
Bivilbedienftung, mit welcher der Anjprud auf 
eine Verſorgung ſyſtemmäßig verbunden war, une 
mittelbar in das Heer iibergetreten, fo zählt auc 
diefe Beit. Für jeden Feldzug wird 1 Jahr der 
Dienſtzeit zugezählt. Die näheren Beſtimmungen 
hierüber, ins J die Anordnung, welche Epochen 
als Feldzüge oder als Kriegsjahr zu gelten haben, 
ſowie die Anwendung dieſer Begünſtigung auf 
die einzelnen Teile des Heeres werden von Fall 
au Fall durch kaiſ. Armeebeſehl getroffen. 

e) Der Zuerkennung der Penſion hat die 
Feſtſtellung der Dienjruntauglidjteit (Superarbi— 
trierung) des Penſionswerbers vorauszugehen. 
Dieſelbe erjolgt durch die hiezu beruſenen Super- 
arbitrierungskommiſſionen. Die Beſtätigung 
des Superarbitrierungsbefundes und die E. über 
die Zuerlennung der Penſion kommt den militäri— 
iden Zentralverwaltungsbehörden ju. 

d) Die Koſten der Penſionen werden auch 
fiir Die Landwehr- u. Landjturmperjonen, wenn 
diefelben gelegentlic) einer Verwendung der Land- 
wehr oder des Landfturmes su qemeinfamen 
Staats- oder Kriegszwecken dienſtunfähig geworden 
jind, aus dem gemeinjamen Heeresetat beftritten. 

e) Der Anipruch auf die Penfion erliſcht: 

a) Durd) den Tod des Bezugsberechtigten; 

6) durch Auswanderung oder Erwerbung einer 
fremden Staatsbürgerſchaft; 

7) infolge einer ſtrafgerichtl. Berurteilung, mit 
welder kraft des G. die Entgiehung der Penſion 
verbunden ijt; 

4) durd) Wiederanjtellung im Militärdienſt 
mit dem Genuß der Aktivitätsgebühren oder durch 
den Übertritt in den Sivilftaatsdienjt oder einen 
gleichgehaltenen Dienſt; 

e) durch il mit Abfertigung oder bei 
zeitweiligem Verzicht mit Beibehaltung des Mili— 
tircharafters auf die Dauer diefer Versichtleijtung. 

Eine Verzichtleiſtung auf die Militärpenſion 
gegen eine Ubjertigung im zweimaligen Betrage 
der Penſionsgebühren ijt qulaffig, wenn nad) dem 
Urteil einer Kommiſſion der Geſundheitszuſtand 
des Abfertigungswerbers noch eine mindeſtens 
zweijährige Lebensdauer vorausſehen läßt; 

durch Zeitablauf, wenn die Penſion auf 
Zeit verliehen wurde; 


Heerweſen: W. Verſorgung der Heeresperſonen und ihrer Angehörigen. 


1) in allen Fallen, in welchen nach den be— 
tehenden Militirvorfdriften cin Ubgang aus dem 
hejtande ftattfindet und der Sortbezug det 
Penſion nidjt ausdriiclich bewilligt wurde, oder 
wenn bei Rerfonen des Rubheftandes der Verlujt 
des Militärcharakters injolge ehrenrätl. Beſchluſſes 
(j. den Abſchnitt: F. Das ehrenrätl. Ver— 
fahren) eintritt. 

2. Perfonal- u. Verwundungszulagen. 
Die Penſionsbezüge der vor der Wirkſamkeit der 
Militärpenſionsgeſetze vom J. 1875 in die Heeres= 
orgung iibernommenen Perfonen werden durch 
be ola Zuſchüſſe au den bisherigen Ver- 
—— aus den Mitteln der Militärtax— 
fonds aufgebeſſert. Eine jolche Auſbeſſerung erhiel- 
ten durd) gnadenweije Verleihung von Perfonal- 
julagen auf Redmung der Militärtaxfonds auch 
jene wahrend der Wirkjamfeit der Militärpenſions— 
geiepe in die Heeresverjorgung übernommenen 
Perjonen, wenn die Folgen erlittener Verwun— 
—* oder Kriegsſtrabazen eine gang beſondere 
Berüuͤckſichtigung erbeifdjten und ihre Verforgungs- 
geniifje mit Ausſchluß der Verwundungsjzulagen 
2400 K jährlich nicht überſtiegen. 

Außerdem erhalten Offiziere und fonjtige Ga— 

ijten, weldje entweder im Rriege durch feindl. 
affen (Kriegsabparate) oder auch im Frieden in 
Uusiibung ihres Dienftes ohne eigenes Verſchul— 
den verwundet oder ſchwer beſchädigt worden find, 
Verwundungszgulagen juerfannt. Die Höhe 
derjelben ijt unabbiingig von der Charge u. Dienjt- 
jeit und betriigt je nad) dem Grade der erlittenen 
Veriwundung oder Beſchädigung 400—1800 K. 
Vorausfepung ijt aber, dah die Dienſtuntauglich— 
feit innerhalb 5 Qahren vom Zeitpunfte der Ver— 
wundung oder Beſchädigung eingetreten fei. Die 
Verwundungszulagen werden in der Regel blei- 
bend verliehen und ibre Soften fallen normaler- 
weife dem gemeinjamen Heeresetat gut Lait. 

3. Beiter finnen verjorgungsbediirjtige Ga— 
qgijten in den Verſorgungsſtand eines Militär— 
invalidenbaufes aujgenommen werden. Sic 
finden dort entiweder wirfl. Unterfunft oder wer— 
den bei freier Wahl des Domizils mit einem In— 
validenhausplatze beteilt. 

Die Militärinvalidenhäuſer find An— 
jtalten bes gemeinjamen Heeres gur Verjorqung 
invalider Cffigiere des Soldatenjtandes vom Haupt: 
mann oder Mittmeijter abwärts, welche ſich im 
bleibenden Ruheſtande befinden. In befonderen 
Fällen fonnen in die Ynvalidenbaujer auc) inva— 
lide Uuditore, Militärärzte, Truppenrechnungsfiih- 
ret, Militärgeiſtliche u. Militärbeamte von der 
9. Rangflajje abwärts, dann Gagijten obne Rang— 
flajje aujgenommen werden. Den — An⸗ 
ſpruch genießen die Perſonen der Kriegsmarine 
mit Einſchluß der Seekadetten u. Seeaſpiranten. 
Auch die Angehörigen der Landwehr und des 
Landſturms haben, ſofern fie den erwähnten Stan— 
desgruppen u. Chargengraden zuzurechnen und 
twiibrend einer eee Dienjtleijtung 
invalid geworden find, Anſpruch auf Wufnahme. 
Hiebei hat al Richtidnur gu gelten, daß die im 
Rriege untauglich gewordenen Perjonen der Land= 
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wehr und des Landjturms den gleiden Anſpruch 


bejigen wie die Perſonen des Heeres und nur die 
befondere Riicjichtswiirdigfeit den Vorzug gibt, 
wiibrend im Frieden dienjtuntauglich gewordene, 
nicht dem Heere angehörige Bagijten nur in ganz 
auperordentl. Fallen Aufnahme finden. 

Militärinvalidenhäuſer beitehen in Wien, nebjt 
einer Filiale in RNeulerdenfeld, in Prag, Lem— 
berg u. Tyrnau (in Ungarn). Sie bejipen ein 
eigenes WAdminijtrationsperjonal und eigene Spi- 
täler, welche den Truppenſpitälern gleichgeftellt 
find. Mit dem Jnvalidenhauje in Tyrnau ijt auch 
eine Srrenabteilung verbunden. Bei det Aufnahme 
ber Djfigiere und qleidgeiteliten Gagiſten kommt 
bie Heimatszuſtändigkeit nicht in Betracht. Die im 
Verjorgungsitande der Invalidenhäuſer befindl. 
Perjonen unterftehen der militärgeiſtl. Jurisdit- 
tion und der Militärgerichtsbarkeit. 

Dicjelben genießen nebjt der etwaigen Ver— 
wundungszulage jtatt der Penſion cine Invali— 
dengage, welche regelmäßig mit 90% der zuletzt 
begogenen Aktivitätsgage bemeffen wird; die wirklich 
Untergebrachten haben iiberdies Anſpruch auf ein 
Naturalquartier (nicht auch auf Beiftellung der 
Quartiereinrichtung), die bei freier Wah! des Domi- 
ails mit einem Berjorgungsplage Beteilten auf eine 
Duartieraushilje. Die in feine Rangklaſſe cinge- 
teilten Gagijten haben feine freie Wahl des Domi- 


zils, fondern werden nur in den ———— den Hausſatzun 


ſelbſt, u. zw. auf den für die Mannſchaft ſyſtemi— 
ſierten Platzen, untergebracht. 

Geiſteskranke Offiziere und jonjtige 
Gagiſten werden auf der Irrenabteilung des 
Militärinvalidenhauſes in Tyrnau oder in einer 
Rivilirrenanjtalt untergebradjt und beziehen dann 
ihre ſyſtemmäßig ihnen zukommende Kenjion. Die 
Koſten dex Verpjlequng werden zunächſt aus die- 
fer und aus dem Erträgniſſe des etwaigen Pri- 
vatvermigens der Untergebrachten bejtritten; fiir 
den Webhraujivand hat das Militärärar aufzu— 
fommen. 

4. Benfionierte Ojfiziere, welche die erforderl. 
Eigenſchaften beſißen, jollten nach flteren Normen 
vorzugsweiſe auf polit., Ramerale u. Juſtiz— 
ämtern untergebracht werden. Dieſe Urt der Ver— 
forgung iſt gegenwärtig faum mehr —** 

LiL. Die Verſorgung der invaliden Unter— 
offiziere u. Manuſchafteperſonen erfolgt durch 
die Verleihung von Penſionen. Die Voraus— 
ſetzungen einer ſolchen Verleihung ſind ähnlich 
wie für die Penſionen der Gagiſten feſtgeſtellt, 
ihre Höhe aber iſt nach einem beſonderen Schema 
auf Grundlage der Charge und der zurückgelegten 
anrechnungsfähigen Dienſtzeit abgeſtuft. Außerdem 
ijt den Unteroffizieren u. Mannſchaftsperſonen ein 
Anſpruch auf Verwundungs;ulagen guerfannt. 
Andere Formen der BVeriorgung find fiir dieſe 
Perjonen die Unterbringung auf Zivildienfte 
pojten (jf. den Urt. Zertifikatiſten“) und die 
Wujnahme in den Verforgungsjtand eines 
Militdrinvalidenhaujes. Unipruch hierauf be- 
fipen jolche Unterofjigiere u. Mannſchaftsperſonen, 
weldje 30 Sabre ununierbrodjen gedient oder durch 
Verwundung bezw. durch fonjtige Einflüſſe im 
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Dienfte Hilflos oder befonders pflegebediirftig ge- 
worden find. Die Verſorgung geſchieht aud) hier 
entiveder durch wirkl. apna in das Invali—⸗ 
denhaus oder durd den Begug einer Anvaliden- 
penjion augerhalb des Haujes unter Vorbehalt 
des Unipruches auf die Aujnahme in die Invali— 
denhausverjorgung. 

Die fiir die wirfl. Aufnahme bejtimmten Un— 
teroffigiere u. Goldaten werden nach ibrer Hei- 
matszuſtändigkeit einem bejtimmten Invaliden— 
hauſe zugewieſen, u. giv. die nad) Böhmen, Mäh— 
ten u. Schlefien gujtiindigen Jnvaliden dem In— 
validenhauje zu Prag, die nad) Gal. und der Bus 
fo. jujtindigen Anvaliden dem Invalidenhauſe 
ju Lemberg und die nad) den ungar. Ländern 
—— Invaliden dem Invalidenhauſe zu 

yrnau, während die in den übrigen Reichsrats— 
ländern heimatsberechtigten Invallden im Wiener 
Invalidenhauſe Aufnahme zu finden haben. Über 
Anſuchen können in rückſichtswürdigen Fällen von 
dieſer Regel auch Ausnahmen gemacht werden. 

Die Invalidenhausverſorgung erliſcht durch 
den Tod des BejugSberedtigten, durch Verzicht 
(gegen eine Abfertigung im zweijährigen Betrage 
der Ynvalidenpenfion) und durd) cine Verurteilung 
aur Strafe des ſchweren Kerkers. Snvaliden, welche 
fic) Dem Trunfe ergeben, durch Unvertriiglichfeit 
Zwiſtigkeiten im Invalidenhauſe verurſachen, fid 
en nicht fügen wollen und ſich un— 
geachtet aller Vorſtellungen unverbeſſerlich zeigen, 
werden über Antrag des Invalidenhauskommandos 
unter Anweiſung ihrer Invalidenpenſion aus dem 
Invalidenhauſe entjernt. 

Den vor der Wirkſamkeit der Militärpenſions— 
gejebe Dom J. 1875 in die Militirverforqung iiber« 
nommenen Batental- u. Vorbehaltsinvaliden wurde 
aus den Einnahmen der Militirtarfonds cin 
50%iger Zuſchuß gum Patentalgehalte gewährt. 
Außerdem dienen zur Aufbeſſerung der Inva— 
lidenbezüge die Einnahmen der in den öſterr. 
Ländern aus älterer Zeit her beſtehenden Inva— 
lidenfonds. 

Unteroffiziere u. Soldaten, welche während 
der altiven Dienſtleiſtung oder während ſie ſich 
im Genuſſe einer Invalidenpenſion oder im Ver— 
jorgungsitande eines Ynvalidenhaujes bejinden, 

eijtesfranf geworden jind, werden auf Ko— 
ſten des Militärärars gegen Cinjtellung ihrer Ge— 
biibren in der Qrrenabteilung des Militärinvali— 
denhauſes gu Tyrnau oder in einer Sivilirrenan- 
jtalt untergebradht. 

LV. Die Verforqung der Witwen u. Waifen 
der Gagiiten geſchieht zünächſt durch Gewährung 
von Penjionen u. Erziehung sbeitragen. 

1. Witwenpenfjionen. a) Anſpruch auj 
cine fortlaujende Jahrespenſion haben folgende 
Witwen; 

a) Die Vitwen von Offigieren und fonjtigen 
Gagijten, wenn die Che während der aftiven 
Dienjtleijtung oder vor dem Cintritt in den Militär— 
dDienft geſchloſſen wurde und der Gatte entiweder vor 
dem Feinde gefallen oder ohne eigenes Verſchul— 
den unmittelbar in Ausübung de8 Militérdienjtes 
infolge einer Berwundung, einer äußeren Be— 
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ſchädigung, einer epidemifden oder emdemiſchen, 
bezw. injolge jeiner Dienftleijtung in einem Spi- 
tale überkommenen anjtedenden Stranfheit oder 
endlid) infolge von Kriegsſtrapazen gejtorben ijt. 
Gleichzuachten find jene Fille, wo gwar feine Ver— 
wundung oder äußere Schädigung des Gatten 
ſtattjand, er aber doch infolge der während der 
aftiven Dienſtleiſtung im Frieden ohne eigenes 
Verſchulden und in ünmittelbarer Ausübung des 
Militärdienſtes erlittenen Unfälle oder anderer 
Schädigungen den Tod fand, vorausgeſetzt, daß 
der letztere nicht ſpäter als nad) 5 Jahren vom 
Reitpunfte des Uustrittes aus der letzten aftiven 
Dienjtleijtung erfolgt ijt, Der Anſpruch beſteht 
auc, wenn der atte ohne Rückſicht auf die ver- 
anlajjende Urſache des Todes zur Beit desjelben 
cinen geſetzl. Unjprud auf Suerfennung einer blei- 
benden Militärverſorgung erlangt hatte oder be— 
reitS in deren * geſtanden iſt oder endlich 
im Falle einer während der Beurlaubung mit 
Wariegebühr geſchloſſenen Ehe noch mindeſtens 
3 Jahre nad) dem Wiedereintritt in den Dienſt 
fortgedient hatte; 

3) die Witwen von Oifizieren und jonjtigen 
Magijten, welche fid) im Ruheſtande verehelicht 
haben, jowie die Witwen von Offizieren und ſon— 
jtigen Gagijten in der Referve und anderen nidht- 
altiven Standen, wenn der Gatte nach feinem Eine 
viiden zur aftiven Dienftleijtung injolge der oben 
bezeichneten, mit dem Militärdienſte im Zuſam— 
menbhange jtehenden Umſtände gejtorben ijt. Das 
gleiche gilt auch, wenn der in den Rubeftand ver- 
jebte Gatte in den altiven Stand riicfverjept oder 
im Sriege in bejonderer Dienjtesverwendung ge- 
ftanden und fein Tod während der aftiven Dienst: 
leiſtung oder nach ciner jortgefepten, mindejtens 
3jabrigen aftiven Dienjtleijtung tm neuerl. Rube- 
ſtande cingetreten ijt. 

Ausgeſchloſſen von dem Anſpruch auf cine 
fortlaufende Benjion jind nadjtehende Witwen: 

a) Deren Ehe ohne militärbehördl. Bewilli- 

ung bezw. ohne Beobachtung der militäriſchen 
Peitatévoridiriften geſchloſſen worden iſt; 

5) welche ſich ſeit der Wirkſamkeit der Mili— 
tärwitwen⸗ u. Waiſenverſorgungsgeſetze vom J. 
1887 entweder gegen Einlegung eines Penſions— 
verzichtreverſes oder außerhalb der durch die mili— 
täriſchen Heiratsvorſchriften beſchränkten Zahl ver— 
ehelicht haben, fofern deren Gatten nicht vor dem 
Feinde gefallen oder unter einem der früher an— 
gegebenen beſonderen Umſtände verſtorben ſind; 

7) welche zur Zeit des Ablebens ihres Gat— 
ten injolge ihres Verſchuldens mit demſelben nicht 
in Gemeinſchaft gelebt haben; 

4) deren Gatten ausgewandert ſind, eine fremde 
Staatsbürgerſchaft erworben oder ſich bis zu ihrem 
Tode unbefugt im Auslande aufgehalten haben; 

e) deren Gatten ohne Vorbehalt des Anſpru— 
ches auf eine Heeresverſorgung oder unter Ver— 
icht auf eine ſolche unmittelbar in den Zivil— 
—R oder einen gleichgehaltenen Dienſt tiber- 
getreten ſind, inſofern mit einem ſolchen Dienſte 
Die Anwartſchaft auf einen Verſorgungsgenuß fiir 
die Witwe verbunden iſt; 
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) deren Gatten während der aftiven Dienſt-— 
leiſtung bezw. während der Beurlaubung mit 
Wartegebühr die Charge freiwillig abgelegt haben 
oder derſelben fiir verluſtig ertlart worden find; 
. %) deren im Rubeftande befindl. Gatten ohne 
Ubertritt in den Biviljtaatsdienft oder in cinen 
gleiddgebaltenen Dienjt mit oder ohne Whjertiqung 
auf Die Militärpenſion vergichtet haben; 

) deren int Rubejtande befindl. Gatten der 
Militärpenſion injolge einer ſtrafgerichtl. Berur- 
teilung verlujtig erflirt worden find oder gegen 
deren Batten nod) vor Aniveijung der Witwen- 
penjion foldje Anſchuldigungen bervorgefommen 
u. ertviejen worden find, daß fic, wenn fie nicht 
ainda fein wiirden, des Dienſtes entlajjen 
ezw. dex Penjion fiir verlujtig erflirt worden 
wiiren; 

t) gegen welche wegen einer nod bei Leb— 
jeiten des Gatten veriibten jtrajbaren Handlung 
eine ſtrafgerichtl. Verurteilung ſtattgefunden bat, 
welche die Entziehung der Penſion nach ſich zieht. 

b) Die Höhe der Witwenpenſionen richtet ſich 
nach der Charge des verſtorbenen Gatten und be— 
wegt ſich —— 400 K —_ für die zwölfte 
und 4000 K jährlich fiir die erſte u. zweite Rang— 
klaſſe. Die Penſion der Witwe nach einem im 
Ruheſtande verjtorbenen Offiziere oder Militär— 
beamten darf aber die Höhe der vom verſtorbenen 
Gatten zuletzt bezogenen Penſion nicht überſteigen. 
Die Witwen der in keine Rangklaſſe eingeteilten 
Gagijten erhalten al Penſion den dritten Teil 
der vom Gatten gulegt bezogenen Aktivitätsgage. 
Jenen Witwen, deren Batten erwiejenermapen vor 
Dem Feinde qejallen oder binnen Jahresfriſt in— 
jolge einer vor dem Feinde erlittenen Verwundung 
oder von Kriegsſtrapazen gejtorben find, gebiihrt 
cin 50%iger Zuſchuß. 

c) Rebjt der Penſion fommt den hinterblie= 
benen Witwen von regelmäßig penfionierten Offi— 
jieren u. Dilitirbeamten, welche nidjt infolge 
ihres Verjchuldens von ihrem atten gefchieden 
waren, cin Sterbequartal im dreimonatl Be— 
trage der Venſion des veritorbenen Gatten au. 
Witwen nad Gagijten ohne Rangtlajje haben An— 
fprud) auf eine A fertigung im Betrage von 100 K. 
War der veritorbene Watte in einem Militärinva— 
lidenhauſe untergebradt, jo gebiibrt auger dem 
Sterbequartal und der Abfertigung noch die Be— 
nupung des Quartiers bis zum Ablauj des auf 
den Todestag nächſtſolgenden ortsiibl. Kiindiqungs- 
termines. 

d) Das Recht auf den Bezug der Witwen— 
penfion endigt: 

a) Durd) den Tod der Witiwe: 

5) durch dauernde Verzichtleiſtung; 

+) durch Erlangung einer —— von 
Seiten des Staates bezw. einer öffentl. Anſtalt 
ober durch den Eintritt in cin Moſter, welches nicht 
der Erziehung oder Kranfenpflege gewidmet ijt; 

6) durd) Wuswanderung, — einer 
fremden Staatsbürgerſchaft oder unbefugten Auf— 
enthalt im Auslande; 

e) durch cine ſtrafgerichtl. Verurteilung, mit 
welcher die Entziehung der Penſion verbunden iſt. 
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Wenn dic Witwe fic) wieder verehelidt, fo 
ruht da& Recht auf die Witwenpenfion und [ebt 
nad dem Lode des zweiten Gatten wieder auf. 

e) Die Mittel zur Beftreitung der Witwen— 
penfionen twerden aus den Zinſen der Militärtax— 
fonds geſchöpft, dod follte der gemeinjame tat, 
folange da8 jährl. Zinſenerträgnis diefer Fonds 
fich nicht auf 12 Mill. K belaujen wiirde, eine 
—— von 2,640.000 K beiſteuern, welche 
Summe dem im Voranfchlage des Reichsfinang- 
minijteriums fiir das J. 1885 fiit die Swede der 
it wr Bid ag eingejtellten Betrage entiprad. 
Im Kriegsjalle fann aud) der Vermögensſtamm 
der Militärtaxfonds bis zur Erſchöpfung in An— 
ſpruch genommen werden. 

f) Witwen, welche anf eine Penſion keinen 
geſetzl. Anſpruch befigen, können mit Wnaden- 
gaben beteilt werden. 

2. Erziehung sbeitriige. a) Anſpruch auj 
Erziehungsbeiträge haben folde Waifen von 
Giagijten, welche aus einer das Recht auf cine 
Witwenpenfion bheqriindenden Ehe ftammen oder 
durch eine ar ite derartige Ehe legitimiert 
worden find, fofern jie ein gewiſſes Normalalter 
nicht iiberjdjritten oder nicht eine friihere Berjor- 
guns etlangt baben. Regelmäßig wird aber ein 

talehungsbeitrag nur dann gewährt, wenn die 
Witwe gur Feit des Wblebens des Gatten wenig- 
ften8 3 von demfelben herjtammende unverjorgte 
Kinder zu erhalten oder beim Borhandenjein von 
2 jolchen Rindern nod einen Poſthumus ju erwar- 
ten hat und wenn der Vater zur Heit feines Todes 
einen geſetzl. Anſpruch auf eine dauernde Militär— 
verjorgung erlangt hatte oder bereits im Genuſſe 
derielben gejtanden ijt. Bon diejem Grundſatze 
wird cine Musnahme gemadjt, wenn der Vater 
vor bem Feinde gejallen oder injolge ciner Ver— 
wundung, von Kriegsjtrapagen und von in unmite 
telbarer Ausübung des Militärdienſtes erlittener 
Schädigungen verſtorben ijt, ferner wenn die Waiſe 
elternlos ijt oder endlich wenn die Mutter begiv. 
Stiefmutter aus näher bezeichneten Griinden feine 
Staatspenfion begieht. 

b) Die Höhe der Erziehungsbeiträge ridjtet 
fich qleichjallS nach der Rangklaſſe des verjtorbe- 
nen Waters und bewegt fic) zwiſchen 80 K fiir 
die zwölfte und 500 für Die erjte u. zweite 
Rangflajje. Waiſen von Gagiſten ohne Rangklaſſe 
erhalten 60 K pro Kopf. 

Die Summe der Erziehungsbeiträge darj aber 
nicht größer fein als der Betrag der Witwenpen- 
jion und es darf, wenn der ter bezw. Gatte 
zur Beit ſeines YUblebens bereits iim Ruheſtande 
war, die Summe der Erziehungsbeiträge mit Eins 
ſchluß der Witwenpenfion die Höhe der vom Ver— 
jtorbenen julept bezogenen Penfion nicht iiber= 
ſchreiten; andernjalls find die Crziehungsbeitriige 
entſprechend herabzuſetzen. Elternloſe Waijen und 
ſolche Waiſen, deren Mutter oder Stiefmutter aus 
beſtimmten Gründen keinen Anſpruch auf eine 
Witwenpenſion haben oder aus dem Genuſſe der— 
felben getreten find, erhalten 3u dem regelmäßigen 
Erzichungsbeitrage einen 50% igen Zuſchuß, aber 
die Summe der erhibten Erziehungsbeiträge darf 

Ofterr. Staatéwérterbuch. 2. Aufl., 2. Bd. 
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gleichfalls nicht höher fein al8 die Witwenpenjion, 
welde der Mutter bezw. der Stiefmutter gebiibrt 
hätte oder welche diefelbe bereits bezogen bat. 

c) Das Normalalter, mit welchem der Genus 
ber Erziehungsbeiträge von Rindern der Gagiſten 
aufhört, ijt fiir bie männl. Waiſen auf das zu— 
rückgelegte 20. und fiir die weibl. Waijen auf das 
18. Lebensjahr feſtgeſetzt. Beſtimmte Tatjachen 
——— von öffentlichen oder Privatdienſten, 

ntritt in das Heer, Aufnahme in öffentl. Er— 
iehungsanſtalten, in cin geiftl. Seminar oder Klo— 
her uf.) find pon Gejepes wegen als Erlangung 
einer friiheren Verjorgung angujehen. 

d) Gine ſolche Verſorgung erhalten die Wai— 
jen von Gagijten ingbej. aud) durch Aufnahme 
in die Militdrergiehungsinjtitute, Männl. 
Waijen erhalten Aufnahme in dem Erziehung s 
inftitute fiir verwaifte rele aed au 
Hirtenberg. Sie werden hier fiir eine Militär— 
unterrealjchule oder cine Anfanteriefadettenjdhule 
Herangebildet. Die verwaijten Töchter von Dffi- 
zieren und ausnahmsweiſe aud) von Militärbe— 
amiten werden untergebyadt in ben Offiziers- 
tidterinjtituten gu Odenburg u. Hernals. 
Sie werden hier gu Lehrerinnen fiir öffentl. Volks— 
ſchulen und gu Ergieherinnen herangebildet. Wer— 
den fie nad) einer zehnjährigen Verwendung als 
Privaterzieherinnen erwerbsunfibig, fo haben fie 
den — auf eine Penſion von jährlichen 
420 K und außerdem können abſolvierte Soglinge, 
wenn fie ohne Verſchulden dienſtlos werden, tm 
Hernaljer Qnititute Zuflucht bis gu 3 Monaten 
erhalten. 

Bezüglich der qeijtesfranfen che 
pon Wagijten bejteht gwar feine rechtl. Verpflich 
tung des Militärärars gur Besahlung der Irren— 
hausverpfleqstojten, allein auf Grund verſchiede— 
ner A. E. (18 VI 13 und 201 85) wurden die— 
felben bisher, fofern fie mittellos find und ſonſt 
feine Unterjtiigung beziehen, auf Koſten des Arars 
in den Zivilirrenanjtalten ** 

V. Die Angehörigen der Unteroffiziere u. 
Mannſchaftéberſonen beſitzen ebenfalls unter ge— 
wiſſen Verhälmiſſen einen Anſpruch auf Gewaͤh— 
rung von Witwenpenſion bezw. Erziehungs— 
beiträgen. Einen Anſpruch auf fortlaufende Jah— 
respenſionen beſitzen aber nur jene Witwen 
von wirkl. Unteroffizieren, welche ſich während der 
altiven Dienſtleiſtung mit Beobachtung der mili— 
täriſchen Heiratsvorſchriften innerhalb der durch 
dieſelben beſchränkten Zahl nach der 1. Klaſſe ver— 
ehelicht haben oder in die 1. Klaſſe der Verheira— 
teten verſetzt worden ſind, vorausgeſett, daß dieſe 
zur Zeit ihres in der altiven Dienſtleiſtung 
erfolgten Ablebens einen geicbt Anſpruch auf Zu⸗ 
erlennung einer bleibenden Militärverſorgung er— 
langt batten, in den Verſorgungsſtand eines Mi— 
litdrinvalidenhaujes anfgenommen waren oder 
auferhalb desjelben die Qnvalidenpenfion begogen 
haben. Der qleiche Anſpruch ijt aud) ohne Ruͤck— 
ficht auf den Seitpunft der mit oder ohne militär— 
behördl. Bewilligung gefdlofjenen Ehe den Wit— 
wen jener Mannſchaftsperſonen zuerkannt, welche 
vor dem Feinde gejallen oder infolge einer Ver— 
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wundung, äußeren Beſchädigung, im Spitale iiber- 
fommenen anjtedenden Rranfheit, endlid) infolge 
pon Kriegsſtrapazen gejtorben find. Dasſelbe gilt 
pon den Witwen jener Mannſchaftsperſonen, welche 
burd) andere im Frieden ohne eigenes Verſchulden 
in unmittelbarer Wusiibung des Militärdienſtes 
erlittene Schidigungen den Tod gefunden haben, 
jofern derfelbe nicht ſpäter als nach 5 Jahren bom 
Zeitpunkte des Wustrittes aus der lepten aftiven 
Dienjtleijtung erjolgt und die Ehe vor diejem Aus— 
tritte gefdjlofjen worden iſt. 

Die Hobe der Witwenpenjion richtet fic) bei 
ben Witwen von Unteroffizieren u. Mannſchafts— 
perjonen nach der von den letzteren zur Beit ihres 
Ablebens bhefleideten Charge und bewegt fic) zwi— 
iden 48 K und 200 K jährlich. Witwen folcher 
Unteroffigiere u. Mannſchaftsperſonen, welche er- 
wieſenermaßen vor dem Feinde gefallen oder bin— 
nen Jahresfriſt infolge einer vor dem Feinde er- 
littenen Berwundung oder an Kriegsſtrapazen ge— 
jtorben jind, erhalten einen 50%igen Zuſchuß zur 
Jahresbenſion und, wenn jie gänzlich erwerbsun- 
fibiq und mittelloS find, fiir die Dauer dieſes 
Zuſtandes iiberdies einen jährl. Betrag von 96 K. 

n Witwen dev Unteroffiziere u. Soldaten, welche 
in den Verſorgungsſtand eines Militérinvaliden- 
haujes aufgenommen worden find, gebiihrt jerner, 
wenn fie nad der 1. Klaſſe verbeivatet waren, 
cine Wbfertiqung von 60 K. 

Die Erziehungsbeiträge betragen fiir 
Raijen von Unterojfizieren u. Mannſchaftsperſo— 
nen 48 K_ jibrlid) pro Kopf, doch diirfen die Er— 
——— und die Witwenpenſion zuſam— 
men die Summe von 360 K nicht überſteigen. 

Das Normalalter fiir die männl. Waijen ijt 
auf das 16., für weibl. Waijen auf das 14. Jahr 
fejtqeiept. 

fiir die Aufnahme von Soldatenmädchen die— 
nen da8 Ergiehungsinjtitut der Rarolinens 
jtiftung gu Secbenftein (in MN. ©.) und das 
Soldatenmiddeninjtitut ju Szatmär (in 
Ungarn). 

Webrechliche, erwerbsunfiihige und jeder Bei- 
hilſe entbebrende Soldatenwitwen und ehel. Kin— 
der von LUnteroffigteren u. Goldaten, weldje nad 
der 1. Klaſſe verheivatet gewejen und in der Haus: 
verforgung von Militärinvalidenhäuſern verjtorben 
jind, jowie aud) folche Witwen u. Kinder von Ga- 

ijten ohne Rangflajje werden dajelbft zeitweiſe 
A lange untergebracht, bis es möglich wird, dies 
jen Witwen u. Waifen eine anderiveitige bleibende 
Verjorgung, insbeſ. in der Heimatsgemeinde, ju 
verſchaffen. 

Geiſteskranke Gattinnen und nod in väterl. 
Obſorge ſtehende Minder von Unteroffizieren u. 
Mannſchaftsperſonen, welche nach der 1. Klaſſe 
verheiratet ſind und in aftiver Dienſtleiſtung ſtehen 
oder ſich in der Lokoverſorgung eines Militärin— 
validenhauſes befinden, werden, wenn ſie wegen 
Gemeingeſährlichkeit in einer Irrenanſtalt unter- 
gebracht werden müſſen, bei nachgewieſener Ver— 
mögensloſigkeit auf Rechnung des Militärärars 
verpflegt. —— übernimmt das Militärärar 
fiir geijtestranf gewordene und in eine Irrenan— 
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jtalt abgegebene Witwen u. Waijen von Unter= 
offigieren u. Mannſchaftsperſonen, weldje nad) den 
Militärwitwen- u. Waijenverforgungéegeiegen eine 
Verforqung vom Militärärar beziehen, feine Zah— 
lungsverbf —— 

VI. Das militäriſche Unterſtützungsweſen um- 
faßt in erjter Linie die gejepl. — ola: det 
nidjtaftiven Heeresperjonen und ibrer Familien 
wiihrend der Zeit ihrer militäriſchen Dienjtleijtung. 
Im Frieden ijt eine Vorjorge in diefer Rid 
tung mut fiir die Sivilftaatsbedieniteten (öſterr. 
G. 22 VI 78, R. 59), fiir die Supplenten der 
vom Staate erhaltenen WMitteljdulen, Lehrer u. 
Vehrerinnenbildungganjtalten und nautijden Schu⸗ 
len (djterr. & 5 VI 90, R. 116), dann fiir 
Bolfs- u. Bürgerſchullehrer (verſchiedene Landes- 
geſetze) qetrofjen. Dicien öffentl. Funktionären bleibt 
während der aftiven Dienſtleiſtung in der für die 
Refrutenaushildung fejtgefesten Dauer und wäh— 
rend der periodijden Wajfeniibungen ihr Dienjt- 
pojten u. Rang gewahrt und nur bet der Ableiſtung 
der geſetzl. Präſenzdienſtpflicht wird der gur Vor— 
rückung in die höhere Gehaltsſtufe zurückzulegende 
Zeitraum (Quinquennium ufiv.) durch dieſe Dienſt⸗ 
leiſtung unterbrochen. Dieſen Funktionären werden 
wiihrend der aftiven Dienſtleiſtung auch ihre Be— 
jlige weiter erjolgt; nur fiir die Dauer der gefesl. 
Prajengdienjtpflicht werden dicielben eingeſtellt. 
Hegiinjtiqungen geniehen auch die Kanzleigehilfen 
(B. des Gejfamtminijteriums 19 VIL 1902, R. 145). 

Für die Privatbedienjtcten befteht dageqen im 
Frieden bisher feine derartige Fiirjorge. Eine Aus— 
nahme machen dic Gijenbabnkedienticten, weldjen 
durd) die tm J. 1890 von den Cijenbahnverwal- 
tungen veteinbarte „Vorſchrift fiir die Behandlung 
der Gifenbahnbedienjtcten wéihrend der Erfüllung 
der Militärdienſtpflicht“ allg. cine Reihe von Be- 
giinftiqungen gewährt worden find. 

Im Kriegsfalle erjtredt fid) dagegen die 
Fürſorgepflicht der Hffentl. Verwaltung ſowohl auj 
die öffentl. Bedienjteten als auch auf die Fami- 
lienangebirigen der fonftigen Mobilifierten. Die 
erjteren beziehen (djterr. G. 22 VI 78, R. 59), 
wenn fie im Staatsdienjte jtehen und sum Mann— 
pact dgreng? ata, im Mobilijierungsfalle regel= 
mäßig die Militär- u. Zivilgebühren. Die Mili— 
tärgagiſten erhalten unbedingt ein Dritteil ihrer 
bei der Penſionierung anrechenbaren Zivilbezüge 
und, wenn die Militärgage bei Abrechnung dieſes 
Dritteils den vollen Betrag der anrechenbaren 
le ait nicht erreidjt, nod den entfallenden 

ifferengbetrag. Führen fie einen eigenen Haus- 
ftand mit Frau u. Rindern, fo findet cin Abzug 
pon den Zivilgebühren nur inſoweit ftatt, als die 
legteren mit ber Militérgage zuſammen die Summe 
von 2400 K überſteigen. UberdieS verbleiben der- 
artige Zivilſtaatsbedienſtete u. Gagijten im Genuſſe 
der Ultivitiitszulage, deS Quartiergeldes und der 
etwaigen Naturalgebiibren. Die Supplenten der 
jtaatl. Lehranjtalten und die Lehrer genießen ana= 
loge Begiinjtiqungen. Nur gilt fiir die Lehrperſo— 
nen, welde dem Mannſchaftsſtande angehören, die 
Anordnung, dah denfelben die Halfte der mit ihrer 
Anſtellung verbundenen Bezüge gewahrt bleibt. 
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Für die Cifenbahnbedienfteten find in der be- 
reits erwiifnten „Vorſchrift“ gleichfalls cine Reihe 
widhtiger Begiinjtiqungen feitgefept. 

ie hiljsbediirjtigen Familienangehörigen der 

im Mobiliſierungsfalle einberujenen Reſerviſten 
und fonjtigen nichtaftiven Berfonen haben einen 
eſetzl. Anſpruch auj eine jtaatl. Unterjtiipung (ijterr. 
ilitärtaxgeſetz 13 VI80, R. 70, ung. G. A. XI: 82), 

Bu dieſen unterjtiipungsberedtigten Perſonen 
zählen die Frauen, Kinder, die Berwandten in 
aufiteigender Linie und die Geſchwiſter, fofern ihr 
notwendigfter Lebensunterhalt ausſchließlich oder 
dod) gum größten Teile von dem perjinl. Erwerbe 
ded Cinberufenen abbangig ijt, nad) dem ung. 
G. unter der gleiden Vorausſetzung auc) der 
Schwiegervater und die Sdwiegermutter. Die Un- 
terjtiipung bejteht in einer Unterhaltsgebühr fiir 
jedes amilienmitglied in der Höhe der Mili- 
tärdurchzugsverpflegung und einer Unterfunftsge- 
biihr im halben Betrage des Unterhaltsbeitrages. 
Die Gejamtjumme der Unterjtiigungsbetriige darf 
den Tagesverdienft des Einberufenen nidt über— 
jteigen. Kinder unter acht Jahren erhalten nur die 
Hälfte des Unterjtiipungsbetrages. 

Bum Bwede der C. über die Unterjtiipungs- 
anſprüche werden in den öſterr. Ländern Unter- 
jtiipungsfommiffionen eingefept, welche unter 
dem Borjip ded ChefS der polit. Landeshehirde 
tagen und in denen auch die Finanzlandesbehörde 
und der L. A. vertreten find. Die Erhebungen 
werden von den polit. BesirfSbehirden durchge— 
führt. Cine Berufung gegen die E. der Unter- 
jtiipungsfommiffionen ijt nicht zuläſſig. In Un— 
garn entſcheidet der Landesverteidigungsminiſter 
im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern. 
Die Erhebungen werden durch dieſen bezw. durch 
den Banus durchgeführt. 

. Die Koften der Unterjtiipungen belajten in 
Ojterr. den Staatsſchatz, in Ungarn den Militär— 
tarfonds. 

Sweden der Unterſtützung dienen außerdem die 
Vorſchußeinrichtungen (Erzherzog Wlbrecht- 
ſcher Offiziersſonds), die militäriſchen Stif— 
tungen und die verſchiedenen Vorkehrungen der 
Vereine (Veteranenvereine, Vereine für Witwen 
u. Waiſen, patriotiſche Hilfsgeſellſchaften uſw.). 


X. Finanzverwaltimg. 


Die Beſchaffung der nötigen Geldmittel zur 
Beſtreitung des Heeresauſwandes iſt nicht Auf— 
abe der Kriegsverwaltung; dieſelbe hat vielmehr 
ie von ihr benötigten und verfaſſungsmäßig be— 
willigten Mittel von der Finanzverwaltung zu 
übernehmen. Wohl aber obliegt ihr die Aufſtellung 
des Voranſchlages und die Verwendung der Sum— 
men durch Erlaſſung von Anweiſungen und deren 
Vollzug im Wege der dazu berufenen Kaſſen, 
weiter auc) die Durchführung der Rechnungs- 
fontrofle fowohl gegeniiber den anweiſenden als 
aud) gegeniiber den Kaſſenbehörden. 


Als anweiſende Behörden fungieren fiir das 
Heer das K. M. und die Militdrterritorialbehirden, 
fiir Die Kriegsmarine die Marinefeftion, da8 Hafen- 
admiralat und das Seebesirfsfommando nebſt 
dem WMilitirhafenfommandd und dem WUrjenals- 
tommando, endlid) fiir die Landwehren und den 
Landjturm die L. DML, die Landiwehrfommanden 
u. Landiwehrdijtriftsfommanden nebjt der Landes- 
verteidigungsoberbehörde. 

Die Kaſſenführung iſt sum Teil beſonde— 
ren Militärkaſſen anvertraut, zum Teil den Zivil— 
ſtaatslaſſen übertragen. Für das Heer beforgen 
Die Kaſſengeſchäfte das Zahlamt des K. M., die 
felbjttindigen Militärkaſſen (nebft der Militär— 
filialfajje gu Moftar), fiir die Kriegsmarine die 
Marinezahlämter in Wien u. Pola und die als 
Marinesablitelle fjungierende Finanzlandeskaſſe in 
Trieft, fiir die Landiwehren und den Landjturm 
im Frieden die Aiviljtaatsfafjen der beiden Reichs— 
hiljten. Im Kriege werden bei den größeren 
Sommanden und in ausgeriijteten fejten Plätzen 
Operationsfajjen u. Fejtungsfajien aufgeſtellt. 

Die Rednungsfontrolle obliegt einerſeits 
den Rednungsabteilungen der anweiſenden Be- 
borden, andereit8 den Staatsrechnungshöfen. Rech— 
nungsabteilungen beſtehen beim K. Wt. und bei 
dex Intendanz eines jeden Korps- oder Militär— 
kommandos. Außerdem ijt dem K. Dt. ein Fach— 
rechnungsdepartement und den Divijionsintendan- 
jen cine Anzahl von Rechnungsfontrollsbeamten 
ut Uusiibung der Rechnungskontrolle beigegeben. 

ci den Marinebehirden find mit der Rechnungs— 
fontrofle gleichſalls Rechnungsabteilungen und 
das Marinekontrollsamt in Wien betraut, während 
die maritim-tedinijde Kontrollskommiſſion in Bola 
als tedjnifdj-dfonomijches Hiljsorgan der Marine- 
zentralbehörde fungiert. Fiir die Landwehr und 
den Landſturm —— die Rechnungsagenden 
das Rechnungsdepartement und das Landwehr— 
fachrechnungsdepartement des fF. k. L. M. bezw. 
die Landwehrbuchhaltung des ungar. L. M., dann 
die bei den Landwehrkommanden u. Landwehr— 
truppendiviſionen eingeteilten Landwehrrechnungs⸗ 
lontrollsbeamten. 

Im Kriege erfolgt die Überprüfung u. Ab— 
fertigung der Rechnungen der mobilen Truppen 
u. Herresanjtalten durch) die beim K. M. aufzu— 
jtellende Kriegsrechnungsabteilung. 

Die 3 Oberften Rechnungshöfe, nämlich der 
gemeinjame Oberite Rechnungshof und die Rech— 
nungshije der beiden Reichshälften fajjen die Rech— 
nungen der untergeordneten Organe in Form von 
Zentralſtaatsrechnungen gujammen und iiben als 
unterftiipende Organe der parlamentarijden Bere 
tretungstörper die verfaſſungsmäßige Rontrolle 

egeniiber den Zentralverwaltungsbehörden. Die 

ejugnifje des gemeinfamen Oberjten —— 
hoſes find durch eine Vereinbarung mit dem K. We. 
aus dem J. 1870 geregelt, wodurd) die Beſtim— 
mungen Dder fiir den öſterr. Oberiten Rechnungs— 
bof geltenden kaiſ. V. 21 X1 66, R. 140, auch auj 
den gemeinjamen Oberſten Rechnungshof mit gee 
wijien Wodijitationen iibertragen worden find. 
Dieje Modififationen betreffen die Formen ded 
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UmtSverfehres zwiſchen den anweiſenden und den 
Rednungsbehirden einerjeits und dem Oberſten 
Rechnungshoje anderfeits. Insbeſ. foll die Vor— 
lage der Rechnungsbehelfe an den Oberſten Rech— 
nungshof im Wege des K. M. erfolgen und die 
WUustragung von Bedenfen und die Anordnung 
von Jnipeftionen, Sfontrierungen u. Liquidationen 
im Cinvernehmen mit dem Winijterium jtatt- 
finden. 

Gin cinheitl. Heeresbudget beſitzt die Mon- 
ardie entipredjend ihrem ftaatSrecdhtl, Charafter 
nicht; an Stelle —— beſtehen vielmehr meh— 
rere geſonderte Teilbudgets (Budget des gemein— 
ſamen Heeres, Budget der beiden Landwebhren und 
des berderjeitigen Landjturmes, Budget der bos— 
niſch-⸗herzegowiniſchen Truppen). Wit seg. agree 
men in dad Heeresbudget find mehrere 
Verwaltung der gemeinjamen Regierung ftehende 
Militärfonds (f. den Art.: „F —B—— 

Außerhalb des Heeresbudgets ſtehen dagegen 
die ſonſtigen Stiftungs⸗ u. Verwaltungsdepoſiten. 
Ebenſowenig wird der militäriſche Vermö— 
gensbeſitz des Staates im Heeresbudget zur 
Darſtellung gebracht. In Übereinſtimmung mit 
der ſtaatsrechtl. Geſtaltung der Monarchie in 
dieſem Vermögensbeſitz 4 Maſſen zu unterſcheiden 
und als Rechtsſubjelt dieſer verſchiedenen Maſſen 
ſind die —— Geſamtmonarchie, die beiden 
Reichshälften und das Verwaltungsgebiet von 
Bosnien und der Herzegowina anzuſehen (fj. den 
Urt.: „Fiskus“). Nach der gegenwärtigen Praxis 
werden jedod) aud in der Benugung des gemein— 
jamen Heeres ftehende Jmmobilien als im Cigen- 
tume jener Reichshälfte ftehend eradtet, in welder 
diejelben gelegen find, und demgemäß auc grund= 
biicherlic) behandelt (fj. oben den Abfdnitt: Q. 
»Bauwejen’). Die eigenen Einnahmen der 
Heeresverwaltung (aus dem Pulvermonopol, Sdul- 
elder, veridjiedene andere Gebühren u. Laren) 
ind unerheblid. Bon größerer Bedeutung ijt 
die bejtimmten HeereSgweden gewidmete Wili- 
tirtare (f. dicien Art.). 

Beſondere finanzwirtſchaftl. Vorfehrungen fiir 
den Kriegd- u. bode eae i —5* 
Regetimng det Verhiltnifje der Notenbank) beftehen 
in Oſterr.Ungarn nicht. 

Zu den Agenden der militäriſchen Finanj- 
verwaltung ſind endlich aud) gu zählen die Gel— 
tendmachung der ökonomiſchen Haftung 
der Heeresperſonen, fiir welchen Zweck ein beſon— 
deres Erſatzverfahren vorgeſchrieben ijt (ſ. den 
Urt.: „Adminiſtrative ————— 
in Militärſachen“) ſowie die Begleichung der 
Kriegs- u. Militärſchäden (f. dieſen Art.). 


V. Reform- u. Streitfragen. 


Die Reform- u. Streitiragen im Bereiche des 
Heerwejens find bet dem Umſtande, dak ein jo 
miidtiger Organismus, wie die moderne Armee, 


Monardhie in innigitem Zuſammenhange ſteht, 
ſehr zahlreiche und betreffen ſowohl die militi- 
riſche als auch die ſtaats- und verwaltungsrechtl. 
Seite. An dieſer Stelle müſſen natürlich die ſpe— 
ig militäriſchen Momente unberiidfidtigt blei- 
en. Qn ftaatsrechtl. Besiehung find vor allem die 
neuerdings mit bejonderer Schärfe in Ungarn ber- 
vorgetretenen Beftrebungen gu erwähnen, welche 
ſich gegen die in den lusgleichsgeſetzen aufrecht 
erhaliene Einheit der Armee richten. 
Anknüpfend an die im ungar. Ausgleichsge— 
fepe G. A. XII: 67, $$ 11, 12 u. 14) enthaltene 
Unfiibrung eines ungar. Kriegsheeres, welches 
dajelbjt aber ausdrücklich als ein ergiingender 
Bejtandteil der Gefamtarmee bezeichnet wird, for- 
derten namentlich die ungar. Oppofitionsparteien 


n der) nidjts weniger als die Auflöſung des bisherigen 


einheitl Urmeeverbandes und die Organifjierung 
einer ſelbſtändigen ungar. Armee, wozu naz 
mentlich die Einführung der ungar. Kommando— 
ſprache den Vorwand und das Mittel bieten ſoll. 
Von den gleichen Tendenzen getragen waren ſchon 
die — der Debatten über die letzten 
(nenen) Wehrvorlagen im ungar. Reichstage geſtell— 
ten Anträge, welche die —— aller ungar. 
Erſatzreſerviſten zur Honvedarmee, die ſtrikte Wb: 
qrengung ded @irtungatreties des gemeinjamen 
Rriegsminijters und de8 Honvedminijters und 
Ghnliches mehr begwedten. Die Bewegung griff 
dann aud) auf die liberale Partei iiber und jand 
zuletzt in den befannten Beſchlüſſen des Neuner- 
omitees (1903) ihren Ausdruch. 

Dieſe Beichliifje wurden von der Krone mit 
cinigen Wodifitationen afjeptiert und die darin 
niedergelegten Zugeſtändniſſe follten die aufgeregte 
Bffentl. Meinung Ungarns beſchwichtigen. Dre Zu— 
—— betrafen insbeſ. die Anpaſſung der 

rmeembleme an die dualiſtiſche Staatsform, 
die Anerkennung der ungar. Staatsſprache in der 
neuen, dem Parlamente vorzulegenden Militär— 
———— die Erweiterung des Wi — 
treiſes des Honvedminiſters rückſichtlich der Be- 
günſtigungen in der Erfüllung der Dienſtpflicht, 
die moͤglichſt ftrifte Durchführung des Allerhöch- 
ſten Befehlsſchreibens vom Jahre 1868 in Be— 
treff der Einteilung der —* Offiziere in ungar. 
Regimenter und die ausgiebigere Verſorgung der 
ungar. Truppen mit ungar. Offizieren durch Kre— 
ierung von Stipendien und Errichtung neuer Mi— 
— ————— endlich die Korreſpondenz 
der Heeresbehörden in der ungar. Sprache. In 
die verfaſſungsmäßig anerkannten Reſervatrechte 
des Herrſchers aber begiiglid) der Nommando- u. 
Dienjtiprade des Heeres follte nicht eingegriffen 
werden. GSeither hat fic) diefe Streitfrage in Un— 
garn ju ciner die ganze Wonardhie in Mitleiden- 
ſchaft ziehenden Verfaſſungskriſe qejtaltet, die in— 
deſſen vorläufig durch die Nachgiebigkeit der Oppo— 
ſitionsparteien wieder bei id erſcheint. 

Gegenſtand lebhafter Diskuſſion ſind ſeit län— 
gerer Beit mance Beſtimmungen der Wehr— 
ordnung. Wit einem gewiſſen Ungeſtüm wird 


in viele Lebens⸗ u. Verwaltun — eingreift | von der Bevölkerung ſpeziell die Abänderung eins 


und mit dem ganjen jtaatsredtl. 


lufbau unjerer | zelner als befonders driidend empfundener Nor- 
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men de8 feit dem J. 1889 nicht mehr erncuerten 
Wehrgeſetzes gefordert. 
erlangt wird namentlid) die WAusdehnung 
der vorjeitigen Beurlaubungen mit bejonderer 
Bedadtnahme auf die Landwirte u. Familiener- 
halter, ferner der Wegfall der Wajfeniibungen im 
12. und eine Cinfdrinfung der Wajffeniibungen 
im 11. Dienjtjahre fowie die Gewährung von 
Ernteurlauben. Von verjchiedenen Seiten wird 
die Einfiihrung der zweijährigen Dienſtzeit nach 
dem Mujter Deutſchlands gejordert und die Re- 
gierung ijt diefer in militäriſcher, wirtſchaftlicher 
u. ftaatsfinangicller Beziehung überaus —— 
Frage bereits durch Vorbereitung eines diesbezügl 
Wefepentwurjes näher getreten. Bemängelt wer— 
den außerdem von mililäriſcher Seite die Beſtim— 
mungen iiber das Lojungs- Ziehungs-) BVerjah- 
ten, weil dadurch cine große Anzahl taugl. Ber- 
jonen vom Wilitérdienfte fajt villig befreit wird, 
wiihrend andere Wehrpflichtige, deren perſönl. Ver- 
hiltnijje Berückſichtigung verdienen wiitden, zum 
Dienjte herangesogen werden müſſen, wodurd) 
ebenjowobl die militäriſchen Intereſſen geſchädigt, 
als die Anforderungen der Billigkeit verletzt wer— 
den. Ebenſowenig entſprechen aber die geltenden 
Normen über die Wehrpflicht in genügendem Maße 
den vollswirtſchaftl. Intereſſen, indem dadurch der 
dauernde, ja ſelbſt ein kürzerer Aufenthalt wehr— 
pflichtiger — im Auslande und infolgedeſſen 
die Antniipfung überſeeiſcher Verbindungen be— 
hindert wird, während im Deutſchen Reiche und 
namentlich im Königreiche Italien den auswan— 
dernden jungen Leuten eine günſtigere Behand— 
lung in Bezug auf die Wehrpflicht zuteil wird. 
Sehr ſchwer ins Gewicht fällt auch die durch 
die Ausſchließung der militäriſchen Freizügigleit 
bewirfte Kompliziertheit des Gteluncaverjagrens. 
Da nämlich die Erfüllung der Wehrpflicht pringi- 
piell durd) Stellung im Heimatorte gu erjolgen 
hat, fo wird die Ausmitthung u. Evidenghaltung der 
Stellungspflichtigen fehr erſchwert und es gejtaltet 
jid) der Upparat, dutch den die Stellung vorbereitet 
wird, ebenjo verwidelt wie ungureidjend. Die volls 
ſtändige Befeitigung dieſer Ubelſtände und die Ein— 
jührung voller militäriſcher Freizügigleit wird in- 
deſſen tn OſterrUngarn weſentlich durch den Um— 
ſtand behindert, daß die Heeresverwaltung der 
Monarchie mit Recht ein Gewicht auf ein ge— 
wiſſes gleichmäßiges Gepräge der Mannſchaften 
der einzelnen Truppenkörper in nationaler und 
ſprachl. — legen muß und die Einſtellung 
der ungar. und der kroatiſch-ſlavon. Rekruten in 
die Regimenter der diesſeitigen Reichshälfte regel- 
mäßig aus ftaatsredjtl. Gründen ausgeſchloſſen ijt. 
Wetadelt wird auc) die übermächtige Stellung 
der militäriſchen Bertreter in den Stellungsfom- 
mijfionen, denen gegeniiber die in dieje Rome 
miffionen entfendeten ehrenamtl. Funktionäre der 
Gemeinden (BegirfSvertretungen) auf die Rolle 
blofer Zuſchauer angewieſen find. Zu Bedenten 
gibt weiterbin UWnla der Mangel einer Bejtim- 
mung in den geltenden Wehrgeſetzen über den 
Ausſchluß bemafelter Perfonen, welche gegenwär— 
tig gleich den übrigen Wehrpflichtigen und mit 
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denjelben gur Stellung u. Ableiſtung der Heeres— 
dienſtpflicht herangezogen werden, wabhrend früher 
Individuen, die wegen Verbrechens zu einer 
5 Jahre überſteigenden ſchweren Kerkerſtrafe verur— 
teilt waren, von der Stellung ausgeſchloſſen wur— 
den. Gegenſtand ſpezieller Beſchwerden u. Wünſche 
iſt vielfach noch immer das im letzten Wehrgeſetze 
einſchneidend rejormierte Inſtitut der Cinjabrig- 
Freiwilligen. Die Beſchwerden gehen namentlich 
aus den Kreiſen der Bourgeoifie hervor und rid 
ten fich gegen das Strafjahr der Einjährig-Frei— 
willigen, deſſen Härten von der Heeresverivaltung 
fiir die einer Beriidjictiqung wiirdigen Einjährig— 


. | Freiwilligen feither wejentlic) gemildert worden 


jind. Die Angriffe gegen das Inſtitut fommen 
aus pädagogiſchen u. militäriſchen Mreijen. Die 
etjteren jehen nicht mit Unrecht in dem heutigen 
Einjährig-Freiwilligeninſtitut ein ſehr bedentfl. 
Förderungsmittel des gelehrten Proletariates, die 
lepteren aber find auch derzeit mit den — 
der Einjährig-Freiwilligen und der aus denſelben 
hervorgegangenen Reſerveoffiziere unzufrieden. Da 
das — den Prinzipien der ſtaatsbürgerl. 
Gleichheit in bedenkl. Weiſe widerſpricht, ſo wird 
es natürlich auch von manchen polit. Parteien 
Sozialdemokraten —— verworfen. 

Zu mancherlei kritiſchen Betrachtungen geben 
ſodann die zahlreichen Sondernormen Anlaß, welche 
dic bürgerl. Rechtsverhältniſſe der Heeres— 
angehörigen regeln. Dieſelben laſſen vielfach dic 
Gleichmaͤßigkeit und innere Begründung vermiſſen 
und auch das Ausmaß bieter Sondernormen 
ſcheint, ſowohl was die Begiinjtigungen als was 
die Einſchränkungen anbelangt, öfter ohne Be— 
dürfnis iiberfehritten ju fein. An erjterer Begie= 
hung mug namentlich der Fortbejtand der Steuer— 
bejretungen bemängelt werden, welche dem ver= 
jajiungsmagigen Grundjage der gleidjen Behand- 
fung aller StaatSbiirger entichieden widerſprechen. 
Nod viel mißlicher aber erjcheint es, wenn die 
Blüte der Nation des Beſitzes der wichtigſten Frei- 
heitsrechte durch Verfiiqung der militalicgen Dienite 
gewalt entfleidet wird. 

Sum mindeften wird fiir ſolche Einſchränkun— 
gen eine allg. geſetzl. Delegation gejordert werden 
miijjen, wenn es nicht vorgesogen wird, die cin= 
— Einſchränkungen im G. felbjt feſtzulegen. 

ine ſolche Schutzwehr wire umſomehr erwünſcht, 
als die öſterrungar. Heeresverwaltung, wie ver— 
ſchiedene Beiſpiele dies beweiſen, nicht immer die 
reglementariſchen Schranken einzuhalten geneigt, 
fondern nach ihrem Ermeſſen den ſtaatsbürgerl. 
Freiheitsrechten ſelbſt der nichtaltiven Heeresper— 
ſonen noch engere Grenzen zu ziehen beſtrebt iſt 
und die parlamentariſche Kontrolle ſich erſahrungs— 
mäßig als ganz unzulänglich erweiſt, um der— 
artige Ubergriffe der Heeresverwaltung mit Erfolg 
abzuwehren. 

Damit die Ideen des Rechtsſtaates mehr als 
bisher zur Geltung gelangen, müſſen ferner der 
Handhabung der militäriſchen Zwangsge— 
walt, über deren Ausmaß gegenüber den ve 
perſonen gegenwärtig in der Hauptfache nur regle⸗ 
mentmäßige Normen entſcheiden, Schranken durch 
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das G. gezogen und insbeſ. das von den Militär— 
waden in Anſpruch genontmene, aud auf Sivil- 
perjonen erjtredte Verhaftungsredt und das 
Recht des Militdrs (der Militärwachen und 
der Militäraſſiſtenzen) gum adminijtrativen 
BWaffengebraude auf diefem BWege näher be- 
grenzt werden. 

Aus dem gleichen Grunde muß es als ein 
unabweisbares Bedürfnis bezeichnet werden, die 
verſchiedenen, die Bevölkerung und den einzelnen 
oft ſehr empfindlich treffenden Militärlaſten 
durch moderne G. unter Unerfennung einer ſtaatl. 
Entſchädigungspflicht zu normieren. Cine folche 
Normierung ijt namentlic) zu fordern fiir das 
Inſtitut der Feſtungsrayonsbeſchränkungen, für 
die im Kriege der Bevölkerung obliegende Laſt der 
Einquartierung u. Verpflegung, weiter fiir das 
veraltete Vorſpannweſen, in welch letzterer Bezie— 
hung die diesſeitige Regierung den ſeit Jahren 
immer von neuem geäußerten Wünſchen u. Be— 
ſchwerden nunmehr durch das neue Vorſpanngeſetz 
22 V 1905, R. 86, wenigſtens fiir den Friedens- 
ae nachgefommen it (f. den rt: „Vor— 
pann“). 

Andere in das Gebiet der Militärverwaltung 
fallende Reformwünſche betreffen die paritätiſche 
—— der Induſtrie beider Reichshälſten 
bei den militäriſchen Lieferungen, in welcher Rich— 
tung Ungarn durch die Geltendmadung eines 
eigenartigen RKompenfationspringipes die Lieferan— 
ten der diesſeitigen Reichshälfte zu benachteiligen 
beſtrebt ijt, ſowie die beſſere Berückſichtigung der 
Kleingewerbetreibenden bei dieſen Lieferun— 
gen, ein größeres Entgegenkommen der Heeres— 
organe gegenüber den landwirtſchaftl. Pro— 
duzenten bezüglich des direkten Bezuges der 
Naturalien, die ausgiebigere Entſchädigung für 
Mansverſchäden, den weiteren Ausbau des 
militäriſchen Verſorgungs- und Unter— 
ſtützungsweſens durch Erhöhung der Penſionen 
der Heeresperſonen und ihrer Reliften, Reviſion 
der Sertififatijtengefepe, Gewihrung von Unter: 
jtiigungen an dic im Frieden cinberufenen nicht: 
aftiven Heeresperfonen und deren Familien, ſowie 
durd) Unterbringung der aus der militäriſchen 
Dienjtleijtung entlafjenen Mannſchaftsperſonen in 
biirgerl. Erwerbsitellungen, endlich die Reform 
des gänzlich verjehlten, antifozial wirfenden und 
finangiell unergicbiqen Militirtarqefeges, in 
weld) letzterer Begiehung die diesfeitige Regierung 
neueftens (1904) durch Borlage eines die Ergeb— 
nijje der Berfonaleinfommenjteucr bei der Bemeſ— 
jung der Wilitdrtaren ju Grunde legenden Ree 
formentivurfes bereits die Jnitiative erqriffen bat. 

Weniger Ausſicht diirfte fiir cine YUnderung 
der militdrifden Disjiplinarjtrafredts 
normen borhanden fein, obwobhl aud) dieje augen- 
ſcheinlich hinter den Anforderungen der modernen 
Zeit vielfach zurückgeblieben ſind. Dies gilt ſowohl 
von dem materiellen Disziplinarſtrafrechte als auch 
von dem Disziplinarſtrafverſahren. Nach den ders 
zeitigen Dissiplinarjtrajvorjdrijten entideidet das 
jajt ſchrankenloſe Ermejjen des militäriſchen Kom— 
manbanten oder Verwaltungsvorjtandes über das 
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Borhandenjein cines Disziplinarjtraffalles und 
iiber Die Sdhuldfrage. Nur — es ſich um Mi—⸗ 
litärgeiſtliche u. Militärbeamte handelt, ſind ein— 
zelne Anſätze fiir eine beſſere Ausgeſtaltung des 
materiellen Disziplinarſtrafrechtes vorhanden. Die 
Beſeitigung —** faſt ſchrankenloſen Arbitriums 
der militäriſchen Kommandanten in air, a 
ftraffaden, welchem die Theorie im vorliegenden 
Falle durch Leugnung des Grundjages Nullum 
crimen sine lege” eine wiſſenſchaftl. Unterlage 
qu geben verjucht hat, dürfte am bejten durd) dte 
ufitellung ausführl. Dienjipragmatiten erjolgen 
finnen, in welchen die BVerpflidjtungen der im 
militäriſchen Dienftverbande jtehenden Berjonen 
joweit alg möglich des näheren zu normieren und 
zugleich die bei Lbertretung der eingelnen Verpflich— 
tungen zu verfiingenden Strafen nad Art u. Hobe 
jeitaujepen mwiiren. Gegeniiber der Maſſe der ge- 
wbbnk Deeresperjonen wird den militäriſ— 
RKommandanten freilic) immer cine giemlich weite 
Strajbefugni$ eingeriiumt werden müſſen, weil 
e8 faum möglich ericheint, alle dem Dienjte direft 
oder indireft nadteiligen u. ſchuldhaften Hand- 
lungen dieſer Berjonen, welden nad den am 
Kontinente berridenden Anfchauungen durch das 
militäriſche Dienſtverhältnis ihre individuelle Be- 
wegungsjreiheit faſt vollſtändig entgogen wird, 
erſchöpfend darzuſtellen. Gejordert werden muß 
ferner cine höhere Disziplinarinſtanz, welche in 
letzter Linie darüber zu erlennen hätte, ob ein in 
Ermanglung einer ausdrückl. Disziplinarſtrafnorm 
unächſt nad) arbiträrem Ermeſſen behandelter 

trafiall wirklich als ſolcher anzuſehen ſei. Durch 
den Beſtand einer ſolchen oberſten, mit Garantien 
der Unparteilichkeit ausgeſtatteten Disziplinarbe— 
hörde, an welche wenigſtens in den ſchwereren 
aa nachträglich Berufung cingelegt werden 
önnte und die unter Einhaltung eines geordneten 
Verfahrens gu erkennen hätte, würde auc wohl 
dem anderen Mangel des geltenden Disziplinar— 
ſtrafrechtes, Der in dem Abgange fajt jegl. Prozedur 
liegt, einigermaken abgeboljen werden. Godann 
dürfte es an der Zeit fein, auf cine weitere Hu— 
manifierung der Disziplinarjtrafmittel hinguarbei= 
ten, in welder Richtung neuejtens durch die Be- 
feitiquig des Schlickens in Spangen und des 
Wnbindens als requliirer Strafmittel (1903) bereits 
ein widhtiger Fortſchritt yu verzeichnen ijt. 

Die bei Mannichajtsperionen angewendeten 
Strafmittel ſtechen aber noch immer aufatlend ab 
— der unverhältnismäßigen Milde, welche 

ie gegen Offiziere angewendeten Disziplinarſtrafen 
aus zeichnet. Uberh. ijt es mit dem Geiſte des mo— 
dernen Rechtsſtaates kaum zu vereinbaren, wenn 
in die verſönl. Freiheit fo ſtark eingreifende Dis— 
saan ode wie Arreſt u. dgl., ohne Mitwir— 
ung der legislativen Faktoren angeordnet werden. 

Ahnl. Mängel, wie beim allg. militäriſchen 
rs yp — miifjen auch an dem ebrens 
rath Verfahren geriigt werden, welded fic) nur 
alg cine bejonders ausgeſtaltete Form des Dis- 
ziplinarſtraſverfahrens darjtellt. Sud) bier ijt der 
Grundſatz des Kriminalrechtes , Nulla poena sine 
lege” nidjt anerfannt, jondern die Stelle des 
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Straffoder vertritt das rein fubjeftive, nur durch 
die Standesanfdhauungen geleitete Urteil der Be- 
rufsgenoſſen. Es erjcheint äußerſt mißlich, diejes 
fubjeftive Ermeffen der Standesqenofien iiber die 
ganze Exiſtenz und das weitere unbemafelte Leben 
der Offiziere entſcheiden gu lajjen und es wird 
vielmebr aud) bier ernjtlid) danach zu ftreben 
jein, durch Mujftellung ausführl. Dienftpragmatifen 
dem bisherigen Mangel jeglicer materieller Nor⸗ 
men abzuhelfen. Beſſer iſt für die prozeſſuale Seite 
des ehrenrätl. Verfahrens geſorgt. Während näm— 
lich die Rückſichten der militäriſchen Promptheit 
in dem allg. Militärdisziplinarſtrafrechte einen 
with. Prozeßgang ſchlechterdings nicht zulaſſen, 
ſind beim ehrenrätl. Verfahren zahlreiche Anſätze 
hiezu vorhanden. Allein dieſe Anſäte find doch 
nicht fo ſtark entwickelt, daß man von einem mo- 
dernen Prozeßverfahren fprecjen könnte. Insbej. 
fehlt es an jeder Mitwirkung des juriſtiſchen Ele— 
mentes, den zur Unterſuchung zuſtändigen Be— 
rufſsgenoſſen find alle frajtigeren Handhaben zur 
Erforſchung der Wahrheit (5. B. das Recht der 
eidl. Abhörung von Zeugen) verjaqt, die moder- 
nen Brogehpringipien, von denen nur das Pringip 
der Dffentlicjfeit auszuſchließen fein dürfte, find 
nicht alzeptiert, dem Befduldigten wird jedes 
Rechtsmittel verweigert und dem militäriſchen 
KRommandanten ein weitgebender Einfluß auf das 
ganze Verfahren eingeräumt, während fiir die im 
loßen Nebenamte wirfenden Berujsgenojjen fei- 
nerlei ſchützende Garantien zur Wabhrung ibrer 
Selbjtindigkeit vorgefehen find. Bon einer unab- 
hängigen Perteidigun fann in dem alle feine 
Rede jein, wo der Verteidiger, was häufig ein— 
treten wird, dem Dissiplinarjtrafredt des Kom— 
mandanten unterliegt. Endlich erſcheint es unbillig 
u. antiſozial, mit der ehrenrätl. Entlajjung eines 
aftiven Offiziers den BVerlujt der wobhlerworbenen 
Penjionsanipriide gu verbinden, und ebenfowenig 
liegt ein Grund vor, den aftiven Offizier um fo 
viele härter au behandeln als den bereits pen— 
jionierten, welcher auc) nach) der ehrenrätl. Verur— 
teilung im Genujje feiner Penſionsbezüge bleibt. 


Literatur. 

Diejelbe ijt nunmehr nambajt gemadt in 
dem Werfe: F. Schmid, Das Heeresredjt der 
Sjterr.-ungar. Wonardie, Wien u. Leipzig 1903. 

F. Sdmid. 


Heilanftalten, private 


j. Kranlenanſtalten“. 


Heilige Sachen. 


Heilige Sadjen (res sacrae) find folche, welche 
cine unmittelbare gottesdienftl. Beſtimmung haben. 
Von den heiligen Cachen werden einige durch) ihre 
Beſtimmung zu dem gottesdienjtl. Gebrauche allein 
ſchon gebeiligt, wie kirchl. Zieraten, Lampen und 
verichiedene andere bei Verrichtung des Wottes- 
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dienftes gebräuchl. Werkzeuge u. Gerätſchaften; 
andere werden zur gottesdienſtl. Beſtimmung eine 
geſegnet, res benedictae, wie die Friedhöſe, nocd 
andere feierlich eingeweibt, res consecratae, wie 
die Kirchen, Altäre. Rreugpartifeln u. Reliquien 
find fein Gegenſtand der Schiigung u. Veräuße— 
rung (Hffd>. 30 XII 05, Krop. G. S. Bod. 20, 
GS. 644), daber ihr Verfauf jowohl in als auger 
dem Verſteigerungswege, wie auch deren Beſchlag— 
nabme in Konkurs- u. Verlaſſenſchaftsſfällen durch— 
aus nicht * iſt (Hid. 25 XI 26, J. G. 
S. 2234, & 10 VI 87, HR. 74). Mit den Hf. 
20111 28 an die Länderſtellen Böhmen, Gal, 
Küſtenl, Mähren P. G. S. 20 und Hfd. 19 XII 
39 an die n.-3. LandeSregierung, B. G. S. 138, 
wurde den Befennern der israelitifchen Religion 
unterjagt, mit Kirchengeſäüßen, Paramenten, Kruzi— 
firen, Bildern der Heiligen, überh. mit Gegen— 
ſtänden, welche in ihrer Form nur gum Gebraude 
beim fatholiidjen Gottesdienjte dienen, Handel 
mittelS Hauſierens auf Miirften, in Trödelbuden 
u. dal. gu treiben oder fie in öffentl. Verſteigerun— 
gen an fid) au bringen. Die heiligen Sachen ge- 
niejen auch beionderen ſtrafgeſetzl. Scug ($$ 122 b, 
174 8, 175a St. G.). S. auch Urt. „Kirchengloclen“. 


Yiteratur. 


S. bei Urt. „Gottesdienſt“. 
Mahl-Schedl. 


Heilmittelverkehr. 


TI. Einleitung. — Ll. H. in Apothefen. — III. Bhar- 
matovöe. — IV. Arzueitaxe. 1. Inhalt der Arzueitare. 
2, Qtalfififation der offizinellen Heilmittel. 3. Argneis 
torverorduung. -— V. Ordinationse u. Dispenfationsaorm. 
— V1. Sandverfauf von Arzneimitteln in Apotheten. — 
VI. Bharmagentiiche Spezialitäten. 1. Cvidenghalrung 
u. Begeichnung der Gondverfaufsarfifel. 2 Breisbemet= 
fung. 3. überwachung durch die polit, Behdrde. 4. Inverit ieb⸗ 
fegung neuer pharmagentifcer Erzeugniſſe. — VIII. Ave 
grengung der Weredjtigungen der Apotheten gegenüber 
ben Woaterialwarenbandiungen und einſchlägigen ande- 
ren Gewerben. — IX. Rerfauf von Hrilmittetn in anderen 
Gejhafisbetrieben als Mporhefen (Argncidrogen). — X. Gaus 
apothefen u. Notapparate. — XI. Dispenfation von Arg+ 
neien durch Tierdrate. — XII. Dispenfation homboparhi« 
ſcher Arzneien. — XIII. Arzneibezug aus dem Auslande. 
-- xI¥. Berlehr mit ſero⸗ uw. organotherapeutifden Heit 
mitteln, 


I. Ginleitung. Eine der wichtigiten Aufgaben 
der ftaatl. Sanititsverwaltung ijt, dafür Sorge ju 
tragen, daß die Arzneien in einer vollfommen ent= 
fpredjenden Qualität in den hiezu autorijierten 
Vnitalten, d. i. den öffentl. Wpothefen, dargeboten 
werden ſowie daß die Kurpfuſcherei und das Gee 
heimmittelweſen hintangebalten werden. Das Apo— 
theferwefen gebirt au den dem Staate vorbebals 
tenen Zweigen des Geſundheitsweſens. 

Die Mujjicht über den Verfehr mit Heilmitteln 
ins u. augerhalb der Apothelen er det polit. 
Behirde 1. Inſtanz (G. 301V 70, R. 68). 

II. H. i Apothelen. Die Subereitung und 
der Berfauf von Arzneien jeder Wrt u. Form 
nad) ärztl. Verſchreibungen tit ausſchließlich auf 
Apotheken beſchränkt (4301 Miniſterialverordnung 
17 IX 83, R. 152), da nur die Apotheken, welche 
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als öffentl. Sanitätsanſtalten einer ſtrengen Kon— 
trolle unterliegen, die Gewähr fiir eine vorſchrifts— 
mäßige u. fortefte Zubereitung u. Beſchaffenheit 
der Arzneien bieten. 

Als arzneil. Zubereitungen gelten nicht nur 
ſolche, welche auf Grund eines Rezeptes in der 
Apotheke für einen ſpeziellen Fall hergeſtellt wer— 
den, ſondern auch ſolche komplizierte Zubereitun— 
gen, weldhe in Wpothefen vorritiq gqebalten wer— 
en und fiir welche eine ärztl. Verſchreibung er— 
forderlid) ijt (V. G. 17011 97, 3. 961, Bud- 
winsti 10509). 

Den Apothefern ijt nad) § 18 der Apotheler— 
infiruftion (Ojf>. 3 XI 08, 8. 16135) die Berfer- 
tigung von Urjneijubereitungen auf Grund von 
dirgtl. Regepten, welche von hiezu nicht berechtigten 
Perjonen herrühren, qrundjaplich und allg. unter- 
fagt (Erl. M. J. 2711 95, 8. 2292). 

Es ift den Apothefern nicht gejtattet, pharma— 
zeutiſche Präparate (Cxtrafte) zur Subjtitution 
offizineller oder ärztlich verordneter Arzneibereitun— 
gen au verwenden (Erl. M. J. 211900, 3. 9364 
ex 1899), 

Sum Bwede der möglichſten Verhiitung der 
Verwedflung der Medifamente bei Dispenfation u. 
Expedition derjelben in Apothefen wurden mit der 
V. des M. J. 18 V 98, R. 85, befondere Vorſchriften 
erlaſſen. Nach dieſen ſind zur Aufnahme der ſtark 
wirkenden Arzneimittel (Tabellen Lu. 1] der Pharm. 
Gd. VIII.) im Dispenſierſaale (Offi zin) der Apo— 
thefen Standgefäße mit kreuz förmig eingeſchnit— 
tenem u. geſchliffenen Stöpſel (Frankeſche Form) 
aus las F beſchaffen. Dieſe Standgefäße find 
mit einer Cignatur in dauerhafter, unverlöſchlich 
fixierter oder eingebrannter Schrift au verfeben. 
Auf den kreuzförmigen Glasſtöpſeln ijt gleichfalls 
die Signatur und außerdem die Maximaldoſe des 
betreffenden Arzueikörpers (Tabelle UL der Phar— 
makopöe) anzubringen. Dieſe Signatur auf den 
Standgefäßen und auf den Glasſtöpſeln iſt fiir dic 
Arzneimittel der Tabelle I mit weißer Schrift 
auf ſchwarzem Grunde, fiir jene der Tabelle II 
mit roter Schrift auf weißem Grunde auszufüh— 
ren. Die gleiche Signierung haben auch die Ge— 
fife u. Behälter der bezügl. Heilmittel in den 
anderen a der Upothefe (Ma⸗ 
terialfammer, Reller, Boden) gu erhalten. 

Dieje Vorſchriften gelten auc) fiir folche nicht 
Offiginelle Arzneimittel, welche ihrer Wirfung 
nad) an jene der in den Tabellen I u. I der 
Pharm. angeführten Arzneimittel jid) anveihen. 

Bei der Erpedition von Arzneien gum 
äußerl. Gebraude find die betrefienden Gefäße 
u. Behälter mit Ctifetten aus rotem Papier, sum 
innerl. Gebrauche mit Etifetten aus weißem 
Papier gu verjehen. Die entſprechenden CEtifetten 
miifien von dem Dispenjierenden jofort dem aus: 
zuführenden Regepte und mit diefem dem gewähl— 
ten Gefäße oder Behältniſſe zugelegt und die Sig- 
natur unmittelbar nad) Fertiqitellung der 
Arznei ausgefertigt und auf dem ee! Bt 
Behältniſſe angebracht werden. 

Den praftifden Arzten wurde empfohlen, 
bei gleichseitiger Verſchreibung von Argneien gum 


innerlichen und von Arzneien gum äußerl. Ge— 

brauch, ſolche Rezepte nicht auf einem Blatte, ſon— 

dern ſtets geſondert zu verſchreiben, wobei die 

Gebrauchsanweiſung (Signatur) der Arznei ſtets 

— unter Vermeidung der Bezeichnung „nach 
ericht“ anzugeben ijt. 

ILL. Pharmafopoe. Die Arzneimittel, welche 
jede öffentl. Apotheke in tadellojer Beſchaffenheit 
und geniigender Menge fiihren mug, find in der 
jeweiligen Pharmakopöe Arzneibuch) angefithrt. 
Die erjte Pharmakopöe ijt im J. 1729 erſchienen. 
Die gegenwärtig giiltige Boarmafopse, Ed. VIII, 
wurde mit der g des W. J. 81 1906, 8. 56358 
ex 1905, R. 10, herausgegeben. Sie ijt in latei— 
nijder Sprache verſaßt. Sämtl. Mpothefer haben 
die Verpflichtung, fic) mit einem Exemplar der 
Pharmakopöe ju verfehen. Desgleiden muß in 
jeder Hausapothefe cines Arztes, Wundarztes 
u. Tierarztes cin Exemplar der Pharmakopöe 
vorhanden jein. Alle Canititsbeamten, die Praxis 
augiibenden Arzte, Wundärzte u. Tieriirgte ſowie 
die Upothefer haben fic) mit dem Anhalte derjelben 
genau befanntgumacdjen und ſich danach zu be: 
nehmen. 

Die dem Texte der Pharmalkopöe vorangeſtell— 
ten normae et regulae generales cnt: 
halten nadjjtehende Bejtimmungen: 

Alle in die PBharmafopse aujqenommenen 
Urgneimittel müſſen in jeder Upothefe in folcher 
Bejchaffenbeit vorhanden fein und verabjolgt wer- 
den, daß fie den in der Pharmafopie vorgeſchrie— 
benen Vejtimmungen vollſtändig entſprechen (§ 1). 

Diejenigen Priiparate, fiir deren Bereitung 
in der Bharmatopse eine Vorſchrift geqeben iit, 
dürfen nur nad) dieſer Vorſchrift zubereitet u. ver- 
abjolgt werden. Die bloß in früheren Ausgaben 
der Loarmatopse behanbdelten Präparate, die nod) 
in Wpothefen gefiihrt werden, müſſen nach jener 
Bereitungsvorſchrift, dic in der lepten, das betrej= 
fende Präparat behandelnden Ausgabe der Phar— 
mafopie gegeben war, zubereitet, als ſolche bezeich— 
net und diitfen nur nad Maßgabe der bezügl. 
Pharmakopbe verabjolgt werden (§ 2). 

Arzneimittel, die weder in den Tert der Phar- 
mafopic, Ed. VIII, noch in einer friiberen auſge— 
nomen find, jedod) hie u. da verſchrieben und 
deshalb in den Apotheken vorrätig gebalten wer— 
den, dürfen weder verunreinigt noch verjälſcht, 
ſondern müſſen gleichfalls von beſter Beſchaffenheit 
fein. Dieſelben ſind mit gleicher Umſicht u. Sorg— 
jalt aufzubewahren und zu verabfolgen wie dite 
in die Pharmakopöe aufgenommenen Heilmittel, 
denen fie fic) nach ihrer Wirkſamkeit u. Sujammen- 
febung anreihen. Derlet Urjneimittel fowie Arznei— 
gubereitungen, welche neu in Verkehr gebradt 
werden, Diirjen, injofern von Seite dee M. J. 
eine andere Verfiiqung nicht getroffen wurde, nur 
auf Grund der Verſchreibung einer zur ärztlichen 
begw. tierärztl. Praxis berechtigten Perſon verab- 
folgt werden. 

Verjchiedene Urgneijormen, wie bejonders Tab- 
letten, Rapieln u. Bajtillen, diitjen aud) in ihrer 
Originalverpadung in MUpothefen tm Handvertauie 
nidjt abgeqeben werden, wenn fie folde Arznei⸗ 
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mittel enthalten, deren Ubgabe an eine ärztl. Ver— 
ſchreibung gebunden ift. 

Ausnahmen hievon unterliegen der Bewilli— 
gung de M. J. (§ 3). 

Die in die Phamafopse aujgenommenen Arz— 
neimittel, deren BVerabjolgung ohne Verichreibung 
einer gur ärztlichen bezw. tierärztl. Praxis berech— 
tigten Perſon nicht ſtatthaft iſt, ſind in der Ta— 
belle IV verzeichnet. Dieſe Arzneimittel ſind im 
Texte der Pharmafopse und im Elenchus derſel— 
ben durch unterjcheidende ſchieſe Schriftzeichen er— 
ſichtlich gemacht. 

— dürfen auch organotherapeutiſche 
Präparate ſowie Heilſera jeder Art nur über Ver— 
ſchreihung verabſfolgt werden (3 4). 

Die in der Tabelle III verzeichneten Arznei— 
mittel diirjen, wenn fic in einer größeren Gabe 
verſchrieben werden, alS in diefer Tabelle als 
größte bezeichnet ijt, nidjt verabjolqt werden, wenn 
nicht ein Ausrufungszeichen (!) in der Verſchrei— 
bung beigejept ijt. 

Wenn ein Urjneimittel, das ſowohl in rohem 
al8 in gereinigtem oder reftifigiertem Zuſtande in 
den YUpothefen vorriitig ijt, verſchtieben wird, ohne 
bab auf dieſen Unterſchied Bedacht genommen 
wurde, jo iit ſtets das gereinigte oder rektifizierte 
Arzneimittel gu verabjolgen. Ebenſo ijt ein Arz— 
neimittel, von welchem verſchiedene Rongentrations= 
u. Stiirfegrade unterfdieden werden, jtets in der 
verdiinnteren oder milderen Form au verabjolgen, 
wenn dasjelbe ohne nähere Bezeichnung des Kon— 
jentrationsgqrades verſchrieben wurde (§ 6). 

Sn den Tabellen I u. IT find jene Arznei— 
mittel vergeidjnet, welche in einem abgefperrten 
Rajten * ubewahren, und jene, welche von den 
übrigen — zu halten ſind (§ 7). 

Der Reagentienapparat muß jederzeit voll- 
aaa’ jum Gebrauche verfiigbar jtehen (3 8). 

1V. Arzneitaxe. Der Verfaufspreis der Arz— 
neimittel wird dure) die Arzneitaxe geregelt, welche 
vom M. J. alljährlich fejtgefept wird. Die Grund— 
jipe fiir die Berechnung der Preisanſätze der 
Urgneitare find in der Zeitſchrift „Das öſterr. 
Sanitiitswejen” Jahrg. 1889, S. 463, und in der 
Urgneitare felbjt publigiert. 

1. Inhalt der Arzneitaxe. Die Wrgnei- 
tare enthält: 4. Die Tare fiir die Heilmittel der 
Pbharmafopie mit einem Anhang enthaltend die 
Tare für die gebräuchlichſten nichtoffizinellen Des- 
injeftionsmittel. 2. Die Taxpreiſe fiir die Abgabe 
von Diphtherieheiljerum aus dem f. k. ferothera: 
peutijdjen Inſtitute in Wien. 3. Die Tare fiir Re— 
jepturarbeiten. 4. Die Tare fiir Gefäße. 5. Die Tare 
für Verbandartifel. 6. Die Preiſe fiir Gerätſchaften 
gum Srede der Ausrüſtung der Hebammen. 7. Die 
Tare für Tierheilmittel. & Das Verzeichnis jener 
alkoholiſchen Heilmittel der Pharmakopðe, bei deren 
Dispenjation mit Bewilliqung der polit. Landes- 
behirde ein Zuſchlag gu dem in der Arzneitaxe 
jeſtgeſetzten Taxpreiſe geitattet ijt, Am Anhang 
find die Tabellen 1,11, III u. IV der Pharmakopöe 
enthalten. Der Wrgneitare find ferner beigefügt: 
eine Sammlung der einſchlägigen Boridrijten 
und V., ein Verzeichnis der durch Wedijinal- 
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verordDnungen verbotenen Gebheimmittel u. Arz- 
— ————— ſowie verbotener Kosmetika und 
ſonſtigen Mittel und cin Verzeichnis der arzneil. 
Bubereitungen und pharm. Spesialititen, welde 
jum allg. UApothefenvertriebe jugelajjen wurden. 

2. Klajjififation der offizinellen Heil- 
mittel. Die offizinellen Heilmittel find in der 
Argneitare (jeit 1895) in 6 Kategorien (Rubrifen) 

eteilt. Die vom W. J. im Cinvernehmen mit den 

H. M. durchgeführte Klaſſifikation entipridt der De— 
taillierung der Beſtimmungen der Miniſterialver— 
ordnung 17 1X 83, R. 152, und 17 VI 86, R. 97, 
und bat den Behörden bei Handhabung der er- 
wähnten B. zur Richtſchnur gu dienen. Nad) der 
offigiellen Mlajfififation gerjallen die Heilmittel der 
öſterr. Pharmatopie in 2 Wbteilungen: a) in jolde 
Heilmittel, die nur gu Arzneizwecken benugt werden 
und b) in folche, die auch gu techniſchen, bfonomi- 
ichen u. diätetiſchen Zwecken verwendet werden. Die 
erjte Gruppe enthält 3 Rubrifen: L. Offizinelle 
Urgneijubereitungen, pharmazeutiſche und pharm. 
chemijdje Briiparate. 2 Chemifche Priiparate u. 
Drogen (die in diejen beiden Rubrifen cingereih= 
ten Uraneiwaren Ddiirjen, unbejdadet des Groß— 
handelverfehres, nur von YUpothefern geführt wer- 
den). 3. Arzneidrogen, welche aud) auferhalb der 
UApothefen u. zw. von konzeſſionierten Drogijten oder 
von Handelsleuten mit dex Ermächtigung nad 
§ 3 der Minijterialverordnung 17 VI 86, 97, 
verfaujt werden diirjen. 

Die zweite Gruppe zerfällt wieder in 3 Ru— 
brifen: 1. Briiparate (Gijte), die nur auf Grund 
einer Rongefjion zum Gijthandel (Minijterialver- 
ordnung 211V 76, R. 60) geführt werden diirjen. 
2. Stofie, welche den Beidhriinfungen der git. V. 
iiber den Wiftverfehr unterliegen und 3. die villig 
und allg. freiqeqebenen Artikel. 

Bom Direftorium des Allg. öſterr. Upothefer- 
vereines wurde iiberdies cine die offigielle Tare 
ergänzende Rezepturtaxe der nichtoffizinellen 
Heilmittel verſaßt, welche vom M. J. als Richt⸗ 
ſchnur bei Beurteilung von nichtoffizinellen Heil— 
mitteln allg. empfohlen worden ijt. 

Die BW. des M. J. 2XII 1904, R. 137, mit 
welder das Erſcheinen der Arzneitaxe pro 1905 
vetlautbart wurde und die laut B. des M. J. 
14 XII 1905, R. 191, mit geringfügigen Abän— 
detungen auch fiir die erjte Hälfie des J. 1906 
Weltung hat, enthilt folgende den Bezug, dic 
Führung, die Verichreibung, Bereitung u. Abgabe 
von YUrgneimitteln betrefjende allg. Beſtimmungen. 

3. Urgneitarverordnung. Alle Upothefer 
ohne Uusnahme, dann, dic zur Führung einer 
Hausapothete befugten Arzte u. Wundärzte bezw. 
Tierärzte haben ſich genau an die in Kraft thee 
bende Arzneitaxe au balten und fic) mit einem 
Druceremplare derjelben zu verſehen. 

Diejeniqen Arzneiartifel, in Beziehung auf 
deren Verabfolgung bejondere beſchränkende Anord— 
nungen bejtehen , und welche — injofern fie zu den offiz 
jinellen gehören — in dieſer Arjneitare gleichwie 
in der Bharmafopie durd) auffällige (jette) 
Schriftzeichen erſichtlich gemacht und iiberdies 
in der Tabelle IV der PBharmafopie zuſammen— 
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gejtellt find, Ddiirjen von den Wpothefern nur ge 
gen ordentl. Verſchreibung eines berechtigten Arz— 
tes, Wundargtes oder —— hintangegeben 
werden. 

Ausgenommen hievon find in Gemäßheit der 
V. des M J. 1 VII S84, R. 131, die Rarbolfiure, 
ber Bint: u. Rupjervitriol u. Formaldehyd 
inſoſern diefe Stoffe nicht als Heil-, fondern lediglich 
als Deginjeftionsmittel verwendet werden, in wel- 
chem alle jedoch dieſe Verwendung durch die auj 
der Signatur de8 Geſäßes deutlic) erſichtlich gu 
machende Begeidnung , Zur Desinfektion“ vor- 
gegeidjnet werden mug, dann das Chloroform” 
in einer ,,3um äußerl. Gebrauche“ bejtimmten 
Miſchung, in weldher die Menge des Chlorojorms 
20% der Geſammiſchung nidjt überſteigen darf. 

Bei Bereitung u. Abgabe der Arzneien find 
die Weifungen der ärztl. Verſchreibung (des Rez 
zeptes in allen Punkten genau zu befolgen. 

Rezepte, in denen die in der Tabelle III der 
Pharmakopðe verzeichneten Maximaldoſen von Arz— 
neimitteln überſchritten ſind, dürfen nur dann in 
der ordinierten Weiſe dispenſiert werden, wenn 
vom Arzte der Gewichtsmenge das Ausrufungs— 
zeichen (!) beigefügt ijt, Die Gewichtsmengen der 
in cinem Rezepte verordneten, in der Maximal— 
dojentabelle enthaltenen Arzneimittel follen vom 
Arzte nicht blog mit Ziffern, fondern auch mit 
Worten genau bezeichnet werden. 

Bei der Dispenjation von abgeteilten Pul- 
vern ijt bas Offnen des Lumens der Papierkap— 
jeln durch Unblajen mit dem Munde aus faniti- 
ten Riidfichten zu vermeiden. 

Das Rezept muh in allen Teilen deutlich u. 
leferlic) geſchrieben fein. Auf unleſerlich geſchrie— 
bene oder dem Apotheker nicht völlig verſtändl. 
Rezepte darf feine Arznei ohne friiher cingeholte 
Aufklärung feitens des ordinierenden Arztes ver— 
abjulqt werden. Auf jedem Rezepte foll in der 
Regel Name u. Wohnort dex Parte, fiir welche 
bie verſchriebene Arznei beſtimmt ijt, erſichtlich 
fein, und find dieſe Angaben, falls dics vom Arzte 
unterlajjen worden jein follte, in der Apothele bei- 
zufügen. Verweigert die Partei die Witteilung der— 
jelben, jo ijt da Rezept in deren Cinvernehmen 
mit einer geeiqgneten Bezeichnung zu veriehen, 
durch welche einer Verwechſlung bet Erfolgung der 
Arznei vorgebeugt werden kann. 

Die wiederholte Dispenſation einer Arznei 
nach einem Rezepte iſt nur für die auf demſelben 
bezeichnete Partei zuläſſig. 

Steht die mißbräuchl. Verwendung einer Arz— 
nei mit Grund zu beſorgen, ſo hat der ordinie— 
rende Arzt dem betreffenden Rezepte die Klauſel 
he repetatur” beizufügen, und es iſt dem Apo— 
thefer unterjagt, nach mit dieſer Klauſel verſehenen 
Rezepten die Arznei wiederholt zu verabjolgen. 
Rezeptblankette mit vorgedrucktem .ne repetatur” 
jind nicht zuläſſig. 

Die Ausfolgung von Arzneien auf Rezept— 
fopien und das Kopieren von Rezepten in den 
Apotheken ijt unteriagt, es fei denn, dab das leg- 
tere durch bejtimmte Umſtände, 3. B. wegen der 
Dispenjation ciner Arznei auf Koſten öffentl. 


fyonds, von Humanitiitsanjtalten, von Kranken— 
fajfen, von Bereinen u. dgl. geboten ift, in wel— 
chem Falle jedod) die Veranlaſſung zur Anferti— 
guna ber Rezeptkopie auf diefer au bemerfen ijt. 

ie Rezepttopie ijt mit der deutl. Bezeichnung der 
Upothefe und dev Unterjdprift des Expedienten zu 
verſehen. Regepte mit dent Vormerfe .cito” oder 
~statim” find fo raf al8 möglich gu dispenſie— 
ten. Rejepte mit dem Beiſatze ,secundum meam 
praescriptionem” oder mit einer anderen Be> 
merfung, durch welche auf ein gebeimes Einver— 
ſtändnis oder auf irgend cine Abmachung des 
Upothefers mit dem Arzte, die in allen Bey iebhun- 
gen des Urgtes gum Apotheker unſtatthaft ijt, hin— 
gewieſen wird, diirjen in den Apotheken nicht dis— 
penfiert werden. Den Ärzten wird unterjagt, derlei 
Uusdriide oder Bemerfungen in ihren Resepten 
zu gebrauchen. 

Bei der Dispenjation von Arzneien auf Rech— 
nung iffentl. Fonds, von Humanititsanjtalten, 
Rranfenfajjen u. dal. foie fiir Unbemittelte, dann 
iiber bejondered BVerlangen der Parteien find nur 
die in der Tare billigſt angeführten Behältniſſe in 
Anwendung u. Rechnung zu bringen, inſofern 
nicht gemäß § 18 det Ordinationsnorm 17 Tl 
O1, R. 45 (ſ. Abſchnitt V), von einer Anrechnung 
von Gefäßen abzuſehen ijt. 

Dasielbe hat jtattzufinden, wenn wegen Wittel- 
lofigteit des Arzneibedürftigen vom Arzte die Be- 
merfung: .Fiat expeditio simplex” dem Re- 
zepte beigefiigt tit. 

Die in der Ordinationsnorm vorgefehenen 
Vereinfacungen u. Ermäßigungen der Arznei— 
berednung haben bei der Dispenjation von Arz— 
neien fiir Rechnung der nad) dem K. V. G. 30 TIL 
88, R. 33, eingerichteten fowie der unter jtaatl. 
Nontrolle jtehenden Rranfenfafjen zur Anwendung 
zu fommen, wenn nidjt durd) das ärztl. Rezept 
befondere Vorſchriften gegeben find, 

Bei der Taxierung von Regepten fiir Rech— 
nung der nad dem K. B. G. eingeridteten ſowie 
der unter ftaatl Kontrolle ftehenden Krankenkaſſen 
ijt vom Apotheker cin Nachlaß in der Hohe von 
mindeſtens 5% des ermittelten tarmapigen Arz— 
neipreijes zu qewiihren. 

Höhere Nachläſſe bleiben der Bereinbarung 
zwiſchen Apothekern u. Mranfenfajjen überlaſſen. 

In ſtrittigen Fällen ſind die polit. Landes— 
behörden ermächtigt, den Abotheken eines beſtimm— 
ten Krankenkaſſengebietes, insbeſ. der Hauptſtädte 
u. Induſtrieorte, nach Maßgabe des in demſelben 
ſtattfindenden oan aii ſfür Rechnung 
der qedachten Krankenkaſſen ſowie nad) Maßgabe 
der Tears Verhältniſſe cinen höheren Prozent⸗ 
nachlaß u. gw. bis 15% des geſamten Tare 
preifes vorzuſchreiben, wobei ftets ein gleich— 
mäßiges Vorgehen bezüglich aller YUpothefen des 
betrejfenden Gebietes gum Swede der Hintanhal- 
tung von Störungen der —— Medila⸗ 
mentenverſorgung des Publikums innerhalb der 
amtlich feſtgeſetzten Abſatzgebiete der Apotheken zu 
beobachten iſt. 

Für das zehnfache Ausmaß (Menge, Stüdc— 
zahl) der in der Arzneitaxe enthaltenen Mittel iſt 
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nur det achtfache Preisanſatz der Tare in An— 
si ei Ba tingen; bei Abgabe ded hundert— 
fachen Ausmaßes ijt wieder nur der achtfache 
Betrag des fiir das gehnfache Ausmaß giiltigen 
Anſatzes (das ift das Vierundſechzigfache des 
einjachen Taxanſatzes) zu berechnen. 

Dieſer erniedrigte Preisanſatz hat auch dann 
in Anwendung gu kommen, wenn bei der Taxie— 
rung fiir ein Ausmaß (Menge, Stüchzahl) von 
Urgneimitteln unter dem Zehnfachen ei 
Hundertfacen der in dex Wraneitare enthalte- 
nen Dofis ein höherer Betrag fie ergibt, als dem 
ermapigten Breiganjage fiir die gréfere Menge 
entjpredjen wiirde (§ 12). 

Der kleinſte Preisanfag fiir die Bewertung 
eineS Urtifels bei Tarierungen, auf welche die 
Ordinationsnorm feine Wnivendung findet, beträgt 
5h, bei der Taxierung nad) der Ordinationsnorm 
jedoch nur 2 h. 

Gin Preisanſatz beim Tarieren, welcher einen 
gangen Heller nicht erreicht, darf als ganger Heller 

etedjnet werden, und ebenjo darf, wenn bei der 
Taxierung fiir einen Wryneiartifel nebjt einem oder 
mebreren Hellern nod) ein Bruchteil cines Hellers 
jich ergibt, Ddiejer als ganger Heller angeredjnet 
werben ($ 13). 

Für Aqua communis bis jur Menge von 
cinem Liter ſowie fiir jeden weiteren Liter dary 
mit Ausnahme des Falles, dak dieſes Waſſer gum 
Defofte oder Inſuſum verwendet wird, der Be— 
trag von 2 h angeredinet werden (§ 14). 

Upothefern, welche beim Bezuge von Spiri- 
tus auger der ftaatl Branntiweinjteucr namhafte 
Rommunalabgaben fiir Branntiwein zu entrich— 
ten haben, fann über Cinjdpreiten von der polit. 
Landesbehörde eine entipredende Erhihung des 
Tarpreijes fiir jene jpirituijen Artikel, welche 
in dem der Argneitare beigeſchloſſenen Verzeich— 
nijje namentlic) angeführt find, bewilligt werden 
($ 15). 

Ait in dem Regepte dic Gewichtsmenge eines 
indifjerenten Beftandteiles vom Arzte nicht näher 
angegeben oder ijt gur Herjtellung der verwende— 
ten YUrgneiform cin im Rezepte nicht angefiihrter 
indifferenter Zuſatz notwendig, jo iit bei der Ta— 
rierung die verbrauchte Wenge des indifferenten 
Vejtandteiles oder Zuſatzes auf dem Rezepte vom 
Erpedienten erjichtlich au madden. 

Bezüglich der Berechnung von tropfenweiſe 
verordneten Arzneimitteln hat folgendes zu gelten: 
. Bon jetten ſowie von ſchweren aͤtheriſchen 
Llen, von Tinfturen, verdiinnten Wineraljtiuren 
und wäſſerigen Fliijfigteiten iiberh. werden zwan— 
zig Tropjen, von den iibrigen ätheriſchen Olen, 
von Eſſigäther, Wtherweingeijt u. Chloroform 
25 Tropfen, von reinem Ather 50 Tropjen gleich 
einem Gramm gerechnet ($ 16). 

Auf jedem Rezepte, nach weldyem in einer 
öffentlichen oder in einer Hausapothefe Arzneien 
bereitet u. abgegeben werden, ijt vor der Expedi- 
tion der Tarbetrag in Ziffern deutlich aufzuſchrei— 
ben und bei der erjten Taxierung aud nad) den 
Waterialien, der YUrbeit und den Behältniſſen 
Gefäßen, Schachteln u. dgl.) gu ſpezifizieren. 


Qn den öffentl. Wpothefen hat derjenige, wel— 
cher die Arznei taxierte, auf dem Regepte nebit 
dem Preiſe aud) dag Datum und die Firma der 
Apothele erfichtlic) 3u machen und feine Namens— 
festigung beizuſetzen, während derjenige, welcher 
die Arznei expedierte, auf der Signatur jedes— 
mal das Datum der Expedition und ſeine Nautens— 
fertiqung beijufiigen hat. 

Diefelben Vormerfungen — bei abweichender 
Taxierung aud) der Taxbetrag — find bei wieder- 
holter Dispenfation einer Arznei nach demielben 
Rezepte auf dem lepteren bezw. auf der Signatur 
jedeSmal anjubringen (§ 17). 

Es ijt erlaubt, die Arzneien unter der Tare 
Hintangugeben; in einem peel Falle muh jedoch 
auf dem Regepte jowohl der taxmäßige al’ aud) 
der freiwillig herabgeſetzte Betrag mit Siffern an- 
gemerft werden. 

Jedoch müſſen auch die unter der Tare hint— 
angegebenen Arzneien von derfelben tadellojen Be- 
ſchaffenheit jein, welche in der Bharmafopie vor— 
geſchrieben iſt, und darf auch dem Gewichte nach 
nicht etwa weniger gegeben werden. 

Auch im Handverkaufe dürfen die Preiſe 
von Arzneimitteln niemals höher als nach den 
Anſätzen der Arzneitaxe berechnet werden (§ 18). 

ei der Bemeſſung der Preisanſätze jener 
Arzneimittel, welche in der Pharmaklopðöe nicht 
enthalten ſind, haben die polit. Behörden in den 
zu ihrer Beurteilung gelangenden Fällen nach 
denſelben Grundſätzen vorzugehen, nach welchen 
die Taxbemeſſung für die in der Pharmakopöe 
ſamt Nachtrag enthaltenen Arzneimittel ſtattfindet 
und deren Wortlaut der Arzneitaxe fiir das J. 1905 
beigefügt ijt ($ 19). 

Winteget jind nicht als arzneil. Gegenjtand zu 
betradjten. Die Apothefer find jedoch verpjflidtet, 
diefelben in gutem Suitande vorviitig ju halten. 

Der Verfaufspreis derfelben influjive Dis- 
penfation wird fiir die Upothefen mit 20 h fejte 

efebt. Diefer Preis unterliegt fiir die Rechnungs— 
eger, weldje auf Koſten öffentl. Fonds Arzneien 
liefern, bei der Vergütung keinem Prozentabzuge 
(§ 20). 

Die Preiſe der in die Pharmalopöe aufge— 
nommenen Verbanditofie find in einer bejonde- 
ren Tare im Anhange zur Argneitare enthalten; 
dieſelben unterliegen im gleichen Falle feinem 
Prozentabzuge (§ 21). 

Arzte u. Wundärzte, welche zur Führung 
einer Hausapotheke oder eines Notapparates 
berechtiqt oder verpflidtet find (B. des M. J. 
26 XII 82, R. 182), haben die zur Cinricdtung 
u. Ergänzung ihrer Hausapothefen oder Notappa- 
tate erjorderlidien chemiſchen wu. pharmazeu— 
tijden (einjacden uw. zuſammen —J— Praͤbpa— 
rate ſowie ſonſtige arzneil. Zubereitungen 
ausſchließlich aus einer der nächſtgelegenen 
Apothelen zu beziehen und ſich über dieſen Bezug 
durch ein eigenes Faſſungsbuch auszuweiſen, in 
welchem der Name und das Gewicht der Arznei— 
mittel ſowie die Zeit ihres Bezuges genau anzu— 
geben und durch die Namensfertigung des Apo— 
thefers zu beſtätigen ijt. 
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Hichei bleibt die Preigerméfigung dem gegen- 
jeitigen Ubereinfommen überlaſſen (§ 22). 

Bei Berechnung von Tierheilmitteln hat, 
foweit diejelben nicht in der befonderen Tare fiir 
diejelben angefiihrt, jondern in der Tare fiir Heil- 
mittel der Pharmakopöe enthalten find, von den 
fit) hienach ergebenden Tarpreijen ein Abzug 
von 10% zu erſolgen. 

Für Megepturarbeiten und fiir Gefäße wird 
bei Tierheilmittein die Uniwendung derfelben Tare 
wie bet den Arzneimitteln sum Gebrauche fiir den 
Menſchen geftattet (3 23). 

Die Mpothefer find verpflichtet, die Labe- u. 
Desinjeftionsmittel jowie Berbandartifel, welche 
dure) die mit der Minijterialverordnung 10 1X 97, 
MN. 216, erlaffenen „Dienſtesvorſchriften fiir 
Hebammen” vorgezeichnet find, vorrätig au hal— 
ten ſowie berechtigt, die iibrigen zur Ausrüſtung 
ber Hebammen erforderl. Gerätſchaften au fiihren. 

Den Hebammen ijt beim direften Bezug diefer 
Urtifel aus der Apothefe ein 10%iger Nachlaß 
ded Tarpreifes zu gewähren. 

Desgleichen find die Apotheker verpjlichtet, 
mindejtens 2 Fläſchchen von Diphthericheiljerum 
3u je 1000 Yntitoxineinheiten, entipredyend der 
Sorte 2 des Diphtherieheiljerums aus dem jtaat- 
lichen ferotherapentijden Anjtitute, vorriitiq au 
halten (8 24). 

Dede Ubertretung der vorjtehenden Anord— 
nungen wird, injojern hierauf nicht die Beſtim— 
mungen de8 allg. Str. G. Anwendung finden, mit 
Meldjtrajen bis zu 200 K oder mit Urrejt bis gu 
14 Tagen geahndet (Vtinijterialverordnung 30 1X 
57, R. 198) (§ 26). 

Die auger dieſen Beſtimmungen fonjt nocd 
bejtehenden Vorſchriften, betrefjend den Bezug, die 
Führung und den Verfanf von Arjneiwaren u. 
Arzneien, bleiben in Kraft (§ 27). 

V. Ordinations: u. Dispenfationsnorm (V. 
des WM. J. 17 III 91, R. 45) enthalt Beſtimmun— 
en, nad) welchen ſich dic Arzte u. Apotheker bei 

erſchreibung u. Verabjolgung von Heilmitteln auj 
Rechnung des Staatsſchatzes, eines vom Staate 
verivalteten Fonds fowie hinſichtlich dev öffentl. 
—— u. Humanitätspflege überh. zu richten 
haben. | 

Die Arzte find bei den bezügl. Ordinationen 
in ber Hegel auf die in der gur Heit geltenden 
Pharmakopbe und der jedeSmaligen Arzneitaxe 
enthaltenen Arznei- u. Verbandmittel beſchränkt. 
Die nur ausnahmsweije geitattete Verſchrei— 
bung nichtoffisineller Arzneimittel u. Verbandjtoffe 
ijt auf dem Rezepte oder auf dem mitgujertigenden 
Arzneikonto in Kürze gu beqriinden (§ 2). 

Arzneimittel, fiir weldje in der Pharmakopöe 
eine Bereitungsvorſchrift nicht enthalten ijt, müſ— 
fen jedesmal magijftraliter verſchrieben werden 


(§ 3). 

Es dürſen bei der Behandlung einer Krank— 
heit nur die notwendig erjdjeinenden Arznei— u. 
Verbandmittel veridjrieben werden, dabei muh die 
Verſchreibung jederzeit die einfachſte u. billigite 
fein fowohl in Bezug auf das Mittel wie auf 
die Arzneiform. Bon zwei oder mehr Arznei— 
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mitten, welche in gleicher Weife der therapeuti- 
ſchen Qntention entiprechen, darf ſtets nur dag 
billigere verſchrieben werden (§ 4). 

Jn Waſſer lösl. Salze, wie Kalium broma- 
tum, Kalium chloricum, Kalium jodatum, 
Natrium hydrocarbonicum ufw. find, inſofern 
drgtlicherfeits fein Bedenfen dagegen obwaltet, nur 
dag erjtemal in Golution au verſchreiben; im 
alle der Wiederholung der Arznei dagegen iit 
nur das in wäſſeriger Löſung gur Anwendung 
fommende Sal; fiir fic) allein (in Gubjtang) in 
det betreffenden Quantitit zu veridjreiben; die 
Auflöſung deSfelben in Wajjer aber vom Mranfen 
jelbjt oder feiner Umgebung au bejorgen, wobei 
das von der erjten Ordination herriihrende Gefäß 
alé Mah fiir die zur Auflöſung nötige Waſſer— 
menge zu dienen hat (§ 5). 

Wittel, welche ſchon in kleinen Dojen wirkſam 
ſind, müſſen, wenn ihre Verſchreibung in Solution 
nicht zuläſſig oder nicht — ijt, die Pulver— 
jorm vielmehr als die zweckmäßigſte fic) erweiſt, 
in nad) Spezialdoſen abgeteilten Pulvern verſchrie— 
ben werden, dagegen ijt bei Bulvern aus Mitteln, 
welche erit in größeren Dojen twirfen, bei der 
Veridhreibung die Abteilung in Spegialdojen tun- 
lichjt ju vermeiden (§ 6). 

Der Zuſatz von Zucker bei abgeteilten Pulvern 
foll O°5 pro dosi nicht überſchreiten. 

Bueer fiir fic) allein darf nicht aus der Apo— 
thefe verjchrieben werden (§ 7). 

Bur Dedung rejpeftive sur Verbeſſerung de3 
Geſchmackes einer Arznei diirfen bei Pulvern 
jarblofe Oblaten, bei flüſſigen Arzneien fiir cine 
Flüſſigleitsmenge bis zu 200°0 g höchſtens 20°0 g 
eines Sirups oder von Mel depuratum verſchrie— 
ben werden. 

Der Zuſatz von Zuder in Subſtanz oder 
von Extractum Liquiritiae ijt unjtatthait. 
Ebenjo ijt die Beigabe von Verſüßungsmitteln 
ju ſtarl bitteren Arzneimitteln, wie 3. B. gu Chinin 
in folchen Doſen, bet welchen eine weſentl. Ge— 
ſchmacksverbeſſerung nicht gu erwarten ijt, unzu— 
läſſig 8 8). 

Wie einfache Löſungen, fo find aud) Tränke, 
Aufgüſſe u. Abkochungen von ſolchen Mitteln, 
die in der Arzneitaxe nicht durch fette Schrift 
fenntlich gemacht find, ferner auch Breiumſchläge 
u. Senjfteige womöglich nicht in der Apotbefe, 
jondern im Hauſe des Mranfen von defien Wnge- 
bérigen bejw. vom Warteperfonale nad Weiſung 
des Arztes bereiten au laſſen. 

Die in Kranfenanjtalten in größeren Mengen 
verwendeten Lijungen der gebräuchlichſten Des— 
infeftionSmittel, mit Ausnahme folcher, welde in 
der Tabelle I der Pharmafopie angejiihrt find, 
follen dajelbjt vom Warteperjonal unter ärztl. 
Aufſicht bereitet werden (§ 9). 

Das Mujftreidjen von Pflaſtern ijt nur dann 
in der Upothefe vornehmen ju lafjen, wenn es 
nicht durd) den Kranken felbjt oder durd) dejien 
Ungehirige geidehen kann. In Kranfenanjtalten 
ift lies aS Warteperjonal gu verwenden (§ 10). 

Bu Umſchlägen ijt in der Regel nur Waſſer 
ju benugen. 
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Bur Bereitung von Leinfamenbreiumfdligen 
ijt nur das Leinkuchenmehl, Farina- placentae 
Lini, zu verfdjreiben (§ 11). 


Der Gebraud von Blutegeln hat fic) auf | der 


das dringendjte Bediirfnis gu befdyriinfen (§ 12). 
Wenn in einem Sranfenjaale ciner Kranken— 
anjtalt gu derjelben Ordinationsgeit die gleichen 
Arzneien benötigt werden, fo find diefelben unter 
Bezeichnung der Bettnummern mit Hiffern und 
der Anzahl der Stücke mit Buchjtaben in cine 
Verfchreibung zuſammenzufaſſen (§ 13). 

Bei wiederholter Verfdjreibung einer Argnei 
ijt in der Regel ein neues Regept gu verfajjen; 
findet der orbdinierende Arzt die unverdnderte 
Wiederholung einer bg cng era anzuord⸗ 
nen, von welcher im Sinne des 8 7 der V. ded 
M. J. 12 XI 89, R. 191, in der Wpotheke cine 
Kopie angefertigt wurde, jo fann die Verabfolgung 
derjelben durch Beifepung des Datums und der 
Unterſchrift veranlaßt werden (§ 14). 

Das Rezept muß in allen Teilen nad den 
bejtehenden allg. Borichriften derart deutlich u. 
leſerlich diag Ping u. unterfertigt fein, daß über 
das Mittel, über ſeine Menge ſowie über die 
Perjon des ordinierenden Arztes fein Zweifel ent— 
ſtehen fann (§ 15). 

Von Behiltnijfen (Gläſern, Tiegeln, Schach— 
teln) dürfen nur die in der Arzneitaxe billigſt 
angejepten verrechnet werden. 

Für Arzneien, welche die Abgabe in Papier— 
ſäckchen geſtatten, find ſolche zu verwenden (§ 17). 

Eine Aufrechnung von Gläſern u. Tiegeln 
iſt nicht zuläſſig, wenn das von einer früheren 
Ordination herriihrende Gefäß gehörig gereinigt 
in die Apotheke zurückgebracht wird. Die Wrste 


haben auf die Wiederbenugung der Gefäße Mii | ufw 


ficht gu nehmen und gu dieſem Zwecke am Rezepte 
den Beijag ,ad vitrum adlatum” anjumerfen 
($ 18), 

Arzte, welche bet ihren Orbdinationen von 
obigen Vorſchriften abweiden, ohne die Abweichung 
ſtichhältig gu rechtjertigen, werden gum rag der 
durch ſolche Verſchreibungen verurfadten Mehr— 
auslagen verhalten. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch 
auf ſolche Arzte Anwendung, welche über Auftrag 
oder mit Vorwiſſen der betreffenden Behörde als 
BVertreter eines angefteilten oder bejtallten Arz— 
tes fungieren. 

Ubertretungen der Vorjdhriften der Ordina- 
tion: u. Dispenjationsnorm ſeitens des Upothefer- 
perjonals werden im Ginne des § 22 der B. de8 
mM. J. 12 XI 89, R. 191, geahndet (§ 19). 

Mach den vorjtehenden Bejtimmungen, welche 
die tunlichjte Schonung der zum Zwecke der öffentl. 
Kranfenpflege dienenden Mittel des Staates oder 
der vom Staate verivalteten Fonds bezwecken, 
haben fic) die Ärzte u. Upotheter aud) bei Ver— 
ſchreibung u. BVerabjolgung von Heilmitteln im 
Dienjte der öffentl. Armenkrankenpflege, ferner in 
ihrer Berwendung bei den in der Berwaltung 
der Lander oder Wemeinden befind!. Heilanftalten 
u. Humanitétsinftituten fowie bei der Arznei— 


verordnung u. Verabjolgung fiir die verjicherungs- | den find. Dedoch dürfen die offi; 
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pflichtigen Mitglieder der nad) dem K. B. G. 30 I 
88, RH. 33, eingeridjteten Kranfenfajjien zu ridjten, 
injofern died jeitens der L. A., Gemeinden oder 
tibrigen berufenen Berwaltungen diejer In— 
jtitute beanjprucht wird (§ 20). 

Mit Riicficht auf die neue Ausgabe der öſterr. 
Pharmafopie, Ed. VIL, wurden mit dem Erl. des 
M. J. 18 XII 1905, 8. 47897, Erhebungen begiig- 
lid) der Revifion der bejtehenden Ordinations= u. 
Dispenfationsnorm cingeleitet. 

VI. Handverfauf von Arzutimitteln in Apo— 
thefen. Der Handverfauf in den öffentl. Apo— 
thefen wurde durch die B. des M. J. 14 III 84, 
R. 34, und vom 1 VIII 84, R. 131, fowie durch 
die B. de3 M. J. 17 XII 94, R. 239, geregelt, 
durd) weld) letztere auch der Berfehr mit als phar- 
mazeutiſche Spezialitäten ſich darjtellenden arzneil. 
Erzeugniſſen normiert wurde. Im Handverkauf 
können abgegeben werden: 

1. Alle einfachen Arzneimittel, welche 
in der Bharmafopse, Ed. VIII, nicht mit auffallen- 
der Druchſchrift bezeichnet oder in der der Arznei— 
tare beigegebenen Marximaldofentabelle nicht ange— 
führt find; 

2. jene argneil. Zubereitungen und pharma- 
zeutiſchen Präparate, fiir welche in der Pharma— 
fopie befondere Bereitungsvorjdrijften ge: 

eben find und die weder in der Pharmakopöe und 
n der jeweiliq gültigen Urgneitare mit fetter 
Drucdidrift nod) in der der Arzneitaxe beigege= 
benen Waximaldofentabelle namentlich angeführt 
jind (Acetum u. Oxymel Scillae, Emplastrum 
Cantharidum, Oleum Hyosciami fol. coct., 
Spirit. —— Pilulae laxantes, Pulvis Do- 
weri, Trochisci Ipecacuanhae u. Santonini 


R 

3. desgleichen Karbolſäure und andere in 
der Maximaldoſentabelle angeführten Artikel, z. B. 
Cuprum sulfuricum, Zincum sulfuri- 
cum, Formaldehydum, jofern fie nicht als 
Heilmittel, jondern, ei e8 in Subjtang, Lojung 
oder Miſchung, ledigli als Desinyeftions- 
mittel verwendet werden, jedod) muß dieſe Ver— 
—— durch die entſprechende Signatur ,,jur 
Desinfektion“ auf dem Gefäße erſichtlich gemacht 
werden; 

4, Chloroform gum äußerl. Gebrauch 
in Qiniment- oder Salbenform, jedod) dari die 
Menge des Chlorojorms nicht iiber 20% der Ge— 
ſamtmiſchung betragen; 

5. Die araneil. Subercitungen und bhar— 
mazeutiſchen Braiparate der vorangeqangenen 
drei Ausgaben der öſterr. Pharmakopöe, in— 
jofern die Bereitungsvoridriften derſelben durch 
die Rharmafopie, Ed. VIII, nicht eine Abän— 
derung erfahren haben und diefelben nicht an dic 
— gebunden ſind; 

6. alle Arzneibereitungen und pharmazeuti— 
ſchen Präparate, welche nach den offizinellen Be— 
reitungsvorſchriften der in Geltung ſtehenden Phar— 
makopben der europäiſchen Staaten herge— 
ſtellt und nach Maßgabe der hierländiſchen Vor— 
ſchriften an die ärztl. ae ha nicht gebun- 

nellen ins u. 


798 


Heilmittelverfehr. 





ausländiſchen WUrgneibercitungen und pharmazeuti- 
ichen ojfiginellen Bezeichnungen in Verfehr gebracht 
werden; 

7. alle Urgneibereitungen, die nad beglau— 
bigten älteren, das ijt nod vor Cintritt der 
Rechtswirtſamkeit der B. des M. J. 12 XII 89, 
MR. 191 (mit welcher die willkürl. Vervielfältigung 
ber Dispenjation ärztl. Rezepte in den Apotheken 
verboten worden ijt), ausgeftellten, im eigenen 
Bejige der Upothefe aujbewahrten ärztl. Rezeb— 
ten heragejtellt find, infofern dieſe Artilel vom 
Handverfaufe ausgeidlofiene Stoffe nicht enthalten; 

8. ichlieBlich alle von alters her als Bolfs- 
mittel gebräuchlichen pharmajentijden Erzeug— 
niſſe, fojern diejelben vom Handverfauje ausge— 
ſchloſſene Stofje nicht enthalten. 

VIL. Pharmazeutiſche Spezialitäten. Den 
Mpothefern ijt es gejtattet, pharm. Spezialitäten 
unter genauer Beobachtung der fiir den Medizi— 
nalverfebr gültigen Vorſchriften in Berfehr gu 
bringen. (B. des M. J. 17 XII 94, R. 230.) 

Als pharmageutifde Spezialitäten diir- 
fen jedod) nur ſolche pharmazeutiſche Erzeugniſſe 
angejehen werden, in welchen als Urgneimittel an- 
erfannte Stoffe, wie 3. B. Balsamum Copaivae, 
Oleum Santali u. dgL., oder pharmazeutiſche Zu— 
bereitungen, wie 4. g, Extractum filicis maris, 
Extractum Cubebae und andere pharmajeuti- 
ſche Präparate oder cinfache — derſelben 
in eine neue, bezüglich der Anwendung 
zweckmäßigere, oder dem Geſichts-, Ge— 
tuds-, Geſchmackſinne zuſagendere Dis— 
penſationsform gebracht ſind, z. B. als Cap- 
sulae gelatinosae oder amylaceae, Dragées, 
lactierte, feratinierte oder anderiveitig überzogene 
Pillen, jterilijierte Injektionslöſungen, Gelatinae 
medicatae, Suppositoria medicata, Sapones 
medicati ujiv. 

Jedoch dürfen Ddieje jowie alle fonjtigen in 
Apotheken hergejtellten und gum Handverfauje 
vorrätig gehaltenen pharm. Erzeugniſſe nur unter 
einer in Bezug auj Gehalt oder Wirkungsweije zu— 
trefienden Bezeichnung, welde zu Mißdeutungen 
oder Arrejiifrungen feinen Anlaß gibt, in Verfebr 
gebradjt werden. 

1. Evidenshaltung wu. Bezeichnung der 
Handverfaufsartifel in den Apothefen. 

ber die Herjtellung aller in der YWpothefe im 
qrogen bereiteten und in Vertrieb gebrachten phar- 
mazeutiſchen Erzeugniſſe der in den voranftehenden 
Punkten bezeichneten Urt ijt ein Elaborationsbuch 
au fiibren, aus welchem die Beit u. Art der Her— 
ftellung ſowie die Menge der verwendeten Bee 
—— und des Produktes entnommen werden 
ann. 

Jedes Behiltnis, welches eine abgeteilte Do- 
fis eines in der Apotheke felbjt bereiteten und fiir 
den Handverfauy ae gehaltenen pharmajeuti- 
ſchen Erzeugniſſes der Apotheke enthalt, ijt mit 
einer Siqnatur au verfehen, auf weldjer die Firma 
det Upothete, die pharmageutijche Bezeichnung des 
Anhaltes, der Preis und eventuell die cinfache, 
ärztl. Ordinationen nicht enthaltende Gebrauchs- 
anweijung erſichtlich gu machen ijt. 


Bei der Verabjolqung jeder Dojis einer jum 
—— vorrätig gehaltenen — —— 
Zubereitung an cine Partei ſind auf der Signe: 
tur diefelben BVormerfungen anjubringen, welde 
fiir Wraneidi8penfationen überh. vorgeidrieben find. 

Uber ſämtliche, in der Apothefe gum Ber: 
fauje vorriitig gehaltene nichtoffizinelle einheimi— 
fiche fowie über ausländiſche pharmazeutiſche Zu— 
bereitungen u. Spezialitäten, für welche in Gemaß— 
heit der Beſtimmung des § 1 der Miniſterialver— 
ordnung 17 IX 83, R. 152, jederzeit die authen- 
tiſchen Bereitungsvorſchriften in der Apothele er- 
liegen müſſen, hat der Apotheker, u. zw. abgeſon— 
dert für die ſelbſterzeugten ſowie für die von 
auswärts bezogenen Artikel vollſtändige, geordnete 
Verzeichniſſe ju führen, welche bei der Wpotheten- 
vifjitation fowie iiber behördl. Requiſition vorzu— 
legen jind. 

Desgleiden müſſen Exemplare der beim Ver— 
triebe dieſer pharmajeutijchen Erzeugniſſe verwen—⸗ 
deten Vignetten, Gebrauchsanweiſungen u. dal, 
der von der Apotheke veranlaßten Ankündigungen 
u. Publikationen jeder Art, welche dem Vertriebe 
der gedachten Artikel dienen, in der Apotheke ge— 
ſammelt vorliegen, um über amtl. Aufforderung 
jederzeit vorgewieſen werden zu können. 

2. Preisbemeſſung. Bezüglich der Be— 
meſſung des Preiſes einer Doſis der in der Apo— 
theke in größeren Mengen bereiteten und zum 
Verkauſe vorrätig gehaltenen doſierten Arzneiartilel 
haben hinſichtlich der im großen vorgenommenen 
pharmazeutiſchen Manipulationen nicht die fiir die 
einzelweiſe Arzneibereitung feſtgeſetzten Taxanſätze 
der Rezepturtaxe, ſondern die reduzierten, unter 
Zugrundelegung der Engrospreiſe, der Arbeitszeit 
uſw. nach den allg. Grundſätzen für die Berech— 
nung der Preisanſaͤtze der Arzneitaxe ſich ergeben⸗ 
den Preisermittlungen einzutreten. 

Für jedes der in Rede ſtehenden, in der Apo— 
thele erzeugten und vorrätig gehaltenen pharma— 
zeutiſchen Erzeugniſſe hat in der Apotheke die de— 
taillierte Breisberechnung nach Maßgabe der durch— 
ſchnittlich anf einmal verarbeiteten Quantitäten 
von Arzneimaterialien zu erliegen und iſt dieſelbe 
von der polit. Behörde auf ihre Richtigkeit zu 
prüfen. 

3. Uberwachung durch die polit. Be 
hörde. Der polit. Behörde 1. Inſtanz obliegt es, 
die Herſtellung und den Vertrieb der gedachten 
pharmazeutiſchen Erzeugniſſe gu überwachen, die 
Verzeichniſſe derſelben zu —2 und die Erzeu⸗ 
gung und den Bertrieb von pharmajeutijden Er- 
zeugniſſen, welche den giiltigen Vorſchriften nicht 
entſprechen, unter Freilaſſung des Rekurſes zu 
unterſagen. 

4. Invertriebſetzung neuer pharmazeu— 
tiſcher Erzeugniſſe. Der Beſitzer oder verant- 
wortl. Leiter einer Apotheke ijt verpflichtet, die Er— 
zeugung jedes neuen, zum allg. Vertriebe beſtimm⸗ 
ten pharmazeutiſchen Artilels, auf welchen die 
vorſtehende V. Anwendung findet, ſowie die Über— 
nahme ausländiſcher pharmazeutiſcher Zubereitun— 
gen u. Spezialitäten zum Vertriebe vor Aufnahme 
desſelben der polit. Behörde 1. Inſtanz anzumelden. 
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Falls dieſe die Erzeugung oder den Vertrieb 
nicht im eigenen Wirkungskreiſe zu rat 
findet, ift die Anmeldung unter Anſchluß der 
authentifchen Bereitungsvorſchrift und zweier Pro⸗ 
ben des Artikels in Driginalausſtattung an die 
polit. Landesbehörde zu leiten und von dieſer, 
falls auch ſie die Erzeugung oder den Vertrieb 
nicht im eigenen Wirkungskreiſe zu unterſagen 
findet, dem M. J. vorzulegen. 

Mit dem Vertriebe des angemeldeten Artikels 
darf in der Apotheke erſt drei Monate nach der 
Anmeldung, oder wenn über dieſe von dem An— 
meldenden weitere Auskünfte begehrt wurden, erſt 
drei Monate nad) der Präſentation der letzten 
lußerung begonnen werden, wenn dem Apotheker 
nicht vorber die amtl. Verſtändigung zugegangen 
ijt, dah ſich das M. J. zur Erlajjung eines Vere 
botes der Erzeugung bezw. des Vertriebes des- 
jelben nidjt bejtinumt gefunden bat. 

Es ijt unteriagt, fic) beim Bertriebe des Ar— 
tifels auf dieſe Wmtsmitteilung zu berufen. 

Die Koſten fiir die allfallige Unterfuchung 
des pharmazeutijden Erzeugniſſes oder einer aus— 
laindijdjen ———— Zubereitung oder Spe- 
zialität find von dem BWpothefer, ber den Wrtifel 
angemeldet bat, zu tragen. 

VILL. Abgrenzung der Berechtigungen der 
Apothefen geqeniiber den Materialwarenbandiun- 
ace und cinfdligigen anderen Gewerben. a) Be- 
timmungen der Gewerbeordnung. Nach 
$15, Bunt 14, der Gew. O. ex 1883 ijt die Bue 
bereitung ber gu arzneil. Verwendung beſtimmten 
Stoffe u. Präparate fowie der Verſchleiß derjelben, 
infofern dies nicht ausſchließlich der Apothele vor- 
behalten ijt, ein fonjeffioniertes Gewerbe. 

Bewerber um die Konzeſſion zur Berarbei- 
tung von Stofien und Praparaten zu argneil. 
BHweden haben den Nachweis au liefern, day fie 
entiweder an einer techniſchen Yehranjtalt oder an 
einem chemifdjen Inſtitute die zur Wusfiihrung 
ibres beabjichtigten Gewerbebetriebes erforderlichen 
chemiſchen Renntnijie und durch cine mindejtens 
weijibrige Werwendung in cinem chemiſchen 
‘aboratorium oder in einem den Gegenjtand des 
Befugniſſes ausübenden Wewerbs-Ctablijjement die 
nötigen Fertigtciten hiezu erworben haben. Bon 
den Bewerbern um die Kongeffion gum Verſchleiße 
von ju arzneil. Sweden verarbeiteten Stoffen u. 
Präparaten, injoweit diefelbe hinſichtlich dieſer 
Erzeugniſſe nicht den Apothekern vorbehalten ijt, 
wird ae bejonderer Befahigungsnachweis nicht ge— 
fordert. (Miniiterialverordnung 17 1X 83, R. 151.) 

b) Mit der Verordnung der Minifte- 
rien Des Innern und des Handels 17 IX 
83, R. 152, und 17 VI 86, R. 97, wurden die Be- 
rechtigungen der Upothefen gegeniiber den Material- 
warenhandlungen und den einſchlägigen anderen 
Wewerben in nachitehender Weiſe abgeqrenst. 

Die Zubereitung und det Verkauf von Arz— 
neien jeder Art u. Form nad) ärztl. Verſchreibun— 
gen ijt ausſchließlich den Apotheken vorbehalten. 

Arzneizubereitungen, fiir welche die Berei— 
tungsvorſchrift jut Einſicht der Ärzte in der Apo— 
thele nicht vorliegt oder fiir welche aus der vor- 
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gelegten Bereitungsvorſchrift die Subſtanz des Arz⸗ 
neimittels nicht mit Beſtimmtheit in qualitativer 
u. quantitativer Hinſicht erkenntlich iſt, dürfen überh. 
nicht, alſo aud) nicht in Apotheken feilgehalten oder 
verkauft werden (§ 1, 1883). 

Laut Erl. des W. J. 23 1 84, B. 18659, 
fonnen vorgelegte Seugniffe bon Fachmännern, von 
analytijden Befunden u. dgl. nicht als authentifche 
Nachweife iiber die Subſtanz jolcher Zubereitungen 
anerfannt werden, fondern müſſen diefelben vom 
Erzeuger ſtammen. 

Dieſe Bereitungsvorſchriften haben den Zweck, 
den für den Verkauf beſtimmten Arzneizubereitun— 

en den Charafter von Webeimmitteln, eren Feil⸗ 
Citi u. Verfauf unbedingt verboten ift, gu be- 
nehmen und cine Rontrotle zu ſchaffen, durch welche 
die Identität der in Verkauf gebrachten Arznei— 
jubereitungen mit den nad) der Bereitungsvorſchrift 
ethaltbaren, insbeſ. aud) in jenen Fallen erprobt 
werden fann, in welchen fie anf dem Wege der 
chemiſchen Unalyfe, der pharmafognojtijden u. mis 
froffopiiden Unterſuchung nicht mit voller Beſtimmt⸗ 
beit au erfennen ijt. 
it Dem Erl. des M. J. 30 XI 86, 8. 21009, 
wurden den polit. Qandesbehirden Weifungen, be- 
trefiend die Unterfuchung der in Ypothefen jeil- 
gebaltenen Arzneizubereitungen, geqeben. 

Das Feilhalten und der Verkauf von phar- 
mazeutiſchen Braiparaten ohne Unterfdjied, ob dice 
jelben nach den im öſterr. Apothekerbuch (Pharma- 
copoea austriaca) enthaltenen Vorſchriften oder 
nach den Dispenfatorien anderer Linder dargeftellt 
jind, ift nur in Apotheken gejtattet. 

Ausgenommen von diefem Vorbehalte find die 
diätetiſchen u. fosmetijden Mittel, einſchließlich der 
Sabnreinigungsmittel, fofern Ddiejelben jid) nicht 
alg Arzneimiſchungen qualifigieren, ferner natiir= 
liche und den natürlichen künſtlich nachgebildete 
Mineralwäſſer u. Quellenprodufte fowie chirutai: 
ihe Verbandſtoffe jeder Art. Künſtlich hergeſtellte 
Löſungen von WMineralfalsen in Waſſer, welche fic 
nad) ibrer äußeren Bejdaffenbeit als natürl. Mis 
neralwäſſer daritellen, ohne folchen nachgebildet zu 
fein, dürfen jedod) nur in Apotheken feilgebalten 
und verfaujt werden (8 2, 1883). 

Diefe vom BWerfaufsvorbehalte in Apothefen 
gemachten Wusnahmen, infoweit fic) dieſe Aus— 
nahmen auf diätetiſche u. fosmetifde Mittel, ein— 
ſchließlich der Zahnreinigungsmittel, dann auf chi— 
rurgiſche Verbandſtoffe beziehen, umfajien alle diä— 
tetiſchen u. kosmetiſchen Mittel ſowie alle chirur— 
giſchen Verbandſtoffe ohne Rückſicht auf ihre Be— 
nennung, daber alle Arten Fruchtſäſte, Geiſter, 
Eſſenzen, Paſten, Zeltchen, Pomadem Klebepflaſter 
uſw. und ſind von dieſen Gegenſtänden nur die 
nad) den Bereitungsvorſchriften der Pharmafopie 
dargeftellten, dem Verkaufsrechte der Apothefer vor— 
behalten (§ 1, 1886). 

Das Feilhalten und der Verkauf von abs 
und chemiſchen Präparaten, welche ausſchließlich 
nur zu Heilzwecken Verwendung finden, iſt den 
Apothelen vorbehalten. 

Artilel, welche nicht bloß in arzneilicher, ſon— 
dern auch in techniſcher Verwendung ſtehen, ſind 
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bem allg. Berfehre unter Vorausficht der Erfiil- 


lung der geſetzl. Bedingungen freigegeben (8 3, | 


1883), 

liber die Berechtiqung gum Verlaufe der gu! 
Heilsweden dienenden Drogen oder chemiſchen Prii- 
parate, beren gleichzeitige techniſche Verwendung 
und damit der Berfaufsvorbehalt ber Apotheker 
angesweifelt wird oder jtrittig ijt, entſcheidet vor— 
fommendenfalls nad) Einholung fachtechniſcher Gut- 
achten das W. J. im Cinvernehmen mit dem H. M. 
(§ 2, 1886). 

Die obangeführten Verlehrsbeſchränkungen 
gelten fiir den Kleinverkehr. Auf den Großhandel 
zwiſchen Produzenten, Fabrikanten, Handelsleuten 
u. Apothelern finden dieſe Beſtimmungen keine 
Anwendung. Rückſichtlich des Verkehres mit Giften, 
gifthältigen Drogen und geſundheitsgefährl. Prä— 
paraten bleiben die Beſtimmungen der Miniſterial⸗ 
verordnung 21 TV 76, R. 60, vollinhaltlich in Wirk⸗ 
ſamkeit (§ 5, 1883). 

IX. Berfauf von Heilmittelu in anderen Ge- 
fhajtsbetrieben alg Apothefen. Auf Grund der 
von den polit. Landesbehirden geſtellten Anträge 
wurde dag Feilhalten und der Verfauf von 51 im 
§ 3 ber V. des M. J. und H. M. 17 VI 86, R. 97, 
benannten, nut zu Heilgweden veriwendeten Ar— 
tikeln unter nachſtehenden Modalitäten u. Bedin- 
qungen auch anderen Gefchijten als Apothefen ge 
ftattet : 

Inhabern pon Materiahwarenhandlungen und 
an Orten, wo Wateriahvarenhbandlungen nicht be— 
ftehen, auch anderer HandelSquiverbe, fann von der 
vorgeſetzten Gewerbebehörde 1. Inſtanz die Ere 
miichtiqung gum Feilhalten und zum Verkaufe der 
im § 3 der git. B. benannten Urtifel erteilt werden. 

Bei Erteilung der Ermächtigung find die örtl. 
Verhältniſſe u. Bediirinijje gu berückſichtigen. 

Um die Ermächtigung ju erlangen, Hat der 
Bewerber entiweder durch ein von öſſentl. Lehr: 
anjtalten, an welder Warenkunde gelehrt wird, 
ausgeſtelltes Seugnis oder in Ermanglung eines 
ſolchen durch eine vor dem l. f. Begirlsargte abe 
gelegte Briifung nachzuweiſen, daß er die vorbe- 
zeichneten Artikel ficher gu erfennen und voneinan- 
Der gu unterfdeiden imftande ijt. 

Die Berichleifer find verpflichtet, dieſe Arznei— 
artifel fowobl in dem Berfdleiplofale wie auch in 
den Borratsfammern abgeiondert von anderen Ver— 
faujSartifcin in geciqneten, den Staub und fonjtige 
Verunreinigungen abhaltenden Bebiltern, die rich— 
tiq u. deutlich fiqniert fein miiffen, in ſtets un— 
verdorbenem u. gutem Zuſtande am Yager gu halten. 

Die dem Pilangenreide entnonmmenen Artikel 
dürſen nur in unverfleinertem oder in qrob zer— 
fchnittenem Zuſtande, in welchem der betrefjende 
Urtifel burch den bloßen Augenſchein noch alg ſol— 
chet erfennbar ijt, vorrätig gehalten und verfauit 
werden. Auf der Emballage ijt der Name ded ver= 
abjolgten Yrtifels deutlich erjichtlic) gu machen. 

Die Verfaufsitelten find von der Gewerbe— 
behirde in Evidenz gu halten und ſtrengſtens zu 
iiberwacjen (8 8, lit. a, des G. 30 TV 70, R. 68), 
insbeſ. haben die Amtsärzte in denſelben zeitweilige 
Reviſionen vorzunehmen und hiebei aud) darauf 
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zu achten, ob der Verkäufer ſich in den Schranken 
ſeiner Ermächtigung halte und die vorſtehenden 
Vorſchriften genau beobachte. 

Die auf Grund des § 16, 3. 13, der Gew. O. 
20 XII 59, R. 227, begw. des § 15, 8. 14, des 
G. 15 III 83, R. 39, tongzeffionierten Gewerbsleute 
werden ermiidtigt, ihren Geſchäftsbetrieb auf dag 
Feilhalten und den Verkauf der im § 3 der git. B. 
benannten Yrtifel auszudehnen. 

Jn Wiirdigung der in Fiebergegenden des 
Küſtenl. und Dalm. herridenden befonderen Ver— 
hältniſſe werden bie k. k. Statthaltereien in Triejt 
u. Zara ermichtigt, vertrauenswiirdigen Beidaits- 
leuten gu gejtatten, aus Upotheten bezogenes Chi- 
ninfjulfat, dag in den Upothefen in Dofen von 0-5 
und von 10g abgeteilt wurde, anf dem Lager au 
halten und au verfaujen. 

Die Kapieln, in welchen dieje Dofen verwahrt 
fein miifien, müſſen von dem Wpothefer verjiegelt, 
mit deutlicjen, die Doſis genau angeigenden Sig- 
naturen verfehben werden, auch ijt al bem Kon⸗ 
volute die Firma des YUpothefers, von welchem dads 
dofierte Chininjuljat bezogen wurde, erſichtlich gu 
madden, 

Der Geſchäftsmann, der die Ermadtiqung zur 
Verabjolqung des Chininfulfates erwirkt hat, iit 
verpflichtet, dasſelbe in der vorbezeichneten Urt aus: 
ſchließlich nur aus Upothefen zu begiehen und bat 
ſich über diejen Bezug durch ein eigenes Faſſungs— 
büchel auszuweiſen, in welchem die Menge der be— 
zogenen Doſen und die Zeit des Bezuges beſtimmt 
ausgedrückt und durch die Fertigung des Apothekers 
beſtaͤtigt iſt. 

Ubertretungen dieſer Beſtimmungen unterliegen 
den im $6 det Miniſterialverordnung 17 EX 83, 
R. 152, ausgelprodenen Strafbeitimmungen. Die 
nah § 5 und § 8 der Minijterialvcrordnung 
17 V1 86, R. 97, erteilten Ermächtigungen finnen 
aud) von det Behörde guriidgesogen werden, wenn 
ſich gegen die Perſon, welcher die Ermidtiqung 
erteilt murbde, Bedenfen erqeben. 

X. Hausapothefen u. Notapparate. 1. Hause 
apothefen. Hinſichtlich der Dispenfierung der 
Urgneien aus Hausapothefen gelten nad der V. 
des Wi. J. 26 XII 82, R. 182, folgende Bejtim- 
mungen: 

Die Haugsapothele hat die Beſtimmung, dem 
auf dent Lande die Praxis ausiibenden Arzie oder 
Wundarzte die Verabreichung von WMedifamenten 
an bie fic) jeiner — ot anbertrauenden 
RKranfen ohne großen Verzug au ermöglichen. Der 
Beſitz ciner Haugapothete berechtigt jedod) den Arzt 
nicht gum Verſchleiße von Arzneien u. Wrgnet- 
jtofjen überh., auch nicht zur Verabfolgung von 
Medikamenten aus derſelben an Kranke, die im 
Standorte einer öffentl. Apotheke von dem cine 
Hausapotheke haltenden Arzte behandelt werden. 

Die Auswahl der Arzneimittel und die Menge 
derſelben, welche in der Hausapotheke vorrätig ge— 
halten werden, bleibt dem betreffenden Arzte oder 
Wundarzte überlaſſen, der übrigens für die Er— 
haltung der qualitätsmäßigen Beſchaffenheit jedes 
in der Hausapothefe vorhandenen Arzneiſtoffes 
verantwortlich iſt. Die Arzneimittel des Notappa- 


Heilmittelverfehr. 


tates müſſen jedoch in jeder Hausapothefe vor— 
rätig fein. 

Die Verabfolgung eines Medifamentes aus 
der Hausapothefe darf nicht verweigert werden, 
wenn dieſelbe von einem auswärtigen zur ärztl. 
Hilfeleiſtung herbeigerufenen Arzt verordnet, als 
dringend notwendig bezeichnet wird und die Be— 
ſchaffung des Medifamentes aus einer Apotheke 
nicht rechtzeitig zu bewirfen wäre. 

Yn jeder Hausapothete müſſen die zur kor— 
rekten Dispenſierung von Arzneien erforderl. Be— 
helſe, Wagen, Gewichte, Make und ſonſtigen Ge— 
räte in vorſchriftsmäßigem pune vorhanden, 
die Arzneivorräte in einer jeden Mißbrauch, jede 
Vermengung oder Verwechſlung ausſchließenden 
Weije verwahrt fein. 

Den ausgefolgten Arzneien ijt ftets auch das 
betrefjende Rezept beigugeben und der Tarpreis 
in gleicher Weiſe, wie e8 für UApothefer vorge- 
ſchrieben ijt, beigufepen. Die Dispenfierung der 
Urgneien aus der Hausapothele darf nur durch 
den Arzt oder Wundargt oder einen von ihm hie— 
fiir bejtellten Bharmajeuten beforgt werden. Für 
die ridjtige Gebarung ijt der Hausapothefenbejiger 
verantwortlich. 

2. Notapparate. Damit bei plötzlich einge- 
tretenen, lebensgeſfährdenden Zufällen u. Erfran- 
fungen der herbeigerufene —— zugleich auch die 
allerdringlichſten u. unentbehrlichen, als bewährt 
befundenen, gewöhnlich nur in Apotheken vorhan— 
denen Mittel fiir die erſte Hilfeleiſtung zur fojor- 
tigen Verabreichung verfiigbar babe, hat ein Not— 
apparat gu Ddienen, in welchem beſtimmte, in der 
B. des Wi. J. 26 XI 82, R. 182, angefiihrte 
Arzneimittel in der vorgefdhriebenen Menge u. 
Dofierung vorhanden fein miijjen. Den polit. 
Landesbehirden bleibt e vorbehalten, nebjt den 
vorgeſchriebenen Mitteln nod ein oder das andere 
zur YAufnahme in den Notapparat au bejtimmen, 
wenn hiefür unter Berückſichtigung — 
Verhältniſſe fic cin Bedürfnis herausſtellt. 

Bur Haltung der in den Notapparaten auf— 
enommenen Arzneien ijt jeder Arzt verpflichtet, 
be in einem Orte wohnt, in welchem fic) feine 
bffentl. WUpothefe befindet. 

Jn dem Standorte einer öffentl. Wpothefe 
domisilicrende Arzte find von der polit. Bezirks— 
behirde zur Haltung eines Notapparates zu er- 
mächtigen, wenn fie in Ausübung ihres Berujes 
auferbalb ihre’ Wobhnortes befindl. Kranfe beſu— 
den und die lofalen Kommunifationsverhiltnifje 
derart find, daß die Herbeiſchaffung der zur erjten 
Hiljeleiitung erforderl. Arzneimittel nicht raſch ge— 
nug aug der Apothete bewirft werden fann. 

Der Argt ijt für die qute Anjtandhaltung u. 
Qualitiit der Argneimittel des Notapparates ver- 
antivortlid. Die Gejife u. Kapſeln, in welchen 
die Urgneimittel des Notapparates verwahrt were 
den, miijjen mit genauen Cignaturen, mit der 
Firma der WUpothefe, aus welder die Arzneimittel 
verabjolgt wurden, und mit dem Datum der Ex- 
pedition verfehen fein. Die Ärzte find verpjlichtet, 
fiir die Rompletthaltung der Urgneimittel im Not- 
apparate zu forgen. 


Ofterr, StaatSwirterbuch, 2. Mufl., 2. Bd. 
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3. Bezug von Heilmitteln fiir Haus 
apothefen u. Notapparate. Nach der BW. des 
WM. J. 2 XII 1904, R. 137, betreffend dte Arznei— 
tare pro 1905 haben Ärzte u. Wundärzte, welche 
zur Führung einer Hausapothefe oder eines Not- 
apparates beredjtigt oder verpflichtet find, die gur 
Cinridtung u. Ergdngung ihrer Hausapothefen oder 
Notapparate erforderlichen Ghemifden u. phar- 
mageutifden (einjacden u. zuſammengeſetzten) 
Praͤparate fowie jonjtige arzneil. Zuberei— 
tungen ausſchließlich aus einer der nächſt— 
— Apotheke gu beziehen und ſich über 

ieſen Bezug durch ein eigenes Faſſungsbuch 
auszuweiſen, in welchem der Name und das Ge— 
wicht der Arzneimittel ſowie die Zeit * Be⸗ 
uges genau anzugeben und durch die Namens— 
—— des Apothekers zu beſtätigen ijt. Hiebei 
bleibt die Preisermäßigung dem gegenſeitigen 
Ubereinkommen überlaſſen. 

4. Beaufſichtigung der Hausapotheken 
u. Notapparate. Die Hausapothefen ſowohl als 
die Notapparate der Arzte u. Wundärzte unter— 
ſtehen der ſtaatl. Beaufſichtigung und haben die 
Bezirksärzte zeitweilig fic) von dem entſprechen— 
den Zuſtande derſelben ſowie von dem vor— 
ſchriftsmäßigen Gebaren mit denſelben zu über— 
zeugen. 

XI. Dispenfation von Arzneien durch Tier— 
ärzte. Diplomierten Tierärzten und den zur pferde— 
ärztl. Praxis beim Zivile berechtigten Kurſchmieden 
ijt das Halten eines Vorrates von Arzneiſtoffen, 
ſowie die Zubereitung u. Abgabe von Arzneien, 
jedoch nur fiir den Bedarf der eigenen tier⸗ bezw. 
pferdeärztl. Praxis geftattet (Erl. des M. J. 16 10 
75, 3 15999). : 

IL. Digpenfation homöopathiſcher Urgneien. 
Die diesbezüglich geltenden Vorſchriften, durch 
welche den ausſchließlich der homöopathiſchen Heil- 
methode ergebenen Arzten u. Wundärzten ge— 
ſtattet wurde, die nad) dieſer Heilmethode erforderl. 
Arzneien gu verabfolgen, ſind in der A. E. 5XII 
45 (B. G. S. Bd. 74, Mr. 130) und in der V. des 
M.S. 27 V 87, R. 67, enthalten. Die Stamme 
tinfturen müſſen ftetS aus ciner inländiſchen Apo— 
thefe — werden. 

XIII. Arzneibezug aus dem Auslande. Nach 
§ 16, lit. a, 8. 2, der Durchführungsvorſchrift 
jum allg. öſterr. Zolltarife, Minijterialverordnung 
25 V 82, R. 49, Jind gubereitete Arzneiwaren und 
fo&metijcdhe u. diätetiſche Wittel, injojern fie fic) 
als Heilmittel qualifigieren (BW. des F. WM. 27 VIL 
84, R. 129), wenn fie nicht fiir Upothefer, jondern 
für Privatperfonen eingefiihrt werden, aus Sani- 
titsriidfichten im Berfehre beſchränkt. 

Der VBorgang bei der zollamtlichen und fani- 
tätspolizeil. Behandlung der fiir Privatparteien 
aus dem Auslande eingelangten 5 ubereitun⸗ 
gen aller Art und als Heilmittel in Berfehr ge- 
rachten kosmetiſchen u. diätetiſchen Artifel, welche 
nad) § 16 a, 8. 2, der git. V. der Verlehrsbefdriin- 
tung unterliegen, wurden vom F. M. im Einver— 
nefmen mit dem M. 9. und H. M. mit dem Erl. 
28 VII 1905, 8. 51092, geregelt (Erl. des M. J. 
18 IX 1905, 8. ad 36442). 
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Bezüglich derartiger fiir oo aus 
dem Auslande einlangenden dungen bat die 
&. iiber die von den Barteien bei der polit. Lan— 
desbehörde eingubringenden Gejude um Erteilung 
der erjorderl. Bezugsbewilligung in der Regel nicht 
auf Grund einer vorhergehenden Unterſuchung der 
Ware felbjt bezw. Muſter derfelben, fondern auf 
Wrund der von den Parteien den erwähnten Ge— 
juchen beizuſchließenden Nachweiſungen iiber die 
Beſchaffenheit u. Zujammenfepung diefer Waren 
ju erjolgen. Sum Swede der Belehrung der Par- 
teien find denſelben bei Anlangen folder Waren 
Aviſozetteln enthaltend ,,€rliuterungen iiber die 
—— zum Bezuge zubereiteter Arznei— 
waren und kosmetiſcher u. diätetiſcher Artikel aus 
dem Auslande“ zuzuſtellen. 

Nach dieſen „Erläuterungen“ find die Geſuche 
um Bewilligung zum Bezuge derartiger Waren 
mit folgenden Belegen gu verjehen: 

1. Die betrefjenden Waren find nach ihrer 
Spejialbenennung, Menge u. Verpackungsart ge— 
nau zu bezeichnen. yg eee find die auf den 
Umſchließungen befind!. YUnpreijungen u. Ankün— 
digungen genau anjugeben. 

2. Die Beidiariendeit u. Zuſammenſetzung, 
Swedbejtimmung u. Gebraudsanweijung ijt nach 

Riglichteit sath Projpette, Bereitungsvorſchriften, 
Rezepte uſw. nachzuweiſen. 

Sind die erwähnten Behelfe der betreffenden 
Warenſendung angeſchloſſen, ſo ſind dieſelben der 
Partei auf Verlangen vom Zollamte behufs Bei— 
idtiegung an das Geſuch ausgufolgen. 

3. Dem Anfuchen ijt ein drgtl. Zeugnis über 
die Zuläſſigleit des Gebraudes und die gu ver- 
braudjende Menge des betreffenden Mittels anzu— 
ſchließen. 

4. In jenen Fällen, in denen dies von der 
polit. Behörde aus beſonderen Gründen für not— 
wendig befunden wird, fann cine amtl. Unter— 
judjung der Ware oder von Muſtern derjelben 
ftattfinden, wenn fich die Partei gur Tragung der 
UnterjuchungSfojten bereit erflirt. 

Die Geruche unterliegen dem Stentpel von 
2K, die ärztl. Seugnijje einem foldjen von 1 K, 
alle iibrigen Beilagen einem Stempel von je 30h. 

Kleine Mengen von gubereiteten Arzneiwaren, 
welche Reijende gum eigenen Gebrauche mitfiihren 
oder, welche Grengbewohner gegen Regepte befann- 
ter Arzte aus benadbarten YUpothefen holen, unter- 
liegen nicht der Verkehrsbeſchränkung. 

XIV. Werlebr mit fero- u. organotherapeuti⸗ 
{den Heilmitteln. 1. Serotherapeutifde Heil 
mittel (Heilfera). Der Bezug von Heilfera, ins— 
bef. des Diphtherieheilferums, aus dem Wuslande 
unterliegt denſelben beſchränkenden Vorſchriften 
wie der Bezug zubereiteter Arzneiwaren. Mit 
rl. 22 X 94, 3. 26572, wurde der Bezug von 
Diphtherieheiljerum aus dem Wuslande nod an 
die Bedingung geknüpft, daß derjelbe nur aus 
denjenigen Erzeugungsſtätten erjolge, in denen 
das Heiljerum unter der Garantie anerfannter 
Fachmänner abgegeben wird; als ſolche werden 
derzeit die Fabriken „Fachwerke, vormals Meijter, 
Lucius & Yriining in Höchſt am Main“, ,,Che- 
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miſche Uttienjabrif, vormals Schering in Ber— 
lin” und da8 „Paſteurſche Inſtitut“ in Baris be: 
geichnet. Die Bedingungen fiit den Bezug des Diph⸗ 
therieheilferums aus dem Wuslande wurden mit 
der Minijterialverordnung 22 II 95, R. 37, tund- 
gemacht. 

Mit dem Erl. des M. FJ. 15 VIL 1905, 3. 34416 
ex 1904, wurde gejtattet, dak den Großdrogiſten 
im Sinne des Erl. des M. J. 1 VIL 96, 3. 15116, 

enerelle Bewilligungen sum Bezuge folder Heil- 
era aus dem Wuslande erteilt werden, welche vom 
M. J. gur Einfuhr zugelaſſen find und fiinjtig 
augelajjen werden. 

Mit dem F. M. Erl. 12 V 91, B. 16949 (Fh. 
M. V. BL Nr. 13 ex 1891), wurde den Ärzten 
der Ddirefte Beguq von Tuberfulin unter Aus 
ſchluß jeder Mittelperfon zugejtanden, während hin: 
fichtlid) des Bezuges von Diphthericheilferum 
die Ärzte laut Minifterialverordnung 22 Il 95, 
R. 37, an die Bejtimmungen des § 16 der Durch 
führungsvorſchrift jum Solltarifgetebe gebunden 
find, ſonach der Bewilliqung det polit. Landes: 
behörde bediirjen, wenn der Bezug des Heiljerume 
nicht etwa durd) Vermittlung einer öffentl. Apo— 
thele erfolgt. 

Sendungen von Diphtherieheilſerum, welches 
im Sinne der Beſtimmungen des alphabetiſchen 
Warenverzeichniſſes ce Bolltarije als „Impiſtoff 
nad) T. Nr. 64 gollfret gu behandeln ijt, ſind 
von den Zollbehörden nur im Falle des Bezuges 
aus ben jeitens des M. J. fiir zuläſſig bezeidne- 
ten Begugsquellen fiir Upothefen, fiir wiſſenſchafil 
Inſtitute der mediziniſchen Fakultäten und fiir die 
das Offentlichkeitsrecht bejipenden Kranfenanjtalten 
mit Ausſchluß jeder Mittelsperfon abgufertigen 
(Minijterialverordnung 2211 95, R. 37). 

Heiljera jeder Urt diirjen in Wpothefen nur 
über ärztl. Verſchreibung abgegeben werden (§ 4 
der Normae et regulae generales der Bharma- 
fopie, Ed. VIII). 

2. Organotherapeutifhe Präparate. 
Nad dem Erl. des M. J. 211 99, B. 18559 ex 
1898, dürfen organotherapeutijde Präparate nur 
in öffentl. Apothefen auf Grund der Verſchreibung 
eines —— gy ses Arztes an Parteien 
abgege werden (84 Normae et ge- 
nerales der Pharmakopöe, Ed. VII. Dieje Heil: 
mittel find fonad vom Handverfauje gänzlich aus 
geſchloſſen und diirfen diefelben von Großdrogiſten 
nur an YUpothefer in Originalverpadung unter ge 
nauer Ungabe der Fabrifsfirma abgegeben werden. 
Der Apotheker ijt dafür verantwortlid), dak nur 
von unbedingt verlifl. Fabriksfirmen bergeitellte 
organotherapeutijde Präparate in ihren Apothelen 
in Verkehr gebract werden. Melidar. 
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I, Gefahren fiir die Geilquellen und Notwendigkeit det 
Rechtsſchußes. — I]. Das Recht des H. im all 
ILE. Quelleuſchutzbeſtimmungen des Gfterr. Rechtes: 1. Berge 
aciet. 2. Forſtgeſetz. 3. Waflerredhtsgefeg. 4. Bauordaunges 
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und gewerberechtl. Beftimmungen. -- 1V. Geſchichtliches und 
bejondere Beftimmungen über bie Heilquellen in Böhmen. 
— V. Der Quellenſchutz vor den geiegarbenden Körpern. 


I. Gefabren fiir die Heilqueilen und Notwen- 
Digteit des Rechtsſchutzes. Die durd) die fort- 
ſchreitende fulturelle Entwidlung bedingte inten- 
jivere Uusnugung der uns von der Natur qebotenen 
wirtſchaftlich brauchbaren Giiter hat auch den Heil— 
quellen cine an Bedeutung ſtetig sunehmende 
Stellung unter den dem Schupe des öffentl. Rech— 
tes unterjtehenden Snterefienfphiren im Staate ge- 
ſchaffen und dieſem die Pflicht aujerlegt, alle dupe: 
ren Ginfliiffe gu überwachen u. abzuwägen, welche 
irgendwie einen Schluß auf die Wechſelbeziehun— 
gen ju einer Heilquelle zuzulaſſen geeignet find. 

Die drohendjte Gefahr fiir eine Heilquelle be— 
deutet naturgemäß der Bergbau, indem derjelbe 
die räumlich größten und tiefſtgehenden Cingriffe 
in den Erdforper bezw. in das W nfiltrationsqebiet 
einer Quelle mit fic) bringt (Quellenkataſtroͤphen 
ju Baden bei Wien [1852], gu Altwaſſer (1869), 
gu Burtſcheid [1873], gu Teplip [1879 u. 1887] 
u. a. m.). Wud) wegen ihrer Tiesfiihrung, dod) in 
minderem Mae als der Bergbau, finnen den Be— 
ftand von Heilquellen Erdaushubsarbeiten 
irgend welder Art bedrohen, wie Brunnen- 

tabungen, Sanalijationganlagen, Steinbrüche, 
— nbemncaticcungen ben Gebtiiben ti One excayon 
uſw. Ebenfo liegt in der Abholzung von Wal- 
dungen, in der Trodenlegung benadbar- 
ter größerer Wajjerrejervoirs (Seen, Teiche, 
Sümpfe, Moore u. dal.) oder in deren Verle— 
gung, in der Ableitung von Fliiffen ujw. 
eine nicht gu unterſchätzende Gefahr fiir Quellen. 
Als ſchädl. Einfluß ſekundärer Ordnung, welder 
weniger die Ergiebigkeit einer Heilquelle als deren 
Oaualitdt ju allerieren geeignet ijt, muß die Ver— 
unreinigung naheliegendcr Tagwäſſer be— 
zeichnet werden. Schließlich ſeien nicht unerwähnt 
die Gefahren, welchen eine Heilquelle durch den 
Mißbrauch, Nichtgebrauch oder die Zerſtö— 
rung ſeitens des Eigentümers ſelbſt — 
werden kann. Da diirfte es ſich empfehlen, ebenſo, 
wie etwa dag F. G. fiir eine = ige rationelle 
ggg vesiiney | des Waldes VBeftimmungen trifft 
(i. I. Abſchnitt des öſtert. F. G. 3 XID 52, R. 250), 
wie das Berggeſetz (23 V 54, R. 146, VII. Hauptitiid) 
fiir bie Baubhafthaltung der Bergbaue präziſe Vor— 
ſchriften ay eg aud) Bejtimmungen zu jtatuies 
ren, welche Beftand einer Heilquelle vor irra: 
tionellem Gebrauche fdiigen; jeder Cigentiimer 
einer foldjen hat fich derartigen, jein Cigentums- 
recht aus öffentl. Rückſichten einſchränkenden Nor- 
men um fo mehr ju unterwerjen, als ev anbder- 
feits den Schug feiner Quelle aus öffentl. Inter— 
ejje durch Beſchränkung der Befiprechte Dritter gu 
etlangen fid) beredtigt glaubt. 

egen alle foeben angefiihrten Gejahren müſ— 
fen die Heilquellen vom Etaate, der in ibnen ein 
ebenfo eminentgemeinniipiges ald fistalifaes 
Intereſſe zu wahren hat, geſchützt werden. 

Il. Das Recht des H. im allg. Die Geſetz— 
fires hat nun drei verichiedene e, um den 
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1. Durch Erlaſſung eines Spezialgeſetzes, 
wie z. B. Spanien (Reglamento de 12 de 
Mayo de 1874 para el régimen de las aguas 
minerales, Reales decretos de 31 de Mayo de 
1876, de 25 de Enero y de 5 de Julio de 
1887, y 26 de Enero de 1892), Frankreich 
(loi sur la conservation et l’'aménagement des 
sources d'eaux minérales du id. Juillet 1856, 
décret Impérial portant réglement sur la con- 
servation et l’aménagement des sources d'eaux 
minerales du 8 Septembre 1856), Baden (groß⸗ 
hergogl. B. 3191, betreffend den Schutz der Mi- 
neral⸗ u. ene Naſſau (hergzoglich 
naſſauiſche B. 7 VII 60), Rußland (G. 1911 85, 
RabinettSorder 18 IV 86, Erl. des Minijters der 
faij. Domänen 4 VI 86). 

2. Durd Einreihung von Ouellens 
jdupbeftimmungen in bie einzelnen Ma- 
terien des Bffentl Rechtes meeragele F. 
G., Waſſerrechtsgeſetz, Gewerbegeſetz uſw.), wie 
Ojterr.-Ungarn, Italien, Schweiz, Preu— 
fen, Sachſen, Bayern, Schweden, Nor— 
wegen und England, oder endlich 

3. durch Regeption miglidft erſchöp— 
fender Quellenfdupbeftimmungen als eines 
materiengleidjen integrierenden Teiles, in das 
etal EAS abi | pila wozu in bem Entiwurfe des 
preugijden W. G. beveits Anſätze vorhanden find. 

Jn allen drei Fiillen wird e3 ſich aber nod 
um Lofung der Vorfrage handelu, weldhe Huellen 
alg Heilquellen öffentl. Anterejjes dem gejegl. 
Schutze gu unterftellen find. Dieje Bejtimmung 
des gejepl. Quellenſchutzobjeltes wird praf- 
tii nur eine fallweiſe jein finnen, die dem 
auf techniſchem Gutachten bajierten freien Ermejjen 
der polit. Berwaltungsbehirden iiberlajjen bleiben 
mug und gleichwie in Frankreich aud) in Oſterr. 
die Schaffung von Quellentednifern jwed- 
mibig erſcheinen laſſen dürfte. 

II. Quellenſchutzbeſtimmungen des öſterr. 
Rechtes. 1. Das Berggeſetz. Dasſelbe fennt ge— 

en aus Bergbauunternehmungen erwachſende Ge— 
ahren iiberh. einen dreifachen Schutz: 

a) Einen bei verweigerter Zuſtimmung des 
Grundeigentümers zur Vornahme von Bergbau— 
arbeiten ex lege, d. h. obligatoriſch eintreten- 
den Schug (f. § 17 Berggelep, der die betreffenden 
Orte taxativ aujgiblt). 

b) Ginen bei Bedenten offentlich⸗ rechtl. Natur 
nad dem Ermejffen der Behdrde gu erteilenden 
Schutz (jf. § 18 Berggeiep). 

c) Einen von Amts wegen von der Berg: 
behirde gu verfiigenden Shug bei Ereiqnijjen im 
Berghaubetriebe, welche die Siderheit von Per- 
fonen, Gebäuden, Grundftiiden, Heilquellen, 
Brunnen oder anderen Wnlagen gefiibrden (88 220, 
221 u. 222 Berggefes). 

Rein praventiver Natur ijt nur der sub 1 
u. 2 erwähnte Schutz, während die unter 3 ange- 
führte Sicherheitsmaßregel bereits den Cintritt 
eines gefährdenden und bei Heilquellen oft geradezu 
irreparabeln Ereigniſſes vorausſetzt. 

Die eigentl. Grundlage für den Schutz von 
Heilquellen gegen Bergbauunternehmungen bietet 
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§ 18 Berggeſetz, wonad) ein Uberwiegen des mit 
einer Heilquelle verbundenen gemeinniigigen Inter⸗ 
eſſes über das mit ihm follidierende öffentl. Inter— 
efie de Bergbaues den gejepl. Anlaß zur Schaj- 
fung eines Quellenſchutzkreiſes ju geben vers 
mag, innerhalb defjen entiveder der Vergbau giing- 
lid) verboten oder nut bis gu einer gewiffen 
Tiefengrenge sweds der Niveauerhaltung der Quelle 
aejtattet ijt ¢ Zeitſchr. für Berge u. ptenoeen 
1877, S. 282). Das Revierbergamt wird diesfalls 
nad) Ubhaltung einer Lofalfommiffion, bei welder 
neben cinem Delegierten der polit. Bezirksbehörde 
auch techniſche Experten intervenieren, die Gren— 
zen dieſes * ebietes beſtimmen (f. Erkenntnis 
des VB. G. 19 VII 77, Budwinski 109). 

Die Konjtatierung der Gemeinnützig— 
feit einer Heilquelle ijt in Ofterr. Sache der polit. 
Landesbehörde; durd) das G. 30TV 70, R. 68, 
betrefjend die Organijation des Sanitiitsdienftes 
fiir die im Reichsrate vertretenen Königreiche u. 
Minder, tourde im § 2, lit. b, der Staatsveriwal- 
tung die Oberaufſicht über die Heilbäder u. Ge— 
ſundbrunnen ſowie die Bewilligung zur Errichtung 
ſolcher Privatanſtalten übertragen. Für Böhmen 
beſtehen in dieſer Beziehung zwei landesbehördl. 
V. gu Recht, welche ausreichende Garantien fiir 
dag wirfl. Borhandenjein des gemeinnützigen Inter— 
cies eines als Heilquelle deflarierten Welundbrun- 
nen& bieten: Gubernialverordnung 12 VII 1790, 
8. 116929, und Rundmadung 20 IIT 62, 8. 13605, 
weld) feptere normiert, daß erjt nad Erteilung 
der auf cine eingehende fachmänniſche Unterſuchung 
—— Beſtätigung einer neu aufgefundenen 
Mineralquelle als eines gu Heilzwecken verwend- 
baren Mineralwaſſers durch die Statthalterei die 
Quelle als ſolche empfohlen und zum Kurgebrauche 
verwendet werden darf. 

Wenn auch der Bericht an das A. H. 1 V 79 
(Nr. 985 der Beil. gu den ſtenographiſchen Proto- 
follen des A. H. VIL. Seffion.), womit die Peti- 
tion des L. A. in Steierm. um ausgiebigeren 
Shug der Heilquellen der Regierung zur Berück— 
jichtiqung empjoblen wird, gugefteht, dak unfere 
Heilquellen eines wirkſameren geſeßl. Schutzes 
gegen Geſährdung durch Schürjarbeiten nicht be— 
diitjen, fo können wir uns dod) im Hinblicke auf 
die Sonderjtellung der Berghaus u. Heilquellen- 
intereffen eines gewifien Bedenfens nicht erwebhren, 
daß leptere durch cin dem montanijtifden Reſſort 
angebiriges Organ ausreidend gewabhrt fein 
follen. Wir müſſen vielmehr das in Ojterr. bei 
Quellenſchutzverhandlungen übl. Verfahren als un— 
vollfommen bezeichnen und nochmals auf die 
Zweckhnäßigleit des in Frankreich beſtehenden In— 
ſtitutes der Quellentechniker verweiſen, die in 

eilquellenbezirken als Rejerenten der bezügl. Be— 
zirlshauptmannſchaſten mit Erfolg fungieren wür— 
den. Erſt dann ftehen ſich die polit. Bezirksbehörde 
und die Berghehirde in der Qualitiit ihrer Gut- 
adten foordiniert u. gleichwertig geqeniiber, wäh— 
rend bisher die Begzirfshauptmannidaft gwar als 
uellenſchüßendes Organ aufzutreten berujen ijt, 
id) aber dabei, jeder Anterejjenvertretung jum 
Hohn, an das technijdhe Gutachten des auch das 
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gegenteilige Intereſſe des Bergbaues vertretenden 
ergbeamten anlehnen muß. 

2. Das Forſtgeſetz. Für die Beantwortung 
der Frage, ob u. inwieweit die günſtige Riid- 
are de8 Waldes auf den Seitand reſp. die 
Exgiebig eit einer Heilquelle nad) öſterr. Rechte 
einen Schutz genicht, bieten die §§ 2, 19 u. 20 
des F. G. 3 52, R. 250, und die hiezu ere 
floſſenen Durchfiihrungésverordnungen gewiſſe An— 
haltspunlte. Die gu § 2 ——— von Wald⸗ 
rodungen) erlaſſene V. des A. M. 171X 84, 

. 11752, macht es den polit. Landesbehörden zur 

flicht, die Bezirlshauptmannſchaften zur ſtrengen 
Beobachtung der —B————————— zu ver⸗ 
halten und in jedem Falle über die Zuläſſigkeit 
einer Waldrodung vom Standpunkte der öffentl. 
Rückſichten cin eingehendes ſchriftliches, fachmän— 
niſches Gutachten von Seite des der Bezirkshaupt— 
mannſchaft zugewieſenen Forſttechnikers einzuholen, 
welches fic) nicht nur auf foreſtale Verhältniſſe, 
ſondern aud) auf die Rückwirkung einer Rodung 
in klimatiſcher u. atmoſphäriſcher Hinſicht 
zu erjtreden hat. 

Die $$ 19 u. 20 handeln von der Bann- 
legung der Wilder, die, wenn die Sicherung von 
Perjonen, von Staats- und von Privatqut eine 
bejondere Behandlungsweife der Wilder dringend 
fordert, von Staats wegen angeordnet werden fann. 

Es ſtehen alfo auc) nad dem geltenden F. G. 
die Heilquellen nicht ſchutzlos da, wie vielfac) be- 
hauptet wird; es bedarf nur einer ſteten Rontrofle 
des Waldbejtandes im Quellenqebiete und einer 
verftiindnisvollen unausgefebten Beachtung der zwi⸗ 
ſchen einer Heilquelle und dem fie bergenden Wald 
beſtehenden Wedhjelwirfungen. 

Klar u. prignant ijt die in dem nunmebr 
15jahrigen Entwurje des öſterr. F. G. § 22 ent= 
haltene ——— pan Fällen, wo 3. zum 
Schutze der Heilquellen, 4. zur Sicherung 
der unentbehrl. Waſſerverſorgun einer Gegend 
beſtimmte Maßregeln bezüglich der Behandlung 
des Waldes erforderlich find, fann die Bannlegung 
nad) § 63 von der Statthalterei in 1. Snttang 
ausgeſprochen werden. 

3. Bafferredtsqefek. Betreffs der Quellen- 
ſchutzbeſtimmungen im djterr. Waſſerrechte müſſen 
wir leider konſtatieren, daß demſelben der Begriff 
„Heilquelle“ ganz u. gar unbefannt iſt und daher 
eine ſolche auc) keinen größeren Schutz — 
als jedes indifferente Quellwaſſer überh. Anerken— 
nenswert bemühen ſich einige Fachſchriftſteller, wie 
Peyrer, „Das öſterr. Waſſerrecht“, Kirchlehner in 
ſeiner Monographie „Der gefepl. —— für Heil- 
quellen“, V. 3. 1880, um aus dem beſtehenden 
Waſſerrechtsgeſetze einen beſonderen Schutz für 
eine Heilquelle herauszuinterpretieren, doch ſteht 
nunmehr nach dem Urteile hervorragender Fach— 
gelehrter die Anſicht feſt, daß Peyrer u. Kirchleh— 
ner — vielleicht angeſichts des dringenden Be— 
dürfniſſes eines beſſeren * — zu deren Gunſten 
mehr in das öſterr. Waſſerrecht hineinzulegen 
ſuchten, als nach der einſchränkenden Tendenz des 
G. darin enthalten iſt. Das geltende G. ſchützt den 
Charafter der Unentbehrlichkeit u. Gemeinnützig⸗ 
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feit bes Wafjers iiberh., gibt den Heilquellen aber 
nicht jenes Mah befonderen Schutzes, den fie ver- 
mige ibrer großen national-bfonomifden Bedeu- 
tung, mandje von ihnen fogar al8 Spesialitat 
wegen ibrer „Unerſetzlichkeit“ beanjpruchen miifjen. 
Wir finnen Hier die in den Verhandlungen 
des preufijden L. T. fo oft ins Treffen gefiibrte 
Einwendung, daß ein gemeinjamer Schutz der Heil- 
quellen einen au grogen Cingriff in die Indivi— 
dualredjte mit fich bringe, nicht gelten laſſen, da 
es fid) bei uns wohl vorwiegend nur um Heile 
quellen von eminent öffentlichem und allg. Inter— 
eſſe Hanbdelt, die aljo nicht jenes Sonderintereſſe 
durdhbliden laſſen, das den ebenfalls Staatsſchu 
in Anſpruch nehmenden und den preufifden L. 
T. icon wiederholt beſchäftigenden Mofetten 
allerdings nicht ganz abzuſprechen iſt, deshalb aber 
immerhin nod) nicht eine Abwägung der Heil- 
quellenintereffen iiberh. mit den Bergbau- oder 
anderen gemeinniipigen Intereſſen a priori aus- 
ſchließt. Wohl wird diefer legtere Umftand von 
den Gegnern de8 im preußiſchen L. T. ſchon wie— 
derholt sur Sprache gebrachten Entwurfes eines 
——— mit Vorliebe hervorgehoben, 
der Ge 


doch darf ſetzgeber hierin kein Hindernis 
jiir Das Zuſtandekommen eines ſolchen Spezial— 


gejepes erblicken, da es ja immer dem freien Er— 
meſſen der Verwaltungsbehirde vorbehalten werden 
fann, dem durd) öffentl. Rückſichten gebotenen Shug 
in concreto nur jene Heilquellen ju unterjtellen, 
welche tatſächlich als ſolche anerfannt werden. 

Zur Beurteilung der Heilquellen nach öſterr. 
Waſſerrechte gehen wit aus von § 4 des Reichs— 
wafjergejebes 30 V 69, R. 93, wonach das in 
einem Wrundjtiide enthaltene und aus demfelben 
gu Tage quellende Waſſer, wenn nidt von ande- 
ren erworbene Rechte entgegenftehen, dem Grund— 
bejiper gebirt. Hienacd wird eine Heilquelle je 
nad dem Stadium ihrer Entwidlung einen 
veridiedenen Schutz geniefen. 

Das im Anfiltrationsqebiet einer Quelle zir— 
tulierende Waſſer befigt, als noch nicht gu Tage 
getreten, zweifelsohne den Charafter des Grund— 
waſſers und wird fich nach dejjen rechtl. Natur 
auch jein geſetzl. Schug richten; es bedarf wohl 
faum_ der Erwähnung, daß gerade lepterer fiir 
eine Heilquelle die grépte Bedeutung hat, da cine 
Ulterierung des Grundwaſſers den Beftand der 
gangen Quelle gu gefiibrden geeiqnet ijt. 

Das an der Oberiliide angelangte Waſſer ijt 
unbedingt Privatgewäſſer, das Recht auf dejjen 
Subſtanz u. Nugung fann daber mit den zivil— 
projefjualen Rechtsmitteln der negatoriſchen Bejig- 
u. CigentumSflage geſchützt werden ($$ 339 u. 523 
a. b. b. B.); das gleiche gilt von den Abflüſſen 
einer Quelle, die felbjtredend nur als „fließendes 
Privatwaſſer“ aufgefaßt werden finnen. Cine 
gegenteilige Anſchauung liegt der E. des B. G. 
7 XII 82 fe Grunde, |. übrigens aud) E. des O. 
G. H. 5 XII 77, 3. 14422. Unentſchieden Lift dieſe 
letztere Frage das ungar. W. G. und nehmen 
diesfalls hervorragende Rechtslehrer einen vom 
öſterr. Reichswaſſergeſetze verſchiedenen Standpunkt 
cin. Wenn nod) erwogen wird, daß nach § 17 
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Reichswaſſergeſetz dem Ouelleneigentiimer die Mig- 
licjfeit geboten ijt, unter gewijjen Bedingungen 
den zur Erhaltung, Leitung u. Verteilung der 
Quelle erjorderl. Grund in Beſitz gu nehmen, fo 
müſſen wir gugeben, daß det o —— * Lauf 
einer Quelle —— geſchützt iſt. 

Ganz anders aber verhält es ſich mit dem 
geſetzl. Schutze des Infiltrationsgebietes einer 

uelle, der unterirdiſchen quellenſpeſſenden Waſſer— 
adern. Die Frage nach der rechtl. Natur des Grund- 
wajjers ijt im djterr. G. trop ihrer großen praf- 
tijden Bedeutung nicht geloͤſt und herrſchen in 
Doftrin u. Praxis hieriiber ſehr divergierende An— 
fdhauungen. Die einen (wie Ulbrich in Mitteilung 
des d. jurijt. Bereines IV, 183 ff.) feben das 
Grundwaſſer nad) § 404 a. b. G. B. als Zuwachs 
und fomit alg Cigentum des Brundeigen: 
tiimers an, weshalb alle auf Gewinnung des 
Grundwaſſers gerichteten Ufte — wie Brunnen- 
bohrungen ufw. — vor da8 Forum des Zivilrichters 
gehören; nach einer anderen Anſicht (Peyrer S. 127 
und Prazaf, Rompetengjtreite S. 222) ijt das 
Grundwaſſer als öffentl. Gut im Sinne des § 3 
Reichswaſſergeſetz zu betrachten; die dritte Mei— 
nung (Sanda, Das öſterr. Waſſerrecht, S. 37) ers 
flirt dag Grundwaſſer beim Mangel einer bejon- 
deren geſetzl. Norm ebenfo wie die aqua profluens 
und das Weer als eine res omnium com- 
munis, deren Zueignung jedem Grundeigentiimer 
zuſtehe. 

Als Privatgewäſſer kann das Grundwaſſer 
ſchon wegen der räuml. Unbeſtimmtheit des Zir— 
fulationSqebietes und wegen der dadurch bedingten 
Unmöglichkeit, alg Objeft unſeres animus possi- 
dendi dienen gu finnen, nicht angenommen wer— 
den, obne bier weiter die kritiſche Sonde an die 
befannte E. des A. M. 111 809, 8. 2053 (Wiener: 
Neuſtädter Tiefquellenleitung) anzulegen. 

Für die Qualifizierung des Grundwaſſers als 
öffentl. Gut müſſen wir die in der git. Ackerbau— 
minijterialentideidDung angefiihrten Motive eben- 
jalis als ungeniigend bezeichnen, denn die con- 
clusio, dba, wenn das im Steinjelde enthaltene 
nidjt zutage quellende Wajjer nicht unter dic Be- 
jtimmung des § 4 W. G. fällt, dasjelbe unter jene 
de8 § 3 fallen mug, ijt cine irvige, da erjtens die 
Mequifite des § 3 — natürliche oder künſtl. Waſſer— 
qerinne — auf das Grundwaſſer nicht gutrefjen, 
und es zweitens fiir die Beurteilung der rechtl. 
Natur des Grundwajiers auger der Subjumierung 
unter die §$ 3 u.4 W. G. noch ein Drittes gibt, 
nämlich die Erklärung als einer res omnium 
communis, 

Dieje leptere Unficht diirjte bei der Lücken— 
haftigkeit des öſterr. Wafferredtes auf diejem Ge— 
biete wohl auch die richtigite, wenngleic fiir den 
Quellenſchutz nicht giinjtigite fein. Wud) § 10 des 
ak te W. G. von 1885 ſcheint dieſe Annahme 
ju bejtitigen. Wenn auch die Verwaltungspraris 
das Grundwaſſer regelmapig als „öffenil. Gut’ 
anfieht und im Gtreitjalle die Frage, ob dem 
Nachbar bei Anlage von Brunnen u. Schipfwerfen 
ein Einjprudsrecht zuſtehe und hiezu die Bewilli— 
gung der polit. Behirde notwendig fei, bejaht 
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(E. des O. G. H. 3 VIII 75, §. 8503, betreffend 
Pyrawarther Heilquelle, E. des BV. G. 10X 79, 
B. 583, betreffend Pottſchacher Wafferwerfsanlagen), 
fo fehlt es dod) auch nicht an Fillen, in weldjen 
die Rechtipredhung aus den $$ 1305 u. 1459 a. b. 
G. B. ein unbeſchränktes Verſügungsrecht des 
®rundeigentiimers iiber das Grund- u. Quellwaſſer 
und deſſen Abſchlüſſe ableitet, foweit nicht andere 
ein Unterſagungsrecht erworben haben (j. Erl. des 
M. J. 20 V 70, 8. 6811, womit einer Partei die 
Bewilligung zur Herjtellung eines Brunnens, 
Wufitelung eines’ Dampfmotors und zur Ablei— 
tung de8 qehobenen Grundwaſſers sur eigenen Be- 
nugung mit Berufung auf die §§ 4 u. 10 BW. G. 
erteilt wurde, unter gleichscitiger Zurückweiſung des 
Protejtes der Brunnenbeliper, welche über Waſſer⸗ 
entziehung durch das Pumpwerk Klage führten. 
Dieſe verſchiedenen Enunziate beweiſen uns 
die Rechtsunſicherheit u. Unklarheit, mit welcher 
bis heute auf dieſem intereſſenreichen Gebiete des 
Waſſerrechtes zuſolge eines bei der Redaktion des 
Reiche waſſergeſees und der nach demſelben zu— 
—— Landeswaſſergeſetze unterlauſenen 
angels herumgetappt wird. — Die Eigenſchaft 
des Grundwaſſers als einer res omnium com- 
munis bedingt nad) dem heutigen Stande der 
djterr. Waſſerrechtsgeſetzgebung allerdings eine völ— 
lige Schuglofigtcit des Grun ae gegen Ar⸗ 
beiten des Nachbars, welche diejer auf jeinem 
Grunde vornimmt und wodurd) dem erjteren Grund- 
befiper dag bisher ihm dicnftbare Grundwaſſer ent— 
zogen wird. Das ungar. W. G. bebilit fich, wenn 
es aud) das Grundwajjer alg res omnium com- 
munis anjieht, damit, daß es im § 16 dem Weer: 
bauminifter die Rompetens einräumt, fiir Mineral- 
wiiffer u. Heilquellen nach Anhörung von Sach— 
verjtiindigen und famtl. Beteiligten ein den lokalen 
Verhältniſſen entſprechendes Schutzgebiet zu be— 
ſtimmen, innerhalb deſſen eine dritte Perſon Gra— 
bungen oder Bohrungen nur mit behördl. Erlaub— 
nis vornehmen dary (§ 157), und auch diesfalls 
nur unter der Bedingung, daß die auf dem Schutz— 
ag befindl, Mineralwäſſer oder Heilquellen we— 
er in ihrer Qualität nod) Quantitat gefährdet 
werden. § 157 ungar. W. G. bejtimmt, dap fiir 
Grabungen u. Bohrungen innerhalb der fiir Heil- 
quellen u. Geſundbrunnen feſtgeſetzten Schutzrayons 
die Berghauptmannſchaft unter Einhaltung des im 
§ 158 enthaltenen Verſahrens die Bewilligung zu 
erteilen hat. Nad) § 184 ungar. W. G. verfiillt 
einer Geldſtraſe bis zu 300 FL, wer innerhalb der 
im § 15 B. G. angeführten Entfernung neue 
Quellen eröffnet, Galerien oder arteſiſche Brunnen 
errichtet oder innerhalb der im § 16 feſtgeſtellten 
Sdhuprayons ohne behördl. Genehmigung Bohrun— 
gen bornimmt. § 194 ungar. W. G. ftatuiert end— 
lid, dak dieſe Beftimmungen über Mineral> u. 
Heilquellen auc) fiir Kroatien u. Slawonien Gül— 
— haben. Dieſes Recht des Schutzes genießen 
jedoch nur jene Heilquellen, welche auf Grund der 
§§ 100 u. 101 des G. A. XIV: 76 Sanitätsgeſetz) 
vom Wi. J. anerfannt find. 
4. Was den Schutz der Heilauellen gegen 
Erbdaushubarbeiten bei Baujithrungen 
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irgend welder Art betrifft, fo bieten uns die Bau— 
ordnungen der einzelnen Kronländer und die 
Gew. O. 15 III 83, MR. 39, hinreichendes Material, 
um daraus Schutzbeſtimmungen für Heilquellen 
deduzieren zu können. 

So verſügt § 27 böhm. B. O. (§ 16, lit. a u. 
b, der n.-., $ 1, lit. a u. b, der falgb. B. O. ufw.), 
dah die Herjtellung oder Wbiinderung von Kel— 
lern, Brunnen, Senfgruben, Aborten, Ma- 
nilen, Rinnfalen, Feuerungsvorridtun: 

en uſw. die Bewilligung der ubehörde er— 
ordert (E. des VB. G. 23 111 93, B. 17, 7163). 
§ 47 der böhm. B. O. (§ 38 nb. und § 20 ſalzb. 
B.D.) normiert, dah die Baubewilliqung dort yu 
verjagen ijt, wo entweder Sanitäts- oder andere 
öffentl. Rückſichten dagegen geqriindete Beden- 
fen erregen. Es ijt ‘omit. fobolb eine Heilquelle 
alg folche anerfannt und die zu ſchützenden Inter— 
ejfen aus ,,dffentl.” Rückſichten gu vertreten find, 
Mufgabe der Baubehirde, die dieſen durch die er— 
wibnten Bauarbeiten drohende Gefahr mittels ge- 
cigneter Maßnahmen, eventuell durch Nichtertei- 
fung der Baubewilliqung, hintanzuhalten. Beden- 
fen Sffentlich-rechtl. Natur, alfo aud) Befiirdtungen 
betreffs Geſährdung einer Heilquelle bat die Ban- 
behirde von Amts wegen in Erwägung gu ziehen 
und hierüber nach freiem Ermeſſen zu erfernnen 
(§ 35 böhm. B. O., E. ded B. G. 30 VI und 29 1X 
82, 8. 1530 u. 1762, 3. B. 102, 93, Abbandlung 
des Verjajiers über ,,privatredtl. Einwendungen 
bei Bauführungen“, V. 3. XXVII, 33). Der IV. Ab- 
ſchnitt der bbhhm. B. O. § GO beſtimmt die waſſer— 
dichte Herſtellung von Kellern, Souterrains uſw 
die 88 79, 80, 81 der böhm. B. O. ($$ 62 07 
der ni. und 88 43, 68, 71 u. 72 der ſalzb. B. O. 
trefjen ſolche Vorjdhriften fiir Raniile, Senfqruben, 
Uborte uſw. (jf. die Minijterialverordnung 14 I 
94, R. 45, betreffend die Anlage, Erbaltung, Be- 
nupung u. Auflaſſung von Teichen). 

Für den Schup der Heilquellen gegen ge- 
werbl. Unternehmungen hat § 25 Gew. O. durch 
die Vejtimmung vorgeiehen, dab alle Betriebsan- 
lagen, welche durch eſundheitsſchädl— 
Einflüfſe gu gefährden geeignet find, behördlich 
genehmigt fein müſſen. § 27 Gew. O. zählt die 

ewerbl. vienna a auf, weldje wegen ibrer 
ejonderen — eit fiir öffentl. Intereſen 
ein eigenes umſtändl. Ediktalverfahren zu ihrer 
Genehmigung erfordern. In der Regel bedingt die 
Errichtung ſolcher Betriebsſtätten größere Baulich 
keiten, weshalb diesfalls aud) die Beſtimmungen 
der einzelnen Landesbauordnungen zu berückſichti— 
gen ſein werden, und wird auch in der Praxis die 
gewerbepolizeil. Amtshandlung regelmäßig gleich 
peitig mit der baupolizeilidjen vorgenommen; in 
einem Falle darj der Baufonjens vor gewerbe— 
behördl. Zuläſſigkeitserllärung der Betriebsanlage 
ee Oe werden (§ 39 bihbm. B. O., § 27 
n.⸗ö. B. O. $13 ſalzb. B. O.). 

Nad § 117 bbhin. B. O. ($$ 79—90 der na. 
und §§ 84—88 ſalzb. B. O.) mup die Whleitung 
pon unreinen u. übelriechenden Flüſſigkeiten bet 
Andujtriebauten jo geidehen, dah daé 
Erdreid) nicht infiltriert wird; es müſſen 
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daher unteine u. übelriechende Abfalliviifier vor 
dem Einlaſſen in den Kanal einem Reinigungs- 
verjahren unterivorfen werden (V. der n.<8. Statt- 
halterei 29 XI 83, 8. 28721). Mit Mundmadung 
der böhm. Statthalterei 24 IX 92, 8. 114706, wure 
den alle auf die Verunreiniqung von gu Tage ge— 
fommenen Gewäſſern bezugnehmenden gejepl. fee 
jtimmungen republigiert (jf. &. fiir Böhmen 1892, 
XXIV, Wr. 64). ES unterliegt wohl juriſtiſch fei 
nem Zweifel, dak durch dic Beſtimmungen der 
Landesbauordnungen, injowweit diejelben dem Bau— 
werber jirengere Pflichten als die im III. Haupt- 
ſtück Der Gew. O. normierten auferlegen, die durch 
die Gew. DO. feſtgeſetzten Beftimmungen ($$ 25 bis 
35) ergänzt bezw. derogiert werden — felbjtredend 
fiir das Geltungsgebiet der bezügl. Provinzial— 
bauordnung. Abweichend von den übrigen Landes— 
bauordnungen beſtimmen § 12 B. ©. fiir Kärnten 
13 III 66, &. 12, dak bei Bauführungen gu ge— 
werbl. Sweden ſowohl die Wbhaltung der Bau- 
fommijjion wie die Erteilung des Baukonſenſes 
in die Kompetenz der Begirfshauptmannfdjajt fällt. 
Bei diejem Wnlajie fei aud) die E. des VB. G. 2X 
91, 8. 3116, erwähnt, wonad der Raolinbau als 
cin Gewerbe aufjufafien ijt und demgemäß die 
für dieſen Abbau bejtimmten Anlagen als gewerbl. 
Betriebsanlagen im Sinne des § 25 Gew. O. an— 
zuſehen find; dieſe E. ijt übrigens ſelbſwerſtändlich, 
da § 1 Berggeſetz das Kaolin als „vorbehaltenes“ 
Mineral nicht fennt. 

IV. Geſchichtliches und bejondere Beſtimmun— 
gen über die Heilquelien in Böhmen. Uberbliden 
wir die Geſchichte der Quellenſchutzgeſetzgebung in 
Oſterr. jo fonjtatieren wir vor allem das iibrigens 
natiirl. Faktum, daß die wichtigſten Heilquellen in 
erjter Reihe Quellenjdupbejtimmungen aufzuweiſen 
haben. Eo verbietet ein Gubernialerlaß von 1761 
Schiirfungen auf Kohle in der Nähe von Karls— 
bad „aus Bejorgnis, daß der eine oder der andere 
Wang der Rarlsbader Gejundbrunnen getroffen 
und der Zufluß deSfelben von der Stadt abge- 
wendet werden finnte. Die bihm. Gubernialver- 
ordnung 12 VI 1790 befiehlt wieder dem Mreis- 
amte aus ſanitätspolizeil. Rückſichten die ſorg— 
jamjte Uberwachung der Heilquellen. Welch hobe 
Bedeutung iibrigens den Rarlsbader Thermen 
ſchon ſeit jeher vom Staate beigelegt wurde, be- 
jagt un$ das Hftzd. IST 36, 8. 15382, wonad) 
„die Vornahme von Miuthungen in der Rabe der 
Heilquellen gu veriweigern ijt, weil dieje cin Ge— 
meingut der leidenden Menjdheit find, dejjen Ver— 
luſt ſich ſür diefelbe nicht erſetzen läßt und weil 
ſie dem Nationalwohlſtande des ganzen Landes 
und insbeſ. den Bewohnern des Kurortes ein 
großes und gewiſſermaßen unberechenbares Ein— 
fommen verſchaffen“. Darauf ſtützt fic) die Guz 
bernialverordnung SI 46, 8. 397; diefelbe findet 
„die Karlsbader Stadtgemeinde bei dem unbe- 
ftrittenen, feit Jahrhunderten cg ark Her⸗ 
fommen ju erhalten, kraft welchem derſelben alle 
Heilquellen ausſchließend gehören und jeder 
Huellenausbrud) ofne Ausnahme wieder verbaut 
werden muh’ (Antimat des Areisamtes Elbogen 
28 1 46, 4. 1140). DieleSubernialverordnung tourde 
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mit dem Hftzd. 3IX 47, 8. 22838, mit der Ab— 
dinderung beftdtigt, „daß jede neu entſtehende Cuelle 
vorläufig durch unparteiiſche Kunſtverſtändige ge- 
prüft und dann entſchieden werden müſſe, ob die 
Erhaltung derſelben aus Sanitätsrückſichten not- 
wendig iſt oder nicht“ (Intimat des Kreisamtes 
Elbogen 7X 47, 3. 16647). Mit Erl. 2 IV5I, 
3. 234, hat das WM. J. unter Genehmigung eines 
diesfalls von der Statthalterei gejtellten Untrages 
angeordnet, dak die Rurorte Karlsbad, Frän— 
zensbad, Marienbad u. ARAM Bag hela 
in Wiirdigung ihrer hohen Widhtigfeit fiir das 
Wohl der leidenden Menſchheit unter den bej one 
deren Schutz und dic cigene Oberaujjidjt der 
Staatsverwaltung gejtellt werden; das Miniſte— 
rium hat gu diejem Swede ausführl. Grundſätze 
aufgeſtellt, die Durchführung derſelben aber der 
Statthalterei überlaſſen (Einführung l. f. Kurin— 
ſpektionen, der Badekommiſſäre, der Brunnenärzte, 
des Kurfonds, der Kurtaxe); die Auflaſſung der 
Rturinjpettionen geſchah infolge E. des Staalsmi— 
niſteriums 22 X 65, 3. 20097, die der Kurkom— 
mijfionen und des Brunnenarstes durd) G. 27 X 
68, 2. 38, womit fiir die bezeichneten Rurorte 
grundſätzl. Beſtimmungen zur Regelung des Kurs 
weſens erlafjen, und betien Bejorgung den Ge- 
meinden im iibertragenen Wirkungskreiſe 
anheimgegeben wurde. Diejes G. ijt als Fun— 
damentalnorm fiir die Handhabung der Quellen— 
ſchutzpolizei überh. zu betrachten, da es der richtigen 
Erwägung entſpringt, daß wenigſtens bei allen 
wichtigeren Heilquellen Quelle u. Anjiltrations- 
gebiet, das daran fich tniipfende öffentl. Intereſſe, 
der dadurch bedingte bejondere rechtSpoliszeil. Schug, 
die Miglichfeit einer nachhaltigen Bejtreitung des 
behujs ausgebreitetiter Benugung der Quelle er- 
forderlichen bedeutenden Koſtenauſwandes am be- 
jien gewahrt find, wenn der betreffenden Gemeinde 
— follte auc) im fonfreten Falle die Statuierung 
deS ausſchließl. Cigentumsredtes der Gemeinde 
an den in ihrem Bereiche liegenden Heilquellen 
juriſtiſch auf manche Bedenfen ſtoßen — wenigſtens 
als Überwachungsbehörde dev weiteſtgehende Ein— 
fluß auf die Erhaltung des intaften Quellenbe— 
ſtandes zugeſprochen wird. Hiemit fei durchaus 
nicht einer Monopoliſierung der Heilquellen als 
Gemeindegut das Wort geſprochen, ſondern nur 
darauf hingewieſen, daß die Gemeinnützigkeit 
einer Heilquelle eine gewiſſe Einſchränkung der 
vollen Eigentumshefugniſſe ratſam erſcheinen läßt. 

V. Der Quellenſchuh vor den gejesgebenden 
Körpern. Wie fiir die eingelnen Heilbader war 
aud) fiir die gelepgebenden Körperſchaften die Tep- 
liger Duellentataytrophe (10 IL 79) ein bedeutungs- 
volleS Wenetefel zur erneuten Mevifion der 
Quellenſchutzbeſtimmungen. Mr. 985 der Beilage 
ju den ftenogr. S. P. des A. H., VIL S., ver- 
mittelt ung den eingehenden Bericht des Ausſchuſſes 
(1V 79) — Stefens, Obmann, Pode, Beridjter= 
jtatter — zur Beratung der Petition des L. A. 
in Steierm. fiir die Bader Dobl, Sauerbrunn u. 
Meuhaus, dann des Geidjenberger u. Johannis= 
PBrunnenaftienvereines, ferner der Befiper des 
RimerbadeS um Erwirkung cines ausgiebigeren 
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ejegl. Schupes zur Sicherung des ungejtirten 
Heitandes ihrer Quellen; die Petition fordert unter 
Berufung auf den Wafjereinbrucd) im Déllinger= 
ſchachte bei Dur Fejtiepung ausgedehnterer Schutz⸗ 
rayons, die jallweije gu erteilende Bewilliqung 
ür jede wie immer geartete tiefere Grabung, cin 
aximum der Brunnentiefe, das Expropriations- 
recht für ben Hauptquellenbefiper, die ſtrengſte Be— 
ſtrafung jeder Übertretung dieſer Vorſchriften uſw. 
Der Ausſchußantrag ging dahin, die Petition der 
Regierung zur eingehenden Würdigung abzutreten 
und dieſelbe aufzuſfordern, „mit tunlidjter Be— 
ſchleunigung Geſetzesvorlagen vorzubereiten, durch 
welche die Anerkennung der Gemeinnützigkeit jol- 
cher Wäſſer ermöglicht werde, welche in hervorra— 
ender Weiſe, ſei es als Heilquellen, ſei es als 
rinkwaſſer fiir größere Ortſchaften, der Verbeſſe— 
rung der Geſundheit dienen und durch welche 
Vorlage die zur Sicherung dieſer Wäſſer nötigen 
vg ge herbeigefiihrt werden können“. Näch— 
dem big gum J. 188 weder von Seite der Re— 
gierung die gewünſchte Vorlage erfolgte nod) überh. 
ein legislatoriſcher Schritt in diefer Richtung un⸗ 
ternommen wurde, ohne übrigens die Schwierig— 
feit der Auffindung einer auf alle Fille anwend— 
baren gelepl. Formel gu verfennen, brachten die 
Wbgeordneten Siegmund, Friedrich Sueß u. Gee 
noſſen neuerdings einen Antrag ein, betreffend den 
Schutz der Heilquellen, Mineralquellen und jener 
Süßwaſſerquellen u. Waſſerläufe, welche fiir den 
menſchl. Haushalt unentbehrlich ſind; derſelbe ge— 
langte in der Sitzung am 6 XII 89 zur Verhand— 
lung (fj. die geijtvolle u. eingebende Begriindung 
dDeSjelben durch WUbgeordneten Sieqmund im jte- 
nogr. S. P. 6 XII 89, S. 12970—12978) und 
wurde dem volkswirtſchaftl. Ausſchuſſe zugewieſen, 
bei dem er trotz Wiederholung desſelben Antrages 
in der Sitzung am 1V91 durch die Abgeordne— 
ten Siegmund, Ruß u. Genoſſen noch bis heute 
t 


Ut... 

Uber diefelbe Wngelegenheit wurde im J. 1889 
im n.zb. L. T. verhandelt Antrag Weitlofs). Anter- 
ejjant ijt das Reſultat der dieSfalls von der Be— 
zirlshauptmannſchaft Baden bezüglich der Heil- 
quellen von Baden u. Vöslau gepjlogenen Erhe— 
bungen, und das hiezu erjtattete Gutadten, worin 
bemerft wird, daß die Badbaupolizeiverordnung 
des ehemaligen Kreisamtes B. U. W. W. 21 11 20 
zwar ſehr zweckmäßige u. weitgebende Bejtimmun: 
gen gum Sdyuge der Badener Thermen enthilt, 
aber beredhtiqter Zweiſel obwaltet, ob u. inwie— 
weit diejen Bejtimmungen, injofern jie mit den 
Rorjdhriften des W. G. und der L. O. nicht über— 
einjtimmen, nod) Geltung juerfannt werden darf. 
Das VBiirgermeijteramt Vöslau ſpricht in cinem 
Berichte fic) dahin aus, dag, wenn auc ein Ertl. 
der Bezirkshauptmannſchaft Baden 15 VIII 8s, 
3. 12179, im Grunde des BW. G. im Cuellenge- 
biete von Vöslau die Anlage neuer Brunnen oder 
die wefentl. Anderung bejtehender Brunnen ohne 
Bewilligung der Besirfshauptmannjdajt verbietet, 
eS immerhin ſehr wünſchenswert wire, dah ein 
bezügl. Landes⸗ oder Reichsgeſetz erlaſſen würde, 
nad) welchem Brunnengrabungen, tiefer reichende 


Fundamentierungen von Baulichkeiten uſw. nur 
nach — fachmänniſcher Prüfung der Lolal⸗ 
verhäliniſſe geſtattet, Tiefbohrungen jedoch mit 
Rückſicht auf die Thermalquellen überh. unter— 
ſagt würden. Der Antrag Weitlofs wurde vom 
Bauausſchuſſe dem nob. L. T. unter voller Er— 
kenntnis der Notwendigkeit eines rechtl. Schutzes 
der Heilquellen vorgelegt. 

Der o.-5. L. T. hat in der Sitzung 1411 94 
den L. A. über dejjen Initiative beauftragt (Bei- 
lage Mr. 95 gum jtenographifden Sigungsproto- 
folle 189394 und Nr. 66 gum ſtenographiſchen 
SipungSprotofolle 1894/95), sur Sicherung der be- 
jtebenden und in Sufunft nod) gu eridliefenden 
Heilquellen in Bad Hall im Ginne der Note der 
f. f. geologiſchen Reichsanjtalt 10 XI 93, 8. 501, 
und der Zuſchrift des faij. Rates Koch 16 XII 93 
die erforderl. Maßregeln zur Erweiterung des 
Schutzrayons in formeller Hinſicht zu ergreifen. 
Uber eine vom L. A. in dieſem Ginne an da8 
Revierbergamt Wels geridtete Note Hat dasjelbe 


mit Sufdrift 31 IL 94, 8. 333, eröffnet, daß der 
mit bergbehördl. Erl. 27 XIT 74, 8. 1890, fiir dad 
Bad Hall jejtgejepte Schutzrayon ſich nur gegen 


Erdarbeiten sum Swede der Wuffindung vorbe- 
haltener Mineralien, nicht aber gegen Erdeingriffe 
irgend weldjer anderer Art ridte; gegen leptere 
erweiſe fic) der bejtehende Schugrayon unwirfjam 
und ſei zur Hintanhaltung folder Cingriffe, welche 
allerdings die Exijteng der fore bo jederzeit in 
Frage jtellen fonnen, die Bergbehirde nidjt fom- 
petent. Auf Grund der von mehreren größeren 
Kurorten (Karlsbad, Marienbad, Baden bei Wien, 
Gleichenberg ujw.) cingeholten Aufllärungen wurde 
die Bezirkshauptmannſchaft Steyr angegangen, zu 
verjiigen, dah innerhalb des bergbehördl. Schutz— 
rayons auc) andere Erdarbeiten, welder Art im- 
met, nur iiber vorbergebende Bewilligung der polit. 
Bezirksbehörde und unter deren Aufſicht ausge- 
fiihrt werden diirjen. 

Nicht unerwähnt diirfen wir den vom Berg— 
rat Müller im böhm. L. T. 181 94 auf Regelung 
ded Kohlenberghaues im Königreiche Böhmen ge- 
ſtellten Antrag laſſen. Derjelbe iit cin ſyſtematiſch 
zuſammengefaßtes Ganze einer Reihe von Teil— 
anträgen ſowie von ſeiten der Regierung beab— 
fichtigten Verbeſſerungen, welche bisher nicht zur 
Durchführung gelangten. Redner weiſt auf die 
Wichtigkeit des Kohlenbergbaues in Böhmen, zu— 
gleich aber auch auf deſſen rapid ſteigende Aus— 
dehnung (1850 —*, Will. g jährl. Förderung, 
1860 == 5 Mill. g, i870 — i3 Mill. g, 1880 — 
52 Mill. g, 1892 —132 Mil. g) und auf die 
hiedurd) erhihte Geſährdung des Nachbarterrains 
hin; gegen jeden rationellen Abbau verſtoße die 
nunmehr eingeriſſene wilde Konkurrenz. Nad Pro— 
feſſor Krejdis und anderer geologiſchen Forſchun— 
gen fei das böhm. Erzgebirge an zwei Stellen 
urd) eruptives Gejtein durchbrochen, welches fich 
tief inS Land erſtrecke; dev eine diefer Ausläufer, 
u. zw. der weſtliche, bejtehe aus Granit und an 
jeinem Giidende befinden fic) die Thermen von 
Karlsbad, der zweite Ausläufer bilde fid) aus 
Porphyr und lajje die Tepliger Quellen entiprin- 
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gen. Was jedoch zuſolge des Kohlenbaues in den 
F 1879 u. 1887 in Teplitz und teilweiſe auch 
bereits in Frauzensbad erfolgt ſei, könne nicht 
minder in Karlsbad geſchehen, weniger zwar auf 
Grund der Kohlen⸗ als der Kaolinförderung. Red- 
ner erinnert jodann an da8 Beijpiel von Kladno 
und jitiert cine dieSbegiigl Petition der dortigen 
Cinwohneridajt. Daraus folge, dah der Wbbau 
auj cine andere alS die bisher beliebte Art erfol- 
gen und aud) jdjon die Erteilung einer Bergbau— 
berechtigung jo eingeſchränkt werden folle, daß eine 
Verlepung widtiger öffentl. Intereſſen und wohl— 
erworbener Erivatredte gh Sag ihre bleibe. 

Nachdem Redner nod) eine Reihe fozialpolit. 
Fragen in Erwägung gejogen, ſchließt er unter 
Hinweis auf die grogen Lücken der geltenden 
öſterr. Geſetzgebung und betont die jwingende 
Notwendigkeit, dieſe Liiden ſchnellſtens dadurd) 
auszufüllen, daß die G. und V. den neuen Ver— 
hältniſſen affommodiert und auch bei der Durchfüh— 
rung der gejesl. Bejtimmungen jftrenge darauj 
geſehen werde, daß weder die allg. national-ölo— 
nomijden Qnterejjen nod) erworbene Privatredte 
irgend welde Schädigung erleiden. 

Sum Schlujje fet auf die ReidSratsverhand- 
{ungen iiber den Geſetzentwurf betreffend die Be- 
jtelung der Berginjpeftoren (jtenographijdes 
Protofoll des A. H., 11. Seffion, 434. Sigung 
am 3 XII 95, S. 21734—21771, fowie die an- 
fangS Mai 1896 ftattgejundenen Verhandlungen 
im A. H.) verwiejen; in erjier Sißung betont 
Ubgeordneter Kaftan unter Begiehung auf den von 
Baernreither in der Sitzung am 7 XII 92 einge— 
brachten Gefepentiwurf betrefjend den Schutz der 


Cherjlide gegen Gefihrdung durd den Bergbau, | sp 


bie dringende Reformbediirftigteit unjeres Berg- 
qejebes, das, wie dieGrubenfatajtrophen von Oſſegg 
(1887 u. 1892), PBribram u. Karwin, die Erdjen= 
fungen in Kladno u. Neumarf, der Tagbaubrand 
bet Schelenfen und die Ratajtrophe von Brüx be- 
weijen, nicht mehr geniigende Garantien bietet 
und unabweislich ein Suriidtreten des bisher im 
Bergbau verjolgten privatwirtſchaftl. Bringips ded 
Eigennutzes unter den Gefidjtspuntt des allg. 
voltswirtſchaftl. Wohles erjordert; dem Berqbau- 
unternehmer jeien jtrengere Pflichten der Offent— 
lichfeit geqeniiber aufguerlegen, als: rationeller Ab— 
bau, kunſigerechtes Verſetzen derabgebauten Streden, 
Beiſtellung pon Kautionsrejerven, Beiträge in die 
Kulturjonds ujw. Die im Mai 1896 ftattgehabten 
Verhandlungen wurden ausſchließlich von Debat- 
ten über die dienftl. Unterordnung der Bergin— 
ipeftoren in Anſpruch genommen. 

Die ſeitdem ſpeziell über Unrequng der Stadt- 
gemeinde Karlsbad wiederholt ſtattgefundenen, 
von der Regierung unter Beiziehung von In— 
tevejjenten durchgeführten Engquéten haben bis 
heute nod) nicht ju einer einheitlichen geſetz— 
lichen Regelung der Quellenſchutzfrage in Oſterr. 
geführt. 

riteratur. 

Peyrer: Das öſterr. Waſſerrecht, 2. Aufl. von 
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Heimarbeit. 
(Begriffl. Überſicht.) 


Unter H. verfteht man dem Wortfinne nach 
in der eigenen Behauſung vollfiihrte gewerbl. Ar⸗ 
beit. Dazu gehört zunächſt die primitivſte Form ge- 
werbl. Urbeit: der häusl. Gewerbefleiß (Haus— 
fleiß, Hauswerk). Unter der Gerrichaft dieſer Be— 
triebsform, welche lange Zeit hindurch große Be— 
deutung hatte, verfertigt die Familie alle gewerbl. 
Erzeugniſſe, deren ſie bedarf, zunächſt nur für den 
eigenen Bedarf, ſelbſt im Hauſe. Aus dieſem Typus 
löſt ſich das Lohnwerk los, bei dem der Be— 
arbeiter fremden Rohſtoff eines Kunden, entweder 
in deſſen oder in ſeinem eigenen Heim, im Lohn 
verarbeitet (Heimwerk). Dieſe ehedem ſehr häufige, 
ja gleichfalls lang geradezu vorherrſchende Art ge— 
werbl. Erzeugung wird durch das Handwerk ab— 
gelöſt, das uns hier nicht weiter berührt, weil es 
gemeinhin in Werkſtätten geübt wird. Dagegen 
intereſſiert uns ein ſpäterer, vierter Typus der 
gewerbl. Erzeugung: die Verlegerei, bei der die 
Brodultion wieder in das Heim des Arbeiters ver— 
legt ijt. Hier beſchäftigt cin Unternehmer, der „Ver— 
leger“ (ein Händler, Handwerksmeiſter oder Fabri— 
fant) Arbeiter außerhalb ſeiner Betriebsſtätte, in 
ihren eigenen Wohnungen. Arbeiten dieſe vom Ver— 
leger abhängigen Perſonen vereinzelt oder doch 
ohne Verwendung fremder Hilfsarbeiter (außer An— 
gehörigen ihrer Familie in ihrer Behauſung, fo 
ſpricht man im eigentl. Sinne von H. Sie ſtellt 
Daher in dieſem ¢. S. einen Teil der Verlegerei 
oder Verlagsarbeit (Hausinduſtrie) dar. Das Niihere 
ſ. in den Art. „Hausinduſtrie“ (ingbej. bei c} und 
Verlagſyſtem“. Schwiedland. 


Heimatrecht. 


I. Die geſchichtl. Entwiclung des S. 1. Dos ältere 
Recht. 2. Die Gemeindegeſetzgebunä. 3. Die Heimatgeies- 
aebung. — IL. Weſen u. Arten des H. 1. Ad gemeineds. 2, Die 
KindeSheimat. 3. Die Hrauenheimat. 4. Die Amtsheimat. 
5. Die verliehene Heimat. — UT. Die heimatredl. Ere 
figung. 1. Die Borausicgungen dev Erfigung. 2. Der H.- Titel, 
3. Der Entlediqungstitel. 4. Die Geltendmadung ves er- 
feffenen Titels. 5. Das Berfahren. 6. Entſcheidung u. Rechts · 
mittel. — 1V. S. u. Staatsbürgerſchaft. 1. Die Staats. 
biirgericbaft als Borausfegung des H. 2 Die Aufnahins- 
zuſicherung. 3. Der Zuficherungsantprum. — V. Die Hei« 
matgemeinde. 1. Das tervitoriale Element deS H. 2. Der 
Einfinß der GebietSverdnderungen anf das H. 3. Der Einfluß 
der GebietSverdnderungen auf die Heimatredtl. Erfigung. — 
VI. Ter Quhalt des H. 1. Das Anfenthaltsredt. 2. Der 
Verforgungsanfprud. 3. Das Berhadltnis zur Anfenthalts- 
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qemeinde. — VII. Tie Feſtſtellung u. Beurkundung des S. 
1. Die Feſtſtellung des G. 2 Der Heimatſchein. — VIII. Die 
Heimatiojen. 1. Der Zuſtand der Heimatlofiateit. 2. Die 
———— — . B. Die Wirkung der Zuweiſung. — 
X. Die Seimatgebühren. 1. Die Gemeindeabgaben. 2. Die 
Stoatsgebiihren. 


L. Die geſchichtl. Eutwicklung des H. 1. Das 
ailtere Recht. Unter H. verjteht man heute jenes 
perfinl. Verhältnis zur Gemeinde, aus dem der 
Anſpruch auf ungeftirten Wufenthalt im Gemeinde- 
gebiete und auf die von der Gemeinde im Ber- 
armungsfalle gu gewährende Verjorgung fliebt. Das 
H. zeigt in mebreren Bunften eine Ahnlichkeit mit 
der StaatSbiirgerfdjajt. Es ijt, wie diefe, ein Sta- 
tusrecht und driidt gleichfalls cine Gebietszuge— 
hörigkeit aus. Seine Geſchichte beginnt gleid) jener 
der Staatsbürgerſchaft nicht mit feften, prdsifen 
Normen über das Statusverhiltnis jelbjt, fondern 
mit von Fall gu Fall erlajjenen, durd) das Be- 
diitjnis der Praxis veranlaften Unordnungen iiber 
die einjelnen, aus dem Statusverhiltnijie fic) er— 
gebenden Redtsbegiehungen. Das Bagabun- 
den= u. Bettlerwejen gab den Behörden den erften 
Anſtoß dagu, fic) mit der territorialen Zugehörig— 
keit eines erwerbsunfähigen Andividuums gu be- 
fchajtigen, jein ,,polit. Domizil“ gu beſtimmen. Es 
handelte fic) Dabei nicht fo jehr darum, den Armen 
einer Verſorgung teilhajtig werden gu laſſen, — 
dad überließ man gern der „Diskretion“ und quten 
Unordnung der Herrſchaften P. 13 1V 1724 Cod. 
Austr. IV, pag. 176, Bunft 27) — als vielmehr 
um die Abſchiebung frembder Bagabunden und 
Kettler. Das Schubweſen ijt eine der am früheſten 
entivicelten und am jorgjiltigiten normierten In— 
ftitutionen der Polizei. Se mehr die Mufgaben der 
öffentl. Verwaltung an Umfang u. Intenſität zu— 
nehmen, deſto mannigfaltiger werden auch die An— 
läſſe für die Beſtimmung des Gebietsſtatus der 
einzelnen Individuen. Bei der Rekrutierung, bei 
der Rücklehr der ausgedienten (ins u. ausländi— 
ſchen) Soldaten in ihre bürgerl. Verhältniſſe, bei 
Reiſen von Inländern ing Ausland, bei dem im— 
mer häufiger werdenden Wechſel des inländiſchen 
Domizils, bei Eheſchließungen, beim Gewerbe— 
antritie, bei der Aufnahme in die neu errichteten 
Krankenhäuſer und ſonſtigen Anſtalten uſwp. muß 
der Gebietsſtatus unterſucht u. — werden. 
Eine große Zahl von Normen belehrt uns dar— 
liber, wer als „einheimiſch“ und wer als „fremd“ 
in einem bejtimimten Gebiete angujehen ijt. Diejes 
Gebict ift nicht immer das aleidhe. Bald ijt es cin 
Crt, bald eine Gemeinde, cin obrigfeitl. Begirt, 
ein Land ujw. Cine — befriedigende 
jyjtematijde Verarbeitung dieſer älteren Vorſchrij— 
ten beſitzen wir nicht. Die von Herzog in den J. 
1835 u. 1837 verifjentlidjten Were: *Bollitiindige 
Sammlung der G. über das Schubweſen im Kaiſer— 
tum DOjterr.” und ,,Sammlung der G. über das 
polit. Domigil im Kaiſertum Citerr.” enthalten in 
chronologijder Reihenjolge das Cuellenmaterial. 
Mus dieſem find ſpäter zwei G. alS Kodififationen 
des älteren H. herauSgehoben und der Verwaltungs- 
rechtspraxis gu Grunde geleqt worden: Die Reſo— 
{ution der Kaijerin Maria Tperefia 16 XI 1754 
(Cod. Austr. V, pag. 906f.) und das Ronjfrip- 
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tions⸗ u. Refrutierungspatent 25 X 04 (P. G. S., 
XXIII. Bd., S. 3 ff.). 

Eine genauere Priifjung diejer beiden G. zeigt 
aber, daß thnen eine weit größere Bedeutung bei- 
gelegt au werden pflegt, al ihrem Swede und 
ihrem Inhalte entſpricht. Es gibt jehr viele Vor— 
ſchriften aus der Zeit von Maria Therejia bis in 
das 19, Jahrh. hinein, die in weit engeren Be- 
jiehungen sum . fteben, als gerade fie. 

Die Therefianijche Refolution hängt mit der 
Entwidlung des Schubwejens zuſammen. Zwei 
Gruppen von Andividuen famen fiir den Schub 
in Betracht: die Bagabunden des eigenen Landes 
und die fremden Vagabunden. Die eriteren wurden 
mittelS Partifularjdubes im Lande felbjt abgeſcho— 
ben, die letzteren bei den im Sommer u. Herbjt 
jtattfindenden Hauptidiiben auger Landes gebracht. 
Die Hinausfdiebung aus dem Lande fepte aber 
natiirlid) voraus, daß das benachbarte Land die 
BWagabunden, fei es fiir das eigene Gebiet, ſei es 
gur Weiterbeförderung, übernahm. Es bedurjte 
präziſer Vorſchriften, um die ſich hiebei ergebenden 
Konflikte auf das geringſte Maß gu redugieren. 
Das Therefianijche Schubpatent fitr Ofterr. unter 
der Enns 30 X 1751 Cod. Austr. T. V, pag. 598 
(Herzog, Schubweſen, Nr. 6), beſtimmt diesfalls im 
wun e 25: Köonnen gwar bei diejer Ubergabe die 
in das Land Oſtreich unter der Enns injtituten- 
mäßig gebirigen Schubleute von dem Kommiſſär 
der anrainenden Landſchaft gegen vorzeigende ge- 
hörige Anordnung zurück angenommen und von 
dort aus gleid) mit dem Partifularidube an ihre 
Geburts⸗, Abhauſungs- oder langere Wufenthalts- 
irter angewiefen werden; jedod joll der Schub— 
direftor außer gum nötigen Durdidube 
in cin anderes Land weder frembe now 
folde Leute ſich aufbürden laſſen, welche 
fon über 10 Jahre von dem Lande Oft- 
reid) abwefend waren.” BWihrend im Lande 
felbjt der lingere oder langjährige Aufenthalt fiir 
da8 polit. Domizil maßgebend war (Herzog, Do- 
mizil Nr. 1, 3, 4, Wörz S. 19), wurde fur den 
Verkehr der Lander miteinander der zehnjährige 
ufenthalt ſdas Schubnormale fiir GSteierm. 
2611 1750, Herzog, Schubwejen, Nr. 4, nonmiert 
einen zwölfjährigen Aufenthalt) als maßgebend fiir 
die Duldung im Lande erflirt. Mit der A. E. 
13 X 1753 Cod. Austr. V, S. 807 (Herzog, Schub⸗ 
wejen, Nr. 8) gejtattete bie Kaiſerin, „daß alle bier 
Landes betretenen Vagabunden oder Bettler, welche 
aus cinem anderen Exblande gebiirtig und nicht 
etiva in YUniehung eines zehnjährigen Aufenthalts 
hier gu verforgen find, gleich nach der gefängl. Ein— 
bringung durch Bartifularidiibe in ibe Baterland 
abgeſchoben werden mögen“. Der Unterjchied gegen— 
iiber dem früheren Rechtszujtande lieqt nur darin, 
dab die DIS dahin nur fiir die Verſchiebung im 
Lande bejtimmten Partifularfciibe nun aud zur 
Wegbringung frembder Bettler verwendet werden 
biityen Wer auger Landes abgefdoben werden 
darj, wird hier in gleicher Weiſe bejtimmt wie in 
dem älteren Schubpatente. Cine einſchränkende In— 
terpretation erjubr aber dieſes Schubpatent durch 
die Hofentſchließung 8 XIT 1753 (Cod. Austr. V, 
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S. 819, Herzog, Schubiweien, Nr. 9), welche ver= 
fiigt, daß jene Fremdlinge, welche durch 10 Jahre 
nur im Lande herumgeſtrichen find und feinen 
jteten Wohnungsort hatten, als wirfl. Bagabunden 
durd) den Partifularjdub in ibr Vaterland abges 
idjoben, dabingegen jene, die jich an mehreren Or— 
ten durch jo lange Beit ehrlich ernährt haben, im 
Lande juriidbehalten werden follen. Da indeſſen 
aud) damit nod) nidjt alle Sweijel in Begug auf 
die auger Landes gu bringenden Bagabunden be— 
ſeitigt waren, fo ſah fid) die Raijerin gu der im 
Eingange erwähnten Entſchließung 16 XI 1754 
veraniant welche nun leichter verjtindlich jein wird, 
al8 wenn fie aus dem Zuſammenhange mit den 
jriiberen Normen herausgerijjen wird. 

Die Kaiſerin hat aus den erftatteten Berichten 
,vorgefunden, daß dreierlet Gattungen folder 
Leute, weldje gwar in einem Ihro Exrblinder ge⸗ 
boren, jedoch Fis in einem anderen durch 10 Jahre 
—— und ehrlich zu ernähren geſucht haben, 
endlich aber in Armut verſallen und mühſelig ge— 
worden find und um deren fernerweite Verpfie— 
gung es folgbar ju tun ijt, in Betradjtung gu 
jiehen kommen u. zw.: 

Erſtens: Diejenigen Perſonen, welche ſich 
in einem anderen Erblande anſäſſig gemacht, das 
Bürgerrecht ordentlich erworben oder als unbe— 
hauſte Inwohner ihr Gewerb oder Profeſſion ge— 
trieben und ſo geſtaltig bis zur erfolgten Müh— 
— die gemeine Laſt mitzutragen geholfen 

aben. 


Zweitens: Jene, welche entweder bei einer 
Gemeinde oder bei Privaten an einem Orte durch 
10 Jahre in Dienſten geſtanden jind. 

Drittens: Solche, die zwar ebenfalls 10 Jahre 
in einem anderen als ihrem Geburtslande ent— 
weder durch Dienſtleiſtung oder auf eine andere 
Art ihr Brot erworben, jedoch durch dieſe Zeit 
nicht an einem, ſondern an mehreren Orten des 
Landes ſich aufgehalten haben.“ 

Um nun _,,bierinfalls wegen obiger drei Gat— 


tungen in Anſehung ihrer Verpflequng oder Wb- | f 


ſchiebung cine durchgehends gleiche Richtſchnur in 
allen deutſchen Erbländern feſtzuſtellen“, wird ver— 
ordnet: „Daß die unter der erſtern Gattung ange- 
merften — —— es mögen nun ſolche 10 oder 
weniger Jahre in einem Orte hausſäſſig geweſen 
oder mit Einwilligung der vorgeſetzten Obrigkeit 
zum Behufe des gemeinen Weſens als Bürger 
ihre Handtierung getrieben haben, in ihrem Auf— 
enthaltsorte, wo ſie vollends unkräftig geworden 
ſind, ab aerario communi civitatis vel loci 
oder, wo Spitiiler vorhanden find, in folchen vere 
pfleqet werden. Was hingegen die unbehariten 
auswärts gebornen Inwohner betrifft, welche gwar 
das Bürgerrecht nicht wirklich erlangt, jedoch mit: 
tels Bewilligung der Obrigfeit, des Magijtrates 
oder der Memeinde fic) irqendivo durd) 10 Jahre 
inwohnungSweife aufgebalten und der Gemeinde 
durch ihre Handtierung oder in andern Wegen 
nützlich geweſen find, haben Ihre k. f. Majeſtät 
billig zu fein befunden, daß ein ſolcher Inmann, 
wenn er ſich wirklich 10 oder mehrere Jahre an 
einem Orte ohne Unterbruch aufgehalten hat und 


nad) der Hand in cine gänzl. Mühſeligkeit geraten 
ijt, ebenfalls dajelbjt in die Verpflegung gu nehmen, 
widrigenfallg aber, und dajern cin folder das 
gange Degennium in einem Orte nicht erſtredt hatte, 

et ausbrechender Unvermigenheit in fein Geburts— 
ort abzuſchieben fei. 

Was die zweite Gattung jener, fo bei ciner 
Wemeinde oder bei Privaten durch 10 oder meh— 
rere Jahre an einem Orte in Dienjten gejtanden, 
betrijit, Ddiefe jeien bei etwa vollends verlorenen 
Kräſten in die Verpflequng desfelben Ortes, wo 
felbe fo lange Seit hindurch gedienet, folgbar ent— 
weber der Gemeinde ober der Herrſchaft oder auch 
den iibrigen Inwohnern u. Untertanen durch Lei- 
ftung ihrer Dienſte u. Daranjtredung ihrer Kräfte, 
ſolange fie imſtande waren, einigen Beijtand u. 
Nutzen verſchaffet haben, unverweigerlic) anzuneh— 
men und pro diversitate praestiti servitii die— 
jenigen, welche bei ciner Gemeinde oder bei Pri- 
vatperfonen gedienct haben, von der Gemeinde in 
concreto, jene aber, fo dem Herrn des Ortes 
allein gedienct haben, von det Herrjchajt ohne 
Beitritt der Gemeinde gu verjorgen. 

Was die dritte Gattung derjenigen, welche 
nidjt an cinem Orte allein, Bows bald da bald 
dott in cinem Lande, durd) 10 Jahre ſich in 
Dienjten oder jonjt aujgebalten, mithin an feinem 
eigenen Orte animum figendi domicilium be- 
wieſen haben, betrifft, da haben allerhöchſt Diefelbe 
anbejoblen, dah felbe ohne Rückſicht auf die längere 
oder lürzere Beit ihres Mufenthaltes bei eriolgter 
Unfabigteit, ihr Brod weiters gu fuchen, gang un- 
bedenflid) in ihr Baterland u. Geburtsort wegge— 
ſchoben werden follen, es wäre denn, dap die Ort— 
ſchaft oder Gemeinde, wo ein folcher Menſch mühe— 
jelig geworden ijt, dejjen Berpflequng von felbjt 
und aus eigener Bewegung über fid) nehmen 
wollte. Wobhingegen es in Unjehung der blofen 
Bagabunden und im Lande herumſtreichenden 
Bettler u. Miipiggiinger bei den vorhergegangenen 
Entſchließungen Hin unabinderl. Bewenden haben 
oll o“ 


Die Therefianifche Rejolution befaft fic) alfo 
nut mit Perjonen, die in cinem Erblande gee 
boren find und fic) in einem anderen durch 
10 Jahre aufgehalten haben. Während die voraus— 
gegangene Entſchließung 8 XIL 1753 erfliirt hatte, 
dap jene, die fic) an mehreren Orten des Landes 
burd) 10 Jahre ehrlich ernibrt haben, im Lande 
zurückzubehalten find, wird nunmehr cine genauere 
Unterjcheidung der in Betracht fommenden Per— 
jonenfategorien vorgenommen, u. zw. erfolgt die 
Regelung in einem dem abjchiebungsluitigen Vande 
giinitigen Sinne. Die frither erwähnte Schubpatent⸗ 

eſtimmung wird alſo immer mehr reſtriktiv inter- 
pretiert. Die Perfonen, von denen die Rejolution 
handelt, haben alle das Degennium im Lande 
voliftredt. Insbeſ. gilt dies auch, was wohl im— 
mer iiberjehen wird, von den „unter der erftern 
Wattung angemerften Perſonen, es migen nun 
ſolche 10 oder weniger Jahre in einem Orte haugs- 
jaifiq geweſen oder mit Cinwilliqung der vorgeſetz— 
ten Dorigteit zum Behufe des gemeinen Weſens 
als Bürger ihre Handtierung getrieben haben’. 
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Das Schwergewidt liegt hier auf den Worten: 
pin einem Orte’. Dak fie das Degennium im 
Lande volljtredt haben, geht aus den Eingangs— 
ſätzen der Rejolution unzweifelhaft hervor. Cine 
allg. Norm über das H. ijt alſo die Refolution 


nicht. 

Mod) das gal. P. 3X1 1786, P. G. S., 10. Bd., 
S. 484 (Herzog, Schubweſen, Nr. 62), ſteht auf dem 
gleidjen Standpunfte. ES unterfdeidet inländiſche 
u. ausländiſche Bettler u. Landſtreicher. Als inlän— 
diſche Bettler u. Landſtreicher ſieht es nicht nur 
jene an, „welche in Gal. geboren worden, ſondern 
auch diejenigen, welche ſich durch 10 Jahre in 
Galizien aufgehalten haben“. „Die Bettler u. 
Landſtreicher ſind an den Ort ihrer Geburt, die 
durch einen Aufenthalt von 10 Jahren einheimiſch 
gewordenen Bettler u. Landſtreicher aber an jenen 
Ort zu ſchieben, wo dieſelben ſich am längſten 
aufhielten.“ „Am längſten“ ſelbſtverſtändlich inner— 
halb des Dezenniums, das ſie im Lande verbracht 
haben oder innerhalb des noch längeren Aufent— 
haltes im Lande. „Für ausländiſche Bettler u. 
Landftreider find anzuſehen ſowohl Untertanen 
aus anderen erbländiſchen Brovingen, die fich nicht 
10 Jahre in Galizien aujgehalten haben, als 
Ausländer im eigentl. Verſtande.“ 

Das Ronjfriptions- u. Refrutierungspatent 
hat mit dem Bettler= u. Schubweſen nidts gu tun. 
Es gehirt einem anderen Gedantenfreife an und 
bejchajtigt fic) mit der in den Dienjt der Heeres- 
ergänzung gejtellten Vollszählung, die auc) ſchon 
in der Therejianijdjen Beit durch eingehende Vor— 
ſchriften geregelt war. Qn der ,,Qnitrultion fiir 
diejenigen, welche dermal oder fiinftiq die Auf- 
nabme des ganzen Bevilferungsjtandes zu bejor- 
gen haben werden” von 1777 wird „die Bopula- 
tion, weldje man in jedem Lande antrifft,“ eine 

eteilt: ,,1. in die Einheimiſchen eines jeden Ortes 
Retbit, und gu diejen werden alle jene Menſchen ge- 
redjnet, welche dafelbjt geboren jind, alle, die ſich da- 
felbjt auj beſtändig niedergelajjen u. anſäſſig gemacht 
haben, mithin eigentlich zu der Bevölkerung diejes 
Ortes gehörig jind;” 2. ,,in jene Gattung der Men- 
fdjen, die zwar in dem fonjfribiert werdenden 
Lande geboren und folgfam auch ſchon anderwärts 
gu der einheimiſchen Population cines Ortes dieſes 
andes gezählt und dort aufgezeichnet werden, fic 
aber nur in der eit der Ronifription in diefem 
ober jenem Orte befinden und aljo nur in An— 
fehung dieſes Ortes fremd find; endlid 
3. „in jenen Teil der Menſchen, die gar nicht gur 
Population des fonffribiert werdenden Landes ge- 
hiren, fondern fic) nur aus befonderen Umſtänden 
darin aufhalten, mithin lediglich als Ausländer 
u betradjten tommen; doch unterteilet fic) dieje 
titte Populationsgattung nod ferner in Auslän— 
der oder Fremde aus anderen öſterr. Erbländern 
und in derlei aus anderen völlig fremden Staaten.” 
Die Fremden find bei der Konifription als ſolche 
pu verzeichnen, wobei aber nicht auger adjt ju 
ajjen ijt, „daß jemand, der fic) bereits feit 
10 Jahren und dariiber im Lande beitiindig auj- 
halt oder niedergelajjien hat, nicht mehr als ein 
Auslinder angefehen, jondern alg Inländer feiner 
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Perfon fowohl als feiner Familie wegen gu be- 
handeln fei’. Auch hier ijt alſo von der Dezennie— 
tung im Lande die Rede. 

Das Konjfriptionspatent vom J. 1804 nimmt 
leidjjall8 eine Cinteilung der Bevslferung vor. 
8 unterideidet Cinheimijde, fonffribierte Eltern= 

loſe u. Fremde. Die Cinheimijden fondern fid 
wiederum in die im Orte Beborenen und in jene, 
die fic) im Orte nationalifiert haben. „Die Natio- 
nalijierung gejdieht entweder durd) einen zehn— 
jabrigen Yufenthalt in den fonjfribierten lãn⸗ 
dern oder durch häusl. Niederlaſſung, Ankauf von 
Grundſtücken, Antretung des Biirger oder Meijter= 
rechtes, einer Bedienung, eines Amtes oder einer an⸗ 
dern ſtabilen Verſorgung.“ Die Worte: „durch einen 
zehnjährigen Aufenthalt in den konſtribierten Erb= 
laändern“ werden nun in der Regel mißverſtanden. 
Man lieſt fie jo, als würde damit dem zehnjähri— 
gen Aujenthalte im Orte die Wirfung der Natio— 
nalijierung zugeſprochen werden. Tatjidlid) aber 
beziehen A. fic) nur auf foldje Berjonen, welche 
außerhalb des Ronjfriptionsgebietes geboren und 
durch zehnjährigen Aufenthalt im Staate (nicht 
im Orte) Inländer geworden find. Nationalifiert 
haben fie Yieh allerdings nicht blo} im Staate, 
jondern aud) im Orte u. gw. in jenem Orte, in 
weldjem fie gur Beit, wo fie dic Ynliindereigen- 
ſchaft erwarben, wohnten. Der Fortidritt gegen— 
iiber den älteren Konſkriptionsnormen liegt datin, 
daß es nicht auf den zehnjährigen Mufenthalt in 
dem betrefjenden Lande, fondern auf den Auf— 
enthalt im ganzen Ronjfriptionsgebiete anfommt. 
Wie wenig das P. dem gednidibrigen Aufenthalte 
im Orte Bedeutung beilegt, ergibt ſich daraus, 
daß die als Knechie, Diener uſw. beſchäſtigten 
Perſonen nur dann — dann aber auc) ohne Riict- 
ficht auf die Dauer des Wufenthaltes — gu den 
Vinheimijden im weiteren Sinne gezählt werden, 
wenn fie elternlog find (fonffribierte Elternlofe). 
Haben fie Eltern, fo werden fie au der einheimi- 
idjen —— des Geburtsortes oder Domizils 
ihrer Eltern gezäühlt ohne Rüchſicht darauf, ob ſie 
ſich mehr oder weniger als 10 Jahre in ihrem 
dermaligen Aufenthaltsorte befinden. 

Aus dem Angeführten geht wohl hervor, 
daß wir weder in der Thereſianiſchen Reſolution 
nod) im Konſkriptionspatente cine Kodifilation des 
filteren H. finden. Wir entnehmen die eingelnen Hiige 
dieſes H., wie ſchon gefagt, aus Einzelvorſchriften, 
die aus veridiedenen Anläſſen hinausgegeben 
wurden und die nidjt bloß durch daSjenige be- 
deutiam find, was fie enthalten, fondern aud) durch 
die Pringipien, von denen fie ausgehen und die 
fie ftillfchweigend vorausſetzen. Der nächſtliegende 
u. primitivjte Eriverbungsgrund der Gebietszuge— 
hörigkeit ijt die Geburt. Der Ort der Geburt iit 
die Heimat. Praftijde Fille zeigen aber, dab dieſe 
Regel nicht wörtlich genommen werden dary. 
Schwangere Weibsperjonen wurden häufig ,,unge- 
adjtet der herannabenden Gebärzeit aus Sorge der 
Berpjlequng abgejdjafit”, damit nicht dad Rind 
das Domigilredht im Orte erwerbe, Darum wurde 
verordnet, daß ,,bet BVerantwortung felben der 
Unterjtand verjtattet und Hilfe geleijtet werden, 
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niemandem aber dag Rind ex eo, weil es da 
eboren wurde, gu verpflegen obliegen ſoll“ 
B. der Landeshauptmannidayt in Ling 4 VII 
1746, Herzog, Domigil, Nr. 6) Ym J. 1822 ere 
flat die Sol anglei: ,,Die bei einem zufälligen 
Beſuche erjolgte Geburt eines Rindes finne eine 
Gemeinde nicht verpflicten, in der Folge die Ver— 
pflequngsfoften fiir dasſelbe gu berichtigen, jondern 
es bleibe hiegu diejenige Gemeinde verpflichtet, wo 
das Domijzilium der Eltern zur Heit der Geburt 
des Kindes war’ (Herzog. Domizil, Nr. 89). Auch 
Rinder, die im Arreſt qeboren werden, fann man 
nicht der Geburtsgemeinde aufbiirden (Hfd. 16 X 
1787, Wörz, S. 48). Man gelangt fo gu der tech— 
niſch unvollfommenen Formulierung: Das Kind 
erwirbt das Domigil im Orte der Geburt, aber 
nicht im Orte der zufälligen Geburt (vgl. Herzog, 
Domiszil, S. 213, Nr. 28, S. 20, Wirz, S. 46). 
Die Wanderbewegung nötigt dazu, die Mög— 
lichfeit einer Beriinderung des Geburtsdomizils 
anjuerfennen. Anſäſſigkeit in einer Gemeinde, Er- 
werbung des Biirgerredtes, Untritt eines Gewer- 
bes, langjährige Hausfaffigteit werden als Erwer— 
bungSqriinde eines neuen Domizils angejehen. 
Sofern es auf dic Dauer des Mufenthaltes an- 
fommt, wird ein Degzennium als makgebend be— 
trachtet. Dod) fonjtatiert Hergog nod) 1837 (Vorrede 
S. X), dap dic Erwerbung des Domijilredtes 
durch das Dezennium aus verichiedenen Wriinden 
angejodjten werde, obwohl dieje Domisilerwerbsart 
bereits iiber cin Jahrh. im Rui der Notorietiit ſtehe. 
Das Feblen genauer u. ſyſtematiſcher Vorſchriften 
fiber dad Domisilwejen läßt eS begreiflich erichei- 
nen, dak man die Normen anwendet, dic man 
erade findet, ohne kritiſch gu unterjuchen, ob fie 
Rey auf die Bugehirigfeit su einer Wemeinde, au 
einem Dominium, jum Lande oder zum Staate 
beziehen, und ob fie das jog. polit. Domigil oder 
dag fiir die Sivilredjtspflege makgebende Domisil 
(Qurigd. Norm. Herzog, Domigil Nr. 26) betreffen. 
So erklärt es ſich auch, day dic Thereſianiſche Reſo— 
lution und dag Konſkriptionspatent generaliſiert und 
gu form. Rodififationen u. Grundgeſetzen (Swie— 
cen) S. 9) des G. erhoben werden. Im allg. 
läßt fic) fagen, daß wir fiir die Beſtimmungen 
des geltenden H. — fo auch 4. B. fiir die Beſtim— 
mungen tiber Heimatlojigfeit — in den weitaus 
meijten Fallen Vorläufer u. Borbilder ſchon im 
18. Jahrh. oder ju Beginn des 19. Qabhrh. fin- 
den. Die Beiterbildung des H. vollzieht fic) haupt: 
fachlich in dem Sinne, daß den ſchwankenden, un: 
flaren, mehrdeutigen und rechtstechniſch primitiven 
—— der alteren Zeit eine ſichere Fundie— 
rung und juriſtiſche ———— au Teil wird. 
2. Die Gemeindegefepgebung. Bie das 
Konjffriptionspatent, fo nimmt aud) das provifo- 
riſche Wem. G. 17111 49, R. 170, eine Eintei— 
lung ber Bevilferung vor. Nur handelt eS fic 
jest nicht dDarum, fiir adminijtrative Swede an die 
tatfichl. Domizilverhältniſſe anzuknüpfen, fondern 
es follen die RechtSverhiltnijje der Bevilferung 
au den neu fonjtituierten Gemeinden ex professo 
geregelt werden. Im Verhältniſſe gu einer Orts— 
gemeinde gliedert fid) die Gejamtbevilferung in 


Gemeindeglieder u. Fremde. Die Gemeindeglieder 
jind entweder Gemeindebiirger oder Gemeinde- 
angehirige. Gemeindeangehirige find jene, welche 
durd) Geburt oder Aufnahme in den Gemeinde- 
verband auftinbig jind. Suftindigfeit u. Ge- 
meindeangebirigteit find aljo Synonyma. Die 
Geburt begriindet die Zuſtändigkeit gu jener Ge— 
meinde, in welcher bet ebel. Kindern die Eltern, 
bei unchelichen die Mutter Bemeindeglieder find. 
Die Aufnahme in den Gemeindeverband erjolgt 
entweder: a) Durch förml. Gemeindebeſchluß oder 
b) ſtillſchweigend durd) Duldung eines ohne Hei— 
matichein oder mit einem bereits erlofdenen Dei. 
matſcheine (ein Heimatidein hatte nur vier Qabre 
Giiltigfeit) ſich durch vier Jahre ununterbroden 
in der Gemeinde aufhaltenden, die öſterr. Staats- 
bürgerſchaft befipenden Fremden (Quadriennierung), 
endlich c) bei Frauensperjonen durd) Verehelichung 
mit einem Gemeindeglicde. 

Das Recht, neue Mitglieder in den Gemeinde= 
verband aufzunehmen, war den Wemeinden ſchon 
durd) die Reichsverjajjung 4 III 49, R. 150 (§ 33), 
als Grundredt — worden. Die Ber- 
faſſung dachte dabet gewiß nur an die ausdriidl. 
Aufnahme. Die beiden anderen Fille der „Auf— 
nahme“ find tatſächlich felbjtindige Erwerbungs— 
arten der Gemeindeangehörigkeit. Quadriennierung 
u. Verehelichung bewirken die Erwerbung der Ge— 
meindeangehörigleit ipso iure. Ihre Berwandt- 
ſchaft mit der Aufnahme liegt darin, daß ſich die 
Gemeinde gegen dieje Erwerbung durch Auswei— 
fung eines Fremden oder durd) Ablehnung des polit. 
Ehekonſenſes ſchützen konnte. Während aber bei 
der Aufnahme eine Handlung der Gemeinde not— 
wendig iſt, um die Gemeindemitgliedſchaft zu be— 

ründen, war in den beiden anderen Fällen eine 
Handlung der Gemeinde notwendig, damit die 
Entſtehung der Gemeindeangehörigkeit durch Qua— 
driennierung oder Verehelichung verhindert 
werde. 

Trotz der durch Fiktionen bewirkten Ausdeh— 
nung des Aufnahmebegriffes erweiſt ſich dennoch 
der Satz, daß die Gemeindeangehörigkeit durch Ge— 
burt oder durch Aufnahme begriindet wird (§ 10), 
al gu eng. Unter Verzicht auf jede Konjtruftion 
werden im § 13 Staat8diener, Offiziere, mit Offie 
ziersrang Ungeltellte, Geiſtliche und öffentl. Lehrer 
al8 Ungehirige jener Gemeinde erklärt, in welcher 
* Stelle ihnen den ſtändigen Aufenthalt an— 

t 


Bei Veriinderungen in der Gemeindeange- 
hörigleit folgen minderjährige, im Familienver- 
bande lebende Rinder der Eigenſchaft der Eltern 
(nicht bloß des Baters, alfo auch der verwitweten 
Mutter), unehel. Kinder jener der Mutter, die Frau 
dem Gatten. Der Tod eines oder beider Eltern= 
teile ändert nichts an der Zuſtändigkeit der 
Waiſen. 

Bemerkenswert iſt die techniſche Unvollkom— 
menheit der Beſtimmungen über die Heimatloſig- 
feit: Perſonen, deren hyenas nicht erweis⸗ 
lid) ijt, fallen, wenn fie erwerbsunfähig werden, 
der Gemeinde aur Laſt, in welder - he zuletzt 
aufgehalten haben. (Darin liegt ein Rüchſchritt ge- 
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eniiber den filteren Vorſchriften, welche trijtigere 
uweiſungsgründe gefannt haben.) Waiſen folder 
erjonen find ig og e jener Gemeinde, in 
welcjer fie fic) bei dem Ableben ihrer Eltern be— 
finden. Findlinge find Angehörige jener Gemeinde, 
in welder fie gefunden werden. Die Ungebirigfeit 
ber Findlinge in Findelhäuſern, welche Staats- 
oder Landesanitalten find, foll durd) dad G. ge— 
regelt werden. 

ry argue apa fann man nur in ciner 
Wemeinde icin. Dak nur öſterr. Staatsbiirger Ge- 
meindeangebirige fein finnen, wurde in diefer 
Allgemeinheit erft mit der BV. des M. J. 7 I 
50, R. 116, ausgefprodjen. (Mus § 35, 8. 5, d. prov. 
Wem. G. war ex contrario au ſchließen, dak auch 
Auslinder Gemeindeglieder fein finnen.) Die be- 
jonderen Rechte der Gemeindeangehirigen find das 
Recht auj ungeftirten Wufenthalt im Gebiete der 
Gemeinde, auf Benugung ded Gemeindequtes nad 
den bejtehenden Einrichtungen, auf Berjorgung 
nad) Maßgabe der nachgewieſenen Diixjtigfeit und 
auf Teilnahme an der Wahl des Gemeindeaus- 
ſchuſſes innerhalb der aclepl. Grenzen, die aller- 
dings ſehr eng gesogen find. Uls Gemeindean- 
gehörige haben nur Ortsfeeljorger, Staatsbeamte, 
Offigiere, mit Offiziersrang Angeſtellte, Perſonen, 
welche einen akademiſchen Grad erlangt haben, 
und öffentl. Lehrer das Wahlrecht. (Zufolge V. 
des MW. J. 7 UI 50, R. 116, iſt das Wahlrecht 
auch eine Vorausjepun der Waihlbarfeit.) An das 
richtige Licht wird die Rechtsjtellung der Gemeinde— 
angehörigen geriidt, wenn man fie mit jener der 
Wemeindcebiirger vergleidjt. Dieje haben gleichfalls 
das Rect auf ungejtirten Aufenthalt im Ge— 
—— und auf oe a des Gemeinde- 

ted. Die Verforqung finnen Biirger nur bean— 
prudjen, wenn fie in der Gemeinde ihren orbdentl. 
Wohnſitz haben. Das aftive und das pajfive Wabl- 
recht haben die Gemeindebiirger als jolde. (Das 
ſchließt allerdings Beſchränkungen der Wihlbarteit 
nidt aug. § 35.) Daraus geht hervor, dah die 
Wemeindeangehirigfeit im grofen u. gangen ge- 
ringere Rechte gewihrt, als das Gemeindebiirger- 
recht. Denn die (aus der Rumulierbarfeit des 
Viirgerrechtes in verſchiedenen Gemeinden erfliirliche) 
Cinjdriinfung der Verſorgungsberechtigung auj 
die iim Gemeindegebicte wohnenden Biirger fillt 
nicht ins Gewicht, da der Biirger jedergcit von 
feinem Wohnrechte in der Gemeinde Gebrauch 
maden fann. 

Das Recht auf ungejtirten Aufenthalt findet 
icine niihere Beſtimmung durd das in beſchränk— 
tem Make aud) den Fremden gugeftandene Auf— 
enthaltsrecht. Fremden fann, wenn fie fic) über 
ihre Zuſtändigleit durch einen nicht erloſchenen 
Heimatſchein ausweiſen, ſo wre jie ſich entſpre— 
chend verhalten und die Mittel zu ihrer Erhal— 
tung beſitzen, der zeitl. Aufenthalt in der Gemeinde 
nicht verweigert werden. 

Das proviſoriſche Gem. G. hat ſich die Ge— 
meindeangehörigleit als ein beide Teile verpflich⸗ 
tendes Rechtsverhältnis gedacht. Alle Gemeinde— 
angehörigen find nach § 24 aur Teilnahme an den 
Wemeindelajten verpflidjtet, wihrend die Gemeinde— 


Heimatrecht. 


biirger und die Fremden in den Gemeinden, in 
welchen fie ihren Wohnſitz nicht haben, nur die 
nad) den l. f. Steuern oder nad) dem Realbeſitze 
umgelegten Laſten tragen. Danad) wiirden aljo 
aud) die auferhalb der Gemeinde lebenden Ge— 
meindeangebirigen die Gemeindelajten ju tragen 
haben. Da ſich jedod) das Beſteuerungsrecht der 
Gemeinde auj die Umlequng des bendtigten Be- 
trages auf die Steuer der Gemeinde beſchränkt 
(§§ 78]. Die „neuen Ertragsquellen”, von denen 
§ 78 jpricht, find privatwirtichaftl. Natur), fo ijt 
die Herangiehung der in feiner faftifden Be- 
ziehung zur Gemeinde ftehenden Angehirigen ju 
— a auy dem Bapiere ftehen ges 
eben. 

Tas provijorifde Gem. G. nimmt fiir Lan- 
deshaupt⸗ u. Kreisſtädte und in zweiter Linie auch 
fiir andere bedeutende Stidte eigene Verfaſſungen 
in Ausſicht (§ a Tatſächlich find in den J. 1850 
u. 1851 17 Städten bejondere Statuten verliehen 
worden. Wud) in diejen Städten werden (mit Aus— 
nahme von Trient, welches bloß Gemeindeange- 
horige [cittadini) fennt) die Gemeindeglieder in 
Wemeindeangehirige u. Gemeindebiirger (Ddieje er— 
ſcheinen nunmehr an zweiter Stelle) gejondert. 
Wemeindeangehirige find nach diejen Statuten (hier 
und im folgenden wird auf minder widtige Ab— 
weidjungen eingelner Statuten nicht Rückſicht ge- 
nommen; auch auf die cigenartigen Bejtimmungen 
der Triejter ape kann nidt eingegangen 
werden.) —— ¢ Verſonen, die die Gemeinde— 
angehirigfeit nach den bisher bejtandenen Heimat- 
gejepen erworben haben. Jn der Folge wird dic 
Semeindeangebirigfeit durch Geburt, durd) Auf— 
nahme in den Gemeindeverband oder „durch be- 
jondere perſönl. Verhältniſſe“ erworben. Unter dieſe 
neue Rubrif wird die Amtsheimat dieſe fommt 
nicht allen StaatSdienern, ſondern nur den Staats— 
beamten, augerdem aber aud) den Hof- u. Lane 
deSbeamten, in eingelnen Städten aud den Ge— 
meindebeamten ju) eingereiht. Der Legitimation 
unchel. Kinder wird die Wirfung beigelegt, daß die 
Kinder die Gemeindeangehirigteit des Waters er- 
werben. Den eel. Kindern werden iiberh. die 
ihnen nad) den biirgl. G. gleichqehaltenen Kinder 
aud in Bezug auf die Gemeindeangehdrigfeit 
gleichgejtellt. 

bweidjend vom provijorijden Gem. G. wird 
in den Gtatuten die Aufnahme in den Gemeinde- 
verband geregelt, Frauensperſonen werden ,,jtill- 
ſchweigend“ in den Gemeindeverband aujgenom- 
men durd eine gültig abgefchlofjene Ehe mit einem 
Wemeindeangehirigen (Qnnsbrud u. Bozen 
ſchreiben dieſe Wirfung, gleid) dem Gem. G., der 
Verehelidung mit einem Gemeindegliede gu). 
Die Cuadriennierung wird in den Statuten (mit 
Ausſchluß von Trieft) als Fall der „ſtillſchweigen— 
den Aufnahme“ beibehalten, aber dadurch twejent- 
lid) erſchwert, dah Der vierjährige Zeitraum nidt 
zugleich mit dem Aufenthalte in der Stadt, ſon— 
dern erjt mit der Zeit der Eintragung des Frem— 
den in die Konifriptionslijten beginnt, und daz die 
ad garg nut erworben wird, wenn der Fremde 
aud) bei der in den vierjährigen Zeitraum fallen- 
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den zweiten Aufnahme der Ronjfriptionslijten in 
dieſe eingetragen war und feine Verwahrung der 
Wemeinde gegen dejjen Aufnahme durch Auhaltung 
sur Erlangung eines neuen Heimatſcheines oder 
durch Ausiveiung in jeinen Heimatort jtattge- 
funbden bat. 

Der Reidhsverfajjung entipredhend ijt die aus- 
driidl. Aufnahme in den Gemeindeverband „durch 
forml. Gemeindebeſchluß“ nad) dem proviforifden 
Gem. G. und nad) eingelnen Statuten eine frei- 
willige Aufnahme. Die Mehrzahl der Statuten 
fennt jedod) aud) eine Munabmepilidt Neder 
öſterr. Staatsbiirger hat danach das Recht, die 
Aujnahme als Gemeindeangebhiriger gu verlangen, 
wenn er wenigſtens 10 Sabre unmittelbar vorber 
auf Grundlage eines sea nicht erlofdenen 
Heimatideines ununterbroden im Gemeindebesirfe 
wobnhajt ijt, vorausgeiept, da er die volle Be- 
juqnis hat, über ſeine Berjon und iiber fein Ver— 
mogen gu verfiigen, daß er jich jamt feiner Familic 
eines unbejdjoltenen Rufes erfreut und den Beſitz 
eines, den Unterhalt einer Familie fichernden Ver— 
mögens ober Nahrungszweiges nachweiſt. Wird 
die Aufnahme verweigert, ſo entſcheidet im Rekurs— 
wege die erat a 

Jn Begug auf die Rechtsftellung der Gemeinde- 
angehörigen ſchließen ſich die Statuten dem provi- 
ſoriſchen Gem. G. an. Was die Gemeindelajten be— 
trifft, jo jagen fie gang ungiweideutig: „Perſonen, 
weldje in der Gemeinde ihren Wohnſitz nicht haben, 
tragen nur die nad den l. f. Steuern oder nad} 
dem Realbefize umgele ten Wemeindelajten’ (3. B. 
§ 33 Praq, g 20 Triejt). 

Die Yujtindigfeitsnormen des provijorijden 
Wem. G. und der ſtädt. Statuten find durd) das 
faij. P. 241V 59, R. 58 (Art. XD, auger Kraft 
gcjegt worden. Un ihre Stelle jind die Beſtimmun— 
gen des mit diejem P. erlaffenen Gem. G. getveten. 

ufer der Zuſtändigkeit gu einer Gemeinde fennt 
dieſes G. auch die SB nitanbigteit ju einem Guts⸗ 
gebiete. Die auf die Gutsgebietszuſtändigleit be- 
ügl. Bejtimmungen haben jedod niemals Wirk— 
—* erlangt. Die ae a gur Gemeinde 
wird vom @. als bas Verhältnis definiert, fraft defjen 
jemand in Abſicht auf feine Perſon einem Gemeinde: 
verbande bleibend angehirt. Der Inbegriff der auf 
dieſes Verhiltnis geqriindeten Rechte ift das H. 
Die gur Gemeinde zuſtändigen Perjonen find die 
Wemeindeangehirigen. Als eine Gruppe der Ge- 
meindeangeborigen erſcheinen nunmebr die ſtädt. 
Viirger. Denn nur Gemeindeangehirigen darf nach 
§ 116 das Biirgerredht verliehen werden. Gemeinde- 
glieder find auger den Gemeindeangebirigen nod) 
die Gemeindegenojjen, das find diejenigen, die, 
ohne dem Gemeindeverbande in Ubjicht auf ihre 
Perjon bleibend angugehiren, fic) in demfelben da— 
durd) bejinden, dah fie Bejiper oder lebenslängl. 
Nutznießer einer innerhalb der Gemeindegemartung 
gelegenen unbewegl. Sache find oder als ſelbſtän— 
dige Unternehmer cine innerhalb der Gemeinde- 
gemarfung bejtehende Gewerbsunternehmung be- 
treiben. 

In Bezug auf die Erwerbung der Zuſtändig— 
feit lent fic) dad Gem. G. an die ſtädt. Statuten 


an. Bon einer ,,jtillidpveigenden Aufnahme“ wird 
nicht mehr geiprochen. Die Frauenheimat wird wohl 
beibehalten, aber ohne die Fiftion einer bei der 
Verehelichung erjolgenden Aufnahme in den Ge— 
meindeverband. Die Wufnahme „durch Duldung“ 
eines ohne Heimatidjein oder mit einem erlojdenen 
Heimaticdein fic) in der Gemeinde aufhaltenden 
Fremden ijt entfallen, was mit der verinbderten 
Bedeutung des Heimatſcheines (vgl. unten VII. 2) 
jujammenbingt. Die Aufnahme in den Gemeindes 
verband ijt allo immer eine ausdrückliche. Sie er- 
jolgt durd) Beſchluß der Gemeindevertretung. Die 
Wujnahmepflicht wird aus den ſtädt. Statuten ree 
jipiert. Die Aufnahme in die Buftindigfeit gur 
Wemeinde ijt nämlich demjenigen öſterr. Staats— 
biirger iiber Unjuden nidt gu verfagen, welder 
die volle Beſugnis Hat, iiber jein ——— zu 
verfügen, in dem Rechte gum Aufenthalte in der 
Gemeinde weder durch die Poligeivorjdrijten nod 
durd) andere gejepl. Unordnungen beſchränkt ijt, 
wenigitens 4 Sabre unmittelbar vorher ununter: 
brodjen und freiwillig in der Gemeindegemarfung 
jeinen Wohnſitz Hatte und während diejer Zeit der 
Urmenverforgung nicht zur Lajt fiel, gugleic fic 
eines unbejdjoltenen Rujes erjreut, wie auc) mit 
l. f. Steuern und Gemeindeabgaben an dieje Ge— 
meinde nicht im Rückſtande hajtet und den Beſitz eines 
den Unterbalt fiir ifn und jeine Familie ſichern— 
den Vermigens oder den wenigitens durd) 4 Jahre 
jortgejepten ſelbſtändigen Betrieb eines Nahrungs- 
zweiges, wodurch jein und feiner Familie Unter= 
halt geſichert ijt, nachweiſt. Jn perſönl. Hinſicht ijt 
aljo die Exrlangung des AujnahmBaniprudyes er- 
ſchwert worden. Dagegen wurde die Aufenthalts— 
frijt von 10 auf 4 Jahre herabgejept. 

Bei Veriinderungen in der Zuſtändigleit der 
Eltern folgen eheliche u. legitimierte Kinder nicht, 
wie nad) dem proviforijden Gem. G. und den 
meiſten Statuten, den Eltern, fondern (wie ſchon 
nad) den Statuten fiir Innsbruck, Bozen und 
Trient) dem Vater, wofern fie nicht eigenberedtigt 
find. Auf da8 Leben im Familienverbande fommet 
es nicht an. 

Was die RechtSjtelung der Gemeindcange- 
hirigen betrifft, jo unterſcheidet fic) diefe nur durch 
die vermigensredtl. Anſprüche von jener der Ge— 
meindegenojjen. Die Hemeindeangehirigen finnen, 
jojern cin cigentiiml. Vermögen oder bejondere 
Stiftungen fiir Gemeindeangehirige oder deren 
amilienglieder bejtehen, den hieran und an den 
Nupungen nad Maßgabe der darüber crridteten 
Urfunden, erlaffencn Borjdprijten oder auf andere 
Art geſetzmäßig yg ago Wnteil in Anſpruch 
nehmen. Rückſichtllich der Verpflichtung der Orts- 
gemeinden zur Berjorgung ihrer verarmten An— 
gehirigen (oder anderer Perjonen, vgl. § 51) bleibt 
es bei den bejtehenden Boridriften. Jn gleicher 
Weife wie den Gemeindegenofjen jteht den 
Semeindeangehirigen gu: der bg Hare Aufent⸗ 
halt in der Ortsgemeinde unter Beobachtung der 
polizeil. Anordnungen und die Teilnahme an der 
Wemeindevertretung und an der Verwaltung der 
Wemeindeangelegenheiten nach den gefesl. Beſtim— 
mungen. Das Aufenthaltsrecht der Gemeindealieder 
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ewinnt dadurd an Bedeutung, daß das Wufent- 
Paltsredit der Muswiirtigen an jtrengere Bedin- 
gungen geknüpft wird (§ 27). Un den Gemeinde- 
ajten nehmen die Bemeindeangehirigen unter den 
gleichen Vorausjepungen teil, wie Auswärtige. 

Ubrigens mu bervorgehoben werden, dah 
nut die auf die Zujtindigfeit sur Gemeinde be- 

ügl. Bejtimmungen des Gem G. praktiſche Wirk— 

—* erlangt haben, ſo daß alles, was das G. 
über die Gemeindegenoſſen und über die Fremden 
ſagt, nur theoretiſche Bedeutung hat. 

Das fog. Reichsgemeindegeſetz 5 III62, R. 18, 
mit welchem die ———— in Gemeinde⸗ 
ſachen abſchließt, enthält rüchſichtlich des H. bloß 
zwei allg. Grundſätze: Jeder Staatsbürger foll in 
einer Gemeinde heimatberechtigt ſein. Uber das An— 
ſuchen um Verleihung des H. entſcheidet die Ge— 
meinde. Im übrigen wird auf ein zu erlaſſendes 
Spezialgeſetz verwieſen. Das Verhältnis des H. zur 
Gemeindemitgliedſchaft wird im Reichsgemeinde— 
geſeße nicht geregelt. Es wird auch nicht acfagt, 
wer Wemeindemitglied ift, und ob e& verſchiedene 
Arten der Gemeindemitgliedſchaft age In Wusfiih- 
tung des Reichsgemeindegefeses ijt das H. durch 
das Heimatgeſetz 3 X11 63, R. 105, geregelt wor— 
den. Auch diejes G. unterläßt es, das H. zur Ge— 
meindemitgliedſchaft in Beziehung zu ſetzen. Es 
kennt als aus dem H. fließende Befugniſſe bloß 
das Recht des ungeſtörten Aufenthaltes und den 
Anſpruch auf Armenverſorgung. Infolgedeſſen ha— 
ben die Landesgemeindeordnungen in Bezug auf die 
Regelung des Verhältniſſes der Perſonen zur Ge— 
meinde freie Hand. Dieſe Gemeindeordnungen leh⸗ 
nen ſich in Bezug auf die Einteilung der Bevöl— 
kerung an das Gem. G. von 1859 an. Sie unter— 
jcheiden zumeiſt Abweichungen finden fic in Tirol 
und Borarlb.) Gemeindeangebhirige u. Gemeinde- 
genofien und jtellen die Genojjen in Bezug auf 
das YAujenthaltsrecht in der Hegel den Gemeinde: 
angehbrigen gleid. Die Gemeindeangehirigen find 
mit den in der Gemeinde heimatberechtigten Per— 
ſonen identifc. 

Mad) § 11, lit. g, des revidierten Grundge— 
jepes iiber die Reichsvertretung 21 XI 67, R. 141, 
ijt die H⸗Geſetzgebung ein Zweig der Reichsgeſetz— 
gebung, während die Regelung des Gemeindeweſens 
ausſchließlich der Landesgeſetzgebung zufällt. Nichts— 
deſtoweniger ijt die Landesgeſetzgebung in doppel- 
ter Richtung in der Lage, po die Rechtsjtellung 
der Heimatberedtigten Einfluß gu nehmen. Sie 
fann dadurd, daz fie den Gemeindeangebhirigen 
weitere Verechtiqungen gewährt, den Rechtsinhalt 
des H. verſtärlen. Sie fann umgekehrt dadurch, 
daß fie anderen Kategorien der Gemeindebeviilte- 
tung Befugniſſe einriumt, die den aus dem H. 
fliekenden Berechtiqungen gleich find oder nabe 
fommen, die Bedeutung des H. abſchwächen. Durch 
die Bevorguqung der Seimatberedhtigten in Begug 
auf das Semeindewahlredt, die allerdings mit 
Rüchſicht auf die Bejtimmung des Wrt. 4 des St. 
G. iiber die allg. Rechte der StaatSbiirger nur in 
beſchränktem Mahe zuläſſig ijt, wird der eine, durch 
die Uusjtattung der Biirger, Ehrenbiirger, Ge— 
meindegenojjen mit Befugnijjen u. Anſprüchen, die 
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lich nur den Heimatberechtigten zuſtehen, 
wird y berbeigefiibet — 


eſe 
hee andere Erfolg 

3. Die Heimatgejeggqebung. Nad dem 
Heimatgejepe 3 XII 63, R. 105, wird das H. durch 
die Geburt, dDurd) die Verehelichung einer Frauens⸗ 
perjon, durd) die Aufnahme in den Heimatverband 
und durch die Erlangung eines öffentl. Amtes be- 
griindet. Die H.-Verleihung ift nunmehr vollfom- 
men in das Belieben der Mencinke geſtellt. 

Hat ſchon das Gem. G. von 1859 die „ſtill⸗ 
ſchweigende Aufnahme“ über Bord geworjen, fo 
wird nunmebr aud die obligatorijde Aufnahme, 
das Recht deS Aufnahmswerbers auf Aufnahme 
in den Heimatverband der Gemeinde fallen ge- 
lajjen. Die Freiheit der Gemeinde wird vom Hei— 
matgejege in cinem Maße anerfannt, wie es feine 
der älteren Normen getan hat. Gegeniiber diefer 
einjdneidenden Wbinderung bedeutet es wenig, 
dak das G. — über jeneS von 1859 hinausgehen 
— aud) den Landes: und öffentl. Fondsbeamten 
bie Amtsheimat augelteit. 

Losgelöſt von der Gemeindegejegqebung fann 
ſich das Heimatgeſetz mit der detaillierten Rege- 
lung der H.Verhältniſſe beſchäftigen. Cingehende 
Vejtimmungen betreffen die Behandlung der Hei- 
matlojen, die der Gemeinde obliegende Rcmaber- 
jorgung, die Heimaticheine und die Kompetenz und 
das Berjahren in Heimatangelegenbeiten, fo dak 
wir jum erjtenmal eine einigermaßen ausreidende 
Kodifizierung jener Rechtsſäße erhalten, die ja auch 
vorher ſchon für die ftaatlide und die Hemeinde-BWer- 
waltung von Bedeutung waren. Da wir eS biebei 
durchaus mit dem geltenden Rechte gu tun haben, 
jo mup bier auf die folgenden Abſchnitte verwie- 
fen werden. 

Nur in einer Ridjtung hat das Heimatgefes 
jeither eine weſentl. Umgeſtaltung erjabren, näm— 
lid in Bezug auf die Criverbung des H. Infolge 
deS UberwiegenS der derivativen .-Erverbsarten 
entbehrten die H.Verhältniſſe jeder Elaſtizität. 
Gie wurden ftabilijiert u. —— Sie kamen 
auch leicht auger Evidenz, was einerſeits ein un— 
verhiltnismiapiqes Umſichgreifen der jog. ,,.Heimat- 
in nigh anderſeits eine Uberlajtung der $.-Be- 
hirden mit unirudtbaren Erhebungen und foniti- 

en Amtshandlungen gur Folge hatte. Cine Ab— 
bite wurde durch das G. 5 XIT 96, R. 222, ge- 
ſchaffen, welches, ähnlich wie eS die ſtädt. Sta- 
tuten und das Gem. G. von 1859 getan batten, 
cin Recht auf Aufnahme in den Heimat- 
verband einführte und damit den H. Verhält-— 
niſſen cine größere Beweglichkeit verlieh. Die aus- 
drückl. Aufnahme in den Heimatverband fann 
nad) diefem G. von der YWufenthaltsqgemeinde dem 
jenigen öſterr. StaatSbiirger nicht verjagt wer— 
ben, der fic) nad) erlangter Cigenberedtiqung 
durd) zehn der Bewerbung um das H. voraus- 
gehende Sabre freiwillig u. ununterbroden in 
der Gemeinde aujgebalten bat. Einen dem älteren 
öſterr. Rechte ganz unbefannten Redhtsqedanfen 
enthilt die Nov. injojern, alS aud) die bisberige 
— desjenigen, der ein Recht zur 

ufnahme erworben hat, berechtigt iſt, von der 
Aufenthaltsgemeinde die Verleihung des H. an 
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den Anfpruchsberedjtigten gu verlangen. Dem 
Bejtreben, die Heimatverhiltnifje in größeren 
Cintlang mit den Wujenthaltsverhiltnijjen zu 
bringen, dient aud) die von der Nov. vorgenom- 
mene Criveiterung des Streijes der einer Amts— 
heimat teilpaftigen Berjonen. Seit dem Tage 
der Kundmadung der Nov. (Budwwinsfi 14210) 
bejigen eine UmtSheimat auc) die im Hof-, Staats-, 
Landes- oder Fondsdienjte jtehenden Diener, 
die Beamten u. Diener der Gemeinden u. Be- 
airfSvertretungen, die öffentl. Lehrperjonen (nit 
blog männl. Lehrer) und die Notare. 

Für die H.- Praxis jind die älteren heimat— 
rechtl. Vorſchriften auch dermalen nod von Be- 
deutung, weil überaus jahlreiche fonfrete H. von 
der Aßendenz abgeleitet werden, fo dak man, um 
fie feſtſtellen gu fonnen, bis gu den urfpriinglicen 
rechtserzeugenden Tatſachen oder Zuſtänden zurück— 
gehen muß, die häufig in die Geltungszeit frühe— 
rer Rechtsnormen fallen. Die geſetzi. Handhabe 
hiefür bietet § 49, WL 2, * 

LI. Weſen u. Arten des H. 1. Allgemeines. 
Wie aus der geſchichtl. Darſtellung hervorgeht, waren 
eS zunächſt die Bedürfniſſe dex Verwaltung, welche 
die Feftitellung der lofalen Sugebhirigfeit eines 
Menſchen notiwendig machten. Wn die prozeſſuale 
Terminologie anknüpfend, fprad) man von einem 
polit. Domizil“. Erſt die vom Staate in um— 
fafjender Weije vorgenommene Schaffung jelbjtin- 
diger Lofaler Gemeinwejen und die Bejeitiqung 
des Untertiiniqfcitéverbaltnijjes und der Grund: 
obrigfeit bot Anlaß u. Miglichfeit, die lofale Zu— 

ehörigkeit als den Gegenſtand eined zwiſchen Dem 
ndividuum und der Gemeinde beſtehenden Rechts— 
verhiltnifjes, dev ,,Gemeindeangehirigteit’, aufzu— 
fajjen und gu regeln, Allein es darf nicht über— 
fehen werden, dah einerjeits auc) das polit. Do- 
* des älteren Rechtes eine Beziehung zur Ge— 
meinde hatte, was in der Pflicht der Gemeinden 
zur Verſorgung „ihrer“ Armen deutlich zum Aus— 
druck fam, und daß fic) anderſeits aud) unter der 
Herrichaft der neuen Gem. G. die Bedeutung ded 
H. niemalS in dem BVerhaltnifje des Andividuums 
zur Gemeinde erſchöpfte. (Qn beiden Richtungen 
wird der Gegenjag der verjdiedenen Perioden ju 
ſcharf formuliert von Korb, dejjen Darjtellung die 
jpitere Literatur beeinflugt bat.) Auch heute noch 
hat bas H. einen Doppeldjarafter, der freilic 
webder in der Geſetzgebung nod in der Literatur 
flaren Ausdruck findet. 

Das H. ftellt zunächſt ein ———— einer 
(phyſiſchen) Perſon zu einer Gemeinde dar. Auf 
Seite des Individuums äußert ſich dieſes Ver— 
hältnis, dieſer gemeinderechtl. Status in den ge— 
gen die Gemeinde gerichteten Anſprüchen auf un- 

edingte Duldung im Wemeindegebiete und auf 
Verjforqung im Berarmungsfalle, auf Seite der 
Wemeinde in den forrefpondierenden Verpflichtun— 
gen. Auf dieſes Rechtsverhältnis ijt es zurückzu— 
führen, dah ſich das H. ſtets auf den Umfang 
eines Gemeindegebietes erſtrecklt, wührend auf Guts— 
ebieten ein H. nicht begtündet werden kann, daß 
iber das Anſuchen um Aufnahme in den Heimat— 
verband die Gemeinde (und mur höchſt auénahms- 
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weije die Staatsbehirde) entſcheidet, daß die Hei- 
mtatgemeinde nad) der Nov. von 1896 das Auf— 
nahmébegehren bei der Aufenthaltsgemeinde jener 
Perſon, die einen H.-Titel befigt, ftellen fann, und 
daß die Gemeinde iiberh. in allen die Feftitellung 
ded H. betreffenden Fragen Partei ijt und formelle 
Parteiredhte ausübt. (al. jedod) den Beſchluß des 
B. G. SIL 1903, Nr. 662602, in der Handaus- 
abe der dfterr. UW. und V., Wien, Staatsorucerei, 
Heft 67a, S. 72.) 

Das H. ijt aber nit bloß cin gemeinde— 
rechtl. Statusverhaltnis. Es wirkt aud) gegen den 
Staat. Das aus dem H. fliefende Recht de3 un- 
geſtörten Aufenthaltes muß nidt blo} von der 
Wemeinde, fondern aud) vom Staate rejpeftiert 
werden. Abgeſehen davon fann die Geſetzgebung 
die durch das H. vermittelte lokale Zugehörigkeit 
für die verjchiedenften adminiftrativen Zwecke ver= 
werten und dem H. auf diefe Weife über die durch 
das Heimatagefes — * Rechtsbeziehungen hin⸗ 
aus erhöhte prattifde Bedeutung verleihen. (Qn 
dieſer Hinjicht fei auf die Wehr, Steuer, Bolls- 
zählungsgeſetzgebung und auf die Vorſchriften iiber 
die Dienjtbotenbiicher verwiejen.) Der gleide Er— 
folg wird auch durd) die Beteiliqung der Selbjt- 
verwaltungskörper höherer Ordnung an den Lajten 
der Urmenverjorqung herbeigeführt. Inſoweit der 
Bezirk oder das Land an diefen Lajten partizipie— 
ren, ftellen fie dem Armen gegeniiber den Hei- 
matbesirf, das Heimatland (vgl. 88 4, 15 G. 
27 VIL 71, R. 88) dar. So gewinnt da8 Heimat- 
recht eine fiber das Wemeinderedt hinausreichende 
territoriale Bedeutung. Die Heimat felbft er- 
weitert fic) fiber das Gemeindegebiet binaud. 

Mit Rüchkſicht darauj, dak das H. nicht blog 
cine Beziehung aur Gemeinde darftellt, dah es 
indbej. aud) dem Staate gegeniiber cin gewiſſes 
Aſylrecht gewährt, perhorressiert das G. dic Ru- 
mutlierung von 8 in einer Perſon. Das 
fann einem Individuum nur in einer Gemeinde 
zuſtehen. (§ 2 Heimatgeſetz.) Daraus ergibt fic 
al Ronjequeng, daß das H. in einer Gemeinde 
durch die Erwerbung des H. in einer anderen 
Gemeinde erliſcht. (§ 17 Heimatgejep.) Das jiin- 
gere H. geht dem älteren vor. 

Jn Begug auf die aus dem H. fliefenden 
Unfpriiche ijt das H. jtets das gleiche, mag es auj 
welche Art immer begriindet worden fein. Wein 
die Begriindungsart hat einen gewiſſen Einfluß 
auf das weitere Schidfal des H. Die Urt der 
Begriindung des H. ijt von Bedeutung fiir dic 
Urt u. Weije, wie diefes H. in der Folge veriin- 
dert werden fann. Mit Rückſicht darauf fann man 
nicht blog verfdjiedene Yirten der Begriindung 
ded H. unterfdheiden, wie died § 5 Heimatgeſetz tut, 
fondern veridiedene Urten des Heimatredtes 
jelbjt u. zw.: Das Kindedh., das Frauenh., das 
Amtsh. und das verliehene H. oder kürzer: Kin— 
des⸗, Frauens, Mints und verliehene Heimat. 

2. Die RindeSsheimat. Ebel. Kinder erlan- 
gen in jener Gemeinde das H., in welder der 

ater aur Beit ihrer Geburt heimatberedptigt ijt, 

oder, falls er früher verjtorben, zur Zeit Fines 

Ablebens heimatberedhtigt war. Unchel. Kinder find 
62 
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in jener Gemeinde heimatberechtigt, in welcher 
ihrer Mutter gur Beit der Enthindung das H. 
uſteht. (§ 6 Heimatgeſetz.) Mit anderen Worten: 
ie Kinder folgen dem SH. eines Wizendenten. Der 
Auktor des % ijt bei ehel. Rindern der Vater, bei 
unehelicjen die Mutter. Die Ehelicfeit des Kin— 
des ijt nad bürgerl. Rect gu beurteifen. (§ 138 
a. b. G. B., 837 eee at Legitimierte Kinder 
„werden“, injofern fie im Zeitpunkte der Lcgiti- 
mation nidt ſchon —— ſind, in jener 
Gemeinde heimatberechtigt, in welcher iby Vater in 
diejem Seitpunfte das H. sg Durch die Legiti- 
mation verändert alfo das Rind fein H. Es folgt 
nun nit mehr der (bis dahin unchelidjen) Mutter, 
jondern dem legitimierenden Bater. Putativehel. 
Kinder find mat in Bezug auf das H. von vorn= 
herein als ehelich anzuſehen. (Val. WMinifterialer- 
laf 28 111 77, 8. 3468, bei Manrhofer, II, S. 985. 
Unders Prazaf S. 131, Ulbrid S. 122.) Es geht 
das nidt nur daraus fervor, dak bag biirgerl. 
Geſetzbuch hier von Legitimation fpridt (Uberſchrift 
pu § 160, vgl. aud) die ſtädt. Statuten, 5. B. § 9 
e8 Prager Statutes), fondern aud) a contrario 
aus dem Schlußſatze des § 6 —— welcher 
nur der Annahme an Kindesſtatt und der Über— 
nahme in die Pflege heimatrechtl. Wirkung ab- 
ſpricht. Gleichgültig iſt es in allen Fällen, worauf 
das H. des Auktors — uführen iſt, ob dieſes 
alſo gleichſalls vom Aſzendenten oder vom Ehe— 
gatten abgeleitet oder originär erworben worden ijt, 
und ob der Auktor ein ſelbſtändiges oder cin nod 
unfelbjtindiges H. befipt. Das unehel. Rind er- 
wirbt aud dann das i H. der Mutter, wenn 
diejes von dem (nocd) Iebenden oder verjtorbenen) 
Ebemanne der Mutter abgeleitet iſt. (Vgl. Bud- 
winsfi 10824, 9781.) 

Die Erwerbung der KindeSheimat jtellt fich 
als eine Folge des awijden dem heimatrechtl. Auk— 
tor und dem inde beftehenden Nexus dar. Der 
Sag, daß das Kind das H. des ehel. Vaters oder 
der unehel. Mutter im Reitpuntte der Geburt er— 
langt, ijt dabin gu verallgemecinern, dak das Rind 
die heimatrechtl. Schidfale des Auktors teilt. Das 
Rind folgt den Veränderungen des H. des ebel. 
Vaters und der unehel. Mutter. Die Rindeshei- 
mat ift alfo nicht bloß cine abgeleitete, fondern 
aud eine unfelbjtiindige Heimat. Diefer heimat- 
rechtl. Nerus dauert aber nur eine pevoie Beit 
an. Er findet ſpäteſtens fein Ende in dem Zeit— 
puntfte, in weldjem das Rind eigenberechtigt wird. 
Das eigenberechtigte Kind macht die Veränderun— 

en ded H. des Wultors nicht mehr mit. (§ 12 
matgeſetz.) —* einmal eine Legitimation des 
eigenberech aren ndeS äußert heimatrechtl. Wir- 
fungen. Die Eigenberechtigung wird nidt nur durch 
die phyſiſche Großjahrigkelt, fondern auch durch die 
Wropjibrigteitserflérung erlangt. Durch die Fort- 
dauer der väterl. Gewalt oder der Vormundſchaft 
($§ 172, 251 a. b. G. B.) wird der Zeitpunkt der 
Erlangung ber — tinge Tae gs hinausgeſchoben. 
Die —— unter Kuratel hat dagegen keinen 
heimatrechtl. Einfluß. (Budwinski 1221 A, 2583 A.) 
Cb das Kind im Familienverbande lebt oder nicht, 
fit nach) heutigem Recht (anders nad) dem prov. 
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Gem. G.) fiir die Frage der Heimatredtl. Abhän— 
gigfeit ohne Belang. 

Der Heimatrecht!. Nexus tann aber auch friiher 
erlbjdjen u. zw.: 

a) Durch den Tod des Auktors. Wenn der 
Wuftor bereits vor der Geburt des Kindes geſtor— 
ben ijt (Das G. erwihnt nur das Borjterben des 
Baters. Möglich ijt aber auch der Tod der un- 
eel. Mutter vor —— des Geburtsaltes. 
Arailza S. 12), fo erwirbt das Kind von vorn- 
herein cin jelbitindiges H. Stirbt der Auktor ſpä— 
ter, fo verwandelt ſich Das H. des nicht cigenbe- 
rechtigten Rindes aus einem unfelbjtindigen in 
cin felbjtiindiges H. Mit Riidjicht darauf ijt der allg. 

ehaltene Sap des § 13 — „Der To 
es ehel. Vaters oder der unehel. Mutter ändert 
nichts an dem H. der Kinder“ unrichtig. Das G. 
will nur ſagen, daß das Kind auch nach dem Tode 
des Aultors in derjelben Gemeinde heimatberech- 
tigt bleibt, in dex es bis dahin Heimatberechtigt 
war. Zwiſchen der verivitiweten eel. Mutter und 
dem Kinde bejtcht heute (anders nad) tem prov. 
Gem. G.) ein Heimatredjtl. Nerus nicht. 

b) Durd) die Berehelidhung der unehel. Mut: 
ter. Der Cinfluj der Verehelichung der unebel. 
Mutter auf das H. des nicht eiqenberedjtigten Kin— 
deS ijt veridieden, je nachdem die Mutter den 
Kindesvater oder einen anderen Heiratet. Im erjte- 
ten Falle wird das Mind legitintiert. Der heimat- 
recht. Nerus — ibm und der Mutter weicht 
dem gleidjen Nexus zwiſchen ifm und dem Vater. 
Das Rind wechſelt alfo durch die Verehelichung 
ber Mutter jeinen Heimatrechtl. Muttor, u. gw. ge- 
ſchieht bas defin itiv. Durd) den Tod des Vaters 
lebt der erlofdyene Nexus zwiſchen dem Kinde und 
der Mutter nicht wieder auf. (Budwinsti 2216.) 
Heiratet die Mutter einen anderen, als den Kin— 
desvater, fo Hirt der heimatrechtl. Nerus zwiſchen 
Mutter u. Mind auf, ohne dah ein anderer Nerugs 
an deſſen Stelle tritt. (§ 12 i. f. Heimatgejeg.) Das 
8 des Kindes verwandelt fic) in ein ſelbſtändiges 

. (Mud) hierin anders das prov. Gem. G.) 

c) Durd die Erlangung der Frauen- oder 
der AUmtsheimat feitens des Rindes. (Poftelberg- 
Modern S. 33.) Dadurd), dah die Ehe der nod 
nicht eigenberechtigten Tochter bei Lebseiten des 
ehel. Baters oder der unehel. Mutter aufgeldijt 
wird, [ebt der heimatredtl Nerus nidt wieder 
auf, wohl aber, wie nod) gu erwähnen fein wird, 
durd) die (vor Erlangung der Eigenberechtigung 
der Wattin Rechtskraft erlangende) Eheungiiltig- 
feitserfliirung. Reine Erlöſchung oder Unterbre- 
Gung des heimatrechtl. Nexus wird durch den 

intritt des nidjt eigenberedtigten Kindes in den 
Militärdienſt bewirlt. § 14 Heimatgejeg, der eine 
Reminiszenz an dltere Vorſchriften enthilt, modi- 
figiert nit den § 12. 

3. Die Frauenheimat. FrauenSperjonen 
erlangen durd) die Berehelidhung das H. in jener 
—5*— * in we Stor — 
tigt ijt. matgefeg. e ung hat 
J die —— bes ? der Braut gur Belge 
Das bedeutet nicht, dak die Heimatgemeinde 
eine andere wird. Denn die Rupturienten können 
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ſchon vor der Eheſchließung in derfelben Gemeinde 
heimatberedjtiqt fein. Wher die Cigenfchaften des 
. der Braut ändern fic). Sie leitet nunmehr ifr 
H. vom Ehemann ab. Ihr bisher felbjtindiges 
H. verwandelt fid) in cin unjelbjtindiges. War ifr 
. bid zur Eheſchließung unjelbjtiindig, fo wed)- 
felt fie durch die Verehelidhung ihren heimatrechtl. 
Auktor. Die Ehefchliehung begriindet einen heimat- 
rechtl. Nexus zwiſchen der Ehegattin und dem Ehe— 
manne u. giv. ohne Rückſicht darauf, worauf dag 
H. des Mannes beruht, und ob cs nicht felbft noch 
ein unfelbjtindiges H. ijt. Bei Veriinderungen in 
dem H. folgt * Ehefrau, inſofern fie nicht ge— 
richtlich geſchieden iſt, dem Ehemanne. (§ 11 Heimat⸗ 
ejep.) Der Nexus erliſcht mit der Auflöſung der 
be, aber aud) fdjon mit der gerichtl. Scheidung. 
Der Tod des Ehemannes, die gerichtl. Scheidung 
und die Trennung der Ehe haben aur Folge, da 
das H. der Frau Selbjtindigteit erlangt. Wenn 
$11, U1. 2, ——— ſagt, daß gerichtlich geſchie— 
dene oder getrennte Eheſrauen das H. behalten, 
welches fie gur Beit dev gerichtl. Scheidung oder 
Trennun Seti jo foll damit nur geſagt fein, 
dah fic, dic Heimatgemeinde der Frau durd) 
die Scheidung oder Trennung der Ehe nicht ver- 
dindert, wie die? § 11, AL 1, Heimatgeſetz bezüglich 
der a ausdriidlid) ausſpricht. (Budwinski 
1350 A. 

Bird die Ehe fiir ungiiltig erflirt, fo wird 
die durch die Verehelichung cingetretene Verände— 
tung des H. der Ehegattin wieder rückgängig ge 
madjt. Die Frauensperjon, die in der fiir ungiil- 
tig erklärten Ehe geftanden war, tritt in jene Hei- 
matverhiiltnijje zurüch, in weldhen fie fic) bis gum 
Eingehen der Che befunden hat. Sie tritt in dieje 
Heimatverhiltnijje zurück ex nunc und nidt ex 


tunc. (Unflar in diefer Richtung PraZzaf S. 132.) |S 


In der Beit von der Eheſchließung bis sur Rechts— 
frajtigwerdun deS Ungültigkeitsurteiles hat fie 
das H. des Mannes nicht Hof faltiſch, jondern 
rechtlich geteill. (Vgl. im Gegenfage dazu die 
ſtädt. Statuten.) Sie tritt in ihre Oeimatvet- 
hältniſſe, nicht bloß in ihr H. zurüch, d. h. der 
ctiva durd) die Ehe erlofdjene Nexus zwiſchen der 
Frau und ibrem ebel. Vater oder ihrer unefel. 
Mutter lebt wieder auf, fofern die Frau nicht 
mittlerweile cigenberedjtigt geworbden ijt. Beriinde- 
tungen, die das H. ded Spatens in der Zwiſchen⸗ 
zeit mitgemacht bat, wirfen auch auf das H. der 
Tochter, die in der nunmehr fiir ungiiltig erflir- 
ten Ehe gejtanden ijt. Ja felbjt wenn fie mittler- 
weile eigenberedjtigt geworden ijt, fo müſſen die 
Verlinderungen, die das H. des Parens vor ihrer 
Cigenberedjtigung erfahren hat, auc) auf ifr H. 
begogen werden. So wirft aljo der heimatrechil. 
Merus gwifden dem Parens und der verheirateten 
Todjter während der materiel ungiiltigen Ehe 
latent fort. Rommt es gu einer Ungiiltigteitser- 
pay nicht, fo erlangt diefe Fortwirkung aller- 
dings feine praftijdje Bedeutung. Die Bejtimmung 
des § 49 des Gem. G. von 1859, dak die Frau 
bann, wenn ite frithere Suftindigfeit unbefannt 
ijt, aud), nachdem die Che fiir ungiiltig erklärt 
worden ift, ifr vom Manne abgeleitetes H. be- 
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hilt, ift dem geltenden Rechte fremd. Durch die 
Wiedervereinigung geſchiedener Ehegatten wird der 
erloſchene Nexus, vom Seitpuntte der gerichtl. An— 
—9— von der Wiedervereiniqung (§ 110 a. b. G. 
.) angefangen, wiederhergeftellt. (Arailza, S. 21.) 
4. Die Amtsheimat. Definitiv angejtellte 
Hof-, Staat8-, Qandes=, Gemeinde-, Begirfsvertre- 
tungé= und bffentl. Fondsbeanite u. Diener, Geiſt— 
lide und öffentl. Lehrperſonen, endlich die k. k. 
Notare erlangen mit dem Antritte ihres Amtes 
das H.in der Gemeinde, in welder denſelben ihr 
ſtändiger Amtsſitz angewieſen wurde. (§ 10 Nov.) 
Dieje VBejtimmung des G. muh ertenfiv dahin 
interpretiert werden, dak die genannten Amtsper— 
fonen das H. im der Wmtsjikgemeinde haben. 
Das heift: Das Charafteriftijde der Wmtsheimat 
liegt nicht darin, dah jie mit dem WAntritte des 
Amtes erworben wird, fondern darin, daß fic 
während deS Amtsverhältniſſes andauert, dab 
aljo cine Loslijung des H. von der peers 9 
meinde während der Dauer des Amtsverhältniſſes 
unmöglich ijt. (Vgl. Spiegel, S. 46 ff.) Die Amts- 
Heimat tritt, wie ti oben erwähnt, an die Stelle 
der, fei es auch nod) unfelbjtiindigen, Rindesheimat 
und fann während der Dauer des Amtsverhält— 
niſſes durd) cine verliehene Heimat nicht befeitigt 
werden. (Budwinsfi 1735 A.) Nur die Frauen- 
Heimat ijt als ftirfere Heimat anzuſehen. Sojern 
verebhelichte FrauenSperfonen ein oͤffentl. Amt bes 
fleiden, was fpegiell fiir Lehrerinnen dort von 
Bedeutung ijt, wo deren Verehelichung nicht die 
Dienjtesentiagung in fic) ſchließt, ijt ibe H. nicht 
nad) § 10 der Nov., fondern nad) § 7 Heimatgefes 
zu beurteilen, weil die Gleichheit des H. der Ehe— 
atten wohl dic höhere, Uusnahmen nicht gulaf- 
ende Regel ijt. (So richtig Pojtelberg - Modern, 
S. 31 


Bei der Umtsheimat bejteht awar ein perſönl. 
Nexus zwiſchen dem Heimatberedhtigten und einem 
Aultor de3 H. nicht, wohl aber cine heimatredtl. 
Beziehung zwiſchen der Amtsperſon und der Amts— 
fipgemeinde. Jede Veränderung der Amtsſitzge— 
meinde hat auch eine Veränderung des H. zur 
Folge. Die Amtsheimat ijt alſo eine von dem je— 
weiligen ſtändigen Umtsfipe abhiingige, eine ge- 
bundene Heimat. Die Veriinderungen der Amts— 
Heimat beeinjlufjen felbjtverftindlid) aud) das H. 
der Ehegattin und der nicteigenderedtigten Kinder 
der Wimtsperfon. Erſt wenn da8 Amtsverhiltnis 
gelöſt wird, was nicht bloß durch Miederlequng 
des Unites, Austritt aus dem Staatsdienſte ufw., 
fondern aud) durd) Verjepung in den Rubejtand, 
Stellung zur Dispofition, Enthebung von der 
Dienftleiftung u. dgl. erjolgen fann, wird das H. 
unabhängig, frei. Zwar bebiilt die Amtsperſon 
aud nad Erlöſchung des Amtsverhältniſſes das 
H. in der lepten Wmtsjiggemeinde. Uber fie fann 
nunmebr ihr ©. frei vevindern. (Budwinski 
2080 A.) 

Die einer Amtsheimat teilhaftigen Perjonen- 
qruppen find im eingelnen folgende: 

a) Definitiv angeftellte Hof-, Staats-, Lan- 
des⸗, Gemeinde⸗, BezirfSvertretungs- und öffentl. 
Fondsbeamte u. Diener. Die definitive Anſtellung 
52° 








820 


ift der Gegenſatz zur provijorijden Beftellung. 
(Budwinsti 667 A.) Diefer Gegenſatz läßt fich 
nicht nad) allg. Geſichtspunkten, fondern nur nach 
der Dienjtpraqmatif beurteilen. Dak es fic) um 
eine Dauernde Anſtellung (wenn auch keineswegs 
um eine folche auj Lebenszeit) handeln mug, gebt 
iibrigens ſchon daraus hervor, daß die Mints 
mat einen ftindigen Amtsſitz vorausſetzt. Auch 
Praftifanten, YWusfultanten, Eleven uſw. find 
„Beamte“ im Sinne des § 10, wofern fie defini- 
tiv oe jind. (Bgl. die Quditatur bei Scapi- 
nelli, S. 67 ff. Entgegengelest Budwinsli 3003.) 
Die Amtsheimat fommt nur öffentl. Beamten 
u. Dienern ju, daher nicht den Privatbeamten u. 
Dienern der Selbftverwaltungsfirper (Budwinsti 
1082 A), nad) der (jehr ——— Anſchauung 
des V. G. auch nicht den Beamten u. Dienern 
der ka k. Staatsbahnen. (Budwinski 13703.) Amts⸗ 
heimat beſitzen ſerner nicht die Beamten der Aller— 
höchſten Privat- u. Familienfonds und der dies— 
fälligen Gutsverwaltungen. (Hye 491, 503.) Uber 
den Begriff des Hffentl. Fonds vgl. Budiwinsfi 
140 


68. 

b) Geiſtliche. Während Prazaf (CS. 108) die 
Anſchauung vertritt, dak das Wort „Geiſtliche“ 
nur auf Funktionäre der chriſtl. Religionsgefell- 
ſchaften paßt, ijt der V. G. (wohl mit t, vgl. 
3.B.§ 186 Str. P. O.: „eines Geijtliden feiner 
Konfeſſion“) der Anſicht, dah unter „Geiſtlichen“ 
alle jene Perjonen gu verjtehen find, weldje fiir 
die unmittelbare Wusiibung des öffentl. Gotted- 
dienjtes weld)’ immer ftaatlich anerfannter Reli— 
— beſtimmt ſind, alſo auch die Rab— 
iner. (Budwinski 912A.) Seelſorgefunktionen 
find für die Eigenſchaft eines „Geiſtlichen“ nicht 
notwendig, wohl aber ſeßt die Amtsheimat ein 
Amt, ein geiftlices officium (Hye 266) voraus. 
Die Praxis bezieht die Cingangsworte des § 10 
(,,definitiv angeftellte’) aud) auf Geijtliche. Dieſe 
Interpretgtion ijt faum gu billigen. (Vql. Prazal, 
GS. 109.) Uber praftijde — hilft ſchon 
das Erfordernis eines ſtändigen Amtsſitzes hinweg. 

c) Offentl. Lehrperfonen. Darunter find Lehrer 
u. Lehrerinnen (anderer Meinung Prazal S. 110.) 
an dffentl, Schulen gu verjtehen. Dah die Schule 
das fog. Offentlichkeitsrecht beſitzt, genügt natür— 
lid) nicht. (Budwinsfi 1890.) Wenn die definitive 
Unjtellung, die § 10 fiir die Beamten u. Diener 
fordert, fiir Geijtlide nicht verlangt wird, fo fann 
jie nad) der Wortfolge des 10 auch fiir die 
ffentl. Lehrperfonen nicht verlangt werden. Da- 
mit fällt die Schwierigfeit weg, die fid) daraus 
ergibt, dag die Mittel- u. Hodjichullehrer erjt 
nad) dreijähriger Tätigigleit im Lehramte definitiv 
bejtiitigt werden. (Prazaf, S. 108.) Bon den vers 
heirateten Lehrerinnen war bereits früher die Rede. 

d) Die k. f. Notare. 

Militirperfonen haben feine Amtsheimat. Ihr 
H. wird nad der allerdings ganz untlar jtilifiers 
ten Beſtimmung des § 14 durch den Eintvitt in 
den Militdrdienft nicht berührt, und es erfährt 
aud) während der ———— von der aus 
der heimatrechtl. Abhängigkeit nicht eigenberechtig— 
ter Militärperſonen refultierenden Ausnahme ab- 
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gejehen) feine Anderung. Dieje Beſtimmung be- 
jieht fic) nicht bloß auf diejenigen Perjonen, die 
ibter gelebl. Wehrpflicht geniigen, aud) nicht blog 
auf die Mannſchaft. Im Gegenfage sum proviso: 
riſchen Gem. G. ſpricht das Heimatgejes auc) Offi— 
—— und mit Offiziersrang Angeſtellten keine 

mtSheimat zu. Für die genauere Abgrenzung 
des Kreiſes der „Militärperſonen“ können die Be— 
ſtimmungen über die der Militärgerichtsbarkeit 
unterworfenen Perſonen verwertet werden. Arailza, 
S. 23; bezüglich der Gendarmerie val. Budwinsti 
2523 A.) 

Die Amtsheimat wird in jener Gemeinde er- 
worben, in welder der Amtsperſon ihr ſtändiger 
Amtsſitz angewiejen wurde. ES lommt alfo nicht 
auf den Wohnfip, jondern auf den Wmtsfig an. 
Wenn aud) die Amtsperſon in ciner Nachbar— 
gemeinde wohnt, fo ijt fie dod) in der Amtsſitz— 
—— heimatberechtigt. Die Stindigteit des 

mtsſißes wird dadurch nicht alteriert, daß dem 
Beamten aud) gegen ſeinen Willen ein newer Amts— 
fip angewiejen werden fann. Ridt bloß die un- 
veriepbaren Richter, die fiir eine bejtimmte Stadt 
ernannten Notare, die in der Landeshauptitadt, in 
der Bezirlsſtadt, in der Gemeinde amtierenden 
Selbſtverwaltungsfunktionäre (bedenflid freilich 
Budwinski 555 A), ſondern aud die jederzeit ver- 
jepbaren VerwaltungSbeamten des Staates haben 
einen ſtändigen —— Welches die Amtsſiß— 
emeinde iſt, ijt eine faktiſche Frage. Auf die den 
—** Verhältniſſen zuwiderlauſende Benen— 
nung des Amtes iſt —— Rückſicht au neh⸗ 
men, wie auf die örtl. Zuſtändigkeit des Amtes. 
(Budwinsti 468, 1135. Entgegengeſetzt Budwinsli 
170 A, 1621 A. Praftifdhe Schwierigkeiten ergeben 
fic), wenn fid) dad Amt fattifd in zwei Gemein- 
den befindet. Val. Budwinsfi 3352 i. f.) Erworben 
wird die Amtsheimat nicht durch die Berufung 
oder Ernennung oder durd) das Cintreffen im 
WmtSorte, jondern erit durd den Antritt des 
Amtes. Im Falle dienſtl. Verjegung wird die 
Amtsheimat in der neuen Umtsfiggemeinde gleich⸗ 
falls erjt durch den wirfl. Antritt des neuen Dienſt⸗ 
poftenS begriindet. Dak die Verfegung ſtrafweiſe 
erfolgt ijt, rg der Begriindung einer neuen Amts⸗ 
heimat nidjt im Wege (Budwinsti 1990). Natiir- 
lid) mu der neue Umtsfig wiederum ein ſtän— 
diger fein. Beitweilige Verwendung augerhalb des 
ftiindigen Amtsſitzes iſt ohne heimatredtl. Wirkung. 

5. Die verliehene Heimat. Kinder, Frauen 
u. UmtSperfonen ertverben das H. ipso iure. Dak 
H. fann aber aud) durd) eine ausdrückl. Willens— 
erfliirung ber Gemeinde (ausnahmsmweiſe der polit. 
Behisrde} begritndet werden. Wie die Amtsheimat, 
jo entfteht aud) die verliehene Heimat auf origi- 
niirem Wege. Die Gemeinde hat das Recht, öſterr. 
StaatSbiirger auf Anſuchen in ihren Heimatverband 
—— Ein Anſuchen iſt notwendig, weil 
die H.⸗Verleihung nicht nur, wie etwa die Ver— 
leihung des Ehrenbürgerrechtes, konſtitutiv wirtt, 
— es wird nicht nur ein neues H. begründet — 
ſondern auch extinktiv: das bish ge H. geht ver- 
loren. Das Unjuchen um Aufnahme in den Heimat: 
verband finnen nur Perfonen ftellen, welche ein 
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frei veränderl. H. beſitzen, alſo nicht Kinder u. Ehe— 
frauen, deren heimatredhtl. Nexus mit dem Auktor 
des H. noch fortbejtebt, nicht Wmtsperjonen (§ 10) 
und aud nidjt Militärperſonen (§ 14) während 
der Dauer de Amts- oder Militirverhiltnifjes. Das 
Anjuchen fann fowohl von Perfonen geftellt wer- 
den, die cinen Anſpruch auf die Verleihung des 
. haben (vgl. unten III.), wie von ſolchen, die 
ihn nicht haben, und die angerufene Gemeinde fann 
den erjteren wie den letzteren das H. verleihen. 
Sie fann ingbef. auc) Gejudftellern, die einen An— 
ſpruch gu haben behaupten, das H. felbjt dann ver— 
leihen, wenn fie diefen Anſpruch nicht anerfennt. 
Sie muh aber dem Anjuchen Folge geben, wenn 
der vom Gejuchiteller behauptete Anſpruch tat- 
ſächlich gu Recht befteht. Seit dem 11 1901 
(Art. II der Nov.) iſt alſo die freiwillige Aufnahme 
in den Heimatverband einer Gemeinde von der 
obligatorifden gu unterſcheiden. Die freiwillige Auf⸗ 
nahme ift Derart in das Belieben der Gemeinde 
ejtcllt, daß diefe fiber Das Anſuchen mit Aus— 
chluß jeder Berufung entideidet fF 7 Mov.). 
Gegen die E. iiber die obligatorijdhe Auf— 
nahme geht der Rechtszug an die Staatsbehörde, 
an wweldje überdies aud) da8 Entſcheidungsrecht 
dann devolviert, wenn die angerufene Gemeinde 
mit der ©. ſäumig iſt. In den Fällen der 
heimatrechtl. Erſitzung fann alfo die Staats- 
behirde dice Aujnahme in den Heimatverband 
ciner Gemeinde ausſprechen. Cine weitere, durch 
dic Nov. eingefiihrte Befonderheit ijt es, dak dicfe 
Aujnahme, fei es von der angerufenen Gemeinde, 
ſei es von der Staatsbehirde, auf Anſuchen der 
biSherigen Heimat- oder — — des 
Anſpruchsberechtigten, alſo migliderweife aud) 
gegen den Willen bes legteren bewirlt werden 
ann, Wenn das Anjuchen von der bisherigen 
Heimatgemeinde gejtellt und von der Staats- 
behirde erledigt witd, fo ijt da& normale Bild 
volljtindig verſchoben: Dic Mufnahme erfolgt ohne 
oder aud) gegen den Willen der Gemeinde und des 
H.-Subjetts. 

Trop diefer Befonderheiten find aber Weſen 
u. Wirfungen der H.-Verleihung im Falle der ob- 
ligatoriſchen Aufnahme die gleicjen, wie im Falle 
der freiwifligen Aufnahme. § 5 Heimatgejes ijt durch 
die Nov. nicht geiindert worden. Die verliehene 
Heimat ijt, mag fie auf cinen Unfprud) zurückzu— 
juhren fein oder nicht, immer eine und diejelbe. 
Es ijt durchaus verfehlt, wenn der B. G. der frei- 
willigen Aufnahme in den Heimatverband fonjti- 
tutive, der obligatorijden bloß deflarative Bedeu- 
tung beilegt, und wenn er der obligatorijden Auf 
nahme deshalb, weil jie erfolgen muh, rechts— 
erjeugende Kraft abſpricht. Budwinski 2005 A, 
2746 A. Ebenjo Poſtelberg⸗Modern GS. 28 f.) Much 
die Erfiillung einer Verpjlichtung fann eine rechts— 
erzeugende Zatſache ſein. Die Aufnahme in den 
Heimatverband wirkt immer rechtsgeſtaltend, 
mag nun eine Verpflichtung zur Aufnahme vor— 
liegen oder nicht. Das G. bietet keinen Anhalts— 
puntt fiir die Annahme, dak das H. in der Auf— 
enthaltsgemecinde bereits in jenem Seitpunfte er: 
worben werde, in weldem das Anſuchen um die 


Verleibung des H. an die Gemeinde gejtellt wird. 
(Ridtig Budwinsti 1661 A.) Bei der Reform des 
H. Bat es fic) um die Wahl zwiſchen zwei Mög— 
lichteiten qehandelt: Bon der cinen Seite wurde 
verlangt, daß nad Ablauf der Erjipungsfrijt das 
H. in der Aufenthaltsgemeinde ipso iure erwor- 
ben werden folle, von der anderen Seite, dak der 
langjdbrige Aufenthalt blog ein Rect gewähren 
folle, bie Uufnahme in den Heimatverband der Wuj- 
enthaltsgemeinde gu verlangen. Die Geſetzgebung 
hat die zweite Modalität afzeptiert. (Val. Bud- 
win8fi 1780 A.) Da geht es nun nicht an, mittels 
ciner durch den Wortlaut der Nov. nicht im min- 
deſten unterjtiipten Geſetzesauslegung eine dritte 
Modalität angunehmen, die nämlich, dak das H. 
zwar nidjt ipso iure, aber auch nicht erjt dure) 
ausdrückl. Aufnahme, fondern ſchon durd) dad 
Anſuchen um die Aufnahme erworben werde. 
Wud) die Nov. beginnt mit dem Sage, daß das 
H. durch ausdriidl Wufnahme in den Hei- 
matverband ertworben wird. Das Geſuch bereitet, 
aud) wenn ¢8 auf einen Anſpruch geſtützt wird, 
die Mufnahme bloß vor, driidt aber dieſe Auf— 
nahme nidjt au cinem deflaratorifden Alte herab. 
Ebenjo unridtiq ijt e&, aus dem Umſtande, 
bah in ben Fallen der heimatrechtl. Erjipung der 
Aufnahmsanſpruch inſtanzmäßig weiter verfolgt 
werden kann, zu ſchließen, daß die Gemeinde, wenn 
fie den Bewerber freiwillig in den Heimatverband 
aujnimmmt, cine Entideidung fallt, dak hingegen 
in ibver Sdlupjaffung über einen geltend gemad)- 
ten Anſpruch cine Parteierflarung liegt. (Budwinsti 
1810 A, 2106 A, 3402 A.) Eber fonnte man noch 
im entgegengefegten Sinne argumentieren: Wo die 
Gemeinde mit Ausſchluß jeder Berufung ausſpricht, 
ob fie ben Geſuchſteller in den Heimatverband auj- 
nimmt, ijt fie bloß Bartei, wo fie mit dem Bor- 
behalte der Berufung über einen Anſpruch abjpricht, 
Behirde. Indeſſen it die cine Unterſcheidung ebenſo 
zu verwerfen, wie die andere. Zugegeben jci, daß 
das Wort „entſcheiden“ im § 6 Nov. die Theoric 
nicht bindet. Uber nicht diefes Wort allein nötigt 
dazu, die Gemeinde als entſcheidende Inſtanz an— 
aujehen. Wenn das G. da8 Entſcheidungsrecht im 
walle der Säumigkeit der Gemeinde auf die polit. 
Behörde iibergehen ligt, fo tritt dieſe Behörde 
vollftindig an die Stelle der Gemeinde. Ware 
die Scilubiaung der Gemeinde Barteierflirung, 
jo müßte es nun auch die ©. der polit. Behirde 
jein. Iſt aber die Schlußfaſſung der polit. Behörde 
&., dann ijt eS auch jene der Memeinde. Auch der 
Umſtand, dak gegen die Schlupfajjung der Ge— 
meinde cin Berufungsredt zugeſtanden wird, 
zeigt deutlich, daß die Gemeinde felbft ſchon eine 
E. fallt. Die polit. Behörde hat im Falle des § 6, 
Al. 2, Mov. die E. der Gemeinde gu iiberpriijen, 
nicht aber in einem zwiſchen zwei Parteien jtrei 
tigen Rechtsverhältniſſe als 1. Inſtanz gu entſchei— 
den. Wenn der V. G. erſt mit der Berujfung den 
Rechtsſtreit beginnen läßt, weil erjt durch) dieſe 
eine jubifatmépige E. „über einander iwideritrei- 
tende Rechtsbehauptungen“ herbeigeführt wird Bud 
winski 3402 A), wenn er behauptet, daß cin Kon— 
lift entgegenftehender RechtSbehauptungen die bee 
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riffl. Vorausſetzung jeder E. im prozeſſualen 
inne“ ijt (Budwinsli 2652 A), fo muß darauf 

verwieſen werden, daß felbjt die Zivilprozeßwiſſen⸗ 
ſchaft das Erforderni8 eines ,,Streites” fiir den 
Zwilprozeß fallen gelaſſen hat, daß im Wdmini- 
trativverfahren vollends zwiſchen ſtreitigem und 
nichtitreitigent Verfahren — wenigftens nad) der 
gegenwwiirtigen Ordnung diejes Verſahrens — nicht 
unterjdieden werden fann, und daß aud) das Vor— 
handenfein zweier Parteien fiir den Adminiſtrativ— 
prozeß nicht wefentlid) ijt. Ronnte man nad dem 
Heimatgeſetze von 1863 daran zweifeln, ob in der 
Aufnahme eines Auswärtigen in den Heimatver= 
band ciner Gemeinde ein Vertrag gelegen, oder ob 
dieſe Aufnahme als ein einfeitiger, wenn aud ein 
Unfuchen vorausfepender Verwaltungsalt der Ge- 
meinde aufzufafien fei, fo [apt die durd) die Nov. 
herbeigefithrte Modififation der Aufnahmsgrund— 
ſätze feinen Zweiſel daran, dah nur die leptere 
Anſicht die ridjtige ijt. (Vgl. Spiegel S. 204 Ff.) 
Die Gemeinde entſcheidet über das Aufnahms— 
begebren, mag nun diefe E. appellabel 6 Nov.) 
oder inappellabel (§ 7) fein. Wenn iibrigens § 7 
jede Berufung gegen die E. fiber die freiwillige 
H.-Verleihung ausſchließt, fo wird dabei nur an 
bie Unrufung einer der Gemeinde fremden In— 
ſtanz gedadt. Der Einrichtung eines Ynjtangen- 
uges innerhalb der Gemeindeverwaltung (val. 
i 11 des Prager Statuts) jteht § 7 nit im 
Wege. (Vgl. iiber das aur Berleihung des H. 
berujene Gemeindeorgan Spiegel S. 183 ff. Jn 
einjelnen CStatutargemeinden wurden Ausſchüſſe 
mit der Erledigung der Verleihungsgefuche betraut. 
Bgl. § 12 des Wiener Statutes von 1900. Bud- 
winsti 2006 A.) Wohl aber ſchließt ſchon § 7 ein 
Recdhtsmittel der iiberjtimmten Minorität der Ge— 
meindevertretung gegen die Verleihung des H. aus, 
(Budwinsti 3131. Wnderer Anſchauung Brandt 
GS. 112.) Abgeſehen davon kommen der Minoritit 
überh. feine Parteirechte gu. (Spiegel S. 207 j.) 
Die Aujnahme in den Heimatsverband, mag 

fie auf der freien Entidliejung der Gemeinde 
oder auf einer Verpflichtung beruben, darf weder 
auj eine bejtimmte Zeit beſchränkt, noc) unter einer 
den gejepl. Folgen des H. abtrigl Bedingung er- 
teilt werden. Sede folche Beſchränkung oder Bedin- 
gung ijt nichtig und als nicht beigefegt gu betrach— 
ten (§8 Nov.). Die Mujnahme in den Heimats- 
verband ijt alio trop der beigefepten Befdriinfung 
oder Bedingung giiltig. Bedingungen, welche den 
geſetzl. Folgen des H. nicht abtraglic find, könnten 
höchſtens bei der freiwilligen Aufnahme in Be- 
tract kommen. Indeſſen diirjte man faum febl- 
qeben, wenn man dic bedingte Verleihung des H. 
überh. ausſchließt. Das G. denft im § 8 gar nicht 
an ,,Bedingungen” im techniſchen Sinne (§ 696 
a. b. G. B.), fondern an Modalitäten des verliehe- 
nen ©. (wie 3. B. im Worte: „Verſteigerungs— 
bedingungen”’). Cine bedingte Verleihung des 
H. könnte niemals den gejepl. Folgen des H. abe 
triiqlich jein. Denn jolange die Bedingung nicht 
cintritt, ijt ja das H. nicht erijtent qeworden. Dad 
G. will nichts anderes fagen, als daß der Anhalt 
und die Folgen des H. gejeplic) fejtgelegt find, 


bah es fic) dabei um ius cogens handelt, welded 
Parteidispofitionen ausſchließt. Ein argumentum 
a contrario aus § 8 Nov. sugunften einer be- 
dingten Aufnahme in ben aa e ti wire 
jomit gewagt. Jn dem von ‘Prazaf (S. 115) fon: 
jtruierten Galle, dag das H. unter der Bedingung 
vetliehen wird, bak der Bewerber cin Ammobile 
im Gemeindegebiete erwerbe (ngl. Hye 119), würde 
bas H. faktiſch nicht durd augdriidl. Aufnahme in 
den HeimatSverband, fondern durch die der be: 
dingten Aufnahme nadjfolgende Erwerbung dé 

mmobile zur Entſtehung fommen. Durd dic 
—— derartiger sg “a en finnten die h. 

erbaltnifje in —— eiſe verwirrt, die H⸗ 
Streitigfeiten gang unndtig vermehrt werden. (Übet 
die Aufnahmszuſicherung vgl. unten sub IV., 2) 

Die Verleihung des * iſt erfolgt, ſobald die 
Gemeinde den Aufnahmsbeſchluß geſaßt hat. Die 
Verſtändigung des Aufgenommenen ijt nicht ein: 
mal vorgeſchrieben. Sie gehört natürlich mit zum 
—— Verfahren, ijt aber fein Erfordernis der 
3 egründung. Vorgeſchrieben ift aber durch die 

ov. die ——— der bisherigen Heimat: 
emeinde von der Mufnahme in den Heimatsver— 
and, aud) dann, wenn die Aufnahme freiwillig 
erfolgt ijt. (Arg. die Ritierung des § 1 in § 3, 
Ul. 2, Nov., vgl. Scapinelli, S. 61.) Der Heimat: 
gemeinde ijt wobl die Zuweiſungsgemeinde gleich 
zuſtellen. Die die Aufnahme bewilligenden E. der 
Staatsbehörden wirken dagegen nach allg. Recht— 
qrundjtipen erft im Seitpuntte ihrer Zuſtellung 
Diebei ijt wohl die Sujtellung an die Gemeinde 
als mafgebend anjufehen. Die Verftindigung dec 
bisherigen Heimatgemeinde ijt aud in dieiem 
alle Sadje dex (Crfipungs-) Gemeinde. 

Die Wirkung der Aufnahme in den Heimaté 
verband ijt die Erlangung des H. in der Mui 
nahmsqemeinde. Die Verleibung des H. duper: 
die gleichen Wirlungen, wenn feine Wufnahmé 
pflicht, wie wenn eine folde auf Seite der neuen 
Heimatgemeinde vorlag. Anders Budwinsfi 1631 A. 
Val. hiezu aud) Budwinsfi 3094 A und 3095 A. 
Der MUujgenommene verliert alfo fein bisherige 
H. und ertvirbt an deſſen Stelle ein neues. Wit 
ibm wechſeln auch alle jene Berjonen ihr H., deren 
heimatrechtl. Auktor er ijt (Budwinski 2724 A), 
vorausgeſetzt, daß der Nexus im Zeitpuntte dé 
Aufnahmsbeſchluſſes oder der Zuſtellung der ftaaté 
behördi. ©. noch fortbefteht. Das Beltreben det 
V. G., die Verleihung des H. im Falle der bei 
matrectl. Erſitzung zugunſten der Kinder wirlen 
zu laſſen, die in der eit zwiſchen der Einbrin— 
gung des Geſuches und defen Erlediqung eigen: 
beredjtigt geworden find (Budwinsfi 2005 A. 
2139 A), findet im G. feine Stiige. (Ridtig Brasal, 
S. 124. — gl. die E. des bayrijden V. &., 
Bd. 17, S. 75, Kuper, Bayriſches H., S. 338) 
Dem Anjuchen als joldem legt das G. bloß de 
eine Bedeutung bei, dak dadurd die Gemeinde 
zur Aufnahme des Gejuchitellers bei Borhander 
jein des materiellen Anſpruchs verpflichtet witd 
Irgend eine weiterqehende Rechtswirtung, 3. B. 
die Perpetuierung des heimatredtl. Nexus fiir dic 
Dauer des Verfahreng, wiirde eine befondere An 








Heimatrecht. 823 


ordnung des G. vorausfegen. Die Rückwirkung 
der Aufnahme auf die Gattin und die Minder des 
Aufgenomimenen tritt ipso iure ein. Es ift des— 
balb unnötig und hat aud) feine rechtl. Bedeutung, 
dah diefe Familienangehorigen ausdrücklich ant 

enommen werden. (Darum wäre im Falle 

udwinsti 2005 A iiber dad H. des Sohnes 
des Erfipungsjubjetts gar nicht abzuſprechen ge- 
wejen. Das Berjahren hatte, infofern bie Ver— 
waltung8behirden hierüber entſchieden haben, als 
—— kaſſiert werden ſollen. Whnlid) aud 
Budwinsti 2583 A.) Mittelbar wirkt die Aufnahme 
auch — der von den heimatrechtlich abhän— 
gigen Ungehirigen des Aufgenommenen ſelbſt 
wieder abbdingigen Perjonen (3. B. zugunſten der 
Ehegattin des nod) nidjt cigenberedjtigten Soh— 
nes). 

IIL. Die heimatrechtl. Erſitzung. 1. Die 
BVorausf[epungen der Erfipung. Der Er- 
fipungStatbeftand ijt gegeben, wenn fic) ein öſterr. 
StaatSbiirger (der Exjiper, das Erjipungsfubjett) 
nad erlangter a egg ung durd) 10 Jahre 
in ciner und derjelben, von * Heimatgemeinde 
während dieſes ganzen Zeitraumes verſchiedenen 
öſterr. Gemeinde freiwillig und ununterbrochen 
aufgehalten hat (§ 2, Al. 1, Nov.) Berückſichtigt 
wird nicht jener Aufenthalt, der hinter dem 11 
91 zurückliegt (Art. II, Nov.). Der Crfipungsauf- 
enthalt lann nach der ausdrückl. Anordnung des 
G. früheſtens mit der Erlangung der Eigenberech— 
tigung begonnen werden. dieſem — 
ijt aber der heimatrechtl. Nexus des Erſitzungs— 
ſubjekts mit dem Barend bereits gelöſt. Wohl 
aber befteht fein pringipielles Hindernis dagegen, 
Chefrauen (Budwinsti 1220 A, 1271 A) und Umts- 
perfonen (Budwinski 2080 A. Selbſtverſtändlich 
fommt nur der Aufenthalt augerhalb ber Amts— 
jipgemeinde, die ja zugleich Heimatgemeinde ijt, 
in Betradt) alS mögl. Erfigungsfubjette anzuſehen. 
Nur finnen die Konfequengen der Erjipung erit 

egogen werden, wenn das H. durch Wegfall des 

Nerus oder des Amtsverhältniſſes frei veranderlicd) 
geworden ijt. (Mus diefem Grunde ridtig Bud— 
winsti 2686 A.) Das gleiche gilt auch bezüglich 
der Militärperſonen. Daß dieje infolge ihres mili- 
tirijden Dienftverhaltnijies verpflichtet find, fic 
in einer bejtimmten Garniſon aufzubalten, benimmt 
diejem Wujenthalte den Charafter der Freiwillig— 
teit nicht, infofern nicht das Militärverhältnis felbjt 
cin unjreiwilliges ijt, infofern fie alſo nicht an 
cinem beftimmten Orte ihrer gejepl. Behrpflicht 
genügen. (Bum größten Teile in allen dieſen Fra— 
gen abweichender Meinung Prazäͤk, S. 118 ff. 
Val. bezüglich der näheren Begründung meiner 
Auffaſſung Spiegel, S. 49 ff.) 

Bur Erfipung wird zebnjahriger Aufenthalt ge- 
fordert: Wufenthalt, nicht Wohnſitz oder ordentl. 
Wohnſitz (anders Budwinsfi 2003 A). Es geniigt 
aljo phyjiider Uufenthalt (fo Budwinsfi 3317 A). 
Wenn aber der Aujenthalt einmal begonnen hat, 
dann ijt gu ſeiner Beibehaltung nicht notwendig, 
daß fid) das Erfipungsjubjeft wahrend der ganzen 
Erſitzungszeit phyſiſch in der Gemeinde aufhalte. 
Ws eine Unterbredhung des Yujenthaltes wird 
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nämlich eine freiwillige Entfernung nicht angefehen, 
wenn aus der Umſtänden, unter weldjen fie erfolgt, 
die Abſicht erhellt, den Wufenthalt beigubehalten 
(§ 2, Wl. 3, Nov.). Zur Fortjegung des Aufent— 
halted bei patter Entfernung aus der Erfipungs- 
gemeinde ijt alfo notwendig Fortdauer der Auf⸗ 
enthaltgabfidjt und deren Erfennbarfeit (vgl. Bud- 
win8fi 1310 A, 1781 A, 2154 A, 2312 A). Ent- 
fernt ſich das Erſitzungsſubjelt unfreiwillig 
aus der Gemeinde, fo ijt gu unterſcheiden, ob dic 
Entfernung gum Swede der Erfiillung der gejepl. 
Wehrpflicht erfolgt oder nicht. Im erjteren Falle 
wird bie Entjernung vom G. ignoriert, Der Rechts⸗ 
uftand wird fo bebandelt, wie wenn fid) das Er 
i ungsfubjeft aus der Gemeinde nicht entfernt 
hatte. Die Erſitzungszeit läuft fort. Jn allen an- 
deren Fallen der unfreiwilligen Entfernung da— 
gegen tubt der Qauf der gebnidbrigen Friſt, d. h. 
die Zeit der Abweſenheit wird in die Erſitzungs— 
pelt nidt eingerednet (§ 2, Al. 4, Nov.). Sobald 

8 Erſitzungsſubjekt in die Gemeinde —— 
wird die alte Erſitzung fortgeſetzt. In einem ſolchen 
Falle iſt die aly “et ein tempus utile. 
ine unfreiwillige yeaa, Sawer pon der Auf⸗ 
enthalt8gemeinde felbjt durd) Musiibung des Uus- 
weiſungsrechtes herbeigefüührt werden. (Uber es 
fommt auf die faltiſche Entfernung des Aus— 
ewiefenen, nicht auf den MMusweifungsbefehl an! 
aher unrichtig Budwinsti 919A, 2577 A, 3093 A. 
Dak auch cin unerlaubter Uufenthalt gut Erſitzung 
führen kann, bat der V. G. in Budwinsfi 3487 A 
und 2724 A felbjt sugegeben.) Im Wusiweifungs- 
rechte befipt die Gemeinde zweifellos ein Mittel, 
um der heimatrechtl. Erfipung unter Umſtänden 
entgegengutreten (vgl. Miniſterialerlaß 221V 1901, 
8. 13196, B. BL des M. J. 1901, S. 87). Es 
geht aber gu weit, diejes Recht deshalb geradezu 
als eine heimatrechtl. Inſtitution aufzufaſſen, wie 
es Sousef (Das ee on der Gemeinde, 
S. 22. — Ähnlich Budwinsti 980 A) tut. 

Der Aujenthalt muß, um aur heimatredtl. 
Erfipung gu fiihren, cin freiwilliger fein. Wird 
der Aufenthalt in einer Gemeinde unter Umſtän— 
den begonnen, durch) welche ein freinwilliger Auf—⸗ 
enthalt ausgeſchloſſen ijt, fo beginnt der auf der 
gebnitbrigen Friſt erjt mit dem Tage, an welchem 

iefe Umjtinde aufqehirt haben. Treten joldje Um— 
ſtände erjt nad Beginn des a rod cin, fo 
rut während ihrer Dauer der Lauf der zehnjäh— 
tigen Friſt (§ 2, Al. 2, Nov.). Unfreiwillig 
ijt Der Uujenthalt, wenn er nicht auj den freien 
Willen des Exfipungsfubjetts zurüchzuführen ijt, 
wenn alſo dieſes iiberh. nicht willensfähig iit 
(unfretwillig ijt der Aufenthalt eines Geijtestran: 
fen dann, wenn dieſer nicht in der Lage ijt, iiber 
jeinen Wujenthalt zu disponieren. Dagegen ijt es 
gleichgültig, ob der Geijtesfranfe aud) unter Kura— 
tel jteht, da die „Freiwilligkeit“ des MUujenthalts 
ein rein faltiſches Moment ijt. Underer Anſchau— 
wig Budwinsfi 2373 A. Verjchwenderfuratel hilt 
aud) der V. G. (Budwinsti 3213 A} fiir irrele- 
vant. UnderS Prazaf S. 117, N. 67), oder wenn 
der Wufenthalt auf einem phyſiſchen Siwange be: 
rupt. (3. B. der Aufenthalt eines Strijlings 
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oder Zwänglings in der Detentionsanftalt. Der 
Zwang der wirtſchaftl. Verhältniſſe madt den 
Wufenthalt nicht gu einem unfreiwilligen. Bud- 
winski 1321 A.) Dabet macht es feinen Unterſchied, 
ob die Musiibung des phyſiſchen Zwangs in Form 
Rechtens oder widerredtlich erfolgt ijt. Unfreiwil— 
lig ijt ferner dev auf einer rechtl. Berpflidtung 
beruhende Aufenthalt, wofern das die rechtl. Wuf- 
enthalt8verpfliditung bewirfende Rechtsverhaltnis 
nicht auf den Willen des Erjipungsiubjeftes auriic= 
zuführen ijt, alſo vor allem der dienftl. Wufent- 
halt eines zur Erfüllung dev geſetzl. Wehrpflicht 
dienenden Coldaten. (Sum Teil abweichender An— 
ſicht Poſtelberg-Modern S. 10 Ff.) 

Sur baie! pared wird cin ununterbrodener 
pebnidiriger ujenthalt gefordert. Sn den Fallen, 
n weldjen das G. ein Ruben der Erfipungsfrift 
annimmt, wird der Erſitzungsaufenthalt bloß ge- 
hemmt, nicht unterbrodjen. AÄbgeſehen davon muf 
die — abl ein tempus continuum fein. 
Die Unterbredung des CExrjipungsaujenthalteds 
fommt einer Zerſtorung der Erfipung gleid. 

Die — tritt aber nur ein, wenn bas 
Erfipungsfubjeft während der Erſitzungsfriſt der 
dffentl. Armenverſorgung nidt anheimgejallen ijt. 
Die VBefreiung vom Sdhulgelde hinſichtlich der eine 
Schule bejuchenden Kinder, fowie der Genuß eines 
Stipendiums, endlid) eine nur voriibergehend ge- 
währte Unterftiipung find nicht alS Atte der Ar— 
menverforqung angujeben. (§ 2, WL. 5, Nov.) Die 
„öffentl. Armenverſorgung“ bildet einerjeits den 
Gegenſatz zur Privarwohltitigfeit (vgl. Budwinski 
1623 A), anderſeits zur vorübergehend gewährten 
Unterſtützung. (Budwinski 1572 A, 1730 A.) Mit 
Recht findct der V. G. (Budwinsfi 1810 A, 
2578 A) die ratio des G. darin, daß es nur fol- 
chen Perjonen den Wnjprud auf die Aufnahme 
verjagen will, ,deren Wufnahme eine von ihrer 
bisherigen Heimatgemeinde ſchon tatſächlich ge- 
iibte Armenverſorgung diejer Semeinde abnehmen 
und auf die Sdhultern einer anderen Gemeinde 
wälzen wiirde, welde Anderung in der öjffentl. 
Armenpjflege ohne hinreichende fogialpolit. oder 
wirtidajtl. Begriindung bliebe“. Normalerweiſe 
wird nur die Heimatgemeinde in die Lage fom- 
men, YWrmenverjorgung gu lcijten. Leiftungen der 
AufenthaltSqemeinde werden aljo im Zweifel als 
voriibergebende Unteritiipung anzuſehen jein. (Val. 
Budwinst 1983 A, Spteqel S. 64.) Die Verjor- 
qung des Armen aus Mittelu einer Armenſtif— 
tung (vgl. § 18 bohm. Wrmengejep) iſt öffeutl. 
Yrmenverjorgung. (Budwinski 2079 A, 279 A. 
Bol. im Gegenjake hiezu Budwinski 2486 A, wo 
es ſich um eine Dienjtbotenftijtung gebandelt hat.) 
Nonjejjionelle Yrmenpjlege ijt Privatwobltätigkeit. 
(Budwinsti 3648 A.) Eine die Erfipung hindernde 
Yrmenverjorqung fann, wie fich auch ſchon aus der 
Anführung der Schulgeldbefreiung im § 2 Nov. er- 
gibt, darin lieqen, dah Die dem Erſitzungsſubjeklte 
int H. folgenden Angehörigen verjorgt werden. (Bud- 
winsti 1793 A.) Die Urmenverjorqung der Aſßzen 
denten dagegen ijt irrelevant, Da deren H. durch die 
Geltendmachung des erieffenen Titels feine An— 
derung erfährt. (Budwinsf 1914 A, 2580 A.) 
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2. Der Heimatrechtstitel. Der zehnjährige 
Aujenthalt hat nicht aur Folge, dab fic) das H-. 
des Erſitzungsſubjekts ipso iure dndert (aud) nidt 
platent”, wie Scapinelli ©. 35 annimmt). Es wird 
nicht das H. in der AufenthaltSqemeinde erſeſſen, 
jondern nur ein Anſpruch, defjen Realijierung erjt 
ur Veriinderung des H. fiihrt. Die durch die 
ov. eingejithrte Erfipung ijt alfo gwar eine Dem 
H. (im objeftiven Sinne) cigentiimlide, eine ,,bei- 
matrechtliche“ Erfipung, aber trop der Diftion des 
§ 2, UL. 4, Nov. feine „Erſitzung des H.“. Mit 
dem Wblaufe der Erſitzungsfriſt erwirbt das Er- 
fibungsiubjett den Unfprud auf Aufnahme in den 
Heimatverband der Erſitzungsgemeinde, den He— 
Titel. Die Geltendmachung dieſes Titels fann 
nur dann und erſt dann erfolgen, wenn das Er— 
ſißungsſubjelt über ſein H. disponieren kann. Das 
Geſuch um Aufnahme in den Heimatverband auf 
Grund der heimatrechtl. Erfigung ijt aljo unſtatt— 
bajt, wenn der Cinjdhreiter auch nicht um freiwil— 
lige Aufnahme hatte anfuchen fonnen. et oben 
11.5 und IIL. 1.) Wenn das Erfipungsjubjeft vor 
Geltendmachung de8 (nod nicht erlojdhenen) G.- 
Titels jtirbt, fo geht diefer auf die Ehegattin und 
bie Kinder des Erjipungsjubjefts iiber, porausge- 
fest, da} der Heimatredtl. Nerus bis gum Tode 
des Erfipungsfubjefts bejtanden hat. Diefe Berjo- 
nent find die „Nachfolger“ des Erfipungsiubjefts 
im H. Qn diefem Sinne ijt, wie id (Spiegel 
S. 129 ff.) nachgewiefen su haben glaube (ebenfo 
Prazaf S. 124, Weiß S. 20. Anderer Anſchauung 
Poftelberq-Modern S. 24 f. Mayr, Heimatgeſetz 
novelle, S.26, Scapinelli S. 38), die Beſtimmung des 
§3 Mov. aufzuſaſſen. Sede andere Uuslegung fibre 
gu unlisbaren Widerſprüchen u. Konflitten. Weder 
gebt es an, mit dem Lode des Erfipungsfubjetts 
H.-Titel aud fiir —8* u. Kinder erlöſchen 
au laſſen, weil mun der heimatrechtl. Nexus gelöſt 
werbde (Ddieje Anſicht wird richtig widerlegt in Bud— 
winsti 1981 A), nod) ijt es möglich, Den jamilien- 
abhängigen Perſonen bei Lebgeiten des Auktors 
cine Dispofition über ihr H. derart einguraumen, 
dak die Heimatgleidheit zwiſchen ihnen und dem 
Auktor aujfhort, — die Lojung des Nerus ijt nicht 
in das Beliehen des Hheimatredtlid) Abhängigen 
geftellt (vgl. bezüglich der Ehefrauen Budwinski 
1220 A, 1350 A), — nod) endlich lann man den 
„Nachfolgern“ das Redjt cintiumen, durch die 
WeltendDmadung deS H.Titels aud) das H. ibres 
Wultors zu beeinflujjen. (Das iiberjieht offenbar 
Budwinsh 2467 A, wo übrigens diefe Frage nur 
nebenbei behandelt wird. Qu Budwinsfi 2081 A 
und 3392 A ift von einer „Rechtsnachfolge“ hin 
fichtlid) des bereits erworbenen Anſpruchs auf dic 
Kinder die Rede. Hier fcheint der BW. G. fon fur 
ricrende Titel nicht angunehmen.) Die Beſtim— 
mung des G. geht über das praftijdhe Bedürfnis 
nidjt hinaus. Die Intereſſen feiner Angehörigen 
fann das lebende Erjipungsjubjeft ſelbſt wahr— 
nehmen. (Daf die Heimatgemeinde aud gegen den 
Willen des Eriipungsjudjeties den Anjprud gel- 
tend machen fann Poſtelberg-Modern S. 25], ijt 
fein Megenargument, da der Anſpruch der Ge- 
meinde, wie nod) gu erwähnen fein witd, nidt 
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identijd) ijt mit jenem des Erſihers und der ihm 
im §. —— Perſonen.) Der Tod des Erſit⸗ 
jungsjubjefts an ſich ſoll die Familienangehöri— 
en nicht um den Erſolg der bereits eingetretenen 
——*8 bringen. Der H.Titel geht daher nicht 
auf Perſonen über, deren H. ſchon vor dem Tode 
des Erſitzers — ſei es vor, ſei es nach eingetretener 
Erſitzung — ſelbſtändig geworden iſt. Denn hätte 
der Erſitzer nad Löſung des heimatrechtl. Nexus 
von ſeinem HeTitel Gebrauch gemacht, fo wäre 
dadurch das H. dieſer Perſonen nicht beeinflußt 
worden. Der H.Titel muß ferner bereits dem ur— 
ſprüngl. Erſitzungsſubjelte zugeſtanden haben. Der 
noch nicht vollendete Erſitzungsaufenthalt fann nicht 
etwa von den Nachſolgern im H. fortgefept wer— 
den. Eine accessio temporis gibt es bei ber heimat⸗ 
rechtl. Erſitzung nicht. (Budwinsti 2081 A.) Der 
H.= Titel erliſcht auf Ceite ber Rechtsnachfolger, 
wenn fie aufhiren, ihr H. vom Erſitzungsſubjekte 
„abzuleiten“ (§ 3), aljo wenn 4. B. die Todhter des 
Erſitzungsſubjelts heiratet, wenn der Sohn eine 
Amtsheimat erlangt uſw. vary der mehreren Nach⸗ 
folger eines Erſißungsſubjelts fteht der H.- Titel 
felbitindig au. €8 liegt aljo möglicherweiſe eine 
Ronfurrens von H.-Unipriidjen vor. Aber dieſe 
Konkurrenz ſchafft feine Sdpvierigteiten, da die 
Ronfurrenten jueinander nicht in dem Verhälmiſſe 
des heimatrechtl. Aultors zu der ſamilienabhän— 
gigen Perſon ſtehen. 

Der H.Titel ijt in ſeinem Fortbeſtande nicht 
abhängig von der Beibehaltung des Aufenthaltes 
in der Erſitzungsgemeinde, nicht von der Frei— 
willigleit dieſes Aufenthaltes, nicht von den ſon— 
ſtigen Vorausſetzungen der py! Auch dadurch, 
bah der Erjiger oder deſſen Nachfolger nach ein— 
qetretener Grfpung der Urmenverforgung anheim- 
fallen (Budwinski 1780 A. WIS mafgebend er- 
fart den Zeitpunft des Anſuchens um die Ar— 
menverjorgung Budwinsti 2700 A, 2801 A. Ente 
gegengefept Budwinsti 1273 A), oder dadurch, daß 
ie aus der Mufenthaltsqemeinde ausgewieſen wer— 
den (das wäre der ridjtige Gefichtspuntt geweſen 
in Budwinsfi 3451 A), wird der H.-Titel nicht 
beriihrt. Es ergibt fic dies daraus, dah das G. 
als den Exfigungsgeitraum ſchlechtweg „ehn der 
Bewerbung um das H. vorausgehende” Jahre 
anjieht, aber nicht, wie das Gem. G. von 1859 
und die ſtädt. Statuten, die der Bewerbung um 
das H. unmittelbar vorausgehenden Jahre. 
Daraus jolgt, dah es fiir den Anſpruch geniigt, 
dak der Mujenthalt des Erfipungsfubjeftes wäh— 
rend eines Degenniums die vom G. geforderten 
Eigenſchaften gehabt hat. Wenn dies der Fall war, 
dann fommt es nidt darauf an, wann gerade 
dieſes fiir Den Anſpruch mahgebende Degennium 
feinen Ynjang genommen bat. Cine Schranke 
ſchafft in diefer Besiehung nur die im Intereſſe 
der Erfipungsgemeinde ftatuierte Verjährbarkeit 
des H.Anſpruches. 

Verjähren kann freilich dev H.Titel nicht, 
ſolange das bole, dsc feinen Mujenthalt in 
der Erſitzungsgemeinde ſortſetzt. Die Verjährungs— 
friſt beginnt erſt zu laufen mit dem Aufhören des 
Aufenthaltes in der Erſitzungsgemeinde, und wenn 


der Erſitzer bis au ſeinem Lebensende in dieſer 
Gemeinde bleibt, mit dem Tode desſelben. Der 
Fall des Todes wird gwar im § 4 Nov. nicht er⸗ 
wähnt. Wher da es nicht angeht, von dem fort: 
dauernden Wujfenthalte eines bereits BVerftorbenen 
im Gemeindegebiete au jpredjen, jo muh man den 
Tod als den äußerſten Endtermin des Aufenthal— 
tes anjehen. (Spiegel, S. 139 f., Ulbridj, S. 121.) 
Daraus ergibt fic), dah der H.-Titel der Nachfolger 
im . fpatefiend in Dem Momente gu verjähren 
beginnt, in dem er in dex Perſon diefer Nachfol- 
ger entiteht. Mit dem Aufhören des Wujenthaltes 
im Gemeindegebiete beginnt die Verjährungsfriſt 
au laujen ohne Rückſicht darauf, ob das Erfigungs: 
jubjett das Gemeindegebiet freiwilliq oder unfrei— 
willig verläßt. Die Verjihrungsfrijt beträgt zwei 
abre. Hat die Verjährung au Lebzelten des Er— 
fipungSiubjettes zu laufen beqonnen, jo fommt 
den Rachfolgern im H. bloß dey Reſt der Bere 
jährungsfriſt zugute. Durch die Uberreidjung ded 
Gejudes win Aufnahme in den Heimatverband 
der Erjipungsgemeinde wird die Verjährung ded 
H.-Titels unterbroden, 
3. Der EntledigungStitel. Durch den 
gebnjdbrigen Erfipungsaujenthalt entſteht nicht 
loß der (auf die wacjlge im H. iibertragbare) 
O.-Titel des Erfipungsfubjeftes, fondern aud) cin 
Anſpruch der bisherigen Heimatgemeinde des Er— 
ſißers, und wenn diejer heimatlos ijt, cin Anſpruch 
jener Gemeinde, welder der heimatloſe Erſiher 
auj Grund der Bejtimmungen des 3. Abſchnittes 
des Heimatgejebes zugewieſen worden ijt. Nad) 
der Ausdrucksweiſe der Nov. (§ 3) ijt die Wee 
meinde zur Weltendmacdung des Anſpruches des 
Erjipers (oder wie das G. unpräzis fagt: „des 
Anſpruchsberechtigten“) berechtigt. Demnach wäre 
es alſo ein u. derſelbe Anſpruch, den der Erſitzer 
und den ſeine Heimat⸗ (Zuweiſungs-⸗) Gemeinde 
eltend macht. Scheinbar find ja auch beide An— 
prüche auf dasſelbe gerichtet. Die Gemeinde ver— 
langt ebenſo, daß der Erſitzer oder deſſen Nach— 
folger in den Heimatverband der Erſitzungsge— 
meinde aufgenommen werden, wie der Erſitzer oder 
defien Nachfolger ſelbſt. Allein maßgebend fiir dic 
Veurteilung eines Anſpruches ijt immer dic Be- 
aiebung, in der der Anhalt des Anſpruches sum 
UnjprudSberechtigten jteht. Der Erſitzer verlangt 
jeine Aufnahme in den Heimatverband, dic Ge— 
meinde die Ubernahme eines ibrer We 
meindeangebirigen in den Heimatverband 
einer anderen Gemeinde. (So richtig Budwinsti 
1321 A.) Dieje Anfpriiche find ebenfo voneinander 
verſchieden, wie der Anſpruch eines Staated auf Uber—⸗ 
nahme cines Andividuums ſeitens eines anderen 
Staates (5 16 Heimatgeſetz; und der Anſpruch 
diejes Individuums felbjt auf die Verleihung oder 
Buerfennung der Staatsbiirgeridajt. Der Eriiper 
will ein Recht erwerben, die Semeinde will von 
einer Verpflichtung befreit werden, fie will ſich 
eines Gemeindeangehörigen entledigen. Der Er- 
fiper evivirbt den {.<Titel, die Gemeinde den Ent— 
ledigungstitel. Bet diejer Auffaſſung ijt es von 
vornherein flar, daß die Gemeinde nicht etiva in 
Stellvertretung des Exfipers handelt, und dah dic 
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Weltendmadung ihres TitelS weder von der vor— 
herigen (auSdriidlichen oder ſtillſchweigenden) Zu⸗ 
ſtimmung des Erſitzers abhängt, nod) aud) durd 
den Widerſpruch des Erſitzers unmöglich gemacht 
wird. (Budwinski 1222 A, 1321 A.) 

Der Entlediqungstitel fteht der Heimatgemeinde 
u ohne Rückſicht darauj, aus weldjem Rechisgrunde 
Ke Heimatgemeinde geworden ijt. Wud) wenn fie 
(fei es — nad) begonnener oder ſelbſt vollendeter 
Erfigung) dem tiger das H. (oder auch da8 
Biirgerredht: Budwinsti 3187 A) ausdrüclich ver- 
lieben bat, fann fie von dem Entledigungstitel 
Gebrauch maden. Die Heimatgemeinde des Er— 
fipers ijt zugleich Heimatgemeinde der Nachfolger 
im H.; denn wenn dieſe ein neues H. erwerben, 
jo erliſcht ihr H.Titel, da fie diejes neue H. nicht 
mehr vom Erſitzer ableiten, und mit dem H.-Titel 
—— auch der korreſpondierende Entledigungs— 
titel. Dagegen können die Zuweiſungsgemeinden 
des Erſitzers und ſeiner Nachfolger im H. verſchie— 
den fein (Spiegel, S. 153). Den Entledigungstitel 
hat mur jene einde, der der Heimatloje als 
ſolcher ausdriidlid) (wenn aud) nidjt fdjon rechts— 
kräftig) zugewieſen worden ijt, nicht jene, der er 
hatte zugewieſen werden jfollen oder der er erſt 
zuzuweiſen ijt. Selbſtverſtändlich fann von einem 
Entlediqungstitel der Huweijungsgemeinde nur 
geiprodjen werden, wenn diefe mit der Erfipungs- 
gemeinde nicht identiſch ijt. 

Der Entlediqungstitel ijt nicht ſchwächer, als 
der H.-Titel. Der Erſitzer und feine Nachfolger im 
H. finnen wohl dic Exijtens des Entledigungs- 
titels bejtreiten; fie finnen aber (im Gegenfage 
jum bayrifden Redite) feinen Einſpruch gegen die 
auf Grund de8 materiell begriindeten Begehrens 
der Gemeinde gu bewirfende $.-Veriinderung er- 
heben. Der CEntlediqungstitel ijt fogar in einem 
Punkte dem H.-Titel iiberlegen, inforern nämlich, 
al8 et nicht ſchon in zwei Jahren, fondern erft 
in fiinf Jahren verjährt. Der Entledigungstitel 
beginnt gwar unter den gleiden Vorausſetzungen 
und in dem gleiden Seitpuntte gu verjähren, wie 
der &.=Titel, aber feine Verjährung ijt erft um 
drei Jahre ſpäter vollendet, als die des H.-Titels. 
Swar fpridt das G. ($ 4) bloß von einer Ber- 
jährung des Anſpruches der Heimatqemeinde; 
aber man muß wohl das G. extenfiv dabin inter- 
pretieren, dah aud) der Anſpruch der Zuweiſungs— 
gemeinde einer Verjährung unterliegt, u. zw. der 
gleidjen Verjahrung wie jener der Hetmatgemeinde. 
(Spiegel, S. 162 f.) Dah der Entlediqungstitel 
den H.Titel iiberdauert, ijt eine Singularitat, die 
nur auf den vom G. ausdrücklich normierten Fall 
der Snforudseverjagrung eingujdriinfen ijt. Sede 
andere Erlöſchung des H.-Titels hat auch die 
Erlöſchung des Entlediqungstitels gur Folge. Ja 
jelbjt nad) eingetretener Verjährung des H.-Titels 
erliſcht der Entlediqungstitel infolge des Cintrittes 
ſolcher Tatjachen, die, wenn der H.-Titel noch nicht 
verjibrt wire, deſſen Erlöſchung bewirkt hätten. 
(Spiegel, S. 164.) 

ev Entlediqungstitel forrefpondiert aud) in- 

fojern dem H.Titel, als er fic) vervieljacht, wenn 
ſich dev H.=Titel vervielfacdt. Solange das Er- 
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fipungsfubjeft lebt, gibt es nur einen Entledi- 
ung8titel. Dic Heimatgemeinde hat nidt etwa 
ic Wahl, ob fie die Aufnahme des Erfipers oder 
die feiner Nachfolaer oder eines feiner tT 
in den Heimatverband der Erfipungsgemeinde 
ehren fann. Sie fann nur die Mutna me des Er- 
ipers verlangen, und diefe Aufnahme bewirkt ipso 
iure die Veränderung de8 H. der Familienange- 
hirigen. Iſt aber das —— Sfubjeft geſtorben, 
dann hat die Heimatgemeinde bezüglich jedes ein— 
aris der nunmehr beimatredtlic) ſelbſtändigen 

achfolger im H. einen ——— Entledigungs⸗ 
titel. Sie fann den einen Titel geltend machen, 
ben anderen unausgenutzt laſſen. 

4. Die Geltendmadung des erfefjenen 
Titels. Die Heimatredtl. Erſitzung fiihrt nur 
dann ju einer Beriinderung des H., wenn von 
dem erjefjenen Titel Gebrauch qemadt wird. Ob 
died gelcitedt, hingt vom Ermeſſen ded Berechtig— 
ten ab. (Unridtig ijt e8, wenn Budwingfi 2951 A 
die Bedeutung des Einſchreitens darin erblidt, daß 
bie AufenthaltSgemeinde die Aufnahme in den 
Heimatverband nidjt aus eigener Qnitiative aus- 
zuſprechen verpflidtet ijt. Sie darf fie gar nicht 
aus eigener Qnitiative ausfpreden!) Der Berech- 
tigte hat fiber den erjefienen Titel ju disponieren, 
wenn aud) die rechtl. Wirkung eines Verzichtes 
auf diefen Titel begiweifelt werden fann (val. 
Budwinsti 1492 A, Spiegel, S. 147). Dic Gel- 
tendmachung des erjefienen Anſpruches erfolgt durch 
Einbringung eines an die Erjipungsgemeinde ge— 
richteten Geſuches. Dadurdh, dak das G. im § 4, 
UL. 2, in allen Fällen der H.-Erfipung von einem 
Bejuche ſpricht und dieſes Geſuch als gebiihrenfrei 
behandelt wiſſen will, gibt es unzweifelhaft au er- 
fennen, daß dex Anſpruüchsberechtigte von der Er- 
fipungSgemeinde nicht eine Parteierflarung, 
fondern cine Entidheidung verlangt. (S. oben 
II, 5.) Obwohl die Erfipungsqemeinde in denrfel- 
ben Mahe an der Sadje interefjiert ijt, wie die 
bisherige Heimatgemeinde, fo ijt dod) in dem der 
Geltendmachung des erfeffenen Titel gqewidmeten 
Verjahren die cine Gemeinde entſcheidende Inſtanz, 
die andere Bartel. Es hängt dies nicht nur damit 
ufammen, daß im Bordergrunde der gejepl. Be— 
————— der H.⸗Titel ſteht, dem fi der Ents 
ledigungétitel anpafjen mug, fondern auc mit Dem 
Grundjape unferes Gemeinderedtes, dak das H. 
durch einen Berwaltungsaft der Gemeinde gur 
Entſtehung Sie Die Gemeinde, die das H. 
verleipt, handelt alg Behörde; ihr Beſchluß ijt nicht 
blop die Veranlaſſung der H.-Veriinderung, ſon— 
bern deren (nur durd) den Beſchluß einer anderen 
Behörde eriepbare) causa efficiens. Jene Ge— 
meinde aber, die bloß an der O.-Veriinderung 
intereffiert ijt, fann diefe Veründerung nur mittels 
eines Parteibegehrens veranlajjen. (Bgl. Bud- 
winSfi 2954 A. 

Von großer praftijder Bedeutung ift die Frage, 
ob und wie das Aufnahmsgeſuch injtruiert fein 
mug. Im Verwaltungsverfahren gilt in der Regel 
dad Prinzip, dab alle tilt die E. maßgebenden Um- 
ſtände von Amts wegen fejtgeftellt werden. Da nun 
die Nov. dem Geſuchſteller cine befondere Ver— 
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pflidjtung nicht auferlegt, fo wird man nidjt ver- 
fangen Ddiirfen, daß er feinen Anſpruch beweiſen 
ak und vollends nidt, daß er ifn ſchon im Ge— 
fuche beweiſen muh (in diefer Hinficht richtig: Bud⸗ 
winéfi 2652 A, 2951 A, 3139 A, 3402 A; in Bud- 
winsfi 2954 A hat der V. G. den entgegengejesten 
Standpunft cingenommen); denn dadurd) wiirde 
der Urlundenbeweis als einziges Beweismittel an- 
erfannt werden, was gewif den Grundfiipen des 
Udminiftrativverfahrens widerſpricht. Wbgefehen 
davon würde durd) eine derartige Forderung die 
Durchſetzung des erſeſſenen Titels nicht nur iiber 
Gebühr erjdjwert, fondern vielfad) geradezu un- 
miglid) werden. (Bgl. die rictigen Ausführungen 
in Budwingfi 3430 A.) Es wird aljo aur Ein- 
leitung des Verfahrens (der Geiuditteller will 
natiitlich nicht bloß ein Verfahren in Gang brins 
gen, fondern eine giinitige Erlediqung ergielen, und 
ex wird darum feine Anſprüche to gut, als es ifm 
miglich ijt, beweifen) geniigen, wenn der Bewerber 
jein Begehren im Sinne der Nov. formuliert und 
die tatſchl. Umſtände anfiihrt, die dieſes Begehren 
als begriindet erjdeinen laſſen. Die Entlediqungs- 
gemeinde fpegiell wird die Perfonen, um deren H. 
e8 fic) handelt, — bezeichnen müſſen (Bud- 
winski 3430 A). Nennenswerte Sdhwierigfeiten er- 
geben ſich aus der Auffaſſung, dah der Gefuch- 
jteller feinen Anſpruch nicht beweifen mug, nit, 
wofern man dent Gefuche feine andere Bedeutung 
beilegt, als die, da} damit eben der Anſpruch er- 
hoben, da8 Verfahren eingeleitet wird; anders frei- 
lich, wenn man mit dem B. G. die H.-Verleihung 
auf den Tag der Geltendmachung des Anſpruches 
zurückbezieht! Dafann allerdings cine große Verwir⸗ 
tung in den H.-Verhiltnijjen herbeigefiihrt werden, 
wenn eine Gemeinde, ohne fiber dte Wufenthalts- 
verhiiltnifje geniigend informiert 3u fein, ing Blaue 
hinein einen Entlediqungstitel geltend macht und 
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getreten ijt, den weiteren Verhandlungen überläßt. 
8 liegt ein cigentiiml. Widerſpruch darin, daß der 
V. G. auf der einen Seite dem an die Erfipungs- 
gemeinde gericteten Geſuche eine fo große Bedeu- 
tung pete dak die Veriinderung des H. anf den 
Taq der Gejuchsanbringung juriidbegogen wird 
(derjenige, deſſen Entlediqungstitel geltend gemacht 
wird, ijt nad) Budwinsh 3452 A ſchon vom Zeit⸗ 
punfte der Anbringung des Geſuches an nicht mehr 
als Auswärtiger —— ) auf der anderen Seite 
aber die Entbehrlichkeit einer genauen Ynitruierung 
dieſes Geſuches daraus folgert, dak ja damit noc) 
feine &., fondern nur cine Parteierflirung 
provosiert wird! Daf die Rechtswirkung einer E. 
auf den Tag de8 Einſchreitens zurückbezogen wird, 
ijt immer ein Wusnahmesjall. Wenn aber diefer 
Ausnahmsfall vorliegt, dann muh da8 Einſchreiten 
aud) ſchon geniigend injtruiert jein. (Wal. $$ 29, 
87 fj. a. Srundb. G., $ 14 Gew. O.) Die Anſchauung 
des V. G. fiihrt gu den größten Schwieriafeiten, 
wenn bas Geſuch wegen formaler Mängel zur Vers 
beſſerung juriicgeftellt wird. (Bgl. den inftruftiven 
Fall Budwinsti 2005 A.) Auch hier fann auf das 
Grundbuchsgeſetz verwieſen werden, welches mit 
gutem Grunde Zwiſchenerledigungen verbietet (§ 95; 
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vgl. aud) § 13, UL. 2, Gew. O.). Die Riidbeziehung 
einer ©. auf den —— des Einſchreitens ſtellt 
rechtstechniſche Anſorderungen an das G., denen 
durch die Judilatur allein nicht genügt werden kann. 
Und was ferner die Anſicht betrifft, daß das eigentl. 
Adminiſtrativverſahren erſt mit der Anrufung der 
Staatsbehörde beginne, ſo hat dieſes Argument nur 
dann —— bie Frage der Geſuchsinſtruie⸗ 
rung, wenn für Die Berufung (alfo für die nah 
Anſicht des V. G. das eigentl. Verfahren cintei- 
tende Barteifdrijt) cine genauere Inſtruierung ge- 
fordert wird, nicht aber, wenn man der Anſchauung 
ijt, daß auch die polit. Behörde die fiir die E. 
televanten Tatumſtände von Amts wegen fejt- 
ponte hat. ( Vgl. Budwinsli 2951 A.) Und iiber- 
ieS fommt in Betradt, dah die polit. Behörde, 
wenn die Erfipungsgemeinde feine E. hinausgibt, 
zur Erledigung des erjten Cinfchreitens fompes 
tent wird, alſo gerade jenes Cinjchreitens, welches 
blo} eine Parteterflirung auslöſen foll. Der Ein- 
ſchreiter weiß niemals im vorbinein, ob fein Ge— 
jud) die Grundlage fiir cine gemeindebehirdliche 
oder fiir cine ſtaaisbehördl. E. werden wird; folag- 
lid) fann er nicht deShalb von der Verpflichtung, 
feinen Anſpruch im Gefuche su berweijen, losgezählt 
werden, weil er cine Parteierklärung verantajjien 
will. 

5. Das Verfahren. Uber das Geſuch hat 
bie angerufene Gemeinde ju erfennen. Sie fann, 
wenn die Mrundlofigfeit bes Einſchreitens {don 
aus dem Gejuche hervorgeht, oder wenn ifr befannt 
ift, dak die Angaben des Geſuches nicht zutreffen, 
daß a. B. der Aujenthalt des Erjipungsjubjeftes 
nicht 10 Qabre angedauert hat, oder dah er fein 
freiwilliger war, oder daß das Erjipungsfubjett 
als Beamter feine Heimat nidt verandern fann 
uſw., das Geſuch fofort abweiſen. Sie fann im ent- 
gegengefepten walle, wenn ſchon im Gefuche der 
geltend gemachte Anſpruch bewiefen wird, oder wenn 
ihr befannt ijt, daß die Vorausſetzungen der Er— 
jipung eingetreten find, dem von dem Exjipungs- 
jubjette oder von feinen Nachfolgern überreichten 
Geſuche fofort ftattgeben; ja fie fann den Geſuch— 
ſteller (wofern dem nicht die Geſuchsbitte entgegen— 
ſteht, Spiegel S. 190), auch ohne den H. Tiiel an 
zuerkennen oder auger Zweifel gu jtellen, in ifren 
Heimatverband aufnehmen, i jie nad) § 7 Nov. 
ein unbeſchränktes Aufnahmsrecht hat. Dagegen 
fann fie einem von der Entledigungsgemeinde ge- 
ftellten Untrage nicht fofort ftattgeben, fondern fic 
mu vorher denjenigen, um defien H. es fich ban 
delt, tiber den Untrag hören. Denn der Erfiber 
oder dejien Nachjolger im H. find aud in dem 
durch die Geltendmachung des Entlediqungstitels 
cingeleiteten Verfahren Partei. Während dem auf 
cinen H. Titel gefliipten Anſuchen um Aufnahme 
in den Heimatverband auch dann Folge gegeben 
werden darf, wenn der H.Titel nicht zu Recht be— 
ſteht oder nicht anerkannt wird, lann dem auf die 
heimatrechtl. Erſitzung gegründeten Begehren der 
Heimat= oder Zuweiſungsgemeinde gegen den Wil⸗ 
len des +a Se ble ci oder der Nachfolger im 
H. nur bei Vorhandenfein des Entledigungstitels 
Folge geqeben werden. 
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Außer der Anhörung der Partei hat das Ver- 
fahren aud) die Mufgabe, die fiir die E. relevanten 
Momente feftzuftellen, infofern der geltend I ad 
madte Anſpruch nicht ſchon im Geſuche bewieſen 
worden iſt. Wie dieſe —— erfolgen bat, 
hat dic erfennende Behörde gu beſtimmen. Cine 
förml. Beweislaſt trifft die Partei nicht. Da aber 
im Udminijtrativverfabren das Prinzip der freien 
Beweiswürdigung gilt, fo fann aud) die grundlofe 
Beigerung der Partei, einer Aufforderung sur Vor- 
lage beftimmter Beweismittel ju entipreden, als 
cin gegen die Partei fpredjender Umſtand ange: 
ſehen werden. (Budwinsfi 2139 A, 3217 A.) Die 
nce st können je nad) Lage dee Falles auf die 
verſchiedenſte Weife (durch die Gendarmerie, durch 
Beugenausjagen, durch Urfunden aller Urt ufiv.) 
qefiihrt werden nnd vost oder minder fompliziert 
ſein. (Bgl. 3. B. Budwinsfi 2800 A. Die Redal- 
toren der Nov. haben in dicfer Hinſicht eine falſche 
Prognofe aufgeſtellt. Val. Spiegel S. 195 Ff.) 

Der Geſuchſteller fann fein Geſuch jedergeit 
—— Nach der Lage des Falles iſt es zu 
beurteilen, ob bloß cin Antragſteller vorhanden 
und ob ſomit der Rücktritt eines Antragſtellers 
die Einſtellung des Verfahrens rechtſertigt. Wenn 
die Entledigungsgemeinde den Antrag geſtellt und 
der Erſitzer ſich mit dieſem Antrage einverſtanden 
erklärt hat, fo iſt zur Einſtellung des Verfahrens 
auch die Zuſtimmung des Erſitzers notwendig. Eine 
Sulzeſſion in die Rarteirolle ijt möglich. Yn die 
Stelle der heen aa eoseioarg fann 3. B. die im 
Suge des Berfahrens befannt gewordene Heimat- 
gemeinde treten. Den vom Erſitzer geltend gemad): 
ten Anſpruch finnen nach deſſen während des Ver— 
ſahrens erfolgtem Lode dic Nachfolger im H. weiter 
verfolgen. 

Wenn die angerufene Gemeinde es unterlift, 
liber den geltend gemadten Anſpruch innerhalb 
einer Friſt von ſechs Wonaten, von der Einbrin— 
qung de8 Befuches an gerechnet, Be entſcheiden, fo 
fällt bie E. der vorgefepten polit. Behörde (Bezirks— 
hauptmann{dajt, bei Statutargemeinden der polit. 
LandeSbehirde) gu. (§ 6, UL. 1, Nov.) Das G. 
denft an ein vollſtändig pajjives Berhalten der Ge— 
meinde, Wenn die Gemeinde eine meritoriſche E. 
aus formalen Griinden ablehnt, fo liegt auch darin 
ſchon eine E. Das Parteiinterefje wird hier durch 
Freilaſſung cines Rechtsmittels qeqen die E., nicht 
aber dadurch geſchützt, dak das Recht zur merito- 
riſchen E. an die polit. Behörde devolviert. (Das 
iiberjieht der B. G. in Budwinsti 1865 A.) Denn 
aud) die &., welche nad) § 6, Al. 1, von der polit. 
Behörde gu fallen ijt, braucht feine meritorijche zu 
fein; aud) die polit. Behörde fann das Geſuch aus 
formalen Wriinden abweiſen. Die Rechtsfolge, welche 
86 an die Saumfal der Gemeinde knüpft, ift auf 
das Bejtreben zurückzuführen, dem Gefuchiteller zu 
ciner &. zu verbelfen. Dak ihr das Entſcheidungs— 
recht nach ſechs Monaten genommen wird, joll dic 
Wemeinde nad dex Abſicht dea G. als cinen Rechts- 
nachteil empfinden. Dak dies tatſächlich nicht der 
Fall fein wird, hat die Viteratur ſchon vor dem 
Inkrafttreten des G. vorausgeieben. Hugelmann 
hat mit Recht darauf verwieſen, daß die Beſtim— 
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mung des § 6 den Gemeinden —— einen Frei⸗ 
brie} gibt, den Geſuchſteller durch ein halbes Jahr 
hingubalten. (Bgl. Spiegel S. 197.) Nicht voraus- 
zuſehen war aber, dah dieje Ausnutzung des G. 
vom B. G. — ſanktioniert werden wird. In 
Budwinski 3430 A heißt es, dak es der Auſent— 
haltsgemeinde nicht bloß überlaſſen iſt, „innerhalb 
ſechs Monaten eine poſitive oder negative Erklä— 
rung fiber den H.Anſpruch absugeben, fondern es 
ift dieſelbe auch) nicht behindert, iiberh. jede Er— 
tlärung gu unterlaſſen“. Der V. G. sieht hier cine 
Konſequenz aus feiner Anſchauung, dak die Er— 
fipungsqemeinde nidt erfennende Behisrde, fondern 
Partei tt. ga» eniiber mu aber darauf ver- 
wieſen werden, * die Gemeinde nad bem G. 
aur &. über das Geſuch geradejo verpflichtet ijt, 
wie dic polit. Behörde put &. iiber die Berujung, 
und dak daraus, dah die Pflichterfiillung der Ge— 
meinde unter eine Canftion geftellt ijt, auf das 
Nidtvorhandenfein einer Berpflichtung ficherlich 
nicht geſchloſſen werden darf. Wllerdings aber ijt 
die Tatfache, dak die E. der angerufenen Gemeinde 
innerhalb ſechs Monaten nit erfloffen ijt, an fic 
wohl cin Indiz, aber noc) tein Beweis fiir die 
Saumfal der Gemeinde; denn es fann gang gut 
jein, daß die Angeleqenheit innerhalb dieſer Friſt 
ungeachtet angemeſſener Betreibung nicht ſpruchreif 
geworden iſt. Welches der Grund der Nichterledi— 
gung ijt, ijt indeſſen für den Devolutionseffekt 
leichgültig. Der fruchtloſe Ablauf der halbjährigen 
Friſt hat unter allen Umſtänden zur Folge, daß 
die polit. Behörde zur E. über das (nocd uner— 
ledigte) Geſuch kombetent wird. Trotzdem dauert 
aber die Kompetenz der Gemeinde wenigſtens in— 
ſofern fort, als dieſe in der Lage iſt, den Bewerber 
in Unerfennung ſeines H.Titels aud nach Ablauf 
der ſechsmonatl. Friſt in den Heimatverband auf⸗ 
junchmen. Dic Berechtiqung der Gemeinde hiezu 
ergibt fic) aus § 7 Nov. Dagegen wäre die Ge— 
meinde nad) Ablauf der Friſt nicht berechtigt, 
einem Entledigungsantrage gegen den Willen des 
Erſitzers oder ſeiner — im H. Folge zu 
geben. (Bal. hiezu Spiegel S. 198 fi) 

Die polit. Behörde hat im Devolutionsfalle 
das Verfahren von Amts wegen cinguleiten. Das 
fept aber felbjtverftindlid) voraus, daß jie von dem 
cingebradjten Geſuche Kenntnis erlangt. Auf welche 
Weiſe dies gejchieht, ijt pleidgiittig. Mud) wenn 
die antragjtellende Bartet mittels einer neuerl. 
Cingabe das Berjahren bei der polit. Behirde in 
Wang bringt, ift dieje Eingabe dod) nur als cine 
pnacise und nidt als das der & zu Grunde 
gu legende Geſuch anzuſehen. Erlangt die polit. 
Behörde feine Renntnis von der Gade, fo rubt 
Das Verfahren. Eine Verjährung de8 bei der Ge— 
meinde geltend gemachten Unfpruches ijt in diejem 
Stadium unmiglich. Die Mufnahme des ruhenden 
Verfahrens fann jedergeit erfolgen. 

Das Verfahren der polit. Behörde ijt nicht 
cin neues Berjahren, jondern eine Fortfepung des 
etwa von der Gemeinde eröffneten Berjahrens. 
Die Erfldrungen, die dic Gemeinde entgegenge- 
nommen, die Erhebungen, die fie vorgenommen 
bat, find aud) fiir die polit. Behörde von Bedeu- 
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tung. In Bezug auf die Beweisaufnahme und 
auf die Tatbejtandserhebung hat die polit. Behirde 
diejelbe Mujgabe, wie die Gemeinde. Nur veriindert 
ſich durch die Devolution die Sachlage injofern, 
alg die Erſitzungsgemeinde nunmehr der polit. 
Behirde gegeniiber felbjt gur Partei wird. Sie 
tann aljo zur Beibringung von Beweismitteln, 
jur Außerung über den Tatbeſtand uſw. aujge- 
ſordert, und es lann ihr Verhalten gegenüber dieſer 
Aufforderung von der erkennenden Behörde frei 
gewürdigt werden (Budwinski 2139 A), 

6. Entideidung u. Redtsmittel. Das 
Geſuch findet durch die von der Gemeinde oder 
nach Eintritt bes Devolutionsefjeftes von der polit. 
Behbrde ausgeſprochene Aufnahme des Exjipungs- 
ſubjeltes oder ſeiner Nachfolger im H. eine gün— 
ſtige, durch die Abweiſung des Geſuches eine un— 
günſtige Erledigung. Von der Aufnahme in den 
Heimatverband und ihren Wirkungen, ſowie von 
der Verjtiindiqung vom Aufnahmsbeſchluſſe war 
bereit8 oben (II, 5) die Rede. Im Falle der Auf— 
nahme fann ein Rechtsmittel nur in Frage kom— 
men, wenn jemand gegen feinen Willen auf An— 
trag feiner Heimats oder Zuweiſungsgemeinde auf⸗ 
genommen wird, odér wenn fid) die Erjipungsge- 
meinde Durd) die von der polit. Behirde erjolgte 
Aufnahme beſchwert erachtet. Ym Falle der Ge— 
ſuchsabweiſung hat jedenfalls der Gejuchjteller die 
Legitimation gum Rechtsmittel. Wurde mittels des 
Gefuches ein Entledigungstitel geltend gemacht, und 
haben fic) der Erſißer oder dejjen Nächfolger mit 
dem Untrage einverjtanden erflart, jo finnen auch 
dieje Perſonen ein Rechtsmittel einlegen. Dagegen 
ſehlt nach dem G. die Handhabe, um in dem walle, 
wenn das Gefud) des Heimatredhtswerbers 
abgewiefen worden ijt, feiner bisherigen Heimat= 
oder Ruweifungsgemeinde da8 Redjt sur Cinbrin- 
qung der Berufung zuzugeſtehen. (YUnderer An— 
idauung Budwinsti 1810 A.) Ein ſolches Rechts- 
mittel ijt aber auch nicht notwendig, da der Gel— 
tendmadjung des Entledigungstitels durch die Ab— 
weiſung eines auf den H.-Titel geſtühten An— 
ſuchens nicht priijudigiert wird. 

Die Berujfung ijt, wenn die E. von der Ge- 
meinde auSgegangen ift, an die vorgefepte polit. 
Behörde (§ 6 Nov.), wenn letztere entichieden Hat, 
an die nächſt höhere polit. Behirde gu richten. Im 
erjteren Falle ijt die Berufung nicht befriftet (Spie- 
gel GS. 209), im legteren Falle gelten die Beſtim— 
mungen des G. 12V 96, MR. 101 (Budwinsti 
3394 A). Dak die Berufung gegen den Gemeinde- 
beſchluß an feine Friſt gebunden ift, ijt lediglich 
darauf zurückzuführen, dak das G. eine Friſtbe— 
ſtimmung nicht enthält (jo Budwinsti 1779 A), 
nicht aber darauf, dah der Gemeindebeſchluß 
feine inſtanzmäßige E. ijt (jo arqumentiert Bud- 
winsti 2291 A). Gegen die leßtere Aufſaſſung 
ipricht nicht nur der Ausdruck „Berufung“ im § 6, 
jondern aud) der Umſtand, dak aud) Berufungen 
gegen zweifellos obrigkeitl. Alte der Gemeinde— 
organe unter Umſtänden nicht befriſtet find. (Bal. 
Budwinsti 2016 A.) Gegen die Berufungsentjdei- 
dung geht der Rechtszug an die nächſt höhere 
polit. Behirde. Die Crjipungsgemeinde ijt zur 


Betretung dieſes Inſtanzenzuges auch dann legiti- 
miert, wenn fie felbjt die erjte E. gejiillt hat. (Bal. 
Budwinsfi 2004 A.) Cine Bejdhrinfung des In— 
ſtanzenzuges ergibt jid) aus § 41, YL 2, Hei- 
ar i 2 wofern man dieſe Beſtimmung mit den 
B. G. (Budwinsti 1491 A, 3316 A; ebenjo Brock— 
hauſen in der Brager Juriſtiſchen Bierteljahrs- 
idjrift: 31. Bd., S. 194) auch auf E. über erſeſſene 
Anſprüche begiehen gu finnen glaubt. 

Mit den allg. Grundfiigen des Adminiſtrativ— 
verjahrens, die hier nicht erirtert werden finnen, 
hängt die Frage zuſammen, ob u. unter welchen 
Umſtänden cine Wiederaufnahme des Berjahrens 
möglich ijt. Zu leicht nimmt wohl dieje Frage 
Budwinsti 2952 A. 

IV. H. u. Staatsbiirgerjdaft. 1. Die 
Staatsbürgerſchaft als Vorausjfepung des 
Heimatredtes. Nur StantSbiirger finnen das 
. in einer öſterr. Gemeinde erwerben (§ 2 Hei- 
matgejes). Wenn alſo aud alle iibrigen Boraus- 
arg di fiir die Erwerbung de8 H. vorliegen, jo 
wird dieſes dod) nicht erworben, fofern die Bor- 
ausjepung dev öſterr. Staatsbürgerſchaft feblt. So 
erlangen die Amtsheimat des § 10 Heimatgefets 
nur jolde Funttiondre, die die öſterr. Staats- 
bürgerſchaft befipen. Es geht aber au weit, hieraus 
zu ue daß der Amtsheimat jene Perſonen 
nicht teilhaftig werden, deren Amt die öſterr. 
Staatsbürgerſchaft nicht vorausſetzt. Dies iſt das 
Argument, welches Prazal (S. 105) gegen die 
Amtsheimat der im gemeinjamen (ijterr.-ungar.) 
Riviljtaatsdienjte ftehenden Berjonen anfiihrt. (Bal. 

udwinsti 1392.) Sicherlich können Ungarn, die 
in Ddiejem Dienjte ftehen, wegen Mangel der 
öſterr. Staatébiirgerjdajt das H. in der Wmts- 
fipgemeinde nidjt erwerben, und ebenjowenig fin- 
neit öſterr. Staat8biirger, die als Organe der Mons 
archie in Ungarn ftationiert find, dort eine Amts— 
Heimat erwerben, weil ihre Amtsſitzgemeinde feine 
öſterr. Gemeinde ijt; das ſteht aber der Amtshei— 
mat Der in einer öſterr. Gemeinde fungierenden, 
die öſterr. Staatsbürgerſchaft befipenden Beamten 
u. Diener der sfterr.zungar. Mtonardie nicht im 
Weee. 

Die Frauenheimat wird von Ausländerinnen 
gleichzeitig mit der öſterr. Staatsbürgerſchaft durch 
Verehelichung erworben (Hftzd. 23 I] 33, Rr. 2595, 
J. G. S.); ebenfo erwerben Rinder eines öſterr. 
StaatSbiirgers im RZeitpuntte der Geburt zugleich 
StaatSbiirgerjhaft und H. (§ 28 a. b. G. B.). 
Ein nicht eigenberechtigtes ausländiſches Kind er- 
langt in gleicher — durch die Legitimierung 
ſeitens ſeines inländiſchen Vaters die Staatsbür— 
gerſchaft und das H. des Legitimierenden. Wenn 
der ausländiſche ehel. Vater die öſterr. Staats— 
bürgerſchaft erlangt, ſo folgen ihm ſeine nicht 
eigenberechtigten Kinder ſowohl in die Staats 
bürgerſchaft, wie in das H. In allen dieſen Hin— 
ſichten müſſen wir, fofern die Vorſchriſten über die 
Staatsbürgerſchaft zu Zweifeln Anlaß geben, die 
Normen des Heimatgeſetzes auch auf die Staats- 
biirgeridjaft anwenden. Es handelt fic) dabei weni- 
ger unt cine YUnalogie, die gewiß bedenklich wäre, 
al& um eine ſtillſchweigende authentijde Interpreta⸗ 
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tion, weif das Heimatgefep mit Riidjidjt auf § 2 
von der Übereinſtimmung jeiner Normen mit jenen 
iiber die Staatsbürgerſchaft ausgehen mußte. Nicht 
der Parallelismus beider Statusverbiiltnifje, ſon— 
dern ihre innere Verbindung berechtigt dazu, aus 
dem Heimatgejepe Folgerungen — der Staats⸗ 
bürgerſchaft abzuleiten. (Bgl. Karminsti, zur Kodi— 
Ne ee eee 

Was endlich die verliehene Heimat betrifft, 
jo können Ausländer eine ſolche nidt erwerben. 
Die H.-Verleihung einer öſterr. Gemeinde an einen 
Auslünder ijt ein actus inanis; der Verleihungs- 
att une feine rechtl. Wirfungen (Budwinsti 
$156 A). 

Das ¥ringip, dak die Staatsbiirgerjchajt eine 
Vorausfepung des H. ijt, findet feinen Musdrud 
nidjt bloß in § 2, fondern aud) in § 15 Heimat- 
geſet. Wer die Staatsbürgerſchaft verliert, wird 
jeines H. dadurch verlujtig. Große Schwierigfeiten 
ergeben fid) bier deshalb, weil präziſe Normen 
über den Berlujt der StaatSbiirgeridaft ſehlen. 
Das Heimatgejes Hilft über diefe Schwierigkeiten 
nicht hinweg, iveil eS blo} AnhaltSpuntte fiir den 
Verlujt der Staatsbürgerſchaft jeitens der Auslän— 
der Heiratenden FrauenSperjonen (in diejer Rich— 
tung geniigt iibrigen$ § 19 des Ausiwanderungs- 
patentes 24 IIT 32, Nr. 2557, J. G. S.) und jeitens 
der von einem ausländiſchen Bater legitimierten 
unebel. Kinder einer öſterr. Mutter liejert. Begiig- 
lid) des Berlujtes der StaatSbiirgeridjaft durch 
MAuswanderung vermifjen wir nicht bloß gefepl. 
Vejtimmungen, die den Heutigen Rechtsanſchau— 
ungen entipredjen, fondern aud) eine einiger— 
maßen fundierte u. brauchbare Theorie. Qn die= 
jem Sujammenhange fann natiirlid) das Auswan- 

erungsrecht nicht behandelt werden. Nur fo viel 
jei bemerft, daß es cin fehr bedenfl. Auskunfts— 
mittel ijt, gu lehren, dah die öſterr. Staatsbiirger- 
ſchaft durch gültige Erwerbung einer frembden ver- 
loren verde. Mit Recht fagt der V. G. (Budmvinsti 
3156 A) fpegiell mit ane auf die ungar. Staats- 
bürgerſchaft, dak es in der Gefepgebung beider 
—— nirgends ausgeſprochen iſt, „da 
einer Perſon etwa grundſätzlich das öſterr. Staats— 
bürgerrecht nicht neben dem ungar. Pee ad finne”. 
Das gleiche gilt aber auch begiiglid) der Kumu— 
lierung det sftere. Staatabitrgecichatt mit der Bus 
shoe ju irgend cinem anderen frembden Staate. 
ürde übrigens die öſterr. Staatsbürgerſchaft 
wirklich nur durch Erlangung einer fremden ver— 
loren geben, fo wire § 10 Heimatgeſetz überflüſſig 
u. unverftindlid), welder befagt, dah eine der 
öſterr. Staatsbürgerſchaft verlujt agen Pere 
jon, die infolge von St. B. wieder iibernommen 
werden muff, oder die in den öſterr. Staat, um 
daſelbſt gu verbleiben, wiederfebrt, und deren Liber- 
nahme von einem anderen Staate nidjt ergielt wer- 
den fann, in das H. zurücktritt, welches fie vor 
dem Berlujte der StaatSbiirgeridajt hatte. (Uber 
die diesfälligen eae mit fremden Staa⸗ 
ten vgl. Mayrhofer, II., S. 958 ff.) Die Wir— 
fung der Riidiibernabme ijt (arg. verba_,,tritt 
sees zurück“) das BWiederaufleben des verloren- 
gegangenen H., nicht aber die Filtion, dak das 
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9. iiberh. nidjt verloren gegangen ijt (Spiegel, 
S. 144 f.). 

2. Die Aufnahmsgufiderung. Jeder 
Staatsbiirger foll in einer Gemeinde bheimatbe- 
rechtigt fein (§ 2 Heimatgeieg). Der Durchführung 
dieſes Prinzipes jtellt fic) bei der Einbürgerung 
von Ausländern eine doppelte Sdhiwierigfeit ent— 
gegen: zunächſt wird die Staatsbürgerſchaft von 
anderen Organen verliehen, als das H.; die 
meinde fann die Aufnahme in den Heimatverband 
ablefnen, auch wenn dic Staatsbehirde die Wuj- 
nahme in den Staatsverband zugeſteht. Sodann 
aber fallen die Verleihungsakte zeitlich auseinan= 
der; die Gemeinde fann das H. infolange nicht 
verleihen, als der Bewerber nod Ausländer ijt. 
Infolgedeſſen muß die ee Staats⸗ 
bürgerſchafts zuerlennung nachfolgen. Dadurch wird 
aber ein zeill. Jntervall notwendig, in welchem 
det neue Staat8biirger fein H. hat, und wie lange 
dieſes Intervall dauert, hängt vom Belieben der 
Gemeinde ab. Durch miniſterielle Berfiiqungen 
(vgl. Mayrhofer, I, S. 926 f.) wurden die prak— 
tijden Schwierigkeiten in der Weiſe überwunden, 
dap dic Muslinder, die um die BVerleihung der 
öſterr. Staatsbürgerſchaft einfehreiten, gu der Bei- 
bringung des Nachweiſes verpflidjtet wurden, dah 
ibnen cine inländiſche Gemeinde die —— in 
den Heimatverband fiir den Fall der Erlangung 
der Biterr. Staatsbiirgerichaft zugeſichert habe. Hie— 
fiir waren jene Aufnahmszuſichetungen vorbildlich, 
die Der Staat felbjt den Einbiirgerungswerbern 
erteilte, bevor fie ire bisherige Staatsbuͤrgerſchaft 
aujgaben. Der Staat erklärte, dak die Aufnahme 
des Uuslinders in die öſterr. Staatsbürgerſchaft 
egen Beibringung der Auswanderungsbewilligun 
einer vaterlindijden Regierung zugeſichert un 
ihm nad) beigebrachter Wuswanderungsbewilli- 
gung8urfunde die Staatsbiirgerjdaft geqen Able— 
gung des Untertanseides definitiv verliehen werden 
werde. (Barth-Barthenheim: Das Ganje der öſterr. 
polit. Adminiſtration, I, S. 58 ff.; heute wird die 
Verleihung der Staatsbhiirgerfdjajt gegen Erfiil- 
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jugejidert. Mayrhojer, IL, S. 929.) So wie fic) in 
cinem folden Galle die Verleihung der Staats- 
bürgerſchaft etappenweiſe vollzieht — auerit wird 
diefe Verleihung zugeſichert; aus der juficherung 
erlangt der Cinbiirgerungswerber einen An— 
fprud) auf die Verleihung, den er bis dahin nicht 
hatte; fodann wird in Erfüllung der Zuſage dic 
Staatsbiirgerjdjaft definitiv verliehen. Zwiſchen 
diefen beiden Uften liegt die Beſeitigung des Hin— 
derniffes fiir bie Erwerbung der Staatsbürgerſchaft: 
die Löſung des bisherigen Staatsbiirgerjdafts: 
verhältniſſes —, ſo iſt die Sachlage auch bei der 
Verleihung des H. gu beurteilen: Dem Wusliinder 
wird die Aufnahme in den Heimatverband zuerſt 
jugefidert, dann wird er tatſächlich in den Hei- 
matverband aufgenommen, Qn der Mitte liegt 
die Erwerbung der Staatsbiirgerjdaft, ohne hs 
das H. in einer öſterr. Gemeinde nicht gu Recht 
beſtehen fann. 

Die Bedeutung der Aufnahmszuſicherung er- 
gibt fich ſomit fon aus dem Worte. Sie ijt cine 
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für die Gemeinde verbindl. Zuſage der Berlei- 
hung des H., die durd) die Rerleipung jelbjt er— 
fiillt wird. Damit jteht allerdings cine fehr ver- 
breitete Muffajjung im Widerjpruche, welche in der 
Aufnahmszuſicherung ſchon eine bedingte Berlei 
hung des H. erblidt. (So Prazal, S. 115, Blodig 
in der 1. Aufl. dieſes Werkes, II. S. 74, Ulbrich 
S. 120.) Eine Stiipe findet diefe Muffaffung in 
§ 5 Nov., welder die Aufnahme erjt dann (folqlic 
aud) fdjon dann) wirffam werden läßt, wenn 
derjenige, dem fie gugefidjert worden ijt, das öſterr. 
Staatsbiirgerrecht erlangt Hat. Indeſſen darf auj 
dieſe (aus der Anlehnung an das bayrifde G. 
erklärliche) Tertierung nicht gu großes Gewicht 
gelegt werden, da ja die Nov. ſelbſt nicht von 
det bedingten Aufnahme, fondern von der Auf— 
nahmszuſicherung jpridjt. Die Analogie mit der 
Staatsbürgerſchafts zuſicherung, der eine definitive 
Verleihung unter allen Umſtänden nachſolgt, die 
Einfiihrung der Aufnahmszuſicherung im Berord- 
nungsiwege (feltiamerweije forbert Prazaft S. 117, 
MN. 66, gerade fiir eine der Verleihung voraus- 
gcbcste Zuſicherung ein förml. G., fowie die 

rwägung, dah Ausländer ein öſterr. H. überh. 
nicht, alſo auch nicht bedingt erwerben können, 
läßt eS gerechtfertigt erſcheinen, in der Aufnahms— 
zuſicherung wirklich nur die Zuſicherung der künf— 
tigen Verleihung, nicht aber die jofortige, jedoch 
bedingte Berleipung des H. gu erbliden. (Bal. 
hiezu die Vorſchrifien über die Stempelbehand- 
lung der von den Auslindern gu überreichenden 
Eingaben unten IX, 2.) 

3. Der Zufiderungsanjprud. Wahrend 
eS frither in das Belicben der Gemeinde gejtellt 
war, ob fie einem WuSlinder die Aufnahme in 
den peg arc zuſichern will oder nicht, fennt 
die Nov. (§ 5) eine obligatoriſche Aufnahms— 
zuſicherung. So wie die Inländer den Aufnahms— 
anſpruch erfipen finnen, fo fénnen die Ausländer 
(dad find alle Nichtijterreidjer ohne Rüchſicht dar- 
auf, ob fie eine fremde Staatsbürgerſchaft bejigen 
oder nicht; § 5 Nov. fiihrt die „Perſonen, deren 
StaatSbiirgerjchaft nicht nachweisbar ijt’, nod) 
neben den YWuslindern an) den Uniprud auf Bue 
jidjerung der Aufnahme erfipen. Der Erfigungs- 
tatbeftand ijt fiir In⸗ u. Ausländer der gleide; 
ingbej. fann auch) ber Erjipungsaujenthalt der 
Ausländer fon vom 11 91 an snes berückſich⸗ 
tigt werden (Art. II Nov.; vgl. Budwinsfi 1310 A, 
3069 A). Reziprokes Verhalten des Auslandſtaates 
ijt nit notwendig (Budwinsti 1798 A, 2798 A). 
Ob der eine oder der andere Unfpruch erjejjen 
wird, hängt von dem ftaatsbiirgerl. Status des 
Erfipungsjubjettes im Seitpuntte der Beendigung 
des Erjipungsaujenthaltes ab. Wurde der Auf— 
enthalt von einem Ausländer begonnen, fo führt 
ex dod) gum H.Titel, wenn das Erſitzungsſubjekt 
während ber Dauer dieſes Wufenthaltes die öſterr. 
Staatsbürgerſchaft erlangt (anderer Anſchauung 
Budwinsti 3649 A), und umgefehrt fann je 
mand, der erjt im Suge des Exfipungsaujent- 
halteS die bſterr. Staatébiirgerfdjaft verliert, doch 
den Sufiderungsan{prud) erfigen. Ja felbjt der 
bereits ertworbene Titel fann fic) je nach dem Bere 
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{ujte, der Erwerbung oder der Wiedererwerbung 
(§ 16 Heimatgefes) der Staatsbürgerſchaft aus dem 
.- Titel in einen Zuſicherungsanſpruch oder aus 
dem Zuſicherungsanſpruch in einen H. Titel ver- 
wandeln (Spiegel, S. 41, 143). Obwohl § 5 Nov. 
den Zuſicherungsanſpruch blog in Bezug auf die Er— 
werbung dem .-Titel gleichjtellt, fann dod) nicht 
daran gezweifelt werden, daß fic) die in § 4 Nov. 
normierte Verjährung nidjt bloß auf den H.Titel, 
fondern auc) auf den Zuſicherungsanſpruch bezieht. 

„Nachfolger im H.“ hat der Ausländer nicht, 
weil er jelbjt fein öſterr. ©. (welches durch die 
GeltendDmadung des erſeſſenen Anſpruches eine 
Veriinderung erfahren finnte) befigt. Sein An— 
ſpruch ijt vielmehr auj die erjte Erwerbung des 
H. geridjtet. Der Zuſicherungsanſpruch ſteht daber 
immer nur dem Erjigung sfubjette felbft zu und 
erliſcht ſpäteſtens mit deſſen Tode. Ctenlowenig 
fonfurriert mit dem Zuſicherungsanſpruche ein 
Entledigungstitel, da § 3 nur öſterr. Heimat— 
gemecinden im Sinne hat. Perfonen, ,,deren Staats- 
bürgerſchaft nicht nachweisbar ijt’, find dann, wenn 
bei ihnen die öſterr. Staatsbiirgerjdhaft prijumiert 
worden ijt und fie deshalb einer öſterr. Gemeinde 
al8 heimatlos zugewieſen worden find (vgl. unten 
VIIL., 1.), als Inländer gu bebandeln. Bei ihnen 
fonturriert der Entlediqungstitel der Zuweiſungs— 
gemeinde nidjt mit dem Sufiderungsanjprucd, 
jondern mit dem §.-Titel. 

Geltend gemacht wird der Zuſicherungsanſpruch 
in gleicher Weife, wie der H.-Titel. Insbeſ. wird 
aud) bezüglich des Zuſicherungsanſpruches die polit. 
Behörde fompetent, wenn die angerujene Gemeinde 
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ausgegeben hat. Es ijt allerdings cine feltfame 
Unomalie, dah die polit. Behörde, fei es als 
erjte, jei e& als Berufungsinſtanz dem Wuslinder 
jufichert, dak die Gemeinde ibn nad) Erlangung 
der öſterr. Staatsbiirgerjdajt in ihren Heimat 
verband aujnehmen werde, und dak die Gemeinde 
verpflichtet wird, die Bujage der polit. Behörde gu 
erfiillen. Indeſſen wird diefe Anomalie nod) da- 
durd) iiberboten, da möglicherweiſe das ganje 
fompligierte Berjahren iiber den Zuſicherungsan— 
fprud) deshalb gegenſtandslos wird, weil dem Cine 
biirgerungawerber die Staatsbiirgerjdaft nicht ver— 
lieben wird. Der Zuficerungsaniprud muh ibm 
aud dann guerfannt werden, wenn die polit. Be— 
hirde von vornberein weiß oder annehmen fann, 
dah dem Einbiirgerungsbegehren (3. B. wegen einer 
Verbrecdhensftrafe, § 29 a. b. G. B.; der Zuſiche— 
rungsanſpruch wird durd) die Bejcdholtenheit des 
Wusliinders nicht beriifrt, Budwinsfi 2798 A) 
niemals ftattgegeben werden wird. Die Verleihung 
der Cong ye ge ijt nad) der auf das Juſtiz⸗ 
hofdefret 12 IV 33, Nr. 2597, J. G. S., gejtiipten 
Rechtsanſicht des V. G. Plenarbeſchluß 2711 1905, 
3. 9961, ferner Budwinskli 3382 A, dagegen Bud- 
winsfi 3050 A, ferner Ofner, Jur. Bl. 1905, 
S. 145 ff), die hier nidjt distutiert werden kann 
(val. Spiegel, S. 6), cine Ungelegenheit ded freien 
Ermeffens. 

V. Die Heimatgemeinde. 1. Das territo- 
tiale Element des Heimatrechtes. Tas H. 
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ijt nicht bloß ein Nechtsverhaltnis zwiſchen Indi— 
viduum u. Gemeinde, ſondern es hat auch eine 
Beziehung zum Gemeindegebiete. Die terri— 
toriale Grundlage des H. ijt immer ein Gemeinde— 
gebiet, woraus fic) ſolgende Konſequenzen ergeben: 

a) Das H. reicht über das Gemeindegebiet 
nicht hinaus. Wenn aud die aus dem H. fließen— 
den Lajten der Gemeinde nad) Zulaß des G. (§ 22, 
ML. 3, Heimatgeſetz) auf ein größeres Tervitorium 
verteilt werden, ja wenn felbjt die gange Armen— 
lajt von der Heimatgemeinde auf den Armenbezirk 
iibertragen witd, fo hat das eine territoriale Er— 
weiterung des H. nicht zur Folge; die Beziehung 
gum Armenbezirk ſchafft fein bejonderes H. 

b) Das H. erjtredt fic) auf den ganzen 
Uinjang de8 Gemeindegebietes (§ 3 Heimatgefes). 
Gine linterteifung des Gemeindegebietes in Rata: 
jtralgemeinden hat ebenjowenig heimatrechtl. Be- 
deutung, wie der Bejtand von Ortſchaften inner- 
halb dex Gemeinden. Wagebend ijt immer das 
Webiet der Ortsgemeinde, der fog. polit. Gemeinde 
(Budwinsti 997, 4414, 7592, 9413). 

c) Auf ausgeſchiedenen Gutsgebieten fann 
fein H. begriindet werden (§ 45 Heimatgefeb). Eine 
Gutsgebieiszuſtündigkeit ijt dem geltenden Rechte 
(im Gegenfage gum Gem. &. von 1859) fremd. 
Inſolgedeſſen fann aud) der Ylujenthalt auf einem 
Gutsgebiete niemals zur Erſitzung eines Anſpruches 
führen. 

2. Der Einfluß der Gebietsverände— 
rungen auf das Heimatrecht. Das Schicjal 
des Wemeindegebietes beeinflußt aud) das H. Die 
territoriale Grundlage deS H. wird durd) Verän— 


derung des Gemeindegebietes vergrößert, vertleinert, 


oder in anderer Weije veriindert. Im eingelnen 
jind folgende Fille * unterſcheiden: 

a) Die Vereinigung von Gemeinden. 
Wird eine Gemeinde mit einer anderen ju einer 
Gemeinde vereinigt, fo wird das H., weldjes bis— 
her nur in einem Teile der in foldher Weise ver- 

réperten Gemeinde gujtand, auf den gangen Um— 
ang der fegteren von ſelbſt ausgedehnt (§ 3 Hei- 
matgeiep). Un Stelle des H. in einer der vereinig- 
ten Gemeinden, welches wegen Wegfalles dieſer 
Gemeinden nicht weiter beſtehen fann, tritt aljo 
das H. in der neuen Gemeinde. Die aus der ge- 
meinſchaftl. Behandlung siveier Fille (vgl. sub c) 
erklärl. Ausdrucksweiſe des G., dah das H. auf 
den eriveiterten Umjang der Gemeinde ausge— 
debnt wird, paßt nur auf den Fall, dah fic die 
Vereinigung durd) Aufgehen einer Gemeinde oder 
mebrerer Gemeinden in einer fortbeftehenden Ge— 
meinde voiljieht, was bei Vereinigung von Bor- 
ortgemeinden mit Statutargemeinden zu gefdeben 
pflegt (3. B. Urt. I u. IL des G. 19 XII 90, L. 45 
fiir N. O.), und aud da nur fiir die Angehörigen 
dev fortbejiehenden Gemeinde. 

b) Die Trennung einer Gemeinde. Wird 
eine Gemeinde in zwei oder mehrere Gemeinden 
getrennt, fo ijt zunächſt far, daß das H. in der 
alten Gemeinde nicht fortbejtehen fann. Wit der 
Gemeinde hirt aud) das H. in der Gemeinde auf. 
Yn die Stelle des H. in der geteilten Gemeinde 
tritt ſelbſwerſtändlich da8 H. in einer der Teil- 


gemeinden. Jn welder Teilgemeinde aber die 
eingelnen Angehörigen der alten Gemeinde das 
H. erlangen, wird nicht durd das G., fondern von 
Fall ju yall durd) die Behörde bejtimmt. Die 
polit. Wehirde hat die Heimatberedtigten der ge— 
teilten Gemeinde den einzelnen Teilqemeinden nach 
den im G. (§ 4) enthaltenen Grundidpen zuzu— 
weifen. Qn erjter Linie ijt fiir die Zuweiſung 
der Ort der Wohnung, der Wohnſitz im e. S. 
des Wortes (vgl. Budwinsfi 12935, Spiegel, S. 87) 
mafgebend. Die Heimatberedjtigten der alten Ge— 
meinde find mit allen ifnen im H. folgenden Per— 
fonen jener Wemeinde als — ————— zuzu⸗ 
weiſen, welche in dem Beſitze jenes Gebietes iſt, 
in dem ſie zur Zeit der Trennung wohnten oder, 
falls ſie ſich zu dieſer Zeit in der Gemeinde nicht 
mehr aufhielten, vor ihrem Abzuge aus derſelben 
zuletzt gewohnt hatten. Inſoweit die Zuweiſung 
nicht nach dieſen Beſtimmungen durchgeführt wer— 
den kann, iſt für dieſelbe der —— maßgebend, 
den derjenige, welchem die Zuzuweiſenden im H. 
folgten, zuletzt in ber Gemeinde hatte. Heimatbe— 
rechtigte, bei welchen auch dieſer Anhaltspunkt 
fehlt, ſind, inſofern nicht zwiſchen den betreffenden 
Gemeinden eine Vereinbarung zuſtande kommt, 
einer dieſer Gemeinden nach dem Ermeſſen der 
Behörde zuzuweiſen. Dieſer Grundſatz gilt aud 
dann, wenn durch die Trennung der Gemeinde 
nur ein früherer Zuſtand wiederhergeſtellt, alſo 
eine erfolgte Vereinigung riidgiingig gemacht wird. 
(Budwinski 9887.) 

Den Gemeinden ijt nach § 4 —— 
gewiſſer Einfluß auf die —— der H.s Ver⸗ 
hältniſſe eingeräumt. Jedoch iſt zu beachten, daß 
eine Vereinbarung nur zuläſſig bezüglich jener 
Perſonen, für welche die — nach ihrem 
Wohnſitze oder nach dem Wohnſitze ihres Auktors 
(oder, wie ausdehnend zu interpretieren ijt, eines 
Auktors ifres Auftors) nicht miglid) iit (Bud- 
wingti 1792), und daß der Inhalt der Vereinba- 
tung nut det fein fann, dah die betreffenden Per= 
fonen, fei es individuecll, fei e& nach bejtimmten 
Geſichtspunkten oder Kategorien, ciner der Teil- 
gemeinden zuzuweiſen find. (Much ſcheinbar weiter: 
gehende landesgeſetzl. Beſtimmungen find im Hin- 
blide auf § 4 Heimatgejep einſchränkend gu inter- 
pretieren. Budwinsli 9005.) Die Bereinbarung 
hat nur dic Bedeutung, dah die polit. Behirde 
die Zuweiſung auf Grund diefer BVereinbarung 
vornehmen foll. Entbebrlid) wird die Umtshand- 
lung der polit. Behirde ſchon deshalb nicht, weil 
diefe ja feſtſtellen muß, ob die Zuweiſung nad 
dem Wohnfige untunlich ijt. 

Die Ruweijung der polit. Bebirde wirkt ex 
tune, d. h. das H. in einer Teilgemeinde ſchließt 
unmittelbar an das H. in der geteilten Bemeinde 
an (vgl. Budwinsti 5406). Ein geitl Bafuum 
wiirde dem § 2 Heimatgejes widerſprechen. Die 
eingelnen Perjonen werden den neuen Gemeinden 
alg heimatberedtigt zugewieſen. Durch die 
Trennung der Gemeinden und die ſich hieran an- 
ſchließende Zuweiſung veriindert fid) das H. nur 
in tervitovialer Hinſicht. We Qualififationen u. 
Eigenſchaften des alten H. (Minders, Frauenheimat, 
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abgeleitete u. ſelbſtändige Heimat) qehen aud) auf 
dag neue iiber. Nur bezüglich der Amtsheimat ijt 
u erwähnen, dag die eines | von felbjt ein 
. nad) § 10 Nov. herbeiführen fann. In dieſem 
alle ijt eine Zuweiſung nad) § 4 überflüſſig. 
Mit Rückſicht darauf ijt neben dem Wohnſitze, 
von dem § 4 ſpricht, aud) der Amtsſiß fiir die 
Veriinderung de3 H. makgebend. 
c) Underweitiqe Webietsverinderun- 
en. Das Gemeindegebiet fann aud) eine partielle 
Veränderung erfahren. ES fann cin Teil des Gee 
bieteS von der einen Gemeinde abgetrennt und 
einer — — zugeſchlagen werden. Das 
G. behandelt dieſen Fall abgeſondert vom Stand— 
puntte jener Gemeinde, die durch dieſe Gebiets— 
veränderung vergrößert wird, und vom Stand— 
unkte der anderen Gemeinde. Wird eine Gemeinde 
urch Einverleibung eines Teiles einer anderen 
Gemeinde erweitert, ſo wird das H. auf den gan— 
zen Umſang der vergrößerten Gemeinde ausgedehnt 
(§ 3 Heimatgeſetz). Eine Veränderung des H. fine 
det in einem foldjen Falle nicht ftatt. Das H. in 
der vergrößerten Gemeinde erfährt blo} eine Be- 
reidjerung. Wird eine Gemeinde mit einem Teile 
einem anderen Gemeindegebiete einverleibt, fo ijt 
jo vorgugehen, wie wenn dieſer Gemeindeteil fiir 
ic allein Gemeindequalitit erlangt hätte: es jind 
ie Grundſätze de8 § 4 Heimatgejes anguiwenden. 
Die Gebietsveriinderung muß logiſch in = Yfte, 
in einen Trennungs- und in einen Vereinigungs— 
att, jerlegt werden. Der B. G. (Budwinski 616, 
ebenfo Prazaf, S. 97) wendet die Wrundjiige der 
3 jf. Heimatgeſetz aud = den Fall der Grenz—⸗ 
richtigung an. Indeſſen geht dieje Interpretation 
wohl au weit. Wenn § 4 davon ſpricht, daß die 
Gemeinde mit einem Teile einem anderen Ge— 
meindegebiete einverleibt wird, fo paßt dieje Aus— 
drucksweiſe dod) nur auf Fille einer wirfl. Schwä— 
dung der Gemeinde. Die bloke Veriinderung oder 
Beri tigung des Grenzzuges einer Gemeinde fommt 
der Cinverleibung eines Gemeindeteiles in eine 
andere Gemeinde nicht gleich. Es wäre aud) ganz 
unnitig, einer derartigen Grenzverſchiebung einen 
anderen Cinflug auf das H. zuzugeſtehen, als den, 
dah fic) das Aufenthaltsrecht nunmehr auf dad 
a der neuen Grenzen liegende Gebiet be- 
zieht. 
d) Die Lostrennung der Gemeinde 
pom Staatsgebiete. Hirt die Gemeinde auf, 
eine Bjterr. Gemeinde gu fein, jo verliert das H. 
jeine tervitoriale Grundlage, es Hirt von felbjt 
auf. Im Wuslande fann cin öſterr. Staatsbiirger 
nidjt heimatberedptigt fein. War das untergegan- 
oor H. an die Stelle eines anderen getreten, fo 
‘ann man diefes nad) § 17 Heimatgejey erloſchene 
.in analoger Univendung des § 16 — 
wiederaufleben laſſen (Hye 413, Budwinski 1575; 
dagegen Prazaf, S. 95). Abgeſehen von dieſem 
Falle und unbeſchadet beſonderer Verfügungen, 
die anläßlich der Abtretung der Gemeinde an einen 
ausländiſchen Staat getroffen werden, müſſen die 
in der ehemals öſterr. Gemeinde heimatberechtigt 
eweſenen Perſonen, fojern fie Oſterreicher geblie— 
ſind, als heimatlos bettachtet werden. 
Ofterr. Staatswöorterbuch. 2 Aufi., 2. Ad. 
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3. Der Einfluß der Gebictsverainde- 
tungen auf die heimatredtl Erſitzung. 
Es wäre fidjerlic) unbillig und wiirde den Juten- 
tionen ded G. nicht entipreden, eine Unterbredjung 
deS Erjipungsaufenthaltes anjunehmen, wenn die 
Wujenthaltsgemeinde durch Vereinigung mit einer 
anderen oder durch Trennung in aiei oder meh— 
tere Gemeinden zu bejtehen aujfhirt. Bielmehr 
müſſen die den $$ 3 Ff. Heimatgejeg zugrunde— 
liegenden Bringipien auch in diejem Falle sur An— 
wendung gebradht werden. Werden zwei Gemein- 
den miteinander vereinigt, fo fann der in der 
einen oder in der anderen begonnene Exjipungs- 
aufenthalt nunmehr in der durch die Vereinigung 
entjtandenen Gemeinde fortgejept werden. Dagegen 
geht eS nicht an, ex post die Mujenthalte in den 
nod) nidjt vereinigten Gemeinden zuſammenzuzie— 
hen; denn vor der Vereiniqung hat die Verlegung 
deS Aufenthaltes aus der einen in die andere Ge— 
meinde cine Unterbrediung der Erfigung berbei- 

eführt, und ee Unterbredjung kann care die 
pater erjolgte BVereinigung der Gemeinden ihre 
edeutung nicht verlieren. 

Wird eine Gemeinde in zwei Gemeinden ge- 
teilt, jo ijt der in der — Gemeinde begon⸗ 
nene Erſitzungsaufenthalt nunmehr entweder in 
der einen oder in der anderen Teilgemeinde fort- 
— je nachdem ſich das Erſitzungsſubjekt in 

er einen oder anderen Gemeinde auſhält. Wäh— 
rend es vor der Trennung für die an feng gleich⸗ 
gültig war, ob das Exfipungsfubjett einen Auf⸗ 
enthalt auS dem einen Teile der Gemeinde in 
einen anderen verlegte (die Teilung wirlt ebenjo- 
wenig zurück, wie die BVereiniqung), führt jept eine 
BVerlegung des Uujenthaltes aus der einen Teil- 
—— in die andere eine Unterbrechung der 
rſitzung herbei. 

Dieſelben Grundſätze lommen aud) bei ander- 
weitigen Gebietsveründerungen, zu denen hier 
auch die Grenzberichtigungen gezählt werden müjſ— 
jen, in Betracht. Der Erjigungsaufenthalt muß 
immer in jener Gemeinde fortgejept werden, zu 
der der Webietsteil, in weldem ſich das Erjigungs- 
jubjeft im Seitpunfte der Gebietsveränderung auj- 
ee infolge dex Gebietsveriinderung gehirt. Der 

ujenthalt muß aljo in allen Fillen in zwei Wb. 
ſchnitte gerlegt averden, die durd) die Gebietsver— 
—— voneinander getrennt ſind. Innerhalb 
jedes Abſchnittes muß der Erſitzungsaufenthalt in 
einer u. derſelben Gemeinde ſtattgefunden haben. 
Welche Gemeinde hiebei in Betracht zu ziehen iſt, 
ergibt ſich nach dem Aufenthalte im Zeitpunkte der 
Gebietsveränderung. 

Iſt die Erfigung bereits vollendet, fo richtet 
ſich, wenn die Erjipungsgemeinde mit ciner ande- 
ren vereinigt wird, der Anſpruch nunmehr gegen 
die Vereiniqungsgemeinde. Wird die Erjigungs- 
emeinde a oder tritt eine anderiveitige Wee 

ietSveriinderung ein, fo befteht der erſeſſene An— 

jprud) im Ginne des § 4 ee er 

jener Gemeinde gegeniiber, die fic) tm Befige des- 

jenigen Gebietes befindet, in welchem der H.-Wers 

ber (oder deſſen Muftor) gur Zeit der Gebictdver- 

iinderung oder nor einem Abzuge aus der durch 
53 
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die Gebietsveriinderung betroffenen Gemeinde zu— 
left gewohnt hat. (Bol. gu allen diejen Fragen 
Spiegel, S 83 ff.) 

Durch eine Gebietsveriinderung fann auch die 
im Suge befindl. Erſitzung unterbrochen werden, 
Es ijt died der Fall, wenn die Erfipungsqemeinde 
mit der Heimatgemeinde vereinigt, oder wenn im 
Falle einer teilweiſen Vereinigung der Aufenthalt 
nunmehr in der Heimatgemeinde fortgetept wird. 
Ebenſo fann der bereits erfeffene Titel hinfiillig 
werden, ivenn er fid) infolge der Gebietsverände— 
rung gegen die Heimatgemeinde des Erfipungs- 
jubjettes richten würde; umgekehrt fann aber aud) 
die Verjährung des evjeffenen Titel dadurch une 
terbrocjen werden, daß fich das Erſitzungsſubjekt, 
weldjeS die Erſitzungsgemeinde verlayjen hat, in- 
folge der Gebietsperiinderung neuerdings in diefer 
Gemeinde aufhilt. 

VI. Der Inhalt des H. 1. Das Aufent- 
halts recht. Tas H. in einer Gemeinde gewährt 
in derjelben dad Recht des ungeftirten Muventbat- 
tes (§ 1 Heimatgefes). Um dieſes Aufenthaltsredt 
wiirdigen gu finnen, müſſen wir uns vor Augen 
halten, daß einerfeits jeder StaatSbiirger nad) Urt.6 
des St. G. über die allgemeinen Rechte der Staats- 
biirger an jedem Orte des Staatsgebietes ſeinen 
Auſenthalt u. Wohnfip nehmen fann (val. § 50 
Heimatgeſetz), und daß fich andererfeits nicht einmal 
der Heimatberechtigte gegeniiber allen ftaatl. Ver— 
fiigungen auf fein Aufenthaltsrecht berufen tann. 
Das Recht, ſich in der Heimatgemeinde aujzubal- 
ten, fteht der Anjorderung de3 Staates nidjt im 
Wege, auferhalb diefer Gemeinde der Webhrpflicht 
zu geniigen, eine Strafe abgubiifen, bei Gericht 
au erſcheinen uj. Wud aus polizeil. Griinden 
fann der Aufenthalt in einem beftimmten Gebiete 
verboten oder der Zugang gu diefem Gebiete ge- 
fperrt werden (3. B. wegen eines Clementarereigz 
niſſes, wegen friegerifder Operationen, infolge eines 
Aufruhrs uſw.). Gomit reduziert fid) das im H. 
enthaltenc WujenthaltSredht darauf, dah der Hei- 
matberedtigte gegen gewiſſe Freiheitsbeſchränkun⸗ 
gen, die fid) gegen ſeine Perſon richten, geſchützt 
Ut. Er ijt unbedingt gefchiipt gegen Ausweiſungs— 
—— ſeiner Heimatgemeinde. Er kann auch 
pon der Staatsbehörde nicht aus ſeiner Heimat— 
gemeinde abgeſchoben, abgeſchafft dder ausgewieſen 
werden (§ 2 &. 27 VIL 71, R.ss, V. des J. 
19 V 58, R. 70, § 3, lit. c, G 5 V 69, R. 66; 
val. Urmeeobertommandoverordnung 4 VI 58, 
A. BV. BL 26). Mit der Erwerbung der Zuftiin- 
digfeit an cinem Orte erliſcht die Wirkung der 
Abſchaffung ans demfelben (§ 2 G. 27 VII 71, 
MR. 88). Der — in der Heimatgemeinde 
darf auch dem unter Polizeiaufſicht Geſtellten nie— 
mals unterſagt werden (§ 9, G. 10 V 73, R. 108). 
Die Ubjchiebung eines Inianders iſt mit ſeiner 
Verweiſung an die Zuſtändigleitsgemeinde 
verbunden 516. 27 VIT 71, R. 88). sufolge 
des Aufenthaltsredhtes in der Heimatgemeinde ijt 
aud) eine Abſchlebung oder Verweifung aus einem 
Gebiete unguldjfig, in dent fic) die Heimatgemeinde 
befindet (vgl. 3. ¥. § 3, lit. c, G5 V 69, R. 66: 


Musiweifung aus dem Begirfe). Insbeſ. ift aud 





M. | find aber ſehr verfdiedener 


die Abſchaffung oder Verweiſung aus dem Staats- 
—* unzuläſſig ($$ 25, 249 Str. G., 44, 69 

ilitärſtrafgeſetzſ. So ergibt fid) das Recht des 
Staat&biirgers gum Wufenthalte im Staatsgebiete 
ſchon als Konſequenz des im H. liegenden Auf— 
enthaltsrechtes. 

Jn Bezug auf das Aufenthaltsrecht bildet das 
Gemeindegebiet ein Ganges. ES wäre eine Berlet- 
ung des F wenn z. B. ein unter Polizeiaufſicht 
— Wiener verpflichtet würde, ſich in einem 
beſtimmten Bezirke Wiens aufzuhalten. 

2. Der Verſorgungsanſpruch. Das H. 
gewährt den Anſpruch auf Armenverjorgung (§ 1 
Deimatgetet) Dah Hier von einem Anſpruche 
bie Rede ijt, während der ungeftirte Mufenthalt 
—* Gegenſtande eines Rechtes gemacht ijt, ere 

art fic) daraus, dah die Ausübung des Anfent- 
haltsrechtes nicht in der Entgegennahme der Lei- 
ftung eines anderen beſteht, während der Berjor- 
gungsanſpruch durd) die pig | det Verforgung 
efriedigt wird. ES befteht fein Grund, das Auf— 
enthaltSredjt als fubjeftives Redjt, den BWerjor 
gungsaniprud dagegen bloß als den Refler objet: 
tiven Rechts Hingujtellen. (VBgl. Biſchoff S. 49, 
dagegen oben I. Bd., S. 324.) Dak der Anjprud 
nidjt auf bem Rechtswege geltend gemacht werden 
fann, ijt bloß eine Folge Umſtandes, dak er 
fein Bivilredjt&anjprud ijt, dak der Arme nici 
cine beftimmte Art der Verjorgung verlangen fann, 
unterfdjeidet diejen Unfpruch nicht von den Wlimen- 
tationsanſprüchen bes Zivilrechtes. (Bgl. Glajer- 
Unger 8613.) Der Verſorgungsanſpruch richtet fid 
gegen die Gemeinde; jedod) bleibt es der Landes— 
eſetzgebung unbenommen, Cinridtungen gu_tref 
en, wodurd den Gemeinden die ihnen gefeplid 
obliegende rg me der — ——— er⸗ 
leichtert wird (§ 22). Die Erleichterung kann darin 
bejtehen, dah dem Heimatberedtigten ein diref- 
ter Unfprud gegen jemand anderen als die Ge- 
meinde eingeriumt wird, oder darin, daß die Ge— 
meinde blof finangiell unterftiigt wird, ohne daß 
dadurch das Rechtsverhältnis gwifden dem * 
— — und der Gemeinde modifiziert wird. 

Die Armenverſorgungspflicht der Gemeinde 
wird im — — (§$ 23, 26) als eine ſub⸗ 
ſidiäre Verpflichtung hingeftellt. Die Umſtände, 
welche fiir die Gubfidiaritat e Betradt fommen, 

tt: 

a) Nur ſcheinbar liegt eine Subſidiarität da- 
tin, dab erwerbSfibige Berfonen nidt verjorgt 
werden. Indem das ©. lagt dak die Wrmenver- 
jorgung von Seite der Gemeinde nur inſoweit 
eintritt, al8 fid) der Urme den notwendigen Unter: 
Halt nidjt mit eigenen Kräften gu verfdaffen vers 
mag (§ 26), ſchränkt es nicht die Armenverſor— 
gungspflicht der Gemeinde, fondern den Begriff 
Der Armut ein, (Bat. Budwinski 7789.) Wer ers 
werbsfähig ijt, tit nidjt arm im Ginne de3 Armen: 
redjtes. Die Anhaltung eines arbeitsfaihigen Armen 
ut BwangSarbeit G6 Deimatacies) hingt heute 
a 4, G. 24V 85, R. 89) mit dem H. nicht jue 
=. hI aber ijt der Berf ſptuch 

b off aber ijt der orgungsanjpru 
gegen die Gemeinde infofern ein jubjitidrer. alé 
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ex durch givilredtliche oder andere öffenllich-rechtl. 
Verjorgungsanjpriide ausgeſchloſſen wird. Die 
Obliegenheit der Gemeinde zur Armenverſorgung 
bejteht nur injoweit, alg nidjt dritte Perfonen nach 
dem Zivilrechte oder nad) anderen G. —* ge⸗ 
hören namentlich die Gew. O., die Dienſtboten— 
ordnungen, die Arbeiterverſicherungsgeſetze, aber 
auch die beamtenrechtl. Vorſchriften) zur Verſor— 
gung des Armen verpflichtet find (§ 23). Indeſſen 
eqt das G. nicht fo ſehr auf den Bejtand ſolcher 
Verſorgungsanſprüche, als auf ihre Realiſier— 
barfeit Gewicht. Es bitte feinen Sinn, die Armen— 
verſorgung deShalb auszuſchließen, weil der Urme 
einen zu — Alimentierung verpflichteten Vater 
Hat, wenn dieſer Vater ſelbſt nicht imftande ijt, 
agg Verpflichtungen nachzulommen. Selbjt wenn 
et Verjorgungsanjprud) gegen dritte Perjonen 
realijierbar ijt, hat die Gemeinde, wenn fic) dieje 
Perjonen weigern, ihre Verpjlidjtung ju erfüllen, 
die Verjorgung inzwiſchen gu übernehmen, vorbe= 
haltlid) des Rechtes, den Erſatz des gemachten 
Aufwandes von dem hiezu Verpflichteten zu ver— 
langen. Überdies ſind die dritten Perſonen zur 
Erfuͤllung ihrer Verbindlicfeiten im geſetzmäßigen 
Wege gu verbhalten. 
ate Erjapanjpriiche, weldje die Gemeinde we- 
gen ded Uufwandes von Verpflegsfojten gegen die 
gur Verjorgung nach dem Zivilrechte verpjlichteten 
—— erhebt, gehören vor die Gerichte (§ 38 
Heimatgeies). Jedoch hat die polit. Behörde vor- 
erjt den Betrag der aufgewendeten Verpflegskoſten 
au bejtimmen, und es fann bieriiber im Rechts— 
wege nidjt weiter verhandelt werden. Uber Erjag- 
anjpriide, weldje Gemeinden wegen des Wujwan- 
des von Verpflegsfojten wider die nicht nad dem 
ivilrechte, fondern nad anderen G. verpflidjteten 
erjonen erheben, ijt im polit. BWege gu entſchei— 
den (§ 39 Heimatgejep). Haben die dritten Perjo- 
nen in Erfuͤllung der ihnen nad) dem Zivilrechte 
oder nach anderen G. obliegenden Verpflichtungen 
Verjorgung geleijtet, jo haben fie ſelbſwverſtändlich 
feinen Erſatzanſpruch gegen die Gemeinde. Dritte 
Perjonen, die, ohne Hiegu verpflichtet gu fein, den 
Urmen verjorgt haben, finnen gegen die Gemeinde 
Regreß nehmen. Diejer Fall wird im Heimatge- 
fepe nicht erwahut u. zw. mit Redt, weil der Re- 
reßanſpruch cin aivilredjtlicer ijt, fiir deſſen 
Suertennang die Verſorgungspflicht der Gemeinde 
lof eine Vorfrage ijt. (So mit Redt Hye 281, 
303; Hye-Hugelmann 702, 808, 990; anderer YWn- 
ſicht Brazat, Spory o —— II. Bd., S. 32 ff.) 
c) Reine ubhdiar tit liegt darin, daß es nur 
injojern Aufgabe der Gemeinde ijt, ihre Heimat- 
beredjtigten im —— lag ju unterjtiigen, 
als die Urmenverjorgung die Pflidjten u. Mittel 
der beftehenden Urmen- u. Wohltitigfeitsanjtalten 
und Gtiftungen, deren Einridjtungen u. Verpflich— 
tungen durd) das Heimatgeſetz nicht berührt wor- 
den find, iiberjteigt (§ 22 Heimatgefep). Denn es 
handelt fic) bei diejer —— nicht um das 
Verhältnis zwiſchen dem Heimatberechtigten und 
der Gemeinde, ſondern um die Mittel der Ar— 
menpflege. Die Gemeinde lann den Heimatberech— 
tigten nicht auf die beſtehenden Wohltätigleitsan— 
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jtalten u. Stijtungen verweijen. Gofern der Arme 

egen eine Stiftung ober fonjtige Anſtalt einen 
Rechtsanſpruch hat, gilt § 23 (oben lit. b); ſofern 
ev feinen Anſpruch bat, muß er fic) vorbehalilich 
bejonderer Vejtimmungen der Landesgejepqebung, 
§ 22, UW. 3) an die Gemeinde wenden. Blof fiir 
die Lig rage, aus welchen Mitteln die Ge- 
meinde die Armenpflege gu bejtreiten hat, ijt die 
im § 22, UL 2, enthaltene Anordnung von Bez 
deutung, ſoweit fie überh. einen juriſtiſch faßbaren 
Inhalt Hat (vgl. 88 16 ff. des böhm. Armen— 
geſetzes). 

Die der Gemeinde obliegende Armenverſor— 
gung umſaßt die Verabreichung des notwendigen 
Unterhaltes und die Verpflegung im Falle der Er— 
franfung. Die Wrmenverjorgung der Kinder be— 

reijt aud) die Gorge fiir deren Erziehung (§ 24 
Heimatgejes). Die Urt u. Weife der Armeüverſor— 
gung bejtimmt innerhalb der beftehenden G. die 
Gemeinde. Der Urme fann eine beitimmte Art 
der Unterjtiipung nidjt verlangen (§ 25 Heimat- 
geieb), und er fann jeinen Anſpruch auf Verſor— 
gung nidjt im Rechtswege, fondern nur im Ver— 
waltungSwege (§ 44 Heimatgejep jagt: „Be— 
ſchwerdezuge“) bei den Selbjtverwaltungsbehirden 
geltend maden. (§ 36 Heimatgejes fpricht, indem 
er von der Kompetenz der ſtaatl. Berivaltungs- 
behirden handelt, blog von Angelegenheiten, die 
das H. betreffen, während § 55 Gem. G. vom 
J. 1859 alle Ungelegenheiten, „welche die Zuſtän— 
digfeit und die Hierauf gegriindeten Pere: 
tigungen betreffen”, den polit. Behirden juries.) 

Erwähnt muß iibrigens werden, dah der 
Staat nicht bloß auf Seite des Heimatheredtigten 
Sndividuums (vgl. oben IL, 1), fondern and) 
auj Seite der Gemeinde an das H.-Berhiltnis an- 
tniipjen und dieſes anderen Verwaltungszwecken 
dienjtbar madjen fann. Go geht eS iiber den § 24 
Heimatgefep hinaus, wenn die Heimatgemeinde 
als ſolche aur — Schubloſten verpflich— 
tet wird (§ 16 @. 27 VII 71, R. 88). 

Das Heimatgefep enthilt begiiglid) der Urmen- 
verforgung nur einzelne leitende Grundſätze, deren 
nähere Ausführung in der partifuliren Armen— 
geiebgebung enthalten ijt. Bezüglich diejer Gejeg- 
gebung fowie bezüglich aller Details ijt auj die 
Urtitelferie: „Armenpfiege“ zu verweifen. 

3. Das BVerhiltnis zur AWufenthaltsa- 
gemeiers Die Befriediqung des aus dem H. 
JlieBenden Verſorgungsanſpruches kann durd) die 
YUujenthaltsqemeinde des augerhalb der Heimat 
weilenden Armen vermittelt werden. Die Verpflich⸗ 
tung der Aujfenthaltsgemeinde gu einer foldjen BVer- 
mitthing faun auf einem Ubercinfonumen mit der 
Heimatgemeinde oder unmittelbar auf dem G. be- 
tuben. Das G. jelbjt verpflidtet die Wujenthalts- 
emeinde, dem Armen im Bedarfsfalle die gefegl. 
Verforgung auj Rechnung der Heimatgemeinde au 
gewähren. So wie bei der Urmenverjorgung überh. 
(§ 24), fo wird aud) bier dic Verabreichung des 
notwendigen Untergaltes von der Berpflegung int 
Erfranfungsjalle unterjdieden. Die Wujenthalts- 
—** darf auswärtigen Armen im Falle augen— 

licll. Bedürfniſſes die nötige Unterſtützung nicht 
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verfagen, und fic muh auswärtige Arme, welche 
in ibrem Gebiete erfranfen, jo lange verpflegen, 
bis fie ohne Nachteil fiir ihre oder Underer Gejund- 
heit aus der Verpflegung entlafjen werden fonnen 
($ 28 7. Heimatgefep). Die Mufenthaltsgemeinde hat 
aber die ihr hieraus erwachſenden Roften nicht felbjt 
u tragen, fondern fie fann den Erſatz „nach ihrer 
Sant von der Heimatgemeinde oder von dem nach 
dem Zivilrechte oder nad) anderen G. hiezu Ver— 
pflicjteten verlangen“. Trogdem das G. der Auf— 
enthaltsgemeinde hier cin Wahlrecht einräumt, ver— 
tritt fie, wenn fie die Berforgung gewährt, doc) 
immer dic Heimatgemeinde. Enticheidet fie fic 
dafiir, den Erjag der Rojten nidjt bon der Heimat- 
gemeinde, fondern von dem nad dem Zivilrechte 
oder nad) anderen G. hiezu Verpflichteten zu ver- 
langen, fo iibernimmt fie die Vertretung der Hei- 
matgemeinde auc) nod) binfichtlid) des dtefer nad 
§ 23 zukommenden Regreßanſpruches. Bezüglich der 
Kompetens gelten auc) hier die Bejtimmungen der 
$§ 38 jf. Heimatgefeg. Begniigt fie fic) aber damit, 
ben Exjag von der Heimatgemeinde yu verlangen 
(fompetent iſt fiir ben Erſaßanſpruch die polit. Be— 
hörde, § 39 Heimatgeſetz), fo bleibt ed der letzteren 
Wemeinde iiberlafjen, wenn dritte Berfonen Ver— 
forgung zu leiſten verpflichtet find, gegen dieje nad 
§ 23 Megreh au nehmen. 

Die Mupenthalte emeinde tritt in ben erwähn⸗ 
ten Füllen kraft Geſetzes an die Stelle der Hei— 
matgemeinde. Sie hat die Borausfepungen des 
Verjorgungsanfpruches und die Dringlichfeit der 
Verſorgung felbjtiindig gu beurteifen; aber ihre 
Yntervention ijt nur al8 eine provijorijdhe gedacht. 
Sie mug dann, wenn — die Krankenverpflegung 
im Sinne des § 20 beſorgt, der Heimatgemeinde 
des Kranken, falls dieſe befannt oder durch fofort 
anzuſtellende Nachforſchung ohne erhebl. Sdhwie- 
rigkeit zu ermitteln iſt, unverzüglich Anzeige ma— 
chen, und iſt bei deren Verzögerung für alle dar— 
aus entſtehenden Nachteile verantwortlich fF 30 
Heimatgejep). Welches diefe Nadhteile find, ijt tm 
G. nidjt ausgefproden. Gedacht wird aber ohne 
Zweifel daran, dah die Heimatqemeinde auf Grund 
der erbaltenen ay im Cinne des ; 25 die 
Art u. Weiſe der Armenverforgung ſelbſt gu be— 
jtimmen bat, und dak die Mufenthaltsgemeinde 
verpflichtet ijt, bei ber Durchfithrung der von der 
Heimatgemeinde getroffenen Anordnungen, fowcit 
diefelben dem G. nicht widerſprechen, mitzuwirken. 
(Budwinsti 584. Der V. G. fordert Rechtstrajt 
der Verfügung der ——— Budwinski 
1700 A, 2348 A, 2566 A.) Der Nachteil, den die 
Heimatgemeinde durch Unterlajjung oder Verſpä— 
tung der Anzeige erleiden fann, bejteht demnach 
Darin, daß die often, die die Wufenthaltsgemeinde 
aufgewendet hat, größer find, ald fie bei rechtzei— 
tiger Anzeige an die Heimatgemeinde und bei 
Durchfiihrung der jodann von dieſer getroffenen 
Unordnungen gewejen wären. Die Verantiwortung 
fiir Ddiefen Nachteit wird durch entipredjende Re— 
buftion des Niidforderungganfprudes der Aufent⸗ 
haltégemeinde —5* gemacht (Budwinsti 6). Die 
Verpflichtung, die Verjiiqung der Heimatgemeinde 
zu reſpeltieren, trifft die Mufenthalteqemeinde auch 
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dann, wenn es ſich nicht um die Krankenverpflegung 
handelt. (Vgl. Budwinski 2348 A.) Nur iſt im 
walle des § 28 der Aufenthaltsgemeinde die An— 
jeige an die Heimatgemeinde nicht zur Pflicht ge— 
macht. (Die zeitl. grengung der Unterjtiigung 
liegt bier darin, dab bloß das augenblidl. Bee 
dürfnis zu befriedigen ijt.) 

Was von der Aufenthaltsgemeinde gilt, gilt 
in gleicher Weiſe auc) vom Wujenthaltsqutsgebiete. 
An diefem Sinne ijt § 48 Heimatgeyes gu vers 
jtehen, nicht aber derart, daß Gutsgebiete auch dic 
Lajten der Heimatgemeinden gu tragen haben. 
Den Heimatgemeinden fonnen die GutSgebiete mit 
Rückſicht aur § 45 Heimatgefeg nicht gleidgeftellt 
werden (anders Brakaf S. 97). 

Aunjenthaltsgemeinden und Gutsgebiete fin- 
nen auch in die Sage fommen, Ausländern un- 
aufidiebbare Unterjtiipungen gu — § 31 
Heimatgefes verweijt in Begug auf die Verpflequng 
erfrantter und auf die Beerdiqung verjtorbener 
Auslinder auf die bejtehenden St. VB. Mit dem H. 
haben die bieher gehirigen Leiftungen nichts zu tun. 

VIL. Die Feſtſtellung u. Beurfundung des H. 
1. Die Fejtitellung des Heimatredtes. Die 
Verhandlung und E. in Angelegenheiten, welche 
das H. betreffen, alfo inSbef. die andlung und 
E. über das unbefannte, zweifelhafte oder ftreitige 
H. (§ 43 Heimatgeſetz), gehören ng Kompetenz der 
polit. Behörden (§ 36). Die polit. Bezirksbehörde 
fann mit einer ©. fiber die, fei e& auf Anſuchen 
einer Partei oder ciner Gemeinde oder von Wmts 
wegen, au löſende Frage des zuſtändigen H. nur 
inſoweit vorgehen, als hiedurd eine Gemeinde ihres 
Begirfes als die Heimatgemeinde erfannt wird. Er- 
achtet jedoch diefelbe, daß derjenige, um deſſen H. 
es fic) handelt, nad) den gepflogenen Erhebungen 
in einer Gemeinde des Verwaltungsbereidhes einer 
anderen polit. sa ig heimatberedtigt fei, 
fo bat fie fich an dieſe Behirde gu wenden. Stim- 
men beide Behörden in ihrem Erfenntnifje iiberein, 
jo haben fie die Angelegenheit einverſtändlich zu 
erledigen. Sonſt ift die Verhandlung der vorge- 
fepten polit. Qandesjtelle vorgulegen, welche, wenn 
ihr beide Behörden untergeordnet find, darüber ent- 
icheidet, wenn aber dicielben gu dem Verwaltungs— 
— verſchiedener Landesſtellen gehören, ſich mit 

er Landesſtelle des anderen — aa th tee 

in das Cinvernehmen fept. Wenn fic die Landes- 
ftellen iiber das Erfenntnis nicht einigen, fo wird 
der Megenftand der E. des M. J. untergzogen (§ 40). 
Aus dtefer das Anterefje der Gemeinden ſchützen 
den ——— Kompetenz — die polit. Behörde 
ijt berufen, das Intereſſe der in ihrem Bezirke ge— 
legenen Gemeinden wahrzunehmen — ergibt ſich 
al Konſequenz, dah die Möglichkeit des Jnjtangen- 
zuges in H.-Sachen davon abbingt, welche Ge— 
meinden für das H. in Betracht kommen. Liegen 
dieſe Gemeinden in verſchiedenen Verwaltungsge⸗ 
bieten, ſo kann das Miniſterium zur erſtinſtanzl. 
E. berufen fein. 

Eine weitere Beſchrünkung des Sitangensuges 
ge fi) aus § 41 Heimaigeſetz. (Val. B. 
M. J. 27 X 59, R. 196.) Zwar fteht im Prine 
jive gegen die E. der polit. Bezirksbehörden der 


Heimatred)t. 837 


Inſtanzenzug an die polit. Candesjtelle (haben Be— 
zirksbehörden verſchiedener Verwaltungsgebiete ent- 
jchieden, fo miijjen aud) die ihnen iiberqeordneten 
Vandesftellen einverjtindlich iiber die Berufung 
enticheidben) und gegen E. der Landesjtellen der 
Snflanzengug an das M. J. offen. Gegen zwei 
pe autende &. finbdet jedod) feine Minijterial- 
erufung jtatt. 

Die ©. iiber bas H. fann von der Beant- 
wortung verfdjiedener Borfragen abbhiingen. Die 
Rompeteny aur E. der Hauptfrage ſchließt nach allg. 
Grundſätzen aud) die Kompetenz zur E. der Vor: 
fragen als folder in fid, fofern nidt, wie in 
§ 39 i. f. Heimatgefep, dieje Kompetenz der ers 
fennenden Behörde ausdriidlid) genommen ijt. 
Weniger deutlid, als in § 39, ift die Einſchrän— 
fung der Kompetenz der erfennenden Behörde in 
§ 37 ausgeſprochen. Wenn es dort heift, dak die 
E. über jtreitige Fragen des Hivilrechtes, 3. B. 
iiber dic ebelidje oder unebel. Weburt, wenn dieje 
bei H.-YWngelegenheiten mit einfließen, dem Gerichte 
zuſteht, fo fann man dieje Beſtimmung auch derart 
perjtehen, dak die &. iiber das H. jener iiber dic 
cheliche oder unehel. Geburt nicht praͤjudiziert, daß 
alſo das Kind als unehelich erlannt werden lann, 
ſelbſt wenn die polit. Behörde ſein H. im Sinne 
des 86, UL. 1, feſtgeſtellt hat oder umgelehrt. Dann 
wiirde aber freilic) § 37 etwas Selbſtverſtändliches 
bedeuten. Andererfeits geht es aber natiirlich nicht 
an, in jedem einzelnen Falle zunächſt die zivil— 
rechtl. Vorfragen vom Gerichte felbjtindig löſen 
zu laſſen, zumal dazu vielfach cine Klage not— 
wendig wäre, gu der der Klagsberechtigte nicht 
gezwungen werden fann. § 37 will wohl mu- 
tatis mutandis nichts anderes fagen, als § 5, 
Al. 3, Str. P. O. Sofern ein sivilrechtl. Urteil 
vorliegt, foll die Heimatbehirde, mag fid) der 
Prozeß wie immer abgefpielt haben Kontumaz!), 
daran gebunden fein. Dit ein Zwilprozeß im 
Suge, fo ijt deſſen Beendigung absuwarten. Kann 
die Behörde den Eheungiiltigfeitsitreit von Amts 
wegen veranlajjen, fo * ſie es tun und den 
Erſolg abwarten. In allen übrigen Fällen hat 
jie ſich an die vorliegenden Beweismittel (Tauf— 
ſchein, Trauungsſchein uſw. Anders allerdings 
Budwinski 2331) au halten und nicht auf eigene 
Fauſt Erhebungen iiber die Wiiltigfeit einer Ehe 
oder üher die Chelidjfeit dex Abſtammung zu pile 
gen. Die Ehe ijt fiir die Heimatbehirde ine 
gültig, als jie nicht gerichtlich für ungültig erflirt 
iit. Eben darum wenn auch nicht darum allein) 
wirft die Eheungültigkeitserklärung heimatrechtlich 
ex nunc und nicht ex tune (val. oben IT, 3). Die 
Kinder aus einer ſolchen Ehe find folange als ehe- 
lid) angufehen, bid entweder das Strafgericht als 
eriviefen angenommen hat, dah feinem Elternteile 
die ſchuldloſe Unwiſſenheit des Ehehindernifjes ju 
jtatten fommt, oder bis dag Zivilgericht tiber eine 
Rlage entſchieden hat, daß die Kinder als unehe- 
lid) angufeben find. (Dinifterialerla 28 III 77, 
3. 3468, Mayrhojer, I., S. 985; val. Brazak, 
Spory, I, S. 101. Su der gangen Frage val. Ber— 
napift, Rechtſprechung und materielle Rechtskraft, 
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Die Verhandlung über das zweifelhafte, ſtreitige 
oder unbefannte . des Individuums mus fein po- 
fitives Refultat erqeben. Die E. muß nicht in dem 
Sinne erjliehen, dak der betreffenden Perſon das H. 
in einer bejtimmten Gemeinde zuſtehe. Dic Behörde 
fann aud) ein non liquet fpredjen und das In— 
dividuum fiir heimatlos erfliiren (vgl. sub VIII). 

2. Der Heimatfdein. Bor dem provijori- 
ſchen Gem. G. fam die Frage, ob dic Ausſtellung 
eines Heimatideines zuläſſig fet (val. Mayrhofer, 
IL, S. 1108 f.), wiederholt gur E. Sie bing mit 
den geſetzl. Beſchränkungen der Freizügigkeit zu— 
fammen. Wer ſich aus feiner Heimat entfernen 
wollte, benbtigte dazu entiweder einen auf Beit 
ausgejteliten Paß oder die Muswanderungsbeiwilli- 

ung. Mit Riidfidjt darauf wurde entweder die 
usſtellung eines befonderen Heimatſcheines neben 
dem Paſſe oder der Auswanderungsbewilligung 
für unzuläſſig erklärt „„Päſſe find aud) Seimat: 
jdheine’, heißt es in einem Hfd. vom J. 1823), 
oder ¢8 wurde gwar ein Heimatidein ausgeſtellt, 
aber nut fiir eine beſtimmte Seit als giiltig erklärt. 
Auf dem letzteren Standpunfte fteht denn aud) 
bas proviforifde Gem. G. Der den Gemeinde— 
qliedern auf Berlangen aussufertiqende Heimat: 
ſchein hat nur auf vier Sabre Giiltigteit (§ 135 f.). 
Die Ausftellung des Heimatideines obliegt dem 
Bürgermeiſter im iibertragenen Wirkungskreiſe. 
Der Seimatichein war aljo nidjt bloß Bejtitiqung 
liber die Gemeindemitgliedſchaft, fondern auch cine 
im poligeil. Intereſſe ausgeſtellte, die Fortdauer 
deS H. während ber Abwejenheit von der Heimat 
jichernde Urfunde. Solange fic) der im Gemeinde— 
ebiete aufhaltende Fremde durch einen nicht ers 
oſchenen Heimatidein über feine Zuſtändigkeit 
ausweiſen konnte, war er vor dem Verluſte ſeines 
bisherigen H. durch Quadriennierung (§ 12) und 
überdies auch, wenn er ſich entſprechend verhielt 
und die Mittel zu ſeiner Erhaltung beſaß, vor der 
gemeindeämtl. Ausweiſung geſchüßt (§ 25). Durch 
die Miniſterialverordnung 23 IV 50, 3. 8143 
(Mayrhofer, II. S. 1074 f.) wurde das Heimat- 
ſcheinweſen näher geregelt. Der Heimatſchein wird 
wohl als die Bejtitiqung von Seite der Gemeinde 
dDefiniert, daß der Perjon, welder er verabjolat 
wird, das H. in der Gemeinde jujtehe. Er fann 
aber auch gur Reife im Inlande als Reijeurfunde 
(Rak) benugt werden. Zu diefem Ende bedarf er 
unter Umſtänden der Vidierung des Bezirkshaupt— 
manne’, Auf Grundlage de$ Heimatſcheines fann 
aud) cin Auslandspaß oder cin Wanderbud) aus: 
gejertigt werden. Der Doppelnatur des Heimat- 
ſcheines trägt deſſen Anhalt Rednung, indem er 
nicht bloß die Beſtätigung über das H., fondern 
aud) eine Perjonsbejchreibung enthalt und von 
der Partei eigenhindig unterjertigt wird. Anläßlich 
der Reorganijation der polit. Verwaltung wurde 
den den Bezirksämtern unterjtehenden Gemeinden 
das Recht, Heimaticheine ausgufertigen, zugunſten 
der Bezirksämter entzogen (Minifterialverordnung 
191 53, R. 10, Beilage A, II. Hauptitiid, 1. Ab— 
ſchnitt, § 30). 

Per Grund fiir dieſe Kompetenzverſchiebung 
fiel jreilid) weg, als im 3. 1857 das Paß- u. 
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Melbungswefen reformiert und der Heimatfdein 
jeiner Bedeutung als Reijelegitimation entfleidet 
wurde, Es entftand fogar ber Zweifel, ob damit 
der Heimatidein nicht tiberh. abgefchafft fei. Mit 
Minijterialerlak 25 V 57, B. 5020 (Aſtl, Alpha⸗ 
betiſche Gammlung aller polit. ufw. G., 1864 ff., 
S. 1513, Brucha, Polizeipraxis, ©. 130) wurde 
cine Unfrage dahin erledigt, dak nur die Ausfer— 
tigung reip. Bidierung der Heimatſcheine als 
Retfeurfunden, nicht aber auc) deren fernere 
Ausfertigung als Dofumente zur Nachweijung der 
Buitindigteit unterjagt exjceint. WIS ſolche Dotu- 
mente werden die Hetmatideine auch in der Mini- 
fterialverordnung 17 VII 57, R. 133 (vgl. unten 
IX, 2), begeicmet, und in gleidjer Weife definiert 
bas geltende Heimatgeies den matjdein als 
„die Ürkunde, welche bejtitigt, dak der Berfon, 
welcher er erteilt wird, das H. in der Gemeinde 
uſteht“ (§ 32). Der Heimatidein wird von der 
Sima emeinde nad) dem dem G. angeſchloſſenen 
Fyormulare ausgefertigt und mit bem Siegel der 
Wemeinde verje (8 33). Der Heimatichein ijt 
heute nichts anderes, als eine Berweisurfunde, dic 
fid) von anderen Beweismitteln nut dadurd unter: 
ſcheidet, dab fie ex professo das H. bejdeinigt. 
Der Heimatſchein beftitigt das H., ohne dah 
es darauf ankäme ober dak angegeben werden 
miifte, auf welde Weife das H. erworben 
worden iſt. (Budwinsli 3647 A.) Wenn die 
Praxis Urbeitsbiichern, Dienſtbotenblichern uſw. 
die Beweistrajt bezüglich des 6. abjpridt, fo 
liegt der Grund nicht in der Privilegierung des 
Heimaticheines, fondern darin, daß die gedadjten 

ofumente an fich nicht geeignete Beweis— 
mittel fiir das ©. find. Die Beweistraft des 
Heimatideines iſt zeitlich nicht beſchränkt. Wohl 
aber ijt gegen den Heimatſchein Gegenberweis zu— 
——— G, driidt dies in höchſt unvollkomme— 
ner Weiſe aus, indem es den Heimaiſchein fiir 
ungültig erklärt, wenn die Gemeinde nachzu— 
weiſen vermag, daß der Inhaber des Heimat— 
ſcheines darunter iſt natürlich derjenige zu ver— 
ſtehen, auf den der Heimatſchein lautet) zur Heit 
der Ausſtellung desſelben das H. in einer anderen 
Gemeinde hatte (§ 35). Der Ausdruck „ungültig“ 
joll nichts anderes a al8: , nicht beweiskräftig“. 
Die Tatjache, dak die Gemeinde einer Perſon das 
H. beſtätigt hat, wird dadurch nicht befeitigt, 
dak ein nicht gu Recht bejtehendes H. beſtätigt 
wurde. Es fommt aber niemalS auf die Beftiti- 
ung, fondern immer auf das H. felbjt an. Wenn 
Rah herausitellt, dak der betreffenden Berfon das 
H. in der den Heimatſchein ausftellenden Gemeinde 
nicht zuſtand oder nicht zuſteht (da das H. in 
einer bejtimmten anderen Gemeinde nachweisbar 
ijt, iff ungeachtet der Tertierung des § 35 feines- 
wegs erforderlich; val. Brazat, S. 143), fo wird 
eben auf den Heimaticdein feine Rückſicht genom: 
men, ohne dah gerade Die Gemeinde den Nach— 
weis der Unrichtiqfeit der Heimatsbeftitiqung er- 
bringen miifte. Durch § 35 wird nicht die Bes 
weislaft in dem Sinne geregelt, dab die Hemeinde 
den Gegenbeweis gegen den Heimatfdein fiihren 
miipte, fondern es wird dabei nur an den nor— 


malen Fall gedadht, daß die Behörde feinen Grund 
hat, an der Richtigteit der Heimatsbeftitiqung zu 
ae, und dag fomit die Gemeinde, um eine 
br _giinitige E. zu erzielen, die Unrichtigteit diefer 
Vejtatiqung behauptet u. beweiſt. 

Die Bedeutung des Heimatideines ift mithin 
mehr cine faftifche, als eine rechtliche. Rechtlich iſt 
der Heimatidein nur dann von Bedeutung, wenn 
die in ihm enthaltene Heimatsbeſtätigung richtig 
ijt. Da aber faktiſch der Heimatſchein fehr oft das 
oni ge Beweismittel ift, fo fann fein Beſitz fiir 
den Inhaber leicht denfelben Wert haben, wie der 
Beſiß des H. Mit Rückſicht darauf tft es dem 
Staate barum gu tun, der Fälſchung von Heimat: 
icheinen —*8 vorzubeugen. Dies tut ſchon das 
G., indem es nicht bloß die Unterfertigung, 
dern auch die win dared des ———— 
verlangt. Uberdies wurde laͤnderweiſe im Verord⸗ 
—— der freie Berfauf der Heimatſchein— 
blanfette beſchränkt (vgl. die dieSfiilligen V. bei 
Mayrhofer, II. S. 1034 f.). 

Fraglich ijt es, pon wem der Heimatichein 
ju _unterjertigen ijt. Der Text des Heimatgeſetzes 
enthalt in diefer Hinfidht gar feine Beftimmung. 
Wohl aber findet ſich am Schluſſe des gefepl. For: 
mulars nad) den Worten: „Für die Gemeinde“ 
der Vermerk: „Folgen die Unterſchriften““. Mus 
bem bier gebraudjten Plural wird von der ver— 
waltungSgeridtl. Praxis (3. B. Budwinsti 7144) 
gefolgert, daß gum thinbetien zwei Unterſchri 
ur Gültigkeit des Heimatſcheines notwendig ſind. 

heoretiſch wird dies damit begründet, daß durch 
den Heimatſchein Verbindlichfeiten gegen andere 
Perfonen begriindet werden (3. B. Budwinsli 1583). 
Das ijt aber gweifellos unridtig (val. Braraf, 
S. 142, Budwinski 171). Der atſchein ift 
nur eine deflarative Urkunde, auf deren Ausſtel— 
lung die Partei ein Recht hat. Die Unerfennung 
ded H. ijt nod fein Verpflichtungsgrund. Wan 
darf aber aud) wohl der (zum Formulare felbjt 
gat nicht gehirigen, fondern nur einen Hinweis 
auf die Ausfüllung des Formulars enthaltenden) 
Rlaufel: „Folgen die Unterſchriften“ feine über— 
triebene Bedeutung —— Das Heimatgeſetz 
erklärt, daß der Heimatſchein von der Heimat- 
gemeinde ausgefertiqt wird. Wer namens der 
Heimatgemeinde den Heimatichein ausfertigen foll, 
miijjen die Gem. G. aljo die Landesgeſetze beſtim⸗ 
men. Für die Giiltigteit des Heimatideines kommt 
eS nur darauf an, ob er von der Heimatgemeinde 
hertiihrt, und ob feine Unterfertigung im Sinne 
der Wem. G. eine Unterfertiqung der Gemeinde 
iſt. Hatte das Formular auj eine eingige Unter- 
ſchrift verwiefen, fo bitte es bamit den Gem. O 
porgeqriffen, die ja anordnen finnen, dak meb- 
rere 2 namens der Gemeinde zu fertigen 
haben. Der Singular ijt aber im Plural ,,Unter- 
ſchriften“ jedenfalls enthalten (val. die zutreffen— 
den Uusfiibrungen bei Mayrbhofer, I., S. 1036 f.). 
8 mag darau —— werden, daß das For⸗ 
mular ja aud) nod), an das alte Heimatfdeinfor= 
mular aus dem 9. 1850 fic) anfchliehend, die 
eigenhändige Unterjdyrijt der Bartet fordert, rviih- 
vend dod) gweijellos der Mangel diejer fiir die 


fon: 
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imatbeſtätigung gang unweſentl. Unterſchriſt die 
eweiskraft des Heimatſcheines nicht in Frage 
ſtellt. 

Die Erteilung eines Heimatſcheines darf keinem 
Heimatberechtigten (aud) nicht dem illegal Abwe— 
jenden: Mayrhofer, II. ©. 543) verweigert werden 
(§ 34 Heimatgefep). Geſchieht died dennoch, jo fann 
fic) die hiedurch beſchwerte Bartei an die polit. 
Bezirksbehörde wenden, die, wenn das H. des Be- 
ſchwerdeführers in der Gemeinde durch ein rechtd- 
frajtiges Erkenntnis auger Zweifel geſetzt ijt, die 
Gemeinde zur Ausfertigung des Geimaticycines 
au verbalten hat (§ 42 Peimatgel) Seltſam ijt 
es ſicherlich, daß die polit. Behirde nach der Nov. 
den Aufnahmsbeſchluß der Gemeinde fupplieren 
fann, daß aber der Ausſpruch iiber bas H. den 
Heimatidein nicht foll entbehrlid) machen können. 
Tatſächlich benötigt derjenige, der fic) im Befige 
eines rechtsträftigen Erfenntnijjes über fein 
befindet, faum nod) eines befonderen Heimatſcheines. 
Zu dem Anſuchen um Erteilung des Heimatſcheines 
fann ſich der Heimatberechtigte insbeſ. deshalb ver— 
anlaßt ſehen, weil er fic) gegen eine Ausweiſungs— 
verfügung der Aufenthaltsgemeinde ſchützen will. 
Jedoch ijt darauf aufmerkſam gu machen, daß die 
Gem, G. (ogl. Art. II des G. 5 TI 62, R. 18) 
nidjt mehr, wie das proviforijde Gem. G. (§ 25), 
auf den Beſitz eines Heimatſcheines und demnadh 
auf die fofortige RNachweisbarfeit des H. Ge— 
widt legen. Vielmehr geniigt es, wenn der Aus— 
wärtige Dartut, daß er gur Erlangung eines H.— 
Nachweijes dic erjorderl. Sdjritte gemadjt hat. 
Es hängt dieS eben damit gujammen, dab der 
Heimatidein feine Bedeutung als Reiſeurkunde 
perloren bat. 

VIII. Die Heimatlofen. 1. Der Zuſtand 
der Heimatlofiqteit. Als heimatlod begeichnet 
§ 18 Heimatgejep ſolche Berjonen, deren H. zur 
Zeit nicht erweislich ijt. Es fommen hier begrifflich 
folgende Perfonenfategorien in Betracht: 

a) Solche Perjonen, die gwar ein H. haben, 
aber fein nachweisbares H. les befteht 3. B. der 
Bweijel, ob jemand in A, B oder C beimatbe- 
rechtigt ijt; in einem dieſer Orte ijt er es aber 
ficher); 

b) ſolche, die, weil fie öſterr. Staat&biirger 
jind, ein H. haben follen (§ 2 Heimatgeied). es 
aber doch nicht haben (ſie haben z. B. das H. 
dadurch verloren, dak ihre Heimatgemeinde auj- 
gehört hat, eine öſterr. Gemeinde gu fein); 

c) foldje, bon denen iiberh. nicht feftfteht, ob 
jie öſterr. Staatsbiirger find oder nidjt, und 

d) folche, von denen feftfteht, dah fie nicht 
ijterr. Staatsbiirger find, ohne daß fic) ihre an- 
derweitige Staatsbiirgeridajt nachweiſen ließe. 

Wörtlich paßt die Definition des § 18 blo 
auf die erjte, der Ausdruck „Heimatloſer“ bloß auf 
die zweite Kategorie. Ullein vom praftifden Stand- 
puntte exgibt fd) eine doppelte Sdwierigfeit: Bus 
nächſt läßt es fic) nicht immer fejiftellen, au wel— 
ther Kategorie der einzelne qehirt. Was will man 
3. B. mit einem Findlinge anjangen, deſſen Fa— 
milienverbiltnifje volljtindig unbefannt find? Und 
jodann trifft der Grund, welder die Gejepgebung 
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veranlaßt hat, ſich mit den Heimatloſen überh. zu 
beſchäftigen, bei allen oben angeführten Perſo— 
nenkategorien zu. Für die Heimatspolizei iſt es 
gleichgilltig, ob jemand cin H. bat, welches nicht 
efannt ijt, oder ob er iiberh. fein H. hat, oder 
ob er, weil er Ausländer ift, fein H. haben kann. 
Die Ausländereigenſchaft ijt fiir die öſterr. Ver— 
waltung dann bon praftijdher Bedeutung, wenn 
man den Heimatsftaat ded Ausländers fennt. Wenn 
man ifn aber nidjt fennt, ober wenn der vermu— 
tete Uuslandsjtaat das Qndividuum, um das es 
fid) Handelt, nidjt als feinen Angehörigen aner- 
fennt und daher aud) nicht iibernehmen will (beide 
Fille find gang gleid) gu behandeln; denn iiber die 
Frage, ob jemand einem fremden Staate angehirt, 
enticheidet ausſchließlich der frembde Staat), fo bee 
jteht bas Bediirjnis, das Individuum irgendwo 
unterjubringen, geradejo, wie wenn dejjen Blaine 

— unbeſtritten ijt (val. Brazaf, S. 145). 
Der V. G. fteht allerdings auf dem fdroffen Stand- 
punfte, daß die öſterr. Staatsbiirgeridaft cine 
Vorausſetzung der Heimatlofigfeit, daß aljo die 
Zuweifung eines Qndividuums als eines Heimat- 
lofen gu ciner öſterr. Gemeinde nur bei nachge— 
wiefenet Staatsbürgerſchaft miglich ijt. (Bgl. Bud— 
winski 1752, 2850, 4699, 3518 A.) Der Praxis 
ijt aber mit einer derart doftriniren Auffaſſung 
nicht gedient. Sie muh über die faftijden Schwie- 
rigfeiten Hinwegfommen, und es ijt ein tragifomi- 
ſcher Ausiveg, wenn fic) die Verwaltung genötigt 
fieht, einer Berfon ausdrücklich die Staatsbiirger- 
ſchaft gu verleihen, um fie dadurd) erft Heimatlos 
zu madjen (Rarmingfi a. a. O. S. 48). Will man 
derartige Unzukömmlichkeiten vermeiden, fo bleibt 
wohl nidjtS anderes übrig, als eine Prijumtion 
der Staatsbiirgeridaft aujsuftellen. Es geht wool 
nicht an, gu fagen, dap in Ojterr. aufgelejene Find— 
linge die dfterr. Staatsbiirgeridaft bis sum Nach 
wetje ihrer Zugehbrigleit gu einem fremden Staate 
beſitzen. (So Burckhhard, Syftem des öſterr. Bri- 
vatredtes, II., S. 50, Milner, Die öſterr. Staats- 
biirgeridjajt, S. 12.) Wher man wird bei ihnen 
und bei allen anderen Berjonen, deren fremde 
Staatsbürgerſchaft nicht fefijtellbar ijt, die öſterr. 
Staatsbürgerſchaft prifumieren und fie mit Rüch— 
ſicht darauf als beimatloS im Sinne de8 § 18 
Heimatgeſetz behandeln müſſen. (Das ift wohl die 
Unfidht, die der E. Budwinsfi 5433 gu Grunde 
liegt; ähnlich Budwinski 8531.) Den praltiſchen 
Bedürfniſſen wird durd) eine derartige Präſum— 
tion vollfommen gebdient. 

Ob jemand heimatlo$ ijt, d. h. ob fein H. 
nicht erweislid) ijt, läßt fic) erjt auf Grund ge— 
pflogener Erhebungen iiber fein H. fejtitellen. Als 
nidt erweislid ,fann das H. einer Perjon nur 
dann angenommen werden, wenn die zur Feſt 
ftellung ber Ubjtammung und der Lebensverhalt 
niffe derfelben beaw. ihrer Eltern von der Be 
hirde von Amts wegen au pflegenden Nadjjor 
ſchungen u. Erhebungen in allen Ridjtungen bis 
jum Whgange weiterer Anhaltspunkte erſchöpft 
worden find, obne dah es gelungen ijt, ſolche Mo 
mente fejtsuftellen, aus weldjen nach den beſtehen— 
den H.⸗Normen der verſchiedenen Perioden ‘ein 
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ſelbſtändig erworbenes oder ein abgeleitete’ H. 
der betreffenden Berfon gefolgert werden kann“ 
Budwinski 8806). Die Konjtatierung der Heimat- 
loſigkeit ift alfo bereits das (negative) Ergebnis 
eines mehr oder minder fomplisierten, von der 
polit. Behörde (§ 36 Heimatgeſetz) von Ants wegen 
oder auc) auf Antrag einer Gemeinde oder der 
Partei felbft (vgl. Budwinsfi 3518 A) au pflegen: 
den Verſahrens. Dic StaatSverwaltung beſitzt fein 
Mitte, um dem Zuftande der Heimatlofigtcit cin 
Ende gu machen. Cie befeitigt durch die Zuwei— 
jung des Heimatlojen zu einer Gemeinde 6 of die 
mit der Heimatlofiqfeit verbundenen Mißſtände. 

Bevor jemand nad) dem Ergebnijje der be- 
hördl. Erhebungen als heimatlos oi re i ijt, 
fann feine Heimat unbefannt, zweifelhaft oder 
ftreitig fein. Diefer Umſtand hat sur Folge, dah 
die Gemeinde, in der et fich befindet, vor endgiil- 
tiger Feſtſtellung des H. mit einer Abſchiebung 
in cine andere Gemeinde bei Hajtung fiir alle 
Schiden u. Kojten nicht vorgehen dar}. Ebenſo 
dar die Gemeinde, in die cine folche Perſon trotz— 
bem abgejdjoben wurde, bei gleicher Haftung nidt 
mit einer Zurückſchiebung vorgehen. Wurde jedoch 
bie Ubernabme von der hiezu nachmals als ver— 
pflichtet erlannten Gemeinde (d. h. von jener Ge—⸗ 
meinde, die ſpäter rechtskräftig als Heimatgemeinde 
bezeichnet wird) ohne Grund verweigert, fo hat 
diefelbe allen durch cine ſolche Weigerung verur- 
faditen Aufwand au erjepen. Sowohl tiber die 
Verpflichtung nes Erjage als über den Betrag 
desfelben hat die polit. Behörde gu erfennen (§ 43 
Heimatagefep). 

2.Die Zuweifungsgrundfige. Die Aus— 
wahl der Zuweiſungsgemeinde ift nidt in das 
frete Ermeſſen der He örde geſtellt. Die Heimat- 
loſen find vielmehr in nadhjtehender Reihenfolge 
(§ 19) zuzuweiſen: 

a) In erjter Linie derjenigen Gemeinde, in 
welder fie fid) aur Zeit ihrer —— zum Mi— 
litär oder ihres freiwilligen Eintrittes in dasſelbe 
befunden haben. Die Zuweiſung aus dieſem Ge— 
ſichtspunkte iſt, wie auch in einzelnen Miniſterial— 
erläſſen ausgeſprochen wurde, nur möglich, wenn 
der Heimatloſe wirklich aſſentiert worden ijt, weil 
nur dann davon gefprodjen werden fann, dak er 
cinem Stellungsbezirke gu gute gerednet worden 
ift (§ 27 Heimatgejch). Ait aber legteres der Fall, 
dann fommt es nicht darauf an, ob fic der Hei- 
matlofe in der in Betradt fommenden Semeinde 
—— oder unfreiwillig anfachalten bat. (An— 
ders Budwinski 1944 aus unftichhaltigen Griinden.) 

b) Wenn die Zuweiſung nach lit.a nicht möglich 
ift, fet e& weil ber Heimatlofe nicht beim Militar 

edient Hat, fei es weil die Gemeinde, in der er 
id) damals aufgehalten hat, nicht oder nidjt mehr 
jum Staatagebtete gehört Budwinski 3686) oder 
aus einem anderen Grunde, derjenigen Gemeinde, 
in welder fic) die Heimatlofen vor dem Seitpuntte 
des in Frage gefommenen H. am längſten, wenig— 
ften8 aber ein halbes Qahr ununterbrodjen und 
bei qleichem Aufenthalte in zwei oder mehreren 
Memeinden zuletzt nicht unfreiwillig aufgehalten 
haben. Die Qualififation des Wufenthaltes als 
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eines „nicht unfreiwilligen“ fommt der „Freiwil⸗ 
ligfeit’, weldje § 2 Nov. fiir den Erfipungsauf- 
enthalt fordert, ziemlich nabe. Nur ijt gu beachten, 
daf fiir die Zuweiſung des Heimatlojen auch der 
Aufenthalt vor erlangter Eigenberechtigung in Be- 
tracht fommt, und dak der Mujenthalt des Fami- 
lienangebbrigen in der Familie, mag et aud) nicht 
gerade freiwillig fein, dod) aud) nidt unfretwillig 
iit (Budwinski 7760). Much bezüglich des Begrij- 
fed des „ununterbrochenen“ ifenthaltes ift auf 
das über die heimatrechtl. Erſitzung Geſagte gu 
verweiſen. Daß die Gemeinde, in der ſich der Hei- 
matlofe aujgebalten hat, damals feine Heimat- 
emeinde war, ſteht ſeiner Zuweiſung gu diefer 
emeinde nicht tm Wege (Budwinsti 744). 

c) Derjenigen Gemeinde, in welder die Hei- 
matlojen geboren find, oder bei Findlingen, in 
welder fie aufgefunden wurden, oder bei ſolchen 
in der Verpflegung ciner öfſentl. Findelanftalt 
jtehenden ober — Perfonen, deren Ge— 
burts- oder Fundort unbefannt ift, in welder fich 
biefe Anſtalt befindet. 

d) Jm äußerſten Falle derjenigen Gemeinde, 
in welder die Heimatlojen ur Heit bes in Frage 
gcfommenen H. angetroffen werden. 

Die Zuweiſung de Heimatlofen wirkt nicht 
unmittelbar auf die ifm im H. folgenden Perſo— 
nen. Der heimatrechtl. Nerus eritredt fic) nicht 
aud) auf da Verhältnis sur ————— 
Frauen u. Kinder müſſen ſelbſtändig augewiejen 
werden, u. zw. ſind derſelben Gemeinde, wie die 
Familienhäupter, zuzuweiſen: die Ehefrau, wenn 
ſie mit dem heimaätloſen Gatten in Gemeinſchaſft 
lebt, und die nicht eigenberechtigten Kinder, welche 
mit dem ebel. Vater, mit der unehel. Mutter oder 
aud) mit der verwitweten bezw. der wieder ver= 
ehelidjten ebel. Mutter in Gemeinfchaft leben 
(S$ 20 f. Heimatgefep). Die Zuweiſung der vom 
RKindeSvater verwitweten ehel. Mutter zu einer 
Gemeinde rechtfertigt alfo die Zuweiſung der mit 
ihr in Gemeinſchaft lebenden, nicht eigenberechtig— 
ten ehel. Minder au derfelben Gemeinde, obwohl 
ein heimatrechtl. Nexus aiwifchen der Witwe und 
ihren ebel. Rindern nicht befteht. (Das gleiche 
gilt wobl aud) rüchkſichtlich der unebel. Kinder, 
welche mit ihrer nidjt mit dem Kindesvater ver— 
ehelichten Mutter in Gemeinſchaft leben.) Dic Ehe- 
frau, die nicht in Gemeinjchajt mit dem Heimat: 
lofen Gatten lebt, die nicht eigenberedjtigten Kin— 
det, die nicht in Gemeinſchaft mit ihrem ebel. 
Vater oder mit ihrer verwitweten (oder wieder 
verebelichten) ehel. Wutter oder mit ihrer unebel. 
Mutter leben, find, fojern fie heimatlos find, nad) 
den Beftimmungen des § 19 ſelbſtändig einer 
Gemeinde zuzuweiſen. Tas gleiche gilt natürlich 
um jo mehr pon Witwen, von eigenberedtigten und 
von doppelt verwaiften Rindern. Daf das nicht 
eigenberechtigte ehel. Mind, defjen Vater lebt, von 
diejem getrennt mit der Mutter in Familienge- 
meinſchaft lebt, ijt fiir die Zuweiſungsfrage obne 
Bedeutung. 

Tropdem das G. cine beftimmte Reibenfolac 
fiir die Auswahl der Zuweiſungsgemeinde aufftellt, 
hängt dod) die Frage, welder Gemeinde der Hei- 
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ntatlofe faktiſch gugetviefen wird, von dem Zeit— 
puntte ab, in weldem die Zuweiſung erfolat. Je 
qrifer die Aufmerkſamkeit ijt, welche Gemeinden 
u. Staatsbehirden den Heimawerhältniſſen der 
Bevilferung zuwenden, dejto friiher wird der Zu— 
ftand der Heimatlofigheit bei dem eingelnen Indi— 
viduum erfannt, defto frither wird dic Zuweiſung 
verfiigt werden. So fann e8 gefdeben, daß die im 
& 19 an dritter Stelle genannte Geburts-, Fund— 
oder Findelanfialtegemeinde an die erjte Stelle 
rückt, während der Zuweiſungsgrund des § 19, 
Wl. 1, im fonfreten Falle deshalb nicht in Betradt 
fommt, tweil der Heimatlofe „zur Beit des in 
rage gefommenen H.“ nod) nicht beim Militar 
qedient hat (Budwinski 7244). 

Ohne formelle Bedeutung ijt fiir die Auswahl 
der Zuweiſungsgemeinde der Umitand, dak der 
Heimatlofe einen H. Titel gegen eine Gemeinde 
beſitzt. Hat er 3. B. beim Militär gedient, jo muß 
er nad) $19, 8.1, zugewieſen werden, auch wenn 
er fic) nad) erlangter Pisexteredtiaus linger als 
3ehn Jahre in einer u. derjelben Gemeinde auf— 
gehalten hat. Allerdings fann die Zuweiſung dann 
wieder dadurch gegenjtandslos werden, dah die 
Bunweijungsgemeinde den ihr nad) § 3 Nov. zu— 
fommenden Entledigungstitel geltend macht. 

Treten dic im § 19 bezeichneten, die Zuwei— 
jung eines Heimatlofen bejtimmenden Umſtände 
in cinem vom Wemeindeverbande geſchiedenen Guts- 
qebiete cin, fo ift der Heimatlofe mit Beriichichti- 
gung aller mafgebenden Verhältniſſe einer der 
angrenzenden, in demfelben polit. Begirfe gelegenen 
Memeinde zuzuweiſen (§ 46 Heimatgejep). Hier 
ift alfo der guweifenden Behirde cin gewiſſes Er— 
meſſen eingerdiumt worden. 

3. Die BWirtung der Zuweijung. Die 
Zuweiſung hat die Wirfung, dah der Heimatloje 
in der Züweiſungsgemeinde jolange als Heimat: 
berechtigt au behandeln ijt, bis das ihm zu— 
jtehende H. ausgemittelt ijt, oder bis er anderswo 
cin . erworben bat (§ 18 Heimatgefes). Dagegen 
ijt es vollfommen bedeutungslos, daß fic) die nad 
§ 19 fiir die Ruweijung makgebenden Verhältniſſe 
dindern, dah alfo der Heimatloje, wenn die Ru 
weifung fpiiter erfolgt wäre, einer anderen Ge— 
meinde hätte zugewieſen werden müſſen. Die Zu— 
weiſung verſchafft dem Heimatloſen kein H., die 
—— iſt feine Heimatgemeinde, fie 
hat dem Züugewieſenen aud) keinen Heimatichein 
aus zuſtellen (Mayrhofer, II., S. 1007). Der Hei- 
matloje wird nidt in der Zuweiſungsgemeinde 
Heimatberechtigt, fondern ijt in derjelben bloß als 
beimatberedhtigt gu behandeln: er bat fiir die 
Dauer der Heimatlofigteit in der Zuweiſungége— 
meinde das Recht des ungeftirten Aufenthaltes 
und gegen dieſe Gemeinde den Anſpruch auf Wr- 
Menberjorgung. Indem die Zuweiſungsgemeinde 
Urmenverjorgung leiftet, erfiillt fie ihre aus der 
Ruweijung refultierende cigene Verpflichtung. 
Sie leijtet die Armenverjorgung auf eigene Rech— 
nung und nidt auf Rechnung der unbefannten 
Heimatgemcinde. Wenn alſo die Heimatgemeinde 
ermittelt wird, fo hat fie der Binveijungéqemeinde 
den diejer erwachſenen Auſwand nit riidguer- 


ſetzen (Budwinsti 607). Bu der jeweiligen Auf 
enthaltSgemeinde bes Heimatlofen fteht bie Zu— 
weifungeégemeinde während ber Dauer des Zu— 
weiſungsverhältniſſes in demſelben Verhältniſſe, 
wie ſonſt die Heimatgemeinde. Daß der Zuwei— 
ſungsgemeinde ebenſo wie der Heimatgemeinde der 
Entledigungstitel zuſteht, wurde bereits geſagt. 

Die Armenverſorgungslaſt trifft jedoch die 
Zuweiſungsgemeinde nicht in folgenden Fällen: 

a) Wenn dic Zuweiſung nad § 19, 3. 1, au 
jener Gemeinde erfolgt ijt, in welder ſich der 
Heimatlofe gur Reit feiner Abjtellung zum Wili- 
tir oder ſeines Fretilligen Cintrittes in dasfelbe 
befunden hat. Qn diejem Falle haben ſämtl. Ge— 
meinden des Stellungsbezirkes, welchem der Hei— 
matlofe ju gute geredjnet wurde, die Verſorgung 
ju übernehmen —— 27 Heimatgejep), d. h. det Hue 
weifungsgemeinde pro parte den aus der Ver— 
forgung entipringenden Aufwand zu vergiiten. 

b) Wenn die Auweifung nad § 19, B. 3, 
vermige der Geburt des Heimatlofen in einer im 
Memeindegebiete befindlichen öffentl. Gebäranſtalt 
erjolgt ijt. Die Vergiitung des Armenverjorgungs- 
aufwandes gebührt in dieſem Halle der — 
fungégemeinde aus Landesmitteln (§ 27 Heimat- 
aefets). 

c) Wenn die Zuweiſung im Sinne des § 46 
zu einer an cin Gutsgebiet angrengenden Ge— 
meinde erfolgt ijt. Die Lajt der Urmenverforgung 
hajtet in dieſem Palle auf dem ausgeſchiedenen 
Gutsgebiete (§ 47 Heimatgefeg). 

8 allen drei Fällen gilt dasſelbe, was von 
der Armenverſorgung des Heimatlojen gilt, auch 
von der Verjorqung feiner Ungehbrigen, infojern 
dicfelben nad) 88 20 f. Heimatgejes derfelben Ge— 
meinde zugewieſen worden find, wie er felbjt. 

Fraglich ijt es, ob dann, wenn fich der Hei- 
matlofe nach der Zuweiſung verehelict hat 
oder wenn nach) feiner Zuweiſung Kinder geboren 
werden, die ibm im H. folgen, die Familienange 
hörigen ipso iure in dagfelbe Buweifungsverbalt- 
nis treten, wie er felbjt, oder ob es ritctfichtlich 
dieſer Perſonen ciner bejonderen Suweifung be⸗ 
darf. Auf dieſe Fälle find die Beſtimmungen der 
S$ 20 f. Heimatgeſetz offendbar nicht gu beziehen. 
Daraus, dah der Sugewiefene in der Gemeinde 
als beimatberedjtiqt au bebandeln ijt, folgt wohl, 
dak ihm Frau u. Kinder auch im Zuweiſuüngsver— 
hältniſſe folgen, wenn der heimatrechtl. Nexus erſt 
nod) der Zuweiſung beqriindet worden ijt. (An— 
derer Unichauung Prazal, S. 150.) 

IX. Die Heimatgebiibren. 1. Die Gemeinde- 
abgaben. Rad § 9 Heimatgejes war zur Ein— 
führung einer Gebühr fiir die ausdrückl. Aufnahme 
in den Heimawerband ſowie zur Erhöhung einer 
ſolchen ſchon beſtehenden Gebihr ein Landesgeſetz 
erforderlich. Die Gebühr hatte in die Gemeindekaſſe 
gu fließen. Aim wejentlidjen war dieſe Bejtimmung 
die Anwendung des im Wrt. XV des Reidhsqemeinde- 
geſetzes ausgeſprochenen Bringipes auf die Heimat- 
abgaben. Ceither hat aber infolge der durch das 
Wrundgefets iiber die Reidsvertretung 21 XII 67, 
MR. 141, vorgenommenen Abgrenzung des Wir- 
fungSfreijes der Reichsgeſetzgebung die Landes: 
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efepgebung das Giemeindefinangiwefen durchaus 
elbjtanbdig gu regeln (bas fdjeint der V. G. in 
Budwinsti 760 A gu iiberjehen), und es war nidt 
notwendig, in der Nov. der Landesgeſetzgebung 
bie Ermachtigung sur Einfiihrung der Heimat: 
gebühren gu erteilen. Infolgedeſſen jind die beiden 
erjten Sätze des § 9 Nov., weldje die Beftimmung 
de Heimatgefepes mit dec Einſchränkung | die 
freiwillige Aufnahme in den Hcimatverband 
wiederholen, redjtlid) gang bedeutungslos; denn 
dah dic LandeSgefepqebung unmittelbare Ouelle 
jeder Heimatgebiihr Fein miifje, will § 9 nicht jagen. 
Die Landesgelepgebung fann gewiß, wie es das 
böhm. G. 24 X 99, &. 97, getan hat, die Bewil- 
ligung put Cinhebung von Heimatgebiihren dem 
L. W. fibertragen. Dak aber jede Ubgabe, die die 
Memeinde cinhebt, auf die Landesgeſetzgebung, näm⸗ 
lich auf die Gemeindegejesgebung, geſtützt fein mus, 
wire aud) ohne eine ſpezielle Unordnung der Nov. 
flar geweſen. Wie wenig die beiden erjten Sage 
bes § 0 praktiſche Bedeutung haben, beweiſt der 
Umſtand, daß fic) die n.-6. Gefeggebung durch 
bie Nov. nidt hat Hindern laſſen, neuerlich gu 
bejtimmen, daß dic Heimatgebiihren in die Kaſſe 
des Bezirksarmenfonds gu fliehen haben (§ 7 
des G. 23 VII 1904, &. 75. Bal. auch § 22 des 
bihm. Armengeſetzes: „Armenfonds“). Die Bedeu- 
tung des § 9 liegt nicht darin, dah er die Ein— 
hebung einer Gebiihr fiir die freiwillige Aufnahme 
an das Erjordernis cines Landes * tniipjt, 
ſondern darin, dak er (im legten Sage) die Eine 
hebung einer Gebiihr fiir die auf Grund der 
seh pad a der §§ 2—4 der Novelle 
erfolgende Aufnahme in den Heimatver- 
band ſchlechthin verbietet und in dieſer Hinſicht 
der Landesgeſetzgebung eine Schranke ſetzt. 
Abgeſehen von dieſer Schranfe ijt es Sache 
der Landesgefesgebung, auf weldje Hier nidjt cin- 
gegangen werden fann, das Heimatgebiibrenwejen 
erſchöpfend au regeln. Es handelt ſich dabei nicht 
blof um tle Ermiidtiqung zur Cinhebung der 
Mebiihr und aud) nicht blog um die Feſtſeßung 
ihrer Hohe, jondern auch um alles dasjeniqe, was 
mit der Vorſchreibung und der Cinhebung der Ge— 
biibr, mit ber Regelung des Verfahrens in erfter 
u. höherer Inſtanz ujw. zuſammenhängt. Für die 
Vorſchreibung u. Einhebung der Heimatgebühr 
age wie dag gitierte böhm. —— vom 
J. 1899 richtiger fagt, der ,Heimatabgabe’) ijt dic 
freiwillige Aufnahme in den Heimatverband die 
Vorausfepung. Dic Gebührenpflicht entſteht aus 
diejer Aufnahme. Wher cin Hujammenhang des 
Uufnahmsverjahrens mit der Gebiihreneinhebung 
bejteht von Haus aus nicht (val. Budwinsfi 2670 A); 
et befteht nur inſoweit, al8 ifn etwa die Landes— 
geſetzgebung Herjtellt. Wenn aljo aud) die Gemeinde 
credjtigt ijt, eine Heimatabgabe cingubeben, fo ift 
dod) die yoy der Verleibung des H. von der 
Zahlung der Abgabe nicht abhiingig. Gegen die 
Ubgabenvor{dreibung fann ein Rechtsmittel cinge- 
legt, die Abgabe felbjt im Exefutionswege einge⸗ 
trieben werden, die Crefution fann erfolglos blei= 
ben, ohne daß dadurd) das durch die Aufnahme 


Heimatredt. 


Vorſchreibung der Gebühr im Inſtanzenzuge an- 
efochten wird, fo kann der Beſchwerdegrund darin 
iegen, dak dic Gemeinde dic Aufnahme als cine 
fr ery anſieht, die Partei aber einen Anſpruch 
auf die Mufnahme gehabt au haben glaubt. Wab- 
tend iiber die Mufnahmepflidt dann, wenn die Ge— 
meinde die Aufnahme verweigert, ex professo im 
Anitangenguge gu entidjeiden ijt, ijt die Frage der 
Verpflidtung zur Aufnahme, wenn die Gemeinde 
die Aufnahme nicht verweigert hat, cine Prajudi- 
ialfrage fiir die E. des Gebiibrenrefurfes und alé 
Pie vou den nad) der oro aur &. 
berufenen Behirden (vgl. Punkt V ait. bobm. 
Landesgeſetzes) — zu löſen. —— S. 190; 
anders Scapinelli S. 61, welder in der nicht gee 
bührenfreien Verleihung des H. eine Abweiſung 
des Gejudes um gebiibrenfreie Aufnahme erblidt. 
Ob das im fonfreten Falle gutrifft, hängt einer: 
jeitS von der Geſuchsbitte [vgl. oben IIL. 5}, andere 
eits von der Erledigung der Gemeinde ab. Der 
———— muß nicht aud ſchon cine E. 
bezüglich der Gebühr enthalten.) 

Darüber, ob Ausländern, denen auf Grund 
der Nov. zunächſt die Auſnahme zugeſichert und 
dann das H. verliehen wird, aus dieſem Anlaſſe 
eine rant. Gas vorgeidjtieben werden fann, 
ſpricht fic) die Nov. nidt aus. Ein argumentum 
a contrario fann weder aus dem Al. 1 nord) 
aus dem ML 3 des § 9 (Dal. Budwinsfi 2006 A) 
entnommen werden. Dah die Nov. von den Auj— 
nahmsgebühren ances ſchließt pringipiell die 
Möglichkeit von Zuſicherungsgebühren nicht aueé. 
Die Nov. lift in der Frage, ob Zuficherungs- 
gebiihren cingefiihrt werden *rilen, der hiezu fom: 
petenten Landesgeſetzgebung vollfommen frete Hand. 
Dicjer Anſicht hat fich denn aud nad einigem 

bgern (val. den Bericht fiber den ITV. öſtert. 
Stadtetag in Wien 1903, S. 32 ff., 107) die Re 
gierung angeſchloſſen und feinen Unjiand genom: 
men, —— der Sanktionierung zuzuführen, 
welche die Einhebung von Gebühren anläßlich der 
auf Grund der Nov. erfolgenden Zuſicherung oder 
Verleihung des H. an Ausländer geſtattet. (Bal. 
das ſalzb. G. 22 III 1903, L. 16, das vorarlb. W. 
22 III 1903, &. 23, da8 n.-6. G. 23 VII 1904, 
2. 75, § 7.) 

Gine Schranke fiir die Landesgeſetzgebung ent 
Halt übrigens fdjon da8 Heimatgejeg vom J. 1863. 
Mad) § 33 Geimatgelep darf fiir die Musfertiqung 
eines Heimaticheines cine Gebühr an dic Gemeinde 
nidt abgenommen werden. 

2. Die Staatsgebühren. Firm. Heimat- 
abgaben hebt der Staat nicht ein. ‘es fommit bier 
nur die Stempelpflidht der Urfunden u. Eingaben 
in Heimatjachen in Betradt. Nad) T. P. 43 c, G. 13 
XII 62, R. 89, jind Eingaben um die Aufnahme in 
den Gemeindeverband (forwie die das gleide Beged- 
ren enthaltenden Protokolle, MinijtertalerlaR § Xl 
1901, 3. 72520, B. BL des M. J. 1901, S. 323) 
mit 4 K vom erjten Bogen zu jtempeln. Die H- 
Novelle (§ 4) bat diefe Beſtimmung infofern abge- 
ändert, alg fie die in Gemäßheit der $§ 2—4 
cingubringenden Geſuche zur Geltendmachung des 


begründete H. tangiert werden würde. Wenn die Anſpruches auf augsdriidl. Aufnahme in den Heir 
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matverbanb für gebiihrenfret erklärt hat. Das F. M. | 8. f. Volksw., Soz. u. B., I. Bd., S. 59 ff. 


bat in liberaler Uuslequng des G. dieſe Gebiihren- 
freiheit aud) den auf die Nov. geftiipten Rechts- 
mitteln guerfannt (i. M. Erl. 24 X 1901, 8. 55464, 
B. Bl. des M. J. 1901, S. 292) und die den Ein- 
aben beigeſchloſſenen Behelfe, wie Zeugniſſe, Tauf-, 
Beburts. u. Trauungsbejtitiqungen, Heimatſcheine, 
Uberjepungen pon Beugnifjen ufiv., für bedingt 
gebührenfrei erfliirt. (. Mm. Erl. 17 1V 1901, 
3. 11283, B. Bl. des M. J. 1901, S. 116, F. Me 
rf. 29 ITT 1902, 8. 19764.) Gebührenfrei find 
überdies auch die Bejuche um Wusfertiqung des 
aur Geltendmadung des erfefienen Anſpruchs auf 
Verleihung de8 H. benitiqten (nad) T. PB. 117, 
lit. d, des Geb. G. bedingt gebiibrenfreien) Amts— 
zeugniſſes über den vollgogenen zehnjährigen Uuj- 
enthalt in der Erſitzungsgemeinde (Minijterial- 
etlaf 29 XII 1900, 8. 78729, B. Bl. des M. J. 


1901, S. 8.) 
Bezüglich der Stempelung der der Geltend— 
machun pruches dienenden 


oe 
Auslindereingaben trifft die Nov. feine Beſtim— 
mung. Das F. M. verlangt fiir bas Geſuch um 
Zuſi nq des H. auf Grund des ‘ 5 Nov. den 
normalen Eingabenjtempel (1K), und läßt die zweite 
Eingabe, de „nach erwirfter öſterr. Stiaats— 
bürgerſchaft um die Anerklennung der Wirkſamkeit 
der zugeſicherten Aufnahme in den Heimawerband“ 
überreicht wird, ag re (F. M. Erl. 4 1V 
1901, 3. 14548, V. Bl. bes M. J. 1901, S. 152. 
Das inmitten liegende Geſuch um Aufnahme in 
den öſterr. Stantaverband ijt nad) T. P. 43 ¢ 
des zitierten G. mit 4 K gu ftempeln.) 

Die Heimatideine waren nach dem Geb. G. 
wie Reifeurfunden au ftempeln. Seit fie nicht mehr 
als Reijeurfunden dienen (ſ. oben VII, 2), find 
fie als —— Zeugniſſe nach T. P. 116 
a und b jtempelpflichtig. (F. MW. V. 17 VIL 57, 
R. 133.) Durd) das Heimatgefes wurde die Stem- 
pelpflicht der ag nicht beriibrt, da diejes 
®. bloh der Gemeinde die Cinhebung einer Ge— 
bühr fiir ben Heimatidein ng Dah die Hei- 
matſcheine bedingt gebiihrenfrei find, wenn fie zum 
— der Geltendmachung eines auf Grund der 

ov. erſeſſenen Anſpruches benötigt werden, wurde 
ſchon oben erwähnt. Bedingt qebiihrenfrei find fer- 
net Wufenthalts- u. Paha eg pri zur Er— 
langung eines Heimatſcheines (T. P. 117 a), ſchlecht⸗ 
hin gebuͤhrenfrei Geſuche um Erteilung von Heimat⸗ 
ſcheinen. (F. M. Erl. 28 VIII 50, 8. 23362.) 
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Heimfälligkeiten. 


I, Borbemecfung. — IL. Der Seimfall und ſeine rechtl. 
Natur. — IIL, Die Heimfadigteiten. — IV. Etatiftit. 


I. Borbemerfung. . find nad) der gegen- 
wärtig in Ubung jtehenden Terminologie wohl nur 
nod eine Bezeichnung des öſterr. Budgets; man 
ipricht gerade in der jiingften Epoche, der Beit der 
Erjtarfung jtaatl. Hobheits- u. Vermögensrechte, 
öfters vom ſtaatl. Heimjallaredte, nicht von H. 
Dieſe find, wie wir zeigen wollen, gewiſſe, frajt 
pofitiver Norm an den Staat heimgefallene Giiter, 
bie Rejte bes HeimfallS, der ciner frü— 
beren Beriode angehört. 

Wir haben alfo die H. von dem iibrigen 
Heimfallsrechte —— und hiezu auf die 
rechtl. Natur dieſes Rechtsinſtitutes einzugehen. 

If. Der Heimfall und ſeine rechtl. Natur. 
Im öſterr. Staatsvoranſchlage finden fic) die 
H. bis gum 9. 1906, von dem ab fie im Ka— 
pitel 11 der allg. Kaſſenverwaltung erſcheinen wer— 
den (J. M. B. 6X1 1905, 8. 76257, B. BL. 
S. 402) im Etat de J DML in der Gruppe: 
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,»€innahmen vom Staatseigentume”. Zu 
diefen zählt das G. aulegt in fiinf Mapiteln die 
Difajterialgebiude, die Platzzinſe, die Hof- u. 
Staatsdruderei in Wien, das Münzweſen, dann 
die „Fiskalitäten und H.“ bis gum J. 1877 auch 
die Staatseifenbabnen, Das öſterr. Finanzgeſeß 
ftand bei diefer Subjumierung nod auf der Lehre 
von dem ausſchließl. Eigentume des mittelalterl. 


Lehenftaates, auf der Adee von dem dominium | § 


eminens, das fic) von dem LehenSgute auf alles 
Allodialgut und den ganjen Staatsboden aus— 
dente. Auf diefe mittelalter!. Rechtszuſtände fiihrt 
Tomaſchek in feiner rechtshiſtoriſchen Unterjudung 
des Heimjallsrechtes die Ausbildung desſelben in 
den öſterr. Ländern guriid. Wie dieies Recht mit 
ber öffentl. Rechtsiphire und den bejonderen Rechts- 
freijen dieſer Beriode zuſammenhängt, ergibt fic) 
deutlich daraus, daß die Rechtsquellen neben dem 
Landesfiirjten nod) andere Subjefte des Heimfalls— 
rechtes anfiihren. Hijtorifd) ausgebildet und hinein- 
reichend bis in die Mitte des 19. Jahrh. finden wir 
das Heimfall8redjt de3 Grund: u. Lehensherrn, 
der Stiinde u. Städte; es findct ſich als Ausfluß der 
Werichtsherrlichfeit, als Privileg gewiſſer humani— 
tärer Unftalten, der Kirche uf. Mit dem Heim— 
fallsrechte dieſer Rechtsſubjelte haben wir uns nur 
infoweit au beſchäftigen, als gewiſſe Reſte desſel— 
ben mit dem ſtaatl. Rechte in Konkurrenz treten. 
(Bal. Art. „Kaduzität“.) Ubrigens herrſcht in der 
Theorie wenigitens in dem Puntte Ubereinftim- 
mung, dak die meiften dieſer fubjeftiven Rechte 
mit Der Adee Vom modernen Rechtsſtaate im Wider= 
ſpruch ftehen und von seat durch die Verſaſſungs— 
eſetze oder kraft beſonderer poſitiver Normen er- 
oſchen find. Das a. b. G. B. kennt allerdings noch 
dieſe anderen Rechtsſubjekte; dem ſtaatl. Heimfalls- 
rechte gegenüber ſteht es aber nicht mehr auf der 
Idee des ausſchließl. Eigentumes des Staates an 
allem herrenlos erſcheinenden Gute; es lennt nicht 
wie das franzöſiſche Recht (Cod. civ. Art. 713) 
den — ———— alle herrenloſe Sachen gehören dem 
Staate. „Die Zurüchdrängung des fiskaliſchen 
Heimſfallsrechtes auf die gllerdußerſten Fille iſt 
die Tendenz des a. b. G. B.“ Aber die hiſtoriſche 
Ausbildung hat auf mehrere Arten „herrenloſer 
—— eingewirlt und den Heimfall aufrecht er— 
alten. 

Dabei darf man, wenn an die ganze Gattung 
dieſes VermigenSerwerbes gedacht wird, den Be- 
gr ber herrenlojen Sachen nicht nach zivilrechtl. 

egriffen faſſen. 

Es iſt das große Verdienſt der Unterſuchung 
Hofmanns über das Heimfallsrecht feſtgeſtellt su 
haben, daß es ſich bei den meiſten Fällen nicht um 
eine res nullius, nicht um ein Okkupationsrecht 
des Staates im privatredtl. Sinne handelt, dah 
vielmehr vom Standpunkte des Zivilrechtes der 
erbloſe Nachlaß, der Heimfall von Lehen, die Ein— 
giebung alter Depofiten, das Heimfallsrecht gewiſſer 
jtaatl. Anſtalten an beftimmten Habjeligfciten ver- 
ſchieden behandelt werden miijien und dak das 
öſterr. Recht in gewiſſen Fallen deutfch- rechtl. 
Struftur geist, namentlid) auf dem Standpuntte 
des „Behaltungsrechtes“, riicfichtlich der Kaduzität 
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auf romaniſtiſcher Grundlage ftcht. Nod) tompli- 
— wird der Rechtskreis, wenn man an den 

rwerb von Eiſenbahnen u. Anſtalten durch den 
Staat, an die Einkünfte des Religionsfonds aus 
aufgelöſten kirchl. Anſtalten denft, die in moder- 
nen G. geradezu als Heimfall bezeichnet werden. 

Wenn alfo dieſe verfchiedenen Erwerbsein— 
fiinfte zwiliſtiſch nichts oder wenig Gemeinſames 
aben und verjchicden behandelt Pin wollen, fo 
muß die Gattung, der die — Arten ange⸗ 
hören, auf anderem Wege beftimmt werden, ſoll 
das Heimſallsrecht wirklich cin Gattungsbegriff fein. 
Die dem Staate heimgefallenen Güter bilden Staata- 
einnahmen; da liegt es ſehr nabe, die Frage von 
der wirtſchaftl. Seite und aud) vom öffentl. Rechte 
aus gu unterjuchen. 

ie deutſche Finanzwiſſenſchaft behandelt dieſe 
Ginfiinfte ex variis causarum figuris unter dem 
Sammelnamen: herrenlojes Vermögen und neigt 
ſich gerade in neuerer Zeit der Anſchauung immer 
mehr bin, dah e8 fic) bei dieſer Kategorie von 
Staatseinnahmen nicht um cinen privatwirtſchaftl. 
Erwerb des Staates handelt. Der älteren öſterr. 
Gejepqebung u. Theorie ijt dic öffentlich-rechtl. 
Natur des Heimjallsrecdhtes nicht fremd; beide 
zählen es unter dic Finangregalien, wie aud) dic 
mittelalterl. Jurisprudenz dasſelbe unter die re- 
galia minora eingereiht bat. 

Berl en wir da’ Recht, um die Natur jeft- 
auftellen, in die Elemente, fo finden wir, dak es 
immer Objefte des privatrechtl. Verfehres find, die 
in manchen Fällen tatſächlich feinen Berechtigten 
beſitzen (origindrer Heimfall), in anderen wobl 
cinen foldjen haben, der entweder fich nicht meldet 
und jein Recht verſchweigt oder fein fubjeftives 
Recht kraft bejonderer Norm zugunſten des Staates 
einbüßt (derivativer Heimfall). Für die Natur des 
Rechtes ijt es ziemlich indifferent, welche rechtspolit. 
Wriinde fiir die Schaffung der Norm maßgebend 
—— jind; es ijt gleichgültig, ob kraft gente, 
ejtandencr oder beitehender Filtionen u. Änſchau— 
ungen gewifje Giiter u. Unitalten als der ſtaatl. 
Rechtsſphäre allcin vorbehalten angeſehen wurden 
u. werden, ob der Geſetzgeber eine ſtaatl. Cin- 
nahméquelle geſucht hat, wie dics im Mittelalter 
von den ertriiqnisreiden erblofen Verlaſſenſchaften 
angunehmen ijt, oder ob e8 ibm nur um die Not- 
wendigfeit gu tun war, fiit die Drdnung beftehen- 
der Rechtsverhältniſſe gu forgen. 

Enticheidend ijt nur der Anhalt der Norm, 
daß unter gewiſſen Vorausſetzungen beſtimmte 
Sachen dem Staate zufallen; iſt der Tatbeſtand 
vorhanden, fällt das Gut oft ipso jure, immer 
ohne einen anderen Rechtsgrund als den des Heim— 
falls dem Staate au. Es ijt cin cinjeitiger Mt; 
die Güter fallen dem Staate Heim, er sieht fie cin 
ohne Entgelt, ohne Entſchädigung an — Vor⸗ 
mann. 

Kennt das Privatrecht cine Rechtskategorie 
ſolchen Inhaltes? Es darf nicht beirren, daß ſich 
die Normen vielfach im a. b. G. B. finden und 
daß bisher das Zivilrecht dieſe Lehre behandelt 
hat. Wir glauben, daß dieſes ſelbſt unter Aner— 
fennung der öffentlich-rechtl. Natur der Erwerbs 
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art bieje Lehre auch weiter gu behandeln haben 
wird, weil dag jtaatl. Heimfallsrecht in allen Fällen 
des Heimjalls die Erlöſchung privater fubjeftiver 
Rechte bildet; „hier endet das —— 
nicht aus wirtſchaftl. Gründen und ſomit nicht nach 
ſolcher Richtſchnur, ſondern dieſelben haben aus 
einer anderen Urſache aufgehört Privateigentum— 
objefte zu fein, und find eo ipso Gemeingut“ (Sax, 
au. a. £., S. 223). Es wird RKolleftiveiqentum; 
aber gleichgültig, 06 Singular- oder Univerjal- 
jutjefiton eintritt, die anderen Rechtsverhältniſſe 
bleiben aufrecht; der Staat übernimmt beijpiels- 
weife die Schulden u. Lajten. Hieſür bleiben wie- 
der die Regeln des biirgerl. Rechtes mafgebend. 

So begriindet aud) Schiffner (a. u.a.O., S. 194) 
da8 Heimjallsrecht der Humanitiits- u. Kranken— 
anftalten; nach ifm ijt es zurüchzuführen auf die 
durch Aujnahme in die Verpjlequng entitehende und 
bis sum Tode dauernde öffentlich-rechtliche, 
innige Beziehung zwiſchen Pflegling u. Anjtalt; 
es it verfebrt, die Heimfallsrechte als gejepl. Erb- 
rechte binguitellen, während ſie nur als gejepl. 
Singularanſprüche pon Todes wegen zu charakteri⸗ 
ſieren ſind. Sie ſind feine Kaduzitäten im e. S. 
der öſterr. Terminologie, aber H., zu deren Weſen 
die Univerjalfufzeffion gewiß nicht gehört. 

Die Rechtsipbiire, ev die Erwerbsart an- 
gehört, fällt in das Gebict des dffentl. Rechtes und 
wird von dieſem beherrſcht; das Weſen der Norm 
im objeftiven Sinne des Wortes ijt eg ge a 
Natur. PBrivatrecdtl. Erwerb ijt nur der 
welchem der Staat Rechte erlangt wie jede Brivat- 
wirtidajt und man ſpricht nicht vom Heimfall, 
wenn der Staat offupiert wie der Brivate (§ 382 
a. b. G. B.). 

Und fo gelangen wir, wie Ulbrich im Art. 
„Fiskus“, gu dem Refultate, dak der Heimfall eine 
Erwerbsart des öffentl. Redjtes bildet. 

ILL. Die Heimfälligkeiten. Die Lehrbiicher der 
Verrechnungswiſſenſchaft verzeichnen feine allg. Vor- 
ſchrift darüber. was als H. anzuſehen und zu ver- 
rechnen iſt. Auch in den offiziellen Regiſtern der 
Geſetzſammlungen findet ſich keine Gleichmäßigleit 
in der Bezeichnung der einzelnen Arten des Heim— 
falls. Wir müſſen uns daber bei jeder Wet von 
Sig Sree Wiitern fragen, ob nicht tatſächlich 
die Budgetierung unter einer anderen Rubrik er- 
folgt. Zuerſt follen noch die Fiskalitäten, die mit 
den H. in einem Rapitel veteinigt find, bejtimmt 
werden. 

Ulbrich (L. B.) fategorifjiert die Fistalititen 
in a) die Whjahrtsgelder, b) die Geldftrafen, die 
ad aerarium cine c) die H., gu denen er 
die erblojen Verlaſſenſchaften und verjährte Depo- 
jiten zählt. Für dieſe Auffaſſung ließe fic) das 
Hftzd. 12 111 18 anführen, das anordnet, es ſei 
u prüfen, ob die einzuſendenden Ausweiſe über 
¥ atalitiiten, Straf-, Abfahrtsgelder auch wirklich 
alle H., Straj- u. Abfahrtsgelder enthalten. Da- 
gegen fann geltend gemacht werden, dap das Bud- 

etfapitel die —— Fislalitäten und H. 
ührt und nicht von Synonymen handelt. Es 
diirfte ber Wortbedeutung nahe kommen, wenn wir 
unter die Ristalitiiten nur die fiir den Staat ein— 
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fliefenden Strajgelder, unter diefen die Geldſtrafen 
bei Adelsanmaßungen, dann die nod) praftijden 
Fille von Konfistationen cinreihen. 

Der Anteil des Staates an den Gefällsſtraf— 
geldern erſcheint nicht als Fisfalitit, jondern in 
der bunten Gruppe der allg. Kajjenverwaltung. 

Als H. find alla. anerfannt: 1. Die Fille 
des erblofen Nachlajjes, dic dem Ertrage nach 
bedeutendjte Quelle des Heimfalls, weldje Ke alg 
bejonderes Redhtsinjtitut Herausgebildet hat und 
fas jeparate Behandlung in dem rt. „Kaduzität“ 

nbdet. 

Wn dieje wire da8 droit d’aubaine, welches 
das Hfd. GIX 18 (bei Manfa) geradegu als „das 
Heimfallsrecht“ bezeicjnet, dann das Whjahrtsgeld 
anjureihen, beide allerdings in der Gegenwart faum 
von praftijdjer Bedeutung. Gleiches gilt von dem 
droit d’épave, ,,in dem bejonderen Sinne“ der 
Cingiehung des einer aufgehobenen jurijtijden 

on 2 auf fremdem Staatsgebiete be— 
findl. Vermögens durch den fremden Staat. Das 
Verfahren regeln die „Allerhöchſte Entſchließung“ 
26 IX 46, J. G. S. Nr. 985, und die offiziell nicht 
publizierte 28 IX 54, die nad Ott durch die 3. 
P. D. nicht aujgehoben find (Soustavny uͤvod ve 
studium noveého rizeni soudniho, S. 126; arg. 
Art. IX, Ubs. 1, 3. N.). Einen praltiſchen Fall führt 
Krainz⸗ Pfaff Ehrenzweig (I, § §2) an. Das Verms- 
gen der rumäniſchen Klöſter wurde als Staats— 
eigentum erflairt, worauf der F. M. Erl. 17 1X 69, 
ne 28549, die Finanjprofuratur beaujtragte, das 

igentumsredt des öſterr. Staates auf die in der 
Bulow. gelegenen Güter geltend gu machen. (Bal. 
aud) den Rechtsfall: Unger 7117.) Beriihren die 
begeidneten Faille von H. einen gangen Nachlaß, 
Quoten desjelben oder ein ganzes Vermögen, fo 
bejiehen fich die nachfolgenden nur auf bejtimmte, 
einzelne a 

2. Alte Depofjiten. a) Die geridtl. Depo- 
jiten. Das materielle Recht und da8 Verfahren 
find in dem Hfd. 30 X 02, J. G. S. 582, in der 
Zirkularverordnung 13 TX 20, J. G. S. 1701 (dazu 
J. M. Erl. 20 XII 48, 8. 4358) und in den 9b. 
13 II 37, 3. G. S. 173, und 1 V 37, 3. G. S. 199, 
eregelt. Die Gerichte, bei weldjen fid) alte Depo— 
Aten befinden, haben nad) Verlauf von 30 Jahren 
wh. 61 42, J G. S. 587) die Eigentümer zur 

bringung ihrer Legitimationen durch gehörig 
tundzumachendes Editt mit a ogg einer 
Friſt von einem Jahre, feds Wochen, dret Tagen 
vorzufordern. Dieſe Frijt ijt nach ihrem Weſen 
u. Swede ein — —————— es ſoll Ordnung 
geſchaffen und ſichergeſtellt werden, ob ein Berech⸗ 
tigter vorhanden ijt. Exiſtiert er, fo foll er fic 
melden und feine Anſprüche dartun. Der § 2 der 
Zirkularverordnung des n.-5. Uppellationsgerictes, 
die mit gt der vereinten Hojfanglei 
und der allg. Hoffammer erlaſſen wurde, fordert, 
daß die Meldung ,binnen der Ediftaljrijt’ ere 
jolge; die Behauptung, es dauere das Cdiftal- 
i. Mb aud) nach verftrichener Friſt folange fort, 
alg das Depofit an das Urar nicht ausgefolgt ijt, 
und es finne die Unmeldung auch nad) ,,erlofde- 
ner’ Ediktalfriſt geſchehen (Glafer-Unger Nr. 4002 
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u. 15081), lift ſich aus den Vorſchriften und dem 
* des Verfahrens nicht begründen. Die Friſt 
ijt unerſtredbar (Glajer-Unger, N. F. 319, WM. Ff. 
gin. Prof, IL, Nr. 119); eine Wiedereinjepung 
wegen verftridjencr Ediftalfrijt erjcheint ausge- 
ſchloſſen (unrichtig, Glafer-Unger 15803), da dieſes 
bejondere Verfahren durd) das faif. P. 9 VIIL 54, 
R. 208, nicht aujgehoben ijt. 

Dagegen ericeint die Gewihrung einer neuen 
Friſt zur Dofumentierung eines rechtzeitig ange- 
meldeten Aniprudes „nicht unzuläffig“ (Glaſer— 
Unger Nr. 8600); der Anſprecher weiß ja nicht, 
welche weiteren Nachweiſe die Finanzprokuratur 
und der Richter fordern werden und es iſt zu 
Zweclen der Legitimation oft die Durchführung 
eines anderen Verfahrens, z. B. der Verlaßabhand— 
lung (WM. f. Fin. Prof, IL, Mr. 104) oder der 
Meijthotsverteifung (Glaſer-Unger, N. F. 525 u. 
T15 und M. f. Fin. Brok., V., Nr. 112) notwendig. 

Das Edikt muh nicht bloß gehörig fundge- 
macht werden, fondern aud) alles enthalten, damit 
der Anſprecher fic) melden fann, alfo namentlich 
die Namen des Erlegers u. Dejtinatars; unvoll- 
ſiändige oder unrichtige Editte find null u. nichtig 
(Glafer-lnger, N. F. 1473). Die Perjonen, von 
weldjen oder fiir weldje der Erlag gemacht wurde, 
fees „auch ingbejondere’, wenn fie befannt 
ind, von der Edittalaujforderung in Renntnis ge- 
fept werden, Wenn alfo die Anſpruchsberechtigten, 
die Erben oder andere Rechtsnadjolger dem Ge- 
ridjte nicht befannt find, fo hat der Richter fie 
nidjt gu ſuchen, gleichgültig, ob dies leicht oder 
fewer gu bewwertftelligen ijt (vg. M. f. Fin. Prok., 
L, Nr. 89, IL, Nr. 122, V., Mr. 112). Nimmt 
man die Norm im iveiteren Ginne (nad den Ge— 
richtsalten aujfindbar), weldje Gumme von zumeiſt 
frudtlojer Arbeitsleifiung wird den grifjeren Ge- 
richten gugemutet? Dazu antisipiert diejes Suchen 
des Unipredhers die Frage der Legitimation. 

RKonjtant ijt die Praxis, fiir die unbefannten 
Gigentiimer feine Kuratoren gu beftellen (Glaſer— 
Unger 9205, 14407, M. f. Fin. Prok. II. Nv. 121). 

Das Berjahren findet ſtatt bezüglich der bei 
Gericht erliegenden Depofiten, glei giltig. ob fie 
jriiber in der Waifentajie oder auf einer Realität 
angelegt waren (Glaſer⸗Unger Mr. 14664, 12528); 
es ijt aber nidjt anwendbar rückſichtlich der in der 
Waiſenkaſſe nod) erlieqenden und dort verwalteten 
Mafien, aud) wenn fie zur Broflamierung reif 
wiiren; hiezu müſſen fie erjt an das Depofiten- 
amt abgefuhrt werden. Die Vorausſetzungen ſind 
im § 217, Abſ. 2, des faij. P. 9 VIII 54, R. 208, 
gegeben, allerdings nicht gerade fiir die praktiſch 
hiiufigen Fille, wenn der gemwefene Mündel un- 
befannten Wujenthaltes wäre oder an ihn die Su 
ftellung dec MWufforderung zur Bebhebung des 
Waifenvermigens unter der Sanftion der fonjtigen 
Abgabe an das Depofitenamt nidt geſchehen könnte. 
Für foldhe Vermögenſchaften finden aud) nad) der 
im Dudifatenbude Nr. 165 eingetragenen E. des 
O. G. H. die gefebl. Vejtimmungen über das Edik— 
talverfagjren feine YWnivendung. Diefer E. wird 
wohl leidjt zuzuſtimmen fein, zumal fie felbjt die 
Pauptirage nidjt lft und zu löſen hatte, was mit 


diefen Maſſen au gefdehen hat, die „doch nicht in 
alle Ewigfeit in der BVerwaltung u. Verrechnung 
der Gerichte rejp. der Waiſenäniter bleiben fons 
nen”. Wan mag der Frage von welder Seite 
immer nage treten, man fommt ohne geſetzl. An— 
derung dariiber nicht hinaus, dak die Waiſenkaſſen 
fein eigenes Heimfallsredt 8 und die Maſſen, 
von deren Verjährung aud) feine Rede fein fann, 
bei guter Verwa tung an das Depofitenamt abju- 
jiihren find (Glaſer-Unger 14664, dDagegen M. f. 
pin. tage V. Mr. 104). 

ie einlangenden Anſprüche find mit den von 
der Partei beigebrachten Legitimationen der Fi- 
nanaprofuratur que Abgabe des Gutachtens ,,iiber 
Die Rechtsbeſtändigleit des Anſpruches“ mitzuteilen. 
Uber den Antrag und den Anſpruch hat der Rich- 
ter ,ex officio nobili” ju entideiden. Rekurs 
ijt zugelaſſen, nidjt aber die Verweifung auf den 
Prozeßweg. Diejer ijt nad) der ridtigen Praxis 
ausgeidlojjen; hier anerfennt der O. G. H. fon: 
fequent die SGonderheit des BVerfabrens und 
fommt zu dem Sdjlujje, daß die Normen des Hd. 
30 IX 02 und des § 2 der jitierten Sirfularver- 
ordnung durd) § 2, Abſ. 7, des faif. B.9 VIII 54, 
R. 208, nicht aujgehoben find (vgl M. f. Fin. 
Prof, IL, Mr. 120, IL, Rr. 122, TL, Mr. 110, 
V. Nr. 113, bagegen: Glajer-Unger, N. F. 319, 
M. f. Fin. Prof, V, Nr. 109). ,, Wenn die An- 
ſprüche pom Geridjte nicht gentigend befunden 
werden oder fic) niemand meldet’, jo werden die 
Depojiten nach verjtricjener Ediftaljrijt als Heim- 
fällig ertlirt und dem Fiskus iibergeben. 

Mus den adminijtrativen Normen fei fur; 
hervorgehoben, dah die Steuer- u. Depojitenamter 
die proflamierbaren Depojiten der Finanzlandes— 
behirde von fiinf gu fünf Jahren nachzuweiſen 
haben. Bont dort werden die Ausweiſe an die 
tinangprofuratur zur Einleitung des Berjabrens 
iibermittelt; diefe veranlagt die Ediftserlafjung, 
priijt die Rechtsbeſtändigkeit der Anmeldungen im 
eigenen Wirtungsfreije, anerfennt oder verwirft 
die Anſprüche ohne adminijtrativen Konſens, er: 
wirft die förml. Zuweiſung durch dad Gericht und 
ſchließlich die Erſolglaſſung aus der gerichtl. Ver— 
wahrung. 

Der adminijtrative Jntamerierungsaujtrag an 
die ftaatl. Kaſſen erfolgt fodann durch die Finanz— 
landesbebirde (F. M. Erl. 22 1 1903, 8. 41250 
ex 1900, B. Bl. Nr. 16, und 30 V 1901, 8. 1049, 
V. Bl. Nr. 22). 

Dieſes Verfahren fann aud bei Privatichuld- 
fcheinen und fonjtigen Urfunden, die bei Gericht 
30 Sabre erliegen, eingeleitet werden; dod) bat auj 
diejelben das Heimfallsrecht ded Fistus feine An— 
wendung. (Hfd. 1 V 37, J. G. S. 199.) 

b) Die polit. und Bau⸗Depoſiten. Der Erl. 
M. J. 3V 88, HR. 2083, verordnet, dak die in 
Verivahrung der polit. Behirden durd) 30 Sabre 
erliegenden Depofiten zum Swede der Kadulerklä— 
rung an die Wericdte —— werden, Die Ge- 
richte haben nad der J. M. B. 12 V 88, 8. 8062 
V. BL Mr. 21), das Ediftal- u. Kaduzilätsver⸗ 
fahren wie bet den gerichtl. Depojiten einguleiten 
u. durchzuführen. (Vgl. Mayrhofer, 5. Aufl., 1, 
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G. 543, und F. M. Erl. B. Bl. 1903, S. 605.) 
Das Berjahren findet ferner agg irae 

c) Bet gefundenen, bei der Obrigfeit durch 
30 Jahre erliegenden Sachen, deren Cigentiimer 
u. Finder innerhalb der gejepl. Friſt fic) nicht ge- 
meldet haben. 

3. Kraft bejonderer Borfdrift (F. M. Ertl. 
27 VIII 77, 3. 22711, B. Bl. S. 180), die an 
das bejtandene Heimjallsredht der Kriminalgeridte 
(§ 519, I. Teil, des Str. G. B. 3 LX 03) anjchliest, 
werden ju den H. die Einnahmen aus § 379 
Strafprojefordnung gezählt. Das bei einem 
Beſchuldigten gefundene, ,nad) allem Anſcheine“ 
fremde Wut, bezw. der Erlös aus der Veräuße— 
rung wird an die Staatsfafje abgeführt, wenn der 
nicht angegebene Cigentiimer fic) innerhalb der 
Ediltalfriſt nicht meloet und durch Beſchluß des 

ur &. in 1. Qnftang berufenen Geridtes ausge- 
—— ijt, daß die Rechtmäßigkeit des Befipes 
des Beſchuldigten nicht qlaubwiirdig fei; dod kön— 
nen dic Beredhtigten binnen 30 Jahren ihre An— 
fpriiche im Zivilrechtswege — machen. Im 
invernehmen mit dem J. M. und dem Oberſten 
Rechnungshofe hat das F. Mt. mit Erl. 27 V 05, 
3. 36581, erflirt, dab die aus ſtrafgerichtl. Unter— 
jucjungen herrührenden, nad § 193 Str. P. O. 
an die Staatslaſſen abzuführenden verjallenen Si- 
derheitsbetraig e(Rautionen, Bürgſchaften) ebenjo 
wie die im Ginne ber §§ 378 u. 379 Str. P. O. 
an die Staatsfafjen abjugebenden Gelder gugun: 
ften der Finangverwaltung u. gw. als Fisfaliti- 
ten und H. gu verrednen find. (9. M. B. BL 
S. 231.) 

4. Die Lehrbücher der Verrechnungswiſſenſchaft 
fiifren als H. die Überreſte des Rechtes des Arars 
auf gefundene Schäte nad) § 400 a. b. G. B. an. 

5. Biemlich allg. findet fic) als Heimjall das 
Recht der Strajanjtalten auf den „Überverdienſt“ 
der in Ddenjelben verjtorbenen Sträflinge. Dieſe 
Norm (Hffzd. 4 UI 36, P. G. S., 64. Bd.) ijt durch 
den J. M Erl. 141 66, 3. 1753, Punt 31, 

wat nicht aufgehoben, jedod) fiir jene Strajan- 
fatten, für die er gilt, auger Kraft gejept; es 
ay die Exjparnijje cines —— welcher vor 
nde der Strafzeit ſtarb, den Erben jugujallen. 
Wohl befteht das Heimfallsredjt fiir die übrigen 
Strafanftalten und die gerichtl. Gefängniſſe. (a I. 
3. M. Erl. 121 85, B. BL Nr. 8, und Sain. 
net, a. u. a. O. S. 192.) 

Zahlreiche u. interejjante Fille des Heim- 
fallgrechtes in der Form des Behaltungsredtes 
finden wit faſt auf allen Gebieten der Staatswwirt- 
ſchaft. Es gelangen aus den verjdiedenften An— 
lijjen Privatgiiter an ſtaatl. Anſtalten u. Unters 
nebmungen, an das Sollamt (§ 252 Zoll⸗ u. Mo- 
nopolgordnung), an die Poſt (3. B. § 53 der Briefe 
pojtordbnung), die Pojtiparfajje (YUrt. 16 G. 28 V 
82, R. 56), an die ftaatl. Pfand- u. Leihämter, 
Kranfenhiujer ufw. Die Giiter werden innerhalb 
beftimmter Beit verwahrt und wenn fid) der Be— 
redjtigte nidjt meldet, wenn notivendig, verdupert; 
Das Gut oder den Erlbs sieht die Staatsfajje dann 
ein. Die begiigl. Einnahmen —— aber in der 
Staatsrechnung nicht unter den H., ſondern als 


Einkünfte des betreffenden Verwaltungszweiges. 
Ebenſo iſt der Erwerb von Eiſenbahnen im Wege 
des Heimfalls keine H., ſondern erſcheint im Cifens 
bahnetat verrechnet. Doch finden wir wieder „das 
Entgelt fiir die Auflaſſung des ſtaatl. Heimfalls— 
rechtes an der Kaiſer Franzens-Kettenbrücke in 
Prag“ (G. 30 V 88, R. 73, 2. Teil, Rap. 30) im 
Budget fiir das J. 1888 als auferordentl. Ein— 
nahme unter den H. eingejtellt, während die Lehen- 
Allodialiſierungsgebühren und Ablöſung von Ge— 
rechtſamen unter den Einnahmen „aus der Ver— 
äußerung von unbewegl. Staatseigentume“ einge— 
ſtellt find. 

Wagner rechnet zu den Cinnahmen aus herren- 
loſent Bermigen den Gewinn des Staates aus 
Papiergeld, welches bei der Einberujung nicht zu— 
riidfommt und nad einem Präkluſivtermine wert— 
los wird. Man fann aber bei einberujenem Pa— 
pier= u. Metallgelde juriftifd) nicht annehmen, dah 
„das Aftivum, welches der Note zur Dedung 
diente, durd Verlorengehen gewijjermagen herren⸗ 
loſes Gut geworden” ijt; es ijt died vielmehr eine 
Erlöſchungsart des Staatsſchuldenrechtes, und ed 
erjcheint in diejem Bunfte das öſterr. Budget von 
juriſtiſcher Konſequenz, wenn eS den durd) die 
Nichteinlöſung der Staatsnoten ergielten Gewinn 
unter ,,Werwaltung der Staatsſchuld“ einjtellt. 

Nicht überall jo fonfequent folgt, wie wir ge- 
jeben haben, der Staatsvoranjdjlag der rechtl. Natur 
des Heimfallsredhtes, und es find äußere, meift 
hergebrachte Griinde der weit zurück in den ftati- 
ſtiſchen Tafeln nadjweisbaren Budgettednif, welche 
für die Budgetierung einer Cinnahme als H. oder 
gegen Ddiejelbe mafgebend gewejen find. 

IV. Statijtif. Die folgenden Tabellen zeigen, 
dah, tie in den deutſchen Staaten, auch in Ojterr. die 
Staatseinnahmen aus Herrenlofem Vermögen dem 
finangiellen Ertrage nach ju den wejentl. Einkünf— 
ten nicht qeredjnet werden finnen. Dak die ent- 
widelten Sronfinder Böhmen und N. O. aus 
erblofen Verlaſſenſchaften und gerichtl. Depofiten 
verbiltnigmapiq fo bedeutende Cinnahmen liejern, 
diirjte nicht befremden. Auffallend erjcheint die nicht 
bedcutende Differeng in den Gejamtertriignijjen der 
eingelnen Sabre und doc) wirfen rein zufällige 
Ereiqnijje, dex Unjall einer eingigen, größeren Ka— 
duzität auf die Gefamtsiffer ein, was bei den wirt- 
ſchaftlich ſchwächeren Ländern gu verfolgen, leicht 
u. intereſſant ijt. Mus der Praxis fann konſtatiert 
werden, dah eS fic) bei diejen Cinfiinften um ime 
met wiederlehrende, grope Maſſen fleiner Vermö— 
gensbejtiinde handelt, die in der Geſamtſumme des 
Ertrignijjes das fonjtante Element bilden. Die 
YUusgaben betreffen die „gnadenweiſe und die aus 
dem Titel der Ungebühr riidgesahlten Kadu— 
—— und ſonſtige H., dann die aus Anlaß der 

mſetzung nicht barer fadufer Werte in Bargeld 
auflauſenden Koſten, endlich kleine Verwaltungs— 
auslagen. Die 1. Aufl. des Staatéobrierbuces 
enthält die Nadweifung iiber den Bruttoertrag 
der Fisfalititen und H. in den 9. 1886 — 1891 
in batem und in Obligationen. 

Jn den vorliegenden 10 Bon. der Mitteilun- 
gen des F. M. wird diejes Kapitel nidt behandelt. 
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Nadweifung über die Bargeldgebarung der Fiskalitäten und Heimfalligfciten in ben Jahren 1892 —1902. 


t. Einnahmen. 















1892 183893 1894 1895 1896 









Rronland 





Gulden 







| Niederöſterreich . . | 80.671 95.262 | 486.884 | 141.808 | 59.370 | 33.400 81.309 5 143.148 © 111.976 | 129.490 
Oberdſterreich cae of VP288 4.151 21.57¢ 33.854 8.770 4.682 11.721 57.835 | 36.369 33.083 | 28.907 
| Salgourg. . . ... 1.248 | 1.150 4.467 | 810 123301 6.399 1.955 5.134 2.187 9.803 8.896 
Steiermatt . . . ..l 19.426 30.100 37.768 | 19.853 | 22.148 | 41.701 10.026 . 66.007 | 73.705 69.258 | 131.505 | 
| Faenten 2... . | 18784 3.706 3.364 10.110 4.736 6.498 2.576 3.214 | 37.567 | 26.960 | 43.935 
pS sa as ie eve 1.972 3.656 6.535 13.596 3.693 6.682 2.805 8.638 48.669 16.191 | 18.153 
Riijtenland . . . . . 4.410 1.640 5.294 n.513 | 3.202 | 6.147 7.215 11.825 5.460 3.217 | 32.246 
Tirol und Vorarlberg 3.148 | 25.560 730 2.860 | 3.078 | 4.212 21.330 1.920 8.332 17.058 13.325 


Bbhmen — 

Mibren 2. 2... 
Schleſien .. . 
| Galigien 2... we. 
Bufowina . 1... 
Palmation . . . 
Staatszentrallaſſe 


71.040 | 90.525 47.867 65.457 a 20.624 66.460 153.010 159.278 90.594 69.314 
36.364 19.493 16.680 28.218 75.952 36.511 52.786 45.918 75.982 93.153 | 112.361 
2.118 2.037 5.17 9.769 9,089 1.544 5.345 10.226 22.285 19.345 20.976 
32.216 TOTS 154.735 68.016 40.863 | 28.320 14.004 95.157 26.588 130.958 | 105.052 | 
2.569 | 397 138 1.006 i 12.005 14.185 8.154 1.040 9.411 7.505 
178 26 — 733 67 145 637 9.433 452 3.849 8.984 


SZujammen . | 286.383 | 308.283 | 791.958 | 401.603 289.055 | 208.870 © 292.357 © 524.765 | 641.062 634,856 | 730.649 


















$ »uꝛqubanng uatpyOnfag aiq aagu waimgonmy 22q Aniplargy (, 
£19969 FRE'EOO = FOT'ETO 626'906 | L8G'ZSZ PREG | 606 733 «NGM EGE «= BSETISL §=LLLS6z)  a8O'GL]* alin@lasgn (@ 
OLG'EE SIG IE BCH LS 9ERLI OLE'6 9SF'ZI | OFI'99 LEOL 69601 GIG Cl S69'OI uanuvinß 
(200% 
oog — — — — = — I a * 
ae c6L’% It 063 | 8&% 98 10 — 000°T = geT Sag 
ale 966 9F « 09s 66F 881 vxõg out Shr oel 116 —— 
= ZEe's (1Ze0°% 001 911 99 518 £01 — = = : ⸗ 
O19 Z0F'T LFS‘! 69F'T 6SL £99 68% 609 O13 180 GFT =e = 
§ ILIVE O16'S OOF F OLF EcE £968 IFS" 0c6 180% CLa'T SIs . % 
= 009 Lcr Os £98 001 Leo GELOE OFT Is tires | * baoqlavaog qun jour 
= — 856 1a 00¢ 69 ce ~ OIF 9 GL8'1 eS 
EZ] | sep — * — | as - — ont — ose chs 
> rat) g cLl PELs XR sco gol = 008 — F ra ies 
ZSP'S b03'F G10" IF} £0F% Car ccs’) 098 — X OSh : 
geo"! — 008 Te — cOF — —X 10E 009 09s F 
FOOTE 926 0Z6'TT oGh's Ce gcl eh6 LO ace LeVi 991 * (pyeazay 
CoOO'LI 0066 082" F £91°G 3667 800°9 16681 coor Lege ogre CLa'b 


QING 





usnory 





7061 1061 061 6681 8681 LOST 9687 CORT 168 8081 COST 


‘aiiu@lasqy qun uaguigny 2 


uunaeununufuru (; 


oaAlvnvauo swoi 
uduvuive 
DUIALAINE 


quyyuay 
JAVIAIID 
vbanguvꝰ 


plaaollgaoqo 
suaqguigny (vo 





quvjuoag 


Ofterr. Staateworterbuch. 2. Wufl,, 2. Bd, 





oes 


Heimfälligkeiten. 


50 


i a] 


Nadweifung ber dle Obligationsgebarung dev Fistatitdten und Heimfpailligfciten in den Jahren 192-1094, 











1805 1891 1895 1896 1897 1898 1900 1901 









Kronland 


Guhden Kronen 














1. Einnahmen: | | 
Niederöſterreich . . 18.804 28.669 35.4193 7.401 | 21.693 1.880 ; 23480 110.203 | 138.602 | 181.969 | 168.455 
Oberöſterreich . 7.487 — 420 12. 600 95 | 2.100 — | 8860 | 21.257 2.200 — 
Salzburg. . . .. 300 617 — — — {| 300 — 200 8700 200 200 | 
Steiermare . . . Be" 1.900 | 2.250 | 3.650 730 400 45 | 3.500 | 15.500 | 5.600 | 
Kärnten 2... 1.450 — | 3.250 | 2.060 3.400 2.745 — — | 1,915 | 2.421 | 16.200 | 
Lt: | ae 80 22 | | — 100 220 — — 5.200 60 
Riiftenfand 2... 1.100 | — | 11.950 | 500 300 100 61 200 — | 2400 | — 
Tirol und Vorarlberg 1.820 — | - — — | 100 2100 | -- — = 

Bbhmen . . . . . . 6.230 | 20,900 | 1.170 | 3.860 735 1.150 | 1.620 5.050 | 3.740 | 2140 | 23.450 

| Mipen . ... . . 3.000 | 2672 | GO | 10.820 6.832 — | 30.680 | 1524 | 1.980 | 8780; 3,799 | 
Schleſien 2... 13 — | a) — _ 77 — | 1.000 = | — a 
| Galigiem 2... 1. 280 | 1.214 | 1,100 1.390 | 2.907 2.574 | 100 | 1.468 | 350 1.100 | 426 | 
Butowina 2... = = — — — | — | — | — — 
Dalmation ... . — — — — — | — | — — — — 
Staatszentraltaije — | 20 — — 5291 | — | — — — 





40.58711 31414 55.348 40.884 45.008 | 11.806 380. 441 130.150 | 180,044 | 221.910 9 218.216 


14.380 | 18421 | 16.637 | 4.905 1.800 101 52 | 3.204 ; 30.914 | 20.714 | 129.775 
i | ' ; 
26.191 | 35.693 | 38.711 | 35.979 43.208 | 11.795 | 56.389 § 126.946 | 149.130 | 201.196 | 66.441 


| i | i i 
‘) Die ausgewieſenen Ausgaben betreffen faft ausſchließlich Niederöſterreich; bic Musgabe file 1996 rührt aus Tirol u. Vorarlberg; es entfallen weiter ouf Triefi, 
Giixg. Grobitta, Qitriem: 1892: 2850, 1894: 39, 1807: 5 fl; auf Galigien: 1803-1895 200, 100 und 300 fl.; auf die StaatSgentraltaffe: 1892 SAAT fl. und 1902: MO.) K. — 
Die Lander Obersfterreid), Salzburg. Strierm., Kärnten, Rroin, Böhmen, Maren, Schleſien, Buklowina, Dalmatien werijen teine Musgaben auf. 


Zuſammen 
| 2. Uusgaben 4} 
3. Uberfdug. . 





Heimfpilligtciten. — Heiraten der 


Und dod) wiirde eine Trennung der ſtatiſtiſchen 
Nachweijungen nad den hauptſächl. Arten des 
Heimjalles, dem erblojen Nachlaſſe, den Depo- 
jiten und den iibrigen Quellen und die hiezu not- 
wendige, individualifierende Aufnahme durch Zähl⸗ 
farten koſtbares Material fiir bas Erbrecht, insbeſ. 
der (unehelidjen) Erbloſen, fiir die diligentia in 
suis bei den Depofiten der ſtädt. und Lindl. Be- 
vilferung liefern. 


Literatur. 


Für das öſterr. Zivilrecht: Kommentar zum 
djterr. a. b. G. B. von Pfaff u. Hoffmann, 
IL Bd., 5. Abt., S. 772 j., dajelbjt die altere, 
dürftige Literatur. Sdhiffner: Geſetzl. Vermächt⸗ 
niſſe, S. 191 ff. Krainz⸗Pfaff-Ehrenzweig: 
Syſtem des öſterr. allg. Privatrechtes, 3. Aufl, 
1., S. 172, 214, 602. v. Anders: Grundriß des 
Erbrechtes, €. 70. Candauer: Erblojer Nachlak 
und Wrenjen des Verwandtenerbredtes in Grün— 
hut 8., XXVIII. Bo. (S. A. S. 2—11). Fur: 
Der Heimjall alter Depojitenmajjen, Jur. Bl. 
1902, Mr. 16 u. 17. Für die öſterr. Rechts— 
geſchichte: Tomafchel, Das Heimfalléredt; Cela- 
kovsty, Das Heimfallsrecht auf das freivererbl. 
Vermigen in Böhmen, und hiezu Krasno— 
polsti in Griinbut 8., X. Bd., S. 426. Aus 
der Finanzwiſſenſchaft: Jakob: 388; Mal— 
dus: 8 31; Umpfenbach: 1. Aufl. 88 155 bis 
159; v. Stein: 5. Aufl. I. Teil, 1. Abt. S. 213 
u. ff.; Wagner: IL, S. 133; Rofder: S. 70; 
Vode: S. 33; Kaizl: Deutiche Ausgabe, L, 
S. 76; ECheberg, 7. Uujl, S. 18, 71: Sar: 
Grundlequng der theoretijdjen Staatswirtſchaft; 
v. Mant in Stengel, 1, S. 652. Meiſel. 


Heiraten der Militärperſonen 
ſ. ,Deerwejen J”. 





Hilfskaſſen. 


I. Allgemeines. — IT. Entſtehung des H.Geſetes. — 
IIT. Rechtsverhältniſſe der O. — IV. Grundgedanten des 
O.⸗Geſetes. — V. Erfola. 


J. Allgemeines. Auch in Oſterr. war es in der 
wiſſenſchaftl. Literatur bis zur Einführung der allg. 
Arbeiterfranfenverjiderung üblich, als „Hilfs— 
fajjen” alle jene freiwillig oder über geſetzl. An— 
ordnung ins Leben gerufenen, auf Gegenſeitigkeit 
genie Cinridtungen zu bezeichnen, welde 
id) die Unterjtiigung ihrer Teilnehmer sum Swede 
fepen (Verficherungsvereine, Fabrifsfrantenfafjen, 
gewerbl. Unterſtüßungskaſſen u. dgl. — ſ. Art. 
Arbeitsrecht F“, d., S. 226). Als durch dads 
G. 30 III 88, R. 33, betreffend die Rranfenver- 
fiderung der Urbeiter, jene Gattungen von Kaſſen 
feſtgeſtelt wurden, durch welche die obligatorifde 
Krankenverſicherung erfolgen fann (Begirfs-, Be- 
triebs⸗, Baus, Wenofjen{chajtstrantenfajjen, Bru: 


Militirperfonen. — Hilfsfajjen. 851 


derladen u. Bereinsfranfenfajjen), fam fiir ſämtl. 
Wattungen diefer Kajjen mit Ausnahme der Ver- 
einStrantenfajien det mehrdeutige Ausdruck 
» Bw — en” in Aufnahme. Dieſen Zwangs⸗ 
taſſen ſtellte man nun die freien) „Hilfstaſſen“ 
gegenüber, welche demnach nur mehr die Verſiche— 
rungsvereine begreifen, dieſe allerdings ohne wei— 
tere Beſchränkung hinſichtlich ihrer geſetzl. Grund⸗ 
lage oder ihrer Zwecke. Nachdem jedoch durch das 
G. 16 VIL 92, R. 202, der Name „regiſtrierte 
Hilfstajfe’ oder „Hilfskaſſe“ ſchlechthin fiir 
cine beſondere Art der Berjicjerungsvereine zur 
techniſchen Benennung geworden ijt, geht ed nicht 
mehr an, ſüämtliche Pe Kaſſen als „H.“ au be— 
zeichnen. Daher ſollen im nachſolgenden nur die 
regiſtrierten H. behandelt werden. 

_ IL. Entſtehung des H⸗Geſetzes. Die Ver— 
ſicherungsvereine entbehrten in Oſterr. bis zur Er— 
laſſung des G. 16 VII 92, R. 202, eines den be— 
fonderen Verhiltnijjen des Verſicherungsweſens ans 
gepaßten Spezialgeſetzes. Sie unteritanden vielmehr 
zunächſt dem Vereinsgeſeßze 26 XI 52, R. 253, 
welches wohl eine ſcharfe Handhabung der Staats⸗ 
aufſicht nach der —— Seite hin ermöglichte, die 
Gründung von Vereinen aber, welche an eine be— 
ſondere Bewilligung geknübft war, erſchwerte und 
eine ſachl. Beauffichtigung des Geſchäftsbetriebes 
der Anititute nicht gewährleiſtete. Ein Ausweg 
wurde ſpäter in der Weiſe gefunden, daß man ders 
artige Vereine nicht auf Grund des Vereinsge— 
ſetzes vom J. 1852, fondern desſenigen vom J. 1867 
G. 15 XI 67, R. 134) errichtete. 8 2 dieſes G. 
nimmt zwar alle Vereine für Verſicherungsgeſchäfte 
von der Wirkſamkeit desſelben aus, doch duldeten 
die Verwaltungsbehörden durch längere Zeit den 
erwähnten Vorgang, indem ſie die Vereinskaſſen 
nicht als Verſicherungs⸗, ſondern als Wobltiitig- 
keitsvereine behandelten; die Statuten wurden da—⸗ 
her bloß beſcheinigt. In der Folge, insbeſ. ſeit 
Erl. des fog. icherungsregulativs 18 VIII 80, 
R. 110, wurde mit dieſer Praxis wieder gebro- 
den und auf das —— vom J. 1852 zu⸗ 
rückgegriffen. Auch das K. V. G. (§ GO) läßt Ver— 
einsfranfenfajjen nur dann als Träger der allg. 
Kranfenverjicherung zu, wenn die betrefjende Kaſſe 
auf Grund des Vereinsgejepes vom J. 1852 er- 
tichtet ijt oder fic) nach den Vorſchriften desſelben 
umgebildet hat, dod) beſchloß das A. H. gu dieſer 
Beſtimmung eine Refolution, worin die Regie- 
tung dringend aufgejordert wurde, den Entwurf 
eines H.-Gefeses zur verfaſſungsmäßigen Behand- 
lung vorjulegen. Wit Rüchkſicht hierauf brachte der 
Abgeordnete J. M. Baernreither in der Sits 
jung de8 A. H. 2511 87 einen vom ihm ausge- 
arbeiteten Geſetzentwurf iiber die reqijttierten H. 
ein, weldjer im weiteren Verlaufe und modifijiert 
jum &. 16 VIL 92, R. 202, wurde. Die Vollsugsvor- 
ſchrift gu diejem G. wurde mit Minijterialverord- 
nung 1 XII 92, R. 203, erlajjen. Auf die nach 
diefem G. erridjteten H. finden die Vereinsgeſetze 
vom 3. 1852 u. 1867 fowie das fog. Verficerungs- 
regulativ — lepteres mit Ausnahme feiner Bor- 
ſchriften über die allg. Berjidjerungsbedingnijje — 
feine YUniwendung. 
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IIL. Rechtsverhältniſſe der H. 1. Wefen, 
Bwede, Tätigkeitsgebiet. Hilfstkaſſen jind 
auf Wegenferttigfett gegründete Vereine, 
welde die Verſicherung ihrer Mitglieder 
he Swede haben und durch Cintragung jin 

as Regijter der H. nach Mapgabe des G. befon- 
dere Rechte erlangen. Der Zweck der H. fann fid 
etjiteden auf die Berjicherung a) von Rranfen- 
unterjtiigungen; b) eined Begribnisgeldes; c) von 
Invaliditäts⸗ oder Wltersrenten; d) von Witwen- 
u. Baifenunterjtiipungen; e) ciner Summe Gel- 
deS von Seiten eines Mitgliedes zugunſten einer 
dritten Perjon ſinsbeſ. als Heirategut oder Aus— 
jtattung eines Kindes), zahlbar gu etnem bejtimm= 
ten Termine. Um das ach ape. ip der regi- 
jttierten H. von demjenigen der nicht in gleidem 
Mae begiinjtigten, auf Gegenjeitigteit oder auj 
Aftien erricteten Verfiderungsanjtalten absugren- 
aen, find fiir die eingelnen slag oi e 
Höchſtbeträge feſtgeſetzt. Die Rente, welche die 

in einem der bezeichneten Verſicherungszweige in 
Ausſicht ſtellt, darf wöchentlich 28 K, das Begräb— 
nisſsgeld 400 K, die zugunſten eines Dritten ver— 
ſicherte Summe Geldes in jedem einzelnen Falle 
2000 K nicht überſteigen. Die H. kann einen, meh— 
rere oder alle a Bwede verjolgen. Außer⸗ 
dem fann fie befugt fein, tie a) Erteilung von 
Aushiljen an erwerbsloje Mitglieder; b) Gewäh— 
tung von Reijeunterjtiipungen an erwerbjudende 
Mitglieder; c) Ubernahme von Wrbeitsvermitt- 
lung; d) Einrichtung von Lefegimmern u. Biblio- 
thefen. 

Das Tätigkeitsgebiet einer H. fann ſich 
— unbeſchadet des Rechtes der Feſtſetzung engerer 
Grenzen — auf alle im Reichsrate vertretenen 
Königreiche u. Linder erjtreden. Hievon bejteht 
eine Ausnahme nur hinſichtlich der Krankenver— 
ſicherung, bezüglich welcher ſich die Kaſſe, wenn 


nicht das WM. J. nach Prüfung des Organiſations⸗ ju 


planed der Verjicherung eine Uusdehnung des Be- 
irfed gejtattet, auf jene Perjonen gu beſchränken 
at, welche in dem polit. Begirfe (Polizeirayon, 
Stadtbezirk ſamt dem umgebenden polit. Besirf), 
in dem die H. ihren Sig hat, wohnen oder be- 
ſchäftigt ſind. Das G. macht hier feinen Unter- 
fchied zwiſchen den fog. freiwilligen Mitgliedern 
und Perſonen, welche durch ihre Mitgliedichaft 
bei der H. ihrer geſetzl. Krankenverſicherungspflicht 
geniigen. 
2. Hilfstaijen alS Träger der obliqa- 
torijden Rranfenvderfiderung. H., deren Sta— 
tutenbeftimmungen iiber Sranfenverficherung bin- 
ſichtlich der Leijtungen in Krankheitsfällen, der 
Behandlung der Mitglieder fiir den Fall ihrer Er— 
werbélofigfeit jowie in Bezug auf das Cintritts- 
eld und den Beginn des Unterſtützungsanſpruches 
en Wnjorderungen des 8 6O K. B. G. entiprechen, 
find berechtigt, hierüber von der Regifterbehirde 
(fj. unten) eine Beſcheinigung zu verlangen. 
Dadurch find Mitglieder, welche bei einer derartis 
en regijttierten H. gegen Krankheit verfichert 
Find, der Verpflidtung, einer nad) Maßgabe der 
Vorſchriften des K. V. G. errichteten Krankenkaſſe 
anzugehören, enthoben. Wird die begehrte Beſchei— 
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nigung verſagt, fo ſind die Gründe mitzuteilen 
Gegen die Verweigerung durch die Landesbehörde 
ſteht der Rekurs offen, gegen E. des M. JB. Die 
Beſchwerde an den V. G. Vorſtehende Beſtim— 
mungen —* ſinngemäß aud) fiir Verbände vor 
H. Das G. ſchließt weder die Doppelverficherung 
nocd die Hulagverfiderung von Witglicdern von 
Zwangstatien ei einer H. aus. 

3. Das Statut der Hilfsfajje. Das Sta- 
tut der Hilfskaſſe mug fejtieben: a) den 
Namen, welder den Beifag „regiſtrierte H.““ gu 
enthalten hat, den Bwed, Sig und territorialen 
Wirtungsfreis der Kaſſe; b) die Vorausſetzungen 
und bie form des Beitrittes jowie des Wustrittes 
der Mitglieder; c) die allg. Berfiderungsbeding- 
niſſe, insbej. die Bejtimmungen des § 10 Mini- 
jterialverordnung 18 VIII 80, R. 110, u. gw. ber 
die Mefabren, gegen weldje die Verſicherung ge- 
leiftet wird, bezw. über die Ereignijie, bei deren 


. | Gintritte die Kaſſe * —— — verpflich⸗ 


tet iſt, über die Feſtſtelung u. Leiſtung des vom 
Mitgliede an die Kaffe gu entricdtenden Entgeltes, 
liber die Bedingungen und den Seitpunft bes Cin- 
trittes u. Wegfalles der Haftung der Kaſſe, über 
bie | algae | des Umjanges und der Art der 
der Kaſſe bet Eintritt des —R ob- 
liegenden Leijtung ſowie der Bett der Erfüllung, 
iiber die gänzliche oder teilweife Aufhebung des 
Verficherungsvertrages und die Verpflidtung der 
Kaſſe im Falle einer folchen MWufhebung (Storni, 
Riidfauj u. daql.), über das Berjabren im Falle 
von Streitigfeiten aus dem Verjicherungsvertrage, 
iiber die Verjährung der Rechte aus dem Berfiche- 
rungSvertrage; d) iiber die Beſtellung, Zuſammen⸗ 
jepung und dem Wirkungskreis der Kajjenorgane, 
die sa canoe Formen rechtsverbindl. 
Akte und Kundmachungen der H.; e) über die Be- 
dingungen einer Statutendinderung oder Auflö— 
j ng der .; f) über die Urt der Aufſtellung u. 
Priifung der Yahresrednung, Verwendung des 
Vermigens im nels der Aujlijung der H., 
Verwendung der fiir Nebengiwede bejtehenden be- 
jonderen Fonds fiir ben Fall der Entgiebung der 
Befugnis hinfichtlic) der Nebengwede fiir bejtimmete 
Seit oder fiir immer durd die LandeSbehirde ; 
gx) Benennung det Mitglieder des erjten Borjtan- 
deS ober derjenigen Perjonen, welche die Regiſtrie— 
rung der H. gu erwirfen haben. 

4. Die Regijtrierung. Bei jeder polit. 
Landesitelle ijt fiir deren Verwaltungsgebiet ein 
Regifter über Hilfskaſſen gu fiihren. Dicies 
befteht aus zwei Teilen, deren erfter fiir die Re- 
giltriecung der eingelnen H., der zweite fiir jene 
er Kaſſenverbände bejtimmt ijt. Für jene Kaſſen 
u. Rajjenverbiinde, deren Wirfungstreis fic) über 
mehrere Kronländer erjtreden foll, wird das Re- 
gijter im Dt. J. geführt. In die Regijter ijt ins— 
bef. eingutragen: Name, Swed u. Sip der H. ſo— 
wie Name u. Wohnort der Mitglieder des Bor- 
jtandes. Die Regijter jind öffentlich und es fann 
jedermann die bei den Landesbehörden erliegenden 
Statuten einfehen und davon Abſchrift nehmen. 
Bezüglich der Form der vorgunehmenden Cintra< 
gungen und de8 hiebei eingubaltenden Vorganges 
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find die Beftimmungen der $$ 5, 6, 12 u. 14 
Minijterialverordnung 9 LI 63, R. 27, betreijend 
die Anlegung u. iibrung de8 Handelsregijters, 
ſinngemäß anguwenden. Die Regijtereintragungen 
jind durch das Umtsblatt auf Koſten der einge- 
tragenen H. gu veriffentlichen. 

Die mit der Geſchäftsleitung vorläufig be- 
trauten Perſonen oder der Vorſtand eines bereits 
bejtehenden Bereines, der fid) gur H. umbilden 
will, haben behufs Erlangung der Regijtrie- 
rung den Entwurf des Statutes mitteld eines Ge— 
juches bei der polit. Behörde 1. Inſtanz am fiinj- 
tigen Site der Kaſſe zu iiberreidjen. Dieſe legt das 
Geſuch der polit. Landesbehirde vor, welche iiber 
die Regijtrierung der Kaſſe enticheidet oder, im 
walle die H. ihre Tätigkeit über mehrere Kronlän— 
der ausdehnen ſoll, die E. des M. J. einholt. Er— 
folgt biunen al Monaten feine E., fo erwirbt die 
Kaſſe nad) Ublauf diejer Frijt die Rechte einer regi- 
jttierten H. und ijt in das Regijter eingutragen. Dab 
durch Ablauf diefer Britlufivyciit etwa gefepwidrige 
Vejtimmungen des fragl. Statuts Rechtskraft er- 
langen, ijt nidjt anzunehmen. Die Regijtrierung 
dary nut dann verjagt werden, wenn das Statut 
den Anforderungen bes H.-Gejeges nicht entſpricht 
oder gegen andere bejtebende G. verſtößt. Die 
Wriinde fiir die Verſagung der —— ſind 
anzugeben. Gegen die Verſagung der Regiſtrie— 
tung ſteht der Refurs offen, gegen E. des M. J. 
die Beſchwerde an den V. G. Bie Beſtimmungen 
hinſichtlich der Regiſtrierung haben bei Statuten- 
äünderungen ſinngemäße Anwendung ju_ finden. 
Auch jede Veränderung in der Zuſammenſetzung 
des Vorſtandes ijt der polit. Landesbehörde zur 
Regiitrierung angugeigen. 

Durd die Regiſtrierung erwirbt die 
—— Rechte, deren weſentlichſte 
ſind: a) juriſtiſche Perſönlichkeit; b) unter den 
oben angeführten patina aoa i die Miglichteit, 
al8 Trager der obligatorijden Krankenverſicherung 
anerfannt ju werden; c) die Befreiung der den 
Beriicherten auf Grund des H.Geſetzes zuſtehen⸗ 
den Forderungen von Erefutions- u. Sicheritel- 
lungsmaßregeln auger guguniten ſchuldiger Unter— 
halisleiſtung. Wud) jede ——— über die den 
Verſicherten zuſtehenden Forderungen durch Zeſ— 
fion, Anweiſung, Verpfändung oder durch ein an— 
deres Rechtsgeſchäft iit ohne rechtl. Wirkung, ſo— 
weit Exefution u. Sicherungsmaßregeln nicht zu— 
lajjig find; d) Gebühren- u. Stempelfreiheit ſo— 
wohl für die Eintragungen in das H.-Regiſter, 
als auch für alle aut Begründung u. Abwicklung 
der Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Kaſſen und den 
Verſicherten erforderl. Verhandlungen, Verträge 
u. Urfunden ſowie fiir alle an die Aufſichtés— 
behirde ju erjtattenden Anmeldungen u. Berichte. 
— ojtportobefreiung haben die H. nicht; e) die 
Steuer- u. Gebührenbefreiung nad) dem G. 151V 
85, R. 51. 

dD. Mitglicder der Hilfstaffen find: 
a} ordentl, Mitglieder, wenn fie gegen Brimien- 
zahlung Berjicherungsanjpriicdje erwerben wollen; 
b) unterftiipende Mitglieder, wenn fie, fei es 
fiir alle oder bloß fiir eingelne Kaſſezwecke ein- 


malige oder fortlaufende Betriige entridjten, ohne 
dadurd cinen BVerjicherungsanjprud) zu erwerben. 

Aus peg rote Wriinden finden ſich gum 
Sdhupe der Mitglieder folgende Anord- 
nungen: a) Der Veitritt gu einer H. darf von 
der Angehörigleit an andere Vereine nur dann ab- 
hüngig gemacht werden, wenn eine ſolche Beteili- 
ung für ſämtl. Mitglieder bei Errichtung der 
J durch das Statut vorgeſchrieben iſt. Ein Mit— 
glied jedoch, welches der H. bereits zwei Jahre 
angehört, kann nicht ausgeſchloſſen werden, wenn 
auch für ſeine Perſon die Beteiligung an einem 
anderen Vereine aus irgend einem Grunde auf— 
gehört hat. b) Auch darf den Mitgliedern die Ver— 
pflichtung zu Handlungen oder Unterlaſſungen, 
welche mit dem Kaſſenzwecke in feiner Verbindung 
jteben, nicht aujerlegt werden. c) Mitglieder dürfen 
nut unter den durch das Statut bejtimmten For— 
men und aus den datin bezeichneten Griinden ihrer 
——— verluſtig erllärt werden. d) Wegen 

berſchreitung der Allersgrenze, über welche bins 
aus nad) den Beſtimmungen des Statutes Mit— 
glieder nicht aufgenommen werden, und wegen Bers 
dnderung des Gefundheitssujtandes, von weldyem 
nad) Beltimmung deS Statutes die Aufnahme ab- 
Baingig. it darf der Ausſchluß nicht erjolgen. 
ie Mitgliedſchaft geht verloren durch 
Austritt und Ausſchließung in den Formen und 
nnter den Botausjepungen, welche das Statut be- 
jtimmt. Außer dieſen fann aber das Statut noch 
weitere Fille des Verlujtes der Mitgliedſchaft feft- 
feper. inSbej. wegen Nichtzahlung der Priimien. 
Hiebei ijt jedoch gu beachten, dah, falls die Kaſſe 
al8 geſetzl. Kranfenverjicherungsfajje anerfannt ijt, 
WMitgliedern, welche ihre Beiträge wegen Erwerbs— 
lofigteit nicht su bezahlen vermigen, die Mitglied- 
idhat und mit derfelben das Recht auf die Rajjen- 
leijtungen durd) mindejtens ſechs Wochen gewabhrt 
iene — (§ 7 H.-Gejep; S$ 60 u. 13, 3. 3, 
. B, G.). 

Uber ihre Mitglieder hat die H. ein qenaues 
Verzeichnis zu jiibhren. 

6. Die Organe der Hilfsfafien. a) Die 
Weneralverjammlung. Dieje bejteht aus den 
ordent!. Mitgliedern, welche das 21. Lebensjahr 
zurückgelegt haben; wenn die Kaffe aber mehr als 
1000 Witglieder zählt, aus Delegierten, deren Sahl 
mindejtens 20 betragen und doppelt fo groß fein 
mu als die Zahl der Vorjtandsmitglicder. Näheres 
über Angabl, Wahl u. Umtsdauer der Delegierten 
bejtimmt das Statut. Dasſelbe fann auch feſtſehen, 
dak die unteritiipenden Mitglieder u. jw. bis gu 
einem Dritteile der Stimmen in der Weneralver- 
jammlung vertreten find. 

Dem Wirfungstreife der Generalverjammilung 
ijt jedenfall8 vorbehalten: Die Wahl des Voritandes 
der Kaſſe, des Uberwachungsausſchuſſes und ded 
Schiedsgerictes; die Beſchlußfaſſung iiber den 
Jahresbericht des Vorjtandes fowwie iiber jeine Ent— 
lajtung; ferner iiber Statutendnderungen ſowie 
iiber Die Muflifung der Kaſſe oder die Eingehung 
eines Berbandésverhaltnifjes mit anderen H. 

b) Der Vorjtand. Diejer wird von der Wes 
neralverjammlung aug den eigenberedjtigten ordentl. 
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Mitgliedern gewählt. Das Statut fann bejtimmen, 
daß auch die unterftiipenden Mitglieder u. zw. bis 
gu einem Dritteile der Stimmen im Borjtande ver- 
treten jind. Die Mitglieder des Vorſtandes miijjen 
öſterr. Staatsbiirger fein. Als erjter Borjtand einer 
neu erridjteten H. gelten jene Berjonen, welche dic 
Regijtrierung nachgeſucht haben. Dem Borjtande 
obliegt die Bertretung der Kaſſe jowie die Bejorqung 
der Geſchäfte, joweit fie nidjt der Seneralverjamm- 
lung vorbehalten find. 

c) Der Uberwachungsausſchuß. Derjelbe 
wird von der Generalverjammlung aus den eigen- 
berechtigten Mitgliedern der Kaſſe gewählt. Er ton- 
trolliert die Geſchäftsſührung der ‘ in welche er 
jederzeit Einſicht nehmen fann, den Rechnungs— 
abſchluß, ferner hat er den Ausweis über Stand 
u. Anlage der Reſerve zu prüfen und alljährlich 
der Generalverſammlung Bericht zu erjtatten. 

d) Das Sdhiedsgeridt. Die Mitglieder 
degiclben werden von der Generalverjammlung ge- 
wiiblt; dag fie aus den Kaſſenmitgliedern gewählt 
werden, ijt geſetzlich nicht vorgeſchrieben. Das 
Schiedsgericht ijt in allen ray day zwiſchen 
den verſicherten Perſonen und der Kaſſe ausſchließ— 
lich zuſtändig, die Berufung gegen das ſchieds— 
gerichtl. Erlenntnis ijt ausgeſchloſſen. Die Klage 
auf Ungültigkeit des Schiedsſpruches, welche dic 
Exekution nicht hemmt, ijt binnen der unerijtred- 
baren Friſt von acht Tagen bei dem ordentl. Rich— 
ter 1. Inſtanz, welder aur E. in der Hauptſache 
berujen wire, ſchriftlich anzubringen. Sur Boll- 
ſtreckung des ſchiedsgerichtl. — oder eines 
vor dem Schiedsgerichte geidilofienen Vergleiches 
ijt das ordentliche zuſtändige Gericht ded Schuld— 
ners berufen. 

7. Filtalen und Verbände. Die H. kann 
aud) außerhalb ihres Sipes nad) vorausqegangenct 
Anzeige bei ihrer Aufſichtsbehörde Filialen er— 
richten, deren Regiſtrierung nit nachgeiucht ju 
werden braucht. Uber die Verwaltung der Filialen 
und deren Organe muß das Kaſſeſtatut dic are He 
Vejtimmungen enthalten. Der Wirhungstreis 
Filialen ijt jedod) beſchränkt auf die Entgegen- 
nahme von Beitritts- u. WAnstrittserflirungen, 
Empjangnahme von Beitrigen und Leijtung von 
Auszahlungen, Wahl des Arztes und der Mpothefe 
fiir den Filialbezirk und Handhabung der Kontrolle 
über die im Genujje ciner Unteritiigung ftehenden 
Mitglieder, Auch finnen am Sige der Filiale De- 
legiertenwahlen fiir die Generalverſammlung vor- 
genommen werden. 

Uber Beſchluß der Heneralverjammlungen kön— 
nen fid) die H. aud) gu Rafjenverbinden ver- 
einigen, deren Berwaltung nach Makgabe eines 
befonderen Statutes bejorgt wird. Die Kaſſenver— 
bande unterliegen der Regijtrierung. Die Swede 
der Verbände finnen insbeſ. fein: Die Bildung 
cines Verbandsrejervefonds, die Durchführung ge— 
meinfamer Rapitalganlagen und die Kontrolle der 
Venwaltung der angeſchloſſenen Kaſſen, ferner tin- 
nen fie gemeinfame Beamte anjtellen, Verträge mit 
Arzten, Apothefern u. Krankenhäuſern ſchließen, 
unter Beobachtung der geſetzl. Vorſchriften die Er— 
richtung eigener Heilanſialten u. Apotheken bewir— 


fen, endlich die Statiſtik beſorgen. Dem Kaſſenver— 
bande fann von den eingelnen Berbandstajjien dic 
Beſorgung der fiir die H. zuläſſigen Verfiderungs- 
swede mit Uusnahme der Kranfenverjiderung und 
der damit vetbundenen Verſicherung cines Be: 
grabnisgeldes iibertragen werden. Bei jedem Kaſſen⸗ 
verbande bat alljährlich cine Delegiertenverjamm: 
lung ftattgujinden; die Bertretung der cingelnen 
Verbandsfajjen in derjelben ijt nach dem Verhält⸗ 
niſſe der Bahl der ordentl. Mitglieder in der Weife 
au regeln, daß jede Kaſſe mindejtens durch einen 
Delegierten vertreten ijt. Die Delegiertenverjamm- 
lung enticheidet iiber die Mufbringung der Dittel . 
deS Kafienverbandes ſowie über die Aufteilung auf 
die eingelnen Berbandgsfajien. Dic Bejtimmungen 
des H.Geſetzes hinfichtlic) der eingelnen H. fin 
auf die Kaſſenverbände ſinngemäß Anwendung. 

8. Vorſchriften über den Betrieb ein— 
zelner Verſicherungszweige. a) Kranken— 
verſicherung. Zur Kranfenunterjtiipuna der Wit 
qlieder zählen Rrantengeld, ärztl. Behandlung, 
Yrgneien und andere Heilmittel, ——7— in 
cinem Stranfenhauje fowie die geigneten Mittel sur 
rleichterung körperl. Leiden oder Mängel. Für 
ihre Angehörigen fann den Mitgliedern, fofern leg- 
tere nicht ſelbſt Mitglieder der Kaſſe find, ärzil. 
Vehandlung, Gewährung der Argneien und ande- 
rer Heilmittel gugejidjert werden. Auch der nor- 
male Verlauf des Wochenbettes fann den Anſpruch 
auf Krantenunterjtiipung begriinden. Die Dauer 
der Kranfenunterjtiipung darf höchſtens zwei Sabre 
betragen, damit nicht in Form einer Kranfen- tat- 
ſächlich eine Invalidenunterſtützung gewährt werbde, 
wofür mit den Mitteln der bloßen Krankenver— 
ſicherung das Auslangen nicht gefunden werden 
finnte. Jede H. hat fiir die von ihr betriebene 
Krankenverſicherung einen Reſerveſonds anzuſam⸗ 
meln, deſſen Höhe — je nach dem Statute — 
beſtimmt wird: entweder durch den zweifachen 
Betrag der durchſchnittl. Jahresausgabe der letzten 
ſünf Rechnungsjahre oder durch eine in jedem 
fünften Jahre vorzunehmende verſicherungstechniſche 
Abſchätzung der Kaſſeneinnahmen u. -verpflichtun⸗ 
gen. Solange der Reſervefonds die hienach erforderl. 
Höhe nicht erreicht, find fiir denſelben jährlich min— 
deſtens zwei Zehnteile der Kaſſenbeiträge zurüd— 
zulegen. 
b) Die Verſicherung des Begräbnis— 
geldes ijt jowobl fiir den Fall des Todes des 
Mitgliedes felbft, als auch eines Angehörigen des- 
felben zuläſſig. 

c) Anvalidititss und Altersverſiche— 
tung. Will eine H. die Verjiderung von Inva— 
liditdté- oder Ultersrenten einrichten, was ert bei 
dem Nachweiſe von mindejtens 200 Mitgliedern 
zuläſſig ijt, welche ihren Beitritt erklärt haben, jo 
muß der Verficherungsplan dem M. J. zur Prii- 
jung u. Genehmigung vorgelegt werden. Die Auf⸗ 
jtellung der Tartfe jowie die Anſammlung einer 
Rejerve hat nad) den Grundfiigen verjicherungs- 
mäßiger Decung ju erjolgen. Der Anſpruch auj 
cine Qnvalidititsrente darf erft nach einer minde— 
ſtens dreijdbrigen Karenz entjteben, ausgenommen 
bei Anvalidititsjillen injolge Betriebs oder ander: 
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weitiger Unſfälle. Auf Anvaliditits- oder Ulters- 
tenten verjidjerten Mitgliedern muß das Recht ge 
wahrt werden, die Verſicherung vor Cintritt des 
bedungenen Falligfeitstermincs ni ae rüclgängig 
ju machen und hiefür einen Wbfindungsbetrag gu 
verlangen. Diefer ijt ſtatutariſch mit mmindertens 
50% und höchſtens 80% des nad dem letzten 
Rechmungsabſchluſſe ermittelten Verſicherungswer— 
tes, der nur auf Grund der eigenen Einzahlungen 
des Mitgliedes zu berechnen iſt, ———— Sn 
jedemt fiinjten Sabre hat die Kaſſe bezüglich der 
Imvaliditäts⸗ u. Ultersrenten die wahrſcheinl. Hohe 
ihrer Verpflichtungen und der ihnen gegeniiber- 
jtehenden Einnahmen  verficherungsmathematijd 
abſchätzen au laſſen, das Ergebnis dex Unffidts- 
behörde mitzuteilen und allen Mitgliedern gur 
Kenntnis au bringen. 

d) Witwen- u. Waiſenverſicherung. 
Der Anſpruch auj Witwenunterftiipung dary 
nur jener Ehegattin zugeſtanden werden, mit welder 
das Mitglied gur Set des Abſchluſſes der Ver— 
ſicherung verehelicht war; im Falle der Wiederver⸗ 
ehelichung iſt daher hinſichtlich der Witwenverſorgung 
ein neuer Beitritt zur Kaſſe notwendig. 

Der Bezug der Waiſenunterſtützung darf 
außer ſolchen Baiien, welche wegen phyjifdet oder 
geijtiger Gebrechen gänzlich erwerbsunfähig find, 
nur bis zu einer beſtimmten Altersgrenze, nicht 
liber das 20. Lebensjahr gewährt werden. 

Witwen u. Waifen, welche durd ein jtraj- 
gerichtl. Urteil überwieſen find, den Tod ihres 
Watten bezw. Baters oder ihrer Mutter vorſätz— 
lid) verſchuldet oder mitverſchuldet au baben, jind 
von der Erlangung einer Unterſtützung ausge 
ſchloſſen. 

Prüfung u. Genehmigung des BVerfiderungs- 
planes durch das M. J., dreijährige Karenz und 
verſicherungstechnijſche Fondsprüfung in jedem 
jiinjten Jahre finden auc) bei diejem Verſicherungs— 
zweige ftatt; dieje gelten auch 

4 einer 
titten. 


e) rüclkſichtlich der BVerjiderun 
Summe Geldes guqunijten cines 

% Finanggebarung. a) Beitrige und 
Uusgaben. Die Mittel gur Beſtreitung der Kajjen- 
leijtungen werden — auger durd) Eintrũtsgebühren, 
Zinſen, Geichente ujw. — inSbej. durd) die Bei- 
fräge der orbdentl. (bezw. unterjtiipenden) Mitglie- 
det aujgebradt. Die Beiträge müſſen gu den von 
der Kaſſe zu gewährenden Unterſtütungen in 
einem ſolchen Verhältniſſe ſtehen, daß die letzteren 
nach verſicherungstechniſchen Grundſätzen in den 
erſteren ihre wahrſcheinl. Bedeckung finden. Die 
Mittel zur Beſtreitung der ſogenannten Neben— 
zwecke werden durch Beiträge beſchafft, welche ge— 
trennt von den Verſicherungsbeiträgen veranſchlagt, 
eingeboben u. veriwaltet werden; iiber die Einhe— 
bung u. Verwendung diefer Beitriige ſowie iiber 
die Verwendung der Beiträge der unterſtützenden 
Mitglieder müſſen die Statuten genaue Beſtim— 
mungen enthalten. Auger gu den jtatutenmiipigen 
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b) Vermigensanlage. Das Vermigen der 
iftrierten H. darf nur angelegt werden in pupillar- 
ren Wertpapieren u. Hypothefen, in der Poſt⸗ 
jparfajje und anderen öſterr. Sparfajjen jowie in 
sinStragenden Realititen, wenn fie nicht iiber cin 
Drittel des Anfaufapreijes belajtet bleiben. Reali- 
tiiten, die feinen Sing tragen, diitjen von den H. 
nur zur eigenen Benugung als Geſchäftslokali— 
titen, Heilanjtalten, Verſorgungshäuſer u. Apo— 
thefen erworben werden. 

c) Rechnungsführung. Die H. ijt ver- 
pjlichtet, eine ordbnungsmiipige Rechnung iiber Cin- 
nahmen u. Ausgaben gu fiibren und mit Ablauj 
eines jeden Stalenderjahres einen Rechnungsab— 
ſchluß gu machen. Bei mebhreren Verficherungs- 
zwecken bat fiir jeden derielben cine getrennte Ver— 
—— Verrechnung u. Verwahrung der 
Gelder ſtattzufinden. Das Statut beſtimmt, in 
welchem Verhältniſſe die allfälligen Eintrittsgebüh— 
ren, ſonſtigen Einnahmen, dann die Verwaltungs- 
fojten auj die eingelnen Verſicherungszweige ju 
vetteilen find. Ergibt ſich aus den jährl. Rech— 
nungsabſchlüſſen oder aus den periodijden Ab— 
ſchätzungen die Unzulänglichkeit der Einnahme 
eines Verſicherungszweiges zur Deckung der iiber- 
nommenen Verpflichtungen und Anſammlung der 
Reſerven, fo ijt, fall das Mißverhältnis ſich nicht 
durd) geciqnete Maßnahmen der Kajjenverwaltung 
beheben läßt, entweder eine Erhöhung der Bei— 
träge oder eine Minderung der Kaſſenleiſtungen 
herbeizuführen. 

10. Auflöſung u. Liquidation. Die re— 
giſtrierte H. wird aufgelöſt: 

a) durch Beſchluß der Generalverſamm— 
lung unter —— von mindeſtens vier 
Fünftel ſämtlicher vertretenen Stimmen. Die Wb- 
widlung der Geſchäfte wird pom Vorſtande beſorgt. 
Betreibt die H. die Invaliden-, WUlters-, Witwen- 
oder Waifenverforqung oder die Verjicherung einer 
Summe Geldes zugunſten eines Dritten, jo find 
Beſchlüſſe gu faſſen, durch weldje die den Verſicher— 
ten gegeniiber cingegangenen Berpflicdjtungen er- 
füllt oder fichergejtellt werden. Dieſe Beſchlüſſe ſo— 
wie eventuell die Übertragung dieſer Verſiche— 
rungszweige an eine andere H. oder Geſellſchaft 
find der jtaatl Wenehmigung vorbehalten: 

b) durch Verfiigung der polit. Landes: 
behirde (jf. folgenden Abjd)nitt). Am Falle der 
verfiigten Auflöſung ſowie wenn bei einer freimil- 
ligen Auflöſung der zur Wbwiclung der Geſchäfte 
berujene Vorſtand jeinen Verpflidtungen nicht ge- 
niigt, Hat die polit. Landesbehörde die Ubwidlung 
ber Geſchäfte geeigneten Perjonen zu iibertragen 
und deren Ramen durd) das Umtsblatt befannt- 
zumachen; 

c) Durch die Exöffnung des Konkurſes. 

11. Staatsaufjidt. Die Staatsauffidt über 
die H. ijt im allg. durch die polit. Behirden nad 
Mapgabe des H.-Gejepes auszuüben. Qene H. 
aber, welche als Träger der obligatorijden Rran- 


re 
ji 


Sweden, der Dedung der Verwaltungsauslagen | fenverjiderung anerfannt jind, unterliegen in Be— 
und der Anſammlung der Rejerve, dürfen weder | zug auj diejen Verſicherungszweig der Staatsauj- 
Beitriige erhoben werden nod) Verwendungen aus | fidjt nach den weitergehenden Beſtimmungen der 


dem Vermigen der Rajje erjolqen. 


$$ 19 u. 20 K. B. G. 
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Die H. haben der zuſtändigen polit. Landes- 
behirde innerhalb dreier Wonate nad) Schluß 
jedes Ralenderjahres folgende Nachweiſungen vor- 
gulegen: a) Den Jahresbericht; b) den Rechnungs- 
8665 c) den Ausweis über Stand u. Anlage 
der Mejerve; d) den ſtatiſtiſchen Bericht. — Die- 
jenigen regifttierten H., deren Beredjtigung zur 
— — im Sinne des G. 30 III 88, 
R. 33, anerfannt ijt, liefern die im § 72 dieſes 
G. vorgeidrigbenen Ausweiſe. 

Zwecks Überwachung ſtehen der Aufſichtsbe— 
hörde folgende Befugniſſe gu: a) Sie kann in die 
Geſchäftsſührung der Kaſſe jederzeit Einſicht neh— 
men und die Kaſſenbeſtände revidieren. b) Sie iſt 
berechtigt, gejep- oder jtatutenmwidrige Beſchlüſſe 
det Kaſſenorgane, auch der Generalverjammlung 
au fiftieren; in erjterem Falle ijt der Gegenftand 
der Beſchlußſaſſung der nächſten Generalverjamme- 
lung ju untergieben, in lepterem ſteht der Refurs 
an die höhere Aufſichtsbehörde offen. c) Wenn fiir 
eine Kaſſe wegen Unguliinglichfett der Einnahmen 
eines Verjicherungssweiges die Verpflichtung ent- 
ſteht, ihren Verſicherungsplan gu dindern und fie 
diejer Verpflidtung nicht nadfommt, jo bat ibr 
die Aufſichtsbehörde eine Frijt von mindejtens 
= Monaten zur Durchführung der notwendigen 

nderungen gu geben, ihr jedoch hiebei mittels 
rechnungsmäßiger Auseinanderſetzung mitzuteilen, 
in welcher Art und welchem Umfange biete Ande⸗ 
rungen notwendig find. d) Sie fann die Befol— 
gung der geſetzlichen u. ſtatutariſchen Vorſchriften 
gegen die Mitglieder des Vorſtandes oder Uber- 
wadungsausidufjes durd) Undrohung, Berbiin- 
gung u. Bollftredung von Geldjtrajen bis 200 K 
und im Ridteinbringungsjalle durch Arreſtſtrafen 
bis 14 Tagen ergwingen. e) Bei Mißbräuchen 
hinjichtlid) der Verfolgung der Nebengwede fann 
bie polit. Landesbehirde den Betrieb dicier Ge— 
ſchäftszweige fiir cine beftimmte Beit oder fiir im— 
mer entgieben und die Einhebung von Beitriigen 
für dieſe Nebenzwecke unterjagen. f) Die polit. 
Landesbehirde fann die Auflöſung einer regiftrier- 
ten H. in folgenden 4 Fällen verfiigen: «) wenn 
mehr als der Mitglieder mit der Einzahlung 
der Beitriige im Riidjtande ijt und die Rajje trop 
Uufjorderung der Wuffichtsbehirde weder die Cin- 
treibung der fälligen Beiträge vornimmt nod) ge- 
gen die fiumigen Mitglieder ſtatutenmäßig vor- 
geht; B) wenn die Kaſſe mit der Mussahlung ſäl— 
iget, nicht jtreitiger Unterjtiipungen durd 4 Woden 
nach ergangener Aufforderung der Aufſichtsbehörde 
im Rückſtande bleibt; 7) wenn die Generalverjamme 
lung einer dem H.-Gefep oder den Statuten zuwi— 
derlaujenden Verwendung aus dem Vermigen der 
Kaſſe zuſtimmt oder cinen anderen dem H.-Weies oder 
den Statuten zuwiderlaufenden Beſchluß geſfaßt hat, 
und iwenn biclelbe der Aufjorderung der Wujficts- 
behirde, den Beſchluß zurückzunehmen, im erjten 
Falle binnen 14 Tagen, im zweiten Falle binnen 
6 Boden nidt nachgekommen te: 2) wenn die Kajie 
nad) frudjtlofer Aufforderung der Verpflichtung, 
ihren Berjicherungsplan ju dndern, nicht nad): 
kommt. g) Uber die Befugnis zur Aufſtellung von 
Viquidatoren j. vorhergehenden Abſchnitt. h) Nach 
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verjiigter Auflöſung einer Kaſſe fann ciner fiir dic 
gleichen Swede und fiir denielben Mitgliedertreis 
oder fiir einen Teil desfelben beſtimmten Kaſſe 
die Regijtrierung bis gum Wblaufe eines Jahres 
verjagt werden. 

12. Recht smittel. Gegen die auf Grund ded 
H.Geſetzes erlaſſenen E. der polit. Behirden 1. Aus 
ſtanz jteht der Refurs an die polit. Landesbe— 
hirde, gegen E. legterer an da8 M. J. gu. Die 
‘rift beträgt in beiden Fällen 4 Woden nach 
der Zuſtellung. Der Refurs ijt bei jener Be— 
hörde gu iiberreidjen, welche in 1. Inſtanz ent- 
ſchieden bat. 

IV. Grundgedaufen des H.-Geſetzes. Durch 
die Urbeiterverfidjerungsgejepe find bedeutende 
Schichten der Bevilferung gegen Zufälle, denen 
jie früher ſchußlos ausgejept waren, verſichert, 
aber auger fiir Rranfheit u. Unfall ijt fiir fie nicht 
weiter vorgejorgt. Faſt ebenjo weite Kreiſe wirt: 
ſchaftlich — Exiſtenzen entbehrten aber au 
dieſen Schutz. Durch das H.Geſetz ſoll hierin Ab— 
hilfe geſchaffen werden, indem es dieſen Bevölke— 
rungsſchichten im Wege der Selbſthilfe ermög— 
licht, ſich dieſen fehlenden Schutz zu ſichern. Fite 
die der öffentlich- rechtl. Verſicherung unterworfe— 
nen Perſonen kann die Ausdehnung der Arbeiter— 
wohlfahrtsgeſetzgebung auf andere Verſicherungs⸗ 
zwei e burch H. angebahnt werden, fiir die nicht 
in die öffentlich-rechtl. Verſicherung einbezogenen 
Perſonen kann durch H. der — Schutz herbei⸗ 

efiihrt werden, den die Arbeiterverſicherungsge— 
epe den indujtriellen Lohnarbeitern bieten. Frei— 
lid) find die Einkommensverhältniſſe der fiir die 
H. in Betracht fommenden Geſellſchaftskreiſe nicht 
derartige, daß fie die Erreidjung eines oder meb- 
rerer Hauptgwede des G. ohne fremde Beibilfe 
mbglid) machen; durd) die Zulaſſung von unter: 
jtiipenden Wtitgliedern foll Faftoren, die an der 
Hebung der fiir H. in Betracht fommenden Gee 
ſellſchaftsſchichten mittelbar interefjiert find, wie 
Vereinen, den Gemeinden u. Ländern oder Phi— 
lanthropen die Möglichkeit qeboten werden, zur 
Erreichung dieſer Zwecke beizutragen. War ſchon 
hiedurch eine wichtige Etappe in der Mittelſtands— 
politif, der die Regierung in den letzten zwei 
Jahrzehnten ein erhihtes Mugenmerf zuwandie, 
erreicht, fo ift dDurd) die den H. freigeitellten Ne 
benzwecke cin weiteres fozialpolit. Moment hinein- 
gettagen. Die Nebengiwede follen die Mitglieder, 
wenn fie aud) gum Teil ſchon berufsgenofjenidait- 
lic) organifiert jind, cinander nod weiter niibern 
und ibnen unter möglichſter Vermeidung von wei 
teren Geldausgaben u. Urbeitsaufwand gemein- 
jame Beriihrungspuntte ſchaffen. Die Nebengwede 
fénnen durd) nad) dem G. vom J. 1867 errichtete 
Bereine ebenjo erreicht u. gefdrdert werden, man 
30g es aber vor, fie hier eingugliedern. ’ 

Die Leijtung von Wushilfen an erwerbsloſe 
Mitglieder ijt geeiqnet, eine Lücke in der Organi- 
jation der Selbjthilie ausgufiillen. Legtere wird 
nämlich ſtets unwirkſam, wenn ein Witglied er- 
werbslos ijt und Beiträge nicht zu leiſten ver 
mag; eS muß dann frither oder ſpäter feiner Ver— 
ſicherungsanſprüche verlujtig gehen. Dem fann por 
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gebeugt werden, wenn die H. aus jenen Ausbilfen 

ie a iy oe fortbesablt. Es ijt nicht 
ausgeidlofjien, dak Aushilſen an Mitglieder auch 
dann gewährt werden, wenn dic Exwerbslojigfeit 
die Folge eines Streifes ijt. Die zwei meiteren 
Nebengwede, Gewihrung pon Reijeunterjtiipungen 
an Erwerbſuchende und Ubernahme von Arbeits— 
vermittlung, erſcheinen al andere Wege der Fiir- 
forge fiir Crverbsloie. ieran wurde im Hinblice 
auf bewährte englijche — die Befugnis 
der H. gereiht, Leſezimmer u. Bibliotheken zu er— 
richten. So ſollen die * namentlich durch Ber- 
folgung der Nebengwede, auger der wirtſchaftl. 
Förderung weiter Geſellſchaftskreiſe, denielben aud 
nach Art der friendly societies in England Stir- 
tung ihrer ſozialen und polit. Stellung bringen, 
cine Schule des Solidarititsgefiihls der Standes- 
genojjen und eine Ergänzung der mangelhajten 
gewerkſchaftl. Organifation der öſterr. Lohnarbei- 
ter bilden. 

V. Grfolg. Es dauerte ziemlich lange, bis 
das G. in einer halbwegs den Abjidten der Ge- 
fepgebung entipredjenden Weiſe fic) Bahn brah. 
Einer der ſchwächſten Puntte deS H.Geſetzes ijt 
der, dak e8 nod) die Neugriindung von Verſiche— 
tungSvereinen nach dem Vereinsgefepe vom J. 1852 
ulate und nicht bei vorliufiger Schonung der 
jon bejtehenden Verſicherungsvereine die regi- 
jtrierte ©. als ausſchließl. Form fiir alle erit 
ju griindenden Verſicherungsvereine oder doc) 
für alle BereinStajjen, welche Träger der allg. 
RKranfenverficherung fein wollen, fejtiept. 

Der gu Anfang des J. 1896 erſchienene amtl. 
Bericht über die CErgebnijje der Gebarung u. 
Statijtif der auf Grund des G. 16 VII 92, 
R. 202, regijtrierten H. im 9. 1894 (A. MR. 
VIII. Bd.) ſchreibt den Migerjolg des G. dem 
Umitande ju, dag nod immer zahlreiche Verſiche— 
rungsvereine nad dem Vereinsgeſetze vom J. 1852 
entitehen und dag aus früherer Seit nod) eine 
größere Anzahl von BVereinen mit H.-Charatter, 
welde auf Grund des Vereinsgeſetzes vom J. 1867 
errichtet wurden, auf diefer lig —— 

Die Regierung arbeitete ein Muſterſtatut fiir 
H. mit ——— u. —————— 
aug, das in den A. N. (VIL. Jahrg. 1895, Nr. z) 
verifjentlicht wurde, weiter wurde ein Mufter- 
jtatut herausgegeben, welches lediglich die Verſiche— 
tung von Rranfenunterjtiipungen u. Begribnis- 
geldern um Gegenjtande hat (A. N. VIL. Jahrg., 
S. 801 f7.), endlich wurden mehrfad) Aufträge an 
die Unterbehirden yur Firderung des H.-Wefens 
erlajien. 

Erſt die Nov. 2311 97, R. 63, zur Gew. O. 
brachte einen Umſchwung, indem fie im § 114, 
Abſ. 1, unter den Zwecken der Genoſſenſchaft auc 
bie Förderung det gemeinjamen Humanitiren 
Intereffen ihrer Mitglieder und deren Angebsri- | 
en durd) Griindung von Kranken- u. Unters 
ſtützungskaſſen, bezw. Unterſtützungsfonds fiir ire 
tag py u. Ungehbrigen uſw. anfiihrt, während 
die Nov. 15011 83, KR. 39, nur dic Förderung 
bat gemeinjamen gewerbl. Intereſſen vorgefehen 

atte. 


§ 115 a fpridjt nur von der Erridtung von 
Meifterunterjtiipungstajjen u. Meijtertrantenfajjen 
im Ginne ded G. betreffend die regijtrierten H. 
und ſchließt dadurd die Errichtung folcher Kaſſen 
nad) dem Vereinsgeſetze vom J. 1852 oder von 
Vereinen mit H.-Charatter nad) dem Vereinsgeſetze 
pom 3. 1867 aus. Infolge dieſer Beſtimmung iit 
die als Mangel des G. bezeichnete Freiheit, ob 
cine Bereinigung gu folden Sweden ſich als H. 
regijtrieren Lagt oder als Verein bejteht, wenigitens 
aaa aaa u. Meijtertrantentajjen 

eſeitigt. 

War ſchon durch die Nov. 2311 97, R. 63, 
cin Anſtoß aur häufigeren Errichtung von H. ge- 

eben, fo wurde died nod) bejdleunigt, als im 
3. 1900 die Anititution der Genoſſenſchaftsinſtruk⸗ 
toren ins Leben trat, weldje neben der Errichtung 
von Rohſtoff⸗ u. Produktivgenoſſenſchaften und 
der Umwandlung der unhaltbar gewordenen, auj 
fleine Gebiete beſchränkten Kolleftivgenofjenidajten 
in Fachgenoſſenſchaften, welche 8 ete Sprengel 
umfagten, ihre Aufgabe aud in der Anregung jut 
Erridjtung von Meijterfranfen= u. Unterftiipungs= 
fajien ſahen und Faltoren zur Subventionierung 
jolcher Rajjen dort herangogen, wo die eigenen 
Kräfte der Mitglieder zur Erreidjung der Swede 
nidjt ausreichten. Für die Rranfenverjicherung 
mögen ja die Angehörigen der fiir die H. als 
a cn in Betradt fommenden Berujsqruppen 
die Beitriige nod) aufbringen, wenn auch die Kojten 
der Griindung gum Teil von anderen Faftoren bei- 
geiteuert werden miijjen; fiir die anderen Swede 
der H., indbej. fiir die — — dürften 
aber in der Mehrzahl der Fälle die Beitrags— 
leiftungen gu hod) werden und die Kajjen find bier 
dDireft auf frembe Hilfe angewiejen, jollen fie nur 
halbwegs ihren Swed erfiillen. 

Underjeits fehlte auc) in diejen Kreifen das 
Verſtändnis fiir den Wert der Lebens- u. Renten= 
verfidjerung, auf den die Beteiligten erſt durch 
Belehrung aufmertfam gemadt werden mubten. 
Endlich fcheinen aud) Mißſtände in privaten Kran- 
fenverjidjerungSvereinen, deren Gebarung nicht 
durdjaus gang einwandfrei ijt, und von denen 
mande durch ihren Zuſammenbruch, der teils durch 
ungeniigenbde derficherungstechniſche Fundierung, 
teils durch frauduloſes Gebaren der Vorſtände die 
Mitglieder ſchwer ſchädigte, viele von dem Bei— 
tritte zu H. * zu haben. 

Uber die Entwicklung des H Weſens folgen 
einige Zahlen, welche dem vom Miniſter des In— 
nern dem Reichsſsrate in Gemäßheit des § 34 H.- 
Geſetz eritatteten Beridte fiir das J. 1903 ent- 
nomumen find (A. 9, XVIL Jahrg., 1905, Nr. 12). 

Die Zahl der regiftrierten H. betrug 





gu Ende does im Laufe des Jahres wurden 
Sabres regiftriert geliicht 
1893 1 1 — 
1894 7 6 — 
1895 15 8 — 
1896 20 14 — 
1897 35 et 9 3 
Piirtrag. 38 3 
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gu Ende des im Yaufe bes Sabres wurden 
Jahres F regifiriert geliicht 
Ubertrag. 38 3 
1898 61 26 — 
1899 84 24 1 
1900 103 22 3 
1901 136 36 3 
1902 166 35 5 
1903 199 46 — 
Zuſammen 217 18 


Bon dieſen Kaſſen ſtanden nur 175 in Tätig— 
feit, bei 23 umfaßte die Gebarung nicht das ganze 
Jahr. 

Auf Grund der Beſtimmungen des § 1154 
der Gewerbegeſetznovelle 23 11 97, R. 63, wurden 
vom J. 1897— 1903 88 teils obligatoriſche, teils 
nidjtobligatorijdhe Meiſterunterſtützungs⸗ u. Mei- 
jterfranfenfajien erridjtet, von denen 5 wieder ge- 
löſcht wurden. 

Der amtl. Bericht bemerft hiezu: 

„Alle bisher regiftrierten Meijterunterjtiigungs- 
kaſſen beſchränken ihre Verſicherungstätigkeit auj 
die Verſicherung von Krankenunterſtützungen u. 
Begräbnisgeldern, bezw. nur auf erſteren Verſiche— 
rungszweig, und führen demnach in ihrer überwie— 
genden Mehrzahl den Namen Meiſterkrankenkaſſen'. 

Unter den beſtehenden Meiſter unterſtützungs— 
u. Meiſterkrankenkaſſen befinden ſich 56 Kaſſen, 
welche die obligatoriſche Verſicherung von Ge— 
noſſenſchaftsmitgliedern im Sinne des § 1154 
Gew. O. gum ausſchließl. Zweck haben; 9 Rafjen 
ermöglichen nebjt der obligatoriſchen aud) die frei⸗ 
willige Verſicherung, während die rejtl. Kajjen 
iiberh. nur cine fretwillige Verſicherung gum Ge- 
qenjtande haben. 

Die Griindung von Meiſterunterſtützungs— 
faijen hat fic) nach) den vorangegebenen Ziffern 
bisher in verhältnismäßig engen Grenzen bewegt. 
Uber jelbjt die bisnun ing Leben gerujenen Mei- 
jterunteritiipungsfafjen, neben denen nod) eine 
Anzahl von Kaſſen auf Grund des Vereinsgeſetzes 
vom 3. 1852 beſteht, haben gum Teil mit mannig- 
faden, ihrer Entwidlung und ihrem Gedeihen 
— es Hindernijjen zu kämpfen. 

8 trifft dies insbeſ. bei Den obligatoriſchen 
Meiſterunterſtützungskaſſen ju, welchen nament— 
lich durch die Weigerung vieler Genoſſenſchafts— 
mitglieder, der Kaſſe beizutreten, bezw. durch die 
ſäumige oder aud) gang unterbleibende Zahlung 
der Verſicherungsbeiträge, ernſte Schwierigleiten 
bereitet werden. 

Eine weitere Schwierigkeit erwächſt den Mei— 
ſterkrankenkaſſen im beſonderen aud) infolge der 
befannten ablehnenden Stellungnahme der Arzte 
gegen die regijtrierten ., ſoſern Ddiejelben auch 
die Verſicherung auf frete drgztl Behandlung jum 
Siwede haben können.“ 

70 regijtrietten H. war mit Ende 1903 die 
im § 7 H.-Gefes ausgeſprochene Beredtiqung sur 
Kranfenverficherung tm Sinne des G. 30 TIT 88, 
R. 33, beideinigt worden. 

Beim M. J. waren mit Emde 1903 16 Kajien 
regijtriert, deren Tiitigteit ſich über mehrere Ver— 


waltungsgebiete erſtreckte. Für die einzelnen Sron- 
länder waren regiſtriert bei der polit. Landes— 
behirde in 
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138 Kaſſen haben lediglich die Ktankenverſiche⸗ 
rung mit allfälliger —— zum Bwede, von 
den Meijterunterstiipungs- u. Meijterfranfenfafjen 
62. Nur 2 Kaſſen verjolgten alle 5 im G. vor- 
gejehenen BVerficherungSzwede, 1 vier, 1 drei, 44 
zwei und 154 nur einen, bon denen 135 tatig waren. 

In die Statiftif des J. 1903 waren einbe= 
zogen 172 Kafjen, die 156.828 ordentl. Mitglieder, 
22.321 verjicherte Angehörige und 834 begiinjtigte 
Minder zählten. 

Die Wejamteinnahmen der Kaſſen betrugen 
2,912.149 K, davon 2,559.738 K Beitrage und 
352.411 K jonjtige Einnahmen, die Geſamtaus— 
gaben 2,215.533 K, von denen auf die Verſiche— 
rungSleijtungen 1,594.833 K, anuj Berwaltungs- 
auglagen 471.299 K und auf jonjtige Wusgaben 
149.401 K famen. Der Stand der ends belie; 
ſich Ende 1903 auf 4.444.175 K. 

Bon den 4,597.518 K betragenden Wltiven 
der Kajjen waren 109.902 K Bargeld, 2,647.262 K 
Wertpapiere, 130.905 K Hupothefardarleben, 
1,115.956 K Gpareinlagen, 227.500 K unbewegl 
Wiiter, 286.300 K Ausſtände an RKajjenbeitragen 
und 79.603 K fonjtige Altiva. Die 153.343 K 
tragenden Paſſiwa verteilten fic) auf 5149 K auj- 
qenommene Darlehen, 16.284 K unbericdhtigte 
Forderungen der Kajjenmitglieder, 58.978 K an- 
dere — Forderungen, 61.343 K Schulden 
auf unbewegl. Güter und 11.589 K ſonſtige Paſſivo. 

Die Leijtungen der Kaſſen betrugen im J. 1903 
an Rranfenunterjtiipungs;weden . . 1,470.149 K 


Beariibniggelberm 2 2. 2 wee, 69.012 ,, 
Inbaliditäts⸗ u. WUlterSrenten. . . . 1.621 ,, 
Witwenrenten . 2... 2. ee ee 28.957 ,, 
Waijenrentn 2... ......--. 473 ,, 
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Höferecht 


ſ. Agrarverfaſſung J, Bd. I, S. 100. 


Holztrift. 


I. Trift u. Flößerei. — Il. Triftgeſuche, behördl. 
Bewillicung. — Ill. Triftbauten. — IV. Triftſchäden. — 
V. Soften. — VI. Strafen. 


I. rift u. Flößerei. Unter Trijt verjteht 
man nad) dem F. G. das Schwemmen, dann das 
Flößen gebundenen oder ungebundenen Holzes mit 
Hilfe cigener Flößereigebäude; endlich finden die 
Triftheitimmungen des F. G. Anwendung auf die 
Erridtung von Trijtbauten (Schwemmwerken). 
Flößerei im e. S. umſaßt die Beförderung des 
Holzes zu Waſſer ohne eigene Flößereigebäude. 
Charalteriſtiſch jſür das Schwemmen ijt (nad) dem 
F. G. und Erfenntnis des VW. G. 11 XI 80, Bude 
winsfi 015, f. auch Erl. des A. M. 12 XII 79, 
3. 9067) der Umjtand, dak das Holz, mag das— 
jelbe welche Dimenfionen immer haben und maq 
es in Biindel vereinigt fein oder nicht, der Trieb- 
frajt des Waſſers allein tiberlajjen und durch dieſe 
bejirdert wird; wenn hingegen verbundene Hilger 
durch Menſchenkraft von diejen aus geleitet wer— 
den, dann ijt Flößerei im e. S. vorhanden. Der 
Umſtand, ob Trift oder Flößerei vorliegt, hat zu— 
nächſt Bedeutung fiir die rechtl. Eigenſchaft eines 
Gewäſſers. Nad) dem Waſſerrechte 30 V 69, R. 93, 
find „Flüſſe u. Strime von der Stelle an, wo 
deren Benupung zur Fabhrt mit Schiffen oder ge- 
bundenen Flößen beginnt, mit ibren Seitenarmen 
öffentl. Wut’, während fie dieje Eigenſchaft durch 
das Triften nicht erhalten. Ferner hat diefer Unter— 
ſchied infojern Bedeutung, als die eigentl. Flößerei 
(ohne Flößereigebäude) nach dem Waijerredte, das 
Trijten nad dem F. G. behandelt wird. 

Il. Triftgeſuche, behördl. Bewilligung. Cine 
Trift fann nur mit Bewilligung der polit. Behörde 
vollzogen werden u. zw. muß auc) der Cigentiimer 
cines Privatgewäſſers, wenn ex in feinem Gewäſſer 
trijten will, ein Geſuch an die Behirde cinbrin- 

en. Marimaldauer der Trijtbewilliqung 30 Jahre. 
In den Gefuchen find eit, Ort des Beginnes der 
Lrijt, Sortimente u. Menge der Trifthölzer genau 
anjugeben; dic Gefuche ſind in den Gemeinden, 
durch welche die Trift gefiihrt werden foll, ſoſort 
gu veröffentlichen, Witbewerbungen binnen 14 Ta- 
gen eingubringen. Bewilliqung eines Triftgefuces 
joll nur dann verfagt werden, wenn die Triftung 
mit großen Gejfahren verbunden twiire, wenn be- 
jtehende und nicht zu verlegende Anlagen von 
großer Wichtigkeit wegen der Trift befeitiqt werden 
miigten oder durd) dieſelbe Beſchädigungen zu be: 
jiirchten ſind, welche von den Unternebmern vor- 
ausjichtlid) nicht erjebt werden finnten. Bewerben 
fic) mehrere um die qleiche Trijt, jo ijt gütl. Eini— 
gung zu verſuchen. Gelingt eine jolde nidt, jo 
wird jedem Bewerber eine bejondere Triftgeit ein 
geräumt oder fallS dies nicht möglich, das Trift- 
waſſer demjenigen überlaſſen, der die iwertvollere 


Holgmenge zu trijten Hat; bei gleich) wertvollen 
Holgmengen gebiihrt ber Vorzug dem bereits län— 
get Zriftenden, bei ciner neuen Trijt demjenigen, 
der die Trift durch eine längere Strede benugen 
will. Der Xrijtberechtigte mug aber dann die Hil- 
zer der übrigen Triftwerber um den örtl. Wert 
iibernehmen oder gegen angemejjenc Vergiitung 
mittrijien, infoweit dadurd) die Abtriſtung jeiner 
cigenen Holzer nicht gehindert wird. Können nicht 
alle Holzer mitgetriftet werden, fo gebiihrt jenen 
der Vorzug, welche fic) den Holzvorräten des Trift- 
unternebmers zunächſt vorfinden. Die Trifthilzer 
jind mit einer der polit. Behirde befanntgugeben- 
den Marfe gu verjehen; bei Brennholzſcheiten u. 
Priigeln vertritt die ihnen etwa gu gebende bejon- 
dere Linge die Marke. 

Die Triftarbeiter finnen behufs Trijtbejor- 
gung längs der Triftgewäſſer fremde Grundjtiide 
betreten; Schade ijt gu vergiiten. 

ILI. Triftbanten téinnen ebenfalls nur iiber 
behördl. Bewilliqung erridtet werden. Wenn meh- 
rere an gleicher oder nahezu gleicher Stelle bauen 
wollen und ein giitl. Ubereinfommen nicht zuſtande 
fommt, erhält derjenige die Baubewilliqung, wel- 
cher die wertvolljte Holzmenge gu trijten bat, bei 
aleich wertvollen Holzmengen der linger Triftende. 
Der Cigentiimer eines Triftbaues hat jedem Trijt- 
beredjtiqten den nötigen Gebraud) des Triftbaues 
gegen angemejjene Vergiitung ju gejtatten. Durch 
neue Triftbauten darj die Benutzung von bereits 
bejtehenden braudjbaren Bauten fowie die Aus— 
nupung fdjon bejtehender Triftredjte nicht beein— 
trächtigt werden. Will der Cigentiimer eines Trijt- 
baueS denjelben fernerhin nicht mehr in gutem 
Stande erhalten, jo hat er denjelben zu veräußern, 
in Bejtand gu geben oder absutragen. 

Sur Erhaltung der Trijtbauten find, vorbe- 
haltlich rectdgilltiger Verpjliditungen Dritter, die 
Cigentiimer der Anlage verpflichtet. Rann der 
Cigentiimer nicht ausgemittelt werden, fo liegt 
dieſe Verpflidjtung denjenigen Perjonen ob, welche 
die Anlage benugen u. zw. in Ermanglung eines 
anderen Maßſtabes nad) Verhiltnis des Nugens. 

Wird zur Erridjtung von Triftbauten oder 
aur Holgbringung iiberh. die Benugung fremder 
chy ogee notivendig, fo ijt nad § 24 5. G., 
wenn die polit. Behirde dieie Notwendigfeit an- 
erfennt, erforderlichenfalls die zwangsweiſe Ge— 
jtattung der Privatgewäſſer gegen Vergiitung ded 
etwa zugefügten Schadens auszuſprechen, analog 
der Verfügung, welche jedem Waldbeſitzer das 
Recht einräumt, gegen Schadenerſaß ſeine Wald— 
probufte über fremde Grundſtücke auszubringen, 
wenn andere Art der Ausbringung entweder un— 
möglich oder übermäßig koſtſpielig wäre. — Die 
Beſtimmungen des Waſſerrechtes finden ſubſidiär 


fiir Triftbauten u. Triſten überh. Anwendung, 


wenn das F. G. oder ſpezielle Triftordnungen 
feine Normen enthalten, z. B. über Beſeitigung 
oder Beſchränkung der zu Triftzwecken errichteten 
Stauwerte, wenn dieſelben in einer ſchädl. Weiſe 
hergeſtellt ſind, über Staumaße uſw. Es iſt auch 
unzweifelhaft, dak zur Herſtellung von Triftfand- 
len u. dal. auc) die Expropriationsbefugniſſe des 
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Waſſerrechtes (in den meijten Landeswafjerredten 
8§ 27 u. 28) in Anſpruch genommen werden 


énnen. 

IV. Triftſchüden. Der Trijtunternehmer hat 
bedrofte Ujerjtreden, Gebäude u. Waſſerwerke in- 
foweit es dic Bebirde fiir nee erachtet, durch 
Schutzbauten gu ſichern und zu Schutzbauten, weldye 
nut ieilweſe wegen der Triſt errichtet werden, ver⸗ 
hältnismäßig beizutragen. Schäden, welche trop 
der Schupvorfehrungen entſtehen, müſſen, wenn 
fie ausſchließlich auf die Trift zurückzuſühren find, 
von dem Triftunternehmer vergiitet werden. An— 
dere Schiiden miijien von Trijftunternehmer u. 
Uferbeſitzer verhältnismäßig getragen werden und 
wenn fic) der Anteil der Trift an der Schiidigung 
nicht bejtimmen läßt, gu gleichen Teilen. Für Be— 
ſchädigungen, welche aud) ohne Trift eingetreten 
wiiten, ijt ein Sr tos te ju leiſten. Nad Been- 
digung der Trift bat der Beredhtigte ſofort die 
Ungcige gu erjtatten; die polit. Behörde forbdert 
ur unvergiigl Anmeldung der Triftſchäden auf. 

denerjaganfpriidje, welche ſpäter alg 14 Tage 

nad) der BVerlautbarung angemeldet werden, wer— 
den nicht mehr beadjtet. Kommt fein Vergleich 
fiber ben Triftſchaden zuſtande, fo hat zunächſt dic 
Verwaltungsbehirde den Unternehmer zur Tra— 
gung des durch Sachverſtändige feſtgeſetzten Scha— 
denerſatzbetrages ju verurteilen; beide Teile kön— 
nen gegen eine ſolche E. den Rechtsweg betreten. 
Geſchieht dics nicht, jo hat der Triftende binnen 
14 Tagen bei Exekutionsvermeidung ju bezahlen; 
eſchieht eS, fo ijt der Schadenerjapbetrag gericht⸗ 
id) fidjergujtellen. Schaden, welchen bereits abge- 
trijtete Hölzer, die aufgelagert und durch ein Hod)- 
wafjer wieder weggeſchwemmt wurden, verurſacht 
haben, braucht nicht vergiitet gu werden, weil in 
dieſem Falle eine Trijt nidjt mehr vorliegt und 
daher aud) tein Triftſchaden. (Erfenntnis des V. 
G. TIMI 84, Budwinsti 1686.) 

V. Soften. Für die bei Trijten nötigen Kom— 
mijjionen auflaufende Koſten hajtet der Trijftunter- 
nehmer u. zw. begiiglid) der Ausführung der Trijt 
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I. Oberauffidht. — II. Boriorge fiir Blinde. — ITT. Bor. 
jorge fiir Taubſtumme. — TV. Borforge fir Blödſinnige. — 


V. Siethens u. Ber —— — VI. Sinderberabr- 


anftalten. — VII. Waiſenhäuſer, Rettungshäuſer, Minder 
ajnte ujw. 

I. Die Oberauffidt iiber die H. und die Er- 
teilung der Bewilliqung zur Erridtung derfelben 
oblieqt nad) § 2, lit. b, de’ G. 30 IV 70, R. 68, 
der Staatsverwaltung. 

Bur Führung der Aufſicht über derlei An— 
ſtalten find die polit. Behörden 1. Inſtanz u. zw. 
ingbej. die Amtsärzte bei denfelben berufen (S$ 8 
des obzit. G.). i 

Vorſorge fiir Blinde. Sur Unterbringung 
der Blinden beſtehen bejondere Blindenergziebungs= 
u. -beichiftiqungsanjtalten mit befonderen Statuten. 

Im J. 1901 beftanden in Ofterr. 15 Blinden-= 
injtitute u. aw. 9 Blindenergiehungs- und 6 Blin- 
denbeſchäftigungsanſtalten. n dieſen waren 1109 
Blinde u. gw. m den erjtgenannten Anſtalten 687, 
in den [egtgenannten Ynjtalten 422 Blinde unter= 
gebradt. Bei 1004 Blinden wurden die veran- 
lajjenden Urjaden ermittelt. Bon diefen Blinden 
waren 139 (13°8%) blind geboren, 773 (770%) 
waren durd) Kranfheiten, 58 (5°S%) durch) außere 
Zufälle, 34 (3°4%) durch unbejtimmte Urſachen 
blind geworden. Bon den in Rede jtehenden 1004 
Zöglingen waren 306 (30°5%) im Genufje von 
Seittunasplagen, 153 (15°2 %) wurden gegen Rab- 
lung und 545 (54°3 %) unentgeltlid) aujgenontmen. 

Was den Unterridt in diejen Anſtalten ans 
belangt, wurden fajt alle Zöglinge in den Elemen- 
targegenjtinden unterridtet, außerdem genofien 
viele Zöglinge Unterricht in ber Muſik, namentlid 
im Gejange, im Rlavierjpiele, in Streit: und in 
Wlasinftrumenten. Von Handarbeiten wurden dem 
männl. Gefehledjte befonders die Flecht⸗, Klöppel-, 
Bürſtenbinder⸗ u. Drechilerarbeiten gelehrt, wab- 
tend das weibl. Geſchlecht im Striden, Spinnen, 
Hiifeln, Ne u. Nähen unterricdtet wird. Nad 
dem Stud. Hojd. 26 XI 18, 8. 3941, ſollen blinde 


fiber fremde Grundjtiide und zur Feititellung der | Minder, nadjdem fie nicht immer in Blindeninſti— 


Entidadigung aud dann, wenn der beteiligte 
Grundeigentiimer mit der auperamtlich angebote- 
nen Entidddiqung fic) nicht be niigt und die Feſt⸗ 
jtellung im Wege des geſetzl. Verſahrens begehrt 
oder wenn die im Vergleichswege angebotene Ent- 
ſchädigung höher war als die behördlich feſtgeſtellte. 
Erl. des A. M. 31, 80, 3. 12440 ex 1879.) 

VI. Strafen. Ubertretungen der für die H. 
u. Triftbauten feſtgeſetzten Beſtimmungen jind 
nad) Maßgabe des veranlaften Schadens u. gw. 


tuten untergebradt werden finnen, fo viel als 
möglich jum Bejude der öffentl. Schule verbalten 
werden. J 

Um Ende des J. 1901 beſanden ſich in Oſterr. 
7474 mannlide und 6350 weibliche, zuſammen 
13.824 Blinbde, welche in feiner Blindenanjtalt unter⸗ 
gebradt waren. Auf 100.000 Einwohner entiallen 
53 Blinde. 

UI. Vorſorge fiir Tanbitumme. Sum Zwecke 
des Unterridites von Taubjtummen bejteben Taub— 


bei minder bedeutenden Beſchädigungen mit Urreft | tummeninititute. Jm J. 1901 bejtanden 21 Taub— 


von einem Tage bis gu drei Wochen oder mit 
10—200 K, bet bedeutenderen aber mit Arreſt von 
drei Woden bis gu drei Monaten oder mit 
200—1000 K oder mit dem Berlujte der Befug— 
nis gu bejtrajen; außerdem ijt der ganze ange- 
richtete Schaden zu vergiiten. Marchet. 


ſtummeninſtitute, in welchen 1771 Individuen ver— 
pflegt waren. Von dieſen waren 988 männliche und 
783 weibl. Perſonen. Bon den Taubjtummen wa— 
ten 705 (42°5 % | taubjtumm geboren, 662 (39°9 4 } 
jind durch Rranfheiten, 140 (8°5%) durch äußere 
Zufälle, 151 (91%) durch unbejtimmte Urſachen 
taubjtumm geworden. Nahezu die Hälfte (42°5 % } 
aller Zöglinge war fomit taubjtumm geboren. 

Jn den Taubjtummeninjtituten wird allen 
Zöglingen Unterridt in den Elementargegenitinden 
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erteilt, auch werden fajt alle Mädchen in weibl. 
Handarheiten unterrictet, und bildet das Zeichnen 
u. Turnen ebenfo einen Teil des Unterridtes wie 
jener in dem Schujter-, Sdneider- u. Tiſchlerhand⸗ 
werte, in der Korbflechterei, Buchbinderei u. Holj- 
ſchnißerei und in verſchiedenen anderen Gewerben. 

Yn den Koſten fiir die Erhaltung der zur 
Aufnahme taubjtummer Kinder beftehenden An— 
ftalten find gum Teil der Staat, das Land und 
die Gemeinde beteiligt. Es liegen jedoch hieriiber 
nicht von allen Ländern gleiche u. genaue Nach: 
weifungen vor. Für dad k. f. Taubjtummeninititut 
in Wien und fiir jenes in Prag leijtet der Staat 
einen Beitrag, die übrigen zumeiſt aus Stiftungen 
und milden Beitriigen erricteten Unjtalten werden 
von den betreffenden Landesfonds und durch Samm⸗ 
lungen unterjtiigt. Das Statut fiir das f. k. Taub- 
jtummeninjtitut in Wien wurde mit A. E. 28 VI 
72 genehmigt und mit rl. des K. U. M. 5 IX 
72, 3. 8962, B. BL 73, fundgemacht. 

Am Schluſſe des J. 1901 befanden ſich in 
Oſterr. 15.409 miinnlide und 12.334 weiblidje, zu— 
ſammen 27.743 Zaubitumme, welche in feinem 
Taubjtummeninftitute untergebradt waren. Fait 
dicielben Lander u. Bezirke, in welchen der Kreti— 
ni8mus am ſtärkſten vertreten ijt, weiſen auch die 
telatin größte Bahl von Taubjtummen nad. Kärn— 
ten, Salzb. und Steierm. find jene Lander, in 
weldjen ſowohl die Taubjtummen als aud) die Kre— 
tinen relativ hod) iiber der Durchichnittszahl ſämtl. 
Lander ftehen; nur Gal. hat verhältnismäßig viel 
Taubjtumme und wenig Kretinen, während in 
Tirol das Umgekehrte der Fall ijt. Auf 100.000 
Ginwohner entjallen 106 Taubjtumme. Bon der 
Geſamtzahl der Taubjtummen, welche in feiner An— 
jtalt untergebracht waren, find 22.483 taubſtumm 
eboren und 5260 durch Rranfheiten oder äußere 
ufiille taubjtum geworden. Bon den 27.743 Taub- 
tumumen waten 141 (0°5%) in Verforqungsanjtal- 
ten untergebracht. 

IV. ne fiir Blödſinnige. Sur Unter: 
bringung von Blbdjinnigen (Kretinen) bejtehen 
—* Idiotenanſtalten. Im J. 1901 beſtan— 
den in Oſterr. 7 Idiotenanſtalten u. Yo 2inNO., 
1 in D. O., 2 in Steierm., 1 in Kärnten und 1 
in Böhmen, in welchen 421 Männer und 316 BWei- 
ber, zuſammen 737 Berjonen mit cinem Rojten- 
aufwande von 234.262 K verpfleqt wurden. 

Die meiften Unjtalten werden von Wohltätig— 
feit@vercinen erhalten, welche Subventionen vom 
Staate aus dem Kretinenfonds genießen. 

Im J. 1901 wurden in Ojterr. im gangen 
17.517 Rretinen augerhalb von Anſtalten gexiblt. 
Am Durchſchnitte entfielen auj je 100.000 Cinwoh- 
net 67 Rretinen. Hoch iiber diejer Durdjdnittszahl 
ftehen die Ulpenlainder Kärnten, Salzb., Steierm., 
©. ©. u. Tirol, weldje den Hauptitod des Rreti- 
nigmus in den Alpentiindern bilden. Bon den 
17.517 Rretinen waren 445 (2°5 % ) in Verforgungs- 
anjtalten untergebradht. 

ur Bekämpfung de8 endemiſchen Kretinis— 
mus in den Alpenländern wurde vom Staate ver- 
juchéweije cine planmäßige Behandlung der Kran— 
fen mit Gchilddriifenpriparaten cingeleitet. Dic 


hiezu erforderl. Schilddriijenpraparate werden anuj 
Rotten des Kretinenfonds in der Medifamenten= 
eigenregie der Wiener f. f. Rranfenanftalten er— 
zeugt. 

V. Siechen- u. Verſorgungshäuſer. Jn Sie— 
chen⸗ oder Verſorgungshäuſer ſollen ſolche Indivi— 
duen aufgenommen werden, die entweder an un— 
heilbaren Krankheiten leiden oder mit efelerregen- 
den firperl. Schiiden behaftet find und endlich folche 
Andividuen, die qang erwerbsunfähig und von allen 
anderiweitigen Unterjtiipungen ihrer Angehörigen 
oder Unverwandten entblößt find (Hftzd. 15 TV 17). 
Gfelerreqende mit Krebsſchäden, Fallſucht u. dgl. 
Rranfheiten behaftete Yndividuen find von dem 
Beſuche der Straken und Verjammlungen auszu— 
ſchließen und in eigenen Siedjenanjtalten aufzu⸗ 
nehmen Hfkzd. 27 VIII 1773 und 7 X 1784). Eine 
oder mebhrere derartige Anſtalten bejtehen in den 
meiften polit. Begirfen der eingelnen Linder. Ym 
J. 1901 zählte man in Ojtert. 1643 Verforgungs- 
anjtalten, in weldjen 50.743 Berjonen verpflegt 
wurden. Sn Trieft, Gira u. Gradiska und in der 
Bufow. gibt es deren nur wenige. Im Durchſchnitte 
entfiel auf je 516 Einwohner ein in einer Bers 
jorgungSanjtalt verpflegtes Individuum. Jn den 
cingelnen Ländern wechſelt diejes Verhältnis ſehr 
bedeutend, iſt jedoch am —— in den Al⸗ 
penländern. Es entfiel nämlich von den Pfleglin— 
gen der Verſorgungsanſtalten: 


ein Pflegling auf 

Cinwohner 
in Borarlberg . . . . . . 74 
» Galgjburg. . 2... 138 
» Niederdjterreih . 193 
„Trieſt und Gebiet . . 217 
» Obersjterreidy . 2... 223 
a RAM, bcs 5 > we 254 
yp MAUREEN: wg eee 201 
» GSteiermarf. 2... 310 
ao Sittin. 2. 2... ee 393 
» Bbhmen 2... 2... 718 
» Wahren 2 2... 734 
„Görz und Gradisfa . . 775 
» Chlefien. .. 2... 1.014 
fan SOR a fat esc. aly sateen oa 1.314 
» Dalmation . 2. . 2... 1.754 
Gallzien..— 2.237 
» Bufowina . ..... 260 


26. 

Die Art der Verpflequng der Pjleglinge in 
den Berjorgungsanjtalten weiſt große Berichie- 
denbeiten auf. Jn vielen Anſtalten genießen die 
Pfleglinge, fog. Pfründner, Wohnung und volle 
WBerpflequng; in anderen haben die Armen un— 
entgeltl, Wohnung, müſſen ſich aber felbjt ver- 
pflegen oder fie erhalten Wohnung und bejtimmte 
Geldbeträge, oft aud) Biftualien gu ihrer Ber- 
köſtigung. 

Die Sterblichkeit in dieſen Anſtalten iſt eine 
—— hohe (123% im J. 1901). Es unterliegt 
einem Zweifel, daß außer dem Alter und den ver— 
ſchiedenen Krankheiten der Pfleglinge aud) die un— 
ünſtigen hygieniſchen Verhältniſſe mancher An— 
talten, die ungenügende Pflege und der Mangel 
ärztl. Behandlung u. Uberwadjung die hohe Sterb- 
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lichfeit bewirft, objdjon das Bejtreben mancher Ge- 
meinden dahin geridtet ijt, die hygieniſchen Ver— 
hältniſſe ihrer Verjorgungsanjtalten joviel als mög— 
lid) gu verbefjern. 

Der Kojtenaufwand, welchen die Verjorgungs- 
anjtalten der eingelnen Lander verurſachen, unter- 
liegt grofen Sdwanfungen. Bon den Gejamtaus- 
lagen, im J. 1901 mit 8,301.652 K entfielen auj 
MN. O. allein 3,342.176 K und auf Bbhmen 
1,314.051 K, mithin fait dic Dajte des gangen 


— 
I. Kinderbewahranſtalten. Dieſe teilen fic 
in drei Gruppen: 

1. Krippen oder Säuglingsbewaähr— 
anjtalten, deren Bejtimmung e& ijt, gejunde 
Kinder, befonders ber arbeitenden Klaſſe, von der 
Geburt bis zu Ende de8 zweiten, teilweife auc) des 
dritten Lebensjahres während der Tageszeit aufzu— 
nehmen, ju pflegen und gu überwachen, damit die 
Eltern auger Hauſe ihrem Erwerbe nachgehen 
fonnen. é 

Derartige Anjtalten beftehen in Öſterr. nur in 
wenigen Orten, meijt in volfreiden Städten. Der- 
- ejtehen 8 Krippen in Wien ſſchon jeit dem 
J. 1871), 1 in Ling (jeit 1901), 1 in Salzburg 
(jeit 1898), 3 in Gray (2 jeit 1871 und 1 feit 1877), 
6 in Brag (2 jeit 1871, 2 feit 1885, 1 feit 1880 
und 1 ſeit 1890), 1 in Reidjenberg (jeit 1874), 1 in 
Tetſchen (jeit 1897), 1 in Bohm. Brod, 1 in 
Marſchendorf (beide jeit 1898), je 1 in Kolin u. 
Hochweſſely (jeit 1901), 
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den aujgejorbdert, auf dic Verbreitung von Krippen 
hinzuwirken. 

2. Die eigentl. Kinderbewahranſtalten, 
deren Uujgabe e8 ijt, Kinder vom dritten (teil- 
weife jon vom giweiten) bis ſechſten Leben sjabre, 
welche aljo nod) nicht ſchulfähig ſind und deren 
Eltern ihr Brot aufer dem Hause verdienen. yur 
Beaufſichtigung und zweckmaͤßigen Beſchäftigung 
aufzunehmen, dieſelben an Reinlidfeit, Ordnung 
und gute Sitten zu gewöhnen und ihnen Liebe zut 
Arbeit einzuflößen. 

Die Zahl der Kinderbewahranſtalten iſt weit 
größer. Sie belief ſich im J. 1901 auf 622, in 
welchen im Laufe des genannten Jahres 30.840 
Kinder, 14.716 Knaben und 16.124 Madchen, auf— 
genommen wurden. 

3. Die Kindergarten, ſ. diejen Art. 

VIL. Waifenhaufer, Rettungshäuſer, Kin— 
derafyle ufw. Derartige Anſtalten bejtehen unter 
den veridiedenjten Bezeichnungen, wie Anftitute, 
Rettungshäuſer, Arbeitshäuſer Fit verwaiſte, arme, 
verlajiene u. verwahrloſte Rinder ufw. Sm J. 1901 
beftanden 220 joldje Anſtalten, welde sum großen 
Teile von Wobltitigteitsvereinen erhalten werden. 
In dicjen Unftalten wurden 15.645 Kinder mit 
cinem Sojtenaufwande von 3,576.347 K_ ver: 
pflegt. 

Auf die einzelnen Länder verteilen ſich dicie 
Anſtalten in nachſtehender Weiſe: 





1 in Diwat (feit 1883), = — — ae mae 
1_ in eutitisein et | | — z=: 
IS88), 1 in Bijeny | Zahl a -| S83 
(ieit 1801), 1 in Qglau * * | Servis * Sse 
(jeit 1889), endlid) 1 in Qinbder | | Bileglinge fojten = SEE 
Troppau (feit 186). An— gling es 
Die Zahl derSiug- | talten| — — ẽ * 
linge, welche in den rips ftalten | mann: | weids || - 
pen im 9. 1901 aufe | \ lide | fede zuſammen K h 
genommen wurden, war KR 
ha _ 617 | Réederditerveih . . 44 | 2421 2939) 4,660 1,480.117 | 116 
Sig go | Dberijterrei) . .) 9 | 572) 509, 1.081 | ‘188587 60 
” Golgburg 139 Salyourg =. 2) 7 | 250, 25) 4d | 102.615 67 
, Graz . . . . 262 Steiermart 12 775, 410) 1.185 | 196.231 59 
" Brag _ 359 | Kiimten. . . . . 5 | 103, 489, 592 80.082 61 
” Nolin x , P14 rain 7 8s #+ &© © «@ 3 } 256 | 230 486 70.645 64 
, Biom.Brod . 36 Trieſt und Gebiet . 2 |} 139, 130 | 269 80.436 110 
 Maridendory. 32 | Gir; undGradisfta 2 58) 31) 89 | 21.957, 92 
a Hochweſſely 58 | Iſtrien *“ 2 © + «© 1 | 27 " 27 54 16.096 90 
” Felden... ag; atoll. . 2... 14, 692, 513) 1.205 | 188517. 5s 
” Diwat .. | 29 | Bobmen 49 855) 746) 1.601 | 288.544 61 
 Reutitidein | 54 Dedbren 20 | 557) 469) 1.026 | 174.317) 58 
: Iglau hr oe Schleſien , 10 | 173) 159 332 , 50.149 52 
” Bitens tox | Saligien. 2... 36 | 1172 1026, 2198 | 584.902) 85 
Troppau 74 | Butowina . 2); — | 15] 115) 16.746; 46 
. * —Dalmatien. 3 | 96, 89 185 | 32.764 58 
1 < S OK 7 i 7 
SS okt ee Summe. | 220 8161 7484 15.645 | 3,576.347 81 


3. 6209, wurden die | 
unterſtehenden Behör⸗ 


J 


Huntanititsanjtalten. — Immunität der Reichsrats⸗ u. Landtagsmitglieder. 863 


Dic Mortalitét in dieſen Anjtalten ijt cine 
geringe, indem fie nur 0°7% des Verpflegsſtan— 
des betrug. — Die Sahl der weibl. Waijen, welche 
in dieſen Unijtalten verpflegt wurden, übertrifft jene 
det mannliden in Salzbürg u. Kärnten. 


Yiteratur. 


Das Ojterr. Sanitätsweſen, Organ des Ober- 
ften Sanitit8rates, Jahrg.I—XVII. Statijtif des 
öſterr. Sanitätsweſens fiir das J. 1901, PBublita- 
tion der Statiſtiſchen Zentralfommijjion. Daimer: 
Sammlung der öſterr. Sanititsgejege und B., 
Bien 1896. Mahl-Sdhedl: G. und B. in Sa- 
nitétsjaden, Wien 1898. Dvoralf: Die einheitl. 


Organijation der Aufſicht über Findlinge, Waijen ; 


und verlajjene Rinder in Böhmen, Prag 1905. 
Melidar. 


Immunitat der Reichsrats- u. Landtags⸗ 
mitglieder. 


L. Begriff u. Entwidlung des Immunitätsrechtes. — 
IL. Das Maß der Verantwortlichteit der Parlamentsmitalie: 
ber fiir ihe berufl. Berhalten: 1. Das Verhältnis der ge- 
wahiten BarlamentSmitglieder au ihren Wahlern. 2. Das 
Berhaltnis der BarlamentSmitglieder at ihrem Haufe. 3. Die 
den BarlamentSsmitgliedern hinſichtlich ihres berufl. Berhal- 
tenS gewährte Unverantwortlidfteit außerhalb des Hauſes, 
dem fie angebiren. — TIL. Die prajudigielle Bedeutung der 
porlamentarijd@en Wuferungen: 1. Im allg. 2. Yn pref. 
ret. Sinſicht. — LV. Die Berfolabarteit der Parlaments- 
mitglieder megen ihres auferberufl. Berhaltens: 1. Sachl. 
Wbgrengunag der aufecberufl. Immunität. 2 Beitl. Abgrens 
ung des Immunitätsrechtes. 6 Verſönt. Abarengung des 
minunitdtsredhtes. 4. Das Berfabren. 5. Die Berjdbrung 
Der von immunen Perſonen begangenen Delifte. 6. Der 
recht. Charafter der auferbderufl. Immunitat. 


I. Begriff u. Entwidiung des Smmunitits- 
redjtes. Unter der Begzeidnung des ,, Ammunitits- 
rechtes“ pjleqt man die Gumme jener bejonde- 
ren Rechtsvorſchriften zuſammenzufaſſen, welche 
hinfichtlich der Berantiwortlichfeit der Barlaments- 
mitglieder fiir ihr Verhalten im Beruje und aufer- 
halb deSfelben gelten. Der Ausdruck „Immunität“ 
(immunité parlementaire), der heute al8 ter- 
minus technicus faum mer angefodjten wird 
(vgl. dDagegen nod) die anonyme Schrift: „Straf— 
rechtl. Schutz des Parlamentarismus in Ojterr.”, 
1879, S. 24), rechtfertigt fic) deShalb, weil die 
einſchlägigen bejonderen Bejtimmungen den Par— 
lamentSmtitqliedern im weſentlichen eine bevor— 
zugte Stellung gewähren, wenngleich eine voll- 
ſtändige Immunität, eine tatſächl. Unverantwort- 
lichfeit keineswegs vorliegt. Wan darf nicht ver— 
lennen, daß die hiehergehörigen Vorſchriften neben 
der negativen auch eine poſitive Seite haben, 
d. h. daß fie nicht bloß anordnen, wann das Bare 
lamentsmitglied nicht zur Verantwortung gezo— 
gen werden darj, ſondern auch, unter welchen Bor- 
ausjepungen die Verantwortlicfeit gleichwohl gel- 
tend gemacht werden fann. Ihren Ausgangspunkt 
nimmt die Enthvidlung des Immunitätsrechtes 
von den Bediirfnijjen des Barlamentes. Wenn 
dieſes feiner Aufgabe entipredjen foll, fo diirjen 
jeine Mitglieder nicht Gefahr laufen, fic) wegen 


iver in den Sitzungen vorgebradten Gugerungen 
gerichtlich oder augergeridtlid) verantworten ju 
müſſen. Die „Redefreiheit“ ijt ein notwendiges 
Pojtulat fiir die parlamentarifden Verhandlungen 
(vgl. Redlich, Recht u. Technit des engliſchen 
Parlamentarismus, S. 586 fi.), uw. zw. die Rede— 
freiheit“ in doppeltem Sinne: Es ijt nämlich einer— 
ſeits erforderlich eine derart liberale Geſchäftsord— 
nung, dak nicht durch die Dem Hauje oder dem 
Prajidium gewährten Dissiplinarmitte! die Rede- 
jreiheit illuſoriſch gemacht wird, andererjeits aber 
die Geltung des Rechtsſatzes, dah nit außer— 
halb des Haujes eine Verjolgung gegen dic Par— 
lament$mitglieder wegen der von ihnen im Hare 
gehaltenen Reden cingeleitet werden darj. Die Er— 
ahrung hat aber gezeigt, daß der Schutz der Rede— 
freiheit in dieſen beiden Richtungen nicht ausreicht, 
um den ungeſtörten Verlauf der parlamentariſchen 
Verhandlungen zu garantieren. Wenn die gerichtl. 
Verfolgung nur wegen derim Berufe gemach— 
ten Außerungen der Parlamentarier aus— 
geſchloſſen iſt, ſo iſt es immerhin möglich, daß die 
Tätigkeit bes Reichsrats⸗ oder Landtagsmitgliedes 
durch eine ſich auf eine nictberufl. Außerung 
oder Handlung desfelben jtiigende gerichtl. Ver— 
folgung lahm gelegt wird. Die tendenziöſe Ver— 
jolgung eines ſeiner Mitglieder fann fiir das Par— 
fament aber aud) dann ibre mipliebigen Folgen 
haben, wenn eS ſich nicht gerade um den jtraj- 
wiirdigen Inhalt einer Barlamentsrede handelt. 
Es ftellte ſich jomit auch die Notwendigfeit heraus, 
cine gewiſſe Jmmunitit der Parlamentsmitglieder 
hinfidtlid ihres auferberufl. Berhaltens 
ju ftatuieren. Dieſe Immunität unterſcheidet fich 
aber in der Theorie u. Praxis jehr weſentlich von 
dev berufl. Immunität, und nur der gemeinjame 
Swed beider Qnititute läßt es gevedjtfertigt er- 
jcheinen, wenn dieſe nidjt nur mit einem u. dem— 
jelben Namen bezeichnet, fondern aud) im Staats— 
u. Strafredjt in der Regel gemeinſchaftlich behan— 
delt werden. 

Das Vorbild fiir die Beftimmungen des 
öſterr. Rechtes bilden die Art. 44 u. 45 dev bel- 
giſchen —— II 31, welche ſchon in den 
$$ 81 u. 82 des Kremſierer Verfaſſungsentwurfes 
und in den §$ 62 u. 63 der RMeichsverjajjung 
4111 49, R. 150, im großen u. ganzen regipiert 
wurden. (Bgl. hiegu Spiegel in Griinhuts Zeit— 
ſchrift, 24. Bd., S. 176 ff.) Tro dieſer hijtoriichen 
Muſter finden fic) weder in den jeit 1849 erlajje- 
nen L. ©., nod) auch im Grundgeſetze über die 
Reichsvertretung 2611 61, R. 20, Ammunitiits- 
bejtimmungen. Dieraus ergab fic) die Notwendig- 
feit, bie Immunität in einem befonderen G. zu 
regeln. Dies geſchah fury nad Erlajjung der Fe- 
bruarverjajjung durch das auf die Mitglieder des 
Reichsrates und der L. T. in gleicher Weife fic 
beziehende G. 3X 61, R. 98, deſſen Beftimmun- 
gen aud) heute noch in Geltung find, u. zw. infos 
weit jie fic) auf die Landtagsmitglieder besieben, 
aud) formell, hinſichtlich der ReichSratsmitglieder 
dagegen bloß materiell, weil fie in den § 16 des 
rundgelepes iiber die Reichsvertretung 21 XII 67, 
MR. 141, iibergeqangen und dadurch unter den Ver— 
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faſſungsſchutz geitellt find. Cine Reform des Im-⸗ des G. 10 VI 68, RM. 53, und § 15 des G. 


munitdtsrecdhtes wurde neuejten von der Regie- 
rung im Zuſammenhange mit der Reid)sratswahl- 
reform angeregt. (Mr. 2552 der Beilagen ju den 
jtenographifdjen Brotofollen des UW. H., X VIL. Sei- 
jion 1906.) 

Il. Das Maß der Verantwortlidfeit der 
Farlamentsmitglieder fiir ibr bernfl. Verbalten. 
Schon die Stellung der Parlamentsmitglieder macht 
eS notwendig, die Frage nad ibrer Verantiwort- 
licfeit oder Unverantwortlicfeit fiir ihr berufl. 
Berhalten nach dem Geſichtspunkte gu jondern, ob 
es fic) um eine Berantivortlidfert im Hauje 
oder auger dem Haufe, dem fie angebiren, 
handelt. Bet den gewählten Parlamentsmitglie- 
dern (Reichsrats⸗ u. Landtagsabgeordneten) fommt 
aud) nod) das Verhältnis zwiſchen den Wählern 
und dem Gewählten in Betradht. 

1. Das Verhiltnis der gewählten Par- 
lamentSmitglieder gu ihren Wählern. § 16 
des Grundgejepes iiber die Reichsvertretung ver- 
orbnet in atl. 1: ,,Die Mitglieder des Hauſes der 
Abgeordneten haben von ihren Wählern feine In— 
itruftionen anzunehmen.“ Durch diefe mit § 15 
des Grundgejepes fiber die Reichsvertretung 26 II 
61, R. 20, iibereinjtimmende Bejtimmung und 
durch die noch ſchärſer gehaltene Vorſchrift der L. 
©. (8 7, Küſtenl. § 8. Bal. § 49 der Trieſter 
Verjajjung) wird nicht nur da8 imperative 
Mandat der Ubgeordneten, fondern aud) jede 
rechtl. Berantwortlidfeit Der Gewählten aeqeniiber 
ihren Wählern ausgeſchloſſen. (Bal. aud) § 6, 
Ubj. 2, L. O., § 7 Mijtenl.: „Die Wahlen der. Wb- 
geordneten gum L. T. können von den Wählern 
nicht widerrufen werden.”) Das Recht der Wiihler 
erſchöpft fic) darin, alg Witglieder des Wahl— 
follegiums ju fungieten, als folche fomit die Per— 
fonen zu begeidnen, welche Ubgeordnete zu fein 
haben. Die ReicSrats: u. Landtagswähler haben 
ein Wahlredt, aber nicht cin über dasfelbe 
hinausgehendes Stimmrecht. Es fann dabher 
weber der eingelne Wähler noch das qange Wabl- 
folleqium dem Whgeordneten eine diejen bindende 
Anitruftion erteilen. (Val. Stoerf, Jur. Bl. 1881, 
Mr. 16 f., ferner Dantſcher, Polit. Rechte der Un— 
tertanen, I, S. 102, Seidler in Griinbuts Zeit— 
ſchrift, 24. Bd., S.123 ff.) Eine foldje Qnjtruftion 
wiire rechtlid) ebenfo unwirkſam, wie ein zwiſchen 
den Wählern und dem Gewählten (oder dem 
Wabhltandidaten) hinfidtlih der Ausübung des 
Mandates abgeſchloſſener Vertrag. Der Ausdrud 
„Mandat“, der ſich wiederbolt im Grundgefepe 
fiber Die ReichSvertretung findet ($$ 8, 18), fit 
nicht im jurijtijdjen, fondern im polit. Ginne 3u 
verjtehen. Dah freilid die polit. Bedeutung 
des Verfehres der Wahler mit den Whgeordneten 
aud) auf das Rechtsgebiet guriicwirfen fann, 
er § 4 des Verjammlungsgefepes 15 XI 67, 

. 135. 

Auch die Delegierten des ReichSrates und 
deren Erſatzmänner haben nad § 21 des G. 21 XII 
67, KR. 146, ein freies Mandat. Dagegen ijt die 
Staatsfcdhuldenfontrollfommijjion als jolche an die 
Weijungen des Reichsrates gebunden. (Bgl. § 23 


10 VI 68, R. 54.) Ein befonderes Abhiingigteits- 
verhältnis zwiſchen den eingelnen Mitgliedern 
und deren Wählern (9. H., A. H.) bejteht aber 
aud) bei der Kontrollkommiſſion nidt. (§ 13 ded 
erſt- und § 8 des zweitzitierten G.) 

2. Das Verhiltnis der Parlaments— 
fot aba au ihrem Haufe. Die Mitglieder 
des Meidjsrates und der L. T. finnen, wie das 
öſterr. G. in Anlehnung an die preußiſche Ver— 
fafjung (Art. 84), jedoch unter Erjepung des nok 
in der ————— von 1861 enthaltenen 
omindjen Wortes ,,Meinungen” (opinions) durch 
Außerungen“ beitimmt, wegen det in Ausübung 
ihres Berufes gefchehenen Mbjtimmungen niemals, 
wegen der in dieſem Berufe gemadhten Außerun— 
gen aber nur von dem Haufe, dem fie ans 
gebiren, jut Berantwortung gezogen werden. 
Die pofitive Musgejtaltung diefer geſetzl. Beſtim— 
mung ijt in den Geſchäftsordnungen zu ſuchen. 
Zur Ausübung des Dem Hauſe sujtehenden Rech— 
te’, feine Mitglieder wegen ihrer Außerungen zur 
Verantwortung Zu giehen, ijt nach den Geſchäfts— 
ordnungen (§ 6 A. H., 8 4 H.H.) in erſter Linie 
der Präſident des Hauſes berufen. Wis Dis— 
siplinarmittel ftehen dieſem gu Gebote: 

a) Der Ruf „zur Sade’ (Geſchäftsordnung 
des YW. H. $$ 46, 58, H. H. S$ 45, 47), den der 
Präſident einem von der Sache abſchweifenden 
Redner cine oder mehreremal, proprio motu 
oder auf Berlangen eines jut Teilnahme an 
den Verhandlungen Beredhtigten mit Ausſchluß 
der Berufung an die Verjammlung (abrweichend 
§ 61 Gefchiftsordnung des böhm. ¢ T.) erteilen 
ann. 

b) Der Ruf „zur Ordnung”. Im Gegeniage 
jum Rufe „zur Sade“, der ein rein präventives 
Dissiplinarmittel ijt (Gubrid), S. 434), hat der 
Ordnungsruf auch reprefjive Bedeutung. Er ijt 
nicht nur cine Mahnung pro futuro, fondern 
zugleich aud) der Musdrud der Mißbilligung 
Dejien, daß der Redner den Wnjtand oder die 
Gitte verlegt, oder dah eine Huferung desſelben 
gar den Charafter der epi angenom⸗ 
men hat. (§ 57 Geſchäftsordnung YU. H. Bal. aud 
§ 46 H. H.) Der Vorgang bei der Erteilung des 
DOrdnungsrujes ijt der gleiche, wie beim Rufe zur 
Sache. Nur äußert fic) der repreſſive Charafter 
des Ordnungsrujes darin, dah diejer aud) nach— 
träglich gefordert u. ausgeſprochen werden fann. 
Sm A. H. ijt der Beginn der nächſten Sipung 
der äußerſte Termin hiezu. Eigentümlich ijt die 
im H. H. geltende Bejtimmmung (§ 46 Geſchäfts- 
ordnung), daß der zur Ordnung Gerujene ver- 
pflichtet ijt, dieſem Ruſe durd augqenblidl. 
Miederfepen Folge gu leiſten. Ordnungsruf u. 
Wortentgiehung fallen hier alſo zuſammen. (Bal. 
„Strafrechtl. Schutz des Parlamentarismus”, S. 20.) 
Doh fann das dissiplinierte Herrenhausmitglied 
ju feiner Berteidigung einmal dae Wort ver- 
langen. 

Eine Verſchärfung des Ordnungsrufes liegt 
darin, dak deſſen Erteilung auf Grund des Bee 
ſchluſſes des (Wbgeordneten-) Haujes im amtl. 
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rotofolle ausgejproden wird. (§ 57 A. H.) 
Qm nb. L. T. fann der Ordnungsruf unter 
Undrohung des Ausſchluſſes erteilt werden. 


(§ 33 2. O. in der Faſſung des G. 14 II 1904, 
x. 27.) 

c) Die Entziehung des Wortes. Diele Re— 
prejjivmapregel ijt gulajjig, wenn der wiederbolte 
Ruf zur Sane oder der (aud) nur einmalige) Ord- 
nungsruj erjolglo8 war, oder wenn der Ordnungs- 
ruj cine au milde Maßregel wire. ($$ 56 jf. A. 
H. § 45 H. H.) Am H. H. involviert der Ord— 
nungsruf, wie gejagt, die Wortentsiehung, fo dak 
eine auSdriidl. Entziehung de8 Wortes nur nad 
wiederholtem Ruje zur Cache erjofgt. Wenn der 
Prajident cinem Redner wegen Abſchweifung vom 
Gegenſtande das Wort genommen hat, fo fann das 
Haus, ohne dah bieriiber cine Verhandlung jtatt- 
aufinden hat, erfliren, daß eS den Redner dennoch 
hören wolle. (Jim böhm. L. T. ijt aur Entziehung 
deS Wortes die Genehmigung des Haujes notwens 
dig, 8 60 Geſchäftsordnung, ähnlich in der Dele: 
gation. § 47 G. D.) 

Gin eigentiiml. Verfahren fennt die Geſchäfts— 
ordnung des A. H. in dem Falle, wenn ein Ab— 
geordneter durd) feine Rede einen zur Teilnahme 
an der BVerhandlung Berechtigten perſönlich belei- 
digt. (§ 58.) Es fteht nämlich dem Beleidigten das 
Recht ju, zu verlangen, dah das Haus jeine Miß⸗ 
billigung hierüber ausſpreche. In dieſem Falle wird 
ein Ausſchuß aus den Abteilungen gewählt, wel— 
cher hierüber binnen 24 Stunden mündlich zu be— 
richten hat. Die Mißbilligung iſt eine vom Hauſe 
ſelbſt verhängte Zenſur. 

Eine Erweiterung des Mißbilligungsrechtes des 
A. H. ſtrebt die Regierungsvorlage in Betreff der 
Geſchäftsordnung des Reichsrates an, welche gleich— 
zeitig mit der * (Puntt I i. f.) erwahnten Nov, 
jum Qmmunititsparagraphen im A. H. einge- 

racht worben ijt. An dltere Vorſchläge anfniip- 
fend, will dieje Borlage den dem Hauje nicht an- 
gebirenden Berfonen einen gewiſſen Ehrenſchutz 
egeniiber den durch die Immunität begiinitigten 
arlament8mitgliedern gewihren. Nad) § 5 h des 
Entwurfes fteht cinem zur Leilnahme an den Ver— 
handlungen nicht Beredtiqten (insbeſ. aud) einem 
Herrenhausmitgliede! ,,€rliuternde Bemerfungen” 
G. 21) das Recht au, bet dem Präſidenten binnen 
vier Worhen ſchriftlich Beſchwerde gu fiihren, wenn 
cin Ubgeordneter im Hauje in einer miindl. Auße— 
tung oder in einem eingebrachten Schriftitiide ifn 
einer jtrajbaren Handlung befdjulbigt oder ehren— 
tiihrige Behauptungen iiber fein Brivat- oder Fa— 
milienleben vorgebradht hat. Die Beſchwerde ijt einem 
jtiindigen Ausſchuſſe zuzuweiſen, der den Beſchwerde— 
fiibrer und den Beleidiger Hiren fann, und der ent— 
weder die Beſchwerde ohne VBerichterjtattung an das 
Haus beijeite leqt oder im Hauje den Antrag 
ftellt, iiber die Beſchwerde mit oder ohne Angabe 
pon Griinden jur Tagesordnung überzugehen, 
oder endlich beantragt, iiber den Weleidiger die 
Riige auszufpredjen. Bu dem Ausſchußantrage er- 
halt im Hauje auper dem Berichteritatter bloß das 
Mitglied, gegen das die Beſchwerde eingebracht 
wurde, u. zw. nur einmal, da’ Wort. Ter Ane 
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trag de3 Ausſchuſſes wird vom Haufe ohne Ande— 
tung angenommien oder abgelehnt. 

Durch die bereits git. Nov. gur n.⸗ö. L. O., 
welde das Landtagsdissiplinarrecht unter den Ver- 
ſaſſungsſchutz jtellt, wurde die Disziplinarſtrafe 
der Ausſchließung von einer Sitzung oder von 
mehreren Sitzungen eingefiibrt. Wenn ein drei- 
maliger Ordnungstuf unter Undrohung des Aus— 
— fruchtlos bleibt, fo fann das betrefſende 
Mitglied des n.-ö. LV. T. von der Sitzung, im 
diuperften Galle aud) von den nächſtfolgenden drei 
Sitzungen ausgeidlojjen werden. Eradjtet der Vor— 
jigende den Anlaß zum Ausſchluſſe cines Mitglie- 
des fiir gegeben, fo hat er den fiir die Dauer der 
Babhlperiode eingeſetzten neungliedrigen Dissipli- 
narausſchuß einguberufen. Diejer beſchließt in ge— 
heimer Sitzung mit Stimmenmebhrheit über die 
Ausſchließung und deren Dauer. Der Ausſchuß— 
beſchluß ijt in der der Beſchlußfaſſung folgenden 
Sipung des L. T. vom Vorjigenden beaielben zu 
verkünden. Lautet der Beſchluß auf Ausſchließung, 
jo hat der Vorſißende den betreffenden Abgeord— 
neten gum Berlafjen des Saale’ aufyufordern. Cin 
Appell an den L. T. gegen dieſen Beſchluß ijt un- 
juldjfig. (§ 33 2. O. — Bezüglich der Geſchäfts— 
ordnung des Tiroler L. T. vgl. Haule, Grundrif 
des Verſaſſungsrechtes, S. 71.) 

Die Regierungsvorlage in Betreff der Ge- 
ſchäftsordnung des Reichsrates gejteht aud den 
beiden Haujern des Reichsrates ein Ausſchließungs— 
redjt zu. Wenn * Ruheſtörungen von einem 
oder mehreren Mitgliedern verübt werden oder 
Mitglieder ſich einer ſchweren Beleidigung des 
Sautes oder des Priifidenten fduldig madden, fo 
fénnen fie nad § 5g des Entwurjes auj die 
Dauer von liingjtens einer Worhe aus dem Hauſe 
und deſſen Räumen ausgeſchloſſen werden. Die 
Ausſchließung erjolgt auf Vorſchlag des Präſiden— 
ten durch einen mit Zweidrittelmehrheit der an- 
wejenden Mitglieder gefakten Beſchluß. Der Vor— 
ſchlag anf Ausfehlichung muh ſpäteſtens in der 
nidjjten Sigung nad) dem ihn beqriindenden Bor- 
jalle vom Präſidenten gejtellt werden, worauf das 
Haus fogleich und ohne Debatte entfcheidet. Aus— 
geſchloſſene Mitglieder begiehen fiir die Dauer der 
Ausſchließung feine Taggelder. (Yn diefem Puntte 
jtellt fid) Die Regierungsvorlage aud) als eine Nov. 
jum G. 7 VI 61, R. 63, dar. Durd) eine Ande— 
rung der internen Geſchäftsordnung des YW. H., 
wie es im J. 1897 verjucht wurde, könnte der Tage 
geldaniprud) des Ubgeordneten nidjt alteriert wer- 
den. Val. Hye Hugelmann, 3. 878 fj.) Durd eine 
Vertagung deS ReichSrates oder den Schluß der 
Seſſion erliſcht die Wirkſamkeit der Ausſchließung. 

Die Praventiv- u. Repreſſivmaßregeln, welche 
der Vorſißende auf Grund der Geſchäftsordnung 
ergreift, ſind Außerungen der jog. Sitzungspolizei. 
Dagegen unter Zugrundelegung eines zu engen 
Polizeibegrifſes Hubrich S. 427.) Jn Ausſchuß-, 
Kommiſſionsſitzungen uſw. wird die Sipungspoli- 
zei von dem jeweiligen Vorſitzenden gehandhabt. 
Dem Ausſchuſſe, der Rommifjion uſw. jelbjt ſteht 
daS Recht zur Verhingung von förml. Diszipli— 
narmagregeln nicht ju. 
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In Sipungen an weldjen Mitglieder beider 
Häuſer des Reichsrates teilnehmen (vgl. § 11 G. 
12 V 73, R. 94), handhabt ber jeweilige Bor- 
fipende die ——— Fs got allen Sit⸗ 
unqsteilnehbmern ohne Rüchkſicht darauf, welchem 
bau fie angehören. Hierin Lieqt feine Abwei— 

ung vom § 16 cit., da der Borfipende in die— 
fem Falle eben cin Organ beider Hauser ijt. An 
ben Deleqationen iibt trop § 23, WL. 2, G. 21 XI 
67, R. 146 (welches Alinea im Wege rejtriftiver 
Snterpretation auf die auferberufl. Immunität gu 
beziehen ijt. A. A. offenbar Finger, Strafredt, 
2. Mufl., I. Bd., S. 335), der Präſident der Deles 
gation ausſchließlich dic Sitzungspolizei aus (vgl. 
&§ 46—48 Geſchäftsordnung der öſterr. Delega- 
tion, jerner § 47 i. f. des ungar. G. 9. XII: 65/7), 
ebenjo in der Plenarſitzung der jeweilige Vorfipende. 
Daß die Plenarjipung eine fog. ,,jtumme Sipung” 
ijt, ſchließt die Möglichkeit nicht aus, von der Sit- 
zungspolizei Gebraud) zu madjen. 

Die Mitglieder der Staatsſchuldenkontrollkom— 

mijfion finnen wegen der in Musiibung dieſes 
ibres oa geſchehenen Ubjtimmungen und ge- 
madten Außerungen niemals zur Berantwor- 
tung gezogen werden. (§ 13 G. 10 VI 68, R. 53, 
§ 8 &. 10 VI 68, R. 54.) Cine förml. Sipungs- 
polizei ijt bei dieſer bloß aus 6 Mitgliedern be- 
jtehenden Kommiſſion nicht erforderlich. 
, . Die Parlamentsmitglieder finnen bloß ihrer 
Außerungen und nidt ibrer Ubjtimmungen 
wegen aur Verantwortung gezogen werden. Die 
Hervorhebung der Abſtimmungen joll nur bejagen, 
bak nicht dev meritoriſche Inhalt der letzteren, 
das „Ja“ oder „Nein“, die Wahl dieier oder jener 
Perſon genjuriert werden darj. Dagegen erjtrectt 
fic) die Sitzungspolizei aud) auf die Abſtim— 
mungen, wenn das dupere Verhalten des Parla: 
mentémitgliedes bei der Abſtimmung zu einer 
Benjur Anlaß gibt. 

Das Verbalien derParlamentSmitgliederau he r- 
halb der Sigungen bezw. Verhandlungen 
entzieht fid) der Disziplinarbehandlung ſeitens des 
Hauſes oder feines Präſidiums. Nur bebharrl. Fern— 
bleiben von den Gipungen trog der erbaltenen 
———— in denſelben zu erſcheinen, kann 
ſebenſo wie die Verweigerung der vorbehaltsloſen 
Angelobung) den Verluſt des Abgeordnetenman— 
dates gur Folge haben. (Bgl. § 4, Wl. 2, G. 12V 
73, R. 94, Punft IV der Kundmachung der böhm. 
Statthalteret 1 XII 63, L. 56, die Landesgejepe 
6V 69, & 20 (Mähren), 5 X 71, L. 28 (Mrain), 
18X 71, &. 18 (D. ©.), 2III 73, L. 16 (Bufo- 
wina), und 7 V 77, L. 8 (Sitrien). — Bal. aud 
§ 53 der Triefter Verfaſſung.]) Nad) § 9 der n.d. 
& ©. in der im J. 1904 novellierten Fafiung find 
Ubgeordnete, welche ungeadhtet erjolgter Wusjorde- 
tung des Vorfipenden das Gelöbnis nicht oder 
nur mit Vorbebalten oder Einſchränkungen leijten, 
durch den Vorjigenden von der Teilnahme an den 
Verhandlungen des L. T. auszuſchließen, bis fie 
das Gelöbnis ohne Vorbehalt und ohne Einſchrän— 
fung geleijtet haben. Die MUusfcliehung aus dem 
L. T. hat aljo in diefem Falle den Charafter einer 
Erefutivitraje. Will der ausgeſchloſſene Ubgeord- 


nete das Gelbbnis nachträglich leijten, fo bat er 
dies Dem Vorjipenden anzuzeigen, welder ibm Dann 
das Gelöbnis ju Veginn der nächſten Sigung ab- 
zunehmen bat. —— — der Ausſchuß⸗ u. Kom— 
miſſionsmitglieder vgl. § 28 Geſchäftsordnung A. 
H., § 13 H. D., § 32 böhm. L. T.) 

3. Die den Parlamentsmitgliedern 
hinſichtlich ihres beruflichen Verhaltens 
gewährte Unverantwortlichkeit außerhalb 
des Hauſes, dem ſie angeboren. Die Wit. 
eg ded Reichsrates, der L. T., der Delegation 

es Reichsrates und der Staatsjculdentontrois- 
fommijfion dürfen wegen der in Ausübung ihres 
—— geſchehenen Abſtimmungen und gemachten 
ußerungen auger dem Hauſe, dem fie angebdren, 
nidjt aur Verantwortung gezogen werden. ES er— 
ſcheint notwendig, dieſe Tincecantwortiichteit in 
dreijacher Ridtung zu unterfuden, nämlich in 
Bezug auf ihren Umjang, ihren Inhalt und ibren 
rechtl. Charafter. 

a) Bezüglich des durch die parlamentarifce 
Unverantwortlichteit gededten Verhaltens der Par—⸗ 
lamentSmitglieder ijt gu bemerfen, dak unter 
„Außerungen“ jede Urt der Teilnahme an den par— 
lamentarijchen Verhandlungen ju verſtehen ijt. Es 

ehören hieher nicht blog förml. Reden, Schrijt- 
tiide u. Druciaden (Beridte, Anterpellationen, 
Entwiirfe, Anträge, ausgefüllte Stimm- u. Wabhl- 
— uſw.), ſondern aud) Zwiſchenrufe (oot. Seid- 
er, S. 85. Underer Anſchauung Prazaf, Ra- 
kouské privo ustavni, 2. Aufl. I. Bd., =. 114) 
und fonfludente Handlungen aller Art, wie Hand- 
erheben, Aufſtehen, Niederſetzen, Sipenbleiben ufiw. 
Das co (vgl. Hubrid) ©. 360 f.) fann 
eine Außerung per omissionem darjtellen. Not: 
wendig ijt aber immer Die Beziehung sur Bere 
handlung (Arg. verba ,,in Ausübung ihres Be- 
rufes“). Hiemit ijt nicht bloß die lofale und zeitl. 
Beziehung gemeint. Es geniigt nidt, dak die WarRe- 
tung im —— während der Sitzung ge— 
macht wird, ſondern es iſt notwendig, daß jie aur 
Verhandlung gemacht wird. Wenn alſo im Sit— 
zungsſaale zwei Abgeordnete unabhängig von 
der cc bla etre in Konflilt qeraten, fo ijt die 
Austragung desfelben vor dem fompetenten Ge— 
ridite durch die berufl. Immunität nicht gebin- 
dert. (Vgl. Seidler S. 85 i. f., Seydel, P ime 
zur Serf. Urk. f. d. Deutſche Reich, S. 160.) Frag: 
lid) finnte die juriſtiſche Beurteilung eines parla- 
mentariiden Exjefjes fein, wenn die Auberungen 
der Sipungsteilnehmer in turbulente Szenen (5. B. 
Sertriimmerung des Mobiliars, Körperverleßun— 
gen ujw.) ausarten. Hier ijt es quaestio facti, 
wo felbft bei weitejter u. mildejter Auslegung des 
Wortes die „Außerung“ aufhirt und die durch die 
berufl. Jmmunitat nidt geſchützte gewaltiame Be- 
titiqung, die „Tätlichkeit“ beginnt. . 

Die Außerung hört darum nidt auf, Auße- 
rung” ju ſein, weil fie in oder außer dem Haufe 
eine ſtrafbedrohte Handlung (3. B. einen Mord) 
veranlagt. Wenn das ParlamentSmitglied eben 
nur gefproden und nidt in anderer Weiſe ge— 
handelt bat, fo ijt es durch die Immunität ge— 
ſchützt. Die Unterjdeidung von Worts u. Tatde- 
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lilten je nad) dem Erfolge der Äußerung 
(Binding-Finger) iſt fiir das Immunitätsrecht ohne 
Belang. (Seidler S. 92, Lammajd, Grundrif des 
Strafredjtes, 2. Aufl. S. 21, Schwedler S. 41 fF.) 
atl rap einer jolchen Unterſcheidung fann man 
ich nidjt auf die Worte: „wegen der in dieſem 
Beruje gemadhten Außerungen“ berujen und eine 
Verantwortlidfeit der Parlamentsmitglieder fiir 
das (von dem Gebrauche der Worte angeblich ju 
unterjdjeidende) vorjigl. Bejtimmen gu dem außer⸗ 
halb des Hauſes veriibten Delifte fordern. (So 
Hubrich, S. 365 ff.: „Gegenſtand der Straftat des 
Abgeordneten ijt nicht, was innerhalb der Kam— 
mer, jondern was augerhalb derjelben geſchieht: 
Die bewußt Hervorgerujene pjnchijche Einwirkung 
auj den Mirder, dic als treibende Kraft bis gum 
Uugenblide deS Mordes andauert.“) Denn der 
legi8lativ-polit. Grund der Beftrafung liegt 
aud) bei den jog. Wortdelitten nidt in den Wore 
ten jelbjt, die jemand gebraucht hat, jondern immer 
darin, dab dieje Worte bei anderen Perjonen pfy— 
chifche (und in weiterer Folge vielleidt aud) phy- 
fiidhe) Wirkungen hervorbringen finnen, die dem 
Staate unerwünſcht find. Die Berantwortung 
„wegen der AÄußerungen“ (§ 16) ijt aber fo ju 
verſtehen, daß die Hugerungen der Tatbeſtand 
find, det fiir die Berantwortlicfeit (oder Unver— 
antivortlichfeit) in Betracht kommt. Der Tatbejtand 
der Anjtijtung ijt aber immer nur die Anjtijtungs- 
handlung und nidt die Handlung des Angeſtifte— 
ten. Fällt die Unjtiftungshandlung mit einer pare 
lamentarijden Außerung zuſammen, fo find die 
Worte, die das Parlamentsmitglied gebraucht hat, 
vielleidjt in cinem gewiſſen Sinne Mittel fiir die 
Tat des Angejtijteten: Die Tat des Anſtif— 
ters ijt mit der Außerung ſelbſt, mit dem Spre- 
chen oder Schreiben der Worte identiſch. Man fann 
den Whgeordneten in cinem joldjen alle nicht fiir 
dasjenige zur BVerantwortung ziehen, „was er 
auperhalb des Haujes getan und was er nur durch 
jene Worte cingeleitet hat’ (Binding Hdb., 
I. Bd., S. 675), da er außerhalb des Haujes 
überh. nichts getan bat, mag auch feine Rede, was 
ja ebenſo sd bei durchaus pflichtmäßiger Aus— 
übung des parlamentariſchen Berufes möglich ijt, 
außerhalb des Hauſes Wirkungen beabſichtigt u. 
hervorgebracht haben. ( Vgl. Muralt S. 66 ip 

Das Verhalten der Parlamentsmitglieder 
auferbalb der Berhandlungen ſteht aud 
dann nidt unter dem Schuge der Immunität, 
wenn es in nod fo naber Beziehung zur Berujs- 
ausiibung fteht (man denfe 3. B. an Klubſitzun— 
gen), wojern es fich nicht etwa um offizielle De- 
putationen an dads Allerhöchſte Hoflager, Botſchaf— 
ten an dag andere Haus ujw. handelt. 

Wenn Mitglieder des Haujes aud in ane 
berer Eigenſchaft an den Verhandlungen des- 
felben teilgunebmen —— find (3. B. als Mi— 
niſter, Chefs der Zentralſtellen u. dgl.), ſo hängt 
es von den im einzelnen Falle feſt zuſtellenden Um— 
ſtänden ab, ob die intriminierte Yuferung in der 
—— des Berufes eines Abgeordneten, Herren⸗ 
hausmitgliedes uſw. oder aber in der Ausübung 
des anderweitigen (Miniſter⸗) Berufes gemacht 


wurde. (Heinze S. 9. Dagegen Binding a. a. O. 
S. 674.) Praltiſch wäre dieſe Frage, wenn es ſich 
darum bandeln würde, geqen cinen Minijter, der 
zugleich Ubgeordneter oder Herrenhausmitglied ijt, 
wegen einer in dem Hauſe, dem er angehört, ge— 
machten i sea Außerung die Miniſteran—⸗ 
flage gu erheben. (Die Feititellung, in welcher 
Eigenſchaft der Minijter das G. verletzt hat, wäre 
aud) wegen § 2 Winijterverantwortlicfeitsgeleg : 
w+» innerhalb ihres amtl. Wirfungstreijes . ..” 
— 

Bei der Formulierung des Immunitätsgeſetzes 
ging man von der ies gg aus, dab ſich die 
parlamentarijde Tiitiqtcit ber Reichsrats⸗ u. Land⸗ 
tagémitglieder in Auͤßerungen u. WAbjtimmungen 

chöpfe. Dies ijt nun zwar die Regel. Allein fie 
gilt nicht ausnahmslos. Es fommt hier nicht blog 
der Wirkungskreis der Priijidien (§ 6 G. O. des 
Ubgeordnetens und des Herrenhaujes) in Betradt, 
der fid) allerdings nur auf die internen Bediirj- 
niſſe des Haujes begieht, fondern namentlich die 
Verwaltungsbejugnis der L. A. und der Staaté- 
jduldenfontrolsfommijjion des Reidsrates. Wie— 
wohl die herrſchende Anſchauung (vgl. Seidler S.85, 
Erazaf a. a. O., ID. Bd., S. 115) mit Recht ans 
nimmt, dah aud) die berufl. Tatigteit der L. A. 
und der Staatsſchuldenkontrollslommiſſion al ſtän— 
diger parlamentarijcher Ausſchüſſe durch die Im— 
munitét gededt wird (fiir die Staatsiduldenton- 
trollsfommijjion enthalten § 13 und § 8 der ſon⸗ 
trolgejege 10 VI 68 eine ausdrückl. Vorſchrift, val. 
Spiegel, Heitidjrijt fiir Verwaltung, 1893, S. 58), 
jo ijt dod) zu berückſichtigen, dak fid) die Smmus 
nität immer nur auf die Außerungen u. Ab— 
jtimmungen erjtredt. Es ijt nicht daran ju zwei— 
felu, daß Landesausſchußbeiſitzer, welche Landes— 
vermögen veruntreuen, verſchleudern uſw., nicht 
nur vermögensrechtlich, ſondern auch ſtrafrechtlich 
haftbar ſind, und das gleiche würde von Mit— 
gliedern der Kontrolkommiſſion gelten, wenn dieſe 
z. B. Schuldurkunden, die ihnen zur Kontraſig- 
nierung — unterſchlagen würden. 

b) Die Parlamentsmitglieder dürfen wegen 
ihrer berufl. Außerungen u. Ubjtimmungen nidt 
„ur Verantwortung gezogen werden’. Es ijt des— 
halb jede wie immer geartete ſtrafgerichtl. BVerfol- 
gung wegen dieſer Außerungen u. Abſtimmungen 
——— Nicht erſt die Verurteilung des 
Parlamentsmitgliedes wegen einer im Beruſe ge— 
machten Außerung, ſondern ſchon die Einleitung 
des (vielleicht mit einem freiſprechenden Erfennt- 
niſſe endigenden) Prozeſſes ijt unzuläſſig. (Binding 
a. a. O., 667.) Die berufl. Immunität hat alfo 
nicht blog materiell-, fondern auch brozeßrechtl. Be— 
deutung. Außer der ſtrafgerichtlichen iſt aber auch 
die bolizeibehördliche und die disziplinarrechtl. Ver⸗ 
folgung des Immunen unzuläſſig. (Seidler S. 79, 
ginger S. 336. Anderer Anſicht Rarer. Archiv fiir 

dffentl. Recht, VILL. Bd., S. 123 f7., Prazal S. 1167. 

Val. Hye, 8. 571.) ES ergibt fic) dies daraus, dah 

aud) in einer Derartigen Verfolgung ein ,,zur Ver— 

jantwortung giehen’ liegt. Beweis deſſen, daß nach 

ae 30 der Verfaſſung des Deutſchen Reiches fein 

ReidStagsmitglied wegen der in Ausübung feines 
55* 
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Verujes gemadten Außerungen geridtlid) oder 
disziplinagriſch verfolqt oder ſonſt außer— 
halb der —— „ur Verantwortung ge— 
zogen werden” kann. Dadurch, dak das öſterr. G. 
die demonſtrative Hervorhebung der gerichtlichen u. 
disziplinariſchen Unverfolgbarkeit unterläßt, ſchränkt 
es den Umfang der Unverantwortlichkeit nicht ein. 
Freilich darf man aber nicht ſchon in jeder admi- 
nijtrativen Verfügung, weldje nach) populärer Auf⸗ 
jajjung cine ,, Magregelung” des Beamten bedeutet, 
die Geltendmachung der disziplinären Berantwort- 
lichteit erbliden. (Su weit geht in dieſer Hinſicht 
Schwedler S. 25.) Adminijtrative Verfügungen 
finnen gerade wegen der immunen Stellung ded 
Beamten notwendig werden. Wenn 3. B. ein Ab— 
geordneter wichtige Dienjtgeheimnifje in sffentl. 
Sipung zu verraten pjlegt, jo wird man der Ad— 
minijtratipbehirde nicht das Recht abjpreden kön— 
nen, den betreffenden Abgeordneten derart au ver- 
wenden (oder auch nicht gu verwenden, 4. B. auj 
die Dauer feines Abgeordnetenmandates vom Amte 
gu entheben — [vgl. Hye, 8. 435]), daß er nicht 
in die Lage fommt, Dienjtgeheimnifje gu erjahren 
(Bgl. Hauke a. a. O. S. 91.). 

Als eine Dissiplinarbehandlung wird man 
nicht bloß das ————— dienſtl. Einſchreiten 
der Staats⸗, Landes-, Bezirkls⸗ u. Gemeindebehör⸗ 
den, ſondern auch jenes der öffentl. Verbände u. 
Korporationen überh. anzuſehen haben. (Seidler 
S. 80.) Bei den Privatforporationen nimmt die 
Dissiplinarbehandlung bereits den Charafter der 
Geltendmadung einer zivilrechtl. Berantwort- 
lichfeit an. Es frägt fid) nun, inwieweit eine zivil— 
rechtl. Berantwortung durch § 16, WI. 2, (§ 1 
Immunitätsgeſetz) ausgefchlojien wird. Man wird 
hier wohl unterfdeiden miifjen, ob da Barlaments- 
mitglied in ,,Ubertretung ciner Vertragspflicht oder 
ohne Begiehung auf einen Vertrag” gehandelt hat. 
(§ 1295 a. b. G. B.) Liegt in dem parlamentari- 
iden Berhalten des Jmmunen die —— eines 
Vertrages, fo fann der hiedurch geſchädigte Ver— 
tragsteil die ihm nach dem —— zuſtehenden 
Rechte, ohne hiebei durch § 16, Wl. 2, (§ 1 des 
Immunitätsgeſetzes) gebindert zu jein, geltend 
machen, ſelbſtverſtändlich vorausgeſeßt, daß es ſich 
nicht um einen ob turpem causam, contra bonos 
mores geſchloſſenen oder aus einem anderen Grunde 
ungiiltigen Bertrag handelt, 5. B. um einen dem 
§ 16, UL 1 ($7 2. O.), widerſprechenden Inſtruk⸗ 
tionSvertrag. Dagegen ijt das berufsmäßige parla- 
mentariſche Verhalten nicht geeignet, die deliktiſche 
Grundlage eines zivilrechtl. Sin pruces gu bilden. 
Obligationes ex delicto finnen durd) parlamen- 
tatijde Außerungen nicht beqriindet werden, weil 
eben in der Geltendmachung eines Direft aus der 
parlamentarijden Außerung entipringenden An— 
ipruches ein ,,zur Berantiwortung ziehen“ des Bar- 
lamentSmitgliedes erblidt werden muh. (Unders 
Seidler S. 79, Hubrid) S. 370, Schwedler S. 24, 
welche jede Urt der Geltendmachung zivilrechtl. Ver⸗ 
antwortlichkeit fiir ausgeſchloſſen erllären. Auf dem 
pre iar Standpuntte der unbedingten 
zivilrechtl. Verantwortlichleit fteht Brazaf, der a. a. 
&., S. 116, unter Unrufung des § 20 a. b. G. B. 


darauf verweift, dak ja nidt einmal die Unver— 
antwortlidfeit ded Kaiſers einer Sivilflage ent- 
gegenjteht. § 20 cit. besieht fid) aber keineswegs 
auy die berufl. Tätigkeit bes Staatsoberhauptes. 

ec) Der rechtl. Charatter der berufl. Immunitat 
ijt bejtritten. Während auf der einen Seite (fo ſchon 
von K. S. Zachariae im Urchiv f. d. ziv. Praxis, 
XVII. Bd., S. 200) behauptet wird, daß die Bar- 
lamentémitglieder in der Uusiibung ihres Berufes 
den in den Str. G. enthaltenen Amperativen nicht 
untetivorjen jeien, wird pon anderer Seite gelebrt, 
daß die Immunität fic) darauf beſchränke, das 
Farlamentsmitglied gegen ſtrafrechtl. Berfolqung 
ju fchiipen, feineSwegs aber eine Filtion beqrimnde, 
„daß alles, was cin Whgeordneter in Ausiibung 
jeines Berufes äußert, eben dadurch rechtmäßig 
werde“. Lammaſch, G. 1895, S. 97. Bal. 
Schwedler S. 22 f.) Dag eine Lijung dieier 
vom @. nicht behandelten Frage nidt bloß theo- 
retiſche, ſondern aud) prattijde Bedeutung hat, 
zeigt fic) namentlid) dann, wenn der deliktiſche 
(Charafter des parlamentarijden Verhaltens in 
einem gegen andere Berjonen eingeleiteten 
Strafprozeß von Relevang ijt, fei e8, weil hienach 
die Strafbarfeit diejer anderen Berjonen zu be- 
urteilen ijt, fei es, weil die Stellung des Straj- 
ridjter$ gu der immunen Perfinlicdfeit felbjt in 
Frage fommt. (So 3. B., wenn es ſich um die 
Wnwendbarfeit des § 170, 8. 1, Str. ¥. O. gegen- 
iiber Dem Qmmunen —— 

Daß es gang unzuläſſig ijt, das Parlaments— 
mitglied fiir Deliftsunjabig zu erklären, ergibt 
ſich ſchon aus dem Wortlaute des G. Denn nur 
die Unverantwortlichkeit wird garantiert, 
nicht aber die Unfähigkeit au ſtrafbaren Handein 
auggejprodjen. (Bgl. aud § 57, Geſchäftsordnung 
A. H.: „würde eine Außerung gar den 
Charafter der Strafwürdigkeit annehmen.“ 
Andererſeits geht aber die Anſicht, welche für das 
Parlamentsmitglied die Geltung der ſtrafgeſetzl. 
Normen in gleicher Weiſe annimmt, wie für alle 
anderen Perſonen, entſchieden zu weit, weil ſie 
überſieht, daß das Parlamentsmitglied dem G. 
denn doch in anderer Weiſe gegenüberſteht, als 
der einzelne Staatsbürger. Das Parlament iſt 
eben dazu da, wenn es not tut, den Anſtoß zu 
geben zu einer Anderung der Geſetzgebung oder 
aud) der Verwaltungspraäxis. Dies kann aber nur 
dann geſchehen, wenn jeine Mitglieder beredtigt 
find, an den beſtehenden G. u. Cinridtungen und 
an der Tätigkeit der Regierung in fretmiitiger 
Weiſe Kritif gu iiben. Die Auffajiung, daß alle 
Unordnungen des Str. G. aud) auf die parlamen- 
tariſchen Berhandlungen Anwendung finden, wiirde 
in ihren Ronfequenzen dazu fiibren, dak man in 
den parlamentarifden Stollegien Bereiniqungen 
von Wufwieglern (§ 300 St. G.) und fonjtigen 
Delinquenten erbliden müßte, welche nur darum 
ſtraflos bleiben, weil fie durd) ihre Qmmunitat 
geihiigt find. Eine folde extreme Anſchauung ijt 
gewiß abzulehnen. Wan wird vielmehr (ähnlich 
wie dies 5. B. Seidler u. Finger tun) dem Parla- 
mentSmitgliede eine gewiſſe fiir jeinen Beruf er- 
jorderl., Freiheit („Redefreiheit“ in diejem mate— 
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riell-rechtl. Sinne des Wortes, ,,polit. Redefrei- 
heit“ im Sinne Schmitthenners: Grundlinien des 
on. oder idealen Staatsrechts, S. 589) augeltehen 
milfjen, deren Gebraud) nidjt unter das Str. G. 
fallt, weil die begiiglichen ſtrafgeſetzl. Beſtimmun— 
gen in dieſem bejonderen alle eben nicht gelten. 
(Heht das Parlamentsmitglied jedoch in mißbräuchl. 
YAusiibung feines Berujes daritber hinaus, jo 
macht es — zwar einer normwidrigen Handlung 
ſchuldig; die Konſequenzen derſelben können jedoch 
ihm gegenüber (wegen der ihm zugeſtandenen 
Redefreiheit im formellen Sinne) nicht gezogen 
werden, 

Die bejtrittene * e, ob die berufl. Immu⸗ 
nität ein ſubjeltives eat ded Immunen ijt (Jel⸗ 
linet, Seidler, G. Meyer, Hubrich), oder ob bloß 
objeftive Rechtsſätze vorliegen, die als Reflerwir- 
fung eine tatſächlich bevorgugte Stellung des Par— 
lamentsmitgliedeS hervorruſen (Laband, Ulbrich, 
Bornhaf), ijt nur von theoretifdem Jntereffe. Daf 
gevade die erjtere Auffaſſung zur möglichſt ſtrikten 
Interpretation zwingt, wie Haule a. a. O. S. 75, 
annimmt, trifft wohl taum ju. Die Ymmunitit 
ijt immer eine Ausnahme von der Regel, mag 
jte nun als jubjettives oder als objettives Recht 
aufgefaßt werden. Sicher ijt, dak über die Im— 
munitit feitens des cingelnen Parlamentémit- 
gliedes in feiner Weije disponiert werden fann. 
Da jedod) die Verzichtbarkeit als weſentl. Mert- 
mal des fubjettiven Rechte nicht aufgefaßt au 
werden pfleqt, fo unterliegt es feinem Ynjtande, 
in Der dem Parlamentsmitgliede zweifellos zu— 
jtehenden rechil. Miglichfeit, fic) gegebenenjalls 
auf ſeine Smmunitit gu berujen und deren An— 
etfennung gu forbdern, ein jubjeftives Recht 
zu erblicen. 

Ill. Die prajudijielle Bedeutung der par- 
lamentariſchen Außerungen. 1. Gm allgemei- 
nen. Die parlamentarijde Außerung eines Reichs: 
rats⸗ oder Landtagsmitgliedes fann in doppelter 
Richtung als ein Präjudizialpunkt in — u 
Strafprozeſſen erſcheinen: nämlich einerſeits die 
Außerung als ſolche (der Inhalt der Außerung), 
andererſelts aber die in der Außerung gelegene 
ftrafbare Handlung (der deliktiſche Starattes 
der Außerung). Es friigt ſich, ob u. inwiefern die 
Immunität des Parlamentsmitgliedes die hinfidt- 
lid) der Präjudizialität im allg. geltenden Regeln 
alterieren fann. 

Wofern eS fic) um den präjudiziellen Cha- 
tatter der Außerung als folder handelt, fo fann 
wohl von vornberein nicht daran gezweifelt werden, 
dag derjelbe mit den Vorſchriften über die Im— 
munität nidt das mindejte au tun hat. Denn von 
der Geltendmachung einer Verantwortlichfeit der 
Larlamentsmitglieder ijt hiebei feime Rede. Wenn 
3- B. cin Parlamentsmitglied in der Sigung ent- 
weder felbjt gejteht, eine ftrafbare Handlung be— 
gangen au haben, oder andere Perjonen einer 
jtrafbaren Handlung beſchuldigt, fo fann dieſe par- 
lamentariſche Außerung jiir die Staatsanwaltidaft 
den Anlaß bieten, eine Strafverjolqung gegen den 
betrejfenden Barlamentarier (mit Beobadtung der 
hinſichtlich der außerberufl. Immunität gelten- 
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den Vorjdjriften) oder gegen jene anderen Perſo— 
nen einguleiten, und in diefem Straſprozeſſe wird 
die Außerung des Parlamentsmitgliedes als ein 
mehr oder minder wertvolles Beweismittel ihre 
Rolle ſpielen. Auch bei der Führung des im Straf⸗ 
36 zugelaſſegen Wahrheitsbeweiſes wird die 
parlamentarijde * verwertet werden kön⸗ 
nen (anderer Anſicht Hubrich, S. 350). Die in 
ſolchen Fällen auftauchende Frage, ob es geſtattet 
iſt, mit Rückſicht auf die präjudizielle Bedeutung 
der parlamentariſchen Äußerung das Reichsrats 
oder Landtagsmitglied als Zeugen über ſeine 
Außerung abzuhbren, ijt wohl yu bejahen. Denn 
der Zeuge ſelbſt wird nicht zur Verantwortung 
gc en, jondern nur zur Feſtſtellung irgend welder 
eweisbedürftiger Tatſachen abgebirt. Cine Zeug— 
nisfreiheit iſt den Parlamentsmitgliedern nach 
öſterr. Recht nicht eingeräumt. (In demſelben 
Sinne das im V. BL. des J. M. 1896, S. 130 ff. 
abgedruckte Gutachten des ©. G. H. Darüber, ob 
der Immune aus Anlaß einer Zeugenvernehmung 
das Recht in Anſpruch nehmen könne, die Ant— 
wort auf Fragen zu verweigern, die darauf ab— 
zielen, die Quellen oder die Gewährsmänner für 
die Informationen, auf welchen ſeine unter dem 
Schutze der Immunität gehaltene Rede beruht, 
u erforſchen, hat dieſem Gutachten zufolge der 

ernehmungsrichter nach Maßgabe der Beſtim— 
mung des g 153 Str. P. O. gu entſcheiden. Val. 
abner in Griinbut 3., 27. Bd., S. 183 ff., Fried⸗ 
mann, Vorſchläge zur Umgeſtaltung des djterr. 
Preßrechts S. 183.) 

Schwieriger ijt im fonfreten Falle die Feſt— 
jtellung der bräjudiziellen Bedeutung der parlas 
mentarifden Außerung dann, wenn der relevante 
Punkt der Deliltsdharafter diejer Außerung 
ijt. Dies ijt der Fall, wenn geqen Anjtijter oder 
fonftige Mitſchuldige des Parlamentsmitgliedes 
ftrafgeridtlid) vorgegangen werden foll. (Dem 
Immunen ſelbſt gegeniiber fann eine parlamen- 


tariſche Außerung nidt als ein der Verjährung 


einer älteren ſtrafbaren Handlung im Sinne des 
§ 229, lit. d, oder ded § 531, lit. c, St. G. ent⸗ 
enftehendes Hindernis in Betracht fommen.) 
Rt die parlamentariſche Außerung überh. feine 
rechtswidrige Handlung, fo kann es keine Mit— 
ſchuldigen an derſelben geben. Die Frage beant- 
wortet fic) nach dem über den rechtl. Charafter 
der Immunität früher Bemerften. Inſoweit das 
Parlamentsmitglied bloß desh alb ſtraflos bleibt, 
weil es eben ſtrafgerichtlich nicht verfolgt werden 
fann, inſoweit lann gegen andere, nicht im— 
mune Berfonen wegen ihres Anteiles an der 
deliftifchen Außerung ſtrafgerichtlich verfahren wer— 
den. Inſofern jedoch in der parlamentariſchen Au— 
ßerung nicht nur keine ſtrafgerichtlich verfolgbare, 
ſondern überh. keine ſtrafrechtswidrige Handlung 
zu erblicken iſt, u. zw. deshalb, weil dem Parla— 
mentsmitgliede —— die allg. Normen des 
Str. G. nicht Plaß greifen, inſofern ijt auc) eine 
Verfolgung anderer Perſonen als Mitſchuldiger 
ausgeſchloſſen. Daß bei dem vollſtändigen Mangel 
einer geſetzl. Beſtimmung die E. im konkreten Falle 
ſchwierig iſt, wurde bereits hervorgehoben. 
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2. Jn prefredtl Hinſicht. Die Regel, 
dah dic berufl. Immunität nur das Reidsrats- 
und Landtagsmitglied jelbjt vor ftrajgeridt- 
lider oder anderweitiger Berfolgung fdiipt, hin— 
gegen allen anderen Perſonen gegeniiber von feiner 
rechtl. Bedeutung ijt, erleidet eine einzige Aus— 
nahme guguniten der Prefje. Nad § 28, WL. 4, Pr. 
G. ,fann fiir wahrheitsgetreue Mitteilungen ij- 
fentl. Berhandlungen des Reichsrates und der L. 
T. niemand zur Berantwortung geogen werden’. 
Man beseichnet dieſe Ausdehnung der Immunität 
aud al8 „ſachl. Immunität“ oder als „ſachl. Straf- 
privilegium’. Dieje „ſachl. Immunität“ bejteht 
juriſtiſch darin, daß die wahrheitsgetreue Mittei— 
lung öffentl. Verhandlungen des Reichsrates und 
der LY. T. mag fie in welcher Abſicht immer 
erfolgen, niemals cine jtrajbare Handlung dar- 
ftellt. Ob aber die Vorausfepungen der Strafloſig⸗ 
feit vorliegen, fann im Wege des Prozeſſes feſt— 
geitellt werden. Dak es ſich um cine wabhrheits- 

etreue parlamentariſche Berichterjtattung handelt, 
it ein Freiſprechungs⸗ u. Einſtellungsgrund, aber 
fein Prozeßhindernis (Binding a. a. B., S. 667). 
Der Grund fiir das der parlamentarijden Bericht: 
erjtattung eingerdumte Privileq liegt in der Er- 
wigung, dak die öffentl. Verhandlungen der par- 
lamentariſchen Körperſchaften fiir die Dientlichteit 
bejtimmt jind und deshalb ftraflos der Offentlichfeit 
guael ict werden follen. Obwohl die fonfequente 
urchführung diefes Gedankens dazu bitte führen 
miijjen, jede Berbreitung der parlamentarijden 
Vorgänge ftraflos ju ftellen, zog man in Oftert. 
diefe Konſequenz nicht, fondern man erfliirte alé 
ausſchließlich privilegiertes Verbreitungsmittel die 
Preſſe (arg. die Cinreihung des § 28 Pr. G. in 
den Abſchnitt: —— — über die ſtrafbaren 
Handlungen, welche durch Inhalt von Druck⸗ 
ſchriften — werden“. Boal. als Gegenſtüch 
dazu Art. 59 der Wiener Schlußakte 15 V 20, wo 
aud) nur von der Belanntmachung der landſtän— 
diſchen Verhandlungen durd den Dru die Rede 
ijt), Die ,,fachl. Immunität“ greijt aljo dann nicht 
Plas, wenn die wabhrheitsgetreue Mitteilung, fei es 
auf mündl. Wege, jei es durch Briefe oder jonjtige 
Schriften (im Gegenjage zu Druckſchriften) erfolgt 
(fo aud) Finger a. a. O., S. 338, Lammaſch, Ger. 
Htg. 1895, S. 98, RN. 3. Dagegen Lammaſch, 
trajredt, 2. Mufl., S. 22), u. zw. felbft dann 
nicht, wenn das Barlamentsmitglied ſelbſt, 
um deſſen YUuperung es fic) handelt, dieje Mittei- 
lung bejorgt. Wllerdings muß aber § 28, Abſ. 4, 
ertenjiv dabin interpretiert werden, daß aud) die 
nicht vermittels der Preſſe erfolgenden Mitteilun— 
gen des Beridjterjtatters an feine Beitung 
(3. B. die Teleqramme, Briefe, telephonijden Ge- 
ge uſw.) —* find (vgl. § 28, Abſ. 2, 
r. G.. 


Die Straflofigteit fommt nur jujtatten den 
Mitteilungen öffentl. Verhandlungen des Reichs— 
rates und der L. T. Hieher gehören auch die 
öffentl. Berhandlungen der aus den Häuſern 
hervorgegangenen Ausſchüſſe, insbeſ. die öffentl. 
Verhandlungen der Reichsratsdelegation (Erl. 
des M. J. 5 XII 94, Z. 4049, bei Mayrhofer, 
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IV. Bd. S. 1422. Plenarentſcheidung des Kaſſa— 
tionshofes 13 III 95, 3. 228), ohne Riidficht 
barauf, ob dieſelbe im Qn- ober im Auslande 
(Ungarn) tagt. (Muf die im Qnlande tagenden 
Betandimoen ſchränkt das Brivileg ein Finger 
a. a. O. S. 337.) Auf die Berhandlungen ded 
ungar. Reichstages bezieht fic) ſelbſtverſtändlich 
das Privileg nicht (in dieſer Hinſicht bin ich von 
Finger a. a. O. offenbar mißverſtanden worden), 
wal ta kee gebeime Verhandlungen des Reichs⸗ 
rates, der L. T. und ihrer Ausſchüſſe. (Bezüglich 
der L. A. vgl. Sammi. Nr. 1986.) Ru den LQ. T. 
ijt auch der Triejter Stadtrat gu redjnen, wenn 
er alé L. T. verhandelt (vgl. unten IV., 3). Der 
Ausdrud „Verhandlungen“ deutet darauf hin, daß 
cine in ſich geſchloſſene Berhandlung mitgeteilt 
werden mu. Nicht Mitteilungen aus BVerhand- 
lungen, fondern ,,Mitteilungen der Verhandlun— 
en” find privilegiert. Es wäre bienad) nidt ge- 
tattet, eine eingelne Rede ftrajbaren Qnbaltes 
oder bas Bruchſtück einer foldjen Rede aus dem 
Zuſammenhange gu reifen und zu publizieren. 
Die Praxis faßt jedod) da8 Wort ,,Werhandlun- 
en” nicht in diefem e. S. (vgl. Rifling, S. 24 ff. 
ammaſch, G. 8. 1895, Nr. 12. Friedmann a. 
a. R S. 168. Kolmer, Parlament u. Verfaſſung 
in Oſterr., II. Bo., S. 434 ff.) und wendet die 
ſachl. Immunität aud) auf den Ubdrud von Ber- 
handlungsfragmenten an. Auch beſchränkt fic) das 
Privileg nicht etwa auf die Wiedergabe der von 
immunen Berfonen gehaltenen Reden. Auch 
die Reden der Minijter, Chefs der Rentraljtellen 
ujw. fonnen wiedergeqeben werden, ohne dak die 
Frage aufgeworjen werden dürfte, ob dieje Reden 
eine ftrafbare Handlung (3. B. eine Ehrenbeleidie 
gung) involvieren. 
Vorausfepung fiir die Anwendbarkeit des 
§ 28, Ubj. 4, Br. G. ijt die Wahrheitstreue 
der abgedrudten Mitteilung. Hierunter ijt nicht 
gu veriteben, dap der Wbdrud die Verhandlung 
vollinhaltlich (wortgetreu) wiedergeben, fonder 
nur, dah die Wiedergabe finngetreu fein mug. 
Doch ijt auc) dieſes Moment ein fliiffiges, da ab- 
jolute, objeftive Treue von cinem Beridte 
weder gefordert nod) erreicht werden fann. (Bgl. 
Heinge, S. 17.) Dariiber, ob das vom G. gejor= 
dette Mah der Wabhrheitstreuc vorliegt, entideidet 
im lepten Grunde das arbiträre Ermeſſen ded 
Richters. Als Beweismittel wird diejer in erjter 
Linie das jtenographifde Brotofoll in Betracht 
jieben. Jedoch ijt au beadjten, dak lepteres eben 
nur ein Beweismittel ijt, deſſen Beweistraft durch 
die verſchiedenartigſten Momente erſchüttert were 
den fann und das unter Umſtänden auz verfagt, 
3. B. wenn es fic) um Reden handelt, die tm fteno- 
graphiſchen Brotofolle nicht aufgenommen find, wie 
die im Reichsrate qehaltenen nichtdeutſchen Reden. 
(Dak aud) ſolche Reden durch die Preſſe ſtraflos 
verbfjentlicht werden finnen, bat der O. G. H. im 
Pleniffimargutadten vom 3 III 96, 8. 2354, aus- 
geſprochen. V. Bl. des J. M. 1896, S. 61. Val. 
aud) Finger a. a. O., S. 338.) Sa es ift auch ein 
förml. —— geg das ſtenographiſche Pro⸗ 
totoll zuläſſig, z. B. durch die dieſem letzteren 
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wideripredende Ausſage der als Zeugen einver: 
nommencn Sipungsteilnehmer. 

Was fiber den Rahmen der Mitteilung der 
parlamentarijden Verhandlung hinausgeht, aljo 
jede jachl. Kritik, jede ———— Bekämpfung, 
Paraphraſe, Verſpottung dieſer Verhandlung ujiw., 
fällt nicht mehr unter das Immunitätsprivileg. 
(Vgl. Lammaſch, G. 8. 1895, Nr. 12, und Waſer, 
Serichtshalle 1895, Rr. 10.) 

Wiewoh! der Wortlaut des § 28 Pr. G. bloß 
bie fubjeftive Berjolgung ausſchließt, Hilt die 
Praxis (Sammlung, 8. 452, ferner dag zitierte 
Plenijjimargutadten. Vgl. aud) Kifling, S. 16 ff. 
Rolmer a. a. O. Friedmann a. a. O., S. 167) 
aud) dag objeftive Verfahren nad) § 493 Str. P. 
©. wegen der das Privileg geniehenden Mittei— 
lungen fiir unjtatthajt. (So aud) Liſzt, Preßrecht, 
S. 370 j., Ullmann, Lehrbuch des djterr. Strafpro- 
zeßrechtes, 2. Uujl., S. 863, Stord), Rizeni trestni 
rakouské, IIL. Bd., S. 666, Ruber, Ger. Zig. 
1893, Mr. 12. Dagegen Lammajd a. a. O., Wajer 
a. a. ©.) Snfolgedejjen ijt aud) § 492 Str. PB. O. 
auf dieſe Mitteilungen nidjt anwendbar. 

Die Strafloſigkeit der parlamentarijden Be- 
per apa wird mitunter gu dem Swede aus- 

enugt, um den Anhalt einer verbotenen oder mit 
eſchlag belegten Druchkſchrift entgegen der Bejtim: 
mung de3 § 24 Br. G. jtrajlos veröffentlichen ju 
tinnen. Es geniigt zur „Immuniſierung“ die 
Wufnahme des Anbhaltes einer ſolchen Dructichrijt 
in eine im Reichsrate oder im L. T. eingebradhte 
Ynterpellation. Der Kaſſationshof jtellt die wahr— 
heitsgetreue Diitteilung einer foldjen Qnterpellation 
unter den Schutz des 25 Br. G. (Sammi. 8. 2233, 
E. 1V 1903, §. 11590. Bgl. aber aud) Sammi. 
8. 1595 und hiezu Ruber a. a. O.) Eine Abhilfe 
ijt nur im BWege des G. möglich. Der von der Re- 
gierung im 3. 1902 eingebrachte Preßgeſetzentwurf 
(Mr. 1386 der Beil. 3. ftenogr. Frot. d. A. H., 
XVII. Sejjion) nimmt im § 32 von der ſachl. 
Immunität die vollſtändige oder teilweije Wieder— 
gabe einer wegen des Tatbeſtandes gewijjer (im 
Entwurſe aufgezählter) jtrafbarer Handlungen mit 
Beſchlag belegten Drucidrift aus, wenn die be— 
trejiende parlamentarijde Körperſchaft beſchließt, 
dab die Mitteilungen aus der beſchlagnahmten 
Drudjchrift nicht zu veröffentlichen find. Ahn— 
lig Friedmann a. a. O., S. 171 ff.) Radifaler 
geht der (oben II. 2 erwähnte) Entwurf der Ge— 
jchaftsordnungénovelle gu Werfe, indem er im 
§ 12a die Prafidenten der beiden Häuſer des 
Reichsrates fiir berechtigt erfliért, Anterpellationen 
jowie jonjtige von Mitgliedern überreichte Schrift— 
ſtücke zurüczuweiſen, wenn fie Stellen enthalten, 
die jtrajgefepwidrigen Inhaltes find oder den An— 
ſtand oder die Gitte gröblich verlegen. Eine derar- 
tige Interpellations zenſur, deren Einjiihrung übri— 
gen$ fdjon von der Parlamentspraxis verjucht wor- 
den ift, wiirde gewijjermagen ein Pendant zu dem 
objetiven Berjabren unjeres Strafbrozeſſes bilden. 

LV. Die Berfolgbarfeit der E eorcateus, 
qlieder wegen ibres außerberufl. Berbaltens. 
Auf die gerichtl. Verfolgung jowie auf die Ver— 
haftung des Reichsrats- u. Landtagémitglicdes 
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hat das Haus, dem das betreffende Mitglied 
angehört, eine gewiſſe Ingerenz, da in der 
Regel kein Mitglied des Reichsrates oder eines 
L. T. während der Dauer der Seſſion wegen 
einer ſtrafbaren Handlung ohne Zuſtimmung 
des Hauſes verhaftet oder gerichtlich verfolgt 
werden darf. 

1. Sachl. Abgrenzung der außerberufl. 
Immunität. Die außerberufl. Immunität be— 
zieht ſich auf die Verhaftung und auf die ge— 
richtl. Verfolgung, ſoſern die Verhaftung u. 
Verfolgung ihren Grund hat in einer ſtraf— 
baren Handlung, die dem Immunen zur Laſt 
gelegt wird. Daraus ſolgt, daß cine zivilxechtl. 
Verfolgung und eine Verhaftung aus Gründen 
des Zivilrechtes durch die Immunität nicht gehin— 
dert ijt. (Die vom A. H. im J. 1861 beſchloſſene 
Wortjolge: „weder verhaftet nod) wegen einer 
jtrafbaren Handlung gerichtlich verfolgt“, ijt 
vom H. H. bodes worden.) Was die diszipli⸗ 
nite Berjolgung betrifft, fo mus Beanie ke 
werden, ob das Dissiplinarverjahren ein admini— 
ftrativeS ober ein gerichtlices ijt. Nur auf den 
lepteren Fall finden die Grundſätze des Ammuni- 
tãts rechtes Anwendung. (Mnderer Anſicht Haule 
a. a. O., S. 75 f. und Ger. Btg. 1902, Nr. 48, 
welcher Dieje Unterjdjeidung alg nimia subti- 
litas verwirft und auf die adminijtrativen Swede 
jedes Dissiplinarverjahrens verweijt. Gegen die 
Ausdehnung de8 Ammunititsredtes auf die dis- 
jiplinarredtl. Verfolgung auch Ruder a. a. O., 
jerner Prazaf a. a. O., S. 119, —e— Jur. BL 
1898 Xr. 35.) Nicht gehindert wird durd die 
Immunität die polizeil. BVerfolgung des Barla- 
mentémitgliedes (Hye, 8. 482), die Verhingung 
von Ordnungsjtrajen ujiw., wohl aber die (wegen 
ciner jtrafbaren Handlung) von Polizei: oder Fi— 
nangorganen vorjunehmende Berhajtung. (Val. 
Seidler, S. 105, Stord) a. a. O., S. 33, MN. 4, 
Prazaf a. a. O., S. 118.) Cinen Schug gegen 
polizeil. Abſchaffung oder Ausiweijung gewährt 
die Immunität nicht. (Anders Haufe Ger. Zig. 
a. a. D.) Selbjtveritindlich begieht fich die gejepl. 
Voridrijt nur auf die jubjeftive Berfolqung 
des ParlamentSmitgliedes. Das objeftive Ver— 
fahten wegen joldjer Dructichriften, die vom 
Parlamentsmitgliede verfaßt oder herausgegeben 


werden, ijt unter allen Umſtänden pulditig. 
(Stord a. a. O., S. 666.) Als geridtl Ver— 


folgung ijt anjujehen jedes gerichtl. Einſchrei— 
ten von der erſten Einvernahme bes der ſtraf— 
baren Handlung Verdächtigten bis sur Abbüßung 
det Strafe. Daraus folgt einerfeits, daß es nicht 
angeht, die Ammunititsvorjdrijten dadurd ju 
unigehen, dah man den der Ammunitit teilhaf- 
tigen Befduldigten als Zeugen einvernimmt 
(Sammi: 3. 1732), andererjeits aber, daß aud 
die Zurückhaltung des Verurteilten in der Straf= 
Haft nod ein Alt der gerichtl. Verfolgung ift. 
UbrigenS fann die Strafhajt ſchon, weil fie eine 
Verhaftung darjtellt, ohne Zuſtimmung des 
Parlamentes nicht verhiingt werden. (So fdon 
„Strafrechtl. Sdug des Parl“, S. 58, ferner 
Wafer, G. 8. 1892, Nr. 51, Spiegel, Qur. BL 
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1898, Nr. 42. Underer Anſchauung Seidler, S. 105, 
Prazat a. a. O., S. 119, Stord a. a. O. S. 33, 
—m@— aa, 0. Nr. 35 u. 45.) 

Gine Modifitation ergibt fic), wenn das Par— 
lament8mitglied auf frifder Tat ergrifen wird. 
In diejem alle (nicht aud) im Falle gerichtl. 
Nacheile, der nod) in der Regierungsvorlage des 
3. 1861 ebenjo wie die ** auf friſcher 
Tat behandelt wurde), kann die Verhaftung ohne 
vorherige Genehmigung des Parlaments vorge- 
nommen werden. Hieraus folgt aber auch, daß 
die gerichtl. Verfolgung zuläſſig ijt. Denn einer— 
ſeits ijt die Verhaftung, wenn fie vom Gerichte 
verjiigt wurde, bereits ein Wht der gerichtl. Ver— 
folgung. Anderſeits aber erleidet die Vorſchrift, 
bak ber Berbhaftete fo bald als möglich cinver- 
nommen tverden mug (§ 179 Str. P. O.), im 

{le der Verhaftung einer immunen Perſon feine 
usnabine. Jedoch hat das Gericht die geſchehene 
Verhajtung dem Priifidenten des Haujes fogleich 
“erage, rien Dieje Beftimmung ijt exrtenfiv 
dahin zu interpretieren, daß aud) dann, wenn die 
Verhaftung feine gerictlice ijt, das die Verhaf- 
tung vornehmende oder dic Unterſuchung führende 
Amt die Mingeige an das Haus ſogleich * erftate 
ten Hat. (Underer Anſicht —a— a. a. O., ferner 
Stord a. a. O., GS. 34, der cine Anzeige tp 
der Kürze dex Poligeihaft fiir entbehrlich Halt. Es 
fommt aber nicht bloß Polizeihaft in Betracht. 
Bgl. § 558 Gef. Str. G.) Natürlich ijt eine Ber- 
hajtung der immunen Perſon, die auf friſcher Tat 
betreten worben ijt, nur unter den gleidjen Bor- 
ausſetzungen juldffig, wie die —— anderer 
Perjonen. Das Immunitätsgeſetz ertlirt nur die 
vorherige Einbolung der parlamentatijden Zu— 
jtimmung fiir entbebrlich, ermächtigt aber fiir fich 
allein keineswegs zur Berhajtung. (Bgl. § 452 
— Pr. O., in welchem § 175, 3. 1, nicht zitiert 
wird. 
ne Srganjung des § 16 des Grundgefepes 
iiber die Reichsvertretung jtrebt die Regierung 
(vgl. oben I i. f.) infofern an, als ausbdriidlid 
erflirt werden foll, dag die Bornahme von Vor— 
erhebungen durch die Vernehmung von Zeugen 
u. Sachveritindigen gum Swede der Feftitellung 
des Tatbejtandes durch die Immunität nidt aus- 
geſchloſſen wird. Da übrigens dic Borerhebungen 
nod) nidjt gegen cine beftimmte Perſon gericdtet 
fein müſſen, jo fann die Einvernafme von Zeugen 
u. Sqchverjtindigen ſchon nach geltendem Rechte 
nicht fchlechthin als unzuläſſig betrachtet werden. 
(Val. Seidler, S. 107. Dagegen allerdings Storch 
aa. O. S. 159.) 

2. Reith Wb —— des Immuni— 
tätsrechtes. Das Immunitätsprivileg gilt nur 
„während der Dauer der Seſſion“. Jede Seſſion 
oder Sitzungsperiode (vgl. § 16 i. f.) des Reichs— 
rate’ beginnt mit dem — ** der beiden 
Häuſer nach vorheriger kaiſ. Einberufung (51 
G. 12V 73, R. 94. Vgl. Samml., 3. 2265) und 
reicht bis zur Schließung der Seſſion oder bis 
zur Auflöſung des A. H. bezw. bis gum Ablaufe 
der Wahlperiode des leßteren. Weder die zeitwei— 
lige Unterbrechung der Sitzungen noch auch die 
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über kaiſ. Aufttag erfolgte Vertagung des Reichs⸗ 
rates führt den Schluß der Seſſion herbei. (Val. 
Samml., 3. 602 u. 992.) Das Immunitätspti— 
vileg iſt an die Dauer der Seſſion geknüpft, nicht 
nur inſoweit hag por fondern aud), infofern 
Herrenhausmitglieder in Frage fommen. Da 
die Schließung der Seffion feinen Einfluß bat auf 
die im Sinne des G. 30 VII 67, R. 104, cinge= 
fepten permanenten Ausſchüſſe (arg. § 11 dieſes 
@.), fo dauert fiir die Dtitglieder bleiet Ausſchüſſe 
die Seſſion und daher auch die Immunität fort 
bis gur Aufhebung der Ausſchußſihungen über 
faij. Berfiigung oder bis zur —* t Aus⸗ 
ſchußſitzungen auf Grund eigener Initiative ded 
Ausſchuſſes. Dagegen wird die Immunität nicht 
berührt durch die faij. Verfügung, mittels deren 
die —— mit Vorbehalt der Wiedereinberu- 
jung der Mitglieder einjtweilen geſchloſſen werden. 
¢ 12 des ait. G Val. Spiegel, Jur. BL 1889, 
t. 30.) Die Mitglieder der Staatsſchuldenkon— 
trollfommiffion des Reichsrates genießen, tropdemt 
ihre Wirtfamfeit cine permanente, zeitlich ſelbſt 
iiber die Auflöſung des A. H. hinausreichende ijt 
{§ 8 @. 10 VI 68, R. 53), die auberberufl. Immu— 
nitdt nur während der Dauer der Seſſion va. 
Sejjionen) jeneS Reichsrates, dem fie als Mit— 
lieder angebiren. Cie werden der auferberufl. 
mmunitit überh. nur als ReidSratsmitglieder 
und nicht als Kommiſſionsmitglieder teilhajtig. 
(Depfigtih der Delegationsjefjion vgl. $$ 11 u. 
27 @. 21 XII 67, R. 146.) 

Die Seffion der L. T. beginnt mit der Ere 

aon (nicht erjt mit der Ronjtituierung. Bgl. 
untt III, Rundmadung der böhm. Statthalterei 
1 XII 63, &. 56) ded iiber ordnungsmäßige Ein— 
berufung verjammelten &. T. (§$ 10 u. 33 LY. ©.) 
und reicht entweder bis zur Schließung des L. T., 
mag Ddieje nad) Beendigung der Gejdhijte oder über 
befonderen Allerhöchſten Auftrag erjolgen, oder bis 
zur Auflöſung des L. T. begw. bis gum Ablaufe 
der Landtagsperiode. Die Vertagung des LY. T. 
führt den Schluß der Sefjion nicht herbei. Die 
Landesausidupbeijiper find gleichfalls nur wäh— 
rend der Seſſionsdauer (u. zw. nur während der 
Seſſion jenes L. T., deſſen Mitglieder ſie ſind. 
— § 14 [15) &. ©.) der Immunität teilhaftig. 
(Prazaf a. a. O., S. 115.) 

3. Perſönl. Abgrenzung des Immuni— 
tätsrechtes. Die außerberufl. Immunität ge— 
nichen: die Mitglieder des Reichsrates, alſo die 
Herrenhausmitglieder und die ReidSratsabgeord- 
neten, ferner bic Delegierten des ReihSrates (nicht 
aud) jene ded ungar. ReidStags. — Bal. im 
Megeniag hiezu § 47 des ungar, G. A. XII: 65/7. 
Uber die Inkongruenz der beiden G. vgl. neueftens 
Dantider, Der ſtaatsrechtl. Eharatter der Delega— 
tionen, S. 98 f.), die Landtag8mitglieder, welche 
fic) wiederum ſondern in die virilftimmberedtigten 
Landtagsmitglieder und in dic gewählten Wbgeord- 
neten, und die = ha des Triejter Stadtrates. 
(Dak die öſterr. Geſetzgebung unter den L. T. 
immer aud) den Triefter Stadtrat verſteht, ergibt 
fic) nicht nur aus den $$ 40 f. der Reichsverfaſ⸗ 
jung 4111 49, ®. 150, in Berbindung mit § 5 
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der Triejter Verfaſſung, jondern aud) aus § 7 ded 
Grundgeſ. ii. d. Reidjsvertretung 26 II 61, KR. 20, 
in Berbindung mit § 1 der fiijtenl. L. O.) Die 
Immunität erjtredt fid) in jedem Falle auf das 
ganze Staat&gebiet, alfo nidjt bloß auf jenes 
fant, dem der betreffende L. T. angehirt. Die 
Immunität der Reichsratsdelegierten in Ungarn 
beruht auf ungar. Rechte und iſt deshalb hier nicht 
* behandeln. (Vgl. § 47 cit. Bemerkt ſei nur, 

B die Delegierten in Ungarn aud gegen Bivil- 
haft geſchützt find.) Unbefdjadet der sub 2 erwähn⸗ 
ten Einſchränkung auf die Seſſionsdauer beginnt 
die Immunität fort mit der Erwerbung der 
ReichSrats- u. Landtagsmitgliedidaft. Nicht not- 
wenbdiq ijt der tatſächl. Cintritt in das bes 
trefjende Haus oder in die Delegation oder die 
—— der Angelobung. (Seidler, S. 101. — 
Ubgeordnete, die ihren faltiſchen] CEintritt ver- 
zögern, finnen de iure gwar alS ausgetreten, 
nicht aber als nidt high ae behanbelt wer⸗ 
den. § 4, G. 12 V 73, R. 94.) Dagegen ijt er- 
forderlid) die rechtl. Möglichkeit des Cintritts 
in das A. H., und diefe jehlt im Falle der Ver— 
weigerung des Wahlzertifilates. Die Ausfolgung 
des Zertifilates berechtigt den Abgeordneten gum 
Eintritte in das Haus. Wird deſſenungeachtet die 
Wahl fiir ungültig erklärt, fo hatte der Abgeord⸗ 
nete während der Zwiſchenzeit Sitz u. Stimme 


(§ 58 R. W. O.); daher muß man ibm aud für O 


dieſe —— bie Immunität zuerkennen. Gilt 
aber die Annullierung der Wahl eines mit dem 
Zertifilate verſehenen Abgeordneten ex nunc, jo 
wird man aud) die Agnoszierung der Wahl eines 
Ubgeordneten, dem das ; ertiftat vorenthalten 
wurde, nur ex nunc wirfen laſſen können, jo 
zwar, daß aud) die Immunität erjt jest beginnt. 
(Unders Seidler S. 100. Ähnliches gilt bezüglich 
der Landtagsabgeordneten. Die meijten Landtags- 
wabhlordnungen jpreden von einer durch da8 Zer— 
— — Vermutung der Wahlgül— 
tigkeit. 

Auch die Minijter, welche Reichsrats- oder 
Landtagsmitglieder find, genießen die außerberufl. 
Immunität. Cine Ausnahme gilt nur dann, wenn 
gegen einen Miniſter von einem Hauje des Reichs— 
tates, dejjen Mitglied er nicht ijt, die Wnflage 
erhoben wird. Für die auf Grund diefer Anklage 
eintretende gerichtl. Verfolgung tit die Genehmi- 
gung des anderen Hauſes (oder des L. T.) nicht 
erjorderlid). (Vgl. Haufe, Ger. Ztg. a. a. O. und 
Grundriß S. 76.) 

4. Das Verfahren. Das bei der Verhajtung 
oder gerichtl. Verfolgung der Ammunen ju beob- 
achtende Verfahren gejtaltet fid) verjchieden, je nach⸗ 
dem das Haus, bem der Ammune angehirt, dads 
Recht hat, die —— zur gerichtl. Berjol- 

ung oder zur Verhaftung zu erteilen, oder aber 
das Recht, die Aufhebung des Verhaftes oder 
ie Aufſchiebung der Verfolgung zu verlangen. 
Durch die Nov. gum § 16 (vgl. oben I i. f.) ſoll 
aud) cin bejondered Verjabren fiir den Fall ein- 
geführt werden, wenn fich cin Mitglied des Reichs- 
rated innerhalb der Räume des Parlamentsgebäu— 
des einer ftrajbaren Handlung ſchuldig macht. 
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a) Wenn in jenem Beitpunfte, in welchem 
bie Verhaftung vorgenommen oder die geridtl. 
Verfolgung eingeleitet werden ſoll, die gu verhaf— 
tende oder gu verjolgende Perſon ſchon Mitglied 
ded betreffenden Haujes ijt, wenn iiberdies in 
dieſem —— die Seſſion bereits begonnen 
hat, und wenn endlich der Fall der Ergreifung 
u. Verhaftung auf friſcher Tat nicht vorliegt, ſo 
iſt jede Verhaftung geſetzwidrig und jede gerichtl. 
Verſolgung rechtsunwirlſam, inſolange nicht die 
Zuſtimmung ſeitens des betreffenden Hauſes er— 
teilt ijt. (Bezüglich der Unzuläſſigkeit der Verfol— 
gung in höherer Inſtanz vgl. Camm. 8. 2153.) 

Hort der Immune mehreren Hiiujern an, fo 
ijt die Sujtimmung aller diejer Häuſer notwendig. 
—— ein Reichsratsmitglied zugleich der Dele— 
gation an, ſo genügt die Zuſtimmung des be— 
treffenden Reichsratshauſes. Iſt aber der Reichs— 
rat nicht verſammelt, ſo erſetzt die Zuſtimmung 
der Delegation zur Verhaftung oder gerichtl. Ver— 
folgung des Delegierten den Seichlut des Reichs⸗ 
ratshauſes. (Dieje Befonderheiten der Delegierten- 
immunitét iiberfieht Dantſcher, wenn er a. a. O. 
S. 82 fj. den inneren Zuſammenhang der den 
Delegierten als foldjen mit der ihnen als Reichs— 
rat8mitgliedern gufommenden Immunität leug— 
net. Brazil, welder der ſtaatsrechtl. Grundan- 
ſchauung Dantiders nabeiteht, findet fic) a. a. 

. IV. Bd. S. 103, mit dem § 23, Al. 2, des 
G. 21 XII 67, R. 146, in nicht gang flaver Weije 
ab, indem er darauf verweiſt, dak der Reichsrat, 
da er die Delegation aus jeiner Mitte entiendet 
hat, zum Schuge des pajfiven Wabhlrechtes berujen 
ijt.) Die entgegen der geſetzl. Bejtimmung verjiigte 
oder verliingerte Verhaftung verpflidtet den Staat 
zum Schadenserjage an den Verlepten. (Wrt. 8 St. 
G. ii. d. allg. R. der StaatSbiirger 21 XII 67, 
R. 142. — G. 12 VII 72, R. 112, § 27.) 

Die Rujtimmung zur Verbaftung oder Ver— 
jolgung des ParlamentSmitgliedes fann das Haus 
aus eigener Qnitiative erteilen oder aber was be⸗ 
daa grea die Regel iit) auf Erjuden des 
em Hauje nicht —— Intereſſenten, aljo 
in erſter Linie des Gerichtes, aber auch des ſonſt 
mit der Cache beſchäftigten Amtes, der Staatsan— 
waltjdaft (vgl. Seidler, S. 110 f. Dagegen Stord) 
a. a. ©., S. 33), des Brivattligers oder Brivat- 
beteiligten ujw. Theorvie u. Praxis verhalten fic 
in Diejer Frage ohne Grund ſehr rejerviert. Es 
ijt nicht abzuſehen, warum es itgend einem Inter— 
ejjenten verwehrt fein jollte, die parlamentarifde 
Zuſtimmung jur Berfolgung oder Berbhajtung 
eines Reichsrats⸗ oder Landtagsmitgliedes anzu— 
regen, gumal ja das G. nicht fordert, daß die Zu— 
ftimmung gerade auf Untrag des Gerichtes oder 
der Staatsanwaltjdajt auszuſprechen ijt. (Selbjt- 
verjtindlid fann aber die Rujtimmung nur fiir 
einen beftimmten Fall erteilt, das betreffende 
Reichsrats- oder Landtagsmitglied ſomit nicht 
etwa fiir alle künftigen Fälle der Immunität ent- 
fleidet werden.) 

Das Haus entideidet auf Grund eigenen Er- 
meſſens nach jeiner Geſchäftsordnung über die von 
welcher Seite immer angeregte Zuſtimmung zur 
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Verjolqung oder Verhajtung. (,,Ausliejerung.” Ge- 
gen dieſen Musdrud Haufe a. a. O. S. 76.) Mag 
aud) immerhin der legislative Grund fiir die ein— 
ſchlägigen Beftimmungen darin lieqen, dab tenden- 
ziöſe Berjolgungen von Parlamentsmitgliedern ver- 
mieden wer ſollen, ſo iſt das Parlament doch 
nicht eiwa auf die Prüfung des Umſtandes be— 
ſchränkt, ob es ſich um eine biße tendenziöſe Ver— 
jolgung handelt. Wenn z. B. das Haus der An— 
fit ijt, daß die Unſchuld des infulpierten Mit- 
gliedes flar zu Tage liegt oder aber, daß es fich 
um cine fo geringfiigige Angelegenheit handelt, 
daß das Antereffe ea Barlaments an der Beruſs⸗ 
tätigleit jeiner iy 7868 höher gu jtellen ift, alé 
das Anterejje der Allgemeinheit und des Staated 
an der Siihnung diejes unbedeutenden Delifts, 
fo fann es feine Anſchauung dadurd zur Geltung 
bringen, daß es die Sujtimmung aur Verfolqung 
verweigert. (Unders Seidler, S. 109 f.) Der In— 
halt des parlamentarijden Beſchluſſes fann dabin 
ehen, dak die Suftimmung zur Verfolqung oder 
zerhaftung nidjt erteilt oder aber, daß blo der 
Verjolgung oder bloß der Verhajtung (das ijt nur 
möglich, wenn die Verhaſtung nicht wegen einer 
gerichtlich zu verfolgenden jtrafbaren Handlung 
erfolgen foll) oder der Verfolgung und der Ver— 
haftung zugeſtimmt wird. Ob das Haus feinen 
Beſchluß motiviert oder nicht, ijt rechtlich irrele— 
vant. Das Redjt, dem Beſchluſſe cine Motivierung 
Hhingujufiigen, mit anderen Worten, aud cine 
Motivierung ju beſchließen, fann dem Hauje ge- 
wif nidjt abgeiproden werden. (Anders Pisfo, 
Ger.Halle, 1863, Nr. 50.) 

b) Unders ijt die Rechtslage gu beurteilen, 
wenn det Immune auf friſcher Tat ergriffen und 
verhajtet wurde, wenn die Verbaftung oder Unter= 
juchung tiber die betreffende Perſon außerhalb der 
Sipungsperiode verhingt wurde, endlich, wenn der 
Berhajtete oder gerichtlich Verfolgte erjt während 
der Haft oder Verfolgung Reichsrats⸗ oder Land- 
tagSmitglied geworden ijt. Der leptere Fall ijt im 
&. nidjt ausdriidlid) erwähnt, fann jedoch unbe- 
denflich dem analogen Halle, dah der VBerjolgte 
die Immunität durd den Beginn der Sit- 
jungéperiode erlangt, gleidgejtellt werden. Sit 
das Parlamentsmitglied auf frijcher Tat ergrifien 
und verhaftet worden, fo ijt dad Gericht (bear. 
Amt; vgl. oben sub 1) verpflictet, dem Priijiden- 
ten des Hauſes ſogleich die geidjehene Verhaftung 
betanntzugeben. Kommt das Gericht dieſer Pflicht 
nicht nad, fo liegt hierin eine Rechtsverletzung, 
an weldje befondere RechtSfolgen nicht gefniipit 
jind. Insbeſ. wird weder die Berhaftung nod) die 
Fortſetzung der gerichtl. Verjolgung hiedurch rechts⸗ 
widrig. Jn den beiden anderen Fällen, die man 
unter der Bezeichnung der „nachgefolgten Immu— 
nitt’ gujammenjajien fann, ijt dem Gerichte nicht 
cinmal eine Ungeige zur Pflicht gemacht. Jn 
allen drei Fallen jedoch hat das Haus das Recht, 
die Mujhebung des Verhaftes oder die Aujichie- 
bung der BVerjolgung fiir die ganze Sipungsperiode 
zu verlangen. (Qn dem lepteren Begehren liegt 

leid) auch das BVerlangen, dah bie bait aufge⸗ 


zu 
hoben werde.) Dieſes Recht kann das Haus wiede— 


rum entweder auf Grund eigener Initiative aus— 
üben oder auf Grund der vom Gerichte gemachten 
Ungeige oder auf Anſuchen eines Ynterejjenten. 
Dem Verlangen des Hauſes muß das Gericht 
(oder Umt) entipreden, widrigens die weitere Ver— 
folgung alé rechtsunwirkſam und die Verhaftung 
als gejepwidrig verlingert angufeben ijt. Wird auy 
Berlangen des Haujes die Verjolgung auf die 
Daucr der ———— aufgeſchoben, jo kann 
ſie nach Ablauf der letzteren wieder aufgenommen 
werden. 

Wenn die ſtrafgerichtl. Berjolqung durch das 
Haus nicht inhibiert worden ijt, fo fann das Par— 
lamentsmitglied trop der Unterſuchung jeinem Be— 
rufe al& Reichsrats⸗ oder Landtagsmitglied nach— 
geben, ſoweit ibm dies eben nicht faftijd (5. B. 
wegen feiner Verhaftung) unmöglich ijt. Jn den 
meijten Lindern gilt jedoch die Bejtimmung, dak 
die Landtagsabgeordneten (nicht auch die viril— 
itimmberedjtigten Landtagsmitglieder) während der 
jtrafgeridtl Unterjuchung wegen einer ſolchen 
jtrajbaren Handlung, welche im alle der Verur— 
teilung nad dem G. den Verluſt des Wahlredtes 
und der Wiihlbarfeit gum L. T. nad) fic) gieht, die 
Funktion eines Landtagsmitgliedes nicht ausüben 
können. Landesgeſetze 13 1 69, &. 2 (Salzb.), L. 6 
(Bufow.), L. 7 (Goörz, Borarlb.}, L. 8 (Krain, 
Steierm.), ferner SIV 69, & 20 (Tirol), 7 XIL 
69, L. 27 (Iſtrien), L. 40 (Rarnten), L. 43 (Schle—⸗ 
fien), 171 74, &. 8 (Gal.), §§ 38 u. 63 der Trie⸗ 
jter Verfaſſung. Zum Rerjtindniije diejer G. iſt 
auf die urſprüngl. Faſſung des § 17 (18) der 
Landtagswabhlordnungen und auf §3 der Gemeinde⸗ 
wablordnungen ju veriveifen. Bgl. Brazaf a. a. O., 
II. Bd., S. 130. 

c) Die im Reichsratsqebiude von Reidsrats- 
mitgliedern veriibten ftrafbaren Handlungen, auf 
die fic) die berufl. Immunität nicht begiebt, wer— 
den im geltenden Rechte nicht anders behandelt, 
alg die an anderen Orten veriibten Delifte. Nad 
der Regierungsvorlage foll das betrefjende Reichs— 
ratshaus dann, wenn das Delift in den Räumen 
de8 Reichsratsgebäudes beqangen wurde, die Ini— 
tiative zur Uuslieferung ergreijen. Der Präſident 
des Hauſes fann bienad aus eigenem Antriebe 
die begangene ftrafbare Handlung dem zur Vor— 
beratung von Smmunititsangelegenheiten gewähl— 
ten Ausſchuſſe angeigen. Er muh aber die An— 
*ige erſtatten, wenn dies von mindeſtens zehn 
Mitgliedern des Hauſes verlangt wird. Der Aus— 
ſchuß hat ſodann, ohne ein gerichtl. Einſchreiten 
abzuwarten, über die Frage der Zuſtimmung zur 
gerichti. Verſolgung innerhalb drei Tagen an dad 
Haus au berichten. Wenn dieſer Bericht nicht recht- 
jeitig erjtattet wird oder wenn das Haus nicht 
innerhalb weiterer act Tage die Bujtimmung zur 
gerichtl. Berfolgung verweigert, fo ſteht der Durch 
ührung des Strafverfabrend nichts entgegen. Im 
Falle einer inzwiſchen eintretenden Vertagung des 
Reichsrates ſind die Friſten vom Tage des Wie— 
derbeginnes der Verhandlungen zu rechnen. Die 
wichtige Neuerung, die vom Entwurſe intendiert 
wird, liegt in der ſtillſchweigenden Auslieferung 
deS Reictsratsmitglicdes durch) Unterlaſſung der 
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rechtzeitigen Beſchlußfaſſung. Während fonjt die 
aerictl Berfolqung nur zuläſſig ijt, wenn das 
Haus einen Auslieferungsbeſchluß gefaßt hat, ift fie 
bier zuläſſig, wenn nicht rechtzeitig ein Nichtaus— 
lieferungsbeſchluß geſaßt worden ijt. Seltjamer- 
weije foll ſchon die Saumjal des Ausſchuſſes 
die ſtillſchweigende Auslieferung gur Folge haben. 

5. Die Verjährung der von immunen 
Perjonen began genes Delifte. Die gerictl. 
Verfolgung eines Reichsrats- oder Landtagémit- 
liedes ift infolange unzuläſſig, als dag betrefjende 
Haus die Zujtimmung dazu nicht erteilt hat. Das | 
Anfucen um Erteilung diejer Zujtinimung ijt 
daher nod nit als ein Alt der gerichtl. Verfol- 
gung anjujeben (Sammi. 8. 2947) und darum 
aud) nicht geeignet, die Verjahrung der ftrafbaren 
Handling, wegen deren die geridtl. pi 
in Ausſicht qenommen ift, gu unterbredjen. (Ebenfo 
Seidler S. 113f., Finger a. a. O. S. 426, Lame 
maſch, Strafrecht S. 16. Dagegen Wafer G. 8. 
1892, ©. 406. Hinſichtlich der Lrehbelitte tommt 
allerdings § 40 Preßgeſetz in Betracht. Vgl. Fried⸗ 
mann a. a. O., S. 202, ferner § 38 des Koerber⸗ 
iden Preßgeſetßentwurſes.) Die für die Uberreichung 
der Privatanklage normierte ſechswöchentl. Friſt 
wird durch das der gerichtl. Verfolgung im Wege 
ſtehende Hindernis der Immunität ſchon darum 
nicht unterbrochen, weil die Brivatanflage aud) 
gegen den Ammunen eingebradt werden fann. 
Gerichtl. —— iſt Verfolgung des Ge— 
richts, nicht Verfolgung vor Geridt.) Ait die in 
Unterfudung gesogene Perſon erjt nad Einleitung 
der gerichtl. Verfolgung immun geworden (vgl. 
oben 4b), fo ijt die Verjährung bereits unter- 
brodjen. Ob eine neue ——— zu laufen 
beginnt, wenn das Haus die Aufſchiebung der 
Verjolqung fiir die Sigungsperiode verlangt, 
hängt mit der (bier nicht gu erirternden) Frage 
zuſammen, ob eine ſtrafbare Handlung verjährt, 
wenn der Prozeß gwar eingeleitet, aber nicht 
jormell abgeſchloſſen worden ijt (vgl. Finger a. 
a. O. S. 426). 

Das jujammenbhangloje Nebeneinanderbeftehen 
der Verjährungsbeſtimmungen und der immuni- 
tãäts rechtl. Normen bewirft eine faftijde Aus— 
dehnung der augerberujl. Jmmunitit über die 
Ubficht des G. hinaus. Die Verjährung der ftraj- 
baren Handlung wird nicht unterbrodjen, weil die 
gerichtl. Verfolgung nicht eingeleitct wird. Die ge- 
richtl. Verfolgung fann nicht eingeleitet werden, 
weil die parlamentarifde Zuſtimmung nicht vor- 
liegt, und dieſe Zuſtimmung fann vielleicht nicht 
erwirlt werden, teil der Reichsſsrat oder der L. T. 
ſtrotzdem die Sejfion fortdauert) nidt tagt. Anjolge 
diefes Umſtandes tritt häufig die Verjahrung der 
jtrafbaren Handlung ein, aud) wenn fein Grund 
zur GVeriweigerung der Auslieferung vorliegt (vgl. 
3. B. Sammi. 8. 2047). Diefen Ubeljtiinden fucht 
der Regierungsentwurf (oben sub I. i. t.) dadurch 
abjubelfen, dak er die Verjährung der jtrafbaren 
Handlung dann, wenn ein Unjuden um Zujtime 
mung des Hauſes aur geridtl. Berjolqung eines 
jeiner Witglieder durd) das zuſtändige Gericht 
geitellt wird, inſolange ruben läßt, als der Ein— 
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leitung oder Fortſetzung der jtrafbaren Handlung 
die Bejtimmung des dritten Abſ. des 8 16 des 
arg ve i iiber die ReidjSvertretung entgegen- 
ſteht. Aus der Tertierung des Entwurfes Find 
Anfangs- u. Endtermin der Ruhefriſt nicht gary 
tlar gu entnehmen. (Bal. die Bedenten, die Seidler 
GS. 114 f. einem dnl. Entwurfe gegeniiber vorge- 
bracht Hat.) 

6. Der redtl. Charafter der außerbe— 
rufl. Immunität. Der Rechtsſatz, dak ein Mit- 
glied ded ReidSrates oder eines L. T. ohne Bus 
}timmung feined Haujes nicht verbajtet oder ges 
richtlich verfolgt werden darf, begriindet fein ſub⸗ 
jeftives Recht der hiedurch gejdiipten Perjon. 
(Anders Seidler, S. 99 und Hye, 3. 482.) Der 
Immune fann nidts anderes verlangen, als dah 
das Haus, deffen Mitglied er ijt, gehört, bezw. 
wenn er auf frijder Tat während der Seſſion 
verhajtet wurde, dag es hievon verjtindigt 
werde. Auf das Meritum des vom Hauje gefabten 
Beſchluſſes hat er als Anfulpat feinen Cinflup. 
MIS Mitglied des Haujes fann er allerdings auch 
in Diejer Frage mitjtimmen. Höchſtens fiir Trieſt 
fiimen die $§ 105f. der Verfaſſung in Betradt.) 
Das Recht aber, gu fordern, dah die Zujtimmung 
des Haujes nachgeſucht oder dak das Haus von 
der Verhajtung verjtiindigt werde, ijt nits ans 
dered, als cin Ausfluß des Wnipruches auf ein 
geſetzmäßiges Verfahren, welder Anſpruch als ein 
befonderes, dem Beſchuldigten zuſtehendes ſubjel— 
tives Recht nicht aufgefaßt gu werden pflegt. In 
der Tat würde es (abgeſehen von der hierauf ba— 
jierten Kompetenz des R. G. — Wit. 3, lit. b, 
St. G. 21 XII 67, R. 143) nicht den geringiten 
juriſtiſchen Borteil bieten, die außerberufl. Im— 
munität als ein befonderes jubjeftives Recht ju 
fonjtruieren. Denn einerſeits hängt die E., ob die 
gerichtl. Berjolgung oder die Verhajtung zuläſſig 
ijt oder nicht, feineSivegs von dem vermeintlid 
Beredtigten ab, anderjeits aber ijt die Nullitar 
deS mit Hintanjepung der gejepl. Beſtimmungen 
gegen die immune Perſon durchgefiihrten oder be— 
gonnenen BVerfahrens nicht dadurd) bedingt, dah 
der Immune ſich jeiner Verjolgung oder BVerbhaj- 
tung widerjept, feine Immunität fomit qeltend 
macht. Ja felbjt feine ausdrückl. Zuſtimmung zur 
Verhajtung oder Verjolgung wiirde bag Berjahren 
ne ju feinem gejepmigigen maden (Sammi, 
3. 2266). 

Dagegen unterliegt es feinem WAnjtande, die 
dem Parlamente jujtehende rechtl. Möglichkeit: 
1. gu verlangen, dak es um feine Sujtimmung 
jut Verjolqgung oder Verhajtung eines feiner Mit- 
qlieder befragt und von der anf frifdjer Tat er— 
jolgten Verhaftung fofort verftdndigt werde, 2. die 
Zuſtimmung zur Verfolgung oder Verhaftung ju 
erteilen oder zu verweigern, endlid) 3. die Auf— 
hebung des Verhajtes oder die Aufſchiebung der 
Unterjucjung gn fordern, al ein Recht des be- 
treffenden Hauſes aufzuſaſſen. Hiegegen finnte 
nur pom Standpuntte jener Theorie ein Cinwand 
erhoben werden, welche die Miglichfeit, dak das 
Parlament Rechte habe, die von den Rechten des 
Staates verfchieden find, leugnet. (Sellinet, Syſtem 
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d. fubj. öffentl. Hedte, 2. Aufl. S. 223 ff, Allg. 
Staatslehre, 2. Aufl., S. 546 ff.) Auf diefe Theorie 
fann jedod) in diejem ——— nicht näher 
cena werden. (Bgl. Spiegel in Griinbut 3. 
24. Bd., S. 186 ff.) 

Schließlich fei erwähnt, dah hinſichtlich der 
Präjudizialität jolcher ftrafbarer Handlungen, we— 
gen welcher Das betreffende Parlamentsmit- 
glied deshalb nicht verfolgt werden fann, weil 
das Haus, dem es ra der Verjolgung nicht 
jujtimmt, das sub IIL Geſagte ſinngemäße An— 
wendung findet, weil auch die außerberufl. Im— 
munität im ſtrengſten Sinne ju interpretieren ijt. 


Yiteratur. 


Das Jmmunititsrecht wird in allen Darjtel- 
lungen de8 Staats-, Straf- u. Strafprozeßrechts 
behandelt. Mus der jtattl. Spegialliteratur werden 
hier nur folgende neuere Schriften eriwifnt. Bar: 
Die Redefreiheit der Mitglieder geſetzgebender Ver— 
fammlungen mit bejonderer Beziehung auf Preu- 
fen. 1868. Schleiden: Die Dissiplinar- u. Straf- 

ewalt parlamentarijder Verſammlungen iiber ihre 

itqlieder, 1. u. 2. Heft. 1879. (AUnonym:) Straj- 
rechti. Schutz des Parlamentarismus in Dytert. 
1879. Heinge: Die —— parlamentariſcher 
Rechtsverletzungen und die — der Reichs⸗ 
gejepgebung. 1879, Kißling; Die Unverantwort: 
lichfeit der Ubgeordneten und der Schutz gegen 
Mipbraud derjelben. 2. Aufl. 1885. Seidler: 
Die Ammunitit der Mitglieder der Vertretungs- 
firper nach öſterr. Rechte. 1891. Schwedler: Pare 
lamentarijde Rechtsverletzungen nad) deutichem 
ReichSrecht. 1898. Hubrid: Die parlamentarifche 
Redefreiheit u. Disziplin. 1899. Muralt: Die 
parlamentarijche Smmunitét in Deutidland und 
der Schweiz. 1902. Ferner ijt auf die zahlreichen, 
in Zeitſchriften erjdienenen Abhandlungen, fo auj 
die tm Terte erwähnten Aufſätze von Haufe, Lahner, 
Lammaſch, Pisto, Ruber, Seidler, Spiegel, Stoert, 
Baler u. Hucter gu verweijen. Begiiglid) der alteren 
Doltrin enthilt da8 Hubrichſche Buch (S. 248 Ff.) 
cinen danfenstwerten literaturgeſchichtl. Exkurs. 

Spiegel 


Smpfwejen. 


I. Hiftoriihes und allg. Rechisftandpuntr. — I]. Wig. 
Impfung. — UL. Sdhiilerimpfung. — LV. Wiederimpfung 
u. Notimpfung. — V. Qmpfrenitenten. — VI. Impfberichte. 
— VII. Gebiibren der Jmpfargte. — VIII. Impfſtoffge- 
nwinnungsanftalten. 

I. Hiſtoriſches und allg. Rechtsſtaudpuult. 
1. Die Cinimpjung von echten Boden zum Schutze 
gegen Blatternertrantung war cin uralter Braud) 

el verſchiedenen Bilfern in den Ländern Aſiens 


(Qndien u. China). Die Jnofulation oder Va=} zeugt 


tiolation bejtand im allg. darin, daß Blattern- 
ſchorfe in fiinjtlic) geleqte Hautwunden eingefügt 
wurden. Yn Europa wurde die Jnofulation zuerſt 
in Griechenland undin Ronjtantinopel geiibt, 
wohin jie von Zirkaſſiern u. Georgiern gebracht 
worden war. Im J. 1717 wurde diefe Methode 
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durd) die Lady Montagu, welche ihren eingigen 
Sobn inofulieren ließ, nach England gebracht. 
— fond, dieſe Methode cine —5 Aufnahme. 
ud in Oſterreich und insbeſ. in Wien wurde 
unter Raiferin Maria Therefia im J. 1770 die 
Ynofulation, welde jon im J. 1769 mit der 
—— pom 12. Suni angeordnet war, von 
cingelnen Arzten geiibt, dod) hat dicie Wethode 
unter der Bevilferung feine große Berbreitung 
gejunden. Im J. 1791 Hat der englijdie Wrst 
Eward Jenner die Schuplraft der Kuhpocken ent- 
dedt und nachdem er durd) zablreiche Impfverfuche 
die Wirkſamkeit der Rubpoden alé Schutzmittel 
egen Blattern fejtgeftellt hat, verdffentlichte er im 
3. 1798 ſeine Wuffehen erregende Bublifation 
liber Die Ruhpoden. Durch dieſe Entdecdung 
wurde die Rubpodenimpfung nicht nur in Eng- 
fand, jondern in allen iibrigen Staaten Europas 
inauguriert. 

n Wien war der Argt De Carro der erjie, 
welder die Rubpodenimpjung in Ojterr. im J. 1798 
einführte. Nachdem Dr. Ferro in feiner Familie 
die Stubpodenimpfung mit Erfolg vorgenommen 
hatte und auc) weitere von Arzten durchgeführte 
Verſuche die Wirkſamkeit der Muhpoden beititigt 
batten, wurde auf Grund der Prüfung der Schuß— 
podenimpjung durch cine bejondere Kommiſſion 
mit der Regierungésverordnung 20 III 02 im 
Findelhauſe in Wien cine Impfanſtalt errictet, 
deren erjter Impfarzt De Carro die Valsination 
in wfterr. ſehr förderte. Die Schutzboclenimpfung 
verbreitete fic) Schnell in die verfdiedenen Kron— 
lander und wurde von der Regierung eifrigit ge- 
jirdert. Die Sdhugpodenimpfung wurde aber fait 
ausnahmslos mit humanifierter Lympbhe vor 
Urm gu Arm ausgefiibrt, indem mit der zumeiſt 
aus der Sinbdelanitalt begogenen Stamumiyniphe 
cin frajtiges Rind geimpft wurde, aus dejjen Bue 
jteln der Impfſtoff für die iibrigen gu impfenden 
Kinder entnommen wurde. Die Sdhugpodenimp= 
jung drang immer in weitere Rreife und wurden 
auc) behördl. Anordnungen zur Förderung u. Ver= 
breitung der Impfung erlaſſen, welche auch als 
allg. Maßregel gegen Blattern vorgeſchrieben 
wurde. Alljährlich zu beſtimmten Terminen wur— 
den öffentl. Impfungen veranſtaltet. 

inen großen Aufſchwung erfubr jedoch das 
J. in Ojtert. durch die Errichtung von ſtaatl. 
Impfſtoffgewinnungsanſtalten, von welchen 
die im J. 1893 errichtete Impfſtoffgewinnungs— 
anjtalt in Wien als Mujteranjtalt gilt, die un- 
ter Berwertung der neueſten Fortidjritte auj dem 
Webiete der Ampfitofigewinnung und unter Bee 
obadtung der von der Wiſſenſchaft geforderten 
itrengjten Vorſichtsmaßregeln der modernen Aſep⸗ 
tif einen tadellos reinen, wirkſamen u. 
unſchädlichen animaliſchen Impfſtoff er— 


gt. 

Durch dieſe Maßregel wurde das Vertrauen 
der Bevöllerung zur Impfung gehoben und die 
noch etwa beſtandenen Vorurteile u. Bedenken ge— 
gen die Impfung vollſtändig beſeitigt. Die Sani- 
tãtsverwaltung unausgeſetzt beſtrebt, durch weit⸗ 
möglichſte Verbreitung u. Förderung des J. die 
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Zahl der für die Anſteckung empfängl. Individuen 
möglichſt gu vermindern und den Impfzuſtand 
der Bevölkerung als das wirkſamſte Schußmittel 
gegen Pockenerkrankung tunlichſt gu verbeſſern. 

2. Gemäß § 2, lit. d, des Reichsſanitätsge— 
ſetzes 30 IV 70, R. 68, obliegt die Leitung des 
J der Staatsverwaltung. 

Gemäß 8 4, lit. d, des jit. Reichsſanitätsge— 
—* obliegt den Gemeinden im übertragenen 

irkungskreiſe die Mitwirkung bei der Bientl. 
Impfung. 

Ein Impfzwang beſteht in Oſterr. nicht, 

dod) ijt die Regierung beſtrebt, durch indirelten 
wang auf die möglichſt weite Verbreitung der 
Schutzbocllenimpfung hinzuwirken, indem fie den 
Genuß u. Zuwendung von Staatswohltaten, 
Aufnahme in sffentl Bildungs⸗ u. Erziehungs⸗ 
anſtalten, in Berjorqungs- u. Waiſenhäuſer ujw. 
an den Nachweis der Impfung fniipft. 

Für die Impfung gelten nod) im allg. die 
mit dem Hoffangleidefret 9 VII 36, 8. 13192, 
erlafienen Vorſchriften, obgleich diejelben ſpätere 
ablreice, dem Fortſchritte des modernen J. ent- 
——— zeitgemãüße Abänderungen u. Ergingun- 
gen erſahren haben. 

Die Impfung kann eingeteilt werden in eine 
regelmäßige (allg.) Impfung und in eine 
——— Impfung, weiche die Privat— 
impfung, Wiederimpfung Mevakzination), 
Schülerimpfung u. Notimpfung umfaßt. 

Il. Allg. Impfung. Die allg. Impfung ers 
folgt alljährlich im Frühjahre in allen Kronlän— 
dern nach einem beſtimmten, von der polit. Lan— 
desbehörde genehmigten Plane. 

Die Oberleitung der Kuhpockenimpfung führt 
in jedem Kronlande die polit. Landesbehörde, wäh— 
rend die Leitung der Impfung in den einzelnen 
polit. —— den polit. Behörden 1. Inſtanz 
durch die ihnen — amtl. Sanitätsorgane 
(Amitsärzte) obliegt. 

Niemand darf die Kuhpoclenimpfung ausüben, 
als gepriite Arzte u. Wundärzte. Die Erlaubnis 
zur Ausübung der Kubpodenimpfung erteilt die 
polit. Behirde 1. Inſtanz. Auch Militärärzte, welche 
die Vafjination an Zivilfindern ausüben wollen, 
müſſen von der vorgefdjriebenen Sivilbehirde die 
Bewilligung hiezu erlangen (Jmpfnormativ). 

Die Impfung jelbjt wird derzeit ausſchließ— 
fic) mit animalifder Lymphe vorgenommen, 
welche in gang tadellojer Beſchaffenheit in den jtaatl. 
Impjitofigewinnungganjtalten in Wien, Neuhaus 
und anderen unter behördl. Rontrofle jtehenden 
Privatanftalten erzeugt wird. 

Vorbereitungen. Jeder Gemeindevorjtand 
hat von dem Pfarramte bezw. Pfarrämtern ein 
namentl. Verzeichnis der feit 1. März des Vor— 
jahres bis 1. März des Impfjahres geborenen 
Kinder, in welchem die bereits veritorbenen u. tot- 
geborenen Rinder mit angegeben find, eingubolen 
und dieſem Verzeichniſſe einen namentl. Ausweis 
beijufiigen, in weldjem die durd) Cinwanderung 
—— durch Auswanderung in Abfall ge- 
ommenen Impflinge ſowie die während der an- 










feſſionen geborenen Kinder 
ſind ſämtliche in der Gemeinde ungeimpft Verblie 
benen durch Konſtription pon Haus zu Haus 
namentlich zu verzeichnen. Dieſe Ausweiſe ſind dem 
Sffentl. Impfarzte bis gu einem beſtimmten Früh— 
jahrstermine zu übergeben. 


thalten find. Ferne 
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Der Impfarzt hat ſämtliche in dieſen Aus⸗ 


weiſen als zugewachſen angeführten Impflinge ſo— 
wie die aus dem Vorjahre wegen Krankheit oder 
—* Ausbleibens nicht geimpft Verbliebenen 
und die im Vorjahre ohne Erfolg geimpften Kin— 
der in das Jmpfjournal aufzunehmen. Die 
Bejtimmung der oͤffentl. a ſammelplätze u. 
Impftage erfolgt über Vor) is der Impfärzte 
im Wege der polit. Behirden Bezirksbehörde u. 
LandesSbehirde, weld) leptere im Einvernehmen mit 
dem betreffenden L. A. vorgebt). 

Ait der Tag der Vornahme der öffentl. Imp— 
fung feſtgeſetzt, hat der Gemeindevoriteher died allg. 
au verlautbaren und die Eltern u. Pjlegeeltern der 
Impflinge aufgufordern, ihre impfpflichtigen Kinder 
an dem bejtimmten Tage sur Vornahme der Imp— 
jung und am achten Tage darauj behufs Ronjta- 
tierung des Erfolges der Impfung am Impfſam⸗ 
melplage vorzuführen. Zugleich ijt die Beviilfe- 
rung unter Hinweis auf die Borteile der Wieder- 
impyung als bewährtes Schutzmittel gegen Blatterns 
erfranfung aur Revafgination einguladen. 

Durchführung der Jmpfung. Bezüglich 
der Durchfiihrung der Impfung find in den ein= 
jelnen Kronländern auf Grund des Impfnorma— 
tives beſondere Vorſchriften erlajien worden. Dies— 
bezüglich maßgebend find: 

n Oberöſterreich der Erl. der, Statthal- 

terei in fing 281V 97, 3. 6940 (OD. S. B 
1897, S. 213); 

in Böhmen die Erl. der Statthalterei Prag 


SIV 91, 3. 37589 (2). S. BW. 1891, S. 221), 
24V 91, §. 48804 (0. S. BW. 1801, S. 251), 


und 22 V 1903, 8. 10154 (O. S. BW. 1903, S. 391), 
mit welch lepterem aud) eine Inſtruktion fiir Impf— 
ärzte und Berhaltungsvoricriften fiir die Ange— 
hörigen der Impflinge erlajjen worden find; 

in Steiermarf die B. dey Statthalterei in 
Graz 28 VII 86, 3. 12687 (D S. BW. 1886, 
S. 519 u. 533), ferner die Erl. der Statthalterei 
20 11 96, 3. 4026 (O. S. B. 1896, S. 110), und 
6IV 99, 3. 11690 (D. S. W. 1899, S. 172); 

in Krain der Erl. der Landesregierung in 
Laibach 4 V 97, 3. 6923 (D. S. BW. 1897, S. 303); 

in br der Erl. der_Statthalterei in 
Lemberg 121V 90, 3. 18936 (0. S. BW. 1890, 
S. 470); 

in Der Bufowina die B. der a 
rung in Czernowitz 13 IV 94, 8. 6134 (0. S. W. 
1894, S. 191). 

In der Erfenntnis, daß fic) durch einen ftreng 
ajeptifden Impfvorgang bei den öffentl. Imp— 
jungen nicht nur die bejten Ampferfolge erzielen 
fajien, fondern durch die Vermeidung aller Impf— 
ſchäden auch das Bertrauen der Bevilferung zur 
Impfung geboben wird, wurde den Impfärzten 
ein jtreng aſeptiſches Borgehen bei der Impfung 


gegebenen Seitperiode in Familien anderer Kon⸗ zur Pflicht gemacht und denielben die Befolgung 
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ber vow f. £. Impfdireltor Dr. Guftav Paul in 
einen Arbeiten fiber ajeptijde Methode der 
ehuppodenimpfung (©. S. W. 1896, Nr. 23), 
,ilber ben gegenwiartigen Stand der ajep- 
tifden Impftechnik“ (©. S. W. 1901, Mr. 46 
u. 47) enthaltenen Ratſchläge empjoblen. 

Die notwendigen Borausjepungen einer 
flagloe durchzuführenden ajeptijden Impfung find 
nad) Dr. G. Paul: 1. Cin geeiqnetes Impflokal. 


2, Cine Beſchtäntung der Anzahl der Impflinge 


bei den eingelnen öffentl. Impfterminen. 3. Die 
perfonelle Desinfeftion des Impfarztes. 4. Steri- 
les bezw. leidjt jterilifierbares Inſtrumentarium. 
5. Steriles Verbandmaterial. 6. Entſprechende Vor⸗ 
bereitung des Impifeldes. 7. Tadelloſe Beſchaffen— 
heit des Impfſtofſes. 8. Zweckentſprechende Impf⸗ 
tednif. 9. Schutz der geimpften Stellen durch einen 
ajeptijden Verband innerhalb der erjten 24 Stun- 
den behufs Berhiitung von zufälligen Verſchlep⸗ 
pungen ded Impfſtoffes und von Primärinjeltio— 
nen. 10, Seuss der entividelten Sdjuppode vor 
traumatijden Cinwirfungen. 11. Behandlung der 
durch Traumen verlegten Bujteln. 12. Zweckmäßi— 
es Verhalten der Impflinge vom Yeitpuntte der 
Rmphmg bid zur Abſtoßung der Borfen. 

Paul fordert unbedingt eine Sterilijierung 
ber Impfinſtrumente durd) Auskochen unmittelbar 
por jeder cingelnen Ampjung und die Bededung dev 
Ampjfitellen fofort nad) vollgogener Impfung mit 
einem ajeptijden Drucverbaindden (Teqminver- 
band) gur Verhütung von Primarinfeftionen und 
ciner 4 —— des Impjiſtoffes. 

Derſelbe Hat dementipredend ein aſeptiſches 
Impfbeſteck fiir die öffentl. Impfungen zuſammen— 
geſtellt u. beſchrieben, das bereits vielſach in Ver— 


wendung ſteht. 
Die ſtren 
von Jahr zu 8 bt an Wusbreitung. 
mähr. CStatthalterei 211 1903, 
B. 3384 (D. ©. BW. 1903, S. 107); Erl. der kärnt. 


ajeptifde Qmpjmethode gewinnt 
{Erk der 


Vandesregierung 21 III 1903, §. 4840 (O. S. B. 


1903, S. 169); rl. der fteierm. Statthalterei 9 VI! 


99, 8. 18431 (D. S. W. 1899, S. 280); 201V 
1900, 8. 13598, und 28 TIT 1903, 8. 12579 (0. 
S. W. 1903, S. 259); Erl. der o.-H. Statthalterci 
26 I] 1902, 3. 6657 (O. S. BW. 1902, S. 329); 
Erl. der ſchleſiſchen Landesregierung 21 X 1901, 
3. 22525 (b. S. W. 1901, S. 509).] 

Diejelbe wäre gewif bereits allg. durchgeführt, 
wenn fic) nicht Schwierigleiten adminiftrativer 
Natur ergeben Hatten, indem die L. W. fiir die 
Mittel fiir die Befchaffung der Sdugverbandden | 
aufzulommen haben und dem Staate eine direfte 
Ingerenz auf diesbegiigh Bejdlupjajjungen der 
autonomen Berwaltungstirper nicht gujtebt. 

Mit dem Winiftertalerlaj 28 IL 89, 8. 4941 
O. S. W. 1889, S. 147), wurden die polit. Lan- 
beSbehirden aujgejordert, die unterjtehenden polit. 
Behirden anzuweiſen, die von allen Impfärzten 
ſtets rechtzeitig angugeigenden Termine über dic 
in ibven Bexitten zur Durchführung gelangenden 
öffentl. Impfungen u. Reviſionen in genauer Evi— 
denz gu halten, damit die Amtsärzte in die Lage 
fomimen, durch fallweiſe Anjpeftionsreijen oder 


Impſfweſen. 


gelegentlich der Sanitätsbereiſung ſowie ſonſtiget 
Amishandlungen die Aufſicht über die Durd- 
führung des Impfgeſchäftes durch periin!. Erichei— 
nen am Impfoder Revifionstermine wirkſam, went 
aud) nur ftichprobenweije, führen zu finnen. 
aud) Erl. des M. J. 5III 96, 8. 5009 (L. 
W. 1896, S. 167).) B. der Landesregierung in 
Laibach 10 III 89, 3. 2662 (©. S. BW. 1889, 
S. 118). 

| Die Impfärzte erhalten den Impfſtoff ent: 
weder durch Die polit. Behirde oder durch den YL. 
A. oder derjelbe fann unmittelbar aus den Impf 
jtofigewinnungsanjtalten begogen werden. (Eri. des 
M. J. 12 VIL 91, J. ad 8509.) 

Lil. Schülerimpfungen. Mit dem Erl. des 
M. J. 12 VII 91, 8. ad 8509 (OD. S. W. 1891, 
S. 246), begw. Erl. des K. U. M. 9 VI91, 8. 9043, 
wurde angeordnet, Daf von den berujenen Schul: 
organen bei der Aufnahme der Schiller in die Bolts: 
jchule die Borlage des Impfzeugniſſes abgefordert, 
iiber die Nichtgetmpften Verzeichniſſe verſaßt und 
der polit. Behorde vorgelegt werden, weldye die jo: 
jortige Jmpjung der midjtgeimpjten Kinder gu ver- 
anlajjen oder, injojern dieſe Maßregel nicht durch— 
jiihrbar ijt, diejelben in das Verzeichnis der Impf— 
pflictigen gum Swede der Impfung derjelben bet 
der nächſten öffentl. Impfung aujjunehmen hat. 
Bei diejer Gelegenheit find auc) diejenigen Kinder, 
bei denen nad) der Vornahme ibrer Erſtimpfung 
bereits 10 Jahre verflojjen find, der Revafsination 
au untergieben. Uber die Durchführung diejer Schul- 
finderimpjungen ijt in einem bejonderen Abſchnitte 
deS Rahresimpjberichtes Beridjt gu erſtatten. 

Auf Grund diefes Erlaſſes wurde in allen 
RKronlindern die Impfung an den Volks— und 
Viirgerjdulen geregelt und Belehrungen über 
die Durdhfiihrung und Nugen der Ympfung ver— 
breitet. Erl. der böhm. Statthalteret 13 TIT 1902, 
B. 245275 ex 1901 [O. S. W. 1902, S, 2711. 

Wemeindejanitétsorgane in Mähren jind nah 
8 12 des L. G. 1011 84, & und V. BL. Nr. 28, zur 
unentgeltl, Vornahme der Revafsination der Schul- 
finder verpflictet. (Gril. der mähr. Statthalterei 
3 1X 99, 8.40771 (©. S. BW. 1899, 6. 472]; E. 
ves V. G. 10 VI 1903, 8. 6615.) 

Die Zöglinge der Lehrer= und Lehre— 
rinnenbildbDungSanftalten haben fic) wabrend 
ihrer Studiengeit oder dod) wenigſtens bevor die— 
jelben nad) Abſchluß ibrer Studien die betreffende 
Unjtalt verlajjen, einer Impfung bezw. Wieder- 
impjung zu untersieben. (Erl. des K. U. W. 7 VIL 
04, 8. 2843 O. S. W. 1894, S. 3141.) 

LV. Wiederimpfung u. Notimpfung. Das 
Hifjd. 30 VII 40, 8. 17742 (B®. G. S., Bd. Gs, 
Nr. 93, S. 305) ordnet an, dab, wenn ſich irgen dwo 
cine beginnende Blatternepidemie Zeige, nicht nur 
die Notimpfung aller Ungeimpjten von Haus 
au Haus vorgunehmen, ſondern aud) damit die 
Revalzination der bereits Geimpjten zu ver— 
cinigen fei, weld) Iegtere aud) iiberall, woſelbſt ſich 
dazu Geleqenheit darbietet, vorgunehmen fei. 

Die Beobachtungen, weldye über dic eflatante 
Wirtung diejer fanitatspolizeil. Maßregel bei meb- 
reren Blatternepidemien gemacht worden find, haben 
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bas M. J. veranlaßt, dieſe Beſtimmungen den} V. des J. M. 11 XII 88, 3. 21459 (©. S. W. 
Unterbehörden in Erinnerung zu bringen und den⸗ 1880, S. 15), eingeführt. 
felben die genaue Beſolgung derſelben einzuſchärfen. Die Arbeiter in Papierfabriken ſind 
(Erl. des M. J. TIX 65, 3. 14291.) mit Rückſicht auf die Gefahr der Blatterneinſchlep⸗ 

Nad) dem Hffzd. 8 VIL 43, B. 17713, find zur pung durd) infizierte Hadern lout Erl. des M. J. 
Vornahme von Notimpjungen nicht eigene Qmpj-! 1 VI 1900, B. 19047 (D. S. W. 1900, S. 296), 
ve abjufenden, fondern die sur Behandlung der! der Impfung begw. Wiederimpjung zu unter- 
Blatternepidemie verwendeten Ärzte heranzuziehen. ziehen. 
(Erl. des M. J. 12111 85, Z. 795, an die böhm. Die Schutzimpfung ijt feit einem Jahrh. das 
Statthalterei, 7 1X 85, 3. 14201, an die n.-8.| eingige wirlfame und zuverläſſige Schutzmittel 
Statthalterei, 28 VIII, 16 XII 88, 18 X1 89, 8.7775, gegen Blatternerfranfung. Die ausgedehnte Aus— 
20921 u. 21163 an die böhm. Statthalterei.) reitung der Impfung in allen Bollsichichten Hat 

Um die Tätigkeit der Epidemieärzte in Begug | das — Reſultat ergeben, dah die Blattern 

auf die ihnen obiiegende Verpflichtung gur Bor=| in fterr. ſeit Jahren in wpidemiſcher Ausbreitung 
nahme von Not- u. Wiederimpfungen bei Blattern⸗ nicht mehr vorfommen. Dieſelben treten nur ver— 
epidemien überwachen zu können, wurde mit dem ringert auf und in dieſen Fällen kann ſtets eine 
Miniſterialerlaſſe TIX 85, 3. 14291, angeordnet, —— dieſer anſteckenden Krankheit aus 
daß in den über den Stand der Blatternepidemien dem Auslande durch ausländiſche Arbeiter, welche 
ju erſtattenden periodiſchen Berichten die Zahl der} zu großen Bahn-, Tunnels u. Waſſerbauten aus 
in der jeweiligen Berichtsperiode vorgenommenen, dem Auslande zuſtrömen, nachgewieſen werden. 
Notimpfungen ſowie Wiederimpfungen ausgewieſen 
werde. Die Reſultate der vorgenommenen Not- 
impfungen ſind von den Ärzten in dem vorge— 
ſchriebenen Impfjournale, die Erfolge der Revakzi— 
nation in einem abgeſonderten Ausweiſe erſicht— 
lich gu machen und ſind letztere in die Hauptimpf— 
berichte der Landesſtelle pe at ae 

Die jeweiligen Angaben der Epidemieärzte find 


V. Impfrenitenten. Nach dem Hff;d. 28 1 
19, §. 3050, ijt alg Ampfrenitent jedes Familien- 
| haupt anzuſehen, weldjes bon dem Impfarzte, defjen 
Ankunft ibm von der —— amtlich erinnert 
wurde, die Impfung an ſeinen hiezu geeigneten 
Angehörigen vornehmen gu laſſen, fic) weigert. Die- 
jenigen, die ohne erwieſene Hindernifje der allg. 
Impfung nicht nachfommen, find dazu fpesiell 
von den Amtsaraten gelegentlich ihrer Nachfichts- aufzufordern und bei Nichtbeachtung nach diefer 
befuche in den Epidemicorten durch Einſichtnahme Uujforderung protofollarijd) gu vernebmen; den 
in die Ympj- u. Revafsinationsjournale der be-| ſonach qualijigierten Renitenten find die Folgen 
trefjfenden Arzte gu fontrollieren. der Renitens fühlbar gu machen und die Sahl 
Amtsärzte, Gemeinde- und Diftrifts-| der erwiejenen Renitenten in den Ampfungsaus- 
ärzte find laut Erl. des M. J. 131 97, 8.43010] weifen angugeben. (Erl. des M. 9. 25 VIL 57, 
ex 1896, verpflidjtet, fic) gur Bermeidung einer} 8. 14961.) 
perjinl. Gefährdung in Ausübung des Dienjtes Da cin Impfzwang nicht befteht, fann gegen 
bei Blatternerfranfungen der Wiederimpfung zu Renitenten nur im Wege der Belehrung vor- 
untergieben. Auch ſollen die zum Kranfendienjte | geqangen werden. 
beftimmten Perſonen rechtzeitig der Revalzi— Diejenigen, die ungeachtet wiederholter Ein— 
nation unterzogen werden und ſollen zur Pflege ladung zur Impfung nicht erſcheinen und im Ver— 
Blatterntranter und gum ſonſtigen Sanitdtsdientte | zeichniſſe des Impfarztes als ausgeblieben bezeich— 
anläßlich jolder Erfrantungen nur Perjonen vers | net find, hat die polit. Behirde aufzufordern, fic 
wendet werden, weldje einer nod) ſchutzkräftigen an den berujenen Impfarzt behufs A Bienes Imp⸗ 
fung au wenden, Falls ihr Ausbleiben durch be— 
ſondere Nachweiſe nicht begründet iſt, ſind ſie im 
Grunde der kaiſ. BV. 20 IV 54, R. 96, wegen Nicht⸗ 
befolgung behördl. Aufträge zur Verantwortung 
au ziehen. (Erl. der böhm. Statthalterei 24 V 91, 
8. — 

VI. Impfberichte. Nach Abſchluß der Imp- 
jung haben die Impfärzte alle das Impigeſchäft 
betrefjenden Dofumente u. Ausweiſe nebjt den von 
den polit, Bezirksbehörden hinſichtlich der tatſächl. 
Vornahine der Impfung und der verwendeten Zeit 
bejtitiqten Reijepartifularien im Wege der polit. 
Bezirlsbehörde, welche nad erfolgter Priifung einen 
tabellarifden Ausweis in Form des Teilberid- 
tes, lit. O, ded allg. Sanititsberidjtes gu vers 
jajjen at, der polit. Landesbehirde vorzulegen. Bei 
Der polit, Landesbehörde werden auf Grund diejer 
Impjfoperate einerjeits Landesüberſichten, anderjeits 
die einen Teil deS Sanitätsjahresberichtes bilden— 
den Ausweiſe verjaft. Die Ampjbericdte lit. O 
miijjen iiber alle Impfungen Nachweiſungen lie— 


Revatsination teilhaftig find. 

Die Notimpjung u. ie pacar beim Auf⸗ 
treten von Blattern joll faut Erl. des M. J. 8 VIII 
88, 8. 7775, aud) dann in Anwendung gebradt 
werden, wenn ausnahmsweiſe Verbhiltnijje die Un— 
terbringung von Blatternfranfen in anderen als 
Epidemiejpitélern unvermeidlich maden. Im 
allg. miijje jedod) an dem Grundſatze, Jnieftions- 
franfe und insbeſ. Blatternfrante jtet der ijoliers 
ten Behandlung in loco (aljo womöglich in 
eigenen Epidemiespitalern) augufiihbren und die 
u agung diejer Kranken in andere Spitäler mit 
allen Mitteln hintanzuhalten, feitgebalten werden. 

Urbeiter, welche im Deutſchen Reiche, insbej. 
in Sachjen, während de8 Sommers iften Erwerb 
fudjen, müſſen laut einer V. der ſächſiſchen Regie— 
tung mit einem Impfzeugniſſe verjehen fein. (rl. 
* — 261V 95, 8. 11398, O. S. W. 1395, 

. 187. 
Die obligatorijde ———— bezw. Imp⸗ 


fung in ſämil. Strafanſtalten wurde mit der 
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fern (D. S. W. 1895, S. 236) u. zw. ſowohl iiber 
die Exjtimpjungen auf Impfſammelplätzen als auc 
iiber Ampjungen u. Revatginationen der Scjulfin- 
der und iiber Rotimpfungen. Die LandeSjummarien 
werden dem W. J. vorgelegt, welches diejelben an 
die ſtatiſtiſche Bentralfommiffion zur weiteren Be- 
atbeitung u. Bublifation fiir die Sanitétsftatijtit 
leitet (j. auc) unten bei VII). ; 

VIL. Gebiihren der Inmpfärzte (7. O. S. W. 
1894, Nr. 23, S. 204). Die Muslagen fiir die allg. 
bffentl. Jmpfung wurden friiher vom Staatsfdage 

etragen. Seit den Fiinfzigerjahren werden die 

Impfauslagen nur aus den Landesjonds be— 
ftritten, nur Wuslagen fiir Ampfungen, welche 
wegen drohender Blatterngejahr auger den regel- 
—8 jedes Jahr vorzunehmenden Allgemeinimp⸗ 
fungen vorgenommen werden und ſich als allg. 
Epidemiemaßregel darſtellen, werden aus dem 
Staatsſchatze aus der Dotation für Epide— 
mieauslagen beſtritten. 

Bezüglich der Entlohnung der Impfärzte, 
welche bei der allg. Impfung verwendet werden, 

alt nach Einführung der Impfung allg. der Grund- 
ag, daß fiir die im Wohnorte des Arztes voll- 
ore Smpjungen feine Entſchädigung gezahlt, fiir 
ie außerhalb des Wohnortes vorqenommenen Jmp- 
fungen aber Diäten u. Reifegebiihren vergiitet wer- 
den. Seit Ubernahme der Impfkoſten aut die Lan— 
desjonds wird in eingelnen Ländern aud) gegen— 
wirtig nod bei —— der Reiſegebühren im 
weſentlichen nach demſelben Grundſatze verges ans 
gen. In eingelnen Ländern bejtehen jedoch beſon— 
dere Vorſchriften über die Entſchädigung der Impf— 
ärzte. Qn der überwiegenden Mehrzahl der Lander 
wird an dem Grundjage fejtgebalten, dab eine Ho- 
norierung det Impfärzte fiir die Ampfung als 
ſolche nicht ftattfindet und daß denjelben le iglich 
nur fiir die außerhalb ihres Wohnortes gum Zwecke 
der Impfung unternommenen Reiſen eine Ent- 
ſchädigung gewährt wird. Eine ——— der 
—* als ſolche kommt nur in Niederöſter— 
reich, Oberöſterreich, in Schleſien, Steier— 
marf u. Trieſt den Amopfiirgten gu. Die Ent— 
ſchädigungen der Impfärzte fiir die auferhalb ihres 
Wohnortes vorgenommenen Impfungen beſtehen 
in dem Bezuge von Diäten u. Reiſegebühren, 
worüber in einzelnen Ländern bejondere Vor— 
ſchriften beſtehen. Nur in Mähren erhalten die 
Dijtrifts- u. Gemeindeärzte im Grunde des § 12 
des G. 10 11 84, L. u. B. BL Nr. 28, in Steier— 
marf die vom Lande jubventionierten Dijtrifts- 
Grate aud fiir die Ampfungen auferhalb ihres 
BWohnortes feinerlei Entſchädigung. Sur Aneiferung 
und um den verdienten Impfaͤrzten eine Erhihung 
der Bepiige zukommen gu laſſen, werden fog. Impf⸗ 
prämien verteilt. Jn Dalmatien, Oberöſter— 
teid, Salzburg, Steiermarf u. Borarl- 
—— find die Impſprämien ſeit langer Zeit auf⸗ 
gelaſſen. 

Das Ausmaß der den Impfärzten gewähr— 
ten Gebühren iſt in den einzelnen Kronländern ſehr 
verſchieden und richtet ſich nach den Umſtande, ob 
der Impfarzt graduierter Arzt ober Wundarzt ijt, 
nach der Entſernung des Impfſammelplatzes vom 
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Wohnorte des Impfarztes, nad) der Zahl der vor- 
genommenen Splunge u. Revafsinationen. 

VILL. Impfſtoffgewinnungsanſtalten. Durch 
die allg. Verwendung animaler Lymphe zur Durch⸗ 
jührung der Schuppodenimpjung bat das J. in 
Djterr. cine erfreuliche und wejentl. Förderung ere 
fabren. Um fiir die öffentl. Impfung den Bezug 
eines nach wiſſenſchaftl. Grundſätzen und unter 
Beobadtung hygieniſcher Kautelen hergeſtellten, 
in ſeiner Wirkſamkeit verläßl. Impfſtoffes ficher- 
zuſtellen, Hat das MW. J. mit dem Erl. 3 VI 93, 
3. 13411 (0. 6. W. 93, S. 212), eine Inſtruk— 
tion betrejfend die Cinridtungen und die Gebas 
rung in fongejfionierten Impfſtoffgewinnungsan⸗ 
jtalten erlajjen und angeordnet, dak Konzeſſio— 
nen gur idtung von Impfſtoffgewinnungs⸗ 
anjtalten ohne vorgerige Genehmigung des WM. J. 
nidjt erteift werden diirjen. 

Jn vorfommenden Fällen des Cinidreitens 
derartiger Konzeſſionswerber find die Erhebungs- 
aften mit dem Gituationg- u. Detailplane der zu 
erridjtenden Anſtalt fowie die Darjtellung der be- 
abjichtigten Manipulation u. Gebarung in derjel- 
ben unter entjpredjender YUntragftellung und An— 
ſchluß des diesbezügl. Gutadtens des Landesſani— 
tit8rates dem WM. ¢ zur &. vorgzulegen. 

Die betveffende Anjtrultion enthalt folgende 
Vorſchriften: 

1. Auswahl und Unterſuchung der 
Impftiere. Zuc Ampfung find Kälber im Alter 
von 5 Wodjen angejangen ju benugen. Andere 
Tiere dürfen nur mit bejonderer Genehmigung 
des M. J. verwendet werden (§ 1). Bor dem 
Ampfen jind bie Tiere von einem Tierargte auj 
ibren Geſundheitszuſtand genauejtens zu unter— 
ſuchen. Nur ſolche Tiere, welche durchaus geſund 
befunden worden, find zu benutzen (§ 2). Bor dem 
Impfen fowohl, als wahrend der Entwidlung 
der Vakzinepuſteln und vor der Abnahme des 
Impiſtoffes ijt die Kbrperwärme des Ampjtieres 
feſtzuſtellen. Betriigt diejelbe über 41°C oder find 
fonjt Kranfheitserjceinungen (mit Ausnahme von 
leichten Verdauungsſtörungen) ju beobachten, fo 
ijt das Tier von der Benupung auszuſchließen 
($3). Nach der Abnahme bes Impfſtoffes find die 
Tiere gu ſchlachten und wiederum von einem Tier- 
arzte au unterjucjen. Dieſe Unterſuchung bat ſich 
pe alle Organe, in&bej. auj den Nabel und die 


— das Bauch⸗ u. Bruſtfell, die Lunge, 


die Leber, die Milz und die Lymphdrüſen und 
den Darm ju erſtrecken (§ 4). Uber das ebnis 
jeder Unterſuchung ift vom Tierarste eine Beſchei— 


nigung auSzuftellen (§ 5). Der gewonnene Impf— 
ftolf darf nur dann an die Impfärzte abgegeben 
werden, wenn die nad dem Schlachten des Tieres 
angejtellte tierärztl. Unterſuchung ergeben bat, dap 
das Tier geſund war und die jtattgefumdene Er— 
probung des fertiqgeitellten Impfſtoffes ein giin- 
jtiges Ergebnis geliejert. Sämtl. Impfſtoff von 
nad) der lachtung als nicht gefund befundenen 
Lieren ijt fofort gu vernidten (§ 6). 

2. Pflege u Ernährung der Aimpftiere. 
Der zur Unterbringung der Impftiere dienende 
Stall muß hell, troden und leicht gu lüften fein. 
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Er muß mit Vorrichtungen verſehen ſein, welche 
zu jeder Jahreszeit die Herſtellung einer mittleren 
Temperatur geſtatten. Sein Boden, ſeine Wände 
und ſeine ganze Einrichtung muß ſo beſchaffen 
fein, daß fie jederzeit gründlich u. genau gereinigt 
und vollſtändig desinfiziert werden können ($ 7). 
Sur Pflege u. Ernährung der Tiere find hiefür 
bejonders geeignete gewijjenbajte Perjonen anju- 
jtellen (§ 8). Die Stände der Tiere find fo —* 
richten, daß die Beſeitigung der Entleerungen der 
Tiere in raſcheſter u. gründlichſter Weiſe mit mög— 
lichſter Vermeidung von Staubbildung und anderer 
Luftverunreinigung ſtattfinden kann. Die Impf— 
tiere ſelbſt und ihre Stände ſind ſtets mit größter 
Sorgfalt rein zu halten (§ 9). Dic Impftiere ſind 
mit reichl. Nahrung beſter Qualität, Saugkälber 
mit guter Vollmilch, eventuell unter Zugabe von 
Eiern u. Mehltrank, gu verſehen. Die Nahrung 
darf Sauglälbern nur gekocht verabreicht werden 
8 10). 

3. Impfung der Tiere und Abnahme 
des Impfſtoffes. Tiere, welche einen größeren 
Transport durchgemacht haben, ſollen nicht vor 
Ablauf eines Tages nod ihrer Ankunſt und erſt 
nach ihrer vollſtändigen Erholung geimpft werden 
($11). Für das Impfen der Tiere und Abnahme 
des Impfſtoffes muh cin bejonderer, ausſchließlich 
hiegu bejtimmter Raum eingerichtet werden. Der- 
felbe mug bell, lujtig, heizbar, vollſtändig uw. leicht 
zu reinigen und gu deSinfigieren fein, daher ins— 
bej. undurchläſſige, waſchbare Fußböden und ſoweit 
erforderlich, auch waſchbare Wände erhalten. Er 
muß vor jeder Impfung u. Impfſtoffabnahme des- 
infiziert werden, z. B. durch Aufwaſchen mit 5% 
Karbollöſung (3 12). Die bei Manipulationen zur 
Gewinnung von Impiſtoff beſchäftigten Perſonen 
haben hinſichtlich ihres Körpers und ihrer Beklei— 
dung auf die größte Reinlichkeit, und hinſichtlich 
ihrer Hinde auf den aſeptiſchen Zuſtand derſelben 
durd) entipredjende Desinjeftion ju achten. Sämtl. 
Anjtrumente miijjen nad) Material u. Geftalt 
gründl. Reinigung u. Desinfektion leicht zulaſſen 
und find von jeder anderiveitigen Benupung aus— 
geſchloſſen. Alle Gegenſtände, welche trodene Hige 
vertragen (Metallinjtrumente, Glasgeſfüße u. og by 
jind vor dem Gebrauche gu jterilijieren (§ 13). Als 
Ampfitelle ift gu benupen: Bei jungen Tieren die 
scan nd vom Damm bis in die Nähe des 

dabels famt dem Hodenjace und der Innenfläche 
der Schentel, bei dilteren Tieren der Hodenjad, das 
Cuter, der —— und die Umgebung (§ 14). 
Die Ampfitellen find griindlid) ju —— und 
u desinfizieren (§ 15). Die Impfung kann mit 
Stichen oder kurzen Schnitten ausgeführt werden, 
gebiujte Sfarififationen (Flächenimpfungen) find 
ungulajfig ($17). Sur Ampinng der Tiere fann 
entweder Menſchenlymphe oder Tierlymphe oder 
natürl. Rubpodentymphe verwendet werden (§ 17). 
Die Abnahme des Impfſtoffes ijt vor dem Citrig- 
werden ded Inhaltes der Puſteln nach forgfiltiger 
Reiniqung derielben vorgunehmen ($$ 18 u. 19), 
wobei nur qut entwidelte Bujteln zur Abnahme 
pon Impfſtoff gu verwenden find (§ 20). Die Wb- 
nahme des Impfſtoffes erjtredt fic) ſowohl auf die 
Cfterr. StaatSwirterbuc. 2. Aufl., 2. Bd. 
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fliijfigen als die fefien Bejtandteile der Pujteln, 
ausgenommen die Borfen ($$ 21 u. 22), 

4. Mufbewahrung u. Verjendung des 
Impfſtoffes. Der zur Mufbewahrung u. Bere 
jendung bejtimmte Impfſtoff ijt aus dem Geſamt⸗ 
materiale der Vakzinepuſteln alsbald nach der Ab— 
nahme desjelben vom Tiere gu verarbeiten ($$ 23, 
24) und entweder in Form eines feinen Pulvers, 
einer Maſſe oder einer flaren Flüſſigkeit aufzube— 
wabhren (§ 25). Die Verwendung von nicht priipa- 
tiertem Rohmateriale su Menidjenimpfungen ijt 
unterjagt (§ 26). Der Amopjitoff ijt nur in fterilis 
fierten Glasgejiipen oder Haarröhrchen aufzube— 
wahten und gu verienden (§$ 27) u. ai. leptered 
erjt dann, wenn durd) Brobeimpfungen jeine Wirk⸗ 
jamteit feſtgeſtellt ijt (§ 28). Jeder Sendung von 
Impiffſtoff iit die Nummer des Verfandbudes und 
eine Gebrauchsanweiſung beigugeben. Aud) find 
jedesmal die öffentl. Impfärzte an ihre Verpflich— 
tung, der Anjtalt iiber den Erfolg der mit der 
Lympbhe vorgenommenen Ympfungen Berit ju 
erjtatten, zu erinnern, Privatärzte um Einjendung 
derartiger Berichte gu erſuchen (§ 29). 

5. Liſtenführung. Uber die Impfungen der 
Tiere ijt cin Tagebud (§ 30) und iiber den Ver— 
jand ded Impfſtoffes cin Verſandbuch gu füh— 
ren ($§ 30 u. 31). Brivatanjtalten aur Gewinnung 
von Tierlymphe bediirfen der, behördl. Rongefjion 
und untezitehen der behördl. Uberwachung (§ 32). 

In Oſterreich bejtehen derzeit Anjtalten zur 
Gewinnung animaler Vakzine u. zw.: 

In Niederöſterreich die f. f. Impfſtoffge— 
winnungsanſtalt in Wien und die Anſtalt des 
Dr. WM. Bauer in Wien; 

in Steiermarf die Anjtalten des Dr. G. 
Sabin in St. Peter bei Gray und des Dr. E. Ebr 
lid) in Trojaiad); 

in Trieſt bas Istituto vaccinogeno sotto 
il patronato del Comune; 

in Böhmen die f. k. Ampjitofigewinnungs- 
anjtalt in Neuhaus; 

in Mähren die Unjtalt des Dr. M. Winter 
in Briinn und 

in Galizien die Anftalten des Profeſſors 
Dr. A. Baransfi in Lemberg, des Paul Kretowicz 
in — 

Die ff. Impfſtoffgewinnungsanſtalt 
in Wien wurde von der Staat&verwaltung im 
Einvernehmen mit dem nö. L. A. im J. 1893 
(Kundmadung der n.<5. Statthalterei 16 VII 93) 
erridjtet. Die Erzeugung, Verwahrung u. Verjens 
dung des Ampiftofies findet nad der vom WM. 3. 
auf Grund des Fachgutachtens des Oberjten Sa— 
nitdt8rates erlajjenen, den wiſſenſchaftl. Grundſätzen 
entipredjenden Vorſchrift ftatt und erfolgt die Wb- 
gabe des Impfſtoffes erſt nach kommiſſionell vor- 

enommener amtl. Erprobung feiner tadelloſen Be— 
chaffenheit u. Wirkſamleit. Die Verſendung des 
Impfſtoffes erfolgt vom 111903 ab nur in 
an beiden Enden zugeſchmolzenen Glasröhrchen 
mit 5, 10 oder 25 Bortionen. Wit dem Mini— 
jterialerlag 4 VIII 93, 38. 19213, und 15] 94, 
. 30544 ex 1893, wurde angeordnet, dak der 
Impiſtoff jum Swede der Notimpjungen u, 
AG 
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Revakzina jortan aus dev k. f. Impfſtoffgewin— 
nungsanjtalt direft unentgeltlid) gu begieben ijt, 
pu weldem Behuje mit Genehmigung des M. J. 
cjondere Impfſtoffbeſtellſcheine eingefiihrt wurden 
(Eri. der n.-5. Statthalterei 19 XII 95, 8. 113058). 

Mit dem Erk. des M. J. 151 94, 3. 30544 
ex 1893, wurde die Erteilung von Staatsfubpen- 
tionen an Brivatanjtalten eingeftellt. 

Die amtl. Korreſpondenz mit der Direftion 
det kat. Ampfitofigewinnungsanjtalt in Wien ſowie 
die das Impfgeſchäft betreffenden Korreſpondenzen 
zwiſchen den Impfärzten und den Gemeinde- bezw. 

eiſtl. Amtern find fiir die Dauer der Impfperiode 

im Sinne des Art. I, Abſ. 1, des G. 2X 65, 

R. 108, portofrei (Erl. des H. WM. 13 VII 85, 

* pride Poſt⸗ u. Teleqraphenverordnungsblatt 
r. 59). 

Much iiber dic Ampfinititute, ſowohl öffentliche 
als private, werden alljährlich Beridjte in Form 
deS Teilberidtes lit. E des allg. Ganitits- 
jahresberichtes vorgelegt. Diefe Berichte haben ju 
enthalten: 

1. Ulter, Anlaß der Griindung, jpegielle Be— 
jtimmung der Anſtalt. 

2, Rie zur Verfügung jtehenden Räumlich— 
keiten und deren ſpezielle — 

3. Organiſierung des Impfgeſchäftes mit An— 
gabe der Einrichtungen für Gewinnung, Erhaltung 
u. Verſendung des —— und jener für Evi⸗ 
denzhaltung des Impfſtoffes und der Impflinge. 

4. Bet den öffentl. Inſtituten: Anzahl, Dienſt⸗ 
eigenſchaft u. Bezüge des Perſonales. 

Seit der Errichtung der k. k. Impfſtoffgewin— 
nungsanſtalt in Wien und der allg. Verwendung 
der animalen Lymphe in Oſterr. haben ſich die 
Verhältniſſe der Impfinſtitute weſentlich geändert, 
und beſaſſen ſich leptere nicht mehr ausſchließlich mit 
der Impfung, fondern voriiegend mit der Er- 
zeugung von Impſfſtoff. Wit dem Erl. der nd. 
Statthalterei 171 94, B. 79245 ex 1893, wurde 
fiir den Bericht der nb. Impfſtoffgewinnungsan— 
italten ein Spegialbericht vorgezeichnet, in welchem 
die Verhältniſſe der Jinpfanftalten den Gegenjtand 
einer bejonderen Bejprechung gu bilden haben, um 
cinen Uberblic über die BetriebSergebnijje der ge— 
dadten Anjtalten in N. O. zu gewinnen. 


Xiteratur, * 

, Manynrbhofer: I. Bd., Bien 1897. Daimer: 
Oſterr. Sanitätsgeſetze, LI. Bd., Wien 1896. Das 
hye Sanitätsweſen: Jahrg. I—XV. Paul: 

ber rationelle Gewinnyng eines feimarmen ani- 
malijden Impfſtoffes. O. S. W. 1896. Studien 
iiber aſeptiſche Methoden der Schuppocenimpfung. 
O. S. W. 1896. ,,Uber eine verlapl. Methode zur 
Erzeugung einer von vornherein feimarmen ani- 
malen Vakzine“, O. S. W. 1898; ,, Uber den qeqen- 
wirtiqen Stand der ajeptijden Impftechnik“, ©. 
S. BW. 1901. Blattern= u. Scuppodenimpfung. 
Denkſchrift des faij. Geſundheitsamtes, Berlin 
1896. Bang: Nene Unterfucungen zur Pocens 
u. Smpfirage, Berlin 1898. Bohn: Handbuch 
der Vakzination, Leipzig 1875. Bollinger: Uber 
animale Vakzination, Leipzig 1879. Deutl: Bets 
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träge zur animalen Impfung, ee F rän⸗ 
fel: —— u. Impfſchutz, Marburg 1895. 
Freund: Animale Vakzination und ihre techniſche 
Entwidlung, Breslau 1887. Fürſt: Der gegen- 
wirtige Stand der animalen Baksination. Leipzig 
1891. Peiper: Die Schutzpockenimpfung und ibre 
Musfibrungsbejtimmungen in Deutidland und in 
fterr.-Ungarn, Berlin 1901. Schulz: Ampfung, 
Impigeſchäft u. Impftechnik, Berlin 1891. Roept e: 
Die animale Impfanſtalt. Stuttgart 1890. Puſch— 
mann: Hiſtoriſch-kritiſche Beleuchtung der Blat- 
ternimpjung, Wien 1893. Presl: ur Geichichte 
der Impfung in Ojterr. (Wr. fl. Word.) 
Melidar. 


Induſtrieausſtellungen. 
I. Begviff. — II. Einteilung. — 111. Rechtſtellung. 


J. Begriff. Unter Ausſtellung verſteht man 
jede an einem beſtimmten Orte und zu beſtimmter 
Zeit in planmäßiger Ordnung ſich vollziehende 
Schauſtellung von aus dem Ausſtellungsorte ſelbſt 
oder aus größeren Gebieten zuſammengebrachten 
bemerfenswerten Erzeugniſſen der Natur und der 
Menſchenhand. 

Sind die ausgeſtellten Erzeugniſſe ausſchließlich 
oder vorherrſchend gewerbl. Produkte, ſo iſt die 
Ausſtellung eine J. 

Aus den Meſſen u. Märkten hervorgegangen 
ſind die J. gleich jenen ein wichtiges Mittel zur 
Belebung u. Förderung der gewerbl. Titigfeit. 
Sie gewahren mannigfachen Nugen, indem fie vor 
allem den Warft fennen [ehren, iiber die herr— 
fchende Zeitrichtung orientieren und durd Berane 
ſchaulichung deS Werfes der Arbeit innerhalb der 
qewerbl. Kreiſe ein erhöhtes Selbjtvertrauen er— 
weden, augerbalb derjelben einen lehrreichen Ein— 
blick in alle Sphären dee gewerbl. fien8 ge: 
jtatten und auf beiden Seiten sur Uberwindung 
der Borurteile fiir oder gegen die einheimiſche 
Induſtrie wejentlid) beitragen. Ihr Nugen wird 
um fo größer jein, je größer und vollſtändiger die 
Sammlung ijt, je getreuer das Bild, welded fie 
von dem jeweiligen Stande der Andujtrie liejern; 
darum diirjen fie nicht in bloßes Schaugepriinge 
augartten, fondern müſſen die Broduftion zeigen, 
wie fie wirklich iſt. 

II. Ginteilung., Nach ihrer gegenjtindlichen, 
jeitlichen oder örtl. Begrenzung unterjdeidet man 
bei den J. alla. und Spegial=, dann periodiicde 
u. permanente, ferner Lofal-, Regional-, Bezirks-⸗, 
Provingial> u. Landes-, nationale u. internatio- 
nale, endlich in jubjeftiver Begiehung Privat- u. 
RKolleftivausjtellungen. 

Die allgemeinen J. umfafjen das Gejamt- 
gebiet der produftiven gewerbl. Tätigkeit, die 
Spezial- oder Fadhausftellungen md dage= 
gen einer bejtimmten Brande gewidmet. 

Periodiſche J. find jene, welche in mebr 
oder weniger regelmäßigen Zwiſchenräumen an 
demielben oder aud) an verjchiedenen Orten wieder: 
febren. Tie permanenten J. nebmen fajt den 
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Charafter von Sammlungen oder Mujeen an, von 
welchen fie fic) im weſentlichen nur dadurch unter: 
ideiden, dah ihre Gegenjtiinde von Heit au Zeit 
durd) andere erjeft werden. (Diejen Charafter be- 
jagen gumeijt die vom Staate ju MAnfang des 
19. Jahrh. inijenierten J., ingbef. das jufolge 
Ullerhichjten Handfechreibens 11 IX O7 in Wien 
erridjtete bejondere Rabinett zur Aufſtellung der 
jimtlichen inlindijden Fabrils- u. Wanujaftur- 
produfte.) 

ILL. Rechtſtellung. Jn gewerberedjtl. Bezie— 
hung mug unterjdieden werden zwiſchen: 1. der 
AustellungSunternehmung und 2. den Wusjtellern. 
—Zu 1. Die von Privaten (eingelnen phyſiſchen 
oder juriſtiſchen Perſonen als Vereinen, Geſell— 
ſchaften u. dgl.) veranſtalteten J., deren Beſichti— 
gung gegen Eintrittsgeld geitattet wird, find ge— 
map Art. Vo, faif. P. 20 XI 59, R. 227, von 
der Gew. O. ausgenommen und unterliegen den 
für ‘Broduttionen u. Schaujtellungen iiberh. gel- 
tenden bejonderen Vorſchriften Erl. des Wi. J. 
9 VI 85, 3. 2874). 

Nad) dem Hfktzd. 61 36 (P. G. S. Bod. 64, 
Mr. 5) ijt die — —— Schauſtellungen 
aller Art um Geld von der Bewilligung der polit. 
Landesbehörde (fiir Wien der Polizeidirektion) ab— 
hängig. 

Aus der zit. V. verdienen mit Bezug auf 
den Gegenſtand dieſes Art. nod) folgende Beſtim— 
mungen hervorgehoben zu werden: 

Bei der Konzeſſionserteilung iſt mit aller 
Vorſicht zu Werke zu gehen und insbeſ. Auslän— 
dern nur die Schauſtellung von wahrhaft ſehens— 
würdigen Gegenſtänden zu gejtatten. 

Bei Beſſimmung der Ausſtellungsdauer iſt 
teils auf den Wert, das Intereſſe und die Selten— 
heit der Schaugegenſtände, teils auf die beſonderen 
Verhältniſſe des Ausſtellungsortes Bedacht zu 
nehmen. 

Im allg. ſind die polit. Landesbehörden 
ſtreng verpflichtet, die Konzeſſionsdauer möglichſt 
einzuſchränken und die Anhäufung von derlei 
Schauſtellungen ſorgfältigſt zu vermeiden. 

Von den Konzeſſionserteilungen find die unter— 
itehenden polit. Bezirksbehörden von Fall 3u Fall 
zu verſtändigen und dafiir verantvortlid) zu mas 
chen, daß die Bewilligungsdauer nicht überſchrit— 
ten und die Bolizeivorichriiten ſtreng gehandbhabt 
werden. 

Was die Steuerjrage anbelangt, jo finden auj 
J. der fragl. Art die Bejtimmungen über die Be- 
jteuerung der Ynhaber von Produftionslizenzen 
Ynwendung (§ 82 G. 25X 96, R. 220, bezw. 
Urt. 63, Vollzugsvorſchrift 28 1 97, R. 35). 

Su 2. Inſoweit die Uusjtellung fiir den Aus— 
iteller den Charafter eines (tempordren) Filialbe— 
triebe3 annimmt, und dies wird jtets dann der 
wall fein, wenn dem Ausſteller der Verkauf der 
auggejtellten Produkte bei jtetem Erſatze des Ab— 
ganges gejtattet ijt, fo gelangen jfelbjtredend die 
cinfcliigigen Bejtimmungen des 4. Hauptitiices 
der Gew. O. zur Anwendung und müſſen dem- 
gemäß auc) die in den Erwerbſteuervorſchriften be- 
qriindeten ſteuerl. Konſequenzen cintreten. 


Die Frage der jtaatl. Unteritiigung von 
inlandijden — Ausſtellungen wird durch die 
V. des H. MW. 10 VI 95, R. 80, welche aud) ein 
Reglement iiber die Zuſammenſetzung u. Titigteit 
der Jury bei derlei Ausſtellungen enthilt, geregelt. 
Uber den Vorgang bei Verleihung von Staats- 
preijen ſ. H. Gxt. 9 XI 98, 8. 55137. Zum 
Schluſſe jei nod) der B. des H. M. 15 IX 9s, 
RM. 164, gedacht, welche injojern bemerfensiwert 
ijt, als fie gewiffe Begiinjtiqungen fiir auf inlin- 
diſchen Ausſtellungen zur au geſtellte Erfin— 
dungen feftiept; Naheres ſ. Art. „Patentrecht“. 


Quellen und Literatur. 


Die Literatur befteht hauptſächlich in den 
in Drud_gelegten offiziellen Ausſtellungsberichten; 
von jonjtigen Wonographien verdienen erwähnt 
u werden: Exner: ,,Die Uusjteller und die Aus— 
———— 2. Aufl., Weimar 1873. Derſelbe: 
„Die Fortſchritte im Ausſtellungsweſen“, Weimar 
1868. — Außerdem enthalten von neueren Werken 
inSbej.: Reuleaur: „Buch der Erfindungen, Ge- 
werbe u. Induſtrien“, 8. Aufl., und in der älte— 
ren Literatur vornehmlich: Ropew: „Allg. öſterr. 
Gewerbegeſetzlunde, Wien 1830 ſchätzenswerte 
Beiträge zur Kenntnis des Ausſtellungsweſens. 

Poſſelt. 


Infektionskrankheiten 


ſ. „Volksſeuchen“. 


Juformationsbureaur 
ſ. „Gewerbe D.“ 


Inhaberpapiere. 


I. Bollfommene 3. 1, Weſen. 2. Geſchichtliches. 3. Hee 
fuanis gur Ausſtellung. 4. Cigentiimer u. Ynhaber. 5, Cine 
wenbungen, 6, Vintulierung. 7. Rraftloserftlarung. — IT. Une 
— J. — IL. Legitimationspapiere. — IV. Karten 
u. Marten, 


I. Vollfommene Subaberpapiere. 1. J. find 
Wertpapiere, welche zur Wusiibung des verbrieften 
Rechtes den Inhaber berujen. Das verbriefte Recht 
ijt entweder ein Forderungsrecht (Schuldverſchrei— 
bung auj den Aubhaber) oder cin dingl. Recht (Bjand- 
briet) oder cin Witgliedsrecht (Anhaberaftie). Für 
das vol[fommene Qnbhaberpapier find zwei 
Rechtsſätze ($$ 371 u. 1393 a. b. G. B.) charafte- 
riſtiſch: a) Dah der redl. Erwerber des Papieres dads 
Cigentum (und damit das verbriejte Recht) erwirbt, 
auch wenn der Veräußerer nicht Eigentiimer war 
(anders bei den unvollfomimenen J. und bei den 
Legitimationspapieren), b) dag dem Ausſteller ge- 

eniiber der Inhaber jur Geltendmadung des 
echtes befugt ijt (ebenio bei ben unvollfommenen 
J., anders bei den Legitimationspapieren). 
56* 
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2. Auf den Uberbringer lautende Schuldideine 
fommen in Ojterr. jon im WMittelalter vor. Die 
Sdhuldenfaffenobligationen (1745) waren 
die erjten auf den Überbringer lautenden Teil- 
ſchuldverſchreibungen (jf. Art. „Staatsſchuld“). Auch 
die nad) dem Vorſchlage des Grajen Ludwig Zin— 
zendorf (1759) ausgegebenen erjten Couponpapiere 
(bie Darlehens- u. Sablungsobligationen 
1761) lauteten auf den Überbringer, jte fonnien 
jedody „ur Sicherheit gegen die Gejahr vor Die- 
ben” vom Inhaber an ſich felbjt oder an cinen 
Dritten indofjiert werden. Das wichtigſte J. waren 
die Bankozettel (1762). An dieſe Zeit der erjten 
Entjaltung der modernen Kreditwirtſchaft fällt die 
Borbereitung der ivilredtstodifitation. 
Aber in den älteren Vorarbeiten ijt davon wenig 
au bemerten. Aus dem abjterbenden gemeinen 
Rechte geht nod in den Horteniden Entwurj eines 
Codex Theresianus die Regel iiber, dag zur 
Ubtretung einer Forderung die alleinige Ausant— 
wortung der Verſchreibung nicht genug ſei, „wenn 
ſchon die Verſchreibung ausdrücklich auf alle ge— 
treuen Inhaber derſelben lautete“. Damit ijt das 
J. geradezu abgelehnt. Erſt der von Martini ver— 
ſaßte Vorentwurf des a. b. G. B, ſtellt den Sag 
auf: „Schuldſcheine, die auf den Überbringer lau— 
ten, bediirjen gar feiner Zeſſion“ (vgl. § 1393 
a. b. G. B.). 

3. Ob Private zur Ausſtellung von In— 
haberſchuldverſchreibungen befugt ſeien, iſt 
im a. b. G. B. nicht entſchieden. Schon bei der 
erjten Lejung wurde der — angeregt, ſchon 
damals glaubte man, daß § 1001 dagegen, § 1393 
dafiir jpreche (vgl. Protofoll pom 18 VIII 06). 
Jim J. 1830 fam die Hoffommiffion in Gejepiachen 
anläßlich cines von ihr verlangten Gutadjtens auj 
die Frage zurück, der Referent verneinte jie mit 
Rückicht auf § 1001, die Mehrheit war fiir die 
Zuläſſigkeit privater J. weil § 1393 cine Aus— 
nahme von § 1001 enthalte (Brotofoll vom 25 VI 


30). Die oberjte Juſtizſtelle hielt daran fejt, dak | geg 


§ 1001 die Ausgabe von J. durch Private ver- 
biete. Sie beanſtändete aus diefem Grunde in einer 
an die Hoffammer gericteten Note die Duldung 
von auf Snbaber lautenden Privatlofen. Die Hof— 
fammer wat zwar oe anbderer Meinung, er—⸗ 
lie} aber — noch Einholung einer A. E. 19 VI 
47 — das OHffd. 17 X11 47, 3. G. S. 1105, wel- 
ches unter Berujung auj § 1001 die Ausfertigung 
von ,,Rartialobligationen in Brivatanleihensge= 
ſchäften“ auf Uberbringer unterjagt. Indeſſen ift 
ju beadten, dak die Ausgabe von Teilſchuld— 
verfdreibungen jtets — migen dieſelben auj 
ben Inhaber lauten oder nicht — ftaatl. Geneh— 
migung erfordert (vgl. Uttienregulativ § 23). Die 
Ausgabe von Anhaberaftien ijt an bejtimmte 
aciepl. Vorausjepungen gebunden (Art. 222 H. G.) 
Inbejugte Ausgabe von „auf den Anbaber lau- 
tenden unverzinsl. Schuldverſchreibungen, welche 
im Verkehre als Geldzeichen verwendet werden 
finnen”, ijt nach Art. VIII taiſ. B. 21 1X 99, R. 176, 
4. Teil, 1. Rap., als Bergehen jtrafbar. L eqitimas 
tionSpapiere jowie auf den Inhaber lautende 
Sdheds (§ 3G.3 IV 1906, R. $4) darf jedermann 
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ohneweiters ausſtellen. Ein ohne ſtaatl. Ermächti⸗ 
guns ausgeftellter, auf den Uberbringer lautender 

inzelſchuldſchein ijt (abgejehen von ben Scheds) 
al LegitimationSpapier ju behandein; eine unbe- 
fugt ausgeſtellte Teilichuldverjdreibung ijt ungiiltig. 

4. Der Cigentiimer des J. ijt (im Cinne 
des § 353 a. b. G. B.) Eigentiimer des verbrieiten 
Rechtes. Er fann dag Papier und damit aud) das 
Recht veräußern und belajten; da’ J. gehört in 
jeine Konkursmaſſe und fann augerhalb des Kon— 
furjes von feinen Gliubigern u. zw. nad) den fiir 
forperl. Sachen mafgebenden Vorſchriften) gepfän— 
det werden. Gutgläubiger Erwerb wird im 
Falle der Veräußerung oder Verpfändung ſeitens 
des Nichteigentümers nach § 371 a. b. G. B. 
(Art. 307 H. G.) geſchützt. Die nent ig THe 
eines Lojes (Promeſſe) fann jedoch nur der Cigen- 
tiimer oder fein Bevollmächtigter wirkſam ver: 
diufern; der gute Glaube des Erwerbers fommt 
hier nicht in racht (§ 1 &. 7 XI 62, R. 85). 

Bur Ausiibung des Rechtes ijt nach dem In— 
halte de J. der Anhaber berujen. Er übt anj 
Grund der Inhaberaktie das Stimmredt aug, er 
jieht auf Grund der Anbaberidjuldveridreibung 
die Leijtung ein, er macht das Recht gegeniiber 
dem Ausſteller geridtlid) geltend. Er fann flagen, 
ohne auc) nur dariiber Uustunjt geben gu müſſen, 
ob cr der Gigentiimer oder Bertreter des Eigen- 
tiimers fei. Er fann fogar um Bejtellung eines 
Kurators nad G. 241V 74, R. 49, einſchreiten; 
denn die Berechtiqung gu diefem WAntrage wird 
nad) § 3 des G. durch Vorweiſung der Teilſchuld— 
verſchreibung dargetan. 

Bei den Inhaberſchuldverſchreibungen bejreht 
aljo gegeniiber bem Cigentiimer die Schuld, gegen- 
liber Dem Qnbaber die Haftung. 

5. Urt. 303 H. G. beftimmt fiir bie han— 
delsrechtl. Orderpapiere: „Der Verpflichtete fann 
ſich nur ſolcher Einreden bedienen, welche ifm 
nach Maßgabe der Urkunde ſelbſt oder unmittelbar 
en den jedesmaligen Kläger zuſtehen.“ Das G 
nimmt darauf Riicficht, daß die Orderpapiere fiir 
den Verkehr beſtimmt ſind, es will dieſen Verkehr 
fördern. Um fo gewiſſer mug dieſer Rechtsſatz — 
obwohl er nicht ſelbſtverſtändlich und nicht unbe- 
denflid) ijt — fiir bie J. gelten. Es wird aljo 
nicht blof der redl. Erwerb gefdiigt. Uber es ſoll 
dod) nicht der Unredlichkeit Soridub geleijtet wer⸗ 
den. In Rollufionsfillen muß fic) daher der 
Nadmann die Einrede der Urglijt gefallen lajjen. 
Wegeniiber dem BVertreter find alle Cinwendun- 
gen aus der Perſon des Vertretenen zuläſſig, denn 
das Recht, das er ausiibt, ijt das Recht ded Ver— 
tretenen. Das Bertretungsverhiltnis muß aber 
vom Beflagten nachgewieſen werden. 

6. Der Cigentiimer fann das J. nidt eigen- 
mächtig in ein Refta= oder Orderpapier verwan— 
deln. Er fann nidjt die Anbhaberflaufel ſtreichen 
und jeinen Namen als Gliubiger an ibre Stelle 
ſetzen. Bielmehr mu er fid) gu diejem Bwede an 
den Wusjteller wenden. Der Ausjteller fann auj 
Berlangen des Uberbringers das J. in cin Na- 
menépapier umwandeln. Mud) Einſchränkun— 
gen der Dispofitionsbefugnis lönnen in diefer 
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Weiſe zur Geltung gebradt werden (Vinkulic- 
tung, val. 5. B. hintidjtlid) der Fideitommiftapi- 
talien, § 232 faij. B. 9 VIII 54, R. 208, dazu 
J. M. Erl. 6 VILL 74). Bei sinStragenden Papieren 
hat dicje — | regelmapig zur Folge, dah 
die Zinſen nur an den CEigentiimer (oder den- 
jenigen, der nad) Inhalt der Vinkulierungsklauſel 
zur Empfangnahme befugt ijt) gegen Luittung 
erjolgt werden. — Cine gejepl. Verpflichtung des 
Ausjtellers eines J., die Vintulterung auf Ver— 
langen vorzunehmen, beſteht nicht. 

7. Dit das J. zufällig vernidjtet oder abhan— 
den gefommen, fo ijt damit gwar nod nidt das 
Recht verloren, aber die Uusiibung unmöglich ge- 
madt. Denn die Uusiibung ijt an das Papier ge- 
bunden. Um nun das Band ju lijen, muß das 
J. „getötet“ (§ 1428 a. b. G. B.), ,amorti- 
fiert’ werden. Bu diejem Swede findet ein Auf— 
gebotsverjahren jtatt, da’ durch mannigfaltige, 
jum Teil, veraltete Vorſchriften und durd cinen 
zwiſchen Ängſtlichteit u. Sorgloſigkeit ſchwanken— 
den Gerichtsgebrauch geregelt iſt. Die 3. P. O. 
hat — hierin abweichend vom Entwurf von 1881 
($§ 655—667) — das Amortiſierungsverfahren 
nicht beriifrt, aljo wohl die Reform desjelben dem 
in Ausſicht genommenen G. über die freiwillige 
Gerichtsbarleit vorbehalten. Das Verfahren wird 
auf Antrag des Eigentümers (nad) dem Entwurf 
und nach deutidem Rechte: des Hisherigen Inha— 
bers) eingeleitet. Der Antragſteller hat ſeine Be- 
redjtigung glaubhaft au machen und das J. genau 
ju bejdjreiben. Hierauf wird das Edikt erlajjen. 
Sojortige Zahlungsſperre ijt bei J. (mit Aus— 
nahme dev Schecks) unzuläſſig. Der Anhaber fann 
aljo, unbefiimmert um das €dift, die Rechte aus 
dem Papiere geltend machen. Zuläſſig ijt, wenn der 
Verdacht einer ftrafbaren Handlung vorliegt, poli- 
zeil. Uberwadjung behufs Anhaltung des Uber- 
bringerS (Qnvigilierung). Die Ediftaljrift be- 
trägt bei J. mit bejtimmtem Falliqfeitstage (Loje, 
Coupons) 1 Jahr, 6 Woden, 3 Tage nad dem 
Palligfeitstage P. 28 TIL 03, J. G. S. 509 — die 
altertiiml. J rijt von Jahr u. Tag!), bei den Schecks 
dreifig Tage (§$ 21 G. 3 LV 1906, R. 84), fonit 
drei Jahre nad) dem Fälligkeitstage des letzten mit 
dem J. hinausgegebenen Coupons (P. 15 VIII 17, 
J. G. S. 1361). Sind diefe Fälligkeitstermine 
vor Einleitung des Verſahrens verſtrichen, jo be— 
ginnen die Friſten mit dem Tage der Ediktsaus— 
sags Erjt nocd) Ablauf derjelben ergeht auj 
neuerl. YWntrag zunächſt die Zahlungsſperre 
(dag ,,provijorijdhe Umortijierungserfenntnis”) und 
nad) Ginlangen der erforderl. Uusfunjt des Wus- 
jtellers das „wirkl. Wmortifierungserfenntnis”, 
d. h. die Rraftloserflirung des J. Der Vor— 

ang ijt infojern zweckmäßig, al8 er den jorg: 
Gltigen Cigentiimer (der innerhalb der angegebe- 
nen Friſten die fälligen Treffer, Zinſen, Dividen- 
den erhebt, die Couponbogen erneuern [aift) gegen 
die Gejahr der Umortijierung ſchützt, ohne ibn zur 
Veftiire der YUmortijierungsedifte zu nötigen. An— 
ders, wo Nachläſſigkeit oder äußere Hinderniſſe ſich 
geltend machen. Da findet der Amortiſierungs— 
betrug freie Bahn. Erſcheint ein namhafter Treffer 
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in den Reſtantenliſten, ſo wird die Amortiſierung 
des es enen Lojes oft gleichzeitig von mebhreren 
angebl. or ay oy beantragt. Strenge Prüfung 
der Legitimation des Einjchreiters ijt gegenwärtig 
das eingige Diittel, diejen Betrug zu verhindern 
oder wenigſtens gu erſchweren. 

IL. Unvollfommene Qubaberpayierc. Als un- 
vollfommene J. find diejenigen Schuldveridreibun- 
gen gu begeidnen, weldje den Inhaber zur Aus— 
libung des Forderungsrechtes berufen, aber nicht 
den fiir die vollfommenen 3. — ſachen⸗ 
rechtl. Grundſätzen unterliegen: redl. Etwerb wird 
nicht geſchützt, nicht nad) § 371 a. b. G. B., aud 
nicht nad) § 367 a. b. G. B. Dieſe J. find nicht 
fiir Den Verkehr beſtimmt, dod) ſoll die Inhaber— 
flaufel dem Gläubiger die Geltendmachung ſeiner 
— möglichſt erleichtern. 

Zu den unv. J. gehören die Sparkaſſe— 
bücher. Sie lauten zwar auf beſtimmte Namen, 
aber dieſe Namen aed nur aur bequemeren 
Unterjdeidbung der Biicher, d. h. ſie find jurijtiid 
Namen der Bücher, nicht Namen der Glaiubiger. 
Makgebend ijt 8 14 Spart. Reg.: „Wenngleich 
die Sparfajjenbiider auf bejtimmte Namen zu lau— 
ten haben, fo ijt in den Statuten doch feſtzuſeten, 
daß jeder Inhaber oder Priifentant eines ſolchen 
Buches, ohne Legitimation über die Identität der 
Perjon, als rechtmäßiger Bejiper angeſehen und 
die verlangte Riidsahlung an ibn geleiſtet werden 
joll, injofern nicht die nach § 17 eingeleitete Umor- 
tifierung des betreffenden Sparkaſſenbuches oder 
ein geridtl. Berbot die Auszahlung hemmen und 
injojern der in die Bücher eingetragene Cigentii- 
met nidjt darin unter Beifügung feiner Unter- 
ſchrift den Vorbehalt ausgedriidt haben jollte, dah 
die Cinlage nur an ihn verſönlich oder an feinen 
Zeſſionär oder Bevollmächtigten geleijtet werden 
ſoll.“ Da hier die Rückſicht auj gutgliubige Er- 
werber iwegfillt, ijt die Amortiſierungsfriſt auf 
ſechs Monate herabgefept (§ 17) und jofortige 
Zahlungsſperre durch gerichtl. Verbot zugelaſſen. 
Nach § 21 des Mujterjtatutes ijt fogar cine pro- 
viforijde BVormerfung auf Grund privater Ver— 
lujtangeige mit det Wirfung zuläſſig, „daß die 
Sparfajje auj ein derlei Bud) weder Kapital nod) 
Intereſſen an irgend jemanden erfolgen darj, wel— 
cher nicht imjtande ijt, fic) iiber dad Eigentum 
desjelben gehörig auszuweiſen“. Dieje Vormerfung 
erlijcht jedod) nad) 30 Tagen. 

Su den unv. J. gehiren aud) die Talons 
(Erneuerungsjdeine). Die neuen Coupons müſſen 
Dem Uberbringer des Talons ausgefolgt werden, 
aber das Recht auf Hinausgabe der Talons wird 
nicht ctva mit dem Talon erworben u. iibertra- 
gen. Vielmehr ijt der Talon ein unfelbjtindiges 
Rapier, er teilt die rechtl. Schicfale des Stamm- 
papieres (des Mantels). Deshalb wird der Talon 
durch Umortifjierung des Stammpapieres entfriiftet; 
abgejonderte Umortijierung des Talons ijt unjue 
läſſig. Dod fann der abbanden gefommene Talon, 
ohne daß ed hiezu eines geridtl. BVerjahrens be- 
darj, durch eine Unmerfung entkräftet werden, die 
der Ausſteller auj BVerlangen des Berechtigten auf 
das Stammopapier jest (G. 2 VII 68, R. 88). 
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ILL. Legitimatiouspapiere. Es gibt Urkun— 
den, die ſich ihrem Wortlaute nach als J. dar— 
ſtellen, die aber aus dem Grunde feine J. find, 
weil der Schuldner nur beredhtigt, nicht verpflictet 
fein will, an den Inhaber ohne Legitimations- 
priijung ju leijten. Auch diefe Bapiere bedeuten 
tatſächlich zugleich eine Bequemlicfeit fiir den 
Gläubiger. Denn da der Schuldner zur Priifung 
det Legitimation nicht verpflichtet ijt, wird er fic 
nur ausnahmsweiſe, nur unter Bedenlen erweden- 
den Berhiltnijjen dazu entſchließen. Der Unter- 
ſchied zwiſchen den LegitimationSpapieren und den 
— — J. tritt aber ſofort hervor, wenn 
es gum Prozeſſe fommt. Der Inhaber des Legiti— 
mationspapieres fann nicht, geſtützt auf dieſe Cigen- 
ſchaft, Klage erheben; ex mu ſein Gläubigerrecht 
nachweiſen. 

Zu den Legitimationspapieren gehören die 
auf Uberbringer lautenden Verſicherungspoliz— 

en und die (jtetS auf Namen lautenden) Pfand— 

Reales Auch dieje Papiere finnen amortifiert 
werden, es gelten jedoch hier nicht die lerſchwe— 
renden) Borjdrijten iiber die Umortijierung von 
J. Auch bejteht bei den Pjandjcheinen neben dem 
gerichtl. Umortijierungsverjahren ein einjacheres 
aupergeridtl. Verfahren Verluſtanzeige und Aus— 
fertigung eines Bormerficheines, welder nad) Ab— 
lauf cineS Jahres den verlorenen Originalpfand- 
ſchein erjept: $$ 10—12 WMinijterialverordnung 
24 IV 85, R. 49). 

IV. Rarten wu. Marfen. Im Verkehre tom- 
men mancherlei Settel vor, welche den Beredtigten 
nicht nennen, aber aud) nicht ausdrücklich auf den 
Inhaber lauten. Sie enthalten häufig gar feinen 
oder feinen zuſammenhängenden Text (jondern 
nur Schlagwörter, Nummer u. dgl.). Regelmajig 
dienen fie sur Legitimation des Gläubigers, ohne 
— wie die Legitimationspapiere — firm. Rechts- 
urfunden gu jein. Sie leiſten nicht mehr als 4. B. 
auch ein Loſungswort leijten finnte. Der Schuldner 
wird frei, wenn er in gutem Glauben an denjenigen 
leijtet, der das vereinbarte Zeichen vorlegt. 

Nicht hieher gehören die dem Bapiergelde ver= 
wandten Wertzeichen (Briefmarten, ulgeld- 
marfen, Stempelmarfen u. dgl.). Sie find nicht 
Traiger von Forderungen, jondern lediglid) Zah— 
lungsmittel. Wie das Papiergeld können fie, wenn 
beichidigt, umgetauſcht, aber jie können nidt amor: 
tijiert werden. 
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A. In den altéfterr. Landen. — B. An Bohmen 


A. Jn den altifterreichifchen Landen. 


I. Einleitung. — Il. Die Anfinge des Sufotats. — 
III, Die Blitegeit des Yntolats. (1500 —1750.) — 1V. De 
Berfall des Yalolate. (17 —18i8.) — V. Seutige Bedeutung 
des Julotats. 


I. Ginleitung. Heutzutage wird Qn digenat 
gewöhnlich gleidbedentend mit Staats bitraqer- 
jchaft genommen, man unterjcheidet daher bet zu— 
fammengejegten Staaten nod) das Landesindigenat 
vom allgemeinen Reidsindigenat. Jn einem ande 
ren Ginne wurden die Uusdriide Indigenat und 
das meiſt als gleidpwertig behandelte In folat in 
Oſterreich big gum J. 1848 gebraucht, indem fie die 
Fähigkeit eines Fremden jur Ausiibung gewwijjer, 
teilS politijder, teil privater Rechte beiſpielsweife 
das Recht, an den Landtagen teiljunehmen, adeliae 
Güter zu befipen u. dgl.) beseichneten, die im übrigen 
nur gewiſſen privilegierten Klaſſen der Cinbeimi 
iden julamen. Vesque von Piittlingen ſprich 
ſich darüber dahin aus: „Vom lntertanenverhalt: 
niſſe iſt das Indigenat (Inkolat) gu unterſcheiden 
Dieſes bezieht ſich hauptſächlich nur auf den Genus 
gleicher Rechte mit den Eingebornen; erſteres ſchließt 
alle Pflichten der Eingebornen in ihrem ganzen 
aus der bürgerlichen Oberherrſchaft entſpringenden 
Umfange in ſich; eine Perſon kann ohne Anſtand 
in mehreren Staaten zugleich das Indigenat odet 
Inkolat beſitzen, fie fann aber nicht perſönlicher 
Untertan mehrerer Staaten zugleich ſein.“ 

Zuweilen wurde übrigens zwiſchen Indigenat 
u. Inkolat näher unterſchieden. Die böhmüchen 
Stände wollten in ihrer letzten Zeit Dem erjt ge 
nannten Musdrud auf die ſtändiſche Mitgliedſchaft 
mit Sig u. Stimme im L. T. beſchränken und dem 
Snfolat oder der Landmannſchaft im allgemeinen 
gegeniiberftellen (das Nähere dariiber in den Aus— 
Fibcungen B. Riegers unter B) und wieder 
anders war der Sprachgebrauch in Ungarn. Hier 
bejtand (wenn wir den „Erläuterungen““ des Bois 
tizitätspatentes durd) einen „praktiſchen Juriſten 

ien 1853, S. 61 gu § 14 des P. folgen) da¢ 
Erjordernis des Yudigenats jum Erwerb avi- 
tijcher Witter, ebenfo fiir jene Reichsbürger, welche 
aus den nicht zur Krone Ungarns gehörigen Hirer 
reichijdjen Brovingen waren, als fiir Ausländer. 
Häufig war aber aud) bei den Yngebirigen Un— 
— der Mangel des Anfolats in einem 
eſondern Dijtrifte (3. B. in — u. Suma: 
nien) oder in einer königl. Freiſtadt ein Hin 
dernis, Liegenſchaften dajelbjt gu erwerben. Am 
erjten Falle fonnte dem Erwerber jeder ungariſche 
Staatsbiirger, im zweiten jeder Angehörige det 
betrefjenden Gemeinde dag Gut ex incapacitate 
ossessoris ſtreitig machen. Beridieden mar aud 
er Weg, auf welchem Jndigenat u. Qnfolat in 
Ungarn erlangt wurden. Das Andigenat wurde 
in jolenner Form durd) ein Brivileqium erteilt, 
das Anfolat durch jtillichweigende Einbürgerung, 
d. i, Durch einen ſeſten Wohnſitz in Ungarn und 
durch Aufnahme in die Regiiter der Steuerpflich 
tigen. 
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Die Bedeutung des Inkolats iſt in Oſterreich 
mit dem Wegfall der alten Stände geſchwunden 
und ijt faſt nur nod) bet einzelnen Stiftungen 
wirkſam. Um fo aujfilliger ijt, dab in jüngſter eit 
von beteiligten Familien Nachforſchungen zur Feſt⸗ 
jtellung des alten Inkolats eifriq gepflogen werden. 

Ll. Die Unfange des Yufolats. Obwohl dies 
Inſtitut in der Folge feine größere — in 
Böhmen u. Mähren erlangt hat, ſo reichen doch 
die erſten Anſätze zur Ausbildung des Inkolats 
in den altöſterr. Ländern viel weiter zurück. Bers 
ſtändlich wird dies, wenn man die Umſtände ſchär— 
jer ins Auge faßt, unter welchen fic) das Inkolat 
in den Alpen⸗ und in den Sudetenländern ent— 
widelt hat. Man mupRe dabei jefthalten, daß der 
jurijtijhe Grundgedanfe diejes Inſtituts auf die 
zwar nicht mehr mangelnde, aber immerbin ges 
minderte Rechtsfähigkleit des Wuslinders im frem— 
den StaatSgebiet zurückführt, da das Ynfolat den 
Fremden von gewifjen Berechtiqungen ausſchließt, 
die e8 dem qualifizierten Inländer vorbehalt. Wo 
nun wie in Böhmen ein gejchlofjenes Staatsge- 
biet einem Herrjder unterworfen war und iiber- 
bieS Der erwähnte Unterjdied von Qn= u. Aus— 
ländern in älterer * mit einem nationalen Ge— 
Wee durchaus zuſammenfiel, dort vermochte der 

edante, daß der Fremde mit einem Einheimiſchen 
gleiche Rechte beanſpruchen könnte, viel ſchwerer 
aufzukommen als in Ländern, wo die ritterlichen 
Kreiſe demſelben Volkstum angehörten, aber ver— 
ſchiedenen Landesherren unterſtehend in Gemen— 
— ihre Sige batten. Gleiche Abſtammung u. 
Lebensweiſe ließen das Trennende juriictreten und 
bradjten ſolche Leute cinander um jo näher, feit 
ibnen durch allgemeines Ubereinfommen ibrer 
Herren Wechfelhetraten gejtattet wurden. So fam 
es, daß die trennenden finterichiebe zwiſchen cinem 
Miniſterialen oder Ritter, der zu den Beſitzungen 
des Hochſtiftes Salzburg in Kärnten oder Steier- 
mark gehörte und ſeinen umwohnenden Standes— 
genoſſen, die in gleicher Art dem Herzoge in Steier— 
mark oder in Kärnten unterſtanden, oft verwiſcht 
und jedenfalls weit geringer waren als beiſpiels— 
weiſe zwiſchen einem Panos und einem ſächſiſchen 
Ritter, der nad) Böhmen geheiratet hatte. 

Demungeachtet fehlte es auch in den altöſter— 
reichiſchen Gebieten nicht an Anläſſen, bei welchen 
die Unterſchiede vorwogen, in welchen beiſpielsweiſe 
die durch nachbarliche oder verwandtſchaftliche Be— 
ziehungen mit hochſtiftlichen Familien vielfach 
verbundenen Ritter des Herzogs ſich darauf be— 
ſannen, daß ſie vor allen zum Land geborig und 
die Nadbarn oder Verwandten —— ich Fremde 
ſeien. Je mehr die Landesherrlichkeit erjtarfte 
und je mehr der Gedanke erwachte, daß über 
ein beſtimmtes Land, unbeſchadet der Beſitzungen 
u. Leute, die ein auswärtiger Gebietsherr darin 
haben fonnte, dod) nur einem Herrn, u. zw. 
dem Landesherrn, die Herrichaft zuſtehe, um jo 
häufiger wurden die Helegenheiten, in welden ſich 
Die Leute diejes Herrn als die gum Lande gehöri— 
gen Winijterialen u. Ritter, als ,Landleute’ im 
Ipiteren Sinne fühlten und daraufhin vor anderen 
im Lande wohnenden StandeSgenojjen gewiſſe Vor— 


rechte beanjprucjten. am es dann einmal gu einer 
Aufzeichnung oder Verbriejung der Rechte dieſer 
Leute, fo fonnten felbjt unjichere und unbejtinunte 
Anſprüche su Rechtsanipriiden mit ganz beſtimm— 
tem Inhalt werden. 

Das frithejte Beifpiel diefer Art finden wir 
in Steiermarf, wo die Sinderlofigfeit Herzog Ota— 
fars au Berhandlungen mit jeinem Better Herzog 
Leopold V. von Ojterreich) und ſchließlich im 
J. 1186 au einem Bertrage fiihrte, durch welchen 
bie Babenberger Erben des überreichen grundherr— 
lichen Beſitzes, der Burgen und der Mannen, furs 
de8 gejamten Wllodialvermigens der Traungauer 
werden follten. Das Recht Det50g Dtafars au diejen 
Verfügungen war unanjechtbar, begreiflich aber auch 
der Wunſch, daß jeinen Leuten, die ec ministeria- 
les more ministerialium, proprios jure pro- 

riorum dando an die Sedbenberger tibertrug, 
ie bisher erworbenen Rechte fernerhin gewahrt 
feien. Auf der andern Seite riet Klugheit dem Her— 
zoge von Oſterreich, fid) fofort gut zu jenen einfluß— 
reichen Slajjen in Steiermark zu yetlen, die fiinf- 
tiq feiner Herrengewalt untertan werden follten. 
Das ebnis ſolcher — iſt die ſog. 
Georgenberger Handfeſte 17 VILL 1186, fie bezeich⸗ 
net ſich fell als Aufzeichnung der Rechte fiir die 
dem Traungauer als Vogt untergebenen Gottes— 
hauSleute (claustrales), ferner jeiner ministeria- 
les et conprovinciales, feiner Dienjtmannen u: 
Ritter oder — wenn wir Bezeichnungen einer ſpä— 
teren Seit einjepen — der Herren u. Landleute 
von Steiermarf. 

Die Rechtfertigung dieier Auslegung liegt in 
den Unterjudjungen v. Sallingers, der einerieits 
nachgewieſen hat, da unter dem proprius ber 
ſteiriſchen Urkunden im 12. Jahrh. ein rittermäßi—⸗ 
ger Eigenmann ju verſtehen ijt, anderſeits auj- 
merkſam gemacht hat, daß im Laufe des 13. Jahrh. 
ſowohl in Steiermart als in Oſterreich cine An— 
ſchauung wiederholt zu deutlichem Ausdruchk gelangt, 
nad) welcher die dem Landesherrn gehörigen Ritter— 
mäßigen nicht ſowohl als ſein freies und unmittel- 
bar perſönliches Eigentum erſcheinen, ſondern als 
Zubehör des Fürſtenamtes an das Land gebun— 
den jind. 

Scheiden wir in der Georgenberger Handfejte 
die Bejtimmungen fiir die Winijterialen aus, fo 
bleiben als Uberreft die allgemeinen Rechte der ritter= 
mäßigen Eigenleute des Herzogs. Als ſolche jeien 
hier hervorgehoben die Freigabe der Heiraten mit 
Oſterreichern, die Ausdehnung der Lehensnachfolge 
auf Erbtöchter und der Verzicht auf den ſog. An— 
fall, das Nachfolgerecht der nächſten Erben in das 
Allodialvermigen, foweit nidjt der Erblaſſer dar- 
iiber redtSqiiltiq verfügt hatte, wiihrend di¢ Be— 
freiung der Landesbewohner von den in Oſter— 
reich üblichen Wbforderungen der Biittel, überdies 
den Motteshausleuten zu jtatten fam. 

Später als in Steiermarf und gum Teil mit 
anbderer Bedeutung ijt die Unterjcheidung der gum 
Vande gehirigen von, der iibriqen dort wohnen— 
den Ritterjdaft in Oſterreich nachweisbar. Das 
öſterr. Landrecht aus dem 13. Qabrh. nennt 
Grafen, Freie u. Dienjtmannen, ,,die ze recht ze Dem 
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land gehbren“, welche auc) zuſammengefaßt die 
„Herren in dem Lande” oder fury die ,Landher- 
ten” beifen, im Yandfrieden von 1281 treten 
Städte, Ritter u. Rnappen ,,die dem Lande zu— 
gehörent“ handelnd auf. 

Die hier erwähnten Grafen u. Freien waren 
rittermüßige Geburtsfreie, die dadurch, Dak fie nebſt 
einet Graiichaft oder aud) obne eine ſolche Burgen 
mit Herridaftsgebieten in Ojterreid) gu Lehen oder 
freiem Eigentum erworben batten, mit dem Lande 
in Verbindung getreten waren, die Dienjtmannen 
u. Ritter Rachfommen von —— die das 
Reich bei der Koloniſation als Wehrmänner in 
das Gäu der Oſtmark geſeßt hatte und die mit 
dieſem Lande als Lehen an die Babenberger ges 
langt waren. Dienjtmannen und andere gu einem 
bejtimmten Lande gebirige Leute find außerdem 
im Laufe des 14. Jahrh. fiir Kirnten, Krain, die 
windiſche Mark, Gir; u. Tirol bezeugt. So hatte 
fide) in allen altifterreichifdhen Gebieten vom 12. 
aufs 18. Jahrh. der Begriff cines gum Lande 
geobrigen Adels gebildet, der ſchon manderlei 

edjte fiir fic) in Anſpruch nam, von welchen 
andere im Vande wohnende rittermapige Leute aus— 
geſchloſſen waren. 

Die Entwidlung, die im Lauje des 14. Jahrh. 
eintrat, fann man am beften den Bejtimmungen 
des ſteieriſchen Landrechtes entnehmen. Dies geht 
einmal von der Gegeniiberjtellung der Dienſtherren 
u. Edelleute aus und unterjcheidet unter lepteren 
wieder Landleute, fürſtliche Gotteshausleute und 
der Dienjtherren Cigenleute. Die Dienftherren oder 
auch ſchlechtweg Herren entipradjen den öſterreichi⸗ 
ſchen Landherren, fie find in Steiermarf die Klaſſe 
der Befiger von Grundherridajten, die Herren von 
Land u. Leuten, Die Erinnerung an die unjreie 
Herkunft erfdeint ſchon verwiſcht, doc) fonnten 
nur die Dienftleute eines Landesherrn ju Land— 
herren“ werden, während die Minijterialen ande- 
ret Herren, 3. B. der Hochſtifte u. Klöſter des 
Landes damals jdjon gu einfacjen Edelleuten her— 
abgejunten waren. Unter dieſen waren die „Land—⸗ 
leute”, die herzoglichen Ritter obenan und ihnen gue 
niichit die fürſtlichen Gotteshausleute, deren Beug- 
ni8 im Wrt. 111 jenem der Landleute gleichgeſetzt 
wird, wähtend die rittermäßigen Cigenteute der 
Dienſtherren in dieſem Punkte beiden vorgenannten 
nachſtanden. Im Lauje der Beit find jedoch viele 
von diejen Edelleuten unter die Landleute aufge- 
nommen worden, was durd) Erwerbung l. f. Leben 
angebabnt werden fonnte. Auch hierin find die 
WotteShausleute porangegangen und mancher ritter⸗ 
mäßige Eigenmann der Hochitijte Bamberg, Bri- 
ren, Freiſing, Paſſau, Salzburg uſw. ijt erſt her— 
oglicher Lehensmann und ſchließlich Landmann in 

‘arnten, Krain, Oſterreich, Steiermark, Tirol gewor- 
den, weil die Landesherren auf dieſem Wege die 
Mediatiſierung der ſtiftlichen Beſitzungen in ihren 
Landen vorbereiten konnten. Schwieriger geſtaltete 
ſich der Aufſtieg für die rittermäßigen Eigenleute 
der Dienſtherren, der überhaupt erſt in einer Zeit 


Das Ergebnis der voraufgehenden Erörte— 
rungen kurz zuſammengefaßt ergibt, daß der Be— 
anit der ministeriales et provinciales terrae 
allmablich die frühere perſönliche Abhängigleit pom 
LandeSherrn abgeitreijt und durd die Zugehörig— 
feit gu cinem bejtimmten Lande erjept hatte. Die 
Bedeutung dieſes Landesadels mufte nod) mehr wach⸗ 
fen, jeitbem im J. 1231 ein Reichsſpruch die Lan- 
deSherren verpflidjtet hatte, gewiſſe —— 
ten nur mit Zuſtimmung der Beſten u. Angeſehen⸗ 
ſten im Lande zu ordnen. Wie ſich von da ab in 
den altöſterr. Landen aus den Dienjtmannen u. 
Rittern des Landesfiititen die Herren u. Land- 
leute als obere Stände der Landſchaft entwicdelt 
haben, dag wolle im Art. „Landſtände“ nachge— 
leien werden, Nur das eine fei gleid) hervorge— 
boben, dak die Teilnahme an den Verſammlun— 
gen, Beratungen und endlid) aud) an der Verwal⸗ 
tung alébald als eines der wichtigſten Rechte der 
Lanbſchaft angejehen wurde. Yn Tirol geigte jid 
dies ſchon 1342, denn nad) der BVertreibung der 
Luremburger ließ fid) der Landesadel von ſeinem 
neuen Herrider, dem WMarfgrajen Ludwig von Bran- 
denburg und deſſen Vater Kaijer Ludwig IV. ver- 
briejen, dak feine zur Herridaft Tirol gehörige 
Burg mit einem Fremben (gast noch ausmann) 
befest werden dürfe und daß die Graſſchaft Tirol 
nad) dem Rate der Bejten, die darin anſäſſig feien, 
regiert werden jolle. 

Mit dem Uujffommen der L. T. als der ordent- 
liden Form fiir die Mitwirkung der Landjtinde 
wat aber auch das Bedürfnis nad) Verzeichniſſen 
bet Landtagsmitglieder gegeben, um gu wifjen, wer 
itberbaupt cingeladen werden folle. Dies jind die 


| dltejten Landſchaftsmatrileln, die ſich jedoch in diejer 


Wejtalt nur in Tirol (angeblid) von 1361 an) ere 
halten haben und bier — wie wir aus den An— 
triigen des vorbereitenden Ausſchuſſes 16 XI 1444 
wiſſen — bei Beginn der Tagungen zur Verleſung 
ebradjt wurden. Wein nicht minder muften aud 
tijten der auf dem L. T. Erfchienenen verfertigt 
werden, weil lange Seit die Anſicht vorwaltete, 
daß die Beſchlüſſe nur fiir diefe, nicht aber fiir die 
Uusgebliebenen verbindlich feien. Solche Namens- 
lijten, welde in Tirol gleichfallS bis 1361 juriid- 
reichen follen, oder aud) andere Verzeichniſſe von 
Mitgliedern des Landesadels, wie 3. B. der Teil- 
nehmer am innerijterr. Wufgebot vom J. 1446 
haben in der Folgezeit die Grundlage fiir neue 
Landmannidaftsmatrifeln gebildet, welche, wie wit 
nod jehen werden, ju gang anderen Zwecken an- 
gelegt wurden. 

III, Die Bliitezeit des Qulolats (1500 bis 
1750). Ein gewaltiger Umſchwung, det binnen eines 
Menjdhenalters die iiberlebten mittelatterlicen For: 
men durch zeitgemäßere Gejtaltungen eriegte, be- 
ginnt in den öſterr. Erblanden mit dem Regie: 
rungSantritt K. Maximilians I. Die BVerwaltung 
wurde reider ausgejtaltet und fam in die Hinde 
beſoldeter Beamten, unter weldjen der biirger- 
liche aber rechtéqelehrte Sekretär tatſächlich ſchon 


gelingen fonnte, in der die Wirlungen einer perjone | einen gréferen Cinfluk haben fonnte als der 
licen Abhängigkeit auf Grund der Geburt ſchon adeliqe Landmann, der fic) nocd immer als gebor- 


verſchwunden maren. 


[net Rat deS Landesfürſten betrachtete. Verände— 
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rungen madten fic) auf ſehr verſchiedenen Webieten 
fühlbar, vor allem augenjillig im Kriegsweſen, wo 
das ſchon längſt nidjt mehr genügende Lehensheer 
durd) geworbene Landsknechtsfähnlein verdriingt 
wurde. Für den Landesadel, der früher in perſön⸗ 
lichem Zuzug dag l. f. Heer gebildet hatte, entfiel 
jo bie Gelegenheit zur Ubleijtung jeiner vornehm- 
jten Vafallenpflicht, dafür follten die Landſchaften 
Weld sur Bezahlung der Söldner liefern. Das ver= 
ſchob die Art und das Ausmaß der Verpflidtun- 
en und fonnte nidt ohne Rückwirkung auj die 
Stelung der Herren u. Landleute bleiben. Das 
Verhältnis zwiſchen dem Herrider und den Land- 
ſchaften blieb indejjen nod cin patriardalijches 
und gutes, folange Raijer Maximilian lebte, ane 
derte fid) jedoch nad) ſeinem Tode. Die Ereigniſſe, 
unter weldjen fein Rachjolger Ferdinand J. die 
Herrichajt in den altéjterr. Landen antrat, erfiillten 
den Fürſten wie die Landſchaften von Anbeginn 
mit wechſelſeitigem Miftrauen, da8 um fo linger 
anbielt, als ber Erzherzog den Einfluß der Land- 
ftiinde auf Regierunggangelegenbeiten herabzu—⸗ 
driiden judjte und dabei Stiipen, die gum Teil 
aus der Fremde herbeiqeholt waren, in einem 
tomanijtijd geidulten Beamtentum und jeinem 
Hofadel fand. Dazu fam, dak Ferdinand der Aus— 
breitung det Reformation entgegentrat, welder fic 
die Mehrgahl des Landesadels angeſchloſſen hatte. 
In diejem Kampfe waren die Landſtände bald 
in die Verteidigungsſtellung juriidgedriingt, na- 
mentlid) war die Steueranjorderung, auf die man 
fih gu Seiten Kaiſer Maximilians nur zögernd 
u. vereingelt eingelajjen batte, ſchon in den erjten 
Jahren der Regierung Ferdinands I. zur unbe- 
jitittenen StaatSnotwendigfeit geworden, der fid) 
die Landjtiinde nicht mehr gu entzichen wagten. 
Auf das größere oder geringere Mah der Ber. 
pflichtung gu Kriegsdienſten fam eS — wenn wir 
von Tirol abjehen — junichjt nicht an, ebenjo- 
wenig darauf, ob es allodiales Gut ober Lehens- 
befig war, fondern nur auf die Menge u. Grife 
der auseriehenen Steucrobjefte. Als jolde griff man 
die qrundberrliden Cinfiinfte heraus, die vom Mit⸗ 
telalter her Giilten — oder Herrengiilten — hießen; 
e3 wurden daber vom —— Selbſteinſchäßung 
ſowie Nachweiſe durch Gültenverzeichniſſe verlangt 
und danach die Steuerſchuldigkeiſen bemeſſen. Die 
Vereinigung dieſer Cingelbetenntniffe in Buchform, 
die fic) bald als zwedmäßig herausſtellte, ergab 
das Landgiiltenbud. Cin ſolches wurde in Oſter— 
reich unter der Enns ſchon 1513 bei der Landſchaft 
geführt und fommt nad) dem 3. 1525 allmählich 
auch im Lande ob der Enns, in Steiermart, Kärnten 
u. Strain vor. Von da ab mußten Ynderungen im 
Wiiltenbejip, wenn fie bei der Steuervurjdreibung 
beriidjichtiqt werden jollten, in beftimmter Form 
der Steucrbehirde sur Kenntnis gebracdt werden, 
d. h. Käuſer u. Verkäufer hatten bei der daé Giilt- 
bud) beforgenden Behirde um Ab⸗ bezw. Zuſchrei⸗ 
bung der deräußerten Willten eingufommen. 
Obwohl aljo das Gülthuch urjpriinglicy mur 
fiir Swede der Beſteuerung eingerichtet worden war, 
jo wurde es bald aud) fiir andere Swede verwen- 
det, Als amtliche Aufzeichnung des grundherrlichen 


Cinfommens und jeiner Verteilung ftonnte man 
es mit Erfolg gu Rate siehen, jobald es fid um 
die Frage handelte, ob u. in welchem Make je- 
mand im Lande begiiltet war. Giiltenbefig mar 
nun die dinglidje Vorausſetzung fiir die adelige 
Vandjtandjdjajt, darum vermodjte die Cintragung 
ins Gültbuch, wenn die perjinlicjen Erforderniſſe 
—— vorhanden waren, den Anſpruch auf 
eilnahme an den L. T. zu begründen, und das 
Gültenbuch nebſtbei die Grundlage für die Land— 
ſchaftsmatrikel sg ja diefe unter Umſtän den 
jogar erjegen. Sur Unlage eigener Landmanne 
ſchaftsmatrileln im Ginne amtlicer Verzeichniſſe 
der gut Teilnahme an den L. T. berechtiqten Per— 
fonen u. Rorporationen fam es aber erit ſpäter, 
alg fid) in den Sreifen der Herren u. Landleute 
das Bedürfnis geltend gemacht hatte, ihre Stellung 
im Lande gegeniiber mancherlei Cindringlingen 
au fichern. Die Lücken, welche das Wbjterben oder 
Berarmen alter Gejdlechter in den Reihen des 
Landesadels hervorbradte, waren teil durch em: 
porjtrebende rittermäßige Familien, gum Teil aber 
aud) durd) Biirgerliche ausgefüllt worden, welde, 
wie die Flupbhart, die Rottal, Schrattenbach, 
die Prueſchenk, die Eqgenberger, die Fünf— 
firden, die Rilnped und andere in L. jf. Dien- 
jten, alg Pachter oder Bjandinhaber von Domä— 
nen und landesherrlichen Wefiillen, dDurd Handel 
ujw. reid) geworden waren. Dergleidjen Empor- 
fémmilingen, die nach) Erwerb von Yehensgiitern u. 
WUdelSbriejen dem bürgerlichen Beruj entjagten und 
fortan eine rittermafige Lebensführung einbielten, 
fonnte der Sig in den L. T. nicht qut veriweigert 
werden, jolange die landſchaftlichen ewilligungen 
vor allem Vaſallendienſte betrajen, zumal die Biire 
eran fic) au Kriegsdienſten beſähigt waren und hin— 
Patch ihre Wiiltenbejiped iiberhaupt den Adels— 
qeridjten unterjtanden. Dies dnderte fic) aber im 
16. Jahrh., als das perjinliche note we au Rriegs- 
jwecen immer häufiger durch blofe Heldleiftungen 
erjest wurde. Bon da ab fam die auj der Lehens— 
unterordnung berubende Einteilung in Herren u. 
Landleute ing Wanfen, denn als Maßſtab fiir den 
Einfluß im Lande, den jemand nad jeinen Laſten 
beanjprudjen fonnte, galt nidjt mehr, ob jemand 
al8 Bannerherr an der Spige feiner Mannen oder 
als ſchlichter „Einſpänniger“ ind Feld 50g, joudern 
die Höhe der Steuerleijtung, die ihrerjeits wieder 
von der Größe des Gültenbeſitzes abhing. Werade 
in diejem Bunfte waren aber eingelne Ritterjami- 
lien im 16. Jahrh. manch altem Herrengeſchlecht 
icon zuvorgekommen, wie beijpielsiweife die Jor ger 
in Ojterrreich ob der Enns, wo 1567 die Erben nad 
Hans Jörger ju Neitharding fdon 1645 7 oder 
rund doppelt joviel Wiilten beſaßen, als die Anſage 
der beiden reichſten Herrengeſchlechter zuſammen— 
genommen ausmachte. Solche Ritterfamilien zogen 
bald auch die weiteren Folgerungen, indem ſie 
beim Herrſcher Standeserhöhungen erwirkten und 
auf dieſe bin ihren Platz unter den Herrengeſchlech⸗ 
tern beanſpruchten. „Meinem Namen gu Ern und 
guetem hab ic) Peſſerung unfer Wappen und 

ehrung unjeres Stands und Titels aud) aljo 
gedrungener den Freiherrenſtand erworben“ be- 


Ba0 


merft Siegmund von Herberitein in ſeinen Wuj- 
zeichnungen und in gleider Lage wie er waren 
auc) die Dietridjtein, die Breuner, die Als 
than, die Hofmann vom Griinbiidel, die Sin— 
aendorj, die Teufel su Gundersdorj, die Thane 
radel und viele andere. Das fah man in den 
Kreiſen der alten Herrengefdlechter, deren Vaſallen 
jene früher gewejen, begreiflid) fehr ungern und 
wit wijjen beifpielsweije, daß der gelehrte u. hod) 
angejehene Herr Richard Strein von Schwar— 
zenau (+ 1600} e& dem Kaiſer jehr veriibelte, dah 
dieſer die rittermapigen Jörger u. Harrac in 
den Freiherrenjtand erhoben hatte. 
Biel empfindlicher war indeſſen der Landes- 
adel von anderen Seiten bedroht. Schon unter 
Raijer Maximilian I. war ihm im neuen Beamten- 
abel cin gefährlicher Mitbewerber, nicht bloß mwas 
den Einflug im Lande, jondern auch was den Le— 
hensbejig betraf, erwadjen. Auf dem Annsbrucer 
L. T. pom J. 1518 hatten die vereiniqten Land- 
jchaften in dem fog. Libel der 18 Blitter unter 
anderem fid) bitter beidjwert, dak der Naijer heim— 
gejallene Ritterlehen „ſo auf den Wdel gewid- 
met jind . . gemeinen Perſonen, fo dem nit vä— 
hig fein mugen” verleibe, dod) ohne Erfolg, da 
der Kaiſer erklärte, daß er jeine Herrlichkeit nicht 
binden lajjen finne und die Leben nad) jeinem 
Wobhlgejallen an treue Diener geben werde, fie 
migen nun Landleute oder Auslinder, ,,€delleut 
jein oder durch ifre Dienft und Woltaten (davon 
dod) aller Udel herfombt) geadelt und dem Adel 
lei) werden’. Auf diele Geſchriſtweiſen, flagt 
rum der dem Tiroler Uradel angehirige Georg 
Kirdmair in ſeinen Denfiwiirdigfeiten, „iſt dem 
Raijer ein unmäſſig Geld gangen. Man joll mir 
nit verweijen, da 





j unter der Enns, die krainiſchen Tſchernembl im 
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Oberſteiermark, fam in den Freiherrenitand, ſeine 
Nachfommen zählten nad ihrem Gültenbeſitz ju 
den eriten im Lande. Beit Khisl, 1530—1534 
Stadtridjter, 1540—1546 Biirgermeijter ju Lai- 
bad) und gleichjalls Gewerfe, wurde 1554 geadelt, 
fein Sohn Johann 1590 Freiherr, fein Entel 
Johann Jakob 1622 in den Grafenitand erhoben, 
der RatSbiirger von Stadt Steyr Stephan Engl 
(+ 1573) ijt Whnberr der Reichsgrafen von Engl 
und Wagrein (jeit 1717) uſw. Dabei fam es vor, 
dak geadelte Bürgergeſchlechter in ihrer Vaterjtadt 
ſeßhaft blieben, ohne dem Handel oder Gewerbe 
zu entiagen, wae man mit adeliger Lebensführung 
fiir unvereinbar bielt, und dah jie überdies den 
Kriegsdienjten auswichen, wenn einmal ausnahmé- 
weife cin perſönliches Aufgebot erging, wie joldes 
1566 3u Stadt Steyr geſchehen war. 

Die qripte Gejahr indejjen drohte dem auj 
jeine Stellung ciferfiichtigen Landesadel durch land- 
jrembde Standesgenofien, die ſich Durch Erwerb von 
Burgen u. Giilten im Lande anfajjig madjten und, 
von der Gunjt der Herricher getragen, raid) über 
die Einheimiſchen emporjtiegen. Befannt find die Be— 
idwerbden der öſterreichiſchen u. ſteiriſchen Land- 
herren gegen die verhaßten Schwaben im 13. Jahrh., 
der Tiroler gegen Ddie ſteiriſchen Gradner als her— 
zogliche Giinjtlinge im 15. Jahrh. Uber auch die 
iibrigen von außen zugezogenen Geſchlechter, die 
bayriſchen Freiberger, Frauenberger, Kum— 
mersbrudcker in Tivol, die Eitzing in Oſterreich 
Lande ob der Enns, die italienifchen Thurn in 
Rrain waren in den erjten Jahren von den iibrigen 
Landleuten nicht — freundlich angeſehen, mochten 
jie gleich in der Folge mit dem Lande eng v 


ß ic) in meiner Bermerfung die | jen und felbjt die Fiihrung der Landjtinde über— 


Secretari und Schreiber vorjep, und hernach dic! nehmen. Wie fich nun Herzog Albrecht I. die Wall— 


edeln Rit, denn es ijt aud) alfo im Wejen geweſen“. 
Man begreift jeinen Verdruß, wenn man die Le— 
bensbahn des Remptner Biirgerjohns Dr. War 
Bechh, Stammvaters der Freiherren zu Leopolds- 
dorf, in Auge fat, oder jene des nob. Kanzlers 
Pr. Johann Schneidböck, der 1522 zum Frei- 
herrn pon Schönkirchen erhoben wurde, des Inns— 
bruder Blattnerjohne Wary Treipjaurwein ju 
Ehrentreig, des Barbierfohns und jpdteren Reichs— 
vizetanzlers Hans Adler u. a. mehr, betrachiet. 
Schon in den Tagen Raijer Ferdinands I. war 
der Beamtenjtand fo angefeben, dak nunmehr 
jelbit Mitglieder des alten Herrenjtandes, die ſich 
am längſten abjeits qehalten batten, zahlreich in 
dejjen Reihen traten und, um dies gu finnen, häu— 
figer alé pordem auswärtige Hochſchulen befuchten. 
So widerhaariq die alten Geſchlechter gegen die 
neuen Emporfimmilinge aud) jein mochten, die 
Adelsqualität fonnten fie ibnen nicht bejtreiten, 
und jo jehr man in ihren Kreijen über den Brief- 
abel jpottete, jo muften fie dod, wie die Graſen— 
diplome zeigen, ſchließlich felbjt den gleidien Weg 
cinichlagen, um fic) Den Borrang gu wabhren. 
Auch ohne Eintritt in OHerrendienjte erwarb 
damals mander Biirger den WdelSbrief und durch 
fein Vermögen reichen Giiltenbejig im Lande. Se— 


ee, Landenberg und andere Minijterialenge- 
\olechter aus feinen Stammlanden nad Ojterreich 
und Steiermarf mitgebracht hatte, jo find mit Fer— 
dinand I. die Hoyos u. Salamanfa aus Spa- 
nien nach Altöſterreich gelommen und als Frei— 
herren auf Stüchſenſtein, als Grafen voy Orten— 
burg alsbald in den Herrenſtand von Oſterreich 
und Kärnten cingetreten. Nad) dem J. 1526 
machte jid) Dann, von den Herrjchern begitnitigt, 
in Adelstreijen eine Zuwanderung aus Ungarn 
u. Böhmen bemerflich, welche in der Gegenſtrö— 
mung wieder mand) altijterreichijdjes Geſchlecht 
nad) jenen Ländern führte und die Entitehung 
eines geſamtöſterreichiſchen Adels anbahnte. Schließ⸗ 
lid) trug auch die Glaubenstrennung dazu bei, daß 
ſich der katholiſch verbliebene — gegeniiber 
einem in feiner großen Mehrzahl proteftantiid) ge— 
worbdenen LandeSadel anf einen fatbolijden, guten- 
teilS aus romanijden Ländern berbeigegogenen 
Hojadel gu jtiipen ſuchte. 

Die geidhilderten Umſtände machten ſich ins 
deſſen erjt nad) der Mitte des 16. Jahrh. durch 
ibr Zuſammenwirken joweit fiiblbar, daß nun die 
Stiinde aller Landen sur Abwehr grifien. Dies 
qeidjah in der Art, daß fie die landſtändiſchen 
Körber fiir geſchloſſen erflirten und die Wuj- 


bald Bog! ums J. 1500, Gewerfe gu Thirl in| nahme neuer Gefdledter von der Zuftimmung 
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der alten Herren- u. Rittergeſchlechter abhängig 
machten. 

Laſſen wir zunächſt die nicht ganz ſicherge— 
ſtellten Tiroler Verhältniſſe beiſeite, jo ijt man wohl 
in Steiermarlk zuerſt au einer Landmannſchaftsma— 
tritel im eigentlichen Sinne gelangt. Hier hatte ſich 
ſeit der Ausbildung des Gültenbuchs die Ubung 
herausgebildet, daß —9 von Herrengülten, die 
früher zur Landſchaft nicht gehört hatten, auf Grund 
dieſes Beſitzes um Zulaſſung zu landſchaftlichen 
Verſammlungen einfamen und dab ihnen ſolches 
ohne beſondere Schwierigkeit erteilt wurde, falls 
die Anzahl der Gültpfunde hinreichend erſchien. 
Als nun die Stände nach dem allmählichen Ausbau 
des Landhauſes an die Ausſtattung desſelben dach— 
ten, wurde um 1548 der Landhausſaal mit den 
Wappen des Landesadels jowie der gur Teilnahme 
an den Tagungen beredtigten Stijte u. Städte 

eſchmückt, ein Beifpiel, das auch anderwärts — 
o 1739 in Kärnten — Nachahmung fand. Der 
jormelle Abſchluß diefer jo im Bilde dargeftellten 
Matritel erjolgte, als der fteiriide LQ. T. am 15 TI 
1563 das mit der Anjage von 46 10 4 Giilte 
verbundene Anſuchen des enbürgers u. Schran⸗ 
nenprofurators Fabian Attinger um Aufnahme 
mit der Begriindung zurückwies, daß Bittiteller 
feine UdelSperfon fei und unter biirgerlicher Juris— 
diftion jtehe. Um aber fiir fiinjtige Faille eine 
Richtſchnur gu geben, wurde augerdem den Ver— 
orbdneten aufgetragen, auf Grund des Gültbuchs 
ein Verzeichnis all derjenigen anzulegen, „welche 
fiir recht Landleut, die in Ratſchlägen und ande— 
ren Handlungen fipen jollen und miigen, erfhent 
werden follen oder nit, nemblicen die, welche 
—— und UWdelSperjonen ſein, fic) aller bür— 
erlichen Gwerb und Handtierung enthalten und 
et biirgerliden Qurisdiftion nit ſein unterworjen. 
Denjelben Auszug follen jy gu dem negiten Hoj= 
taiding den Herren und Landleuten fiirbringen 
und was binfiiran für Unjjandten fiirfhomen, jollen 
—_ au Pejjerung de8 Gültpuechs eingefdrie- 
en aber Eheiner jo weiter in dad Gültpuech fhombt 
auger der Herren und Landleut Borwijien und 
Bewilliqung in einem Landtag oder Hojtaiding 
gu einem Landmann angenommen werden.“ 

Die Umſtände, unter weldjen die Anlage von 
Landmannjdaftsmatrifeln in Kärnten u. Strain 
(1577) erfolgte, find nicht genauer befannt, doch 
diirfen wir vermuten, dag fiir beide Lande das 
Vorgehen der Steirer mafgebend war, das wahr— 
ſcheinlich auch auf die oberen Stände in Djterreich 
unter der Enns bejtimmend einwirfte. Hier batten 
ſich, wie Maijer Maximilian II. bezeugte, „von 
etlichen Jahren hero und je länger je mebr, allerlei 
inns und ausländiſche Berjonen mit Kaufung der 
Landgiiter fiir Landleut unbefragt der Landſtänd 
auc) wider devo Willen und Unterjagen” ing Land 
und die L. T. eingedrangt, aud) fic) ,,dero alten 
Herrn und adelichen Geſchlechtern gleich machen 
wollen, da doch ſolches in feinen anderen König— 
teichen und Ländern gejtattet wird’. Sur Abwebr 
dieſes Eindringens Hatten Prälaten, Herren u. 
Ritter unter Borbehalt der Genehmigung durch 
den Kaiſer als neue Ordnung beſchloſſen, „daß 





forthin unter den Herrn- und Ritterjtand feiner, 
der nicht cin alter, befannter und wiſſentlicher 
Landinann und WdelSperjon von ebrliden Leuten 
berfommen ijt, mit einigem Wut ins Gültbuch 
nicht cinverleibt werden jolle, er ſeye denn auf 
jein jonder$ Anlangen“ gegen Ausitellung eines 
Reverjes von den Herrn und der Ritterjchaft jum 
Landmann angenommen worden. Die erbetene Ge— 
nehmigung erjolgte durd) Kaiſer Maximilian I. 
am 10 If 1572 trojt l. 7. Macht u. Vollfommensfeit, 
dod) mit der Beſchränkung, daß „Uns und Unjeren 
Erben und Nadfommen in foldyen Fall die |. j. 
Hand gegen unjeren verdienten und hiergu wür— 
digen pg ungefperrt bleibe’. In näherer 
Ausführung diejer Ordnung wurden dann am 
1IV 1579 gu Wien im L. T. erliiuternde Bejtim- 
mungen iiber die Erfordernijie sur Neuaufnahme 
in ben Ritterjtand befchlofjen, welche jedod) den 
Vewerbern keinen unbedingten Anſpruch ficerten. 
Berlangt wurde der Nachweis ehelicder Geburt, dak 
die Nobilitierung vor mindejtens 20 Jahren er= 
folgt jet und Gejuchiteller die Adelsfreiheit habe. 
werner — wohl in — —— der oberwähnten 
Vorfälle in Stadt Steyr anläßlich des Aufgebots 
pom J. 1566 — da er zuvor einen Feldzug ge— 
gen ben Erbjeind, den Tiirfen, getan, mindeitens 
aber das Verſprechen, da er dies bei nächſter Ge— 
legenheit nachholen und den Kriegszug perſönlich 
verrichten werde. Er ſollte ferner ein Wohlverhal- 
tungszeugnis beibringen, mit einer YWdeligen ver— 
heiratet jein, fein bürgerliches und noch viel we— 
niger unebrlide und dem Ritterſtand ſchimpfliche 
Hantierung oder wucherlidhe Handlung treiben und 
mindejtens 10 7 Herrengiilt in dieſem Land 
haben oder dod) inner Jahresfriſt ind Gültbuch 
bringen. Als letzter Bunft wurde ibm die Ver— 
pflichtung aujerlegt, „daß ex fic) fiir die alten ade- 
lichen Gejchlechter in fheinem Weq wie das jey 
nit jiirbrecje, fondern gegen menniglich in Stine 
den gebührlich u. beſcheidenlich verhalte’. Cinige 
Jahre darauf (1586) wurde nad Verſuchen, die 
in die J. 1568 u. 1572 zurückreichen, einer glaub— 
wiirdigen Nadridt jufolge eine förmliche Matrifel 
verfaßt und einhellig beſchloſſen, „daß alle diejeni- 
en Familien, welche vor dieſer neu aufgerichteten 

atrikel Güter, Stück und Gülten (welche allein 
dem Adel zu beſitßen gebürten) in dieſem Lande 
ertauft und hiedurch fic) damals anſäſſig gemacht, 
fiir wirkliche Landleute und Landesmitglieder ge— 
achtet werden ſollen“. Zwiſchen 1576 u. 1588 ijt 
es Dann in Oſterreich unter der Enns in Anlehnung 
an die UdelSverhiltniffe von Böhmen u. Mahren 
aur WUusbildung des Unterichiedes zwiſchen den 
alten u. neuen Herrenſtandsgeſchlechtern gekommen; 
neu in den Herrenftand ecintretende Geſchlechter 
follten jortan nad) einem 1588 u. 1593 von Raijer 
Rudolj IL. bejtitigten Ubereintommen erjt mit dem 
Urenfel des Criverbers der durch die Rangordnung 
fi) Giufernden Borgiige des alten Herrenjtandes 
teilhajt werden. Ryolgerichtig wurde damals aud) 
im Ritterjtande die Unterideidung der alten von 
den neuen, Ritterjtandsgeichlechtern durchgeführt, 
jedoch der Ubertritt in weit kürzerer Seit gejtattet. 
Der Bater jenes Johann Joachim von Michen, der 
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als n.d. Landuntermarjdall das große Wappen- | freundlich erzeigen und „der biirgerliden Gwerd, 
bud) der n.ö. — — anlegte, Dr. Handtierung oder Hind!” enthalten werde, ferner 
Peter von Aichen wurde beiſpielsweiſe 1666 unter | die Zuſage für die Freiheiten, Rechte u. Gerechtig— 
die neuen und ſchon acht Jahre danach am 16 U1) feiten der Landſchaft mit allem Fleiß einſiehen, 
1674 unter die alten Ritterſtandsgeſchlechter aufe| diefer die ifm etwa iibertragenen Oblieqenbeiten 
genommen. und Dienſte nach Kräften leiſten, und ſich über— 
Die Entwicklung im Lande ob der Enns ver⸗ haupt in Friedens- u. Kriegszeiten fo betragen 
lief parallel, d. h. eS fam bier die Einteilung in im wollen, wie es ein getreues Mitglied dem 
neue u. alte Herren- u. Ritterjtandsgejdlechter | lieben Baterland gu tun fduldig fei. Wehr mins 
gleichfalls zur Geltung, es wurden fogar im Her- | der gleichen Anbalts find die folgenden Reverie bis 
renſtande drei Stufen: der alte oder Rudolphini- gegen das J. 1630, nur wird feit 1611 ausdriids 
jdje, der mittlere oder ſtiftsmäßige und endlich der fia auf das Statut vom J. 1609 Bezug genom- 
neue Herrenjtand unterſchieden. Die Erjordernifje | men. Seit dem J, 1630 tritt aber im Wortlaut 
fiir die Aufnahme unter die Landjtiinde wurden | des Reverjed cine Anderung ein, indem zugunſten 
1596 vom L. T. jejtgejtellt und unmittelbar dar⸗ der „alten abdeligen anſehnlichen Geſchlechter“ vom 
auf der im 3. 1585 mifgliidte Berjud) der An- neuen Landmann fiir fic) und ſeine Nachfommen 
lage einer ovdentl. Yandmannidaftsmatrifel mit| nod) das befondere Berjpredjen gefordert wurde, 
Erjolg wiederholt. Die l. jf. Beſtätigungen obigen | jenen ,,usque ad secundam et terciam genera- 
Abkommens datieren von 27 VI 1593, 2 XI 1628) tionem den Vortritt lafjen, aud) innerhalb zehn 
und 28 XII 1702. An Inneröſterreich hat man | Jahren von dato an feine Landdienjt ambieren yu 
obigen Unterjdied nicht anertannt, wie wohl man | wollen’. Bei diefer Formel verblieb es bis jum 
jich tm übrigen an das in Ojterreih geqebene Mujter | Anfang des 18. Jahrh., nur wurde ſeit 1690 aud 
bielt. Dies gilt namentlid) von den fiir die Auf- die Verpflichtung gum Erwerb von 50 # Herren- 
name neuer Landſchaftsmitglieder 1609 gu Grag | giilten oder eines Darlehen$ an die Landſchaft vor 
au ———— Vorſchriften, die ſich an die erwähnte 10.000 fi. i 6% aufgenommen, dann aber trat 
n.⸗d. Ordnung vom 1 IV 1579 anſchloſſen und nur | eine wejentl. Bereinjadung der Form ein. Der 
injofern von Ddiejer abwiden, als jie das Ausmaß | faij. Hofvizetangler Cerroni verpflichtete fic) 1727 
der Begiiterung auf mindeftens 50 7 Herrengiilten | nicht mehr unbedingt gum Schupe der landſchaft— 
jeitjepten und als vorläufigen —* aud) ein Dar⸗ lichen Immunitäten, Prärogativen u. Statuten, 
lehen von 10.000 fl. an die Landſchaft gegen „ge⸗ ſondern nur „ſovill meine keyſerliche officia zue⸗ 
bührliches Intereſſe“ zuließen. Jn Kärnten, heift laſſen““; nad) 1741 wird die feierlide Ausſtellung 
e8, jet die Mufnahme in die Landmannſchaft „fort- auf Bergament, friiher die Regel, ausnahmslos 
wiibtend ein ausſchließliches Privilegium der Stande | durd) formloje Papierurfunden erſetzt und jelbjt 
ſelbſt“ gewejen, dod) ijt dieſe Behauptung nicht | diefe finden mit Dem J. 1778 ihr Ende. 
budjftiblid) gu nehmen, wie die von der Regie Cine Schugwehr anderer Art wußten ſich die 
tung in Ojterreid) und Steiermart geltend gemachten | oberen Stände durch die Erwirkung von Einjtands- 
Vorbehalte dartun. Jn Krain fcheint man um die | privilegien gu veridafien. Hier gingen die Liter: 
Mitte des 17. Jahrh. bei der Aufnahme neuer | reicer voran, denn Kaiſer Ferdinand J. hatte ſchon 
Mitglieder ziemlich nachſichtig gewejen gu fein, | 1559 auf Bitte der Landſchaft unter der Enné verfiigt, 
obgleid) man aud) hier das Erjordernis jtandes- | dah fortan bei Nichtigteit des Geſchäftes an einen 
emäßer Verehelichung feithielt, wie das Herr | Uuslinder ,,fo Unſern Obern und Niederiijterreidi- 
Johann Sonze, der ſich mit einer Baderstochter jen Ländern und fiirjtlichen Grafſchaft Gir; nicht 
verheiratet hatte, 1636 3u feinem Schaden erfah⸗ verwandt nod jugethban ciniges Landbherrn oder 
ren hat. Edelmanns Gut in unjerm ——— gelegen 
Das neue Mitglied erhielt über ſeine Auf- ohne beſondere Unſere oder Unſerer N. ö. Regie— 
nahme den Landmannſchaftbrief, fiir welchen an rung Conſens mit nichten mehr angefailet oder 
Würdenträger der Landſchaft ſowie an die Kanzlei verfaujt nod) aud) in Beſtand — Satz — oder 
nicht unbeträchtliche Taxen fällig wurden, wenn Pfandſchillingsweis verlaſſen werde.“ In der Pra— 
nicht bei beſonders verdienten Perſönlichleiten dieſe xis ſcheint ſich indeſſen die angedrohte —— 
Zahlung auf den Landesfonds übernommen wurde, ſolcher Geſchäfte undurchführbar gezeigt gu haben, 
wie ſolches beiſpielsweiſe 1718 bei Verleihung der | jie wurde daher bald durch ein Einſtandsrecht der 
ſteiermärtiſchen Landmannidaft an Pring Eugen | obern Stände abgelöſt, das fich auf einen 1572 
pon Savoyen beſchloſſen wurde. pom Kaiſer bejtiitiqten ſtändiſchen Rezeß gründen 
Im Austauſche gegen dieſe Urkunde hatte der ſoll. Sicher ijt es, daß das Einſtandsrecht in Oiter- 
Aufgenommene eine ſchriftl. Erklärung, daß er die reich unter der Enns um dieſe Zeit aufkam, denn im 
ibm aujerlegten Bedingungen einhalten werde, den 3. 1588 bezeichnet es Kaiſer Rudolf II. bereits 
j 


jog. Landmannſchaftsrevers auszuſtellen. Mus der als landbräuchlich und verleiht es in gleichem Um— 
Form und dem Inhalt diefer Reverfe fann man | fange den Stiinden ob der Enns. Die übrigen 
die Uusbildung und den Berjall des Anfolats | Landjchaften folqten: Die Krainer u. Steiver er- 
verjolgen. Der erjte der ſteiriſchen Landſchaft aus- wirften bei Ferdinand I. am 1 VIII 1614 Cin: 
geſtellte Revers, der vorliegt (1585), hat das ftandésprivilegien, die fie fic) unterm 10 VII 1632 
Verſprechen, dak der Neuaujgenommene jich gegen und 9 XII 1633 u. b. erneuern ließen. Zwar follte, 
die Landidajt ſowie gegen jedes ecingelne Mit— | wie es in Dem Gnadenbriefe fiir die fteirtfde Land- 


qlied derjelben der Gebiibr nach willfährig u. ſchaft ies, dDagjenige, was einem durch den Lauf 
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des ordentlichen Rechtens juerfent wirdet, gleich— 
wol jeinen richtigen Weg haben und jemands dar- 
inen nicht geiperrt werden, beinebens aud) einem 
jeden jeine Landsgülten und Giiter wie ers aujs 
Bejte weiß gu ſeinem Nup und wem er will zu 
verfaujen billig frei jein, allein nur unter Borbe- 
halt eines den Witgliedern der obern Stände auj 
drei Jahre eingerdumten Einitandredts. Dieje Be- 
qiinjtiqung galt fortan als ein bejonders widtiges 
Vorrecht des LandesadelS und wurde bis gu ſei— 
ner Bejeitigung unter Raijer Joſef II., wie be— 
fannt gewordene Beijpiele zeigen, nidt blo gegen⸗ 
iiber Biirgerlidjen, jondern aud) gegeniiber Wdeligen, 


die nidjt Landleute waren, wiederholt gur Anwen⸗der 


dung gebracht. Im a ye au den böhmiſchen 
Exrblanden, in welden der Mangel des Qnfolate 
= Crwerbe landtäflicher Güter unfabig machte, 
onnten alſo in den altöſterreichiſchen Landen 
Herrengülten aud) von Leuten, die nicht die Land— 
mannſchaft beſaßen, rechtsgültig erworben werden, 
nur waren dieſe dem Einſtandsrecht der Herren 
u. Yandleute allgemein ausgeſetzt. Die Beit, wäh— 
tend welder die Mitglieder der Landſchaft dies 
Recht geltend maden founten, war in Oſterreich 
unbeitimmt, Cuttinger nahm dafür eine Verjäh— 
rungsfriſt bon 30 oder 40 Jahren an, allein dic 
allgemeinere Meinung erfliirte die Uusiibung des 
Einſtandsrechts für eine res merw facultatis, 
die iiberhaupt feiner Verjährung unterworjen fei. 
Günſtiger fiir den Berfehr lagen die Dinge in 
Steiermarf. Hier fceint 3, ware man anting- 
lich mit einem einjährigen Cinjtandsrecht zufrie— 
den geweſen, dod) tauchte im Laufe der lands 
tig! Beratung der Wunſch nach einer Verliinge- 
rung auf zwei bis drei Jahre auj. Lewtere wurde 
aud) pon Ferdinand IT. zugeſtanden, verſtrich jedoch 
dieſe dreijährige Friit ungeniigt, fo war dann der 
bürgerliche Erwerber fiir jid) und feine Erben 
im Befipe diefer Herrengiilten geſchünt, hatte jedoch 
den jog. unnobilitierten Zinsgulden als Steuer- 
zuſchlag ju entrichten. 

IV. Der Berfall des Jukolate 1750 — 1848). 
Die Frage, wem die Verleihung des Inkolats zu— 
ſtehe, war gleich nach dem — des Herren⸗ 
u. Ritterſtandes ſtreitig geworden. Die Stände, 
welche die Anlage von Landmannſchaftsmatrikeln 
als Mittel der Abwehr gegen landfremde oder unge- 
eignete Perſonen eingefuͤhrt batten, betrachteten die 
Aufnahme in ihre Mitte als ihr ausſchließliches 
Recht, während die Regierung dies als eine unge— 
hörige Beſchränkung der l. f. Machwollkommenheit 
beſtritt. In Steiermark konnten ſich die Landſtände 
jür ihre Auffaſſung auf das Vorgehen Kg. Fer— 
dinands berufen, der 1556 die Bitte des im Lande 
begiiterten froatijden Edelmanns Franz Tahy 
um Unnahme gum „Mitlandmann“ lediglid in 
form einer Befürwortung an die Landſchaft ge- 
leitet hatte, ferner auf die abſchlägigen Antworten, 
die man dem Raijer Maximilian Il. im J. 1567 
auf ähnliche Fürſchriften für die Witwe des 
Thomas von Nadasdy und den Biſchof von 
Raab erteilt hatte, allein mit wenig Wliid, denn 
bei Tahy hatte die Landſchaft gugeitimmt, Kaiſer 
Maximilian II. hingegen war in Steiermarf nicht 


Landesherr. Am Hoje deS Erzherzogs Karl be- 
tradjtete man indeſſen dieſe Regungen der Land- 
ſchaft mit Miftrauen und ſchritt jojort ein, als der 
ſteiriſche L. T. im J. 1569 den im Lande nod 
unbegiiterten erzherzoglichen Hofrat u. Stallmeijter 
ans Biftor pon Stamp in nicht einwandfreier 
ije gum Landmann aujnabm. „Ihrer Fürſtl. 
Durcdlaudt fhume fiir’, Heist eS in der am 
13. Dezember an die Verordneten erlajjenen Aus 
ſchrift, „daß fy fic) underjteen Perſonen unan- 
ejeben, daß dieſelben nit Landgqueter haben ju 
ndleuten aujgunehmen’, was der Erzherzog 
Au geftatten nicht gedenfe. Die Entiduldigungen 
BVerordneten und jpdter der in Lands u. 
Hofrechten verjammelten Landleute flangen ziem— 
lich fleinlaut und der Erzherzog madjte dem län— 
get Dauernden Sdjriftenwechjel unterm 4 VI 1571 
mit der Erklärung ein Ende, daß er dem Stamp 
wohl alle Wohlfahrt gönne, dak man indejjen in 
diejem und ähnlichen Rallen bas Geſuch an ibn als 
Landesfürſten hätte weiſen follen, da die landſchaft⸗ 
lichen Freiheiten nicht ſoweit reichen, „daß ir je— 
manden ſo im Lande khein Guetter hat derſelben 
Landsfreihaiten fiir ſich ſelbs außer unſeres Vor— 
wiſſens und Bewilligung fähig zu machen Gewalt 
hättet““. So war gang unzweideutig feſtgelegt, dak 
die Annahme im Lande nicht begitterter Perionen 
au Landleuten von der vorangehenden Zuſtim— 
mung des Landesfiiriten abbiingig fei. Es ijt gar 
nicht unmöglich, daß man in Ojterreid) unter der 
Enns, wo die Stamp begiitert waren, gerade unter 
dem Eindruck des eben gejdilderten Zwiſchenfalls 
dem Raijer Maximilian Il. das eigene Uberein- 
fommen vorlegte, der aber bei der Beſtätigung am 
LOT] 1572 ſich wie erwähnt vorbebielt, gleichfalls 
die Landmannſchaft verdienten Berjonen zu ertei- 
len. Bald darauj nahm auch Erzherzog Karl in 
Inneröſterreich die Verleihung des —* für ſich 
in Anſpruch, indem er 1585 u. 1586 an die ſtei— 
riſche Landſchaft die Verſtändigung ridtete, dak 
er jeine Hauptleute gu Fürſtenſeld u. Qbanitich, 
Rajpar Repinsty und Hans Panowitſch, ſowie 
jeinen Rat u. Kellergerichtsbeifiper — Ca⸗ 
millo Barziez, genannt Suardo, ju Landleuten 
u. Mitgliedern in Steyr angenommen habe. 

In dem mehrjährigen Schriftwechſel zwiſchen 
Landſchaft u. Landesfürſt, der fic) an dieſe Mit- 
teilungen knüpfte, hatte erſtere von Anbeginn die 
ſchwächere —— Sie bezeichnete es zwar als 
einen ſeit jeher üblichen Gebrauch, „daß die Anne— 
mung irer Mitglieder mit welchen ſie heben und legen 
und in ihren Ratſchlägen ſitzen ſolle laſſen durch 
eine erſame ——— ſelbſt beſchehen“ fei, allein 
bie Beiſpiele, auf welche fie ſich berief Tachy, Nae 
dasdy, Biſchof von Raab), waren zur Erweiſung 
ihrer Behauptung ebenjowenig geeignet als die 
Anführung von Kaiſer Maximillans IL. Privilegium 
für die Oſterreicher. Die Regierung ihrerſeits er— 
tlärte, „daß die Annembung der Lanndtleut nicht 
weniger als die Ausſchaffung derjenigen, ſo dieſes 
oder jenes verwirken, ein ſonderliches und für— 
nembliches landsfürſtliches Regal ſei“, welches 
der Erzherzog ſeinen Nachfolgern „zu höchſtem 
Praäjudicio“ nicht könne entziehen laſſen. Dem 
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Bedenken der Landſchaft, wie ſchwer es wäre, wenn 
ihr wider ihren Willen unverdiente Perſonen und 
ſonderlich fremde wälſche Nationen „in ihre Mittel 
wollten eingedrungen und denen, welcher Voreltern 
vor viel hundert Jahren Landleut geweſt“ an die 
Seite geſetzt würden, begegnete eine von vielen Ade— 
ligen der Grafſchaft Görz beſiegelte Erklärung, daß 
Suardo nicht allein alten adeligen Herfommens, 
jondern auch Landmann in der Grafſchaft fei. Schließ⸗ 
lich erklärte der ———— 30111 1588, daß 
jeine Vande mit ibrem Tun u. Weſen dermagen 
durdeinander fonjideriert jeien, dab ſeines Erach— 
tens ein Görzeriſcher wirflider Landmann, wie 
Suardo auch in jeinen iibrigen Ländern „ſür einen 
Landmann des einen oder andern Landes geehret 
u. gebalten und aljo per consequens deſto unbe- 
denflidjer gu einem Mitglied, gumal an Orten u. 
Enden, da einer Landgiiter hat und fiir einen Land— 
mann zu pajjieren enuegjam angefejjen, ange- 
nommen werden ſolle.“ Trotzdem verharrte die 
Landſchaft auf der Ablehnung und fdjeint — da 
Erzherzog Marl 1590 unvermutet ſtarb — es durd- 
gejest gu haben, dak ihr eine förmliche Aufnahme 
des Rempinsfy u. Panowitſch erlafjen wurde. Ge— 
eniiber Camillo Suardo, der 1590 gum Landrat 
in Steiermarf und 1595 gum innerijterreichiiden 
Regimentsrat ernannt worden war, und 1592 ſchon 
das Inkolat in Krain durchgeſetzt hatte, mußte fie 
aber nachgeben. Am 181 1596 nahm ichlieblic) der 
ſteiriſche L. T. den hartnäckigen Bewerber in jeine 
Mitte auf und damit war der von der Regierung 
vertretene Standpunft, da die Berleihung des 
Inkolats ein landesherrliches Hoheitsredht jet, auch 
in Inneröſterreich au — Anerfennung 
— Da —2 ſchon Erzherzog Karl im 
erlauf des Streites das Zugeſtändnis gemacht 
hatte, daß er künſtighin vor ſeiner Entſcheidung 
die Landſchaft verſtändigen wolle, um allfällige 
Einwendungen zu hören, jo fonnte von den 
Standen das beanjpruchte Rect dev freien Auf— 
name nach außenhin qewabrt bleiben, mur war 
nad) einem Erlaſſe Nailer Ferdinands IL. (30 IV 
1629) Ufatholifen der Erwerb des Anfolats ver- 
jagt, folange die Defrete der Gegenreformation 
in Kraft ſtanden. Das Birfular 13 X 1781 er— 
miichtigte gwar die Heffanglei, Nachficht von dieſem 
Hindernis afatholiicen J zu gewähren, 
doch blieben geadelte Israeliten, mochten ſie gleich 
den Ritter- oder Herrenſtand erlangt haben, auch 
ſernerhin von der Landmannſchaft ausgeſchloſſen, 
weil ihnen die rechtliche Eignung gum Gültenbeſitz 
mangelte. 

Die von der Kaiſerin Maria Thereſia nach 
dem Aachener Frieden getroffenen Maßregeln zur 
Umwandlung ihrer Lande in ein Einheitsreich 
haben die Adelsverhältniſſe in Oſterr. ſehr weſent— 
lich betroffen. Der Adel galt ſeit Ferdinand J. als 
wichtige Stütze der von den Habsburgern geför— 
derten Geſamtſtaatsidee. Allein während die Herr— 
ſcher vorher (von Ungarn ganz abgeſehen) den Adel 
entweder als Erzherzoge aft der Hausprivilegien 
für die altöſterreichiſchen Gebiete oder als Könige 
von Böhmen fiir die böhmiſchen Lande erteilten, 
fiel dieje Untericheidung jegt weg; es wurde viel: 
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mehr ein allgemeiner öſterreichiſcher Adel eingeführt 
und durd eine A. E. 29 XI 1752 bejtimmt, dab 
die einfachen Wdelsdiplome fortan fiir die alte 
öſterreichiſchen und bihmijden Erblande gleich— 
jitmig auszuſtellen ſeien. Am 9IV 1753 ergin 

dann die Verordnung an die Landesſtellen von o 

der Enns, Steiermarf, Mirnten u. Krain, ſowie an 
die drei oberen Stiinde unter der Enns mit dem 
Webote, niemand in die ſtändiſchen Körper als 
Herrn oder Landmann aufzunehmen, der nicht cin 
vitterlidjeS oder Herrenftands-Diplom durch eine 
ehemalige inländiſche Hojfanglet oder durch das 
gebeime Direftorium in publicis et camerali- 
bus erhalten und in originali oder authentico 
bei den Stiinden vorgebradjt habe. Damit war fiir 
die Erwerbung des Jnfolats das Normale gegeben, 
auf welches in vielen ſpäteren V. zurückgegriffen 
und da8 namentlich unterm 14 IL] 1767 aud dem 
Tiroler Gubernium mit dem Bemerfen mitgeteilt 
wurde, daß niemand ohne den Nachweis, er habe 
jum wenigſten den Ritterjtand vom durchlaudtig- 
jten Erzhaus oder aus der Reichskanzlei erlangt, 
der Landmannfchaftsmatrifel cinverleibt werden 
mige. Erwähnt fei nod, dak 1762 bei Errichtung 
ber ned. Landtajel die Führung von Majeſtäts— 
quaternen fiir die Standeserhebungen und die 
intragung der Jnfolate nad dem Muſter von 
Böhmen u. Mähren angeordnet wurde und das 
Ritpt. 9 XIL 1765, das den Standen in Ojterreid 
ob u. unter der Enns, in Steiermart, Kärnten, 
Krain, Görz u. Gradista erlaubte, aud) jerner das 
Inkolat felbit zu erteilen. Kurz vorher (6 XI 1762) 
hatten die ſteiriſchen Stände von diejem Rechte 
einen ungewöhnlichen Gebrauch gemacht, indem ſie 
dev innerbergifdhen Hauptgewerkſchaft der Stabl- u. 
Gifenhandlung in Citerreih und Land Steer die 
Yandmannjdajt und deren Vertretung in den L. T. 
dem jeweiliqen Oberfammergrafen bewilligt batten. 

Die Einſchränkung der ſtändiſchen Rechte im 
allgemeinen durch Kaiſer Joſef IL. hat auc den In— 
halt des Inkolats wejentlic) geſchmälert: Die Steuer- 
begiinjtigungen waren bedroht, die meijten grund- 
herrlicen Rechte und fo mande Privilegierung 
im Giitererwerb entfielen, vor allem dag Einſtands— 
recht, dag frither ſowohl alg Grundobriagfeit gegen- 
liber den WutSuntertanen, als auch in der Eigen— 
ſchaft als Yandmann gegenüber außenſtehenden 
Erwerbern von Herrengulten geltend gemacht wer- 
den fonnte. Durch das Hftzd. 13 III 1782 wurde 
lepteres bei Verkäuſen von Jeſuiten- u. Kameral- 
qittern bejeitigt, durch das Patent 22 VIT1784 ebenſo 
in Fällen ciner gerichtl. —— das Joſe⸗ 
finiſche bürgerl. Geſetzbuch hob endlich in den 
$$ 4—6 des 2. Kapitels und in dem unterm 8 ID 
1787 nadhjolgenden Erliuterungspatent alle Gates 
tungen deS tn verichiedenen Landesgefepen oder 
Gewohnheiten gegriindeten Cinjtandrechts über— 
haupt auf. 

Bekannt ijt die allg. Bewegung unter den 
Stiinden, die fich nad) dem Tode Kaiſer Joſeſs IL. 
erhob, um in den Wiederbeſitz ihver früheren Stel- 
lung ju gelangen. Jn angen Denkſchriften trugen 
fie Dem Kaiſer Leopold II. ihre Wünſche vor, und 
wir finnen uns aus dieien cin Bild machen, 
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was man damals als Inhalt der Landmannidhajt | reich, trennte aber die Tiroler ab, die nun zu Bavern 
betrachtete. Als die vorgiiglidjten Rechte eines | famen und im J. 1808 aufgelöſt wurden, als König 


Tiroler Landmanns wurden beiſpielsweiſe bezeich— 
net: 1. Sitz u. Stimme im offenen L. T. nach 
erreichtem 16. Jahre. 2, Vorgang vor den drei 
anderen Ständen bei Abſtimmungen in Land- u. 
Ausſchußtagen. 3. vane ert jedem Nichtimmatri- 
fulierten. 4. Recht auf Witterbilfen aus dem Ma— 
trifelvermigen, das aus den von den Cintretenden 
entrichteten Immatrikulierungstaxen erwachſen 
war. 5. Auf Anſtellung in Zivil- u. Militärdien— 
ſten. 6. Zollfreiheit. 7. Eigener Gerichtsſtand. 
8. Freiheit von Einquartierung. 9. Kleine Jagd— 
barkeit. 10. Lehensempjang im Lande. 11. Ein— 
jtandsrecht. 12. Freier Ankauf im Lande. 13. Wafe 
jentragen. Die Krainer verlangten ebenjo Aufrecht⸗ 
haltung der ſtändiſchen Familien durch Fideilom— 
mijje u. Erbverzichte der Landsmanntöchter, ferner 
gewiſſe Borredhte in Unjehung der Zwil- u. Krimi- 
nalrechtspflege, namentlid) das Recht, ſchriftliches 
Beugnis bei adeligen Treuen mit der Beweiskraft 
des Eides abjulegen, ausjdliegenden Anſpruch auf 
höhere ſtändiſche Bedienjtungen, das Einjtandredt, 
Steuererleichterungen, Freiheit von Rujtifallajten, 
Mautbefreiungen, das Recht des Bannidanfes und 
andere aus Grundherrlichkeit u. Vogtei entſprin— 
ende Rechte u. Nutzungen. Mehr minder dieſelben 

ünſche äußerten auch die Oſterreicher und die 
Steirer, die außerdem das Vorzugsrecht ihres Vor— 
ſchlages gu den ſtändiſchen Kadetten- u. Fräulein— 
ſtiftungen betonten. Wie weit ſich indeſſen die 
Stände damals ſchon vom Standpuntte entfernt 
hatten, den ſie im 16. Jahrh. bei Einführung der Land⸗ 
mannſchaftsmatrikeln eingenommen hatten, zeigt die 
lahme Begründung ihrer Forderungen. Durch die 
Entziehung des Einſtandrechtes, erklärten beijpiels- 
weiſe die Steirer, ſei die Landſchaft ſowohl im 
ganzen als in ihren einzelnen Gliedern nicht we— 
nig beſchwert worden, „weil ſich nun, da jedem 
aud) adelige Güter zu erfaujen frey ſiehet, nie— 
mand mehr um Erlangung der Landmannſchaft 
ſich jo leicht bewerben wird, wodurch alſo nad 
u. nach die Zahl der ſtändiſchen Individuen und 
mit ſelben das Anſehen, der innere Vermögens— 
ſtand und der darauf ſich gründende Kredit des— 
ſelben immerhin vermindert wird“. Auch ſei der 
unnobilitierte Zinsgulden ein Mittel geweſen, „um 
ſolche, die nicht Landleute waren, entweder von dem 
Unfauje größerer adeliger Beſitzungen abzuſchrecken 
oder, wenn ſie dieſelben doch ihrem Intereſſe ent— 
ſprechend gu ſeyn fanden, ſelbe gu vermögen durch 
Anſuchung der zur Landmannuswürde nötigen Stan— 
deserhöhung der Einſchreibung in die ſtändiſche 
Matrifel ſich teilhaftig gu madden’. 

Man fann fic) nidjt wundern, dak die Er— 
jiillung dieſer Bitte und vieler anderer von den 
Landfttinden damals vorgebradter Wünſche vom 
Kaiſer Leopold LI. juriidgemiejen wurde. 

Die GebietSveriinderungen wiihrend der fran— 
zöſiſchen hig haben aud) auf den Bejtand und 
die Stellung der Landftiinde in den altéjterr. Lan— 
den mehrfach zurückgewirkt. 

Der Preßburger Friede (26 XII 05) brachte den 
fleinen Körper der Salzburger Landſtände an Ojter- 
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Maximilian Joie; jeinem Reicje eine den Beitver- 
häl tmiſſen angemejjene Verjajjung ju geben beſchloß. 

In Kran u. Görz, die nach dem Frieden von 
Schinbrunn (14 X 09) an das franzöſiſche König— 
reich Illyrien famen, machte die napoleoniicde 
Herrſchaft den Landſtänden gleichfalls cin Ende. 
Qn Tirol u. Krain jfollten fie nach dem Wieder- 
anfall an Ofterreic) wieder erjtehen (24 III 1816, 
20 VIII 1818), da Raijer Frang J. auf dieje Weije 
der im Art. 13 der Bundesafte ausgeſprochenen 
Verpflidtung, „in allen Bundesitaaten wird eine 
landſtündiſche Verfaſſung Statt finden”, nachzulom⸗ 
men glaubte, Görz erhielt jedoch dic alten Landſtände 
nicht mehr zurück und auch an Salzburg wurde 
eine abgeſonderte Vertretung erſt im J. 1826 jus 
geſtanden. Im übrigen waren die Vorrechte der 
tandjtdnde und damit die Vorteile des Inkolats 
in dieſer Beit ſchon auf ein ſehr beideidenes Mah 
ujammengejdmolzen: Die Herren u. Landleute 
sites die landſtändiſche Uniform, welche ſich die 
Tiroler jdjon 1790 erbaten, jedoch erjt 1806 vom 
Rinige von Bayern erwirften, jest vom RKaijer 
Franz I. allgemein erhalten. Sie mochten in dem 
goldgejtidten, aber nad) Ländern verſchiedenen, Ge— 
wande (der Rod war 3. B. in Krain blau, in 
Steiermarf rot, die Hojen weiß, die Tiroler hatten 
weif-rot-griin angeſtrebt) ſtattlich genug ausſehen, 
allein ihr politiſcher und geſellſchaftlicher Einfluß 
war im Schwinden. Die Verarmung machte unter 
ihnen reißende Fortſchritte und immer größer wurde 
die Sahl von unadeligen Gültenbeſitzern, ſeit das 
Einſtandsrecht und die iibrigen im Qnfolat geles 
genen Schranfen des Erwerbes adeliger Landgüter 
u. Herrſchaften gejallen waren. Manch eine ange- 
ſehene Familie wurde buchſtäblich ein Opjer ded 
Finanzpatentes vom J. 1811, wenn fie — wie 
joldjes den Grajen von Lichtenberg in Krain 
widerjubr — ihre Herrjchayten fury vor der Ab— 
wiirdigung der Bantosettel um einen ſcheinbar 
guten Preis — in Papier — verfaujt Hatten. Wm 
argiten ſcheint dieje Verarmung in Tirol geweſen 
au jein. Hier, wo jeder immatrifulierte Landmann 
nad) erreidjtem 16. Mebensjahre ohne Nachweis 
eines bejtimmtes Beſißes im offenen &. T. mite 
jtimmen fonnte, war eS fdjon 1790 vorgefommen, 
dag eingelne adelige Yandtagsmitglieder die von 
den Sipungen jfreibleibende Heit benugen mußten, 
um ,,jid) Den Unterhalt durch Leijtung von Lohn— 
lataidienjten bei den Bertretern des Bauern- u. 
Viirgerjtandes gu erwerben“. So blieb aljo den 
Herren u. Landleuten im Lande ob u. unter der 
Enns, in Steiermarf u. Kärnten das Recht, mee 
Landtagsmitglieder entiveder aus eigenem Antriebe 
oder auf — Anſuchen aufzunehmen, falls 
die erforderlichen Eigenſchaften bei den Bewerbern 
vorhanden waren. Sn Krain u. Tirol hatte ſich der 
Raijer bei der Wiederherjtellung der landjtindi- 
ſchen Verfaſſung die Verleihung der Landmann⸗ 
ſchaft vorbehalten, doch war den Ständen ein Vor— 
ſchlagsrecht belaſſen. Mangelte eines der wichtigeren 
Erforderniſſe, wie z. B. der ſeit Maria Thereſia 
vorgeſchriebene öſterreichiſche Ritterſtand, jo wurde 
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aud) wohl in den erjtgenannten Kronländern die 
Verleihung der Landmannſchaft fiir nichtig erklärt, 
wie foldjes z. B. den am 17 X 1826 in Die fteiri- 
ſche Landmannſchaft aufgenommenen Gebriidern 
Lackenbacher, Edlen von Salamon widerjubr, 
weldje ſpäter infolge A. ©. in der Matrikel ge- 
löſcht wurden, da ii nur den einjachen ungarijden 
Adel beſaßen. Die Wufnahmen fay ubrigens 
bid in die legte Beit der ſtändiſchen Wirkſamkeit, in 
Steiermark beiſpielsweiſe nod auf dem &. T. vom 

. L847, u. aw. entweder taxjrei oder mit teilwei- 
jer Nachſicht oder gegen villige Bezahlung der her- 
lömmlichen Taren. Der Wufgenommene erbhielt ein 
Diplom, wurde in die Landmannidjaftsmatrifel 
eingetragen und dann in den L. T. eingefiihrt. 
Von diejer Cinjiihrung bing das Stimmrecht in 
den L. T. und die Wihlbarfeit gu den wenigen 
landſchaftlichen Stellen ab, fie fam daher aud) bei 
den herangewachſenen Mitgliedern der alteren Land— 
mannsfamilien und den Vertretern geijtlider Kör— 
perjdjajten vor. 

V. Heutige Bedeutung des Inkolats. Das 
>- 1848 hat den alten Standen und damit auc dem 
Inkolat cin plötzliches Ende bereitet. Die Landmann: 
ſchaft hatte fich in den altdfterreichifchen Landen längſt 
liberlebt, da fie als Wusdruc qualifijierter Zuge— 
hirigfeit gu einem eingelnen Lande in bleibendem 
Wegeniag au der von den Herridern geſörderten An— 
niiherung ihrer Lande jtand. Niemals ijt es hier zur 
Ausdehuung des Anfolats auf die Nachbarlande, 
geſchweige denn auf die ganze Lindergruppe ge— 
fommien, obiwobl, wie fdjon mitgeteilt wurde, Kai— 
jer Ferdinand J. in einem fiir Oſterreich unter der 
Enns erlajienen Generale vom 4 XI 1559 den Be— 
griff des Ausländers aut Perjonen einjchrintte, 
die weder gu den o.-b. nod gu den n.-b. Erb— 
landen, nod) sur Grafſchaſt Borg gebirten, und 
Erzherzog Marl 1588 der ſteiriſchen Landfchajt 
vorhielt, daß ſeine Lande derart verbunden jeien, 
dag, wer Landmann in dem einen fei, billig aud 
in den iibrigen als folcher geachtet u. angenommen 
werden follte. Die Stinde meinten ſchon jehr ent— 
qegenfommend gu fein, fall fie altadeligen Be- 
werbern aus den Nachbarlanden bei der Verlei— 
hung der Landmannſchaft feine Schwierigfeiten be- 
reiteten. Um einen Schritt weiter, ſcheint e3, find 
die Inneröſterreicher für die Ungehirigen der drei 
Vande gegangen, mindejtens erflirte der Landes— 
Hauptmann von Rrain Wolf Engelbredt Graj 
MuerSperg, alS 1652 im L. T. die Aufnahme 
der Kärtner Grajen von Rojenberg verbandelt 
wurde, dag die bloke Anmeldung eines alten Gee 
ſchlechts aus den beiden Nachbarlanden aur Ein— 
fiibrung in den &. T. geniige und dak jomit die 
Wrajen Rofenberg in den L. T. introduziert ſeien. 
Sur Begriindung berief er ſich auf eine Abma— 
chung der drei Lande auj dem gemeiniamen Brucker 
L. T. von 1578, doch dürfte der Vorgang mehr 
auf ſtillſchweigender Ubung als auf ausdrücklichem 
Ubereinfommen beruht haben, da fic) aus den ere 
haltenen YUften dieſes L. T. eine Beſtätigung jener 
Angabe nicht erweijen lift. 

WMit dem Zuſammenbruch der altiténbdijchen 
Verfaſſung fiel Jeit 1848 das Recht der Herren u. 


SS SS 


Landleute anf Mitwirfung an den landjtindijden 
Verjammlungen weg. Etwa zwei Jahrzehnte lin- 
ger erbielt jich die Beſchränkung im Erwerbe land- 
tiflicjer Güter fiir Ysracliten, fie wurde erſt durch 
Urt. 6 des St. G. 21 XII 67, R. 142, befeitigr. 
Der diirjtige Reſt vom friiheren Anhalt des In— 
kolats bejteht iept im allgemeinen nur in Unvedten 
auf gewifje Stijtungen für Mitglieder landſtändi— 
ſcher Familien, dod) mag der im übrigen ,,objolet” 
geſcholtene Titel Herr u. Landmann als Bezeich— 
nung, dak man gum Kreiſe diefer ſtiftungsberech⸗ 
tigten Gejchlechter gehöre, nod) immer einigen Bert 
haben. Nur in Tirol fliegen die Verhältniſſe felbit 
heute weſentlich anders, da die Mitglieder der in 
die Tiroliſche Wdelsmatrifel eingetragenen Ge— 
ſchlechter eine adelige Genofjenidajt mit gewiſſen 
Rechten und mit eigenem Vermögen bilden. Jedem 
mannlichen Mitglied diejer Genoſſenſchaft iteht nach 
erlangter Gropjabrigfeit laut Statut 22 X1 1882, das 
mit A. E. 14 VIL 1883 genebmigt wurde, die Be- 
nupung des Matritelarhive und der Anſpruch gu, 
aus den Cinfiinften des Watrifelvermigens tm 
Bedarfsfalle Unteritiipungen als Studienjttpendien, 
Präbenden u. Ritterhilfen ju erhalten. Wuerdem 
wurde durch A. E. 20 VI 1887 und 18 X 1888 den 
minnlichen, großjährigen u. eigenberedtigten Mit⸗ 
qliedern diejer Adelsmatrikelgenoſſenſchaft das Recht 
ewüährt, das den alten Herren u. Landleuten in 
irol nad) der im J. 1805 erlajjenen Vorſchrift und 
dem Patent 24 III 1816 verliehene Matrikelzeichen 
(den Tiroler Wdler) in der altiibl. Form bei feier— 
liden Anläſſen tragen gu diirjen. Mud) in Oſter⸗ 
reid) unter der Enns fcheint die Errichtung einer 
adeligen Genoſſenſchaft der frither landſtändiſchen 
Fantilien nad dem Tiroler Vorbild geplant ju 
fein, doc) ijt dieſe Abſicht bisher nod) nicht ver: 
wirflicht worden. 
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B. Jn Böhmen. 


Entwidlung der böhm. a) Adels- und b) Qnlolats- 
verbaltniffe in ber Beriode: I. Bis 1620, — I. 160—1751. 
— IT, 1751— 1848, — 1V. Dermal noch beftehende Bedeutung. 


Ginleitung. Snfolat, Candmannjchajt, bedeu- 
tete Die durch Geburt oder durch ſörml. Aufnahme 
erworbene Sugehbrigfeit sum Herren- oder Ritter- 
flande der bibm. Lander und fomit Teilnahme 
an den den einheimiſchen Landjtinden zuſtehenden 
offentlich⸗ und privatrechtl. Befugniſſen. Dieie Vor- 
rechte bejtanden vornehmlich in der Landtajel=, Land⸗ 
tags⸗ u. Ämterfähigkeit, d. i. der Fähigkeit yum 
Bejipe der mit Patrimonialgewalt ausgeftatteten 
landtiifl. Giiter, aur Teilnahme an den landſtän— 
dijden Berjammlungen und zur Bewerbung um 
Wiirden u. Amter, weldhe verfaſſungsmäßig den 
Mitgliedern der Landjtinde vorbehalten waren. Ym 
Begenſatz ju den deutſch⸗öſterr. Ländern liegt hier 
feine partifulare Landesangehörigkeit oder Stand- 
ſchaft, ſondern cine allg. oder gemeinjame ſtändiſch 
qualifizierte Staat8biirgeridaft der gangen böhm. 
Rrone vor, welche fic alg Merfmal einer bejonderen 
ſtändiſch-ſtaatl. Individualität diefer Lander bid 
jum 3. 1848 erhalten hat. Das Anfolat hing 
überh. gujammen mit dem fpesiellen böhm. Adel, 
welder bis in die Seit Waria Therejias gu un— 
terſcheiden ijt, in gewijjer Beziehung bis ju dem 
3. 1848, worauf derjelbe bis auf den heutigen Tag 
jeine befannte bijtorijd)-polit. Bedeutung in unferer 
Monardhie bewahrt hat. Auch die rechtsgeſchichtl. 
Entividlung des böhm. Adels wid) mannigfach von 
der des deuiſch-öſterr. ab, indem erjterer au einer be— 
jonderen, monardijd wenig beſchränkten ſtändiſchen 
Freiheit u. Uutonomie bezw. Oligarchie gelangte, 
dann nach 1620 aber dejto mehr dem landesh. Ab— 
folutismus unterlag, indem ſämtl. Wdelserhebun- 
gen, ja felbjt die Ynfolatserteilung völlig zu Regal 
gemacht wurde, während in den deutſch-öſterr. Erb— 
liindern der verfaſſungsrechtl. Einfluß der Stände 
in Riidjicht des Anfolats oder der Aufnahme in 
das landſtändiſche Ronfortium noch weiterhin auf⸗ 
recht blieb. 

I, Periode bis 1620. Die Sucht des Adels 
nach ſtändiſcher Ubjonderung und feine polit. Macht- 
beftrebungen bewirften in Böhmen eine Einſchrän— 
fung der finigh Macht in Miicficht der Adelser— 
hebungen. Die Stellung des Herrenftandes hatte 
fid) unter Wengel IV. diejenige ded Ritterſtandes 
jeit der Huffitengeit fo gefeftiqt, daß unter den 
Jagellonen der Ydel eine Ubermadt erlangte ge- 
geniiber dem Könige und den iibrigen noc) eber 
unter der finigl. Autorität verbliebenen Stinden, 


BVedmann: Idea juris. S. 583 fi. — Tirol:] d. i. dem geijtliden und dem Biirgerjtande. Gemäß 
Ofterr. Staatswörterbuch. 2. Mufl., 2. Bd. 
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der böhm. L. O. 1500 haben fic) der Herren- und 
der Ritteritand iiberh. das Recht vorbehalten, ibre 
Rechte u. Freiheiten unter Zuſtimmung des Kö— 
nigs auf gemeinen L. T. au mehren oder au mine 
dern, und in Mähren wurden giiltige Landtags— 
ſchlüſſe auc) ohne finigl Canttion gefaßt. Folge 
Tichtiq hat jid) aud) in Böhmen u. Mähren eine 
gewiſſe Selbjtindigteit des Adels in StandeSfragen 
gcicitigt, welche Dann nod) unter den Habsburgern 
bis zur Sdjlacht am Weigen Berge 1620 erhalten 
blieb. Die Hobheitsbejugnis der böhm. Könige be- 
ſchränkte fid) auf die Erteilung des Wappens, als 
einer notwendigen Borausjepung der Erhebung in 
den Vladyken- oder Ritteritand; fie bejafen jedoch 
weder das Recht, Herren u. Ritter nach eigenem 
Willen gu ernennen, nod das Jnfolat an Fremde 
ju gewähren; ju beidem war die verfajfungs= 
mäßige Zujtimmung der Landſtände erforderlich. 

a) Was den Herrenjtand betrifft, war in 
Böhmen nad der L. O. 1500 notwendig, nad 
alter Gepflogenheit bei dem Könige und dem Her- 
renſtande um die Aufnahme bittlic) gu werden. 
Die von diefem Stande beſchloſſene Ordnung 1501 
fowie der finigl Majeſtätsbrief 1502, welche beide 
aud in der &. O. 1564 bezogen erſcheinen, ver— 
langten fiirderhin von dem Aufnahmeſuchenden den 


Beweis ritterl. Wbfunit bis in das vierte Glied P 


der aujjteiqenden Linie nebjt efrbarem Lebens- 
wandel, und die neuaufgenommenen Herren jollten 
ibren Sip haben erjt nad) den alten Herrenge- 
ſchlechtern, welche unmittelbar nad) den oberiten 
Landesbeamten folgten (die Enfel zählten ſchon 
aum alten Herrenftande). Die Aufnahme erfolgte 
in der Regel auj Grund königl. Fürſprache durd 
dic Rurie des Herrenitandes auf dem gemeinen 
L. T., friiber auch in einer Sipung des Landrech— 
te durch die anwejenden Herren; die Cintragung 
in dic Vandtajel vertrat das anderwiirts übl. Her— 
renjtandsdiplom. Jn Mähren erjolate die Wuj- 
nahme durd) den Herrenjtand entweder im Lands 
rechte oder im L. T. (j. die fog. Landtagspamatfen), 
ohne dak die finigl. Fürſprache gefordert wurde; 
qenaue Regeln iiber die Aufnahme wurden 1612 
beſchloſſen. Innerhalb des Hervenjtandes bejtanden, 
abgeiehen von dem Unterjchiede zwiſchen alten u. 
neuen Geſchlechtern, feine Ubitufungen; allerdings 
etrangen in Böhmen die ReichSfiiviten von Plauen 
(2. £. 1549) und in Mähren die Fiirjten von 
Liechtenſtein (1612) den Borrang, jedod) ausdrück— 
lich) ohne Anerfennung befonderer Standesjtellung, 
ja den erjigenannten gingen jogar die Rojenberge 
voran, troßdem fie den Fürſtentitel nicht führten 
C. O. 1500, königl. E. 1556). Der königl. Maje- 
ſtätsbrief 17 11 1502 bat auch fiir ewige Zeiten 
den alten Brauch bejtitigt, demgemäß feine kaiſ. 
Begnadigung im Deutſchen Reiche jemandem jum 
Herrenitande des Königreiches Böhmen verbeljen 
fonnte, wenn er nidjt von dem Könige und den 
alten Herrengeſchlechtern als Herr aufgenommen 
wurde, Nebjtdem durften nad) dem aweiten Privi- 
leqium 23 II] 1502 feine Grafen in Böhmen eine 
geführt werden, und wenn cin ausländiſcher Graj 
das Anfolat erworben hatte, durfte er feinen Vor— 
rang vor den böhm. Herren in Anſpruch nehmen, 


fondern, fallé er alten Geſchlechts war, follte er 
jeinen Sip unter den Mitgliedern des Herren: 
jtandes nad) feinen Qabren cinnebmen. 

Belangend den Ritterjtand wurde nad) dem 
Majeſtätsbrief 1497 der vom RKénige mit dem 
Wappen „als Zeichen des Ritterſtandes“ Begna— 
digte nicht früher als zum Stande gehörig ange— 
ſehen, als bis nach der Anmeldung beim Land— 
rechte behufs Intabulierung; landtafelfähig wurden 
erſt ſeine großjährigen Nachkommen, die nach ritterl. 
Art zu leben verpflichtet waren. Nad der L. O. 
1549 gebührte der Vladyten- oder Rittertitel erſt 
den Enfeln des Wappenerwerbers; nach der L. O. 
1564 wird der Titel „slovutny panos” (ehren- 
fefter Rnappe) erjt dem von dem Ritteritande ſelbſt 
ausdrücklich auſgenommenen Wappenbefiper zu— 
erkannt, dev Rittertitel kömmt dann erſt der dritten 
Generation zu; dieſe wird allerdings bereits den 
alten Rittergeſchlechtern beigezählt. Die böhm. Rit⸗ 
terſtandsordnung 1609 ſetzt gleichfalls als weſentl. 
Erfordernis die Aufnahme durch den Ritterſtand 
auf dem gemeinen L. T. ſnebſt Revers zum Lande 
und Eintragung in die Landtafel) feſt und knüpft 
dieſelbe an beſondere Bedingungen (ehel. Abſtam— 
mung bis ing dritte Glied u.a.); die mit königl. 
Bewilliqung ju Wappenvettern angenommenen 
erjonen waren allerdings nicht augégenommen. 
Yn Mähren, wo im XVI. Jahrh. mehrere Ab— 
jtujungen des niederen Adels unterjdieden wur— 
den, war die Aufnahme durch den Ritterjtand eben: 
falls diejem jelbjt vorbehalten; die Beſchlüſſe wur— 
den in befondere Ritterbiicher eingetragen. 

b) Die Art der Naturalifierung des fremden 
UdelS in Böhmen vor dem 13. Qabhrh. ijt nicht 
näher befannt. Seit der Luxemburger Beit, wie es 
bereits aus dem Privilegium Konig Johanns von 
1310 (1311 in Mähren) hervorgeht, fonnte ein 
Uuslinder Einwohner (incola, obyvatel) werden 
und in den Genuß der ſtändiſchen Rechte (nämlich 
Vandtajel=, Landtags⸗ u. Amterfähigkeit) gelangen 
lediglich mit beſonderer Bewilligung des Königs 
und des L. T. Dieſe Beſchränkung der königl. 
Eigenmacht wurde rückſichtlich der Beſetzung der 
tanded= u. Hof⸗ ſowie auch der ſtädt. und geiſtl. 
miter durch die ſpäteren, auc) die Habsburgiſchen 
Könige bei Bejtitiqung der Landesprivilegien bis 
1619 ausdrücklich aufrecht erbalten (fand aud) Eins 
gang in die L. O.), wogegen die alten Beftimmun: 
gen iiber den Liegenſchaftserwerb durch Fremde 
int Landredts- u. Landtagsfdlug von 1486 ihre 
Ernenerung und nähere Ausführung mit beſon— 
deren Strafianttionen fanden, wobei namentlid 
der Zulaß an die Bedingung getniipft wurde, 
feinen andern Herrn als den gefronten Konig von 
Böhmen anguerfennen, die Untertanspflichten gegen 
den König und das Königreich gleich den anderen 
Stinden ju erfiillen, ja fogar im Lande gu wob— 
nen und außer demſelben feine Giiter zu bejipen. 
Durch diefen Landrechts- u. Gandtagatchlut pon 
1486 wurde aud) ausgefproden, dak in Böhmen 
die Ungehirigen Mährens und der anderen infor 
porierten Lander — trogdem jie damals zeitweilig 
unter Watthias Corvinus abgetrennt waren — 
wedjelieitiq nicht als Fremde ju betrachten jeien, 
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fondern im alle des Gutserwerbes in Böhmen | Befugnis, feine Rechte gu mehren oder zu mindern 
lediqlid) gum UntertanSrevers verpflictet feien. | und die weitere Hegelung jeiner Verhältniſſe ers 


Auch diefe Vorſchriften fanden Aufnahme in dic 
ſpäteren L. O., bis auf das — in Rückſicht auf die 
anderen unter Habsburgijcher Herrſchaft jtehenden 
Lander — in den böhm. L. O. 1549 u. 1564 
unterdriidte Berbot des qleichseitigen Liegenſchafts⸗ 
bejipes in der Fremde. Mit der Heit wurde der 
AntolatSerwerb an befondere Bedingungen geknüpft 
(Unterwerfung unter das tatholithe oder utra⸗ 
quijtifche oniittorium, oder nad) mähr. Landtags⸗ 
ſchluß 1609 Erlernung der bihm. Sprache feitens 
Der Rinbder u. a.). 

Die Aufnahme der Fremden ſamt ihren Nach- 
fomimen, d. i. die erbl. Anfolatserteilung, erjolgte 
in Böhmen über königl. Fiiriprache durch alle 
drei Stände des L. T. alfo nicht lediglich durch 
einen, wie bei der Aufnahme in den — u. 
Ritterſtand, und wurde durch die Relatoren des 
Herren- u. Ritterſtandes in die Landtafel einge— 
tragen, gleichwie auch des Aufgenommenen „Be— 
tenntnisbrief — Lande“. In Mähren war es 
nicht nötig, beim König zu bitten, obwohl häufig 
die königl. Fürſprache vorlam. Die Aufnahme in 
die mähr. Landmannſchaft erfolgte mit Zuſtimmung 
ſämtlicher vier Stände im & T. oder aud mit 
Eimwilligung des Landrechts (L. O. 1604); der 
Aufgenommene mußte den Befenntnisbriey jum 
Landjrieden ausſtellen. 

Für die ganze Krone Böhmens bejtand ein 
eingiges, gemeinſames Inkolat, fo wie eS fiit die— 
jelbe cinen gemeinjchajtl. Adel gab. Dies entſprach 
nicht nur dem ecinigenden Bande der königl. Macht 
und der Inſtitution der Generallandtage, ſondern 
begriindete auch die wedhfelfeitige bürgerl. Gleich— 
beredhtigung der Landjtiinde, welche am vollfom- 
menjten zwiſchen Böhmen u. Mähren felbjt bei 
zeitweiliger Trennung derjelben unter verichiedener 
Herrichait (aud) 1608— 1611) anerfannt wurde. 
Namentlich bilbete der Herrenitand in Böhmen u. 
Mähren eine eingige Körperſchaft, denn der in 
Mähren feitens eines neuen Herrn geleiitete Cid 
begog ſich ausdrücklich auf den Herrenjtand beider 
Minder, und der bohm. Herr erſuchte in Mähren 
bloß um die Anweijung des Sitzes im L. T. Die 
Snfolatserteilung an einen Fremden feitens des 
bihm. fowie des mähr. L. T. hatte daher jeweils 
ſelbſtverſtändlich Geltung fiir die ganze böhm. 
Krone. Nach der mähr. L. O. 1604 war der ald 
Einwohner Aufgenommene verpjlichtet, fic) bin: 
nen drei Jahren bei fonjtigem Berluit des In— 
kolatsrechtes in irgend einem der zur Krone ge- 
hérigen Lande einjufaujen. Trop diefer Cinbeit- 
lichfeit u. Gemeinjamfeit des Jnfolats u. Adels 
war die Selbjtverwaltung der eingelnen Linder 
dadurch gewahrt, daß nur derjenige, der im Lande 
begiitert war, Sutritt su den YUmtern in diejem 
Vande hatte. Hingegen waren die Angehörigen der 
iibrigen unter Dem gemeinjamen — aus dem 
Hauſe Habsburg ſtehenden Länder in Rückſicht des 
Privat- und öffentl. Rechtes bis zum Erwerbe des 
Inkolats Ausländer. 


floß nunmehr auf Grund der königl. Gewalt. An 
die Stelle der ſtändiſchen Autonomie trat die 
rechtl. Abhängiglkeit, der abjolutijtijhe Charafter 
u. Rahmen im Anfolate- u. Wdelswejen. Obwohl 
ag, ¥ det Glaubensverjolgungen u. Konfiskatio— 
nen die fogiale u. nationale Struftur des Adels 
vielfach Anderungen erfahren hat (namentlich der 
Ritterjtand nahm an Zahl ab, viele Fremde wuch— 
fen 3u), jo blieben unter dem Joche des Abjolu- 
tismus dennod) die Formen des ftindijden Staa- 
tes injofern gewahrt, als blog dem einheimiſchen, 
alſo dem böhm. Jnfolatadel die Befugnis zum Be- 
ſitze land- und lehntäfl. Giiter und fomit aud gu 
den königl. Landes- u. Hofämtern innerhalb der 
Krone Böhmens jujtand (vogl. betreffs der legteres 
ten die böhm. vern. L. O. 1627 A 9, 33, 36—8, 
F 22, 39, 73, J 3, mähr. & O. 1628 Fol: 6, 
19b, 20, 22). Die Landtajelfiihigteit jtand nur 
nod) einigen von den königl. Stidten pu. 

a) Die vern. L. D., Art. 15, hat in Böhmen 
(von eingelnen Abweichungen in der mähr. L. O. 
jeben wir ab) die Wappenverleihung u. Nobilitas 
tion in der Weije dem Könige vorbehalten, dak 
die Adelung ſeitens des Königs jofort, ohne zuvor 
einer ſtändiſchen Aufnahme gu bedürfen, gum Titel 
npanos”, und mit der dritten Generation ipso 
facto auch sum Rittertitel berechtigte. Im iibrigen 
hatte die Erhebung in den Ritterftand zwar in 
der Regel durch dte Aufnahme des Nobilitierten 
in den landtigl. Ritterjtand ju erfolgen, jedoch 
ausnahmsweiſe fonnte fie aud) durd) ein königl. 
Diplom — infolge des königl. Vorbehalis 
höherer Begnadigungen oder Erteilung beſonderer 
Vorrechte für einzelne (Rittertitel, Einreihung in 
den alten Ritterſtand). Ja, die ſtändiſche Mitwir— 
kung mußte vielmehr die Bedeutung einer forma— 
len Befugnis annehmen, als dann weiter mit 
Rifpt. 10111 1629 und Nov. Wa. 17—19 aus— 
drücklich erflixt wurde, dak die Erhebung in den 
Adelſtand ſchon allein durch den königl. Wdelsbrief 
pon der böhm. gy vollzogen und der Be— 
qnadete aud) nod) als beredjtigt sur Aufnahme in 
den Ritterjtand zu betrachten jei, jofern fic) der— 
ielbe (ohne Sweijel unter Vorausſetzung eines 
landtäfl. Bejipes) bei dem L. T. zur Seſſion an- 
meldet und nebſt Wohlverhalten auch das eheliche, 
ehrbare Herkommen bis in das dritte Glied nach— 
weiſt: jedoch wurde hiebei der Unterſchied gemacht, 
daß die bloß Wappenmäßigen, als nicht zum ritter— 
mäßigen Adel gehörig, durch den Ritterſtand nicht 
aufgenommen werden fonnten (nad) der Nov. Aa. 17 
waren für weiterhin die biirgerl. Berjonen überh. 
von der Aufnahme in den Ritterjtand ausgeſchloſ— 
jen). Die —— weiterer Adelsunterſchiede 
war gleichfalls dem ſtaͤndiſchen Einfluſſe nicht gün— 
ſtig. Denn man begann auch einen einfachen (nicht 
rittermäßigen) Adel zu verleihen, was zwar mit⸗ 
unter als Nobilitation bezeichnet wurde, aber zur 
Ritterſtandsaufnahme nicht fähig machte; ebenſo 
wurden die Vladyken ſeit 1649, als bloß betitelte 


II. Periode 1620—1751. Nach der Weißen- Ritter, dem polit. Ritterſtande nicht mehr ange— 
berger Schlacht 1620 verlor der böhm. Adel die | hörig, behandelt (fonnten trogdem im Bürgerſtande 
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verbleiben) — und nachdem bingegen Ritterftands- 
diplome aud) mit dem Rechte der Standſchaft er— 
teilt wurden, jo birte die Ritterjtandsaufnahme 
als jolde, nicht als bloke Anweiſung des Sipes 
im &. T., unter Leopold I. allmählich auf (aus- 
enommen, wenn cin altadeliger Auslünder auj 
Brund des Anfolats oder cin in Böhmen ſeßhaft 
gewordener Landmann der bibm, Nebenliinder um 
die Sejjion bei den alten Rittergefehlechtern bitt- 
lic) wurde). UbrigenS wurde ſchon feit 1650 auch 
den unbegiiterten Inwohnern die Sefjion auf dem 
L. T. (ohne Stimmredt) gugeitanden, wenn fie 
nur die Landjiandicjajt crivorben haben und des 
Herren- oder Ritterjtandes jahige Perjonen waren. 
Yn Stelle der Ritterjtandéaufnahme traten jomit 
die Mitterjtandsdiplome, ſpäter zugleich die Inko— 
latsdiplome ein, wodurd) auch die Scheidung von 
dem einjachen Adel ohne Inkolat nod) ſchärſer her— 
vortrat. Die Diplome lauteten gewöhnlich auj den 
Ritters oder Adelſtand „des Erbkönigreiches Böh— 
men und der inforporierten Lander’ (wogegen in 
den WdelSbriefen unter Ferdinand IL häufig nur 
allg. die Gemeinſchaft der Edelleute de3 römiſchen 
Reides und anderer Königreiche, Fiirjtentiimer u. 
Vande angegogen erfdien). 

Belangend den Herrenjtand in Bihmen, fo 
wurde deſſen Privileqium betreffs der Wujnahme 
neuer Mitglieder 1711 1502 mit dem königl. Ma— 
jeſtätsbrief 26 V 1627 ausdrücklich erneuert; ebenjo 
in der vern. L. O. Art. 30 (aud) mähr. L. O. 
1628), vorbehaltlich beſtimmter Fälle außerordentl. 
Einreihung in den alten Herrenſtand oder höherer 
Rangbejtimmung ,,im übrigen“ konfirmiert. Nichts- 
deſtoweniger wollte man den Standpunkt der im 
allg. vorbehaltenen, unbeſchränkten königl. Hoheits— 
rechte feſthalten, und es wurde namentlich mit 
Rikpt. 25 IT 1629 und Nov. Ya. 14, 15 erklärt, 
daß das Baronat jowie die Nobilitation nicht von 
der Unnahme von dem Herren- oder Mitterjtand 
berguleiten feien, fondern lediglid) vom Könige 
durch die böhm. Hoffanglei erlangt werden fonnen. 
Nur behuis Zulafjung zur Seſſion im &. TF. 
und um die landjtindijcden Rechte ausiiben au 
tinnen, wurde fiir die neu erhobenen Herren die 
Verpflidtung sur Anmeldung bei ihrem Stande 
und jut Beibringung des herlömml. Nachweiſes 
der vier adeligen Ahnen aufredt erhalten; ſowie 
aud) der Unterſchied zwiſchen alten u. neuen Ge— 
ſchlechtern fejtgehalten wurde. 

Die vern. L. 1627, rejp. 1628, begann jremde, 
höhere Titel im Lande zuzulaſſen und jtellte inners 
halb des Herrenitandes die Hergoge vor die Für— 
jten, bie Fürſten vor die Grajen und Ddieje vor 
die einfacjen Herren (in jeder Gruppe jollte man 
nad dem Alter ſitzen), doch bejtimmte fie nichts 
Näheres über die Verleihung der neuen Wiirden. 
Demgemäß erlangten die Herren von Waldjtein 
(feit 1628 Reichsgrafen) die Bejtiitigung des Gira- 
fenjtandes fiir Bihmen, wogegen die Thun-Hohen- 
jtein (mit J. 1627, 1629 —— 1631 die 
beſondere Verleihung der böhm. Grafenwürde er— 
warben. Seitdem iſt es zur Regel geworden, daß 
man fic) um beide Grafenwürden, die Reichs- und 
die böhm., entweder gleichzeitig oder ſukzeſſive be- 





warb ( * Grafen find früher geworden: Nojtig, 
Schaffgotſch); doc) gibt es aud) bloß Grafen des 
gh drat Böhmen und der einverleibten Län— 
det (Bubna, Koforowa, Kottulinsty, Pachta, Laz 
tijd), Deym, Chorinsty, Radeck}, Mitrowsty) oder 
umgefehrt ReidSqrafen ohne böhm. Grafenwürde 
(Sternberg böhm. Linie, Sport, Wratislaw, Do- 
halsty). Hiebei ijt (abgeſehen von der Beſtätigung 
des Privileqiums 1502, welded faij. Beqnadigqun: 
gen in Böhmen ausfdlieBt) nicht auger act ju 
laſſen, dak Laut Rifpt. und Deflar. 10 III und 
25 LT 1629, 18 VI 1642, 8 XII 1655 und 21V 
1681 einbeimifche Standesperjonen (incolae), welche 
irgend einen Stand oder Prädikat von einer an: 
deren Stelle als von der böhm. Hoflanzlei (nament⸗ 
lid) aud) von der Reichskanzlei) erhalten batten, 
fic) deffen in Böhmen und den cinverleibten Län— 
dern unter nambajten Geldjtrajen nicht eber be: 
dDienen durjten, bevor fie nidjt deſſen Beſtätigung 
oder Anerkennung jeitenS der böhm. Hofkanzlei in 
Form befonderer Qntimationen erlangt batten; 
und diefe Bejtimmung wurde felbjt nad) der Read: 
mijfion der böhm. Kurjtimme mit Rift. 18 1X 
1708 republigiert eg rae oder 664), wore 
aus hervorgebt, dag die faij. Regalien in Böhmen 
feine unmuttelbare Geltung batten gum Whbrud 
der Regalien des Königs von Böhmen. Nebſtdem 
fonnten allerdingS fremde Fürſten u. Grafen in 
Bihmen ohne Anfolat fic) nidjt anjfiedeln. Unter 
diefen Umſtänden entiwidelte fic) in Betreff der 
Standeserhebungen eine Regiprogitit zwiſchen der 
Deutichen Reichse und der böhm. Hoffanglei, worin 
fic) auch die Gleichftellung des böhm. Herrenſtan— 
des mit den MeichSqrafen fpiegelte (vgl. ad III). 
b) Die Erteilung des Inkolats an Ausländer 
wurde durd die vern. & O. A 20 (in Mähren 
ol. 10b) dem Lt. T. entzogen, dem Könige vor- 
bebalten und atte fortan im Wege der böhm. 
Hoffanglei gu erfolgen. Die dem hisbherigen Rechte 
widerjpredjenden Ankäufe fonfisgierter Güter wur—⸗ 
den zwar ausdrücklich in Geltung belaſſen, aud 
wenn die Erwerber beim Ankaufe noch Auswär— 
tige waren; allein künftig ſollte im Falle des Er— 
werbes eines landtäfl. Gutes durch einen dad In—⸗ 
folat nicht Beſitzenden Gut u. Geld an die königl. 
Kammer verfallen. Jeder neu aujgenommene Aus— 
lander mufte dem Könige u Dejjen Erben, 
»Nadfommenden RKinigen zu Böheim“, den Erb— 
huldigungseid leijten, nebjtbem zur königl. Land- 
tajel einen Revers iiberantworten, „daß er den 
finigl. Nonjtitutionen und ded Landes Berjfajjun- 
gen u. Rechten gemäß fic) verhalten und ſich dar 
wider feines andern Rechtes nocd) Gerechtigkeit ges 
braudjen wolle”. WS Ausländer waren nit ju 
betradten die Untertanen in Mahren, Scblefien 
u. d. —*— da dieſe Linder dem Erbkönigreiche 
Böhmen inforporiert jeien; diejelben bedurften da- 
ber jum Ankaufe in Böhmen feiner bejonderen 
tönigl. Verwilligung, wohl aber muften fie bier 
den Erbhuldigungserd leiſten und den Revers zur 
fandtajel einbringen, bei fonjtigem Verfalle 
utes; erſt 1697 wurde das Erpordernis neuerl. 
Huldigung abgeſchafft (jeit 1651 wurde als Folge 
der Ubtretung der Laujig die Einbolung einer bes 
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ſonderen Erlaubnis zum Anſiedeln für die Lau— 
ſitzer vorgejdirieben). Es tag daher in der Ber= 
leihung des finigl Qnfolatsdiploms die Einräu— 
mung einer ſtändiſch qualifigierten Staatsbiirger- 
ſchaft an einen Ausländer fiir das gange Gebiet 
der Krone Böhmens. Auf Grundlage de3 Diploms 
erfolgte dann die Anmeldung im L. T. zur Sef- 
fion innerhalb def alten oder neuen Herren= rejp. 
Ritterſtandes (der einfache Adel gewährte nicht die 
Befähigung zu dem Inkolat und gu den landſtän— 
diſchen Rechten). Mit der Zeit pflegte die aus— 
drückl. Erteilung des —— für den Herren— 
oder Ritterſtand des Erbfinigreiches Böhmen und 
deſſen inforporierten Lauder gewährt gu werden, 
wobei mitunter fremde Grafen auch) auf die Her- 
renbank und fremde Freiherrn jum Ritterjtande 
gewiejen wurden. 
Seit dem letzten Dezennium des 17. Jahrh. 
erfuhr jedoch die Auffaſſung des Inkolats eine 
wichtige Umgeſtaltung, inſoſern Inkolatsdiplome 
aud) an einheimiſche, in den höheren Stand erho— 
bene Perſonen erteilt werden, fofern leptere gum 
Erwerbe landtéfl. Giiter und jum Eintritt in den 
L. T. Befugnis erhalten jollten. Den Anlaß dürfte 
der Umſtand gegeben haben, daß der fremde Adel 
die Möglichkeit beſaß, durch Erwerb des Bürger— 
rechtes in einer landtafelfähigen königl. Stadt den 
Inkolatserwerb nebſt der beträchtl. Taxe zu ver— 
meiden. Deshalb wurden einerſeits den genannten 
Städten derartige Aufnahmen verboten, anderſeits 
ſetzte die V. 151 1681 feſt, daß ein Fremder, 
wenngleich er dag Bürgerrecht in einer landtafel— 
fähigen Stadt erlangt und ſich ſpäter die Ertei- 
lung des Ritterjtandes erwirkt hat, dennoch auper- 
dem um die Erteilung des Jnfolats anjuchen 
müſſe (die Berufung auf jenes Bürgerrecht follte 
‘nicht geniigen). Demnad) ſchien es wohl überh. 
wünſchenswert ju fein, die Landtafel- u. Land- 
tagsfibigfeit durch einen befonderen königl. Gna- 
denaft gu begriinden, nachdem ſeit Witte des 
17. Jahrh. die Aufnahme in den landtägl. Ritter- 
ftand allmählich aufhörte und außerdem auch nur 
cinjadjer Adel oder bloßer Rittertitel, welche die 
landſtändiſche Fähigkeit nicht mit fich bradhten, er— 
teilt wurden. Demgemäß fEnnen wir fortan unter- 
fcheiden ein Anfolat für Uuslinder und ein In— 
folat fiir Inländer; das erſtere gewährt die Staats- 
bürgerſchaft u. Standſchaft, das leptere bloß dic 
Standſchaft. Das Zuſammenſaſſen beider Fälle 
unter die Bezeichnung Inkolat oder Landmann— 
ſchaft war gewiß nicht logiſch, aber aus gewiſſen 
Ahnlichkeiten erklärlich, indem auch Inländer beim 
erſten Erwerb eines landtäfl. Gutes einen Revers 
jum Lande einbrachten. Da nun das Landtafel- 
amt aud) weiterhin eingelnen in den Ritterftand 
erhobenen Perſonen Vorrechte der Landſtandſchaft 
ohne Vorweis eines beſonderen Inkolatsdiploms 
uerkannte, entſchied Karl VI., um Nonfufionen u. 
illkürlichkeiten zu vermeiden, am 12 VIII 1712, 
dak, abgeiehen von alten befannten, im Lande 
ſchon vorhin angeſeſſen geweſenen Geſchlechtern (den 
eborenen Landleuten), die Landtafelfähigleit in 
einer andern Weiſe als durch das Inkolatsdiplom 
erworben werden könne und daß künftighin kein 
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höherer Stand ohne Anfolat erteilt werden ſolle. 
Gewöhnlich wurden daher gleichzeitig zwei Di- 
plome ausgeftellt, das Ritterjtands- und das In⸗ 
kolatsdiplom, denn der einfache Adel war ja nicht 
inkolatsfähig. In Schleſien ſollten deshalb alle 
diejenigen Familien, welche vor 1701 im Adel— 
ſtande fic) befanden und Landgiiter beſaßen, aud) 
ohne Diplom als bihm. Ritter angejehen werden, 
alle Ddiejenigen Inländer u. Wusltinder aber jeit 
1701, wenn fie der landtäfl. Güter fähig fein u. 
bleiben wollten, den Ritterjtand und das Jnfolat 
bei der böhm. Hofkanzlei anzuſuchen verpjlichtet 
fein (Sirf. 23 X 1726). 

Ill. Die Therefianifhe Zeit führt den allg. 
öſterr. Udel ein, damit Hirt die jelbitindige bohm. 
WdelSbildung meijtens auj; nichtsdeſtoweniger hat 
die damalige Sentralijation das böhm. Inkolat 
nicht angetajtet und vermittels dieſes fepten we— 
fentl. Merfmals wird die formelle Kontinuität des 
bejonderen böhm. Adelsweſen nocd) bis gum J. 1848 
forterbalten. Allerdings janf die Bedeutung des 
Jnfolats zufolge des neuerl. Niedetgangs der jtin- 
diſchen Verfaſſung unter Maria Therefia und 
Joſef II., insbeſ. infolge der Verjtaatlidung der 
polit. BVerwaltung und der Juſtiz, fo daß den 
Landjtiinden bloß einige Landeswürden u. Erb— 
ämter verblieben. Selbſt die Leopoldiniſche Reſtau— 
ration brachte ihnen keine Rettung mehr. 

a) Nach Aufhebung der böhm. Hofkanzlei 
1749 hat Maria Thereſia den mit Bezug auf alle 
ſtaatsrechtl. Eigenſchaften des Monarchen vereidig- 
ten Hof⸗ u. Staatskanzler zur Unterfertigung aller 
Urkunden bevollmächtigt, welche eben wie die Stan— 
deserhöhungsdiplome nad) der „böhm. Landesver— 
faſſung“ die Unterſchrift des böhm. Oberſtkanzlers 
„unumgänglich“ bedurften. Wher im J. 1751 über— 
ging dieſe Wirkſamkeit (wenigſtens teilweije) auj 
das Direftorium in publ. et camer., dem dic 
Vorbereitung folder Erhöhungen oblag, wobei die 
Monarchin aufhörte, den böhm. Ritter= u. Wdel- 
jtand gu erteilen; die legten zwei Ritterjtandser- 
höhungen ſowie die letzte Erhebung in den böhm. 
Adelftand (Maſchek von Maasburg) fallen in das 
J. 1751. Insbeſ. mit der MW. E. 20 XI 1752 
wurde alS Norm feftgejest, daß einfache Adels— 
diplome fiinjtighin mur fiir alle Erblande gleich— 
jirmig aussujtellen find, wie aud) ſchon Karl VI. 
in eingelnen Fällen getan hatte; tatſächlich hatte 
es mit der Ritterjtandserhebung die gleidje Be— 
wandtnis. Der Widerjtand des böhm. Adels wurde 
gebrodjen durch die Belehrung der Landtafel 20 XII 
1752, gufolge weldjer joldje im Wege des Direk— 
torii erjolgte Standeserhihungen „ſowohl in böhm., 
alg ifterr. Erblanden” fiir gleid) gültig anerfannt 
werden follten. Die formellen Gebredjen wurden 
aber trogdem inſoweit bejeitigt, alg im 3. 1753 
an die Spige des Direftoriums, jeit 1762 der 
böhm. und öſterr. Hoffanglei, der „königl. böhm. 
oberſte u. erzherzoglich öſterr. erſte Kanzler“ trat 
und fortan der Adel „der geſamten Erbkönigreiche, 
Fürſtentümer u. Landen“ ſtets „aus königl. und 
erzherzogl. Machtvollkommenheit“ verliehen wurde, 
ſo daß in dem gemeinſamen Adel auch der böhm. 
miteinbezogen war, oder vielmehr in demſelben 
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jtilidweigend aujging. Mud) Joſef 11 bediente fic 
der gleichen Formeln. Zeitweiliq wurde von Un— 
garn re genommen, indem lediglich die 
pdeutiden”’ oder „boͤhm. öſterr.“ Lander angefiihrt 
eridjienen; daneben pjlegte aber vor 1806 die 
Gleichſtellung mit dem deutſchen Reichsadel betont 
au werden. Seit Einfiihrung der öſterr. Kaiſer— 
wiirde 1804 erfolgten die WAdelserteilungen aus 
ptaij. finigl und erzherzogl.“ Machtvollfommen- 
beit, worauf feit dem zweiten Degennium ded 
19. Jahrh. die Erteilung des Adelsſtandes des 
„öſterr. Kaiſerſtaates“ ihren Anfang nimmt und 
dadurd) aud) der Name eines öſterr. Gejamtadels 
zur Einführung gelangt. 

Der niedere böhm. Adel wurde ſeit 1752 
nicht erteilt bis auf vereinzelte Ausnahmen (1804 
böhm. Ritterſtand an den Kreishauptmann Joſef 
Schüller, 1836 böhm. Adelsſtand an den Gub. Rat 
Karl Breuil von Wallerjtein). Dagegen waren die 
Reihen des eigentlichen hiheren böhm. Sonderadels 
nod) nicht geſchloſſen, indem nod) die böhm. Grafen— 
würde erteilt wurde (z. B. Chorinsky, Radepty, 
Mitrowsky, ſämtlich ohne yovir gf Som bree Sa 
von Waria Therefia und nad derjelben wurden 
aud) böhm. Fürſten geſchaffen, während vordem 
die Fürſtenwürde nur von Seiten des Deutſchen 
Raijers erteilt gu werden pflegte (jo erbielten die 
bihm. Fürſtenwürde: hg 1746 Schwarzenberg, 
dann Auersperg, Kinsfy, Kaunitz, Colloredo, Khe— 
venhüller⸗Metſch, Clary, fodann unter Joſef IL. 
1783 Balm — Ddieje und Clary ohne je Reichs— 
jiixjten geworbden 3u fein — und nach Auflöſung 
des Deutichen Reiches nod) am 27 XI 08 re 
Heinrich Rohan. Joſef II. hat aud) am 3 
1786 ,,aus finigl Wadjtvollfommenheit als regie= 
render Rinig in Böheim“ die Herrſchaft der Fiiriten 
Lobkowicz Raudnig a. E. gu einem Fiirjtentume 
erhoben und mit dem herzogl. Titel geziert u. zw. 
unter Anwendung derjelben Formel, mittels wel- 
ther 28 IX 1723 die Buerfennung des Titels der 
Hergoge von Krumau an Schwargenberg erfolgte 
(wogegen bet Erhebung der Eqgenberge ju Hers 
gogen von Krumau 15 TV 1628 einjad) davon die 

ede ijt, daß Ferdinand II. und feine CErben, 
„nachfolgende Könige in Böheim“, die Eqgenberge 
hierin — ———— ſchützen u. ſchirmen jollen). 
Desgleichen Hat nod Kaiſer Franz mittels Kabi— 
nettſchreibens vom 2 V 18 die fog. pfalzbayriſchen 
Wiiter, welche gemäß § 101 der Schlußakte des 
Wiener Kongrejjes dem König von Böhmen zu— 
gejallen waren, aus eigener Nadytvolltommenteit 
„als vegierender König von Böhmen“ sum Herzog— 
tum Reichſtadt erhoben, obgleich bloß auf Lebens— 
zeit des unglückl. Sohnes Napoleons. 

Die Mißhelligkeiten, welche früher ab u. zu 
namentlich wegen des Beguges von Taren zwiſchen 
dev Reichs- und der böhm. Kanglei in Sachen der 
Reziprozität aussubrechen pfleqten und durch die 
Wablfapitulation Karl VI., da felbe in Böhmen 
nicht beobadhtet wurde, nicht bejeitiqt wurden, fan— 
den die Beilequng durch die zwiſchen Kaiſer Franz J. 
und Maria Therejia alS Königin von Böhmen 
geidjlojiene Ronvention 11 1V 1746, mit welder 
die Kovrdination u. Parität beider Rangleien jicher- 


gejtellt erjdien und wobei (wie die Staatstonie- 
renz fagt) „der Souveriinitiit ded ——— 
Böhmen“ nichts vergeben wurde. Demgemäß joll: 
ten 1. alle von der Reichstanzlei den Reideatie 
dern oder anderen Auslindern erteilten Standed- 
erhihungen aud in den böhm. Erblanden erfannt 
werden, jedod) nicht eber, al& bis die Antimation 
durd) die böhm. Hoftanzlei geideben fein wird; 
dadurch erlangte man jedoch nod nidt das böhm. 
—— welches beſonders angeſucht werden mufte. 
egen follten 2. alle den böhm. Landesinwohb⸗ 
nern erteilten StandeStitel aud) im Reiche aner- 
fannt werden und man fonnte fie gegen eine 
mäßige Taxe durch die Reichsfanglet publizieren 
laſſen. Nebjtdbem wurde es 3. als unzuläſſig erklärt, 
dap Böhmen im Reiche, refp. 4. Reichsuntertanen 
in böhm. Erbliindern fic) in einen höheren Stand 
fepen lajien, al fie in der Heimat erlangt batten. 
wat hat dieje Ronvention von 1746 nicht allen 
Streit befeitigt, aber aud) die Punttationen von 
1767 u. 1773 und die neuen Abmachungen von 
1790 u. 1792 bielten im —— den Stand⸗ 
—5* der Parität beider Seiten ſowie der Selb- 
tindigheit des Königreiches Böhmen in Betreff 
des Inkolats aufredt. Nod) in dem Bortrage vom 
14 VI 04 erflirt anliplic der Erhebung dee Gra: 
fen Prosper Singendorf jum Reichsfürſten die 
vereinigte Hoffanglei unter Berufung auf ibre 
„Pflicht der Aufrechthaltung der Rechte und der 
Verjafiung der Krone Böhmens“: ,,Die weitläu— 
figen deutidjen Lander ©. M. teilen ſich in die 
ifterr. und böhm. Die erjteren machen einen Reichs: 
freié aus, die Iegteren einen felbjtindigen Staat 
unter der Beherrjdung des Königs. Die beider: 
jeitigen Lander ſtehen in jehr verjchiedenen Ber- 
hältniſſen gegen das Reid) und haben ihre befon- 
deren Praerogativen u. Berjajjungen, auf die aud 
in dem Bertrage mit Chur-Waing anno 1773 
Rückſicht genommen worden iſt ....* 

b) Die Sonderſtellung des böhm. Adels wurde 
im iibrigen jeit Maria Therejia durch die Ertei— 
lung des böhm. Inkolats aufredt erhalten. Bei 
Erhebung in den allg. erbländiſchen Adel wurde 
natiirlicherweije von der ſeit Karl VI. beobadhteten 
Regel, dak in den böhm. Ländern die Standes- 
erhobungen und das Qnfolat gleichzeitig erteilt 
wurden, Umgang genommen, und es mußte dieſes 
— wieder beſonders angeſucht werden (Rityt. 
6 VIL wu. 22 XIL 1752). Obne diejes verblicb der 
neue gemeinjame Adel in den böhm. Landern im 
Sinne der vern. L. O. de jure ein ausländiſcher, 
nämlich in Bezug auf die mit dem Qnfolat ver- 
bundenen Rechte; allerdingS wurde dieſes Leptere 
aud als bloße Standjdajt an einheimiſche Periv- 
nen unter Vorausjepung des Ritterjtandes erteilt. 
Raijer Joſef hat gwar Ende 1781 den Erbbuldi- 
qungSeid befeitigt, allein das Erfordernis des Re 
verſes jum Lande ausdrücklich aufrecht erbalten 
(7d. 11 VII 1783, Xr. 174 3. G. S.). 

Sm 3. 1790 petierten die böhm. Stände in 
ihren Dejiderien, daß das Anfolat nur mit ibrer 
Zuſtimmung verlieben werde, dod) wurde ihnen 
dieSfalls nur cin Gutachten zugeſtanden, melded 
in der Regel durd) den VL. A. abgegeben wurde: 
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im J. 1845 wurde jedoch beſchloſſen, daß dieſes 
in allen Fällen unmittelbar durch den L. T. ab— 
eben werden ſoll. Überdies fingen zu jener 
set die böhm. Stiinde an, das ,,Andigenat, die 
tind. Mitgliedidaft’ (mit Sig u. Stimme im 
L. T.) als engeren Begriff vom „Inkolat oder der 
Landmannſchaft“ gu unterſcheiden und wollten das 
erjtere felbjt verleiben durd) Mufnahme oder Ein— 
—5 in den L. T., wobei fie fic) auf das Hfd. 
12 VIII 1791 beriejen, nach welchem niemandem 
die Sipe u. Stimmfihigteit auf dem L. T. ge 
jtattet werden jolle, als dDenjenigen, die unmittelbar 
felbjt landtäflich anſäſſig find, dann ihren Söhnen 
oder den unmittelbaren Anwärtern landtäfl. Gü— 
ter, die von einer gum Lande gehörigen Familie 
abjtammen. Die Crteilung des Jnfolats ſelbſt 
blieb aber gemäß Rabinettidreibens 7 XI 27 aus- 
ſchließlich dem Hervider vorbehalten. Nach dem 
ee 4 XII 46 (Quitighofdetret 91 47, 3. 1005, 
.G. S.) wurde den Ständen aud) die Erteilung 
von Beſtätigungen iiber das eingelnen Familien 
oder Qndividuen zuſtehende Anfolat jowie die Vidi- 
mierung von Abſchriften u. Abbildungen von Adels⸗ 
u. Anfolatsurfunden bezw. nm unter den 
darin näher angegebenen Kautelen juertannt. Die 
—— gemäß Dekret von 1846 kann der 
. A. als Nachfolger der Landſtände zufolge § 29 
L. O. 1861 noch heute fiir ſich in Anſpruch nehmen. 
Sonſt wurde das Inhkolat durch die Zeitläufe 
nicht berithrt. Das a. b. G. B. 1811 hat gwar die 
böhm. und mähr. vern. L. O. in Unjehung* der 
Rechtsgegenſtände aujgehoben, dod) hatten diefe in 
Anſehung des Jnfolats als eines polit. Gegenitandes 
nod) gu gelten, wie denn auch die diesbezügl. Vor— 
ſchriften mit Hfd. 23 XIT 12 neuerdings erflart 
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von Hefien (im Herrenjtande, Revers 8 V 47) und 
an den Hofrat beim mähr.ſchleſiſch. Gub. Unton 
Ritter v. Chlumecky (im Ritteritande, Revers 
31 V 45). Dod) ijt gu bemerfen, dak der Revers 
jum Lande von einigen Inkolatserwerbern (jo von 
den Grafen Schönborn), ungeadhtet der bejtimmten 
Vorſchrift der vern. L. O., nicht ausgeitellt oder 
wenigſtens nidt intabuliert erſcheint. 

V. Dermal nod beitehende Bedeutung ded 
Jukolats. Mit dem J. 1848 ſchließt die Entwick— 
lung des böhm. Adels u. Anfolats vollends ab, 
denn der feitbem verliehene öſterr. Reichsadel hat 
feine —* Beziehung zu den einzelnen Ländern 
und zu beſonderen hiſtoriſchen Adel der böhm. 
Krone. Die —— hiſtoriſch⸗polit. Verhältniſſe 
werden durch dieſe Wandlung nicht beirrt, nachdem 
mittlerweile ebenſowohl die privilegierte Stellung 
des Adels als auc) die ſtändiſche Verfaſſung auf— 
gehört haben. Nichtsdeſtoweniger mußten diejenigen, 
welche die hiſtoriſche Ausgeſtaltung bed Staats— 
weſens und namentlich die Rechtskontinuität des 
modernen böhm. L. T. mit dem alten ſtändiſchen 
anſtrebten, auch die weitere Erhaltung und zeit— 

emäße Anpaſſung des böhm. Inkolats für wün— 
chenswert halten iſ. Wahlreform im Großgrund— 
bejip 1871, Art. „Böhmen“. Bo. I, S. 587). Im 
iibrigen behält der bihm. Adel reſp. Großgrund⸗ 
bejip feine allerdings beachtenswerte polit. und ge— 
jelljchajtl. Bedeutung. 

Außerdem bleiben heute mehrere Stiftungen 
dem böhm. Wdel vorbehalten, jo die reiche, durch 
den Prager Erzbiſchof gu vergebende Graf Mille- 
fimojde Stiftung, die von demielben zu verge- 
bende Braj Johann Kolowratiche Familienstif- 


|tung (eventuell fiir Adelige vom alten böhm. We- 
wurden. Durd) das a. b. G. YB, wurden zwar den! 


idjlechte, deren Ahnen viiterlidherjeits bereits vor 


Fremden gleiche biirgerl. Rechte wie den Cinge- | dem 3. 1620 dem böhm. Erbadel angehirt haben), 


borenen eingeräumt (wojern nicht ausdrücklich die 
Eigenſchaft Sea Staatsbürgers oder die einer be— 
itinumten Rlajje von Staatsbiirgern etjordert wurde), 
und derjenige, welder in einem £. ft. Erblande die 
Staatsbiirgeridajt erlangt bat, war jugleid) in 
allen übrigen Staatsbiirger und genoß überall 
die — biirgerl. Rechte (war aljo fähig, Im— 
mobilien zu erben und jonjt ju erwerben) — den— 
nod) aber blieb, abgejehen von Ausnahmen zu dem 
rechtlichen bücherl. Beſitz land- u. lehntäfl. Güter 
in den böhm. Ländern die Habilitierung jum 
Lande, das Anfolat, eine notwendige Boraus- 
jepung und blieb aljo immer nod) cin rechtlich 
polit. Unterfdied zwiſchen den Staatébiirgern der 
böhm. und der öſterr. Lander. Tas Inkolats— 
diplom wurde jelbit nach Cinfiihrung der öſterr. 
Raijerwiirde bis 1548 lediglich aus königl. böhm. 
Machtvollkommenheit verliehen, wobei die Bewer— 
ber gewöhnlich ausdrücklich als Landleute „des 
Erbfonigreiches Böhmen und der dahin inkorpo— 
rierten Länder“ angenommen wurden, und die 
von denſelben ausgeſtellten Reverſe bezogen ſich 
(bis auf Maria Thereſia auf den gekrönten, weiter— 
hin) auf den regierenden König zu Böhmen und 
deſſen Erben. Unter den lepten diejer Art jühren 
wir bie Ynfolatsverleihungen an Karoline Gräfin 
von Bergen, Gemahlin 
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die Stiftungen des Karl Przichowstynv. Przicho— 
witz und des Gesxowsfy v. Lub (beide fiir den 
Herrens u. Ritterſtand, „Böhmen nad Abjtam- 
mung u. Sprache’) u. a. Bei der Kaiſer Fer— 
dinandeiſchen Studienitijtunq von 1622, ade— 
liger Ubteilung, gilt laut der A. E. 24 IV 93 das 
Erjordernis des böhm. Adels refp. auch de öſterr. 
WdelS mit dem böhm. Ynfolat, und erjt in Er— 
manglung ſolcher Rompetenten fann auch öſterr. 
Adel ohne böhm. Julolat jugelajjen werden. 

Die wichtigſte Stiftung it die vom Johann 
Peter Grafen Strata mit Tejtament 1710 fiir 
eine .academia nobilium” fiir mittelloie Ange— 
hörige des Herrens u. Ritterjrandes der böhm. 
Nation bejtimmt, welche bi8 1895 in 80 Hand— 
jtipendien bejtand, aber jeither al8 Graf Strata ice 
Akademie in Prag unter dem bejonderen Schutze 
Sr. Majeitit des Naijers ins Leben getreten ijt. 
Gemäß des mit A. E. 25 IX ko genehmigten 
Organiſationsſtatutes beſtehen in dieſer Alademie 
40 ganze und 30 halbe Stiftsplätze lüber Terna— 
air | de8 L. A. vom Kaiſer verliehen), fiir 
weldje der Nachweis beizubringen ijt, dak die 
Familien der Zöglinge ,,dem ehemaligen böhm. 
Herren: oder Ritteritande an ehörten bezw. das 
böhm. Inkolat beſaßen“ (§ Of); fiir Zahlzöglinge 
gilt dieſes Erfordernis nicht, jedoch haben Wnge- 
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hirige des Landes den Vorgug. Gegenwärtig be— 
fipt die Anſtalt zwei eigene Gymnaſien, ein böhm. 
und cin deutiches, ſonſt beſuchen die Zöglinge nad 
Wahl der Eltern bohm. oder deutſche öffentl. Lehr— 
anjtalten, jollen jedoch beider Landesſprachen voll- 
fommen mächtig fein. (Bgl. Studienjtiftungen im 
Königreiche Böhmen, I. Bd. 1894, IL. Bd. 1895.) 

agegen find ſchon die Statuten des Olmiiger 
Metropolitanfapitels hinfällig geworden, welche 
fiir die Ranonifate das Jnfolatsdiplom fiir Böh— 
men u. Mähren forderten u. gw. gujolge der Ver— 
einbarung der öſterr. Regierung mit der Kurie 
pom J. 1880. Inſoweit dent Rapitel das Wabhl- 
recht gujtebt (in den geraden Monaten), verlangt 
man lediqlid) ein Wdelsdiplom, zumindeſt des 
Ritterjtandes, 

Schließlich verdient es bemerft gu werden, 
daß injolge der Berwiijtungen u. Verfolgungen 
des Dreißigjährigen Krieges viele Familien jid 
ihres alten Adels nicht bedient haben und ibn in 
neuerer Beit reflamieren. Da handelt es fic) bei 
einer foldjen Unerfennung der Adelsqualität um 
einen deflaratorijden Verwaltungsakt des M. J. 
welches nach der vereinigten Hoffanglei Wdelsbe- 
hirde wurde (a contra des fonjtitutiven Wftes 
der Adelsverleihung durch den Herrſcher felbjt) 
und fann derjelbe wegen wejentl. Mängel wieder 
behoben werden, wie es eben gegenwartig aus 
Anlaß einer Reihe vorgefommener Faljififationen 
der Fall ijt, auj weldje Umſtände hier nicht näher 
—— werden kann. 

ad) dem vom Landesarchiv zuſammengeſtell— 
ten Verzeichniſſe beftehen iiber 400 Familien vom 
böhm. Wdel und iiber 600 urfpriinglic) frembde, 
mit böhm. Anfolat verjehene Whdelsfamilien. 
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I. Einleitung. — U. J. in ſchiffbaren Fläſſen. — 
III. J. in jonftigen Gewäſſern — [V. Berlandungen durc 
Regulierungsbauten. 


I. Einleitung. Nach römiſchem Rect fällt das 
wajjerleer qewordene Flußbett (alveus relictus) in 
bas Eigentum der Wdjagenten und nad) gleicen 
Grundſätzen witd die durch dauerndes Sinfen des 
Wajjeripteqels oder durch YUnidwemmungen berbei- 
gefilorte 3.2 Bildung (insula in flumine nata: 

ehandelt. Selbjtveritindlid) lieqt aber J.-Bildung 

in dieſem Sinne nicht vor, wenn Erdftiice, welche 
erweislich fonft ein Teil des feften Landes gewefen 
find, nur durd Cinbiequngen u. Umjtrémungen 
deS Flujjes abgejondert werden (cum agrum,. qui 
alvei non fuit, amnis circumfluit; val. aud 
preußiſches Landredjt, I. Teil, 9. Titel, § 243). 
Der Sachjenipiegel (II. Art. 56) hat diefelbe Be- 
jtimmung wie das römiſche Recht: , Welcher Wer- 
der fic) erhebt binnen einem Fluſſe, welchem Ge— 
jtade ex näher ijt, au dem gebirt der Werder.~ 
Dagegen erfennt entipredend dem Grundſatze der 
Regalitdt sffentl. Flüſſe ein Reichsſpruch von 1294 
dem Konige das Cigentum an J. in denjelben zu 
(Pers I], 461: Quodsi insula nata est in 
Rheno vel alio flumine in comitatu alicuius 
comitis, qui in ipso flumine recipit telonia 
et conductus, eadem insula potius spectat 
ad imperium et ad comitem quam ad alium 
dominum.) 

"Das preupijche Landrecht (1, 9, § 244) läßt 
bie J. den Flupnachbarn nicht von felbjt zufallen, 
behält ihnen aber das Recht der Vejigergreifung 
vor. Dieſer Grundjag gilt fiir Privatflüſſe und 
aud) fiir öffentl. Flüſſe dort, wo nad) den Provin— 
zialgeſetzen die J. kein Vorbehalt des Staates ſind 
(vgl. übrigens Zuſatz 16 des mit P. 6III 02 fund- 
gemachten oſtpreußiſchen und § 4 des weſtpreußi 
ſchen Provinzialrechtes 191V 44: „J. in öffentl. 
Flüſſen find fein Vorbehalt des Staates“. 

Nach franzöſiſchem Recht gehören die in 
ſchiffbaren Flüſſen entitandenen J. dem Staate 
(Art. 560, Code); aber dieſelben können aud) durch 
Erſitzung von Privaten erworben werden; der 
Staat beſitzt dieſe J. wie cin Privater und unter— 
liegt wie der Private den Vejtimmungen über Er- 
jipung u. Verjährung (2227). Dieje J. können 
Daher aud) vom Staate veriiujert werden u. zw. 
unter erleichterten Formen als fonjtige Teile dee 
unbewegl. Staatécigentums (G. 16 1X O07, Art. 41), 
da durch das Eigentum Privater an J. der Ge 
meingebraud des Fluſſes nicht beeintradtigt wird 
(Daviel, Cours d'eau I, 5ti). 

IL. J. in ſchiffbaren Flüſſen. Nach öſterr. 
Rechte äußert ſich das Eigentum des Staates 
am Flußbette der ſchiffbaren Flüſſe dadurch, 
daß die im ſchiffbaren Fluſſe entſtandene J. von 
Rechts wegen (ohne Okkupation) dem Staate gehört 
(§ 407 a. b. G. B., Manda, Waſſerrecht, 3. Aufl, 
S. 70). Das Hfkd. 191V 42, 8. 13426 (vgl. ¥r. 
G. S. für Böhmen, 24. Bd., S. 345), enthalt auj 


Grund der A. E. 8142 Beſtimmungen hinſichtlich 
der Art der Beſitznahme und der Benußung der 
J. in ſolchen Flüſſen. Da dieſe J. von 
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wegen im Gigentum des Staates fic) befinden, 
bedarf es sur Geltendmachung dieſes Rechtes auch 
nicht der zur Erwerbung freiſtehender Sachen pri— 
vatrechtlich erforderl. Zueignungsalte. ES find aber 
durch die Finanzbehörden derartige J. zu vermeſ— 
ſen, zu mappieren, in ihren Grenzen zu bezeichnen 
und ijt fiir die Eintragung dieſer J. in die Grund- 
biiher Sorge gu tragen. Gegenwärtig findet das 
Verfahren tiber Ergänzung des Grundbudjes mit- 
tel Cintrags einer nod) in feinem Grundbuche 
eingetragenen Liegenfchajt nad dem G. 25 VII 71, 
R. 96, jtatt. Vorauszugehen hat jedod) ein admi- 
enijtratives Verfahren zur Wustragung der gegen 
das Eigentumsrecht des Staates erhobenen privat- 
rechtl. Einwendungen, welche von der polit. Landes⸗ 
ftelle auj Grund des Rechtsgutachtens der Finanz⸗ 
profuratur gu priifen und fur den Fall ihrer Ver- 
werjung auf den Rechtsweg, der innerhalb der 
Friſt von ſechs Woden gu ergreifen ijt, gu ver— 
weijen find. Qn dieſem Falle muß alfo jener Pri- 
pate, der cin Recht an dieſer J. behauptet, als 
Kläger geqen den Fiskus aujtreten. Sollten jolche 
J. aber etwa infolge mangelhajter Vigilanz der 
Verwaltungsbehörden in den faktiſchen Beſiß von 
Privaten gelangt ſein, fo ijt von der Finanz— 
profuratur gegen dieſe nad) eingeholter Genehmi— 
gung der polit. Landesſtelle im Rechtswege vor— 
zugehen. 
III. J. in ſonſtigen Gewäſſern. Dagegen ſind 
J. in nicht ſchiffbaren, wenn aud) öffentl. Gewäſ— 
ſern der ausſchließl. Zueignung durch die Ufer— 
grundſtückeigentümer nach der — ihrer Ufer 
vorbehalten (§ 407 a. b. G. B.). Das Recht reicht 
bis zur Vtittellinie ded Fluſſes. Die in der Natur 
der Cache begriindeten Bejtimmungen des preufi- 
ſchen Landrechtes (I, 9, 88 248 u. 249) dürften 
aud) bet ung behufs —— der Mittellinie 
des Fluſſes zur Anwendung gelangen. Es wird 
danach die Breite des Fluſſes nach Linien be— 
ſtimmt, Die von denjenigen Punkten beiderſeitiger, 
bei gewöhnl. Waſſerſtande ſichtbarer Ufer, quer 
liber den Fluß gezogen werden. Diejenige der 
Länge nach gezogene Linie, welche jede dieſer bei- 
den Querlinien durchſchneidet, beſtimmt, welchem 
Ufer die J. am nächſten liegt, bezw. teilt die J. 
dic beiderſeitigen Anteile des rechten u. linfen 
ers. 
Es können ſich folgende Fälle ergeben: a) Die 
entſtandene J. kann ausſchließlich in der einen 
Hiiljte gelegen fein; oder b) geradegu in der Flug 
mitte, jo daß fie von der Flugmittellinie in zwei 
Haliten geteilt wird; c) die J. wird zwar ihrer 
angen Lange nad) von der Flußmittellinie durch— 
chuitten, jedoch find die Teile ungleich; oder end— 
lid) d} nur eingelne Abſchnitte der J. werden von 
der Flupmittellinie durchſchnitten, andere fiegen 
ganz died oder jenſeits der Flußmitte (vgl. Zrod- 
lowsti, Unterſuchungen aus dem dfterr. Zivilrecht, 
Frag 1872, S. 135). Das a. b. G. B. enthalt bloß 
cine &. der Faille a und b; — die Beſtimmungen 
des a. b. G. B. über J. beruhen aber auf dem 
Pringipe, daß das Flußbett die Fortjepung der 
Uferqrundjtiide ijt, — und von dieſem Pringipe 
ergibt ſich die ©. der Faille c und d: daß unter die 





beiderjeitigen Anrainer die J. nad) den durch die 
Flußmittellinie beitimmten Abſchnitten zu verteilen 
ijt. ES gilt übrigens der Say: Insula in flumine 
nata non pro indiviso communis fit; d. h. die 
Unteile jind individuell bejtimmt und das Offue 
pationsrecht jedes —— findet in dieſem An— 
teile ſeine Grenzen: jeder kann unabhängig von 
den anderen die ſein Eigentum begründenden 
Okkupationshandlungen vornehmen. Dieſe J. und 
J Teile bilden ſelbſtändige Grundſtücke, welche 
den Belaſtungen der Ufergrundſtücke nicht unter— 
liegen und nad) Maßgabe des G. 25 VII 71, R. 96, 
als felbjtindige Grundbuchskörper laſtenfrei in dem 
Wrundbud) etngetragen find, 

IV. Verlandungen durch Requlierungsbauten. 
Wejentlich anders verhiilt es jid), wenn Verlan— 
dungen überh. und ingbej. aud) J. im Bereide 
von Regulierungsbauten durch dieielben entitehen, 
wenn aljfo Grund u. Boden künſtlich gewonnen 
wird. Für diefen Fall kommen die Bejtimmungen 
der Landeswaſſergeſetze in Anwendung, nad) wel— 
chen der auf dieſe Weiſe gewonnene Grund u. 
Boden denjenigen zufällt, welche die Koſten der 
Unternehmung tragen (vgl. z. B. § 48 des böhm. 
W. G. 28 VIL 70, L. 71). Dieſe Beſtimmung fine 
det ſich in allen Landeswaſſergeſetzen mit Aus— 
nabme von M. O. u. Schlefien; allein aud) fiir 
diele beiden Linder wurde durch Reichsgeſetz 19 II 
73, R. 32, diejelbe Norm eingeführt. Soweit ſolche 
Regulierungsarbeiten nidt vom Staate ausgeführt 
werden, bediirjen diejfelben in öfſentl. Gewäſſern 
jtets, in privaten Gewäſſern in der Regel (bei Ein— 
wirkung auj fremde Rechte oder auf die Beſchaffen— 
Heit, den Lauf und die Höhe des Wafers in öf— 
jentl. Gewäſſern, was wohl fajt immer der Fall fein 
witd) der pipe, durch Die zuſtändige polit. 
Behirde. Es fann ſelbſtverſtändlich die begünſti— 
gende Norm der W. G. nur auj jtaatlide u. ord- 
——— Waſſerbauten angewendet 
werden, ſo daß alſo Verlandungen als Folge von 
Regulierungsbauten, die ohne geſetzlich notwendigen 
Konſens vorgenommen worden ſind, nach den allg. 
Normen des a. b. G. B. behandelt werden. So— 
weit in Privatflüſſen Konzeſſion nicht notwendig 
iit, fällt der Grund dem Flußeigentümer zu (Randa, 
Wajierreht, 3. Aufl. S. 72). Die E. des V. G. 
30III 78,3. 473, Budwinsti 241, erklärt die Beſtim⸗ 
mungen des oberwähnten Hfd. auf Verlandungen 
durch — gg Sr tig analog aniwendbar, da 
bei Mangel jonjtiger Bejtimmungen der W. G. 
nur dadurch die Migtichteit gewährt wird, die 
Rechte des Unternehmens ju formalijieren; nur 
die analoge Anwendung der ſechswöchentl. Prä— 
flujivfrijt gur Geltendmachung der Anſprüche im 
Rechtswege erſcheint nicht zuläſſig, weil dieie den 
Staat begiinjtigende Ausnahmsbejtimmung auf 
andere Fille oder andere Perjonen nicht ausge— 
dehnt werden fann. Auf den jpesiellen Zweck der 
RegulierungSbauten fommt es nit an, jo daß 
aljo aud) bei Regulicrungsbauten im Intereſſe 
der Schiffabrt oder des Uferſchußes dev in diejer 
Weije gewonnene Grund u. Boden der Unterneh- 
mung zufällt A. M. 301 79, 8. 12682). Es iſt 
notwendig, dah die Verlandungen im Bereiche 
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der Regulierungsbauten jtattgejunden haben. 
Weit entjernte Verlandungen follen dadurd) von 
der Unwendung diejer Bejtimmung ausgeſchloſſen 
werden. Die Frage, ob Verlandungen im Bereiche 
der RequlierungSbauten fliegen, ijt durch Sad) 
verſtändige au — Wenn die Koſten der 
Regulierungsbauten zum Teil aus Reichsmitteln, 
jum Teil aus Landesmitteln gedeckt werden, 
oder wenn eine Gelegenheitsgeſellſchaft von Unter— 
nehmern die Regulierungsbauten vornimmt, ſo 
tritt Gemeinſchaft des Eigentumes zu ideellen 
Teilen nach Maß der Beteiligung ein. Mit Recht 
entſcheidet ſich Brazat (Spory o ptislusnost I, 
245) fiir die Kompetenz der Gerichte in Fragen 
diejer Urt, ba es fic) hier um die Geltendmachung 
des Cigentumsredtes an unbewegl. Sachen handelt. 
Anderer Meinung ijt Peyrer (Ojterr. Wajjerrecht, 
1. Mujl., 413), welder dieie Vorſchriften als im 
vffentl. Rechte beqriindet ertlirt, um im allg. Kul- 
turinterejje Requlicrungen ju fördern und ju er— 
leichtern, daber die ©, ob cin Requlierungsbau 
und von wem er gefiihrt wurde, welcher Grund 
dadurd geiwonnen und wem das Eigentum Ddiejes 
Wrundes zufalle, den Verwaltungsbehörden zu— 
fomme. Iſt der Staat ſelbſt Unternehmer, dann 
können allerdings die Verwaltungsbehörden ſchein— 
bar &. fällen, indem fie in analoger Anwendung 
des Hftd. 19 IV 22 die verlandeten Grundflächen 
fiir Den Fiskus vindizieren; in Wahrheit liegen 
aber feine der materiellen Rechtstrajt fähige E., 
jondern Willenserflarungen des Staates als Fis— 
fuS vor und es bleibt der Rechtsweg offen (val. 
V. G. 17 XI 82, B. 2371, Budwinski 1561). 


Lileratur. 

Randa: Das öſterr. Waſſerrecht, 3. Aufl., 
1891, GS. 70 ff. Peyrer: Oſterr. Waſſerrecht, 
1. Muff, 1880; 2. Aufl. Peyrer R. von Heim: 
ſtätt 1886). Zrödlowski: Unterfudungen aus 
dem bſterr. Zivilredt, Brag 1872. (Die Ubband- 
lung: „Zur Lehre vom Erwerb an J. und vom 
verlajjenen Flußbett“.) Die Nommentare jum 
a. b. G. B. Biniwarter I. 178; Nippel IIL 
315. Stubenraud I. 525. Ulbrich. 


Interkonfeſſionelle Verhältniſſe. 


I, Allgemeines. — II. Die Eutwidlung in Ofterr. — 
IIL. Die eingetuen interfonfeffionelien Berhalteniffe. 1. Das 
Relipionsbetenntnis der Kinder. a) Aigemeines. bj) Ofterr. 
Berbdltnifie. «) RNonfelfionsloie Rinder. 2. Ubertritt von 
einer Kirche ober Religionsgenoffenichaft aur anderen, 3. Funk⸗ 
tionen des Gottesdienfies und der Seeliorge. 4. Beitrage u. 
Yeiftungen. 5. Begrabnis. 6. Feier uw. Fefttane. 7. Mus. 
fibung des verſönlichen und dingl. PatronatSrechtes. 8. Ehe- 
angelegenheiten. 9, Cidesteiftung. 10. Schulangelegenbheiten. 
11, Rirchergwang. 


I. Ullgemeines. Die Regelung der Verbiilt- 
nijje unter den in einem Staate anerfannten Kon— 
jeijionen gehört jeit jeher gu den ſchwierigſten Pro— 
blemen der jtaatl. Rirchenpolitif. Der Staat be— 
jindet fic) hiebei frets in einer gewijjen Zwangs— 
lage: eS jollen die eingelnen Ronjeijionen mit ihren 
verjdjiedenartigen, einander oft wideriprechenden 
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Glaubens- u. Rechtsſätzen fic) frei entwideln fir 
nen und wiederum fonjejjtonelle Konflikte vermie— 
den werden. Nun ijt es ſehr ‘leicht, im alig. den 
Wrundjap aujguftellen, daß die interkonfeſſionellen 
Verhältniſſe nad dem Prinzip der Gewifjens- 
jreibeit und der Parität gereqelt fein follen. 
In der Praxis aber jftellen fic) oft jdier uniiber- 
windl. Hindernijje in den Weg. Bei Feſtſtellung 
deS Begriffes der Paritit fteben mun in der 
Theorie swei Grundſätze feit: man darf nicht Glei 
ches ungleidh und Ungleices gleid) behandeln, und 
jedem gehirt das Seine (suum cuique) und nidt 
jedem das Gleide (par cuique). Die Parität fann 
ji) in dreifacher Bejiehung betiitigen, u. yw. 
in einer firchenpolit., ſtaatsrechtlichen u. firchen- 
rechtlichen, nur daß fie fic) nirgendS, und aud 
nicht in Ojterr., auf einmal, ſondern allmählich 
entwidelte. Jn firdenpolit. Besiehung verlangt 
die Rechtsanſchauung dev Gegenwart Gleichbeit in 
der rechtl. Stellung u. S [bjtdndigfeit der Rirchen- 
u. Religionsgejellidajten gegeniiber dem Staate, 
wobei aber die hiſtoriſche Entwidlung und der 
jebige Stand einer jeden Gejelljdajt vollauf beriid: 
jichtigt werden muß. Sn ftaatsredtl. Beziehung 
verjteht man unter Parität Gleichheit der biirger: 
lichen und polit. Rechte der Staatsangebiriger 
ohne Rückſicht auf das MeligionSbefenntnis. An 
firdenredtl Beziehung bedentet Parität die ge 
qenjeitige Unabbingigfeit aller Ronjeijionen unt 
die ihrer Angehörigen. Verlangt man nun wegen 
Verhiitung allfälliger Konflikte und aur Wahrung 
der Yaritét pofitivredtl. Schugmagregein von 
Seiten des Staates, jo muß man dod) tmmer an 
bem Grundjage feithalten, dak die jtaatl Gejes 
gebung nur die äußeren Rechtsverhaltnijie 
regen fann, dah fie ji) aber nie u. nimmer ax 
die innerfirdl. Verhältniſſe, beionders aber nie 
malé auf die Lehrſätze einlaſſen darf und daß ire 
die Gebote der moraliſchen Weltordnung durchweg— 
beobachten mu. 

Was mun den fonjeijionellen Ctandpunh: 
anbelangt, jo hält die fatholijhe Rirche daran 
jejt, dah fie die einzige wahre Kirche Chrijti ii, 
deren Witgliedjdhaft man durd die Taufe ex 
Halt und der alle gültig Getaujten rechtlich unter: 
jtehen ohne Rückſicht darauj, ob fie ſich zu tbr 
melden oder nicht; im lepteren alle fucht die 
Rirche dieielben von ihrem Irrtume zu befebren 
Daraus jolgt, daß die fatholijche Rirche miemtals 
andere chrijtl. Religionsgejellidajten anerfennen 
kann und mithin auc feinen Ubertritt zu einer an 
deren Konfeſſion anerfennt. Da nun alle Religionen 
von ibrer ausſchließl. Beredtiqung ausgehen, jc 
gilt dasſelbe Verhältnis aud) umgetehtt, jo bejon 
ders bei den chrijtl. Konfeſſionen, welche alle den 
Glauben an die eine, heilige, allg., apoſtoliſche Rinne 
befennen. Daher ftehen aud) die Kirchen- u. Reli 
gionsgefellidajten den Simultanverbiltnijjen prin 
aipiell fremd gegeniiber und dulden dtejelben mur, 
wo der örtl. Notſtand oder die polit. Lage die 
felben nötig machen. Anders verhilt eS ſich m 
Bezug auf die eingelnen Mitglieder anderer Reit 
gionsgenojjenjchaiten ; ihnen gegenüber gilt poll u 
gan; das Webot der chriſtl. Nächſtenliebe. Seger: 
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iiber den Nichtchriſten haben die chriſtl. Ronjejjio- 

nen nut eine ablehnende Salting ihnen allen 
ilt es als höchſte Pflicht, diefelben zur wahren 
ehre zu befehren. Zwiſchen Chriſten u. Nichtchri— 

ſten fommt es aber aus Mangel an Berührungs— 

puntten ſeltener ju konfeſſionellen Ronfliften als 
wiſchen den rid Konfeſſionen. (CS. aud) den 
rt. , Religions gefellidajften’.) 

LL. Die Entwidiung in Ofterr. Die Beitim- 
mungen des Weſtfäliſchen Friedens vom J. 1648 
hatten fiir die faij. Erblande mit geringen Aus— 
nabmen (jo fiir die Proteftanten in einigen Gebieten 
Schleſiens teine Geltung. Jn Böhmen wurde iiber- 
dies ſchon 1623 von Ferdinand II. die fatholijcde 
Wegenreformation unternommen und in der ver= 
neuerten &. O. 1627 im Art. A 23 wurde Rudolfs 
Majeſtätsbrief pom J. 1609, mit welchem die böhm. 
Ronjefjion vom J. 1575 feierlic) anerfannt wurde, fiir 
nidtig und die fatholijce Religion als das eingige 
anerfannte drijtl, Betenntnis in Böhmen erflart. 
= den öſterr. Landen entichieden alfo eingiq die 
fandesfiirjten dariiber, weldje Religion in ihren 
Gebieten gugelajjen werden diirje, aber den Alatho— 
lifen wurde mit geringen Ausnahmen (jo 1772 
fiir Gal., 1775 iat die gr.co. Kirche in der Bu— 
fow. und durd die jog. Temperangpuntte 1775 
fiir Die ev. Aſcher Lehensbeſitzer ſamt ihren Unter— 
tanen) die oe Religionsiibung nicht gejtattet; die 
fatholijche Kirche war die einzig anerfannte Staats- 
firdje. Allerdings batten daneben die Quden eine 
Art pon Duldung (Audenpatente). Eine hodpwid- 
tige Veränderung trat unter Kaiſer Joſef II. ein. 
Seine liberalen Anſchauungen gingen aber aller- 
dings nicht fo weit, dak ex die Parität in dem oben 
angegebenen Sinne voll u. gars durchgeführt hatte. 
Aber ſchon das Hfd. 30 VI 1781 bejtimmte, dak 
in feinem Stiicte ein Unterſchied zwiſchen Katho— 
lifen u. Protejtanten mehr gemadt werde, Das 
DHojrifpt. 13 X 1781, befannt unter dem Namen 
des Tolerangpatentes, gejtattete den augsburgi— 
iden u. helvetiſchen NReligionsvernwandten, dann 
den nidjtunierten Griechen, falls jie nicht bereits 
im Bejige des öffentl. Religionsexerzitiums waren, 
ein ihrer Religion gemäßes Privaterergitium, 
u. zw. Ohne Riidjicht, ob ſolches jemals gebräuch— 
lich oder eingeführt geweſen ſei oder nicht. Der 
tatholiſchen Religion allein ſollte der Vorzug des 


tholit behandelt. Nach der genannten Zeit konnte 
dev Ubertritt nur mehr gejtattet werden, wenn 
alle eigen bejtimmten Bedingungen erjiillt wa— 
ten u. zw.: 1. Das vollendete 18. Lebensjabr; 
2. Ubjolvierung des vorgeſchriebenen ſechswöchentl. 
Religionsunterrichtes in der katholiſchen Religion; 
3. wenn cine gehdrige Unmeldung beim Kreisamte 
emacht wurde, weldjes dem Lbertretenden den 
og. Meldzettel einhindigte, mit dem er fic bei 
jeinem afatholiidjen Bajtor behufs Aufnahme gu 
melden hatte. Die fatholijche als die im Staate 
dominante Sirde hatte fic) mannigfader Vorrechte 
zu erfreuen, von denen die wichtigiten folgende 
waren: Gie hatte das Redt auf Gotteshäuſer 
obne jede Befdriinfung im Bau und in der Aus— 
ſchmückung; die fatholifchen Prieſter duriten den 
Tauf-⸗, Trauungs- u. Begriibnisatt bei den Aka— 
tholifen allerdings nur aushilfsweiſe unternehmen, 
was aber umgefehrt nidt galt. Die fatboliiden 
Pfarrer muften fogar afatholifde Kranke, jelbjt 
ohne hiezu aujgejordert worden zu jein, einmal 
beſuchen, um ihnen ihren Beijtand angubieten. 
Die afatholijdhen u. gemifdten Ehen mußten auch 
in der fatholifden Pfarre des Wohnſitzes der 
Brautleute verfiindet und die gemijdten Chen 
muften vor dem orbdentl. Seelforger des katho— 
liſchen TeileS eingeqangen werden. War bei ae- 
miſchten Chen der Bater Ratholif, fo waren alle 
Rinder katholiſch, war er aber Proteitant, jo folg— 
ten jie dem Geſchlechte. Die Tauf-, Trauungs- u. 
Totenmatrifen fiibrten offigiell blo} die katholiſchen 
Pjarrer, felbjt fiir Wfatholifen. Diejelben mußten 
jie) an allen fiir die Ratholifen gebotenen Feier— 
tagen u. aw. aug „polit.“ Gründen aller knechti— 
ſchen Arbeit inners u. auperbalb des Haujes ent- 
halten. Schließlich mupten die Watholiten nad 
wie vot die jura stolae und überh. alle Abgaben 
an die fatholijchen Biarrer entrichten, jelbjt wenn 
jie ihre ciqenen Pajtoren Hatten. (Die sablreiden 
diesbezüglichen u. detaillierten Hfd., welche jept 
feine Weltung mehr haben, find in der unten an- 
—— älteren öſterr. Literatur genau angege— 
en.) Un den hier geſchilderten BVerhaltnijjen wurde 
dann pringipiell bis sum J. 1548 nichts Wejent- 
liches geändert. Das a. b. G. B. 1 VI 11, 3.8. 
S. 946, bejtimmte, entipredend dem damaligen 
Stande der Dinge im § 39, dak die Verichieden- 


öffentl. Religionsexerzitiums verbleiben. (CS. des | heit der Religion auf die Privatverhältniſſe feinen 
Weiteren den Wrt. , Tolerangpatent’.) Außer- Einfluß babe, außer injofern diejes bei einigen 
dem wurden unter Kaiſer Joſef Il. die Greqos  Wegenitinden durch die G. insbeſ. angeordnet 
rianer (armenifd-orientalijdje Rirde) mit Aller- wird (man val. die fonjeijionell-eherechtl. Beſtim— 
höchſtem Handſchreiben 19 VI 1783 und die! mungen, dann $§ 593, 768, Punft 1, 769). Und 
Lippowaner (Philippowaner) mit faij. B. 9X 1783. in dem 16. Art. der Deutichen Bundesafte 8 VI 


in der Bulow. toleriert, waihrend den Mennoniten 


15 wurde ausgeſprochen, daß die Berichiedenheit 


alg Angehörigen der evangelifdyen Kirche die Cine | der chriſtl. Religionsparteien in den Ländern u. 


wanderung in Wal. gejtattet wurde. 

Undere als die eben angeführten Konfeſſionen 
waren aber in DOjterr. nit qeduldet. 

Die Ausartung in den tolerierten Konfeſſio— 
nen war unterjagt und hinſichtlich der Religions- 
ſchwärmer wurden ſcharfe B. herausgegeben. Nach 
Einführung der Toleranz fonnte fic) jeder Chriſt 
bis 11 1783 obneweiters zum Akatholizismus 
melden; tat er died nidjt, fo wurde er al Raz 


Webieten des Deutichen Bundes feinen Unteridied 
in dem Genuſſe der biirgerlidjen und polit. Rechte 
begriinden jolle; auch jollten Beratungen gepflogen 
werden, wie die biirgerl. Verhältniſſe der Juden 
verbejjert werden finnten. Welche Anderungen 
durch die oftronierte Charte 251V 48 und die A. 
&. 26 XII 48 Erl. des M. J. 301 49, R. 107) 
hervorgerujen wurden, wurde bereits im Wet. 
„Evangeliſche Kirche““ dargelegt. Das kaiſ. B. 4 IIL 


908 


49, R. 151, beftimmte, dak die volle Glaubens— 
freiheit und dag Recht der häusl. Ausiibung des 
religidien Bekenntniſſes jedermann gewährleiſtet 
und der Genuß der biirgerlichen und polit. Rechte 
pon dem Religionsbefenntniffe unabhängig ift, 
dag aber den Faatabiingerl. Pflichten durd das 
Religionsbefenntnis fein Abbruch geidiepen darf 
($ 1). Dede geſetzlich anerfannte Kirche u. Reli— 
—— ſollte das Recht der gemeinſamen 
dffentl. Religionsübung haben, ihre Angelegen— 
heiten ſelbſtändig ordnen und verwalten, im 
Beſitze u. Genuſſe der fiir ihre Kultus⸗, Unter— 
richts- u. Wohltätigkeitszwecke beſtimmten Wnftal- 
ten, Stiftungen u. Fonds bleiben, aber wie jede 
Geſellſchaft den allg. Staatsgeſetzen unterworjen 
jein (§ 2). Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre wurde 
fiir frei erklärt. Unterrichts- u. Erziehungsanſtal— 
ten gu griinden und an ſolchen Unterridjt gu er— 
teilen, war jeder StaatSbiirger berechtigt, der feine 
Befähigung hiezu in geſetzl. Weije nachgewiejen 
hat. Der häusl. Unterricht unterlag feiner ſolchen 
Beſchränkung (§ 3). Bezüglich des Religionsunter- 
tidjtes in den Volksſchulen wurde fejtgejept, dak 
ibn die betreffende Kirche oder Religionsgeſellſchaft 
au bejorgen hat, während der Staat iiber das Un— 
terrichts⸗ u. Erziehungsweſen die Oberaufficht fiihrt 
($4). Bei Aufhebung des genannten Verjajjungs- 
geſetzes durch das faif. P. 31 XI 51, R. 3 ex 
1852, wurde ausdriidlid) erflirt, dah die den ge- 
feslich anerfannten Kirchen-⸗ u. Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten im J. 1849 gewährleiſteten Rechte erhalten 
bleiben. Viele WUngriffe wurden gegen das Kon— 
fordat vom 3. 1855 (faif. B. 5 X71 55, wR. 195) 
unternonunen, wobei bejonders im Art. 1, welder 
bejagt, dak die beilige römiſch-katholiſche Religion 
mit allen Befugnijien u. Vorrechten, deren dicjelbe 
nach) der Unordnung Gottes und den Beſtimmun— 
qen der Kirchengeſetze genießen ſoll, in Ofterr. 
immerdar erhalten werden jolle, von den fonfor= 
datsfeindl. Rarteien cine Verletzung des Paritits- 
gedanfens erblidt wurde. Das faij. Diplom 20 X 
60, R. 226, brachte gwar direft in ſtaatskirchen— 
rechtl. Besiehung nidts Neues, aber es hebt in 
der Einleitung —— daß die Elemente gemein— 
ſamer organiſcher Einrichtungen und eintraͤchtigen 
Zuſammenwirkens durch die Gleichheit der Unter— 
tanen vor dem G. und die allen verbürgte freie 
Religionsübung ſich erweitert u. gekräftigt haben. 
Die in den GO Jahren beſonders durch das fail. 
P. SIV 61, R. 41, den — * zuteil ge⸗ 
wordene freie kirchl. Selbſtverwaltung und die 
Regelung ihrer ſtaatsrechtl. Beziehungen wurde 
bereits im Art. „Evangeliſche Kirche“ geſchildert. 
Tie von der Regierung im J. 1861 in Ausſicht 
geſtellte Vorlage eines interfonjeffionellen G. wurde 
wegen des Widerjtandes der Kurie gegen eine Ab— 
dnderung der gur Beit des Ronfordats geſchaffe— 
nen Rechtslage nicht eingebradt. Ohne Erfolg 
verblich dag nad) dem Antragiteller genannte 
Mühlfeldſche Religionsedift vom J. 1862, womit 
die —— u. Vorſchriften in Betreff der Re— 
ligionsverhältniſſe überh. und der Kirchen- u. Re— 
ligionsgenoſſenſchaften insbeſ. fiir die durch den 
engeren Reichsrat vertretenen Königreiche u. Län— 
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der feſtgeſtellt werden ſollten. Hervorgehoben muß 
aud) werden die Denkſchrift der evangeliſchen Ge— 
neralfynoden in Betreff der interfonfeifionellen 
Rechtsverhältniſſe fowie der jtaatsrechtl. Beziehun— 
gen der evangelifden Kirche A. und H. Befennt- 
niſſes vom 9 VII 64, welche fiir das heute gel- 
tende Recht nicht ohne Einfluß blieb. (Reitichrijt 
für Rirchenredjt V., S. 351 ff.; cf. hiezu Minijte- 
rialerlaß 23 I 66, ebd. VI, S. 330 ff.) Das 
J. 1867 bradjte die St. G. 21 XII, welche die prin: 
jivielle Abgrenzung zwiſchen den eingelnen Konfeſ— 
jionen au Fore He Das St. G. iiber die allg. 
Rechte der Staatsbiirger (MR. 142) erklärte nun, 
dak vor dem G. alle Staatsbiirger gleid find 
(Urt. 2} und dah die öffentl. Amter allen Staats- 
biirgern gleich gugin lich find (Art. 3), was fid 
natürlich auj die Kirchenämter nicht beziehen fann, 
welche bloß den betrefjenden Konfeſſionsangehöri— 
qen vorbehalten bleiben. Die volle Glaubens- u. 
Gewiſſensfreiheit ijt jedermann gewährleiſtet. Der 
—— der bürgerlichen und polit. Rechte iſt von dem 
Religionsbekenntniſſe unabhängig, doch darf den 
ſtaatsbürgerl. Pflichten durch das Religionsbefennt- 
nis fein Abbruch geſchehen (Art. 14). Niemand 
kann zu einer kirchl. Handlung oder zur Teilnahme 
an einer kirchl. Feierlichkeit gezwungen werden, 
inſofern er nicht der nad) dem G. hiezu berechtig- 
ten Gewalt eines anderen unterſteht (Art. 14). Es 
iſt nun klar, daß ſich dieſe Beſtimmung bloß auf 
eigenberechtigte Perſonen bezieht. Diejenigen Per— 
ſonen, welche das Erziehungsrecht haben, z. B. 
Eltern oder Vormünder, dürfen gegenüber ihren 
Pflegebefohlenen einen ſolchen Zwang kraft dieſes 
ihres Rechtes ausüben, dad fie auch an Erziehungs- 
anſtalten übertragen können; als ſolche Gewalt er— 
ſcheint auch die Disziplinarmacht über Sträflinge, 
jerner bei Militär u. Geiſtlichen; aud kann der 
Lehrherr jeinen Lehrling gur Erfiillung der reli- 
* Pflichten verhalten (§ 100 der Gew. O. 

extierung nad) G. 2311 97, R. 63). Art. 15 
wiederholt die Beitimmungen des § 2 des P. vom 
J. 1849, ſpricht aber bloß von inneren ee, 
beiten und von den den betreffenden Religions: 
geſellſchaften gehirenden Unjtalten, Fronds u. Stif- 
tungen. Art. 16 gejtattete den Anhängern eines 
geſetzlich nicht anerfannten Religionsbefenntniſſes 
die häusl. Religionsübung, infofern diefelbe weder 
rechtswidrig nod) fittenverlegend ijt; dagegen fpridt 
diejer Art. weder von dritten, dem nidt anerfann: 
ten ReligionSbefenntnifje angehörenden Perjonen, 
nod) von der —— öffentl. Verſammlungen 
abzuhalten (E. des R. G. 20 IV 80, Hye 212 bis 
214). Um 17 VI 67 wurde im A. H. von Seiten 
des Ubgeordneten Mühlfeld abermals der Antrag 
auf Erlafjung eines Religionsgeſetzes eingebracht 
undam 10 VII 67 aud) der Untrag angenommen, 
dak derjenige Gejepentivurf, welcher in der 1. Seſſion 
der 1. Wablperivde beraten wurde, abermalé in 
Beratung genommen und zur Bejdhlubjafjung ge 
bradt werde, wobei als leitender Grundſatz auf—⸗ 
qejtellt wurde, dah die Broteftanten den Katholiken 
qleichgejtellt, die Juden den Chriften gleidsubalten 
jind und die ausſchließl. Bevorzugung der fatho- 
lijchen Kirche aufzuhören habe. ES fam aber dieſer 
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Yntrag nicht mehr a zweiten Lejung, weil in- 
joige eines am 11 VII 67 von Seiten des Abge— 
ordneten Dr. Herbit u. Genojjen gejtellten Dring- 
lichteitgantrages vom fonjejfionellen Ausſchuſſe des 
A. H. unter ie ena der von der Regie- 
tung jpdter gemachten Amendements drei voy 4 
entwiirje —— wurden, an denen das H. 
H. einige Underungen vornahm, und welche den 
25 V 68 die Allerhöchſte Canftion erbielten. Es 
find die? die im R. unter Nr. 47, 48 u. 49 pue 
blizicrten G. u. gw.: a) Das G., womit die Bors 
idjriften des a. b. G. B. über das Eherecht fiir 
Katholilen wieder hergeſtellt, die Gerichtsbarkeit 
in Eheſachen der Katholiken den weltl. Gerichts— 
behörden überwieſen und Beſtimmungen über die 
bedingte Zuläſſigleit der Eheſchließung vor weltl. 
Behörden erlaſſen werden. b) Das G., wodurch 
grundſätzl. Beſtimmungen über das Verhältnis 
der Schule zur Kirche erlajien werden. c) Das 
G., wodurch die interfonjeffionellen Verhältniſſe 
der Staatsbürger in den darin angegebenen Be— 
ziehungen geregelt werden. Dieſes G. nun, welches 
von dem Grundſatze ausgeht, daß der Staat über 
den Konfeſſionen ſiehe und daß er die Konfeſſionen 
in ihrem Beſitzſtande ju ſchützen habe, bildet die 
—* rundlage bezüglich der interkonfeſſionellen 
erhäliniſſe; allerdings ijt dasſelbe nicht das ein— 
pise G., welches diesbezügl. Normen enthalt. Denn 
n demſelben find nicht die Verhältniſſe ber Staats- 
biirget in Rückſicht auf die Ehe u. Eheverlöbniſſe 
enthalten, weil mon fic) damals mit der Wbficht 
trug, ein neues Ebhegejes unter Auffaſſung der 
Eheſchließung als biirgerl. Wttes und nad dem 
Grundſatze der Unabbhiingigteit deSfelben von den 
kirchl. Anordnungen ju erlajjen; die Schulverhiilt- 
nijie wurden in einem befonderen G. geregelt, die 
ſtaatsgrundgeſetzl. Beftimmungen würden nicdt 
wiederholt, und endlid) war man der Lberzeugung, 
daß da8 bejondere ReligionSgejey nad dem An- 
trag Mühlfeld doc) nocd zuſtande kommen werde. 
Da der Inhalt der drei zuletzt genannten G. in 
manchen weſentl. Bunften dem Konkordate wider— 
ſprach, jo proteſtierte Papſt Pius IX. in der Allo— 
fution 22 VI 68 gegen dieſe ſowie gegen einige 
Bejtimmungen der St. G. und erfliirte alle jene 
Beſtimmungen derjelben, weldje gegen die Lehre 
und gegen die Rechte der fatholijdjen Kirche wider- 
jpreden, alS nichtig u. unverbindlich. Auch das 
G. 7V 74, R. 50, über die äußeren Rechtsver- 
hältniſſe der fatholifdjen Rirche muß hier erwähnt 
werden, teil einige feiner Bejtimmungen indirett 
einige interfonjejjionelle rigs eer berührten. 
Schließlich regelte das G. 20V 74, R. 68, die 
acicel Anerfennung von Religionsgenojjenidajten 
(i. Art. Religionsgeſellſchaften“). 
Mit den durch die Zivilgeſetzgebung geſchaffe— 
nen Verhältniſſen ſtimmen aud) im großen u. 
ganzen überein die Beſtimmungen des Dienſt— 
reglements fiir dad k. u. k. Heer (1. Teil, 2. Aufl. 
des ——— vom J. 1873, ſanktioniert mit A. 
E. 20 VI 86, Normalverordnungsblatt fiir das 
k. u. k. Seer, 22. Stiid). § 2, Punt 13, ordnet 
an, dap die Soldaten die ggg weldje jeder 
Religionsüberzeugung gebiihrt, bei feiner Gelegen- 


heit verlehen diirjen, jie vielmehr jederzeit wiirdig 
jum Musdrud bringen jollen. Nach § 46, Punt 348, 
benehmen fic) beim Begegnen des Hochwürdigſten 
die cingelnen Perfonen katholiſcher Religion nach 
dem Webrauce ihres Ritus, Andersgläubige bei 
ähnl. Anläſſen nad) den Kultusvorſchriften fir ihre 
Religion. Nach § 46, Punlt 353, 8 79, Punkt 598, 
601 u. 606 müſſen Truppen, Wachen u. Poſten 
die vorgeſchriebene Ebrenbezeigung dem Hodpwiir- 
digſten und den Kardinälen der römiſch-katholiſchen 
Kirche leijten; bier allerdings wird in WUnbetradt 
der militäriſchen Disziplin auf die Konfeſſion des 
eingelnen Goldaten feine Rückſicht genommen. 
Nac § 2, Punkt 14, und 8 58, Puntt 435 u. 437, 
wird darauf gejeben, dak Militärperſonen ihre An— 
dachtsübungen, ſoweit es der Dienit zuläßt, nach 
den Vorſchriften ihrer betreffenden Religionsgefell- 
ſchaft verrichten finnen. 

III. Die einzelnen interkonfeſſionellen Ber- 
hältniſſt. 1. Das Religionsbekenntnis der 
Kinder. a) Allgemeines. Die hieher gehörigen 

ragen ſind die brennendſten. Gehören beide 

lternteile derſelben Konfeſſion an, ſo haben die 
Kinder nach Praxis u. Theorie die Konfeſſion der 
Eltern, und es werden nur wenige Gründe dafiir 
angeführt werden können, daß das Kind in einer 
anderen Konfeſſion erzogen werden ſollte. Haben 
aber beide Elternteile eine verſchiedene Konfeſſion, 
jo fommen jo viele Bedenken zur Geltung, daß 
eine allg. befriedigende Löſung ſchwer möglich 
ijt. Nach dem Weſtfäliſchen Frieden hatten ſich 
die fatholifden u. evangelijchen Reichsſtände 1650 
dahin geeinigt, daß in erjter Linie cin elter!. Ehe— 
vertrag, eventuell der Bater die Konfeſſion der 
Kinder gu bejtimmen hätte. Jm 18. Jahrh. machte 
ſich aber eine Reichsobſervanz geltend, dak fic) die 
Nonjejjion der Minder nach dem Geſchlechte richte; 
die Knaben folgten dem Vater, die Madden der 
Mutter, Demgegenitber vertrat die katholiſche 
Kirche jeit jeher den Standpunft, daß fie überh. 
eine gemifdte Ehe nur dann als erlaubt anjehe, 
wenn von den befannten Nautionen hauptſächlich 
die gegeben wurde, dak alle Minder katholiſch wer- 
den, eine Forderung, welche nicht wegen der ein: 
heitl. Rinderergiehung, fondern gum Schutze des 
Katholigigmus erhoben wurde. Nebjtdbem machte 
jid) Der jog. gemeinredtl. Grundjag geltend, dap 
die Beſtimmung der Ronjefjion der Kinder aus 
gemijdter Ehe ein Ausflug de8 freien Beſtim— 
mungsrechtes der Eltern fei, ein Grundſatz, mit 
dem man bei ihrer gy cng age wohl 
iibereinjtimmen fann., Wenn die Eltern die Kon— 
feſſion vertragsmäßig bejtimmen, fo friigt es fid 
mun, wann und in welder Form das — 
ſoll, und ob ſie die einmal beſtimmte Religion 
wieder ändern dürſen. Dabei ſind natürlich die 
Anſprüche der Konfeſſionen nicht befriedigt, welche 
mit ihrer Anerkennung indirekt fiir zuläſſig er— 
klärt wurden. Dem Rechte der Eltern iſt wohl am 
beſten entſprochen, wenn man ihnen volllommene 
Freiheit in der Einigung zuſpricht, so überh. 
einen formellen Vertrag zu fordern. ürde die 
Beſtimmung einſeitig vom Vater oder von der 
Mutter ausgehen, würde da nicht in die Familie 
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jelbit der Santapjel geworjen? Wenn der Vater 
nad) jeiner Religion entidiede, fann dann zwi— 
iden Wutter u. Kind ein ideales Verhältnis ein- 
treten, Da der Schatten der religidjen Entfrem— 


Dung fie beide jtets verfolgt? Und enticheidet 
die Mutter, leidet nicht das Bringip der väterl. 
Mewalt? Viele Stimmen plaidieren fiir cine 


geſetzl. Beſtimmung, die, gleichfam iiber den Bar- 
teien jtehend, von allen anerfannt werden müßte. 
Aber nun beginnen dic Bedenfen von neuen. 
Von wann, auf wie lange und wie foll das G. 
dieie Verhiltniffe regen? Soll Teilung der Kin— 
der nad dem Geſchlechte oder cin anderes Brin: 
zip zur Grundlage genommen werden? Qin erjten 
valle wird die GlaubenStrennung von den Eltern 
aud) auf die Rinder iibertragen und eine jolche 
Familie wird oft ihren Beruf nicht erfiillen 
finnen. Beſtimmt das G. die Religion eines 
Glternteiles alS die fiir die Kinder maßgebende, 
jo fommen dieſelben Bedenfen sur Geltung, welche 
‘chon oben angegeben wurden, obgleich nicht ver- 
fannt werden fann, daß fiir eine einbeitl. Rinded- 
erziehung gejorgt wire, während aber anderſeits 
der Geſetzeszwang oft drückend empfunden würde. 

b) Die Bejtimmungen des pojitiven öſterr. 
Rechtes find nun folgende: Gehören beide Eltern 
demſelben Befenntnijje an, fo folgen eheliche oder 
den ehelichen gleichgehaltene Rinder der Religion 
ihrer Eltern Art. 1, Abſ. 1). Gegeniiber dem flaren 
Wortlaute des G. fann Hier eine Anderung nicht 
cintreten; entfcheidend ijt die Religion der Eltern 
im Momente der Geburt des Kindes Budwinski 
558). Daraus jolgt aber bezüglich der chriitl. Kon» 
jeffionen durchaus nicht die Notwendigfeit eines 
ſtaatl. Taujjwangs, wohl aber das ſtaatlich aner— 
fannte Recht der betrejfenden Religionsgefellidajt, 
ein beſtimmtes Rind zu taujen. Für den Staats— 
bereich ift die Ronieffion des Rindes gejeplich jeit- 
geſtellt, jeine religidie Erziehung muh in diejer 
Nonjejjion erjolgen, ob das Rind getauft ijt oder 
nicht, weil Religionsuntertidht ohne Taufe mög— 
lich ijt. Selbjt wenn man die Anficht verficht, daß 
es fich bier um einen Rechtsſchuß des Kindes, um 
eine Pflichterfüllung ibm gegenüber bandelt, fo 
fann man dod) hiemit anderfeits ein jtaatsqrund- 
geſetzlich verbürgtes Recht der Kirchen nicht ver- 
legen, nämlich dag der felbjtindigen Ordnung u. 
Verwaltung der inneren AUngelegenheiten (Art. 15), 
wozu dod) die Saframentserteilung in erjter Linie 
gehört. Wenn daher die Eltern trop behördl. Auf— 
ſorderung und eventuellen Zwangsmaßregeln auf 
ihrer Weigerung, das Kind taujen au laſſen, be— 
beharren, jo fann die polit. Behirde die Sepung 
des Taujaftes durd das gujtindige kirchl. Organ 
nicht veranlajjen, weil es in Oſterr. fein G. gibt, 
welches eine ftaatl. Behörde gu einem joldjen Auf— 
trage berechtigen würde; eS iſt dies aud) nicht dad 
interfonjefjionelle G., weil man wohl nicht argu- 
mentieren fann, dah, wenn man den Zweck gewollt 
hat, man auch das Mittel hat wollen miijien; denn 
der red, die Angehörigkeit des Rindes gu einer 
bejtimmten Konfeſſion, ijt des jufiinitiqen Reli- 
qionsunterrichtes wegen geſetzt, den man nad) den 
ejtchenden G. aud) ohne Taufe erreiden fann. 
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Ubrigens gibt es fein Mittel, die Erfüllung eines 
ſolchen Auftrages den Kirchenorganen gegenüber 
au erzwingen; cine Nichtbefolgung des Auftrages 
ſeitens der leßteren ijt ganz wohl denfbar, weil 
es ſich hier um die grundſätzl. Grenzlinie zwiſchen 
der Staats: u. Kirchengewalt, wm das Prinzip 
ber Rirdenautonomie bandelt, fiir die nichts ver- 
lepender fein fann, als ein ſtaatl. 3wang zur Sa- 
framentsjpendung jelbjt in den Fallen, in welden 
diefelbe nad) Kirchenrecht geboten wire. Selbjtver- 
ſtändlich find die fompetenten Kirchenbehörden frajt 
ihres cigenen Rechtes, aber ohne StaatSauftrag, 
mit allen ihnen gejeplich agp eiſtl. Mit 
teln berechtigt, die Taufe betrefjen Kindes 
zu erzwingen. Wenn es dem Staate um die Taufe 
im kirchenrechtl. Sinne zu tun wäre, könnte er 
anderſeits die Miglicfeit des Kirchenaustrittes 
trop Taufe nicht julajjen; dah hier der firdl. 
Standpuntt nicht enticheidet, geht auc) beſonders 
aus der Erwägung hervor, dak, wenn eine Kirche 
nad) ihren Vorſchrijſten zwar rechtsgültig, aber 
zuwider dem interlkonfeſſionellen G. ein Sind 
getauft hätte, dieſe Taufe dod) nicht ſtaatlich 
anerkannte Folgen erzeugen könnte. Man oat 
hiezu die allerdings abmweidend lautenden E. 
bes B. G. (Budwinsfi 69, 568, 668, 2094, 4036, 
5331). Auffallend bleibt es allerdings, da man 
bet diejer Auffaſſung chriſtl. Kinder ohne Taufe 
fennt, was aber exthivtich wird, wenn man be- 
dent, dah es in Ofterr. auch getaufte Konfeſ— 
fionSlofe rejp. Atheiſten gibt; e& fam eben durch 
das interfonjejfionelle G. su einem Bruce zwi— 
ſchen jtactlicher und kirchl. Auffaſſung iiber die 
Taufe. Die Folgen müſſen dann gezogen werden, 
woraus denn auch die Notwendigkeit einer dies— 
bezügl. Anderung der Vorſchriften fiir die Matri— 
kelführung reſultiert. 

Im Falle einer gemiſchten Che folgen dic 
Söhne der Religion des Baters, die Töchter der 
Religion det Mutter. Dod) können dic Nupturien- 
ten reſp. Ehegatten vor oder nach Abſchluß der 
Ehe durch Vertrag jejtiepen, dah das umgefehrte 
Verhältnis jtattfinden foll oder dah alle Kinder 
der Religion des Vaters oder alle der der Mutter 
folgen jollen (Mrt. 1, Abſ. 2). Hieraus folgt nun, 
dak Kinder aus gemifdjten Ehen blo} das Relt- 
giongbefenntnis des Baters oder der Mutter nad) 
dem angegebenen Verhältnis, aber fein drittes Be- 
fenntnis haben finnen. Bezüglich der Form der Vers 
träge ijt geſetzlich nichts beſtimmt und es haben dem⸗ 
nad) die allg. Grundſätze über Verträge Platz zu 
greifen (S$ 863, 869, 919 a. b. G. B.); die eins 
mal geſchloſſenen Verträge tinnen nur im Sinne 
deS Urt. 2 des interlonfeſſionellen G. geändert wer- 
den (fj. unten). Damit auf dic Eltern oder Braut- 
feute von feiner Seite eingewirkt werden könnte, et: 
flirt Abſ. 5 des 1. Urt., dak Revere an Vorſteher 
oder Diener ciner Kirche oder Religionsgeſellſchaft, 
oder an andere Perfonen (welche vorgejdoben werden 
féunten) iiber Dad ReligionSbetenntnis, in weldem 
Kinder erzogen u. unterriditet werden follen, wire 
fungSlos find. Unebel. Rinder jolgen der Religion 
der Mutter Art. 1, Abſ. 3), falls bet Religions: 
veridhiedenheit der unehel. Eltern fein Religions- 
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vertrag geichlojien wurde, der ja gültig fein finnte 
fiir den Fall, alé er von ibnen als Nupturienten, 
welche die Ehe ſpäter wirklich abſchloſſen, eingegan— 
en wurde vgl. Budwinski 11921). Obgleich eine 
he zwiſchen Angehörigen der veridjiedenen fatho- 
liſchen Niten firchenrechtlic nicht als gemiſchte be- 
tradjtet wird, wird man ihr ſtaatlicherſeits bezüg— 
lic) des ReligionSbefenntnijjes der Kinder diejen 
Sharatter nicht abiprecen finnen; man val. hiezu 
die von Pius IX. beſtätigte Ronvention der gal. 
Biſchöfe vom 6 X 63. 

Im alle feine der obigen Bejtimmungen 
Platz greift, hat nad) Art. 1, Abſ. 4, derjenige, 
weldjem das Recht der Erziehung bezüglich eines 
Kindes guiteht, das Religionsbefenntnis fiir das- 
jelbe gu bejtimmen. Bei der Anterpretierung diejes 
äußerſt jtrittigen Ubfages fann man die Tatjade 
nicht ganz iiberjehen, da man bei der Beratung 
im YW. H. nur an Ausnahmsfälle, namentlich an 
Findlinge dadjte; entidjeidend bleibt aber der Um- 
jtand, daß das interfonfeifionelle G. bloß die inter- 
konfeſſionellen Verhältniſſe (der StaatSbiirger) in 
den datin angegebener, Begiehungen regen wollte 
und aud) geregelt hat, wobei eS einzig u. allein 
die itaatlig anerfannten Kirchen u. ‘aan seme e- 
fellichajten, alio nicht die jog. Konfeſſionsloſen im 
Sinne hatte, auf die ſich mithin diefer Abſatz nicht 
beziehen fann. 

Da ein Wechſel in der Religion auf die Er- 
jiebung des Kindes nur nadhteiliq wirfen fann, 
darf nad) dem 1. Sage des Art. 2 das nach 
Mrt. 1 fiir ein Rind bejtimmte Reliqionsbefenntnis 
in der Regel jolange nicht verändert werden, bis 
basfelbe aus eigencr freien Wahl eine ſolche 
Beriinderung vornimmt, d. h. bis dasfelbe das 
14. LebenSjahr vollendet hat Art. 4). Bon diejer Regel 
jind im weiteren Terte des Art. 2 hinſichtlich der 
Rinder, welche das 7. LebenSjahr nod) nicht iiber- 
ſchritien haben, drei Ausnahmen ftatuiert (Bud- 
winéfi 568, 1815, 9150, u. zw.: 2) Es können 
nämlich Eltern, welche nach Urt. 1 dad Religions- 
befenntnis der Kinder vertragsmapig gu be- 
ſtinimen berechtigt find, aljo Eltern, aie in gee 
mijchter Ehe leben, dasjelbe bezüglich der gedach— 
ten Kinder ändern. Aber ſolche Vertragsjtipulatio- 
nen zwiſchen Ehegqatten dürfen nidt ohne Anlan— 
gen der interejjierten Ehegatten, um jo weniger ge- 
gen deren Willen vollgogen werden (Budwinski 
2028). Das K. U. M. entichied in zwei fpesiellen 
Willen (18 X 72, 3. 4608 u. 7869, B. BL 80), 
dah dieſes Recht auc) dann, wenn cin Elternteil 
qejtorben ijt, Dem tiberlebenden nicht abgeſprochen 
werden fann. Eine gegenteilige Auffaſſung vertrat 
aber die Minijterialentideidung 4 X11 83, 8. 21964, 
welche mit Recht ihve Beſtätigung fand in der E. 
des V. G. QIV 84, B. 537, Budiwinsti 2079, und 
ILIV 88, 8. 1185, Budwinsfi 4036; man val. 
aud) 9150, 11921, 14245, 14618. 2) Am Falle 
eines wann immer erfolgten Religionswechſels 
eines oder beider Elternteile bezw. der unebel. 
Mutter find jedod) die Kinder in Betreff des Re— 
ligionSbefenntnifjes felbjt ohne Riidficht auf einen 
vor dem Religionswechſel abgeſchloſſenen Vertrag 
jo zu behandeln, als wären fie erit nad dem Re= 
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ligionSwechiel geboren worden. An Ddiejen Beſtim— 
mungen wird durch eine eventuelle geſetzlich zu— 
läſſige Ehetrennung nichts geändert, weil Art. 1, 
Abſ. 2, von „Ehegatten“ nicht im techniſchen Sinne 
ſpricht, ſchon deshalb nicht, weil es keine Ehe— 
gatten vor Abſchluß der Ehe gibt, trotzdem das 
G. dieſe Redewendung gebraucht. +) Wird ein 
Kind vor zurückgelegtem 7. Jahre legitimiert, ſo 
iſt es in 24 des Religionsbekenntniſſes nad 
Art. 1 zu behandeln. Bei dieſen Ausnahmen mag 
die zivilrechtl. Anſchauung über die Handlungs— 
unfühigkeit der Perſonen unter 7 Jahren (88 310, 
865, 1308 u. 1309 a. b. G. B.) vorgeſchwebt ha- 
ben und der Grundfag maßgebend geweſen fein, 
daß foldje Kinder rechtlich teine religiöſe Selbjt- 
beſtimmung haben können, daß ſie hier durch das 
Gewiſſen ihrer Eltern vertreten ſind und daß in 
dieſem Alter der Religionswechſel auch noch nicht 
ſo weſentl. Bedeutung Fat. Nichtsdejtoweniger acigt 
fic) mit Rückſicht auf § 21 des durd) dads G. 
2V 83, R. 53, abgeänderten Reichsvolksſchulge— 
fjepes 14 V 69, R. 62, eine Anomalie, denn dic 
Schulpflicht beqinnt mit dem vollendeten 6. Sabre, 
fo daß der Fall nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß 
ein ſchon ſchulpflichtiges Rind jeine Religion zwi— 
iden dem 6. u. 7. Aas wechſelt. Erſt zwiſchen 
dem 7. u. 14. Lebensjahre kann eine Änderung 
des ReligionSbefenntnijjes der Kinder nicht eine 
treten, weil dadurch die einheitl. Ergiehung leiden 
müßte (Budwinsti 1815). 

Urt. 3 ded interfonjeffionellen G. macht die 
Eltern, Vormünder u. ReliqionSdiener (der im kon— 
freten Falie nicht berechtigten Konfeſſion fiir die 
genane Befol ig | der gedaditen Vorſchriften ver— 
antwortlich. fiir en Fall der Verlegung derjelben 
fteht den nächſten Berwandten, ebenfo wie den 
Oberen der im fonfreten Fall berechtigten Kirchen— 
u. ReligionSgenojjenjchaft das Recht gu, die Hilfe 
der polit. Bepirden angurujen, welche übrigens ex 
officio da8 Geſetzliche zu verjiigen haben, woraus 
jolgt, daß diejelben durchaus nicht an das Peti— 
tum der fie Unrufenden gebunden find (Budwinsti 
4036). Die Gerichte find in der Frage, welder 
Konjefjion ein Kind angehört, nicht fompetent, 
weil es fic) um ein öffentlich-rechtl. Verhältnis 
handelt (§ 140 a. b. G. B.); vel. Glajer=- Unger 
14161. Das geſetzwidrig bejtimmte Religionsbe- 
fenntnis eines Nindes ijt rechtlich unwirkſam, d. b. 
nichtig; feine Richtigitellung ijt fein Religions- 
wechſel. 

Belangend die Frage, ob die beſprochenen Be— 
ſtimmungen ſich auch auf Ausländer beziehen, ent— 
ſchied der V. G. 13 I 91, 8. 604, Budwinsti 
5784, verneinend und erklärte mit Rüchſicht auf 
§$ 4, 34, 140 a. b. G. B. das Prinzip der Staats- 
angehörigkeit als entſcheidend. K. U. M. Erl. 31 
Hl 81, 8. 2045. ; 

c) RonfeffionSloje kinder. Äußerſt beſtritten 
ijt die Frage, ob in Oſterr. jedes Mind cin be= 
jtimmtes Religionsbefenntnis haben müſſe, 
denn es jeblen jtrifte Normen. Der Streit- 
punft muß näher dargelegt werden. Nad dem 
Reichsvolksſchulgeſetze hat die Volksſchule die Auf— 
qabe, die Kinder ſitilich-religiös zu erziehen; unter 
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den Lehrgegenitinden wird die Religion an 
erjter Stelle angefiihrt und die Eltern oder deren 
Stellvertreter diirfen ihre Kinder oder Pflegebe— 
foblenen nidjt ohne den Unterricht lajjen, welder 
fiir die öffentl. Volksſchule vorgeidjrieben ijt (538 1, 
3, 20 de8 abgeiinderten, oben git. Reichsvolksſchul⸗ 
gclege®). Daraus folgt nun, dak in Ojterr. jedes 

ind einen Religionsunterridt u. gv. in 
einer in Ofterr. anerfannten Religion geniefen 
mu; bejtritten ijt aber, ob damit indireft * 
ſchrieben iſt, daß auch ein jedes Kind ein Reli— 

ionsbekenntnis haben müſſe. Dagegen ſcheint 
—* des G. 25 V 68, R. 48, und § 2 des Reichs— 
vollsſchulgeſetzes zu ſprechen, welche beſtimmen, 
daß öffentl. Anſtalten (Staatss, Landes⸗, Gemeinde—⸗ 
ſchulen allen Staatsbürgern reſp. der Jugend 
ohne Unterſchied des Glaubensbelenntniſſes zu— 
anglich find, d. h. mit anderen Worten, daß das 

laubensbekenntnis ganz u. gar unentſcheidend iſt. 
Nun iſt auch nirgends normiert, daß der Religi— 
onsunterricht nur jenen Kindern erteilt werden 
diirfe, welche das betreffende Religionsbekenntnis 
haben, obwohl aus den Schulgejepen folgt, dak 
der Religionsunterricht fonjejfionell erteilt werden 
mug, d. h. von einer geſetzlich anerfannten Kirche 
oder ReligionSgejellfdaft beforgt u. überwacht wer⸗ 
den joll. Auch vom fonjejfionellen Standpuntt 
tinnte man dagegen pringipiell nidts einwenden, 
wenn der Religionsunterridt an Nichtmitglieder 
erteilt wird; geben ja dod) alle Religionsgefell- 
ſchaften von dem Standpunfte aus, dah, ebe fie 
Erwachſene zu fic) aufnehmen, diejelben in den 
Detreffenden Religionsgrundſätzen unterrichtet fein 
müſſen. Yn den Religions iibungen würden fons 
jeſſionsloſe Kinder nicht teilzunehmen haben, ein 
Umſtand aber, der dem § 21 des Schulgeſetzes 
nicht widerjpricht, weil derielbe den Austritt aus 
dex Schule nur an die Bedingung knüpft, dak der 
Betreffende die notwendigiten Kenntniffe aus 
der Religion, aus Lejen, Schreiben u. Rechnen 
befipt. Bgl. auch Wrt. „Religionsunterricht“. Auch 
die Bejtimmung des § 5 des Reichsvolfsichulge- 
ſetzes, uach welder der Lehrer mit Zuſtimmung 
der Kirchenbehörde verhalten werden fann, bei dem 
Religionsunterridte fiir die feiner Nonjeffion an- 


gangen, fo in den E. 221V 82, 3. 848, Bud- 
winSfi 1384; 18 IV 84, 8. 668, Budwinsti 2004, 
wobei er auf das G. GIV 70, R. 51, hinwies, 
welches ausdriiclich auch die Fiibrung der Geburts- 
reqifter fiir Rinder Konfeſſionsloſer bei der polit. 
Behirde anordnet (§ 3). Geht nun aus dem Ge— 
jagten bervor, dag die öſterr. Praxis beim Stande 
der heutigen Gefepgebung nicht mit Unrecht auch 
konfeſſionsloſe Kinder fennt, welche aber gemäß 
den Schulgefepen in einer erjt zu beftimmenden 
Religion gu unterrichten find, jo entiteht die Frage, 
wann Kinder fonjeffionslos find. Dies wird jeden= 
fall nur dann der Fall jein finnen, wenn die 
Eltern weder gleichen Befenntnijjes waren, nod 
in einer gemifcten Ehe lebten, rejp. wenn die Be- 
Dingungen des Art. 1 u. 2 ded interfonfefjtonellen 
G. nicht erfitiit waren; das fann aber nur dann 
eintreten, wenn beide Elternteile oder einer von 
ihnen im Rechtsſinne fonjeffionslos waren. Für 
joldhe Fille fehlt es nun an einer jtriften Norm, 
wie jdjon oben unter lit. b hervorgehoben wurde, 
jo dag die bezügl. Fragen geſeßzlich nicht geregelt 
jind. Auch finnen Ehen zwiſchen Konfeſſſonsan— 
gebbrigen u. Konfeſſionsloſen nicht unter den Be— 
griff der gemijdten Ehen jubjumiert werden, denn 
unter folchen fann man nur geſetzlich zuläſſige 
Verbindungen zwiſchen Angehörigen verichiedener 
ſtaatlich anerfannter Gonfeltionens aber nicht jed⸗ 
wede Miſchehe verjtehen. Aus alledem folgt nun, 
daß dag interfonjeffionelle G. nicht unmittelbar, 
jondern nur per analogiam auf Konfeſſionsloſe 
im Rechtsſinne in der gejeplich pili en Weije 
angewenbdet werden darf (§ 7 a. b. G. $. Aus 
den erjten 4 Abſätzen des Art. 1 geht aber als ge 
meinjames Prinzip bervor, dap begiiglid) des Re— 
ligionsbefenntnijjes der Minder die Eltern, die 
Diutter, reſp. die Erziehungsberechtigten entideiden, 
und daß Rinder unter 7 Jahren mit den genann— 
ten Perfonen, auger in den ejeplic zuläſſigen 
Fällen, in Bezug auf das igionsbelenntnis 
nicht differieren ſollen (Budwinsti 2094). Es hat 
demnach der Art. 1 ſinngemäße Anwendung zu 
—— ſoweit es ſich um eine Geſetzesregel handelt. 

aren demnach z. B. die Eltern zur Zeit der Ge— 
burt des Kindes konſeſſionslos, fo find auch die 


—— Kinder mitzuwirken, bedeutet nichts an— —5* konfeſſionslos: Budwinski 1384; war ein 


eres, ald dah ber Yehrer nur den Religions— 
unterricht nach jener Konfeſſion erteilen darf, wel— 
cher er angehört; damit fordert man eigentlich nur 


| 


{ 


lternteil einer jtaatlid) anerfannten Konſeſſion 
angehirig, der andere aber fonfeffionslos, fo tritt 
die Scheidung nad) dem Geſchlechte ein, weil der 


eine bejtimmte Konfeſſion der Lehrer, aber nicht | Religionsvertrag alé Ausnahme von der gejegl. 
der Schiiler. Auch die Bejtimmung des § 139 u. Scheidung nad) dem Gejchlechte gu betrachten ijt, 
140 de8 a. 6. G. B. ſpricht bloß von dem Unter- | mithin analogerweife nidt — werden fann 


richte in der Religion, nicht aber von dem Re- | (Budwinsti 2094, 13907). S 


ligionsbefenntnijje, wobei bemerft werden muß, 
dak die religidfe Erziehung jeitens der Eltern oft 
nur darin gu beftehen haben wird, nicht zu ver— 
derben, was die Schule gepflangt hat. Der V. G. 
hat in jeinen Enticeidungsgriinden, wie wohl 
nidjt in feinen Enunziaten, in diejer Begiehung 
friiher den Sag vertreten, dah der Religions— 
unterridjt die Angehörigkeit gu einer bejtimmten 
Konfeſſion vorausſetze, fo in den ©. 261V 77, 
3 422, Budwinsti 69, und 27IX 79, 8. 1561, 
Budwinsti 568; 


' 





nngemäß kann an- 
gewendet werden die Regel des 1. Satzes des 2. Art. 
Dagegen können die drei Ausnahmen des Art. 2 
eben wegen ihres Ausnahmscharakters nicht analo- 
erweije ausgedehnt werden: Entſcheidungsgründe 

V. G. 27 [IX 79, 8. 1561, Budwinsti 568, und 
IS TV 84, 8.668, Budwinsti 2094. Bloßer Austritt 
aus einer ReligionSgejellidhait, ohne Cintritt in 
eine andere, ijt aber fein Religionswechſel im Sinne 
deS &., welches blok anerfannte Ss ie. 
ſchaften reipeftiert, und fann Ddemnad) aut dag 


er ijt aber ſpäter davon abge- einmal beitimmte Religionsbefenntnis feinen Ein— 
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fluß haben: Budwinsfi 69, 568, 2094, 5331, 9772, 
11474, 12105, 13907, 14101, 14102. Und aud 
—— wenn ein Ronjeffionslojer zu einer 
Religionsgeſellſchaft tibertritt, fann das als Reli- 
gionswedjel nicht betradtet werden Budwinski 
4036), im Gegenteile wird durd einen ſolchen Cin- 
tritt das Religionsbetenntnis erjt im Sinne des 
Urt. 1 bejtimmt. Hiebei dart freilich nicht über— 
jehen werden, dak nirgends eine Vorſchrift be- 
fteht, binnen welder Seit der Ubertritt su einer 
anderen Religionsgeſellſchaft geſchehen müßte; die 
Zeit zwiſchen Austritt u. Eintritt iſt allerdings 
ein faltiſcher Zuſtand der Konfeſſionsloſigkeit, dem 
man aber bezüglich der Kinder unter 7 Jahren 
feine rechtl. Folgen beimejjen fann, fo daß diejelben 
immer jener anerfannten Religionsgeſellſchaft an- 
gehören werden, ju welcher ihre Eltern früher 
oder —— gehören. 

Müſſen nun konfeſſionsloſe Kinder trotzdem 
in der Religion einer ſtaatlich anerkannten Reli— 
ionsgeſellſchaft unterrichtet werden, ſo muß für 
Re eine Religion als Lehrgegenſtand erjt bejtimmt 
werben, u. giv. nad) § 139 a. b. G. B. von Seiten 
der Eltern. Sollte dies nicht geſchehen, muh die 
Schulbehirde im Sinne des § 178 a. b. G. B. den 
Beiſtand des Herichtes anrufen, weldjes dann zu 
entſcheiden Hat, im weldjer Religion das Rind 
unterridtet werden foll (man val. 3. B. die E. 
des M. U. M. 21 V 95, 8. 7522, und E. des O. 
&. 5. 6 VIL 1900, 8. 9422, Bentralblatt fiir die 
jur. Praxis XVII, S. 1051). 

2. Ulbertritt von einer Rirde oder 
Religionsgeſellſchaft aur anderen. Die 
durch die öſterr. St. G. dem eingelnen gewähr— 
leijtete Religions-, Gewwijiend- oder Befenntnis- 
jreiheit gibt dem StaatSangehirigen das Recht, 
jeine Religion frei ju wagien und zu ändern, 
u. zw. ohne jede Behdrintung auf die geſetzlich 
anerfannten’ Religionen oder Monfeffionen. Es 
fann aud) jeder nad) Belieben ohne Konfeſſion 
bleiben. gl. DiinijterialverordDnung 20 X 70, 
R. 128. Der Staat fann aber natiirlich die einjzel- 
nen Religionsgenoſſenſchaften nicht zwingen, von 
ihren Normen in Beziehung auf die Konfeſſions— 
angehörigleit abzuweichen. Art. 4 des interkonfeſſio— 
nellen G. beſtimmt nun, dak nad) vollendetem 
14. Lebensjahre jedermann ohne Unterſchied des 
Geſchlechtes ſelbſtändig, nach ſeiner eigenen Uber- 
zeugung die freie Wahl des Religionsbekenntniſſes 
hat und hierin nötigenfalls von der Behörde zu 
ſchützen iſt. Derſelbe darf ſich jedoch zur Zeit der 
Wahl nicht in einem Geiftes- oder Gemütszuſtande 
befinden, welcher die eigene freie Uberzeugung 
ausſchließt. Es mupte natürlich cin annus dis- 
cretionis angenommen werden, tweldjer gegen— 
iiber dem fanonifden 7. LebenSjahre auf das 14, 
qejebt wurde, Diejes Wlter ijt ftaatlicherjeits doch 
zu niedri geacifien, denn trop der pringipiell bis 
gum 14, Be ensjahre ftatuierten Schulpflicht wird 
man Perfonen dieies Wlters ſchwerlich jenes Wak 
von Selbjtbejtimmung beilegen finnen, um einen 
fo widhtigen u. folgenſchweren Schritt jelbjtindig 
tun 3u finnen. Weift man auf § 48 a. b. G. B. 
hin, dak miindige Berfonen fogar icon heiraten 

Ofterr. Staatswörterbuch. 2. Aufl., 2. Bo. 


diirien, fo dari man nidt auf die S$ 49—53 
a. b. G. B. vergefien, welche fiir minderjährige 
Ferjonen zur Eheſchließung die Einwilliqung des 
ebel. Baters rejp. der Vormundſchaftsbehörde ver- 
langen, worin dod) eine gewijie Garantie geboten 
ijt, daß alle Verhältniſſe wohl erwogen worden 
find, während der Religionswechſel gang frei er— 
folgt. Man hätte bei dem durch die frühere öſterr. 
Geſetzgebung normierten Alter von 18 Jahren ver— 
bleiben ſollen. 

Damit jedoch der Austritt ſeine geſetzl. Wir— 
kung habe, muß der Austretende denſelben der 
polit. Bezirlsbehörde Bezirkshauptmannſchaft) reſp. 
in den Städten mit eigenem Gemeindeſtatute der 
mit der polit. Amtsführung betrauten Gemeinde— 
behörde mündlich oder ſchriftlich anzeigen, deren 
Zuſtändigkeit ſich nach jeinem Wohnſitze Domizil) 
richtet; nur in denjenigen Fällen, in welchen der 
Austretende weder im Inlande noch im Auslande 
ein Domizil beſitzt, iſt die polit. Behörde ſeines 
jeweiligen Aufenthaltsortes zur Entgegennahme 
der Austrittserflirung fein: (Wirt. 6 G. 25 
V 68, R. 49 $81, 2,3 der B. des K. U. M. 
und WM. 3. 181 69, R. 13, und MNinifterialerlak 
4 1X 93, 8. 8286.) Die Qdentitit der Perjon 
deS Anmeldenden und ob derfelbe das 14. Le— 
benSjahr juriidgelegt und fic) in dem erforderl. 
Geijtes- u. Gemütszuſtand befinde, bat die Be- 
hirde nur dann zu priifen, wenn Umſtände 
vorliegen, die gegriindete Zweiſel gu erregen ge- 
eignet find (§ 4 der B. vom J. 69). Die polit. 
Behirde muh ferner dem Borjteher oder Seel- 
jorger der verlafjenen Kirche oder Religionsgeſell— 
ſchaft die Ungeige des Uustritts übermitteln, wäh— 
rend den eventuellen Eintritt in die neugewählte 
Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft der Cintretende 
dem betreffenden Boriteher oder Seeljorger perjin- 
lid) erfliven muß (Art. 6 des G.), was deshalb 
angeordnet ijt, damit einerſeits die Handlungs- 
freiheit des Austretenden vollfommen gewahrt 
bleibe, anderſeits weil eine jede Religionsgeſellſchaft 
über die Aufnahme ſelbſtändig entſcheidet Bud— 
winsli 432 A), Nicht mit Unrecht (cf. § 35 G. 7 V 
74, R. 50) gelten diefelben Grundſäßtze jtaatlicher- 
jeitS fiir den Ubertritt von einem Ritus gum ane 
deren, was befonders in Bal. prattijch ijt. Selbſt— 
verjtiindlid) find dadurch die betreffenden kirchl. 
Vorſchriften nicht beriihrt, welche hiezu gewöhnlich 
päpſtl. Bewilliqung fordern. Crjolgt der Wustritt 
von einem Ritus ohne Cintritt in einen anderen, 
fo ijt der Betreffende als konfeſſionslos zu be- 
trachten. (rl. ded K. U. M. an die gal. Statt- 
halterei TIT 70, 8. 184; B. BL 22. Budwinsti 
12107.) Da der etwaige Religionswechſel immer 
aus freien Stiiden erjolgen foll, fo iſt es allen 
Religionsgeſellſchaften unterſagt, die Genoſſen einer 
anderen durch Zwang oder Liſt zum Uberqang zu 
beſtimmen. Die näheren — gy ie des gejepl. 
Schupes hingegen, ſoweit er nicht durch die Str. 
G. gegeben ijt, follten einem bejonderen G. vor— 
behalten bleiben, das aber bis jetzt nidt erlajjen 
wurde Abſ. 2, Urt. 7). Es gelten demnach hier die 
Bejtimmungen des Str. G. u. gw. § 122 mit den 
durch das interfonjeffionelle G. gemachten Anderun— 
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gen und die $$303 u. 304. (S. Urt. ,, Religionsgefell- 
jchaften”.) Da der Religionswechſel geieplidy ſchran— 
kenlos zugelaſſen ijt, mußte demnach auch Art. 7, 
Ubj. 1, die Beſtimmung des § 768, 3. 1, des a. 
b. G. B., vermöge welcen der Ubjall vom Chri- 
jtentum als Enterbungsgrund erklärt war, auf— 
heben. Go einleuchtend nun der Art. 5 ijt, dak 
nämlich durch die Religionsveriinderung alle ge- 
noſſenſchaftl. Rechte der verlaſſenen Rirche oder 
Religionsgenoſſenſchaft an den Uusgetretenen, eben— 
jowie die Unipriiche dieſes an jene verloren gehen, 
jo ſehr bereitet er in der Praxis Schwierigfeiten. 
Gin Beiſpiel hiezu die allerdings au befahende 
Streitirage, ob das Ehehindernis des § 63 a. b. 
G. B. auch dann noch gelte, wenn der betrefiende 
WSeijtliche oder die Ordensperion aus der bisheri- 
gen Rirde in einer nad) den Staatégejepen git: 
tigen Weije ausgetreten ijt (bejabend Glaſer⸗Un— 
get z. B. S417, 9628, DSSS, 13701 und Bud- 
winSfi 11522). Man vgl. 3. B. Krasnopolsti, Ehe- 
hindernis der höheren Weihen nach öſterr. Recht 
(1896) ( egen Brentano); Hufjaref in Grünhuts 
—* XIV, 207 ff. 

3. Funftionen des Gottesdienjtes und 
der Sceliorge. Mafgebend waren die Grundſätze 
der St. G. Yirt. 8 des interfonjejjionellen G. beſtimmt 
demnach, dah die Vorjteher, Diener oder Angehöri— 
gen einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft fic) 

er von den berechtigten (gewijjenSmiindigen u. 
handlungsjiibigen) Perſonen nidjt angejuchten Vor— 
nahme von Funftionen des Gottesdienites und der 
Seeljorge „an“ den Angehörigen (nicht „ür“ die 
AUngehbrigen) einer anderen Kirche vder Religions- 

enoſſenſchaft gu enthalten haben. Cine Ausnahme 

‘ann nur fiir jene cingelnen Fälle cintreten, in wel: 
den durch die betreffenden Seelforger oder Diener 
der anderen Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft um 
die Vornahme eines diefen zuſtehenden Altes das 
Anſuchen gejtellt wird oder die Satzungen u. Vor- 
ſchriften Ddiefer [cpteren die Bornahme des Altes 
geſtatten. Außer diejen Fällen ijt der besiigl Wet 
als vechtlic) unwirkſam angujehen und es haben 
die Behirden aut Anfuchen der beeintriichtigten 
Privatperion oder Religionsgenoſſenſchaft ſowohl 
im Falle einer abfidjtlichen al& auch nicht beab- 
ſichtigten Außerachtlaſſung der Vorſchriften die ge- 
eignete Wbbhilfe gu gewaͤhren. (Eri. des WM. J. 
311 71, 3. 17827. Budwinsfi 432 A.) Dem ent- 
fprechend bejtimmt Abſ. 2 des Art. 9, dap fein 
Seeljorger von Angehörigen einer ihm fremden 
Konfeſſion Taxen, Stolgebühren u. dgl. fordern 
könne, außer für auf deren Verlangen wirklich 
verrichtete Funktionen u. jw. nur nad) dem ge— 
ſetzl. Ausmaße. 

4. Beiträge u. Leiſtungen. Tas Prinzip 
der Parität verlangt es, dak Beiträge u. Leiſtungen 
nur von Angehbrigen der betreffenden Kirche gezahlt 
werden; aber getadefo wie im biirgerl. Rechtsleben 
auf Grund geiviijer Tatſachen Verprlichtungen ohne 
Rückſicht ye die Perſon entitehen, fo ijt es auch hier. 
Diesbesiighich bejtimmt Art. 9, dak Angebirige 
einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft au Bei- 
trägen an Geld u. Naturalien oder au Leiftungen 
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anderen nur dann verhalten werden können, wenn 
ihnen die Pflichten des dingl. Patronates obliegen, 
oder wenn die Verpflichtung zu ſolchen Leiſtungen 
auf privatrechtlichen, durch Urkunden nachweisba— 
ren Gründen beruht, oder wenn fie grundbücher— 
lich fichergejtellt ijt, wobei der eben bervorgebobene 
Privatredtstitel „nichts anderes ijt, alé der beſon— 
dere und fraft pofitiver Geſetzbeſtimmung nur als 
utfundlid) nachweisbarer in Betracht fommende 
Verpflichtungsgrund gu einer dem öffentl. Rect 
angehirigen Abgabe“ oder wobei mit a. BW. „ein 
urfundlich ſichergeſtellter Verpflichtungsgrund“ ent 
icbcidet. (Hujjaref in Griinbuts Z., 29. Bd., 
S. 480.) (Gudwinsfi 38, 2737, 6611, 6705.) 
Es ijt jelbftverjtindlicdh, dak bereits jällige Kultus- 
jteucrn gezahlt werden müſſen und dak man fich 
ibnen durd) den Austritt nicht mehr entziehen 
fann. Dieſelben Grundſätze follen nach Art. 10 
aud) auf Beitriige u. Leiftungen fiir Unterricts- 
zwecke ihre volle Anwendung finden, auger wenn 
die Angehörigen einer Rirche oder Religiongsge- 
nojientoatt mit Ungebirigen einer anderen ver- 
möge der gefepl. Einidjulung eine Schulgemeinde 
bilden, in welchem alle die Eingefdulten obne 
Unterſchied der Konſeſſion die zur yes, og 
oe der gemeinſchaftl. Schule und zur Be- 
foldung der an derfelben — Lehrer er: 
forderl. Koſten zu tragen haben. Bal. 7 VI 
88, R. 99. Eine zwangsweiſe Cinidulung in die 
Schule einer anderen Sonjeffion findet nicht jftatt. 
Alle Anipriide, welche den angegebenen Grund- 
jagen nicht entſprechen, müſſen als aufgehoben be- 
trachtet werden Art. 11). Wit Rüclſſicht darani, 
daß das G. feine Beſchränkung fennt, birt die 
Befreiung von allen Ubgaben, mit Ausnahme der 
in Art. 9 angegebenen Fällen, mit dem perfeft ge- 
worbdenen Austritte ones auf. Hingegen fann 
es nicht al8 Verlegpung der fonjeffionellen Baritit 
betrachtet werden, wenn aus den allg. Staatsmit- 
teln zur Befirderung fonjeifioneller Swede ge 
wiſſe Sunumen gewährt werden. Aud) fann die 
Praxis des V. G. nicht gebilliqt werden, welder 
ohne durchſchlagende Gründe das ReichSgemeinde- 
geſetz 511162, R. 18, die einzelnen Gem. ©., 
den beſagten Art. 9 und das Inſtitut der katho— 
liſchen Pfarrgemeinden al8 Hindernijic fiir fret: 
willige Beitrige der Ortsgemeinden ju (befondes 
ren, hauptſächlich katholiſchen Rultussweden an— 
führt. Wan vgl. z. B. Budwinski 2448, 12590, 
13509 dagegen 2053 u. 14172) und Halban im 
Urchin f. £ RM. R. 80. B. (1900) S. 34; Hue 
jaref in Grünhuts 3. Bd. 29, S. 449, Anm. 4 
und S. 462, Anm. 34, Bezüglich der Art der 
Einhebung fpegieller Kultusjteuern f. Art. Kultus— 
beitriige’. Eine Ausnahme von der Regel, dak juri— 
ftiidje Perſonen, Gefellichaften u. Genoſſenſchaften 
ihrer Konfeſſionsloſigkeit wegen von ſpeziellen Kul- 
tusſteuern befreit ſind (vgl. Budwinski 948, 1931, 
2695), wurde in Oſterr. durch das G. 31 XII 94, 
R. 7 ex 1895, 3 die Bedeckung der Be— 
dürfniſſe katholiſcher Pfarrgemeinden ($$ 1 u. 3) 
jtatuiert, val. Urt. Kultusbeiträge“. 

5. Begrabnijie Val. Art. „Friedhöfe“, 


an Yrbeit fiir Qultus- u. Wobltitigheitsswede einer | unter III. Grabſtätten. 
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6. Feier-⸗ u. Feſttage: Val. Art. „Feſttage, 
tirchliche“ und den Art. „Sonntagsruhe“. Jn der 
Theorie ift man fajt ausnahmelos der Unfit, dak 
in dDen von Seiten des Staates fejtgeiepten Ruhe— 
tagen und in der Anordnung ihrer Refpeftierung 
aud) von Seiten der nicht Angehörigen feine Ver— 
lepung der Religionsfreiheit liegt, allerdings unter 
der Borausfepung, daß der Staat in diefer Besie- 
hung nidt einjeith cine Ronjefjion vor den fibrigen 
protegiert. Hier Rie nod) au erwähnen, dak nad 
Abſ. 2 u. 4 des Urt. 13 de8 interfonfejfionellen 
G. aud) an Sonntagen während des Gottesdienjtes 
jede nicht dringend nötige öffentl. Arbeit eingu- 
jtellen ijt, und dak bei den herkömmlichen feiert. 
Prozeſſionen auf den Plätzen und in den Stragen, 
durch welche ſich der Aug bewegt, alles unter- 
lajjen werden mug, was cine Stérung oder Be— 
einträchtigung der Feier aur Folge haben finnte. 
Reine Religionsgemeinde fann gendtigt werden, 
fid) des Glockengeläutes an Tagen ju enthalten, 
an welchen dasſelbe nad) den Sahungen einer ande- 
ten Kirche oder Religionsgeſellſchaft gu unterblei- 
ben hat (Mrt. 14). an Schulen, weldje pon An— 
ehbrigen verſchiedener Kirchen oder Religionsge- 
tlichatten beſucht werden, foll, ſoweit es —* 
bar iſt, dem Unterricht eine ſolche Einteilung ge— 
geben werden, bei welcher auch der Minderheit die 
Erfüllung ihrer religiöſen Pflichten ermöglicht wird 
(Art. 15). E. des K. U. M. 1911 76, 3. 1683, 
V. BLY; 8 56 V. des K. U. M. 29 IX 1905, 
R. 159. 8 1, Art. VIII, des G. 16195, R. 21, 
betrefiend die Regelung der Sonn- u. Feiertags— 
ruhe im — e (§ 75 Gew. ©.) ermbg- 
lit fiir Gal. und die Bulow. aus fonjeffionellen 
Rückſichten eine Ausnahme von der Sonntags- 
tube; f. bteriiber den Art. „Sonntagsruhe“. Auch 
val. man den Art. „Normatage“. 

Ter Art. 16 de8 interfonfeffionellen G. hebt 


alle bisher geltendDen Borjchriften des öſterr. Rech⸗ 


tes auj, welche den dargelegten wideriprechen. 

Es find jest nod einige Verhältniſſe hervor- 
jubeben, welche durd) das interfonfeffionelle G. 
zwar nicht geregelt wurden, aber doch ifrem We— 
jen nad) hieher gehören; u. giv.: 

7. Unsiibung des perfinliden und 
dingl. Patronatsredhtes (jf. die niihere Aus— 
fiifrung beim “Art. „Patronat“). Hier fei bloß er— 


=| dak das Band der 
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tätsgedanle eS nicht erheiſcht, ja daß e& demfelben 
geradezu widerfpricht, daß Konfeſſionsfremde gegen— 
|feitig iura spiritualibus annexa ausüben ſollten. 
8. Eheangelegenheiten. Die fonjefjionelle 
Geſtaltung des —— in Oſterr. iſt an und 
für ſich teine Berlepung der Parität in kirchen— 
polit. u. lirchenrechtl. Beziehung, und dies um fo 
weniger, als das öſterr. Recht in der Notgivilehe, 
rejp. in der obligatorijden Bivilehe fiir Ronjej- 
fionSloje denjeniqen, welche nicht fonfefjionell dic 
Ehe abjchlieken finnen, die Möglichkeit der Ehe- 
ſchließung gewährt (%. 25 V Gs, R. 47, und 91IV 
70, R. 51). Diele Geftaltung entiprict aber 
allerdings nicht der Parität in ſtaatsrechtl. Be- 
ziehung. 
as Einzelheiten betrifft, ſo werden von der 
konfeſſionelle Anſchauungen nicht teilenden Theorie 
jolgende eherechtl. Beſtimmungen als eine Be— 
ſchränkung der vollfommen durchzuführenden kon—⸗ 
feijionellen Gleichberechtigung angeſehen: § 63 a. 
b. G. B. infofern das Ehebindernis der Weihe 
und des Geliibdes auch nach erfolgtem Austritte 
aus der Kirche fortdauert; § 64 a. b. G. B. (das 
| Ehehindernis der veligibjen Berjchiedenheit); § 111, 
be aud) Dann unauflöslich ijt, 
wenn aud) nur ein Teil aur Zeit der geſchloſſenen 
Ehe der fatholijchen Religion gugetan war, und 
ferner das Ehehindernis des Ratholizismus (Hjd. 
26 VIII 14, 3. G. S. 10909, und 17 VIL 35, 3. 
G. S. 61), 
Schließlich migen die G. 31 XII 68, R.3 u. 
4 ex 1869, hervorgehoben werden, von denen das 
erfte die gerichtl. Verſöhnungsverſuche vor der Ehe- 
ſcheidung ($$ 104, 107, 132 a. b. G. B. $2 2. 
mM. B. OXI 97, MR. 283) betrifft und frajt deſſen 
die Eheleute den Entſchluß aur Schetdung ihrem 
ordentl. Seeljorger zu eröffnen nicht mehr verpflich— 
tet find, obwohl ihnen die Möglichkeit hiezu belaſſen 
wurde. Das zweite G. —— die Eheſchließung 
zwiſchen Angehbrigen verſchiedener chriſtl. Konfeſ— 
ſionen, wonach das Mufgebot in der gottesdienſtl. 
Verſammlung des Pjarrbezirkes der Religions— 
enoſſenſchaft eines jeden der beiden Brautleute in 
| der fonjt qeiebl. Weije gu gefchehen hat, während 
die feierl. Ertlirung der Einwilligung zur Che 
vor dem ordentl. Seeljorger eines der beiden Braut: 
leute oder vor deſſen Stellvertreter abzugeben ijt; 











wähnt: Bezüglich der Nichtchrijten bejtimmt § 2) den Brautleuten jteht es aber frei, die firchl. Cin: 
der faij. V. 18 I 60, RM. 45, dab, wenn u. ine | jeqnung ihrer geichlojjenen Che bei dem Seeljorger 
jolange cin Israelit ein Hut bejigt, womit Ba- des anderen Teiles ju erwirken. 

tronat8= oder Bogteirechte oder das Recht der 9 Eidesleiſtung. Obwohl der Cid eine 
Schulrepräſentation verbunden find, diefe Rechte | religidje Handlung ijt, jo muh er dod) wegen 
tuben; dak aber gleichwohl die israelitiſchen Be- | dev Hohen Wichtigteit, die man ihm im Rechts— 
jiper aur Tragung der mit diejen Rechten ver- | leben juerfennt, von allen Perfonen, welche ver- 
bundenen Lajten verpflichtet bleiben und daß dieje | möge ihrer ReligionSlehre die Eidesablequng nicht 
Rechte an israclitijche Pachter nicht itbertragen | jiir unerfaubt halten, in den geſetzlich bejtimm 
werden finnen. Daf diefe Beſtimmung trotz Art. 14) ten Fällen und in der gejesl. Form abgelegt 
St. G. 21 XIL67, R. 142, gilt, entichied der B. G. | werden. Die öſterr. Geſetzgebung teilt alfo nicht 
18 XI 76, 8. 320, Budwinsfi 4. Einer langjih- | den Standpunft, dak mit Rückſicht auf die Ge— 
tigen Übung jujolge wird Mfatholifen der Erwerb wiſſens- u. Religionsfreiheit der Eid in feinen 
der Realpatronate und das daraus refultierende verſchiedenen Geſtalten himwegfallen müſſe; es gilt 
Präſentationsrecht gejtattet. (Wahrmund, Kirchene | hier auch nicht der Zivileid, bei dem aus der Eides— 
patronatredt If, 16, 75, 76, 245 ff.) Ausdrücklich formel die Anrufung Gottes jum Zeugen der 


muß aber hervorgehoben werden, daß der Lari 


| Wahrheit ausgelaſſen wurde. Bei Perſonen, welche 
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vermige ihrer Religionslebre die tng 
fiir unerlaubt balten, bingegen ibre feierl. Verſi— 
cherung jo beilig wie andere Religiondgenojjen 
den Gid erfennen, ijt ſich nad) vorläufiger ah- 
nung 3ur Wahrheit mit der Verficherung durch 
Handjdhlag gu begniigen, jo 3. B. bei den Men- 
noniten u. i ty (Hfd. 101 16, 3. G. S. 
1201; A. & 6III 59 und &, des J. M. 1210 
54, 3. 3979). Bezüglich der Form der Eidesleijtung 
enticdeidet das G. 3V GR, R. 33, welches unter 
Aujrechthaltung alterer Bejtimmungen auf die 
Cigentitmlidfetten der eingelnen Religionen u. 
Ronjeffionen ausdrücklich Bedacht nimmt. (Bal. 
Yet. XL, @. 1 VII 95, R. 112, und § 377 8. B. 
O.) Bezüglich der Beeidiqung der Konfeſſionsloſen 
hat das Sfterr. Recht feine ausdriidl. Vorſchrift. 
Man wird bezüglich ihrer unterſcheiden müſſen, 
ob fie einen Glauben an Bott, als den Allmäch— 
tigen u. Allwiſſenden haben, ohne daß ſie in Ojterr. 
in giiltiger Weije organijiert jind, oder ob fie 
iiberh. Utheijten find. Am erſten Falle können fie 
gur Eidesleiſtung zugelaſſen werden, weil das G. 
3 V.t8, R. 33, nicht durchaus die Befenner der 
in Ojterr. anerfannten Religionsgeſellſchaften im 
Sinne hat, was aus § 5 hervorgeht, welcher aud 
die Beeidigung der Wohammedaner hervorhebt, 
welche bod in Oſterr. als Religionsgeſellſchaft 
nicht organifiert find. Sind aber die Konfeſſions— 
lojen Gottesleugner, fo fann man von ihnen einen 
Gid nicht abverlangen und wird man fic mit 
ihrem Handſchlag unter der Bedingung jufrieden 
geben finnen, wenn fie dieje ihre ſeierl. Verſiche— 
tung für fo heilig, als die Gottesbefenner den 
id erfennen, weil der Eid im Cinne des git. G. 
dod) ein religiijer Wt geblieben ijt, was aus 

3 hervorgebt, welder den Richter anweiſt, den 
Schwurpflichtigen an die Heiligfeit des Cides vom 
teligiifen Standpuntte und aud) an die eigen 
Strajen des WMeineides Ne erinnern, was bei 
einem blogen biirgerl. Ufte feinen Sinn hätte. Der 
Gottesglaube ijt alfo vom &. als notwendige Bore 
bedingung gedacht, welche man aber ohneweiters 
bei jedem Stonfejfionslojen nicht vorausſetzen fann. 
Darum fann man dem JQudifate de8 O. G. H. 1 V 
72, Mr. 4310 (Qudifatenbud) 73, Glaſer-Unger 
4594), der ohne Ausnahme alle Konfeſſionsloſen 
als eidesfähig behandelt, wegen jeiner Allgemein— 
heit nicht gujtimmen. Wan val. Reininghaus, 
Ein praftijder Fall zur rechtl. Stellung Konfeſ— 
ſionsloſer in Oſterr. Gray 1800. Hubrid, Kon— 
feffioneller Eid oder religionsloje Beteuerung. 
Leipzig 1900. 

10, Sdhulangelegenbeiten. (Val. auch die 
einſchlägigen anderen Art. Das St. G. 21 XII 
67, R. 142 (Art. 17) und das G. 25 V 68, R. 48 
(S$ 1, 2), wiederholten bezüglich des Unterrichts— 
wejens Ddiefelben Grundfipe, welche bereits das 
taiſ. B. 4 III 49, R. 151, hervorgehoben hatte. Des 
§ 3 des lepteren G. ſowie des § 2 des ReicdSvolfs- 
ſchulgeſetzes wurde fdjon ober: qedacht. § 4 ded git. 
G. 25 V 68 bejtimmt fodann, daß es jeder Kirche 
oder Religionsgefellidajt frei jteht, aus ihren Mit— 
teln Schulen für den Unterricht der Jugend von 
bejtinumten Glaubensbefenntnifjen ju errichten und 
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erhalten; dieſelben ſind jedoch den G. für das 
IntervichtSiwejen unterworſen und können die Zu— 
erkennung der Rechte einer öffentl. Lehranſtalt nur 
dann in Anſpruch nehmen, wenn allen geſetzl. Be— 
dingungen fiir die Erwerbung dieſer Rechte ent- 
iprochen wird. Die —— ſolcher Schulen u. 
Anſtalten ijt jedoch den Y itglledern einer anderen 
hi abl hg se nad $5 nidt unterjagt. Die 
Lehramter an den im § 3 begeicimeten Schulen u. 
Erziehungsanſtalten find nad) §$ 6 dieſes G. und 
nad § 48 des abgednderten Reichsvolksſchulgeſetzes 
für alle StaatSbiirger gleichmäßig zugänglich, welche 
ihre Befiihigung hiezu in gejegl. Weiſe nachge- 
wiejen haben. Wher der leptere Paragraph macht 
im 2. Ubj. eine Ausnahme von dem ies det 
fonjeffionellen Gleicberechtiqung, denn als vers 
antwortl. Schulleiter finnen nämlich nur jolche 
Lehrperſonen bejtellt werden, welche aud) die Be- 
jabigung sum Religionsunterrichte jenes Glaubens- 
befenntnijjes nachweiſen, welchem die Mehrzahl 
der Schüler der betreffenden Schule nach dem 
Durchſchnitte der vorausgegangenen fünf Schul— 
jahre angehört; bei der Ermittlung dieſes Durch— 
ſchnittes werden alle evangeliſchen Schüler als einer 
und derjelben Ronjeifion angehörig betradtet. Da 
nun die Oualififation gum Religionsunterricte 
nur denjenigen jugeiprocen werden fann, welche 
det betreffenden Konfeſſion angebiren, jo iit bier 
tatſächlich das Schulleiteramt regelmiipig von einer 
beſtimmten Konſeſſion abhängig qemadt. § 8 des G. 
25 V 68, R. 48, beſtimmt ſodann, daß das Einkom— 
men der Normalſchulfonds, des Studienfonds und 
ſonſtiger Stiftungen fiir Unterrichtszwecke ohne 
Rückſicht auf das Glaubensbelenntnis zu verwen— 
den iſt, inſoweit es nicht nachweisbar für gewiſſe 
Glaubensgenoſſen gewidmet ijt. In den Landes— 
ſchulrat find auc) Geiſtliche aus den im Lande 
bejtehenden Konfeſſionen gu berufen ($ 12). Bezüg— 
lic) Der Landes:, Bezirks⸗ u. Ortsſchulräte val. Art. 
„Schulbehörden“. § 11 des G. 27IV 73, R. 63, 
erflart die Fähigleit, gu afademifden Wiirden 
gewählt au werden, von dem GlaubenSbefennt- 
nijje unabbingig. Die V. des K. UL M. 15 IV 
72, R. 57, bejtimmt in § 3 (Rigorofenord- 
nung fiir die rechts- u. ſtaatswiſſenſchäftl. Fatul- 
tiiten), dah die Meligionsverichiedenheit feinen 
Unteridied in dem Rechte und der Pflicht sur Ab— 
ot ftrengen Priijungen aus dem fanoni- 
idjen ‘Rechte und in dem zu erlangenden Doftor- 
titel begriindet. Dagegen muß die Rromotion jum 
Doftor der tatholijden Theologie unter dem Vor— 
fig eines fatholifden afademifden Biirdentrigers 
—— ($17 der K. U. M. V. SIV 1903, 
.97). 

11. Kirchenzwang. Die Ausübung des 
Zwanges, welche den Kirchen oder Religionsqefell- 
ſchaften nach ihren Sagungen zuſteht, fann nur 
injoweit geſchehen, alé dadurd) das Andividuum in 
feinen biirgerlicyen und polit. Rechten nicht be- 
troffen wird, Es fann aud) fein Zwang mebr aus- 
geübt werden, wenn jemand aus einer Religions: 
geſellſchaft —— ijt. Dieſer Grundjag iit z. B- 
bezüglich der katholiſchen Rirde im § 18 des G. 
7V 74, R. 50, deutlich ausgeiproden. Innerhalb 
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der kirchl. Gemeinſchaft hat natiirlic) die Religions: 
jreibeit cine Beſchränkung u. zw. in den Glaubens= 
u. Rechtsſätzen der betreffenden Kirche. Daran darf 
der Staat nichts Gndern, denn niemand wird ja 
jtaatlicherjeits gezwungen, in einer ReligionSgefell- 
ſchaft gu verbleiben. 
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I. Einleitung. — IL. Berfinl. Rechtsverhältniſſe. 
1. Berfonenrecht. 2, Eherecht. 8. Berhaltnis zwiſchen Eltern 
u. Rindern. 4. Bormundfidaft u. Kuratel. — 1. Erbrecht 
u. Verlaſſenſchaftsverfahren. — IV. Gadenrecht. — V. Ob- 
ligationenredht, Handels- u. Wechielrecht. — VI. Zivilpro⸗ 
geh. — VII. Strofrecht u. Strafverfahren. 


I. Giuleitung. Internationales Brivatredht ijt 
der Anbegriff jener Grundſätze, welche bei Redhts- 
verbhiltnijjen, die mit Rückſicht auf Staatsangehö— 
rigfeit der Perſon, Belegenheit der Sache, Abſchluß— 
oder Erfüllungsort cines Rechtsgeſchäftes fonfurs 
rierenden u. divergicrenden Rechtsnormen verſchie— 
dener Staaten unterworjen fein können, beſtim— 
men, nach welcher dieſer Rechtsnormen das be— 
treffende Rechtsverhältnis zu beurteilen iſt. Neben 
dem heute ziemlich allg. rezipierten Ausdrucke in— 
ternationales Privatrecht wird für dieſe Materie 
vieljach die Bezeichnung Statutentolliſion, conflit 
des lois, räuml. Herrſchaftsgebiet der Rechtsnor— 
men, gebraudt. Jn älteren Rodifitationen ſtief— 
miitterlich bedacht (a. 6. G. B. $$ 4, 33—37, 300), 
jand das internationale Privatrecht mehr Berück— 
fichtigung im italienijden u. ſächſiſchen, vor allem 
im neuen deutſchen biirgerl. Geſetzbuch 88 7—31 
inj. G.). Nebenher war man bemiiht, durd) ver— 
tragsmäßige Feſtlegung gewifjer Grundſätze Nach— 
laßverfahren, Rechtshilfe, Uusliejerung) die Kolli— 
ſionsfälle möglichſt einzuſchränlken. Dieſen Bemü— 
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hungen hat das 1873 gegriindete Institut de 
droit international mit €rjolg vorgearbeitet. 
in ee Verdienit um dieſe Aufgabe 
erwarb ſich aber die holländiſche Regierung, indem 
fie in den J. 1893, 1894, 1900 u. 1904 Bertre- 
ter der europäiſchen ant see en nad dem Haag 
bericj, um eine Verſtändigung tiber die Fragen des 
internationalen Brivatreptes zu erzielen. Ihrem 
Rufe folgten alle geladenen europäiſchen Staaten 
mit Ausnahnme von Griechenland, Großbritannien 
u. Serbien, ferner 1904 auch Japan und das Er— 
— der kommiſſariſchen Beratungen liegt zum 

eil bereits in der Form bindender Vereinbarungen 
vor u. zw. eines bereits in Kraft ſtehenden Über— 
einkommens vom 14 XI 96, R. 85 ex 1899, und 
einer nod) nicht ratifizierten Mbmachung vom 12 VI 
1902, endlid) eines von den Regierungen nod nicht 
— Konventionsentwurfes vom 7 VI 1904. 

ak die Geridite unter Umſtänden fremdes 
Recht au berückſichtigen haben, ergibt ſich beifpiels- 
weife ans den Bejtimmungen iiber die Handlungs- 
fabigtcit, über Rechtsgeſchäfte im Ausland, iiber 
die Gegenjeitiqteit. Die Anwendung eines fremden 
Recht sages ijt — ausgeſchloſſen, wenn 
er gegen inländiſche Prohibitivgeſetze öffentlich-rechtl. 
Natur verſtößt Stlaverei, Polygamie). Hinſichtlich 
dev Form, in welcher Beſtand u. Inhalt im Aus— 
lande geltende Rechtsnormen nachzuweiſen ijt, gel— 
ten in den verjchiedenen Staaten von cinander jehr 
abweichende Bejtimmungen. An Oſterr. bedarf es 
eines ſolchen Beweiſes nur inſoweit, als das aus- 
ländiſche Recht dem Gerichte unbetannt ijt; es ijt 
dabei auf die von den Parteien angebotenen Be- 
weiſe nicht beſchränkt, jondern fann eventuell durd 
Vermittlung des Juſtizminiſters die nötigen Ere 
hebungen bon Amts wegen einleiten (§ 27] 8. B.0.). 
Beitiitiqungen über den Wortlaut in Ojterr. gel- 
tender G. jtellt der Qujtigminijter aus (§ 282 faij. 
P. 9 VIII 54, R. 208). : 

Ausländer genichen in Ojterr. grundſätzlich 
diejelbe Rechtsfähigkeit Fähigkeit, Träger von 
Rechten zu fein) wie Inländer § (33 a. b. G. v ſog. 
formelle Reziprozität). Die Rechtsfähigkeit auslän— 
diſcher juriſtiſcher Perſonen unterliegt aus polit. 
u. ——— Gründen gewiſſen Beſchränkungen. 
Hinſichtlich einzelner Rechte, fo des Rechtes, beweg— 
liches und unbewegl. —— zu erwerben und 
beſitzen und darüber letztwillig zu verfügen, iſt 

ieſe Gleichſtellung der Ausländer mit den In— 
ländern vielfach in den H. V. verbürgt. Jn ge— 
wiſſen Fallen (Vollſtreckung ausländiſcher Erlennt— 
niſſe, Uusfolgung bewegl. Nachläſſe, bewegl. Kon— 
fursvermigens) richtet ſich die Behandlung der 
Ausländer nad dem Vorgehen ihrer heimatl. Gee 
richte geqeniiber öſterr. Staatsangehöriger unter 
gleiden Borausfepungen (materielle, eigentl. Re— 
ziprozitäth Berjchieden davon iit die Retorſion 
(das Vergeltungsredt), die ungiinjtige Behandlung 
der Angehörigen eines Staates injolge eines glei- 
then Berbaltens ſeines Heimatitaates (3. B. Ge— 
richtsſtand der Giegenjeitigfeit § 101 J. N., Aus— 
ſchließung der Montenegriner vom Wrunderwerd). 
Ll. Perſönl. Rechteverhältniſſe. 1. Berfo- 
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neueren Modififationen das Heimatl. Recht einer 
Perjon, nicht das Recht ibres Wohnſitzes maß— 
gebend. Go wird aud) der nicht gang Flare § 34 
a. b. G. B. in der Praxis allg. ausgelegt (vgl. 
rl. des J. M. 10 X 60 an das O. L. G. Bien). 

Nad dem heimatl. Rechte, u. zw. bei minders 
jabrigen Perſonen nad) jenen des Vaters, ijt dem: 
nad) au enticeiden iiber die ehel. Geburt, über die 
Cigenberechtigung, insbej. iiber die Handlungsjabig- 
teit (Geſchäftsſähigkeit). Dies gilt wohl aud) fiir de 
Lodeserflirung, obwohl nad dem G. 16 II 83, 
R. 20, zur Todeserklärung das Gericht des letzten 
Wohnſitzes des Verſchollenen zuſtändig iſt, welche 
Beſtimmung ſich aber wohl nur auf Inländer be— 
zieht (Bar, i. P. R. § 14). 

Das Cinj. G. gum deutjchen bürgerl. Gejep- 
buche befchriinft bie Wirkſamkeit einer nach deut- 
ſchen G. erfolgten Todeserklärung eines Auslän— 
ders auf a Rechtsverhaltnifie, welche ſich 
nach deutſchen G. beitimmen und auf das im 
Deutſchen Reiche geleqene Vermögen (rt. 9). 

2. Eberedt. Die ſehr mangelhaften u. diver- 
gierenden Normen der verſchiedenen Staaten auf 
dem Gebiete des internationalen Eherechtes haben 
durch) die nod) nicht in Kraft getretene Haager 
Ronventionen vom 12 VI 1902 iiber die Eheſchlie— 
ßung (I) und iiber Trennung u. Scheidung der 
She (11), geidlofien ,,awijdhen dem Deutichen Reiche, 
Djterr.-lUngarn, Belgien, Spanien, Frankreich, 
Stalien, Luremburg, den Niederlanden, Portugal, 
Rumänien, Schweden-Norwegen und der Schweiz 
die längſt erwünſchte Ergänzung u. Korreftur er— 
fahren. Die Beſtimmungen dieſer Konventionen, 
deren Qnslebentreten nur cine Frage der Zeit ijt, 
werden im folgenden entſprechend Berüchſichtigung 
finden. Die Ehefähigkeit richtet ſich nad dem 
Rechte des Heimatftaates jedeS der beiden Ehe- 
teile ($8 4, 34 a. b. G. B., Art. 1, Haag I), 
ebenjo die Art, wie eventuell ihre mangelbaite 
Willensfähigkeit su ergiingen iſt. Zuſtimmung der 
Eltern, der Vormundſchaft oder Kuratel. Einem 
minderjährigen Ausländer, der dieſe Einwilli— 
gung nicht beizubringen vermag, iſt vom inländi— 
ſchen Domizilsgerichte cin curator ad actum ju 
bejtellen (§ 51 a. b. G. B.). Rach Urt. 4 der Haager 
RKonvention I werden Ausländer künftighin zum 
ng ibrer Eheſchließung nachweijen mijjen, dak 
ie den in ibrer Heimat vorgeidhriebenen Bedin— 
— entſprochen haben. Riicfichtlich der öffent⸗ 
ich-rechtl. Ehehinderniſſe räumt die neuere 
Geſetzgebung neben dem heimatl. Rechte der Nup— 
turienten vielfach dem Rechte des Abſchlußortes 
einen maßgebenden Einfluß cin (ital. cod. civ., 
Art. 102). 

Ubereinftimmend mit den Laujanner Beſchlüſſen 
des Institut (1888) ſchreibt die Haager Konvention 
diesfallS vor, dah das G. des Abſchlußortes die 
Ehe von Ausliindern verbieten fann, wenn jie ver 
ſtoßen würden gegen jeine Vorſchriften über Che: 
ſch — zwiſchen Verwandten, über das Ver— 
bot dev Eheſchließung zwiſchen den des Ehebruche 
ſchuldigen oder von Perſonen, die wegen gemein—⸗ 
ſamer Nachitellung nad dem Leben des Ehegatten 


nenrecht. An den fog, Statusfragen ijt nach allen! eines von ihnen verurteilt worden find. 
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Uberdies ijt fein Vertragsſtaat verpflichtet, 
eine Ebe ſchließen ju lajjen, die mit Rüchſicht auj 
eine vorberige Ehe oder auf ein Hindernis reli- 
giöſer Natur gegen jeine G. verſtoßen wiirde, was 
aber die Nichtigfeit der Ehe in einem anderen 
Lande nidt zur Folge haben mug (Art. 2). An— 
derſeits fann das G. des Ortes der Eheſchließung 
die Ehe von Ausländern ungeadtet der in ihrem 
Heimatlande geltenden Berbote gejtatten, wenn 
dieſe Verbote ausſchließlich auf Gründen religivjer 
Natur (womit die Ehehinderniſſe der höheren Wei— 
hen, des Ordensgelübdes und der Religionsver— 
ſchiedenheit gemeint ſind) beruhen. Die anderen 
Staaten ſind aber berechtigt, einer ſolchen Ehe die 
Unerfennung au verſagen Art. 3). Für die Form 
des WUbgehlurtes der Ehe wird in der Regel das 
G. des Ortes, wo jie eingegangen wird, als mah: 
qebend angejeben (locus regit actum). Dies gilt 
qrundjiplid aud) nad Art. 5 der Hanger Kon— 
vention, wobei nur ein Vorbehalt rüchſichtlich je- 
net Lander gemacht wird, deren —— eine 
religiöſe Trauung vorſchreibt und die deshalb eine 
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dev BVerehelidung von Oſterreichern im Wusland 
die Vornahme des Wufgebotes als entbehrlich be— 
zeichnet (Sirfularertak des M. J. 12 Il 78, 
516; D. G. H. 26 VIIL 86). Die Haager Konven— 
tion fdjreibt die Beobachtung der G. de& Heimat- 
jtaates vor mit der Ginfdrinfung, daß das Un— 
terlajjen deS Aufgebotes die Nichtigtcit der Che 
nur in dem Lande zur Folge hat, defjen G. iiber- 
treten worden ijt (Art. 5). 

Mit der Frage des periinl. Rech tsverhilt- 
nifjes awifden den Ehegatten und dem 
ebel. Güterrechte hat fic) die Haager Privat- 
rechtSfonjereng auj ihrer legten Tagung im Mai— 
Juni 1904 befaßt und fic) über den Entwurf einer 
Abmachung geeinigt, welder gegenwärtig den betei- 
ligten Regierungen zur Schlu ajjung vorliegt und 
ſich im allg. der geltendDen Theorie (Maujanner Be— 
ſchluß des Institut) und anderen Rodififationen 
(Mrt. 14—15 Einf. &. gum deutſchen biirgerl. Ge— 
jepbuch) anſchließt. Im Sinne dieſes Entwurfeds 
richten ſich die Rechte u. Pflichten der Ehegatten und. 
ihre perſönl. Beziehungen nach ihrem nationalen 


pon ihren Staatsangehörigen unter Außeracht⸗ Rechte. Für das ehel. Guͤterrecht ijt, wenn feine Ehe— 


laſſung dieſer Vorſchrift im Auslande geſchloſſene 
Ehe nicht als gültig anzuerkennen brauchen. In 
mehreren E. des O. G. H. wurde das G. des Ab— 
ſchlußortes auch dann als maßgebend erklärt, wenn 
die Ehe im Delegationswege, ſei es ſeitens eines 
auslandiſchen Pfarramtes in Öſterr., fei es ſeitens 
eines inländiſchen Pfarramtes im Auslande abge— 
ſchloſſen wurde (Erl. 151 79, 26 VILL 86, 13 XII 
93). In letzter Zeit hat der O. G. H. aber auch 
— B bei im Delegationswege im Aus— 
and abgeidlojjenen Ehen die Beobachtung ded 
öſterr. Rechtes peniigt (Srl. 20 XT 94), wonach 
aljo dem Grundjage locus regit actum nut eine 
jafultative Bedeutung zukäme. Auf diejen Stand- 
phnit bat fic) aud) die Haager Konvention gejtellt, 
indem fie von dem Grundſatze der Beobadtung 
der Formvorſchriften des Wbjchluportes die Aus— 
nahme zuläßt, da} eine in dem Lande, in dem fie 
geſchloſſen wird, hinſichtlich der Form nichtige Che 
leichwohl in anderen Ländern als giiltiq aner— 
‘annt werden fann, wenn dabei die durch das G. 
des Heimatjtaates jedes der beiden Teile vorge- 
ſchriebene Form bevbachtet worden ijt (Art. 7). 
Die im Art. G der Haager Konvention vorge- 
fehene Form des Abſchluſſes von Ehen vor einem 
diplomatijden oder fonjularijden Bertreter im 
Auslande hat fiir Oſterr. vorläufig teine praftijche 
, da Ehejchliehungen in den Hotels oder 

Rapellen Hjterr.-ungar. Miffionen im Auslande 
bisher auf Fille der Verehelichung der Angehöri— 
gen ded Botjchaftsperjonales ſich beſchrünkten, die 
Ronjularvertreter aber jelbjt in jenen Ländern, wo 
ihnen die Aurisdiftion zuſteht, bisher nicht ermäch— 
tiqt jind, bei Eheſchließungen öſterr. Staatsange- 
horiger As intervenieren, während fie nah dent 
ungar, Chegefepe von 1894 bei der Verehelichung 
ungar. Staatsangebiriger vermige ſpezieller Be- 
vollmadtigung als ungar. Zivilitandesbeamte jun- 
ieren finnen. Tie Frage, ob ein Wufgebot erfor- 
rlich ift, beftimmt ſich als eine Förmlichkeit nach 
dem G. des Abjchluportes; demgemäß wird bei 


paften bejteben, das beimatl. Recht des Ehemannes 
zur Seit der Eheſchließung maßgebend. Eine Ver— 
finderung dex Staatsbürgerſchaft des Ehemannes 
bleibt in dieſen Fallen anf da8 ebel. Güterrecht 
ohne Einfluß. Wohl aber finnen, wenn Ehepakten 
bejtehen, während des Bejtandes der Ehe daran 
BVeriinderungen vorgenommen werden, inſoweit 
e8 ihr beimatl. Recht gejtattet; es fommi ifnen 
aber feine riichwirfende Kraft gum Nadjteile Drit- 
ter gu. Der Entwurf macht iiberdies einen Bor- 
behalt Hinjichtlic) unbewegl. Giiter, wenn das G. 
ihrer Belegenheit bezüglich derielben bejondere Vor— 
ſchriften enthalt. Auf die weiteren Bejtimmungen 
des Entwurfes foll hier nicht näher cingegangen 
werden. Bemerkt fei nur, dap fic) Der O. G. H. 
in einem alle in, Betreff des ehel. Güterrechtes 
auslindifcher, in Ofterr. wohnhafter Eheleute fiir 
das Domiszilsrecht ausgeiproden hat E. 27 Il 90). 
Hinſichtlich der Ehejtreitigfeiten greift die Auf⸗ 
faſſung immer weiter um ſich, dab das darauf anzu—⸗ 
wendende materielle Recht nur das heimatl. Recht 
der Ehegatten bezw. des Ehemannes ſein können. 
Theorie und neuere Geſetzgebung (ſächſiſches bür— 
gerl. Geſetzbuch § 13, ungar. Ehegeſetz $$ 114 bis 
119, Cine G. gum deutidjen biirgerl. Geſetzbuch 
Art. 17) ftehen auf diefem Standpuntte, für wel- 
chen das institut de dr. int. bereits in feinen 
Laujanner Beſchlüſſen eingetreten ijt und der nun 
in der Haager Konvention II 12 VI 1902 ſeine Sanf- 
tion erhalten fat. Mit dem Qnfrafttreten dicjer 
Bereinbarung wird fiir die Rechtivrechung der 
öſterr. Gerichte in dieſen Fragen, die bisher ziem— 
lich ſchwaukend u. anfechtbar war, die längſt er— 
wünſchte fefte Grundlage geboten fein. 

Nad) Urt. 1 der et Ronvention II fann 
auf Trenmung (divorce, Scheidung nach deutſcher 
Terminologic) oder Scheidung (séparation de 
corps, Trennung) einer Ehe nur geflagt werden, 
wenn ſowohl dag heimatl. G. der Ehegatten als 
aud) das G. des Ortes, wo die Klage eingebracht 
wird, das Inſtitut der Trennung bezw. Scheidung 
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einer Ehe fennen und infoweit alé in dem zu bee 
utteilenden Falle, ſowohl nad) dem G. des Hei- 
matjtaates der Ehegatten als nad) dem G. des 
Klageortes, die —— bezw. Scheidung, wenn 
aud) aus verſchiedenen Griinden zuläſſig ijt Part. 2). 
Cine Uusnahme von diejen Griinden tritt dann 
ein, wenn das G. des Ortes, wo die Mlage ein- 
ebracht wird, dag beimatl. Recht der Ehegatten 
Rit ausſchließlich maßgebend erflirt Art. 3), fers 
ner im Falle eines Wechfels der Staatsbürgerſchaft. 
Das heimatl. Recht der Chegatten zur Beit 

der —— kann nämlich nicht angeru- 
ſen werden, um einer Tatſache, die ſich ereignet 
hat, während die Ehegatten oder einer von ihnen 
einem anderen Staate angehört haben — entgegen 
dem G. ihres früheren Heimatſtaates — den Cha— 
rafter eines Trennungs⸗ bezw. Scheidungsgrun— 
des zu verleihen (Art. 4). Die beiden folgenden 
Art. regeln die Kompetenzfrage. Nad) Art. 5 fann 
die Klage auf Trennung oder Scheidung entiweder 
bei dem nad dem Heimatsgejes der Ehegatten 
——— Gerichte eingebracht werden und die 
echtſprechung iſt den heimatl. Gerichten dann 
vorbehalten, wenn fie für ſolche Klagen ausſchließ— 
lich zuſtändig ſind, oder bei dem Gerichte des 
Wohnſitzes. Haben die Ehegatten nach dem hei— 
matl. G. nicht denſelben Wohnſitz, jo iſt das Ge— 
richt des Wohnſitzes des Geklagten zuſtändig. Im 
Falle des böswilligen Verlaſſens oder einer Ver— 
dnderung des Wohnſitzes nad) Eintritt des Tren— 
nungs= bezw. Scheidungsgrundes faun aud) bei 
dem Gerichte deS lepten gemeinjamen Wohnſitzes 
RKlage erhoben werden. Die Gerichte des Wohnfiges 
find aber dann zur &. berufen, wenn es fic) um 
eine Ehe handelt, bezüglich welder die Cinbringung 
einer Klage auj Sdyeidung oder Trennung vor 
der heimatl. Geridtsbarfeit nicht möglich ijt (es 
find damit jene Ehen gemeint, weldje nad der 
Ronvention iiber die Cheidliesung im Heimats- 
jtaate nicht als gültig anerfannt werden, die da- 
her aud) nicht getrennt oder geſchieden werden 
finnen). Selbjt wenn das Geridt ded Wohnſitzes 
zur &. iiber Trennung oder Scheidung einer Ehe 
nicht berujen ijt, fann jeder der Ebegatten fid) an 
die zuſtändige Behirde diejes Landes wenden, um 
bei dDerjelben die Anordnung der in ibren G. vor— 
qejehenen provijorijden Maßregeln in Hinjicht auf 
die Aufhebung der ehel. Wemeinjdajt zu erwirken. 
Dieſe Mafregeln bleiben aufrecht, wenn fie inner- 
balb eines Sabres von der heimatl. Gerichtsbar— 
feit beſtätigt werden; fie bleiben aber in keinem 
Falle länger bejtehen, al8 es das G. des Wohn— 
jibes gejtattet (Art. 6). Wrt. 7 enthilt die im 
Anterejje der RechtSficherbheit fehr erwiinidte Unord- 
nung, dak die Trennung oder Scheidung einer 
Ehe, welche durd ein nach Art. 5 zuſtändiges We- 
richt ausgeſprochen wird, in allen  Rertraggitaaten 
anerfannt werden joll, vorausgeſetzt, dah die Be— 
ſtimmungen der RKonvention eingebalten werden 
und dah im Falle eines Verſäumnisurteiles die 
Ladung des Weflagten in Gemapbeit der in fei- 
nem heimatl. &. für die Unerfennung ausländi— 
ſcher Erkenntniſſe vorgeidriebenen befonderen Er- 
fordernijie erjolgt iſt. Auch die von einer Verwal- 


tungSbehirde ausgeſprochene Trennung oder Schei= 
dung ijt überall anguerfennen, wenn das G. jedes 
der beiden —— eine ſolche oe oder 
Scheidung anerfennt (rt. 7), Wenn die Ehegat- 
ten nicht dieſelbe Staatsangehbrigkeit bejipen, ijt 
ibr leptes gemeinjames G. alS ihr beimatl. &. 
angujeben (Art. 8). Es joll dadurch die Möglich— 
teit —— werden, durch den Wechſel der 
Staatsbürgerſchaft von Seite nur des einen Ehe— 
—* den anderen Ehegatten zu benachteiligen. 

tt. 9 des Ubereinkommens beſtimmt, daß es nur 
auf die in einem der Vertragsſtaaten erhobenen 
Klagen Anwendung finden foll und nur auf jene 
grille, in denen wenigſtens einer der Streitteile 
einem Ddiejer Staaten — endlich daß kein 
Staat verpflichtet iſt, ein G. anzuwenden, das nicht 
das eines Vertragsſtaates iſt. 

3. Verhältnis zwiſchen Eltern u. Kine 
dern. Entſtehung, Umfang u. Beendigung der 
vãterlichen bezw. mütterl. Gervalt fowie die Ali—⸗ 
mentationSpjlicht ricdjten fic) nad) dem heimatl. 
Rechte des chel. Vaters begw. der unehel. Mutter, 
das auch fiir die Legitimation maßgebend ijt. Bei 
der Mdoption ijt auf das Heimatsredt ſowohl des 
Udoptivvaters als des Wdoptivfindes Rüchſicht zu 
nehmen. Beatiglih der Wlimentationspflicht des 
Baters Foczu ſeinem unehel. Kinde hat ſich 
der O. G.H. auf den Standpunkt geen. daB 
diejelbe nad) dem heimatl. Rechte des Kindes, das 
in der Regel mit dem der unehel. Mutter iden- 
tiſch fein wird, zu beurteilen fei (O. G. H. 12 1X 
55, 31 X 71, 30173, 261X 82, 13 IT 83). Das 
deutſche bürgerl. Geſetzbuch läßt das Recht der 
Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes entſchei— 
bend fein (Einf. G. Art. 21). 

4. Vormundſchaft u. Kuratel. Gleichzei— 
tig mit den beiden früheren Vereinbarungen wurde 
im Haag am 12 VI 1902 unter denſelben Staateh 
eine Ronvention (IIL) iiber die Vormundſchaft ab— 
geſchloſſen, welche, ſobald fie in Kraft tritt, aud 
für Ojterr. die Vormundſchaftsfragen regeln wird. 

Derzeit iit fiir dieſe Frage § 183 faif. Pat. 
9 VIII 54, R. 208, maßgebend, welches die Beſtel— 
lung eines proviſoriſchen Vormundes für einen in 
Oſterr. fic) aufhaltenden ig i Aus⸗ 
länder anordnet. Wiederholte E. des L. G. H. 
ſprechen fic) dahin aus, daß § 183 ſich nur auf 
die Minder ſolcher Ausländer begieht, welche auch 
ihren Wohnſitz im Wuslande haben. ie 
ibr Domizil im Inlande, fo fomme den ine 
ländiſchen Gerichten die volle Pflegegeridtsbar- 
feit au; ein faum baltbarer Standpuntt. Die er- 
wähnte Haager Ronvention jtellt analog mit den 
meiſtens neueren Sodififationen den Grundſatz auf, 
day die Vormundſchaft iiber Minderjahrige durch 
ihr nationales Recht geregelt wird (Art. 1). Da— 
nad) bejtimmen fic) aljo: Suftindigfeit u. orm 
der Bejtellung, Pflichten des Vormundes, Beendi- 
gung der Vormundſchaft ujw., während die Refu- 
ſationsgründe nad dem heimatl. Redjte des er— 
wiblten BormundeS zu beurteilen find. Art. 2 
beſpricht den Fall, daß das Heimatl. G. fiir die 
Bejtellung einer Vormundſchaft bezüglich folder 
Minderjabriger, die ihren jtindigen Aufenthalt im 
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Auslande haben, feine Vorſorge trifft und be-| foll, wenn dasjelbe Hier sur Abhandlung gelangt. 
jtimmt, daß der diplomatijde oder fonjularijche | Die neuere Theorie u. Geſetzgebung ſteht durchaus 
Bertreter des Staates, dem der Minderjährige an-| auf dem Standpuntte, dah alle gar en Fra⸗ 
gehört, in Gemäßheit der G. dieſes Staates dafiir| gen nach dem bheimatl. Rechte des Erblajjers zur 
ju forgen bat, vorausgejept, dak er von dem Hei-| eit jeines Ablebens zu beurteilen feien. 
mat8ftaate dazu ermagtigt ijt und daß der Staat, Während aber cinige Gejesqebungen (ital. 
auf defjen Gebiet der Minderjährige feinen ſtändi- cod. civ., Urt. 8 u. 9 Einl., ſächſ. biirgerl. ejep- 
gen Wujenthalt hat, feinen Widerſpruch erhebt.| bud) § 17, Einf. G. 3. dentichen bürgerl. Geiep- 
en öſterr.-ungar. Konſuln fteht dieſe Befugnis | buch Art. 25) ſowie die neuere Theorie (Oxfor— 

nur dort ju, wo fie Qurisdiftionsredte bejipen; | der Beſchl. des Institutes) in fonfequenter YWuj- 
nad) dem St. B. mit Serbien 6 V $1, R.89 ex 1882, | fajjung des Erbrechtes als einer Univerſalſukzeſſion 
Art. VIIL, find fie berechtigt, bei der Beſtellung einer | das Heimatl. Recht des Erblaſſers fiir das gejamte, 
proviſoriſchen Vormundſchaft oder Kuratel fiir sjterr. | alfo aud) fiir bas unbewegl. Bermigen als maß— 
und ungar. Staatsangehirige feiten’ der Lofal-| gebend anfehen, halt das öſterr. G. (S$ 21, 22 
behörden gu intervenieren. mt eine Vormundſchaft Pat. 9 VIL 54, § 107 J. N., übereinſtimmend E. 
liber einen ſtändig im Wusland wohnenden Min- | des O. G. H. 24 IV 62, 20 V 63) ebenjo wie die 
derjährigen im Sinne der Art. 1 u. 2 nicht bes | englifd-amerifanijde Jurisprudenz an dem Terti- 
jtellt worden oder fann fie bienad) nicht beſtellt torialpringip feſt, und unterwirjt das in Ofterr. 
werden, fo wird cine folde in Gemäßheit dee G, | geleqene, unbewegl. Vermögen eines YUuslinders 
des Aufenthaltsortes bejtellt u. ausgeübt (YUrt. 3). | ohne Rüchkſicht auf jein heimatl. Recht den öſterr. 

Die VBejtellung einer Vormundſchaft im Sinne G. Was den in Ofterr. befindlidjen bewegl. 
des Art. 3 Hhindert nidt, dab auf Grund der Nachlaß von Ausländern anbelangt, hat ſich der 
Urt. 1 u. 2 (feitenS des Heimatftaates) eine neue|O. G. H. in einem Falle dafiir ausgeſprochen, 
Vormundichajt angeordnet wird. Der Zeitpuntt, mit | dak auc) darauj das oͤſterr. G. Anwendung zu 
dem die dltere Vormundſchaft endet, ijt nach dem | finden habe E. 16 1 1900). 
G. des Staates gu beftimmen, wo fie bejtellt Die vierte Haager Privatrechtsfonfereng ijt 
wurde (Art. 4). Jn allen Fallen richtet fic) der in ihrer legten Tagung (Mai — Juni 1904) iiber 
Beitpunft und die Griinde fiir den Beginn ſowie den Entwurf einer Vereinbarung ſchlüſſig gewor— 
flix die Beendigung der Vormundſchaft nad) dem} den, der gegenwärtig den Regierungen zur E. 
heimatl. G. des Minderjährigen (Art. 5). vorliegt und ſich mit den Ronfliften in Exbhhaite: 

Die vormundſchaftl. Verwaltung erjtredt fic) | fallen beſchäftigt. Danach follen alle auf die gejepl. 
auj die Perfon und das gejamte Vermigen des | Erbjolge, die tejtamentarijde Erbeinſetzung, die 
Minderjihrigen, wo immer er fic) auc) befinden | inneren Exforderniffe einer legtwilligen Verjiiqun 
—* ine Ausnahme von dieſer Regel fann be⸗ bezügl. Fragen ohne Rückſicht darauf, ob es 4 
piig ich des unbewegl. Vermögens eintreten, wenn | um ein bewegliches oder unbewegl. Vermögen hans 
asjelbe nad dem G. jeiner Belegenheit einer be- | delt und mo ¢8 fid) bejfindet, dem Heimatl. Rechte 
fonderen eg * unterliegt (Art. 6, vgl. §§ 225 | des Erblaſſers unterworjen fein. Demgemäß wer- 
bis 270 a. b. G. B.). 

Bevor cine Vormundſchaft angeordnet ijt und 
in allen dringl. Fällen fonnen die fiir den Schutz 


den alſo auch die Erbjiibigteit, die Ausſchließungs— 
griinde, das Pflichtteilsrect, die Haftung der Er— 
ben fiir die Nadlahverbindlidfeiten nad) dem hei— 
der Perſon und der Ynterejjen cines minder- matl. Rechte des Berjtorbenen zu beurteilen jein. 
jährigen Ausländers nétigen Maßregeln von den Was die Form der letztwilligen — — 
Lokalbehörden getroffen werden (Art. 7). anbelangt, fo follen fie nad) dem Entiwurje gültig 
Hinſichtlich der Kuratel und Ghnlicer in an- | fein, wenn dabei entweder die Vorſchriften des 
deren Staaten bejtehenden Einrichtungen hat fic) | heimatl G. oder jene des Landes eingebalten 
die Seſſion der Haager Privatrechtstonjereng von | werden, auf deſſen Gebiet das Tejtament erridtet 
1904 iiber den Entwurf einer Abmachung geeinigt, | worden ijt. 
wonad analog den Bejtimmungen der eben be- Gültig find auch die vor den diplomatijden 
fprodjenen Monvention itber die Vormundſchaft in| oder fonfularijden Bertretern de3 Heimatlandes 
erfter Linie das heimatl. G. maßgebend und die errichteten leptwilligen Berfiiqungen. Die Frage, 
heimatl. Gerichte zur Ruratelverhingung berujen | weldem CStaate der erblofe Nachlaß eines Aus— 
fein follen, die Lofalbehirden aber nur provifori-| landers zufällt, müßte fonjequenterweije zugunſten 
fhe Maßregeln gu treffen und mit der Errichtung | des Heimatjtaates entidieden werden (fo deutiches 
einer Ruratel erjt Dann vorjugehen haben, wenn | biirgerl. Geſetzbuch § 1936, infoweit es fid) um 
die heimatl. Behirden darauf verzichten oder die | Angehirige eines Deutſchen Bundesftaates han- 
an fie ergangene Aufforderung binnen einer ge- delt). Jedoch fat die franzöſiſche u. italieniſche 
wiſſen Friſt nicht beantworten. Jurisprudenz das Heimfallsrecht des Fiskus als 
III. Erbrecht u. Verlaſſenſchaftsverfahren. priv. Ottupationsrect auj und jpricht es demge- 
Das faij. P. 9 VII 54, R. 208, enthilt zwar eine | maf dem Staate des belegenen Vermögens ju 
Norm iiber das auf den in Oſterr. gelegenen, une | (in diejem Sinne O. 6. H. 4 VIII 86). Der erwiihnte 
bewegl. Nachlaß eines Wuslinders anguwendende | Haager Entwurf enticheidet fic) ebenfalls für den 
G., verfiigt aber nichts in Betreff des materiellen | YUnfall des erblofen Vermögens an den Staat, auf 
Rechtes, nad) welchem hinſichtlich des bewegl. Ber- | deſſen Gebiet eS fic) befindet. Das fog. Epave- 
mögens eines Ausländers vorgegangen werden ! recht, d. h. das Recht, Vermögensobjekte einer ju- 
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riſtiſchen Perſon, welche die Rechtsperſönlichkeit R. 96 ex 1875) und Serbien 6 V 81, R. 89 ex 
verloren hat, als herrenlos fic) anguciqnen, wurde | 1882) nachgebildet find. Nad dicien Konventionen ijt 
higher ftets von jenem Staate ausgeiibt, auf deſſen die E. über Anſprüche auf den bewegl. Nachlaß, 
Gebict fich das Vermögen befindet bezüglich der welche auf dem Titel des Erbrechtes oder Legates 
Ausübung des E. R. in Ojterr. vgl. kaiſ. Entſchl. beruben, grundfiplic den heimatl. Gerichten des 
24 IX 46 und 28 IX 54). Berjtorbenen vorbehalten, ferner den Konſuln des 
Verlaſſenſchaftsverfahren. Wahrend an- Heimatjtaates die Befugnis jur Bornahme der 
derwärts die Antervention der Gerichte zur Reges | konſervatoriſchen Maßregeln (Anlegung der Siegel, 
lung eines Nachlaſſes nur eingutreten bat, wenn | Aufnahme de Inventars, Anordnung der geridtl. 
minderjibrige, abwejfende oder unbefannte Perjonen | Verjteigerung von Nachlaßgegenſtänden, Deponie- 
oder Stijtungen als Erben oder Legatare beteiligt | rung der inventierten Cjfeften, Berwaltung u. 
jind oder wenn unter den Erben CStreitigfeiten | Liquidation des Nachlaſſes eingeräumt. (Näheres 
entiteben, ijt nach dem kaiſ. Bat. 9 VIII 54, R. 208, | iiber das gegeniiber anderen Staaten eingubaltende 
das offiziöſe Einſchreiten obligatorijd. Verfahren bei Wang, Taſchenausgabe, Bd. III, 
Diieſe Vorſchrift gilt pringipiell auch fiir in| bezüglich der Nachliijje türkiſcher Staatsangehöri— 
Oſterr. verjtorbene Ausländer u. zw. bezüglich des | ger $$ 141—144 taiſ. Pat. 9 VIII 54). Jit die Regi- 
unbeweql. Bermigens unbedingt ungeadhtet der im | progitdt auf Seite des Heimatjtaates des verjtor- 
§ 22, Pat. 9 VIIT 54 enthaltenen Einſchränkung, benen Auslinders nicht verbiirgt oder die Vor— 
wenn nicht durch Staatsvertriige ein anderes Über⸗ gangsweiſe diejes Staates nicht gu _ermitteln, fo 
cinfommen getrofjen wird’, da die? dem unfere| tit im erjten Falle Gegenfeitigteit Retorſion) an— 
ganze Geſetzgebung beherridjenden Tervitorialprin- —— im zweiten Falle wie mit dem Nach— 
zip widerſpräche, weshalb in keinen der dieſe laſſe eines Inländers gu verfahren (§ 23). Bezüg— 
Materie regelnden Vereinbarungen eine derartige lich der Kompetenz zur Abhandlung auélinditcher 
Ausnabmsbejtimmung enthalten ijt. Was aber Nachläſſe f. $§ 107—108 J. N. 
das (im Inlande befindliche) bewegl. Vermögen IV. Gadeuredt. § 300 a. b. G. B. jtellt im 
eines in Biter. oder im Auslande verjtorbenen | Cinflang mit der alten Statutentheorie den Grund- 
Ausländers anbelangt, ijt fiir jeine Behandlung | fap anuj, dak unbewegl. Sachen der lex rei sitae 
der Umitand mafgebend, ob der Heimatitaat des | unterwvorjen jind, bewegliche aber (,,alle iibrigen’’) 
Veritorbenen die Zuſtändigkeit der öſterr. Gerichte | mit der Perjon ibres ag unter gleichen 
hinjichtlich des dort bejindlichen oe Nach= | G. ftehen (mobilia ossibus inhaerent, perso- 
laſſes eines Oſterreichers anerfennt oder nidt. Ym} nam sequuntur). Die Beſtimmung iit in mehr— 
erjten Falle ijt den zuſtändigen heimatl. Bebhirden | fader Beziehung unzulänglich. Zunächſt reicht ſie 
die Nachlaßabhandlung ſowie die E. aller ſtreiti- nicht aus, wenn der Eigentümer unbelannt oder 
gen Erbanſprüche zu überlaſſen ß 23 a. a. O.);| das Eigentumsrecht ſtreitig ijt; ferner wird fie 
es ſoll jedoch über Berlangen folder Erben u. | gwar auf Sadigejamtheiten (Miindelvermigen, Ehe— 
Seqatare, welche öſterr. Staatsangehirige oder in 
Cjterr. fic) aufhaltende (wohnbajte) Ausländer 
jind, mit der Ausfolgung des Nachlajies bezw. 
des gu ihrer Befriediqung erjorderl. Teiles des— 
jelben folange innegebalten werden, bis iiber ihre 
Anſprüche von der juftiindigen auslindifehen Ge- 
richtsbehörde rechtsgültig enticieden ijt (§ 137). 
Ferner ijt vorher fiir die Befriedigung oder Sider- 
jtellung der, fyorderungen ifterr. Ee aah 
ger oder in Oſterr. fic) aufhaltender Ausländer an 
dem Nachlaß gu i {$ 188). Wber jelbjt im 
Palle der Gegenſeitigkeit (§ 23) ijt die Abhandlung 
eines foldjen Vermögens in Ojterr. durchzuführen, 
wenn dex verjtorbene Ausländer in Ofterr. ſeinen 
Wohnſitz hatte, die hierlands wohnhaften Erben 
darum anjuden und die ediftaliter einberujenen, 
ausivirtigen Erben u. Legatare damit einverjtans 
den jind, vorausgejept endlid), daß von den jue 
ſtändigen ausländiſchen Gerichtsbehörden dagegen 
fein Einſpruch erhoben wird (§ 140). Dieſe Bee 
jtimmungen gelten ſelbſtverſtändlich nur inſoweit, 
alg nicht durch Bertriige mit eingelnen Staaten 
hinfichtlich der Nachläſſe der beiderjeitigen Staats- 
angebirigen ein bejonderes Verfahren vorgeſchrie— 
ben ijt, wie dies mehrfach der Fall. Als Muſter älteren Mejepgebungen fic) iiberwiegend für das 
derartiger Bereinbarungen ijt die Verlajienfdaits: Recht des Entitehungsortes ausipreden (Art. 9 
fonvention mit Frankreich angufehen (11 X11 66, allg. Beſt. des ital. cod. civ., Art. 7 Entw. des 
R. 168), welder gleichartige Abfommen mit Bore code civ. belge), neigt fic in neuerer Zeit Theo- 


tugal (9173, 3.135 ex 1874), Qtalien (15 V 74, | rie u. Leqislatur mehr der Auffaſſung gu, dak das 


liter, Nachlaß, Ronfursmajia) richtig anguwenden 
cin, nicht aber auf eingelne Sachen, ihre Quali— 
jifation, Bejip, Pfandrecht, Erſitzung u. Verjäh— 
rung. Sn allen diejen Fällen ijt nach der neueren 
Theorie u. Geſetzgebung aud) fiir bewegl. Sachen 
die lex rei sitae maßgebend (§ 10 ſächſ. biirgert. 
Geſetzbuch, § 2 Züricher G., Art. 28, Einj. G. zum 
deutichen biirgerl. Geſetzbuch). Die Beſitzfähigkeit als 
Funktion der Rechtsfibigteit ijt zweiſellos ebenfalls 
nad der lex rei sitae ju beurteilen: jie fann 
demnach durch die G. deS Landes der Belegenbeit 
hauptiiichlich in Betreff des unbeweg!. Cigentums 
für gewiſſe Kategorien von Perjonen Ordensgeiſt- 
liche, Winijterialverordnung 28 VI 65, R. 46, 
auslindijdhe jurijtiide Perſonen, Handelsverträge 
mit Serbien u. Bulgarien) oder auf Grund der 
Gegenieitigteit fiir die Angehörigen gewifier Staa- 
ten (Rupland, Ruminien, Wontenegro, Teras) 
eingeſchränkt oder gänzlich aujgehoben werden, 
V. Obligatioucuredt, Handele- u. Wechſel⸗ 
recht. Dic Frage, welches G. bei fonfurrierenden 
Redhtsnormen auf eine BertragSobligation angus 
wenden fei, wird in der Jurisprudenz und in der 
Geſetzgebung verſchieden beantwortet. Während die 
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Recht des Erfüllungsortes maßgebend fein ſoll 
(§ 11 fachi. biirgerl. Geſeßbuch) und neuere deut- 
ſche Schrijtiteller (Bar) möchten fogar das heimatl. 
Recht des Schuldners entideidend lan lajjen. Das 
öſterr. bürgerl. Geſetzbuch ftellt fid) grundſätzlich auf 
den Standpunkt, daß das am Entſtehungsorte einer 
Obligation geltende Recht in erjter Reihe in Betradt 
au kommen Tate: eS ligftaber Uusnahmen ju, 1. info- 
weit es jid) um ein von einem Muslinder im Inlande 
cingegangenes, ibn einſeitig verpflichtendes Rechts⸗ 
geſchäſt handelt, in welchem Falle ſein heimatliches 
oder Das inländiſche G. anzuwenden ijt, je nach— 
dem das eine oder das andere dem Rechtsgeſchäfte 
giinitiger ijt; 2. wenn es fic) um ein zwiſchen 
lusländern im Inlande geſchloſſenes Rechtsgeſchäft 
handelt und die vertragſchließenden Teile erwiefe- 
nermaßen auf ein anderes Recht Bedacht genom— 
men haben; endlich 3. falls das Rechtsgeſchäft zwar 
im Auslande, aber mit offenbarer Zugrundelegun 
eines anderen Rechtes eingegangen worden iſt 
($$ 35—37 a. b. G. B.). 

Dieſe Beldriintungen der Geltung des Rech— 
tes des Abſchlußortes entipringen der im Obliga- 
tionenredjte vorherrſchenden Rückſichtnahme auf 
den Barteiwillen, find aljo weſentlich dispofitiver 
Natur. Es werden aber nod) mehr Ausnahmen 
alg die oben erwähnten zuzugeben jein. Wenn 
das Rechtsgeſchäft nad) dem Redjte des Abſchluß— 
ortes ungiiltiq wire, am Erfiillungsorte aber gül— 
tig, wird das hier geltende Recht maßgebend jein 
miijjen jum Schutze des gutgliubigen Bertrag: 
teiles. rer richten ſich Immobilarverträge 
grundſätzlich nach der lex rei sitae, Ehepakten 
nach dem Perfonaljtatut der Ehegatten. Das nad) 
dem Geſagten maßgebende Recht entideidet über 
Anhalt, Giiltigfeit, Klagbarkeit, Anfechtbarkeit, ma- 
teriellrechtl. Eimwendungen, Erjiillung, Aufhebung 
einer Obligation. Bei Vertriigen, die auf Zahlung 
einer Geldſumme fauten, ijt in der Regel die am Er— 
füllungsort geltende ee maßgebend (§ 905 a. 
b. G. B.). Dies wurde ipesiell bezüglich des Zwangs⸗ 
furjeS der öſterr. Banfnoten vom O. G. H. wie- 
derholt anerfannt. Die Frage, in welcher Wahrung 
zu jablen ijt, wenn die Zahlung alternativ in ver- 
ichiedenen Wahrungen erfolgen fann, hat Ende der 
Siebgigerjahre Anlaß ju den jog. Couponprozeſſen 
graen öſterr. Eiſenbahngeſellſchaften gegeben (vgl. 

effer, Couponprozeſſe, Hartmann, Internationale 
Geldſchulden). Das Recht des Erfüllungsortes gilt 
aud) jür Wap u. Gewicht (§ 905 a. b. G. B.). 
Was die Form der Rechtsgeſchäfte anbelangt, gilt 
auch bier in erjter Reihe der Grundſatz: locus 
regit actum. Der Regel, dak die am Abſchluß— 
orte vorgeſchriebenen Formvorſchriften zu beadjten 
jind, fommt aber feine abjolute Bedeutung au; ed 
geniigt sum mindejten, wenn die Form jenes Lan⸗ 
des eingehalten wird, deſſen Recht die Obligation 


materiell-rechtlic) unterworfen iit. Art. 11 Einf. G. auf den Wechſel 


zum deutſchen bürgerl. Geſetzbuch beſtimmt ſogar, 
dah ſich die Form eines Rechtsgeſchäftes zunächſt nad 
dent G. richte, welches fiir das den Gegenſtand des 
Rechtsgeichaites bildende Rechtsverhiltnis mapge- 
bend ijt. ES genüge jedoch dic Beobachtung der 
G. des Abichlugortes, infoweit es fic) nicht um 


Verträge über dringl. Rechte handelt. Die Grund- 
ſätze des internationalen Obligationenrechtes gelten 
im allg. auch fiir dad internationale Handels- 
redt. Als Handelsmann ijt im Sinne des öſterr. 
ndelégefepbuches anzuſehen, wer (aljo auch ein 
usländer) — Handelsgeſchäfte betreibt 
(Art. 4 H. G., ebenſo Art. 1 des neuen deutſchen 
H. G. B.); die Vorfrage aber, welche Geſchäfte 
als Handelsgeſchäfte anzuſehen ſind, iſt nach dem 
G. des handelsrechtl. Domizils gu beantworten. 
Danach richten fic) auch die dem Kaufmanne ob— 
liegenden öſfentlich-rechtl. Verpflichtungen, die Rechte 
u. Bitichten der Brofurijten ufw. Für die bei ein= 
gelnen Handelsgeſchäften in Betradjt fommenden 
materiell-redhtl. Fragen ijt das G. des Erfiillungs- 
ortes magebend. (§ 324—336, 353 . 3.) Beim 
Verficherungsvertrag ijt es das am Sipe der Ver— 
ſicherungsgeſellſchaft beaw. einer Zweigniederlaſ— 
jung geltendDe Recht; ebenfo beim Frachtvertrage 
das Recht des Ortes, von weldem aus das Fracht⸗ 
ejdhijt betrieben wird. Das Eiſenbahnfrachtrecht 
jt Durd) ein internationales Ubereinkommen dbo. 
Bern 14 X 90 geregelt, welches in Oſterr. im 
R. 186 ex 1892 fundgemacht wurde, Das G. 
27 X 92, R. 187, ermadhtigt die Negierung, die 
au ſeiner Durchführung erjorderl. Bejtimmungen 
im BWerordnungéwege ju erlaſſen. Das Streben, 
vor allem auf dem Gebiete des internationalen Ver— 
fehraivejens ju möglichſt identifden Normen gu ge- 
langen, bat dabin geführt, in erjter Linie fiir das 
Wedielredht größere Gebiete umfaſſende Grund- 
ſätze aufzuſtellen. Uber aud) infoweit died nicht ge— 
lang, bat man getradhtet, wenigitens durch interna- 
tionale Wechfelrechtstodififationen fiir die Konflikts— 
jalle bejtimmte Anordnungen zu trefjen, um eine 
Rechtsunſicherheit möglichſt hintansubalten. So bes 
ſtimmt die auch in Ojterr. eingeführte allg. deutiche 
Wechfelordnung (Art. 84), dah die Fähigleit eines 
Ausländers, fic) wechſelrechtlich gu verpflichten, als 
Funktion der Handlungs- Geſchäfts-fähigkeit, nach 
ſeinem heimail. Rechte zu beurteilen ſei. Zum 
Schutze der bona fides und in favorem negotii 
wurde aber die Ausnahme gemacht, dah auch ein 
nad) ſeinem beimatl. Rechte nicht wechſelfähiger 
Muslinder durd) Ubernahme von Wed)felverbind- 
lichfeiten im Inlande verpflidtet wird, wenn er 
nad) inlindifchem Rechte wechſelſähig iſt Art. 84 
W. O.). Demſelben Gedanken entſpricht die Ein— 
ſchränkung des im Art. 85 W. O. aufgeſtellten 
Grundſatzes, wonach die weſentl. Erforderniſſe 
eines im Ausland ausgeſtellten Wechſels ſowie 
jede andere im Auslande ausgeſtellte Wechſelerklä— 
rung gemäß den G. des Ortes gu beurteilen find, 
an welchem die Erklärung erfolgt iſt, durch die 
Beſtimmung, daß, wenn die im Ausland geſchehe— 
nen Wechſelerklärungen auc) nur den Anforderungen 
deS Inlandes entipredjen, die ſpäter im Inland 
gon Erklärungen rechtsver⸗ 

bindlich bleiben. Auch haben Wechſelerklärungen, 
wodurch ſich ein Inländer einem anderen Inlän— 
der im Auslande verpflichtet, Wechſelkraft, wenn 
fie auc) nur den Anforderungen det inländiſchen 
Sefepgebung entipreden. Für die iibrigen im Wed- 
jelrecht vorfommenden, durch die Wedhjelordnung 
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nicht geregelten Fragen gelten im —9 die für das 
Obligationenrecht — — Kolliſionsnormen. 
Uber die Modalitäten der Zahlung Geſchäftszeit, 
Reſpekttag uſw.) ſowie über die zur Ausübung 
oder Erhaltung des Wechſelrechtes einzuhaltenden 
Fyormalititen "grifentation, Proteſt) enticheidet 
das G. des Babhlungsortes. Die Frage dér ertra- 
territorialen Wirfjamfeit der fog. Moratorien ijt 
anläßlich der nad) dem deutſch-franzöſiſchen Kriege 
in Franfreid) erlaſſenen Moratorien gulept in der 
Literatur viel erirtert worden, Der O. G. H. bat 
fic) fiir die Unerfennung auslindijder Morato- 
tien ausgeſprochen (28 V und 13 VI 72). Hinſicht⸗ 
lich des internationalen Wechſelrechtes vgl. die ſehr 
ſchãtzbare Monographie Bettelheims, Wien 1904. 
VI. Zivilprozeß. Aus dev sffentlich - rechtl. 
Natur der ftaatl. Rechtspflege ey fic) fiir den 
Bivilprogep als leitender Grundjag die Geltung 
der lex tori, d. h. det Unterwerfung der Parteien 
unter dic zivilprozeſſualen Normen jenes Landes, 
deſſen Gerichte fie anrujen, cin Prinzip, welches 
nur einige ſpäter gu erörternde Ausnahmen erlei— 
det. Gn Oſterr. haben die auf dieſem Gebiete ſich 
ergebenden RollijionSfaille in den Beſtimmungen 
der neuen 8. P. O. und Ex. O. eine durchaus 
angemefjene Erledigung gefunden. Was ſpeziell 
den internationalen Rechtshiljeverfehr anbelangt, 
ijt ihm das erjte im Haag ausgearbeitete Uberein— 
kommen 14 XI 96 gewidmet geweſen, welchem Oſterr. 
Ungarn am 9 XI 97 beigetreten ift (R. 85 ex 1899). 
Dieſes Ubereinfommen, welches aufer Ofterr.-Un- 
arn von Belgien, Spanien, Franfreich, Jtalien, 
—————— den Niederlanden, Portugal, Schweiz, 
Schweden⸗Norwegen und dem Deutſchen Reiche 
abgeſchloſſen wurde, ſoll nad) den gemachten praf- 
tiſchen Erfahrungen einige YWbiinderungen erjah- 
tren; die in diejer Begiehung auf der letzten Haa— 
get Konferenz 1904 gefaßten Beſchlüſſe, die ſich 
aber vorwiegend auf die Spradien- u. Koſtenfrage 
beziehen, werden am betrefſenden Orte entſpre— 
chende Berückſichtigung finden. Gegenüber jenen 
Staaten, welche an der Konvention nicht teilge— 
nommen haben, gelten die allg. geſetzl. Beſtim— 
mungen. Im folgenden ſollen die im Zivilprozeß 
beſonders in Betracht kommenden Kolliſionsfälle 
erörtert werden. Die Gerichtsfähigleit als progej- 
fuale Funttion der Rechtsfähigkeit wird im Ver— 
fehr zwiſchen givilifierten Staaten Ausländern in 


der Regel grundſätzlich eingeräumt; fiir, Oſterr. 
ergibt ſich aus § 33 a. b. G. B. Uberdies 


pfiegt jie in den H. V. den beiderſeitigen Staats— 
angehörigen ausdrücklich verbürgt zu werden. Für 
die Prozeßfähigleit (prozeſſuale Geſchäftsfähigleit) 
hingegen ijt das heimatl. Recht des prozeßfüh— 
renden YWuslinders mafgebend; es geniigt aber, 
wenn ihm nach den inlaͤndiſchen G. die Prozeß— 
fähigkeit zukommt (§ 3 3. P. O.). Die Frage, 
ob die Parteien ſich durd) Advokaten vertreten 
lajjen müſſen Anwaltszwang), entideidet die 
lex fori, Die Verpflichtung zur Sicherheits— 
leijftung fiir die Prozeßköſten (attoriithe Nau- 
tion) trijft, injoweit nicht durd St. V. etwas ane 
deres vereinbart ijt und abgejeben von den im G. 
jejtgeftellten Ausnahmsfällen, auch Ausländer. Die 


Anternationales Privat- u. Strafredt. 


Sanger Konvention bat die Verpflichtung fiir die 
ngehorigen der VBertragsjtaaten aufgeboben 
(Art. 11), alé Schup gegen mutwillige Klagen 
aber die unbedingte Bollitredbarteit der E. über 
Prozeßloſten ausgeſprochen (Art. 12). 

YUnaloge Bereinbarungen bejtanden bereits 

früher mit dem Deutſchen Reiche (WB. d. J. We 
26 XII 97, R. 303) und mit Serbien (St. B. 6 V 
81, R. 88 ex 1882); aud) bei Klagen aus einem 
internationalen Frachtwertrage ijt feine Sicherheits- 
leijtung au vetlangen (internationales Überein— 
fommen 14 X 90, R. 186 ex 1892). Das Armen: 
recht wird aud) Wuslindern unter der Voraus— 
ſetzung der Gegenſeitigkeit gewährt (§ 63 8. B. O.. 
Dieſe Vorausjepung ijt bezüglich einer Reihe von 
Staaten durd) befondere Vereinbarungen geſchaffen; 
gemäß der Haager Konvention (Art. 14 ff.) tind 
die Angehbrigen der Signaturmächte in dieſer 
Beziehung den Inländern gleichgeitellt. Die Frage 
der extraterritorialen Ynerfennung der Zu— 
ftindigfeit eines Geridtes fann im internatio- 
nalen Rechtsverkehre, hauptſächlich wenn es fic 
um die Bollftredung eines ausländiſchen Urteiles 
handelt, eine gewiſſe Rolle fpielen, weshalb ihrer 
hier fury gedacht werden ſoll. Die ſachl. Zuſtän— 
digfeit kommt nicht weiter in Frage; fie ijt jelbit= 
verſtändlich nach) der lex fori ju beurteilen, was 
aber die örtl. Zuſtändigleit anbelangt, pflegen 
der allg. Gerichtsjtand des Wohnſitzes bezw. des 
Yufenthaltes und der Realgerichtsſtand, wie er 
in den §3 66, 67, 81—S4 der J. N. feſtgeſtellt 
ijt, allg. anerfannt ju werden. Ebenſo entiprict 
der Spegialgeridtsjtand des letzten gemeinjamen 
Wobhnjipes in Eheſachen (8 76 J. N., unbeſcha— 
det Der in der zweiten Haager Monvention auf— 
geitellten, miateriell-rechtl. Normen dem heuti- 
gen Stand der Theorie u. —— Durch 
die Beſtimmung des § 85 J. N. daß die Vor— 
ſchriften über den ausſchließl. Gerichtsſtand der 
elegenen unbewegl. Sache ſowie die Gerichts— 
tände fiir Waſſerrecht- u. Beſtandſtreitigkeiten 
auch auf exterritoriale und ſolche Perſonen, welche 
den oberſthofmarſchallamtl. Gerichten unterſtehen, 
Anwendung zu finden haben, ijt eine vieljad 
ftreitig qewejene Frage in angemejjener Weiſe 
geregelt. Unter die aud) Ausländer verpflidtenden 
Gerichtsſtände der J. N. gehört jerner der Ge— 
richtsſtand des Erfiillungsortes (§ 88), durch wel— 
chen die Streitfrage, ob die Annahme ciner Fal: 
tura, welche den Vermerf des Zahlungsortes trägt, 
das forum contractus beqriinde, injoweit im be— 
jabenden Ginne entichieden wird, alS es ſich 
um den Berfehr zwiſchen Handeltreibenden han— 
Delt; der Gerichtsjtand des Vermögens gegenüber 
Ausländern, welche im Inland teinen Wohnſitz 
haben (§ 99 J. N. dex Gerichtsſtand der Gegen— 
jeitigfeit (§ 101 3. Mj, der fpesiell Ungarn ge- 
eniiber gilt, defjen 3. P. O. einen der diterr. 
Weiengebung jrembden Gericitsjtand des — 
abſchlüſſes und des Buchgerichtes ſtatuiert, endlich 
der vereinbarte Gerichtsſtand (§ 104 J. N.. Be— 
züglich der Jurisdiktion der Konſuln und der Ge— 
richtsbarkeit über exterritoriale Perſonen vgl. die 
Art. „Konſularrecht“ u. „Exterritorialität“. 
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Im Redtshilfeverfahren (val. die ſehr 
ſchätzbare Sufammenjtellung der bezügl. Normen 
bei Yeste u. Löwenfeld, Die Rechtsverfolgung im 
internationalen Berfehre, Berlin 1895—1897) han— 
delt es fich zunächſt um die Zuſtellung der gerichtl. 
Alktenſtücke, insbeſ. der prozeßeinleitenden Schrif⸗ 
ten, welche wichtige prozeſſuale Folgen nach ſich 
ieht. Die $$ 120 —122 3. P. O. ſchreiben behufs 
zornahme von Zuſtellungen an im Auslande ſich 
aufhaltende Perſonen die Inanſpruchnahme der 
Vermittlung der zuſtändigen ausländiſchen Behör— 
den bezw. der diplomatijden oder konſulariſchen 
Behirden vor. Rückſichtlich der fiir den Verkehr 
mit den eingelnen fremden Staaten bejtehenden 
Vereinbarungen u. Vorſchriften vgl. Anmerfung 
gu § 201 Geſch. O. bet Schauer. 7 

Die I. Haager Konvention verlangt die Über— 
mittlung der bezügl. Erſuchſchriften auf diplomati- 
ſchem Wege; in dem 1904 vereinbarten Entwurſe 
iſt im Jntereſſe eines beſchleunigten Verfahrens 
die Intervention der Konſuln in Ausſicht genom— 
men worden. Überdies ijt, inſoweit es den G. des 
erſuchenden und des erſuchten Staates oder den 
zwiſchen ihnen beſtehenden Vereinbarungen ent— 
ſpricht, die direlte Zuſtellung durch die Poſt, durch 
die Gerichtsvollzieher oder durch die nationalen 
diplomatiſchen oder konſulariſchen Vertreter als 
git erklärt. Hinſichtlich der Verpflichtung zur 

ornahme der Zuſtellung ijt der Vorbehalt gemacht, 
daß der erſuchte Staat darin nicht eine Verletzung 
ſeiner Hoheitsrechte oder eine Gefährdung ſeiner 
Sicherheit erblickt. Ferner kann die Rechtshilfe 
eines anderen Staates angerufen werden behufs 
Vornahme einer prozeſſuglen Handlung, insbeſ. 
von Beweisaufnahmen. Was den Beweis durch 
Urlunden betrifft, anerfennt die 8. P. O. aus— 
drücklich als Beweismittel die vor sjterr.-ungar. 
diplomatijden oder konſulariſchen Bertretungen, 
ſowie vor djterr.-ungar. Militérbehirden im Aus— 
lande errichteten Urfunden, welde am Orte ibrer 
Errichtung als öffentl. Urtunden gelten, unter der 
Vorausjepung der Gegenſeitigkeit, wenn fie mit 
den vorgeldjriebenen Beglaubigungen verjehen find 
(ebenda), und HandelSbiidjer, wenn fie nach den am 
Orte der Buchfiihrung geltenden G. geführt werden. 
Sum Zwede eines Beweiſes durch Zeugen oder 
Sachverſtändige, durch den Augenſchein oder durch 
biatch der Parteien wird unter Umſtänden 
die Vermittlung einer auslindijden Behörde in 
Anſpruch au nehmen fein, was in der Regel mit- 
telS Erſuchſchreibens gefdieht. ES fann aber aud 
der Beweisfiihrer ermächtigt werden, eine den G. 
des Staates, wo die Beweisaufnahme erjolgen 
joll, entipredjende Urfunde fiber die Beweisauj- 
nahme beigubringen (§ 283 8. P. O.). Hinſichtlich 
der Form einer von einer auslindifden Behörde 
vorgenommenen Beweisaufnahme bejtimmt § 290 
3. P. O. dag auch gegen eine nad den G. des 
betreffenden Landes mangelhajte Beweisaufnahme 
fein Einwand zu erheben ijt, wenn fie nur den 
jlir Das Prozeßgericht geltenden G. entipridt. Als 
Norm hat aber die Beobadtung der am Orte der 
Reweisaujnahme geltenden Vorſchriften zu gelten 
(§ 39 3. Nj, wie damit iibereinjtimmend die 


Haager Ronvention mit dem Beifügen anordnet, 
daß auf Berlangen des erſuchenden Staates auch 
eine andere, in den G. des erſuchenden Staates 
nicht vorgefehene Form eingehalten werden fann 
(Art. 10). Wud) wenn darauf begiigl Berein- 
barungen nicht bejtehen (St. B. mit Serbien 
6 V 81, R. 88 ex 1882, Ubereinfommen mit Stalien, 
B. d. J. M. 23 VII 72, R. 131), it dem An— 
juchen ausländiſcher Berichte um Rechtshilfe unter 
der Borausiepung der Wegenfeitigfeit zu ent- 
ſprechen, infoweit nicht die begehrte Handlung 
dem Geſchäftskreiſe der Geridjte entgogen oder 
durch dic inlindijden G. verboten ijt (§ 38 
J. N.). Die Haager Konvention ſchließt dic Ge— 
währung der Rechtshilfe aus, wenn die Echt— 
heit der Urkunde nicht jeftiteht, wenn die Erledi- 
ung nicht jum Wirkungskreiſe der Gerichte ge- 
—* oder wenn jie nad) der Auffaſſung des er— 
juchten Staates geeiqnet erjcheint, jeinem Hoheits- 
rechte oder jeiner Sicherheit Eintrag iu tun (Art. 7). 
Die erterritoriale Wirkung eines im Aus— 
lande anbiingigen oder durchgeführten Rechts- 
jtreites fann i zunächſt auf eine bloße Anerken— 
nung des Verfahrens oder des Erlenntniſſes be— 
ſchränken, in welchem Falle ſie die Einrede der 
Litispendenz oder der, res judicata begründet. 
Dies ijt auc) die in Oſterr. vorherrjchende Auf— 
jajjung. Auf Grund eines zwiſchen denfelben Par- 
teien tm Ausland anhängigen Rechtsitreites fann 
der im Inland wegen desfelben Anſpruches ange- 
jtrengten Rlage die Rechtsanhingigfeit der Streit- 
jache entgegengehalten werden, wenn das zu gewär— 
tigende ausländiſche Urteil nad) den inländiſchen 
G. bier volljtrectbar werden fann. Unter derjelben 
Vorausiepung fann man fic vor inlindifden 
Gerichten auy die Rechtskraft eines diejelbe Streit— 
jache betreffenden ausländiſchen Erfenntnijjes be- 
tufen (3. M. gu § 240 8. P. O. J. M. V. B. 
44 aus 97). Die exterritoriale Wirkung eines Urteiles 
fann aber ſelbſt bis zur Vollitredung desſelben 
durch die Gerichte eines anderen Staates fiihren. 
Hinſichtlich der Bedingungen, unter welden eine 
ausländiſche Urfunde oder das Erfenntnis eines 
ausländiſchen Gerichtes im Inlande  vollitrect 
werden fann, bejtehen heute auf wiſſenſchaftl. 
Arbeiten gejtiipte, ziemlich iibereinjtimmende Auf— 
jajiungen, die aud) in alle modernen Prozeß— 
gciepgebungen, jo ingbef. in die öſterr. Ex. O. 
ingang gefunden haben. Mach § 79 dicies G. 
ijt die Exefution auf Grund von im Ausland 
errichteten Alten u. Urkunden grundſätzlich an 
die Vorausſetzung geknüpft, daß ſie nach den 
G. des erkennenden Gerichtes exekutionsfähig find 
und daß die Gegenſeitigkeit durch St. B. oder 
Regierungserflarungen gefichert ijt. Als folche find 
nicht allein förnil. Reziprozitätserllärungen, ſon— 
dern auch bloße Kundmachungen der in dem be— 
treffenden anderen Lande beſtehenden, die Gegen— 
jeitigfeit verbiirgenden geſetzl. Beſtimmungen an— 
uſehen. Eine formelle Vereinbarung dieſer Art be— 
—8 derzeit nur mit Serbien (6 V 81, R. S8ex 1882), 
wiihrend bezüglich des Deutſchen Reiches, Ataliens, 
Viechtenfteins, Rumäniens und des Kantons BWaadt 
lediglich die Rundmadhung der dort geltenden Nor- 
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men mit dem Beifiigen erfolgt iit, daß nad) Maß— 
gabe derſelben die Gegenſeitigkeit als verbürgt 
anzuſehen ſei. Außerdem, alſo auch wenn dies in 
dem anderen Staate nicht verlangt wird, müſſen 
behufs Vollſtreckung eines ausländiſchen Urteiles 
jolgende sis rg erfiillt fein: 1. Die (qene- 
telle) Zuſtändigkeit der Gerichte des anderen Staa- 
ted in der betrefjenden Streitſache nach Maßgabe 
der inlündiſchen Kompetenzgründe (Motive S. 169, 
170), wodurd die friiber bejtandene Streitjrage, 
nad) iwelchem Rechte dic Zuſtändigkeit gu beur— 
teilen fei, cine angemejjene Lifung fand, 2. die 
Zuſtellung der progeBeinleitenden Verjiiqung an 
den Exefuten, und 3. die Rechtskraft nad) den F 
das erkennende Gericht geltenden G. (§ 80 E. O.. 
Selbſt beim Vorhandenſein dieſer Bedingungen 
ijt Die Exekution gu verweigern: 1. Wenn ſich der 
Exekut infolge einer Unregelmäßigkeit an dem Ver— 
fahren nicht — fonnte, 2. wegen unerlaubter 
oder nicht ergwingbarer Handlungen, 3. in Sachen 
des Perſonenſtandes cines öſterrt. Staatsangehbri- 
en, 4. zugunſten von Anſprüchen, denen aus Riid- 
foten det öffentl. Ordnung oder der Sittlichteit 
die Gültigkeit oder Rlagbarfeit verſagt ijt (Chever- 
fprechen, Differenggeichajt). Eine befondere Beſtim— 
mung rückſichtlich Der Vollitredbarteit von Erfennt- 
nijfen fiber Berbindlichfeiten aus einem, Cijenbahn- 
frachtvertrage enthalt § 56 bas Berner Ubereinfom- 
men 14.X 90, R. 186 ex 1892. 

Was das ExefutionSverfahren anbelangt, 
gelten dafür die in dem Lande, wo die Exefution 
i ae re wird, bejtehenden Boridrijten (§ 85 
©. ©.); fie find auch dafür magebend, welche 
Gegenſtände der Exefution oder dem Sicherungs— 
Sertapren entjogen find (Art. VIII. Einf. G. * E. 
O.). Hinſichtlich des Perſonalarreſtes als Mittel 
put Swangsvolljtredung oder alS Sicherungsmittel 

jtimmt die Haaget Nonvention von 1896, dah 
er gegen Ausländer, die Angehörige cines Ver— 
tragsfaates jind, in jenen Fallen nicht angewen- 
det werden fann, in denen er gegen Inländer 
unantvendbar ijt (Art. 17). Das in mebreren Staa- 
ten (Stalien, Rumänien, Serbien} bejtandene jog. 
Delibationsverfahren bejteht in einer miindlidjen 
fontradiftorijdjen Berhandlung, durch welche jejt- 
Qejtellt werden foll, ob die Vorausſezungen fiir 
die Vollſtreckung eines Erkenntniſſes vorhanden 
jind. Auf materiell-rechtl. Einwendungen hat der 
Richter dabei in feinem Falle eingugeben. 

Konkurs. Die erterritoriale Wirkung ciner 
Ronturseréfinung unter gewiſſen Vorausiepungen 
ijt in allen modernen Geſetzgebungen pringipiell 
anerfannt und vicliad aud durch Vereinbarungen 
unter eingelnen Staaten verbiirgt. Die Haager 
Ronferens hat fic) in ihrer lepten Seſſion mit 
dieſer Frage beſchäftigt und den Entwurf einer 
Konvention ausgearbeitet, auf welchem im folgen- 
den Rückſicht genommen werden foll. Hinjichtlich 
der Kompetenz aur Konkurseröffnung gilt allg. der 
Grundſatz, dak dagu das Gericht des Wohnſitzes 
($ 58 Konk. D.), bezw., wo man nur den lauf— 
männiſchen Ronfurs fennt, des kaufmänniſchen 
Domizils Art. 2 Haag) berufen fet. Für den 
Umfang der dadurch bewirften Beſchränkung der 


perſönl. Handlungsfähigleit Geſchäftsfähigleit des 
Gemeinſchuldners ijt alſo abweichend von dem alla. 
Grundſatze nicht fein Heimatlides, fondern das 
Recht feines Wohnſißes maßgebend. Die Attrak— 
tivfrajt u. Univerfalitit des Ronfurfes bat zur 
notiwendigen Folge, dak dic Wirkung der Konkurs— 
criffnung durch das juftindige Gericht ſich auj 
das gejamte, wo immer befindl. Bermigen des 
Gemeinidjulbners erjtrede (§ 59 K. O., Art. 1 
Haager Entwurf). Demgemäß ift das im Wustand 
befindliche, bewegl. Bermigen eines Inländers her— 
anzuziehen und umgefehrt dem —— um Aus⸗ 
folgung eines im Inlande befindlichen, bewegl. 
Vermögens eines ausländiſchen Gemeinſchuldners 
unter der eae ber Gegenſeitigkeit zu 
entſprechen ($61 K. O., ——— mit Preu⸗ 
fen Hid. 7 V 46, J. G. S. 883, Sachſen Erl. d. 
M. d. Äußern 2 Ill 54, R. 54, Württemberg 
3. M. Erl. 21 Ill 67, Serbien St. B. 6 V 81, 
tk. 88 ex 1882). Wo, wie in Ojterr., am Terri- 
torialpringip feitgehalten wird, eritredt fich die 
Wirkung eines ausländiſchen Konkurſes demnach 
nicht auf das im Inland gelegene unbewegl. Ver— 
mögen, über welches ein Spezialkonkurs eröffnet 
werden fann, aber nicht unbedingt eröffnet wer—⸗ 
den muß O. G. H. 13 V 84). Bor Eröffnung 
des Konkurſes im Inlande auf inländiſches Ver— 
migen eines ausländiſchen Gemeinſchuldners er— 
worbene Rechte bleiben unberührt (O. G. H. 20 IX 
76, 16 X 88, 20 XI 92). 

Hinfichtlidh der auslindifdhen Gläubiger gilt 
der Mrundjag, dak fie unter der Borausiegung 
der Gegenfeitiqfcit den inlindijdhen Gläubigern 
—— find (§ 51 K. O. 84 K. O. fiir dads 

eutſche Reich, Serbien St. VB. 6 V 81, Art. 1). 
Eine gleiche Beſtimmung enthält der Haager Ent- 
wurf tm Art. 5. 

VIL. Strafrecht u. Strafyrozeß. So wie auf 
dem Gebiete des Privatrechtes fann aud) auf dem 
des Strafredjtes cine Konkurrenz von G. mebre- 
rer Staaten eintreten, welche aus veridiedenen 
Titeln ein Recht auf BVerjolgung einer beſtimm— 
ten jtrafbaren Handlung befigen. Cin jolder An— 
ſpruch fann begriindet jein: 1. a dem Umſtande, 
dak das TDelift innerhalb des Webietes eines Staa— 
te begangen wurde (Lerritorialititspringip); 2 in 
der Staatsangehirigteit des Verbrechers Perſona— 
litttspringip); 3. in dem Rechtsgute, gegen das 
der Un Oi gerichtet war (Realpringip), welchen 
Titel ſich ſchließlich 4. das Univerjalpringip oder 
Pringip der Weltrechtspflege anreiht, das von dem 
Gedanken ausgeht, dak fein Verbreder ungeſtraft 
bleiben ſoll und daß demnach jeder Staat befugt 
fei, mindeſtens ſubſidiär, jeden Übeltäter au ftra- 
fen. Die öſterr. Geſetzgebung tit im wefentlichen 
auf diefem lepteren Grundiag ee Daraus 
ergeben fic) fiir die auf dem Gebiete des Straf- 
techtes mögl. Konfliktsfälle folgende Regeln: 

1. Im Inlande begangene, ſtrafbare Hand— 
lungen unterliegen grundjaplid) der territorialen 
Strafgewalt, auc) wenn der Tater cin Ausländer 
ijt ($$ 37, 234 St. G.). Eine Einſchränkung er: 
fährt diejer Grundjas, injoweit es ſich um im 
Inlande gegen einen anderen Staat begangene 
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Staatsverbrechen handelt; hier gilt in der Regel 
das Realprinzip, d. h. die Beſtrafung bleibt jenem 
Staate vorbehalten, gegen den der Angriff gerich— 
tet war. Dod find gemäß § 66 St. G. gegen 
einen anderen Staat gerichtete ftrafbare Handlun- 
gen, weldje die Merkmale des § 58 St. G. (Hod 
verrat) an fic) tragen, unter der Vorausfegung, 
daß die Gegenjeitigfeit —— und geſeßzlich 
lundgemacht ijt, als Verbrechen der Störung der 
dffentl. Rube zu behandeln. Dieſe Vorausſetzung 
trifft derzeit nur bezüglich Rußlands gu. (J. We. 
V. 19 X 6O, R. 233.) Der Straſgeſetzentwurf 
von 1891 jtellt im Art. XXII. Einf. G. den 
allg. Grundjap auf, daß jene Beſtimmungen, 
weldje fic) auj inländiſche ſtaatl. Einrichtungen 
und öffentl. Funktionäre —— unter der Bor- 
ausjebung der Gegenfeitigteit aud) auf auslän— 
diſche Einrichtungen u. Funktionäre Anwendung 
ju finden haben. 2. Strafbare Handlungen der 
¥ alander im Wusland find ohne Rückſicht auf die 
G. des Landes, wo fie begangen wurden, nad) 
dem öſterr. Str. G. gu Dehandeln, nur ijt, wenn 
es ſich um ein Berbrecden handelt, die etwa im 
Begehungsſtaate bereits abgebüßte Straje in die 
im Inlande gu verhingende eingurednen, liegt 
aber nur ein Bergehen oder cine Ubertretung vor, 
ein Strajverjabren nur dann einguleiten, wenn 
die Handlung im Auslande nicht beſtraft oder 
nicht naddhgelajien wurde (§ 36, 235 St. G.). 
Art. IIT des Austieferungsvertrages mit Rupland 
(15 X 74, R. 128 ex 1875) ftipuliert eine Berpflich- 
tung jur Bejtrafung der von den Angehörigen der 
vertragspflichtigen —* egen die G. des anderen 
Teiles verübten Verbrechen u. Vergehen, wenn 
dies von dem letzteren begehrt wird und cin Aus— 
lieferungadelift vorliegt. Ahnl. Bejtimmungen ent⸗ 
halten die Zollfartelle. 3. Strajbare Handlungen der 
Wuslinder im Ausland. Das Hjterr. St. G. untere 
ſcheidet hier zwiſchen dem Berbrechen de8 Hoch— 
verrates gegen Oſterr., der Verfälſchung öſterr. 
Rreditpapiere u. Münzen und anderen Verbre— 
then. Bezüglich der erſteren räumt es in Gemäß— 
heit des Realprinzipes übereinſtimmend mit den 
meiſten Strajfredjtsfodififationen den öſterr. Ge— 
richten die unbedingte Strafbefugnis ein (§ 38 
St. G.), während es bezüglich anderer Verbrechen, 
falls der Begehungsſtaat die Ubernahme verwei— 
gert, die Behandlung nach dem öſterr. St. G. vor— 
ſchreibt, mit der Maßgabe, daß, wenn das G. des 
Begehungsſtaates eine mildere Straje vorſchreibt, 
dieſe anzuwenden fei (S$ 39, 40 St. G.). Wegen 
der von Ausländern im Auslande begangenen 
Vergehen u. Ubertretungen hat eine Bejtrajung im 
Jnlande nicht cingutreten (§ 234 St. G.). Der 
öſterr. sae Sade von 1891 ſchränkt diefe 
ſubſidiäre Strafbejuqnis weiter ein, indem = er 
jie von einer ausdrückl. Unordnung des Juſtiz— 
miniſters abhängig macht (§ 4). Cine bejondere 
Stellung nehmen die durch internationale Ver— 
triige jtatuierten Delifte gegen Unterieefabel G. 
30 IIT 88, R. 41) und den Sflavenhandel (Ge— 
netalafte der Brüſſeler Wntijflavereifonfereng 2 VII 
90, R. 63 ex 1892) cin, wo unter Umſtänden die 
Strafbefugnis den Gerichten des Heimatshafens des 
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jdhuldtragenden Schiffes jujteht, aud) wenn das 
Delift in fremden Gewäſſern oder auf offener See 
—— wurde. (Bezüglich der Jurisdiktion der 
Ronfulate in Strafiacen und der Gerichtsbarkeit 
über erterritoriale Berjfonen val. die Art. „Kon— 
ſularrecht“ u. ,,€rterritorialitét’.) Much im Straf⸗ 
prozeß ergibt fic) oft die Notwendigfeit, behufs 
Zuſtellung gerichtl. Aktenſtücke oder Durchführung 
von Beweisaufnahmen im Auslande die Vermitt— 
lung ne on Behörden in Anſpruch zu nebh- 
men und es bildet auch hier die Gewährung der 
Rechtshilfe die Regel (§ 33 V. d. J. M. 16 VI 54, 
R. 165, und bezügliche Beſtimmungen in den 
Uuslicferungsvertriigen). Die Vollſtreckung aus 
ländiſcher Strajurteile aber ijt als ein Eingriff 
in die Hobheitsredte grundſätzlich ausgeſchlöſſen 
($$ 36, 235 St. G.). Wohl aber bildet die Uber- 
* eines ausländiſchen Verbrechers an die 

erichte des Landes, wo er die ſtrafbare Hand— 
lung begangen hat, oder an ein anderes Land 
behuſs Durchführung des Strafverfahrens oder 
Vollſtreckung des bereits gegen ihn erfloſſenen 
Strajurteiles, die Auslieferung eines Ver— 
brechers, unter givilifierten Staaten heute die 
Regel. Eine eingehende Behandlung hat dieſe 
Waterie durch Lammaſch, „Auslieferungspflicht u. 
Aſylrecht“, Leipziq 1887, gefunden. Die Bedin- 
qungen, unter welchen Die Wusliejerung flüchtiger 
Verbrecher erfolgen fann, ijt in mehreren Staaten 
autonom durch eigene G. in der Regel aber durd) 
bejondere Vertriige feitgejtellt. Die oͤſterr. St. P. 
O. enthält dariiber im § 59 nur eine kurze, das 
eingubaltende Verfahren ny Beſtimmung. Die 
wejentl. Vorausſetzung fiir die Auslieferung beſteht 
darin, daß die dem fliichtiqgen Berbrecher zur 
Laſt fallende Handlung aud) in dem ay 
itaate ftrafbar fei (Pringip der identiſchen Norm). 
Im übrigen fommen bei der Auslieferung jol- 
qende Umſtände in Betracht. 

1. Perfonen, welche ausgeliefert wer- 
den finnen. Grundſätzlich ausgeſchloſſen ijt die 
Uuslieferung der eigenen Staatsangehirigen ($$ 36, 
235 St. G. u. Auslief. Vertr.); nur in Landern, wo 
dem Territorialpringip der Vorrang jelbjt vor dem 
Berjonalititspringip qewabhrt ijt, wie in England 
(Fall Tourville) u. Umerifa, erſcheint die Auslie— 
jerung aus dem Heimatitaate an den Begehungs- 
ſtaat zuläſſig. Rückſichtlich der —— an 
dritte Staaten find die ungar. Staatsangehörigen 
den öſterr. gleichgeſtellt J. M. Erl. 8177). Ge— 
hört der flüchtige Verbrecher dem Begehungsſtaate 
an, ſo wird dem Auslieferungsbegehren in der Regel 
Folge gu geben fein, es fei Denn, dah die ſtrafbare 
Handlung gegen den Hufluchtsjtaat gerichtet und 
jeiner Strafgewalt referviert ijt (ſ. oben: Straj- 
bare Handlungen der Ausländer im Wusland), ein 
Hall, der ſich in der Praxis ſelten ergeben wird, 
da Verbrechen gegen andere Staaten in der Ree 
gel nicht ftrajbar jind, demnad) feinen Anlaß ju 
einem Mustieferungsbeqehren geben können. Han= 
delt es fic) um Angebhirige eines dritten Staates, 
liegt aljo unter Umſtänden eine Konkurrenz von 
Muslieferungsbegehren auf Grund des Lerritoriali- 
täts⸗ bezw. — ——— vor, ſo bleibt es 
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in der Regel dem erſuchten Staate anheimgeſtellt, 
welchem Staate er die —— gewähren will, 
Eine Anzahl von zwiſchen Oſterr.Ungarn und 
anderen Staaten beſtehenden Verträgen enthalten 
cine Stipulation dieſes Inhaltes. Das öſterr. St. 
G. fennt aber nur die Uuslieferung an den Bee 
qehungsjtaat (§ 39). 

2. Ronfurrens von Auslieferungsbe- 
gehren. Gin viel häufigerer Fall, als der im vor— 
hergehenden beiprodjene, ijt der, dah mebrere 
Staaten auf Grund vericiedener innerhalb ihres 
Territoriums von demjelben Andividuum began- 

ener ftrafbarer Handlungen die Wusliejerung des— 
ſelben begebren. 

Für diefen Fall enthalten die Bertriige in 
der Regel die Beftimmung, daz dem Auslieferungs— 
begehren jenes Staates der Vorzug zu geben jei, 
auj defjen Gebict das ichwerere Delitt begangen 
wurde, dah aber bei gleidjer Schwere der Delitte 
an jenen Staat auszuliejern fei, welder das Be— 
qebren friiher gejtellt bat. 

3. Mnslieferungsdelitte. Die Ausliefe— 
rungSvertriige enthalten in der Regel cine tarative 
Aufzählung jener jtrafbaren Handlungen, wegen 
welder die Auslieferung gewährt werden mup, nur 
der nod) in Kraft ſtehende Deutſche Bundesbeſchluß 
26 1 54, fundgemacht mit Eri. d. M. d. Wupern 
5 IV 54, R. 76, ftipuliert eine generelle Ausliefe— 
rungspflicht fiir alle (beiderjeits ſtrafbaren) Ver— 
bredjen u. Vergehen. Inſoweit ſolche Vertriige be- 
itehen, bezeichnen fie die Grenzen der UWuslieferungs- 
pflicht dem ——— Staate geqeniiber; beſteht 
aber mit dem Begehungsjtaate fein Bertrag, iſt 
demſelben doc} die Auslieferung angubieten, w. zw. 
jelbjt ohne Zuſicherung der Gegenſeitigkeit (§ 39 
St. G.), wenn im iibrigen die Vorausjepungen fiir 
eine Auslieferung vorliegen. Die Wustiejerung wird 
in den meijten Fallen wegen jtrajbarer Handlungen 
angeſucht u. gewährt, welde auf dem Gebiete des 
erjudjenden Ctaates begangen worden jind. Cie 
fann aber nad) den neueren Bertriigen auc) wegen 
jtrafbarer Handlungen jugeftanden werden, welche 
in einem dritten Staate begangen wurden, vor: 
ausgeſetzt, daß die Geſetzgebung beiden vertrags- 
ſchließenden Teilen die Strajverjolqung wegen 
folder im Ausland beqangener Handlungen ge: 
jtattet und weder dem Rufluctsjtaate cine Straf- 
befugnid zuſteht nod) dic Auslieſerung an den 
Begehungsitaat ju erjolgen hat. Wurde die jtraf- 
bare Handlung im Sufluchtsftaate ſelbſt begangen, 
jo fteht ihm auch die Verfolgung zu und erſcheint 
eine Auslieferung dager ausgeſchloſſen, ebenfo wenn 
es fic) um gwar auferbalb ſeines Gebietes began- 
gene, aber jeiner Strajgewalt vorbehaltene Delifte 
(j. oben) handelt. Die Strafbarfeit des Deliftes, 
wegen deſſen die Auslieferung verlangt wird, darf 
nit durch cin im Sufluchtsftaate durchgeführtes 
Strafverfahren oder durd) Verjährung bereits ge— 
tilgt fein. Polit. Delifte jind nach allen neueren 
Geſetzgebungen u. Vertriigen von der Auslieferungs- 
pflicht ausdrücklich ausgeſchloſſen; ein Grundſatz, 
welcher zuerſt im belgiſchen Auslieferungsgeſetze 
1X 33 aufgeſtellt wurde. Cine Definierung dieſes 
Begriffes ijt nirgends gegeben. Da aber eine Aus— 
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lieferung wegen abjolut-polit. Verbrechen Hoch— 
verrat uj.) in der Regel gar nicht in Betracht 
fommen wird, weil die Handlung dann in der 
Regel nur im Begehungs-, nicht aud) im Zuflucht⸗ 
jtaate jtrafbar fein wird, bandelt eS fich nur um 
die fog. fompleren, d. h. die Die Merfmale ſowohl 
eines gemeinen als eines polit. Berbredens an 
fidh tragenden Handlungen. Jn dieſer Beziehung 
wurde nun in den neueren Vertriigen cine Aus⸗ 
nahme von dem Grundjage der Nichtauslicferun 
wegen polit. Delifte des —* ſtipuliert, bab 
ein Uttentat auf das Leben des Staatsoberhauptes, 
wenn es den Tatbeſtand des Mordes begriindet, 
nicht als polit. Delitt angefehen werden foll. Dieſe 
fog. belgiſche Attentatstlaufel, fog., weil fie zuerſt 
nad cinem auf Napoleon IIT. 1854 unternomme- 
nen Bombenattentate, als die franzöſiſche Regie— 
tung die Wustlieferung des nad) Belgien geflüchte— 
ten Berbrechers verlangte, in das belgiſche Aus— 
lieferungSgejes aufgenommen wurde, ijt feither in 
jajt alle Muslieferungsvertriige übergegangen; nur 
Großbritannien, Stalien und dic Schweiz verhalten 
fic) ibr ——— ablehnend. Bemühungen, auch 
—— es Mordes, gegen wen immer gerichtet, 
und anarchiſtiſcher Verbrechen eine Ausnahme von 
dem Wrundjake der Nichtauslieferung zu verein— 
baren, find bisher erjolglos geblicben. dine ange= 
mefjene Lijung Hat die Frage im ſchweizeriſchen 
Auslicjerungsgejepe von 1892 gefunden, wonach 
die Auslieferung wegen polit. Delitte erjolgen fann, 
objdon der Titer einen polit. Beweggrund als 
Awed vorſchützt, wenn die Handlung, wegen wel— 
cher dic Auslieferung verlangt wird, vorwiegend 
den Charafter eines gemeinen Verbrechens oder 
Vergebens an fic) triigt, woriiber der um die Aus— 
lieferung angegangene Staat nach freiem Ermeſſen 
au enticheiden hat (Art. IML). In dieier Faſſung 
ijt die Bejtimmung in den ſchweizeriſch-öſterr. 
Vuslicferungsvertrag 10 Tl 96, R. 1 ex 1897, 
libergegangen. 

4. Unslieferungsverfahren. Das Auslie— 
ferungSbegebhren ijt nad) den beftehenden Vertrigen, 
mit Uusnahme des Bundesbeſchluſſes von 1854, 
im diplomatiſchen Wege gu ftellen und mit dem ver~ 
urteilenden Erfenninijje, dem Anklagebeſchluß oder 
Verhaftsbefehl zu injtruieren. Qn unjeren Bers 
triigen u. Wdditionalfonventionen ju älteren Ver— 
cinbarungen ijt vielfad) die provijorijde Verhaf⸗ 
tung eines flüchtigen Verbrechers auf Grund ciner 
telegraphiſchen Benadrichtigung von dem Borhan- 
denjein cines Haftbefehles gegen Beibringung der 
Belege binnen einer bejtimmten Frijt jtipuliert. 

5. Spegialitét der Auslieferung. Es ijt 
cin in allen neueren Modififationen u. Vertragen jeit- 
gehaltener Grundſatz, dak der ausgelieferte Berbre- 
cher in dem Staate, an den er ausgeliefert wurde, 
nur wegen jener ftrafbaren Handlung verjolgt wer— 
den darf, wegen welcher ſeine Uuslieferung bewilligt 
wurde und dah die Strafverjolgung wegen anderer 
Delifte, jelbjt wenn fie vertragsmagig zur Auslie— 
ferung Anlaß geben finnten, nur mit Zujtimmung 
der ausliefernden Regierung jtattfinden darf. Der 
Strafgeſetzentwurf von 1891 enthalt in diejer Be— 
jiehung eine ausdrückl. Bejtimmung (Art. XXI 


Internat. Sanitätsrecht. 


Internat. Steuerrecht. — Internat. Verträge. — Invaliden. 
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allg. Beſtimmungen). Grundſäßtzlich und ſelbſt ohne 
vertragsmäßige Vereinbarung gilt dies ſchon ge— 
genwärtig; der O. G. H. hob deshalb ein Urteil 
gegen eine aus England ausgelieferte Perſon auf, 
weil ¢8 fic) auf Tatſachen jtiipte, wegen welder 
die Auslieferung nicht verlangt worden war (8 V 
97). Die Verträge enthalten überdies in der Regel 
eine cigene Bejtimmung des Inhaltes, daß der 
UAusgelieferte wegen cines der Auslieferung voran- 
gegangenen polit. Deliftes nidt verjolgt oder be- 
ſtraft werden darf, ebenfowenig wegen einer anderen 
in dent betrefjenden BVertrage nicht vorgeiehenen 
itrafbaren Handlung, e8 jei denn, er bitte die 
Möglichkeit qehabt, nach Abſchluß der Unterjudung, 
bezw. nad) Abbüßung oder Nachſicht der Strafe, 
das Land ju verlajjen oder wire dabin surtidge- 
tehrt. Die Strafbejugnis des Staates, an den die 
Auslieferung erjolgt, erjiihrt überdies häufig durch 
beſondere Stipulationen cine weitere Einſchrän— 
fung. So heißt im Vertrage mit der Schweiz, dab, 
wenn das Str. G. des Staates, an den die Aus— 
lieferung erfolgt, das Uusliejerungsdelift mit einer 


törberl. Straje bedroht, diejelbe qeqebenen Falles 
in eine Freiheits= oder Geldſtraſe umzuwandeln 


ijt Art. V), ferner dak der Ausgelieferte vor fein 
Ausnahmsgeridt gejtellt werden dary (rt. VI). 
Diejelben Vorausſetzungen, an welche die Auslie— 
jerung eines fliichtigen Berbrechers gefniipft gu 
werden pfleqt, geiten nad) den bejtehenden Ver— 
trigen im allg. auch für die Durchliejerung durch 
einen Ddritten Staat. WuSlieferunqsvertriige bejte- 
hen gegenwärtig zwiſchen Oſterr«Ungarn und fol- 
genden Staaten: Belgien 1881, Brajilien 1883, 
Deutſches Reich 1854, Franfreid) 1655, Addit. 
Konv. 1869, Grogbritannien 1873, Addit. Ronv. 
1901, Stalien 1869, Addit. Konv. 1882, Lurene 
burq 1882, Monafo 1886, Montenegro 1872, 
Niederfande 1880, Nordamerifa 1856, Rumänien 
1901, Rußland 1874, Schweden-Norivegen 1868, 
Schweiz 1896, Cerbien 1881, Spanien 1861, 
Uruguay 1887. 

Hinſichtlich der Türkei hat ſich auf Grund 
des Art. IL des ruſſiſch-türkiſchen Friedensvertra— 
ges von Kainardſchi 1774 die Gepflogenheit her— 
ausgebildet, daß gegenſeitig die Auslieſerung flüch— 
tiger Verbrecher zugeſtanden wird, falls ſie nicht 
gu der im Zuflüchtsſtaate herrſchenden Religion 
libergetreten jind. Überdies bejteht ein Dejerteur- 
fartell s.wijchen den vormaligen Deutſchen Bundes- 
jtaaten vom 10 II 31, da8 auch derzeit nod) gilt, 
ferner cine Reihe von VBereinbarungen iiber die 
Auslieſerung dejertierter Matroſen. 


Yilteratur, 


Das internationale Privatrecht hat in Frank— 
reid) u. Amerila, ja felbjt in Italien früher cine 
ſelbſtändige, ſyſtematiſche Bearbeitung gefunden 
als in Deutſchland u. Oſterr. Am folgenden jollen 
"bie widtiqiten dieſer Disziplin gewidmeten Werke, 
nad) Ländern geordnet, aufgezählt werden: 

Wrantreidh. Foelix, traité de d. i. p., 
1. Mufl. 1843, 4. Mujl. 1866. Laurent, le droit 
i. p., 8 Bde., Brüſſel, Baris 188O—1k82. Du— 
tand, essai de d. i. p., Paris 1884. Despag-! 


Ofterr. Staatéwirterbud. 2. Aufl. 2. Bo. 


net, précis de d. i. p., Baris 1886. Laine, 
introduction au d. i. p., Pari8 1888, 1892. 
Wei, traité élémentaire d. d. i. p., 2. Aufl., 
Baris 1890. 

England wu. Amerika. Story, commen- 
taries on the conflict of laws, 7. Aufl., Bo—⸗ 
jton 1872. Wharton, a treatise on the confi. 
of |. or priv. int. law, 2. Aufl., Philadelphia 
1881, Wejtlate, a treat. on p. i. 1, 2. Mujl., 
London 1880, deutide Bearbeitung von Holtzen— 
dorff 1884. 

Holland. Aſſer, Das internationale Privat— 
tet, deutide Bearbeitung von Cohn 1880, frau— 
zöſiſche Bearbeitung von Rivier 1884. 

Italien. Fiore, dir. int. priv., 2. Aufl., 
Florenz 1884, franzöſiſche Ausgabe von Antoine, 
Paris 1891. Fusinato, questioni di d. i. p., 
Turin 1884, 

Deutides Reid. v. Bar, Theorie u. Praxis 
des internationalen Privatrechtes, 2 Bde., 1889. 
Böhm, Räuml. Herrjchaft der Rechtsnormen, 1890. 
Sittelmann, Qnternationales Rrivatrecht, bisher 
3 Bode., Leipzig 1897 1903. 

Schweiz. Meili, Kodifikation des interna— 
tionalen Zivil- u. Handelsrechtes, 1891. Geſchichte 
u. Syſtem des internationalen Privatrechtes, 1892, 
und eine Anzahl Monographien. 

Oſterreich. Vesque v. Püttlingen, Hand— 
buch des in Oſterr. geltenden internationalen Pri— 
vatrechtes, Wien 1878. Jettel, Handbuch des in— 
ternationalen Privat⸗ u. Strafrechtes, Bien 1893. 

Zeitſchriften. Journal de d. i. p., Baris, 
jeit 1878. Seiticrijt fiir internationales Privat⸗ 
u. Strafrecht (Böhm), Erlangen, feit 1891. 

Settel. 


Internationales Sanitätsrecht 


ſ. Art. „Staatsverträge“. 


Internationales Steuerrecht 
j. Art. „Perſonalſteuern“. 


Internationale Verträge 


Regelung der einzelnen verwallungs,- 
rechtl. Gebiete 


ſ. Art. „Staatsverträge“. 


yur 


Invaliden 


ſ. Art. „Heerweſen“ W. 
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Irrenweſen. 


I. Privatirrenanſtalten. — 11. DOffentt. —*— 
ten. — III. Berpflegstoſſen. — LV. Obſorge fiir die nicht 
in Dig untergebracten Geiftestranten. — V. Bes 
Tr ° 

Nad § 2, lit. b, des Reichsſanitätsgeſetzes 
30TV 70, R. 68, obliegt der StaatSverwaltung die 
Cherauffidt iiber alle Arrenanjtalten. 

Nach § 4, lit. b, des git. G. obliegt der Ge— 
meinde im iibertragenen Virkungskreiſe die un- 
mittelbare ſanitätspolizeil. Uberwachung det in der 
Gemeinde befindlicjen privaten Heilanjtalten. 

Die Arrenanjftalten find entweder Private 
anjtalten oder öffentl. Anſtalten. 

Mit der Minijterialverordnung 14 V 74, R.71, 
welche im § 8 durch die Minijterialverordnung 4 VII 
78, R. 87, abgeiindert wurde, wurden auf Grund 
deS Reichsſanitätsgeſetzes Vorſchriften in Betreff 
des Irrenweſens erlajjen u. zw. fowohl bezüglich der 
"rivat= und der öffentl. Jrrenanjtalten, als auch 
—— der Obſorge der nicht in Anſtalten unter— 
gebrachten Geiſteskranken. 

L. Privatirreuanſtalten. Sur Errichtung einer 
pre iar ijt die Bewilliqung der polit. 

anbeSbehirbde erforderlid) (§ 1). 

Diefe Bewilligung fann nur erteilt werden, 
wenn die Unjtalt unter die allein verantiwortl. 
Leitung eines Arztes geftellt wird. Derjelbe mup 
von, unbejdjoltenem Rufe und zur ärztl. Praxis 
in Oſterr. berechtigt fein, die — zur Lei⸗ 
tung einer ſolchen Mnitalt durd) Nachweiſung jeiner 
theoretiſchen u. praltiſchen Uusbildung in der Pſy⸗ 
chiatric bartun und, wenn er nicht jelbjt Unter— 
nehmer der Anſtalt ijt, als leitender Arzt derjelben 
re det polit. LandeSbehirde genehmigt werden 

2). 

Der Bewerber um die Bewilligung zur Er- 
ridjtung einer Brivatirrenanjtalt hat der polit. 
Landesbehirde mit feinem Einſchreiten nebjt der 
bezeichneten Nachweiſung (§ 2) die Grundzüge 
der beabjidtigten Einrichtung der Anſtalt vorju- 
fegen. Er hat ferner einen detaillierten Blan des 
Gebäudes beigubringen, in welchem die Wnjtalt 
untergebradt werden foll und nachzuweiſen, dah 
dasſelbe den Bedingungen ciner eriprieBl. Irren— 
pflege angemejjen, daher ingbej. in einer gefunden 
Gegend gelegen, mit qutem Trinfiwajjer hinreichend 
— ijt, keine lärmende oder den Kranken ſonſt 
nachteilige Umgebung hat, eine vollſtändige Tren— 
nung der — und die gehörige Abſonde— 
Tung der unruhigen u. unreinen Kranken zuläßt, 
und dag die fiir die Erholung der Kranken not— 
wenbdigen Riumlicdfeiten vorhanden find. Der Be— 
werber bat endlid) die Bahl der aufzunehmenden 
Kranfen de8 einen und deS anderen Geſchlechtes 
und das fiir die ärztl. Hilfe fiir die Bflege u. 
Uberwadung der Kranken bejtimmte Perfonal an- 
pugeben und die Hausordnung vorjulegen, welche 
n der Unftalt eingefiihrt werden foll 8 3). 

Die polit. Landesbehirde hat iiber das Geſuch 
die nötigen Erhebungen ju veranlajfen und nad 
Einvernehmung des Landesſanitätsrates mit Rück— 
ſicht auf alle einſchlägigen Verhältniſſe zu ent— 
ſcheiden. 


Mit Erl. des M. J.s VIL 81, Z. 6818, wurde 
angeordnet, daß bei Verleihung der Konzeſſionen 
von Privatanſtalten in die Verleihungsurkunde 
die Bedingung aufzunehmen ſei, bak die Direftion 
fiir die Einbringung der fiir die ————— Un: 
—— ruſſiſcher Staatsangehdriger auflaufen- 
den Gebithren hafte. 

Bird die Bewilligung zur Errichtung einer 
Privatirrenanftalt erteilt, fo hat fic) die polit. 
Landesbehirde vor der Eröffnung der Unjtalt ju 
libergeugen, da den von dem Bewerber gemach— 
ten in iderungen und den bei Erteilung der Be- 
willigung geftellten Bedingungen vollfommen ente 
ſpro worden ijt (§ 4). 

Die Bejtellung eines anderen als des bei der 
Erlangung der Bewilliqung namhaft gemadten 
leitenden Urstes bedarf jederzeit der Genehmigung 
der polit. Landesbehörde. Ebenfo find alle wejent- 
lidjen baul. Umgejtaltungen u. Anderungen in der 
Hausordnung oder in den Cinridjtungen der An— 
ftalt überh. dieſer Behirde im Wege der polit. 
Bezirksbehörde anguzeigen ($ 5). 

Der leitende Arzt einer Privatirrenanftalt ijt 
fiir die bem Swede der Anſtalt entipredende Lei- 
tung ſowie dafiir verantwortlid), dak die gefepl. 
Vorſchriften und die Direftiven der Wnijtalt von 
allen Funktionären u. Bedienjteten der Anſtalt 
enau beobadhtet werden. Er hat inSbej. dajiir 
Sorge ju tragen, daß die vorgefdriebenen Biicher 
der Anſialt geführt werden und ijt verpflichtet, den 
ifm von ben polit. und Sicherbeits-Bebirden und 
von ben Gerichten zukommenden Aufforderungen 
pünktlich nachzulommen. Nac) Schluß eines jeden 
Jahres hat er über die in der Anſtalt erzielten 
Erfolge und über jene im J. gemachten Erfahrun—- 
en, die für den öffentl. Dienſt von —— 
* in der durch die beſtehenden beſonderen An— 
ordnungen beſtimmten Weiſe an die vorgeſetzte 
polit. Behörde zu berichten. Der leitende Arzt einer 
Privatirrenanſtalt muß in derſelben wohnen (§ 6). 
Sn cine Privatirrenanjtalt dürfen keine an— 
deren als Gemüts- u. Geiſteskranke aufgenommen 
werden (§ 7). 

Die Uufnahme eines Kranken in eine folche 
Anſtalt darf nur auf Grund eines ärztl. Zeug— 
niſſes jtattfinden, worin die vorhandene Gemiits- 
oder Geiſtesſtörung —— wird. In Fällen, in 
welchen eine ärztl. Behandlung des Kranken vor— 
ausgegangen iſt, muß eine von dem behandelnden 
Arzte verſaßte Krankengeſchichte beigebracht werden. 
Das Zeugnis muß vom Bezirks- oder Gemeinde- 
arjte ded Aufenthaltsortes bes Kranken ausgeſtellt 
oder wenn eS von einem anderen Arzte ausgeitellt 
ijt, vom Bezirks⸗ oder Gemeindeargte beſtätigt und 
nicht linger als 14 Tage vor dem Anſuchen um 
die Aufnahme ausgefertigt fein. Bei Militdrper- 
fonen geniigt ein von einem £ u. k. Militärarzte 
im Dienjtwege ausgejtelltes Zeugnis und bei Per: 
jonen, die aus einer öſterr. öffentl. Rranfene oder 
Srrenanjtalt in eine Privatirrenanftalt iibertreten, 
bas jum Swede der Aufnahme in die legtere 
auSgefertigte ape aps ber betreffenden Direftion. 

Sn Fallen, in welchen es fich um die fofor- 
tige Unterbringung eines GeifteStranfen in die 
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Anſtalt wegen Gemeingefährlichkeit handelt und 
ein vorſchriftsmäßig ausgefertigtes ärztl. Zeugnis 
nicht mit der nötigen Schnelligkeit beſchafft werden 
fonnte oder wenn der Kranke aus dem Auslande 
fommt und ein von einem öffentl. Arzte ausge- 
ſtelltes, behördlich beglaubigtes Zeugnis nicht bei- 
ebracht wird, ijt eS dem leitenden Arzte unter 
— Verantwortung zwar geſtattet, den Geiſtes— 
franfen proviſoriſch —— doch hat er der 
polit. Behörde, welcher die Anſtalt unterſteht, läng— 
ſtens binnen 24 Stunden hievon die Anzeige gu 
machen, damit die Zuläſſigleit des weiteren Ver— 
bleibens der betrefjenden Perſon in der Anſtalt 
im Wege einer amtsärztl. Unterjuchung fonjtatiert 
werde. 

Bei Erjtattung der Anzeige ſind jene Um— 
ſtände anzugeben, welche der Beibringung des vor— 
—— ärztl. Zeugniſſes entgegenſtanden und 

ie den leitenden Arzt zur ſofortigen Aufnahme 
des Kranken beſtimmien. 

Kranke, welche die Sicherheitsbehörde wegen 
Gemeingefährlichkeit in eine Privatirrenanſtalt ab- 

ugeben fic) veranlaft findet, find auf Grund eines 
eugniſſes aufzunehmen, welches von dem dieſer 
ehirde zur ——— ſtehenden öffentl. Arzte 
ausgeſtellt wurde. 

Der leitende Arzt der Anſtalt hat von der 
erfolgten Uujnahme eines Kranken binnen 24 Stun- 
den dem GerictShoje 1. Inſtanz (Landes- oder 
Kreisgericht), in defjen Sprengel die Anjtalt ge: 
fegen ijt, die Ungeige mit dem Erſuchen um Emp— 
jangSbejtitiqung derjelben gu machen. Erl. ded 
M. J. 28X ks, 3. 15602.) 

Dieſe Anzeige entfällt nur dann, wenn auger 
Zweiſel fteht, dah der Kranfe nod) unter väterl. 
Gewalt fich befindet. Erreicht ein folder Kranker 
während ſeines Aufenthaltes in der Unjtalt das 
24. Lebensjahr, ſo iſt dies mit näherer Angabe 
ſeiner Perſonalverhältniſſe dem obbezeichneten Ge— 
richtshofe anzuzeigen. Das gleiche hat zu geſche— 
hen beim Einiruͤte pon Umſtänden, welche eine Yin- 
derung in der Perjon deS geſetzl. Vertreters zur 
Folge haben, wenn dieſe Umſtände nicht ohnebin 
dem Vormundſchafts⸗ oder KuratelSgeridte befannt 
geworbden fein müſſen (§ 9). 

Sn Privatirrenanjtalten untergebradte Per— 
ſonen, die als gebeilt gu betradjten find, bat die 
Anſtalt gu entlajjen, wobei im Einvernehmen mit 
denjenigen Berjonen pap ge ijt, welche die Auf⸗ 
nahme de3 Kranken in die AUnjtalt angefudt oder 
an deren Stelle die Objorge fiir denjelben über— 
nommen haben (§ 10). 

Auch nicht gebeilte Sranfe diirjen in der Une 
ftalt nicht linger zurückgehalten werden, wenn de- 
ren Entlajjung von ihren Angehörigen oder ihren 
gefepl. Vertretern verlangt und wenn bei gemein- 
gets rf. Rranfen ein Revers beigebrad)t wird, worin 

ie gebbrige Uberwadung de8 Sranten aufer- 
halb ber Anſtalt oder deſſen Unterbringung in 
einer anderen Heilanſtalt jugejichert wird. Der 
Revers muj von der polit. Begirtsbehirde des 
Ortes, in welchem fic) die Ausſteller aufhalten, 
rücſſichtlich der Erfiillbarfeit der darin gemachten 
Hulicherung beſtätigt fein. Sollte bei gemeinge- 
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jährl. Kranfen wegen bejonderer Verhältniſſe die 
Entlajjung notiwendig werden, ohne daß cin fol- 
cher Revers vorliegt, fo ijt die Anſtalt verpflichtet, 
den Rranfen folange gu behalten, bis die polit. 
Behörde die geeignete Verfiigung wegen der fiinj- 
tigen cpp ie a | desfelben getroffen Hat. 

Nicht geheilte Rranfe diirfen bei ihrer Entlaf- 
jung nur ihrem gejepl. Vertreter oder den von diejem 
bezeichneten Perfonen iiberqeben werden (§ 11). 

Werden Perjonen aus der Pflege der Anſtalt 
entlaſſen, welche dahin wegen Gemeingefährlichkeit 
von der Sicherheitsbehörde abgegeben worden ſind, 
ſo iſt die Entlaſſung dieſer Behörde im vorhinein 
anzuzeigen. 

ies hat auch bei probeweiſen Beurlaubun— 
gen ſolcher Perſonen zu geſchehen. 

Von der Entlaſſung geheilter, unter Kuratel 
ſtehender Kranker hat die Anſtalt das betreffende 
Gericht in Kenntnis iu fepen (§ 12). 

Jn jeder Privatirrenanjtalt ijt ein Haupte 
protofoll iiber die Kranfen der Unjtalt zu füh— 
ten, in weldhem die folgenden Rubrifen enthalten 
jein und entiprechend ausgefüllt werden miijjen, 
u. 3iv.: 1. Der Bore u. uname des Mranfen. 
2. Dejjen Geburtsjahr. 3. Dejjien Stand u. Bes 
—— 4. Die Zuſtändigkeitsgemeinde oder 
der letzte Aufenthaltsort. 5. Der Tag der Aufnahme 
in die Unftalt. 6. Name u. Wohnort derjenigen 
Ferfon, welche um die Aufnahme angefucht bat, 
oder Bezeichnung derjenigen Bebhirde, welche den 
Rranfen der Anſtalt iibergeben hat. 7. Name u. 
Wohnort des Wrates, welcher das i Seugnis 
behujs der Aufnahme ausgejtellt oder beſtätigt und 
die Krankengeſchichte verjakt bat. 8. Name, Bee 
ſchäſtigung u. Wohnort des Vaters oder des Vor— 
mundes oder der Vormiinderin und des Mitvor— 
mundes, oder des Kurators unter Ungabe des be- 
trefjenden gerichtl. Bejtellungsdefretes. 9. Datum, 
unter welchem die Aufnahme des RKranfen dem 
Gerichtshofe angeseigt und von legterem der Emp— 
jang der Aufnahmsanzeige beftitigt wurde. 10. Bee 
—J—— der von dem Kranken in die Anſtalt 
mitgebrachten Habſeligkeiten. 11. Taq u. Dauer 
der Beurlaubung unter Angabe des Ortes, wo, 
und der Perſon, bei welcher ſich der Beurlaubte be— 
findet. 12. Der Tag der Entlaſſung vor oder nach 
bewirkter Heilung, oder gegen Revers. 13. Der 
Ort, wohin der nod) nicht geheilte Kranke ent— 
laſſen und Name —— Verſon, welcher der⸗ 
ſelbe übergeben wurde. Anmerkungsrubrik 14 ijt 
endlich für ſonſtige beſondere Daten beſtimmt. 

Das Hauptprotofoll ijt von der vorgeſethzten 
polit. Behirde zu parafieren (§ 13). 

Uber jeden in der Anſtalt verpfleqten Kran— 
fen ijt eine tunlichſt genaue Krankengeſchichte 
ju führen, in welder alle fic) in dem Kranfheits- 

ujtande ergebenden weſentl. Beriinderungen ere 
— au machen find (§ 14). 

Uber Obdugierungen von Leiden der in der 
Anſtalt verjtorbenen Rranfen find Protofolle ju 
fiihren. Obdugierungen dürſen auger den in den 
bejtehenden Vorſchriften —— Fällen nur 
mit Zuſtimmung der Angehsbrigen oder der geſetzl. 
Vertreter der Verſtorbenen vorgenommen werden. 
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Rückſichtlich der Totenbeſchau ſind die beſtehen⸗ 
ben allg. Vorſchriften zu beobachten (§ 15) und 
für die Seelſorge ijt nach Bedarf und nach Zulaß 
des Heilzweckes die angemeſſene Vorſorge zu tref— 
fen (§ 16). 

Bei vorfommenden Entweichungen von Gei— 
jteStranfen aus der Anſtalt hat die letztere alle 
weddienl. Nachforidhungen gu pflegen und au die— 
* Ende insbeſ. die Angehörigen des Kranken 
und die geſetzl. Vertreter und bei gemeingefährl. 
Kranken jedenfalls auch dic Sicherheitsbehörde 
ſchleunigſt von der Entweichung zu benachrichti— 
gen (§ 17). 

Die Staatsverwaltung übt das Recht der Auf— 
ſicht über die Privatirrenanjtalten durd ihre Sa- 
nitiitsorgane aus. Dieje Organe haben die YWnjtal- 
ten öfters zu unbejtimmten Seiten, mindejtens 
aber cinmal innerhalb dreier Donate zu befuchen 
und fich auf diejem Wege die Uberzeugung gu 
verſchaffen, ob die Behandlung der Kranfen dem 
Swede der Anſtalt angemefjen fei und die beſtehen— 
den Vorſchriften qenau beobachtet werden. Sie 
haben die Reflamationen der Kranken und die Auße— 
rungen der Arzte entgegengunehmen, die Haupt- 
u. Obduftionsprotofolle fowie die Krankengeſchichten 
einzuſehen und dariiber gu wachen, bab bei der 
—— det Kranken allen Beſtimmungen ent— 
ſprochen werde und die angeordneten Mitteilungen 
an dic Gerichte pünktlich erfolgen. 

Der Befund iſt der polit. Bezirlsbehörde und 
von dieſer der Landesbehörde vorzulegen. 

Jn Städten mit eigenen Statuten ijt die Wuj- 
ficht iiber die Privatirrenanjftalten in der vorbe— 
—— Weiſe zunächſt durch die mit dem Wir— 
ungskreiſe der polit. Bezirlsbehörde betraute Ge— 
meindebehörde und ihre ärztl. Organe auszuüben 
($ 18). 

Die pol. Behörden haben die Abjtellung der 
bei den Unterfudjungen der Brivatirrenanjtalten 
vorgejundenen Gebrechen zu verfügen. Stellt e¢ 
ji) heraus, dak bei der bejtehenden Leitung der 
Anjtalt der Saved derjelben gefährdet und eine Wb- 
hilje ſonſt nicht gu gewärtigen ijt, fo hat die polit. 
Landesbehirde die Entjernung des leitenden Arz— 
tes anjuordnen und dic entipredjenden zwiſchen— 
weiligen Borfehrungen zu trefjen. 

* es ſich jedoch, daß die Einrichtungen 
der Anſtalt derart mangelhaft ſind, daß derſelben 
die Kranken überh. nicht mit Beruhigung anver— 
traut werden können, jo hat fie die Zuruͤcknahme 
der Zur Errichtung der Anſtalt erteilten Konzeſ— 
fion auszuipredjen und wegen Entjernung der 
Rranfen aus der Anjtalt das Nötige anguordnen 
($19), Dieſe Beſtimmung hat auch rüchſichtlich der 
bereits bewilligten Privatirrenanſtalten in Anwen— 
dung zu kommen. Inſofern jedoch in dieſen An— 
ſtalten eine von den beſtehenden Vorſchriften ab— 
weichende Einrichtung beſteht, kann die polit. 
Landesbehörde von der Durchführung dieſer Be— 
ſtimmungen Umgang nehmen, wenn dagegen 
nad den gemachten Erſahrungen fein Anſtand 
obwaltet. 

Im J. 1900 beſtanden in Oſterr. 9 Privat— 
irrenanſtalten mit 2139 Betten. 


IL. Offentl. Irrenanſtalten. Die Bedingun— 
gen der Aufnahme und der Entlaſſung aus den 
öffentl. Irrenanſtalten ſowie die Verhältniſſe die— 
ſer Anſtalten überh. werden durch die Statuten 
derjelben geregelt. 

Die Statuten diejer Anſtalten unterliegen 
der Genehmigung des Minifteriums des 
Innern 21). 

Much die öſſentl. Irrenanſtalten haben die 
vorgeſchriebenen Anzeigen (§§ 9 u. 12) an die 
betreffenden Gerichtsbehörden gu erjtatten und das 
Hauptprotofoll iiber die in dieſen UAnjtalten 
befindl. Kranken in einer foldjen Weije gu fiihren, 
daß aus demjelben die im § 13 der B. ex 1874 
bezeichneten Daten erſichtlich find (§ 22). 

Die öffentl. Arrenanjtalten find nur Lan- 
desanſtalten. Derzeit bejtehen folqende Landes— 
irrenanſtalten (mit 11.579 Betten): 

Jn Böhmen: Prag, Dobran, Boporan, ſtos⸗ 
manos; Ober-BeFfowig (Filiale). 

Jn Bufowina: Laut Landesgeieg 131 85, 
L. 10, ijt die pſuchiatriſche Abteilung der Landes- 
franfenanftalt in Czernowitz Landesirrenanjtalt. 

Sn Dalmatien: Sebenico. 

Xn Walizien: Lemberg (Kulparfow), Kra— 
fau (Statut 26 XII 75, &. 6, 7 u. 8). 

Jn Kärnten: Magenfurt (Statut 20 III 78, 
2. 9 ex 1879). 
ne Krain: Studenee (Statut 10111 86, 
L. 14), 

Qn Küſtenland: Trieft u. Gir; (Irrenan— 
ftalt der Barmbergigen Briider und der Barmher— 
jigen Schweftern), 

Sn Mabren: Briinn, Sternberg | Statut 
12 VII 92, &. 63). 

Sn Oberöſterreich: Miedernhart Statut 
gH 74, %. 11, 281 79, & 6, und 3 VIII 87, 

. 28). 

Jn Niederöſterreich: Wien, Kloſterneu— 
burg, Texting, Ougging. Langenlois, Ybbs, Adio- 
tenabteilung in Möbling (Statut 28 XII 68, L. 12 
ex 1869). 

Jn Salzburg: Marglan. 

Qn Schlefien: Troppau (Statut 10 11 91, 
L. 39, und 11. X 92, & 65). : 

In Steiermarf: Feldhof bei Gray, Kain— 
bach (Filiale), Lanfowig, Hartberq u. Schwanberg 
(Arrenjiechenanftalt). (Statut 1 VIII 75, &. 36, 
und 12 VITI 82, %. 34). 

Sn Tirol: Hall, Pergine (Statut 101V 
74, &. 26, 2X1 81, &. 33, und 23 V 86, L. 26), 

Die näheren Modalitiiten, welche fiir die Auf— 
nahme der Meijtestranten gelten, find in den eins 
zelnen Statuten u. Qnijtruftionen fiir die be— 
jiehenden Anſtalten enthalten und find nicht fiir 
alle Unjtalten gleich). 

Im Wiener ff allg. Krankenhauſe be- 
fteht cine pjydiatrifhe Beobachtungsſta— 
tion, aus welder dic Geiſteskranken zufolge Ext. 
des M. J. 17 XII 94, B. 83893 (O. S. W. 1895, 
S. 8), längſtens binnen 10 Tagen in die beimatl. 
Arrenanjtaltspflege abzugeben find. 

Der Vorgang bei Entlajiung nicht gebeilter 
Geiſteskranker aus dicjer Beobachtungsitation ijt 
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durch den Erl. der n.d. Statthalterei 28 VII 98, 
. 55939 (mit Erl. des M. J. 16 VIII 9s, 
. 25545, O. S. W. 1898, S. 333, allen übri— 
cn polit. Landesbehirden mitgetcilt), geregelt. 
ienach darj die Entlajjung folder Geijtesfranfer 
nur gegen Revers der Angehörigen oder gejepl. 
Vertreter erfolgen, in welchem die Verpflichtung 
u gebiriger UÜberwachung u. Berpflequng des 
ranfen oder ju dejien Unterbringung in einer 
Heilanjtalt iibernommen wird. Die Erjiillbarfeit 
der faut Revers iibernommenen Verpflichtungen 
mug von der polit. Bezirksbehörde bezw. Lf. 
Poligcibehirde des Ortes, in welchem der Aus— 
jteller wohnt, bejtitiqt jein. 

Jn jenen Fallen, in welchen der Reversleger 
im YUuslande wohnt und cine der vorerwabnten 
analoge Beſtätigung der Auslandsbehörde nicht 
ohne wejentl. Verzögerung beſchafft werden fann, 
ijt feitend der Wiener Kranfenhauspdireftion die 
E. der Statthalterei einzuholen. 

Sede Entlajjung eines nicht qeheilten Geijtes- 
franfen aus der piychiatrijden Beobadjtungsita- 
tion gegen Revers in die Familienpfleqe ijt der 
Polizeidireftion in Wien und bei der Verpflegung 
außerhalb des Wiener Polizeirayons aud der 
polit. Bezirlsbehörde bezw. der l. jf. Polizeibehörde 
des Wohnortes des Reverslegers vorher anzuzeigen. 

Mit dem Erl. der n.b. Statthalterei 18195, 
8. S87, wurden beſondere Vorſchriften in Betreff 
der Uberfiibrung ynrubiger Weijtesfran- 
fer erlaſſen. Qn dieſer Anleitung zur Vornahme 
des Transportes unruhiger Geiitestranter werden 
genaue Weijungen fiir die Anlegung der Zwangs— 
Jace gegeben, im allg. aber die Bejtimmung der 
Art der Verwahrung des Kranfen dem Amtsarzte 
iiberlajjen, der daher, wo nur möglich, bei der 
Verſicherung des Kranfen anwejend und die mit 
der Leitung der Uberfiifrung ju betrauende Per— 
* genau belehren ſoll. Jede rohe Gewalt ijt ver— 

oten. 

Geiſteskranke, welche ſich in einer Landesirren— 
anſtalt befinden und daſelbſt von einer auſtecken— 
den Krankheit beſallen werden, ijt dic Gemeinde 
in ihr Notipital gu übernehmen nicht verpflichtet 
(E. des V. G. STV 8s, 3. 4023). 

Geiſteskranke dürfen in eine Zwangsar— 
beits- oder Beſſerungsanſtalt nicht aufge— 
— werden (§ 6, Punkt 2, des G. 24 V 85, 

. OO). 

Geiſteslranke finnen in allg. öffentl. Kran— 
fenhaufern lediglich auf dic Dauer der unauj- 
jchiebbaren Notwendigfeit fiir den Fall Aufnahme 
finden, wenn fic fid) jelbjt oder ihrer Umgebung ge- 
fährlich find und eine anderweitige Vorſorge fiir die- 
jelben nicht möglich ijt, was durch ein ärztl. Zeug— 
nis fichergejtellt werden mup, und wenn der An— 
ftalt entiprecjend eingerichtete Lofalititen zu ihrer 
angemejienen Unterbringung fowie sur Pflege der- 
jelben geeiqnete Wärter gur Verfiiqung ſtehen. Sie 
diirfen in der Unjtalt nur fo lange belajjen wer— 
den, bis die bei ihrer Aufnahme fofort eingulei- 
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Für die Verfaſſung der Krankengeſchichte 
eines Irren behufs ſeiner Aufnahme in die Lan— 
desirrenanſtalt hat die firnt. Landesregierung im 
Einvernehmen mit dem L. A. mit Erl. s V 9G, 
3. 5736 (D. S. W. 1896, S. 350), ein befonderes 
Formular angeordnet. 

Nad) der BW. des J. M. 7 XII Ks, 8. 19860 
(B. Bl. des J. M. Nv. 47, S. 193), iſt die Ver— 
wendung der Gendarmerie gur Beglei- 
tung von geijftesgeftirten bezw. de8 Irr— 
jinns — Häftlingen u. Sträf— 
lingen zuläſſig, doch iſt in ſolchen Fällen, in 
welchen der Geiſteszuſtand des Häftlings oder 
Sträflings die Notwendigkeit einer ——— 
Pflege oder Handanlegung während der Beförde— 
rung vorausſehen läßt, die Veranlaſſung zu tref— 
jen, dak der Gendarmeriebegleitung das entſpre— 
chende Warteperſonal beigegeben werde. Die Ju— 
ſtizbehörde, welche die Gendarmeriebegleitung an— 
ordnet, hat im Sinne des J. M. Erl. 171 82, 
3. 812, der Gendarmerie immer den Grad der 

efährlichkeit ſchriftlich befanntgugeben. 

Wenn ein in einer öffentl. Irrenanſtalt unters 
gebrachter Meijtesfranfer in cine ungar. Irrenan— 
jtalt iiberjiihrt werden foll, fo ijt vorher an diefe 
ge Unjtalt die Anzeige gu erjtatten (Erl. des 
M. J. 3X 92, 8. 16540, § S. W. 1892, 
S. 405). 

Mit er auf die Uberfüllung der Irren— 
anjtalten in Böhmen wurden die Dijtrifts: u. 
Gemeindeärzte mit dem Erl. der, böhm. Statthal= 
tevei 26 VIII 99, 8. 139578 (©. GS. W. 1899, 
S. 396), angewiefen, die vorgeidriebenen ärztl. 
Zeugniſſe behufs Aufnahme von Geiſteskranken in 
die böhm. Landesirrenanjtalt nur in den drin— 
qendjten Fällen auszuſtellen, in welchen der 
Seiftestrante tatſächlich gemeinſchädlich ijt und feine 
Wbgabe in eine Yrrenanjtalt unausweichlich ijt. 

Jn Niederdjterreich wurde dic Whgabe von 
Seijtesfranfen in die n.26. Candesirrenanjtalten mit 
dem Statthaltereierlaß 22 VI 99, 8. 34101 (O. 
S. BW. 1899, S. 512), geregelt und Yiir die einzel⸗ 
nen Anſtalten Aufnahmesbezirke beſtimmt, fiir die 
Unterbringung Geiſtestranker u. Irrſinnsverdäch— 
tiger wurden folgende Grundſätze feſtgeſtellt: 

Ohne Unterichied der Bujrindiqteit fommen 

a) alle offenfundig der Arrenanjtaltsbehand- 
(ung Bediirjtigen in die naö. Landesirrenanjtalten; 

b) unbeilbar Geijtestranfe, die nur der Ver— 
forqung bediirjen, in die Gemeindepflege; 

c) alle iibrigen Geijtesfranfen u. Verdächti— 
gen in die pinchiatrijde Beobachtungsſtation des 
f. f. allg. Rranfenhaufes in Wien. 

Den AnjtaltSvorjtehungen rwurde aud) das 
Recht eingeriiumt, in allen jenen Fallen, in wel— 
chen bei denfelben direft um die Aufnahme Gei— 
jtesfranfer eingejdjritten wird, die Aufnahme felb- 
ſtändig gegen nachtriigh Cinholung der Genehmi— 
qung des nb, L. A. gu verfiigen, wenn die ſta— 
tutenmapig vorgeidriebenen Uujnahmsbedingungen 
erjiillt find und die Geijtestranfheit bezw. Irren— 


tenden Schritte behufs Unterbringung in einer | anjtaltshediirftigfeit durch den Amtsarzt bejtitigt ijt. 


Arrenanjtalt die Abſendung dahin ermöglichen 83, 
Abſ. 3, des G. STIL Ss für Böhmen, L. 


ILL. Berpflegefoften. Die Verpjlequng der 


19), Geiſteskranken in den öffentl. Arrenanitalten erfolgt 
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nad beftimmten Klaſſen. Die Verpflegsfojten jiir 
unbemittelte Geijtesfranfe finnen immer nur 
nad) der minbdejten Gebühr —— werden 
(Erl. des M. J. 7 CX 55, 3. 15022). Geiſteskranken 
Pricitern ebiifrt die Verpfiegung nach der 

2. Klaſſe der Werpfleastaren auf Rojten des Reli- 
gionsjonds, falls jie aufer ftande find, dieſe Koſten 
gang oder teilweiſe aus ihren Pfriinden oder fon- 
tigen Ginfommen zu beftreiten (Erl. des K. U. M. 
18 IX 73, 3. 12128). 

Besiaiich ber Verpfleqsfoften fiir Perfonen 
des fu. f. Deeres enthalt das Militärver— 
jorgungsgejef 27 XII 75, R. 158, befondere 
Bo — — Offiziere jeden Grades, 
Seeladetten, Militär- u. Marinegeiſtliche, Beamte 
und in feine Diiitentlafje eingereihte Gagijten, 
welche im Wenufje einer Militärgebühr (Gage oder 
Penſion) ftehen, ſowie jene Unteroffiziere, Soldaten 
u. Matroſen, welche während ihrer altiven Dienſt⸗ 
leiſtung oder während ſie ſich im Genuſſe einer 
Invali enpenjion oder im Verjorgungsjtande eines 
Anvalidenhaujes befinden, geijtestrant werden, 
tönnen, jalls ihre Unterbringung in der Irren— 
abteilung des Militdrinvalidenhaujes zu Tyrnau 
nicht möglich fein follte, in eine Sivilirrenanjtalt 
untergebracht werden (§ 114). 

etrefjs der Verpflegsgebühren in öffentl. 
Srrenanjtalten bejtimmt das G. 1710 64, R. 22, 
folgendes : 

1. Für die in eine öffentl. Irrenanſtalt un- 
entgeltlich aufgenommenen, zahlungsunfähigen Per— 
fonen find Verpflegskoſten von den Landesſonds 
derjenigen Minder gu tragen bezw. ju erſetzen, in 
weldjen ſich die Heimatgemeinden der Verpjlegten 
oder jene Wemeinden befinden, denen dicie Rer- 
fonen nad) den Vejtimmungen des Heimatgefepes 
alg beimatberedhtigt zuzuweiſen find. 

2. Inſofern bisher die Einrichtung bejtanden 
hat, dab die Landesfonds der Linder, in welchen 
dffentl. Arrenanjtalten bejtehen, in Anſehung der 
daſelbſt unentgeltlich Berpflegten gegenicitig feinen 
Erſatz von den Landesfonds oder den Gemeinden 
anbderer ander fiir Die aufgewendeten Rojten an— 
iprechen durften, wird dieſe Regiprogitat hiemit 
aufgehoben. 

3. Bezüglich der in der Irrenanſtalt unent— 
geltlic) Mujgenommenen find alle Momente zur 
Feſtſtellung des Heimatrechtes des Kranken genau 
zu erheben und dieſe Erhebungen zur Geltend— 
machung des Erſatzanſpruches dem L. A. jenes 
Landes mitzuteilen, in welchem der Verpflegte 
heimatberechtigt iſt. 

4. Es bleibt der Landesgeſetzgebung vorbehal⸗ 
ten, gu beſtimmen, ob dem dic Verpflegskoſten fiir 
Geijtestrante zahlenden Landesfonds dieſe Aus— 
lage von der Heimats gemeinde derſelben ganz oder 
gece au erſetzen fet, jo die Gemeinden in ©. 

O. (L. G. S X 82, Nr. 30) ein Drittel, Jene i Tirol 
ro .G. 17 V 86, Nr. 26) pro Kopf u. Tag 52h, in 
Worarlb. L. 231 67, Mr. 20, die Haljte ber Ver⸗ 
bilegstojten 


Be Sereno 


Bejteht nad dieien St. BV. das Btezipro- 
sitttaverbaltnié der unentgeltl. Verpflegung oder 
wird der Erſatz dex Verpflegstojten von dem frem⸗ 
den Staate nicht geleijtet oder läßt jich die Staate 
bürgerſchaft oder das Heimatrecht eines Verpileg- 
ten nicht ſicherſtellen, ſo treffen die Koſten der 
Verpflegung ohne Erſatzanſpruch den Landesfonds 
jenes Landes, in dem ſich die Anſtalt befindet 

Die Gebiihr in der fiir Hae ungsunfabige 
beftimnten legten Verpflegstlajje arf fiir Aus— 
lander oder Angehörige anderer Linder nicht höber 
bemefjen werden, als felbe fiir die Angehörigen 
bes Landed iiberhaupt feſtgeſetzt ijt. 

8. Die Arrenanjtalten haben vom 1165 ab 
auch dort, wo es bisher nicht der Fall war, in die 
Verwaltung der LandeSvertretungen überzugehen 

Die Bezirkskrankenkaſſen haben die Ver⸗ 
er für ihre in einer Landesirrenanitalt 
untergebradjten Mitglieder ju vergiiten. Das Dis- 
pofitionSrecht der BegirfStrantenfafjen ijt in diejem 
te ausgeſchloſſen (E. des BV. G. 15 XII 4, 

4884, und 13 X 99, 8. 8149). Der Umjtand, ob 
die Srrenanftalt eine ö jentliche odet cine private 
ijt, fommt nur injoweit in Betradt, als für Bri- 
vatanftalten das etwa bejtehende Ubereinfommen 
mafgebend bleibt, während bei öffentl. Anſtalten 
die im Statute jeft — Verpflegsgebühr zu ent- 
richten iſt (E. ek 8 VII 92, 3. 2228). 

Die Kranfenfafjen (Bruderladen) jind bin- 
fichtlich des Don der Aujenthaltsgemeinde vorſchuß⸗ 
weiſe beſtrittenen Aufwandes für die Beförde 
rung eines geiſteskranken Kaſſenmitgliedes in 
eine öffentl. Arrenanjtalt, ohne Rückſicht auf cine 
ae Dispojition der Kranfenfajje, erſatzpflich⸗ 
tig (E. des V. G. 3199, 8. 1482). 

Die NKojten der 
durchgeführten ſtaatsärztl. 
Geiſteskranken fallen dem Staatsſchatze Ege 
(E. des M. 3. 29 VI 91, 8.7819, O. S. ¥ 
S. 139). 

Die polit. Behörden find night fompetent. 
Kojten fiir die Uberjtellung von in Lande&anjtal- 
ten verpflegten Weijtestranfen gu liquidieren E. 
des ML. J. 30 V 8b, B. 5440). 

Was die Ginhebung der gee pane fiir 
ausländiſche Geijtestrante elangt, jo 
wurde mit bem Erl. des M. J. 7 XI 70, 8. 1870, 
ausgeſprochen, daß unter Vewpfiegetonentetlame 
tionen im allg. die Geiſteskranke betreffenden Re— 
flamationen nicht ſelbſwerſtändlich einverſtanden 
ſind, weshalb in Anſehung derſelben erſt cine aus⸗ 
driidlide, die Zuſicherung der Reziprozität ent— 
haltende Verabxedung erſordert wird. 

Mit dem Erl. 21177, §. 185 M. J. wur⸗ 
den die Grundſätze befanntgegeben, welde bei 
der Cinbringung von BVerpflegstojten fiir mittel⸗ 
lofe Rranfe mit Einſchluß der Irren u. Siechen 
frembden Staaten gegeniiber maßgebend find (f. Dai- 
mer Geſ. S., IL B., S. 579). 

Hinſichtlich des Borganges wegen Cinbrin- 
| qung von Verpjlegstojten fiir geiſteskranke Mus: 


im Bffentl. Qntereiie 
Unterſuchung von 
Laſt 
893. 


S. 


Bezüglich der Hereinbringung der suns liinder gelten im allg. die Anordnungen des M. J. 
für Huslander jind die bejtehenden Vorſchriften 16 X11 59, 8. 24424, welche fiir die Cinbringung der 
| Verpflegsfojten fiir kranke Ausländer iiberb. gelten. 


und St. B. makaebend. 
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Die meijten Staaten halten fic) nur verpflich- 
tet, zur Dereinbringun der Koſten fiir im Wus- 
lande verpfleqte Geiſteskranke von dem BVerpflegten 
oder bon den zahlungspflichtigen Verwandten bes 
hilflich gu fein, lehnen jedod) eine direfte Haft- 
pflicht ab (3. B. Rußland, Niederlande, Vereinigte 
Staaten von Amerifa, u. a.). 

Nach dem E. des B. G. 21191, 3. 279, 
finnen die Verpflegsloſten fiir Geijtesfranfe in 
Frankreich mit Rückſicht auf die zwiſchen Ojterr. 
u. Frankreich bejtehende Regiprositit den Heimat- 
gemeinden nicht auferlegt werden. 

IV. Objorge fiir die nidt in Irrenanſtalten 

untergebradten Geiitestranfen. Nach § 3, lit.c, 
des GY. 30 IV 70, #. 68, find die Gemeinden und 
inSbej. ibre ärztl. Organe vervpflichtet, die inner— 
alb ihres Gebietes befindl. Irren, die nicht in 
Irrenanſtalten untergebracht jind, in Gvideng ju 
— und die Pflege derſelben zu überwachen. Sie 
aben insbeſ. ihr Augenmerk darauf zu richten, 
daß derlei Kranke nicht inhumaner Behandlung 
Preis gegeben oder Einſchränkungen unterworfen 
werden, die durch die Beſchafſenheit ihrer Krank— 
beit nicht gerechtfertiqt find. Sie haben endlic) fiir 
die Verpylequng armer WeijteSfranfer und fiir 
deren tunlichfte Unterbringung in öffentl. Irren— 
anjtalten Corge zu tragen (§ 24 ded G. 3 XID 63, 
R. 105). 

Geijtestrante, welche nicht unter der väter— 
lichen oder vormundſchaftl. Gewalt jtehen, haben 
die Gemeinden dem Gerichtshoſe 1. Inſtanz, ju 
defien Sprengel fie jugewiejen find, behujs der 
weiteren Verfügung nambajt au machen. 

Die polit. Behirden und inSbej. deren Amts— 
dirgte haben die Gemeinden riidfichtlid) der Erfül— 
lung der ihnen in Bezug auf das J. obliegenden 
Verpflichtungen gu iiberwaden. Sie haben den 
Gemeinden und den Angehörigen armer Geiſtes— 
franfer in Betreff der Unterbringung der legteren 
in öffentl. Qrrenanjtalten den tunlichſten Beiſtand 
au leijten. Dieſe Verpflichtung obliegt auch den 
1. f. Polizeibehörden. 

Die Gerichtsbehörden ſind verpflichtet, die Be— 
ſtellung von Vormündern u. Kuratoren für in 
Irrenheilanſtalten befindl. Geiſteskranke dieſen An— 
ſtalten belanntzugeben (§§ 23—25 der Miniſte— 
rialverordnung 14 V 74, R. 71). 

Bezüglich der Uberwachung der Bilege der 
nidt in ————— ——— eiſtes⸗ 
franfen bejtehen fiir Niederöſterreich (Statt- 
haltereierlaj 27 VIII 90, 3. 2504, DO. S. 
S. 693) jolgende Vorſchriſten: 

1. E8 find die in Gemeindeverjorgung über— 
nontmenen, wegen einer Geijtestrantheit unter 
Kuratel geſetzten Perſonen von der Gemeinde 
nut gegen Übernahmsrevers aus der Verforgung 
zu entlajjen, in weldem die Haftung fiir entipre- 
thende Pflege u. Uberwachung enthalten und die 
Bujtimmung des Kurators erſichtlich ijt. 

2. An Gemeindeverforqung befindlice, unter 
Kuratel jtehende Geijtestranfe, welde den Gemein— 
den gebeffert oder erwerbsfähig erjdeinen, diirjen 
(ohne den erwähnten Revers) nicht frither aus der 
WMemeindeverjorgung entlajien werden, als nicht 


injolge gerichtl. Unterfuchung die Kuratel aufge- 
boben wurde. 

3. Die Gemeinden find iiber ihre Verpflich— 
tungen zur entipredjenden Borjorge der ihnen iiber- 
— Geiſteskranlen zu belehren und nament- 
ich die Landgemeinden auf Unterbringung ſolcher 
Siechen bei geeigneten Pflegeparteien aufmerkſam 
zu machen; die Pflege iſt jedoch durch die Ge— 
— überwachen. 

4. Es iſt dahin zu ſtreben, daß in jenen 
— ————— in welchen geiſtige 
Getränke zum Verſchleiße kommen, die als Säufer 
bekannten Pfründner, namentlich die an chroniſchem 
Alkoholismus leidenden Geiſtesſiechen, wirlſam vom 
Genuſſe geiſtiger Getränke abgehalten werden und 
ſolche nur nach ärztl. Anordnung erhalten. 

5. Es iſt wünſchenswert, daß die in Gemeinde— 
verſorgung — ſei es in Anſtalts- oder fei es in 
Familienpflege — abgegebenen Geiſtesſiechen, ſo— 
weit es ihre Kräfte erlauben, in ſchönender Weiſe 
zur Arbeit herangezogen werden, weil ſie da— 
durch vom Vagieren und vom Trinken abgehalten 
werden. 

Die Gemeinden ſind in der Erfüllung der 
l. Verpflichtungen durch die Amtsärzte ent— 
d zu überwachen. 
Unter Koſtorte verſteht man ſolche Orte, 
wohin unter Aufſicht verläßl. Perſonen Blöde oder 
ruhige Geiſteskranke im Einverſtändnjſſe mit der 
Kuratelsbehörde in Koſt, Quartier u. Uberwachung 
unter der Aufſicht eigens berujener YUrgzte gebracht 
werden. Auch dicje miifjen nach Hid. 26 XII 22, 
§. 35440, unter jtrenger polizeil. Kontrolle ſtehen. 

V. Berichte. Mit dem Erl. des M. J. 24 1 94, 
8. 851 (O. S. W. 1894, S. 70), wurde ein neues 
wormular fiir den jtatijtijchen Jahresbericht der 
Srrenanjtalten (lit. D.) eingefiihrt, welches hin— 
ſichtlich der Ginteilung der Formen von Geiſtes— 
jtérungen dem heutigen Stande der pſfychiatriſchen 
Wisientdait entipricht, durch Erweiterung der Nadj= 
weijungen iiber die perjinl. Verhaltnifje der Irren— 
anjtaltspfleglinge aud) den Anforderungen der Sa- 
nitätsſtatiſtik Rechnung trägt und durd) Mufnahme 
der auf die Kriminalitätsverhältniſſe Bezug haben= 
ben Daten erweitert ijt. 

Für die jährl. Nachweijungen fiber die außer— 
el Yrrenanjtalten lebenden Geiſteskran— 
en wurde mit dem Erl. des M. J. 9 XI As, 
3. 19497, gleichfalls ein abgeändertes, den Anfor— 
derungen der. Wiſſenſchaft u. Praxis entiprechendes 


bezü 
ſpre 


W. Formular (lit. E.) eingeführt. 


Mit dem Erl. 2 V 1901, 8. 13773 (©. S. BW. 
1901, S. 219), wurde allg. angeordnet, anläßlich 
der Borlage der janititsftatiftijden Jahresberichte 
iiber Jrrenanjtalten aud) regelmäßig den Befund 
der im Laufe des Jahres jtattgefundenen amts- 
ärztl. Inſpizierungen beiguidliefen fowie 
iiber die etwa aus Anlaß derielben eingeleiteten 
Amtshandlungen gu berichten. 
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I. J. Recht. 1. Ag. 2. Qnbalt, — IL. §.-Gebiet. 
1. Zuſammenhang. 2. Entiaven. 3. Einfriedung. — IIT. J. 
Ausiibung. 1, Cigentagd. 2. J.Pacht. 3. J. Genoſſenſchaft. 
— IV. 3. Bolige. 1. Allg. 2. Schongeit. 3. Perfonal, 4. 9.- 
Rarten. — V. Wildfolge. — VI. Wilh u. J. Schaden. — 
VII. J. Abgaben. 


In neuerer Zeit Hat die geſetzl. Regelung des 

J. Weſens in Oſterr. in formeller u. materieller 
Hinſicht ziemlich tieigreifende Wandlungen durch— 
gemacht, — Wandlungen, welche dermalen noch nicht 
völlig abgeſchloſſen find, flix welche aber die Grund— 
züge im ganjen u. grofen feſtgeſtellt jind. In ſor— 
meller Hinficht ijt gu fonftatieren, dah in vielen 
Landern an Stelle des His in die neuere Heit 
(mit Wusnahme von Böhmen und Dalm.) aus- 
idjlieBlich in Geltung gejtandenen faij. P. 7 III 49, 
R. 154, und der auf demfelben fufenden B. und 
Verfügungen bejondere Landesgeſetze getreten find. 
Die Entwidlung geht erſichtlich dahin, daß das 
49er P. jeine Geltung verlieren wird und dag an 
jeine Stelle allgemein ſolche Landesgeſetze treten 
werden. Qn materieller Hinficht weidjen diefe neuen 
Vandesjagdgefege in einigen wichtigen Bunften von 
dem der P. ab, obwohl auch die Landesgeſetze cine 
vollfommen einheitliche legiſtiſche Ronjtruftion nidt 
bejipen, ſondern untereinander nicht unweſentl. 
Unterſchiede auſweiſen. Um ein Bild tiber die 
eſetzl. Regelung des J⸗Weſens in Oſterr. gu ge- 
en, ijt eS daher notwendig, die wichtigeren Bar- 
tien des J.Rechtes getrennt gu behandeln und 
bei den eingelnen Bartien die Darjtellung gu ſchei— 
den fiir die Lander, in weldhen das 49er P. nod 
gilt und denjenigen, im welchen bejondere Landes- 
jagdgeſetze beſtehen. 

Yn Spezialgeſetzen zur Regelung des D.- 
Weſens wurden in den letzten — folgende 
evlajjen: Vorarlb. G. 26 VII 92, L. 1 ex 1895; 
Trieſt G. 6 VIII 95, L. 21; O. O. G. 13 VIL 95, 
L. 8 ex 1806; Mähren G. 20 XII 95, &. 66 ex 
1896; Küſtenl. G. 15 1196, &. 26; Gal. G. 5 TIL 
97, “2.71; Krain G. 10 XID 99, Y&. 2 ex 1900; 
MN. O. G. 22X71 1901, &. 42 ex 1902; Kärnten 
G. 4 VIE 1902, L. 15 ex 1903; Gemeindegebiet 
Wien G. 8XII 1902, L. 22 ex 1903; Schlefien 
G. 1311903, 2. 42. An Böhmen beiteht das J. 
Geſetz 1 VI 1866, L. 49, in Dalm. ijt die J. im 
allq. frei und nur durd) das Waijenpatent fowie 
durch das Feldſchutzgeſetz 1311 1883, L. 18, be— 
ſchränlkt; letzteres erflirt, dag die J. Musiibung 
„auf Brivatgrundjtiiden ohne ausdrückl. Zuſtim— 


Irrenweſen. — Jagd. 


mung des betreffenden Grundbeſitzers“ verboten 
iſt. Das P. des J. 1849 beſteht daher nur noch 
in der Bukow., Salzb., Steierm. und Tirol. 

Im folgenden ſollen die wichtigeren Teile des 
J.« Weſens und J.-Rechtes dargeſtellt und ſoll hie— 
bei die Unterſcheidung zwiſchen den Ländern, in 
welchen das P. 7 III 49, und jenen, in welchen be— 
ſondere Landesgeſetze beſtehen, ſeſtgehalten werden. 

J. Jagdrecht. 1. Die Rechtsnatur des 
Jagdrechtes im allg. Die Frage, ob das J. 
Recht cin Ausfluß des Eigentumsredtes oder als 
ein ſelbſtändiges Recht anzuſehen ijt, bat nicht nur 
theoretiſches Intereſſe, fondern aud) praktiſche Be- 
deutung, kann aber auch heute nod) nidjt als voll- 
fommen gelöſt betradjtet werden. Schon das alte 
deutſche Mecht bezeichnet u. anerfennt dag J.Recht 
alg „Ausfluß des CigentumSredjtes an Grund u. 
Boden”, desgleiden aud) neuere J.Geſetze, 3. B. 
das preußiſche J.Geſetz, das ungar. J.Geſetz vom 
Jahre 1883: „Das J.-Mecht ijt cin untrennbares 
Zugehör ded Grundeigentums“, das J.Geſetz fiir 
Böhmen: „Das J.Recht iit Ausfluß oes Grund- 
eigentums“, ebenſo die obzitierten öſterr. Landes— 
jagdgeſetze, welche ſogar wörtlich ziemlich überein— 
ſtimmend erklären: „Das J. Recht ijt mit dem 
Grundeigentume verbunden und ſteht daher dem 
jeweiligen Grundbeſitzer ju.“ 

Die Gründe dajiir, das J. Recht nicht als 
integrierenden Beſtandteil des Eigentumsrechtes 
an Grund u. Boden, ſondern als ein zu demſelben 
gehörendes, mit demſelben untrennbar verbunde— 
nes ſelbſtändiges Recht anzuſehen, ſcheinen zu über— 
wiegen. An der Richtigkeit dieſer Anſicht macht 
auch die in dem Erkenntnis des V. G. 20X 82, 
Budwinsti 1532, vorgebrachte Begriindung nicht 
irre. Mus dem im P. 71 49 an der Spige jte- 
henden ra „Das J.Recht auj fremdem Grund 
u. Boden ijt aujgehoben” folgert der B. G., dah 
das QeMecht , nicht irgend ein fpegielles felbjtin- 
—* unter die allg. Kategorien der Rechte nicht 
ſubſumierbares Recht ijt, ſondern einfach als cin 
Ausfluß des Cigentumsredtes an Grund u. Bo- 
den erſcheint“. Daraus wird gejolgert, dab „das 
J. Recht des Cigentiimers von 200 Joch zuſam— 
menhängenden Grundbeſitzes nichts Singuläres, 
ſondern dic Regel ijt, welche von ſelbſt eintritt.“ 
Daraus, daß das J.-Recht mit dem Grundbeſitz 
verbunden ijt, folgt nicht, daß es cin Teil des 
Eigentumsrechtes ijt; im Gegenteile, es folgt dar- 
aus, dah das J.Recht mit Cigentumsredte 
an Grund u. Boden ,,verbunden’ ijt, dak es ein 
„Ausfluß“ diefes Eigentumsrechtes ijt, viel eber, 
dah das J. Recht ein ſelbſtändiges Recht darſtellt, 
denn ju einer Verbindung gehören von einander 
verſchiedene Teile. Schon der Tractatus de ju 
ribus incorporalibus von 1679 führt das F 
Recht neben dem Berg- u. Zehentrecht ale ein jelb- 
ftdndiges, dem Eigentumsrechte gegenüberſtehendes 
jus incorporale auj, ähnlich auc) der codex 
Theresianus. § 292 a. b. G. B. bezeichnet das 
Recht „zu jagen und zu fiſchen“ als „unkörperl. 
Sache’ und foordiniert es „allen anderen Rech— 
ten”. Indirett anerfannt wird die Selbſtändigkeit 
ded Jo Redhtes im a. b. G. B., indem § 383 die 
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Regelung des J. u. Fiſchereigeſetzes in der Haupt- 
fade der polit. — zuweiſt. 

Der Inhalt der Sätze, „das J.Recht ijt cin 
Ausfluß des Grundeigentumes“ u. dgl. ijt offen— 
bar nicht Der, das J.-Recht zu einem Teile des 
Eigentumsrechtes gu ſtempeln, jondern feſtzuſtellen, 
daß der Grundeigentümer ſchon aus der Natur der 
Sache am meiſten dazu berufen erſcheint, zugleich 
J. Berechtigter auf ſeinem Grunde zu fein und daß 
man daher grundſätzlich die Ausübung des J. 
Rechtes in ſeine Hand legt, ihm dieſelbe jedoch 
nicht überläßt, wenn die Vorausfetzungen (insbeſ. 
cin entſprechender Umfang ſeines Beſitztumes) nicht 

egeben ſind. Praktiſch bedeutſam iſt dieſe Streit— 

oa jiir das Verhältnis zwiſchen Grundeigen- 
tiimer, J.-Beredtigten u. Wild, eine Frage, welde 
in den Ländern, in weldjen beſondere 3.-Gejepe 
bejtehen, an Bedeutung verloren bat, da fie in 
dieſen G. unmittelbar geregelt ijt. 

2. Anhalt des Jagdrechtes. Das J.Mecht 
gibt dem Beteiligten die Befugnis, ausſchließl. Ei- 
gentiimer des im Reviere befindl. Wildes gu wer— 
den, gewöhnlich auch die ausſchließl. Befugnis, das 
Wild zu offupieren (erlegen, fangen) fowie das 
Wild entipredjend ju hegen (PB. 2SI1 1786 und 
die auf Grund des Erl. d. M. J. 15 XII 52, 
3. 5681, erjolgten Republifationen der bejtehenden 
jagdpolizeil. Borjdrijten: Karnten Statth. Erl. 5 1 
53, L. 11 3; N. O. Statth. Erl. 27 XII 52, 
2. 473, 21 10 53, @ Il 77 u. Statth. B. 3 VI 
53, &. II 163; Salzb. Statth, Erl. 25 XII 52, 
L. 447; Steierm. Statth. Erl. 28 1 53, L. II 2s). 
Die neueren Landesjagdgeiepe enthalten jajt wirt- 
lid) iibereinjtimmend fiber dieje Frage folgende 
Vejtimmung: „Das J.-Recht befteht in der aus— 
ſchließl. Berechtigung, innerhalb des dem Beredh- 
tigten zuſtehenden J.-Gebictes die jagdbaren Tiere 
ju hegen, gu verjolgen, gu fangen, ju erlegen, 
Diejelben oder deren etwa abgetrennte nupbare 
Teile (abgeworjene Geweihe u. dql.), wie aud) die 
ier des Federwildes, dann tot aufgejundenes Wild 
jich anzueignen“ und entſcheiden damit diefe Frage 
flar u. deutlich. 

Die Frage, welche Tiere als jagdbare bezw. 
hegbare au betrachten ſind, ijt in den Landesjagd- 
geſetzen durch Aufzählung derfelben gelöſt und 
liegt darin jedenjalls ein Vorzug dieſer Spezial— 
geſetze. ES ſind in dieſer Aufzählung im allg. die 
einer geſetzl. Schöonung durch Feſiſetzung einer 
Schonzeit, während welcher dieſe Tiere nicht ge— 
jagt werden dürſen, unterliegenden Tiere enthalten. 
Die Konſequenzen dieſer Aufzählung der jagdbaren 
Tiere in den Landesjagdgeſetzen treten bejonders 
Deutlic) bei dex Frage nach der Vergiitung von 
Wildſchäden hHervor und werden dort erörtert. 

Für dic Lander, in welchen jpegielle J-Geſetze 
ip bejtehen, ijt über dieſe Frage folgendes ju 
agen: 

a) Solche Tiere, welche als ausſchließlich der 
J. vorbehalten angujehen find, welche alfo nur 
pom J. Berechtigten erleqt (qefangen) werden diir- 
fen und welche als „anſprüchige“ anjufehen find, 
fo dak dieielben nur vom J.-Berechtigten ings 
Eigentum erworben werden fonnen, ſind die in 
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den Schongelepen als nützlich bezeichneten Tiere 
arten (Haar- u. Federiwild), jerner die nicht in 
den Wildſchongeſetzen bezeichneten Tierarten, wenn 
dieſelben weidmänniſch erlegt ju werden pfleqen 
und nidjt als Naubtiere zu behandeln find oder 
wenn fie durch fpegielle geſeßl. Normen den ſpezifiſch 
jagdbaren Tieren zugezählt werden, 3. B. Fuchs, 
Eichhörnchen, Kaninchen, Dads. b) Daneben gibt 
es Tierarten, bet weldjen die Offupation (Erlegen, 
angen) nicht ausfdlieplid) dem J.- Berechtigten 
vorbehalten, fondern aud) anderen, jedermann ge- 
jtattet ijt, deren Erwerbung ins Cigentum aber 
dod) dem J.-Beredtigten ausſchließlich zuſteht. 
Es find dies Schwarzwild augerhalb eines Tiers 
gattens und die ſchädl. Raubtiere, Fiidotter und 
cingelne Waffervigel, welche in den Fijchereigeiepen 
benannt jind. Diefe Tiere finnen von jedermann 
bezw. dem Hiihereiberechtigten) erlegt werden, ge- 
hiren aber dem J. Berechtigten. c) Andere Tier- 
arten, wie 3. B. Raben, Krähen, Igel, Wiesel, 
Weier, Wdler, Falfen, Eulen ujw. fann der J.— 
Berechtigte erlegen, aber eS jteht diefes Recht auch 
anderen Perſonen gu, dod) kann der J.Berechtigte 
die erlegten Tiere nicht beanjpruchen, jie find frei= 
jtehende Caden, welche nad) § 382 a. b. G. B. 
jedermann durch Zueignung ins Eigentum enver- 
ben fann. Die Bueiqnung joldjer Tiere durd den 
Nichtjagdberedhtigten ijt gebunden an mancherlei 
Vorausjepungen: Verwendung der Schußwaffe 
nur gegen Waffenpaß, im J.-Reviere ohne Er- 
faubnis des J.-Berechtigten Schußwaffe nicht ge- 
jtattet, ebenfowenig Betreten fremder Grundſtücke 
erlaubt oder jagdmäßige Erlegung dieſer Tiere. 
d) Nur das Federwildbret qehirt aur J. im 
übrigen vichtet ſich der Vogelſang nach den Vo— 
gelſchußznormen; Wachteln gelten als Wild. Be— 
züglich der Raubvögel beſitzt der J.Berechtigte 
nicht das ausſchließl. Zueignungsrecht (Erk. ded 
O. G. H. 26 XI S7, 8. 8582), denn es ergibt ſich 
aus den Vogelſchutznormen, daß niigl Vogel als 
freijtehende Caden anzuſehen jind, deren Fang 
nur durch Rückſichten auf die Landesfultur be= 
ſchränkt ijt, um fo mehr gilt died von den ſchädl. 
Raub-) Vögeln, deren Bertilqung im sfjentl. 
nterefje wünſchenswert ijt. 

Das Hegeredt darf nicht übermäßig aus— 
gedebnt werden, dem „die J.-Merechtigfeit joll 
nicht verbindern, daß gur BefSrderung der Landes— 
fultur jedermann, der in einem [. f. oder Privat⸗ 
Wildbanne Gründe beſitzt, dieielben unbeſchränlt 
genießen könne. (§ 16 P. 2811 1786.) Bei über— 
mäßiger Hege faun die polit. Behirde einem J.- 
padjtvertrage die Beſtätigung verjagen und Auf— 
trag zu entipredendem Wildabſchuſſe erteilen; Nä— 
heres bieriiber unten IV. 2. „Schonzeit“. 

LI. Yagdgebiet. Das J.-Gebiet mug immer 
jejtgejtellt werden, damit beſtimmt werden fann, 
wie dagjelbe ju oy ijt. Es gibt hiefür dreicr- 
lei Möglichkeiten: Cigenjagdgebiet, Gemeindejagd— 
gebiet, endlich Genojjenichartsjagdgebiet. Unter wel: 
chen Worausjepungen die cine oder die andere 
dieſer Miiglichfeiten gegeben ijt, wird sub III er— 
örtert. Zunächſt ſind Hier jene Momente zu be- 
ſprechen, welche auf die Bildung und den Umfang 
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des J.Gebietes Bezug haben. Diefe Beſtimmungen 
find in den Ländern des 49er P. fowie in jenen der 
ae wee geltend. 

1. Zuſammenhang. Die Ausiibung des J.< 
Rechtes ijt an den Befig von mindeſtens 115 ha 
ufammeningender Grundjtiide gebunden. Die 
Sicunbitiide fonnen auch in verſchiedenen Gemein- 
den liegen, miifjen aber territorial derart zuſam— 
menhängen, dag man von einem auf das andere 

fangen fann, obne fremde Grundjtiide gu über— 
— fientl. Wege u. Gewäſſer, Eiſenbahnen 
amt Zugehör, Ortsplätze ſowie Teiche unterbre— 
den den Zuſammenhang nicht, dod werden öffentl. 
Wege, verbaute Area u. dgl. nicht alg J.-Terrain 
angefeben und daher nicht gu den jagdbaren Grün— 
den gezählt (Budwinski 277). Grundftiide, zwi— 
ſchen weldjen öffentl. Wege, Eiſenbahnen u. dgl. 
ſich befinden, — nur dann als gufammenbiin- 
end, wenn Ddiefelben einander gerade gegeniiber- 
ieqen; wenn Grundftiide an den beiden Seiten 
eines Weges, Gewäſſers, einer Eiſenbahn u. dal. 
derart liegen, daß, um von einem auf das andere 
u fommen, der Weg ſchräge oder der Lange nad) 
iberjchritten werden miipte, fo qelten diefelben 
nicht als zuſammenhängend. Ein Tiergartengaun, 
auj dejjen beiden Seiten demjelben Cigentiimer 
ehirige Grundjtiide lieqen, unterbrict den Zu— 
ammenhang nicht (Budwinsli 863). Die Beſchaf— 
jenbeit des Terrains, insbeſ. deſſen Jagdbarkeit 
oder der Umſtand, daß auf demſelben ein unge— 
hinderter Wildwechſel vor ſich gehen kann, iſt zur 
Entſtehung eines J.Gebietes nicht notwendig, fon- 
dern nur der territoriale Zuſammenhang in obi— 
em Sinne. Verbaute Parzellen desſelben Be— 
pers unterbreden daber den Zuſammenhang nidt 
(Budwinsfi 3869). 

2. Enflaven. Sn den Landern, in welden 
P. T1149 gilt, find nad Erl. d. M. J. 31 VII 
49, R. 342, unter Enflaven ſolche Srundjtiide zu 
verjtehen, welche unter 115 ha Ausmaß haben und 
„von einem 115 ha oder mehr betragenden Grund— 
fomplere gang umſchloſſen find’. Dem Beſitzer 
(nidt aber dem J.Pächter, Erl. des A. M. SIV 
80, 8. 1913) ded die Enflaven umſchließenden 
Grundbeſitzes fteht das Recht gu, dic Wusiibung 
der Jagdbarkeit „vor jedem anderen, u. zw. zu 
dem Preiſe zu pachten, wie derſelbe ſich im Ver— 
hältniſſe zu dem ſür die Gemeindejagd ſonſt be— 
dungenen Pachtzinſe ſtellt, oder in asa 
deffen, ju cinem Pachtzins nad) einer billigen 
Schiigung fiir eine längere Beitperiode. Läßt ſich 
det Befiger des Grundfompleres zur Pachtung 
nidjt herbei, fo begibt ex fic) biedurch Pines eigenen 
J. Rechtes und die Gemeinde ijt befugt, dte J. 
auf dieſem Grundfomplere wie auf der Enflave 
augsuiiben.” Die Jagdbarteit auf der Enflave ſelbſt 
fieht alfo der Gemeinde gu. Diejes J.-Pachtvor- 
recht des enflavierenden Cigenjagdberechtigten fann 
jederjeit geltend gemadyt werden, 3. B. alfo aud 
naddem durch eine Lizitation einem J.Pächter 
das J.-Recht auch auf eine Enklave zugeſprochen 
wurde; dem Pächter ijt in diefem alle eine ent— 
ſprechende Badhttangente au vergiiten (Erk. des 
A. M. 2OV 74, 3. 5746). Umſchließen mebhrere 
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jelbjtindige 3.-Gebiete cine Entlave, fo geniigt es, 
wenn der Beſitzer aud) nur eines derjelben das 
J.Recht ausiibt (Budwinsfi 1992). 

In Böhmen geniigt es, wenn eine Enflave 
durd) ein Cigenjagdgebtet nur gu zwei Dritteilen 
umſchloſſen ijt; die Zuweiſung der Enflave erfolgt 
durd) den Bezirlsausſchuß, u. zw. an den Be- 
fiber ,,de8 zumeiſt angrengenden J.e«Gebietes“ 85 
G. 1 VI 66, L. 49, Budwinsti 1437, 863, 2808). 
Berweigert der eee angrengende Befiper die 
Ubernahme der Enflave, fo hat der Besirfsaus- 
ſchuß „eine entiprechende anderweitige Verfügung 
zu treffen“. 

In den anderen Ländern mit Landesjagdge— 
ſetzen iſt die typiſche Definition der Enklave die, 
daß eine Grundfläche von weniger als 115 ha 
Ausmaß von einem oder mehreren Cigenjagdge- 
bieten umſchloſſen oder durch ein Cigenjagdgebiet 
von dem iibrigen Gemeindejagdgebiet derart abge- 
trennt wird, dak man auf das Trennitiid obne 
— te der Memeindegrengen nur über die 
ur Eigenjagd gehörigen Grundjtiide bezw. iiber 

ie Durd) dieſelben führenden Wege gelangen fann. 

Die einzelnen Landesgeſetze untericheiden fic) nur 
darin, dak in den meijten die Umſchließung zu 
zwei Dritteilen geniigt, in der Minderzahl die lim. 
Netiehung eine vollſtändige fein muß. 

3. a. —— Tier 
garten bleibt die J.-<Gerectigteit wie bisher auj- 
tedt, d. h. fie ſteht dem Beſitzer desjelben ju, u. 
zw. ſowohl in den Ländern, in welchen das P. 
THI 49 gilt, als aud) in denjenigen, in welchen 
Landesjagdgefepe bejtehen. An der Mehrgahl dieier 
letzteren Länder wird der „Tiergarten“ fo definiert, 
dah dDarunter verjtanden werden ,,Grundjtiide ohne 
Unterfdhied des Flächenmaßes, welder der Wild- 
hequng gewidmet und gegen den Wechſel des ge- 
hegten Wildes von u. nach allen anderen benad)- 
barten Grundjtiiden vollfommen abgeſchloſſen find’. 
In ciner Minderheit diejer Lander gilt folgende 
Definition: ,,Grundjtiide ohne Unterſchied des 
Flächenmaßes, welde der Wildhege gewidmet und 
derart abgeſchloſſen find, daß das darin gebeate 
Haarwild aus denjelben nicht auswechſeln und das 
auf den benachbarten Grundſtücken befindlide nicht 
einwechſeln kann.“ Trog der Verichiedenheit des 
Wortlautes diefer BegriffSbeftimmungen bejagen 
fie doch im Weſen das gleiche. 

Dieſe J.-Gebiete und die zuſammenhängen— 
den Komplexe von mindeſtens 115 ha können nicht 
in die Gemeindejagdbarfeit einbegogen werden. 

BWenn Grundjtiide nicht gu einem geſchloſie— 
nen Tiergatten gehören, aber eingefriedet find, fo 
bilden fie trotz der Einfriedung etnen Teil des 
Gemeindejagdgebietes und darf dem Gemeinde— 
jagdpächter das Betreten u. Bejagen diefer einge- 
— Parzellen nicht verweigert werden, wenn 
gegen die Ausübung der J. auf denſelben nicht 
jagdpolizeil. Gründe jpredjen (jf. unten IV. „Jagd— 
polizei⸗“ Budwinsti 1153). Jn Iſtrien darf nad 
G. 18 XI 82, L. 28, § 6, „der Jäger einen abge- 
jperrten Grund nur mit vorliufiger Erlaubnis des 
Bejipers gur J.-Ausübung betreten, wobei als ab- 
geſperrter Grundbejip jener anzuſehen ijt, welchet 
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von allen Seiten von Mauern, Zäunen, Gittern 
oder ähnl. Herjtellungen, welche den Wechſel des 
Wildes mit den anrainenden Grundflächen hint— 
anbalten, umſchloſſen ijt’. 

Jn Böhmen bleibt nad § 3 G. 1 VI 66, 
L. 49, , auf vollſtändig und bleibend Durch Mauern 
oder Hiiune eingefriedeten Grundjtiiden ohne Rück— 
fit auf das Ausmaß derjelben das Recht gur 
Ausiibung der J. dem Grundeigentiimer gewahrt“. 
Die eingefriedeten Grundftiide werden demnach 
nicht sum genoſſenſchaftl. 3.-Gebiete gerechnet (Bud- 
winski 863). Uber die Bollitindigteit der Einfrie— 
dung entideidet der Bezirksausſchuß; die abjolute 
Unmöglichleit, daß Kleinwild aug- oder einwech— 
ſeln könne, ijt hier nicht erforderlich (Budwinski 


2703). 

uch in mehreren Ländern, in welchen neuere 
J.-Geſetze beſtehen, z. B. Miijtenl. und Vorarlb., 
ſind ähnl. Beſtimmungen wie in Böhmen vor— 
handen, während ſie in den Ländern des P. vom 
Jahre 1849 fehlen. Ohne Riidfidt anf Flächen— 
map, Lage u. Widmung der Grundſtücke ſteht dem 
Beſitzer das —— zu, wenn die Grund— 
ſtücke durch cine Mauer, Gitterwerk oder eine 
ähnliche —* Anlage derart umſchloſſen ſind, 
daß unter gewoöhnl. Verhältniſſen, alſo z. B. ohne 
Riidjicht auf Schneeverwehungen, das außerhalb 
der umfriedeten Fläche vorherrſchende Haarwild 
nicht einwechſeln fann; ebenſo in Gärten oder 
Parkanlagen, welche ſich bei einem Wohnhauſe be- 
finden oder durch cine künſtliche oder natürliche 
ſtändige Umfriedung derart umſchloſſen ſind, daß 
der Zutritt dritter Perſonen ohne Verletzung oder 
Uberiepung der Umfriedung nur durch die ange- 
braditen Türen oder Tore tunlich ericeint. In 
Riirnten, Mabren, N. O. und O. O. und Schleſien 
ruht auj jolden Grundjtitden (und auf Friedhöfen 
u. Begribnisjtitten) die J., d. h. fie darf nicht 
ausgeiibt werden, obwohl die Grundftiide in das 
Semeindejagdgebict gehiren. 

Ob eine Cinjriedung als dicht ju betraditen 
ijt, ein Umſtand, welcher fiir die Pflicht zur Ber- 
giitung des Wildſchadens (j. unten) von Widtige 
feit ijt, wird als Tatfrage au behandeln und durch 
die polit. Behörde gu erbheben fein. Durch Erl. des 
M. J. 25 XI 85, 3. 15282, wurde ein Latten- 
u. Fichtenzaun als nicht didjt bezeichnet, welcher 
den — des Wildes nicht vollſtändig verhinderte. 

IL, Jagdausübung. Die J-Ausuͤbung erfolgt 
entweder im Wege der Eigenjagd, der Gemeinde— 
jagd oder der Genoſſenſchaſte jagd 

1. Eigenjagd. In allen Ländern, ſowohl in 
denjenigen, in welchen das Aer P. gilt als aud 
in ben Landern, in weldjen bejondere J.-Geſetze 
bejtehen, ijt das Recht sur Ausiibung der Cigen- 
jagd gebunden an den Bejig von mindejtens 
115 ha (200 34) rund u. Boden, weldje im 
Sinne des J. Geſetzes zuſammenhängend find (j. 
oben I, J.Gebiet, 1. Zuſammenhangh. — Außer 
dieſem Normalfalle der Eigenjagd iſt in einer An— 
zahl von Ländern mit Landesjagdgeſetzen die Eigen— 
jagdberechtigung verbunden mit dem Beſitze von 
Grundſtücken ohne Rüchſicht auf die Flächenaus— 
dehnung, wenn dieſelben dauernd u. vollſtändig ein— 
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gefriedet ſind und der Wildhege gewidmet ſind 
Tiergärten) oder auch ohne dieſe Widmung in 
eingeſtiedeten Gärten, Baumſchulen, Parfanlagen 
uſw. in der Nahe von Wohngebäuden (i. oben II, 
Jagdgebiet, 3. Einfriedung). 

Sn einigen Ländern, in welchen befondere J.⸗ 
Geſetze beſtehen, Hat die Gemeinde als ſolche die 
Cigenjagdberedjtiqung auf den der Gemeinde ge- 
= ®rundftiiden, wenn diefelben mindeſtens 
115 ha Umjang und den jagdgeſetzlich geforderten 
Zuſammenhang aufiweifen. 

2. Jagdbacht. Mit Ausnahme von geſchloſ— 
jenen Tiergärten u. Cigenjagdgebieten wird in den 
Ländern, in weldjen P. 7 111 49 gilt, „auf allen, 
innerhalb einer — ey gelegenen Grund⸗ 
ftiiden bie J. der betreffenden Gemeinde zugewie— 
fen” (§ 6 P. 7 IIL 49), alfo auch den cingefriede- 
ten Grundjtiiden; aud) in den übrigen Ländern, 
mit Ausnahme von Böhmen und MW. O., bilden 
die Grundjtiice, welde nicht pu einem Cigenjagd- 
gebiete gehiren, das Gemeindejagdgebiet, welches 
verpadjtet werden muh. Die Gemeinde hat das 
ibr i sage cer J.-Recht „nicht anders als im 
Wege der durch die polit. Bezirlsbehörde vorzu— 
nehmenden BVerpadjtung auszuüben“ (§ 1 B. des 
M. J. 15 XI 52, RW. 257). Unter „Gemeinde“ 
ijt nidjt die Kataſtral-, jondern die Ortsgemeinde 
ju verjtehen und fann daber eine J.Verpachtung 
nicht nad Rataftral-, fondern nur nad) Ortsge— 
meinden, u. zw. ungeteilt ftattfinden Erk. des 
A. M. 31 VIL S87, 8. 10459, Budwinsti 5119, 
5252, 5595). Beſteht eine Verpadjtung nad) Rata: 
jtralgemeinden, fo können die Verwaltungsbehör— 
den den normalen Zuſtand von Amts wegen her— 
jtellen (Budwinsti 6493). 
Die Gemeinde darf die J. nicht ruben laſſen 
(Erf. des A. M. und M. J. 30 III 70, 8. 471), 
ſondern e8 hat die Verpachtung derjelben im Wege 
des öffentl. Wufrujes, in der Regel am Amtsorie 
der polit. BegirfSbehirde, yu gejchehen. Die Mus- 
ſchreibung ijt in der Regel drei Monate vor Ab— 
lauf des früheren Bachtes öffentlich zu verlautba— 
ren. Der Verpachtungsalt —— er Genehmi⸗ 
gung durch die polit. Behirde; Erſteher ijt der 
eijtbietende, wenn gegen denjelben fein Beden- 
fen obwaltet und die polit. Begirfsbehirde die 
Beſtätigung erteilt hat; die Behdrde geht hiebei 
nad) jreiem Ermeſſen vor. Gegen E. normaler 
Inſtanzenzug, V. G. ausgeſchloſſen. Die Gemeinde 
als ſolche iſt von der Pachtung ausgeſchloſſen und 
alle die Umgehung dieſer Vorſchrift bezweckenden 
Pachtverträge ſind ungültig. Pachtdauer in den 
einzelnen Laͤndern verſchieden; ſtillſchweigende Ver— 
längerung eines den Anforderungen der Geſetzge— 
bung und den nationalökonomiſchen Grundſähen 
entipredenden Badjtvertrages ijt mit Zuſtimmung 
der Gemeinde und Genehmigung durd) die polit. 
Bezirksbehörde zuläſſig (Crf. des W. J. 8 VIL 57, 
4. 5543, Budwinsfi 1943, 2194, 2219; Beſchluß 
. & 25X80, 8. 2009). Der J. Pachtreinertrag 
ijt an die Girundbejiger nad) Makgabe der Aus— 
dehnung ihres Befiges gu verteilen, u. zw. aud 
an die Befiger von eingefriedeten Grunodjtiiden 
u. zw. felbjt Dann, wenn diejelben aus jagdpoligeil. 
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Griinden nicht bejagt werden diirjen (Erf. des A. 
M. UV 75, 3. 4944). Der J.-Pachtſchilling 
fann nicht in Naturalien beglichen werden (Bud- 
wingfi 4073) und darf obne Sujtimmung der 
Grundbefiger nicht unmittelbar ju Gemeinde- 
ween verivendet werden; das Recht der Grund— 
jiper, die Aufteilung des Pachtzinſes ju verlan- 
cn, verjährt nicht Erk. des YW. We 91III 83, 
. 2343, und Budwinski 628). Der J.-Pächter 
hat vier Wochen vor Beginn des jeweiligen Racht- 
jahres den Pachtzins ju erlegen, widrigens die 
Gemeinde eine Relizitation auf Koſten u. Gefahr 
des Pächters verlangen oder die polit. Behörde 
eine ſolche anordnen fann; gezwungen au einer 
ſolchen Unordnung ijt fie nicht Budwinski 1974, 
2336, 2355). Witerverpadtung ijt nur mit Berwil- 
pe be polit. Behirde zulaſſig bei Ungiiltiqfeit 
des Aſterpachtes u. Strofjalligteit der Barteien. 
3. Jagdgenoſſenſchaft. An Böhmen ijt 
nach § 4 G. 1 VI 66, & 49, „die Gefamtbeit 
der (behaujien) Grundbeſitzer ciner Ortidaft, in— 
fofern ihr zuſammenhängender Grundfompler mine 
deſtens 115 Aa beträgt“, auf allen jenen Grund- 
jtiiden, welde nicjt gu Tiergirten, Eigenjagd— 
gebieten gehören oder vollſtändig eingefriedet find, 
als J.Genoſſenſchaft zu fonjtituieren und zur 
Ausiibung des J.Rechtes durch öffentl. Ver— 
pachtung oder ſolche aus freier Hand, oder durch 
gelernte Jäger befugt, ähnlich in N. O., wo „die 
in der Gemarkung einer Ortsgemeinde liegenden 
Grundſtücke, hinſichtlich deren die Befugnis zur 
Eigenjagd nicht beſteht oder nicht in Anſpruch ge— 
nommen wird, cin Genoſſenſchaftsſagdgebiet bil— 
den” (§ 8). Erreicht dad genoſſenſchaftl. J-Gebiet 
in Böhmen nit das normale Ausmaß von 115 hia 
zuſammenhängender Fläche, fo wird die Ausübung 
der J. any demſelben dem Beſitzer des zumeiſt an— 
grenzenden 3.-Gebietes zugewieſen, in N. O. wird 
es mit einem nachbarl. Genojjenidjajtsjagdaebiete 
behujs zweckmäßiger J.-Ausübung vereinigt. 
Mad) dem Wortlaute des fitr Böhmen gel- 
tenden G. gehiren in die J.-Genofjenicaft die 
innerhalb einer Ortſchaft wohnenden, alſo behauſten 
Grundbeſitzer; hiebei wird die Ortſchaft im Gegen— 
fape gur Orts- oder Ratajtralgemeinde verjtanden 
und bedarf es zur Begriindung einer J. auc) nicht 
eines felbjtiindiq abgegrengten Ortsgebietes (Ert. 
bes BV. G. 261 83, Budwinsfi 1642, und 19 TI 
85, Budiwinsfi 2461). 

Die J.Genoſſenſchaft in Böhmen ſowie in 
N. O. verwaltet das ihr zuſtehende Recht sur Aus— 
iibung der 3. durch einen aus ibrer Mitte gu wäh— 
fenden Ausſchuß von drei bis fiinf, in N. O. fie- 
ben Mitgliedern; derjelbe wird auf die Dauer von 
ſechs Jahren gewählt. Wahlberechtigt ijt in Böh— 
men der innerhalb des Ortſchaftsgebietes liegende 
Grundbeſitz u. zw. fällt auf je dha cine Stimme; 
fein Grundbeſitzer darf aber mehr als die Hälfte 
aller Stimmen der J. Genoſſenſchaft innehaben; 
Stimmenabgabe nicht geheim. Verlautbarung der 
Wahl erfolgt „auf die ortsübl. Weiſe“, d. h. in 
der Art, welche für Verlautbarungen in jenem 
Orte üblich ijt, fiir welchen dic Ausſchußwahl vor— 
zunehmen ijt (Erk. des V. G. 21 VS4, Budwinsfi 
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2138, und 30 V 91, Budwinski 5996). Jn N. O. 
fällt auj eine ohne Zufchliige berechnete Grund— 
jtcuerleijtung pon 2-40 K eine Stimme, von je 
40 3u 40 cine Stimme mehr, doc fann fein 
Mitglied mehr als die Hälfte aller Stimmen auj 
ſich vereinigen. Für die Wahl gelten die Vorſchrif— 
ten der Gem. O. 

„Die J. Genoſſenſchaft in Böhmen ijt ver- 
dag das ihr zuſtehende Recht gur Wusiibun 
ev J. entweder ungeteilt au verpachten oder pee 
eigen beftellte, vorſchriftsmäßig beeidete Sachver— 
jtinbige ju ihren Guniten ausüben zu laſſen. Die 
Verpadtung fann entweder aus freier Hand oder 
im Wege der Lizitation ftattjinden. Bei einem J.< 
fomplere von mindejtens 1500 ha fann der Be 
pent eine geteilte Verpachtung des J.-We- 
ietes bewilligen.“ Die Vertretung der J.Genoſ⸗ 
ſenſchaft nach außen und die Durchführung der 
Beſchlüſſe derſelben erfolgt durch den J-Ausſchuß. 
Dadurch, daß die J.Genoſſenſchaft ermächtigt iit 
zu beſchließen, ob die — verpachtet 
oder zugunſten der J.-Genoſſenſchaft durch Sach— 
verſtändige ausgeübt werden ſoll, unterſcheiden ſich 
die für —— geltenden J. Normen 
ſehr weſentlich von jenen, welche in den Ländern, 
in denen die Nichteigenjagdgebiete den Gemein— 
den zugewieſen find, gelten. Der J-Ausſchuß be— 
jtimmt, wenn die J.Genoſſenſchaft die J-Verpach— 
tung bejchlojjen hat, ob diefelbe aus freier Hand 
oder durch öffentl. Ligitation gu erjolgen hat. Doh 
fann der J.Ausſchuß hiebei nicht nach feinem 
Belieben vorgehen, fondern ijt an die ,,Beriidfid- 
tiqung der obwaltenden Verhältniſſe“ gebunden. 
(§ 13 G. 1 VI 66.) Demnad) ſoll der J-Ausſchuß 
jene Art der Ausübung des J.Rechtes wählen, 
von welder die bejte Verwertung des Rechtes gue 
gunften der J.-Genoſſenſchaft und der Erbhaltung 
der J. erwartet werden fann. Erk. des B. G. 
25 1V 77, Budwinsfi 68, und 171 $3, Budwinsti 
1629.) Benn cin J-Ausſchuß, ungeachtet des 
Vorliegens eines höheren Pachtanbotes, beſchließen 
würde, dic Verpachtung wim einen geringeren Pacht— 
zins anzunehmen, ſo gilt ein ſolcher Beſchluß 
nicht als mit „Berüchkſichtigung der obwaltenden 
Verhältniſſe“ geſaßt. Erk. des BR. G. 17183, 
Budwinski 1629.) Die E. über dieſe Frage ſteht 
den übergeordneten autonomen Behörden zu, dem 
Bezirks⸗ und L. A., welche überh. von Amts we— 
gen die Ordnung der J. Verhältniſſe nad den 
S$ 2, 4, 6, 8—22 des fiir Böhmen geltenden J. 
Geſetzes zu iiberwachen und au erhalten haben. 
Wenn ein J.Ausſchuß a. B. in der Frage, ob 
freihändige oder lizitatoriſche Berpadtung vorge— 
nommen oder ob dic J-Ausübung dur eigene 
Sachverſtändige ausgeiibt werden foll oder itber 
die Ronjtituierung des J.<Gebietes beſchließt, jo 
finnen die iibergeordneten autonomen Behörden, 
fiir den Fall, alS fie die E. der J.Genoſſenſchaft 
oder des J.<Ausichufjes dem G. nicht entiprechend 
jinden, dagegen von Amts wegen einſchreiten, ohne 
daß fie hiezu von ciner Partei aujgerujen worden 
waren. J.-Berpachtungen bediirjen gu ihrer Gül— 
tigfeit ber Genehmigung der iibergeordneten auto- 
nomen Bebhirden. 
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Das ciner J.Genoſſenſchaft zuſtehende J.- 
Recht fann nur dann durd) Sachverſtändige ju- 
guniten der J.«Genoſſenſchaft ausgeiibt werden, 
wenn fic) mindeftens drei Bierteile aller Stimmen 
Der J.Genoſſenſchaft hiefür entſcheiden. (§ 14 
J.=Gefep.) Als Sachverſtändige gelten nad G. 
21 11 70, & 15, nur foldje Berjonen, welche bei 
der polit. Behörde unter Zuziehung eines gepriij- 
ten Fachmannes die Priijung aus dem J.Weſen 
u. J.Geſetze mit Erfolg bejtanden haben. 

Nach dem fiir MW. O. geltenden J.-Geiege 
22 XI 1901, &. 42 ex 1902, ijt die Genofien- 
ſchaftsjagd in der Regel im Wege der öffentl. Ver— 
jteiqerung durd) den J.Ausſchuß an den Meijt- 
bietenden zu verpadhten (auf 5 Qabhre). Die polit. 
Bezirksbehörde hat den Vorgang bei der Verpach— 
tung foiwie den Pachtvertrag vom Standpunfte 
der Wefeplicdfeit aus zu pritfen und wenn fein 
Anſtand obwaltet, denielben gu genehmigen. Wird 
die Genehmigung nicht erteilt, fo ijt entweder eine 
neuerl. Verjteigerung vorzunehmen oder nach An— 
hörung de8 J.Ausſchuſſes die Genoſſenſchaftsjagd 
einem anderen Offerenten zuzuweiſen. Der J.Aus— 
ſchuß kann cine Genoſſenſchaftsſjagd auc) freihändig 
verpachten, „wenn eine derartige Verpachtung im 
Intereſſe der Land-, Forſtwirtſchaft oder der J. ſelbſt 
wünſchenswert erſcheint““. Die polit. Bezirksbehörde 
hat dieſe Gründe gu prüfen und falls jie dieſelben 
fiir jutreffend eradhtet, die Verpachtung au geneh— 
migen, andernfalls die Anzeige an die Statthal- 
terei au erjtatten, welche bieriiber nad) Einverneh— 
mung des L. A. entſcheidet. 

Die J.Berechtigung kann endlich aud) durch 
Beſtellung von Sachverſtändigen ſeitens der J— 
Genoſſenſchaft ausgeübt werden, wenn die Verpach— 
tung der Genoſſenſchaftsjagd nicht erzielt werden 
fann oder wenn die Beſtellung von Sachverſtän— 
digen sur Ausübung der Genoſſenſchaftsjagd von 
Seite der J.Genoſſenſchaft mit mindeftens drei 
Viertel aller Stimmen der Genoſſenſchaft aus er- 
hebl. Griinden bejchlofjen wird. Zu diejer Abſtim— 
mung find ſämtl. Mitglieder der Genoſſenſchaft 
„binnen vier Wochen“ einguladen, die Abſtimmung 
geichieht mittels Stimmzettel. Der Beſchluß ijt der 
polit. Behörde vorgulegen; diefelbe geht in gleicher 
Weije vor wie bei der freihiindigen Verpachtung 
der Genoſſenſchaftsſagdbarkeit. 

Von Wichtigkeit ijt die Frage, welden Cine 
fluß es ausiibt, wenn während der Dauer eines 
Wemeindejagdpachtvertrages Grundſtücke, welche 
bisher dem Gemeindejagdgebiete inforporiert wa— 
ren, durch Kauf oder Tauſch den Eigentümer ge— 
wechſelt haben und zu einem beſtehenden oder neu 
gebildeten Eigenjagdgebiete Jugeſchlagen wurden. 
Hier ſtanden ſeinerzeit die Anſichten des A. M. 
und V. G. einander ſchroff gegenüber. Das A. M. 
vertrat den Standpunkt, daß unbedingt abgeſchloſ⸗ 
ſene Pachtwerträge bis zu ihrem natürl. Ablaufe 
geachtet werden müſſen und daß daher auf Grund— 
ſtücken, welche aus einem Gemeindejagdgebiete wäh— 
rend ber Dauer des Pachtvertrages ausgeſchieden 
und einem Eigenjagdgebiete zugewieſen werden, 
dem neuen Eigentümer die Ausübung des J. 
Rechtes erſt dann gebühre, wenn der Pachtver— 


trag, unter welchem dieſe Grundſtücke bisher ſtan— 
den, abgelaujen ijt. Dem gegenüber vertrat der 
V. G. in einer grofen Reihe von E. (3. B. Bud- 
win8fi 223, 322, 1445, 4443, 2593, 3103, 3112 
ujw.) fiir ſämtl. Linder einſchließlich Böhmen die 
Anſicht, daß durch die peremptoriſche Geſetzesnorm: 
„Jedem Beſitzer eines zuſammenhängenden Grund— 
fompleres von wenigſtens 115 ha wird die Aus— 
iibung der J. auf dieſem eigentiiml. Grundfom- 
plere geſtattet“, cin anf öffentl. Rechte J.Geſetz) 
berubender Löſungsgrund fiir bejtehende Gemeinde- 
jagdpadhtvertriige gegeben ijt und daher dem Cigen- 
eign die Ausübung der Jagdbarkeit auf 
folchen Grundſtücken fraft ded G. zuſtehe. Lediglich 
die Norm des § 8 BV. des W. J. 15 XII 52, 
R. 257, wonad) ,,der einjihrige Pachtbetrag immer 
vier Wochen vor Beginn eines jeden Pachtjahres 
im vorhinein entricdjtet werden mu’, wirfe 
dagegen Hindernd, dah die Musiibung der Yagd- 
barfeit nicht augenbliclic) mit dem Erwerbe des 
Cigentumsredtes an den fragl. Grundjtiiden ent- 
jtehe. Worin diefe Hinderung bejtehe, hat der V. 
G. nicht angedentet. Gemeint fann jein, dap, fo- 
lange der Pachtichilling bezahlt ijt, der Pachtver— 
trag unbedingt wirffam bleibt, daß fonad) derar- 
tige Verträge erjt nad) Ablauf jener Frift, fiir 
welche der Pachtzins bereits bezahlt ijt, als un- 
wirfjam erklärt werden können und die Ausiibung 
dev Jagdbarkeit auf diejen Grundſtücken nad Ab— 
lauf dieſer Friſt beqinnt; das YW. WM. fapRt dieie 
Einſchränkung des V. G. dahin auf, dah ein jol- 
der J.-Pachtvertrag von dem Cigenjagdberedtig: 
ten begiiglich der von ihm neu erworbenen Grund— 
ſtücle gemäß § 1116 a. b. G. B. (ſechs Monate) 
gefiindigt werden muß und dap ſonach das Cigen- 
jagdrecht ſechs Monate nad) Rechtsfrajtiqwerdung 
det Kündigung entitebt. In dieſem Sinne wird 
dermalen judiziert und von der Gemeinde der 
Nachlaß einer entipredjenden J.Pachtquote zugun— 
ſten des Gemeindejagdpächters verlangt. 

Das A. M. hat in mehreren Ländern Re— 
gierungsvorlagen eingebracht, durch welche dieſe 
Frage in dem vom A. M. vertretenen Sinne ge— 
löſt werden ſollte. Dieſelben führten in Schleſien, 
N. O., Bukow., Krain und Küſtenl. zu den G. 
27 IX 87, L. 48, 57, 27, 27 u. 30, und in Trieſt 
1111 89, &. 10. In diefen Ländern bat die Ein— 
besiehung von Grundſtücken aus der Gemeinde— 
jagd in ein Cigenjagdgebiet nur die Wirfung, 
dah die Ausiibung des J.-Rechtes auf denfelben 
erjt nad Ablauf des Hemeindejagdpachtvertrages 
zuläſſig ijt. 

Das gleice ijt der Fall in allen Ländern, in 
weldjen bejondere Landesjagdgeſetze bejtehen; in 
dieje Gruppe gehiren, mit Ausnahme der Buforw., 
alle hier genannten Linder, in deren J.Geſetzge— 
bung dieſe Beftimmung der G. des Jahres 1887 
bezw. 1889 iibernonunen wurde. 

IV. Jagdpolizei. 1. Allgemeines. Die auj 
Grund des Erl. des M. J. 15 XII 52, 8. 5681, von 
einzelnen LandeSftellen republigierten jagdpolizeil. 
Vorſchriſten (jf. oben I. 2.) haben uw. a. nachſtehenden 
Anhalt: Handhabung der J.Polizei durch die polit. 
Behörden, in lester Inſtanz A. M. Hienach darj 
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Schwarzwild nur in geſchloſſenen und gegen allen 
Ausbruch gut — Tiergärten gehalten wer— 
den; bei Fangetjen u. Schlingen müſſen jedermann 
leicht wahrnehmbare Warnungszeichen angebradht 
werden; in nächſter Nähe von Ortſchaſten, Häuſern 
u. Scheuern darf nicht mit Schußwaffen gejagt were 
den und hat die —— von Schlageiſen u. 
Fallen zu unterbleiben, wenn dieſelben für Menſchen 
u. Tiere gefährlich werden könnten; jedermann iſt 
befugt, Wild von ſeinen Grundſtücken in entſpre— 
it Weije abjutreiben. Für ein Stück Wild, 
welches fic) bet dieſer Gelegenheit durch Sprengen 
verletzt, haftet der Grundbeſitzer nicht; auf Saa— 
ten, angebauten Grundſtücken (natiirl. Wieſen aus— 
genommen) darf nur bei feſtgefrorenem Boden 
gelast werden, in Weingirten erft nad) der Wein— 
eje; bei griferen J. diirfen nur weidgerechte 
Schützen jugelajjen werden; niemand darf in 
einem frembden Wildbanne ein unverjorgtes Ge— 
wehr fiihren; ohne Aufſicht jagende Hunde kön— 
nen erjdofjen werden. Das Berbot, an Sonne u. 
Peiertagen Treib- oder Kreisjagden abzuhalten, ijt 
durd) Art. 13 u. 16, G. 25 V 68, R. 49 (interfon- 
ſeſſionelles G.) aujqehoben, nur darf eine ſolche J. 
an Gonn- u. Feiertagen nicht in der Nähe des 
Wotteshaujes während des 
fiattfinden (Erf. des V. G. 8 VI 94, 8. 2244), 
Jn den Liindern, in welchen bejondere Lanz 
deSjagdgefepe bejtehen, ijt das —— von un⸗ 
verjorgten Gewehren in fremden J.Revieren eben- 
falls verboten, jedoch zur Vermeidung von Kolli— 
ſionen, z. B. zwiſchen dem Forſt- u. J.Perſonale, 
jalls ein Wald gu einem fremden J.=Reviere ge— 
birt, die Einſchränkung gemadt, dab das —— 
eines unverſorgten Gewehres in einem fremden 
Reviere ſtatthaft iſt, wenn „die Berechtigung oder 
Verpflichtung hiezu in der amtl. Stellung“ des— 
jenigen, der das Gewehr trägt, liegt. — Im allg. 
ditrjen in dieſen Ländern in Freiheit angetroffene 
Wölfe, Luchſe, Bären, Wildſchweine u. dgl. von 
jedermann erlegt werden. Für Schäden, welche 
durch dieſe Tiere angerichtet werden, beſteht daher 
leine Pflicht zum Erſatze des durch dieſelben an— 
erichteten, ausgenommen in Gal., wenn der S.- 
erechtigte diefelben heqt. — Gewiſſe Tiere, wie 
iichie, Marder, Eichhirnden, Kaninden, Iltiſſe, 
iejel, Le ag Geier, Milane, Raben, 
RKriihen, Haber, Möven u. dgl. finnen auger durch 
den J.Berechtigten und fein Perſonal mit ſchriftl. 
Bewilliqung des J.Berechtigten auch von dritten 
Perſonen mit der Schußwaffe erlegt und in Befip ge- 
nommen werden (jf. oben J. J.Recht). — An einigen 
Ländern fann die polit. Bezirksbehörde, wenn die 
Verminderung dieſer Tiere im Antereffe der öffentl. 
Sicherheit oder der Landesfultur geboten erſcheint, 
gewijjen Berjonen nad AUnhirung des J.Berech— 
tigten auc) obne deſſen Zuſtimmung die Berwilli- 
gung erteilen, dieje Lieve mit der Schußwaffe oder 
auf andere iggbmibige Beife zu ike ag (Spe= 
jiell in RN. O.; in O. O. und Vorarlb. den bee 
trofienen Haus: oder Seat Beatie 
2. Schonzeit. Geſetzl. Voridrijten in Betreff 
der Schonung deS Wildes während gewiſſer Seiten 
bejtehen in allen Ländern, aud) in Dalm. Die ſo— 
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wohl begiiglid) der ju fchonenden Wildgattungen 
als auch bezüglich der Schonzeiten bejtehende qrofe 
WMannigfaltigheit ſchließt eingehende Darjtellung 
aus. Yn den meijten Sdongelepen ijt das Fangen 
pon Wild in Sdlingen u. Fallen verboten, ebenſo 
das YUusnehmen der Eier aus den Nejtern des 
Federwildbretes. Bei übermäßiger Hege fann ent- 
ipredjender Wildabſchuß durch die Behirde ange: 
ordnet werden; in der Praxis geſchieht dies ge- 
wöhnlich in der Weije, dak die Behirde iiber ein 
an fie entweder durch den J.-Beredjtigten oder 
durch Dritte geridjtetes Anjuchen die Erlaubnis 
pea. den Auftrag zum Abſchuſſe erteilt. An N. 
- und Steierm. fann gum Schutze der Wein— 
fulturen in Gebieten mit iiberwiegendem Weinbau 
(5% der produftiven Fläche ohne Wald) die Uus- 
rottung de8 Hajenjtandes angeordnet werden. Auf 
Tiergirten haben die Schonvoricrijten feine An— 
wendung, dod) mug fiir Wild aus Tiergiirten, 
weldes während der Schonzeit verfaujt werden 
joll, ein Lizensichein beigebracht werden. Übertre— 
tungen dieſer Normen werden mit Geldftrajen ge 
ahndet; Verfauf von Wild eine gewijje Feit nad 
Ablauf der Sdhonzeit ijt ebenfalls jtrajbar und 
sieht dic KRonfisfation des Wildes nach jich. Die 
wtage, ob und unter welchen Borausfegungen 
Wild aus anderen Provingen oder aus dem Wus- 
lande in einer Proving während der fiir diejelbe 
geltenden Schonzeit verfauft werden darf, ijt in 
den eingelnen Ländern verſchieden au beantiworten 
und fann bier wegen ihrer Kompliziertheit nicht 
erértert werden ſ. bieriiber Dombrow Sti, Enzy— 
flopidie der gefamten Forſt- u. Jagdwiſſenſchaſten, 
Bd. VIL, S. 178, Art. „Schonzeit“ von Marchet). 
3. Berfonal. Nad $13 der B. des M. J. 

15 XII 52, R. 257, haben ſowohl die Cigenjagd- 
beredhtigten als die J.-Pächter ,,unter eigener Ver— 
antwortung jur Beaufſichtigung der J. — 
Jäger oder dod) wenigſtens von der polit. Bezirls— 
behirde dazu als ee ee jachfundige 
Perjonen ju bejtetlen und der Behörde nambajt zu 
machen”. aut B. des A. M. 14 VI 89, R. 100, 
haben ,Randidaten, welche die behördl. Beſcheini— 
gung ihrer jal. Eignung gum J.⸗ und J.Schutz⸗ 
ienjt anjtreben, fic) der vorgeſchriebenen Prüfung 
ju unterziehen“ und fann demnach feit 1 VIL 89 
nur mehr cin J.Schutzmann angeftellt werden, 
welder jeine Eignung durch erfolgreiche Ublequng 
der J⸗Schutzbruͤfung erwiejen hat. Jn Böhmen 
bejteht eine derartige Norm ſchon ſeit G. 21 Il 70, 
L.15. Damit der J.-Cdhugmann der Vorrechte 
einer öffentl. Zivilwache teilhaftiq wird, mug er 
von der polit. Behörde beeidet werden. Ob die Be- 
horde die erbetene Beeidiqung einer bejtimmten 
Verſönlichkeit vornimmt, beuwrteilt fie nad) freiem 
Ermeſſen (Erk. des A. M. 19 XI 73, 3. 12005). 
Nad § 14 B. 15 XII 52 ,,fann mit Bewilliqun 
der polit. Behirde aud) der J.⸗ Inhaber ar 
(Grundeigentiimer oder J.-Piidter) als jachfundiger 
Aufſeher bejtellt werden”, vorausgefept, dak er 
den geſetzlichen allg; Erjordernijien geniigt. Gleiches 
trifft au in den Ländern mit Landesja —*— 
Auch hier freies Ermeſſen der polit. Behörde und 
darum Ausſchluß des V. G. (Beſchl. des V. G. 
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211 78, 3. 96). liber die Rechte des J.Schutz⸗ J.Geſetzes. Tritt cin Ausſchließungsgrund ein, 


perjonales j. Art. „Forſtrecht“ F. V. 

4. Jagdkarten. Qn allen Ländern find 
J.-Rarten eingefiihrt teilS durd) bejondere G. teils 
durd) die iiber die J. erlajienen Landesgeſetze. Es 
find died behördl. Legitimationspapiere, deren Zwechk 
die Regelung der J.-Ausiibung und die Erhebung 
einer Ubgabe ijt. Niemand fann in den Provin— 
gen, in welchen J.-Karten geſetzlich eingefiihrt find, 
die J. ohne 3.-Rarte augiiben, dod) berechtigt der 
Beſiß einer J.Karte allein ohne Erlaubnis des 
J. Berechtigten fowie den Beſitz eines Waffen— 
paſſes noch nicht zur tatſächl. Ausübung der J. 
Tirol erhalten nur die Pächter, Mitpächter u. 

ager, nicht aber J-Gäſte J.Karten. Die Mit- 
glieder des von fremden Staaten in Oſterr.Un— 
garn alkreditierten diplomatiſchen Korps bedürfen 
zur Ausübung der J. weder einer J.Karte nod 
eines Waffenpaſſes Erl. des WM. J. und A. M. 
30 TIT 81, 8. 1647, und 231 84, 3. 235, ferner 
Erl. des M. J. 28 XI 77, 8. 4407, und 13 III 
84, 8. 1059). Militirperjonen —* bei Aus⸗ 
übung der J. der J.Karte; nur find die aktiv 
dienenden Offiziere, welche in Uniſorm der J. ob— 
liegen, von der Verpflichtung, einen Waffenpaß zu 
beſihen, befreit. Die Beſitzer haben die J.-Karte 
bei Ausübung der J. mit ſich zu führen und auf 
Verlangen dem Sicherheitsperſonale vorzuzeigen. 
Will jemand die J. ohne J.-Rarte ausüben, fo 
ijt der J-Herr nur befugt, demjelben die J-Aus— 
übung ju unterjagen, nidjt aber gu einer direften 
Aintshandlung, 3. B. Whnahme des Gewehres. 
(Erf. des O. b. H. als Rajjationshofes 25 1V 84, 
8. 1596.) 

Vie J.Karten werden von der polit. Behirde 
1. Inſtanz ausgejtellt, in deren Bezirk der Bewer— 
ber feinen jewetligen Aufenthalt hat. 

Die J.-Karten gelten regelmiipig fiir ein Jahr 
vom Tage der Ausitellung. Die fiir die J-Karte 
zu entridjtende Tare ijt in den eingelnen Län— 
dern verſchieden hod) und ſchwankt zwiſchen 4 bis 
20 K. Neben der Tare ijt cin Stempel gu ent: 
tichten, welcher bet den von Bezirlshauptmann— 
ſchaften ausgeſtellten Je-Karten 2 K betriigt, bei 
den von den Gemeinden mit eigenem Statut aus- 

ejtellten 1K, fiir das J-Perſonal 30 h. Geſuch— 
tempel wegen Wusfolqung einer J.-Narte 1 K. 
Unentgeltlicd) werden J.-Rarten ausgefolgt an das 
beeidete 3.-Schupperjonal, in einigen Ländern 
aud) an das Forſiſchutzperſonal; in mebreren Pro— 
vinzen aud) an Schiiler niederer Foritidulen, an 
¥raftifanten während ihrer Lehrzeit. BVerweigert 
wird eine J.Karte den Minderjährigen, wenn 
nicht Väter oder Vormünder fiir diefelben anjuchen 
(bei Schiilern u. Praftifanten die Direttion oder 
der Lehrherr), im Taglohn jtehenden Perjonen 
und foldjen, welche aus wobltitigen Unjtalten oder 
von einer Gemeinde unterſtützt werden, Geiſtes— 
franfen u. Xrunfenbolden, fiir eine gewifje Beit 
jenen Berfonen, welche ein Berbrechen —— 
haben oder ein Vergehen gegen die Sicherheit des 
Lebens durch unvorſichtige Handhabung von Schuß⸗ 
waffen, oder Übertretung des Diebſtahles, ſowie 
wiederholte Übertretungen des Wildſchon- oder 


ſo * die Behörde die J.-Karte ex offo einzu— 
iehen. 

Der Erlös fiir die J-Karten ſowie die Straf- 
gelder fliefen teils in den Landeskultur-, teilS in 
den Landesfonds, manchmal werden fie direft 
Siweden der Rirmenbilege jugeiviejen. Verjährung 
der Strafbarfeit von Ubertretungen gegen die Bor- 
ſchriften über J.-Rarten binnen 3 Monaten. Hand- 
habung der Vorſchriften obliegt der polit. Behörde; 
gegen zwei gleichlautende Strajerfenntnifje ijt Be 
ala ausgeſchloſſen. 

. Wildfolge. Nad § 5 J. u. Wildſchützen— 
ordbnung 28 II 1786 ijt Wild- oder J.Folge ver= 
boten: ,,Gin in dem eigenen Wildbanne angeſchoſ⸗— 
jenes u. verivundeteS Wild, das in cinen fremden 
Wildbann überſetzt, darf nicht verfolgt werden, 
fondern es bleibt dem Bejiger desjenigen Bannes, 
in den e8 fic) gezogen hat, frei, mit demfelben 
wie mit feinent F Hae fille su ſchalten.“ Dieje BVor- 
ſchrift ijt auch heute nod in Kraft, —— in 
mehreren Kronländern republiziert, gilt aber in 
allen Ländern, in welchen P. TIL 49 wirkſam, 
ſowie aud) in allen Ländern, in welchen Landes— 
jagdgeſetze erlaſſen wurden. Dieſe Beſtimmung 
ijt im Einklange mit dent das J.Recht beherr— 
ſchenden Grundſatze, daß das Wild, ſolange es 
fic) im Revier befindet, der ausſchließl. Offupation 
des J.-Berechtigten vorbehalten ijt und daß daber 
aud) der Umſtand, daß Wild in einem anderen 
Revier angefdojjen wurde, hieran nichts ändert. 
Streif- oder Werhjelwild ijt ebenfo ju behandeln 
wie Standiwild, unveriwundetes Wild wie verwun— 
detes; verendet aufgejundencs Wild gehört dem 
im Revier J.-Beredhtigten, nicht demjenigen, der 
es angefdojien bat. An cinigen Ländern hat der- 
jenige, der Wild angeſchoſſen Hat, die Pflicht, dem 
nadbarl. 3.-Berechtigten hievon Anzeige gu machen, 
damit das Wild „nicht unbewußt eingehe“; der 
anzeigende Siger hat YUniprud) auf das halbe 
Saubgeld, weldjeS fiir das verendete Wild etwa 
ausbezahlt wird. Wer angeſchoſſenes Wild in ein 
jremdes Revier verfolgt, begeht nicht cine Beſitz— 
ſtörung, fondern cine Ubertretung der jagdpolizeil. 
Vorjdjriften und ijt Daher durd) die polit. Behörde 
jur Verantwortung gu ziehen (Erk. de8 O. G. H. 
15 TIT 82, 8. 2808). Wenn es fic) aber nidt um 
Wildjolge nach angejdhofienem Wild, jondern um 
wirll. Jagen in einem fremden Revier handelt, 
jo liegt jedenfalls aud) Beſitzſtörung vor (Crk. des 
D. G. H. 27 X 49). 

Vi. Wild u. ret 1. Geltungsge— 
biet des Faij. B. 7149, R. 154. Durch die neuere 
— aig sag ne ong die Vorſchriften tiber 
die Vergiitung der Wild- u. JSchäden ziemlich eine 
ſchneidende Veriinderungen erfahren und haben fich 
in — —— an die ſeit dem G. 1 VI 66, 
L. 49, in Böhmen geltenden Bejtimmungen anges 
lehnt. Sn Dalm. extitieren, da ein eigentl. —E 
für dieſes Land nicht beſteht, auch keine Vorſchriften 
über Wild- u. J.“Schäden. — Bon den Ländern, 
in welchen dermalen (1905) beſondere Landesjagd⸗ 
—5 nicht beſtehen, wurden für Steierm. über 

ieſe Angelegenheit die G. 171X 78, L. 10, und 


944 


24 1X88, v.40, erlaſſen, fo dak die älteren Nor— 
men nur mer in der Bufow., Salgb. u. Tirol volle 
Gültigleit haben. Dod) tragen diefelben und die 
auj denjelben fugenden oberbehördl. Erl. u. Judi— 
fate ſehr zur Orientierung über dieſe Materie bei 
und werden ſchon aus dieſem Grunde an die Spitze 
dieſer Erörterungen geſtellt. 

Nad $15 der in dieſer Richtung heute noc 
ju Recht beftehenden J. oder Wildſchüßenordnung 
2811 1786 (%, 13 1V 1786) „müſſen alle Wild- 
jdjiiden, fie migen in I. f. oder Privat-Qaqdbarfei- 
ten an Feldfrüchten, Weingirten oder Obſtbäumen 

efchehen, den Untertanen nad) Mak des erlittenen 
Schadens fogleid) in natura oder in Weld vergiitet 
werden. Daher alle dergleiden Beſchädigungen zur 
Seit, da fie noch ſichtbar find und beurteilt werden 
können, der Obrigkeit anzuzeigen find.” Das Hjpd. 
30 VIII 1788, 8. 1771, Pace neuerlich cin, „daß 
aller Wildbretſchaden, er möge auf den Feldern, 
Wieſen, Weingärten oder Wäldern geſchehen ſein, 
jedesmal nach der Vorſchrift des J-Patentes 28 11 
1786, § 15, ſogleich unparteiiſch abgeſchätzt und 
dieſe Abſchäßzung ohne Seitverlujt von den betrej- 
jenden Rreigimtern beaugenfceiniqt und mit Bue 
aiehung der Jäger und der betrefienden Parteien 
beurteilt u. ausgeglichen werden ſoll, wobei es fich 
aber von felbjt veritehe, daß die Beurteilung des 
Schadens immer nad den ökonomiſchen Kenntniſſen 
u. Erfahrungen geſchehen müſſe, welche ganz wohl 
vorausjepten, wie weit ber Schaden bis zur Fed) 
ſungszeit ſich wirklich erjtrece, oder gegen diefelbe 
wirten finne, worauf immer der Bedacht zu neh— 
men jet.” Die auf Grund des Erl. des M. J. 
15 XII 52, 3. 5681, von cingelnen Landesjtellen 
erlajjenen Republifationen der beftehenden jagd- 
polizeil. Borfchriften enthalten eine Wiederholun 
diejer Bejtimmungen. Nach $$ 12 u. is PB. 281 
1786 ijt jeder run cigentiimer befugt, feine Grund- 
ſtücke im der ihm entipredjend erſcheinenden Weise 
* en Wildſchaden zu ſchützen, doch dürſen die 
Schutzvorrichtungen nicht zum Fangen des Wildes 
dienen oder verwendet werden. Verletzt ſich bei jol- 
cher Gelegenheit ein Wildſtück durch das Sprengen, 
jo fann der J.-Inhaber hiefür Erſaß nicht begebren. 

Dak der Wildſchaden auch an Waldungen 
vergiitet werden muß, ergibt ſich einerjeits aus 
Hid. 30 VIII 1788 ſowie daraus, dak der Wort- 
laut des $15 P. 28II 1786 nicht als normative 
oder tarative, fondern nur als beifpielsiweife Auf— 
zählung anzuſehen ijt (E. des M. J. 4 XI 6S, 
8. 13628, und 19 XII 76, 8. 17217; E. des V. G. 
1711 77, Budwinsti 41). 

Aus dem Geſagten ergibt fid) der Grundiag, 
daß Der J.-Berechtigte (Cigenjagdberechtiqte oder 
J Pächter) jeden in feinem Meviere entitehenden 
Wildfdaden gu vergiiten hat, u. zw. auch wenn 
der Befchiidigte feine Borfehrungen gegen den 
Wildjchaden getroffen hat und ad) wenn das Re- 
vier nicht überhegt ijt. 

Sum Erſatze verpflichtet ift Derjenige, welcher 
im Momente der Beſchädigung jagdberechtigt ijt, 
„welcher zur Zeit des Vorfallens, des Erleidens 
eines Wilde und J.Schadens ebenda zur Aus— 
übung der J. berechtigt war’. E. des V. G. 
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13 XII 78, BudwinSfi 359.) Daß bei verpachteten 
Gemeindejagden nicht die Gemeinde, ſondern der 
J.Pächter sum Erſatz des Wildſchadens vervflichtet 
iſt, ergibt ſich daraus, daß bei Gemeindejagden die 
Gemeinde nicht Subjelt des J.-Redjtes, ſondern 
nur Vermittlerin des J.-Rechtes zwiſchen den 
————— und dem J.Pächter iſt (E. des O. 
G. H. 12 V 57, Unger 345; E. des M. J. 16 1X 
71, 8. 13122, und E. des B. G. 311 83, Bud- 
winSfi 1648). Die Erjappflicht bleibt bejtehen, aud 
wenn nachträglich der Ertrag des vom Wilde be- 
ſchädigten Grundſtückes auf irgend cine Weiie, 
aud) durch cinen Bufall (Hagel, Feuer, Waſſer 
beſchädigt oder vernichtet worden ware; die Erſatz— 
pflicht it im Mugenblide dev Beſchädigung ente 
jtanden (E. des M. J. 11 1X 75, 8. 13541, und 
4X 86, 3. 16217). Die Erſatzpflicht beſchränkt fic 
auf das Revier des J.- Berechtigten. Derfelbe iit 
nicht verantwortlic) fiir Schäden, welche das etwa 
aus feinem Revier ftammende Wild in einem 
fremden Reviere anridtet, fondern nur fiir den 
in jeinem Reviere entjtandenen Schaden, gleich— 
giiltig woher das Wild jtammt, ſonach anc fiir 
den durch Streif= oder Wechſelwild angerichteten 
Schaden (E. des V. G. 4 1X 77, Budwinsti 116). 
Als bejtehend wird jener Schaden angejehen, 
welder gut Seit der kommiſſionellen Erhebung 
nod) fidjtbar ijt und beurteilt werden fann und 
durd) diefe fonjtatiert wird’ (E. des V. G. 51 
78, Budwinsfi 184, und E. de3 M. J. 30 III 72, 
3. 2641). Der Schaden, welcher an ſchon geernte: 
ten, abet nod) auf dem Felde befindl. —— 
angerichtet wird, muß vergütet werden, nicht aber 
der an ſchon eingebrachten Früchten. Der in ein— 
gefriedeten Grundparzellen angerichtete Wildſcha— 
den muß ebenfalls vergütet werden, ſelbſt wenn 
die cingefriedete Parzelle gar nicht bejagt werden 
finnte ober dürfte E. des M. J. 181IX 62, 
4. 13100; 15111 66, 8. 4487, und SIV 71, 
3. 3502). Der Schaden, welden Raubzeug an- 
richtet (Wölfe, Fiichfe, Krähen, Elftern ufw.), braucht 
nicht vergiitet zu werden, weil folde Tiere au 
öffentl. Grunde jedermann, auf eigenem Wrunde der 
Beſitzer oder der von demſelben Ermächtigte erlegen 
fann (E. des M. J. 29 X 69, 3. 14643, und 
27 IL 77, 3. 861). Wird Schwarzwild gehegt, jo bat 
dies in —— und gegen Ausbruch gut ge— 
ſicherten Tiergärten au geſchehen; wird Schwarzwild 
außerhalb des Tiergartens ——— jo fann 
jedermann dadsjelbe erlegen und ijt der Schaden, 
weldjen dasſelbe anrichtet, nicht su vergiiten. Wenn 
hingegen Schwarzwild außerhalb eines Tiergar— 
tens gehegt wird, jo hört dadurch die Zufälligkeit 
der Beſchadigung und die Leichtigkeit, ſich vor der- 
ſelben zu ſchützen, auf, und mug daher der von 
ſolchem Schwarzwild angeridjtete Schaden vergiitet 
werden (E. ded B. G. 27 LX 83, Budwinsfi 1847): 
begga Wal. ſ. oben IV. „Jagdpolizei“ 1. 
enn der J.-Beredtigte und der Beſchädigte 
fich nicht gütlich einigen finnen, fo bat cine kom— 
miffionelle Erhebung des Wildſchadens ftattgufin- 
den. Wenn der bei der Ernte infolge des Wild- 
ſchadens zu gewärtigende Entgang fic) bei der 
erjten Erhebung nicht verläßlich fejtitetlen läßt, fo 


Jagd. 


945 


erjten Erhebung nicht verläßlich jeititellen läßt, fo; dern nur das Recht sum Schußze gegen Wildſcha— 


ijt cine zweite Erhebung vor der Ernte Zu vers} 


anjtalten. Die Kojten diejer Erhebungen Hat regel- 
mäßig jene Partei ju tragen, welche durd ihr 
Einſchreiten die Umtshandlung veranlaßt hat (§ 24 
WMinijterialverordnung 3 VIL 54, R. 169, E. des 
V. G. 5178, Budwinsfi 184). Trifft den F.-Be- 
techtigten jujolge übermäßiger Wildhege ein Ver— 
ſchulden am Wildſchaden, jo fann die Behirde von 
der normalen Sojtenverteilung —— ebenſo 
wenn der Beſchädigte, welcher die kommiſſionelle 
Erhebung veranlaßt hat, nicht einmal fo viel Scha— 
denerſatz zugeſprochen erbielt, al’ ihm vom 9. 
Verechtigten angeboten wurde. Hätte die fommif- 
fionelle Erhebung einen Wildſchaden iiberh. nicht 
fonftatiett, fo hat der J.-Berechtigte die Koſten 
webder ganz nod teiliveije ju tragen (E. des Wie. 
J. 22 VII 76, 3. 9448). 

Bur E. über Wildfchaden jind die polit. Be— 
hörden fompetent; in legter Inſtanz (A. E. 19 XI 
99) das A. M. 

2. Beftimmungen im Geltungsgebiete 
ber —— ira, (Worarlb., Trieit, O. 
b., Mähren, Riijtenl., Gal., Rrain, N. O. und 
Bien, Kärnten, Schleſien, einſchließlich Steierm.). 
In dieſen Ländern (mit Ausnahme von Steierm.) 
iſt Wildſchaden gu vergüten, welcher yon den auj- 
— jagdbaren Tieren angerichtet wurde, in 

l. mit Ausnahme des durch ſcharenweiſe ein— 
fallende Wildgänſe u. Wildenten angerichteten 
Schadens, in Kärnten, Küſtenl. u. Schleſien und 
MN. O. einſchließlich des durch Wild, welches aus 
Tiergärten ausgebrochen iſt, angerichteten Scha— 
dens; in N. ©. einſchließlich des durch Eichhörn— 
chen u. Kaninchen hervorgerufenen Schadens. 

Speziell fiir Mähren iſt feſigeſetzt, daß auch jener 
Wildſchaden vergütet werden muß, welcher durch 
Raubtiere (Biren, Wölfe, Luchſe, Wildkatzen u. 
Wildſchweine) und durch andere Tiere, welche keine 
Schonzeit genießen (wie z. B. Füchſe, Marder, 
Eichhörnchen, Hamſter, Fuͤheler Dachſe, Kanin—⸗ 
chen, Adler, Falken, Uhu, Elſter, Rabenarten, 
Krähen u. dgl.), angerichtet wird. 

Die von nicht jagdbaren Tieren (j. oben J. 
Jagdrecht“ 1), wie 3. B. Füchſe, Marder, Iltijſſe, 
Wiejel, Eichhörnchen, Nanindjen, Fallen, Adler, 
Krähen u. dal., angeridjteten Schiiden werden in 
der Regel nicht vergiitet, ebenjowenig Schäden an 
Tieren, wie Haushubnern uſw. 

Win Hauptunteridied awifden den Normen 
sub 1 u. 2 fiegt darin, daß in den sub 2 genann- 
ten Brovingen Wildichaden an gewiſſen wertvollen 
Bodenerzeugniſſen, wie in Objt-, Gemiife-, Weid)- 
fel-, Sajran= u. Siergiirten, in Baumidjulen oder 
an einjeljtehenden jungen Biumen, nur dann ver- 

ütet wird, wenn det Grundbeſitzer gegen Wild- 
— Vorkehrungen getroffen hat, welche 
net ſind, unter gewöhnl. Verhältniſſen den Wild⸗ 
ſchaden gu verhindern oder durch welche ein ordentl. 
Grundwirt dieſe Erzeugniſſe vor Wildſchaden ie 
bewabhren pleat. Jn dieſen Ländern bejteht aljo 
jiir gewifje Bodenerzeugniſſe die Bflicht des Grund— 
—— ſich in entſprechender Weiſe gegen Wild— 


7 fhaden ju ſchützen, während in den anderen Län— 
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den ausgeiprocen ijt; bezüglich der tibrigen Bo- 
denerzeugniſſe ijt dieſes Recht ſelbſtverſtändlich aud 
in den bier genannten Landern anerfannt. — Das 
Schupgmittel muß in entiprecender Weife aus— 
ejertigt und im Yugenblide der Beſchädigung vor- 
—— geweſen fein (E. des V. G. 1 V 86, Bud- 
winsfi 3038; 9 VII 86, Budwinsfi 3150; 11 VI 
91, Budwinsti 6021; C. des M. J. 6155, 
§. 15406; 25 XI 85, 8. 15282). Schüden, deren 
mjang fic) erſt zur Beit der Ernte bemeſſen läßt, 
find in jenem Umfange gu bemejien, in welchem 
fie fic) sur Beit der te darjtellen und find pom 
Schaden die Kojten —— welche den Beſchä⸗ 
ſchädigten bis zur Einbringung der Ernte bezüg— 
lich der fragl. drobutte getroffen bitten. In Wiibe 
ren, Küſtenl. und ©. ©. find Wildſchäden an 
erntereijfen oder ſchon geernteten, aber nod nicht 
eingebradjten Erjzeugnijjen dann nicht gu erſetzen, 
wenn die Cinbringung der Erzeugniſſe bei ordentl. 
Wirtichajtsfiihrung bereits hatte geſchehen können 
oder follen, oder dah fiir Erjeugnijje, welche im 
Freien aujbewahrt werden finnen, folche Vorkeh— 
rungen mangelten, durch weldje ein ordentl. Grund⸗ 
wirt derartige Erzeugniſſe vor Wildjchaden bewahrt. 
Nicht gu vergiiten ijt Wildſchaden auf Grund- 
jtiiden, auf weldjen die J. ruht, d. b. eingejrie- 
deten Grundjtiiden ohne Miicfidt auf ihr Ausmaß 
und, ifre Widmung (N. O., Kärnten, Mähren; in 
D. O., wenn der Grundbefiper die Ausiibung der 
3. auf jolchen Grundjtiiden verweigert bat). 
Jeder Grundbeſitzer darf feine Grundjtiice 
gegen das Eindringen des Wildes verwahren, dod 
ieje Vorfehrungen nicht gum angen des Wildes 
einridten, ebenjo das Wild von ſeinem Grundbe- 
jig verſcheuchen, ohne fiir Beſchädigungen, welche 
das Wild bei diejer Gelegenheit fic) zuzieht, ver- 
antwortlich ju fein. Mud) der J.Berechtigte fann 
Einzäunungen und dhnl. Vorfehrungen vornehmen, 
um das Wild von den Grundjtiicen abzuhalten, 
dod) darf dadurd) die Bewirtidaftung der Grund— 
itiide feinen Schaden oder wirkl. Erſchwerniſſe ere 
leiden. Qn Vorarlb. verliert der Grundeigentiimer 
den Anſpruch auf Erjag des Wildichadens, wenn 
ein Grundeigentiimer die Unbringung folder Vor— 
fehrungen —— obwohl jie das Wild abzu—⸗ 
halten qeeignet find, und die Benugung der Grund— 
jtiicte nicht beeinträchtigen oder den Beſitzer ſchädigen. 
Verpflichtet gum CErjabe des Wilds u. J.- 
Schadens ift der J.-VBerechtiqte (in Bshmen die 
J. Genoſſenſchaft jſüͤr den Wildjchaden, bei Enfla- 
ven oder anderen jugewiejenen Grundjtiicen der 
J.Berechtigte, ebenſo bei J-Schaden). Bezüglich 
des J.Schadens fann der J.-Berechtigte Regreß 
an dem eigentl. Schuldtragenden nehmen. Mehrere 
J.Berechtigte haften zur ungeteilten Hand. 
In Böhmen, Mähren, N. und O. O. Kärn⸗ 
ten, Schleſien und Wien entſcheiden, im Falle die 
Parteien nicht iibereinjtimmen, inappellable Schieds- 
erichte, in den anderen Landern find die polit. 
ehirden zur E. über Wildſchaden fompetent. Die- 
ſelben haben zunächſt einen Vergleich anzubahnen 
und erſt nad) Erfolgloſigleit des Vergleichsverſuches 
weiter vorzugehen. Die Koſten fiir die Schätzungs— 
6o 
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fommiffion trägt in der Regel die ſachfällige Par— 
tei; Erſatz von Vertretungskoſten findet niemals 
ſtatt. Der Schlüſſel, nach welchem die Aufteilung 
der Koſten zwiſchen den Parteien ſtattfindet, iſt ein 
verſchiedener; doch hat die Behörde dem einzelnen 
eine deſto höhere Quote von den Koſten aufzuer— 
legen, je weiter von dem durch die Kommiſſion er— 
obenen und durch die Behörde zugeſprochenen 
Schadenerſatzbetrage derjenige entjernt ijt, welchen 
er als J.⸗Berechtigter angeboten oder als Beſchä— 
digter — hat. 

Der J.⸗ poet und der — tin- 
nen hinfichtlid) des Erſatzes von J.= u. Wildſchä— 
den von den gefegl. Beitimmungen abiweidende 
Vereinbarungen treffen; die Geltendmadung der- 
felben etjolgt im Streitjalle in allen Ländern im 
ordentl. Rechtsiwege. a 

VIL. Jagdabgabe. Jn N. O. (mit Ausnahme 
von Wien), Salzb. und Steierm. (G. 13 X 93, L.55, 
23 XI 87, & 29, und 3 IX 96, &. 67) ijt cine 
ſpezielle J-Abgabe eingeführt. Diefelbe beträgt in 
Niederöſterreich jährlich ſür ein J-Gebiet von 
115 da 4K und fiir cin J.Gebiet von mehr als 
115 ha jo viel mal 4 K, al8 dad J.Gebiet volle 
115 ha betriigt; flieht in den Landesarmenfonds. 

An Salzburg fiir cin J.-Gebiet bi8 250 ha 
6K, tiber 250--500 ha 8 K, fiir je weitere volle 
500 ha 6 K. Sit das J.-Gebiet Gebirgsland, fo 
iit eine um 20% geringere Abgabe gu entricten. 
Welche J.Gebiete Gebirgsland find, hat die k. k. 
Landesregierung durch die im Cinvernehmen mit 
dem L. I. erlajiene B. 311 88, L. 1, beftimmt. 
Der Ertrag der Abgabe fließt in den Landesfonds. 

Jn Steicrmarf betriigt die in den Landed- 
armenjondé fliefende J-Abgabe bei den verpachteten 
Gemeindejagden 10% des jahrl. Pachtſchillinges, bei 
Cigenjaqden 4 K fiir volle 100 ha; überſteigt der 
jährl. Pachtſchilling einer verpachteten Gemeinde- 
jagd den Betrag von K 100 nicht, fo wird eine 
J⸗Abgabe nicht eingehoben, 

Tie see wird in allen Ländern durch 
den Eigenjagdbejiper bezw. den Pächter oder Witer- 
pächter einer Pachtjagd bezahlt. 

xiteratur. 

v. Anders: Das Dc u. Fiſchereirecht, Inns- 
bruc, 1885; v. Haerdtl, Grundbegrijje des J.⸗ 
Rechtes und deren Anwendung im n.d. J.-Wejepe, 
Wien, 1003. Lepterer vertritt einen von dem im 
Terte und von Anders vevtretenen abweidenden 
Standpuntt. Mardet. 


Juden. 
A. Gelchichklich. 


Pie 1.-Gefehgebung bis zur Gegenwart. 


I. Ofterr. unter der Enns. — IL. Hftere. ob der 
Guns. — IT, Steierm., Rarnten wu. Krain. — LV. Salad. 
— V. Tirol. — VI. Borarib. — VII. Trieſt, Sftrien, 
Görz. — VIII. Dalm. — IX. Böhmen. — X. Mabren. — 
XI. Sthlefien. XII. Gal. — XIII. Butow. 
XIV. Mila, @. 


I. Oſterreich unter der Enns. Die älteſten 
Nachrichten bezüglich der J. in Oſterreich reichen 


: A. Geſchichtlich. 


bis in den Anfang des 10. Jahrh. zurück. Die die 
Zoll- u. Mautverhältniſſe in der Ojtmarf re- 
gelnde Raffelſtättener Zollordnung zwiſchen 904 
big 906) bejtimmt im Yrt. IX, daß die berechtig 
ten Raufleute (legitimi mercatores), d. i. die 
J. und die anderen Raufleute, mögen fie aus dem 
Sande jelbjt oder anderen Ländern kommen, den 
vollen Soll, fowobl von Sflaven als aud von 
anderen Sachen zahlen ſollen. Aus diejer Sapung 
ergibt ſich die Freigiigigfeit, die volle Handelsbe— 
rechtiqung und die —— Zollbehandlung der J. 
mit den übrigen, daher aud den chriſtl. Kauf— 
leuten. 

Unter den Babenbergern war die Lage der J. 
in Oſterr. eine günſtige. Sie blieben nidt nur 
von den Verfolgungen veridont, welche iiber ibre 
Wlaubensgenofjen in Deutſchland u. Böhmen wih- 
tend ded J. u. IL. Kreuzzuges hereinbrachen, fon- 
dern genofjen auch verichiedene Rechte. So war 
der J. Shlom Miingmeijter des Herzogs Leo- 
pold V. (1177—1194), er befak Immobilien und 
hielt chrijtl Dienjtboten. Als er 1196 aus Pri- 
patrache ermordet wurde, lies Herzog Friedrid I. 

wei der Rädelsführer hinricjten. 1204 wird die 
x Schule in Wien erwiihnt; im Lauje des 
13. Jahrh. wirften als Rabbiner R. Iſaak Or 
Sarua und R. Ubigedor in Wien, R. Chajim und 

. Mojes Tafu in Wiener-Neuſtadt. Die J. in 

itert. lebten vorzugsweiſe vom Handel; doch ijt 
jeit dem 13. Jahrh. aud) die Bermittlung von 
Darlehensgeſchäften in ihren Handen. 1235 wird 
der J. Zefa (Techanus), 1239 der 9. Bibas als 
Gelddarleiher gegen Verpfändung von Realitäten 
erwähnt. 

.. Die eigentl. Geſetzgebung bezüglich der J. in 
Oſterr. beginnt 1238, als Kaiſer Friedrich II. nach 
der Achterklärung des lepten Babenbergers, Fried⸗ 
rich I]. des Streitbaren, Herr von faſt gang Oſterr. 
geworden war. Friedrich II. hatte unter Bugrunde- 
legung der Privilegien Heinrich IV. (vom Qabre 
1090?) und Friedrid) I. vom Jahre 1157 fiir die 
J. in Worms im Yuli 1236 cin ſehr giinitiges 
Privilegium fiir die J. in Deutſchland erlaſſen 
und demfelben eine die J. von der Beſchuldigung 
des Gebrauches des Chrijtenblutes freijprechende 
Ubjolution beigefiigt. Im Auguſt 1238 während 
der ——— von Brescia erließ nun der Kai— 
jer, der in dem Stadtprivilegium fiir Wien vom 
April 1237, Wrt. II, die J. von der Borjtand- 
ſchaft der Amter daſelbſt ausgeſchloſſen hatte, fiir 
die J. in Wien eine dem erwähnten allg. J.⸗Pri— 
vilegium nachgebildete, jedoch mit Riidfidt auf den 
Klerus und den Biirgeritand Wiens, die er fiir 
ſich gewinnen wollte, vielfach eingeſchränkte J. 
Satzüng. Yn derſelben werden die J. in Wien, 
welche alg servi camerae in den Schutz des Kai— 
fers und des Reiches zurückgenommen werden, 
von der BVerpflidtung, in ihre Häuſer Gäſte auf— 
zunehmen, befreit, die Vindifation gejtohlener Sa- 
chen, die jie gekauft haben, wird nur gegen Erſatz 
des mittelS Eides nad) dem G. Moſis ficherge- 
jtellten Raufpreiies fiir zuläſſig erfliirt, die zwangs— 
weife Taufe ihrer Minder und ihrer beidnij 
Stlaven bei ſchwerer Straje verboten, die Berveis- 
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führung bet Rechtsſtritten mit Chrijten nad ihrem 
G. u. zw. ſowohl mit Cid als mit driftlicen u. 
jüdiſchen Zeugen jugelajjen, dagegen der Beweis 
durch) Gottedurteile ſowie die Geigelung u. Cine 
ferferung derſelben unterjagt und jederzeit die 
Appellation an den Kaiſer — ewährt. Am Falle der 
Tötung eines J. hatten der Unitijter und der 
Mörder 12 Pfund Goldes, em Falle der Verwun— 
dung 1 Pfund an das faif. Arar zu zahlen. Strei- 

tigfeiten untereinander jollte ihr Borjteher ent— 
i eiden; nur in wichtigen Sachen ging der Rechts— 
zug mit Suspenſiveffekt an den Kaiſer. Ihren 
Bein, ihre Färbeſtoffe u. Arzneimittel konnten fie 
an Chriſten verlaufen. 

Nach der Wiedererlangun Djterr. feitens ded 
Herjogs Friedrich Il. erteilte diefer 5 VI 1230 den 
Biirgern von Wiener-Neujtadt ein Privilegium, 
in weldem er unter anderem die J. von der Vor— 
ſtandſchaft der Ämter daſelbſt fiir die Zukunft 
ausſchloß. Am 1VII 1244 erjepte Friedrich das 
oben erwähnte Stadtprivilegium für Wien vom 
April 1237, in welchem eine gleiche Beſtimmun 
bezüglich Der J. in Wien enthalten war, heck 
das abgeänderte Stadtrecht Leopold VI. 1221 und 
erließ eine Ordnung fiir die J. in dem Gebiete 
von Ofierr. welche —— in den meiſten öſt⸗ 
lichen und ubrdi Nachbarländern, wenn auch mit 
verſchiedenen Modifikationen (1251, 1256 in Un— 
arn, 1254, 1255 u. 1268 in den von Ptemyſl 

ttofar IL. von Böhmen beherrſchten Ländern, 1264 
in Grop-Bolen, 1295 u. 1209 in Sdhlejien, 1334 in 
ganz Polen, 1367 in Klein-Polen u. Rotrugland, 
1388 in Litthauen) rezibiert und hiedurch die 
@rundlage eines internationalen J.-Redtes — 
das exſte G. wurde, das faſt fiir den gangen Um— 
jang Ojterr.-Ungarné Weltung hatte. Qn Oſterr. 
blieb dasſelbe bis 1420 in Kraft. Diefes J.Pri⸗ 
vilegium 1 VII 1244 enthält in 30 Art. haupt— 
fachlich pjand- und ſtrafrechtl. Bejtimmungen (je 
11 Mrt.). Die J. finnen als Pfand ſowohl beweg- 
liche als unbewegl. Sachen mit Ausnahme von 
blutigen u. naſſen Gewändern annehmen. Geſtoh— 
lene oder geraubte Gegenſtände, die ihnen verpjiin= 
det wurden, brauchen fie dem Cigentiimer nur 
gegen Erſatz de8 darauf aeliehenen Sapitals und 
der mittlerweile zugewächſenen Sinjen herauszu— 
geben. Wenn ein Chrijt von dem J. ſein Pjand 
einlöſt, aber die Zinſen nicht jahlt, fo follen im | 
walle der eg ong. der fegteren innerhalb | 
eines Monates die Zinſeszinſen zuwachſen. Der 
Zinsfuß wird mit 8 Bjennigen vom Talente fiir 
die Woche, fomit mit 173.33 % feſtgeſetzt. Am Falle 
der Nichteinlöſung eines Bfandes binnen Jahr u. 
Tag ijt der J. für dasjelbe nicht weiter verant= 

wortlid. Wenn der J. auf Befipungen u. Briefe 
der Landherren (magnates) Weld leiht und died 
durd) feine Briefe u. Siegel beweiſen fann, fo! 
werden ihm dieſe Bejipungen vom Herjzoge Mer | 
wiejen und er gegen jede Gewalt geſchützt. Ser | 
Chriſt fiihrt den Beweis gegen J. in allen Rechts— 
jtritten mit einem Chrijten und einem J., der &. | 
gegen den Chrijten durd) feinen Cid, der — 
der auf die von dem Chriſten zu erlegende, dem 
Werte des Streitobjeftes entſprechende Kaution 
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(aequivalens, Ebenteuer), auj da’ Pfand oder 
auf da8 Rodale, d. h. auf die Thora (leptered aber 
nur, wenn der Herz og | die Sache vor fein Gericht 
ey) abgelegt wird. Die J. find von dex Quris- 
iftion des Ctadtridjters eximicrt und unterjtehen 
dem Hergoge oder feinem Rimmeret (Art. 8, 19, 
20, 25, 29) und in Recht8jtritten mit Chrijten 
jowie in Strafſachen, ſowohl zwiſchen Chriften und 
J. alg ben 3. untereinander (Art. 15 — 18, 22, 
27), dem J.Richter (iudex Iudaeorum), der aber 
nicht von Yants wegen, fondern nur über lage 

der Parteien vorgehen darj. (Die J.Richter, wel 

in Wien, Krems, Mlojterneuburg, Tulln, Wiener— 
Neuftadt, Hergogenburg nachweisbar jind, waren 
l. j. chrijtl Beamte; neben ibnen beftanden die 
wahrſcheinlich von den 2.- =Wemeinden gewählten, 
ſchon im Brivileqium Raiier Friedrich II. vom 
Jahre 1238 erwähnten J.-Vorſteher J.-Meiſter, 
Rechmeifter der J.] als Schieds- u. Friedensrichter 
in Schuld⸗ u. Erbſchaftsſachen und privatrechtl. Strei⸗ 
tigkeiten ber J. untereinander ſowie als ſtaatl. Funk— 
tiondire beſonders in Steuerſachen u. ähnlichem fort.) 
Die Titung oder Verwundung eines J. die Schan⸗ 
dung i ihres Friedhofes, das Bewerfen der J.ESchulen 
mit Steinen, Gewalt gegen eine Jüdin, Entfüh— 
rung eines J.Knaben, SDausfriedensoruds u. Raub 
oder gewaltſame Wegnahme eines Pfandes ſind 
bei ſchweren Strafen verboten. Bezüglich der Zah— 
lung der Maut bei den Mautſtaätten werden fie 
den Biirgern ihres Aufenthaltsortes gleichgeſtellt 
und die — einer Abgabe bei überfü rung 
ihrer Leichen als reraub mit der Strafe der Räu— 
ber bedroht. Wie in dem Privilegium Kaiſer Fried- 
vid) II. fiir Wien 1238, werden ihre Häuſer von 
der Herbergspjlidt (hospitatio) befreit. Yn ſtaats⸗ 
rechtl. Beziehung iit —8 J.-Privilegium deshalb 
wichtig, weil es beweiſt, daß die öſterr. Herzoge 
auf Grund des privilegium minus Kaiſer Fried— 
rich I. vom Jahre 1156 das ſonſt fajt in gang 
— dem Kaiſer und dem Reiche zuſtehende 

Schutzrecht bezüglich der J. ihres Gebietes ſchon 
—— als Hoheitsrecht ausübten. 

Der nad) Herzog Friedrich I. Tode (1246) 
nad) jajt fiinfjdbrigen Wirven 1251 (wiihrend wel⸗ 
der Kaiſer Friedrich II. tm April 1247 das die 
J. von Amtern in Wien ausſchließende Privile— 
gium für Wien vom April 1237 erneuerte) zur 
Herrſchaft in Oſterr. gelangte damalige Markgraf 
von Mähren, ſeit 1253 aud) König von Böh— 
men, Premyſl Ottofar I. (1251—1276), erließ am 
29 IIT 1254 fiir alle 3. feines Reiches cine dem 
privilegium Fridericianum nadgebildete J.Ord⸗ 
nung mit einigen Zuſätzen u. Abänderungen. So 
wird im Art. 32 fein Sinjenmazimum jeitgefept, 
fondern die Höhe der Jinfen dem Übereinkommen 
der Kontrahenten überlaſſen und die Rückzahlung 
der Darlehensſumme in gleicher Valuta angeord— 
net; in dem neu aufgenommenen Art. 28 wird 
verboten, die J. wegen Auszahlung der Pfänder 
an ihren Feſttagen gu behelligen und in dem eben: 
falls neu eingetchalteten Art. 31 analog der dem 
oben erwähnten Privilegium Raijer Friedrich II. 
für die J. in Deutſchland vom Auli 1236 beige— 
fügten Absolucio mit verufung auf die päp 
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Konjtitutionen (die Bullen Innozenz IV. vom 
22X 1246  .Sicut Iudaeis” in der Intimation 
an den Bifdof Hermann von Würzburg und vom 
5 VII 1247 , Lacrymabilem [udaeorum” an alle 
Erzbiſchöſe u. Biſchöfe Deutjdlands) unterſagt, 
die J. des Gebrauches des menſchl. Blutes zu be— 
ſchuldigen. 

Um SUI 1255 erteilte Ottolar den J. ſeiner 
Minder cin neues, eng an das J.-Geſetz 1 VII 
1244 ſich anſchließendes Brivilegium in deutſcher 
Sprache, in weldjem aus dieſem bloß die Beſtim— 
mung bezüglich der freventl. Beſchädigung des J. 
Friedhojes Art. 14) feblt und die Art. 28 u. 31 
des Ottacarianum 1254 fiber die Feſttagsruhe 
u. Blutbefdhuldigung nicht aujgenommen find. 
1257 erjcheinen die J. Lublin u. Refelo als Kam— 
mergtajen des Herzogs von Oſterr. 

Vielleicht infolge diefer Begiinitigungen der J. 
jowie um die bejonders auf dem LV. Lateranenfijden 
ayy 1215 gefaßten Beſchlüſſe bezüglich der J. 
zur Geltung zu bringen, wurden auf dem vom 10 bis 
12 V 1267 in Bien abgebhaltenen Provingialfongil 
Vorſchriften bezüglich einer die J. von den Chri- 
jten unteridjeidenden Kleidung (ſpeziell Einführung 
des gehörnten Hutes für die a der Zablung des 
a an den Pfarrer von den B Ipungen der 
J., der Unterjagung de8 Bejuches der Gaſtſtuben 
u. Bader der Chrijten fowie des Haltens chrijtl. 
Dienjtboten u. Ammen und des Ausſchluſſes der 
J. von öffentl. Amtern erlaſſen. Unzucht zwiſchen 
einem J. und einer Chriſtin wurde bei | Pi 
Straje, die Teilnahme der Chrijten an den jüdi— 
ichen Fejten, das Kaufen von Fleiſch und anderen 
Nahrungsmitteln bei J., das — ——— Zinſen⸗ 
nehmen der J. bei kirchl. Zenſuren verboten und 
angeordnet, daß die J. beim Vorbeitragen des 
UltarSjatramentes ſowie am Karfreitage ſich in 
ihre Häuſer guriidgiehen und Fenſter u. Türen 
ſchließen ſollen. Die J. ſollen mit einſachen Leu— 
ten über den Glauben nicht disputieren, nieman— 
Den zum Judentume verloden oder beſchneiden, 
franfe Chriſten nicht beſuchen oder pies beban- 
deln, neue Synagogen nicht bauen (alte dürfen fie 
rveparieren), endlic) während der 40tägigen Fajten- 
zeit Fleiſch nicht wffentlid) und unbedeckt herum— 
tragen. Dieſe Konzilsbeſchlüſſe waren ein i kühner 
Eingriff in die landesherrl. Rechte Ottokars, als 
dak der Konig fie bitte iqnorieren finnen. Schon 
am 23 VIII 1268 erließ er fiir die J. feiner Län— 
der ein drittes Privilegium, in welchem er ihnen, 
da jie gu jeiner Rammer gehiren und feines be- 
jonderen Schupes bediirjen, das J.-Gejep vom 
Jahre 1254 erneuerte. Aus dem Schreiben des 
Biſchoſes Bruno von Olmütz an Gregor X. vom 
16 XII 1273 und ben Eingangsworten des Pro— 
vingialfongils gu Salzburg 1274 geht übrigens 
flar hervor, dak die Canones des Wiener Kon— 
zils ohne riage | blieben. 

Nach der Beſiegung Ottofars durd) Rudolj 
von Habsburg verlieh diejer .adimitationem clare 
memorie quondam Friderici ducis Austrie et 
Stirie” am 4 III 1277 ein mit dem J.-Statut 
dieſes Herzoges wörtlich iibereinitimmendes Pri— 
vilegium, im welchem aus den Ottokariſchen J. 


Geſetzen nur Art. 28 betreffend die Feſttagsruhe 
Aufnahme jand. 

Unter Albrecht I. (1282—1308) brachen wieder- 
holt blutige gr rr gegen die 3. in Cirerr. 
aug, jo 1294 in Yaa, 1298 (nad anderen 1302 
oder 1305) in Rorneuburg und 1306 in St. Polten, 
alle wegen ifnen zur Lajt gelegter Hojtienidindun- 
gen. Wie Rudolf von Habsburg in dem Stadt: 
privilegium fiir Wien I]. vom Jahre 1278, § 3, 
jo ſchloß aud) Albrecht im Art. 5 des Wiener 
Stadtprivilegiums vom Jahre 1296 die J. von 
der „Pflegnus der Uemter zu Wien” aus, 

Unter Friedrid) Dem Schönen (1308 — 1330) 
werden 1320 u. 1329 zuerſt regelmäßige 3.-Steuern 
in Ojterr. erwähnt, obwobl die J. wahrſcheinlich 
ſchon während der Regierung des friegslujtigen 
u. prachtliebenden Fürſten des 13. Jahrh., Her— 
509 Friedrich I. und Premyſl Cttofar, 1. fF. Wh- 
gaben unterivorjen waren. 

Die Briider Friedrich des Schinen, Albrecht II. 
(1330 —1358) und Otto (1330 —1339), erlangten 
von Ludwig dem Bayern 4 V 1331 das Ret, 3. 
u balten (ius tenere Judaeos), als Territoriale 
obeitsredt und erwiejen fid) 1338 bei einer neuen 
wegen einer den J. zugeſchriebenen Hojtienentwei- 
hung in Bulfa ausgebrodenen graujamen Ber- 
folgung, die fid) aud) nad) Böhmen u. Mähren 
erjtredte, als kräftige Schützer ihrer jüdiſchen Un— 
tertanen, beſonders in Wien. Rum Dante fiir die 
jen Shug verpflichtete ſich die J.-Gemeinde in 
Wien am 19 VI 1338, in Hintunjt den Wienern 
ein Pjund um 3 Pfennig, 6O Pjennige um einen 
Pfennig und 30 Pjennige um einen Hälbling fiir 
die Worhe gu leihen, was einer Herabjepung des 
im Art. 30 des Fridericianum gewibrten Zins— 
fubeS von 173°33% auf 65% bezw. 86°66% 
gleichlommt. Die Herzoge bejtitigten am 20 VI 1338 
Dieje Sagung. Auch wiihrend der im Jahre 1349 
in Krems u. Umgebung wegen angebl. Brunnen- 
vergijtung feitens der J. entitandenen blutigen 
Exzeſſe griff Ulbrecht II. mit kräftiger Hand ein, 
bejtrajte die beteiligten Orte und hinderte fo das 
Ausbreiten der Verjolgung. Sein Sohn Rudolf IV. 
(1358 —1365) leqte fich in dem gefälſchten privi- 
lerium maius aud) das Recht, J. gu alten, bei, 
das feinem Water ſchon 1331 verlieben worden 
war. Sarl IV. gewährte ihm im Dezember 1360 
dieſes Recht, veriweigerte ifm aber die gleichfalls 
in Unjprud) genommene Haltung chriſtl. Wucherer 
Gawertſchin). Wiewohl die nächſten Folgen die— 
fe8 ius tenere Judaeos die Einſchränkung der 
Hreigiigigfeit der J., die willfiirl Nachlaſſung 
oder Herabjepung der bei denjelben tontrabierten 
Schulden und die Ausftellung von Tödtbriefen, 
d. h. von die Schulden bei den J. vollſtändig auj- 
hebenden Urfunden feitens de8 Herzoges waren, 
fo janden die jüdiſchen Untertanen anderjeits bei 
Rudolf aud) Shug ihrer Rechte. So ließ er trog 
der Aufhebung aller geiftlichen u. Laien-Gericdte 
1361 dag J.Gericht neben dem Hoje, Stadt: u. 
Miinggerichte fortbejtehen und rejpettierte auch die 
autonome Gerichtsbarkeit der J..Meiſter. Uber die 
Unjichten der Juriſten jener Seit bezüglich der J. 
gibt dag Wiener Stadtrechtsbuch aus der 2. Haljte 
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des 14. Jabrh. Aufſchluß, da8 an der Hand der 
fiir die J. geltenden Rechte (Art. 10, 13, 46, 79, 
134, 135, 145) den Nachweis gu erbringen fucht, 
bap die J. „vil peager recht habent gegen die 
dhrijten denn die —— gegen den juden“ und 
dem Arger hierüber im Art. 145 in den Worten 
„die verfluchten juden“ Lujt macht. Biel weiter in 
der Unsnugung des J.-Regales gingen Rudoljs 
Briider, Albrecht IT. (1365— 1395) und Leopold III. 
(1365-1386). Die unbefugte Auswanderung 
wurde mit Konfiskation des Vermögens u. An— 
nuflierung aller Schuldforderungen bejtrajt; die 
SBuriidgebliebenen mußten fiir die Wusgewander- 
ten Bürgſchaft leijten, und in den Jahren 1370/71 
lieben die Hergoge in allen ihren Städten die J. 
gefangennehmen und aller ifrer Habe (ausgenom- 
men die Sdiuldbriefe} berauben. Nach diciem Ge— 
waltafte fatten die J. einige Qabre Rube; ja 
1377 jtellten die Herzoge den J. eine Handfeite 
um ihre Rechte u. Freiheiten aus, deren Anhalt 
jedoch nicht bekannt ijt. 

Ebenjo unbefannt ijt der Inhalt des Schup- 
briejes, den 1401 die Dergoge Albrecht IV. und 
Wilhelm den J. in Neujtadt, Neufirdhen, diesjeits 
des Semmerings und in Oſterr. unter und ob 
der Enns verlichen haben. Der Schiedsfpruc der 
Stinde vom 51X 1406 verpflictete den Vormund 
des minderjihrigen Herzogs Albrecht V., die J. 
bei ihren Rechten, Freiheiten u. igs zu ſchüt⸗ 
yen ibnen bei Cinbringung ihrer Forderungen 

hilflich zu fein und ſie mit feiner ungewöhnl. 
Steuer u. Forderung ju beſchweren. Im VBolfe 
lebte jedoch der bei verichiedenen früheren Berjol- 
gungen jum Wusbruche gelangte Haß gegen die 
J. fort. Derſelbe manifejtierte ſich neuerdings bei 
der im November 1406 in der J.-Stadt in Wien 
ausgebrodenen Feuersbrunjt. Die finangiellen Be- 
drängniſſe Herzog Albrecht V. (1411—1439), der 
infolge der Hujjitijdhen Bewegung neu angeſachte 
Fanatismus des Volfes, der dadurd) gejteigert 
wurde, dak fic) die Anſicht verbreitete, die J. hiel— 
ten ju den Huffiten und unterjtiigten jie mit Waj- 
fen, jowie die allg. Verſchuldung aller Stände bei 
den J. machen es erklärlich, daß 1420 eine neve 
Hoſtiengeſchichte (der reiche J. Airael in Enns foll 
von der Meßnerin dajelbjt mehrere Hojtienparti- 
feln gekauft und an feine Glaubensgenojjen ver- 
fendet haben, um mit denjelben Spott gu treiben) 
einen guten Vorwand gab, alle J. in Ofterr. ju 
verhajten, ihre Güter gu fonfiszieren, die Grmeren 
auszuweiſen, die reichen aber nad) vergebl. Ver— 
juchen, jie gum Chrijtentume ju befebren, ju ver— 
brennen und alle 3. fiir immer aus Oſterr. aus- 
— Mit Rückſicht auf dieſe Ausweiſung 
chloß Ladislaus Poſthumus, Albrecht V. Sohn 
(1440 - 1457), 1453 u. 1455 die J. von jeder 
Niederlaſſung und dem Erwerbe von Immobilien 
in Wien aus und befreite die Stadt Wien von 
allen Schulden an J. Trop diefer Ausweiſungs— 
ebdifte ließen fich unter Friedrid) V. (1458 —1493, 
als Saijer Friedrich I]. oder IV.) J. jowohl in 
Wien als in anderen Orten Ofterr. nieder und alle 
Befchwerden der Stinde- und L. T. zu Huntramé- 
dorf 1460, gu Wien 1462, yu Tulln u. Haders— 
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dor} 1463 bieriiber bei dem Kaiſer, der von Ni— 
tolaus V. 201X 1451 eine Bulle erwirkt hatte, 
nach welcher die öſterr. Herjoge, ohne in den Bann 
oder andere kirchl. Strajen gu verjallen, 3. in 
ihren Ländern aujnehmen u. halten diirfen und 
der in der Ronfirmation aller Rechte u. Freiheiten 
der Fürſten des Haujes Habsburq in Sitert., 
Steierm., Rirnten u. Krain vom 61 1453 den— 
felben das Recht gum Halten der J. in ihren Län— 
dern beftitigt hatte, waren erfolglos, Alle Ber- 
fpredjungen des Kaiſers, dic J. in Ofterr. nicht 
dulden gu wollen, wurden paralyjiert durd die 
Erklärung, daß er ihnen als Kaifer den Zutritt 
in ſeine Länder nicht verwehren könne. Allein 
aud) fein Nachfolger Mar I. (1493 -1519), der 
1496 die J. aus Steierm. u. Kärnten und 1515 
aus Laibach auswies, entſprach den Wünſchen u. 
Beſchwerden der Stiinde bezüglich der Fernhaltung 
der J. von Ojterr. nidt vollitindig; in dem Köl— 
ner, Wugsburger u. Innsbrucker Libell 1499, 
1510 u. 1518 madjte er wiederbolt die Zuſage, 
die J. in Bien und im Lande nicht dulden ju 
wollen; aber trogdem blieben fie in Eiſenſtadt, 
Mardhegg, Eggenburg und anderen Orten und dem 
J. Hürſchl wurde felbjt in Wien der Aufenthalt 
bis zur vollſtändigen Begleichung feiner Forde— 
rungen bewilligt. 

Bon den neð. Weistiimer handeln das Bann— 
taiding von Liedhtenjtein, Neunfirchen, Tattenderj, 
Pfaffſtetten, Matzleinsdorf u. Höflein von dem 
Darlehensgeſchäfte der J. 

Dasfelbe Verfahren, nach welchem die 3. 
einerjeits ausgewieſen, anderieits geduldet wur— 
den, wurde auc) von den Nachjolgern Mar 1. be- 
obadjtet. Trog der Ausweiſung derjelben aus Wien 
und obwohl der Generallandtaq der öſterr. Erb- 
liinder in Augsburg (Dezember 1525 bis März 
1526), Art. 35, abermals —— hatte, daß allen 
J. verboten ſein ſoll, in den Erbländern zu woh— 
nen, erließ Ferdinand J. 1522-1564) 22 V 1528 
eine „Ordnung, wie es fürder mit den inländi— 
ſchen u. —3 J. fo königl. Majeſtät Kam— 
mergut ſind, auch den ausländiſchen u. durchzie— 
henden u. dgl. J., die allher gen Wien kommen, 
gehalten werden joll”, und am 28 V 1529 erjdien 
ein Generalmandat gum Schutze der J. in Oſterr. 
unter der Enns und bejonders in Cijenjtadt, Zi— 
jterSdorj, Marchegg, Martersdorf u. Kobelsdorf 
ſowie am 18 V 1536 eine Ordnung, wie fic) die 
J. in Wien halten jollen. Wm 311 1544 ordnete 
zwar Ferdinand die Ausweiſung der J. aus Oſterr. 
an; allein das Wenerale 1 VIII 1551 betrejjend 
das Tragen eines gelben Ringes auf der finfen 
Seite der Oberröcke begieht ſich auch auf die 3. 
in Djterr., und 1554, 1555, 1556 wurde die Aus— 
weiſungsfriſt immer wieder erjtredt. Auch die jpi- 
teren ———— seditte 1 XII 1572, SIT 1600, 
30 XI 1611, 6IX 1612, 3IV 1614 und 71 1625 
famen nie zur Ausführung. Ferdinand IT. (1619 
~1637) actiattete 1620 den J. jelbit die Errich— 
tung einer Synagoge in Wien und wies ihnen 
den ,,unteren Worth” (Leopoldiradt) als Wohnſitz 
an, wo fie fic) 1625 niederliejen. Zugleich erteilte 
er ihnen 6 XII 1624 ein Brivilegium, nach welchem 
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ſie auf ewig in ſeinen und des Hauſes Oſterr. 
Schutz genommen, der Jurisdiktion des Oberſt— 
hofmarſchallamtes unterſtellt, ihnen der Cine u. 
Auszug in Wien ohne Abzeichen, die freie Reli— 
ionsübung auf ihrem Gebiete, die Freiheit von 
et Einguartierung bewilligt und jede Beläſtigung 
u. Kränkung bei ſchwerer Strafe verboten wurden. 
Dagegen ſchloß das tat. P. 1 TIL 1627 fie von 
Mauten und anderen Yimtern aus. 1652 wurde 
ihnen freier Handel in der inneren Stadt, 23 XI 
1632 autonome Geridtsbarfeit in Schuldſachen 
und in Strafſachen untereinander, ja jogar die 
Erridtung eines eigenen Gefängniſſes sugeitanden. 
ferdinand ITT. (1637—1657) beſtätigte 121 1645 
alle Privilegien Ferdinand II. allein 9 V 1652 
wurde den J. der Aufenthalt auf dem Lande nur 
gegen Zahlung eines jährl. Tributes von 4000 jl. 
—— und auch die J. in Wien wurden wegen 
er ihnen zur Laſt gelegten Ermordung einer 
Jüdin in verſchiedener Weiſe cag bis fie 
gegen Übernahme von Staatsidulden im Betrage 
pon 80.000 fl. und Sablung eines Betrages von 
15.000 fl. an den Kaiſer von allen gegen fie er- 
hobenen Unflagen jreigeiproden und die meijten 
ibrer Freiheiten bejtitiqt wurden. 16 XII 1656 
erteilte Ferdinand LI. aud den 3. auf dem Lande 
ein dem Brivilegium 121 1645 nachgebildetes 
Privilegium. Charakteriſtiſch fiir die Anſchauungen 
der damaligen Beit ijt Art. 39, § 1 der Landed- 
gerichtsordnung fiir Diterr. unter der Enns 30 XII 
1656, nach welchem die Tortur gegen Leute, welde 
dieſe Bein fo hoc) nicht achten oder empfinden, 
wie Sigeuner, J. und andere leidjtjertige Leute, 
2—3mal angewendet werden fann, und Art. 59, 
§ 2, der die J. der Gottesläſterung befonders ver- 
dächtig ertlärt. Leopold I. (1658 —-1705) beftitigte 
26 VIII 1659 dic Rechte u. Freiheiten der J. und 
etlieh 22 TX 1665, als in einem Graben nächſt 
der J.-Stadt der Leichnam einer ermordeten Frau 
ejunden wurde, cin Schuppatent gu ihren Gun- 
ten; allein am 2 VIII 1660 ordnete er die be- 
ſtändige Ausſchaffung der J. u. Jüdinnen aus 
dem ganzen Lande an und 24 VII 1670 wurde 
die J.sStadt am unteren Wirth (feither Leopold= 
ftadt) mit beiden Synagogen und allen Häuſern 
um 100,000 fl. an die Stadt Wien iiberlajjen. 
Dod) ſchon 1673 wurde den J. der Befud) meh— 
rerer Jahrmärkte in Ojterr. und 1699 zwei 3. 
die Niederlaffung in Wien geftattet. 19 VIL 1718, 
16 XII 1721 und 29 X 1723 wurden J.Ordnun— 
gen erlajien, in welchen unter anderem den Fa— 
milienbiuptern mit Weib u. Kindern und der 
Notivendigen Dienerſchaft der Aufenthalt in Wien 
unter Eo Bedingungen und der Handel auj 
Wechſel, Geld u. Juwelen eingeriumt, dag Aus— 
geben und der Geſchäſtsbetrieb an Sonn u. Feier— 
fagen vor 10 Uhr morgens unterfagt und das 
Ruriidtreten von der Gaſſe oder dem Fenſter bei 
Rorbeitragung deS Venerabile angeordnet wurde. 
Sleidje Beftimmungen enthalten die J-Ordnun— 
gen der Staijerin Maria Therejia 221X 1753, 
5 VI 1755 und 5 V 1764, in welchen auferdem 
das Erſcheinen bet chriſtl. Andachten u. Prozeſſio— 
nen, die Vornahme irgendwelcher Amtshandlung 


in politicis und Juſtizſachen ſeitens der Rabbiner. 
das Darlehen auf Ammobilien, der Anfauj ver— 
dächtiger Gadjen, das Haufieren u. ähnliches un— 
terjagt wurde. Sur Unterjd@eidung von den Chri- 
ſten follten verbeiratete oder verwitwete J. (bei 
Strate von 24 Reichstalern. eventuell Leibesſtrafe, 
im Wiederholungsjalle felbjt bei Straje der Ab— 
ichafjung) Bärte tragen. 

Bejjere Zeiten traten mit dem Regierungs- 
antritte Raifer Joſef II. ein. Derjelbe hob alle 
erniedrigenden u. ſchikanöſen Vorſchriften bezüglich 
der J. auf, ſo die Leibzölle u. Toleranzmauten, 
die Paſſier⸗ u. Nachtzettelabgaben, ferner das Ver— 
bot, in den Städten zu übernachten, an Sonn— 
u. Feiertagen vor einer beſtimmten Stunde aus— 
augefen, die öffentl. Belujtigungsorte A beſuchen 
und außerhalb eines beſtimmten Bezi zu woh⸗ 
nen, die unterſcheidende Kleidertracht, die Bart⸗ 
vorſchrift, die Ausſchließung von den meiften bür— 
gerl. Gewerben, die befonderen Gericdts- u. Ber- 
waltungébehirden fiir die J.; allein eine voll- 
fommene Gleidjjtellung der J. mit den übrigen 
Untertanen [ag nicht in der Abſicht Joſef II. In 
bem fiir die J. in N. O. erlajjenen P. 21 1752 
qab derjelbe feinen Willen fund, der in Wien 
wobnenden Judenſchaft in Beziehung auf dupere 
Duldung feine Eriveiterung zu gewähren, fo dak 
jie feine eigene Gemeinde unter einem befonderen 
Vorjteher ausmachen, feinen öffentl. Gottesdienit, 
feine öffentl. Synagoge, feine cigene Buchdrucerei 
haben follen, die Sahl der tolerierten 3. in Wien 
nicht vergrößert werden diirfe und auf dem offenen 
Lande in N. O. feine J. wohnen follen, auger 
wenn fie eine Fabrif oder ein anderes nützl. Ge— 
werbe einfiihren wollen. Fremde erbländiſche 3. 
bedurjten zur Niederlaſſung in Wien der Bewilli— 
qung feitené der 1.96. Regterung, ausländiſche der 
Bewilligung des Kaijers. Den tolerierten J. wurde 

eftattet, ihre Minder in die chriſtl. Normal> u. 

caljdjulen zu fchicen, in Wien aud) eine eigene 
normalmäßig eingerichtete, mit jüdiſchen Lebrern 
beſete Schule auf ihre Koſten zu errichten, die 
derſelben Oberaufſicht unterſtehen ſollte wie die 
anderen deutſchen Schulen in Wien; weiter wurde 
ihnen der Beſuch der höheren Schulen, die Er— 
langung des Doktorates des bürgerl. Rechtes, die 
Ausübung der Advokatie, die Erlernung aller 
Gattungen von Handwerken und der Betrieb aller 
Gattungen von Gewerben (jedoch ohne Bürger— 
u. Meijterredt), die Ausübung der freien Künſte, 
die Erridjtung von Grofhandlungen, Anlage von 
Fabriken u. Manufatturen, das Wusleihen von 
Weld auj Realitäten — dagegen blieb 
das Hauſieren ſowohl in Wien als auch auf 
dem Lande allen J. bei Konfiskation der Waren 
unterſagt. 

Den zu tolerierenden J. ſollte ein Schutzgeld 
Toleranz für das Recht des Aufenthaltes in Wien 
beſtimmt werden, das 14. X 14 mit dem Betrage 
von 20—200 fl. nach dem Einkommen feſtgeſetzt 
wurde. Für jremde J. wurde 1792 eine Bolletten= 
tare fiir die Geitattung eines 14tägigen Aufent— 
halted in Wien (j;ulegt im Betrage von 2—4 fl.) 
eingefiihrt. Außerdent beſtanden J.-Taxen fiir 
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Heiratskonſenſe, die Schleiertaxe von den ſich ver— 
ehelichenden Jüdinnen im Betrage von 25—300 fl. 
nad Wattung des gewählten Schleiers, Taxen fiir 
die Beſtätigung jüdiſcher Wahlen u. Amter, fiir 
die Bewilligung einer Synagoge oder eines J.⸗ 
Begräbniſſes (das erjtemal je 2000 fl., dann jähr⸗ 
lid) 100 fl.), flix Die Mujjtellung der Thora im 
Hauje jährlich 50 fl. u. a. Die Enverbung von 
Realititen war nad) der Hojverordnung 19 X 1787 
— unterſagt. 

nter Kaiſer Leopold II. (1790—1792) und 
Franz (1792—1835) wurden neue Beidrinfungen 
fiir Die J. eingeführt. Mit Dekret 26 V 1786 wurde 
die Erteilung der Toleranz von dem Befipe eines 
Vermögens von wenigitens 10.000 fl. und von der 
— desſelben gu nützl. Manufalturen u. 
Fabriken abhängig gemacht. 1807, 1820 wurde 
eingeſchärft, Da die Zahl der in Wien geduldeten 
J. nicht vermehrt, ſondern vielmehr vermindert 
werden ſolle, und am 911107 erklärt, dak die 
Tolerang nur perjinlich fei und nicht aud auf 
die Witwe und die Kinder des Tolerierten iiber- 
ehe. Dieſe Verhiltnijie bejtanden im wefentliden 
i8 1848., 

LU. ſterr. ob der Enns. Qn Oberöſter— 
reid) bejtanden J.-Niederlajjungen in Ling, Enns, 
Steyr und anderen Crten, bis Rudolf II. am 1 II 
1594 die J. auswies. Erſt mit dem Hfd. 9IX 
1783 wurde ibnen der Beſuch der Jahrmärkte in 
Ling gejtattet, dagegen dev Berfauj von Haus ju 
Haus und der Beſuch aller iibrigen Jahrmärkte 
im Lande verboten. Bach der Wegierungsverord- 
nung 28 VII 1796 follten die auf offenem Lande 
zuwider den Allerhöchſten Generalien mit Haus 
ſieren u. Tandeln betroffenen J. unter ſicherer Be- 
gleitung nad) Hauje abgeſchafft werden, und nod 
mit dem Hff;d. 11 XII 23 wurden den J. auger 
den Marktzeiten zur Durchreiſe nur 3 Tage und 
jum Yujenthalte in Ling bloß 24 Stunden ju- 
geitanden, wovon jedod) fiir Ling die Landesitelle, 
ür Das Land die Kreisämter Ausnahmen gejtatten 
duriten, 

Ill. Steierm., Kärnten u. Krain. Die Ente 
widlung der Rechtsverhiiltnijie der J. in Steier- 
mart u. Kärnten nabm bis 1496 einen ähnl. 
Verlauf wie in Ojtert. Die Mechtsqrundjiige, nach 
welchen in Steierm. die biirgerlice und gefellidajtl. 
Stellung derfelben geordnet wurde, jind durch das 
Ottocarianum vom 24 II] 1254 und nachdem die 
im April 1254 an Béla LV. abgetretene Steier- 
mart 1261 wieder an Cttofar juriicgelangt war, 
durd) deijen Brivilegium vom 23 VILL 1268 bes 
ftimmt; jie erfreuten ſich Daher der gleichen Vor— 
rechte u. Begiinjtiqungen, welche die J. in Oſterr. 
enojjen. J.Gerichte bejtanden in Graz, Marburg, 
Judenburg u. Radkersburg, und die J.Meiſter 
jungierten, wie in Xjterr., teilS alS autonome 
Schiedsrichter in biirgerl. Streitigfeiten der J. une 
tereinander, teils als jtaatl Organe bejonders in 
Steuerſachen. In dem 1335 an das Haus Habs- 
burg gelangten, durch Befipungen des Ergitijtes 
Saljburg, des Bistums Bamberg, der Grajen von 
Görz u. a. vielfacd) durchbrodenen Webiete von 
Kärnten fanden wabhrideinlich die fiir die J. in 


Oſterr. und Steierm. geltenden J.-Gejege infolge 
der regen polit., fogialen und wirtſchaftl. Wedfel- 
begiehungen zwiſchen diejen Ländern gewohnbeits- 
rechtlid) analoge Unwendung. Cin fitr die J. in 
Steierm. und dem habsburgiſchen Teile von Kärn— 
ten gemeinſames J.Geſetz war die Handjefte der 
Herjoge Albrecht III. und Otto III. 24 VI 1377 
(bejtdtiqt von Herzog Wilhelm am 24 X 1296); 
dod) ijt der Anhalt dieſer Handfeften, in denen 
die ‚Rechte, Freibeiten, Gnaden u. Gewohnheiten“ 
i J. beider Linder beſtätigt wurden, nicht be- 
anni. 

J.Steuern in Inneröſterr. (Steierm., Kärn— 
ten u. Krain) find ſchon in den Rationarien (Ren- 
tenbiidjern) der öſterr. Hergoge aus den Jahren 
1326—1338 vergeicinet. Unter Friedrich III. zahlte 
die „Jüdiſchheit“ dieſer drei Lander, die als eine 
in solidum hajtende Steuergemeinſchaft aufgefaßt 
wurde, 6000 fl. jährlich. 1470 wurde den inners 
ijterr. J. eine Leibjteuer von 4000 fl., 1478 eine 
Steuer von 3000 jl. vorgejdjrieben. Wn auper- 
ordentl. Steuern jablten fie 5. B. 1446 gu der 
Heiratiteuer fiir — Schweſter Katharina 
6000 fi. 

Seit dem 14. Jahrh. unternahmen die auf 
die bevorgugte Stellung der J. eiferſüchtigen Städte 
in Steierm. wiederholt Schritte, um eine Cine 
ſchränkung oder Aufhebung bejonders jener Frei— 
heiten derjelben gu erlangen, die dem Bürger— 
ſtande nadteilig waren. Zunächſt gelang ihnen 
die Herangiehung der J. zur gleichen Steuer- 
jablung, wie fie die iibrigen Städtebewohner feijten 
mupten (Privilegium Albrecht IT. 3 V 1393 fiir 
Wray und 21 u. 2X 1393, Herzog Wilhelms 
17 III 1396, Herzog Ernjts 1418 fiir die meijten 
iibrigen Städte). Gin weiteres Bejtreben der Stadte 
ging dabin, die J. von dem Handel auszuſchließen. 
3 VI 1377, 23X 1393 und SIT 1401 wurden 
den Handel der Priilaten, Pfaffen, Herren, Ritter, 
Rnedjte, Holden und J. einſchränkende BV. erlajjen, 
die jedod) feinen geniigenden Erfolg gehabt ju 
haben jdeinen; denn im Yirt. 14 der Ciniqung 
der ſteierm. Städte (1433 — 1439) wird verlangt, 
,das man allen Juden allerlay kauffmannſchafft 
in jteten pnd merfdjten auf dem Lande vnd in allen 
jarmarchten weren fol”. Einen Abſchluß fand dieſe 
gegen den Handel der J. Te Bewegung in 
der V. Kaiſer Friedrid) III. 6 XI 1445, nad) wel- 
cher unter anderem die J. ,,feine faujfmannidafft 
hinjiihro nit mehr Treiben follen mit Venedigiicher 
Waar, mit Tied) und mit Gefiill, mit Eiſen mod 
mit Wein ausgenomben waß die Juden Wein an 
ihrer Geld-Schuld nemmen .. . . dod) was jie auf 
den Wardten verfaujen, daſs fie darvon Wauthen 
und Zollen“. Den dritten Angriffspunkt der Städte 
bildete der privilegierte Gerichtsſtand der J. bezw. 
die Eremtion derjelben von der Yurisdiftion des 
Stadtrichters. Jn diefer Richtung erreichten ſie ihr 
Biel wenigitens infofern, als durch die Handjeite 
Herzog Wilhelms 17 TL 1396 beſtimmt wurde, 
daß alle Weldbriefe der Biirger an J. vom Stadt- 
oder Marftricdter und vom J.- Richter bejiegelt 
jein müſſen. Einzelne Städte erlangten nod) be— 
ſondere Privilegien bezüglich der daſelbſt wohnen— 


952 Suden: A. 
den J., bY Graz, Qudenburg, Marburg, Brud und 
andere Städte in Steierm., St. Veit u. Bleiburg in 


Kärnten. Gegen Witte des 15. Jahrh. machte fic) 
eine judenjeind!. Strimung aud bei den Land- 
ſtänden Inneröſterr. bemerfbar, und algbald wurde 
Die bisher lediglic) vom lofalen Standpuntte be— 
handelte J.-Frage eine Landesangelegenheit. Die 
a or fg der Stiinde Inneröſterr. mit Kaiſer 
Friedrich IIL. intendierten bejonders die Regelung 
ber Kompetenz des J.eGerichtes, den Schußz, na- 
mentlic) der landſtändiſchen Untertanen, gegen die 
a rückſichtsloſe Mugnugung bei den Darleihen 
und gegen wucheriſche — und die Ein⸗ 
ſchränlung der Zinſen. Qn erſterer Beziehung ent— 
ſchied das Privilegium Friedrich ML. 2 XII 1447, 
daß Prälaten, Äbie, Ubtifjinnen, Prieſter, Grafen 
und andere Adelige im Herzogtume Steierm. von 
3. wu. Jüdinnen vor das J.Gericht nicht qefordert 
werden finnen. Urt. 17 der „Freiheit u. Beſtäti— 
gung wegen den Landrecht u. Landgericht in Kärn— 
ten” vom 51 1444 und bie Handfeſte fiir Steierm. 
6 XI 1445 bejtimmten, dah ein J. das Recht, das 
er aus einem ibm von einem Chriſten iiberlafje- 
nen Geldbriefe gegen cinen anderen Chriſten bat, 
bei dem Gerichte ſuchen follte, wo eS jener Chriſt 
zu ſuchen bat, der ifm den Schuldbrief abtrat, 
jo daß die Evofation eines Chrijten von jeinem 
ordentl. Gerichte vor ein von dem J. beliebig ge- 
wähltes Gericht ausgeſchloſſen war, Doch jdeinen 
aud dieſe Beſtimmungen nicht beachtet worden 
u ſein, da die L. T. gu Graz 1468 u. 1480 die 

eſchwerde bieriiber wiederholten. In der oben 


erwähnten ope vom 6 XI 1445 wurde die 
in dem Stidteprivilegium 17 IH 1396 enthaltene 


Anordnung, daß die Schuldbriefe der J. von dem 
Stadtridter und J.-Michter befiegelt werden müſſen, 
dahin ergänzt, dah diejelben augerdem von einem 
Landinanne oder Biirger gu bejiegeln find. Sum 
Schuge der Untertanen, bejonderS der Bauern u. 
Grundholden bei Darleihen und bei Verpjindung 
ihrer Liegenidjajten verfiigte Urt. 16 der Lands 
handfejten fiir Kärnten vom Sabre 1444 u. 1494, 
dah fein Bauer ein Gut unter die J. verjepen 
oder denfelben einen Brie geben könne ohne ſeines 
Herm Billen, und Art. 13, dah man Bauern, 
die fein Erbe haben, bei ihrem Herrn oder An— 
walte belangen folle. Leptere Beftimmung wurde 
aud) in die Cini ung der ſteieriſchen Stände vom 
Jahre 1446 bezüglich dex Witwe, Minder oder 
ſonſtigen Erben eines bei den J. Verſchuldeten 
aufgenommen. In gleicher Weiſe war die wieder— 
holt (1468, 1480) angeordnete alljährl. Meldung 
der Schuldforderungen bei den Gerichten zu Ju— 
denburg, Graz, Warburg u. Radkersburg eine 
Praäventivmaßregel gegen Benachteiligungen der 
chriſtl. Schuldner. Im Zuſammenhange mit dieſen 
Vorkehrungen ſtehen die ſowohl in Ojtert. als in 
Inneröſterr. bejonders den J. geaeniiber vorkom— 
mende Berufung von Brief u. Siegel im Falle 
des Todes deS Schuldners oder Berlujtes ded 
CEchuldbriejes, die von Friedrid) III. 8 VII 1491 
und § VI 1492 angeordnete Eintraqung der Schuld⸗ 
bricfe in das „Judenbuch“ bei ſonſtiger Ungültig— 
feit derſelben und die Art. 246—252 des zwiſchen 


Geſchichtlich. 


1350 u. 1425 entſtandenen ſteierm. Landrechtes. 
Behufs Einſchränkung des Wuchers wurden mit 
den faij. Rikpi. vom Jahre 1468, 8 VIL 1491 und 
8 VI 1492 die Zinſeszinſen unterjagt und der 
Zinghub auf 2 Pjennige vom Gulden für die 

oche herabgeſetzt. Die langwierigen Verhandlun- 
en mit Ratjer Friedrich III. mögen jedoch die 
Innerdfterr. Stände überzeugt haben, dab eine 
—— Löſung der ſchwebenden Fragen be— 
züglich der J. mur durch die Ausweiſung derſelben 
erreichbar ſei. Was Friedrich III. nie gewährt 
hätte, erlangten die Stände von feinem Sohn 
Mar I. Auf Grund der Verabredungen auj den 
L. T. gu Marburg im April u. November 1494 
und ju Gray im Auguſt 1495, und nad) Aus— 
jtellung eineS Schuldſcheines der ſteieriſchen 
Stände iiber 38.000 fl. und der kärnt. Stände 
iiber 4000 fl. erlieR War I. die Privilegien be= 
trefiend die Austreibung der J. aus Steierm. 
u. Kärnten dd0. Schwäbiſch Wirth u. zw. fiir 
Kärnten OI, fiir Cteierm. 18 TIT 1496, ge 
mip weldjen die J., weil fie dem hochwürdigſten 
Satramente ſchwere Schmach u. Unehre gu vielen 
Malen erzeiget (nad) dem Anon. Leob. jollen 3. 
1312 in Fürſtenfeld, 1338 in Wolfsberg Hojtien 
verunehrt haben), junge chriftl, Kinder jämmerlich 
qemartert, getitet und ihr Blut gu ihrem ver— 
Htodten verdamml. Weſen gebraudt und mit jal 
ſchen Briejen, Inſiegeln und mit anderen Sachen 
die Leute betrogen und viele miidjtige u. andere 
Gejdhledter damit ganz in Armut u. Verderben 
gelebt haben, Kärnten innerhalb des nächſten hal— 

n Jahres, Steierm. (mit dem dazu gebirigen 
Wiener=MNeujtadt u. Neufirchen) aber bis jum 
nächſten DreitinigStage verlajjen muften und in 
Hintunft ihnen der Wujenthalt in diejen Ländern 
durchaus verboten fein ſollte. Doch 09 ſich die 
Durchführung diefes Ausweiſungsbefehles, wie aus 
dem WugSburger Libell 101V 1510 hervorgebt, 
nod) jabrelang bin. Ängſtlich wachten beionders 
die ſteieriſchen Stände iiber dic genaue Einhaltung 
DiejeS teuer erfauften Privileqiums und bei jeder 
Erneuerung der Landesfreiheiten (1520, 1523, 1566, 
1593, 1596, 1631, 1660 u. hee ließen fie fic) 
auch den ,, Brief von Außtreibung dex Judiſchheit“ 
beftitigen. Wud) die Banntaidinge von Landstron, 
zu Straßfried-⸗Arnoldſtein und andere begogen ſich 
auf die Nichtgeſtattung des Aufenthaltes der 3. 
Aus dem ſalzb. Gebtete in Kärnten, gu weldem 
beſonders Frieſach, St. Andra, Maria Saal und 
andere Orte gebirten, wurden die J. 1498, aus 
den Bejigungen des Bistumes Bamberg (bejonders 
Villach u. Wolfsberg) erjt gegen 1535 ausgewieſen. 
WIS in dem Hfd. 15 V 1781 die Tolerierung der 
J. ausgejproden wurde, braditen die jteiertiden 

tiinde bei Kaiſer Joſef II. dagegen eine Vorſtel— 
lung ein, iiber welche Der Saijer am 20 X 1781 
entidhied: „da hierlands vermige I. f. Privilegien 
derzeit weder J. vorhanden jind nod geduldet 
werden, jo ijt wegen der Einführung oder Tole: 
rierung der Judenſchaft in diejem Lande ohnehin 
feine Frage nicht“. Dagegen gejtattete das P. OIX 
1783 den J. den Bejuch ber Nabrmnictte in Graj, 
i Laibach, Klagenjurt u. Ling; Dod) war ihnen nad) 


Juden: A. 
den Rirfularien 201X 1783 und 20 X 1784 und 
dem P. 4 VI 1787 das Betreten des betreffenden 


andes auger au diejen Jahrmärkten der Haufier- 
handel und der Handel mit altem Gilber ver— 
boten, welche Berbote nod) mit den Gubernial- 
verordnungen 2611 23 und STII 28 unter Be- 
tujung auf die alten Brivilegien republigiert 
wurden. Nur der Getreidehandel wurde ihnen mit 
faij. E. 15 XI 19 bis auf weitere’ geftattet. 

Jn Krain bejtand cine größere J.-Rieder- 
lajjung nur in Laibach, wo bereits 1213 die abge- 
brannte Synagoge neu erbaut u. erweitert wurde. 
Allein im gangen Lande bejagen J. im 14. u. 
15. Jahrh. Liegenfdjaften. Sie trieben neben dem 
Darlehensgewerbe einen bedeutenden Handel mit 
den Nadbarlindern, und cingelne dürften fic, 
nad) dem Namen (Malner, Tijeler) au ſchließen, 
aud) mit HandwerfSbetriebe beſchäftigt haben. Jn 
ibren pe ey ner ging der Rechtszug 
gewöhnlich an das J.Gericht in Marburg. Bee 
aliglich Der Steuern unterjtanden fie dem l. p Vize⸗ 
dome und wurden mit der Jüdiſchheit in Steierm. 
u. Kärnten als eine in solidum baftende Gemein- 
ſchaft aufgefaßt. Berfolgungen trafen fie aud) in 
Laibach (1290, 1337 u. 1408). Zu den Verhand— 
lungen wegen der Ausweiſung der J. aus Inner— 
öſterr. ſchickte zwar auch Krain Delegierte, dieſe 
ſcheinen ſich jedoch dem Begehren der ſteieriſchen 
u. kärnt. Stände nicht angeſchloſſen gu haben, 
da Max I. nocd am 1 VI 1510 den LandeShaupt- 
mann und den Rat ju Laibach beaujtragt, die J. 
allda bet ihrem alten Herfonimen ju fafjen und 
ihnen die verbotenen Straßen u. Wochenmärkte 
My erifinen; allein am 4 VIII 1513 verbot der 

aifer den Laibacher J. alle gum Nachteile der 
Ghrijten und bejonders der Biirger von Laibad 
betriebene Kaufmannſchaft, und am 11 1515 bes 
willigte er der Stadt Laibad) gegen Zablung einer 
Summe Weldes, die dortigen J., weil jie da- 
felbjt ,,.Wucher getrieben und aus ihrer Hand- 
a u. Wucherei die Biirger u. Inwohner von 
Laibad in mertlich Verderben gefommen”, ju ver- 
treiben. 

Daß jedod) trop dieſer Ausweiſung nod im 
17. Jahrh. J. in Krain fich aufhielten, beweijen 
dev Hojtienentivendungsprozeh vom Jahre 1643 
und das Rifpt. Leopold J. an den Landeshaupt- 
mann Wolf Grajen von UnerSperq IX 1672, 
in welchem der Kaiſer mit Rückſicht darauf, dah 
ungeachtet der faij. Generalien nod) immer in 
unteridied!. Territoriis in Krain etliche J. in Pfle— 
* und anderen Dienſten ſich befinden ſollen, 

eren baldige Abſchaffung anbefiehlt. Karl VI. be— 
ſtätigte 1718 das Ausweiſungsedikt Max 1. 1762 
remonjtrierte der Laibacher Handelsftand und der 
Kommerzienkonſeß, 1788 der ſtändiſche Ausſchuß 
gegen die Zulaſſung der J. Das P. 91X 178s 
geſtattete ihnen jedod) den Bejud der Jahrmärkte 
in Laibach. Erſt im November 1809 unter franz 
öſiſcher Herrſchaft lies fic) der bayriſche J. Abra— 
Heiman in Laibach nieder; von der öſterr. 
Regicrung wurde zwar laut Hofentichliejung 1 1X 
18 die Familie Heiman bei den unter dem Schutze 
der G. erworbenen Rechten belajien, den iibrigen 
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3. aber mit Hfktzd. 16 XIL 17 der Aujenthalt und 
die Niederlajjung in Krain verboten. 

IV. Saljburg. Die erjte geſetzl. —— der 
Stellung der J. im Pept eh NL Gi ebicte, zu 
weldem im Mittelalter aud) Mühldorf in Bayern, 
Pettau in Steierm. und Frieſach in Kärnten ge- 
hörten, erjolgte durd) die oben erwähnten Satzun— 
gen des Salgburger Provingialfongiles ju Wien 
im Mai 1267 (c. 15—19); allein auch eingelne 
Stadtredjte enthalten Beftimmaungen bezüglich der 
S., fo das Mühldorfer (aus dem 14.—16. Jahrh.), 
nach weldjem die J. im Burgredt (emphyteutijden 
Beſitze), jedod) ohne Gewährleiſtung in der Stadt 
wobnen Ddiirjen; Gewähr jollten jie nur auf ihre 
Pfänder haben. Much war ihnen verboten, auj 
eijernes Gewand (Riijtungen) gu leiben. Den Eid 
mußten fie nach der in faſt gang Deutſchland übl. 
—— leiſten. Das Salzburger Stadtrecht vom 
Jahre 1368, A. 51, enthält lediglich die Beſtim— 
mung, daß ein getaufter J. der zum Judentume 
wieder zurücklehrt, verbrannt werden ſolle. Das 
Pettauer Stadtredsht vom Jahre 1376, A. 18, 96 
bis 99, ſchließt Die J. von dem CSchanfgewerbe 
und der ————— aus, verhält ſie zur Bei— 
tragsleiſtung zu den Notdürften der Stadt, weiſt 
fie der Jurisdiltion des Y.cRichters in der Weiſe 
u, daß fie bemjelben ihre von Chrijten erhaltenen 
Schreinpfünder vorgugeigen haben, verpflictet fie, 
die Schuldbriejfe jahrlid) in der Schranne des 
Stadtridjters angumeldben und unterjagt ihnen 
das Darlehen au} Kirchenkleinodien, blutige Ge- 
winder, rohes Warn, ungewundenes Korn und 
gejdjnittenes Gewand. Die Niederlajjung der J. 
im ſalzb. Territorium erjolgte auf Grund eines 
erzbiſchöſl. Brivilegiums gegen Zahlung einer Ab— 
gabe. Häuſer fonnten fie nur im Burgredte be— 
jipen. —— beſtanden in Salzburg u. Hallein; 
J.Gaſſen werden erwähnt in Salzburg u. Pettau. 

Seit der Mitte des 14. Jahrh. trat eine we— 
jentl. BVeridlimmerung der *— der J. in Salzb. 
ein. 1346 wurden ſie aus Mühldorf vertrieben, 
1349 anläßlich des ſchwarzen Todes blutig ver— 
folgt, 1404 wegen angebl. Hoſtienſchändung aus 
Salzburg u. Hallein ausgewieſen. Das Provinzial⸗ 
tongil gu Salzburg von 1418 ſchrieb vor, dah die 
J. einen gehörnten Hut und die Jüdinnen eine 
tlingende Sehelle gu tragen haben, und Erzbiſchof 
Leonhard von Keutſchach verfiigte im März 1498 
Die giingl. Ausweiſung der J. aus dem ſalzb. Ge— 
biete mit der Einſchärfung, dah fein J. bei Leib- 
u. Lebensftraje ohne bejondere erzbiſchöfl. Erlaub- 
nis das Land betreten dürfe. Diejenigen, welche 
dieſe Erlaubnis erbhielten, mußten einen Leibgoll 
ahlen und durjten in Salzburg nicht iiber eine 
Stunde verweilen. Erſt der legte jouveriine Erj- 
biſchof von Salsburg, Hieronymus Franz Fürſt 
Colloredo, hob 3 1X 1791 den J.Leibzoll auf und 
deftattete, da} die J. ohne Beagleitung in der Re- 
jideng herumgehen finnen und nicht in der Vor— 
jtadt iibernachten müſſen. 

V. Tirol. Jn Tirol jind J.-Niederlajjungen 
jeit Dem 14. Jahrh. in Bogen, Trient, Brien, 
jpiiter aud) in Weran, Latich, Rovereto, Riva u. 
Viens nachweisbar; im nördl. Teile des Landes 
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fommen fie erſt in der zweiten Hälfte ded 16. Soi. 
vor. Die erjte Boridrijt, die ihrer erwähnt, ijt 
die Marftordnung fiir Bogen aus dem 14. Jahrh., 
nad) weldjer cin 3. die Waren, die er faujen will, 
bei einer Pin von 5 Pfund Bernern nicht berüh— 
ren darj. 11 XI 1403 erließ Biſchof Ulric) III. 
von Brixen eine Satzung fiir mehrere in Brixen 
aujgenommene J. in welder er ihnen jamt ihrem 
Hausgejinde fiir zwei Jahre gegen Sabfung von 
40 Dufaten jährlich gejtattet, in der Stadt gu 
wohnen, dajelbjt und im ganzen biſchöfl. Gebiete 
um Gejud (gegen fins) zu leiben und die ſauf⸗ 
mannſchaft gu treiben, für Darlehen an Einhei— 
miſche einen Zinsfuß von 86°6 % feſtſetzt, das Dar⸗ 
leihen auf geweibte Reldje u. Meßgewänder ver- 
bietet, verjchiedene an da Fridericianum vom 
Jahre 1244 erinnernde pfandrechtl. Bejtimmungen 
erläßt, unter welchen bejonders die hervorzuhe 
ijt, daz, wenn ein Pfand mehr als ein Jahr ſteht, 
es des J. Eigentum fein jolle, .ob das ze Trient 
vnd ze Bozen auch also der juden recht ist”, 
Unzucht mit Chrijtinnen mit einer Strafe von 
10 * bedroht, den Fleiſchbezug nach ihrer Sitte 
einvaumt, die Tauye eines J.-Kindes unter 
13 Sabren, die Stirung des Hausfriedens und 
der ibnen eingeräumten Begräbnisſtätte verbietet, 
ibr Cigentum ju ſchützen verfprict und ihnen die 
Freizügigkeit, die Reipeftierung ihrer Geiertage, 
bie Freiheit pon anderen Ubgaben als dem oben 
erwibnten Schutzgeld, die Hausmiete und ficeres 
Weleite gujichert. Friedrich mit Der leeren Taſche 
gejtattete 1 V 1481 fiing J. den Mujfenthalt in Bozen 
fiir 5 Jahre und den Betrieb des Darlehensge- 
werbes und der Kaufmannſchaft. Wein auch in 
Tirol bleiben die J. von Anjechtungen u. Verfol- 
gungen nicht frei. 1442 wurden fie beiduldigt, die | 
vierjährige Urjula gu Vieng, 1462 den 2) jdibeigen | 
Underle gu Rinn und 1475 den 1jährigen Simon | 
Unjerdorben gu Trient ermordet gu haben. Im erften 
u. dritten Falle wurde den J. durd) qraujame 
Folterqualen ein Geſtändnis des ihnen zur Lajt 
elegten Verbrechens abgezwungen und die Be— 
Rou digten wurden hingeridtet; der zweite Fall 
ijt fo leqendarijd) ausgeſchmückt, dah die 
Begebenheit, die auch von feinem gleichzeitigen 
Chroniften beridtet wird, bejweifelt werden muß. 
Dod) wurden die J. aus allen diejen Orten vere 
bannt. Wm 28 II 1520 jfafte der große Ausſchuß 
des Tiroler L. T. unter anderem den Beſchluß, 
daß die J. ,nit im Landt Inwonen sollen”, 
1499 wurden fie infolge cines Geliibded der Ro- 
veretaner während einer Belagerung aus Ddiejer 
Stadt fowie 1560 aus Bozen ausgeriejen, und 
1569 ordnete Erzherzog Ferdinand IL. die tunlichſte 
Entfernung der J. aus Tirol an. Wein tropdem 
fiedelten fic) Die J. wieder in diejem Lande an; 
denn die ,Ordnung vnd Reformation gueter 
Polizey” vom Qabre 1573 ſchreibt fiir alle J., 
die in Tirol figen, das Tragen eines gelben Tuch⸗ 
tinges an ihren Cberfleidern vor, und die ,,New 
reformierte Landegordnung” vom Jahre 1603 ver- 
bietet ihnen das Haufieren u. Feilhaben zwiſchen 
den Märkten. 1587 befist der J. Samuel May 
in Innsbruck ein Haus, und im 1, 17. u. 
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18. Jahrh. beftanden J.-Niederlafiungen in Inns— 
brud, Bogen, Trient, Riva (wo fie eine Buch— 
druderei Hatten), Mori, Neumarft. Sur Seit der 
bayriſchen Herridjaft ordnete ein ditt 10 VI 13 
die Verhältniſſe der J. mit Zuſicherung vollfom- 
menet Gewijiensjreiheit, wenn aud) mit manden 
Bejdraintungen in geſellſchaftl. Beziehung. Unterm 
5X und 29 XI 17 wurde beftimmt, dak die we— 
nigen in Tirol anſäſſigen J.-Familien bei ihren 
unter dem Schuge der G. erworbenen Rechten zu 
belajjen find; es ijt ifnen jedoch cine Musdehnung 
derjelben nicht gu geftatten. Auch dürfen jie feine 
Amter befleiden und außer den vorhandenen feine 
J. ſich in Tirol aufhalten, nod) weniger aber einen 
Grundbeſitz erwerben. 

VI. Vorarlberg, Jn Vorarlberg werten J. 
ear 1343 erwähnt in einem Schiedsipruche zwi— 
den Ulric) I. von Montfort zu Feldfird) und 
Ulbredt von Werdenberg zu Bludenz betreffend 
ben Abzug der J. und Qidinnen von Feldkirch 
nad) Bludenz. 1606 wurden fie in Heiligentreus, 
1617 in Hohenems, 1637 in Sul; (bis 1744) auf⸗ 
genommen; dagegen erhielten Bregenz u. Hohen— 
egg 1559 ein Privilegium, daj ſich dort feine J. 
anjiedeln Ddiirfen, und 1744 verliefen die J. die 
fit) jeit dem 17. Sabrh. in Sulz bei Rantweil 
niedergelajien batten, diefen Ort und iiberjiedelten 
nad) Warft Ems, wo ihren Glaubensgenojien 
durd) die Privilegien des Grajen Kaſpar 31V 
1617 und des Grajen Marl Friedrid) 1 WI 1648 
der Betrieb des HandelS (ausgenommen mit najjen 
Mleidern, Häuten u. Tüchern, ungedrojdenem Korn, 
Kirchengiitern, Relchen und wiſſentlich gejtohlenem 
ute) und freie Religionsiibung gegen ein Kopf— 
geld von jährlichen 10 fl. begw. 10 Reichstalern 
nebjt 2 gemäſteten Gänſen zugeſtanden, alle Wucher— 
geſchäfte aber verboten worden waren. 

Laut Eröffnung der Sentralorganijationshoj- 
fommijfion 6 XI 17 und Hyd. 11 IV 18 jollten 
die J. in Borarlb. in ihren bisherigen Rechten 
belajjen werden; jedoch durjten fie feine öffentl. 
Amter befleiden und ijt ihre Vermehrung nicht 
gejtattet. Un Fejttagen ſollten ſie gemäß Hid. 17 1 
18 nidjt vor Gericht geladen werden. 

VI. Trieit, Qitrien, Gorz. Nach Trieſt 
ideinen die J. gegen Ende des 13. Jahrb. in 
qréperer Bahl gefommen zu jein; eingelne werden 
jdjon jfriiher erwähnt, fo 1236 der J. Taniel 
David aus Kärnten (GGörz?). Die Stellung der 
J. dajelbjt war cine günſtige. Weder das Statut 
vom Qabre 1350 nod) jenes von 1365 enthalten 
irgendielche entehrende Bejtimmung oder eine Be— 
jdjriinfung bezüglich der J. Sie wohnten zerſtreut 
in der Stadt (der banchiere del comune wohnte 
in dem Gemeindehauje auf der piazza) und unter: 
jtanden den ſtädt. Behirden. Nac) der Ubergabe 
Tricjts an das Haus Habsburg 1382 fanden neue 
Suatige der J. nach Trieit und anderen Städten 
des Küſtenl. ftatt, fo Muggia (bis 1595), Iſola, 
Capodijtria (big 1604), Brrano, Bola, Parenzo, 
Rovigno u. a, Die Unterdriidung des Biirger- 
aujjtandeS in Triejt 1468 hatte zur Folge, dab 
viele 3. fic) unter den unmittelbaren [. 7. Schutz 
jtellten und fortan unter dem faij. Capitano ſtan- 
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den. Seitdem unterjchied man Ebrei imperiali 
e cittadini. Ilnter dem ſonſt jo judenfreundl. 
Kaiſer Friedrich UI. wurde (wahrſcheinlich aus 
finanjiellen Griinden, um fie ſchon äußerlich als 
befonderes Cteuerobjeft gu kennzeichnen und in 
Evidenz gu halten, da die J. in Friel bi8 dain 
abgabenfrei waren) das Tragen de8 J.- Reichens 
angeordnet, welche Vorſchrift Ferdinand I. 1 VIL 
1551 erneuerte. 1482 wird die Synagoge in Trieſt 
erwähnt. Dit den Biirgern jdeinen die J. in 
—— Einvernehmen gelebt zu haben; denn wie— 
erholt (1520, 1522, 1558, 1592) nahm ſich die 
Stadt ihrer an; nur in Kriegszeiten janden Re— 


quijitionen auc) bei den 3. jtatt (1509, 1510). 
Cingelne J., jo die Familie Ventura Parente (1597, 
1624, 1630, 1647), Leo Levi u. Caliman Mor- 


burgo (1696), erlangten große Spegialprivilegien. 
Auch die anderen - lebten unter den Chriften 
und trugen im 17. Jahrh. feine Unterſcheidungs— 
eichen an ihrer Mleidung. 1694 orbdnete jedoch 
teopold I. das Tragen eines gelben Bandes am 
Hute und 1696 die Berweijung der J. in ein 
betto an. Am 14 XII 1746 wurde da8 Statut 
der J.-Wemeinde in Triejt (mazione degli Ebrei) 
bejtitigt, 1752 bejtimmte die Senjalenordnung, 
daß unter den 12 Senjalen 3 J. jein können. Am 
12 XI 1766 und 17 XII 1781 wurde das Statut 
der J.-Gemeinde neuerlich beftitigt und unterm 
19 ni 1771 die Stellung der Q. in Trieſt ge 
tegelt. 

Joſef Il. gewiihrte 19 XII 1782 den J. den 
Cintritt in die Börſedeputation und bewwilligte ihnen 
1786 die Errichtung einer eigenen Schule. Wäh— 
rend der franzöſiſchen Offupation wurde 1797 die 
Freiheit aller Glaubensbefenntnijie und 1802 die 
Emangipation der J. proflamiert. Im Jahre 1829 
wurde die vierte —— in Trieſt errichtet und 
1838 den J. die Wählbarkeit in den Stadtrat zu— 
geſtanden. 

In Pirano wurde 1484 cine Leihbant (banco 
feneratizio) von fünf 3. ervidjtet fiir welche von 
dem Dogen Giovanni Woccenigo am 6 VI 1484 
bejondere Capitula in 35 Art. für die Dauer von 
10 Jahren erlajjen wurden. Darin erhalten die 
genannten 3. das Recht, fic) unbehindert und frei 
von jedem Frondienjte und jeder Steuer in Pie 
tano gleid) den Biirgern diefer Stadt aufzuhalten; 
der Zinsfuß wird mit 20% feſtgeſetzt; ohne Ein— 
“psy | jener 3. darf dafelbjt niemand, weder 
J. noc) Chriſt, Darlehen gewähren; fiir ihre Pro— 
gejie wurde ibnen das ſummariſche Verfahren gue 
gefichert; fie fonnten alles faufen, u. verfaufen wie 
die Biirger (nur bei Wein u. Ol waren gewifje 
zeitl. Beſchränkungen). Als Pfänder fonnten jie 
alle Sachen nehmen mit Ausnahme kirchl. Gegen— 
ſtände, welche ſie ohne Erſatz, und geraubter Ge— 
genſtände, welche jie gegen Erſatz des dargeliehenen 
Geldes zurückgeben mußten. Art. 10—14 gewähren 
ihnen vollen Schutz ihrer religiöſen Gebräuche be— 
züglich der Feſttage, der Fleiſchſchächtung, der Be— 

rabnisftitte, des Gebethauſes und der Schule. 

ei Beſchädigung oder Untergang des Pjandes 
ohne ihr Verſchulden waren fie nicht erſatzpflichtig. 
Art. 18—20 regeln den Beſitz der verjallenen 


Pfänder. Die iiber 13 Jahre alten J. männl. Ge- 

ſchlechtes mußten auf ihrem Gewande das J.— 

5 tragen und am Charfreitage ſollten alle 
. au Hauſe bleiben u. a. 

Jn Görz, wo die J. ſchon im 14. Jahrh. das 
Darlehengewerbe trieben, erridjtete 1548 der J. 
Sobel mit Zujtimmung der Bürgerſchaft eine Leih— 
banf (banco di pegni); allein mit dem Generale 
Ferdinand I. 21 1554 wurden die J. wie aus 
allen n.-, Qindern, aud) aus der Grafſchaft Gir; 
ausgewieſen. Obwohl dieſes Generale 1567, 1572, 
1614 u. 1625 republiziert wurde, blieben eingelne 
3. fowohl in Görz als in Gradigfa und 1698 
wurde ibnen in Goͤrz cin Ghetto angewieſen, das 
unter Qofef I. aujfgehoben wurde. Gemäß dem 
Hfd. 28111 18 famt Erliuterung 211 21 waren 
jie in Görz von allen öffentl. Amtern ausgeſchloſſen. 
Dagegen fonnten fie nad) den Hfd. 211 20 und 
10 III 26 mit freigamtl Bewilliqung jum Befige 
von Realitäten gugelajfen werden. 

VILL. Dalmatien. In Dalmatien eridwerten 
die ſchroffe Exflujivitit der meijten Städte gegen 
Fremde, die insbej. in den königl. PBrivilegien 
hervortritt, nad) welchen die Aufnahme von Frem— 
den von der E. der Bürgerſchaft abbing, jo in 
Trau (1108), Spalato (1142), Sebenico (1167), 
und ftrenge Wucherverbote (Curjola, Yara, rau} 
die Anſiedlung der auf den Betrieh des Zinsdar— 
lehensgewerbes angewiejenen J. Ausdrücklich ver— 
boten wurde denſelben 1515 die Erwerbung von 
Immobilien bei Verluſt derſelben. Nur in der 
Republik Raguſa dürften J. ſchon im 14. Jahrh. 
angeſiedelt geweſen ſein, da mehrere Beſchlüſſe des 
Consiglio minore 1323, 1331, 1335 verbieten, 
in der Ojftergcit se carbonezum seu Judeum 
facere, welches BVerbot wohl eine Schupmapregel 
jiir die wirfl. 3. gegen eventuelle Mißhandlungen 

ewejen ſein diirfte. Qn größerer Yngahl ließen 
i J. erjt injolge der WUusiveijung aug Spa— 
nien durd) Ferdinand den Ratholifdyen 1492 ſo— 
wobl in Raguſa als in Spalato nieder. Qn Ra— 
quja batten fie Consules Hebraeorum als ihre 
WBertreter und mußten in einem Ghetto wobhnen, 
wo aud) ihr Bethaus war; fiir die Benugung der 
daſelbſt eingeräumten Häuſer hatten fie bedeutende 
Abgaben an die Stadt gu jablen. Wiederholte 
——— (1502, 1622 wegen ihnen zur Laſt 
gelegter Morde von Chriſten), Beſchränkungen im 
Handel und andere Schikanen, z. B. die öffentl. 
Verbrennung gewiſſer jüdiſcher Bücher 1724, er— 
ſchwerten den Aufenthalt. 1756 wurde ein Pro- 
vedimento erlajjen, nach welchem ibnen dad Be— 
treten Der Chrijtenhiujer, der Verfauj ihrer Waren 
in den Strafen der Stadt und das Musgehen nach 
1 Uhr nachts bei Strafe verboten und da8 Tragen 
eines drei Finger breiten Strices auf der Kopf— 
bedeckung angeordnet wurde; 1782 unterjagte das 
Consiglio dei rogati den Chriiten das Dienen 
bei J. fuspendierte das Verbot des Betretend der 
Chriſtenhäuſer und verbot bei ſchwerer Strafe die 
zwangsweiſe oder liſtige Tauje eines J. An Spa: 
lato wird 1676 eine Synagoge erwähnt. Das fiir 
Dalm. erlajiene Verbot des Haltens chriſtl. Dienjt- 


boten 26 XI 1725 wurde 1821 republiziert. 
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LX. Böhmen. Qn Böhmen, wo nad dem 
Berichte des arabijden Reiſenden Ibrahĩm ibn 
Jäqub (um 973) und nach der Vita St. Adalberti 
(des zweiten Biſchofes von Prag 7+ 997) J. ſchon 
im 10. Jabrh. einen jdjwunghajten Tauſch- u. Ex— 
porthandel ſowohl mit einheimiſchen Naturproduf- 
ten als befonders mit chriſtl. Stlaven trieben, be- 
jtand zur Seit der Verfolgungen wihrend des 
1. Sreuaguges 1096 und unter Herzog Bretiflav II. 
1098 in Prag eine J.-Niederlaſſung unter Al— 
tejten (maiores natu Judaei) im Prager Burg- 
flecten und dem Dorje am Wyſchehrad; 1124 wird 
die Synagoge erwähnt, jeit dem 12. Jahrh. find 
Rabbiner in Prag nadjweisbar, und da8 iiltefte 
Rechtsdenfmal in Rapmen, das Privilegium So- 
béslav II. zwiſchen 1174—1178) fiir die deutſchen 
Anjiedler bet St. Peter am Porié in Prag, bezieht 
jid) aud) auf die J., indem fiir diefelben bezüglich 
des Zeugenbeweiſes diejelbe Norm aufgeſtellt wird, 
die bei dem Beweiſe eines Böhmen gegen einen 
Deutſchen und umgefehrt galt. (De Romanis et 
Judaeis similiter.) So war die Lage der J. in 
Bohmen abgeiehen von den oben erwähnten 
Verfolgungen — in rechtl. Beziehung feine un- 
qiinjtige; ja in Bezug auf Ubgaben genofien fie 
felbjt der Geijtlichfeit qeqeniiber eine Bevorzugung, 
indem bis 1222 dieſe beim Berlajjen des Landes 
de corona capitis 30 Heller entridjten mußte, 
während die J. nur 1 Heller alS Maut sablten. 

Die erjte umfajjende Regelung der Rechts- 
verhiltnifje der SQ. in Böhmen erfolgte durch) die 
oben erwähnten Brivilegien Bremyfl Ottofar II. 
(1253—1278) 29 III 1254, 8 IIT 1255 und 23 VIII 
1268 für die J. aller feiner Lander. Bezüglich der 
J. in feinem Erbkönigreiche Böhmen erklärte er 
überdies 23 X 1254 die Bulle Innozenz IV. „Si- 
cut Judaeis non” 22 X 1246 (in der unda- 
tierten Qntimation an den Biſchof Hermann I. 
von Wiirsburg), weldje die zwangsweiſe Tauje 
der J., jede Eigenmächtigkeit u. Gewalttätigkeit 
gegen ihre Berjon und ihr Ciqentum, die Stö— 
tung ibrer Feſte, Verunehrung ibrer Friedhöfe und 
Ausgrabung u. Schändung ihrer Leichen bei kirchl. 
Strafen unterjagte und das bereits in der Bulle 
dieſes Papjtes ,Lacrymabilem” 5 VII 1247 und 
im Art. 31 des Privileqiums Ottokars vom Jahre 
1254 ausgeſprochene Berbot der Blutbefchuldigung 
enthielt, fowie die Bulle Innozenz IV. .Obviare 
non credimus” 25 1X 1253 an den Domdedjant 
in Wiirgburq, in welcher jeder Angriff und jede 
Beläſtigung der J. verboten wurde, fiir allg. ver— 
bindlid. Die durch die Freiheitsbriefe Ottofars 
beariindete giinjtiqe Lage der J. in Böhmen wurde 
qetriibt durch die J-Verfolgungen der Jahre 1298 
u. 1338, um fo mehr, als weder Wenzel I. noch 
Johann von Luxemburg ihre jiidijden Untertanen 
ſchützten, vielmehr ihre Notlage benugten, um fic 
ihrer Habe au bemächtigen, obwobl Johann die 
Lrivilegien Ottofars beſtätigt hat. Marl TV. (1346 
bi8 1378) nabm in der Griindungsurfunde der 
Neuſtadt Prag 8 IIL 1348 die J. die fich dort an- 
fiedeln wollten, ſamt ihrer Habe in jeinen beſon 
deren Schutz und gewährte ihnen (init Ausnabme 
berer, die bisher in der Altjtadt wohnten eine 





12jahrige Steuerfreifeit unter der Bedingung, dak 
fie daſelbſt Häuſer aus Stein bauen; fomwobl wab: 
rend des ſchwarzen Todes 1349 als bei Enmor- 
dung der J. in Eger am Gründonnerstage 1350 
ſchritt er gegen ihre Verjolger ein, und 30 LX 1356 
bejtitigte er die 9.-Brivilegien Cttofar U. 2911] 
und 23X 1254. Wllein andererfeits brachte der 
Raijer aud) das ihm zuſtehende J-Hoheitsrecht im 
vollſten Make gur Geltung. Qn der Privilegien: 
beſtätigung vom Sabre 1356 erjdeinen die J. in 
Böhmen juerft geſetzlich alg .servi camerae’, 
und nidjt nut in der Majestas Carolina 1355, 
c. 96 u. 98, fondern aud) m den Wechſelverträgen 
zwiſchen Karl u. Rudolf IV. von Oſterr. und de— 
jen Briidern 13 XII 1360 betreffend die wechſel⸗ 
jeitige Nichtaufnahmen der ohne L. 7. Berwilliqung 
augivandernden J. und in der im Ceptember 
1361 ausgefprodenen Annullierung aller bis 1. Sep- 
tember nicht —— J.⸗Schuldbriefe der Alt⸗ 
ſtadt und ihrer ürger äußert fic) dieſes faij. J. 
Regale mit allen ſeinen Konſequenzen. Auch die 
firchl. Geſetzgebung jener Zeit beſchäftigte ſich mit 
den J., indem der erſte Erzbiſchof von Prag, Emit 
von Pardubig, in den Statuten der Prager Sy: 
node 12 XI 1349, c. 55 Die judenfeindl. Satzun⸗ 
gen des Wiener Provingialfongils vom Wai 1267 
ernenerte, aber auc) im Ginflange mit den oben 
jitierten päpſtl. Bullen und dem Ottocarianum 
23X 1254 alle Gewallttitigfciten u. Willfiirafte 
gegen die 3. verbot. Qn der nadfarolinijden seit 
rachen über die J. in Böhmen groke Bedrang: 
nijie Herein. Um 18 TV 1389 wurden in Brag an 
3000 3. vom Pöbel erjchlagen, weil Q.- Minder 
beim Cpielen cinen dag Sanctissimum tragen: 
den Priefter mit Steinen beworfen batten, und 
König Wenzel LV. (1378—1419) liek aus dieſem 
Anlaſſe die J. in allen königl. Städten feitnebmen 
und iby beweglides u. unbewegl. Gut konfiszie 
ren. Unterm 14 VI 1393 verlieh er zwar den J— 
jeinen Nammerfnedhten, die befondere Gnade, dab 
liber ihre Briefe nur die faif. Amtsleute Recht 
ipredjen follen, und verhieß ihnen jeinen Schuß 


bei Geltendmadung ihrer Forderungen; allein 
1411 erfliirte er andererſeits alle iiber 10 Sabre 


alten Schuldbrieje der J. fiir ungültig. 
Während der Huijjitenfrieqe wurden 1421 die 
J. beiderlei Geſchlechtes in Komotau hingemordet, 
1422 die D.e Hauler in Brag anläßlich der Hin 
richtung de Johann von Selau gepliindert und 
1424 die J. in Piſek ihres Haufes beraubt. Allein 
aud) Kaiſer Sigmund (1437) ging gegen dic 2. 
in willfiirlichjter Weife vor. Am 20 VIL 1436 et 
lieR er in einem Majeſtätsbrieſe alle ausſtehenden 
J.-Zinſen und 1430 bewilligte er dem Wate ju 
Eger die Entfernung aller q aus der Stadt, 
1434 aber die Wiederaufnahme derjelben. Auch die 
jolgende eit zeigt als einzigen Lichtpunkt im 
RechtSleben der J. die Beſtätigung der Ottofariden 
u. Caroliniſchen Brivilegien durch Ladislaus Poſt⸗ 
humué 17 V 1454; denn nicht nur wurden 1448 
u. 1483 die J.-Häuſer in Brag abermals ge 
pliindert, man fuchte auch auf geſetzl. Wege die 
bisherigen Borrechte der J. einzuſchränken. Ter 
L. I. bejtimmte 1411 1494, daß die bei 9. ge 
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fundenen gejtoblenen Sachen ſogleich obne —— 
aly a n find. Sie jfollten in diejem Fale 
en etwaigen fonjtigen Schaden erfegen und auj 
WBerlangen den Verpfänder nennen bei Strafe „an 
Hals u. Habe’. Darlehen durjten fie in Hinkunft 
nur auf Pfänder und nicht mehr auf Briefe oder 
Regijter bücherl. Eintragungen) gewähren. 
Allein Wladislav I. (1471 — 1516) erties, 
die finangielle Bedeutung der J. fiir jeine Rammer 
richtig erjajjend, 29 V 1497 eine J.Ordnung, nad 
welder fie nidjt nur auf Pfünder, fondern unter 
—— Kautelen auch auf Briefe u. Regiſter 
eihen, bei Darlehen über 5 Schock Gr. den Bins 
mit jährlich 20% (dem doppelten Zinsfuß der Chri- 
ften) erheben und auf gejtohlene Sachen Darlehen 
ewähren fonnten; dagegen wurden jtatt des Ein— 
agers und der Gerichtskoſten Saumfalszinjen fiir 
den in mora solvendi befindl. Gchuldner einge: 
führt und die fog. rycarty (Zinſeszinſen) aufge- 
hoben. Cine weitere Begünſtigung erlangten die 
J. 1501. Auf Befehl des Königes jtellten nämlich 
der Herrens u. Mitterftand des Königreiches den 
J. der Krone Böhmens 6 VIII 1501 einen Brief 
aus, dak fie nad ihren alten Rechten u. Freihei— 
ten im Lande geduldet und erhalten werden ſol— 
len, wie dies von altersher war, weil fie fic) zur 
Sablung von jährlich 500 Sd. Gr. an die kaiſ. 
ammer verpjlichtet batten. Sie wurden von allen 
Steuern u. Abgaben befreit, und fiir das Ber- 
gehen eines J. follte bloß der Sdjuldige, nicht 
aud) die anderen J. büßen. Dagegen wurde ifnen 
dag Leiben auf gejtohlene Sachen jowie die Uns 
nahme der legteren verboten. 1507 ließ fic) zwar 
Wladislav durch cine nad) Ojen entjendete Stinde> 
deputation gu der Unordnung bejtimmen, daß bin— 
nen Sabhresfrift fein J. mehr in Böhmen, Mäh— 
ten u. Schleſien fein diirje; allein noc) vor Ab— 
lauf diejer Friſt (Bfingften 1508) nabm ber Kö— 
nig den WAusweifungsbejehl zurück und entfchied 
13 TIT 1510 fiber das Berlangen des Prager u. 
Kuttenberger L. T. (13 IX 1509 und 20 IL 1510) 
um AWusweijung der J. aus Böhmen, unter Be- 
ſtätigung ihrer alten Freiheiten, daß fie auch künf— 
tighin im Lande bleiben follen. Dagegen verbot 
Wladisiav 1499 die Unfiedlung von J. in Karls- 
bad (eine ähnl. Anordnung hatte Georg von Podé- 
brad 1464 fiir Brüx erlajien) und bewilligte 1504 
der Stadt Pilfen, 1506 der Stadt Budweis, erſte— 
ter wegen ihnen jugefdriebener Hojtienfchindung, 
legterer wegen angebl. Ermordung cines Chrijten- 
findes, die Ubjchatjung der J. Aus Prag wurden 
jie 1517 u. 1524 (dieSmal zugleich mit den Freu- 
denmädchen u. Faulengern) ausgewiejen; dod 
unterblieb die Ausfiihrung diejer Maßregel injotge 
der Verwendung mehrerer Broken. Ferdinand J. 
(152H— 1564) bejtiitiqte am 21 III 1527 alle Frei— 
heiten, Rechte u. Gnaden, die die J. von den 
Kaiſern, den Kinigen von Bihmen, dem Lande 
und julegt von Ludwig IL (1516—1526) erhal⸗ 
ten atten; allein nicht lange erfreuten fie fic) die- 
jet Brivilegien; denn in der Qnitruftion 10 1X 
1541 beauftragte er die königl. Landtagsfommii- 
jive, mit Rüchſſicht auf die vielen Beſchwerden der 
Chrijten gegen dic J. und insbeſ. weil die Tür— 
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fen hauptſächlich durd) J. auskundſchaften lieben, 
mit den Standen wegen Ausweiſung derjelben aus 
Böhmen (jedoc unter Zugeſtehung einer Frit zur 
Ordnung ihrer Ungelegenbeiten und Schutz gegen 
jede Geabr fiit ihr Leben, ihre Habe und ibre 
Familie) zu verhandeln. Der L. T. beſchloß dem- 
— am 4V 1542 die Ausweiſung der J. aus 

öhmen fiir ewige Zeiten; dod) wurde ihnen, nach— 
dem die tatſächlich Wegziehenden in Saaz, Leit— 
meritz, Braunau, Politz u. Nachod ausgeplündert 
und viele getötet worden, 41V 1544 auf Fürbitte 
vieler Großen gegen Zahlung von jährlich 300 Schock 
Gr. an die königl. Kammer der weitere Aufent— 
halt bewilligt. Infolge der Klagen der Stadt Brag 
verboten die Stände 17 II] 1547 den J. den Han— 
del mit Silber und den Münzwechſel. 1549 wurde 
ifnen det Aujenthalt in Joachimstal u. Lichten- 
jtadt verboten, damit ,,Rontrabant u. Verdacht des 
Silbers und der guten Erge halber vorgebaut 
werde“. 1517 erbhielten die Romotauer von den 
Herren von der Weitenmiihl, 1546 die Lcitmeriger 
von Ferdinand I. da8 Brivilegium, dap feine J. 
dafelbjt wohnen diirjen. Die L. O. vom Jahre 1550 
XIII, verbot ihnen neuerlich da8 Leihen auf Briefe 
u. Regijter, und das Generalmandat 15 XI 1551 
ſchrieb ihnen das Tragen des gelben Ringes auj 
dem Oberfleide vor. 

1560 abermals ausgewieſen, erlangten fie iiber 
Verwendung des römiſchen ig Marimilian 
und jeiner Wemablin fowie des böhm. L. T. von 
Ferdinand I. 7 1V 1563 die Bewilligung gum fer— 
neren Aufenthalte im Lande, doch jollten fie ihre, 
Läſterungen der dhrijtl Religion enthaltenden Bii- 
cher herausgeben und in den Synagogen öffent— 
lid) verfiinden laſſen, daß, wer zur chriftl. Lehre 
iibertreten wolle, von ihnen unverjolgt, unenterbt 
und ficjer fein jolle. Mar I. (1564 — 1576) be— 
ſtätigte 4 TV 1567 den in Böhmen wobhnenden J. 
Die Majeſtätsbriefe jeiner Borgiinger mit der Ein— 
ſchränkung, dah fie ohne königl. Bewilligung feine 
fremden 3. unter fic) aufnehmen und feine Chrijtens 
häuſer anfaujen ſowie im Handel u. BVerlehre fei- 
nen Falſch oder Betrugq gegen Chrijten begehen 
jollen. Die L. O. vom Jahre 1565, lit. Z, verbot 
ibnen im Cinflange mit dem Landtagsbeſchluſſe 
von 1494 und dem Brivilegium vom Sabre 1501 
die Annahme geitohlener Sachen und ordnete deren 
Hiidgabe ohne Erſatz an und wiederholte daz in 
der L. D. 1550 ausgeiprodjene BVerbot des Dar- 
leifend auf Briefe u. Regijter. Wm 6 VII 1568 
erließ War Il. ein Generalmandat, gemäß wel- 
chem die J. in feiner Bergitadt Böhmens ju dul- 
den wären, jondern alle Bergwerfe bei Straje des 
RKerfers und an Hals u. Habe meiden jfollten, 
cin BVerbot, das, immer wieder erneuert, die Zei— 
ten Joſef Il. und das Jahr 1848 iiberdauerte 
und erjt auf Grund der A. E. 10 1 6O durch V. 
des M. J. 14.1 60, R. 17, aufgehoben wurde. 

Auch Rudolf IL. (1576—1611) und Matthias 
(1611—119) bejtitigten, erjterer am 14 II 1577, 
lepterer am 15 VIET 1611, die Freiheitsbriefe ihrer 
Vorginger und gewährten den J. mehrere neue Be- 
iinjtiqungen, jo Rudolf 1584 den Beſuch der 
Jahrmärkte u. Märkte in den königl. Städten (aus: 
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genommen die Bergitidte), 1599 die Sollfreiheit 
ür ibre Perſon und ihre Fubriverfe und 1606 
die freie Wahl ihrer Witeiten, Gemeindevertreter 
u. Richter, wie er ſie aud) wiederbolt (1585, 158s) 
gegen Sdifanen det Prager Stidte in Shug nahm, 
wabrend Matthias SIL 1616 die J.-Altciten von 
dem CErjcheinen bet der Tortur von Verbrechern 
bejreite und 7 XII 1616 die J. begiiqlich der Appel— 
lationsgelder den Chrijten gleidjtellte. Dagegen 
verbot die Erager Provingialfynode 28—30 TX 
1605 den Chrijten den Beſuch der Gaſtmähler, 
Hochzeiten und der Synagogen der J., das Tanz 
xen, Spielen u. Dienen bei J., das Halten jiidi- 
ſcher Ammen in ibren Häuſern und den Unter— 
richt chriſtl. Kinder ſeitens jiidijcher Lehrer. Bee 
fonders bevorredjtet wurden die J. pon Ferdi— 
nand IT. (1619--1637) und teiltveife aud) von 
Ferdinand III. (1637—1657). Ferdinand IT. ver- 
lich ihnen unter Beftitigung der J.Ordnung 
Wladislav I. vom Jahre 1497 und aller von dies 
jem und feinen Nachfolgern den J. erteilten Pri- 
vilegien mit dem Wajejtitsbriefe 231 1623 neue 
Begünſtigungen, fo den Geridtsjtand bei ihrem 
Rechte oder dem J.-Ridjter wegen Schulden, den 
Ausſchluß der Bebhelliqung wegen fremder Schul— 
den, die Gleidjjtellung mit den Chrijten bezüglich 
der Uppellationsgebiihren und anderer Rechtsbene= 
fizien; ihre Seugenausfagen und die mit dem 
Amtsfiegel veriehenen Zeugniſſe der J. + Witejten 
follten bet Gericht reipeftiert, die J.-Alteſten u. 
J. Richter nicht sur Ausforſchung ſich verborgen 
haltender J. herangezogen und mit Berbrecern 
fonfrontiert, die J. infolge der Angaben eines 
chrijtl. Verbrechers gegen einen ibnen nicht näher 
befannten J. nicht willkürlich aufgegriffen oder 
jener Verbrecher unter den J. herumgeführt und 
befragt werden; die ihrem Gewerbe nadhgehenden 
J. wurden mit ibrem Geſinde, foweit nicht ſpe— 
zielle Zollprivilegien bejtanden, von der Zahlung 
der Leibmaut, die Prager J. aud) von der Maut 
von Pferden u. Fubrwerfen im Sinne des Rue 
dolfinijdjen Privileqiums und vom Tors u. Briiden= 
jolle fiir den von Prager Biirgern gefaujten Wein 
bejreit. Der Verjall der Pfänder, die Reflamierung 
der von den Ungehdrigen des Cigentiimers ver- 
jepten Pfänder unter dem Vorwande, diefelben 
ſeien gejtoblen, der Rückerſatz gejtohlener verpjiin- 
deter Sachen, die Berujung der cinem Chriſten in 
Verlujt geratenen Gegenjtinde in den J-Schulen 
wurden geregelt, den J. der freie Handel mit 
allen Kaufſmanns⸗ u. Krämerwaren ohne Hinder- 
ni8 eingeräumt und neuerlich verjproden, dah fie 
auj Grund der fritheren faij. und gg Privile⸗ 
ien ohne Bedrückung überall im Königreiche 
—* wohnen und Handel treiben dürfen. Am 
30 VI 1623 beſtätigte der kaiſ. Statthalter Fürſt 
Karl Liechtenftein den J. den Beſitz der von ihnen 
in der Altſtadt nad) der Schlacht am Weigen Berge 
erfaujten Häuſer trog energiſcher Protejte des Kai— 
ferrichters und des Biirgermeijters u. Rates der 
Altitadt, und erjt am SIV 1627 in der Beſtäti— 
qung der Altſtädter Privilegien ordnete Ferdi- 
nand II. an, daß die J. dieſe Häuſer (bei Strafe 
des Berjalles */, des Hauſes an dic königl. Kam— 
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met und 1, des Haufes an die Altſtadt Brag im 
walle der Veräußerung an J.) nur an Chrijten 
verfaujen dürſen. Qn einem neuen ie ium 
12 VIII 1627 befreite der Raijer die J. in Böh— 
men u. Schlefien, da fie jich verpflidjtet batten, 
jortan 40.000 fl. jährlich an die faif. Rammer zu 
gabten, von allen Rontributionen, Steuern, Auf⸗ 
agen und ordentliden und auferordentl. Gaben, 
die ihnen bisher in den L. T. oder außerhalb der- 
felben auferlegt worden find, die Prager auch von 
dem Kammerzins jährlich 2000 Taler, gewährte 
ibnen neuerlich dic Freibeit, alle öffentl. Jahr- u. 
Wochenmärkte in Böhmen u. Schleſien gu beſu— 
chen, oar ungebinbdert zu bandeln, ohne andere 
Miiute, Hille oder Gebiihren entridten gu müſſen, 
wie die Chrijten, iiberall rubig und unausgeſchafft 
au wohnen, die erlernten Handwerfe unter den J. 
obne Bebinderung der chriſtl. Handiwerler zu trei- 
ben und anderes und bedrobte dic Verletzung dieser 
Privilegien mit einer Pin von 30 Wark loth. Gol—⸗ 
des. Dagegen verbot ihnen die „verneuerte L. O.“ 
10 V 1627, lit. M XI, den Wucher bei jehwerer 
Straje und wiederholte sub lit. Q GR u. 6 die 
oben angefiibrten Bejtimmungen der L. O. vom 
Jahre 1565, lit. Z. Bom Standpuntte des glau- 
benSeifrigen Kaiſers qut gemeint, aber gan; reful- 
tatlos war die am 18 VIII 1630 angeordnete An⸗ 
hörung einer deutiden Predigt feitens der J. an 
jedem Sonnabende in der Kirche St. Mariae ad 
lacum. 

Unter Ferdinand I]. wurden gur L. O. meh⸗ 
rere, die J. betreffiende Deflaratorien erlajjen, jo 
unterm 12 III 1642, ad lit. M XI, gemäß welchem 
der Zinsfuß mit 6% feftgejept, alle Bjandvertriige 
mit Chriſten für längere Zeiträume bei fonjtiger 
Ungültigkeit verſchrieben und die verjallenen Pfän— 
der bei der Obrigkeit deponiert, ſodann abgeſchätzt 
u. feilgeboten und von dem Erlöſe dem J. Kapi— 
tal u. Zinſen bezahlt, der Überſchuß aber dem 
Schuldner aus efolgt werden jollten, und unterm 
161V 1644, it. Q 69, durch welches die Sti- 
pulierung von Hypothefen oder lieqenden Griinden 
zugunſten der J. verboten und bei Schuldbriejen 
iiber 1000 Schod neben der Unterſchrift und dem 
Petſchaft des Schuldners die Unterſchrift zweier 
Chrijten guten Namens oder die Unerfennung der 
Schuld vor Vericht feitens des perſönlich erſchiene— 
nen Schuldners verlangt wurde. Ubrigens bejtitiqte 
Ferdinand IIL. gwar am 8 [V 1648 die Privilegien 
jeines Vorgängers, nahm jedod) in die Beſtätigungs— 
urhinde nicht nur die Beftimmungen der beiden 
oben erwähnten Deflaratorien, fondern auch einige 
andere Bejchriinfungen der bisherigen Begünſti— 
qungen der J. auf. Kraft diefes Majeſtätsbriefes 
fonnten die 3. tiberall im Königreiche und insbeſ. 
in allen faij. Städten und den faif. Rammergiitern, 
wo fie von alter8her wobnten, verbleiben und durf⸗ 
ten ohne faij. Vorwiſſen nicht vertrieben werden; 
jie fonnten alle ebrl. Gewerbe u. Handlungen trei- 
ben, öffentl. Läden u. Gewölbe auf Plagen u. 
Märlhten haben, alle öffentl. Jahre u. Wochenmärkte 
bejudjen und alle in dem Brivileqium 231 1623 
aufgezählten Artikel (lebendiges Bieh und Fleiſch, 
jedod) nur im Sinne der fail. Refolution 14 XI 
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1647) faujen u. verfaujen; dagegen wurde das 
actum legis commissoriae aujgehoben und bei 
—* Betriebe der Handwerke daz Halten chriſtl. 
Geſellen, das Hauſieren mit den verfertigten Ar— 
beiten und die Ausübung der Büchſenmacher-, 
Schwertfeger⸗, Plattner⸗ und anderer militäriſcher 
Handwerke verboten. Der Wirkungskreis der chriſt⸗ 
lichen u. jüdiſchen Obrigkeiten im den bürgerl. 
Streitigleiten zwiſchen J. u. Chriſten wurde genau 
feſtgeſeßt und bezüglich der Bürgſchaft eines J. 
fiir einen wegen einer Sivilfache inhaftierten 
Glaubensgenoſſen das amtl. Seugnis der J.- YU 
teiten iiber des Biirgen Anſäſſigkeit für maßge— 
bend erklärt. 

Die Ausſtattung der J. mit den vorerwähnten 
Privilegien hatte einen jtirferen Zuzug auswärti— 
ger J. zur Folge. Um ihre Bahl einzuſchränken, 

eſchloß der Prager L. T. (24 X bi 7 XI) 1650, 
dag, da die Aufnahme der J. ein finigh Regale 
fei, dieſelben an feinem Orte, wo fie fic nicht 
icon vor dem 11 1618 und jeither auf Grund 
—— königl. Bewilligung niedergelaſſen, ge— 
duldet, nocd) zur Verwaltung, gum Beſitze oder 
zur Miete von Zöllen, Mauten oder Grundſtücken 
ugelaijen, vielmebr die nad) 11 1618 angeſiedelten 
binnen 4 Monaten von der Publifation diejes 
Landtagsbeſchluſſes bei ſchwerer Strafe abgeſchafft 
werden ſollten. Auch wurde ihnen das Halten 
chriſtl. Geſindes bei Strafe von 30 Schock, eventuell 
zweimonatlichem ſtrengen Arreſte und im Wieder— 
holungsfalle bei Strafe der Brandmarkung u. Lan— 
desverweiſung verboten. Dem UÜbereifer bei Durch— 
fiihrung dieſes Landtagsbeſchluſſes trat der Kaiſer 
mit dem Ritpt. 20 VIL 1652 entgegen, nad) wel— 
chem die J. in den Orten, wo jie vor 1418 waren, 
und insbeſ. in Teplig bleiben und mit ungezie— 
menden höheren Anlagen verſchont werden follten. 

Unter Leopold I. (1657—1705}, Joſef I. 
(1705—1711) und Rarl VI. (1711—1740) wur- 
den weitere BVorfehrungen gegen die Vermehrung 
der J. (befonders in rag getrofien. Yim 27 IT 
1680 verfiigte cin faij. Defret die Wusweifung 
ber 3. aus Prag und deren Anſiedlung in Lieben; 
dod) fam dieſe Anordnung nicht zur Ausführung. 
Als in der Nacht des 21 VI 1689 in der J.Stadt 
318 Häuſer und 11 Synagogen infolge des von 
franzöſiſchen Wordbrennern gelegten Feuers nieder- 
brannten, gejtattete Seopold £ am 15 X 1689 zwar 
den Wiederaufbau der zerſtörten Häuſer, doch wurde 
die J.-Stadt durch) cine Mauer von den Chriſten— 
ſtädten abgeſchloſſen und die Bahl der Häuſer 
follte im Verhältniſſe yur Bahl der 9.-Familien 
fcjtgeiewt werden. Cine que Reduttion der Prager 
Judenſchaft beſtellte Hoffommiffion beantragte im 
März 1715 die Vejtimmung eines numerus fixus. 
Auf Grund ihrer Anträge wurde mit dem Rſtpt. 
31 VII 1725 die Zahl der jüdiſchen Familien in 
Böhmen mit 8541 feſtgeſezt und mit den P. 
16X 1726 und 18 XI 1727 nur einem einzigen 
Sobne die Verehelichung gejtattet. Die Ubertretung 
diefer Anordnung follte mit Staupenfchligen u. 
Landesverweiſung an dem fie verlependen < und 
mit einer Straje von 1000 Dufaten an den ſchul— 
digen Obrigfeiten geahndet werden. 
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Da iibrigens Leopold I. am 13 XI 1703, 
Joſef I. am 23111 1708 und Rarl VL am 24 VII 
1719 die Ferdinandeijden Privilegien, wenn auc 
mit der Slaufel, „daß felbte denen wegen ob— 
etmelter Brager und Landesfudenſchaft ergangenen 
allergnidigiten resolutionibus mit nidjten prä— 
judicirlich ſeyn ſollen“, bejtitigten, fo war trog 
mannigfacher Beſchränkungen die Lage der J. in 
Böhmen unter den Nachfolgern Ferdinand III. 
eine nicht ungiinjtige. Unter Maria Therefia 
{1740 —1780) trat jedoch eine weſentl. Verſchlim— 
merung dieſer BVerhiltnijje cin. Wit dem Rſtpt. 
18 XII 1744 eröffnete die Raijerin der Statthalterei 
in Brag, daß fie „aus mebhrerley fie bewegenden 
höchſt trijtigen Urjadjen den Entſchluß gefaijt habe, 
dah fiinftighin fein Jude mehr im Exbfinigreiche 
Böhmen geduldet werden ſolle“. Bis legten Januar 
1745 jollten die J. Brag, bid 30 VI 1745 das 
ganje Königreich verlajjien und fic auch in feinem 
anderen Erblande Ungarn inbeqrifjen) niederlajjien 
Diirfen. Die Veranlajjung zu dieſer Maßregel der 
Kaiſerin iſt bis heute nicht klargeſtellt; aus den 
zahlreichen auf dieſe Ausweiſung bezügl. Akten 
geht lediglich hervor, daß einzelne J. des Einver— 
ſtändniſſes mit den Feinden der Kaiſerin beſchul— 
digt wurden, daß aber zu einer Pauſchalbeſtrafung 
aller J. kein Grund * Am 20 VI 1746 ver⸗ 
bot die Raiferin den J. abermals den Aujenthalt 
in Brag und 2 Stunden im Umkreiſe diefer Stadt, 
ferner den Aufenthalt und bejonders das Über— 
nachten in 35 „geſchloſſenen“ Orten. Die Prager 
Statthalterei nahm fic) in wiederholten Beridten 
der Ausgewieſenen an; die Hoffanglei und die 
Stände beantragten die Belajjung wenigitens der 
Wobhlhabenderen; die Gejandten Englands, Hol- 
lands, Diinemarfs und der Pforte verwendeten 
ſich für diejelben; allcin erjt unterm 14 VII 1748 
bewilliqte Maria Therefia „pur allein weillen fo 
injtindigit die [ander es verlangen und ihre äuſſerſte 
Kräffte anſpannen“ gegen Zahlung von 300.000 fl. 
jabrlich die ———— der J. in Böhmen, 
Mähren u. Schleſien auf 10 Regehiahre. Bon dieſer 
Summe ſollten gemäß dem Rilkpt. 5 VIL 1748 
dic J. in Böhmen in den erſten 5 Jahren jährlich 
211,000 fl, in den letzten 5 Jahren 222.000 fl. 
zahlen. Seither verfubr die RKaijerin milder gegen 
ihre jüdiſchen Untertanen in Böhmen. 181 1749 
wurde ihnen der Tandelmarft und der freie Hane 
del u. Betrieh ihrer Profeſſion eingeriiumt, 16 X 
1755 ibre Privilegien, allerdings mit der Klauſel 
-salvo iure Regio et cuiuscunque tertii.... 
und inſoweit Ddiefelben der jepigen u. künftigen 
Vandesverjajjung nad) den Ullerhichiten Rejolutio- 
nen prijudizieren” bejtitigt, 14 VILL 1778 Miß— 
handlungen der J, bei ſcharſer Straje verboten, 
14 111 1763 den Ubergriffen der Geiſtlichkeit bei 
Cinhebung der Stola entgegengetreten, 271 1769 
die Heiratsbewilliqungen eriveitert. Andererſeits 
wurde 1752 den verheirateten J. das Tragen 
langer Bärte und gelber Tuchläppchen, den Frauen 
eines ähnl. Zeichens auf der Stirnbinde vorge= 
ſchrieben und 1762 u. 1778 die friminalifde Be— 
jtrafung der ohne Ronjens heiratenden J. anges 
ordnet. Die Erleidterungen, die Joſef IL. (1780 
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—1790) und Leopold LI. (1790—1792) ihren 
jüdiſchen Untertanen überh. gewährten, famen 
auch den J. in Böhmen zuſtatten. Insbeſ. wurden 
mit dem Hfd. 19 X 1781 „zur beſſeren Bildung 
u. Aufklärung der J. in Böhmen“ Vorſchriften 
über den Gebrauch ihrer Nationalſprache, den 
Schulbeſuch der Jugend und die ihnen eingeräum— 
ten Nahrungszweige in ähnl. Weiſe wie fiir die 
J. in anderen Erbliindern erlajjen. Um 11 1 1782 
beſtätigte Sojef Il. der Prager Judenſchaft das 
Privilegium Maria Therefias 16 X 1755 und ge- 
jtattete den J. in Böhmen, gu Marftzeiten in den 
Stidten (mit Musnahme der Bergſtädte) ſowohl 
bei Zag al8 bei Nat gu wohnen. Mit dem Steuer- 
patente 31V 1789 wurde die Zahl der J-Familien 
von 8541 auf 8600 erhöht. Raifer Franz (1792 
bi8 1835) ließ in dem YB. 3 VIII 1797 ,,um die 
Judenſchaft in Böhmen nach den angenommenen 
Grundſätzen der Duldung jum Beſten des Staates 
und ju ihrem eigenen der bürgerl. Bejtimmung 
immer näher gu bringen, damit die Geſetzgebung 
den Unterſchied, den fie bisher zwiſchen den dhrijtl. 
u. jüdiſchen Untertanen zu beobadjten genitigt 
war, endlid) gang aufzuheben in den Stand gejept 
werde“, die begtiglid) der J. in Böhmen über 
Religionsiibung, den Unterricht, die Gemeindever- 
faffung den Bevilferungsftand, die Nahrungs- 
wege, die polit. und Rechts-Behörden u. die Pflich— 
ten gegen den Staat bejtehenden V. in cin Gan- 
zes zuſammenfaſſen. Diejes im wwejentliden auf 
den Jofefinifden Reformen fußende „J-Syſtem“ 
blieb bis 1848 die Grundlage der rechtl. Stellung 
der J. in Böhmen, wenn auch wiihrend jeinesd fat 
5Ojihrigen Beftandes eingelne Ergänzungen u. 
Modififationen feiner Beſtimmungen  cintraten. 
So wurden dic J. 1818 gum Betriebe von Glas— 
fabrifen, 1821 aur Badjtung von Mauten, 1826 
zu Brauhauspadtungen, 1834 zur Bachtung der 
im Befige der Obrigfeiten befind!. Rujtifalgriinde 
gugetafien. Dagegen waren fie nach dem Hiftzd. 
8 VII 27 von der Beteiliqung bei Veriteiqerungen 
von Realititen ausgeſchloſſen und fonnten gemäß 
der A. E. 21 XI 35 gum Bejige chriſtl. Realitäten 
nut auj rund einer biicherl. Enverbungsurfunde 
(bei ſonſtiger Depofieffionierung) gelangen. Cine 
weſentl. Anderung des J.Patentes 3 VILL 1797 
erfolgte unter Maijer Ferdinand (1835 — 1848) 
durch die A. E. 4 VI 41, durch welche die even- 
tuelle Errichtung einer Rabbinerbildungsanitalt 
in Wusjicht qenommen, die Befoldung der Rabbiner 
geregelt, den auf dem Webiete der Qndujtric, der 
Wewerbe und der Wiffenidajt oder in jonjtiger 
Beziehung fid) auszeichnenden J. der Ankauf u. 
Beſitz von Chriſtenhäuſern gejtattet, das für einige 
Plätze u. Gajjen Prags bejtehende Wohnungsyver- 
bot aujfgehoben, die Exrwerbung von Dominifal- 
und ſtädt. Grundjtiiden unter der Bedingung 


der Bearbeitung mit eigenen Händen oder dure) 
andere J. zugeſtanden und die im, J.- Batente 
normierte Strafe der Außerlandſchaffung und die 
Entridtung des 20 Gigen Wbjahrtsgeldes bei Aus— 
wanderungen in das Wusland fowie die Thora- 
Yufitellungstare von 50 fl. aujgehoben wurden. 
Die faif. Entſchließung 22 VI 46 genehmigte die 


jufsejjive Auflaſſung der befonderen J.- Steuern 
in Böhmen in 7 gleiden Sabresraten, vom 1 I 
47 bid 111 53, eine Verfügung, die durch Die Er- 
eigniſſe des Jahres 1848 überholt wurde; denn 
mit dem RKabinettidreiben STV 48, Punkt 5, wurde 
die freie Religionsiibung des israelitijchen Kultus 
jugejtanden u. bejtimmt, dag die den Seit= und 
den Lokalverhältniſſen angemejjene biirgerl. Stel- 
lung der J. einen Geg nitand reijl. Envdgung am 
nächſten böhmiſchen L. T. bilden folle, umd mit 
dem faij. B. 20 X 48, Punt 4, wurden auf Grund 
des ReichStagsbefdlufies alle J.“Steuern ſowie 
die auf den J. als ſolchen laſtenden Paß— und 
ſonſtigen Ortspolizeiſteuern vom 1XIAS an auj- 
gehoben. Infolge der Petition der J. in Prag vom 
Mai 1849 um Vereinigung der J.Stadt mit den 
iibrigen Gtadtteilen Brags unter dem Namen 
„Joſephſtadt“ verjiigte die provijorijde Gem. O. 
für Prag 271V 50 die Mufbebung der bisberigen 
J.Gemeinde als einer fiir ſich beſtehenden Orte- 
gemeinde und die Vereinigung derjelben als „Jo— 
lephitadt“ mit den vier anderen Brager Stadten. 
Nur als Kultusgemeinde jollte jie weiter beſtehen. 
ihre Kultusauslagen aus eigenen Witteln bejrreiten 
und im Bejipe der fiir dieje Muslagen bejtimmeten 
Unjtalten, Stiftungen u. Fonds bleiben. Das nicht 
ju ReligionSjweden bejtimmte Vermögen der bis- 
herigen J.- Gemeinde wurde mit dem Bermigen 
der iibrigen Brager Städte vereinigt und außer— 
dem fiir dieje Einverleibung von der jiidifchen Ge— 
meinde der Betrag von 249.510 fl. als die nah 
dem BVermigen und der Kopfzahl der Bevölkerung 
ermittelte Quote in 4 Jahresraten an die Prager 
Stadtfajje entridtet. Seit 1848 gelten fitr die 3. 
in Böhmen die gleichen G. wie fiir die J. der 
anderen dfterr. Lander. 

Judenbebirden. Schon im 11. Jahrb. 
werden die J.Alteſten als bejondere Behörde an- 
etfannt, welche als Bertretung der 9. geqeniiber 
dem Landesiirjten und anderen Behörden und 
als Meiſterſchaftsgericht unter dem Vorſitze des 
oder der J.Meiſter in privatrechtl. Streitigfeiten 
der J. untereinander und in geringeren Straffäl— 
{en ihrer Glaubensgenojien fungierte. Jn größeren 
Strajiachen waren die J. den ordentl. Gerichten 
unteritellt. Seit dem 16. Jahrh. intervenierten die 
Witejten aud) bei Cinhebung der J.-Steuern. Durch 
die Ottokariſchen Privilegien wurden mit Rüchkſicht 
auf den injolge des ausſchließl. Betriebes des Dar— 
leihergewerbes ſeitens der J. hervorgerufenen reqe- 
ten Berfehr derielben mit den Chrijten zur E. 
von Ronfliften zwiſchen denjelben und von Straf— 
ſachen cigene J.-Gerichte ing Leben gerujen, an 
deren Spitze chrijtl. J.-Richter jtanden. Solche J.— 
Gerichte jind in Brag, Saaz, Eger u. a. O. nach— 
weigbar. Bejtimmte, in diejen PBrivilegien bezeich— 
nete Angelegenheiten blieben dem Ronige bezw. 
dem Cberitlandfammerer vorbehalten. 

Infolge der Ausbildung der Kammertnecht— 
ſchaft unterſtanden die J. beſonders in Steueria- 
chen dem königl. Unterfimmerer. Seit Wenzel IV. 
mußten ſie in Prag ihre Forderungen aus Schuld— 
briefen bei dem königl. Oberſtburggrafenamt gel— 
tend machen. Durch die J.Ordnung vom Jahre 
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1497 wurde aud) den J. in den anderen Städten 
das Recht eingeriumt, im Falle der Säumigkeit 
der ſtädt. Ronjulen bei Einmahnung ihrer Forbde- 
rungen fic) an das Oberithurggrajenamt au wenden. 

Die Privilegien Ferdinand II. u. III. 1623, 
1627 u. 1648 beſchränkten den Wirfungstreis der 
J.-Gerichte auf privatrecht!. Streitigfeiten der 3. 
untereinander und auf den Fall, wenn ein Chrift 
einen 3. in einer derartigen Ungelegenheit bei die- 
jen Gerichten belangte; doch fonnte der Chriſt den 
J. aud) bei dem Altſtädter Rechte Magen. Gegen 
den Ausſpruch des jiidifdhen Gerichtes ging die 
Berujung an die Uppellfammer. Die Mriminal> 
gerichtsbarfeit über jüdiſche Berbreder ſtand aus— 
ſchließlich dem Altſtädter Rechte gu und es wurde 
mit dem Rifpt. Leopold I. 12 XI 1685 den J. 
Alteſten ſtreng verboten, fic) die Strafgerichtsbar— 
feit begiiglich der J. anzumaßen. Wit dem Ritpt. 
deSfelben Kaiſers 20 IX 1684 wurde das J.Ge— 
richt mit dem Kollegium der Alteſten vereinigt. 
Joſef II. hob mit dem Hyd. 28 V 1785 alle be- 
jonderen J.-Gerichte in Böhmen auf und unter: 
itellte die J. der Ortsgerichtsbarkeit. 

Die Judenſteuern in Böhmen waren teils 
I. j., teils Landesjteuern. Sdjon 1220 muften jie 
beim Werlajjen des Landes cine Ubgabe von 
1 Heller entricten. Stindigen L. j. Steuern waren 
jie wahrideinlid) jeit dem 13. Jahrh. untertworjen. 
Seit ber Ausbilbung der Kammerknechtſchaft hats 
ten fie, wie aus c. 96 der Majestas Carolina 
hervorgeht, einen Kammerzins an den König zu 
entricten. Bom Jahre 1501 zahlten fie 500 Schod 
böhm. Gr., 1544 300 Schock böhm. Gr., jeit 1627 
40.000 fl. jährlich an die königl. Rammer. 1487 
wurden die 3., die bisher bloß dem Könige ab- 
gabenpflictig waren, aud) ju den Landesſteuern 
herangesogen. 1522 verpflichtete der L. T. die jüdi— 
ichen Familienhäupter sur Zahlung von je 2 böhm 
Wr. von jedem Schock, die Hausgenojien von je 
1 Gr. von dem Schock Seit 1567 batten die iiber 
20 Jahre alten J. in Prag eine Kopfſteuer von 
24 Gr., die awijden 10-20 Jahre alten von 
10 Wr. jährlich gu entricten; die J. auf dem 
Vande jablten von jeden Hauſe 714 Wir. 

Der Betraq der Kopfſteuer ſchwankte im Ver— 
lauje des 16. Jahrh. zwiſchen 1 u. 2, refp. u. 
1 ungar. Gulden. Auf dem L. T. 1583 wurde 
dem König die Bejtimmung der J.Steuer über— 
lajjen (mit Ausnahme bezüglich der J. auf den 
Refipungen der Stiimde). 1595 fam gu der Kopf— 
fteuer eine Hausſteuer im werhjelnden Betrage 
— Sthod Gr.). 1627 trat an die Stelle der 
ey a Steuern eine Kriegskontribution von 
56.000 fl. jährlich, und im Lauje des Dreipigiibrigen 
Krieges wurden die J. iiberdies zu außerordentl. 
eldprijtationen, gu Lieferungen von Morn, Weis 
en, Haſer u. Fleiſch verpflictet. 1640 wurden fie 
er Getränkeſteuer, 1646 der allg. Berbrauchsiteuer 
unterworjen. Der L. T. 1651/52 beſchloß, dap die 
J. als Erfag fiir die Freiheit von ber Cinquar- 
tierung zur Berpflequng der im Lande liegenden 
Soldatesfa eine auperordentl. Steuer von jährlich 
12.000 fl. entrichten follen, und der L. T. vom 
Jahre 1659/60 bejtimmte, dak fie neben dieſem 

Ofterr. StaatSwirterbuc. 2, Aufl., 2. Bd. 
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Extraordinarium pon 12.000 fl. den 45, Teil 
aller Landeslaſten ju tragen haben. Bei dieſer 
Steuerquote blieb es bis Waria Therejia, welche, 
wie oben bemerft, mit dem Rifpt. 5 VIII 1748 
die J. in Böhmen verpflictete, in den erjten 5 Re— 
zeßjahren jährlich 211.000 fl., in den nächſten 
5 Jahren jährlich 222.000 fl. an die kaiſ. Kam— 
mer zu sation: Mit dem PB. Joſef II. SIV 17R9 
wurde an Stelle der bisherigen Ubgaben eine Fa— 
milienjteuer (5 jl. bei einem Vermögen von 151 
big 1000 jl, 10 Tl. bei 1000—10,000 fl. und 15 fl. 
jibrlid) bet einem Vermigen von iiber 10.000 fl.), 
cine Vermbgensjteuer (40 fr. von jedem Hunderte 
des 151 fl. iiberiteigenden Vermögens) und eine 
Verzehrungsſteuer wie in Mähren und Gal. (von 
Rind-, Ralb-, Lamme, Ziegen- u. Schöpſenfleiſch, 
von Gefliigel, Butter, Koſcherwein, Branntiwein, 
Bier, Bucter, Kaffee u. Schofolade) vom 1 XI 1789 
an eingeführt und die Einhebung diefer Steucrn 
auf 12 Jahre der Prager und Landesjudenſchaft 
in Bachtung iiberlafjen. 

Dieſe Joſefiniſchen Steuern wurden am 1 II 

1799 durch eine Vermögen- u. Schupiteuer im 
jährl. Betrage von 216.000 fl. erfegt, gu welder 
aur Dedung mögl. Ausfãlle noc 10.000 fl., ſpä⸗ 
ter jedoch für die Regie 45.000 fl. zugeſchlagen 
wurden, fo dak die Jahresquote der J.Steuern 
261.000 jl. betrug. Die Vermögensſteuer betrug 
215% von jedem 150 fl. überſteigenden Vermö— 
en, feit 9 XI OS aber 17/45% von dem fatierten 
BVermigen. Die Schupiteuer jabhlten die fiber 
16 Jahre alten J., die jenes Vermögen nicht bee 
jagen und cin Gewerbe oder eine Handarbeit trieben 
oder im Taglohn jtanden, im Betrage von 1—12 jl. 
Dazu famen die Koſcherfleiſchverzehrungsſteuer, 
Nachlaßſteuer, Domeftifaljteuer, die Heiratsdigpens- 
taren, Ehehimmelaufſtellungsgebühren u. a. 

Wie oben bereits geſchildert, genehmigte die 
faij. E. 22 VI 46 die ſutzeſſive Uuflaiyung der beſon— 
deren J.Steuern in 7 gleichen Qabresraten. Das 
faij. B. 20 X 48 hob jedoch) vom 1 XI 48 ab alle 
J.Steuern u. J.Taxen in gang Ofterr. auf. 

X. Mabreu. Die Grundlage des J.Rechtes 
in Mähren bildeten die PBrivilegien Premyſl 
Ottotar II. 29 III 1254, vom SILI 1255 und 23 VIII 
1268. Wenzel Il. lies das Ottolariſche Privile— 

ium für Briinn ing Deutiche iibertragen. Das 
Grivifegium vom Sabre 1268 wurde (wahrſchein⸗ 
lid) zur Seit, alg Rarl IV. Marfgraf in Mähren 
war) mit zwei Zuſätzen verjehen, betrefjend das 
Verbot ded Pjandnehmens nach Sonnenuntergang 
foie des Lfandnehmens von Pferden, Ochſen, 
Kühen und anderen Sadjen, welche verdächtig ere 
ſcheinen, bei Tage auger unter Zeugenſchaft zweier 
Gejchworenen der Stadt, und die Verpflichtung 
der J. zur Tragung des vierten Teiles der Ko— 
jten der Stadtbefejtiqung, lepterer im Einklange 
mit einer Verfügung des Warkgrajen Karl 211 

1333, wie ja aud) Rudolf von Habsburg 127 

bejtimmt hatte, dah die J. in Briinn, wie die 
Biirger, die Stadtitener und ſtädt. Lajten zu tras 
qen haben. 

Yndere Rechtsdenkmäler in Mähren, welche 
auj die J. bezügl. Satzungen enthalten, jind dad 
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Briinner Schöffenbuch des Stadticdreibers Johan— 
nes aus der Mitte des 14. Jahrh., das Stadt- 
recht von Yglau (Ende des 13. und Anfang des 
14. Jabhrh.) und die Regenjion de3 Aglauer Stadt- 
rechtes aus der — Hälfte des 14. Jahrh. 
Auch die Iglauer Schöffenſprüche (vom 13. Jahrh. 
angejangen) Cod. B. enthielten nad) c. 264 meb- 
tere Bejtimmungen bezüglich der J.; doch find die 
dieſelben enthaltenden Blätter (Fol. 152 — 161) 
herausgenommen. Nad) den in dem Regijter vor- 
tommenden Rapitelaujidrijten jdeint die J.-Drd- 
nung Premyſl Ottofars größtenteils in diefe 
Sopruchſammlung aufgenommen, ſpäter ent⸗ 
fernt worden gu fein. Nur zwei Mapitel (c. 127 
— Geld auf Jemandes Schaden joll man unter 
J. nur mit Wiſſen wenigitens eines Schijfen 
nehmen — und c. 273 de maletractatione iudee 

r scabinum) bejiehen ſich auf die J. Am 

riinner Schbffenbude handelt das Capitulum 
de Judaeis (%rt. 431-441), ferner Art. 537 von 
den 3. Hienad) find fie bergogl. Kammerfnedte 
und baben ihren eigenen Richter, der mit chrijt- 
lichen u. jüdiſchen Geſchwornen entſcheidet. Außer— 
dem werden der J.Biſchof und J.-Älteſte er— 
wähnt. Die Eidesformel iſt frei von dem ſonſt 
übl. Schwulſt. Bei Leugnen wird die Tortur an— 
gewandt. Die Todesſtraſe der J. iſt grauſam (Gal- 
gen mit Aufſeßung eines mit brennendem Ped) 
verjehenen Hutes). Vom Richteramte find J. aus- 
geſchloſſen. Das allg. Privilegium wird wiederbolt 
itiert, aber frei ausgelegt. Im Stadtredjte von 
glau, welche Stadt 1345 das Rect erhalten 
hatte, 3. aufzunehmen und gu beurlauben, und 
wo 1353 die J. nebſt ben anderen wig! per an= 
läßlich einer großen Feuersbrunſt vom Warfgra- 
jen Johann auf 5 Jahre von allen Steuern u. 
Ubgaben befreit wurden, enthalt Art. 52 das Ver— 
bot der Berpfindung oder Mufbewabhrung von 
Rirchengut bei J., es fei denn mit gutem Gezeug— 
ni8, und Art. 96, das Berbot des Chebruches 
eines 3. mit einer Chriftin und eines Chriſten 
mit einer Jüdin bei Strafe des Lebendigbegraben- 
werdens, ferner das Verbot der Gemeinſchaft mit 
Chrijten am Marjreitage. Jn der oben erwähnten 
Rezenſion des Aglauer Stadtredjtes kommt unter 
der Rubrif .von den rechten der cristen gen 
den juden” die Bejtimmung vor, daß der Chriſt 
die Kage gegen einen J. bei dem J.Gerichte ein- 
jubringen babe, da der Chrijt, gegen einen 3. 
in ciner Sade, die ibm an den Hale geht, mit 
J. u. Chriſten gu beweifen babe, und dah fein J. 
am Rarjreitage mit Chrijten Gemeinjchaft haben 
folle, ferner in der tif .von geltern vnd 
von pfanten” das Berbot, blutiges Gewand, 
Mekgewand und ungebundenes Getreide als Pfand 
au nehmen foie überh. das Verbot der Annahme 
von Pfändern bei Nacht auger in Anweſenheit 
ehrbarer geſeſſener Leute. 

Die J. in Mähren befaken im 14. Jahrb. 
Aimmobilien, ſelbſt ganze Dörfer; in Olmiig, wo 
fie gemäß dem Brivilegium Rudolfs von Habs— 
burg 20 1X 1278, wie in Briinn, gu den Steuern 
u. Leiſtungen gleich den mn ae verpflichtet wa⸗ 
ten, wird ein cimiterium Judaeorum, in Brünn, 
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Olmütz, Iglau eine platea Judaeorum, in Brünn, 
Iglau, Znaim werden J.Schulen erwähnt. Bie 
in anderen Ländern batten aud) in Mähren die 
Israeliten mance Verjolgungen it erdulden, fo 
befonders 1338 u. 1349. Aud) die Kirche trat ihnen 
entgegen. Kap. 21 der unter Biſchof Johann VIL 
abgebaltenen Olmiiger Synode 1342 bejtimmt, ut 
Judaei caputia non deferant”, und im Sabre 
1411 wurden über Untrag des Bifchofes Konrad II. 
von Olmütz alle über 10 Qabre alten J.Schuld— 
forderungen für ungiiltig erklärt. 1426 wurden fie 
wegen angebl. Einverjtindnijjes mit den Hujjiten 
aus Iglau, 1454 u. 1455 aus Briinn, Olmiig, 
Znaim u. Mähriſch-Neuſtadt gegen Ubernabme 
der bisher von den J. geleijteten Abgaben jeitens 
diefer Städte, 1514 aus Hradiſch, 1562 aus Neu- 
titidein u. Sternberg, 1564 aus Budwig vertrie- 
ben. An anderen Orten, wie Nifolsburg, Pro}: 
nig, Mufterlig, Trieſch, Ungariid-Brod, Tobitidau 
uſw. blieben fie angefiedelt. 1507 follten gwar die 
3. in Mähren, wie in Böhmen u. Schlefien, bin- 
Nen Jahresfrijt dieſe Linder verlajjen; allein 1508 
widerrief König Wladislaw, wie oben erwähnt, 
dieje Anordnung wieder und fie blieben weiter 
im Lande, Ein Landtagsbeſchluß in den Herbjt- 
Huatembertagen 1500 regelte die Darlehensgeſchäfte 
der J. Der Zinsfuß follte 10% betragen, die Zin— 
fen waren den 3. halbjibrig (bei fonftigem Ver— 
jall des Pjandes) gu jahlen. Am Falle der Nicht- 
zahlung der Schuld hatte fic) der J. an den Vogt 
des Domizils des Schuldners ju wenden und 
fonnte bei Rechtsverweigerung jedermann aus dice 
jem Orte, bis ihm Geniige geleijtet wurde, anbal- 
ten. Die Fauſtpfünder jollten von dem Bogt und 
den Konſulen in das ſtädt. Buc) cingetragen wer- 
den und fein Pfand iiber ein Jahr jteben. Jn 
Débrjern war ibnen verboten zu wohnen. Wenn 
Angehirige de8 Herren- u. Ritterjtandes bei J. 
fich einfchulden, fo follten fie ignen die Darlehens- 
jumme mit Brief u. Biirgidjaft oder unter Ber- 
bot verjichern, und wenn jemand einen Brief mit 
Einlager ausjtellt, fo follte den J. das Cinlager, 
wie anderen, in den Herren u. Ritterſtädten ver- 
rhe jein, und bei gerechter Beichlagnahme in 

tidten, Städtchen u. Dörfern follte fre niemand 
hindern. Ahnl. Bejtimmungen enthalten die Be- 
ſchlüſſe der L. T. gu Olmiig 1513, Brünn 1518 
und Olmiig 1520 in den Art. „O zidy a lichvy”. 
Die L. O. vom Fabre 1535, 1545, 1562 u. 1604 
jtimmen ebenfalls im weſentlichen mit den Bee 
ſchlüſſen der erwähnten L. T. iiberein, fepten aber 
den Zinsfuß mit 20% fejt und verboten unter 
anderem das Abhalten von Märkten und den Be— 
trieb des Handel in Dörfern. Das Rechtsbuch 
des Ctibor Drnovst} von Drnovif (zwiſchen 1523 
bi8 1527) Art. XII nimmt die Befdliijie des L. 
ZT. vom Jahre 1520 auf, normiert aber einen 
Zinsfuß von 20%. 

Die verneuerte L. O. fiir das Marfgrajentum 
Mähren vom 10 V 1628 ordnete an, dah der 3. 
gejtohlenes oder geraubtes Wut ohne alle Entgeltung 
an den Gigentiimer herausgeben miijje, er babe 
es erfauit oder Weld darauj geliehen. Weigert er 
jich, fo joll er neben der Rejtitution des geſtohle— 
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nen Gutes nod) dazu allen Schaden und die Un— 
fojten des Klägers erlegen, und wenn er dem ges 
richtl. Ausſpruche nidt Gentige tut, fo fann 

Gigentiimer den J. auf fein Hab u. Gut, Leib 
u. Leben anflagen. Der J. darj nur auf Pfän— 
der, aber nicht auf Schuldbrieje oder andere ge- 
richtl. Verſchreibungen Geld leihen. Verſchreibun—⸗ 
gen bei der böhm. — oder in den Stabdtbii- 
chern auf Scheine find bet Berjall der verſchriebe— 
nen Summe an den fonigl. Fisfus verboten. Ym 
iibrigen wird auf die früheren L. O. verwiejen. 

Wm 23 X 1629 erbhielten die J. in Mähren 
die Freiheit von Steuern u. Wbgaben, da jie ohne: 
died jährlich 12.000 fl. an die finigl Rammer 
entridjten, ferner die Bewilligung, gu handeln und 
au wandeln, auf alle Jahre u. Wochenmiirlte au 
reijen, feine höhere Maut-, Rolls und andere Ge— 
bühr gu zahlen alS die Chrijten, mit Reprejialien 
wegen frember Schulden nicht beſchwert zu werden 
und bag erlernte Handiverf unter ihren Glaubens— 
genojjen auszuüben. Dieſes Privilegium wurde 
7 IIL 1657 bejtiitigt, doch follten fie feinen Handel 
und tein Handwerf mit Waffen, Kriegszeug u. 
Urmaturen treiben. Dagegen wurden jie 1637 von 
den Maut- u. Zolljtiitten, 1711 von dem Beſitze 
pon Mühlen und anderen Ymmobilien ausge— 
ſchloſſen. Auf dem Briinner L. T. 1650 wurde 
beſchloſſen, dag fie an feinem Orte gelitten wer- 
den follen, wo fie vor Dem 11 1618 nicht waren 
oder feither mit finigl. Cinwilligung eingelajjen 
worden find. Dod) verzögerte ſich die Durchfiibrung 
dieſes Landtagsbeſchluſſes und 29 VIL 1681 be- 
jtimmte Leopold J., dah bezüglich der Toleranz 
der J. in Mähren das Qahr 1657 makgebend 
jein jolle. 1661 wurde ihnen der Sutritt gu den 
Jahr- u. Wochenmärkten in den königl. Städten 
geſtattet, dod) ſollten jie nach der Deflaration 13 V 
1709 nur bei einem bejtimmten Tore eingiehen, 
durften Urgneien, Baumöl, Safran, Waffen, Gold- 
u. Silberarbeiten nidjt verfaujen und mupten ein 
Cinlaggeld Leibzoll) von 15 fr. in Briinn, Ol- 
mütz, Zugaim u. Iglau, von 7 fr. in den iibrigen 
finigl. Stiidten jablen. Hojfreffripte vom Jahre 
1636, 1709 u. 1729 verboten die Bermehrung der 
J.Häuſer. 

Mit kaiſ. Entſchließung 30 V 1723 wurde das 
Frivilegium Ferdinand II. 1629 dahin abgeiindert, 
daß fie ſtatt der bisherigen Toleranjgelder von jabr- 
lichen 12.000 fl. bis auf Widerruf 8000 fl. jähr— 
lid) entrichten, dagegen alle an die landtäfl. Kaſſe 
au priiftierenden Montributionen jahlen follten. 
Das Hofreffript 31 VII 1725 verbot bei Straje 
von 1000 Dutaten die Aufnahme der J. in Orte, 
wo fie bisher nicht waren, und fegte die Sahl der 
inftemifierten Familien mit 5106 fejt, das Hof- 
rejfript 20 IX 1725 unterjagte bei gleider Strafe 
u. Nullitét des Bertrages, ~ Immobilien, be- 
fonders Mauten, Miihlen, Schiifereien, Brauhäuſer 
u. Maierhife in Beftand oder Beſitz gu laſſen. 
(Mur Branntiweinhdujer durjten ihnen überlaſſen 
werden.) 8X 1725 wurde ihnen der Handel mit 
Seife unter den Chrijten universaliter unteriagt. 
Gin Hfd. 24 X 1726 ſchränkte die Ehebewilliqung 
auf einen einzigen Sohn cin und bedrobte die un— 
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befugt Heitatenden mit Staupenidligen u. Rele- 
gation aus den Erblanden, die die Verehelichung 
geitattenden Obrigfeiten mit ciner Strafe von 
1000 Dufaten, Dagegen fonnten nad) dem Hoje 
rejfripte 31 V 1734 die — die Heirats⸗ 
bewilligung erteilen, wenn der J. mindeſtens 
250 fl. in Kapitalien oder ſein auskömml. Ge— 
werbe hatte und der Bräutigam wenigſtens 18, 
die Braut 15 Jahre alt war. Nad) Hofreffript 
23 VI 1727 follten jie bei chriſtl. Begräbniſſen, 
öffentl. Andachten u. Prozefjionen in ihren Häu— 
jern bleiben, Tiiren u. Fenſter verjperrt halten, 
an Gonn- u. Feiertagen, wie fdjon 5 XII 1688 
vorgeſchrieben worden, feinen Handel treiben und 
bejonders Branntiwein wihrend de Gottesdienſtes 
nicht ſchänlen und alle Spittereien gegen das Chri- 
jtentum bei Galeeren- u. Lebensſtraſe unterlajjen. 
Triibe Zeiten brachen iiber die mähr. J 
wie iiber ihre Glaubensgenofjen in Böhmen u. 
Schlejien unter Maria Therefia herein. Gemaf bem 
Ritpt. 21 1745 jollten fie bis Ende Juni diejeds 
Jahres aus pig! bn u. Schlejien wegziehen, wi- 
drigens jie mit Militärgewalt abgeſchafft würden; 
allein ſchon am 15. Mai gewährte ihnen die Kaiſerin 
fiir 10 Sabre die fernere Duldung im Lande, jedoch 
follten ſie gemäß Hfd. 5 VIII 1748 in Mähren 
mit Inbegriff der jährl. Toleranggelder von 8000 jl. 
in den erjten 5 Jahren je 87.700 fl., in den wei— 
teren 5 Jahren je 76.700 fl. zahlen. Zugleich 
wurde mit dem Rift. 5 VII 1748 die Leibmaut 
ohne Unterſchied der Orte auf 17 fr. vom Ropie 
erhöht. Die J. in Schlejien hatten gemäß dem P. 
8 VIII 1748 jährlich 1331 fl. gu entrichten. Dit 
dem Repartierungs- u. Rolleftierungsnormale 
2 XI1 1752 wurde die von den J. in Mähren zu 
jablende Summe mit 90.000 fl. feſtgeſetzt (1773 
auf 82.200 jl. jährlich berabgemindert) und die 
mähr. Judenidajt in Bezug auf Steuerzahlung 
u. Qurisdiftion in drei Kreiſe, den oberen, mitt= 
leren u. unteren Kreis, eingeteilt, denen je 2 auf 
3 Jahre gewählte Landesiltejte vorjtanden. Am 
Jahre 1754 erließ Maria Therejia eine Heneral- 
polizei⸗, Prozeß⸗ u. Rommergialordnung fiir die 
J. im Markgrajentume Mähren, in welder aus- 
führl. Vorſchriften bezüglich des Untervichtes, der 
Obrigfeiten und ihres Wirtungatreites, ded Pro⸗ 
zeßverfahrens, der Weehiel=, Handels- u. Markt— 
verhältniſſe und der jiidifden Brofeffionijten vor- 
famen. Nach derielben jtand an der Spike der 
Judenſchaft in Mahren der LandeSrabbiner (welche 
Inſtitution bereits May Il. [1564-1576] zur Er— 
haltung der Ginigfeit u. Vermittlung von Strei- 
tigfeiten der J. untereinander eingefiihrt hatte), 
fiir weldjen Boften von den 6 Landesiltejten und 
je 6 Delegierten der 3 Kreiſe drei taugl. Kandi— 
daten der faij. königl. Reprijentation behufs Er- 
wirfung der faif. Konfirmation vorgeſchlagen wer- 
den follten. Er wurde auf Lebenszeit ernannt, 
atte jeinen Sig in Nikolsburg (jeit 1851 in 
riinn) und bezog einen Qabresgehalt (250 jl. 
jeit 1790 600 jl.) ex domestico, jpiiter aus dem 
jüdiſchen Landesmaſſafonds. Jn ähnl. Weije wur— 
den gemäß einem Rſkpt. 25 XII 1551 die eben— 
falls beſoldeten Landesälteſten, ferner der Land—⸗ 
61* 
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ſchreiber u. Solligitator auf 3 Jahre —— und 
von der Landesſtelle beſtätigt. Die J-Richter, Ge— 
meindevorſteher u. Geſchworenen wurden von den 
Gemoinden jährlich gewählt. Die J.Gerichte und 
die Prozeßordnung vom Jahre 1754 follten nur 
elten, „wo Jud fontra Jud in actionibus civi- 
ibus in Rechts⸗ und andere Handel” verfiillt. Die 
Chrijten konnten die J. nach freter Wahl bei der 
Ortsobrigkeit oder dem jüdiſchen Vorſteher belangen. 

In Straffaden galten die allg. G. Unterm 
13 HI 1763 wurde ein Anhang zu diefer Gene— 
ralordnung mit Erliéuterungen derjelben erlajjen. 
Gine eigene ,,faij. tinigh in jüdiſchen RKontribu- 
tions: u. Polizeijaden angejtellte’ Kommiſſion 
(au8 2 Wubernialriiten und einem Wftuar) hatte 
die genaue Befolqung der Kontributionsnorm, der 
Weneralpolizei-, Prozeß- u. Nommerzialordnung, 
der Vorſchriften betreffend die jüdiſchen Heiraten 
und der anderen fiir die J. geltenden Generalien 
und P. zu iiberwachen. Am 1311 1782 erlies 
Joſef Il. ein mit den übrigen Toleranjpatenten 
größtenteils iibereinjtimmendes Tolerangpatent fiir 
die J. in Mähren, welches insbeſ. die bisherige 
Sahl der erlaubten Familien (5106) beibebielt, die 
in den königl. Stidten bejtehende Leibmaut und 
alle von den J. erhobenen höheren Bille aufhob 
und ihnen geftattete, einzukehren und zu zehren, 
wo ſie wollen, ohne an einen jüdiſchen Traiteur 
gebunden gu fein. Mit dem P. 17 XI 1787 wurde 
die Zahl der ſyſtemiſierten Familien mit 5400 jeft- 

eſetzt und diefelben mit J 151X 1798 in 52 
ee einden verteilt. Mit den Hfd. 25 VIII 1783, 
31 IIL 1784 und 23 V 1785 wurden die Rabbinal- 
gerichte aufgehoben. 

Yn Steuern zahlten die J. in Mähren: 

1. Familientare, gemäß dem P. 17 XI 1787 

von jeder Familie und von den UÜberzähligen jähr— 
lic) 5 fll. 
2. Den Verzehrungsſteueraufſchlag P. 17 XI 
1787 und 15 IX 1798) 1m Betrage von 2—10 fr. 
auf Koſcherfleiſch, Geflügel, Fiſche, Wein und an- 
dere Nahrungsmittel. 

3. Den Kontributionszuſchlag, gemäß Hfd. 
10 VIIL 11 27.400 fl. jährlich, welche gemeindes 
weiſe repartiert wurden. 

4. Die Duldungsjteuer. Dieje mupten gemäß 
der Rolleftierunggnorm 2 XI 1752 und Hfo. 
4 XII 1779 die frembden, feiner J.-Gemeinde ine 
forporierten 3. im Betrage von 5—20 fl. jährlich 
entrichten. Außerdem bejtand feit 1787 eine Hei- 
rat8tare von 1 fl. 30 fr. von dem CErjtgeborenen 
und 1% von dem BVermigen des Briutigams und 
der Braut von den Nachgeborenen. Auf Grund 
bed Hid. 26 VIL 1787 wurde ein jüdiſcher Landes— 
maſſafonds zur fubjidiiren Sahlung der Schulden 
belaiteter Gemeinden errictet, in welchen die Hälfte 
des Mewinnes des Pächters der jüdiſchen Steuern 
fließen follte, augerdem die Familien= u. Duldungs- 
jteuer der fremden J. und verichiedene Strafgelder. 
1831 wurden jedod) dieſe Zuflüſſe auf die Sinfen 
der WAftivfapitalien und die Strafgelder beſchränkt 
und die Bablung des Landrabbiners, der Kaſſe— 
u. Redmungsbeamten, die Reijefoften und die Diä— 
ten Diejem Fonds auferlegt. 
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Mit dem Hfd. 11VII 22 wurde den J. die 
Padtung ärariſcher Weqmauten gejtattet und mit 
Hfd. 8 VIL 30 der Wirfungsfreis und die Wadl 
des Landesrabbiners geregelt. oad Grund des Hif;d. 
29 XI 38 wurden fie mit Ronjens ihrer Obrig- 
feiten aud) aur Pachtung von Privatbriiden: u. 
Wegmauten zugelaſſen, mit der taif. Enticdliesung 
27 IX 42 Bejtimmungen bezüglich der Bildung, 
Unjtellung und des Unterhaltes der Rabbiner 
(eventuell unter Herangiepung des jüdiſchen Lan: 
deSmajiafonds), in Betreff der in der deutſchen 
oder Landesſprache abzuhaltenden Gebcte (mit Aus—⸗ 
ſchluß aller, welche oh gegen andere Rationen 
einflößen) und des Berbotes der Wbhaltung von 
Reden in den Synagogen ſeitens ungebildeter Im— 
provijatoren und bezüglich des Schulbeſuches der 
jüdiſchen Jugend erlajjien und mit den Hifsd. 
25 III 46 und 11 V 47 die Pachtung herridartl. 
Meierhife aud) unter 20 Jahre und der im Be- 
jipe von Rorporationen befindliden und von ibnen 
emeinſchaftlich benugten Braue u. Branntiwein- 

uſer bewilligt. 

XI. Schleſien. An Schleſien galt fiir die J. 
im Troppauer Gebiete, das bis 1318 mit Mabren 
vereinigt war und vom Qabre 1318— 1464, bier: 
auf wieder feit 1501 ein böhm. Lehensherzogtum 
bildete, das J.-Privilegium Premyil Ottofars IL. 
23 VIII 1268. Seit 1281 bezog die Stadt den 3.- 
Bins. 1372 wird ein Stadttel .retro Judaeos 
iacens” erwähnt. Am 171 1461 bejtitigte Georg 
von Podsbrad der Stadt alle Privilegien u. Rechte, 
die fie von den Königen Ottofar u. Wenzel und 
von den Herjogen Nifolaus (1282), Johann (1372) 
und PFemfo (1382) erhalten hatte, darunter das 
Recht, J. gu halten; allein am 16 X 1500 wur⸗ 
den die J. von Johann Corvinus ausgewieſen. 
und obwohl König Wladislaus ihre Wiederauf- 
nabme und die Rückſtellung ibrer Häuſer anord- 
nete, von Ludwig Il. am 27 VII 1522 ibnen der 
Aujenthalt in Troppau verboten und 1523 der J.⸗ 
Friedhof verfauft. 

Jn Jägerndorf, da8 von 1523—1621 im 
Beſitze der furbrandenburgifden Linie des Haujes 
Hohengollern war und 1622 als böhm. Leben dem 
Karl von Liechtenitein verliehen wurde, wird 1386, 
in Leobſchütz 1450 eines Q.-Haujes erwähnt, dod 
wurden fie aus letzterer Stadt 1543 vertrieben. 
Wie Ferdinand I. 1558, jo veripracd Rudolf I. 
1587 den ſchleſiſchen Fürſten u. Standen die Ent- 
jernung der J. aus ganz Schleſien, gewährte den 
legteren aber cine einjährige Friſt gum Verkaufe 
ihrer Habe und Cintreibung ihrer Forderungen. 
Trop Ddiejer Sujage blieben jedod) J. im Lande. 
Jn dem 1348 u. 1355 fiir ewige Zeiten mit der 
Krone Bihmens vereinigten Herzogtume Tejden 
bejtimmte die von Rudolf IL. am Montag nach 
Craudi 1501 bejtiitiqte L. O. Herzog Wenzels vom 
Jahre 1573, dak die J. den LUntertanen bei Strafe 
deS Berjalles der DarlehenSfumme ohne Bewilli— 
gun der Herrichajt fein Darlehen geben, von 
1 Mark wöchentlich nicht mehr als 2 Heller als 
Bing nehmen und gejtohlene oder verlorene bei 
ibnen gefundene Sachen dem Cigentiimer obne 


| Entgelt zurückgeben follen; das Privilegium Fer- 
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dinand IL. 12 VIII 1627 (beftiitigt 30 VI 1628) 
bezieht ſich auf die gefamte Judenſchaft nicht nur 
in Böhmen, jondern aud) im Herzogtume Sdhlejien, 
und 1640 erjcheint der 3. Satoe Singer als ber- 
goal. Mautner in Teſchen, dem die Herzogin Elija- 
eth Lufretia Den Kauf eines Haujes und cine Be- 
gräbnisſtätte einräumt. 

Im weiteren Verlaufe des 17. Jahrh. waren 
die J. wieder verſchiedenen Einſchränkungen unter— 
worjen. So beſtimmte der Entwurf der Jägern— 
dorfer L. O. 1673, dak fich J. in Schleſien nicht 
häuslich u. ſeßhaft madjen diitjen und die gaſt⸗ 
weiſe“ Handelnden ihre Käufe vor dem Ortsgerichte 
und den Geſchworenen abſchließen ſollen; der Zins— 
fuß wurde mit 10% feſtgeſetzt und mußte halb— 
jährig erhoben werden; ein höherer Zins oder 
Zinſeszinſen waren bei Verfall des Pfandes, das 
Leihen an Untertanen ohne BWijien der Obrigfeit 
bei Verlujt der Darlebensfumme verboten; ge- 
ſtohlene Caden muften ohne Erſatz zurüchgeſtellt 
werden; alle Cinfiiuje u. Verkäuſe auf dem Yande 
wurden verboten. Wit Rikpt. 101 1713 wurden 
die J. in Sehlejien einer Kopfſteuer (won den poſ— 
jejjionierten 1 fl. 30 fr. und deren Weibern 45 fr. 
jährlich von den nichtpojjeffionierten 3 reſp. '/, fl, 
Rinder jahlten ausnahmslos je 15 fr.) und einer 
Vermigensjteuer (nach gewiſſen Rlafjen: über 
2000 jl. 18—21 fl., bis 2000 jl. 15—18 jL, bis 
1500 fl. 12—15 jl, bis 1000 fl. 9—12 jL, über 
500 fl. 6—9 fl, bis 500 jil. 3—6 FL) unterworjen. 
Vie diefen Impoſt nicht Sablenden follten das 
and räumen. Gin P. 6 VIII 1720 befabl, dab, 
wo damalé feine J. waren, aud) künftig feine ge- 
duldet werden, und B. 17 VIL 1716 und 27 1X 
1725 fowie das P. 171V 1752 verboten ibnen 
das Halten driftl Dienftboten und ſchloſſen fie, 
wie in Mähren, vom Beſitze von Immobilien aus. 
Im Juli 1738 wurden die J. bis auf cinige 
Privilegierte, im Januar 1745 alle J. aus Sales 
jien, wie oben erwiihnt, bis Ende Quni ausgewie— 
jen, allein ſchon am 12 V 1745 ibre weitere Be- 
lajjung bewilligt. Das P. 6 VILL 1765 gejtattete, 
dab, —— das Tabaksgeſälle verpachtet würde, 
in jeder Stadt und jedem hiezu privilegierten Orte 
eines ges et je 2 jiidijche Familien geduldet 
werden jollen. Wit dem P. 171V 1752 wurde 
die Bahl der tolerierten Familien mit 119 feſt— 
geſetzt, welde Warximalsifier auch im Toleranz— 
patente 15 XII 1781 beibehalten wurde. J.-Ge— 
meinden gab es in Schlefien nicht. Wn Steuern 
alten die J., wie oben erwähnt, feit 1713 cine 

opie u. BermbqenSflafienftener. Nady der Bue 
rücknahme de8 Thereſianiſchen Ausweiſungsediktes 
wurden die ſchleſiſchen J. mit P. 8 VII 1748 
einer Perſonalklaſſenſteuer von 851 fl. und einer 
Vermigensjteuer von 500 fl. jährlich unterworjen. 


Erſtere wurde gwar 1812 aujgehoben, allein jus | über 2 Jahre ausjtehender Pfänder und des Ver— 
— — um 50% ers botes von Darlehen auf Brieſe; dod) betru 
öht und trop der Aufhebung der allg. Slajjens | ) 
brieſe feine Beſtimmung enthalten, nad) jenen 


XIL. Galizien. Dic Geſebgebung bezüglich der 


lei) das Rla 
fteuer mit Hfd. 27 X 20 beibebalten. 


J. in den mit Oſterr.«Ungarn vereinigten Teilen 


am 9X 1334 das Frivilegium Herzog Boleslaw 
des Frommen von Kalisz fiir die J. in Groß— 
Polen vom 16 VILL 1264 allen J. feiner damaligen 
Länder verlieh und den J. in Gal., das er 1340 
erworben hatte, am 251V 1367 ein dieſem S.+ 
Gejepe nachgebildetes Privileqium erteilte. Alle 
dieje 3. Sapungen bajieren auf den Cttofarijden 
Privilegien der Jabre 1254 u. 1268 und gebiren 
fomit ebenjallé gu den Nachbildungen ded öſterr. 
Fridericianum vom Jahre 1244, weiden jedoch 
im Zerte u. Inhalte gum Teil von diejen Grund- 
lagen ab. So jpredjen die Art. 9, 11, 14, 17, 18, 
21 deS Privileqiums vom Jahre 1334 feine be- 
jtimmte Straje fiir die dort genannten Delifte 
aus, fondern verweiſen auf das Landesrecht und 
die Landesgewohnheiten, und bei BVerunehrun 
der J.-Sehulen (Art. 15) und alS Wandel (Mert. 16 
werden Bußen von 2 Pfund begw. 1 Pfund Pfeffer 
angedroht. Wejentlicd) abgedndert find dic Art. 20 
betrejfend die heiml. Ermordung eines J. und 
Art. 25 bezüglich der Verpfiindung von Ammobi- 
lien. Art. 31 enthilt die Bejtimmung, dah der des 
Ritualmordes bejduldigte J. nur auf Grund des 
Zeugniſſes dreier Chrijten und dreier J. verurtecilt 
werden finne, und dah, wenn die Bejduldigung 
unbegriindet ijt, der Ankläger diejelbe Straje er— 
leiden joll, die den J. getroffen bitte. 4 Art. find 
neu aujgenommen: YUrt. 33 bejtimmt, daß Bjerde 
nur bei Tage alS Pjand angenommen werden 
dürfen, Art. 34, dak die Mliinger einen J. wegen 
jaljcher Münze nur in Gegenwart eines Beamten 
des Wojewoden oder ehrenwerter Biirger verhajten 
dürfen, Art. 35, daß chriſtl. Nachbarn, die in der 
Macht auf das Geſchrei cines J. nicht gu Hilfe 
eilen, 30 Solidi als Straje jablen jollen, und 
Art. 36, dak die J. alle Gegenſtände frei faufjen 
u. verfaujen und Brot beim Cinfauje beriihren 
tinnen. Das Privilegium fiir Klein Polen 25 1V 
1367 enthält mehrfache Wlodififationen der Be- 
ftimmungen der J.Ordnung vom J. 1334, jtimmt 
aber im großen u. ganjen mit derjelben iiberein. 
Infolge dieſer liberalen G. war die Lage der 
J. in Bolen cine ungemein giinjtige; fie waren 
in der Ausübung ihrer Religion nicht bebindert, 
der Handel war jajt ausſchließlich in ihren Handen, 
und felbjt die Berjolgungen, die 1407, 1464 und 
1500 gegen fie ausbrachen, beſchränkten fic) auf 
RKrafau, während in Lemberg die dortigen J. ſo— 
wobl gegen die Kreuzfahrer (1464), als ſpäter 
gegen den Rofafenhetman Boadan Chmielnicti 
(1648, 1655) geichiigt wurden. Nur bezüglich des 
Darlehensgqewerbes wurden auf dem Reichstag ju 
Wislica 1347 und durd Art. 19 des Statutes 
von Warta 1423 beſchränkende Verfiiqungen er- 
lajjen, bejonders riidjichtlic) der Schulden der in 
viterl. Gewalt jtehenden Söhne, des Berjalles 


der 
Zinsfuß, über welchen die Kaſimiriſchen Freibeits- 


Saßungen 10814 %, 
Im 16. Jahrh. trat teils infolge des Ein— 


des ehemaligen Königreiches Bolen beginnt mit fluſſes der Geiſtlichkeit, welche ſchon ſeit dem 
Rajimir TIL dem Großen (1333—1370), welder! 13. Jahrh. auf einzelnen Konzilien Breslau 1266, 
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Lenczye 1285, Wilna⸗-Kalisz 1420, Piotrfow 1542 
u. a.) verſchiedene Ranones gegen die J. erlaffen 
hatte, teils infolge der Beſchwerden der chriftl. 
Handelsleute cine fiir die J. ungünſtige Wendung 
in det Gejepgebung cin, Der ReidStag gu Piotr- 
fow 1534 Voto Ae von den Amtern u. Ehren— 
ftellen aus, beftimmte, dak, wenn die J. bei ciner 
au ihnen iiberbradjten geftohlenen Sache den Evit- 
tor (GewihrSmann) nicht angeben finnen oder 
wollen, fie als Teilnehmer u. Mitwijjer mit dem 
Walgen ju bejtrafen find, befdriinfte ihre Handels- 
titigfeit unter Hinweis auf ihre mit den einzelnen 
Stäbten abgeſchloſſenen Verträge, fiihrte fiir fie 
Ropjbededungen von gelber Farbe cin und verbot 
ihnen bet ſchwerer Strafe und Berlujt der Waren 
den Handel in Dörfern, verſprach ihnen aber auc 
Shug gegen Verſchwörungen u. Inſulte. G. A. 
62: 1563, 67:1565 und der aie cig 1647 une 
terjagten ihnen den Handel und die Verwaltun 
von Salswerfen, Solljtitten u. Pachtungen, G. A. 
11:1557 den Handel mit Pjerden bei Verluſt der 
Pjerde und Straje des Galgens, G. A. 68: 1565, 
52: 1670, 115: 1678, 10: 1690 da8 Halten chriſtl. 
Dienjtboten. G. A. 67: 1565, 14: 1567, 94: 1588 
ſuchten ihre Konkurrenz gegeniiber den chriftl. 
HandelSleuten einzudämmen. Durd G. A. 4: 1631, 
921635, 115: 1678 wurde ihnen die Enverbung 
der finigl., geijtlichen oder Landesgüter verboten. 
Gemäß G. UW. 52: 1670 ſollte der Zinsfuß höchſtens 
20% jährlich bei ſonſtiger Ungültigkeit der Berabre- 
dung betragen und wurde den J. angeordnet, zur Zeit 
der offentl. Prozeſſionen und beim Vorbeitragen der 
Euchariftie ſich in ihre Häuſer — 

Sie unterſtanden in Zivilſtreitigleiten mit 
Chriſten den Podwojewoden (vicepaſatini), in 
criminalibus den Grodgerichten. Die in den 
Städten u. Dörfern der a wohnenden J. 
wurden 1539 der Qurisdiftion ibrer Grundherren 
zugewieſen. Bei Streitiqteiten der J. unterein- 
ander entidieden die J-Alteſten. Ten Städten 
jtand eine Qurisdiftion bezüglich der J. nicht gu. 

An Stenern jabhlten ve jeit 1520 die * 
fteuer (poglowne) im er von 1 fl polnijch, 
jeit 1764 von 2 fi. jährlich. Nach G. A. 86: 1678 
jollten fie fiir die Sablung des poglowne ab 
onere militari et quocunque extorsionum no- 
mine befreit fein. Auger dem Mopjgelde hatten 
fie jedoch wie die nicht befreiten chriftl. Untertanen 
die Getriinfejteuer, Pflug: u. Rauchfangiteuer, das 
Marftgeld, die Zölle und andere Abgaben ju ent- 
richten. Cine befondere Leijtung der J. zunächſt 
in Kazimierz, aber auc) in Lemberg und anderen 
Stidten, wo Sdulen oder ,,afademifche Kolonien“ 
bejtanden , war der Rogubalec, eine Abgabe in 
guder, Pjeffer und anderen Gewürzen, an den 

eftor, die Brofefjoren, Rollegien u. Burjen, die 
ſpäter in Geld reluiert wurde, 

Nad) der Befjigergreifung Gal. 1772  erlieh 
Maria Therejia 16 V1 1776 eine „Allg. Ordnun 
für die gejamte Judenſchaft der Königreiche Gal. 
u. Lodomerien“, welche zunächſt den Bived ver- 
folgte, die bigher in feinem Zuſammenhange fteben- 
den 3. in „ein allg. Korpus“ zuſammenzufaſſen. 
Die geiamte Judenſchaft ſollte daber unter einer 
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Generaldireftion ftehen, welche unter Aufſicht des 
Wuberniums die jüdiſchen WAngelegenbeiten überh. 
und jene der Rabale (Gemeinden) insbef. zu ber 
forgen hatte. Diefelbe bejtand aus dem lebens— 
länglich beftellten Oberfandesrabbiner und 12 von 
Wahlmannern der Gemeinden gewählten Landes: 
filtejten und hatte ihren 4a in Lemberg. Tie 
Verwaltung der Kahale jtand den von ihren Glau- 
benggenofjen gewählten Gemeindeiiltejten (6—12 
nad der Hobe der Kopfſteuer der Gemeinde) und 
ebenfoviel Redhenmeijtern ju. Die Kahale jedes 
der 6 Kreije unteritanden dem Kreislandesälieſten 
und diefe der Generaldireftion. Die Thereſianiſche 
J.Drdnung enthielt weiter Voridriften betreffend 
die Polizei der gal. Judenichajt in Beziehung auf 
ihre inneren Religions⸗ und ſittl. Gebräuche (Unter: 
ticht, Stellung der Rabbiner, Synagogen, Schächter, 
Schulſinger, Verlöbniſſe u. Heiraten, Anſiedlung 
fremder J. Verpflegung armer u. kranker J., Be— 
gräbniſſe u. Grabſtätten, Ausbilje bet Unglüds— 
Gillen, Berwahrung der Urkunden u. Gemeinde- 
iegel, Bann u. a.), betreffend das jüdiſche Kon— 
tributionale u. Domejtifum, den Handel und das 
Gewerbe der J. und die jüdiſchen Rechtsſachen und 
deren Behandlung, fiir welde eigene J. = Gericdte 
(u. aw. Rabbinalgerichte mit dem Gemeinderabbi- 
ner und 2 Beijigern) fiir ReligionS-, Geld- u. 
Cigentumsfiritte und Älteſtengerichte fiir Snjurien 
und andere Stlagen eingefiibrt wurden. Bon 

erjteren ging der Rechtszug an die Uppellations- 
fammer und bie oberjte Juſtizſtelle, von den letz— 
teren an die SreiSlandesiltejten und das Ober— 
landeSrabbinalgeridt in Lemberg (aus dem Lan— 
deSoberrabbiner und 5 Beijipern). Kriminalfille, 
Riviljtreitiqteiten mit Chrijten und Streitigfeiten 
iiber Realitéten waren von der Rompeteng det J.⸗ 
Gerichte —— Joſef I. hob mit P. 27 V 
1785 ſowohl die Generaldireftion al die bejonde- 
ren J.Werichte auf, unterwarf die J.-Genreinden 
und die J. den allg. G. und Vorſchriften und unter— 
jtelite fie den fiir alle iibrigen Einwobner beiteben: 
den Bebdrden. Die ae J.Ordnung 7 V 
178Q orbdnete an, dak in jeder J.- Gemeinde eine 
deutiche Schule und in Lemberg ein jüdiſches Schul⸗ 
lehrerieminar errictet werden follen und dap den 
J. der Bejuc der Gymnafien u. Univerfititen, die 
Erlangung des Doftorates des biirgerl. Rechtes 
und der Advokatie und die Vertretung von Chri- 
jten und J. bei Gerichte gejtattet fei. Es follten 
in Wal. 141, in der Bukow. 2 J.Gemeinden be- 
ſtehen. Jn polit. Begiehung gebirten die J. zu 
den Ortsgemeinden, in fultureller gu den J.-Ge- 
meinden. Ein J. fonnte gum Borjteher der Orts- 
emeinde gewablt werden und hatte bei diefer Wahl 
ag aftive Wahlrecht. Sur Leitung der J.-Gemein- 
ben jollten Gemeindevoriteher (in der Regel 3, in 
Lemberg u. Brody 7) alle 3 Jahre am 15. Sep- 
tember mit Stimmenmebrheit der Wahlberechtigten 
(jeit 31X 1800 derjenigen Familienhiupter, welche 
in Brody, Lemberg, Kazimierz [bei Kratau) und 
Vublin 7 Lichter, in fleineren Gemeinden 3 bis 
6 Lichter durch ein ganzes Jahr angezündet und ver— 
jteuert baben) gewählt werden. Wählbar waren 
alle Familienbiupter, die der deutſchen Sprade 
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mächtig waren und in den vier Hauptgemeinden 
10 Lichter, in den übrigen Gemeinden 5—8 Lichter 
durch ein ganzes Jahr vor der Wahl angezündet 
haben und verſteuerten. Den J. ſollten alle er— 
laubten Nahrungswege wie den Chriſten offen 
ſtehen (ausgenommen die Pachtung von Schank— 
häuſern und einzelnen untertänigen Grundſtücken, 
von Mahlmühlen, vom Zehnten einer Herrſchaft 
oder der Geiſtlichkeit, endlich des Markt⸗ u. Stand⸗ 
eldes, des Weide⸗, —2* u. Pflaſtergeldes). Bee 
onders war ihnen der Betrieb der Handwerke u. 
Gewerbe, die Pachtung der erlaubten Erwerbs— 
zweige, der Handel und das Hauſieren eingeräumt 
und namentlich der Ackerbau unter Zugeſtehung 
von Begünſtigungen empfohlen. Sie unterſtanden 
—— denſelben polit. und Gerichts-Behirden wie 
ie Chrijten. Den Rabbinern wurde die Ausübung 
jeder Gerichtsbarkeit, inSbej. die Verhängung ded 
anne’, das Anſchlagen der Halseijen, die Wuf- 
fegung einer öffentl. Buße uſw. bei einer Straje 
pon 50 Dufaten unterjagt. Jeder Unteridied in 
der Tradjt follte aufhören und die bisherige Klei— 
dung nur den Rabbinern geftattet fein. Sie unter+ 
lagen den gleichen Berpjlichtungen gegen den Staat, 
daber aud) dem Militärvorſpann und den Straßen— 
fronden fowie der Militärpflicht. An befonderen 
Steuern jabhlten fie nad) der Therefianiiden J.⸗ 
Ordnung 16 VII 1776 eine Schuge u. Toleranj- 
jteuer von 4 fl. fiir jede Familie und eine allg. 
Wewerbe- u. BVermbgensjteuer von gleidem Be- 
trage. Muerdem wurde eine vom Gubernium nach 
dem Vermögen ju bemejiende Heiratstare vorge- 
ſchrieben. Unter Joſef I]. wurde 16 1X 1784 die 
Gewerbe⸗ u. Vermögensſteuer aujgehoben und ftatt 
berjelben der Koſcherfleiſchaufſchlag, welcher an dic 
Stelle der bis dahin erhobenen Krupka oder ded 
Fleiſchtreuzers, eines Gemeindeaufidlages auj das 
verbraudhte Koſcherfleiſch, treten follte, ferner 27 V 
1785 der LandeSdomejtifalbeitrag von 1 fi. fiir 
jede Familie eingeführt und die Heiratstare in 
3 Klaſſen (3—80 Dufaten) eingeteilt. Der Koſcher— 
fleiſchaufſchlag wurde 1S II 1797 auf das bei der 
dritten Teilung Polens 1795 erworbene Wejtgali- 
jien als öffentl. Gefälle ausgedehnt und betru 
13), fr. (1810 2"/,, 1816 3 fr.) von jedem Pfun 
Rind-, Ralb-, Schaf-, Lamme, Hammel- u. Ries 
genfieildh und 1—10 fr. (ipéiter 25/,—24 fr.) vom 

efliigel. Außerdem wurde mit R. 21 VI 1797 
der Lichtersiindaufichlag in Gal. (aufer der Bulow.) 
eingefiibrt im Betrage von |, fr. bis zu einem 
Wulden (nad) der Berichiedenheit der Feſte u. Ge— 
legenheiten) von jedem Dochte eines Wads-, Un— 
ſchlitt⸗ u. Lampenlichtes, der am Gabbate, an den 
Feiertagen, am Sterbetage eines Verjtorbenen, am 
Verjihnungstage, bei den Hochzeiten und anderen 
Hejftlidteiten angesiindet wurde; jedod) waren 
jiidijche Aderleute, Soldaten und deren Gattin= 
nen u. Witwen, ledige, minderjaibrige Perjonen 
beiderlei Geſchlechtes, die bei ihren Berwandten 
wobnten, —_ fie fein eigenes Vermögen oder 
eigenen Erwerb Hatten, Gefellen u. Dienjthoten 
fowie Reifende von dem Lichtergefiille befreit. Für 
die fremden J. beftand der Geleitzoll. Außerdem 
gab es Inkolats- u. Heiratstaren. 


Die Joſefiniſche J.-Ordnung beftand mit ge- 

ringen Underungen bis gum Jahre 1848. Die Sahl 
der J.=Gemeinden verminderte fid) jedod) infolge 
dev WUbtretung des Bamoscer Kreiſes an das Her— 
pogtum Waridau im Wiener Frieden 1809 und 
er Zuweiſung dieſes Kreiſes an das Königreich 
Polen 1815 um 10. Bon den ſeit 1789 erfioſſe⸗ 
nen B. 1 der J. in Gal. find hervorzu— 
heben: Die A. E. 24 III 41, welche den Mreis- 
ämtern geftattete, J., die fid) nie einer unrechten 
Handlung ſchuldig gemacht, den Elementarunter- 
richt genofjen und die jüdiſche Tract abgelegt 
haben, gum Cchanfbetriebe zuzulaſſen, und dad 
Hftd. 16 VII 47, nad weldjem fie in allen Städ— 
ten, in denen ifnen der Wufenthalt geftattet war, 
Lemberg eingefdlojjen, das Bürgerrecht erlangen 
fonnten. 

Die J. in der Republif Rrafau (1815 bis 
1846) erbielten 1817 ein freifeitl. Statut, das auch 
nad) der Einverieibung Krakaus in Ojterr. 1846 
in Kraft blieb. 

XIII. Butowina. Bon Polen aus verbreiteten 
fic) die J. allmablich iiber die ganze Moldau und 
bejonders iiber die angrengende Bufowina. Nad 
der bon dem öſterr. General Freiherrn von Splény 
(1774—1778) vorgenommenen J. = Bejdreibung 
jollten nur jene im Lande bleiben, welche fic) dem 
Aderbaue, einem Handwerfe oder bem Handel wid- 
meten; die anderen follten abgeidjafit werden. Wit 
den A. E 10 VID 04 und 101 05 wurde 
der 1 XI 1786 als Normaltermin fiir die Anſäſ— 
jigfeit der 3. in der Bufow. erklärt und angeord- 
net, daß alle ſeit dieſem Tage — J. 
ausgewieſen werden ſollen. Später behinderte man 
jedoch die ſeit 1786 eingewanderten und ſeßhaft 
—— J. nicht weiter, wenn jie keinen ver— 

otenen Nahrungszweig trieben; dagegen ſollten 
auswärtige (aud) gal.) 4. feine Niederlajjungsbe- 
mene erhalten (fd. 10 TX 12 und 17 VI 19). 
Seit 1 24 bejtand fiir die J. in der Bufoww., 
die bis dahin die ordentlichen allg. Landesſteuern 
au jablen batten, eine Familienjteuer von 5 fl. 

onventionSmiinge und der Koſcherfleiſchaufſchlag 
von mindejtens 15 fl. Ronventionsmiinge fiir jede 
Familie. UderSleute waren von denjelben befreit. 
Das Schanfrecht beſaßen die J. nur in Czerno— 
wig, Sereth, Sucgawa u. Sadagdra (1783 wurde 
fiir jede dieſer Stadte bloß eine J-Schänke bewil- 
ligt). Auf dem offenen Lande durften jie fein 
Schankrecht ausiiben (Hfd. 19 VII 04). Bur Wahl 
der Gemeindevorjteher waren in der Bufow., wo 
das Lichtergefälle nicht eingefithrt war, nad) $18 
det Dojefinifden J.-Ordnung ſämtl. Haugseigen- 
tiimer und von mebreren Miteigentiimern der den 
größten Anteil befigende berechtigt; boc) war das 
perjinl. Erideinen zur Wahl nicht notwendig, 
jondern es geniigte die Ankündigung der Wahl 
an der Synagogentiire einige Tage vor dem Wabl- 
atte. Am iibrigen galten die gleiden J. -Gefege 
wie in Ga 

Vie in und um Halic3, Kutizow u. Tys- 
mienica lebenden Rarier oder Raraiten, welche 
den Talmud mit allen Zuſätzen verwerfen und die 
1578, 1590 u. 1666 durch bejondere Brivilegien 
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der polnijchen Könige den Chriſten jait gleichge— 
ftellt worden waren, gahlten die gewöhnl. Landes- 
fteuern und feit 1774 eine Sdhupiteuer, die jedod) 
mit H7d. 301 21 — wurde. 

XIV. Allg. G. Auger den fiir die einzelnen 
Lander Ojterr. geltenden Spegialgefegen und V. 
bezüglich der J. wurden aud) allg> Vorſchriſten 
fiir die jiidijden laubensangehirigen mehrerer 
oder aller öſterr. Länder erlaſſen. So bezog ſich 
das Generale 1 VIII 1551 betreffend das Tragen 
des gelben Ringes auf die J. in den unteren, 
oberen u. vorderen öſterr. Fürſtentümern u. Län— 
dern und wurde unterm 15 XI 1551 aud auf 
Rihmen, Mähren u. Schlefien ausqedehnt. Die 
Ojfd. 5 VIL 1727, 2711] 1736, 1 1X 1740 und 
1911 und 10IV 1787, durch welde die 9. non 
dem Galzveridleife ausgeſchloſſen wurden, und 
weldje trop der mit der A. E. 6X 29 ausgejpro- 
chenen Freigebung des Calghandels fiir jeder- 
mann aus Polizeirückſichten laut Defretes der 
RKammergefillenverwaltung fiir Böhmen 16 1V 32 
aufrecht erhalten blicben, das Hofreſtript 5 VIL 1755, 
mit weldjem die Landtafelfähigkeit sur vollfommenen 
Sicherheit ihrer Forderungen aud) den J. auge- 
ftanden wurde, fiir welche jedod) befondere Qua— 
terne in der Landtajel gebalten werden jollten, die 
Constitutio criminalis Theresiana 1769, welche 
im II. Zeile Urt. 56, $$ 10, 5 (Wotteslajterung), 
Urt. 76, $ 7 Motzucht), Wrt. 82, 8 2 (ſfleiſchl. 
BVermengung) und Art. 94, § 7 (Berfauf von 
Hojtien) als erſchwerend bezeichnet, wenn diefe 
jtrafbaren Handlungen von J. begangen werden, 
das Taujpragmatifalpatent 15111765, durd) welches 
die Tauje von J.Kindern gegen den Willen ihrer 
Eltern (den Fall äußerſter Lebensgefahr und der 
Verjtopung oder Verlaſſung feitens der Eltern oder 
Bormiinder ausgqenommen) bei einer Straje von 
1000 Dufaten oder zweijährigem Arreſte nebjt 
Unterhalt des Kindes verboten wurde, waren allg. 
giiltige G. fiir alle Linder, in denen die J. gee 

uldet waren. Much die Joſefiniſchen Toleranzge— 
fepe 12 X 1781 betreffend die Ubjtellung der unter= 
fcheidenden Kleidertracht, 19 XII und 31 XII 1781 
betrejfend die Aufhebung aller Leibmauten, dop- 
pelten Gerichtstaren, Paſſier- u. Repaſſier-Nacht-— 
ettelabgaben und der in J.-Sachen aufgeſtellten 
—— alten mit der gleichen Einſchränkung 
fiir die J. aller Erbländer. Allg. Geltung Hatten 
jerner: Das Hfd. 21 1783 betreffend dite Freie 
ügigkeit der erblindifden J. nach Ungarn, dad 
i 20 11 1784 betrejfend die Matrikenführung fei- 
ten? der Rabbiner, das Hfd. 28 V 1785 iiber die 
Aufhebung der befonderen J.-Geridjte und Unters 
jtellung der J. unter die Ortsgerichte, das Nor- 
male 12 XI 1785 über dag Seremoniell bei dem 
J.Eide, das Hfd. 10 IV 1786 betreffend das Ver— 
bot des Begrabens jüdiſcher Toten vor Ablauf 
von siveimal 24 Stunden, das Hd. 26 V 1786 
liber die jüdiſchen Heiratsfonjenfe und die J.-Nieder⸗ 
lajjungen, dag P. 23 VIL und die Hfd. 11 X und 
12 XI 1787 betreffend die Annahme beſtimmter 
Wefchlechtanamen und deutſcher Bornamen, die 
faij, Entichliejung 121V 1787, durch welche unter 
Hinweis auf das Tanipragmiatifalpatent die Tauje 
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jüdiſcher Kinder verboten wurde, 241 1785 bezüg— 
lid) der Zulaſſung der J. zur Bundargneitunt, 
25 X 1790 betreffs der Crlangung des Doftorates 
des bürgerl. Rechtes und Zulajjung derfelben zur 
Advokatie, die Ausſchließung der J. vom Handel 
mit Getreidbe (P. 5 VI 05) und vom Haufier- 
handel (auger in Bihmen, Mähren u. lejien 
pid. 25 VI 07), vom. Handel mit Salniter u. 
Bulver (P. 21 XII 07), vom Apothefergewerbe 
(U. E. 16 V 29), das Berbot des Haltens dhrijtl. 
Dienjiboten und der Hilfeleijtung jüdiſcher Heb- 
ammen bei chriſtl. Frauen (Hffd. 14 1X 18) u. a. 

Bezüglich des Militärdienſtes wurde 1788 
angeordnet, daß die J., wie die Chriſten, zum 
Militärdienſte heranzuziehen ſind, jedoch nur als 
Fuhrweſensknechte. Wit den V.28 VIL 1790, 10 VIII 
1792 und 17 VIL 1793 wurde jedod) ftatt des 
perſönl. Dienjtes eine Reluierung in Weld (140 jl. 
fiir jeden Kopf) gu Handen des Militarrefruten- 
fonds gejtattet. Dieſe Vorſchriften wurden durch 
das Konjfriptionspatent 25 X 04 auger Krajt ge- 
fept und bie J. bezüglich der Militärdienſtleiſtung 
den Chrijten gleichgeſtellt. 

Uud) begiighic) des Eherechtes der J. erfloſſen 
allg. Beftimmungen. Das Joſefiniſche Chepatent 
vom Sabre 1783 erwähnt gwar der J. nicht aus— 
driidlic); allein das Hfd. IS TV 178d erklärte, dak 
alle J-Ehen, ſoweit die Giiltigfeit des Sivilfon- 
traftes in Betracht fommt, nad diefem P. gu bee 
urteilen find. Das PB. 3 V 1786 (fiir Gal. 8 VI 
1786) unterwirjt die J. bezüglich Der Che dem 
allg. G., foweit es fid) um den bürgerl. Bertrag 
und deſſen Folgen handelt, weijt die Bewilligung 
der Nachſicht von dem allg. Ehehinderniſſe der 
Verwandtidajt u. Schwägerſchaft der Landesitelle 
gu, fubjtituiert die blof für die Chriften anwend- 
baren Bejtimmungen u. Bezeichnungen jenes P. 
durd) die fiir die 3 geltenden (fo ſtatt des Pfar— 
rers den Synagogen- oder Schulvorſtand, jtatt der 
Pjarrtirche die Synagoge u. a.) und gejtattet die 
Auflöſung der Ehe mit beiderjeitigen Cinverjtiind- 
nijje. Leopold Il. beſchränkte mit Hyd. 18 IL 1791 
die verbotenen Berwandtjdajts- u. Schwägerſchafts⸗ 
grade, gewährte den polit. Bebirden das Recht, 
die Dispens aur Leviratsehe gu erteilen und ge- 
jtattete dic Uusfolqung von Scheidebriejen bet ge— 
richtlic) erwiejenem Ehebruche der Gattin unter 
Einhaltung ded geridtl. Verfahrens. (Für Gal. 
l erflojien nod) bejondere Hfd. 28 X 1800 und 9 XI 
03.) Das am 11 12 cingejiihrte „a. b. G. B.“ 
ür die Kronländer, dic_im Jahre 1811 den Be- 
tand des Raifertumes Ojterr. bildeten (mit Aus— 
nahme vor Ungarn und deſſen Nebenlaindern), 
anerfennt dag bejondere Eherecht der J. in den 
88 123—136, ſchreibt jedod) sur Schließung einer 
giiltigen Ehe im § 124 dic Bewilliqung des Kreis 
amtes vor. Die Beſtimmung des § 39 dieſes Gee 
ſetzbuches, dab die Verichiedenheit der Religion 
auj die Rrivatredte feinen Ginflug bat, auger ine 
fofern dieſes bei einigen Gegenitinden durch die 
G. befonders angeordnet, findet ihre Anwendung 
im § 64, nach welder Chevertrige zwiſchen Chri- 
jten und Berjonen, die fic) nicht gur dhrijtl. Re- 
ligion bekennen, nicht giiltig eingeqangen werden 
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finnen, und § 356, durch welchen die Beſchrän— 
tungen der J. begiiglid) des Erwerbes unbewegl. 
Wiiter aufrecht erhalten wurden. Auch andere er— 
niedrigende Bejtimmungen bezüglich der J. find 
in dieſes Geſetzbuch aujgenommen, fo im § 131 
die Undrohung der Leibesitraje fiir Rabbiner oder 
Religionslehrer, die die Trauungsbiider nidt nach 
Vorſchrift des G. fiihren, ferner die im § 593 aus- 
sia Unjibigfeit, den legten Willen eines 

hrijten gu begeugen und andere, wie denn auch 
die Bejtimmung des § 142d der a. G. O. und 
§ 217d der weſtgaliziſchen, § 207, 4 der italieni- 
ſchen und § 216, 4 der jiidtiroler WeridtSordnung, 
daß J. gegen Chrijten bedentl. Zeugen jind, von 
den nod) immer vorbandenen Vorurteilen gegen 
die J. becinflugt ijt, Mit dem Hfd. 19 XII 39 
wurden die J. von dem Erwerbe aller Gegen— 
ſtände ausgeſchloſſen, weldje gum Gebrauch beim 
fatholijchen Gottesdienſte dienen. 

Das Jahr 1848 befreite aud die J. von vie— 
fen bisher aufrecht erbaltenen Beſchränkungen. Das 
faij. Kabinettſchreiben 12 IV 48, Bunt 5, gejtat- 
tete jiir Böhmen die frete Uusiibung des israeli— 
tiſchen Kultus, die Verjaffungsurfunde 26 TV 48 
gewährte im § 17 die Glaubens- u. Gewiſſens— 
freiheit, im § 24 die Erwerbung von Grundbejig, 
—— jedes geſetzlich erlauhten Erwerbszwei⸗ 

es und die Erlangung aller Amter u. Wiirden 
ür jeden Staatsbürger, im § 25 Gleichheit vor 
dem G., gleichen perjinl. Geridtsjtand, gleiche 
Behandlung bezüglich der Wehr- u. Steuerpflicht, 
jtellte im § 27 die Bejeitiqung der nod) beſtehen— 
den Verſchiedenheiten der biirgerlichen und polit. 
Rechte eingelner Religionstontelfionen ſowie die 
Aujhebung der der Crwerbung aller Urten von 
Grundbejip nod) entgegenjtehenden Beſchränkung 
durch den Reichstag in Ausficht und jicherte im 
§ 31 dem israelitiſchen Rultus die freie Musiibung 
des Gottesdienſtes. Das faij. P. 20 X 48 hob 
auf rund des Reichstagsbeſchluſſes im Punt 4 
die J.Steuern ſowie alle auf den J. als ſolchen 
lajtenden Paß—⸗ und jonjtigen Ortspoligetiteuern 
mit Inbegriff der nur fiir Wien bejtehenden J. 
Yujenthaltsjteuer vom 1 XI 48 an auf und ver- 
pilichtete die J. gu denſelben Steuern wie die 
Chriſten. Mit Erl. des M. J. 4 AIL 48, R. 3 ex 
1849, wurde die Schleiertare bei Verehelichung der 
Israeliten in N. O., Erl. des K. M. 23 IIL 49, 
R. 185, die Taye fiir die Heiratsbewilligung israe— 
litiſcher Soldaten, V. des K. U. M. 3 TX 50, R. 348, 
das Berbot der Hilfeleijtung der jüdiſchen Heb— 
anunen bei chrijil. Frauen, im März 1851 der J.- 
Geleitzoll in Gal. und der Bufow. und V. des 
K. M. 12 MI 41, R. 65, die Ausſchließung der 
J. von der Erzeugung des Pulvers u. Calniters 
und von dem Handel mit diejen UArtifeln aufges 
hoben. Das kaiſ. B.4 III 49, R. 151, tiber die durch 
die fonjtitutionelle Staatsform gewährleiſteten polit. 
Rechte jtellte dic Israeliten den Chriften in ftaats- 
und privatrechtl, Hinſicht vollfommen gleid. Allein 
bald trat wieder cine ungiinjtige Wendung ein. 
Turd das kaiſ. P. 31 XII 51, R. 3 ex 1852, 
wurde das P. 4 III 49 zwar auger Kraft geiept, 
aber feine neue Beſchränkung der Beſißzfähigkeit 
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der J. eingefiibrt. Dies geſchah erſt durch die kaiſ. 
V. 2X 53, R. 190, durch welche bis zur bevor— 
ſtehenden definitiven Regulierung der ſtaatsbür— 
gerl. Verhältniſſe der Israeliten in jedem Kron— 
lande die in demſelben vor und bis 1148 beſtan— 
denen, die Beſißfähigkeit der Israeliten beſchrän— 
fenden Vorſchriſten provijorijd) wieder in Birt: 
jamfeit traten. Gemäß § 7 der Notariatgordnung 
21 V 55, R. 94, mute der Bewerber um ein 
Notariat Chriſt fein. Allein dieje und andere Be— 
ſchränkungen der rechtl. Stellung der J. waren 
nad) dem infolge des italienijden Krieges vom 
Sabre 1859 eingetretencn Umſchwunge tm libe— 
talen Ginne fiir die Dauer nicht mehr haltbar. 
Am Laufe des Jahres 1859 wurde das in einigen 
Mindern (Gal, Dalm. u. a.) nod) bejtehende Bers 
bot de8 Haltens chrijtl. Dienjtboten, Wefellen u. Lehr⸗ 
jungen von Seite der Asracliten aufgehoben. Tie 
faij. B. 29 XI 59, R. 217, jepte den § 124 des a. b. 
G. B. betreffend die freigamtl. Berwilliqung ju 
J.Ehen auger Kraft und mit der kaiſ. B. 6 1G 
R. 9, wurde die Beſchränkung der Zeugenfähig— 
teit der Asraeliten (§ 593 a. b. G. B., ‘ 142d 
der allg., 217 lit. d der weftgal., 207, Abſ. 4 der 
italientidjen und 216, 3. 4 der füdtiroliſchen Ge— 
richtsordnung) und mit kaiſ. Entidliejung 101 Go 
die Ausſchließung derfelben von gewijjen Gewerben, 
wie ingbej. vom YApothefergewerbe, dann die in 
einigen Kronländern bejtehende Ausſchließung vom 
Scant, Braue u. Müllergewerbẽ aufgehoben u. 
genehmigt, dak die J. überall, wo fie zum Auf— 
enthalte und zur Anſäſſigmachung berechtigt ſind, 
zur Betreibung aller erlaubten Gewerbsgeſchäfte 
mit Beobachtung der allg. gejepl. Vorſchriften zu— 
gclafien werden. Zugleich wurde das Berbot des 

ujenthaltes der x. auf dem fladen Lande in 
Wal., Krafau und der Bufow. außer Kraft gqejept. 
(B. des ML. J. 13 1 60, R. 15.) Auf Grund einer 
weiteren faij. Entſchließung 10 1 60 erfolgte mit 
V. deS M. J. 14 1 60, R. 17, die Aufhebung des 
für Böhmen, Ungarn, Kroatien u. Slavonien, der 
ſerbiſchen Wojwodjdhait mit dem Temejer Banate 
bejtehenden Berbotes des WAujenthaltes der J. in 
Bergorten. 

Wemiif der faij. V. 18 1160, R. 44, wirtjam fiir 
Wal., die Bufow. und das Großherzogtum Kra— 
fau, wurden Israeliten, welche Untergymnaſien, 
Unterrealſchulen, Handelsſchulen, landwirtſchaftl. 
Lehranſtalten, Forſt-⸗, Berge und nautiſche Schu— 
len abſolviert haben oder den Oifizierscharakter 
betleiden, in diefen Ländern riidfichtlich der Beſitz— 
jähigkeit den chriſtl. Untertanen gleichgeſtellt; dod 
follten, wenn und infolange cin Israelit ein Gut 
befigt, womit Batronats- oder Vogteirechte oder 
das Recht zur Schulpriijentation verbunden find, 
dieje Redjte (bei Aufrechterhaltung der mit den— 
jelben verbundenen Yajten) ruben und jollten dieje 
Rechte auch an israelitijde Pächter nicht übertra— 
gen werden können. Die tibrigen Israeliten wur— 
Den vorderhand nur zum Bejipe jener Realitäten 
für berechtigt erklärt, zu deren Erwerbung fie ſchon 
nad) den vor dem Jahre 1848 beſtandenen G. be— 
rechtigt waren; dod fonnten jie landtäfl. Güter 
oder einzelne mit denſelben verbundene Rechte 
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(auggenommen ya erwabnten Patronats⸗ u. Prä—⸗ 
fentationSrechte}, bagegen feine Ruſtikalwirtſchaften 
oder eingelne Rujtifalqrundjtide bei Ungiiltiqfeit 
des Bertrages und — ener, gegen den Bad: 
ter u. Verpächter gu verbingender Strafe pachten. 
Uber die Realitiiten, die fle nach den vor dem 
Jahre i beftandenen G. oder jonit im gefep- 
mipigen ‘y etworben haben, fonnten fie gleid 
og a efipern verfiigen bezw. diefelben an 
igre geſebl. Erben ühertragen. Eine — faij. V. 
18 11 60, R. 45, fiir N. O., Böhmen, Mähren, Schle— 
ſien, Ungarn, die ſerbiſche Wojwodidajt und das 
Temeſer Banat, Kroatien, Slavonien, Sicbenb., 
das Küſtenl. und Dalm. beredtigt die Jẽraeluen 
um Beſitze unbewegl. Güter (unter gleicher Be- 
Pordintun bezüglich des Patronats⸗, Bogteie u. 
Schulpriijentationsredtes wie in Gal.) und sum 
Erwerbe bäuerl. Wirtſchaften, wenn fie fic) auf 
den legteren häuslich niederlajjen und diefelben 
felbjt oder mit ihren Dienjftleuten bearbeiten. (Die 
Beſchränkungen besiiglid) der Erwerbung von Im— 
mobilien in ©. O., Salzb., Steierm., Küärnten, 
ge u. Tirol blieben, da fich die zitierte faij. 
V. auf dieje Linder nicht bezog, aufredt.) Durch 
das G. 13 XI 63, HR. 93, wurde der oben jitierte 
§ 7 der Notariatsordnung 21 V 55, R. 94, besiige 
lid) des Erforderniſſes der Zugebbrigteit der Be- 
werber um eine Notariatsſtelle gu der chriſtl. Re- 
ligion auger Wirkſamkeit gefept. Ein G. 28 I 64, 
H. 26, entband die israelitijdjen Gemeindemitalie- 
der in Czernowig von den Beſchränkungen der fail. 
B. 18 I 60, R. 44, bezüglich des Bejipes und des 
—— von Liegenſchaften. Das St. G. 21XII 
R. 142, über die allg. Rechte der Staaiebiger| 
jit die im Reichsrate vertretenen Königreiche u. 
Minder bejeitigte durch die Urt. 2, 3, 6, 14, 15 u. 
16 die noch bejtehenden Beſchränkungen der gleichen 
ſtaats⸗ und privatrechtl. Stellung der J. —— 
3 V 68, R. 33, regelte unter Aufhebung des 83 
1X 46 betreffend den J.-Eid die Eidesleiſtung der 
J. vor Gericht in wiirdiger BWeije, die G. 25 V 
68, R. 48 u. 49, iiber das Verhältnis der Schule 
zur Rirdje und iiber die interfonfeffionellen Verhält— 
niffe der Staatsbiirger, 10 VII 68, R. 12 ex 1869, 
betrefjend die Beweisfrajt der Geburts-, Trauungs- 
u. Sterbematrifen der Israeliten, die Winijterial- 
verordnung 29 V 76, HR. 76, betreffend die Chen 
von Israeliten, weldye auperbalb des Verbandes 
einer israelitiſchen Kultusgemeinde leben, und das 
G. 21 LIL 90, R. 57, betreffend die Regelun 
äußeren Rechtsverhältniſſe der israelitiſchen elt 
gionsactelliath vollendeten den Ausbau der J.Ge⸗ 
etzgebung in Oſterr. im freiheitl. Sinne. 
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T.Riidblid auf die Entwidlunn des iSsraclitiiden Rul- 
tuswejens. — II. Die ditere Gemeindeorganijation der J. 
— IIL. Ug. Charatier der neuen Geſetzgebung. — IV. Das 
eltende Recht; das G. 21111 90, R. 67. — V. Die Durch⸗ 
ührung des G. — VI. Die israelitiſchen Rultusftiftungen. 

I. Riidblid auf die Entwidlung des israeli- 
tijden Kultusweſens. Das Kultusweſen der israe- 
litiſchen Religionsgeſellſchaft kommt fiir das öſterr. 
öffentl. Recht inſofern in Betracht, als die Staat 8- 
gewalt geſetzlich berufen ijt, auf die Kultusange— 
legenheiten der J. Cinfluk ju nehmen. Die Grenze 
diefer Einflußnahme ijt aber durch die Verjajjung, 
insbeſ. Art. 15 St. G. 21 XII 67, MR. 142, gee 
jogen. Die israelitiſche Religionsgeſellſchaft gehört 
nämlich zu den „geſetzlich anerfannten Religions— 
geſellſchaften“ dieſes Artilels. Die Anerkennung iſt 
bier ſchon vor Wirkſamkeit des G. 20 V 74, RGs, 
in allmablider Entwidlung des Rechtslebens er- 
jolgt, indem die jeit altersher als Religionsgemein- 
jdajt auf Grund befonderer Brivilegien „tolerierte“ 
Judenſchaft durch Weajall der Beſchränkungen in 
der Betätigung des religiöſen Lebens mit Beginn 





der Verjajiungsira ju einer öffentl. KRorporation 
gemacht und in diejem Belange der bisher ,,domi- 
nierenden” fatholijden Kirche gleidgejtellt wurde 
vgl. dariiber unten). Deshalb Betitigt die israeli⸗ 
tiſche — —— bei Unterwerfung unter 
die allg. Staatsgeſetze ihr religiöſes Leben öffent— 
lich, genießt Vermögensfähigkeit und ijt bezüglich 
ihrer inneren Angelegenheiten autonom. Das Ge— 
biet der Regelung durch ſtaatl. Normen betrifft 
ſomit die äußeren Verhältniſſe der israelitiſchen 
Religionsgeſellſchaft. 

Dieſer Zuſtand löſte den vorangegangenen, 
ungeflirten Nechts zuſtand ab, in welchem ſich bine 
ſichtlich ded religidjen Lebens der Israeliten eine 
jweijache Tendeng wahrnehmen lift. An der älte— 
ten, vom Mittelalter iiberfommenen Gondergejet- 
gebung fiir die Angehörigen des jüdiſchen Bolfs- 
jtammes in den öſterr. Ländern Liegt, wenn wir 
von dem fyjtemlojen Sdpwanten zwiſchen durch 
patrimonial-fistalijde Rückſichten begründeten Be= 
giinjtigungen einerjeits und graujamen Brutaliti- 
ten andererjeitS abjehen, die Äbſicht, durd) die Ab— 
jonderung des gefamten Rulturlebens der J. ind- 
bej. auch de religiöſen Lebens, von dem Kultur— 
leben der übrigen Bevöllerung, dem fich jelbjt über— 
lafjenen ——— allmählich die Lebenskraft zu 
entziehen; daher die völlige Apathie der Staaté— 
verwaltung gegenüber der Entwicklung des religiö— 
fen Lebens der J. und Eingreifen nur aus allg. 
polizeil. Rüchſſichten. Die ſpaͤtere, durch die gro- 
pen Kodifikationen des Judenrechtes unter 
Maria Therejia und ihren Nachfolgern charatteri- 
jierte poche (Tolerangpatente, J.-Ordnungen, 
J.Syſteme, 3. B. fiir Mähren vom Jahre 1754 
und P. 13 1] 1782; fiir Wien PB. 22 IX 1753, G. 
Maria Therejias, I, S. 228, fiir N. O. P. 21 
1782, G. Joſefs, LV, S. 67: fiir Gal. 7 V 1789, 
Pillerihe Sammlung Nr. 44 ex 1789; fiir Bbhmen 
P. 3 VIII 1797, P. G. S. XL, Nr. 13 ufw.) vere 
jolgt den entgegengejepten Weg, welder bezweckt, 
durch Aufklärung, Hebung des Bildungsniveaus 
und des RKulturlebens, Sulajjung der Judenſchaft 
au höheren Berujen u. Erwerbsaweigen, die bis- 
herige Kluft ju tiberbriiden, die J. aus ihrer Iſo— 
lierung herauszureißen und gu wirfjamen Staats- 
biirgern gu madjen (val. die Einleitung jum P. 
21 1782). Dadurch wurde aber der Boden fiir die 
rechtl. Gleidjjtellung der J. mit den Angehörigen 
der iibrigen Religionsgenoſſenſchaften vorbereitet. 

Die Geſetzgebung der vormiiral. Beit bildet 
jomit ein jyftematijdes Sonderredt des jüdi— 
iden Volksſtammes, welches fic) je nach der 
Entwidlung der jüdiſchen Wnfiedlung in den ver— 
ſchiedenen Kronländern verſchieden gejtaltet (vgl. 
den Art. „Juden“, A. Gefchichtlid). Die gejamten 
private und öffentlich-rechtl. Berhiltnifje der J. 
werden geregelt und dieje Regelung ijt nur infofern 
Kultusgejegqebung, als der theofratifde Cha— 
rafter der Rechtsordnung bei den J. das geſamte 
Leben derſelben mit der religiöſen Betätigung in 
engſte Verbindung bringt. Als Hauptaufgabe die— 
ſer Geſetzgebung erſcheinen die Maßregeln gegen 
die Vermehrung der Judenſchaſt durch Beſchrän— 
fung ber Ehen und der Anzahl der in den ein— 
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zelnen Kronländern anſäſſigen J.-Familien. Da- 
mit ſtehen im Zuſammenhange die Beſchränkun— 
gen ber Freizugigkeit z. B. Verbot des Auf— 
enthaltes in den Bergſtädten Böhmens), der Fähig— 
feit gum Beſiße unbewegl. Güter, der Ausübung 
mancher freien Berufe, die jedoch (wie die Advo— 
fatie, der ärztl. Beruf) fdon am Ende des 
18. Jahrh. weggefallen waren. Dagegen follten 
den J. „alle ehrbaren Nahrungswege eröffnet 
werden, welche den chrijtl Untertanen geftattet 
werden’, alfo in&bef. die Urproduftion, Manujaf- 
tur, Handel, Gewerbe, Riinjie, „da die öffentl. 
BVerwaltun qum Swede nimmt, die 9. zu voll- 
fommen nützl. Biirgern und des Schutzes, den 
ibnen der Staat gewährt, wiirdiq zu machen” 
($ 43 9.-Patent fiir Böhmen). Endlich war die 
Judenſchaft feit altersher bejonderen öffentl. Ab— 

aben unterworjen, ciner Kopf- als Schutzſteuer, 
Rermbgensfieuern, veridiedenen Konſumabgaben 
uſw. 

Das eigentliche religibſe Leben iſt dagegen 
in ſeiner Entſaltung —*8 freier geſtellt als 
dasjenige der katholiſchen Kirche. Die geſamte Ju— 
denſchaft ſollte „in Ausübung ihrer väterl. Reli— 
gion und ihrer angeerbten Gebräuche, ſoweit als 
olde mit den allg. LandeSverordnungen und dice 
jem G. nicht im Widerſpruche jtehen, durdaus 
frei u. unbebindert fein’ (§ 1 J.-Patent fiir Böh— 
men}, Die ftaatl Cinflupnahme erjtredt fic) bier 
weientlich auf die Normicrung der beionderen Quali- 
fifationen der rh ate do und Beſtätigung der- 
jelben, auj den Borbehalt der Berwilligung zur 
Erridtung von Bethiujern, die Beauffichtigung 
von rituellen Akten aus öffentl. Rückſichten Kon— 
trolle der Beſchneidung durch Mreisiirgte); ſelbſt⸗ 
verſtändlich war die israelitiſche Religionsgenoſſen— 
ſchaft den gleichen „toleranzmäßigen“ Beſchrän— 
kungen gegenüber der dominierenden katholiſchen 
Kirche unteriworjen wie die übrigen tolerierten Be— 
kenntniſſe. Dieſe verhälinismäßig freie Stellung 
in religiöſen Angelegenheiten erklärt ſich daher, 
daß die Judenſchaft in dieſer Epoche dem Staate 
gegenüber nicht als eigentliche religiöſe Organiſa— 
tion erſcheint, ſondern als eine polit. Organi- 
jation von rechtlic) zurückgeſetzten Untertagen. 

Der Anbruch der fonftitutionellen Ara, 
die Berfiindigung der vollen GWlaubens- u. Ge— 
wiſſensfreiheit. die Gleichſtellung der anerkannten 
Religionsgeſellſchaften und Feſtſtellung der Auto— 
nomie auf dem Gebiete des religiöſen Lebens 
gs 17, 27, 31 Berj. 25 IV 45, P. G. S. LXXVI. 
Nr. 49, $$ 1, 2 foif. P. 4111 49, R. 151, taiſ. 
P. 31 XID 51, R. 3 ex 52), batten bei diejer 
Mage der Dinge fiir die cigentlid) religiöſe Betä— 
tigung der J. geringe Bedeutung; um jo groper 
war die Tragweite diejer Grundſäße fiir die ge: 
jamte Rechtsſtellung der Angehörigen des jiidi- 
ſchen Volksſtammes. Dem Conderrechte der 3. 
war der Boden entzogen und die nunmehr nad 
jolgenden Normen begweden die volle Gleich— 
frellung der J. mit den itbrigen Staatsbiirgern, 
die ,,Emangipation” der J. Tie bejonderen Ab— 
gaben werden bejeitigt (MU. E. 22 VI 46, P. 20X 
4s, P. 4, P. G. S. LAXVI, Mr. 131, betreiiend 
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die J.- Steuer, rl. des M. J. 4 XII 48, KR. 3 
ex 1849, betrefjend die Schleiertare), die unbe— 
dingte Zulaſſung derjelben gu höheren Studien 
und ju dffentl. Funktionen ausgeſprochen (SK. U. 
M. Erl. 19 XII 48, R. 38 ex 1849, H. WM. Erl. 
15 XII 48, R. 27 ex 1849}; das Gem. G. 17 WI 
49, R. 170, macht die Gemeindezugehirigfeit pom 
ReligionSbefenutnijje unabhängig und jtellt die 
volle isrelgiigigtett, die a. ajiung (§ 28 laiſ. 
P. 4 LIT 49, R. 150) die Amterfähigkeit der J. ber. 
Nunmehr waren aber auch alle privatrechtl. Be: 
———— insbeſ. §§ 124, 593, 768 a. b. G. 

.> val. kaiſ. V. 29 XLSO, R. 217) entiallen. Die 
Vandesverfafjungen von 1850 räumen endlich den 
J. das gleiche Wahlrecht mit ben Chriſten ein und 
verfchiedene organiſatoriſche Normen (V. des K. 
U. M. 141 50, R. 33, betreffend die Prüfung 
aus dem Kirchenrechte, Erl. des J. Me. 1 UT 50, 
R. 77, betrefjend die Richteramtsprüfung der 3., 
WMinijterialverordnung 14 VIL 50, R. 273, betrej- 
fend den Geſchworeneneid der J.) fichern ihnen den 
Zutritt gu den öffentl. Funktionen. Das faif. P. 
31 XII 51, R. 2 ex 1852, welded den Grundſatz 
der „Gleichheit aller Staatsangehörigen vor dem 
G.“ ausdriidlid) bejtitigt, änderte unmittelbar 
nichts an diejfem Rechtszuſtande. Die nunmehr fol- 
gende Beit der abjolutijtijden Regierung ließ da- 
egen gewijie Beſchränkungen der Judenſchaft vor- 
ibergehend wieder aujfleben; fo unter anderem die 
Veidriinfung der Immobiliarbeſitzſähigkeit (faij. B. 
2X 53, R. 190, 1811 60, R. 44 u. 45), die BWie- 
derheritellung einiger aujgebobener ſtrafgeſetzl. Be- 
itimmungen (§ 122, c, dj, Beſchränkungen binjidt- 
lid) dev Wusiibung des Lehramtes (indiveft durch 
Wrt. VIL, VIII, faij. P. 5 XI 55, R. 195). 

Die hauptſächl. Wirtung der J.-Emanzipa— 
tion, namentlich des Wegjallens dex Beſchränkun— 
gen der Eheſchließung und der Freigiigigfeit war 
jedod) die Auflöſung des bisherigen durch die 
jtaatl. Bevormundung jujammengehaltenen Ve r- 
bandes Der Judenſchaft, damit zuſammenhäu— 
qend die villige Desorganijation aud) des israe— 
litijden Kultusverbandswejens, welde eine 
geſetzl. Neuregelung dringend notwendig madte. 

Il. Die altere Gemeindeorganijation der 3. 
Die Bildung abgefonderter Audengemeinden 
mit fynagogalem Gottesdienjte hatte nach der Ser- 
ſtreuung der J. den Sived, die religiöſe Einheit des 
Judentums gu wabren, nachdem defen polit. Ein— 
heit verloren gegangen war. Als Gemeinde galt nur 
jene Vereiniqung, in welder mindeftens 10 mann. 
Individuen vorhanden waren, die das 13. Jahr 
(ReligionSmiindigfeit) guriidgelegt batten und am 
Wottesdienjte fich beteiligten. Die bejondere jüdiſche 
Wemeinde jtand in Deuiſchland und aud) in Ojterr. 
entweder unter dem Schutze eines Grundherrn 
oder war durch Vertrag mit einer Stadt verbun- 
den. Wenn die Gemeinde ſtark u. wobhlhabend ge- 
nug war, ftellte fie Gemeindedltejte (Parnaſſim 
und cinen Rabbiner mit einem Kollegium von 
Aſſeſſoren (Dajanim) zur Enticheidbung religiöſer 
Fragen und Ausübung der Gerichtsbarkeit an ihre 
Spige. Familien, die durch Bachtungen oder an: 
deve Erwerbszweige veranlaßt waren, ihren Wohnſit 
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auf dem offenen Lande aufzuſchlagen, verbanden jich 
in gemeinichaftl. Angelegenheiten mit den niichjt- 
eleqenen Gemeinden, jo dak dieje fic) iiber dag 
eichbild der Stadt hinaus erjtredten. Mande 
derjelben, bejonderS die größeren Gemeinden er- 
fangten auch polit. Rechte und bildeten cinen jelb- 
jtindigen polit. Rirper (3.-Gemeinde Hamburg, 
Altona, bis 1850 die Prager J.-Gemeinde, J.⸗ 
Gemeinden in Mähren, Wal.; vgl. dazu B. G. 
8III 77, B. 50; R. G. 241 78, Hye Mr. 149). 
Ungeachtet der Selbjtindigfeit u. Autonomie der 
einzelnen Gemeinden in den inneren ps en⸗ 
heiten hatten dieſelben dennoch in ihren rituellen, 
religtéjen u. humanitären Anſtalten u. Einrich— 
tungen (Chevra Kadiſcha, Talmud-Thoravereine) 
vieles gemein auf Grund ſtillſchweigenden Über— 
einfommens und mündlicher Überlieſerung. 

Am meiſten entwidelt u. ansgebildet war das 
jüdiſche Gemeinwejen im Königreiche Bolen, wo— 
jelbit eine Zentralifierung des gejamten Judentums 
unter einem Generalat In Warſchau ſich vollzogen 
hatte. Eine ähnl. Organijation mit hierarchiſcher 
Verfaſſung wird nad) der Befipnabme Galiziens 
fiir die dortige Judenſchaft eingefiihrt. Die Ge- 
meinde (Sahal) bildete die Grundlage; Gal. war 
in 6 Rreije eingeteilt, an deren Spige jur Leitung 
aller Rahal des Kreifes cin Kreisälteſter geftellt 
wurde. Den 6 Kreisiltejten war aber eine Ver— 
ſammlung von 6 Landediltejten unter Vorſitz des 
Oberlandesrabbiners iibergeordnet, welcher in Lem— 
berg rejidierend und unmittelbar unter dem Lane 
deSgubernium jtehend, die gejamten Angelegenheiten 
der J. [eitete. Die 12 Landes- u. Rreisiltejten mit 
dem Oberlandesrabbiner bilden die Generaldireftion 
det gal. Judenſchaft, welche fich als bejonbderes 
Gejamtorgan derjelben bis sum Jahre 1785 erhielt. 
Nad —— der Generaldirektion (P. 27 V 
1785, Joſ. G. IX, S. 317, PB. 1) wurden die J. 
Wemeinden ſowie die eingelnen J. in ihren An— 
gelegenheiten gleid) den iibrigen Landesbewohnern 
den allg. G. u. Vorſchriften untertvorfen und an 
die allg. fompetenten Behirden (Ortsobriafeit, 
Kreisamt, Gubernium) gewiejen. Nur zur Auf⸗ 
rechterhaltung der Ordnung in der Gemeinde, fiir 
die charitative Betiitiqung, fiir die gottesdienjtl. 
Ungelegenheiten, zur Cinbringung der Beiträge 
fiir Gemeindeauslagen, alſo zur Berwaltung der 
eigentl. J-Gemeindegeſchäfte wurde die Beftellung 
beionderer Gemeindevoriteher gejtattet. Dieje Re— 
gelung enthielt die Grundlage fiir die durch die 
Joſefiniſche Qudenordnung von 1789 einge- 
führte Gemeindeverfaffung; dieje erklärt den polit. 
Zuſammenhang der J. als befondere Völtkerſchaft 
fit aujgehoben und weiſt diefelben al Untertanen 
iu derjenigen Gemeinde, zu welder alle Orts— 

ewohner gehören. 

Ahnlich wie in Gal. waren aud in Mähren 
die J. in (52) Gemeinden geteilt, jedoch ohne feite 
hierarchiſche Gliederung; der Swed diefer Cintei- 
lung ijt die Beforgung der bejonderen Angelegen- 
heiten der jüdiſchen Untertanen, als Cintreibung 
der Hemeindeauflaqen, Verwaltung des Gemeinde- 
vermögens, Berpilequng der Armen, Erhaltung 
der Ordnung u. Evidenz der fyitemifierten J.-Fa— 
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milion, endlich) Mitwirfung bei der Eintreibung u. 
Sicherjtellung der verjchiedenen Abgaben der J. 
an die Regierung. Auch in Mähren zerfiel in äl— 
teren Seiten die Judenſchaft in (3) Kreiſe mit je 
zwei Landesälteſten an der Spige; fiir die ſämtlichen 
mir. 3.-Hemeinden bejtand cin ciqenes Qandes- 
tabbinat, deſſen Pflichten fic) auf die Erhaltung 
der GCinigteit, Bermittlung bei Streitigfeiten u. 
Hwiftigfeiten in Religionsjachen zwiſchen den Ge— 
meindemitgliedern und Exrhaltung der Gottesfurcht 
begogen. Dagegen find die J. in Schlefien nicht 
in eigene Gemeinden geteilt, jondern bilden einen 
Körper unter dem Namen Teſchner u. Troppauer 
Rreisjudenfchajt. 

Im iibrigen Ojterr. gab es, abgejehen von 
Triejt und Sorcelbers, bis zur Witte des 
19. Jahrh. feine eigentl. 3.-Gemeinden, fondern 
nur eingelne tolevierte Familien; die Judenge— 
meinbde Wien fowie einige andere J.-Gemeinden 
gehören der ſpäteren Heit an. 

Am wenigften vollendet war die Organijation 
der Judenſchaft in Böhmen. Cine eigentl. Ge— 
meinde beſtand nur in Prag; außerhalb Prags 
gehörte jeder jüdiſche Einwohner als Untertan zu 
derjenigen Behörde, welcher derſelbe bisher in 
Rückſicht auf dic Gerichtsbarkeit und die obrigkeitl. 
Rechte zugewieſen war. Auf dem Lande gab es 
nur jüdiſche Vereinigungen, welche ſich freiwillig 
zu religiöſen Zwecken bildeten; die Beitragsleiſtung 
zur Beſchaffung der Kultusbedürfniſſe war fret 
vgl. V. G. 241X 84, Budwinski 2224). Die 
Beſchränkung der Freizügigkeit und die Verweiſung 
der J. auf den Ort, wo ſie ihre Familiennummern 
hatten, gab auch dieſen Vereinigungen ſowie ihren 
Inſtituten u. Einrichtungen einen dauernden Cha— 
rafter. Dieſe Verfaſſung machte daher die Entſtehung 
größerer Vereinigungen außerhalb Brags in Böh— 
men nur in wenigen Fällen und nur dort möglich, 
wo die J. zahlreicher waren; nur hier fonnte cin 
Rabbiner bejtellt und eine Synagoge erridtet 
werden. Um aber auch den veritreut angefiedelten 
Familien cine geregelte religidje Betätigung ju 
ermiglicjen, wurde ihnen das exercitium dome- 
sticum (Miniam) gejtattet und fiir ſämtliche in 
einem Rreife wohnende J. dic Unjtellung eines 
Kreisrabbiners angeordnet, welder anjangs 
nur auf freiwillige Geſchenke angewieſen, jpiiter 
jedoch mit feftem, auf die Judenſchaft ded Kreiſes 
repartiertemt Gehalte hejtellt wurde. (9%. E. 22 1 20, 
Pr. G. S. I. Erg. Bd. S.21,4V1 41, X XI Rr. 209). 
Jn der J.-Gemeinde Prag trat in legter Beit an 
die Stelle des Rabbiners das Kollegium der Ober— 
jurijten, fog. nach der richterl. Funttion, dic 
ihnen in fritherer Seit bei Entideidungen in höherer 
Inſtanz zukam. 

Mit der im Jahre 1849 erfolgten Gewährung 
der Freizügigkeit und dem Wegfalle der Verkehrs— 
beſchränkungen mußte die Gemeindeverfaſſung der 
J. welcher nunmehr die Baſis der Gebundenheit 
an einen beſtimmten Ort entzogen war, eine 
weſentl. Erſchütterung erleiden, indem einerſeits 
die bisherigen Vereinigungen durch Überſiedlung 
ihrer Mitglieder in ihrem Beſtande bedroht wer— 
den, andererſeits neue Verbände entſtehen. Es 
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mupte, um der nunmebr einreifenden Berbrid- 
lung der Organijation, welche nod) durd) die 
Regellojigfeit des Kultus und Meinungsdifferenzen 
liber religidje Fragen gefirdert wurde, fowie der 
daraus entitehenden Rechtsunſicherheit in den die 
jtaatl. Sphiire beriifrenden Belangen Eheſchlie— 
fung) au begeqnen, der Gedanke einer Reform 
der israclitijden Kultusgeſetzgebung fic 
immet dringender geltend maden. Es muften 
auferdem auch die —* der ſtaatl. Rechts⸗ 
ordnung gegenüber der israelitiſchen Religions— 
eſellſchaft; welche zwar die aus der ſtaatl. Aner—⸗ 
ennung folgenden Rechte in Anſpruch nahm, aber 
in vielen wichtigen Beziehungen der Einflußnahme 
des Staates entrückt war, wie eine ſolche gegen— 
über den anderen anerkannten — ach ell⸗ 
ſchaften sur Anwendung kommt, geſetzlich geſichert 
werden. 

Der Stand, und die Bewegung der einhei— 
miſchen Bevölkerung israelitiſchen Glau— 
bensbekenntniſſes in den letzten Jahrzehnten 
iſt aus nachſtehender Tabelle zu entnehmen: 














Anzahl der eiuhelmiſchen israeli⸗ 
Länder tiſchen Zivilbevolterung 
| isso | 1890 1900 
Niederöſterreich 95.058 128.784 157.278 
Oberðſterreich || 1.056 1,078, 1.280 
Salzburg. 115) 157) 199, 
Stetermarf. .|) 1.782, 1.970 2.983) 
Rérnten . . .! 114 164 212 
Mrain 2... | 96 80 145 
Küſtenland.. 5. 130 5.200 55534 
Tirol und Vor⸗ 

arlberg. . . | 542 737 1,125, 
Bihmen. . . 94.449 94.479) 92.745. 
|Mihren 2. 2) 44.175) 45.321 44.255 
Schleſien.. 8.550 10.042 11.988 
@alizien . . ©) 686.596 770.468 811.183) 
Bufowina | 67.418 82.717) 96.150 
Dalmation . .— 283 320 334 
Summe . | 1,005,394 1,141.615 1,224.711 








III. Allg. Charafter der neuen Gejesgebung. 
Nachdem ſchon die UW. E. 5 X 17 angeordnet hatte, 
„die Grundſätze, nach welden die J. in der gan— 
jen Monardhie gu behandeln waren, in Erwägung 

u ziehen“, begannen die intereffierten Körper— 
Peatten fic) mit der er ie näher zu be- 
ſchäftigen. Zahlreiche Petitionen der jüdiſchen Ge— 
meinden u. Verbände, Reſolutionen der Landes— 
vertretungen ließen den Gedanken nicht mehr ru- 
hen und führten endlid) sur gegenwärtigen Nor- 
mierung durch da8 G. 21 III 90, R. 57, über 
die Reqelung der duperen Rechtsverhält— 
atfite der israclitifden Religionsgejell- 
att. 

Die Neugeitaltung der öffentl. Rechtsordnung 
in Oſterr. hatte übrigens inzwiſchen die Aujgabe 
der Geſetzgebung auf dieſem Gebiete weſentlich be- 


ſchränkt u. vereinfacht. Denn wabhrend friiher einer: 
feits die individuelle und ſtaatsbürgerl. Redts- 
iphiire der J., andererfeits die religionSgenofien- 
ſchaftl. Stellung derielben geregelt werden mufte, 
war die erjtere Aufgabe nunmehr gänzlich weg: 
gefallen. Die legtere hatte fid) aber vorgiiglich auf 
die Ordnung der Rechtsftellung der israelitiſchen 
ep lig sigh aa alg folcher und jener jtaatl. 
Belange, bei weldjen religionsgenoſſenſchaftl. Mo— 
mente in Betracht fommen (Che, bracchium sae- 
culare, Watrifen uſw.), gu beidjriinfen. Jnnerhalb 
dieſes engen Rahmens erheifdte aber die Löſung 
der Mufgabe, namentlid) in Anbetracht der hier 
einander widerſtreitenden Intereſſen, einer gar fet- 
nen Hand. Es war entweder die Autonomic 
det iSraclitifden Religionsgeſellſchaft gum leiten- 
den Pringipe der Reform gu madjen, wofür der 
Geiſt der neuen Gejesqebung ſprach, oder aber im 
Anſchluſſe an die hisherige Rechtsentwidlung die 
—— Ausdehnung der ſtaatl. Einfluß— 
nahme. In letzterer Beziehung wurde namentlich 
ſeitens der israelitiſchen Religionsgenoſſen felbjt 
an die Regierung das Anſinnen geſtellt, bei der 
Regelung der Kultusverhältniſſe weit über die Be— 
lange, welche dag ſtaatl. Intereſſe berühren, hinaus- 
jugreijen. Es wurde unter anderem die Dekretie— 
tung einer hierarchiſchen Glicderung der Kultus— 
verivaltung gewünſcht; von anderer Seite wurde 
fogar an den Staat die Humutung geftellt, dah 
et die veridjiedenen Ridjtungen, in welchen ſich 
das —— Leben des Judentumes betätigt, ge— 
ſetzlich d — alſo auch —— dem Sets 
teniweien innerhalb desfelben (Maraiten, Samari— 
tanet; Chajjadim, gemäßigt Crthodore, Neologen 
ujw.) geſetzl. Rriterien der Rechtsgläubigkeit auf— 
jtelle und dieſem Unterfchiede die Beftimmungen 
des G. anpajie. Die Legislative hielt, namentlid 
iiber Anrequng des A. H., welches unter Beriid: 
ſichtigung der hiſtoriſch entwidelten Berhiltnifie 
im Intereſſe der religiijen Wutonomie die jtaatl. 
Belange nur auf das notiwendigite Maß gu be 
ſchränken wünſchte Ausſchußbericht Nr. 678, 
X. Seſſion), die richtige Mitte ein, indem fie 
nachjtehende leitende Grundſätze des Regierungs- 
entwurfes beibebielt: 

Als Objekt der gejesl. Regelung erſcheint die 
israelitiſche Religionsgefellidajt in jener Geſtal— 
tung, welche ihr auf Grund hiſtoriſcher Ent— 
widlung eigen und in welcher ihr die ftaatl. 
YAnerfennung zuteil —— iſt. Weil ſtaatlich 
anerfannt, ſteht fie im Genuſſe der ſtaatsgrund— 
gejeplic) gewährleiſteten Mutonomie, fie ,,ordnet 
u. verivaltet ibre inneren Angelegenbeiten felbitin- 
dig’ Art. 15 G. 21 XII 67, ey 142); indem jedoch 
der Staat die Regelung diefer inneren Angelegen— 
heiten der Genoſſenſchaft felbjtindig überläßt, muß 
er im Qnterefje der Rechtsordnung darauf bejtehen, 
daß diefe si bates Sabet dat erfolqe. Rüch 
fichtlid der inneren ngclegenbeiten beidreiintt ſich 
ſomit die Ingerenz des Staates auf die Forde— 
rung, daß für jede Kultusgemeinde ein Statut 
beſtehe. Sobald aber das re ny I Ag Le⸗ 
ben u. Wirken in irgend einer Richtung die ſtaatl. 
Sphäre berührt oder ſtaatl. Intereſſen in Mit- 


Juden: B. Israelitiſche Kultusangelegenheiten. 


leidenſchaft zieht, wird der Staat — je nach der 
Wichtigkeit u. Tragweite dieſer Riidwirfung — 
entweder die Regelung der diesfälligen Berbiilt- 
nifje ſelbſt in die Hand nehmen oder doc) dieſel— 
ben feiner Aufſicht u. Kontrolle unterwerjen. (Bgl. 
die erliuternden Bemerfungen jum Regierungs- 
entwurje, Beilage ry den jtenographiiden Proto⸗ 
tollen de3 A. H., X. Seffion 1888, Rr. 678.) 

Im eingelnen bringt das G. 21 ITT 90 nach— 
ftebende Hauptqedanfen gur Geltung: 1. Die is- 
raelitiſche Religionsgeſellſchaft bildet iit den ftaatl. 
Bereich cine cinheitliche Religionsgemeinſchaft; 
unberiidjidtigt bleibt insbeſ. der Ge ae zwi⸗ 
ſchen Orthodoren u. Reformern (Neologen). Der 
wenig glückliche Verſuch einer geſetzl. Differenzie— 
rung u. Regelung in fremdſtaatl. Geſetzgebungen 
(3 3. preug. G. 23 VIL 47, § 53, betrefjend die 
Bildung einer neuen Synagoge innerhalb der be- 
jtebenden Synagogengemeinde) erſcheint hiedurch 
permieden. 2. Jeder iSraclitijdhe Glaubensgenoſſe 
mug einer RultuSgemeinde angebhiren; Rul- 
tusverbände höherer Ordnung werden grundjip- 
lich nicht geſchaffen. Dadurch erfdjeint der beirrende 
Dualismus zwiſchen Religions- u. Gemeindeange⸗ 
hovigfeit (welchen 3. B. das preuß. G. 28 VII 76 
fennt) vermieden, die hierarchifde Gliederung, 
welche fic) in manchen Staaten vorjindet (3. u 
ſtanzöſiſche Konſiſtorialverſaſſung nach faij. Defret 
17 III und 11 XII 08), entſprechend der geſchichtl. 
Entwicklung fiir Oſterr. nicht akzeptiert. 3. Inner— 
halb dieſer Grenzen ſoll gber die freie Betäti— 
gung der religiöſen Ubergeugung aud in 
titueller Beziehung nicht bebhindert, insbej. auch 
fiir dic verichiedenen Formen der Kultusgemeinde 
Raum geichafien werden. 4. Der Staat fept wie 
bei den iibrigen anctfannten Religion eſellſchaften 
gewiſſe perſönliche Erfordernijfe fiir die Kul— 
tusdiener feft. 5. Der Staat wahrt ſich eine Ein— 
—— auf die Beſteuerung für Kultus— 
zwecke. 

IV. Das geltende Recht; das G. 21M 9, 
W. HT. Das G. iiber die Guperen Ver halt: 
niffe der israelitiſchen Religionsgefell- 
idaft — dic Rommifjion des H. H. erſetzte dic 
Ausdriide „üdiſch““, „Jude“ des Regierungsent- 
wurfes, welche teils ausſchließlich (3. ¥. im a. b. 
&. B.), teils promiscue mit „israelitiſch““, „Is— 
raclit” (3. B. &. 3 V 68, R. 33, $$ 4, 5) in der 
Glteren Geſetzgebung gebraudjt werden, durch dieſe 
lepteren, dem Nationalgefiihle der RNachfommen 
Asraelé Jakobs entipredenden und bei dieſen 
belicbteren Ausdrücke — gltedert fi) nad) ſechs 
äußerlich nicht qetrennten Wbjdnitten. 

A. Die Kultusgemeinden und deren 
Cinteilung ($§ 1—8). Der Regelung der dupe- 
ren Rechtsverhältniſſe der israelitiſchen Religions- 
geſellſchaft Hat die Kultusgemeinde sur Grundlage 
ju dienen. Aufgabe derjelben ijt, innerhalb der 
durch die Staatégefepe gesogenen Grenzen fiir die 
Befriedigung der religidjen Bedürfniſſe ihrer Mit— 
glieder zu forges und die durch diefen Swed ge 
botenen Ynftalten gu erhalten und zu firdern 
(§ 1). Dede Kultusgemeinde umſaßt ein örtlich 
abgegrensteS Gebiet; in demſelben Giebiete fann 
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nur eine Rultusgemeinde bejtehen. Jeder Israelit 
gehört der Kultusgemeinde an, in deren Sprengel 
et feinen ordenti. Wohnſitz hat (§ 2). — Treu dem 
Wrundfape, an den beftehenden u. hiſtoriſch ge- 
worbdenen Verhältniſſen tunlichſt feſtzuhalten, wurde 
ſomit die Kultusgemeinde als Grundlage der 
Organiſation der israelitiſchen Religionsgeſellſchaft 
beibehalten und deren Beſtand u. Weiterentwick— 
lung, welder die bisherige Geſetzgebung Hemm— 
niſſe entgegengeſtellt hatte (vgl. BV. G. 241X S4, 
Budwinsli 2224), gefeplich fixiert. Die von der Mom-= 
mijfion ded H. H. in das Auge gefakte cven- 
tuelle —— höherer Or — ———— 
jand im G. keine Aufnahme. Der Wirkungskreis des 
fortbeſtehenden Landesrabbinates in Mähren, 
welcher fic) weſentlich auf die Außerung über die 
Eignung der Kandidaten des Gemeinderabbinates 
vom Standpunkte ihrer theologiſchen eres 
befdjriinft, wurde geregelt durd) Erl. ded K. U. 
M. 17111 98, 8. 6134. Die Kultusgemeinde iit 
demnad) Trägerin u. Mittelpunft des Religions- 
feben8 in ihrem Sprengel. Es fteht ihr gu die 
Veranfialtung u. Uberwadjung des öffentl. Gottes— 
dienjtes, die unmittelbare Leitung oder Beaufſich— 
tigung der die rituellen Gebote u. Gebräuche be- 
treffenden Funktionen (Beſchneidung, Trauung, 
mn sy ujw.), die Erhaltung u. Förde— 
rung der nad) den religiöſen Sapungen erjorderl. 
Anftalten, mit einem Worte die Befriedigung aller 
religiöſen Bedürfniſſe der Gemeindemitglieder. (Val. 
betreffs der Entfendung von Bertretern in die 
Ortsichulriite V. G. 29 AIT 98, Budwinsfi 12315, 
16 III 99, Budwinsfi 12625.) Bereinigungen gu 
eingelnen religidjen Sweden, 5. B. zur Erhal- 
tung eines Bethaujes, eines Borbeters, find da- 
her nicht als SultusSgemeinde angufeben, wenn 
aud) ire Entitehung u. Bejtand unter Zuſtim— 
mung u. Aufſicht der Rultusgemeinde gemäß § 25 
— ijt. (Val. B. G. 26 IX 1900, Budwinski 
14547. 

Durch dic Organijation der israelitijden Nul- 
tusgemeinden follte an die Stelle der durch die 
Altere Gejeggebung begiinjtigten Ungleichmäßigleit 
u. Mannigialtigteit der Formen israelitiſcher Nul- 
—— chaften — — Grundlage beru⸗ 
hende Kultusgemeinden, im Verwaltungswege auto- 
riſierte religionsgenoſſenſchaftl. Korporationen, end⸗ 
lid) auf Grund des Vereinsgeſeßes konſtituierte 
Kultusvercine — weldje eine Ungleichmäßigkeit 
u. Unjulinglidfeit der ftaatl. Cinflugnahme u. 
Rechtsunſicherheit bezüglich der ſtaatlich relevanten 
Alte der Kultusorgane zur Folge hatte, eine fejte 
Regelung treten. Die Hauptaufgabe der Geſetzge— 
bung war hier die zwedmäßige Einteilung 
der Kultusgemeindeſprengel und Feſtſtellung der 
von dem Belieben des eingelnen Religionsgenojjen 
unabhangigen Zugehörigkeit au denjelben nad 
einem objettiven Womente. Als foldyes wurde im 
§ 2 der Wohnſitz angenommen, wodurch aller- 
dings aud) cine mehrjace Gemeindemitgliedjdaft 
nicht ausgeſchloſſen erjdeint (BV. G. 1911 1902, 
Budwinski 858 A). Dab iibrigens aud) Auslän— 
der Angehirige der Rultusgemeinde ihres Wohn— 
ſitzes find, ergibt jid) wohl aus § 2 im Zufam- 
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menhalte mit § 9, Abſ. 4. Dagegen fiir dag frü— 
here Recht BV. G. 71 86, Budwinsfi 2857.) 

Entipredend dem Grundjage, daß nur lebens- 
fähige Gemeinden gu ſchaffen feien, werden fiir die 
— des territorialen Sprengels der 
Kultusgemeinden, welche im Verordnungswege 
längſtens drei Jahre nach der Kundmachung des 
G. durchzuführen war (§ 3, Abſ. 1 u. 6, § 4; 
val. aud V. G. 291X 99, Budwinsfi 13160), 
jolgende Regeln im § 3 aufgeſtellt: 

Als Grundlage fiir die Feititellung der Spren- 
gel haben die bisherigen Rultusgemeinden und 
die ihnen gleichitehenden Verbände ju dienen und 
find eventuell Anträge rückſichtlich der künftigen 
Wejtaltung des — Gemeindeſprengels zu 
ſtellen. Sofern in von einer größeren Sahl von 
Israeliten befiedelten Gebieten derartige Kultus— 
verbiinde nicht bejtehen, find dieſelben entweder 
gu einer jelbjtindigen Kultusgemeinde au fonjti- 
tuieren oder einer bereits bejtehenden cinjuvertei- 
ben. €8 ijt im iibrigen an dem Grundjage feſt— 
zuhalten, da Rultusgemeinden nur dann geſchaf— 
* werden, wenn hinreichende Mittel — Gebote 
ſtehen, den Beſtand der nötigen gottesdienſtl. An— 
ſtalten u. Einrichtungen, die Erhaltung der Kul— 
tusdiener und Erteilung des Religionsunterrichtes 
u ſichern, und daß anderſeits die Sprengel der 
Kultusgemeinden nicht allzuſehr ausgedehnt wer— 
den. Der Auflöſung oder Umgejtaltung der bis— 
herigen RNultusverbainde Hat nad) § 5 eine Aus— 
einanderjegung iiber das Vermögen derjel- 
ben im adminijtrativen Wege vorangugebhen. (Bal. 
V. &. 1 IL 99, Budwinsti 12563.) 

Die Einteilung der Kultusgemeindeſprengel 
fiudet ihre Ergänzung in der Bejtimmung des § 6, 
welder die Joͤraeliten jener Gebiete, welche wegen 
gang unbetradtl Anzähl derfelben in dieje Kul— 
tusgemeindecinteilung nicht —— wurden, 
unter Berückſichtigung der maßgebenden örtlichen 
und Bertehra-Berbaltniiie einer Kultusgemeinde 3 ue 
weijt. Während diefe oie bet für die bürgerl. 
Rechtsverhältniſſe jedenfalls die Wirkung der Ge— 
meindezugehörigkeit hat, können für die 
nen durch das Gemeindeſtatut aus den beſonderen 
Verhältniſſen ſich ergebende Beſchränkungen feſt— 
gejest werden. Die $$ 7 u. 8 endlich regeln, unter 
entipredender —* der ſtaatl. Einflußnahme 
die Anderungen in der Einteilung u. Abgren— 
ung der Kultusgemeinden, welche aus der Witte 
ihrer Angehörigen angeregt werden fonnen, jowie 
die Suppreſſion bejtehender Nultusqemeinden. 

B. Die Organifation der Kultusgqe 
meinde und deren Funftiondre ($$ 9—16). 
Der durch das Herkommen oder durch lofale Sta- 
tuten begriindeten Mannigfaltigfeit der Organiſa— 
tionSformen innerhalb des israelitiſchen tus 
trat das G. in Wabhrung der Autonomie der israes 
litiſchen Religionsgeſellſchaft nicht entgegen. Dem 
jtaatl. Intereſſe ijt geniigt, wenn die Leitung der 
RKultusangelegenheiten einem auch) der Staatsbe- 
horde gegeniiber verantwortl. Organe fibertragen 
ijt und wird daber im § 9 nur die Bejtellung 
eines Vorſtandes zur Verwaltung u. Bertre- 
tung der Rultusgemeinde nad augen normiert. 


An iibrigen wird die Crganijation der Gemeinde 
dem autonomen Statute iiberlajien und jeigt 
dieſelbe demgemäß große Wannigjaltigfeit (vgl. 
G. 2411 1904, Budwinsti 2399 A, 151TV 1902, 
Budwinsfi 991; SIL 1901, Budwinsti 97; aud 
27 IV 83, Budwinski 1746). Das Erfordernis der 
öſterr. Staatsbürgerſchaft der gu wählenden 
Mitglieder, deren Wahl der Staatsbehörde anzu— 
zeigen ijt, ergibt ſich aus der Stellung derſelben als 
öffentl. Funktionäre V. G. 27 TV 83, Budwinsti 
1746); bie Ausſchließungsgründe fiir die Wahl 
in die Bertretung der polit. Gemeinde, nicht aber 
die ſonſtigen Crfordernijje der Wahlbarfeit haben 
aud) fiir Die Wahi in die Rultusqemeinde zu gelten 
(B. G. 6 X 1904, Budwinsti 2026 A); unbejchadet 
deS von Amts wegen zu iibenden ftaatl. Aufſichts— 
rechtes find die Wahlen mit ihrem Bolljuge end- 
iltig (B. G. 14 XIT 1904, Budwinsfi 3150 A). 
Bm brigen val. nod) R. &. 261V 77, Hye 130 
Wahlrecht, fein polit. Recht!) ; Verwaltungsgeridts- 
hofbefchlu 15 Il 86, Exel 1249; begugltch des 
Wahlverſahrens B. G. 21 IIT 96, Budwinsfi 9471, 
Verwaltungsgerichtshofbeſchluß 28 X 89, Exel 2109 
Inſtanzenzug in Wahlſachen). 

Auch die Organijation der geiſtl. Funk— 
tiondre u. Religionsdiener (Rabbiner, Vorbeter, 
Schulſinger, Thoravorleſer Kore]), Schächter Scha— 
chet}, Beichneider (Mohel], Synagogendiener Scha— 
mes|, Beerdigungsperjonal uſw.) ijt eine innere 
UAngelegenheit der ReligionSgejellidhajt und fdyreibt 
das G. nur die allg. Erjordernijje fittl. Qualifita- 
tion fiir jene —— vor (§ 10). Dagegen 
erjordert der jtand der Rultusqemeinden die 
Sicherung jener geijtl. Wirkſamkeit, die ale Seel— 
forge begeichnet wird und deren Träger der Rab- 
biner (urjpriinglich Rechtsgelehrter, nicht Priejter, 
Weijer des G. und als jolcher gleichzeitig Seel— 
jorger) ijt. Deshalb und wegen der Mitwirtung 
bei verjchiedenen Belangen des öffentl. Rechtes 
ſchreibt § 11 die Bejtellung wenigjtens eines 
Rabbiners mit dem Wohnſitze innerhalb des Ge— 
meindegebietes vor. Uber Anregung der Kommijſ— 
jion dee H. H. wurde mit Rückſicht auf den Man— 
gel geeigneter Beridnlichfeiten und auf die Diiri- 
tigfeit mancher Gemeinden die ausnahmsweiſe 
VRejtellung cines gemeinfamen Rabbiners fiir me b- 
rere Kultusgemeinden vorgeſehen (ſ. aud B. G. 
1311 85, Budwinsti 2406). Whnl. Griinde ver- 
anlaßten das Parlament, von dem in die “ag, we 
rungsvorlage aufgenommenen Erforderniſſe der 
vollendeten Gymnaſialbildung, die die älteren Nor— 
men vorjdreiben (A. E. 22 1 20, 1 IX 46; dagegen 
Miniſterialerlaß 21 IL 61, 3. 991; val. auch § 10 
G. 20 V 74, R. 68), abgujehen und jid) mit dem 
Nachweiſe ,allgemeiner Bildung” zu begniigen, 
deren Mak im Verordnungswege zu bejrimmen 
ijt, Bum Swede der theologifchen Heranbildung 
von Rabbinatsfandidaten, welche bas G. befonderer 
Regelung vorbehilt, wurde mit Erl. des K. U. M. 
241V 93, 8. 5470, die Erridtung einer durd 
ein Quratorium geleiteten und jtaatlich jubventio- 
nierten iSraclitifd-theologifdhen Lehran— 
jtalt in Wien als „Pflanzſtätie jüdiſcher Wiſſen— 
idjait” organiſiert. Ahnl. 3wecen dient das in Brünn 
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auf Grund der faij. B. 27 VI 50, R. 309 (iiber 
Privatunterricht) eingerictete israelitiſch-theologi⸗ 
ſche Proſeminar, welchem ſpeziell auch die Her— 
anbildung von Religionslehramtslandidaten fiir 
Volls- u. Bürgerſchulen obliegt Statthaltereierlaß 
13 II 94, 8. 854). 

Die durd § 12 in Unwendung der Grund- 
ſätze des G. 20 V 74, R. 68 (§ 11), normierte 
Angeigepflidt ſoll die Staatsbehirde in den 
Stand ae die Befolgung der geſetzl. Unordnun- 
gen über die Qualifilation der Religionsdiener ju 

berwaden (dazu V. G. 1 VIT 98, Budwinsfi 
11886), während bie $$ 13 u. 14 die Stellver- 
tretung bei Erledigung de8 Rabbinats oder Ver- 
hinderung des beftellten Rabbiners (V. G. 17 III 
97, Budwinski 10513) yu dem Rwede regeln, um 
einer Umgehung der für das Rabbinatgamt gege— 
benen Vorſchriſten gu begeqnen. § 16 forgt end- 
lid, unbeſchadet des autonomen Verhältniſſes zwi— 
iden Der Kultusgemeinde und dem von ihr be- 
jtellten Rabbiner, fiir die längere Zeitdauer der 
Anjtellung der Rabbiner vor. (Bezüglich des Cha- 
rafters der Beftellung als einer definitiven Unjtel- 
lung vgl. B. G. 18 IV 1900, Budwinsfi 14069.) 

C. Umtsgewalt der KRultusorgane ($$ 17 
bis 27). Die allg. Grenge der Amtsgewalt der 
Sultugorgane ijt durch die verjaffungsmiapigen 
peter be der Parität der anerfannten Religions- 
qejellichajten und der ———— Wirkſam⸗ 
teit durch die Machtſphäre des Staates gegeben 
Art. 14 wu. 15 St. G. 21 XII 67, R. 142). 

a) Nach Unalogie der fiir die fatholijche Kirche 
Sera Beſtimmungen ($$ 18, 19 G. 7 V 74, 

50) ſchränkt demnach § 18 des G. unter Mus- 
ſchluß jedes äußeren Zwanges die Amtsgewalt der 
Kultusorgane auf die bet fe der israe— 
litijden Religionsgeſellſchaft ein und ver— 
bietet einen Webrauch derielben, welcher die Befol- 
gung der ftaatl. Normen oder die freie Musiibung 
ſtaatsbürgerl. Rechte behindern wiirde, Ihrem In— 
halte nach bildet die Amtstätigkeit nur infofern einen 
Wegenftand ftaatl. Geſetzgebung, als eingelne Rich— 
tungen dieſer Titigfeit auc) Faatlidh widtige 
Funktionen umfajien oder in ftaatl. Intereſſen 
eingreijen. Erjteres gilt namentlid) von den ehe— 
redtlichen Funktionen der israelitiſchen Religions- 
diener. Die mangelhafte Abgrengung der Sprengel 
der Stultusgemeinde ſowie der Kompetenz ihrer 
Punttionire in der älteren Gejepgebung — § 127 
a. b. G. B. berujt zur Vornahme der Trauung 
Rabbiner oder Religionslehrer (Religionswweijer) 
der Hauptgemeinde eines der verlobten Teile — 
mupte Berwitrung und RechtSunficherheit auf die- 
jem wichtigiten Gebiete des biirgerl. Lebens herbei- 
jiibren, zumal nach mofaijdem Rechte die Gültig— 
feit der Ehe von der Antervention eines geiſtl. 
Funktionärs unabhingiq ijt; aud) die Minijterial- 
verordnung 29 V 76, a. 76, über die Ehen der 
in der Diafpora lebenden Israeliten jteuerte mur 
unvolljtiindig dieſem Ubel. Blof die fejte Abgren— 
jung der Rultusqemeindefprenge! und priigije An— 
ordnungen begiiglid) der Wirkſamkeit der Kultus— 
junttiondre durch das G. fonnten bier Wbbilje 
ſchaffen. Nach demfelben finnen nunmehr die ehe- 
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rechtl. Funktionen nur von cinem in Gemäßheit 
des § 12 angejtellten Rabbiner ober während der 
Vakanz bezw. Verhinderung vom Stellvertreter 
deSjelben borgenommen werden; bon mebreren 
Rabbinern derjelben Multusgemeinde ijt jeder fom- 
petent (§ 17). 
5) epiighich der Leiftungen fiir israeli— 
tijdje Rultusswede erſcheint eine ftaatl. Ein— 
flugnabme notwendig, einerjeits als Rorrefat der 
= Ginbringung derſelben eingeräumten polit. 
refution (§ 22), andererjeits aus finangpoliti- 
iden Rückſichten. Denn es bilden hier, von gerin- 
en Ausnahmen abgefehen (3. B. der landesjiidi- 
Phe Domeftifalfonds in Bihmen), die Rultusbei- 
träge die Hauptquelle des Gemeindecinfommens 
und find gewiſſe althergebrachte Rultusbeitrags- 
atten, als die Koſcherfleiſchauflage uſw. vom volts- 
wirtſchaftlichen u. finangpolitiiden Standpunfte 
feineSivegs gleichgültig, weshalb die Einführun 
derſelben nicht ſchlechthin dem Ermeſſen der Kul— 
tusgemeinde überlaſſen werden fann. (Bgl. bezüg— 
lid) der Schächtergebühren aud) V. G. 141 8, 
Budwinsti 2869, 14 X 86, Budwinsfi 3208; bes 
züglich der ftaatl. Genehmigung zur Cinhebung 
B. G. 27 IV 87, Budwinsfi 3502; 12 VII s3, 
Budwinski 1830; Erel I, 361; Koſcherfleiſchauf⸗ 
ſchlag: B. G. 201V 77, Budwinsfi 71.) 
Im übrigen ftellt fic) die Auferlegung u. 
Cinhebung der Multusbeitrige als cine innere, 
durch das Statut gu regelnde Ungelegenheit der 
Kultusgemeinde dar und eS jteht — von der Aus— 
übung des gefepl. Aufſichtsrechtes abgeiehen — 
der Staatsgewalt eine Ingerenz fo lange nicht 
u, als nicht die zwangsweiſe —— in 
— ſteht (BV. G. 29TV 97, Budwinstt 10661; 
SXI 1901, Budwinsfi 627 A; SI 1901, Bud- 
winsfi 97; 4 II] 1903, Budwinsfi 1504). Insbeſ. 
ijt die Staatsbehirde weder sur E. über die gejepl. 
Verpflichtung des eingelnen Gemeindemitgliedes 
au derartiqen Kultusleiſtungen bezw. iiber die Gee 
ſetzmäßigkeit diesfälliger Verfügungen der Kultus— 
organe berufen (V. G. 411I 1903, Budwinski 
1594 A), nocd auch ſteht cin Rekursrecht gegen 
Beſchlüſſe der Kultusgemeinde über Kultusbeitr ige 
den eingelnen Gemeindemitgliedern gu (VB. &. 41 
1900, Budwinski 14019). Die Sdrante fiir die 
RKultusgemeinde liegt nach § 19 nur in der ftatu- 
tariſchen Feftitelung des Marimalausmapes 
und ber Art der Kultusabgaben (§ 28, 8. 7, des 
®.), bei deren Genehmiqung die Staatsbebirde 
den öffentl. Intereſſen, bejonders denjenigen der 
ftaatl. Finangverwaltung Rechnung au tragen hat. 
Aus diefem Grunde fann aud) die —* Geneh⸗ 
migung der ſtatutariſchen Beſtimmungen juriid- 
gezogen und eine Statutenänderung angeregt wer— 
den. Umgekehrt kann aber außerordentl. Bedürf— 
niſſen der Kultusgemeinden durch Bewilligung von 
die ſtatutariſche Maximalhöhe überſteigenden Lei— 
ſtungen abgeholfen werden (§ 20). Geſetz⸗ oder 
jtatutenwidriges Vorgehen ijt entipredend ju ahn— 
der und gleichgeltig die Erjagleijtung auszuſpre— 
chen ($21). Die Leijftungspflicht fällt im gangen 
mit dem Wohnſitze in der — zuſam⸗ 
men und ijt für den Fall des Wechſels der Ge— 
62 
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meindeangehörigkeit die zeitl. Abgrenzung der 
Leiſtungen vorgeſehen (§ 23; vgl. aud) i ®. 31 
SO, Budwinski 659), wobei jedod) mehriader or- 
dentl. Wohnſitz in verfchiedenen Kultusgemeinden 
Kurſaiſon in Badeorten) die Leiſtungspflicht für 
jede derſelben zur Folge bat (BV. G. 19 11 1902, 
Budwinsfi 858). 

7) Die §§ 24 u. 25 regeln das Verhältnis 
det duttns emeinde ju den Rultusanftalten 
und gum Grivatlultus. Die gu Kultuszwecken 
bejtimmten Anſtalten, worunter auch die rituel- 
len Schächtereien fallen, die als jolche nicht 
Gewerbe im Sinne der Gew. O. jind Erl. dee 
M. J. 30 XI 81, ha 16872, 25 II 76, 3 2290), 
ferner Vereine ju Kultussweden, als Beerdigungs- 
bruderſchaften ujw. (vgl. B. G. 20X 98, Bud- 
winsfi 12064), fowie die israelitiſch-konfeſſionellen 
Stiftungen unterjtehen, unbeſchadet der gefepl. 
Einflußnahme des Staates, der Aufſicht der Kuͤl— 
tuSgemeinde (§ 24). 

Beſonders wichtig ift die Regelung der Ver— 
hältniſſe des Privatfultus innerhalb der Kul— 
tusgemeinde. Die dem Judentume eigentiiml. Ab— 
neigung gegen jede hierarchiſche Gejtaltung und 
die Tendenz zur religiöſen Spaltung u. Seften- 
bildung (Raraiten in Wal. uw.) verleihen den 
Vereiniqungen zu vituellen Sweden fowie den 

otteSdienjtl. Berjammlungen der J. bejondere 
edeutung. Es handelt jid) nun darum, derartige 
vom ojfigziellen Kultus abweichende Formen der 
Befriedigung des religivjen Bedürfniſſes (wie folche 
in Privatbethäuſern, rane ge religiöſen 
Charakters, rituellen Vereinen uſw. zur Geltung 
kommen) volle Freiheit der Entwicklung ju 
laſſen, jedoch dieſelben mit der eingeführten Orga— 
niſation der Kultusgemeinde in Einklang zu brin— 
gen. Das Syſtem der ſtaatl. Anerkennung beſtimm— 
ter Religionsgeſellſchaften hat eben nur dann Be— 
deutung, wenn dadurch die Leitung des Kultus— 
wejené an die verfaſſungsmäßigen Organe der- 
jelben iibertragen wird. Diefe Erwägung führte 
ur Formulierung des § 25, welder, namentlich 
Im Intereſſe des Schutzes der religiöſen Bedürf— 
niſſe der Minoritäten, im Laufe der parlamentari- 
ſchen Beratung weſentl. Modifikationen der Re— 
ierungsvorlage brachte. Nach $25 darf die freie 
atigung der religidjen Uberzeugung aud in 
titueller Beziehung nicht behindert werden. Jede 
Gemeinde ijt verpflichtet. ein eventuell mehrere 
Bethaufer zu erhalten, wobei den verſchiedenen, in 
der Gemeinde übl. Ritualformen tunlichſt Rech— 
nung ju tragen ijt. Die Privatbethäuſer u. Zu— 
jammentiinjte gu gottesdienftl. Zwecken oder ritu— 
ellen Ubungen unterliegen jedod der Zuſtimmung 
u. Aufſicht der Kultusgemeinde. Die gejamte 
Einrichtung diejes privaten Gottesdienſtes ſowie 
die Handhabung des Auſſichtsrechtes durch die 
Kultusgemeinde bilden den Gegenſtand ftatutari- 
ſcher Regelung, wodurch jedoch natürlich die häusl. 
Religionsübung nicht berührt wird. Das gleiche 
Aufſichtsrecht der — — hat aud) Ver— 
cinen zu gotteSdienitlicen u. rituellen Sweden 
gegeniiber zur Anwendung ju fommen, wodurch 
jedoch das jftaatl. Vereins⸗ u. Verjammlungsredht 


nicht beirrt werden joll ($§ 26, 27). GBezüglich 
der verichiedenen Arten der jüdiſchen Bethäuſer 
und religidfen Berfammlungen, als Synagoge, 
Bes-Hamidrojd, Minjam, ſ. die A. E. 19 XI 1798, 
P. G. S. XIL, S. 101, Detret der Fin. H. Stelle 
18 XI 1800, P. G. S. XV., S. 175. S. aud) be: 
atigli des Unterſchiedes zwiſchen Rultusgemeinde 
und religidjer Bereinigung B. G. 26 VII 1900, 
Budwinsfi 14547.) 

D. Das Gemeindeftatut ($$ 28—29), Die 
näheren —— vs über die Einrichtung und 
den Wirkungskreis der Kultusgemeinde ſind, da 
ſich aus der Verfaſſung der israelitiſchen Religions— 
peletlidvatt diesfalls feine allg. Normen ableiten 
ajjen, Wegenjtand der Regelung durd) das Sta- 
tut, gu deſſen piltiger Erridtung bezw. Abände⸗ 
rung die ſtaatl. Genehmigung erjorderlich ijt 
($19). Das Statut hat den Swed, die inneren u. 
duperen Verhältniſſe der Gemeindemitglieder in 
Bezug auf die Betiitigung der religisien Überzeu— 
gung und die Befriedigung der religisjen u. ritus 
ellen Bediirjnifje gu regeln und enthalt als ſolches 
vor allem allg. Normen u. Bejtimmungen, welde 
in der Regel in die Anterefjeniphire eines einzelnen 
Mitgliedes erjt dann und nur inſoweit eingreifen 
fénnen, als fie in einem fonfreten Falle gegen 
dasfelbe aur Anwendung fommen. Nur ausnahme- 
weije, wenn das Statut individuelle Rechtsſphären 
eingelner beriihren wiirde, finnte dem einzelnen 
Mitgliede der Rultusgemeinde die Legitimation 
für Beſchwerdeführung gegen die Genehmigung 
des Statutes gufteben. weldje ſonſt nur der Ruls 
tusgemeinde ſelbſt jufommt. Die Genehmigqung 
des Statutes fowie der Abänderungen dedfelben 
in bejtimmtem Ginne liegt im Ermeffen der 
Behörde. (BV. G. 4 VII 1903, Budwinsfi 1934, 
28 XII 1900, Budwinsti 15021, 21 XII 95, Bud- 
winSfi 9157.) Die Wirtiamfeit des Statutes iit 
nicht unbedingt abhängig von der Berlautbarung 
desjelben (B. G. 301 1901, Budwinsti 73 A). Für 
die Ubiinderung des Statutes find diejenigen Be- 
hörden fompetent, weldjen die bisherigen Beſtim— 
mungen (Statut) dieſe Kompetenz zuweiſen (V. G. 
SII 1901, Budwinski 97). Das Statut hat nad 
§ 28 des G. jedenjfalls gu enthalten: 1. Die Be- 
zeichnung ber Grengen des Gemeindegebietes und 
des Sitzes des Vorſtandes; 2. Bejtimmungen über 
Sujammenjepung, Beftellung u. Funftion des 
Vorjtandes und iiber die übrige Organijation der 
ultusgemeinde; 3. Beftimmungen fiber Beſtellung 
u. Wirkungskreis der Rabbiner und der fonjtiqen 
Funktionäre; in Ermanglung eines Statutes find 
hiefür dic bisherigen Normen J.Patent) even- 
tuell auch, nad) Anſchauung des V. G. der bis— 
herige faltiſche Vorgang maßgebend (vgl. V. G. 
1VM 98, Budwinski 11886, dann aber aud 
271X 1901, Budwinsfi 515); 4. die Regelung 
der Rechtsſtellung der Gemeindeangehirigen und 
der Zugewieſenen; 5. Bejtimmungen hinſichtlich 
des Religionsunterrichtes; 6. hinſichtlich der Bri- 
vatbethdujer und gemeinſchaftl. Andachtsübungen 
im Ginne der §§ 25, 26; 7. Bejtimmungen ii 
die Mufbringung der ökonomiſchen Mittel der Kul— 
tuSgemeinde und fiber dic Maximalhöhe der Mul- 


Juden: B. JIsraelitiſche Nultusangelegenheiten. 


979 





tusleiſtungen V. G. SIL 1901, Budwinskli 97); 
8. Beſtimmungen über die ſchiedsrichterl. Tätig— 
feit in Angelegenheit des Gemeindeverbandes; 
9. über das Verfahren bei Anderung der Statuten 
(vogl. B. G. 101 1900, Budwinsfi 13625). 

E. Die Staatsaufjicdt G 30—32). Die 
eigenartige, jeder hierarchiſchen Gliederung ent- 
behrende Berjajjung der israelitiſchen Religions- 
geſellſchaft ſchließt jede Abhilfe gegen Ausſchreitun— 
en der Kultusorgane innerhalb der Religionsge— 
ellſchaft ſelbſt aus. Deshalb mußten bier dic ſtaatl. 
Straf-und Rorreftions mittel! ſchärferen Aus— 
drud finden als beifpielSweife innerhalb der reich 
qegliederten Organijation der fatholijden Kirche. 

Die jtaatl Auſſichtsbehörde hat dariiber gu 
wadjen, dag die Organe der Kultusgemeinde ihren 
BWirtungstreis nicht überſchreiten und den gejepl. 
Anordnungen nadjfommen. Wis hauptſächl. Mite 
tel der Auffidtstatigheit werden die Bebhes 
bung geſetz⸗ oder ftatutenwidriger Beſchlüſſe, Auf— 
löſung der Bertretungsfirper der Kultusgemeinde, 
endlid) Verhingung von Geldbußen feſtgeſetzt (§ 30). 
Die Arffichtstitigheit ijt eine amtswegige Funt- 
tion der ſtaatl. Aufſichtsbehörde, auf welche ein 
Rechtsanſpruch der Intereſſenten nicht bejteht; die 
diesfälligen Beſchwerden an die ſtaatl. Behörde 
ſtellen ſich nur als Aufſichtsbeſchwerden dar (V. 
G. 24 II 04, Budwinsti 2399; 14 XII 1904, Bud- 
winSfi 3150; 4 II 1903, Budwinski 1594; 28 XII 
1900, Budwinsti 15021 ujw.). Deshalb kommt die- 
jen Rechtsmitteln gegen Verjiiqungen der Kultus- 
organe aud) feine aujfdiebende Wirfung zu (V. 
G. 14 XII 1904, Budwinsti 3150). Begiiglic) der 
Vejtellung der Rultusorgane erſchöpft ſich das 
Aufſichtsrecht durd) die Kenntnisnahme von der- 
jelben, weldje nist mehr von Amts wegen auger 
Kraft gejept werden fann (BV, G. 22 VI 1904, Bud- 
winsfi 2758). Hinſichtlich der Rultusbeitriige er— 
jolgt die Aufjichtstitigfeit im weſentlichen durch 
die Genehmigung der Statuten; dariiber hinaus 
nur dann, wenn ein geſetz⸗ oder greg 
BVorgehen oder die Wabhrnehmung öffentl. Riid- 
jichten im Sinne des § 19, Abſ. 3, in Frage ſteht; 
hier fann die Genehmigung nur durd eine aus- 
drückl. Erklärung juriidgenommen werden (V. G. 
8XI 1901, Budwinsfi 623). Der Staatsbehörde 
bleibt es ferner vorbehalten, Mitglieder des Ge— 
meindevorſtandes ſowie Religionsdiener, deren 
Amtsführung die öffentl. Ordnung geſährdet, ins— 
beſ. auch wenn einer der bezeichneten Funktionäre 
dic öſterr. Staatsbürgerſchaft oder die ſittl. Quali— 
fifation verloren hat, des Amtes gu entſetzen, 
was das Erlöſchen des Anſtellungsvertrages und 
die dreijährige Unfähigkeit zur —— eines 
Amtes in der Kultusgemeinde zur Folge hat 
(8.31). Die dadurch bedingten Neuwahlen find 
ſofort ju veranlaſſen, eventuell fiir die Beſorgung 
der Verwaltungsgeſchäfte einſtweilige Verfügung 
zu treffen (8 32). 

F. Aus den allg. Schlußbeſtimmungen 
des G. ($$ 33—36) iſt zunächſt hervorzuheben, 
daß die Verſchiedenartigkeit der israelitiſchen Kul— 
tu8verbaltnijje in den einzelnen Ländern, welche 
die Durchführung des G. beſonders ſchwierig ge— 


ſtaltet, dazu führte, die Abgrenzung des der 
ſtaatl. Kultusverwaltung zukommenden diesfälligen 
Wirkungskreiſes der verordnungsmäßigen Re— 
gelung vorzubehalten (3 33). — Da ferner dad 
G. an den bisherigen Verhältniſſen u. Organifa- 
tionen nur inſoweit Anderungen vornahm, als 
ſolche durch die oben angeführten Prinzipien ge— 
boten waren, blieben die in einzelnen Ländern für 
die Israeliten beftehenden qemeinjamen Fonde 
u. Unjtalten bezüglich ihrer Verwaltung u. Ver- 
wendung durd) das G. unberiihrt (§ 34). Hieber 
rage unter anderem die Prager Domejtifal- 
afje zur Bejtreitung der der Prager J.-Gemeinde 
obliegenden Ausgaben; ferner die Lande sjiidi- 
ſche Domejtifalfajfe, beſtimmt fiir Kultusgwede 
der Landjudenſchaft in Böhmen, weldye von der 
Repriijentang der Landjudenjchaft verwaltet wurde 
und nebjt den Zinfen des fog. Landhauſes in Prag 
verjchiedene feither gum Teil entjallene Zuflüſſe 
erhielt. Humanitäts⸗, beſonders Unterrichtszwecken 
dient Der mähr.jüdiſche Landesmaſſafond, 
welcher von einer Generalverſammlung und einem 
Kuratorium, die von der mähr. Judenſchaft beſtellt 
werden, verwaltet wird (das Statut genehmigt 
durch Erl. des M. J. 301X 69, 3. 14897). — 
Im §$ 35 wurde mit Riidjidjt auf die Erhaltung 
der Kontinuität und auf den umfaſſenden Charafter 
des G. die Derogierungsflaujel deSjelben auf 
die mit den Bejtimmungen dieſes G. im Wider- 
ſpruch jtehenden Normen beſchränkt. Daher bilden 
inSbej. die Glteren Judenpatente auch heute 
nod) cine fubjididire RedjtSquelle. (BV. G. 27 1X 
1901, Budwinsfi 515, 24 1X 84, Budwinsfi 2224; 
9 XI 92, Budwinsh 6973; 1111 99, Budwinsti 
12563; vgl. aud) da8 nidjt gang überzeugende Er- 
fenntnis 27 IX 1901, Budwinsti 515.) 

Bejtimmungen iiber die Fiihrung der Stan: 
deSregijter der Qsraeliten wurden, namentlid 
um einer allg. Regelung des Watrifenwefens nicht 
vorgugreijen, in das &. nidjt einbejogen. (Vgl. 
rt. , Matrifen’). 

V. Die Durdfiihrung des G. Qn Durchfüh— 
tung des G. 21 IIT 90, welches mit dem 15IV 
90, als dem Tage jeiner Kundmachung in Wirt: 
jamfeit trat, wurden verſchiedene B. erlajjen, weldje 
ſich teils als Ubergangsbejtimmungen dar- 
ſtellen, teils aber dauernden Charafters jind. 

Zu den erſteren gehören die im Sinne des 
§ 29 erlaſſenen proviſoriſchen Beſtimmungen fiir 
die einzelnen Länder aus den Jahren 1891—1893 
betrejjend die Beftellung derRKultusvorjtinde 
und Beforgung der nett —— in den 
im Sinne des § 3 neugeariindeten vder umgejtal- 
teten Rultusgemeinden bis jut dauernden Konſti⸗ 
tuierung derſelben. Ferner die Weifungen aus den 
Jahren 1892—-1895 betreffend die Verjajjung neuer 
bezw. Umarbeitung der bejtehenden Statuten fiir 
die nad) dem G. neu fonjtituierten Nultusgemein- 
den; unter einem wurden durd das K. UL We. 
Mufterftatuten fiir die eingelnen Linder geneh— 
migt, die in mehreren Landesgeſetzblättern, jo fiir 
Böhmen, Gal., Bulow. fundgemadt worden find. 

Die Durchjiibrungsverordnungen von dauerne 
dem Charafter betrejien: 


980 


A. Die Vorſchriften über die Abgrenzung 
der —— (ad 8 3 u. 4 
des G.); B. über dic Vorbildung der Rabbi-« 
ner (ad § 11 des G.); C. fiber die Abgrengung 
des Kompetenzkreiſes der ſtaatl. Kultüsorgane 
(ad § 33 ded &.). 

Ad A. Nad) den erjtangefiihrten Vorſchriften 
haben zu befteben: in Böhmen vom 1 VII 93 
an 206 RultuSgemeinden (Minijterialverordnung 
10 TI 93, &. 39, und mebhrere Nachtragsverord— 
nungen); in der Bufowina 15 (Minijterialver- 
ordnung 26 VI 91, &. 17); in Dalmatien 2 (Mie 
— — SII 92, &. 6); in Galizien 
253 (Minifterialverordnung 2 IV 91, RKundma- 
chung 5 V 91, &. 42, und mehrere Nachtragsver⸗ 
ordnungen); im Küſtenlande Görz-Gradiska, 
Iſtrien u. Xrieft) 2 (Minijterialverordbnung 18 LI 
93, 2.9); in Mähren 50 (‘Minifterialverordnung 
15 VI 91, & 45, und mehrere Nachtragsverord⸗ 
nungen); in Niederöſterreich 14 (Minijterial- 
verorbnung 4 XII 91, ¥. 63); in Oberöſter— 
reid) 2, die Israeliten in —— werden der 
Kultusgemeinde Ling zugewieſen Miniſterialver— 
ordnung 11 VI 92, &. fiir O. O. 18, fiir Salzb. 17); 
in Schlejien 10 (Minijterialverordnung 12 XI192, 
L. 1 ex 1893); in Steiermarf 1; Ddiefer Ge— 
meinde in Graz werden die Israeliten in Kärn— 
ten u. Krain zugewieſen (Minijterialverordnung 
18III 93, &. bit Steierm. 9, fiir Kärnten 13, 
fiir Rrain 13); in Vorarlberg 1; diejer Kultus— 

emeinde in Hohenems werden die Israeliten in 
Tirol zugewieſen (Minijterialverordnung 9 VII 
92, &. 20). 

Ad B. Die bezüglich Der Vorbildung der 
Rabbiner ergangenen V. (Böhmen 27 XI 91, 
& 8 ex 1892; Wal. 7 VI 92, & 47; N. O. 
27 XII 91, & 4 ex 1892; fiir O. O., Salab., 
Steierm., Kärnten, Krain, Küſtenl., Tirol und 
Palm. 23 XII 96, &. fiir O. O. 2 ex 1897, 
jiir Saljb. 20 ex 1897, fiir Steierm. 17 ex 1897, 
für Kärnten 2 ex 1897, fiir Mrain 7 ex 1897, 
für Küſtenl. 5 ex 1897, fiir Tirol 5 ex 1897, 
für Dalm. 5 ex 1897; dann fiir Mahren 30 VI 
O1, &. 47) ſchreiben iibereinjtimmend fiir alle Län— 
der mit Ausnahme eines Teiles von Gal. und der 
Bulow. fiir die Rabbinatsfandidaten die Huriid- 
legung des Obergymnaſiums mit ge Er⸗ 
folge vor. Den ſchon vor dem Tage der Kund— 
machung des G. mit Kenntnis der Staatsbehörde 
dauernd beſtellten ſelbſtändigen Rabbinern wird 
der Bildungsnachweis erlaſſen; die übrigen ſelb— 
ſtändigen Rabbinatsfunktionäre haben, falls ſie 
als Rabbiner weiter funktionieren wollen, binnen 
einer beſtimmten Friſt den Nachweis allg. Bil— 
dung beizubringen, ſofern ihnen derſelbe aus tiide 
ſichtswürdigen Gründen durch den Landeschef 
namens des Kultusminiſters nicht erlaſſen wird. 

Ad O. Nach der V. des K. U. M. 18 IIL 97, 
R. 96, werden die Befugniſſe der Staatsverwal- 
tung im alg. dDurd) die polit. Behirden im regel- 
mähigen Inſtanzenzuge geltend gemacht; ge- 
wiſſe Befugniſſe find aber der Landesitelle in 
1. Inſtanz, andere dem Minijfterium fiir Mule 
tué und Unterridt unmittelbar vorbehalten. 
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Zu den erjteren gehirt dic E. iiber das Vermögen 
einer Kultusgemeinde (RKultusverband), welche in 
dem bisherigen Beſtande aufgelöſt oder umgeſtaltet 
wird ($$ 5, 8 ded G.), wenn die betreffende Ge- 
meinde (Kultusverband) in verſchiedenen Berwal- 
tungsbezirlen gelegen ijt; ferner die Erhebung der 
Eintorahe egen die Bejtellung des Rabbiners 
begw. Unterjaqung derfelben ($$ 12, 13, 14 des G.) 
in Stidten mit eiqenem Ctatute, endlid) die 
Wenehmiqung der Wemeindeftatuten ($$ 19, 20, 
29 de3 G.) und die Auflöſung einer Kultusver— 
tretung (§ 30 G.). Dem Winifterium find vor- 
bebalten die ©. fiber das Vermögen aufgelöſter 
oder umgeftalteter Rultusqemeinden, deren Spren= 
ef in das Berwaltungsgebiet mehrerer Landes- 
jtellen fallt, die Underung in der Abgrenzung der 
Kultusgemeindejprengel fowie die Neuerrichtung 
einer Rultusgemeinde (§ 7 des G.), die Entgie- 
hung der jtaatl. Unerfennung bejtehender Kultus— 
gemeinden (§ 8 G.) endlid) die Genehmigung der 
Statuten der Kultusgemeinden Wien u. Brag fo- 
wie jener Rultusgemeinden, welche mehrere Kron: 
lander umfaſſen. Hinſichtlich folcher Kultusgemein— 
den, deren Sprengel in mehrere Verwaltungs— 
bezirke fällt, hat in der mee jene Bebirde das 
Amt ju handeln, in deren Amisbereich die Kul— 
tusgemeinde ihren Amtsſitz hat (vgl. B. G. 24 II 
1904, Budwinsti 2399). 

VI. Die israelitiſchen Kultusſtiftungen. Das 
israelitiſche nit eka! ded en erheiſcht aus mehr⸗ 
ſachen Griinden einer bejonderen Würdigung: einer= 
jeits wegen der reidjen charitativen Betätigung 
der Jéracliten, bei welchen die Erridjtung von 
Liebeswerfen (Gemiluth Chajadim) fiir Lebende 
u. Tote gu den Hauptgeboten der Religionslehre 
gehört; andererjeits wegen der bejonders jchwieri- 
gen Abgrenzung der ftaatl Stiftungsho- 
heit gegeniiber den Machtbefugniſſen der religiö— 
fen Rultusverwaltung, da hier weltl. Verwaltungs- 
aufgaben mit religibſen Sweden oft auf das engite 
verbunden find. 

Sm allg. fann man vom jurijtiiden Stand- 
punfte zweſerlei Rategorien von isracliti- 
ſchen Stiftungen unterfdeiden: A. Stiftungen zur 
Förderung nidt ſpezifiſch religiöſer Ber- 
waltungszwecke verſchiedener Art, als Armen— 
ſtiftungen, Schulſtiftungen, Unterrichtsſtipendien, 
Heiratsausſtattungsſtiftungen fiir Israeliten uſw. 
Hier liegt der gewöhnl. Typus einer gemeinnützi— 

en Stittung vor, wenn aud ausſchließlich fiir 
ngchirige eines Glaubensbefenntnijjes beſtimmt; 
daber denn bei foldjen Stiftungen, mag auch das 
Vermögen derfelben der Verwaltung eines israe- 
litijdjen Kultusverbandes ſtiftbrieflich übertragen 
jein, die Muffidtsredte der jtaatl Stif— 
tungsbehörde in vollem Umfange Blag qreijen. 
(Bgl. Art. ,,Stijtungen’; aud) E. des O. G. H. 
O XII 85, Glajer-llnger XXIIL, 10820, betrefiend 
Erbserklärung durch) die Finangprofuratur. ) 

B. Anders jteht es dagegen mit den iiberaus 
gobtreldjen Stijtungen fiir ſpezifiſch israe— 
itiſch-koönfeſſionelle Swede. Hieher gebiren 
Stiftungen aur Erridjtung oder Erhaltung von 
RKultuganjtalten, von rituellen Einrichtungen Bet— 
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häuſer, Ritualbider, konfeſſionelle Friedhöfe), zur 
Dotierung von Religionsdienern, dann namentlich 
Die verfdiedenartigen Stiftungen zur Veranftaltung 
der GSeelengedidtnisfeier fiir Berjtorbene, 
- B. Stiftungen fiir Ubhaltung des Kaddiſchge— 
eteS, Nennung des Namens Verſtorbener an 
Gediadtnistagen (Haskora neschamot), Anzün— 
den von Seelenlidjtern ujw.; hieher dürften gleich- 
falls jene Schul⸗ u. Humanitätsſtiftungen gu zäh— 
len fein, deren Swede aus dem religibfen Le 
ben und ben ſpezifiſch religidjen Gebriiuchen der 
Israeliten hervorgegangen, den Zuſammenhang 
nit demjelben genet haben, al die Bifur-Cho- 
lim-, Chewra-adijda: und wohl aud) die Tal— 
miud -Thorafduljtijtungen, die denn aud) in den 
Statuten der RKultusgemeinden als Stijtungen 
tein fonjeffioneller Natur angefiihrt ju werden 
pylegen (bezüglich der Talmud-Thorafdulen a. A. 
.G. 15I 79, Budwinski 424; 711 99, Bud- 
wingsfi 12472). Für derartige Stiftungen ijt ge- 
genwirtig § 24 G. 21 III 90, R. 57, mabgebend, 
nad) weldem ,,Stijtungen rein konfeſſioneller Na— 
tur — unbejdadet der in den G. begriindeten 
ftaatl. Einflußnahme — unter Auſſicht der Rule 
tuSgemeinde ſtehen“. Eine Schwierigkeit fann die 
—— der Grenzen dieſer ſtaatl. Ein— 
flußnahme gegenüber der Aufſicht der Kultus— 
gemeinde bilden. 

Die richtige Löſung dieſer in der Praxis viel- 
jac) abweidjend behandelten Frage ergibt ſich aus 
dem inneren Zuſammenhange der angefiihrten Ge- 
fepesbeftimmung (§ 24 leg. cit., welcher feine 
Analogie im § 47 bes G. 7 V 74, R. 50, findet) 
mit der verfaſſungsmäßigen Stellung deraner- 
fannten ReligionSgejellfhaften iiberh., mit welder 
diefelbe in Einflang gebracht werden mug. Die Re— 

elung der Wirkjamfeit folder Stijtungen, welche 
—* betreffen, die innerhalb des religibſen Le— 
bens der Israeliten ſich vollziehen, gehört nämlich 
zu den inneren Angelegenheiten der israe— 
litifdjen Religionsgeſellſchaft, bezüglich welcher nad 
Art. 14 St. G. 21 XII 67, iy 142, diejer die 
volle Autonomie gewährt ijt. ES wird Ddaber, 
foweit die Durchfiihrung der Swede folcher Stij- 
tungen in Frage fommt, alſo namentlich bezüg— 
lic) der Unnehmbarteit, der Notwendigleit der Ab— 
änderung, der Aufhebung die ©. ausſchließlich 
der Kultusgemeinde und nicht der jtaatl. 
Stiftungsbehirde im Ginne des Hfd. 21 V 41, 
P. G. S. LXIX, S. 137, gufommen, gleichviel 
ob aud) die Verwaltung des Vermigens einer der- 
artigen „rein fonfefjionellen” Stijtung der Rultus- 
emeinde jujteht oder, was ja nicht ausgeſchloſſen 
ijt, auf Grund der Anordnung des Stijters von 
anderen Organen ju beforgen jt. (Val. hiegu Mi— 
nifterialverordnung 5 XII 1903, K. U. M. V. BL 
Nr. 2 ex 1904, Punt 3.) 

Die jtaatlide Stiftungsaufſicht wird ſich 
hier wefentlid) im Rahmen der Unterordnung der 
anerfannten Religionsgejellichajten unter die allg. 
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Staatsgejege halten miifien (Urt. 15 St. G. 21 XI 
67, R. 142), wobei nod) in Betradt fommt, daß 
eine abgefonbderte Aufſicht über das Vermögen der 
israelitiſchen Religionsgeſellſchaft (im — e zur 
fatholijdjen Sirche nad § 38 G. 7 V 74, R. 50) 
hier nidt vorhanden ijt. Es wird daher, abgefe- 
hen von Mafregeln gur Berhinderung des Ent- 
jtehenS etwa gegen die öffentl. Ordnung ver- 
ſtoßender Rultusjtijtungen — denn aud) unter 
dem Decdmantel einer ſolchen Stiftung finnten 
unlautere Ubjichten verfolqt werden — die jtaatl. 
Stijtungsaufficht fic) auf die Einbringung ded 
Vermögens der von der israelitijden Rultusver- 
waltung jiir annehmbar erflirten Stiftung und 
guf die Erhaltung desjelben, fowie auf die allg. 
Uberwadung der Perfolvierung der bejte- 
benden Stiftungen gu befdjriinfen haben. Somit 
wiire Der mitunter vorfommenden Genehmigung 
der Stiftbrieje iiber israelitiſch-konfeſſionelle 
Stijtungen durch die jtaatl. Stiftungsbehörde nur 
die Bedeutung der Fejtitellung beigumejjen, dah 
die Stiftung dem Staatsinterejje nicht widerjtreite 
und daß die Ausſcheidung einer Vermögensmaſſe 
al8 Grundlage eines abgejonderten Redtsfubjettes 
tatſächlich erfolgt jei. Die Entſcheidung iiber 
Bweijel hinjidtlid) des fonfeffionellen Cha- 
rafters einer Stiftung dürfte endlid als Folge 
der ſtaatsrechtl. Stellung der Religionsgeſellſchaf— 
ten der oberjten ſtaatl. Rultusbehirde voraubehal- 
ten fein. (Bgl. aud B. G. 7 I 99, Budwinsfi 
12472.) 
Literatur. 


UAbgejehen von allg. ftaatStirdenredtl. 
Werfen jum hiſtoriſchen Teile: Bodenſchatzens 
Kirchl. Verfaſſung der heutigen J., ſonderlich derer 
in Deutſchland. Frankfurt u. Leipzig 1749; dann 
die grundleqenden Arbeiten: Graeg: Gefchidte 
Der %., 11 Bde., Leipzig 1874 ff. Scherer: Die 
RedhtSverhiltnijie der g in den deutſch-öſterr. 
Landern, Leipzig 1901. Ferner: Stiger: Dar- 
jtellung der gejepl. Verfajjung der gal. Judenſchaft, 
Vemberg 1833. v. Scari: Syſtematiſche Darjtel- 
lung der in Betreff der J. in Mähren und im 
f. f. Unteile Schlejiens erlajjenen G. und B., 
Briinn 1835. v. Kopeg: Verſuch einer fyjtema- 
tiſchen Darjtellung der in Böhmen bezüglich der 
J. bejtehenden G. und B., Braq 1846. Dufdat: 
Umriß des bibliſch-talmudiſchen Synagogenrechtes 
mit Riicficht auf die jetzige —— der öſterr. 
J. Olmütz 1853. Denkſchrift über die Stellung 
der J. in Ojterr., Wien, Gerold, 1859. Heidl- 
mair in Mayrhofer, IV. Bd., S. 447 Ff. (aud 
jeparat), 1898. Heimberger: Die ftaatstirden- 
rechtl. Stellung der Aéracliten in Bayern, Freie 
burg 1893. Halphen: Recueil des lois, décrets, 
ordonnances etc. concernant les Israélites, 
Paris 1851. Allg.: Hamburger: Realengyflo- 
pädie fiir Bibel u. Talmud, 2 Ubteilungen, 1870. 

vb. Herrnritt. 


—h SE De 


Siterr. Staatswörterbuch. 2. Aufl. 2. Bd. 


63 





R. u. K. Gofbuchdruderei Joſ. Feichtingers Erben, Ving. 06.9001 


Digitized by Google 


U.C. BERKELEY LIBRARIES 


COeebStO0ab 




















————— Oe ee ee ee SS SS SS — 
i ee ee ee 
ee 








Lo es te 
SS 
tm ee ee 


me — ———— — — — — — 
— — — —— — — —— — — 








— — — 


— — — — ly a — — 


— — — 


